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Inhalls-Verzeichniß 


Dreißigſten Jahrgangs der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
nach der Buchſtabenfolge. | 


Abzug der Verſicherungsprämie. Entſcheidung des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts betreffend A. d. V. für Regreß⸗ 
anſprüche bei der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer 

Advokatenordnung, Die japaniſche, vom 3. März 18938 unter 
Bezugnahme auf die einſchlägigen Beſtimmungen der deutſchen 
Nechtsanwalts ordnung æ 

Anſtandsſchenkungen, Die, im Bürgerlichen Geſetzbuch h 

Anwaltstag. Zum A. in Danzig 

Anwaltstag, XV. Deutſcher, zu Danzig: 

Mittheilung des Ortsausſchuſſ ess 
Vortragsgegenſtände: 
Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins 641. 
Antrag zu Nr. 2 der vorläufigen Tagesordnung: Es 
empfiehlt ſich, außer den im § 63 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung beſtimmten Strafen auch eine zeitweiſe Unter⸗ 
ſagung der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft, mit der 
Rechtskraft des Urtheils beginnend und längſtens ein 
Jahr dauernd, als ehrengerichtliche Strafe zu ge⸗ 
tat... 8 625. 
Die Ordnung des Gerichtsvollzieherweſens im Deutſchen 
Reich. Bericht für den Anwalt stagg 
Beftrafung falſcher uneidlicher Ausſagen und Nicht: 
beeidigung unglaubwürdiger Zeugenausſagen 
Bericht betreffend die Frage einer Ruhegehalts⸗, 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
Schreiben des Vorſtandes der Anwaltskammer im 
Königreiche Sachſen an den Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltvereins betreffend Errichtung einer Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte 
Geſetz betreffend die Errichtung einer Ruhegehalts⸗, 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
Anwaltstag, Der XV. Deutſche, zu Danzig 
Zu den Beſchlüſſen des letzten deutſchen Anwaltstages. 


Thatſächliche Berichtigunn Lass 
Anwaltvereine. Aus den Ortsvereinen: 


Seite 


695 


Aufgaben, Ueber die, der Juriſtiſchen Wochenſchrift, ein An⸗ 
trittswort des neuen Schriftleiters mit Bitte um Mitarbeit 529 
Aufrechnung, Die, während der Uebergangs zeit.. 8 
I. Die Aufrechnung während der Uebergangszeit. 
IIa. Wird eine Forderung, gegen welche nach altem Recht 
nicht kompenſirt werden konnte, aufrechenbar, wenn das 
B. G. B. die Aufrechnung geſtattet? Steht z. B. im 
Gebiet des Pr. L. R. einer vor dem 1. Januar 1900 
aus der Verwahrung entſtandenen Forderung nach dem 
1. Januar 1900 noch das Verbot der Aufrechnung gegen 
eine Forderung aus dem Verwahrungsvertrage zur 
Seite? Iſt insbeſondere die Aufrechnung gegen eine 
Forderung der unter I. beſchriebenen Art auf Grund des 
§ 393 B. G. B. nach dem 1. Januar 1900 unzuläſſig? 
IIb. Wird umgekehrt eine Forderung der Aufrechnung ent⸗ 
zogen, wenn das B. G. B. die Aufrechnung verbietet? 
III. Befähigt die Prozeß vollmacht die Parteivertreter während 
des Prozeſſes zur Erklärung der Aufrechnung und 
andererſeits zur Entgegennahme dieſer Erklärung? 
Aufſichtsrath, Der, und feine Mitglieder 768 


Berechnung des Werthes des Streitgegenſtandes. Wie iſt der 
W. des St. zu berechnen, wenn das uneheliche Kind mit dem 
Antrage klagt, den Beklagten für ſeinen Vater zu erklären 
und zur Zahlung einer beſtimmten Geldrente zu verurtheilen? 706 
Berufsjubiläum ſ. Freund; ſ. Orgler. 
Börſenreform. Der Kernpunkt der dn. 876 
Briefkaſten. 21. 148. 180. 192. 232. 288. 319. 344. 
414. 472. 488. 570. 700. 716. 747. 815. 871. 887 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
Zur Anwendung der §8 517, 818 und 780 des B. G. B. 387 
Das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers nach § 559 
B. G. B. erſtreckt ſich nur auf die von dem Miether ein⸗ 
gebrachten Sachen, ſoweit ſie ihm gehören, nicht auch 
auf ſolche dritten Perſonen gehörige, in Gewahrſam des 
Miethers befindliche Sachen, von denen der Vermiether 
in gutem Glauben annimmt, daß ſie dem Miether 
err rer 879 
§ 873 B. G. B. und der obligatoriſche Vertrags 791 
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Seite 
Kann aus einem mündlichen obligatoriſchen Vertrage auf 
Beſtellung einer dinglichen Rechtsänderung des § 878 
B. G. B. geklagt werdeen 701. 747. 792 
Zur Auslegung des § 838 des B. G B ͤö’ñ 8 880 
Civilprozeßordnung. 
Zum § 254 der C. P. oopop . 788 
Zwangshypothek der 88 866, 867 C. P. Oo 298 
Eheſachen, Die, in der Uebergangs zeit —2** ** 248 
Einführungsgeſetz zum B. G. B. = 
Sind unter den dinglichen Rechten im Sinne des Art. 184 
des Einf. Geſ. zum B. G. B., ſofern Rechte an Grund⸗ 
ſtücken in Betracht kommen, nur ſolche zu verſtehen, die 
im Grundbuch eingetragen ſind̃ '''. 590 


a Die erbrechtlichen, des Güterſtandes im Sinne 
des Einf. Geſ. 200, ſoweit das Landrecht aufrecht erhalten 
iſt, insbeſondere der Beiſitz und das in drei Staaten 
geltende Württembergiſche Landrechvtt.— 114 
Zur Auslegung des Art. 201 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 193 
Erbrechtliche Verhältniſſe, wenn der Erblaſſer vor dem 
1. Januar 1900 geſtorben iſt. Einf. Gef. 85 213—217 55 
Eintragungen in das Guüterrechtsregiſter. Sind nach dem 
B. G. B. E. in das G. zuläſſig, bevor die Ehe, deren Güter⸗ 


ſtand geregelt werden ſoll, geſchloſſen iſt᷑eç .. 691 
Entmündigung und Geſchäftsunfähig keit. 790 
Fiduziariſche Rechtsgeſchäfte. Ueber f. NN. 7¹⁰ 
Freund, Geheimer Juſtizrath Dr., in Breslau, Berufs⸗ 

ib ius a 861 
Gebühr, Die, des Rechtsanwalts für Mahnbriefe, Kündigungs⸗ 

ſchreiben und Verzugsſetzungee n. 118 
Gebühren für die Beurkundung von Verträgen. Preußiſches 

Gerichtskoſtengeſetz S aʒ]aꝑr: . .. 878 


Gebühren und Auslagen. Kann ein Rechtsanwalt als von 
Amtswegen beſtellter Vertheidiger für den Antrag auf An⸗ 
weiſung der ihm zuſtehenden G. und A. für die von ihm 
geführte Vertheidigung die Erſtattung der Auslagen für den 


Antrag verlangen 196 
Gerichtsvollzieherordnung. Zur preußiſchen GWG. 786 
Gerichts vollzieherweſen. 


Bericht der am 22. Oktober 1900 von der Verſammlung 
des Berliner Anwaltvereins gewählten an für 
DNS. ae ee 682 
Petition betreffend das G. zum Staatshaushaltsetat.. 680 
ſ. a. Anwaltstag unter Vortragsgegenſtände. 
Geſchäftsabtheilung der Reichsgerichts⸗Civilſenate. Abänderung 289 
Geſchäftsunfähigkeit ſ. Entmündigung. 
Geſinderecht, Das, und das B. G. B. in Verbindung mit dem 
inf ,,,, ³ðL 186 
Geſindevertrag. Zur Frage der Formfreiheit des G. (Er⸗ 
forderniß des Miethsthalers bezw. Bedeutung deſſelben als 
arrha) nach dem Einführungsgeſetz zum B. G. B. auf dem 
Boden des Preußiſchen Rechts 


Haftpflicht. Keine H. des ausländiſchen Prozeßbevollmächtigten 


für inländiſche Stempelpflicht einer im Auslande vorgelegten 
Vollmacht 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 1. 29. 49. 69. 149. 
181. 193. 233. 289. 321. 377. 433. 473. 489. 545. 
589. 686. 749. 781. 817. 883. 873 


Selte 
Juriſtentag. Verhandlungsgegenſtände des nächſten Deutſchen J. 878 


Kongoſtaat, Der Unabhängige... 553 
Koſten, Ueber die, bei Beſchwerde·e n. 74 
Koſtenfeſtſetzung. Zur Frage dert RE 691 


Kündigung vom 1. zum 1. Kann vom 1. zum 1. bei der 
Miethe gekündigt werden? oder muß ſchon am letzten Tage 
des vorhergehenden Monats gekündigt werden? Darlehn ꝛc. 393 


Lauff, Geheimer Juſtizrath Johann peter, Notar a. D. aus 


Köln. Nachrui⸗ns 444 „6 572 
Legitimationsurkunden. Die Vorlegung der L. bei einſeitigen 
Rechtsgeſchäfte ndnn nennen nenn nn nn 770 
Literatur er en nn nen 21. 49. 67 
Literatur, Die, des bürgerlichen Rechts. Insns.Q 696 
s s s 2 5 RS! ͤ ͤ 798 
s 2 s „ N ;ͤ 3 873 
Notariat in Japan. Einiges über das ..... . 511 
Orgler, Geheimer Juſtizrath, in Poſen, Berufsjubiläum..... 377 . 
Penſtonskaſſe. 
Kritiſcher Rückblick in Sachen der P. für deutſche Rechts⸗ 
anwäldttr um 509 
Zur Penſions kaſſnö e.. ⁊ d 545. 670 
Zur Penſionskaſſen⸗Fraggh e.. q 33 671 


ſ. a. Ruhegehaltskaſſe. 
Perſonal⸗Veränderungen 23. 47. 67. 100. 182. 148. 180. 
216. 282. 272. 320. 344. 860. 876. 416. 472. 488. 
528. 572. 624. 640. 668. 684. 716. 732. 748. 780. 


816. 872. 888 
Berichtiguna—⸗ß n UmfnpPf f „„„„„ 4 192 
Praxis. Aus der P. des Reichsgerichts |. R. 
Prozeſſuale Formalismus, Der, in der Nechtſprechung 708 
Mechtsanwaltſchaft, Die deutſche, an der Wende des Jahr: 
hunderts. 
! ĩ⅛ w wr; ⁵̃⁵9hmw 69 
II u A ³ 150 
Ir! ĩ A A 228 
f ³Ü·ſwüͥ᷑]ĩ⁊E!tü 289 
G a ĩðVA ⁵ð2.d ¼¼-¼ 580 


Rechtsanwalts ordnung. Zu 8 25, Abſ. 1, 2 der R. A. O. 746. 879 
Rechtsgeſchäfte mit notarieller Beurkundung. 
Genehmigung bei R. mit notarieller Vs.. 352 
Form der Genehmigung Dritter zu R. mit notarieller B. 421 
Rechtſprechung, Die, des Reichsgerichts in Beziehung auf die 
wichtigſten Begriffe und Inſtitute des Civilrechts: 
LII. Kaufgeſchäft. 
3. Gewährleiſtung des Verkäufers wegen Mängel 
der Sache. B. G. B. 88 459—4 80 108 
LIII. 4. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache; ins 
beſondere Verluſt des Anſpruchs durch vor⸗ 
behaltloſe Annahme oder ſpäteren Verzicht 
(S 464); Kauf nach Probe; Gewährleiſtung beim 


Gattungskauf (8 480 ;: L 217 
LIV. 5. Wiederkauf (Rückkauf) und Vorkauf. B. G. B. 
BEE A097 / ↄ ZZZ 388 
Referendare. Noch einmal die Vorbildung der Rn. 882 


Reichsgericht. Aus der Praxis der Straffenate des R. 274. 
f 433. 496. 599. 686. 817 


Reichsgericht ſ. Vom R.; ſ. Strafſenate; ſ. Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen. 

Neichsgerichtsentſcheidungen auf Grund des B. G. B., des 
Einf. Geſ. zum B. G. B., der C. P. O. 1. 29. 50. 72. 101. 
137. 149. 181. 198. 226. 233. 273. 293. 321. 349. 
362. 378. 452. 473. 491. 545. 595. 639. 645. 733. 

765. 781. 829. 

Reiſekoſten. Nichterſtattbarkeit von R. eines Rechtsanwalts 
zu auswärtigen Gerichtstagen, Beſchluß des Landgerichts 
Saarbrücken 

Kuhegehaltskaſſe. 

Einige Bemerkungen über die Ruhegebaltsfafle......... 
Entwurf eines Geſetzes über die Errichtung einer Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Unterſtützungskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälttttttrtr“hõu en 
Tarif zum Entwurfe eines Geſetzes über die Errichtung 
einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Unter⸗ 
ſtützungskaſſeaee 
Zur Frage der Ruhegehalts⸗ und Wittwenkaſſe 
Entwurf eines Reichsgeſetzes über die Errichtung einer 
Nuhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Kaſſe für deutſche 
e . 
ſ. a. Anwaltstag unter Vortragsgegenſtände; ſ. Penſions⸗ 
kaſſe. 
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Siegel. I. Bedeutung von S. und Stempel in der Reichs⸗ 
und Landesgeſetzgebung. II. Wappen 
Spielſchulden. Regulirung fog. erlaubter S. durch Wechſel .. 
Stempelpflicht der Armenanwälte für Vollmachten zur Erhebung 
de Stteitgegenſtan des 


Seite 


863 


741 


634 


133 


136 
345 


417 


Stempel ſ. Siegel. 
Strafſenate. Aus der Praxis der S. des Reichsgerichts ſ. R. 


Terminsvermerk, Unbeglaubigter. Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand 
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Urheberrecht und Verlagsrecht, Das nepni uu 
Vereine des früheren Rechts und des B. G. B..... 
Vereinsnachrichten 29. 49. 133. 181. 217. 377. 489. 589. 
625. 641. 685. 701. 749. 
Vergütung an einen Geſellſchafter für die Geſchäftsführung der 
Geſellſchaft. 
Kann ein Geſellſchafter für die Führung der regulären 
Geſchäfte der Geſellſchaft mangels Abrede Vergütung 
ignis 
Verlagsrecht, Das neue, |. Urheberrecht. 
Verſäumung der Nothfriſten. Zur Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die V. de N d 
Viehgewährſchaftsrecht. Aus der Praxis des V. nach dem 
%%%)]§Äöé A Z 8 704. 
Vom Reichsgericht 8. 33. 57. 79. 120. 139. 187. 
204. 226. 248. 285. 301. 326. 354. 365. 422. 
457. 482. 514. 535. 573. 615. 649. 717. . 798. 


Wappen f. Siegel. 

Wechſelproteſt und Wechſelprozeß. Reformvorfchläge ........ 

Zwangsvollſtreckung. Zur Z. aus Urtheilen auf Leiſtungen 
Zz um gs 740. 
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Beilagen für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins und Empfänger von Freieremplaren: 


Nr. 1/3: 

:s 8/11: 

s 12/15: 
Wochenſchrift. 

: 16/17: 

: 18/21: 


: 22: Verzeichniß der Kaiſerlich deutſchen Konſulate 1901. 


Sonderausgabe der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Geſ. zu demſelben, Bogen 6 und 7. 
Verzeichniß der Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins vom 1. Januar 1901. 
Titel und Inhaltsverzeichniß ſowie das Verzeichniß zu den Reichsgerichts⸗Entſcheidungen des Jahrganges 1900 der Juriſtiſchen 


Ueberſicht über die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern Dezember 1900. 
Sonderausgabe der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Geſ. zu demſelben, Bogen 8. 


Sonderausgabe der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Geſ. zu demſelben, Bogen 9. 
do. 
do. 
Einladung zum XV. Deutſchen Anwaltstag in Danzig nebſt Tagesordnung und Feſtprogramm. 


do. 
do. 


Bogen 10. 
Bogen 11. 


Sonderausgabe der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Gef. zu demſelben, Bogen 12 —16. 


23/25: 

28/2: do. 

35/38: do. 
72/75: 

78/90: do. 

85/86: do. 


do. 
do. 


do. 
do. 


Bogen 17. 
Bogen 18. 


Verhandlungen des XV. Deutſchen Anwaltstages zu Danzig. 


Digitized by Google 


＋ 


Fr - 
Fe 


_ Pexgichnif 
im XXX. Jahrgange * Tuff Wochenſchrift 


mitgetheilten 


Onfheungen des Aeihsgerihis | in Einilfadhen. 


A. Sachregiſter. 
Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, g gemeines, f franzöſiſch⸗rheiniſches und badiſches Recht. 


Ablehnung ſ. Hülfsrichter 331, Sachverſtändige 59° 
eines Richters, der in einem anderen Rechtsſtreit an der 
8 age betreffenden Entſcheidung mitgewirkt 


A. 0 3 als ſolchen nicht zuläſſig, nur einzelner 
Richter 397° 
Abſchriften 
aus Prozeßakten können vom Gaichtdſcreiber in der 
Regel nur einmal verlangt werden 1200 
Ob A. aus Strafakten — die als Hülfsakten auch zu 
den Prozeßakten im Sinne des § 299 C. P. O. gehören 
— zu ertheilen find, hat die Staatsanwaltſchaft zu 
entſcheiden 83913 
Abſonderungsrecht |. Konkurs 62 522 13 
Abtretung |. Pacht 3160, Subrogation 375 
eines Theiles einer Hypothek, die einem Dritten unter 
Uebergabe des Hypothekenbriefes verpfändet iſt. An⸗ 
ſpruch gegen dieſen Dritten auf Herausgabe des Hypo⸗ 
thekenbriefes an das Grundbuchamt behufs Eintragung 
der Theilabtretung, Bildung des Zweigdokuments und 
Rückgabe beider Hypothelenbriefe an den Pfand⸗ 
gläubiger 31 
A. von Forderungen nach badiſchem und franzöſiſchem Recht. 
„Signifikation“ an den Schuldner 17947, 17948, 1804 
A. einer Hypothek „zur Sicherheit“ verſchafft volle Eigen⸗ 
thums⸗ und Verfügungsrechte, jedoch nur bis zur 
Tilgung der geſicherten Forderung. Wirkung ſpäterer 
Weiterabtretung. Einreden des Grundſtückseigenthümers 
gegen die dingliche und perſönliche Klage des ſchlecht⸗ 
gläubigen Ceſſionars 111 
Iſt der Anſpruch des wahren Eigentümers | gegen den 
buchmäßigen auf Berichtigung des Grundbuches ab⸗ 
tetbar? Steht der Wirkſamkeit der A. das Bedenken 


entgegen, daß der Ceſſionar, ſofern er ſich demnächſt 
ſelbſt als Eigenthümer eintragen laſſen könnte, das 
Eigenthum an dem Grundſtücke materiell ohne Auf⸗ 
laſſung erwerben würde? 5272 
A. des rechtshängigen Klageanſpruches. Einwand gegen 
den Kläger, daß das Urtheil gegen den Ceſſionar nicht 
wirkſam fein würde 574“ 
Anſpruch des Ceſſionars auf Rückzahlung der für Ab⸗ 
tretung einer Kaufpreisforderung gezahlten Valuta, 
wenn der Kaufvertrag nachträglich aufgehoben wird 663 36 
Uebertragbarkeit des Rechts aus einem vertragsmäßigen 
Konkurrenzverbote durch Abtretung 725 20 
Bei A. einer Forderung gehen die derart verbundenen 
Nebenrechte gemeinrechtlich nicht über, wenn der 
Cedent den Nichtübergang beſtimmt hat 8106 
Unpfändbarkeit einer Forderung, deren Abtretung durch 
Vertrag zwiſchen Gläubiger und Schuldner ausgeſchloſſen 
Ä iſt. Altes und neues Recht 653° 
Abzahlungsgeſchäfte 
Verpflichtungen des Käufers beim am des Verkäufers 
579 10 
Abel |. Wohnſitz 8333 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges über die Zugehörigkeit 
zum Adelsſtande 17336 
Affirmatives Recht |. Beweis 58023 
Agent |. Verſicherungsweſen 19010, 57716, 58021 
Handlungsagenten für einen beſtimmten Bezirk. Proviſions⸗ 
anſpruch 6175 
Akteneinſicht |. Abſchriften 83913 
Recht auf A. bezüglich der Hülfsakten, nur ſoweit be⸗ 
ſtimmte Stücke in den Prozeßakten in Bezug genommen 
ſind und nur zum Zwecke des Prozeßbetriebes. Akten 
fremder Behörden 357 
1 


Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 

auf Aktien 

Rechtliche Natur der Feſtſetzungen über die Einlagen der 
Gründer einer Aktiengeſellſchaft und der dafür zu ge⸗ 
währenden Vergütungen. Berückſichtigung der in den 
»Geſellſchaftsvertrag nicht aufgenommenen Erklärungen 
bei Auslegung des Vertrages 142° 

Vertretung der A. im Prozeß durch den Vorſtand ohne 
Beſchluß der Generalverſammlung 14210 

Verpflichtung der vor dem Geſetz vom 11. Juni 1870 
errichteten A. zur Beſtellung eines Aufſichtsrathes 234 

Rechtshandlungen, die der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft 


vor deren Eintragung in das Handelsregiſter vornimmt, 


find für die Aktiengeſellſchaft nicht wirkſam. Inwiefern 
haften dann die Gründer für den dem . er⸗ 
theilten Auftrag? 25312 

Bevollmächtigung einzelner Vorſtandsmitglieder An Vor⸗ 
nahme beſtimmter Geſchäfte oder beſtimmter Arten von 
Geſchäften. Bevollmächtigung durch fortgeſetzte Duldung 
ſolcher Geſchäftsführung 287“ 

Bevollmächtigung eines von mehreren zur Kollektiv⸗ 
vertretung berufenen Vorſtandsmitgliedern durch die 
übrigen. Nachträgliche ſtillſchweigende Genehmigung der 
letzteren 30818 

Verpflichtung der Aktionäre zu nicht in Geld beſtehenden 
Leiſtungen (Rübenlieferungspflicht) früher nur auf 
Grund von Nebenverträgen, jetzt nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage ſelbſt zuläſſig 3678 

Vertretung im Prozeß durch Vorſtand und Aufſichtsrath 
4821 

Aktienbezugsrecht der Aktionäre vererblich 4847 

Vorgeſchobene Perſonen als Aktienzeichner („Strohmänner“) 
gelten der Aktiengeſellſchaft gegenüber als wahre Aktien» 
zeichner 484 

Ausgabe von neuen Aktien nach Eintragung eines Be⸗ 
ſchluſſes auf Erhöhung des Grundkapitals oder vor 
thatſächlicher Erhöhung durch neue Zeichnungen und 
Einzahlungen. Früheres und jetziges Recht 540° 

Aktienbezugsrecht der Aktionäre nach Art. 28 des Einf. 
Geſ. zum neuen H. G. B. 617% 

Können die Aktionäre durch das Statut zu h als 
vermögensrechtlichen Leiſtungen verpflichtet werden? 
(3. B. Mitglied des Bundes der Landwirthe zu fein?) 
75414 

Tilgung der aus der Aktienzeichnung entſtandenen Ein⸗ 


zahlungsverpflichtung durch vereinbarte Aufrechnung 


75516 
Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation ſ. Haftpflicht 1421, 
Ehegüterrecht 137 
Alternative Verurtheilung 
Wirkung derſelben. Iſt es zuläſſig, den Schuldner zu 
einer alternativen Leiſtung zu verurtheilen, wenn ſeine 
Verpflichtung an ſich nur die eine A. umfaßt und ihm 
die andere freigeſtellt werden ſoll? 72955 
Alimentation 
Pflicht des Vaters zur A. ſeiner Kinder nach Scheidung 
der Ehe 1722 


Anerkenutniß |. Verjährung 36812 
der Schuld aus einem verbotswidrigen Vertrage wider⸗ 
ruflich 43 28 
Prozeſſuales A., im Gegenanſatz zu unverbindlicher 
Aeußerung einer Rechtsanſicht 583 
A. eines Debet⸗Saldos beraubt der Einwendungen aus 
dem unterliegenden Schuldverhältniß. Anfechtung wegen 
Irrthums 143 1 
Genügt zur Anfechtung des Anerkenntniſſes eines durch 
Abrechnung ermittelten Schuldbetrages der Nachweis 
der Unrichtigkeit und des Irrthums bezüglich einzelner 
Rechnungspoſten? 313“ N 
Anerkenntnißurtheil (agnltoria) ſ. Koſten 4°, 55 
Anfechtung des im Aufgebotsverfahren erlaſſenen 
Ausſchlußurtheils 
Genügt zur Begründung der Anfechtungsklage nach § 957 
Abſ. 2 Z. 1 C. P. O. das Fehlen irgend einer geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzung für den Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urtheils? 81° 
Aufechtung 
von Willenserklärungen wegen Irrthums. Genügt die 
A. im Prozeſſe gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten 
des Gegners? 493 
Die A. muß ohne ſchuldhaftes Zögern erklärt werden 466 
Anfechtung im Konkurſe und außerhalb des 
Konkursverfahrens 
Benachtheiligungsabſicht iſt in dem Bewußtſein, durch 
Befriedigung eines Gläubigers die übrigen zu benach⸗ 
theiligen, in der Regel noch nicht enthalten. Wann 
erlangen die Gläubiger Anſpruch auf gleichmäßige 
Befriedigung? 93 
Genügt zur Anfechtung eines Erfüllungsgeſchäfts (nach 
8 3 3.1. Geſetz vom 21. Juli 1879) der Nachweis, 
daß den Betheiligten die mit ihrem Rechtsgeſchäft ver⸗ 
bundene Benachtheiligung der Gläubiger bewußt war 
oder nur der, daß die Befriedigung des einen 
Gläubigers den Zweck hat, den anderen die Be⸗ 
friedigungsmittel zu entziehen? 81.10 
Beweis der Unkenntniß der Benachtheiligungsabſicht durch 
Nachweis, daß ſolche nicht beſtanden habe 12311 
Relative Wirkung der Anfechtung; Inhalt des An- 
e auf „Zurückgewährung“ des Veräußerten 
16213 
Ä Aufhebung des Vorderurtheils, weil es auf einen vom 
Kläger nicht geltend gemachten Anfechtungsgrund geſtützt 
iſt 2088 
Dingliche Natur des Anfechtungsrechtes des Konkurs⸗ 
verwalters. Zuſtändigkeit des Gerichts 33013 
Der Anfechtungsklage nach $ 3 Z. 2 Geſetz vom 21. Juli 
1879 liegt die geſetzliche Vermuthung einer unerlaubten 
Handlung zu. Grunde 33015 
Anfechtung der vor dem Konkurſe erfolgten Rückgewähr 
des Heirathsgutes nach neuem Recht 385 
Iſt eine Zahlung, die ein Dritter auf Anſuchen des 
Gemeinſchuldners für deſſen Rechnung geleiſtet hat, 
gleich einer eigenen Zahlung des Gemeinſchuldners 
gemäß § 30 K. O. anfechtbar? Unterſchied je nachdem 


der Dritte dem Gemeinſchuldner den Betrag ſchuldete 
oder nicht 405 2 

Anfechtung der „Rückgewähr“ von Heirathsgut oder Ein⸗ 
gebrachtem der Ehefrau 517° — Einwendung des 
Beklagten, daß der Gemeinſchuldner geſetzlich z. B 
wegen Betruges zur Rückgabe verpflichtet ſei 5177 

Beweislaſt bei Anfechtung eines Erfüllungsgeſchäfts; 
Unterſchied eines ſolchen von einem wirthſchaftlich den⸗ 
ſelben Erfolg herbeiführenden, aber rechtlich verſchiedenem 
Geſchäft (ſtatt Eintragung einer Darlehnsforderung 
Abtretung einer demnächſt hypothekariſch geſicherten 
Kaufgeld forderung) 539° 

Anmeldung 
A. einer Konkursforderung als Grundlage 12 Feſt⸗ 


ſtellungsklage (Darlehnsforderung, „beſtehend aus rück⸗ 


ſtändigem Lohn“) 330 
Autheilsſcheine 
bei Geſellſchaften m. b. H. ſ. Geſellſchaft m. b. H. 521 
Autichreſis 
iſt ſeit dem Inkrafttreten des B. G. B. nicht mehr ein⸗ 
tragungsfähig, auch wenn durch Uebergabe des Grund⸗ 
ſtücks vor dem 1. Januar 1900 (gemäß 88 6, 7 I. 20 
und § 2 I. 21 A. L. N.) ein dingliches Pfandnutzungs⸗ 
recht entſtanden und dieſes durch Vormerkung geſichert 
iſt 273 Vergl. die Kritik von Meiſel S. 590 
Das eingetragene antichretiſche Pfandrecht iſt ohne Be⸗ 
willigung des Grundſtückseigenthümers abtretbar p 850 50 
Anträge 
der Parteien. Ne ultra petita ſ. Reviſion 6°, 356“, 
Verhandlungsmaxime 35, a 652° 
Yuweifung 
Durch die zahlungshalber 1188 A. wird die Geltend⸗ 
machung der urſprünglichen Schuld in der Regel davon 
abhängig, daß der Angewieſene nicht zahlt 867 
Argliſt |. Vertrag 14414 
Replik der A. gegenüber dem Einwande der Ungültigkeit 
des Geſchäfts wegen Geſchäftsunfähigkeit eines Theiles. 
Betrügliches Verhalten des Geſchäftsunfähigen ver⸗ 
pflichtet nur zu Schadenserſatz 15 
actio doli gemäß 8 767 C. P. O. wegen Nichteinhaltung 
des vor Erlaß des Urtheils gegebenen Verſprechens, von 
dem Urtheil keinen Gebrauch machen zu wollen 12219 
Vertragsuntreue beim Mangel der geſetzlichen Vertrags⸗ 
form kann A. enthalten, wenn der vom Vertrage 
abgehende Theil den andern nicht nur zur Vertrags⸗ 
erfüllung, ſondern auch zu außervertragsmäßigen Auf⸗ 
wendungen veranlaßt hat 313 
Armenrecht 
iſt nur einzelnen phyſiſch een Personen zu ertheilen, nicht 
juriſtiſchen Perſonen, Geſellſchaften, Konkurs⸗ und 
Nachlaßverwaltern 2481 
Iſt das Gericht an den Inhalt des obrigkeitlichen Armuths⸗ 
zeugniſſes unbedingt gebunden? 3262 
Armenverband 
Beginn der Friſt zur Anmeldung des Anſpruches auf 
Erſtattung der gewährten Unterſtützung bei dem ver⸗ 
meintlich verpflichteten A. 84 


Arreſt |. Zwangsvollſtreckung 4134, 72214 
Zuſammenhang des Arreſtgrundes mit der zu ſichernden 
Forderung. Daß der Arreſtbeklagte die Abſicht, die 
Zwangsvollſtreckung zu vereiteln, ſchon gefaßt habe, iſt 
nicht erforderlich, es genügt, wenn zu befürchten iſt, daß 
er fie faſſen und bethätigen werde 72316 
Aſſignation 
Pflicht des Aſſignatars zu ungeſäumter Einziehung. Genügt 
unter Kaufleuten Einziehung binnen 14 Tagen? 6 277 
I. 16 A. L. R.) 17235 
Aufgebot 
A. abhanden gekommener Wechſel. 
ſchlußurtheils 844 
Aufgebotsverfahren ſ. Anfechtung von Ausſchlußurtheilen 
Auflaſſung 
Iſt bei der A. der Veräußerungs⸗ und Erwerbswille auf 
einen beſtimmten Theil des grundbuchmäßigen Be⸗ 
ſtandes beſchränkt, ſo iſt die Abſicht, weitere Theile 
aufzulaſſen, ausgeſchloſſen, auch wenn an dieſe 
garnicht gedacht iſt 8133“ 
Aufrechnung |. Zwiſchenurtheil 371, Beſchwerbegegenftand 
8007 


Wirkungen des Aus⸗ 


A. in zweiter Inſtanz 4235 


Compensation judiciaire erfordert — ebenſo wie die 
compensation legale — Liquidität beider Forderungen 
f 6674 
Erforderniß . Erklärung gegenüber dem anderen 
Theil 734 
Auftrag 


Beendigung des A. durch Tod des Beauftragten 34051 
Rechnungs⸗ und Beweispflicht des Beauftragten 411 
Auseinanderſetzungs⸗ und Ablöſungsſachen ſ. 
Rechtsweg 2694 | 
Iſt Reviſion zuläſſig, wenn ftreitig iſt, ob die im Mit⸗ 
eigenthum der Parteien ſtehenden Gegenſtände nach 
Maßgabe der Auseinanderſetzungsgeſetze theilbar und 
die Auseinanderſetzungsbehörden zu der beantragten 
Theilung berufen find? 371 
Ausländer |. Eheſcheidung, Ehebruch 30, 378 
Vorſchußpflicht der A., in deren Staat die Deutſchen nur 
in derſelben Weiſe vorſchußpflichtig ſind, wie die eigenen 
Staatsangehörigen und zwar nur für einen Theil der 
Gerichtskoſten (England und Türkei) 1419 
Erforderniß verbürgter Gegenſeitigkeit. Iſt der Erlaß 
des Vollſtreckungsurtheils zu einem öſterreichiſchen 
Urtheile davon abhängig, daß die Ladung dem Schuldner 
zu eigenen Händen zugeſtellt iſt? 1888 
Ausländiſches Recht |. Ehebruch 30, 378, ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren 424 
der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen 30 
Ausländiſches Urtheil |. Rechtshängigkeit 366° 
Auslegung |. Schriftform 8107 
von Willenserklärungen nach dem Wortlaut; Beweislaſt 
deſſen, der geringere Tragweite des Willens behauptet 
173%, 854 43 
Handhabung des Vertragsverhältniſſes als Beweisgrund 
für die A. des Vertrages 257%. 
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A. von Urkunden gegen ihren ſcheinbar unzweideutigen 
Wortlaut. Beweisführung 42713 
A. von Teſtamenten. Tod des Teſtamentsexekutors vor 
Eintritt des Termins, an dem er über ein Legat nähere 
Beſtimmung treffen ſollte (Hochzeitstag der Bedachten) 
macht das Legat in der Regel nicht ungültig 856 
Ausſchließung |. Richter 7992 
Ausſetzung des Verfahrens 
gerechtfertigt, wenn nur die Möglichkeit vorliegt, daß der 
Rechtsſtreit durch die Entſcheidung eines andern Pro⸗ 
zeſſes gegenſtandslos werden könnte? 34° 
Zweck der Befugniß zur A. d. V. Iſt die Befugniß ſtets 
gegeben, wenn ein und daſſelbe Rechtsverhältniß den 
Gegenſtand des vorliegenden und des andern Rechts⸗ 
ſtreits bildet? 1203 
Iſt die Ablehnung des Antrages auf A. d. V. nur (nach 
8 252 C. P. O.) durch ſofortige Beſchwerde anfechtbar? 
Reviſion, wenn die Ablehnung nicht durch beſonderen 
Beſchluß, ſondern durch die Gründe des Berufungs⸗ 
urtheils erfolgt 158° 
A. wegen einer mit der Klageforderung nicht im Zu⸗ 
ſammenhange ſtehenden Gegenforderung, wenn der Klage⸗ 
forderung unter Vorbehalt der Entſcheidung über die 
Gegenforderung entſprochen iſt? 158° 
A. d. V., wenn zureichender Anhalt dafür vorliegt, daß 
die Entſcheidung des Prozeſſes von einer Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde abhängt 5351 
Antrag des Beklagten auf A. d. V. in Eheſachen kommt 
nur in Betracht, ſofern nach $ 620 C. P. O. Ver⸗ 
anlaſſung zur A. von Amtswegen vorliegt 575° 
Ausſtattung 
Nicht der Zeitpunkt, ſondern Zweck und Veranlaſſung der 
Zuwendung ſind für deren Eigenſchaft als (anzurechnende) 
A. entſcheidend 6620 
Rentenverſprechen zur A. als läſtiger Vertrag (Stempel⸗ 
recht) 624 25 | 
Aval |. Wechſelrecht 518° 
Bauten 
Inwieweit entſcheidet nach dem 1. Januar 1900 über die 
Verpflichtung zur Zurückziehung eines vor dieſem Termine 
ausgeführten Ueberbaues altes und inwieweit neues 
Recht? Beweispflicht nach beiden Rechten dafür, daß 
weder vorſätzlich noch grob fahrläſſiger Weiſe über die 
Grenze gebaut ſei 52 
Anſpruch gegen den Bauherrn, der ſich eines ſelbſtändigen 
Bauleiters bedient hat, wegen Verſtoßes gegen Regeln 
der Baukunſt. Anſpruch auf Schadenserſatz wegen 
Ueberbaus erfordert Nachweis des Verſchuldens 72 
Kabelleitungen unter der Erde als „B.“ im Sinne des 
8 367 Str. G. B. 
Uebertragung der Verantwortung für Verfehlungen auf 
Stellvertreter. Sorgfalt der Auswahl und Kontrolle 89 20 
Beamte |. Dienſteinkommen 944, 811 0, Zuſtändigkeit 3941, 
Rechtsweg 26537, 587 30 
Anſtellung mit der „Maßgabe“, daß der B. ſofort entlaſſen 
werden könne, wenn er das Amt nicht ordnungsmäßig 
führe, iſt keine Anſtellung „auf Widerruf“ und giebt 


nicht das Recht, den B. an Stelle der vorgeſetzten 
Disziplinarbehörde wegen pflichtwidrigen Verhaltens 
aus dem Dienſte zu entfernen 430° 
Städtiſche B. 
Techniſches Perſonal mit obrigkeitlichen Befugniſſen 
21524 
Begriff der „obrigkeitlichen“ Funktionen. Anſtellung 
für Bureaudienſt im Betriebe der Kanaliſation 731 
Bedingung 
Ausfall aufſchiebender B. in Folge vertragswidrigen 
Verhaltens (hinſichtlich Erlangung einer Konzeſſion) 188 
Abkommen zur Abwendung des Konkurſes eines Dritten, 
durch Eröffnung des Konkurſes auflöſend bedingt 
31221 
Begräbnißplätze |. Kirchenrecht, Kirchhöfe 9851, 173°7 
Beleuchtungspflicht ſ. Schadenserſatz 2875, 3370, 
Wege 14312 
Bereicherung 
Verſteigerung einer mit einem Wohnungsrechte belaſteten 
Liegenſchaft als einer unbelaſteten. Anſpruch des dadurch 
ſein Wohnungsrecht Verlierenden auf den ſo erzielten 
Mehrerlös gegenüber den ſeinem Wohnungsrechte nach⸗ 
gehenden Pfandgläubigern f 1327 
Beweislaſt bei der B. 3362 763 20 
Iſt der Bereicherungsanſpruch nach dem B. G. B. (§ 812 ff.) 
ſubſidiär? Iſt er ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte 
durch Inanſpruchnahme eines Dritten wiedererlangen 
kann, was er dem auf ſeine Koſten Bereicherten ohne 
Rechtsgrund geleiſtet hat? 363 
Zur Begründung der Bereicherungsklage nach § 812 ff. 
B. G. B. genügt nicht das bloße Hingeben eines nicht 
geſchuldeten Betrages; erforderlich iſt die Angabe, zu 
welchem Zweck geleiſtet ſei, und inwiefern es danach 
an einem Rechtsgrunde für den Erwerb des Beklagten 
fehle 648 
Bergrecht |. Gewerkſchaft 
Eintragungsfähigkeit und rechtliche Natur des Verzichts 
auf das aus $ 148 des Berggeſetzes ſich ergebende 
Entſchädigungsrecht 37418 
Kolliſion von Muthungen. Geht das Recht aus der 
Muthung verloren, wenn die Klage nicht innerhalb der 
3 monatigen Friſt des $ 31 Abſ. 2 des Geſetzes erhoben 
wird? 4124 
Schaden durch Betrieb zweier Bergwerke. Muß ſchon 
bei Feſtſtellung der Haftung beider dem Grunde nach 
ausgeſprochen werden, daß ſie gemeinſchaftlich zu gleichen 
Theilen haften? 41241 
Das Schürfen (Aufſuchen von Mineralien auf ihren 
natürlichen Ablagerungen) ſetzt zu ſeinem Erfolge 
das Vorkommen des Minerals an der Fundſtelle in 
einer gewiſſen Anhäufung voraus 46110 
Inwieweit können zum Nachweiſe der Abbauwürdigkeit 
des Mineralvorkommens die Ergebniſſe ſpäterer Tiefer⸗ 
und Parallelbohrungen verwerthet werden? 4611 
Bei Konkurrenz zweier an ſich bevorrechtigten Muther 
geht derjenige, welcher zuerſt gefunden hat, dem⸗ 
jenigen, welcher zuerſt gemuthet hat, vor 5871 
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Schaden am Grundeigenthum durch Bergwerksbetrieb. 
Windentziehung durch Haldenaufſchüttungen bei einem 
Mühlengrundſtück 62217 

Unterſchied zwiſchen Freikuxen des alten Rechts und 
vertragsmäßig von der Beitragung zu den Betriebs⸗ 
koſten befreiten Kuxen. Verkauf von Bergwerken nach 
altem und neuerem Recht 81233 

Verluſt der Bauplatzeigenſchaft eines Grundſtücks durch 
nahen Bergbau. Der Schadensanſpruch erfordert nicht 
unmittelbare Bebauungsabſicht und beſteht auch bei 
Verſagung der Anſiedelungserlaubniß durch die Ver⸗ 
waltungsbehörden 86055 

Berichtigung ſ. weitere Beſchwerde 1217, 751° 

des Urtheils gemäß 8 319 C. P. O. 584, 1217 

Sie ſetzt voraus, daß die Entſcheidungsgründe unz wei⸗ 
deutig ergeben, welche von dem Inhalte der Urtheils⸗ 
formel abweichende Entſcheidung hat e werden 
ſollen 751“ 

der Eidesnorm gemäß § 469 C. P. O. 1277 

B. des Urtheils dahin, daß ſtatt eines beklagten Einzel⸗ 
kaufmannes eine gleichnamige Firma beklagt und der 
dem erſteren auferlegte Eid von den Inhabern der 
letzteren zu leiſten ſei, nach § 319 unzuläffig, wenn 
kein Verſehen des Gerichts vorliegt 4845 

B. von Protokollen 484° 

Berufung 

Grenzen des Rechtsſtreits in der eee 140 

Anſchließung des Klägers nicht zuläſſig gegen denjenigen 
Beklagten, der in erſter Inſtanz obgeſiegt und nicht 
Berufung eingelegt hat, ſelbſt bei nothwendiger Streit⸗ 
genoſſenſchaft der Beklagten 306° 

Beſchwerde ſ. Koſten 31, 4°, 5°, 7491, Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes 226 

Die gemäß S 576 der C. P. O. getroffene Entſcheidung 
des Prozeßgerichts, welche den Gerichtsſchreiber anweiſt, 
das Rechtskraftzeugniß zu ertheilen, iſt der B. nicht 
unterworfen 3812 

B. gegen den Beſchluß, durch welchen einem Antrage auf 
Abänderung der Eidesnorm gemäß 8 469 C. P. O. 
entſprochen wird, unzuläſſig 1217 

B. gegen die Uebertragung der Beweisaufnahme an einen 
beauftragten oder erſuchten Richter, unzuläffig 121° 

Einfache B. gegen Ablehnung des Antrages auf Erlaß einer 
einſtweiligen Verfügung, wodurch vorläufige Herſtellung 
des ehelichen Zuſammenlebens angeordnet wird 30610 

Iſt B. zuläſſig gegen Aufhebung einer vom Amtsgericht 
der belegenen Sache erlaſſenen einſtweiligen Verfügung 
wegen fruchtloſen Ablaufs der Friſt des 8 942 aa: 3 
C. P. O.? 329 1 

B. oder Rebifion gegen ein Berufungsurtbeil, ve nach 
Erledigung der Hauptſache über die Koſten allein durch 
„Zurückweiſung der Berufung“ entſcheidet 3651 

Unzuläffigleit der B. gegen die den Antrag auf Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung des erſtinſtanzlichen Urtheils 
zurückweiſende Entſcheidung des Berufungsgerichts 40218 

Entſcheidungen, die vorgängige mündliche Verhandlung 
erfordern, werden dadurch, daß ſie ohne ſolche erlaſſen 


werden, nicht der B. zugänglich (Aenderung eines 
Beweisbeſchluſſes) 721° vergl. 801° 
Die Frage, ob die zu Gunſten einer Partei eingetretene 
Rechtskraft des Urtheils dieſer gegen einen Streit⸗ 
genoſſen einen vollſtreckbaren Anſpruch auf Prozeß⸗ 
koſtenerſtattung gewähre, unterliegt als Prozeßkoſten 
betreffend dem § 567 Abſ. 2 C. P. O. 72110 
8 567 Abſ. 2 C. P. O. bezieht ſich auch auf Feſtſetzung 
von Zeugengebühren durch einen beauftragten Richter 
des Oberlandesgerichts 72111 
B. unzuläſſig gegen einen Beſchluß, durch den — dem Geſetz 
zuwider — über einen Beweisantrag im Prozeſſe ohne 
mündliche Verhandlung entſchieden iſt 801 
B. gegen Entſcheidungen der Oberlandesgerichte auf Grund 
des 8 102 C. P. O. unterliegen nicht der Werth⸗ 
beſchränkung des 8 567 Abſ. 2 daſ. 8367 
Sofortige B. ſ. Ruhenlaſſen des Prozeſſes 4223, Neben⸗ 
intervention 799“ 
Wegen unrichtiger Anwendung des 8 707 der C. P. O. 3815 
Wegen unrichtiger Nichtanwendung der 88 707 und 
719 C. P. O. 595 
Gegen den Beſchluß des Beſchwerdegerichts, wodurch 
ein die Verhandlung bis zur Erledigung eines Straf⸗ 
verfahrens ausſetzender Beſchluß aufgehoben iſt 3273 


Weitere B. 


Neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund, wenn das Land⸗ 
gericht das Geſuch aus thatſächlichen, das Ober⸗ 
landesgericht die B. aus rechtlichen Gründen zurück⸗ 
gewieſen hat 597 

Weitere B. zuläſſig, wenn das Beſchwerdegericht den 
Antrag auf Berichtigung des Urtheils gemäß § 319 
Abſ. 3 C. P. O. abgelehnt hat 1217, 751° 

- Unzwläffigleit der weiteren B. gegen Entſcheidungen der 
Oberlandesgerichte über weitere B. 1415, 25718, 3541, 
7211? 

Greift auch Platz, wenn die Entſcheidung des Ober: 

landesgerichts dem Beſchwerdeführer gegenüber eine 

Rerſte Entſcheidung iſt 842 22 

Weitere B. an das Reichsgericht unzuläſſig, wenn das 
Oberlandesgericht in einer dem Reichsgeſetz vom 
17. Mai 1898 unterliegenden Sache der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu Unrecht ſelbſt entſchieden hat, ſtatt 
die B. gemäß § 28 Abſ. 2 daſelbſt dem Reichsgericht 
vorzulegen 198 

Verſagung des rechtlichen Gehörs als neuer ſelbſt⸗ 
ſtändiger Beſchwerdegrund 3261 

Weitere B. nicht gegen jede abändernde Beſchwerde⸗ 
entſcheidung, ſondern in der Regel nur gegen ſolche 
zuläſſig, gegen welche nach ihrem Inhalt die B. 
überhaupt zuläſſig iſt 484° 

Der Beſchluß des Oberlandesgerichts, wodurch die 
zur Einlegung der B. nachgeſuchte Bewilligung 
des Armenrechts wegen Ausſichtsloſigkeit abgelehnt 
wird, iſt mit Beſchwerde nicht anfechtbar 72118 

Neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund, wenn der erſte 
Richter Mangels Glaubhaftmachung, das Beſchwerde⸗ 
gericht unbedingt abweiſt 735 
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Beſchwerdegegenſtand 141° 

Die Koſten des Beſchwerdeverfahrens ſind der Be⸗ 
ſchwerdeſumme bei der Werthsberechnung nicht zu⸗ 
zurechnen 329 1 

B. eines Theilurtheils, durch das unter Abweiſung einer 
die ganze Klageſumme überſteigenden Aufrechnungs⸗ 
einrede ein Theil des Klageanſpruches zugeſprochen wird. 
Die Abweiſung der Aufrechnungseinrede wird nur in 
Höhe des zugeſprochenen Theiles der Klageforderung 
rechtskräftig 8007 

Beſitz |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft bei Sachenrecht 830 

Genügt zur Beſitzübertragung das Vorzeigen der zu über⸗ 
gebenden Sache und ihre Berührung, wenn der über⸗ 
gebende Verkäufer Gewahrſam und Verfügungsgewalt 
behält und nicht die Abſicht hat, das Eigenthum auf⸗ 
zugeben? 8825 

Beſitzübertragung durch brevi manu traditio. Form der 
brevi manu traditio 893° 

Unredlicher B. durch mala fides superveniens (nach gut⸗ 
gläubigem Empfang einer Zahlung) 17234 

Kann ein beſitzender Käufer gegenüber einem ſeiner beiden 
Verkäufer in redlichem, gegenüber dem andern in un⸗ 
redlichem Beſitze fein? 524 

B. affirmativer Rechte im Sinne des § 80 A. L. R. I. 7 
58023 

Beſitzübertragung durch Abtretung des Anſpruches an 
einen Dritten auf Herausgabe. Genügt dazu eine 
Anweiſung an den Dritten in Verbindung mit Ueber⸗ 
gabe des Verfügungsſcheines an den Erwerber? 831 

Beſtandtheile 

Weſentliche B. eines herrſchaftlichen Hauses; Badeöfen, 
Spültiſche, Ampeln 362 vergl. 8447 

Können Viehſtücke B. eines Grundſtücks ſein? 382. 

Kachelöfen nicht Beſtandtheile, ſondern Zubehör des 
Gebäudes 844 
Betrug ſ. Kauf, Wandelungsklage 864 
Begeht einen B. im Sinne der 85 84, 85 I. 4 A. L. R., 
wer bei Abſchluß eines Vertrages die Abſicht, den 
| Vertrag nicht zu erfüllen, verſchweigt? 169 20 
Beweis |. Beſchwerde 1218, Urkundenprozeß 718°, Sicherung 
des Beweiſes 7193 

Gegenbeweis gegen notarielle Urkunden iſt nicht auf Ver⸗ 
abredungen bei Aufnahme der Urkunden beſchränkt 458“ 

Die von der Partei außergerichtlich erhobenen ſchriftlichen 
Erklärungen von Zeugen haben, falls die Vernehmung 
der Ausſteller möglich iſt, keine Beweiskraft, insbeſondere 
auch nicht im Urkundenprozeſſe 5747 vergl. 7185 

B. des Beſitzes affirmativer Rechte im Sinne des § 80 
I. 7 A. L. R. 580% 

Die Beweisgrundſätze über Feſtſtellung von Prozeßthat⸗ 
ſachen finden keine Anwendung auf die gutachtliche Feſt⸗ 
ſtellung von Erfahrungsſätzen durch Sachverſtändige 718° 

Beweisantrag 

Ablehnung von Beweisanträgen, weil „das Gegentheil 
bereits feſtſtehe“, als Reviſionsgrund 457 

Uebergehung von Beweisanträgen ohne ausdrückliche 
Begründung bei Feſtſetzung eines richterlichen Eides 84119 


Beweislaſt |. Bereicherung 33624, 763 30 

bei poſitiver und negativer Feſtſtellungsklage 2493 

Hinſichtlich der Befreiung Andersgläubiger von Parochial⸗ 
laften 763 51 

Behauptet der Kläger, ihm ſei unbedingt, der Beklagte, 
er habe nur bedingt zugeſagt, ſo hat Kläger die un⸗ 
bedingte Zuſage zu beweiſen f 863 56 

Beweiswürdigung |. Beweis 4584, Beweisantrag 457°, 
841 19 

Irreviſible B. im Gegenſatz zu den rechtlichen Grundlagen 
der Entſcheidung, die — unabhängig von den, ſei es 
auch übereinſtimmenden Parteierklärungen — durch den 
Richter auf Grund der vorhandenen Rechtsverhältniſſe 
feftzuftellen find 572 

Vernehmung des Bevollmächtigten einer Partei als Zeugen 

über die Ernſtlichkeit des von ihm geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfts 249“ 
Bevollmächtigte ſ. Beweiswürdigung 249. 

Gilt der Büreauvorſteher eines Notars als ein für alle 
Mal bevollmächtigt, für den Notar bindende Dienſt⸗ 
verträge nach $ 675 B. G. B. abzuſchließen und die 
Verpflichtung zur Aufnahme von Notariatsakten ein⸗ 
zugehen, oder nur Aufträge bezw. Angebote von 
Dienftverträgen: entgegenzunehmen und zu übermitteln? 
549 

Bilanz ſ. Hypothekenbanken 
Binnenſchifffahrt 

Wer iſt „Schiffer“ im Sinne des Binnenſchifffahrts⸗ 
geſetzes? Haftet der Schiffseigner nur für culpa 
in eligendo bei Auswahl der Schiffsbeſatzung? 
33523 

Haftung des Schiffseigners und des Ausrüſters. Begriff 
des „Dritten“ in § 3 und in 8 2 des Binnenſchiff⸗ 
fahrtsgeſetzes 619° 

Blankoceſſion |. Hypothekenſchein 
Börſenterminhandel 412 

Begriff und Erforderniſſe des B. Differenzeinwand 166° 

Ungültige Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen zum 
Abſchluſſe von Börſentermingeſchäften. Vor Abwickelung 
des Geſchäfts gezahlte Vorſchüſſe e e 

werden 660 
Börſentermingeſchäfte ſtempelpflichtig 76433 
Brantkinder |. Uneheliche Kinder 477 
Brautſchatz ſ. Anfechtung im Konkurſe 385 
Büreauvorſteher |. Rathsertheilung 233, Bevollmächtigte 
549 
Bulletin efficiel des a . AAN Handelskauf 
51910 
Bürgermeiſter 

Stellung des B. nach der Städteordnung. Recht zur 
Beanſtandung von Magiſtratsbeſchlüſſen nur im Intereſſe 
der Stadt. Liegt in der Vollziehung eines Magiſtrats⸗ 
beſchluſſes durch den B. deſſen polizeiliche Genehmigung? 
3415 

Bei Handhabung der Ortspolizei handelt der B. nicht als 
Organ des Staates, ſondern als Organ der Gemeinde 
665 40 
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vürgſchaft b RE, 

Ausſchluß des Rückgriffs des zahlenden Bürgen auf den 
Mitbürgen, wenn dieſer nur als Nachbürge haften 
wollte und erſterer ſich damit einverſtanden erklärt hat 
f 598 | 

Cascoverſicherung ſ. Verſicherungsweſen 33217, 33218 
Ceſſion |. Abtretung 5 | 

C. als Form der Schenkung |. Preußiſches Stempel⸗ 

ſteuergeſetz 96“ 3 „ 
Cendietie |. Kondittion = a 
Constitutum possessorium ſ. Schenkung 262°° 

C. p. ohne causa detentionis für den bisherigen Be⸗ 
ſcher? 88s \ au > 

Mittheilung, daß „Mark 10000 Oſtpreußiſche 3 ½ prozentige 
landſchaftliche Pfandbriefe mit Kupons und Talons“ 
in das „Depot“ des Adreſſaten gelegt ſeien, genügt 
zur Beſitzübertragung auch ohne Ueberſendung eines 
Nummerverzeichniſſes, wenn die Pfandbriefe thatſächlich 
in das Depot gelegt find 21420 1 

Liegt ein gültiges o. p. vor, wenn die Ehefrau dem Manne 
Sachen leiht, die ihr vom Manne übereignet und in 
ihr eingebrachtes Vermögen gelangt waren? 26028 

Convaleszenz |. Verfügungen Nichtberechtigter 
Conventionalſtrafe |. Vertragsſtrafe 
Deſlorationsanſpruch . 8 

Nicht von erfolgter Schwängerung abhängig. Die zum 
Klagegrunde gehörige Verführung durch den Mann wird 
präfumirt g 853 30 1 5 

Deichweſen 3 

Eſordemiß der Genehmigung zur Erhöhung (Bebauung) 
der im Inundationsgebiete liegenden Grundſtücke eine 
zeſeßliche Eigenthumsbeſchränkung. Verſagung der 
Genehmigung kein Eingriff in Privatrechte, begründet 
linen Entſchädigungsanſpruch 9341 

Deliktsfäbigkeit ſ. juriſtiſche Perſonen 906 
Depotgeieg 5 . 


Sümigteit des Kommiſſionärs bei Abſendung des 
Aannerverginifee, Rücktrittsrecht des Kommittenten 
Dienſteinkommen |. Penſionirung 130% 
da bei der Umpeflaltung der Eiſenbahnbehörden zur 
aa, des Miniſters verbliebenen Beamten. 
N auf Funktionszulagen? (Geſetz vom 
Sen, 1894, Preupiiche Geſezſammlung S. 89) 944 
ftäbt: 75 Magiſtrats, das Dienſteinkommen der 
3 zu theilen in Gehalt und Zulage für 
1 30 
dienſreisen errichtungen Gunktionszulage) 811 
** inn Sufammenficlung zum Staatsminiſterialbeſchluß 
Yu 7 1884 enthaltenen Beſtimmungen haben 
5 IV des Geſetzes vom 27. Juni 1897 (Geſetz⸗ 
g S. 193) als deſſen Ausführungsvorſchriften 
dienſwerte un en erlangt 17844 | 
Dh 33 . Gerichtsvollzieher 783 
en ber Grund für Auflöſung des Dienſt⸗ 
555 20 a Qanblungsgepälfen vorliegt, iſt That⸗ 


— 


Iſt der Pächter eines Grundſtücks berechtigt und verpflichtet, 
in einen von dem Verpächter geſchloſſenen Dienſtvertrag 
ohne Weiteres einzutreten? 428 15 | 


Dolus |. Argliſt 


actio doli bei Wechſelfälſchung 1897 


Doppelverſicherung gegen Feuersgefahr 


nach gemeinem und preußiſchem Recht nicht abſolut un⸗ 
zuläſſig 58156 


Drohung | 


D. mit dem Staatsanwalt als theilweiſe Urſache einer 
Willenserklärung 42817 

Widerrechtlich iſt eine D. auch wenn durch die 

angedrohten, an ſich berechtigten Maßregeln eine 
Leiſtung erzwungen werden ſoll, zu der ein Recht nicht 
beſteht 81020 - 


Ehegatten |. Erbanwartſchaft, Ehevertrag 
Ehegüterrecht |. Wohnſitz 4115 


Aktivlegitimation der Frau beim Güterſtande der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung. Ihre Beſchränkung hinſicht⸗ 
lich des Eingebrachten. Uebergangsvorſchriften 137 
Auf den Namen der Frau eingetragene Hypothek, die 
durch die Eheſchließung Geſammtgut geworden iſt. 
Ihre Pfändung auf Grund eines nur gegen den Mann 
gerichteten Titels. Klage auf Feſtſtellung der Zu⸗ 
gehörigkeit zum Sammtgut g 1683 
Inwiefern kann der Mann bei beſtehender Gütertrennung 
dagegen Widerſpruch erheben, daß die Einkünfte des 
Eingebrachten zur Erfüllung der geſetzlichen Unter⸗ 
haltungspſticht der Frau gegenüber ihren Verwandten 
verwendet werden? p 858“ 
Gütergemeinſchaft = 
Theilung des gütergemeinfchaftlichen Vermögens nach 
Auflöſung der Ehe. Iſt bei wiſſentlichem Ver⸗ 
ſchweigen von Vermögensſtücken fraudulöſe Abſicht 
des Verſchweigenden zu vermuthen? f 471 

Unberechtigte Selbſthülfe der Frau gegen benachtheiligende 
Verfügungen des Mannes bezüglich des gütergemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögens p 85858 . 

Errungenſchaftsgemeinſchaft | 
Sind gütergemeinſchaftliche Schulden bei beſtehender 

Errungenſchaftsgemeinſchaft perſönliche Schulden 
beider Eheleute? f 3755 


Eheliche Folge 


Mißbrauch des Rechts auf eheliche Folge. Muß der 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft klagende 
Mann eine angemeſſene Familienwohnung oder 
die zu ihrer Einrichtung erforderlichen Mittel bereit 
halten? 385 | 

Liegt ein Mißbrauch des Rechts auf eheliche Folge vor, 
wenn aus dem ehelichen Zuſammenleben als ſolchem 
für den andern Theil Gefahr erwächſt? 648 

Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft kann nicht erzwungen 
werden 781 

Gültigkeit eines Vertrages, durch den ſich ein Ehegatte das 
Recht ausbedingt, auf ſeine Koften eine beſondere 
Wohnung zur ( zeitweiſen) alleinigen Benutzung zu 
halten 781 | 


| 
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Eheſachen ſ. einſtweilige Verfügung 30610, 5761, Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens 575° 
Trennung von Tiſch und Bett ſ. Ehebruch 30, 378 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft. Ernſtlichkeit des 
Rückkehrverlangens ohne eigene Abſicht zur Fortſetzung 
des ehelichen Zuſammenlebens? 293 
Fortſetzung der Ehe nach Entdeckung eines Ungültigkeit 
begründenden Irrthums (8 41 II. 1 A. L. R.) 35710 
Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der während des 
Scheidungsprozeſſes von ihm getrennt lebenden Frau 385 
Bedingte Endurtheile, in denen nur die Schuldfrage von 
der Leiſtung des Eides abhängig gemacht, die Ehe 
zwar nicht ſchlechthin geſchieden, wohl aber ausgeſprochen 
iſt, daß ſie ſowohl im Falle der Leiſtung, wie der 
Verweigerung des Eides geſchieden werden würde, ſind 
nicht von Amtswegen zuzuſtellen 575° 
Verzicht des Mannes auf Beitrag der Gattin zu den Laſten 
der Ehe bei Gütertrennung gültig 781 
Eheſcheidung |. Vollmacht 795, Rechtsnormen (zeitliche 
Herrſchaft) 349, 492 
Zu den Vorſchriften des B. G. B. über die E. im Sinne 
des Art. 201 Einf. Geſ. gehören auch die Art. 17 und 
27 Einf. Geſ. zum B. G. B. 30 
Getrenntleben während des Scheidungsprozeſſes. Kann 
der Anſpruch darauf nur im Wege der einſtweiligen 
Verfügung durchgeſetzt werden? Schafft die Ablehnung 
der einſtweiligen Verfügung res judicata? p 12930 
Urtheile, welche durch Verwerfung eines Rechtsmittels die 
in der Vorinſtanz ausgeſprochene Scheidung oder 
Nichtigkeit der Ehe beſtätigen ſind von Amtswegen 
zuzuſtellen 1417 ö 
Einwilligung zur Aufhebung der ehelichen Lebensgemein⸗ 
ſchaft widerruflich. Verluſt von Scheidungsgründen durch 
Zeitablauf 185, vergl. eheliche Folge 781 
Kann ein Scheidungsgruud noch geltend gemacht werden, 
wenn die Partei ſeit länger als ſechs Monaten davon 
Kenntniß hat, die Klage aber innerhalb der ſechs⸗ 
monatigen Friſt zugeſtellt iſt? 204 
E. durch landesherrliches Reſkript nach Mecklenburg⸗ 
Strelitzer Partikularrecht 25822 
Koſtenvorſchußpflicht des Mannes bei geſetzlichem Güter⸗ 
ſtande und allgemeiner Gütergemeinſchaft 274, 735 
Zeitpunkt der Auflöſung der Ehe, wenn die Beklagte 
gegen das die Ehe auf die Klage ſcheidende Urtheil 
mit dem Antrage Berufung einlegt, daß die Ehe auch 
auf ihre Widerklage getrennt werde 323 
Eheſcheidungsanſpruch auf Grund von Thatſachen, die 
in einem Vorprozeſſe zur rechtskräftigen Scheidung von 
Tiſch und Bett geführt haben 386 
Ehebruch 
nicht mehr Scheidungsgrund (wie nach 8 77 Abſ. 1 
Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875), wenn auslän⸗ 
diſches (öſterreichiſches) Recht anzuwenden iſt, das 
nur Trennung von Tiſch und Bett geſtattet 30, 378 
Zuſtimmung zum Ehebruch des anderen Gatten be⸗ 
ſeitigt das Scheidungsrecht. Rücktritt von der Zu⸗ 
ſtimmung muß unzweideutig erklärt werden 868 


Beleidigung 
Grobe Ehrenkränkung im Sinne des 8 700 II. 1 
A. L. R. kein Scheidungsgrund, wenn nur dem be⸗ 
leidigten Gatten gegenüber ausgeſprochen. Doch 
genügt Anweſenheit des angeblich Mitſchuldigen 45 75 
Berückſichtigung der Beamteneigenſchaft des Beleidigten 
bei der Frage, ob eine ſchwere Beleidigung vor⸗ 
liegt 242 
Bösliche Veranlaſſung 
Bösliche Veranlaſſung vor dem Inkrafttreten des 
B. G. B. 321 
Geiſteskrankheit 
Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft ohne Ausſicht auf 
Wiederherſtellung 297 
Geſundheits gefährliche Miß handlung 
Der Scheidungsgrund des 8 699 II. 1 A. L. R. wurde 
nicht dadurch beſeitigt, daß der mißhandelte Gatte 
den andern gereizt hatte 596 
Mangel an Unterhalt 
Einwand der Frau, daß der Mann keine geeignete Ehe⸗ 
wohnung habe, wenn die Möglichkeit beſteht, daß eine 
ſolche unter Beihülfe der Frau und ihres Vermögens 
beſchafft werden könne 293296 
Unvermögen 
Unvermögen kein Scheidungsgrund nach B. G. B.; be⸗ 
gründet, wenn ſchuldhaft verurſacht, geeignetenfalls 
Anwendung des § 1568 B. G. B. 54 
Verſagung des Beiſchlafs 
Verſagung des Beiſchlafs ohne Schutzmittel gegen 
Empfängniß 456 


Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 


Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes in Folge von 
Verfehlungen des beklagten Gatten vor dem 1. Januar 

1900, führt, wenn letztere nach Pr. A. L. R. kein 
ſelbſtändiges Ehevergehen darſtellen, gemäß Art. 201 
des Einf. Geſ. zum B. G. B. nicht zur Scheidung. 
Verfehlungen, die unüberwindliche Abneigung hervor⸗ 
rufen, an ſich im A. L. R. nicht als ſelbſtſtändige 
Scheidungsgründe anerkannt 73 

Kann ein Ehegatte, der die Ehepflichten gröblich verletzt 
hat, wegen relativ geringerer, an ſich gleichfalls 
ſchwerer Verfehlungen des andern Gatten aus 5 1568 
B. G. B. Scheidung verlangen? 74 

Genügt zur Scheidung nach Art. 201 Einf. Geſ. zum 
B. G. B. eine Verfehlung, wegen der nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen nur auf zeitweilige Trennung von 
Tiſch und Bett erkannt werden konnte? 203, 547 

Schwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten. Begründung der Annahme unheilbarer 
Zerrüttung 293 — 296, 324 

Verletzung der Pflicht zur Mitwirkung bei der Erziehung 
der Kinder 296 

Die dem einen Ehegatten zur Laſt fallende Herbeiführung 
der Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ſchließt 
nicht aus, daß auch der andere ſolcher Verfehlungen 
ſchuldig befunden wird, welche den Thatbeſtand des 
§ 1568 B. G. B. erfüllen 595 vergl. 832 


a ee WERE 


Urſächliche Verſchuldung der Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes iſt ausgeſchloſſen, wenn die eine ſchwere 
Verletzung der Ehepflichten darſtellende Handlung des 
beklagten Gatten durch ein gleich ſchuldhaftes 
Verhalten des auf Scheidung klagenden veranlaßt 
wurde 596 — Dagegen nicht, wenn ſie nur durch 
unvorſichtiges Verhalten des klagenden Theiles ver⸗ 
anlaßt iſt 597 

Kann eine nur im Eheſcheidungsprozeß aufgeſtellte un⸗ 
wahre Behauptung eine unter 8 1568 B. G. B. 
fallende Verfehlung darſtellen? 596 

Berückſichtigung verziehener Mißhandlungen zur Unter⸗ 
ſtüzung einer auf andere Thatſachen geſtützten 
Klage 597 

Ehepflichtverletzungen, die für ſich allein die Scheidung 
nicht begründen würden, als Scheidungsgrund, wenn 
ſie die ſchon beſtehende Erſchütterung des ehelichen 
Verhältniſſes ſo vertiefen, daß dem anderen Theile 
die Fortsetzung der Ehe unerträglich fein würde 648 

daß die Zerrüttung der Ehe ausſchließlich durch die 
Schuld des Beklagten verurfacht ſei, erfordert 8 1568 
richt 832 

Verzeihung 

I Vereihung anzunehmen, wenn die Frau in Kenntniß 
des Ehevergehens erklärt hat, fie wolle ſich nicht 
ſcheiden laſſen, dabei aber insgeheim beabſichtigt, die 
Scheidumgsklage demnächſt doch zu erheben? 386 

Schuldfrage 

I die Ehe vor dem Inkrafttreten des B. G. B. rechts⸗ 
häftig geſchieden, fo ift über die allein ſtreitig ge⸗ 
bliebene Schuldfrage auch nach dem 1. Januar 1900 
nach altem Recht zu entſcheiden 53, 242, 296 

Schuld beider Theile, wenn die beiderſeitigen Scheidungs⸗ 
anträge durchdringen (ohne Abwägung) 296, 324 

Denn der Kläger mit der Scheidungsklage — ſei es 
auch nur wegen Verluſt des Scheidnngsrechts durch 
5 eihung oder Zeitablauf — abgewieſen wird, ſo 
5 n der mit der Widerklage obſiegende Beklagte 

5 N für ſchuldig erklärt werden 868 

or gensrechtliche Folgen der Scheidung 
mes geſchiedenen Gatten gegen den andern auf 
daaausgabe einzelner zum bisherigen Geſammtgute 


e „ 


gehörigen Vermögensſtücke zuläſſig? Klage gegen 
itte auf Herausgabe zur Vorbereitung der Aus⸗ 
Geld, al dmg 4526 | 
e m ‚it für die Auseinanderſetzung maß⸗ 
es wenn die Rechtskraft des Scheidungsurtheils 
unbegründete Rechtsmittel aufgehalten iſt? 263 32 
Gaben icht des für ſchuldig erklärten geſchiedenen 
eben gegenüber dem nichtſchuldigen nach Wieder⸗ 
u des erſteren 351 | 
(don ber Scheidung nichtſchuldige Ehefrau ſtatt 
Bepfleyun eingeklagten Abfindung ſtandesgemäße 
a 8 fordern und wie lange? Liegt darin 
Yard €; 66438 
8 des gerichtlichen Auseinanderſetzungs⸗ 
"führend wird die geſchiedene Frau nicht an der 


ſreien Verfügung über die zu ihrem Vermögen ge⸗ 
hörigen Stücke gehindert p 762 28 


Ehehinderniß 
des Ehebruchs erfordert nicht ſubjektives Verſchulden des 


„Mitſchuldigen“ 80617 f 


Eheungültigkeit 


wegen Zwang, Betrug, Irrthum. „Fortſetzung“ der Ehe 
im Sinne des 8 41 II. 1 A. L. R. trotz Getrennt⸗ 
lebens der Gatten 903“ 


Eheungültigkeits⸗ und Nichtigkeitsklage 


Die Friſt zur Erhebung der Eheungültigkeitsklage wegen 
Irrthums in perſönlichen Eigenſchaften beſtimmt ſich 
bei vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen nach 
bisherigem Recht (§ 41 II. 1 A, L. R.), auch wenn 
der Kläger erſt nach dem 1. Januar 1900 von ſeinem 
Irrthum Kenntniß erlangt hat 452 


Ebevertrag |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft, d. Erb⸗ 


recht 645 


Eid ſ. Reviſion 3553, Rechtskraft 7528, Beweisantrag 84119 


Zurückziehung der Eideszuſchiebung ſteht nicht dem Erlaß 
des Eides gleich 2065 

Abänderung der Eidesnorm. Begriff des „beſchränkteren“ 
Eides, Berichtigung unerheblicher Thatſachen 2261, 
39916, 40116 

Eideszuſchiebung über das „Wiſſen“ einer Thatſache, die 
in Anſehung des Schwörenden eine fremde iſt, nur 
zuläſſig, wenn die Thatfache zugeſtanden oder ander⸗ 
weit feſtgeſtellt iſt 305 

Wahrheitseid über Handlungen „der beklagten Firma“, 
normirt für Mitinhaber der Firma, verſtößt gegen 
88 445 und 451 C. P. O. 3057 

E. für Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft. Beendigung 
der Liquidation vor Erlaß des bedingten Urtheils 329° 

Eideszuſchiebung darüber, daß der Gegner während be⸗ 
ſtimmter Zeit mit einer individuell begrenzten Kategorie 
von Frauensperſonen Geſchlechtsumgang gehabt habe, 
verſtößt nicht gegen $ 451 C. P. O., auch wenn die 
behaupteten Thatſachen nur vermuthet werden 40015 

Aenderung eines durch Urtheil auferlegten E. zuläſſig, 
auch wenn der Schwurpflichtige das die Aenderung 
erfordernde Zugeſtändniß ſchon vor der Urtheilsfällung 
abgeben konnte 401“ | 

Eideszuſchiebung über einen Ehebruch, der nicht zur 
Begründung der Scheidungsklage dienen kann, zu⸗ 
läſſig 492 3 5 

Auf einen richterlichen E. darf erkannt werden, ohne daß 
alle Beweismittel erſchöpft ſind. Muß die Ablehnung 
aller einzelnen Beweismittel begründet werden? 574°, 
841 19 

Eideszuſchiebung darüber, daß jemand „Drohungen“ aus⸗ 
geſprochen und einen andern dadurch zu einer Handlung 
beftimmt habe, unzuläſſig 574 

Eideszuſchiebung darüber, daß Sachen „übergeben“ ſeien, 
(ſtatt über die Thatſachen, aus denen die Uebergabe 
zu folgern ſei) unzuläſſig 751° 


Eigenthum | | 


Eigenthumserwerb durch Stellvertreter g u. f 191 
2 
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Eigenthumsfreiheitsklage 
Wegen Wirthshauslärms ſ. Miethe 51 
Wegen Zuführung ſchädlicher Stoffe durch Kanaliſation 52 
Richtet ſich die E. wegen Störungen vor dem 1. Januar 
1900 nach altem oder (gemäß 8 181 Einf. Geſ. zum 
B. G. B.) nach neuem Recht? Kann nach dem 
1. Januar 1900 wegen Berühmung mit einer Servitut 
„(bes unbeſchränkten Eisgewinnens und Badens) auf 
Unterlaſſung geklagt werden? 293 
Beläſtigende Zuführungen aus dem Nachbargrundſtücke; 
Beweislaſt 640 
Eigenthumsbeſchränkungen ſ. Deichweſen 93“ 
Eigenthumsbeſchränkung durch Unterſagung von Arbeiten 
in einem Ueberſchwemmungsgebiete von Seiten der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde. Kann der Grund⸗ 
eigenthümer von einem Dritten, der ſich zur Aus⸗ 
führung der Arbeiten verpflichtet hat, beanſpruchen, 
daß er die Beſeitigung des Verbots betreibe? 
(Badiſches Waſſerrecht) 178 
Eigenthumsbeſchränkung der benachbarten Grundbeſitzer 
durch Konzeſſionirung einer Eiſenbahn. Fällt darunter 
nur die Pflicht zur Duldung des Betriebes ohne 
Anſpruch auf Entſchädigung für nachtheilige Ein⸗ 
wirkungen oder auch die zur Unterlaſſung von Eigen⸗ 
thumshandlungen, die den Bahnbetrieb ſtören? 37019 
Gehören Beſchränkungen in Ausübung der Eigenthums⸗ 
befugniſſe, denen ſich der Eigenthümer perſönlich 
unterwirft, zu den im $ 11 des preußiſchen Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb erwähnten Beſchränkungen 
des Eigenthums rechts? 374!“ 
Einſpruch go < 
Wirkung des E. Er beſeitigt nicht das Verſäumnißurtheil, 
ſondern eröffnet die Möglichkeit, es in Wegfall zu 
bringen, indem er den Prozeß in die Lage vor der 
Verſäumung zurückverſetzt. Ladung von Zeugen für den 
Fall, daß der E. ſich als zuläſſig erweiſen würde 3045 
Einrede ſ. Gerichtsſtand 285 | 
Prozeßhindernde E. der Unzuſtändigkeit in zweiter In⸗ 
ſtanz 811 | 
Einſtweilige Verfügung |. Vormerkung 102, Zwangs⸗ 
vollſtreckung 413 “, 72214, Beſchwerde 306%, 329 
Vollziehung der im Wege e. V. angeordneten Beſchlag⸗ 
nahme oder Sequeſtration durch das Gericht der Haupt⸗ 
. Sache, ſtatt durch das Vollſtreckungsgericht; Zuläſſigkeit 
der gemäß § 766 C. P. O. anzubringenden Ein⸗ 
wendungen und Erinnerungen 9 | 
Die Koſtenentſcheidung über den Antrag auf Erlaß der 
e. V. darf nicht dem Hauprprozeß vorbehalten werden, 
wenn über den Antrag in beſonderem Rechtsſtreit ver⸗ 
handelt und entſchieden iſt 80“ | 
Die e. V. beſteht auch nach ihrer Aufhebung durch Urtheil 
fort, wenn das Urtheil (entgegen 5 708 C. P. O.) 
nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt 818 
E. V. auf vorläufige Herftellung des ehelichen Lebens. 
Gegen die Ablehnüng einfache Beſchwerde 306° 
Ob eine e. V. (88 935, 940 C. P. O.) oder eine 
„Anordnung“ (nach 8 769 daſelbſt) erlaſſen und welcher 


10 


Rechtsbehelf dagegen gegeben iſt, richtet ſich nach dem 
erkennbaren Willen des den Beſchluß erlaſſenden Gerichts, 
nicht danach, welcher Beſchluß nachgeſucht war und 
welcher hätte erlaſſen werden ſollen 514 

Ob in den Fällen des 8 627 C. P. O. eine das Getrennt⸗ 
leben geſtattende e. V. zu erlaſſen iſt, richtet ſich nicht 
nach 8 1353 Abſ. 2 B. G. B., ſondern nach 5 940 
C. P. O. 576 | Ä 

Antrag auf Erlaß einer e. V., welcher die Aufhebung 
einer noch beſtehenden e. V. bezweckt 724 


Eiſenbahnen 


Spezialtarife; iſt der Begriff „Sorten“ der Rubrik „Holz“ 
gleichbedeutend mit „Arten“ im botaniſchen Sinne? 408°" 


Eiſenbahnſiskus |. Juriſtiſche Perſonen 90 


Elterliche Gewalt 


Erlangt eine Mutter über ihre minderjährigen Kinder 
erſter Ehe die e. G., wenn ſie vor dem 1. Januar 1900 
eine zweite Ehe eingeht, die vor dem 1. Januar 1900 
rechtskräftig geſchieden wird? 357 


Enteignung ſ. Zahlung 45°°, Fluchtliniengeſetz 268° 


Anſpruch auf Uebernahme des ganzen Gtundſtücks, wenn 
die fernere beſtimmungsmäßige Benutzbarkeit durch 
Zerſtückelung oder Verkleinerung vereitelt wird (Störung 
der Benutzung des Grundſtücks als ruhigen Landſitzes 
durch Eiſenbahnbetrieb; 88 9 und 8 des Enteignungs⸗ 
geſetzes) 4639 

Iſt der Entſchädigungsbeſchluß des Bezirksausſchuſſes oder 
das Gutachten der im Verwaltungsverfahren gehörten 
Sachverſtändigen für die Entſcheidung im Rechtswege 
grundlegend? 93“ 

Abſchätzung von Bauland; Berückſichtigung der Ausſicht 
auf Ausbau eines vorhandenen Weges 267 N 
Beſchränkung der Bebaubarkeit eines Grundſtücks tritt 
nicht ſchon ein durch Feſtſtellung des Fluchtlinienplanes, 
ſondern erſt durch einen auf deſſen Verwirklichung ge⸗ 
richteten Willensakt der Behörde gegenüber dem Grund⸗ 
ſtückseigenthümer. Verſagung einer Bauerlaubniß nicht 
nothwendig, — Mittheilung des Planes an den Eigen⸗ 

thümer nicht immer genügend 318, 3185 

Iſt der Rechtsweg ohne vorgängiges Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahren zuläffig, wenn der Unternehmer 
den Antrag auf Einleitung des Adminiſtrations⸗ 
verfahrens nicht ſtellt und erklärt, daß er den Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch nicht anerkenne? 357 

Anſpruch auf Vergütung des individuellen Werthes des 
enteigneten Grundſtücks 412% 

Die Durchführung der E. hindert den Enteignenden 
nicht, ein auf dem enteigneten Grundſtück ein⸗ 
getragenes Realrecht durch Inanſpruchnahme des an 
die Stelle des Grundſtücks tretenden Geldes geltend 
zu machen 431 

Vorläufige Planfeſtſtellung durch den Regierungspräſi⸗ 
denten und definitive durch den Bezirksausſchuß; 
umfaßt auch die gemäß 8 14 des Geſetzes zu erlaſſenden 
Anordnungen 4658 

Die nach § 14 des Geſetzes zu erlaſſenden Anordnungen 
ſind gegen den Unternehmer gerichtet, ohne Zwang 


gegen Dritte, zu deren Gunſten fie (im öffentlichen 
Intereſſe) erlaſſen werden 465 18 | 

Muß der Unternehmer zur Erfüllung der ihm nach 8 14 
des Geſetzes auferlegten Verpflichtungen fremdes Gigen⸗ 
thum in Anſpruch nehmen, ſo muß gegen den dritten 
Eigenthümer ein beſonderes Enteignungsverfahren durch⸗ 
geführt werden 46518 6 i 

Ausschluß des Rechtsweges für das Verlangen, den 
Unternehmer zum Antrage auf definitive Planfeſtſtellung 
anzuhalten 465 18 | 

Wirkt die vor Erledigung des Rechtsweges erfolgte 
Hinterlegung der vorläufig feſtgeſtellten Entſchädigungs⸗ 
ſumme als Zahlung, insbeſondere hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der vertragsmäßigen Zinſen? 
62339 | 

Verpflichtung zum Erſatz des durch ungenaue Faſſung der 
Hinterlegungserklärung dem Entſchädigungsberechtigten 
entſtandenen Zinsverluſtes 623 21 z 

In die Anlage, zu deren Gunſten die E. ſtattfindet, zur 
Zeit der E. ſchon in Angriff genommen, ſo iſt der dadurch 
herbeigeführte Mehrwerth des Grundſtücks mit zu ent⸗ 
ſchädigen 861 60 e 

Entwändigung | . 

* Geiſteskrankheit vom 1. Januar 1900 ab auch 
m ſchon anhängigem Verfahren nach neuem Recht zu 
beurteilen 72 * a | 8 

Der zu Entmündigende muß auch im Anfechtungsprozeß erſter 
und zweiter Inſtanz unter Zuziehung eines oder mehrerer 
Sachverſtändigen perſönlich vernommen werden 807 

E. wegen Verſchwendung. Begriff der Verſchwendung. 
st zur Wiederaufhebung der E. „Beſſerung“ des Ent⸗ 
mündigten oder nur der Nachweis erforderlich, daß 
gehenwärtig der Grund zur E. nicht vorliegt? 475 

Entihädigung ſ. Kirchengeſetze 463 13 
Erbentſagung n 
5 Vaters für ſeine minderjährigen Kinder bedarf 
a 0 Genehmigung p 12726 


8 der E. der in gesetzlicher Gütertrennung lebenden 
en, durch Verlegung des Wohnſitzes an einen 
an welchem Gütergemeinſchaſt beſteht 411 5e 
f U Rechtsnormen, räumliche Herrſchaft 2571 und 
liche Herrschaft 645, Teſtament 
in Parentum inter liberos vermag bie Erbtheile 
a Fi quantitativ. und quotitativ zu ändern. Erb⸗ 
a ne ” dem Tode des letztlebenden Gatten, 
ee en gemeinſchaftlichen Nachlaß disponirt iſt 
3 i a WIE | 
2 180 Teſdamenten und Erbverträgen. Pflicht der 
Erben s in ihrer amtlichen Verwahrung befindlichen 
nien 1 das Amtsgericht ab⸗ 
4 b a 5 
imo geflohen it 324 ſſer nach dem 1. Januar 
ee — I Abzug der Trebellianiſchen Quart ein 
dbagch Fiduziarerben oder ein auf deſſen Erben 
hehendes Vermögensrecht? 336 26 


b 
recht der Ehegatten beim Wechſel des Wohnfitzes 411 


Kautionsanſpruch des Nacherben p 7612 

Verpflichtung des Benefizialerben zur Rechenſchaftsablegung 
über die Verwaltung und die Nutzungen ſowie zur 
Verſilberung des Nachlaſſes. Grenzen der Verpflichtung, 
insbeſondere gegenüber dem wegen Infuffitienz aus⸗ 
fallenden Legator 855 N 

Erbſchaftsſtener |. Werth 6651 

Berechnung; Rückerſtattung zu viel gezahlter E. 2704 

Wirkung von Urtheil, Vergleich, Anerkenntniß unter Erb⸗ 
intereſſenten 2706 | 

Präklufivfrift für die Klage auf Erſtattung zu viel erlegter 
Steuer 2706 

Freigebigkeit des Erben in Erfüllung eines vom Teſtator 
ausgeſprochenen „Wunſches“ iſt keine (ſteuerpflichtige) 
donatio testamento relicta 81836 ne 

Zuläſſigkeit des Rechtsweges „in Beziehung auf die Ver⸗ 
pflichtung zur Entrichtung der E.“ Iſt die E. ein⸗ 
gefordert, ſo kann vor deren Zahlung auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß eine Steuerpflicht nicht beſtehe, und auf 
Rückgabe der etwa geleiſteten Sicherheit geklagt 
werden 861 52 5 

Erbſchaftskauf 

E. als Handelsgeſchäft. Form. Perfektion ohne Beſitz⸗ 
übergabe 261 | 

Stehen die Vertragsbeſtimmungen, daß die Erbichaft in 
dem Zuſtande verkauft werde, in dem ſie ſich am Tage 
des Vertragsabſchluſſes befinde, daß die Nutzungen 
von einem beſtimmten Zeitpunkte ab übergehen ſollen 
und daß der Veräußerer, welcher nicht Alleinerbe iſt, 
alle in feinem Gewahrſam befindlichen Gegenftände ben 
Käufern ausliefern ſolle, der Annahme entgegen, daß 
ein E. abgeſchloſſen werden ſollte (Stempelſache)? 3380 

Erfüllungsgeſchäfte ſ. zeitliche Herrſchaft der Rechts⸗ 
normen 182 5 
Erfüllungsort |. Gerichtsſtand 3967, 640 

Letzter Wohnſitz des Erblaſſers als E. für die Zahlung 
eines Vermächtniſſes 214 

E. beim Kauf, je nachdem Zug um Zug zu erfüllen iſt, 
oder nicht 728 26 „ ; 

E. für die Abnahme der Waare durch den Käufer beim 
Diſtancekauf, wenn die Waare bereits überſendet war 
und zurückgeſandt iſt 733: Be 

Die Klauſel cif ift für den E. ohne Bedeutung, bezieht 
ſich nur auf gewiſſe Koſten 761? 

Erlaß 
E. eines Kaufpreifes unter der Verpflichtung der Anrechnung 
auf den künftigen Elternerbtheil, im Uebrigen unentgeltlich 

iſt Schenkung 5812 | 
Ermeſſen, richterliches ſ. Schadenserſatz 88 ˙, 250°, Schadens⸗ 

klage 206“, Werth des Streitgegenſtandes 57 

Erſitzun | 
” 5 Wegerechts durch Vertreter (Gäſte) erfordert, daß 
die Vertreter gewiſſermaßen im Namen des Vertretenen 

oder für ihn handeln g 853“ . 

Dingliche Rechte an Grundſtücken, die durch Rezeß 
ſervitutenfrei ausgewieſen ſind, werden in 30 (nicht 
erſt in 50) Jahren erſeſſen. Denn 8 660 nn A. L. R. 
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handelt nicht von Ueberſchreitung der Grenzen des 

Rechts deſſen, gegen den erſeſſen werden ſoll, ſondern 

der Grenzen des Rechts des Erſitzenden p 8557 
Eventueller Klageantrag ſ. Zurückverweiſung 573° 752° 
Fährgeldtarif 

Erſitzung des Rechts auf Benutzung der Fähre gegen Er⸗ 
legung eines geringeren Fährgeldes 811°! 

Fahrläſſigkeit 

Begriff (Außerachtlaſſen der im Verkehr erforderlichen 

Sorgfalt). Mitſchuld des Geſchädigten 768 
Familienſtiftung 

Ob Jemand ein klagbares Recht auf Theilnahme an 
den Nutzungen einer F. hat, iſt nach dem in der 
Stiftungsurkunde erklärten Willen des Stifters zu ent⸗ 
ſcheiden 579 0 

Fenfterrecht ſ. Licht: und Fenſterrecht 
Fernſprechanſchluß ſ. Miethe 85751 
Feſtſtellungsklage |. Anmeldung 3301“, Beweislaſt 249° 

Als rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes genügt die Rückſicht auf 
Vereinfachung des künftigen, die Höhe der Forderung 
des Klägers betreffenden Prozeſſes 158“ 

F. auf Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes, erfordert, daß 
der Beklagte durch ſein Verhalten Ungewißheit über 
die Fortdauer ſeiner Verpflichtungen aus dem Rechts⸗ 
verhältniß hervorgerufen hat 1873 

Kann bei Pfändung und Ueberweiſung eines nicht 
beſtehenden Anſpruches der angebliche Drittſchuldner 
auf Unwirkſamkeitserklärung und Aufhebung des 
Pfändungsbeſchluſſes oder nur darauf klagen, daß 
gegen ihn daraus keine Rechte hergeleitet werden 
könnten? 187“ 

Vorausſetzungen der F., wenn ein Dritter ſich eines 
Anſpruches gegen den Kläger berühmt, bei deſſen 
Begründung der Kläger berechtigt ſein würde, von dem 
Beklagten Erſatz zu verlangen. Rechtliches Intereſſe 
an alsbaldiger Feſtſtellung, wenn bei Unterlaſſung 
der Klarſtellung des Rechtsverhältniſſes der Parteien 
die Rechtslage des Klägers wegen Verdunkelung 
durch Zeitablauf nachtheilig beeinflußt werden könnte? 
205? 

Zuerkennung eines nicht lediglich acceſſoriſchen Schadens⸗ 
erſatzanſpruches unter Vorbehalt der Liquidirung in 
einem ſpäteren Verfahren (alſo nicht als Vorab⸗ 
entſcheidung) nur zuläſſig, wenn die Vorausſetzungen 
der F. vorliegen 2063 

Das die negative F. als ſachlich unbegründet abweiſende 
Urtheil enthält die (poſitive) Feſtſtellung des Beſtehens 
des Rechtsverhältniſſes 4234, 536? 

Unzuläſſigkeit der F., wenn die Leiſtungsklage erhoben 
werden kann 514°, 537° 

Beſondere Vorausſetzungen, unter denen die F. zuläſſig 
iſt, obwohl auch die Leiſtungsklage erhoben werden 
kann 5373, 617° 

Kann gegen den Konkursverwalter, welcher ein zur Maſſe 
gehöriges Grundſtück verkauft und den Erlös zur 
Vertheilung hinter ſich hat, auf Feſtſtellung eines 
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(Pfand⸗) Abſonderungsrechts oder muß auf Zahlung 
des dem Abſonderungsrechte entſprechenden Theiles des 
Erlöſes geklagt werden? 6173 
Feuerbeſtattung |. Kirchhöfe 17337 
Firma ſ. Berichtigung 484°, Werth des Streitgegenſtandes 
6527, Prozeßparteien 65313, Geſchäftsſchulden 802 11 
Gebrauch einer ein thatſächlich beſtehendes Geſellſchafts⸗ 
verhältniß andeutenden F. durch einen Minderkaufmann. 
Solidariſche Verpflichtung des nicht benannten Theil⸗ 
nehmers 16418 
Stellt die Bezeichnung von Flaſchen mit einer fremden F. 
und das Inverkehrbringen ſolcher Flaſchen einen 
„Gebrauch“ der F. im Sinne des § 37 H. G. B. dar? 
309 15 
F. als Vermögensobjekt. Ihre Einſtellung in die Bilanz 
als Aktivum. Willkürliche Abſchreibungen Dritten 
gegenüber unzuläſſig 653 12 
Ein Firmenzuſatz, der gewählt iſt, um durch Bezeichnung 
der Waaren gemäß § 13 des Waarenzeichengeſetzes 
vom 12. Mai 1894 ein durch 8 9 Abſ. 2 deſſelben 
Geſetzes geſichertes Recht eines andern zu beſeitigen, 
iſt rechtswidrig 72722 
Fiskus |. Flüſſe 588 82 
Der Amtsſitz jeder zur Vertretung des Reichsfiskus be⸗ 
fugten Behörde gilt als Spezialwohnſitz des Reichs⸗ 
fiskus für die zur Zuſtändigkeit der betreffenden Behörde 
gehörenden Geſchäfte. Wirkung für die Dauer der 
Erſitzungszeit nach badiſchem und franzöſiſchem Recht 
271“ : 
Fiſchereirechte ſ. Flüſſe 588°? 
Als Nutzungsrecht an fremder Sache mit dem Charakter 
der Servitut g 4123 
Fluchtliniengeſetz, Preußiſches ſ. Enteignung 3183, 
31833 
Die Feſtſetzung des Fluchtlinienplans entzieht den in das 
künftige Straßenland fallenden Grundſtückstheilen dauernd 
die Eigenſchaft als Bauland. Ein durch Ortsſtatut 
gemäß $ 12 des Geſetzes erlaſſenes Bauverbot hat dieſe 
Wirkung nicht, rückt nur den Zeitpunkt der Realiſirung 
der Baulandeigenſchaft hinaus 267 
Werthfeſtſetzung von Bauland nach dem Zeitpunkt der 
Fluchtlinienfeſtſetzung (nicht nach dem ſpäteren der Ent⸗ 
eignung) 268“ 
Flüſſe 
Zum Staatseigenthum gehören nach franzöſiſchem Recht 
die Schiff: und flößbaren F., alſo das Flußbett mit 
dem darin befindlichen Waſſer, nicht mehr das Waſſer, 
welches das Bett verlaſſen hat. Auf dieſes erſtreckt ſich 
auch nicht das ſtaatliche Fiſchereirecht 58832 
Waſſerläufe, die von einem öffentlichen Fluſſe abzweigen, 
ſind öffentlich, wenn ſie natürliche Beſtandtheile jenes 
Fluſſes und von Natur ſchiffbar find p 85856 
Ueber die Schiffbarkeit der F. iſt der Rechtsweg nur 
für die Anwendungsfälle des Strombaugeſetzes aus⸗ 
geſchloſſen, nicht auch beim Streit von Privatperſonen 
861¹ 
Form der Verträge ſ. Vertrag 382, 473 
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Frachtrecht |. Poſtrecht 2287, 228° 

Beginn und Dauer der Verjährung der Anſprüche gegen 
den Frachtführer 8035 

Muß der Schiffer dulden, daß die ſeewärts eingebrachte, 
auf dem Strome zu löſchende Ladung an Bord des 
Seeſchiffes verwogen werde? 8041? 

Fragerecht und Fragepflicht |. Rechtskraft 2507 
Unterlafiene Ausübung des F. als Reviſionsgrund 304° 
Ausübung des Fragerechts bezüglich etwaiger Beweismittel 

nur dann geboten, wenn die Verhandlung Anhalt dafür 
gegeben hat, daß die Partei ſolche Beweismittel geltend 
machen kann und will 483° 

Freiwillige Gerichtsbarkeit ſ. (Weitere) Beſchwerde 

198 


Formale und materielle Betheiligung der Urkundsperſonen. 
Wird erſt der Vertragsantrag, dann ſpäter die An⸗ 
nahme (zu beſonderem Protokoll) erklärt, ſo iſt der 
Offerent bei letzterer Erklärung nicht betheiligt und um⸗ 
gekehrt 865 

Friſt |. Verjährung 452; Nothfriſt ſ. Zustellung 6 
Junktionszulagen |. Dienſteinkommen 94 
Gebrauchsmuſter 

Würdigung der Anmeldung nach ihrem Geſammtinhalt 
Ueberſchrift, Beſchreibung der neuen Geſtaltung oder 
Verrichtung, Nach⸗ und Abbildung) 131 

Verwendung von Aluminium zu Schuhleiſten. Erforderniß 
ſubjektiver Beſtimmung und objektiver Eignung für einen 
gewiſſen Gebrauchszweck, der durch neue Geſtaltung, 
Aenderung oder Verrichtung erreicht werden ſoll 25414 

Schadenserſatzanſpruch wegen grob fahrläſſiger Benutzung 
des geſchützten G. 25515 

Inhalt des Gebrauchmuſterſchutzes, nicht nach der Ein⸗ 
tragung, ſondern nach der W in Verhindung 
mit dem Modell 334% 

Lackumhüllung für Kaffeebohnen zur beſſeren Konſervirung 
nicht gebrauchsmuſterſchutzfähig 807 18 

Fahrläſſige Verletzung eines fremden G. 80715 

Gebühren der Rechtsanwälte 

Erhöht ſich die Prozeßgebühr des nur mit der Ver⸗ 
tretung in Beweisterminen befaßten Anwalts, wenn 
(in derſelben Inſtanz) mehrere geſonderte Aufträge 
ertheilt werden? 59° 

Korreſpondenzgebühr 12312 

Zuziehung zweier Korreſpondenzmandatare zu auswärtigen 
Beweisterminen. Mehrkoſten für rein perſönliche Ver⸗ 
hinderung des Prozeß bevollmächtigten (Krankheit, andere 
dringende Geſchäfte) muß die vertretene Partei ſelbſt 
tragen 843 

Gemeinde 

Gemeindevermögen und Gemeindegliedervermögen ſ. Rechts⸗ 
weg 9130 

Gemeindeabgaben |. Rechtsweg 413 4 

Können Gemeindebehörden durch Ausübung ihrer öffentlich⸗ 
rechtlichen Machtbefugniſſe (Erlaß von Gebühren⸗ 
ordnungen für Benutzung der öffentlichen Ver⸗ 
anſtaltungen) eine privatrechtliche Vertragsverletzung 
begehen? 41446 


Haftung von Staat und Gemeinden auf Erſatz des 
Schadens aus geſetzmäßigen und nicht geſetzmäßigen 
Anordnungen, welche in Wahrnehmung öffentlich recht⸗ 
licher Funktionen getroffen find 728 25 

Gemeindebeamter |. Beamte 43021 
Genoſſenſchaft |. Geſellſchaft 63 15 

Beitritt zur G. nach deren Errichtung. Erfüllung der 
ſtatutenmäßigen Bedingungen giebt in der Regel kein 
Recht auf Aufnahme. Vertragsmäßige Gebundenheit 
der G. zur Aufnahme eines jeden, der die ſtatuten⸗ 
mäßigen Bedingungen erfüllt (beim Bau eines öffent⸗ 
lichen Schlachthauſes durch eine Metzgergenoſſenſchaft) 
1117 

Recht auf Beitritt. Wie weit kann der ausgeſchiedene 
Genoſſenſchafter die der Auseinanderſetzung zu Grunde 
zu legende, von der Generalverſammlung genehmigte 
Bilanz anfechten? Kann er einwenden, daß Konkurs 
hätte beantragt werden müſſen? 62 

Geſchäftsantheile der Genoſſen (höchſte zuläſſige Einlagen) 
müſſen gleich ſein. Parteifähigkeit der G. bis zur 
Nichtigkeitserklärung auf Klage. Können die Genoſſen 
durch Beſchluß der Generalverſammlung zu anderen 
Geldleiſtungen als zu Einzahlungen auf den Geſchäfts⸗ 
antheil oder den erhöhten Geſchäftsantheil herangezogen 
werden? 831“ 

Beitrittserklärung. Genügt Unterzeichnung der ſchriftlichen 
Beitrittserklärung zur Begründung der Mitgliedſchaft 
auch bei des Leſens und Schreibens ſonſt Unkundigen? 
83 18 

Geſchäftsantheil und Geſchäftsguthaben. Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluß, wodurch allen Genoſſen (in Erhöhung 
der Geſchäftsantheile) gleich hohe Einzahlungen auf⸗ 
erlegt werden 831° 

Mängel des Statuts der G. m. b. H.; Fehlen der 
Beſtimmung über die Bedingungen, unter denen die 
Geſchäftsordnung die Verpflichtung zur Uebernahme 
mehrerer Geſchäftsantheile feſtſetzen kann 124 

Genuß ſchein 

Die Berechtigung aus ſogenannten „Genußſcheinen ein 

Gläubigerrecht 57613 
Gerichtsaſſeſſor ſ. Väterliche Gewalt 145 
Gerichtsſtand 

der belegenen Sache (Klage auf Löſchung einer Hypothek) 
1871 

Vereinbarung des Gerichtsſtands für Streitigkeiten aus 
einem Vertrage ungültig, wenn das Hauptgeſchäft wegen 
Spielcharakters ungültig iſt. Bei geſonderter Verhandlung 
über die Unzuſtändigkeitseinrede muß die Gültigkeit 
des Hauptgeſchäfts geprüft werden, wenn nicht die 
Prorogation felbftändigen Charakter hat 2851 

G. des Erfüllungsortes beim Speditions⸗ und beim 
Frachtgeſchäft 396“ 

G. des Erfüllungsortes beſtimmt ſich nicht darnach, wo 
die Erfüllung verlangt, ſondern wo ſie nach dem 
materiellen Recht zu leiſten iſt 733 

Für die Entſchädigungsklage wegen nicht gehöriger 
Erfüllung iſt nicht der im einzelnen Falle geltend 


gemachte Erſatzanſpruch, ſondern die Vertragserfüllungs⸗ | 


pflicht als „ſtreitige Verpflichtung“ im Sinne des § 29 
C. P. O. anzuſehen 397° 

G. des Erfüllungsortes für den Gewährleiſtungsanſpruch 
wegen Nichtbeſtehens einer durch Kauf übertragenen 
Forderung 640 

G. des Erfüllungsortes für die Wandelungstlage verſchieden 
von dem G. des Erfüllungsortes für Anſprüche aus 
einem wegen Irrthums oder Betruges angefochtenen 
Kauf (Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung) 864 

G. des Vertrages 1391 

Gerichtsvollzieher 
Haftet ſeinem Auftraggeber nach den Grundſätzen des 


Dienſtvertrages über eine Geſchäftsbeſorgung (ohne die 


Einſchränkung des § 839 Abſ. 1 Satz 2 B. G. B.) und 
daneben für Beobachtung der Geſchäftsanweiſungs⸗ 
vorſchriften 783 
Dienſt des G. nicht auf beſtimmte Geſchäftsſtunden und 
Wochentage beſchränkt 783 
Geſammthypothek ſ. Zuſtändigkeit 383 
Geſchäftsfähigkeit ſ. Argliſt 152 
der nicht unter Bormundſchaft geſtellten Blödſinnigen p 42 20 
Geſchäftsſchulden 
Die Eintragung in das Handelsregiſter und Bekanni⸗ 
machung, wonach bei Fortführung eines unter Lebenden 
erworbenen Handelsgeſchäfts unter bisheriger Firma die 
Haftung für die G. ausgeſchloſſen iſt, muß für Dritte 
deutlich fein 80211 
Geſellſchaft ſ. Berichtigung 4845, Parteifähigkeit 3011 
Eintritt in eine G. gegen Entgelt, kein Kauf. Intereſſen⸗ 
anſpruch wegen theilweiſer Nichterfüllung des e 
Kontraktes, Beweislaſt g 125 20 
Vertretung der G. durch die Geſellſchafter 16314 
Gemeinſchaftlicher Hotelbetrieb. Verpflichtung der Theil⸗ 
nehmer durch ee des Leiters des Hotel⸗ 
betriebes 16425 5 
G. des bürgerlichen Rechts zum Betriebe eines Handels⸗ 
geſchäfts auf gemeinſchaftliche Rechnung (ohne gemein⸗ 
ſchaftliche Firma) 406“ 
Kein Anſpruch des Geſellſchafters auf Honorar für perſönliche 
Bemühungen, ohne beſondere Vereinbarung 40625 


Zur Rechnungslegung iſt ein Geſellſchafter den übrigen 


Mitgliedern der G. gegenüber (nach 8 219 I, 17 A. L. R.) 

nur verpflichtet, wenn er Geſchäfte für die G. aus⸗ 

geführt hat p 856“ 

G. mit beſchränkter Haftpflicht 

Abberufung eines Geſchäftsführers keine Abänderung 
des Geſellſchaftsvertrages, auch wenn die Beſtellung 
durch den Geſellſchaftsvertrag erfolgte 41035 

Privatſchriftliche mit notariell beglaubigter Unterſchrift 
verſehene Abtretungserklärung genügt nicht zur Ab: 
tretung von Geſchäftsantheilen einer G. mit beſchränkter 
Haftpflicht. Folgen des unterbliebenen notariellen 
oder gerichtlichen Abſchluſſes der Abtretung. Recht⸗ 
liche Bedeutung der Antheilſcheine 5211? 

Ankündigung des Zweckes der Generalverſammlung bei 
der Berufung 659 26 


Geſtändniß 

Unterſchied des G. vom Nichtbeſtreiten 120“, 749? 

Die Wirkſamkeit des gerichtlichen G. hängt weder davon 
ab, daß es der Wahrheit entſpricht, noch daß es ohne 
Irrthum abgegeben iſt 83812 

Gewährleiſtung |. Kauf 20910, 54212, Wertverbingung 
4421, Verjährung 42918. 
Gewerberecht 
Schädliche Einwirkung einer mit obrigkeitlicher Geneh⸗ 
migung errichteten gewerblichen Anlage auf Nachbar⸗ 
grundſtücke. Erfordert der Schadenserſatzanſpruch ein 
Verſchulden des Beklagten? 111° 5 
Störung im Gewerbebetrieb durch unberechtigte Beſchuldi⸗ 
gung eines Eingriffes in Patentrechte; ſetzt der deshalb 
erhobene Schadenserſatzanſpruch Vorſatz oder grobe 
Fahrläſſigkeit des Beklagten voraus? 4020 und 50 
Sänger, Schauſpieler, Artiſten ſind en gewerbliche 
Arbeiter des Unternehmers 4105“ a 
Zu den (gemäß § 26 d. Gew. O. geſchützten) Stauäglagen 
für Waſſertriebwerke“ gehören (neben dem Stauwehr) 
die Gräben, welche das angeſtaute Waſſer zu dem 
Triebwerke hin⸗ und von dort weiterführen 80514 
Durch welche Einrichtungen den aus der gewerblichen 
Anlage entſpringenden Nachtheilen abgeholfen werden 
ſoll, braucht der klagende Nachbar nicht anzugeben 84932 
Gewerbefreiheit 
Vertragsmäßige Beſchränkung der Gewerbefreiheit unter 
ſelbſtändigen Kaufleuten. Uebermäßige Beſchränkung 
der Erwerbsfähigkeit als Grund der Ungültigkeit 
unbegrenzter Konkurrenzverbote 333 10 

Oertliche Einſchränkung ee Anlagen durch 
Ortsſtatuten 33320 

Unterſchied zwiſchen Gewerbeſteuer und — unzuläſſigen — 
Abgaben „für den Betrieb eines Gewerbes“ 75617 

Entſchädigungsanſpruch für Unterſagung eines Gewerbe⸗ 
betriebes durch die höhere Verwaltungsbehörde wegen 
überwiegender Nachtheile für das Gemeinwohl 75718 

Gewerkſchaft |. Proviſion 14618, Werth des Streitgegen⸗ 

ſtandes 2041 

Fortdauer der juriſtiſchen Perſönlichkeit der G. nach ihrer 
Auflöſung (Verkauf des Bergwerks) bis zur Liquidation 
und Vertheilung des Gewerkſchaftsvermögens an die 
Gewerken 31731 

Kann die Mitbetheiligung der Gewerken nach braun⸗ 
ſchweigiſchem Bergrecht nur in dinglicher Mitberechtigung 
beſtehen? 620 11 

Rechtsgeſchäfte, welche nicht zu dem dem Grubenvorſtande 
(Repräſentanten) ausſchließlich zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
gebiete gehören, können auch durch dritte Bevollmächtigte 
für die G. abgeſchloſſen werden. Braunſchweigiſches 
Recht 6212 

Vertretung der G. durch beſonders beſtellte Vertreter und 
durch die Gewerkenverſammlung ſelbſt. Elſaß⸗Lothrin⸗ 
giſches Recht 667. 

Unbeſchränkte zuriſtiſche Perſönlichkeit der G. — nicht bloß 
hinſichtlich des verliehenen Bergwerks und der Neben⸗ 
betriebe 81232 


Auflöfung der G. und Uebertragung ihres Eigenthums 
auf die bisherigen Gewerken. Elſaß⸗Lothringiſches 
Bergrecht 863 or 

Gewohnheitsrecht 

Unterliegen die von Amtswegen erforderten Aeußerungen 
von Auskunſtsperſonen über ein G. den Vorſchriften 
über Zeugenvernehmung? Müſſen fie zum Gegenſtande 
der Parteiverhandlungen gemacht werden? 399 12 

Die Frage, ob für ein gemeinrechtliches Gebiet ein par⸗ 
taulares Gewohnheitsrecht beſteht, iſt in der Reviſions⸗ 
inſanz nur fo weit nachzuprüfen, als es ſich darum 
handelt, ob Grundsätze des gemeinen Rechts vom 
Gewohnheitsrechte verletzt find 6525 | 

Grunbbuchrecht |. Antichreſis 273, Eigenthumsbeſchrän⸗ 
hungen 374 15 | 

Deffentlicher Glaube des Grundbuchs nach früherem Recht 
619 J. 4 A. L. R.) 4225 | 

Bedarf der Vermächtnißnehmer nach neuem Recht zur 
Eintragung in das Grundbuch der Einwilligung des 
erben? (5 58 Pr. Grdb. O. vom 5. Mai 1872, aufs 
gehoben durch $ 33 des Pr. Ausf. Gef. zur R. Grdb. O.; 
9 19 der N. Grdb. O.) 50 1 

Erſwect ih die durch die Eintragung im Grundbuche 
begründete Vermuthung auf die thatſächlichen Angaben 
des Grundbuchs? Iſt der Inhalt des früheren Kataſters 
maßgebend, wenn die Grenzen bei einer Neuvermeſſung 
in Katafter als ſtreitig bezeichnet find? 341386 
Guter Glaube an das Grundbuch bei eingetragenen 
Gerechtigkeiten 37410 | 

Hypothek | 
Vermutbung, daß die einer eingetragenen Hypothek zu 

Grunde liegende Forderung dem Gläubiger zuſtehe. 
Gegenbeweis 546 | 
Suunbdienſtbarkeit 
em Grundeigenthümer zu Gunſten feines Grund⸗ 
kus eine G. an einem andern ihm ſelbſt gehörigen 

Hine bestellen? 11 
Wenne unbeſtmmte Holzungsgerechtigkeit durch urtheils⸗ 
1155 Beſtimmung ihres Umfanges zu einer Reallaſt? 

8 eimer G. durch Vertrag bei Veräußerung 
Genthüng 5 das zu einem benachbarten deſſelben 
verhält ers bisher in einem thatſächlichen Dienſt⸗ 

. geſtanden hat. Iſt ausdrückliche Abmachung 

Aerlich oder genügt der auf Fortdauer des bis⸗ 

N 57 1 gerichtete beiderſeitige Wille? 52615 
dae nn G. B. analog anwendbar, wenn ber 
u er eine örtliche Grenze, ſondern die Grenze 
555 G. beſchränkten Eigenthumsrechts 

da wen hat? 545 = 
5 = fremdem Grund und Boden Bäume 
gen) it dur und zu ‚üben (insbeſondere an 
8 ch die Gemeinheitstheilungsordnung vom 
85952 von der Erſitzung nicht ausgeſchloſſen 


nſchuld ſ. R | 
N i ehtönormen, zeitliche t 239 — 241 
Ur und Anfechtbarkeit der G. a * 


Abtretung einer G., die zur Sicherung eines perſönlichen 
Rechts beſtellt iſt, ohne Mitabtretung des letzteren. 
Erliſcht daſſelbe auch wenn der Grundſtückseigenthümer 
75 der perfönliche Schuldner nicht identiſch ſind? 

6292 | 

Erlöſchen einer G. durch ſtillſchweigende Einwilligung 

p 85785 | 
Gutachten |. Beweis 718° 
Haftpflicht er 

Eigenes Verſchulden des Verunglückten durch unterlaſſene 
Anwendung des der Gefahr entſprechenden Maßes von 
Sorgfalt und Vorſicht 401° 

Zuſammenhang des Unfalls mit dem „Betriebe“ der 
beklagten Eiſenbahn (Unfall beim Ueberſchreiten des 
Bahnſteigs nach dem Verlaſſen des Zuges) 8416 — 
Schwierigkeit, beſonders gefährlichen Stellen aus⸗ 
zuweichen 42711 9 

Der Erſatzanſpruch der Verletzten wegen der Heilungs⸗ 
koſten wird durch die ihrem Ehemanne. obliegende 
Unterhaltspflicht nicht ausgeſchloſſen. Aktivlegitimation 
der Frau ohne Einwilligung des Mannes 14211 

Begriff der „höheren Gewalt“. Unverſtändige Sorg⸗ 
loſigkeit eines Kindes 16415 

Der Betriebsunternehmer, d. i. derjenige, für deſſen 
Rechnung der Betrieb erfolgt, haftet ohne perſönliches 
Verſchulden für den durch Betriebshandlungen Dritter 
verurſachten Schaden 72622 Ä 

Haftung des Bauleiters (beim Betriebe der zur Erbauung 
eröffneten Arbeitsbahn) nach den Grundſätzen der 
a negatoria und a legis Aquiliae 726° 

Handelsgeſchäfte |. Geſchäftsſchulden 8021: 

Kann ein Vertrag über Herftellung eines Wegekörpers ein 
Handelsgeſchäft fein? 1901? 2 

Vereinbarung über die einem Kaufmanne in ſeinem 
privaten Haushalte geleiſteten Dienſte kein Handels⸗ 
geſchäft, die darüber ausgeſtellten Schuldſcheine gelten 
„als im Betriebe des Handelsgewerbes gezeichnet“, 
ſofern ſich nicht aus ihnen das Gegentheil ergiebt 576 

Anſchaffung von Ofenkacheln behufs Veräußerung in 
Geſtalt zu ſetzender Oefen abſolutes Handelsgeſchäft 844 7 

Handelsgeſellſchaft ſ. Geſellſchaft 1631, 406°, 406, 
Rechtshängigkeit 366“, Prozeßparteien 6531? 

Eintritt der Inhaber einer ſich auflöſenden offenen H. in 
eine neue Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht als 
geſchäftsführende Mitglieder. Haften ſie fernerhin per⸗ 
ſönlich aus einer früheren Beſtellung, die ihrem Willen 
gemäß durch Lieferung an die Genoſſenſchaft effektuirt 
iſt? Unterſchied gegen den Austritt eines Geſellſchafters 
aus einer offenen H. 635 | 

Auflöfung der unter ihrer Firma klagenden offenen H. 
während des Prozeſſes. Eintreten der Geſellſchafter 
als nothwendiger Streitgenoſſen in die Parteirolle 2263 

Offene H. keine juriſtiſche Perſon. Rechtsverhältniſſe be⸗ 
züglich des Geſellſchaftsvermögens 576 

Beſteht die aus 2 Perſonen gebildete offene H. fort, 
wenn ein Geſellſchafter austritt oder entſteht dadurch 
eine neue H.? 8452 | 


16 
Hypothekenſchein 

Ein in blanco cedirter Hypothekenſchein ſteht den Inhaber: 

papieren nicht gleich g 809“ 
Immiſſionen |. Eigenthumsfreiheitsklage 
Inädiſikation ſ. Bauten 52, 72. 

Kein Anſpruch auf Schadenserſatz durch Platzverengung, 
noch auf unentgeltliche Einräumung eines Nothweges, 
wenn der Eigenthümer um den Bau auf ſeinem Grund 
und Boden gewußt hat p 453“ 

Indoſſement |. Wechſelrecht 39 26 
Innominatkontrakt |. Geſellſchaft 125 20 
JIntereſſe |. Gewährleiſtung 
Interimsſcheine 


Handelsregiſter |. Geſchäftsſchulden 802 11 
Handlungen, unerlaubte 
Klage auf Unterlaſſung gegen die guten Sitten verſtoßender, 
vorſätzlich ſchädigender H., insbeſondere von Schädi⸗ 
gungen durch unlauteren Wettbewerb, der nicht unter 
das Geſetz vom 27. Mai 1896 fällt 349 
Handlungsgehülfe ſ. Dienſtvertrag 209°, Krankenver⸗ 
ſicherung 460° 
Handlungs bevollmächtigte |. Vollmacht 844 
Hinterlegung ſ. Enteignung 623 20, 623 21 
Findet ſeit dem 1. Januar 1900 noch eine Uebergabe von 
Grundſtücken zu gerichtlicher Aufſicht und Verwaltung 
ſtatt (A. L. R. I. 16 8 234), wenn der Schuldner mit 


der Leiſtung, die ein Grundſtück zum Gegenſtande hat, 
vor dem 1. Januar 1900 in Verzug gerathen iſt? 182 
H. gemäß 8 853 C. P. O. iſt Zahlung, jo daß der 
Hinterlegende das zu viel Gezahlte nur condiziren kann. 
H. wegen Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers 
(S 372 B. G. B.) — im franzöfiſchen Recht nicht 
zugelaſſen; Art. 1257 o. c. — wirkt nur gemäß 
88 376, 377 B. G. B. Wirkung der Einleitung des 
Vertheilungsverfahrens, wenn der ganze Schuldbetrag 
einer theils cedirten, theils gepfändeten Forderung 
hinterlegt iſt 515° 
H. in Hamburg vor Inkrafttreten des B. G. B. und 
der Hamburger Hinterlegungsordnung vom 14. Juli 
1899 85341 
Hülfsrichter 
Berufung von H. zur Ergänzung eines durch Ablehnung 
beſchlußunfähig gewordenen Gerichts nicht zuläſſig 33! 
Hypothek |. Abtretung 31, 181, Rechtsnormen zeitliche 
Herrſchaft 239— 241, Geſammthypothek 383, Pfand⸗ 
vertrag 66250 = 
Sicherungshypothek in Form der Darlehnshypothek. 
Beweislast, wenn die Unrichtigkeit des bei der H. an⸗ 
gegebenen Schuldgrundes feſtſteht 92°° 
Eintragung und Erneuerung von H. nach franzöſiſchem 
Recht. Iſt Art. 2134 co. c. durch 5 38 Abſ. 4 des 
Elſaß⸗Lothringiſchen Geſetzes vom 24. Juli 1889 ab⸗ 
geändert? 191 
Iſt der Grundſtückseigenthümer berechtigt, die Löſchung 
der Sicherheitshypothek zu verlangen, wenn er den 
Höchſtbetrag feiner Haftung baar hinterlegt? 311“ 
Einreden gegen die Klage aus einer H. aus dem perſönlichen 
Schuldverhältniß wirken gegen den Dritten, welcher die 
H. gegen Entgelt erworben hat, wenn er die Einreden 
gekannt oder ſeine Nichtkenntniß derſelben verſchuldet hat; 
früheres preußiſches Recht 62218 
Kautionshypotheken des alten Rechts können nach dem 
1. Januar 1900 ohne Einwilligung des Grundſtücks⸗ 
eigenthümers nicht in gewöhnliche Hypotheken um⸗ 
geſchrieben werden, auch nicht auf Grund von Urtheilen, 
wodurch die geſicherten Forderungen vor oder nach dem 
1. Januar 1900 rechtskräftig zugeſprochen find 863 
Hypothekenbanken 


Behandlung der Amortiſationsbeiträge bei Aufitellung 
der Bilanz 66128 


Begriff der J.: einſtweilige Beurkundung von Antheils⸗ 
rechten, wodurch den Aktionären der Anſpruch auf 
ſpätere endgültige Beurkundung eingeräumt wird 
65721 f 


Internationales Privatrecht ſ. Rechtsnormen, räumliche 


Herrſchaft 


Irrthum ſ. Anerkenntniß 14312, Vertrag 1441, An⸗ 


fechtung 493, 766, Kauf, Wandelungsklage 864 

J. über gewöhnlich vorausgeſetzte perſönliche Eigenſchaften 
bei Rehabilitirung eines militärgerichtlich Beſtraften durch 
Kgl. Kabinetsordre 4227 

J. in ausdrücklich vorausgeſetzten Eigenſchaften betrifft 
nicht bloß körperliche Zuſtände der Perſon oder Sache, 
ſondern auch außerhalb derſelben liegende thatſächliche 
oder rechtliche Verhältniſſe, die ihre Bewerthung 
beeinfluſſen. (Außergewöhnliche Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks mit Kommunalabgaben) 6518 

J. bezüglich des Umfanges des gekauften Grundſtücks 
343 68 

J. über den Inhalt der Willenserklärung 493 

J. bezüglich einer aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen her⸗ 
geleiteten Rechtsnorm iſt nicht in derſelben Weiſe zu 
vertreten wie Unkenntniß eines „gehörig publizirten 
Geſetzes“ nach § 12 Einl. zum A. L. R. 76024 

J. in der Subſumtion iſt rechtlich, wenn bei klaren that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen über die Bedeutung der Geſetzes⸗ 
vorſchrift geirrt iſt, thatſächlich, wenn bei richtigem 
Verſtändniß des Geſetzes über die Bedeutung des 
faktiſchen Subſtrats geirrt iſt 80615 


Juriſtiſche Perſon ſ. Kirchenvorſtand 16824, Verein 


Deliktsfähigkeit der j. P. durch Handlungen derjenigen 
Willensorgane, deren Handlungen innerhalb ihres 
Geſchäftskreiſes als eigene Handlungen der j. P. gelten. 


Bahnwärter, Willensorgane des Eiſenbahnfiskus? 903°, 
665 40 


Kauf |. Vertrag 14414, Verzug 46212, Geſellſchaft 125 20, 


Erfüllungsort 728? 

Selbſthülfeverkauf; Sorgfalt bei Bekanntmachung des 
Verſteigerungstermins 1015 

Feſtſetzung des Preiſes durch ſachverſtändiges Gutachten 
Dritter. Kann bei freiwilligem Kaufe nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gegners durch Feſtſetzung der im Ent⸗ 
eignungsverfahren zu gewährenden Entſchädigung erſetzt 
werden 172⁵ | 


K. mit aufſchiebend bedingtem Eigenthumsübergang trotz 
8 266 I. 11 A. L. R. nach preußiſchem Recht möglich 
127% 
Umfang der Verpflichtung des noch beſitzenden Verkäufers 
zur fortdauernden Obhut. Erſtreckt ſie ſich auf Ab⸗ 
wendung von Nachtheilen für die beabſichtigte Ver⸗ 
werthung des Kaufgegenſtandes? 169 
Enthält der Vertrag über käufliche Lieferung von Milch 
eines Gutes einen Specieskauf? Individualiſirung der 
Waare durch tägliche Theillieferung 209 10 
K. von Lotterieloofen f 216 25 
Zahlungsverzug des Käufers. Wirkung des Vorbehalts 
nachträglicher Preis vereinbarung. Anſpruch des Käufers 
auf Lieferung eines Muſters behufs Prüfung der An⸗ 
gemeſſenheit des vorgeſchlagenen Preiſes 253183 
Verkauf unter Vorbehalt des Eigenthums bis zur Zahlung 
des Preiſes f 43225 
Verkauf unter Vorbehalt des Eigenthums nach gemeinem 
Recht. Wie weit haftet der die Sache wegen aus⸗ 
bleibender Zahlung zurücknehmende Verkäufer für die 
auf die Sache gemachten Verwendungen? 620 10 
Nach auch nur theilweiſer Vertragserfüllung darf der 
Verkäufer auf Grund des § 230 JI. 11 A. L. R. nicht 
mehr zurücktreten, abgeſehen von bloßer Hypotheken⸗ 
übernahme. Neben dem Rücktrittsrecht gewährt § 230 
einen Schadenserſatzanſpruch nicht 66355 
Gewährleiſtung 
Der Intereſſeanſpruch wegen verſchuldeter Unmöglich⸗ 
keit der Erfüllung des Kaufvertrages umfaßt den 
Erſatz des entgangenen Gewinnes (Lieferung unreiner 
Milch ſeitens des dazu verpflichteten Gutes) 209 10 

Hat der Käufer eines Grundſtücks, dem bei Abſchluß 
des Kaufes die erfolgte Kündigung einer Hypothek 
verſchwiegen iſt, deshalb Gewähr zu beanſpruchen, 
wenn die Kündigung zu demſelben Termin noch nach 
dem Kaufe geſchehen konnte? 54212 

Wandlungsklage 

Ob ein Fehler ſo bedeutend iſt, daß er die Wandlungs⸗ 
klage nach Art. 1641 c. c. begründet, iſt nach feinem 
Umfang zur Zeit des Verkaufs (nicht zur Zeit der 
Entdeckung) zu beurtheilen 58833 

Ausſchluß der Wandlungsklage durch Kenntniß des 
Käufers von dem Mangel bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages (8 460 B. G. B.) und bei vorbehaltloſer 
Annahme ($ 464 daſ.) 785 

Unterſchied zwiſchen der Wandlungsklage und der An⸗ 
ſechtung wegen Irrthums oder Betruges. Bei 
letzterer ſtützt ſich der Anſpruch auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes auf ungerechtfertigte Bereicherung. 
Unterſchied für den Gerichtsſtand des Erfüllungsortes 
864 

Minderungsklage 

Minderungsklage als Gewährleiſtungs⸗(Erfüllungs⸗) 
anſpruch unterliegt nicht 8 287, ſondern 8 286 
C. P. O. 39811 

Berechnung des Minderwerths eines Hauſes wegen 
Schwammfehlers 411?7 


Verluſt des Minderungsanſpruches durch Weiterveräuße⸗ 
rung der Waare, gleich nach dem ſie zur Verfügung 
geſtellt war 541 1 

Handelskauf 

Mängelrüge beim Handelskauf, dem ein K. zur Probe 
vorangegangen war 3917 

Verjährung der Klage wegen Mängel der verkauften 
Sache. Schiebt eine bedungene Garantiefriſt den 
Beginn des Laufes der Verjährung hinaus? 4018, 
189°, 40728. 

Hat der Verkäufer bei Vereinbarung beſtimmter Pro⸗ 
venienz der Waare die zugeſagte Herkunft zu be⸗ 
weiſen oder nur die dieſer entſprechende äußere und 
innere Beſchaffenheit? Berückſichtigung der Verkehrs⸗ 
anſchauung 6019 

Klauſel: „Qualität: fair average of the season, or 
allowance if inferior. Londoner Arbitrage“ 8213 

Rechtzeitigkeit der Mängelanzeige 189° 

Selbſthülfeverkauf durch Verkauf der Konnoſſemente zu- 
läſſig, wenn den Erwerbern dadurch keine ungünſtigeren 
Bedingungen geſtellt werden, wie ſie im Verhältniß 
der Vertragsparteien untereinander beſtanden. (Be⸗ 
dingung tel quel.) 227. 

Weigerung der Erfüllung einer beſtimmten Vertrags⸗ 
bedingung ſteht, wenn diefe einen erheblichen Theil 
des Vertragsinhalts betrifft, der Weigerung voll⸗ 
ſtändiger Erfüllung gleich 3081“ 

Liegt K. auf Probe vor, wenn vereinbart iſt, daß die 
Abnahme erſt erfolgen ſolle, wenn ſich in beſtimmter 
Probezeit bewahrheitet, daß die gelieferte Maſchine 
ein beſtimmtes Arbeitsquantum leiſtet? 367° 

K. oder Werkverdingung? (wenn eine fertige Ziegel⸗ 
maſchine geliefert werden ſoll, der beim Vertragsſchluß 
noch das Mundſtück fehlt). Maſchinen als vertret⸗ 
bare Sachen 406° 

Liegt in der Zurücknahme der Kaufſache ein Verzicht 
auf deren Verwendung als Vertragsleiſtung? Beweis⸗ 
laſt beim Selbſthülfeverkauf 40727 

Unterlaſſung der Rüge von Quantitätsmängeln ſchließt 
unter beſonderen Umſtänden auch nach altem Recht 
nachträgliche Bemängelung aus 407° 

Unterſuchung der Waare durch chemiſche Analyſe oder 
ſonſtige wiſſenſchaftliche Prüfung nur erforderlich, wenn 
fie zum ordnungsmäßigen Geſchäftsgange gehört 4247 

Unterſuchungspflicht beim K. ausländiſcher Effekten 
(Rententitel). Mangel der Börſengängigkeit in Folge 
Aufnahme der Stücke in das Bulletin Officiel des 
Opposition begründet den Wandelungsanſpruch, auch 
wenn der Käufer die beigegebenen fällig gewordenen 
Coupons eingezogen hat 51910 

Selbſthülfeverkauf hat in der Regel an dem Orte zu 
geſchehen, wo die Waare iſt 617% — Insbeſondere 
auch wenn ſich die Konnoſſemente nicht dort be⸗ 
finden 65414 — Jedoch kann die Waare noch nach 
erklärtem Rücktritt des Käufers behufs Realoblation 
an dieſen geſchickt und demnächſt dort verkauft 
wenden 756186 
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Verpflichtungen und Beweislaſt des Verkäufers, der 
beim Diſtanzkauf die Verladung übernommen hat 725 10 
Wahlrecht in Folge Verzuges bei Succeſſiv⸗ 
lieferungsgeſchäften. Verzug bei einer Lieferung 
berechtigt den nicht ſäumigen Theil zum Rücktritt 
bezüglich aller noch nicht erfüllten Raten; dagegen 
kann der nicht ſäumige Verkäufer nicht ſofortige 
Erfüllung des ganzen übrigen Vertrages (und 
Schadenserſatz wegen verſpäteter Lieferung der rück⸗ 
ſtändigen Leiſtung) verlangen, auch nicht im Wege 
der Selbſthülſe ſofort die ganze Waare, ſondern nur 
die erſte Lieferung verkaufen. Ausnahmen bei be⸗ 
ſonderen Umſtänden 84650 
Zu ſofortiger Unterſuchung und Mängelrüge iſt der 
Käuſer, wenn ein einſeitiges Handelsgeſchäft vorliegt, 
weder nach § 377 H. G. B., noch nach ſonſtigen 
handelsrechtlichen Normen verpflichtet 848 
Kaufalität 
Wenn nur mehrere Ereigniſſe zuſammen einen beſtimmten 
Erfolg herbeizuführen vermochten, iſt das letzte für den 
ganzen Erfolg kauſal 57615 
Kinder ſ. Uneheliche Kinder 477, Unterhaltungspflicht 869, 870 
Haben eheliche Kinder gegen ihre Eltern darauf Anſpruch, 
daß ihnen Namen, Geburtstag und ev. Todestag ihrer 
ehelichen Geſchwiſter nachgewieſen werde? 54 
Kindervermögen 
Der Vater darf die ſeinem Hauskinde gewährte Aus⸗ 
ſtattung und den Unterhalt auf das vorhandene 
eigene Vermögen des Kindes nur dann verrechnen, 
wenn er die Anrechnung ſchon bei der Verauslagung 
erklärt hat 811 
Natur und Grenze der Verwaltungsbefugniſſe des Vaters 
hinſichtlich des ſeinen minderjährigen Kindes gehörigen 
Vermögens f 81428 
Kirchenrecht |. Patronat 174°° 
Kirchenabgaben ſ. Rechtsweg 340“ — Beweislaſt 763°! 
Konſtituirung von Kirchenabgaben bei Gründung von 
Kirchengemeinden 371 
Ein Gewohnheitsrecht, wonach die aus der Landeskirche 
Austretenden, insbeſondere Altlutheraner, zu den aus 
der perſönlichen Zugehörigkeit zum evangeliſchen 
Parochialverbande entſpringenden Laſten verpflichtet 
bleiben ſollen, iſt unzuläſſig. Nur die auf andern 
Rechtstiteln beruhenden Laſten, wie Reallaſten, 
Patronatslaſten, ſollten nach dem Geſetz vom 14. Mai 
1873 unberührt bleiben 5858 
Kirchhöfe 
Ausſchließliches Benutzungsrecht der Kirchengemeinde 
an den Kirchhöfen? f 9851 
Erbbegräbnißplätze dürfen nur beſtimmungsmäßig benutzt 
werden. Fällt die Beiſetzung von Aſchereſten darunter? 
17337 
Kirchenvorſtand 
Hat eine „Pfarre“ nach proteſtantiſchem Kirchenrecht 
juriſtiſche Perſönlichkeit, oder nur die Kirchengemeinde? 
Klage der „Pfarre“, vertreten durch den Kirchen⸗ 
vorſtand, zuläſſig? g 168“ 


Gemeindekirchenrath 

als Vertreter der organiſirten Kirchengemeinde. Wer 
vertritt die noch nicht verfaſſungsmäßig organiſirten 
Kirchengemeinden? 2152 

Vollziehung des Protokolls über eine gemeinſchaftliche 
Sitzung des Gemeindekirchenraths und der Gemeinde⸗ 
vertretung durch den Amtsvorſteher ſtatt durch 
den Vorſitzenden. Zuläſſigkeit der Beſtellung von 
Kommiſſionen (Baukommiſſion) mit Vollmachts⸗ 
befugniſſen. Genehmigung der Regierung als Organs 
des Patrons und der Kirchenregierung, und des 
Regierungspräſidenten als ſtaatlicher Aufſichtsbehörde 
34237 

Vorſitz im Kirchenvorſtande katholiſcher Gemeinden 468 2 

Kirchenſitze 

Entſchädigungsanſpruch für die im Intereſſe der kirchlichen 
Ordnung erfolgte Aufhebung der Rechte Einzelner auf 
ausſchließliche Benutzung beſtimmter K. 46313 

Gegen die Anordnung des Gemeindekirchenraths, wodurch 
Privatrechte auf Benutzung von K. entzogen werden, 
iſt nur Klage auf Anerkennung und event. Entſchädigung, 
nicht auf Aufhebung der Anordnung zuläſſig 859 58 

Klage ſ. Widerklage 
K. auf Zahlung an den Pfändungspfandgläubiger zu⸗ 
läſſig 854“ 
Klageerhebung in mündlicher Verhandlung gegen einen 
neuen Beklagten zuläſſig, wenn nicht Widerſpruch er⸗ 
folgt 650° 
Klageänderung 
Neuer Anſpruch zu unterſcheiden von neuer Begründung 
deſſelben Anſpruches. Berichtigung der Begründung, 
Erweiterung des Anſpruches (85 268 1 u. 8, 527, 529 
C. P. O.) 805 

Aenderung der rechtsbegründenden Thatſachen bei 
rechtlicher Gleichartigkeit mit den urſprünglich vor⸗ 
gebrachten enthält eine Klageänderung, nicht bloß 
Ergänzung der thatſächlichen Anführungen 483“ 

Klagegrund 

Begriff: Summe derjenigen Thatſachen, welche rechtlich 
geeignet und erforderlich ſind, den Schluß auf das 
Begründetſein des Klageantrages zu rechtfertigen 483“ 
Die Parteien ſind nicht verpflichtet, die Geſetze, worauf 
ſie ihre Anſprüche gründen, anzugeben; das Gericht 
iſt nicht verpflichtet, die Parteien auf die Möglichkeit 
anderer rechtlicher Auffaſſung hinzuweiſen 8381 
Kleinbahnen 
Begriff; Genehmigung zum Bau und zum Betriebe 94“ 
Kollation 

Kollationspflicht der Benefiziarerben nach franzöſiſchem 

Recht 47124 

Kolliſion von Jutereſſen |. Kommiſſionsgeſchäft 408°°, 
Makler 90352 

Kommiſſionsgeſchäft |. Konkursverwalter 4585, Depot: 
geſetz 15°? 

Kann der Kommittent verlangen, daß der Kommiſſionär 
das angediente Konnoſſement bezw. die dahinter ſtehende 
Waare als unkontraktlich zurückweiſe und den dadurch 


entſtehenden Rechtsſtreit zur Entſcheidung bringe? 
Folgen der unterlaſſenen Prozeßführung 6113 
Bei Kollifion der Intereſſen des Kommittenten und des 
Kommiſſionärs gehen die des erſteren vor. Proviſions⸗ 
anſpruch des Kommiſſionärs 408 30 
Kompetenzkonflikt 
Erhebung des K. nach der preußiſchen Verordnung vom 
1. Auguſt 1879 nicht mehr zuläſſig, wenn der Rechts⸗ 
ftreit durch Einlegung der Reviſion beim Reichsgericht 
anhängig geworden iſt 4134 
Kondiktion |. Rechtsweg 621 10 
Rückforderung des in Rückſicht eines erwarteten, von dem 
anderen Theile nicht durch Vertrag übernommenen 
Erfolges Geleiſteten, wenn außerdem für die Leiſtung 
eine gewiſſe Gegenleiſtung verfprochen iſt 41138 
Unterſchied zwiſchen condictio indebiti und condictio 
sine causa nach Pr. A. L. R. 52112 
Konkurrenzverbot |. Gewerbefreiheit 333 15, Rechtsnormen 
(etliche Herrſchaft) 379, Abtretung 725 20 
Vartagsmäßiges K. Abſatz von Waaren, die außerhalb 
des öttlich begrenzten Bannbezirks hergeſtellt find, 
innerhalb deſſelben 726 21 
Konkurs |. Anmeldung 33014, Rechtsnormen (zeitliche Herr: 
haft) 491 
Aufnahme des durch K. des Beklagten unterbrochenen 
Rechtsftreits ſeitens des Gläubigers, nachdem bereits 
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ein Endurtheil für die vom Verwalter beſtrittene 


Forderung vorlag 16212 
Abſonderungsrecht, wenn der Gläubiger die ihm ver⸗ 
9 dem Gemeinſchuldner gehörige Sache in der 
enung in Pfand genommen hat, fie gehöre einem 
Dritten 82 u en 


It ein Abſonderungsrecht an Subſtanztheilen einer dem 
N. meifulbner gehörigen Sache möglich? 52213 
e Pandklage auf Befriedigung wegen einer auf dem 
chudſtücke des Gemeinſchuldners haftenden Hypothek 
it gegen den Konkursverwalter (nicht gegen den Gemein⸗ 
8 zu richten, Koſtenpflicht des unterliegenden 
enkürsverwalters nicht auf den Erlös des Pfandgrund⸗ 
1 beſchränkt 183 
icht beftiedigte Konkursgläubiger können ihre Anſprüche 
5 eren des Konkursverfahrens auch dann 
we 5 geltend machen, wenn das Schuldverhältniß 
kn n K. eine Veränderung feines Inhalts erfahren 
3 B. aus dem Erfüllungsanſpruch ein Intereſſen⸗ 
8 enppruch geworden iſt 252 11 
be aoefehung außerhalb des Konkursverfahrens, wenn 
bach 5 mit einem Dritten als ſtillem 
a : m Geſellſchaft ſteht. Abwickelung der be 
a 1 Verkauf des den Gegenſtand des ge⸗ 
Fabel bildenden Grundbeſitzes 404 22 
= a ſich die Befugniß des K. zum Widerſpruch 
= en bei Zwangsverſteigerung des zur 
bun ber g 1 gehörigen Grundſtücks? 2873 
Shen g er die von dem Gemeinſchuldner vor Er⸗ 
8 des Konkurſes abgeſchloſſenen Kommiſſions⸗ 


verkäufe dem Kommittenten Rechnung zu legen? Pflicht 
deſſelben zur Auskunftsertheilung über den Beſtand des 
Kommiſſionslagers, über die zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung ausſtehenden und über die ſeitdem eingezogenen 
Forderungen aus Kommiſſionsgeſchäften 458 5 


Konventionalſtrafe |. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 
379 


Koſten |. Einſtweilige Verfügung 80“, Reviſion 1572, Ver⸗ 


ſchulden 3541 

Beſchwerde über die Koſtenentſcheidung unzuläſſig, wenn 
eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht möglich, die 
Hauptſache z. B. nicht rechtshängig geworden war 31 

Ebenſo, wenn zwar nur über die K. entſchieden iſt, die 
Entſcheidung in der Hauptſache aber unanfechtbar geweſen 
wäre 7491 

Beſchwerde oder Reviſion bezüglich der Koſtenentſcheidung, 
wenn der Rechtsſtreit in erſter Inſtanz durch agnitoria 
erledigt und in zweiter nur über die K. entſchieden iſt? 
42, 5°, 8355, vergl. auch 1571 

Anſpruch des im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen 
Angeklagten auf Erſtattung der K. einer im früheren 
Verfahren erfolglos eingelegten Reviſion 381“ 

Kann eine vom Kläger ohne beſonderes Verſehen geltend 
gemachte Zuvielforderung bei der Koſtenentſcheidung 
unberückſichtigt bleiben? 1202 

Steht Klaglosſtellung nach anfänglichem Beſtreiten hin⸗ 
ſichtlich der K. dem Anerkenntniſſe gleich? 1872 

Reviſion wegen der nur auf § 91 C. P. O. geſtützten 
Koſtenentſcheidung bei gebotener Berüdjichtigung der 
88 92, 96, 97 daſelbſt 4221 

Koſtenpflicht des Klägers bei Abweiſung der Klage, weil 
der Rechtsweg in Folge eines im Laufe des Prozeſſes 
eingetretenen Mangels der Geſetzgebung unzuläſſig ge⸗ 
worden iſt 4832 

Koſten der Nebenintervention 5732 

Die Verurtheilung des (ohne Vollmacht) einſtweilen zur 
Prozeßführung Zugelaſſenen zum Erſatz der Koſten und 
Schäden des Gegners ſetzt voraus, daß der Mangel der 
Vollmacht gerügt und eine Friſt für Beibringung der 
Genehmigung fruchtlos geſetzt war 834“ 

Koſtenerſtattung |. Schadenserſatz 8422 
Zuziehung eines Sachverſtändigen zum Verhandlungs⸗ 

termin ſeitens einer Partei (Privaterperten) zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig? 139 
K. für Gutachten, die das Gericht nicht verlangt und 
nicht benutzt hat 3032 
Der Koſtenerſtattungsanſpruch entſteht nicht erſt mit der 
Feſtſetzung, ſondern mit der Vollſtreckbarkeit des die 
K. zuerkennenden Urtheils 423° 
Koſtenvorſchußpflicht | 
des Ehemannes im Scheidungsprozeß beim Güterſtande 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft nach franzöſiſchem 
(badiſchem) Recht 380, beim geſetzlichen Güterſtande 
274, 735 | | 
Umfang der K. bei Einlegung von Rechtsmitteln, die 
vor Einzahlung des Vorſchuſſes eingeſchränkt werden 


753 1 
8° 
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Krankeuverſicherung 
Verſicherungspflicht der Handlungsgehülfen, zu deren Nach⸗ 
3 die geſetzliche Kündigungsfriſt vertragsmäßig gekürzt 
it 460° 
Trennung gemeinſamer Fabrikkrankenkaſſen gemäß 8 67a 
des Krankenverſicherungsgeſetzes findet auch bei ſolchen 
Kaſſen ſtatt, die von Anfang an für Betriebe ver⸗ 
ſchiedener Unternehmer errichtet waren 57717 
Kreditbewilligung |. Verzug 46212 
Kündigung 
des Dienſtvertrages der Geſchäftsführer der Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht 54211 
Wirkt die dem Käuſer eines Grundſtücks gegenüber vor⸗ 
genommene K. einer in Anrechnung auf das Kaufgeld 
übernommenen Hypothek ohne Weiteres auch als K. 
gegenüber dem Verkäufer? 5441 
Ladung 
unwirkſam, wenn der Terminsvermerk nicht beglaubigt 29 
ſ. 3982 (Wiedereinſetzung) 7505 
Landgemeindeordnung |. Rechtsweg 91“ 
Landgericht ſ. Zuſtändigkeit 394 
Laſt, gemeine 
Erliſcht eine für einen beſtimmten Gemeindebezirk an⸗ 
geordnete öffentliche L. (Verſicherungspflicht) dadurch, 
daß ein Theil des Bezirkes abgetrennt wird, ohne 
Weiteres für den abgetrennten Gebietstheil? 86 
Legatum ejus quod supererit 
nach franzöſiſch⸗rheiniſchem Recht trotz Art. 896 c. c. 
zuläſſig 732°. 
Licht und Fenſterrecht 
Kellerräume genießen nicht den Lichtſchutz des „unteren 
Stockwerks“ im Sinne des § 142 J. 8 A. L. R. 
21421 
Die Minderung des Lichtſchutzes gemäß § 143 J, 8 A. L. R. 
tritt nur ein, wenn das von der andern Seite ein⸗ 
fallende Licht ein genügendes iſt und zwar für ſich 
allein (ohne Hinzurechnung des vom verbauten Fenſter 
noch gewährten Lichtes) 854“ 
Lippiſche Neunte 87 
Liquidatoren 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts für die Abberufung der L. 
gemäß $ 147 H. G. B. 7541? 
Lotterie 
Die landesgeſetzlichen Verbote des Spielens in aus⸗ 
wärtigen Lotterien haben für alle bundesſtaatlich ge⸗ 
nehmigten Lotterien durch 8 763 B. G. B. die privat⸗ 
rechtliche Wirkung verloren 479 
Mahuung 
muß, um den Schuldner in Verzug zu ſetzen, zu einer 
Zeit erfolgen, in der der Schuldner zu leiſten ver⸗ 
pflichtet iſt 3985 
Makler |. Proviſion 1647, 17130 
Genügt Mitwirkung zum Zuſtandekommen des Geſchäfts, 
um den Proviſionsanſpruch des M. zu begründen? 
Auch dann, wenn die Verhandlungen unterbrochen 
und ohne Zuziehung des M. danach zu Ende geführt 
find? 9031 


Vermittelung im Auftrage beider Kontrahenten, obwohl 
deren Intereſſen kollidiren 90 

Proviſionsanſpruch für die ohne Auftrag bewirkte Ver⸗ 
mittlerthätigkeit bei nachträglicher Genehmigung 14415 

Mandat 

Einrede nicht vollſtändiger Ausführung des Auftrages. 
Schadenserſatzanſpruch wegen nicht ordnungsmäßiger 
Ausführung. Begründet ein Auftrag zur Zahlung an 
einen Hypothekengläubiger die Verpflichtung, den 
Hypothekenbrief herauszuverlangen und eventuell herbei⸗ 
zuſchaffen? 31129 


Medizinalbeamte 


Können M. in Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung 
für ihre im ortspolizeilichen Intereſſe ausgeübte Thätig⸗ 
keit Vergütung fordern, und von wem? 4637 
Mehrheit von Gläubigern und Schuldnern 
Uebergang der Forderung des Gläubigers auf den zahlenden 
Geſammtſchuldner (Zahlung nach, Entſtehung der 
Geſammtſchuld vor dem 1. Januar 1900) 226 


Miethe |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 238, Pacht 


3160 

Klage des Vermiethers gegen den Miether auf Unter⸗ 
laſſung von Handlungen, die nach allgemeinen Regeln 
des Nachbarrechts dem Nachbarn gegenüber rechtswidrig 
ſind; Klage des Nachbarn gegen den Vermiether als 
„Störer“ des Eigenthums nach 8 1004 B. G. B. 51 

Veräußerung des vermietheten Grundſtücks nach Abſchluß 
des Miethsvertrages und vor der Uebergabe an den 
Miether 128 28 

Kann der Miether vom Vertrage abgehen, wenn die 
Brauchbarkeit der Miethsſache nicht durch deren Eigen⸗ 
ſchaften, ſondern durch äußere Umſtände beeinträchtigt 
wird? (Aufhebung des freien Verkehrs zu Mieths⸗ 
räumen, in denen ein Kolonial- und Schankgeſchäft 
betrieben wird? Gegen Förſter bejaht!) 23014 

Der Vermiether eines Schlachtraumes im Gebiete des 
franzöſiſchen Rechts hat dem Miether die nach 8 16 
der Gewerbeordnung erforderliche Genehmigung zur 
Errichtung einer Schlächterei zu verſchaffen 271 

Vorleiſtungspflicht des Vermiethers nach gemeinem Recht 
3578 

Wirkung der von dem Miether nicht verſchuldeten Un⸗ 
tüchtigkeit der Miethsräume 43050 

Miethsverträge über Grundſtücke, die in gerichtlichem 
Vergleiche für länger als ein Jahr geſchloſſen werden, 
bedürfen nicht der Unterſchrift der Parteien 473 

Iſt der Verkäufer eines Grundſtücks nach deſſen Verkauf 
noch zur Exmiſſionsklage gegen den Miether legitimirt? 
6215 

Erlöſchen des Miethsverhältniſſes durch Erwerb des 
Eigenthums der vermietheten Sache ſeitens des Miethers 
oder ſeines mit ihm in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
oder im Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung 
lebenden Ehegatten 731 

Kann der Miether ſtets vom Vertrage zurücktreten, wenn ihm 
durch die Polizeibehörde die Benutzung eines erheblichen 
Theiles der Miethsräume unterſagt wird? 811 


Der Vermiether muß die Herſtellung einer Fernſprechanlage 
dulden und die dazu nöthige Erklärung abgeben, wenn 
der Fernſprechanſchluß Bedürfniß des Gebrauchs der 
Miethsräume iſt und dem Vermiether nicht nennens⸗ 
werthen Schaden bringt 85751 

Durch berechtigten Rücktritt des Miethers wird der Mieths⸗ 
vertrag aufgehoben (nicht erſtdurch urtheilsmäßige Feſt⸗ 
ſtellung der Aufhebung des Vertrages) 857 52 

Milde Stiftungen ſ. Preußiſches Stempelſteuergeſetz 
954, g6 48 
Militärauwärter ſ. Rechtsweg 5870 

Haben zur Probezeit eingezogene M. einen im Rechtswege 
verfolgbaren Anſpruch auf / des Einkommens derjenigen 
Stelle, für welche die Probeleiſtung erfolgt (nicht nur 
derjenigen, welche ſie während der Probeleiſtung that⸗ 
ſächlich innegehabt haben)? 485°, 486° 

Minderjährige |. Erbentſagung 1276 
Miterben |. Nachlaßforderung 581° 

Miteigenthum der M. an der ungetheilten Nachlaßmaſſe; 
zu letzterer gehöriger Anſpruch auf Herausgabe des von 
der Erblaſſerin in die Ehe Eingebrachten 12777 

Verpflichtung der M. zur Leiſtung des Offenbarungseids 
nach erfolgter Auseinanderſetzung hinſichtlich der nicht 
inventariſirten und ungetheilt gebliebenen Erbſchafts⸗ 
ſachen 2582 

Miteigenthum |. Nachbarrecht 469 25 

M. des überlebenden gütergemeinſchaftlichen Gatten und 
der Kinder. Die Verwaltungsbefugniß des Wittwers 
berechtigt nicht zu Verfügungen über die Subſtanz der 
Maſſe, alſo auch nicht zu Verpfändungen 128% 


Formloſes Mitgiftverſprechen klagbar durch Vollziehung 
der Ehe 9055 
Mũhleurecht 
Die geſetzlichen Beſtimmungen, wonach einer vorhandenen 
Mühle das nöthige Betriebswaſſer nicht entzogen werden 
darf (8 246 II. 15 A. L. R.; 8 16 b preußiſches Geſetz 
vom 28. Februar 1843), beziehen ſich nur auf obere 
Flußanlieger 544! 
Mündliche Verhandlung 
Der mündliche Vortrag der Parteien kann nicht durch 
eine Vereinbarung oder Anordnung des Gerichts, daß 
er als geſchehen unterſtellt werde, erſetzt werden 
6151 
Muthung |. Bergrecht 
Nachbarrecht |. Gewerberecht 111°, Miethe 51 
Kolliſion der Rechte benachbarter Eigenthümer. Prävention 
iſt nicht entſcheidend 19 
Inwieweit find die Nachbarn zur Erhöhung und Verſtärkung 
der gemeinſchaftlichen Scheidemauern berechtigt? Steht 
der über und unter der gemeinſchaftlichen Scheidemauer 
befindliche Raum im Miteigenthum der Nachbarn? 
f 469 
Aenderung der Beweislaſt durch das B. G. B. bei 
Klagen wegen beläftigender Zuführungen aus dem 
. gegenüber dem früheren preußiſchen 
t 


Nachdruck 

Fahrläſſige Verletzung eines fremden 8 80615, 

806 16 
Nachlaß forderung 

Eine bei Theilung des Nachlaſſes unberückſichtigt gebliebene 
N. iſt der einzelne Miterbe zu feiner (feſtſtehenden) 
Quote einzuklagen legitimirt 58128 

Namensrecht 

Unbefugter Gebrauch eines fremden Namens zur Bes 

zeichnung eines Tanzlokals 765 
Nebenabrede |. Vertrag 93 
Nebenintervention |. Patentrecht 7571 

Eine Vermuthung, daß die im Hauptprozeß getroffene 
Koſtenentſcheidung die Koſten der N. mitbetrifft, beſteht 
nicht 573? 

Die Unzuläſſigkeit der N. muß durch Zwiſchenurtheil 
(gemäß 5 71 C. P. O.) ausgeſprochen werden. Sit 
dies nicht rechtskräftig geſchehen, ſo darf die von dem 
Nebenintervenienten im Hauptſtreit eingelegte Berufung 
nicht deshalb verworfen werden, weil der Beitritt nicht 
geſetzmäßig erfolgt ſei 799 

Die bei Zulaſſung der N. getroffene Entſcheidung, daß 
dem Nebenintervenienten die Stellung ſelbſtſtändiger 
Intervenienten im Sinne der 88 61, 62 C. P. O. zu⸗ 
komme, iſt keine (mit ſofortiger Beſchwerde angreifbare) 
Zwiſchenurtheilsentſcheidung 799% 

Negatoria |. Eigenthumsfreiheitsklage 51, 52, 293 

Neubauten als Verbeſſerung des Grundſtücks ſ. Nießbrauch 
664 37 

Nießbrauch am Kindervermögen |. Vater 491 

Anſpruch des Nießbrauchers auf Erſatz für Verwendungen, 
insbeſondere der durch die Polizei angeordneten 
(Waſſerleitungsanlagen) 31650 

Anſpruch des Ehemanns auf Vergütung für Neu⸗ 
bauten, die er auf dem ſeinem N. unterworfenen 
Grundſtücke der Frau errichtet hat („Verbeſſerungen“) 
bedingt durch ſchriftliche Genehmigung der Frau 
p 66437 

Notar, Notariatsakte ſ. Erbrecht 324, Preußiſches 
Stempelgeſetz 177% 

Verantwortlichkeit des preußiſchen Notars für Amts⸗ 
handlungen. Zu letzteren gehört das Entwerfen von 
Urkunden, deren Unterſchriften demnächſt beglaubigt 
werden, nicht 5822 

Nothweg ſ. Inädifikation 
Nützliche Verwendung 

Anſpruch aus n. V. nach preußiſchem Recht, wenn ſich 
der Vermögensübergang durch Rechtsgeſchäft eines 
Dritten vollzogen hat. Gehört dazu, daß der Dritte 
die Abſicht hat, dem Bereicherten einen Vortheil zu⸗ 
zuwenden? 52518 

Offenbarungseid 

Hat der O. die in § 463 C. P. O. (n. F.) vorgeſehene 
Folge des Parteieides? Beweis des Gegentheils in 
der Berufungsinſtanz 332 

Verpflichtung zum O., wenn ein Inbegriff von Sachen 
herauszugeben iſt |. Miterben 25828 
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Offerte 
O. in Verbindung mit einem Vermittelungsauftrage 229 
Pacht |. Dienſtvertrag 42815 
Begründung eines Pachtrechts durch Ueberlaſſung der 
Ausübung einer Kohlenabbaugerechtigkeit 266°3 
Abtretung der Rechte aus einem Pacht⸗(Mieths⸗) Vertrage 
P. A. L. R. 316 80 
Parochialverband ſ. Kirchenrecht, Kirchenabgaben 585° 
Parteifähigkeit 
Rechtsfähigkeit, P., Prozeßfähigkeit der „erlaubten Privat⸗ 
geſellſchaften“, die korporativer Geſtaltung, insbeſondere 
eines Organes zur Vertretung nach außen (Vorſtandes) 
entbehren 3011 
Patentrecht |. Gewerberecht 40 und 50, Reſtitutions⸗ 
klage 228°, Rechtskraft 651° 
Privatrechtlicher Anſpruch auf Unterlaſſung unwahrer 
Patentberühmung, gefolgert aus den Strafvorſchriften 
des Patentgeſetzes 13118 
Zurücknahme des Patents wegen unterlaſſener Ausführung 
der Erfindung 211 
Der Umfang des Patentſchutzes beſtimmt ſich nach dem 
Patentanſpruche im Zuſammenhange mit der dazu 
gehörigen Beſchreibung und Zeichnung 3342 
Licenzvertrag; Begriff der Licenz 656'° 
8 41 des Pat. G., wonach die am 1. Juli 1877 auf 
Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen beſtehenden 
Patente in Kraft blieben, iſt anwendbar auf die Patente, 
welche in Elſaß⸗Lothringen zur Zeit der Vereinigung 
mit dem Deutſchen Reich beſtanden 65619 
Nebenintervention im Nichtigkeitsverfahren 7571“ 
Schutzbereich eines Maſchinenpatents 85033 
Die Nichtigkeitsklage aus 8 10 Ziffer 2 des Geſetzes vom 
7. April 1891 greift auch dann durch, wenn das 
Patent des früheren Anmelders nicht mehr beſteht 
850 3* 


Patronat 


Dinglicher oder perſönlicher Charakter der Patronatsrechte 

geiftlicher Körperſchaften 174“ 
Penſionirung 

Penſionsanſpruch der Lehrer nach dem Geſetz vom 27. März 
1872. Zufällige Dienſtbezüge 130°* 

Anrechnung der praktiſchen Beſchäftigung außerhalb des 
Staatsdienſtes 13033, 130“ 

Pfandrecht ſ. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 202 

Iſt Beſtellung eines Fauſtpfandrechts beabſichtigt geweſen, 
aber nicht wirkſam erfolgt, ſo kann Sicherheitsbeſtellung 
durch Beſitz⸗ und Retentionsrecht als eventuell gewollt 
angeſehen ſein 427 

Pfandvertrag 

Wirkung der Hingabe eines Hypothekenbriefes (ohne Ab⸗ 
tretung der Hypothek) zum Zwecke der Sicherung einer 
Schuld 66280 

Pfändungspfandrecht |. Klage 854“ 

Pf. an einer Hypothek. Iſt der Beſchluß dem Dritt⸗ 
ſchuldner vor dem 1. Januar 1900 zugeſtellt, jo iſt 
das Pfandrecht und damit der Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs entſtanden. Unwirkſamkeit 


= 


der Retentionseinrede gegenüber der dinglichen Klage 
auf Herausgabe des Hypothekenbriefes 429 
Pf. an dem Erbtheil eines Miterben. Zuſtellung des 
Beſchluſſes an die Miterben als „Drittſchuldner“ im 
Sinne des 8 857 (754) Abſ. 2 der C. P. O. p 801" 
Pflichttheil 
Erhaltung des ganzen Pflichttheilsanſpruches durch 
rechtzeitige Klage auf Zahlung eines Theiles unter 
Vorbehalt der Nachforderung 19°! 
Cautela Socini darf nicht als Wille des Teſtators ſub⸗ 
intelligirt werden 26434 
Polizei, Polizeiorduungen |. Bürgermeiſter 34135 
Begriff der Polizeigeſetze im Sinne des A. L. R. 316 
Poſtrecht 
Poſttransportvertrag. Iſt mit Uebergabe des der zoll⸗ 
amtlichen Behandlung unterliegenden Poſtſtücks von 
der Zollbehörde und Benachrichtigung des Adreſſaten 
von Seiten der Poſt erfüllt. Rechtsverhältniß zwiſchen 
Abſender und Zollbehörde. Letztere haftet für jedes 
Verſchulden, jedoch nicht in höherem Umfange wie 
die Poſt (Verluſt eines eingeſchriebenen Briefes) 
2287, 2288 
Protokoll 
Mängel des Sitzungsprotokolls müſſen gemäß 8 295 
C. P. O. gerügt werden 4222 
Proviſion ſ. Makler 90% 9032, 14415, Agent 617°, 
Kommiſſionsgeſchäft 4080 
Kann die für Vermittelung des Verkaufes eines Berg⸗ 
werks verſprochene P. auch beanſprucht wenn, ein 
Dritter ſich mit dem Verkaufsluſtigen unter Bildung 
einer Gewerkſchaft an dem Bergwerke betheiligt? 14618 
Ausſchluß des kaufmänniſchen Proviſionsanſpruches, wenn 
der Empfänger der Dienſtleiſtung ſeine Verpflichtung 
zur Gewährung einer Vergütung ablehnt, der 
Dienſtleiſtende aber mit der Dienſtleiſtung fortfährt 
16417 
Rücktritt des Verkäufers wegen Zahlungsverzug des 
Käufers befreit nicht von der Verpflichtung zur Zahlung 
verſprochener Vermittelungsproviſion 1718 
Prozeßbevollmächtigter |. Verſchulden 3541, Vollmacht 
Verſchulden des P. Unterlaſſene Geltendmachung eines 
Reſtitutionsgrundes durch Einlegung der Berufung 33°? 
Mündliche Prozeßvollmacht; genügt zur Abſchließung von 
Vergleichen 3987 
Die Prozeßvollmacht ermächtigt zur Abgabe und Ent⸗ 
gegennahme von Anfechtungserklärungen nach 5 143 
B. G. B. 493, 766 
Die Prozeßvollmacht erliſcht, wenn der Rechtsſtreit wegen 
Todes des Machtgebers ausgeſetzt wird. Zuſtellungen 
müſſen dann an den Rechtsnachfolger ſelbſt geſchehen 
8367 
Prozeßfähigkeit ſ. Parteifähigkeit 3011 
Prozeßparteien 
Bezeichnung der P. Genügt die Angabe der Firmen für 
eine aufgelöſte offene Handelsgeſellſchaft? Auch wenn 
die Auflöſung ohne Liquidation erfolgt iſt? Tod eines 
Geſellſchafters während des Prozeſſes 6531? 


Punktation ſ. Traktat 88?° 

P. unter Vorbehalt ſpäterer Vereinbarung über Neben⸗ 

punkte (Ratenzahlungen) unverbindlich 54213 
Putativer Erbe ſ. Reſtitutionsklage 48711 
Anittung 

Q. erſetzt nur für den vorangegangenen Erlaß der 

Forderung die fehlende Schriftform p 288° 
Nadfahrer |. Verſchulden 33728 
Nathsertheilung 

verantwortliche, im Gegenſatz zu der Thätigkeit eines von 
der Gegenpartei mit Vertragsunterhandlungen Beauf⸗ 
tragten. Preußiſches Recht (88 217— 220 I. 13) 44°? 

Schadenserſatzanſpruch gegen einen Rechtsanwalt, der ſeine 
Klienten in Angelegenheiten, die rechtliche Beurtheilung 
erfordern, durch ſeinen Büreauvorſteher berathen läßt 233 

Neallaſt 

Wohnungs: und Beköſtigungsrecht nach altem preußiſchen 
Recht. Dem Altentheil entſprechende Reallaſten, zu 
deren Sicherſtellung durch Eintragung der Eigenthümer 
verpflichtet war. Fortbeſtehen dieſer Verpflichtung unter 
dem B. G. B. 293 

Rechtliche Folge der Ungültigkeit einer vertragsmäßig 
konſtituirten Reallaſt für das Vertragsverhältniß der 
Kontrahenten. Fällt die Verpflichtung zur Gewährung 
eines Aequivalents fort, wenn der Verpflichtete das 
Grundſtück nicht mehr beſitzt? 52721 

Nechunngslegung |. Geſellſchaft 856“ 

Muß, wer Vorſchüſſe auf Reiſeſpeſen, Gewinnantheile 
u. ſ. w. unter Vorbehalt ſpäterer Abrechnung und Rück⸗ 
zahlung der Ueberſchüſſe gezahlt bat, auf R. oder kann 
er auf Rückzahlung der ganzen Summe klagen und 
dem Gegner die Geltendmachung ſeiner Gegenanſprüche 
überlaſſen? 42816 

Die auf einheitlichem Vertrage beruhende Pflicht zur R. 
über fortgeſetzte Geſchäftsführung wird nicht ſchon durch 
ſtückweiſe Auskunft über einzelne Geſchäfte, ſondern nur 
durch einheitliche Rechnung über die ganze oder über 
gewiſſe Zeiträume ausgedehnte Geſchäftsführung er⸗ 
füllt 46415 

Erlaß der R. gemäß 8 158 I. 14 Allgemeinen Landrechts 
ſetzt eine dem Verwalter vertragsmäßig obliegende 
Pflicht zu regelmäßiger R. voraus 4641° 

Inwiefern genügten nach bisherigem Recht für die 
Rechnungslegung mündliche Aufſchlüſſe? Erforderniß 
der Rechnungsbelege p 6623! 

Rechtsanwalt |. Gebühren 59°, 12312, Rathsertheilung 233 
Rechtsfähigkeit |. Parteifähigkeit 301! 
Rechtshãngigkeit 

Einwand der R., wenn der Kläger den Klageanſpruch in 
dem zur Zeit in der Berufungsinſtanz ſchwebenden 
früheren Prozeſſe durch Erweiterung des dort geſtellten 
Antrages geltend machen kann 34“ 

Begründet ein gegen eine offene Handelsgeſellſchaft an⸗ 
hängiger Prozeß die Einrede der R., wenn ein ein⸗ 
zelner Geſellſchafter in einem zweiten Prozeß wegen 
derſelben Geſellſchaftsſchuld in Anſpruch genommen 
wird? 366“ 
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Iſt die Einrede der R. begründet wegen eines im Aus⸗ 
lande anhängigen Rechtsſtreits, wenn das in dieſem 
ergehende Urtheil im Inlande nicht anzuerkennen 
iſt? 366 5 

Einrede der R. nicht begründet, wenn im Vorprozeß ein 
quantitativ oder ſonſt individuell beſtimmter Theil der 
Forderung, im zweiten Prozeß ein anderer Theil oder 
der Reſt eingeklagt wird 651“ 

Wird ein amtsgerichtlicher Prozeß wegen Unzuſtändigkeit 
an das Landgericht verwieſen, ſo dauern nur die 
Wirkungen der Klagerhebung fort. Im Uebrigen gilt 
der landgerichtliche Rechtsſtreit als neuer (ſelbſtſtändiger), 
ſo daß die 88 265, 266 C. P. O. nicht Platz greifen 
8006 

Rechtskraft ſ. Reſtitutionsklage 2862, Beſchwerdegegen⸗ 
ſtand 8007 

Umfang der R. des die negative Feſtſtellungsklage ab⸗ 
weiſenden Urtheils 4231, 5362 

Iſt das Berufungsgericht nach den Grundſätzen über die 
ſogenannte relative R. gehindert, einen vom erſten 
Richter ganz übergangenen Klagegrund zur Entſcheidung 
zu ziehen, wenn der Kläger ſeine Berufung nach dieſer 
Richtung nicht ausdrücklich begründet hat? Ausübung 
der Fragepflicht 2507 

Das Berufungsgericht iſt nicht ganz allgemein berechtigt, 
eine vom erſten Richter von einem Eide abhängig ge⸗ 
machte Entſcheidung in unbedingte Abweiſung umzu⸗ 
zuwandeln, wenn der Beklagte ſich der Berufung nicht 
angeſchloſſen hat 652° 

Die Rechtskraft des bedingten Endurtheils ſchließt die 
Einführung neuer Thatſachen zur Begründung der 
Klage aus 752° 

Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
greift nur durch, wenn der erhobene Anſpruch auf dem⸗ 

ſelben Rechtsverhältniſſe beruht, wie der früher 
entſchiedene. Identität des Anſpruches 1393 
in Patentſtreitigkeiten. Das Urtheil über den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch ſchafft nicht Rechtskraft für den 
Entſchädigungsanſpruch 6515 
Rechtsnachfolge 

Enthält die Uebernahme ſämmtlicher Aktiva und Paſſiva 
(bei Auflöſung einer Gewerkſchaft durch Verkauf des 
Bergwerks) eine Univerſal⸗ oder Spezial⸗Succeſſion? 
31731 

Rechtsnormen, 
Kinder 477 

Für die Frage, welches örtliche Recht bei der Kolliſion 
verſchiedener Rechte anzuwenden ſei, iſt das Recht des 
mit der Entſcheidung befaßten Gerichtes maßgebend 229° 

Das Erbrecht und ſeine Vorausſetzungen richten ſich nach 
dem Rechte des Ortes, an dem der Erblaſſer zuletzt 
gewohnt hat 2571 

Statutenkolliſion bei Vertragsverhältniſſen 2887 

Der Grundſatz, daß für die vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen Schuldverhältniſſe die bisherigen Geſetze 
maßgebend ſeien, gilt auch bei örtlicher Kolliſion von 
Geſetzen 452 


Räumliche Herrſchaft ſ. Uneheliche 
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Iſt die Wechſelfähigkeit preußiſcher Subalternoffiziere nach 
dem Rechte ihres jeweiligen Wohnſitzes oder nach dem⸗ 
jenigen Rechte zu beurtheilen, welches auf das Schuld⸗ 
verhältniß an ſich Anwendung findet? 48610 

Zeitliche Herrſchaft der R. ſ. Antichreſis 273, Zurück⸗ 

verweiſung 4017, Vermuthung, geſetzliche 663“, 

Schadenserſatz 72315, Verein 829. 

a) Schuldverhältniſſe 

Rückwirkende Kraft prohibitiver Normen des B. G. B. 
(S 138) auf beſtehende Schuldverhältniſſe 1, 138, 
639 

Erfüllungsgeſchäfte, die nach dem Inkrafttreten des 
B. G. B. zu früher entſtandenen Schuldverhält⸗ 
niſſen vorgenommen werden, unterliegen dem 
neuen Recht 182 

Kündigung von Miethsverträgen durch den Erſteher 
des Grundſtücks, wenn die Zwangsverſteigerung 
vor dem 1. Januar 1900 begonnen hat, richtet 
ſich nach den bisherigen Geſetzen 238 

Unzuſtändigkeit des Reichsverſicherungsamtes für 
die am 1. Oktober 1900 ſchon anhängig 
geweſenen Streitigkeiten über die Haftung für 
Bauunfälle 31017 

Anwendung des früheren Rechts auf Konkurrenz⸗ 
verbote und Konventionalſtrafen, wenn der 
Vertrag vor dem 1. Januar 1898 geſchloſſen 
iſt, ſei es auch, daß er erſt am 1. Januar 1898 
in Wirkſamkeit treten ſollte 379 

Klage auf Eingehung der Ehe oder Entſchädigung 
wegen Bruch des Verlöbniſſes durch 8 1297 
B. G. B. mit rückwirkender Kraft ausgeſchloſſen 
384 

Die Frage, ob der Käufer mit einer vor dem 
1. Januar 1900 entſtandenen, nach dieſem 
Termin fälligen Kaufpreisſchuld in Verzug ge⸗ 
rathen iſt, iſt nach altem Recht zu beurtheilen 
867 

b) Sachenrecht 

Anwendung des B. G. B. auf beſtehende Pfand⸗ 
rechte nach Art. 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Unterliegen auch die Rechtsakte, wodurch die 
Pfandrechte begründet oder veräußert ſind, dem 
Rechte des B. G. B.? 202 

ö Anſprüche des gutgläubigen Eigenthumsbeſitzers 

gegen die Eigenthümer wegen Verwendungen 

ö auf die Sache unterliegen dem zur Zeit der 

8 Vornahme der Verwendungen geltend geweſenen 
Recht f 237 

Pfandrechtliche Wirkungen einer vor dem 1. Januar 
1900 für eine nicht zur Entſtehung gelangte 
Forderung eingetragenen Hypothek. Verwandlung 
der nicht valutirten Hypothek in eine Eigenthümer⸗ 
grundſchuld ($ 1177 Abſ. 1 B. G. B.), Um⸗ 
wandlung der letzteren in eine Hypothek (8 1198 
B. G. B.) 239—241 

Das Pfandrecht des Verpächters und Vermiethers 
(ſein Inhalt, Umfang und ſein Erlöſchen) richtet 


ſich nach demjenigen Rechte, welches gemäß 
Art. 171 Einf. Geſ. zum B. G. B. auf das 
ganze Mieth⸗ oder Pachtwverhältniß Anwendung 
findet 645 
Der gerichtliche Schutz gegen Beſitzdelikte (Ein⸗ 
griffe in Sach⸗ oder Rechtsbeſitz), die vor 
dem 1. Januar 1900 vollendet find, richtet ſich 
in materieller Beziehung nach dem alten Recht 
830 
c) Familienrecht |. Unterhaltungspflicht 869 
Unterhaltspflicht eines vor dem 1. Januar 1900 
geſchiedenen und für ſchuldig erklärten Ehegatten 
erliſcht nicht durch Wiederverheirathung des 
Berechtigten 2 
Haben die Friſten von 6 und 3 Monaten des 
S 1571 B. G. B. rückwirkende Kraft? 204 
Anwendbarkeit des B. G. B. auf die perſönlichen 
Rechtsbeziehungen der Ehegatten, deren Ehe 
vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen iſt 456 
Erforderniß konkreter, die Scheidung nach altem Recht 
begründender Verfehlung für die Scheidungsklage. 
Ehebruch des Mannes vor dem 1. Januar 1900 
kein Scheidungsgrund, wenn die klagende Frau 
ſich vor dem 1. Januar 1900 ſelbſt des Ehebruchs 
ſchuldig gemacht hat p 349, Bayern 492, 
Sachſen 765 
d) Erbrecht 
Wirkung einer vor dem 1. Januar 1900 in einem 
Ehevertrag errichteten letztwilligen Verfügung 
durch Erbanfall nach dem 1. Januar 1900 
645 
e) Civilprozeß und Konkurs 
Anwendung der Civilprozeßnovelle vom 17. Mai 
1898 (abgeſehen von den mit dem neuen bürger⸗ 
lichen Rechte zuſammenhängenden Beſtimmungen) 
auf anhängige Rechsſtreitigkeiten 330 , 356°, 
40217 
Gehören zu den bisherigen Geſetzen, welche nach 
Art. V des Einf. Gef. zur Konkursnovelle auf 
die vor dem 1. Januar 1900 eröffneten Konkurſe 
Anwendung finden, nur ſolche über das formelle, 
oder auch ſolche über das materielle Konkurs⸗ 
recht? 491 
Hat der dem Gemeinſchuldner nach früherem Recht 
zuſtehende Nießbrauch im Vermögen ſeiner Kinder 
in dem vor dem 1. Januar 1900 eröffneten 
Konkurſe noch über dieſen Zeitpunkt hinaus 
als Beſtandtheil der Konkursmaſſe zu gelten? 
491 
Rechtsweg |. Telegraphenwegegeſetz 8622, Enteignung 3571, 
465186, Adel 17336, Koſten 4832, Kirchenſitze 85958, 
Flüſſe 8611, Erbſchaftsſteuer 86162 
R. über Nutzungsrechte von Gemeindevermögen und Ge⸗ 
meindegliedervermögen (L. G. O. vom 3. Juli 1891). 
Eröffnung des Rechtsweges, wenn nur die Möglichkeit 
vorliegt, daß das beanſpruchte Recht auf privatem 
Titel beruht. Abweiſung der Klage, nicht wegen Un⸗ 
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zuläffigfeit des R., ſondern als unbegründet, wenn ſich 
ſpäter ergiebt, daß der Klageanſpruch öffentlich⸗ rechtlicher 
At iſt 9156 

Darf bei angenommener Unzuläſſigkeit des R. eventuell 
ſachlich entſchieden werden? 9237 

A wegen Verletzung von Privatrechten durch polizeiliche 
Verfügungen, zuläffig erſt nach Aufhebung der letzteren 
uicht nur ihrer Begründung ſeitens der Beſchwerde⸗ 
inſtanz). Geſetz vom 11. Mai 1842 88 1, 6 175% 

Ausfhliegung des R. durch Innungsſtatut. Fortdauer 
der Gültigkeit des 8 122 der Preußiſchen Gewerbe⸗ 
Ordnung vom 17. Januar 1845 21012 

R. bei Brandſchaden in Hannover 264 56 

R wegen vermögensrechtlicher Anſprüche der Beamten 
gegen den Staat. Rechtsanſpruch nichtrichterlicher 
Beamten auf Gehaltszulage? 26557 

R. unzuläffig, wenn die Verwaltung der durch ein Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen 
1 dem Gemeindevorſteher übertragen iſt 


N. gegen Einziehung kirchlicher Umlagen 3405 
Auöfäliegung des R. wegen der Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
kur, von Gemeindeabgaben (Entwäflerungsgebühren) 


N mplläſig für Rückforderung von Schulabgaben im 
Fürſtenthum Lippe 4571 

Unuläffigleit des R. nach franzöfiſchem Recht. Verbot 
der Einmiſchung der Gerichte in die Verwaltung durch 
Dekret vom 16. Fruktidor des Jahres III der franzö⸗ 
ſſchen Republik 471 26 

Setalstanfprüce der Beamten im R. nur durchführbar 
dul demjenigen Amte, welches dem Beamten verliehen iſt, 
nicht aus einem ſolchen, welches ihm hätte verliehen 
werden können und ſollen 587 20 

Unläffgkeit des R. für die Rückforderung einer Zahlung 
5 oder wegen angeblich ungerechtfertigter 

icerung, wenn die Zahlung auf Grund eines der 

Suftändigtei ‚einer Verwaltungsbehörde unterftellten 
Nechtsverhältniſſes geleiſtet iſt (Zahlung behufs Aus⸗ 

g. abeſefung bei Bildung neuer Kreiſe) 621 10 
Aue (nach 8 14 des Eiſenbahngeſetzes vom 
; obember 1888) über die Frage, welche Anlage zum 
5 ahn ee aahbargrunbftüce beim Bau einer Eiſen⸗ 
95 zurichten und zu unterhalten find, zuläſſig über 
= ira ob der Eiſenbahnunternehmer dieſer durch 
u 645 8 feſtgeſetzten Verpflichtung nachgekommen 


Ob aße in 

* mläſſig iſt nicht darnach zu beurtheilen, ob ein 

5 Anſpruch beſteht, ſondern ob ein ſolcher 
ar nden verſucht ift 7171 

5 de Verpnmuchimg eines durch eine Ver⸗ 

ordnung einer Berwaltunnsbebi s 

wachten a altungsbehörde ver 


Reber ie Beſit . Beſitz 17234 


tines militära 4 : 
f eu 4 4 Beſtraften durch Kabinetsordre 


Reſtitutionsklage |. Prozeßbevollmächtigter 332 


Unzuläffig, wenn der Reſtitutionsgrund mit begründeter 
Ausſicht auf Erfolg (wenn auch nicht mit abſoluter 
Gewißheit eines ſolchen) in dem früheren Verfahren 
geltend gemacht werden konnte 332 

R. auf Grund neu aufgefundener oder benutzbar gewordener 
Urkunden. Gelten als ſolche die im Auslande amtlich 
herausgegebenen Patentbeſchreibungen? 2286 

Friſt zur Erhebung der R. beim Eintritt theilweiſer 
Rechtskraft 286° 

Zuläſſigkeit der Geltendmachung neuer Behauptungen, die 
ſich aus den neu aufgefundenen Urkunden ergeben. 
Dürfen neue Urkunden benutzt werden, die in dem 
früheren Verfahren noch nicht vorgebracht werden 
konnten, oder nur ſolche, deren Vorhandenſein der 
Beweisführer ohne feine Schuld nicht kannte? 306° 

R. gegen den redlichen putativen Erben, der aus dem 
Nachlaß baares Geld bekommen hat. Vertheilung der 
Beweislaſt 48711 


Neviſion |. Auseinanderſetzungs⸗ und Ablöſungsſachen 37117, 


Zuſtändigkeit 3941, Ausſetzung des Verfahrens 1585, 
Stempelrecht, preußiſches Stempelſteuergeſetz 1771, 
Schiedsvertrag 72113, Beſchwerdegegenſtand 8007 

R. wegen Nichtberückſichtigung weſentlicher Momente 
bei Bildung und Begründung der richterlichen Ueber⸗ 
zeugung 65 

R. wegen Nichtbeachtung übereinſtimmender Partei⸗ 
erklärungen über Beſtehen und Inhalt des rechts⸗ 
geſchäftlichen Willens 6° 

R. wegen Hinausgehen über den Parteiantrag. Verurtheilung 
zur Zahlung als perſönlicher Schuldner, wenn Zahlung 
aus ungetheilter Nachlaßmaſſe verlangt iſt. Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtslage des Berufungsklägers 6° 

Rechtliche, der Aufhebung des Berufungsurtheils zu Grunde 
gelegte Beurtheilung, zu unterſcheiden von unverbindlichen 
im Reviſionsurtheil enthaltenen Erörterungen über 
thatſächliche Behauptungen 8 10 

Zurückweiſung der R., wenn die in unrichtiger Anwendung 
des bisherigen Rechts getroffenen Feſtſtellungen für die 
entſprechende (richtige) Anwendung des neuen Rechts 
genügen 52, 546 

R. zuläſſig, wenn nur das Intereſſe des Beklagten, nicht 
auch das des Klägers die Reviſionsſumme erreicht? 
(Kläger verlangt Anerkennung des Eigenthums an 
einem Landſtreifen und deſſen Freilegung von baulichen 
Anlagen des Beklagten) 80° 

R. wegen Verletzung eines Landesgeſetzes, das zwar nicht 
im Bezirke des Berufungsgerichts, aber in verſchiedenen 
anderen Berufungsgerichtsbezirken gilt? Zuläſſig, wenn 
das im Bezirke des Berufungsgerichts geltende Geſetz 
mit dem angewendeten und angeblich verletzten Geſetze 
inhaltlich übereinſtimmt? 122° 

R. wegen der Koſten zuläſſig, wenn ſie in der Hauptſache 
eingelegt war und die Hauptſache ſich nach der Ein⸗ 
legung erledigt 157? 

R. gegen die durch Urtheil erfolgte Ablehnung des An⸗ 
trages auf Ausſetzung des Verfahrens 2 


Iſt die Anwendbarkeit irreviſibler Rechtsnormen nach⸗ 
zuprüfen, wenn der Reviſionskläger behauptet, daß an 
deren Stelle reviſible Rechtsnormen hätten angewendet 
werden ſollen? (Elſaß⸗Lothringiſches Enteignungsrecht) 
25210 

R. gegen ein Endurtheil des Berufungsgerichts, das ſich 
fälſchlich als Zwiſchenurtheil bezeichnet 327“ 

R., weil es unterlaſſen iſt, der einen oder der andern 
Partei einen richterlichen Eid aufzuerlegen 355° 

Grenzen des Rechtsſtreits in der Reviſionsinſtanz. 
deutung eventueller Anſchließung an die R. 356“ 

R. gegen Urtheile der Oberlandesgerichte, die gemäß 8 538 
C. P. O. die Sache in die Vorinſtanz zurückverweiſen 
4017 

R. wegen Verletzung revifibler Rechtsnormen bei Bor: 
nahme der Prüfung, ob eine nicht reviſible Rechts⸗ 
norm beſteht (8 293 C. P. O.) 537“ 

R. beim Nichtvorhandenſein der Reviſionsſumme zuläſſig, 
inſoweit es ſich um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen Ablauf der Berufungsfriſt handelt 8378, 
837° 


Bes 


Nichter 
Haftbarkeit der R. aus ihrer Amtsführung nach franzöſiſchem 
Recht, Art. 505 c. proc. civ. 343 30 
Mitwirkung bei der Entſcheidung eines Vorprozeſſes 
begründet nicht Ausſchließung des betreffenden R. 
799 
Verſetzung eines R. in eine nichtrichterliche Stelle fällt 
nicht unter den Begriff „dauernde Amtsenthebung“ und 
verſtößt gegen $ 8 des G. V. G. 8331 
Rücktritt 
von einem gegenſeitigen Vertrage wegen Verzuges. Welchen 
Einfluß hat die Unbeſtimmtheit der Leiſtungspflicht, 
wenn es von dem Willen des Schuldners abhängt, die 
Leiſtung durch eine Erklärung oder Handlung zu einer 
beſtimmten zu machen? 647 
Nuhenlaſſen des Prozeſſes 
Die Vereinbarung, daß der Prozeß ruhen ſolle, unterbricht 
das Verfahren ipso jure. Ueber den Zwiſchenſtreit, 
ob ſolche Vereinbarung vorliegt, iſt durch Beſchluß 
zu entſcheiden, gegen den ſofortige Beſchwerde ſtattfindet 
4223 
Sachverſtändige |. Beweis 718° 
Wie lange iſt die Ablehnung eines S. zuläſſig? 59° 
Schadenserſatz ſ. Inädifikation 45%, Bauten 72, 89 20, 
Gewerberecht 1116, 40 20, 50, Verlöbniß 138, Schiffs⸗ 
kolliſion 40933, Telegraphenwegegeſetz 862, Bergrecht 
62217, 8605, Enteignung 6232, Gemeinde 72825 
Unterbrechung des Kauſalzuſammenhangs durch hinzu⸗ 
tretendes Verſchulden des Beſchädigten oder dritter 
Perſonen g 4128, 580 22, f 1316, p 26025, 26026 
ſ. 639 N 
Objektiver Maßſtab für das richterliche Ermeſſen über die 
Vorausſehbarkeit des Schadens 8827 
Sch. wegen Uebertretung des 8 366 Z. 9 Str. G. B. 
Haftbarkeit ohne perſönliches Verſchulden? 8928, ſ. 89 20. 
— Bei Uebertretung des § 367 Z. 12 3146 


. 


Wegen Fälſchung eines Wechſelaccepts mit dem Bewußt⸗ 
ſein, daß dadurch eine Täuſchung und Schädigung ver⸗ 
urſacht werden könne (ohne darauf gerichtete Abſicht) 1897 

Inwieweit iſt der Anſpruch auf Sch. wegen Verletzung 
von Vertragspflichten abhängig von dem Nachweiſe 
eines Verſchuldens? 21310 

Umfang des Schadenserſatzanſpruches. Aufrechnung der 
mit dem ſchädigenden Ereigniß in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden Vortheile 229 10 

Anſpruch auf Sch. gegen einen Rechtsanwalt, der ſeine 
Klienten in Angelegenheiten, die rechtliche Beurtheilung 
erfordern, durch ſeinen Büreauvorſteher berathen läßt 233 

Freies richterliches Ermeſſen über das antheilige Maß 
der von einzelnen, nicht ſolidariſch haftenden Beſchädigern 
zu leiſtenden Entſchädigung 2505 

Mittelbarer Schaden nicht zu erſetzen, wenn grobes Ver⸗ 
ſehen des Beſchädigten konkurrirt. Anwendbar auch bei 
Verträgen 260%, 2606 

Mehrere Beſchädiger haften ſolidariſch nur, wenn die 
Schadenszufügung auf Verſchulden beruht 260 

Beleuchtungspflicht des Hauseigenthümers, nicht allgemein 
ſondern nur ſofern die Beleuchtung polizeilich oder durch 
beſondere Umſtände geboten oder ortsüblich iſt g 2875 

Thierſchaden. Die actio de pauperie ſetzt nach gemeinem 
Recht ein vitium (Quasi-Verſchulden) des Thieres voraus 
2876 ö 

Thierſchaden nach franzöſiſchem Recht. Begriff der „höheren 
Gewalt“ und perſönlichen Verſchuldens (Scheuwerden 
eines Pferdes durch eine Radfahrerin) 36013 

Schadenserſatzpflicht wegen unrechtmäßiger Pfändung. 
Unterſchied je nachdem die Pfändung formell gerecht⸗ 
fertigt war oder nicht 52416 (früheres preußiſches Recht) 

Umfang und Art der Berechnung des Schadensanſpruches 
wegen dolus causam dans 5431. 

Mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten bei Entstehung 
des Schadens 639 

Schadenserſatzpflicht des Hauseigenthümers hinſichtlich ge⸗ 
fährlicher Einrichtungen, die von Sachverſtändigen her⸗ 
geſtellt ſind g 662°? 

Setzt der Anſpruch auf S. wegen einer vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 bewirkten Zwangsvollſtreckung aus einem 
fpäter aufgehobenen Urtheil für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 den Nachweis eines Verſchuldens 
voraus? 72315 

Haftbarkeit für Verſchulden von Gehülfen bei Verträgen, 
die auf Herbeiführung eines gewiſſen Eifolges gerichtet 
find 75922 

Zurückzahlung des auf Grund eines demnächſt aufgehobenen 
Urtheils und des darauf gegründeten Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes Beigetriebenen kann in dem anhängigen 
Rechtsſtreite (nicht im Feſtſetzungsverfahren) ſowohl der 
Beklagte wie der Kläger beanſpruchen 842 

Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen 
bei Verletzung von Vertragspflichten und bei unerlaubten 

Handlungen außerhalb eines Kontrakts 192 
Sch. wegen Verſchuldens bei Abſchluß von Verträgen 
verjährt nicht nach S 54 I. 6 A. L. R. 22910 


rn — = 
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Auf Schadenverhütung abzielende Polizeigeſetze 
Beweislaſt hinſichtlich des urſächlichen Zuſammenhangs 
bei Vernachläſſigung von Polizeivorſchriften. Gegen⸗ 
beweis 432° g 
Haftbarkeit des Eigenthümers wegen Nichtbefolgung 
feuerpolizeilicher Vorſchriften (Nichtbeſeitigung von 
Ofenklappen) für die Zeit nach Uebertragung des 
Eigenbeſitzes auf einen Dritten 314. 
Haftbarkeit für Vertreter zur Vornahme polizeilich vor⸗ 
geſchriebener Thätigkeiten (Beleuchtung von Treppen) 
337 20 
Schadenklage ſ. Gewerberecht 116, 40 2, 50, Argliſt 
1525, Waſſerrecht 182 
Iſt die Klagbarkeit (actio nata) dadurch bedingt, daß 
die berechneten Koſten wirklich entſtanden find? 611? 
Richterliches Ermeſſen bezüglich der Beweiserhebung 206“ 
Schãtzungseid 
Darf der Sch. in der Wahrheitsnorm aufgegeben werden? 345 
Scheidewand |. Nachbarrecht 469 25 
Schenkung |. Preußiſches Stempelſteuergeſetz 9548, 9647, 
Erlaß 581 
Mangel der Form geheilt durch Uebergabe, auch bei Sch. 
von Todeswegen (A. L. R. 8 1065 J. 11 und B. G. B. 
88 2301 Abſ. 2 und 518) 661% 
Kann in der vertragsmäßigen Aufhebung eines zweiſeitigen 
Vertrages eine Sch. liegen? 12725 
Sch. an eine Kirchengemeinde im Werthe über 3000 Mark 
ohne Genehmigung des Landesherrn oder der zuſtändigen 
Behörde ungültig 25720 
Wird die Rückforderung einer geſchenkten Sache wegen 
fehlenden gerichtlichen Vertrages nur durch Natural⸗ 
übergabe oder auch durch Beſitzergreifung im Wege des 
constiti possessorii ausgeſchloſſen? Eintragung einer 
Grundſchuld und Benachrichtigung davon erſetzt nicht 
die Uebergabe des Grundſchuldbriefes 26230 
Schiedsrichterliches Verfahren 
Unzuläſſigkeit des ſch. V., wenn weſentliche Grundſätze des 
von den Parteien vereinbarten Verfahrens verletzt ſind. 
Ermeſſen der Schiedsrichter hinſichtlich des Verfahrens. 
Iſt rechtliches Gehör gewährt, wenn eine Partei wegen 
ungebührlichen Benehmens hinausgewieſen iſt? Gründe 
des Schiedsſpruches 16010, 16111 
Ausländiſche Schiedsſprüche unterliegen nicht den Vor⸗ 
ſchriften der C. P. O., ſondern denen des internationalen 
Privatrechts. Beweislaſt hinſichtlich der Frage, ob der 
Schiedsſpruch dem auf den Schiedsvertrag und das 
Schiedsverfahren anwendbaren (nicht reviſiblen) Rechte 
des Auslandes entſpricht 424°, vergl. 72113 
Aufhebung des Schiedsſpeuches, weil die in § 580 Ziffer 4 
gegebenen Vorausſetzungen der Reſtitutionsklage vor⸗ 
liegen, nur zuläſſig, wenn auch die Vorſchrift des 
§ 581 C. P. O. erfüllt iſt 72113 
Klage auf Aufhebung eines Schiedsſpruches. Ob das 
als Schiedsſpruch bezeichnete Schriftſtück ſeinem Inhalte 
nach ein Schiedsſpruch iſt, darf erſt geprüft werden, 
wenn feſtgeſtellt iſt, daß die formellen Anforderungen 
des § 1039 C. P. O. vorliegen 843 


— 


Schiedsvertrag 


Inwieweit iſt ein Sch. für die Rechtsnachfolger der 
Vertragſchließenden verbindlich? Sch. über geſetz⸗ 
liche und über vertragsmäßige Entſchädgungsrechle 


g 2077 


Vertrag, wonach das Schiedsgericht nicht über einen 
Rechtsſtreit, ſondern über Vorfragen eines ſolchen zu 
entſcheiden hat. Abweiſung der Klage als vorzeitiger, 
wenn die Entſcheidung des Schiedsgerichts nicht herbei⸗ 


geführt iſt 3044 


Prozeßhindernde Einrede des Sch. und Replik, daß der 
Sch. erloſchen ſei. Darf über letztere nur gemäß 
8 1045 C. P. O. entſchieden werden, oder auch durch 


den ordentlichen Prozeßrichter? 404 


Enthält die Behauptung, daß eine zur Aufrechnung 
geſtellte Gegenforderung auf einem Schiedsſpruche 
beruhe, die prozeßhindernde Einrede des 5 274 Ziffer 3 


C. P. O.? 457° 


Ob ein Sch. geſchloſſen iſt und die ergehenden Schieds⸗ 
ſprüche ausländiſchem Recht unterſtellt find, iſt Frage 


irriviſibler Vertragsauslegung 721 
Schiffer |. Frachtrecht 80413 


Verpflichtung des Sch. zur weiteren Erfüllung des 
Transportwpertrages, wenn unterwegs geleichtert werden 


muß 4093? 
Schiffskolliſion 


Beiderſeitiges Verſchulden; (ungenügende Beleuchtung und 
ungenügender Ausguck) Haftung für die gewöhnliche 
Folge der eigenen Handlung trotz konkurrirenden 
Verſehens des Beſchädigten, ohne das der Schaden 


nicht eingetreten wäre 409°3 


Kauſales Verſchulden auf beiden Seiten (Falſches Signal 
und gefährliches Manöver). Begriff des Verſchuldens 
(Vorausſehbarkeit der Kollifion als mögliche Folge 
des eigenen Verhaltens, Vorausſehbarkeit der Einzel⸗ 


heiten nicht erforderlich) 852° 
Schlachthänſer |. Genoſſenſchaft 111 


Schlachthauszwang ſetzt die allgemeine Zugänglichkeit des 
Sch. für die das Metzgereigewerbe betreibenden Perſonen 


voraus 117 
Erſtreckt ſich der in einer Gemeinde 


beſtehende 


Schlachthauszwang durch Eingemeindung eines an⸗ 
deren Gemeindebezirks ohne Weiteres auf letzteren? 


175 
Schriftform |. Quittung 288° 


Iſt die Sch. gewahrt, wenn weſentliche Theile des 
Rechtsgeſchäfts nur mündlich verabredet find? 1697 
Unklare ſchriftkiche Erklärungen genügen zur Wahrung 
der Sch., wenn ihr Inhalt noch als Ausdruck des im 
Wege der Auslegung erkennbaren wahren Willens 


gelten kann 8107 


Schuldſcheine, kaufmänniſche ſ. Handelsgeſchäft 576“ 


Schuldübernahme 


Bekanntmachung der S. im Sinne des § 41 Eigenthums⸗ 
erwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872 durch Mittheilung 
einer Abrechnung, in der die Hypothek als übernommene 


Schuld aufgeführt iſt 2665 


4 


Seerecht 

Berge⸗ oder Hülfslohn. Iſt der Lohn für die vertrags⸗ 
mäßig geleiſtete Hülfe (Werkverdingungsvertrag, „Werk⸗ 
lohn“) nach den im Art. 746 n. H. G. B. (§ 744 a. F.) 
enthaltenen Geſichtspunkten zu bemeſſen? 16413 

Liegt ein Ausrüſterverhältniß im Sinne des § 510 n. H. G. B. 
(Art. 477 a. F.) vor, wenn die Schiffsbeſatzung im 
Dienſte des Rheders bleibt? Sachmiethe oder Werk⸗ 
verdingung? 356° 

Aufenthalt durch Verfügungen von hoher Hand und 
Reparaturbedürfniſſe 3567 

Haftet der Rheder perſönlich für Bergungskoſten? Sind 
Havereibeiträge zu zahlen, wenn die geretteten Werthe 
geringer find als die Bergungskoſten? 4258, 425° 

Seeverſicherung |. Verſicherungsweſen 12314, 123 16, 31011, 
33217, 33218 

Selbſthülfe |. Ehegüterrecht 858 56 

Selbſthülfeverkauf ſ. Kauf (Handelskauf) 2274, 65414, 
756 18 

Selbſtmordklauſel |. Verſicherungsweſen 65617 

Servituten 

Waſſerleitungsgerechtigkeit iſt eine ununterbrochen fort⸗ 
dauernde S., auch wenn der Kanal zeitweiſe kein 
Waſſer hat f 27047 

Sicherheitsleiſtung 

Kann das Gericht bei Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
gemäß 8 769 C. P. O., ſofern es Sicherheitsleiſtung 
für nöthig hält, beſtimmen, daß die Sicherheit in anderer 
als der in 8 108 beſtimmten Art, insbeſondere in der 
des § 232 B. G. B. geleiſtet werde? 537° 

Sicherung des Beweiſes 

§ 488 Abſ. 1 und 2 C. P. O. (Novelle vom 17. Mai 1898) 
giebt den Antragſtellern ein Recht auf die beantragten 
Beweisaufnahmen, wobei dem Gericht die Auswahl 
von Sachverſtändigen nicht zuſteht 719° 

Sicherungshypothek |. Hypothek 9238, 3119 

Die Zuſammenrechnung der Beträge mehrerer Schuld⸗ 
titel zur Erfüllung des Mindeſtbetrages von 300 Mark 
für Eintragung einer S. im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt nicht zuläſſig 5750 

Spediteur ſ. Gerichtsſtand 396“ 

Anſpruch auf gewöhnliche Frachtſätze trotz ſelbſt erhaltenen 
Frachtrabates und auf Spediteurproviſion neben 
Kommiſſionärsproviſion 1014 

Umfang und Dauer der Haftung des Sp. nach Art. 384 
n. H. G. B. 36810 

Haftung des Sp. für Verzögerung des Transportes. 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes, wenn durch 
Mittheilung eines Dritten beſondere Umſtände be⸗ 
kannt werden, die möglichſte Beſchleunigung erheiſchen 
6187 

Haftung des Sp. für Sorgfalt eines ordentlichen Kauf⸗ 
mannes bei Lagerung der Waare 65515 

Spielſchuld ſ. Differenzgeſchäfte 

Anerkenntniß einer Sp. nicht klagbar 43 *6 

Vergleiche über Sp. nicht klagbar, wenn ſie nur die 
äußere Form für ein Anerkenntniß bilden, oder wenn 


28 


die Parteien über den Charakter der Schuld in Unkenntniß 

ſind; klagbar, wenn dadurch der Streit, ob eine Sp. 

(Schuld aus einem Differenzgeſchäft) vorliege oder nicht, 

erledigt werden ſoll 62113 

Statutentollifion |. Rechtsnormen, räumliche Herrſchaft. 

Stauwerk |. Gewerberecht 8051 

Stempelrecht ſ. Erbſchaftskauf 338 50 
Reichsſtempelgeſetz 

Fuſionsvertrag zweier Aktiengeſellſchaften. Beſteuerung 
des darin enthaltenen Anſchaffungsgeſchäfts gemäß 
Tarifnummer 4 des Reichsſtempelgeſetzes neben der 
Beſteuerung nach Tarifnummer 25 des Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes 2152, 178% f. 463° 

Eigenes Wettunternehmen im Sinne der Tarifnummer 5 
Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes oder Vermittelung 
von Wetteinſetzen beim Totaliſator 41°. 

Abtretung vermeintlicher Anſprüche möglich und ſtempel⸗ 
pflichtig 44 

Fuſionsvertrag zweier Aktiengeſellſchaften unter Herr⸗ 
ſchaft des Preußiſchen Stempelgeſetzes vom 7. März 
1822 Tarifnummern 3 Abſ. 3, 25 und 32 und § 18 
des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 468 

Iſt der Selbſteintrittskauf eines ausländiſchen Kom⸗ 
miſſionärs ein „im Auslande abgeſchloſſenes Geſchäft“, 
wenn die Anzeige von dem Selbſteintritt durch Ver⸗ 
mittelung eines im Inlande befindlichen Agenten 
an den Kommittenten gelangt? 65720 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 
1895 |. Verlagsrecht 624, Tauſchvertrag 54315, 
Reichsſtempelgeſetz 

Kann der Fiskus Stempelforderungen im Wege der 
Kompenſation vor Gericht geltend machen? 95“ 

Schenkungsurkunde. Gehört zur Schenkung im Sinne 
des Stempeltarifs Verminderung des Vermögens des 
Gebers oder genügt die auf Bereicherung des anderen 
Theiles gerichtete Abſicht? 95“ 

Milde Stiftung. Begriff (unentgeltliche Unterſtützung 
Hülfsbedürftiger ausſchließlich oder als Haupt⸗ 
zweck). Unterſchied von Wohlthätigkeitsvereinen 95 
ſ. 9648 

Schenkung in Form der Ceſſion. Iſt der Schenkungs⸗ 
ſtempel zu erheben, wenn aus der Urkunde nur der 
abſtrakte Rechtsvorgang der Uebertragung der Forde⸗ 
rung (nicht auch das zu Grunde liegende materielle 
Rechtsgeſchäft) zu entnehmen iſt? 96“ 

Zuwendungen an milde Stiftungen unterliegen dem 
Schenkungsſtempel, wenn der angeordnete Zweck der 
Zuwendung (ſei er auch ſelbſt wohlthätig) mit dem 
ſtatutenmäßigen Zwecke der milden Stiftung ſich nicht 
deckt 9618 ſ. 954 

Für den Rechtsverkehr beſtimmte Schriftſtücke im Sinne 
der Tarifſtelle 10 97“ 

Auflöſung von Geſellſchaften. „Abfindung“ 
Geſellſchafters. Tarifſtelle 25d 9750 

„Forderungsrechte“ und „bewegliche Sachen“ im Sinne 
der Tarifſtelle 250. Begriff des „Einbringens“ in 
eine Geſellſchaft 14719 


eines 


— —— — En — 


Reviſion wegen des Anſpruchs auf Verzinſung zu Un⸗ 
recht erhobener (zurückzuzahlender) Stempelbeträge 
ohne Rückſicht auf die Höhe des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes 1774 

Rechtsſtellung der Notare als Vertreter des Fiskus 
beim Empfang der Stempelbeträge 177 

Umfaßt die Verpflichtung der Steuerämter zur Auskunfts⸗ 
ertheilung über die Stempelpflichtigkeit der Urkunden 
und die Höhe des erforderlichen Stempels (8 30 
Abſ. 2 des Geſetzes) auch die Pflicht, für rechtzeitige 
Verwendung des Stempels zu ſorgen? 1774 

Entgeltlicher Leibrentenvertrag zwiſchen Aſcendenten 
und Deſcendenten befreit gemäß Ziffer 2 zu Nr. 32 
des Tarifs 3183“ 

Schriftliche, die Verpflichtung zu wiederkehrenden Geld⸗ 
leiſtungen von unbeſtimmter Dauer enthaltende Er⸗ 
Härungen find Schuldverſchreibungen im Sinne der 
Tarifſtelle 58 1 414. 

Die Hinzufügung eigentlicher und auch uneigentlicher 
Bedingungen zu dem beurkundeten Rechtsgeſchäft 
bleibt für die Stempelpflichtigkeit der Urkunde un⸗ 
berüdfichtigt 43225 

Nur Urkunden über „Geſchäfte“, d. h. rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen (nicht ſolche, die Zeugniſſe über 
Thatſachen enthalten), unterliegen der Steuer nach 
8 2 des Geſetzes 432% 

Wenn der Verſicherungsvertrag nicht in einem von 
beiden Parteien gemeinſam unterſchriebenen Schrift⸗ 
ftüd enthalten iſt, bildet die Police die zu be⸗ 
ſteuernde Urkunde 46821 

Iſt 8 2 des Geſetzes anzuwenden, wenn der Ver⸗ 
ſicherungsvertrag auf einer Seite im Inlande zu er⸗ 
füllen iſt, nämlich der Verſicherungsnehmer die Prämie 
an die im Inlande wohnenden Agenten zu zahlen 
bat? 46928 

Verſteuerung eines Kaufvertrages durch die ein Haus 
und ein darin betriebenes Bäckereigeſchäft „nebſt 
Inventar und Kundſchaft“ veräußert iſt 666“ 

Einbringung des den Kindern bei Auflöſung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft zufallenden Vermögens in 
eine von ihnen gebildete Geſellſchaft m. b. H., ſtempel⸗ 
frei nach Tarifſtelle 25 Abſ. 3 666 * 

Begriff des „Verbrauchs im Gewerbe“ zum Unterſchied 
von dauerndem Gebrauch. Tarifſtelle 32 Nr. 3 — 
763 3% 

Stempelpflichtigkeit der Börſentermingeſchäfte 76433 

Stempelfreiheit der Unterſchriftsbeglaubigungen 7643“ 

Stempelſteuer für Genehmigungen „zum Betriebe“ 
von Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ oder Kleinbahn⸗ 
unternehmungen 813 

„Verbrauch“ im Sinne der Tarifſtelle 323 zum Unter⸗ 
ſchied von dauerndem Gebrauch einer Sache, durch 
den dieſe ſpäter für andere Zwecke unbrauchbar 
wird 81327 

Welche Sachen im Sinne der Tarifſtelle 25 6 unbewegliche 
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ſeien, iſt nach dem jeweilig in Betracht kommenden 


Gvilrecht zu entſcheiden 862“ 


Straßen |. Wege 14312, 17025, 232 16, 585 50 

Die Zweckbeſtimmung der öffentlichen S. geht ſervituta⸗ 
riſchen Rechten der Anlieger vor 1441° 

Entſtehung und rechtliche Natur des den Eigenthümern 
der Häuſer an einer ſtädtiſchen S. zuſtehenden privat⸗ 
rechtlichen Gebrauchsrechtes am Straßenterrain 34033 

Die öffentlich⸗ rechtliche Wegebaupflicht der Gemeinde wird 
dadurch, daß die Unterhaltung einer neu angelegten 
Straße gemäß § 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
zeitweilig dem Unternehmer auferlegt wird, nicht auf 
letzteren übertragen. Stillſchweigendes Einverſtändniß 
der wegebaupflichtigen Gemeinde dazu, daß ein Weg 
dem öffentlichen Verkehr überlaſſen werde 585 0 

Streitgenoſſen 

Sind Ausſteller und Acceptant eines Wechſels als 
Schuldner derſelben Leiſtung nothwendige St., wenn 
fie ſich der gleichen Einrede bedienen? 5141 

Bei nothwendiger Streitgenoſſenſchaft wirkt die Einlegung 
eines Rechtsmittels durch einen S. innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Nothfriſt auch für den anderen S. 514! 

Durch die Urtheilszuſtellung des einen S. wird der Lauf 
der Rechtsmittelfriſt nicht auch in Anſehung des andern 
nothwendigen S. eröffnet 5731, 84151 

Stiftungen ſ. Stempelrecht 95 46, 96 46, Familienſtiftung 579 20 
Subrogation 

S. (Eintritt des zahlenden ſolidariſchen Mitſchuldners in 
die Rechte des Gläubigers) ausgeſchloſſen, wenn die 
bezahlte Solidarſchuld im Verhältniß der Mitſchuldner 
untereinander ausſchließlich die perſönliche Schuld des 
Zahlenden iſt f 37520 

Subſtanz 

Mit einem Fabrikgrundſtück verbundene Maſchinen find 
nach preußiſchem Recht Subſtanztheile des Grundſtücks, 
an denen ſelbſtändige Rechte nicht beſtehen können, auch 
wenn ſie durch Trennung ſelbſtändige Sachen werden 
könnten 52215 

Tauſch 

Unterſchied zwiſchen zuſammengehörigen wechſelſeitigen 

Grundſtückskaufverträgen und Tauſchverträgen 54315 
Telegraphenwege⸗Geſetz vom 18. Dezember 1899 

Rechtsweg wegen der Anſprüche auf Erſatz des durch die 
Leitung an Baumpflanzungen verurſachten Schadens 
und der Koſten der Ausäſtelungen. Anwendbarkeit 
des Geſetzes auf die am 1. Januar 1900 vorhanden 
geweſenen Leitungen. Auch bezüglich der Schadens⸗ 
anſprüche aus Handlungen vor dem 1. Januar 1900? 
86 22 

Teſtament ſ. Auslegung 856“ 

Ein eigenhändiges T. wird durch ein falſches Datum, 
auch wenn nur Verſehen vorliegt, nach franzöſiſchem 
Recht ungültig. Richtige Datirung, die an einem 
andern Tage erſolgt, als Niederſchrift und Unterſchrift, 
iſt unſchädlich 814 

Teſtamentsvollſtrecker 

Ernennung durch Erbvertrag widerruflich? Wegfall eines 
von mehreren T., die zu gemeinſchaftlichem Handeln 
berufen find 322 


ER. ER 


Verpflichtung eines jeden von mehreren gemeinſchaftlich 
berufenen T. zur Rechnungslegung 370“ 

T. nach gemeinem Recht formell nicht Vertreter der Erben, 
ſondern hat aus eigenem Recht Amtspflichten und Be⸗ 
fugniſſe 76023 

Thatbeſtand 

Auslaſſung im Th. keine „offenbare Unrichtigkeit“ im 
Sinne des § 319 C. P. O. 8° 

Wann muß der Th. des Berufungsurtheils Angaben 
über Zeit und Form der Zuſtellung der Berufungs⸗ 
ſchrift enthalten? 8° 

Verweiſung auf den Th. von Vorderurtheilen und Theil⸗ 
urtheilen. Widerſprüche 1585 

Der Th. darf nicht — neben der Wiedergabe der An⸗ 
träge — lediglich auf Schriftſätze Bezug nehmen 840 

Theilungsverfahren, gerichtliches 

Zuläſſigkeit des ordentlichen Prozeſſes ohne vorherige 
Feſtſtellung der Streitpunkte vor dem Amtsgerichte, 
wenn der Beklagte zu erkennen gegeben hat, daß eine 
auf Vereinbarung beruhende Auseinanderſetzung mit 
ihm nicht durchzuführen iſt 26435 

Theilurtheil ſ. Beſchwerdegegenſtand 8007 
Traktat 

T. oder klagbare Punktation? Konventionalſtrafe beim 

unverbindlichen T. klagbar? (A. L. R.) 88 26 
Trebellianiſche Quart |. Erbrecht 336 5 
Trennung 

Die Wiedertrennung verbundener Streitſachen lediglich für 
die Urtheilsfällung iſt rechtlich bedeutungslos. Die auf 
Grund derſelben mündlichen Verhandlung getrennt er⸗ 
laſſenen „Urtheile“ ſind ein Urtheil, ſo daß die Re⸗ 
viſionsſumme nach beiden zu berechnen iſt 799° 

Tod 

T. der Prozeßpartei unterbricht das Reviſionsverfahren 
nicht, wenn die Partei in den unteren Inſtanzen durch 
einen Prozeß bevollmächtigten vertreten war 3552 

Ueberbau |. Bauten 52, Grunddienſtbarkeit 545 
uneheliche Kinder 

Rechtliche Stellung der Brautkinder nach dem B. G. B. 
für Sachſen 477 

Verbot der Erforſchung der Vaterſchaft nach früherem 
franzöſiſchen Recht als zwingende Kolliſionsnorm des 
Prozeßgerichts. Beſteht als ſolche ſeit dem 1. Januar 
1900 nicht mehr 477 

Unerlaubte Handlung ſ. Schadenerſatz 31426 

Gebot der Verdeckung und Verwahrung von Oeffnungen 
8 367 3.12 Str. G. B. 127% 

Unerlaubt find nicht nur die verbotenen, ſondern auch 
die gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlungen 
(Reichsbank gegen Goltz) 149 

Unfall 

U. — beſtimmtes Ereigniß, das ſchädliche Folgen hat — 
zu unterſcheiden von dauernder ſchädlicher Einwirkung 
auf die Geſundheit 759 21 

Betriebsunfall im Sinne des Beamtenfürſorgegeſetzes vom 
15. März 1886; gehört zu deſſen Annahme, daß eine 
außergewöhnliche Anſtrengung des Beſchädigten die 


Urſache der Beſchädigung bilde, oder daß ſeine Thätig⸗ 
keit über den Rahmen der regelmäßigen Betriebs⸗ 
thätigkeit hinausgegangen ſei? 4593 
Unpfändbarkeit von Forderungen ſ. Abtretung 653° 
Unterhaltspflicht |. Eheſachen 385, Eheſcheidung, ver⸗ 
mögensrechtliche Folgen 351 
des Vaters gegenüber ſeinen minderjährigen, unver⸗ 
heiratheten Kindern vor und nach Inkrafttreten des 
B. G. B. 321 
U. gegenüber Verwandten aufſteigender Linie 480, 481 
U. der Eltern gegenüber ihren Kindern richtet ſich, auch 
wenn die Ehe vor dem 1. Januar 1900 geſchieden iſt, 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 nach neuem 
Recht 869 
Wählt der unterhaltspflichtige Elterntheil eine für die 
unterhaltsberechtigten Kinder unausführbare Art der 
Unterhaltsgewährung, ſo können die Kinder ohne An⸗ 
rufung des Vormundſchaftsgerichts auf Zahlung einer 
Geldrente klagen 870 
Urkundenbeweis |. Beweis 5747 
Urkundenprozeß |. Beweis; Zeugenprotokolle außerhalb 
des Prozeſſes 5747 
U. unſtatthaft, wenn die zum Beweiſe der Klagethatſachen 
dienenden Urkunden nicht rechtzeitig zugeſtellt ſind. 
Bezugnahme auf die Klage und ihre Beilagen nicht 
genügend 1597 
Wenn es ſich nicht um den Beweis von Klagethatſachen, 
ſondern um Unterlagen für eine prozeßleitende An⸗ 
ordnung handelt, können auch im U. außergerichtliche 
eidesſtattliche Verſicherungen berückſichtigt werden 718° 
Urſache ſ. Kauſalität 57615 
Urtheil |. Berichtigung 58%, 1217, 1277, 4845 
Nothwendigkeit vollſtändiger Aufhebung des Vorder⸗ 
urtheils, wenn deſſen ſachliche Entſcheidung für den 
Fall der Leiſtung eines Eides aufrecht erhalten werden 
fol 251° 
Fehlt einem U. die Unterſchrift eines Richters, ohne daß 
deſſen Behinderung beſcheinigt iſt, ſo darf es nicht ab⸗ 
geſchrieben oder ausgefertigt werden. Zuſtellung einer 
Ausfertigung deſſelben eröffnet nicht die Rechtsmittelfriſt 
840 16 
Vater, väterliche Gewalt ſ. Unterhaltungspflicht 870 
Endigung der v. G. durch Errichtung abgeſonderter Wirth⸗ 
ſchaft. Gehört dazu wirthſchaftliche Selbſtändigkeit des 
großjährigen Sohnes? p 12931 
Endigt die v. G. durch das Beſtehen des Gerichtsaſſeſſor⸗ 
examens, oder durch die Ernennung zum Gerichtsaſſeſſor, 
oder durch Ueberweiſung des Aſſeſſors an ein Amts⸗ 
gericht oder eine Staatsanwaltſchaft? 14517 
Nießbrauch des V. am Vermögen der Kinder. Einfluß 
des Konkurſes darauf 491 
Grenzen des Verwaltungsrechtes des V. am nichtfreien 
Vermögen der Kinder 52620 
Verbindung von Prozeſſen ſ. Trennung. 
Verein 
Vorſtandsmitglied eines beklagten Vereins als Zeuge 
3295 
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Klage wegen Ausſchließung aus einem vor dem 1. Januar 
1900 errichteten (rechtsfähigen) V. richtet ſich nach dem 
B. G. B. Danach hat der Richter den Ausſchließungs⸗ 
beſchluß nur daraufhin zu prüfen, ob er ſatzungsgemäß 
erlaſſen iſt (nicht ſachlich) 829 | 
Berfügungen Nichtberechtigter 
Die Vorſchriften des § 185 B. G. B. (über Convaleszens 
von Verfügungen Nichtberechtigter) beziehen ſich nur 
auf unmittelbare Verfügungen über Sachen oder 
Rechte 867 
Vergleich |. Vertrag (Form) 473, Vollmacht 493 
Begriff. Genügt ein Aufgeben vermeintlicher, nicht wirk⸗ 
lich vorhandener Anſprüche? Muß der V. auf den 
vorliegenden Rechtsſtreit beſchränkt ſein? 138 
Prozeßgerichtliche V. ſind nicht Akte freiwilliger Gerichts⸗ 
barkeit. Die für letztere geltenden Formvorſchriften 
ſind für ſie nicht bindend, wohl aber die über Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit und Verfügungsbefugniß 473 
Anfechtbarkeit eines Vergleiches nach f 624 
Verhandlungsmaxime Ä 
Ultra petita des Berufungsklägers 35° 
Verletzung der V. durch Berückſichtigung einer Einrede, 
die nach der Beweisaufnahme begründet, aber nicht 
erhoben iſt 398 10 
Verjährung |. Schadenserſatz 192%, 229 10, Pflichttheil 1931, 
Handelskauf 4012, 189%, 407 28, Frachtrecht 803 12, 
Erſitzung 853 4 
V. nach franzöfiihen Recht. Iſt die kurze V. der 
Art. 2271 — 2275 des c. c. widerlegt, fo greift die 
5jährige V. des Art. 2277 Platz 148 20 
Genügt zur Unterbrechung der V. ein Anerkenntniß ohne 
Angabe des Schuldbetrages? Auch dann, wenn die 
Höhe der Schuld ſtreitig bleibt? 368 12 
Verjährt der Gewährleiſtungsanſpruch wegen einer als 
Zubehör eines Gutes verkauften Schafheerde nach preu⸗ 
ßiſchem Recht in 6 Monaten oder 3 Jahren? 42918 
Die im Art. 169 Einf. Geſ. zum B. G. B. für die V. 
gegebenen Uebergangsvorſchriften finden auf Ausſchluß⸗ 
friſten kleine Anwendung 452. Ebenſowenig auf die 
— feine wirkliche — Verjährung darſtellenden Zahlungs⸗ 
vermuthungen der Art. 2271 — 2273 c. c. 863 66 
V. des Nießbrauchs nach franzöſiſchem Recht 62455 
Verkũndungstermin 
Welche Verhandlung liegt dem Urtheil zu Grunde, wenn 
im V. über einen Antrag auf Wiedereröffnung der 
Verhandlung verhandelt iſt? Wechſel der Gerichts⸗ 
mitglieder 250° 
Verlagsrecht 
Enthält der Verkauf eines Hauſes „nebſt Druckerei und 
Verlag“ die Uebertragung eines V.? 37013 
Der Verlagsvertrag nach Preuß. A. L. R. nicht reiner 
Veräußerungs vertrag, ſondern Vertrag über Handlungen 
(Stempelrecht) 62422 
Berlöbuik 
Klage aus dem V. auf Eingehung der Ehe durch 8 1297 
B. G. B. mit rückwirkender Kraft ausgeſchloſſen. 
Schadenserſatz aus $ 1298 B. G. B. 138 


Vermächtuniß |. Grundbuchrecht 50 
Iſt der Werth des Nachlaſſes, wenn Anſprüche der Ver⸗ 
mächtnißnehmer in Frage ſtehen, durch Schätzung für 
die Zeit des Erbanfalls oder durch Verſilberung und 
nach dem Zeitpunkt der Erbtheilung zu beſtimmen? 22912 
Eigenthumsübergang auf den Vermächtnißnehmer 34051 
Beitragspflicht der Vermächtnißnehmer bei unzureichendem 
Nachlaß nur bei Vorbehalts erbſchaft. Haben die 
Nachlaßgläubiger direkten Anſpruch gegen den be⸗ 
friedigten Legatar? p 76126 
Vermittelungsauftrag |. Vertrag über Handlungen 5231“ 
Vermuthung, geſetzliche 
Die in den 88 25, 26 Thl. I Tit. 6 A. L. R. aufs 
geſtellten Vermuthungen ſind nicht Beweisvorſchriften, 
ſondern Vorſchriften des materiellen Rechts, welche nach 
8 292 Satz 1 C. P. O. (früher 8 16 Ziffer 1 E. G. 
zur C. P. O. a. F.) für diejenigen Rechtsverhältniſſe, 
auf welche nach Art. 170 E. G. zum B. G. B. das 
Pr. A. L. R. Anwendung findet, gültig zu bleiben 
find 663“ 
Verſchwender |. Entmündigung 475 
Verſehen 
Grobes und mäßiges V. des A. L. R. 33626 
Verſicherungsweſen ſ. Doppelverſicherung 5818, Stempel: 
recht 468 21, 469 22 
Wahrheitswidrige Ausfüllung des Fragebogens durch den 
Verſicherungsagenten. Inwieweit iſt dafür der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer, der dem Agenten richtige Angaben 
gemacht hat, verantwortlich? 19019 
Berückſichtigung der perſönlichen Anſchauungen des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers für die Beurtheilung, ob deſſen An⸗ 
gaben eine wiſſentliche oder fahrläſſige Entſtellung der 
Wahrheit enthalten 2285 
Vertretungs⸗ und Vermittelungsbefugniſſe der Verſiche⸗ 
rungsagenten 57716, der Generalagenten 58021 
Nichterfüllung der formellen Verſicherungsvorſchriften hat 
die vertragsmäßig daran geknüpfte Verwirkung des 
Verſicherungsanſpruches nur dann zur Folge, wenn 
fie verſchuldet iſt. Beweislaſt 655 1° 
Anſpruch der Mitglieder einer Verſicherungsgeſellſchaft auf 
Gegenſeitigkeit auf gleiche Behandlung mit den übrigen 
Mitgliedern auch bei Einführung neuer, günſtigerer 
Bedingungen (Selbſtmordklauſel) 65617 
Auslegung der Verſicherungsbedingung, daß der Ver⸗ 
ſicherte ſich auf Verlangen der Anſtalt in eine beſtimmte 
Heilanſtalt zu begeben habe 84931 
Unfallverſicherung 
Urſächlicher Zuſammenhang der verminderten Erwerbs⸗ 
fähigkeit mit dem Unfall beim Zuſammenwirken noch 
anderer Umſtände zu dem Schadenserfolg 57615 
Seeverſicherung 
Verbot der Doppelverſicherung gilt für Binnen⸗ 
verſicherungen nur, wenn es vertragsmäßig feſtgeſetzt 
iſt 12314 
Bedeutung der Klauſel „für behaltene Ankunft“ bei 
Verſicherung des Schiffes. Totalverluſt, Abandon, 
Kondemnation wegen Reparaturunfähigkeit 12318 


„Veränderung“ der verficherten Reife (des Beſtimmungs⸗ 
ortes) und „Abweichung“ von der Reife 210 m 
Indirekter Kollifionsſchaden (Cascoverſicherung) 332“, 
33212 
Verſchulden |. Schadenerſatz 

Grobes V. eines Radfahrers, der eine verkehrsreiche im 
Gefälle liegende Straße ſo ſchnell herabfährt, daß es 
ihm nicht möglich iſt, ſofort abzuſpringen 337“ 

Grobes V. eines Anwalts, der — wenn auch auf Wunſch 
ſeines Mandanten — gegen eine Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts über eine weitere Beſchwerde weitere 
Beſchwerde einlegt 3541, desgl. bei Prozeßkoſtenent⸗ 
ſcheidung des O. L. G. über weniger als 100 Mark 
8366 

Vertheilungsverfahren |. Hinterlegung 515° 
Vertrag ſ. Argliſt 158, 313% 

Zu Gunſten Dritter. Unmittelbarer Rechtserwerb des 
begünftigten Dritten 11:7 

Ueber Rechte Dritter. Irrthum des Verkäufers über die 
Eigenſchaſt der Sache als einer fremden. Einrede der 
Argliſt gegen die Klage des Käufers, der den Irrthum 
des Verkäufers kannte 144 | 

Iſt der innere Wille der Vertragſchließenden oder der 
von ihnen in den gegenſeitigen Erklärungen zum 
Ausdruck gebrachte für den Gegenſtand des V. maß⸗ 
gebend? 190 1, 854“ 

Iſt bei einem mündlichen, nach mehreren Verhandlungen 
zu Stande gekommenen V. zu vermuthen, daß nur das 
als vereinbart gelten ſoll, was bei der letzten Ver⸗ 
handlung wiederholt iſt? 357° 

Vorverträge und unverbindliche Vorverhandlungen 382 

Iſt der Anſpruch auf Auflöfung eines nicht erſüllten 
zweiſeitigen V. nach badiſchem (franzöſiſchem) Recht vom 
Verzuge oder ſchuldhaftem Verhalten des Gegners ab⸗ 
hängig? 544 

Kann nach bisherigem preußiſchen Recht die perſönliche 
Haftung des Schuldners durch Vertrag ausgeſchloſſen 
und der Gläubiger lediglich auf ein beſtimmtes Zweck⸗ 
vermögen verwieſen werden? 662 

V. über Handlungen ſ. Verlagsrecht 624? 

V. über ſchriftliche Zurückgabe eines Eheverſprechens 
312 

V. über Handlungen, die treilweiſe ſchon geleiſtet ſind 
313 

V. über Handlungen, zu unterſcheiden von Verträgen, 
bei denen nebenher auch Verpflichtungen zu Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen übernommen werden 
(pactum mixtum) 337 

Gutsüberlaſſungsverträge find in der Regel nicht Ver⸗ 
träge, deren Hauptgegenſtand Handlungen ſind, 
wenn auch unter den Gegenleiſtungen des Annehmers 
Handlungen enthalten ſein mögen. Daher Rücktritt 
nach 8 408 I. 5 A. L. R. nicht ohne Weiteres zu⸗ 
läſſig 4631 

Unterſchied zwiſchen Verträgen über Handlungen und 
Vermittelungsaufträgen. Ausſchluß der Widerruflich⸗ 
keit letzterer 52314 
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Unſittliche und unerlaubte 
erkenntniß 4323 
Vereinbarung über Nichtgeltendmachung eines beſtimmten 
Eheſcheidungsgrundes unter Aufrechterhaltung des 
darauf zu gründenden Abfindungsanſpruches zuläſſig 
126 *¹ 
Mißbrauch der Verfügungsmacht ſeitens eines Vertreters 
behufs Erlangung eigener pekuniärer Vortheile 21317 
Schenkungsverſprechen an die Ehefrau für den Fall, 
daß die Ehe geſchieden wird, nicht unſittlich, wenn 
es mit dem Antrage auf Scheidung nicht in ur⸗ 
ſächlichem Zuſammenhange ſteht 258 22 
Willenserklärungen und Verträge, welche auf Ver⸗ 
heimlichung von Amtswegen zu verfolgender Straf⸗ 
thaten abzielen. 8 8 J. 4 A. L. R. anwendbar auf 
künftige und auf ſchon begangene Strafthaten 262°. 
Ausbedingen einer Rente gegen das Verſprechen, ein 
nicht klagbares Eheverſprechen ſchriftlich zurückzugeben 
3122² 
V. über die Täuſchung eines Dritten 52316 
Abſchließung von Verträgen 
Ein Vertragsantrag liegt nicht vor, wenn die ab⸗ 
ſchließende Erklärung noch vorbehalten wird. An⸗ 
nahmeerklärung 243 
Abſchließung von Verträgen unter Anweſenden. Zu⸗ 
gehen der Annahmeerklärung nicht erforderlich, wenn 
dieſe gerichtlich oder notariell beurkundet wird, es 
ſei denn, daß ein Anderes beſtimmt iſt 866 
Vertragsform 
Bedarf der obligatoriſche V. über die Verpflichtung zu 
einer dinglichen Rechtsänderung (Vorrechtseinräumung) 
ſchriftlicher Form? 382 
Die Vorſchriften des B. G. B. und des Einf. Geſ. zum 
B. G. B. über die Form gewiſſer Verträge ſind (mit 
Ausnahme des S 1317; Eheſchließung und eventuell 
der 88 925 und 1015; Auflaſſung und Beſtellung 
eines Erbbaurechts) für prozeßgerichtliche Vergleiche, 
die einen derartigen V. als integrirenden Beſtand⸗ 
theil enthalten, nicht maßgebend 473 
Unterſchied zwiſchen gerichtlicher oder notarieller Be⸗ 
urkundung und Abſchluß vor Gericht oder Notar 
bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile 473 
Mündliche Nebenabreden 
Vermuthung, daß mündliche Nebenabreden, welche in 
den ſpäter ſchriftlich geſchloſſenen V. nicht aufgenommen 
ſind, fallen gelaſſen ſeien. Gegenbeweis bei Heilung 
des Formmangels durch Auflaſſung 939 
Erfüllung 
Wer von einem (zweiſeitigen) V. zurücktritt, kann auch 
ſeinerſeits nicht Erfüllung verlangen 12622 
Theilweiſe Erfüllung. Bei „nahezu“ vollſtändiger Er⸗ 
füllung kann der andere Vertragstheil die Gegen⸗ 
leiſtung nicht verweigern, ſondern nur auf Ergänzung 
klagen oder einen verhältnißmäßigen Theil der Gegen⸗ 
leiſtung zurückhalten 21313 — Nothwendigkeit, die 
Höhe des Minderwerths hinſichtlich der einzelnen 
Mängel anzugeben 259 


Verträge ſ. An 


Unnöglichkeit der Erfüllung, wenn dem Berechtigten die 
Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles vernünftiger Weiſe nicht zus 
zumuthen iſt (Miß handlung des Verpflegungs⸗ 
berechtigten) 31118 

Vamerke über den Erfüllungsort auf Fakturen, Kom⸗ 
miſſionskopien und Preisliſten unbeachtlich, in Ge⸗ 
ſchäftsofferten beachtlich 62114 

Unterſchied zwiſchen verſchuldeter Unmöglichkeit der 
Erfüllung und Irrthumserregung hinſichtlich einer 
Eigenſchaft des Vertragsgegenſtandes 663 4 

Vertrags ſtrafe “ 
Ange auf V. nicht begründet wegen einer erft im Laufe 
des Rechtsſtreits eingetretenen Zuwiderhandlung gegen 

das Vetragsverbot 750“ 

Vertreter |. Bauten 72, Eigenthum 1911 
Serwabrungs vertrag 

Stilſcweigender V. zwiſchen dem Fiskus und Privaten 

beüüglich der von dieſen dem Gericht aus Anlaß eines 

„ übergebenen Bücher f 19113 


Legt darin, daß eine Vertragspartei die gegen ſie erhobenen 
Anfprüde aus einem beſtimmten Grunde brieflich ab» 
lehnt, ein ſtillſchweigender V. auf die ihr gegen die 
Anfprüde zustehenden ſonſtigen Rechtsbehelfe? 426 10 
ng |. Mahnung 398°, Rücktritt 647 
dat der V. des Verkäufers zur Folge, daß er auch 
während der Nachlieferungsfriſt nicht mehr berechtigt iſt, 
eine dem Käufer gegebene Kreditzuſage bei hervortreten⸗ 
der Unficherheit des Käufers zu widerrufen? 46212 
rauf der Verzugs⸗, (Prozeß⸗) Zinſen wird durch 
reſtpfändung der Hauptſchuld nicht unterbrochen, 
es 2 Möglichkeit der Hinterlegung vorliegt 853 41 
15 1 834“ Prozeßbevollmächtigter 3987, 
Amenanwalts im Eheſcheidungsprozeß 79° 
fr f Stellvertretung (wonach der Beauftragte 
echnung des Auftraggebers, aber in eigenem 


ll 

ut lle der Geltendmachung durch beſondere 
* der Höhe des Anſpruches) beſtritten ift 365° 
8 15 er den Grund einer Einrede, insbeſondere 

W uh org BSeinrebe zuläffig? 366°, 39913 
C. P. O. nicht zuläſſig, wenn Gegen⸗ 
en, deren Betrag noch nicht feſtſteht 
aeanſpruch möglicherweiſe ganz bes 


Vormundſchaftsrecht |. Unterhaltspflicht 870 


Müſſen die beim Inkrafttreten des B. G. B. vorhandenen 
Vormünder für die Folge nochmals verpflichtet werden? 
183 

Nothwendigkeit eines Pflegers für Kontraktſchluß zwiſchen 
Mündel und Vormund 269 

Einziehung von Mündelkapital ohne Genehmigung des 
Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichtes, 
wenn dies bei ſchenkungsweiſer Zuwendung des 
Kapitals an die Mündel zur Bedingung gemacht iſt, 
Preußiſche Vormundſchafts⸗Ordnung vom 5. Juli 1875 
35812 

Erſetzt die vormundſchaftsgerichtliche Anordnung der Ein⸗ 
ziehung nicht vorſchriftsmäßig angelegten Mündelgeldes 
die fehlende Genehmigung des Gegenvormundes zur 
Einziehung? 35912 


Vormerkung 


V. im Wege der einſtweiligen Verfügung zur Sicherung 
eines Veräußerungsverbotes (Reſtitutionsanſpruches des 
Univerſalfideikommiſſars gegenüber dem Fiduciarerben) 
102 

Antrag des Grundſchuldgläubigers auf Eintragung einer 
V. bei der Grundſchuld gegen den, der am Grund⸗ 
ſchuldbrief ein Zurückbehaltungsrecht ausübt 13035 

Arreſtvormerkung |. Zwangsvollſtreckung 413 

Bedeutung der nach preußiſchem Landrecht im Wege des 
Arreſtes eingetragenen Vermerkung für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1900 785 


Vorſchuß |. Ausländer 
Vorvertrag ſ. Vertrag (Vertragsform) 
Waarenzeichen ſ. Firma 72778 


Ob Verwechſelungsgefahr beſteht, richtet ſich nicht bloß 
nach dem eingetragenen W., ſondern nach der Ge⸗ 
ſammtheit der Umſtände, unter denen ein W. im Ver⸗ 
kehr auftritt 8519 

Schutz der eingetragenen W., in denen ein Freizeichen 
enthalten iſt 85 20 

Klage auf Löſchung eines fremden W. Iſt das Gericht 
bezüglich Feſtſtellung der Uebereinſtimmung der W. 
an die im Widerſpruchsverfahren vom Patentamt 
getroffene Entſcheidung gebunden? Verwechſelungs⸗ 
gefahr für das kaufende Durchſchnittspublikum 12418, 
36811 

Ob Gleichartigkeit der durch Zeichen geihügten Waaren 
vorliegt, entſcheidet ſich nach der Auffaſſung im Handel 
und Verkehr. Alkohole und Brennſpiritus ungleichartig 
165 2° 

Unterſchied zwiſchen dem Schutz der eingetragenen W. 
und der zur Waarenbezeichnung gebrauchten Firma 
309 15 . 

Eintragung von Wortzeichen („Creolin“) ſchützt nur gegen 
den widerrechtlichen Gebrauch des Wortes als W., 
nicht gegen den Gebrauch des Wortes zur Benennung 
der Waare 42712, 65824 

Wann iſt eine Beſchreibung des W. für die Anmeldung 
erforderlich? Bedeutung der Beſchreibung. Eintragungs⸗ 


fähigkeit eines Striches als W. 520 5 


34 


Die 88 8 und 9 des Waarenzeichengeſetzes erichöpfen 
nicht alle Gründe für Löſchung eingetragener W., 
ſondern nur die zeichenrechtlichen 57810 

Der Schutz eines aus Wort und Bild kombinirten W. 
erſtreckt ſich nur auf dieſe Kombination, nicht auf 
den einzelnen Beſtandtheil, noch auch auf den 
Gebrauch eines kombinirten Klanglautes, gebildet 
aus dem im W. enthaltenen Worte und demjenigen 
Worte, welches das im W. enthaltene Bild benennt 
6582 

Das Verbot der Verwendung des W. auf den in 8 12 
des Gef. erwähnten Schriftſtücken iſt zur Abwehr 
künftiger Eingriffe in das Waarenzeichenrecht nur dann 
durch Urtheil auszuſprechen, wenn die Annahme 
gerechtfertigt iſt, daß ſolche Eingriffe beabſichtigt oder 
vorbereitet werden 659 

Mißbrauch fremder Waarenausſtellung. Klage auf Unter⸗ 
laſſung bei einmaliger Zuwiderhandlung 80820, 8081 

Inwiefern unterliegt die Eintragung eines W. in die 
Zeichenrolle des Patentamts unter dem Datum der 
Anmeldung zum früheren Zeichenregiſter richterlicher 
Nachprüfung? 809 

Die Verbotsklage aus 8 16 des Gel. ſetzt voraus, daß 
der Thatbeſtand des § 16 noch zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung beſteht. Frühere Zuwiderhandlungen begründen 
nur einen Schadenserſatzanſpruch 851“ 

Bei Anwendung des § 16 des Gel. (wie auch des 
8 1 des Wettbewerbgeſetzes) auf den einzelnen Fall 
iſt nur auf den Sprachgebrauch der bei dem 
Vertrieb und Begehr der fraglichen Waaren allein 
betheiligten Kreiſe entſcheidendes Gewicht zu legen 
8516 

Waſſerrecht ſ. Eigenthumsbeſchränkungen 1784 

Verunreinigung des Flußwaſſers durch Beimengung fremder 
Stoffe in einem das Gemeinübliche überſteigenden Maße 
macht ſchadenserſatzpflichtig 18° 

Wechſelrecht |. Vollmacht 844 

Legitimation des Wechſelinhabers durch aufeinanderfolgende 
Indoſſamente erfordert als erſtes Indoſſament das des 
Remittenten 398 

Eigener Wechſel an eigene Ordre ungültig. Kann eine 
offene Handelsgeſellſchaft einen eigenen Wechſel an die 
Ordre einer offenen Handelsgeſellſchaft, die unter den⸗ 
ſelben Geſellſchaftern aber unter anderer Firma beſteht, 
gültig ausſtellen? 82 

Unterzeichnung mit unvollſtändiger Firma, jedoch ſo, daß 
der Name des allein perſönlich haftenden Geſellſchafters 
in der Unterſchrift enthalten if} 12315 

Unausgefüllte Sicherheitsaccepte. Ausfüllung und Bei⸗ 
treibung nach Erhebung der Klage auf Herausgabe. 
Beweislaſt. Legitimation des mitverhafteten Wechſel⸗ 
ſchuldners, von dem die Wechſelſumme nicht beigetrieben 
iſt, zur Klage auf Rückzahlung 171 0 

Wechſelfälſchung, actio doli 1897 

Proteſt mangels Zahlung. Genügt zur Feſtſtellung, daß 
Proteſtat nicht anweſend getroffen ſei, die Beurkundung 
der nach ihm gehaltenen Nachfrage? 308 


Unterbrechung der Wechſelverjährung durch Klage, die ſtatt 
der Partei, einem von ihr nicht bevollmächtigten Anwalt 
zugeſtellt iſt 331 | 

Gegen wen iſt ein auf den Wohnort des Ausſtellers ohne 
Benennung eines Domiziliaten domizilirter Wechſel zu 
proteſtiren? 363 

Ermächtigt die Begebung eines Blankoaccepts zur 
en Guter Glaube des dritten Erwerbers 

4597 

Bedeutung des Wechſelſchriftaktes. Liegt eine nach 
Civilrecht zu beurtheilende Mitbürgſchaft vor, wenn 
die Wechſelzeichnung mehrerer in der — unaus⸗ 
geſprochenen — Abſicht erfolgte, die Haftung für eine 
fremde Schuld zu übernehmen? Regreßrechte der 
Avaliſten 518° | 

Briefliche Genehmigung vertretungsweiſe ohne Ver⸗ 
tretungsmacht abgegebener Wechſelverpflichtungs⸗ 
erklärungen 518° 

Die Bezeichnung eines Wechſels als ſolchen muß in der 
Wechſelerklärung ſelbſt (nicht bloß in der Ueberſchrift) 
geſchehen 539”. — Einrede gegen den Wechſelanſpruch 
aus einem Vertrage, den ein Dritter als Geſchäftsführer 
ohne Auftrag für den Wechſelſchuldner mit dem Gläubiger 
geſchloſſen 5395 

Einrede der Argliſt gegen den dritten Erwerber des 
Wechſels 753? 


Wege ſ. Erſitzung 853“ 


Pflicht zur Beleuchtung von Privatwegen, deren Benutzung 
dem Publikum derart geſtattet iſt, daß ſie für öffentliche 
gehalten werden g 143 

Wodurch und von wann ab wird ein Weg öffentlich? 
Haftung der Gemeinden für verkehrsfichern Zuſtand der 
öffentlichen Wege 170, 585° 

Liegt in der Uebernahme der Verpflichtung zur Anſammlung 
eines Wegebaufonds ſeitens einer Gemeinde die (an 
ſtaatliche Genehmigung geknüpfte) Aufnahme einer 
Schuld? 232 


Weiderecht 


„Ueberwinterungsfuß“ als Maßſtab von Weiderechten, 
für die die Zahl der Viehſtücke nicht beſtimmt iſt 
427 15 

Werkverdingung |. Seerecht 164“ 

Iſt Art. 347 n. H. G. B. auf Werkverdingungsverträge 
anwendbar? Unterlaſſung ſofortiger Unterſuchung des 
Werkes und der Anzeige vorgefundener Mängel als 
ſtillſchweigende Genehmigung, auch beim Mangel zu⸗ 
geſicherter Eigenſchaften 39:9 

Gewährleiſtung bei W. folgt im preußiſchen Recht den 
allgemeinen Grundſätzen der 88 317— 348 J. 5 A. L. R. 
Wandelung, Minderung, Schadloshaltung 4431 

Uebernahme des Werkes durch konkludente Handlungen 
unter Vorbehalt der Schadloshaltung wegen gerügter 
Mängel 171° 

W. zum Unterſchiede vom einfachen Vertrage über Hand⸗ 
lungen: Rücktritt des Beſtellers wegen „Weigerung 
der Erfüllung“ nicht ſchon gegeben, wenn die Erfüllung 
ohne Schuld des Werkmeiſters verzögert wird. Rück⸗ 


tritt wegen Nichteinhaltung der Ablieferungsfriſt und 
wegen Untauglichkeit einzelner Theile vor Herſtellung 
des Werles im Ganzen 72928 
Werth 
Ermittelung des gemeinen W. einer Sache für die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer 665% 
Werth des Streitgegenftaudes und des Bes 
N ſ. Reviſion 806, Trennung 
996 
bei poſtiver Feſtſtellungsklage ohne Angabe des Betrages 
der Forderung. Freies Ermeſſen 571 
bei den vom Konkurzverwalter angeſtrengten Anfechtungs⸗ 
progefien, insbeſondere auf Rückauflaſſung 791 
beim Streit über Pfandrechte 1201 
Richtet ſich der W. des St. bei Anfechtung eines 
Gewerkſchaftsbeſchluſſes durch einen Gewerken nach 
den Intereſſe des Klägers oder nach der Wirkung, 
die der Beſchluß oder feine Aufhebung für die 
7 ‚nehtäftreit nicht betheiligten Gewerken hat? 


Leſhwetde gegen Feſtſetzung des Streitwerths ſteht nur 
denjenigen Rechtsanwalt zu, der an der Erhöhung 
Jure hat, alſo hinſichtlich des Streitwerths zweiter 
EN nicht dem Progepbevollmächtigten erfter Inſtanz 


V. des St. bei Klage eines Geſellſchafters auf Auflöſun 
8 
der Geſellſchaft m. b. H. 395 
W. des St. bei Schadenserſatzanſprüchen auf Ent⸗ 
richtung einer Geldrente nach den Vorſchriften 
en s Thl. 1 A. L. R. iſt nach 8 9 der 
„O. (nicht 9a Gerichtsk 
4e Kab, 680 a Gerichtskoſtengeſetz) zu beſtimmen 
3 de Werth des Vergleichsobjekts den der im 
1 geltend gemachten Anſprüche überſteigen? 
* St. bei Klage auf Pfandbefreiung eines Trenn⸗ 
1 deſſen Uebertragung auf ein be⸗ 
blatt mi 
5 ch mitübertragenen sale und 
„des St. bei der ur Vertheidi 

ethobenen Klage 652 W 
St. bei Klagen auf Einwerfung eines Vermögens⸗ 
in eine Erbmaſſe richtet ſich nach dem Antheil, 


u Kläger an der Erbtheilung intereffirt 


iſt 7172 


t 
9 Entgegennahme der Auflaſſung geklagt, fo 
Enndſtl der W. des St. nicht nach dem Werth des 
Wettbewerb 8, ſondern nach freiem Ermeſſen 718. 
ng . ſ. Handlungen (unerlaubte) 349 
weſcung be Kundschaft, für welche die An⸗ 
mrihige An t find, maßgebend dafür, ob 
ſchein 1 thatſächlicher Art vorliegen. An⸗ 
Ri, 1355 ers günſtigen Angebots trotz hohen 
micht 
Hige Angaben? Beſondere vom allgemeinen Sprach⸗ 


gebr e . i 
— eien lee aber im Verkehr übliche Wort⸗ 


Berechtigte Bezeichnung eines Hauſes kann als Be⸗ 
zeichnung des darin betriebenen Erwerbsgeſchäfts gegen 
5 8 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 verſtoßen 641° 

Unterfagung der Wiederholung der Verbreitung einer auf 
mehrere Perſonen bezüglichen Behauptung hinſichtlich 
des Klägers allein 6517 

Einſtweilige Verfügung wegen Zuwiderhandlung gegen 
3 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 erfordert die 
Vorausſetzung der SS 935—940 C. P. O. (im Gegen⸗ 
ſatz zu den Fällen des 8 1 daſelbſt) 85 21 

Urtheile, die aus beſtimmten thatſächlichen Eigenſchaften 
abgeleitet find, als Behauptungen „thatſächlicher Art“. 
Berechtigtes Intereſſe im Sinne des 8 6 Abf. 2 des 
Geſetzes 12410, 65883 | 

Indirekte Anpreiſung der eigenen Waaren ober Leiſtungen 
durch Herabſetzung fremder 2111 

Verwechſelungsgefahr bei Zeitungstiteln. Urrichtige 
Angabe über die Zahl der ausgegebenen Exemplare 
21216 

Unlauterer W. durch Abdruck von Zeitungsinſeraten 
255 16 

Verwechſelungsgefahr trotz deutlicher Unterſcheidung zweier 
Firmen (Johann Maria Farina, Georgsplatz 9 und 
Johann Maria Farina, gegenüber dem Jülichsplatz) 
25617 

Unlauterer W. durch ehrenrührige Aeußerungen über die 
Perſon des Konkurrenten 31016 

Verjährung bei wiederholten Zuwiderhandlungen gegen 
§ 1 des Geſetzes 619 

Die zum Begriff eines „Fabrikanten“ gehörige Ab⸗ 
hängigkeit der zur Herſtellung der Waare gebrauchten 
Arbeiter liegt auch vor, wenn die Waare durch 
Lohnweber auf deren eigenen Webſtühlen hergeſtellt 
wird 657% 

Verbots⸗ und Schadensanſpruch nach 8 6 des Geſetzes 
erfordert kein (durch guten Glauben ausſchließbares) 
Verſchulden des Beklagten, ſondern nur, daß die frag⸗ 
liche Behauptung nicht erweislich wahr und zu Zwecken 
des W. aufgeſtellt ſei 809 23 

Der Ueberlaſſungsanſpruch aus 8 1 des Geſetzes erſtreckt 
ſich auch auf im Auslande gemachte unrichtige An⸗ 
gaben 851 


Wette ſ. Spiel, Reichsſtempelgeſetz 
Wiederaufnahmeverfahren in Strafſachen ſ. Koſten 3814 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 


Verſehen des Gerichtsvollziehers bei der Ladung (Unter⸗ 
laſſung der Beglaubigung des Terminsvermerks) kein 
Grund zur W. i. d. v. St. 29 — dagegen als 
Grund zur W. anerkannt durch die vereinigten Civil⸗ 
ſenate 398°, 750° | 

Verzögerung der Beſchlußfaſſung über ein Armenrechts⸗ 
geſuch als unabwendbarer Zufall 799 — bei ſpäter 
Einreichung des Geſuchs entſcheidet die konkrete Sach⸗ 
lage 8378 — doch muß die Partei mit möglichen 
Unregelmäßigkeiten im Geſchäftsgange rechnen 837° N 

Bei eigenem Verſehen (ſaumſeligem Betriebe) der Partei 


liegt unabwendbarer Zufall nicht vor en 


W. wegen Verſäumung der Reviſionsfriſt in Folge uns 
richtiger Bezeichnung des gegneriſchen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten im angefochtenen Urtheil 649 

Mit dem Antrage auf W. gegen Verſäumung der Rechts⸗ 
mittelfriſt muß eine neue Ladung zu dem erwirkten 
neuen Termine verbunden werden 750° 

Widerklage 

Bedingte W., vom erſten Richter als unbedingte zugelaſſen, 
in zweiter Inſtanz unbedingt erhoben 2482 

Erhebung der W. in der Berufungsinſtanz (als neuer 
Anſpruch) ohne Einwilligung des Gegners unzuläſſig 
366 ® 

Widerruf 
der Kreditzuſage wegen Unſicherheit des Käufers 46212 
Wohnſitz 

Wechſel des W. in ſeiner Wirkung auf Güterrecht und 
Erbanwartſchaft der Ehegatten 411°? 

Der W. der Mitglieder der vormals reichsſtändigen und 
dieſen gleichſtehenden Häuſer richtet ſich ſeit dem 
1. Januar 1900 nicht nach den Landesgeſetzen und 
Hausverfaſſungen, ſondern nach dem B. G. B. 833° 

Wucher 

Ausbeutung der Nothlage liegt nicht vor, wenn der Ver⸗ 
äußerer ſo viel erhält, wie die hingegebene Sache für 
ihn werth iſt, mag ſie auch für den Empfänger mehr 
werth ſein, als er dafür gegeben 1 

Zahlung ſ. Subrogation 375 20 

Beweislaſt, wenn ſtreitig iſt, auf welche Schuld gezahlt 
iſt 1828 

Vorbehaltliche Z. Erhaltung der Einwendungen, wenn 
beſondere Umſtände vorliegen. Z. zur Begründung des 
Antrages auf Enteignung vor Erledigung des Rechts⸗ 
weges 45°° 

Z. unter Vorbehalt 3402 

Zahlungseinſtellung 

Begriff, Z. kann vorliegen, wenn auch nur ein Gläubiger 
in Folge von Zahlungsunfähigkeit nicht bezahlt wird 
653 10, 753 10 

Z. liegt nicht vor, wenn der Schuldner noch zahlt, ſei es 
auch, daß er die Mittel dazu durch Deliktshandlungen 
erlangt hat 653 11 

Zeugen 

Zeugenbeweis für „innere Thatſachen“, z. B. das Beſtehen 
einer Abſicht 36° 

Iſt der von ſeinem Zeugnißverweigerungsrecht wegen naher 
Verwandtſchaft Gebrauch machende Z. verpflichtet, über 
das Motiv ſeiner Weigerung Auskunft zu geben? 
Ablehnung wiederholter Vernehmung 588 

Zeugnißverweigerungsrecht, Handlungen im Sinne des 
§ 3584 C. P. O., Verwandte als Rechtsvorgänger oder 
Vertreter der Partei 1596 

Zeugnißverweigerung auch zuläſſig, wenn der Z. bereits 
eine unbeeidete Ausſage abgegeben hat und nochmals 
vernommen werden ſoll 251°, 399 

Iſt ein Z. verpflichtet, ſich von den zu beweiſenden That⸗ 
ſachen, die nicht Gegenſtand ſeiner Wahrnehmung ge⸗ 
weſen ſind, Kenntniß zu verſchaffen? 327°, 327° 


Iſt bei nochmaliger Vernehmung deſſelben Z. über ein 
anderes Beweisthema die Verſicherung der Richtigkeit 
der zweiten Ausſage auf den bei der erſten Vernehmung 
geleiſteten Eid zuläſſig? 3277 

Muß über die Weigerung eines Z. zur Beeidigung ſeiner 
Ausſage durch Zwiſchenurtheil entſchieden werden, wenn 
der Z. zur Zeugnißverweigerung berechtigt war, ſich 
aber uneidlich hat vernehmen laſſen? 39914 

Das Zeugnißverweigerungsrecht des 8 3835 C. P. O. 
erſtreckt ſich nicht nur auf die unmittelbar anvertrauten 
Thatſachen ſondern, auch auf eigene Wahrnehmungen, 
Handlungen und Erklärungen des Zeugen, die Schluß⸗ 
folgerungen auf jene zulaſſen 7197 

Muß das Prozeßgericht die ohne ſeine Anordnung vor⸗ 
genommene Beeidigung eines beim Ausgange des Rechts⸗ 
ſtreits unmittelbar betheiligten Zeugen nochmals herbei⸗ 
führen? 8018 

In Prozeſſen einer offenen Handelsgeſellſchaft kann der 
ausgeſchiedene Geſellſchafter (beim Fortbeſtehen der 
Geſellſchaft) als Zeuge vernommen werden 84018 

Zollamt, Zollbehörde ſ. Poſtrecht 2287, 2288 
Zubehör |. Beſtandtheile 362, 382, 84477 

Iſt Z. nur, was dem wirthſchaftlichen Zwecke der Haupt⸗ 
ſache unmittelbar dient? Räumliches Verhältniß des Z. 
zur Hauptſache (Gondeln auf einem zum Reſtaurations⸗ 
betriebe gepachteten Teiche) 184 

Reſtaurationsinventar als Grundſtückszubehör. Genügt 
es, wenn ein Theil des Gebäudes dauernd für den 
Reſtaurationsbetrieb eingerichtet iſt? Iſt erforderlich, 
daß das Gebäude hauptſächlich zu dieſem Betriebe 
beſtimmt iſt? 492 

Zurückverweiſung 

Darf das Berufungsgericht eine Sache, in der die Klage 
in erſter Inſtanz abgewieſen und in zweiter In⸗ 
ſtanz vor dem 1. Januar 1900 über den Grund 
des Anſpruches vorab entſchieden war, nach dem 
1. Januar 1900 zur Verhandlung über die Höhe des 
Anſpruches in die erſte Inſtanz zurückverweiſen, wenn 
vor dem Berufungsgericht über die Höhe des An⸗ 
ſpruches nach dem 1. Januar 1900 noch nicht ver⸗ 
handelt iſt? 401 

Z., wenn das Berufungsgericht bei eventueller Klagen» 
häufung das über den primären Klagegrund erlaſſene 
bedingte Urtheil aufrecht erhält und den in erſter 
Inſtanz unbedingt abgewieſenen eventuellen Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach zuerkennt 5733 

Unter welchen Umſtänden iſt der Prozeß zur Verhand⸗ 
lung in die erſte Inſtanz zurückzuweiſen, wenn der vom 
erſten Richter zugeſprochene Prinzipalantrag durch den 
Berufungsrichter verworfen iſt? 752° 

Zuſammenſtoß von Schiffen |. Schiffskolliſion 409 28, 
852 38 
Zuſchlag 

Wirkung und Tragweite von Rechtsvorbehalten bezüglich 
einzelner Theile des zugeſchlagenen ganzen Grundſtücks. 
Nothwendigkeit formeller Einſtellung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens bezüglich der von Dritten 


beanſpruchten Stücke zur Abwendung des Eigenthums⸗ 
überganges. Unerheblichkeit des Eigenthumserwerbs⸗ 
willens ſowie des guten oder böſen Glaubens des 
Erſtehers 46719 

Wirkung des Zuſchlages auf Zubehör des Grundſtücks, 
je nachdem es äußerlich erkennbar im Beſitz des 
Subhaſtaten iſt oder nicht 62319 

Zuſtãndigkeit 

Iſt Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts durch das 
höhere Gericht zuläſſig für die Klage aus einer 
Geſammthypothek an in verſchiedenen Gerichtsbezirken 
liegenden Grundſtücken? 383 

Sind die Landgerichte ausſchließlich zuſtändig für Erſatz⸗ 
anſprüche aus Schädigungen durch Verſchulden von 
Eiſenbahnbeamten im Betriebe? Iſt danach Reviſion 
ohne Rückſicht auf den Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zuläſſig? 394! 

Wenn der Nachweis der Kompetenzthatſachen mit dem 
Nachweiſe des ganzen Thatbeſtandes der Klage 
zuſammenfällt, genügt für die präjudizielle Erörterung 
der Z. die bloße Behauptung der kompetenzbegründenden 
Thatſachen 3965, 7981 

Umfang der Beweispflicht gegenüber der Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit 396“ 

Für die ſachliche Z. iſt bei Erhebung mehrerer Anſprüche 
der böhere maßgebend, wenn er auch nur eventuell 
geltend gemacht iſt 717? 

Zuſtellung |. Vollmacht 8367, Urtheil 84010 

Wahrung der Nothfriſt durch Einreichung des Schrift⸗ 
ſatzes bei dem Gerichtsſchreiber. Genügt dazu die 
dann innerhalb der Friſt des S 207 Abſ. 1 
C. P. O. ohne Vermittelung des Gerichtsſchreibers 
erfolgte Z.? 6“ 

3. von Amtswegen in Eheſachen 1417, 575° 

Erſatzzuſtellung an eine „in der Familie“ der Eltern der 
verheiratheten Adreſſatin dienende Perſon gültig, wenn 
ſich die Adreſſatin wieder in der häuslichen Gemeinſchaft 
ihrer Eltern befindet 750° 

Erſatzzuſtellung bei Zuſtellungen an geſetzliche Vertreter 
oder Vorſtände von Behörden im Geſchäftslokale und 
in der Wohnung 784 

8. an geſetzliche Vertreter oder Vorſtände von Be⸗ 
hörden kann außerhalb der Geſchäftsſtunden ge⸗ 
ſchehen 784 

Die öffentliche Z. des anzufechtenden Urtheils hat nicht 
das für das Rechtsmittel zuſtändige Gericht zu be⸗ 
willigen 841 

Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
von Immobilien |. Zuſchlag 46719, 62319 

Zwangsvollſtreckung ſ. Sicherungshypothek 57520, 
Schadenserſatz 72315 

Anordnung, daß die Zw. zu unterbleiben habe durch 
einſtweilige Verfügung, wogegen Widerſpruch, im 
Gegenſatz zum Beſchluß gemäß § 769 C. P. O. 160° 

Z. wegen „Uebergabe“ löſchungsfähiger Quittung 30711 
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Zwangseintragung von Arreſtvormerkungen im Bezirke 
des ehemaligen Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein 413“ 

Einſtellung ſ. Sicherheitsleiſtung 537° 

Läßt ſich die Z. aus einem unter Vorbehalt der Rechte 
erlaſſenen rechtskräftigen Wechſelurtheil nach den Vor⸗ 
ſchriften der C. P. O. hemmen? Arreſt und einſtweilige 
Verfügung wegen des etwaigen Schadenserſatzanſpruches 
12214 

3. in Forderungen und andere Vermögens⸗ 

rechte 
Widerſpruchsklage nach 8 771 C. P. O. bei 8. in 
Forderungen 40319 

Erwirkungen von Handlungen 

Verpflichtung zur Löſchung von Hypotheken; Vollſtreckung 
nach § 887 C. P. O. zuläſſig, wenn der Schuldner 
den Hypothekengläubiger zur Aufgabe ſeines Rechts 
zwingen kann 3667 

Vertheilungsverfahren 

Die Widerſpruchsklage nach SS 878, 879 C. P. O. kann 

nur von den und gegen die beim Vertheilungs⸗ 
verfahren betheiligten Gläubiger erhoben werden, 
alſo nicht gegen die Intereſſenten einer aus der 
Theilungsmaſſe ausgeſchiedenen beſonderen Spezial⸗ 
maſſe 40329 

Zweigdokument |. Abtretung 31 

Zwiſchenurtheil |. Reviſion 327“, Zeugen 3991 

Z. oder Endurtheil, wenn die Entſcheidung über ein 
einzelnes ſelbſtſtändiges Angriffs⸗ oder Vertheidigungs⸗ 
mittel den Rechtsſtreit endgültig erledigt? 77 

Z. nach § 304 C. P. O. muß über den ganzen Klagegrund 
und ſolche Einwendungen, die ihm im Ganzen entgegen⸗ 
ſtehen, vollſtändig entſcheiden, ſo daß nur der Streit 
über den Betrag des Klageanſpruches übrig bleibt 
365, 1219 

Urtheil unter Vorbehalt der Aufrechnung, welches der 
Zwangsvollſtreckung nicht fähig iſt, fällt nicht unter 
8 302, ſondern als Z. unter $ 303 C. P. O. 371 

Kann über die Kompenſationseinrede mit Ausſchluß des 
Betrages in Anwendung des § 303 C. P. O. entſchieden 
werden? 39913 

Z., durch welches über eine, theils zur Aufrechnung gegen 
die Klageforderung, theils widerklagend geltend gemachte 
Gegenforderung dem Grunde nach entſchieden iſt, als 
(berufungsfähige) Vorabentſcheidung nur bezüglich des 
Widerklageanſpruches 616? 

Ein Z. nach § 304 (nicht nur ein ſolches nach 8 303) 
C. P. O. liegt vor, wenn es objektiv dem 8 304 
entſpricht, oder nach der erkennbaren Abficht des 
Gerichts ein Z. dieſer Art ſein ſollte. Verurtheilt 
es zum Erſatz des Schadens, ſoweit ein ſolcher 
entſtanden ſei, ſo liegt objektiv nur ein Z. nach 
8 303 vor 83914 

Z. nach S 304 kann nur erlaſſen werden, wenn feſtſteht, 
daß dem Kläger (oder Widerkläger) irgend ein Betrag 
zuzuſprechen iſt 83914, 83915 
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B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Theil. Reichsrecht. 
I. Reichsfuſtizgeſetze. 


(Vormerkung: Den Paragraphenzahlen der jetzt geltenden Geſetze 
ſind die entſprechenden Ziffern der früheren Faſſung in Klammern 


beigefügt.) 


1. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


8 8: 8331 

8 13: 621 717 
8 23 Ziff. 1: 717° 
9 70: 1774, 3941 
8 137: 582˙˙ 


2. Civilprozeßord nung. 


88 1 ff.: 7981 
9 3 (3): 571, 120 2041, 395514, 6491, 
7175 718. 


8 6 (6): 79 1201, 6491, 718“ 

8 9 (9): 458°, 72416, 833° 

88 12 ff.: 396° 

8 23: 8335 

8 24 (25): 1871 

8 29 (29): 1391, 396“, 397°, 640, 7981, 
864 

88 38, 39 (38, 39): 285 

8 41 (41): 799° 

8 42 (42): 331, 397° 

8 45 (45): 331 

8 50: 301! 

8 51 (50): 3011 

8 56 (54): 3011, 4821 

8 59 (56): 573, 841% 

8 62 (59): 3065, 5141, 5731 

88 66, 71 (63, 68): 757. 

88 70, 71 (67, 68): 799 . 

8 80 (76): 3987 

8 81 (77): 355°, 3987, 493 

8 86 (82): 8367 

8 88 (84): 398” 

8 89 (85): 3987, 8344 

8 91 (87): 120°, 1392, 3032, 4221, 4832, 


93 (89): 1872, 3985 

96 (91): 4221 

97 (92): 4221 

99 (94): 31, 43, 55, 1571, 157%, 32617, 
7491, 8344, 8355 

8 102 (97): 1571, 3541, 835° 

8 108 (101): 5375 

8 118 (109): 248 

8 128 (119): 6151 

8 133 (124): 646 

8 137 (128): 6151 

8 138: 749° 

8 139 (130): 3043, 65413 

8 148 (139): 343, 1202, 1583, 4571, 5351 


8 149 (140): 7185 

88 160 (146), 162 (148): 422°, 473 

8 166 (152): 79° 

8 176 (162): 836” 

8 181 (166): 750° 

8 184 (169): 784 

8 207 (190): 6* 

8 230 (208): 650° 

8 233 (211): 29, 79°, 3985, 750%, 8375, 
8379, 83810 

8 235 (218): 649? 

8 236 (214): 7505 

8 245 (222): 422° 

8 246 (223): 355° 

88 247—252 (224—229): 422° 

8 253 (230): 248°, 483“, 650°, 750%, 800°, 
838 1 

8 256 (231): 158“, 1875, 1874, 205, 206°, 
2498, 5143, 5362, 537°, 597 

8 265 (236): 574“, 800° 

88 268 bis 270 (240 bis 242): 80°, 483“ 

8 268 (240) Nr. 2: 34“, 805 

8 274 (247): 304, 424°, 457°, 651“ 

8 278 (251): 39810 

8 281 (254): 650° 

8 286 (259): 65, 249“, 398 1, 457°, 458“, 
5745, 718° 

8 287 (260): 345, 572, 206“, 2505, 398 

8 288 (261): 58°, 120%, 749° 

§ 291: 733 

8 292: 6633“ 

8 295 (267): 4222, 650° 

8 297 (269): 35° 

8 299 (271): 357, 83913 

8 302 (274): 371 

8 303 (275): 77, 3274, 399, 616°, 839 

8 304 (276): 368, 121°, 2065, 3652, 366°, 
39918, 6162, 83914, 83915 

8 308 (279): 66, 80“ 

8 309 (280): 250° 

8 313 (284): 8°, 158°, 84017 

88 315, 317 Abſ. 2 (286, 288 Abi. 2): 
84016 

8 319 (290): 88, 584, 1217, 2507, 484°, 484°, 
751® 

8 322 (293): 1393, 4234, 5362, 6515 750%, 
8007 

8 328: 1885, 366° 

88 339, 340, 342 (304, 305, 307): 3045 

8 355 Abſ. 2 (320): 12158 

8 356 (321): 3045 

8 373 (338): 36° 

8 377 (342): 3275, 327° 

8 380 (345): 3710 

8 383 (348): 58°, 2518, 7197 


9 384 (349) Nr. 2: 39914 
9 385 (350) Nr. 4: 159 


9 387 (352): 


39914 


9 391: 3277, 39914 


5 393 (358): 
Nr. 4: 


§ 398 Abſ. 3: 


§ 404 (369): 
8 406 (371): 
§ 412 (377): 
§ 415 (380): 
8 445 (410): 
§ 451 (416): 
8 459 (424): 
9 460 (425): 
9 462: 7528 
9463 (428): 
9 469 (431): 
9 471 (433): 
9 475 (437): 
9 477 (439): 


89914, 84015 
3298, 76028, 8018 
3277 

7198 

590 

7198 

4584 

305%, 3057, 40015, 574. 
3057 

3067 

2519 


332, 206 

1217, 2261, 4011° 
329° 

5746 

611 


99 485 ff. (447 ff.): 7198 


9 488: 7198 
5 505 (466): 
9 512 (473): 
9 516 (477): 
9 518 (479): 
9 521 (482): 
9 523 (485): 
9 525 (487): 
5 526 (488): 
9 528 (490): 
9 529 (491): 
9 535 (497): 
9 536 (498): 
9 537 (499): 
9 538 (500): 
9 545 (507): 
9 546 (508): 


800 
4923 

840 16, g4 1 20 

29, 7505 

3065 

805 

1404 

6151 

81¹ 

344, 80%, 2482, 366°, 734 
89 

6°, 2507, 3564, 6520 
2507, 40117, 7529 
40117, 4572, 5733 
37, 4011 

80°, 6163, 6527, 8007 


3 547 (509) Nr. 2: 17741, 3941, 8379 


9 548 (510): 
9 549 (511): 


4223 
122, 25210, 6528 


9 551 Nr. 1 und Nr. 4: 200, 250° 


Nr. 2: 

Nr. 7: 
9 552 (514): 
9 562 (595): 
9 563 (526): 
9 584 (527): 
9 565 (528). 
9 566 (529): 
9 567 (530): 


7992 
46212 

84] ?1 
25210 
200, 3011 
84018 

gıo 

gu 


3818, 1217, 1872, 2262, 30610, 
32910, 40218, 4846, 7219, 72110, 


72141, 7516, 8019, 835°, 849% 


9 568 (531): 597, 141 5, 141°, 3261, 32911, 


3541, 7231 18, 84222 


9 569: 8350 
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§ 573 6491 
§ 576 (539): 
§ 580 (543): 
5 582 (545): 
S 586 (549): 


3818, 8367 

228°, 306°, 721 
33? 

286? 


88 592 ffl. (555 fl.): 5747, 7186 
8 593 Abſ. 2 (556): 1597 


§ 595 (558): 
§ 613: 79 
S 616 (576): 
8 617 (577): 
§ 620 (580): 
§ 625 (582): 
§ 627 (584): 
§ 671 (612): 
§ 686 (626): 


5747, 7185 


386 
492 

5755 

1417, 575 
306 10, 385, 57611 
807 

475 


8 690 Abſ. 1: 33015 

8 707 (647): 38 , 1606, 5144, 7221 

8 708 (648) Ziff. 5: 81° 

88 712, 717, 719 (651, 655, 657): 7221 

8 717 (655): 72317, 760%, 842 A5 

8 719 (657): 1608, 514 

8 766 (685): 912 

8 767 (686): 12210, 5376 

8 769 (688): 514t, 5375 

8 771 (690): 403 10, 5144, 5155 

8 793 (701): 514. 

8 794 (702): 473 

88 808, 809 (712, 713): 52415 

88 829, 830 (730, 781): 42919 

88 850, 851 (749): 653°, 833% 

88 853, 856 (750, 753): 5155 

8 857 (754) Abſ. 2: 80110 

8 866 Abſ. 3: 575 10 

8 872 (758): 5155 

88 878, 879: 403 20 

8 886 (772): 92 

8 887 (773), 888 (774): 30711, 384 

9 888 Abſ. 2 (774): 718 

8 894 (779): 3071 

8 917 (797): 72315 

8 924: 514 

9 927: 7947 

8 935 (814): 160°, 514 7221 

88 936 (815) ff.: 385, 514, 724 

88 937, 943: 75415 

8 940 (819): 514% 576 u 7224 735 

8 942 (820): 329 u 

8 957 Abſ. 21 (834): 81° 

8 1018 (850): 844% | 

88 1025, 1026 (851, 852): 2075, 304%, 
424° 

8 1041 (867): 16010, 161 424 72115 

8 1045 (871): 330 6, 3565, 4041 


3. Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 


8 4: 471° 
8 16 Ziffer 1 (alte F.): 6639“ 


4. 


10. 


11. 


12. 


Konkursordnung. 
8 1: 491 
8 4 (3): 183 
8 6 (5): 2873 
8 11 (9): 183 
88 15 (12) ff: 4585 
8 16 (14): 40422 
8 17 (15): 252 11 
88 24 ff: 65310, 653 11 
8 26 (21): 2521 
8 30 (23): 33018, 385 
Nr. 1: 40523 
Nr. 2: 2088, 40523, 753 10 
8 31 (24) Nr. 1: 9, 385 
Nr. 2: 12311, 5396 
8 32 (25): 385, 517°, 5177 
8 35 (28): 4585 
5 37 (30): 40525 
8 38 (31): 4586 
8 64 (57): 821 
8 139 (127): 3043, 4833 
8 146 (134): 1621, 33014 
8 164 (152): 25211 
Einführungsgeſetz zur Kontursorbnungsnovelle 
vom 17. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 248). 
Art. J und V: 491 


Gerichtskoſtengeſetz. Neue Faſſung vom 17. Mai 


1898 (R. G. Bl. S. 369 ff.). 

8 9a: 458, 72418, 9338 

8 77: 3814 

8 81: 753 u 

§ 85: 141° 
Rechtsanwaltordnung vom 1. Juli 1878, 

8 28: 233 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

8 12: 2262 

§ 25: 599 

8 44: 12312, 843 25 
1897. 24. März. Geſetz über die Zwangsver— 
ſteigerung und die Zwangsverwaltung (R. G. Bl. 
S. 97). 

§ 55 Abſ. 2: 623 10 

8 57: 238 
1897. 24. März. Einführung sgeſetz zu dem Ge— 
ſetze über die Zwangsverſteigerung und die 
3wangsverwaltung (R. G. Bl. S. 135). 

8 15: 238 
1897. 24. März. 
S. 139). 


Grundbuchordnung (R. G. Bl. 


8 19: 50 
1898. 17. Mai. Reichsgeſetz über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (R. G. Bl. 
S. 189). 

88 19 ff., 27 ff.: 198, 200, 25718 

8 28: 324 

88 145, 146: 75413 

88 168, 171: 863 
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II. Sürgerliches Geſetzbuch, gandelsgeſetzbuch, wechſelordnung 


und die zu ihnen gehörigen Reichsgeſetze. 


1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


§ 6: 475 

§ 12: 765 

89 25 ff.: 829 

55 93, 94, 95: 362, 382 

55 97, 98: 184, 398, 492, 8442 
88 119, 121: 493, 831 

55 119, 123: 864 

8 125: 473 

§ 126: 473 

§ 128, 130: 865 

§ 138: 1, 149, 639, 781 

§ 139: 781 

§ 142: 864 

§ 143: 493, 831 

58 145—149: 473, 479 

§ 151: 243, 865 

§ 152: 473, 865 

§ 157: 51, 84830 

§ 162: 21310 
85 177, 184: 
§ 185: 867 
§ 198: 597 
§ 226: 363 
55 232, 239: 
8 242: 363 
§ 254: 639 
§ 269: 733 
55 273, 274: 3112 

§ 276: 768, 783 

§ 278: 549 

5 288: 72315 

5 294: 647 

§ 322: 3112 

55 326, 327: 647 

55 346 — 348, 350 — 354, 356: 864 
88 372 ff.: 182 

§ 388: 734 

§ 426: 226 

9 433: 733 

88 433, 437: 640 

§ 447: 733 

85 460, 464: 785 

85 462 ff.: 864 

55 517, 518: 382 

85 550, 553: 51 

55 560 — 562: 645 

§ 566: 473 

5 568: 735 

55 571 ff.: 238 

§ 581: 473 

8 611: 783 

§ 670: 40628 

§ 675: 549, 783 

§ 713: 406% 


5188 


5375 


§ 763: 479 

8 779: 138 

§ 780: 382 

& 782: 647 

§ 783: 831 

§ 788: 867 

85 812—814: 363, 479, 648, 864 
8 817: 149 

89 823, 826: 349, 768 
§ 831: 72, 549 

8 839: 783 

8 864: 830 

§ 873: 101, 382 

8 880: 382 

88 883, 884: 102, 13035 
§ 891: 341, 46719, 546 
§ 894: 13035, 139 

8 896: 30 

§ 903: 293, 46719 

88 906 ff.: 198%, 52, 640 
ss 912 ffl.: 52, 545 

§ 925: 473, 527 

88 929, 931: 831 

§ 952: 42919 

8 986: 831 

88 994 ff.: 237 

§ 1004: 51, 293 

8 1015: 473 

8 1093: 293 

8 1105: 293 

8 1116: 183 

8 1120: 382 

8 1138: 546 

88 1155, 1157: 181 

8 1163: 239 f., 382 

8 1176: 382 

8 1177: 239/241 

§ 1180: 239 ff. 

8 1189: 239 f. 

8 1190: 863 

88 1297, 1298: 138, 384 
9 1317: 473 

9 1333: 452 

9 1339: 452 

§ 1353: 385, 648 

88 1353, 1354: 293 — 296, 456, 576, 781 
88 1360 ff.: 351, 380 

9 1361: 385 

9 1371: 473 

$ 1387: 274, 735 

8 1391: 385 

SS 1400 ff.: 137 

8 1416: 735 

§ 1418: 385 

SS 1432, 1434: 473 

9 1564: 323 

8 1565: 378, 765, 868 
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§ 1567: 
§ 1568: 


§ 1569: 
8 1570: 
8 1571: 
8 1572: 
§ 1573: 
§ 1574: 
88 1575, 
88 1578, 
§ 1579: 
& 1581: 


321 
53, 54, 73, 74, 203, 204, 243, 
293—296, 324, 386, 456, 547, 
595, 596, 597, 831 

297 

386 

185, 204 

204 

507 

53, 242, 296, 324, 595, 868 
1576: 378 

1579: 351 

492 

2 


88 1601 ff.: 321, 480, 481 


8 1603: 
8 1612: 


869 
870 


88 1616 ff.: 54 


88 1620, 


1623: 597 


8 1627 ff.: 869 
88 1649 ff.: 491 


§ 1684: 
§ 1697: 
§ 1789: 
§ 1793: 
§ 1931: 
8 2224: 


35712, 869 
357 10 

183 

869 
645—647 
322 


88 2259 ff., 2273, 2300: 324 


8 2276: 


646 


8 2301 Abſ. 2: 6615, 646 


8 2307: 


646 


88 2346 ff.: 473 
2. Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


17: 
27: 


Art 


58: 
141, 


* u * * * * * * * 


s 171: 
„ 172: 
s 180: 
s 181: 
„ 184: 
192: 

194: 

198: 


200: 
201: 


199, 
5 


„ 203: 


30, 378 
80, 378 


32, 33: 473 


833° 
143: 473 


153—156, 160: 72 
156: 
163: 
169: 
170: 


475 

829 

452, 863 66 

1, 72, 181, 182, 237, 379, 452, 
8835 

379, 645 

238 

83⁰ 

50, 237, 293 

429 1, 545, 645 

183, 202, 239, 429 16, 546, 863 
546 

452 
200: 380, 456 

137 

30, 53, 73, 203, 242, 321, 492, 
547, 595, 765 

321, 491 
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. 206: 321, 869 


208: 477 
210 Abſ. 2: 183, 349 
213: 50, 646 

214: 822, 646 

217: 137 


3. (Altes) Allgemeines Handelsgeſetzbuch. 
Art. 4: 84497 


u * * * 1 “ * U 1 * * 


* * N u” * * 


“ 


10: 16416 

15: 16416 

27: 72725 

47: 8447 

60: 460 

62, 64: 209° 

91: 57612 

93: 406° 

111: 226°, 65311 

114: 16314 

170: 1,2 

184: 75516 

209: 142°, 75414 

211: 25312 

215a, b, c: 540° 

219: 3678, 75414, 75516 

223: 14210 

266 ff.: 19012 

269 Abſ. 2: 16415, 16416 

271: 84427 

274: 57614 

275: 19013 

290: 1014, 16417 

317: 42610 

338: 40626 

342: 6111, 76025 

343: 1015, 227%, 75616 

344: 72519 

347: 3916, 3917, 1898, 1899, 4072, 
4247, 51910, 8480 

349: 40:8, 6112, 1898, 40728 

354 ffl.: 25313, 30814, 846° 

355: 209 10, 846? 

356: 30814 

361: 408 30 

368: 4585 

374: 408 30 

379: 3961 

380: 6187, 65515 

381: 1014 

383: 1014 

384: 368 10, 3964, 6187 

385: 396! 

386: 80318 

388: 1014 

408: 803 15 

452 Z. 1: 4258 

477: 3566 

495—503: 4253 


Art. 639, 640: 3567 
„702 ff.: 425° 
736: 33217 
737: 40983 
746: 16418 
755: 4258, 425° 
792: 12314 

817 ff.: 210 

„ 854: 12318 


u * %“ U 1 % 


4. Neues Handelsgeſetzbuch. 


8 1: 8449 

8 25: 8021 

8 37: 6527, 79723 

8 39: 65318 

§ 54: 844 

8 63: 460° 

8 70: 209° 

88 74, 75: 379 

88 93 ff.: 14416 

88 105, 110: 406 

8 109: 84528 

88 109 ff: 5761 

8 124: 226°, 65313 

88 128, 131 ff: 6315 

8 131: 845°” 

8 147: 75413 

88 178, 180: 75414 

8 182: 142°, 234 

88 190, 192, 193, 195, 207, 279, 280, 
284, 246, 254, 266, 238, 247, 
272, 295, 305, 306, 249, 312 bis 
314: 234 

8 200: 25312 

8 211, 212: 754 

8 212: 3675 

88 212, 218: 75516 

8 232: 287. 

8 268: 14210 

88 271, 272: 4821 

8 283: 4847 

8 287: 540° 

8 331: 30813 

88 343 ff.: 367° 

8 344: 57614 

8 345: 848°0 

8 354: 16417 

8 373: 10:5, 60, 611, 20910, 308 , 
3679, 40628, 40727, 617°, 75618, 
84620 

88 373 ff.: 8215, 227% 72510 

8 375: 25313 

8 377: 3916, 3917, 1898, 1899, 407, 4247, 
5410, 84830 

8 378: 407% 

88 383 ff.: 61. 

88 384, 396: 40830 

8 392: 4585 


—ͤ—— — 


1870. 6. Juni. 


1871. 


396 12, 655 16 
368 10, 6187 
803 12 
40831 


8 407: 
§ 413: 
8 414: 
& 453: 
8 486: 33218, 4958 
§ 510: 3565 

88 511 ff.: 40952 
88 526 ff.: 425° 
88 608, 620: 80413 
85 637, 638: 3567 
85 651, 655: 80413 
88 700 ff.: 425° 

§ 726: 4255 

§ 734: 332 

§ 735: 40988 

5 744: 16418 

8 753: 4255, 425° 
9 788: 12314 

88 813 ff.: 210 
8 850: 12315 


5. Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. 


Art. 2 Abſ. 2: 234 ff. 
23 bis 28: 234 ff. 
28: 4847, 617“ 


6. Allgemeine deutſche Wechſelordnung. 


Art. 4 Nr. 1: 5397 
4 Nr. 5: 12313 

s 12: 4597 

„ 36: 8915 

s 43: 363 

„ 54, 73: 84426 

„ 77 ff.: 3311 

82: 1897, 5393, 75312 

88: 308 12 

95: 5189 

96 Z. 3, 98 Z. 1: 8211, 5397 


* * “ * 


III. Einzelne Geſetze und Verordnungen. 


Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz 
(B. G. Bl. S. 360). 
8 34: 841 
II. Juni. Geſetz, betr. die Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften (B. G. Bl. 
S. 375). 
Art. 209 Ziff. 6: 234 
11. Juni. Geſetz betreffend das Urheberrecht an 
Schriftwerken u. ſ. w. (B. G. Bl. S. 339). 
8 18: 80615 
8 7: 80616 
15. Mai. Strafgeſetzbuch (R. G. Bl. S. 127). 
§ 366 Nr. 9: 8928 
8 367 Nr. 12: 1278, 3140 
8 367 Nr. 14: 892° 
8 368 Nr. 3 und 4: 3149 
7. Juni. Geſetz, betr. die Verbindlichkeit zum Schadens⸗ 
eſſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, 


43 


1871. 


1875. 


1876. 


1877. 


1878. 


1879. 


1882. 


1883. 


u Fine . C ⏑⏑ ꝗ „ „ 


Bergwerken ꝛc. herbeigeführten Tödtungen und Körper⸗ 
verletzungen (R. G. Bl. S. 207). 
Neue Faſſung nach Art. 42 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
vom 18. Auguſt 1896 (R. G. Bl. S. 604). 
8 1: 401°, 8418, 16418, 394, 42711 
8 3; 1421 
8 7: 1491 
28. Oktober. Poſtgeſetz (R. G. Bl. S. 347): 
88 6—12: 2287, 228° 

6. Februar. Geſetz über die Beurkundung des Per⸗ 
ſonenſtandes und die Eheſchließung (R. G. Bl. 
S. 23). 

8 83: 80615 
8 77: 30, 878. 
9. Juni. Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künſte (R. G. Bl. S. 4). 
§ 6 und § 16: 80615 
25. Mai. Patentgeſetz (R. G. Bl. S. 501). 
8 41: 656% 

18. Juni. Deutſches Gerichtskoſtengeſetz (R. G. Bl. 
S. 141). 

ſ. oben unter I. Reichsjuſtizgeſetze zu 6. 

7. Juli. Gebührenordnung für Rechtsanwälte (R. G. Bl. 
S. 176). 

ſ. oben unter I. Reichsjuſtizgeſetze zu 8. 

21. Juli. Geſetz betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens (R. G. Bl. S. 277). 

8 1: 16213 

8 31: 81, 33125 
8 8 Nr. 2: 33115 
8 7: 16218 

7. und 21. März. Grundſätze für die Beſetzung der 
Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs⸗ 
und Staatsbehörden mit Militäranwärtern (Central⸗ 
blatt für das deutſche Reich, Jahrgang X, S. 125 ffl.). 

8 21: 4858, 486° 

15. Juni. Geſetz, betr. die Krankenverſicherung der 

Arbeiter (R. G. Bl. S. 73). 
§ 23: 578 
88 64, 85: 57817 
g 73: 75820 

1. Juli. Gewerbeordnung (R. G. Bl. S. 177) und 
Geſetz vom 1. Juni 1891, betr. Abänderung der 
Gewerbeordnung (R. G. Bl. S. 261). 

Neueſter Text, durch Erlaß des Reichskanzlers vom 
26. Juli 1900 (R. G. Bl. S. 871 bekannt gemacht, 
auf Grund Art. 17 des Geſetzes vom 30. Juni 1900, 
betr. die Abänderung der Gewerbeordnung (R. G. Bl. 
S. 321). 

88 1 ff.: 3331, 333 20, 725 20, 72621 
88 1, 5, 6: 75921 
8 6: 210% 
8 7 Ziffer 6 und 9: 756'7 
8 16: 333 20 
8 23: 1117, 33320 
8 26: 111, 80514, 849 
6 
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8 95: 210? 
8 122: 4105 
1884. 6. Juli. Unfallverſicherungsgeſetz (R. G. Bl. S. 69). 
8 1: 4598 
„ 18. Juli. Geſetz, betr. die Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften (R. G. Bl. 
S. 123). 
8 2 Abſ. 2 und 8 6: 234 
15. März. Geſetz, betr. die Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenſtandes in Folge von Betriebs⸗ 
unfällen (R. G. Bl. S. 53). 
§ 1: 4598 
1. Mai. Geſetz, betr. die Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften (R. G. Bl. S. 55). 
Neue Faſſung vom 17.0. Mai 1898 (R. G. Bl. 
S. 342, 369 ff.). 
8 7: 83 
88 15 ffl.: 117 
8 51: 831 
8 (71) 73: 83% 
88 94, 96: 8314 
8 (128) n. F. 134: 1240 
8 163 n. F.: 8310 
88 164—168 a. F.: 8314 
29. Juli. Geſetz, betr. die Gewerbegerichte (R. G. Bl. 
S. 141). 
8 3 Nr. 1: 410% 
7. April. Patentgeſetz (R. G. Bl. S. 79). 
ss 1 ff.: 334° 
82: 228° 
8 4: 4020, 85055 
8 5: 40% 
8 10: 850 
8 11: 211 
88 34, 35: 40 20 
8 40: 1318 
s 1. Juni. Geſetz, betr. Abänderung der Gewerbeordnung, 
ſ. Gewerbeordnung vom 1. Juli 1883. 
a 1. Juni. Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchs⸗ 
muſtern (R. G. Bl. S. 290). 
8 1: 25414, 80718 
88 2 ff.: 1319, 334% 
8 6: 2541 
8 9: 25515, 8071 
10. April. Geſetz öber die Abänderung des Geſetzes, 
betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter vom 15. Juni 
1883 (R. G. Bl. S. 379). 
8 1: 460° 
88 67a, 68: 57717 
20. April. Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht (R. G. Bl. S. 477). 
Neue Faſſung vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 846). 
8 6: 41035 
8 13: 6315 
SS 15, 16: 52112 
8 38: 54211 
89 38, 47, 48: 41055 


1886. 


1889. 


1890. 


1891. 


1892. 
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1892. 


1894. 


1895. 


1896. 


1897. 


8 51: 659 26 
8 (54) n. F. 53: 124, 4103 
88 61 ff.: 395? 

11. Juni. Poſtordnung (Beilage I zu Nr. 147 des 
Deutſchen Reichsanzeigers und Königlich Preußiſchen 
Staatsanzeigers vom 24. Juni 1892). 

8 40 VII: 2287 
27. April. Reichsſtempelgeſetz (R. G. Bl. S. 381). 
8 7: 657 
8 18: 21% 
Tarif 4: 21% 
Tarif 5: 412 
12. Mai. Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
(R. G. Bl. S. 441). 
88 I ff.: 85, 5201 
88 2, 3: 520 u 
8 8: 520m 
8 9: 1248, 165, 520, 57818, 7275 
8 12: 30915, 42712, 520 1, 6584, 659 5 

72725 

16521, 30910 

: 80820, 8082 

851856, 851 3 

: 851, 124186, 36811 

8 24: 809 

16. Mai. Geſetz, betr. die Abzahlungsgeſchäfte (R. G. Bl. 
S. 450). 

88 2, 3, 5: 5791 Bu 

15. Juni. Geſetz, betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchifffahrt (R. G. Bl. S. 301). 

8 2: 619° 
88 3, 4, 7 ff.: 3358, 619° 
8 58: 335% 
27. Mai. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
G. Bl. S. 145). 
8 211 8 619, 657, 
85137 
8 3: 85° 
8 6: 657, 85 124, 211 3101, 658°, 
80928 
8 8: 641%, 21215, 256 
8 11: 619° 
22. Juni. Börſengeſetz (R. G. Bl. S. 157). 
88 48 ffl.: 16652, 660 
8 50: 41% 
8 66: 412, 6602 
8 68: 660% 
8 69: 166% | 

5. Juli. Geſetz, betr. die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Werthpapiere (R. G. Bl. 
S. 183). 

88 3 ff.: 15% 

6. Auguſt. Geſetz, betr. die Abänderung der Gewerbe⸗ 
ordnung (R. G. Bl. S. 685), 

ſ. Gewerbeordnung vom 1. Juli 1883. 

Geſetz vom 24. März. 

ſ. oben unter I. Reichsjuſtizgeſetze zu 9. 


— — — 


1897. 9. Mai. Kaiſerliche Verordnung zur Verhütung des 


Zuſammenſtoßens von Schiffen auf See. (R. G. Bl. 
S. 203). 
Art. 28: 85238 
1899. 13. Juli. Hypothekenbankgeſetz (R. G. Bl. S. 203). 


8 25 Abſ. 4: 66128 
s 1. Dezember. Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher 
(J. M. Bl. S. 632). 
88 6—8, 23: 783 
s 18. Dezember. Telegraphenwege⸗Geſetz (R. G. Bl. 
S. 705). 
88 4, 13, 19: 8622 
1900. 30. Juni. Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz (R. G. Bl. 
S. 573). 
8 29 Abſ. 3: 3101 


Zweiter Theil. Gemeines Recht. 


1. Digeſten. 
Lib. Tit. 

9 1 si quadrupes 

L 1 58 4, 7, 8, 11: 287° 
9 2 ad leg. Aquil. 

L 15 $ 1: 40933 

L 52 $$ 2, 3: 2887, 40955 
16 3 depositi 


L 1 88 36, 37: 85341 


20 1 de pig. et hyp. 

L 25: 42814 
22 1 de usur. 

L 18 $ 1: 853 
26 7 de admin. et pericul. 


L 28 f 1: 8534 
de aquir. vel. ammitt. poss. 
L 1 5 21: 88% 


43 19 de itin. actuque privat. 
L 15 7 u. L 3 5 4. 853% 
50 17 de div. regul. j. ant. 
L 161: 21316 
4 2 de ur. 2. Coder. 
L 19: 853 1 
4 65 de loo. 
L 3: 51 


Dritter Theil. Aheiniſches Recht. 
1. Code eivil. 
Art. 3: 477 

212: 381 

214: 456 

268: 381 

270: 381 

340: 477 

389: 81438 
526: 62426 
538: 58882 
552: 46923 


1 


* “ 1 1 2 * 1 u 


Art. 617, 618: 624% 
656, 657, 658, 659: 46928 

688, 690: 27047 

857: 471% 

896: 73251 

970: 814% 

1028: 4240 

1094: 646 

1131 und 1133: 333 10 

1146, 1147: 1911 

1156: 646 

1184: 54418 

1216: 375 20 

1251: 375 20 

12571262: 5155 

1290 ff.: 667 

1315: 863 65 

1382 ff.: 13136, 349, 47120 

1409: 381 

1419: 381 

1477: 47126 

1498: 380 

1582 und 1583: 2162. 

1584: 43225 

1641: 58885 

1665: 624 26 

1690: 1794, 1794, 1804, 667 4 

1719: 27148 

2033: 52828 

2052, 2053: 624% 

2154: 19116 

2180: 624% 

2264, 2265: 62425 

2273, 2275: 863 60 

2277: 148 20 


* *. “ 
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2. Code de procòdure. 
Art. 505 ff.: 3433 


3. Einzelne Geſetze und Verordnungen. 
III. Der Franzöſiſchen Republik. Dekret vom 16 Fructidor: 
471 *⁰ 
X. Der Franzöſiſchen Republik. Geſetz vom 14 Floréal: 58812 


4. Vadiſches Landrecht. 

Satz 231: 595 

538: 58832 
544 ff.: 17806 

555 Abſ. 3: 237 
625: 13237 

1184: 54418 

1370: 19114 

1383: 205? 

1641: 588558 

1690: 17947, 17948, 1804 
2033: 528% 

2265: 271 

2277: 148 2⁰ 
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Vierter Theil. Deutſches Candrecht. 


Preuffen. 


a) Allgemeines Landrecht. 
Einleitung. 


§ 10: 31628 

8 12: 76024 

8 23: 229°, 76125 

85 23 ffl.: 2887, 48610 
SS 75 flg.: 46313, 85855 
§ 87: 149 

8 102: 4847 


88 4, 5: 362 

8 32: 25825 

SS 42, 43: 52213 

§ 84: 84427 

§ 112: 665% 

85 16 flg.: 33626 

8 35: 149 

§ 36: 149 

85 6, 7: 126°1, 149 

8 7: 52315 

§ 19: 422 

85 26, 27: 4228 

5 34: 42817 

§ 36: 810?° 

8 43: 42817 

§ 58: 3043 

85 65 flg.: 17“, 8107, 85443 
88 75 bis 77: 6518 

§ 81: 4251 

88 84 flg.: 42˙, 16926 
8 114: 31221 

55 33 bis 36: 15% 

§ 39: 66232 

ss 40 ffl.: 14414 

§ 68: 149 

S 125: 88e, 54213 

SS 127 flg.: 54223 

S 131: 1692, 42610 
88 155 flg.: 5212 

§ 165: 3122, 31328 
85 185 ff.: 4328, 313% 
§ 248: 1391, 72820 

88 252 ff: 81027, 85443, 85444 
59 265 flg.: 293 

§ 270: 2592“ 

§ 271: 126%, 21318 


88 285 ffl.: 21319, 229 10, 31325 


8 310: 8826 
8 331: 41155 

8 339: 46314 

88 343 ffl.: 49918 

88 349 bis 356, 358: 54314 
8 360: 6638, 729 vr 

8 364 ff.: 72928 


SS 408, 409: 33727, 46314, 523 1 729 28 
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8 415: 181 

8 1: 62217 

88 8 ff.: 1897, 52410 

88 10 f.: 88, 17028, 33728 
88 18 f.: 26028, 26020 

8 20: 316% 

88 24, 25: 4326, 8928, 127 28 


88 25, 26: 31426, 31497, 31628, 663% 


§ 54: 1928, 229 10, 36812 
8 79: 54314 

68 137, 138: 52410 

8 10: 52417 

§ 70: 8930, 260 28 

8 71: 21420 

§ 80: 58025 

8 107: 58023 

88 222 ff.: 1712, 17234, 52417 
55 141—143: 21421, 85445 
85 327—332: 4584 

8 334: 362 

§ 340 ffl.: 52 

S 368: 181 

8 444: 855 

8 453: 76126 

8 562: 36812 

55 570, 571: 1931 

85 629 — 631: 85958 

8 48: 17% 

§ 93: 72826 

§ 106: 62115 

85 159, 160: 14414 

§ 183: 37418, 52610 

8 221: 72826 

§ 230: 171.8, 66835 

8 264: 52213 

5 266: 12724 

5 363: 54316 

5 382: 4480 

§ 390 ff.: 66336 

8 407: 181 

55 451 ff., 474—476: 261 
58 457 ff., 477 ff.: 33830 
88 684 ff.: 48610 


88 869 ff.: 4481, 9051, 9032, 14415 


55 878, 925 ff.: 729 28 
S 932: 17181 

§ 938: 729 28 

§ 947: 17131, 729 28 
85 996 ff.: 36913 

8 1037: 12725 

88 1048 fl.: 9033, 5177 
§ 1053: 581% 


89 1063, 1065, 1066, 1068: 661°, 26230 


8 164: 22912 
88 288 ff.: 34031 
8 292, 332: 76120 
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8 472: 761 

8 519: 8564 

8 557: 322 
3 885,7, 61 ff.: 23013 

= 8 22: 9032 

8 159: 322, 5231 

35 186: 3401 

8 197: 4585 

= 88 201, 207: 37014 
Ss 28 ff.: 44% 

= 88 2562 ffl.: 17238, 17233, 521, 52518 
. 8265: 
„ 8 273: 
s 8 277: 

14 8 139: 
„ 5 158: 
= 8219: 
„ 8 254: 
16 8 27: 214 

8 52: 214% 

8 68: 867 

88 113, 114: 2885 

88 149 ff.: 1828 

8 160: 34038 

8 165: 4535 

88 166 ff.: 521"? 

88 176, 184: 521? 

85 189, 190, 195: 172 
§ 200: 
§ 206: 
8 234: 
8 277: 

8 384: 

„ 8 393: 

8 436: 

17 8 1: 31731 

8 10: 42610 

8 115 ff.: 127 

8 151: 581 

88 169, 170, 171: 190 , 3011 

19 88 1 ff.: 37015 

88 3—6: 12728 

20 8 12: 38697 

9 136 ff.: 856 50 

8 546: 

21 8 124: 

8 258: 

: 8 270: 
9 358: 
8 359: 

8 383: 

22 8 3: 4534, 14416 

8 13: 526% 

909 13 ff.: 34058 
9 43: 85758 

8 84: 52610 


48711 
487 11 
52218 
46415, 46418 
464 1° 
48610 
486 10 


4115 
149 

182 

1723 
426 10 
581 
25823 


429 19 

316%, 66437 

731% 

857 51 

62116 

127 2ö 

23014, 43020, 81128 
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8 90: 42715 

8 235: 23119 

88 41—44: 903%, 452 

8 205: 137, 85854 

8 231: 137 

58 377 ff., 387, 388: 85858 
88 586 ff.: 66437 

88 621, 625: 411% 

58 634, (637, 638): 128 25 
88 653, 656: 128 20 

§ 699: 596 

85 718a und b: 73 

88 723 ff.: 129 50 

85 743 ff.: 7628 

88 746 ff.: 53 

85 770, 771: 26352 

85 783, 798, 805: 2 

§ 804: 66488 

8 63: 85854 

88 64 ff., 103: 17232, 17233, 321 
88 134, 135: 1528 

§ 168: 12726 

8 169: 52629 

8 210: 12931 

8 212a: 14517 

85 275 ff.: 8112 

88 303, 304, 305: 66 2 
85 312, 327: 581 

88 378 ff.: 26333 

85 433 ff.: 2643“ 

8 440: 1931 

88 1 ff.: 3011 

58 25, 26: 37118 

8 44: 829 

58 81, 82: 9085, 3941 
SS 160, 169, 170: 430% 
88 35, 37: 23210 

88 1983, 2000 bis 2003: 581 
ss 2 ff.: 17330 

85 68 ff.: 73130, 81189 
85 88 ff.: 58277 

8 210: 517° 

88 176, 177, 235, 261: 37116 
8 261: 585285 

8 579: 17438 

§ 659: 21523 
676-685: 85958 

8 26: 8113 

85 74, 78, 79: 3403“ 

88 278, 279: 41345 

ss 1 ff.: 985% 

88 38 ff.: 85856 

SS 94, 105: 811% 

88 10, 11: 31628 

8§ 275 ff.: 33620 

ss 32 ff.: 3011 
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b. Allgemeine Gerichtsordnung. 


Theil Titel 


1 


7 


III 


1815. 


1820. 


1821. 


1822. 


1831. 


1837. 


1838. 


1842. 


1843. 


1851. 


22 8 28 u. 8 29s: 25828 
46 f 7: 258% 
7 8 47: 582% 


c. Einzelne Geſetze und Verordnungen. 


21. Juni. Edikt betr. die Verhältniſſe der vormals 
unmitelbaren Reichsſtände (G. S. S. 105) 8333 
30. Mai. Inſtruktion wegen Ausführung des Edikts 

vom 22. Juni 1815 (G. S. S. 81) 
8 15: 8333 
7. Juni. Gemeinheitstheilungsordnuug (G. S. ©. 53) 
88 2, 118 ff., 128 ff.: 859 57 
7. März. Geſetz wegen der Stempelſteuer (G. S. S. 57). 
Tarifnummer 3 Abſ. 3: 4630 
4. Dezember. Kabinetsordre bezüglich der Verpflichtung 
zur Entrichtung allgemeiner öffentlicher Anlagen 
(G. S. S. 255): 413% 
8. Mai. Geſetz über das Mobiliar⸗Feuerverſicherungs⸗ 
weſen (G. S. S. 102). 
8 2: 58120 
3. November. Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen 
(G. S. S. 505). 
8 14: 664 55 
8 25: 3941 
11. Mai. Geſetz betr. die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen (G. S. 
S. 41). 


8 6: 17550 
28. Februar. Geſetz über die Benutzung der Privat⸗ 
flüſſe (G. S. S. 41). 
8 7: 664% 
17. Januar. Gewerbeordnung (G. S. S. 41). 
8 122: 2101 
11. Juli. Geſetz über das Verfahren bei Aufnahme 
von Notariats⸗Inſtrumenten (G. S. S. 487). 
Art. 1: 58227 
8 21: 582 
23. Juli. General⸗Konzeſſion für die von der Gemein⸗ 
ſchaft der evangeliſchen Landeskirche ſich getrennt 
haltenden Lutheraner (G. S. S. 516). 
Nr. 10: 58528 
28. Januar. Geſetz über das Deichweſen (G. S. S. 54). 
8 1, 8 20: 934 
2. März. Geſetz, betr. die Ablöſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe (G. S. S. 77). 
8 91: 5272 
11. März. Geſetz über die Polizeiverwaltung (G. S. 
S. 265). 
8 1: 665% 
8 4 Abſ. 2: 430 
12. Mai. Geſetz über die Verhältniſſe der Miteigen⸗ 
thümer eines Bergwerks. 
88 2, 6 u. 7: 8123 
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1852. 


1853. 


1856. 


1861. 


1865. 


1868. 


1870. 


1872. 


21. Juli. Geſetz, betr. die Disziplinarvergehen der 
nicht richterlichen Beamten (G. S. S. 456). 
8 11: 43021 
8 22: 43021 
8 83: 43021 
30. Mai. Städteordnung (G. S. S. 261). 


88 21 ff., 29, 56, 57, 62: 34125 
8 56 Nr. 6: 215%, 4302, 587 80 
8 62: 66435 
15. Mai. Städteordnung für die Rheinprovinz (G. S. 
S. 406). 
8 57: 66455 
24. Mai. Geſetz, betr. die Erweiterung des Rechtsweges 
(G. S. S. 241). 
8 1: 26557 
§§ 9, 10: 413% 
8 15: 340% 
24. Juni. Allgemeines Berggeſetz (G. S. S. 705). 
88 24, 25: 58751 
8 31: 412% 
88 94, 102, 129 ff.: 14618 
8 96: 317˙, 81238 
§ 114: 2668, 81233 
8 148: 37418, 622 17, 860 60 
8 149: 4124 
8 226: 81255 
18. März. Geſetz über die Errichtung von Schlacht⸗ 
häuſern (G. S. S. 277). 
sg 1 ff.: 175% 
23. Februar. Geſetz, betr. die Genehmigung zu 
Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen ſowie 
zur Uebertragung von unbeweglichen Gegenſtänden 
an Korporationen und andere juriſtiſche Perſonen 
(G. S. S. 118). 
8 2: 25720 
9. März. Geſetz, betr. die den Medizinalbeamten zu 
gewährenden Vergütungen (G. S. S. 265). 
§ 1: 46° f 
27. März. Penſionsgeſetz (G. S. S. 268). 
8 10 Nr. 3: 130% 
8 14 Nr. 4: 13088, 1304 
5. Mai. Grundbuchordnung (G. S. S. 446). 
8 33: 582° 
5. Mai. Geſetz über den Eigenthumserwerb und die ding⸗ 
liche Belaſtung der Grundſtücke ꝛc. (G. S. S. 433). 
8 1: 527% 
8 7: 34186, 58822 
8 10: 9339 
88 11, 12: 3741 
88 18, 19: 46517 
8 38: 181, 62218 
8 40: 46517 
8 41: 2663, 54417 
8 52 Abſ. 2: 76228 
8 68: 37410 
13. Dezember. Kreisordnung (G. S. S. 661). 
8 46: 6650 
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1873. 14. Mai. Geſetz, betr. den Austrittt aus der Kirche 
(G. S. S. 507): 76351 
88 3, 4: 58526 
10. September. Geſetz, betr. die evangeliſche Kirchen⸗ 
gemeinde und Synodalordnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Sachſen (G. S. S. 147). 
8 15: 85958 
8 31 Nr. 6: 340% 
8 78: 215% 
§ 11 ff.: 34237 
1874. 11. Juni. Geſetz über die Enteignung von Grund⸗ 
eigenthum (G. S. S. 211). 
8 1: 412 
8 4: 46515 
88 7—14, 18, 21: 46516 
88 8—10: 26740, 31832, 31888, 412% 
8 10 Abſ. 2: 861% 
8 14: 6643 
8 24: 465 1° 
§ 30: 934 
8 31: 4122 
8 34: 62320 
8 37: 62321 
8 45: 4312 
1875. 2. Juli. Geſetz, betr. die e und Veränderung 
von Straßen u. ſ. w. (G. S. S. 561). 
8 11: 267% 
8 12: 267% 
8 13: 368% 
8 15: 585% 
s 5. Juli. Vormundſchaftsordnung (G. S. S. 431). 
88 40, 46, 47: 3582 
8 86: 26948 
1878. 24. April. Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (G. S. S. 230). 
8 39 Nr. 2: 3941 
Nr. 4: 1774 
1879. 14. März. Hinterlegungsordnung (G. S. S. 249). 
8 30: 5155 
„1. Auguſt. Verordnung, betr. die Kompetenzkonflikte 
zwiſchen den Gerichten und den Verwaltungsbehörden 
(G. S. S. 573). 
8 7: 413% 
1880. 18. Februar. Geſetz, betr. das Verfahren in Ausein⸗ 
anderſetzungsangelegenheiten (G. S. S. 59). 
8 67: 371 5 
1883. 13. Juli. Geſetz, betr. die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen (G. S. S. 131). 
8 10: 413% 
8 22: 52619 
8 40: 46719 
S 60: 52619 
8 97: 4671, 69319 
8 189 8. 2: 4134 
230. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesverwal⸗ 
tung (G. S. S. 195). 
8 7: 414%, 6211 


1883. 


1886. 


1887. 


1. Auguſt. Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsgerichtsbehörden (G. S. S. 237). 
8 2: 62119 
8 150: 46518 
8 160: 413, 414 
20. Auguſt. Strombaugeſetz (G. S. S. 333). 
8 1: 861° 
29. Juli. Geſetz, betr. das Spiel in außerpreußiſchen 
Lotterien (G. S. S. 317): 479 
26. März. Geſetz betr. die anderweite Feſtſtellung des 
Geſchäftsbereiches mehrerer kommunalſtändiſcher An⸗ 
ſtalten in der Provinz Heſſen⸗Naſſau (G. S. S. 53): 8725 
21. Mai. Geſetz, betr. die Abänderung der kirchen⸗ 
politiſchen Geſetze (G. S. S. 147). 
Art. 14: 46820 
2. April. Geſetz, betr. die durch ein Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten (G. S. S. 105). 
88 1 und 6: 269 
6. Juni. Geſetz, betr. die Theilung von Kreiſen in 
den Provinzen Weſtpreußen und Poſen (G. S. S. 197). 
8 3: 62110 
18. Juni. Geſetz, betr. die Fürſorge für Beamte in 
Folge von Betriebsunfällen (G. S. S. 282). 
§ 1: 4598 
26. Mai. Kreisordnung für Schleswig ⸗ Holftein 
(G. S. S. 139). | 
8 155: 46518 
15. Juli. Geſetz enthaltend Beſtimmungen über das 
Notariat (G. S. S. 229). 
88 8, 9, 10, 11, 13 und 14: 5827 
19. Mai. G. S. S. 72 


1895. 31. Juli. G. S. S. II2 Erbſchaftsſteuergeſetz 


1894. 


1895. 


88 1 und 5: 81355 
8 14: 6654 
8 42: 861% 
3. Juli. Landgemeindeordnung (G. S. S. 233). 
88 66, 67, 68, 70, 71: 9150 
28. Juli. Kleinbahngeſetz (G. S. S. 225). 
88 I ff.: 944 N 
14. Juli. Kommunalabgabengeſetz (G. S. S. 152). 
88 4 bis 8, 11, 12: 413% 
88 20, 21: 413%, 4144 
4. Juni. Geſetz betr. Regelung der Verhältniſſe der 
bei der Umgeſtaltung der Eiſenbahnbehörden nicht zur 
Verwendung gelangenden Beamten (G. S. S. 89). 
8 1: 94% 
25. Juni. Gebührenordnung für Notare (G. S 
S. 256). 
88 9 ff.: 582 
31. Juli. Stempelſteuergeſetz (G. S. S. 413). 
8 1 Abſ. 2: 95% 
8 2: 468°, 469 2 
8 10: 666, 862° 
88 13, 15: 1774 
8 16: 177% 
8 26: 8616 
8 30: 177 


1899. 


rif. 

Poſ. 10: 97% 
„22m: 813° 

25: 21% 

250: 146", 666 *° 

„ 25d: 97° 

32 Ziff. 2: 318“ 

„32 Ziff. 3: 763, 813°” 

32e: 624 ** 

„ 56: 9546, 96. 

„ 58 1: 4147, 624 

„70: 468° 

„ 77e: 764“ 

16. September. Geſetz über die Ergänzung des Geſetzes 
betr. die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei 
Grundſtückstheilungen und der Gründung neuer An⸗ 
ſiedelungen (G. S. S. 497). 

Art. I 88 15a und 17a: 860% 

20. September. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch (G. S. S. 177). 

Art. 44 bis 58 und 61: 137 
s 59 8 3: 137 

21. September. Geſetz über bie freiwillige Gerichts⸗ 

barkeit (G. S. S. 249). 
Art. 60: 5827 

23. September. Ausführungsgeſetz zum Reichs⸗Zwangs⸗ 

verſteigerungsgeſetz (G. S. S. 291). 
Art.7: 238 

10. Oktober. Geſetz, betr. das Verfahren in Aus⸗ 

einanderſetzungsangelegenheiten (G. S. S. 403). 
8 66: 37117 


d. Einzelne Provinzen. Geſetze und Verordnungen 
aus der Zeit vor ihrer Vereinigung mit Preußen. 


1808. 


1899. 


1874. 


1835. 


1863. 


15/17. März. Naſſauiſches Edikt: 87 


Layern. 
Landrecht. * 


8 42 Thl. 1 und II: 492 
9. Juni. Geſetz, betr. die Uebergangsvorſchriften zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Art. 22, 23: 381 


Württemberg. 
7. Oktober. Berggeſetz. 
Art. 3 und 15: 4611, 46111 


Sachſen. 
Geſetz A. vom 28. Januar. 
88 8 und 14: 5351 
2. Januar. Bürgerliches Geſetzbuch. 
88 15, 16, 7: 477 
5 858: 5351 


1898. 


1867. 


1895. 
1898. 


1899. 


1896. 


1841. 
1844. 
1873. 


1887. 
1889. 


1899. 


1899. 


1899. 


8 1578: 477 
§ 1655, 1677, 1684, 633, 625: 137 
8 1754: 547 
18. Juni. Geſetz, betr. die Ausführung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs für Sachſen. 
8 34: 137 


Laden. 
26. Juni. Badiſches Waſſergeſetz. 
88 90, 91: 178% 
8. Dezember. Waſſerpolizeiordnung. 
8 3: 178% 


Sraunſchweig. 
15. April. Berggeſetz. 
8 97: 620% 
88 120 bis 131 (beſ. 127, 128): 621° 


Lippe -Detmold. 
14. Juni. Vollsſchulgeſetz: 4571 
9. Februar: Geſetz betr. die ſachliche Zuſtändigkeit des 
Verwaltungsgerichts 4571 


Bremen. 


ö 18. Juli. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


8 6: 473 


Hamburg. 
14. Juli. Hinterlegungsordnung. 
88 1 und 41: 853 


Elſaß-Tothringen. 
3. Mai. Enteignungsgeſetz: 252 
5. Juli. 
Art. 30 Abſ. 2: 65615 
16. Dezember. Berggeſetz. (Geſ. Bl. S. 397) 
88 75—80, 113: 863 57 
88 94, 100, 104: 667. 
20. Juni. Enteignungsgeſetz: 2521 
24. Juli. Geſetz betr. Grundeigenthum und Hypotheken⸗ 
weſen ſowie die Notariatsgebühren. 
8 38 Abſ. 4: 191° 
29. November. Geſetz, betr. die Aufhebung von Landes⸗ 
geſetzen. 
88 1 und 3: 477 


Heſſen-Barmſtadt. 
17. Juli. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buch (Reg.⸗Bl. S. 57) 
Art. 155: 646 


Mecklenburg - Schwerin und Mecklenburg -Strelitz. 
9. April. Ausführungsverordnung zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch (Reg.⸗Bl. S. 57). 
8 264: 646 
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Perzeichniß 


im XXX. Jahrgange der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


mitgetheilten 


Eulſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 


A. Sachregiſter. 


Ablehnung von Gerichtsperſonen | 
Unzuläſſigkeit des Ablehnungsgeſuchs. Erforderniß 
beſtimmter Bezeichnung der abgelehnten Perſonen und 
der Ablehnungsgründe 496 
Abſicht 
A. der Beleidigung 43925 N 
A. ſich der Wehrpflicht zu entziehen 275° 
Gehört zum Vergehen der falſchen Anſchuldigung die A., 
eine Strafverfolgung herbeizuführen? 43419 
Wollüſtige A. 43615 
A. der Schadenzufügung bei Urkundenfälſchung 613386 
Abtreibung 
Anſtiftung zur A. im Allgemeinen 599 
Annahme der Aufforderung zur A. 601“ 
Adreſſe eines Zeugen 
Iſt Mangel der A. ein Grund, den Beweisantrag ab⸗ 
zulehnen? 502 
Aenßerung, Form derſelben |. Wahrnehmung berechtigter 


Intereſſen 
Allgemeines Geſetz und beſonderes Geſetz 
A. G. des § 114 ausgeſchloſſen durch 88 113, 117 
Str. G. B. 433° 
des 8 304 ausgeſchloſſen durch 88 317, 3184 614% 
Amts handlung | 
Anmaßung einer A. (Eidesabnahme durch Privat⸗ 
perſon) 60414 
Angriff von Thieren |. Nothwehr 
Ankündigung |. Unzüchtige Schriften 
Aumaßung einer Amtshandlung ſ. d. 
Annahme von Aufforderungen zur Begehung von Straf⸗ 
thaten. Bedingte Annahme 601“ 
Aupreiſung f. Unzüchtiger Gebrauch 
Aureizung zu Gewaltthätigkeiten |. Friedensgefährdung 


Anſtiftung 
Iſt A. desjenigen, der den einheitlichen Entſchluß zur 
Begehung einer Reihe von Strafthaten ſchon gefaßt hat, 
zu einzelnen dazugehörigen Handlungen begrifflich 
möglich? 274 
A. zur Hauptthat und Beihülfe. Beihülfe des Anſtifters 
zur Hauptthat 275° 
Wie weit muß die Hauptthat konkretiſirt ſein, um An⸗ 
ſtiftung annehmen zu können? 5992 
Anzeige 
A. des Vertheidigers von ſeiner Beſtellung 50221 
ſ. a. Falſche Anſchuldigung 
Apotheker 
Befugniß derſelben, undenaturirten Branntwein ſteuer⸗ 
frei zu verwenden 284° 
Arbeiter 
Erpreſſung, gefunden darin, daß ein Betriebsbeamter von 
den Arbeitern, die er anzunehmen hatte, ſich eine 
Proviſion für die Annahme zahlen ließ 44335 
Aufforderung zur Begehung von Strafthaten 
A. in Form einer Anfrage 6003 
ſ. a. Annahme 
A. zum Ungehorſam (§ 87 Seemannsordnung) 820° 
A. zum Ungehorſam gegen eine ungültige Verordnung 
433 5 
Aufgeben des Zweikampfs |. d. 
Aufſeher 
Begriff des beſtellten A. in 8 117 Str. G. B. 4337 
Augenſchein 
Unterlaſſene Benachrichtigung des Vertheidigers vom 
Termin zur Einnahme des A. 497“ 
A. als Theil der Hauptverhandlung 4977 
Auktion ſ. Betrug 
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Auslieferung 
Tragweite des Grundſatzes der Spezialität 283 
Unverzichtbarkeit der Auslieferungsbeſchränkungen 509 18 
Iſt zwiſchen den Angehörigen des die A. begehrenden 
Staates und denen dritter Staaten ein Unterſchied zu 
machen (Schweiz) 820“ 
Ausſetzung der Hauptverhandlung ſ. d. 
Ausſpielung 
Hydra (Gella) 452° 
A. und öffentliche Luſtb 
Automat 
Einwurf nachgemachter Geldſtücke (8 243 Ziffer 3) 27822 
Baarzahlung 
Iſt Jemand dadurch am Vermögen geſchädigt, daß er 
ſtatt der B. eine Forderung erhält? 444 
Bande 
B. oder Komplott? 611° 
Banketts der Chauſſeen (Preußen) 
Strafbarkeit des Fahrens auf den B. 81910 
Bankrutt ſ. Konkursvergehen 
Baukunſt, Außerachtlaſſen ihrer anerkannten Regeln 
Uebertretung der Baupolizeivorſchriften. Mittelbare Ge⸗ 
fährdung (durch Fehlen der Brandmauer) 281 
Beamte 
Informatoriſch beſchäftigte Militäranwärter (Bayern) 614 
Annahme eines Amtsdieners durch den Amtsvorſteher 
ohne Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes (Preußen) 614 
Fleiſchbeſchauer (Preußen) 8197 
Beeidigung ſ. Zeugen, Sachverſtändige 
Befreiung |. Gefangenenbefreiung 
Behörde ſ. Staatseinrichtung, falſche Anſchuldigung 
Beihülfe 
B. des Anſtifters. Anſtiftung zur Hauptthat und Bei⸗ 
hülfe 275° 
Strafbarkeit der „nothwendigen“ Beihülfe 828“ 
Beiſchlaf |. Beleidigung 
Belehrung ſ. Zeugen 
Beleidigung 
B. einer Frauensperſon durch Beiſchlaf 4377 
B. durch Strafanzeige 4372˙, 43828, 2 
B. durch den Vorwurf, eine Beleidigung ruhig hin⸗ 
genommen zu haben 609 
B. durch Behauptung der Amtsſuspenſion 609“ 
Unterzeichnung des beleidigenden Schriftſtückes durch einen 
Andern. Beurtheilung der Thäterſchaft 4382 
8 3 Beleidigung als ſolche verſtanden worden fein? 
Wahrheitsbeweis (Beſtrafung nach 8 185 Str. G. B. trotz 
geführten Wahrheitsbeweiſes) 434°, 609“ (nur theil⸗ 
weiſe gelungener Wahrheitsbeweis) 
Wahrheitsbeweis für behauptete Kuppelei. Muß ſtraf⸗ 
bare Kuppelei erwieſen ſein? 437? 
ſ. a. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
Benachrichtigung der Prozeßbetheiligten, |. Vertheidigungs⸗ 
beſchränkung 
Berichtigungsverfahren, 8 309 Str. P. O. 
Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit 5017 


arkeit. Ideale Konkurrenz? 613°° 


Berufspflicht 
Landwirthſchaft als Nebenberuf eines Forſtbeamten 441° 
Anwendung des 5 230 Abſ. 2 Str. G. B. auf un⸗ 
genügende Vorſichtsmaßregeln einer Krankenwärterin 
278 2⁰ 
ſ. a. Gewerbspflicht 
Beſchimpfung | 
Rohheit des Ausdrucks. Kann fie in der bloßen Be- 
hauptung objektiv ſchimpflicher Thatſachen gefunden 
werden? 435 5 
Indirekte B. einer Religionsgeſellſchaft durch B. ihrer 
Glaubenslehren u. |. w. 27612 
Beſitzſchutz 
Bedeutung des B. einer Dienſtbarkeit für die Rechts⸗ 
widrigkeit gewaltſamer Durchſetzung der Eigenthums⸗ 
freiheit 610 
Beſonderes Geſetz |. Allg. Geſ. 
Betrug 
B. bei Erfüllung eines Vertrages 447% 


Täuſchung. Kann der Betrüger geltend machen, die 
Täuſchung ſei dem Getäuſchten erkennbar geweſen? 
4450 


Täuſchung des Richters durch zur Glaubhaftmachung be⸗ 
ſtimmte Urkunden 446 

Thatſache. Abſicht künftiger Urkundenfälſchung 279 

Unterdrückung. Rechtspflicht zur Aufklärung über die 
eigene Vermögenslage 447 

Unterdrückung. Annahme einer irrigen Zuvielzahlung 
ohne Aufklärung des Zahlenden 446“ 

Vorſpiegelung. Veranſtaltung einer Auktion falſch etikettirter 
Flaſchen, welche ausdrücklich ohne Gewähr ausgeboten 
werden 44580 

Vorſpiegelung. Scheinbare Vertragsmäßigkeit vertrags⸗ 
widrig gelieferter Waare 4474 

Vermögensbeſchädigung durch eine mittels Täuſchung er⸗ 
wirkte Richterhandlung 446“ 

Vermögensbeſchädigung, beſtehend in Vermögensgefährdung 
durch Ausſtellung einer zum Schein gegebenen Quittung 
445 88 

Vermögensbeſchädigung. Kann im Nichteintritt erhofften 
Vermögensvortheils beſtehen (Auktion)? 445°? 

Vermögensbeſchädigung. Anrechnung der durch die 
ſchädigende Handlung gleichzeitig erlangten Vermögens⸗ 
vortheile (Uebergang der Unterhaltspflicht gegenüber 
der gewährten Mitgift) 445°” 

Vermögensbeſchädigung (Forderung ſtatt Baarzahlung) 
44436 

Vermögensbeſchädigung, beſtehend in Gefährdung durch 
Unterzeichnung einer Urkunde im Irrthum über ihren 
Inhalt 450 

Beweisantrag 

Ablehnung eines B. 
wegen mangelnder Adreſſe des Zeugen 502 * 
wegen entgegenſtehenden Inhalts des Sitzungsprotokolls 

im Vorprozeſſe 503 * 
wegen Verſchleppungsabſicht 50014, 688 de 
ohne nochmalige Wortertheilung 6896, 69016 
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Beweisaufuahme 
Vernehmung eines Geiſteskranken 2833 
Benutzung mimiſcher Darſtellungen eines vernehmungs⸗ 
unfähigen Taubſtummen 283. 
Vernehmung eines tauben Sachverſtändigen 496“ 
Augenſcheinseinnahme in der Hauptverhandlung 4977 
Ablehnung von Fragen des Vertheidigers 499 11 
Beweismittel 
Zuläſſigkeit anderer als der in der Str. P. O. erwähnten 
B. 283 4 
Beweidzeichene 
Behandlung der B. als Urkunden 817° 
Sezirksfeldwebel 
Meldungsbeſcheinigungen der B. 8175 
Bilanzziehung |. Konkursvergehen 
Braudmaner | 
Verſtoß gegen anerkannte Regeln der Baukunſt durch 
Weglaſſung der B. 28181 
Drauntweinſteuerkontravention 
Tragweite der den Apothekern eingeräumten Befugniß ſteuer⸗ 
freier Verwendung undenaturirten Branntweins 2843 
Brief ſ. Poſtmonopol 
vꝛchfũ hrung ſ. Konkurs vergehen 
Ciwilurtheil |. Rechtskraft 
Cbanſſeen in Preußen 
Befahren der Banketts 81910 
Ehriſtus 
Gottesläſterung durch Beſchimpfung Chr. 435 18, 1 
Diebſtahl 
Unbefugte Benutzung einer Waſſerleitung 4423, vergl. 
auch Sachbeſchädigung 
Einwurf nachgemachter Geldſtücke in einen Automaten 27822 
Einſteigen bei offenſtehender Thür 4438 
Drohung |. Erpreſſung 
Drittelfũhrer 
Verpflichtung zum Vorzeigen von Verſagern (8 46 der 
Bergpolizeiverordnung für den Bezirk des Oberbergamts 
Bonn) 82918 
dees eventunlis 507 11, 13 
Ebebruch 
Identität der zu beſtrafenden That mit dem Eheſcheidungs⸗ 
grunde 2764 
Gefran 
Strafantragsbefugniß der E. mit Bezug auf das güter⸗ 
gemeinſchaftliche Vermögen 275° 


Tragweite der Befugniß des Ehemanns zur Einlegung 
von Rechtsmitteln 50118 
Eidesleiſtung 
E. vor Privatperſonen 60414 
. a. Falſcheid, Sachverſtändige, Zeugen 
Einheit ſ. Handlungseinheit, Identität 
kinziehungs intereſſent 
Hat der E. Anſpruch auf Urtheilszuſtellung? 819“ 
Elterliche Gewalt 
IJrthum über den Fortbeſtand der elterlichen Gewalt bei 
Vergehen gegen 8 235 Str. G. B. 433 


Entmündigungsbeſchluß 


Maßgeblichkeit des E. für die Beurtheilung der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit mit Rückſicht auf die Strafantragsbefugniß 
des Vormundes 433“ 


Entſchluß 


Einheitlicher E. bei fortgeſetzten Verbrechen 27718 
E. und Vorſatz 61338 


Eröffnung des Hauptverfahrens 


Weitere Ermittelungen der Staatsanwaltſchaft nach E. d. H. 
Befugniſſe der Vertheidigung 50013 


Erpreſſung 


E. durch Klage und Pfändung 611°? 

Drohung (Verweigerung einer Arbeitsgelegenheit) 443 35 

Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheils 44333 

Kann die Verfolgung eines rechtskräftigen Anſpruchs 
rechtswidrig fein? 6113? 


Erſatzgeſchworene 


Zuziehung von E. nach Beginn der Ausloſung 8192 


Erzieher 


Iſt der kaufmänniſche Lehrherr als E. anzuſehen? (8 174 
St. G. B.) 8171 


Eventualdolus 507 11,18 
Fahrläffiger Falſcheid 


Fahrläſſige Beeidigung einer wiſſentlich falſchen Ausſage 
60618 

Prüfungspflicht des Schwurpflichtigen, Vorhalte der Gegen⸗ 
partei 275 10 


Fahrläſſigkeit 


Erkundigungspflicht. Grenze von Fahrläſſigkeit und 
Vorſatz 5071118 

Pflichtwidrigkeit. Ungenügende Feſtſtellungen 6107, 
829 18 

Vorausſehbarkeit des konkreten Kauſalverlaufs 439 


Fahrläſſige Tödtung 439. 
Falſche Anſchuldigung 


Muß die A. gegen eine beſtimmte Perſon gerichtet ſein? 
4341 

Erforderniß objektiver Strafbarkeit des angezeigten That⸗ 
beſtandes 435 11 

Anzeigen als Beleidigung beurtheilt 437, 438 2, 

Wann iſt eine Anzeige als bei einer Behörde erſtattet 
anzuſehen? (Anzeigen bei Polizeibeamten, Stations⸗ 
kommandanten) 276, 4349,10 

Unerheblichkeit einzelner Unrichtigkeiten, wenn die richtigen 
Behauptungen den Thatbeſtand der angezeigten Strafthat 
ergeben. Anwendung auf Anzeige wegen Beleidigung, 
wenn trotz geführten Wahrheitsbeweiſes eine nach 8 192 
Str. G. B. ſtrafbare Beleidigung übrig bleibt oder der 
Anzeigende dies irrthümlich annimmt 4349 

Anzeige wegen falſcher Anzeige 434° 


Feiertage 


Begriff des „allgemeinen“ Feiertags in Anwendung 
auf bayriſche Verhältniſſe (konfeſſionell gemiſchte Orte) 
2821 


Feigheit 


Kann im Gebrauche des Ausdrucks Feigheit die beleidigende 
Form (S 193) gefunden werden? 439 25 
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Firma 
Zeichnung einer F. in erkennbar gemachter Stellvertretung 
jedoch ohne Angabe des Stellvertreters 449“ 
Fleiſchbeſchauer (Preußen) 
Sind die F. Beamte? 8197 
Fluß hafen 

Fl. als Waſſerſtraße im Sinne 8 243 Nr. 3 Str. G. B. 

Unterſchied zwiſchen öffentlichem und Privathafen 278° 
Frage 

Ablehnung einer F. an 
theidigung) 499 

ſ. a. Schuldfrage, Hülfsfrage, Berichtigungsverfahren 

Friedensgefährdung, 5 130 Str. G. B. 

Kann die F. in der bloßen Beunruhigung der Klaſſe, 
gegen welche angereizt wird, ohne Wirkung auf die 
angereizte Klaſſe, gefunden werden? 604 12 

Form der Aeußerung ſ. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
Forſtbeamter 

Widerſtand gegen F. 433° 

Landwirthſchaftlicher Nebenberuf eines F. 8 230 Str. G. B.) 
441 30 

JFortgeſetzte Handlung 
Erforderniß einheitlichen Vorſatzes im Gegenſatz zum ein⸗ 
heitlichen Entſchluſſe 277“ 
Anſtiftung zu einem Einzelgliede der f. H. 274 
Giebt es fortgeſetzte gewohnheitsmäßige H.? 4448 
Gasleitung |. Leuchtgas vergl. Waſſerleitung 
Geburt 

Beendigung der Geburt $ 271 Str. G. B. 280° 
Gegenüberſtellung von Zeugen 688° 
Gefangenenbefreiung 275” 
Gefangenenbücher (Regiſter) 4516, 452%, 61377 
Gefährdung 

G. des 8 330 Str. G. B. (mittelbare Gefahren) 281° 

ſ. Friedensgefährdung, Betrug (Vermögensbeſchädigung) 
Gehorſamsverweigerung N 

G. der Schiffsmannſchaft (§S 87 Seemannsordnung) 820° 
Geiſteskrankheit 

Iſt unter der Geiſtesſchwäche des § 56 Str. G. B. die 

Geiſteskrankheit mitzuverſtehen? 283° 
Geiſtesthätigkeit, krankhafte Störung derſelben als Schuld⸗ 
ausſchließungsgrund 601° 
Geiſtesſchwäche 

Kann der Vormund des wegen G. Entmündigten in 
eigenem Namen Strafantrag ſtellen? 433“ 

ſ. a. Geiſteskrankheit 

Geiſtliche 

Ausführung der den G. nach § 167 Perſonenſtandsgeſetzes 

obliegenden Verpflichtungen 820° 
Gerichtsvollzieher ſ. Pfändung 
Geſammtſtrafe 

Was hat zu geſchehen, wenn die Vorausſetzungen der G. 
ſich nicht ohne Ausſetzung der Verhandlung feſtſtellen 
laſſen? 603° 

Geſchäftsfähigkeit 

Beſchränkte G. Strafantragsbefugniß des Vormundes. 

Maßgeblichkeit des Entmündigungsbeſchluſſes 433“ 


den Zeugen (Verhalten der Ver⸗ 


Geſchlechtstrieb ſ. Unzucht 
Geſchworenenbank 
Beſetzung der G. 819 
Geſetzeskonkurrenz 
gg 113, 114, 117 Str. G. B. 433° 
88 304, 317, 318 Str. G. B. 614° 
Geſichtspunkt 
Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen G. 283%, 
68914 
Gewahrſam 
Hat der Uebergang des Gewahrſams auf die Erben 
(8 857 B. G. B.) ſtrafrechtliche Bedeutung? 611 
Gewerbspflicht 
Benutzung eines Fuhrwerks (Zweirads) zu Zwecken des 
Gewerbes 2787 
ſ. a. Berufspflicht 
Gewohnheitsmäßig 
Giebt es fortgeſetzt g. Handlungen? 444 
Glaubenslehren 
Beſchimpfung von G. 276 
Gottesdienſt 
Störung des G. Erregung von Unordnung. Vorſätzlich⸗ 
keit 6079 
Gottesläſterung 
Beſchimpfung Chriſti 43519 
Grenzſtein 
Fälſchlichſetzung eines G., Vorſatz 2805 
Gütergemeinſchaft 
Strafantrag der Ehefrau 275° 
Hafen 
Gültigkeit der allgemeinen zur Verhütung des Zuſammen⸗ 
ſtoßes von Schiffen auf See erlaſſenen Vorſchriften für 
den alten H. zu Bremerhaven. Ausſchluß der beſonderen 
für den Weſerſtrom beſtehenden Beſtimmungen 605 16 
ſ. a. Flußhafen 
Hauptbuch 
Verhinderung eines Eintrags im H. durch fälſchliche An⸗ 
bringung des Uebertragungsvermerks in der Kladde 449 
Handlung ſ. fortgeſetzte Handlung 
Sandlungseinheit und Mehrheit 
Ideale Konkurrenz der gleichzeitigen Veranſtaltung einer 
Tanzluſtbarkeit und einer Ausspielung? 613“ 
Einheit aller durch ein⸗ und dieſelbe Konkurseröffnung 
gekennzeichneten Strafthaten 505° 
Brandſtiftungsverſuch beſtehend in vollendeter Sach⸗ 
beſchädigung. Wirkung des Rücktritts 599 
ſ. a. Geſetzeskonkurrenz, Identität 
Hauptverhandlung 
Ausſetzung der H. 
wegen fehlender Adreſſe eines Zeugen 502 
wegen Zweifeln über Anwendung des 8 79 St. G. B. 603° 
wegen Trunkenheit eines Zeugen 687° 
wegen unterbliebener Beſtellung eines Vertheidigers 688° 
Hebamme 
War die H., welche erſt nach Austritt der Frucht hinzu⸗ 
gekommen iſt, aber die Nabelſchnur abgeſchnitten hat, 
bei der Geburt anweſend? 28027 


Hehlerei 
Annehmen müſſen 444 
H. Vortheils wegen. Vermehrung eines fremden Ver⸗ 
mögens, an welchem der Hehler erbberechtigt iſt 
6123 
Heirathsſchwindel |. Betrug (Vermögensbeſchädigung) 
Hülfsfrage an die Geſchworenen 
Abſtrakte Auffaſſung der erhöhten Strafbarkeit 69118 
Stz dra (Gella) 
Ausſpielung oder unlauterer Wettbewerb 45251 
Identitãt 
J. des zur Beſtrafung ſtehenden und des den Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund bildenden Ehebruchs 27614 
ſ. a. Handlungseinheit, Lohnabzüge 
Idealkonkurrenz ſ. Handlungseinheit 
Intellektuelle Urkundenfälſchung 
8 271 Str. G. B. angewendet auf eine Hebamme, die 
eine Geburt als in ihrer Gegenwart erfolgt anmeldet, 
während ſie erſt nach Austritt des Kindes hinzu⸗ 
gekommen iſt 2807 
J. U. mit Bezug auf Gefangenenbücher 451° 
Intereſſen |. Wahrnehmung 
Irrthum (insbeſondere J. zufolge falſcher Rechtsauskunft) 
J. über das Strafgeſetz, Verſchulden 274°? 
J. über den Beſtand der elterlichen Gewalt im Falle des 
8 235 Str. G. B. 433? 
Jagdaufſeher (5 117 Str. G. B.) 4337 
Jeſusverehrung 
Beſchimpfung derſelben 4351 
Kaſſenkurator (Preußen) 
Strafantragsbefugniß des K. 4333 
Kaufmann ſ. Konkursvergehen 
Iſt der kaufmänniſche Lehrherr als Erzieher anzuſehen 
(8 174 Str. G. B.)? 8171 
Kauſalverlauf |. Fahrläſſigkeit 
Kellner 
Unterſchlagung des die Getränke auf eigene Rechnung 
abſetzenden K. am vereinnahmten Gelde? 27823 
Kladde 
Unbefugte Anbringung von Uebertragungsvermerken in 
der K., um die wirkliche Uebertragung ins Hauptbuch 
zu hindern 44948 
Klein gewerbe |. Konkursvergehen 
Kolnidregebet 
Strafbarkeit der Beſchimpfung deſſelben 27612 
Komplott 
K. oder Bande 6110 
K. bei Gehorſamsverweigerung von Schiffsleuten 820° 
Konkursvergehen 
Ideale Konkurrenz aller durch dieſelbe Konkurseröffnung 
gekennzeichneter Strafthaten einſchließlich Zuwider⸗ 
handlung gegen S 11 des Gel. vom 5. Juli 1896 
5055 
Inwieweit wird der Kaufmann durch den einem Dritten 
ertheilten Auftrag zur Buchführung oder Bilanzziehung 
eniſchuldigt? 821° 
Grenze des Kleingewerbes 505° 
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Konkursverwalter 
Befugniß deſſelben, nach § 288 Str. G. B. Strafantrag 
zu ſtellen 275 
Konſumtion ſ. Verbrauch der Strafklage 
Koſten 
Koſtenfolge der Reviſion des Ehemannes 501 18 
Haftung von Mitangeklagten 50428 
Zurücknahme des Strafantrags 69121 
Kontroluhren 
Haben die durchſtochenen Zifferblätter von K. Urkunden⸗ 
eigenſchaft? 817° 
Körperverletzung 
Iſt heißer Kaffee gefährliches Werkzeug? 817“ 
ſ. Gewerbspflicht, Berufspflicht, Lehrer 
Krankenwärterin 
Berufspflichten der K. ($ 230 Str. G. B.) 278 20 
Kuppleriſches Verhalten 
Verkehr eines Nechtsanwalts mit einer Detektive, welche 
den nachzuweiſenden Ehebruch ſelbſt begehen will 43721 
Ladung 
Unterbliebene L. des ſubſidiär Haftbaren ($ 153 Nr. 2. 
Vereinszollgeſetz) 4983 
Lehrer 
Züchtigungsrecht der L. (Bayern) 441% 
ſ. a. Unzüchtige Handlungen 
Lehrling 
Gehört zum Begriffe des L. jugendliches Alter? 611°. 
Leitartikel 
Iſt die Benennung eines beſonderen verantwortlichen 
Redakteurs für den L. zuläſſig? 5053 
Letztes Wort 
Vorenthaltung deſſelben 689 15, 690 16, 8191 B 
Leuchtgas 
Unbefugtes Verbrennen zugeleiteten Gaſes. Diebſtahl 
oder Sachbeſchädigung? 45252 (vergl. Waſſerleitung) 
Lohnabzũüge (Krankenverſicherungsgeſetz) 
Strafbare Zurückbehaltung von L. Identität des Ab⸗ 
ziehenden und Zurückbehaltenden 8227 
Luſtbarkeit 
Strafbare Veranſtaltung einer öffentlichen Luſtbarkeit. 
Idealkonkurrenz mit Ausſpielung 61338 
Marienkultus 
Beſchimpfung des M. 435125 
Menfchenmenge 
Grenze zwiſchen M. und einer Mehrheit von Einzel⸗ 
perſonen 603 11 
Meuterei 
Fragſtellung an die Geſchworenen 500 16 
M. von Schiffsleuten 820° 
Militäranwärter 
Sind informatoriſch in Civildienſtſtellungen beſchäftigte 
M. als Beamte anzuſehen? (Bayern) 614 
Militärjuftizbeamter 
Sit § 97 Mil. St. P. O. auch im Falle § 4 derſelben 
anwendbar? 69122 
Militärpäſſe 
Meldungsbeſcheinigungen in M. 8175 


Mitangeklagte, Koſtenhaftung derſelben 504° 
Mitgift 
Bei Berechnung der Minderung des Vermögens, welche 
durch Ausſtattung einer Tochter eintritt, iſt der im 
Uebergange der Unterhaltspflicht auf den Mann liegende 
Vermögensvortheil zu berückſichtigen 445°7 
Mündlichkeit 
Vernehmung eines tauben Sachverſtändigen 496“ 
Nachweis 
Wie iſt der N. der ſtandesamtlichen Trauung gegenüber 
dem Geiſtlichen zu erbringen? 820° 
Nahrungsmittelfälſchung 506, 507-15 
Name 
Angabe eines falſchen Namens gegenüber dem zuſtändigen 
Beamten 4515 
Namensſtempel 
N. des Anwalts als Erſatz der Unterſchrift 449“ 
Namenszeichnung 
Ueberſchreitung des Auftrags zur N. 819° 
ſ. a. Firma 
Namenszug des Künſtlers auf Gemälden 
Beweiserheblichkeit deſſelben 28025 
Naturheilkundiger 
Sind ſeine Angaben über ſeine Leiſtungsfähigkeit als 
ſolche thatſächlicher Natur anzuſehen? 82714 
ne bis in idem ſ. Verbrauch der Strafanklage 
Nothwehr 
Angriff durch Thiere 602“ 
Nöthigung 
Widerrechtlichkeit der Vertheidigung der Eigenthums⸗ 
freiheit. Bedeutung des Beſtitzſchutzes der ſtreitigen 
Dienſtbarkeit 610 28 
Oeffentliche Urkunde ſ. Urkunde 
Ortskrankenkaſſe ſ. Lohnabzüge, Untreue 
Perſonenſtand 
Verjährung von Perſonenſtandsvergehen 27612 
Pfändung 
Art der Erſichtlichmachung 604 15 
Pfleger 
Freiſprechung von Untreue wegen nicht rechtmäßiger Be⸗ 
ſtellung zum Pfl. 6123“ 
Pflegkindſchaft 
Der Begriff iſt nicht nach Privatrechtsſätzen, ſondern nach 
der Auffaſſung des gemeinen Lebens zu beſtimmen 43614 
Poſtdefraudation 
Rechtsirrthum bei P. 274 
Poſtmonopol 
Begriff des Briefs 820° 
Aufſchrift des Empfängers (verabredete Ziffer) 509 15 
Poſtzuſtellungsurkunde 
Vernichtung einer unvollendeten und noch nicht übergebenen 
P. durch den beſtimmten Empfänger 27558 
Preßvergehen 
Findet die preßrechtliche Verjährung nur auf die eigent⸗ 
lichen P. oder auf alle durch die Preſſe begangenen 
ſtrafbaren Handlungen Anwendung? 2832 
Protokollrüge 69119 
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Qnittung 
Irrthum des Ausſtellers über den Inhalt der Qu. Be⸗ 
nutzung des Irrthums durch den Empfänger 279“ 
Vermögensbeſchädigung, beſtehend in Gefährdung durch 
Hingabe einer nur zum Schein ausgeſtellter Qu. 445°® 
Quittungsmarken (Invaliditätsgeſetz) 
Beihülfe zur Veräußerung ſchon verwendeter Qu. beſtehend 
in Ankauf 828 15 | 
Verwendung. Unbefugte Stempelung bez. Wiedereinklebung 
ſchon einmal eingeklebter, aber nicht geſtempelter Qu. 
828 16, 17 
Nealkonkurrenz ſ. Handlungseinheit, Ideal⸗, Geſetzes⸗ 
konkurrenz 
Rechtsanwalt 
Verkehr des R. mit einer Detektive, welche den nachzu⸗ 
weiſenden Ehebruch ſelbſt mitbegehen will, als kupple⸗ 
riſches Verhalten beurtheilt 43721 
Iſt die Bezeichnung R. ein Titel? 615“ 
Unzuläſſigkeit der Unterſtempelung von Schriftſtücken 819° 
Rechtsauskunft 
Einfluß der R. auf die ſtrafrechtliche Schuld 4332 
Rechtsirrthum 
Irrige Annahme eines berechtigten Intereſſes 438“ 
R. über die Oeffentlichkeit einer Urkunde 448 
Rechtskraft des Civilurtheils 
Anwendbarkeit des 8 826 B. G. B. gegenüber einem 
offenbar zu Unrecht erlangten rechtskräftigen Urtheil 
6113? 
Nechtöpflicht |. Betrug (Unterdrückung) 
Rechtswidrigkeit 
R. der gewaltſamen Vertheidigung der Eigenthumsfreiheit 
gegenüber dem Beſitzſchutze der Dienſtbarkeit 610 
R. der Verfolgung eines zu Unrecht erlangten rechtskräftigen 
Anſpruchs 611°? 
Reichstag 
Beginn der Verjährung gegen ein Mitglied des R. 275° 
Religiousgeſellſchaft 
Mittelbare Beſchimpfung einer R. durch Beſchimpfung ihrer 
Glaubenslehre 27612 
Neviſion (reformatio in peius) 
Reviſion des Ehemannes, Koſtenfolge 501“ 
Iſt auf R. des Angeklagten eine ihm ungünſtige Aenderung 
der Urtheils begründung zuläſſig? 503 
Nevifiousbegründung 
Form der R. Anlagen zu derſelben 503 2% 5 
Faſſung der Prozeßbeſchwerde (Protokollrüge) 691“ 
Beachtung einer Entgegnung auf die Gegenerklärung zur 
R. 69120 
Reviſionsfriſt 
Beginn der R. für den Einziehungsintereſſenten 819“ 
Richter 
Ablehnung wegen Befangenheit 687? 
Ausſchließung kraft Geſetzes 6861 
Richterhandlungen 
Welche R. genügen zur Unterbrechung der Verjährung? 
602° 
Erwirkung einer R. durch Täuſchung 446! 
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Rüdtritt vom Verſuch 
Macht R. v. V. auch das durch den Verſuch zugleich 
begangene vollendete Delikt anderer Art ſtraflos? 
(Brandſtiftung und Sachbeſchädigung) 5991 
Sachbeſchãdigung 
Unbefugtes Verbrennen zugeleiteten Leuchtgaſes 45252 
Ideale Konkurrenz der S. und verſuchter Brandſtiftung 5991 
Verletzung angreifender Thiere 602° 
Gegenſtand öffentlichen Nutzens (Privatſtraßenbahn) 28180 
Cahverftändige 
Taubheit des S. 496“ 
Vorvereidigung 4975 
Schiffs mauuſchaft 
Vorgeſetzte der S. 504° 
Gehorſamsverweigerung der S. 8203 
Schiffs ofſiziere 
Iſt nur der Schiffer, oder ſind auch die S., eingeſchloſſen 
die Steuerleute, Vorgeſetzte der Schiffsmannſchaft? 504° 
Schiffszuſammenſtoß |. Zuſammenſtoß 
Echriftſãtze 
Unterſtempelung von Sch. 819° 
Schuldfrage an die Geſchworenen 
Faſſung der Sch. (Meuterei) 500 16 
Verſtoß gegen 8 292 Abſ. 1 Str. P. O. geheilt durch die 
Faſſung des Spruchs 50016 
ſ. a. Berichtigungsverfahren 
Schuldurkunde 
Vermögensbeſchädigung, beſtehend in Rückgabe der Sch. 
ohne Tilgung der Schuld 44538 
Bitzungs protokoll 
Abweichung des Wortlauts der Urtheilsformel im Urtheil 
und S. 69017 
Muß über mehrere Sitzungstage je ein beſonderes 
Protokoll aufgenommen werden? 690 16 
Beweiskraft des S. über die Eidesleiſtung im Meineids⸗ 
prozeſſe 503 22 
Negative Beweiskraft des S. 496° 


fe 
Zuſtändigkeit der Behörden zur Beſitzerlaubniß (Preußen) 2844 
Auslegung des § 33 der Preußiſchen Polizeiverordnung 
vom 19. Oktober 1893 284 
Staats einrichtung 
Unterſchied der Behördenorganiſation und der perſönlichen 
Amtsführung bei den Behörden 60413 
Stationskommandant (Braunſchweig) ſ. falſche An⸗ 
ſchuldigung 
Stenerlente 5 
Gehören fie zu den Vorgeſetzten der Schiffsmannſchaft? 5042 
&tenerdeflaration ſ. Verjährung 509 20 
Stenerhinterziehung |. Verjährung 509 20 
Strafanklage, Verbrauch derſelben ſ. d. 
Strafantrag 
Befugniß zum St. 
der Ehefrau bezüglich der Gütergemeinſchaft 2753 
des Konkursverwalters 275“ 
des Kaſſenkurators (Preußen) 433° 
des Vormundes eines beſchränkt Handlungsfähigen 433! 


Uebergang der Befugniß zum St. wegen Waarenzeichen⸗ 
vergehen 2847 
Unzuläſſigkeit der Einſchränkung des St. auf beſtimmte 
rechtliche Geſichtspunkte 6027 
Zurücknahme des St. Koſtenfolge 6912 
Strafanzeige 
Beleidigung durch St. 43721, 438 5,4 
ſ. falſche Anſchuldigung 
Strafbarkeit 
Zu den Umſtänden, welche die St. ausſchließen und 
deshalb im Urtheil feſtgeſtellt werden müſſen, gehört 
auch die Aufrechnung von Beleidigungen und Gegen⸗ 
beleidigungen 50219 
Strafbefehl ſ. Verbrauch der Strafanklage 
Straffreierflärung 
St. ſchließt die Strafbarkeit aus. Daher Nothwendigkeit 
der Feſtſtellung von Umſtänden, welche zur St. führen 
könnten 50219 
Strafgeſetz ſ. Rechtsirrthum 
Strafverfügung |. Verbrauch der Strafanklage 
Straßenbahn (Privatunternehmen) 
Sit fie Gegenſtand öffentlichen Nutzens? 28130 
Subfidiäre Haftung 
S. H. nach § 153 Nr. 2 Vereinszollgeſetz. Unterbliebene 
Ladung des Haftbaren 4985 


Beſchimpfung deſſelben 276 
Termin ſ. Augenſchein 
Thäter 
Th. der Beleidigung iſt nach Umſtänden nicht der Unter⸗ 
zeichner des beleidigenden Schriftſtückes 438 22 
Thiere 
Angriff von Th. Nothwehr oder Nothſtand? 602“ 
Titel 
Iſt Rechtsanwalt ein T.? 615 
Tollwuth 
Berechnung der dreimonatigen Friſt nach S 20 der 
Inſtruktion des Bundesraths zum Viehſeuchengeſetze 
Uebel |. Erpreſſung (Drohung) 
Umſtände |. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
Ungehorſam gegen Verordnungen u. ſ. w. 
Erforderniß materieller Gültigkeit, nicht bloß formeller 
Verbindlichkeit der Verordnung 433° 
U. der Schiffsmannſchaft 820° 
Unlauterer Wettbewerb 
Angaben thatſächlicher Art 2848, 50817, 82714 (Ber: 
ſicherungen über die eigene Leiſtungsfähigkeit) 
Mittheilung von Geſchäftsgeheimniſſen (Anmeldung einer, 
Geſchäftsgeheimniß bildenden, Erfindung zum Patent⸗ 
ſchutz) 284° 
Hydra (Wettbewerb oder Ausſpielung?) 45251 
Unterſchlagung 
Kann ein Kellner, der die Getränke auf eigene Rechnung 
abſetzt, Unterſchlagung an den eingenommenen Geldern 
begehen? 27825 
Annahme eines verſehentlich zu viel gezahlten Betrages 
446 0 
8 


Unterzeichnung 

N. der beleidigenden Schrift bedingt nicht nothwendig 
Hauptthäterſchaft, ſondern kann auch als Beihülfe be⸗ 
urtheilt werden 438 

Untreue 

U. des Pflegers, verneint wegen Unwirkſamkeit des Be⸗ 
ſtellungsakts 612“ 

U. von Ortskrankenkaſſenbeamten. Iſt zu unterſcheiden, 
ob der Beamte als ſolcher oder als Privatperſon ge⸗ 
handelt habe? 612 

Unzucht 
Erforderniß der Wolluſtbefriedigung 43615 
Unzüchtige Abbildungen 

Nothwendigkeit des Eingehens auf ben, individuellen 

Charakter der Abbildungen 6082˙, 817 
Unzüchtige Handlungen 

Begriff des Lehrers (Schulzwang nicht erforderlich) 2775 

Begriff des Erziehers (Anwendung auf kaufmänniſche 
Lehrherren) 8171 

Unzüchtige Schriften 

Ankündigung (Auslegung des § 184 Nr. 1 Str. G. B. 
in der Faſſung des Gef. vom 25. Juni 1900) 608, 
817° 

Unzüchtigkeit einzelner Stellen einer Schrift 43618 

Unzüchtiger Gebrauch 

Anpreiſung von Gegenſtänden zu u. G. (Verkauf ſolcher 

in geſchloſſenen Umſchlägen) 4361 
Unzurechnungsfähigkeit ſ. Zurechnungsfähigkeit 
Urkunde 

Namenszug des Künſtlers auf Gemälden 2806 

Flaſchenverſchlüſſe 448*° 

Uebertragungsvermerke in der Kladde 44948 

Zeichnung einer Firma in erkennbarer Stellvertretung 
ohne Unterſchrift des Stellvertreters 449 

Durchſtochene Zifferblätter von Kontroluhren 817“ 

Insbeſondere Oeffentliche U. 

Unterſcheidung öffentlicher und Privaturkunden, Trennung 
einer Urkunde in einen öffentlichen und einen privaten 
Theil (Wildſchein) 447“ 

Flaſchenverſchlüſſe mit behördlichem Stempel 448 

Gefangenenbücher 451 6137 

Meldungsbeſcheinigungen der Bezirksfeldwebel 817° 

Urkundenfälſchung 

Abänderung einer Vertragsurkunde, welche auch für Dritte 
Intereſſe hat, im Einverſtändniß der Vertrag⸗ 
ſchließenden 280 56 

Ueberſchreitung des Auftrags zur Zeichnung eines fremden 
Namens 449 “ 

Unbefugte Anbringung von Uebertragungsvermerken in 
der Kladde, um die wirkliche Uebertragung ins Haupt⸗ 
buch zu verhindern 44948 

Verheimlichung der auf künftige U. gerichteten Abſicht 
(Betrug?) 2792 

Abſicht, eine ſtrafgerichtliche Verurtheilung zu verhindern. 
Rechtswidrigkeit 4474 

Abſicht, Schaden zuzufügen. Kann der Schaden in Be⸗ 
tracht kommen, der in der Strafe beſteht, welche auf 


58 


Grund gefälſchter, aber inhaltlich richtiger Straf⸗ 
anzeige mit Recht verhängt worden iſt? 6133° 
Vermögensſchaden. Beſtellungswidrige Ausfüllung von 
Beſtellſcheinblanketts 450“ 
ſ. a. Intellektuelle U. 
Urkundenvernichtung 
Kann eine ſtrafbare U. von dem beſtimmten Empfänger 
der Urkunde begangen werden? 275° | 
Urtheil 
Nachträgliche Aenderungen deſſelben 5009 
Urtheilsgrũnde 
Feſtſtellung der geſetzlichen Merkmale 444 
Mangelnde Feſtſtellung von Umſtänden, welche die 
Strafbarkeit ausſchließen (Straffreierklärung bedingen) 
50219 
Fehlende U. 502 
Urtheilsverkündung 
Termin zur U. 
49912 
Abweichungen zwiſchen Urtheil und Sitzungsprotokoll hin⸗ 
ſichtlich der verkündeten Urtheilsformel 6907 
Verabredung 
Seemannsordnung $ 87 820° 
Verantwortlicher Redakteur 
Beſtellung eines ſolchen für den Leitartikel 505° 
Beräußerung 
8 288 B. G. B. Eintrag einer Vormerkung. Paſſives 
Verhalten gegen die auf ſolchen Eintrag gerichteten 
Prozeßhandlungen 281 
Verbrauch der Strafklage 
durch Strafbefehle 5032 
durch Strafverfügungen 503 
durch Strafentſcheidungen beſonderer Gerichte 283 5 
Vereitelung der Zwangsvollſtreckung ſ. Veräußerung 
Verjährung 
Beginn der V. bei Perſonenſtandsvergehen 276° 
Beginn der V. gegen ein Reichstagsmitglied 2755 
Anwendung der preßrechtlichen V. auf alle durch die Preſſe 
begangenen Strafthaten 2832 
V. der Steuerhinterziehung (unterlaſſene Deklaration, 
Heſſen) 509 70 
Verleſung 
Unzuläſſige V. einer früheren Erklärung des Angeklagten 
689 12 
V. von Leumundszeugniſſen 689 n 
Vermiether ſ. Zurückbehaltungsrecht 
Vermögenslage 
Rechtspflicht zur Aufklärung über die eigene V. 447 
Vermögensſchaden |. Betrug, Urkundenfälſchung 
Vernichtung ſ. Urkundenvernichtung 
Verordnung 
8 110 Str. G. B. Erforderniß materieller Gültigkeit der 
V. 433° 
Verſchleppungsabſicht | 
Ablehnung eines Beweisantrags wegen V. 500 , 688 1⁰ 
Verſchulden 
V. des Irrthums über das Strafgeſetz 274? 


Zuläſſigkeit neuer Beweisanträge 


<L 
an 


Berftaudesfchtwäche 
Umfaßt die V. des § 56 Str. P. O. die Geiſteskrankheit? 
2839 
Berſuch 
§ 218 Sr. G. B. V. mit untauglichen Mitteln am uns 
tauglichen Objekt 4331 
ſ. a. Rücktritt vom V. 
Bertheidiger 
Unterlaſſene Beſtellung eines V. 6877, 6883 
Anzeige des V. 50221 
Ausſetzung der Hauptverhandlung wegen Behinderung des 
V. 49910 
Bertheidigungsbeſchränkung 
Ablehnung von Beweisanträgen 5004, 50222, 50323, 
688 10, 689 1s, 690 16 
Nichtbeachtung des Vertagungsantrags eines ohne Ladung 
erſchienenen Prozeßbetheiligten 4988 
Unterlaſſene Benachrichtigung von Prozeßbetheiligten 497°, 
5 498° 
>= Berwendung |. Quittungsmarken 
e Berzicht 
Stillſchweigender V. auf Prozeßrügen 497°, 49889, 
Ren 49911, 6888 
Vollkaufmann |. Konkursvergehen 
Vorausſehbarkeit |. Fahrläſſigkeit 


 Borbeftrafung ſ. Geſammtſtrafe 

er Dorgefegte 

V. der Schiffsmannſchaft (S 87 Seemannsordnung) 504° 
Vorſatz 

V. bei fortgeſetzten Verbrechen 27718 

— V. der falſchen Anſchuldigung 43410 

— Entſchluß und V. 613355 

Na. Vortheil 

= 8259 Str. G. B. Mittelbarer V. 612° 
Waarenbezeichunngen 

— uUnterſchied der Waarenzeichen von anderen W. 8 4 des 

— Geſ. vom 12. Mai 1894 nur auf die erſteren anwend⸗ 

— bar 284° 


Iſt der Uebergang des Zeichenrechts an den Vermerk 
darüber in der Rolle gebunden? 2847 

Zuſammentreffen des einfachen Wortzeichens mit einem 
zuſammengeſetzten Zeichen, in dem daſſelbe Wort einen 
Beſtandtheil bildet (Salvator) 50816 

Widerrechtliches Verſehen mit einem Waarenzeichen. Bedarf 
es der Genehmigung des Zeichenberechtigten? 8235 

Kann ein als Waarenzeichen geſchütztes Wort zur 
Verkehrsbezeichnung für eine Waarengattung werden 
(Freizeichen)? Schließt Mangel der Täuſchungs⸗ 
abſicht die Strafbarkeit des Zeichengebrauchs aus? 
Anwendung des Zeichenworts innerhalb des Geſchäfts⸗ 
betriebs 823° 

Ueberdeckung (theilweiſe oder vollſtändige) des Waaren⸗ 
zeichens auf den damit verſehenen Gefäßen 82419 

Verwechſelungsgefahr 50816, 82410 

Kolliſion eines Waarenzeichens, welches die Abbildung 
einer Waarenausſtattung darſtellt, mit der Ausſtattung 
ſelbſt 824 1% 
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Waareufũührer 
W. im Sinne des Vereinszollgeſetzes iſt immer eine 
phyſiſche Perſon 505 
Wahrheitsbeweis ſ. Beleidigung 
Wahruehmung berechtigter Jutereſſen 
Staatsbürgerliches Recht zur Strafanzeige 4382 
Wiſſentlich falſche Behauptungen in einer Strafanzeige 
43824 
Unanwendbarkeit des § 193 auf falſche Zeugenausſagen 
a 27717 
Form der Aeußerung 27716 439 (Gebrauch des Wortes 
Feigheit) 
Umſtände 43828 
Waſſerleitung 
Diebſtahl an dem in einer W. enthaltenen Waſſer 44251 
(vergl. Leuchtgas) 
Waſſerſtraße 
§ 243 Nr. 3 Str. G. B. (Flußhafen) 2782 
Wehrpflicht 
8 140 Nr. 1 Str. G. B. Abſicht, ſich der W. zu entziehen 
275? 
Werkzeug ſ. Körperverletzung 
Weſerſtrom ſ. Zuſammenſtoß 
Wettbewerb ſ. Unlauterer W. 
Widerſtand 
W. gegen Forſtbeamte 4335 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
Iſt Säumigkeit der Staatsanwaltſchaft bei Weitergabe 
der verſehentlich bei ihr eingereichten Reviſionsſchrift ein 
unabwendbarer Zufall? 496 
Wildſchein (Preußen) 
Oeffentliche Urkunde? 447“ 
Wollüſtige Abſicht 
W. A. als Merkmal der Unzucht 43615 
Zahlung 
Annahme einer verſehentlichen Zuvielzahlung 446 
Zeugen 
Vernehmung von Taubſtummen, Geiſteskranken 283% 4 
Genießen Zeugen für unwahre beleidigende Ausſagen den 
Schutz des $ 1932 2771 
Nichtvereidigung wegen Verdachts der Begünſtigung 
496° 
Weitervernehmung nach aſſertoriſcher Beeidigung 6875 
Nichtbeeidigung der perſönlichen Angaben 687° 
Gegenüberſtellung von Z. 688° 
Zeugnißverweigerungsrecht 
Nothwendigkeit wiederholter Belehrung bei jeder neuen 
Vernehmung deſſelben Zeugen? 2822 
Zuläſſigkeit nachträglichen Verzichts auf Z. 687“ 
Zifferblatt 
Durchſtochenes Z. einer Kontroluhr 817° 
Züchtigungsrecht 
Z. der Lehrer in Bayern 441° 
Zuhälter 
Ausbeutung 43616 (Zahlungen auf Forderungen des 
Zuhälters an die Proſtituirte) 608 2 (Gleichgültigkeit 
der Motive der Proſtituirten) 
8 


— 


Muß im Urtheil wörtlich feſtgeſtellt werden, daß der Zwangsvollſtreckung 
Angeklagte Zuhälter iſt? 436 Vereitelung der Zw. ſ. Veräußerung 
Zurechnungsfähigkeit ſ. a. Pfändung, Erpreſſung 
Einſeitige Störung der Geiſtesthätigkeit 601⁵ Zweikampf 
Zurückhaltungsrecht des Vermiethers Aufgeben des Zw. 439 
Wegnahme einer dem Z. unterliegenden Sache (Entgeltung Zweirad 
alten Rechts) 4525 8 230 Abſ. 2. Benutzung des Zw. im Gewerbebetriebe 
Zuſammenſtoß von Schiffen auf See 27810 
Gultigkeit der darüber erlaſſenen Verordnungen für den Zwiſchenurſachen 
alten Hafen zu Bremerhaven 6059 Vorausſehbarkeit von Zw. 4392 
Zwangsverſteigerung ſ. Betrug, Vermögensbeſchädigung 


B. Geſetzesregiſter. 


I. Aeichsrecht. 8 175: 4365 


8 1812: 4361, 17, 60820 


1. Strafgeſetzbuch. 8 184: 436 16, 10, 608 1, , 8175˙² 
8 31: 615% 8 185: 4348, 437 20, 609 25 
8 46: 5991 8 186: 4345, 437 21, 438 . , 604 , 609 —59 
8 48: 2741, 5992 8 187: 438% 
8 49: 82815 8 192: 43456, 6092 
8 49a: 6003, 601 8 193: 2771017, 438228, 439°, 610°, 
8 51: 50177, 601® 61126 
8 52: 4361 § 199: 502 
8 53: 4331, 602° 8 204: 43920 
8 59: 2742, 433? 8 218: 4331 
8 61: 4333, 6027 8 222: 43926, 610°” 
8 65: 275%, 4334 8 223: 27718, 441° 
8 67 Abf. 4: 27613 8 2238: 27718, 817% 
§ 68: 602° 8 230: 2781920, 43927, 441 
§ 69: 275° 8 235: 433? 
9 73: 2755 8 240: 503 2ů, 610% 
8 74: 275°, 603° 8 241: 50320 
§ 79: 603° 8 242: 44231, 611, 6877 
8 95: 603 10 8 2432: 44338 
§ 110: 433° 8 2433: 278 1,8, 6877 
8 113: 433°, 6891 8 243%: 6110 
§ 114: 433° 8 244: 6877 
5 116: 603% 8 246: 27823, 446, 612°° 
§ 117: 43367 8 247: 611° 
§ 120: 2757 8 253: 44338, 611% 
§ 122: 5000 8 259: 44434, 61255 
§ 130: 60412 8 260: 444°° 
8 131: 60413 8 263: 279%, 4443, 445 5,8, 446 4%, 
8 132: 60414 447 48, 48, 4504 
9 § 133: 2753 8 266: 44434, 6129,55 
ei 8 137: 60415 8 267: 280 25,26, 4474, 4484, 449 44, 
. 8 1401: 275 81766 
5 8 145: 60511 8 268: 450%, 613 5 
5 § 163: 27510, 606 18 8 271: 2807, 451 50, 613°” 
! 8 164: 27611, 43489, 435 10, 11 8 274: 28028 
f 8 15 ER, 43519, 18 8 286: 45251, 6133 
3 3 167: 607 9 288: 275% 2816, 4335 
1 8 169: 27612, 18 8 289: 45233 
| 8 3 A n 8 300: 615 
5 174: 2778, 43614, 817° § 303: 45252, 599, 602% 


8 304: 281°°, 614°° 
8 306: 599 

g 317: 614 

§ 318: 614° 

§ 328: 4985 

8 380: 281°. 

9 331: 8281° 

9 348: 452 

9 352: 615“ 

9 356: 615? 

8 359: 614 (0, 41, 615, 8197 
8 360°: 4515, 615 
8 367 Ziffer 8: 6027 


2. Strafprozeßordnung. 
$ 23 Nr. 4: 6861 

9 24: 6872 

88 26, 27: 4961 


8 35: 


819“ 


: 4983 


8 43: 2821 

8 44: 496? 

8 51: 2822, 6875, 4 
9 56: 2838, 4 

8 57: 2834, 496°, 687“ 
9 58: 688° 

8 60: 283%, 6875, © 
8 61: 6875 

8 66: 687° 

5 67: 2834, 687° 

5 68: 2834 

8 72: 496* 


8 79: 4975 


8 227: 


89 229—232: 4977 

9 237: 49911, 688° 

88 238, 239: 688 

499 11, 688° 

: 4977, 49912, 689 11 
: 500 1, 14, 68810 

: 4977 
: 69121 
: 4977 
: 68911 
1 6919 
: 68918 
689 11 


8 239; 


4977 


: 6877 
: 6888 
: 50118 
: 4977 
: 2829, 497, 7 
: 4988 
: 5021, 8191 B 

88 223, 224: 4977, 498° 


49910 
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8 257: 
8 259: 
8 260: 
8 263: 
8 264: 
§ 266: 
8 271: 
8 273: 
8 274: 
8 275: 
§ 285: 
8 292: 
S 294: 
§ 309: 
& 339: 
§ 340: 
§ 344: 
§ 376: 
8 377: 


689 18, 8191 B 
6912¹ 

2834, 688 10 

2835, 504 28 

283 6,7, 68914 

50219 

69015 

4963, 4976, 7, 690 1, 1, 691 10 
4963, 499 10, 503 28, 691 1 
50015 

819% 

500 10 

69118 

500 16, 50117 

6100 

50118 

8193 

69119 

4985 


8 3775: 6911 
8 3777: 502 10, 20 
8 377°: 50221 26, 508 25 


§ 385: 
§ 387: 
§ 394: 
§ 398: 


8 409: 


§ 450: 


503 8, 8, 691 20 
69120 

69017, 69121 
503 20 

4977 

503 %7 


88 453—458: 503% 


8 478: 
§ 492: 
§ 498: 
§ 502: 


8 505: 


819 
603 
504 28 
691˙¹ 
50118 


3. Andere Reichsgeſetze (Staatsverträge) und 
Bundesrathsverordnungen. 


Gewerbeordnung 88 43, 148 Nr. 5: 5041 


Vereinszollgeſetz SS 44 Abſ. 2 ff., 8 152: 505“ 
Vereinszollgeſetz 88 134, 135, 144 Nr. 3, 153 Nr. 2, 155: 4988 


Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 $ 2: 274%, 820° 
Gef. betr. die Inhaberpapiere mit Prämien: 828 15 
Reichsverfaſſung Art. 31: 2755 
Auslieferungsvertrag mit Großbritannien vom 4. Mai 1872 
Art. VII: 283! 
Seemannsordnung. 
§ 87: 8203 
8 90: 504 
Auslieferungsvertrag mit der Schweiz vom 24. Januar 1874 
Art. 2: 820“ 
Preßgeſetz. 
8 7: 505° 
88 20, 22: 283° 
& 30: 5041 
Perſonenſtandsgeſetz $ 67: 8205 
Rechtsanwaltsordnung: 615“ 
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Nahrungsmittelgeſetz. 
8 10: 5065, , 507 10, 10 
8 14: 5071118 
Krankenverſicherungsgeſetz. 
| 8 42: 61235 
88 52, 82a, 82b: 8227 
Sprengſtoffgeſetz: 284“, 285 5 
Branntweinſteuergeſetz 8 21: 2843, 50714 
Gef. betr. die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 
1. Mai 1889: 61236 
Vorſchriften des Bundesraths über ſteuerfreie Verwendung 
undenaturirten Branntweins vom 18. November 1892 
S 17 Nr. 9: 2843 
Gef. vom 20. April 1892 (Verkehr mit Wein): 5071s 
Geſ. zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894. 
8 4: 284° 
8 7: 2847 
8 12: 8239 
§ 14: 50816, 823 5, , 825 10, 11 
8 15: 284°, 825 
8 20: 508 18, 16, 825 11 
Inſtruktion des Bundesraths zum Viehſeuchengeſetze vom 
23. Juni 1895 8 20: 82613 
Geſ. zur Bekämpfung des unlautern Wettbewerbs. 
8 4: 2848, 45261, 508 7, 827 10 
8 9: 284° 
Gef. vom 5. Juli 1896 (Bankdepotgeſetz) 8 11: 5055 
Auslieferungsvertrag mit den Niederlanden vom 31. Dezember 
1896: 509 18 
Kaiſerliche Verordnung vom 9. Mai 1897 zur Verhütung des 
Zuſammenſtoßes von Schiffen auf See Art. 30, 33: 
60516 
Geſ. zur Einführung des Reichspreßgeſetzes in Elſaß⸗Lothringen 
vom 8. Auguſt 1898: 5041 


Invalidenverſicherungsgeſetz vom 19. Juli 1899 § 187: 
828 15, 16, 17 N 


Reichsgeſetz über das Poſtweſen vom 20. Dezember 1899: 
509 19 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch Art. 210: 
61234 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
88 145 ff.: 601. 
88 227, 228: 602° 
8 826: 611% 
8 857: 611% 
8 883: 281% 
8 1910: 6125 
Handelsgeſetzbuch. 
alt Art. 249d: 283% 
neu 8 4: 5050 
neu 88 38, 39: 8210 
Civilprozeßordnung, neu. 
8 415: 447 
§ 440 Abſ. 2: 450% 
8 808: 60415 
8 811: 45253 
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Konkursordnung. 

alt 8 209: 50117 

neu § 239: 5055 

neu § 240: 5055, 

neu § 241: 5067, 828 16 
Gel. über die Zwangsverſteigerung 88 9, 48: 281 
Militärſtrafprozeßordnung 88 4, 97: 691% 


II. Einzelſtaatliche Geſetze und Verordnungen. 


Preußiſche Verordnung vom 30. April 1794: 4474 

Allgemeines Landrecht Thl. II Tit. 15 88 1, 7, 17 - 19: 
81910 

Code civil Art. 229, 230: 2761 

Bayeriſche Verordnung vom 20. Mai 1815 (Züchtigungsrecht 
der Lehrer): 441 

Preußiſche Verordnung vom 17. März 1839, betr. Verkehr auf 
Chauſſeen: 8191 C 

Preußiſche Kabinetsordre und Chauſſeegeldtarif vom 29. Februar 
1840: 81910 

Elſaß⸗Lothringiſches Geſetz über die Preſſe vom 27. Juli 1849 
Art. 6: 5041 

Bayeriſches Strafgeſetzbuch von 1861 Art. 179—182, 205: 
44120 


Bayeriſche Verordnung vom 30. Juli 1862 (Sonntagsruhe): 
2821 

Bayeriſcher Juſtizminiſterialerlaß vom 28. Mai 1863 (Züchti⸗ 
gungsrecht der Lehrer): 441 

Bayeriſcher Kultusminiſterialerlaß vom 8. Januar 1866 (der⸗ 
ſelbe Gegenſtand): 4412 

Preußiſches Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865/1892 
85 208, 209: 829 18 

Bayeriſche Finanzminiſterialverordnung vom 6. April 1869: 
6140 

Bayeriihe Finanzminiſterialentſchließung vom 29. Mai 1869: 
614 10 

Preußiſche Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 8 59 Nr. 1: 
4474, 6144 

Polizeiverordnung der Regierung zu Gumbinnen vom 6. Juni 
1873 (Wildpretkontrole in ländlichen Orten): 447“ 

Preußiſche Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 88 86 
bis 90: 61234 

Polizeiverordnung der Regierung zu Gumbinnen vom 
14. April 1876 (Wildatteſte): 447. 

Preußiſches Reglement vom 16. März 1881 (J. Min. Bl. 50, 
Gefangenenbücher): 451 5⁰ 

Preußiſches Forſt⸗ und Feldwegegeſetz vom 1. April 1880 
8 30 Nr. 2: 81910 

Bayeriſche Bekanntmachung ſämmtlicher Staatsminiſterien vom 
11. September 1882 (Beſetzung der Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellungen mit Militäranwärtern): 614“ 

Elſäſſiſche Miniſterialverfügung vom 5. März 1883 (Aufſicht 
über Amtsgefängniſſe) §S 42: 452% 

Bayeriſche Kultusminiſterialentſchließung vom 9. Februar 1883 
(Züchtigungsrecht der Lehrer): 4412 

Bremiſches Hafengeſetz für Bremerhaven vom 30. März 1884 8 2: 
60516 
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Preuß iſche Ausführungsverordnung zum Sprengſtoffgeſetz vom 
11. September 1884 (Min. Bl. für die innere Verwaltung 
S. 247): 284 

Preußiſches Reſkript des Miniſteriums des Innern vom 
14. Oktober 1884 (Gefangenenbücher): 451 5⁰ 

Bayeriſche Bekanntmachung ſämmtlicher Staatsminiſterien vom 
27. November 1885 (Beſetzung der Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern): 614 

Bayeriſche Finanzminiſterialentſchließung vom 26. Juli 1886: 
614% 

Bremiſche Hafenordnung für Bremerhaven vom 15. April 1884, 
20. Dezember 1890: 60516 

Preußiſche Verordnung über den Verkehr mit Sprengitoffen 
vom 19. Oktober 1893 § 33: 2845 

Preußen⸗Oldenburg⸗Bremiſche Vorſchriften für Schiffahrt und 
Flößerei auf der Weſer unterhalb der Kaiſerbrücke in 
Bremen vom 9. Januar 1889, 5. April 1895: 60510 


Bayeriſche Bekanntmachung zum Vollzuge des 
Gewerbe⸗Ordnung vom 30. April 1895: 2821 

Heſſiſches Kapitalrentenſteuergeſetz vom 10. Juli 1895 Art. 14, 
28, 35: 509 2⁰ 

Preußiſche Anweiſung betr. Anſtellung und Obliegen⸗ 
heiten der Schlachtviehbeſchauer vom 18. Mai 1896: 
8197 

Erlaß des Preußiſchen Miniſters des Innern vom 22. März 
1898: 6137 

Geſ. zur Einführung des Reichspreßgeſetzes in Elſaß⸗Lothringen 
vom 8. Auguft 1898: 5041 

Preußiſches Reglement vom 21. Dezember 1898 (Gefangenen⸗ 
bücher): 451 50 

Preußiſche Verordnung für die Verwaltung der Kaſſen 
bei den Juſtizbehörden vom 31. März 1900 § 6 Nr. 6: 
433° 
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5.6. 8. Au. 170 Einf. Gef. zum B. G. B. S. 1. — Zu 
1661 8.6. B. S. 2. — I. Die Aufrechnung während der 
lehepangzztit. IIa. Wird eine Forderung, gegen welche nach 
altem Recht nicht kempenfirt werden konnte, aufrechenbar, wenn 
iat 8. G. 8. die Aufrechnung geftattet? Steht z. B. im Gebiet 
dn pr. K. R. einer vor dem 1. Januar 1900 aus der Verwahrung 
arflandenen Forderung nach dem 1. Januar 1900 noch das 
Jabot der Aufrechnung gegen eine Forderung aus dem Ver⸗ 
mahmngsbertrage zur Seite? Iſt insbeſondere die Aufrechnung 
gehen eine Forderung der unter I. beſchriebenen Art auf Grund 
iu g 398 B. G. B. nach dem 1. Januar 1900 unzuläſſig? 
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Sälfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die kamnier im Bezirke des Oberlandesgerichts 
u Grafen 4. Main hat der Kaffe abermals eine Beihülfe 
* 1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vor⸗ 
Bande it für die reiche Beihülfe der anfridtigfte Dank 
engeipraden, 


Zu § 138 B. G. B. 


Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
kkenntuß des Reichsgerichts III. C. S. t. S. Schütte 
konb e. Kruſe vom 30. November 1900, Nr. 252/1900 III. 

II. J. O. L. G. Oldenburg. 

Die Reriſton iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 
Die von der Reoifion zum Ermeſſen verftellte Anwendbar ⸗ 
"5138 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf das 
ide bereits vor dem Inkrafttreten det Bürgerlichen Ge. 
ut aögeſchloſſene Rechtsgeſchäft iſt zu bejahen. Allerdings 
u 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
zu allgemein, daß für ein Schuldverhältniß, das vor 
10 am des Bürgerlichen Geſetzbuchs entftanden iſt, 
Nu üherigen Geſetze maßgebend bleiben. Aber ſchon in den 
ze zum erſten Entwurf Artikel 103 (S. 257) tft hervor ⸗ 
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gehoben, daß dadurch nicht ausgeſchloſſen ſei, daß, wenn ein⸗ 
zelne Normen des Bürgerlichen Geſetzbuchs einen probibitiven 
Charakter dergeſtalt hätten, daß ſie auch die bereits beſtehenden 
Schuldverhältniſſe zu ergreifen beabfichtigten, was im Wege der 
Auslegung feſtzuſtellen ſei, dieſer rückwirkenden Tendenz Folge 
zu geben ſei; und auch in den Protokollen der II. Kommiſfion 
(Bd. 6 S. 498, 499) iſt dieſem ſelben Gedanken Ausdruck ge⸗ 
geben. Dieſe rückwirkende Tendenz iſt aber aus der Faſſung 
des 8 138 Abſ. 2 zu entnehmen. Denn er tft dem Abſ. 1: 
„Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, iſt 
nichtig“ mit den Worten: „Nichtig iſt insbeſondere“ u. ſ. w. 
angeſchloffen. Damit iſt ein ſolches Geſchäft vom Geſetzgeber aus- 
drücklich als gegen die guten Sitten verſtoßend erklärt, und nach 
Erklärung eines ſolchen Satzes kann der Geſetzgeber unmoͤglich 
noch zur Durchführung eines ſolchen gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Geſchäftes ſeinen Rechtsſchutz haben hergeben wollen. 
Zweifelhafter aber iſt, ob, was die Reviſion in ihrer 
Hauptrüge in Abrede nimmt, die einzelnen Erforderniſſe des 
§ 138 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in ausreichender 
Weiſe feſtgeſtellt find; und es iſt der Revifion zuzugeben, daß, 
wenn die das Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung betreffende Ausführung des Berufungsgerichts in dem 
Sinne zu verſtehen wäre, wozu der Wortlaut allerdings Anlaß 
bietet, daß lediglich für den Kläger der Werth der ge- 
kauften Beſitzung ein den Kaufpreis weit überſteigender ſei, die 
Ausführung auf Rechtsirrthum beruhen würde, weil, wenn der 
Beklagte ſo viel erhält, als die Sache für ihn werth iſt, von 
einer Ausbeutung deſſelben nicht die Rede ſein kann. Indeſſen 
nach dem ganzen Zuſammenhange der Urtheilsgründe iſt doch 
wohl die Ausführung des Berufungsgerichts dahin zu verſtehen, 
daß mit Rückficht auf die auf dem Grundſtücke betriebene 
Gaftwirihſchaft daſſelbe überhaupt einen weit den Kaufpreis 
überfteigenden Werth beſitze, und daß dies insbeſondere auch 
für den Kläger, der ſelbſt Gaſtwirthſchaft darauf betreibe, in 
Betracht komme. Daß, wie die Revifion weiter geltend macht, 
die Schankwirthſchaftskonzeſſion nicht mitverkauft ſei und auch 
wohl nicht mitzuverkaufen ſei, kann deshalb nicht entſcheidend 
in Betracht kommen, weil ſchon die Thatſache, daß auf einem 
Grundſtücke eine gutgehende Gaſtwirthſchaft betrieben wird, den 
Werth des Grundſtuͤcks zu erhöhen geeignet iſt, wie dies auch 
übereinftimmend die Sachverſtändigen angenommen haben 
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Wenn daher das Berufungsgericht ein auffälliges Mißverhältniß 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung feſtſtellt, ſo iſt ein Rechts⸗ 
irrthum darin nicht erkennbar. Endlich iſt zwar auch bei Aus⸗ 
beutung des Leichtfinns recht dürftig feſtgeſtellt, indeſſen kann 
doch auch hier die Feſtſtellung noch genügen, da nicht bloß, wie die 
Revifion vermeint, das Berufungsgericht feſtſtellt, daß der 
Kläger erkannt habe, daß der Beklagte nicht nüchtern jet, 
ſondern ferner auch, daß er erkannt habe, daß der Beklagte 
ſehr unvernünftig handle und die Pflichten gegen ſeine Familie 
in groͤblichſter Weiſe verletze, wenn er ſeinen Grundbeſitz zu fo 
niedrigem Preiſe veräußere. 


Zu $ 1581 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Warmuth 
8. Schloßke vom 26. November 1900, Nr. 288/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Breslau. 

Die Entſcheidung des Berufungsrichters beruht im Weſent⸗ 
lichen auf folgenden Erwägungen: 

Die Beſtimmung des 5 1581 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, wonach die Unterhaltspflicht des für ſchuldig erklärten 
geſchiedenen Ehegatten mit der Wiederverheirathung des Be⸗ 
rechtigten erliſcht, könne nicht auf Falle zurückwirken, in denen 
— wie hier — die Scheidung der Ehe bereits vor dem 
1. Januar 1900 erfolgt ſei. Die entgegengeſetzte Auffaſſung 
finde im Geſetze keine Stütze; namentlich ſei dafür aus den 
Artikeln 199, 201 und 206 des Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch nichts zu entnehmen. Ebenſo wenig laſſe fich 
eine ſolche Rückwirkung aus allgemeinen Geſichtspunkten her⸗ 
leiten. Der Klägerin ſei nach § 783 Theil II Titel 1 des 
Allgemeinen Landrechts ein Anſpruch auf Abfindung wegen 
der künftigen Erbfolge aus dem Vermögen des durch 
Urtheil vom 5. April 1898 von ihr geſchiedenen und dabei für 
ſchuldig erklärten Beklagten erwachſen geweſen. Dadurch, daß 
die Klägerin dann in Ausübung des ihr durch § 798 a. a. O. 
gewährten Wahlrechts ſtatt der Abfindung ſtandesgemäße Ver⸗ 
pflegung bis an ihren Tod gefordert habe, werde an der recht⸗ 
lichen Natur ihres Anſpruches nichts geändert. Derſelbe ſtelle 
ſich nicht als ein reiner Unterhaltsanſpruch, ſondern als ein 
Entſchädigungsanſpruch dar. Dieſer Auffaſſung entſpreche 
auch die in den SS 803, 806 a. a. O. enthaltene Beſtimmung, 
daß bei Lebzeiten des Mannes eine Veränderung bezüglich der 
Höhe der Verpflegungsgelder durch ſpäter eintretende Verbeſſe⸗ 
rungen oder Verſchlechterungen der Vermögensverhältniſſe des 
geſchiedenen Mannes nicht herbeigeführt werden ſolle, ſowie die 
ausdrückliche Vorſchrift des § 805 a. a. O., daß die Frau die 
Verpflegungsgelder behalte, wenn ſie zu einer anderen Ehe 
ſchreite. Es handele ſich ſomit im vorliegenden Falle um ein 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtandenes 
Schuldverhältniß, für welches die erwähnten Beſtimmungen des 
Allgemeinen Landrechts nach Art. 170 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche maßgebend geblieben ſeien, und 
es könne daher nicht angenommen werden, daß die Klägerin 
ſeit dem 1. Januar 1900 ihre Anſprüche auf Zahlung der 
Unterhaltsgelder in Folge ihrer Wiederverheirathung verloren habe. 

Dieſe Ausführungen find zu billigen, während andererſeits 
die von der Reviſion vertretene Anficht, daß die im Beſchluſſe 
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des Reichsgerichts vom 24. April 1900 Rep. VII. B. 31./ 1900 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 431) bezüglich der Nichtfortdauer 
einer Alimentationspflicht der Geſchwiſter zur Anwendung ge⸗ 
brachten Geſichtspunkte, auch für die Entſcheidung der hier 
ſtreitigen Frage maßgebend ſein müßten, nicht für zutreffend zu 
erachten iſt. Die in Folge der Verwandtſchaft kraft des Geſetzes 
eintretende Verpflichtung, einem unterſtützungsbedürftigen Familien ⸗ 
gliede Unterhalt zu gewähren, beruht auf einem Zuſtands⸗ 
verbältniffe, welches — fo lange nicht nur die betreffende 
verwandtſchaftliche Verbindung, ſondern auch die Hülfsbedürftigkeit 
des Einen und das Unterſtützungsvermögen des Andern beſteht 
— fortdauernd immer neue obligatoriſche Anſprüche er ⸗ 
zeugt. Hieraus ergiebt ſich zugleich, daß dieſe Alimentations⸗ 
verbindlichkeit in Wegfall kommen muß, ſobald die Voraus- 
ſetzungen, an welche die Entſtehung der Unterſtützungspflicht 
geknüpft iſt, nicht mehr beſtehen oder als Entſtehungsgründe 
eines ſolchen Anſpruchs vom Geſetz nicht mehr anerkannt werden. 
Ob und inwieweit ähnliche Geſichte punkte für den Geſetzgeber 
bei der Regelung der dem ſchuldigen Ehegatten in den $$ 1578 flg. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auferlegten Unterhaltspflicht maß⸗ 
gebend geweſen find, kann bier dahingeſtellt bleiben; denn das 
Preußiſche Allgemeine Landrecht, deſſen Beſtimmungen für die 
Beurtheilung der rechtlichen Natur des der Klägerin vor dem 
1. Januar 1900 erwachſenen Anſpruchs maßgebend find, hatte 
einen anderen Standpunkt eingenommen. Danach war der 
Klägerin die Wahl gegeben, ob ſie als Abfindung eine nach den 
Vorſchriften der 88 785 bis 797 Theil II Titel 1 des Al. 
gemeinen Landrechts zu bemeſſende einmalige Zahlung oder auf 
Grund der 55 798 fl. a. a. O. eine ſtandesgemäße Verpflegung 
bis an ihren Tod aus den Mitteln des ſchuldigen Mannes 
fordern wollte. Immer aber handelte es ſich dabei — wie vom 
Berufungsrichter mit Recht hervorgehoben wird — um einen 
durch das Scheidungsurtheil dem Grunde nach bereits zu ⸗ 
geſprochenen Entſchädigungsanſpruch, deſſen Höhe lediglich 
nach den zur Zeit der Scheidung obwaltenden Verhältniſſen 
endgültig zu bemeſſen war. 

(Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 19 S. 312 und Bd. 29 S. 169, 170.) 

Die Klägerin hat ſich, nachdem das Scheidungsurtheil vom 
5. April 1898 rechtskräftig geworden war, alsbald für die 
Wahl von Unterhaltsgeldern entſchieden; auch iſt damals eine 
Einigung der geſchiedenen Eheleute über die Höhe der zu 
zahlenden Beträge zu Stande gekommen und der Beklagte hat 
ſich dementſprechend der Klägerin gegenüber im Reverſe vom 
12. Januar 1899 zur Zahlung eines Unterhaltsgeldes von 
monatlich 22 Mark 50 Pf. verpflichtet. Damit hatte die 
Klägerin ein wohlerworbenes Recht auf eine feſt beſtimmte 
lebenslängliche Rente erlangt und an dieſem Rechtsverhält ⸗ 
niſſe iſt in Folge des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nichts verändert worden. 

Nach der zutreffenden Ausführung des Berufungsrichters 
iſt für eine abweichende rechtliche Beurtheilung auch aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Reverſes vom 12. Januar 1899 nichts 
zu entnehmen, da insbeſondere jeder Anhalt dafür fehlt, daß 
fih die Klägerin bezüglich der Fortdauer ihrer Anſprüche dem 
jeweilig geltenden Rechte habe unterwerfen wollen. 
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l. Die Aufrechnung während der Uebergangszeit. 
Ua. Wird eine Forderung, gegen welche nach 
altem Recht nicht kompenſirt werden konnte, auf⸗ 
rechenbar, wenn das B. G. B. die Anfrechnung 
geſtattet? Steht z. B. im Gebiet des Pr. L. R. 
einer vor dem 1. Januar 1900 aus der Ver⸗ 
wahrung entitandenen Forderung nach dem 
1. Januar 1900 noch das Verbot der Aufrech⸗ 
wung gegen eine Forderung ans dem Ver⸗ 
wahrungsvertrage zur Seite? Iſt insbeſondere 
die Aufrechunng gegen eine Forderung der unter I. 
beſchriebenen Art auf Grund des § 393 B. G. B. 
nach dem 1. Januar 1900 unzuläſſig? 

Ub Wird umgekehrt eine Forderung der Auf⸗ 
rechnung entzogen, wenn das B. G. B. die Auf⸗ 
rechnung verbietet? 
lu. Befahigt die Prozeſwollmacht die Partei⸗ 
vertreter während des Prozeſſes zur Erklärung 
der Aufrechnung und andererſeits zur Entgegen⸗ 
nahme dieſer Erklärung? 

Bon Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 

Bol. Dronke, Puchelt Zeitſchrift 1898, 869, 542: 

Zu I. Bis zum 1. Januar 1900 gilt das alte Recht. 
Standen daher vor dem 1. Januar 1900 im rheiniſchen 
Rechtsgebiet ſich zwei kompenſable Forderungen gegenüber, fo 
M mit dieſem Moment die Aufrechnung von Rechtswegen ein- 
gireten; hier war nämlich eine Aufrechnungserklärung nicht 
erfordert. 

Zu II. Die erſte Frage wird praktiſch bei Forderungen 
wegen an vertrauter und geliehener Sachen, gegen welche ab; 
reichend von I 16 $ 363, 364 Pr. L. Rt. und Art. 1293 C. c. 
m B. G. B. die Wettſchlagung für zuläſſig erklärt. Die 
zweite Frage findet dadurch ihre Bedeutung, daß das B. G. B. 
alle unpfändbaren Anſprüche der Aufrechnung entzieht (§ 394), 
während 3. B. der Code dies nur bei den Unterhaltungs- 
uſprüchen gethan hatte. 

Die Unaufrechenbarkeit einer Forderung iſt keine Eigen⸗ 
ſchaft derſelben, folglich entſcheidet das B. G. B., inſoweit vor 
dem 1. Jannar 1900 die Aufrechnung nicht eingetreten war. 
Die Aufrechnung iſt Zahlungsmittel, folglich gilt das Geſetz 
+ Zt. der Zahlung, ebenſo wie bez. der Münzen. Z. Zt. der 
Zahlung muß das Zahlungsmittel kursfähig fein. Selbſtredend 
u das neue Kompenſationsrecht erſt vom 1. Januar 1900 
Wirken, 

Ebenſo das K. G. 17. 5. 00, XIV Mugd.⸗Jalk. 1900, 139, 
welches u. A. ſagt: 

Im Sinne der 88 263, 364 111 A. L. R. wurde nicht 
für den Hinterleger ein beſonderes Recht darauf erworben, daß 
der Berwahrer gegen feine Klage niemals von der Aufrechnung 
Gebrauch mache. — In 9 393 erklärt das B. G. B. die Auf- 
"huung gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich unerlaubten 
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Handlung für unzuläſſig, und das iſt hier ſchließlich ent⸗ 
ſcheidend. Die Beklagte geſteht namentlich zu, Sparkaſſen⸗ 
guthaben des Klägers abgehoben zu haben. Mithin kann nur 
angenommen werden, daß die Beklagte das Geld ſich felbft 
zugeeignet und ſich ſonach einer Unterſchlagung ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

Einen entgegengeſetzten Standpunkt nimmt L. G. Inſter⸗ 
burg 17. 9. 00, Poſ. M. 1900, 162— 163 ein, dafſelbe ſagt: 

Seit dem 1. Januar 1900 beſtimmen ſich die Voraus ⸗ 
ſetzungen der Aufrechnung nach dem B. G. B., und danach iſt 
dieſe Begünſtigung der Alimentenforderungen fortgefallen 
— 8 394 B. G. B. — Eine Ausnahme greift aber Platz, 
wenn der Anſpruch ſchon vor dem 1. Januar 1900 entſtanden 
war. Dann hat der Gläubiger ein Recht darauf erworben, 
daß ſein Anſpruch in demſelben Umfang und mit denſelben 
Wirkungen beſtehen bleibt, wie ſie unter dem alten Recht be⸗ 
gründet waren. Es tritt der Anſpruch mit dieſer Eigenſchaft 
in das neue Recht über — Art. 170 E. G. zum B. G. B., 
Habicht, 2. Auflage S. 186, 187 —. Diefe Auslegung ent⸗ 
ſpricht auch der rückwirkenden Kraft der Aufrechnung, die be⸗ 
wirkt, daß die Forderungen, ſoweit ſie ſich decken, in dem Zeit⸗ 
punkt als erloſchen gelten, in welchem ſie ſich zur Aufrechnung 
geeignet gegenüber ſtanden. Die abweichende Meinung des 
Kammergerichts in d. Rechtſpr. d. O. L. G. 1900 S. 139 er 
ſcheint nicht überzeugend, weil dort außer Acht gelaſſen ift, daß 
der Gläubiger einer ſolchen vor dem 1. Januar 1900 ent- 
ſtandenen Forderung ein wohl erworbenes Recht auf die Fort⸗ 
bauer ſeiner Vergünftigung erworben hat. — Cbenſo Roſpatt, 
Recht 1900, 512—514. 

Zu III. Das K. G. a. a. O. hat die Frage bejaht, und 
zwar in Uebereinftimmung mit der allgemeinen Praxis. 
S. § 388 B. G. B. 


Bom Reichsgericht. “) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 24. Dezember 1900 
bis 5. Januar 1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 8 99. | 

Der Kl. ſtehen gegen den Bekl. verſchiedene, vertragsmäßig 
am 1. Oktober 1901 fällig werdende Hypothekenforderungen zu. 
Bekl. verlangte Hinausſchiebung des Fälligkeitstermins und 
drohte, dies Begehren durch Klage durchſetzen zu wollen. Kl. 
reichte darauf eine Klage auf Zahlung zum 1. Oktober 1901 
ein. Bevor die mit Terminsbeſtimmung bereits versehene Klage 
ſchrift dem Bekl. zugeftellt war, erkannte dieſer feine Verpflichtung 
an und nunmehr ließ die Kl. ihm die Klageſchrift zugleich mit 
einem Schriftſatze zuſtellen, welcher die Erklärung enthielt, der 
Grund zur Klage nach § 257 der C. P. O. ſei weggefallen 
und es werde daher nur beantragt werden, dem Bekl. die Prozeß⸗ 
koften aufzuerlegen, weil Bekl. durch ſein Verhalten zur Klage 
Anlaß gegeben habe. Im Verhandlungstermine machte Kl. 
eventuell geltend, Bekl. ſei wegen feines vertragswidrigen Ver⸗ 
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haltens in Höhe der Prozeßkoſten, deren Betrag in einem er- 
betenen neuen Termine angegeben werden ſolle, ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig. Das L. G. erkannte: „Der Kl. werden die Koſten des 
Rechtsſtreits auferlegt.“ Es führte aus: Soweit der Antrag 
auf Koſtenverurtheilung auf die Koſtenbeſtimmungen der C. P. O. 
gegründet ſei, ſei er hinfällig, weil Bekl. durch fein vor Er- 
hebung der Klage abgegebenes Anerkenntniß den Anlaß zur Klage 
beſeitigt habe; ſoweit er auf ein Verſchulden des Bekl. gegründet 
ſei, fehle es an einem beſtimmten Antrag im Sinne des § 253 
Nr. 2 der C. P. O. Daher ſeien die Prozeßkoſten der Kl. zur 
Laſt zu legen. Die ſofortige Beſchwerde der Kl. iſt zurück⸗ 
gewieſen worden. Das Kammergericht führt aus: Soweit der 
Anſpruch der Kl. auf Schadenerſatz gehe, ſei die Beſchwerde 
unzuläſſig, weil es an der Vorausſetzung des § 99 Abſ. 3 der 
C. P. O. fehle, daß eine Hauptſache rechtshängig geworden 
ſei. Im Uebrigen ſei die Beſchwerde unbegründet, denn die 
§§ 91, 93 der C. P. O. ſetzten ebenfalls die Rechtshängigkeit 
einer Hauptſache voraus. Die weitere Beſchwerde iſt un⸗ 
begründet. Der 8 99 Abſ. 3 Satz 1 der C. P. O. ſetzt wort⸗ 
deutlich voraus, daß eine Entſcheidung in der Hauptſache möglich 
geweſen wäre, aber aus irgend einem Grunde nicht ergangen 
iſt. Eine Entſcheidung in der Hauptſache iſt nur möglich, wenn 
letztere rechtshängig geworden iſt. Fehlt es daran, dann iſt keine 
Hauptſache vorhanden, zu welcher der Koſtenpunkt ſich als 
Nebenſache verhalten könnte. Werden, wie im vorliegenden 
Falle, Koſten allein zum Gegenſtande einer Klage gemacht, dann 
bilden fie eben die Hauptſache und das ergehende Urtheil unter⸗ 
liegt der Berufung und gegebenenfalls der Revifion. Dem⸗ 
gemäß war die ſofortige Beſchwerde unzuläſſig, gleichviel auf 
welche Gründe der erhobene Koſtenanſpruch geſtützt iſt. Der 
mit der weiteren ſofortigen Beſchwerde angefochtene Beſchluß iſt 
nur inſofern ungenau, als er die ſofortige Beſchwerde nicht als 
unzuläſſig verworfen, ſondern zurückgewieſen hat. Zur Kor- 
rektur dieſes Mangels lag jedoch keine Veraulaſſung vor, da 
Kl. dadurch nicht beſchwert iſt. V. C. S. i. S. Neue Hanſa⸗ 


Viertels ⸗Aktiengeſellſchaft o. Zadek vom 8. Dezember 1900, 
B Nr. 146/1900 V. 


2. 8 99. 


Die Bekl., die den ſeinem Streitwerth nach auf 11 000 Mark 
bezifferten Anſpruch des Kl. in erſter Inſtanz anerkannt haben, 
find ihrem Anerkenntniß gemäß unter Auferlegung der Prozeß⸗ 
koſten verurtheilt worden. Auf die von ihnen lediglich wegen 
der Entſcheidung über den Koſtenpunkt eingelegte Berufung, 
für die der Werth des Beſchwerdegegenſtandes auf 300 — 450 Mark 
angegeben wurde, find durch das angefochtene Urtheil die Koſten 
des Rechtsſtreits beider Inſtanzen gegen einander aufgehoben 
und die gerichtlichen Koſten beiden Parteien je zur Hälfte auf⸗ 
erlegt worden. Gegen dieſes Urtheil hat der Kl. ſofortige Be⸗ 
ſchwerde mit dem Antrage eingelegt, die Prozeßkoſten den Bekl. 
uneingeſchränkt aufzuerlegen, während letztere, die über die Be⸗ 
ſchwerde gehört find, deren Zurückweisung beantragt haben. 
Die nach § 567 Abſ. 2 C. P. O. erforderliche Beſchwerdeſumme 
liegt vor. Gleichwohl war die Beſchwerde als unzuläſſig zu 
verwerfen, da auf den gegenwärtigen Fall nicht Abf. 3, ſondern 
Abſ. 2 8 99 C. P. O. Anwendung findet, letzterer Abſatz aber 
nur die Rechtsmittel der Berufung und gegebenenfalls der Revifion 
zuläßt. Allerdings ift dieſer Grundſatz im Geſetz nicht zu ganz 
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klarem Ausdruck gelangt. Sieht man bloß auf den Wortfinn 
des Geſetzestextes, fo könnte es zweifelhaft erſcheinen, ob die in 
Abſ. 3 zugelaſſene Beſchwerde wegen der Koſten ſchlechthin gegen 
alle Urtheile ftattfinden ſoll, die keine Entſcheidung in der Haupt ⸗ 
ſache enthalten, oder ob der Grundſatz des Abi. 3 durch Abſ. 2 
eine Einſchränkung dahin erleidet, daß in Rechtsſtreitigkeiten, 
die durch Anerkenntniß erledigt worden, Abſ. 3 überhaupt nicht 
zur Anwendung kommt, vielmehr auch dann, wenn das An · 
erkenntniß bereits in erſter Inſtanz abgegeben iſt und das Urtheil 
der höheren Inſtanz lediglich den Koſtenpunkt betrifft, gegen 
dieſes Urtheil nur Revifion zuläffig iſt. Für die erſtere Annahme 
ſcheint die allgemeine Faſſung der Eingangsworte des Abſ. 3, 
für ſich allein betrachtet, zu ſprechen, durch die der eben erwähnte 
Fall mitgedeckt wird. Entſcheidend für die letztere Annahme iſt 
jedoch der Umſtand, daß der Geſetzgeber den Fall der Erledigung 
des Prozeſſes durch Anerkenntuiß in einem geſonderten Abſatz 
behandelt hat. Hieraus muß als geſetzgeberiſcher Gedanke und 
Wille gefolgert werden: Unterliegt der Bell. zufolge ſeines 
Anerkenntniffes, jo wird die Regel des Abſ. 1, wonach die Ent ⸗ 
ſcheidung wegen der Koſten nur bei gleichzeitiger Anfechtung der 
Entſcheidung in der Hauptſache und nur mit dem gegen dieſe 
Entſcheidung gegebenen Rechtsmittel angefochten werden kann, 
ausnahmsweiſe durchbrochen; die im Koſtenpunkt benachtheiligte 
Partei darf die höheren Inſtanzen auch dann beſchreiten, wenn 
ſie die Entſcheidung in der Hauptſache nicht anficht. Iſt dagegen 
der Prozeß auf andere Weiſe als durch Anerkenntniß des Bekl., 
1. B. durch Verzicht des Kl. auf den Klageanſpruch oder durch 
deſſen Befriedigung erledigt, ſo bleibt es bei der Regel des 
Abſ. 1; aber als Erſatz für das verſagte ordentliche Rechtsmittel 
wird der benachtheiligten Partei die Beſchwerde gegeben. Für 
dieſe Annahme ſpricht auch die Erwägung, daß bei gegentheiliger 
Auslegung es unklar und ungeregelt bliebe, ob in den Fällen, 
in denen die Koſten mehr als 1 500 Mark betragen, die Be · 
ſchwerde wahlweiſe neben der Revifion zuläſſig oder durch letzteres 
Rechtsmittel aus geſchloſſen fein ſoll. Ergiebt hiernach ſchon der 
Zuſammenhang des $ 99 einen ficheren Schluß auf das vom 
Geſetzgeber Gewollte, jo kommt noch hinzu, daß das gewonnene 
Auslegungsergebniß durch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
weſentlich unterſtützt wird. Der vom Bundes rathe dem Reichs · 
tage vorgelegte Entwurf der Civilprozeßnovelle ſchlug als neu 
hinzuzufügenden Abſatz nur den jetzigen Abſ. 3 vor und be 
gründete den Vorſchlag damit, es ſei in den Fällen, in denen 
die Hauptſache durch Vergleich, durch nachträgliche Befriedigung 
des Kl. oder in ſonſtiger Weiſe ihre Erledigung gefunden habe, 
die Gefahr ausgeſchloſſen, daß der höhere Richter zu ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund von Erwägungen gelange, die mit dem 
der Abänderung nicht mehr unterworfenen Urtheil in der Haupt 
ſache in Widerſpruch treten. Für ſolche Fälle an Stelle des 
ordentlichen Rechtsmittels die Beſchwerde zu ſetzen, ſei zweck · 
mäßig, da die bezüglichen Streitigkeiten meiſt einfacher Art und 
von verhältnißmäßig untergeordneter Bedeutung ſeien. — Denk. 
ſchrift zum Entwurf der Civilprozeßnovelle S. 89. — Bei 
der Berathung des Entwurfs in der Kommilfion des Reichstags 
wurde für den neu hinzuzufügenden Abſatz folgende Faſſung 
beantragt: „Iſt jedoch in der Haupkſache auf Grund eines 
Anerkenntniſſes eine Verurtheilung ausgeſprochen ($ 278) 
oder eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen, ſo 
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finde gegen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
ſofortige Beſchwerde ſtatt Dieſer Antrag, den die 
Kommiſſion in erſter Leſung annahm, begegnete bei den ver⸗ 
bündeten Regierungen keinem prinzipiellen Widerſtande. Es 
wurde anerkannt, daß der oben erwähnte Gefichtspunkt, aus 
dem die ſelbftſtändige Anfechtung einer Koſtenentſcheidung un⸗ 
bedenklich zugelaſſen werden könne, auch im Falle der Erledigung 
einen Rechtsftreits durch Anerkenntniß des Bekl. zutreffe. Be 
mängelt wurde jedoch die Zulaſſung des Beſchwerd e verfahrens. 
Letzteres, ſo wurde ausgeführt, eigne ſich für dieſen Fall deshalb 
wenig, weil die hier hauptſächlich in Betracht kommende Frage, 
ob der Bekl. durch ſein Verhalten zur Erhebung der Klage 
Beranlaffung gegeben habe (vergl. 8 89 a. F., jetzt $ 93), oft 
ihne Erörterung der Sache ſelbſt nicht entſchieden werden konne. 
Außerdem müſſe mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die 
veranikeilte Pari beſtreite, ein Anerkenntniß abgegeben zu 
baben, und deshalb das Urtheil in der Hauptſache anfechte; 
für diefen Fall werde eine Regelung der Frage vermißt, in 
welchem Verhältniß das Rechtsmittel in der Hauptſache zu der 
Beſchwerde im Koſtenpunkte ſtehen ſolle. Seitens der Reichstags 
kommiſfion wurden dieſe Bedenken als begründet anerkannt. 
Um fie zu beſeitigen, wurde bei der zweiten Leſung auf Vor⸗ 
ſclag der Redaktionskommiſſion dem 5 99 die Faſſung gegeben, 
bie demnächft Geſetz geworden iſt. Siehe Kommiſſionsbericht 
Nr. 240 der Druckſachen der Seſſion 1897/98 S. 39, 40. 
JV. C S. i. S. Kuchenbecker u. Gen. c. Fedtke vom 1. Dezember 
1900, B Nr. 137/1900 V. 

3. 9 99. 

Die beklagte offene Handelsgeſellſchaft hat bei dem Kauf⸗ 
mm W., ihrem Schuldner, Sachen pfänden laſſen, welche ſich 
iz Räumen befanden, die von dem Kl. an W. vermiethet 
waren. Der Kl. hat einen Gerichtsbeſchluß erwirkt, durch den 
de Hinterlegung des Verkaufserlöſes der inzwiſchen verſteigerten 
pfandſachen angeordnet worden iſt, und hat von der Bell. 
Anerkennung des ihm als Vermiether zuſtehenden Rechtes 
auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem hinterlegten Verkaufs- 
elöje begehrt. Da die Bekl. fich deſſen weigerte, hat Kl. 
gegen fie mit einem dem vorſtehend angegebenen Begehren ent- 
ſprechenden Antrage Klage erhoben. In der mündlichen Ver. 
handlung hat Bekl. jetzt den Klageanſpruch anerkannt, jedoch 
Belaftung des Kl. mit den Prozeßkoſten verlangt, weil fie keinen 
Anlaß zur Klaganſtellung gegeben habe. Der I. R. hat gemäß 
5307 der C. P. O. Anerkenntnißurtheil gegen die Bekl. ergehen 
laſſen und fie auch in die Prozeßkoſten verurtheilt, da er an⸗ 
nimmt, daß fie dem Kl. Anlaß zur Klage gegeben habe. Auf 
rie gegen dieſe Entſcheidung lediglich im Koſtenpunkte eingelegte 
Berufung der Bekl. hat das Kammergericht abändernd durch 
heil vom 26. September 1900 dahin erkannt, daß Kl. die 
zwzeßkoſten zu tragen habe; nach der Anfiht des B. G. hat 
u Verhalten der Bekl. die Klaganſtellung nicht gerechtfertigt. 
Gegen dieſes B. U. hat jetzt Kl. unter Bezugnahme auf die 
5 99 Abſ. 3 und 567 der C. P. O. ſofortige Beſchwerde bei 
en N. G. eingelegt mit dem Antrage, unter Aufhebung des 
ingefochtenen Urtheils die Berufung der Bekl. gegen das erſt⸗ 
inſtanzliche Urtheil zurückzuweiſen und der Bekl. die Koſten auf- 
nerlegen. Dieſe Beſchwerde iſt unzuläſſig. Das B. U. iſt auf 
Grund der neuen, im 8 99 Abſ. 2 der C. P. O. enthaltenen 
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Beſtimmung erlaſſen, wonach in Ausnahme von der Regel des 
Abſ. 1 bei Anerkenntnißurtheilen die alleinige Anfechtung des 
Koſtenpunktes geſtattet iſt, alſo ohne Anfechtung der in der 
Hauptſache ergangenen Entſcheidung. Wie der Wortlaut „kann 
ſelbſtändig angefochten werden“ und der Bericht der Reichstags⸗ 
kommiſſion, durch die der Abſ. 2 dem 5 99 eingefügt iſt, (Hahn⸗ 
Mugdan Materialen zur Civilprozeßordnungsnovelle S. 292) 
klar ergeben, ſollten gegen die Koſtenentſcheidung des An⸗ 
erkenntnißurtheils die nach den allgemeinen Regeln gegen 
Urtheile zuläffigen Rechtsmittel ergriffen werden können, dem⸗ 
gemäß auch nach mündlicher Verhandlung durch Urtheil über 
das eingelegte Rechtsmittel erkannt werden. Hieraus folgt mit 
zwingendem Schluß, daß überhaupt, alſo auch in ſeinem 
weiteren Verlaufe, der ganze Rechtsmittelgang in 
Bezug auf die Koſtenentſcheidung in Anerkenntnißurtheilen ſo 
eröffnet worden iſt, wie er auch ſonſt in Bezug auf Urtheile 
ftattfindet. Die im Abſatze 1 des § 99 enthaltene Ausnahme 
von der allgemeinen Regel der Anfechtbarkeit der Urtheile iſt 
durch den Abſ. 2 in Bezug auf die Koſtenentſcheidung in An⸗ 
erkenntnißurtheilen wieder beſeitigt, damit für dieſen Fall alſo 
die allgemeine Regel wieder hergeſtellt. Demnach find gegen 
die auf Grund des Abſ. 2 des S 99 in der nächſt 
höheren Inſtanz ergangenen, lediglich den Koſtenpunkt be⸗ 
treffenden Urtheile Rechtsmittel und zwar in den allgemeinen 
Grenzen, gegeben, welche überhaupt gegen Urtheile dieſer 
höheren Inſtanz zuläffig find. Im vorliegenden Fall iſt dem- 
gemäß die Reviſion nach der allgemeinen Regel des § 545, 
aber auch in der Beſchränkung durch die ebenfalls allgemeine 
Regel des 8 546 bezüglich vermögensrechtlicher Anſprüche, das 
ſtatthafte Rechtsmittel. Was nun die Beſtimmung im Abſ. 3 
des § 99 betrifft, auf welche ſich der Beſchwerdeführer bezogen 
hat, ſo greift dieſe in den Kreis der Beſtimmung des Abſ. 2 
nicht hinein. Es könnte fraglich ſein, ob der Abſ. Z im 
Falle des Abſ. 2 nicht ſchon deshalb unanwendbar wäre, weil 
die Vorausſetzung des Abſ. 3, daß eine Entſcheidung in der 
Hauptſache in der der Beſchwerdeinſtanz voraufgehenden 
Inſtanz nicht ergangen ſei, hier inſofern als gar nicht vor⸗ 
handen angeſehen werden könnte, als für die II. J. die auf 
Grund des Abſ. 2 von Anfang an lediglich mit der Frage 
der Koſtenpflicht befaßt iſt, eben deswegen die Koſten der 
I. J. die eigentliche und alleinige Hauptſache bilden, ſo daß 
das von ihr über die Koſten der I. J. erlaſſene Urtheil für ſie 
inſofern ein in der Hauptſache gefälltes Urtheil darſtellt. 
Allein auch wenn man dem nicht beipflichten und auf jeden 
Fall daran feſthalten wollte, daß im Abſ. 3 unter der „Haupt⸗ 
ſache“ ſtets nur die urſprüngliche Hauptſache zu verſtehen 
ſei, ſo kann der Abſ. 3, obgleich hier in der der Beſchwerde⸗ 
inſtanz voraufgegangenen Inſtanz ein Urtheil in der Hauptſache 
in dieſem Sinne nicht ergangen iſt, doch nicht trotz feiner all⸗ 
gemeinen Faſſung in Betracht kommen. Der durchſchlagende 
Grund iſt der, daß die Beſtimmung des Abſ. 3 ſeinem Grunde 
und Zwecke nach auf den Fall der nach Maßgabe des Abſ. 2 
gefällten Koſtenentſcheidung überhaupt nicht paßt. Der Abſ. 3 
ſollte dem vielfach empfundenen Mangel abhelfen, daß deshalb, 
weil in der Hauptſache ein Urtheil nicht ergangen war, die ge- 
fällte Koſtenentſcheidung gemäß der allgemeinen Regel des 8 99 
einer Nachprüfung in einer höheren Inſtanz entzogen war. 
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Dieſer Fall liegt bei dem Abf. 2 nicht vor; hier iſt bereits 
ein Rechtsmittel gegen die urſprüngliche Koſtenentſcheidung ge» 
geben und zwar ſogar mit dem Erfolge einer eingehenden 
Prüfung auf Grund mündlicher Verhandlung; denn 
gerade um dieſe herbeizuführen, ift, wie der Kommiſflonsbericht 
ergiebt (Hahn ⸗Mugdan a. a. O.), an Stelle der ursprünglich 
auch für den Fall des Abſ. 2 von der Kommiſfion in Ausficht 
genommenen Beſchwerde die Anfechtung mit den nach den all- 
gemeinen Regeln gegen Urtheile zuläſſigen Rechtsmitteln vor⸗ 
geſehen worden. Allein nicht nur gegen die urſprüngliche, 
ſondern auch gegen die in II. J. ergebende Koften- 
entſcheidung find, wie obſtehend gezeigt iſt, im Falle des 
Abſ. 2 die allgemeinen Rechtsmittel, allerdings in deren 
allgemeiner Begrenzung und Beſchränkung, gegeben. Es er ⸗ 
ſcheint nun nach Anlaß und Tendenz des Abs. 3 völlig aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Wille des Geſetzgebers dahin gegangen fein 
koͤnnte, die in dieſem Abſatze vorgeſehene Beſchwerde an die 
Stelle anderer, vorhandener Rechtsmittel oder neben 
dieſe zu ſetzen oder auch nur fie für die Fälle einzuführen, 
wo nicht auf Grund der Beſtimmungen im Abf. 1 des § 99, 
ſondern auf Grund der allgemeinen, auch für die Rechts⸗ 
mittel in der Hauptſache gültigen Vorſchriften eine 
Anfechtung der Entſcheidung in höherer Inſtanz verſagt iſt. 
Zur Annahme einer derartigen Begünſtigung der Anfechtbarkeit 
der Koſtenentſcheidung im Gegenſatze gegen die Anfechtbarkeit 
der Entſcheidung über die Hauptſache fehlt jeder Grund. Hier⸗ 
nach iſt der Abſ. 3 im Falle des Abſ. 2 unanwendbar. In 
gleichem Sinne hat auch bereits der V. C. S. in einem dem⸗ 
nächſt in der Sammlung der Entſch. des R. G. zum Abdruck 
gelangenden Beſchluſſe vom 1. Dezember 1900 (B. 137. 00) 
entſchieden und es wird auch auf die Begründung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes hiermit Bezug genommen. VII. C. S. i. S. C. Heme 
e. Reinicke vom 18. Dezember 1900, B Nr. 121/1900 VII. 

4. 8 207. 

Der Angriff des Rkl. fußt auf der Behauptung, die Noth⸗ 
friſt ſei nicht gewahrt, weil die Berufungsſchrift zwar vor deren 
Ablauf beim Gerichtsſchreiber eingegangen und innerhalb der 
zweiwöchigen Friſt nach der Einreichung zugeſtellt worden ſei, 
aber nicht, wie das nach 8 207 Abſ. 2 nothwendig ſei, unter 
Vermittelung des Gerichtsſchreiberse. Dieſer habe fie vielmehr 
dem Anwalt des Kl. zurückgegeben und darauf ſei der Auftrag 
zur Zuſtellung dem Gerichts vollzieher vom Anwalt direkt ertheilt. 
Dieſes, in der vorigen Inſtanz nicht geltend gemachte Vorbringen 
ift in dieſer Inſtanz nicht unzuläſſig, aber der Angriff geht von 
einer unrichtigen Auslegung des § 207 Abſ. 2 aus, wie das 
der erkennende Senat bereits in elnem Urtheil vom 14. Mai 1900, 
Rep. VI 138/1900, ausgeſprochen hat. Vergl. auch Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900, S. 654 Nr. 4. Die Notbfrift für die 
Einlegung der Berufung lief, wie der Rkl. mit Recht annimmt, 
mit dem 8. Januar d. J. ab. Aber an dieſem Tage iſt bereits 
der Schriftſatz, durch deſſen Zuſtellung die Nothfriſt gewahrt 
werden konnte, beim Gerichtsſchreiber eingegangen. Er 
enthielt nicht die Erklärung, daß der Anwalt ſelbft den 
Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung beauftragen wolle, darum 
hatte nach 8 168 der C. P. O. die Zuſtellung unter Ver⸗ 
mittelung des Gerichtsſchreibers zu erfolgen. Hiermit war 
die Voraus ſetzung gegeben, unter der nach 8 207 Abſ. 2 der 
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C. P. O. ungeachtet der nach dem Ablauf der Nothfriſt er- 
folgenden Zuſtellung dieſe Friſt gewahrt wird. Cs iſt uner- 
heblich, worauf der Rkl. das entſcheidende Gewicht legt, das die 
Zuſtellung nicht in Folge eines vom Gerichtsſchreiber, ſondern 
vom Anwalt dem Gerichtsvollzieher ertheilten Auftrags zur Aus- 
führung gekommen iſt. Denn unter der bezeichneten Voraus- 
ſetzung genügt zur Wahrung der Friſt jede innerhalb der zwei 
Wochen nach dem Eingange beim Gerichtsſchreiber erfolgende 
Zuſtellung. Das ergiebt fi einerſeits aus der Faſſung der 
Vorſchrift — „erfolgen ſoll“, nicht „erfolgt iſt“ — andererjeits 
aus deren Zweck, für den Fall, daß die Rechtsmittelſchrift über 
haupt innerhalb der Nothfriſt beim Gerichtsſchreiber eingereicht 
wird, die Wahrung der Friſt möglichft zu erleichtern. VI. C. S. 
i. S. Daniels c. Lion vom 6. Dezember 1900, Nr. 318/1900 VI. 

5. 286. 

Im Gebiete des der Reviflon zugänglichen materiellen 
Rechtes zeigt das angefochtene Urtheil einen Rechts irrthum nicht. 
Wohl aber beruht es auf einer Verletzung prozefſualer Normen, 
indem für die vom B. R. gebilligte Auslegung des ftreitigen 
Vertrages eine den Anforderungen des 5 286 der C. P. O. 
Genüge leiſtende Begründung nicht gegeben iſt und mehrere für 
die Feſtſtellung des Vertragswillens in einem vom B. U. ab ⸗ 
weichenden Sinne erhebliche Momente unberückfichtigt geblieben 
find. Nicht gewürdigt ift insbeſondere, daß die mehreren im 
Vertrage vorgeſehenen Steuerbefreiungen in verſchiedenen Theilen 
des Vertrages vereinbart find und daß eine jede in ſpeziellem 
Zuſammenhange mit anderen in demſelben Vertrags theile ge- 
troffenen, den Hauptgegenſtand bildenden Vereinbarungen ſteht 
und durch fie veranlaßt iſt. Für die Feſtſtellung des Umfanges 
einer jeden Steuerbefreiung muß dies von erheblicher Bedeutung 
fein. Näher dargelegt. VII. C. S. i. ©. Finanzminiſterium 
in Schwerin c. Stadt Schwerin vom 30. November 1900, 
Nr. 241/1900 VII. 

6. 88 286—289, 308, 536. 

„Da die Kl.“ — fo führt das B. G. zunächſt aus — „mil 
ihrer Behauptung, die geforderte Aus ſtattung ſei aus dem Nachlaß⸗ 
beſtande zu gewähren, nur hat deduciren und kein Anerkenntniß 
abgeben wollen, iſt das Gericht in der freien Auslegung der in 
Frage ſtehenden teſtamentariſchen Beſtimmung unbehindert. Das 
Gericht iſt nun im Gegenſatze zu der Kl. nicht der Anſicht, daß 
die geforderte Summe aus der noch ungetheilten Nachlaßmwaſſe, 
ſondern vielmehr, daß fie aus dem Vermögen der Bekl. als 
Inhaberin der ihr zu alleinigem Eigenthum angefallenen und 
noch anfallenden Revenuen des Nachlaſſes zu gewähren iſt.“ 
Dies wird dann, in Auslegung der in Betracht kommenden, 
oben wiedergegebenen Beſtimmungen des Teſtaments vom 
8. Auguſt 1890 näher begründet; dabei wird angenommen, daß 
das Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrecht der Bekl. ſich als ein 
Prälegat darſtelle, belaſtet aber mit der Verpflichtung der Er⸗ 
ziehung (Unterhaltung) und Ausſtattung der Kinder, und daran 
die entſcheidende Schlußfolge geknüpft: „Bekl. haftet daher 
perſönlich für die Ausſtattung.“ Der hier erhobene Angriff der 
Revifion, mit welchem dem B. G. der Vorwurf gemacht wird, 
die übereinſtimmenden Erklärungen der Parteien über den Inhalt 
der teſtamentariſchen Beſtimmungen rechtswidrig unberüͤckſichtigt 
gelaſſen zu haben, erſcheint begründet. Wie der Klageantrag, 
fo beſchränkt ſich auch die Formel des landgerichtlichen Urtheils 
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bezüglich der Zahlungspflicht der Bekl. auf die Angabe der 
Summe, ohne Hervorhebung des Verpflichtungsgrundes; in 
letzterer Beziehung iſt daher der entſcheidende Theil des Urtheils 
durch Thatbeſtand und Gründe deſſelben zu ergänzen. Nun 
hat aber die Kl., thatbeſtandsgemäß, ſchon in I. J. eine perfönliche 
Verpflichtung der Bekl. in dem Sinne, daß dieſe zur Gewährung 
der verlangten Austattung aus ihrem eigenen Dermögen ver- 
bunden ſei, gar nicht geltend gemacht, ſondern nur, daß fie ge⸗ 
halten ſei, „aus der reinen Nachlaßmaſſe eine — angemeſſen 
erſcheinende — Summe als Austattung zu gewähren, d. h. zu 
zahlen. Dem iſt die Bekl. auch nur inſoweit entgegengetreten, 
als Re zur Verfügung über die Subſtanz des Nachlaſſes gar 
nicht berechtigt ſei, und ebenſo wird in den Gründen des land⸗ 
gerichtlichen Urtheils ausdrücklich hervorgehoben, daß „es ſich 
fungemäß uur um eine Gewährung aus dem Nachlaßbeſtande 
banteln köunt. Dieſer Sachverhalt iſt auch in der Berufungs- 
inftanz unverändert geblieben, insbeſondere iſt in dieſer Richtung 
die auf richterliches Befragen abgegebene Erklärung der Kl. 
vollig bedentungslos. Wenn dem gegenüber das B. G. unter 
ausdrücklicher Verwerfung der Auffafiung der Kl. und der damit 
ſich deckenden Annahme des L. G., als entſcheidenden Grund für 
die Zurückweiſung der Berufung der Bekl. den giebt, daß die 
Bekl. perſönlich für die Ausſtattung hafte, fo ſpricht es damit 
ler Kl. einerſeits etwas zu, was dieſe gar nicht verlangt hat 
und verletzt dadurch den gemäß § 523 der C. P. O. auch für 
vie Berufungsinſtanz maßgebenden 8 308 a. a. O., andererſeits 
verihlechtert es aber zugleich die Rechtslage der Bekl. als Be⸗ 
mfungs kl. und verletzt dadurch, da Kl. ſelbſt weder Berufung 
eingelegt noch ſich der Berufung angeſchloſſen hatte, den & 53 6 
4. a. O., wonach das Urtheil I. J. nur inſoweit abgeändert 
werden darf, als eine Abänderung beantragt iſt. Die Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtslage der Bekl. durch das B. U., gegen- 
iber dem landgerichtlichen Urtheil, ſpringt ungeachtet der ein⸗ 
fachen Zurückweiſung der Berufung in der Urtheilsformel, in 
die Augen, da nach den zur Erläuterung der Urtheils formel 
heranzuziehenden Entſcheidungsgründen die Bekl. zur Entnahme 
der Aus ſtattung aus dem Nachlaßbeſtande wohl nach dem Urtheile 
des L. G., nicht aber nach dem B. U. befugt ſein würde —. 
Abgeſehen hiervon kommt auch noch Folgendes in Betracht: 
„Die Auslegung von giechtsgeſchäften hat —“ ſo führt die 
Neviſion aus — „die Erforſchung des thatſächlichen Willens, 
der erklärt werden ſollte und erklärt worden iſt, zum Gegen⸗ 
Rande. Die Feſtſtellung dieſes Willens unterliegt der Dis⸗ 
pofition der Parteien, und wenn die Parteien darüber einig 
find, daß eine Willensäußerung nach dem Willen des Er⸗ 
Härenden einen beſtimmten Inhalt gehabt habe, ſo iſt dieſer 
unftreitige Inhalt als gegeben anzunehmen und der Entſcheidung 
des Prozeſſes zu Grunde zu legen. Im vorliegenden Falle find 
beide Theile darüber einig geweſen, daß die Verpflichtung aus 
dem Nachlaßbeſtande zu erfüllen ſei. Wenn auch die Kl. nach⸗ 
träglich erklärt hat, daß ſie nicht ein Anerkenntniß abgeben, 
ſondern nur deduciren wolle, ſo kann dies an der rechtlichen 
Bedeutung der abgegebenen Erklärung nichts ändern. Es liegt 
hiernach, wenn nicht ein Anerkenntniß, ſo jedenfalls eine über⸗ 
einſtimmende Erklärung beider Theile über den thatſächlichen 
Willen des Erblaſſers vor, und dieſe Erklärung war vom B. G. 
als maßgebend zu erachten. Den Ausführungen der Reviſion 
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läßt ſich nur lediglich beitreten. Das Beſtehen des rechts⸗ 
geſchaftlichen Willens und ſeines Inhalts, deren Ausdruck eine 
beftimmte Erklärung hat dienen ſollen, bildet eine rechtliche 
Thatſache, deren Geltendmachung und Feſtſtellung im Prozeſſe 
den gewöhnlichen prozeſſualen Beſtimmungen unterliegt. Waltet 
daher nach dieſer Richtung ein Streit unter den Parteien nicht 
ob, — ſei es, daß ein ausdrückliches Zugeſtändniß vorliegt — 
§§ 288, 289 der C. P. O. — ſei es, daß die behauptete 
Thatſache, weil nicht ausdrücklich beſtritten, gemäß 8 138 
Abſ. 2 a. a. O. als zugeſtanden anzuſehen iſt —, jo hat auch 
das erkennende Gericht dieſe unſtreitige Thatſache ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde zu legen. Im vorliegenden Falle find 
nun, wie dargelegt, die Parteien darin einverſtanden, daß nach 
dem Inhalte des Teſtaments, alſo nach dem Willen des Teſtators, 
die der Kl. von der Bekl. zu gewährende Aus ſtattung aus dem 
Nachlaßbeſtande, unter Anrechnung auf das Erbtheil der erſteren, 
zu entnehmen ſei. Auch das Vorliegen dieſes Einverſtändniſſes 
wird dadurch nicht ausgeſchlofſſen, daß Kl. hier nur hat 
„bebuciren”, dagegen kein Anerkenntniß hat abgeben wollen. 
Denn auch die „Deduktion“ der Kl. hat ihre Annahme zur 
Vorausſetzung, daß nach dem Willen des Teſtators ihre 
Austattung aus dem Nachlaßbeſtande unter Anrechnung auf 
ihr Erbtheil zu entnehmen ſei, und die prozeſſualiſche Ver⸗ 
werthung dieſer Annahme iſt durch ein beſonderes darauf ge- 
richtetes Anerkenntniß derſelben nicht bedingt. Hiernach hat 
das B. G. auch bei Beſtimmung des Inhalts des Teftaments 
vom 8. Auguſt 1890 das Einverſtändniß der Parteien über die 
Willens richtung des Teſtators bei feiner hier in Rede ſtehenden 
Anordnung zu Unrecht und unter Verletzung des § 286 ber 
C. P. O. für unbeachtlich erklärt, fo daß das B. U. auch aus 
dieſem Grunde der Aufhebung unterliegt. IV. C. S. i. S. 
Beckmann c. Nehring vom 3. Dezember 1900, Nr. 247/1900 IV. 

7. & 303. 

Prozeſſualiſch rügt die Kl., daß das O. L. G., nachdem 
es durch verkündeten Beſchluß die Verhandlung und Entſcheidung 
auf den klägeriſcherſeits geltend gemachten Rechtsbehelf der 
Verſpaͤtung der Mängelrüge der Bekl. und auf die Frage, ob 
Art. 349 des H. G. B. zur Anwendung zu kommen habe, und 
ob der behauptete Dolus der Kl. hinreichend ſubſtanziirt ſei, 
beſchränkt habe, nicht wie geſchehen ein Endurtheil, ſondern nur 
ein Zwiſchenurtheil im Sinne des § 303 der C. P. O. habe 
erlaſſen dürfen. Dieſe Rüge würde nur dann für begründet 
erachtet werden können, wenn die rechtliche Beurtheilung des 
fraglichen Rechtsbehelfs nicht zur endgültigen Entſcheidung des 
Rechts ſtreits hätte führen können, ſondern noch weitere Geſichts⸗ 
punkte zu erörtern geweſen wären, um zur endgültigen Entſcheidung 
zu gelangen. Das wird allerdings von der Reviſion behauptet, 
indem ſie insbeſondere geltend macht, die Bekl. habe aufgeſtellt, 
daß die ganze Anlage von der Kl. noch nicht fertig geſtellt ſei, 
ſondern einzelne Theile derſelben fehlten, welche die Kl. nachzu⸗ 
bringen verſprochen habe, daß auch in dem von der Bekl. 
acceptirten neuen Verſprechen der Kl., die vorhandenen Mängel 
zu beſeitigen, eine vertragsmäßige Hinausſchiebung der Vollendung 
der ganzen Anlage zu erblicken ſei. Hiernach habe von dem 
Beginn einer Friſt für die Mängelrüge erft nach der überhaupt 
noch nicht erfolgten vollſtändigen Fertigſtellung der ganzen 
Anlage die Rede ſein können. Das O. L. G. erörtere dieſe 
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vertragsmäßige Hinausſchiebung der Vollendung nicht, und dieſer 
Einwand der Bekl. ſei in keiner Weiſe durch die Ausführungen 
des O. L. G. über die angebliche Verſpätung der Mängelrüge 
ſeit der behaupteten Ablieferung am 8. März 1897 gedeckt. 
Dieſe Rüge iſt unbegründet und beruht auf thatſächlichen Be- 
hauptungen, die mit dem Thatbeſtande nicht übereinſtimmen. 
II. C. S. i. S. Gervers Recht o. Eggersmann u. Lang vom 
30. November 1900, Nr. 236/1900 II. 

8. 8 319. 

Aufhebung eines Beſchluſſes des O. L. G. in Erwägung, 
daß in dem angefochtenen Beſchluſſe dem auf 8 319 der C. P. O. 
geſtützten Antrage des Kl. auf Berichtigung des B. U. ſtatt⸗ 
gegeben worden iſt, obgleich es ſich nicht um Schreibfehler 
und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten im Sinne des 8 319, 
vielmehr um Anslaffungen im Urtheilsthatbeſtande im 
Sinne des § 320 der C. P. O. handelt. IV. C. S. i. S. 


Graf Stoſch c. Gräfin Stoſch vom 20. Dezember 1900, 
B Nr. 249 / 258 / 1900 IV. 


9. 8 538, 


Das angefochtene Urtheil ſpricht ſich über die Zuläſſigkeit 
der Berufung nicht aus; der Thatbeſtand enthält keine Angaben 
über die Zeit und Form der Zuſtellung der Berufungsſchrift 
und nur aus dem Eingehen des Urtheils auf die ſachlichen 
Beſchwerden des Berufungsklägers iſt zu entnehmen, daß das 
Rechtsmittel als zuläſſig angeſehen worden iſt. Hierauf ſtützt 
der Rkl. die Beſchwerde, der B. R. habe entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des 8535 der C. P. O. unterlaſſen, von Amtswegen 
die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels zu prüfen. Allein das 
Sitzungsprotokoll enthält den Vermerk: „die Rechtzeitigkeit 
der Berufung wurde nachgewieſen“, und aus ihm ergiebt ſich, 
daß die durch § 535 geforderte Prüfung nicht unterblieben iſt, 
wobei es unerheblich iſt, daß ausdrücklich nur von der Wahrung 
der Friſt, nicht auch der Form die Rede iſt; denn nur eine in 
gehoͤriger Form erfolgende Zuſtellung kann die Friſt wahren. 
Der Rkl. rügt weiter, daß weder der Thatbeſtand des Urtheils 
noch das Sitzungsprotokoll die Thatſachen angebe, auf die ſich 
die jetzt angefochtene Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der 
Berufung gründe. Dieſer Mangel entziehe dem Revifions gericht 
die Möglichkeit, nachzuprüfen, ob nicht die Entſcheidung auf dem 
von der Revifion behaupteten Rechtsirrthum beruhe und gegen 
88 166, 207 der C. P. O. verſtoße. Darum ſei die Auf⸗ 
hebung des Urtheils nothwendig. Der Angriff konnte jedoch 
keinen Erfolg haben. Darin, daß eine Feſtſtellung über die 
Form und Friſt der Zuſtellung fehlt, liegt nicht die Verletzung 
einer Prozeßvorſchrift. Der Thatbeſtand des Urtheils hat nach 
8313 Nr. 3 der C. P. O. eine gedrängte Darſtellung des Sach⸗ 
und Streitſtandes auf Grundlage der mündlichen Verträge 
der Parteien unter Hervorhebung der geſtellten Anträge zu ent⸗ 
halten. Er hat alſo das mündliche Vorbringen der Parteien zu 
beurkunden, nicht aber den Inhalt der Schriftſtücke, die gemäß 
§ 535 der C. P. O. von Amtswegen nachzuprüfen find, um die 
Wahrung der geſetzlichen Friſt und Form des Rechtsmittels feſt⸗ 
zuſtellen, und deren Vorlegung durch den bereits erwähnten 
Vermerk des Sitzungsprotokolls dargethan iſt. Nur wenn eine 
Partei die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels beſtreitet und dem⸗ 
entſprechend Behauptungen vorbringt und Anträge ſtellt, iſt 
dieſes Vorbringen nothwendiger Beſtandtheil des Thatbeſtandes. 
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Nun hat zwar der Rkl. behauptet, der Bekl. habe ſchon in der 
Vorinſtanz beantragt, die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, 
aber ſeine Behauptung iſt widerlegt, einerſeits durch den un⸗ 
berichtigt gebliebenen Thalbeſtand, wonach in der Verhandlung 
nur die Zurückweiſung der Berufung beantragt iſt, andererfeits 
durch das mit ihm übereinſtimmende Sitzungsprotokoll, wo 
beurkundet iſt, daß der Bekl. den Antrag aus dem Schriftſatz 
vom 14. März 1900 verleſen hat, der ebenfalls nur auf die 
Zurückweiſung der Berufung gerichtet iſt. Eine Verletzung 
der Vorſchriften der C. P. O. über das Sitzungs protokoll 
— 8 159 fig. — iſt vom RE. nicht behauptet und auch nicht 
anzuerkennen. Seine Ausführung, der von ihm gerügte Mangel 
nehme dem Reviſionsgericht die Möglichkeit, nachzuprüfen, ob die 
Berufung mit Recht zugelaſſen, iſt nicht richtig, weil die dafür 
maßgebenden Urkunden jeder Zeit von der Partei aufs Neue 
vorgelegt werden können. VI. C. S. i. S. Daniels c. Lion 
vom 6. Dezember 1900, Nr. 318/1900 VI. 

10. 8 565. 

Von dem R. G. war das frühere B. U. deshalb aufgehoben 
worden, weil in dieſem aus unzureichenden Gründen angenommen 
worden war, es komme für die Entſcheidung auf die dem Kl. 
von dem Bekl. zugeſchobenen Eide nicht an. Das R. G. hatte 
deshalb in feinem Urtheile darlegen müſſen, weshalb die vom 
Bekl. behaupteten Thatſachen erheblich erſcheinen könnten. Den 
Grund der Urtheilsaufhebung bildete aber die mangelhafte Be⸗ 
gründung in Bezug auf dieſen Punkt. Das B. G. hat nun in 
ſeinem neuen Urtheile die reichsgerichtlichen Erörterungen über 
die thatſächlichen Behauptungen als die rechtliche Beurtheilung 
bezeichnet, welche der Aufhebung des früheren Urtheils zu Grunde 
gelegt ſei und ſeiner neuen Entſcheidung zu Grunde gelegt werden 
müſſe, und es hat anſcheinend infolge der dieſer Bezeichnung 
entſprechenden Auffaſſung ſich darauf beſchränkt, zwei der drei 
behaupteten Thatſachen in den Urtheilseid aufzunehmen und die 
Folgen der Eidesleiſtung ſowie der Eidesweigerung auszuſprechen, 
ohne ſich darüber zu äußern, welche Folgerungen für die 
Entſcheidung daraus zu ziehen ſeien, wenn von dem Kl. nur 
die eine der beiden Thatſachen durch die Eidesleiſtung widerlegt, 
die andere aber zugeſtanden werde. Die Bezugnahme des B. U. 
auf den 8 565 der C. P. O. iſt eine irrige, da die Bedeutung 
des zugeſchobenen Eides und deren Verkennung ſich nicht auf 
rechtlichem, ſondern auf thatſächlichem Gebiete bewegt. Das 
B. G. hatte deshalb auch die Behauptungen des Bekl., über 
welche dem Kl. der Eid zugeſchoben war, in ihrer Bedeutung 
für die Sachentſcheidung frei zu würdigen. In dieſer Würdigung 
wurde es durch das reichsgerichtliche Urtheil nicht beſchränkt. 


V. C. S. i. S. Lange o. Weller vom 5. Dezember 1900, 
Nr. 235/1900 V. 


11. 5 566. 


Der ſeitens der Rkl. in erſter Linie erhobene Einwand, 
daß für die vom B. G. als Negatorienklage bezeichnete Klage 
nach § 24 C. P. O. ein ausſchließlicher Gerichtsſtand beim 
L. G. II Berlin beſtehe, iſt nach $ 566 und 528 Abſ. 1 
Satz 2 C. P. O. in gegenwärtiger Inſtanz nicht zuläſſig, da 
die Rkl. nicht glaubhaft gemacht hat, daß fie ohne ihr Ver⸗ 
ſchulden außer Stande geweſen ſei, dieſen Einwand ſchon in 
I. J. zu erheben. VII. C. S. i. S. Stadt Berlin o. Lohff 
vom 18. Dezember 1900, Nr. 266/1900 VII. 


en 
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12. 58 766, 886. | 
Wie das O. L. G. zutreffend darlegt, beſchränkte fich die 
einſtweilige Verfügung, welche das L. G. im Verhältniſſe der 
Parteien zu einander erlaſſen konnte, auf die Anordnung der 
Beſchlagnahme des angeblich von der Südafrikaniſchen Republik 
entwendeten Goldes und die Anordnung der Sequeſtration der 
beſchlagnahmten Sendung. Der darüber hinausgehende Befehl 
an den Gerichtsvollzieher, ſich der im Gewahrſam des Schiffers 
ver Oſtafrika-Linie befindlichen Goldſendung zu bemächtigen, 
id das an den Schiffer gerichtete Verbot, das Gold keinem 
Andern, als dem Gerichtsvollzieher oder dem Sequeſter auszu 
liefern, bildeten Anordnungen zur zwangsweiſen Vollziehung 
wer äuſtweiligen Verfügung, die das L. G. der Natur der Sache 
nach aur in feiner Eigenſchaft als Vollſtreckungsgericht treffen 
unte. Ob es formell dazu ermächtigt war, namentlich ob 
8930 der C P. O. dabei zur Anwendung gelangen konnte, 
darf bahingeſtellt bleiben. Für die vorliegende Entſcheidung 
genügt es, daß es thatſächlich als Vollſtreckungsgericht fich 
gerirt und dadurch der offenen Handelsgeſellſchaft A. u. C. als 
Konnoſſements inhaberin und mittelbaren Befitzerin des Goldes, 
Beranlaffung geboten hat, gegen die Art und Weiſe der Zwangs⸗ 
vollſtreckung Einwendungen zu erheben. Unſchädlich iſt es auch, 
uuß die genannte Firma das, was fie vorftellig zu machen hatte, 
in ihrer Eingabe als „Beſchwerde oder ſofortige Beſchwerde“ 
bezeichnete. Denn ankommen kann es immerhin nur auf den 
gachüchen Inhalt des Widerſpruches und nicht auf die dafür 
gewählte äußere Bezeichnung. Nicht ſtichhaltig iſt ferner das 
son der Beſchwerdeführerin aufgeftellte Bedenken, es ſei durch 
De angefochtene Entſch. des O. L. G. gegen den Grundſatz 
ne bis idem verftoßen. Allerdings hatte ſich vorher ſchon das 
Amtsgericht Hamburg im Beſchluſſe vom 1. November 1900 
nit der Angelegenheit befaßt und ſeine Entſcheidung war durch 
den Beſchluß des L. G. vom 10. November in der Hauptſache 
gebilligt worden. Allein es war nicht dieſelbe Frage, über 
welche in dieſem Inſtanzenzuge entſchieden iſt. Dorthin hatte 
die Firma A. u. C. ſich gewendet mit Einwendungen gegen das 
Verhalten des Gerichtsvollziehers, dem ſie einen Vorwurf 
daraus machte, daß er es auf Grund eines Schuldtitels, der 
richt gegen die Oſtafrika- Linie gerichtet war, gewagt habe, in 
den Gewahrſam dieſes Dritten einzudringen. Dieſer Einwand 
wurde aber zurückgewieſen und zwar mit der Begründung, der 
Gerichts vollzieher habe dem Befehle des Gerichtes gehorchen 
müſſen. Im vorliegenden Fall wendet ſich nun die Firma gegen 
den in ihre Rechtsſphäre übergreifenden Befehl des Voll ⸗ 
ſtreckungsgerichts, und dazu bietet 8 766 der C. P. O. 
den geeigneten Weg. Auch in der Sache ſelbſt hat fie Recht. 
Denn durch die Wegnahme des Goldes aus fremdem Gewahrſam 
wurde unzweifelhaft gegen die Vorſchrift in 5 886 der C. P. O. 
rerſtoßen. Die Beſchlagnahme konnte hier nur durch Pfändung 
des der Verfügungsgegnerin etwa gegen den Schiffer oder 
Konnoſſementsinhaber zuſtehenden Anſpruches auf Herausgabe der 
som Dampfer „Bundes rath“ transportirten 30 Kiften Gold 
erreicht werden. Zur Herausgabe bereit war der Kapitän des 
Dampfers und der Direktor der Oſtafrika-Linie gewiß nicht im 
Sinne einer freiwilligen Entſchließung, die die Anwendung des 
3 886 überfläffig gemacht hätte. Sie fügten fich nur der 
Anordnung des Gerichtes, auf die auch der Gerichts vollzieher 
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bei ſeiner Aufforderung zur Herausgabe des Goldes ſich ſtützte. 
Das erhellt überzeugend aus der vom O. L. G. hervorgehobenen 
Thatſache, daß die Genannten ſich durch freiwillige Ueberlaffung 
der Sendung an einen Dritten ſehr erheblichen Schädenanſprüchen 
des Konnoſſementsinhabers ausgeſetzt haben würden. Hiernach 
hat das Hanſeatiſche O. L. G. den gegen die Zwangsvollſtreckungs 
maßregeln des L. G. zu Hamburg ſich richtenden Einwendungen 
der Firma A. u. C. mit Recht dadurch ſtattgegeben, daß es den 
an den Gerichtsvollzieher gerichteten Befehl, das Gold auf dem 
Dampfer an ſich zu nehmen, und das an die Oſtafrika-⸗ Linie 
gerichtete Verbot, das Gold einem Andern, als dem Gerichts⸗ 
vollzieher oder Sequeſter auszuliefern, wieder aufgehoben und 
durch eine entſprechende Anweiſung an die als Sequeſter beſtellte 
Norddeutſche Bank auch die widerrechtliche Fortnahme des Goldes 
rückgängig gemacht hat. VII. C. S. i. S. Arndt u. Cohn 
c. Dresdener Bank und Südafrikaniſche Republik vom 
11. Dezember 1900, B Nr. 1237/1900 VII. 

Zur Konkursordnung. 

13. 88 80, 31. 

Das B. U. verneint die Anwendbarkeit der in § 28 unter 
1 und 2 der R. K. O. enthaltenen Vorſchriften, weil die au ⸗ 
gefochtenen Rechtshandlungen früher als 10 Tage vor der 
Zahlungseinſtellung geſchehen find. Auch § 24 wird für nicht 
anwendbar erachtet, weil durch die Ausſtellung und Hingabe der 
Wechſel die Gläubiger keinen Nachtheil erlitten hätten, während 
die Zahlung als bloße Erfüllungs handlung überhaupt nicht unter 
§ 24 falle. Zur Verurtheilung des Bekl. iſt aber das B. G. 
auf Grund des § 241 der R. K. O. gelangt, weil es annimmt, 
der Gemeinſchuldner habe die Zahlung in dem Bewußtſein 
geleiſtet, daß er durch Bevorzugung ſeines Vaters ſeine Aktiva 
ſo mindere, daß die übrigen Gläubiger benachtheiligt werden 
müßten, und auch der Bekl. beim Empfange der Zahlung 
Kenntniß hiervon gehabt habe. Dieſe Feſtſtellung genügt indeß 
nicht zur Anwendung der bezeichneten Geſetzesſtelle. Wenn ein 
Schuldner zur Berichtigung einer fälligen Verbindlichkeit 
ſich entſchließt, ſo iſt die nächſtliegende Annahme die, daß er in 
der Abfiht handelt, ſeinen Gläubiger zu befriedigen. Einen 
rechtswidrigen Eingriff in das Befriedigungsrecht anderer 
Gläubiger begeht er dadurch nicht — und zwar ſelbſt dann 
nicht, wenn er weiß, daß ſeine übrigen Mittel zur Befriedigung 
dieſer Gläubiger nicht ausreichen. Denn Anſpruch auf gleich⸗ 
mäßige Befriedigung erlangen die Gläubiger nur durch den 
Eintritt des in § 23 der R. K. O. bezeichneten Konkursver⸗ 
hältniſſes. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 180, Bd. 23 
S. 14, Bd. 27 S. 135, Bd. 38 S. 108; Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift Jahrgang 1888 S. 70, 1892 S. 429, 1894 S. 280.) 
Nun iſt es zwar nicht ausgeſchloſſen, daß ein Schuldner mit 
ſeinem Vorhaben, eine fällige Verbindlichkeit zu tilgen, auch den 
Zweck verbinden kann, ſeinen übrigen Gläubigern die Mittel zu 
ihrer Befriedigung zu entziehen. Aber dieſe Auffaffung kann 
doch nur aus nahmsweiſe Platz greifen, wenn die begleitenden 
Umftände die Annahme rechtfertigen, daß es dem Schuldner bei 
der Zahlung im Weſentlichen auf Vereitelung der Anſprüche 
der anderen Gläubiger angekommen ſei. Aus dieſem Gefichts⸗ 
punkte iſt das vorliegende Thatſachenmaterial bis jetzt nicht 
gewürdigt und daher auch noch nicht zu überſehen, ob es 
genügen wird, um die Anfechtung aus § 241 der R. K. O. zu 
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rechtfertigen. Das B. u. verweiſt zwar noch auf die Aus⸗ 
führungen des I. R. „in dieſem Punkte“, und im landgericht⸗ 
lichen Urtheile wird an der einſchlagenden Stelle ausgeführt: 
„Es ſei aus geſchloſſen, daß der Gemeinſchuldner bei der Zahlung 
an den Bekl. noch nicht gewußt habe, daß er zur vollen Be⸗ 
friedigung aller Gläubiger nicht mehr im Stande ſei. Wenn 
er aber in Kenntniß dieſer Sachlage, die für feine Verhältniſſe 
bedeutende Summe von 14 500 Mark dem Geſchäfte entnommen 
und damit den Bekl. für ein ſeit 1891 beſtehendes Darlehn 
befriedigt habe, ſo ergebe ſich daraus, daß die Erfüllung 
von einer fraudulbſen Abſicht gegen die andern Glaͤubiger 
begleitet geweſen — daß ſein Wille darauf gerichtet geweſen ſei, 
durch die Befriedigung ſeines Vaters die übrigen Glaͤubiger zu 
ſchädigen. Auch lege der vom Gemeinſchuldner bezeugte Um ⸗ 
ftand, daß der Bekl. vierzehn Tage nach der Konkurseröffnung 
11000 Mark ſeinem andern Sohne wieder zur Verfügung 
geſtellt habe, womit dieſer die vom Gemeinſchuldner herrührenden 
Waaren an ſich brachte und das Geſchaͤft fortſetzte, die An- 
nahme einer ſtillſchweigenden fraudulöſen Uebereinkunft zwiſchen 
dem Bekl. und dem Gemeinſchuldner nahe.“ Allein auch hier 
iſt eine klare Feſtſtellung des oben bezeichneten Inhaltes nicht 
getroffen. Vom Schlußſatze abgeſehen wird nur aus dem 
Bewußtſein der Unzulänglichkeit der Mittel zur Befriedigung 
aller Gläubiger darauf geſchlofſen, daß die Erfüllungsbandlung 
von einer fraudulöſen Abſicht begleitet geweſen ſei. Auch der 
Schlußſatz der Ausführung enthält keine fihere Beweis annahme, 
ſondern nur einen Verdacht, von dem der Bell. durch die Ab⸗ 
leiſtung des ihm zugebilligten Eides fich reinigen fol. Hierzu 
kommt, daß noch in II. J. Zeugenbeweis dafür angetreten 
worden iſt, der Zuſammenbruch des Geſchäftes durch Zablungs⸗ 
einſtellung des Gemeinſchuldners ſei noch im Augufi 1899 nicht 
voranszufeben geweſen. Ferner die im Parteieinverſtändniſſe 
beruhende Thatſache, daß noch nach dem Status des Konkurs- 
verwalters 67 814 Mark 49 Pf. Aktiva den auf 117 167 Mark 
60 Pf. berechneten Paſſivis gegenüberſtehen. Hiernach genügen 
zur Anwendung des § 241 der R. K. O. die jetzt vorliegenden 
Feſtſtellungen zweifellos nicht — und zwar ebenſo wenig in Bezug 
auf die Handlungsweiſe des Bekl., wie in Betreff derjenigen des 
Gemeinſchuldners. Die Unzulänglichkeit der Feſtſtellungen ſteht 
aber im Zuſammenhange mit dem falſchen Ausgangspunkte, den 
der B. R. genommen hat. Denkbar iſt es alſo, daß ſie ſich 
ergänzen laſſen, wenn die Sache von dem oben dargelegten, der 
Judikatur des R. G. entſprechenden Geſichte punkte nochmals 
erörtert wird. VII. C. S. i. S. Johſt c. Johft Konk. vom 
4. Dezember 1900, Nr. 248/1900 VII. 

II. Das Handelsrecht. 

14. 58 354, 413. Art. 290, 383 ff. a. F. 

Soweit die Transportbeſorgung in Frage kommt, iſt die 
Kl. nicht Kommiifionär, ſondern Spediteur der Bekl. geweſen. 
Aus dieſer Stellung der Kl. iſt vom B. G. mit Recht ab- 
geleitet, daß die Kl. 1. nicht gehalten war, den ihr von den 
Transportanftalten bewilligten Frachtrabatt der Bekl. gut. 
zubringen, daß fie dieſer vielmehr die Normalſätze in An- 
rechnung bringen durfte — und 2. daß ſie der Bekl. für die 
Beſorgung der Verfrachtungen eine angemeſſene Spediteur 
provifion belaften durfte. Das erſte folgt aus Art. 383 des 
alten H. G. B., das hier noch zur Anwendung zu bringen iſt. 
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Denn dieſer Artikel ſetzt — wie der Gegenſatz zu Art. 385 
zeigt — nichts weiter voraus, als daß der Spediteur ohne Be⸗ 
ziehung auf einen beſtimmten Auftrag generelle Frachtveriräge 
oder Vorverträge über Befrachtungen abgeſchloſſen hat und daß 
er die ihm dadurch zur Verfügung ſtehenden Transportmittel 
zur Ausführung des Speditionsauftrages benutzt. Das iſt hier 
der Fall und die Kl. konnte daher der Bekl. „die gewöhnliche 
Fracht nebft der Provifion und den fonftigen Koſten berechnen“. 
In Bezug auf das zweite aber würde nur in Frage kommen 
können, ob die Spediteurproviflon ohne Weiteres als durch die 
Kommiſflonärproviflon mit abgegolten anzuſehen iſt, was nach 
dem vorhin bereits Bemerkten und im Hinblick auf die 
Art. 290, 388, 381 zu verneinen iſt. Nun handelt es ſich 
aber nicht mehr um das urſprüngliche Vertragsverhältniß der 
Parteien, ſondern darum, ob eine auf Grund derſelben auf ⸗ 
geſtellte Abrechnung, die anerkannt worden iſt, angefochten 
werden kann, weil ein Betrug oder ein Irrthum nachgewieſen 
iſt. Die Kl. hat der Bekl. über jede Verſendung eine ind 
einzelne gehende, aus mehreren Einzelpoſten beſtehende Aus- 
lagenrechnung bebändigt, deren Schlußziffer in das Konto- 
korrent aufgenommen worden iſt. In jenen Rechnungen iſt 
ein Poften für eine Spediteurproviſion nicht ausgeworfen. Es 
ift lediglich bei dem Poſten „Seefracht“ ohne irgend welche 
Kenntlichmachung dieſes Verfahrens ein höherer Betrag aus- 
geworfen, als er thatſächlich von der Kl. verauslagt war. 
Soweit ſich die Mehrberechnung auf den Rabatt bezieht, kann 
dies Verfahren nach dem vorhin Ausgeführten nicht beanſtandet 
werden. Da die Kl. die gewöhnliche Fracht berechnen durfte 
und den ihr bewilligten Rabatt nicht kenntlich zu machen 
brauchte, kann bier von einem Irrthum der Bekl., der als er⸗ 
heblich in Betracht zu zieben wäre, keine Rede ſein. Anders 
aber liegt es mit dem weiteren Zuſchlage, den die Kl. jetzt 
unter dem Geſichte punkte der Provifion rechtfertigen will. Daß 
ihr eine Proviſion belaſtet werde, konnte die Bekl. aus den 
Rechnungen nicht entnehmen. Dies nimmt auch der B. R. 
nicht an. Dann iſt aber auch nicht zu bezweifeln, daß die 
Nichtbeanſtandung der Rechnungen und alſo auch die Un- 
erkennung des die Rechnungen mit enthaltenden Kontokorrent⸗ 
ſaldos inſoweit durch einen Irrthum der Bekl. veranlaßt worden 
iſt. Einen Poſten, der Seefracht und Proviſion vermiſcht ent⸗ 
hielt, konnte die Bekl. nicht anerkennen, weil ihr nicht erkenn ⸗ 
bar gemacht war, daß ein ſolcher liquidirt werde. Dadurch, 
daß nur Seefracht liquidirt war, iſt die Bekl. zu einem Irrthum 
über die Höhe der Seefracht verleitet worden. Die Geltend⸗ 
machung dieſes Irrthums gegenüber ihrem Anerkenntniſſe iſt 


der Bekl. vom B. G. mit Unrecht verwehrt worden. Die An⸗ 


nahme des B. U., daß die Kl. in dem guten Glauben geweſen 
iſt, ihre Rechnungen fo wie geſchehen aufſtellen zu dürfen und 
daß ihr jede Täuſchungsabſicht gefehlt hat, ſoll nicht beanſtandet 
werden. Der Irrthum der Bekl. reicht aber, auch wenn er 
nicht abfichtlih von der Kl. veranlaßt worden iſt, aus, die ge⸗ 
ſchehene Anfechtung zu rechtfertigen. H. G. B. Art. 294. 
I. C. S. i. S. Königsberger Thee Compagnie 6. Staudt u. Co. 
vom 1. Dezember 1900, Nr. 273/1900 J. 

15. 8 373. Art. 343 a. $. 

Das B. U. wird ſchon durch die Annahme des B. G. 
getragen, daß nach den Umſtänden des Falles eine ordnungs 
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mäßige Bekanntmachung des Verſteigerungstermins nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe, und daß deshalb der Bekl. den Verkauf nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen brauche. Das B. G. erwägt, daß 
eine genügende Bekanntmachung der Verſteigerung nicht an- 
zunehmen ſei, weil die Anzeige in zwei Zeitungen mit ver⸗ 
ſchiedenen Verſteigerungsterminen geeignet geweſen ſei, in den 
Kreiſen der Kaufliebhaber den Zweifel wachzurufen, welcher der 
Termine der richtige ſein möge und wegen dieſes Zweifels die 
Raufliebbaber von der Theilnahme an dem richtigen (erſten) 
Termine abzuhalten. Den Einwurf, daß nach dem Ver⸗ 
ſteigerungs protokoll und der Ausſage des Gerichtsvollziehers F. 
mehrere Kaufluſtige zur Verſteigerung erſchienen ſeien, erachtet 
i B. G. für nicht beachtlich, weil ohne den Widerſpruch in 
dea beiden Zeitungs -Anzeigen vorausſichtlich eine noch größere 
Fahl von Kaufluſtigen erſchienen fein würde und in Folge hier⸗ 
m fh lacht ein höheres Meiſtgebot ergeben haben mochte. 
Edi errägt das B. G., daß zwar Termine zur Ver⸗ 
feigerung von Werthpapieren nicht auf Monate hinaus an- 
gefeßt zu werden pflegten, daß jedoch die Möglichkeit einer 
ſolchen Hinaus ſchiebung immerhin beſtehe, und daß Zeitungs⸗ 
leſem nicht zugemuthet werden könne, Erwägungen über die 
Richtigkeit von Anzeigen anzuſtellen, hiernach aber der Schluß 
nicht gezogen werden könne, daß fachkundige Intereffenten die 
lurichtigkeit des Inſerats, in welchem als Verfteigerungs termin 
ber 15. Februar angegeben war, erkannt haben würden. Diele 
tigungen des B. G., welche rein thatſächlicher Natur und 
er Nachprüfung in der Reviflonsinſtanz entzogen find, find 
aber vohl geeignet, die Annahme zu tragen, daß die Bekannt⸗ 
machung detz Termins nicht mit derjenigen Sorgfalt ins Werk 
gelebt ſei, welche der Bekl. verlangen dürfe, wenn der vollzogene 
Selbſthül fe verkauf als für feine Rechnung vollzogen gelten ſoll. 
Daß aber der Verkäufer, der auf Grund des Art. 343 des 
5. G. B. zum Selbſthülfeverkauf ſchreitet, hierbei und alſo 
auch bei der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu beobachten hat, iſt 
ein in der Rechtſprechung des R. O. H. G. und des R. G. 
vielfach anerkannter Satz. I. C. S. i. S. Frohwann c. Görnig 
som 5. Dezember 1900, Nr. 277/1900 I. 
III. Sonſtige Neichsgeſetze. 


Zur Gewerbeordnung. 


16. 5 26. 
Mag auch ans den Eingangsworten in § 26: „So weit 
die beſtehenden Rechte — — — eine Privatklage gewähren“, 


gefolgert werden konnen, daß hier nicht eine neue Klage eingeführt 
werden ſollte für Fälle, wo nach dem fonftigen Rechte überhaupt 
keine ſta tt fand, fo folgt daraus doch keinenfalls mit Nothwendigkeit, 
daß nicht der hier geſetzlich zugelaſſene Gegenſtand der Klage, 
jo weit ex dem Gegenſtande des durch den 8 26 aus geſchloſſenen 
Kiagantrages gegenüber ſich materiell als das Geringere darftellt, 
ſchlechtweg an deſſen Stelle geſetzt ſein ſoll. Dafür aber, 
daß er wirklich ſchlechtweg an dieſe Stelle treten ſoll, ſpricht 
pofitio einmal die Erwägung, daß im Zweifel dem Geſetze nicht 
die Abficht unterſtellt werden kann, dem Grundeigenthümer zu 
Sunften des benachbarten Fabrikanten ohne Entſchädigung fein 
Recht theilweiſe zu entziehen, und ferner der Gebrauch des 
Wortes „Schadloshaltung“, welches im praktiſchen Ergebniſſe 
freilich mit dem Ausdrucke „Schadenserſatz“ im Weſentlichen 
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übereinſtimmt, aber mehr von einer unmittelbar auf dem Geſetze 
beruhenden, als von einer wegen Deliktes geſchuldeten 
Entſchädigung gebraucht zu werden pflegt. Die gleiche Anficht 
über die Vorausſetzungen dieſes Anſpruches auf Schadloshaltung 
findet ſich auch vertreten bei Foͤrſter Eccius, Preuß. Privatrecht 
(Aufl. 7), Bd. 1 8 90, S. 549. Noch weiter ſogar gehen die 
Urtheile des III. C. S. in den Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 17 S. 103ff. und Bd. 30 S. 116, welche auch ohne die 
Grundlage des § 26 der Gewerbeordnung wegen ſchädlicher 
Einwirkung eines obrigkeitlich genehmigten Giſenbahnbetriebes 
für das Gebiet des gemeinen Rechtes ſchlechtweg eine ſolche 
Schadenserſatzklage gewähren. Da bier nun nach dem im 
Vorprozeſſe ergangenen Endurtheile rechts kräftig feſtſteht, daß 
die Herſtellung von Einrichtungen, welche den von der Pou⸗ 
drettenfabrik erzeugten Geſtank ausſchließen, unthunlich 
oder mit dem gehörigen Betriebe der letzteren unvereinbar iſt, 
und da die Unterlaſſung dieſer ganzen Fabrikation nach § 26 
der Gewerbeordnung nicht verlangt werden kann, ſo iſt der 
Schadenerſatzanſpruch der Kl. inſoweit jedenfalls ohne 
Weiteres begründet. Ob derſelbe im Uebrigen zu ſeiner 
Begründung gleichfalls nicht der Feſtſtellung eines Verſchuldens 
des Bekl. bedürfen würde, kann dahin geſtellt bleiben, da ein 
ſolches Verſchulden genügend feſtgeſtellt worden iſt. VI. C. S. 
i. S. Alfes sen. c. Poppe vom 29. November 1900, 
Nr. 273/1900 VI. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

17. 88 15 ff. Gewerbeordnung § 23. 

Dem O. L. G. iſt darin beizutreten, daß das Gen. Geſ. 
für den Beitritt eines Genoſſen eine Willenseinigung zwiſchen 
ihm und der Genoſſenſchaft vorausſetzt ($ 15 Abſ. 2 „im Falle 
der Zulaſſung des Beitretenden“) und daß in der Regel die 
ſtatutariſche Feſtſetzung gewiſſer Bedingungen, die für die Auf. 
nahme erfüllt fein müſſen, nur die Bedeutung einer Inſtrukrion 
für die Organe der Genoſſenſchaft haben wird, nicht aber denen, 
die dieſe Bedingungen erfüllen, ein Recht auf Aufnahme gewähren 
will. (Vergl. Gierke, Deutſches Privatrecht I S. 492 Note 8.) 
In der Beurtheilung der weiteren Frage aber, ob auch den 
Aufnahme ⸗ Bedingungen des beklagtiſchen Statuts nur dieſe be⸗ 
ſchränkte Bedeutung innewohnt, kann dem O. L. G. nicht bei⸗ 
getreten werden. Vielmehr erſcheint die Begründung des an 
gefochtenen Urtheils in dieſem Punkte rechtsirrthümlich, weil fie 
auf einer ungenügenden Würdigung der Rechts beziehungen der 
beklagten Genoſſenſchaft zu der Gemeinde Göppingen und der 
geſetzlichen Grundlage des für dieſe Gemeinde beftehenden Schlacht ⸗ 
hauszwanges beruht. Durch 3 23 Abf. 2 der Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich iſt der Landesgeſetzgebung vorbehalten, 
für ſolche Orte, in welchen öffentliche Schlachthäuſer in ge⸗ 
nügendem Umfange vorhanden find oder errichtet werden, die 
fernere Benützung beſtehender und die Anlage neuer Private 
ſchlächtereien zu unterſagen. Demgemäß iſt für Württemberg 
durch Königliche Verordnung vom 21. Auguft 1879 (Reg. Bl. 
S. 243) für Gemeinden, in welchen öffentliche Schlachthäuſer 
beſtehen, der Schlachthauszwang eingeführt. In Göppingen iſt 
die Errichtung des Schlachthauſes durch ein Zuſammenwirken 
der Gemeinde mit der beklagten Metzger⸗Genoſſenſchaft erfolgt. 
Die Genoffenſchaft hat auf einem ihr von der Stadt unentgeltlich 
überlaſſenen Grundſtücke das Schlachthaus errichtet. Die 
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Schlachthausordnung iſt von der Genoſſenſchafts⸗Verſammlung 
entworfen und der zuſtändigen Verwaltungsbehörde vorgelegt 
worden (8 14 Abſ. 3 Nr. 7 des Statuts). In ihrer gegen- 
wärtigen Faſſung hat fie die Genehmigung der Verwaltungs⸗ 
inſtanzen erlangt und bildet einen Beſtandtheil des Ortspolizei⸗ 
ſtatuts für den Stadtgemeindebezirk Göppingen. Andererſeits 
iſt fie auch durch 8 26 des Statuts der Genoſſenſchaft zu einem 
integrirenden Theile dieſes Statuts erklärt worden. Durch die 
Schlachthausordnung iſt Maß und Umfang des eingeführten 
Schlachthauszwanges näher begrenzt und insbeſondere aus⸗ 
geſprochen, daß alles große und kleine Schlachtvieh, welches zum 
Verkauf oder zur Verwendung in Wirthſchaften und öffentlichen 
Anſtalten beſtimmt iſt, im Schlachthauſe geſchlachtet werden muß. 
Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Errichter 
des Schlachthauſes, Gemeinde und Genoſſenſchaft, das Schlacht⸗ 
haus als ein öffentliches Schlachthaus im Sinne des § 23 
der Gewerbeordnung angeſehen wiſſen wollen. Denn an den 
Beſtand eines 8 ffentlichen Schlachthauſes iſt reichsrechtlich 
die Zulaſſung des Schlachthauszwanges geknüpft. Im Sinne 
der Gewerbeordnung bedingt die Oeffentlichkeit eines Schlacht⸗ 
hauſes deſſen allgemeine Zugänglichkeit mindeſtens für diejenigen 
Perſonen in der Gemeinde, die das Metzgergewerbe betreiben. 
Sie bedingt nicht auch, daß das Schlachthaus nothwendig im 
Eigenthume der politiſchen Gemeinde ſtehen oder daß dieſe deſſen 
Betrieb in eigene Hand nehmen muß. (Landmann, Gew. Ord., 
3. Aufl. I. S. 194.) Die Eigenſchaft des Göppinger Schlacht⸗ 
hauſes als eines öffentlichen Schlachthauſes iſt denn auch durch 
ein von den Parteien in Bezug genommenes Erkenntniß des 
Koͤniglich Württembergiſchen Verwaltungs ⸗ Gerichtshofes vom 
3. September 1880 (Reger, Entſch. d. Ger. u. Verw. Behörden 
II. S. 126, Amtsblatt des Württ. Minift. des Innern 1880 
S. 353), längſt ausdrücklich anerkannt. Die nothwendige all- 
gemeine Zugänglichkeit eines Schlachthauſes für die Metzger des 
Ortes bedingt ſelbſtredend nicht etwa eine gebührenfreie Be⸗ 
nutzung, wohl aber eine gleichmäßige Bemeſſung der Gebühren 
für alle in Betracht kommenden Gewerbetreibenden. Unterſchiede 
in der Gebührenbelaſtung, die nur auf die Perſon abgeſtellt find 
und den einen Gewerbetreibenden vor dem andern begünſtigen, 
find als geſetzlich unzuläffig anzuſehen. Sie widerſtreiten dem 
Begriffe der Oeffeutlichkeit und dem in § 1 der Gewerbeordnung 
formulirten Grundſatze der allgemeinen Gewerbefreiheit, die nur 
durch reichsgeſetzlich vorgeſehene oder zugelaſſene Ausnahmen 
beſchränkbar iſt. Hiermit ſteht es an fi in Widerſpruch, wenn 
die Göppinger Schlachthausordnung beſtimmt, daß Metzger, die 
nicht Mitglied der Genoſſenſchaft find, für die Benutzung des 
Schlachthauſes das Vierfache der Gebühren zu entrichten haben, 
die für die Mitglieder der Genoſſenſchaft beſtimmt find. Die 
Beſtimmung gewinnt aber eine andere Bedeutung, wenn man 
fie in Beziehung ſetzt zu den im Thatbeſtande mitgetheilten 
Beſtimmungen des Statuts, wonach (mit gewiſſen Einſchränkungen, 
auf die nachher eingegangen werden ſoll), jedem Göppinger 
Metzger der Eintritt in die Genoſſenſchaft nicht verſagt werden 
kann. Da die Genoſſenſchaft das Schlachthaus auf ihre Koſten 
gebaut hat und da die Unkoſten des laufenden Betriebes von 
ihr getragen werden, andrerſeits aber auch die Gebühren in ihre 
Kaſſe fließen, jo ergiebt ſich, daß der Grundſatz der Parität der 
Metzger in der Benutzung des Schlachthauſes als gewahrt gelten 
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kann, wenn ihnen der Eintritt in die Genoſſenſchaft und damit 
die Befreiung von den außerordentlichen Gebühren der Nicht⸗ 
Genoſſen offen ſteht. Dieſen engen und unlöslichen Zuſammen ⸗ 
hang der ſatzungsmäßigen Aufnahmebeſtimmungen mit der orts⸗ 
ſtatutariſchen Regelung der Gebühren hat der Vorderrichter ver⸗ 
kannt. Er ergiebt, daß die Beitrittsmöglichkeit für alle Gäp- 
pinger Metzger ein weſentlicher Punkt für die Organiſation der 
Genoſſenſchaft geweſen iſt und noch iſt. Nur einer ſo geordneten 
Genoſſenſchaft konnten füglich die zuſtändigen Behörden die 
Errichtung und den Betrieb des öffentlichen Schlachthauſes 
überlaſſen. Denn ohne die freie Beitrittsmöglichkeit würde die 
Einführung des Schlachthauszwanges, worauf es den Be⸗ 
börden vor Allem ankommen mußte, der nothwendigen geſetzlichen 
Unterlage entbehrt haben. Dieſe freie Beitrittsmöͤglichkeit kann 
aber nur als wirklich vorhanden gelten, wenn die Beſtimmung 
der Statuten, daß den Göppinger Metzgern der Beitritt „nicht 
verſagt werden kann,“ wortlich genommen wird, d. h. im 
Sinne eines dieſen Perſonen eingeräumten Rechtes auf Auf⸗ 
nahme in die Genoſſenſchaft. Der Annahme eines ſolchen 
Rechtes ſtehen — wie auch das O. L. G. nicht verkennt — an 
ſich Bedenken nicht im Wege. Wenn das Gen. Geſ. von einer 
Zulaſſung des Beitretenden durch die Organe der Genoſſen⸗ 
ſchaft ausgeht, ſo ſteht nichts im Wege, daß in Bezug auf dieſe 
Zulaflung eine vertragsmäßige Gebundenheit der Genoſſenſchaft 
beſteht, wie fie etwa durch einen auf Aufnahme gerichteten Vor ⸗ 
vertrag beſchafft ſein könnte. Ein Vertrag ähnlichen Inhalts 
muß hier aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen der Genoſſenſchaft 
und der Stadtgemeinde unmittelbar abgeleitet werden. Es be- 
darf nicht noch der Ermittelung, ob dieſes Rechtsverhältniß ſeiner 
Zeit eine beſondere urkundliche Regelung erfahren hat. Denn 
es ergiebt ſich ſchon aus dem feſtſtehenden Sachverhältniſſe in 
Verbindung mit dem vorhin ausgeführten, daß die Stadt⸗ 
gemeinde den Beitritt der anderen Metzger des Orts als noth⸗ 
wendige Vorausſetzung für die Ueberlaſſung des Schlachthauſes 
an die Genoſſenſchaft feſtlegen mußte. Und dieſer gemeinſame 
Wille der Betheiligten hat in dem Statut einerſeits und der 
Schlachthausordnung mit ihrer verſchiedenen Gebührenabſtufung 
andererſeits genügenden Ausdruck gefunden. Demnach erſcheint 
die Annahme gerechtfertigt, daß die Stadt zu Gunſten der 
anderen Metzger dieſen den Beitritt vertragsmäßig ausbedungen 
hat. Iſt das aber der Fall, ſo darf auch ein unmittelbarer 
Rechtserwerb der begünftigten Dritten in einem Falle wie dem 
vorliegenden, nach dem hier in Betracht kommenden gemeinen 
Rechte unbedenklich angenommen werden. Die Richtigkeit des 
Vorſtehenden wird dadurch nicht beeinträchtigt, daß das Statut 
nur ſolchen Göppinger Metzgern den Beitritt einräumt, die ſich 
im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und den Nach- 
weis über eine genoſſene zweijährige Lehrzeit im Metzgergewerbe 
liefern können. Wenn in dieſer Beſtimmung eine Einſchränkung 
liegt, die den Grundſätzen der Gewerbeordnung gegenüber zu 
Bedenken Anlaß geben konnte, jo handelt es ſich im vorliegenden 
Prozeſſe weder um die Gültigkeit oder Ungültigkeit dieſer Ein⸗ 
ſchränkung, noch an ſich um die Frage, ob der in Göppingen 
beſtehende Schlachthauszwang mit Rückſicht hierauf etwa nicht 
zu Recht beſteht. Es iſt unſtreitig, daß der Kl. auch dieſe Be⸗ 
dingungen in feiner Perſon vereinigt. So wenig ſich der Kl. 
über dieſe Einſchränkung der Zulaſſung beſchwert, ſo wenig hat 
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er ſich darüber beſchwert, daß den Genoſſen durch das Statut 
zum Theil vielleicht Pflichten auferlegt find, die nicht in einem 
nothwendigen Zuſammenhange mit dem Betriebe des Schlacht. 
hauſes zu ſtehen ſcheinen. Das Bedenkliche, was dieſe Be⸗ 
ſtimmungen nach dem oben Ausgeführten enthalten, kann nicht 
den Erfolg haben, das Recht auf den Beitritt, ſowie es in den 
Statuten eingeräumt und zum Ausdrucke gebracht iſt, zu alteriren. 
I. C. S. i. S. Fries c. Metzgergenoſſenſchaft Göppingen vom 
19. November 1900, Nr. 257/1900 J. 

Zum Patentgeſetz. 

18. 5 40. 

Der § 40 des Pat. G. enthält zwar an fi nur ftraf- 

rechtliche Vorſchriften. Aus ihnen iſt aber abzuleiten, daß Jeder, 
ver ein Intereſſe daran hat, einer mit der Wahrheit ſich in 
Wöntſpruch ſetzenden Patentberühmung entgegenzutreten, auch 
einen prioatrechtlichen Anſpruch darauf hat, daß fie unterlaſſeu 
wird (Urtheil des R. G. vom 6. November 1896, zum Theil 
abgerrudt in Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 709 Nr. 56, 
vergl. auch Entf. des R. G. in Civilſachen Bd. 88 S. 171), 
und anzunehmen iſt, daß zur Begründung eines ſolchen 
Anſpruchs außer jenem Intereſſe eine objektiv fälſchliche Patent⸗ 
berühmung genügt. (Vergl. § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1896.) Daß hier 
uf Seiten des Kl. das erforderliche Intereſſe vorhandeu iſt, 
ergiebt fich ohne Weiteres daraus, daß er Inhaber einer Eiſen⸗ 
nöbelfabrik iſt und ſich insbeſondere auch mit dem Vertrieb von 
Eimbettftellen befaßt. Aber auch die zweite Vorausſetzung des 
den ihm erhobenen Ausſpruchs iſt gegeben. Wenn ein Gewerb⸗ 
tribender durch entſprechende Bezeichnung eines Gegenſtandes 
wer in anderer Weiſe kundgiebt, daß dieſer Gegenſtand unter 
Patentſchutz ſtehe, jo hat eine ſolche Kundgebung die Bedeutung 
einer Warnung und die einer Empfehlung, einer Anpreiſung: 
&s wird erklärt, daß, wer den Gegenſtand ohne daß es ihm 
geftattet ſei, nachbilde, in ein Patentrecht eingreife, und es 
wird ferner der Gegenſtand als ein dadurch ſich auszeichnender 
hingeſtellt, daß in ihm ein der Patentirung für würdig erachteter 
Erfindungsgedanke verwirklicht ſei. Hauptſächlich in ihrer zweiten 
Bedeutung iſt die Kundgebung ins Auge zu faſſen, wenn es 
ſich fragt, ob dieſe eine geſetzwidrige Täuſchung hervorzurufen 
geeignet iſt. I. C. S. i. S. Weſtphal u. Reinhold 6. Schultz 
vom 28. November 1900, Nr. 266/1900 I. 

Zum Gebrauchs muſterſchutzgeſetz. 

19. 88 2 ff. 

Das angefochtene Urtheil des B. G. wird dem Inhalt der 
Anmeldung vom 25. April 1898, durch welche die Kl. den 
Schutz für das Gebrauchsmuſter Nr. 95 861 beanſprucht hat, 
nicht in vollem Maße gerecht. Die Anmeldung muß nach 58 2 
Abſ. 2 des Geſetzes betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern 
nicht allein die Bezeichnung, unter welcher das Modell eingetragen 
werden ſoll, ſondern auch die neue Geſtaltung, welche dem Arbeits. 
oder Gebrauchszwecke dienen ſoll, angeben und dieſe Angabe iſt 
fo weſentlich, das was in der Anmeldung nicht als neu hervor⸗ 
gehoben iſt, den Schutz des Geſetzes nicht erlangen kann. Um 
aber die Anmeldung richtig zu würdigen, muß fie nach ihrem 
Geſammtinhalt und im Hinblick auf die der Anmeldung beige⸗ 
fügte Nach- oder Abbildung des Modells beurtheilt werden. 
Hier nun hat das B. G. die Anmeldung zum Gebrauchsmuſter 
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Nr. 95 861 nicht richtig beurtheilt, wenn es ſagt, die Kl. habe 
ſich für die Herſtellung des Ueberzugs der Herdrohrſtütze aus 
einem Stück den Muſterſchutz überhaupt gar nicht ertheilen 
laſſen. In der Ueberſchrift der Anmeldung iſt es allerdings 
nicht klar zum Ausdruck gebracht, daß die Kl. als das Neue an 
ihrem Muſter nicht allein die Herſtellung aus einem Stück 
Schmiedeeiſen und den Ueberzug mit Nickel-, Kupfer- oder 
Meſfiugblech beanſpruchte, ſondern auch die Eigenthümlichkeit, 
daß dieſer Ueberzug aus einem Stück beſtand. Allein die 
Beſchreibung läßt dies mit hinreichender Deutlichkeit erkennen, 
da hier geſagt iſt, das angemeldete Muſter habe „das Neue 
und Eigenthümliche“, daß es aus einem Stück Schmiedeeiſen 
hergeſtellt und mit einem Stück reinen Blech, Nickel, Kupfer 
oder Meifing überzogen werden kaun. Es iſt hieruach die 
Eigenthümlichkeit des Ueberzugs gleichfalls als Neuerung 
beanſprucht und die Hervorhebung des Ueberzugs in der bei⸗ 
gegebenen Abbildung des Muſters führt zu dem gleichen Schluß. 
Ob nun aber wirklich die Herſtellung eines einheitlichen Ueberzugs 
aus einem Stück der erwähnten Bleche im Gegenſatz zu der 
früheren Herſtellung aus mehreren Stücken etwas Neues enthielt, 
iſt vom B. G. bis jetzt noch gar nicht geprüft worden. Bei 
dieſer Prüfung wird auch in Betracht zu ziehen ſein, ob und 
inwieweit das durch das Patent Nr. 67 335 der Bekl. geſchützte 
Verfahren zur Herſtellung gebogener Stützen und Griffe und 
Bekleidung derſelben mit einer Zierhülſe der Annahme entgegen- 
ſtehen könnte, daß die Gebrauchs muſteranmeldung Nr. 95 861 
in der bezeichneten Richtung eine Neuerung enthielt. I. C. S. 
i. S. von Hagen o. Chriſtophery vom 24. November 1900, 
Nr. 263/1900 J. 
Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
0. 8 1. 


Für die Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreites 
genügte die Feſtſtellung, daß die von der Bekl. gebrauchte Be⸗ 
zeichnung des von ihr in den Handel gebrachten Mineralwaſſers 
als eines natürlich kohlenſauren der Verkehrsauffaſſung nicht 
entſpricht und es hierfür gleichgültig iſt, welcher andern Klaſſe 
von Mineralwäſſern das Waſſer der Bekl. zuzuzählen if. 
Ferner iſt es nicht rechtsirrthümlich, daß das O. L. G. bei der 
Feſtſtellung der Unrichtigkeit der von der Bekl. für das 
Apollinariswaſſer gewählten Bezeichnung als eines natürlichen 
auf die Auffaſſung der nicht ſachkundigen Zwiſchenhändler und 
des konſumirenden Publikums das entſcheidende Gewicht gelegt 
hat. Denn dieſe Kreiſe bilden die Kundſchaft, um deren 
Gewinnung ſich die Befitzer natürlicher kohlenſaurer Mineral ⸗ 
quellen im Wettbewerbe mit einander und mit den Verfertigern 
künſtlicher Mineralwäſſer bemühen. Bei der Beurtheilung, ob 
dieſer Wettbewerb mit unlauteren Mitteln im Sinne des 
Geſetzes vom 27. Mai 1896 betrieben wird, kommt es aber 
weſentlich auf die Wirkung an, welche die Anpreiſungen, deren 
Unrichtigkeit behauptet wird, auf die Kundſchaft auszuüben 
geeignet iſt und thatſächlich ausübt, und dieſe Wirkung hängt 
von der Auffaſſung der Kundſchaft hinfichtlich des Sinnes 
der Anpreiſungen ab, unter welchen die Waaren von den 
Quellenbefitzern und den Produzenten der Kundſchaft dargeboten 
werden. Zu der letzteren Klaſſe, ſoweit fie die Quellen- 
intereſſenten umfaßt, gehört offenbar der Verein der Kurorte 
und Mineralquellen ⸗Intereſſenten, welcher in feiner vom 
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6. bis 8. Oktober 1898 zu Homburg ſtaitgehabten General ⸗ 
verſammlung den von der Bekl. in der mündlichen Verhandlung 
der Berufungsinſtanz vorgelegten Beſchluß gefaßt hat. Den ⸗ 
ſelben durfte das O. L. G. unbeachtet laſſen, da nicht die Auf- 
faſſung dieſer Intereſſenten, ſondern die der Kundſchaft hinfichtlich 
der Frage, was im geſchäftlichen Verkehr unter natürlich 
kohlenſaurem Mineralwaſſer verſtanden wird, ausſchlagaebend iſt, 
ſoweit es ſich um die Anwendung des Wettbewerbs geſetzes 
handelt. Demnach durfte das O. L. G. auf die Auffaſſung der 
Zwiſchenhändler und des konſumirenden Publikums auch die 
Annahme ſtützen, daß im geſchäftlichen Verkehr die Bezeichnungen 
„natürliches“ und „natürlich“ kohlenſaures Mineralwaſſer 
unter einander gleichbedeutend ſeien, was nicht, wie der Vertreter 
der RM. auszuführen ſuchte, daſſelbe ift, wie verwechſelungsfähig 
im Sinne des Waarenzeichengeſetzes. Ohne Bedeutung iſt es 
daher, ob der von dem O. L. G. noch hinzugefügte Erwägungs⸗ 
grund, daß die Bekl. ſelbſt beide Bezeichnungen „natürliches“ 
und „natürlich“ kohlenſaures Mineralwaſſer noch in der Gegen ⸗ 
wart als gleichwerthig gebrauche, auf einer irrigen Grundlage 
beruht. — — — Die Feſtſtellung, daß die in Rede ſtehenden 
Angaben der Bekl. objektiv unrichtig ſeien, genügten zur Be⸗ 
gründung des Unterlaſſungs⸗Anſpruches der Kl. Daß die 
Bekl. die Unrichtigkeit ihrer Angaben gekannt oder habe kennen 
müffen, wäre nur erforderlich, wenn die Kl. einen Schadens ⸗ 
erſatzanſpruch erhoben hätte — 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896 —, was nicht geſchehen iſt. Die Feſt⸗ 
ſtellung des O. L. G., daß die Bekl. bei Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Geſchäftsmannes die Unrichtigkeit der Angaben 
zu erkennen in der Lage geweſen ſei, war demnach überflüffig, 
aber ſie iſt ohne Einfluß auf den Beſtand der angefochtenen 
Eutſcheidung. Die Annahme des O. L. G., daß die Angaben 
der Bekl. nicht Urtheile enthielten, ſondern thatſächlicher Art 
ſeien, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Ebenſo iſt die weitere 
Annahme, daß fie geeignet ſeien, den Anſchein eines 
beſonders günftigen Augebotes hervorzurufen, rechtlich 
zutreffend begründet. Insbeſondere ift die von dem Vertreter 
der Rkl. vorgetragene Anficht nicht zu billigen, daß ſtets die 
Preisbemeſſung der Waare inſofern mehr oder weniger aus⸗ 
ſchlaggebend ſei, als die Frage, ob der Anſchein eines beſonders 
günftigen Angebotes hervorgerufen werden könne, nicht unabhängig 
von den Verhältniſſen des Marktes, den Preisverhältniſſen, 
gelöft werden könne. Nach dem Sinne des Wettbewerbsgeſetzes 
und nach der Begründung des Entwurfes zu demſelben fallen 
ſolche unwahren Angaben thatſächlicher Art unter das Geſetz, 
welche nach dem Gegenſtande, auf welchen fie ſich beziehen, 
geeignet find, das Angebot als ein beſonders günftiges erſcheinen 
zu laſſen und dadurch zum Nachtheile der redlichen Mitbewerber 
Kunden anzulocken. Unter den Gegenftänden der Anpreiſungen, 
welche nach den Erfahrungen des Verkehrs auf die Beurtheilung 
eines Angebotes regelmäßig und in beſonderem Maße Einfluß 


zu üben pflegen, find in § 1 Abſ. 1 des Wettbewerbgeſetzes 


unter anderen ſowohl die Preis bemeſſung als auch die 
Beſchaffenheit der Waare bezeichnet. Hieraus ergiebt ſich, 
daß allerdings der Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes 
durch die Preisbemeſſung hervorgerufen werden kann, daß aber 
auch bei Fällen, in welchen die Preisbemeſſung keinen Anlaß 
Dazu bietet, in andern Umſtänden, indbeſondere in der An ⸗ 
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preiſung der Beſchaffenheit der Waare der Anſchein gefunden 
werden kann. Es erſcheint deshalb rechtlich zuläffig, daß das 
O. L. G. trotz der bedeutenden Höhe des Preiſes des Apollinaris- 
Waſſers die unrichtigen Angaben der Bekl. über die Beſchaffen⸗ 
heit ihres Mineralwaſſers als geeignet erachtet hat, den Anſchein 
eines befonders günſtigen Angebotes hervorzurufen. II. C. S. 
i. S. A.-G. Apollinaris. Brunnen o. Ewert u. Go. vom 
7. Dezember 1900, Nr. 244/1900 II. 

21. 8 1. 

Wie der erkennende Senat bereits u: insbeſondere 
in feinen Urtheilen vom 26. Mai 1899 (Entſch. des R. G. 
Bd. 44 S. 12) und vom 13. November 1900 (II 191/1900 
i. S. Bürgerliche! Brauhaus gegen Elbſchloßbrauerei) erkannt 
hat, iſt für die Frage, ob unrichtige Angaben im Sinne des 
5 1 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 vorliegen, von ent ⸗ 
ſcheidender Bedeutung, in welchem Sinne das Publikum, für 
welches gewiſſe Angaben beſtimmt find, ſie auffaßt. Nun kommt 
zwar in dieſer Hinficht die dem allgemeinen Sprachgebrauch ent- 
ſprechende Bedeutung der angewendeten Worte zunächft in Be⸗ 
tracht, indem anzunehmen iſt, daß das Publikum bei feiner Auf- 
faſſung des Sinnes derſelben in der Regel von dieſer Wort⸗ 
bedeutung ausgehen wird. Wenn aber ſchon vor dem im 
Einzelfalle in Frage ſtehenden Gebrauch ſolcher Worte dieſen im 
Publikum allgemein eine gewiſſe beſondere Bedeutung bei ⸗ 
gelegt worden iſt, durch welche die ſprachliche Wortbedeutung 
näher beſtimmt oder modiſizirt wird, wenn alſo insbeſondere, 
ſofern es ſich um Waarenbezeichnungen handelt, die letzteren 
ſeither von dem Publikum allgemein auf Waaren beſtimmter 
Beſchaffenheit bezogen worden find, fo ift anzunehmen, daß 
das Publikum bei ſeiner Auffaſſung des Sinns ſolcher Angaben 
nicht von der abſtrakten, ſondern von der ihm bekannten und 
geläufigen konkreten Wortbedeutung ausgehen wird. Sonach 
liegt die Möglichkeit vor, daß Angaben, deren Richtigkeit bei 
Zugrundelegung der abſtrakten Wortbedeutung nicht zu be 
anftanden iſt, dennoch bei Zugrundelegung der im Verkehr 
üblichen konkreten Bedeutung ſich als unrichtig im Sinne des 
§ 1 cit. darſtellen. Von dieſem Gefichtspunkte aus hätte das 
B. G. das Beweiserbieten des Kl. prüfen, fich über die Richtig 
keit oder Unrichtigkeit der erſteren und die Erheblichkeit der 
letzteren ausſprechen und auf Grund dieſes Ergebniſſes die Frage, 
ob die ſtreitigen Angaben der Bekl. richtig oder unrichtig find, 
prüfen ſollen. Dies iſt aber nicht geſchehen. Denn die Urtheils 
begründung hebt nur hervor, was die ſtreitige Bezeichnung dem 
„Publikum ſage“ und was aus derſelben „heraus zuleſen“ 
ſei. Sie berückfichtigt nicht die Möglichkeit, daß das Publikum 
trotz dieſer abſtrakten Wortbedeutung vermöge des vom Kl. unter 
Beweis geftellten konkreten Sprachgebrauchs der fraglichen Be⸗ 
zeichnung den von demſelben behaupteten Sinn unterlege, und 
fie entſcheidet nicht die Frage, ob bei einer ſolchen Auffaflung 
der Bezeichnung die von der Bekl. über die Beſchaffenheit ihrer 
Waare gemachte Angabe ebenfalls richtig ſein würde. Die unter 
Nichtberückfichtigung der behaupteten konkreten 1 Wortbedeutung 


erfolgte Feſtſtellung, daß die ftreitigen Angaben der Bell. 


richtig ſind, iſt daher rechtlich zu beanſtanden; auch liegt in 
dieſer Hinficht ein Mangel der Begründung vor, indem in 
den Entſcheidungsgründen die erwähnte ſelbſtändige und rechtlich 
erhebliche Behauptung des Kl. und das dazu gehörige Beweis ⸗ 
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erbieten überhaupt nicht gewürdigt find. II. C. S. i. S. Clouth 
e. Jordan vom 11. Dezember 1900, Nr. 252/1900 II. 

Zum Depotgeſetz. 

22. 88 3 ff. 

Das B. G. läßt dahingeſtellt, ob die Bekl. die Einkaufs⸗ 
kommiſſion in einer für den Kl. verbindlichen Weiſe ausgeführt 
habe, da, auch wenn dies der Fall ſei, der Kl. berechtigter Weiſe 
das Geſchäft auf Grund der Beſtimmungen des Geſetzes vom 
5. Juli 1896, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbe⸗ 
wahrung fremder Werthpapiere (des ſog. Depotgeſetzes) als nicht 
für feine Rechnung geſchloſſen, zurückgewieſen habe. Das B. G. 
geht davon aus, daß der Kl., der nicht gewerbsmäßig Bankier⸗ 
oder Geldwechs lergeſchäfte betreibe, unſtreitig niemals einen aus- 

nicklichen und ſchriftlichen Verzicht auf Zuſendung des Nummern⸗ 
Verpichniſſes erklärt habe (§ 3 Abſ. 2 des Depotgeſetzes), und 
daß Penzel die der Bekl. für die Ueberſendung dieſes Ver⸗ 
zeichnifes nach § 3 Abſ. 1 des Geſetzes zuftehende dreitägige 
Int Anfang November 1898 längft abgelaufen geweſen jet. 
Daraus leitet das B. G. her, daß, wenn rechtswirkſam am 

3. Nerenber 1898 an die Bekl. die Aufforderung gerichtet 
worden ſei, die verſäumte Abſendung des Nummern Verzeichniſſes 
nachzuholen, damit die im § 4 Abi. 1 des Geſetzes geſetzte 
heitägige Frift in Lauf gelegt worden ſei und der Kl. mit dem 
Ablauf des 6. November das Recht erlangt habe, innerhalb der 
lächſten drei Tage feinen Rücktritt zu erklären. Hierin iſt ein 
Rechuirthum nirgend zu erblicken. Das Geſetz ſchreibt vor, 
dab der Kommilfionär dem Kommittenten binnen drei Tagen 
nach dem thatſächlichen oder moglichen Erwerb der Stücke ein 
Berzeihuig derſelben zu überſenden habe. Nach Ablauf dieſer 
Erift iſt alſo der Kommiſſionär mit der Erfüllung dieſer Pflicht 
in Berzuge, wenn nicht der Kommittent ausdrücklich und ſchriftlich 
uf die Zuſendung des Verzeichniſſes verzichtet hat, oder einer 
ber — bier nicht vorliegenden — Fälle des 8 3 Abſ. 3 des 
gesetzes eingetreten iſt. Zur Beſeitigung feines Verzuges erhält 
der Kommiffionär eine Nachfriſt, welche drei Tage nach der 
son dem Kommittenten an ihn gerichteten Aufforderung zur Nach⸗ 
leferung des Verzeichniſſes abläuft. Läßt der Kommiſſionär 
inch dieſe Friſt verftreihen, fo hat der Kommittent das Recht, 
ſch von dem Geſchäft loszuſagen. Mit Recht nimmt das B. G. 
en, daß dieſes Recht des Kommittenten nicht verloren geht, wenn 
ihm nach Ablauf der Friſt das Verzeichniß zugeht, bevor er 
kinen Rücktritt erklärt hat. Das Depotgeſetz hat die Rechts- 
ſellung der Parteien anders geordnet, als es in den Art. 3 55, 
356 des (alten) H. G. B. geſchehen iſt. Nach den letzteren 
Berſchriften muß der Kontrahent, der nach eingetretenem Verzuge 
bes Gegenkontrahenten feinen Rücktritt erklären will, dies an⸗ 
rigen und ſich dann noch innerhalb angemeſſener Nachfriſt die 
nachtraͤgliche Erfüllung gefallen laſſen. Nach den Vorſchriften 
dei Depotgeſetzes berechtigt die Säumigkeit des Kommiſſionärs 
len Kommittenten noch nicht zur Rücktrittsanzeige, aber es 
wird dem ſäumigen Kommiſſionär durch die Aufforderung zur 
Nachlieferung des Stückeverzeichniſſes eine Nachfriſt mit feſtem 
Endtermin geſetzt. Iſt auch dieſer verſtrichen, fo iſt dem 
Kommiſflonär eine weitere Möglichkeit, bis zur Rücktrittserklärung 
dei Kommittenten ſeinen Verzug noch durch nachträgliche Er⸗ 
füllung beſeitigen zu können, nicht mehr gegeben. Vielmehr iſt 
uit dem Ablauf der Friſt das Rücktrittsrecht des Kommittenten 
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endgültig erworben und nur inſofern zeitlich beſchränkt, als es 
wieder erliſcht, wenn es nicht binnen drei Tagen ausgeübt wird. 
I. C. S. i. S. L. Feinberg c. Weſtendorf vom 28. November 1900, 
Nr. 269 / 1900 I. 

IV. Das Preuffiſche Allgemeine Landrecht. 

28. 88 84 ff. I. 4, 88 134, 135 II. 2. 

Ungeachtet das B. G. von der Einſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit der Bekl. durch den Fortbeſtand der väterlichen Gewalt 
über fie zur Zeit der Bürgſchaftserklärung vom 20. Juli 1896 
und von der dadurch bewirkten Rechtsungültigkeit dieſer Er⸗ 
klärung ausgeht, gelangt es gleichwohl zu einer der Kl. günstigen 
Entſcheidung, indem es die von der letzteren gegenüber der Ber- 
theidigung der Bekl., mit der aus dem Fortbeſtande der väter⸗ 
lichen Gewalt hergeleiteten Rechtsungültigkeit der Bürgſchafts⸗ 
erklaͤrung vom 20. Juli 1896 erhobene Replik der Argliſt für 
durchgreifend erachtet. Dieſer Entſcheidung liegen folgende Er⸗ 
wägungen zu Grunde. Das B. G. nimmt zunächſt, mit Rück ⸗ 
ſicht auf die Faſſung des Beglaubigungsvermerks vom 27. Juli 
1896, nach der Ausſage des als Zeugen vernommenen be» 
glaubigenden Notars V., für erwieſen an, daß der Notar an 
die Bekl. die Frage gerichtet hat, ob fie großjährig ſei oder 
(ſoll heißen: und) ob ſie noch unter väterlicher Gewalt ſtehe, 
und daß die Bekl. erſteres bejaht, letzteres aber verneint hat. 
Dafür, daß ſich die Bekl. wider beſſeres Wiſſen, in Täuſchungs⸗ 
abfiht, als nicht mehr unter väterlicher Gewalt ſtehend aus 
gegeben habe, vermißt das B. G., unter Würdigung der in 
Betracht kommenden Verhältniſſe, jeden Anhalt. „Nach dem 
Geſagten“ — fo wird dann weiter ausgeführt — „könnte daher 
eine auf 8 135 des A. L. R. Thl. II Tit. 2 geſtützte Schadens⸗ 
erſatzklage keinen Erfolg haben; aber eine andere Frage iſt es, 
ob ſich die Bekl. gegenüber der auf die Urkunde vom 20./ 27. Juli 
1896 geſtützten Klage aus der Bürgſchaft mit dem Einwande 
vertheidigen kann, die Verpflichtung ſei ungültig, weil ſie in der 
That noch in väterlicher Gewalt geſtanden habe. Der Bekl. 
war bekannt, daß die Firma M. die kreditweiſe Lieferung von 
Waaren an ihren Bruder davon abhängig gemacht hatte, daß 
fie für ihren Bruder in Höhe von 4 000 M. ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft übernehme. Um die genannte Firma zu der Kredit⸗ 
gewährung zu beſtimmen, ſtellte fie den Bürgſchaftsſchein aus 
und beantwortete die Frage des beglaubigenden Notars, geleitet 
von dem Willen, eine rechtsgültige Verpflichtung zu übernehmen. 
Die Bürgſchaftsübernahme hatte auch die Folge, daß die Firma 
M. dem Karl (ſoll heißen: Auguſt) W. jun. zur Einrichtung 
eines Geſchäfts Waaren im Werthe von 4 000 Mark auf Kredit 
lieferte. Mit Recht macht daher Kl. geltend, daß Bekl. argliſtig 
verfahre, wenn ſie dem erwähnten Sachverhalt gegenüber im 
Widerſpruche mit ihrer dem Notar abgegebenen Erklärung jetzt 
im Prozeſſe einwende, ſie habe noch unter vaͤterlicher Gewalt 
geſtanden und ihre Bürgſchaft ſei deshalb ungültig. Die Er ⸗ 
hebung dieſes Einwandes ſtellt unter den obwaltenden 
Umftänden eine Argliſt dar und deshalb kann Bekl. rechtlich 
mit dieſem Einwande nicht gehört werden. Die Bürgſchafts⸗ 
erklärung bleibt nichts deſto weniger rechtlich ungültig. Ein 
Widerſpruch iſt in dieſer Ausführung nicht zu finden. Die 
Bekl. iſt der Firma M. und deren Rechtsnachfolgerin gegenüber 
an ihre aus der Verpflichtungsurkunde erfichtlichen Erklärungen, 
die eine formell und materiell rechtsgültige Barg ⸗ 
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ſchaftsübernahme darftellen, gebunden, fie muß insbeſondere 
die von ihr behauptete Gewaltfreiheit gelten laſſen und kann, 
ohne den Vorwurf der Argliſt auf ſich zu laden, nicht ein⸗ 
wenden, daß eine die Gültigkeit der Bürgſchaft bedingende, von 
ihr abgegebene Erklärung der Wahrheit nicht entſprochen habe.“ — 
Der hiergegen erhobene Angriff der Reviſion, mit welchem dem 
B. G. Verkennung des rechtlichen Begriffs der Argliſt vor⸗ 
geworfen wird, erſcheint begründet. Die für die Annahme der 
Argliſt der Bekl. vom B. G. geltend gemachten Gefichtspunkte 
griffen, ſo führt die Revifion aus, faſt immer Platz, wenn ein 
Verpflichtungsunfähiger ſich in gutgläubigem Irrthum für ver⸗ 
pflichtungsfähig halte; führten alſo dieſe Geſichtspunkte zu der 
Annahme, daß in der Berufung auf die Verpflichtungsunfähigkeit 
eine Argliſt liege, dann ſei ſchwer zu erkennen, wie dann die 
Fälle liegen ſollen, in denen ein Verpflichtungsunfähiger, der 
ſich gutgläubig für verpflichtungsfähig hielt, ſich ohne Argliſt 
auf den ſpäter erkannten Mangel der Verpflichtungsunfähigkeit 
berufen könne. Nach A. L. R. könne, wie auch vom B. G. 
ſelbſt angenommen werde, ſogar derjenige Verfügungsunfähige, 
welcher ſeine Verfügungsunfähigkeit kannte, aber wider beſſeres 
Wiſſen darüber täuſchte, den Mangel feiner Verfügungsunfähig ⸗ 
keit geltend machen, ohne daß ihm der Einwand der Argliſt 
entgegenſtehe; es gebe gegen ihn lediglich eine Entſchädigungs⸗ 
klage, gerade weil er trotz ſeiner böswilligen Täuſchung 
die Ungültigkeit des Geſchäfts geltend machen könne. Damit 
wäre es doch ſchlechthin unvereinbar, daß der Verfügungsunfähige, 
der ſich in gutem Glauben über feine Verſügungsfähigkeit 
befand, die Ungültigkeit des Geſchäfts nicht ſollte geltend machen 
koͤnnen. Die Theorie des B. G. von dem wegen Mangels der 
Verfügungs fähigkeit zwar ungültigen Geſchäfte, defſen Ungültig ⸗ 
keit von dem Verfügungsunfähigen aber nicht geltend gemacht 
werden könne, weil in der Erhebung dieſes Einwandes eine 
Argliſt liege, ſcheitere an dem Umſtande, daß es ſich hier um 
einen objektiven Ungültigkeitsgrund aus zwingendem Rechte 
handle, welcher der Dispofition und dem Belieben der Kontra- 
henten entzogen ſei. Das von einem Verfügungsunfähigen 
gewollte Rechtsgeſchäft werde kein Rechtsgeſchäft, weil dem Ver⸗ 
fügungsunfähigen die Fähigkeit, ein Rechtsgeſchäft zu ſchaffen, 
fehle, alſo weil eine vom zwingenden Recht gewollte objektive 
Vorausſetzung des Rechtsgeſchäfts mangele. Was der Ver ⸗ 
fügungsunfähige über ſeine Verfügungsfähigkeit denke und glaube, 
welche Bedeutung er oder der andere Kontrahent dem Geſchäfte 
beigelegt habe, ſei ebenſo gleichgültig, wie der ernſtliche Wille 
des Verfügungsunfähigen, rechtsgültige Verpflichtungen über ⸗ 
nehmen zu wollen. Der Hinweis darauf, daß nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes ein Rechtsgeſchäft nicht zu Stande gekommen 
ſei, weil es nach dem Willen des Geſetzes nicht zu Stande kommen 
ſollte, könne für ſich allein niemals eine Arglift enthalten, 
Dazu müßten beſondere weitere Thatumſtände hinzutreten, welche 
von dem Mangel, der die Entſtehung des Rechtsgeſchäfts hinderte, 
überhaupt nicht berührt werden. Davon ſei aber nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalte hier keine Rede. — Den Ausführungen 
der Revifion kann überall nur lediglich beigetreten werden. Wenn 
auch mit dem B. G. davon auszugehen iſt, was ja auch von 
der Revifion nicht verkaunt wird, daß, als im Rechtsſyftem un⸗ 
entbehrlich, wie die Einrede der Argliſt — die ſogenannte 
exceptio doli generalis —, jo auch die Replik der Argliſt 
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für das Preußiſche Recht- ebenfalls anzuerkennen iſt (vergl. Urtheil 
des R. G. vom 25. Mai 1898 — Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 425 s und vom 6. Juni 1899 — Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 44951 —, Föͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. I 

§ 31 bei und in Anm. 10, Deruburg, Lehrbuch des Preußiſchen 

Privatrechts, Bd. I § 127, Anm. 3), zum Schutze gegen einen 

Rechtsbehelf des Gegentheils, der an ſich in den Geſetzen de⸗ 

gründet ift, deſſen Berückfichtigung aber in dem einzelnen Falle 

eine offenbare Unbilligkeit in ſich ſchließen würde, ſo kann 

doch von einer Argliſt daun nicht die Rede ſein, wenn eine 
Partei die Erfüllung eines wegen mangelnder Handlungs⸗ 

fähigkeit des einen Vertragstheils vom Geſetze ſelbſt ausdrücklich 

für ungültig erklärten Vertrags verweigert (vergl. Urtheil des 

R. O. H. G. vom 25. Oktober 1870 — Entſch. Bd. 1 S. 75). 

So aber liegt die Sache hier, im Hinblick auf die Beſtimmung 

in 8 134 des A. L. R. Thl. II Tit. 2: „Der Vorwand, daß 

ſich Jemand für einen ſolchen, der nicht mehr unter väterlicher 
Gewalt ſteht, ausgegeben habe, macht den Vertrag oder die 

Schuld nicht gültig.“ Zutreffend weiſt die Reviſion darauf hin, 

daß die geſetzlichen Beſtimmungen über die perſönliche Geſchäfts⸗ 

fähigkeit zwingender Natur find und abändernden Vereinbarungen 

der Betheiligten nicht unterliegen. Demnach iſt es für die Be⸗ 

urtheilung der Rechtsſtändigkeit der Willenserklärung eines 
Geſchäftsunfähigen völlig bedeutungslos, ob er dabei, worauf 
das B. G. Gewicht legt, von dem Willen geleitet war, eine 
rechtsgültige Verpflichtung zu übernehmen. Die Bürgichafte- 
erklärung der Bekl. vom 20./27. Juli 1896 war daher von 
Anfang an wegen deren damaliger Geſchäftsunfähigkeit rechts ⸗ 
ungültig, mit der Rechtsfolge, daß daraus weder ein Recht auf 
Erfüllung für die Firma A. M., die Rechtsvorgängerin der 
Kl., noch eine Verpflichtung der Bekl. zur Erfüllung, erwachſen 
konnte. Wie nun aber dieſe Rechtslage allein dadurch geändert 
werden könnte, daß die Bekl. ſich auf die aus dem zwingenden 
Recht von ſelbſt ſich ergebende Rechtsungültigkeit beruft, iſt 
nicht abzuſehen. Es iſt in der That ein unlösbarer Wider⸗ 
ſpruch in dem Gedankengange des B. G., wenn es einestheils 
die Bürgſchaftserklärung der Bekl., nach wie vor, für rechtlich 
ungültig erklärt, andererſeits aber die Bekl. — wenigftens im 
Ergebniß — zur Erfüllung dieſer rechtsungültigen 
Bürgihaftsübernahme für verpflichtet erklärt. Ein rechtsungültiger 
Vertrag beſteht rechtlich nicht, die rechtliche Verpflichtung zur Er⸗ 
füllung hat aber den Beſtand eines rechtsgültigen Vertrages zur 
unerläßlichen Vorausſetzung, folglich kann in Ermangelung eines 
ſolchen auch von einer Erfüllungsverpflichtung nicht die Rede 
fein. Folgerichtig beſtimmt deshalb auch im Anſchluß an $ 134 
des A. L. R. Thl. II Tit. 2 der folgende $ 135: „Doch kann 
der Gläubiger, der von einem ſolchen Schuldner ohne ſein 
eigenes mäßiges Verſehen, wirklich hintergangen worden, auß 
deſſelben Vermögen, nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, 
Schadloshaltung fordern (Thl. I Tit. 5 88 3336, Tit. 6 
88 10 sgg.)“. Auch bei betrügeriſchem Verhalten des in Folge 
des Fortbeſtandes der väterlichen Gewalt Geſchäftsunfähigen 
ſoll alſo der von dieſem erſchlichene Vertrag ungültig und nur 
ein Anſpruch auf Schadloshaltung gegen ihn begründet ſein. 
Mit dieſem Standpunkte des Geſetzgebers ift es, wie die Reviſion 
mit Recht geltend macht, ſchlechthin unvereinbar, daß der Ge 
ſchäftsunfähige, der ſich in gutem Glauben über feine Geſchäfte⸗ 
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fähigkeit befand, die Ungültigkeit des Geichäfts nicht ſollte 
geltend machen dürfen. Die entgegenſtehende Auffaſſung des B. G. 
wird auch nicht unterſtützt durch den von ihm betonten Umſtand, 
daß die aus der Verpflichtungsurkunde vom 20.) 27. Juli 1896 
ersichtlichen Erklärungen der Bekl. „eine formell und materiell 
rechtsguͤltige Bürgſchaftsübernahme darſtellen“; denn die Rechts 
wirkſamkeit auch einer Willenserklärung ſolchen Inhalts iſt, da 
neſe nur das Mittel und die Form des Willensausdrucks bildet, 
durch die Geſchäfts fähigkeit des Erklärenden bedingt, was ja 
nuch andrerſeits vom B. G. gar nicht verkannt wird. Dieſem 
wötlihen Ergebniß gegenüber muß auch der Hinweis der Rbkl. 
und des Nebenintervenienten verſagen darauf, daß ja die Bürg⸗ 
ſchaftzerklärung der Bekl. vom 20/27. Juli 1896 nicht den 
Reim abſoluter Nichtigkeit in ſich trage und ſomit durch nach ⸗ 
nigliche, ausdrückliche oder ſtillſchweigende Genehmigung des 
Baterh oder der Bekl. ſelbſt, nachdem fie unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig geworden, Rechtswirkſamkeit, und zwar vom Zeitpunkte 
Ihrer Abgabe ab, hätte erlangen können. In Ermangelung 
einer ſolchen nachträglichen Genehmigung iſt die Erklärung vom 
20.27, Juli 1896 nach wie vor rechtsunwirkſam und die bloße 
Möglichkeit ihrer nachträglichen Genehmigung durchaus belanglos. 
Die Art und der Nebenintervenient machen ferner geltend, 
laß die Annahme des B. G., die Erhebung des in Rede ſtehenden 
Einwandes der Bekl. ftelle unter den obwaltenden Umſtänden 
eine Arglift dar —, thatſächlicher Natur und deshalb der Nach⸗ 
prüfung in der Reviflons inſtanz entzogen ſei. Indeſſen wenn 
duch Das Vorliegen der Argliſt nach der Belegenheit des einzelnen 
dalle zu bartheilen iſt und es ſich bei deren Feſtſtellung im 
Befentlihen um eine tharfächliche Würdigung handelt, fo unter- 
legt doch die Beeinfluſſung derſelben durch rechts irrthümliche 
lujfafſung der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. Im vor 
ligenden Falle aber iſt es, wie dargelegt, rechtsirrthümlich, 
wenn das B. G. ſchon allein in der Geltendmachung ihrer 
Geschäftsunfähigkeit eine Argliſt der Bekl. findet. Auch die 
Deſtimmungen der 88 79 und 80 Tit. 6 und des 8 79 Tit. 4 
Tl. I den A. L. R. laſſen ſich für dieſe Annahme, wie der 
Rebeninteroenient meint, nicht verwerthen. IV. C. S. i. ©. 
Bester e. Auhoff und Reinhold vom 26. November 1900, 
Nr. 240/1900 Iv. 
A. 511.8. 
Die Revifion war als begründet zu erachten. Der 
Bortlaut des 8 1 des Vertrags im Zuſammenhalt mit dem in 


9 4 uf die Dauer von 30 Jahren vereinbarten Ausſchluſſe 


leder anderweitigen Waſſerverſorgung ſpricht zunächſt dafür, 
daß nach dem übereinſtimmenden Willen der Vertragſchließenden 
uh die von der Bekl. herzuſtellende Anlage für die Dauer 
am 30 Jahren der volle Waſſerbedarf der klagenden Gemeinde 
bet werden ſolle. Daß die Verpflichtung der Bekl. durch 
aun der Schätzung des muthmaßlichen Bedarfs zur Zeit der 

Yung entſprechende Anlage für die ganze Vertragsdauer 
ait fein ſolle, läßt der Wortlaut des Vertrages nicht 
alarm, Geht eine ſolche Beſchräͤnkung aus dem Vertrage 
ar kor, fo würde die in 5 7 des Vertrages ausgeſprochene 

ag für Nachtheile, die auf die Unzulänglichkeit oder 
mangelhafte Konſtruktion des Waſſerwerks zurückzuführen find, 
uc auf die gerügte Unzulänglichkeit des Waſſerdrucks zu 


liche fein. Der Wie der Bell. kann ſich, wie das B. G. 
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ausführt, allerdings darauf beſchränkt haben, ein Rohr einmal, 
aber in der Weite anzulegen, daß es nach verſtändiger Schätzung 
der Betheiligten für 30 Jahre hinaus den Anforderungen 
genügen werde. Die bloße Moͤglichkeit, daß einer der Betheiligten 
oder die Betheiligten ihrer Willenserklärung einen beſchränkteren 
Sinn untergelegt haben, als die Willenserklärung ſelbſt offenbart, 
berechtigt aber noch nicht, ſie in dieſem beſchränkten Sinne 
auszulegen. Läßt die Erklärung ſelbſt zunächſt keinen Zweifel 
über ihre Tragweite, ſo bedarf es nicht erſt eines Beweiſes, daß 
dieſe ausgeſprochene Tragweite dem Willen der Vertrag 
ſchließenden entſpreche. Im Gegentheil muß die Beſchränkung 
bewiefen werden. Daß auch beim Vertragsabſchluſſe, wenn 
auch an den hohen Betrag der nun erwachſenen Koſten nicht 
gedacht worden wäre, ſchon ermeſſen werden konnte, daß jede 
Neuanlage recht erhebliche Auslagen erfordern werde, wie das 
B. G. anführt, läßt ſich wohl annehmen. Gegenüber der 
Zwangslage, in die ſich die Kl. verſetzt hätte, würde aber auch 
dieſer Erwägung keine aus ſchlaggebende Bedeuiung beigemeſſen 
werden können. Gegenüber dem Wortlaute der Erklärung müßte 
aber auf Grund beſtimmter Thatſachen dargethan werden können, 
daß die Vereinbarung in dem vom B. G. angenommenen 
beſchränkten Sinne getroffen wurde. Die Ausführungen des 
B. G. vermögen aber dieſe Annahmen nicht zu rechtfertigen. 
VI. C. S. i. S. Stadt Samen o. Stadt Unna vom 29. November 
1900, Nr. 271 / 1900 VI. 

25. 88 156 ff. I. 5. 

Das Schriftſrück vom 11. März 1896 lautet dahin, daß 
der Bekl. als Eigenthümer des Grundſtücks 28 Garten Krappitz 
ſich verpflichtet, von dieſem Grundſtück den zum Bau einer 
Eiſenbahn von Neuſtadt nach Gogolin erforderlichen Grund und 
Boden laut Zeichnung und Vermeſſungsregiſter des Landmeſſers 
R. vom September 1895 im ungefähren Flächeninhalt von 
2,64,50 ha der Neuftadt-Gogoliner Eiſen bahngeſellſchaft käuflich 
zu überlaſſen. Der Geſellſchaft wird — fo heißt es in dem 
Schriftſtück weiter — die ſofortige Befitzergreifung, vorbehaltlich 
der civilrechtlichen Anſprüche des Bekl. geitattet, die Verzinſung 
des ſpäter zu vereinbarenden Kaufpreiſes vom Tage der Befitz⸗ 
ergreifung an auf 5 Prozent feſtgeſetzt und endlich vereinbart, 
daß der Werth des Grund und Bodens durch die Taxe von vier 
Sachverſtändigen, von denen jeder Vertragstheil zwei zu ernennen 
hat, nud im Falle, daß dieſe fich nicht einigen können, durch 
den Ausſpruch eines Obmannet, über deſſen Perſon ſich die 
Parteien zu verſtändigen haben, ermittelt werden ſoll. Dieſes 
Abkommen ſtellt einen vollſtändig freiwilligen, lediglich den all⸗ 
gemeinen Regeln über Kaufgeſchäfte folgenden Kaufvertrag dar, 
bei dem der Preis durch das ſachverſtändige Gutachten dritter 
Perſonen feſtgeſetzt werden ſoll. Als nun der Bekl. die Werths⸗ 
feſtſetzung der zuſammenberufenen Schätzungskommiſſion bezw. 
des Obmannes, über deſſen Perſon ſich die Parteien geeinigt 
hatten, wegen angeblicher Mängel des Verfahrens ſowie aus 
anderen Gründen nicht anerkennen wollte und in dem Schreiben 
vom 2. Oktober 1896 der Kl. erklärte, daß er auf der Forderung 
von 70 000 Mark als Kaufpreis beſtehen bleibe und eventuell 
anheimgebe, das Enteignungsverfahren gegen ihn einzuleiten, 
konnte die Kl. zweierlei thun: fie konnte entweder gegen den 
Bekl. auf Erfüllung jenes freiwillig eingegangenen Kaufvertrages 
klagen, das heißt ihrerſeits bei dem Vertrage ſtehen bleiben oder 
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fie konnte das Eateignungs verfahren beantragen, das heißt von 
dem Vertrage abgehen. Sie konnte aber nicht Beides W Ac 
thun, nicht aus dem freiwillig geſchloſſenen Vertrage einen Theil 
heraus greifen, nämlich die Feſtſetzung des Kaufpreiſes durch die 
vereinbarte Schätzungskommiffion aus dieſem geltend machen, 
im Uebrigen aber das Enteignungs verfahren walten laſſen. Der 
in dem Scriftmüd vom 11. März 1896 niedergelegte Kauf- 
vertrag bildet ein einheiilches Ganze; der Werth des freiwillig 
veräußerten Grundſtucks ſollie durch zu wäylende dritte Per- 
ſonen fejtgejegt werden. Fiel die Freiwilligkeit der Veräußerung 
hinweg und trat die Enteignung ein, ſo kann die Kl. die Ver⸗ 
einbarung darüber, wie der Kaufpreis für das freiwillig der 
Kl. vertaufte Grundſtück ermittelt werden ſollte, nicht auf die 
Euiſchädigung erſtrecken, die im Enteignungs verfahren 
dem Bekl. zu gewähren iſt, mag man die Enteignung rechtlich 
auch als Zwangs verkauf oder wie fonft konſtruiren. Jene 
beiden Tyeile des freiwilligen Kaufvertrages gehören untrennbar 
zuſammen und können jedenfalls nicht durch das Belieben einer 
Partei wider den Willen der anderen von einander gelöſt werden. 
Eine andere rechtliche Beurtheilung wäre nur dann moglich, wenn 
der übereinftimmende Wille beider Parteien beim Abſchluß des 
Vertrages vom 11. Marz 1896 dahin gegangen wäre, daß die 
Vereinbarung über die Art der Ermiitelung des Kaufpreiſes 
auch im Fall des Eintritts des Enieignungsverfahrens Geuung 
haben solle. Allein es fehlt nicht nur jeder Anhalt für die An⸗ 
nahme einer ſoichen Willeneübereinſimmung der Parteien, ſondern 
es iſt auch nicht einmal eine dahin gehende Behauptung von der 
Ki. aufgeſtellt worden, jo daß dieſe Wiöglichkeit hier völlig außer 
Betracht bleiben muß. VII. C. S. i. O. Schoeger c. Neuftadt- 
Gogoliner Ciſenbahn vom 11. Dezember 1900, Nr. 237/1900 VII. 

26. 55 270, 271 1. 5. 

Zutieſſend gebt das B. G. davon aus, daß der an ſich 
feſtſtehende Ausfall derjenigen Bedingung, von deren Kintritt 
die Kontrahenten die Guuigkeit des in Frage ſtehenden Kauf⸗ 
vertrages abhangig gemacht hatten, nur dann dem Eintritte 
gleich zuachten iſt, wenn er auf einem vertrage widrigen Ver ⸗ 
hauen, mit anderen Worten auf einem kontraktlichen Ver⸗ 
ſchulden, einem Mangel an kontraktlich zu präſtirender Diligenz 
des verftorbenen S. detruhte. Auch die Grwägung iſt nicht zu 
beanftanden, daß S. nach dem Sinne des Vertrages ver⸗ 
pflichtet war, alle geeigneten Schritte zur Erlangung der Kon⸗ 
zeſnon zu thun. Dagegen iſt es rechtsirrthümlich, wenn nun 
weiter angeuommen wird, daß S. ſich bei dem ablehnen den 
Beſcheide des Kreisausſchuſſes nicht habe beruhigen durfen, viel» 
mehr die höhere Inſtanz habe anrufen müfjen, zumal Gründe, 
weiche dies von vornherein als ausfichisios hatten erscheinen 
laſſen können, nicht vorlagen und das Anrufen der höheren 
Juſtanz weder bejondere Schwierigkeiten noch erhebliche Koſten 
verurſacht daben würde. Es kann keineswegs als ein Er⸗ 
forderniß der im Verkehr zu gewäyhrleiſtenden Sorgfalt an» 
geſehen werden, daß Jemand gegen den ihm ungünitigen Be⸗ 
ſcheid einer Verwallungs behörde das zulaſſige Nechismutel ein⸗ 
legt, jofern keine Grunde vorliegen, welche die Einlegung von 
vornherein als ausſichislos erscheinen laſſen. An ſich ſpricht 
die Wayrſcheinlichken dafür, daß der auf Grund pflichtmätiger 
Erwägung zu eriamenne Beſcheid das Richtige trifft, und es 


müſſen daher umgekehrt belondere Gründe vorliegen, um eine 


Anfechtung ale gerrchtferugt anzuſehen, beziehungeweiſe in 
der Unterlaſſung derselben ein Verschulden zu erblicken. Ein 
kontrakiwidrigee Verhalten beziehungsweiſe ein Mangel an von 
ihm zu gemwahrleitender Sorgfalt des S. durſte demnach nur 
auf Wiund einer Sıörterung angenommen werden, die ergab, 
daß und aus welchen Giunden der ergangene Beſcheid mit 
Aus ficht auf Erfolg hatte angegriffen werden können, und daß 
dem Se. dieſe Sachlage erkennbar war (vergl. die Entſch. dieles 
Senais vom 1. Zum 1892 bei Gruchot Beitrage Bd. 36 
©. 1119). Da das B. G. es an dieſer Erörterung hat fehlen 
laſſen, jo wird dieſelbe bei erneuter Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung nachzuholen ſein. I. C. S. i. S. Erden Schüren 
c. Gerdemann vom 24. November 1900, Nr. 260/1900 1. 
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27. 88 8, 10 I. 6. 

Mit der Klage begehrt der Eigenthümer von Grundſtücken, 
die an einem Privatfluſſe gelegen find, Erſatz desjenigen 
Schadens, der ihm durch die von einem oberen Uferbeſitzer de⸗ 
wirkte Verunreinigung des Waſſers zugefügt fein fol. Das 
Nutzungsrecht des Kl. an dem Waſſer des Privatfluſſes gründet 
ſich allerdings auf fein Eigenthum am Flußbett, allein mit der 
Klage wird nicht die Beſeingung einer vorhandenen Störung 
oder die Unterſagung weiterer Störungen, ſondern der Erſatz 
des während einer beſtimmten Zeit durch Verletzung der 
klägeriſchen Eigenthums rechte verurſachten Schadens verlangt; 
die Kiage hat deshalb nicht, wie das B. G. annimmt, die 
Natur der Eigenthumsfreiheitsklage (vergl. 5 4 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 15, 88 176, 150 Tyl. 1 Tit. 7), ſondern die der 
Schadenserſatzklage wegen unerlaubter Handlungen (88 8, 10 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 6). Das R. G. hat ſich über die Grund⸗ 
ſätze, nach denen die aus dem Eigenthum am Flußbett ab- 
zuleitenden Befugniſſe des oberen Anliegers, den Fluß zur Ab⸗ 
leitung von Waſſer und ſonſtigen Stoffen zu benutzen, und 
anderseits die Befugniß des unteren Uferbefitzers, eine ſolche 
Immitfion als Verletzung feines Eigenthums zu rügen, mehr⸗ 
ſach ausgeſprochen, in welcher Beziedung auf die Bd. 16 S. 178 
und Bo. 38 S. 268 ff. der Entſch. abgedruckten Urtheile zu 
verweiſen iſt. Danach iſt der obere Anlieger keineswegs ver⸗ 
pflichtet, dem unteren das Waſſer des Fluſſes in abſolut reinem 
Zustande zugehen zu laſſen; dagegen überſchreitet er feine 
Befugniſſe, wenn die Beimengung fremder Stoffe in einem 
das Gemeinübliche überſteigenden, zu einer ungebüyrlichen Be⸗ 
laͤſtigung des unteren Uferbeſitzers führenden Maße bewirkt. 
Nach den Eingangsworten der Entſcheidungsgründe des B. U. 
iſt nun zwar anzunehmen, daß das B. G. von dieſen Grund⸗ 
jägen ausgehen will, zu vermiſſen aber ıft die Feſtſtellung und 
die Begründung derſelben, daß die Bekl. der Panke durch die 
zugeleiteten Abwäſſer der Rieſelfelder Schmutzſtoffe in einem 
das Gemeinübliche überſteigenden Maße zugeführt hat. 
Wenn bei der erneuten Verhandlung der Sache ſich ergeben 
ſollte, daß die Schließung der klägerischen Badeanſtalt durch 
eine das Gemeinübliche überſteigende Zuführung von Schmutz ⸗ 
ſtoffen aus den Rieſelfeldern der Bekl. herbeigeführt worden iſt, 
ſo liegen diejenigen Thatſachen vor, welche ſich als Verletzung 
des klägeriſchen Eigenthumsrechts durch die Bekl. darſtellen. 
Zum Erſatze des durch dieſe Rechtsverletzung entſtandenen 
Schadens iſt die Bekl. allerdings nur nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriſten des 6. Tuels A. L. N. Thl. I verpflichtet, alſo ſofern 
fie ein Verſchulden trifft; das Vothandenſein eines Verſchuldens 
ergiebt ſich aber dann ohne Weneres aus den fefigeftellien 
Tyhaiſachen ſelbſt, ſofern es der Bekl. nicht gelingt, fi zu 
eniſchuldigen, das heißt Umſtände nachzuweiſen, welche den 
Schluß begrunden, daß die Verletzung des klägeriſchen Rechts 
ohne ihr Verſchulden eingetreten iſt. (Vergl. die Aueführungen 
in dem Uriheil des R. G. vom 26. Mai 1888 in Gruchot 
Beiträge Bd. 32 S. 889 ff.) VII. C. S. i. S. Stadt Berlin 
©. Loyff vom 18. Dezember 1900, Nr. 266 / 1900 VII. 

28. 83 25 ff. I. 16. 

Die Reorfion ift nicht begründet. Der Bekl. begehrt mit 
ihr, von der Küdcerfion in Höhe derjenigen 1 709,07 Mark 
befreit zu werden, von welchen nur ſtreitig iſt, ob ſie dem Bekl. 
durch die am 22. Auguſt 1896 beftellie Hypothek von 3 600 Mark 
Deckung gewahrt iſt, oder ob fie unter die dem Bekl. am 
15. September 1896 abgetretene Hypothek von 5 600 Mark 
fallen, deren Valutirung der Bekl. noch zu belegen hat. Der 
B. M. hat angenommen, der Bekl. ſei dafür beweis pflichtig, daß 
die Zahlungen von 1 709,07 Mark ſich auf das Abkommen vom 
15. Sepiember 1896, nicht auf das vom 22. Auguſt 1896 be- 
ziehen; ein solcher Beweis ſei aber nicht geführt. Mit Unrecht 
wirft die Reoıfion dem B. R. die Verletzung der Regeln über 
die Beweielaſt vor. Nach ftändiger und wohl begründeter 
Rechtſprechung hat der klagende Gläubiger, welcher behauptet, 
daß eine eingewendete Zahlung ſich nicht auf die im Prozeſſe 
befangenen, ſondern anf eine andere ihm gegen den beklagten 
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Schuldner zuſtehende Forderung beziehe, nur das Beſtehen dieſer 
anderen Forderung nachzuweiſen, während der Schuldner, falls 
dieſer Nachweis geführt iſt, beweiſen muß, daß die andere Forde⸗ 
rang ſchon früher getilgt oder daß die Zahlung gerade auf die 
eingeklagte Forderung geleiſtet oder nach dem Geſetze zu ver⸗ 
uchnen fei (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 12 S. 90, Bd. 19 
S. 246; Urtheil des R. G. in Gruchot Beiträgen Bd. 25 
S. 948 f., Bd. 28 S. 936 ff., Seuffert Archiv Bd. 45 S. 401). 
Nach denſelben Grundſätzen regelt ſich die Beweislaſt in Fällen 
der vorliegenden Art. Die Kl. verlangen theilweiſe Rückceſſion 
ver Hypothek von 5 600 Mark, weil Bekl. feiner Pflicht, die 
Valuta zur Tilgung von Schulden der Kl. oder ibres Erblaſſert 
zu verwenden, nicht genügt habe. Bekl. bebauptet Erfüllung 
neſer Berpflichtung, indem er ſich auf Zahlungen in Höhe von 
1709.07 Mark beruft, welche er unſtreitig zur Zahlung von 
Schulden der Kl. oder ihres Erblaſſers verwendet hat. Die 
A. erwidern, daß die Zahlungen zur theilweiſen Deckung der 
andern Hypothek von 3 600 Mark geleiſtet worden ſeien. Der 
Bell. deſtteitet nicht, daß er zur Deckung der Valuta dieſer 
anderen Hypothek verpflichtet iſt. Demnach mußte er beweiſen 
entweder, daß er die Valuta beider Hypotheken berichtigt habe, 
oder daß die Zahlungen von 1 709,07 Mark gerade auf die 
Balnta derjenigen Hypothek geleiftet ſeien, um deren Rückceſſion 
es fih im gegenwärtigen Rechtsſtreite handelt. Einen ſolchen 
Beweis hat der Bekl. nicht geführt. V. C. S. i. S. Modrze⸗ 
jmtli e. Waczkowski vom 8. Dezember 1900, Nr. 237/1900 V. 

2. 8 54 1. 6. 

Die in der Berufungsinſtanz vom Kl. aufgeftellte Be 
banptung, die Bekl. habe widerrechtlich über das Projekt hinaus 
Erde gehoben und konne ſich deshalb auf den 5 10 des Statutes, 
lin deſſen jeder Genoſſe den abzutretenden Grund und Boden 
mertzeltlich hergeben muß, nicht berufen, iſt mit der Erwägung 
uridzewiefen, daß es ſich in dieſem Falle nicht um die Ent⸗ 
ſcieigung für ein zu öffentlichen Anlagen abzutretendes Eigen- 
tian, ſondern um den Erſatz eines durch eine unerlaubte 
Handlung zugefügten Schadens handle, welcher Anſpruch der 
Imifährigen Verjährung unterliege. In dieſer Ausführung zeigt 
Ab ein Rechtsirrthum. Das genannte Vorbringen des Kl. in 
feinem Zuſammenhange mit den ſchon in I. J. vom Kl. ge 

nachten An gaben enthält ſowohl, daß die Bekl. über die im 
proſekt beftimmte Grenze hinaus Grund und Boden des Kl. 
jat Verbreiterung des Grabens verwendet, als auch, daß fie 
km Graben eine größere als die im Projekte vorgeſehene Tiefe 
gegeben habe. Während das erfte der beiden Momente für ſich 
allein desbalb von Bedeutung iſt, weil durch die Verkleinerung 
des Grundſtücks eine verhältnißmäßige Minderung feines Werthes 
herbeigeführt wird, haben beide in ihrer Verbindung mit einander 
nach der Darſtellung des Kl. zur Folge. daß das durch den 
Graben ſich bewegende Waſſer in dem erbreiterten und vertieften 
Bette deſſelben einen rascheren Abfluß wie bisher hat, ein be⸗ 
fruchtendes Uebertreten des Waſſers auf die Wieſe nicht mehr 
ſtaufindet, ja ſelbſt das in der Wieſe vorhandene Grundwaſſer 
nieſer nicht erhalten bleibt, ſondern durch den Graben abfließt. 
Kl. macht außerdem geltend, daß der auf beiden Seiten des 
Grabens aufgeworfene, in feinen Dimenfionen durch die projekt- 
widrige Aushebung von Erde beeinflußte Erdwall Graswuchs 
iberbaupt nicht erzeuge. Das Vorbringen des Kl. nach ſeinen 
mehreren Richtungen hin ſtellt ſich als Geltendmachung eines 
Schadens innerhalb eines Kontraktes dar. Als Mitglied der 
Genoſſenſchaft ftand Kl. zu dieſer in einem Vertrags verhältniß, 
vermöge deſſen die Genoſſenſchaſt feine Rechte und feine in 
dieſen begründeten Intereſſen zu wahren hatte. Hierin liegt 
einbegriffen, daß fie bei Verwendung ſeines Grundeigenthums 
für die Zwecke der Melioration die im Projekte beſtimmten 
Grenzen innehalten mußte, fie war gehalten, bei den auf ſeinem 
Grund und Boden ausgeführten Arbeiten das Statut zu 
beachten; ein durch deſſen Beſtimmungen nicht gerechtfertigter 
Eingriff in fein Eigenthum ſtellte alſo nicht lediglich eine Ver⸗ 
letzung Diefes Rechts, ſondern zugleich eine Verletzung der Ver⸗ 
teagapflichten der Genoſſenſchaft durch ihre Organe dar. Auch 
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die ſubjektiven Vorausetzungen der Verantwortlichkeit find 
enügend behauptet. In noch hoͤberem Maße gilt das Bemerkte 

r die behauptete projektwidrige Austiefung des Grabens, durch 
welche ſogar die Entziehung des Grundwaffers bewirkt fein ſoll. 
Geht man biervon aus. fo iſt für die Anwendbarkeit des & 54 
Thl. J Tit. 6 des A. L. R., laut deſſen der Beſchädigte bei einem 
außerhalb eines Kontraktes erlittenen Schaden ſein Recht verliert, 
wenn er innerhalb dreier Jahre nach erlangter Wiſſenſchaft von 
dem Daſein und dem Urheber des Schadens ihn gerichtlich ein ⸗ 
zuklagen verfäwmt, ſowie der zu dieſer Beſtimmung ergangenen 
Deklaration kein Raum gegeben. VII. C. S. i. S. Lipowicz 
6. Entwäſſerungs - Genoſſenſchaft Lagowo - Jerka vom 11. Des 
zember 1900 Nr. 207/1900 VII. 

80. 5 8 I. 18. 

Der Grundſatz der Prävention gilt bei der Colliſion der 
Rechte benachbarter Eigenthümer nicht. Wer fein Eigentbum in 
einer Weiſe gebraucht, daß dadurch die Benutzung des Nachbar⸗ 
grundſtücks beeinträchtigt wird, kann ſich nicht darauf berufen, 
daß er ſeine Grundſtücke ſchon früher in gleicher Weiſe benutzt 
bat, ehe noch die beeinträchtigte Benutzung des Nachbargrund⸗ 
ſtücks begonnen hatte, und der in der Benutzung feines Grund⸗ 
ſtücks durch Immiſſionen Beeinträchtigte braucht die letzteren 
nicht ſchon aus dem Grunde zu dulden, weil und inſoweit ſie 
erſt mit der veränderten Benutzung feines Grundſtücks ſchädlich 
men find. Ueber die Gollifion der beiderſeitigen Rechte 
ann nur auf der Grundlage des gegenwärtigen. d. h. des Zu⸗ 
ftandes, wie er zur Zeit des Hervortretens der Colliſion beſteht, 
entſchieden werden. Das gilt ſowohl nach dem B. G. B. als 
nach früberem Recht. (Vergl. Turnau-⸗Förſter Liegenſchaftsrecht 
S. 285 Note 3 Abſ. 2; Gruchot Bd. 25 S. 960, Bd. 27 S. 905; 
Seuffert Archiv Bd. 46 S. 390.) Hierin ändert auch nichts, 
wenn der Eigenthümer des leidenden Grundſtücks die nach⸗ 
theilige Einwirkung der auf dem Nachbargrundſtück befindlichen 
Anlagen auf die veränderte Benutzung ſeines Grundſtücks voraus⸗ 
ſehen konnte, denn dann durfte er auch annehmen, daß der 
Nachbar Vorkebrungen treffen werde, die bis dabin unſchädlichen 
oder minderſchädlichen Einwirkungen auf das Maß des Gemein⸗ 
gewöhnlichen zurückzuführen. Die Sache liegt beim Berabau 
anders. Der Bergbauende iſt dem Grundeigenthümer gegenüber 
unbeſchränkt privilegirt, er iſt zur Schonung des Grundeigen⸗ 
thums privatrechtlich nicht, dagegen zu voller Eatſchädigung 
verpflichtet. Der Grundeigenthümer, der ſich in erkennbar 
gefahrdrohender Nähe des umgehenden Bergbaues anbaut, kann 
alſo nicht darauf rechnen, daß der Bergbauende Vorkehrungen 
treffen wird, um das Gebäude vor den Einwirkungen des Berg⸗ 
baues ficher zu ſtellen. Er handelte alſo fahrlärſig. wenn er 
trotz erkannter oder ihm erkennbar gewordener Gefahr den Ban 
ausführt, und dolos, wenn er von dem Bergbautreibenden 
Entſchädigung für den durch eigene Schuld erlittenen Schaden 
verlangt. Benachbarte Grundeigentbümer aber find nach den 
Grundſätzen des Nachbarrechts verpflichtet, die Benutzung ihrer 
Gruntſtücke fo einzurichten und einzuſchränken, daß dabei der 
Nachbar beſteben kann. Das nachbarrechtliche Verhältniß zwiſchen 
Grundeigenthümern iſt durchaus verſchieden von dem Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen Bergbau und Grundeigenthum. V. C. S. 
i. S. Zeche Schürbank u. Charlottenburg o. Panik vom 
12. Dezember 1900, Nr. 240/1900 V. 

31. 8 440 IL 2, 5 570 I. 9. 

Es handelt fih in der gegenwärtigen Suftanz nur noch 
um eine Nachprüfung darüber, ob der Vorderrichter ohne Rechts⸗ 
terthum angenommen bat, daß durch die in dem Vorprozeſſe 
erfolgte Erhebung der Klage vom 12. Mai 1898 die für das 
Anfechtungsrecht der Kl. in 8 440 Tit. 2 Th. II des A. L. R. 
beſtimmte zweijährige Verjährungsfriſt dergeſtalt unterbrochen 
worden ift, daß ihr Recht auf Verabfolgung oder beziebungs- 
weiſe Ergänzung des Pflichttbeils ſeinem vollem Umfange 
nach gewahrt ift. Der 8 440 a. a. O., welcher hier in Ver⸗ 
bindung mit & 516 a. a. O. in Betracht kommt, ſchreibt vor: 
„Wenn der Enterbte die Verfügung der Eitern zwei Jahre 
lang, nachdem er Kenntniß davon erhalten, gerichtlich nicht an- 
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gefochten hat, fo tft feine Befugniß dazu durch Verjährung er- 
loſchen.“ Wiewohl dieſe Vorſchrift nur von dem „Enterbten“ 
ſpricht, ſo beſteht doch im Hinblick auf ihren Zuſammenhang 
mit den vorbergehenden Beſtimmungen, insbeſondere dem 
5 432 a. a. O., kein Zweifel, daß ſich ihr Inhalt nicht bloß 
auf die eigentlichen Falle der Enterbung, ſondern auf alle 
Fälle der Verletzung des Pflichttheils und ſomit auch auf deſſen 
bloße Verkürzung oder Belaſtung bezieht (Entſch. des Ober- 
tribunals Bd. 24 S. 129, Präjudiz Nr. 2400, Striethorſt, 
Archiv Bd. 34 S. 121 und Bd. 9 S. 187; Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 6 S. 251; Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen 
Privatrechts Bd. 3 S. 600, Auflage 4). Ob der 8 440 a. a. O. 
deshalb auch auf die vorliegende Klage Anwendung leidet, hängt 
im Uebrigen noch davon ab, wie die Beſtimmung in dem 
Teſtamente des Erblaſſers, zufolge deren nach der Urtheilsfeſt⸗ 
ſtellung die Kl. „mit einem Legat von 300 Mark bedacht, für 
den Fall der Teſtamentsanfechtung aber auf den Pflichttheil 
eingelegt” worden, zu verſtehen iſt. Würde dieſelbe dahin aus⸗ 
gelegt werden müſſen, daß der Erblaſſer der Kl. alternativ 
das Recht einräumen wollte, entweder die ihr vermachten 
300 Mark oder den Pflichttheil zu fordern, ſo bliebe für die 
Anwendung des 5 440 a. a. O. kein Raum, und es griffe für 
dieſen Anſpruch nur die gewohnliche 30 fährige Verjährung 
Platz. Denn in dieſem Falle würde die Kl. ihren Pflichtthell 
gar nicht im Wege der Anfechtung des Teſtaments, alſo gegen 
den Willen des Erblaſſers, ſondern aus dem Teſtamente ſelbft 
und in Uebereinſtimmung mit dem darin geäußerten Willen 
geltend machen. Iſt jedoch, wie das B. G., wenn auch nur 
ftiuſchweigend, zu unterſtellen ſcheint, die Willensmeinung des 
Teſtators dahin gegangen, daß die Kl. aus feinem Nachlaſſe 
300 Mark Haben und nur eventuell, nämlich für den Fall, 
daß ſie das Teſtament anficht, auf den Pflichttheil geſetzt 
fein ſoll, fo vermag fie dieſen letzteren Auſpruch in der That 
nur durch Widerſpruch gegen den prinzipalen Teſtamentsinhalt 
und durch Anfechtung deffelben mittels der Pflichttheils⸗ 
klage zu begründen, und es unterliegt alsdann dieſe Klage 
auch der zweijährigen, in § 440 a. a. O. geordneten Ver⸗ 
Jährung. Welche von beiden Auffaſſungen die richtigere iſt, 
ann hier dahingeftellt bleiben, da auch in dem zweiten für die 
Kl. ungünftigeren Falle ihr Anſpruch nach der Begründung des 
angefochtenen Uriheils gerechtfertigt erſcheint. Die für dieſen 
zweiten Fall nur noch zu erörternde Frage, ob der von den 
Bekl. erhobene Verjährungseinwand durchgreift, wird 
nämlich von dem B. G. mit Recht verneint. Schon das 
L. G. ift aus zutreffenden Erwägungen davon ausgegangen, 
daß der Anfangepunkt der in 8 440 a. a. O. beftimmten 
Anfechtungsfriſt, welche eine wirkliche Verjährungsfriſt iſt 
(Sniethorft, Archiv Bd. 43 S. 683, Bd. 78 S. 76; Gruchots 
Beiträge Bd. 14 S. 819), für die vorliegende Klage, welche 
nicht ein völlig enterbter, ſondern ein in feinem Pflichttheil nur 
verkürzter Notherbe erhebt, ſpäteſtens vom Mai 1897 an zu 
berechnen ift. Die Kl. ſelbft hat die Behauptung einer fpäteren 
Kenntnißerlangung von ihrer e worüber fle 
gemäß 8 513 Tit. 9 Thl. 1 des A. L. R. beweiepflichtig 
geweſen ſein würde, gar nicht aufgeſtellt. Das B. G. folgert 
nun, im Anſchluß an dieſe Feſtft⸗llung, übereinſtimmend mit 
dem L. G. weiter, daß die gegenwärtige, erſt vom 27. September 
1899 datirende Klage erſt nach Ablauf der Verjährungefriſt 
angeftrengt worden He, und daß es demnach nur noch darauf 
ankommen konne, ob die Kl. ſchon durch die unſtreitig inner⸗ 
halb der a Friſt erhobene Klage des Vorprozeſſes 
vom 12. Mai 1898 gemäß 8 570 Tit. 9 Thl. I des A. . R. 
ihr ganzes Recht erhalten hat. Auch in ee Beziehung kann 
es vorweg, auf ſich beruhen bleiben, ob eine ſolche Prüfung im 
Hinblick auf den Wortlaut des § 440 Tit. 2 Tyl. II des 
A. L. M. noch geboten iſt und ob Kl. nicht ſchon dadurch, daß 
fie mit jener früheren und nur auf Zahlung von 1000 Mark 
een, friſtgemaß angeſtellten Pflichttheilsklage das 
eſtament ihres Sohnes thatſächlich angefochten, das Er. 
Iöſchen ihres Pflichttheilsanſpruches ein für alle Mal bis zum 
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Ablauf der ordentlichen Verjährungsfriſt wirkſam gehindert hat. 
Auch wenn Letzteres verneint und mit den Vorinſtanzen ange⸗ 
nommen werden müßte, daß die i der Anfechtungsklage 
fich in dieſer Hinficht nicht weiter erſtrecke, als der von dem 
Anfechtungskl. verfolgte, aus dem Pflichttheilsrecht hergeleitete 
Geldanſpruch, ſo wird dennoch das angegriffene Urtheil durch 
die weiteren Feſtſtellungen und u: des II. R. ge 
tragen. Derſelbe legt die oben ihrem Wortlaute nach mit- 
getheilte Stelle der Klageſchrift vom 11. Mai 1898 dahin aus, 
daß darin die damalige Kl. durch die Worte „einſtweilen“ und 
angeblich“ hinlänglich zum Ausdruck gebracht hat, „daß ſie 
ich eine weitere Pflichttheilstheil⸗ oder Reſt⸗ 
orderung auch auf der Grundlage vorbehalte, daß 
ſie die einſtweilen außer Betracht gelaſſenen 
14 750 Mark (welche die mitbeklagte Ehefrau als Eingebrachtes 
gegenüber dem Nachlaß ihres verſtorbenen erſten Ehemannes H. 
beanſprucht und die Kl. daher vorläufig von der Maſſe ab⸗ 
rechnet), ſpäter als Nachlaßaktivum behandele.“ Die 
Entſcheidungsgründe bemerken, das L. G. überſehe, daß Kl. 
auch ſchon in der Vorklage „ausdrücklich beſtritten“ hat, die 
Mitbekl. habe die gedachte Summe ihrem Ehemanne, dem 
Erblaſſer, eingebracht, und daß eventuell von ihr „behauptet 
worden iſt, fie (die Bekl.) wäre ſchon bei Lebzeiten des Erb⸗ 
laſſers wegen des Eingebrachten durch Ueberlaſſung eines 
Grundſtücksantheils tunen Daß dieſe weſentlich that 
ſächliche Auslegung, welche ausweislich der Entſcheidunge gründe 
darauf hinausläuft, daß die Kl. ſchon damals bei ihrer erſten 
Klageerhebung nicht blos die Abficht gehabt, ſondern zugleich 
auch der Abficht Ausdruck gegeben habe, ihr Pflichttheilsrecht 
in vollem Umfange bethätigen zu wollen, in irgend einer 
Beziehung von Rechts irrihum beeinflußt ſei, tritt nicht hervor. 
Muß dieſelbe aber demnach auch für die Revifionsinſtanz maß- 
gebend bleiben, fo folgt daraus, daß die urſprüngliche (Jetzt 
verſtorbene) Kl. ihren Pflichttheilsanſpruch in der Klage vom 
12. Mai 1898 nur vorläufig auf 1 000 Mark eingeſchränkt, 
mit letzterer Forderung jedoch ihr Recht auf Ergänzung der 
legitima der beklagten Partei gegenüber keineswegs erſcoͤpfen 
wollen, ſondern deſſen Geltendmachung im vollen Umfange fich 
vorbehalten hat. Auch ſchon das L. G. erkennt an, daß aus 
jener früheren Klage hervorgebe, die Kl. wolle als Pflichtteil 
nicht lediglich die damals nur vorläufig und einſtweilen ein⸗ 
eklagten 1 000 Mark fordern. Es beſchränkt nur den weiteren 
Anspruch für Kl. darauf, daß es von der Geſammtnachlaßmaſſe 
14 750 Mark als Eingebrachtes der beklagten Ehefrau abzieht 
und deshalb die Berechnung der Pflichttbeilsquote nur in An- 
ſehung des alsdann noch verbleibenden Ueberreſtes von etwas 
mehr als 8 400 Maik geiten lafien will. Dem gegenüber wird 
von dem B. G. mit Recht hervorgeboben, daß Kl. in jener 
erſten Klage das Eingebrachte von 14 750 Mark beſtritten 
und demgemäß nur „einſtweilen“ außer Betracht gelaſſen hat. 
Weshalb die Kl. nicht noch gegenwärtig ſoll den Beweis er⸗ 
bringen dürfen, daß dieſes Eingebrachte als Forderung nicht 
oder eventuell nicht mehr beſtehe, iſt hiernach nicht abzuſehen. 
Die Annahme des Vorderrichters, daß unter ſo bewandten 
Umftänden auch die gegenwärtige Klage noch rechtzeitig erhoben 
und mitbin der ſtreitige Mebranſpruch noch nicht verjährt ſei, 
verſtößt mithin gegen keine Rechtsnorm. Daß der Anſpruch in 
ſeiner Geſammtheit, ſoweit eine Klageerhebung als Unter⸗ 
brechungsmittel in Frage kommt, bereits rechtshängig ge 
worden ift, erſcheint für feine Erhaltung in dem Falle des 
8570 Tit. 9 Thl. I des A. L. R. nicht erforderlich. Gs 
genügt eine 5 des Kl., welche auf die Aus⸗ 
uͤbung des vollen Rechtes gerichtet iſt, und es ift. wenn dieſe 
Bedingung durch die Klageanſtellung erfüllt iſt, gleichgültig, ob 
zunächft nur ein Theil des Rechtes im Klagewege verfolgt wird 
Striethorſt! Archiv Bd. 97 S. 210; Entſch. des Obertribunals 

d. 74 S. 15; Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 103, 


Bd. 22 S. 314, Bd. 39 S. 217 fig. und Bolze, Praxis des 


R. G. Bd. 12 Nr. 168, Bd. 20 Nr. 156). IV. C. S. i. S. 
Ries ner o. Hindera vom 29. November 1900, Nr. 243/1900 IV. 
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v. Goufige Prenßiſche Landesgeſetze. 
Zum Stempelgeſetz. 
32. Tarifnummer 25. 
Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Dieſelbe ſucht 
auszuführen, daß ſie zwar gegenüber der in angegriffenen 
Urtheile des O. L. G. mitgetheilten Judikatur des R. G. der 
immerhin zweifelhaften Anficht nicht entgegentreten wolle, daß ein 
Vertrag über die Gründung einer Aktiengeſellſchaft neben 
der Beſteuerung des in demſelben enthaltenen Anſchaffungs⸗ 
geſchäfts gemäß Tarifnummer 4a des Reichs ſtempelgeſetzes vom 
27. April 1894 auch nach der Beſteuerung nach Landes recht in 
Oemäßheit der Tarifnummer 25 des Preußiſchen Stempeſteuer⸗ 
gejepes unterliegen könne. Anders verhalte ſich aber die Sache 
bei einem Fuſions vertrage, wie er gegenwärtig vorliege. 
Ei ſolcher Vertrag ſei jedenfalls ein derartig einheitlicher in 
allen ſeinen Beſtandtheilen, daß es rechtlich unzuläffig erſcheine, 
ihn auch uur in ſteuerlicher Hinſicht in verſchiedene Geſchäfte 
oder Verträge auseinanderzuziehen. Hier treffe daher unbedingt 
die Vorſchrit des § 18 des Reichs ſtempelgeſetzes zu, daß ein 
Geſchiſt, welches nach Tarifnummer 4 abgabepflichtig ſei, in 
den einzelnen Bundes ſtaaten keinen Stempelabgaben unterworfen 
werden linne. Dieſe Auffaffung iſt nicht als richtig anzuerkennen. 
Dieſelben Gründe, welche das R. G. dahin geführt haben, bei 
einem Grändungsvertrage die Beſteuerung nach Landesrecht neben 
der Reichſtempelabgabe für das Anfchaffungsgeichäft für gerechi⸗ 
fertigt zu erklären, find auch auf den N zweier 
Akiengeſellſchaften anwendbar. (Zu vergl. das Urtheil des 
VC S. des R. G. vom 25. April 1898, Entſch. Bd. 41 S. 84.) 
Eingetend begründet. II. C. S. i. S. A.⸗G. Nordſtern o. Fiskus 
vom 7. Dezember 1900, Nr. 265/1900 II. N. 
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er 25 jährige Gedenktag der Errichtung des Preußiſchen 

Obewerwaltungegerichts it besonders für den Anwaltſtand von 

hoher Bedeutung. Kaum von einer andern Stelle aus iſt der 

Berrh einer Einrichtung beſſer zu überſehen und zu ſchätzen, 

ne alt Vollendung des mit der Kreis ordnung von 1872 be ⸗ 

genen Spftems der Verwaltungsrechtſprechung faft mit einem 
lage Preußen aus einem Staate, in dem über den Mangel 

W Rah teſchutzes gegen „Polizeiwillkür“ die bitterſten Klagen 

wurden, in den Staat umwandelte, der in der Sicher⸗ 

Me ha fentlihen Rechte für den Eigzelnen die erfte Stelle 
mant. Es iſt dafür nicht das Beſtehen einer höchften 

ichen Inſtanz für derartige Fragen des Verwaltungsrechts, 

Ionen die Ausdehnung entſcheidend, die ihrer Zuſtändigkeit in 

ben gegeben worden ift, und deren allmählicher Fortgang 
in der entſprechenden Erweiterung der Behörde von ihren 
art beſcheidenen Anfängen an widerſpiegelt. Die Feſtnummer, 
nit welcher der Verleger der Enticheidungen des Oberverwaltungs- 
zaihuu dieſem ein Schönes Denkmal der Pietät geſetzt hat, wird 
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darum paſſend eröffnet durch einen Aufſatz des Wirkl. Geh. O.⸗R. 
A. Noll „Zur Geſchichte des Oberverwaltungsgerichts“. Nachdem 
dieſes mit nur einem Rathe im Vollamt neben dem Präfidenten 
und fünf nebenamtlichen Mitgliedern eröffnet worden, mußte 
noch in der Landtagsſeſſion von 1877/78, da in Folge des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes von 1876 die Bildung eines zweiten 
Senats nothwendig geworden, Gneiſt gegen den anfänglichen 
Widerſpruch der Regierung durchſetzen, daß die Zahl der Rathe 
auf zehn ſtatt auf nur acht erhöht wurde. Die allmähliche 
Ausdehnung der Verwaltungsreform auf die neuen und die 
weſtlichen on veranlaßte die Errichtung des dritten 
1886) und des vierten Senats (1889); der fünfte (1892) und 
demnächſt der ſechſte Senat (1893) wurden wieder auf Antrag 
Gneift's an Stelle des von der Regierung geplanten Steuer- 
gerichtshofs gebildet; der fiebente Senat (1900), gleichfalls für 
Steuerſachen, machte den einſtweiligen Abſchluß. In gleichem 
Schritte iſt die Zahl der Mitglieder neben dem Präfidenten auf 
ſechs Senatspräfidenten und 43 Räthe geſtiegen. — Dieſe 
geſchichtliche Darſtellung wird in fruchtbarer Weiſe ergänzt durch 
einen Aufſatz von A. W. Jebens „Erinnerungen und Anderes 
aus 21 Jahren oberverwaltungsgerichtlichen Dienſtes“; zu dem 
„Anderen“ gehört auch eine für die entſcheidende Stelle beherzigens⸗ 
werthe Mahnung über die Beſetzung der Mitgliederſtellen. — 
8 ie kurze Bemerkungen von Prof. Zorn (Bonn) 
über „Verwaltung und e als „Feſt⸗ 
Auch eine Abhandlung von Prof. Anſchütz (Heidelberg, 
Ngemeine Begriffe und Lehren des Verwaltungsrechts nach der 
Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts“) und eine Aus- 
führung von Stadtrath Kappelmann (Erfurt über „das Ober 
verwaltungsgericht und die Praxis der Gemeindeverwaltung“). 
Den Schluß machen 19 Ausſprüche deutſcher Rechtslehrer über 
das Oberverwaltungsgericht, darunter 4 aus Bayern (Piloty, 
Rehm, Seydel, Stengel), 1 aus Württemberg (Jolly), 4 aus 
Baden (Hatſcheck, Jelinek, Rofin, Waby) 2 aus Elſaß⸗ Lothringen 
(Laband, O. Meyer), 8 aus Preußen (Arndt, Bornhak, Brie, Hänel, 
Kohler, Leidig, E. Löning, Störck) und eine Zuſammenſtellung 
uͤber die Laufbahn der Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts. 
Der Rückblick auf die 25 jäbrige Thätigkeit des Oberver⸗ 
waltungsgerichts, die bis jetzt in 34 Bänden der Entſcheidungen 
niedergelegt iſt, wird ungemein erleichtert durch die beiden 
Bearbeitungen, von denen die zweite an das ſchon in zwei 
Auflagen eingeführte Werk von Parey anknüpft, aber von dieſem, 
wie die neuen Herausgeber ſagen „nur wenig Gebrauch machen 
konnte“, und ſich „als ein völlig neues, nach neuen Grundſätzen 
verfaßtes Werk“ darſtellt. Die Anlage iſt inſofern dieſelbe 
geblieben, als durchweg nur Auszüge aus den Entſcheidungen 
nach ſyſtematiſcher Anordnung mit zahlreichen Anmerkungen 
gegeben find, wodurch der Umfang zweier Bände und eine für 
Viele wünſchenswerthe Handlichkeit bewahrt werden konnte. — 
Die vier Bände der Kamptzſchen Ausgabe, deren letzter in zwei 
ſtarken Abtheilungen ausgegeben wurde, bergen ſelbſtoerſtändlich 
eine ungleich großere Fülle des Inhalts und iſt darum dieſes 
Werk für wiſſenſchaftliche Zwecke wie für eingehendere Unter⸗ 
ſuchung ſchwierigerer Rechtsfragen unentbehrlich. In gleichfalls 
5 Ordnung führt ſie die Entſcheidungen von dauernder 
edeutung in vollſtändigem Umfange oder doch nur mit Weg. 
lafjung nebenſächlicher Ausführungen auf, während in zwischen. 
laufenden Anmerkungen auf die übrigen Entſcheidungen unter 
kurzer Angabe ihres Inhalts verwieſen iſt. Kl. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Axhauſen, Rechtsanwalt K 
0 Berlin, Neuenburgerſtraße 13 e 
Zur Frage des Ausſchluſſes des Notars in Angelegenheit 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft, deren Genofe, Aafſchte 
rathsmitglied oder dergl. er iſt, 


erhalten wir mehrere Zuſchriften, die wir wegen ihres all 
intereſſirenden Inhalts unverkürzt ien 5 . u 
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a) Herr RA. und Notar Siebert in Lyck ſchreibt, 

. . . „daß die von Seiten der Redaktion auf die Anfrage 
ertheilte Antwort ſeines Erachtens nicht zutreffend iſt. 

Die Frage ſcheint mir weiter zu gehen, als es in Folge 
der Bezugnahme auf 5 170 a. a. O. den Anſchein hat. 

Der Herr Frageſteller will wohl Auskunft haben, ob der 
Notar, welcher Auffichtsrathsmitglied und Genoſſe einer ein- 
. Genoſſenſchaft iſt, von jeder Thätigkeit als Notar, 
ei es im Sinne des 8 170 a. a. O. bei Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften, ſei es bei Beurkundungen anderer Art im 
Sinne des 5 6 a. a. O. (vergl. 8 200 daſelbſt und Art. 1 
und 84 des Pr. Geſ. über die freiwillige Gerichtsbarkeit) aus- 


zeſchlofſen if. 

1. Nach § 6 a. a. O. in Verbindung mit Art. 1 und 84 
des Pr. Geſetzes, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit, 
ift der Notar kraft Geſetzes von der Ausübung ſeines Amtes 
1 anderer Art als bei Rechtsgeſchäften aus⸗ 
geſchloſſen 

„in Sachen, in denen er ſelbſt betheiligt oder in denen 
er zu einem Betheiligten in dem Verhältniß eines Mit⸗ 
berechtigten oder Mitverpflichteten fteht.“ 

Der Notar, welcher nicht Vorſtandsmitglied einer Genoſſen 
ſchaft, ſondern nur Genoſſe und Auffichtsrathmitglied einer 
ſolchen iſt, durfte unzweifelhaft nur dann als ſelbſtbetheiligt 
bei Beurkundungen im Intereſſe der Genoſſenſchaft angeſehen 
werden, wenn es ſich um ſeine Individual rechte gegenüber 
der Genoſſenſchaft handelt, z. B. bei Feſtſetzung der Höhe der 
ibm als Genoſſe zuſtehenden Dividenden durch Beiſchlüſſe der 
General ⸗Verſammlung. 

Bei Beurkundungen anderer Art, z. B. bei Proteſtaufnahmen 
für den Verein, deſſen Genoſſe der Notar iſt, gilt dieſer nicht 
als Betheiligter; die Rechte und Pflichten der Genoſſenſchaft 
find nicht gleichbedeutend mit den Rechten und Pflichten des 
Notars als Genoſſen. 

(efr. Jaſtrow Formularbuch 11. und 12. Auflage zu 
Art. 84 Anm. 3 und Dr. Eugen Joſeph, Kommentar zu 
den in Frage kommenden beiden Geſetzen Art. 84 
Anm. 1 u. 1b.) 

Auch in dem Verhältniß eines Mitberechtigten oder 
Mitverpflichteten ſteht der Notar bei Beurkundungen der 
erwähnten Art zu der Genoſfſenſchaft nicht. 

Ein ſolches Verhältniß zwiſchen Notar und Genoſſenſchaft 
liegt vielmehr nur in Fällen vor, in welchen das vorzunehmende 
Geſchäft dazu beſtimmt iſt, den Notar zum Mitberechtigten oder 
Mitverpflichteten zu machen. Dieſes wird in der Regel bei Be⸗ 
urkundung von Generalverſammlungsbeſchlüſſen der Fall ſein“ 
und daher dürfte der Notar von Beurkundung derartiger Beſchlüſſe 
als ausgeſchloſſen anzuſehen ſein, wenngleich die Kommiſſion des 
A. H. mit dem Regierungs vertreter darüber einig war, daß in 
dieſem Falle der Notar von der Beurkundung nicht ausgeſchloſſen 
iſt. (K. B. zu Art. 56 S. 43, zu Art. 84 S. 53). 

Bei Aufnahme von Wechſelproteſten und Beglaubigungen 
von Unterſchriften der Vorſtandsmitglieder ſteht der Notar zu 
der Genoſſenſchaft nicht in dem Verhältniß eines Mitberechtigten 
oder Mitverpflichteten; er hat vielmehr lediglich ein mittelbares 
Intereſſe, er wird ausſchließlich wirthſchaftlich von feiner 
Thaͤtigkeit berührt, er iſt daher von ſolchen Beurkundungen nicht 
aus geſchloſſen. 

(efr. Jaſtrow a. a. O. und Joſef a. a. O.) 

2. Aus dieſen Ausführungen folgt weiter, daß der Notar 
bei Beurkundungen von Rechtsgeſchäften für die Genoffenſchaft 
hoͤchſt ſelten und zwar nur dann ausgeſchloſſen fein wird, wenn 
er ſelbſt als Betheiligter oder als Vertreter eines Betheiligten 
anzuſehen iſt, da § 170 a. a. O. lautet: 

„Als Richter, Notar ꝛc. kann bei der Beurkundung nicht 
mitwirken, wenn er jelbft Betheiligter iſt, ſowie derjenige, 
für welchen ein Betheiligter als Vertreter handelt.“ 


) Darüber L unten die Ausführungen des Herrn R.⸗A. 
Aub verg führung 
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Betheiligt iſt der Notar wie oben ausgeführt, in der Regel 
bei Rechtsgeſchäften der Genoſſenſchaft nicht; er hat lediglich ein 
wirthſchaftliches Intereſſe an den Geſchäften der Genoſſenſchaft. 

Ebenſo wenig iſt der Notar als Geuoſſe und Aufſichtsrath⸗ 
mitglied Vertreter der Genoſſenſchaft. 

Der Notar wird daber für berechtigt gehalten werden 
müſſen, Kaufverträge, Quittungen und Löſchungsbewilligungen 
ſowie ähnliche Rechtsgeſchäfte der Genoſſenſchaft zu beurkunden. 

(Vergleiche Jaſtrow a. a. O. Anm. 4 zu 8 170 und 
Joſef a. a. O. zu 8 170 Zuſatz II). 

Schließlich mag bemerkt werden, daß auch Beurkundungen 
nicht rechtsgeſchäftlicher Art, welche durch einen aus⸗ 
geſchloſſenen Notar vorgenommen werden, nichtig find, da ſich 
& 200 des Geſetzes nur auf die Errichtung gerichtlicher oder 
notarieller Urkunden im Sinne des § 167 ff. des Geſetzes bezieht. 


b) Herr R.-A. und Notar Lueck in Wartenburg äußert 
ſich wie folgt: 

„Die Antwort der Redaktion der Wochenſchrift dürfte im 
Gegenſatz ſtehen zu dem, was Jaſtrow Formularbuch Theil I 
Seite 25 über die Bedeutung des § 170 F. G. G. Abi. 1 
Ziffer 1 ausführt. Danach ſoll der Notar nur ausgeſchloſſen 
fein, wenn er ſelbſt als Vertreter des Verein s Erklärungen 
abgiebt, nicht aber, wenn andere Vertreter für den Verein Er⸗ 
klärungen abgeben. 

enn dies richtig und der Notar ſogar durch ſeine Eigen · 
ſchaft als Vorſtandsmitglied von der Mitwirkung nicht aus- 
geſchloſſen iſt, ſo wird er um ſo weniger durch ſeine Eigenſchaft 
als Auffichtsrathsmitglied oder gar als Genoſſe ausgeſchloſſen ſein. 

Ich würde den Ausführungen von Jaftrow in Anbetracht 
der Bedeutung, welche § 168 Satz 2 F. G. G. dem Wort „Be 
theiligter“ in den 88 160 — 182 beilegt, beiſtimmen. 

Zweifelhaft ift mir dagegen, ob der Notar, welcher Vor⸗ 
ſtandsmitglied iſt, die Unterſchrift der übrigen Vorſtands⸗ 
mitglieder unter einer von der Genoſſenſchaft ausgeſtellten 
Urkunde beglaubigen darf. Nach Art. 84 Pr. G. über frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit findet auf die Unterſchriftsbeglaubigun 
§ 6 des F. G. G. Anwendung. Für dieſen Paragraphen f 
die Begriffsbeſtimmung des § 169 Satz 2 nicht gegeben. 

Nach Jaſtrow Anm. 2a zu 8 6 iſt Betheiligter hier ſoviel 
wie Partei, nicht Parteivertreter. Wo ein Vertreter auftritt, 
ſoll nicht der Vertreter, ſondern der Vertretene als Betheiligter 
anzuſehen ſein. Demnach würde bei der Beglaubigung der 
Unterſchrift unter einer von den übrigen Vorſtandsmitgliedern 
der Genoſſenſchaft ausgeſtellten Urkunde die Beſtimmung Ziffer 4 
des 8 6 zutreffen, daß der Notar ausgeſchloſſen iſt in Sachen, 
in denen er als geſetzlicher Vertreter eines Betheiligten (das iſt 
hier der Verein) aufzutreten berechtigt iſt. 

Man käme alſo zu dem eigenartigen Reſultate, daß ein 
Notar, der Vorſtandsmitglied einer Genoſſenſchaft iſt, wohl be⸗ 
fugt wäre, für die Gemofſenſchaft von den übrigen Vorſtands⸗ 
mitgliedern eine Urkunde zu notariellem Protokolle aufzunehmen, 
nicht aber die Unterſchrift der übrigen Vorſtandsmitglieder unter 
einer Urkunde zu beglaubigen.“ 


Endlich bemerkt Herr R. A. Nansnitz in Berlin: 

„Die Frageſtellung iſt nicht ganz ſcharf. Da der Einſender 
den § 170 F. G. G. erwähnt, fo kann es ſich dem Anſcheine 
nach nur um Beurkundung von Rechtsgeſchäften handeln, denn 
nur auf ſolche bezieht ſich dieſer Paragraph. — Derartige 
Beurkundungen können nur von den Vorſtands mitgliedern oder 
allenfalls Auffichtsrathsmitgliedern vorgenommen werden, denn 
nur pbyſiſche Perſonen konnen derartige Urkunden errichten. — 
Ausgeſchloſſen tft danach nur, daß der Notar feine eigene 
Erklarung als Auffichtsraths- oder Vorſtandsmitglied beurkundet. 
Die rechtsgeſchäftlichen Erklärungen der übrigen Vorſtands⸗ oder 
Auffichtsrathsmitglieder darf er giltig beurkunden. Denn er iſt 
nach § 170 Abſ. 1 3. 1 F. G. G. nur ausgeſchloſſen, wenn 
er ſelbſt Betheiligter iſt, oder wenn ſein Vertreter Erklärungen 
beurkunden läßt. Betheiligte find nach 8 168 S. 2 F. G. G. 
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zur he Perſonen, deren Erklärungen beurkundet werden. Er 
hm alſo nicht Betheiligter fein, da er nicht feine eigenen 
Grtärangen beurkundet. Die übrigen Aufſichtsraths⸗ und Vor⸗ 
fuudemitglieder find auch nicht feine Vertreter. Denn die 
Henoſſenſchaft ift als eine Korporation anzuſehen. Der Vor⸗ 
Rand nm eentuell der Auffichtsrath vertreten nur die Kor⸗ 
poration, nicht die einzelnen Mitglieder. Deshalb liegt auch 
bierin fin Ausſchlußgrund. Unmoͤglich iſt es danach nur, daß, 
wenn der Notar Auffichtsraths. oder Vorſtandsmitglied iſt, etwa 
ein oder mehrere andere Auffichtsraths⸗ reſp. Vorſtandsmitglieder 
als jeine Vertreter Erklärungen abgeben. 

Zu dieſen Beurkundungen von Rechtögefchäften gehört nicht 
ewa die Beurkundung einer Generalverſammlung. Dieſe iſt 
zur eine Beurkundung von Thatſachen im Sinne der Art. 31, 
63 fg. de Pr. G. über die F. G., der 8 170 Fr. G. G. findet 
auf eine ſolche Beurkundung überhaupt keine Anwendung (vgl. 
unter Anderem Schultze ⸗Oberneck Bd. II S. 202, 203, 
Jıftrow 1 160, Rausnig S. 537 bis 539). 


Bir bitten um weitere Aeußerungen aus dem Leſerkreiſe 
und behalten uns vor, die Frage, die erfichtlich von großer Be⸗ 
deutung if, demnächſt eingehend zu beſprechen. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Ernennungen. | 

u Notaren wurden ernannt: Rechtsanwälte Reuſcher 

und Nichſe in Kottbus; — Rechtsanwalt Freiherr von Lyncker 

in Spandau; — Rechtsanwälte Lopianowski und Kaernbach 
un Bredlau; — Rechtsanwalt Dr. Bell in Eſſen. 


Todesfälle. * 
Juſtigath Heinrich Heyden reich in Bayreuth; — Rechts⸗ 
annalt Eruſt Adolf Krug in Leipzig; — Juſtizrath H 5 
in Kolfgagen; — Rechtsanwalt Ferdinand Heinrich Gerlach 
Durden; — Juſtizrath Georg Auguſt Schlick in Schleiz; — 
Rehttanwalt H. Tim m in Schwerin; — Rechtsanwalt Roever 
a dane; — Rechtaanwalt J. A. Martens in Wismar; — 
Reha. J. Briesmann in Wismar; — Rechtsanwalt 
dau Wüheim Bolte in Grevesmühlen; — Rechtsanwalt 
ſt Adolf Monich in Grevetzmühlen. 


Für bie Natſenbung der ben Angeboten etwa beigefügten 
inal:gengniſſe übernimmt die Ggpebition der 
„Jurifiſchen Wochenſchrift “ keine Haftung. 


Einen mit Notariat und Koſtenweſen vollſtändig vertrauten 
Antritt ehülfen ſucht, bei hohem Gehalt, zum fofortigen 


artin Meyer 
— Nechtzanmelt und Notar, Liegnitz. 
Büreauvprfteher 
mh, . April 1901 geſucht. Zeugniſſe unter Angabe der Gehalts⸗ 


auſpriche erbeten. 
Stettin, im Dezember 1900. Rechtsanwalt Nauge. 


Safe lichen, felbftändi öl 10 

„ gen, wenn möglich cautionsfähigen 

direatborſteher für kleineres Büreau zum 15. Januar 1801. 
Brunnemaun, Rechtsanwalt, Neuſtett in. 


vate e in ſofort oder 15. Januar cr. einen Büreaugehülfen, 
bilnogmpbiren kann und in Büreauarbeiten bewandert iſt. 


beck, Wash. 2. J. 
a Die Rehteanwälte Dres. Maus & G. Bremer. 


Büreangehilfe 
5 “nflägigen Arbeiten rare und . felbftändige Tpätigfeit 
5 r (tie der Stenngrappie mächtig, wird per 1. Febr. d. J. 
g. Offerten mit Zeugnißabſchriften und 5 an 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal in Leipzig. 


Junger Büreanvorſt rt t in kleiner Stadt 
Chin ne eher ſofort geſuch 

ae. Gehaltsanſprũ unter R. 9 an die 
nommen Def Blattes im Bertl 8.4 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | 8 


Zum 1. März 1901, eventuell auch früher, wird für ein größeres 
Anwaltsbüreaun Süddeutſchlands Nähe von Frankfurt a./ M.) ein 
A ehrlicher Büreauvorſteher geſucht. Offerten mit Zeugniß⸗ 
abſchriften und Gehaltsanſprüchen befördert unter O. 95 die 
Expedition dieſes Blattes in Berlin 8. 14. 


Zwei Maſchinenſchreiberinnen werden zum baldigen An⸗ 
tritt geſucht. Off. erb. u. J. 26 an die Exp. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Büreauvorſteher, 32 Jahre alt, 18 Jahre im Fach, gegenw. 
in 2. Stellung, im Prozeß u. Notariat bewandert, ſucht zum 1. rz er. 
Stellung. Of, sub N. 88 an die Exp. d. Bl. in Berlin S. 14 erbeten. 


Erfahrener Bür.⸗Vorſt., mit Berliner Verh. 
vertraut, verh., kautionsfähig, ſucht Stellung. Off. unter 
H. 14 an die Exp. dieſes Bl. in Berlin 8. 14 erbeten. 


Fräulein, 22 Jahre, ſeit 4 Jahren als Büͤreauvorſteherin 
in Münchener Anwaltokanzlei thätig, gewandte Stenographin, in 
noch ungekündigter Stellung, ſucht anderweites Engagement, a. l. 
außerhalb Bayerns. 

Gefl. Anerbieten unter M. DL an die Exp. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Zum 1. Februar cr. ſucht junger Büreauvorſteher mit guten 
Zeugniſſen, militärfrei, als folder oder erſter Gehilfe bei mäßigen 
Gehaltsanſprüchen W Offerten unter L. 0 ſogleich an die 
Expedition dieſer Zeitung in Berlin 8. 14 erbeten. 


Jüng. Bür.⸗Vorſt., verh., noch in ungek. Stellung, ſucht per 
15. Februar oder früher Lebeneſtellung ev. in einem größeren Büreau 
als I. Gehülfe; am liebſten in Berlin. 

Offerten werden unter P. 7 an die Expedition dieſer Zeitung 
in Berlin 8. 14 erbeten. 


* 2 
Tuͤcht. Bür.⸗Geh., 23 Jahre alt, ſucht Stellg. als Bür.⸗Vorſt. im 
kl. Berliner Anwaltsbür. per 1.3.01 oder auch ſchon früher. Geh. 120 M. 
Gefl. Off. unter Q. 88 an die Exp. dieſes Blattes in Berlin 8. 14. 


Ein junger Aſſeſſor, der ſich mit den induſtriellen Verhältniſſen 
bekannt zu machen wünſcht und die Erledigung juriſtiſcher Angelegen- 
ee zu übernehmen hätte, von einem Werke der Elektricitäts branche 

eſtfalens zu ſofortigem Eintritt geſucht. Offerten unter E. 11 
an die Expedition dieſes Blattes in Berlin S. 14 zu richten. 


Juriſtiſcher Correſpondent, 

Referendar mit mehrjähriger Ausbildung, von II ge. 
ſucht. Offerten unter D. 9 an die Exp. d. Bl. in Berlin 8. 14. 

Juriſt, 32 Jahre alt, mehrere Jahre juriſtiſcher Hüͤlfsarbeiter 
bei Rechtsanwälten und Notaren, ſucht eine 5 Stellung bei 
einem Rechtsanwalt, einer Verſicherungs eſellſchaft, ank oder dergl. 
e ir G. 13 befördert die xpedition dieſes Blattes in 

erlin 8. 14. 


Unverheiratheter, 36 Jahre alter Rechtsanwalt ſucht 
Affociation mit vielbeſchaͤftigtem Kollegen. Offerten sub P. 717 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Rechtsanwalt, Anfang 30 er unverheirathet, ſucht Aſſoc 
tion mit vielbeſchäftigtem Kollegen. Offerten ie 8 ne 3 
Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Berlin S. 14. 


Anwalt in Berlin wünſcht Societät mit juͤngerem Koll 
oder Aſſeſſor. Off. unter F. 12 an die Exp. d. Bl in Berl in 8. 14. 


Rechtsanwalt ſucht Termins vertretung, würde auch be⸗ 
binderten Collegen als Generalſubſtitut vertreten. Off. sub B. 1 
an die Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Berlin S. 14. 


Nechtsanw. in Prov.-Stadt von ca. 20 000 E., Gymn. 
Garn. (Inf. u. Art.), nahe Berlin, Amtsger. mit 4 Richt., möchte 
mit Coll. am Landger., am liebſten in Berlin, tauſchen. 

Ev. würde jüngerem Coll. gegen Uebern. des Bür. Perſ. gratis 
übertragen. | 
Gef. Off. sub R. 787 an die Exp. d. Ztſchr., Berlin 8. 14. 


Rechtsanwalt, Landrechtler, ſucht geeigneten Niederlaſſun sort. 
Kollegen werden um bezügliche Mittheilungen unter M. 713 an 
die Geſchäfteſtelle der Juriſt. Wochenſchr. in Berlin 8. 14 gebeten. 


Aſſeſſor ſucht Rechtsanwalt. bezw. Notarvertretung. Offerten 


unter K. 12 an die Expedition dleſes Blattes in Berlin 8. 14. 


Gerichtsaſſeſſor ſucht Nebenbeſchaͤfti ung bei Berliner Anwalt 
oder 6 in Poſen oder We tpreußen. Offerten unter 
A. 10 an die Expedition dieſes Blattes in Berlin 8. 14. 
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Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 8. 


XX.. Jahrgang. 


Neue Erscheinungen. 
Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechts. Begr. Meyer. — Protokoll und Urteil im Civil- und Strafprozesse. 


von Dr. Gruchot. Herausgeg. von Dr. Rassow, Reichs- 
gerichtsrat a. D., Dr. Küntzel, Unterstaatssekretär im 
Justizministerium, und Dr. Eccius, Oberlandesgerichts- 
Präsident u. Wirkl. Geh. Oberjustizrat. Sechste Folge. 
V. Jahrg. (1901). (Der ganzen Reihe 45. Jahrg.) 
Subskriptionspreis M. 15,—. 
Bernhardi. — Handwörterbuch zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch von H. Bernhardi, Landgerichts-Präsident. Zweite 
durch Bezugnahme auf d. Nebengesetze u. d. Litteratur 
vermehrte Auflage, eh. M.6,—. Geb. M.7,—. 


Daubenspeck. — Der juristische Vorbereitungsdienst in 
Preussen von Herm. Daubenspeck, Reichsgerichts- 
rat a. D. 1900. Geh. M. 18,—. Geb. M. 20,—. 


Eichhorn. — Das Testament. Hand- und Musterbuch für 
letztwillige Verfügungen nach d. BGB. mit Hinweis auf die 
bish. Sonderrechte Deutschlands bearb. von G. Eichhorn, 
Kammergerichtsrat. Vierte Auflage. 1900. 

Geh. M. 5,—. Geb. M. 5,80. 

Festgabe der Rechtsanwaltschaft des Kammergerichts für den 
Geh. Justizrat Dr. Richard Wilke zum 11. September 
1900. Fünfzehn juristische Abhandlungen. 1900. 

Geh. M. 7,50. Geb. M. 9,.—. 

Fischer. — Das Verfahren der Zwangs versteigerung nach 
d. Reichsgesetze über d. Zwangsversteigerung u. d. Zwangs- 
verwaltung vom 24. März 1897 an einem Rechtsfalle dargestellt 
von Fischer, Landgerichtsrat. Zweite Auflage. 1900. 

Kart. M. 1, 60. 

Gewerbeordnung für das Deutsche Reich in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juli 1900. Textausgabe mit 
ausführl. Sachregister. 1900. Geb. M. 1, 20. 


Goldmann. — Das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 
(mit Ausschluss d. Seerechts) erläutert von S. Goldmann, 
Justizrat, Rechtsanwalt am Kammergericht. Erste bis dritte 
Lief. 1900. Geh. M. 6, 30. 


Jaeckel. — Das Reichsgesetz über die Zwangs versteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (Fass. v. 
20. Mai 1898) nebst d. Einführungsgesetz u. d. für Preussen 
ergangenen Aus führungsgesetz v. 23. Septbr. 1899 u. Kosten- 
bestimmungen. Mit ausführl. Kommentar v. Dr. P. Jaeckel, 
Reichsgerichtsrat. 1901. Geh. M. 14,—. Geb. M. 16,—. 


Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Kosten-, Stempel- und 
Strafsachen, herausgeg. von R. Joho w, Geh. Ober-Justizrat, 
und V. Ring, Kammergerichtsrat. Zwanzigster Band. (Neue 
Folge I. Bd.) 1900. Geh. M. 6,—. Geb. M. 7, 25. 


Joachim. — Die Gebühren der Rechtsanwälte u. Gerichts- 
vollzieher in Preussen nach d. Gesetz v. 27. Septbr. 1899 
(Fass. v. 6. Okt. 1899) u. d. ergänzenden landesges. u. minister. 
Vorschriften nebst Anhang. Mit Kommentar u. Gebühren- 
tabellen herausgeg. von A. Joachim, Rechtsanwalt am 
Kammergericht. 1900. Geh. M.6,—. Geb. M. 7, —. 


Kruse. — Das Standesamt. Handbuch für Standesbeamte 
nach den Ministerialakten bearb. und herausgeg. von 
Dr. F. Kruse, Geh. Ober-Regierungsrat u. vortr. Rat im 
Ministerium d. Innern. Fünfte Auflage von Wohlers, 
Das Reichsgeseta v. 6. Febr. 1875. 1900. Geb. M. 5,.—. 


Leander. — Das Gesetz, betr. die Patentanwälte vom 
21. Mai 1900 nebst d. Prüfungsordnung f. Patentanwälte 
v. 25. Juli 1900. Für d. prakt. Gebrauch erläut. von Dr. 
A. Leander, Rechtsanwalt. 1900. Kart. M. 1,20. 


Mamroth. — Die Strafprozessordnung nebst dem Gerichts- 
verfassungsgesetz u. den Einführungsgesetzen zu beiden 
Gesetzen in der Fassung von 1898 nebst Anhang, enth. 
1. Gesetz betr. d. Entschädig. d. im Wiederaufnahmeverfahren 
freigesprochenen Personen. — 2. Gerichtskostengesetz. — 
8. Gebührenordn. f. Rechtsanwälte. — 4. Gebührenordn. 
f. Zeugen u. Sachverständige. — 5. Preuss. Schiedsmanns- 
ordnung. Erläut. von Dr. E. Mamroth, Rechtsanwalt. 
1900. Geh. M. 7,—. Geb. M. 8,—. 


Von H. Meyer, Geh. Justizrat etc. Zweite Auflage. 1900. 
Kart. M. 2, 50. 

Mittelstein. — Die Miete nach dem Rechte des Deutschen 
Reiches von Dr. M. Mittelstein, Oberlandesgerichtsrat. 
1900. Geh. M. 6,—. Geb. M. 7,—. 


Mügei. — Die Preussischen Kostengesetze vom 25. Juni 
1895 in der Fass. der Bekanntmachung vom 6. Oktb. 1899. 
Preuss. Gerichtskostengesetz u. Gebührenordnung f. Notare. 
Mit Kommentar in Anmerkungen und mit Kostentabellen 
herausgegeben von O. Mügel, Geh. Oberjustizrat u. vortr. 
Rat im Justizministerium. Dritte Auflage. 1900. 

Geh. M. 10.—. Geb. M. 12,—. 

Neumann. — Handausgabe des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
für das Deutsche Reich unter Berücksichtigung der sonstigen 
Reichsgesetze sowie der Ausführungsgesetzgebung von 

Preussen, Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden für 
Studium und Praxis bearbeitet von Dr. Hugo Neumann, 
Rechtsanwalt am Kammergericht. Zweite Auflage. Drei 
Bände. 1900. Geh. M. 24,—. Geb. M. 28, 50. 


Olshausen. — Kommentar zum Strafgesetzbuch für 
das Deutsche Reich. Von Dr. Justus Olshausen, 
Oberreichsanwalt. Sechste Auflage. 1900. Erster Band. 
Geh. M. 16,—. Geb. M. 18,50. Zweiter Band I. Hälfte. 

Geh. M. 7,50. 
(Zweite Hälfte [Schluss des Werkes] im Frühjahr 1901.) 


— Strafgesetzbuch. Textausgabe. 7. Aufl. 1900. Geb. M. 1,—. 


Th. Olshausen. — Das Verhältnis des Namenrechts zum 
Firmenrecht. Von Dr. Theodor Olshausen, Kammer- 
gerichtsreferendar. 1900. Geh. M. 2,—. 


Philler. — Das Vormundschaftsrecht des deutschen BGB. 
nebst d. verwandten Rechtsstoffen. Mit Kommentar unter 
Berücksichtigung d. Preuss. Ausführungsgesetzgebung her- 
ausgegeben von O. Philler, Landgerichts-Präsident a. D. 
Dritte Auflage. 1900. Geh. M. 6,—. Geb. M. 7,—. 


Rausnitz. — Das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 u. d 
Preuss. Gesetz über d. freiw. Gerichtsbarkeit v.21.Septb. ı899 
erläut. von J. Rausnitz, Rechtsanwalt in Berlin. 1900. 

Geh. M. 16,—. Geb. M. 18,50. 

Ritter. — Die allgemeinen Lehren des Handelsrechts 
mit einem Anhange betr. das Recht der Inhaberschuld- 
verschreibungen. Vorträge von Dr. C. Ritter, Rat in der 
hamb. Justizverwaltung. 1900. Geh. M. 3, 50. 


Schultheis. — Der deutsche Vormundschaftsrichter. Eine 
systematische Darstellung seines gesamten Wirkungskreises 
nach dem Rechte des BGB. und dessen Nebengesetzen von 
Dr. R. Schultheis, Amtsrichter. 1900. 

Geh. M. 6,—. Geb. M. 7, —. 

Stölzel. — Schulung für die civilistische Praxis von 
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Adolf Stölzel. Erster Teil. Vierte Auflage. 1900. 
Geh. M. 8,.—. Geb. M. 9,—. 
Weymann. — Das Invalidenversicherungsgesetz vom 


18. Juli 1899 von Dr. K. Weymann, kais. Regierungsrat, 
ständ. Mitgliede des Reichs-Versicherungsamtes. Text- 
ausgabe mit Anmerkungen, sämtl. Ausführungsbestim- 
mungen, insbesondere der Anleitung über den Kreis der 
Versicherten, und Sachregister. 1900. Geb. M. 2,40. 


— Das Invalidenversicherungsgesetz und die zugehörenden 
Reichs-Ausführungsbestimmungen, erläutert von Dr. K. Wey- 
mann, kais. Regierungsrat etc. Erste Lieferung. 1900. 
M. 2,50. (Vollständig in 8 Lieferungen Anfang d. J. 1901.) 


Wilke - Reatz - Koffka - Neumann. — Bürgerliches Gesetz- 
buch für das Deutsche Reich nebst dem Einführungs- 
gesetz mit Kommentar in Anmerkungen herausgegeben von 
den Rechtsanwälten Dr. Rich. Wilke, Geh. Justizrat, 
Dr. Ferd. Reatz, Geh. Justizrat, Emil Koffka, Rechts- 
anwalt und Notar, Dr. Hugo Neumann, Rechtsanwalt. 
Band 5 (Erbrecht). 1900. Geh. M. 6,50. Geb. M. 8,50. 
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Die Deutsche Juristen-Zeitung, herausgegeben von Professor 
Dr. Laband, Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Stenglein, Justizrat Dr. Staub 
(Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35), tritt am 1. Januar 1901 
in ihren VI. Jahrgang. Wie bisher wird sie, dank der Mitarbeit 
der hervorragendsten Vertreter aller Kreise des Juristenstandes, 
auch für die Folge ihrem Ziele getreu bleiben, ein Centralorgan 
für den gesamten Juristenstand zu sein, und sich dementsprechend 
in Abhandlungen mit allen juristischen Tagesfragen und sämtlichen 
Materien aus dem Gesamtgebiete der Rechtswissenschaft und des 
Verwaltungsrechts beschäftigen, auch fortgesetzt in jeder Nummer 

e „Juristische Rundschau‘ von Staub, eine Litteraturübersicht über 
die neuesten Erscheinungen, Verzeichnisse der neu publizierten Gesetze 
und der Personalveränderungen des Reichs und der Einzelstaaten 
mitteilen und endlich in der Beilage die wichtigsten Urteile des Reichs- 
und Kammergerichts in Civil- und Strafsachen, des Preuss. Ober- 
verwaltungsgerichts und der anderen höchsten Gerichte des Reichs 
und der Einzelstaaten durch Mitglieder der einzelnen Gerichtshöfe 
selbst veröffentlichen. 

Die erste Nummer des neuen Jahrganges enthält an grösseren 
Beiträgen: Laband, Prof., Die Anträge auf Errichtung eines Staats- 
gerichtshofes für das Deutsche Reich. — Stranz, Rechtsanwalt u. Notar, 
Zum ersten Geburtstage des Bürgerl. Gesetzbuchs. — van Calker, 
Prof., Unser Strafgesetzbuch. Ein Rück- und Ausblick. — Opet, 
Privatdozent, Die Grenzen der Theatercensur. — Neumann, Rechts- 
anwalt, Zwangsvollstreckung in bewegliche, dem Schuldner nicht 
gehörende Sachen. — Wilutzki, Oberlandesgerichtsrat, Fiduziarische 
Rechtsgeschäfte usw. usw. 

Die „DJZ.“ erscheint am 1. und 15. jeden Monats zum Preise 
von M. 3,50 vierteljährlich. Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, 
Postanstalten sowie direkt vom Verlage, Berlin W.35, Steglitzerstr. 58. 
Probenummern sowie Inhaltsübersicht des letzten Jahrganges nebst 
Verzeichnis der bisherigen Mitarbeiter gratis und franko vom Verlage. 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 


— —— — EEE 
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— Soeben vollständig: Neinitz, Kommentar zum Preuss. Stempelsteuergesetz 


nebst Tarif vom 31. Juli 1895. Mit Tabellen, Ausführungsbestimmungen, dem Reichsstempel-, Erbschaftssteuergesetz und 
einem Anhange: Die den Notaren als Amtsstellen der Steuerverwaltung zustehenden Befugnisse und obliegenden 
Verpflichtungen. Von Rechtsanwalt u. Notar Ernst Heinitz, Berlin. Zweite, gänzlich umgearbeitete 
Auflage auf Grundlage des BGB., seiner Nebengesetze und der r Ausführungsgesetze. 1901. Komplett 
M. 21; eleg. geb. M. 23,50. 

Verfasser hat sich seiner Aufgabe in geradezu glänzender Weise entledigt und die wissenschaftliche 

Behandlung des Stempelrechts auf ein Niveau gehoben, auf dem sie sich bisher noch nie befunden hat.“ 
Jurist. Litteraturblatt. 
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Dr. jur. 8. Heberlein, 


Rechtsanwalt, 


Norſchach (Schweiz). 


Iucaffi in der ganzen Schweiz; direkte Prozeßführung in 
den Kantonen St. Gallen, Thurgan und Appenzell. 


Verlag von Richard Schoetz in Berlin. 
Soeben erſchien: 


Das Geſetz 


über das 


Poſtweſen des Deutſchen Reichs 
vom 28. Pktober 1871. 
Erläutert 


von 


Dr. Otto Dambach, 


weil. Wirklicher Geheimer Rath und vortragender Rath im Reichs⸗Poſtamte, 
Profeſſor der Rechte an der Univerſität Berlin. 


Sechſte vermehrte und veränderte Auflage. 


Herausgegeben 
von 
Dr. Ernſt von Grimm, 
Poſtrath und ſtändiger Hülfsarbeiter im Reichs⸗Poſtamte. 
Preis M. 5.—. 


Gegen frankirte Einſendung des Betrages erfolgt die Zuſendung franko. 
Richard Schoetz, Berlin NW., Luiſenſtraße Nr. 36. 


Wasserheilanstalt 


Soph ienbad Reinbek, 


nahe Hamburg. 
Sanatorium 


für Kranke und Erholungsbedürftige, in herrlicher Lage am 
Sachsenwalde. Prospecte durch die Verwaltung. 
Dirig. Arzt Dr. Paul Hennings. 


XXX. Jahrgang. 


In J. U. Kern's Verlag (Max Müller) 
in Breslau iſt ſoeben erſchienen: 


Der 


Vreuß. Gerichts vollzieher. 


Eine Zuſammenſtellung und Erläuterung ſämmt⸗ 
licher für den Dienſt der Gerichtsvollzieher maßgebenden 
Beſtimmungen. Als Handbuch für die Gerichtsvorſtände, 
Richter und Rechtsanwälte, ſowie als Lehrbuch für 
die Gerichtsvollzieher und Gerichtsvollzieheranwärter, 
herausgegeben von Schönfeld, Oberlandesgerichts— 
rath zu Breslau. Fünfte vermehrte und verbeſſerte 
Auflage. 1901. Preis geheftet 9g M., gebunden 10 M. 
Wert auf lm edlen war ker Donate nad Fa 8 


4. Auflage vergriffen und liegt jetzt in wiederum verbeſſerter neuer 
Auflage vor. 


Den Herren Notaren empfehle ich mein reichhaltiges Lager in: 


Dokumenten- Normalpapieren, 
welche dem neueſten Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſkript entſprechen; 


Muſter ſtehen gern gratis zur Verfügung. 


J. H. Jacobſohn, Danzig, 


Papier -Grofß handlung, 
Lieferant Kaiſerl. Königl. Juſtiz⸗ u. Kommunal-Behörden. 


Zeit ist Geld!! 
Heise’s Bureauhefter 
ist der Beste. 


Hand-Draht-Heftmaschine 
für fertige Klammern, 

heftet Acten, Piecen etc. durch den 

Rücken wie die Seite leicht u. schnell. 


Per Stück Mk. 45, — 
Viele Tausende im Betrieb. 


Otto Heise, Leipzig 13. 


Prospecte gratis! 
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Filialen u. Niederlagen: 


Dresden, Düsseldort, scan, Vielfach prämiiert mit 


Hannover, Königsberg I. Pr. höchsten Auszeichnungen. 


Kataloge, Zeugnisse 
und Referenzen zu Diensten. 


E er € Schnell-Schreibmaschine 


„Deutsches erstklassiges Fabrikat, 


* — Einfachste vollkommenste Konstruktion. Unmittelbar sichtbare Schrift. 
Grösste Leistungsfähigkeit. Stärkste Durchschlagskraft. 


Adler Fahrradwerke vorm. Heinrich Kleyer 


F RAN KFU RT A. M. Magdeburg, Mannheim, 
München, Stuttgart, 
Kopenhagen, Stockholm, 
Warschau. 


SPECIALITÄTEN: Schreibmaschinen, Fahrräder, Motorwagen. 
Vertreter gesucht. 


XX. Jahrgang. 


Verlag von a. x 9. Marcus in Breslau. 
Das 


Bürgerlide Geſetzbuch 


für das 


Deutſche Reich nebſt dem Einführungsgeſehe 
kommentirt 
von 


Meisner, 


Senatspräſident am n in Poſen. 


Bd. I: Allgemeiner Theil „ ARE 

Bd. II: Recht der een 5 

Bd. III: Sachenrecht 3 
Das Sachenrecht iſt vor kurzem erſchienen. 


Der Kommentar zum Familien- und Erbrecht und zum Einführung: 
geſetze befindet ſich in Vorbereitung. 


„Weiter ausholend und eingehender in den Erläuterungen, als 
die jezt mit Recht ſo beliebten Handausgaben, und andererſeits 
minder tief in den Rechtsſtoff eindringend, wie die großen Kommen— 
tare, hält zwiſchen dieſen beiden bisher üblichen earbeitungsarten 
der vorliegende Kommentar eine Mittelſtufe inne und ſchafft für das 
B.⸗G.⸗B. eine neue Kommentirungs form, die mit Freuden 
begrüßt werden kann. Ohne den Zuſammenhang mit Theorie und 
Wiſſenſchaft aufzugeben, hat ſie ihre Erklärungen hauptſächlich der 
Praxis gewidmet. — — — Unter kurzer Angabe des Entſtehungs— 
gangs an der Hand der geſezgeberiſchen Vorarbeiten und unter 
dauerndem Hinweiſe auf die Abweichungen vom bisherigen Recht 
wird bei jedem einzelnen Paragraphen des Geſetzbuchs ſein Inhalt 
und feine Bedeutung für die Praxis knapp, aber klar aus: 
einandergeſetzt. Die Einführung aus dem bisher geltenden in 
das neue Recht wird durch dieſe Erklärungsart ebenſo erleichtert, 
wie das Verſtändniß des neuen Geſetzbuchs gefördert. Daß das 
Werk nicht in Lieferungen, ſondern in ganzen Bänden erſcheint, 
welche den Rechtſtoff, entſprechend der Gliederung des B.-G.⸗B. in 
Bücher, in ſelbſtſtändigen Abſchnitten umfaſſen, iſt ein weiterer Vor: 
zug, welcher noch dadurch erhöht wird, daß jedem einzelnen Bande 


tin an 5 beigegeben iſt.“ 
kammerſyndikus Dr. Rieſenfeld im 1 1900 der 
ä der N zu Breslau“. 


Die bisher erschienenen Bände des Kommentars sind durch 
jede Buchhandlung zur zur Ansicht zu beziehen. 


Brandl 8 BUN. Spezialgeſchäft für Abſchriften und 
Vervielfältinungen, Berlin SW., Zimmerſtr. 64 (Tel. I 3744). 
Speziell für Rechtsanwälte. Stets ſchleunigſte Abſchriften von Schrift— 
ſätzen aller Art. Strengſte Discretion, da fremde Hilfskräfte nicht benutzt 
werden. Auf Telepbonruf Abholung und umgehende Zurückſendung. 
Freiſe: Aktenſeite 10 Pfg., gleichz. Durchſchläge 5 Pfg. Anfertig. in 
dringenden Fällen auch über Nacht und Sonntags. Beſte Referenz. v. An- 
wälten zu Dienſten. — Nach Ausw. pen endend Erledig. franco gegen fr. 


99222022. 


9999000 20 „ 
“| 


Allgemeiner Deutſcher ——— 


Guriſtiſche Berfon.) Bluffgart (Staatsoberaufſicht.) 
Geſammtreſerven über 20 Millionen Mark. 


Derſelbe gewährt: 
Haftpflicht Verſicherung 


Rechtsanwälte, Staats“ und Communalbeamte, 


Notare u. ſ. w. 


Es werden ſeitens des Vereins 75 Prozent des Schadens 
in vereinbarter Höbe zu den billigſten Prämienſätzen bezw. 
zu den Selbſtkoſten gewährt. 

Zur Zeit find mehr . 6000 Beamte 2r. bei dem Perein verſichert. 
Proſpekte und eee Bedingungen werden von der 
Direktion und den Vertretern des Vereins gratis abgegeben. 
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J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 
in Berlin W. 35, Lützowſtraße 107/108. 


— — .v— — — — — — ———— —— — 


Bürgerliches Geſetzbuch 
nebſt 
Einführungsgeſetz. 
Hand⸗Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 


In Verbindung mit 


M. Greif, F. Ritgen, Dr. K. Anzner, 
Geh. Juſtizrath, Amtsrichter, I. Staatsanwalt, 
herausgegeben von 


Dr. A. Achilles, 
Reichsgerichtsrath a. D. +. 
Dritte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. 


8%. Geb. in ganz Leinen. Preis 6 Mk. 


Die dritte Auflage nimmt Bezug auf die Neben- und Aus— 
Fiprungegeiehe. des BGB. 


Dr. F. Andre, 
o. Profeſſor, 


Formularbuch und Notariatsrecht 
auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Zum Gebrauch für 
Richter, Notare, Rechtsanwälte und Referendare. 
Im Anſchluß an das C. F. Koch'ſche Formularbuch 


bearbeitet von 


Hermann Jaſtrow, 
Amtegerichtsrath in Berlin. 


Dreizehnte verbeſſerte Auflage. 


BE 8°, t 20 Mk., geb. in Halbfranz 22 Mk. 


Handelsgeſetzbuch 


mit Kommentar herausgegeben von 


H. Makower. 


Zwölfte (der neuen Bearbeitung erſte) Auflage. 
Erſter Band: Buch 1—III 
unter Zugrundelegung der Faſſung des Handelsgeſetzbuchs 
vom 10. Mai 1897 und des Bürgerlichen Geſet uchs 
neu bearbeitet von 


. Makower, Rechtsanwalt. 
Erſter Band, erſte Hälfte. 
Lex. 8%. Preis 15 Mk., geb. in Halbfranz 17 Mk. 
Zweiter Band: | Dritter Band: 


Sud IV (Seehandel) | Handelsrechtliche Nebengefebe 
unt. Berückſichtig. d. Nebengefeße | RETTEN 
herausgegeben von | 
E. Löwe, | ‘ 
Landgerichtsrath in Berlin. | 
80. Preis 10 Mk., geb. | Lex. 8. Preis 10 Mk., geb. 
in Halbfranz 12 Mk. in Halbfranz 12 Mk. 


Seder Band iſt einzeln käuflich. 
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Carl Beymanns Verlag, Berlin W. Mauerstr. 44 
Rechts- und $taatswissenschaftlicher Verlag. 


Soeben wurde vollſtändig: 


Dr. jur. Karl Friedrichs 


Rechtsanwalt in Kiel | 


Handbuch der Prozesspraxzıs 


Erſter Band: Preis 10 M., geb. 11 M. 
Zweiter Band: Preis 9 M., geb. 10 M. 


N Aus einer Beſprechungz im „Juriſtiſchen Litteraturblatt“ von Landgerichtsrat K. Beruns 
in Torgau: 
„Den ſyſtematiſchen, kommentariſchen und lexikaliſchen Darſtellungen des neuen bürger— 
lichen Rechts hat ſich in vorliegendem Werke eine neuartige, vom Verfaſſer zutreffend als 
„Wegweiſer“ durch die Pfade des Reichs⸗Civil⸗ und Verwaltungs⸗Rechts nebſt den preußiſchen 
September⸗Geſetzen bezeichnete Bearbeitung zugeſellt. Sie bietet in freiem Anſchluß an die 
einzelnen Theile des B. G. B. eine Anleitung zur Abfaſſung von Prozeßſchriften durch eine 
ſtreng wiſſenſchaftliche Zuſammenſtellung der einzelnen Rechtsbebelfe mit den genau angeführten 
Geſetzesvorſchriften dazu, jedoch ohne Antragsformulare und Einzelbeiſpiele. In ihr iſt ein 
Nachſchlagebuch, nicht nah Stichworten in ABC-⸗Folge, ſondern in ſyſtematiſcher Ordnung 
entſtanden. Friedrichs hat mit der Studierlampe in die verſchlungenen Gänge und verborgenſten 
Mintel des neuen Rechtelabyrinths hineingeleuchtet oder auch, wie ein Gerichts-Chemiker, zur 
Beſtimmung eines Stoffes an dieſen die geeigneten andern Stoffe herangebracht, um feſtzuſtellen, 
ob und wie der erſtere auf die letzteren „reagiere“. So hat er im Einzelfalle zu ermitteln 
geſucht, welche Rechtefragen bei ihm überhaupt in Betracht kommen, ſei es für die Klageſchrift 
oder die Klagebeantwortung des Beklagten, die Replik des Klägers, die Duplik des Beklagten, die 
Triplik des Klägers, oder auch für Anſprüche bei dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Es ſollte gerade auch das berückſichtigt werden, „was ſich ſonſt leicht der Aufmerkſamkeit 
entzieht“. Ein Muſter bier wiederzugeben, verbietet leider der Raummangel. Zweifellos iſt ein 
ſolches Werk nicht nur für die Anwälte, denen es in erſter Reihe willkommen ſein wird, ſondern 
auch für die Richter von unſchätzbarem oder, vielleicht richtiger, von ſehr „ſchätzbarem“ Werthe, 
namentlich zu Beginn des neuen Rechts ⸗Zeitalters, das man im Gegenſatze zu früheren bekannten 
| Namens wegen ſeines üppigen Reichthums an „Gedrucktem“ das „papierne“ nennen könnte. 
Auch für den Richter iſt es nöthig, zu wiſſen, welche Thatſachen ſchon zur Begründung des 
| Klageanſpruchs vorgetragen werden muͤſſen, und welche andern ihn erſt kümmern, wenn der 
Beklagte ſie einredeweiſe geltend macht und was Regel, Ausnahme und Unterausnahme iſt. 
| 
| 


Auch enthält das Buch außerhalb der Behandlung der einzelnen actiones nützliche Ueberſichten 
über mancherlei, z. B. Nr. 2: Formvorſchriften, Nr. 11: Legitimation zur Vornahme oder Ent- 
gegennahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte mit Rückſicht auf den Güterſtand, Nr. 20: Familien- 
güterrecht, aktive Legitimation, Nr. 25: Familiengüterrecht, paſſive Legitimation, Nr. 22: Ueber- 
ſicht über die Forderungen, deren Pfändung oder Abtretung ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt, 
Nr. 32: Urkundenaufgebot, Nr. 111: Verjährung, Nr. 118, 119: Todeserklärungs Sachen, 
| Nr. 157: Einfluß des Lebensalters auf die Rechts- und Geſchäftsfähigkeit, Nr. 159—185: 
Vertretung natürlicher und juriſtiſcher Perſonen, wie auch der handelsrechtlichen Geſellſchaften 
und der Genoſſenſchaften, ſoweit die Vertretung durch das Reichsrecht geregelt iſt. Die 
Friedrichs ſche Arbeit zeigt in manchen Nummern eine verblüffende Vollſtändigkeit, miterzielt 
durch die Unterlaſſung einer Abſpeiſung des Leſers mit der ſo beliebten — oder wenig 
„beliebten“?? — „entſprechenden Anwendung“, an deren Stelle vielmehr ſtets die ausführliche 
Angabe der Einzelheiten oder wenigſtens der Hinweis auf unmittelbar wörtlich anwendbare 
andere Stellen geboten ſind. Namentlich das Recht der Körperſchaften und Geſellſchaften, 
behandelt unter den drei Geſichtopunkten der Rechte der Geſammtbeit gegen die Mitglieder, 
der Rechte der letztern gegen die erſtere und der Rechte der Gläubiger gegen die einzelnen 
Mitglieder iſt mit dankenewerther Ausführlichkeit behandelt. Sogar eine ſpäter vielleicht einmal 
erfolgende Auflöfung der Reichebank iſt mit ins Auge gefaßt (Nr. 233, 234).“ 
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Sarweg-Sollerts Kommentar zur Konkursordnung Preis 16 M., geb. 18.50 M. wurde ſoeben in vierter Auftage vollſtändig. 


Oberneiks 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


Dieſer Nummer liegen bei: 1. für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins Bogen 6 und 7 der Entſcheidungen zum BGB.; 
der Geſammtanflage ein Proſpekt von J. Schweitzer Verlag in München, betr.: Annalen des Dentſchen Reichs. 


M4 und 5. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Berlin, 19. Januar 1901. 


X. Jahrgang. 


Organ des ödeutſchen Anwalk⸗ Vereins. 
Herausgegeben | 


von Yuflizrath M. Rempner, X. N. b. Dgr. I. 
Berlin W., Franzöſiſche Straße 9. 


verlag und Expedition: 8. Moeſer Auchhandkung, Wertin S. 14, Stallſchreiberſtraße 84. 35. 
5 —..—.—... . —.—.. . — — — ———. TEEN 
Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
— — ——ñ— ̃ — — p ————— x0 


Jahalt. 

Bereinb nachrichten. S. 29. — Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte. S. 29. — Zu 86 207, 216, 318 C. P. O. 
S. 29. — Zu Att. 17, 27, 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
S. 80. — Zu 5 896 B. G. B. S. 31. — Vom Reichs 
gericht. S. 33. — Perſonal⸗ Veränderungen. S. 47. 


Vereinsnach richten. 


Im weiteren Berfolg der Bekanntmachung in Nr. 76/77 
des Bereinsorgans, Jahrgang 1900, hat der Vorſtand des 
Dentſchen Anwaltvereins Beraulaſſung genommen, die An- 
waltsorts vereine zu ermitteln. Es find dies die folgenden: 
Aachen, Altenburg, Angsburg, Berlin, Bochum, 
Braunſchweig, Bremen, Breslau, Celle, Chemnitz, 
Colu, Darmſtadt, Dortmund, Dresden, Duisburg, 
Düſſeldorf, Eſſen, Frankfurt a. Main, Freiburg 
(Breisgan), Gera, Gießen, Gotha, Grandenz, Hagen, 
Halle a. S., Hannover, Heidelberg, Jena, Karlsruhe, 
Konſtanz, Leipzig, Lübeck, Mainz, Mannheim, 
München, Münſter, Neuburg a. / D., Nordhauſen, 
Nürnberg, Offenburg, Plauen, Roſtock, Stettin, 
Stuttgart, Wiesbaden und Zwickau. 

Die Herren Borfigenden der betreffenden Vereine werden 

gebeten, uus in regelmäßigen Zeitabſchnitten Berichte über 

die Thätigkeit ihrer Vereine zugehen zu laſſen. 


Vorſtand des deutſchen Anwalt - Vereins. 


Mecke, Geheimer Juſtizrath, 
Vorſttzender. 


Hülfslaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwalts kammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Münden und Breslau haben der Kaffe abermals Bei- 
hülfen ven 1800 Wark bezw. 1 500 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Borſtänden iſt für die reichen Bei⸗ 
hülfen der aufrichtigſte Dank ansgeſyrvchen. 


Zu 88 207, 216, 318 C. P. O. 
Erkenntniß ves Reichsgerichts I. C. S. i. S. Werner 
e. Tſchentſcher vom 1. Dezember 1900, Nr. 271/1900. 


II. J. Kammergericht. 


Mit Schriſtſatz vom 7. Februar 1900 legte der Kläger 
durch den Rechtsanwalt N. Berufung gegen das Urtheil ein. 
Der Schriſtſatz ging am 8. Februar beim Kammergericht ein 
und wurde am 9. Februar mit der Terminsnotiz zum 5. Mai 
verſehen. Dem Schriftſatz lag eine durch den Rechtsanwalt N. 
beglaubigte Abſchrift deſſelben bei. Eine Erklärung, daß die 
Partei felbft einen Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung be⸗ 
auftragen wolle, enthält der Schriftſatz nicht. Der Termins⸗ 
vermerk iſt auf die beglaubigte Abſchrift übertragen, iſt aber 
unbeglaubigt geblieben und die Zuſtellung durch den vom Ge⸗ 
richts ſchreiber beauftragten Gerichtsvollzieher am 12. Februar 
1900 an den Prozeßbevollmächtigten des Beklagten erfolgt. 

Nachdem der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten durch 
Schriftſatz vom 27. April, der dem Prozeß bevollmächtigten des 
Klägers an demſelben Tage zugeſtellt wurde, den Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, hat der Prozeß ⸗ 
bevollmächtigte durch Vermittelung des Gerichts ſchreibers am 
1. Mai dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten nochmals 
zuſtellen laſſen, und durch Schriftſatz vom 1. Mai, der am 
3. Mai zugeſtellt iſt, Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
beantragt, weil er erſt am 27. April von der Unterlaſſung der 
Beglaubigung des Terminsvermerks Seitens des Gerichts. 
vollziehers Kenntniß erlangt habe und die Nichtbeglaubigung 
für ihn ein unabwendbarer Zufall geweſen ſei, da ihm bei Ver⸗ 
mittelung des Gerichtsſchreibers Auswahl und Kontrolle fehle 
und der Gerichtsvollzieher nicht Vertreter der Partei jet. 

Die Berufung iſt als unzuläjfig verworfen. Die Reviſion 
des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Berufungsrichter hat unter Ablehnung der Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand die Berufung als unzuläſſig 
verworfen, weil der Terminsvermerk auf dem in der Friſt des 
& 207 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung zugeſtellten Schriftſatz 
nicht beglaubigt, Zuſtellung und Ladung deshalb wirkungslos 
teweſen je. 
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Was die Reviſion dagegen vorbringt, greift nicht durch. 

1. Nach 8 318 der Civilprozeßordnung erfolgt die Ein⸗ 
legung der Berufung durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, der 
die Ladung des Gegners zur mündlichen Verhandlung vor das 
Berufungsgericht enthalten muß. Die Ladung iſt weſentlicher 
Beſtandtheil des Schriftſatzes. Sie hat ohne die Beſtimmung 
des Termins, zu welchem geladen wird, keinen Inhalt. 8 216 
der Civilprozeßordnung. Die Terminsbeſtimmung iſt weſent⸗ 
licher Beſtandtheil der Ladung und des Schriftſatzes. Muß 
nach § 170 der Civilproßordnung der zuzuſtellende Schriftſatz 
beglaubigt ſein, ſo müſſen alle weſentlichen Beſtandtheile des 
Schriftſatzes beglaubigt ſein, und dem Berufungsrichter kann 
darin nur beigetreten werden, daß die Beglaubigung des Schrift ⸗ 
ſatzes, durch welchen hier die Berufung eingelegt iſt, durch den 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers die erſt nach dieſer Be⸗ 
glaubigung auf den Schriftſatz übertragene Termins⸗ 
beſtimmung nicht deckt. Die Ausführung der Reviſion, 
die Beglaubigung des Schriftſatzes durch den Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten umfaſſe den vorher übertragenen Terminsvermerk, tft 
richtig, trifft aber den vorliegenden Fall nicht. Nicht richtig 
iſt, daß die Beglaubigung des Terminsvermerks nur inſtruktionell 
vorgeſchrieben iſt. Sie folgt, wie oben dargelegt, aus dem 
Geſetz, und auf dem Geſetz beruht es, wenn die Preußiſche 
Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 12. Dezember 
1899 (Preußiſches Juſtiz⸗Miniſterial⸗Blatt S. 627) dem Ge⸗ 
richtsvollzieher die Beglaubigung des Termins vermerks vor⸗ 
ſchreibt, ſobald derſelbe erft nach der Beglaubigung des Schrift⸗ 
ſatzes auf den Schriftſatz gebracht iſt. 

Der Mangel der Beglaubigung wäre nach 8 295 der 
Civilprozeßordnung geheilt, wenn die Gegenpartei auf die Rüge 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch Nichtrüge in der erften 
mündlichen Verhandlung verzichtet hatte. Solch Verzicht liegt 
nicht vor, da in der erſten mündlichen Verhandlung der An⸗ 
trag auf Verwerfung der Berufung als unzuläſfig geſtellt iſt. 

2. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt mit 
Recht verſagt. Die Nichtbeglaubigung des Terminsvermerks 
beruht auf einem Verſehen des Gerichtsvollziehers. Das iſt 
weder ein Naturereigniß noch ein unabwendbarer Zufall im 
Sinne des § 233 der Civilprozeßordnung. Für die Annahme 
unabwendbaren Zufalls reicht, abgeſehen von dem ausdrücklich 
ſtipulirten Ausnahmefall in § 233 Abſ. 2, nicht aus, daß die 
Partei oder ihren Prozeßbevollmaͤchtigten kein Verſchulden trifft. 
Das Verſehen des Gerichtsvollziehers war vermeidbar und ſein 
Verſehen entschuldigt die Partei nicht, die ſich ſeiner als ihres 
Beauftragten bedient. Als Beauftragter hat der Gerichts. 
vollzieher auch im vorliegenden Falle zu gelten, weil der Ge⸗ 
richtsſchreiber in § 166 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung den 
Auftrag der Partei vermittelt, nicht ſelbſtſtändig Auftraggeber iſt. 


— 


Zu Art. 17, 27, 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Thiele 

e. Thiele vom 13. Dezember 1900, Nr. 289/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 4 

Der Kläger hat bei dem Königlichen Landgericht zu 

Freiberg Klage erhoben auf Scheidung der zwiſchen ihm und 

der Beklagten am 27. Auguſt 1889 geſchloſſenen Ghe, er ſtützt 
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den Antrag auf die von der Beklagten nicht beftrittene Be 
hauptung, daß dieſe ſeit dem Jahre 1896 mit dem Gorl⸗ 
verleger N. ein ehebrecheriſches Verhältuiß unterhalten habe. 
Die erſte Inſtanz hat durch Urtheil vom 4. Oktober 1899 die 
Klage abgewieſen. Die hiergegen vom Kläger eingelegte 
Berufung iſt durch Urtheil des Königlichen Oberlandesgerichts 
zu Dresden vom 5. Mai 1900 zurückgewieſen worden. Die 
Berufung des Klägers iſt verworfen. Auch ſeine Nevifion iſt 
zurüdgewiejen. 
Gründe, 

Der Kläger war zur Zeit der Eingehung der Ehe und iſt 
noch jetzt roͤmiſch⸗katholiſcher Konfeſſion, er iſt Oeſterreichiſcher 
Staatsangehöriger und war dies, wie das Berufungsgericht feft- 
ftellt, auch zur Zeit der Klagerhebung. 

Das angefochtene Urtheil führt aus: 

Nach Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſei die vom Kläger begehrte Scheidung nur moͤglich, 
wenn ſie ſowohl nach dem früheren als auch nach dem jetzt 
geltenden Rechte ftatthaft erſchiene. Wie nach dem bisherigen 
Rechte zu erkennen geweſen wäre, könne dahingeſtellt bleiben, 
denn die Scheidung ſei nach dem am 1. Januar 1900 in 
Kraft getretenen Rechte unſtatthaft. 

Nach Artikel 17 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſei hier, da der klagende Ehemann zur Zeit der 
Klagerhebung Oeſterreichiſcher Staatsangehöriger geweſen, an 
fih das Oeſterreichiſche Recht maßgebend; etwas anderes ergebe 
ſich auch nicht aus Artikel 27 des angezogenen Einführungs⸗ 
geſetzes, denn nach dem Oeſterreichiſchen Rechte würden in einem 
Falle der vorliegenden Art nicht die Deutſchen Geſetze anzu⸗ 
wenden ſein. 

Nach dem hiernach entſcheidenden Oeſterreichiſchen Rechte 
ſei die beantragte Scheidung der Ehe vom Bande unzuläfſig, 
weil der Kläger zur Zeit der Eingehung der Ehe der romiſch⸗ 
katholiſchen Kirche angehört habe. 

Dieſe Ausführungen enthalten keinen Verſtoß gegen revifible 
Rechtsnormen, als welche, da das Oeſterreichiſche Recht der 
Nachprüfung der Reviſtonsinſtanz entzogen iſt, nur die Vor⸗ 
ſchriften des jetzt geltenden Deutſchen Rechts in Betracht kommen. 

Zutreffend, von der Revifion übrigens auch nicht au⸗ 
gegriffen, iſt die Annahme der Vorinſtanz, daß zu dem nach 
Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzvuch in erſter Linie anzuwendenden Rechte des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch die Beftimmungen in Artikel 17 und 27 des ⸗ 
ſelben Einführungsgeſetzes zu rechnen find. Somit iſt, da nach 
den maßgebenden Ausführungen des Berufungsgerichts das 
Oeſterreichiſche Recht für Fälle der vorliegenden Art keine Rück 
verweiſung auf die Deuiſchen Geſetze im Sinne von Artikel 27 
enthält, für die Beurtheilung der vorliegenden, auf Scheidung 
der Che vom Bande gerichteten Klage gemäß Artikel 17 Ani. 1 
des angezogenen Einführungsgeſetzes das Oeſterreichiſche Recht 
entſcheidend, und die Klage hat abgewieſen werden müfjen, weil 
dieſes Recht, wie wiederum für die Revifionsinſtanz maßgebend 
feſtgeſtellt iſt, unter den hier vorliegenden Umſtänden Scheidung 
der Ehe vom Bande nicht geſtattet. 

Wenn in der Reviſionsverhandlung ein Einwand gegen 
dieſe Folgerung aus der Beſtimmung in 5 77 Abſ. 1 des Reichs 
geſetzes vom 8. Februar 1876 hergeleitet iſt, ſo tft dies 
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unzutreffend. Allerdings iſt vom Reichsgericht in konſtanter 
praxis angenommen worden, dieſe Vorſchrift ſei in Che⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen Ausländern, wenn durch das betreffende 
kandesgeſetz die Aufiöfung der Ehe dem im Heimathlande des 
Ehemanns geltenden Rechte unterſtellt ſei, dahin anzuwenden, 
dap, wenn nach dieſem Recht nur lebens längliche Trennung von 
Dich und Bett ſtatthaft fein würde, ſtatt hierauf auf Scheidung 
ver Ehe vom Bande zu erkennen ſei. Entſcheidungen in Civil⸗ 
ſahen Bd. 3 S. 28 fg., Bd. 11 S. 29 fg. Allein die An⸗ 
nahme, daß durch dieſe Beſtimmung die in Artikel 17 Abi. 1 
ben Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthaltene 
Regel eine Modifikation erleide, — angezogenes Einführungs⸗ 
geleg Artikel 32 Satz 1 — erſcheint ſchon gegenüber dem Wort⸗ 
laute des 8 77 Abſ. 1 ganz unhaltbar, da darin die Beſtimmung, 
daß auf Auflöſung des Bandes der Ehe zu erkennen ſei, nur 
füt den Fall getroffen iſt, wenn nach dem bisherigen Rechte 
auf beftändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett zu 
erkennen geweſen wäre, übrigens iſt, auch abgeſehen hiervon, 
jeder Zweifel darüber, daß künftig in einem Cheſtreit zwiſchen 
Ausländern auf Scheidung der Ehe nur dann erkannt werden 
dürfe, wenn eine dahin gehende Entſcheidung auch nach dem 
Rechte des Staates, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung 
ber Klage angehörte, zuläffig iſt, durch die Vorſchrift im vierten 
Ablage des Artikels 17 ausgeſchloſſen, vorbehältlich der aus 
Artikel 27 ſich etwa ergebenden Abweichung. 


Zu § 896 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Spar⸗ 
laſſe Bielefeld e. Bergmann vom 19. Dezember 1900, 
Nr. 248/1900 V. 

II. J. O. L. G. Hamm. 


Im Grundbuch von Bielefeld Band 31 Blatt 315 iſt in 
Aitheilung III unter Nr. 4 für die Ehefrau Müller aus der 
miunde vom 7. Oktober 1895 eine beim Tode der Wittwe 
Aufderheyde fällige und bis dahin unverzinsliche Erbtheils⸗ 
Torterug von 14 823 Mark eingetragen. Dieſe Forderung iſt 
det Beklagten zur Sicherung einer Darlehnsforderung ver⸗ 
pfändet. Die Verpfändung iſt im Grundbuche eingetragen, 
her Pppothekenbrief iſt im Befitze der Beklagten als Pfand- 
läubigerin, Die Hypothekengläubigerin Frau Müller hat dem 
Niger 4000 Mark ihrer Hypothekenforderung am 23. Mai 
1899 abgetreten. Da Kläger die Eintragung der Abtretung 
ihne Verlegung des Hypothekenbriefs nicht erlangen kann, hat 
er Deantragt, die Beklagte zu veruriheilen, den Hypothekenbrief 
in den Grundakten des Amtsgerichts in Bielefeld einzureichen 
und zu bewilligen, daß die Abtretung des Theilbetrags von 
4000 Mark an den Kläger unter Bildung eines Theilhypo⸗ 
ſiekabrieft in dat Grundbuch eingetragen werde, mit der 
Aaßhabe, daß fofort nach der Eintragung die Haupt- und die 
Thelhypothekenurkunde der Beklagten wieder zugeſtellt werden. 
De erſe Richter hat die Klage abgewieſen. Auf die Be 
er des Klägers ift die Beklagte verurtheilt, den Hypothefen- 

f ‚dem Amtsgericht zwecks Eintragung der Abtretung und 
Demnähftigen Rücempfangs des Haupt- und des Zweig ⸗ 
bofuments berauszugeben. 

Die Revision der Beklagten iſt zurückgewieſen. 
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Gründe. 

Das Berufungsgericht gründet ſeine Entſcheidung lediglich 
auf die Vorſchrift des 5 896 Bürgerlichen Geſetzbuchs, die als 
abſoluter Rechtsſatz ſeit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Anwendung gebracht werden müſſe. 

Die Revifion iſt nicht begründet. 

Durch die Ceſſion vom 23. Mai 1899 find 4 000 Mark 
der Hypothek Nr. 4 auf den Kläger übergegangen. Nach dem 
damaligen preußiſchen Rechte bedurfte es zum Erwerbe dieſes 
Hypothekentheils weder der Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch (Eigenthumserwerbsgeſetz von 1872 8 54, All- 
gemeines Landrecht Theil I Titel 20 § 513) noch der Aus- 
händigung des Hypothekenbriefs an den Geffionar (Allgemeines 
Landrecht Theil I Titel 11 $ 393). Dem Kläger gebührte 
der Befitz des Briefes bezw. des Theilbriefes als Zubehör der 
abgetretenen Forderung und er konnte deſſen Herausgabe von 
jedem Dritten, welcher ihm den Brief ohne Grund vorenthielt, 
verlangen. (Vergleiche Turnau Grundbuchordnung Band I 
Seite 436 f. Anm. 2 a) Kläger erwarb den Hypothekentheil, 
aber belaſtet mit dem Pfandrecht der Beklagten, welches ſich 
auf die ganze Hypothekenforderung erſtreckte. Darüber, daß 
ein Pfandgläubiger verpflichtet ſei, den in feinem Beſitze be ⸗ 
findlichen Brief dem Grundbuchamte vorzulegen, um dem 
Ceſſionar der verpfändeten Hypothek die Eintragung der Ab⸗ 
tretung in das Grundbuch und die Bildung eines Theil- 
hypothekenbriefs zu ermöglichen, fehlte eine ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift. Auch die Rechtſprechung hat ſich, ſoviel bekannt, mit 
dieſer Frage nicht beſchäftigt (das Urtheil des Reichsgerichts in 
Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 39 S. 284 betrifft einen 
anderen Fall). 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
änderte ſich in Anſehung des nach dem bisherigen Rechte 
wirkſam vollzogenen Erwerbes des Klägers an dem Hypotheken- 
theile nichts. Wenn auch nach § 1154 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Abtretung einer Briefhypothek gültig nur unter Uebergabe 
des Hypothekenbriefs erfolgen kann, ſo wird dadurch der Erwerb 
des Klägers nicht berührt, weil die Beſtimmungen des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über die Uebertragung eines Rechts an einem 
Grundſtücke nur auf die nach dem Inkrafttreten des Buͤrgerlichen 
Geſetzbuchs bewirkten Uebertragungen Anwendung finden (vergl. 
Artikel 189 des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
bnche). Wie der Erwerb des Eigenthums an Sachen (vergl. 
Motive zu Artikel 106 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche S. 264 und Reichsgerichtsentſcheidung in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 S. 763 Nr 40) richtet ſich der 
Erwerb von Rechten, namentlich auch der Erwerb von Hypotheken, 
nach den Geſetzen, unter deren Herrſchaft ſich der Erwerb voll⸗ 
zieht. Kläger iſt alſo nach wie vor Gläubiger der Hypothek 
zu dem ihm abgetretenen Betrage. Dagegen hat ſich der Gegen⸗ 
ftand ſeines Rechtes geändert. Da nach Artikel 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 13. November 1899 und Nr. X der Anlage 
dazu das Grundbuch im Bezirke Bielefeld ſeit dem 1. Januar 
1900 als angelegt anzuſehen iſt, gilt ſeitdem die ſtreitige 
Hypothek nach Artikel 192 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche in Verbindung mit Artikel 33 des preußiſchen Aus. 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche als eine Brief. 
hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuchs. In Folge deſſen ſtehen 
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ihrem Gläubiger alle Rechte zu, welche nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche dem Glaͤubiger einer erſt nach dem 1. Januar 1900 
begründeten Briefhypothek gebühren, mag ſich dadurch die nach 
dem bisherigen Rechte entſtandene Rechtslage des Gläubigers 
verbeſſern oder verſchlechtern. Deſſen iſt man ſich bei Auf- 
nahme des Artikels 192 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ſehr wohl bewußt geweſen. „Unverkennbar — ſo 
heißt es in den Motiven zu Artikel 112 des Entwurfs eines 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unter Nr. 2 
S. 274 — wird durch eine ſolche Regelung (d. h. Angleichung 
der beſtehenden Hypotheken an die Normalhypothek des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) in beſtehende Rechte eingegriffen. Ein der⸗ 
artiger Eingriff, welcher (vergl. Artikel 106 Abſ. 2, jetzt 
Artikel 184) für andere Rechte an Grundſtücken als das Eigen⸗ 
thum im Allgemeinen abgelehnt iſt, erſcheint bei der Hypothek 
weniger bedenklich, weil der Zweck der Hypothek, die Ermoͤglichung 
der ſicheren Beitreibung eines Geldbetrags, nur in geringem 
Maße und praktiſch wenig fühlbar durch die Anpaſſung be⸗ 
einträchtigt wird, auch eine drückende Erſchwerung der Lage des 
Eigenthümers und der ſonſtigen Realberechtigten nicht zu be⸗ 
ſorgen iſt. Daß die Stellung des Eigenthümers und der 
ſonſtigen Realberechtigten in mancher Hinſicht eine ungünſtigere 
werden kann, z. B. durch die bei Anwendung des 8 1065 
(jetzt $ 1119) des Bürgerlichen Geſetzbuchs eintretende höhere 
Zinsbelaſtung, ſoll nicht verkannt werden.“ Hiernach kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß dem Kläger ſeit dem 1. Januar 1900 
auch das Recht zuſteht, die Berichtigung des Grundbuchs und 
das hierzu Erforderliche gemäß den 88 894 bis 896 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zu verlangen, mag ihm dieſes Recht nach dem 
bieherigen Rechte gebührt haben oder nicht. Daß ein Fall der 
Berichtigung des Grundbuchs, wie er hier vorliegt, bei einer 
nach dem 1. Januar 1900 erfolgten Abtretung einer Brief. 
hypothek nicht mehr vorkommen kann, iſt richtig, hindert aber 
die unmittelbare (nicht analoge) Anwendbarkeit des 8 896 nicht. 
Es liegt darin auch nichts Befremdendes, denn auch nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt der Ueber⸗ 
gang einer Briefhypothek auf einen neuen Gläubiger ohne 
Uebergabe des Hypothekenbriefs überall da, wo die Hypothek 
kraft Geſetzes auf einen Anderen übergeht (vergl. Bürgerliches 
Geſetzbuch 58 1922, 1143, 1163, 1164, 1168, 1170 Abſ. 2, 
1171 Abſ. 2, 1173, 1174, 1182, 1150 in Verbindung mit 
§ 268, § 426 Abi. 2 und § 774 in Verbindung mit 88 401 
und 412), und in dieſen Fällen muß dem Erwerber die Be⸗ 
fugniß des § 896 zuſtehen, damit ihm die Berichtigung des 
Grundbuchs möglich ſei (Bürgerliches Geſetzbuch § 42). Für 
einzelne dieſer Fälle iſt durch beſondere Beſtimmungen die Ver⸗ 
pflichtung des Gläubigers zur Herausgabe bezw. zur Vor⸗ 
legung des Briefes beim Grundbuchamte zum Zwecke der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs und der Herſtellung eines Theil⸗ 
hypothekenbriefs feſtgeſtellt (vergl. 58 1144, 1145, 1150, 1167, 
1168 Abf. 3). Dieſe Verpflichtung iſt im § 896 in zwei Richtungen 
verallgemeinert, indem die Befugniß, die Vorlegung des Briefes 
beim Grundbuchamte zu verlangen, nicht bloß den befriedigenden 
Eigenthümer, Schuldner oder Dritten, ſondern einem jeden Be⸗ 
richtigungsberechtigten und indem fie nicht bloß gegen den Gläubiger, 
ſondern gegen jeden Befitzer des Briefes zugeſprochen wird. 
Allerdings kann die Frage aufgeworfen werden, ob die Bor- 
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legung von dem Befitzer des Briefes nur dann verlangt werden 
kann, wenn dieſer als derjenige, deſſen Recht davon betroffen 
wird, feine Zuſtimmung zur Berichtigung erklären muß (Bürger- 
liches Geſetzbuch § 894). Dies würde hier nicht zutreffen, da 
nur das Gläubigerrecht der Wittwe Müller von der Eintragung 
des Klägers als Theilgläubiger an deren Stelle betroffen wird, 
nicht aber das Pfandrecht der Beklagten. Gegen die Wittwe 
Müller bedarf es der Geltendmachung des Berichtigungsan⸗ 
ſpruchs nicht mehr, nachdem ſie die erforderliche Zuſtimmung 
durch die Ceſſion vom 23. Mai 1899 bereits ertheilt hat, durch 
deren Vorlegung der zur Berichtigung erforderliche Nachweis 
der Untichtigkeit des Grundbuchs erbracht wird (Grundbuch⸗ 
ordnung § 22 Abſ. 1). Die Beklagte dagegen würde zur 
Mitwirkung bei der Berichtigung des Grundbuchs an ſich nicht 
verpflichtet ſein, da ihre Rechte dadurch keine Einbuße erleiden. 
Dies wäre nur dann denkbar, wenn die verpfändete Hypothek 
aufgehoben oder in ihrem Inhalte geändert werden ſollte, wenn 
alſo ein Fall vorläge, in welchem es nach 85 876, 877 
Bürgerlichen Geſetzbuchs der Zuſtimmung desjenigen bedarf, 
mit deſſen Rechte ein Recht an dem Grundſtücke belaftet iſt. 
Davon kann aber nicht die Rede fein, wenn die dem Pfand⸗ 
rechte unterliegende Hypothek und die perſoͤnliche Schuldver- 
bindlichkeit der Pfandſchuldnerin unberührt bleiben und nur an 
die Stelle des bisherigen Hypothekengläubigers ein anderer tritt. 
Wird nun im 5 896 nicht derjenige, deſſen Recht von der Be⸗ 
richtigung betroffen wird, ſondern allgemein der Befitzer des 
Briefes als der zur Vorlegung des Briefes beim Grundbuchamte 
Verpflichtete bezeichnet, ſo muß angenommen werden, daß dieſer 
als ſolcher zur Vorlegung verpflichtet fein ſoll ohne Rückficht 
darauf, ob er zugleich derjenige iſt, welcher der Berichtigung 
zuſtimmen muß. Anderenfalls würde in Fällen, wie der vor⸗ 
liegende, die Berichtigung des Grundbuchs unmöglich fein, ob- 
wohl ein Berichtigungsrecht und eine Berichtigungpflicht beſtehen. 
Es fragt ſich demnach nur noch, ob dem Kläger ein Be⸗ 
richtigungzanſpruch zuſteht. Dies iſt zu bejahen. Kläger hat 
außerhalb des Grundbuchs ein Recht an einem Rechte am 
Grundſtücke erworben, welches, obwohl der Eintragung in das 
Grundbuch fähig, nicht eingetragen iſt. Der Inhalt des 
Grundbuchs ſteht alſo in Anſehung dieſes Rechtes mit der 
wirklichen Rechtslage nicht im Einklange: das Grundbuch weiſt 
die Wittwe Müller als Gläubigerin der Hypothek No. 4 
zu ihrem vollen Betrage aus, während die Hypothek zum Be⸗ 
trage von 4000 Mark auf den Kläger übergegangen iſt. Die 
Berichtigung des Grundbuchs iſt auch erforderlich, um den 
Kläger der Vortheile, die der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs mit ſich bringt, theilhaftig zu machen (§ 892). Da er 
in Folge des Pfandbeſitzes der Beklagten an dem Hypotheken ⸗ 
briefe nicht ſelbſt Befitzer des Briefes iſt, kann er zu jenem 
Vortheile nur dadurch gelangen, daß er als Theilgläubiger der 
Hypothek in das Grundbuch eingetragen wird (vergl. Bürger 
liches Geſetzbuch 8 1155, Grundbuchordnung § 40 Abi. 2). 

Aus dieſen Gründen muß mit dem Berufsgerichte die Be⸗ 
klagte für verpflichtet erachtet werden, gemäß § 896 Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs den Hypothelenbrief dem Grundbuchamte vor 
zulegen, um ihn demnächſt, ohne daß ihren Rechten irgendwie 
zu nahe getreten iſt, zurückzuerhalten. 
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Bom Reichsgericht. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis 12. Januar 
101 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs fuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 55 22, 45. 

Cine durch Stimmenmehrheit erfolgte Plenarentſcheidung 
bet Großherzoglichen O. L. G. zu Darmſtadt vom 6./18. Januar 
1900, an der ſämmtliche jetzige Mitglieder dieſes Gerichtshofs 
(mit Ausnahme von zweien) einſchließlich des Präſidenten und 
del Senatipräfidenten Theil genommen haben, hat betreffs des 
K., der am 6. Februar 1895 als Amtsrichter angeſtellt worden 
ft, auf Grund der Art. 61, 63 des Heſſiſchen Geſetzes vom 
31. Nai 1879 betreffend die Rechtsverhältniſſe der Richter 
ununt, baß thatſächliche Verhältniſſe das Verbleiben des 
A. auf feiner bisherigen Stelle mit den Intereſſen der Rechts⸗ 
lege als nicht vereinbarlich erſcheinen laſſen. Gemäß der ge⸗ 
Munten Geſetzesbeſtimmungen iſt, unter der Vorausſetzung einer 
einen ſelchen Ausſpruch enthaltenden Entscheidung des O. L. G., 
uu bei wenigſtens / der Mitglieder dieſes Gerichtshofs Theil 
achmen und bezüglich deren ſich mindeſtens zwei Dritttheile für 
die fragliche Verſetzung ausſprechen müſſen, die Verſetzung eines 
Intörihters innerhalb der erſten fünf Dienſtjahre auf eine 
andere nicht richterliche Dienſtſtelle zuläſſig und Kl. iſt dem ⸗ 
gemäß am 31. Januar 1900 als Hülfsgerichtsſchreiber an das 
Owßherzagliche Amtsgericht zu Mainz verſetzt worden. Kl. hat 
diefe Versezung nicht als rechtsgültig anerkannt, ſondern am 
1 debtuar 1900 um feine Verſetzung in den Ruheſtand mit 
Belaflung feines ſeitherigen Titels als Amtsrichter unter aus⸗ 
bräcklichem Vorbehalt aller aus feinen bisherigen Dienſtverhältniſſen 
eima noch beſtehenden Rechte gebeten. Demgemäß iſt Kl. 
mittelft landesherrlicher Entschließung vom 7. Februar 1900 
unter Zurücknahme des Dekrets vom 31. Januar 1900 mit der 
gecklichen Penfion als Amtsrichter in den Ruheſtand verſetzt 
worden. Kl. hat darauf unter der Begründung, daß das Ver⸗ 
fahren den Geſche, insbeſondere dem G. V. G., nicht ent⸗ 

habe und er deshalb ſeinen vollen Gehalt zu fordern 
beshtigt sel, den Unterſchled zwiſchen dem ihm als Amtsrichter 
Mfefenden Gehalt und der ihm bewilligten Penſion betreffs der 
m 1. Min 1900 fälligen Quote mit 148,50 Mark nebſt 
1 Progent Zinfen von dieſem Tage an bei dem Großherzog ⸗ 
Üden L. G. zu Darmſtadt gemäß 5 70 Abſ. 3 des G. V. G. 
n At. 20 des Heſſiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. 
om d, September 1878 eingeklagt. Kl. hat gegen das dieſe 
Auge abweiſende Urtheil Berufung eingelegt und außerdem 
Namtlige Mitglieder des O. L. G., ſowelt ſolche an der Ent- 
g som 6./18. Januar 1900 Theil genommen haben, 
eaſhlezlich bes Präfidenten und des Senatöpräfidenten, gemäß 
4% ber C. 9. O. wegen Beſorgniß der Befangenheit durch 
Zeuch vom 1.3. l. M. abgelehnt. Der zur Entſcheidung be⸗ 
ume Erſte G. S. des O. L. G. hat durch Beſchluß vom 
5. Dexnber 1900 gemäß 5 45 der C. P. O. das Geſuch dem 
* ©. n Entſcheidung vorgelegt. Die Leußerung der Ab- 
Meinten nach 5 44 Abs. 3 der G. P. O. iſt erfolgt. Das 
— — 
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R. ©. iſt zur Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch berufen 
Es kann dahin geftellt bleiben, ob eine Ablehnung des Präfidenten 
oder deſſen Vertreters in deſſen durch das G. V. G. (bezw. 
betreffs Einberufung von Hülfsrichtern durch Art. 19 des 
Heſſiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. vom 3. September 
1878) beſtimmten Geſchäften überhaupt geſetzlich zuläffig er⸗ 
ſcheint und ob nicht eine ſolche Ablehnung lediglich betreffs des 
Vorſitzes in dem zur Entſcheidung über den konkreten Civil⸗ 
prozeß berufenen Senat moͤglich iſt. Denn jedenfalls ſteht feſt, 
daß, da nur zwei Mitglieder des geſammten O. L. G. nicht 
abgelehnt find, eine Beſetzung des zur Entſcheidung berufenen 
erſten C. S. des O. L. G. gemäß der 58 121, 62, 66 des 
G. V. G. aus den Mitgliedern des O. L. G. ſelbſt, nämlich 
durch die ſtändigen Mitglieder des erſten C. S. oder deren 
ſtändige oder zeitweilige Vertreter (vergl. Entſch. des R. G. in 


Civilſachen Bd. 16 Nr. 102) nicht moͤglich iſt. Alsdann iſt 


aber das Gericht, welchem die abgelehnten Mitglieder angehören, 
im Sinne des 8 45 Abſ. 1 der C. P. O. als durch das Aus⸗ 
ſcheiden derſelben beſchlußunfähig geworden zu erachten und das 
im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht zur Entſcheidung über 
das Ablehnungsgeſuch berufen. Insbeſondere erſcheint in einem 
ſolchen Falle es nicht zuläffig das O. L. G., dem die abgelehnten 
Richter angehören, gemäß 5 122 des G. V. G. und Art. 19 
des Heſſiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. vom 3. Sep⸗ 
tember 1878 durch erſt noch vorzunehmende Berufung von 
Hülfsrichtern zu ergänzen. Dem ſteht eben der § 45 der 
C. P. O., der die Entſcheidung des höheren Gerichts normirt, 
entgegen (vergl. Peterſen⸗ Anger C. P. O. 4. Aufl. Bd. 1 
85 43—46 Ziff. III, 8 S. 116, Gaupp⸗Stein C. P. O. 
4. Aufl. $ 45 Ziff. 1 S. 123). In der Sache erſcheint das 
Ablehnungsgeſuch, das lediglich auf die Theilnahme an dem 
Beſchluſſe vom 6./13. Januar d. J. geſtützt iſt, unbegründet. 
Wie das R. G. bereits entſchieden hat (vergl. z. B. Seuffert's 
Archiv Bd. 36 Nr. 299), ift der Umſtand, daß ein Richter an 
dem Erlaß eines dieſelbe Frage betreffenden Erkenntniſſes in 
einem anderen Rechtsſtreit Theil genommen hat, ſelbſt dann 
kein Ablehnungsgrund, wenn feſtſtünde, daß er die Frage bei 
Abfaſſung des früheren Erkenntniſſes in einem dem Ablehnenden 
nachtheiligen Sinne beantwortet hätte. Letzteres ſteht aber be⸗ 
züglich der Abgelehnten im Einzelnen nicht einmal feſt, ſo daß 
Kl. auch die Richter, die früher in der Minorität ſeine Auf⸗ 
faſſung betreffs des G. V. G. getheilt haben, abgelehnt hat. 
III. C. S. i. S. Eckſtein o. Heſſiſchen Fiskus vom 28. Dezember 
1900, Nr. 56/1900 III. 

2. 88 81, 582. 

In dem früheren Urtheile des erkennenden Senates iſt bereits 
ausgeführt, daß die jetzigen MEI, allerdings, da die Leiſtung eines 
Offenbarungseides nicht die in $ 46 3 (bisher 428) der C. P. O. 
vorgeſehene Folge hatte, wenn ſie von der ſchuldhaften Verletzung 
der Eidespflicht durch die Rbkl. Kenntniß hatten, mit Ausſicht 
auf Erfolg Berufung einlegen und in der Berufungsinſtanz 
von ihren Beweismitteln Gebrauch machen oder in Gemaͤßheit 
des $ 149 (bisher 140) der C. P. O. die Ausſetzung des Ver. 
fahrens bis zur Erledigung des Strafverfahrens beantragen konnten. 
Damit war zugleich ausgeſprochen, daß auch für den gegebenen 
Fall $ 582 der C. P. O. nicht die Auslegung zulaſſe, daß 
das dort vorgeſehene Unterlaſſen der Geltendmachung des 


8 ; Tr. nn — > anae Tue 


— — — — 


55 
5 
J. 
4 


. 
1 
40 
* 
5 
2 
15 
1 


— 1 


34 u Jiuriſtiſche Wochenſchrift. 


— m — — — — — — En eu 


Reſtitutionsgrundes in dem früheren Verfahren — für die 
Fälle des 8 580 Ziffer 1 bis 5 überhaupt nur dann rechtlich 
in Betracht komme, wenn während der Dauer jenes Verfahrens 
auch die weitere Vorausſetzung des § 581 der C. P. O. erfüllt 
und demgemäß wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechtskräftige 
Perurtheilung erfolgt war. Sodann ſetzt § 582 keineswegs 
voraus, daß die Geltendmachung des Reſtitutionsgrundes in 
dem früheren Verfahren mit abſoluter Gewißheit zu einer anderen 
Entſcheidung geführt hätte; es wird nur, wie bereits in dem 
früheren Urtheil ausgeführt iſt, eine begründete Ausſicht auf 
Erfolg unterſtellt, dieſe hat aber der B. R. ohne Rechtsirrthum 
angenommen. Die weiteren Rügen der Reviflion gegen die An⸗ 
nahme des B. R., daß die Kl. nicht ohne ihr Verſchulden die 
Geltendmachung des Reſtitutionsgrundes durch Einlegung der 
Berufung unterlaſſen haben, find nicht gerechtfertigt. Der B. R. 
hat mit Recht bei Erörterung dieſer Frage auch das Verhalten 
des Prozeß bevollmächtigten der Kl., Rechtsanwalt N., in 
den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen. Wenn die Revifion da⸗ 
gegen ausführt, daß derſelbe nach Erlaſſung des landgerichtlichen 
Urtheils die Kl. wegen Einlegung der Berufung nur berathen 
habe und danach keine Thätigkeit in Frage ſtehe, die nur er in 
feiner Eigenſchaft als Prozeßbevollmächtigter I. J. hätte vor⸗ 
nehmen können, jo läßt fie außer Acht, daß der genannte Rechts⸗ 
anwalt Prozeßvollmacht der Kl. hatte und darnach — § 81 
(bisher 77) der C. P. O. — zur Beſtellung eines Bevoll⸗ 
mächtigten für die höheren Inſtanzen ermächtigt war und daß 
überdies die Wittwe G., die für die hier in Frage ſtehende 
Erbſchaftsſache unbeſchränkte Vertretungsvollmacht der Mitkl. hatte, 
ihn noch beſonders mit Prüfung und Entſcheidung darüber, ob in 
Hinblick auf die den Reſtitutionsgrund bildende ſtrafbare Handlung 
der Bekl. die Berufung einzulegen ſei, betraut hatte. Bei dieſer 
Sachlage konnte der B. R. ohne Rechtsirrthum annehmen, daß 
Rechtsanwalt N. hinfichtlich der Nichtgeltendmachung des gedachten 
Reſtitutionsgrundes durch Einlegung der Berufung als Vertreter 
der Kl. zu gelten habe, deſſen Verſchulden ihnen ebenſo wie 
ihr eigenes entgegenſtehe, vergl. die Entſcheidung des erkennenden 
Senats vom 6. April 1897 in der Sache Mertes wider Mertes 
Rep. II 339/96 — Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 237 88. — 
Das Urtheil des III. C. S. vom 17. April 1896 — Entſch. 
in Civilſachen Bd. 37 S. 386 ff., hier S. 389 — ſteht dieſer 
Annahme nicht entgegen; es betrifft eine ganz andere Frage, da 
dort ein nur mit Erhebung einer Reſtitutionsklage bevoll- 
mächtigter Prozeßvertreter in dem Verfahren über die erhobene 
Reſtitutionsklage von einem neuen Reſtitutionsgrunde Kenntniß 
erhalten, aber verabſäumt hatte, ſeiner Partei davon Nachricht 
zu geben. Der B. R. iſt daher mit Recht davon ausgegangen, 
daß den Kl. auch der Nachweis obliege, daß ohne Verſchulden 
ihres genannten Vertreters der Reſtitutionsgrund nicht durch 
Einlegung der Berufung geltend gemacht wurde. II. C. S. i. S. 
Geiger c. Geiger vom 18. Dezember 1900, Nr. 266/1900 II. 

3. § 148. 

Mit der erhobenen Klage verlangt Kl. die Verurtheilung 
der Bekl., ihn von feiner für den Erblaſſer der Bekl. Hermann R. 
unterm 6. April 1892 dem Stadtrath E. in Inowrazlaw 
und dem Bauunternehmer H. in Thorn gegenüber ein- 
gegangenen Bürgſchaft zu befreien. Die Bekl. haben nicht 
nur beſtritten, daß die Gläubiger E. und H. noch etwas zu 
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fordern hätten, ſondern auch geltend gemacht. daß Kl. nach In⸗ 
halt der Bürgſchaftserklärung für die Uebernahme der Bürg- 
ſchaft als Gegenleiſtung bedungenermaßen 30 000 Mark durch 
Ceſſion einer Forderung auf dem Pachtgrundſtück Nr. 38 
Argenau erhalten habe, daher auch verpflichtet ſei, eine etwaige 
Forderung der Pächter E. und H. zu tilgen, da er durch die 
erhaltene Valuta herfür voll befriedigt ſei. Der durch Beſchluß 
vom 9. November 1900 abgelehnte Antrag der Bekl. auf Aus- 
ſetzung der Verhandlung gemäß § 148 der C. P. O. war in⸗ 
haltlich der Beſchwerdeſchrift damit begründet, daß bei dem 
Koͤniglichen L. G. in Bromberg ein Prozeß wegen Beſtehens 
desjenigen Anſpruchs des E. und H. gegen die Bekl. ſchwebe, 
in Betreff deſſen der Kl. im vorliegenden Prozeß Befreiung 
fordert. Danach ift aber die Entſcheidung in dem letzteren 
Prozeſſe keineswegs durch das Beſtehen oder Nichtbeſtehen jenes 
Anſpruchs bedingt, da der in dem vorliegenden Prozeſſe geltend 
gemachte Anſpruch, nach der Auffaſſung des B. G., wie deſſen 
Beweis beſchluß vom 20. November 1900 erkennen läßt, auch 
dann unbegründet wäre, wenn Kl. auf Grund des von den 
Bekl. geltend gemachten Abkommens zur eigenen Berichtigung 
der von ihm verbürgten Forderung verpflichtet wäre. Die bloße 
Möglichkeit, daß durch die Entſcheidung in jenem Prozeß auch 
der vorliegende Prozeß in der Hauptſache gegenſtandslos wird, 
kann die Ausſetzung der Verhandlung auf Grund des § 148 
der C. P. O. nicht rechtfertigen (Beſchluß des R. G. vom 
3. Januar 1894 — Jauriſtiſche Wochenſchrift S. 61°). 
IV. C. S. i. S. Walter 6. Rothardt vom 28. Dezember 1900, 
B Nr. 255/1900 IV. 

4. § 268. 

Der I. R. hat den Einwand der Rechtsbängigkeit deshalb 
für begründet erachtet, weil die vorliegende Klage auf demſelben 
Klagfundament beruhe wie die früher angeſtrengte, zur Zeit in 
der Berufungsinſtanz ſchwebende Klage und weil alſo der Kl. 
den erhobenen Anſpruch durch Erweiterung des in dem Vor⸗ 
prozeß geſtellten Antrages in der Berufungsinſtanz gemäß 
88 529, 268 der C. P. O. hätte geltend machen müſſen. Der 


B. R. dagegen hat die erwähnte prozeßhindernde Einrede mit 


der Begründung verworfen: das in dem Vorprozeſſe Entſchiedene 
ſei nicht Gegenſtand des jetzigen Rechtsſtreites, der jetzt erhobene 
Anſpruch ſei dem Gegenſtande nach ein anderer als der dort 
geltend gemachte; es liege Identität der Parteien und des that 
ſächlichen und rechtlichen Klagegrundes vor, aber nicht auch 
Identität der Streitſache. Der Kl. habe im früheren Pro- 
zeſſe einen Theil des ihm durch den Unfall entſtandenen ge⸗ 
ſammten Schadens eingeklagt und jetzt mache er den anderen 
Theil geltend, was nach keinem Geſetz verboten, vielmehr all ⸗ 
ſeitig als zuläſſig erkannt ſei. Dieſer rechtlichen Beurtheilung 
des Streitfalles konnte man nicht beipflichten. Eingehend be- 
gründet. VI. C. S. i. S. Große Berliner Straßenbahn 0. Voigt 
vom 13. Dezember 1900, Nr. 358/1900 VI. 

5. § 287. 

Die Revifion rügt, daß die Norm des in dem Urtheil aus- 
geſprochenen Schäßungseibes nicht dem Geſetze entſpreche, dieſe 
Rüge iſt gerechtfertigt. Nach den Urtheilsgründen des B. R. 
unterliegt es keinem Bedenken, daß er auf einen Schätzungseid 
nach 8 287 der C. P. O. erkennen wollte. Es war aber un ⸗ 
zuläffig, die Schätzung des Schadens in der Wahrheitsnorm 
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aufzugeben, als wäre eine Thatſache gemäß 8 459 (bisher 424) 
der C. P. O. zu bekräftigen. Der Wortlaut des & 287 der 
Cp. O. und die Faffung der Norm des Sachverſtändigeneides 
in 5 410 (bisher 3 75) der C. P. O., auch die Motive zur 
C p. O. S. 475 und die Protokolle der norddeutſchen Prozeß ⸗ 
lommiffion II S. 1049, 1050 zeigen an, daß ein Schäßungselb 
nach 8 287 der C. P. O. wahlweiſe nur dahin gefaßt werden 
darf — entweder unter Anlehnung an den Wortlaut des 8 287, 
daß der Schwurpflichtige den Schaden bis zu dem von ihm 
angegebenen Betrag ſchätze“, oder im Hinblick auf die Aus- 
führungen in den bezeichneten Geſetzes materialien, „daß der 
Schaden nach ſeiner Ueberzeugung ſich auf den von ihm an⸗ 
gegebenen Betrag belaufe. Darnach war die Norm des 
Schäͤtzungseides abzuändern. II. C. S. i. S. Süß, Weill u. Co. 
Delin vom 18. Dezember 1900, Nr. 292/1900 II. 

6 5 297. | 

In der I. J. hat die Kl. nur die für das Jahr 1896 
vom Bekl. ſchuldig gewordenen Lieenzgebühren eingeklagt und 
der Bekl. iſt ihrem Antrage entſprechend zur Zahlung in Höhe 
son 3600 Mark nebft Zinſen verurtheilt worden. Gegen dies 
Urtheil bat der Bekl. Berufung erhoben und, nachdem er in- 
zwiſchen zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung die Urtheils⸗ 
fumme gezahlt hatte, mit dem Zugeſtändniſſe, daß er für die 
von ihm im Jahre 1895 fabrizirten 41 395 Dachplatten eine 
Kitenzgebühr von 1 076 Mark ſchulde, beantragt, unter Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urtheils die Kl. mit ihrer Klage ab⸗ 
zuweiſen, inſoweit ihre Forderung den Betrag von 
1076 Mark nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit 1. Mai 1897 
überſteigt, und die Kl. zur Zahlung von Mark 1805,48 
nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 15. November 1897 ſowie zur 
Tragung der Koften zu verurtheilen. Diefer Antrag iſt im 
Laufe der Inſtanz nicht geändert. Die Kl. dagegen hat in der 
Schlußverhandlung in Erweiterung ihrer Klage die Verurtheilung 
des Bekl. auch zur Bezahlung der Licenzgebühren für die 
folgenden Jahre 1897, 1898 und 1899 beantragt. Verhandelt 
iſt über dieſe Erweiterung bislang nicht, vielmehr hat das B. G. 
zu dieſer Verhandlung einen neuen Termin angeſetzt und zunächſt 
dutch Theilurtheil auf die Berufung des Bekl. das erſte Urtheil auf- 
gehoben und die Kl. mit ihrem Anſpruche auf Licenzgebühren 
für 1896 in vollem Umfange abgewieſen. Auf die dagegen 
gerichtete Reviflon der Kl. mußte wie geſchehen erkannt werden. Die 
Aufhebung des Urtheils war ſchon deshalb geboten, weil das 
B. G., einen der erſten Prozeßgrundſätze verletzend, über den 
Antrag des Berufungskl. hinaus erkannt hat. Alles, wo⸗ 
durch es dies Verfahren zu rechtfertigen verfucht, iſt unhaltbar 
und ſcheitert ſchon daran, daß der Berufungsantrag nicht ge ⸗ 
andert (5 297 C. P. O.), und daß er vollig klar und unzwei⸗ 
dentig, das erſte Urtheil alſo in weiterem Umfange nicht ange» 
griffen, mithin inſoweit rechtskräftig geworden iſt. Aber auch 
fachlich beruht das B. u. in vollem Umfange auf Rechtsirrthum. 
ee weiſt alle in I. J. erhobenen Anſprüche, alle Licenzanſprüche 
für das Jahr 1896 ab; wäre es rechtskräftig geworden, fo 
hatte die Kl. auch alle Anſprüche verloren, die für die im 
Jahre 1896 vom Bekl. wirklich hergeſtellten Dachplatten ent» 
ſtunden find. Nun räumt aber nicht nur der Bekl. ſelbſt ein, 
in Jahre 1896 mehr als 41 000 Dachplatten hergeſtellt zu 
haben und dafür 1070 Mark zu Gulden, ſondern von der 
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Kl. iſt auch behauptet und unter Beweis geſtellt, daß der 
Bekl. noch viel mehr, nämlich 100 000 Dachplatten, im Jahre 
1896 angefertigt habe. Das B. G. ſcheint ſelbſt die gegen 
ſeine Entſcheidung ſprechenden ſchweren Bedenken gefühlt zu 
haben; denn es zieht nicht die aus ihr fich mit Nothwendigkeit 
ergebende Folgerung, nämlich die Verurtheilung der Kl. zur 
Rückzahlung der zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung vom 
Bekl. gezahlten geſammten Beträge nebſt Zinſen. Hätte es mit 
Recht die ganze in der I. J. erhobene Klage abgewieſen, je 
mußte ſofort dieſe Verurtheilung erfolgen, die von keiner 
weiteren Voraus ſetzung, insbeſondere nicht davon abhängig war, 
ob die in der Berufungsinſtanz erhobenen weiteren Anſprüche 
der Kl. zuſtehen. Alle Gründe, mit denen das B. G. ſeine 
Entſcheidung zu rechtfertigen verſucht, gehen fehl. Die Licenz ⸗ 
gebühren für die im Jahre 1896 angeſertigten Dachplatten 
muß der Bekl. unter allen Umſtänden zahlen, auch wenn der 
Minimalſatz überſchritten wurde. Ob dieſe Mehrproduktion für 
die ſpäteren Jahre in Anrechnung zu bringen iſt, um ihn vor 
der Zahlung von Gebühren für nicht hergeſtellte Platten zu 
ſchützen, iſt eine davon ganz unabhängige Frage. Das würde 
beſonders klar hervortreten, wenn die Erweiterung der Klage 
gar nicht erfolgt wäre oder ſpäter zurückgenommen oder als 
unzuläffig oder unbegründet zurückgewieſen werden würde; dann 
würde die Kl. nach der Entſcheidung des B. G. nichts erhalten, 
obgleich ſie unſtreitig für das Jahr 1896 einen Anſpruch hatte. 
Andererſeits präjudizirt dem Bekl. die Zahlung der für 1896 
geſchuldeten Beträge in keiner Weiſe, da gerade dann und nur 
dann, wenn fie gezahlt find, ihre Anrechnung, ſoweit dieſe 
überhaupt zuläſſig iſt, auf die nicht angefertigten Minimal ⸗ 
auanta der fpäteren Zeit wird erfolgen können; bezahlt müſſen 
ſie in jedem Falle, und ſchon für 1896, werden. III. C. S. 
i. S. Thomann . Müller vom 18. Dezember 1900, 
Nr. 231/1900 IH. 

7. § 299. 

Aus Anlaß der Erklärung eines in der Berufungsinſtanz 
vernommenen Zeugen, daß er die in ſeine Wiſſenſchaft geſtellten 
Thatſachen aus dem Gedächtniß nicht zu bekunden vermoͤge, 
hatte das mit der Vernehmung beauftragte Mitglied des B. G. 
Baupollzeiakten des Königlichen Polizeipräfidiums in Berlin, 
die in einem anderen, ebenfalls bei dem B. G. anhängigen 
Rechtsſtreit den dortigen Prozeßakten beigefügt waren, dem 
Zeugen zum Zweck der Auffriſchung ſeines Gedächtniſſes vor⸗ 
legen laſſen. Nachdem daraufhin eine erneute Vernehmung des 
Zeugen ſtattgefunden hatte, verlangte der Prozeß bevollmächtigte 
der Bekl. gleichfalls Vorlegung jener polizeilichen Akten, da er 
fie mit Rückficht auf andere Prozeſſe einſehen müſſe. Zugleich 
ertheilte er einem von ihm namhaft gemachten Regierungsbau⸗ 
meiſter ſchriftliche Ermächtigung, die Akten für ihn einzuſehen. 
Dem Letzteren wurde indeſſen von Seiten des Gerichtsſchreibers 
die Vorlegung der Akten verweigert und dieſe Weigerung iſt 
durch den angefochtenen Beſchluß für gerechtfertigt erklärt worden. 
Die dagegen erhobene Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. 
Allerdings hat der jetzt beſchließende Senat in dem in der Be⸗ 
ſchwerde eitirten, in Gruchots Beiträgen Bd. 39 S. 1180 ab- 
gedruckten Beſchluß vom 12. März 1895 ausgeſprochen, daß 
das durch 8299 C. P. O. den Parteien gewährte Recht, die 
Prozeßakten einzuſehen und ſich aus ihnen Abſchriften erthellen 
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zu laſſen, nicht blos die Prozeßakten im büreaumäßen Sinne 
betreffe, ſondern ſich unter Umftänden auch auf andere Akten 
erſtrecke, die zufolge gerichtlicher Anordnung den eigentlichen 
Prozeßakten als Hülfsakten beigefügt find. Wie jedoch bereits 
in jenem Beſchluß zum Ausdruck gebracht iſt, gilt der letztere 
Satz nur unter einer doppelten Vorausſetzung: die Akteneinſicht 
muß den Zweck verfolgen, die Partei von dem Stand und Wer 
lauf des Prozeſſes in Kenntniß zu ſetzen oder zu erhalten, und 
es müſſen ferner beſtimmt bezeichnete Schriſtſtücke der Hülfs⸗ 
akten in Frage kommen, auf die in den eigentlichen Prozeß⸗ 
alten Bezug genommen iſt und die inſoweit einen Theil des 
Prozeß⸗ und Beweismaterials bilden. An beiden Voraus ⸗ 
ſetzungen fehlt es im vorliegenden Falle. Nach der ausdrück⸗ 
lichen Erklärung des Prozeß bevollmächtigten der Beſchwerde⸗ 
führerin will dieſer die polizeilichen Akten nicht zum Zweck des 
Prozeßbetriebes in der gegenwärtigen Sache, ſondern wegen 
anderer von ihm für ſeine Machtgeberin geführten Prozeſſe, die 
u nicht näher bezeichnet hat, einſehen. Es kann auch nicht 
davon die Rede ſein, daß die Akten als ein Beſtandtheil des in 
dem anhängigen Rechtsſtreit erwachſenen Prozeßſtoffs anzuſehen 
find. Denn der Zweck, um deſſen willen fie herbeigezogen 
worden waren, endigte mit ihrer Vorlegung an den Zeugen 
und mit deſſen ſich daran anſchließender nochmaliger Ver⸗ 
nehmung. An einem Anlaß, die Akten auch noch fernerhin bei 
den Prozeßakten zu belaſſen und fie hier zur Verfügung der 
Parteien oder ihrer Vertreter zu halten, fehlte es gänzlich. Dazu 
kommt endlich, daß es ſich um Akten einer fremden Behoͤrde 
handelt. Naturgemäß dürfen dieſe in Anſehung des Rechts der 
Parteien auf Einficht nicht ohne Weiteres den eignen Akten des 
Prozeßgerichts gleichgeſtellt werden, vielmehr iſt bei ihnen auf 
die Entſcheidung der Frage, ob das Recht der Einficht zu ge⸗ 
währen ſei, auch der Gefichtspunkt von Einfluß, ob die Be⸗ 
hoͤrde, der das Verfügungsrecht über die Akten zuſteht, ihrer⸗ 
ſeits eine ſolche Einficht geſtatten würde. Da ſonach im vor⸗ 
liegenden Falle für die Bekl. ein Recht auf Akteneinſicht über⸗ 
haupt nicht beſteht, kann es dahin geſtellt bleiben, ob, was in 
der Beſchwerde weiterhin behauptet wird, der Prozeßbevollmäch⸗ 
tigle befugt iſt, ſich bei Ausübung des Akteneinfichtsrechts durch 
jede dritte Perſon, gegen deren Zulaſſung nicht beſondere Be- 
denken obwalten, vertreten zu laſſen. V. C. S. i. S. Ber 
liner Elektrizitätswerke o. Rüger u. Gen. vom 19. Dezember 
1900, B Nr. 153/1900 V. 

8. 5 304. 

Nach der Ausführung in den Entſcheidungsgründen des 
B. U., daß zunächſt der ausſchließlich behandelte Grund des 
Klageanſpruchs durch Zwiſchenurtheil — 8 304 der C. P. O. — 
außer Streit zu ſtellen ſei, unterliegt es keinem Zweifel, daß 
das B. G. im Sinne der in Bezug genommenen Beſtimmung 
der C. P. O. über den Grund des Klageanſpruchs durch Zwiſchen⸗ 
urtheil vorab entſcheiden wollte. Die Zuläſfigkeit der Revifion 
ift daher nach 8 304 Abſ. 2 der C. P. O. anzunehmen, das 
B. U. war aber aufzuheben, da daſſelbe eine zuläſſige Ent⸗ 
ſcheidung des beabfichtigten Inhalts nicht enthält. Der Erlaß 
eines Zwiſchenurtheils über den Grund des Anſpruchs nach 
§ 804 der C. P. O. erfordert, daß über den ganzen Klaggrund 
und ſolche Einreden, welche dem Klaganſpruch im Ganzen ent- 
gegenflehen, vollſtändig verhandelt und entſchieden wird, ſodaß 
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nur der Streit über den Betrag des Klageanſpruchs für das 
fernere Verfahren verbleibt. Im angefochtenen Urtheil iſt ſchon 
nach der Urtheilsformel nicht über den ganzen Grund des Klag⸗ 
auſpruchs entſchieden, ſondern nur ausgeſprochen, daß die Bekl. 
aus dem durch das Beſtellungsſchreiben der Gewerkſchaft 
Hercynia vom 29. September 1895 mit der Kl. abgeſchloſſenen 
Lieferungsvertrage hafte. Hieraus iſt aber nur zu entnehmen, 
daß Klaganſprüche, welche auf jenen Lieferungs vertrag gegründet 
werden, gegen die Bekl. gerichtet werden dürfen. Daß das B. G. 
gerade die Paifivlegitimation der Beil. prüfen und darüber ent- 
ſcheiden wollte, geht auch aus den Entſcheidungsgründen hervor, 
in denen ausgeführt iſt, daß die Bekl. neben ſonſtigen Ein⸗ 
wendungen beſtritten habe, daß irgend welche obligatoriſche Be⸗ 
ziehung zwiſchen ihr und der Kl. beſtehe, und es deshalb zu⸗ 
nächſt der Jeſtſtellung des Subjekts der aus dem Lieferungs⸗ 
vertrage herrührenden Verbindlichkeiten bedürfe. In I. J. hatte 
ſich freilich die Bekl. darauf beſchränkt, ihre Paffivlegitimation 
zu beſtreiten, dieſe Erklärung war jedoch nach ber Feftftellung 
des erſten Urtheils nur eine vorläufige unter Vorbehalt aller 
Rechte für die Berufungsinſtanz. In II. J. hat die Bell. 
weitere Einwendungen erhoben, und das B. G. erklärt in den 
Entſcheidungsgründen auf dieſelben zur Zeit nicht eingehen, 
ſondern dieſerhalb weitere Entſcheidung vorbehalten zu wollen. 
Welcher Art dieſe Einwendungen waren, ob über dieſelben voll ⸗ 
ſtändig verhandelt iſt, und ob dieſelben in einem Urtheil über 
den Grund des Klaganſpruchs unentſchieden bleiben durften, iſt 
in den Enſcheidungsgründen des B. U. nicht erörtert, und ent · 
zieht fich daher der Nachprüfung. III. GC. S. i. S. 
Gewerkſchaft Hercynia o. Zeitzer Eiſengießerei und Maſchinen⸗ 
bau⸗A.-G. vom 14. Dezember 1900, Nr. 191/1900 III. 

9. 8 878, 8 139. 

Der Revifion war der Erfolg nicht zu verfagen. Das 
B. G. hält das Recht des Kl., von der Bekl. die Herausgabe 
ſeines Kindes zu verlangen, für gefährdet und den Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung für gerechtfertigt, weil die „Befuͤrch ; 
tung“ nahe gelegen habe, die Bekl. werde anderenfalls „den 
Anſpruch des Antragſtellers auf Herausgabe des Kindes vereitelt 
oder wenigſtens zu vereiteln verſucht haben“. Dieſe Befürchtung 
wird von dem Vorderrichter auf die als offenkundig bezeichnete 
Thatſache gegründet, daß zwiſchen den Parteien ein „bis aufs 
Hoͤchſte zugeſpitztes feindſeliges Verhältniß“ beſtehe, und 
daß von der Bekl. „bereits vielfach dem Antragſteller gegenüber“ 
„Denunziationen und Verationen vorgenommen“ worden ſeien. 
Die Bekl. hat zur Widerlegung dieſer Annahmen den von ihr 
Äftirten Kaufmann Rudolf L. in Wiesbaden als Zeugen 
darüber benannt, daß ſie „nicht im Entfernteſten daran denke 
oder gedacht habe, das Kind des Antragſtellers zu verſchleppen, 
vielmehr bereit geweſen ſein würde, zur Sicherheit des 
Verbleibens des Kindes ihr erhebliches Vermögen zu hinterlegen.“ 
Das B. G. hat dieſen Beweisantrag abgelehnt, weil „Zeugen 
vernehmungen über die etwaigen Abſichten der Berufungskl. 
unzuläſſig“ ſeien. Die Revifion erblickt hierin mit Recht 
einen Verſtoß gegen 8 373 der C. P. O. Es iſt unrichtig, 
daß nur beſtimmte äußere und nicht auch ſogenannte innere 
Thatſachen, zu denen auch das Beſtehen der Abſicht einer Perſon 
gehört, den Gegenſtand des Zenugenbeweiſes bilden können. 
Würde der Zeuge L. bekunden, daß die Bekl. nicht beabſich ; 
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tigt habe, das Kind zu verſchleppen und deſſen Erlangung für 
Al. zu vereiteln oder zu erſchweren, wobei zu erwarten iſt, daß 
er auf Befragen auch die für ſeine Ueberzeugung maßgebenden 
iußeren Thatſachen anführt, je erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, 
daß das B. G., dem es überdies oblag, gemäß 8 139 der 
C p. O. auf Ergänzung der für ungenügend erachteten Angaben 
hinzuwirken, in dieſem Falle ſeinen bisherigen Entſcheidungs⸗ 
grund, die Annahme einer Gefährdung des klägeriſchen An⸗ 
ſpruchs in Folge der zwiſchen den Parteien beſtehenden Feind⸗ 
ſchaft, nicht länger aufrecht erhält und dementſprechend anders 
eniſcheidet. IV. C. S. i. S. Becker e. Reil vom 13. Dezember 
1900, Nr. 261/1900 IV. 

10. 8 380. 

In der Streitſache war der Beſchwerdeführer zur Ver⸗ 
nehmung als Zeuge durch den beauftragten Richter, Kammer⸗ 
gerichtsrath N., auf den 7. Juli 1900, Vormittags 9%, Uhr 
geladen und wurde, weil er nicht erſchienen ſei, von dem be⸗ 
auftragten Richter (auf Grund des $ 380 C. P. O.) zu einer 
Geldftrafe von 20 Mark verurtheilt. Sein an das Prozeß⸗ 
gericht gerichteter Antrag, dieſe Straffeftſetzung aufzuheben, ward 
durch den angefochtenen Beſchluß abgelehnt. Der hiergegen 
eingelegten Beſchwerde iſt der Erfolg zu verſagen. Nach ſeiner 
Darſtellung iſt der Beſchwerdeführer, neben dem noch zwei 
andere Zeugen geladen waren, einige Minuten nach der be⸗ 
ſtimmten Zeit an der Gerichtsſtelle erſchienen, hat ſich dann 
jedoch, ohne vernommen worden zu ſein, entfernt und dies 
durch eine Eingabe an das Prozeßgericht vom 9. Juli 1900 
damit entſchuldigt, daß er Ah bei dem Richter habe melden 
wollen, von dem dienſtthuenden Boten indeß gebeten ſei, dies 
nicht zu thun, da ſchon ein anderer Zeuge vernommen werde, 
und daß es ihm nicht moͤglich geweſen ſei, auf die Beendigung 
diefer Vernehmung zu warten, weil er in feinem Beruf als 
Rechtsanwalt bei anderen Gerichten Termine habe wahrnehmen 
mäflen, von denen drei um 10 Uhr angeftanden hätten. In 
der jetzigen Beſchwerde wird hinzugefügt, daß der Beſchwerde⸗ 
führer den Boten erſucht habe, ihn bei dem Richter zu melden, 
daß dies jedoch von dem Boten abgelehnt worden ſei, weil 
derſelbe die Weiſung gehabt habe, das Terminzimmer nur zu 
betreten, wenn ihm geklingelt werde. Die Richtigkeit dieſer 
Angaben ſoll nicht beanſtandet werden; dieſelben können jedoch 
eine Abänderung des angefochtenen Beſchluſſes nicht herbei⸗ 
führen. Standen für den Beſchwerdeführer um 10 Uhr Ter⸗ 
mine an und glaubte er, nicht für Vertretung ſorgen zu müffen, 
ſondern die Termine, wie er jetzt geltend macht, noch ſelbſt 
wahrnehmen zu konnen, weil feine Vernehmung nur wenig 
Zeit in Anſpruch nehmen werde, ſo hätte er pünktlich erſcheinen 
müſſen, um ſofort vernommen werden zu konnen. Wenn er 
jedoch erſt erſchien, nachdem bereits die Vernehmung eines 
anderen Zeugen begonnen hatte, war ſeine eigene Vernehmung 
zunächſt unmöglich, und wenn er ſich nun, um nicht feine 
Termine zu verſäumen, entfernen mußte, ſo war ſein Ausbleiben 
in dem zu ſeiner Vernehmung anberaumten Termine auf ihn 
ſelbſt, nämlich darauf zurückzuführen, daß er nicht rechtzeitig 
erſchienen war. Glaubte der beauftragte Richter unter dieſen 
Umſtänden eine Strafe verhängen zu ſollen und hielt das Prozeß⸗ 
gericht dieſe Verfügung aufrecht, fo iſt kein genügender Anlaß 
vorhanden, dieſer Anordnung des Geſetzes entgegenzutreten. 
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I. C. S. i. S. Chrenbacher 6. Roloff vom 15. Dezember 1900, 
B Nr. 98/1900 I. 

11. 5 545. 

Die Reviſion iſt unzuläffig, da das Urtheil des B. G. 
vom 8. Juni 1900, gegen welches fie ſich richtet, kein mit der 
Revifion anfechtbares Endurtheil im Sinne der 88 545, 300 
und 302 der C. P. O. darſtellt. Unter den Endurtheilen im 
Sinne des 8 545 find als Regel die Endentſcheidungen be 
griffen, welche nach Maßgabe des 6 300 der C. P. O. erlaſſen 
werden, das find diejenigen Urtheile, durch welche die Berufungs: 
inſtanz vollſtändig abgeſchloſſen wird. Ein ſolches Urtheil liegt 
in dem angegriffenen nicht vor; denn die Berufungsinſtanz iſt 
damit noch nicht abgeſchloſſen; ein Urtheil ſolchen Inhalts will 
der B. R. noch erft erlaſſen. Von den Ausnahmen, die be⸗ 
züglich der Regel des 8 300 der C. P. O. beſtehen und ſolche 
Urtheile zum Gegenſtande haben, welche, obgleich fie keine End⸗ 
urtheile im Sinne jener Beſtimmung find, doch der Reviflon 
unterliegen, kann nur der § 302 in Frage kommen. Die 
Anwendbarkeit des & 304 iſt ausgeſchloſſen, da das angegriffene 
Urtheil ſich nicht über den Grund des Anſpruchs, über den 
bereits ein rechtskräftig gewordenes Urtheil erlaſſen iſt, ſondern 
lediglich über den Betrag verhält. Allein die Prüfung ergiebt 
alsbald, daß die angefochtene Entſcheldung, die zweifellos der 
B. R. nicht auf Grund des § 302 der C. P. O. hat erlaſſen 
wollen, auch objektiv den Charakter eines Urtheils im Sinne 
dieſet Beſtimmung nicht an ſich trägt. Der 8 30% hat jeden; 
falls in dem hier vorliegenden Falle der Leiſtungsklage ein den 
Bekl. verurtheilendes, der Zwangsvollſtreckung fähiges 
Urtheil im Auge. Das ergiebt mit Sicherheit der Abſ. 3, 
welcher ausdrücklich beſagt, daß das unter Vorbehalt der Ent⸗ 
ſcheidung über die Aufrechnung ergehende Urtheil in Anſehung 
der Zwangsvollſtreckung als Endurtheil anzuſehen ſei, ſowie 
der Abſ. 4, welcher von dem dem Bekl. durch Vollſtreckung 
des Urtheils entſtandenen Schaden handelt. Demgemäß muß 
auch, wenn in dem weiter ergehenden Urtheil die Gegenforderung 
für begründet und die Aufrechnung damit für gerechtfertigt 
erklärt wird, das frühere Urtheil inſoweit, als ſich danach der 
Anſpruch des Kl. als unbegründet erweiſt, aufgehoben und die 
Klage abgewieſen werden. Der 8 302 entſpricht in der Haupt · 
ſache, nämlich abgeſehen von den erweiternden Beſtimmungen 
bezüglich der Schadenserſatzpflicht, dem früheren 9 274 und 
giebt in ſeiner von deſſen Wortlaut abweichenden Faſſung nur 
das ausdrücklich wieder, was durch den Plenarbeſchluß des 
R. G. vom 10. April 1893 (Entſch. Bd. 31 S. 1 ff.) bereits 
als Inhalt des § 274 feſtgeſtellt war (vergl. die Motive zum 
§ 302 bei Hahn ⸗Mugdan Materialien zur C. P. O.⸗Novelle 
S. 102). Wenn in dem 8 302 nicht mehr wie in dem 
früheren 8 274 von „Endentſcheidung“ und „Theilurtheil“ die 
Rede iſt, ſo hat das lediglich ſeinen Grund darin, daß dieſe 
Bezeichnungen auf das gemäß früher 8 274 und jetzt § 302 
gefällte Urtheil nicht genau paſſen; eine Endentſcheidung in dem 
Sinne, daß damit für die Inſtanz, in welcher es erlaſſen iſt, 
endgiltig über den Klageanſpruch erkannt wäre, war und iſt 
jenes Urtheil nicht; denn es konnte und kann gegebenen Falls 
durch weitere Entſcheidung deſſelben Juſtanz⸗Richters wieder 
aufgehoben werden. Auch ein „Theilurtheil“ wenigſtens im 
Sinne des $ 273 (jetzt 301) war und iſt es nicht, da es 
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nicht einen anderen Theil des Rechtsſtreits erledigt, als das 
ſpäter ergehende Urtheil, welches ſich mit der Gegenforderung 
befaßt (Wilmowsky- Levy Note 2 zu 8 274), denn auch dieſes 
zweite Urtheil hat, wie das erſte, den Klageanſpruch zum 
Gegenſtande und entſcheidet über ihn, nur behandelt es ihn von 
einem andern Gefichtspunkt aus, als das erſte, nämlich von 
dem ſeiner Wiederaufhebung durch die Aufrechnung mit der 
Gegenforderung. Dem vorſtehend gekennzeichneten Weſen des 
& 302, das mit dem des früheren § 274 übereinſtimmt, ent · 
ſpricht das gegenwärtig vorliegende Urtheil nicht, welches dahin 
lautet: „der Anſpruch wird, abgeſehen von der Aufrechnung der 
Gegenanſprüche, auch dem Betrage nach für gerechtfertigt 
erklärt.“ Dieſes Urtheil verurtheilt den Bekl. zu nichts, iſt der 
Zwangsvollſtreckung nicht fähig und läßt auch feinem Inhalte 
nach eine Wiederaufhebung durch das weiter ergehende Urtheil 
des B. R. nicht zu; mag dieſes weitere Urtheil ausfallen, wie 
es will, das jetzt angefochtene Urtheil bleibt beſtehen und wird 
dadurch nicht berührt. Dieſes Urtheil iſt demnach kein Urtheil 
aus 5 302, ſondern ein ſolches aus 8 303, als welches der 
B. R. ei auch hat erlaſſen wollen, wie abgeſehen vom Inhalt, 
die Bezeichnung „Zwiſchenurtheil“ deutlich genug zeigt. Ob die 
Porausſetzungen für den Erlaß eines ſolchen Zwiſchenurtheils 
vorlagen, iſt eine andere Frage, die jetzt nicht zu prüfen iſt und 
deren Verneinung ſelbſt das Urtheil nicht zu einem ſelbſt⸗ 
ſtändig mit der Revifion anfechtbaren machen würde. VII. C. S. 
i. S. Strombaufiskus 6. Nimpſch vom 18. Dezember 1900, 
Nr. 279/1900 VII. 

12. 5 576. 

Von dem Kl. iſt bei dem Gerichtsſchreiber der Berufungs- 
inſtanz beantragt worden, für das erſtinſtanzlich ergangene Urtheil 
gegenüber dem Beſchwerdeführer das Zeugniß der Rechtskraft 


zu ertheilen. Der Gerichtsſchreiber hat das Zeugniß abgelehnt. 


Hiergegen hat der Kl. in Gemäßheit des § 576 der C. P. O. 
anf die Entſcheidung des B. G. angetragen. Dieſes hat mit Beſchluß 
vom 19. November 1900 den Gerichtsſchreiber zur Ertheilung 
des beantragten Zeugniſſes angewieſen. Gegen dieſen Beſchluß 
ift die erhobene Beſchwerde gerichtet. Die Beſchwerde iſt un⸗ 
ſtatthaft, da ein ſolcher Beſchluß der Anſechtung desjenigen, 
gegen welchen das Zeugniß der Rechtskraft ertheilt werden ſoll, 
entzogen ift. Die Entſcheidung über die Ertheilung der Rechtskraft⸗ 
zeugniſſe nach 8 706 (früher 646) der C. P. O. ergehen, wie 
vom R. G. bereits mehrfach ausgeſprochen worden iſt — vergl. 
Entſch. Bd. 25 S. 391, Bd. 42 S. 421 — noch nicht im 
Zwangs vollſtreckungsverfahren und es beſtimmt fich danach ihre 
Anfechtbarkeit nicht nach § 793 (früher 70 1) daſelbſt, ſondern 
lediglich nach 8 567 (früher 530). Der ergangene Beſchluß 
würde daher, da die Zuläffigkeit der Beſchwerde nicht beſonders 
ausgeſprochen iſt, dieſem Rechtsmittel nur unterliegen, wenn da⸗ 
durch ein das Verfahren betreffendes Geſuch des Beſchwerde⸗ 
führers zurückgewieſen wäre. Dies iſt nicht der Fall. Von 
dem Beſchwerdeführer lag vor Erlaß des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes kein Geſuch vor, über welches hätte entſchieden werden 
können, und nicht einmal ein Widerſpruch gegen den vom Kl. 
geſtellten Antrag. Insbeſondere iſt ein ſolcher Widerſpruch nicht 
darin zu finden, daß er auf die ihm vorgängig vom Gerichts. 
ſchreiber nach 8 706 Abſ. 3 der C. P. O. zugeſtellte Friſt⸗ 
beſtimmung zur Nachweiſung der Zuſtellung darauf hingewieſen 
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hatte, daß es beim Vorliegen des Falles einer nothwendigen 
Streitgenoſſenſchaft feinerfeits der Einlegung einer beſonderen 
Berufung nicht bedurft habe. Es erübrigt ſich daher auch die 
Prüfung, ob etwa ein bloßer Widerſpruch gegen den Antrag 
des Kl., kraft der darin enthaltenen Ablehnunge bitte, ſelbſt wieder 
als ein das Verfahren betreffendes Geſuch im Sinne des 8 567 
Abſ. 1 der C. P. O. aufgefaßt werden konnte. Für die Unzu⸗ 
läſfigkeit der Beſchwerde des Gegners gegen den die Ertheilung 
des Rechts kraftzeugniſſes anordnenden Beſchluß des Prozeß⸗ 
gerichts hat ſich das R. G. auch bereits in dem Jur. Wochenſchr. 
1898 S. 389 unter Nr. 15 mitgetheilten Falle ausgeſprochen. 
I. C. S. i. S. Schwarz u. Gen. 6. Herlet vom 19. Dezember 
1900, B Nr. 97/1900 J. 

13. 8 707. 

Die vom Kl. und Widerbekl. eingelegte ſofortige Beſchwerde 
erſcheint trotz der Beſtimmung in 8 707 Abſ. 2 der C. P. O. 
als zuläſſig, da im Einklang mit dem bei Gruchot, Beiträge 
zur Erläuterung des Deutſchen Rechts Bd. 31 S. 106, mit⸗ 
getheilten Beſchluſſe des R. G. vom 2. Oktober 1886 und dem 
in den Entſcheidungen Bd. 25 S. 402 abgedruckten Beſchluſſe 
vom 8. März 1889 die Zuläſſigkeit der Beſchwerde dann zu 
bejahen iſt, wenn in Frage kommt, ob bei einem Beſchluſſe das 
Vorhandenſein der Bedingungen des §8 647 nun 5 707 der 
C. P. O. mit Recht angenommen iſt. Das Kammergericht 
hat nun feinen Beſchluß allerdings auf 8 707 der C. P. O. 
geſtützt; der Beſchwerdeführer hat aber die Anwendbarkeit dieſer 
Geſetzesſtelle auf den vorliegenden Fall mit Recht verneint. 
Denn nach dem Wortlaut des § 707, früher 647, und nach 
der Begründung des Entwurfs zur C. P. O. S. 395 kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß der & 70 7 lediglich Maßregeln im 
Auge hat, welche die Erleichterung des zwar verurtheilten, aber 
die Berufungsinſtanz angehenden Schuldners bezüglich der 
Zwangsvollſtreckung bezwecken, nicht aber Maßregeln, welche 
der Kl. — hier Widerkl. — und Gläubiger, der keine Be 
rufung eingelegt hat, in feinem Intereſſe in der Berufungs⸗ 
inſtanz zu beantragen für zweckmäßig findet. Wie bereits in 
dem bei Gruchot Bd. 38 S. 178 und 179 mitgetheilten Be- 
ſchluſſe des R. G. vom 13. Mai 1893 anerkannt iſt, enthält 
die urtheilsmäßige Beſtimmung über die Höhe der vom Gläu⸗ 
biger zu leiſtenden Sicherheit einen Theil der getroffenen Ent⸗ 
ſcheidung, welche nur auf Berufung der Parteien und keines ⸗ 
falls ohne vorgängige mündliche Verhandlung, wie fie & 718 
im Auge hat, abgeändert werden konnte. Für die Anwendung 
des § 707 der C. P. O. iſt hier kein Raum. I. C. S. i. S. 
Kuſſerow o. Looſe vom 22. Dezember 1900, B Nr. 94/1900 I. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

14. 8 77. 

Was zunächſt die Zurückweiſung des Anſpruches auf Erſatz 
der 12 Mark 30 Pfennige von dem Bekl. anlangt, ſo waren 
die Theilhaber der klagenden Geſellſchaft in dem gegen fie ein ⸗ 
geleiteten Strafverfahren durch Urtheil des L. G. zu Karlsruhe 
vom 22. Auguſt 1896 wegen Vergehen gegen das Geſetz zum 
Schutz der Gebrauchsmuſter beſtraft worden und war die gegen 
dieſes Urtheil eingelegte Revifion unter Belaſtung der Angekl. 
mit den Koften des Rechtsmittels der Reviſion verworfen. 
Die von ihnen bezahlten Koſten der Revifion betragen jene 
12 Mark 80 Pfennige. In Folge ihres Antrages auf Wieder; 
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aufnahme des Verfahrens hat das L. G. am 28. Mai 1897 
unter Aufhebung des früheren Urtheils auf Freisprechung der 
Angel. erkannt. In dieſem Urtheil, welches die Rechtskraft be⸗ 
ſchritten hat, find die Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe 
auferlegt. Die Rüge der Revifion, der B. R. habe mit Unrecht 
angenommen, daß die Theilhaber der klagenden Geſellſchaft die 
Rückerſtattung jener von ihnen bezahlten Koften der früheren 
Rerifionsinſtanz begehren könnten, iſt nicht gerechtfertigt. Wie 
der I. Strafſenat des R. G. in feinem Beſchluſſe vom 17. Oktober 
1895 — Entſch. in Strafſachen B. 27 S. 382 ff. — im 
Einzelnen ausgeführt hat, find die Koften einer im früheren 
Verfahren erfolglos eingelegten Reviſion dem Angekl. zu erflatten, 
wenn er im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochen iſt und die 
Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe ganz allgemein auferlegt 
find. Dieſe Annahme gründet ſich, wie in der bezeichneten 
Eutſcheidung näher dargelegt wird, auf die Tragweite des im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren ergangenen freiſprechenden Urtheils und der 
in demſelben enthaltenen Koſtenentſcheidung und ſteht, wie dort 
gleichfalls näher ausgeführt iſt, durchaus im Einklang mit den 
Erwägungen des Geſetzgebers, auf denen die von der Revifion 
angerufene Vorſchrift des 8 77 des G. K. G. beruht. Der 
erkennende Senat hat keinen Anlaß, von dieſer auch der älteren 
Praxis der Strafſenate entſprechenden, in der Literatur über⸗ 
wiegend gebilligten Anficht abzugeben. Wenn aber die Revifion 
weiter hervorhebt, der Umſtand, daß jene bereits bezahlten Koſten 
zurückerſtattet werden können, ſchließe die Thatſache nicht aus, 
daß durch deren Zahlung ein Schaden bereits entſtanden ſei 
und der Bekl. dieſen Schaden zu erſtatten habe, wogegen die 
Kl. den Anſpruch ihrer Theilhaber auf Rückerſtattung abtreten 
müſſe, fo kaun dieſen Ausführungen nicht beigetreten werden. 
Nach der Aufhebung des früheren Urtheils und der Freiſprechung 
der Angekl. im Strafverfahren hätte es nur eines Antrages der 
Theilhaber der klagenden Geſellſchaft bedurft, damit die Rück⸗ 
zahlung jener von ihnen bezahlten Koften der früheren Reviflons⸗ 
inſtanz angeordnet worden wäre. Es ſtand ſomit nicht etwa 
ein verwickeltes, langwieriges oder zweifelhaftes Verfahren in 
Frage. Der B. R. konnte demgemäß ohne Rechtsirrthum von 
der Annahme ausgehen, daß eine bei Zahlung jener Koſten vor- 
handene Schadenerſatzpflicht mit Entſtehung des gedachten An⸗ 
ſpruches auf deren Rückerſtattung weggefallen wäre, und auf 
dieſem Wege zu feiner abweiſenden Entſcheidung gelangen. 
II. C S. i. S. Süß, Weil u. Co. c. Delin vom 18. Dezember 
1900, Nr. 292/1900 II. 

II. Das Wechſelrecht. 

15. Art. 36. 

Nach den Thatbeſtänden der Vorinſtanzen muß das Re⸗ 
vifions gericht mangels einer entgegenſtehenden Feſtſtellung an⸗ 
nehmen, daß der fragliche Wechſel d. d. Kempten den 8. Februar 
1900 ſo, wie er vorliegt und mit der Wechſelabſchrift in der 
Proteſturkunde übereinſtimmt, alſo nach Durchſtreichung des 
Namens der urſprünglichen Mitausſtellerin Roſalia Riedle, 
welche zugleich als Remittentin in dem Wechſel bezeichnet iſt, 
feiner Zeit in Umlauf geſetzt und fpäter nach der Proteſt⸗ 
erhebung eingeklagt und bei Gericht vorgelegt worden iſt. Iſt 
dem aber ſo, dann erſcheint als Ausſteller des Wechſels allein 
Johann Herb und als Remittentin die Kl. Roſalie Riedle, 
während auf der Köückſeite des Wechſels zuerft der Namen 
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„Johann Herb“ ſteht und unter demſelben das Vollgiro „Ordre 
der Herren L. Ullmann & Söhne Werth empfangen Kempten 
den 28. April 1900 Roſalia Riedle“ folgt. Nach dieſem In⸗ 
halte des Wechſels behauptet die Reviſion mit Recht, daß die 
Kl. Roſalia Riedle zur Wechſelfrage nicht legitimirt ſei. Denn 
der Art. 86 der W. O. ſchreibt vor, daß der Inhaber eines 
indoffirten Wechſels durch eine zuſammenhängende, bis auf ihn 
hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des 
Wechſels legitimirt wird und daß das erſte Indoſſament dem ⸗ 
nach mit dem Namen des Memittenten unterzeichnet fein müſſe. 
Dieſer Vorſchrift iſt in dem vorliegenden Wechſel nicht genügt, 
denn er trägt auf der Rückſeite als erſten Namen nicht den 
Namen der Remittentin, ſondern den Namen des Wechſelaus⸗ 
ſtellers Johann Herb und erſt hinter dieſem das Vollgiro der 
Roſalia Riedle. Weiter begründet. I. C. S. i. S. Maier und 
Genoſſen c. Riedle vom 10. Dezember 1900, Nr. 410/1900 I. 

III. Das Handelsrecht. 

16. 88 377 ff., 347 a. 8. 

Wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, 
findet der Art. 347 des H. G. B. auf Werkverdingungs verträge 
an ſich keine Anwendung. Dagegen tft auch in der Recht ⸗ 
ſprechung des R. G. anerkannt, daß in der Unterlaſſung 
der ſofortigen Unterſuchung des Werkes und der Verſäumniß 
rechtzeitiger Anzeige der vorgefundenen Mängel, ſowie in dem 
ſonſtigen Verhalten des Empfängers, insbeſondere in dem Ge⸗ 
brauche des Werkes nach den den Handelsverkehr beherrſchenden 
Grundsätzen von Treu und Glauben eine ſtillſchweigende Ge⸗ 
nehmigung liegen könne. Seuffert, Archiv, Bd. 44 Nr. 99 
Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 25 S. 91, 92, Entſch. 
des VI. C. S. des R. G. i. S. Puchſtein 6. Plüntſch vom 
12. März 1894 VI 350/93. Die Anerkennung dieſes Grund⸗ 
ſatzes trägt dem im Handelsverkehr auch für Werkverdingungen 
beſtehenden Bedürfniſſe einer in gewiſſen Zeitgrenzen abgeſchloſſenen 
Sicherheit der Abwickelung der Geſchäfte und der dadurch gebotenen, 
engen zeitlichen Begrenzung von Reklamation Rechnung. Muß dieſes 
Beduͤrfniß anerkannt werden, jo können die aus dem Verhalten des 
Empfängers, insbeſondere bei Verarbeitungen und Weiterver⸗ 
aͤußerungen des Werkes zu ziehenden Konſequenzen auch dadurch 
nicht ausgeſchloſſen werden, daß beſtimmte Eigenſchaften des 
Werkes zugeſichert würden. Ob es fi) nun rechtfertige, 
nach den den Handelsverkehr beherrſchenden Grundſätzen den 
Empfänger auf Grund ſeines Verhaltens ſo zu behandeln, wie, 
wenn er die Waare genehmigt hätte, ob insbeſondere dem 
Unternehmer, namentlich wenn das Werk verarbeitet, aus den 
Händen des Beſtellers in andere übergegangen iſt, zugemuthet 
werden konne, ſich noch eine Beanſtandung des Werkes gefallen 
zu laſſen, wird je nach der konkreten Sachlage zu beurtheilen ſein. 
VI. C. S. i. S. Fleißner e. Summa Söhne vom 6. Dezember 
1900, Nr. 282/1900 VI. 

17. 8 877. Art. 347 a. F. 

Die Reviſion des Bekl. beſchwert ſich mit Recht darüber, 
daß das B. G. nach den unter den Parteien feſtſtehenden That- 
ſachen mit Unrecht angenommen habe, daß es an dem Er⸗ 
forderniß einer rechtzeitigen ordnungsmäßigen Mängelanzeige 
fehle. Wie das B. G. ſelbſt feſtſtellt, war dem Bekl. als be⸗ 
ſonderer Vorzug der Selbſtſchänker, die er von der Kl. bezog, 
deren einfache Konſtruktion und Handhabung, zuverläffiges 
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Funktioniren, ſowie dauernd fichere Leiſtungs fähigkeit zugefichert 
worden. Bei der Beurtheilung der Frage, welche Bedeutung 
gegenüber dieſen Zuſagen den Beanſtandungen des Bekl. bei⸗ 
zumeſſen ſei, macht nun das B. G. zunächſt eine Unterſcheidung 
dahin, ob die ungenügende Leiſtung auf Mängel der Kon⸗ 
ſtruktion oder auf Mängel des Materials und der Ausführung 
der Arbeit zurückzuführen ſei, und weift Rügen, welche ſich auf 
Mängel der Konſtruktion bezogen, als durchaus unbeachtlich 
zurück, weil zuerſt der Bekl. zwei Siphons zur Probe bezogen 
und ſich von der Brauchbarkeit derſelben überzeugt habe. Die 
Unterſcheidung, welche hier von dem B. G. gemacht wird, iſt 
indeſſen im Rechte nicht begründet und beruht auf Rechts. 
irrthum. Näher begründet. I. C. S. i. S. Jepp 4. Deutſche 
Siphongeſellſchaft Rösler u. Co. vom 5. Dezember 1900, 
Nr. 245/1900 1. 

18. 88 377 ff. Art. 349 a. F. 

Die Revifion des Bekl. erweift ſich als unbegründet, info- 
weit die Widerklage des Bekl. auf Zahlung von 14 591 Mark 
80 Pfg. abgewieſen worden iſt. Das B. G. hat mit Recht 
angenommen, daß der Widerklage gegenüber die Einrede der 
Verjährung gemäß Art. 349 Abſ. 2 des H. G. B. ä. F. be⸗ 
gründet war. Es iſt insbeſondere der Ausführung des B. G. 
zuzuſtimmen, daß ſelbſt, wenn eine mehrjährige Garantie be⸗ 
dungen geweſen wäre, der Beginn des Laufes der Verjährungs⸗ 
friſt doch jedenfalls mit dem Zeitpunkte eintrat, in welchem der 
Bekl. ſich darüber vergewifſert hatte, daß die gelieferten Apparate 
erhebliche Mängel zeigten und den ertheilten Zuſicherungen nicht 
entſprachen. Dieſer Zeitpunkt war nach dem Inhalt des Briefes 
vom 7. Dezember 1897 damals eingetreten; die Klage wegen 
Mängel der verkauften Sache war deshalb am 4. Juli 1898, 
als die Widerklage bei der mündlichen Verhandlung erhoben 
wurde, bereits verjährt. Sie erſtreckt ſich nur auf Anſprüche 
des Käufers wegen Mangelhaftigkeit der Waaren, wegen Aus⸗ 
lagen, die durch den Kauf verurſacht wurden, und auf Schadens⸗ 
erſatz, ſohin auf Anſprüche, welche ſämmtlich unter die er⸗ 
wähnte Geſetzesſtelle fallen. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

19. $ 1. 

Die Revifion hebt hervor, daß der Begriff des eigenen 
Verſchuldens nur mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Gefahren 
des Eiſenbahnbetriebs, welche das Publikum durch Bezeigung 
eines dieſen Gefahren entſprechenden Maßes von Vorſicht zu 
vermeiden habe, zutreffend gewürdigt werden konne. Dieſe 
Ausführungen richten ſich gegen den in dem angefochtenen 
Urtheil enthaltenen Satz, daß mit der Steigerung der Ge⸗ 
fahren, welche die in neuerer Zeit häufiger gewordene Anlage 
der Bahnſtrecken auf dem Verkehr dienenden Straßen für das 
Publikum mit ſich bringe, dieſem deshalb nicht ein erhöhter 
Grad von Aufmerkſamkeit und Vorficht im Verkehr an und 
auf den Straßen zur Pflicht zu machen ſei. Dieſe Begründung 
des B. U. iſt allerdings rechtsirrthümlich. Für die Frage 
nämlich, ob im einzelnen Falle die Haftung des Betriebs- 
unternehmers wegen eigenen Verſchuldens des Verletzten gemäß 
5 1 des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 ausgeſchloſſen iſt, 
iſt maßgebend, ob der Verletzte bei Anwendung der nach den 
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Umſtänden gebotenen Sorgfalt und Vorficht den eingetretenen 
Erfolg als eine mögliche Folge feines Verhaltens hätte voraus⸗ 
ſehen können; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 13 S. 9 und Bd. 38 
S. 184. Es kommt alſo vor Allem darauf an, ob der Ver⸗ 
unglüdte das den gegebenen Umftänden, ins beſondere der vor⸗ 
handenen Gefahr entſprechende Maß von Sorgfalt 
und Vorſicht zur Vermeidung des Unfalls angewendet hat. 
Hiernach iſt die von dem Publikum dem Eiſenbahnbetrieb 
gegenüber zu beobachtende Vorficht, deren Vernachläſfigung 
Seitens eines Verletzten ein Verſchulden deſſelben im Sinne 
des § 1 eit. begründet, nicht in allen Fällen in gleicher 
Weiſe, ſondern je nach den Umſtänden, insbeſondere je nach 
der Beſchaffenheit der Bahnanlage und je nach der durch die 
Art des Betriebs bedingten Größe der Gefahr verſchieden zu 
beſtimmen. Wenn alſo insbeſondere eine Eiſenbahn auf einer 
dem Öffentlichen Verkehr dienenden Straße angelegt iſt, — was 
nach § 7 Abſ. 1 der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Dentſchlands vom 5. Juli 1892 auf Grund einer Beſtimmung 
der Auffichtsbehoͤrde zuläſſig iſt, — fo iſt unbedenklich das eine 
ſolche Straße benützende Publikum zur Achtſamkeit auf die auf 
derſelben fahrenden Eiſenbahnzüge verpflichtet, obgleich eine 
ſolche Achtſamkeit bei der früher allgemein üblichen Anlage der 
Eiſenbahnen auf einem beſondern eingefriedigten Bahnkoͤrper 
zur Vermeidung von Betriebsunfallen in der Regel nicht er⸗ 
forderlich war. Namentlich bietet das R. H. G. und deſſen 
Entſtehungsgeſchichte keinen Anhalt für die dem hervorgehobenen 
Satze des B. U. zu Grunde liegende Annahme, daß der Geſetz⸗ 
geber bei Aufſtellung des Begriffs des eignen Verſchuldens das 
Publikum für alle Zukunft nur zu demjenigen Maße von 
Vorficht dem Eiſenbahnbetriebe gegenüber habe verpflichten wollen, 
welches der zur Zeit des Grlaſſes des Geſetzes üblichen Be⸗ 
ſchaffenheit der Eiſenbahnanlagen und des Betriebs entſprach. 
II. C. S. i. S. E.⸗Fiskus o. Schneider vom 14. Dezember 
1900, Nr. 312/1900 II. 

Zum Patentgeſetz. 

20. 88 4, 5. 

Wenn die Revifion meint, weil derjenige, der ein fremdes 
Patent verletze, nur, wenn dies wiſſentlich oder aus grober 
Fahrläſſigkeit geſchehen ſei, Schadenerſatz zu leiſten habe, müſſe 
angenommen werden, daß umgekehrt auch derjenige, der ſeinem 
Patente eine zu große Bedeutung beimeſſe und in Folge dieſes 
Irrthums Perſonen, die thatſächlich in ſein Patent nicht ein 
gegriffen hätten, eines Eingriffs beſchuldige und damit in ihrem 
Gewerbebetriebe ftöre, jo iſt das ein unberechtigter Schluß. 
Läge in beiden Fällen der Sachſtand weſentlich gleich —, was 
das O. L. G. unter Angabe beachtlicher Gründe verneint, — ſo 
würde daraus nur folgen, daß es legislativ richtig ſein würde, 
beide Verhältniſſe gleichmäßig zu regeln, nicht aber könnte dies 
berechtigen, die Beſtimmung in 8 35 des Pat. G., die nach 
ihrer völlig klaren Faſſung lediglich Verſtöße gegen die Beftim- 
mungen in 88 4, 5 eben dieſes Geſetzes zum Gegenſtand hat, 
auf jene anderen Rechtsverhältniſſe anzuwenden. Für dieſe 
enthält das Pat. G. keinerlei Vorſchriften, es kann alſo von 
einem Verſtoße gegen dieſes Geſetz nicht die Rede ſein. 
VI. C. S. i. S. A.-G. für Gartonagen-Induftrie 6. Sächfiſche 
Cartonagen - Maſchinen A.- G. vom 10. Dezember 1900, 
Nr. 285/1900 VI. 
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Zum Reichsſtempelgeſetz. 

21. Tarifnummer 5. 

Der RE. hat zunächſt auszuführen geſucht: aus der Ent⸗ 
gegennahme der Wetteinſätze folge, da ausdrückliche Verein⸗ 
barungen über deren Verwendung nicht getroffen ſeien, ohne 
weiteres die Anwendbarkeit des § 26 Abſ. 2 in Verbindung 
mit Tarif Nr. 5 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 
1894. Dem Kl. liege der Beweis ob, daß ein Vermittlungs⸗ 
geſchäft geſchloſſen ſei; ein ſolches erfordere nothwendig den Aus⸗ 
drud der obwaltenden Abſicht. Dieſer Revifionsangriff konnte 
allerdings nicht für begründet erachtet werden. Dem Bell, 
welcher die Stempelſteuer erheben ließ, liegt der Beweis ob, 
daß die Erhebung gerechtfertigt, im vorliegenden Falle, daß Kl. 
Veranſtalter eines Wettunternehmens war. (Vergl. die im B. U. 
citirten Entſch. des R. G. in Güvilſachen Bd. 9 ©. 337, Bd. 26 
S. 46, Bd. 30 S. 173.) Nur inſoweit die äußeren Vorgänge 
zu der Folgerung führen können, daß die Veranſtaltung eines 
Wettunternehmens auf Seite des Kl. vorliege, iſt dieſer in 
die Lage verſetzt, den Beweis zu führen, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen zur Anwendung des Stempelgeſetzes nicht gegeben find, 
daß er insbeſondere nach feiner eigenen Abſicht und der der 
Wettkunden die von den letzteren gezahlten Einſätze nicht für 
eigene Rechnung annahm und durch die Anlegung der Weit⸗ 
einſätze bei dem Totaliſator die ihm von den Wetikunden er ; 
heilten Aufträge ausführte, ſomit nicht ſelbſt Wettunter- 
nehmungen veranſtaltete. So liegt die Sache hier und der 
B. R. hat den vom Kl. angetretenen Beweis ſoweit für er- 
bracht erachtet, daß die Entſcheidung von dem dem Bekl. auferlegten 
Eide abhängig gemacht werden konne. Der RE. hat aber weiter 
ausgeführt, auch vom Standpunkte des B. R. würde Kl. inſo⸗ 
weit als Beranftalter eines Wettunternehmens anzuſehen ſein, 
als Einzahlungen am Xotalifater nicht ſtattgefunden hätten. 
Nach Bekundung des Zeugen M. ſeien überſchießende Beträge 
nicht eingezahlt worden; andererſeits ſei unſtreitig, daß Kl. ſich 
mit ſeinen Kunden nach Maßgabe des Ergebniſſes am Totali⸗ 
ſator auch inſoweit, als Einzahlungen nicht erfolgt ſeien, aus- 
einandergeſetzt habe. Es würde daher auf den Eid ankommen, 
daß ſämmtliche aufgegebenen Wetten nicht am Totaliſator an- 
gelegt ſeien. Diefer Reviſionsangriff erſcheint begründet. — 
Naͤher dargelegt. VII. C. S. i. S. Fiskus c. Ritterhaus vom 
277. November 1900, Nr. 284/1900 VII. 

Zum Börſengeſetz. 

22. 58 50, 66. N 

Beide Inſtanzgerichte haben angenommen, daß das in 
Rede ſtehende Geſchäft für die Käuferin unverbindlich geblieben 
ſei, und zwar nicht nur deswegen, weil es gegen das in 8 50 
Abſ. 2 des Boͤrſengeſetzes vom 22. Juni 1896 ausgeſprochene 
Verbot verſtoßen habe, ſondern auch mit Rückficht darauf, daß 
keine der vertragsſchließenden Parteien im Boͤrſenregiſter ein- 
getragen geweſen ſei, alſo auch die Beſtimmung in 8 66 Abſ. 1 
des Börſengeſetzes Platz greife. Hiergegen wird allerdings von 
der Reviſion mit Recht eingewendet, daß der $ 66 außer Be⸗ 
tracht zu bleiben habe. Denn wenn 5 50 Abſ. 2 Anwendung 
zu finden hätte, und hieraus ein Verbot zu entnehmen wäre, fo 
würde das Geſchäft auch dann unverbindlich geweſen ſein, wenn 
beide Parteien eingetragen geweſen wären und es würde einer 


Heranziehung des § 66 überhaupt nicht bedürfen. Seitens der 
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Revifion wird ferner die Anwendbarkeit des § 50 Abſ. 2 ebenfo 
wie die von den Inſtanzgerichten gegebene Auslegung dieſer 
Beſtimmung bemängelt. In beiden Beziehungen muß jedoch 
den Iunſtanzgerichten beigetreten und es kann das angefochtene 
Urtheil nur deshalb bemängelt werden, weil die in ihm ge⸗ 
troffene Feſtſtellung, daß ein boͤrſeumäßiges Termingeſchäft vor⸗ 
gelegen habe, auf einer nicht genügenden Begründung beruht. 
Eingehend begründet. I. C. S. i. S. Berliner Maklerverein 
o. Merkell Konk. vom 1. Dezember 1900, Nr. 272/1900 I. 

V. Das Gemeine Recht. 

33. Grund dienſtbarkeit. 

Eine Geſetzesverletzung zeigen die Erwägungen des B. R. 
nicht. Die Revision behauptet eine ſolche, indem fie ausführt, 
daß zur Zeit der Verleihung das gemeine Recht in Geltung ge- 
weſen ſei und daß dieſes eine Fiſchereiſervitut überhaupt nicht 
gekannt habe, das Kammergericht aber eine erbliche Fiſcherei⸗ 
ſervitut konſtruire. Der Angriff geht jedoch fehl. Dem Römi⸗ 
ſchen Recht waren zwar Gerechtigkeiten der hier durch die Lehn⸗ 
briefe verliehenen Art fremd, im Deutſchen Rechte aber find fie 
zur Entwicklung gebracht, wie in der Rechtſprechung und Litteratur 
allgemein anerkannt wird. Vergl. z. B. Stobbe, Handbuch 
des Deutſchen Privatrechts Bd. 2 8 97. Es iſt auch mindeſtens 
terminologiſch unzutreffend, wenn die Reviflon bemerkt, der B. R. 
konſtruire eine erbliche Fiſchereigerechtigkeit; eine Servitut im 
toͤmiſchrechtlichen Sinne nimmt der B. R. nicht an und um 
eine ſolche handelt es ſich auch nicht, ſondern um ein Nutzungs⸗ 
recht an einer fremden Sache, welches den Charakter der Ser ⸗ 
vitut zwar darin theilt, daß ihm, vom Standpunkte des Eigen⸗ 
thümers der Sache aus betrachtet, eine Belaſtung dieſer letzteren 
entſpricht, welches aber von der Aktivſeite weder an ein Grund⸗ 
ſtück geknüpft, noch auch auf die Lebensdauer eines Berechtigten 
eingeſchränkt iſt. VII. C. S. i. S. Dorfgemeinde Linum 6. Graf 
von Zieten-Schwerin vom 14. Dezember 1900, Nr. 259/1900 VII. 

24. Verſchulden. 

Das B. G. hat den Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem 
behaupteten Verſchulden der beklagtiſchen Erblaſſer und dem 
Unfalle des Kl. aus dem Grunde verneint, weil offenbar der 
Unfall des Kl. durch deſſen eigenes Verhalten in Verbindung 
mit dem Verſchulden ſeiner damals achtjährigen Schweſter und 
feiner Eltern verurſacht worden ſei, jedenfalls das letztere Ver ⸗ 
ſchulden als das überwiegende zu gelten habe. Bei dieſer Be 
gründung liegt allerdings die Frage nahe, ob nicht das B. G. 
rechtsirrthümlich die Grundſätze der ſog. Kulpakompenſation bei 
konkurrirendem Verſchulden des Schädigenden und des Beſchä⸗ 
digten auf das konkurrirende Verſchulden mehrerer Schädigenden 
unter ſich hat übertragen wollen. Allein es iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß bafjelbe lediglich eine Unterbrechung des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs durch das Hinzutreten von Handlungen des 
Beſchädigten und Verſchulden Dritter hat feſtſtellen wollen und 
eine ſolche Unterbrechung beziehungsweiſe der durch dieſelbe be⸗ 
wirkte Ausſchluß des Kauſalzuſammenhangs iſt an ſich moglich. 
Die Entſcheidung des B. G. unterliegt indeſſen gleichwohl der 
Aufhebung, weil daſſelbe zu Unrecht jedenfalls ohne ausreichende 
Begründung ſolche vertretbare oder ſchuldhafte Handlungen des 
Beſchädigten und der bezeichneten dritten Perſonen angenommen 
hat und kaun die gleichfalls nicht ausſchließlich auf thatſäch⸗ 
lichem Gebiete ſich bewegende Frage uneroͤrtert bleiben, ob wenn 
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ein vertretbares Verſchulden vorliegen würde, daſſelbe derartig 
erſcheint, daß es den Kauſalzuſammenhang des Unfalls mit dem 
Verſchulden der beklagtiſchen Erblaſſer völlig zu beſeitigen ver- 
möchte. Daß ein Verſchulden oder auch nur ein bewußtes und 
vertretbares Verhalten des zur Zeit des Unfalls kaum zwei 
Jahre alten Kl. nicht in Frage kommen kann, bedarf keiner 
Erörterung. (Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 267 vergl. auch 
Bd. 37 S. 158.) Aber auch ein Verſchulden der achtjährigen 
Schweſter deſſelben konnte das B. G. nicht feſtſtellen, ohne 
Prüfung der Frage, ob dieſelbe die nöthige Einficht hatte, um 
die Tragweite ihres Verhaltens, das Loslaſſen des Kl., zu über⸗ 
ſehen, denn nur für dieſen Fall läge eine derſelben als Ver⸗ 
ſchulden zurechenbare Handlungsweiſe vor. (Entſch. des R. G. 
Bd. 87 1. 6.) Ebenſo konnte ein Verſchulden der auf dem 
Lande in beſchränkten Verhältniſſen wohnenden Eltern des Kl. 
doch nur dann in Frage kommen, wenn ihnen bei ihrer Lebens⸗ 
haltung moglich und zuzumuthen war, das zweijährige Kind 
bei ſeiner Anweſenheit im Hofraum der beklagtiſchen Erblaſſer 
durch eine ältere Auſſichtsperſon, als die achtjährige Schweſter 
begleiten zu laſſen. Weſentlich kommt hiebei in Betracht, daß 
es ſich nach der klägeriſchen Behauptung beim Aufenthalt des 
Kl. am genannten Orte um einen Beſuch bei erwachſenen Ver⸗ 
wandten handelte, welche in dem abſeits von der Ortsſtraße auf 
einem abgegrenzten Hofraume liegenden Hauſe der beklagtiſchen 
Erblaſſer wohnten, ſo daß eine Gefährdung des Kindes kaum 
in Ausſicht zu nehmen war. Das B. G. hat die erwähnten 
Thatumſtände ungeprüft und unberückſichtigt gelaſſen und kann 
jedenfalls ohne weitere Feſtſtellungen ein Verſchulden der 
Schweſtern und der Eltern des Kl. nicht angenommen werden. 
III. C. S. i. S. Stein c. Knodt u. Gen. vom 4. Dezember 1900, 
Nr. 280/1900 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

25. 8 19 I. 4. 

Der dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs entſpringende 
Satz, daß zu Gunſten des redlichen dritten Erwerbers der In⸗ 
halt des Grundbuchs als richtig gilt, auch wenn er es in Wirk. 
lichkeit nicht iſt, bezieht ſich nach dem im vorliegenden Falle 
noch zur Anwendung kommenden bisherigen Recht allerdings 
nicht bloß auf die aus dem Grundbuch ſich ergebenden Rechts⸗ 
verhältniffe, ſondern trifft unter Umſtänden auch die thatſäch⸗ 
lichen Angaben des Titelblatts über die räumliche Lage und 
Größe des darin verzeichneten Grundſtücks und ſeiner einzelnen 
Beſtandtheile. Es kann dabei dahingeſtellt bleiben, ob nach 
der letzteren Richtung der Schutz nur inſoweit Platz greift, als 
das Grundbuch bereits auf das Steuerbuch zurückgeführt iſt, 
alfo die einzelnen Grundſtückstheile, ſei es durch direkte Bezeich⸗ 
nung auf dem Titelblatt oder durch Bezugnahme auf den In⸗ 
halt der Steuerbücher kataſtermäßig im Grundbuch wieder ⸗ 
gegeben find, oder ob auch noch nicht zurückgeführte Beſtand⸗ 
theile des Grundſtücks den gleichen Schutz genießen. Jedenfalls 
beſteht ein aus Rückſfichten der Verkehrseſicherheit gerechtfertigtes 
Schutzbedürfniß nur für ſolche Grundbuchangaben, die äußerlich 
in beſtimmter Form auftreten und dadurch den Eindruck er⸗ 
wecken, daß ſie als Ergebniß einer vorgenommenen Sachprüfung 
Aufnahme in das Grundbuch gefunden haben. Bezeichnet da ⸗ 
gegen dieſes ſelbſt ſchon es als ungewiß, inwieweit eine von ihm 
erwähnte Thatſache richtig iſt, ſo kann von einem für einen 
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Dritten unerkennbaren Widerſtreit des Grundbuchinhalts mit 
den außerhalb des Grundbuchs beſtehenden Verhältniſſen nicht 
die Rede ſein; vielmehr wird in einem ſolchen Falle der Dritte 
durch die Unbeſtimmtheit der Faſſung ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen, daß er ſich nicht auf die Richtigkeit der Angaben des 
Grundbuchs verlaſſen dürfe, ſondern die einſchlägigen Verhält⸗ 
niſſe an der Hand der Wirklichkeit ſelbſtthätig prüfen müſſe. 
V. C. S. i. S. Koppel u. Co. c. Stadt Berlin vom 15. De⸗ 
zember 1900, Nr. 245 / 1900 V. 

26. 8 26 I. 4. 

Der 8 26 Tit. 4 Thl. I des A. L. R. beſtimmt, daß von 
Willenserklärungen der Blödfinnigen, die unter Vormundſchaft 
genommen worden, eben daſſelbe gilt, was von Mumündigen 
(88 21. 22 a. a. O.) verordnet iſt. Aber auch was die nicht 
unter Vormundſchaft genommenen Blödfinnigen betrifft, jo er- 
ſcheint im Hinblick auf 8 28 Tit. 1, 8 3 Tit. 4, in Verbindung 
mit 88 21. 22 a. a. O. Thl. I des A. L. R., an deren Stelle 
demnächſt die Vorſchriften des Geſchäftsfähigkeitsgeſetzes vom 
12. Juli 1875 (Geſetz⸗ Sammlung S. 518) getreten find, die 
Annahme gerechtfertigt, daß auch fie hinſichtlich der Rechts 
wirkſamkeit ihrer Willenserklärungen und der von ihnen ab- 
geſchloſſenen Geſchäfte denjenigen Minderjährigen gleich- 
ſtehen, welche das ſiebente Lebensjahr vollendet 
haben. Aus dem 8 27 Tit. 4 Thl. I des A. L. R. iſt für 
eine abweichende Meinung nichts herzuleiten, da er nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung des R. G. lediglich ſolche „noch nicht 
unter Vormundſchaft geſetzte“ Biödfinnige im Auge hat, welche 
ſpäterhin unter Vormundſchaft gelangt find (Gruchot's Beiträge 
Bd. 26 S. 406, Bd. 33 S. 919 und Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 35 S. 204). Hieraus ergiebt fich, daß bie 
jenigen Perſonen, mit denen der Bekl. innerhalb der Zeit von 
1892 bis zum Beginn des vorliegenden Rechtsſtreits ohne Ge ⸗ 
nehmigung eines Vormundes oder Pflegers Rechts geſchäfte ab ⸗ 
geſchloſſen hat, ihrerſeits daran gebunden find, und daß fie eine 
Befreiung von ihren Verbindlichkeiten nur dadurch erlangen 
koͤnnen, daß entweder der Bekl. ſelbſt nach wledergewonnener 
geiſtiger Geſundheit oder ein ihm, ſei es auf Antrag oder von 
Amtswegen beſtellter Vormund oder Pfleger ſeine Genehmigung 
zu dem abgeſchloſſenen Geſchäfte verweigert oder auf ergangene 
Aufforderung ihrerſelts binnen einer zweiwöchigen Friſt nicht 
ertheilt (§ 4 des Geſchäftsfähigkeitsgeſetzes). Für den Bekl. 
ſelbſt find dieſe Geſchäfte, ſoweit er dadurch Verbindlichkeiten 
übernommen oder Rechte aufgegeben hat, ohne Genehmigung 
eines Vormundes oder Pflegers unwirkſam (8 2 a. a. O.). 
IV. C. S. i. S. Bührend c. v. Gerlach vom 6. Dezember 1900, 
Nr. 259/1900 IV. 

27. § 84 I. 4. Militärſtrafgeſetzbuch § 39. 

Die Bekl. behauptet, daß ihr Magiſtrat keine Kenntniß 
von der durch den Stadtbauinſpektor B. veranlaßten Beſchäftigung 
des Kl. beſeſſen, und daher auch nicht den Willen, den Kl. als 
Gemeindebeamten anzuftellen, gehabt haben konne, und fie 
wendet ein, daß ſie jedenfalls niemals den Kl. beſchäftigt haben 
würde, wenn ſie deſſen mehrfache militärgerichtliche Beſtrafung, 
die er ſowohl beim Antritt ſeiner Beſchäftigung als ſpäter in 
ſeinem Lebenslaufe verſchwiegen, gekannt hätte. Das B. G. 
erachtet die erſtere Behauptung nach dem Ergebniß der Beweis ⸗ 
aufnahme für widerlegt. Dieſe Erwägung giebt zu Bedenken 
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kine Veranlaſſung. Den letzteren Einwand verwirft das B. G. 
um deshalb, weil der Kl. durch Königliche Kabinetsordre vom 
0. Januar 1890, alſo vor feiner Beſchäftigung im Dienſte der 
Se, gegen feine militärgerichtlichen Strafen rehabilitirt jet, 
und mit Rückſicht hierauf habe annehmen dürfen, daß dieſe 
Strafen ausgelöſcht und ihm bei weiterer guter Führung für 
eine Auftellung im Gemeindedienſte nicht mehr hinderlich ſeien. 
Dieſe Begründung muß rechtlich beanſtandet werden. Der Ein⸗ 
wand der Bekl. iſt in entſprechender Anwendung des Rechts⸗ 
grundſatzes des § 81 Thl. I Tit. 4 des A. L. R. von dem Gefichts⸗ 
punkt aus zu prüfen, ob die Bekl., wenn fie nicht rechtzeitig 
Kenntniß von den oben bezeichneten Strafen des Kl. erlangt 
hätte, nach der gewöhnlichen Lebenserfahrung von feiner Be⸗ 
ſchäftigung Abftand genommen haben würde. Das B. ©. if 
zar Verwerfung des Einwandes lediglich auf Grund der Rehabi⸗ 
litirung des Kl. gelangt, indem es dieſer die Tragweite beimißt, 
daß det Kl. zu der Annahme berechtigt geweſen ſei, ſeine wäh⸗ 
rend der Miluärdienſtzeit erfolgten Beſtrafungen ſeien ausgelöſcht. 
Dieſe Erwägung trifft nicht zu. Für die Reviſion iſt davon 
auszugehen, daß die Beſtrafungen des Kl. in dem Zeitraume 
von 1883 bis 1889 wegen Körperverletzung, Unterſchlagung, 
Diebftahls, Betrugs, rechtswidrigen Waffengebrauchs, Bedrohung 
mit einem Verbrechen, Widerſtandes gegen die Staatsgewalt, 
ſowie wegen verſchiedener militäriſcher Vergehen ſtattgefunden 
und in Freiheitsſtrafen und in der Ehrenſtrafe der Verſetzung 
in die 2. Klaſſe des Soldatenſtandes (88 30 Nr. 3, 37, 38 
dez Deutſchen Militärſtrafgeſetzbuchs vom 20. Juni 1872, 
R. Geſ. Bl. S. 173) beſtanden haben. Die letztere Ehren⸗ 
ſtrafe hat nach § 39 a. a. O. den dauernden Verluſt von 
Orden und Ehrenzeichen zur Folge und außerdem die Wirkung, 
daß der ſo Beſtrafte die Militärkokarde nicht tragen und durch 
Nichterſpruch aberkennbare Verſorgungsanſprüche nicht geltend 
machen darf. Durch die Rehabilitirung, die einen Ausfluß des 
landesherrlichen Begnadigungsrechts bildet, können nun aber 
(vergl. Solms, Strafrecht und Strafprozeß für Heer und 
Marine, 3. Auflage Note 12 zu § 39 a. a. O.) lediglich die 
Folgen der gedachten Ehrenſtrafe, und dieſe auch nur theilweiſe, 
nämlich in Anſehung des Rechts zum Tragen der Militärkokarde 
und zur Geltendmachung von Verſorgungsanſprüchen, aufgehoben 
werden. Somit kommt der Rehabilitirung die vom B. G. 
unterſtellte weitere Wirkung, daß die Strafen des Kl. über- 
haupt ausgelöscht wären, nicht zu. Geht man hiervon aus, jo 
läßt ſich nicht ohne Weiteres der Folgerung des B. G. bei⸗ 
treten, daß der Kl. ſich zur Verſchweigung ſeiner Strafen für 
berechtigt habe halten können, und die Möglichkeit erſcheint nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Richter die Ueberzeugung gewinnt, die 
Bekl. würde in der That bei Kenntniß der Strafen des Kl. 
neſen niemals zur Beſchäftigung angenommen haben. Hierbei 
könnte noch der Umftand in Betracht kommen, daß nach Inhalt des 
oben erwähnten Perſonalfaecikels der Magiſtrat der Bekl., nachdem 
derselbe im April 1897 von der Königlichen Polizeidirektion zu 
Charlottenburg Nachricht über die Strafen des Kl. erhalten, alsbald 
diefem gekündigt hat. IV. C. S. i. S. Stadt Charlottenburg 
e. Lodzig vom 6. Dezember 1900, Nr. 256/1900 IV. 

28. 8 185 ff. I. 5. 

Derjenige, welcher einem Anderen eine Leiſtung ohne Rechts⸗ 
rund gemacht hat, iſt berechtigt, das Geleiſtete zurückzufordern. 
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Ein Rechtsgrund liegt aber auch nicht vor, wenn auf Grund 
eines Vertrages geleiſtet iſt, der gegen ein Verbotsgeſetz ver⸗ 
ſtoͤßt und deshalb nichtig iſt. Beſteht nun die Leiſtung in einem 
Anerkenntniſſe, fo kann daſſelbe zurückgefordert, alſo beentragt 
werden, daß es für unwirkſam erklärt werde. Daraus folgt 
daß, wenn auf Grund des Anerkenntniſſes geklagt iſt, der be⸗ 
klagte Schuldner mittels Einrede geltend machen kann, daß das 
Anerkenntniß unwirkſam ſei. Das R. G. hat denn auch wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, daß Spielſchulden, namentlich die denſelben 
gleichſtehenden Schulden aus reinen Differenzgeſchäften, weil fie 
nicht klagbar, auch durch Anerkenntuiß nicht klagbar werden, 
daß vielmehr gegen den Anſpruch aus dem Anerkenntniſſe die 
Rechtsunwirkſamkeit deſſelben wegen Ungültigkeit des zu Grunde 
liegenden Geſchäfts geltend gemacht, auch für Spielſchuld ge- 
gebene Wechſel zurückgefordert und der Klage aus denſelben die 
exceptio doli entgegengeſetzt werden kann. Vergl. namentlich 
für das gemeine Recht die Urtheile des Erſten Senats vom 
25. Mai 1895 — Gruchot's Beiträge Bd. 39 S. 945; 
24. April 1897 Entſch. Bd. 39 S. 165 und vom 25. April 
1900, Juriſtiſche Wochenſchrift 495 7; des Dritten Senats vom 
18. Juli 1881 und 19. März 1889, Entſch. Bd. 5 S. 124 
und Band 23 S. 138; des Fünften Senats vom 1. Juli 1896, 
Entſch. Bd. 37 S. 416 und für das Preußiſche Recht die 
Urtheile des Erſten Senats vom 26. Januar 1892, Gruchot, 
Bd. 36 S. 991 und vom 5. Januar 1895, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift S. 87 und des Vierten Senats vom 14. Oktober 1897, 
Gruchot, Bd. 42 S. 117; ferner Eccius, Bd. 2 8 133 An- 
merkung 5; Demburg, Bd. 2 8 158 bei Note 14 ff., Staub, 
H. G. B. zu Art. 294. VI. C. S. i. S. Kühn c. Adler⸗ 
brauerei Unna vom 17. Dezember 1900 Nr. 288/1900 VI. 

29. 8 24 ff. I. 6. 

Das A. L. R. enthält in § 24 Thl. I Tit. 6 in den 
Worten, „daß Jemand durch die Schuld eines Anderen be⸗ 
ſchädigt worden, wird nicht vermuthet“ die allerdings ſchon aus 
allgemeinen Grundſätzen folgende Vorſchrift, daß derjenige, 
welcher außerhalb eines Vertrags verhältniſſes Schadenserſatz 
fordert, neben dem Vorhandenſein des Schadens auch das Ver⸗ 
ſchulden des in Anſpruch Genommenen und den urſäaͤchlichen 
Zuſammenhang zwiſchen dieſem Verſchulden und dem Schaden 
nachweiſen muß. Der Nachweis dieſes Zuſammenhanges war 
nach den zur Zeit der Ausarbeitung des A. L. R. geltenden 
Prozeßgeſetzen häufig ſehr ſchwer zu führen oder gar nicht zu 
erbringen. Um nun dieſem Uebelſtande wenigſtens in den 
Fällen eines beſonders ſchweren Verſchuldens abzuhelfen, hat das 
Geſetz zu Gunſten des Beſchädigten in den 58 25, 26 a. a. O. 
gewiſſe Vermuthungen aufgeſtellt. Es ſoll nämlich derjenige, 
welcher eine unerlaubte Handlung begangen hat, die Vermuthung 
wider ſich haben, daß ein bei ſolcher Gelegenheit entſtandener 
Schade durch ſeine Schuld verurſacht worden iſt und derjenige, 
welcher ein Polizeigeſetz vernachläſſigt hat, ſoll ſogar für allen 
Schaden, welcher durch die Beobachtung des Polizeigeſetzes hätte 
vermieden werden können, ebenſo haften, als wenn derſelbe un⸗ 
mittelbar entſtanden wäre. Der Beſchädigte kann hiernach von 
dem, der ein Polizeigeſetz vernachläſfigt hat, Erſatz des Schadens 
verlangen, wenn dieſer durch die Uebertretung entftanden ſein 
kann, d. h. in einem zeitlich und oͤrtlich jo nahen Zuſammen⸗ 
hange mit der Uebertretung des Polizeigeſetzes ſteht, daß die 
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Möglichkeit dei Hervorbringung des Schadens durch die unerlaubte 
Handlung thatſächlich nicht ausgeſchloſſen iſt. Allein dieſe 
Möglichkeit hat der Beſchädigte zur Begründung ſeines Anſpruchs 
darzuthun, während der in Anſpruch Genommene die Ver⸗ 
pflichtung zum Schadens erſatz nur durch den Nachweis von fi 
ablehnen kann, daß der Schaden auch bei Beobachtung des 
Polizeigeſetzes nicht hätte vermieden werden konnen. efr. Urtheil 
des IV. Senates vom 28. Juni 1880 Gruchot's Beiträge 
Bd. 25 S. 428 und des erkennenden Senats vom 15. März 
1897 in Sachen Fiskus c. Roeſeler, Rep. VI 348/96 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 257 * de 1897 — VI. C. S. 
i. S. Zenk 6. Oeſterreich vom 17. Dezember 1900, 
Nr. 362/1900 VI. 

80. § 382, I. 11. Stempelſache. 

Die Reviſionsrüge verſagt, weil, wie der B. R. zutreffend 
hervorgehoben hat, auch vermeintliche Anſprüche abtretbar find, 
und, wie ferner vom B. R. feſtgeſtellt iſt, der Wille der Kon · 
trahenten lediglich auf Errichtung eines Ceſſionsvertrages ge; 
richtet war. Der B. R. würde, wie aus feinem Urtheil hervor ⸗ 
geht, zu einer andern Feſtſtellung auch dann nicht gelangt fein, 
wenn ſeine Anſicht, daß ein Auflaſſungsanſpruch auch bezüglich 
eines quantitativen Grundſtückstheiles abtretbar ſei, nicht richtig 
ſein ſollte. feftgeftellte Abficht der Kontrahenten iſt aber 
für die Beurtheilung des rechtlichen Charakters des Vertrages 
entſcheidend. VII. C. S. i. S. Fiskus e. Grabower vom 
4. Dezember 1900, Nr. 245/1900 VII. 

81. 8 869 I. 11. 

Gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. 
bleiben für das vor dem Inkrafttreten des B. G. B. ent 
ſtandene Schuldverhältuiß die bisherigen Geſetze maßgebend. 
Dies erſtreckt fih auf alle aus dem Schuldverhältniſſe ſich ent⸗ 
wickelnden rechtlichen Folgen, insbeſondere auch die Schadens⸗ 
erſatzpflicht. Die gewerbsmäßige Bearbeitung beweglicher Sachen, 
— um eine Anſchaffung von Sachen zum Zweck der Weiter 
veräußerung handelt es ſich unter den Streitstheilen nicht — 
ſowie die Eigenſchaft beider Parteien als Kaufleute legt dem 
unter ihnen abgeſchloſſenen Geſchäfte die Eigenſchaft eines 
Handelsgeſchäftes bei. Art. 272 Ziffer 1 und Art. 278 des 
allgemeinen deutſchen H. G. B. Die Anwendbarkeit der Be- 
ſtimmung des H. G. B., ſowie, ſoweit dieſe nicht ausreichen, 
die des am Orte der Handelsniederlaſſung beider Parteien 
geltenden Pr. A. L. N. unterliegt ſomit keinem Zweifel. Auch 
nach Pr. L. R. kaun die bloße Bearbeitung, hier alſo die 
Färbung der Waare durch Aufdruck des Farbſtoffes, eine Werth⸗ 
verdingung bilden. (Siehe Eutſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 10 S. 205. Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat⸗ 
rechts IV. Auflage Bd. 2 5 199 Note 6.) Die Kl. ſtützt aber 
ihre Anſprüche nicht bloß auf die einfache Thatſache des Ab⸗ 
ſchluſſes eines Werthverdingungs vertrages; fie macht die vom 
B. G. für erwieſen erachtete Garantie und das gleichfalls 
feſtgeſtellte Verſchulden der Bekl. geltend. In der 
Rechtſprechung des R. G. iſt die ſchon vom preußiſchen Ober 
Tribunal ausgesprochene Anfiht gebilligt, daß die Pflicht zur 
Gewährleiſtung gemäß 55 925 und 869 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R. auch bei der Werkverdingung nach den Beſtimmungen 
der 88 317— 848 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. zu beurtheilen 
ſei. (Vergl. Striethorſt, Archiv für Rechtefälle, Bd. 50 S. 102, 
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Entſch. des R. G., II. C. S. i. S. Lipke e. Berlin, vom 
28. Mai 1896, VI 26/1896, vom 15. Juni 1899 1. S. Sus⸗ 
cynska u. Gen. . Stelmachowski VI 118/1899.) Für die 
Kl. konnte alſo in Frage kommen die Wandelungs⸗ und Min- 
derungsklage § 947 Thl. I Tit. 11, aber auch die 5 en 
Schadloshaltung im Sinne des 8 320 Thl. I Jit. 5 
A. L. R. Da die Wandelung im Rücktritt vom Vertrag 85 
ſteht, gemäß 88 327 Thl. I Tit. 5 des A. L. N. der Räck⸗ 
tritt von der Zurückgabeder Sache in dem Stande, wie ſie der 
Uebernehmer empfangen, bedingt iſt, fo wird gemäß 9 869 
Thl. I Tit. 11 und 3 337 Thl. I Tit. 5 des A. L. N. 
auch bei der Werkverdingung nach preußiſchem Rechte die 
Wandelung durch die Veränderung der Sache ausgejchloflen, 
vorausgeſetzt, daß die Veränderung nicht in dem gerügten 
Mangel ihren Grund hat oder durch dle vertragsmäßign Ver ⸗ 
wendung eintreten mußte. (Vergl. Motive zum I. Entwurf 
des B. G. B. Bd. II S. 231, Foerſter-Gccius, Preußiſches 
Privatrecht VII. Auflage Bd. 1 S. 509 Note 57, 58.) VI. C. S. 
S. Fleißner 6. Sumna Söhne vom 6. Dezember 1900, 
Nr. 282/1900 VII. 

32. 86 217— 220 I. 13. 

Auch bei der Unterſtellung, daß der Kl. der Schaden, 
deſſen Erſatz ſie von den Bekl. fordert, wirklich zugegangen iſt, 
erſcheinen die Angriffe, welche die Reviſion gegen das Uriheil 
des B. G. erhoben hat, nicht als begründet. Mit Recht hat 
nach den feſtgeſtellten Thatſachen das B. G. angenommen, daß 
eine Haftung der Bekl. für Rath und Empfehlung nach Maß⸗ 
gabe der Grundſätze in Thl. I Tit. 13 55 217 — 220 des 
A. Pr. L. R. nicht in Frage kommen kann. Die Bekl. be⸗ 
fanden ſich der Kl. gegenüber nicht in der Stellung eines 
Emiſſionshauſes, welches durch einen Proſpekt einer unbe⸗ 
ſtimmten Anzahl von Perſonen die Anſchaffung von Aktien 
empfiehlt und daher denjenigen, welche ſich auf Grund der An⸗ 
gaben des Profpektes zum Ankaufe von Aktien entſchließen, 
dafür verantwortlich iſt, daß die thatſächlichen Angaben des 
Proſpektes der Wahrheit entſprechen. Die Bekl. waren viel - 
mehr, wie die Kl. in der Klage ſelbſt behauptet hat und wie 
feftgeftellt iſt, die Beauftragten der Neuen Berliner Omnibus⸗ 
Aktiengeſellſchaft, betraut mit den Unterhandlungen über den 
Vertrag, welcher dann zwiſchen der Kl. und der Neuen Berliner 
Omnibusaktiengeſellſchaft auch zu Stande kam und vollzogen 
wurde. In dieſer für die Kl. erkennbaren Stellung als 


Beauftragte der Gegenkontrahentin verpflichteten die Bekl. 


ſoweit ſie innerhalb des ertheilten Auftrages handelten, lediglich 
ihre Auftraggeberin. Daß ſie ihren Auftrag überſchritten hätten, 
iſt nicht behauptet. Perſönlich wurden die Bekl. nur verant- 
wortlich für rechtswidriges, unerlaubtes, die Kl. ſchädigendes 
Verhalten nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze Thl. I 
Tit. 6 88 8 bis 10 des A. L. R., ſei es, daß ihnen Argliſt, 
ſei es grobes Verſchulden zur Laft fiel. Das Urtheil des 
B. G. enthält nun, wie entgegen den Ausführungen der Revifion 
angenommen werden muß, eine genügende Begründung ſowohl 
dafür, daß das von der Kl. getadelte Verhalten der Bekl. für 
einen allenfalls der Kl. aus dem Abſchluß des Vertrags mit 
der Neuen Berliner Omnibusaktiengeſellſchaſt zugegangenen 
Schaden nicht kanſal geworden iſt, als auch dafür, daß den 
Bekl. ein argliſtiges oder grobfahrläſſiges Verhalten überhaupt 
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nicht zur Laft fällt. I. C. S. i. S. Große Berliner Omnibus⸗ 
geſelſchaft o. v. d. Heydt u. Gen. vom 10. Dezember 1900, 
Nr. 249/1900 I. 

83. 8 165 I. 16. 

Der 8 165 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. ſchreibt vor, daß 
durh eine ohne ſchriftlichen Vorbehalt geleiſtete Zahlung in 
der Kegel die Einwendungen verloren gehen, welche der 
Zihlende dem anderen hätte entgegenſetzen können. Daraus iſt 
nit Foerſter⸗Eccius, 7. Auflage, Bd. I S. 563, zu folgern, 
laß, wenn beſondere Umſtände vorliegen, auch eine ohne 
Borbehalt geforderte Zahlung als Zahlung einer Nichtſchuld 
zrüdgefordert werden kann. Solche Umftände find nun bei 
der hier in Rede ſtehenden Sachlage darin zu befinden, daß, 
vie im Prozeß vom Bekl. nicht beſtritten worden, die fragliche 
Zahlung nur erfolgt iſt, um den bei der Behoͤrde geſtellten 
Aulmg zu begründen, wegen dringlicher Verhältniſſe Beſchluß 
dahin zu erlaſſen, daß die Enteignung ſofort, alſo vor dem 
ucchtkräftigen Feſtſtehen der Entſchädigungsſumme, geſchehe, in 
Verbindung damit, daß eben nach dem Geſetze (§ 34) die er⸗ 
ſrebte Verfügung nur von Wirkſamkeit war, ſobald jene Zahlung 
erfolgte. Die Ausführung des Rkl., daß die fragliche Geſetzes⸗ 
beſtimmung neben der Zahlung der Hinterlegung der betreffenden 
Summe geftatte, trifft nicht zu, da wie der betreffende Abſchnitt 
des Enteignungsgeſetzes in feinem Zuſammenhange ergiebt, die 
Hinterlegung nur in dem hier nicht in Betracht kommenden 
dale des 5 37 ausreichen würde. Es fällt auch nicht ins Ge- 
icht, vie die Reviſion ferner meint, daß vorliegend, wie be- 
hanptet wird, es an einer Veranlaſſung gemangelt, den in Rede 
fehenden Antrag aus § 34 des Enteignungsgeſetzes zu ſtellen, 
ia der Kl. auch zuvor nicht behindert geweſen, die fragliche 
Chauſſerftrecke zu benutzen. Es fteht eben dadurch, daß dem 
Intrage ſtattgegeben, in welcher Richtung nur das Ermeſſen der 
angerufenen Behörde entſcheidet, feft, daß die Veranlaſſung vor⸗ 
lag. Dieſe Erwägungen ergeben, daß dem hier zu beurtheilenden 
duſpruch auf Rückerſtattung einer Zahlung der citirte $ 165 
üct entgegen fteht, wie ſolches auch ſchon vom L. G. ange⸗ 
nommen ift. VII. C. S. i. S. Kreis Jerichow I o. M.⸗Fiskus 
vom 18. Dezember 1900, Nr. 287/1900 VII. 

84. 55 3 ff. I. 22, 88 327—332 J. 9. 

dach 6 327—33 1 A. L. R. I. 9 hängt es beim Bauen 
uf frendem Grund und Boden, wenn der Eigenthümer des 
tern von dem Bau nichts gewußt hat, von deſſen Wahl ab, 
ab er die bebaute Grundfläche ſich ſelbſt zueignen oder fie dem 
Vunenden überlaſſen will. Für dieſen zweiten Fall beſtimmt 
331: „Sill der Grundeigenthümer das Gebäude dem 
Öauraden überlaffen, fo muß dieſer ihm den Werth des 

nden ind Bodens vergüten, und noch außerdem den ⸗ 
lenigen Schaden erſtatten, welchen der Eigenthümer 
durch Verengung des nöñthigen Platzes oder ſonſt, 
nach feiner Lage und feinem Gewerbe erweislich erleidet“. 
In mittelbaren Auſchluß hieran heißt es ſodann im § 332: 
„bat der Eigenthümer des Grundes und Bodens um den Bau 
hewußt, ... .; ſo muß er mit der bloßen Entſchädigung 
für Grund und Boden ſich begnügen“. Wortſinn und 
Zuſamnenhang der beiden Paragraphen weiſen unzweideutig 
darauf hin, daß im Falle des § 332 der Eigenthümer des 
Gaudes und Bodens, wenn ihm durch den Bau der nöthige 
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Platz genommen oder wenn er ſonſt vermöge ſeiner ortlichen 
Lage einen Nachtheil erleidet, hierfür keine Entſchädigung be⸗ 
anſpruchen kann. Ebenſo unzweifelhaft iſt der weitere Satz, 


daß die Abſchneidung des Reſtgrundſtücks von der Verbindung 


mit einer öffentlichen Straße unter den Begriff der ſonſtigen 
Nachtheile, die der Grundherr vermöge der örtlichen Lage feines 
Grundſtücks erleidet, fällt. Während alſo in einem ſolchen 
Falle, falls die Vorausſetzungen des 8 331 gegeben find, der 
Grundherr kraft der für den Eigenthumserwerb durch Inädift⸗ 
kation geltenden Vorſchriften von dem Bauenden die Herſtellung 
des fehlenden Zuganges, noͤthigenfalls durch entgeltloſe Ein⸗ 
räͤumung einer Wegedienſtbarkeit in dem von dem B. R. für 
den vorliegenden Fall angenommenen weiten Umfange verlangen 
darf, ſteht ihm auf Grund des 5 332 ein ſolches Recht nicht 
zu. Vielmehr greifen im letzteren Falle nur die allgemeinen 
Vorſchriften über den Nothweg, 59 3 ff. A. L. R. I. 22, Platz 
und braucht daher insbeſondere der Bauende den erforderlichen 
Zugangsweg nur gegen Entſchädigung zu gewähren. Da das 
Recht auf den Nothweg ein Ausfluß des Eigenthums iſt, ſo 
würde im vorliegenden Falle die Frage inwieweit die Kl. und 
ihr früherer Ehemann dieſes Recht beanſpruchen dürfen, gemäß 
Art. 181 des E. G. zum B. G. B. nicht nach A. L. R., ſondern 
nach dem neuen Reichs recht zu eutſcheiden fein, und zwar um 
ſo mehr, als das Verlangen nach Einräumung des Nothweges 
erft in der letzten mündlichen Verhandlung der Berufungs- 
inftanz, die erſt nach dem 1. Januar 1900 ſtattgefunden hat, 
geſtellt iſt. V. C. S. i. S. Kempgens u. Gen. c. Kempgens 
vom 1. Dezember 1900, Nr. 228/1900 V. 

35. 8 700 II. 1. 

Der B. G. beurtheilt das von der Kl. gleichfalls als eine 
unter den $ 700 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. fallende Ehren⸗ 
kränkung gerügte Verhalten des Bekl. betreffend den Vorwurf 
der Blutſchande unrichtig als eine nicht gegen jene geſetzliche 
Vorſchrift verſtoßende Aeußerung des Bekl. Die Kl. hatte be⸗ 
hauptet, daß der Bekl. ihr in Gegenwart ihres (an epileptiſchen 
Krämpfen leidenden Sohnes) geſchlechtlichen Verkehr mit dem⸗ 
ſelben vorgeworfen habe. Das B. G. erachtet den 8 700 des⸗ 
halb für unanwendbar, weil hier der Vorwurf der Blutſchande 
nur der Kl. und dem Mitſchuldigen des Verbrechen gegenüber 
erhoben worden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt, wie die Reviſion 
mit Recht hervorhebt, nicht zu billigen. Wenn auch, wie das 
Urtheil des R. G. vom 13. Februar 1890 IV 320. 1889 aus» 
führt, der $ 700 keine Anwendung findet, falls die Beleidigung 
allein dem anderen Ehegatten gegenüber, zum Beiſpiel durch 
Brief, ausgeſprochen iſt, ſo liegt doch der gegenwärtige Fall 
anders. Hier iſt der eigene Sohn Zeuge des der Mutter ge- 
machten Vorwurfs des Verbrechens der Blutſchande geweſen und 
darauf, ob er der angebliche Mitſchuldige dieſes Verbrechens ſei, 
kann es für die Prüfung der Frage, ob der Mutter gegenüber 
eine Ehrenkränkung im Sinne des § 700 ausgeübt ſei, nicht 
ankommen. IV. C. S. i. S. Zahn o. Zahn vom 6. Dezember 
1900, Nr. 318/1900 IV. 

36. 88 766 ff. II. 1. 

Allerdings fteht es in der Rechtſprechung feſt, daß nach 
Auflöfung einer guͤtergemeinſchaftlichen Ehe durch Richterſpruch 
der eine Ehegatte gegen den anderen nicht ohne Weiteres auf 
Herausgabe einzelner zum bisherigen Geſammtgut gehörigen 
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Vermoͤgensſtücke klagen kann, ſondern daß zuvörderſt im Aus⸗ 
einanderſetzungs verfahren feſtzuſtellen iſt, was jeder dem anderen 
herauszugeben oder zu vergüten hat. (Vergl. Urtheil des R. G. 
vom 8. April 1880 bei Gruchot Beiträge Bd. 24 S. 883. 


Präjudiz 1952 des vormaligen Obertribunals, Entſch. Bd. 16 


S. 233.) Die Geſichtspunkte, die für die Annahme dieſes 
Rechtsgrundſatzes maßgebend geweſen find, treffen aber nicht zu, 
wenn ſich der Herausgabeanſpruch gegen einen Dritten richtet. 
Alsdann handelt es ſich darum, den zurückgeforderten Gegen⸗ 
ſtand der Verfügungsgewalt des Dritten zu entziehen und ihn 
dadurch für die künftige Auseinanderſetzung zu erhalten, alſo 
die Realiſirung des bei der Auseinanderſetzung dem Rückforderer 
zufallenden Anſpruchs, gleichviel welcher Art er ſein moͤge, zu 
ſichern. V. C. S. i. S. Kempgens e Kempgens vom 1. De⸗ 
zember 1900, Nr. 228/1900 V. 

VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Geſetz vom 9. März 1872. 

37. 81. 

Ein zwiſchen den Parteien anhängig geweſener gleichartiger 
Rechtsſtreit iſt von den Inſtanzrichtern in demſelben Sinne, 
wie der gegenwärtige entſchieden worden und das R. G. hat 
die gegen das dortige B. U. eingelegte Revifion durch Urtheil 
vom 5. Januar 1899 (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 43 S. 220) zuruͤckgewieſen. Die jetzige Reviſion hat zum 
Zwecke ihrer Rechtfertigung auf zwei Urtheile des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts vom 20. Januar und 1. Dezember 
1899 Bezug genommen, in denen der vom Beklagten vertretene 
Standpunkt gebilligt iſt. Das R. G. hat bei nochmaliger 
Prüfung der Sache keinen Anlaß gefunden, von feiner Auf- 
faſſung, der das B. G. gefolgt iſt, abzuweichen, ſodaß die 
Reviſion verſagen muß. Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. 
Fiskus c. Paßauer vom 3. Dezember 1900, Nr. 250/1900 IV. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

38. 8 8. 

Zur Begründung ſeines Anſpruchs auf Uebernahme ſeines 
ganzen Grundſtücks durch die Bekl. macht der Kl. vor⸗ 
zugweiſe geltend, daß das Grundſtück in Folge der auf dem 
enteigneten Theilſtück errichteten Anlage, des durch den Eiſen⸗ 
bahn betrieb verurſachten Lärms und der Immiſſion von Rauch 
und Ruß, nicht mehr feiner bisherigen Beſtimmung als vor- 
nehmer ruhiger Landſitz entſprechend benützt werden könne. 
Dem Kl. iſt zuzugeben, daß die aufgeführten Nachtheile, ſoweit 
fie erweislich find, in urſächlichem — mittelbarem — Zuſammen⸗ 
hange mit der Enteignung ſtehen und ihm einen Anſpruch auf 
Entſchädigung gewähren. Das hat aber das B. G. nicht ver- 


kannt, ſondern ausdrücklich als maßgebende Rechtsnorm aner⸗ 


kannt. Die Frage, über die allein das B. G. entſchieden hat, 
und die ſonach allein den Gegenſtand der Nachprüfung bilden kann, 
geht vielmehr dahin, ob der Kl. die Uebernahme ſeines ganzen 
Grundſtucks verlangen kann und ſich nicht mit einer Geldent⸗ 
ſchädigung für das enteignete Theilſtück und für den durch die 
Enteignung herbeigeführten Minderwerth ſeines Reſtbeſitzes be⸗ 
gnügen muß. Dieſe Frage iſt in dem angefochtenen Theil⸗ 
urtheile dahin beantwortet, daß die Uebernahme auf Grund des 
9 9 des Enteignungsgeſetzes nur dann verlangt werden kann, 
wenn die fernere beſtimmungsgemäße Benutzbarkeit gerade durch 
die als Folge der Theilenteignung eintretende Zerſtückelung oder 
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Verkleinerung des Grundſtücks vereitelt werde, während die 
mittelbaren Folgen der Enteignung wohl einen Anſpruch auf 
Entſchädigung nach 8 8, nicht aber den Anſpruch auf Ueber⸗ 
nahme des ganzen Grundſtücks nach 5 9 begründen könnten und 
deshalb bei der Prüfung dieſes letzteren Anſpruchs außer Betracht 
bleiben müßten. Die Rechtsanficht des B. G. fteht im Ein- 
klang mit der Rechtſprechung des R. G., wie ſie ſich insbeſondere 
aus dem Urtheile des zweiten C. S. vom 29. Mai 1891 in Sachen 
Cöln wider Preußiſchen Eiſenbahnfiskus 1I 81/91 und dem 
daſelbſt angezogenen Urtheile deſſelben Senats vom 
4. Dezember 1885 in Sachen Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 
wider Tips II 9/85 ergiebt. Eine abweichende Anficht liegt 
auch dem vom Kl. in Bezug genommenen Urtheile des 
V. C. S. vom 18. März 1896 in Sachen Eiſenbahnfiskus 
wider Ziegler V 296/98 nicht zu Grunde, und ebenſo wenig 
findet der jetzt erkennende Senat Anlaß, von der ſtändig feſtge⸗ 
haltenen Rechtſprechung abzugehen. Die Betrachtungen, die der 
B. R. über die Einwirkung der Verkleinerung des klägeriſchen 
Grundſtücks auf deſſen fernere Benutzbarkeit anſtellt, und die 
ihn zu dem Ergebniſſe führen, daß dieſe hierdurch nicht erheblich 
beeinträchtigt ſei, find im Weſentlichen thatſächlicher Art und 
unterliegen nicht der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. VII. C. S. 
i. S. Faber c. Nordhauſen⸗Wernigeroder Eiſenbahn ⸗Geſell⸗ 
ſchaft vom 21. Dezember 1900, Nr. 252/1900 VII. 

Zum Stempelgeſetz. 

39. Tarifnummer 8. 

Der 1. Satz in Abf. 3 der Tarifnummer 3 ſchreibt vor, 
daß die Auflaſſungserklärung und der Umſchreibungsantrag dem 
Werthſtempel nicht unterworfen find, wenn die das Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft enthaltende in an fich ſtempelpflichtiger Form aus ⸗ 
geſtellte Urkunde in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter 
Abſchrift vorgelegt wird. Das iſt hier geſchehen, indem der 
noch unter der Herrſchaft des Stempelgeſetzes vom 7. März 
1822 abgeſchloſſene Vertrag vom 14. bis 15. Januar 1896, 
welchen das O. L. G. in nicht anfechtbarer Weiſe als einen 
Fuſionsvertrag der beiden Aktiengeſellſchaften im Sinne der 
früheren Art. 215 Abi. 4, 217 des H. G. B. charakterifirt, 
in an ſich ſtempelpflichtiger Form, und mit dem damals, wie 
auch der Fiskus anerkennt, allein erforderlichen Stempel von 
1,50 Mark verſehen, vorgelegt worden iſt. Die Ausnahme ⸗ 
beſtimmung des 2. Satzes daſelbſt verlangt nun aber dennoch 
die Entrichtung des Auflaſſungsſtempels in dem Falle, wenn 
die vorgelegte Urkunde auf Grund des § 18 des Reichsſtempel ⸗ 
geſetzes vom 27. April 1894 der in der Tarifſtelle „Kauf und 
Tauſchverträge“ verordneten Stempelabgabe nicht unterliegt. 
Das O. L. G. fagt, daß dieſe Ausnahmebeſtimmung ſchon des ⸗ 
halb nicht angewendet werden könne, weil fie bloß von „Kauf⸗ 
und Tauſchverträgen“ nach der Tarifſtelle 32 ſpreche, nicht aber 
von Geſellſchaftsverträgen nach der Tarifſtelle 25, unter welche 
der in Rede ſtehende Vertrag falle. Das iſt als richtig an⸗ 
zuerkennen, indem es nicht als ſtatthaft erachtet werden kann, 
die in Rede ſtehende Ausnahmebeſtimmung über ihren Wortlaut 
hinaus auszudehnen. II. C. S. i. S. Fiskus c. Wicküler 
Küpper Brauerei A.⸗G. vom 7. Dezember 1900, Nr. n II. 
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Perſonal⸗Veründerungen. 
Zulaſſungen. | 

Gerichtzaſſefſor Richard Bloem beim Landgericht Düflel- 
dorf; — Rechtsanwalt Dr. Fritz Levy beim Landgericht Eſſen; — 
Kechtzanwalt Franz Richard Müller beim Amtsgericht Ehren⸗ 
friederzdorf; — Gerichtsaſſefſor Dr. Paul Deus beim Amtsgericht 
Königz⸗Wuſterhauſen; — Rechtsanwalt Dr. Mathieu beim 
Auttgericht Saarlouis; — Aſſefſor Dr. Reinhold Konſtantin 
Binkler beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Georg 
donnath beim Landgericht München I; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. jur. Rudolf Geiger beim Oberlandesgericht Frankfurt 
* M; — Rechtsanwalt Ernſt Wagenknecht beim Amtsgericht 
Alt dandsberg; — Rechtsanwalt Ludwig Joſtes beim Amts- 
Pa Borbeck; — Rechtsanwalt Ernſt Rost beim Amtsgericht 

et. 


Todesfälle. 

Juſtzrath Adolf Kleinſchroth in München; — Rechts- 
anwalt Dietrich in Köln; — Juſtizrath Richelot in 
Sartenftein; — Juſtizrath Balthaſar Paur in München. 

— SEES EEE EEE EEE 
dir die Rückſendung der den Angeboten etwa beigefügten 

Original⸗Zeugniſſe übernimmt die Expedition der 
2 ___gurififchen Wochenſchrift“ keine Haftung. 


Einen mit Notariat und Koſtenweſen vollſtaͤndig vertrauten 
n Bürcan-Gehülfen ſucht, bei hohem Gehalt, zum ſofortigen 


Bäreanvorfteher, welcher völlig ſelbſtändig arbeiten kann, 
zum 1. pril oder früher geſucht. Anfangsgehalt 150 Mark. 
Rechtsanwalt Heinemann, Lüneburg. 


Büreauvorſteher 
An Meldungen mit Angabe der Gehaltsanſprüche und der bis⸗ 
gen Beſchäftigung, ſowie unter Beifügung von Zeugnißabſchriften an 
Rechtsanwalt . Mankiewicz, Frankfurt a. M. 


Ich ſuche zu möglichſt baldigem Eintritt einen erfahrene n 
Vüreanvorſteher. Rechtsanwalt Dr. Loeb, Darmſtadt. 


Erfahrener, älterer Büreauvorſteher für einen Rechts⸗ 
A an Berlin geſucht. Offerten mit Gehaltsanſprüchen und 
ngübe bieheriger Thätigkeit erbeten unter J. U. 6767 an Rudolf 
Noſſe, Berlin SW. 

Ein des Polniſchen mächtiger, ſelbſtändig arbeitender Büreau⸗ 

se wird zum 1. März d. J. gefucht. 
6 ferien mit Angabe der Gehaltsanſprüche unter V. 40 an 
ie Exped. der Jrriſt. Wochenſchrift in Berlin 8. 14. 


35 Bäreanvorſteher für mittleres Büreau zum 1. Febr. geſucht. 
N u und Gehaltsanſprüche unter X. 43 an die Expedition 
ger Seiffrift in Berlin 8. 14 erbeten. 


— 
— 
— 


— 
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Ühtiger Kanzliſt, auch für Notariat, zum 1. Febru 

h N „ zum 1. Februar cr. 
frust früher geſucht. Offerten G. B. 58, Poſtamt 49, Behren⸗ 
aße poſtlagernd. 
. . 


Erfahrener Bür.⸗Vorſt., mit Berliner Verh. 
1 verh., kautionsfähig, ſucht Stellung. Off. unter 
1 14 die Exp. dieſes Bl. in Berlin S. 14 erbeten. 

Angerer, tüchtiger Büreauvorfteher mit guten Zeugniſſen 


ht der 1/9. oder ſpa 
rt hl päter Stellung. Gefl. Offerten unter T. 88 
rend d. BL in Berlin C. 14 erbeten 


Bureau vorſteher, 86 J. alt, Stenogr., ſeit vielen Jahren und 
+3 in Sindentſch. thätig, fucht Stellung. Eintritt kann fofort 
. ft mt. U. 29 an die Erp. diefes Bl. in Berlin S. 14. 
; wol ranvorſteher, 25 Jahr alt, ledig, ſucht Stellung für 
en. Of. unter V. 44 an die Exp. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Tüchtiger Bür „ 24 Jah 2 
5 r alt, ſucht ſofort oder ſpaͤter 
Stellung event. als J. Gehilfe auf größerem Büreau. de unter 


4% an die Expedition dieſer Zeitung in Berlin S. 14 erbeten. 
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Erf. Bür.⸗Vorſt., auch firm in Notariat, ſucht Stellung per 
1. Febr. oder 1. März cr. Gef. Off. mit Geh.⸗Ang. erbeten an die 
Expedition dieſes Blattes in Berlin S. 14 unter A. 47. 

I. Anwaltsgeh., in ungek. Stellg., 24 J. alt, 9 J. beim 
Fach, mit allen Arb. durchaus erfahren, des Poln. mächt., ſucht z. 
1. 3. 01 anderw. Stellg. im größ. Büreau ep. als Büreauvorſt. 

Off. erb. unt. S. 83 an d. Exped. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Ein junger Aſſeſſor, der ſich mit den induſtriellen Verhältniſſen 
bekannt zu machen wünſcht und die Erledigung juriſtiſcher Angelegen⸗ 
heiten zu übernehmen hätte, von einem Werke der Elektricitätsbranche 
Weſtfalens zu ſofortigem Eintritt geſucht. Offerten unter E. 11 
an die Expedition dieſes Blattes in Berlin S. 14 zu richten. 


Alſeſſor ſucht Rechtsanwalt - bezw. Notarvertretung. Offerten 
unter K. 17 an die Erpedition dieſes Blattes in Berlin 8. 14. 


Wegzugshalber möchte vielverſprechende Anwalts-⸗Praxis in Pro⸗ 
vinzialſtadt, 20 000 E., Amtsger. mit 4 Richtern, nahe Berlin, einem 
Aſſeſſor gratis übertragen. Gefl. Off. sub W. 41 a. d. Exp. 
d. Ztſchr. in Berlin S. 14. 


Gewerbe- 


Anfallverſicherungs⸗ 
| Gele 


von DDr. W. Srandis und . Meyer. 
1900. 204 S. 80, karton. M. 2,60. 


Die Unfprüche der Verletzten find uach Vorausſetzung und 
Inhalt beſonders eingehend behandelt. 


UVG. f. Jand- u. Forſtwirthſchaft, 2,60 M., im Druck. 


Geſetzverlag Schulze & Go. 


Gr. Lichterfelde 3, Drakeſtr. 11. 
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Im Verlag von Adolf Titze in Leipzig iſt erſchienen: 


Die Anmöglichſieit der Jeiſtung 
nach deutſchem bürgerlichen Recht. 
Von 
Dr. jur. Heinrich Titze, 
Privatdozent in Göttingen. 
8%. XII und 337 Seiten. Geheftet. Preis 8 Mark 50 Pf. 


— 


Den Herren Notaren empfehle ich mein reichhaltiges Lager in: 


Dokumenten Rormalpapieren, 
welche dem neueſten Juſtiz - Miniſterial⸗Reſkript entſprechen; 


Muſter ſtehen gern gratis zur Verfügung. 


J. Y. Iarobfohn, Danzig, 


Papier -Groffhandlung, 
Lieferant Kaiſerl. Königl. Juſtiz⸗ u. Kommunal Behörden. 


Zeit ist Geld]! 


Heise's Bureauhefter 
ist der Beste. 


Hand -Draht-Heftmaschine 
für fertige Klammern, 

heftet Acten, Piecen etc. durch den 

Rücken wie die Seite leicht u. schnell. 


1 Per Stück Mk. 45,—. 
I} Viele Tausende im Betrieb. 


Otto Heise, Leipzig 13. 


rn: 17 7 


Te, e nk 
Prospecte gratis! 
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Antiqu. Kat. 221 Jura, gratis. 
Krüger & Co., Leipzig 30. 


Ankauf und Lieferung ooulant. 
Brockhaus’ Lex. 14. A. 17 Hfzbde (170.—) 85.—. 


Hamilien-Perforgung. 

Ber für feine Hinterbliebenen forgen will, erreicht dies am 
vortheilhafteſten durch Benutzung der Verſicherungseinrichtungen des 
Preußiſchen Beamten ⸗Vereins 
protekter: Seine Aalefit der Aaiſer 
Lebens-, Kapital-, Leibrenten- und Begräbnißgeld⸗ 
Verſicherungs⸗Auſtalt. 


Der Verein iſt die eier Verſicherungsanſtalt, welche ohne 
bezahlte Agenten arbeitet. Er übertraf bisher alle anderen Verſicherungs⸗ 
Anftalten durch die Gewinne aus der Minderſterblichkeit unter feinen 
Mitgliedern. Er hat bei unbedingter Sicherheit die niedrigen 


Prämien und ewährt hohe Dividenden. 
Reiner H 1899 = 2 Serſicherungen über 
13 140 700 Mart Kapital und 22 230 Mark jährl. Rente. 


Berſicherungsbeſtand 191 422 527 Mark, Bermögensbeftaud 
55 648 600 Mark. 

Der Ueberſchuf des r 1899 beträgt rund 
1850 000 Mark, wevon den Mitglichern der größte Theil 
als Dividende zugeführt wird. 

Die Kapital ⸗Verſicherung des Preußiſchen Beamten-Bereind 1 
vortheilhafter als die ſ. g. Militärdienſt⸗Verſicherung. Kapital- 
Versicherungen können von Jedermann, auch Nichtbeamten, be- 

t werden. 

8 er Verein ſtellt Dienſtkantisnen für Staats- und Kommunal · 
Aemter unter den 1 Bedingungen, ohne den Abſchluß einer 
gebensverſicherung zu Tor 

ahi nd alle deutſchen Reichs-, Staats- und 
119 ke Im Amts 3 55 en 
beamten, ferner die Beamten der en en 
Haften 9 Kennmandit eſellſchaften, Geiſtlichen, BR Lehrerinnen, 
15 tsanwälte, Aerzte, je: 8 Apotheker, Ingenieure, 


Architekten, Redakteure, Offiziere z. 
Militär⸗Apotheker und fonftige Milttärbeamten, ſowie auch die bei 


Kommunal- c. 
agenten, 


7 ET 
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Iniales u. Niederlagen: 


XXX. Jahrgang. 


In unferem Verlage iſt erſchienen: 


Die Gebührenordnung für Bethtsauniälte 
in der Faſſung vom 20. Mai 1898 
nedft Tandesgebührengeſetzen. 
Erläutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet von 


Carl Pfaſſeroth, 
Geheimen Kanzletrath im Reiche-Iuftizamt. 


Dritte durchgeſehene Auflage 
nebft ausführlichem Sachreziſter und Tabellen. 


Gr. 85. 19% Bogen. Preis in Leinen gebunden 7 M., 
portofrei M. 7,80. 


Das auch die Reue 6 mitumfaſſende Buch, 
für deſſen praktiſche Brauchbarkeit und Zuverläſſigkeit 
der Name des Verfaſſers bürgt, hat längft den Ruf eines für 
jede Auwaltsſtube unentbehrlichen Handbuchs erlangt 
und ſich auch durch feine ſachlichen Ausführungen als ein nüße 
liches Hülfsmittel für die gerichtliche Koſtenfeſtſeßun 
erwieſen. Dafür ſpricht auch die . daß der V u 
des Dentfchen Anwaltvereins in jeinem Organ die An- 
ſchaffung dieſes Buches empfohlen hat. 

Zu beziehen durch jede Sortimentsbuchhandlung ſowie gegen 
Einſendung des Betrages direkt vom unterzeichneten Verlage. 


8. 
Suliſchrelberſtruße 84/85. . Moeſer Suhhandlung. 


graudl 8 Seuffert, Spestalgeiäft für Abſchriften und 
BW., 3 


Vervielfältigungen, Berlin mmerſtr. 64 (Tel. I 8744) 
Speziell für Retsanwälte. Stets ſchleunigſte Abſchriften von Schrift ⸗ 
ſätzen aller Art. Strengſte Discretion, da fremde Hilfskräfte nicht benutzt 
werden. Auf Telephonruf Abholung und umgehende Zurückſendun 
Freiſe: Aktenſeite 10 Pfg., gleichz. Durchſchläge 5 Dig: Anfertig. 
dringenden Fällen auch über Nacht und Sonntags. Beſte Referenz. v. An- 
wälten zu Dienften. — Nach Ausw. poſtwendende Erledig. franco gegen fr. 


— 


Aforiation Berliner Shueiber 
en Med 
& 8 n SW., Jobauntterskr 16 
. empfiehlt ihre Spezialität von 
Amtstrachten für Juſtizbeamte. 
Amtsroben und Sarrets für 
Richter u. Rechtsanwälte: von R. —E, 
ſchreiber: von N. 15-89 
bei freier Zuſendunt. 
2 Ganze Größe, Bruſtwelte u. 


hnell-Schreibmaschine 


‚Deutsches ersthlassiges Fabrikat. 


Einfachste vollkommenste Konstruktion. Unmittelbar sichtbare Schrift. 
Grösste Leistungsfählgkeit. Stärkste Durchschlagskraft. 


Adler Fahrradwerke vorm. Heinrich Kleyer 


FRANKFURT A.M. 


Magdeburg, Mannheim, 
München, 


Berlin, Hamburg, Cassel, Cin. 5 = Stuttgart, 
Dresden Düsseidorf,Hallens. Vielfach prämiiert mit Kopenhagen, Stockholm, 
Hannover, Königsberg l. Pr. höchsten Auszeichnungen. Warschau. 


Vorführung 
anf Wonsch 
„ jederzeit. 


. 3 
— 


SPECIALITÄTEN: Schreibmaschinen, Fahrräder, Motorwagen. 


Kataloge, Zeugnisse 
und Referensen zu Diensten. 


Vertreter gesucht. 


Dar die Nedaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Organ des d eutſchen Anwalt ⸗ Vereins. 


Herausgegeben 


von Juſtifrakh M. Rempner, N. A. b. Idgr. I. 
Berlin W., Franzöſiſche Straße 9. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Werlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Inhalt, 

Vereinsnachrichten. S. 49. — Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. S. 49. — Literatur. S. 49. — Zu Art. 181 
Einf. ef. zum B. G. B. S. 50. — Zu Art. 181, 213 Einf. Gef. 
zum B. G. B. Zu § 33 Preuß. Ausführungsgeſetzes zur Grund⸗ 
buchorduung. S. 50. — Zu den 88 157, 550, 553, 1004 
8.6.8. S. 51. — Zu 88 904, 906 B. G. B. S. 52. — 
30 9 912 B. G. B. S. 52. — Zu 88 1568, 1574 B. G. B. 
S. 53. — Zu 5 1568 B. G. B. Ait. 201, 209 Einf. Gei. 
aum B. G. B. S. 54. — Zu den 58 1616 ff. B. G. B. 
8. 54. — Eibrechtliche Verhältniſſe, wenn der Erblaſſer vor 
dem 1. Januar 1900 geſtorben if. E. G. 88 213—217. 
8.55. — Vom Reichsgericht. S. 57. — Literatur. S. 67. 
— Perſonal- Veränderungen. S. 67. 


Vereinsnachrichten. 


Der Vereinsvorſtand hat beſchloſſen, den Auwaltstag 
auf den 6. und 7. September 1901 nach Danzig zu berufen. 


Hülfslaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwalts kammer im Bezirke des Oberlaudesgerichts 
iR Marienwerder hat der Kaffe abermals eine Beihülfe 
von 1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vor⸗ 
Rande iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank 
migeſprochen. 


— — —— 


Literatur. 


Zu der Beſprechung der „Feſtgabe“ der Rechtsanwaltſchaft 

Kammergerichts für Herrn Geh. Juſtizrath Wilke in 
%. 97/8 der Jur. Wochenſchr. von 1900 geht uns nad- 
lebende Berichtigung zu, der wir die Gegenäußerung des 
derihtöerftatterg folgen laſſen. 

Ju Nr. 97/98 der Jur. Wochenſchr. von 1900 iſt meine 
handlung über die Eintragung für die Wilke'ſche Feſtgabe 
von Henn „Kl.“ zum Gegenſtande einer für mich wenig 
ſcmmeicellhaſten Kritik gemacht worden. Herr „Kl.“ meint, es 
I schon „eine ungeheuerliche Zumuthung an den ſchlichten 
Nunſchenverftand⸗“ bei der Eigenthums übertragung von der causa 


für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


zu abſtrahiren; für die Art aber, wie ich die Iheringſche Begriffs 

ſpaltemaſchine anſetze, ſei das B. G. B. nicht verantwortlich: 
ich laſſe gar die Einigung des § 873, die ich 
S. 99 „richterlichen Formalakt“, S. 1010 
„Eintragungserklärung“ nenne, als drittes 
hinzutreten. 

Herr Kl. meint alſo, daß ich auch aus einer Eintragung 
eine Einigung mache. In der Beurtheilung des dinglichen 
Vertrages bin ich im Weſentlichen mit dem Herrn „Kl.“ ein- 
verſtanden, denn ich ſage S. 102, daß das Leben dingliche 
Verträge nicht kenne. Im Uebrigen aber bin ich mit meinem Herrn 
Kritiker das bedauerliche Opfer des Druckfehlerteufels geworden. 

S. 99, wo es heißt: 

Und zwar tritt die Einigung als richterlicher Formal⸗ 
akt zu dem abſtrakten dinglichen Vertrage bezw. zu der 
einſeitigen abſtrakten Verzichterklärung hinzu, 
mußte es, wie der Zuſammenhang ergiebt, für „Einigung“ 
„Eintragung“ heißen. Dann entfällt der Vorwurf! — 

Unter dem Banne des obigen Druckfehlers hat offenbar 
Herr „Kl.“ auch aus dem Paſſus S. 101 c das Gegentheil 
deſſen herausgeleſen, was dort ſteht. Ich nenne dort nicht die 
Einigung des $ 873 „Eintragungserklärung“, ſondern ſage 
wörtlich: 

die Eintragungserklärungen gehören dem formellen 

Prozeßrecht an, fie haben mit den Willenserklärungen 

des dinglichen Vertrages der Einigung nichts gemein. 
Vielleicht haben Sie die Güte, Herrn „Kl.“ zu veranlaſſen, daß 
er in ſeinem Rezenfionderemplar auf S. 99 den Druckfehler: 
Einigung für Ein tragung berichtigt; Herr Kl. und ich gehen 
dann ganz d'accord.“ Dr. Fuchs. 


Wenn ich das Opfer eines Druckfehlers geworden bin, 
deſſen Berichtigung ſonſt nahe genug gelegen hätte, ſo war der 
Grund eben der von Herrn Kollegen Fuchs hervorgehobene Satz 
(S. 101 e) ſeiner Abhandlung, der das Gegentheil deſſen 
ausſpreche, was ich ihm „vorgeworfen“ habe. Indeß find auch 
nach der „Berichtigung“ unter den „Eintragungserklärungen“ 
nur die Erklärungen über die im § 873 erforderte „Einigung“ 
zu verſtehen; ob dieſe dem formellen Rechte angehören, 
war für meine Auffafjung gleichgültig, da es mir nur darauf 
ankommt, daß nicht zwiſchen dieſe Einigung, die nur der Er— 
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füllung eines von den Betheiligten als bindend anerkannten 
„Cauſalvertrages“ gilt, und dieſen Vertrag noch ein „ dinglicher 
Vertrag“ eingeſchoben werde. Da Herr Kollege Fuchs nach der 
von mir allerdings überſehenen Bemerkung auf S. 102 in der 
Sache mit mir dahin übereinkommt, daß das Leben keine ding ⸗ 
lichen Verträge kennt, verſtehe ich um ſo weniger, warum er 
dieſe „Abſtraktionen“, wie er ſie ſelbſt nennt, auch auf dem 
Boden des B. G. B. fortſchleppt, obwohl dies, ſoweit ich ſehe, 
keinen Anlaß, geſchweige eine Nöthigung dazu enthält. — 
Gegenüber den Worten „wenig ſchmeichelhafte Kritik“ und 
„Vorwurf“, die Herr Kollege Fuchs von meiner Beſprechung 
ſeines Aufſatzes gebraucht, muß ich mir eine allgemeine Be⸗ 
merkung geſtatten. Ich habe im Eingange meines Berichts die 
„Feſtgabe“ im Ganzen wie in allen einzelnen Beſtandtheilen 
mit einer Wärme begrüßt, mit der ich nicht verſchwenderiſch 
bin. Wenn ich daran einige Ausführungen zu einzelnen Auf- 
ſätzen knüpfte, jo hat mir dabei die Vorſtellung von Schmeichelei 
oder Vorwurf gleich fern gelegen. Wird über die all⸗ 
gemeine Kennzeichnung eines literariſchen Werkes hinaus auf die 
Sache ſelbſt eingegangen, jo kann es nur noch darauf an- 
kommen, was richtig iſt oder nicht. Dem Verfaſſer, der die 
Auffafſung des Berichterſtatters unrichtig findet, ſteht in jeder 
literariſchen Zeitſchrift der Weg der ſachlichen Berichtigung un⸗ 
verſchränkt offen. Alle ſachlichen Bemerkungen, die ich zu den 
Aufſätzen der Feſtgabe gemacht habe, gehen auf das eine Ziel 
los, einer unfruchtbaren juriſtiſchen Scholaſtik zumal auf dem 
neuen Boden des B. G. B. vorzubeugen, und gerade in den 
Kreiſen meiner Berufsgenoſſen des Anwaltſtandes, der in ſeiner 
Lebensſtellung die tägliche Anregung findet, fich die Freiheit des 
Blicks für die Bedürfniſſe des Rechtslebens zu wahren, die das 
Kathedergelehrtenthum und die „Richterkarriere“ ſich ſelbſt zum 
guten Theile abſchneiden. In dieſem Beſtreben ſollen mich auch 
gelegentliche Mißverſtändniſſe nicht irre machen. 


Leipzig. Klöppel. 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. A.-G. 
für Cartonagen⸗Induſtrie c. Sächſiſche Cartonagen⸗ 
Maſchinen⸗A.⸗G. vom 10. Dezember 1900, 

Nr. 285/1900 VI. 

II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht führt aus: 

Durch die im Jahre 1895 von der Beklagten erlaſſenen 
Bekanntmachungen und Schreiben, in denen die Klägerin einer 
Verletzung des Patentes Nr. 36 196 geziehen und unter Be⸗ 
rufung auf dieſes Patent vor der Verwendung der von der 
Klägerin in den Handel gebrachten Blechklammern gewarnt 
worden ſei, habe ſich die Beklagte eines rechtswidrigen Eingriffs 
in die Freiheit des Gewerbebetriebes der Klägerin ſchuldig ge⸗ 
macht. Nach Sächfiſchem Rechte jet demjenigen, der in feinem 
berechtigten Gewerbebetriebe von einem Andern dadurch, daß 
dieſer ſich unbegründeter Weiſe ein dieſen Gewerbebetrieb be⸗ 
ſchränkendes Verbindungsrecht beilege, beeinträchtigt oder be 
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unruhigt werde, entſprechend zu ſchützen wie der Eigenthümer, 
deſſen Eigenthumsrecht geftört werde, alſo nach den Grundſätzen 
über die negatoriſche Klage. Mit dieſer könne aber nach 
Sächfiſchem Rechte Erſatz des durch die Störung entſtandenen 
Schadens verlangt werden, ohne Rückſicht darauf, ob bie ob- 
jektiv rechtswidrige Handlung des Störenden dieſem zur Ver⸗ 
ſchuldung — Abficht oder Fahrläſſigkeit — anzurechnen ſei oder 
nicht. Demnach komme auch hier nichts darauf an, ob in dem 
Verhalten der Beklagten auch ein ſubjektiv ſchuldhafter Eingriff 
in die Rechte der Klägerin zu befinden ſei. 

Die Revifion meint, es ſei zunächſt fraglich, ob für die 
von der Klägerin aus einem eigenthumsähnlichen Rechte ber- 
geleiteten Anſprüche auch jetzt noch das Sächſiſche Recht ent⸗ 
ſcheidend ſei oder nicht, vielmehr nach Artikel 181 des Ein⸗ 
führungs⸗Geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche das neue Recht. 
Das letztere iſt indeß zu verneinen, auch dann, wenn man an⸗ 
nimmt, daß Artikel 181 entſprechend auch auf Rechtsverhältniſſe 
anzuwenden ſei, die nach Analogie der über das Eigenthum 
geltenden Grundſätze zu beurtheilen find bez. bisher beurtheilt 
worden find. Es handelt ſich jetzt nicht darum, welche Wir⸗ 
kungen dem nach Analogie des Eigenthums zu ſchützenden 
Rechte der Klägerin auf ungeftörten Gewerbebetrieb nach Inhalt 
und Umfang jetzt zukommen, ſondern um die Feſtſtellung der 
rechtlichen Folgen, welche von der Beklagten im Jahre 1895 
vorgenommene Handlungen, durch die fie in jenes Recht ftörend 
eingegriffen hat, vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſeßz ⸗ 
buchs gehabt haben, ſpeziell um die Frage, ob dieſe Handlungen 
die perſönliche Verpflichtung der Beklagten zum Schadenerſatz 
begründet haben. Hierfür iſt nach Artikel 170 des Einführungt- 
geſetzes das frühere Recht maßgebend. Vergleiche auch Habicht, 
die Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ꝛc. II. Auflage 
§ 39 unter B und C (S. 884 fg. 388). Etwas hiermit in 
Widerſpruch ſtehendes iſt auch nicht in dem Urtheil des V. Civil ⸗ 
ſenats des Reichsgerichts vom 16. Juni 1900 — V. 76/1900, 
Deutſche Juriſtenzeitung Jahrgang 1900 Nr. 21 — aus⸗ 
geſprochen. 


Zu Art. 181, 213 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu § 33 Preuß. Ans führungsgeſetzes zur Grund⸗ 
buchordnung. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lieſegang 


c. Lieſegang vom 15. Dezember 1900, Nr. 247/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 

das Berufungsgericht zurückgewieſen. ö 
Aus den Gründen. 

Die Revifton iſt begründet. 

Zutreffend geht der Berufungsrichter davon aus, daß die 
Kläger nicht fideikommiſſariſche Erben, ſondern fideikommiſſariſche 
Vermächtnißnehmer nach Johann Friedrich Lieſegang geworden 
find, daß, da der Tod der Fiduziarerbin Emma Lieſegang vor 
dem 1. Januar 1900 eingetreten iſt, für den Erwerb der 
Kläger gemäß Artikel 213, 181 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch die Vorſchriften des Allgemeinen Land ⸗ 
rechts maßgebend find, daß nach dieſen (Theil I Titel 12 58 262, 
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263, 288, 466) der fideikommiſſariſche Vermächtnißnehmer mit 
dem Eintritte des Subſtitutionsfalls Eigenthümer der ver⸗ 
machten Sachen wird, daß aber mit Rückſicht auf die eventuelle 
Pflicht des Vermächtnißnehmers, zu den Nachlaßſchulden bei- 
zutragen (Allgemeines Landrecht Theil I Titel 12 88 311, 334 ff.), 
die Inbefitznahme der Sachen und die Eintragung des Eigen⸗ 
thums des Vermächtnißnehmers von der Einwilligung des 
Erben abhängig iſt. Ausdrücklich wurde die Bewilligung des 
Erben zu der Gigenthumseintragung im 5 53 der Preuß. 
Grundbuchordnung verlangt. Dieſer § 53 iſt mit der ganzen 
Grundbuchordnung von 1872 durch Artikel 33 des Preuß. 
Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung aufgehoben. Die 
Annahme, daß der 8 58 die Eigenſchaft einer Uebergangsvor⸗ 
ſchrift habe und als ſolche durch jenen Artikel 33 aufrecht er⸗ 
halten ſei, obwohl in dem hier in Betracht kommenden Be⸗ 
zirke das neue Liegenſchaftsrecht bereits ſeit dem 1. Januar 
1900 gilt (vgl. Königliche Verordnung vom 13. November 
1899 Artikel 3), iſt rechtsirrthümlich; doch kommt es auf den 
näheren Nachweis des Irrthums nicht an, da die Einwilligung 
des Erben jedenfalls auch nach § 19 der Reichsgrundbuch⸗ 
ordnung erforderlich iſt (vgl. Habicht, Einwirkung 2. Auflage 
S. 663). 

Der Berufungsrichter mußte dieſe Unterſuchung anſtellen, 
weil die Klage auf Bewilligung der Eigenthumseintragung hin⸗ 
fällig fein würde, wenn die Beklagte als Erbin der Fiduziar⸗ 
erbin dieſe nicht zu bewilligen hätte. 


Zu den §8 157, 550, 553, 1004 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Fricke 
e. Steger vom 27. Dezember 1900, Nr. 316 / 1900 VI. 

II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Revifion des Klägers auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurüͤckgewieſen. 
Gründe. 

Das Berufungsgericht hat die erhobene Eigenthumsfreiheits⸗ 
klage deshalb abgewieſen, weil die Beklagte, auch wenn die 
Klage objektiv begründet ſein ſollte, jedenfalls nicht der „Störer“ 
ſein würde, von dem nach § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
der Kläger die Beſeitigung der Beeinträchtigung ſeines Eigen⸗ 
thums rechtes verlangen koͤnnte. Das Oberlandesgericht nimmt 
dabei an, daß die Beklagte, da fie ihr Grundſtück zum Betriebe 
einer Gaſtwirthſchaft vermiethet habe, allerdings als Miturheberin 
des dort ſtattfindenden gewohnlichen Wirthshauslärmes zu 
gelten habe, daß es aber hierauf nicht ankomme, da der Kläger 
dieſen Lärm ſich gefallen laſſen müſſe, und daß der außer. 
gewöhnliche, übermäßige Lärm nicht auf die Beklagte als Ur. 
heberin zurückzuführen ſein würde, weil ſie ſpeziell hierzu das 
Grundftüd nicht vermiethet habe, und weil fie andererſeits dem 
Miether gegenüber doch kein Recht habe, ihn an folder Aus- 
nutzung deſſelben zu hindern. Dieſe Begründung iſt rechtsirrig. 
kann nicht ohne Weiteres angenommen werden, daß der 
Bermiether oder Verpächter nicht in der Lage ſei, den Miether 
oder Pächter an einer ſolchen Benutzung des Grundſtückes zu 
hindern, in welcher ein Eingriff in das Eigenthumsrecht am 
Nachbargrundſtücke liegen würde. Wenn das der Fall wäre, fo 


würde übrigens in jeder Vermiethung oder Verpachtung eines 
Grundſtückes, bei der ſolche Eingriffe dem Miether oder Pächter 
nicht ſpeziell unterſagt wären, eine Urſache derjenigen Eingriffe 
zu erblicken ſein, die letzterer etwa beginge. Aber es iſt eben 
nicht ſo, weder nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, noch nach 
dem frühern gemeinen Rechte. Was zunächſt das neue Recht 
anlangt, jo bringt der in § 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für die Vertragsauslegung für maßgebend erklärte Grundſatz von 
Treue und Glauben es mit ſich, daß der Miethvertrag im 
Zweifel dahin verſtanden werde, daß der Miether ſolche Hand⸗ 
lungen, welche nach den allgemeinen Regeln des Nachbarrechtes 
dem Nachbar gegenüber als rechtswidrig erſcheinen, nicht ſolle 
vornehmen dürfen. Dann ſtellt ſich aber die trotzdem erfolgte 
Vornahme ſolcher Handlungen im Sinne des 8 550 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs als ein vertragswidriger Gebrauch des Mieth · 
gegenſtandes dar, jo daß der Vermiether nach vorgängiger ver- 
geblicher Abmahnung gegen den Miether auf Unterlaffung klagen, 
unter Umſtänden auch nach § 553 daſelbſt das Miethverhältniß 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen könnte. In⸗ 
ſofern er von dieſen Rechten keinen Gebrauch macht, ſondern 
die Verletzungen des Nachbarrechtes unthätig duldet, macht er 
ſich ſelbſt für dieſelben mitverantwortlich und erſcheint daher im 
Sinne des § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als „Störer“. 
Der Vermiether unterliegt alſo wegen wiederholter Eingriffe 
des Miethers in das Eigenthumsrecht des Nachbars prima facie 
allemal neben dem Miether der Eigenthumsfreiheitsklage, weil 
er entweder ſein Grundſtück mit der Berechtigung des Miethers 
zu ſolchen Eingriffen (ihm, dem Vermiether, gegenüber) ver- 
miethet hat, oder in der Lage wäre, den Miether an den auch 
ihm gegenüber unberechtigten Eingriffen zu hindern. Hier iſt 
nun freilich das Miethverhältniß vor dem Jahre 1900 begründet 
worden, folglich, wie ſich aus Art. 171 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche ergiebt, wenigſtens zunächſt noch 
nach dem ältern, hier alſo nach dem gemeinen Deutſchen Rechte 
zu beurtheilen. Indeſſen macht dies keinen weſentlichen Unter- 
ſchied; denn auch nach gemeinem Rechte waren die Verträge 
nach Treue und Glauben auszulegen, und auch dieſes Recht 
kannte nach 1. 3 C. de loc. 4,65 und c. 3 X. de loc. 3,18 
die Aufhebung des Miethvertrages wegen Mißbrauches der ge⸗ 
mietheten Sache. Es mag noch bemerkt werden, daß auch das 
frühere, bei Seuffert, Archiv, Bd. 48 Nr. 247, mitgetheilte 
Urtheil des Berufungsgerichtes nicht erkennbar, wie letzteres jetzt 
gemeint hat, auf einem von dem hier eingenommenen ab- 
weichenden Standpunkte ſteht, nur daß allerdings der konkrete 
Fall damals etwas anders beſchaffen war, als der jetzt vor⸗ 
liegende. 

Konnte hiernach das angefochtene Urtheil nicht aufrecht 
erhalten werden, ſo iſt damit freilich noch nicht geſagt, daß 
eventuell die Beklagte ſchlechthin als Urheberin alles des über⸗ 
mäßigen Lärmes zu behandeln ſein würde, der etwa von ihrem 
Grundſtücke in dasjenige des Klägers hinüber gedrungen ſein 
und noch hinüber dringen möchte. Es würde vielmehr darauf 
ankommen, ob ſie alles Ihrige dazu gethan hätte, um den be⸗ 
treffenden Eingriff in das Recht des Klägers zu hindern: dann 
natürlich würde man nicht im Sinne des Klagantrages ſagen 
konnen, ſie habe den betreffenden Lärm hinüber dringen „laſſen“. 
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Zu 88 904, 906 B. G. B. 


Erkennitniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Stadt 
Bielefeld e. Gunſt vom 15. Dezember 1900, 
Nr. 252/1900 V. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Keinen Grund hat die Beſtreitung der Paffivlegitimation. 
Anwendbar iſt nicht das alte Recht, denn um eine Waſſerrechts⸗ 
Streitigkeit handelt es ſich nicht (Artikel 65 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche), ſondern um einen 
Eigenthumsanſpruch (Artikel 181), wenn auch an einem Privat- 
fluſſe. Aber die SS 904, 906 des Bürgerlichen Geſetzbuches, 
die von der Reviſion angerufen werden, find nicht verletzt. Um 
einen Nothſtand für die Stadt i. S. des § 904 handelt es ſich 
überhaupt nicht, und der mit der bisherigen Rechtſprechung im 
Einklange ſtehende § 906 verbietet gerade ſolche Einwirkungen 
auf fremdes Eigenthum, die, wie hier feſtgeſtellt iſt, das ge⸗ 
wohnliche Maß überſchreiten. Dieſe Einwirkung iſt auch von 
der Beklagten zu vertreten, wenngleich nicht fie ſelbſt die ſchäd⸗ 
lichen Beſtandtheile in den Kanal leitet. Sie hat die 
Kanaliſation geſchaffen oder herſtellen laſſen, alſo die Ein⸗ 
richtungen auf ihrem Eigenthum, in den Straßen, getroffen und 
den Bürgern zur Verfügung geſtellt, die jetzt benutzt werden, 
ſchädliche Einwirkungen auf das Eigenthum des Klägers zu üben. 
Dieſe Anlage iſt Grund der Störung des Eigenthums des Klägers 
und darum iſt die Beklagte für die Störung verantwortlich, 

Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 45 Nr. 76 S. 298, 
gegen welche der Kläger nahezu ſchutzlos ſein würde, wenn es 
ihm obläge, die einzelnen Hausbefitzer ausfindig zu machen, von 
denen die Verunreinigung ausgeht. Dadurch, daß die Stadt, 
wie fie behauptet, oder die Polizei ſolche Verunreinigung ver- 
boten hat, kann die Beklagte nicht gegen die privatrechtlichen 
Folgen eines Eingriffs in fremdes Eigenthum geſchützt werden, 


der eine Folge der von ihr auf ihrem Grundſtück getroffenen 
Einrichtungen iſt. 


555 e 


Zu $ 912 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Wagner 
c. Schmohl vom 5. Dezember 1900, Nr. 232/1900 V. 


II. J. O. L. G. Naumburg. 
Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Revifion wirft unter Bezugnahme auf das Erkenntniß 
des Reichsgerichts vom 19. Mai 1900 (V 76/1900, mitgetheilt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Beilage des neuen Rechts, 
S. 15) dem Berufungsrichter vor, daß er bei Beurtheilung der 
Frage, ob die Beklagte auch nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches zur Zurückziehung des Baues auf die wahre 
Grenzlinie verpflichtet ſei, ausſchließlich das bisherige Recht berück⸗ 
ſichtigt habe, während es hierzu eines Eingehens auf die Vor⸗ 
ſchriften des neuen Rechts, insbeſondere auf den § 912 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bedurft hätte. Dieſer Vorwurf iſt an 
ſich begründet; er kann aber zur Aufhebung der Vorentſcheidung 
nicht führen. Nicht begründet wäre er, wenn der Berufungs- 
richter feſtgeſtellt hätte, daß die Beklagte nach den Beſtimmungen 
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in 88 340—342 Titel 9 Theil I des Allgemeinen Landrecht 
das Eigenthum an derjenigen Grundfläche erworben habe, auf 
welche ſich der Ueberbau erſtreckt; denn wäre dies der Fall, ſo 
würde auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches dieſes Eigenthum fortbeſtanden haben, und damit wäre 
hinfichtlich einer Verpflichtung der Beklagten zur Zurückziehung 
des Baues für eine Anwendung des neuen Rechts kein Raum. 
Aber zu dieſem Ergebniß kommt der Berufungsrichter nicht. 
Er ſtellt im Gegentheil feſt, daß ſich die Beklagte auf die 
Vorſchriften in SS 340—342 a. a. O. nicht berufen könne, 
weil ſie deren Vorausſetzungen nicht nachgewieſen habe. Iſt 
dies der Fall, ſo iſt es allerdings rechtsirrthümlich, wenn der 
Berufungsrichter nun ausſchließlich die landrechtlichen Vorſchriften 
dafür entſcheidend fein läßt, ob die Beklagte den Bau zurück ⸗ 
zurücken habe. Dies iſt in dem obenerwähnten Urtheil des 
erkennenden Senats ausgeſprochen und ausführlich begründet 
worden. Eine Aufhebung der Vorentſcheidung würde ſich hieraus 
aber nur dann als nothwendige Folge ergeben, wenn die that ⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen, welche der Berufungsrichter in An- 
wendung des bisherigen Rechts getroffen hat, nicht hinreichten, 
um zugleich als Grundlage für die Anwendung des neuen 
Rechts zu dienen. Andernfalls, nämlich wenn fie hierzu aus- 
reichen, läßt ſich daraus allein, daß der Berufungsrichter die 
rechtliche Beurtheilung auf die Vorſchriften des bisherigen Rechts 
geſtützt hat, eine Aufhebung feiner Entſcheidung nicht recht ⸗ 
fertigen. Und ſo liegt der Fall hier. 

Nach § 341 Titel 9 Theil I des Allgemeinen Landrechts 
braucht derjenige, welcher über die Grenze gebaut hat, voraus 
geſetzt, daß „das Gebäude durch Zufall, geringes oder mäßiges 
Verſehen vorgerückt worden“ dem Nachbarn „nur den Grund 
und Boden nach einer billigen Taxe zu vergüten“, und gegen- 
ſätzlich hierzu beſtimmt § 342 daſelbſt, daß er ſchuldig iſt, 
„das Gebäude auf ſeine Koſten bis innerhalb ſeiner Grenzen 
einzuziehen“, wenn er die wahre Grenzlinie aus Vorſatz oder 
grobem Verſehen überſchritten hat. Vorſatz und grobes Ver⸗ 
ſehen ſoll nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters gegen 
die Beklagte vorliegen. Wäre hierauf die Verurtheilung der 
Beklagten allein geſtützt, ſo könnte es fraglich ſein, ob ſie 
aufrecht erhalten werden darf. Denn das Bewußtſein, die 
Grenze zu überſchreiten, und der Vorſatz hierzu ſoll nach der 
Feſtſtellung des Berufungsrichters nicht ſowohl bei der Be⸗ 
klagten, als vielmehr bei dem den Bau ausführenden Perſonal 
der Firma Aßmann & Seidel vorhanden geweſen fein, und es 
könnte immerhin in Frage kommen, ob eine ſolche Zurechnung 
aus der Perſon des Bauausführenden in die des Bauherrn 
zuläſſig und ob ſie ausreichend iſt, um anzunehmen, daß dem 
letzteren Vorſatz im Sinne des § 912 des Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs „zur Laſt fällt“. Einer Entſcheidung hierüber bedarf es 
nicht. Auch ein zweiter Punkt, welcher die Feſtſtellung der 
groben Fahrläſſigkeit betrifft, kann unentſchieden bleiben. Der 
Berufungsrichter ſieht zwar als erwieſen an, daß der Beklagten 
ein Verſehen zur Laſt falle, welches „bei gewöhnlicher Be⸗ 
fähigung ohne Anſtrengung der Aufmerkſamkeit hätte vermieden 
werden können“; aber gerade dieſe Formulirung, die ſich erſichtlich 
an § 18 Titel 3 Theil I des Allgemeinen Landrechts anſchließt, 
zeigt, daß der Berufungsrichter das Verſehen der Beklagten nach 
den landrechtlichen Abſtufungen beuribeilt und in ihm ein 
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„grobes Verſehen“ im Sinne der bisherigen Unterſcheidung 
erkannt hat. Hier könnte nun wieder fraglich fein, ob ſich 
„grobes Verſehen“ im Sinne des bisherigen Rechts mit der 
„groben Fahrläſfigkeit“, von welcher in § 912 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Rede iſt, vollſtändig deckt, zumal für letztere 
ein objektiver Maßſtab im Geſetz nicht gegeben, ſondern es dem 
Richter überlaſſen tft, nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
darüber zu befinden, ob eine beſonders ſchwere Verletzung der 
ſchuldigen Sorgfalt (§ 276 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
anzunehmen ſei. 

Einer Entſcheidung über die im Vorſtehenden hervor⸗ 
gehobenen beiden Punkte bedarf es deshalb nicht, weil ſowohl 
nach bisherigem wie nach neuem Recht die Beklagte dafür 
beweispflichtig iſt, daß ihr weder Vorſatz noch grobe Fahr⸗ 
laͤffigkeit zur Laft falle, und weil der Berufungsrichter nach 
dieſer Richtung hin ihre Anführungen geprüft und feſtgeſtellt 
bat, daß fie den ihr obliegenden Beweis nicht geführt habe. 
Daß ſich zunächſt in Anſehung der hier fraglichen Beweislaſt 
das neue Recht von dem bisherigen nicht unterſcheidet, kann 
nicht wohl zweifelhaft ſein; für das Landrecht ſteht es nach 
unbeanſtandeter Rechtsübung feſt, daß derjenige, welcher den 
Schutz des 8 341 cit. für ſich in Anſpruch nimmt, auch nach⸗ 
zuweiſen hat, daß er nur aus Zufall oder durch geringes oder 
mäßiges Verſehen über die wahre Grenzlinie gekommen ſei, 
und daß auch nach § 912 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der⸗ 
jenige, der über die Grenze gebaut hat, den Nachweis dafür 
übernehmen muß, daß ihm Vorſatz oder grobe Fahrläffigkeit 
nicht zur Laſt falle, folgt einerſeits aus dem Wortlaut des 
Geſetzes, welches mit der Wendung: „ohne daß ihm Vorſatz 
oder grobe Fahrläſfigkeit zur Laſt fällt“ zugleich auf die Be⸗ 
weis laft abzielt, und iſt andererſeits bei der Berathung des 
Geſetzes in der Kommiſſion des Reichstages (Protokoll III S. 135) 
ausdrücklich anerkannt worden (vergl. hierzu Turnau ⸗Foerſter, 
Liegenſchaftsrecht Bd. I S. 293 Note 3). Nun hat aber der Be⸗ 
tufungs richter unter eingehender Würdigung aller von der Beklagten 
aufgeftellten Behauptungen ausdrücklich ausgeſprochen, daß fie 

„nicht den ihr obliegenden Beweis dafür erbracht hat, 

daß ihr in Bezug auf den Grenzüberbau weder 

Vorſatz noch grobes Verſehen zur Laſt gefallen ſei“, 
und er hat dies an anderer Stelle noch dahin verſtärkt, daß 
nicht feftſtehe, „daß ſie oder ihr Ehemann von den Vorgängen 
bei der Ausführung des Grundmauerwerkes keine Kenntniß 
gehabt habe“. Hiergegen kann die Revifion mit Erfolg nicht 
ankämpfen; ſie vermag nicht nachzuweiſen, daß etwa eine Be⸗ 
hauptung der Beklagten unbeachtet geblieben ſei, und ſie ſteht 
daher einer thatſächlichen Würdigung gegenüber, die in ſich ge- 
ſchloſſfen und vollſtändig iſt. Dieſe Würdigung reicht nicht 
blos für das bisherige Recht aus, ſondern auch für den § 912 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, weil auch nach ihm die Beweislaſt 
in weſentlich gleichem Umfange demjenigen zufällt, der beim 
Bau die Grenze überſchritten hat. Das Ergebniß iſt alſo, 
daß die Feſtſtellung des Berufungsrichters einer Ergänzung 
nicht bedarf, auch wenn man — was von ihm überſehen 
worden iſt — das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf den 
vorliegenden Fall zur Anwendung bringt, und an dieſem Er⸗ 
gebniß muß die Revifion ſcheitern. 
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Zu 88 1568, 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hooge 
c. Hooge vom 13. Dezember 1900, Nr. 239 / 1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Durch das Urtheil des Landgerichts 1 zu Berlin vom 
12. Oktober 1892 iſt auf die Klage und Widerklage die 
Ehe der Parteien für getrennt und die Beklagte für 
den überwiegend ſchuldigen Theil erklärt worden. Gegen dieſes 
Urtheil hat die Beklagte Berufung eingelegt mit dem Antrage, 
unter Abänderung der Vorentſcheidung die Klage abzuweiſen 
und nach dem Widerklageantrage zu erkennen; der Kläger hat 
dagegen beantragt, die gegneriſche Berufung zurückzuweiſen. 
Das Berufungsgericht hat durch Urtheil vom 22. Mai 1900 
auf die Berufung der Beklagten das erſte Urtheil dahin abge⸗ 
ändert: Die Klage wird abgewieſen. Der Kläger iſt 
an der Scheidung ſchuldig. 

Auf Berufung des Klägers iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Inſoweit die auf Trennung der Ehe gerichtete Klage 
abgewieſen iſt, erweiſt ſich die Revifion als unbegründet. 
Es kann dahin geſtellt bleiben, ob die Abweiſung ſich ſchon 
deshalb rechtfertigt, weil die Ehe bereits auf die Widerklage 
getrennt und dieſe Entſcheidung in relative Rechtskraft überge⸗ 
gangen iſt, da Kläger hiergegen weder Berufung noch Anſchluß⸗ 
berufung eingelegt hat. Nimmt man an, daß durch dieſe Ent⸗ 
ſcheidung der Anſpruch des Klägers auf Trennung der Ehe 
konſumirt iſt, ſo unterliegt dieſer Anſpruch ſchon aus formalen 
Gründen der Abweiſung. Geht man davon aus, daß trotz der 
auf die Widerklage erfolgten Trennung der Che der jelbit- 
ſtändig erhobene Anſpruch des Klägers auf Ehetrennung einer 
ſelbſtändigen ſachlichen Entſcheidung bedürfe, ſo erweiſt ſich die 
Reviſion aus materiellen Gründen als ungerechtfertigt. Bei 
materieller Prüfung der Klage auf Chetrennung iſt, wie das 
Berufungsgericht zutreffend annimmt, gemäß Artikel 201 Abſ. 1 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch (Ent- 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 45 S. 95 ff.) das neue Recht 
mit der ſich aus Abſ. 2 des Artikels 201 ergebenden Maßgabe 
anwendbar. Bei ſolcher Prüfung gelangt aber das Berufungs- 
gericht zur Abweiſung der Scheidungsklage, indem es den That⸗ 
beſtand des § 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs für nicht erfüllt 
anſieht. Rechtsirrthümer find hierbei nicht erkennbar. Bei der 
Frage, ob ſchwere Pflichtverletzungen im Sinne des $ 1568 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen, kann recht wohl mit dem 
Berufungsgericht das ſubjektive Moment, die Aufgeregtheit der 
Beklagten und die demzufolge fehlende bösliche Abficht in Er⸗ 
wägung gezogen werden. Auch die Erwägung, daß der Kläger 
ſich gegen die Beklagte ſchlimmere Ehevergehen insbeſondere 
Beſchimpfungen und Mißhandlungen habe zu Schulden kommen 
laſſen, liegt nicht außerhalb des Rahmens des § 1568. Unter 
ſolchen Umſtänden kann im Sinne dieſer Beſtimmung dem 
Kläger recht wohl die Fortſetzung der Ehe zugemuthet werden. 

Dagegen iſt die Reviſion bezüglich der Schuldfrage für 
alle Fälle begründet. Geht man davon aus, daß die Ehe durch 
das erſtinſtanzliche Urtheil vom 12. Oktober 1898 ein für alle 
Mal beiden Parteien gegenüber rechtskräftig geſchieden worden 
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und für das Berufungsgericht nur noch die Entſcheidung über 
die Schuldfrage ausſtand, ſo war letztere Entſcheidung nach 
Allgemeinem Landrecht zu treffen. Denn gemäß 8 1574 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt die Entſcheidung über die 
Schuldfrage entſprechend dem inneren Zuſammenhange derſelben 
mit den Vorſchriften über die Scheidung nur dann nach neuem 
Rechte, wenn auch die Scheidung ſelbſt auf Grund der Be⸗ 
ftimmungen in den 88 1565 bis 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſprochen worden iſt. Iſt aber die Ehe durch das Urtheil 
vom 12. Oktober 1898 endgültig nach den Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts geſchieden, jo bleibt auch das All. 
gemeine Landrecht maßgebend für die noch ausſtehende Schuld- 
frage. Ebendaſſelbe Reſultat ergiebt ſich aber auch dann, wenn 
man annimmt, daß das zweitinſtanzliche Gericht noch zur 
materiellen Entſcheidung über die Klage auf Ehetrennung in Ge⸗ 
mäßheit der Vorſchriften des neuen Rechts berufen war. Auch 
alsdann iſt es ungerechtfertigt, wenn das Berufungsgericht die 
Entſcheidung der Schuldfrage auf $ 1574 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gründet. Denn in Verfolg der auf die Widerklage 
am 12. Oktober 1898 ausgeſprochenen Trennung der Ehe iſt 
die Schuldfrage nach altem Rechte zu entſcheiden. § 1574 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt inſoweit von vornherein unan- 
wendbar, da er zu ſeiner Anwendbarkeit überall vorausſetzt, daß 
auch die Scheidung nach neuem Rechte erfolgt iſt. Muß man 
aber hiernach davon ausgehen, daß für die Schuldfrage in 
Conſequenz der auf die Widerklage ausgeſprochenen Ehetrennung 
das Allgemeine Landrecht entſcheidend iſt, jo ergiebt ſich hieraus 
in weiterer Folge, daß auch auf die in der Klage verlangte 
Schuldigerklärung das Allgemeine Landrecht zur Anwendung 
kommen muß. Denn nach dem dem Allgemeinen Landrecht zu 
Grunde liegenden Abwägungsſyſtem läßt ſich die Schuldfrage 
nicht getrennt, nach ganz verſchiedenen ſich widerſprechenden 
Prinzipien entſcheiden. Bei der ſonach auf Grund der 
88 746 ff. Theil II Titel 1 Allgemeinen Landrechts eintretenden 
Abwägung des Schuldmoments werden aber auch die 
remittirten vor dem 18. September 1896 liegenden Fälle heran ⸗ 
zuziehen ſein, da dieſelben für die Schuldfrage von ſelbſtändiger 
Bedeutung bleiben. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Art. 201, 209 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Winter 
c. Winter vom 13. Dezember 1900, Nr. 262/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Marienwerder. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Vorſchrift des Artikels 209 Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche, wonach die Scheidung von dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften erfolgt, findet auch, mit der in Abſatz 2 des Artikels 201 
vorgeſehenen Maßgabe, auf die zu dieſem Zeitpunkte rechts⸗ 
hängigen Scheidungsſachen Anwendung, und geht daher das 
Berufungsgericht zutreffend davon aus, daß in erſter Reihe zu 
prüfen iſt, ob die von den Parteien geltend gemachten gegen- 
ſeitigen Verfehlungen einen Scheidungsgrund nach den Vor⸗ 
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ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs abgeben, während erſt, 
wenn dies zu bejahen, weiter zu prüfen iſt, ob die Verfehlungen 
auch nach dem bisherigen Recht, dem Allgemeinen Landrecht, 
unter deſſen Herrſchaft ſie begangen, einen Scheidungsgrund dar⸗ 
ſtellen. 

Was die Klage betrifft, ſo kennt das, bei Beſtimmung der 
Scheidungsgründe, abgeſehen von dem Falle der Geiſtes krank⸗ 
heit — § 1561 —, auf dem Verſchuldungsprinzipe beruhende 
Bürgerliche Geſetzbuch das Unvermögen des einen oder des 
anderen Ehegatten zur Leiſtung der ehelichen Pflicht, für fich 
und als ſolches, als Scheidungsgrund nicht; nur iſt nicht aus ⸗ 
geſchloſſen, daß ein Ehegatte geeignetenfalls auf Grund des 
§ 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Scheidung zu verlangen 
berechtigt ſein kann, wenn der andere Ehegatte dieſes ſein Un⸗ 
vermögen ſchuldvoller Weiſe durch unſittliches Verhalten ver- 
urſacht hat (vergleiche Motive zu dem Entwurfe des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs — erſter Leſung — Bd. IV S. 567 folg. 
unter 3). Das Berufungsgericht, welches übrigens das ge⸗ 
ſchlechtliche Unvermögen des Beklagten keineswegs für dargethan 
erachtet, vermißt jedenfalls eine demſelben dabei zur Laſt fallende 
Verſchuldung und hat daher mit Recht das Vorliegen eines 
daraus herzuleitenden Scheidungsgrundes verneint, wie denn 
auch nach dieſer Richtung ein Reviſionsangriff ſeitens der 
Klägerin nicht erhoben iſt. 


Zu deu SS 1616 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. Loſen .c. 
Kohlſaat vom 17. Dezember 1900, Nr. 322/1900 IV. 

II. J. O. L. G. Kiel. 

Die Klägerin, welche im Jahre 1861 zu Hamburg als 
voreheliches Kind der Beklagten geboren iſt, hat beantragt, die 
Beklagten bei Strafe zu verurtheilen, ihr Geburtstag, Namen 
und eventuell Todestag aller ehelich erzeugten oder legitimirten 
vorehelichen Kinder der Beklagten nachzuweiſen. Seitens der 
Beklagten ift die Abweiſung der Klage begehrt. Das Land⸗ 
gericht hat die Klage abgewieſen und die von der Klägerin 
eingelegte Berufung iſt vom Oberlandesgericht durch das oben⸗ 
bezeichnete Urtheil zurückgewieſen. Die Reviſion der Klägerin 
iſt ebenfalls zurückgewieſen. 

Gründe. 

Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, daß die 
Klägerin bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gemäß den Vorſchriften des Gemeinen Rechts (vergl. 
Artikel 209 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche) mittels der durch die Eheſchließung der Beklagten herbei ⸗ 
geführten Legitimation völlig die Rechtsſtellung eines ehelichen 
Kindes erlangt habe, und daß die letztere den Beklagten gegen ⸗ 
über vom Inkraftreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ab, und 
mithin auch bezuglich der vorliegenden Klage ſich nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtimme (Artikel 203 
a. a. O.). 

Auf dieſer rechtlichen Grundlage iſt dann das Berufungs- 
gericht zur Verwerfung des Klageanſpruchs gelangt, indem es 
im Bürgerlichen Geſetzbuch eine dieſen Anſpruch begründende 
Rechtspflicht der Eltern gegen eheliche Kinder vermißt. In 
dieſer Verurtheilung iſt eine Geſetzesverletzung nicht zu erkennen. 
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e muß hier davon abgeſehen werden, ob die Beklagten ihre 
fittlide Elternpflicht gegen die Klägerin durch den Verſuch, 
deren Perſonenſtand zu unterdrücken, ſowie durch deren Fern⸗ 
hallung von dem Familienkreiſe verletzt haben. Hier handelt 
es ſich lediglich darum, ob eine Rechtspflicht der Beklagten in 
obigem Sinne ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuche ableiten 
läßt. In dieſer Beziehung kann die Klägerin ſich zunächſt auf 
die Vorſchriften der SS 1626 ff. über die elterliche Gewalt um 
deshalb nicht berufen, weil dieſes Rechtsverhältniß weſentlich auf 
einem vormundſchaftlichen Schutzbedürfniß beruht, ein ſolches 
aber bei der längft großjährigen Klägerin nicht vorhanden iſt. 
Aber auch die in den 88 1616 bis 1625 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über das Eltern ⸗ und Kindesverhältniß im Allgemeinen 
ſtehen der Klage nicht zur Seite. Dieſe Vorſchriften gehen von 
dem Grundſatze der Zugehörigkeit des Kindes zur väterlichen 
Familie aus (vergl. Motive zum I. Entwurfe des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Bd. IV S. 712), beziehen ſich aber nur auf einzelne 
Punkte, wie in 8 1616 auf den Familiennamen, in den 
88 1617 bis 1619 auf gewiſſe Wirkungen der Hausgemeinſchaft und 
in den 58 1620 bis 1625 auf die Ansftattung des Kindes, alſo 
Punkte, welche die hier ftreitige Rechtspflicht nicht unmittelbar be- 
rühren. Dies würde es zwar nicht ausſchließen, aus ihnen noch andere 
Rechts ſätze abzuleiten, ſoweit ſolche ſich als nothwendige Aus- 
flüſſe des Grundſatzes der Familienzugehoͤrigkeit ergeben und im 
rechtlichen Intereſſe eines Betheiligten liegen (vergl. Motive 
a. a. O.). Es kann auch mit Bezug auf die hier den Be⸗ 
klagten angeſonnene Rechtspflicht nicht verkannt werden, daß die 
Klägerin ein gewiſſes Intereſſe daran hat, die Namen, Geburts- 
und Todestage ihrer etwaigen Geſchwiſter zu erfahren, da ſie 
unter Umſtänden zur geſetzlichen Erbfolge in deren Nachlaß be- 
rufen oder mitberufen werden könnte. Allein daß die ſtreitige 
Rechtspflicht einen nothwendigen Ausfluß des Prinzips der 
Zugehörigkeit der Kinder zur väterlichen Familie bilde, läßt, ſich 
nicht anerkennen. Insbeſondere kann dieſelbe nicht als Erſatz 
dafür, daß die Beklagten außerhalb des elterlichen Hauſes die 
Klägerin haben erziehen laſſen, angeſehen werden, weil es nach 
& 1681 des Bürgerlichen Geſetzbuchs im pflichtmäßigen Er- 
meſſen der Eltern ſteht, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen. 


Erbrechtliche Verhältniſſe, wenn der Erblaſſer vor 
dem 1. Januar 1900 geſtorben iſt. 
E. G. 88 213—217.*) 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht in Leipzig. 
Vgl. Gläſſing: Liegenſchaftsveraußerung kraft Teſtaments und durch 
das Vormundſchaftsgericht nach altem und neuem Recht. 

Heſſ. R. 1900, 88, 46. 

I. Prinzip. 


Das frühere Recht iſt maßgebend, ſo betr.: 

1. Grblegitimationsverfahren; denn E. G. enthält keine 
Einſchränkung auf das materielle Recht. L. G. Kiel, S. H. 1900, 
177—178. 


) Abkürzungen: 
Amtsr. Zeitſchrift des rheinpreußiſchen Amtsrichtervereins. 
Bad. R. = Badiſche Rechtspraxis. 
Heſſ. R. = Heſſiſche Rechtſprechung. 
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2. Erbſchein. Vgl. auch 8 189 F. G. O. L. G. Roſtock 
7. 5. 1900. Mugd. Falk. 1900, 33. L. G. Poſen, 17. 2. 1900 J. 
Poſ. M. 1900, 53. Neu-Ruppin 22. 2. 1900. Recht 1900, 
127. L. G. Naumburg, Naumb. 3. 1900, 53. L. G. Güſtrow, 
Mecklenb. 1900, 65—67. Kadgien, Recht 1900, 434435. 

Bez. der Zuſtändigkeit (welches Nachlaßgericht den Erbſchein 
auszuſtellen habe) iſt ebenfalls das alte Recht maßgebend. 
Kontra L. G. Güſtrow Mecklenb. 1900, 63—65. 

Alſo auch bez. des Nachweiſes vor dem Grundbuchrichter 
L. G. Bonn 23. 2. 1900. Rheinpr. Not.-3. 1900, 92. Ebenſo 
Möller, Recht 1900, 412—413. Vgl. J. W. 266, 307, 354. 
Kontra Simon Poſ. M. 1900, 59. 

Einzelne A. G. beſtimmen das Gegentheil, ſo Bayern, 
Uebergangsgeſetz, Hamburg, Hanf. G. 3. 1900, 136. 

Kann der Gläubiger eines Erben gemäß § 792 C. P. O. 
den Erbſchein verlangen, wenn der Erblaſſer vor dem 1. Januar 
1900 geftorben iſt? Ja, denn es handelt ſich um eine rein 
prozeſſuale Vorſchrift, welche die Anwendbarkeit des B. G. B. 
nicht zur Vorausſetzung habe. Prozeßvorſchriften treten ſofort 
in Kraft. L. G. Bromberg, J. W. 1900, 354. 

Erbſchein zu dem Nachlaß eines vor 1900 im Ausland 
Verſtorbenen. 

Die Grundbuchbehorde verlangt Vorlage eines Erbſcheins 
aus Transvaal. Das Bad. Juſt.⸗Min. ſprach ſich aber dahin 
aus, daß der Schein in Deutſchland auszuſtellen ſei. R. P. G. 
8 74, eventuell $ 2369 B. G. B. ſeien anzuwenden. Die Zu⸗ 
ſtändigkeit beſtimme ſich nach F. G. 73. Bad. Juſt.⸗Min. 
12. 7. 1900. Bad. R. 1900, 243. In einem ſolchen Fall 
müſſen die vorhandenen Vorſchriften analog angewandt werden. 

3. Nachlaßverzeichniß (Inventar). Bad. Zuft. - Min. 
3. 2. 1900. Bad. R. 1900, 76. L. G. Oſtrowo 4. 4. 1900 II. 
Poſ. M. 1900, 70. Ob aber bei dem Erbrecht der portio 
statutaria (E. G. 200) das Nachlaßverzeichniß erbrechtlicher 
Natur iſt, iſt eine andere Frage. 

4. Taxe. Dieſelbe muß ebenfalls aufgenommen werden, 
wenn ſie landesgeſetzlich geſtattet war, ſo in Preußen. Das 
F. G. hat dieſe Verpflichtung der Gerichte nicht wiederholt 
Vgl. L. G. Oſtrowo a. a. O. 

5. Wirkſamkeit der Anordnung eines Erblaſſers, betr. 
Hinausſchiebung der Teſtamentseröffnung auf einen fpäteren 
Zeitpunkt, als ſeinen Tod, wenn er vor dem 1. 1. 1900 ge- 
ſtorben iſt, insbeſondere bei wechſelſeitigen Teſtamenten. 

Das alte Recht (z. B. Pr. L. R. I 12 88 226 bis 229) 
bleibt in Geltung, § 2263 iſt unanwendbar. — Im Fragefall 
würde die Klauſel aber dahin ausgelegt, es ſei nicht beabfichtigt, 
die Teftamentseröffnung auch dann auszuſchließen, wenn der 
überlebende Ehegatte fie herbeiführen wollte. K. G. 29. 1. 00, I 
Mugd. Falk. 1900, 130. | 


Jur. Z. — Deutſche Juriſtenzeitung. 

Meckl. Z. — Mecklenburger Zeitſchrift. 

Mugd. Falk. — Rechtſprechung der Oberlandesgerichte. 
Naumb. 3. = Naumburger Zeitſchrift. 

Poſ. M. — Poſener Monatsſchrift. 

R. — Recht (Zeitſchr.). 

Rh. N.⸗Z. = Rheinpreußiſche Notariatszeitſchrift. 

S. Bl. = Seufferts Blätter für Rechtsanwendung. 
S. H. = Schleswig ⸗Holſteiner Anzeigen. 
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6. Teſtaments eröffnung und Verkündung. 30. 4. 00, 
Jahrb. des K. G. 1900, 156— 160. In Mecklenburg iſt das 
Gericht der Errichtung oder Hinterlegung zuſtändig, nicht das 
Nachlaßgericht. Roſtock 8. 5. 00 u. 28. 7. 00 Mecklenb. Z. 1900, 
57—58. Mugd. Falk. 1900, 347 — 48. Vgl. aber Bad. Juſt. 
Min. 2. Juni 1900, Bad. R. 1900, 183. 

7. Teſtamentsvollſtrecker. So iſt der Rechtsweg zuläſſig, 
wenn dies nach altem Recht, z. B. Pr. L. R., der Fall war. 
J. W. 1900, 466. K. G. 26. 4. 1900. Recht 1900, 284. 
O. L. G. Stettin 30. 6. 00. Mugd. Falk. 1900, 347 —48. 
Kontra K. G. 16. 1. 1900. Berl. Bl. 1900, 13, 20. 
S. H. 1900, 89. Dagegen iſt das B. G. B. § 2227 maß- 
gebend, wenn der Erblaſſer nach dem 1. Januar 1900 geftorben 
iſt, mag er auch vorher ſein Teſtament gemacht haben. Brettner, 
R. 1900, 136. 

8. Betr. der Nachlaßpflegſchaft (§ 1913, 1961 B. G. B.). 
K. G. 8. 10. 00, I, Mugd. Falk. 1900, 385 — 396. 

9. Betr. der teſtamentariſch eingeräumten Verwaltungs- 
befugniß des überlebenden Ehegatten. K. G. 25. 6. O00. Mugd. 
Falk. 1900, 1, 2. 

10. Dagegen iſt das Recht des Nacherben auch bei einem 
vor 1. Januar 1900 eingetretenen Erbfalle bei Eintragung des 
Vorerben von Amtswegen einzutragen. K. G. 9. 4. 1900. 
Mugd. Falk. 1900, 21. Jahrb. f. K. 1900, 81-85. Denn 
der Glaube des Grundbuchs richtet ſich nach neuem Recht. 
Dagegen muß der Vorerbe zuſtimmen; der Nacherbe muß alſo 
nachweiſen, daß die Zuſtimmung freiwillig ertheilt oder erzwungen 
iſt. K. G. Berlin 7. 5. 00, I. Poſ. M. 1900, 108109. 

II. Die Grundſtückverſteigerung im gerichtlichen Theilungs⸗ 
verfahren, wenn der Erblaſſer vor dem 1. Januar 1900 
geſtorben iſt. 

Das alte Recht bleibt maßgebend. Auch in Elſaß⸗ 
Lothringen. Metz 2. 4. 1900. II. E. L. 1900, 378. Vgl. 
Molitor S. 162, 213, Anm. 26. Im rheiniſchen Rechtsgebiet 
bleiben daher die Notare zur Verſteigerung zuſtändig (jetzt die 
Amtsgerichte). Vergl. Ridder, Rheinpr. Not. Z. 1899, 336, 
1900, 67. 

Bez. des Antrages des Benefizialerben auf Zwangsver⸗ 
ſteigerung iſt ebenfalls das alte Recht maßgebend. Kontra 
L. G. II Berlin 8. 3. 00. Bl. f. K. G. 1900, 80. 

Es iſt zu bemerken, daß die Durchführung des Verfahrens 
nach Reichsrecht keinerlei materielle Nachtheile für die Be⸗ 
ſchwerdeführerin beſorgen läßt. Einzelne A. G. haben Ueber- 
gangsbeſtimmungen getroffen, ſo Heſſen, Elſaß. 

III. Vertretung des Minderjährigen, wenn derſelbe bei 
einer vor dem 1. Januar 1900 anerfallenen Erbſchaft betheiligt 
iſt. Vormundſchaftliche Genehmigung zur Ausſchlagung der 
Erbſchaft und zur Theilung. 

In dieſer Hinficht iſt vom 1. 1. 1900 ab gemäß E. G. 203, 
210 das neue Recht anwendbar, fo z. B. §§ 1822 Nr. 2, 
1821 Nr. 1 bez. der Theilung von Nachlaßgrundſtüͤcken. 
Vgl. auch § 1643 und ferner Wachter Bd. R. 1900, 66. 

Mit Rückſicht auf $ 181 B. G. B. geht die Praxis theil⸗ 
weiſe dahin: Wenn mehrere als Miterben in ungetheilter Ge- 
meinſchaft befindliche Minderjährige, welche denſelben Vormund 
haben, die Gemeinſchaft auseinanderſetzen, kann der Vormund 
nur einen derſelben vertreten, die anderen bedürfen je eines 
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Pflegers, ſelbſt dann, wenn der Nachlaß ausſchließlich aus 
Forderungen beſteht und jedem Miterben an jeder derſelben ein 
ſeiner Erbquote entſprechender Theil zugewieſen wird. Praxis 
des A.⸗G. Pforzheim. Bad. Rechtspraxis 1900 S. 124. 
Nach meiner Anſicht genügt ein Pfleger für diejenigen Minder⸗ 
jährigen, welche daſſelbe Intereſſe haben. Dieſe Anficht herrſchte 
früher im rheiniſchen Rechtsgebiet. 

IV. Die Eröffnung des gemeinſchaftlichen Teſtamentes, 
wenn der Erblafſer nach dem 1. 1. 1900 ſtirbt, das Teſtament 
aber vorher errichtet war. 

Das neue Recht iſt maßgebend. Es bedarf daher z. B. 
nicht mehr der Beſtellung eines Offizialmandatars für die un⸗ 
bekannten oder abweſenden Inteſtaterben Pr. L. R. I. 12, 
8 224, Hirſchberg, Poſ. M. 1900, 101 — 103. Kontra Sternberg 
J. W. 1900, 633 — 636, weil das gemeinſchaftliche Teſtament 
des B. G. B. ein in vieler Hinfiht völlig neues Rechtsinſtitut 
ſei. Vgl. Recht 1900, 185. 

V. 1. Sind die rheiniſchen notariellen Teſtamente und 
Erbverträge behufs Eröffnung in Urſchrift an das Nachlaß⸗ 
gericht abzuliefern, wenn der Erblaſſer nach dem 31. De⸗ 
zember 1899 geſtorben ift? 2. Eheverträge, in welchen der 
Erbvertrag enthalten iſt? 3. Nachlaßſchenkungen unter Ehe⸗ 
gatten. 

Zu 1. Das neue Erbrecht ift maßgebend, weil der Erb⸗ 
laſſer unter dem B. G. B. geſtorben iſt, alſo beſteht die Ab- 
lieferungspflicht der §§ 2259 und 2300, E. G. 214 nimmt 
die Ablieferungspflicht nicht aus. Ebenſo Recht 1900, 192. 
Eine Abſchrift iſt vorher nicht zu fertigen. E. N. Z. 1900, 61. 
Kontra Rheinpr. N. 3. 1900, 185. 

Zu 2. Für Cheverträge, welche zugleich einen Erb. oder 
Vermächtnißvertrag enthalten, beſteht aber die Ablieferungs- 
pflicht nicht, weil ſie nach dem B. G. B. auf denſelben auch 
dann nicht Anwendung finden würde, wenn er unter dem 
B. G. B. geſchloſſen wäre, denn der Ehevertrag iſt hier nur 
mit einem anderen Vertrag verbunden. § 2277, Abſ. 1, 
Satz 2. Vgl. Recht a. a. O. K. G. 9. 7. 00, Jahrb. des K. G. 
1900 151— 155. Jedoch hat das L. G. Freiburg 15. 6. 00. 
Bad. R. 1900, 229 entſchieden: Der beim A. G. verwahrte 
Ehevertrag iſt deshalb in dieſem Falle gemäß $ 2261 B. G. B. 
von dem A. G. zu eröffnen. 

Zu 3. Nachlaß⸗Schenkungen unter Ehegatten betrifft, die 
während der Ehe in der Form von Schenkungen errichtet 
werden. Soweit dieſelben erſt mit dem Tod des einen Ehe⸗ 
gatten unwiderruflich werden, liegt eine Schenkung auf den 
Todesfall vor, alſo befteht die Ablieferungspflicht gemäß § 2301, 
ſo namentlich im rheiniſchen Rechtsgebiet. E. N. Z. 1900, 
56. Kontra Recht a. a. O. 

VI. Nach welchem Rechte ſind die vor dem 1. Januar 1900 
gemachten Schenkungen bezüglich der Ausgleichungspflicht zu 
beurtheilen, wenn der Erblaſſer erſt unter dem B. G. B. 
ſtirbt? 

Mahla, P. 1899, 681 — 690 will ausſchließlich das neue 
Recht (§S 2050) angewandt wiſſen. Aehnlich E. N. 3. 1900, 
31—50, 149, 152, aber mit der Einſchraͤnkung: „Jedoch 


dürfen die über das Rückbringen ausdrücklich getroffenen An⸗ 


ordnungen des Schenkers und Erblaſſers bei Anwendung des 
§ 2050 nicht außer Acht gelaſſen werden, weil die Aus- 
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gleichungspflicht nicht ſo weit geht, als die Verpflichtung zum 
Rückbringen. Denn fonft würden dieſe Verträge gegen den 
kundgegebenen Willen der Parteien ausgeführt. Ich halte die 
in meinem C. G. No. 343 S. 242 aufgeſtellte Anficht auf- 
recht; der ſtillſchweigende Wille ſteht dem ausdrücklich er⸗ 
klärten gleich. 

VII. Zuwendungen, die ein Ehegatte dem anderen vor dem 
Inkrafttreten des B. G. B. durch Verfügung von Todeswegen 
gemacht hat. Die in einem Ehevertrag enthaltenen Zuwen⸗ 
dungen find entweder ein Erbvertrag oder ein Vermächtniß⸗ 
vertrag; in der Regel das letztere. Nach dem alten Recht 
konnten die Ehegatten eine ſolche Verfügung nicht aufheben, 
weil fie mit dem Ehevertrag ein Ganzes bildete und dieſer 
unabänderlich war. E. G. 200 hebt aber dieſe Unabänderlich⸗ 
keit des Ehevertrages auf, folglich kann auch jene Erbvertrags⸗ 
Maufel durch einen weiteren Vertrag aufgehoben werden, und 
zwar bei der Errichtung eines neuen Ehevertrags, ſonſt iſt die 
Formvorſchrift des § 2290 a. E. zu beobachten. — Erfolgt 
keine Aufhebung, ſo beſteht der Erbvertrag weiter, ſelbſt wenn 
er das Pflichttheilsrecht des B. G. B. verletzen ſollte, aber 


nicht dasjenige des C. c.; ſ. Art. 1094, 1520, 1525 C. e. 


Vgl. Bollenbeck, Dorſt, N. Z. 1900, 22, A 65, 323 anderſeits 
Ridder a. a. O. 1900, 49, 63, 199 — 212. 

Bez. der Frage, ob der überlebende Ehegatte neben dieſen 
Zuwendungen nech das Erbrecht des B. G. B. beanſpruchen 
kann, wird auf mein E. G. S. 244 Nr. 245 verwieſen und 
hinzugefügt, daß das Bad. Juſt. Min. 15. 6. 00 (Bad. R. 
1900, 183) ſich dahin ausgeſprochen hat: „Wenn auch der erſt⸗ 
verſterbende Ehegatte in der Lage wäre, durch entſprechende An⸗ 
ordnungen ſeinen wahren Willen zum Ausdruck und zur Geltung 
zu bringen, ſo wird dies doch häufig wegen mangelnder Kenntniß 
der eingetretenen Geſetzesänderungen unterlaſſen werden. Es ift 
des halb der muthmaßliche Wille des verftorbenen Ehegatten zu 
ermitteln. Dieſem dürfte es entſprechen, wenn der überlebende 
Ehegatte den Werth der Zuwendung, ſoweit er den geſetzlichen 
Erbtheil nicht überſteigt, auf letzteren ſich anrechnen läßt.“ 

Bollenbeck (Rh. N. 3. 1900, 233 — 245) ſpricht ſich dahin 
aus: Das Verhalten des Erblaſſers unter dem neuen Recht 
kann darauf hinweiſen, daß er dem Ehegatten nunmehr die er⸗ 
weiterte Portion zuwenden will, die ihm das neue Geſetz 
freiläßt. 

VIII. Rückgabe verichloffener Teſtamente, welche nach altem 
Verfahren bei einem Notar hinterlegt wurden. 

Wenn die Rückgabe nach dem 1. 1. 1900 erfolgt, ſo hat 
dieſelbe gemäß § 2256 Abi. 1 des B. G. B. unzweifelhaft 
das Erlöſchen der Rechtswirkſamkeit eines ſolchen Teſtaments 
zur Folge, und zwar auch in denjenigen Rechtsgebieten, in 
welchen nach den Beſtimmungen des früheren Rechts, z. B. 
des älteren bayeriſchen Notariatsgeſetzes ſie trotz der Rückgabe 
wirkſam geblieben wären. Ueberhaupt iſt die Rückgabe ſolcher 
Zeftamente im Sinne des älteren Rechts, z. B. des Notariats- 
geſetzes vom 10. November 1861, überhaupt nicht mehr zuläffig. 
Denn vom 1. 1. 1901 ab gilt bez. der noch nicht eröffneten 
Erbfälle in der Regel das B. G. B. Ebenſo Brunner, Bayr. 
Notariatszeitſchrift 1900, 230, 233. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 14. bis 21. Januar 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Neichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 3. 

Der II. C. S. des R. G. hat allerdings in den, im an ⸗ 
gefochtenen Beſchluß angeführten Entſcheidungen — Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1885 S. 193 Nr. 2 und 1892 S. 11 Nr. 1, 
erſtere identiſch mit der in Gruchot's Beiträgen Bd. 29 S. 1047 
abgedruckten — für die damals vorliegenden Fälle angenommen, 
daß der Streitwerth der erhobenen pofitiven Feſtſtellungs klage 
mit dem Werth der Forderung ſelbſt ſich decke. Aber die Fafſung 
der Gründe ergiebt zur Genüge, daß damals der Kl. auf die 
Feſtſtellung einer ſummenmäßig angegebenen Forderung geklagt 
hatte, was in dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle nicht 
zutrifft. Der II. C. S. hat ebenfalls bei ſolcher Sachlage in 
einem Beſchluſſe vom 1. März 1898 — Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1898 S. 197 Nr. 1 — angenommen, daß, wo nicht 
eine beſtimmte Summe als der Betrag des feſtzuſtellenden An ⸗ 
ſpruchs angegeben iſt, der Werth des Anſpruchs vom Gericht 
nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen iſt. Es beſteht alſo nicht der, 
anſcheinend auch vom O. L. G. angenommene Widerſpruch zwiſchen 
den zuerſt angeführten Entſcheidungen des II. C. S. und den 
Beſchlüſſen des IV. und VI. C. S., die in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1891 S. 305 Nr. 2 auszugsweiſe mitgetheilt find 
(vergl. auch die Citate in Pfafferoth, G. K. G., 7. Auflage 
S. 51 Anm. 1). Das O. L. G. befindet ſich hiernach in Ueber 
einftimmung mit der ftändigen Rechtſprechung des R. G., indem 
es im vorliegenden Falle den Werth der vom Kl. angeftellten 
Feſtſtellungsklage auf Grund des § 3 der C. P. O. nach freiem 
Ermeſſen feſtſetzte. VI. C. S. i. S. Froͤhlig c. v. Bockelberg 
vom 3. Januar 1901, B Nr. 239/1900 VI. 

2. § 286. 

Zwar entzieht fi die thatſächliche Beurtheilung des Be⸗ 
weisergebniſſes, in welcher der B. R. vom I. R. abweicht, der 
Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. Dagegen läßt das B. u. 
jede Begründung vermiſſen, warum — wie der B. R. am Ein- 
gang feiner Gründe fagt — die Entſcheidung des Rechtsſtreits 
lediglich von der Frage abhängt, ob Kl. in der Zeit vom 
1. Auguſt 1881 bis 1. Dezember 1881 Bergarbeit verrichtet 
hat und Mitglied des beklagten Vereins geweſen ift, und 
inwiefern der Nachweis hierfür dem Kl. obliegt. Allerdings 
heißt es am Eingang der Gründe des erften Urtheils: „Parteien 
ſeien darin einig“, daß Kl. penfſionsberechtigt ſei, „wenn er 
nachweiſen würde, daß er ſeit 1878 ununterbrochen Berg ⸗ 
arbeit verrichtet hätte“. Die Frage aber, welche Thatſachen im 
Streitfall zu beweiſen find, ſowie die Frage, von wem fie zu 
beweiſen find, find Rechtsfragen, die nicht nach der Auffaſſung 
und Meinung der Parteien, ſondern vom Richter auf dem 
Boden des zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſes 
zu entſcheiden find, hier alſo in erſter Linie auf Grund des 
zur Zeit der Aufnahme des Kl. in den Märkiſchen Knappſchafts⸗ 
verein geltenden Statuts zu prüfen und zu entſcheiden waren. 


) Nachdruck ohne Angabe der Duelle verboten. 
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Das gilt insbeſondere von der Frage, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen ein zeitweiliges Ausſetzen der Bergarbeit den 
Verluſt der erworbenen Mitgliedſchaft zur Folge haben mußte, 
und wer in dieſer Beziehung beweispflichtig if. Das B. u. 
enthält ſich jeder Bezugnahme der für das Rechtsverhältniß 
unter den Parteien maßgebenden Satzungen, ſo daß nicht er⸗ 
fichtlich iſt, auf welcher rechtlichen Grundlage feine Entſcheidung, 
und insbeſondere die Vertheilung der Beweislaft und auch die 
Würdigung des erhobenen Beweiſes beruht. V. C. S. i. S. 
Gieſecker c. Allgemeiner Knappſchaftsverein vom 19. Dezember 
1900, Nr. 251/1900 v. 

3. § 288. 

Die Entſcheidung des B. R. läßt ſich auch nicht etwa aufrecht 
halten aus dem weiter von den Kl. geltend gemachten Grunde, 
daß in der I. J. der Bekl. im Prozeſſe ausdrücklich aner ⸗ 
kannt habe, daß die Klageanſprüche abgeſehen von der Ver⸗ 
jährung bis auf 2 Pf. begründet ſeien. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß das weder ein prozeſſuales Anerkenntniß im 
techniſchen Sinne, noch ein gerichtliches Geſtändniß von That⸗ 
ſachen war, ſondern nur die Aeußerung einer unver- 
bindlichen Rechtsanficht. Hierfür hat fh der Bell. 
mit Recht auf die Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen 
Bd. 32 S. 408 f. berufen. VI. C. S. i. S. Reichs poſtfiskus 
c. Lahrs vom 20. Dezember 1900, Nr. 253/1900 VI. 

4. 8 319. 

Die Beſchwerde rügt, daß das O. L. G. mit Unrecht der 
in dem Berichtigungsbeſchluß des L. G. enthaltenen Erklärung 
deſſen, was das Gericht mit der berichtigten Koſtenentſcheidung 
gewollt habe, keine entſcheidende Bedeutung beigemeſſen habe, in⸗ 
dem dieſe Erklärung nicht mit anderweitigen Feſtſtellungen oder 
Ausführungen der berechtigten Entſcheidung im Widerſpruch 
ſtehe. Dem gegenüber ift mit dem die einſchlägige Frage aus⸗ 
führlich behandelnden Beſchluſſe des III. C. S. vom 26. März 
1889 (Entſch. Bd. 23 S. 399 ff., insbeſondere S. 411) davon 
auszugehen, daß nur ſolche Mängel eines Urtheils gemäß § 319 
der C. P. O. berichtigt werden können, die mit dem Inhalt 
der Entſcheidungsgründe im Widerſpruch ſtehen und der⸗ 
geſtalt erkennbar find, daß aus dem Zuſammenhalt von 
Urtheilsſatz und Urtheilsgründen ſowohl die Exiſtenz des unter⸗ 
gelaufenen Verſehens als auch das vom Richter beim Erlaß des 
Urtheils wirklich Gewollte mit Gewißheit ſich ergiebt. Denn 
nur unter dieſen Vorausetzungen liegt eine offenbare 
Unrichtigkeit im Sinne des § 319 cit. vor. Daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen im vorliegenden Falle aber nicht gegeben find, 
hat das O. L. G. mit zutreffender Begründung dargelegt. Ins. 
beſondere iſt ein Widerſpruch der Gründe des landgerichtlichen 
Urtheils mit der getroffenen Koſtenentſcheidung in dem Umftande 
nicht zu finden, daß in dem erſteren die gewollte „entſprechende“ 
Koſtenvertheilung durch § 92 der C. P. O. motivirt worden 
iſt. Denn gerade die Anführung des § 92 cit. allein beweiſt, 
daß das L. G. lediglich eine Koſtenentſcheidung gemäß dieſer 
Beftimmung erlaſſen, d. h. daß es die ſämmtlichen Koften 
des gegen die beiden Bekl. gleichzeitig anhängig gemachten und 
einheitlich geführten Prozeſſes zwiſchen dem Kl. und der beklagten 
Ehefrau C. vertheilen wollte. Andern Falls hätte es doch in 
irgend einer Weiſe, mindeſtens durch Anführung des in dieſem 
Falle ebenfalls anwendbaren § 91 Abſ. 1 der C. P. O. ber 
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vorheben müſſen, daß es die durch die Klage gegen P. ent⸗ 
ſtandenen Koſten dem Kl. allein auferlege, und weshalb es die 
durch die Klage gegen die Ehefrau C. entſtandenen Koſten trotz 
des vollſtändigen Obfiegens des Kl. dieſer Bekl. gegenüber 
dennoch zwiſchen dieſen Parteien vertheile, was übrigens durch 
die Beſtimmung des § 92 cit. ebenfalls nicht gerechtfertigt 


würde. Hiernach liegt ein Widerſpruch zwiſchen der fraglichen 


Koſtenentſcheidung des Urtheils und der Begründung derſelben 
nicht vor. Jedenfalls aber iſt aus dem Urtheil in keiner Weiſe 
zu erſehen, daß das L. G. beim Erlaß deſſelben eine andere 
Koſtenentſcheidung wie die in dem Urtheilsſatze ausgeſprochene, 
insbeſondere, daß es damals die in dem Berichtigungsbeſchluſſe 
enthaltene Koſtenentſcheidung gewollt hat. Die in dem letzteren 
von demſelben abgegebene Erklärung, daß in dem zweiten 
Urtheilsſatze das Wort „koſtenfällig“ aus Verſehen weggeblieben 
und in dem dritten Urtheilsſatz die Beſtimmung, daß dieſe 
Entſcheidung ſich nach dem Willen des Gerichts nur auf die 
übrigen Koſten zu erſtrecken habe, aus Verſehen nicht zum 
Ausdruck gelang ſei, iſt ſchon nach obigen Ausführungen nicht 
genügend, um die ausgeſprochene Berichtigung zu rechtfertigen, 
ſo daß es eines weiteren Eingehens auf dieſe Erklärung nicht 
nicht bedarf. II. C. S. i. S. Colle Konk. c. Colle vom 
4. Januar 1901, B Nr. 148/1900 II. 

5. 88 383 ff. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. Mit derſelben 
wird die prozeſſuale Rüge erhoben, das B. G. habe den Antrag 
auf Vernehmung der Wittwe T. aus rechtsirrigen Gründen ab- 
gelehnt, indem es davon ausgegangen ſei, ein wegen naher Ver ⸗ 
wandtſchaft zur Verweigerung der Ausſage berechtigter Zeuge 
brauche über das Motiv der erklärten Weigerung keine Auskunft 
zu geben und dürfe deshalb auch nicht nach dem Motive der 
Weigerung gefragt worden. Die Annahme des B. G. 
erſcheint jedoch nicht als rechtsirrthümlich, da die Feſt⸗ 
ſtellung des Rechtes der Zeugnißverweigerung den Zeugen zur 
Verweigerung jeder weiteren Auskunft berechtigt. Ueberdies gab 
die bloße Angabe der Bekl., ihre Großmutter habe aus un⸗ 
richtigen Beweggründen von ihrem Zeugnißverweigerungsrecht 
Gebrauch gemacht, keinen Anlaß zu einer Wiederholung des 
Verſuchs ihrer Vernehmung, da ein anderes Ergebniß dieſes 
Verſuchs als die wiederholte Verweigerung des Zeugnifies nicht 
gefichert war; denn die Zeugin hatte als Grund ihrer Zeugniß- 
verweigerung die Befürchtung angegeben, daß fie bei der Länge 
der inzwiſchen verftrihenen Zeit und im Hinblick auf ihren 
nervöſen Zuſtand vielleicht etwas ausſagen könnte, was den 
wirklichen Thatſachen nicht entſpreche. Es kommt überdies 
darauf nicht an, ob dieſer Grund die Ablehnung der wieder⸗ 
holten Vorladung rechtfertigt; denn das B. G. hat nicht nur 
aus ihm, ſondern auch aus dem weiteren Grunde dieſe Vor⸗ 
ladung abgelehnt, weil nach den Behauptungen der Bekl. in 
der Berufungsinſtanz die Zeugin nicht mehr über ihre Wahr⸗ 
nehmung in Bezug auf die Vereinbarung zwiſchen dem Kl. 
und T., ſondern über die Mittheilung des T. an ſie bezüglich 
ſeiner Vereinbarung mit dem Kl. Zeugniß ablegen ſolle, ſich 
aber nicht nachprüfen laſſe, ob die Zeugin die ihr gemachte 
Mittheilung richtig verſtanden und im Gedächtniß feſtgehalten 
und ob die Mittheilung den Thatſachen entſprochen habe. Dieſe 
rein thatſächlichen Erwägungen laſſen einen Rechtsirrthum nicht 


XXX. Jahrgang. 


erkennen und es iſt unrichtig, wenn von der Nevifion behauptet 
wird, dieſelben ſeien von der wirklichen Vernehmung abhängig, 
weshalb fie ohne dieſe nicht angeſtellt werden konnten. V. C. S. i. S. 
Troll c. Theiler vom 22. Dezember 1900, Nr. 297/1900 V. 

6. 5§ 406. 

Die Ablehnung eines Sachverſtändigen iſt nach § 406 
Abſ. 2 der C. P. O. nur ſolange zuläſſig, als nicht deſſen 
Vernehmung oder bei ſchriftlicher Begutachtung die Einreichung 
des Gutachtens erfolgt iſt, es ſei deun, daß — was bier nicht 
zutrifft — der Ablehnungsgrund früher nicht geltend gemacht 
werden konnte. Der Sachverſtändige N., gegen den die Kl. 
ein in dem angefochtenem Beſchluſſe zurückgewieſenes Ab- 
lehnungsgeſuch eingebracht hat, iſt aber in dieſer Prozeßſache 
bereits wiederholl vernommen und hat mehrfache ſchriftliche 
Gutachten erſtattet, darum iſt die jetzt erſt erfolgte Ablehnung 
mit Recht als prozeſſual unzuläffig angeſehen. Die Beſchwerde⸗ 
führerin behauptet zwar, es handle ſich jetzt um eine neue Er⸗ 
nennung des Sachverſtändigen behufs der Beweiserhebung über 
ein neues Beweisthema, allein das iſt, wie die Faſſung des Be⸗ 
weisbeſchluſſes vom 14. November 1900 klar zum Ausdruck bringt, 
thatſächlich nicht der Fall. VI. C. S. i. S. Pfiſter o. Kyllmann 
und Heyden vom 27. Dezember 1900, B Nr. 232/1900 VI. 

7. 5 567. 

Soweit die weitere Beſchwerde die Nichtzulaſſung der gegen 
die Verfügung des L. G. Lyck vom 9. November 1900 ge- 
richteten Beſchwerde angreift, tft dieſelbe zwar für zuläffig zu 
erachten, da dem Kl. durch die Entſcheidung des O. L. G. ein 
neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund erwachſen iſt, auch kann 
dem Beſchwerdeführer eingeräumt werden, daß jene Verfügung, 
durch die ihm fein Geſuch um Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung mit dem Anheimgeben zurückgegeben wurde, den Antrag, 
ſofern er beim L. G. wiederholt werden ſollte, anderweit zu 
begründen, der Zurückweiſung des Geſuchs in einer der C. P. O. 
nicht entſprechenden Form gleichkommt; gleichwohl iſt der 
weiteren Beſchwerde jeder Grund dadurch entzogen, daß dem 
Kl. eine formgerechte Entſcheidung auf fein Geſuch nachträglich 
durch den Beſchluß des L. G. vom 24. November 1900 
zu Theil geworden if. Unzuläſſig erſcheint dagegen die 
weitere Beſchwerde, ſoweit ſie die vom O. L. G. ausgeſprochene 
Zurückweiſung der gegen den letzterwähnten Beſchluß gerichteten 
Beſchwerde betrifft. Das O. L. G. hat dieſe Beſchwerde, wie 
das L. G. das Geſuch als unbegründet zurückgewieſen; es tft 
deshalb, wenngleich die Zurückweiſung vom L. G. auf Berück⸗ 
ſichtigung thatſächlicher Umftände, vom Beſchwerdegericht auf 
rechtliche Erwägungen geſtützt iſt, dem Kl. durch die Entſcheidung 
des Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
nicht erwachſen. Der Kl. iſt durch dieſe Entſcheidung, die ihn 
nicht hindert, ein Geſuch um Erlaß einer einſtweiligen Ber- 
fügung zu erneuern, in keiner Weiſe ſchlechter geſtellt, als er 
es durch den landgerichtlichen Beſchluß war; ein Anſpruch, über 
die rechtlichen Ausführungen des O. L. G. in zwei Inſtanzen 
gehört zu werden, läßt ſich aus 5 567 der C. P. O. nicht 
begründen. VII. C. S. i. S. Hirſchberg c. Wolff vom 
4. Jannar 1901, B Nr. 143/1900 VII. 

8. 88 707, 719. 

Wäre der Antrag der Bekl. vom 19. November v. J. 
lediglich nach ſeiner Wortfaſſung zu beurtheilen, fo würde er 
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auf unmittelbare Aufhebung des nach mündlicher Verhandlung 
ergangenen Beſchluſſes vom 27. Oktober v. J., durch welchen 
das Urtheil der I. J. in Hohe von 6389,39 Mk. nebſt Zinſen 
ohne Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt, 
gerichtet ſein, die Begründung des Antrages ergiebt aber nicht, 
daß die Bekl. eine ſolche Anordnung für zuläſſig erachtet und 
erſtrebt hätte, ſondern im Gegentheil, daß der Antrag auf eine 
den 88 719, 707 der C. P. O. entſprechend, ſpeziell dahin 
gehende Anordnung gerichtet fein ſoll, daß die Zwangs voll ⸗ 
ſtreckung nur gegen Sicherheitsleiſtung ſtattfinde. In dieſem 
Sinne iſt der Antrag auch vom B. R. aufgefaßt und be- 
ſchieden. Die jetzt vorliegende Beſchwerde nimmt den gleichen 
Standpunkt ein. Als Grund der Zurückweiſung des Antrages 
iſt im angefochtenen Beſchluſſe angegeben, daß die Voraus- 
ſetzungen der 88 719, 707 der C. P. O. nicht nachgewieſen 
ſeien. In der Rechtſprechung des R. G. iſt nun bereits aner 
kannt, daß durch die Vorſchrift des letzten Abſatzes des § 707 
die Anfechtung eines Beſchluſſes über einen der im erſten Ab⸗ 
ſatze bezeichneten Gegenſtänpe dann nicht ausgeſchloſſen wird, 
wenn das Gericht den Anka nicht in Bethätigung des ihm 
zuſtehenden Ermeſſens, ſondern deshalb zurückgewieſen hat, weil 
es die geſetzlichen Vorausſetzungen der Maßregel nicht als vor⸗ 
liegend erachtet, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886, S. 315, 
Nr. 6, von 1896 S. 600 Nr. 17, und von 1900 S. 736, 
Nr. 4. Eben dies aber tft der Inhalt des angefochtenen Be ⸗ 
ſchluſſes. In demſelben kommt nicht zur Erſcheinung, daß das 
B. G. das Vorhandenſein eines die Anwendung des Geſetzes 
an ſich begründenden Falls angenommen, aber die beantragte 
Anordnung nach Lage der Umſtände nicht für angezeigt erachtet 
hätte; für eine bloße Ungenauigkeit des Ausdrucks ergiebt der 
Inhalt des Beſchluſſes keine genügende Grundlage. Es handelt 
fi mithin um die Ablehnung einer fachlichen Entſcheidung. 
Die hiernach zuläſſige Beſchwerde iſt aber auch begründet. Die 
58 719, 707 der C. P. O. find auch auf den Fall anwend⸗ 
bar, daß das Urtheil, aus welchem die Zwangsvollſtreckung 
ftattfinden ſoll, erſt in der Berufungsinſtanz gemäß 8 534 der 
C. P. O. für vorläufig vollſtreckbar erklärt, oder daß, wenn in 
I. J. die vorläufige Vollſtreckbarkeit nur gegen Sicherheits. 
leiſtung ausgeſprochen war, dieſe Bedingung in der Berufungs⸗ 
inſtanz in Wegfall gebracht iſt. Der Beſchwerde mußte mithin 
ſtattgegeben werden. VII. C. S. i. S. Stadt Rirxdorf 
o. Mollen vom 11. Januar 1901, B Nr. 3/1901 VII. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

9. 88 13, 25, 26, 45. 

Das O. L. G. hat die vom Rechtsanwalt X. für die Ver⸗ 
tretung des Kl. und für die Korreſpondenz mit ihm in I. und 
II. J. berechneten Gebühren, ferner die von ihm als Kor ⸗ 
reſpondenzanwalt liquidirten Auslagen an Porti- und Schreib ⸗ 
gebühren, ſowie die Anſätze für acht Informations reiſen des Kl. 
geſtrichen, weil er weder die Aufftellung eines Korreſpondenz⸗ 
anwalts, noch die Reifen, für die es keine Entſchädigung ge- 
währt, zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung für nothwendig 
erachtet. Das O. L. G. begründet dieſe Annahme zunächſt dar⸗ 
auf, daß den Gegenſtand der Rechtsverfolgung lediglich der 
Nachweis ſelbſt geleiſteter Dienſte und die Erörterung der hierfür 
in Anſpruch genommenen Vergütung bilde, und ſchließt aus der 
Uebertragung der Geſchäfte, für die er Vergütung fordert, einer- 
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ſeits und deren Uebernahme und Ausführung andererſeitts auf 
eine Geſchäftsgewandtheit des Kl., die bei der Einfachheit der 
Sache die Zuziehung eines Anwalts nicht erforderlich gemacht 
habe. Dieſen Erwägungen war nach Lage der Sache beizu⸗ 
treten. Damit entfällt aber auch die Erſtattungsfähigkeit der 
vom O. L. G. aus der Liquidation des Rechtsanwalts X. ab- 
geſtrichenen Beträge für Porti und Schreibgebühren. War die 
volle Fähigkeit des Kl. zu ſchriftlicher Information ſeines 
Anwaltes anzunehmen, ſo kann auch nicht davon die Rede ſein, 
daß, wenn ein Korreſpondenzanwalt nicht aufgeſtellt worden 
wäre, Rückſprachen erforderlich geweſen wären, die einen gleich 
hohen Aufwand veraulaßt hätten, wie die der Beſtellung eines 
Korreſpondenzanwalts. Mit Recht hat daher das O. L. G. nur 
einen dem Aufwande des Kl. bei unmittelbarer Korreſpondenz 
mit ſeinem Prozeßbevollmächtigten entſprechenden Portobetrag 
zugebilligt. Auch der Abſtrich einer für die Führung der Kor- 
reſpondenz im Koſtenverwaltungs verfahren in Höhe von 5 Mark 
70 Pf. angeſetzten Gebühr war aus den vom Königlichen 
O. L. G. erörterten Gründen zu billigen. In der Begründung 
der Beſchwerde iſt ausgeführt, die Korreſpondenzgebühr des 
Rechtsanwalts X. für die II. J. ſei auch deshalb gerechtfertigt, 
weil er den Kl. auch im Beweistermin II. J. vertreten habe 
und daher ſchon gemäß § 45 der Gebührenordnung zweimal 
9 Mark 50 Pf. zu liquidiren berechtigt ſei. Dieſe Ausführung 
entſpricht nicht der Aktenlage. Rechtsanwalt X. hat vielmehr 
dem Beweisaufnahmetermin vom 4. Dezember 1897 mit Ver⸗ 
tretungsvollmacht des prozeß bevollmächtigten Anwalts und, nach⸗ 
dem auf die Berufung des Bekl. durch Urtheil des O. L. G. zu 
Breslau vom 11. Oktober 1898 das landgerichtliche Urtheil 
vom 5. Februar 1898 aufgehoben und die Sache zur ander- 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das L. G. zurück⸗ 
verwieſen worden, einer vom L. G. angeordneten Eidesleiſtung 
beim L. G. Liegnitz am 1. Februar 1899 und der ebenfalls 
vom L. G. angeordneten Beweiserhebung vom 18. Oktober 1899 
beigewohnt. Eine Vertretung in II. J. von Seite des Rechts- 
anwalts X. hat nicht ſtattgefunden. Der in II. J. erfolgten 
Eidesleiſtung hat der prozeßbevollmächtigte Anwalt des Kl. bei- 
gewohnt. Gemäß 8 26 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
und $ 31 des G. K. G. bildet das weitere Verfahren im Falle 
der Zurückverweiſung der Sache zur anderweiten Verhandlung 
an das Gericht der unteren Inſtanz mit dem früheren Ver⸗ 
fahren einer Inſtanz. Gemäß 85 25 und 26 der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte und § 31 des G. K. G. kann ſomit 
der Rechtsanwalt auch im Falle einer derartigen Zurückverweiſung 
in die Inſtanz jede der im § 13 der Gebührenordnung be⸗ 
nannten Gebühren für dieſe Inſtanz nur einmal fordern. Da 
das Bedürfniß eines Korreſpondenzanwalts nicht anerkannt wird, 


ſo kommen nur die Gebühren aus § 45 der Gebührenordnung 


in Frage. Das O. L. G. hat dieſe für die I. J., nämlich 
9 Mark 50 Pf. als Beweisgebühr und 9 Mark 50 Pf. als 
fünf Zehntheile der Prozeßgebühr dem Rechtsanwalt X. auch 
zugebilligt. Mehrfach wird allerdings die Meinung vertreten, 
dem Rechtsanwalt, deſſen Thätigkeit fich auf die Vertretung in 
Beweisaufnahmeterminen beſchränke, ſtehe, wenn er mehrere 
Beweiserhebungstermine abgehalten, zwar gemäß § 25 der 
Gebührenordnung die Beweis gebühr nur einmal zu; dagegen 
erhöhe ſich die Prozeßgebühr, falls mehrere geſonderte Aufträge 
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ertheilt würden, auf den vollen Satz des § 13 Nr. 1 der 
Gebührenordnung. Für die Prozeßgebühr trete in dieſem Falle 
nur die Schranke des § 48 der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte ein. (Vergl. u. A. Merzbacher, Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte, S. 149 Abſ. 3; Meyer⸗Irmler, die Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte, III. Auflage, 1899, S. 89 zu 
8 45 Note 2c.) Dieſer Anficht konnte nicht beigetreten werden. 
Gemäß dem auch die Gebührenordnung für Rechtsanwälte be- 
herrſchenden und in § 25 in Verbindung mit § 29 Abſ. 1 
ausgeſprochenen Grundgedankens des Bauſchſyſtems ſollen die 
in 8 13 bezeichneten Gebühren die geſammte Thätigkeit des 
Rechtsanwalts bis zur Beendigung der Inſtanz umfaſſen 
und der Rechtsanwalt jede dieſer Gebühren in jeder In⸗ 
ſtanz nur einmal beanſpruchen können. Setzt ſich auch die 
Geſammtgebühr des § 45 der Gebührenordnung aus zwei Ge⸗ 
bühren, der Beweisgebühr und einer Gebühr von fünf Zehnteln 
der Prozeßgebühr, zuſammen, ſo iſt doch nicht anzunehmen, daß 
dem Grundſatze des § 25 der Gebührenordnung nicht auch 
dieſe zweite ermäßigte Prozeßgebühr unterworfen ſein ſoll. Da 
ſomit eine Erhöhung der in § 45 der Gebührenordnung feſt⸗ 
geſetzten Prozeßgebühr auch im Falle der mehrfachen, auf ge⸗ 
trennten Aufträgen beruhenden Wahrnehmung von Beweis ⸗ 
terminen in derſelben Inſtanz nicht für zuläſſig erachtet werden 
kann, fo erſchien die eingelegte Beſchwerde in keiner Hinficht 
begründet. Sie war demnach als unbegründet zurückzuweiſen. 
VI. C. S. i. S. Scholz e. Weigel vom 3. Januar 1901, 
B Nr. 224/1900 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

10. 88 373 ff. 

Von der Regel, daß der Verkäufer beim Genuskauf das 
Vorhandenſein zugeſagter Eigenſchaften der verkauften Sache 
beweiſen muß, wird gemäß der Anſchauung des Verkehrs eine 
Ausnahme zu machen ſein, wenn es ſich um eine vereinbarte 
Provenienz der Waare handelt, welche durch Unterſuchung der 
letzteren nicht feſtſtellbar iſt. Iſt in dieſem Fall nicht zugleich 
eine Vereinbarung über den Nachweis der Provenienz getroffen 
und beſteht in dieſer Beziehung ebenſo wenig eine Uſance, ſo 
wird man dem Käufer in Ermangelung eines von ihm zu 
führenden Gegenbeweiſes den Empfang einer Waare zumuthen 
müſſen, welche nach äußerer und innerer Beſchaffenheit die zu- 
geſagte Herkunft haben kann. Anderenfalls würde der Ver 
käufer Schwierigkeiten und Weiterungen ausgeſetzt ſein, die der 
Verkehrsanſchauung nicht entſprechen. Da eine Handelswaare 
vielfach von Hand zu Hand geht, wird ihr letzter Urſprung in 
vielen Fällen überhaupt nicht nachgewieſen werden können. 
Dennoch pflegt der Kaufmann die ihm mit der Angabe eines 
beſtimmten Urſprungs verkaufte Waare mit derſelben Angabe 
unbedenklich weiter zu begeben, ohne fi den Nachweis der 
Herkunft zu ſichern. Es beruht dies darauf, daß dem Käufer 
in der Regel nicht ſowohl an dem Urſprung, als an den durch 
dieſen Urſprung verbürgten Eigenſchaften der Waare gelegen iſt, 
und daß der Verkäufer daher regelmäßig nicht darauf gefaßt zu 
ſein braucht, daß er die Provenienz als ſolche beweiſen muß. 
Kommt es aber, wie es bei manchen Waaren der Fall iſt, auf 
letztere an, jo wird auch regelmäßig, ſei es in Folge ausdrück 
licher Abrede, ſei es auf Grund einer Uſance, kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß und wie z. B. durch ein Nrfprungsatteft, 
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durch die Originalpackung des Erzeugers, durch deſſen auf die 
Waare geſetzte Marke u. ſ. w., der Nachweis zu erbringen iſt. 
I. C S. i. S. Polack o. Hoffheinz vom 10. Dezember 1900, 
Nr. 397/1900 I. 

11. 55 373 ff. Art. 342 a. F. 

Den Erwägungen des B. R. liegt die Rechtsanſchauung zu 
Grunde, daß ſich der Käufer bei der Klauſel Kaſſe gegen Ver⸗ 
ladungsdokumente von der Verpflichtung zur Vorleiſtung des 
Kaufpreiſes wegen mangelhafter Beſchaffenheit der Waare nur 
dann befreien kann, wenn er in der Lage iſt, die thatſächliche 
Unterlage der Bemängelung ſofort liquide zu ſtellen, ſodaß auf 
weitläufige Beweiserhebungen nach dieſer Richtung jedenfalls 
nicht eingegangen zu werden braucht. Daß der Klauſel eine 
derartige prozeſſuale Bedeutung inne wohne, entſpricht zwar 
einer älteren Praxis der Hamburger Gerichte, iſt vom R. G. 
aber bereits früher gemißbilligt worden. Entſch. Bd. 31 
S. 100 folg., insbeſondere S. 106 folg. An dieſer Anſicht 
iſt feſtzuhalten. Demnach iſt davon auszugehen, daß ſich die 
rechtliche Bedeutung der Klauſel in der Feſtſetzung der Vor⸗ 
leiſtungs pflicht des Käufers erſchöpft. Während der Regel nach 
der Käufer nur Zug um Zug gegen die Uebergabe der Waare 
zu zahlen braucht (H. G. B. Art. 342 Abſ. 3), alſo in der 
Lage iſt, vor der Zahlung die Waare auf ihre Beſchaffenheit 
zu unterſuchen, ſoll er nach der Klauſel ſchon auf Grund der 
ihm anzudienenden ordnungsmäßigen Verladungsdokumente 
Zahlung leiſten, ohne zuvor die Waare auf ihre Beſchaffenheit 
hin prüfen zu können. Verweigert der Käufer die Aufnahme 
des Konnoſſements und kommt es in Folge deſſen zum Prozeſſe, 
ſo kann dem klagenden Verkäufer nicht wie in anderen Fällen 
der Beweis angeſonnen werden, daß er dem Vertrage ent- 
ſprechende Waare geliefert oder abgeladen habe, vielmehr genügt 
zur Begründung der Klage der Nachweis, daß dem Käufer 
ordnungsmäßige Verladungs dokumente angedient worden ſeien. 
Unternimmt der Käufer aber ſeinerſeits gegenüber einer der⸗ 
artigen Klage den Beweis, daß die auf das Konnoſſement ab- 
geladene und ſonach bereits individualifirte Waare nicht von 
ordnunge mäßiger Beſchaffeuheit jet, jo fehlt es an einem Rechts. 
grunde, ihn mit dieſem Beweiſe nicht zu hören. Es handelt 
ſich inſoweit lediglich um den auch in ähnlichen Verhältniſſen 
(J. B. gegenüber einer Wechſelklage) ſtets zuzulaſſenden Einwand, 
daß der Kl. von ſeinem formalen Rechte, — hier von dem 
formalen Rechte, daß der Käufer vorleiſten müſſe — einen 
Gebrauch mache, der mit Treu und Glauben nicht vereinbar 
fi. Eine Einſchraͤnkung der Beweismittel aber, etwa auf 
Urkunden oder auf ſolche Beweismittel, die im Sinne von C. P. O. 
§ 294 zur alsbaldigen Glaubhaftmachung tauglich ſind, hat 
für den vorliegenden Fall in den Geſetzen keine Stütze. Außer⸗ 
dem gründen ſich die mitgetheilten Ausführungen des B. G. 
auf eine Verkennung der rechtlichen Bedeutung der Thatſache, 
daß der Kl. der Bekl. unſtreitig ein Ausfallmuſter über die hier 
ſtreitige Verſchiffung behändigt hat. Iſt jetzt auch zu unter⸗ 
ſtellen, daß dies nicht in Erfüllung einer von vornherein über⸗ 
nommenen Verpflichtung geſchehen, ſondern daß der Kl. dabei 
nur einem nachträglich geäußerten Wunſche der Bekl. entgegen⸗ 
gekommen iſt, fo verliert die Uebergabe der Ausfallprobe des⸗ 
wegen nicht alle Bedeutung. Der Verkäufer erklärt durch Ueber ⸗ 
gabe einer Ausfallprobe, daß die zur Vertrags Erfüllung von 
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ihm ausgeſchiedene Waare ſo ausfalle, wie es dieſe Probe dar⸗ 
ſtelle. Die Ausfallprobe ſoll die Waare repräſentiren und deren 
Prüfung ſchon jetzt ermöglichen und erleichtern. Daher iſt es 
unrichtig, wenn das O. L. G. ausſpricht, die Bekl. habe in 
dem jetzt unterſtellten Falle nicht das Recht, die Waare auf 
Grund des Ausfallmuſters zu beurtheilen. Die Sache liegt 
vielmehr ſo, daß die Bekl. genug bewieſen hat, wenn ſie dar⸗ 
thut, daß die ihr vom Kl. überſandte Ausfallprobe eine nicht 
vertragsmäßige Waare darſtellt. Es würde erſt Aufgabe eines 
vom Kl. zu erbringenden Gegenbeweiſes ſein, darzulegen, daß 
gleichwohl die Waare ſelbſt von beſſerer und dem Vertrage 
genügender Beſchaffenheit ſei. I. C. S. i. S. Vortmann u. Co. 
c. Metting vom 12. Dezember 1900, Nr. 283/1900 I. 

12. 88 373 ff. Art. 349 a. F. 

Mit Recht iſt die jetzt allein in Frage kommende Einrede 
der Verjährung nach Art. 349 Abſ. 2 des H. G. B. (a. F.) 
von dem B. G. für begründet erachtet worden. Daſſelbe geht 
hierbei davon aus, daß durch die im vorliegenden Falle vereinbarte 
einjährige Garantiefriſt nur der Beg inn der in Art. 349 Abſ. 2 
beſtimmten ſechsmonatlichen Verjährungsfriſt inſofern geändert 
ſei, als dieſelbe nicht von der Ablieferung des gekauften Gegen⸗ 
ſtandes an den Käufer, ſondern von der Entdeckung des Mangels 
innerhalb der Garantiefriſt laufe, daß aber die ſo berechnete 
Friſt im vorliegenden Falle, wo die Entdeckung des Mangels 
am 26. Oktober 1898 erfolgt ſei, zweifellos vor der am 
23. Auguſt 1899 bewirkten Klageerhebung abgelaufen geweſen 
ſei. Dieſe Auffaſſung ſtützt ſich auf eine rechtlich nicht zu be- 
anftandende Auslegung der bezüglich der Garantiefriſt getroffenen 
Abrede und ſteht in Einklang mit der Rechtſprechung des 
R. O. H. G., ſ. Entſch. deſſelben Bd. 4 S. 185, Bd. 9 
S. 12, wie des R. G., Entſch. Bd. 37 S. 81. Die Reviſion 
hat auch nach dieſer Richtung keinen Angriff erhoben; ſie macht 
vielmehr geltend, daß von einer Verjährung um deswillen nicht die 
Rede ſein könne, weil der vom Kl. verfolgte Schadens anſpruch noch 
nicht klagbar (actio nondum nata), ins beſondere nicht erfichtlich ſei, 
daß die Wiederherſtellungsarbeiten, für welche der Kl. den 
Schadensbetrag von 3 475 Mark berechne, bereits ausgeführt 
und damit die berechneten Koſten wirklich erwachſen ſeien. 
Allein dieſer Einwand, der übrigens, wenn begründet, der Klage 
aus einem anderen Geſichtspunkte den Boden entziehen würde, 
erſcheint nicht beachtlich. Denn der Schaden, aus welchem der 
Kl. ſeinen Erſatzanſpruch herleitet, war bereits mit dem am 
26. Oktober 1898 erfolgten Zerſpringen der von der Bekl. ge- 
lieferten Maſchine eingetreten. Die Ausführung der Arbeiten, 
welche „für Neuanſtellung einer dem Garantieverſprechen nach⸗ 
kommenden Maſchine unter Verwendung der alten noch brauch⸗ 
baren Theile“ erforderlich ſeien, ſowie der dadurch erwachſenden 
Koſten, dient nur zur Berechnung der Höhe des Schadens; 
keineswegs aber iſt die Ausführung jener Arbeiten Vorbedingung 
für die Einforderung des (nach dem Klagvorbringen bereits 
entſtandenen) Schadensbetrages. Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 1 S. 414. III. C. S. i. S. Eberhardt c. Honer vom 
21. Dezember 1900, Nr. 275/1900 III. 

13. 58 383 ff. 

Beſtand ein Kommiſſionsverhältniß, jo kommt nach 
Lage des Falles der zwiſchen dem Kl. und ſeinem Verkäufer 
ſchwebende Prozeß nicht in Betracht. An ſich freilich konnte 
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Bekl. als Kommittent verlangen, daß Kl. als ſein Kommiſſionär 
das für Erfüllung des Kaufvertrages angediente Konnoſſement, 
bezw. die dahinter ftehende Waare als unkontraktlich zurückwies 
und den dadurch entſtehenden Rechtsſtreit auf ordnungsmäßigem 
Wege zur Entſcheidung brachte. Dabei wird aber vorausgeſetzt, 
daß Bekl. das Kommiſfionsverhältniß anerkennt und dem Kl. 
Schadloshaltung für die Prozeßkoſten zuſagt, auf Verlangen 
auch ſicher ſtellt. Ebenſo wird vorausgeſetzt, daß Kl. ſich nicht 
bereits — wie es hier der Fall zu ſein ſcheint — durch eine 
beſondere Anerkennung dem Verkäufer gegenüber präjudizirt hat, 
vermöge deren es wahrſcheinlich iſt, daß eine Entſcheidung zu 
ſeinen Ungunſten ſchon jener Anerkennung wegen ergehen wird, 
ohne daß die Kontraktlichkeit der Waare geprüft wird. In 
Ermangelung der erſten Vorausſetzung kann von dem Kom⸗ 
miſſionär, der ſeinerſeits den Anſpruch des Verkäufers für be- 
rechtigt Hält, nicht verlangt werden, darüber im Intereſſe des 
Kommittenten, welcher auch das Kommiſfionsverhältniß beſtreitet 
und ſich nicht für regreßpflichtig erklären will, noch einen Prozeß 
zu führen und weitere Koſten zu übernehmen, obwohl er hierzu 
berechtigt bleibt. Was die zweite anlangt, ſo muß dem Kom⸗ 
miſfionär das Recht zugeſtanden werden, dem Kommittenten 
gegenüber nachzuweiſen, daß die an ſich präjudizirliche Anerken⸗ 
nung für ihn ohne Wirkung geweſen iſt, weil der Kontrakt 
auch ohnehin hätte erfüllt werden müſſen. In beiden Fällen 
ergiebt ſich allerdings als nothwendige Konſequenz, daß der 
Kommiſſionär, welcher jene Prozeßführung ablehnt, dem Kom⸗ 
mittenten gegenüber den Beweis, daß die Verbindlichkeit an ſich 
zu Recht beſtand, zu führen hat, welche Beweis führung nor 
maler Weiſe ſeinem Gegenkontrahenten in dem anderen Prozeſſe 
obgelegen haben würde. Im vorliegenden Falle fteht feſt, daß 
Bekl. das Kommiſſionsverhältniß beſtreitet und demgemäß dem 
Kl. Schadloshaltung für die Koſten der Prozeßführung gegen 
den Verkäufer verweigert. Es kommt daher nicht weiter darauf 
an, ob auch ſonſtige Gründe — insbeſondere eine Anerkennung 
des Kl., wegen deren bereits in I. J. ein Urtheil gegen ihn 
ergangen iſt — vorliegen, welche die Weigerung des Kl., den 
Prozeß gegen den Verkäufer fortzuführen, als berechtigt er⸗ 
ſcheinen laſſen. Er kann ohne Weiteres vom Bekl. Befreiung 
von der für ihn eingegangenen Verbindlichkeit verlangen, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß er beweiſt, daß dieſelbe an ſich zu Recht beſtand. 
Die Beweislaſt iſt ſomit im gegenwärtigen Prozeſſe keine an- 
dere, als fie in einem Prozeſſe des Verkäufers gegen den Kom⸗ 
miſſionar fein würde. Mit Recht ift der Einwand zurück⸗ 
gewieſen, daß Bekl. nur Zug um Zug zu erfüllen habe, und 
daß Kl. zur Zeit nicht in der Lage ſei, die Waare zu liefern, 
da er ſie erſt von dem Verkäufer empfangen müſſe. Von dem 
Kommiſſionär kann in Ermangelung einer beſonderen Garantie, 
die nicht vorliegt, nicht Erfüllung des kommittirten Geſchäfts 
verlangt werden, ſondern nur Ceſſion der Rechte gegen den 
Gegenkontrahenten, die bislang nicht gefordert iſt. Was nun 
die Hauptfrage anlangt, ob der Verkäufer Erfüllung des Kauf- 
geſchäfts, insbeſondere Einlöſung des angedienten Konnoſſements 
an ſich, auch abgeſehen von einer etwaigen Anerkennung des 
Kl., erlangen konnte, ſo hat Bekl. mit Recht behauptet, daß 
der Vorderrichter ſich mit dem Urtheil dieſes Senats in Entſch. 
Bd. 31 S. 100 in Widerſpruch geſetzt hat. Dieſes Urtheil 
kommt hier in keiner Weiſe in Betracht, nicht ſowohl aus dem 
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vom Vorderrichter angeführten Grunde, daß die Andienung des 
Konnoſſements vor Eintreffen der Waare in Hamburg erfolgt 
iſt, ſondern vor Allem deswegen, weil die Beanſtandung der 
Waare ſich auf den Wortlaut des Konnoſſements ſelbſt 
ſtützt, alſo eine Beanſtandung des letzteren nicht nur 
in ſich ſchließt, ſondern auch, wie Bekl. ausdrücklich er ⸗ 
Härt, durch eine Unterſuchung der Waare nicht als gerecht ⸗ 
fereigt dargethan werden könnte. Zwar hat Bekl. außerdem 
noch erklart, er konne nicht zugeben, daß die Qualität der 
Waare an ſich eine gute ſei, doch kann hierin eine genügend 
ſubſtanziirte und daher beachtliche Mängelrüge nicht erblickt 
werden. Der Streit dreht fi daher in der Hauptſache um die 
Frage, ob Bekl. bezw. fein Kommiſfionär, dem Kl. verpflichtet 
iſt, die auf das von Suiſun datirte Konnoſſement abgeladenen 
Pflaumen abzunehmen, bezw. dieſes Konnoſſement unmöglich die 
von ihm, bezw. für ihn gekauften Santa Slara-Pflaumen ab- 
geladen ſein könnten. Wäre das Konnoſſement z. B. von San 
Joſé oder von einem anderen Orte des Santa Clara Thales 
datirt, jo würden die Einwendungen des Bekl. ſchon der that ⸗ 
ſächlichen Begründung entbehren. Es erſcheint deswegen völlig 
gleichgültig, ob die Waare gleichzeitig mit, vor oder nach der 
Andienung des Konnoſſements in Hamburg angelangt iſt. 
I. C. S. i. S. Polack c. Hoffheinz vom 10. Dezember 1900, 
Nr. 397/1900 J. 

III. Sonſtige Neichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

14. 88 121, 148. 88 115, 142 a. F. 

Die Revifion hält die Beſchlüſſe der Generalverſammlung 
der Genoſſenſchaft vom 23. April 1898 um deswillen als für 
die Bekl. nicht verbindlich, weil zu jener Zeit die Genoſſenſchaft 
bereits zahlungsunfähig geweſen und die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes gemäß § 142 Ziffer 2 des Geſetzes &. F. verpflichtet 
geweſen ſeien, den Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens 
zu ſtellen. Dieſer Einwand iſt indeſſen vom B. G. mit Recht 
zurückgewieſen worden. Denn das Geſetz räumt ausgeſchiedenen 
Genoſſen ein Anfechtungsrecht gegenüber Beſchlüſſen der General⸗ 
verſammlung, welches einen derartigen Thatbeſtand zur Boraus- 
ſetzung hätte, nicht ein. Selbſt wenn daher die Genoſſenſchaft 
am 23. April 1898 nicht nur überſchuldet, ſondern — was ſie 
beſtreitet — zahlungsunfähig geweſen wäre, jo würde damit die 
Thatſache nicht beſeitigt werden können, daß die Genofſenſchaft 
in jener Generalverſammlung, in welcher die Beſchlußfaſſung 
gemäß § 115 des Geſetzes über etwaige Auflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft ordnungsmäßig auf die Tagesordnung geſetzt war und 
auch herbeigeführt wurde, einſtimmig beſchloſſen hat, die Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht aufzulöͤſen und zugleich eine Reihe einſchneidender 
Maßregeln guthieß, welche ſämmtlich den Zweck hatten, die 
Sanirung des ins Wanken gerathenen Unternehmens, die Be⸗ 
ſeitigung der Unterbilanz und die Beſchaffung vermehrten Be⸗ 
triebskapitales ſicher zu ſtellen. Die Genoſſenſchaft blieb nach 
den gefaßten Beſchlüſſen rechtlich fortbeſtehen und beſteht noch; 
fie konnte in rechtlich geordneter Form wirkſame Beſchlüſſe 
faſſen und die rechtliche Wirkſamkeit der in der General ⸗ 
verſammlung vom 23. April 1898 gefaßten Beſchlüſſe wäre, 
wie das B. G. mit Recht annimmt, ſelbſt dann nicht beſeitigt, 
wenn die Genoſſenſchaft am 23. April 1898 nicht nur über- 
ſchuldet, ſondern zahlungsunfähig geweſen wäre. Die Aus⸗ 
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einanderſetzung der beiden zum 31. Dezember 1897 ausgeſchiedenen 
Bekl. mit der Genoſſenſchaft beſtimmte ſich gemäß § 71 des 
Geſetzes A. F. nach der Vermögenslage der Genoſſenſchaft und 
dem Beftande ihrer Mitglieder zur Zeit ihres Ausſcheidens; fie 
hatte zu erfolgen auf Grund der Bilanz. Zutreffend geht das 
B. G. davon aus, daß eine Beanſtandung der in der General- 
verſammlung genehmigten Bilanz den ausgeſchiedenen Genoſſen⸗ 
ſchaftern nicht zuſtehe; es nimmt jedoch im Einklang mit der 
Nechtſprechung des R. G. an, daß eine Ausnahme inſoweit zu- 
zulaſſen ſei, als die Einſtellung beſtimmter Poſten in die Bilanz 
nach kaufmänniſchen Grundſätzen als eine offenbar irrthümliche 
erachtet und einem Rechnungsfehler gleichgeachtet werden müßte. 
Mit Unrecht beſtreitet die Reviſion die richtige Anwendung 
dieſer Grundſätze durch das B. G. inſoweit, als eine Verluſt⸗ 
reſerve von 2 500 000 Mark für Ausfälle an Hypothekforderungen 
als Paffivpoften in die Bilanz für den 31. Dezember 1897 ein- 
geſtellt worden iſt. Denn das B. G. hat feſtgeſtellt, daß dieſer 
Anſatz in der Bilanz keineswegs ein willkürlicher war, ſondern 
ebenſo wie die Abſchreibung einiger anderer Poſten aus einer 
rechnungs mäßigen Erwägung der thatfächlichen Verhältniſſe hervor⸗ 
gegangen und unter ſachgemäßer Begründung zu dem Zwecke 
erfolgt iſt, um dadurch den Werth, den die Grundſtücke zur Zeit 
der Aufftellung der Bilanz, und den wahrſcheinlichen Werth, 
den die zweifelhaften Forderungen zu gleicher Zeit hatten, in 
richtiger Weiſe in Anſchlag zu bringen. Iſt dem aber fo, dann 
handelt es fich hierbei nicht um eine offenbar irrthümliche oder 
etwa gar um eine abſfichtlich die ausgetretenen Genoſſen durch 
künſtlich aufgeſtellte Verluſtpoſten belaſtende und für ihren Aus⸗ 
tritt gewiffermaßen beſtrafende Bilanzaufſtellung, ſondern um 
eine wohlerwogene, auf eingehenden Berechnungen fußende Ver⸗ 
waltungsmaßregel, über deren Anwendung die Organe der Ge⸗ 
ſellſchaft zu beſchließen hatten und deren Berechtigung nicht 
ſchon deshalb zweifelhaft werden kann, weil der zu veranſchlagende 
wahrſcheinliche Verluſt ein ſehr bedeutender geweſen iſt. I. C. S. 
i. S. Balke c. National - Hypotheken ⸗Kredit ⸗Geſellſchaft vom 
5. Dezember 1900, Nr. 275/1900 I. 

Zum Geſetz betr. die Genoſſenſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung. 

15. 58 13 ff. 

Die Anſchlußreviſion bekämpft die Annahme des B. R., 
daß die Haftung der Bekl. weggefallen ſei, weil die Kl. die 
Waaren auf Kredit geliefert habe. Der Angriff iſt begründet. 
Zwar darauf kann ſich die Reviſion nicht, wie fie verſucht hat, 
ſtätzen, daß das zur Aufftellung der Klagrechnung benutzte 
Formular, welches ſich in den Akten Bl. 7 ff. in Abſchrift be ⸗ 
findet, den Vordruck trage: „zahlbar am 15. des der Lieferung 
folgenden Monats gegen baar mit zwei Prozent Sconto oder 
gegen unſere Tratte“, ſo daß die Vorausſetzung des B. U., es 
ſei Baarzahlung vereinbart, nicht zutreffe. Denn abgeſehen 
davon, daß ſich aus dieſem Gebrauche des Formulars nichts 
Euſcheidendes über den Inhalt der Vereinbarung entnehmen 
ließe, fo ſteht der Berückfichtigung dieſes Vorbringens ſchon die 
für die Reviſionsinſtanz bindende Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
entgegen, daß nach dem unſtreitigen Parteivorbringen bei der 
Beſtellung Kaſſaregulirung vereinbart worden ſei. Demgegen⸗ 
über ift es ohne Bedeutung, daß in dem Thatbeſtand auch, 
worauf die Kl. hinweiſt, die Klagerechnung erwähnt wird. 
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Dagegen unterliegt das B. U. nach anderer Richtung ent- 
ſcheidenden Bedenken. Das B. U. hat, wie ſchon die I. J. 
ſich für ſeine Ausführung, daß die Haftung der Bekl. aus der 
Beſtellung weggefallen ſei, auf das in Bd. 31 S. 45 ff. der 
Entſch. des R. G. in Civilſachen veröffentlichte Urtheil des 
erkennenden Senates vom 12. April 1893 berufen. Nicht zu 
beanſtanden iſt der in Uebereinſtimmung mit dieſem Urtheile zu 
Grunde gelegte Ausgangspunkt, daß durch die dem Circular 
vom 1. November 1897 entiprechende Lieferung an die neue 
Geſellſchaft m. b. H. an ſich der Anſpruch der Kl. gegen die 
urſprüngliche Käuferin, die offene Handelsgeſellſchaft, und deren 
Inhaber, die beiden Bekl., nicht hinfällig geworden ſei. Daß 
eine die Bekl. befreiende Expromiſſion ſtattgefunden habe, iſt 
mit Recht nicht angenommen worden und, nachdem die Liefe⸗ 
rung ihrem Willen gemäß erfolgt war, konnten ſie auch daraus, 
daß dieſe nicht an ſie ſelber geſchehen, nicht die Einrede der 
mangelnden Erfüllung entnehmen. Allerdings iſt das Cirkular 
nur von der neuen Geſellſchaft m. b. H. unterzeichnet, aber daß 
es mit Wiſſen und Willen der beiden Bekl. erlaſſen war, folgt 
unwiderleglich daraus, daß fie die Geſchäftsleiter der neuen 
Geſellſchaft waren und als ſolche auch in dem Cirkular be⸗ 
zeichnet worden find. Die Ausführungen nun aber, mit welchen 
das O. L. G. den trotzdem erfolgten Wegfall des Anſpruchs 
gegen die Bekl. zu begründen ſucht, können ſich nicht auf die 
angezogene reichsgerichtliche Entſcheidung ſtützen. Der jetzt vor⸗ 
liegende Fall weiſt gegenüber dem früher entſchiedenen weſent⸗ 
liche Verſchiedenheiten auf. Damals handelte es ſich um den 
Austritt des einen der beiden Geſellſchafter, während der andere 
das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven übernommen hatte und 
allein weiter betrieb, und es fragte ſich, ob für den ausge⸗ 
ſchiedenen, an dem Geſchäfte gar nicht mehr betheiligten Socius 
die urſprüngliche Haftung aus der Beſtellung weggefallen ſei. 
Auf die beſondere Lage des Ansgetretenen, dem dadurch die 
Möglichkeit benommen war, die vertragsmäßige Abwickelung 
des Kaufgeſchäfts zu kontroliren und darauf einzuwirken, wird 
beſonderes Gewicht gelegt. Er ſoll nicht in Gefahr kommen, 
noch nach Jahren aus Geſchäften in Auſpruch genommen zu 
werden, deren ordnungsmäßige und rechtzeitige Abwickelung 
durch den Geſchäftsübernehmer er erwarten kann“. Daß in 
einem ſolchen Falle der Verkäufer den ausgeſchiedenen Geſell⸗ 
ſchafter, dem er nicht geliefert hat, nur dann mit Erfolg aus 
der Beſtellnng nehmen kann, wenn bei der Lieferung an den 
das Geſchäft übernehmenden Socius nicht zum Nachtheile des 
Erſteren von den Vertragsbeſtimmungen abgewieſen worden iſt, 
ergiebt ſchon die Erwägung, daß die in der Anzeige der Ge⸗ 
ſchäftsübergabe zu findende Ermächtigung zur Leiſtung an den 
Uebernehmer unter dieſen Umſtänden nur von einer vertrags⸗ 
gemäßen Leiſtung verſtanden werden kann. In dem vorliegen⸗ 
den Falle iſt das Sachverhältniß in allen erheblichen Beziehungen 
anders geſtaltet. Es ſteht nicht in Frage die Haftung eines 
ausgetretenen Socius, der über die weitere Geſtaltung des 
Vertragsverhältniſſes keine Kontrole mehr hat, ſondern die 
beiden urſprünglich verpflichteten Bekl. find auch die Geſchäfts⸗ 
führer der neuen Geſellſchaft, an welche dem Circular ent- 
ſprechend die Lieferung erfolgt ift, und waren in dieſer Stellung 
nach wie vor in der Lage, die Abwickelung des Ge⸗ 
ſchäftes nach ihrem Willen zu geſtalten. Sie hatten 


64 ATViuriſtiſche Wochenſchrift. 


es in der Hand, ihre Haftung als Inhaber der früheren Firma 
durch rechtzeitige Zahlung aus den Mitteln der neuen Gefell- 
ſchaft zu beſeitigen. Wenn das nicht geſchah und entgegen den 
Bedingungen des urſprünglichen Kaufvertrages auf unſicheren 
Wechſelkredit und in der Zeit nach dem 18. Februar 1898 
ſogar ohne jede Deckung geliefert worden tft, jo find dieſe Ab- 
weichungen von den beiden Bekl. ſelbſt herbeigeführt 
worden, da die von ihnen vertretene Empfängerin die Baar⸗ 
zahlungen nicht gemacht hat. Dazu kommt, daß auch an die 
frühere offene Handelsgeſellſchaft thatſächlich nicht gegen Kaſſa⸗ 
regulirung, ſondern, wie die Klagerechnung ergiebt, mit aus⸗ 
gedehntem Kredit geliefert worden iſt. Einen ſolchen Fall hat 
das frühere Urtheil nicht im Auge gehabt. Es iſt auch nicht 
abzuſehen, wie die Bekl. ohne Widerſpruch ſollten geltend machen 
können, daß ſie als Socien die Ermächtigung der Kl. zur 
Lieferung an die Geſellſchaft m. b. H. nur unter beſtimmten 
Vorausetzungen gewollt hätten, während fie als Geſchaftsleiter 
der neuen Geſellſchaft ſich au dieſe Beſchränkungen nicht gekehrt 
haben. Und ebenſo würde es bei dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
auf Seiten der Kl. an Gründen fehlen, in ihrem mit Wiſſen 
und Willen der beiden Schuldner eingeſchlagenen und 
zudem auch der bisherigen Uebung entſprechenden Verfahren 
die Aufgabe ihres Anſpruchs aus der Beſtellung zu finden. 
Das B. G. glaubt zwar, daß die perſoͤnliche Indentität 
zwiſchen den früheren Geſellſchaftern und den Gejchäftsführern 
der neuen Geſellſchaft keine Bedeutung haben könne, da die 
beiden Geſellſchaften juriſtiſch verſchieden geweſen ſeien. Auf 
dieſe Verſchiedenheit aber kommt es hier nicht an, wo die 
Wiſſenſchaft der Bekl. und ihr daraus zu folgendes Einver⸗ 
ſtändniß in Frage ſtehen. Wenn aber hiernach nicht ange⸗ 
nommen werden darf, daß die Kl. ihren Anſpruch gegen die 
Bekl. ſchon durch den Verzicht auf Lieferung gegen Baar- 
zahlung verloren habe, jo kann auch die Anfiht des B. R. 
nicht gebilligt werden, daß fie doch durch ihr nachträgliches 
Verhalten ihren Anſpruch aus der Beſtellung gegen die Bekl. auf- 
gegeben habe. Er geht davon aus, daß die Kl., wenn ihr Verlangen 
ſofortiger Zahlung in Güte nicht durchzuſetzen war, ſofort die 
Bekl. in Anſpruch nehmen oder wenigſtens ihren Anſpruch ſich 
ausdrücklich hätte vorbehalten müſſen. Allein gegen dieſe Auf- 
faſſung ſprechen nicht nur die bereits geltend gemachten Gründe, 
ſondern es kommt auch noch Folgendes in Betracht. Das 
O. L. G. muß davon ausgehen, daß durch die ohne Baar⸗ 
zahlung erfolgte Lieferung an die Geſellſchaft m. b. H. wenigſtens 
für eine Zeit lang der durch die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages nicht gehemmte Verkaufsanſpruch der Kl. gegen die 
Bekl. begründet ſei, denn ſonſt würde von Klage und Vorbehalt 
nicht die Rede ſein können. Daneben hatte ſie aus der Liefe⸗ 
rung den gleichen Anſpruch gegen die neue Geſellſchaft. Daß 
nun der Gläubiger ſeine Forderung gegen einen Correalſchuldner 
verliere, wenn er, ohne Klage oder Vorbehalt gegen dieſen, ſich 
zunächſt an den anderen Correalſchuldner hält, dieſem Nachſicht 
ertheilt oder Friſt gewährt, kann das B. G. nicht gemeint 
haben; denn dies würde mit den geltenden Rechtsvorſchriften 
nicht vereinbar fen — 88 441, 442 Thl. I, Tit. 5 des 
A. L. R. —. Eine ſolche Verpflichtung iſt dem Gläubiger 
nirgends auferlegt. Aber auch vom Geſichtspunkte eines 
Erlaſſes des erworbenen Anſpruchs nach 85 328 ff. Thl. I 
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Tit. 16 daſelbſt läßt ſich die Ausführung nicht mehr recht⸗ 
fertigen. Auch wenn im Hinblick auf Art. 278 des H. G. B. 
das Erforderniß der „ausdrücklichen“ Erklärung wegfällt, ſo 
fehlt es doch bei dem gegebenen Sachverhalt an jedem irgend- 
wie geſicherten Schluß auf einen Verzichtswillen der Kl. 
I. C. S. i. S. Beſt und Genoſſen c. Büſche und Pithau 
vom 5. Dezember 1900, Nr. 276/1900 J. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

16. 88 1, 8. 

Von der Reviſion wird eine Verletzung des § 8 des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Mai 1896 gerügt und dieſe Rüge zunächſt da⸗ 
mit begründet, daß das B. G. inſofern eine widerſpruchsvolle 
Entſcheidung erlaſſen habe, als es in ſeiner Urtheilsbegrün⸗ 
dung zwar die Berechtigung des Bekl., ſeine Villa mit dem 
Namen „Margaretha“ und die von ihm betriebene Penſion 
als „Villa Margaretha — Penſion Wietz“ zu bezeichnen, an⸗ 
erkenne, dennoch aber in dem eutſcheidenden Theile des 
Urtheils demſelben die Bezeichnung ſeiner Penſion als „Villa 
Margaretha Penfion“ oder eine ähnliche Bezeichnung derſelben 
unter Gebrauch des Namens „Margaretha“ unterſage und ihn 
zum Schadenserſatz verurtheilt habe. Dieſe Rüge iſt jedoch in 
der Hauptſache unbegründet. Das B. G. unterſcheidet aus- 
drücklich zwiſchen der Bezeichnung des Hauſes des Bekl. als 
ſolchen und der Bezeichnung des von ihm darin betriebenen 
Erwerbsgeſchäfts. Dieſe Unterſcheidung erſcheint gerecht⸗ 
fertigt. Eine beſondere Bezeichnung nämlich, welche für das 
Haus als ſolches geſtattet iſt, kann, wenn ſie auch für das 
darin betriebene Erwerbsgeſchäft verwendet wird, — ebenſo wie 
die in gleicher Weiſe erfolgende Benützung eines Namens oder 
einer Firma ſeitens des an ſich hierzu Berechtigten, — unter 
gewiſſen Vorausſetzungen gegen § 8 seit. verſtoßen, nämlich 
dann, wenn deren Benutzung für das Erwerbsgeſchäft im ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr in einer Weiſe geſchieht, welche darauf be- 
rechnet und geeignet iſt, Verwechſel ungen mit der 
beſonderen Bezeichnung hervorzurufen, deren fi ein Anderer 
befugter Weiſe bedient. Daraus, daß eine beſondere Bezeichnung 
für ein Haus eine berechtigte iſt, iſt daher nicht zu ſchließen, 
daß dieſe Bezeichnung auch für das darin betriebene Erwerbs⸗ 
geſchäft erlaubt iſt. Vielmehr iſt in letzterer Hinſicht die her⸗ 
vorgehobene beſondere Beſtimmung des § 8 eit. maßgebend. 
Darin nun, daß das B. G. im gegebenen Falle die in der Ge⸗ 
ſammtbezeichnung des Erwerbsgeſchäfts des Bekl. enthaltene 
Ortsangabe „Villa Margaretha“ als zu einer individualifirenden 
Bezeichnung des Erwerbsgeſchäfts geeignet und demgemäß dieſe 
Geſammtbezeichnung ſelbſt als eine beſondere Bezeichnung 
des Erwerbsgeſchäfts aufgefaßt hat, iſt ein rechtlicher Verſtoß 
nicht zu finden, wie der erkennende Senat bereits in einem 
Urtheil vom 15. November 1898, Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1899 S. 12 Nr. 37, ausgeſprochen hat. Es liegt daher weder 
ein Widerſpruch noch eine Verletzung materiellen Rechts darin, 
daß das B. G. eine den Namen „Margaretha“ enthaltende Be⸗ 
zeichnung bezüglich der Villa des Bekl. nach allgemeinen Rechts- 
grundſätzen für berechtigt, bezuglich des Erwerbsgeſchäfts 
deſſelben aber auf Grund des § 8 cit. für unberechtigt erklärt 
und deren ferneren Gebrauch für dieſes Geſchäft ihm unterſagt 
hat. Ferner liegt kein ſachlicher Widerſpruch darin, daß das 
B. G. — wie ſich aus einer nebenſächlichen Bemerkung in den 
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Urtheilsgründen ergiebt, — einerſeits eine etwaige Bezeichnung 
der Penfion des Bekl. als „Villa Margaretha Penfion Wietz“ 
als nicht gegen § 8 cit. verſtoßend erachtet, und daß es anderer- 
ſeits in der Entſcheidung ſelbſt dem Bekl. die Bezeichnung ſeiner 
Denfion als „Villa Margaretha⸗Penfion“ oder eine ähnliche 
Bezeichnung unter Gebrauch des Nameus „Margaretha“ unter- 
ſagt hat; denn das Gericht hat eine etwaige Bezeichnung der 
Penfion des Bekl. als „Villa Margaretha ⸗Penfion Wietz“ im 
Gegenſatz zu der wirklich von ihm gebrauchten Bezeichnung nur 
deshalb für zuläffig erachtet, weil bei einer derartigen Bei⸗ 
fügung des zu einer Unterſcheidung vorzugsweiſe geeigneten 
Familiennamens des Bekl. zu dem Worte Penfion jede Gefahr 
einer Verwechſelung des Erwerbsgeſchäfts des Bekl. mit dem⸗ 
jenigen der Kl. ausgeſchloſſen ſei, während es aus der Weg⸗ 
laffung des Familiennamens bei der von dem Bekl. wirklich ge⸗ 
brauchten Bezeichnung gerade das Vorhandenſein des That⸗ 
beſtandserforderniſſes der Verwechſelungsabſicht auf Seiten des 
Bekl. herleitete. Im übrigen ergiebt ſich aus der erwähnten 
Bemerkung bezüglich der Zuläſfigkeit einer etwaigen Bezeichnung 
als „Villa Margaretha — Penfion Wietz“, daß das B. G. dem 
Bekl. außer der in der Entſcheidung beſonders hervorgehobenen 
Bezeichnung „Villa Margaretha — Penfion“ nicht ſchlechthin jede 
andere den Namen „Margaretha“ enthaltende Bezeichnung unter⸗ 
ſagen wollte, ſondern nur eine der erſteren „ähnliche“ Bezeich⸗ 
nung, d. h. eine ſolche, welche ebenſo wie die erſtere geeignet 
ſei, eine Gefahr der Verwechſelung der beiderſeitigen Penfionen 
zu begründen. Dieſer letztere Geſichtspunkt iſt allerdings in 
der Entſcheidung des angefochtenen Urtheils durch das Wort 
„ähnliche“ nicht mit genügender Deutlichkeit und Beſtimmt⸗ 
heit hervorgehoben, jo daß die Worte „oder eine ähnliche Be⸗ 
zeichnung unter Gebrauch des Namens Margaretha“ leicht in 
weiterem Sinne verſtanden werden können, als ſie ausweislich 
der Urtheilsgründe vom Gericht gemeint waren. Aus dieſem 
Grunde, und da es überhaupt nicht angängig iſt, die ähnlichen 
Bezeichnungen unter Gebrauch des Namens Margaretha, welche 
die Gefahr einer Verwechſelung der beiderſeitigen Penfionen be- 
gründen, im Voraus in genügender Weiſe allgemein zu 
beſtimmen, erſchien eine Streichung der erwähnten Worte des 
Urtheilsſatzes als geboten. Im übrigen hat das B. G. das 
Vorliegen aller Vorausſetzungen des § 8 cit. ohne Rechts⸗ 
irrthum feſtgeſtellt. Insbeſondere iſt ein folder in der weiter 
von der Reviſion beanftandeten Feſtſtellung nicht zu finden, daß 
die Kl. ſich der von ihnen für ihr Erwerbsgeſchäft gebrauchten 
Bezeichnung „Penfion Margaretha“ befugter Weiſe bedienen. 
Mit Recht iſt nämlich das B. G. hierbei von dem als Regel 
zweifellos zutreffenden und im gegebenen Falle auch maßgeben⸗ 
den Satze ausgegangen, daß ſich derjenige einer beſonderen Be⸗ 
zeichnung eines Erwerbsgeſchäfts befugter Weiſe bedient, der 
fie zuerſt im geſchäftlichen Verkehr benützt hat. Daß dieſe 
Vorausſetzung bezüglich der von den Kl. für ihr Erwerbsgeſchäft 
gebrauchten Bezeichnung „Penſion Margaretha“ zutrifft, hat 
das B. G. in rechtlich unbedenklicher Weiſe feſtgeſtellt. 
II. C. S. i. S. Wietz e. Philipps vom 21. Dezember 1900, 
Nr. 259/1900 II. 

17. 8 6. 

Die Revifion beanſtandet die Faſſung des entſcheidenden 
Theils des angefochtenen Urtheils inſofern, als darin den Bekl. 
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eine Behauptung unterſagt worden ſei, welche fie nicht, jeden⸗ 
falls nicht in dieſer Weiſe aufgeſtellt hätten und welche 
überdies nicht thatſächlicher Art ſei. Doch tft auch dieſe 
Rüge unbegründet. Allerdings iſt durch das angefochtene Urtheil 
den Bekl. unterſagt worden, die Behauptung zu wiederholen 
oder zu verbreiten, daß derjenige, der den Kl. als Stauer 
engagire, Gefahr laufe, übervortheilt zu werden, während in 
den Urtheilsgründen der Inhalt der bezüglichen Behauptung der 
Bekl. dahin feftgeftellt iſt, daß Jeder, der die außerhalb 
des Vereins ſtehenden Stauer beſchäftige, Gefahr laufe, 
übertheuert zu werden. Obgleich ſich hiernach die erftere Faſſung, 
abgeſehen von einigen ganz unerheblichen ſprachlichen Ab⸗ 
weichungen, von der letzteren inſofern unterſcheidet, als in erſterer 
den Bekl. eine auf den Kl. bezügliche Behauptung unterſagt 
iſt, während nach den Urtheilsgründen durch die feſtgeſtellte Be⸗ 
hauptung nicht nur der Kl., ſondern auch alle andern außerhalb 
des Vereins ſtehenden Stauer Hamburgs betroffen find, ſo decken 
ſich doch die unterſagte und die in den Gründen feſtgeſtellte Be- 
hauptung ihrem für das Verhältniß der Prozeßparteien zu 
einander in Betracht kommenden Juhalte nach vollſtändig. Es 
ift aber als dem Sinne des 8 6 Satz 2 eit. entſprechend zu 
erachten, daß eine wörtliche Wiedergabe der den Hägeriichen 
Anspruch begründenden Behauptung in dem zu erlaſſenden Ver⸗ 
bote der Wiederholung oder Verbreitung derſelben nicht noth- 
wendig iſt, ſondern daß es genügt, wenn die unterſagte Be⸗ 
hauptung mit der feftgeftellten ihrem weſentlichen Inhalte 
nach übereinſtimmt. Namentlich unterliegt es rechtlich keinem 
Bedenken, daß auf Grund dieſer Beſtimmung die Wiederholung 
oder Verbreitung einer auf mehrere Perſonen ſich beziehenden 
Behauptung dem klägeriſchen Antrag entſprechend den Bekl. nur 
inſoweit unterſagt iſt, als ſie gegen den Kl. gerichtet iſt. 
II. C. S. i. S. Verein der Stauer von Hamburg ⸗Altona u. Gen. 
c. Mathiae vom 21. Dezember 1900, Nr. 278/1900 II. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

18. 88 77 ff. I. 4. 

In zahlreichen Entſcheidungen der höchſten Gerichte iſt 
ausgeſprochen, daß unter den Eigenſchaften einer Perſon oder 
Sache, deren irrthümliche Vorausſetzung nach 88 77 ff. Thl. I 
Tit. 4 des A. L. R. zur Anfechtung des Rechtsgeſchäfts berechtigt, 
nicht bloß körperliche Zuſtände, ſondern auch ſolche thatſächliche 
oder rechtliche Verhältniſſe derſelben gehoren, die außerhalb der 
bezüglichen Perſon oder Sache liegen, aber deren Bewerthung 
im rechtsgeſchäftlichen Verkehr beeinfluſſen. So z. B. find die 
Bemittelung eines Bräutigams, die Zahlungsfähigkeit eines 
Käufers, die Mietherträge eines Hauſes, die Brauchbarkeit eines 
Apparats, die Betriebsfähigkeit einer Bäckerei, die Ertrags⸗ 
fähigkeit einer Fabrik, die Bebaubarkeit eines Grundſtücks u. ſ. w. 
als Eigenſchaften in dieſem Sinne anerkannt worden. Um ein 
Verhältniß dieſer Art handelt es ſich auch bei dem jetzt in 
Frage ſtehenden Grundſtück, wenn feſtgeſtellt worden 
iſt, daß es in geringerem Grade als andere Grund⸗ 
ſtücke zu gewerblichen Zwecken verwendbar iſt. Dieſe Ver⸗ 
wendbarkeit iſt das Verhältniß, worüber geirrt wurde und fie 
iſt ein Verhältniß des Grundſtücks ſelbſt und darum eine 
Eigenſchaft deſſelben in obigem Sinne, gleichviel, durch welche 
äußeren Umſtände dieſes Verhältniß herbeigeführt worden und 
daß dies hier durch eine außergewöhnliche Belaſtung mit 
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Kommunalabgaben geſchehen iſt. Davon erſichtlich verſchieden 
ift das von der Reviſion herangezogene Beiſpiel der Täuſchung 
eines Kaufmannes über den aus einem Waarenkauf erhofften 
Gewinn; da betrifft der Irrthum nicht eine Eigenſchaft oder 
ein Verhältniß der Waare, ſondern ein künftiges Rechtsgeſchäft 
des Kauſmannes. Es kann ferner nicht bezweifelt werden, daß 
es ſich hier um eine gewöhnlich vorausgeſetzte Eigenſchaft des 
Grundſtücks handelt. Der B. R. hebt hervor, daß das ver- 
kaufte Grundſtück ſich nach Anſchauung der Parteien und nach 
ſeiner natürlichen Beſchaffenheit und Lage vorzugsweiſe zum 
Gewerbebetrieb eignete, daß es in den Verkaufsbedingungen 
gerade in dieſer Beziehung angeprieſen worden war, und daß 
die im Verſteigerungstermine erſchienenen Kaufluſtigen vom 
Weiterbieten Abſtand nahmen, ſobald ſie erfuhren, daß der Ge⸗ 
werbebetrieb auf dieſem Grundſtück einer Mehrbelaſtung durch 
Kommunalabgaben unterliege. Daraus iſt mit Recht gefolgert 
worden, daß ein gewerblich auszunutzendes Grundſtück in Frage 
ftand und es läßt ſich daun die weitere Annahme nicht bean- 
ftanden, daß bei einem ſolchen Grundſtück gewohnlich voraus⸗ 
geſetzt werde, es ſei auf ihm der Gewerbebetrieb nicht durch 
außerordentliche Verhältniſſe, wie hier durch eine außerordentliche 
Beſteuerung, erſchwert. V. C. S. i. S. Grützmacher Söhne 
c. Niedermeyer und Götze vom 2. Januar 1901, Nr. 265/1900 V. 

19. 8 1065 I. 11. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits ſelbſt hängt lediglich, 
wovon auch das B. G. ausgeht, davon ab, ob die Behauptung 
der Bekl. wahr iſt, daß ſie die jetzt von dem Kl. für den Nach⸗ 
laß beanſpruchten Pfandbriefe von dem Erblaſſer geſchenkt und 
auch von ihm übergeben erhalten hat. Denn derartige Pfand- 
briefe gehören als Inhaberpapiere zu den beweglichen Sachen 
im Sinne des 8 1065 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 und würde 
daher durch die Uebergabe der geſchenkten Pfandbriefe auch der 
Mangel der ſonſt bei Schenkungsverträgen regelmäßig nach 
§ 1063 a. a. O. erforderlichen gerichtlichen Form geheilt jein. 
Hieran würde ſich auch nichts ändern, wenn die Rüge der 
Reviſion, das B. G. ſei den vorliegenden Thatſachen inſofern 
nicht gerecht geworden, als es die Frage gar nicht unterſucht 
habe, ob eine Schenkung unter Lebenden oder auf den Todes⸗ 
fall beabfichtigt geweſen ji — für begründet zu erachten und 
eine Schenkung auf den Todesfall anzunehmen wäre. Die 
Revifion meint, daß dann die Gültigkeit der Schenkung, ebenſo 
wie jetzt nach dem B. G. B., durch die Beobachtung der für 
Verfügungen von Todeswegen überhaupt vorgeſchriebenen Form 
bedingt geweſen und ſie alſo, in Ermangelung dieſer Form, 
wirkungslos ſei. Zunächſt beruft ſich die Reviflon ganz zu Un⸗ 
recht auf das B. G. B., da nach § 2301 Abſ. 1 auf ein 
Schenkungs verſprechen, welches unter der Bedingung ertheilt 
wird, daß der Beſchenkte den Schenker überlebt, die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todeswegen allerdings Anwendung finden 
ſollen, in Abſ. 2 aber weiter ausdrücklich beſtimmt wird: „Voll⸗ 
zieht der Schenker die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten 
Gegenſtandes, ſo finden die Vorſchriften über Schenkungen unter 
Lebenden Anwendung.“ Im Uebrigen aber findet die — oben 
bereits erwähnte — Vorſchrift in $ 1065 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 11, welche mit dem bisherigen Recht überhaupt gemäß 
Art. 170, 213 des E. G. zum B. G. B. der materiellen Be. 
urtheilung des vorliegenden Rechtsſtreits zu Grunde zu legen 
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tft, auch bei Schenkungen von Todeswegen oder auf den Todes. 
fall Anwendung, wogegen bei ſolchen Schenkungen die Erben 
des Geſchenkgebers zum Widerrufe, abgeſehen von dem hier 
nicht in Frage ſtehenden Falle der 88 1136, 1137 a. a. O., 
nicht berechtigt find (vergl. 88 1138, 1139 a. a. O., Urtheil 
des R. G. vom 29. April 1897, Entſch. in Civilſachen Bd. 35 
S. 259, Urtheil des Preußiſchen Obertribunals vom 6. Oktober 
1865, Entſch. Bd. 55 S. 38; Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht Bd. II § 122 unter e Abſ. 8, — Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. III 8 154 bei 
Anm. 16 —). Auch als Schenkung von Todeswegen würde 
daher die Zuwendung, den Nachweis der Uebergabe der ge⸗ 
ſchenkten Pfandbriefe vorausgeſetzt, und da der Erblaſſer felbft 
die Schenkung nicht widerrufen hat, mit dem Tode des letzteren 
unwiderruflich geworden und der Klageanſpruch unbegründet 
fein. IV. C. S. i. S. Siewerts c. Siewerts vom 17. Dezember 
1900, Nr. 324/1900 IV. 

20. 88 304, 305 II. 2. 

Bei Prüfung der Streitfrage, ob die Kl. ſich auf ihren 
geſetzlichen Pflichttheil die im elterlichen Teſtamente bezeichnete 
Austattung von 27 000 Mark anrechnen zu laſſen hat, tft das 
B. G. von einer zwiefachen Erwägung ausgegangen. Einerſeits 
ſtellt es auf Grund des Beweisergebniſſes feſt, daß die Ver⸗ 
heirathung der Kl. bereits am 13. Februar 1876, dagegen die 
Hingabe der für die Ausſtattung in Betracht kommenden Geld⸗ 
beträge erſt nach dem Tode des Großvaters der Kl., alſo nach 
dem 13. Februar 1883, erfolgt ſei, und vermißt bei dieſer Sach⸗ 
lage das in den 88 304, 305, Thl. II Tit. 2 des Pr. A. L. R. 
vorgeſetzte Thatmoment des zeitlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
der Verheirathung bez. Errichtung beſonderer Wirthſchaft und 
der Zuwendung. Andererſeits vermißt es für die Annahme, 
daß die Hingabe der Gelder etwa in Erfüllung eines vor der 
Verheirathung verbindlich gegebenen Mitgiftverſprechens ge- 
ſchehen ſei, eine genügende Grundlage in den vom Ehemanne 
der Kl. bekundeten Aeußerungen des Teſtators. In Folge deſſen 
gelangt das B. G. zu dem Ergebniſſe, daß die Kl. fich nichts 
auf ihren Pflichttheil anrechnen zu laſſen brauche, und daher 
noch Anſpruch auf ſolchen habe. Zur Entſcheidung über den 
Betrag des Pflichttheils fieht das B. G. ſich dagegen außer 
Lage, weil die Höhe des Nachlaſſes des Teſtators noch ftreitig 
ſei, und hat deshalb die Erörterung dieſes Punktes dem L. G. 
überwieſen. Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß die 
Erwägungen, von denen das B. G. bei der Frage, ob die Kl. 
ſich auf ihren Pflichttheil eine Ausſtattung von 27 000 Mark 
anrechnen zu laſſen hat, ausgegangen iſt, dem Geſetze nicht 
entſprechen. Zunächſt erſcheint der Begriff der Ausſtattung im 
Sinne der 88 304, 305, Thl. II Tit. 2 des A. L. R. zu 
eng aufgefaßt. Das R. G. hat bereits in einem Urtheile vom 
18. April 1884, abgedruckt bei Gruchot Bd. 29 S. 935, auß- 
geführt, daß für die Frage, ob eine Zuwendung fich als Aus- 
ſtattung charakteriſire, weſentlich Zweck und Veranlaſſung der 
Zuwendung, nicht deren Zeitpunkt maßgebend ſei, und daß, 
wenn mit derſelben die Sicherung der künftigen wirthſchaftlichen 
Exiſtenz des Kindes beabſichtigt ſei, ſich nicht abſehen laſſe, 
weshalb eine früher gegebene, aber unzureichend geweſene Aus- 
ſtattung nicht wiederholt werden konnte. An dieſer Ausführung 
ift auch für den jetzigen Fall feſtzuhalten. Es mag darauf hin- 
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gewiefen werden, daß das B. G. B. in § 1624 als Aus- 
ſtattung alles dasjenige bezeichnet, was einem Kinde mit Rückſicht 
auf ſeine Verheirathung oder auf die Erlangung einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Lebens ſtellung zur Begründung oder Erhaltung der 
Wirthſchaft oder Lebensſtellung zugewendet wird. Sodann trifft 
es nicht zu, wenn das O. L. G. für den Fall, daß die Er⸗ 
füllung eines Mitgiftverſprechens in Frage kommt, die rechtliche 
Verbindlichkeit des letzteren zur Vorausſetzung nimmt. Für die 
hier ſtreitige Frage erſcheint es genügend, wenn ein auch nur 
formlos ertheiltes Mitgiftverſprechen erfüllt worden iſt. IV. C. S. 
i. S. Heinze c. de la Vigne vom 20. Dezember 1900, 
Nr. 272/1900 IV. M. 


Literatur. 


Das Reichsgeſetz, betreffend die Patentanwälte 
vom 21. Mai 1900. Für den praktiſchen Gebrauch ſyſtematiſch 
dargeſtellt von Dr. jur. F. Damme, Reg.⸗R. und Abtheilungs⸗ 
vorfigender im K. Patentamt. Berlin 1900. Otto Lieb- 
mann. 196 S. Pr. geb. M. 3,50. 

Die neuen, durch das Patentanwaltsgeſetz geſchaffenen 
Rechtsverhältniſſe finden in dem vorliegenden Buch eine einge⸗ 
gehende ſyſtematiſche Darſtellung. Der Verfaſſer hat ſich dabei 
nicht darauf beſchraͤnkt, den in den 22 Paragraphen des Ge⸗ 
ſetzes gegebenen Rechtsſtoff zu beſprechen, ſondern er hat außer 
den Geſetzesmaterialien auch alle ſonft für den Beruf des 
Patentanwalts in Betracht kommenden Beſtimmungen insbeſ. 
diejenigen des B. G. B. über den Dienſtvertrag eingehend be⸗ 
rückfichtigt. Bei der Darſtellung des ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahrens, das von dem neuen Geſetz nur in ſeinen Grundzügen 
feſtgelegt iſt, hat der Verf. das reiche Material, das die 
Publikationen des E. G. H. für deutſche Rechtsanwälte bieten, 
erfolgreich verwendet. Das Buch, deſſen Verf. als Mitglied der 
Prüfungskommiſſion für Patentanwälte an der Anwendung und 
Ausgeſtaltung des neuen Geſ. bedeutenden Antheil nimmt, 
dürfte für alle diejenigen, welche ſich über die neue Materie 
orientiren wollen, von großem Werth ſein. E. K. 

Daſſelbe Geſetz. Erläutert von P. Schmid, Rechts- 
anw. b. d. L. G. J zu Berlin. Leipzig. C. L. Hirſchfel d. 1900. 
Pr. cart. M. 2,20. (Hirſchfelds Taſchen-Geſetzſammlung für 
Juftiz und Verwaltung Nr. 147.) 

Der in der Literatur des gewerblichen Urheberrechts und 
den praktiſchen Beſtrebungen auf dieſem Gebiete wohlbewährte 
Verf. hat ſich beeilt, in der vorliegenden Ausgabe den erſten 
eingehenden Commentar zum Geltungsbeginne des Geſetzes 
fertig zu ſtellen. Auch er hat nach den ſonſtigen Materialien 
die Entſch. d. E. G. H. für Rechtsanwälte eingehend bedacht 
und den Stoff zu den einzelnen Beſtimmungen ſorgſam und 
üͤberfichtlich geordnet, und ſomit zum Handgebrauch bei An⸗ 
wendung des Geſetzes ein willkommenes Hülfsmittel geschaffen. 

. Kl. 


Perſonal⸗Veründerungen. 
Zulaſſungen. 
Juſtiz-⸗Referendar I. Klaſſe Wilhelm Gͤßler beim Ober⸗ 
landesgericht Stuttgart; — Gerichtsaſſeſſor Schenck beim 
Landgericht Hagen i. W.; — Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich 
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Claußen beim Oberlandesgericht Kiel; — Aſſeſſor Dr. Erd⸗ 
mann Wilhelm Karl Walter Mann beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Heinrich Schneider 
beim Landgericht Marburg; — Rechtsanwalt Benz beim Land- 
gericht Ellwangen; — Rechtsanwalt Ernſt Georg Alfred Richter 
bei der Kammer für Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt 
Albert Müller beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich Gerhard Voigt beim Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gericht, beim Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Richard Graßhoff beim Kammergericht 
Berlin; — Rechtsanwalt Arthur Gold ſchmidt beim Land⸗ 
gericht I Berlin; — Rechtsanwalt Leonhard Schöneder beim 
Amtsgericht Freiſing; — Rechtsanwalt Etten ſperger beim Land⸗ 
gericht Ellwangen; — Rechtsanwalt Georg Friedrich Auguſt 
Francke beim Amtsgericht Königſtein; — Rechtspraktikant 
Friedrich Moll beim Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwalt 
Ernſt Morgen beim Amtsgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt 
Fleiſcher beim Landgericht I Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Ernſt Roſt beim Amtsgericht Schöneck 
i. W.; — Rechtsanwalt Ludwig Joſtes beim Amtsgericht 
Neuſtadt a. Rbge.; — Rechtsanwalt Dresdner beim Amtsgericht 
Sonnenburg; — Rechtsanwalt Dr. Eduard Sieber beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. W. Bayrhammer 
beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt W. Schönherr 
beim Landgericht Schwerin i. M.; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Friedrich Nebelthau beim Amtsgericht Bremen; 
— Rechtsanwalt Dr. Georg Brox beim Landgericht Leipzig; 
— Rechtsanwalt Georg Heldrich beim Ober. Landesgericht 
München; — Rechtsanwalt Georg Brückner beim Landgericht 
Bamberg. 

Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Otto 
Krahmer in Königsberg; — Rechtsanwalt Thamm in 
Bunzlau; — Rechtsanwalt Goldbeck Löwe in Kiel; — 
Rechtsanwalt de Weldige⸗Cremer in Dorſten; — Rechts- 
anwalt Jonas in Weilburg. 


Für die Nückſendung der den Angeboten etwa beigefügten 
Original⸗Zeugniſſe übernimmt die Expedition ber 
„Ixriftiſchen K Wochenſchrift“ kei keine aftung. — 


Für mein Büreau ſuche ich einen in der der Regiftratur, dem Koſten⸗ 
und dem Zwangsvollſtreckungsweſen durchaus erfahrenen Büreau⸗ 
gehilfen ſpäteſtens zum 15. Februar er. 

Swinemünde, im Januar 1901. 

Herrendoerfer, Rechtsanwalt und Notar. 


Büreauvorſteher, welcher völlig ſelbſtaͤndig arbeiten kann, 
zum 1. April oder früher Hache Anfangsgehalt 150 Mark. 
echtsanwalt Heinemann, Lüneburg. 


Zum 1. April er., event. ſchon früher, ſuche ich für dauernde 
Stellung einen tüchtigen, zuverläſſigen, vollſtändig ſelbſtändig 
arbeitenden Büreauvorſteher, welcher der nn Sprache mächtig 
ift. Offerten mit Zeugnißabſchriften und Gehaltsanſprüchen erbeten. 

Gneſen. Rechtsanwalt Türk. 

Zweiter Büreau⸗Vorſteher geſucht. Stenographie nach 
Stolze⸗Schrey bevorzugt. 

Rechtsanwalt Krumb haar, Schönebeck, Elbe. 
Büreaugehülfe, 


Erfter 
Bi Stenograph, ſpäteſtens für 1. April 1901 geſucht von 
Weimar. Rechtsanwälten Dr. Kronfeld und Erhardt. 
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Büreauvorſteher, wohlempfohlen, ſucht, ev. aushilfs⸗, auch 
a Beſchäftigung. Offerten unter M. 22 Poſtamt 
harlottenburg 4. 


Büreau⸗Vorſteher, 
10 J. im Fache, m. allen vorkommenden Arbeiten vollſtändig vertraut, 
ſucht, geſtützt auf gute Zeugniſſe, per 15. II. oder 1. III. Stellung. 
Gefl. Offerten unter E. 60 an die Exped. dieſes Bl. in Berlin 8. 14. 


I. Anwaltsgeh., in ungek. Stellg., 24 J. alt, 9 J. beim 
Fach, mit allen Arb. durchaus erfahren, des Poln. mächt., ſucht z. 
1. 3. 01 anderw. Stellg. im größ. Büreau ev. als Büreauvorſt. 

Off. erb. unt. S. 33 an d. Exped. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Ein jüngerer 
Rechtsanwalt oder Aſſeſſor 
wird für eine ſüddeutſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft zur Be⸗ 
handlung der Haftpflichtſchäden ji e 
e 


geſucht. 
a benen M. 3600. — Offerten unter Chiffre M. 513 


an Haaſenſtein & Vogler A.⸗G., Frankfurt a. M. erbeten. 


Anwalt am kl. Landgericht wünſcht Aſſociation mit älterem 
Off. sub C. 592 


Jüngerer 
Rechtsanwalt 
in einer Provinzialhauptſtadt möchte ſich von ſofort mit älterem 
Kollegen aſſociiren. Offerten unter D. 59 an die Expedition der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift in Berlin 8. 14 erbeten. | 
Züngerer Anwalt ſucht Aſſoziation mit älterem Berliner 


Kollegen ev. auch bloße N e Offerten unter 
G. W. 2460 an Rudolf Moſſe, Berlin, Leipzigerſtraße 103. 


| Soeben erſchien: 


Co h n, Th eodo r, Amtsrichter, 


Das Handels- und Genoffenfhafts-Regifter 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8, Mauerſtraße 44. | 
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Rechtsanwalt, 13 J. in Berlin thätig, kleinere Praxis, 
möchte aus Geſundheitsrückſichten mit auswärtigem Kollegen, auch 
am hübſchen Vororte, alsbald tauſchen. Selbſtredend jede Vergütung 
ausgeſchloſſen. Gefl. Off. u. BB. 55 an die Exp. d. Bl. in Berlin 8. 14. 


Ein junger Aſſeſſor, der ſich mit den induſtriellen Verhältniſſen 
bekannt zu machen wünſcht und die Erledigung juriſtiſcher Angelegen- 
heiten zu übernehmen hätte, von einem Werke der Elektricitätsbranche 
Weſtfalens zu ſofortigem Eintritt geſucht. Offerten unter E. 11 
an die Expedition dieſes Blattes in Berlin 8. 14 zu richten. 
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Brandl 8 Seyffert, Spezialgeſchäft für Abſchriften und 
Vervielfältigungen, Berlin SW., Zimmerſtr. 64 (Tel. I 3744). 
Speziell für Rechtsanwälte. Stets ſchleunigſte Abſchriften von Schrift. 
ſätzen aller Art. Strengſte Discretion, da fremde Hilfskräfte nicht benutzt 
werden. Auf Telephonruf Abholung und umgehende Zurückſendung. 
Freiſe: Aktenſeite 10 Pfg., gleichz. Durchſchlage 5 Pfg. Anfertig. in 
dringenden Fällen auch über Nacht und Sonntags. Beſte N v. An- 
wälten zu Dienſten. — Nach Ausw. poſtwendende Erledig. franco gegen fr. 


Zu kaufen geſucht: 

Rehbein⸗R., Landrecht f. d. preuß. Staaten, 4. od. 5. Aufl. 
Rehbeins Entſcheidgn. d. Obertribunals, 2—4 u. Reg. Archiv, 
ſächſ., f. Bürgerl. R., compl. u. einzeln. Archiv f. öffentl. Recht 
v. Laband, ept. Goltdammers Archiv f. Strafrecht, cpt. u. 


einzeln. K. Sächſ. Militär⸗Verordnungsblatt, 1897—99. Ber: 


ordnungsblatt d. Kreishauptm. Zwickau, 1836—1899. Verwal⸗ 
tungsblatt, Preußiſches, 1— 17. Sächſ. Wochenbl. f. Verwaltung 
u. Polizei, 1880 —87. Zeitſchr. f. Praxis u. Verwaltung in Sachſen, 
cpt. u. einzeln. Oncken, Allg. Geſch. i. Einzeldarſtellungen, cpt. 


Alfred Lorentz, Leipzig, Aurprinzſtraße 10. 


Wasserheilanstalt 
u Reinbek, 
Sophienbad kam 


Sanatorium 
für Kranke und Erholungsbedürftige, in herrlicher Lage am 
Sachsenwalde. Prospecte durch die Verwaltung. 


Dirig. Arzt Dr. Paul Hennings. 


Zimeite, völlig umgearbeitete 
und vermehrte Nuflage. 


ſowie das Verfahren | 


| in Vereins-, Muſter- und Güterrechts-Regiſterſachen. 
| Syſtematiſch dargeſtellt. 


—ůůůů 


Mit Muſtern. 


Preis M. 9, geb. M. 10. 


Aus dem Vorwort zur zweiten Auflage. | 


Die Löſung dieſer Au 


Maße bemüht geweſen, dieſes Ziel anzuſtreben.“ 


Bearbeitung der Regiſterſachen noch weit größere n als dies vor dieſer 
gabe will die hier vorgelegte, vö 
wie die erſte den Bedürfniſſen der Praxis dienen will, erleichtern, und bin ich deshalb in erhöhtem | 


„Die mit dem 1. Januar 1900 in Kraft getretene Geſetzgebung jtellt dem Regiſterrichter bei 


eit der Fall war. 
ig umgearbeitete zweite Auflage, welche ebenſo 


| 


— — — — 
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N 8 bis 11. 


Berlin, 9. Februar 1901. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt. 


Organ des deutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Herausgegeben 


von Juſtifrakh M. Rempner, N. A. b. Logr. I. 
Berlin W., Franzöſiſche Straße 9. 


Verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltsfammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Oldenburg, Königsberg und Dresden haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Oldenburg 600 Mark, Königs⸗ 
berg 1 500 Mark und Dresden 2 500 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihülfen 
der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Die deutſche Rechtsanwaltſchaft an der Wende 
des Jahrhunderts. 


I. 

Am Schluſſe des Berichts über die „Feſtgabe der Rechts- 
anwaltſchaft des Kammergerichts“ (Juriſt. Wochenſchrift 1900 
Nr. 97/98 S. 888) iſt von dem Aufſatze des Geh. Juſtizr. Leſſe 
„Die preußiſche Rechtsanwaltſchaft während der letzten fünfzig 
Jahre“ unter Vorbehalt einer beſonderen Beſprechung an dieſer 
Stelle geſagt, daß er „nur das von dem Stuttgarter Anwaltstage 
zurückgewieſene Plaidoyer für eine weitere Vorbereitungszeit auf 
die Rechtsanwaltſchaft nach erlangter Befähigung zum Richter⸗ 
amte wieder aufnimmt“. Selbſtoerſtändlich konnte mit der kurzen 
Bemerkung nur der Eindruck wiedergegeben werden, den der 
Aufſatz auf den Ref. machte, und der mindeſtens ſeine Erklärung 
darin finden wird, daß der Verf., nachdem er auf vierthalb 
Seiten (189 — 192) von der preußiſchen Rechtsanwaltſchaft vor 
1850 geſprochen, auf genau zwei weiteren Seiten (192 — 194) 
bis zur Rechtsanwalts ordnung von 1878 vordringt und alsbald 
zu den daraus erwachſenen „Mißſtänden“ übergeht, um die 
letzten zwölf Seiten (194 — 206) den Mitteln zu ihrer Abhülfe 
zu widmen. Unter dieſen Mitteln nimmt die „Vorbereitungszeit“ 
eine ſo hervorragende, wenn nicht die erſte Stelle ein, daß die 
Richtung des Aufſatzes a potiori damit bezeichnet werden durfte, 
um ſo mehr als der Verf. ausdrücklich gegen den Stuttgarter 
Beſchluß angeht, der nur durch die nahezu 40 Württem⸗ 
bergiſchen Anwälte entſchieden worden ſei. Da ich für meine 
Abſtimmung in der Mehrheit und eigene Befürwortung des 
Beſchluſſes die Verantwortlichkeit für dieſen auch heute zu 
tragen und den Kampf dafür aufzunehmen bereit bin, habe ich 
es vorziehen müſſen, dieſen ſtatt in dem ohnehin durchſichtigen 
Mantel des Referenten offen zu führen — das iſt der eigent- 
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liche Grund, aus dem ich die Beſprechung des Leſſe'ſchen Auf⸗ 
ſatzes vorbehalten habe. Zugleich aber iſt damit die Möglichkeit 
gegeben, ſie unter einen weiteren Geſichtskreis zu ſtellen, und 
neben der einen auch andere Stimmen zu hören, die feit dem 
Stuttgarter Anwaltstage über die freie Advokatur im In⸗ und 
Auslande ſich haben vernehmen laſſen — es wird für die 
Beurtheilung der deutſchen Zuſtände immerhin lehrreich ſein, 
wie ſich die entſprechenden Verhältniſſe in Frankreich, in Belgien, 
in England bis jetzt geſtaltet haben, und ob und welche Be⸗ 
dürfniſſe einer Aenderung dort hervorgetreten find. 

In der Zeit aber weiter auszuholen als bis zu den amt⸗ 
lichen Maßnahmen, welche die Berathung des Stuttgarter 
Anwaltstages unmittelbar veranlaßt haben, ſcheint mir nicht 
angezeigt. Die freie Advokatur iſt durch die Rechtsanwalts- 
ordnung für das Deutſche Reich eingeführt, nachdem der deutſche 
Juriſtentag ſich zweimal (in Mainz 1863 und in Hamburg 1868) 
dafür ausgeſprochen, und nachdem ſchon die mit der Vor⸗ 
berathung der Civil⸗ und Strafprozeßordnung und der Gerichts- 
verfaſſung betraute Kommiſſion des Reichstags entſprechende 
Beſchlüſſe gefaßt hatte. Von dieſer Kommiſſion waren zu einer 
vertraulichen Vorbeſprechung über dieſen Gegenſtand ſämmtliche 
dem damaligen Reichstage angehörenden Rechtsanwälte berufen 
worden, was doch einigermaßen die von Leſſe vermißte „aus 
den verſchiedenſten Gegenden des Reichs zuſammengeſetzte Kom⸗ 
miſſion“ erſetzt hat. Ich habe an dieſen Beſprechungen Theil 
genommen und muß zu der Bemerkung Leſſe's, daß ſchon 
auf dem Juriſtentag der Grundſatz anerkannt worden ſei, 
der dann „faſt ohne Widerſpruch in die deutſche Geſetzgebung 
Aufnahme gefunden“ habe, „daß die Prozeßvertretung (Anwalt⸗ 
ſchaſt) von der Rechtsvertheidigung (Advokatur) nicht getrennt 
werden dürfe“ — geſtehen, daß ich damals mit dem beſcheideneren 
Antrage zurückgewieſen worden bin, die Stellung eines auf die 
Rechtsberathung und mündliche Rechtsausführung beſchränkten 
Rechtsbeiſtandes neben dem prozeßführenden Anwalte nur 
zuzulaſſen. Ich hoffe, mit dieſem Geſtändniſſe gleich dem 
Befremden darüber vorzubeugen, wenn ich auf dieſe von dem 
deuiſchen Juriſten kaum recht verftandene Trennung im Verlauf 
dieſer Ausführungen zurückkomme, weil ſie die hier behandelte 
Streitfrage wenn nicht löſen, doch ungemein vereinfachen würde. 
Niemand hat ja die freie Advokatur ernſtlich im Sinne der 
Prozeßführung verlangt; keiner von den Gründen, mit welchen 
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jene ſiegreich durchgefochten wurde, ſpricht dagegen, die Prozeß⸗ 
führung zu einem Amte mit beſchränkter Zahl zu machen, wie 
das des franzöſiſchen avoué, obwohl das engliſche Vorbild zeigt, 
daß das auch jo wenig nützlich wie nöͤthig iſt. 

Wenn nun die freie Advokatur in Deutſchland Mißſtände 
mit ſich gebracht hat, ſo iſt dies gewiß nicht geſchehen, weil 
man dieſe Folgen nicht genügend vorbedacht hätte. Es hat 
durchaus nicht an Rathgebern gefehlt, die fie ſchwärzer aus⸗ 
gemalt haben, als ſie bis jetzt irgendwo erſichtlich geworden find. 
Ich habe in den Jahren, als die Ausſichten einer Civilprozeß ⸗ 
ordnung für das Reich nahe gerückt waren, keinen Augenblick 
gezweifelt, daß der Sprung zum mündlichen Verfahren für 
einen großen Theil Deutſchlands große Mißſtände im Gefolge 
haben werde; und nachdem ſie erlaſſen war, iſt es mir nicht 
möglich geweſen, einen mit der roͤmiſchen Prozeßgeſchichte jo 
vertrauten Gelehrten wie Theodor Mommſen in zwangloſem 
Geſpräch zu überzeugen, daß es auch einer geſchulten Anwalt- 
ſchaft wie der rheiniſchen, unter der ich aufgewachſen war, nur 
möglich ſei, dem Richter der erſten Inſtanz einen einigermaßen 
verwickelten Rechtsfall in rein mündlichem Vortrage klar zu 
machen. Ich glaube, daß die Mißſtände, die hier fich eingeſtellt 
haben, ungleich dringender nach Abhülfe rufen würden, weil 
ſie viel allgemeiner wirken — wenn Jemand ein Intereſſe hätte, 
ſie darzulegen, oder ſie nicht dem wirklichen oder vermeintlichen 
Verſtändniſſe in großen Kreiſen ſo viel weiter entrückt wären; 
ich halte aber auch die Geſetzgebungsmaſchine für hier wie dort 
gleich hülflos, ernſtlichen Wandel zu ſchaffen. 

Die Mißſtände der freien Advokatur aber hatten ſchon 
1885 — nach kaum ſechsjähriger Geltung der Rechtsanwalts- 
ordnung — dem preußiſchen Juſtizminifter (damals Friedberg) 
„Veranlaſſung zu „Ermittlungen“ darüber gegeben, ob nicht 
von der durch die Reichsgeſetzgebung eingeführten unbeſchränkten 
Freizügigkeit der Rechtsanwaltſchaft Gefahren für den Anwalt⸗ 
ſtand und damit zugleich für die geſammte Rechtspflege zu be⸗ 
fürchten ſeien, und ob etwa durch Einführung der geſetzlichen 
Beſchränkung der Zulaſſung auf die für jedes Gericht nach 
dem übereinſtimmenden Gutachten des Oberlandesgerichts und 
des Vorſtandes der Anwaltskammer erforderliche Zahl von 
Rechtsanwälten jenen Gefahren in wirkſamer Weiſe entgegen⸗ 
getreten werden könne.“ Indeß ließ er ſich durch die „vielfach 
einander widerſprechenden“ Anfichten in den Berichten der Be⸗ 
hörden und der Vorſtände der Anwaltskammern überzeugen, 
daß „die Angelegenheit noch nicht hinreichend geklärt ſei“. In 
der an die Präſidenten ſämmtlicher Oberlandesgerichte erlaſſenen 
Verfügung vom 19. März 1894 griff der Amtsnachfolger 
v. Schelling die Frage wieder auf, indem er an die Thatſache 
einer „das Bedürfniß namentlich in den großen Städten weit 
überſteigenden“ Zunahme der Anwälte — in Berlin von 93 
im Jahre 1878 auf 611 — und an „durch Zeugniſſe aus 
Anwaltskreiſen“ beſtätigte Wahrnehmungen „weiterer Mißſtände“ 
anknüpfte, die „dadurch hervorgetreten, daß junge Juriſten als- 
bald nach beſtandener Staatsprüfung ohne genügende Bekannt- 
ſchaft mit den Verhältniſſen des Lebens, ohne hinreichende 
praktiſche Durchbildung und ohne eingehende Selbſtprüfung in 
Bezug auf den zu wählenden Beruf“ die Zulaſſung zur Rechts- 
anwaltſchaft nachgeſucht und erlangt haben. — Die beiden Kund- 
gebungen der preußiſchen Juſtizverwaltung haben das Verdienſt, 
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nicht nur die Frage mit aller Offenherzigkeit geſtellt zu haben; 
auch die Mißſtände, für die Abhülfe geſchaffen werden ſoll, find 
mit einer Unbefangenheit und Kürze bezeichnet, die ſich der 
Widerlegung faſt gefliſſentlich darbietet. An einen Juſtizminiſter, 
der einen Mißſtand darin findet, daß „junge Juriſten“ alsbald 
nach beitandener Staatsprüfung, ftatt fi der Ausbeutung als 
unbeſoldete Hülfsrichter hinzugeben, „ohne genügende Bekannt- 
ſchaft mit den Verhältniſſen des Lebens, ohne hinreichende 
praktiſche Durchbildung“ ſich dem Anwaltsberufe unterziehen, 
wird billig die Frage zu ſtellen ſein, ob denn die vermißte 
„Bekanntſchaft“ und „Durchbildung“ für den unverantwortlichen 
Richter eher entbehrlich find als für den Anwalt; und ob er 
etwa den „Beruf“ zum Richteramte „ohne eingehende Selbit- 
prüfung“ ſelbſtverſtändlich durch das Bedürfniß nach einer 
Staatsanſtellung für gegeben erachtet. Wie weit es hoch- 
angeſehene Vertreter der Anwaltſchaft in der Kunſt gebracht 
haben, dieſes einfache Verhältniß geradeaus auf den Kopf zu 
ſtellen, wird der weitere Verlauf zeigen. 

Aber auch die Mittel der Abhülfe, die in der Schelling'ſchen 
Verfügung angeregt ſind, enthalten mit einer Ausnahme alles, 
was ſeither und auch in dem Leſſe'ſchen Aufſatz vorgeſchlagen 
iſt. In erſter Reihe hält verſtändlicher Weiſe der Miniſter 
daran feſt, den numerus clausus mit einem die Ernennung 
erſetzenden Auswahlrechte der Juſtizverwaltung einzuführen oder 
vielmehr für Altpreußen wieder einzuführen; für die herzhaft 
büreaukratiſche Auffaſſung wird ſich dies immer als das „ein« 
fachſte“ zugleich und durchgreifendſte Mittel empfehlen. An 
zweiter Stelle aber nimmt die Verfügung den „Seitens der 
Vorſtände einzelner Anwaltskammern gemachten“ Vorſchlag auf 
„die Zulaſſung zur Anwaltſchaft davon abhängig zu machen, 
daß der Gerichtsaſſeſſor zunächſt etwa zwei Jahre bei einem 
Gerichte oder bei anderen Behörden oder als Gehülfe eines 
Rechtsanwalts thätig geweſen ſei“ — um das zu lernen, was 
er in vier Jahren des Vorbereitungsdienſtes hätte lernen können 
und ſollen, wenn er es, ſei es durch eigene Schuld, ſei es 
durch die verkehrte Einrichtung des Vorbereitungsdienſtes, nicht 
gelernt. — An dritter und vierter Stelle eignet ſich der Miniſter 
an, was — ob gleichfalls „Seitens der Vorſtände einzelner 
Anwaltskammern“ wird nicht geſagt — „in Vorſchlag gebracht 
iſt, um den Landgerichten und namentlich den Oberlandes- 
gerichten einen tüchtigeren, in längerer praktiſcher Thätigkeit 
bewährten Anwaltſtand zu fihern, und um gleichzeitig den 
Zuzug der jüngeren Anwälte in die großen Städte einiger- 
maßen zu mindern“: die Zulaſſung bei einem Kollegialgerichte 
von einer mindeſtens dreijährigen Thätigkeit bei einem Amts⸗ 
gericht, beim Oberlandesgericht obendrein von einem zuſtimmenden 
Gutachten des Gerichts — oder die Zulaſſung bei einem Ober. 
landesgericht, bei einem Landgericht und ſelbſt bei einem Amts- 
gericht am Sitze eines ſolchen Gerichts oder bei einer Kammer 
für Handelsſachen von einer fünfjährigen Rechtsanwaltſchaft 
abhängig zu machen. Daß bei dieſen Vorſchlägen der Juſtiz⸗ 
dienſt oder auch die Stellung eines Rechtslehrers die Karenzzeit 
des Amtsgerichtsanwalts erſetzen ſoll, kann vorläufig zur Seite 
bleiben; bezeichnend iſt nur, daß der fünfjährigen Anwaltſchaft 
ein dreijähriger Juſtizdienſt gleichgeſtellt und als Erſatz der 
Karenzzeit auch eine weitere dreijährige Beſchäftigung bei einem 
Anwalt vorgeſehen iſt. 
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Aus Anlaß der Circularverfügung vom 19. März hielt 
am 24. Mai 1894, wie Leſſe (S. 194 der „Feſtgabe“) mit- 
theilt, der Altmeiſter der Berliner Rechtsanwaltſchaft Geh. Juſtiz⸗ 
rath v. Wilmowski in der Verſammlung des Berliner Anwalts- 
vereins einen Vortrag, der als Heft 3 der Veröffentlichungen 
dieſes Vereins von 1894 bei Siemenroth u. Worns erſchienen 
iſt. Am Schluſſe dieſes Vortrags ſtellt Wilmowski vier Theſen 
auf, deren erſte ſich gegen den numerus clausus, die zweite 
und dritte aber für eine mehrjährige Vorbereitungsthätigkeit nach 
erlangter Befähigung zum Richteramte als Bedingung der An- 
waltszulaffung bei den Kollegialgerichten ausſprach, welche für 
die Zulaſſung bei einem Oberlandesgerichte länger zu bemeſſen 
ſei. Dieſe Vorbereitungszeit ſollte aber nicht nur durch die 
Thätigkeit als Richter, Untverfitätslehrer oder in einem ſonſtigen 
Reichs-, Staats- oder Gemeindeamte, oder als Hülfsarbeiter 
eines „ſchon ſeit längerer Zeit zugelaſſenen Rechtsanwalts“, ſondern 
auch als Rechtsanwalt bei einem Amtsgerichte, für welchen die 
vierte Theſe ausdrücklich jede weitere Beſchränkung als die 
Befähigung zum Richteramte ausſchloß — und die „längere“ 
Vorbereitungszeit zum Oberlandesgerichte auch durch Thätigkeit 
bei einem unteren Kollegialgerichte ausgefüllt werden können. 

Der Vorſtand der Berliner Anwaltskammer ſtattete ſein auf 
die Verfügung vom 19. März abgegebenes Gutachten mit zwei 
fertigen Geſetzgebungsvorſchlägen aus, deren erſter (ein Abſ. 3 zu 
88 R. A. O.) die Theſe Wilmowskis bezüglich der Zulaſſung bei 
einem Kollegialgerichte auf das Amtsgericht „an dem Ort oder 
Vorort eines Kollegialgerichts“ erſtreckte. Die Vorbereitungszeit 
ſollte drei Jahre währen, eine längere Dauer für die Ober⸗ 
landesgerichte war nicht vorgeſehen. Dafür wurde durch eine 
Abänderung des § 9 dem bei einem Amtsgerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt nach überſtandener dreijähriger Karenzzeit die Zu⸗ 
laſſung zugleich bei dem übergeordneten Landgericht und den in 
deſſen Bezirk beſtehenden Kammern für Handelsſachen in Aus- 
ficht geſtellt. Ein neuer $ 40a ſollte die „weitere Vorbereitungs- 
zeit“ als Hülfsarbeiter bei einem (ſeit mindeſtens ſechs Jahren 
zugelafjenen) Rechtsanwalt ordnen. — Von den Vorſtänden der 
übrigen Anwaltskammern ſprachen ſich Celle und Hamm für 
eine direkte Beſchränkung der Zahl, letzteres und Naumburg für 
eine Vorbereitungszeit überhaupt und dieſes auch für ein zu⸗ 
ſtimmendes Gutachten des Oberlandesgerichts für die Zulaſſung 
bei dieſem, Caſſel (wie ausdrücklich bemerkt, mit einer Mehrheit 
von nur zwei Dritteln) für einjährige Vorbereitungszeit aus; 
Kiel erklärte, daß zu keinem eine Noͤthigung beſtehe; die übrigen 
fieben Kammern ſprachen ſich gegen jede Beſchränkung der Freiheit 
und Freizügigkeit der Advokatur aus. 

Es muß nun aufs Aeußerſte befremden, daß Leſſe, während 
er den Stuttgarter Beſchluß gegen die verlängerte Vorbereitungs- 
zeit den 40 Württembergiſchen Anwälten aufbürden will, die 
Thatſache gänzlich übergeht, daß zwei Drittel der preußiſchen 
Anwaltskammern ſich gleichfalls gegen dieſe Vorbereitungszeit, 
und die meiſten ſehr nachdrücklich ausgeſprochen haben. Dieſe 
Thatſache erklärt nicht nur ausreichend, daß dem Rundſchreiben 
des preußiſchen Juſtizminiſters „weitere Folge nicht gegeben 
wurde“, ſelbſt wenn dies ſo „ſehr zu bedauern“ wäre, wie Leſſe 
dafür hält. Sie widerlegt auch die Unterſtellung, daß der Be⸗ 
ſchluß des Anwaltstags anders ausgefallen ſein würde, wenn 
dieſer nicht gerade in Württemberg abgehalten wäre. Es darf 
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im Allgemeinen angenommen werden, daß die Vorſtände ſich 
nicht ausgeſprochen haben, ohne mit der Anſicht der Mehrheit 
ihrer Kammern Fühlung zu haben; Cöln und Frankfurt haben 
dieſe beſonders befragt. Da nun von den preußiſchen Kammern, 
deren Vorſtände fich gegen die Vorbereitungszeit erklärt haben, 
vier (Königsberg, Marienwerder, Poſen, Breslau) ſo viel ich 
ſehe gar nicht, die übrigen nur ſchwach in Stuttgart vertreten 
waren, fo wird ſchwerlich ein Ort in Mittel und Norb- 
deutſchland genannt werden können, an welchem fi ein anderer 
Beſchluß auch nur mit einiger Wahrſcheinlichkeit hälte erwarten 
laſſen — auch Berlin nicht, deſſen Vorſtand der Mehrheit ſeiner 
eigenen Kammer ſchwerlich ſicher fein dürfte. Von den bayeriſchen 
und badiſchen Anwälten, auf welche Leſſe beſonders zählt, haben 
in der That 26 nach ſeinem Herzen abgeſtimmt, alſo die 40 
Württemberger zu / aufgewogen. Es iſt demnach kein Grund zu 
bezweifeln, daß der Stuttgarter Beſchluß die Anſicht der guten 
Mehrheit des deutſchen Anwaltſtandes hinter ſich hat. 

Indeß die Gründe wiegen ſchwerer als die Stimmen; und 
gerade die Gutachten der preußiſchen Kammervorſtände, die rück⸗ 
haltlos an der vollen Freiheit der Advokatur, wie ſie durch die 
Anwaltsordnung begründet iſt, feſthalten, bieten eine ſolche Fülle 
ſchlagender Gründe, daß in Stuttgart kaum etwas Neues nach⸗ 
zubringen war. Ehe indeß auf die Gründe von beiden Seiten 
eingegangen wird, bleiben zwei Vorſchläge zu erwähnen, die 
darauf gerichtet find, den Mißſtänden der freien Advokatur ab- 
zuhelfen, ohne dieſe im Allgemeinen zu beſchränken. Der eine, 
die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft betreffend, iſt in dem Celler 
Gutachten als Zuſatz zu § 5 R. A. O. in der Faſſung empfohlen: 
„Die Zulaſſung muß verſagt werden, wenn nach dem überein⸗ 
ſtimmenden Gutachten des Oberlandesgerichts und des Vorſtandes 
der Anwaltskammer das Vorleben des Antragſtellers keine ge⸗ 
nügende Gewähr dafür bietet, daß derſelbelſeine Berufsthätigkeit 
gewiſſenhaft ausüben und in Ausübung ſeines Berufes ſowie 
außerhalb deſſelben ſich der Achtung würdig zeigen wird, die ſein 
Beruf erfordert“. Das Caſſeler und Hammer Gutachten haben ſich 
dem Vorſchlage angeſchloſſen; außerdem hat ſich mit demſelben das 
Cölner Gutachten beſchäftigt, das ihn in dieſer Faſſung ablehnt, 
weil dabei die Zulaſſung völlig dem ſubjektiven Ermeſſen über⸗ 
laſſen fein würde, aber ſelbſt eine Aenderung anregt, die „vielleicht 
dieſes Bedenken heben“ würde: „Die Zulaſſung muß verſagt 
werden, wenn Thatſachen vorliegen, welche nach dem Gutachten 
des Vorſtandes der Anwaltskammer die Ueberzeugung begründen, 
daß der Antragſteller ſeine Berufsthätigkeit nicht gewiſſenhaft 
ausüben oder ſich der Achtung nicht würdig zeigen wird, die 
ſein Beruf erfordert“. Es wird aus der weiteren Darlegung ſich 
ergeben, daß eine noch ſchärfere Beſtimmung gleicher Art für 
die prozeßführende Anwaltſchaft in England gilt. — Der andere 
Vorſchlag betrifft die Einführung einer mittleren ehrengericht⸗ 
lichen Strafe der zeitweiligen Entziehung der Ausübung der 
Anwaltſchaft zwiſchen Verweis mit Geldſtrafe und Ausſchließung. 
Er iſt auf dem Münchener Anwaltstage von 1887 ſchon be- 
rathen und nur mit Stimmengleichheit abgelehnt worden; jetzt 
wird er von Leſſe wieder aufgenommen, und es kann vorab be⸗ 
merkt werden, daß ihm grundſätzliche Bedenken nicht entgegen 
und gewichtige Gründe der Zweckmäßigkeit, wie das Vorbild 
ausländiſcher Vorſchriften zur Seite ſtehen. 
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Zu den Art. 153 bis 156, 160 Einf. Geſ. 
zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Marg 
c. Staatsanwaltſchaft u. Gen. vom 3. Januar 1901, 
Nr. 277/1900. IV. 


II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die aus dem materiellen Rechte hergenommene Be⸗ 
ſchwerde der Revifion erweiſt ſich als durchſchlagend. Auch wenn 
mit dem Berufungsgericht auf Grund der Faſſung des § 669 
Abſatz 1 der Civilprozeßordnung angenommen wird, daß dem⸗ 
ſelben lediglich eine Prüfung darüber oblag, ob der amtsgericht⸗ 
liche Entmündigungsbeſchluß zur Zeit feiner Erlaſſung, 
d. i. am 13. Auguft 1898, gerechtfertigt war, — was vor⸗ 
liegenden Falles um ſo unbedenklicher iſt, als der Kläger den 
Eintritt einer Aenderung in ſeinem geiſtigen Zuſtande für die 
ſeitdem verfloſſene Zeit gar nicht behauptet —, ſo hatte doch 
das Berufungsgericht auch in dieſem Falle bei der Beſchließung 
ſeines Urtheils, am 29. Juni 1900, hierüber nicht mehr nach 
Allgemeinem Landrecht, ſondern nach Maßgabe der Vorſchriften 
des ſeitdem in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuchs zu 
entſcheiden. Die Frage, ob eine Perſon geiſtes krank und deshalb 
geſchäftsunfähig oder bezw. in feiner Geſchäftsfähigkeit be ⸗ 
ſchränkt iſt, betrifft die Feſtſtellung eines Zuſtandsrechts (Status- 
rechts ). Daß auf dergleichen Zuſtandsrechte ſeit der Wirkſamkeit 
des neuen Geſetzes deſſen Satzungen anwendbar ſind, geht ſchon 
im Allgemeinen aus der Tendenz des Geſetzes, insbeſondere aber 
auch aus den Artikeln 153 bis 156 und 160 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, zur Genüge hervor. Auch 
in dem Urtheil des erkennenden Senates vom 29. Oktober 1900 
(IV Nr. 244/00) iſt bereits ausgeſprochen worden, daß von 
dem 1. Januar 1900 an die Entmündigung wegen Geiftes- 
krankheit in einem zu dieſer Zeit noch anhängigen Verfahren 
nicht mehr nach altem, ſondern nach dem neuen Rechte zu be⸗ 
urtheilen iſt. 

In der vorliegenden Sache genügte es demnach für den 
Berufungsrichter nicht, in Uebereinſtimmung mit dem Beſchluſſe 
des Amtsgerichts vom 13. Auguſt 1898 feſtzuſtellen, daß der 
Kläger damals im Sinne des § 28 Titel 1 Theil II des All- 
gemeinen Landrechts blödſinnig (unvermögend, die Folgen ſeiner 
Handlungen zu überlegen) war. Seine Prüfung hatte ſich 
vielmehr nach dem 1. Januar 1900 darauf zu erſtrecken, ob ſich 
aus dem von dem Amtsgerichte feſtgeſtellten Thatbeſtand auch 
die Folgerung ziehen laſſe, daß der bei dem Kläger damals vor⸗ 
handene Geiſteszuſtand eine Geiſtes krankheit oder Geiſtesſchwäche 
nach Maßgabe des § 6 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs darſtelle und daß Kläger in Folge derſelben gehindert 
war, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß der Gegenſtand dieſer Prüfung in dem einen und 
in dem anderen Falle nicht derſelbe iſt. 
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Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 831 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. 
Haaſe c. Freundlich vom 5. Januar 1901, 
Nr. 256/1900 V. 


II. J. O. L. G. Stettin. 
Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Was den klägeriſchen Schadenserſatzanſpruch wegen der an- 
geblich bewirkten Aufmauerung der Fabrikwand auf die Plinte 
des klägeriſchen Hauſes anbelangt, ſo bekämpft hier die Re⸗ 
viflon als rechtlich unzutreffend die Annahme des Berufungs- 
richters, daß für einen in dieſer Beziehung etwa vorgefallenen 
Fehler der Beklagte als Bauherr nicht aufzukommen habe, da 
er einem erfahrenen Ingenieur die ſelbſtändige Ausführung des 
Baues übertragen habe. Hiegegen wird ausgeführt: Selbſt 
wenn der Schadenserſatzanſpruch lediglich aus einem Verſtoß 
gegen Regeln der Baukunſt hergeleitet wäre, würde er be⸗ 
gründet ſein, da, wie in den Vorinſtanzen zur Sprache ge⸗ 
kommen ſei, durch die Belaſtung der Plinte mit der darauf 
geſetzten Mauerwand banpolizeilihe Vorſchriften verlegt fein 
würden, die Haftpflicht des Beklagten ſonach ſich aus § 26 
Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 6 ergebe. Der Anſpruch 
ſei aber auch darauf geſtützt, daß die Mitbenutzung der Plinte 
zur Aufführung der Mauer einen Eingriff in das Eigenthum 
der Kläger enthalte. Für Störung fremden Eigenthums, die 
durch einen Bau verurſacht werde, ſei ſtets der Bauherr ver- 
antwortlich. Da es ſich hierbei nicht um bautechniſche Fragen 
handele, könne er fich mit mangelnder Sachkenntniß nicht ent- 
ſchuldigen, vielmehr ſei es ſeine Sache, in dieſer Hinſicht den 
Bauleiter zu überwachen. Endlich komme noch in Betracht, 
daß die ſchadenwirkende Urſache — das Aufliegen der Mauer 
auf der Plinte — ein dauernder Zuſtand ſei, der noch jetzt 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts beſtehe. Letzteres müſſe 
daher inſoweit Anwendung finden, als der verurſachte Schaden 
nach dem 1. Januar 1900 entſtanden ſei; inſoweit aber bilde 
eigenes Verſchulden des Bauherrn keine Vorausſetzung ſeiner 
Haftpflicht, da § 831 Bürgerlichen Geſetzbuchs ihn ſchlechthin 
für Verſehen der von ihm mit der Bauausführung betrauten 
Perſonen haften laſſe. Auch dieſe Angriffe gehen ſämmtlich 
fehl. Zunächſt iſt es nicht richtig, daß die Kläger den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auch unter dem Geſichtspunkte der Eigenthums⸗ 
ftörung erhoben haben. In den Verhandlungen der Vor. 
inſtanzen iſt hiervon mit keinem Worte die Rede geweſen, viel⸗ 
mehr ausſchließlich die Fehlerhaftigkeit des Baues als ſolchen 
betont worden. Außerdem würde, ſelbſt wenn man zu Gunſten 
der Kläger unterſtellt, daß der Bau zugleich in ihre dingliche 
Rechtsſphäre eingegriffen habe, dadurch kein beſſeres Reſultat 
für die Beurtheilung des Streitanſpruchs erzielt werden. Denn 
aus der Thatſache der Eigenthumsſtörung würde nur die ding 
liche Verpflichtung des Beklagten gefolgert werden können, die Plinte 
des klägeriſchen Hauſes wieder freizugeben, alſo den Bau ent · 
ſprechend zu ändern. Dagegen würde eine Verpflichtung, außer 
dem auch noch den durch den Eingriff in das Eigenthum ver- 
urſachten Schaden zu erſetzen, nach feſtſtehender Rechtſprechung 
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ien Reichsgerichts den Nachweis eines Verſchuldeng auf Seiten 
del Störenden erfordern. 
Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 37 S. 203; Bd. 38 S. 184; Bd. 45 S. 297; 
Uttheil vom 13. Juni 1895 in Sachen Katzfuß c. Reichs. 
fiskus VI 85/95. 

War aber die Haftung des Beklagten für Schadenserſatz 
durch ein Verſchulden bedingt, ſo kommt als rechtserzeugende 
Thuſache nicht das gegenwärtig allerdings noch fortdauernde 
Aufliegen der Fabrikmauer auf der Plinte des klägeriſchen 
hauses, ſondern das Verhalten des Beklagten bei Aufführung 
des Baues alſo ein Umſtand, der vor dem 1. Januar 90 
tingetreten iſt und Ach in einmaligem Geſchehen erſchöpft hat, 
in Betracht. Die Frage, ob und mit welchen Folgen eine Schadens⸗ 
eiappflicht entſtanden iſt, iſt deshalb auch, ſoweit ſolche Folgen 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 geltend gemacht worden, 
gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Giſczbuch nach bisherigem Rechte zu beurtheilen. Ob das neue 
Recht inſofern zur Anwendung zu bringen fein würde, als bei 
Unterflellung eines Eingriffs in fremdes Eigenthum das Aufliegen 
der Fabrikmauer auf der Plinte des klägeriſchen Hauſes zugleich 
als ein Ueberbau im Sinne des 8 912 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
aufgefaht werden konnte, braucht nicht entſchieden zu werden, 
da im gegenwärtigen Prozeß ein Anſpruch aus dem Ueberbau 
nicht geltend gemacht, ſondern lediglich Schadenserſatz gefordert iſt. 


Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 


$ 1568 B. G. B. SS 704 ff. II. 1. Pr. L. R. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
Weißker e. Weißker vom 3. Januar 1901, 

Nr. 295/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 
Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Bu die auf 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches ge- 
übte Scheidungsklage betrifft, fo find die Erwägungen, 
vache den Berufungsrichter auch hier zur Abweiſung des 
lägen geführt haben, im Weſentlichen ebenfalls zu billigen. 

. Der Attikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
ditgelchen Geſtzbuch ſchreibt vor, daß wegen einer 
Verfehlung der in den 88 1568 des Bürgerlichen 
Zeſetbuches bezeichneten Art, deren ſich ein Ehe 
te vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſhulbig zemacht hat, nur dann auf Scheidung oder auf 
Auſtebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt werden darf, 
wan die betreffende Verfehlung auch nach den bisherigen 
Öritken ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war. 
Unter den dabel in Betracht kommenden „bisherigen Geſetzen“ 
innen hier nur diejenigen Geſetze verſtanden werden, welche 
tem Cheſcheidungbrichter hätten zur Anwendung gebracht werden 
nun, wenn das Bürgerliche Geſetzbuch nicht in Kraft getreten 
nine. In vorliegenden Falle, — in welchem die Klage vor 
den 1. Iinuar 1900 in Berlin, dem damaligen Wohnorte 

4 Ehemannes, erhoben iſt, während die Parteien zu der 
Rüben Zeit, alt die Beklagte die betreffenden Verfehlungen 


— —— ͤꝓ TDT H — 


Jauriſtiſche Wochenſchrift. en 13 


begangen haben ſoll, noch in Cuba bei Gera gewohnt hatten, — 
würde ſomit, unter Berückſichtigung der für die örtliche 
Anwendung kollidirender Geſetze geltenden Grundſätze des 
Preußiſchen Rechts, die Scheidung nur dann auszuſprechen 
geweſen ſein, wenn das Verhalten der Beklagten nicht nur 
den Thatbeſtand des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
darſtellte, ſondern wenn darin überdies ſowohl nach dem zur 
Zeit der Begehung im Fürſtenthum Reuß i. L. in Geltung ge⸗ 
weſenen Rechte als auch nach dem Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht ein als Eheſcheidungsgrund (beziehungsweiſe nach dem 
in Reuß geltend geweſenen Rechte als Trennungsgrund) aner- 
kanntes Ehe vergehen zu erblicken geweſen wäre. 
Vergleiche Gruchots Beiträge Bd. 31, S. 839, Ent- 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 41, 
S. 215 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1898 S. 303 
Nr. 78. 

Der Kläger wirft ſeiner Ehefrau verſchiedene Diebereien, 
übermäßiges Trinken, unwirthſchaftliches Einkaufeu, ſowie Un⸗ 
wahrhaftigkeit vor. Eine Beſtrafung der Beklagten (§ 704 
Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts) hat aber wegen 
der von ihr verübten Entwendungen nicht ſtattgefunden, auch 
iſt nicht behauptet, daß an fie ein Beſſerungsbefehl (§§ 708 — 710 
a. a. O.) erlaffen geweſen ſei. Die Vorausſetzungen eines der 
in den 88 669 bis 714, Theil II, Titel 1 des Allgemeinen 
Landrechts näher bezeichneten Ehevergehen liegen danach nicht 
vor. Allerdings erkannte daneben das Preußiſche Allgemeine 
Landrecht nach § 718 a und d a. a. O. auch die einſeitige 
unüberwindliche Abneigung (welche vom Kläger im vorbereitend en 
Schriftſatze vom 12. Oktober 1897 ebenfalls geltend gemacht 
war) als Eheſcheidungsgrund an. Auch iſt in feſtſtehender 
Rechtſprechung weiter angenommen worden, daß der gemäß 
§ 718 a a. a. O. qualifizirte Widerwille durch erhebliche That⸗ 
ſachen unterſtützt, alſo objektiv gerechtfertigt ſein müſſe, und 
daß das dabei als Entſtehungsgrund der Abneigung etwa in 
Betracht kommende Verhalten des andern Theils dieſem als 
verſchuldet müſſe zugerechnet werden können. 

Vergleiche Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 5, 
S. 175, Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civil 
ſachen Bd. 20, S. 251, Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1898 S. 269, Nr. 35 und von 1900, S. 26, Nr. 49. 

Hieraus iſt aber nicht zu folgern, daß das ſchuldhafte 
Verhalten des andern Theils, durch welches bei dem die Ehe⸗ 
trennung verlangenden Ehegatten eine unüberwindliche Ab. 
neigung erzeugt wurde, an ſich als ein ſelbſtändiges, vom Geſetz 
als Scheidungsgrund anerkanntes Ehevergehen aufzufaſſen 
ſei. Das Gegentheil erhellt vielmehr aus der ſich an die Vor⸗ 
ſchrift des § 718 a anſchließenden Beſtimmung des § 718 b 
a. a. O., welche lautet: 

Es muß aber in dieſem Falle derjenige Ehegatte, welcher 
ſolchergeſtalt ohne eigentlichen geſetzmäßigen 
Grund wider den Willen des andern, auf Scheidung 
beharrt, für den ſchuldigen Theil erklärt ... werden. 

Hiernach — und da andererſeits das Buͤrgerliche Geſetz. 
buch eine unüberwindliche Abneigung im Sinne des § 718 ab 
Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts als Eheſcheidungs⸗ 
grund nicht anerkennt — muß dem Berufungsrichter darin bei. 
getreten werden, daß die Ehe der Parteien wegen der der Be. 
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klagten vorgeworfenen Verfehlungen, welche lediglich der dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches vorhergegangenen 
Zeit angehören, ſelbſt dann nicht würde geſchieden werden 
können, wenn damit an ſich die Vorausſetzungen des § 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches gegeben ſein möchten, und wenn 
ſich aus dem Verhalten der Beklagten überdies auch nach den 
im Fürſtenthume Reuß j. L. geltend geweſenen Geſetzen ein 
Eheſcheidungsgrund oder ein Trennungsgrund hätte herleiten 
laſſen. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Weiner 
c. Weiner vom 3. Januar 1901, Nr. 278/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Was den Scheidungsgrund aus 5 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anlangt, jo hat der Berufungsrichter verneint, daß 
der Thatbeſtand deſſelben gegeben ſei, und demgemäß iſt er mit 
Rüdfiht auf die Vorſchrift des Artikels 201 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche auf eine Eroͤrterung 
darüber, ob die geltend gemachten landrechtlichen Eheſcheidungs⸗ 
gründe — 88 694, 700, 703, 705, 706 a. a. O. — vorliegen, 
nicht weiter eingegangen. 

Nach der Annahme des Berufungsrichters iſt die An 
wendung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen 
weil das der Beklagten zur Laſt fallende eheliche Verhalten 
nicht fo ſchwerwiegend erſcheine, daß dadurch allein die that⸗ 
ſächlich vorhandene Ehezerrüttung herbeigeführt ſein könne, und 
andererſeits das Verhalten des Klägers ein die Ehepflichten fo 
gröblich verletzendes geweſen, daß nicht anzunehmen ſei, ihm 
koͤnne die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden. Dieſer 
Annahme liegt die Auffaſſung zu Grunde, daß ein Ehegatte, 
der ſelbſt in gröblichſter Weiſe die Chepflichten verletze, aus 
gleichfalls ſchweren Eheverfehlungen des anderen Ehegatten nicht 
immer die Berechtigung zur Scheidung aus $ 1568 a. a. O. 
entnehmen dürfe, ein ſolcher Ehegatte vielmehr durch ſein Ver⸗ 
halten das Recht verwirke, an relativ nicht ſchweren Ehe⸗ 
verletzungen des anderen Theils Anftoß zu nehmen. — — — 

Was die Anwendbarkeit des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anlangt, fo iſt die Auffaſſung des Berufungsrichters 
nicht zu beanſtanden. Dieſelbe ſteht mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts — vergl. die Urtheile vom 10. Mai und 6. De⸗ 
zember 1900, mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahr⸗ 
gang 1900 S. 518 und 892 — im Einklange. Der Richter 
hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Handlungsweiſe der Be⸗ 
klagten dem Kläger, wenn deſſen eigene Verletzung der Ehe⸗ 
pflichten, die eine ſchwerwiegendere ſei, in Betracht gezogen 
werde, die Fortſetzung der Ehe keineswegs unerträglich gemacht 
habe. Darnach fehlt es aber an einem Erforderniſſe des 
Scheidungsgrundes des § 1568 a. a. O. Die Zerrüttung der 
Che iſt, wie angenommen, durch das Verhalten beider Eheleute 
herbeigeführt, und demnach mußte es ſich bei der Entſcheidung 
über das Verlangen des Klägers fragen, ob durch das Ver⸗ 
halten der Beklagten eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Ver⸗ 
hältnifſes ſtattgefunden habe, daß dem Kläger die Fortſetzung 
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der Ehe nicht zugemuthet werden könne. Dieſe Frage hat der 
Berufungsrichter unter Berückſichtigung der obwaltenden Um⸗ 
ſtände einwandsfrei verneint, und damit fällt, nachdem auch der 
Scheidungsgrund des § 1565 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ab⸗ 
gelehnt iſt, die Klage. 


Ueber die Koſten bei Beſchwerden. 
Von Landrichter Dr. Salinger in Konitz. 

Es iſt eine von der Erfahrung beſtätigte Thatſache, daß 
die gerichtlichen Entſcheidungen dem Koſtenpunkte gewöhnlich 
nur eine untergeordnete Bedeutung beimeſſen. Das iſt vielleicht 
nicht immer zu billigen, jedoch begreiflich. Die Wichtigkeit der 
Hauptſache, welche die Bedeutung der Koſtenfrage in der Regel 
überwiegt, verdrängt das Intereſſe für die Koſtenentſcheidung. 
Leider führt das nicht nur häufig zu Nachtheilen für den 
zahlenden Theil oder die Staatskaſſe, ſondern hat auch einen 
weiteren Schaden. Cs verhindert, daß ſich in Anſehung der 
Koſtenentſcheidungen feſte Rechtsgrundſätze bilden, wodurch der 
praktiſchen Rechtspflege eine werthvolle Stütze verloren geht. 
Das iſt um ſo mehr zu bedauern, als auch bei der Entſcheidung 
über die Koſten juriſtiſches Denken ſein Feld findet. Denn auch 
hier giebt es des rechtlich Intereſſanten und Schwierigen genug, 
wo es ſich bethätigen kann. Nicht zum wenigſten gilt das für 
die Koſtenfrage bei Beſchwerden. 

Sowohl in Sachen der ſtreitigen als auch der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geſtaltet ſich die Koſtenentſcheidung einfach, wenn 
die Beſchwerde zurückgewieſen wird. Hier hat, ſoweit nicht 
eiwa perſönliche Gebührenfreiheit beſteht oder die Koſten wegen 
Unkenntniß der Verhältniſſe oder Unwiſſenheit außer Anſatz 
bleiben, der Beſchwerdeführer die Koſten der Beſchwerde zu tragen. 
Für Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit folgt das aus 
§ 97 C. P. O., für ſolche der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus 
§ 1 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Es iſt beachtens⸗ 
werth, daß ſich in Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit die 
Koſtenbelaſtung des zurückgewieſenen Beſchwerdeführers auf das 
Prozeßgeſetz ſtützt, in denen der freiwilligen Gerichtsbarkeit aber 
auf das Koſtengeſetz, welches ſich im Prinzip nur über die 
Koſtenanſätze verbreitet. Dieſe Verſchiedenheit ift keine rein 
äußerliche. Es darf nämlich nicht überſehen werden, daß, wenn 
in Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit dem zurückgewieſenen 
Beſchwerdeführer die Koſten auferlegt werden, dieſes in der 
Erfolgloſigkeit ſeines Rechtsmittels ſeinen Grund hat, 
während, wenn der zurückgewieſene Beſchwerdeführer in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit den Koſten 
belaſtet wird, dieſes darum geſchieht, weil er den die Ent⸗ 
ſcheidung veranlaſſenden Antrag geſtellt hat. Dieſen Unter ⸗ 
ſchied bedingt die Verſchiedenheit des Verfahrens, in welcher 
auch die ſyſtematiſche Ungleichheit des anzuwendenden Geſetzes 
ihre Rechtfertigung findet. Weil es in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einen Gegner des Antragſtellers in 
der Regel nicht giebt, ſo bedarf es an ſich eigentlich gar keiner 
richterlichen Entſcheidung über die Koſten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ſie der Antragſteller tragen muß, weil eben kein anderer da 
iſt, der als Koſtenſchuldner in Betracht kommen könnte. Das 
iſt in Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, ſobald ein Gegner 
nicht vorhanden iſt, nicht anders. Daher kommt es z. B., daß 
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ſich die Gerichte bei Pfändungsbeſchlüſſen oder Entſcheidungen, 
durch welche ein Arreſt angeordnet wird, eines Ausſpruches über 
die Koſten für gewöhnlich enthalten und der Gerichtsſchreiber 
dieſe alsdann von dem Antragſteller erfordert. Weil auf dieſe 
Weiſe die Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine richterliche 
Eutſcheidung über die Koſtenpflicht in der Regel nicht erheiſchen, 
ſo bedurfte es für ſie neben den koſtengeſetzlichen Beſtimmungen 
nicht noch prozeſſualer Vorſchriften über die Koſtenpflicht, und 
jo erklärt fich, warum dieſe — wenigſtens im Allgemeinen — 
für die Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit fehlen. Damit 
iſt freilich nicht geſagt, daß ſie hier auf jeden Fall auch un⸗ 
angebracht geweſen wären. Denn ebenſo wie bei der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit der § 97 der Civilprozeßordnung auch in den 
Fällen ohne Gegner z. B. bei der Zurückweiſung einer Be⸗ 
ſchwerde gegen Ablehnung eines Antrages auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung zur Anwendung gelangt — wenigſtens ſteht 
ſeine Faſſung dem nicht entgegen — ſo könnten an ſich auch 
in den für gewöhnlich gegnerfreien Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit prozeßrechtliche Vorſchriften über die 
Koftenpflicht beſtehen. In den beiden neugeſchaffenen Geſetzen 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit ſowie der Grundbuchordnung 
wäre an ſich dafür Raum geweſen. Es hätte auch praktiſche 
Bedeutung gehabt. Denn ſolchenfalls wäre dem Richter eine 
Handhabe geboten geweſen, auch in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit über die außergerichtlichen Koſten zu befinden. 
Das iſt nach Lage der Geſetzgebung jetzt in den meiſten Fällen 
ausgeſchloſſen. In den Fällen, wo die Beſchwerde oder über⸗ 
haupt ein Antrag zurückgewieſen wird, mag das nicht weiter 
zu Unzuträglichkeiten führen; aber dann, wenn einer Beſchwerde 
oder einem ſonſtigen Antrag ſtattgegeben wird, hat ſolches, wie 
weiter unten erörtert iſt, doch bedenkliche Schäden. Vereinzelt 
hat übrigens die neue Geſetzgebung Anſatz gemacht, auch in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine gerichtliche Ver⸗ 
urtheilung in die Koſten, wie ſie der § 86 des deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes für die Angelegenheiten der ſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit als Regel vorfieht, in Erwägung zu ziehen. In 
dieſer Beziehung iſt hauptſächlich an die Vorſchriften des § 24 
des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, im Weiteren aber auch an 
die Beſtimmungen der Artikel 9— 14 und 16 des preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit zu erinnern. Daß 
ſolche Vorſchriften, die an ſich in das Verfahrensgeſetz gehören, 
zum Theil im Koſtengeſetze ihren Platz gefunden haben, mag 
nicht zu billigen ſein. Es darf jedoch nicht zu ſehr befremden, 
denn die für die ſtreitige Gerichtsbarkeit geltende Beſtimmung 
des 5 6 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes iſt z. B. auch eine 
Vorſchrift, die eigentlich nicht in das Koſtengeſetz, ſondern 
in die Civilprozeßordnung bezw. ſonſtigen Verfahrensgeſetze 
ehört. 

l Nach dem Vorgeſagten wird übrigens nicht in Abrede geſtellt 
werden können, daß auch bei der ſtreitigen Gerichtsbarkeit für 
die Fälle ohne Gegner die Vorſchrift des § 97 Civilprozeß⸗ 
ordnung entbehrlich wäre. Ihre Exiſtenz verdankt fie denn auch 
hauptſächlich dem Umſtande, daß fie für die ſtreitige Gerichtsbar⸗ 
keit im allgemeinen nicht entbehrlich iſt. Würde ihre Faſſung 
eine Ausdehnung auf die Fälle ohne Gegner nicht geſtatten, 
wie das z. B. bei der Vorſchrift des § 91 der Civilprozeß⸗ 
ordnung der Fall iſt, dann würde auch bei den zurückgewieſenen 
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Beſchwerden der ſtreitigen Gerichtsbarkeit die Heranziehung 
der 88 1, 45 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes geboten fein 
und genügen. 

Schwieriger, als bei der zurüͤckgewieſen Beſchwerde ift 
die Koſtenentſcheidung dann, wenn der Beſchwerde ftatt- 
gegeben iſt. Streitige und nichtſtreitige Gerichtsbarkeit iſt 
auch hier zu unterſcheiden. Unbedenklich iſt, daß in Sachen 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, ſofern ein Gegner des Be⸗ 
ſchwerdeführers vorhanden iſt, dieſer die Koſten des Verfahrens, 
und zwar ſowohl die gerichtlichen als auch die außer⸗ 
gerichtlichen, zu tragen hat. Das beruht auf der Vorſchrift 
des § 91 der Civilprozeßordnung. Dabei iſt aber nicht zu 
überſehen, daß nicht in allen Fällen, wo bei der Eniſcheidung 
mehrere intereſſiren, nun auch von einem Gegner geſprochen 
werden kann. Das wird bei den gerichtlichen Entſcheidungen 
vielfach überſehen. In den bei weitaus meiſten Fällen legen 
z. B. die Gerichte bei einer für begründet befundenen Beſchwerde 
über einen den Anträgen des Geſuchſtellers nicht voll ent⸗ 
ſprechenden Koſtenfeftſetzungsbeſchluß der erſtattungspflichtigen 
Parthei die Koſten der Beſchwerde auf, indem ſie davon aus⸗ 
gehen, daß dieſe als Gegner des Beſchwerdeführers zu erachten 
iſt. Eine ſolche Auffaſſung erſcheint nicht richtig. Von einem 
Gegner kann nur dort die Rede ſein, wo ein Streit ſtattfindet 
oder wenigſtens Gelegenheit dazu geboten iſt. Das aber iſt 
nur dort der Fall, wo ein Gehör des anderen ſtattfindet. 
Liegt die Mitwirkung des anderen in irgendeiner Form nicht 
vor, ſo kann auch von einem „Unterliegen“ einer Partei nicht 
geſprochen werden. Denn unterliegen kann man nur in einem 
Verfahren, zu dem man zugezogen iſt. (Vgl. auch Jur. Wochſch. 
1888 S. 360 fg.) Daraus ergiebt ſich dann aber auch, daß 
die Anwendung des § 91 im Gegenſatze zu der des § 97 der 
Gvilprozeßordnung ausgeſchloſſen iſt, wenn es an der Voraus⸗ 
ſetzung des wechſelſeitigen Gehörs gebricht, denn ſolchenfalls 
fehlt es dem an einer „unterliegenden“ Partei, welcher die 
Koſten auferlegt werden können. Von dieſem Geſichtspunkte, 
der u. a. durch die Vorſchrift des § 99 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes vom 24. März 1897 unterſtützt wird, hat z. B. auch 
das Reichsgericht, das freilich nicht immer den gleichen Stand- 
punkt eingenommen hat, in einem ungedruckten Beſchluſſe vom 
19. Februar 1895 (II B. R. 28/1895) angenommen, daß für 
einen Beſchluß, durch welchen das Oberlandesgericht zu Karlsruhe 
in Abänderung einer landgerichtlichen Entſcheidung dem Antrage 
auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz ſtattgegeben hatte, Gebühren nicht zu erheben ſeien, 
weil, wiewohl es fih um eine Sache der ſtreitigen Gerichtsbar⸗ 
keit handelte, ein Gegner des Beſchwerdeführers nicht vorhanden 
ſei. Bei von dem Geſuchſteller eingelegten Beſchwerden gegen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe liegt die Sache nicht anders. Auch 
bei dieſem iſt die vorgängige Anhörung der erſtattungspflichtigen 
Partei, da für deren Einwendungen im Koſtfeſtſetzungsverfahren 
für gewohnlich nicht Platz iſt, in der Praxis nicht üblich, mag 
fie geſetzlich auch nicht ausgeſchloſſen fein. Darum iſt in der 
Regel aber auch hier für die Anwendung des § 91 der Civil⸗ 
prozeßordnung kein Raum, im Gegenſatze zu den Fällen, wo 
die erſtattungspflichtige Partei Beſchwerde eingelegt hat 
und der Geſuchſteller als deren Gegner angeſehen werden kann, 
weil er als die das Verfahren betreibende Partei mit Fug auch 
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als bei demſelben mitwirkend erachtet werden darf. Für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren in erſter Inſtanz findet ſich die 
Praxis damit auch richtig ab. Denn hier wird von den Gerichten 
faft durchgängig nicht die erſtattunge pflichtige Parthei mit den 
Koſten belaſtet dergeſtalt, daß ſie als Koſtenſchuldner gilt, 
ſondern die Koſten werden, ohne daß überhaupt ein gerichtlicher 
Ausſpruch daüber in dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe getroffen 
wird, von dem Antragſteller eingezogen und dieſem dann als 
Koſten des Rechtsſtreits zur Erſtattung feſtgeſetzt. Es iſt nicht 
abzuſehen, warum das im Beſchwerdeverfahren anders ſein ſoll. 
Denn es entbehrt doch jeder Begründung, in der erſten Inſtanz 
die erſtattungspflichtige Partei als Gegner des Antragſtellers 
nicht anzuſehen, ſich in der Beſchwerdeinſtanz aber auf den ent- 
gegengeſetzten Standpunkt zu ſtellen. Für den Beſchwerdefüher 
bringt das keine Gefahren. Denn wie er in erſter Inſtanz 
die Koſten des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens und insbeſondere der 
Anwaltsgebühren für den Koſtenfeſtſetzungsantrag zur Erſtattung 
liquidiren kann, jo kann er das auch hinfichtlich der Koſten des 
Beſchwerdeverfahrens. Es wird ebenſo wenig Bedenken unter- 
liegen, dieſe Koſten — und zwar ſowohl gerichtliche als auch 
außergerichtliche — in dem in der Beſchwerdeinſtanz ergehenden 
Beſchluſſe als Koſten des Rechtsſtreits auf Grund des vor⸗ 
handenen Urtheils oder anderen vollſtreckbaren Titels feſtzuſetzen, 
als es Bedenken hatte, die Koſten des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens 
im erſtinſtanzlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe bei der Feſtſetzung 
mit zu berückſichtigen. In dieſer Beziehung werden Schwierig⸗ 
keiten auch dann nicht entſtehen, wenn der Beſchwerde des 
Geſuchſtellers nur zum Theil ſtattgegeben iſt und deshalb die 
Koſten zum Theil dem Beſchwerdefüher auferlegt werden, zum 
Theil aber nicht erhoben werden. Denn in dieſem Falle wird 
eben nur der auf den durchgreifenden Theil der Beſchwerde 
entfallende Antheil der dem Beſchwerdeführer erwachſenen Aus ⸗ 
lagen der erſtattungspflichtigen Partei zur Erſtattung aufgegeben 
werden dürfen. 

Soweit ein Gegner nicht vorhanden iſt, werden bei begründet 
befundenen Beſchwerden Gebühren nicht erhoben. Das iſt für 
Sachen der ftreitigen Gerichtsbarkeit im § 45 des deutſchen 
Gerichtskoftengeſetzes ausdrücklich ausgeſprochen, für die Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit aber dem § 109 Abi. 3 des 
preußiſchen Gerichts koſtengeſetzes zu entnehmen. Da bei der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit der Regel nach ein Gegner nicht 
vorhanden iſt, ſo kann von den begründeten Beſchwerden dieſer 
Gerichtsbarkeit eigentlich allgemein geſagt werden, daß ſie ge⸗ 
bührenfrei find. Daraus erklärt ſich denn auch die von der 
Vorſchrift des § 45 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes abweichende 
Faſſung des § 109 Abſ. 3 des preußiſchen Gerichtekoſtengeſetzes. 

Das Beſchwerdegericht kann die Gebührenfreiheit ſeiner 
Entſcheidung beſonders zum Ausdrucke bringen, nothwendig iſt 
das aber nicht. Sie bezieht ſich natürlich immer nur auf die 
gerichtlichen Koſten. Die außergerichtlichen berührt fie nicht. 
Auch bei erſteren betrifft ſie an ſich nur die Gebühren. Die 
gerichtlichen Auslagen, zu denen u. a. auch die Rechnungs⸗ 
gebühren gehören, werden von der Gebührenfreiheit grundſätzlich 
nicht betroffen. Nur in Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
bleiben, ſofern die getroffene Entſcheidung gebührenfrei iſt, auch 
die Schreibgebühren für die von Amtswegen anzufertigenden 
Ausfertigungen und Abſchriften nach § 80a des deutſchen Ge⸗ 


XXX. Jahrgang. 
richte koſtengeſetzes außer Anſatz. Im Uebrigen ſind die Auslagen 
zu erheben, insbeſondere alſo ausnahmslos in Sachen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. Da es an der Möglichkeit, ſie einem 
anderen aufzuerlegen, fehlt, ſo fallen fie dem Antragſteller zur 
Laſt. Eines gerichtlichen Ausſpruchs hierüber bedarf es nicht. 
Er iſt zweckmäßig ſogar zu vermeiden, um nicht die Annahme 
zu begründen, daß der durchgedrungene Beſchwerdeführer dieſe 
Ausgaben auch endgültig zu tragen hat. Eine ſolche Annahme 
wäre unrichtig. Denn wenn den Beſchwerdeführer, obwohl er 
mit ſeiner Beſchwerde Erfolg gehabt hat, Koſten als Antrag- 
ſteller treffen, fo ift damit nicht geſagt, daß ſie endgültig auf 
ihm haften bleiben. Was das Koſtenfeſtſetzungs verfahren be ⸗ 
trifft, ſo iſt ſchon oben erwähnt worden, daß der mit ſeiner 
Beſchwerde durchgedrungene Geſuchſteller wegen ſeiner Auslagen 
gegen die andere Partei dergeſtalt Erſtattungsanſprüche hat, 
daß er dieſe ſogleich in der Beſchwerdeinſtanz zur Erledigung 
bringen kann. Wo ein ſolches Koſtenerſtattungsverfahren nicht 
beſteht, wie z. B. dann, wenn es ſich um einen in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz angeordneten Arreſt handelt, da wird der Be⸗ 
ſchwerdeführer wegen der von ihm trotz ſeines Erfolges ent⸗ 
richteten Koſten die Partei, gegen welche ſich ſeine Anträge 
richteten, im beſonderen Prozeſſe belangen müſſen. Er hat 
gegen dieſelbe Erſatzanſprüche nach Maßgabe des bürgerlichen 
Rechts. (Vgl. auch Mügel S. 233 Note 9.) Auf dieſe 
Weiſe wird der durchgedrungene Beſchwerdeführer in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit die gehabten Auslagen, insbe⸗ 
ſondere alſo auch etwaige Anwaltsgebühren, freilich meiſt aus 
ſeiner Taſche, tragen müſſen, da es hier an einer Perſon fehlt, 
die ſie ihm erſtatten könnte. Das trifft insbeſondere für 
Vormundſchaftsſachen, zum Theil aber auch für Nachlaß⸗ und 
Grundbuchſachen zu. Bei letzteren aber wird es keinen Ber 
denken unterliegen, die Koſten der begründet befundenen Be⸗ 
ſchwerde in gleicher Weiſe, wie die Koſten eines von vornherein 
für begründet erachteten Antrages, als Koſten der Eintragung 
geltend zu machen, natürlich nur inſoweit, als ſolches überhaupt 
zuläſſig iſt. 

Daß der durchgedrungene Beſchwerdeführer in den Fällen, 
wo er bei feiner Beſchwerde zwar keinen Gegner hat, immerhin 
aber doch die Möglichkeit beſitzt, wegen feiner Auslagen Erſatz ⸗ 
anſprüche zu erhalten, wegen letzteren in der Regel erſt auf den 
Weg des Prozeſſes gedrängt wird, iſt ein nicht zu ver. 
kennender Uebelſtand, der de lege ferenda beſeitigenswerth 
erſcheint. Das könnte geſchehen, wenn man auf dem Wege der 
Artikel 9 ff. des preußiſchen Gerichtekoſtengeſetzes fortführe. 
Gefahren für die erſatzpflichtige Partei würden daraus nicht 
entſtehen, denn deren Rechte würden durch das Beſchwerderecht 
gewahrt bleiben. — 

Nicht immer wird es in den gerichtlichen Entſcheidungen 
genügend beachtet, daß die Gebührenfreiheit auf Grund der $ 45 
des deutſchen und § 109 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
wohl zu unterſcheiden iſt von dem Falle, wo die gerichtlichen 
Koſten wegen unrichtiger Behandlung auf Grund des § 6 des 
deutſchen bezw. § 7 Abf. 2 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
außer Anſatz bleiben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die letzt 
genannten Vorſchriften bei begründeten Beſchwerden ohne Gegner 
in Anſehung der Gerichtsgebühren überhaupt nicht zur An⸗ 
wendung kommen können. Denn wenn eine Entſcheidung ge' 
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bührenfrei iſt, ſo kann auch eine Niederſchlagung der Koſten 
nicht in Frage kommen. In gewiſſer Beziehung find die Vor. 
ſchriften des § 6 des deutſchen und & 7 Abi. 2. des preußiſchen 
Gerichts koſtengeſetzes freilich auch bei gebührenfreien Ent⸗ 
ſcheidungen der Beſchwerdeinſtanz nicht ohne Belang. Es darf 
nämlich nicht überſehen werden, daß neben den eigentlichen 
Gerichtsgebühren in der Regel auch noch Auslagen, insbeſondere 
Schreib- und Poſtgebühren des Gerichts, in Betracht zu kommen 
pflegen. Dieſe Auslagen werden, wie oben erwähnt iſt, abge⸗ 
jeben von der Vorſchrift des § 80a des deutſchen Gerichts koſten⸗ 
geſetzes, von der Gebührenfreiheit grundſätzlich nicht betroffen. Des⸗ 


halb konnte für fie noch die Niederſchlagung in Frage kommen. Sie 


ift jedoch durch 8.9 Abi. 2 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
nut für die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vorgeſehen, fo daß alſo in Sachen der ſtreitigen Gerichtebar⸗ 
keit Auslagen in Anwendung des 5 6 des deutſchen Gerichts- 
koſtengeſetzes niemals außer Anſatz gelaſſen werden können. 
(Vgl. auch Pfafferoth Note 3 zu § 6.) Wenn in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die Auslagen nicht erhoben werden 
ſollen, ſo bedarf es natürlich eines gerichtlichen Ausſpruchs 
hierüber, wobei bemerkt fein mag, daß ſich die in den SS 7, 9 
des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vorgeſehene Niederſchlagung 
von Gebühren und Auslagen ebenſo, wie die im § 6 des 
deutſchen Gerichts koſtengeſetzes geregelte, nicht nur auf die Koften 
der Beſchwerdeinſtanz, ſondern auch auf die der Vorinſtanz er⸗ 
ſtrecken kaun. (Vgl. auch Pfafferoth Note 2 zu § 6.) — 

Zu Unrecht unterlaſſen es die Gerichte vielfach, bei be⸗ 
gründet befundener Beſchwerde auch über die Koſten der erſten 
Jaſtanz Entſcheidung zu treffen. Eine ſolche Entſcheidung ift 
zwar nicht immer nöthig. ihr Fehlen aber oftmals ein Mangel. 
Die grundſätzliche Abſtandnahme von einer bezüglichen Ent⸗ 
ſcheidung findet, was die Sachen der ftreitigen Gerichtsbarkeit 
betrifft, ihre Rechtfertigung nicht etwa in der Beſtimmung des 
& 87 des Deutſchew Gerichtskoſtengeſetzes. Denn wenn es dort 
heißt, das die durch gerichtliche Entſcheidung begründete Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der Gebühren und Auslagen erliſcht, 
inſoweit eine Aufhebung oder Abänderung der Entſcheidung er⸗ 
folgt, ſo iſt damit natürlich nur geſagt, daß der bisherige 
Koftenſchuldner aufhört, auf Grund der aufgehobenen Ent⸗ 
ſcheidung Koſtenſchuldner zu ſein, nicht aber, daß die Koſten 
des vorinſtanzlichen Verfahrens überhaupt in Wegfall kommen. 
Das ergiebt ſchon der Abſatz 2 des § 87 a. a. O., iſt aber 
auch ſelbſtoerſtändlich, da die Koſten, welche ein Verfahren ver⸗ 
urſacht hat, nicht dadurch in Wegfall kommen können, daß die 
dafſelbe abſchließende Entſcheidung aufgehoben wird. Danach 
wird bei den Entſcheidungen der Berufungs- und Reviſions⸗ 
inſtanz auch aubnahmslos verfahren. Warum es bei den Ent⸗ 
ſcheidungen der Beſchwerdeinſtanz anders fein ſoll, iſt nicht zu 
erkennen. 

Eine Entſcheidung über die Koſten der früheren Inſtanz 
iſt unbedingt nothwendig, ſoweit es ſich bei der begründeten 
Beſchwerde um Sachen der ſtreitigen Gerichtsbarkeit mit 
Gegnern handelt. Daß hier die Koſten der Vorinſtanz dem 
unterliegenden Gegner in gleicher Wetſe aufzuerlegen find, wie 
die Koſten der Beſchwerdeinſtanz, iſt ohne Zweifel. Es macht 
dabei keinen Unterſchied, ob die Beſchwerde von dem zurück⸗ 
gewieſenen Aatragſteller oder aber von dem Gegner eingelegt iſt. 
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Wo ein ſolcher Gegner nicht vorhanden iſt — und zwar 
gleichviel, ob es ſich um ſtreitige oder nichtſtreitige Angelegen⸗ 
heiten handelt — da liegt die Sache anders. Es find hier zu 
unterſcheiden die Fälle, wo der Antragſteller die Beſchwerde ein- 
gelegt hat, und die, wo es ſich um die Beſchwerde eines Anders- 
betheiligten handelt. 

In den erſteren Fällen iſt es in der Regel nicht möglich, 
in dem der Beſchwerde ſtattgebenden, an ſich gebührenfreien 
Beſchluſſe noch über die Koſten der früheren Inſtanz Ent- 
ſcheidung zu treffen, weil eben eine Perſon. der dieſe Koſten 
auferlegt werden konnten, entweder nicht da iſt oder, wo fie 
vorhanden iſt, mangels Zuziehung mit den Koſten nicht belaſtet 
werden kann. Die Koſten der Vorinſtanz verbleiben daher auch 
trotz ſeines Erfolges dem Beſchwerdeführer. Dazu aber bedarf 
es keiner Entſcheidung des Beſchwerdegerichts. Denn wo jene Koſten 
dem Beſchwerdeführer als Antragſteller zur Laſt gefallen waren, 
verbleiben ſie demſelben auch weiter als ſolchem, wenn auch mit 
der Maßgabe, daß der Beſchwerdeführer in Folge der Aufhebung 
der erſten Entſcheidung eventuelle Erſatzanſprüche gegen Anders 
betheiligte gewinnt. Soweit die die Vorinſtanz betreffende 
Koſtenpflicht aber auf der aufgehobenen Vorentſcheidung ſelbſt 
beruht, muß ſie, da ſie als auf dieſe gegründet nicht weiter in 
Betracht kommen kann, den Beſchwerdeführer jetzt auch als 
Antragſteller treffen. Hier wie dort beruht die die Vorinſtanz 
betreffende Koftenpflicht des durchgedrungenen Beſchwerdeführers 
alſo auf der Antragſtellung und das überhebt der Pflicht, über 
dieſe Koſten in der Beſchwerdeinſtanz gerichtlich zu entſcheiden. 
Das gilt gleichmäßig ſowohl für die Sachen der ftreitigen 
als auch die der freiwilligen Gerichtsbarkeit, für welche letztere 
es übrigens eine dem $ 87 des deutſchen Gerichtekoſtengeſetzes 
entſprechende Vorſchrift nicht giebt, weil bei ihnen eine gerichtliche 
Entſcheidung über die Koſten mangels eines Gegners in der Regel 
nicht üblich iſt. Soweit nach dem Geſagten die Koſten der Vor⸗ 
inſtanz dem durchgedrungenen Beſchwerdeführer als Antragſteller 
verbleiben, find fie ebenſo zu behandeln, wie alle ſonſtigen Un- 
koſten des durchgedrungenen Beſchwerdeführers. Ohne daß es 
einer bezüglichen Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz bedarf, 
muß derſelbe ihren Erſatz entweder im Wege des Erſtattungs⸗ 
verfahrens oder im beſonderen Prozeſſe erſtreben. Das eiſtere 
kommt beim Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Frage, ſo daß in 
dem den erſtinſtanzlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß auf Beſchwerde 
des Geſuchſtellers abändernden Beſchluſſe außer den Aus- 
lagen der Beſchwerdeinſtanz auch noch die Koſten der früheren 
Inſtanz für den Beſchwerdeführer feſtzuſctzen fein werden. 

Die in dem vorigen Abſatze entwickelten Grundſätze er- 
leiden keine Ausnahme, wenn in den beregten Fällen die dem 
durchgedrungenen Beſchwerdeführer auferlegten Koſten der Vor— 
inſtanz zur Zeit, wo die aufhebende oder abändernde Ent⸗ 
ſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz ergeht, von dieſem auch noch 
nicht erhoben find. Daß in dieſem Falle die Koften der Vor⸗ 
inſtanz, wenn fie dem Beſchwerdeführer durch gerichtliche Ent- 
ſcheidung auferlegt ſind, auf Grund der Vorentſcheidung nicht 
mehr werden erhoben werden können, iſt ohne Bedenken, da 
mit der Aufhebung dieſer Entſcheidung auch die auf dieſelbe ge- 
gründete Koftenpflicht beſeitigt iſt. Da der Beſchwerdeführer 
dieſe Koſten mangels eines anderen Koſtenſchuldners aber als 
Antragſteller tragen muß, jo hat fie der Gerichtsſchreiber auch 
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trotz des von dem Beſchwerdeführer erzielten Erfolges von dem⸗ 
ſelben einzufordern. Dem Beſchwerdeführer verbleiben nur 
eventuelle Erſatzanſprüche. 

Iſt die Beſchwerde nicht von dem zurückgewieſenen Antrag⸗ 
ſteller, ſondern einem Andersbetheiligten eingelegt, ſo daß ſie 
fih alſo gegen eine den Antragſteller befriedigende Entſcheidung 
richtet, ſo iſt ſelbſtverſtändlich, daß im Falle eines Erfolges der 
Beſchwerde der erſtinſtanzliche Antragſteller auch die Koſten der 
Vorinſtanz zu tragen hat, und zwar ohne Unterſchied, ob die 
Beſchwerdeentſcheidung gebührenfrei ergeht oder nicht. Da er 
der unterliegende Theil iſt, ſtehen ihm hier natürlich Erſatz⸗ 
anſprüche nicht zur Seite. Anders wie in den erſtbeſprochenen 
Fällen wird das Beſchwerdegericht in dieſen Fällen aber meiſt 
in der Lage ſein, über die vorinſtanzlichen Koſten gerichtlich zu 
befinden. Denn da die Partei, welche das Verfahren als Antrag- 
ſteller in Betrieb geſetzt hat, berechtigterweiſe als bei demſelben 
mitwirkend und darum auch als Gegner des Beſchwerdeführers 
erachtet werden kann, ſo iſt hier für eine ſolche Entſcheidung in 
der Regel Raum, ſchlechthin jedenfalls in Sachen der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit. Eine bezügliche Entſcheidung kann jedoch ohne 
Nachtheil auch unterlaſſen bleiben, weil die dem Beſchwerde⸗ 
führer gegenüberſtehende Partei als Antragſteller die Koſten der 
Vorinſtanz ohnehin zu tragen hatte. In Sachen der frei⸗ 
willigen Gerichte barkeit wird das ſogar meiſtentheils nicht anders 
geſchehen können, weil es an einer geſetzlichen Vorſchrift, welche 
eine ſolche gerichtliche Entſcheidung ermöglicht, bis auf wenige 
Ausnahmen gebricht. Soweit ſolche Vorſchriften vorhanden 
ſind, insbeſondere alſo in den von den Artikeln 9 flg. des 
preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit be⸗ 
troffenen Fällen, iſt auch hier eine gerichtliche Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts über die Koſten der Vorinſtanz angebracht. 

Nicht ohne Zweifel geſtaltet ſich die Koſtenfrage, wenn mit 
dem Beſchluſſe, durch welche die Beſchwerde für begründet er⸗ 
klärt wird, zugleich eine weitere Anordnung verbunden iſt. 
Hierhin gehört insbeſondere der Fall, wo das Beſchwerdegericht 
die Vorinſtanz nicht blos anweiſt, von den in dem angegriffenen 
Beſchluſſe ausgeſprochenen Bedenken Abſtand zu nehmen, ſondern 
dem in der Vorinſtanz erfolglos geſtellten Antrag ſeinerſeits in 
der Weiſe ſtattgiebt, daß es, ohne die bezüglichen Anordnungen 
erſt der Vorinſtanz zu überlaſſen, dieſe ſelber trifft. Das iſt 
z. B. der Fall, wenn das Beſchwerdegericht in einem Beſchluſſe, 
durch welchen es die Beſchwerde gegen die Ablehnung eines 
Pfändungs- oder Arreſtantrages für begründet erklärt, ſelbſt auch 
den beantragten Pfändungs- oder Arreſtbeſchluß erläßt und da⸗ 
mit die Sache dergeſtalt erledigt, daß für eine weitere Thätigkeit 
der Vorinſtanz kein Raum mehr bleibt. Das Reichsgericht hat 
in dem obenerwähnten Beſchluſſe vom 19. Februar 1895, wo 
es ſich um einen Fall handelte, in dem das Oberlandesgericht 
eine einftweilige Verfügung, deren Erlaß das Landgericht ab- 
gelehnt hatte, ſelber erlaſſen hatte, angenommen, daß für die 
Anordnung der einſtweiligen Verfügung eine beſondere Gebühr 
nicht zu erheben ſei. Der die einſtweilige Verfügung anordnende 
Beſchluß des Oberlandesgerichts, jo führt es aus, ſtelle fich 
feinem ganzen Inhalte nach als eine unter § 45 Abſ. 1 des 
deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes fallende Entſcheidung in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz dar, koͤnne aber nicht zerlegt werden, in einen 
unter § 45 Abſ. 1 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes fallenden 
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Ausſpruch, daß die Beſchwerde zuläſſig und begründet ſei, und 
in eine unter § 35 Abſ. 3 daſelbſt fallende Anordnung der 
beantragten einſtweiligen Verfügung. Daraus folge, daß für 
den ganzen oberlandesgerichtlichen Beſchluß die zur völligen 
Gebührenfreiheit deſſelben führende Beſtimmung des § 45 
Abſ. 1 a. a. O. zutreffe. Der Anſicht des Reichsgerichts hat 
ſich Pfafferoth angeſchloſſen (vergl. Note 5 zu § 45), ihr iſt 
dagegen widerſprochen von Rittmann („Deutſches Gerichtskoſten⸗ 
geſetz“ Anm. 6 S. 196) und auch in der Nummer 15 des 
Büreaublatts für gerichtliche Beamte vom 1. Auguſt 1900 
S. 152. Die der Meinung des Reichsgerichts entgegenſtehende 
Anſicht knüpft an den Fall an, wo für die Beſchwerdeentſchei⸗ 
dung an ſich Gebührenfreiheit beſteht. Sie meint, daß es zu 
einem unbefriedigenden Ergebniſſe führen würde, wenn in dieſem 
Falle auch die dem Antrage des Beſchwerdeführers entſprechende 
Anordnung des Beſchwerdegerichts, wie ſie der Beſchwerdeführer 
in der Vorinſtanz vergeblich erſtrebt hatte, gebührenfrei wäre. 
Dieſer Einwurf iſt nicht unbegründet. Folgt man der reichs⸗ 
gerichtlichen Anficht, fo führt das dazu, daß bei gebühren 
freien Entſcheidungen der Beſchwerdeinſtanz für die dem 
Antrage des Beſchwerdeführers entſprechende Entſcheidung über⸗ 
haupt keine gerichtliche Gebühr zum Anſatze kommt, es viel⸗ 
mehr lediglich bei der in der Vorinſtanz von dem Beſchwerde⸗ 
führer erhobenen und ihm trotz ſeines Erfolges als Antragſteller 
verbleibenden Gebühr für die Zurückweiſung ſeines Antrages 
ſein Bewenden behält. Da dieſe Gebühr für die Sachen der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit der Gebühr für die dem Antrage ſtatt⸗ 
gebende Entſcheidung der Höhe nach entſpricht, ſo genießt der 
Beſchwerdeführer hier nun zwar keine Vortheile, wenn lediglich 
dieſe Gebühr zum Anſatze kommt, zumal ja für ihn noch die 
Auslagen der Beſchwerdeinſtanz hinzukommen. Die Sachlage 
aber iſt anders bei den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Hier beträgt nach § 109 Abſ. 2 des preußiſchen Ge⸗ 
richtskoſtengeſetzes die Gebühr für die Zurückweiſung eines An- 
trages nur die Hälfte von derjenigen Gebühr, die für eine dem 
Antrage ſtattgebende Entſcheidung zum Anſatze gelangt. Das 
aber würde zur Folge haben, daß der Beſchwerdeführer, der, 
wenn ſeinem Antrage von vornherein ſtattgegeben wäre, die volle 
Gebühr zu zahlen gehabt hätte, nunmehr nur die Hälfte dieſer 
Gebühr zu tragen hat. Daß das vom Geſetze nicht gewollt 
ſein kann, liegt auf der Hand. Zwar werden ſich daraus keine 
Unzuträglichkeiten ergeben, ſoweit es ſich um Grundbuchſachen 
handelt. Denn da bei dieſen Koſten nicht ſowohl für die An⸗ 
ordnung einer Eintragung, als vielmehr für die Eintragung 
ſelbſt erfordert werden, ſo werden hier die vollen Koſten doch 
zum Anſatze kommen. Anders aber ſtellt ſich die Rechnung in 
anderen Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Man wird 
daher nicht fehlgehen, wenn man in Abweichung von dem reichs⸗ 
gerichtlichen Standpunkte die mit der Beſchwerdeentſcheidung 
verbundene Anordnung, durch welche das Beſchwerdegericht den 
Antrag des Beſchwerdeführers ſelbſt erledigt, doch von dieſer 
getrennt hält. Wenn man dieſe Anordnung nur als Aus- 
führung der beſchwerdeinſtanzlichen Entſcheidung erachtet, wozu 
u. a. die Faſſung des § 573 der Civilprozeßordnung die Be⸗ 
rechtigung giebt, dann hat eine ſolche Trennung, die, weil in 
dieſem Punkte grundſätzlich kein Unterſchied zwiſchen den Ent- 
ſcheidungen der ſtreitigen und nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit be- 


XXX. Jahrgang. 


ſteht, übrigens auf alle Beſchwerdeentſcheidungen auszudehnen 
iſt, keine Bedenken. Sie erſcheint um ſo mehr gerechtfertigt, 
als auch für die Zuſtellung der betreffenden Anordnungen nicht, 
wie bei der Beſchwerdeentſcheidung ſelbſt, die amtliche Zuſtellung 
genügen würde, ſondern die beſtehenden Sondervorſchriften, be 
ſonders die der 58 829, 922 der Civilprozeßordnung zur An⸗ 
wendung gebracht werden müßten. Die erwähnte Trennung 
führt dann aber dazu, die in Rede ſtehenden Anordnungen für 
beſonders gebührenpflichtig zu erachten, wenn ſie es an ſich find. 
Ein ſolches Ergebniß befriedigt um fo mehr, als für die be⸗ 
treffende Anordnung, wenn fie der Vorinſtanz überlaſſen worden 
wäre, unter allen Umſtänden Gebühren zu erheben fein würden, 
ſofern fie an ſich gebührenpflichtig find. Kommen nun ſolche 
Gebühren aber in Frage, dann hat das Beſchwerdegericht dieſes 
bei feiner Koſtenentſcheidung zu berüdfichtigen. Freilich nur 
inſoweit, als es überhaupt eine Entſcheidung über die Koſten 
trifft. Andernfalls wird es Sache des Gerichts ſchreibers ſein, 
für die in Rede ſtehenden Anordnungen beſondere Gebühren in 
Anſatz zu bringen, unbekümmert darum, ob im Uebrigen die Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidung gebührenfrei iſt. Von dieſem Geſichtspunkte 
wird er z. B. auch eine Gebühr für den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß erheben müſſen, welchen das Beſchwerdegericht auf die 
Beſchwerde des Geſuchſtellers in Abänderung eines dem Antrage 
defſelben nicht voll entſprechenden Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes er⸗ 
laſſen hat, und zwar von einem Objekt in Höhe des mit der 
Beſchwerde verfolgten Betrages, mag auch ſchon für den vor⸗ 
inſtanzlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß eine Gebühr von dem 
ganzen zur Feſtſetzung liquidirten Objekte erhoben worden ſein. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. Januar bis 
2. Februar 1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs jaſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 86. 

In der Rechtſprechung des R. G. tft ſchon wiederholt an- 
genommen, daß $ 6 Satz 1 der C. P. O. auf die Bemeſſung 
des Werihs des Streitgegenſtandes in den vom Konkursver⸗ 
walter geführten Anfechtungsprozeſſen Anwendung nicht erleidet, 
da mit der Anfechtung im Konkurſe, durch welche nach 5 37 
der R. K. O. ($ 30 a. F.) der Vermögens ſtand hergeſtellt 
werden ſoll, wie er ohne die angefochtene Handlung ſich ge⸗ 
ſtaltet haben würde, immer nur die Beſeitigung der für die 
Konkursmaſſe aus der angefochtenen Handlung entſtandenen 
Nachtheile bezweckt wird und die in dieſen Grenzen beanſpruchte 
Rückgewähr dem Prozeſſe nicht den Charakter eines Rechtsſtreits 
über den Befitz der Sache ſchlechthin aufprägt. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 34 S. 404. Die 
Erwägungen des angefochtenen Beſchluſſes gehen nun dahin, 
im gegenwärtigen Falle habe Kl. ein über die regelmäßige 
Nückgewährspflicht und über die Wiederherſtellung des früheren 
Vermögensſtandes der Konkursmaſſe hinausgehendes Petitum 
geſtellt, indem fie auf Rückauflaſſung der Grundſtücke an⸗ 
getragen habe, ohne irgendwie zum Ausdruck zu bringen, daß 
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nur Rückgewährung unter Wahrung des früheren Hypotheken⸗ 
ſtandes begehrt werde, der beanſpruchte Umfang der Rückgewähr 
aber für die Beſtimmung des Werthes des Streitgegenſtandes 
von entſcheidender Bedeutung bleibe. Dieſe Ausführungen finden 
jedoch weder in dem Klagevorbringen noch in dem Klageantrage 
eine Grundlage. Kl. hat nicht nur als Gegenſtand der An- 
fechtung den Kaufvertrag nebſt der auf demſelben beruhen⸗ 
den Auflaſſung bezeichnet, ſonderu auch im Antrage deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß fie den Ausſpruch der Unwirkſamkeit 
des Kaufvertrages der Konkursmaſſe gegenüber und erſt dem- 
zufolge die Verurtheilung des Bekl. zur Zurüdauflafiung der 
Grundſtücke und Zurückgabe der beweglichen Sachen verlange. 
In dem Kaufvertrage aber, deſſen Abſchrift mit der Klage vor⸗ 
gelegt wurde, waren die auf den Grundſtücken ruhenden Hypo⸗ 
theken im Geſammtbetrage von 94000 Mark vom Käufer über- 
nommen. Kl. wollte alſo die Ruͤckgewähr nicht ſchlechthin, 
ſondern als Folge der Unwirkſamkeit des Kaufs, und zwar 
dieſes in ſeiner Totalität, alſo mit Einſchluß der die Ueber⸗ 
nahme der Hypotheken enthaltenden Beſtimmung, es handelte 
ſich alſo im Sinne der Klage nur um die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes, um Rückgewähr der Grundſtücke als be⸗ 
laſtet mit den auf ihnen ruhenden Hypotheken. Als Werth 
des Streitobjekts kann der Werth der Sache deshalb nur nach 
Abzug der Belaſtung angeſehen werden. Daß dieſer einen 
höheren als den von den Parteien angenommenen Betrag hätte, 
erhellt nicht. VII. C. S. i. S. Hecht Konk. 6. Weißenberg 
vom 8. Januar 1901, B Nr. 135/1900 VII. 

2. 88 80, 613. 

Auch ein auf perſönliches Anſuchen der Partei dieſer zum 
Zwecke der beſtimmten Rechtsverfolgung beigeordneter Armen- 
anwalt iſt in Anſehung des Vollmachtspunktes nach § 613 
C. P. O. nicht anders zu behandeln, als irgend ein anderer 
Anwalt. VI. C. S. i. S. Apitz o. Apitz vom 3. Januar 1901, 
Nr. 380/1900 VI. 

3. 58 166, 236. 

Der Reviflon mußte ſtattgegeben werden. Nachdem fein 
erſtes, keineswegs verſpätet eingereichtes Armenrechtsgeſuch vom 
17./19. März 1900 vom B. G. hauptſächlich wegen Nicht⸗ 
benennung neuer Beweismittel zurückgewieſen worden war, durfte 
der Bekl. erwarten, daß fein erneutes, neue Beweismittel be- 
nennendes Geſuch vom 27./ 30. März 1900 mit thunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung und ſo rechtzeitig werde erledigt werden, daß ihm 
innerhalb der noch bis zum 7. April 1900 laufenden Nothfriſt 
die Einlegung der Berufung ermöglicht blieb. Er brauchte nicht 
zu befürchten, daß, wenn das ſchon durch die erſte Akteneinholung 
über den Stand der Sache unterrichtete O. L. G. eine wieder⸗ 
holte Einforderung der Akten für nothwendig erachtete, dadurch 
und durch eine für die gegebene Sache beſonders ungünftige 
Lage der ordentlichen Sitzungstage die Beſchlußfaſſung in un⸗ 
gewöhnlicher Weiſe verzögert und daß das B. G. nicht — 
ſchlimmſten Falls — Anlaß nehmen werde, ſei es durch An- 
beraumung einer außerordentlichen Sitzung für den vorliegender 
Ausnahmefall oder ſei es durch beſondere — im Hinblick auf 
die jetzt giltigen Beſtimmungen der 88 166 Abſ. 2 und 207 
Abſ. 2 der C. P. O. denkbare und möglicher Weiſe wirkſame — 
Beſchleunigung der Sache noch am Beſchlußfaſſungstage, dem 
7. April, ſelbſt die der Einhaltung der Nothfriſt entgegenſtehenden 
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Hinderniſſe zu beſeitigen. Es ſtand aber auch nicht in der 
Macht des Bekl., die vorerwähnten, in Wirklichkeit dennoch ein- 
getretenen ungünſtigen Zufälle hintanzuhalten. Unter dieſen 
Umftänden iſt mit dem RE. in der Verzögerung der Beſchluß⸗ 
fafſung über ſein verbeſſertes Armenrechtsgeſuch — vom 30. März 
bis 7. April 1900 — ein für ihn unabwendbarer Zufall im 
Sinne des § 233 der C. P. O. zu finden. Die gleiche Ge⸗ 
ſetzesſtelle muß aber auch deswegen zur Anwendung kommen, 
weil ſchon bei Einreichung des erſten Geſuches und zur Zeit 
der Beſchlußfaſſung hierüber die weitere Rechtsverfolgung und 
Rechtsvertheidigung des Bekl. als keineswegs gänzlich ausſichtslos 
von vorneherein zu erachten, der abweiſende Beſchluß des B. R. 
vom 24. März 1900 daher nicht zutreffend und gleichfalls ein 
für den Bekl. ungünſtiges, von ſeinem Willen und Handeln 
unabhängiges Ereigniß geweſen iſt. Aus dieſen Gründen und 
weil der Bekl., wie auch das B. G. anerkennt, feine mit dem 
Wiedereinſetzungsgeſuch verbundene, an ſich verſpätete, Berufung 
friſt⸗ und formgerecht nach § 236 der C. P. O. eingelegt hat, 
mußte ihm die Wiedereinſetzung gegen den Ablauf der Be- 
rufungsfriſt gewährt werden. V. C. S. i. S. Steckel o. Paetſch 
vom 16. Januar 1901, Nr. 285/1900 V. 

4. 8 308. 

Die Bekl. greift mit Recht die Koſtenentſcheidung an. 
Da über den Autrag auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung 
in einem ſelbſtſtändigen Rechteſtreite verhandelt und entſchieden 
wurde, mußte auch über die Prozeßkoſten entſchieden werden, 
und hat das L. G. dieſes mit Unrecht der Entſcheidung in der 
Hauptſache vorbehalten; das B. G. hatte dieſes auch ohne 
Antrag richtig zu ſtellen, d 308 Abſ. 2 der C. P. O. 
II. C. S. i. S. Rheiniſche Vieh⸗Verſ.⸗Geſ. c. Sächſiſche Vieh⸗ 
Verſ.⸗Bank vom 11. Januar 1901, Nr. 272/1900 II. 

5. § 529. 

Durch Nichteingehen auf den Klaggrund, nämlich die an- 
gebliche Beſchädigung des Kl. durch Verſchulden eines Willens⸗ 
organes des Hamburgiſchen Staates, iſt prozeſſualiſch verſtoßen 
worden. Das B. G. hat gemeint, daß eine gemeinrechtliche 
Schadenerſatzklage vom Kl. in der I. J. nicht angeſtellt worden 
ſei, und daß es ſich daher inſoweit um einen erſt in der Be⸗ 
rufungsinſtanz neu erhobenen Anſpruch handle, der beim Wider⸗ 
ſpruche der Bekl. nach $ 529 Abſ. 2 der C. P. O. nicht zu- 
gelaſſen werden dürfe. Wenn der Kl. hiernach den § 529 
Abſ. 2 als verletzt bezeichnet hat, jo trifft Das jedenfalls zu; 
denn von einem neuen Anſpruche kann hier nicht die Rede 
ſein, da der Anſpruch immer derſelbe geblieben iſt, nämlich 
gerichtet auf Zahlung von 672 Mark. Nur um zwei ver⸗ 
ſchiedene Begründungen handelt es ſich, und allerdings 
würde, wenn die zu der einen erforderlichen thatſächlichen Be- 
hauptungen allererſt in der B. J. neu vorgebracht worden 
wären, inſoweit eine Klagänderung vorliegen, welche nach 
8 527 der C. P. O. ohne Einwilligung der Bekl. nicht zuge⸗ 
laſſen werden durfte. Dies wird es auch wohl ſein, was das 
O. L. G. eigentlich hat ſagen wollen. Aber es entſpricht nicht 
dem Inhalte der Akten, daß die in Betracht kommenden That⸗ 
ſachen in der I. J. noch nicht behauptet geweſen wären; ja 
ſogar die betreffende rechtliche Begründung iſt dort ſchon ange- 
deutet worden; und zwar alles Dies ſelbſt dann, wenn man 
von dem Inhalte der Klagſchrift ganz abſehen und ſich nur an 


den Thatbeſtand des erſten Urtheils halten wollte. Nach dieſem 
hat der Kl. behauptet, daß der Unfall, durch den ſeine Geſund⸗ 
heit erſchüttert und ſeine Leiſtungsfähigkeit vermindert worden 
ſei, durch ein Verſchulden der Hamburgiſchen Generalzolldirektion 
verurſacht worden ſei, indem dieſe ſchuldhafter Weiſe den in 
Betracht kommenden Poſten, ſtatt mit zweien, mit nur einem 
Beamten (dem Kläger) beſetzt gehabt habe, daß ferner die vor⸗ 
geſetzte Behörde ſeine vollſtändige Dienſtunfähigkeit dadurch ver⸗ 
ſchuldet habe, daß fie ihn ärztlichen Gutachten zuwider fort⸗ 
dauernd zu ſchweren Dienſtleiſtungen verwandt habe, und daß 
endlich der ihm hierdurch zugefügte Schade mindeſtens 672 Mark 
jährlich betrage, indem von ihm bemerkt wurde, der Antrag auf 
Verurtheilung zur Zahlung von 672 Mark ſei ſowohl als der 
Penfionsanſpruch für ein Jahr begründet, als auch als ber. 
jenige Theil des Gehaltes, welchen er noch verdienen 
könnte und hätte verdienen können, wenn ihn ſeine 
vorgeſetzte Behörde den Anordnungen der Aerzte 
gemäß beſchäftigt hätte. Uebrigens hat nach demſelben 
Thatbeſtande auch die Bekl. damals das Vorbringen des Kl. 
im Sinne einer doppelten Klagbegründung verſtanden und eine 
darauf bezügliche rechtliche Gegenbemerkung gemacht. Aller. 
dings iſt es fraglich, ob nach gemeinem Rechte der allgemeine 
Anſpruch wegen außervertraglicher Beſchädigung ohne Weiteres, 
ſtatt auf eine Capitalzahlung, auf Leiſtunz einer jährlichen 
Rente würde gerichtet werden können. Aber ſelbſt wenn man 
von der Verneinung dieſer Möglichkeit ausgehen wollte, ſo würde 
aus dieſem Grunde die angefochtene Entſcheidung nicht auf- 
recht zu halten ſein; denn der Klagantrag geht ja formell nur 
auf eine einmalige Zahlung von 672 Mark, und die Begründung 
ließe fich nach §S 268 Nr. 1, bezw. 8 523 der C. P. O. immer 
noch berichtigen, wie übrigens andrerſeits auch eine Erweiterung 
nach § 268 Nr. 2 (vergl. auch § 529 Abſ. 2) nicht auegeſchloſſen 
ſein würde. VI. C. S. i. S. Luhrmann c. Hamburgiſche 
Finanzdeputation vom 3. Januar 1901, Nr. 303/1900 VI. 

6. 8 546. 

Die Kl. verlangt die Auerkennung ihres Eigenthums au 
dem ſtreitigen Landſtreifen und deſſen Freilegung von den bau⸗ 
lichen Anlagen der Bekl. Streitgegenſtand iſt hiernach nur der 
Landſtreifen als ſolcher, deſſen Werth für die Kl. dadurch nicht 
erhöht wird, daß darauf von Dritten bauliche Vorkehrungen 
getroffen find, an deren Beibehaltung zwar die Bekl. ein Inter- 
eſſe hat, die aber von der Kl. nicht mit in Anſpruch genommen 
werden. Daß dieſer Streitgegenſtand für die Kl. einen die 
Summe von 1500 Mark überſteigenden Werth hätte, wird 
durch das von den Rkl. beigebrachte Gutachten nicht glaubhaft 
gemacht. Dagegen kann für glaubhaſt erachtet werden, daß 
das Intereſſe des Bekl. an Abweiſung der Klage auf eine 
höhere Summe als 1 500 Mark zu veranſchlagen iſt, weil fie 
dann im Befitz des ſtreitigen Landes mit den darauf befind- 
lichen Anlagen bleibt. Die Zuläſſigkeit der Reviſion hängt alſo 
davon ab, ob dieſes höhere Intereſſe der Bekl. entſcheidend iſt. 
Dies muß aber verneint werden. Eingehend begründet. V. C. S. 
i. S. Schiwy o. Separationsintereſſenten von Tilfit vom 
12. Januar 1901, Nr. 282/1900 V. 

7. 8 671. 

Zutreffend erſcheint der von der Reviſion erhobene Vorwurf 
einer Verletzung des § 671 Abſ. 1 und des § 654 der C. P. O. 
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Der zunächſt nur für das amtsgerichtliche Entmündigungs⸗ 
verfahren geltende 8 654 a. a. O. leidet nach §8 671 Abſ. 1 
auch in dem Verfahren über die Anfechtungsklage, und zwar, 
wie Mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung nach den all- 
gemeinen civilprozeſſualen Grundſätzen anzunehmen iſt, ſowohl 
in der landgerichtlichen wie in der Berufungsinſtanz, entſprechende 
Anwendung. Das B. G. mußte daher, abgeſehen von dem hier 
nicht in Betracht kommenden Falle des 8 654 Abſ. 3 a. a. O. 
den von dem Amtsgerichte entmündigten Kl. perſönlich „unter 
Zuziehung eines oder mehrerer Sachverſtandiger“ vernehmen. 
Ausweislich des Verhandlungsprotokolles vom 29. Juni 1900 
iſt jedoch dieſe Vernehmung ohne Zuziehung eines Sach⸗ 
verſtändigen erfolgt. Der gerügte Verſtoß liegt mithin vor, und 
daß auf ihm das angefochtene Urtheil auch beruht, erſcheint 
nach dem Inhalt der Entſcheidungsgründe keineswegs aus⸗ 
geſchloſſen, da die Zurückweiſung der Berufung daſelbſt aus. 
drücklich auf das Gutachten der vernommenen Sachverſtändigen 
mitgegründet wird. (Vergl. auch die Urtheile des R. G., 
III. C. S. vom 12. Oktober 1900, III. Nr. 185/00, und 
II. C. S. vom 20. November 1900, II. Nr. 260/00.) 
IV. C. S. i. S. Marg c. Staatsanwaltſchaft u. Gen. vom 
3. Januar 1901, Nr. 277/1900. IV. 

8. & 708. 

Auf die Gründe, aus welchen das O. L. G. den Antrag 
des Kl. auf Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung abgelehnt 
hat, braucht nicht eingegangen zu werden. Denn die Ablehnung 
mußte jedenfalls ſchon deshalb erfolgen, weil der Antrag gegen- 
ſtandslos war. Mit ihm wurde verlangt die „Wiederherſtellung“ 
der einſtweiligen Verfügung, welche durch das L. G. aufgehoben 
ji. Aber das L. G. hatte ja genau dieſe einſtweilige Ver⸗ 
fügung bereits erlaſſen, und aufgehoben war ſie hinterher nur 
durch ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil, beſtand 
und beſteht alſo in Wirklichkeit vorläufig noch fort. Wenn 
der Kl. ſich an das O. L. G. als das B. G. mit einem Geſuche 
um eine einſtweilige Verfügung gewandt hat, jo darf felbft- 
verſtändlich ohne Weiteres unterſtellt werden, daß er die Be⸗ 
rufung eingelegt hat. Dann wird alſo das O. L. G. noch 
auf die Berufung unter Anderm auch darüber zu entſcheiden 
haben, ob die einſtweilige Verfügung, ſo weit ſie vom L. G. 
wieder aufgehoben iſt, wirklich aufgehoben ſein ſoll, und ſo 
lange das O. L. G. dieſe Entſcheidung nicht beſtätigt hat, behält 
es einſtweilen bei der vom L. G. einmal erlaſſenen einſtweiligen 
Verfügung fein Bewenden. Freilich ſoll eigentlich nach 8 708 
Nr. 5 der C. P. O. jedes Urtheil, durch welches eine einſtweilige 
Verfügung aufgehoben wird, auch ohne Antrag für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt werden; aber das L. G. hat das im vor⸗ 
liegenden Falle nun einmal nicht gethan. Es bedarf daher 
keiner Erörterung, ob es hier erheblich fein würde, wenn das 
Urtheil des L. G. für vorläufig vollſtreckbar erklärt wäre; wie 
es auch auf ſich beruhen kann, ob die Erklärung der vorläufigen 
Vollftreckbarkeit in dieſem Falle vielleicht keinen Sinn gehabt 
haben würde. VI. C. S. i. S. Möller c. Martens vom 
10. Januar 1901, B Nr. 1/1901 VI. 

9. § 957. 

Der B. R. ſtellt zunächſt feſt, daß Kl. von dem Aufgebot 
und ſeiner Erſtreckung auf die ſtreitige Parzelle erſt am 15. März 
1899 Keuntniß erhalten habe, ſomit die Anfechtungsklage, die 
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unbeſtritten der Bekl. am 27. März 1899 zugeſtellt ift, nach 
§ 958 C. P. O. rechtzeitig erhoben ſei. In der Sache ſelbſt 
erachtet er die Anfechtung des Ausſchlußurtheils deshalb für be⸗ 
gründet, weil das Geſetz vom 7. März 1845 nur dem Beſitzer 
des Grundftücks, deſſen Beſitztitel berichtigt werden ſolle, das 
Aufgebot geſtatte. Im vorliegenden Falle habe, wie für er- 
wieſen zu erachten ſei, die Bekl. die ſtreitige Parzelle niemals 
beſeſſen und daher letztere nicht mit aufbieten laſſen dürfen. Da 
hinfichtlich ihrer das Aufgebot unzuläffig geweſen ſei, liege der 
Anfechtungsgrund des 8 957 Abſ. 2 Ziff. 1 C. P. O. vor. 
Der B. R. legt hiernach die Vorſchrift der Ziff. 1 dahin aus, 
daß fie ſtets Platz greife, ſobald es an einer geſetzlichen Voraus ⸗ 
ſetzung für den Erlaß des Ausſchlußurtheils fehlt, ſei es, daß 
der Mangel ſchon dem Aufgebotsrichter erkennbar war oder ſich 
erſt nachträglich herausgeſtellt hat. Mit Recht wird dieſe Anſicht 
von der Reviſion als rechtsirrthümlich bezeichnet. Eingehend 
begründet. V. C. S. i. S. Lewandowicz e. Kempinski vom 
22. Dezember 1900, Nr. 299/1900 V. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

10. 88 2,3. 

Das Handeln des Vaters M. hat die Natur eines &r- 
füllungsgeſchäfts, denn durch die Herbeiführung der Zwangs⸗ 
hypothek wurde dem Bekl. im Reſultat gerade nur dasjenige 
zu Theil, worauf er einen geſetzlichen Anſpruch hatte, nämlich 
eine Hypothek für ſein Muttererbe auf dem Anweſen in Au, 
und es tft gleichgültig, daß dieſe Hypothek auch auf anderem 
Wege hätte beſchafft werden können. Das vom Rkl. hiergegen 
angerufene Urtheil des R. G. vom 18. Oktober 1895, abge- 
druckt bei Bolze Praxis Bd. 21 Nr. 244 kann nicht in Betracht 
kommen, da der damals entſchiedene Fall weſentlich anders ge- 
lagert war. Handelt es fi aber um ein Erfüllungsgeſchäft, 
ſo liegt auch nicht eine unentgeltliche Verfügung im Sinne des 
§ 3 Nr. 3 des Anf. G. vor, ſondern ein entgeltlicher Vertrag, 
auf den nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. (vergl. 
Entſch. Bd. 26 S. 4, 27 S. 135, 38 S. 103), weil die er⸗ 
füllte Verpflichtung bereits lange Jahre vor der Rechtshängigkeit 
des Anfechtungsanſpruchs entſtanden iſt, auch die Nr. 2 des § 3 
inſofern nicht Anwendung findet, als nicht der Bekl. den Gegen⸗ 
beweis gegen die dort aufgeſtellte Vermuthung zu führen hatte, 
ſondern es vielmehr Sache des Klägers war, nach der aus § 3 
Nr. 1 ſich ergebenden Regel den Beweis zu führen, daß der 
Vater M. in der dem Bekl. bekannten Abſicht gehandelt habe, 
die Gläubiger zu benadhtheiligen. Dieſen Beweis erachtet das 
B. G. nicht für erbracht, womit die Abweiſung der Klage ge⸗ 
rechtfertigt iſt, ohne daß es eines Eingehens auf die Frage be- 
bedarf, ob die weitere Feſtſtellung des B. G., daß ſogvr das 
Gegentheil erwieſen ſei, der genügenden Begründung entbehrt, 
wie der Rkl. behauptet. Nun greift freilich letzterer auch die 
erſterwähnte Feſtſtellung als auf Geſetzes verletzung beruhend an, 
allein vergeblich. Hierbei iſt zunächſt davon auszugehen, daß 
nach der feſtſtehenden Praxis des R. G. (vergl. Entſch. Bd. 20 
S. 180, 23 S. 9, vergl. auch 45 S. 25) zur Anfechtung 
eines Erfüllungsgeſchäfts auf Grund des § 3 Nr. 1 nicht die 
Thatſache genügt, daß den Betheiligten die mit ihrem Rechts⸗ 
geſchäft verbundene Benachtheiligung anderer Gläubiger bewußt 
war, die Befriedigung eines Gläubigers erſcheint vielmehr als 
ein die Anfechtung begründendes Unrecht gegen die anderen 


82 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Gläubiger nur dann, wenn beſondere Umſtände ergeben, daß ſie 
lediglich zu dem] Zwecke geſchieht, den andern Gläubigern 
die Befriedigungsmittel zu entziehen. Es iſt demnach unzu⸗ 
treffend, wenn der RE. geltend macht, die gemeinſame Abſicht 
von M. Vater und Sohn, dem letzteren das Muttererbe zu 
retten, ſei ſchon identiſch mit der zur Anfechtung erforderten 
Benachtheiligungsabficht; weiter aber iſt es nicht rechtsirrthümlich, 
wenn das B. G. das Vorhandenſein der erwähnten böſen 
Abſicht mit der Erwägung verneint, daß die Betheiligten nach 
Einleitung der Subhaſtation des Guts in Herrngiersdorf, 
deſſen Werth nach ihrer Meinung an ſich die Befriedigung des 
Bekl. aus den Kaufgeldern erwarten ließ, zur Eintragung der 
Hypothek auf das Gut in Au deshalb geſchritten ſeien, um 
gegen die erfahrungsgemäß' bei Subhaſtationen vorkommenden, 
den Preis drückenden Machinationen der Gläubiger und 
Steigerungsluſtigen geſichert zu ſein. VII. C. S. i. S. Böhm 
e. Mühlbauer vom 8. Januar 1901, Nr. 293 / 1900 VII. 

II. Das Wechſelrecht. 

11. Art. 36, 96. 

Die Gültigkeit des Wechſels iſt jo wenig in Zweifel zu 
ziehen wie die wechſelrechtliche Legitimation des Kl., die ebenſo 
wie jene von Amtswegen zu prüfen iſt. Ungültig iſt der eigne 
Wechſel an eigne Order. Art. 6 Abſ. 1, Art. 98 der W. O. 
Entſch. des Oberhandelsgerichts Bd. 7 S. 191, Bd. 16 S. 147. 
Ein ſolcher Wechſel liegt nicht vor. Ausſtellerin iſt die Firma 
Gebr. Bothe, und welche die beklagte Handelsgeſellſchaft mit 
dem Sitze in Hagen, wo der Wechſel ausgeſtellt, im Handels- 
regiſter eingetragen iſt, Remittentin das Eiſen⸗ und Stahlwerk 
Harkorten zu Haspe⸗Harkorten, eine offene Handelsgeſellſchaft, 
die unſtreitig identiſch iſt mit der im Handelsregiſter des Amts- 
gerichts Haspe unter der Firma „Eiſen⸗ und Stahlwerk Har⸗ 
korten Gebr. Bothe“ mit dem Sitze in Harkorten ein⸗ 
getragenen offenen Handelsgeſellſchaft. Eine Firma wie die als 
Remittentin bezeichnete iſt rechtlich möglich. Der B. R. hat 
auch ohne Verſtoß gegen das Geſetz angenommen, daß die nicht 
völlig genaue Wiedergabe der Firma der Remittentin bei der 
konkreten Sachlage unſchädlich iſt und das erſte Giro auf dem 
Wechſel, welches die Firma der Remittentin mit dem Zuſatz 
„Geb. Bothe“ vollſtändig wiedergiebt, als das nach Art. 36 
der W. O. erforderliche Giro der Remittentin zu gelten hat. 
Daß die Gebrüder Karl und Max Bothe als die Geſellſchafter 
beider offenen Handelsgeſellſchaften eingetragen find, nimmt 
dem alle weſentlichen Erforderniſſe des eigenen Wechſels nach 
Art. 96 der W. O. äußerlich enthaltenden Wechſel die Gültigkeit 
nicht. Die offene Handelsgeſellſchaft kann unter ihrer Firma 
wechſelmäßig ſich verpflichten und wechſelmäßige Rechte erwerben. 
Allgemeines Deutſches H. G. B. Art. 111. H. G. B. vom 
10. Mai 1897 8 124. Für das formale Wechſelrecht genügt 
dies, um das Ergebniß zu rechtfertigen, daß eine offene Handels- 
geſellſchaft unter ihrer Firma einen eigenen Wechſel an Order 
einer offenen Handelsgeſellſchaft ausſtellen kann, die unter 
einer anderen Firma unter denſelben Geſellſchaftern beſteht. 
Dabei kann die Frage auf ſich beruhen, ob auf dieſem Wege 
ein Wechſelrechtsverhältniß der einen Firma gegen die andere 
Firma begründet werden kann, in welchem materiell dieſelben 
Perſonen, die Geſellſchafter, Gläubiger und zugleich Schuldner 
ſein würden. Im Verhältniß zu dem dritten Wechſelinhaber iſt 
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entſcheidend, daß regelmäßig und von beſonderen Umſtänden ab⸗ 
geſehen, die der Darlegung bedürften, jede offene Handels- 
geſellſchaft durch das Sondergut individualifirt wird, das dem 
Gläubiger an erſter Stelle haftet, für fich Gegenſtand der 
Zwangsvollſtreckung und des Konkurſes für die Gläubiger dieſer 
Geſellſchaft ſein kann, und dadurch die Firmen der unter den⸗ 
ſelben Geſellſchaftern beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaften, 
wenn auch nicht als verſchiedene Rechtsperſönlichkeiten, doch als 
getrennte Träger des Schuldverhältniſſes erſcheinen läßt. I. C. S. 
i. S. Gebr. Bothe c. Klocke vom 19. Dezember 1900, 
Nr. 308/1900 J. 

III. Das Handelsrecht. 

12. § 366. Art. 306 a. F. 

Die Annahme des O. L. G., daß, weil die Werihpapiere 
der Kl. in dem guten Glauben, daß fie Eigenthum des B. 
ſeien, verpfändet worden ſeien, derſelben nach Art. 306 Abſ. 2 
des H. G. B. (alte Faſſung) das frühere Eigenthum der 
Gemeinſchuldnerin nicht entgegengeſetzt werden könne, und ſie 
daher grundſätzlich Anſpruch auf Zulaſſung der Konkursmaſſe 
für ihre ganze Forderung habe, ift um des willen rechtlich nicht 
zu billigen, weil der Art. 306 Abſ. 2 eit. nur den Zweck und 
die Tragweite hat, den gutgläubigen Pfandnehmer bezüglich 
ſeines Pfandrechtes gegenüber den Angriffen des früheren 
Eigenthümers zu ſchützen, nicht aber auch vor anderen Nach⸗ 
theilen, welche für ihn aus dem früheren Eigenthum eines 
Dritten fi) ergeben können. Die Kl., deren Pfandrecht und 
deren Befugniß, ſich aus den verpfändeten Papieren zu befriedigen, 
nicht beſtritten wird, kann ſich daher bezüglich ihres Anſpruchs 
auf Zulaſſung ihrer Forderung zur Konkursmaſſe nicht auf 
Art. 306 Abſ. 2 eit. berufen. II. C. S. i. S. Mayer u. Co. 
c. Winkler u. Pennrich Konk. vom 4. Januar 1901, 
Nr. 264/1900 II. 

13. 588 373 ff. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden, weil es auf Rechtsirrthum beruht. Der Kaufkon⸗ 
trakt enthält die Klauſel: „Qualität: fair average of the 
season, or allowance if inferior. Londoner Arbitrage“. 
Hieraus geht hervor, daß die Parteien einen der möglicher Weiſe 
ſich ergebenden Streitpunkte der Würdigung und Entſcheidung 
des ordentlichen Richters haben entziehen und inſoweit mit Maß- 
geblichkeit für dieſen die Londoner Arbitrage haben ſubſtituiren 
wollen. Der Klauſel iſt aber nicht die weitgehende Bedeutung 
beizulegen, daß jede irgendwie auf der Qualität der Waare be⸗ 
ruhende Differenz der Parteien durch Arbitrage zu ſchlichten iſt. 
Letztere ſoll vielmehr nur eintreten, wenn beſtritten wird, daß 
die vereinbarte Qualität „fair average of the season“ ge- 
liefert iſt, um feſtzuſtellen, ob und welcher Abfall ihr gegenüber 
vorliegt und welche Vergütung dafür zu gewähren ift. Dies 
ergiebt ſich aus den Worten: „allowance if inferior“. Die 
Arbitratoren haben demnach nur über das „ob“ und „wieviel“ 
der in dem bezeichneten Fall zu gewährenden Vergütung zu 
entſcheiden. Hieraus folgt zugleich ein Verzicht des Käufers auf 
Redhibition für den Fall, daß Anlaß zu der Arbitrage gegeben 
iſt. Die Klauſel aber beſagt weder, daß der Käufer ſelbſt für 
den Fall betrügeriſcher Packung auf Redhibition verzichtet hat, 
noch daß in einem ſolchen Falle Arbitrage einzutreten hat. Sie 
ſetzt vielmehr das Zugeſtändniß des Käufers voraus, daß Waare 
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geliefert iſt, die wenn auch in der Qualität abfallend, doch 
immerhin als reguläre Kaufmannswaare und unter andern, 
nicht völlig ungewöhnlichen Bedingungen als zur Kontrakts⸗ 
erfüllung geeignet gelten kann. Denn die gewohnliche 
Arbitrage, welche Parteien ohne Zweifel ins Auge gefaßt haben, 
bei der die Feſtſtellung der Qualität durch Ziehung von Durch⸗ 
ſchnittsproben erfolgt, iſt bei betrügeriſcher Packung undenkbar. 
Es bedarf vielmehr einer ſorgfältigen Unterſuchung in allen 
Theilen: um ficher zu ermitteln, wie weit ſich der Betrug er- 
firedt und wie weit er den Werth der Waare beeinflußt. Muth⸗ 
maßlich würden durch dieſe Unterſuchung außergewöhnlich hohe 
Koften verurſacht werden; es kann aber möglicher Weiſe auch 
durch die dafür nothwendige Beſeitigung der Verpackung und 
die Sonderung der einzelnen Beſtandtheile der Charakter der 
Waare in Bezug auf die im Verkehr geforderten äußeren Eigen⸗ 
ſchaften weſentlich verändert werden. Hiernach muß angenommen 
werden, daß ein ſolcher Mangel die Waare ſchlechthin unempfangbar 
macht oder wenigſtens machen kann, und daß ſomit ein Streit 
hierüber nicht nach der Abficht der Parteien im Wege der Arbi- 
trage durch Feſtſetzung blos einer Vergütung hat erledigt werden 
ſollen. Hiernach hat das B. G. den Vertrag der Parteien rechts⸗ 
irrthümlich ausgelegt, indem es die Londoner Arbitrage für an- 
wendbar erachtet, obwohl Bekl. auf Grund des Einwandes be⸗ 
trügeriſcher Packung die Annahme verweigert hat. Ueber dieſen 
Einwand wird das B. G. auf Grund der erneuten Verhand⸗ 
lung ſelbſt zu entſcheiden haben. Sollte derſelbe ſich aber als 
unbegründet erweiſen, ſo würde, entgegen der Auffaſſung des 
Vorderrichters, dem eventuellen Antrage der Bekl., ihr eine Friſt 
zur Beibringung des Londoner Spruches zu gewähren, vor der 
Entſcheidung ſtatt zu geben ſein, da die Klauſel „Zahlung bei 
Ankunft des Schiffes auf der Elbe gegen Auslieferungsdokumente“ 
auch in Verbindung mit der Arbitrageklauſel zu einer anderen 
Behandlung der Sache keinen Anlaß bietet. I. C. S. i. S. 
von Eicken c. Arnhold, Karberg u. Co., vom 15. Dezember 
1900, Nr. 287/1900 J. 

IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

14. 58 7, 71, 98. 

Aus 8 7 Nr. 2 des Gen. Geſ. ergiebt ſich, daß der 
Geſchäftsantheil für alle Genoſſen gleich ſein muß. Mit dieſer 
weſentlichen Vorſchrift ſteht das Statut der klagenden Genoſſen⸗ 
ſchaft in Widerſpruch. Denn nach § 12 des Statuts ſoll ſich 
der Geſchäftsantheil der Genoſſen nach der Menge der jährlich 
von ihnen an die Genoſſenſchaft zu liefernden Milch richten, und 
nach 8 19 find für die einzelnen Genoſſen die Milchlieferungen, 
zu denen fie verpflichtet ſein ſollen, verſchieden hoch bemeſſen. 
Die klagende Genoſſenſchaft iſt daher nicht in gültiger Weiſe 
errichtet, und damit erhebt fi der Zweifel, ob fie für partei⸗ 
fähig erachtet werden darf. Dieſer Zweifel erledigt ſich indes 
durch die Vorſchriften der 950 94, 96 und des $ 51 Abi. 3 
Satz 1 des am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Gen. Gel. 
n. F. Aus den angezogenen Vorſchriften, die auch auf vor dem 
1. Januar 1900 errichtete Genoſſenſchaften Anwendung finden, 
ift zu folgern, daß eine zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter gelangte Genoſſenſchaft fo lange als parteifähiges Rechts ⸗ 
gebilde gilt, bis fie auf Grund erhobener Klage für nichtig 
tcklärt iſt. Danach muß der Mangel der Parteifähigkeit, ſofern 
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er etwa vor dem 1. Januar 1900 nach dem damals geltenden 
Recht der klagenden Genoſſenſchaft angehaftet hat, für den 
gegenwärtigen Prozeß als beſeitigt angeſehen werden. Die 
Genoſſenſchaft tft jetzt parteifähig und war dies bereits in der 
Berufungsinſtanz, und durch ihre Verhandlung vor dem B. G. 
ſowie durch die Verfolgung der Revifion hat fie die frühere 
Prozeßführung genehmigt. Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo 
erſcheint die Revifion als unbegründet. Ob anzunehmen tft, daß, 
ſo lange nicht der hervorgehobene Mangel des Statuts der 
klagenden Genoſſenſchaft geheilt iſt, ihre Generalverſammlung 
rechtswirkſame Beſchlüſſe — von dem im $ 95 Abſ. 2 des 
Gen. Geſ. n. F. bezeichneten abgeſehen — überhaupt nicht faſſen 
kann, mag dahingeſtellt bleiben. Die hier vorliegenden Be⸗ 
ſchlüſſe entbehren jedenfalls ihres Inhalts wegen der Rechts⸗ 
wirkſamkeit. Ausgenommen die Fälle des § 71 Abſ. 2 und 
des 8 98 (jetzt des 8 73 Abſ. 2 und des § 105) des Gen. Geſ., 
können die Genoſſen zu anderen Geldleiſtungen als zu Ein⸗ 
zahlungen auf den Geſchäftsantheil oder den erhöhten Geſchäfts⸗ 
antheil nicht angehalten werden. Die beiden Beſchlüſſe, auf 
welche die Klage geſtützt wird, gingen aber nicht, wovon auch 
die Kl. ſelbſt ausgeht, auf Erhöhung des Geſchäftsantheils und 
Begründung einer dementſprechenden Einzahlungspflicht der 
Genoſſen, ſondern darauf, die Genoſſen zur Leiſtung von Bei⸗ 
trägen zu verpflichten, durch welche ein Theil der Schulden der 
Genoſſenſchaft getilgt werden ſollte. Eine derartige Verpflichtung 
den Genoſſen aufzuerlegen, lag völlig außerhalb der Zuſtändig⸗ 
keit der Generalverſammlung und deshalb waren die beiden 
Beſchlüſſe ſchlechthin nichtig, ohne daß es ihrer Anfechtung auf 
Grund des § 49 (jetzt $ 51) des Geſetzes bedurfte. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 136, Bd. 37 
S. 64, 65. I. C. S. i. S. Lemgoer Molkereigenoſſenſchaft 
e. Ueckermann vom 29. Dezember 1900, Nr. 304/1900 J. 

15. 88 165, 168. 

Nach den feitftehenden Thatſachen kann mit Grund nicht 
bezweifelt werden, daß der Bekl. zur Zeit des Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluſſes vom 23. April 1898 Mitglied der klagenden 
Genoſſenſchaft war und dies auch noch gegenwärtig iſt. Durch 
die von ihm unterzeichnete ſchriftliche Beitrittserklärung vom 
12. Juni 1882 war er, mochte er auch nicht leſen und außer 
ſeinem Namen nichts ſchreiben können, in gültiger Weiſe Mit⸗ 
glied geworden. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 45 
S. 139.) Unbeſtritten iſt er in der zwecks Aufgebots im 
Jahre 1889 aufgeſtellten Liſte als Genoſſe aufgeführt, und 
gegen dieſe nach erlaſſenem Aufgebot von ihm kein Widerſpruch 
(88 165, 168 des Gen. Gel. vom 1. Mai 1889) erklärt 
worden. Damit wurde die Liſte nicht nur dritten Perſonen, 
ſondern auch der Genoſſenſchaft gegenüber für feine Mitglied- 
ſchaft maßgebend. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 33 
S. 52.) I. C. S. i. S. Modrakowski c. National⸗Hypotheken⸗ 
Kredit⸗Geſellſchaft vom 15. Dezember 1900, Nr. 258/1900 J. 

16. 5 163. 

Entſcheidung zu treffen iſt über ein Bedenken gegen die 
Gültigkeit des hier fraglichen Generalverſammlungsbeſchluſſes. 
Es erhebt ſich mit Rückſicht darauf, daß der Beſchluß jeden der 
damals vorhandenen Genoſſen zu dergleichen, 2000 Mark be⸗ 
tragenden Einzahlung verpflichtete, obwohl, wie feſtſteht, ver- 
ſchiedene von dieſen Genoſſen — nach § 163 des Geſetzes vom 
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1. Mai 1889 zuläſſigerweiſe — „auf mehr als einen Geſchäfts⸗ 
antheil“ betheiligt waren. Der Senat hält dieſes Bedenken für 
nicht begründet. Mit dem Worte „Geſchäftsantheil“ bezeichnet 
das Geſetz (§ 7 Nr. 2) die hoͤchſte zuläffige Einlage. Der 
wirkliche Kapitalantheil eines Genoſſen wird dargeſtellt durch 
das jeweilig nach Maßgabe des von ihm Eingezahlten und 
etwaiger Gewinnzuſchreibung und Verluſtabſchreibungen ihm zu⸗ 
ſtehende „Geſchäftsguthaben“, und da außerdem die Mitglieder- 
zahl keine geſchloſſene iſt, ſo giebt es bei der eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaft der Quote nach ein für allemal feſtſtehende Ge⸗ 
ſchäftsantheile nicht, das Betheiligungsverhältniß der Genoſſen 
läßt ſich vielmehr immer nur für einen gegebenen Zeitpunkt 
beſtimmen auf Grund der Zahl und Höhe der in dieſem Zeit⸗ 
punkt vorhandenen Guthaben. In der Beziehung beſteht auch 
hinfichtlich der Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftpflicht 
kein Unterſchied zwiſchen den nach dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes vom 1. Mai 1889 errichteten Genoſſenſchaften, bei welchen 
nach § 112 des Geſetzes ein Genoſſe „auf nicht mehr als 
einen Geſchäftsantheil“ betheiligt ſein darf, und den früher er⸗ 
richteten, auf welche die Uebergangsvorſchrift des 8 163 An- 
wendung findet; auch für einen auf Grund dieſer Vorſchrift 
„auf mehr als einen Geſchäftsantheil“ betheiligt bleibenden 
Genoſſen, wird das, womit er betheiligt iſt, durch nichts anderes 
gebildet, als das ihm jeweilig zuſtehende Geſchäftsguthaben. — 
Im vorliegenden Fall waren nun aber zur Zeit des General- 
verſammlungsbeſchluſſes vom 23. April 1889 Geſchäftsguthaben 
der Genoſſen überhaupt nicht mehr vorhanden. Das damals 
geltende Statut der Genoſſenſchaft enthielt, wie das jetzt geltende, 
bezüglich etwaiger Verluſte nur die Beſtimmung, daß dieſe zu⸗ 
nächſt aus dem Reſervefonds zu decken ſeien, und nach der 
Bilanz der Genoſſenſchaft für das Geſchäftsjahr 1897 reichte 
das Vermögen der Genoſſenſchaft einſchließlich des Reſervefonds 
und der Geſchäftsguthaben zur Deckung der Schulden nicht aus. 
Danach mußten gemäß § 19 des Geſetzes ſämmtliche Geſchäfts. 
guthaben zur Abſchreibung gelangt fein. Sowohl für die Ge⸗ 
noſſen, welche auf mehr als einen Geſchäftsantheil betheiligt 
waren, wie für diejenigen, bei denen dies nicht der Fall war, 
hatten die Antheile keinen Inhalt mehr, und wäre die Auflöſung 
der Geſellſchaft beſchloſſen und in Folge davon gemäß 88 91, 92 
des Geſetzes die Eröffnung des Konkursverfahrens bewirkt 
worden, ſo hätten die Genoſſen den Fehlbetrag nach Kopftheilen 
aufbringen müſſen (§ 98 Abſ. 2 des Geſetzes). Angeſichts 
dieſer für alle Genoſſen gleichen Sachlage erſchien der gefaßte 
Beſchluß, deſſen Inhalt im Uebrigen hinſichtlich der Belaſtung 
der Genoſſen gleichbedeutend war mit einer Erhöhung des Ge— 
ſchäftsantheils um voll einzuzahlende 2000 Mark, als wohl 
vereinbar mit den für die Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht maßgebenden Rechtsgrundſätzen. Kein Genoſſe hatte 
ein Recht auf Wiederherſtellung eines früher einmal vorhanden 
geweſenen Betheiligungsverhältniſſes. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

Zum Geſetz betreffend den Unterſtützungswohnſitz. 

17. 8 34. 

Unbegründet ift die von dem Bekl. vorgetragene Beſchwerde, 
welche Verletzung des § 34 des Geſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz rügt. Der Abſ. 1 daſelbſt, der für den Angriff nur 
in Betracht kommt, beſtimmt: „Muß ein Ortsarmenvetband 
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einen hülfsbedürftigen Nord deutſchen, welcher innerhalb deſſelben 
ſeinen Unterſtützungswohnſitz nicht hat, unterſtützen, fo hat der 
Ortsarmenverband zunächft eine vollſtändige Vernehmung des 
Unterſtützten über feine Heimaths⸗, Familien- und Aufenthalts- 
verhältniſſe zu bewirken, und ſodann den Anſpruch auf Erſtattung 
der aufgewendeten bezw. aufzuwendenden Koften bei Vermeidung 
des Verluſtes dieſes Anſpruchs binnen ſechs Monaten nach 
begonnener Unterſtützung bei dem vermeintlich verpflichteten 
Armenverband mit der Anfrage anzumelden, ob der Anſpruch 
anerkannt wird.“ Der Bekl. wirft dem B. G. vor, daß es die 
hiernach erſt von der „begonnenen Unterſtützung“ an 
laufende ſechsmonatige Ausſchlußfriſt, die er verſäumt haben 
ſoll, unrichtig berechne. Seiner eigenen Meinung nach hat die 
Unterſtützung ſeitens der klagenden Gemeinde in den beiden 
hier in Rede ſtehenden Fällen nicht eher begonnen, als bis die 
dadurch entſtandenen Koſten aus der Gemeindekaſſe bezahlt 
worden find. Eine Feſtſtellung über den Zeitpunkt dieſer 
Zahlung ſei in dem Urtheil gar nicht getroffen worden, und es 
ermangele mithin an dem Beweis, daß die fraglichen ſecht 
Monate Anfangs Januar 1898, als ſein Amt als Gemeinde⸗ 
vorſteher endete, bereits verſtrichen waren. Dieſe Ausführungen 
beruhen auf Nechteirrtbum. Entſcheidend für den Anfang be 
Friſtenlaufs iſt nach der vorangeführten geſetzlichen Beftimmung 
der Beginn der Unterſtützung, alſo die thatſächlich er- 
folgte Einleitung der Armenpflege. Wann die Koſten, 
welche durch dieſe thatſächliche Einleitung entſtehen, von dem 
Drtsarmenverband, als dem vorläufig Verpflichteten, bezahlt 
werden, iſt für den Anfang der Friſt gleichgültig. Richtig iſt 
allerdings, daß von einer thatſächlich erfolgten Einleitung der 
Armenpflege keinesfalls eher geſprochen werden kann, als bis 
der Ortsarmenverband oder bezw. der ihn vertretende Gemeinde · 
vorfteher von dem Unterſtützungsfall als ſolchem Keuntniß 
erlangt. IV. C. S. i. S. Fielitz e. Dorfgemeinde Wenftden- 
dorf vom 7. Januar 1901, Nr. 285/1900, IV. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

18. 8 1. 

Der Rkl. erachtet ſich dadurch für beſchwert, daß das B. G. 
die Anwendbarkeit des R. H. G. auf den vorliegenden Fall ver 
neint hat. In dieſer Beziehung wird im angefochtenen Urtheil 
Folgendes ausgeführt: Das angezogene Geſetz bezwecke, wur 
gegen ſolche Gefahren Schutz zu gewähren, die dem Ciſenbahn⸗ 
betriebe vor anderen Transportarten eigenthümlich ſeien, und 
ſetze daher voraus, daß ſich der Unfall „beim Betriebe einer 
Eiſenbahn“ zugetragen habe. Dazu gehöre, daß die Verletzung 
bei der Vorbereitung, Durchführung oder dem Abſchluſſe des 
Betriebes eingetreten ſei und nach den Umſtänden wenigſtens 
ein mittelbarer Zuſammenhang des Unfalls mit der dem Eiſen ⸗ 
bahnbetrieb beſonderen Gefährlichkeit ſich als möglich barftelle. 
Hieran fehle es im vorliegenden Falle, wo der Kl. nach Ver⸗ 
laſſen des Zugs beim Ueberſchreiten des Bahnſteigs verunglückt 
ſei. Der Zuſammenhang zwiſchen dem Unfalle und dem Bahn · 
betrieb ſei hier ein rein zufälliger und örtlicher und der Unfall 
hätte an fi betrachtet unter ſonſt gleichen Verbältniſſen den 
Kl. ebenſowohl beim Ueberſchreiten jeder öffentlichen Straße 
treffen können. Es hätte daher der Kl., um zur Anwendung 
des Haftpflichtgeſetzes zu gelangen, beſondere, den Sturz urfächlich 
beeinfluffende und aus der Gefährlichkeit des Bahnbetriebs 100 
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ergebende Umſtaäͤnde nachweiſen müſſen. Dieſer Nachweis, 
insbeſondere der der Behauptung. daß der Sturz des Kl. durch 
ein ſtarkes, durch die Eile und den Verkehr bewirktes Gedränge 
herbeigeführt worden fei, ſei nicht erbracht. Diele Ausführungen 
lafien einen Rechtsirrthum nicht erkennen; fie entiprechen der 
ſtändigen Rechtſprechung des R. O. H. G. und des R. G. 
VI. C. S. i. S. Böhmer e. Sächfiſchen Staate fiskus vom 
7. Januar 1901, Nr. 410/1900 VI. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

19. 8 20. 

Die Neviſton rügt zunächſt, daß das B. G. bei der Prüfung 
der bezüglich der beiden Waarenzeichen beſtehenden Ver⸗ 
wechſelungsgefahr mit Unrecht auch die von der Kl. für ihre 
Waaren gebrauchte Bezeichnung als „Stern ⸗Cement“ und 
„Stern · Portland⸗Cement“ berückſichtigt habe, indem das Waaren⸗ 
zeichen der Kl. doch nicht zuſätzlich mit dieſer Bezeichnung 
eingetragen ſei. Dieſe Rüge erſcheint unbegründet. Dadurch, 
daß das B. G. bei dieſer Prüfung die im Verkehr übliche 
Benennung der Waaren der Kl. mit berückſichtigt hat, hat das⸗ 
ſelbe nicht dieſer nicht eingetragenen Benennung („Stern⸗ 
Cement“ und „Stern⸗Portland- Cement“) als Wortzeichen den 
nur einem eingetragenen Zeichen gebührenden geſetzlichen Schutz 
gewährt, ſondern es hat lediglich die Verwechſelungsgefahr, 
welche es ausweislich feiner zweiten Erwägung ſchon allein 
wegen der Gleichartigkeit des beiderfeitigen Bildzeichens 
„Stern“ und der damit bezeichneten Waaren als vorhanden 
unſteht, deshalb als noch zweifelloſer erachtet, weil das Publi⸗ 
kum wegen der erwähnten Benennung der Waaren der Kl. 
ohnehin geneigt ſei, allen unter dem Zeichen eines Sterns ver⸗ 
triebenen Cement als ein Fabrikat der Kl. zu betrachten. Dieſe 
Berückſichtigung der im Verkehr, namentlich in den Kreiſen des 
Tonfumirenden Publikums vorhandenen Anſchauungen entſpricht 
der Vorſchrift des 8 20 des Geſetzes zum Schutz der Waaren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894, wonach es bei der Prüfung 
der Uebereinſtimmung zweier Waarenzeichen darauf ankommt, 
ob die Gefahr einer Verwechſelung derſelben im Verkehr vor⸗ 
liegt. Hiernach ſollen alle Umſtände, unter welchen ein 
aarenzeichen im Verkehr auftritt, bei der Prüfung des Vor⸗ 
handenſeins dieſer Verwechſelungsgefahr in Betracht gezogen 
werden. In der Berütkſichtigung des hervorgehobenen Umſtandes 
ſeitens des B. G. iſt daher keine Geſetzesverletzung zu finden 
(vergl. auch Urtheil des I. C. S. des R. G. vom 16. April 1887 
bei Bolze Bd. 4 S. 67). II. C. i. S. Lüdenſcheider Portland- 
Cement · Fabrik c. Portland Cement⸗Fabrik Stern vom 15. Januar 
1901, Nr. 274/1900 II. 

20. 88 1 fl. 

Der Reviſion mußte der Erfolg verſagt werden. Dieſelbe 
macht geltend: Das B. G. ſei von einem rechtsirrthümlichen 
Standpunkt aus zur Verneinung der Frage gelangt, ob be⸗ 
züglich der Waarenzeichen der Parteien eine Verwechſelungs⸗ 

hr beſtehe, indem «8 bie nach feiner Annahme hinſichtlich 
des Ad lerbilds vorhandene Verwechſelungsgefahr deshalb nicht 
für maßgebend gehalten habe, weil der Adler als Freizeichen 
ein nicht ſchutzfähiger Beſtandtheil des klägeriſchen Waaren⸗ 
zeichen ſei. Daraus, daß der Adler ein Freizeichen für Wein⸗ 
«tiletten ſei, ergebe fi aber nicht, daß nicht auch ein geſchütztes 
Waarenzeichen möglich ſei, in welchem ein Adler enthalten fei. 
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Sofern aber ein geſchütztes Waarenzeichen beſtehe, jo werde es 
vom Geſetze ſo geſchützt, wie es thatſächlich beſtehe. Es müſſe 
daber bei der Prüfung der Frage, ob Verwechſelungsgefahr vor⸗ 
liege, nach ſeinem Geſammteindruck, der durch alle darin 
enthaltenen Beſtandtheile hervorgerufen werde, mit den andern 
Waarenzeichen verglichen werden. Dabei könne ein einzelner 
Beſtandtheil des Zeichens aus dem Grunde, weil er für ſich 
allein ein geſchütztes Waarenzeichen nicht bilden könne, alſo 
aus einem rechtlichen Grunde, nicht ausgeſchieden und nur 
oder vorwiegend der Augenmerk auf die übrigen Beſtandtheile 
des Zeichens gerichtet werden. Daß aber bei der hiernach ge- 
botenen Vergleichung der beiden Waarenzeichen in ihrem ganzen 
Umfang und nach dem Geſammteindruck die Möglichkeit 
einer Verwechſelungsgefahr nicht ausgeſchloſſen ſei, erkenne das 
B. G. ſelbſt an. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Das 
B. G. verkennt nicht, daß ein in die Zeichenrolle eingetragenes 
Waarenzeichen, in welchem ein Freizeichen enthalten iſt, in ſeiner 
Geſammtheit denſelben rechtlichen Schutz genießt wie ein 
eingetragenes Waarenzeichen, welchem kein Freizeichen einverleibt 
ift. Es erklärt nur, daß bei Prüfung der Frage, ob die Gefahr 
der Verwechſelung eines, ein Freizeichen enthaltenden, Waaren⸗ 
zeichens mit einem andern, daſſelbe Freizeichen enthaltenden 
Waarenzeichen vorliege, davon auszugehen iſt: 1) daß kein 
einzelner Theil eines eingetragenen Zeichens für ſich, ſondern 
nur die Geſammtheit des letzteren geſchützt iſt, und 2) daß 
bei dieſer Prüfung das in dem Waarenzeichen enthaltene Frei ⸗ 
zeichen gegenüber dem übrigen Inhalt des erſteren zurücktreten 
müfje, da gerade dieſe übrigen Beſtandtheile das Charakteriſtiſche 
und Unterſcheidende der Zeichen enthielten. Hiermit wird alſo 
keineswegs einem ſolchen eingetragenen Waarenzeichen in ſeiner 
Geſammtheit der geſetzliche Schutz verſagt, ſondern es wird nur 
bei Prüfung der Frage, ob ein ſolches Zeichen verletzt iſt, auf 
diejenigen Beſtandtheile deſſelben das entſcheidende Gewicht ge⸗ 
legt, welche gerade deſſen Anſpruch auf Schutz begründen. Dieſe 
Auffaſſung des B. G. erſcheint nicht als rechtsirrthümlich. Wie 
nämlich der erkennende Senat bereits in einem Urtheile vom 
21. Oktober 1880 (Entſch. Bd. 3 S. 72) entſchieden hat, iſt 
aus dem Umſtand, daß einem Waarenzeichen ein Freizeichen 
als Beſtandtheil einverleibt iſt, zu folgern, daß für die Frage, 
ob eine unbefugte Nachahmung des erſteren ftattgefunden hat, 
dieſes freie Zeichen nicht als maßgebend in Betracht kommen 
dürfe. Dieſer unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes über 
den Markenſchutz vom 30. November 1894 ausgeſprochene Satz 
erſcheint auch nach dem gegenwärtig geltenden Geſetz zum Schutz 
der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1874 als zutreffend, da 
durch das letztere Geſetz der materielle Rechtszuſtand bezüglich 
der hierbei, namentlich für die Freizeichen maßgebenden Geſichts⸗ 
punkte keine Aenderung erfahren hat. Weiter ausgeführt. II. C. S. 
i. S. Meyer c. Vogel vom 11. Januar 1901, Nr. 318/1900 II. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

21. 8 6. 

Es handelt ſich um eine einſtweilige Verfügung wegen 
Zuwiderhandlung gegen § 6 des Wettbewerbgeſetzes. Dieſelbe 
durfte nur erlaſſen werden, wenn auch die Vorausſetzungen der 
88 814/935 bezw. 819/940 der C. P. O. vorlagen. Ob dieſes 
der Fall war, darüber fehlt jede Feſtſtellung in dem Urtheile 
des L. G. und in dem B. U. In dem Antrage auf Erlaß 
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der einſtweiligen Verfügung ift neben 8 814 ff. der C. P. O. 
ausdrücklich der 8 3 des Wettbewerbgeſetzes bezogen, obſchon 
letzterer nur Anwendung findet bei Anſprüchen aus § 1 Abi. 1 
dieſes Geſetzes; in dem landgerichtlichen Urtheile find die SS 3 
und 6 des Wettbewerbgeſetzes und 8 819 der C. P. O. und in 
dem Urtheile des O. L. G. nur 8 6 angeführt. Hiernach 
kann das Bedenken beſtehen, ob nicht der B. R. von der 
rechtsirrigen Anficht ausgegangen ſei, daß 8 3 auch bei An- 
ſprüchen aus § 6 des Wettbewerbgeſetzes Anwendung finde, 
zumal das Urtheil jede Ausführung darüber vermiſſen läßt, ob 
die thatſächlichen Vorausſetzungen für Anwendung des § 940 
der C. P. O. vorliegen. Das B. U. mußte daher wegen 
Mangels in der Begründung inſoweit, als es die Berufung der 
Bekl. zurückgewieſen hat, aufgehoben, und die Sache zu ander⸗ 
weiter Verhandlung an das O. L. G. zurückgewieſen werden, 
da noch thatſächliche Erwägungen in Betracht kommen, und die 
weiteren, gegen die Anwendbarkeit des bezogenen § 6 überhaupt 
von der Bekl. erhobenen Revifionsangriffe der Begründung ent- 
behrten. Wenn dieſelbe nämlich in letzter Beziehung geltend 
gemacht, daß die beiden Verſicherungsgeſellſchaften, weil auf 
Gegenſeitigkeit beruhend, keine Erwerbsgeſchäfte ſeien, fo 
überfieht fie, daß es ſich nicht um eine Vorſchrift auf dem 
Boden des Handelsrechts oder der Gewerbeordnung, ſondern 
auf dem Boden des Wettbewerbgeſetzes handelt, welches die 
illoyale Gefährdung eines jeden geſchäftlichen Betriebes zu 
Zwecken des Wettbewerbes verhindern will. Hiernach muß aber 
unter Erwerbsgeſchäft im Sinne des § 6 jede auf Gewinn ab⸗ 
zielende geſchäftliche Unternehmung im weiteſten Sinne ver⸗ 
ſtanden werden, und kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
auch die beiden Verficherungsgeſellſchaften darunter fallen, wenn 
ſie auch den erzielten Gewinn wiederum zum Nutzen der Ver⸗ 
ſicherten verwenden. Ferner geht auch die Rüge fehl, daß der 
B. R. dadurch den § 6 verletzt habe, datz er die Beweis laſt 
hinfichtlich der Glauhaftmachung der Wahrheit der Behauptung, 
die Kl. mache von ihren Verwirkungsklauſeln den ausgiebigſten 
Gebrauch, um ihre Einnahmen und Ausgaben in das Gleich- 
gewicht zu bringen, der Bekl. auferlegt habe. In der Be⸗ 
gründung zu dem Geſetzentwurfe iſt ausdrücklich hervorgehoben, 
daß nach der Faſſung des Geſetzes die Beweislaft hinſichtlich 
der Wahrheit der betreffenden Behauptungen demjenigen zu⸗ 
falle, welcher ſie aufgeſtellt oder verbreitet hat, da es nicht der 
Billigkeit entſprechen würde, den Beweis der Unwahrheit dem 
Verletzten aufzuerlegen. Zu den Vorausſetzungen des Anſpruchs 
aus 8 6 gehört nicht die Unwahrheit der Behauptung, ſondern, 
wie der Satz: ſofern die Behauptungen nicht erweislich wahr 
ſind, ergiebt, ihre Nichterweislichkeit, und dieſe iſt vorhanden, 
wenn nicht derjenige, welcher aus § 6 in Anſpruch genommen 
wird, beweiſt bezw. glaubhaft macht, daß ſie wahr find. Das 
O. L. G. hat aber nun ausgeführt, daß die Bekl. nicht glaub- 
haft gemacht habe, daß jene Behauptung wahr ſei und damit 
den Einwand ohne Geſetzesverletzung zurückgewieſen. II. C. S. 
i. S. Rheiniſche Vieh⸗Verſ.⸗Geſ. o. Sächſiſche Vieh ⸗Verſ.⸗Bank 
vom 11. Januar 1901, Nr. 272/1900 II. 

Zum Telegraphenwege⸗Geſetz. 

22. 88 4, 13, 19. 

Das Telegraphenwege⸗Geſetz vom 18. Dezember 1899 findet 
nach § 19 auch auf die vorhandenen, zu öffentlichen Zwecken 
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dienenden Linien der Reichstelegraphen⸗Verwaltung Anwendung, 
ſoweit nicht entgegenſtehende, beſondere Vereinbarungen getroffen 
find. Nach § 4 Abſ. 3 und § 13 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes 
find Anſprüche auf Erſatz des an den Baumpflanzungen durch 
die Telegraphenleitungen verurſachten Schadens und auf Er⸗ 
ſtattung der Koſten der auf Verlangen der Telegraphenverwaltung 
vorgenommenen Ausäſtungen bei der von der Landes⸗Central⸗ 
behörde beſtimmten Verwaltungsbehörde geltend zu machen. 
Dieſe hat die Entſchädigung vorläufig feſtzuſetzen und findet 
erſt gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehoͤrde die gericht ⸗ 
liche Klage ſtatt. Es iſt alſo ganz allgemein vorgeſchrieben, 
daß über die erwähnten Anſprüche zunächſt die Verwaltungs 
behoͤrde zu entſcheiden hat und iſt der Anſpruch auf Feſtſtellung 
der Erſatzpflicht überhaupt der Zuſtändigkeit dieſer Behörde nicht 
entzogen. Die Frage der Erſatzpflicht kann namentlich dann 
einer Entſcheidung bedürfen, wenn Zweifel über die Perſon des 
Berechtigten oder Verpflichteten obwalten. Daß für die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber ſogleich der Rechtsweg zuläſſig fein ſolle, iſt 
im Geſetze nicht ausgeſprochen. In den Motiven zu dem Ent⸗ 
wurfe des Geſetzes wird die fragliche Beſtimmung durch die 
Erwägung begründet, daß es ſich dabei um Eingriffe im 
Intereſſe des allgemeinen Wohls handelt, für deren Beurtheilung 
in erſter Linie öffentlich rechtliche Verhältniſſe in Frage kommen. 
Die Verwaltungsbehörde wird daher in einem Falle, in welchem 
es ſich um die Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht überhaupt 
handelt, zu entſcheiden haben, ob der fragliche Anſpruch beſteht 
oder nicht. Sodann iſt aus dem Geſetze, namentlich aus § 19 
nicht zu entnehmen, daß das Geſetz auch auf Erſatzanſprüche, 
die vor dem 1. Januar 1900 entſtanden find, Anwendung 
finden ſoll. Die aus einer Handlung entſtandenen rechtlichen 
Folgen find nach den Geſetzen zu beurtheilen, welche zur Zeit 
der Vornahme der Handlung in Kraft waren. Das Geſetz 
vom 18. Dezember 1899 iſt am 1. Januar 1900 in Wirkſam⸗ 
keit getreten. Es ſoll allerdings auf die zu jener Zeit vor- 
handenen, zu öffentlichen Zwecken dienenden Leitungen der 
Telegraphenverwaltung Anwendung finden. Es iſt aber nicht 
beſtimmt, daß feine Wirkſamkeit ſich auch auf etwaige An- 
ſprüche beziehen ſoll, welche durch vor dem 1. Januar 1900 
vorgenommene Handlungen bereits entſtanden find. Der An- 
ſpruch des Kl. für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 konnte 
hiernach, ſoweit er ſich nicht auf eine von den Vorſchriften des 
Geſetzes abweichende beſondere Vereinbarung gründet, nicht im 
Rechtswege geltend gemacht werden, da eine Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde nicht vorliegt. Das B. G. hat nun die 
Frage, worauf Kl. feinen Anſpruch gründet, nicht berührt. Der 
Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils enthält hierüber aller⸗ 
dings auch nichts, da in demſelben nur angegeben iſt, daß Kl. 
von dem Bekl. Erſatz des durch die nothwendigen Ausäſtungen 
während der letzten 10 Jahre entſtandenen und in Zukunft 
noch entſtehenden Schadens an den auf den erwähnten Kreis- 
ſtraßen befindlichen Bäumen verlange. Der Kl. hatte aber 
ſeinen Anſpruch in I. J. auch darauf gegründet, daß nach den 
zwiſchen den Parteien in den Jahren 1879 und 1888 ge- 
troffenen Vereinbarungen Bekl. für die Leitungen Stangen 
von 8 Meter Höhe habe verwenden ſollen und daß der Schaden 
Folge einer Zuwiderhandlung gegen dieſe Vereinbarungen ſei. 
Der I. R. erklärt es für zweifelhaft, ob Kl. dem Bekl. ein 


XXX. Jahrgang. 


vertragswidriges Verhalten vorwerfe, führt ſodann aber aus, 
daß Bekl. den angeblichen Vereinbarungen nicht zuwidergehandelt 
habe. In dem die Begründung der Berufung enthaltenden 
Schriftſatze vom 12. April 1900 hat Kl. ferner ausdrücklich 
erklart, daß er den Klagegrund der Vertragsverletzung aufrecht 
erhalte. Sollte derſelbe bei der mündlichen Verhandlung in 
der Berufungsinſtanz dies nicht vorgebracht haben, ſo hatte das 
B. G. nach § 526 C. P. O. die Verpflichtung, auf die Voll⸗ 
ſtändigkeit des Vertrages hinzuwirken, und, wenn Kl. den Klage⸗ 
grund der Vertragsverletzung alsdann aufrecht hielt, zu prüfen, 
ob eine die Anwendung des Geſetzes vom 18. Dezember 1899 
ausſchließende beſondere Vereinbarung vorliege und die gericht⸗ 
liche Klage, inſoweit dies Fundament in Betracht komme, nach 
den alsdann zur Anwendung kommenden Vorſchriften zuläffig 
ſei. Für die Anſprüche aus der Zeit bis zum 1. Januar 1900 
hat das B. G. mit Recht das Landesrecht für anwendbar erklärt. 
Die Auslegung deſſelben iſt zwar der Nachprüfung durch das 
Revifionsgericht entzogen, weil das maßgebende Wege ⸗Geſetz vom 
1. Oktober 1871 nur im Herzogthum Anhalt gilt. Das B. G. 
hat indeß auch für dieſe Zeit nicht erörtert, ob der Anſpruch, 
ſoweit er auf Vertragsverletzung gegründet iſt, im Rechtswege 
nicht geltend gemacht werden kann. In dem Urtheile iſt zwar 
ausgeführt, daß der Anſpruch des Wegebaupflichtigen auf Erſatz 
des durch eine Telegraphenanlage an den Nebennutzungen ver- 
urſachten Schadens nach den 88 48, 49 des cit. Geſetzes nicht 
im Rechtswege verfolgt werden konne und daß der § 48 a. a. O. 
nicht deshalb unanwendbar ſei, weil Bekl. im vorliegenden Falle 
auf Grund eines beſonderen Rechtstitels von der geſetzlichen 
Erſatzpflicht befreit fein wolle, da für die Berückſichtigung der 
Ausführungen der Parteien durch die im § 48 vorgeſehene 
Sacherörterung — eine ſolche ſoll in dem dort angeordneten 
Verfahren vor der zuſtändigen Kreisdirektion erfolgen — in 
dieſem Falle ebenſo geſorgt ſei, wie in dem umgekehrten, daß 
ein Entſchädigungsanſpruch auf Grund eines ſpeziellen Rechts- 
titels geltend gemacht werde. Der letzte Satz „wie in dem um⸗ 
gekehrten Falle ꝛc.“ ſoll indeß nur zur Begründung der An⸗ 
nahme des B. G. dienen, daß der § 48 nicht deshalb unanwendbar 
ſei, weil Bekl. auf Grund eines beſonderen Rechtstitels von der 
Erſatzpflicht befreit ſein wolle. Dagegen ergiebt ſich aus den 
Ausführungen des B. G. nicht, daß daſſelbe für die Anſprüche 
bis zum 1. Januar 1900, abweichend von den den Anſpruch 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 betreffenden Aus- 
führungen, in Betracht gezogen hat, daß der Kl. ſich auch auf 
Vertragsverletzung Seitens des Bekl. berufen hat. VI. C. S. 
i. S. Kreis Bernburg c. Reichspoſtfiskus vom 27. Dezember 
1900, Nr. 287/1900 VI. 

V. Das Gemeine Recht. 

23. Oeffentliche Laſten. 

Die durch das Naſſauiſche Edikt vom 15./17. März 1808 
begründete Verpflichtung der Stiftungen und Korporationen zur 
Perſicherung ihrer Gebäude bei der Naſſauiſchen Brandverfiche- 
rungsanftalt ift durch Geſetz vom 26. März 1886 auf den 
Regierungsbezirk Wiesbaden mit der Maßgabe ausgedehnt, daß 
der Anſtalt für das Gebiet des bisherigen Stadtkreiſes Frank⸗ 
furt a. M. nur die Ermächtigung zum Abſchluß von Verſiche⸗ 
rungen ertheilt wurde. Zum verficherungs pflichtigen Bezirke ge- 
horte die durch Geſetz vom 31. März 1895 mit der Stadt- 
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gemeinde Frankfurt a. M. vereinigte, bis dahin ſelbſtändige 
Stadt Bockenheim. Die Reviſion geht nun davon aus, daß 
die Verficherungspflicht eine auf dem öffentlichen Recht beruhende 
Laſt ſei, welche an beſtimmte territoriale Grenzen gebunden ſei, 
und mit deren Veränderung und dem Aufhören der ſelbſtändigen 
Exiſtenz der Stadt Bockenheim von ſelbſt in Wegfall gekommen 
ſei. Dieſe Annahme der Revifion iſt jedoch nicht begründet. 
Aus dem Umſtande, daß eine öffentlich rechtliche Laſt für einen 
beftimmien Bezirk angeordnet iſt, folgt nicht ohne Weiteres, daß 
dieſelbe erliſcht, wenn von dieſem Bezirke ein Gebietstheil ab- 
getrennt wird. Dieſe Annahme würde nur da begründet ſein, 
wo die Umſtände ergeben, daß die fragliche Laſt nur in einem 
beſtimmten Bezirke Beſtand haben kann, oder aus ſonſtigen 
Gründen der Wille des Geſetzgebers erkennbar zu entnehmen 
iſt, daß ſie nur für die Dauer der unveränderten Zugehoͤrigkeit 
eines Territoriums zu dieſem Bezirk Beſtand haben ſoll. Dies 
liegt aber nicht vor, denn es iſt nicht erfichtlich, weshalb die 
Stadt Frankfurt a. M. nicht bezüglich der in Bockenheim be⸗ 
legenen ſtädtiſchen Gebäude in die bisherige Verſficherungspflicht 
dieſer Gemeinde ſollte eintreten können, nachdem fie deren Stadt⸗ 
gebiet mit dem ihrigen vereinigt hat. Die Vereinbarungen der 
Stadtgemeinden über die Vereinigung und das Geſetz vom 
31. März 1895 haben die Vorſchriften des Geſetzes vom 
26. Marz 1886 nicht geändert. Die Kl. hätte daher einen 
beſonderen Grund für das Erlöſchen der bisherigen Verſiche⸗ 
rungspflicht darlegen müſſen, wenn fie Befreiung von derſelben be- 
züglich ihrer in Bockenheim belegenen Gebäude in Anſpruch nehmen 
wollte. Die Revifion war daher koſtenpflichtig zurückzuweiſen. 
III. C. S. i. S. Stadt Frankfurt a. M. c. Naſſauiſche Brand⸗ 
verſicherungsanſtalt vom 15. Januar 1901, Nr. 305/1900 III. 

24. Lippiſche Rente. 

Für die Entſcheidung des Streites der Parteien über das 
Recht zur Nachfolge in die Lippiſche Rente iſt die Frage von 
maßgebender Bedeutung, ob die beſonderen Beſtimmungen, welche 
die Kontrahenten des Brüdervergleichs vom 14. Auguſt 1749 
im § 18 daſelbſt getroffen haben, durch den Hauptvergleich vom 
22./ 24. Mai 1762 aufgehoben oder derart bei Beſtand ge⸗ 
blieben find, daß ſie für die gedachte Rente normiren. Das 
B. G. hat dieſe Frage im letzteren Sinne entſchieden und unter 
Zurückweiſung der erhobenen Einreden nach dem Klageantrag 
erkannt. Die Revifion hat dagegen ausgeführt, das B. G. habe 
bei Beurtheilung des Inhalts des Hauptvergleichs, des Brüder⸗ 
vergleichs und des Dilucidatlonsreceſſes vom 25. Mal 1762 ein 
unrichtiges Verfahren beobachtet. Es hätte zunächft den Haupt⸗ 
vergleich, der einen Vertrag der Häupter der Zweiglinien Lippe⸗ 
Bieſterfeld und Weißenfeld mit dem regierenden Grafen zur 
Lippe Detmold enthalte, geprüft und aus ſich ſelbſt ausgelegt 
werden müſſen, und erſt dann hätten die allein die Zweiglinien 
betreffenden Beſtimmungen des Brüdervergleichs und des Dilu⸗ 
cidationsreceſſes erwogen werden dürfen. Ferner hat die Revifion 
die Entſcheidungsgründe des B. U. im Einzelnen angegriffen 
und namentlich auszuführen verſucht, daß die Lippiſche Rente 
keineswegs ein Surrogat für das im Hauptvergleich an den 
Landesherrn abgetretene Vermögen ſei, und daher auf die 
Lippiſche Rente die fideikommiſſariſchen Beſtimmungen keine An- 
wendung finden könnten, welche im Brüdervergleich für den 
abgetretenen Befitz getroffen waren. Dieſen Angriffen konnte 
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in der Revifionsinſtanz keine Folge gegeben werden. Die Vor⸗ 
entſcheidung beruht auf einer, der Nachprüfung entzogenen Aus- 
legung des als Lippiſches Landesgeſetz geltenden Hauptvergleichs 
und der übrigen Verträge. Es handelte ſich darum, den Inhalt 
und die Geltung dieſer Verträge im Verhältniß zu einander 
feſtzuſtellen, und hierfür iſt es unerheblich, in welcher Reihenfolge 
dieſelben geprüft ſind. Die Frage, ob und inwieweit der eine 
Vertrag neben dem anderen Geltung behalten ſollte, hing rein 
von der Auslegung des Willens der Contrahenten ab, und die 
darüber ergangene Eutſcheidung enthält nur eine nicht reviſible 
Auslegung des Partikularrechts und der Verträge. Die Be⸗ 
denken, welche von der Reviſion dagegen vorgebracht find, find 
thatſächlichen Inhalts und iſt auch eine genügende Prüfung der 
Perhältniſſe nach allen Seiten erfolgt, ſo daß ein Mangel an 
Entſcheidungsgründen nicht erfichtlich iſt. Auch der Angriff der 
Reviſion, daß der Brüdervergleich überhaupt des Rechtsbeſtandes 
entbehre, und daher für die Lippiſche Rente nicht normiren 
könne, war zurückzuweiſen. Der gerügte Mangel der Kaiſer⸗ 
lichen Genehmigung dieſes Vertrages liegt nicht vor. Es 
handelte ſich nicht um die allgemeine Regelung der Succeſſion 
oder Thronfolge, ſondern um fideicommiſſariſche Beſtimmungen 
über einen Theil des Sondervermögens der Zoeiglinien. 
Hierüber konnten die Häupter der Zweiglinien autonome Vor⸗ 
ſchriften geben, ohne der Kaiſerlichen Beftätigung zu bedürfen. 
Auch davon abgeſehen würden ihre autonomen Vorſchriften 
innerhalb ihrer Linien Geltung haben, wie dies ſchon in den 
Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen Bd. 18 S. 202 aus- 
geführt iſt. Ebenſowenig war die Zuſtimmung des Landesherrn 
erforderlich, denn innerhalb ihrer Linien ſtand auch den Häuptern 
der Zweiglinien das Recht der Autonomie zu. Endlich war 
auch eine beſendere Vertretung der derzeit ſämmtlich noch minder⸗ 
jährigen Kinder der Contrahenten des Brüuͤdervergleichs nicht 
nöthig, da ſie durch ihre Väter geſetzlich vertreten waren. Die 
weiteren Ausführungen des B. G., daß eine Aufhebung des 
§ 18 des Brüdervergleichs durch Nichtgebrauch nicht vorliege, und 
daß dem Klageanſpruche die Einrede der Verjährung nicht entgegen- 
ſtehe, gegen welche in der mündlichen Verhandlung beſondere 
Angriffe nicht erhoben find, geben zu Bedenken in der Reviſions- 
inſtanz keine Veranlaſſung. Hiernach konnte der Herr Bekl. 
dem Herr Kl. gegenüber einen Anſpruch auf die Lippiſche Rente 
nur dann erheben, wenn er den Succeſſionsanforderungen des 
§ 18 des Brüdervergleichs genügte. Das B. G. hat als be⸗ 
wieſen feſtgeſtellt, daß dies nicht der Fall iſt. Der dagegen von 
der Revifion erhobene Angriff, daß die Beweislaſt verkannt ſei, 
iſt nicht begründet und unerheblich, denn das B. G. hat die 
poſitive Beweisfeſtſtellung getroffen, daß die Großmutter des 
Herrn Bekl., Modeſte von Unruh, nicht freiherrlichen Standes 
war. Dieſe Entſcheidung läßt weder einen Rechtsirrthum noch 
einen Mangel der Begründung erkennen. III. C. S. i. S. 
Graf-Regent zur Lippe-Biefterfeld e. Graf Erich zur Lippe⸗ 
Bieſterfeld⸗Weißenfeld vom 15. Januar 1901, Nr. 203/1900 III. 

25. Beſitzübertragung. 

Das B. G. verneint ohne Rechtsirrthum die thatſächliche 
Befigübertragung. Allerdings hat der Zeuge M., deſſen Aus- 
ſagen das B. G. nicht für widerlegt erachtet, ausgeſagt, daß er ſich 
mit dem Direktor der Kreditbank (Käuferin) Eitzen nach dem 
Tivoli, der vom Verkäufer L. gepachteten Wirthſchaft, begeben, 
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daß ihnen dort L. die den Streitgegenſtand des Theilurtheils 
bildenden Gegenſtände vorgewieſen und fie dieſelben mit dem 
Verzeichniß in der Hand, jedoch ohne dieſelben zu berühren 
(wenigſteus glaubt Zeuge nicht, daß eine Berührung der ein- 
zelnen Mobilien ſtattgehabt hat) übernommen haben. Allein, 
da feſtſteht, daß die Gegenſtände fortdauernd in der Verwah⸗ 
rung und Verfügungsgewalt des Verkäufers geblieben find, 
dieſer auch nach ſeiner Ausſage nicht die Abficht hatte, das 
Eigenthum an denſelben aufzugeben, ſo kann aus dem bloßen 
Vorzeigen, das allerdings in Verbindung mit der Ueberlafſung 
der freien Verfügung für die Beſitzübertragung ausreichend ſein 
kann (l. 1 8 21 de acqu. rer. dom. 41, 2), doch nicht auf 
eine ſolche geſchloſſen werden; ſelbſt eine ſcheinbare Befitz⸗ 
ergreifung durch Berühren hätte, wie diesſeits mehrfach ausge⸗ 
ſprochen iſt (Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 27, Bd. 33 S. 29), hiezu 
nicht ausgereicht. Es kann ſich alſo bei dem im Tivoli vorge- 
nommenen Akt nur um eine vertragsmüßige Beſitzübertragung 
(constitutum possesorium) handeln. Wenn das B. G. ein 
ſolches aus dem Grunde verneint, weil es an einer causa 
detentionis für den Verkäufer fehle, ſo bewegt es ſich auf dem 
Boden der diesſeits feſtgehaltenen Rechtſprechung (Entſch. des 
R. G. Bd. 5 S. 183; Entſch. vom 13. Juni 1899 i. S. 
Mechaniſche Weberei Elmshorn c. Nordſchleswigſche Folkebank 
III. 52/1899). III. C. S. i. S. Flensburger Kreditbank o. Kar- 
berg vom 11. Dezember 1900, Nr. 261/1900 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

26. 88 125, 310 J. 5. 

Der B. R. befindet ſich in Uebereinſtimmung mit der aus- 
drücklichen Vorſchrift des Geſetzes (§ 125 Thl. J Tit. 5 A. L.) 
und mit der Rechtſprechung, wenn er das Abkommen der Par- 
teien vom 9. November 1899 als unverbindliche Traktate an- 
ſieht, denn darin hatten fich die Parteien noch in zwei Punkten 
eine nähere Vereinbarung vorbehalten, die nicht einmal ohne 
Weiteres als Nebenbedingungen — wie das Geſetz ſich aus⸗ 
drückt — aufgefaßt werden können, da fie den Zeitpunkt der 
Uebernahme des gekauften Grundſtücks und die Zahlungsraten 
für den Reſt des Preiſes des Waarenlagers betrafen. Ebenſo 
iſt dem B. R. lediglich beizutreten, wenn er weiter ausführt, 
daß, da hiernach nicht auf Erfüllung des Vertrags geklagt 
werden könne, auch eine Forderung der Konventionalſtrafe nicht 
ſtattfinde. Auch dies ſteht in wörtlicher Uebereinſtimmung mit 


dem Geſetze ($ 310 Th. I Tit. 5 A. L. R.). Für die 
Wandelpön gilt in dieſer Beziehung nichts Anderes. Auch in 


dieſer Beziehung ſtimmt das B. U. mit der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung überein. Die Anſicht der Reviſion: daß ein Vertrag 
über eine Konventionalſtrafe auch ſelbſtändig zur Sicherung der 
Ausführung unvollkommener Abreden geſchloſſen werden könne, 
iſt in Anwendung auf den vorliegenden Fall nicht richtig, denn 
hier bewirkle die Unvollkommenheit der Abrede nach § 125 
TH. I Tit. 5 A. L. R. deren Unverbindlichkeit und dieſe konnte 
nach § 310 daſ. nicht durch Hinzufügung einer Konventional- 
ſtrafe geheilt werden. Ganz daſſelbe iſt übrigens auch im 
§ 344 des Deutſchen B. G. B. vorgeſchrieben. V. C. S. i. S. 
Lindner o. Meja vom 19. Jannar 1901, Nr. 303 / 1900 V. 

27. § 10 J. 6. 

Der Reviſion war ſtattzugeben. Die Bekl. wird auf Er⸗ 
ſatz eines Schadens in Anſpruch genommen, der im Jahre 1895 
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entftanden fein fol. Zur Anwendung kommen aljo die Vor⸗ 
ſchriften des bisherigen Rechts (Art. 170 C. G. zum B. G.). 
Nach dieſen geht der B. R. richtig davon aus, daß die Bekl. 


zum Schadenserſatz nur verpflichtet iſt, wenn ſie den Schaden 


vorausſehen konnte und bei gehöriger Aufmerkſamkeit voraus- 
ſehen mußte; aber die Revifion beſchwert ſich mit Recht darüber, 
daß die Voransſehbarkeit des Schadens in ungenügender Weiſe 


feftgeftellt worden ſei. An ſich iſt die Frage, ob ein Schaden 


vorausgeſehen werden konnte, nach richterlichem Ermeſſen zu 
entſcheiden. Aber fie entbehrt deshalb nicht des objektiven Maß⸗ 
ſtabes. Dieſer liegt darin, daß der Richter zu prüfen hat, ob 
vernünftigerweiſe und nach den Anforderungen, die der bürger ⸗ 
liche Verkehr an die Umficht und die Aufmerkſamkeit des Ein- 
zelnen ſtellt, anzunehmen iſt, daß Jemand die Folgen einer 
Handlung, die demnächſt thatſächlich eingetreten find, ſich ſchon 
vorher als moͤglicherweiſe eintretend vorſtellen mußte. Eine 
ſolche objektive Prüfung läßt das angefochtene Urtheil vermiſſen; 
der B. R. begründet die Vorausſehbarkeit des Schadens damit, 
daß ſie von der Bekl. mittelbar zugegeben worden ſei, indem 
fie behauptet habe, der Kl. habe ſich ſelbſt jagen müſſen, daß 
die Erkrankung der Bohnen von der Emiſfion ihrer Werke her 
rühre. Das B. G. fieht alſo den Schaden deshalb als einen 
von der Bekl. vorausſehbaren an, weil er nach ihrer Be⸗ 
hauptung vom Kl. hätte vorausgeſehen werden müſſen. Dies 
iſt unrichtig, ſchon deshalb, weil dieſer Erwägung jeder objektive 
Maßſtab fehlt. Es ift aber auch unrichtig, weil der Kl. als 
Handelsgärtner ſehr wohl einen Schaden für ſeine Anpflanzung 
voraus ſehen konnte, der für die Bekl., ohne daß ihr ein Mangel 
an genügender Aufmerkſamkeit vorzuwerfen wäre, nicht voraus⸗ 
ſehbar war. Dies gilt umſomehr, als die Bekl. nicht wiſſen 
konnte, welche Fruchtgattung der Kl. anbauen würde und weil 
nach ihrer Behauptung beim Anbau anderer Früchte ein Schaden 
überhaupt nicht entſtanden ſein würde. V. C. S. i. S. Kali⸗ 
werke Aſchersleben c. Juſt vom 5. Januar 1901, Nr. 258/1900 V. 

28. 5 25 I. 6. St. G. B. § 366. 

Das B. G. hat die Verpflichtung des Bekl. zum Schadens⸗ 
erſatze aus dem § 366 Nr. 9 des Strafgeſetzbuches abgeleitet, 
wo mit Strafe bedroht wird, wer auf öffentlichen Wegen Gegen⸗ 
ſtände, durch welche der freie Verkehr gehindert wird, aufſtellt, 
hinlegt oder liegen läßt. Mit Recht hat hier der Bekl. zu⸗ 
nächft gerügt, daß dies ſchon deshalb nicht zutrifft, weil jene 
Geſetzesbeſtimmung nur auf bewegliche Sachen paßt, nicht aber 
auf eine mit dem Boden dauernd verbundene Anlage, vor 
Allem aber kommt in Betracht, daß die Meinung des O. L. G., 
der Bekl. würde auch ohne ſein persönliches Verſchulden für 
die Uebertretung jener Vorſchrift haften, ganz unhaltbar iſt. 
Dergleichen iſt wohl für Unterlaſſungsdelikte, wo es ſich 
alſo um die Nichterfüllung einer geſetzlich auferlegten beſondern 
Pflicht handelte, bisweilen ausgeſprochen worden, wie in dem 
vom O. L. G. angeführten Urtheile des Hülfsſenates des R. G. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 8 S. 236 f.) mit 
Beziehung auf § 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuches; aber ſelbſt 
für ſolche Fälle iſt in der neueren Rechtſprechung des R. G. 
eine Exculpation zugelaſſen worden, und vollends iſt überhaupt 
nicht verſtändlich, wie bei einem Begehungsdelikte Jemand 
haften ſoll, der Nichts begangen hat. VI. C. S. i. S. 
Fiskus c. Noruſchat vom 17. Dezember 1900 Nr. 359/1900 VI. 
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29. 8 26 I. 6. St. G. B. $ 367 Ziff. 14. 

Die Revifion konnte nicht als begründet erachtet werden. 
Daß die Legung von Kabelleitungen unter der Erde als eine 
den Grund und Boden verändernde Anlage als „Bau“ im 
Sinne des § 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs zu erachten iſt, 
unterliegt keinem Zweifel, wie denn auch der erkennende Senat 
die Legung einer Thonröoͤhrenleitung unter einer Straße als 
einen Bau im Sinne des § 367 Nr. 14 des Strafgeſetzbuchs 
erklärt hat. (Entſch. des VI. C. S. des R. G. vom 16. März 
1893 Rep. VI. 315/93 in Raſſow⸗Küntzel Beiträge zur Er⸗ 
läuterung des Deutſchen Rechts Bd. 37 S. 1001.) Die Lagerung 
von Baumaterialien an der Arbeitsſtätte iſt eine Vorbereitung 
zum Bau, nicht aber die Vornahme des Baues ſelbſt. Das 
B. G. hat die dem Vertreter des Bekl. zur Laſt gelegten Ver⸗ 
fehlungen gegen Polizeivorſchriften mit Recht unter die Ver⸗ 
ſtöße gegen die Vorſchriften zur Sicherung des Verkehrs 
auf öffentlichen Straßen geſtellt. ($ 71 des Straßen ⸗Polizei⸗ 
Reglements für die Stadt Berlin vom 7. April 1867, Samm- 
lungen der Polizeiverordnungen für Berlin III. Ausgabe I. Bd. 
S. 162.) Wäre aber auch die Vorſchrift des § 367 Ziff. 14 
des Strafgeſetzbuchs maßgebend und die Verfehlung gegen ſie 
gerichtet, ſo würde dennoch die Uebertragung der Verantwortung 
an einen Stellvertreter nicht ausgeſchloſſen ſein. Sie iſt in der 
Rechtſprechung des R. G. anerkannt für das Gebiet des § 26 
Thl. I Tit. 6 des A. L. R., und dazu noch in beſonderer An⸗ 
wendung auf § 367 Ziffer 14 des Strafgeſetzbuchs. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 41 S. 211, Raſſow⸗ 
Küntzel Bd. 37 S. 1001.) Die Thatſache der Aufſiellung 
allein entbindet allerdings nicht von der Verantwortlichkeit. Sie 
ſelbſt ſteht wieder unter der Prüfung der Frage, ob in ihr ein 
Verſehen des den Vertreter Beſtellenden liege. In Betracht 
kommt die Sorgfalt der Auswahl nach Fähigkeit und Ver⸗ 
läſſigkeit des Vertreters, ſowie die Kontrolle deffelben. In letzterer 
Beziehung iſt in der Rechtſprechung des R. G. mehrfach an⸗ 
erkannt, daß die Lage des einzelnen Falles entſcheide, ob und 
inwieweit eine Ueberwachungspflicht beſtehe. (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 41 S. 212.) VI. C. S. i. S. Wintzer 
o. Hein vom 7. Januar 1901, Nr. 305/1900 VI. 

30. 87017. 

Die Annahme, daß hier die Schriftform nicht gewahrt 
iſt, iſt thatſächlicher Natur und nach Lage der Sache und da 
insbeſondere die Bekl. das Vorliegen einer entſprechenden jchrift- 
lichen Erklärung nicht einmal behauptet hat, nicht zu beanſtanden. 
Dieſelbe rechtfertigt aber, im Hinblick auf die Beſtimmung in 
§ 70 des A. L. R. Thl. I Tit. 7, wonach, wenn der bisherige 
Beſitzer ſeinen Willen, dem bisherigen Inhaber die Rechte des 
Beſitzes einzuräumen, auf eine „rechtsbeſtändige“ Weiſe erklärt 
hat, dieſe Erklärung als eine neue Uebergabe anzuſehen iſt —, 
die daran geknüpfte Folgerung, daß eine etwa erfolgte münd- 
liche, die Uebergabe erſetzende Erklärung unverbindlich ſein würde. 
Die Nothwendigkeit der Schriftform bei Erwerbung des Beſitzes 
durch bloße Willenserklärung, nach Maßgabe der allgemeinen 
Formvorſchriften, iſt vom R. G., im Anſchluß an die Recht⸗ 
ſprechung des Preußiſchen Ober⸗Tribunals (vergl. Urtheil vom 
29. November 1854 — Entſch. Bd. 29 S. 1), in dem Ur⸗ 
theile vom 24. März 1880 — Entſch. Bd. 1 S. 391 — 
angenommen, und gleicher Anſicht ſind auch Dernburg, Lehrbuch 
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des Preußiſchen Privatrechts Bd. I 8 152 bei und in Anm. 
13, Rehbein a. a. O. Bd. I S. 648 in der Note, Bd. II 
S. 400 in der Note, Foͤrſter⸗Eccius, Preuß. Privatrecht Bd. III 
8 160 unter 3). IV. C. S. i. S. Haffer e. Deſcendenz Haffer 
vom 17. Januar 1901, Nr. 301/1900 IV. 

31. 88 869 ff. I. 11. 

Die Annahme des B. G., daß Kl. keinen Anſpruch auf 
Provifion gegen St. erworben habe, beruht aber auf Rechts⸗ 
irrthum. Das B. G. führt zwar zutreffend aus, daß der Makler 
Anſpruch auf Provifion hat, wenn ſeine Thätigkeit mit dem Ab⸗ 
ſchluſſe des von ihm zu vermittelnden Geſchäfts in urſächlichem 
Zuſammenhange ſteht. Hiermit ſteht aber die Annahme, daß 
dem Kl. der Anſpruch auf Provifion nicht zuſtehe, weil er an 
den vom Bekl. wieder aufgenommenen Verhandlungen nicht 
Theil genommen hat und erſt durch dieſe der Abſchluß des Ver⸗ 
trages herbeigeführt worden iſt, nicht im Einklange. Denn aus 
dem Erforderniſſe des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen der 
Thätigkeit der Mäkler und dem Abſchluſſe des Geſchäfts folgt 
nicht, daß die Thätigkeit des Mäklers die alleinige Urſache des 
Geſchäftsabſchluſſes ſein muß. Es genüge vielmehr, wenn die 
Thätigkeit zu dem Zuſtandekommen des Geſchäfts mitgewirkt 
hat. Das kann auch der Fall ſein, wenn die Verhandlungen 
zeitweiſe unterbrochen, alsdann ſelbſt ohne Zuziehung des Mäklers 
wieder aufgenommen werden und ohne ſeine weitere Mitwirkung 
zum Abſchluſſe des Geſchäfts führen, ſei es, daß die Vertrag⸗ 
ſchließenden perſönlich miteinander verhandeln oder eine andere 
Perſon die weitere Vermittelung übernommen hat. Vergl. die 
Urtheile des erſten Senats vom 15. und 22. Februar 1882 
— Entſch. Bd. 6 S. 187 und 188; des 4. Senats vom 
14. Oktober 1884 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 28417 und des 
erkennenden Senats vom 18. Januar 1892, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift S. 1541, vom 29. März 1899 in Sachen Mück c. 
Hennig Rep. 22/99 und vom 15. März 1899 in Sachen 
Leſſerſohn c. Krüger Rep. 254/99. VI. C. S. i. S. Leiſer 
c. Hopfer vom 10. Januar 1901, Nr. 312/1900 VI. 

32. 58 869 ff. I. 11. 

Wie der erkennende Senat in den Urtheilen vom 26. No⸗ 
vember 1894 — Gruchot, Beiträge Bd. 39 S. 660 — und 
vom 18. März 1897 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 274“ — 
ausgeſprochen hat, hat der Mäkler bei Vermittelung eines 
Kaufvertrages, wenn nicht ganz beſondere Umſtände vorliegen, 
im ausſchließlichen Intereſſe ſeines Auftraggebers darauf hinzu⸗ 
wirken, daß der Kaufvertrag unter möglichft vortheilhaften Be⸗ 
dingungen für dieſen zu Stande kommt. Die Bedingungen, 
die für den Käufer vortheilhaft find, find nothwendig ungünſtig 
für den Verkäufer. Bei der Kolliſion der Intereſſen des Käufers 
und Verkäufers darf der Makler deshalb nicht von beiden Theilen 
den Auftrag zur Vermittelung des Geſchäfts übernehmen. In 
dem citirten Urtheile vom 18. März 1897 hat der Senat aber, 
wie auch der erſte Senat in den Urtheilen vom 29. Januar 
1891 — Entſch. Bd. 4 S. 223 und vom 17. Oktober 1896, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 6633“ — ferner angenommen, daß 
die Vorſchrift des 8 22 des A. L. R. Thl. I Tit. 13 nicht 
Anwendung findet, wenn der Auftraggeber bei Ertheilung des 
Proviſionsverſprechens Kenntniß davon hatte, daß der Makler 
bereits vom Gegenkontrahenten mit der Vermittelung des 
Geſchäfts beauftragt war. Denn er ſehe alsdann davon ab, 
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daß dies ſeinem Intereſſe zuwider ſei. Ganz daſſelbe iſt aber 
auch anzunehmen, wenn der Auftraggeber nur vor Abſchluß des 
Geſchäfts die erwähnte Kenntniß erhält und trotzdem die Thätig⸗ 
keit des Mäklers weiter in Anſpruch nimmt. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

33. 8 1048 I. 11. 

Das B. G. hat, wie das Gericht I. J. angenommen, daß 
das Klagevorbringen, wonach dem Kl., bevor er ſich im Jahre 
1872 mit Marie P. verheirathete, von der beklagten Ehefrau 
für den Fall der Eingehung der Ehe die Auszahlung von 
6000 M. mündlich verſprochen worden, nach 8 1048 Thl. I 
Tit. 11 des A. L. R. den auf Gewährung dieſer Summe ge⸗ 
richteten Klageantrag begründe, indem ausgeführt iſt, daß, 
wenn auch zufolge der gedachten Beſtimmung die Klagbarkeit 
des durch ſolche dem Gebiet der Schenkungen entzogenen Mit- 
giftverſprechens davon, daß es „in rechtsgültiger Form“ abge⸗ 
geben, abhängig gemacht worden, durch die Vollziehung der Ehe, 
welche ſich als Leiſtung einer Handlung im Sinne des § 165 
Thl. I Tit. 5 a. a. O. darſtelle, nach Maßgabe der letzteren 
Vorſchrift die Rechtswirkſamkeit der in Rede ſtehenden Ver⸗ 
pflichtung auch ohne Innehaltung der allgemeinen Vertrags- 
formen, namentlich der bei Verträgen über ein Objekt von über 
150 M. erforderlichen Schriftform, hervorgerufen werde. Die 
Vorinſtanzen befinden ſich mit dieſer Darlegung in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der die angezogenen Paragraphen betreffenden 
konſtanten Judikatur des vormaligen Preußiſchen Obertribunals 
und des R. G. (vergl. namentlich Entſch. des R. G. Bd. 17 
S. 252 flg). Hievon abzuweichen liegt kein Grund vor. Der 
Revifiondangriff, welcher Verletzung jener Vorſchriften in der 
Richtung der Nichtbeachtung der Worte „in rechtsgültiger 
Form“ geltend macht, kann danach Beachtung nicht finden. 
VII. C. S. i. S. Brzank c. Tenſchert vom 8. Januar 1901, 
Nr. 325/1900 VII. 

34. § 41 II. 1. 

Die Ausführung des B. R. iſt zu billigen, daß ein bloß 
thatſächliches Getrenntleben der Eheleute nicht genüge, um die 
Annahme einer Fortſetzung der Ehe im Sinne des § 41 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R. auszuſchließen, und daß vielmehr der Pro- 
zeßweg zur Wahrung des Anfechtungsrechts binnen ſechs Wochen 
nach der Entdeckung des Irrthums hätte beſchritten werden 
müſſen. Vergl. Rechtsfälle aus der Praxis des Geheimen Ober- 
tribunals Bd. 1 S. 43, Entſch. des Obertribunals Bd. 20 
S. 239 und Bd. 25 S. 435, Blum's Annalen des R. G. 
Bd. 3 S. 119, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 228, 
Gruchot's Beiträge Bd. 34 S. 1007, Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1897 S. 216 Nr. 49 und von 1900 S. 62 Nr. 37. 
IV. C. S. i. S. Weißker c. Weißker vom 3. Januar 1901, 
Nr. 295/1900 IV. 

35. 8 82 II. 6. 

Das B. G. hat die Haftung des Bekl. für die Beſchädigung 
des Kl. auf das grobe Verſehen geſtützt, deſſen ſich jener in der 
Perſon des Bahnwärter R. ſen. als ſeines Willens organes 
ſchuldig gemacht habe. Hierbei iſt jedoch der Begriff des 
Willen sorganes einer juriſtiſchen Perſon verkannt, bezw. gegen 
den § 82 A. L. R. Thl. II Tit. 6 verſtoßen. Nach dieſer 
Geſetzesvorſchrift ſollen Korporationen und Gemeinen in Rückſicht 
auf ihre Rechte und Verbindlichkeiten Dritten gegenüber den 
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Einzelperſonen rechtlich gleichſtehen. Hieraus hat man mit 
Recht gefolgert, daß es auch für fie eine Haftung aus uner- 
laubten Handlungen geben muß, damit fie nicht im Vergleiche 
mit den phyfiſchen Perſonen bevorzugt ſeien; aber andrerſeits 
ergiebt ſich aus dieſem Grundſatze auch Nichts weiter, als daß 
eine juriſtiſche Perſon durch Handlungen derjenigen Willens ⸗ 
organe, deren Handlungen innerhalb ihres Geſchaͤftskreiſes rechts ⸗ 
geſchäftlich als eigne Handlungen der juriſtiſchen Perſon gelten, 
fich auch eines Deliktes muß ſchuldig machen können. Daß zu 
ſolchen Willensorganen in Anſehung des Preußiſchen Staates ein 
Bahnwärter nicht gehört, liegt auf der Hand. Abwegig iſt 
die Darlegung des O. L. G., daß ein Bahnwärter in Ver⸗ 
richtung feines Dienſtes vielfach ſelbſtändige Willensentſchließungen 
zu faſſen und zu bethätigen habe. Das iſt freilich richtig, aber 
unerheblich; dafſelbe gilt in Beziehung auf Einzelperſonen von 
jedem Dienſtboten, ohne daß doch deshalb die bei Gelegenheit 
der Dienſtverrichtungen von dem letzteren etwa begangenen 
unerlaubten Handlungen dem Dienſtherrn angerechnet würden. 
Dem entſprechend hat der urtheilende Senat auch vor Kurzem, 
am 25. Oktober 1900, in Sachen Vesper wider die Ham- 
burgiſche Finanzdeputation (Rep. VI. 158/1900) erkannt; in 
dieſer war allerdings das gemeine Recht anzuwenden; aber dieſes 
unterſcheidet ſich im fraglichen Punkte materiell nicht vom 
Preußiſchen Landrechte. Formell kommen aber in Anſehung des 
letzteren die Urtheile des I. C. S. des R. G. in den Ent⸗ 
ſcheidungen in Civilſachen Bd. 39 S. 184 ff. und des III. C. S. 
in den Beiträgen zur Erläuterung des Deutſchen Rechts Bd. 44 
S. 715 ff., die dort auf den erſten Blick entgegenzuſtehen 
ſcheinen konnten, ſogar nicht einmal in Betracht, weil auch dieſe 
nicht das Preußiſche, ſondern das gemeine Deutſche Recht be⸗ 
treffen. Uebrigens liegen von Seiten des III. C. S. des R. G. 
mehrfache Entſcheidungen vor, welche, allerdings zunächſt wiederum 
für das gemeine Recht, im Weſentlichen auf dem hier ver⸗ 
tretenen Standpunkte ſtehen, insbeſondere in den Sachen III. 
194/93 (Entſch. des R. G. in C. S., Bd. 32, S. 146 f.), 
324/98, 113/99, 244/99 und 245/99 (eben da, Bd. 45 S. 168 ff.); 
in der Sache III. 113/99 iſt ſogar in einem dem gegenwärtigen 
ſehr ähnlichen Falle gerade die Eigenſchaft eines Bahnwärters 
als Willens organes des Eiſenbahnfiskus verneint. VI. C. S. 
i. S. Fiskus c. Noruſchat vom 17. Dezember 1900 
Nr. 359/1900 VI. 

VII. Sonſtige Preußiſche Laudesgeſetze. 

Zu den Agrargeſetzen. 

36. Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte. 

In dem Gebiet der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891, 
in welchem die Gemeinde Lüttchendorf belegen iſt, iſt der 
Rechtszuſtand bezüglich der Nutzungen an dem feiner Sub- 
ſtanz nach im Eigenthum der Gemeinde ſtehenden 
Vermögen gemäß den Beſtimmungen in der auch jetzt noch 
in Kraft befindlichen Deklaration vom 26. Juli 1847 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 327) (Landgemeindeordnung § 68 Abſ. 2) ſowie 
in den 88 68 bis 70 der Landgemeindeordnung folgender⸗ 
maßen geftaltet: 1. Die Nutzungen kommen der Gemeinde jelbft 
zu, fließen alfo mit ihren Erträgen in den Gemeindehaushalt. 
In dieſem Falle iſt „Gemeindevermögen“ im engeren Sinne 
dieſes Wortes vorhanden, das dem ſtädtiſchen „Kämmereiver⸗ 
mogen“ entſpricht. 2. Die Nutzungen gebühren den Gemeinde ⸗ 
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angehoͤrigen als ſolchen und vermoͤge dieſer Eigenſchaft, mag 
das Recht dazu allein auf der Gemeindeangehörigfeit ruhen oder 
noch durch weitere Erforderniſſe (Grundbefitz und andere per⸗ 
ſoͤnliche Verhältniſſe) bedingt fein. Dieſes Vermögen bildet das 
„Gemeindegliedervermögen“. Bei ihm beſteht folgender recht⸗ 
liche Unterſchied. Die ſämmtlichen Gemeindeangehörigen 
als ſolchen zuſtehenden, alſo allein auf der Gemeindeangehoͤrig⸗ 
keit und nichts weiter fußenden Nutzungsrechte konnen ohne 
und wider Willen der bisher Berechtigten unter hinzutretender 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes durch Gemeindebeſchluß im 
Wege der Verwandlung diefes Gemeindegliedervermögens in 
„Gemeindvermögen“ (im engeren Sinne dieſes Wortes) auf- 
gehoben werden, während die Entziehung oder Schmälerung der 
nur einzelnen Gemeindeangehörigen als ſolchen zuſtehenden, 
öffentlich⸗rechtliche Sonderrechte darſtellenden Nutzungen 
am Gemeindevermögen durch Gemeindebeſchluß nur mit Ein⸗ 
willigung der Berechtigten ſtatthaft iſt. 3. Den Gegenſatz 
gegen dieſe in der Gemeindeangehoͤrigkeit als ihrem rechtlichen 
Boden wurzelnden öffentlich- rechtlichen Nutzungsrechte bilden 
diejenigen Rutzungsrechte an den ihrer Subſtanz nach im Eigen⸗ 
thum der Gemeinde ſtehenden Vermögens gegenſtänden, welche 
Angehörigen der Gemeinde nicht vermöge dieſer Eigen ⸗ 
ſchaft, ſondern aus privatrechtlichem Titel zukommen. 
Dieſe Rechte gehören zum Privatvermögen ihrer Inhaber und 
können, wie ſelbſtverſtändlich iſt, ſowohl an dem Gemeinde⸗ 
vermögen im engeren Sinne — und zwar ſelbſt an dem 
öffentlich rechtlichen Zwecken gewidmeten, ſoweit dies mit deſſen 
Weſen verträglich iſt, — als auch am Gemeindegliedervermoͤgen 
beider Arten vorkommen. Wenn im 8 2 der Deklaration vom 
26. Juli 1847 nur dieſer zweite Fall hervorgehoben wird, ſo 
hat das zweifellos ſeinen Grund darin, daß bei dem Gemeinde⸗ 
gliedervermögen eine Verwechſelung und Vermiſchung der vor- 
bezeichneten verſchiedenartigen daran moglichen Rechte von 
Gemeindemitgliedern beſonders nahe liegt, und daß es daher 
geboten erſchien, den rechtlichen Unterſchied, der zwiſchen den 
Arten dieſer Nutzungen beſteht, gerade hier klar und ſcharf 
herauszuheben. Uebrigens können auch dieſe privaten Nutzungs⸗ 
rechte, mögen fie am „Gemeindevermögen“ oder am „Gemeinde⸗ 
gliedervermögen“ begründet fein, an die Gemeindeangehörigkeit 
geknüpft ſein, nicht in dem Sinne, daß ſie in dieſer ihre recht⸗ 
liche Quelle finden, ſondern in dem, daß das Vorhandenſein 
dieſer Eigenſchaft ein thatſächliches Erforderniß bildet, von dem 
das Beſtehen oder die Ausübung des privaten Rechts abhängt 
(vergl. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie und die Deutſche Recht⸗ 
ſprechung S. 202 Anm. 2, Deutſches Privatrecht Bd. I S. 612 
Note 45). Was nun die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung der 
Streitigkeiten anlangt, welche über die im Vorſtehenden ge⸗ 
kennzeichneten, verſchiedenartigen Nutzungsrechte am Gemeinde ⸗ 
vermögen entſtehen können, fo find zur Rechtſprechung hierüber 
nach dem der Beſtimmung des 5 34 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 entſprechenden & 71 der Landgemeinde⸗ 
ordnung die Verwaltungsgerichte in den Fällen berufen, in 
welchen Gemeindeangehörige, ſei es gegen die Gemeinde, ſei es 
gegen andere Gemeindeangehoͤrige, auf Grund des öffent⸗ 
lichen Gemeinderechts Nutzungsrechte am Gemeindevermögen 
geltend machen, mag es ſich dabei um die Frage handeln, ob 
Gemeindegliedervermögen oder Gemeindevermögen im engeren 
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Sinne vorliegt, oder darum, welcher Art das Gemeindeglieder⸗ 
vermögen iſt, welcher Kreis von Gemeindeangehörigen berechtigt 
iſt und welchen Inhalt und Umfang die beanſpruchten öffentlich- 
rechtlichen Nutzungsrechte haben. Dagegen findet der Rechtsweg 
ſtatt, wenn von Angehörigen der Gemeinde im Wege der 
Klage private Nutzungsrechte am Gemeindevermögen 
verfolgt werden, und zwar ohne Unterſchied, ob der Streit nur 
den Inhalt und die Begrenzung dieſer Rechte betrifft, oder auch 
die Frage, ob die beanſpruchten Nutzungsrechte privatrechtlicher 
Natur find oder den Charakter öffentlich rechtlicher Gemeinde⸗ 
gliederberechtigungen an ſich tragen. In dieſem Sinne hat ſich 
das Reichsgericht auch bereits früher ausgeſprochen (Gruchot, 
Bd. 33 S. 440). Maßgebend iſt hiernach für die Zuſtändig⸗ 
keit des ordentlichen Richters das Vorbringen des Kl. Ergiebt 
ſich aus deſſen thatſächlichem und rechtlichem Inhalt ohne 
Weiteres zweifelsfrei, daß das beanſpruchte Recht dem 
Bereich der öffentlich rechtlichen Gemeindeberechtigungen ange⸗ 
hört, daß in Wirklichkeit alſo ein öffentliches Recht verfolgt 
wird, jo wird der Richter mit Fug ſofort der Klage den Rechts- 
weg verſchließen und es mag dies ſelbſt wohl auch dann gerecht. 
fertigt ſein, wenn der Kl. in Widerſpruch mit ſeinem ſachlichen 
Vortrag das beanſpruchte Recht als „Privatrecht“ nur bezeichnet. 
Der bloße Name, welchen der Kl. unrichtiger Weiſe dem Rechte 
giebt, kann das nach ſeinem übrigen Vorbringen zweifellos feft- 
ſtehende, wirkliche Rechtsverhältniß nicht ändern. Iſt dagegen 
der Inhalt deſſen, was der Kl. thatſächlich und rechtlich vor⸗ 


trägt, geeignet, die Möglichkeit zu begründen, daß das bean⸗ 


ſpruchte Recht privatrechtlicher Art fein könnte, fo tft der Rechts⸗ 
weg eröffnet, mag der Kl. ſelbſt das Recht ausdrücklich als 
Privatrecht benennen oder mag auch ſonſt nur erhellen, daß er 
ein ſolches Recht verſolgen will. Gelangt der Richter ſpäterhin 
auf Grund der Verhandlungen und eventuell der Beweisauf⸗ 
nahme zu dem Ergebniß, daß dem beanſpruchten Recht in 
Wahrheit der Charakter einer öffentlich- rechtlichen Gemeinde⸗ 
berechtigung beiwohnt, ſo iſt die Klage abzuweiſen, nicht wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, denn der Kl. wollte ein öffent⸗ 
liches Recht nicht geltend machen, ſondern deswegen, weil das 
allein beanſpruchte Privatrecht nicht beſteht, weil alſo die Klage 
unbegründet iſt. VII C. S. i. S. Ehrenberg und Gen. c. 
Weimann und Gen. vom 28. Dezember 1900, Nr. 275/1900 VII. 

37. Eventuelle Entſcheidung in der Sache bei angenommener 
Unzuläſſigkeit des Rechtwegs. 

Der B. R. hat in dem erſten Theil ſeines Urtheils aus» 
geſprochen, daß der Rechtsweg in Bezug auf den von den Kl. 
erhobenen Anſpruch nicht ſtatifinde. Es ſteht hiermit in un⸗ 
lösbarem Widerſpruch, wenn der B. R. gleichwohl im zweiten 
Theile ſeines Urtheils ſich ſachlich mit der Klage befaßt und dieſe 
deshalb abweiſt, weil die Bekl. paſſiv nicht legitimirt ſeien. 
Wenn der B. R. nach ſeiner eigenen Anſicht zu einer ſachlichen 
Entſcheidung in dieſem Rechtſtreit nicht berufen iſt, ſo iſt es 
nicht nur hiermit unvereinbar, wenn er trotzdem eine ſolche 
Entſcheidung erläßt, ſondern es iſt dies auch unſtatthaft, da der 
Richter in Sachen, die ſeiner Gerichtsbarkeit nicht unterworfen 
find, nicht entſcheiden kann und darf. Das Verfahren des B. R. 
läßt fich auch nicht mit der Erwägung rechtfertigen, daß dieſe 
zweite Entſcheidung nur für den Fall getroffen ſei, daß der 
Rechteweg, entgegen der Annahme des B. R., dennoch zuläſſig 
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ſein ſollte. Wie von dem erkennenden Senat bereits in dem⸗ 
in den Entſcheidungen des R. G. Bd. 45 S. 379 ff. ver⸗ 
öffentlichten Urtheil näher dargelegt iſt, kann der Richter nicht 
in dieſer Weiſe unter einer Bedingung entſcheiden, nämlich unter 
der Bedingung, daß er zuſtändig ſein ſollte. Das iſt nicht nur 
deshalb ausgeſchloſſen, weil der Richter kraft der ihm zuge 
wieſenen Aufgabe zu der Frage feiner Zuſtändigkeit ſelbſt pofitir 
Stellung zu nehmen und aus der ſolchergeſtalt eingenommenen 
Stellungnahme die nothwendigen Folgerungen zu ziehen hat, 
ſondern auch aus dem Grunde, weil es einem ſolchen Urtheil 
an der erforderlichen Beſtimmtheit mangelt und ſeine Tragweite 
völlig ins Ungewiſſe geſtellt iſt. Man weiß ihm gegenüber 
nicht, ob die eine oder die andere Entſcheidung die wirklich 
maßgebliche iſt; beide zuſammen können, wie erörtert, nicht zu⸗ 
treffen; es giebt nur ein Entweder — Oder, die rechtliche Be⸗ 
deutung und Wirkung der Entſcheidung iſt aber in dem einen 
und anderen Falle eine gänzlich verſchiedene. Auch der Ge⸗ 
danke läßt ſich nicht verwerthen, daß die Löſung dieſer Unge⸗ 
wißheit durch die Entſcheidung der höheren Inſtanz erfolgen 
werde und dies in dem betreffenden Urtheile vorgeſehen ſei. 
Das if, — ganz abgeſehen davon, daß grundſätztich jeder 
Inſtanzrichter ſelbſtändig für ſich ohne Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Aenderung feiner Entſcheidung durch den Aus. 
ſpruch einer übergeordneten Inſtanz zu urtheilen hat, — ſchon 
deshalb nicht möglich, weil dieſer Gedanke überall da verſagt, 
wo ein weiteres Rechtsmittel nicht gegeben iſt, oder wenn ge⸗ 
geben, nicht eingelegt wird, und ein Unterſchied zwiſchen den 
verſchiedenen Fällen ſelbſtverſtändlich nicht gemacht werden kann. 
Vgl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

38. Sicherungshypothek. Beweislaſt. 

Der B. R. faßt die Behauptung des Kl., wonach die Hypo⸗ 
theken nur als Sicherungshypotheken beſtellt ſein ſollen, dahin 
auf: es ſei den Hypothekengläubigern das „volle“ Hypotheken 
recht eingeräumt worden. Sie ſeien daher nicht blos berech 
tigt, dieſes Recht nach außen hin in der Zwangsvollſtreckung 
unbedingt zur Geltung zu bringen, ſondern auch dem Kl. gegen⸗ 
über perſönlich zur Aufgabe der ihnen beſtellten Sicherheit nicht 
eher verpflichtet, als bis, was Kl. darzuthun hätte, die vorge⸗ 
ſehene Abrechnung bewirkt und hierbei feſtgeſtellt worden ſei, 
daß ihre Forderungen hinter den eingetragenen Beträgen zurüd- 
geblieben ſeien. Die gegentheilige Annahme wäre mit dem be- 
abſichtigten Sicherungszwecke der Hypotheken unvereinbar, da als⸗ 
dann die Gläubiger ihre Rechte aus der Hypothek ſchon in der 
Subhaſtation preisgeben müßten, ehe noch der etwaige Minder- 
betrag ihrer Forderungen feſtſteht. Der Widerſpruchsklage des 
Kl. ſtehe daher gerade ſeine eigne Behauptung, daß eine Ab⸗ 
rechnung bisher noch nicht erfolgt ſei, hindernd entgegen. Außer⸗ 
dem wäre es deſſen Sache geweſen, zur Begründung ſeines 
Widerſpruchs den zur Feſtſtellung des Minderbetrages der Forde⸗ 
rungen erforderlichen Nachweis zu erbringen, insbeſondere alſo 
bei Bemängelung der Höhe der Forderungem ſubſtantiirte Be⸗ 
hauptungen aufzuſtellen und geeignete Beweiſe anzutreten. 
Hieran habe indeſſen der Kl., ſoweit die beiden K.'ſchen Hypo⸗ 
theken in Betracht kämen, trotz eingehend erfolgter Ausübung 
des richterlichen Fragerechts es gänzlich fehlen laſſen. Inſoweit 
ſei daher der Rechtsſtreit ſchon jetzt entſcheidungsreif und der 
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Widerſpruch, der gegenüber dem an ſich definitiv eingeräumten 
Hypothekenrechte aus dem angegebenen Grunde verſagen müſſe, 
für unberechtigt zu erklären. Mit Recht rügt die Reviſion dieſen 
Ausführungen gegenüber Verkennung der Beweislaſt, wie fie fich 
aus dem Umftande ergiebt, daß der Beſtellung der beiden 
ſtreitigen, als Darlehnshypotheken eingetragenen Hypotheken in 
Wirklichkeit keine Darlehnshingabe zu Grunde gelegen hat. 
Vermöge des acceſſoriſchen Charakters der Hypothek iſt ihre 
Wirkſamkeit durch das Beſtehen einer perſönlichen Forderung, 
zu deren Sicherung ſie dienen ſoll, bedingt. Wenn gleichwohl 
dieſes Beſtehen von dem Hypothekengläubiger bei Anſtellung der 
dinglichen Klage nicht beſonders nachgewieſen zu werden braucht, 
fo hat dies darin ſeinen Grund, daß die Eintragung der Hypo⸗ 
thek die Vorlegung einer über das perſönliche Schuldverhältniß 
errichteten Urkunde vorausſetzt und letztere ein Anerkenntniß des 
Beftehens der darin durch Angabe des Schuldgrundes indivi- 
dualifirten perſönlichen Verpflichtung von Seiten des Verpflich⸗ 
teten enthält. Beweiſt dieſer das Nichtbeſtehen der Verpflichtung 
oder iſt das Nichtbeſtehen — die Unrichtigkeit des angegebenen 
Schuldgrundes — von vorne herein zwiſchen den Parteien 
unſtreitig, ſo liegt dem Gläubiger der Beweis ob, daß eine 
andere, rechtsgültig beſtehende Forderung vorhanden iſt, die durch 
die Hypothek geſichert werden ſoll und der letzteren die zur 
Gültigkeit erforderliche materielle Unterlage giebt. (Vergl. das 
Urtheil des erkennenden Senats vom 23. Oktober 1886 bei 
Gruchot Beiträge Bd. 31 S. 1048 und die dortigen Citate.) 
Demzufolge hat im vorliegenden Falle, da auch die Vertheilung 
der Parteirollen, wie ſie der gegenwärtige Prozeß enthält, auf 
die Beweislaſt ohne Einfluß iſt, der Bekl. bezüglich der Poſt 
Nr. 35 entweder die von ihm aufgeſtellte Behauptung, daß nach 
Beendigung der Arbeiten eine Abrechnung zwiſchen Parteien 
ſtattgefunden habe, wobei das Guthaben des Bekl. auf 3735 
Mark feſtgeſtellt und Umwandlung deſſelben in eine Darlehns⸗ 
ſchuld vereinbart worden ſei, nachzuweiſen oder einen Nachweis 
dafür zu erbringen, daß ihm Anſprüche in der Höhe, in welcher 
er die Hypothek im Kaufgelderbelegungstermine liquidirt hat, 
durch Leiſtung von Arbeiten oder Materiallieferungen erwachſen 
find. V. C. S. i. S. Praſſek 6. Oberſchlefiſche Bank und 
Gen. vom 12. Januar 1901, Nr. 281/1900 V. 

39. E. E. G. 810. 

Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die vom Bekl. be⸗ 
hauptete Abrede giltig iſt, trotzdem daß fie nur mündlich erfolgt 
ift, daß insbeſondere ein etwaiger Formmangel nach § 10 des 
E. E. G. geheilt iſt. Eine andere Frage iſt es aber, ob — 
worauf die Revifion hinweiſt — die Parteien bei der Unter- 
zeichnung der Kaufsurkunde noch an jener Abrede feſtgehalten 
haben. An und für ſich gilt die Vermuthung, daß der ſchriftlich 
abgefaßte Vertrag das ſchließlich Vereinbarte und dies auch 
sollftändig enthält, daß daher Abreden, die nicht unmittelbar 
vor oder bei der Unterzeichnung getroffen worden, von den 
Parteien wieder fallen gelaſſen ſind, ſo lange nicht durch 
Darlegung beſtimmter Gründe der Gegenbeweis geführt wird, 
daß die mündliche Abrede fortgelten ſollte. Das B. G. ver- 
werthet nun den Umſtand, daß der ſchriftliche Vertrag die vom 
Bekl. behauptete Abrede nicht enthält, nur in dem Sinne eines 
Beweis moments dagegen, daß eine ſolche Abrede getroffen worden, 
erörtert aber nicht ausdrücklich, ob ſie, wenn ſie getroffen 
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worden, nach dem Willen der Parteien noch neben dem ſchrift⸗ 
lichen Vertrag hat gelten ſollen; ſeine Ausführungen laſſen aber 
erkennen, daß es dieſe Frage im bejahenden Sinne entſchieden 
hat, wie fie denn nach Lage der Sache auch nicht anders hätte 
entſchieden werden können. Wird feſtgeſtellt, daß ein Werk⸗ 
vertrag nicht abgeſchloſſen worden, daß ſich aber der Kl. ver⸗ 
pflichtet hatte, für den für das Grundſtück zu gewährenden 
Kaufpreis zugleich das Gatter herzuſtellen, ſo muß aus der 
Thatſache, daß der Kl. nach der Unterzeichnung des ſchriftlichen 
Vertrags das Gatter hergeſtellt hat, gefolgert werden, daß er 
dies auf Grund jener Verpflichtung gethan, dieſe mithin des 
Inhalts des ſchriftlichen Vertrags ungeachtet noch für zu Recht 
beſtehend angeſehen hat, ſolange er nicht darthut, aus welchem 
ſonſtigen Grunde er die Arbeit vorgenommen hat. Daß auch 
das B. G. dieſe Folgerung in der That gezogen hat, ergiebt 
der Umſtand, daß es aus Aeußerungen des Kl., die nach der 
Unterzeichnung der Kaufsurkunde liegen, die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen hat, daß der Kl. ſich zur Herſtellung des Gatters für 
verpflichtet erachtet hat. VI. C. S. i. S. Dickow 0. Metzke 
vom 10. Januar 1901, Nr. 371/1900 VI. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

40. Umfang des Rechtswegs. 

Die Revifion glaubt das Verfahren des B. R. damit be⸗ 
kämpfen zu können, daß ſie den Grundſatz aufſtellt, wenn im 
Enteignungsverfahren der Rechtsweg beſchritten werde, ſo bil⸗ 
deten die Grundlage für das gerichtliche Verfahren bezüglich 
der Entſchädigung der Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluß der 
Verwaltungsbehörde ſowie die für dieſen maßgebend geweſenen 
Gutachten der in jenem Verfahren gehörten Sachverſtändigen; 
der Richter dürfe von jener Grundlage nur inſoweit abweichen, 
als er dieſe Abweichungen, namentlich auch von den Schätzungs⸗ 
ergebniſſen jener Sachverſtändigen, beſonders zu begründen in 
der Lage ſei. Dieſer Grundſatz — jo führt die Revifion weiter 
aus — ſei hier verletzt. Dieſe Beſchwerde zerfällt damit, daß 
der von der Reviſion aufgeſtellte Grundſatz in Wirklichkeit nicht 
exiſtirt. Wenn im Enteignungsverfahren der Rechtsweg be⸗ 
ſchritten wird, ſo hat der Richter innerhalb der Parteianträge 
nach ſeinem Ermeſſen über die Entſchädigung auf Grund der 
von ihm etwa bewirkten Beweisaufnahme zu erkennen. Eine 
Verbindlichkeit, den Entſchädigungsbeſchluß des Bezirksausſchuſſes 
und die Gutachten der im Verwaltungsverfahren gehörten Sach⸗ 
verſtändigen als die Grundlage für ſeine Entſcheidung anzu⸗ 
ſehen und ſich, im Falle er davon abweichen will, in beſonderer 
Begründung damit auseinanderzuſetzen, beſteht für den Richter 
nicht. Daher war auch im gegenwärtigen Falle der B. R. 
nicht verpflichtet, die Gutachten der im Verwaltungsverfahren 
vernommenen Sachverſtändigen zu berückſichtigen. VII. C. S. 
i. S. Schwarze u. Gen. 6. Eiſenbahnfiskus vom 8. Januar 1901, 
Nr. 292/1900 VII. 

41. 8 8. 5 1 des Deichgeſetzes. 

Die Reviſion konnte in der Hauptſache keinen Erfolg haben. 
Die Beſchwerde derſelben geht inſoweit dahin, es ſei bei der Be⸗ 
meſſung der den Kl. für das ihnen enteignete Grundſtück zu 
gewährenden Entſchädigung mit Unrecht außer Acht gelaſſen 
worden, daß, wenn mit Rückſicht auf die vorliegenden, früheren 
Bauverbote der Verwaltungsbehoͤrden anzunehmen ſei, daß die 
enteignete Parzelle nicht bebaut werden koͤnne und deren Be⸗ 
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werthung als Bauplatz nicht zuläffig ſei, doch den Kl. wegen 
dieſer Baubeſchränkung ein mit den Grundſtücken verbundener 
Entſchädigungsanſpruch gegen den Strombaufiskus zuge⸗ 
ſtanden habe, der durch die Enteignung hinfällig geworden ſei. 
Der ſo begründete und geltend gemachte Anſpruch kann nun 
zwar nicht durch die Erwägung des O. L. G. beſeitigt werden, 
daß eine Entſchädigungsforderung gegen den Fiskus zwar den 
früheren Eigenthümern, denen die Bauerlaubniß thatſächlich 
verſagt worden ſei, zugeſtanden haben möge, daß aber den Kl. 
ein ſolcher nicht zugeſtanden habe, weil ſie das Grundſtück mit 
der Baubeſchränkung belaſtet erworben hätten. Diele 
Begründung verkennt die in Frage ſtehende rechtliche Sachlage 
bezüglich des enteigneten Grundſtücks. Die Kl. hatten ein 
Grundſtück erworben, deſſen Erhöhung, weil es im Inundations⸗ 
gebiet liegt, ſoweit dieſelbe die Ausbreitung des aus den Ufern 
des Fluſſes tretenden Waſſers behindert, nach § 1 des Geſetzes 
über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 und § 961 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 nur mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes erfolgen darf. Danach beſteht bezüglich 
ſolcher, im Inundationsgebiet gelegener Grundſtücke keine 
abſolute Eigenthumsbeſchränkung, ſondern nur das Erforderniß 
der Genehmigung der die Verbreitung der überfließenden 
Waſſer hindernden Erhöhungen Seitens der Verwaltungsbehörden. 
Daraus folgt, daß die einmal erfolgte Verſagung der Genehmi⸗ 
gung rechtlich keine endgültige iſt, daß vielmehr die Verwaltungs⸗ 
behörden jederzeit eine andere Entſcheidung treffen können. Die 
im einzelnen Falle erfolgende Verſagung hat daher nicht die 
Folge, daß durch dieſelbe das Grundſtück mit der Beſchränkung 
endgültig belaſtet wird, und es iſt nicht richtig, daß die Kl. das 
Grundſtück von ihren Rechtsvorgängern rechtlich anders über⸗ 
kommen hätten, als dieſe daſſelbe ihrerſeits erworben hatten. 
Gleichwohl kann der Anſpruch der Kl. auf Berückſichtigung 
eines Entſchädigungsanſpruchs gegen den Fiskus bei Feſtſetzung 
der Entſchädigung für die Enteignung aus einem anderen 
Grunde als gerechtfertigt nicht erachtet werden. Es kann nämlich 
nicht anerkannt werden, daß ein ſolcher Entſchädigungs⸗ 
anſpruch bei Verſagung der Genehmigung auf Grund des 
§ 1 des Deichgeſetzes überhaupt beſtehe. Zunächſt iſt mit Rück⸗ 
ſicht auf den Zweck des Geſetzes anzunehmen, daß unter der 
Erhöhung der Erdoberfläche im Sinne des § 1 cit. auch die 
Errichtung von Bauwerken insbeſondere von maſſiven Gebäuden 
zu verſtehen ift. Das in Frage ſtehende Erforderniß der be⸗ 
hördlichen Genehmigung zur Erhöhung und folgeweiſe Be⸗ 
bauung der im Inundationsgebiet gelegenen Grundſtücke bildet 
nun eine geſetzliche Eigenthumsbeſchränkung, welche 
allgemein alle in der bezeichneten Lage befindlichen Grund- 
ſtücke trifft. Sofern die Genehmigung zur Erhöhung bezw. 
Bebauung nicht ertheilt wird, hat der Eigenthümer kein Be⸗ 
bauungsrecht, und die Verſagung der Genehmigung iſt daher 
kein Eingriff in Privatrechte, für welche nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Aufopferung der Rechte und Pflichten 
des Einzelnen im Intereſſe des Allgemeinen Entſchädigung ge⸗ 
währt werden muß. Die Eigenthümer der im Inundations⸗ 
gebiet gelegenen Grundſtücke haben nicht das unbedingte Be⸗ 
bauungsrecht. Die Verſagung der Bauerlaubniß hat. daher nicht 
die Aufopferung eines Rechtes oder eines dem Eigenthümer zu- 
ſtehenden Vortheils zur Folge. Zerfällt hiernach der eventuelle 
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Entſchädigungsanſpruch gegen den Fiskus, ſo iſt ein ſolcher 
ſelbſtredend mit Recht bei der Enteignungsentſchädigung außer 
Betracht gelaſſen worden. Daß aber bei der Feſtſetzung des 
Entſchädigungswerthes des enteigneten Grundſtücks durch die 
Sachverſtändigen und die Vorinſtanzen die Möglichkeit, daß 
doch noch einmal die Bauerlaubniß hätte ertheilt werden können, 
nicht berückfichtigt wurde, iſt nicht zu beanſtanden, weil, um ein 
Grundſtück als Bauplatz bewerthen zu können, feſtſtehen muß, 
daß daſſelbe als ſolches verwerthet werden kann; und daß das 
nicht der Fall war, iſt auf Grund der vorliegenden Bauverbote 
einwandfrei feſtgeſtellt worden. II. C. S. i. S. Kraus 
u. Gen. c. Rheiniſche Bahngeſellſchaft vom 11. Januar 1901, 
Nr. 287/1900 II. 

Zum Geſetz vom 9. Juni 1894. 

42. § 1. 

In der Sache ſelbſt hängt die Entſcheidung weſentlich da⸗ 
von ab, was im Sinne des 5 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
4. Juni 1894 unter dem „bisherigen Dienſteinkommen“, welches 
die bei der Umgeſtaltung der Eiſenbahnbehörden nicht zur Ver⸗ 
wendung gelangenden Beamten während eines Zeitraumes von 
fünf Jahren unverkürzt erhalten ſollen, zu verſtehen iſt. Das 
B. G. begreift darunter nur dasjenige Dienſteinkommen, auf 
welches die Beamten zu dem Zeitpunkte, von dem ab ſie zur 
Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten bleiben, nach 
Geſetz oder Bewilligung der vorgeſetzten Dienſtbehörde einen 
Rechtsanſpruch hatten. — Dieſe Auslegung entſpricht dem Wort⸗ 
finne und der offenfichtlichen Tendenz der fraglichen Geſetzes 
vorſchrift. Das B. R. nimmt dann an, daß die hier ſtreitige 
Funktionszulage dem Kl. durch Verfügung des Präfidenten der 
Eiſenbahndirektion zu Erfurt vom 19. Mai 1883 nur als jeder⸗ 
zeit widerruflich zugebilligt, und deren Widerruf zum 31. März 
1895 dem Kl. gegenüber durch Verfügung deſſelben Vorgeſetzten 
vom 19. Februar 1895 in unzweideutiger Weiſe erklärt ſei, und 
daraus wird vom B. G. gefolgert, daß dem Kl. am 1. April 
1895 als dem Tage, mit dem dieſer zur Verfügung des 
Miniſters geblieben, einen Rechtsanſpruch auf weiteren Bezug 
der Funktionszulage nicht mehr zugeſtanden habe. Dem gegen ⸗ 
über erachtet das B. G. es für belanglos, daß der Widerruf 
der Funktionszulage ohne gleichzeitige Enthebung des Kl. von 
der damit verbundenen Funktion, nicht ſchon bei Bekanntmachung 
der deſſen Zurdispofitionsſtellung ausſprechenden Verfügung vom 
17. Januar 1895, nicht vermöge einer allgemeinen Anordnung 
des Miniſters ſelbſt und ungeachtet des Beſtehens eines etats⸗ 
mäßigen Fonds für dergleichen Stellenzulagen erfolgt ſei. — 
Auch dieſe Erwägungen des B. G. laſſen ſich nicht beanſtanden. 
Ihre thatſächlichen Unterlagen erſcheinen bedenkenfrei, und die 
daraus gezogenen Folgerungen ſtehen mit den Grundſaäͤtzen des 
Preußiſchen Verwaltungs rechts im Einklange. IV. C. S. i. S. 
Brauns c. E.-Fiskus vom 3. Januar 1901, Nr. 279/1900 IV. 

Zum Kleinbahnengeſetz. 

43. SS I ff. 

Das Geſetz vom 28. Juli 1892 über Kleinbahnen enthält 
keine beſtimmte Vorſchriften darüber, wann die Herſtellung und 
der Betrieb einer Eiſenbahn als Kleinbahn erfolgen darf. Es 
iſt im 5 1 des Geſetzes nur ausgeſprochen, daß Kleinbahnen 
die dem öffentlichen Verkehr dienenden Eiſenbahnen find, welche 
wegen ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen Verkehr 
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dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. Maͤrz 
1838 nicht unterliegen, insbeſondere der Regel nach ſolche 
Bahnen, welche hauptſächlich den örtlichen Verkehr innnerhalb 
eines Gemeindebezirks oder benachbarter Gemeindebezirke ver- 
mitteln, ſowie Bahnen, welche nicht mit Lokomotiven betrieben 
werden. Wie die Motive zu dem Entwurfe des Geſetzes und 
die Verhandlungen der Kommiſfionen des Herrenhauſes und des 
Abgeordnetenhauſes ergeben, hat man den Verſuch gemacht, den 
Begriff der Kleinbahn pofitiv näher feſtzuſtellen, iſt aber zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß dies nicht ausführbar ſei. Die er⸗ 
wähnte Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes giebt der Be⸗ 
hörde wohl eine gewiſſe Direktive. Sie iſt aber nicht unbedingt 
maßgebend, da ſelbſt die dort bezeichneten Bahnen nur „in 
der Regel“ als Kleinbahnen gelten ſollen, die entſcheidende 
Behörde mithin immer noch zu prüfen hat, ob die betreffende 
Bahn von geringer Bedeutung für den allgemeinen Verkehr iſt 
und deshalb den Vorſchriften des Geſetzes vom 3. November 
1838 nicht unterliegt. Aus dem Geſetze konnte Kl. hiernach 
nicht erſehen, ob die in Ausfiht genommene Bahn als Klein- 
bahn hergeſtellt und betrieben werden durfte, wie auch Bekl. bei 
Ausſtellung des Reverſes vom 23. Oktober 1893 die Anlage der 
Kleinbahn offenbar für zuläſſig hielt. Diejenige Behörde, welche 
die Genehmigung zur Herſtellung und zum Betriebe einer Klein⸗ 
bahn zu ertheilen hat, hat damit auch darüber zu entſcheiden, 
ob die Bahn zu den im § 1 des citirten Geſetzes bezeichneten 
zu rechnen iſt. Erſt, wenn dieſe Behörde Bedenken hat, hat 
auf Anrufen der Betheiligten hierüber das Staatsminiſterium 
zu entſcheiden. 8 1 Abſ. 3, § 2 des Geſetzes; Eger, Klein⸗ 
bahngeſetz S. 31, 32; Gleim desgleichen Note 6 zu § 1. Die 
Entſcheidung ſtand alſo nach § 3 des Geſetzes im vorliegenden 
Falle dem Regierungspräfidenten von Oppeln zu. An dieſen 
hatte ſich der Kl. ſchon vor Ausſtellung des Reverſes vom 
23. Oktober 1893 gewendet und am 1. Februar 1893 den 
Beſcheid erhalten, daß der Regierungspräfident dem Antrage des 
Kl. auf Erbauung der Kleinbahnlinie, der auch in techniſcher 
Beziehung noch durch andere Unterlagen unterſtützt werden 
müſſe, erſt näher treten würde, wenn die Finanzirung des 
Unternehmens nachgewieſen wäre. Ein Zweifel darüber, ob die 
Bahn überhaupt als Kleinbahn werde zugelaſſen werden, iſt in 
dieſem Schreiben nicht angeregt. Unter dieſen Umſtänden konnte 
das B. G. ohne Rechtsirrthum annehmen, daß dem Kl. 
kein Verſchulden zur Laſt fällt, wenn er ſich vor Anfertigung der 
Vorarbeiten nicht Gewißheit darüber verſchafft hat, daß die Bahn 
als Kleinbahn werde genehmigt werden. VI. C. S. i. S. Herzog 
von Ratibor c. Hahn vom 3. Januar 1901, Nr. 302/1900 VI. 

Zum Stempelgeſetz. 

44. Kompenjationsrecht des Fiskus. 

Der Eroͤrterung bedarf der Einwand, welcher von den 
Rbkl. gegen die von dem RE. zur Aufrechnung geftellte Gegen⸗ 
forderung dahin erhoben iſt, daß der Fiskus Stempelforderungen 
überhaupt nicht im Wege der Kompenſation vor Gericht geltend 
machen könne. Dieſe Anſicht kann nicht getheilt werden. Ein⸗ 
gehend begründet. VII. C. S. i. S. Fiskus c. Bierſtedt vom 
28. Dezember 1900, Nr. 206/1900 VII. 

45. Schenkung. 

Die Bedeutung einer ſtempelpflichtigen Schenkungsurkunde 
kann dem Schreiben vom 9. Juni 1898 nicht um des willen 
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abgeſprochen worden, weil daſſelbe von den Kindern der Frau 
G. nicht mitunterzeichnet iſt. Hieraus; folgt nur, daß keine 
Schenkungsurkunde der Kinder vorliegt. Da Frau G. daſſelbe 
mit ihrem, der Frau G. Namen unterzeichnet und in ihm ihren 
eigenen Schenkungswillen kundgegeben hat, ſo kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß das Schreiben eine ftempelpflichtige 
Schenkungsurkunde der Frau G. darſtellt — 8 1 Abſ. 2 
St. St. G. In Frage konnte nur kommen, ob etwa, falls die 
beurkundete Zuwendung nicht bloß aus dem Vermögen der Frau 
G., ſondern auch aus dem ihrer Kinder herrührt, der Stempel 
nach dem vollen Betrage der Zuwendung berechnet werden darf. 
Nun mag zugegeben werden, daß das Schreiben vom 9. Juni 
1898 für die Annahme des B. R., daß Frau G. den ganzen 
Betrag von 5000 Mark aus ihrem Vermoͤgen hergegeben habe, 
keinen Anhalt bietet. Hierauf legt aber der B. R. nicht das 
entſcheidende Gewicht. Er betont, daß es zur Begründung der 
Stempelpflicht genüge, daß Frau G. unter Namenszeichnung 
die Zuwendung der von ihr demſelben beigefügten, aus ihrer 
mindeſtens thatſächlichen Verfügungsgewalt hergegebenen 5 000 
Mark zwecks Bereicherung der Kl. erklärt habe. Die Richtigkeit 
der auf den Inhalt des Schreibens geſtützten Annahme, daß 
Frau G. den vollen Betrag der Zuwendung aus ihrer thatſäch⸗ 
lichen Verfügungsgewalt hergegeben habe, iſt nicht in Frage ge- 
zogen. Auch iſt die auf Auslegung des Schreibens beruhende Auf⸗ 
faflung des B. R., daß Frau G. durch ihre ſchrliche Erklärung 
der ganzen Zuwendung den Charakter der Schenkung beilegen 
wollte, nicht zu beanſtanden. Demgemäß erſcheint es aber ge 
rechtfertigt, daß der Stempel von dem vollen Betrage der Zu⸗ 
wendung berechnet worden iſt. Der Begriff einer Schenkung 
im Sinne des Stempeltarifs erfordert nicht, daß eine Vermin⸗ 
derung des Vermögens des Gebers ſtattfindet; es genügt die 
auf die Bereicherung des anderen Theiles gerichtete Abſicht, — 
vergl. Nr. 56 Abſ. 2 des Stempeltarifs. Hiernach würde es 
unerheblich ſein, wenn die Zuwendung von 5 000 Mark in der 
That zum Theil aus dem Vermögen der Kinder der Frau G. 
herrühren ſollte. VII. C. S. i. S. Magine Reim o. Fiskus 
vom 21. Dezember 1900, Nr. 269 / 1900 VII. 

46. Milde Stiftung. 

Der B. R. hat ferner in Uebereinſtimmung mit dem I. R. 
angenommen, daß die Kl. eine perjönliche Steuerbefreiung nicht 
genieße, da fie nicht ausdrücklich als milde Stiftung anerkannt 
ſei und die Verleihung von Korporationsrechten ihre Anerken⸗ 
nung als ſolche nicht in ſich ſchließe. Dabei hat er zu Gunſten 
der Kl. erwogen, daß ſie bezüglich der Steuerfreiheit nach 
älterem Rechte zu beurtheilen ſei, da ſie bereits vor dem 1. April 
1896 beſtanden habe. Er führt insbeſondere aus, die Kabinets⸗ 
ordre vom 28. Juni 1841 enthalte die Anerkennung der Kl. 
als einer milden Stiftung nicht. Wenn Kl. in derſelben als 
Wohlthätigkeitsverein bezeichnet ſei, ſo genüge dies nicht, weil 
Wohlthätigkeit nicht gleichbedeutend ſei mit der von milden 
Stiftungen geübten, auf die unentgeltliche Unterſtützung Hülfs⸗ 
bedürftiger gerichteten Mildthätigkeit. Es ſei aber auch nicht 
anzunehmen, daß Kl. durch Verleihung der Korporationsrechte 
ſtillſchweigend als milde Stiftung habe anerkannt werden ſollen. 
Hiergegen ſpreche ſchon der Umſtand, daß die Verleihung nur 
in beſchränktem Maße — zum Erwerbe von Grundſtücken und 
Kapitalien —, alſo augenſcheinlich nur zu dem Zwecke erfolgt 


96 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſei, um der Kl. die Geſchäftsführung zu erleichtern. Ueberdies 
ſei der Kl. die Eigenſchaft einer milden Stiftung nicht zuzu⸗ 
geſtehen. Nach ihren Statuten verfolge Kl. weder ausſchließlich, 
noch ihrem Hauptzwecke nach die unentgeltliche Unterſtützung 
Hülfsbedürftiger. Stehe auch der Annahme einer milden Stif⸗ 
tung nicht unbedingt entgegen, daß die zu Unterſtützenden 
ſtatutenmäßig Beiträge zahlen, ſo werde doch im vorliegenden 
Falle der Charakter der Uuentgeltlichkeit der Unterſtützungen durch 
die Höhe der Beiträge aufgehoben. Nach § 12 der Statuten 
habe jedes Mitglied 24 Mark Eintrittsgeld und einen jährlichen 
Beitrag von 15 Mark zu zahlen. Gemäß § 20 ſtehe den Mit⸗ 
gliedern das Recht auf Unterſtützung erſt nach fünfjähriger Mit⸗ 
gliedſchaft zu. Nach 8 9 würden nur Männer in geſicherter 
Lebens ſtellung aufgenommen. Die Organiſation der Kl. ſei hier⸗ 
nach mit einer Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit zu 
vergleichen. Keinenfalls ſeien die Leiſtungen der Mitglieder ſo 
gering, daß ſie nicht als vollſtändiges Entgelt, gewiſſermaßen 
als Verſicherungsprämien angeſehen werden könnten. Abgeſehen 
hiervon gehe die Thätigkeit der Kl., wie der I. R. an der Hand 
der Statuten ($$ 2 d, 31, 33, 64 derſelben) nachgewieſen habe, 
über die Zwecke einer milden Stiftung hinaus, indem die Kl. 
es fich auch zur Aufgabe ſtelle, ihren Mitgliedern in Fällen, in 
denen ſie einer Geldunterſtützung nicht bedürften, Rath, Ver⸗ 
mittelung und Fürſprache zukommen zu laſſen, ihnen ferner bei 
Mangel an Mitteln und infolge davon gehemmter Thätigkeit 
größere Aushülfen bis zur Höhe von 600 Mark gewähre, 
ſchließlich auch die geſelligen Beziehungen ihrer Mitglieder zu 
fordern beſtrebt ſei. Kl. hat hiergegen auszuführen geſucht, ihr 
Hauptaugenmerk ſei auf die unentgeltliche Unterſtützung Hülfs⸗ 
bedürftiger gerichtet. Die Vorausſetzung der Unentgeltlichkeit 
ſei gegeben; die jährlichen Beiträge ihrer Mitglieder ſeien gegen⸗ 
über den Unterſtützungen, die im Falle der Noth geleiſtet würden 
und bis zu dem Betrage von jährlich 960 Mark gewährt werden 
könnten, überaus geringfügig. Die Unterſtützungen würden 
überdies zum größten Theile aus den Zinſen der zum eiſernen 
Fonds geſchenkten Kapitalien beſtritten. Dieſer Reviſionsangriff 
verſagt indefien gegenüber den Ausführungen des angefochtenen 
Urtheils. Die rechtlichen Erwägungen, von denen der B. R. 
ausgeht, find nicht zu beanſtanden. Seine Feſtſtellung aber, 
daß die von den Mitgliedern der klagenden Geſellſchaft zu ent⸗ 
richtenden Beiträge ein vollſtändiges Entgelt für die Unter⸗ 
ſtützungen bilden, welche die Kl. gewährt, iſt als eine thatſäch⸗ 
liche der Anfechtung mittels der Reviſion entzogen. Darauf, 
ob im einzelnen Falle die von einem Mitgliede entrichteten Bei⸗ 
träge im Verhältniſſe zu der dem Mitgliede gewährten Unter⸗ 
ſtützung geringfügig ſind, kann es überhaupt nicht ankommen, 
ſondern nur darauf, ob im Allgemeinen die Beiträge im Ver⸗ 
hältniſſe zu den Unterſtützungen ſo geringfügig ſind, daß die 
letzteren den Charakter der Unentgeltlichkeit haben. Dies iſt 
von dem B. R. in unanfechtbarer Weiſe verneint worden. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

47. Schenkungsſtempel. 

Was die Haupfſache angeht, fo betrifft der in gegenwärtiger 
Inſtanz noch geführte Streit der Parteien allein die Frage, ob, 
wenn in einer Ceſſionsurkunde — wie das hier bezüglich aller 
mer in Betracht kommenden Ceſſionsurkunden der Fall iſt, — 
der Grund der Ceſſion nicht angegeben iſt, aber feſtgeſtellt wird, 
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daß die Geffion ſchenkungshalber erfolgt ſei, der Schenkungs⸗ 
ſtempel zu verwenden iſt. Für dieſe Frage find hinfichtlich der 
drei unter dem 9. Juni 1894, dem 7. März und dem 9. Mai 
1895 ausgeſtellten Urkunden die Beſtimmung im Art. I Nr. 2 
der Novelle zum Erbſchaftsſteuergeſez vom 19. Mai 1891 in 
Verbindung mit § 4 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 30. Mai 
1873 ſowie die allgemeinen Grundſätze des Stempelgeſetzes vom 
7. März 1822, dagegen hinſichtlich der vierten unter dem 
28. Auguſt 1896 ausgeſtellten Urkunde die Vorſchriften des 
Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895, insbeſondere die Tarif. 
ſtelle 56 (Schenkungen) Abſ. 2 maßgeblich. Die Beſtimmung 
im Geſetz vom 19. Mai 1891, mit welcher die Tarifſtelle 56 
Abſ. 2 des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 bis auf die 
Worte „im Sinne dieſer Beſtimmung“ wörtlich übereinſtimmt, 
lautet folgendermaßen: „Als Beurkundung von Schenkungen 
(im Sinne dieſer Beſtimmung) find alle Schriftſtücke über ſolche 
Geſchäfte anzuſehen, bei welchen die Abficht auf Bereicherung 
des einen Theils gerichtet war, auch wenn das Geſchäft in der 
Form eines läſtigen Vertrages abgeſchloſſen iſt. Bei Beurtheilung 
der Frage, ob die Abficht der Bereicherung des einen Theiles 
anzunehmen iſt, find auch ſolche Umſtände in Betracht zu ziehen, 
welche aus der Urlunde nicht erſichtlich find“. Der bezüglich 
der erſten drei Urkunden auch zu berückſichtigende letzte Abſatz 
des § 4 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 30. Mai 1873 beſagt, 
daß im Uebrigen, nämlich abgeſehen von den Vorſchriften des 
Erbſchaftsſteuergeſetzes, auf die Werthſtempelabgabe von Schen- 
kungen die Beſtimmungen des Urkundenſtempels Anwendung zu 
finden haben. Der B. R. legt die beiden Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes vom 19. Mai 1891 und des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 
1895 übereinſtimmend dahin aus, daß ſie nur dann anwendbar 
ſeien, wenn in der Ceſſionsurkunde nicht nur der abſtrakte Rechts 
vorgang der Uebertragung der Forderung, ſondern auch das 
materielle Rechtsgeſchäft, welches dieſer Uebertragung zu Grunde 
liege, erwähnt ſei; das erfordere — ſo führt er aus — das 
Prinzip der Urkundenbeſteuerung, das allerdings in jenen Vor⸗ 
ſchriften inſofern durchbrochen ſei, als jedenfalls nicht feſtgeſtellt 
werden könne, daß der läſtige Vertrag, in welche ſich die 
Schenkung kleide, — eine Beurkundung der Schenkungsabſficht, 
welche die Schuld des höheren Schenkungsſtempels begründe, 
enthalte; dieſe Ausnahme aber müſſe ſtrikt ausgelegt werden 
und es könne daher, da in den fraglichen Ceſfionsurkunden 
weder das Geſchäft, durch welches ſich der Cedent zur Abtretung 
der Forderungen verpflichtet habe, noch unabhängig von einer 
ſolchen Verpflichtung der Grund, der die Ceſfion veranlaßt habe, 
die causa cessionis, bezeichnet ſei, der Schenkungsſtempel für 
jene Urkunden nicht erhoben werden, wenn auch unſtreitig ſei, 
daß die cedirten Forderungen den Geffionaren geſchenkt ſeien. 
Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Eingehend 
dargelegt. VII. C. S. i. S. Fiskus c. Bierſtedt vom 28. De- 
zember 1900, Nr. 206/1900 VII. 

48. Schenkungsſtempel. Milde Stiftung. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. Die von dem 
Rkl. an erſter Stelle bekämpfte Ausführung des O. L. G., daß 
die Zuwendungen der Wittwe R. nicht ohne Weiteres ſchon 
deshalb von dem Schenkungsſtempel befreit ſeien, weil ſie 
dem Diakoniſſen⸗Verein anerfallen ſeien, der als milde Stif ⸗ 
tung durch Verleihung der juriſtiſchen Perſoͤnlichkeit ſtaatlich 
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anerkannt ſei und nach Ziff. 2g der Befreiungen des Tarifs 
der Erbſchaftsſteuergeſetze vom 30. Mai 1873 und 19. Mai 
1891 ſubjekrive Befreiung vom Schenkungsſtempel genieße, iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Der 5 8 dieſer Geſetze, welcher 
durch § 4 des letzteren Geſetzes ausdrücklich auch bei Schen⸗ 
kungen unter Lebenden für anwendbar erklart iſt, und 
welcher wegen Gleichheit des Grundes und gemäß ſeiner, auch 
die Schenkungen unter Lebenden umfaſſenden Ueberſchrift: 
„Zuwendungen zu milden ꝛc. Zwecken“, auch für die unter 
dem Geſetze von 1873 gethätigten Schenkungen als maßgebend 
zu erachten iſt, beſtimmt, daß, wenn ohne Begründung einer 
Stiftung Zuwendungen zu milden gemeinnützigen oder öͤffent⸗ 
lichen Zwecken angeordnet find, dieſelben hinſichtlich der Be⸗ 
ſteuerung ebenſo behandelt werden ſollen, als ob zu demſelben 
Zwecke eine Stiftung im Betrage der Zuwendung angeordnet 
wäre, und daß die auf eine ſolche Zuwendung entfallende 
Steuer von dem mit der Zuwendung Belaſteten zu entrichten 
iſt. Wie das R. G. in den vom B. R. bezogenen Entſchei⸗ 
dungen, ſpeziell auch der erkennende Senat, ausgeführt hat, iſt 
nach dieſer geſetzlichen Vorſchrift der Schenkungs zweck gewiſſer⸗ 
maßen als perſonifizirt gedacht, um die Frage der Beſteuerung 
von der Perſon des Bedachten unabhängig zu machen, und tritt 
die Steuerpflicht, welche auf dem Zweckoermögen laſtet, grund⸗ 
ſätzlich auch dann ein, wenn die Zuwendung einer ſubjektiv 
befreiten Perſon gemacht iſt, daher die allgemeine Befreiung 
nach Ziff. 2g die auf den Spezialbeſtimmungen der 55 7 und 8 
des Erbſchaftsſteuergeſetzes beruhende Steuerpflicht nicht ausſchließt. 
Von der Revifion find keine Gründe geltend gemacht worden, 
welche zu einem Abgehen von dieſer Rechtsanſicht Anlaß geben 
könnten. Es kann ſich daher nur noch fragen, ob der B. R. 
ohne Geſetzesverletzung die Uebereinſtimmung der Zwecks⸗ 
beſtimmung der beiden Schenkungen mit den Zwecken des 
klagenden Vereins verneint hat. Denn wären die Schenkungen 
zu demſelben Zwecke gemacht, welchen der Diakoniſſen⸗Verein 
erſtrebt, fo könnte von einem beſonderen Zweckoermögen bei 
den Schenkungen nicht die Rede ſein, und würde dann auch 
der Diakonifien - Verein nach der Kabinetsordre vom 
20. November 1846, welche ihm die Rechte einer moraliſchen 
Perſon und Stempelfreiheit in dem Umfange, wie ſie nach 
jedesmaligen geſetzlichen Beſtimmungen den öffentlih anerkannten 
milden Stiftungen zufteht, bewilligt hat, mit Recht Befreiung 
von dem ſtreitigen Stempel beanſpruchen. Zutreffend iſt nun 
das O. L. G. davon ausgegangen, daß der Zweck des klagenden 
Vereins nnr aus feinem Statute entnommen werden dürfe, 
auf Grund deſſen ihm die juriſtiſche Perſönlichkeit gegeben und 
die Stempelfreiheit bewilligt worden iſt, daß nicht aber auch 
die weitere, etwa ausdehnende Entwickelung des Vereins und 
ſeiner Zwecke in Betracht zu ziehen ſei, wenn auch in dem 
Statute bereits die Möglichkeit einer weiteren Entwickelung an⸗ 
gedeutet ſein ſollte. Denn das durch die Kabinetsordre ver⸗ 
liehene Privilegium iſt nur auf Grund des zugleich ge⸗ 
nehmigten Statuts erfolgt, es iſt beſchränkt auf die Perſönlich⸗ 
keit, wie fie fih nach dem Statute darſtellt, es würde mit dem 
Weſen eines Privilegiums im Widerſpruche ſtehen, wenn man 
eine ausdehnende Anwendbarkeit deſſelben zulaſſen wollte. Das 
O. L. G. hat aber als den ſtatutenmäßigen Zweck und die Auf- 
gabe des Diakoniſſen⸗Vereins die materielle Unterſtützung 
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materiell hülfsbedürftiger Perſonen feſtgeſtellt und hat ver⸗ 
neint, daß zu den ſtatutenmäßigen Aufgaben des Vereins auch 
die Heranbildung von Dienſtmädchen und deren Beherbergung 
zum Schutze gegen fittliche Gefahren gehören. Es hat ferner 
feſtgeſtellt, daß die in Rede ſtehenden Schenkungen zwar auch 
die Berherbergung materiell hülfsbedürftiger Dienſtmädchen be⸗ 
zwecken, daß aber ihr Hauptzweck darin beſtehe, Dienſt⸗ 
mädchen heranzubilden, denſelben moraliſchen Schutz zu ge⸗ 
währen und fie vor den fittlichen Gefahren der Großſtadt zu 
bewahren, daß ſie daher zu wohlthätigen und gemeinnützigen, 
aber nicht zu eigentlich milden Zwecken beſtimmt ſeien. 
Dieſe Feſtſtellungen beruhen auf Auslegung der klägeriſchen 
Statuten und der Schenkungsurkunden ſowie auf thatſächlicher 
Würdigung; dabei iſt von dem B. R. in Uebereinſtimmung 
mit wiederholten Entſcheidungeu des R. G. berückſichtigt, daß 
eine milde Stiftung gerade dadurch gekennzeichnet wird, daß 
ihr Hauptzweck darin beſteht, materiell bedürftigen Per⸗ 
ſonen durch Gewährung unentgeltlicher Vermögenszuwendungen 
Unterſtützung zu gewähren. Der Kl. kann daher in der 
Revifionsinftanz mit feinen Ausführungen, das O. L. G. habe 
ſeinen ſtatutenmäßigen Zweck theils unrichtig, theils zu enge auf- 
gefaßt, nicht gehört werden. Da ſonach der angeordnete Zweck 
der fraglichen Schenkungen ſich mit dem ſtatutenmäßigen Zwecke 
des klagenden Vereins nicht deckt, iſt dem letzteren die be⸗ 
anſpruchte Stempelfreiheit mit Recht von dem B. R. aberkannt 
worden. II. C. S. i. S. Diakoniſſen⸗Verein c. Fiskus vom 
8. Januar 1901, Nr. 306/1900 II. 

49. Tarifſtelle 10. 

Der B. R. iſt der Anfiht, daß die ſtreitige Tarifſtelle die 
Ausfertigungen nur ſolcher Schriftſtücke zum Gegenſtande 
habe, die für den Rechtsverkehr beſtimmt und in ſich ſelbſt 
für den Rechtsverkehr von Bedeutung ſeien. Das 
R. G. vermag nicht, ſich dieſer Auffaſſung anzuſchließen. — 
Eingehend begründet. VII. C. ©. i. S. Fiskus c. Pommerſche 
Landſchaft vom 28. Dezember 1900, Nr. 242/1900 VII. 

50. Tarifſtelle 25 0. 

1. Die Reviſion meint zunächſt, der Ausdruck „Abfindung“ 
paſſe nicht, wenn bei der Auseinanderſetzung der Geſellſchaft 
einer der Geſellſchafter „zurückbleibe“ und die Aktiva der Ge⸗ 
ſellſchaft „behalte“; ein ſolcher Theilhaber werde nicht „abge⸗ 
funden“. Dieſer Einwand erledigt fich ſchon allein dadurch, daß der 
Abſ. 2 der Tarifſtelle 25 d das Wort „Abfindung“ gar nicht 
enthält und dieſes Wort auch nicht nothwendig aus Abſ. 1 zu 
ergänzen iſt. Es kann daher unerörtert bleiben, ob jener Aus- 
druck, wenn er gebraucht wäre, oder zu ergänzen wäre, wirklich 
fo vollſtändig unpaſſend wäre, wie die Reviſion annimmt. Im 
Uebrigen aber muß bemerkt werden, daß es unrichtig und irre⸗ 
führend iſt, wenn die Reviſion bei der Auflöſung einer Geſell⸗ 
ſchaft von einem „zurückbleibenden“ Geſellſchafter und von einem 
„Behalten“ von Geſellſchaftsvermögen ſpricht. Löſt die Geſell⸗ 
ſchaft ſich auf, ſo „bleibt“ keiner der Geſellſchafter „zurück“ und 
kein, auch nicht der die Aktiva übernehmende Geſellſchafter „be⸗ 
hält“ das Geſellſchaftsvermögen, da er vor der Auflöſung der 
Geſellſchaft als Einzelner überhaupt nichts von dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen inne hatte. Das gilt in ganz gleichem Maße, mag 
die Geſellſchaft aus drei und mehr Perſonen oder nur aus zwei 
beſtanden haben. 2. Die Reviſion hegt weiter die Anſicht, daß, 
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wenn bei der Auflöſung der Geſellſchaft einer der Geſellſchafter 
die Aktiva übernimmt, ihm die darin begriffenen beweglichen 
und unbeweglichen Sachen nicht „Seitens der Geſellſchaft“ 
zum Sondereigenthum überlaſſen würden. Auch daß iſt nicht 
zutreffend, vielmehr iſt es auch bei der Auflöſung die Geſell⸗ 
ſchaft, die die ihr bisher gehörigen Gegenſtände dem fie über- 
nehmenden Geſellſchafter überläßt. Der Rechtsvorgang bei der 
vertraglichen Auflöſung ſplelt ſich ja nicht in der Weiſe ab, daß 
die Geſellſchaft ſchon mit der in dem Vertrage an erſter Stelle 
enthaltenen Erklärung: „Die Geſellſchaft wird hiermit aufge⸗ 
löͤſt“ nun ſofort in die iſolirten Perſönlichkeiten der bisherigen 
Geſellſchafter zerfiele, und daß nun alle weiter darauf folgenden 
Vertragsbeſtimmungen von den bisherigen Mitgliedern der Ge⸗ 
ſellſchaft nicht in dieſer Eigenſchaft, ſondern in derjenigen als 
geſondert einander gegenüberſtehende Einzelperſönlichkeiten ge⸗ 
troffen würden, vielmehr iſt der Inhalt des Auflöſungsvertrages 
ein einheitlicher. Der Geſellſchaftswillen, d. h. der ge- 
einte Willen der bisherigen Geſellſchafter als ſolcher 
thut ſich in dem ganzen Auflöſungsvertrage kund und gelangt 
nicht nur in der Willenserklärung, daß die Geſellſchaft zu be⸗ 
ſtehen aufhören ſolle, ſondern auch in den Beſtimmungen über 
die Art und Weiſe, wie ſich die Auflöſung zu vollziehen habe, 
zum Ausdruck und zur Wirkſamkeit. Damit erledigt ſich auch 
das Bedenken, der die Aktiva der Geſellſchaft übernehmende 
Geſellſchafter könne nicht mit ſich ſelbſt kontrahiren. Als 
Empfänger der bisher der Geſellſchaft gehörigen Sachen ſteht 
er nicht zwei oder mehreren getrennten Perſonen, nämlich ſich 
ſelbſt und dem oder den anderen bisherigen Geſellſchaftern, jeder 
als Einzelperſon gedacht, ſondern der Geſellſchaft und deren 
einheitlichem Willen gegenüber, der durch das Zufammen- 
ſtimmen ſeines Willens als Geſellſchafter mit dem Willen des 
oder der anderen Geſellſchafter gebildet wird. Das Rechtsver⸗ 
hältniß iſt hier nicht anders zu beurtheilen wie in dem Falle, 
wenn bei beſtehender Geſellſchaft einer der Geſellſchafter mit ihr 
kontrahirt. Weiteres iſt nicht erforderlich, um die Vorgänge bei 
der Auflöfung der Geſellſchaft rechtlich zu erklären. In der 
Sache, in welcher das in den Eutſcheidungen des R. G. Bd. 45 
S. 218 ff. veröffentlichte Urtheil des erkennenden Senats er⸗ 
gangen iſt, hatte der damalige B. R. geglaubt, das Sach- 
verhältniß noch weiter rechtlich ſo konſtruiren zu müſſen, daß 
einerſeits der mit Geld abgefundene Geſellſchafter bei der Ueber⸗ 
nahme der Aktiva durch den anderen Geſellſchafter dieſem gegen- 
über als Veitreter der Geſellſchaft fungire, und andererſeits, daß 
die Geldabfindung, die der die Aktiva übernehmende Geſell⸗ 
ſchafter zu zahlen habe, zunächſt zur Geſellſchaft fließe und erſt 
aus deren Hand dem in dieſer Weiſe mit Geld abgefundenen 
Geſellſchafter zukomme. In dem bezeichneten reichsgerichtlichen 
Urtheil (Entſch. Bd. 45 S. 231) war der Zweifel zum Aus- 
druck gebracht, ob dieſe juriſtiſche Konſtruktion — von der dort 
allerdings nur der damals allein intereſſirende zweite Punkt 
zur Erwähnung gekommen war — unbedingt nothwendig ſei. 
Dieſer Zweifel iſt berechtigt. Ein wirklich durchſchlagender 
Grund für dieſe rechtliche Geſtaltung der Dinge iſt nicht erkennbar 
und es iſt nicht erſichtlich, weshalb rechtlich die Annahme nicht 
ausreichen ſollte, daß, wenn nach dem Auflöjungdvertrage der 
eine Geſellſchafter die ſämmtlichen Aktiva (und Paſſiva) über⸗ 
nehme und dafür aus feinen Mitteln dem anderen Geſellſchafter 
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eine beſtimmte Geldſumme zahlen ſoll, die dem entſprechenden 
Vorgange ſich ohne Weiteres und direkt vollziehen, alſo ohne 
daß es hinſichtlich der Ausführung der Uebernahme der Aktiva 
noch erſt der Zwiſchenſchiebung eines Vertreters der Geſellſchaft 
in Geſtalt des mit Geld abgefundenen Mitgliedes und hinſicht⸗ 
lich der Geldabfindung noch erſt des Umweges der Vermittlung 
der Geſellſchaft bedarf. Weiter aber war in dem reichsgericht⸗ 
lichen Urtheil an der vorbezeichneten Stelle geſagt, entſcheidend 
konne es auf die eine oder eine andere rechtliche Konſtruktion hier 
nicht ankommen, da bei der Auslegung der Tarif— 
ſtelle 25d, wie deren Entſtehungsgeſchichte lehre, nach 
dem Willen des Geſetzgebers die wirthſchaftliche und ſteuerliche 
Seite der betreffenden Vorgänge für allein ausſchlaggebend zu 
erachten ſei. Dieſe Bemerkung hat in der gegenwärtigen Sache 
die Revifion zum Gegenſtande ihrer Polemik gemacht und zwar 
auf Grund der Unterſtellung, daß das R. G. in jenem Urtheile 
den allgemeinen Satz aufgeſtellt habe, bei der Auslegung 
des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 oder überhaupt ftempel- 
rechtlicher Normen ſeien ſtets die wirthſchaftlichen oder ſteuer⸗ 
lichen Geſichtspunkte den rechtlichen voranzuſtellen. Daß das 
R. G. in Wahrheit einen ſolchen allgemeinen Ausſpruch dort 
nicht gethan hat, zeigen Wortlaut und Sinn jener Stelle 
(a. a. O. S. 231); es hat ſich darauf beſchränkt, zu betonen, 
daß bei dem Verſtändniß der Tarifſtelle 25 d gemäß dem bei 
ihrer Entſtehung beſonders zum Ausdruck gelangten 
Willen des Geſetzgebers die wirthſchaftlichen und ſteuerlichen 
Erwägungen in den Vordergrund zu rücken ſeien. Hieran muß 
auch feſtgehalten werden. Sowohl die Motive der Regierungs- 
vorlage zu dieſer Tarifſtelle (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 45 
S. 223—225) als auch die hierauf bezüglichen Verhandlungen 
des Abgeordnetenhauſes find von dieſem wiederholt klar und 
beſtimmt ausgeſprochenen Gedanken (vergl. beiſpielsweiſe die 
Ausführungen des Finanzminiſters, Stenographiſche Berichte 
des Abgeordnetenhauſes 1895 S. 2502) beherrſcht und da auch 
die Faſſung des Geſetzes genügenden Spielraum läßt, um den 
Ausdruck des in dieſer Weiſe ſicher feſtgeſtellten Willens des 
Geſetzgebers darin zu erkennen, ſo iſt dieſem Willen bei der 
Auslegung Rechnung zu tragen und ſolche Rechtskonſtruktion 
abzuweiſen, welche zu einem von jenem abweichenden Ergebniß 
führt oder ſich dem geſetzgeberiſchen Gedanken nicht anpaſſen 
läßt. VII. C. S. i. S. Schindler c. Fiskus vom 28. Dezem⸗ 
ber 1900, Nr. 248/1900 VII. 

VIII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

51. Benutzung von Kirchhöfen. 

Zur Sache ſucht die Reviſion das von der Bekl. bean- 
ſpruchte ausſchließliche Benutzungsrecht weniger auf den Art. 11 
des Konſularbeſchluſſes vom 20. prairial X, als auf das mit 
dem Geſetze vom 18. germinal X publizirte Konkordat und 
die demſelben beigefügten organiſchen Artikel vom 26. Messi- 
dor IX zu ſtützen, indem hierdurch der katholiſche Kultus nach 
allen Richtungen wieder hergeſtellt und die freie Ausübung bed- 
ſelben garantirt worden ſei. Die Ausübung des katholiſchen 
Kultus habe von jeher das ausſchließliche Benutzungsrecht der 
Kirchhöfe mitumfaßt. Dieſes Benutzungsrecht könne neben dem 
den Civilgemeinden rechtskräftig zuerkannten Eigenthum an 
den Kirchhöfen beſtehen und ſei durch kein Geſetz den Kirchen ⸗ 
gemeinden entzogen. Dieſer Ausführung gegenüber muß darauf 
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hingewieſen werden, daß der Konſularbeſchluß vom 20. prairial X, 
welcher den Kirchengemeinden das Eigenthum an den Kirchhöfen 
entzogen hat, 2 Monate jpäter in den rheiniſcheen Departements 
publizirt worden iſt, als das Geſetz vom 18. germinal X. 
Wenn der Art. 11 des Prärialbeſchluſſes mit den Worten be⸗ 
ginnt: „Conformement à la loi du 18. germinal dernier“, jo 

will er damit ausdrücken, daß er die maßgebende Beſtimmung 

zur Ausführung des Germinalgeſetzes enthält, wie dies bereits 

in dem früheren Urtheile des R. G. vom 30. April 1897 her⸗ 
vorgehoben worden iſt. Würde alſo ein Widerſpruch zwiſchen 

dem Prärialbeſchluſſe und dem Geſetze vom 18. germinal vor- 
handen ſein, ſo würde der Inhalt des erſteren entſcheiden müſſen. 

Ein ſolcher Widerſpruch iſt aber nicht vorhanden. Die Kirch⸗ 

böfe werden weder in dem erſteren noch in dem letzteren er ⸗ 
wähnt. Der von der Reviflon angezogene Art. 12 des Kon⸗ 
kordats und der Art. 75 der organiſchen Artikel enthalten im 
Weſentlichen dieſelben Beſtimmungen wie der Art. 11 des Prä⸗ 

Q rialbefchluffee. Dieſen Art. 11 hat aber das R. G. in dem 
22 Urtheile vom 30. April 1897 in Uebereinſtimmung mit den 
= Votinſtanzen dahin ausgelegt, daß er fi auf die Kirchhoͤfe 
— — überhaupt nicht bezieht, daß alſo dieſe nicht „à la disposition 
— des ev&ques, surés et pretres desservans“ belaſſen worden 
= find, weder zu Eigenthum, noch zur ausſchließlichen Benutzung, 
— daß vielmehr die Kirchhöfe in der Hand des Staates, dem ſie 
durch Art. 2 des erwähnten Beſchluſſes zu Eigenthum über⸗ 
wieſen worden waren, verblieben und durch die ſpätere Geſetz⸗ 

— — gebung als Eigenthum der Civilgemeinden anerkannt worden 
— find. Dieſem Inhalte des Prärialbeſchluſſes gegenüber müßte 
— doch die beklagte Kirchengemeinde eine beſondere geſetzliche Be⸗ 
—ſlimmung für ſich anrufen können, wodurch den Kirchengemeinden 
cin ausſchließliches Benutzungsrecht an den Kirchhöfen überwieſen 
worden wäre. Die Vorſchrift des Konkordates, welche der 
fatholiſchen Kirche freie Ausübung ihres Kultus gewährleiſtet, 
5 und welche auch als die Grundlage des Prärialbeſchluſſes an- 
—zuſehen iſt, erſcheint nicht gerignet, den Anſpruch der Bekl. zu 
rechtfertigen. Wenngleich als richtig anerkannt werden muß, 

daß zur Ausübung des katholiſchen Kultus auch die Beſtattung 

der Verſtorbenen katholiſchen Glaubensbekenntniſſes auf dem 
kirchlich geweihten Kirchhofe gehört, und die kirchliche Behörde 

eine ungeftörte Ausübung auch dieſes Zweiges des katholiſchen 
Kultus auf Grund des Konkordates beanſpruchen kann, ſo iſt 

doch dieſes der Kirche gewährleiſtete Recht nicht gleichbedeutend 

mit einem civilrechtlichen, vom Eigenthum der Civilgemeinden 
losgelöſten, ausſchließlichen Benutzungsrechte der Kirchen⸗ 
gemeinde an den Kirchhöfen. Die fragliche Beſtimmung des 
Konkordates gehört dem öffentlichen Rechte an und greift über- 
haupt nicht in die civilrechtlichen Verhältniſſe ein, insbeſondere 

nicht in die Frage, wem das Eigenthum und das ausſchließliche 
Benutzungsrecht an den Kirchhöfen zuſteht. Dieſe Frage iſt 
feſtgelegt durch den Prärialbeſchluß vom Jahre X, welcher den 
Kirchengemeinden das Eigenthum an den Kirchhofen und damit 
zugleich das ausſchließliche Benutzungsrecht an denſelben ent⸗ 
zogen hat. Die Ausübung des katholiſchen Kultus in Anſehung 

der Beſtattung der Todten auf den geweihten Kirchhöfen kann 

auch ſehr wohl neben dem Benutzungsrechte der Civilgemeinden 

an den Kirchhöfen beſtehen. Die letzteren haben die ſtaatsrecht⸗ 

lich garantirte Befugniß der katholiſchen Kirchengemeinden, ihre 


Todten nach katholiſchem Ritus auf dem Kirchhofe zu begraben, 
anzuerkennen und darnach zu handeln. Wie im einzelnen Falle 
ein etwa entſtehender Konflikt durch Eingriff der Staatsgewalt 
zu löſen wäre, iſt hier nicht zu erörtern. Nach Vorſtehendem 
beruft ſich die Bekl. auch ohne Erfolg darauf, daß bei Erlaß 
des Prärialbeſchluſſes vom Jahre X, welcher in den rheiniſchen 
Departements zuerſt in die kirchlichen Vermögensverhältniſſe 
eingegriffen hat, thatſächlich bezüglich der Kirchhöfe gegen die 
früheren Zuſtände noch Nichts geändert geweſen ſei, und daß 
auch nach Erlaß des Beſchluſſes für den in Rede ſtehenden 
Kirchhof Alles beim Alten geblieben ſei, insbeſondere die 
Kirchengemeinde vor wie nach das ihr vor Erlaß des Beſchluſſes 
zweifellos auch rechtlich zuſtehende ausſchließliche Benutzungs⸗ 
recht fortwährend ausgeübt habe. Dieſe thatſächliche Ausübung 
konnte an den durch den Prärialbeſchluß geordneten rechtlichen 
Verhältniſſen Nichts ändern. Auf eine etwaige neue Erwerbung 
des beanſpruchten ausſchließlichen Benutzungsrechtes durch lang⸗ 
jährigen Beſitz würde die Bekl. ſich aus verſchiedenen Gründen 
nicht berufen können; ſie hat auch keinen Verſuch gemacht, auf dieſe 
Weiſe ihren Anſpruch zu begründen. Die Revifion hat nun weiter 
auszuführen geſucht, daß jedenfalls aus den Vorſchriften des De⸗ 
kreis über das Begräbnißweſen vom 23. prairial XII, ins- 
beſondere aus Art. 15 deſſelben, ſowie auch aus den Art. 36 
Nr. 4 und 37 des Fabrikendekrets vom 30. Dezemder 1809 die 
geſetzliche Anerkennung des ausſchließlichen Benutzungsrechts der 
Kirchengemeinden an den Kirchhöfen gefolgert werden müſſe. 
Das O. L. G. hat bereits die in dieſer Hinfiht von der 
Reviſion vorgebrachten Gründe einer eingehenden Erörterung 
unterzogen und iſt zu dem entgegengeſetzten Reſultate gelangt. 
Den Erwägungen des O. L. G. iſt beizupflichten. Was ins⸗ 
beſondere den Art. 15 des Dekrets vom 23. prairial XII be- 
trifft, ſo ſchreibt er vor, daß in denjenigen Gemeinden, in 
welchen Angehörige verſchiedener Konfejfionen wohnen, jeder 
Religionsgemeinſchaft ein beſonderer Ort für die Beerdigung 
der Todten zugewieſen werden ſoll, und daß, wenn nur ein ein⸗ 
ziger Kirchhof vorhanden iſt, dieſer für die verſchiedenen Kon⸗ 
feſſionen abgetheilt und jeder Theil durch Mauern, Hecken und 
Gräben für ſich abgeſchloſſen werden fol. Das O. L. G. ver- 
werthet dieſe Beſtimmung mit Recht für ſeine Auffaſſung, daß 
das Dekret nicht die Abſicht gehabt haben könne, den katho⸗ 
liſchen Kirchengemeinden die ausſchließliche Benutzung des 
ganzen Kirchhofs, wie fie von der Bekl. beanſprucht wird, zu⸗ 
zuwenden. Die Vorſchrift des Art. 15 hat ihre Bedeutung 
auch für ſolche Fälle, in welchen bei Erlaß des Dekrets nur 
eine Religionsgemeinſchaft vorhanden war und ſpäter andere 
hinzukommen würden. Hätte das Dekret die Abſicht gehabt, 
der einen beſtehenden Gemeinſchaft die ausſchließliche Be⸗ 
nutzung des ganzen Kirchhofs zuzuwenden, jo wurde es nicht 
zugleich angeordnet haben, daß dieſer Gemeinſchaft ſpäter die 
Bildung anderer Religionsgemeinſchaſten in der Gemeinde 
wieder Theile des Kirchhofes entzogen werden ſollten. Dazu 
kommt die Beſtimmung des Art. 19 des Dekrets, welche generell 
für alle Kirchhöfe anordnet, daß falls ein Geiſtlicher einer Re⸗ 
ligionsgemeinſchaft, unter welchem Vorwande es auch ſei, ſich 
weigere, ſeinen Beiſtand zur Beerdigung eines Todten zu leiſten, 
die Civilbehörde für die Beerdigung auf dem Kirchhofe Sorge 
zu tragen habe. Auch dieſe Beſtimmung iſt mit einem aus⸗ 
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ſchließlichen Benutzungsrechte der kirchlichen Gemeinde an dem 
Kirchhofe nicht vereinbar. II. C. S. i. S. Kath. Pfarrgemeinde 


in Auw c. Civilgemeinde in Auw vom 15. Januar 1901, 
Nr. 314/1900 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Hugo Krieger beim Amtsgericht Opladen; 
— Rechtsanwalt Julius Cohn beim Landgericht, beim Amts⸗ 
gericht Tyorn; — Rechtsanwalt Dr. jur. Jacob Kunreuther I 
beim Landgericht Gotha; — Rechtsanwalt Dr. Erwin 
Riezler beim Landgericht München I; — Juſtizrath Dr. 
Brinkmann beim Landgericht Hagen i. W.; — Juſtizrath König 
beim Landgericht Weimar, beim Ober ⸗ Landesgericht und beim 
Amtsgericht Jena; — Rechtsanwalt Dr. Max Preuß beim 
Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Fritz Leiprecht beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Georg Ludwig beim 
Landgericht Ulm; — Rechtsanwalt Hans Landau beim Land⸗ 
gericht Würzburg; — Rechtsanwalt Julius Fleiſcher beim Land⸗ 


gericht II Berlin; — Rechtsanwalt Schott beim Landgericht Caſſel; 


— Rechtsanwalt Wilhelm Kißkalt beim Landgericht München II; 
— Grerichtsaſſefſor Dr. Foertſch beim Oberlandesgericht Naum⸗ 
burg a. S.; — Rechtsanwalt Wunderlich beim Landgericht 
Oppeln; — Rechtsanwalt Ernſt Levi beim Landgericht 
Stuttgart; — Juſtiz⸗Referendar I. Klafſe Dr. Heinrich 
Schilling beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Joſeph Mohr beim Landgericht Stuttgart; — Rechtepraktikant 
Karl Seiderer beim Amtsgericht Vohenſtrauß; — Rechts⸗ 
anwalt Ernſt Morgen beim Landgericht Wies baden; — Rechts- 
anwalt Clemens Homborg beim Amtegericht Wattenſcheid; — 
Rechtepraktikant Hans Landau beim Amtegericht Erlangen; — 
Rechtsanwalt Dr. Konrad Wolfes beim Landgericht Dortmund; — 
Rechtsanwalt Ernſt Hagenmeyer beim Landgericht Schwäbiſch⸗ 
Hall; — Rechtsanwalt Joſef Echter beim Landgericht Lands⸗ 
hut; — Rechtsanwalt Julius Thoma beim Landgericht 
Augsburg; — Rechtsanwalt Hans Rinagel beim Oberlandes⸗ 
gericht Bamberg; — Rechtspraktikant Thaddäus Mühld orfer 
beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Dr. Willi 
Kaufmann beim Landgericht Leipzig; — Rechtspraktikant 
Paul Merckle beim Landgericht Frankenthal; — Rechtsanwalt 
Dr. Albert Zapf beim Landgericht Kaiſerslautern; — Rechts⸗ 
anwalt Ernſt Friedrich Adam Hofinger beim Landgericht 
Leipzig; — Rechtsanwalt Friedrich Hellmuth Eißner beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Zwickau i. S.; — Rechts- 
praktikant Oskar Gick beim Landgericht Fürth; — Rechts- 
anwalt Carl Georg Francke beim Landgericht und beim Amts- 
gericht Meißen; — Rechtsanwalt Mücke beim Amtsgericht 
Parchwitz; — Rechtsanwalt Dr. Johann Maria Kahlke beim 
Landgericht Altona; — Rechtsanwalt Gotthelf Friedemann 
Böhringer beim Landgericht und beim Amtsgericht Burgſtädt; — 
Rechtsanwalt Dr. Alfred Bolte beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Bromberg; — Rechtsanwalt Max Dresdener 
beim Landgericht Liegnitz; — Referendar Friedrich Herdegen 
beim Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
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Bellebaum beim Amtsgericht Siegen; — Rechtsanwälte 
Dr. Julius Guthmann, Dr. Leopold Mayer beim Amts⸗ 
gericht und beim Landgericht Mainz; — Rechtsanwalt Friedrich 
Nicolai beim Landgericht Limburg; — Rechtsanwalt Friedrich 
Mainzer beim Landgericht Darmſtadt; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Schrömbgens beim Landgericht Köln; — Rechtsanwalt 
Wiſſer beim Landgericht Oldenburg; — Rechtsanwalt Huguenin 
beim Amtsgericht Angerburg; — Rechtsanwalt Nathan Levi 
beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Gerichtsaſſeſſor Anton 
Müller beim Amtsgericht Poſen; — Rechtsanwalt Dr. Paul 
Israel beim Landgericht Hannover; — Gerichtsaſſeſſor Bruno 
von Görſchen beim Landgericht Aachen; — Rechtsanwalt 
Kurt Simon beim Amtsgericht Calw; — Rechtsanwalt 
Dr. Rudolf Albert Baum beim Amtsgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Richard Goßner beim Landgericht Memmingen. 


Löſchungen. 
Rechtsanwalt Valentin Roth beim Landgericht Aſchaffen⸗ 
burg; — Juſtizrath König beim Amtsgericht Jena; — 


Rechtsanwalt Karl Mesmeringer beim Landgericht Münden; — 
Rechtsanwalt Heinrich Hierer beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwälte Adolf Schwalber, Julius Richter beim Land⸗ 
gericht Landshut; — Rechtsanwalt Richard Goßner beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Schmidt beim Amts⸗ 
gericht Droſſen; — Rechtsanwalt Albert Ordo lf beim Amtsgericht 
Burglengenfeld; — Rechtsanwalt Johann Scharberg beim 
Landgericht München II; — Rechtsanwalt Ernſt Friedrich Rudolph 
Schmidt beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Pohl 
beim Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwalt Louis Gotzmann 
beim Amtsgericht Hultſchin; — Juſtizrath Aldefeld beim 
Landgericht Limburg; — Rechtsanwalt Johann Linder beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Nathan Levi beim 
Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Theodor Prenitzer 
beim Landgericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Hermann Kneif el 
beim Amtsgericht Stromberg; — Rechtsanwälte Hermann 
Zeitſchel, Julius Zade beim Landgericht I Berlin; — Juſtiz - 
rath Theodor Ludwig Emanuel Dirkſen beim Land» 
gericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Franz Oppenheimer 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Runde in 
Stolp i. P.; — Rechtsanwalt Jonas in Weilburg; — 
Rechtsanwalt Alexi in Gelſenkirchen; — Rechte anwalt 
Angrick in Braunsberg; — Rechtsanwalt Dunſt in Stras- 
burg i. Weſtpr.; — Rechtsanwalt Richard Schulze in Stendal. 


Todesfälle. 

Juſtizrath Hedde in Segeberg; — Rechtsanwalt Carl 
Otto Leuthold in Dresden; — Rechtsanwalt Auguſt Wagner 
in Heidelberg; — Juſtizrath Ferdinand Heinrich Gerlach 
in Dresden; — Rechtsanwalt Paalzow in Seelow; — 
Rechtsanwalt Dr. Oskar Bruno Haar in Sorau; — Rechts 


anwalt Leopold Katz in Berlin; — Rechtsanwalt Urbach in 
Breslau. 
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Zu § 873 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. in der Grund⸗ 
buchſache von Barmbeck vom 26. Januar 1901, 
B Nr. 5/1901 V. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Der Beſchwerdeführer hat die weitere Beſchwerde beim 
Oberlandesgericht in Hamburg eingelegt. Das Oberlandes gericht 
geht davon aus, daß, wenn die zu Gunſten des Nachbar⸗ 
grundſtücks beabſichtigte Eintragung der Eigenthumsbeſchränkung 
zuläſſig wäre, der Eintragung eines Vermerks, daß die Beſeiti⸗ 
gung der Beſchränkung von der Zuſtimmung des in dieſer Be⸗ 
ziehung nach § 8 des Baupolizeigeſetzes durch die Baupolizei⸗ 
behörde vertretenen Staates abhänge, nach dem durch 
Art. 111 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und 5 83 der Grundbuchordnung aufrecht erhaltenen Hamburger 
Rechte nichts entgegenſtehen würde. Einer Nachprüfung dieſer 
Auficht bedarf es im vorliegenden Falle nicht. Das Oberlandes- 
gericht iſt nämlich ferner der Rechtsauffaſſung, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Reichsgrundbuchrechts der Begründung einer 
Grunddienſtbarkeit zu Gunſten eines Grundſtücks an einem 
anderen, demſelben Eigenthümer gehörenden Grundſtücke nicht 
entgegen ſtänden, möchte daher der Beſchwerde abhelfen, fühlt ſich 
jedoch daran durch den (in den Entſcheidungen in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichts barkeit und des Grundbuchrechts; 
zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamte Bd. 1 S. 167 ff.) mit- 
getheilten Beſchluß des Kammergerichts in Berlin vom 24. Sep- 
tember 1900 behindert und hat demgemäß die weitere Be⸗ 
ſchwerde unter Begründung feiner Rechtsauffaſſung dem Reichs 
gerichte vorgelegt. 

Die weitere Beſchwerde iſt für unbegründet zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Das Kammergericht hat in jenem ganz ähnlich liegenden 
Falle, in welchem die Ertheilung der Bauerlaubniß ſeitens der 
Behörde ebenfalls davon abhängig gemacht war, daß der die 
Erlaubniß nachſuchende Cigenthümer zweier Grundftücke auf dem 
einen zu Gunſten des anderen eine negative Grunddienftbarkeit 
eintragen laſſe, die vom Eigenthümer bewilligte und beantragte 
Eintragung für unſtatthaft erklärt, weil nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch ($ 873) und den Motiven zum I. Entwurf zum 


Erwerb einer Grunddienſtbarkeit ein zweiſeitiger Stiftungsakt 
erforderlich ſei, weil die einſeitige Erklärung des Eigenthümers 
der beiden in Betracht kommenden Grundſtücke die Einigung 
nicht erſetzen konne, auch 8 181 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entgegenftebe, weil endlich auch aus 8 19 der Grundbuchordnung, 
nach welchem die Eintragung erfolgt, wenn derjenige ſie be⸗ 
willigt, deſſen Recht von ihr betroffen wird, die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Eintragung nicht hergeleitet werden könne, da dieſe Be⸗ 
ſtimmung das Grundbuchamt nicht verpflichte oder berechtige, 
Rechtsverhältniſſe einzutragen, welche für e oder 8 
rechtlich unmöglich zu erachten find. 

Die einzelnen vom Oberlandesgericht in Hamburg gegen 
dieſe Ausführungen erhobenen Bedenken erweiſen ſich als nicht 
ſtichhaltig. | 

1. Es muß — wie eingehend begründet wird — an- 
genommen werden, daß für das gemeine Recht der, wie das 
Oberlandesgericht anerkennt, allein der Rechtslogik entſprechende 
Grundſatz galt, Niemand könne einem feiner Grundſtücke an 
dem anderen eine Grunddienſtbarkeit einräumen, weil die Ser- 
vitut begrifflich ein Recht an fremder Sache iſt (Windſcheid 
Pandekten Bd. 1 8 200) und weil Niemand mit ſich ſelbſt 
einen Vertrag ſchließen kann. Der gleiche Grundſatz iſt vom 
erkennenden Senate für das in den hier in Betracht kommenden 
Beziehungen nicht abweichende Preußiſche Recht aufgeſtellt 
worden (Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 13 S. 251). 

2. Das Oberlandesgericht unterſucht ſodann, ob das 
Bürgerliche Geſetzbuch dem von ihm für richtig gehaltenen ge⸗ 
meinrechtlichen Rechtsſatz entgegenſtehe. Bei richtiger Auf ⸗ 
faſſung des gemeinen Rechtes hätte die Frage vielmehr dahin 
geſtellt werden müſſen, ob die nach gemeinem Rechte undenkbare 
einſeitige Beſtellung ſervitutariſcher Rechte, nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs möglich erſcheint. Die dem Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuch ſeitens des Oberlandesgerichts entnommenen 
Argumente verſagen ſämmtlich. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
fteht ganz auf dem Standpunkte des bisherigen Rechtes. Nach 
§ 873 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt zur Belaſtung eines 
Grundſtücks mit einem Rechte die Einigung des Berechtigten 
und des anderen Theiles über den Eintritt der Rechtsänderung 
und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch 
erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorſchreibt. 
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Ein Anderes iſt hinſichtlich der Beſtellung begrenzter dinglicher 
Rechte durch rechtsgeſchäftliche Erklärung nur in einzelnen Fällen 
vorgeſchrieben. Es iſt eine Einigung nicht erforderlich, wielmehr 
genügt eine einfeitige vom Eigenthümer dem Grundbuchamte 
gegenüber abgegebene Erklärung, z. B. zur Beſtellung einer 
Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber (Bürgerliches Geſetzbuch 8 1188), zur Beſtellung 
einer Grundſchuld mit Ausſtellung des Grundſchuldbriefs auf 
den Inhaber (Bürgerliches Geſetzbuch 58 1192, 1195) und zur 
Beſtellung einer Grundſchuld für den Eigenthümer (Bürgerliches 
Geſetzbuch § 1196). Für die Beſtellung einer Grunddienſt⸗ 
barkeit fehlt es an einer ſolchen Ausnahmebeſtimmung. Liegt 
aber keiner der im Geſetze beſtimmten Ausnahmefälle vor, dann 
iſt zur Entſtehung des begrenzten Rechtes an einem Grundftück 
Einigung, d. h. ein zweiſeitiger Akt erforderlich. Gegen dieſen 
Regelgrundſatz kann mit Erfolg der § 889 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht in's Feld geführt werden, uach welchem 
ein Recht an einem fremden Grundſtücke durch Vereinigung 
(Konfuſion, Konſolidation) nicht erliſcht. Denn 5 889 
ſetzt ein gültig beſtelltes und eingetragenes Recht voraus, welches 
während der Dauer der Vereinigung nicht etwa dem Eigen ⸗ 
thümer als Recht an eigener Sache zuſteht, vielmehr ruht und 
erft bei Loͤſung der Vereinigung wieder auflebt, nicht etwa in 
Folge eines einſeitigen Aktes des Eigenthümers neu entſteht, 
ſondern auf Grund einer früheren Einigung mit der Löſung 
der Vereinigung von ſelbſt wieder in das Leben tritt (vgl. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 13 S. 251). 
Eine Einigung ſetzt begrifflich und nach dem wortdentlichen 
Inhalte des 5 873 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Zufammen- 
wirken mindeſtens zweier Perſonen voraus. Mit Recht nimmt 
das Kammergericht dieſerhalb auf den 8 181 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Bezug, aus welchem ſich zur Evidenz ergiebt, daß 
Niemand im eigenen Namen mit ſich ſelbſt ebenfalls im eigenen 
Namen ein Rechtsgeſchäft ſchließen kann, falls dies nicht etwa 
im Geſetz in Ausnahmefällen beſonders geſtattet iſt. Eine 
ſolche Ausnahmebeſtimmung kann vielleicht im § 1009 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gefunden werden, nach welchem die 
Belaftung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks (z. B. mit einer 
Grunddienſtbarkeit) zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines anderen Grundſtücks ſowie die Belaſtung eines anderen 
Grundftücks zu Gunſten der jeweiligen Eigenthümer des 
gemeinſchaftlichen Grundſtücks nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß das andere Grundſtück dem Miteigenthümer des gemein⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks gehört. In allen dieſen Fällen iſt der 
Miteigenthümer zugleich Berechtigter und Verpflichteter (vgl. 
Turnau - Förſter, Bd. 1 S. 383 f.). Aber wenn dies auch 
richtig iſt, ſo liegt doch eben nur eine Ausnahme von der 
Regel des 8 181 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor, welche 
darin ihren Grund hat, daß der Miteigenthümer nicht blos 
mit ſich ſelbſt, ſondern zugleich auch mit den anderen Mit- 
eigenthümern kontrahirt. Vergebens ruft ferner das Ober⸗ 
landesgericht den 8 1018 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an. 
Aus ſeinem Wortlaute, nach welchem ein Grundſtück zu 
Gunften des jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grund- 
ſtücks mit einer Grund dienſtbarkeit belaſtet werden kann, läßt 
ſich nicht herleiten, daß der jeweilige Eigenthümer des anderen 
Grundſtücks mit dem des zu belaſtenden Grundſtücks identiſch 
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fein könne, daß mit § 1018 eine Ausnahme von der Regel des 
& 181 beabſichtigt worden ſei. Wenn der Wortlaut des 8 1018 
aber wirklich einen Zweifel darüber aufkommen ließe, ſo geht 
doch aus den folgenden Paragraphen deutlich hervor, daß für 
das durch die Grunddienſtbarkeit begründete Verhältniß zwei 
Perſonen vorausgeſetzt werden, nämlich der Berechtigte und der 
Eigenthümer des belafteten Grundſtücks, daß demnach nach dem 
Syſteme des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Grunddienſtbarkeit 
nur an einem fremden Grundſtücke beſtehen kann. Dies iſt 
auch die Auffaſſung der Motive (Bd. 3 S. 480), welche, wenn 
ihnen auch kein ſelbſtändiges Gewicht beizulegen ſein mag. 
doch jedenfalls zur Unterſtützung eines durch Auslegung des 
Geſetzes ſelbſtaͤndig gewonnenen Reſultats herangezogen werden 
konnen. Die Motive fagen a. a. O. ganz im Einklange mit 
den obigen Ausführungen: 
„Der Begründung einer Grunddienſtbarkeit zu Gunſten 
eines eigenen Grundſtücks an einem anderen eigenen 
Grundſtücke durch den Eigenthümer beider Grundſtücke 
ſteht der Umſtand hindernd im Wege, daß die Möglich- 
keit eines Vertrages mit ſich ſelbſt in dieſem Falle nicht 
anzunehmen iſt“. 

Vergeblich beruft das Oberlandesgericht ſich endlich noch 
auf den 8 19 der Grundbuchordnung, nach welchem eine Ein- 
tragung erfolgt, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von 
ihr betroffen wird. Aus dieſer Vorſchrift ergiebt ſich nichts 
weiter, als daß das Grundbuchamt beim Vorliegen der ſonſtigen 
Boransfegungen die Eintragung von dem Nachweiſe der zur 
Begründung des einzutragenden Rechtes erforderlichen Einigung 
nicht abhängig machen darf. Daneben beſteht aber die Pflicht 
des Grundbuchamts, unzuläſſige Eintragungen abzulehnen (vgl. 
Grundbuchordnung § 54 Abi. 1 Satz 2). An einem eigenen 
Grundſtücke kann der Eigenthümer keine Grunddienſtbarkeit be⸗ 
ſtellen. Eine Urkunde, in der er ſie dennoch bewilligt, läßt er⸗ 
kennen, daß eine unzuläſfige Eintragung begehrt wird, und 
des halb muß der Eintragungsantrag abgelehnt werden. 


Zu den 88 883, 884 B. G. B. 
Erkenniniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schmidt 
6. Schmidt vom 11. Januar 1901, Nr. 297/1900 III. 
II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Nach der im Vorprozeſſe ergangenen rechtskräftigen Entichet- 
dung iſt die Beklagte Fiduziarerbin, die Klägerin Univerſalfideikom⸗ 
miſſarin und hat als ſolche einen Anſpruch auf demnächſtige 
Reſtitution. Dadurch, daß die Beklagte unbeſchränkt als Eigen⸗ 
thümerin im Grundbuch eingetragen iſt, wird dieſer Anſpruch 
gefährdet, da jeder gutgläubige Dritte trotz des nach dem Ge⸗ 
ſetze in Verbindung mit den Beſtimmungen des Teſtaments 
beſtehenden beſchränkten Veräußerungsverbots auf Grund des 
bereits anwendbaren & 892 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zum 
Nachtheil der Klägerin dingliche Rechte an dem Grundſtücke 
von der Beklagten würde erwerben können. Bei dieſer Sach- 
lage iſt nach den Beſtimmungen der Civilprozeßordnung und 
den 88 883, 884 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die erlaſſene 
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einſtweilige Verfügung unbedenklich und verletzt nicht die Be⸗ 
ſtimmung des Teſtaments, daß die Beklagte von Kautions⸗ 
leiſtung frei ſein ſoll. Durch die verfügte Eintragung ſoll nur 
zur Kenntniß Dritter die Verfügungsbeſchränkung der Beklagten 
genau in dem Umfange gebracht werden, wie ſie nach dem 
Teſtamente ihres Ehemannes beſteht, damit nicht die ſonſt etwa 
vorhandene Unkenntniß Dritter der Klägerin nachtheilig werde. 
Die Beklagte wird dadurch nicht weiter beſchränkt, als im 
Teſtamente beſtimmt iſt. 

Die einſtweilige Verfügung iſt ihrer Natur nach nur eine 
proviſoriſche Maßregel; den zu fihernden Streitgegenſtand 
bildet die von ihr beſtrittene Verpflichtung der Beklagten, die 
Eintragung des Veräußerungsverbots zu bewilligen. — Glaubt 
die Beklagte, daß es in ihrem Intereſſe liege, die Klägerin zur 
Erhebung der Klage zu veranlaſſen, jo muß fie bei dem nach 
den 59 926, 936 der Civilprozeßordnung zuſtändigen Gerichte 
Anträge ſtellen; in der Reviſionsinſtanz iſt ein ſolcher Antrag, 
der übrigens auch nicht ſchriftlich eingereicht worden iſt, nicht 
zuläſſig. 

Die Meinung der Revifion, es liege ein fideicommissum 
ejus quod supererit vor, und deshalb ſei die Eintragung 
einer Verfügungsbeſchränkung nicht zuiäſſig, wird ſchon dadurch 
widerlegt, daß bei einem derartigen Fideikommiſſe der Fiduziar⸗ 
erbe bis zu / des Nachlaſſes ohne jede Beſchränkung ver- 
äußern und belaſten darf, während im vorliegenden Falle das 
im Teſtamente näher begrenzte Veräußerungsverbot den ge⸗ 
ſammten Nachlaß ohne Unterſchied betrifft. 


Zur Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Nothfriſten 
von Juſtizrath L. Cohn, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


In einem Falle, den das Reichsgericht in der Jur. Wochenſchr. 
vom 19. Januar 1901 behandelt, hatte der Gerichtsvollzieher 
überſehen, die auf der beglaubigten Abſchrift der Berufungs⸗ 
ſchrift befindliche Terminsbeſtimmung zu beglaubigen. Das 
Reichsgericht hat unter Billigung der Anſicht des Kammer- 
gerichts die Wiedereinſetzung verſagt. Die Bedeutung dieſer 
Entſcheidung iſt von außerordentlicher Tragweite, ſie gilt natür⸗ 
lich für die Einſpruchs⸗ wie für die Berufungs- und Revifionsfrift. 

Ich halte weder die Begründung noch das Ergebniß des 
Urtheils für zutreffend und will in Folgendem meine Bedenken 
zur Geltung bringen. 

Die Beſtimmungen über die Wiedereinſetzung, ſoweit ſie 
bier intereſfiren, hat die Novelle zur C. P. O. im Weſentlichen 
unberührt gelaſſen; ob ihr Sinn überall derſelbe geblieben, 
darüber wird noch zu verhandeln ſein. 

Der Rechtszuftand iſt danach der folgende: 

Für die Wiedereinſetzung gilt zunächſt derſelbe Grundſatz, 
der für die Verſäumung jeder Friſt gilt: das Verſehen eines 
Vertreters iſt Verſehen der Partei, die Säumniß entſchuldigt 
es nicht. Wohl aber rechtfertigen Naturereigniſſe oder andere 
unabwendbare Zufälle die Wiedereinſetzung auf den Antrag der 
Partei, wenn ſie die Innehaltung der Friſt verhindert haben. 
Von dieſer Regel enthält der § 213 Abſ. 1 ͤ. F. (5 235 n. F.) 
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die als Ausnahme zu denkende Beſtimmung, daß die Wieder⸗ 
einſetzung auf Antrag auch dann zu ertheilen iſt, wenn ſpäteſtens 
am dritten Tage vor Ablauf der Nothfriſt das zur Wahrung 
derſelben zuzuſtellende Schriftſtück einem der Zuſtellungs⸗Organe 
(Gerichtsſchreiber oder Gerichtsvollzieher) zum Zwecke der Zu⸗ 
ſtellung übergeben iſt.“) Die Wiedereinſetzung muß innerhalb 
einer einmonatlichen Friſt nach Ablauf der verſäumten Nothfriſt 
beantragt werden. So wenigſtens die Regel. Aber dieſe kehrt 
ſich in ihr Gegentheil um, weil der Abi. 3 des § 214 ä. F. 
(8 236 Abſ. 3 n. F.) Folgendes beſtimmt: 
„Im Falle des § 213 Abſ. 1 (5 235 Abſ. 1) kann die 
Wiedereinſetzung auch in dem für die mündliche Ver⸗ 
hanndlung beſtimmten Termin ohne vorgängige Zuſtellung 
eines Schriftſatzes beantragt werden, wenn die Zuſtellung 
der Ladung zu dem Termin innerhalb der einmonatigen 
Friſt nach Ablauf der verſäumten Nothfriſt erfolgt iſt.“ 
Alle dieſe Beſtimmungen find nicht einwandsfrei, nament 
lich die letzte, wörtlich hier wiedergegebene ruft Zweifel wach: 
Das Axiom, daß Verſehen des Vertreters Verſehen der Partei 
iſt, war im Hinblick auf die damaligen Anſchauungen in den 
gemeinrechtlichen Gebieten, die zum Theil hiervon abwichen, 
aufgenommen worden. Vielleicht war dies überflüſſig, denn 
nunmehr entſtand der Zweifel, was dann die C. P. O. unter 
einem Vertreter verſtehe. Die Naturereigniſſe in 8 211 ä. F. 
(8 233 n. F.) find als Beiſpiele gedacht, auch fie find unab⸗ 
wendbare Zufälle, die letzteren ſind aus der vis major des 
gemeinen Rechts hervorgegangen, ob ſie mit dieſer identiſch find, 
wie die Motive meinen (S. 460 der Kortkampf'ſchen Ausgabe) 
iſt, wie noch zu zeigen iſt, keineswegs ſicher. Die 8$ 213, 214 
Abſ. 3 ä. F. (§ 235, 236 n. F.) find keine logiſche Folgerung 
aus dem Aufbau der Normen, ſondern Zugeſtändniſſe an das 
jus acquum, die ſpäter eingefügt wurden. 
Die Beſtimmung des 5 214 Abſ. 3 insbeſondere iſt unklar. 
Nach dieſer Einleitung gehe ich auf die angegriffene Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts ein. Letzteres führt Folgendes aus: 
Der Mangel der Beglaubigung wäre geheilt worden, wenn 
die Gegenpartei ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf die Rüge 
verzichtet hätte. Das ſei aber nicht geſchehen (§ 295 C. P. O. 
n. F.). Die Nichtbeglaubigung beruhe auf einem Verſehen des 
Gerichtsvollziehers, das ſei kein unabwendbarer Zufall. Der 
Ausnahmefall des § 233 Abf. 1 (Uebergabe zur Zuftellung am 
drittletzten Tage) liege nicht vor. Im Uebrigen genüge aber 
nicht der bloße Mangel eines Verſchuldens der Partei. Das 
Verſehen des Gerichtsvollziehers ſei vermeidbar, fein Verfchulden 
entſchuldige die Partei nicht, weil ſie ſich ſeiner bei der 
Zuſtellung als ihres Beauftragten bedient habe. 
Zuvörderſt iſt es nun unrichtig, daß auf die Rüge dieſes 
Verſehens von der Gegenpartei verzichtet werden könne, denn 
nach 8 535 C. P. O. n. F. hatte das Berufungsgericht von 
Amtswegen zu prüfen, ob die Berufung an ſich ſtatthaft und 
ob ſie in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt iſt. Nicht 
§ 295 Abſ. 1, ſondern 8 295 Abſ. 2 kommt zur Anwendung. 
Das war auch früher die Anſicht des Reichsgerichts. Bd. 10 
S. 362. 


) Die Einfügung des Gerichtsſchreibers iſt neu und wegen 
§ 207 Abſ. 2 nothwendig geworden. 
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Ich werde in Folgendem darauf verzichten, die Anfichten 
der Kommentatoren heranzuziehen und mich bemühen, aus der 
Rechtſprechung dieſes höchſten Gerichts, ſoweit dies angängig 
iſt, feine neue Anficht zu widerlegen. 

Für die Sache ſelbſt wird es ſonach vor Allem darauf an ⸗ 
kommen feſtzuſtellen, ob der die Zuſtellung bewirkende Gerichts⸗ 
vollzieher der Beauftragte der Partei ſchlechtweg iſt oder nicht. 
Früher war das Reichsgericht anderer Anficht. In der oben 
citirten Entſcheidung war die Zuſtellung der Berufungsſchrift 
nach der Zuſtellungs⸗Urkunde an den erwachſenen Sohn des 
Anwalts I. Inſtanz erfolgt, während der Sohn thatſächlich noch 
ein Kind war. Aus den Motiven zu 8 260 C. P. O. (d. F.) 
leitete der Gerichtshof her, daß der Zuftellungs⸗Beamte kein 
Partei⸗Vertreter; er werde als öffentlicher Beamter in Thätigkeit 
geſetzt, meiſtens ſtehe der Partei nicht einmal die Auswahl zu. 

Dieſe Anficht iſt nun mit folgender Einſchränkung zu billigen. 

Die Zuſtellung erfolgt für die Partei, wie das Geſetz fich 
ausdrückt, für fie oder auf ihr Betreiben (88 194, 208 C. P. O. 
n. F.); ihr ſteht entgegen die von Amtswegen zu bewirkende Zu⸗ 
ſtellung (8 208 a. a. O.). Man kann hiernach wohl von 
einem Partei-Auftrage ſprechen. Der Gerichtsvollzieher bezieht 
ſeine Gebühren für die gelungene oder mißlungene Erledigung 
des Auftrages. Hierin hat die Novelle zur C. P. O. nichts 
geändert. Der Zuſtellungs⸗Akt als ſolcher iſt eine öffentliche 
Amtshandlung, die der Gerichtsvollzieher in der vorgeſchriebenen 
Form auszuführen hat. Auf die Niederſchrift und das ganze 
Verfahren hierbei hat die Partei keinerlei Einfluß, der Inhalt 
jener iſt keine Partei⸗Erklärung, wie beſonders betont werden 
muß, er iſt vielmehr die Wiedergabe des Ergebniſſes, wie ſich der Ge⸗ 
richts vollzieher kraft feines Amtes des Auftrages entledigt hat. Unter- 
bleibt die Zuſtellung überhaupt — dies tft beſonders charakte- 
riſtiſch — dann unterbleibt ein Auftrag und eine Amtshandlung; 
für jene Unterlaſſung haftet er der Partei, für dieſe ſeinem 
Dienſtherrn dem Staat, der ihn zur Verantwortung zieht. Nur, 
wenn der Gerichtsvollzieher beide Funktionen erfüllt, handelt er 
auftrags- und pflichtgemäß. Weil alſo der Gerichtsvollzieher 
auch ein Beauftragter der Partei iſt, folgt nicht, daß damit 
ſeine Thätigkeit als Amtsperſon in den Hintergrund tritt oder 
richtiger, daß das Amt von dem Auftrage überhaupt abſorbirt 
wird. Die einſeitige Betonung des Auftrages iſt ſchief, von ihr 
iſt die neueſte Entſcheidung des Reichsgerichts beeinflußt, und 
deshalb iſt fie m. E. falſch. Damit würde der Entſcheidungs⸗ 
grund des Reichsgerichts fallen. Damit iſt ſelbſtverſtändlich die 
Frage nicht beantwortet, ob nicht die Entſcheidung ſich aus 
anderen Gründen aufrecht erhalten läßt. Die Beantwortung 
dieſer Frage erfordert, auf das Weſen der Wiedereinſetzung nun⸗ 
mehr einzugehen. 

Was iſt alſo zuvörderſt unabwendbarer Zufall? 

Von der Anſicht der Motive, wie fie oben bereits an⸗ 
geführt, die an den Art. 395 des früheren H. G. B. anknüpft, 
iſt eine Entſcheidung des Reichsgerichts aus älterer Zeit beherrſcht, 
die unter Bezugnahme auf eine Reihe von Entſcheidungen des 
R. O. H. G. Folgendes ausführt: 

„Es ſei unabwendbarer Zufall ein mit der äußerſten 
nach Lage der Sache vernünftiger Weiſe zu erwartenden 
Vorficht weder ganz zu verhinderndes, noch unſchädlich 
zu machendes Ereigniß.“ R. G. Bd. 2 S. 426. 
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Dagegen giebt das Reichsgericht in einer neueren Ent⸗ 
ſcheidung folgende Begriffsbeſtimmung: 

„Der unabwendbare Zufall ſei nicht abſolut zu nehmen, 
er ſei ein ſolches Ereigniß, das durch die vernünftiger 
Weiſe zu erwartende Sorgfalt einer Partei nicht ab⸗ 
gewendet werden könne. R. G. Bd. 17 Nr. 98. 

Nun habe aber der Anwalt II. Inſtanz, heißt es 
weiter, nicht vorausſehen koͤnnen, daß der Brief vom 
4. Auguſt nicht in dem auf der Adreſſe angegebenen 
Geſchäftslokal abgegeben, ſowie, daß der Adreſſat und 
deſſen Buchhalter am 5. Auguſt verreiſt, daher die Be⸗ 
ſtellung des Briefes bis zum 6. Anguſt, alſo bis nach 
Ablauf der am 5. Auguſt endenden Berufungsfrift ver- 
zoͤgert ſei.“ 

Jur. Wochenſchr. 1896 S. 334 Nr. 5 u. 6. 

Die Verſchiedenheit beider Begriffsbeſtimmungen ſpringt in 
die Augen. Dort ftellt das Reichsgericht die Anforderung das 
ſchädigende Ereigniß nicht nur zu verhindern, ſondern auch das 
trotzdem eingetretene Ereigniß unſchädlich zu machen. Hier tft 
das zweite Erforderniß nicht aufgeſtellt. Nur die neuere Ent⸗ 
ſcheidung iſt die zutreffende. Schon die Anlehnung an die 
ältere Rechtſprechung des R. O. H. G. iſt nicht unbedenklich, 
denn trotz des Citats des Art. 395 des H. G. B. in den Motiven 
iſt die C. P. O. aus ſich ſelbſt auszulegen, es iſt zu prüfen, ob 
der für ganz andere Fälle berechnete Begriff und Maßſtab des 
H. G. B. in den Aufbau der prozeſſualen Beſtimmungen paßt. 
Sprachlich betrachtet iſt unabwendbarer Zufall ein ſolcher, der 
nicht abgewendet werden kann, nicht ein ſolcher, der als unab⸗ 
wendbar eingetreten und deſſen ſchädigende Folgen nicht mehr 
zu beſeitigen waren. Eine Verquickung beider Momente hat 
ſchon von vornherein das Mißliche, daß ſich zwar gegenüber 
dem vollendeten Ereigniß beſtimmen laſſen wird, ob es abwendbar 
war oder nicht, daß man aber das Gebiet vager Vermuthungen 
häufig dann betreten wird, wenn man die Frage entſcheiden 
will, ob in dem einen oder anderen Falle eine Entkräftung der 
Folgen hätte herbeigeführt werden können oder nicht; denn nie ⸗ 
mals läßt fi mit Beſtimmtheit ſagen, ob gerade dieſe oder jene 
Maßregel in dem thatſächlichen Verlaufe der Ereigniſſe Erfolg 
gehabt hätte. Von einem anderen Geſichtspunkte aus iſt ſpäter 
hierauf zurückzukommen. 

Wenn nun die C. P. O. im Weiteren (5 233 n. F., § 311 d. F.) 
die Verhinderung der Einhaltung der Nothfrift erfordert, fo 
wird kaum ein Zweifel beſtehen, daß das Vorhandenſein dieſes 
Erforderniſſes nun von Fall zu Fall feſtzuſtellen iſt. Für die 
juriſtiſche Erörterung iſt es bisher kaum in Betracht gekommen, 
m. E. ſehr zu Unrecht. Es find nämlich folgende Gefichts- 
punkte auseinander zu halten, die, wie ſich noch zeigen wird, 
für die Auslegung der 88 213, 214 (235, 236 n. F.) von 
Werth find: Die Einhaltung der Nothfriſt iſt entweder an der 
unterbliebenen oder an der nicht legalen Zuſtellung geſcheitert. 
Für die Frage nun, ob ein Verſchulden der Partei oder ein 
Zufall vorliegt, ob das Eine oder Andere vermeidbar war, die 
Friſt alſo inne gehalten werden konnte, iſt Folgendes zu be⸗ 
achten. Die Partei kann ſich nicht mit der Unkenntniß der 
unterbliebenen Zuſtellung entſchuldigen, den einzigen Fall 
ausgenommen, daß die Zuſtellungsurkunde fälſchlich angefertigt, 
in Wahrheit alſo fingirt iſt. Die nicht legale Zuſtellung 
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kun eine verſpätete ſein oder auf Mängeln der Zuſtellungs urkunde 
und des Zuſtellungsakts oder der Ladung beruhen. Mängel der 
afteren beiden Arten werden in der Regel (Ausnahme: R. G. 
Bd. 10 S. 362), Mängel der Letzteren nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe der Partei erkennbar werden. So wird regelmäßig 
die Partei nicht in der Lage fein ein Verſehen des Gerichts. 
vollziehers bei der Zuſtellung, das äußerlich nicht erkennbar, zu 
heilen, denn den Akt der Zuſtellung zu überwachen iſt ſie weder 
berechtigt noch verpflichtet. Allein das Verlangen der Diligenz 
in den anderen Fällen beruht nicht darauf, daß die Partei ver- 
pflichtet ift den unabwendbar gewordenen Zufall unſchädlich zu 
machen, entſcheidend tft vielmehr, daß die Partei möglicher Weiſe 
alsdann nicht verhindert worden iſt, die Nothfriſt einzu⸗ 
halten oder die versäumte Prozeßhandlung nachzuholen. Daß 
dieſe Thatbeſtandsmerkmale in der oben citirten Entſcheidung des 
Reichsgerichts Bd. 2 S. 426 nicht auseinander gehalten worden 
find, darauf beruht ihr Irrthum. Freilich iſt nicht zu über⸗ 
ſehen, daß nicht jeder verbleibende Reſt der Nothfriſt ausreichen 
wird, um dieſe noch mit Erfolg auszunützen. Dies ift dem 
Geſetzgeber nicht entgangen. Damit komme ich auf die Be⸗ 
deutung der 88 213, 214 Abſ. 3 4. F. 

Wäre der erſtere fo zu leſen, daß, wenn die Uebergabe des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks noch ſpäter als am drittletzten Tage 
vor Ablauf der Nothfriſt an den Gerichtsvollzieher bezw. den 
Gerichts ſchreiber erfolgt, wegen dieſer Verſpätung die Wieder⸗ 
einſetzung abzulehnen wäre, fo würden ſich hieraus zweierlei 
Schlüſſe ergeben: Einmal wäre damit feſtgeſtellt, daß eine fo 
verſpätete Zuſtellung eine ſchuldhafte Säumniß oder mindeſtens 
ein Zufall ſei, der fich abwenden laſſe, ſodann würde der Ge⸗ 
danke nahe liegen, daß der Geſetzgeber die Partei mit einem 
etwaigen Verſehen des Gerichtsvollziehers, vielleicht auch des 
Gerichts ſchreibers habe belaſten, alſo doch wohl dieſe zu ihren 
Vertretern habe ſtempeln wollen. Allein dieſe Annahmen find 
nach der Entſtehungsgeſchichte der Norm unzutreffend. Der 
Geſetzgeber iſt vielmehr von folgender Erwägung ausgegangen: 

Eine Partei, die mit der Zuſtellung des zur Wahrung der 
Nothfriſt beſtimmten Schriftſtückes bis kurz vor Ablauf der 
letzteren wartet, muß mit der naheliegenden Moͤglichkeit rechnen, 
daß die rechtzeitige Zuſtellung unterbleibt oder ihr Ziel verfehlt. 
Es wird daher regelmäßig als Verſchulden der Partei 
ſelbſt, nicht des Gerichtsvollziehers, anzuſehen ſein, wenn einer 
dieſer unerwünſchten Fälle eintritt. Die Partei ſelbſt wird zur 
Aufmerkſamkeit bei Wahrung der Nothfriſt aufgerufen, und ſie 
wird bei dem Mangel jener mit dem unwiederbringlichen Verluſte 
der Rechtsmittelfriſt beſtraft. So ſagt zutreffend das Reichs⸗ 
gericht in der Entſcheidung Bd. 10 S. 363, 364: 

„Er beruht allerdings auf dem Prinzip (§ 213), daß 
das Verſchulden dieſer dritten Perſonen der Partei nicht 
ſchaden ſoll; allein er hat und zwar vorzugsweiſe den 
Zweck, die Vorausſetzung zu beſtimmen, unter welcher 
der Partei ſelbſt keine Nachläſſigkeit vorgeworfen werden 
kann. Er ſchützt nicht blos gegen die Nachläſſigkeit des 
Beamten, ſondern auch gegen Zufälle — — — — — 
und war der Zweifel nur der, ob der Partei 
nachgelaſſen werden könne, bis auf den letzten 
Moment zu warten. Dieſer Zweifel fand ſchließlich 
durch die jetzige Friſtbeſtimmung ſeine Erledigung.“ 
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Der letzte Satz iſt indeſſen keineswegs unanfechtbar. Soll 
er dahin verſtanden werden, daß eine ſpäter als am drittletzten 
Tage erfolgende Zuſtellung ſchlechtweg den Anſpruch auf die 
Wiedereinſetzung ausſchließe, ſo geht er fehl, weil das Geſetz 
hiervon nichts enthält. Dieſe ſchon oben angedeutete Schluß ⸗ 
folgerung wäre alſo abzulehnen. Allerdings hat das Reichs ⸗ 
gericht im Gegenſatz hierzu dieſe Schlußfolgerung anſcheinend 
in der Entſchg. Bd. 2 S. 426 gezogen. Hier war der zuzu⸗ 
ſtellende Schriftſatz am 8. April dem Gerichtsvollzieher über ⸗ 
geben worden, am 9. April lief die Friſt ab, am 10. April er- 
folgte erſt die Zuſtellung. Die Partei hatte mit Anſpannung 
aller Kräfte ganz ungewöhnliche Vorkehrungen getroffen, um die 
Berufungsfrift noch zu wahren. Die Entſcheidung iſt nur auf 
§ 213 ä. F. abgeſtellt und lautet in dem hier in Betracht 
kommenden Theil wie folgt: 

„Derartige Zögerungen, würden fie auch durch Pflicht. 
widrigkeit des Zuſtellungsbeamten veranlaßt, betrachtet 
das Geſetz nicht als unabwendbaren Zufall, weil es in 
der Macht der Partei ſteht, ihm vorzubeugen.“ 

Ich habe ſchon oben hervorgehoben, daß das Reichsgericht 
dieſen Standpunkt in der Entſcheidung in der Jur. Wochenſchr. 
1896 S. 334 verlaſſen und einen ganz gleich liegenden Fall 
entgegengeſetzt entſchieden hat — mit vollem Recht, weil der 
8 213 nicht in dem Sinne zu verſtehen iſt, daß er den äußerſten 
Zeitpunkt einer rechtzeitigen Aufgabe eines Schriftſtückes zur 
Zuſtellung für die Wahrung der Nothfriſt markirt. 

Im 5 213 Abſ. 3 (235 Abſ. 3) iſt nun weiter beſtimmt, 
daß die Wiedereinſetzung innerhalb einer einmonatigen Friſt 
nach Ablauf der verſäumten Nothfriſt beantragt werden muß. 
Ift dies eine Erſchwerung oder eine Erleichterung der Wieder ⸗ 
einſetzung? Sie iſt offenbar als das Letztere gedacht, in Wahr⸗ 
heit iſt ſie von geringem Werth. Sie iſt gedacht als Er⸗ 
leichterung gegenüber der nur zweiwoͤchigen Friſt des § 212 
(234). Das muß aber das Bedenken hervorrufen, daß ſie trotz 
der Friſtverlängerung weniger bieten kann, als der § 212, weil 
in 8 212 der Beginn der Friſt nur relativ, in § 213 Abi. 3 
aber abſolut beſtimmt ift. Aus dieſem Grunde mußte der Geſetz⸗ 
geber auf einen Ausgleich bedacht ſein, und dieſen enthält der 
oben wörtlich wiedergegebene, von mir als unklar bezeichnete 
Abſ. 3 des 8 214. Der Zweck des Abſ. 3 des § 213 beſteht 
hiernach darin: unter der Vorausſetzung des Abf. 1 deſſelben 
Paragraphen innerhalb der Monatsfriſt die Wiedereinſetzung 
zuzulaſſen, gleichgiltig, wann die Partei den Wieder 
einſetzungs⸗Grund erfährt. Dieſe Friſt muß ihr un ⸗ 
bedingt bleiben. Anders im Falle des 8 214 Abſ. 3, wie 
noch zu zeigen iſt. 

Zunächſt kann unter der Ladung zum Termin des Abſ. 3 
des § 214 keineswegs nur eine legale Ladung gemeint ſein, wie 
Peterſen unter Billigung der Anfiht des Oberlandesgerichts 
Stuttgart in der neueſten Auflage ſeines Kommentars annimmt 
(anſcheinend auch R. G. Bd. 11 S. 376, abweichend aber wieder 
die hier beſprochene neueſte Entſcheidung), denn ſonſt hätte die 
Beſtimmung ihren Zweck verfehlt. Sie rechnet nämlich auch 
mit dem Fall, daß die Partei erſt im Termin von dem Mangel 
Kenntniß erlangt, alſo gar nicht in der Lage iſt, die Friſt des 
Abſ. 3 des § 213 innezuhalten. Die Beſtimmung würde alſo 
nach der hier bekämpften Anficht gerade nur für die Fälle 
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taugen, in denen die Partei den Mangel früher erfahren und 
nun noch eine legale Ladung innerhalb der einmonatigen Friſt 
des Abi. 3 des § 214 bewirkt oder aber, daß die Partei von 
der Verſpätung der an ſich legalen Ladung erſt im Termin durch 
Rüge des Gegners Kenntniß erlangt hat. Allein jene Anſicht kann 
ſich nicht einmal auf den Wortlaut des Geſetzes berufen. Die 
Norm ſchließt ausdrücklich an „an den Fall des 8 213 Abſ. 1“. 
„Die Ladung zum Termin iſt alſo identiſch mit dem dort „zur 
Wahrung deſſelben“ zuzuſtellenden Schriftſtück“. Dieſes letztere 
braucht aber nicht legal zu ſein, wofern nur die Partei hieran 
keine Schuld trägt. Man kann bierfür auch nicht den Abſ. 3 
des § 213 heranziehen, denn dieſer handelt von der Friſt für 
den Antrag auf Wiedereinſetzung, der Abſ. 3 des § 214 aber 
von der Friſt für die Ladung, betrifft alſo ganz etwas Anderes. 
Dieſe engere Auslegung ift dadurch entftanden, daß der Zweck 
der Beſtimmung des Abſ. 3 des § 214 nach der Anficht feines 
Urhebers (Abgeordneten Bähr) allerdings der war, der Partei 
Schutz in dem Falle zu gewähren, daß fie erſt im Termin die 
Verſpätung der — im Uebrigen legalen — Ladung erfuhr, 
allein dieſe Einſchränkung iſt in das Geſetz nicht übergegangen 
und kann jetzt nicht mehr hineingelegt werden. Damit wird 
ſelbſtverſtändlich die Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung 
($ 214 Abſ. 1 Nr. 3) nicht erlaſſen. Nunmehr iſt eine ordnungs⸗ 
mäßige Berufung in der Friſt des 5 212, weil jetzt das Hinderniß 
gehoben, zu bewirken. Regelmäßig wird alſo in dem erſten 
Termin zur Sache überhaupt nicht verhandelt werden können. 
Hiervon iſt nur ein Fall auszunehmen: der Fall, daß fich der 
Mangel auf die Verſpätung der Zuſtellung beſchränkt; denn es 
kann wohl der Mangel des Inhalts, der Ladung oder der Zu⸗ 
ſtellung, aber nicht der Mangel der Verſpätung rückgängig 
gemacht werden. Das Geſetz kann die Verſpätung ihrer nach⸗ 
theiligen Wirkung nur entkleiden. Es kann alſo inſoweit von 
einer Nachholung der verſaͤumten Prozeßhandlung überhaupt 
nicht die Rede ſein. Dies iſt richtig in der Entſch. des R. G. 
in der Jur. W. Schr. 1882 S. 167 angenommen, hier jedoch 
unrichtig hinzugefügt, daß der Abſ. 3 des § 214 den Abi. 1 
des § 214 abändere. In dem eben behandelten Falle kann 
ſich alſo die Partei auf die Stellung des Wiedereinſetzungs⸗ 
antrages unter Bezugnahme auf den nunmehr gerichts kundigen 
Thatbeſtand beſchränken. Inſoweit wäre alſo die Beſtimmung 
nicht zu tadeln. Allein ſie bietet nach anderen Seiten Zweifel. 
Wie, wenn die Partei die Kenntniß des Mangels vor dem 
Termin erfährt, kann ſie mit dem Antrage auf Wiedereinſetzung 
bis zum Termin warten? Ich wähle folgendes Beiſpiel: Das 
dem Gerichtsvollzieher unter Einhaltung der Friſt des Abſ. 1 
des § 213 ä. F. zur Zuſtellung übergebene Schriftſtück iſt ver- 
ſehentlich der Gegenpartei anſtatt ihrem Anwalte zugeſtellt 
worden. Der Mangel wird nach Rückkehr der Ladung nach 
Ablauf der Nothfriſt ſofort entdeckt und eine neue und 
legale Zuſtellung herbeigeführt. Muß nun die Partei, falls 
ſie überhaupt hierzu im Stande, die einmonatige Friſt des 
Abſ. 3 des § 213 für den Antrag auf Wiedereinſetzung inne» 
halten oder kann ſie ruhig für die Stellung des letzteren 
den Termin abwarten? Die letztere Annahme iſt zutreffend. 
Der Abſ. 3 des § 214 hat feine Zweckbeſtimmung nicht zum 
Ausdruck gebracht und den Antrag an keine ſolche Vorausſetzung 
geknüpft, er enthält freilich für die Partei ein kaum verdientes 
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Privilegium. Der Antrag auf Wiedereinſetzung muß ſpäteſtens 
in dieſem Termin geſtellt werden, ſo will es das Geſetz, ganz 
gleichgiltig, ob in dieſem Termin der Gegner erſcheint oder 
nicht, ob verhandelt oder vertagt wird. Eine Entſcheidung auf 
den Antrag erfolgt mit dem Urtheil. (§§ 215, 216 &. F., 
88 237, 238 n. F.) So die herrſchende und richtige Meinung. 
Allein auch hier täuſcht der ſtrenge Wortlaut des Geſetzes. Es 
werden nämlich zwei Einſchränkungen zu machen ſein, die aus 
dem Weſen der Wiedereinſetzung folgen. Wird der Verhandlungs- 
termin von Amtswegen aufgehoben, ſo kann die Partei wegen 
dieſes Zufalls, der für ſie unabwendbar iſt, der Wiedereinſetzung 
nicht verluftig gehen, fie ſtellt den Antrag in dem nächſten 
zur Verhandlung beſtimmten Termin. Weiter: hat die Gegen⸗ 
partei im erſten Verhandlungstermin den Mangel nicht gerügt, 
und iſt er nicht zur Kenntniß der Partei gelangt, ſo iſt damit 
die Rüge für die Gegenpartei noch nicht verloren. Den Grund 
habe ich oben angegeben. Nach dem Wortlaut des Abſ. 3 des 
§ 214 hätte dagegen die Partei die Wiedereinſetzung verwirkt. 
Daß das mangelhaft gefaßte Geſetz, das zu einer doloſen Ver⸗ 
eitlung der Wiedereinſetzung führen müßte, dies nicht beabfichtigt 
haben kann, wird man annehmen müſſen. 

Ich knüpfe an dieſe Erörterung der 88 213, 214 Abſ. 3 
eine allgemeine Bemerkung: 

Der künftige Geſetzgeber der C. P. O. wird vielleicht nicht 
außer Acht laſſen dürfen, ob es ſich um verborgene oder offen 
liegende Mängel der Ladung oder Zuſtellung gehandelt hat, ein 
Geſichtspunkt, deſſen Bedeutung für das Civilrecht bekannt iſt. 
Wenn die Partei von dem Mangel erſt durch die Rüge der 
Gegenpartei Kenntniß erlangen kann, fo tft es für die objektive 
Lage ganz gleichgiltig, ob die Berufungs- oder Einſpruchs⸗ 
Schrift am erſten oder letzten Tage der Nothfriſt dem Zuftellungs- 
beamten zum Zwecke der Zuſtellung übergeben worden iſt. In 
keinem dieſer Fälle hätte die Partei einen ſolchen Zufall vor 
erlangter Kenntniß abwenden können; hier wird das der Zu⸗ 
läſfigkeit der Wiedereinſetzung jetzt zu Grunde liegende Princip 
der höchſten Anſpannung der Diligenz bedeutungslos. 

Weiter wird man mir vielleicht jetzt beipflichten, wenn ich 
oben den Ausſpruch that, daß der unabwendbare Zufall der 
C. P. O. doch etwas Anderes iſt als die hoͤhere Gewalt des 
Gvilrechts. Meines Erachtens hat die Konfuſion beider Begriffe 
manchen Mißgriff verſchuldet. 

Für die weitere Erörterung handelt es ſich nur noch zum die 
Frage, wie die Beſtimmung des Abſ. 2 des § 207 der C. P. O. 
n. F. in die Normen von der Wiedereinſetzung einzufügen iſt. 
Von der Beantwortung dieſer Frage wird es abhängen, ob man 
die oben angefochtene neueſte Entſcheidung billigen kann oder 
nicht. Denn nach den bis jetzt für die Auslegung der SS 211, 
213, 214 Abſ. 3 à. F. gewonnenen Reſultaten wäre das Er⸗ 
gebniß jener Entſcheidung zu billigen. Die Partei hat ſelbſt 
nicht behauptet, ungewöhnliche Anſtrengungen am vorletzten Tage 
der Friſt aufgeboten zu haben, um die Friſt noch zu wahren, 
fie hal lediglich das Schriftſtück dem Gerichtsſchreiber übergeben 
und dieſem das Weitere überlaſſen. Hier trifft alſo das zu, 
was oben aus der Entſcheidung Bd. 2 S. 426 angeführt und 
für die Entſtehung der Norm des § 213 maßgebend geweſen 
iſt. Es fragt ſich alſo, ob dieſe Erwägung angeſichts des 
§ 207 Abſ. 2 jetzt noch durchſchlägt. 
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Die angezogene neue Beſtimmung beruht auf dem ohne jede 
Einſchränkung durchgeführten Gedanken, daß die Partei die 
Friſt wahrt, wofern fie nur das für die Einhaltung der Friſt 
zuzuſtellende Schriftſtück am letzten Tage der Friſt dem die Zu⸗ 
ſtellung vermittelnden Gerichts ſchreiber übergeben hat. Die 
Partei bewegt ſich alſo auf geſetzlichem Boden, auch, wenn ſie 
die thatſächliche Ueberſchreitung der Friſt vorherfieht, denn mit 
der Uebergabe der Schriftſtücks an den Gerichtsſchreiber iſt die 
Zuſtellung noch nicht vollzogen. Ob man nun ſagen will, die 
Giltigkeit dieſes Uebergabe⸗Akts für die Bedeutung der Zu⸗ 
ſtellung ſelbſt ſei durch die in § 207 Abſ. 2 beſtimmte Friſt 
ſuspenfiv oder reſolutiv bedingt, iſt rechtlich völlig gleichgiltig. 
Es genügt, daß faktiſch innerhalb zwei Wochen die Zuſtellung 
durchgeführt iſt. Die Partei iſt jetzt vom Geſetz ermächtigt, 
vie volle Friſt von einem Monat für die Berufung die Reviſion 
bzw. zwei Wochen für die Einlegung des Einſpruchs, bis zum 
letzten Augenblick auszunutzen, und thatſächlich kann ſich danach 
die Friſt bis auf zwei weitere Wochen erſtrecken. Gegen die 
Verſaͤumung dieſer neuen Friſt iſt aber keine Wiedereinſetzung 
gegeben, (dies gegen Peterſen, Bem. 4 zu § 207 u. Kommiſſ. Ber. 
S. 75776) denn dieſe Friſt iſt keine Nothfriſt ($ 233), ins⸗ 
beſondere iſt fie nicht als eine Verlängerung der Ginſpruchs⸗ 
oder Rechtsmittelfriſt, alſo als Beſtandtheil derſelben zu denken. 
Die C. P. O. hat an den bisherigen Beſtimmungen über die 
Länge dieſer nichts geändert und nichts ändern wollen. Wird 
es nun der Partei nicht als unentſchuldbare Säumniß ausge⸗ 
gelegt, dieſen Vortheil der Neuerung ſich anzueignen, jo erfordert 
es die logiſche Konſequenz, mit dem ſtrengen Prinzip zu brechen. 
Die Fürſorgebeſtimmung des $ 213 Abſ. 1 war die erſte Etappe 
auf dem Wege, den jetzt die C. P. O. eingeſchlagen hat, der 
§ 207 Abſ. 2 iſt eine Weiterentwickelung des Gedankens, daß 
man von der Partei billiger Weiſe nicht mehr fordern kann, 
als daß fie überhaupt noch innerhalb der Friſt dasjenige thut, 
was zur Wahrung der letzteren nothwendig iſt. Iſt nun 
aber das vom Gerichtsvollzieher begangene Verſehen kein 
Verſehen der Partei oder ihres Vertreters, ſo geſtalten ſich 
die Vorausſetzungen für die Frage, von welchem Zeitpunkt 
ab die Friſt für den Antrag auf Wiedereinſetzung beginnt, 
wie folgt: 

Die Friſt für den Antrag beginnt mit dem Tage, an 
welchem das Hinderniß gehoben iſt. Das iſt die Regel: 5 234 
Abi. 2 C. P. O. n. F. In den bier intereſſirenden Fällen — 
Naturereigniſſe und Aehnliches bleiben außer Betracht — be⸗ 
deutet den Beginn jenes Zeitpunkts die Keuntniß der Partei 
von dem Mangel. Die Friſt beträgt nach wie vor zwei Wochen, 
Erfährt die Partei den Mangel erſt im Verhandlungstermin, 
ſo hat fie noch in dieſem den Antrag anf Wiedereinſetzung zu 
ſtellen. Dies ergiebt ſich aus Folgendem: 

Der 8 213 Abſ. 1 4. F. (235 n. F.) iſt keineswegs, wie 
es den Anſchein haben konnte, bedeutungslos geworden. Er 
gilt einmal da, wo der Weg des 5 207 nicht eingeſchlagen 
wurde, er behält ferner für die Erſtreckung der Friſten des 
Abſ. 3 des § 213 bzw. 235 und des § 214 Abſ. 3, 236 Abſ. 3 
ſeine ſelbſtändige Bedeutung. Läßt nun aber in dieſem Falle, 
in dem die Partei zweifellos ein größeres Maß von Sorgfalt 
aufgewendet hat, als in dem Falle, in welchem ſie am letzten 
Tage der Friſt dem Gerichtsſchreiber das zuzuſtellende Schrift⸗ 
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ſtück übergab, das Geſetz als Zeitpunkt des Antrages nur noch 
den Termin ſelbſt zu, ſo wird man über dieſen hinaus die Be⸗ 
fugniß der Partei, den Antrag zu ſtellen, nicht erſtrecken können. 
Die oben gedachten beiden Ausnahmen find ſelbſtverſtändlich 
auch hier einzufügen. 

Die Friſtbeſtimmung des 8 207 Abſ. 2 iſt endlich nicht 
dahin aufzufaſſen, daß, wenn die Zuſtellung innerhalb dieſes 
Zeitraums überhaupt nicht erfolgen konnte, dann die Wieder⸗ 
einſetzung abſolut verſagt iſt. Damit iſt nichts weiter konſtatirt, 
als daß die Wirkung der Einreichung des Schriftſtücks auf 
den Tag der Einreichung nicht bezogen werden kaun. Was 
ſonſt aus dem fehlgeſchlagenen Verſuch der Zuſtellung folgt, iſt 
in Abſ. 2 des 5 207 nicht geſagt. Die Antwort hierauf iſt 
vielmehr aus den Beſtimmungen der 88 233 folg. über die 
Wiedereinſetzung zu entnehmen. Jedenfalls wird die Partei die 
Zuſtellung innerhalb der Friſt des 3 234 Abi. 2 oder, wenn 
der Fall des 5 235 Abſ. 1 gegeben war, innerhalb des hierfür 
maßgebenden Zeitraums zu wiederholen haben: 8 286 Abſ. 1 
Nr. 3. 

Lehnt man die hier aus der Beſtimmung des § 207 Abſ. 2 
gezogenen Folgerungen ab, fo trägt man in die Wohlthat des 
Geſetzes eine Einſchränkung hinein, von der es nichts weiß. 
Es würde alsdann zwar die Friſt für die Zuſtellung des Schrift⸗ 
ſtücks auf den vollen Monat erſtreckt, es würde aber der Wieder⸗ 
einſetzungsantrag mit dieſer Friſt nicht Schritt halten. Will 
man an den bisherigen Vorausſetzungen der Wiedereinſetzung ohne 
die hier gemachten Zugeſtändniſſe, alſo ganz ſklaviſch an den bis- 
herigen Beſtimmungen haften, ſo kann gerade in den kritiſchen 
Fällen die neue Norm des 8 207 Abſ. 2 nicht eine Erleichte⸗ 
rung, ſondern eine nicht unerhebliche Erſchwerung hervorrufen. 
Konnte nämlich die Partei bisher, wie oben gezeigt, bei der 
Uebergabe des Schriftſtücks an den Gerichtsvollzieher am vor⸗ 
letzten Tage ſich unter beſonderen Umſtänden die Wiederein ⸗ 
ſetzung noch ſichern, fo fällt dieſe Möglichkeit weg, wenn fie deu, 
anſcheinend fichereren Weg gewählt und an dieſem Tage das 
Schriftſtück dem Gerichtsſchreiber zum Zwecke der Zuſtellung 
übergeben hatte, denn auf die weitere Behandlung der Sache 
kann ja die Partei nicht mehr einwirken, es hängt alſo alsdann 
vom Zufall ab, ob die Nothfriſt gewahrt wird oder nicht. 

Hätte ſich das Geſetz in der von mir bezeichneten Richtung 
nicht vorwärts bewegt, jo hätte es ſich mit den Beſtimmungen 
über die Wiedereinſetzung anders auseinanderſetzen müſſen. 
Bei einem verborgenen Mangel der Zuſtellung geht die Wohl⸗ 
that der Zurückbeziehung auf den Tag der Einreichung des 
Schriftſtücks bei dem Gerichtsſchreiber ſtets verloren, ganz gleich⸗ 
giltig, ob die Partei letzteres am erſten oder am letzten Tage 
der Friſt dem Gerichtsſchreiber übergeben hatte. Erfährt alſo 
die Partei den Mangel erſt im Termin, ſo kann ſie in keinem 
Falle vor dieſem Tage für die Wiedereinſetzung thätig werden. 
Nun ſoll fie zwar berechtigt fein, noch den letzten Tag der Friſt 
für ſich zu nutzen, es wird aber die erſt an dieſem Tage vor⸗ 
genommene Handlung mit dem Odium behaftet, daß doch wieder 
der Partei dieſes legale Vorgehen zum Vorwurf gemacht wird, 
ganz abgeſehen davon, daß in dem einen wie in dem anderen 
Fall die Anwendung irgend einer Diligenz verſagt, weil die 
Partei fi überhaupt nicht ſchützen konnte. Wer im Rechts⸗ 
leben ſteht, weiß, daß keineswegs ſtets Saumſeligkeit die Partei 
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veranlaßt, die volle Frift auszunutzen. Häufig find es ſehr ver⸗ 
nünftige Erwägungen, die dieſe Zauder⸗Politik vorſchreiben. 

Gegen die vertheidigte Anſicht läßt ſich endlich nicht 
geltend machen, daß die Partei es immer in der Hand habe, 
innerhalb der zweiwöchigen Friſt des § 207 Abſ. 2 eine legale 
Zuſtellung nachzuholen, 

vergl. Jur. Wochenſchr. 1900 S. 654, 

jo daß es kein unabwendbarer Zufall jet, wenn fie dieſen ſicheren 
Weg zu betreten unterlaſſen habe. Faktiſch kommt dies, da ja 
die Partei verborgene Mängel der Zuſtellung wahrſcheinlich erft 
im Termin erfährt, auf das ſtrikte Verlangen hinaus, jede Zu⸗ 
ſtellung zu wiederholen, um nicht der Wiedereinſetzung verluftig 
zu gehen. Schon dieſe Uebertreibung zeigt die Unrichtigkeit dieſer 
Anſicht, die jetzt von einem Senate des Kammergerichts, dagegen 
nie früher, d. h. vor der Novelle zur C. P. O., aufgeſtellt 
worden, obwohl nicht einzuſehen iſt, warum ſie nicht mit dem 
gleichen Rechte früher hätte geltend gemacht werden können. 

Die Partei iſt zu einem ſolchen Verfahren weder ver⸗ 
pflichtet, noch kann fie feine einwandsfreie Durchführung ver- 
bürgen. 

Geht man auf die oben gegebene Begriffsbeſtimmung des 
unabwendbaren Zufalls zurück, jo enthält jene Anſicht einen 
Rückfall in die vom Reichsgericht ſelbſt verlaſſene An⸗ 
nahme, daß die Partei verpflichtet ſei, den unabwendbaren 
Zufall, der eingetreten, doch noch unſchädlich zu machen, 
hier noch mit der Verſchärfung, daß die Unſchädlichmachung 
immer zu unternehmen iſt, gleichgiltig, ob das Ereigniß ein- 
getreten oder nicht, blos weil es eingetreten ſein kann. Prak⸗ 
tiſch kann ein ſolcher Verſuch in einem oder anderen Falle miß⸗ 
lingen. Die neue Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt verſagt, 
weil der Gegenanwalt ſeine Mitwirkung ablehnt, die erneute 
Zuftellung durch den Gerichts vollzieher enthält einen neuen 
Mangel. Was ift nunmehr Rechtens? Iſt der Gerichtsvoll⸗ 
zieher nach der Anficht des Reichsgerichts Vertreter der Partei, 
ſo ſchadet ihr auch bei der erneuten Zuſtellung ſein Verſehen, 
die Wiedereinſetzung iſt alſo dennoch zu verweigern. Die Frage 
nach der Erſtattungsfähigkeit dieſer Mehrkoſten will ich nur 
ſtreifen. Die erneute Zuſtellung bietet ſonach nur den einen 
praktiſchen Vortheil für den Anwalt, daß er zu ſeiner eigenen 
Beruhigung mit einem gewiſſen Maße von Wahrſcheinlichkeit 
der leidigen Frage, ob nun die erſte Zuſtellung legal war oder 
nicht, aus dem Wege geht. Die Umgehung von praktiſchen 
Schwierigkeiten iſt keine rechtliche Löſung derſelben. 

Ich glaube hiernach den Beweis geführt zu haben, daß die 
Entſcheidung des Reichsgerichts, die zu dieſer Auseinanderſetzung 
Anlaß gab, weder in ihrer Begründung, noch in ihrem Reſultate 
richtig iſt. Auch wer mir nicht zuſtimmt, wird zugeben müſſen, 
daß ſie gewichtige Bedenken gegen ſich hat, auf einem veralteten 
Standpunkte ſteht und die Frage unerdrtert läßt, ob der Abſ. 2 
des 8 207 C. P. O. lückenlos in die Beſtimmungen über die 
Wiedereinſetzung fich einfügt oder nicht. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts iſt eine wahre Kalamität 
für die Praxis, deren baldige Beſeitigung dringend erwünſcht 
erſcheint. 
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Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

LI. 


Aaufgeſchüft. 
3. Gewährleiſtung des Verkäufers wegen Mängel 
der Sache. 
B. G. B. 88 459— 480. 


Das B. G. B. hat in den SS 359 — 480 die Verpflichtung 
des Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen phyſiſcher Fehler 
der veräußerten Sache im Weſentlichen im Anſchluß an das 
bisherige gemeine Recht geregelt; eine Ausnahme findet nur 
hinſichtlich der Viehverkäufe ſtatt, bezüglich deren in den 
88 481 ff. bekanntlich das ſog. deutſchrechtliche Syſtem ange: 
nommen iſt. 

Hiernach iſt zu unterſcheiden, wie bisher: 

a) die geſetzliche Gewährleiſtung, 
b) die vertragsmäßige Gewährung. 

Die erſtere beſchränkt ſich, wie nach dem ädilitiſchen Edikt, 
auf die im gewöhnlichen Verkehr vorausgeſetzten Eigenſchaften. 
Von dieſen ſoll die gelieferte Waare nicht erheblich abweichen. 
Vorausgeſetzt wird ferner, daß der Käufer die Abweſenheit einer 
ſolchen Eigenſchaft (den Fehler) nicht gekannt hat und kennen 
mußte. Es handelte ſich alſo um verborgene Mängel. Der 
Begriff dieſer Verborgenheit iſt aber kein objektiver, ſondern 
ein ſubjektiver und relativer, d. h. es kommt nur darauf an, 
daß der Käufer den Mangel nicht kannte und daß er ihn ohne 
grobe Fahrläſſigkeit unbeachtet ließ; doch eine grobe Fahrläſſigkeit 
wird auch hier durch Argliſt des Verkäufers im Verſchweigen 
kompenſirt. Vgl. B. G. B. 8 460. Die Vortausſetzung 
übrigens, daß der Mangel dem Käufer verborgen war, bildet 
keine Vorausſetzung der Klagebegründung. Der Verkäufer 
hat vielmehr zu beweiſen, daß der Mangel dem Käufer bekannt 
war oder daß er ihn nur unter dem Vorwurf grober Fahrläſſigkeit 
überſehen konnte. Vgl. Plank, Komm. zu § 459 Note b, zu 
8 460 Note 1. Dagegen hat der Käufer etwaiges Mitſpielen 
von Argliſt des Verkäufers zu beweiſen (Plank a. a. O.). 
Eine vertragsmäßige Gewährleiſtung finde ich nicht nur in 
dem Fall, daß der Verkäufer andere als im gewöhnlichen Ver⸗ 
kehr vorausgeſetzte Eigenſchaften beſonders zugeſichert hat 
(dicta promissa), ſondern auch in dem gewöhnlich von der 
Theorie, wie auch nach der Faſſung des B. G. B. (8 459 Abſ. 1) 
zur geſetzlichen Haftung gerechneten Falle, daß die Sache mit 
Fehlern behaftet iſt, die ihren Werth oder ihre Tauglichkeit zu 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauche auf⸗ 
heben oder mindern. Doch hat dieſe Auffaſſung natürlich nur 
einen doktrinären Werth. — Weil im Falle der ausdrück⸗ 
lichen Zuſicherung die Verantwortlichkeit des Verkäufers eine 
ſchwerwiegendere iſt, hat das B. G. B. für dieſen Fall noch 
die Haftung des Verkäufers geſteigert. Der Verkäufer haftet 
nämlich in dieſem Falle ebenſo wie im Falle der Arglift auch 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, falls Käufer letzteren 
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Anſpruch der ihm ſonſt lediglich zuſtehenden Alternative zwiſchen 
Wandlung oder Minderung vorzieht (B. G. B. 8 463). 

Abgeſehen von dem Falle der dicta promissa, wo ſich ja 
die thatſächliche Frage des Mangels ohne weiteres mit Rückſicht 
auf die ausdrückliche Zuſicherung entſcheidet, iſt es der Zweck, 
zu dem die Sache nach den Abſperrungen des Verkehrs oder 
nach den nur dem konkreten Kaufgeſchäfte erhellenden Abſichten 
des Käufers beſtimmt war, der den entſcheidenden Geſichts⸗ 
punkt für die Frage abgiebt, ob ein verborgener Mangel 
erheblich iſt oder nicht. Wird alſo beiſpielsweiſe ein Reit⸗ 
pferd gekauft, ſo werden gewiſſe Mängel erheblich ſein können, 
die bei Vorausſetzung eines Gebrauchs zum bloßen Wagen⸗ 
pferde nicht erheblich ſind. 

Es kommt nicht darauf an, daß der Käufer die Waare 
ſelbſt zu dem verkehrsüblichen oder dem beſonderen aus dem 
konkreten Vertrage konkludenten Zwecke erwerben und behalten 
wollte. Daher beſchließt die zu Tage getretene Abficht des 
Käufers zur Weiterveräußerung die Gewährleiſtungspflicht 
des Verkäufers nicht aus. 

Dies wird anerkannt in der Entſcheidung des R. G. XVII 
Nr. 16 S. 65 (Schultze Nr. 532): 

„Wenn der Käufer, was ihm nach gemeinem Recht 
freiſteht, ſich dahin entſcheidet, die in mangelhafter Be⸗ 
ſchaffenheit gelieferte Waare zu behalten und nur Preis⸗ 


minderung oder Erſatz des durch deren Mangelhaftigkeit 


verurſachten Schadens von dem Verkäufer zu verlangen, 
fo hindert ihn die Weiterveräußerung der Sache 
rechtlich nicht an der Verfolgung dieſes Anſpruchs, wenn 
auch thatſächlich die Rechtsverfolgung dadurch erſchwert 
werden kann, falls er ſich nicht die dazu erforderlichen 
Beweiſe geſichert hat. Aus der Weiterveräuße⸗ 
rung allein iſt nicht die Abſicht zu entnehmen, 
auf den Preis minderungs- oder den Entſchä⸗ 
digungsanſpruch zu verzichten. Ausſprüche 
der Quellen (I. 47 pr. Dig. de aed. ed. 21, 1) 
ſtehen dem nicht entgegen. — Daß nach der 
Handelsſitte im Handelsverkehr überhaupt 
oder wenigſtens im Großhandel durch Dis» 
poſitionen des Käufers über die als mangel⸗ 
haft beanſtandete Waare alles Klagrecht der⸗ 
ſelben wegen Mängel der Waare verloren 
gehe, iſt nicht anzuerkennen.“ 

Dagegen kann, weil es ſich um verborgene Mängel 
handelt und der Begriff der Verborgenheit, wie oben bemerkt, 
ein relativer, die wenigſtens grobe Verſchuldung des Käufers 
mit einſchließender iſt, die Haftung des Verkäufers ausge⸗ 
ſchloſſen werden durch die Klauſel „wie zu beſehen“. Nur 
gegenüber etwaiger Argliſt des Verkäufers ſowie im Fall der 
ausdrücklichen Zuſicherung einer Eigenſchaft kann auch dieſe 
Klauſel die Gewährleiſtung des Verkäufers nicht ohne 
Weiteres ausſchließen. 

In dieſer Hinſicht werden auch in Zukunft noch die auf 
gemeinrechtlichem Boden ergangenen Entſcheidungen des 
NR. G. IX Nr. 24 S. 11 und XXXI, Nr. 31 S. 162 eine 
präzudizielle Bedeutung beanſpruchen können. (Schulte, 
Nr. 533 und 534). R. G. IX Nr. 24 S. 111 ff. (I. Sen. 
21. April 1883, I. 169. 83). 
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Kauf „wie zu beſehen“: Wenn bei einem Verkaufe, 
insbeſondere bei einer Verſteigerung von Waaren eine 
gewiſſe Beſchaffenheit derſelben zugeſichert, aber durch 
die Klauſel „wie zu beſehen“ oder eine Beſtimmung 
gleichen Sinnes bedungen iſt, daß eine Beſichtigung 
der Waaren geſtattet ſei und für die bei einer Be⸗ 
ſichtigung erkennbaren Mängel der Verkäufer keine 
Haftung übernehme, ſo kann nicht als allgemeine 
Regel hingeſtellt werden, daß der Verkäufer 
für die zugeſicherte Beſchaffenheit der Waare 
ungeachtet jener Klauſel hafte, wenn nicht 
dem Käufer das Nichtvorhandenſein derſelben 
beim Vertragsſchluſſe bekannt geweſen iſt. 
Vielmehr iſt es ebenſo möglich, daß die Zuſicherung 
einer gewiſſen Beſchaffenheit nicht eine Aus⸗ 
nahme oder Beſchränkung gegenüber der Klauſel 
„wie zu beſehen“ bedeutet, ſondern daß die 
Meinung beim Vertragſchluſſe dahin geht, 
daß über die Frage, ob die zugeſicherte Be⸗ 
ſchaffenheit vorhanden ſei, die Beſichtigung 
entſcheiden und der bei der Beſichtigung er⸗ 
kennbare Mangel derſelben hinterher nicht mehr 
geltend gemacht werden ſoll. Ob die eine oder 
andere Deutung anzunehmen ſei, kann nur in jedem ein⸗ 
zelnen Falle nach dem Inhalte der abgegebenen Erklärungen 
und nach den begleitenden Umſtänden entſchieden werden. 

R. G. XXXI. Nr. 31 S. 162 ff. VI. Sen. 27. Fe 
bruar 1893. VI. 325. 92. 
Wirkung der Vertragsklauſel „wie zu be⸗ 
ſehen“ auf die Haftung des Verkäufers für 
Mängel der Sache: (Gem. R.) „Mit Recht hat 
das Berufungsgericht trotz des Vorhandenſeins des 
Schwammes jeden Anſpruch des Klägers auf Preis⸗ 
minderung nach dem ädiliciſchen Edikt deshalb verneint, 
weil das Grundſtück mit der Klauſel „wie zu beſehen“ 
verkauft worden und weil der Schwamm bei ordnungs⸗ 
mäßiger Beſichtigung erkennbar geweſen iſt. Die 
hiergegen vom Kläger gerichteten Angriffe müſſen als 
grundlos bezeichnet werden; denn ganz unzweifelhaft 
beſteht der Sinn jener Klauſel gerade in der vertrags⸗ 
mäßigen Ausſchließung der Haftung aus dem ädiliciſchen 
Edikt für ſolche Mängel, die bei ordnungsmäßiger Be⸗ 
ſichtigung erkannt werden konnten. Dagegen konnte 
das vorige Urtheil, inſofern es auch jeden Anſpruch des 
Klägers auf Schadenserſatz wegen der Argliſt des Be⸗ 
klagten abgewieſen hat, nicht aufrecht erhalten werden. 
Selbſtverſtändlich kann es ſich dabei nur um den Erſatz 
desjenigen Schadens handeln, der dem Kläger durch 
das vom Beklagten verheimlichte Vorhandenſein von 
Schwamm in dem Hauſe der Mittelweg entſtanden iſt, da 
nicht feſtgeſtellt iſt, daß der Beklagte von dem Schwamm 
im Hauſe an der A.⸗ſtraße etwas gewußt hätte. Denn in 
dieſer Beziehung iſt der Umſtand, daß es ſich um den 
einheitlichen Kauf eines Grundſtücks handelt, ganz un⸗ 
erheblich, da eben zwei verſchiedene Fehler dieſes 
Grundſtücks, nämlich der Schwamm in dem Mittelweg⸗ 
hauſe und der Schwamm in dem A. ⸗ſtraßenhauſe vor⸗ 
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liegen und jetzt nur die Haftung des Beklagten für 
denjenigen Fehler in Frage ſteht, den er gekannt hat. 
Das Berufungsgericht verneint dieſe Haftung ungeachtet 
er Verſchweigung des Fehlers deswegen, weil der Be⸗ 
klagte habe gewärtig ſein können, der Kläger werde 
ſchlechthin, ſowie beſonders wegen der Klauſel „wie zu 
beſehen“ unter Zuziehung eines Sachverſtändigen das 
Grundſtück vorher gründlich befichtigen, auch wenn der 
Beklagte nicht ausdrücklich den Kläger auf den Schwamm 
aufmerkſam mache; daß der Beklagte gefliſſentlich auf 
Schädigung des Klägers ausgegangen, ſei nicht be⸗ 
wieſen, und der möglicherweiſe gehegte Hintergedanke, 
daß der Kläger vielleicht den Mangel überſehe, reiche 
nicht aus, um dem Beklagten eine Argliſt und eine 
Haftung deswegen zur Laſt zu legen. Ob durch dieſe 
Ausführungen nicht ſchon infofern der Begriff der Argliſt 
als verkannt erſcheint, als für dieſe überhaupt nicht 
eine direkt auf Schädigung des Anderen gerichtete Ab⸗ 
ſicht erfordert wird, ſondern ſchon das Bewußtſein 
genügt, daß durch die Täuſchung möglicherweiſe ein 
Schade herbeigeführt werden kann, der ohne jene 
vermieden ſein würde, kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Denn die beſondere Feſtſtellung eines ſolchen 
Bewußtſeins iſt in einem Falle der vorliegenden Art 
nicht einmal erforderlich. Gemeinrechtlich iſt 
nämlich der Verkäufer nach Treue und 
Glauben ſchlechthin verpflichtet, die ihm be— 
kannten weſentlichen Mängel des Kaufgegen⸗ 
ſtandes vor dem Vertragsſchluſſe dem Käufer 
auzuzeigen, und er haftet im Falle der Unter⸗ 
laſſung wegen Argliſt dem Letzteren für deſſen 
Intereſſe (I. 18 1 i. f.; I. 4 8 4 Dig. de aed. ed. 21, 1; 
1.13 pr. 88 1—3 Dig. de action. emti et venditi 19, 1) 
und zwar auch trotz ausdrücklicher Ablehnung 
der Haftung für Mängel, wie eine ſolche hier 
durch die Klauſel „wie zu beſehen“ erfolgt iſt, 
nach 1.1489 Dig. de aed. ed. 21, 1. Vor Allem 
gegen dieſe gemeinrechtlichen Normen hat das vorige 
Urtheil verſtoßen. Ob etwa einer ſolchen Schadens⸗ 
erſatzklage gegenüber die Einrede duichgreifen würde, 
daß der Beklagte mit gutem Grund die, wenn auch 
irrige, Ueberzeugung gehegt habe, der Kläger kenne den 
Mangel, braucht hier nicht entſchieden zu werden, weil 
keine ſolche Einredebehauptung vorliegt.“ 

Handelt es ſich um den Mangel einer geſetzlich zu gewähr⸗ 
leiſtenden Eigenſchaft (verborgene Mängel) oder einer ſolchen, 
die nach dem konkreten Vertrage ſtillſchweigend vorausgeſetzt 
werden konnte, ſo giebt das B. G. B. dem Käufer nur die 
Wahl zwiſchen dem Redhibitionsanſpruch (der ſog. Wandelung) 
oder dem Minderungsanſpruch. ($ 462). Dabei iſt aber zu 
beachten, daß nunmehr nach den §§ 462, 465, 467 die Wan⸗ 
delung in merkwürdiger Weiſe formaliſirt iſt und keineswegs 
mehr identiſch erſcheint mit der früheren gemeinſchaftlichen actio 
redhibitoria. Das B. G. B. verſteht nämlich unter Wandelung 
die Rückgängigmachung des Kaufes. Dieſe aber gilt ihm 
als vollzogen, ebenſo wie die Minderung, wenn der Ver⸗ 
käufer auf Verlangen des Käufers ſich mit ihr ein verſtanden 
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erklärt hat. Der Anſpruch auf Wandelung oder Minderung 
iſt daher eine Offerte, ein Antrag auf Abſchließung eines neuen 
Vertrags, nämlich der Aufhebungs⸗ oder Rückgängigmachungs⸗ 
vertrag, und dieſer Antrag iſt zunächſt, wenn den Kläger nicht 
der Nachtheil der Koſtenpflicht auf Grund des § 93 C. P. O. 
treffen ſoll, außergerichtlich zu ſtellen. Erklärt ſich vor Klag⸗ 
erhebung der Verkäufer mit der Wandelung oder Minderung 
einverſtanden, ſo tritt Unwiderruflichkeit der Entſcheidung 
ein; dagegen kann Käufer ſolange noch, als Verkäufer ſich nicht 
bindend erklärt hat oder wenn er ſchlechthin abgelehnt hat, ſeinen 
Antrag zurückzunehmen und ſtatt der Wandelung Minderung 
verlangen, und dies gilt auch nach der Klagerhebung. 

Weigert ſich Verkäufer, in die Wandelung oder Minderung 
einzuwilligen, ſo kann Käufer ſeine Verurtheilung dazu im 
Prozeßwege erreichen, und alsdann erſetzt die rechtskräftige 
Verurtheilung ſeine Einwilligung. 

Im Fall der freiwilligen wie der im Prozeßwege 
erſtrittenen Wandelung entſtehen nach §S 467 B. G. B. folgende 
Verpflichtungen des Verkäufers: 

1. Er hat den Kaufpreis mit 4 Prozent Zinſen vom 

Empfang an zurückzuzahlen. 

2. Er hat die auf die Sache gemachten a d nach 
den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag 
zu erſetzen (§S 994 Ab}. 2, 348 Satz 2). 

3. Er hat die Vertragskoſten zu erſetzen (8 467 Satz 2). 
Dagegen braucht er weiteren Schadenserſatz auf 
Grund der Wandelung (oder Minderung) nicht zu leiſten. 

Dieſe Verpflichtungen braucht der Verkäufer aber nur 
Zug um Zug gegen folgende Verpflichtungen des 
Käufers zu erfüllen: 

a) Käufer hat die empfangene Sache dem Verkäufer zurück⸗ 
zugewähren. (§ 346 Satz 1.) — Sit dem Käufer die 
Erfüllung dieſer Verpflichtung durch einen Umſtand, den 
er zu vertreten hat, d. h. durch ſein Verſchulden bezw. 
Verſchulden folder Perſonen, für die er nach § 278 
haftet, unmöglich geworden, ſo erliſcht das Recht auf 
Wandelung. (8$ 467, 351-353.) Dagegen werden 
feine Anſprüche zu 1—3 nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der empfangene Gegenſtand bei ihm durch Zufall 
untergegangen iſt (8 348). 

b) Hat der Käufer vor der Vollziehung der Wandelung 
eine weſentliche Verſchlechterung oder nach der Voll⸗ 
ziehung eine Verſchlechterung oder den Untergang der 
Sache oder die anderweitige Unmöglichkeit der Rückgewähr 
derſelben verſchuldet, ſo muß er dem Verkäufer den dar⸗ 
aus entſtehenden Schaden erſetzen ($ 347 S. 1, 8989). 

c) Käufer hat dem Verkäufer die von ihm gezogenenen 
Nutzungen herauszugeben, ja ſogar für nicht gezogene 
Nutzungen, die er nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirthſchaft hätte ziehen können, Erſatz zu 
leiſten (§ 347 Satz 2, § 987). 

Vergl. meinen Kommentar Note 1 zu § 467. 

Im Uebrigen kommen im Falle einer Verurtheilung zur 
Vollziehung der Wandelung die SS 756, 757 der C. P. O. 
zur Anwendung. 

Für die Praxis dürfte es ſich angeſichts dieſer etwas 
ſchwerfälligen Konſtruktion der fr. ädilitiſchen Anſprüche im 
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B. G. B. empfehlen, den von mir „Von den Pand. z. B. G. B.“ 
I S. 260 Note 1, 2 als zuläſſig nachgewieſenen Weg eins 
zuſchlagen und mit der Klage auf Wandelung, falls nicht der 
Verkäufer das außergerichtliche Verlangen acceptirt hat, alle Mal 
von vornherein in derſelben Klage auch die aus der zu voll⸗ 
ziehenden Wandlung erwachſenden Anſprüche geltend zu machen, 
was auch Plank, Kom. zu § 667 Note 2h für zuläſſig erachtet. 

Wie ſchon geſagt, iſt ein Anſpruch auf Schadenserſatz bei 
Anſtellung der Wandelungs⸗ oder Minderungsklage ausgeſchloſſen. 

Dagegen kann, wie ſchon oben bemerkt wurde, im Fall 
der Argliſt oder des dietum promissum der Käufer ſtatt 
einer Wandelungs⸗ oder Minderungsklage die Schadenserſatz⸗ 
klage anſtrengen, hat alſo in dieſem Fall noch eine dritte 
Möglich keit zur Wahl. 

Dieſer ſelbſtändige Schadenserſatzanſpruch iſt nun im Fall 
des di tum promissum abweichend vom bisherigen 
preußiſchen Recht unabhängig von einem Verſchulden 
des Verkäufers. 

Die ohnehin bedenkliche Entſcheidung des Reichsgerichts, 
R. G. XXXIV. Nr. 53 S. 314 ff. (Schultze Nr. 285) wird 
alſo auf Grund des B. G. B. vollends unhaltbar erſcheinen; 
der Verkäufer der in dieſem Falle fr. Patentleiter würde in 
Zukunft auf Grund ſeiner ausdrücklichen Zuſicherung, daß dieſelbe 
haltbar ſei, ohne Weiteres auch für den durch ihren Zuſammen⸗ 
bruch erwachſenen Schaden haften; ebenſo wie der Verkäufer, 
der Napsſamen ſtatt Rübſamen n (R. G. XX Nr 17, 
S. 88) (Schultze Nr. 530). 

Der erſtere Fall lag nach der fürgeren Faſſung Schultzes 
a. a. O. folgendermaßen (R. G. XX Nr. 17 S. 88 ff.): 

„Der Kläger hatte im Geſchäft des Beklagten von 
deſſen Angeſtellten eine ſolide und gute Zimmerleiter 
von beſtimmter Höhe gefordert, eine Zimmerleiter auch 
vorgewieſen erhalten und ſolche, nachdem der Angeſtellte 
ſie vor ſeinen Augen beſtiegen, für 7,50 M. gekauft, war 
aber bald auf der oberſten Stufe der Leiter mit ihr zu⸗ 
ſammengebrochen und hatte ſich dabei beſchädigt. Seine 
Klage auf Erſatz der Kurkoſten und ſonſtigen durch ſeine 
Arbeitsunfähigkeit während der Kur erlittenen Schadens 
ift in beiden Inſtanzen abgewieſen und die Reviſion zu: 
rückgewieſen. Das Berufungsgericht nimmt ganz richtig 
an, daß die beklagte Handlung auf Schadenserſatz nur 
dann haften würde, wenn fie ein Verſchulden träfe. Das 
Berufungsgericht hält ſich aber auf Grund namentlich 
des Gutachtens des vernommenen Sachverſtändigen F., 
der den Handel mit Leitern gewerbsmäßig betrieben hat, 
für überzeugt, daß die gekaufte Leiter nach dem ange⸗ 
wendeten Konſtruktionsſyſteme ſolid gearbeitet und daß 
dies Syſtem allerdings in Berlin üblich, daß aber die 
Leiter dennoch nicht geeignet ſei, auf der oberſten Stufe 
beſtiegen zu werden. Mit der Beſteigung der oberſten 
Stufe werde die Belaſtung der Stützen ſo geändert, daß 
ſie einen Mann von normalem Gewicht nicht mehr ſicher 
tragen könne. Dadurch ſei auch hier der Unfall herbei⸗ 
geführt. Indeſſen ſei dieſer Mangel den meiſten Ver⸗ 
käuſern unbekannt, eine Haushaltungsleiter werde auch 
in den allerſeltenſten Fällen bis zur oberſten Stufe er⸗ 
ſtiegen, weil die die Leiter benutzenden Perſonen nicht 
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die nöthige Gewandtheit im Beſteigen von Leitern bee 
ſitzen, um auf der oberſten Stufe ohne Anlehnung der 
Schienbeine freiſtehend arbeiten zu können. Ueberdies 
ſoll die oberſte, beſonders breit gearbeitete Stufe dazu 
dienen, um Waſſereimer, Handwerkszeug und dergl. 
darauf zu ſtellen. Das Berufungsgericht nimmt 
thatſächlich an, daß für den Inhaber der be— 
klagten Handlung, der ein Eiſen-, Stahl- und 
Kurzwaarengeſchäft betreibt, der von dem 
Sachverſtändigen nachgewieſene Mangel der 
Konſtruktion nicht erkennbar war, und daß ihn 
deshalb nicht der Vorwurf eines Verſchuldens trifft. 
Nun hat der Reviſionskläger allerdings geltend gemacht, 
daß die beklagte Handlung nicht bloß Eiſenwaaren, 
ſondern daß ſie auch Leitern führe, und daß der An⸗ 
geſtellte des Beklagten, für deſſen Zuſiche— 
rungen der Beklagte hafte, die Leiter nicht als 
gut und ſolide verkaufen und als Patentleiter 
empfehlen durfte, wenn er wußte, daß er die 
Brauchbarkeit und Tragfähigkeit der Leiter 
nicht kannte und nicht beurtheilen konnte. 
Auch hat das Reichsgericht wiederholt ausge⸗ 
ſprochen, daß der Verkäufer für Zuſicherungen 
haftet, wenn er leichtfertig etwas verſichert, 
was er ſelbſt nicht weiß. Allein dabei iſt voraus⸗ 
geſetzt, daß der Käufer angenommen hat und annehmen 
durfte, der Verkäufer habe ſich vergewiſſert, daß ſeine 
Zuſage der Wahrheit entſpreche. Wenn der römiſche 
Verkäufer verſicherte, der zum Kauf angebotene Sklave 
ſei rechtſchaffen und treu und ihn nun für einen hohen 
Preis verkaufte, ſo konnte der Käufer annehmen, der 
Verkäufer habe den Sklaven daraufhin erprobt. Zu 
ſolcher Erprobung bedarf es keiner beſonderen Fach⸗ 
kenntniſſe. Es iſt deshalb durchaus angemeſſen, wenn 
die Pandekten (1.13 § 3 Dig. de act. emti et vend. 19,1) 
den Verkäufer in ſolchem Falle haften laſſen, weil ſich 
der verkaufte Sklave als Dieb erweiſt. In gleicher 
Weiſe kann ſich ein Samenhändler darüber, z. B. durch 
Ausſaat, vergewiſſern, ob er Rübſen oder Raps, Sommer⸗ 
rübſenſamen oder Winterrübſenſamen, ob er deutſchen 
Rothkleeſamen oder Bullenkleeſamen verkauft. Und wenn 
hier der Käufer der Verſicherung des Verkäufers traute, 
er kaufe Samen der zugeſicherten Art, weil er voraus⸗ 
geſetzt hat, der Verkäufer, der die Zuſage ertheilt, ohne 
ſich vergewiſſert zu haben, haftet, weil er leichtfertig 
und ſchuldhafterweiſe eine Verſicherung abgegeben hat, 
die er nicht abgeben durfte. Worauf im vorliegenden 
Falle die Verſicherung des Kommis des Beklagten ge⸗ 
gründet war, konnte der Kläger erkennen. 

Der Kommis, der nach der eigenen Erklärung des 
Klägers nur zehn Pfund leichter als dieſer war, iſt 
vor den Augen des Klägers bis oben hinauf geſtiegen, 
und nun hat der Kläger die Leiter für 7,50 M. ge⸗ 
kauft. Daß er für ſolchen Preis eine ganz be⸗ 
ſonders zuverläſſige Leiter erhalten würde 
oder daß im Geſchäft des Verkäufers be— 
ſondere außergewöhnliche Erprobungen des 
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Syſtems gemacht ſein würden, konnte der 
Kläger nicht erwarten (E)). Wenn er der Probe, 
die vor ſeinen Augen gemacht wurde, traute, ſo konnte 
er aus den Erklärungen des Kommis des Beklagten 
nichts weiter herleiten, als daß man ſolche Probe über⸗ 
haupt gemacht und daß dabei ein Unfall nicht vor⸗ 
gekommen war. Alles, was darüber hinausging, wie 
namentlich die Erklärung, „das ſei eine Patentleiter“, 
waren allgemeine Anpreiſungen und als ſolche 
auch für Kläger erkennbar. Hat jene Probe ein ſicheres 
und zuverläſſiges Ergebniß nicht geliefert, ſo iſt der 
Schade, den der Kläger erlitten hat, als ein unglück⸗ 
liches Ereigniß anzuſehen, wofür der Verkäufer nicht 
haftbar gemacht werden kann.“ 

Auch nach dem neuen Bürgerlichen Recht ſind allerdings 
von den eigentlichen dicta promissa allgemeine Anpreiſungen, 
wie ſie im Verkehr üblich ſind, wohl zu unterſcheiden. 
Es gilt in dieſer Hinſicht nach wie vor der Ausſpruch der 1.19 
§ 3 Dig. h. t.: Ea autem sola dicta sive promissa admittenda 
sunt, quae sic dicuntur, ut praestentur, non pactentur. 

Der Einwand, daß es ſich um bloße Anpreiſungen dieſer 
Art handele, pflegt nun in der Praxis eine große Rolle zu 
ſpielen und in der Regel die letzte Zuflucht eines unredlichen 
Verkäufers zu ſein. Es iſt daher von Wichtigkeit, hier ein 
beſtimmtes Kriterium aufzuſtellen. Nach der eitirten Pandekten⸗ 
ſtelle und nach vorſtehender Entſcheidung des R. G. könnte es 
den Anſchein gewinnen, als ob das einzige Kriterium ein 
ſubjektives ſei, nämlich die Abſicht des Verkäufers, — quae 
sic dicuntur, at praestentur, non ut pactentur. Offenbar 
würde aber durch eine ſolche Auslegung dem Schwindel bei 
Waarenanpreiſungen ein zu großer Spielraum gewährt werden. 
Es iſt vielmehr daran feſtzuhalten, daß die Auslegung jeglicher 
Zuſicherung ſich nach objektiven Geſichtspunkten zu richten 
hat. Der Richter hat zu prüfen, ob die gegebene Zuſicherung 
vom Käufer nach den im Verkehr herrſchenden Grundſätzen als 
eine ernſtlich gemeinte Zuſicherung aufgefaßt werden durfte. 
Mehr noch, er hat ſogar einer gelegentlich im Handel und Wandel 
ſich geltend machenden zu laxen Auffaſſung der zuläſſigen 
Reklamen entgegenzutreten. Vor allem iſt daran feſtzuhalten, 
daß die Zuſicherung einer beſt immten Eigenſchaft bindend 
fein muß, und daß jene licentia mercantilis ſich nur auf 
allgemeine Anpreiſungen bezieht. Ich verweiſe in dieſer 
Hinſicht zunächſt auf meine allgemeinen Ausführungen über 
Treu und Glauben und den Begriff des Verkehrsdolus in 
Thl. 1 S. 425 meiner Einführung in das Studium des 
B. G. B. „Von den Pandekten z. B. G. B.“ — Beſonders 
lehrreich iſt in dieſer Hinſicht auch das Gutachten v. Ihering's 
zu den Lucca⸗Piſtoja⸗Aktienprozeſſen (v. Ihering, Vermiſchte 
Schriften S. 241 ff.). 

Zu beachten iſt nämlich vor Allem, daß ſich mit der 
Stellung des Verkäufers auch eine beſondere, zu erhöhter Sorgfalt 
verpflichtende Vertrauensſtellung verknüpfen kann, beiſpielsweiſe 
die eines Kommiſſionärs, wenn ein ſolcher als Einkaufs⸗ 
kommiſſionär für eigene Rechnung liefert. Beſonders häufig 
iſt dies im Falle der Ankunft von Werthpapieren bei 
einem Bankier. 

Durchaus mit den von v. Ihering und mir (a. a. O.) 
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vertretenen Grundſätzen übereinſtimmend hat nun das Reichs⸗ 
gericht in einer wichtigen, auch für das neue Recht beachtens⸗ 
werthen, zunächſt freilich auf der Grundlage des alten H. G. B. 
ergangenen Entſcheidung die Haftung des Bankiers, der 
dem kaufenden Kunden Werthpapiere als ſichere An⸗ 
lage empfiehlt, erörtert in dem Falle R. G. XXXXII Nr. 30 
S. 125 ff. (I. Civilſenat. Urth. v. 24. September 1898 i. S. 
Cl. (Kl.) w. W. u. Z. (Bekl.). 

„Im Februar 1888 wurde in Berlin unter der Firma 
„Niederſächſiſche Chamottefabrik“ eine Aktiengeſellſchaft 
mit einem Grundkapital von 270 000 M. errichtet. Von 
den 270 Aktien zu je 1000 M. hatte bei der Gründung 
der Bankier Z. in Bremerhaven (ein Theilhaber der 
verklagten Firma) 266 Stück übernommen, während 
ſich vier andere Perſonen mit je einem Stück be⸗ 
theiligten. Z., der ſich zum Vorſitzenden des Aufſichts⸗ 
rathes machen ließ, brachte in die Geſellſchaft ein in 
Schleſien belegenes Grundſtück mit Fabrikeinrichtung 
ein, wofür ihm jene 266 Aktien und 4000 M. baar 
gewährt wurden. Da es an Betriebskapital fehlte, 
wurde im Jahre 1889 das Aktienkapital um 50 weitere 
Aktien, die wieder Z. übernahm, auf 420 000 M. erhöht. 
Im Jahre 1890 berichtete der Vorſtand: 

„„Es hat ſich herausgeſtellt, daß die vorhanden ge⸗ 
weſenen und die durch die neue Aktienemiſſion be⸗ 
ſchafften Geldmittel bei weitem nicht ausreichten, um 
die geplanten techniſchen Anlagen zu vollenden und das 
Werk mit den nöthigen Betriebsmitteln auszuſtatten.“ 
Um dies zu erreichen und um die aufgenommenen 
Bankierskredite abzuſtoßen, beſchloß die Generalver⸗ 
ſammlung, die bisherigen Aktien gegen eine Zahlung 
von je 333 ½ M. in Prioritätsaktien umzuwandeln, 
was demnächſt für 346 Aktien durchgeführt wurde. 
Indeſſen war auch dieſer Sanirungsverſuch vergeblich. 
Die Geſellſchaft, die niemals Dividenden vertheilt hatte, 
trat 1893 in Liquidation, und am 21. Februar 1894 
wurde in Bremerhaven, wohin man inzwiſchen den 
Sitz verlegt hatte, der Konkurs über ihr Vermögen er⸗ 
öffnet. Im Konkursverfahren erhielten die nicht bevor⸗ 
rechtigten Gläubiger der Geſellſchaft für je 100 M. 
Forderung baare 7,48 M., worauf das Verfahren am 
29. Mai 1895 aufgehoben wurde. Das Fabrikgrund⸗ 
ſtück, das Z. unter Zugrundelegung eines Werthes von 
371 500 M. inferirt hatte, und auf dem während des 
Beſtandes der Geſellſchaft bedeutendere Neuanlagen er⸗ 
richtet waren, wurde vom Konkursverwalter für 111 000 M. 
verſilbert. Die Aktionäre gingen leer aus. Der Kläger 
hatte im Auguſt 1888 ſechs Aktien der Geſellſchaft von 
der verklagten Firma zum Kurſe von 112 Prozent ge⸗ 
kauft, auch im Juli 1889 bei der Vergrößerung des 
Aktienkapitals durch Vermittelung der Beklagten 3 neue 
Aktien zum Kurſe von 105 Prozent bezogen, ſowie im 
Jahre 1890 auf dieſe neue Aktien behufs deren Um⸗ 
wandlung in Prioritätsaktien die ausgeſchriebene Zu⸗ 
zahlung im Betrage von 3600 M. wiederum durch 
Vermittelung der Beklagten geleiſtet. Für den Verluſt, 
den er erlitten, nahm er die Beklagte in Anſpruch, in⸗ 
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dem er geltend machte, daß die Theilhaber der ver⸗ 
llagten Firma, Z. und W., ſowie deren damaliger 
Kommis, ſpäterer Prokuriſt und jetziger Theilhaber H. 
ihm die Aktien als ein gutes Anlagepapier empfohlen 
und ihn dadurch zu dem erſten Ankaufe und zu den 
weiter erwähnten Rechtshandlungen bewogen hätten. 
Dieſe Empfehlungen ſeien wider beſſeres Wiſſen, jeden⸗ 
falls aber ohne die erforderliche thatſächliche Unterlage, 
alſo ſchuldhaft gegeben. Auch ſtellten ſie ſich als Zu⸗ 
ſage über Eigenſchaften der Kaufſache dar, wofür die 
Beklagte aus dem Kaufvertrage hafte. Im Einzelnen 
jolen die Angaben der Beklagten dahin gegangen fein: 
Das Unternehmen ſei ohne jeden Zweifel ein lukratives 
und werde ganz beſtimmt bald dieſelbe Dividende er⸗ 
geben, wie die Stettiner Chamottefabrik (20—30 Pro⸗ 
zent); aller Wahrſcheinlichkeit nach werde ſich der Werth 
der Aktien im Laufe von 4— 5 Jahren mindeſtens ver⸗ 
doppeln; das erſte Betriebsjahr werde wohl keine Divi⸗ 
dende abwerfen; ſchon für das zweite aber erwarte man 
10 Prozent; das Fabrikgrundſtück repräſentire einen 
Werth von 550 000 M.; die Aktien könnten als eine 
ſichere Kapitalanlage nur dringend empfohlen werden. 
Beide Inſtanzen haben die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hat das Berufungsurtheil aufgehoben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen aus 
folgenden 
Gründen: 
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„Wenn das Recht den Satz ausgebildet hat, daß 
für Rath und Empfehlung an und für ſich nicht ges 
haftet wird, ſo wird dabei unterſtellt, daß zwiſchen den 
Parteien etwas anderes als Rath oder Empfehlung 
nicht vorgefallen iſt, demgemäß hat denn auch die 
Ausnahme, daß, wenn dem ertheilten Rathe eine Bös⸗ 
willigkeit zu Grunde liegt, eine Verhaftung für den 
angerichteten Schaden eintritt, nur Bedeutung, inſoweit 
es ſich wiederum nur um Rath und Empfehlung 
handelt. Beſteht zwischen den Betheiligten ein ander⸗ 
weitiges Rechts verhältniß, und ſteht der Rath oder die 
Empfehlung mit dieſem Rechtsverhältniſſe in Beziehung, 
jo kann weder jene Regel, noch dieſe Ausnahme weiter 
in Frage kommen. Es handelt ſich dann nur um die 
Anwendung der Rechtssätze, die für jenes anderweitige 
Verhältniß gelten. Hat alſo — wie es hier nach den 
Behauptungen der Klage der Fall iſt — die Empfehlung 
Bezug auf ein zwiſchen dem Rathſuchenden und dem 
Rathertheilenden abgeſchloſſenes Kaufgeſchäft, und zwar 
in der Weiſe, daß die Ertheilung des Rathes kauſal 
für den Abschluß des Geſchäftes war, fo liegt, wenn 
die Rathertheilung argliſtig war, der Thatbeſtand vor, 
daß der eine Vertragtheil den anderen durch abſicht⸗ 
liche Irrthumserregung zur Eingehung des Geſchäftes 
bewogen hat, und aus dieſem Thatbeſtande ergeben 
ſich die Rechtsfolgen. Daß die Vorſpiegelungen die 
vorm des Rathes oder der Empfehlung angenommen 
haben, iſt rechtlich ohne Bedeutung. 
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Aehnlich verhält es ſich mit der Verantwortung für 
eine Fahrläſſigkeit in der Rathertheilung. Im All⸗ 
gemeinen beſteht keine Haftung dafür, daß bei einem 
Rathe oder einer Empfehlung nicht ein Verſehen unter⸗ 
läuft. Wo kein Vertragsverhältniß beſteht, 
bedarf es beſonderer Umſtände, wenn eine 
Rechtspflicht zur Aufwendung von Sorgfalt 
entſtehen ſoll. Solche beſonderen Umſtände 
hat die vom Berufungsgericht herangezogene Ent⸗ 
ſcheidung des erkennenden Senates vom 31. Januar 1891 

Entſch. d. R. G. in Civilſ. Bd. 27 S. 119, 
unter anderem darin gefunden, daß zwiſchen dem 
Rathſuchenden und dem Rathertheilenden 
eine Geſchäftsverbindung beſteht, wobei dann 
nicht nur die einzelnen Geſchäfte, losgelöſt 
von einander, obligatoriſche Wirkungen her⸗ 
vorriefen, ſondern auch die auf gegenſeitigem 
Vertrauen beruhende Verbindung als ſolche 
eine Verpflichtung zur Aufwendung gehöriger 
Sorgfalt auch außerhalb des beſonderen Ge: 
bietes der Einzelgeſchäfte erzeuge. Es bedarf 
der Heranziehung dieſes Geſichtspunktes nicht, 
wenn ein Vertragsverhältniß vorliegt, aus 
dem ohnehin ſchon eine Verpflichtung zur 
Anwendung gehöriger Sorgfalt erfließt. 
Das Berufungsgericht verkehrt die Bedeutung der an⸗ 
gezogenen Entſcheidung ins Gegentheil, wenn es die 
Haftung für Sorgfalt bei der Rathertheilung verneint, 
weil es zur Zeit der Ertheilung des Rathes an einer 
ſtändigen Geſchäftsverbindung zwiſchen den Parteien 
gefehlt habe, ohne ſich zuvor die Frage vorgelegt zu 
haben, ob das konkrete Vertragsverhältniß, das zwiſchen 
den Parteien beſtand, jene Verantwortung nicht bereits 
erzeugt hatte. 

Hinſichtlich des erſten Aktienerwerbes des Klägers 
ſtehen ſich die Parteien als Käufer und Verkäufer 
gegenüber, während es ſich bei den Vorgängen aus 
den Jahren 1889 und 1890, wodurch die Betheiligung 
des Klägers an dem Aktienunternehmen noch ver: 
größert wurde, um die Ertheilung und Ausführung 
eines Auftrages, einer kaufmänniſchen Kommiſſion 
handelt. Daß die Sorgfalt, die der Kommiſſionär 
dem Kommittenten ſchuldet (Art. 361 H. G. B.), 
ſich auch auf die Berichte und Mittheilung erſtreckt, 
die er den Kommittenten von Ertheilung des Auf⸗ 
trages, aber mit Bezug auf den erwarteten Auftrag 
giebt, kann einem Zweifel nicht unterliegen. In erſter 
Linie kommt es indeß im vorliegenden Falle 
auf das Kaufgeſchäft vom Jahre 1888 an. 

Im Allgemeinen wird eine Verantwortung des 
Verkäufers für Verſehen bei einer für den Kauf⸗ 
abſchluß kauſalen Rathertheilung nicht anzunehmen 
ſein. Im vorliegenden Falle kommt jed och 
in Frage, daß es ſich um den Verkauf von 
Werthpapieren ſeitens eines Bankiers an 
einen Privatmann handelt. Es gehört 
zum Gewerbe des Bankiers, zinstragende 
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Werthpapiere an das Publikum, das Be— 
legung für ſeine Kapitalien ſucht, abzugeben. 
Dabei iſt Verkehrsſitte, daß der Bankier den 
Kunden beräth. Dem Privatmanne gehen 
häufig die Kenntniſſe ab, die zur Beurthei⸗ 
lung der Güte eines Werthpapieres im All⸗ 
gemeinen und im einzelnen Falle erforderlich 
ſind. Vom Bankier wird vorausgeſetzt, daß 
er dieſe Kenntniß kraft ſeines Berufes hat 
oder doch leichter ſich zu verſchaffen im Stande 
iſt; er gilt als Sachverſtändiger, der Kunde 
als Laie. Rathertheilung und Empfehlung 
bilden ein nothwendiges Glied in dieſem 
Zweige des Bankgeſchäftes, und ein Bankier, 
der ſich der Berathung ſeiner Klientel ent⸗ 
ſchlagen wollte, würde feine Effeltenab- 
theilung bald ſchließen können. Die Vor⸗ 
theile, die für den Bankier aus den Ge— 
ſchäftsabſchlüſſen entſtehen, bilden zugleich 
das Entgelt für die Dienſte, die er den 
Kunden bei den Vorbereitungen zu den Ge— 
ſchäften leiſtet. In Fällen dieſer Art miſcht 
ſich daher mit den Kaufgeſchäften ſelbſt die 
Leiſtung von Dienſten: die Inanſpruchnahme 
und die Darbietung der Kenntniſſe und Er: 
fahrungen des Fachmannes an den minder— 
kundigen Laien. Dieſe Dienſte ſind ein Theil 
des entgeltlichen Geſchäfts, und wer ſie 
leiſtet, wird daher auch dafür einzuſtehen 
haben, daß er ſie ohne Fahrläſſigkeit leiſtet. 
Es würde denn auch ein wenig angemeſſenes 
Ergebniß ſein, die Verantwortlichkeit des 
Bankiers für die Berathung ſeiner Klientel 
verſchieden bemeſſen zu wollen, je nachdem 
das Geſchäft demnächſt die Form der Kom— 
miſſion, oder die Form des unmittelbaren 
Kaufs angenommen hat. 

Erfolgt eine Rathertheilung oder Empfeh— 
lung dieſer Art, ſo wird es freilich nach den 
herrſchenden Verkehrsanſchauungen in der 
Regel nicht der Meinung der Betheiligten 
ſein, daß der Bankier eine bedingungsloſe 
Garantie für die objektive Richtigkeit ſeiner 
Aeußerungen übernehme. Die Abſicht, verbind⸗ 
liche Zuſagen über die Eigenſchaften einer Sache, 
wegen deren Veräußerung man unterhandelt, zu geben 
und zu nehmen, wird — von beſonderen Umſtänden 
abgeſehen —, dabei in der Regel fehlen. Die Eigen⸗ 
ſchaften, um die es ſich dabei handelt, werden häufig 
einer genaueren objektiven Beſtimmung kaum zugänglich 
ſein, und auch ſonſt ſpielt das Moment der rein ſub⸗ 
jektiven Beurtheilung hierbei eine zu große Rolle. 
Wofür aber eingeſtanden wird, daß der Bankier bei 
der Nathertheilung nicht die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmannes außer Augen ſetzt, daß alſo nament⸗ 
lich ſeine poſitiven Aeußerungen auf einer ſorgfältigen 
Prüfung der Umſtände und Verhältniſſe beruhen, auf 
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die ein ſachverſtändiger Beurtheiler Werth legen wird. 
Eine Fahrläſſigkeit, bei der dieſe Sorgfalt außer Acht 
gelaſſen iſt, macht den Bankier dem abkaufenden Kunden 
gegenüber, der ſeinem Rathe vertraut hat, für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden verantwortlich. 

Es iſt daher von untergeordneter Bedeutung 
für die vorliegende Sache, wenn das Ober: 
landesgericht den Satz ausſpricht, daß ſich 
die vom Kläger behaupteten Aeußerungen der 
Inhaber der verklagten Firma nicht als Bus 
ſagen über die Eigenſchaften der Kaufſache 
auffaſſen ließen. Der Kern der behaupteten 
A eußerungen liegt darin, daß die Aktien der 
Niederſchleſiſchen Chamottewaarenfabrik von 
den Beklagten als ein ſicheres und gutes 
Anlagepapier bezeichnet worden ſind. Es wird 
daher zu entſcheiden ſein, ob die Beklagten bei An⸗ 
wendung der Prüfung, die ein verſtändiger und ſorg⸗ 
fältiger Bankier eintreten laſſen wird, ehe er einem 
kleinen Kapitaliſten gegenüber ein ſolches Urtheil ab⸗ 
giebt, dieſe Anſicht faſſen konnten. Sollte dieſe Frage 
zu verneinen ſein, ſo würden die Beklagten fahrläſſig 
gehandelt haben und dem Kläger — auch wenn dieſem 
der Beweis eines argliſtigen Verhaltens nicht gelingen 
ſollte — zum Erſatze des ihm verurſachten Schadens 
verantwortlich ſein. 

Ohne genügende Begründung iſt auch im 
Urtheile des Oberhandelsgerichtes anges 
nommen, daß die verklagte Firma für 
Aeußerungen ihres damaligen Kommis H. 
nicht verantwortlich wäre. 

Bis auf Weiteres wird davon auszugehen ſein, daß 
H., wenn er ſich bemühte, die im Beſitze der Firma 
befindlichen Aktien abzuſetzen, und daraufhin Geſchäfte 
zum Abſchluß kamen, die erfüllt worden ſind, als 
Handlungsbevollmächtigter der Firma handelte, ſo daß 
der Umfang ſeiner Vertretungsmacht nach Art. 47 
H. G. B. zu beſtimmen ſein würde.“ 


Die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes im 
Sinne des E. G. 200, ſoweit das Landrecht aufrecht 
erhalten iſt, insbeſondere der Beiſitz und das in 
drei Staaten geltende Württembergiſche Landrecht. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 
Vgl. Fohr, Archiv für civiliſtiſche Praxis 1891, 103185. 
Habicht, in Raſſow Küntzel, Beiträge zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts 1898, 413—455. 
Meiſel, Heſſiſche Rechtſprechung 1900, 23. Eulau, Heſſiſche Recht⸗ 
ſprechung 1900, 87—88. 
Weegmann, Württemberger Zeitſchrift für freiwillige Gerichtsbarkeit 
1900, 99. 
5 1. 
Die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes. Authentiſche 
Deklaration der A. G. Prinzip der Deklarationen. 
E. G. 200 hält die erbrechtlichen Wirkungen des Güter⸗ 
ſtandes der bisherigen Landesgeſetze aufrecht. Dies hat nur Be- 
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lentung für die kleinen Partikularrechte, indem die großen Rechts⸗ 
gebiete (Gemeines Recht, Pr. Landrecht, Sächfſiſches Recht und 
Kheiniſches Recht) ſolche Wirkungen des Güterſtandes nicht 
kennen. Vgl. Scherer, E. G. S. 208—213 Nr. 292 — 293. — 
Stranz — Gerhardt, Pr. A. G. S. 294 bebaupten eine Aus- 
nabme nur für folgende Beſtimmung des Pr. Landrechts 
§ 677 II, 1, nach weichem der überlebende Ehegatte, falls die 
Eheleute in einem Haufe wohn en, das dem verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten gehörte, bis zum Ablauf des nächſten Viertel jahres nach 
dem Todes quartal ein freies Wohnungsrecht erhalten ſoll. 
Dieſelbe enthalte, was die Motive überſähen, offenfichtlich eine 
erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes. Auch dieſe Ausnahme 
halte ich für irrig. Uebrigens kommt eine Beſtimmung ähn⸗ 
lichen Inhalts im code eivil Art. 1465 vor. 

Dem Standpunkt dieſer großen Rechtsgebiete gegenüber 
bat ſich das germaniſche Recht beſtrebt, dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten das ganze Bermögen zu erhalten; dies ift im Intereſſe 
der klein bäuerlichen Verhältniſſe geſchehen, um eine Zerſplitterung 
des Grundbeſitzes zu verhüten. Dieſe Auffaffung ift aber nur 
durchgedrungen in der Partikulargeſetzgebung der gemeinrechtlichen 
Gebiete Dentſchlands, hat übrigens felbit in den C. C. ihre 
Schatten geworfen, wie aus Art. 1094, 1525 C. C. erhellt. 

Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft geſchah es in der 
Form der fortgeſetzten Gütergemeinichaft, welche auch in unſer 
B. G. B. 5 1483 übergegangen iſt. Der überlebende Ehe- 
gatte hat alsdann den Nutzgenuß an dem ganzen Gemeinſchafts⸗ 
vermögen; durch dieſen wird er für ſein Erbrecht abgegolten und 
erhält bei der künftigen Theilung nur ſein Antheil (nach dem 
B. G. B. die Hälfte). 

Die Fahrnißgemeinſchaft war im rechtsrheiniſchen Deutſch⸗ 
land unbekannt, galt aber auf dem linken Rheinufer im Gebiete 
des C. C. 

Wohl aber war die Errungenſchaftsgemeinſchaft in den 
kleinen Partilularrechten ſehr verbreitet. Während das B. G. B. 
bei derſelben keine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kennt, hatten 
die kleinen Partikularrechte hier ein Syſtem ausgebildet, welches 
mit der fortgeſetzten allgemeinen Gütergemeinſchaft im Reſultat 
übereinjtimmte: Der überlebende Ehegatte erhielt an der Errungen⸗ 
ſchaft ſeinen Antheil und außerdem an dem geſammten Nachlaß 
des verſtorbenen Ehegatten die Nutznießung, in dieſem Falle 
Beifitz'), Beiſatz oder Leibzucht genannt. In der Regel war dieſe 
Nutznießung inventar- und kautionsfrei und wurde durch die 
Wiederverheirathung nicht aufgehoben. 

Auch gab es Partikularrechte, welche dem Ehegatten neben 
der Nutznießung noch ein Erbrecht, die jog. portia statutaria 
gewährten, ſo das Württemberger Landrecht. 

Die Partikularrechte, in welchen der Ausdruck Beifitz, 
Beiſatz oder Leibzucht vorkommt, find namentlich folgende: 

1. Das Heſſiſche Recht; vgl. Habicht a. a. O. Bei un- 
beerbter Ehe hat kein Ehegatte Rechte am Nachlaß des Verſtorbenen. 
Bei beerbter Ehe hat nur der Mann (nicht aber die Frau) den 
lebens länglichen Beiſitz am Nachlaß feiner Frau und behält ihn 


9) Uebrigens kommt dieſer Ausdruck auch bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft vor, fo im Rechte des Fürſtenthums Kempten, 
Bayreuth, der Stadt Kempten und im Rechte von Dinkelsbühl oder 
Yuan. gl. Art. 68, 69 Bayriſchen Uebergangsgeſetzes. 
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auch im Falle der Wiederverheiratbung. — Nur in Ober-Heflen 
muß der Vater dem Kind, das ſich verheirathet oder einen ab- 
geſonderten Haushalt anfängt, die Hälfte feines mütterlichen 
Vermögens herausgeben. 

2. Katzenelnboger Landrecht. L. G. Darmſtadt 6. 2. 1900. 
Heff. R. 1900, 35. 

3. Naſſauiſches Recht. Vgl. Fohr a. a. O. Ebenſo Frank. 
furter Recht. 

4. Mainzer Landrecht. 

5. Solmſer Landesordnung. 

6. Eine große Anzahl Bayriſcher Stadt- und Landrechte, 
ſo Rettenbergiſche Landesordnung, Recht von Rothenburg, 
Rothenfels, Koburg, Memmingen Art. 80, 81 Bayriſchen 
Uebergangsgeſetzes, Bayreuther Landrecht Art. 84, Ansbacher 
Recht Art. 85, Nürnberger Recht Art. 86, Recht der Stadt 
Augsburg Art. 87 a. a. O. 

7. Andere Rechte kennen den Beifitz zwar nicht dem Namen, 
aber der Sache nach, ſo das Württemberger Landrecht. 

In vielen Fällen endigte der Beifitz nicht mit der Wieder⸗ 
verheirathung; in dieſem Fall waren ſeine Wirkungen für die 
Kinder erſter Ehe verheerende; die Kinder zweiter Ehe wurden 
ſtandesgemäß erzogen, während die Kinder erſter Ehe in die 
Rolle des Gefindes kamen. 

Ueber die erbrechtliche Natur des Rechts der überlebenden 
Ehegatten und des Beiſitzes hat von jeher Streit geherrſcht; 
auch die Rechtſprechung des Reichsgerichts war nicht konſequent; 
vgl. Scherer, Einführungsgeſetz S. 209—211. 

Unter dieſen Umſtänden verfuhr die Landesgeſetzgebung ganz 
praktiſch, wenn fie eine authentiſche Interpretation in ihren 
A. G. zum B. G. B. dahin getroffen haben, ob die betreffenden 
Beſtimmungen der Partikularrechte als erbrechtliche Wirkung des 
Güterſtandes anzuſehen ſein. Soweit eine ſolche Deklaration 
vorgenommen iſt, bleibt für eine richterliche Prüfung kein 
Raum. — Die A. G. haben regelmäßig eine erbrechtliche 
Wirkung des Gäterſtandes angenommen, und zwar: 

1. Das Pr. A. G. an fleben Stellen in Art. 46 8 2, 50 
8 2, 51 8 4, 52 8 4, 53 5 6, 54 8 4, 55 5 8, 

2. das Bayriſche Uebergangsgeſetz in den Art. 62— 104, 

3. das Heſſiſche A. G. in den Art. 170—194, 

4. das Württembergiſche A. G. in den Art. 261, 262, 

5. das A. G. Weimar in den Art. 184, 191 betr. das 
Fuldaiſche Recht. 

Die Landesgeſetze können auch den Standpunkt einnehmen, 
daß ein Theil der erbrechtlichen Beſtimmungen güterrechtlicher 
Natur ſei, der andere nicht; ſo find die Landesgeſetze bezüglich 
des Württembergiſchen Privatrechts verfahren. 

Inſoweit eine authentiſche Deklaration nicht eingetreten 
ift, hat die Unterſuchung zu erfolgen, ob die Beſtimmung 
güterrechtlicher Natur iſt oder nicht. 

Die Landes geſetzgebung war beſtrebt, jeden, dem über- 
lebenden Ehegatten möglicher Weiſe nachtheiligen Eingriff zu 
vermeiden, und hält zu dieſem Behufe die mit den bisherigen 
SGüterftänden verbundenen beſonderen Nachwirkungen aufrecht, 
wenn ſie nicht den überlebenden Ehegatten unter allen Um⸗ 
ſtänden minder günftig find als das Erbrecht des B. G. B. und 
zwar ohne Unterſchied, ob ſie durch Verfügung von Todeswegen 
entzogen werden können oder nicht. Inſofern dem überlebenden 
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Ehegatten die Wahl gelaffen wird, nach dem neuen oder nach 
altem Rechte zu erben, ift Vorſorge getroffen, daß dieſes Wahl⸗ 
recht ſpäteſtens mit dem Ablaufe der reichsgeſetzlichen Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt für die Erbſchaft entſchieden wird. 

1. Das Preußiſche A. G. iſt, wie folgt, verfahren: die 
Frage, ob das alte oder neue Recht dem überlebenden Ehegatten 
günftiger iſt, ift regelmäßig offen gelafien; der überlebende Ehe⸗ 
gatte ſelbſt ſoll die Entſcheidung treffen. Hat er bis zum 
Ablauf der reichsgeſetzlichen Ausſchlagungsfriſt für die Erbſchaft 
keinen Gebrauch von dem Wahlrechte gemacht, ſo finden die 
Vorſchriften des alten Rechts Anwendung. Die Form der 
Wahl iſt im Anſchluß an die Beſtimmungen des B. G. B. bei 
der Ausſchlagung der Erbſchaft geregelt. So Art. 46 § 3, 51 
§ 4, 52 8 2, 53 6 6, 54 § 4, 55 8 3. — Eine Ausnahme 
iſt für das altheſſiſche Recht getroffen; hier gilt das Erbrecht 
des B. G. B. 

2. Bayern hat in der Regel entſchieden, welches Erbrecht 
maßgebend iſt. So heißt es in Art. 70, 80 des Uebergangs⸗ 
geſetzes: Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten beſtimmt 
fi) nach den bisherigen Vorſchriften, der geſetzliche Erbtheil 
beträgt jedoch mindeſtens ein Viertheil. 

In Art. 69 heißt es: Lehnt der überlebende Ehegatte die 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, fo beſtimmt ſich ſein 
Recht in Anſehung des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten 
nach den bisherigen Vorſchriften. Verzichtet er auf das Recht 
des Beiſitzes, fo beſtimmt ſich fein Erbrecht nach den Vor 
ſchriften des B. G. B., ſoweit dieſe ihm günſtiger find. Auf 
den Verzicht finden die für die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
geltenden Vorſchriften des B. G. B. entſprechende Anwendung. 

In Art. 81. Die bisherigen Vorſchriften find maßgebend, 

In Art. 82. Verzichtet der überlebende Ehegatte auf das 
ihm nach dieſen Vorſchriften zuſtehende Recht, ſo beſtimmt ſich 
ſein Erbrecht nach den Vorſchriften des B. G. B. 

Mit dieſen caſuiſtiſchen Vorſchriften iſt in der Praxis wenig 
gewonnen, obſchon dieſelben durchweg ſo gefaßt find, daß, wenn 
der Ehegatte eine Erklärung nicht abgiebt, das für ihn unter 
gewöhnlichen Verhältniſſen günftigere Recht zur Anwendung 
kommt. Denn in jedem einzigen Fall muß das günſtigſte Recht 
ermittelt werden, während Preußen dem überlebenden Ehegatten 
die Entſcheidung anheimſtellt. Jene Ermittelung wird dann 
um jo ſchwieriger, wenn der auf die Beſſerſtellung des über⸗ 
lebenden Ehegatten gerichteten Neigung der gegenwärtigen 
Rechtsübung und des künftiges Rechtes inſoweit Rechnung ge⸗ 
tragen iſt, als der Erbtheil des überlebenden Ehegatten, wenn 
er im einzelnen Falle nicht jo groß tft als der dem Ehegatten 
nach dem B. G. B. gebührende, d. h. wenn er weniger als ein 
Viertel beträgt, auf ein Viertel erhöht wird. Denn dieſe Er⸗ 
mittelung iſt nicht leicht, wie ih in $ 8 (Württemberg) zeigen wird. 

Die Motive zum Bayriſchen Uebergangsgeſetz ſprechen 
namentlich aus: 

Die Erſetzung der Errungenſchaftsgemeinſchaft der bis⸗ 
herigen Rechte durch die des B. G. B. bedeutet in der über ⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle eine nicht unerhebliche Beſſerung 
der Rechtsſtellung des überlebenden Ehegatten. Die Statutar⸗ 
rechte werden aufrecht erhalten, ſoweit für den überlebenden 
Ehegatten günftiger find, indem fie entweder ein weiter gehendes 
Erbrecht gewähren oder eine andere Nachwirkung der Errungen- 
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ſchaftsgemeinſchaft anerkennen, die im praktiſchen Ergebniſſe für 
den überlebenden Ehegatten vortheilhafter iſt. 

3. Heſſen iſt ähnlich verfahren wie Bayern, nur faßt es 
ſeine Beſtimmungen noch präzifer. Aber auch hierdurch kann 
dem Ehegatten nicht das Recht genommen werden, auf Grund 
des B. G. B. die Erbſchaft anzutreten, wenn ihm dies vortheil⸗ 
hafter erſcheint. 

4. Württemberg ſteht auf dem Bayriſchen Standpunkt, 
hat aber der Praxis einen großen Spielraum eingeräumt durch 
die Wendungen des Art. 262 „entiprechende Anwendung“. 

Trotz dieſer authentiſchen Deklarationen haben ſich eine 
ganze Reihe von Streitfragen erhoben; dieſen find die folgenden 
Ausführungen gewidmet; außerdem iſt das Württembergiſche 
Landrecht, welches in mehreren Staaten gilt, kurz beſprochen, 
weil hier eine wichtige Streitfrage entſtand. 

Hat der überlebende Ehegatte noch das Recht, die Immo⸗ 
bilien der Gemeinſchaftsmaſſe zu veräußern und zu belaſten, 
wenn er nach der bisherigen Geſetzgebung dieſes Recht hatte, 
oder gilt $ 1445 B. G. B.? 

Durch die Ueberleitung des früheren ehelichen Güterrechts 
hat der überlebende Ehegatte jenes Recht verloren, wenn es 
nicht ausdrücklich in dem Ausführungs- oder Uebergangsgeſetz 
aufrecht erhalten wurde. Die Ueberleitung ergreift regelmäßig 
auch die vor dem B. G. B. durch den Tod eines Ehegattten 
aufgelöften Ehen; denn die A. G. machen keine Ausnahme. 

In dieſem Sinne hat bereits das Oberſte Landesgericht 
München erkannt; vgl. Münchener Sammlung 1900. S. 371 
bis 375; allerdings war in dieſem Falle die Ehe erſt unter 
dem B. G. B. durch den Tod eines Ehegatten aufgelöft. 

Auf demſelben Standpunkt ſteht das Preußiſche A. G. 
Denn dasſelbe ſchließt ausnahmsweiſe den § 1445 B. G. B. 
aus; fiehe z. B. Art. 52 § 1 a. E.“) 


5 2. 

Sf das Geſammtgut des Solmſer Landrechts Eigenthum 
zur geſammten Hand? 

Das O. L. G. Frankfurt a. M. hat die Frage bejaht; 
folglich kann z. B. der überlebende Ehemann die ihm (nach 
dem Grundbuch) zuſtehende ideelle Hälfte nicht veräußern; eine 
diesbezügliche Veräußerung iſt wirkungslos. Vgl. Wellſtein 
1900, Heft 7, Centralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit. Dies 
gilt jetzt umſomehr, weil die Partikularrechte in das eheliche 
Güterrecht des B. G. B. übergeleitet find und nach dem B. G. B. 
die eheliche Gütergemeinſchaft eine Gemeinſchaft zur geſammten 
Hand iſt. Daher iſt es praktiſch, im Grundbuch „Eigenthum 
der ehelichen Gütergemeinſchaft“ oder „Eigenthum zur geſammten 
Hand“ einzutragen. Sonſt muß bei Eheleuten der einfache 
Eintrag von Miteigenthum auf ſeine juriſtiſche Natur unter⸗ 
ſucht werden. Vgl. Gläſſing, Heſſiſche Rechtſprechung Bd. 1 
S. 159 —160. 

8 3. 

Muß der überlebende Ehegatte Inventar errichten, wenn 

er nach dem bisherigen Recht von der Inventarerrichtung befreit war? 


) Auch im rheiniſchen Rechtsgebiet hat der Ehemann während 
Beſtehens der Ehe feine alleinige Verfügungsmacht gemäß Art. 1421 
Abſ. 2 C. e. in Folge der Ueberleitung verloren, abgeſehen von 
Baden. Vgl. ferner Urt. d. R. G. 18. 10. 00. J. W. 1900, 807. 
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8 1640 B. G. B. verpflichtet den überlebenden Ehegatten 
zur Inventar Errichtung; nach E. G. 203 tritt dieſe Beſtim⸗ 
mung fofort in Kraft und gilt nach der herrſchenden Anficht 
auch dann, wenn die Ehe bereis vor dem 1. 1. 1900 durch den 
Tod eines Ehegatten getrennt war. | 

Andernſeits unterliegt es keinem Zweifel, daß E. G. 200 
mit E. G. 203 in Widerſpruch ſteht, aber als Spezialvorſchrift 
vorgeht. Es kann ſich daher nur fragen, ob die Befreiung von 
der Inventarerrichtung als eine erbrechtliche Wirkung des Güter⸗ 
ſtandes zu betrachten iſt. Dieſe Frage verneine ich, weil durch 
die Inventarerrichtung das Erbrecht nicht geſchmälert wird. 
Allerdings ſteht dieſe Beſtimmung in den betreff. Landesgeſetzen. 
Allein wenn dieſelben im Güterrecht das Erbrecht geregelt haben, 
konnten fie auch eine Beſtimmung über die elterliche Gewalt 
aufnehmen. Im Reſultat ebenſo Habicht, Fohr a. a. O. Kontra 
Meiſel, Eulau, Weegemann a. a. O. L. G. Frankfurt, Frank⸗ 
furter juriſtiſche Rundſchau Bd. 34 (1901) S. 156. Die gegen- 
theilige Anficht wird faſt allgemein für den Fall vertreten, wenn 
die Ehe bereits vor dem 1. 1. 1900 durch den Tod aufgelöft 
war, weil alsdann dem überlebenden Ehegatten ein wohler⸗ 
worbenes Recht auf Befreiung der Inventarerrichtung zuſtehe. 
Vgl. L. G. Gießen, Heſſ. R. 1900, 101 und Heſſ. A. G. 191. 


§ 4. 

Behält der überlebende Ehegatte bei der Wiederverheirathung 
den Beiſitz, wenn es bisher der Fall war? Wird er kautions⸗ 
pfliätig, wenn er bisher kautionsfrei war? 

§ 1669 B. G. B. verpflichtet den überlebenden Ehegatten 
im Falle der Wiederverheirathung zur Inventarerrichtung und 
außerdem zur Theilung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Letztere Beſtimmung iſt eine Konſequenz des § 1493, nach 
welcher die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch Wiederver- 
heirathung erliſcht; nach den früheren Rechten war dies vielfach 
nicht der Fall; namentlich in den Gebieten des ſogen. Beifitzes 

behielt der überlebende Ehegatte auch im Falle der Wieder⸗ 
verheirathung alles. 

Die Inventarerrichtung ſcheidet aus, wie im vorhergehenden 
Paragraph ausgeführt. Nun ſetzt zwar E. G. 203 auch den 
§ 1669 ſofort in Kraft; allein bezüglich der Pflicht zur Theilung 
liegt hier die Sache anders, wie betr. der Inventarpflicht; denn 
hier ift eine Beſchränkung des materiellen Rechts, ſonach eine erb- 
rechtliche Wirkung des Güterſtandes im Sinn von E. G. 200 in 
Frage. Der überlebende Ehegatte behält alſo den Beifitz und braucht 
nicht zu theilen, wenn es nach dem bisherigen Recht ebenfo war. 


Dies gilt auch für die Wittwe, die unter der Herrſchaft 


des B. G. B. heirathet, trotz § 1697, 1681. Ebenſo Heſſ. R. 
1900, 103. — Daher brauch dieſelbe im Falle der Wieder. 
verheirathung nicht zur Auseinanderfegung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögens zu ſchreiten, aber ein Vermöͤgensverzeichniß 
muß fie einreichen. Vgl. Fohr a. a. O., 103 — 136. 

Einzelne Rechte, fo das Nafſauiſche, hatten im Falle der 
Wiederverheirathung dem überlebenden Ehegatten die Kautions- 
pflicht auferlegt. — Das B. G. B. § 1669 kennt im Falle 
der Wiederverheirathung die Kautionspflicht zwar nicht, aber 
die weitgehende Pflicht der Theilung, folglich bleibt die Kautions⸗ 
pflicht weiterbeſtehen; ebenſo die Inventarpflicht, wenn man 
ſie nicht ſchon auf Grund des B. G. B. annehmen ſollte. 
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Frankfurter Rundſchau Bd. 34 (1900 — 1901) S. 38, 150. Das 
Naſſauiſche Recht beſtimmt übrigens auch die Imventarijationd- 
pflicht in dieſem Falle. 


§ 5. 

Der Ausſtattungspflicht des überlebenden Ehegatten. 

Der überlebende Ehegatte iſt zur Ausſtattung verpflichtet, 
auch wenn er es nach dem bisherigen Recht nicht war. Dies 
folgt aus E. G. 203. Iſt die Ehe vor dem 1. 1. 1900 ge- 
ſchloſſen, ſo bleibt es bei dem früheren Recht. 

Prinzipiell greift bezüglich der Ausſtattung des L. G. B. 
Platz; jedoch können die A. G. das weitergehende frühere Landes⸗ 
recht aufrecht erhalten, weil auch der Ehegatte ein weitergehends 
Erbrecht hat. So Heſſen A. G. 194. Wo die weitergehende 
Ausſtattungspflicht nicht aufrechterhalten iſt, iſt ſie gefallen. 


8 6. 

Greifen ſubfidiär die Vorſchriften über Nießbrauch ein, 
namentlich diejenigen über Sicherheitsleiſtung? 

Die Frage dürfte zu bejahen ſein, mag es ſich um einen 
vor oder nach dem 1. Januar 1900 entſtandenen Nießbrauch 
handeln. Es gelten aber in der Hinfiht die Vorſchriften des 
früheren Rechts über Nießbrauch, abgeſehen von denjenigen 
Staaten, welche in ihren A. G. des B. G. B. ($ 1052, 1081 
bis 1084) maßgebend erklärt haben. Bayern und Heſſen. 


Vgl. Scherer, Einführungsgeſetz Nr. 259 S. 186 und ferner 


Meiſel, Heſſ. R. 1900, 23. 
87. 

Der Beifitz und das Pflichttheilsrecht. 

Der Beiſitz beeinträchtigt das Pflichttheilsrecht oder hebt es 
in einzelnen Fällen ſogar ganz auf. Gemäß E. G. 200 bleibt 
das frühere Recht in Kraft. 

Eine weitgehende Beſchränkung des Pflichttheilsrechts ent⸗ 
hielt z. B. die Frankfurter Reformation Th. IV Titel 3 8 2, 8, 
Th. V Titel 3 § 9, indem die Unzuläſſigkeit der Erbſchafts⸗ 
reſp. Rechnungslegungsklage des auf den Pflichttheil eingeſetzten 
Aſcendenten gegen den Ehegatten, dem der Nießbrauch und 
Beifitz am Nachlaſſe zuſteht, ausgeſprochen worden iſt. O. L. G. 
Frankfurt, Frankf. Rundſch. 1900, 19. 

Das Erbrecht der Ehegatten nach Württembergiſchen 
Landrecht. 

Das Württembergiſche Landrecht galt in drei Staaten: 
Württemberg, Bayern und Großherzogthum Heſſen. Daſſelbe 
gewährte dem überlebenden Ehegatten: 1. ein Erbrecht (portio 
statutar ia) am Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten und 2. die 
lebenslängliche Nutznießung am Vermögen des Verſtorbenen. 

Die Motive zum Württemb. Ausf. Geſ. S. 611, 612 
ſagen Folgendes: 

„Ob die ſogenannte ſtatutariſche Nutznießung des überleben⸗ 
den Ehegatten als die erbrechtliche Wirkung eines beſtimmten 
Güterſtandes und nicht als rein erbrechtliches Inſtitut auf⸗ 
zufaſſen ſei, iſt bis in die neueſte Zeit ſtreitig. Die Litteratur 
und beſonders die neuere Praxis hat inſoweit ein rein erbrecht⸗ 
liches Inſtitut angenommen.“ 

Bei dieſer Sachlage handelten die A. G. ganz zutreffend, 
wenn ſie zu einer authentiſchen Deklaration der diesbezüglichen 
Beſtimmungen des Württemb. L. R. geſchritten find. 
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Das Württemb. A. G. ſteht auf folgendem Standpunkt: 
die Beſtimmungen des Württemb. Pr. betr. die Nutznießung des 
überlebenden Ehegatten find erbrrchtliche Wirkungen des Güͤter⸗ 
ſtandes im Sinne des E. G. 200; inſoweit bleibt es bei dem 
früheren Recht, — die Beſtimmungen betr. das Erbrecht und 
den Voraus des überlebenden Ehegatten find erbrechtlicher Natur, 
folglich gilt von dem 1. Januar 1900 ab B. G. B. 

Das Württembergiſche A. G. Art. 262 ſagt: die bisherigen 
Beſtimmungen finden „entſprechende“ Anwendung. In Württem⸗ 
berg läßt ſich mit dem Wort „entiprechend, viel anfangen; 
hiermit hilft ſich die Praxis aus dem Labyrinth der Verwirrungen 
heraus. — In Heſſen und Bayern fehit zwar ein folcher Zu⸗ 
ſatz; dennoch muß die Praxis zu demſelben Reſultat kommen, 
wenn nach dem B. G. B. der Seitenverwandte nicht berufen iſt. 
Denn alsdann hat er kein Erbrecht, folglich kann von eiuer 
Nutznießung an ſeinem Erbtheil keine Rede ſein. Dies gilt 
auch für Heſſen, ſelbſt wenn man ſich das Württemb. A. G. nicht 
zum Vorbild genommen haben ſollte wie Bayern. In Bayern 
wollte man dieſelben Zuſtände herbeiführen, wie nach Würt⸗ 
temb. A. G. 

Hieraus ergeben ſich folgende Konſequenzen: 

1. Das B. G. B. findet Anwendung, wenn deſſen erb- 
rechtliche Beſtimmungen in 5 1931 ff. dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten günſtiger find, als diejenigen des Württemb. L. R. 
Heſſen ſpricht es ausdrücklich aus, Württemberg durch das Wort 
zentſprechend“ des Art. 262 A. G. Die Theorie iſt derſelben 
Anſicht. Bayern wollte ſich dem Württembergiſchen A. G. an- 
ſchließen. Hierzu kommt, daß kein A. G. in der Lage iſt, dem 
überlebenden Ehegatten das Erbrecht des B. G. B. abzu⸗ 
ſchneiden oder zu verkürzen. Pfizer a. unten a. O. giebt eine 
Reihe von Beiſpielen. 

2. Der bisherige Voraus und die ſtatutariſche Portion 
werden in Ehen des früheren Württemb. L. R. vom 1. Januar 
1900 ab durch das Erbrecht des B. G. B. erſetzt, mögen dieſe 
Beſtimmungen dem überlebenden Ehegatten günftiger fein, als 
das Württemb. Pr., oder nicht. Das Erbrecht ergreift dasjenige 
Vermögen, auf welches ſich früher die portio statutaria er · 
ſtreckte; der Voraus iſt bedeutend größer wie früher. Außerdem 
erhält der überlebende Chegatte den Nießbrauch des alten Rechts. 

3. Bezüglich der Frage, ob der überlebende Ehegatte Erbe 
nach den Grundſätzen unter 1 oder 2 wird, ſchweigen die drei 
A. G. Erbe iſt derſelbe jedenfalls, ſobald die Ausichlagungs- 
friſt des B. G. B. verſtrichen iſt. Welches der unter 1 und 2 
der Erbrechte der überlebende Ehegatte gewählt hat, ergiebt ſich 
aus deſſen Verhalten namentlich aus der Fortſetzung der Güter- 
gemeinſchaft oder, um in der Ausdrucksweiſe des Württem⸗ 
bergiſchen Pr. zu reden, in der Ausübung des Nießbrauchs. 
Die Vermuthung ſtreitet dafür, daß der überlebende Ehegatte 
das günſtigere Recht wählen ſolle. | 

Es hat ſich die Streitfrage erhoben: Ob dem überlebenden 
Ehegatten nur die lebens längliche Nutznießung am Vermögen 
des Verſtorbenen zuftehe, oder außerdem noch das Erbrecht des 
B. G. B. § 1931f. 

Habicht, 2. Aufl. S. 517 Note 4, 553 ſpricht dem über⸗ 
lebenden Ehegatten nur die Nutznießung zu. Die Erbfolge der 
Ehegatten auf Grund des atltrechtlichen Güterftandes nach 
Art. 200 des Einf. Geſ. zum B. G. B. ſchließe die geſetzliche 
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Erbfolge des Ehegatten nach dem B. G. B. aus; dies ſei zwar 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen, folge aber nothwendig aus 
Art. 200 des Einf. Geſ., denn wenn der Ehegatte ein Erbrecht 
aus dem alten Recht habe, konne er unmöglich auch daneben 
das Erbrecht des B. G. B. haben; klar ſei das, wenn das alte 
Gütererbrecht ihm einen Bruchtheil des Nachlaſſes zuweiſe, es 
gelte aber auch, wenn ſein Erbrecht in einem Nießbrauch am 
Nachlaß beſtehe. Ä 

Die Auffaſſung von Habicht ift nicht zutreffend, denn fie 
wendet ſich gegen die authentiſche Deklaration der A. G. 
Ebenſo die in Württemberg herrſchende Anficht. Vgl. Pregizer 
in, der Zeitſchrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit ꝛc. in 
Württemberg Bd. 43 (1901) S. 7-8. Ebenſo Nieder, 
Württembergiſches Ausführungsgeſetz S. 659— 674; Pfizer, 
Württembergiſches Ausführungsgeſetz S. 144 — 145. 

In Betracht kommen folgende Beſtimmungen: 

1. Württemb. A. G. Art. 261 262. 

2. Bayr. Uebergangsgeſetz Art. 78 Abſ. 4, 79 Abſ. 3, 4. 

3. Hefi. A. G. Art. 192. 


Die Gebühr des Rechtsanwalts für Mahnbriefe, 
Kündigungsſchreiben und Verzugsſetzungen. 


In den zwanzig Jahren der Geltung der Geb. O. f. R. A. 
hat ſich immer noch keine einheitliche Beurtheilung dieſer eminent 
praktiſchen, im Betriebe der erften Inſtanz für jeden Rechts. 
anwalt täglichen Frage herauszubilden vermocht. Die Judi⸗ 
katur und die Litteratur find ſchwankend und die Praxis der 
Rechtsanwälte iſt keine einheitliche. Die Geb. O. f. R. A. ent ; 
hält Beſtimmungen über dieſe Thätigkeit nicht; fle bezieht fich 
bloß auf die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts in einem Ver⸗ 
fahren vor den ordentlichen Gerichten nach Maßgabe der 
C. St. P. u. K. O. und es kann nur in Frage kommen, ob 
Mahnbriefe, Kündigungsſchreiben und Verzugsſetzungen als 
Auefluß der „berathenden Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts, 
welche den Beginn oder die Fortſetzung eines ſolchen Ver⸗ 
fahrens betrifft“, gelten können. (Geb. O. f. R. A. § 1.) 

1. Dieſe Frage kann nur auftauchen, wenn der Mahnung, 
Kündigung oder Verzugsſetzung ein ſolches Verfahren nachfolgt: 
alſo nicht, wenn die Sache erledigt wird, ohne daß fie bei Gericht 
anhängig wurde. Es beſteht ſelbſtverſtändlich kein Streit, daß 
die Thätigkeit des Rechtsanwalts in dieſem Falle zu honoriren 
ift, da der Rechtsanwalt pro Deo nur in den geſetzlichen Fällen 
(C. P. O. § 114 ff.) thärig iſt. Unficherheit herrſcht für dieſe 
Eoentualität nur über die Bemeſſung des Honorars und die 
Erſatzmäßigkeit deſſelben durch die gegneriſche Partei. Die in 
der Zeitſchr. der bad. Anwaltskammer 1898 S. 55/56 
vertretene Auffaſſung, die Gebühr ſei unter Anwendung des 
§ 89 Geb. O. f. R. A. nach SS 38, 47 Geb. O. f. R. A. zu be⸗ 
rechnen, iſt nicht zutreffend. Unzweifelhaft kann § 89 Geb. O. 
f. R. O. nur auf eine ſolche Thätigkeit des Rechtsanwalts be- 
zogen werden, welche im Rahmen der Geb. O. ſelbſt (& 1) 
liegt, das iſt aber bei Mahnung. Kündigung und Verzugeſetzung 
durch den Rechtsanwalt ohne nachfolgendes gerichtliches Verfahren 
eben nicht der Fall. Die Gebühr des Anwalts iſt in dieſem 
Falle nach freiem Ermeſſen zu firiren, wenn nicht die Landes ⸗ 
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geſetze Abweichendes beſtimmen. (Vergl. Preußiſche G. O. 
» 27. Sept. 1899 Art. 9.) Das Ermeſſen wird allerdings 
in 8 38 Geb. O. f. R. A. den ſachgemäßen Anhaltspunkt 
finden; eine Gebühr in Höhe von ½ der Prozeßgebühr trifft 
das Angemeſſene. Die Erſatzmäßigkeit der Anwaltsgebühren, 
weihe bei Zahlungs verweigerung des Schuldners auf Klage des 
Glaͤubigers zu entſcheiden iſt, muß regelmäßig bejaht werden, 
wenn die Mahnung, Kündigung oder Verzugsſetzung berechtigt 
war. Das in C. P. O. § 91 Abſ. 2 für den Prozeß aus⸗ 
geſprochene Prinzip beruht auf einem auch außerhalb des 
Prozeſſes zutreffenden allgemeinen Geſichts punkte. 
Vgl. Seuffert, Bl. f. Rechtsanw. 63. S. 412; Bl. f. Rechtepfl. 
im Bezirke des Kammergerichts 8, S. 92. J 

2. Der Fall, daß der Mahnung, Kündigung oder Verzugs ⸗ 
ſetzung ein Verfahren folgt, welches der Geb. O. f. R. A. unter- 
fiebt, bildet die gewöhnliche Kontroverſe. Es iſt ftreitig, ob 
dem Recht sanwalte eine Sondergebühr zuſteht, und ob die ihm 
etwa zukommende Gebühr erſtattungsfähig iſt. 

a. Ob eine Gebühr erwächſt. Es wird die Anſicht 
vertreten, dieſe Thätigkeit ſei in jedem Falle nur eine Vor⸗ 
bereitung des Prozeſſes und deshalb durch die Prozeßgebühr 
vergütet, ein weiterer Anſpruch des Rechtsanwalts alſo gemäß 
8 39 Geb. O. f. R. A. unbedingt ausgeſchloſſen. Andererſeits 
wird die Meinung verfochten, es müſſe in jedem Falle eine 
Sondergebühr bewilligt werden, es handle ſich ſtets um eine 
besondere, außerhalb des Prozeßbetriebes oder deſſen Vorbereitung 
liegende Thätigkeit. Es fehlt auch nicht an dem tertium: es 
wird unierſchieden, ob die Mahnung, Kündigung oder Verzugs⸗ 
ſezung für die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens nöthig 
war, ob der Rechtsanwalt von vornherein mit dem Prozeß⸗ 
mandate betraut war, ob die Akte in unmittelbarem Zuſammen⸗ 
hang mit der Klage ſtehen u. |. w. Vgl. O. L. G. Karls⸗ 
ruhe 7. Nov. 1882, Ztſchr. f. d. C. P. O. 12, S. 171 und 
26. Sept. 1900 Bad. R. Prax. 1900 S. 351; Pfafferoth, 
Geb. O. f. R. A. 2. Aufl. $ 1 Anm. 8; v. Buchka in Mecklbg. 
Zeitſchr. 14, S. 344. 

Die richtige Anſicht iſt die von Willenbücher (Koften- 
feſtſetzung 5. Aufl. S. 21 u. 111) und Walter (Geb. O. 
3. Aufl. S. 213 bis 215) und Anderen (vergl. auch O. L. G. Karls. 
rube II. S. Bad. R. Prax. 1899 S. 273) vertretene, daß dem 
Prozeſſe vorhergegangene Mahnbrieſe u. dgl. in keinem 
Falle zum Prozeßbetriebe gehören und in keinem Falle durch 
die Prozeßgebühr abgegolten werden. Den im übrigen er⸗ 
ſchöpfenden Darlegungen Walters kann der Hinweis auf 
B. G. B. 88 1118, 1210 beigefügt werden, worin ausdrücklich 
die Koſten der Kündigung in Gegenſatz zu den Koſten der 
Rechtsverfolgung gebracht find. Die Anfiht, daß die 
Prozeßgebühr die hier fraglichen Akte des Rechte anwalts abgelte, 
muß dieſelben entweder unter „die berathende Berufs⸗ 
thaͤtigkeit“ des Rechtsanwalts, welche den Beginn eines 
Prozeß verfahrens betrifft nach 8 1 der Geb. O. f. R. A., oder 
unter „den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Infor⸗ 
mation“ i. S. des 5 13 Ziff. 1 der Geb. O. f. R. A. fub- 
fummiren. Beides iſt nicht angängig. Wenn man den Begriff 
der „berathenden Berufsthätigkeit“, welche den Beginn eines 
Nechtoſtreits betrifft, auch noch ſoweit ausdehnen will, jo kann 
er doch nicht auf die Schaffung der materiell rechtlichen 
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Grundlage eines Anſpruches erſtreckt werden. (Pfafferoth, 
Geb. O. 2. Aufl. S. 4.) Um ſolche Akte handelt es fid 
aber hier. N 

Zum „Geſchäftsbetrieb“ des 8 13 Ziff. 1 Geb. O. f. R. A. 
kann Mahnung, Kündigung oder Verzugſetzung vor Beginn 
des Rechtsſtreits nicht gezählt werden, weil nur der Prozeß⸗ 
geſchäfts betrieb gemeint iſt. Das tft nach den Motiven (S. 36) 
nicht zweifelhaft und findet im Geſetze ſelbſt Ausdruck, indem 
außerhalb des Geſchäftsbetriebs ausdrücklich die „Information“ 
in die Abgeltung durch die Prozeßgebühr eingeſchloſſen wird. 
Zum Prozeß geſchäftsbetriebe gehören aber die fraglichen Akte 
ſchon deshalb nicht, weil ſie den Zweck und ſehr häufig auch 
den Erfolg haben, den Beginn eines Rechtsſtreits zu ver⸗ 
hindern. 

Die Preußiſche G. O. v. 27. Sept. 1899 ſteht auf dem 
richtigen Standpunkte. Vergl. Art. 9 Abſ. 1 letzter Satz, wenn 
fie auch eine ungünftige und ganz ungerechtfertigte Beſtim⸗ 
mung trifft. 

Das Wenigſte, was die Anhänger des Strichs zugeſtehen 
müſſen, ift die Zweifelhaftigkeit der Frage. Ich reklamire dieſes 
Zugeſtändniß. um zu betonen, daß in dubio pro advocato zu 
entſcheiden iſt. Keine berufliche Thätigkeit des Rechtsanwalts 
ſoll nach dem anerkannten Grundſatze der Organiſation der 
Anwaltſchaft ohne Vergütung bleiben. Die Geb. O. wirkt nach 
ihrer Anlage und bei dem heutigen Geldwerthe derart, daß zu 
einer Beſchneidung der Anwaltshonorare nicht der mindeſte 
Anlaß vorliegt. Weiteres hierüber ſei für eine andere Gelegen- 
heit vorbehalten. 

b. Die Erſatzmäßigkeit. Die Frage, ob die im 
Prozeſſe unterliegende Partei die Anwaltsgebühren der Mahn⸗ 
ſchreiben u. ſ. w. zu erſetzen hat, iſt oben ſchon bejaht worden, 
hier handelt es ſich darum, ob dieſe Koſten im Feſtſetzungs⸗ 
verfahren als Prozeßkoſten liquidirt werden können. Die 
ſtrikte Konſequenz der richtigen Auffafſung über die Natur der 
Koſten der dem Beginne des Prozeſſes vorhergegangenen Mahn⸗ 
ſchreiben, Kündigungen oder Verzugſetzungen führt zur Ver⸗ 
neinung der Liquidationsfähigkeit; es handelt ſich nicht um 
Prozeßkoſten, nur ſolche bilden den Gegenſtand des prozeſſualen 
Feſtſetzungs verfahrens (C. P. O. § 91). Walter (Gebühren- 
ordnung 3. Aufl. S. 215), Willenbücher (Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren 5. Aufl. S. 21) u. A. verneinen des halb die Er⸗ 
ſtattungspflicht der unterlegenen Partei. Es liegt aber kein 
zwingender Grund vor, dieſe Konſequenz zu ziehen, weil die 
C. P. O. in 8 91, namentlich in der neuen Faſſung, das 
Feſtſetzungsverfahren nicht auf die eigentlichen Prozeßkoſten 
ſtrikte einengt, und praktiſche Erwägungen gebieten, die Parteien 
nicht auf ein neues Streitverfahren zu verweiſen. Wo irgend 
angängig, iſt die Prozeßordnung im Intereſſe raſcher und 
billiger Rechtserledigung prätorianiſch zu handhaben; die Regeln 
der Prozeßordnung dürfen ohne Zwang nicht zu einer be⸗ 
ſchwerlichen Feſſel der Rechtsverfolgung werden. Es iſt deshalb 
auf der Grundlage der in der Entſcheidung des R. G. V. S. 
vom 10. Juni 1891 (Beil. z. Reichsanzeiger 1891 S. 377) 
aufgeſtellten Gefichtspunkte mit Zeitſchrift der Breslauer 
Anwaltskammer 1889 S. 43, Peterſen⸗ Anger C. P. O. 
4. Aufl. S. 236 u. A. (3. B. O. L. G. Roſtock in Mecklenb. 
Zeitſchr. 14, S. 181) die Erſtattungsfähigkeit im Feſtſetzungs · 
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verfahren zu bejahen. Der I. S. des O. L. G. Karlsruhe ver- 
neint zwar regelmäßig, daß dem R. A. überhaupt eine Gebühr 
zuſtehe und genehmigt nur die Schreibauslagen (vergl. Himmels 
bach g. Pakſon 26. Sept. 1900 Bad. R. Prax. 1900 S. 351); 
iſt aber im Weiteren der Anficht, daß Koſten dieſer Art zu den 
Prozeßkoſten gehören und nur im Koſtenfeſtſetzungs verfahren 
begehrt werden können, er weiſt ſie ſchon aus dieſem Grunde 
ab, wenn ſie mit der Klage begehrt werden. Vergl. Urtheil 
Grob g. Sinner 14. Januar 1899. Gerade auf dem um⸗ 
gekehrten Standpunkte ſteht der II. Senat des O. L. G. Karls⸗ 
ruhe. In einer Entſch. v. 7. Okt. 1899 Flagenheimer g. Wilhelma 
(Bad. R. Prax. 1899 S. 273) hat er verneint, daß die An⸗ 
waltsgebühr für eine Verzugſetzung vor Beginn des Rechtsſtreits 
durch die Prozeßgebühr mit abgegolten ſei, ſie aber doch im 
Feſtſetzungsverfahren geſtrichen, weil die Vergütung für eine 
derartige Bemühung nicht zu den Prozeßkoſten gehöre. 
Rechtsanwalt Dr. van Aken Karlsruhe. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 9. Februar 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs juſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 3, 6. 

Der Bekl. giebt ſelbft zu, daß für die Feſtſetzung des 
Streitgegenſtandswerthes in vorliegender Sache nicht die Sonder⸗ 
vorſchrift des 8 6 der C. P. O., wonach bei Streit über Pfand⸗ 
rechte zunächſt die Höhe der geficherten oder zu fichernden 
Forderung maßgebend ſein ſoll, ſondern der § 3 daſelbſt, der 
im allgemeinen Werthfeſtſetzung nach freiem richterlichen Er⸗ 
meſſen vorſchreibt, anzuwenden iſt. Dieſe Anſchauung ſteht 
auch im Einklang mit der Rechtſprechung des R. G. über die 
Bewerthung beſtrittener Zurückbehaltungsrechte. (Vergl. Entſch. 
Bd. XII S. 154 — Beſchluß des I. C. S. B I 87/1899 
vom 15. November 1899. Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 
S. 7/4). V. C. S. i. S. Wünſche c. Schmidt vom 26. Januar 1901, 
B Nr. 16/1901 V. 

2. 58 91 ff. 

Was die Koſtenentſcheidung des B. U. anlangt, fo iſt fie 
aufgehoben, weil fie auf der rechtlich nicht zutreffenden Annahme 
ruht, daß deswegen, weil dem Kl. ein beſonderes Verſehen be⸗ 
züglich ſeiner Mehrforderung nicht zur Laſt falle, dieſe für die 
Koſtentheilung überhaupt nicht zu berückſichtigen ſei. Das 
R. G., das hiernach im Koſtenpunkte auch hinſichtlich der Vor⸗ 
inſtanzen ſelbſt zu entſcheiden hat, hat einerſeits die Mehr⸗ 
forderung des Kl., andererſeits den Umſtand, daß erſt durch eine 
im letzten Theile des Verfahrens von der Bekl. vorgenommene 
Handlung der Schadenserſatzanſpruch des Kl. eine zeitliche Be⸗ 
grenzung erfahren hat, berückſichtigt und danach die geſchehene 
Theilung der Koſten der früheren Inſtanzen für angemeſſen 
erachtet. VII. C. S. i. S. Stadt Spandau c. Bock vom 
11. Januar 1901, Nr. 320/1900 VII. 


— —— — 
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3. 8 148. 

Die gegen den Beſchluß des O. L. G. von Seiten der Kl. 
erhobene Beſchwerde iſt nach § 252 der C. P. O. zuläffig und 
auch begründet. Um eine Ausſetzung des Verfahrens nach 
§ 148 der C. P. O. gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen, genügt 
es nicht, daß in dieſem und in dem anderen Verfahren ein und 
dafſelbe Rechtsverhältniß den Streitgegenſtand bildet. Vielmehr 
iſt die Ausſetzungsbefugniß dem Gericht zu dem Zweck gegeben, 
damit widerſprechende Entſcheidungen über daſſelbe 
Rechtsverhältniß vermieden werden. Vergl. Beſchluß des R. G. 
vom 17. November 1885, Juriſtiſche Wochenſchrift, Jahr- 
gang 1886 S. 10. Im vorliegenden Falle kann von der 
Möglichkeit eines ſolchen Widerſpruchs zwiſchen dem Ausgang 
des anhängigen Rechtsſtreits und dem Ergebniß des bei dem 
Kreisausſchuß in Raſtenburg ſchwebenden Verfahrens nicht die 
Rede ſein. V. C. S. i. S. Küßner c. v. d. Goltz vom 26. Januar 
1901, B Nr. 19/1901 v. 

4. § 288. 

Das „Zugeſtehen“ erfordert begrifflich eine pofitive Er⸗ 
klärung, daß die Thatſache, die von der Gegenpartei behauptet 
iſt, als richtig eingeräumt werde. Es iſt zwar nicht noth- 
wendig, daß dies gerade durch das Wort „zugeſtehen“ geſchieht. 
Es genügt vielmehr jede Erklärung, die ein unzweideutiges 
Zugeben der Wahrheit der behaupteten Thatſache enthält. Da⸗ 
gegen hat das bloße Nichtbeſtreiten einer behaupteten Thatſache 
nicht die Bedeutung eines Geſtändniſſes im Sinne des 8 288 
C. P. O. Vielmehr find nach § 138 a. a. O. Thatſachen, 
die nicht ausdrücklich beſtritten worden find, nur als zugeftanden 
anzuſehen. Dieſelben konnen indeß nach § 278 im Laufe der 
betreffenden Inſtanz bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung, 
auf welche das Urtheil ergeht, und nach § 531 auch noch in 
der Berufungsinſtanz nachträglich beſtritten werden. Es findet 
in dieſem Falle die Vorſchrift des § 290 a. a. O., daß der 
Widerruf des gerichtlichen Geſtändniſſes nur dann von Wirkſam⸗ 
keit iſt, wenn der widerrufende Theil beweiſt, daß das Geſtändniß 
der Wahrheit nicht entſpreche und durch einen Irrthum veran⸗ 
laßt ſei, nicht Anwendung. Dies iſt vom R. G. bereits 
wiederholt ausgeſprochen. Vergl. insbeſondere die Urtheile vom 
3. Juli 1882 und 25. Januar 1898 — Gruchot Beiträge 
Bd. 27 S. 1095 und Bd. 43 S. 1225 — und vom 
9. Dezember 1897, Entſch. Bd. 40 S. 269. Unrichtig iſt 
daher die Meinung des B. G., daß der Bekl. dadurch, daß er 
ſein anfängliches Beſtreiten des Klagegrundes nach der Ent⸗ 
ſcheidung des Vorprozeſſes zu Gunſten des Kl. aufgegeben habe, 
zu erkennen gegeben habe, daß er den Klagegrund nunmehr 
anerkennen wolle. VI. C. S. i. S. K. Preuß. Kronfideikommiß 
c. Leiſt vom 21. Januar 1901, Nr. 412/1900 VI. 

5. 8 299. 

Der Gerichtsſchreiber hat den Antrag des Bekl., ihm Ab. 
ſchrift eines Zeugenabhörungsprotokolls zu ertheilen, um des⸗ 
willen abgelehnt, weil der Bekl. bereits früher eine ſolche Ab⸗ 
ſchrift ertheilt erhalten hat. Dies kann nicht gemißbilligt werden. 
Die Beſtimmung in C. P. O. § 299 Abſ. 1 ſoll nicht dazu 
ausgenutzt werden, die Gerichtsſchreiberei mit überflüſfigem 
Schreibwerk zu belaſten. Wenn auch der Bekl. der erbetenen 
Abſchrift zu einer gegen die betreffenden Zeugen anhängig zu 
machenden Meineidsanzeige bedarf, fo hat er doch kein erkenn ⸗ 
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bares Intereſſe daran, daß ihm dieſe Abſchrift von der Gerichts. 
ſchreiberei angefertigt werde, nachdem ihm eine ſolche bereits von 
dem Gerichtsſchreiber des L. G. ertheilt worden, er daher in der 
Lage ift, von dieſer Abſchrift eine anderweite Abſchrift ſelbſt 
anzufertigen oder durch das Perſonal ſeines Prozeßbevollmächtigten 
anfertigen zu laſſen. VI. C. S. i. S. Stumpf o. Geilhufe 
vom 4. Februar 1901, Nr. 15/1901 VI. 

6. 8 304. 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. ift eine Vor⸗ 
abentſcheidung gemäß § 304 C. P. O. nur zuläſſſg, wenn 
das geſammte thatſächliche Vorbringen der Parteien, ſoweit es 
ih auf den Grund des Anſpruchs bezieht, vom Gericht er- 
ſchoͤpfend berückfichtigt worden iſt, ſodaß die unerledigt gebliebenen 
und dem weiteren Verfahren vorbehaltenen Angriffs- und Ver⸗ 
theidigungsmittel eine Verneinung des Anſpruchsgrundes nicht 
mehr herbeizuführen vermögen, ſondern nur für die Bemeſſung 
der Höhe des Anſpruchs von Bedeutung find. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 361; Urtheile vom 28. 
und 18. März 1893 Gruchots Beiträge Bd. 37 S. 970, 1243; 
vom 14. Juni 1894 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 424, vom 
15. Juni 1895 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 379; vom 7. März 
und 9. November 1896 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 204, 690). 
Dieſer Vorausſetzung wird das vorliegende B. U. nicht gerecht. 
Es entſcheidet lediglich die Frage, ob § 7 des Vertrages rechts. 
gültig iſt, erledigt alſo nur die eine der mehreren, von der Bekl. 
gegen den Grund des Klageanſpruchs vorgebrachten Einwendungen 
und hätte daher nur als Zwiſchenurtheil nach § 303 C. P. O. 
erlaſſen werden dürfen. V. C. S. i. S. Oberſchlefiſche Koaks. 
werke und chemiſche Fabriken o. Graf Henkel vom 23. Januar 
1901, Nr. 300/1900 v. 

7. 88 319, 469. 

Was zunächſt die Frage der Zuläſſigkeit der gegen- 
wärtigen weiteren Beſchwerde betrifft, welche gegen einen in der 
Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen Beſchluß gerichtet iſt, jo enthält der 
letztere inſofern einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund für 
den Bekl., als durch die darin erfolgte Aufhebung des ſeinem 
Antrag auf Aenderung der Eidesformel des B. U. ſtattgebenden 
landgerichtlichen Beſchluſſes dieſer Antrag ſelbſt mittelbar zurück⸗ 
gewieſen iſt. Auch im Uebrigen unterliegt die Statthaftigkeit 
der eingelegten Beſchwerde keinem Bedenken. Das O. L. G. 
hat nämlich den angefochtenen Beſchluß ausweislich der Motivi⸗ 
rung deſſelben auf Grund der Beſtimmung des § 319 
Abi. 3 der C. P. O. erlaſſen wollen und auch wirklich erlaſſen. 
Hiernach iſt alſo die Frage, ob die weitere Beſchwerde gegen 
dieſen oberlandesgerichtlichen Beſchluß ſtatthaft iſt, nach 
Maßgabe des $ 319 der C. P. O. zu beurtheilen. Nach 
der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. (vergl. Entſch. 
Bd. 30 ©. 324 und Bd. 35 S. 421) iſt aber dann, wenn das 
Beſchwerdegericht in Anwendung des $ 319 cit. einen An- 
trag auf Berichtigung eines Urtheils abgewieſen hat, die weitere 
Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß des Beſchwerdegerichts zuläſſig, 
indem die ſich nur auf Entſcheidungen des Prozeß gerichts 
beziehende Beſtimmung des § 319 Abſ. 3 der E. P. O. in 
dieſem Falle nicht anwendbar iſt. Hiernach iſt alſo auch die 
von dem Bekl. gegen den oberlandesgerichtlichen Beſchluß ein 
gelegte weitere Beſchwerde als zuläſſig anzuſehen. Sie iſt auch 
begründet. Das O. L. G. hat nämlich, indem es ſeine Ent⸗ 
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ſcheidung über die ihm vorgelegte Beſchwerde auf Grund des 
§ 319 der C. P. O. erließ, die prozeſſuale Natur des vom 
Bekl. geſtellten Antrags und des daraufhin von dem Prozeß- 
gericht erlaſſenen Beſchluſſes verkannt, denn der letztere iſt, ent- 
gegen der Auffaſſung des O. L. G., als ein Beſchluß gemäß 
§ 469, alſo nicht als ein gemäß §8 319 der C. P. O. er⸗ 
laſſener Berichtigungsbeſchluß anzuſehen. Es kommt hierbei in 
Betracht, daß der Bekl., welchem durch Urtheil des L. G. vom 
28. Juni 1900 die Ableiſtung eines Eides auferlegt worden 
war, ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 9. November 1900 
in dem zur Leiſtung dieſes Eides anberaumten Termine ſich zur 
Leiſtung deſſelben nur in der von ihm beantragten abgeänderten 
Faſſung bereit erklärt und daß das L. G. dem von ihm ge⸗ 
ſtellten Antrag auf Abänderung der urtheilsmäßigen Eidesnorm 
aus dem Grunde entſprochen hat, weil es dieſe Abänderung für 
unerheblich hielt (vergl. §8 469 Satz 2 der C. P. O). Es 
ergiebt ſich alſo ſowohl aus der damaligen Prozeßlage wie aus 
dem Inhalt des Antrags des Bekl. und des daraufhin von dem 
L. G. erlaſſenen Beſchluſſes, daß es ſich bei dem Prozeß⸗ 
gericht nur um ein Verfahren gemäß § 469 Satz 2 der 
C. P. O. handelte, wobei in dem vorliegenden Falle eines 
Streits der Parteien über die Zuläſſigkeit der beantragten Ab- 
änderung des Eids die Entſcheidung hierüber in der Form eines 
Beſchluſſes zu ergehen hatte; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 8 
S. 391 ff. Nichts weiſt darauf hin, daß der Bekl. einen Be⸗ 
ſchluß gemäß 8319 der C. P. O. beantragt hat oder daß 
das L. G. einen ſolchen hat erlaſſen wollen. Das O. L. G. 
hätte daher die Frage der Zuläſſigkeit der bei ihm gegen den 
landgerichtlichen Beſchluß erhobenen Beſchwerde nach den Grund- 
ſaͤtzen entſcheiden ſollen, welche für die in Anwendung des 
§ 469 der C. P. O. ergehenden Beſchlüſſe maßgebend ſind, 
Da für die Anfechtung von Beſchlüſſen der letzteren Art be- 
ſondere Vorſchriften nicht beſtehen, jo richtet fich die Zuläſſigkeit 
einer Beſchwerde hiergegen lediglich nach der allgemeinen Regel 
des 8 567 der C. P. O., wonach dieſes Rechtsmittel gegen 
ſolche eine vorgängige mündliche Verhandlung nlcht erfordernde 
Entſcheidungen ſtattfindet, durch welche ein das Verfahren 
betreffendes Geſuch zurückgewieſen iſt. Dieſe Beſtimmung 
aber traf, abgeſehen von andern gegen deren Anwendbarkeit in 
Fällen des § 469 der C. P. O. beſtehenden Bedenken (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 S. 393) im gegebenen 
Falle ſchon deshalb nicht zu, weil durch den landgerichtlichen 
Beſchluß überhaupt nicht über ein Geſuch der beſchwerdeführen⸗ 
den Kl. entſchieden und der von dem Bekl. geſtellte An⸗ 
trag auf Abänderung der Eidesnorm nicht zurückgewieſen, 
ſondern demſelben ſtattgegeben worden war. Aus dieſem Grunde 
hätte daher das O. L. G. bei richtiger Auffaſſung der pro⸗ 
zeſſualen Natur des von der Kl. angefochtenen Beſchluſſes die 
dagegen erhobene Beſchwerde kraft der ihm gemäß § 574 der 
C. P. O. von Amtswegen obliegenden Verpflichtung zur 
Prüfung der Statthaftigkeit dieſes Rechtsmittels wegen Mangels 
des letzteren Erforderniſſes als nach 8 567 der C. P. O. un⸗ 
zuläſſig vorwerfen ſollen. II. C. S. i. S. Böſen c. Thalheimer 
vom 29. Januar 1901, B Nr. 2/1901 II. 

8. § 3558. 

Was zunächſt die Frage der Zuläſſigkeit der eingelegten 
Beſchwerde betrifft, ſo iſt durch den angefochtenen Beſchluß der 


a 
re er 
ee 


ER we, 2 
2 "u En, ; 
a 4 at 5 
— aa ur 


“rt * 


2 * = = 
u nennen kn In — re — — en A 


122 


von der Kl. geftellte Antrag, dem Bekl. den ihm durch Urtheil 
auferlegten Eid vor dem Prozeßgericht abzunehmen, von dieſem 
als unzweckmäßig“ mit dem Beifügen abgewieſen worden, 
daß bereits die Akten zur Abnahme dieſes Eides an das (durch 
Beſchluß des Prozeßgerichts vom 11. Januur 1901 darum er⸗ 
ſuchte) Amtsgericht abgegangen ſeien. Der angefochtene Beſchluß 
ift daher gemäß 88 479 und 355 Abſ. 1 der C. P. O. erlaſſen, 
indem es ſich bei der Abnahme des fraglichen Eids um einen 
Akt der Beweisaufnahme handelt, welche nach dieſen Beſtimmungen 
von dem Prozeßgerichte einem anderen Gerichte nur unter den 
Vorausſetzungen übertragen werden kann, daß der Schwur⸗ 
pflichtige am Erſcheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert iſt, 
oder in großer Entfernung von dem Sitze deſſelben ſich aufhält. 
In der Beſchwerde wird hauptſächlich geltend gemacht, daß keine 
dieſer beiden Vorausſetzungen für die Uebertragung der Eides 
abnahme, insbeſondere keine große Entfernung des Wohnorts 
des Schwurpflichtigen von dem Sitze des Prozeßgerichts vorliege. 
Es fragt ſich daher, ob die Vorſchrift des S 355 Abſ. 2 der 
C. P. O., — wonach eine Anfechtung des Beſchluſſes, durch 
welchen die eine oder andere Art der Beweisaufnahme angeordnet 
wird, nicht ſtatifindet, — auch auf ſolche Beſchwerden anwendbar 
iſt, durch welche das Nicht⸗ Vorliegen der geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Uebertragung der Beweisaufnahme 
auf ein anderes Gericht geltend gemacht wird. Dieſe Frage iſt 
zu bejahen und zwar im Anſchluß an den Beſchluß des erkennenden 
Senats vom 7. März 1884 (Entſch. Bd. 11 S. 377), durch 
welchen die Vorſchrift des $ 320 Abſ. 2 der C. P. O. (a. F.) 
(jetzt § 355 Abſ. 2 n. F.) als ſich auf beide Sätze des Abſ. 1 
dieſes Paragraphen beziehend und als namentlich auf ſolche 
Beſchlüſſe anwenbar erklärt worden iſt, durch welche eine an ſich 
auch vor einem beauftragten oder erſuchten Richter zuläſfige 
Eidesabnahme dennoch aus Gründen der Zweckmäßigkeit vor 
dem Prozeßgericht angeordnet iſt; denn ſowohl die allgemeine, 
unbeſchränkte Faſſung der Vorſchrift des § 355 Abſ. 2 wie die 
in dem erwähnten Beſchluſſe dargelegte Entſtehungsgeſchichte 
derſelben, insbeſondere deren Begründung in den Motiven (S. 243) 
damit, daß die über die Beweisaufnahme erlaſſene Verfügung 
von dem diskretionären Ermeſſen des Gerichts abhängig 
ſei, weiſen darauf hin, daß ſolche Beſchlüſſe nach der Abficht 
des Geſetzgebers überhaupt, alſo insbeſondere auch dann un⸗ 
anfechtbar fein ſollen, wenn darin das Prozeßgericht die Beweis ⸗ 
aufnahme einem ſeiner Mitglieder oder einem anderen Gerichte 
übertragen hat. Hierbei kommt namentlich auch in Betracht, 
daß bei Anwendung der in § 355 Abſ. 1 Satz 2 der C. P. O. 
erwähnten, die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Uebertragung 
der Beweisaufnahme näher regelnden Vorſchriften (vergl. 88 372, 
375, 382, 402, 434, 479 der C. P. O.) dem richterlichen 
Ermeſſen bei Beurtheilung des Vorhandenſeins dieſer Voraus- 
ſetzungen ein weiter Spielraum gelaſſen iſt, und daß alſo der 
in den Motiven für die fragliche Beſtimmung des § 355 Abſ. 2 
angegebene Grund für deren Anwendung auch auf ſolche Be⸗ 
ſchlüſſe ſpricht, durch welche das Prozeßgericht in der Annahme 
des Vorliegens einer der geſetzlichen Vorausſetzungen die Beweis. 
aufnahme übertragen hat. Die erörterte Rechtsanſicht liegt auch 
den Beſchlüſſen des I. C. S. des R. G. vom 31. Dezember 
1890 und 22. Juni 1893 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1891, 
S. 90 Ni. 9 und von 1893 S. 347 Nr. 19) zu Grunde, und 
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hat der erkennende Senat um ſo weniger Anlaß, hiervon ab⸗ 
zuweichen, als dieſelbe auch von faſt ſämmtlichen Kommentatoren 
getheilt wird. Im Uebrigen aber unterliegt es keinem Bedenken, 
die Vorſchrift des 8 355 Abi. 2 cit. ihrem Sinne und Zwecke 
gemäß auch auf ſolche Beſchlüſſe anzuwenden, durch welche unter 
Hinweis auf eine bereits über die Art der Beweisaufnahme 
getroffene Verfügung vom Prozeßgericht ein auf Anorduung einer 
anderen Art der Beweisaufnahme gerichteter Antrag abgelehnt 
worden iſt; denn auch ein folder Beſchluß betrifft eine gemäß 
§ 355 der C. P. O. getroffene Anordnung über die Beweis. 
aufnahme. Cin Beſchluß der letzteren Art aber ſteht im gegen ; 
wärtigen Falle in Frage. II. C. S. i. S. Bodenheimer c. v. Tuͤtk⸗ 
heim vom 29. Januar 1901, B Nr. 8/1901 II. 
9. 8 579. 


Ein Eingehen auf die Angriffe der Reviſion erübrigte ſich, 
da der Reviſion ſchon aus einem formellen Grunde der Erfolg 
verſagt bleiben mußte. Das B. U. beruht auf Auslegung des 
Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes. Letzteres ſtimmt zwar 
inhaltlich und zum großen Theil ſogar wörtlich mit dem Braun⸗ 
ſchweigiſchen Berggeſetz vom 15. April 1867, Geſetz⸗ und Ber- 
ordn.⸗Samml. S. 109, überein, hat aber als ſolches in dem das 
Herzogtbum Braunſchweig umfaſſenden Bezirk des B. G. keine 
formelle Geltung. Dadurch iſt für den vorliegenden Fall gemäß 
§ 549 der C. P. O. und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 28. September 1879, R. G. Bl. S. 229, der Moͤglichkeit 
ausgeſchloſſen, die Revifion auf Verletzung des erwähnten Preu⸗ 
ßiſchen Geſetzes zu ſtützen. Der Bertreter der Rkl. hat zwar 
die gegentheilige Meinung damit zu begründen verſucht, daß der 
B. R. ſich nicht ausgeſprochen habe, weshalb er den § 115 des 
Allgemeinen Berggeſetzes für nicht anwendbar erachte, inſofern alſo 
eine unvollſtändige Anwendung dieſes Geſetzes vorliege. Allein 
die mangelnde Revifibilität einer Rechtsnorm gilt nicht blos nach 


der pofitiven, ſondern auch nach der negativen Seite; die Rechts 


anwendung des B. R. iſt in einem ſolchen Falle ſowohl ſowell 
eine Geſetzesbeſtimmung zu Unrecht angewendet als auch ſoweit 
ihre Anwendung zu Unrecht unterblieben fein ſoll, der Nach · 
prüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen. V. C. S. i. S. der 


Gewerkſchaft Schlüſſel o. Wulff vom 19. Januar 1901, 
Nr. 294/1900 V. 


10. 8 767. 


Die erhobene Klage war die actio doli und hätte als 
ſolche auch ohne die beſchränkenden Vorausſetzungen des 
5767 C. P. O. (ſoweit dieſelven nicht ohnehin zur Begrün- 
dung der Klage gehören) erhoben werden können. Für die hier 
erhobene Klage aber treffen alle Vorausſetzungen des $ 767 
zu. Insbeſondere iſt die vom Kl. gegen den durch Zwangs ⸗ 
vollſtreckung erfolgten Anſpruch vorgeſchützte Einwendung der 
Argliſt nicht, wie das O. L. G. annimmt, ſchon vor der letzten 
mündlichen Verhandlung im Vorprozeſſe entſtanden. Das in 
dem Vorbringen des Kl. liegende Verſprechen des Zweitbeklagten, 
aus dem ergehenden Urtheil Rechte gegen den Kl. nicht geltend 
machen zu wollen, durch welches er den Kl. bewogen hat, fig 
ohne Vertheidigung verurtheilen zu laſſen, entbielt für ſich allein 
noch keine Argliſt. Solange der Erblaſſer der Bekl. und dieſe 
ſelbſt jenes Versprechen befolgten, handelten ſie nicht argliſtig. 
Erſt in dem Zeitpunkt, als fie jenem Verſprechen entgegen 
die Zwangs vollſtreckung gegen den Kl. beantragten und ſo 
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dien Vertrauen täuſchten, bethätigten fie ein argliſtiges Verhalten. 
&ıft in dieſem Zeitpunkt, alſo lange nach Erlaſſung des Urtheils, 
entſtand auch für den Kl. die durch Klage erfolgte Einwendung 
gegen die Zwangsvollſtreckung. I. C. S. i. S. Kickvuſch c. Belgard 
vom 26. Januar 1901, B Nr. 10/1901 J. 

Zur Konkursordnung. 

11. 5 31. 

Der Rkl. erhebt gegen das B. U. den Vorwurf, es ſei 
dabei die Behauptungs- und Beweislaft der Parteien verkannt 
worden. Allein der nach § 24 der R. K. O. a. F. dem Bekl. 
obliegende Nachweis, daß ihm zur Zeit des Vertrageabſchluſſes 
eine Abficht des Gemeinſchuldners, die Gläubiger zu benach- 
theiligen, nicht bekannt war, kann auch mittelbar dadurch er⸗ 
dracht werden, daß der Bekl. beweiſt, es habe eine ſolche Ab⸗ 
ſicht nicht beſtanden. Denn wenn der Gemeinſchuldner 
nicht von ſolcher Abfiht geleitet war, fo iſt es ausgeſchloſſen, 
daß der Anfechtungsgegner ihr Vorhandenſein gekannt hat. 
VII C S. i. S. Hailer Konk. c. Pfitzenmayer vom 15. Januar 
1901, Nr. 268/1900 VII. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

12. § 44. 

Als ungerechtfertigt erſcheint der Abſtrich der 98 35 Mark 
L und II. inſtanzlichen Korreſpondenzgebühren und Auslagen 
des Rechtsanwalts A. in Weißenſee. Abgeſehen davon, daß der 
Kl., jtatt ſich eines Korreſpondenzanwalts in der Nähe ſeines 
Wohnorts zu bedienen, wie das O. L. G. theilweiſe ſelbſt an⸗ 

erkennt, Informationsreiſen zu feinen Prozeßvertretern in B. 
und C. machen und die erheblichen Koſten hierfür hätte an⸗ 
melden können, abgeſehen ferner von der Frage, ob nicht bei 
Streichung der II. inſtanzlichen Korreſpondenzgebühr ſich das 
Liquidat des Rechtsanwalts A. für die nachher zu beſprechende 
Vertretung im Beweistermine zu B. gemäß $ 45 der R. A. G. O. 
beträchtlich erhöhen durfte, jo erſcheint es nach der beſonderen 
Lage der vorliegenden Streiiſache als nothwendig, daß ſich der 
Kl. zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung eines in ſeiner 
Nähe wohnenden orts- und perſonenkundigen Anwalts als Ver⸗ 
mittlers bedient hat. Denn einerſeits lagen keineswegs einfache, 
vielmehr durch vielfache Rechnungs- und ſonſtige Differenzen 
verwickelte Streitfragen vor und waren verſchiedene Beweis⸗ 
ermittelungen und Beweiserhebungen nöthig. Sodann aber hat 
der Bekl. jelbjt laut der Feſtſtellungen in dem wider ihn er- 
gangenen oberlandes gerichtlichen Urtheile „die Einſicht des Kl.“ 
bemängelt und iſt nach dem ganzen Verhalten des Letzteren an 
der Richtigkeit dieſer Bemängelung nicht zu zweifeln. Wenn 
nun auch viele Briefe des Kl. ſich bei den Handakten befinden, 
ſo vermochte daraus doch nicht mit dem O. L. G. entnommen 
zu werden, daß der Kl. allein auf dieſem ſchriftlichen Wege ſeinen 
Anwälten genügende Aufklärungen zu geben im Stande war, 
es find vielmehr die Angaben der jetzigen Beſchwerde glaubhaft, 
daß von Rechtsanwalt A. ein großer Theil der Informationen 
durch Befragung von Zeugen, auch durch Grundbuchseinſicht 
allmälich zuſammengeholt werden mußte. V. C. S. i. S. Poſſe 
e. Heinemann vom 23. Januar 1901, B Nr. 11/1901 V. 

IL Das Wechſelrecht. 

13. Art. 4. 

Die Gültigkeit der Wechſel zieht die Revifion ohne Grund 
in Frage. Die Wechſel zeigen alle Erforderniſſe gezogener 
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Wechſel im Sinne des Art. 4 der Wechſelordnung. Cine 
Namensunterſchrift fehlt weder den Wechſeln noch den Indoſſa⸗ 
menten; beide find mit „Moritz Auerbach & Comp.“ unter- 
ſchrieben. Vergl. Entſch. des O. H. G. Bd. 14 S. 318. 
Nur die Frage kann aufgeworfen werden, ob Moritz Auerbach, 
der alleinige perſönlich haftende Geſellſchafter der Kommandit⸗ 
geſellſchaft „Papier- und Pappenfabrik Sadowa Moritz Auer⸗ 
bach & Comp.“ die Geſellſchaft durch die Unterzeichnung, ſo 
wie ſie thatſächlich vorliegt, wechſelmäßig verpflichtet hat, oder 
ob dies zu verneinen, weil nicht die ganze Firma geſchrieben, 
ſondern nur die Worte „Moritz Auerbach & Comp.“ Heber- 
wiegende Gründe ſprechen für die Bejahung der Frage. Ein⸗ 
gehend begründet. I. C. S. i. S. Auerbach & Co. Konk. 
6. Davidſobn vom 5. Januar 1901, Nr. 318/1900 L 

III. Das Handelsrecht. 

14. 8 788. Art. 792 a. F. 

Die Vorſchrift des Art. 792 des H. G. B. findet 
hier zwar, da es ſich nicht um See, ſondern um Binnen⸗ 
verſicherungen handelt, keine Anwendung, auch keine analoge 
Anwendung (vergl. Entſch. des R. G. in Civwilſachen 
Bd. 35 S. 60). Nach dem Verſicherungsvertrage vom 
12. Mai 1896 ſollten ſich aber die aus ihm für die Vertrag⸗ 
ſchließenden abzuleitenden Rechtsfolgen nach den Allgemeinen 
Seeverſicherungsbedingungen von 1867 beſtimmen, und da der 
§ 11 der letzteren denſelben Inhalt hat, wie der Art. 792 des 
H. G. B., ſo war Vertragsbedingung, daß die Verficherung in⸗ 
ſoweit unverbindlich fein ſolle, als fie, wenn eine Seeverficherung 
vorläge, keine rechtliche Geltung haben würde. Dieſe Vertrags⸗ 
bedingung trifft den gegebenen Fall. I. C. S. i. S. Rhenania 
u. Gen. c. Düſſeldorfer Allgemeine Verſich.⸗Geſ. vom 9. Januar 
1901, Nr. 314/1900 J. 

15. § 850. Art. 854 n. F. 

Das Ergebniß der eigenartigen Haftung des Verſicherers 
bei einer ſich auf das Schiff beziehenden Verfiherung nach 
Bedingungen $ 102 (H. G. B. Art. 854) läßt ſich dahin 
zuſammenfaſſen, daß der Verficherer für Totalverluſt und für 
Abandon ebenſo haftet, wie bei einer gewöhnlichen, die Klauſel 
„auf behaltene Ankunft“ nicht enthaltenden Verſicherung, daß 
ſeine Haftung für Partialſchäden aber auf den Fall der Kon⸗ 
demnation des Schiffs wegen Reparaturunfähigkeit (Bedingungen 
8 131, H. G. B. Art. 877) beſchränkt if. Nichts zu thun 
aber hat die Einengung der Haftung des Aſſekuradeurs bei 
dieſer Klauſel mit dem 4. Abſchnitte der Bedingungen und 
des Geſetzes, der vom „Umfange der Gefahr“ handelt. Die 
Klauſel ändert alſo nichts daran, daß der Verſicherer nach Be⸗ 
dingungen 8 69 (H. G. B. Art. 824) alle Gefahren trägt, 
denen das Schiff während der Dauer der Verſicherung aus⸗ 
geſetzt iſt. Auf dem Gebiete des „Umfangs der Gefahr“ be⸗ 
ſteht nur die Beſonderheit, daß nach dem letzten Abſatze des 
§ 102 und des Art. 854 dem Verficherer niemals die in 
den § 84 Ziffer 1 bis 3 und §8 69 am Ende (H. G. B. 
Art. 838) verzeichneten Havarie — große Beiträge, Auf- 
opferungen und Koſten zur Laft fallen ſollen — eine 
Einſchränkung, die im vorliegenden Falle nicht in Betracht 
kommt. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Schwalbe 
6. Allg. See- Verſich.⸗Geſ. zu Hamburg u. Gen. vom 9. Januar 
1901, Nr. 290/1900 I. 
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IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 

16. 5 128 (134). 

Das Statut der beklagten Genoſſenſchaft enthält gar keine, 
auch nicht die allgemeinſten Beſtimmungen über die Bedingungen, 
unter welchen die Geſchäftsordnung die Verpflichtung zur Ueber⸗ 
nahme mehrerer Geſchäftsantheile feſtſetzen könne. Nur die ſchon 
durch die Zulaſſung freiwilliger Mehrbetheiligung gebotene Feſt⸗ 
ſetzung der hoͤchſten Zahl der Geſchäftsantheile — § 128 (134) 
des Geſetzes — findet ſich, mit dem Maximum von 25, in 
Abi. 6 des §8 37. Im Uebrigen tft alles der Beſtimmung der 
Geihäftsordnung oder auf Grund derſelben dem Beſchluſſe 
der Generalverſammlung überlaſſen. Eine ſolche, jeder 
näheren Angabe und Begrenzung entbehrende Clauſel des 
Statuts kann unter keinen Umſtänden gültig und ge⸗ 
eignet ſein, die darauf geſtützten Vorſchriften der Geſchäfts⸗ 
ordnung zu tragen. Näher dargelegt. I. C. S. i. S. Golle 
0. Molkereigenoſſenſchaft Plauen i. V. vom 19. Dezember 1900, 
Nr. 252/ù1900 1. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

17. § 54. 

Das B. U. beruht auf der Erwägung, daß die Kl. Zinſen 
und Amortiſationsbeträge der Anleihen, ſoweit dieſelbe für ihre 
Rechnung aufgenommen, vom Bekl. auf Grund des § 34 
Abſ. 3 des neuen Statuts nicht fordern konne, weil der 
Generalverſammlungsbeſchluß vom 7. September 1896 formell 
mangelhaft zu Stande gekommen und beim Mangel der Zu⸗ 
ſtimmung aller betheiligten Geſellſchafter nach § 54 Abſ. 3 des 
Geſetzes vom 20. April 1892 materiell rechtöunwirkſam ſei. 
Der B. R. tritt dem I. R. auch darin bei, daß die Vorſchriften 
unter 3 und 7 der Kartoffelbau- und Lieferordnung aus dem 
gleichen Grunde unwirkſam ſeien, die Forderung der Kl. auf 
die liquidirten Konventionalſtrafen deshalb unbegründet ſei. 
Dagegen nimmt der B. R. abweichend vom I. R. an, daß der 
Bekl. nach Verhältniß ſeiner Betheiligung die Zinſen und 
Tilgungsveträge von den 450 000 Mark zu zahlen habe, die 
nach dem unſtreitigen Sachverhalt von der klagenden Geſellſchaft 
aufgenommen und verwendet find, um die Stammeinlagen der 
Geſellſchafter voll einzuzahlen. Bei der Berechnung des Antheils 
des Bekl. an dieſer Schuld geht der B. R. endlich davon aus, 
daß die Uebertragung der K.'ſchen Antheile der durch den $ 15 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 20. April 1892 vorgeſchriebenen Form 
entbehre, der Bekl. daher nur nach Verhältniß feiner urſprüng⸗ 
lichen Betheiligung von 120 000 Mark herangezogen werden 
könne. Die dagegen gerichteten Reviſionsangriffe beider Parteien 
gehen fehl. Dem B. R. iſt in allen weſentlichen Punkten bei⸗ 
zutreten. Eingehend begründet. I. C. S. i. S. Kartoffel- 
ſtärkefabrik Friedland 6. Wernicke vom 12. Januar 1901, 
Nr. 322/1900 1. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

18. 88 9, 20. 

Das R. G. hat bereits mehrmals entſchieden, daß bei 
Löſchungsklagen aus § 9 Abſ. 1 Ziffer 1 des Waarenzeichen⸗ 
geſetzes das Gericht ſelbſtändig zu prüfen hat, ob die Gefahr 
der Verwechſelung zwiſchen den ſtreitigen Zeichen beſteht, auch 
wenn das Patentamt im Widerſpruchsverfahren gemäß 8 6 
des Geſetzes die Uebereinſtimmung verneint haben ſollte. Die 
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gegenwärtige Verhandlung hat keinen Anlaß gegeben, von 
dieſer, übrigens auch von dem Patentamte getheilten Rechts⸗ 
auffaſſung abzugehen. Der in dieſer Richtung erhobene 
Revifionsangriff entbehrt daher der Begründung. Was die 
Rüge der Verletzung des § 20 des Waarenzeichengeſetzes be⸗ 
trifft, fo iſt auch dieſe unbegründet. Den Bekl. iſt zwar darin 
beizutreten, daß bei Prüfung der Frage der Verwechſelungs⸗ 
gefahr im Verkehr auf die Anſchauung der betheiligten Ver⸗ 
kehrskreiſe, alſo im vorliegenden Falle auf die bei dem Abſatze 
des Meißener Porzellans betheiligten Perſonen, und darauf 
Rückſicht zu nehmen iſt, welche Sorgfalt dieſelben in der Regel 
bei dem Einkaufe des Porzellans anzuwenden pflegen. Das iſt 
aber auch von dem O. L. G. beachtet worden. Denn wenn in 
den von demſelben gebilligten Gründen des landgerichtlichen 
Urtheils geſagt iſt, daß der Geſammteindruck entſcheidend ſei, 
den die Zeichen auf das kaufende Durchſchnittspublikums 
machen, ſo hat darunter der Richter dasjenige Publikum ver⸗ 
ſtanden, welches Meißener Porzellan zu kaufen pflegt, und die 
weitere Ausführung, wonach nicht ſowohl die Kenner, erfahrenen 
Kaufleute, erſte Abnehmer oder Zwiſchenhändler, als vielmehr 
das Durchſchnittspublikum in Betracht kommt, das nur 
eine oberflächliche Vorſtellung des Zeichens im Gedächtniſſe 
habe. und zwar in Geſtalt zweier ſich kreuzender Linien, welche 
das charakteriſtiſche Bild in den beiderſeitigen Zeichen darſtellten, 
wogegen die vorhandenen Unterſchiede zurück träten, enthält 
thatſächliche Feſtſtellungen, die ebenſo wenig mit Revliſion an- 
greifbar ſind, wie die thatſächliche Unterſtellung, daß auch 
Nichtkenner und Nichtverkäufer zu dem betheiligten Verkehrs 
kreiſe gehören. Dieſe Ausführung widerlegt zugleich die Be 
hauptung der Bekl., daß das in Betracht kommende Publikum 
gewohnt ſei, auf die feineren Unterſchiede in den beiderſeitigen 
Zeichen zu achten. II. C. S. i. S. Thieme c. Sächſ. Staats⸗ 
fiskus vom 18. Januar 1901, Nr. 277/1900 II. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

19. 8 6. 

Der Revifion mußte der Erfolg verſagt werden. 

Dieſelbe rügt zunächſt, daß das B. G. mit Unrecht die 
vom Bekl. ausgeſprochenen Urtheile über die Fabrikate der 
Kl. und über deren Verhalten dem Publikum gegenüber als 
„Behauptungen thatſächlicher Art“ im Sinne des 9 6 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 27. Mat 1896 angeſehen und ſomit 
den letzteren Rechtsbegriff verkannt habe. Dieſe Rüge iſt un ⸗ 
begründet. Was nämlich zunächſt die feſtgeſtellten Aeuße 
rungen des Bekl. über die Waaren der Kl. betrifft — daß 
die Reformbettſtellen derſelben aus ganz dünnem Eiſen ⸗ be ⸗ 
ziehungsweiſe Meſſingblech mit ordinärer beziehungsweiſe un 
ſolider Holzfüllung hergeſtellt würden und nicht entfernt auf 
Solidität und Haltbarkeit Anſpruch machen könnten), jo ent- 
halten dieſelben zwar auch ein Urtheil über die allgemein 
Beſchaffenheit dieſer Waaren. Aber dieſes Urtheil tft nach den 
weiteren Feſtſtellungen des B. G. von dem Bekl. als eine 
Folgerung aus beſtimmten, thatſächlichen Eigenſchaften 
dieſer Waaren, ſomit als den wirklichen Thatſachen entſprechend 
in ſolcher Weiſe ausgeſprochen worden, daß das Vorhandensein 
dieſer behaupteten Eigenſchaften und ſomit auch die Richtigkeit 
des darauf gegründeten Urtheils nachgeprüft werden kann. Daß 
aber ein ſolches Urtheil, durch welches den Waaren eines 
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Andern beſtimmte ſchlechte Bigenichaften nachgeſagt worden, 
in ſeiner Geſammtheit als eine Behauptung thaſächlicher Art 
im Sinne des 5 6 Abſ. 1 cit. aufgefaßt werden kann, hat der 
erkennende Senat ſchon wiederholt entſchieden (vergl. die Urtheile 
deſſelben vom 12. Juli 1898, 8. Mai, 5. Oktober, 13. No» 
vember und 21. Dezember 1900, Rep. II Nr. 112/98, 78, 151, 
208, 278/1900) Was die weiter feſtgeſtellten Aeußerungen 
des Bekl. betrifft, daß der Inhaber der klägeriſchen Firma bei 
der Berſchweigung der Art der Herſtellung feiner Bettſtellen 
eine Täuſchung bes Publikums beabſichtige, fo iſt auch 
die darin liegende Behauptung des Vorhandenſeins einer 
Abſicht, d. h. eines im Innern deſſelben ſich vollziehenden 
Vorgangs, als eine Behauptung thatſächlicher Art im Sinne 
des 8 6 Abſ. 1 cit. zu betrachten, namentlich, wenn das Vor⸗ 
handenſein der Abfiht aus einer gleichfalls behaupteten äußern 
Thatſache —, im gegebenen Falle aus dem Verſchweigen der 
Herſtellung der Bettſtellen —, gefolgert und ſomit dieſer innere 
Vorgang mit einer äußeren Thatſache in Verbindung gebracht 
wird. Auch auf dem Gebiete des Strafrechts wird in ſolchen 
Fallen beim Vorliegen der letzteren Vorausſetzung die „Behaup⸗ 
tung einer Thatſache“ im Gegenſatz zum bloßen Ausſprechen 
einen Urtheils als gegeben angenommen; vergl. Olshauſen zu 
8 186 des Strafgeſetzbuchs Nr. 26 und die Citate daſelbſt. 
Derſelbe Geſichtspunkt muß aber auch für die Auslegung der 
einfhlägigen Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. Mai 1896 
maßgebend ſein und zwar umſomehr, als die weitere Faſſung 
den in dem letzteren Geſetz enthaltenen Ausdrucks „Behaup⸗ 
tungen thatſächlicher Art“ deutlich die Abſicht des Geſetzgebers 
erkennen läßt, daß der letztere Begriff mehr umfaſſen ſoll wie 
ber z. B. in S 186 des Strafgeſetzbuchs gebrauchte Ausdruck: 
Behauptung einer „Thatſache“. Die Reviſion rügt ferner, 
daß das B. G. den Begriff des berechtigten Intereſſes 
im Sinne des 5 6 Abſ. 2 des erwähnten Geſetzes verkannt 
habe. Auch dieſe Rüge iſt unbegründet. Das B. G. hat 
nämlich anerkannt, daß ein berechtigtes Intereſſe des Bekl. an 
den fraglichen Aeußerungen dann als vorhanden anzunehmen 
fen würde, wenn derſelbe mit dieſen Aeußerungen nur bezweckt 
hätte, feine Waaren gegen die Angriffe der Kl. zu ver- 
theidigen. Es hat aber dennoch dieſen Aeußerungen den 
Schutz des 5 6 Abſ. 2 eit. deshalb verſagt, weil der Bekl., 
indem er über die Waaren des Kl. nicht erweislich wahre 
Behauptungen aufſtellte, über die Grenzen einer berechtigten 
Vertheidigung ſeiner Waaren hinausgegangen ſei, und daß er 
ſomit an der Aufftellung der letzteren Behauptungen kein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe gehabt habe. Dieſe Auffaſſung erſcheint 
richt rechts irrthümlich. Denn wenn auch für einen Gewerbe⸗ 
treibenden ein berechtigtes Intereſſe an der Vertheidigung 
det eignen Waaren gegen fremde Angriffe vorliegt, ſo folgt doch 
aus dieſem Intereſſe nicht ohne Weiteres die Berechtigung zur 
Vornahme einer unter den Thatbeſtand des S 6 Abſ. 1 cit. 
fallenden Handlung; vielmehr iſt nach Lage des einzelnen Falls 
zu beurtheilen, ob auch die Vornahme einer Handlung der 
letzteren Art zur Vertheidigung als nothwendig gelten konne. 
Dieſe Frage hat das B. G. offenbar für den gegebenen Fall 
verneinen und deshalb das Vorhandenſein eines berechtigten 
Intereſſes des Bekl. an den fraglichen Aeußerungen in Abrede 
ftellen wollen. Die Ausdrucksweiſe des B. G., „daß die Ver⸗ 
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theibigung des Bekl. aufgehört habe, eine berechtigte zu fein, da 
er erweisliche unwahre Thatſachen behauptet habe“, bietet zwar 
inſofern Anlaß zu Bedenken, als das Vorliegen des That⸗ 
beftandes von Abſ. 1 des 86 für ſich allein nicht genügen 
würde, um die Anwendung von Abf. 2 auszuſchließen. Es 
darf jedoch angenommen werden, daß das B. G. nicht etwa 
von einer ſolchen rechtsirrigen Auffaſſung ausgegangen iſt, 
ſondern lediglich ausſprechen wollte, daß der Bekl. durch die 
Aufftellung der erwähnten, nicht erweislich wahren Behaup⸗ 
tungen über die Grenzen des Rechts der Vertheidigung hin⸗ 
ausgegangen ſei, und daß deshalb ein berechtigtes Inter. 
eſſe deſſelben an der Mittheilung nicht vorliege, was nach obiger 
Erörterung nicht rechtsirrthümlich iſt. II. C. S. i. S. Jaeckel 
c, Steiner u. Sohn vom 22. Januar 1901, Nr. 291/1900 II. 

V. Das Gemeine Recht. 

20. Kaufvertrag. Unmöglichkeit der Erfüllung. 

Das B. G. führt aus: In dem zwiſchen den Parteien am 
23. Januar 1899 geſchloſſenen Vertrage ſeien juriſtiſch zwei 
Verträge enthalten: 1. Der eigentliche Geſellſchaftsvertrag und 
2. der den Eintritt des Kl. in die Geſellſchaft begründende 
Vertrag, welcher, indem Kl. die Theilnahme an der Geſellſchaft 
für 75 000 Mark erworben habe, als Kaufvertrag zu charakte⸗ 
rifiren ſei. Prüfe man nun die Wirkung der nach Obigem 
zuläſfigerweiſe erfolgten vorzeitigen Beendigung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages auf den vorausgegangenen Kaufvertrag, ſo ſei klar, 
daß hier die gemeinrechtlichen Rechtſätze über eine durch Ver⸗ 
ſchulden des einen Theils, des Verkäufers, herbeigeführte nach⸗ 
folgende theilweiſe Unmoͤglichkeit der Leiſtung bei gegenſeitigen 
Obligationen Platz griffen. Nach dieſen Grundſätzen habe der 
Käufer, alſo hier der Kl., einen Anſpruch auf Schadens- 
erſatz gegen den anderen Theil; und dieſer Schadenserſatz be⸗ 
ſtehe in der Rückgängigmachung des ganzen Vertrages, wenn 
klar ſei, daß nur auf dieſem Wege dem Intereſſe des Kl. Ge⸗ 
nüge geſchehe. Das liege hier vor. Die weitere Erfüllung 
ſelbſt ſei nach Lage der Sache ausgeſchloſſen. Welchen Gewinn 
von der 10 jährigen Dauer des Vertrages der Kl. gehabt haben 
würde, laſſe ſich auch nicht annähernd abſchätzen. Gewiß aber 
ſei, daß nach einer beiden Theilen richtig erſcheinenden Schätzung 
75 000 Mark theils baar, theils in einer Schuldverpflichtung 
dafür gewährt ſeien. Dies ſei zurückzugewähren. Allerdings 
ſei nun für einen kleinen Theil, für die Dauer von 5 Monaten, 
erfüllt und, ſoweit Kl. hierdurch Gewinn gezogen, müfle dies 
auf ſeine Rückforderung in Anrechnung kommen. Eingeklagt 
aber werde eine Vorauszahlung; fie ſei in Höhe der vorausge⸗ 
zahlten Summe begründet und liquide. Dem Bekl. liege die 
Subſtanzirungs⸗ und Beweispflicht ob, daß und wie viel der 
Kl. als Erfüllung ſich darauf anſetzen laſſen müſſe, was nur 
durch eine vollftändige Abrechnung, nicht durch Herausgreifen 
einer einzelnen aus dem Geſchäfte entnommenen Summe klar 
geſtellt werden konne. Da in dieſer Beziehung Seitens des 
Bekl. Nichts geſchehen ſei, ſo ſei auf die volle Summe der 
50 000 Mark zu erkennen. Dieſe Ausführungen find, wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, von Rechtsirrthum nicht frei. 
Zugegeben iſt, daß in dem Vertrage vom 23. Januar 1899 ju⸗ 
riſtiſch zwei Verträge unterſchieden werden konnen, der eigent- 
liche Geſellſchaftsvertrag und der dieſen begründende Vertrag. 
Bedenklich aber erſcheint es ſchon, dieſen letzteren als Kaufver- 
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trag zu charakterifiren. Denn wenn, wie die Parteien nach dem 
Thatbeſtande des erſten Urtheils übereinſtimmend erklärt haben, 
die 75 000 Mark als Vergütung für den 10 jährigen Eintritt 
des Kl., alſo dafür, daß Bekl. ihn auf 10 Jahre in ſein Ge⸗ 
ſchäft aufgenommen hat, gewährt werden ſollten, ſo fehlt es an 
dem Kaufgegenſtande; die Uebernahme der Verpflichtung einer 
Leiſtung, eines Thuns gegen Geld fällt nach den Quellen nicht 
unter den Begriff des Kaufes. Daß nicht etwa das Miteigen⸗ 
thum am Laboratorium ꝛc. als Kaufgegenſtand gemeint fein 
kann, ergiebt ſich aus dem Inhalte des Vertrages zur Genüge, 
und kann dies auch vom B. G. nicht angenommen ſein, weil 
andernfalls ſeine Aeußerung, daß der Vertrag nur zum geringſten 
Theil erfüllt ſei, unerklärlich wäre. Vorliegend würde daher 
nur der Begriff (des Innominatkontrakts (do, ut facias) in 
Frage kommen können. Erheblicher aber erſcheint, daß auch die 
Grundſätze über die nachfolgende Unmöglichkeit einer Leiſtung 
verkannt find. Nach dem B. U. ſoll klar ſein, daß hier eine 
durch Verſchulden des Bekl. herbeigeführte nachträgliche theil ⸗ 
weiſe Unmöglichkeit der von ihm übernommenen Leiſtung vor⸗ 
liege. Das iſt aber keineswegs klar. Durch den mit der Ehe⸗ 
frau abgeſchloſſenen Vertrag tft dieſe Unmöglichkeit nicht herbei ⸗ 
geführt. Das behauptet der Kl. ſelbſt nicht, und das meint 
auch das B. G. nicht. Gemeint kann nur fein, daß in Folge 
der durch Verſchulden des Bekl. erfolgten Aufkündigung des 
Sozietätsvertrages Seitens des Kl. dieſer die weitere Annahme 
der Leiſtungen des Bekl. ablehnt und ablehnen darf, und daß 
in Folge deſſen dem Bekl. die Erfüllung jeiner Leiſtungen 
unmoglich iſt. Eine ſolche Nichtannahme Seitens des Gläu⸗ 
bigers ſteht aber im Sinne der Vorſchriften über die nachträg 
liche Unmöglichkeit dieſer nicht gleich, wie ſich ſchon daraus er- 
giebt, daß andernfalls der Schuldner, falls ihn kein Verſchulden 
trifft, von ſeiner Leiſtung frei werden würde, was aber nicht 
der Fall iſt, da nach den beſtehenden Vorſchriften in ſolchem 
Falle der Gläubiger lediglich die Folgen des Verzuges zu tragen 
hat. Endlich find auch die Ausführungen, nach welchen dem 
Bekl. die Beweiskraft treffe, daß und wie viel der Kl. ſich als 
Erfüllung auf die von ihm zurückgeforderten 50 000 Mark ab- 
ſetzen laſſen müſſe, zu beanſtanden. Denn wenn es ſich, wovon 
das B. G. ausgeht, um einen Schadenserſatzanſpruch des Kl. 
handelt, jo hat er ihn auch nach Umfang und Höhe nachzu⸗ 
weiſen, und wenn auch ſelbſt bei theilweiſe erfolgter Erfüllung 
der Intereſſeanſpruch auf völlige Rückgängigmachung des ganzen 
Vertrages gehen kann, ſo iſt es doch Sache des den Schadens⸗ 
erſatz Fordernden, dies nachzuweiſen, im vorliegenden Falle alſo 
nachzuweiſen, weshalb die erfolgte Erfüllung für Kl. ohne 
Werth ſei, er trotz derſelben ſeine ganze Leiſtung zurückfordern 
konne. Die Erwägung des B. G., daß ſich nicht annähernd 
überjeben und ſchätzen laſſe, welchen Gewinn von der 10 jährigen 
Dauer des Vertrages der Kl. gehabt haben würde, daß aber 
nach einer beiden Theilen richtig erſchienenen Schätzung 75 000 
Mark dafür gewährt ſeien, mag immerhin rechtfertigen, wenn 
überhaupt noch nicht erfüllt wäre, dieſe Summe zunächſt als 
angemeſſenen Schadenserſatz anzunehmen, auch ferner recht⸗ 
fertigen, bei einer blos theilweiſen Nichterfüllung einen ent- 
ſprechenden Theil dieſer Summe mangels jeglichen anderen An⸗ 
halts als muthmaßlichen Schaden anzunehnen, ſie kann aber 
niemals rechtfertigen, dieſe ganze Summe für eine blos theilweiſe 
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Nichterfüllung ohne Weiteres als liquiden Schaden zu betrachten. 
III. C. S. i. S. Jünger c. Fiſcher vom 18. Jauuar 1901, 
Nr. 294/1900 III. 


VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

21. 88 5, 6 1. 4. 

Die Ausführungen des B. R., durch welche die Entſcheidung 
an ſich getragen wird, find nicht zu beanſtanden. Anders würde 
die Sache freilich liegen, wenn die Verſtändigung der Parteien 
über den Eheſcheidungsgrund zum Zwecke der Erleichterung 
bezw. zur einwandsloſen Herbeiführung der Scheidung 
erfolgt wäre, da derartige Kolluſionen der Parteien dem Weſen 
des Eheſcheidungeprozeſſes und der fittlichen Natur des Ehe⸗ 
bundes zuwiderlaufen. In dem hier ſtreitigen Falle iſt aber aut 
den Feſtſtellungen des B. R. nichts dafür zu entnehmen, daß 
das richterliche ſelbſtändige Prüfungsrecht durch die offen vor 
dem Richterkollegium bei der mündlichen Verhandlung getroffene 
Vereinbarung habe beeinträchtigt werden ſollen, oder daß erſt in 
Folge dieſes Abkommens eine die Trennung ermöglichende bezw. 
erleichternde Zuſtimmung der Kl. herbeigeführt worden ſei. 
Allerdings wurde durch die dabei abgegebene Erklärung der Che 
leute, daß von ihnen die Cheſcheidung nur auf Grund gegen ⸗ 
ſeitiger Einwilligung verlangt werde, ein neuer Eheſcheldungs⸗ 
grund formulirt. Sachlich aber hatten beide Eheleute ſchon 
vorher durch Erhebung der Klage und Widerklage ihren auf 
Ehetrennung gerichteten Willen an den Tag gelegt gehabt. Auch aus 
dem Umſtande, daß die Kl., dem Verlangen des Bekl. nachgebend, 
den Scheidungsgrund des Ehebruchs fallen ließ, kann ein Vor 
wurf unfittlihen Verhaltens gegen ſie nicht eroben werden. 
Andererſeits war es ihr aber auch nicht zu verargen, daß fie, 
trotz ihrer Bereitwilligkeit, das fragliche Ehevergehen nicht weiter 
zu verfolgen, doch daran feſthielt, daß ihr Anſpruch auf Ge⸗ 
währung einer entſprechenden, vom Bekl. in Folge feines Che · 
vergehens verwirkten Abfindung befriedigt werden müſſe. 
Eine abweichende Beurtheilung würde geradezu dahin führen 
können, daß in derartigen Fällen der eine Ehegatte für ſeine 
Nachſichtigkeit und Nachgiebigkeit beſtraft, der andere für fein 
argliſtiges Verhalten belohnt würde. IV. C. S. i. S. Meyer ⸗ 
feldt o. Kahlberg vom 21. Januar 1901, Nr. 304/1900 IV. 

22. 88 270, 271 J. 5. 

Das B. G. erkennt dem Pfandrechte des Kl. den Vorzug 
vor dem früher entſtandenen Pfandrechte des Bekl. zu, und be 
gründet dies damit, daß, während der Bekl. ſich auf ſein ver- 
tragswidrig aufrecht erhaltenes Pfandrecht nicht berufen könne, 
der Kl. ſein vertragswidrig neu begründetes Pfandrecht geltend 
machen dürfe, weil er ſich vom Vertrage habe losſagen dürfen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nach den Grundſätzen det 
A. L. R. durch das vertragswidrige Verhalten des einen Theil! 
dem andern Theil ein Recht zum Rücktritt von dem zweiſeitigen 
Vertrage erwächft; keinenfalls konnte der Kl., wenn er ſelbſt 
vom Vertrage ſich losſagte, zugleich vom Bekl. Erfüllung des 
Vertrags verlangen, welches Recht ihm das B. G. gewährt, 
indem es dem Bekl. die Geltendmachung ſeines dem Range 
nach beſſeren Pfandrechts deshalb verſagt, weil er nach dem 
Vertrage ſich verpflichtet hatte, daſſelbe aufzugeben. Das Geſet 
kennt zwar Fälle, in denen einer Vertragspartei das Necht zu⸗ 
geſtanden wird, wegen vertragswidrigen Verhaltens der andern 
in der Weiſe vom Vertrage zurückzutreten, daß derſelbe alt 
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nicht geſchloſſen behandelt wird, auch Fälle in denen mit dem 
Kücktrittsrecht ein Anſpruch auf Schadenserſatz verbunden iſt; 
aber die Zulaſſung eines Rücktritts, nnter gleichzeitiger Zuer⸗ 
kennung eines Anſpruchs auf Erfüllung widerſpricht dem Grund⸗ 
ſatze, daß, wer die Erfüllung eines zweiſeitigen Vertrags bean⸗ 
ſpruchen. will, auch ſeinerſeits erfüllen muß. VII. C. S. i. S. 
Lemke c. Arendt vom 18. Januar 1901, Nr. 315/1900 VII. 

23. 8 25 I. 6. Str. G. B. 8 367. 

Das im $ 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs aufgeſtellte 
Gebot der Verdeckung und Verwahrung von Oeffnungen giebt 
allerdings keine abſolut beſtimmte, für jeden Fall unmittelbar 
anwendbare Norm bezüglich der zu treffenden Vorkehrungen, 
trägt vielmehr ſchon dem Wortlaut nach einen relativen Maß⸗ 
ſtab in ſich, deſſen Abgrenzung in den vernünftigen Anforderungen 
dei Verkehrslebens zu ſuchen iſt. Im Sinne der genannten 
Geſetzes beſtimmung liegt nicht die Herſtellung einer, jede über⸗ 
haupt denkbare Gefahr abſolut ausſchließenden Sicherheit. Aber 
das B. G. hat dies auch nicht verkannt; das Urtheil bemerkt 
vielmehr: jene Geſetzesvorſchrift fordere die Anwendung ſolcher 
Sicherungsmaßregeln, welche im einzelnen Fall der Natur der 
Sache und den Umſtänden nach bei vernünftigem Ermeſſen als 
nothwendig zu erachten find. VI. C. S. i. S. C.⸗Fiskus 
c. Dittrich vom 21. Januar 1901, Nr. 330/1900 VI. 

24. 8 266 1. 11. 

Der B. R. ſtützt feine Annahme, daß der Vertrag vom 
20. März 1892 nicht einen Kauf, ſondern ein Kommiſſions⸗ 

geſchäft darſtelle, unter Anderm auch auf den § 266 Thl. I 
Tit. 11 des A. L. R. Er geht davon aus, daß dieſe Vorſchrift 
dem Vorbehalt des Eigenthums bei einem Kaufgeſchäfte nur die 
Kraft einer auflöſenden Bedingung gewähre, daß hiernach 
bei Annahme eines Kaufgeſchäfts die Beſtimmung im erſten 
Satze des § 4, nach welcher das Kommiſſionslager Eigenthum 
des Kl. iſt, wirkungslos ſein würde, daß Kl. aber in erſter 
Linie Fortdauer ſeines Eigenthums gewünſcht habe und dies bei 
Abfaſſung des Vertrages leitend geweſen ſei. Er ſchließt 
hieraus, daß nicht Kauf, ſondern Kommiſſion, welche den Fort⸗ 
beſtand des Eigenthumsrechts ermögliche, gewollt ſei. — Der 
hier grundlegende Gedanke des B. R. iſt allerdings nicht zu⸗ 
treffend. Durch die angegebene geſetzliche Vorſchrift wird dem 
Parteiwillen eine Schranke in der vom B. R. angenommenen 
Art nicht geſetzt. Wenn ſich ergiebt, daß die Kontrahenten bei 
Abſchluß eines Kaufs den Eigenthumzübergang nur unter einer 
die Zahlung des Preiſes betreffenden aufſchiebenden Bedingung 
gewollt haben, hindert die angegebene Vorſchrift nicht, daß ihr 
Wille ſeine rechtliche Verwirklichung findet, das Eigenthumsrecht 
alſo dem Verkäufer bleibt. Vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 74 
S. 48, Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 169, Gruchot, Beiträge 
Bd. 30 S. 950. VII. C. S. i. S. Gaebel . Smodlibowski 
vom 15. Januar 1901, Nr. 307/1900 VII. 

25. 8 1037 I. 11. 

Die Revifion rügt, daß das B. G. zu Unrecht die münd⸗ 
liche Vereinbarung der Parteien über die Aufhebung des zwiſchen 
denſelben auf zwei Jahre abgeſchloſſeuen Dienſtvertrags für er⸗ 
heblich erachtet habe, denn dieſelbe ſei jedenfalls nichtig, da fie 
eine Schenkung enthalte, die der vorgeſchriebenen Form ermangle. 
Allein die vertragsmäßige Aufhebung eines zweiſeitigen Vertrags, 
bei welchem ſich gleichwerthige Leiſtungen beider Vertrags- 
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ſchließenden gegenüberſtehen, enthält keine unentgeltliche Zu⸗ 
wendung ſeitens eines der verzichtenden Kontrahenten, alſo auch 
keine Schenkung (Pr. A. L. R. Thl. I, Tit. 11, 5 1037), 
wenn auch der eine der Kontrahenten thatſächlich ein größeres 
Intereſſe an der Aufhebung des Vertrags haben mag, als der 
andere. III. C. S. i. S. Knote c. Schacher vom 15. Januar 
1901, Nr. 300/1900 III. 

26. § 381 1. 16. 

Der B. R. ſtellt feſt: die Entſagung ſei eine ausdrückliche 
und auf den Nachlaß des Johann Dr. mitgerichtet geweſen. 
Dem B. R. tft ferner darin beizutreten, daß dieſe Erb ⸗ 
entſagung, ſoweit fie vom Vater des Bekl. Namen ſeiner 
minderjährigen Kinder abgegeben war, zu ihrer Wirkſamkeit der 
obervormundſchaftlichen Genehmigung nicht bedurfte. Vergl. 
88 352, 355 in Verbindung mit 58 156 und 168 ff. 
Thl. II Tit. 2 des A. L. R., Entſch. des Obertribunals 
Bd. 23 S. 67 und Gruchot's Beiträge Bd. 26 S. 1042. 
IV. C. S. i. S. Hoeſe c. Drewitz vom 14. Januar 1901, 
Nr. 293/1900 IV. 

27. 88 115ñ5f. I. 17. 

Das B. G. hat nicht überſehen, daß es ſich um einen aus 
erbrechtlichen Verhältniſſen hergeleiteten Anſpruch der Kl. handelt. 
Die Beurtheilung eines ſolchen hatte aber, da die Erblaſſer vor 
dem 1. Januar 1900 geſtorben find, gemäß Art. 213 des 
E. G. zum B. G. B. nach dem Pr. A. L. R. zu erfolgen. 
Nach dieſem gilt der Grundſatz, daß einem jeden von mehreren 
Miterben ein Miteigenthum zwar an der ungetheilten Nachlaß⸗ 
maſſe in ihrer Geſammtheit nach Maßgabe ſeines ideellen 
Antheils, nicht aber an den einzelnen zum ungetheilten Nachlaß 
gehörenden Gegenſtänden zuſteht. Schon deshalb kann daher 
im vorliegenden Falle nicht die Rede davon ſein, daß die Kl. 
ſchon gegenwärtig, vor erfolgter Theilung, eine beſtimmte Quote 
von dem eingebrachten Vermögen ihrer Mutter zu beanſpruchen 
hat. Wird aber auch davon ausgegangen, daß, wie das B. G., 
inſoweit der Auffaſſung der Kl. entgegenkommend, im Anſchluß 
an das in Bd. 21 S. 252 ff. der Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen abgedruckte Urtheil annimmt, der Anſpruch der Kl. dann 
begründet ſein würde, wenn derſelbe auf den ideellen Antheil 
au einer zum Nachlaß der Frau Henriette St. gehörenden be⸗ 
ſtimmten Geldforderung gerichtet wäre, ſo trifft doch im vor⸗ 
liegenden Falle dieſe Vorausſetzung nicht zu. In dem jener Ent⸗ 
ſcheidung des R. G. zu Grunde liegenden von dem gegenwärtigen 
in thatſächlicher und rechtlicher Beziehung überhaupt weſentlich 
verſchiedenen Falle handelte es ſich um eine durch gerichtliches 
Urtheil in beſtimmter Höhe feſtgeſtellte Geldforderung. Eine 
völlig andere rechtliche Natur hat der bier in Frage ſtehende 
Anſpruch auf Herausgabe des Eingebrachten. Mit Recht ver- 
weiſt das B. G. in dieſer Hinſicht auf die 88 548 ff. des 
A. L. R. Thl. II, Tit. 1, aus welchen ſich ergiebt, daß keines ⸗ 
wegs in allen Fällen die bezüglich des Eingebrachten beſtehende 
Herausgabepflicht ihrer Höhe nach dem von der Ehefrau ein⸗ 
gebrachten Vermoͤgen entſpricht. IV. C. S. i. S. Ewer o. 
Sternberg vom 10. Januar 1901, Nr. 287/1900 IV. 

28. 5 359 I. 21. 

Nach 8 359 Tit. 21 Thl. TI des A. L. R. finden zwiſchen 
dem Miether und dem Käufer eines ganz oder zum Theil ver⸗ 
mietheten Grundſtücks, jo lange der Mieths vertrag noch nicht 
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durch Uebergabe vollzogen iſt, die Vorſchriften des 19. Titels 
§ 3—6 Anwendung. Darnach kann der neue Eigenthümer, 
ſofern er beim Eigenthumzübergange von dem Rechte des 
Miethers Kenntniß hatte, dieſem gegenüber von ſeinem dinglichen 
Rechte keinen Gebrauch machen (§ 5 a. a. O.) das heißt: der 
Miether kann unter der angegebenen Vorausſetzung fein durch 
den Vertragsſchluß erworbenes „Recht zur Sache“, deſſen 
Inhalt fich durch den Miethsvertrag beſtimmt, gegen den neuen 
Eigenthümer geltend machen, wie er es ſeinem Vermiether 
gegenüber hätte geltend machen können. (Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 35 S. 156.) Der B. R. irrt daher rechtlich, wenn 
er annimmt, daß zur Zeit des Abkommens vom September 1899 
der Bekl. F. zu der Bekl. W. in gar keinem Rechtsverhältniß 
geftanden habe, vermöge deſſen die letztere dem erſteren zur 
Uebergabe des Ladens verpflichtet geweſen wäre. Beſtand aber 
zwiſchen den Bekl. ein Rechtsverhältniß, wie es ſich aus § 359 
Tit. 21 und § 5 Tit. 19 a. a. O. ergiebt, ſo war auch F., 
falls er von dem bei der Veräußerung des Grundſtücks gemachten 
Vorbehalt keine Kenntniß hatte, berechtigt, auf dem Boden jenes 
Rechtsverhältniſſes mit W. zu verhandeln und fi) zu vertragen, 
woraus folgt, daß er auch befugt ſein muß, ein demgemäß ge⸗ 
troffenes Abkommen der Klage des Vermiethers einwandsweiſe 
entgegenzuſetzen, ebenſo, wie das hinſichtlich einer vom Miether 
in gutem Glauben an den neuen Eigenthümer geleiſteten 
Zahlung der Fall ſein würde. V. C. S. i. S. Fielitz c. Löwe 
und Gen. vom 9. Januar 1901, Nr. 260/1900 V. 

29. 88 634, 653, 656 II. 1. 

In Frage iſt nur der Umfang der Verwaltungsbefugniſſe 
der überlebenden Wittwe in Bezug auf die zur Gütergemein⸗ 
ſchaft gehörige Mobilien in der Zeit von der Auflöſung der 
gütergemeinſchaftlichen Ehe bis zur Auseinanderſetzung mit den 
Kindern. Nach § 634 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. wird nun 
durch den Tod eines der Ehegatten die Gemeinſchaft der Güter 
unter ihnen beendet; mit ihm hört die gütergemeinſchaftliche 
Maſſe als ſolche auf und es tritt an ihre Stelle das Miteigen⸗ 
thum des überlebenden Ehegatten und der Miterben an der zur 
Zeit des Sterbefalls vorhanden geweſenen gemeinſchaftlichen 
Maſſe (§ 653 Thl. II Tit. 1 des A. L. R.) Aus dem Mit⸗ 
eigenthum folgt dann, daß, ſoweit nicht ein Anderes durch 
Geſetz oder Vereinbarung der Miteigenthümer beſtimmt worden 
iſt, eine Verfügung über die Subſtanz der Maſſe nur von 
ſaͤmmtlichen Miteigenthümern erfolgen kann. Als eine Ver⸗ 
fügung über die Subſtanz ſtellt fich aber auch die Verpfändung 
von Vermͤgenstheilen dar, da dieſelbe dem Gläubiger das Recht 
gewährt, die Subſtanz des Pfandes zum Zwecke feiner Befriedi⸗ 
gung in Anſpruch zu nehmen. Verpfändungen vorzunehmen, 
find daher nur die Miteigenthümer gemeinſam berechtigt (Bolze, 
Bd. 7 Nr. 698). Eine hiervon abweichende Vereinbarung liegt 
für den gegenwärtigen Streitfall nicht vor, durch den § 656 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R. aber wird dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten bis zur Auseinanderſetzung nur der Beſitz und die Ver⸗ 
waltung des gemeinſchaftlichen Vermögens belaſſen. Wenn nun 
aus der Vorſchrift, daß die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens dem überlebenden Ehegatten allein zuſteht, von der 
Reviſion gefolgert wird, es ſtänden kraft derſelben dieſem die 
gleichen Befugniſſe zu, wie fie gemäß § 377 J. c. während der 
Gütergemeinſchaft dem Manne in Bezug auf das gemeinſchaft⸗ 
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liche Vermögen gewährt find, weil der Ausdruck „Verwaltung“ 
in beiden Vorſchriften die gleiche Bedeutung habe, fo iſt dieſe 
Folgerung unbegründet. Denn einmal iſt während der Güter⸗ 
gemeinſchaft nur der Mann und nicht auch die Frau zu Ver⸗ 
fügungen berechtigt, fo daß nach deren Auflöſung nicht ein Ver⸗ 
fügungsrecht bei der Frau bleiben kann, das fie bis dahin nicht 
hatte. Sodann hört auch für den Mann als überlebenden Ehe- 
gatten das ihm für die Gütergemeinſchaft eingeräumte Ver⸗ 
fügungsrecht mit deren Auflöſung auf, wie ſich daraus ergiebt, 
daß er das gemeinſchaftliche Vermögen nicht mehr mit Schulden 
belaften kann (8 661 Thl. II Tit. 1 des A. L. R.). Mann und 
Frau haben allerdings nach der Auflöſung der Göͤtergemeinſchaft 
in Bezug auf das gemeinſchaftliche Vermögen die gleichen Ber- 
waltungsbefugniſſe, dieſe reichen aber nicht über die Verwal⸗ 
tungsbefugniſſe der Miteigenthümer hinaus, fie unterſcheiden ſich 
von jenen nur dadurch, daß fie unter Ausſchluß der Miterben 
von dem überlebenden Ehegatten allein zu handhaben find. 
Daraus ergiebt ſich, daß dieſer über das gemeinſame Vermögen 
niche allein verfügen, es alſo auch nicht allein verpfänden kann 
(Entſch. des Obertribunals Bd. 22 S. 251). Dies gilt für alle 
Beſtandtheile des gemeinſchaftlichen Vermögens, da das Geſetz 
nicht zwiſchen den verſchiedenen Beſtandtheilen deſſelben unter⸗ 
ſcheidet, es gilt alſo auch für das zum Hausgebrauche beſtimmte 
Mobiliar. Die von der Verwaltung der Gütergemeinſchaft ab- 
weichende Geſtaltung der Verwaltung des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens durch den überlebenden Ehegatten zeigt ſich auch in 
deſſen Verpflichtung, den Miterben Rechnung zu legen (5 657 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R.), woraus ſich weiter die Pflicht 
zur Herausgabe der Antheile an dem gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen bei der Auseinanderſetzung ergiebt. Die Herausgabe 
pflicht iſt aber mit der freien Verfügung unvereinbar. Dritten 
gegenüber iſt der Anſpruch der Miterben auf die Herausgabe 
der ihnen bei der Auseinanderſetzung zufallenden Antheile am 
gemeinſchaftlichen Vermögen durch die Vorſchrift gefichert, daß 
ihr Antheil nur für Schulden haftet, die deshalb auf dem ge- 
meinſchaftlichen Vermögen laſten, weil ſie während der Güter⸗ 
gemeinſchaft oder nach deren Auflöſung von allen Berechtigten 
gemeinſam gemacht worden find (8 661 J. c.) Die Gläubiger 
des überlebenden Ehegatten können ſich daher wegen der von 
dieſem nach der Auflöſung der Gütergemeinſchaſt in ſeinem 
eigenen Intereſſe gemachten Schulden nicht an die bei der Aus 
einanderſetzung den Miterben zugefallenen Vermögensgegenſtände 
halten. Die Miethſchuld der Mutter der Kl. iſt deren alleinige 
Schuld, für welche die Kl. nicht haften. Für dieſe Miethſchuld 
iſt ein Pfandrecht der Bekl. als Vermiether nur an denjenigen 
in die Miethwohnung eingebrachten Sachen begründet worden, 
welche der Mutter der Kl. gehörten oder welche dieſelbe ohne 
die Einwilligung der Kl. zu verpfänden befugt war. Da nun 
in Bezug auf die von den Bekl. wegen ihrer Miethforderung 
gepfändeten Mobilien keine der beiden Vorausſetzungen zutrifft, 
dieſe Mobilien vielmehr im Alleineigenthum der Kl. ſtehen, ſo 
hat das B. G. mit Recht angenommen, den Kl. ſtehe ein die 
Veräußerung der Mobilien hinderndes Recht den Bekl. gegen ⸗ 
über zu, da dieſe an denſelben kein Pfandrecht hätten. Dem ⸗ 
gemäß war die Klage nach 8 771 der C. P. O. begründet. 
Wenn dieſes Ergebniß von der Revlfion als exorbitant be 
zeichnet wird, weil dadurch dem überlebenden Ehegatten die De 
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ſchaffung einer Miethwohnung für ſich und ſeine Kinder erſchwert 
werde, und weil von dem Mobiliar nicht der volle Gebrauch 
gemacht werden koͤnne, zu dem es zu dienen geeignet und der 
Regel nach beſtimmt ſei, fo tft dabei überſehen, daß das Pfand- 
recht durch den gemeinſamen Willen der Miteigenthümer dem 
Vermiether eingeräumt werden kann. Eine vertragsmäßige 
Pfandbeſtellung iſt untergebens nur ſeitens der Mutter der Kl. 
behauptet, aber auch für dieſe nicht bewieſen. Der von der 
Keviſion vermißte innere Grund für die Verſchiedenheit der 
Stellung des Mannes in der Gütergemeinſchaft und des über⸗ 
lebenden Ehegatten nach deren Anflöſung zu dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögen liegt beim Vorhandenſein minderjähriger 
Kinder in der verſchiedenen Stellung der Frau in der Ehe und 
der Miterben im Verhältniſſe zu dem überlebenden Ehegatten. 
Die Frau tritt freiwillig in die Gütergemeinſchaft ein und will 
deren Wirkungen; die Miterben treten kraft Geſetzes in die Ge⸗ 
meinſchaft mit dem überlebenden Ehegatten und bedürfen des⸗ 
halb auch durch das Geſetz des Schutzes gegen die ihnen nach⸗ 
theiligen Verfügungen über das gemeinſchaftliche Vermögen, der 
ihnen durch die Beſchränkung der Verwaltungsbefugniſſe 
des Ehegatten auf die Erhaltung und Verwaltung des 
gemein ſchaftlichen Vermögens gewährt wird. V. C. S. 
i. S. Erben Simonſohn c. Reiner vom 16. Januar 1901, 
Nr. 278/1900 V. 

30. 88 723 ff. II. 1. 

Das B. G. erwägt: Der Bekl. habe die Kl. in der Nachi 
vom 11. zum 12. April 1892 durch Fauſtſchläge auf den Arm 
gemißhandelt; da Mißhandlungen ſchon vorher wiederholt vor- 
gekommen, ſei die Furcht der Kl. vor weiteren Mißhandlungen 
begründet und damit ihr Verlaſſen der Ehewohnung am 12. April 
1892 gerechtfertigt geweſen. In der That läßt ein ſolches Ver⸗ 
halten des Ehemanns das Aufgeben der Gemeinſchaft durch die 
Kl. als begründet erſcheinen (Entſch. des R. G. Bd. XVII. 
S. 213 f.). Ob das Verlaſſen der Chewohnung im Laufe des 
Eheſcheidungsprozeſſes oder außerhalb deſſelben erfolgt, iſt gleich. 
gültig. Die Anficht, daß in Gemäßheit der 88 723 ff. Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R. innerhalb des Eheſcheidungsprozeſſes ein 
Verlaſſen nur dann gerechtfertigt ſei, wenn es mit richterlicher 
Ermächtigung geſchehe, iſt unzutreffend. Die gedachten Beſtim⸗ 
mungen enthalten den Satz, daß der Scheidungsprozeß an 
und für fich noch nicht das Getrenntleben geſtatte. Vielmehr 
habe inſoweit das konkrete Ermeſſen des Gerichts insbeſondere 
bei Beſcheinigung von Bedrohungen des Lebens und der Ge⸗ 
ſundheit darüber zu befinden, ob für die Dauer des Scheidungs⸗ 
prozeſſes ein Getrenntleben zu geſtatten. Dieſe Frage, ob im 
Wege des Interimiſtici durch einſtweilige Verfügung das Ge⸗ 
trenntleben vom &hegericht zu geſtatten, läßt jedoch die ander⸗ 
weit beſtehenden materiellen Rechtsgrundſätze unbe⸗ 
rührt. Iſt nach Maßgabe dieſer Grundſätze der Ehegatte, ſei 
es wegen Sävitien, fei es, daß der andere Ehegatte ihn ver- 
ſtoßen oder ſich eine Konkubine hält, ſchon an und für ſich zur 
Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft berechtigt, ſo verbleibt 
es hierbei und iſt der Ehegatte berechtigt, dieſen ſeinen Anſpruch 
auf alle Art, ſei es im Wege der einſtweiligen Verfügung, ſei 
es im Wege des ordentlichen Prozeſſes, ſei es im Laufe des 
Scheidungsprozeſſes, ſei es außerhalb deſſelben, durchzuſetzen. 
Keineswegs bleibt er inſoweit für die Dauer des Scheidungs⸗ 
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prozeſſes auf den Weg der einſtweiligen Verfügung beſchränkt; 
nirgends iſt eine ſolche Einſchränkung ausgeſprochen (vergl. 
Rehbein Entſch. des Preußiſchen Ober ⸗Tribunals I. Aufl. 
Bd. IV S. 48; Motive zum Entwurfe des B. G. B. Bd. IV 
S. 637; Entſch. des R. G. i. S. Rathke o. Rathke IV. 207/1900). 
Selbft wenn Kl., wie hier, zunächſt im Wege der einſtweiligen 
Verfügung das Getrenntleben verlangte und damit (aus pro- 
zeſſualen Gründen wegen nicht genügender Glaubhaftmachung) 
abgewieſen wurde, iſt fie berechtigt, noch weiter ihren materiellen 
Rechtsanſpruch, der ſich darauf ſtützt, daß ſie ihren Mann recht⸗ 
mäßig verlaſſen, im Wege des ordentlichen Prozeſſes durchzu⸗ 
führen. Es ſteht nicht etwa res judicata entgegen. Durch 
den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung wird ein 
materieller Rechtsanſpruch überhaupt nicht in judicium 
deduzirt, ſo daß über denſelben mit materieller Rechtskraft ent⸗ 
ſchieden würde. Vielmehr handele es ſich hier nur darum, ob 
zur Sicherung eines Geld- oder Individualanſpruchs, oder zur 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes vor! Aufige prozeſſuale 
Maßnahmen ſtattfinden ſollten. Steht nur die Frage, 
ob zur Zeit proviſoriſche Prozeßmaßregeln geboten erſcheinen, in 
lite, ſo hat dies zur Wirkung, daß ſelbſt einem erneuerten 
Arreſtgeſuche res judicata nicht entgegenſteht (Entſch. des R. G. 
Bd. XXXIII S, 415 ff.), geſchweige denn einem materiellen 
Rechtsanſpruche. IV. C. S. i. S. Schultze 6. Schultze vom 
7. Januar 1901, Nr. 283 / 1900 IV. 

31. $ 210 II. 2. 

Von den Fällen, in welchen — abgeſehen von der Ent⸗ 
lafſung durch den Vater — die Aufhebung der väterlichen 
Gewalt nach den SS 210, 212 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. 
erfolgen kann, ſteht vorliegend nur der Fall des § 210 in 
Frage. Davon geht auch das B. G. aus. Nach dem § 210 
geht der großjährige Sohn dadurch aus der väterlichen Gewalt, 
daß er eine eigene, von den Eltern abgeſonderte Wirthſchaft 
errichtet, wobei es nicht darauf ankommt, ob der Vater ſeine 
Gewalt aufgeben will oder nicht. Die Großjährigkeit des Bekl. 
ſteht außer Streit. Dagegen wird die Annahme des B. G., 
daß er eine eigene abgeſonderte Wirthſchaft geführt habe, durch 
die Verhandlungen nicht gedeckt und beruht auf einer irrigen 
Rechtsauffaſſung. In dem Begriffe der eigenen abgeſonderten 
Wirthſchaft liegt nicht nur die äußerliche Trennung von dem 
elterlichen Haushalte, welche im vorliegenden Falle unzweifelhaft 
vorhanden war, ſondern auch das Moment der öͤkonomiſchen 
Selbſtändigkeit (Rehbein Entſch. des Obertribunals IV. S. 438; 
Förſter⸗Eccius Preußiſches Privatrecht, Bd. IV S. 168, 169). 
An dieſer ökonomiſchen Selbſtändigkeit aber fehlt es offenbar. 
Der Bekl. hatte keinerlei Einnahmequellen, aus denen er ſeine 
„Wirthſchaft“ dauernd beſtreiten konnte. Er war vielmehr auf 
dasjenige angewieſen, was ihm ſein Vater zukommen ließ. Mit 
Unrecht legt das B. G. Gewicht darauf, daß der Bekl. Dar- 
lehne in Höhe von zuſammen 80 000 Mark aufgenommen, daß 
er Rennpferde für 85 000 Mark auf Kredit gekauft, die auf 
fremden Namen liefen, und daß er für 5 000 —6 000 Mark 
Antheilſcheine an einem Patent erworben hatte. Die Mittel, 
welche der Bekl. auf dieſem Wege durch leichtſinniges Schulden⸗ 
machen fich verſchaffte, können nicht in Anſchlag kommen, um 
die oͤkonomiſche Selbſtändigkeit feiner Wirthſchaftsführung zu 
begründen. Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Ungültig ⸗ 
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keit der Rechtsgeſchäfte von Hauskindern haben den Zweck, dieſe 
ſelbſt und die Familie gegen das leichtfinnige Schuldenmachen 
unſelbſtändiger Menſchen und gegen die Ausbeutung dieſes 
Leichtfinnes durch dritte Perſonen zu ſchützen. Das Geſetz 
würde mit ſich ſelbſt in Widerſpruch treten, wenn es zulaſſen 
wollte, daß ein Hausſohn ſich gerade durch ſolche, von Geſetz 
verpönte Kreditoperationen die Mittel zur Selbſtändigkeit ſollte 
verſchaffen können. Bei dieſer Sachlage kann es auch nichts 
verſchlagen, daß der Bekl. ſich im eigenen Namen eine Wohnung 
gemiethet, daß er zu ihrer Ausſtattung werthvolle Teppiche an ⸗ 
geſchafft hat, daß er ſich ſogar in Verhandlungen wegen An⸗ 
kaufs eines Grundſtücks eingelaſſen und überhaupt fi im 
Geſchäftsverkehr als ſelbſtändig benommen haben fol. Dadurch 
kann der objektive Mangel ſeiner ökonomiſchen Selbſtändigkeit 
nicht gehoben werden und ſoweit in dem Hinweis auf ſein 
Verhalten im Geſchäftsverkehr und in der weiteren Behauptung 
über ſeine Aeußerung gegenüber dem Kaufmann Kiwi eine be⸗ 
ſondere Begründung des Klaganſpruchs enthalten ſein ſoll, 
genügt es auf die Vorſchrift in 8 134 a. a. O. Bezug zu 
nehmen. I. C. S. i. S. Graf Balleftrem o. Hermann vom 
9. Januar 1901 Nr. 323/1900 I. 

VII. Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Penſionsgeſetz vom 27. März 1873. 

32. 8 10. 

Der Kl. hatte kein Recht auf Ertheilung des Unterrichts; 
vielmehr war die Schulbehörde jederzeit in der Lage, ihm die 
Befugniß dazu zu nehmen und demgemäß auch die dafür be⸗ 
willigte Vergütung zu entziehen — ohne daß ihm ein Klage⸗ 
recht auf Fortgewährung derſelben zuſtand. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage war der Kl. keineswegs berechtigt, auf den dauernden Fort⸗ 
bezug dieſer Dienſteinnahmen zu rechnen, mußte vielmehr mit 
der Möglichkeit ihrer jederzeitigen Entziehung rechnen. Damit 
aber iſt, wie das B. G., im Anſchluß an die Ausführungen in 
dem Urtheile des jetzt erkennenden Senats vom 1. November 
1887 — in Sachen Höregott wider Fiskus — Juriſtlſche 
Wochenſchrift S. 5027, mit Recht annimmt, dem hier in Rede 
ſtehenden Honorar ein Gepräge aufgedrückt, vermoͤge deſſen es 
unter den Begriff der zufälligen Dien ſtbezüge im Sinne des 
§ 10 Nr. 3 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 fällt 
und von einer Anwendbarkeit des 8 10 Nr. 2 dieſes Geſetzes 
nicht die Rede fein kann. IV. C. S. i. S. Ihnken 6. Fiskus 
vom 7. Januar 1901, Nr. 284/1900 IV. 

33. $ 14. 5 18 des Regulativs vom 4. Mai 1891 / 16. De⸗ 
zember 1898. 

Was die von dem Kl. beanſpruchte Anrechnung der ge⸗ 
ſammten Zeit von 10 Jahren und 7 bis 8 Monaten ſeiner 
ſeemänniſchen Berufsthätigkeit bei Berechnung ſeiner penfions⸗ 
fähigen Dienſtzeit anlangt, ſo handelt es ſich dabei um die Be⸗ 
deutung des Wortes „mindeſtens“ im § 18 Abſ. 1 des mehr- 
gedachten Regulativs vom 4. Mai 1891 beziehungsweiſe 16. De⸗ 
zember 1898, welche dahin geht: „Als Navigationslehrer wird 
in der Regel nur angeſtellt, wer nach zurüchgelegtem 20. Lebens- 
jahre mindeſtens 8 Jahre ausübender Seemann geweſen . 
iſt.“ Eine ähnliche Faſſung hatte der $ 18 Abſ. 1 des Regulativs 
vom 24. Juni 1881: „Als Navigationslehrer werden der Regel 
nach nur Perſonen angeſtellt, welche nach zurüdgelegtem 
17. Lebensjahre mindeſtens 5 Jahre lang im Seedienſt be- 
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ſchäftigt geweſen find..." — während in dem hierzu er⸗ 
gangenen Erlaſſe des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
7. Juni 1883 feſtgeſetzt wird, daß die Zulaffung zur Prüfung 
als Navigationslehrer und demzufolge die Annahme als 
Navigationsſchulaſpirant von jetzt ab durch eine vorgängige 
praktiſche Beſchäftigung im Seemannsfache in der Dauer von 
8 Jahren, vom zurückgelegten 20. Lebens jahre ab gerechnet, 
bedingt ſein ſoll.“ Für die Anwendbarkeit der Beſtimmung in 
§ 14 Nr. 4 des Penfionsgeſetzes vom 27. März 1872 dahin: 
„Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit in An⸗ 
rechnung, während welcher ein Beamter: „4) eine praktiſche Be- 
ſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes ausübte, inſofern 
und inſoweit dieſe Beſchäftigung vor Erlangung der An- 
ſtellung in einem unmittelbaren Staatsamte behufs der techniſchen 
Ausbildung in den Prüfungsvorſchriften ausdrücklich an⸗ 
geordnet iſt,“ — führt nun der Kl. aus, es ſei Bedingung 
für die Anrechnung der Jahre der praktiſchen Seemanns⸗ 
thätigkeit nur, daß ſie in den Prüfungsvorſchriften ausdrücklich 
angeordnet ſei, und, da die Regulative das ausdrücklich an⸗ 
geordnete nur nach der Seite des Mindeſtmaßes hin begrenzen, 
müſſe die geſammte Zeit ausübender Seemannsthätigkeit nach 
dem 20. Lebensjahre zur Anrechnung kommen. „Abgeſehen 
davon“ — ſo führt hiergegen das B. G. aus — „daß dieſe 
Auffaſſung keine Maximalgrenze für die anzurechnenden Jahre 
zuläßt, iſt fie auch unvereinbar mit der Vorſchrift in 8 14 
Nr. 4 des Penſionsgeſetzes. Nach letzterer wird eine praktiſche 
Beſchaftigung angerechnet, „inſofern und inſoweit . fie. . in 
den Prüfungsvorſchriften ausdrücklich angeordnet iſt.“ Vor⸗ 
geſchrieben iſt nun in den Regulativen eine Ausbildungszeit von 
mindeſtens 8 Jahren, eine Zeit von 8 Jahren aber auch für 
genügend erklärt, mithin auch nur dieſe für die Anſtellung aus⸗ 
drücklich verlangt und angeordnet. „Inſoweit“ kommt die 
Seemannsthätigkeit mithin zur Anrechnung. Auch die Erlaſſe 
vom 2. Juli 1874 und 7. Juni 1883, die vom Handelsminifter 
neben den Regulativen gegeben find und deren Faſſung offen⸗ 
ſichtlich gerade mit Rückſicht auf das Penfionsgeſetz erfolgt iſt, 
zeigen durch die Fortlaſſung des Wortes „mindeſtens“, daß es 
auf dieſes Wort nicht ankommt. Demnach können dem Kl. 
nur 8 Jahre ſeiner Seemannsthätigkeit angerechnet werden.“ 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

34. 8 14. 

Bei der Revifion des Bekl. handelt es ſich um die Frage, 
ob, wie die Revifion will, mit dem L. G., aber entgegen dem 
B. G., das Dienſtjahr des Kl. bei der Matroſendivifion als 
eine Zeit der „praktiſchen Beſchäftigung im Seemannsberufe“ 
anzuſehen iſt, das ihm gemäß § 14 Nr. 4 des Penſtonsgeſetzes 
vom 27. März 1872 anzurechnen iſt. Das R. G. tritt dem 
B. R. bei. Vergl. Entſch. bei Nr. 32. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

35. Vormerkung bei einer Grundſchuld. 

Den Antrag des Kl., die Bekl. zu verurtheilen, im Grund⸗ 
buche bei der Grundſchuld den Vermerk eintragen zu laſſen, 
daß ſie nicht berechtigt ſei, ſich aus dem Grundſchuldbriefe zu 
befriedigen, hat der B. R. mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Bekl., da ſie nur ein Zurückbehaltungsrecht an dem Briefe, 
dagegen kein Recht an der Grundſchuld habe, nicht befugt ſei, 
eine ſolche Eintragung zu bewilligen und zu beantragen. Die 
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Reviſion hält dies für rechtsirrthümlich; fie meint die Ein⸗ 
tragung ſei als Sicherungsmaßregel gegen die Bekl. als Be⸗ 
fitzerin des Grundſchuldbriefs zuläffig; die Sicherung werde da⸗ 
durch erreicht, daß die Eintragung auch auf dem Briefe ver⸗ 
merkt werden müſſe (Grdb. O. 88 42, 62); aber damit 
wird nur der Zweck des Antrags, nicht die Zuläffigkeit der be⸗ 
antragten Gintragung dargelegt. Der Grund, den der B. R. 
für die Zurückweiſung des Antrags gegeben hat, erſcheint zu⸗ 
treffend; es kommt aber noch hinzu, daß die Vorausſetzungen 
zur Eintragung einer Vormerkung oder eines Widerſpruchs, 
welche allein in Betracht kommen könnten, nicht vorliegen. Von 
der Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs (B. G. B. 85 894, 899) kann keine Rede fein, 
weil das Grundbuch in Beziehung auf die Grundſchuld den D. 
als Gläubiger bezeichnet, alſo völlig richtig iſt, und um 
Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung oder Aufhebung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder an einem das Grundſtück 
belaftenden Rechte oder um Aenderung des Inhalts oder des 
Kanges eines ſolchen Rechtes (B. G. B. 5 883) handelt es ſich 
nicht bei einem nur an dem in blanco cedirten Grundſchuld⸗ 
briefe begründeten Zurückbehaltungsrecht und der dadurch etwa 
begründeten Gefahr der unbefugten Verfügung durch Abtretung 
der Grundſchuld an gutgläubige Dritte. Eine Sicherung des 
Grundſchuldgläubigers kann in ſolchen Fällen nur durch Ver⸗ 
merke auf dem Grundſchuldbriefe und nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung des Vorliegens der Erforderniſſe eines Arreſtes oder 
einer einftweiligen Verfügung erfolgen. Da ein Antrag auf 
Berichtigung des Grundſchuldbrieft nicht geſtellt iſt, 
können die Fragen unerörtert bleiben, ob einem ſolchen Autrage 
durch Urtheil im vorliegenden Prozeſſe ſtattgegeben werden 
konnte und ob eine Gefährdung des Grundſchuldgläubigers in 
der vom Kl. befürchteten Art noch möglich ift, ob nämlich eine 
Ausfüllung der bisher unausgefüllt gebliebenen Blankoceſfion 
noch rechtswirkſam erfolgen könnte (vergl. Art. 34 Ausführungs- 
geſetz zum B. G. B.). V C. S. i. S. Henckel co. Lohmann 
und Maudt vom 16. Januar 1901, Nr. 286/1900 V. 

VIII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

36. Art. 1382 ff. 

Der Revifion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 
Dieſelbe rügt, daß das B. G. den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem von ihm feftgefteliten Verſchulden des Bekl. 
und dem eingetretenen Schaden mit Unrecht ſchon deshalb als 
unterbrochen angeſehen habe, weil die „unbefugte“ Ein⸗ 
wirkung des verletzten fiebenjährigen Sohnes des Kl. auf den 
Wagen des Bekl. die wirkende Urſache des Unfalls geweſen ſei, 
und daß das Gericht überhaupt mit Unrecht dieſe Handlung 
dei Verletzten als die wirkende Urſache betrachtet habe, während 
dech nicht feſtgeſtellt ſei, daß dieſelbe eine ſchuldhafte ſei. 
Dieſe Rüge erſcheint begründet. Zwar liegt inſofern, als das 
B. G. für erwieſen erachtet hat, daß das Niederfallen der 
Scheere durch eine Handlung des Sohns des Kl. herbei⸗ 
geführt worden iſt, eine thatſächliche, der Nachprüfung des 
R. G. nicht unterliegende Feſtſtellung vor. Aber dieſe Feſt⸗ 
ſtellung genügt für ſich allein nicht, um den vom Kl. behaup⸗ 
teten urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem ſchuldhaften 
Verhalten des Bekl. und dem eingetretenen Schaden aufzuheben. 
Zur Begründunz dieſes urſächlichen Zuſammenhangs iſt es 
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nämlich keineswegs nothwendig, daß der für einen Unfall ver- 
antwortlich Gemachte alle Bedingungen des eingetretenen rechts⸗ 
widrigen Erfolgs durch ſein eignes Verhalten verwirklicht 
oder daß er denſelben hierdurch unmittelbar verurſacht hat. 
Vielmehr iſt zur Herſtellung dieſes Zuſammenhangs ſeinerſeits 
nur erforderlich, daß er durch ſein ſchuldhaftes Verhalten die 
Hauptbedingung für den Eintritt des ſchädigenden Erfolgs 
verwirklicht, und daß er zugleich zur Zeit dieſes Verhaltens die 
Moglichkeit des Eintritts der weiteren Bedingungen für 
eine Beſchädigung hat vorausſehen konnen (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 10 S. 289). Wenn dieſe Vorausſetzungen vorliegen 
und dann in Folge des vorausgegangenen ſchuldhaften Ver⸗ 
haltens unter Hinzutreten eines weitern, voraus ſehbaren 
Ereigniſſes der ſchädigende Erfolg eintritt, ſo iſt der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dieſem Erfolg und dem Verſchulden 
gegeben, ſofern nicht dieſes weitere Ereigniß vermöge feiner 
ſelbſtändigen Bedeutung als den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem in Frage ſtehenden Verſchulden und dem 
eingetretenen Erfolg unterbrechend und ſomit dieſes Ereigniß 
ſelbſt als die wirkende Urſache des Schadens anzuſehen iſt. 
Eine ſolche Unterbrechung des urſächlichen Zuſammenhangs iſt 
alſo nicht in allen Fällen anzunehmen, in welchen ohne dieſes 
dazwiſchen liegende Ereigniß der ſchädigende Erfolg nicht ein ⸗ 
getreten ſein würde, wohl aber dann, wenn daſſelbe auch ohne 
das vorausgegangene Verſchulden die Verletzung bewirkt 
haben würde, (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 293.) 
Einem derartigen weitern Ereigniß iſt aber nur dann eine 
ſolche, den ursächlichen Zuſammenhang unterbrechende ſelbſtändige 
Bedeutung beizulegen, wenn es binfichtlih der Schadenderſatz⸗ 
verbindlichkeit an ſich als gleich werthig mit dem voraus- 
gegangenen ſchuldhaften Verhalten des Andern anzuſehen und 
ſomit an ſich geeignet iſt, unter Umftänden eine Verantwortlich 
keit ſeines Urhebers für die dadurch herbeigeführte Beſchädigung 
zu begründen, mit andern Worten: wenn dieſes Ereiguniß felbft 
ein Verſchulden, ſei es des Verletzten, ſei es eines Dritten, 
in ſich ſchließt; denn da der Geſetzgeber nach Art. 1383 c. e. 
als Regel den Erſatz des durch das Verſchulden eines Anderen 
verurſachten Schadens beabfihtigt hat, jo tft anzunehmen, daß 
er beim Vorliegen eines mit dieſem Schaden im urſächlichen 
Zuſammenhang ſtehenden Verſchuldens eines Anderu den Eintritt 
dieſer Rechtsfolge nicht wegen ſolcher Ereigniſſe hat ausſchließen 
wollen, welche zwar ebenfalls zum Eintritt des Schadens bei⸗ 
getragen haben, jedoch ihrerſeits keine anderweitige Verantwort⸗ 
lichkeit für den Schaden begründen, vorausgeſetzt, daß ein 
ſolcher Vorgang von dem verantwortlich Gemachten als möglich 
vorauszuſehen war. Hiernach kann eine Unterbrechung des ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen einem Verſchulden des ver- 
antwortlich Gemachten und dem eingetretenen Schaden durch ein 
dazwiſchen liegendes, vorausſehbares Ereigniß bei fort⸗ 
dauernder Wirkſamkeit des erſteren Verſchuldenz nur dann an⸗ 
genommen und kann dieſes weitere Ereigniß nur dann als die 
die Verantwortlichkeit des erſteren aufhebende wirkende Urſache 
des Schadens angeſehen werden, wenn daſſelbe ein Ver⸗ 
ſchulden des Beihädigten oder eines Dritten in ſich ſchließt. 
In einem ſolchen Falle iſt es Sache der richterlichen Würdigung 
gemäß § 287 der C. P. O. zu beſtimmen, ob das eine oder 
andere Berſchulden als die wirkende Urſache des Schadens 
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anzuſehen iſt. Dieſe Grundſätze hat das B. G. verkannt und 
iſt es von der hiernach nicht zu billigenden Anficht ausgegangen, 
daß der an ſich vorhandene urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
einem Verſchulden und einer Beſchädigung durch jedes weitere, 
den letzteren Erfolg unmittelbar herbeiführende Ereigniß, 
ohne Rückficht auf ein etwa darin liegendes Verſchulden, unter- 
brochen werde, indem es lediglich eine unbefugte Einwirkung 
des verletzten Sohns des Kl. auf den Wagen des Bekl., nicht 
aber ein darin liegendes ſchuldhaftes Verhalten des Ver⸗ 
letzten feſtgeſtellt hat. Die Begriffe „unbefugt“ und „ſchuldhaft“ 
find nämlich keineswegs als identiſch anzuſehen, namentlich nicht 
im gegebenen Falle, in welchem das B. G. die fragliche un- 
befugte Einwirkung nicht in einem von dem Sohne des Kl. 
an dem Wagen des Bekl. verübten Delikt, ſondern lediglich 
darin gefunden hat, daß derſelbe ohne Befugniß und ohne ge⸗ 
rechtfertigten Anlaß den Wagen beſtiegen und dann beim Herab- 
ſpringen der Scheere einen Stoß verſetzt oder dem Wagen ſelbſt 
eine Erſchütterung beigebracht hat. Zum Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens deſſelben aber bedurfte es noch der weitern Feſt⸗ 
ſtellung, daß er die Möglichkeit eines Eintritts der ſchädlichen 
Folgen ſeiner Handlung bei deren Vornahme im Falle der An⸗ 
wendung der durch die Umſtände gebotenen Vorficht hätte 
erkennen können; denn was in dieſer Hinficht von dem Ver⸗ 
ſchulden gilt, aus welchem ein Schadenderſatzanſpruch her⸗ 
geleitet wird, das muß auch von demjenigen Verſchulden 
gelten, wegen deſſen ein ſolcher, andern Falls begründeter Erſatz⸗ 
anſpruch ausgeſchloſſen wird. Dieſe Feſtſtellung war im vor⸗ 
liegenden Falle um fo mehr geboten, als es ſich dabei um die 
Handlung eines ſiebenjährigen Knaben handelte. Zwar 
iſt nach franzöſiſchem Rechte ein Minderjähriger, ſelbſt in dieſem 
Alter, nicht ſchlechthin eines Delikts und ſomit auch eines Ver⸗ 
ſchuldens unfähig (arg. Art. 1310 c. .). Aber bei dem 
Mangel einer ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung hierüber 
ergiebt ſich aus allgemeinen Rechtsgrundlätzen, daß ein Ver⸗ 
ſchulden eines Minderjährigen nur dann angenommen werden 
kann, wenn er zur Zeit der in Frage ſtehenden Handlung ſchon 
einen ſolchen Grad der geiſtigen Entwicklung erreicht hatte, daß 
eine richtige Beurtheilung der gegebenen Sachlage von ihm er⸗ 
wartet werden konnte. Im vorliegenden Falle wird es alſo 
darauf ankommen, ob der Sohn des Kl. trotz ſeines jugendlichen 
Alters bei Anwendung eines dieſem Alter und ſeiner Ent⸗ 
wicklung entſprechenden Maßes von Vorſicht die mit dem Be⸗ 
ſteigen des Wagens des Bekl. und mit dem Abſteigen von dem⸗ 
ſelben verbundenen Gefahren, namentlich die Moͤglichkeit eines 
Herunterfallens der aufgerichteten Scheere hätte erkennen müſſen, 
oder ob er nicht vielmehr in ſeiner Unerfahrenheit ohne 
Weiters annehmen durfte, daß dieſes Auf- und Abſteigen keine 
außergewöhnliche Gefahr mit ſich bringe und daß insbeſondere 
Seitens des Eigenthümers des Wagens oder ſeiner Leute bei 
deſſen Aufſtellung auf öffentlicher Straße auch die gegen ein 
Niederfallen der aufgerichteten Scheere erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen getroffen ſeien. Von dieſen Geſichtspunkten aus 
hätte das B. G. die ganze Sachlage eingehend würdigen und 
erſt nach Feſtſtellung eines etwaigen Verſchuldens des Sohns 
des Kl. die Frage entſcheiden ſollen, ob dieſes oder das Ver⸗ 


ſchulden des Bekl. — ſofern der letztere die Moͤglichkeit des ein · 
getretenen Niederfallens der Scheere hätte vorausſehen können — 
als die wirkende Urſache des Schadens zu betrachten iſt. 
II. C. S. i. S. Bardenheuer c. Lappé vom 25. Januar 1901, 
Nr. 348/1900 II. 

37. L. R. S. 625. 

Obwohl durch die Zwangsverſteigerung von Liegenſchaften 
die darauf ruhenden Dienſtbarkeiten geundſätzlich nicht berührt 
werden, iſt der Kl. im vorliegenden Falle nicht mehr berechtigt, 
fein Dienſtbarkeitsrecht in natura geltend zu machen. Derfelbe 
erwarb auch nicht etwa für ſeinen Gewährleiſtungsanſpruch ein 
Pfandrecht, welches er an dem Steigerungserlöſe zur Geltung 
bringen könnte. Ebenſo iſt der von dem Vertreter der Revifion 
beſonders beanſtandete Satz der Urtheilsgründe des B. G., daß 
„der Erlös an die Stelle der Liegenſchaft getreten ſei,“ in dieſer 
Allgemeinheit nicht für zutreffend zu erachten. Der Kl. würde 
an dieſen Erlös keinen Anſpruch machen können, wenn deſſen 
Betrag nur zur Deckung der älteren Pfandgläubiger hinreichen 
würde. Allein da das Wohnungsrecht des Kl. dem fpäter 
erworbenen Pfandrechte der Bekl. nicht zu weichen hatte, durfte 
für die zur Werthserhohung des verſteigerten Pfandobjekts von 
dem Kl. dadurch gemachte Aufwendung, daß die Liegenſchaft 
als vom Wohnungsrecht befreite ausgeboten und zugeſchlagen 
wurde, an dem hierdurch erzielten Mehrerlöfe dem Kl. ein 
Erſatzanſpruch gegenüber der darauf angewie ſenen Bekl. ein ⸗ 
geräumt werden. Die Bekl., welche als nmachg ehende Pfand» 
gläubigerin einen Anſpruch nur auf den Erlös des mit dem 
Wohnungsrecht belaſteten Pfandobjekts hatte, kann nicht auf 
Koſten des Kl. aus dem Wegfall des Wohnungsrechts Nutzen 
ziehen. Sie wäre aber durch Anweiſung auf den ganzen frd- 
bleibenden Reſterlös inſoweit bereichert, als durch die Mü⸗ 
verſteigerung des aktiven Wohnungsrechtes ein deſſen Werth 
erreichender Mehrerlös erzielt wurde. Vergl. Aubry & Ran, 
Droit civil francais, t. III 5 250 S. 73/74 und hinſichtlich 
der Bereicherungsklage nach franzöfiihem Rechte, Entſch. dei 
R. G. 37. Bd. S. 331/33, 39. Bd. S. 380. II. C. S. i. S. 
Wißweſſer co. Arnold vom 22. Januar 1901, Nr. 298/1900 II. 

M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Preuß beim Amtsgericht Neuftadt 
a. Rbge.; — Rechtsanwälte Eduard Jüngſt, Dr. Stefan 
Zborowski beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwälte 
Hermann Zeitſchel, Julius Cohn, Dr. Franz Reinhard, 
Julius Zade, Dr. Friedrich Liſſauer beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwälte Dr. Paul Teutler, Dr. Rudolf 
Bernhard Heinrich Dehn, Dr. Norbert Labowsky beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwälte Dr. Franz Guſtav 
Alfred Bernhard, Dr. Johannes Clemens Langenheim, 
Dr. Arthur Meding, Leon Nathanſon und Dr. Paul 
Egon Richter beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Dresden. 
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Vereinsnachrichten. 


Herr Yuftizrath Jacobſohn in Berlin hat Namens einer 
Anzahl Berliner Kollegen dem Vorſtand des dentſchen An- 
waltvereins den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Er⸗ 
richtung einer Nuhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte mit dem Wunſche vorgelegt, den 
Gegenſtand auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstags 
zu ſtellen. Es iſt beſchloſſen, dem Anwaltstage in Danzig 
Vie Frage vorzulegen, 

eb die Errichtung einer ſolchen Kaſſe mit Zwangs- 
beitritt und reichsbehördlicher Aufſicht an- 
geſtrebt werden foll. 

Im Bejahungsfalle würde eine Hauptverſammlung der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte unter Zuziehung der 
Bertranensmänner einzubernfen ſein, die über die Umbildung 
der Kaſſe und die Einzelheiten des Entwurfs Beſchluß zu 
faſſen hätte. 

Zunächſt iſt bei den Vorſtänden der deutſchen Auwalts⸗ 
kammern unter Vorlage des Entwurfs angefragt, ob die 
Errichtung einer Kaſſe der beſchriebenen Art befürwortet 
wird. Es beftand die Abſicht, den vorgedachten Entwurf 
erſt nach Eingang der von den Kammervorſtänden erhofften 
Antworten mit dem Bericht des beſtellten Berichterſtatters, 
Geheimen Inſtizrath Mecke, zu veröffentlichen. Es Hat fi 
aber ergeben, daß die Veröffentlichung des Entwurfs ſchon 
jetzt angezeigt iſt. Diefelbe erfolgt nachſtehend. 


Entwurf eines Geſetzes über die Errichtung einer 
Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Unter⸗ 
ſtützungskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Errichtung und Name. 
81. 

Es wird eine Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Unter- 
ſtützungskaſſe für deutſche Rechtsanwälte errichtet. Die Kaſſe 
führt den Namen „Penſionskaſſe für deutſche Rechts- 
anwälte“. 


Aechtsfähigkeit und Sitz. 


8 2. 
Die Kaſſe hat Rechtsfähigkeit. 
(Vergl. 8 22 B. G. B. § 15 Entwurf eines Geſetzes 
über die privaten Verficherungsunternehmungen.) 
Sie hat ihren Sitz in 


Mitgliebdſchaft und Beiträge. 
93. 

Jeder deutſche Rechtsanwalt iſt als ſolcher Mitglied der 
Kaſſe. Er hat eine Jahresprämie von 150 Mark in halbjähr⸗ 
lichen Pränumerationsraten zu zahlen und genießt dagegen die 
in 58 6—8 aufgeführten Vortheile. 

54. 

Wer nach dem Inslebentreten der Kaſſe Rechtsanwalt wird, 
hat außer der Jahresprämie von 150 Mark ein Eintrittsgeld 
von 200 Mark zu zahlen. Die Zahlung dieſes Betrages iſt mit 
dem Antrage auf Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nachzuweiſen. 

§ 5. 

Sämmtlihe beſtehenden partikulären Penſionskaſſen für 
deutſche Rechtsanwälte find berechtigt, ihre Einverleibung in die 
hiermit begründete allgemeine Kaſſe zu verlangen. Die Be⸗ 
dingungen der Fuſion find von Fall zu Fall zu vereinbaren. 
Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung des Reichsverſiche⸗ 
rungsamts. 

Vortheile. 
8 6. 

Jedes Mitglied der Kaſſe hat ein Recht auf vierteljährlich 
im Voraus zahlbare tarifmäßige Rente im Falle der Invalidität 
oder bei Eintritt des 65. Lebens jahres. 

Die Wittwe und Waiſen jedes Mitgliedes haben ein Recht 
auf vierteljährlich im Voraus zahlbare tarifmäßige Stammrente, 
welche zu zahlen iſt, bis die Wittwe verſtorben und jedes der 
Kinder das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

Jedes Mitglied der Kaſſe ſowie die Wittwe und Waiſen 
jedes Mitgliedes haben ein Recht auf Unterſtützung im Falle 
einer Hilfsbedürftigkeit, welche weder durch Invalidität noch 
durch Tod des Mitgliedes verurſacht iſt. 

In Anſehung des Rechts auf Unterſtützung ſtehen den 
Wittwen und Waiſen der Kaſſenmitglieder die Wittwen und 
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Waiſen früherer Rechtsanwälte gleich, welche bis zu ihrem Tode 
der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte als Mitglieder angehört 
haben. 

§ 7. 

Jedes Mitglied iſt berechtigt, nach Maßgabe des Tarifs 
Mehrzahlungen an die Kaffe zu leiſten und dadurch fich bezw. 
ſeiner Wittwe und ſeinen Waiſen größere Vortheile zu fichern. 

8 8. 

Die Wartezeit beträgt 5 Jahre vom Tage des Eintritts 
in die Kaſſe. 

Die Gewährung von Unterſtützungen iſt von einer Warte⸗ 
zeit nicht abhängig. 


Verlkuſt der Vortheile. 
8 9. 
Das Recht auf Ruhegehalt, Wittwen- und Waiſengeld ſo⸗ 
wie auf Unterſtützung geht verloren: 

a) wenn der Rechtsanwalt durch ehrengerichtliche Ent- 
ſcheidung von der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen ift 
oder zur Meidung einer ſolchen Ausſchließung ſich in 
der Rechtsanwaltsliſte hat löſchen laſſen. Ob letzteres 
anzunehmen iſt, entſcheidet der Vorſtand der Kammer, 
welcher das Mitglied zuletzt angehört hat; 

b) im Falle des Berufswechſels. 


Streitigkeiten über Portheile. 
§ 10. 

Beſteht Streit über die Bezahlung von Rente oder Unter⸗ 
ſtützungen, fo entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtsweges ein 
Schiedsgericht von Rechtsanwälten. Das betheiligte Kaſſen⸗ 
mitglied bezw. deſſen Wittwe und Waiſen einerſeits und der 
Kaſſenvorſtand andererſeits erwählen je einen Schiedsrichter; der 
Obmann iſt vom Vorſtande derjenigen Anwaltskammer zu be⸗ 
ſtimmen, welcher das betreffende Kaſſenmitglied angehört oder 
zuletzt angehört hat. 

Organe. 
5 11. 

Die Organe der Geſellſchaft find der Aufſichtsrath und der 
Vorſtand. 

Aufſichtsrath. 
§ 12. 

Der Aufſichtsrath beſteht aus Abgeſandten der Vorſtände 
der Anwaltskammern. Jeder Kammervorſtand wählt alljährlich 
aus feiner Mitte ein Mitglied zum Auffſichtsrath. 

§ 13. 

Der Aufſichtsrath wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzen⸗ 
den, einen ſtellvertretenden Vorſitzenden, einen Schriftführer und 
einen ſtellvertretenden Schriftführer. 

(vergl. § 46 R. A. O.) 
8 14. 
Dem Auffichtsrath liegt ob: 
1. die Beſtellung des Vorſtandes, 
2. die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für ſich und den 
Vorſtand 
(vergl. 8 481 R. A. O.), 
3. die Aufſicht über die Verwaltung des Vorſtandes, 
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4. die Prüfung und Abnahme der ſeitens des Vorſtandes 
zu legenden Rechnung 
(vergl. 8 483 R. A. O.), 
5. die Beſchlußfaſſung über Verwendung der Jahres. 
überſchüͤſſe. 
Der Auffichtsrath kann die unter 3 bezeichneten Geſchäfte 
einzelnen ſeiner Mitglieder übertragen. 
(vergl. § 49 letzter Abſ. R. A. O.) 


8 15. 
Die Geſchäfte des Auffichtsrathes werden von den Mitgliedern 
unentgeltlich geführt; baare Auslagen werden ihnen erſtattet. 
(vergl. § 51 R. A. O.) 


8 16. 

Der Vorfitzende des Auffichtsraths beruft die Verſammlungen 
deffelben und führt in denſelben den Vorfitz. 

Die Berufung des Auffichtsrathes muß erfolgen, wenn 
2 Mitglieder deſſelben oder ein Vorſtandsmitglied unter Angabe 
des zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich darauf antragen. 

Der Aufſichtsrath iſt an den Sitz der Kaffe zu berufen. 

(vergl. 8 52 R. A. O.) 


8 17. 

Die Berufung des Aufſichtsrathes erfolgt mittels ſchrift⸗ 
licher Einladung. Dieſelbe gilt als bewirkt, wenn das Ein⸗ 
ladungsſchreiben ſpäteſtens am fünften Tage vor der Verſamm⸗ 
lung eingeſchrieben zur Poſt gegeben iſt. 

(vergl. § 53 R. A. O.) 
8 18. 

Die Beſchlüſſe des Auffichtsraths werden nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Das Gleiche gilt für die Wahlen. 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorfitzenden, bei Wahlen das Loos. 

(vergl. § 54 R. A. O.) 
8 19. 

Zur Beſchlußfaſſung des Aufſichtsrathes ift die Theilnahme 
der Mehrheit der Mitglieder erforderlich. 

Die Beſchlüſſe des Aufſichtsraths konnen mittels ſchrift⸗ 
licher Abſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied 
mündliche Abſtimmung verlangt. 

(vergl. § 55 R. A. O.) 


§ 20. 

Ueber die in einer Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe un 
die Ergebniſſe der Wahlen iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
welches von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer zu unter 
zeichnen iſt. 

(vergl. § 56 R. A. O.) 
8 2. 

Der Vorſitzende hat den geſchäftlichen Verkehr des Auffichts⸗ 
rathes und des Vorſtandes zu vermitteln, die Beſchlüſſe des 
erſteren zur Ausführung zu bringen und die Urkunden im 
Namen deſſelben zu vollziehen. 

(vergl. 8 57 R. A. O.) 


Vorſtand. 
8 22. 


Dem Vorſtande liegt die Verwaltung der Kaſſe ob. 
Der Vorſtand beſteht aus 3 am Sitze der Kaffe wohnenden 
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Kchtsanwälten als Vorſtehern und 3 ebenſolchen Rechtsanwälten 
as Stellvertretern. N 

Der Vorſtand vertritt die Kaſſe gerichtlich und außer⸗ 
kerichtlich; er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 

Erklärungen, welche die Kaffe verpflichten ſollen, müſſen 
ſchriftlich verfaßt und mit der Unterſchrift der 3 Vorſteher bezw. 
deren Stellvertreter verſehen ſein. 

(vergl. 8 26 B. G. B.) 
8 23. 

Iſt eine Willenserklärung der Kaſſe gegenüber ab⸗ 
zugeben, jo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des 
Vorſtandes. 

(vergl. 8 28 B. G. B.) 
§ 24. 

Die Vorſteher und deren Stellvertreter verwalten ihr Amt 
mentgeltlich, können aber ihre baaren Auslagen der Kaſſe ent⸗ 
tehmen. 

Ergiebt ſich, daß die unentgeltliche Verwaltung der Kaſſe 
mbillig und unzweckmäßig erſcheint, fo kann der Aufſichtsrath 
für alle oder einzelne Vorſteher Gehälter bewilligen. 


9 25. 
Die Hilfskräfte, wie Mathematiker, Buchführer und Schreiber 
werden mit feſten Gehältern vom Vorſtande angeſtellt. 


Beſtimmungen für Aufſichtsrath und FVorſtand. 


8 26. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haften für Schädigung der 

Safe vie Vormünder, die Mitglieder des Auffichtsrathes wie 
Sepvormünder, nach Maßgabe des § 1833 B. G. B. 


8 27. 

Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder des 
luffchtzrathes und des Vorſtandes find von der Behandlung 
der Angelegenheit ausgeſchloſſen. 

(vergl. 8 54 R. A. O.) 
8 28. 

Die Beſtellung der Mitglieder des Auffichtsrathes und des 
Vorftandes ift jederzeit widerruflich, die Beſtellung der Mit- 
glieder des Vorſtandes unbeſchadet des Anſpruches derſelben auf 
the etwa vereinbarte Vergütung. 

(vergl. 8 27 B. G. B.) 


Oberaufſicht. 


9 29. 

Die Oberauffiht über den Geſchäftbetrieb des Auffichts⸗ 
nel und des Vorſtandes ſteht dem Reichsverficherungsamte zu. 
Aſelbe entſcheidet über Beſchwerden, welche den Geſchäfts⸗ 
bauch des Auffichtsrathes und des Vorſtandes betreffen. Für 
Ne lufſct und die Beſchwerden find die am Sitze der Kaſſe 
belenden landesgeſetzlichen Vorſchriften maßgebend, welche die 
Iıffht und die Beſchwerden über den Geſchäftsbetrieb der Ge⸗ 
richte regeln. 

Geſezwidrige Beſchlüſſe oder Wahlen des Auffichtsrathes 
und geſetzwidrige Verfügungen des Vorſtandes konnen von dem 

Heverſcherungtamt aufgehoben werden. 

(vergl. 8 59 R. A. O.) 
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8 30. 
Der Vorfitzende des Auffichtsraths hat das gteichsverficherungs · 
amt über die Zuſammenſetzung des Auffichtsrathes und des Vor⸗ 
ſtandes auf dem Laufenden zu erhalten 
(vergl. 8 47 R. A. O.) 
und jährlich dem Reichsverſicherungsamt einen ſchriftlichen Bericht 
über die Thätigkeit der Kaſſe zu erftatten. 
(vergl. § 61 R. A. O.) 


§ 31. 

Für die Angelegenheiten der Kaſſe wird im Reichsverficherungs⸗ 
amt eine beſondere Abtheilung gebildet. Dieſelbe beſteht aus 
dem Präfidenten und den 2 dienſtälteſten ſtändigen Mitgliedern 
des Reichsverficherungsamts. Dieſelben entſcheiden ohne münd- 
liche Verhandlung. Zu Aufſfichtshandlungen kann der Präfident 
ein Mitglied der Abtheilung abordnen. 


Geſchäftsführung. 


8 32. 

Die Jahresbeiträge werden von den Schrififührern der 
Anwaltskammern eingezogen. Die Schriftführer haben das 
Recht der zwangsweiſen Beitreibung. Gegen den Zahlbefehl 
des Schriftführers iſt die Anrufung des ordentlichen Richters 
zuläſſig. 

Jahresbeiträge, welche nicht beitreibbar find, hat die An. 
waltskammer, der der Schuldner angehört, zu verauslagen. 


8 33. 
Den Geldverkehr der Kaſſe vermittelt die Reichsbank. Für 
Anlage von Geldern iſt Mündelficherheit erforderlich. 


8 34. 
Alljährlich hat der Vorſtand dem Aufſichtsrath Rechnung 


u legen. 
en § 35. 


Es iſt eine Rücklage zu bilden. Dieſelbe ſetzt ſich zu⸗ 
ſammen: 

a) aus einem Grundſtock von 500 000 Mark, welcher 
dem von der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in 
Leipzig herzugebenden Vermögen zu entnehmen iſt, 
während der Mehrbetrag dieſes Vermögens als Grün⸗ 
dungsfonds dient 

(vergl. § 22 Entwurf eines Geſetzes über die 
privaten Verſicherungsunternehmungen, 

b) aus den Eintrittsgeldern, 

e) aus den Jahresüberſchüͤfſen nach Beſchluß des Auf. 
fichtsraths, 

d) aus Geſchenken und Vermächtniſſen. 


8 36. 

Ergiebt die Jahresrechnung einen Verluſt oder iſt ein 
ſolcher im Laufe des Jahres vorauszuſehen, ſo hat unverzüglich 
der Vorſtand dem Aufſichtsrathe und dieſer dem Reichsverfiche⸗ 
rungsamt Anzeige zu erſtatten und Vorſchläge zu machen. 

Das Reichsverficherungsamt beſchließt alsdann, inwieweit 
die Rücklage in Anſpruch zu nehmen und inwieweit die in 
Zukunft zu zahlenden Renten und Unterftägungen zu er 
mäßigen find. 


. 


— 


& 37. 

Die Verhandlungen und Rechtsgeſchäfte des Auffichtsrathes 
und des Vorſtandes, ſowie die an dieſelben gerichteten Erlaſſe 
und Eingaben find frei von Gebühren und Stempeln. 

(vergl. § 60 R. A. O.) 
Ebenſo die Verhandlungen vor den Schiedsrichtern. 


Veränderungen. 
8 38. 
Der Auffichtsrath kann eine Veränderung des Tarifs (der 
Beiträge und Renten) für die Zukunft beſchließen. Der Be⸗ 
ſchluß bedarf der Genehmigung des Reichs verſicherungsamts. 


Schluß - und Nebergangsbeſtimmungen. 
§ 39. 
Dieſes Geſetz tritt am 
8 40. 

Sofort nach dem Inkrafttreten wählen die Kammervor⸗ 
ſtände je ein Mitglied des erſten Aufſichtsraths und benennen 
daflelbe dem Reichsverſicherungsamt. 

Sind alle Mitglieder des erſten Aufſichtsraths benannt, 
ſo beruft der Präſident des Reichsverficherungsamts den erſten 
Auffichtsrath zuſammen. 

(vergl. § 106 R. A. O.) 

Den Vorfitz in der Verſammlung führt der Präſident des 
Reichsverficherungsamts oder ein von ihm beauftragtes Mitglied 
deſſelben. 

Der Vorſitzende ernennt für die Verſammlung aus deren 
Mitte einen Schriftführer. 

Demnächſt wählt die Verſammlung die Mitglieder des 
Vorſtandes. 

(vergl. § 106 R. A. O.) 
§ 41. 

Die Kaſſe tritt erſt in Wirkſamkeit, nachdem ihr das Ver⸗ 
mögen der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in Leipzig zu 
unwiderruflichem Eigenthum überlaſſen iſt. 

(vergl. 8 22 Entwurfs eines Geſetzes über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen.) 

Das Reichsverſicherungsamt beſtimmt den Zeitpunkt des 
Geſchäftsbeginns, welcher zugleich der Beginn des Rechnungs⸗ 
jahres iſt. 


in Kraft. 


Tarif zum Entwürfe eines Geſetzes über die 
Errichtung einer Ruhegehalts-, Wittwen-, 
Waiſen- und Unterſtützungskaſſe. 

(Die nachfolgenden Ziffern ſind unter Zugrundelegung des 
einſchlägigen Materials herausgerechnet, müſſen aber von 
einem Verſicherungs⸗Mathemariker nachgeprüft werden.) 

1. 
Von dem 150 Mark ne Jahresbeitrag entfallen 
120 Mark auf das Konto der Ruhegehalts-, Witiwen- und 
Waiſenverſicherung und 30 Mark auf das Unterſtützungskonto. 


8 2. 
Im Falle der Invalidität oder bei Eintritt des 65. Lebens ⸗ 
jabres oder im Falle des Todes eines Mitgliedes werden 
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folgende Renten an das Mitglied bezw. ſeine Wittwe und 
Waiſen gezahlt, und zwar an die Wittwe und Waiſen als 
Geſammtgläubiger ($ 428 B. G. B.) bis zum Tode der 
Wittwe bezw. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des 
jüngften Kindes: 
Bei einem Beitrittsalter 
bis zu 30 Jahren jährlich. . Mark 900.— 
von 31 bis zu 35 Jahren jährlich. 750.— 


Begründung. 

a) Für die bei Inkrafttreten des Geſetzes vorhandenen 
Anwalte find weiter unten beſondere Uebergangsbeſtimmungen 
getroffen. 

b) Wer den Rechtsanwaltsberuf ergreift, thut dies in der 
Regel bis zu 30 Jahren. Es kommt aber auch nicht ſelten 
vor, daß Gerichtsaſſeſſoren nach der großen Staatsprüfung 
einige Jahre im Juſtizdienſte bleiben und dann erſt Rechts- 
anwälte werden. Dies pflegt bis zu 35 Jahren zu geſchehen. 
Dieſe beiden Kategorien von Anwälten bilden die überwiegende 
Mehrheit der Rechtsanwälte. Auf ihre und ihrer Hinterbliebenen 
Penfionsberechtigung kommt es vorzugsweiſe an. Sie find es 
auch, die als die jüngſten die meiſten Beiträge zahlen. Sie 
find der Stamm der Penſionskaſſe. 

Diejenigen, welche zu 36 Jahren oder ſpäter Rechtsanwälte 
werden, bilden eine nicht bedeutende Minderheit. Sie können 
als Nachzügler nicht in gleicher Weiſe bedacht werden wie der 
Stamm. Denn fie find im Verhältniß zum Stamm mit Bei- 
trägen im Rückſtande. Dazu kommt, daß die Kaſſe ſich da⸗ 
gegen wehren muß, älteren Herren, die in einem anderen Beruf 
krank geworden find, eine Freiſtätte für Penfionen zu gewähren. 

Unter dieſen Umſtänden und in der ferneren Erwägung, 
daß die Renten der Nachzügler nur gering fein könnten, er- 
ſcheint es ausreichend, nur für die Beitrittsalter bis zu 30 
bezw. 35 Jahren feſte Renten zu beſtimmen, den ſpäteren Bei⸗ 
trittsaltern aber lediglich von Fall zu Fall die ihnen ge- 
bührenden Unterſtützungen zu gewähren, von denen weiter unten 
die Rede iſt. 

c) Bei Bemeſſung der für die Beittittsalter bis zu 30 und 
35 Jahren angeſetzten Invalidenrenten iſt davon ausgegangen, 
daß eine Invalidität vor dem 65. Lebensjahre ſelten iſt, weil 
der Anwalt, abgeſehen von den äußerſten Fällen, ſelbſt in 
ſchwieriger Lage, unter Zuziehung von Hilfsarbeitern, Vertretern, 
Socien ſeine Praxis bis zum Tode aufrecht zu erhalten pflegt. 

Zu Gunſten der Wittwen- und Waiſenrenten ift erwogen, 
daß ungefähr ¼ der Anwälte unverheirathet iſt, daß im Durch- 
ſchnitt die Frau ca. 5 Jahre jünger als der Mann iſt, und daß 
die Verheirathung betagter Anwälte mit jungen Frauen ſelten iſt. 


8 3. 

Durch Erhöhung des jährlichen Beitrages um 120 Mark 
kann das Mitglied das Doppelte, durch Erhöhung um 240 Mark 
das Dreifache, durch Erhöhung um 480 Mark das Vierfache 
der Rente des § 2 erzielen. 

Die Erhöhung der Verficherung erliſcht und die gezahlten 
Zuſchußprämien verfallen, wenn die fällige Geſammtprämie nicht 
binnen 14 Tagen nach Aufforderung und em des Er 
löſchens und Verfalls bezahlt wird. 
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8 4. 
Die Höhe der Unterſtützung richtet fich einerſeits nach der 
Hilfsbedürftigkeit, andererſeits nach dem Beſtande und der 
fonftigen Inanſpruchnahme des Unterſtützungskontos. 


5 8. 


Aebergangsbeſtimmung. 

Die bei Inkrafttreten des Geſetzes vorhandenen Rechts- 
anwälte, bezw. im Falle ihres nachträglichen Todes ihre Wittwen 
und Waiſen erhalten nach Maßgabe des § 2 Abſ. 1 folgende 
Renten: 

Bei einem Beitrittsalter 


bis zu 30 Jahren jährlich. h. . . Mark 900,— 
von 31 bis zu 35 Jahren jährlich. 800,— 
„ 36 40 „„ 700 
41 48 . 600.— 
„ 46 „ 50 S 500,.— 
1 ed + 202200400, 

565 60 300. 


Durch Erhoͤhung des jährlichen Beitrages um 120 Mark 
kann das Mitglied das Doppelte, durch Erhöhung um 240 Mark 
das Dreifache, durch Erhöhung um 480 Mark das Vierfache 
der in Abſatz 1 genannten Rentenſätze erzielen. 

Die Erhöhung der Verficherung erliſcht und die gezahlten 
Juſchußprämien verfallen wie im § 3 Abſ. 2. 


Begründung. 

Für die bei Inkrafttreten des Geſetzes vorhandenen Rechts 
anwälte trifft das Bedenken nicht zu, daß fie nur Nachzügler 
find. Auch nicht, daß fie mit Prämienzahlung im Rückſtande find, 
denn fie find es, die das Kapital der Hilfskaſſe angeſammelt 
haben. Sie unterliegen daher einer beſonderen Behandlung. 

Für die Höhe der Rentenſätze gilt das zu 8 2 Geſagte. 

Anwälte, die zu 61 Jahren oder ſpäter beigetreten find, 
bezw. ihre Wittwen und Waiſen können nur Unterſtützung 


erhalten. 


Zu den Art. 200, 217 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1400 ff. B. G. B. und den Landesausführungs⸗ 
geſetzen betr. den Güterſtand der Eheleute. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
Bertram c. v. Lepel vom 10. Januar 1901, 
Nr. 289/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aus nicht intereſfirendem pro⸗ 
zeſſnalen Grunde aufgehoben und die Sache an das Berufungs- 
gericht zuruͤckgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Maßgebend für die Frage der Aktivlegitimation der 
Klägerin iſt das für die Ehe der Klägerin geltende eheliche 
Güterrecht. Nach anerkannten Grundſätzen des internationalen 
Privatrechts bleibt beim Verlegen des Wohnfitzes in ein anderes 
Rechtsgebiet das Güterrecht des erſten ehelichen Wohnſitzes maß⸗ 
gebend. Auch für den durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bedingten Wechſel in der Geſetzgebung iſt reichsrecht⸗ 


lich die Unwandelbarkeit des beſtehenden Güterſtandes anerkannt 
(Artikel 200 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 
Mit Recht geht das Berufungsgericht an der Hand dieſer 
Grundſätze davon aus, daß die Frage nach der Sachlegitimation 
der Klägerin aus dem Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung zu beantworten ift. Die Parteien find zwar 
darüber in Diſſens, ob der erſte eheliche Wohnſitz der Klägerin 
in Görlitz, oder in oder bei Dresden zu ſuchen iſt. Im Effekte 
aber bleibt dieſer Streit unerheblich, da für beide Rechtsgebiete, 
für das Gebiet des Allgemeinen Landrechts und, wie das Be⸗ 
rufungsgericht unanfechtbar feſtſtellt, auch für das Gebiet des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich Sachſen, das Syſtem 
der Verwaltungsgemeinſchaft gilt, wonach die Ehefrau allein 
eingebrachtes Vermögen nicht für ſich beanſpruchen kann (All⸗ 
gemeines Landrecht 55 205, 231 Theil II, Titel 1; Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch für Sachſen $$ 1655, 1677, 633, 625). An 
dieſem Reſultate würde aber auch nichts geändert, wenn man 
annimmt, daß durch die gemäß Artikel 200, 218 Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche im Wege der Landes ⸗ 
geſetzgebung erfolgte Ueberleitung der beſtehenden Güterſtände 
andere Rechtsgrundſätze an die Stelle des altrechtlichen Zuftandes 
getreten find. Das Berufungsgericht hält letztere für unanwend⸗ 
bar, weil der gegenwärtige Prozeß ſchon vor dem 1. Januar 
1900 anhängig geworden. Auf einen anhängig gewordenen 
Prozeß ſei eine im Laufe des Prozeſſes eintretende Aenderung 
des Güterftandes einflußlos und beſtimme ſich die Aktiv und 
Paſſivlegitimation nach bisherigem Rechte. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dies allgemein zutreffend iſt. Für Chen, 
deren Wohnfitz am 1. Januar 1900 in Preußen belegen iſt, iſt 
dies zwar in Artikel 59 § 6 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 anerkannt. 
Gleiche Beſtimmungen finden fi) aber unter anderen nicht in 
der Ausführungsgeſetzgebung für das Königreich Sachſen und 
Elſaß⸗Lothringen und könnte immerhin jener Satz für andere 
Rechtsgebiete mangels pofitiver Beſtimmung Bedenken erregen. 
(Vergl. Geſetz, betreffend die Ausführung des Bürgerlichen 
Geſetzgebuchs für Sachſen vom 18. Juni 1898, Geſetz⸗ und 
Verordnungsblatt S. 191 ff., Geſetz, betreffend die Ausführung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Elſaß⸗Lothringen vom 17. April 
1899, Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothringen S. 43 ff.) Aber auch 
wenn nach Maßgabe der Ausführungsgeſetze neues Recht zur 
Anwendung käme, wäre die Klägerin als Ehefrau nicht allein 
zur Klage legitimirt. In Frage kämen das für Preußen, 


Sachſen und Elſaß⸗Lothringen geltende Recht, ſei es, daß man 


annimmt, der Ehewohnfitz ſei in Preußen oder Sachſen ver- 
blieben oder daß er von da vor dem 1. Januar 1900 nach 
Elſaß⸗Lothringen (Mülhauſen i. E.) verlegt worden. Für 
Preußen und Sachſen find, ſofern der Wohnfig dort verblieben, 
in den gedachten Ausführungsgeſetzen die neuen Grundſatze des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche für den Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung gelten, für maßgebend erklärt (Preu- 
ßiſches Ausführungsgeſetz Artikel 44, 45, 61 8 11; Sächfiſches 
Ausführungsgeſetz § 34). Hat aber der Ehemann der Klägerin, 
was das Berufungsgericht annimmt, in für die Klägerin maß ⸗ 
gebender Weiſe vor dem 1. Januar 1900 den Wohnfitz nach 
Elſaß⸗Lothringen verlegt, jo würden nach Maßgabe der 
erlaſſenen Kaiſerlichen Verordnungen vom 20. Dezember 1899 
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(Geſetzſammlung S. 607) und vom 2. Mai 1900 (Geſetzblatt 
für Elſaß⸗Lothringen de 1900 S. 101 ff.) die für die Bundes⸗ 
ſtaaten Preußen und Sachſen erlaſſenen Uebergangsbeſtimmungen, 
gemäß welchen das Bürgerliche Geſetzbuch anwendbar iſt, maß⸗ 
gebend fein.” Kommt aber nach alledem das Bürgerliche 
Geſetzbuch nach Maßgabe der Uebergangsbeſtimmungen zur 
Anwendung, ſo iſt die Klägerin nicht allein zur Klage legitimirt 
($ 1400 Bürgerliches Geſetzbuch). Es iſt kein Fall gegeben, 
wo nach Bürgerlichem Geſetzbuche ausnahmsweiſe die Ehefrau 
für ſich legitimirt wäre. Insbeſondere ift nicht 8 1401 daſelbſt 
gegeben, noch auch ein Fall aus 8 1418, in welchem die Ehe- 
frau Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung verlangen darf. 

Wäre ſchon unter der Herrſchaft des alten Rechts die 
Verwaltung und Nutznießung von der Ehefrau rechts wirkſam 
aufgehoben worden, ſo würde es allerdings auch nach dem 
1. Januar 1900 dabei verbleiben. Dies wäre der Fall, wenn 
die Frau unter den Vorausſetzungen des § 258 Theil II Titel 1 
Allgemeinen Landrechts oder des 8 1684 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für Sachſen die Illaten zur eigenen Verwaltung zu Recht 
zurückgefordert hätte. Allein alle dieſe Vorausſetzungen find 
nicht gegeben. Unvermögen des Mannes zur Suſtentation oder 
Gefährdung der Illaten durch unordentliche Wirthſchaft im 
Sinne dieſer Beſtimmungen find weder geltend gemacht noch 


dargethan. Die Reviſionsangriffe in dieſer Richtung gehen 
daher fehl. 


Zu 8 779 B. G. B. 8 98 C. P. O. 


Beſchluß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Dralle s. 
Joſeph & Co. vom 30. Januar 1901, B Nr. 4/1901 J. 
II. J. Kammergericht. 

Die weitere Beſchwerde des Klägers iſt für begründet 
erachtet und die Beſchwerde des Beklagten zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Entſcheidend iſt, ob der Rechtsſtreit durch einen Vergleich 
der Parteien zur Erledigung gekommen iſt. Wenn dies der 
Fall iſt, ſo greift Civilprozeßordnung § 98 Platz, d. h. die 
Koſten des durch den Vergleich erledigten Rechtsſtreits find als 
gegen einander aufgehoben anzuſehen. Denn, daß die Parteien 
in Bezug auf die Koften des Prozeſſes etwas Gegentheiliges 
nicht vereinbart haben, ſteht feſt. 

Das Kammergericht ſagt, für die Beurtheilung der Frage, 
ob ein Vergleich vorliege, komme es nicht darauf an, ob der 
Kläger oder die Beklagten vermeintliche Anſprüche aufge⸗ 
geben, ſondern ob ſie von ihren thatſächlichen Rechten gegen⸗ 
ſeitig nachgelaſſen hätten. Es zeigt ſodann weiter, daß dies 
nicht der Fall ſei, weil der mit der Klage verfolgte Anſpruch 
rechtlich unbegründet geweſen ſei. Der Kläger habe ſich dem 
Verlangen der Beklagten auf Bezahlung ſeines Debetſaldos 
gefügt, um den Verkauf der Papiere abzuwenden. Unerheblich 
aber jet es, daß die Beklagten ſich dabei zur Auslieferung 
der Papiere Zug um Zug gegen die Zahlung bequemt hätten. 

Damit iſt der aus dem materiellen Rechte, und zwar jetzt 
aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu entnehmende Begriff des 
Vergleichs verkannt. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch § 779 
ift der Vergleich ein Vertrag, durch den der Streit oder die 
Ungewißheit der Parteien über ein Rechtsverhältniß im Wege 


gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt wird; der Ungewißheit über 
ein Rechtsverhältniß ſoll es gleichftehen, wenn die Verwirk⸗ 
lichung eines Anſpruchs unfiher iſt. Vorausſetzung für den 
Abſchluß eines Vergleichs iſt daher nur, daß das Rechtsver⸗ 
hältniß ſtreitig oder ungewiß iſt, und daß der Streit oder die 
Ungewißheit durch gegenſeitiges Nachgeben beſeitigt werden. 
Ein Streit liegt deswegen nicht weniger vor, weil der Richter 
in der Lage iſt, ihn ſofort zu entſcheiden, und ungewiß iſt auch, 
was nur die Parteien nicht wiſſen. Daß ſich das beiderſeitige 
Nachgeben im Sinne des Geſetzes aber nur auf die ſtreitigen 
und ungewiſſen Anſprüche beziehen ſoll, ergiebt fich aus dem 
Zuſammenhange und der Natur der Sache. Wollte man davon 
ausgehen, daß wirklich zu Recht beſtehende Anſprüche theilweiſe 
oder ganz aufgegeben würden müſſen, ſo könnte der Vergleich 
den Streit oder die Ungewißheit nicht beſeitigen. Es müßte 
dann hierüber immer erſt eine richterliche Entſcheidung ergehen, 
die der Vergleich doch entbehrlich machen will und ſoll. 

Der vorliegende Fall bietet inſofern allerdings eine Be⸗ 
ſonderheit dar, als das Verlangen der Beklagten vom 22. Juni, 
dem ſich der Kläger gefügt hat, über den Rahmen des Prozeſſes 
hinausging. Im Prozeſſe war nur der Kläger mit dem 
Anſpruche auf bedingungsloſe Herausgabe der Redenhütten⸗ 
Aktien als Fordernder und die Beklagten lediglich als Ab⸗ 
wehrende aufgetreten. Jetzt traten die Beklagten als Fordernde 


auf und begehrten unter Androhung von Rechtsnachtheilen ſo⸗ 


fortige Berichtigung des Kontokorrent⸗Saldos gegen das An⸗ 
erbieten der Auslieferung ſämmtlicher Werthpapiere, auch der 
Redenhütten⸗Aktien. Gleichwohl muß das Erfüllungsgeſchäft, 
das auf dieſer Grundlage am 25. Juni zwiſchen den Parteien 
gethätigt wurde, inſoweit es ſich zugleich auf das in Streit 
befangene Rechtsverhältniß, d. h. auf die Herausgabe der Reden 
hütten⸗Aktien erſtreckte, auch als ein Vertrag gelten, der dieſen 
Streit beſeitigte. Es kann weder gefordert werden, daß die 
Parteien das Geſchäft ſelbſt ausdrücklich als Vergleich bezeichnen, 
noch daß es ſich auf die Beſeitigung des vorhandenen Streites 
beſchränkt. Die Erledigung des in den Streit befangenen 
Ausſpruchs erfolgte aber „im Wege gegenſeitigen Nachgeben“. 
Der Kläger gab nach, indem er feinen Anſpruch auf bedin⸗ 
gungsloſe Herausgabe der Aktien (ohne zuvorige oder gleich⸗ 
zeitige Zahlung ſeiner Schuld) fallen ließ, und die Beklagte 
gab nach, indem ſie den zur Abwehr der Klage eingenommenen 
Standpunkt verließ, daß der Kläger die Herausgabe der 
Aktien erſt einen Tag nach der Bezahlung ſeiner Schuld 
verlangen dürfe. 


Zu den 88 1297, 1298 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Ullrich 
c. Götz vom 31. Januar 1901, Nr. 329/1900 IV. 

II. J. O. L. G. zu Frankfurt a. / Main. 

Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Die Reviſion mußte erfolglos bleiben. 

Die von dem Berufungsgericht vertretene Anſicht, daß die 
Vorſchrift des § 1297 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, „aus 
einem Verlöbniſſe kann nicht auf Eingehung der Che geklagt 
werden“, die fernere Geltung des abweichenden bisherigen 
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Rechtes verbiete und deshalb rückwirkende Kraft habe, iſt bereits 
sa dem Vierten Civilſenat des Reichsgerichts in Sachen 
doewenſtein / Lippmann durch Urtheil vom 20. September 1900 
IV. 149. 1900 gebilligt worden, und es liegt kein Grund vor, 
diefe Auffaſſung aufzugeben. Damit erledigt ſich der urſprüng⸗ 
liche auf Verurtheilung zur Eheſchließung gerichtete Klageantrag, 
der hiernach mit Recht abgewieſen iſt. Was den eventuellen 
Antrag der Klägerin auf Schadenserſatz angeht, der wie das 
Berufungsgericht feſtſtellt, nicht aus $ 1298 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abgeleitet wird, ſo iſt er durch den angeblichen 
Verzug des Beklagten, wie die Revifion auszuführen ſucht, nicht 
zu begründen. Denn der Verzug gewährt an ſich nur den An- 
ſpruch auf Erfüllung, wenn auch in Folge des Verzuges einen 
in Nebenforderungen verſtärkten Anſpruch auf Erfüllung. Die 
Entſchädigungsforderung könnte immer erſt in Frage kommen, 
wenn die Erfüllung ſelbſt nicht mehr möglich wäre. Und 
dieſer Geſichtspunkt iſt es allein, den das Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts, Sechſter Civilſenat, vom 30. September 1897 (Reichs⸗ 
gerichts Entſcheidungen Bd. 39 S. 188 ff.) ſtreift. Das 
Urtheil weift nämlich auf eine Entſcheidung des früheren Ober- 
appellationsgerichts zu Lübeck hin mit den Worten: 
Dort lag indes der Fall nicht ſo, daß der auf Er⸗ 
füllung des Eheverſprechens Belangte ſeinen während 
des Rechtsſtreites erfolgten Tod ſelbſt verſchuldet 
hatte, ſondern konnte es ſich nur darum handeln, ob er 
wegen eines ihm zur Laſt fallenden Erfüllungsverzuges 
auch für die an ſich zufällig eingetretene Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung zu haften habe; 
während in dem Streitfall, wie er dem reichsgerichtlichen 
Urtheile zum Grunde lag, der urſprüngliche Beklagte durch 
Selbſtmord geendet hatte. An dieſer Vorausſetzung der 
Unmöglichkeit der Erfüllung fehlt es hier aber gänzlich: der 
Beklagte lebt und iſt Wittwer, die Erfüllung des Verlöbniſſes 
durch Eheſchließung iſt ihm alſo an fi ſehr wohl möglich. 
Daß für die Klägerin der Anſpruch auf Erfüllung mit dem 
1. Januar 1900 in Folge der mit dieſem Zeitpunkte ein ⸗ 
tretenden Geltung des Bürgerlichen Geſetzbuchs unmöglich ge- 
worden iſt, iſt kein vor dem 1. Januar 1900 eingetretener 
Umftand, der in Verbindung mit dem Verzuge des Beklagten 
die Grundlage eines bereits vor dem 1. Januar 1900 durch 
die Unmöglichkeit der Erfüllung erwachſenen Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs bilden könnte. 
Der Entſchädigungsanſpruch iſt daher gleichfalls mit Recht 
vom Berufungsgericht abgewieſen und die Reviſion deshalb auf 
Koſten der Klägerin zurückzuweiſen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 16. Februar 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs jaſtizgeſete. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 5 20. A. L. R. 5 248 I. 5. 

Die Koſtenentſcheidung hing allein von der Frage ab: ob 
das L. G. Gneſen für die bei ihm erhobene Klage zuſtändig 
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war, oder ob, wie die Bekl. geltend gemacht haben, im perjön- 
lichen Gerichtsſtande ihres Erblaſſers, beim L. G. für Inowrazlaw, 
hätte geklagt werden müſſen. Es handelte ſich um die Heraus- 
gabe eines Wechſelaccepts, das der Kl. dem Erblaſſer der Bekl. 
beim Abſchluß des mit demſelben als Güterparzellanten ab- 
geſchloſſenen Kaufvertrages über ein Grundſtück im Landgerichts 
bezirk Gneſen zur Sicherheit der Anſprüche deſſelben aus dem 
Kaufvertrag eingehändigt hatte. Der Kl. war, berechtigter 
Maßen, vom Kaufvertrage zurückgetreten und forderte nun die 
Rückgabe der Sicherheit. Das O. L. G. nimmt ohne zu⸗ 
reichenden Grund an, daß dieſer Anſpruch ſich als eine 
Condiction darſtelle, nämlich nur damit begründet werden 
koͤnne, daß der Erblaſſer der Bekl. das Wechſelaccept ohne 
Rechtsgrund beſeſſen habe nachdem der Kaufvertrag rückgängig 
geworden ſei. In der Klage iſt, wenn auch ohne nähere Be⸗ 
gründung, ausdrücklich auf den § 29 der C. P. O. für die 
Zuständigkeit des angegangenen L. G. Gneſen Bezug genommen, 
alſo erklärt worden, daß im Gerichtsſtande des Vertrags ge⸗ 
klagt werde. Es ſteht nichts im Wege, als dieſen Vertrag die 
Abmachung über die Sicherſtellung des Verkäufers aufzufaſſen, 
die — mag fie dem Kaufvertrag hinzugefügt worden oder felbft- 
ſtändig daneben getroffen worden ſein — die vertragmäßige 
Verpflichtung des Empfängers begründete, die Sicherheit nach 
deren Erledigung zurückzugeben. Auf die Erfüllung dieſes 
Vertrags iſt geklagt worden und daraus ergiebt ſich die Zu⸗ 
ſtändigkeit des L. G. Gneſen, da die hier geforderte Vertrags⸗ 
erfüllung nach 5 248 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. im Land- 
gerichtsbezirk Gneſen, wo der Berechtigte (der Kl.) zur Zeit des 
Vertragſchluſſes wohnte und noch wohnt, geleiſtet werden mußte. 
V. C. S. i. S. Balcerkewicz c. Krauſe vom 26. Januar 1901, 
B Nr. 17/1901 V. 

2. 8 91. 

Begründet erſcheint die Beſchwerde des Kl., inſoweit fie ſich 
gegen die Zubilligung des Betrages von 446,60 Mark in der 
Rechnung des Bekl. wendet. Das O. L. G. hat dieſen Betrag 
als Reiſekoſten und Zeitverſäumniß eines Sachverſtändigen zu⸗ 
gebilligt, den der Bekl. zu den erft- und zweitinſtanzlichen Ver⸗ 
handlungsterminen zugezogen hatte. Es kann nicht zugegeben 
werden, daß dies zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung noth- 
wendig war. Soweit die Partei und ihr Prozeßbevollmächtigter 
die erforderliche techniſche Aufklärung nicht ſelbſt geben können 
oder ſoweit die von ihnen gegebene dem Gerüchte nicht genügt 
oder nicht glaubhaft erſcheint, iſt das Gericht nach den Prozeß⸗ 
vorſchriften in der Lage, auch von Amtswegen die Zuziehung 
eines Sachverſtändigen anzuordnen, um ſich die noͤthige Auf- 
klärung zu verſchaffen. (C. P. O. § 144.) Angeſichts dieſer 
Sachlage erſcheint die Aufdrängung von Privatexperten der 
Parteien, die zudem ſelten als völlig unbefangen erſcheinen 
werden, als voreilig und überflüſſig. Der Verlauf des vor- 
liegenden Prozeſſes hat das nur beſtätigt, da demnächſt noch 
mehrere Sachverſtändige ſeitens des Gerichts zugezogen worden 
find. I. C. S. i. S. Bergreen o. Stöcker vom 30. Januar 
1901, B Nr. 12/1901 I. 

3. § 322. 

Die ſachliche Prüfung des Rechtsmittels führt zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urtheils, da dieſes auf rechtsirriger 
Anwendung der Vorſchriften über die materielle Rechtskraft be 
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ruht. Der im fetzigen Prozeſſe von dem Kl. erhobene Anſpruch 
— der oben wiedergegebene Klageantrag — iſt auf die Be⸗ 
hauptung gegründet, die jetzt beſtehende Fähre ſei vom Kl. für 
fich erworben, ftehe in feinem Eigenthum, die Fährgerechtigkeit 
ſei ihm perſönlich neu verliehen, eine Einſchränkung feines 
Rechtes zu Gunſten der Bekl. ſei nicht vorhanden. Von den 
früheren Urtheilen, durch die über den jetzigen Klageanſpruch 
entſchieden ſein ſoll, kommt das vom 26. Oktober 1898 nicht 
in Betracht, da es ſich nicht auf die neue, ſondern auf die 
nicht mehr beſtehende alte Fähre bezieht. In dem Urtheile des 
Amtsgerichts in Zehdenick vom 17. Mai 1899 in Verbindung 
mit dem B. U. vom 6. Oktober 1899 find auch die Kl. der 
drei jetzigen Bekl., die Gaftwirthseheleute Q., der jetzige Kl. 
und ſeine Ehefrau — verurtheilt, von (damaligen) Kl. die Be⸗ 
nutzung der ſogenannten erſten, jetzt einzigen Fahre zu Burgwall 
unentgeltlich auf Lebenszeit zu geſtatten; der beklagte Ehemann 
iſt verurtheilt, fih die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
ſeiner Ehefrau gefallen zu laſſen. Sieht man lediglich auf den 
Wortlaut dieſes Urtheilsſatzes, ſo läßt ſich nicht verkennen, daß 
Identität des mit der jetzigen Klage verfolgten Anſpruchs 
mit dem rechtskräftig entſchiedenen vorzuliegen ſcheint. Dieſer 
Schein erweiſt ſich aber bei näherem Eingehen auf die Sache 
als täuſchend. Der aus § 322 der C. P. O. abgeleitete Satz, 
daß nur der Inhalt der Urtheilsformel der Rechtskraft fähig 
ſei, ſagt nur, daß eine bloß in den Gründen getroffene, in der 
Urtheilsformel nicht ausgeprägte Entſcheidung der Rechtaekraft 
nicht fähig iſt, er hat aber nicht den Sinn, daß der Wortlaut 
der Urtheilsformel allein auch darüber entſcheiden müſſe, ob 
Identität des neuen und des bereits entſchiedenen Streitfalles 
gegeben ſei. Für die Entſcheidung dieſer Frage iſt vielmehr das 
dem Anſpruche zu Grunde liegende Rechts verhältniß maßgebend. 
Nur wenn der neue Anſpruch auf demſelben Rechtsverhältniſſe 
beruht, wie der frühere, kann von Identität des Anſpruchs ge⸗ 
ſprochen werden. Die Prüfung der in dem zweiten Vorprozeſſe 
ergangenen Urtheile ergiebt nun, daß die damaligen Kl. ihr 
Recht auf unentgeltliche Benutzung der Fähre aus einem Vertrage 
hergeleitet hatten, den ſie im Jahre 1891 mit dem früheren 
Eigenthümer des Grundſtücks Nr. 9 in Burgwall geſchloſſen 
hatten. Auf dem Grundbuchblatte dieſes Grundſtücks ift das 
Recht eingetragen, woraus hervorgeht, daß die Fähre damals 
Zubehör des Grundſtücks war oder wenigſtens von den Ver⸗ 
tragsparteien als ſolche behandelt wurde. Gegen den Eigen⸗ 
thümer des Grundftücks Nr. 9 und der dazu gehörigen Fähre 
ift die Klage im Vorprozeſſe gerichtet. Eigenthümer dieſes 
Grundſtücks waren aber damals und find noch jetzt unſtreitig 
nicht die Eheleute Q., ſondern nur die Ehefrau Q. Wenn 
die Klage gleichwohl gegen beide Ehegatten gerichtet iſt, ſo läßt 
doch die Begründung des Anſpruchs entnehmen, daß die Kl. 
irgend ein ſelbſtändiges Recht gegen den Ehemann perſönlich 
nicht in Anſpruch nahmen, ſondern nur ihr Recht gegen die 
Ehefrau als Grundſtücksbeſitzerin zugleich gegen den Ehemann 
als ſolchen verfolgen wollten, ſei es im Hinblick auf das ehe⸗ 
männliche Verwaltungs- und Nutzungsrecht, jet es, weil fie die 
Hereinziehung des Ehemannes als Beiſtandes der Frau für 
rechtlich geboten oder zweckmäßig anſahen. Nur in dieſem 
Sinne find auch die Urtheile der I. und II. J. in dieſem Vor⸗ 
prozeſſe gegen den Ehemann O. ergangen, darüber kann nach 
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den Gründen kein Zweifel beftehen. Auf Grund dieſer Urtheile 
fteht deshalb auch nur ſoviel rechtskräftig feft, daß den (da- 
maligen) Kl. der Ehefrau Q. gegenüber als der Eigen⸗ 
thümerin der Fähre das beanſpruchte Recht zuſtehe. Wird 
dagegen von einem Dritten, der das Eigentbum der Fähre für 
fich in Anſpruch nimmt, ohne Rechtsnachfolger der Ehefrau O. 
zu fein, negatoriſche Klage gegen die angeblich Berechtigten er 
hoben, ſo liegt ohne Weiteres auf der Hand, daß dieſe dem 
Dritten gegenüber ſich auf die Rechte kraft der Urtheile nicht be⸗ 
rufen können. Einem Dritten ſteht aber auch der Ehemann 
gleich, der die Klage auf ſein Eigenthum ſtützt, während im 
Vorprozeſſe das Eigenthum feiner Ehefrau Vorausſetzung des 
ſtreitigen Anſpruchs war. Nun iſt im Vorprozeſſe allerdings 
auch die Frage erörtert und entſchieden worden, ob das Cigen⸗ 
thum an der Fähre dem Ehemann oder der Ehefrau Q. zu- 
ſtehe; allein die hierüber getroffene Entſcheidung iſt, da fie nur 
in den Gründen getroffen tft, nicht einmal in dem Verhältniſſe 
der damaligen Kl. und der Ehefrau Q. zu einander rechtskräftig 
geworden, geſchweige denn gegenüber dem Ehemann O. Die 
Parteien hätten nach 8 280 (früher 258) der C. P. O. durch 
Erhebung einer Incidentfeftſtellungsklage oder ⸗Widerklage eine 
der Rechtskraft fähige Entſcheidung darüber, ob das Eigenthum 
der Fähre dem Ehemann oder der Ehefrau Q. zuſtehe, herbei⸗ 
führen können; ſie haben dies aber nicht gethan, ein Urtheil 
über das Eigenthum der Fähre ift überhaupt nicht ergangen. 
Im gegenwärtigen Prozeſſe können deshalb die Bekl. wohl 
geltend machen, daß der Kl. gar nicht Eigenthümer der Fähre 
ſei, fie können aber nicht geltend machen, daß hierüber bereits 
rechtskräftig entſchieden ſei; das Gericht hat vielmehr dieſe 
Einrede von Neuem ſelbſtändig zu prüfen und darüber zu ent- 
ſcheiden. Das hat das B. G. verkannt. VII. C. S. i. S. 
Quaſt c. Loff vom 18. Januar 1901, Nr. 301/1900 VII. 

4. 5 525. 

Durch das angefochtene Urtheil ift (in berichtigter Form) 
erkannt worden; das am 30. Mai 1896 verkündete Urtheil der 
Zweiten Civilkammer des Königlichen L. G. zu Halle an der 
Saale wird inſoweit abgeändert: der Anſpruch ift dem Grunde 
nach gerechtfertigt, ſoweit er gegen den Ehemann B. perſöonlich 
aus dem Lagerhaltervertrage erhoben iſt. Im Uebrigen wird 
die Berufung zurückgewieſen. Die Sache wird zur weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung, auch über die Koften der Be 
rufungsinſtanz, an das Gericht I. J. zurückverwieſen. — Hier ⸗ 
aus ergiebt fich, daß, zumal nach 8 525 der C. P. O. vor 
dem B. G. der Rechtsſtreit in den durch die Anträge beſtimmten 
Grenzen von Neuem verhandelt wird und Seitens des De 
rufungskl. nur ein Antrag zur Klage und nicht ein folder zur 
Widerklage geftellt worden war, nach dem entſcheidenden Theile 
des B. U. lediglich über die Klage und nicht über die Wider ⸗ 
klage erkannt worden iſt. An dieſem klaren Inhalt der Formel 
des B. U. vermag auch der Umſtand nichts zu ändern, daß die 
Entſcheidungsgründe des B. U. am Schluſſe auch die durch 
Widerklage verfolgten Anſprüche als darüber erkannt erwähnen 
und daß Klage und Widerklage in einem untrennbaren inneren 
Zuſammenhange fteben. Der letztere Umſtand hätte höoͤchſtene 
in der Berufungsinſtanz Veranlaſſung geben können, gemäß 
8 139 der C. P. O. dem Berufungskl. die Stellung eines 
auch die Widerklage umfaſſenden Berufungsantrages anheim ⸗ 
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zugeben, kann aber nicht bewirken, daß der auf die Klage be 
ſcränkte Berufungsantrag als auch die Widerklage umfaſſend 
angeſehen und das nur über den Berufungsantrag erkennende 
8. U. in gleicher Weiſe ausdehnend ausgelegt wird. Betrifft 
der entſcheidende Theil des B. U. aber lediglich die Klage, ſo 
ift Kl. durch dieſes Urtheil nur inſoweit beſchwert, als die Be⸗ 
rufung gegen die durch das erſtinſtanzliche Urtheil getroffene 
Entſcheidung über die Hypothekarklage zurückgewieſen worden 
iſt und es kann die Widerklage hierbei überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht kommen. III. C. S. i. S. Konſumverein von Sanders⸗ 
dorf o. Both vom 25. Januar 1901, Nr. 815/1900 III. 

5. § 568. 

Gegen den Beſchluß des Amtsgerichts I Berlin vom 
6. November 1900, durch welchen auf Antrag der Gläubiger 
der Gerichtsvollzieher T. angewieſen iſt, den Auftrag zur Vor⸗ 
nahme der Zwangsvollſtreckung in dem Geſchäftslokale Neuen⸗ 
burgerſtraße 29 unter gewiſſen Vorausſetzungen auszuführen, 
hat der genoſſenſchaftliche Kreditverband mit Schriftſatz vom 
10. November 1900 ſofortige Beſchwerde eingelegt. Dieſelbe 
iſt durch Beſchluß des L. G. vom 10. Dezember 1900 zuruͤck⸗ 
gewiefen. Der Beſchwerdeführer hat weitere Beſchwerde ein ⸗ 
gelegt. Dieſe iſt durch den jetzt angefochtenen Beſchluß wegen 
Fehlens eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes zurück⸗ 
gewieſen. Der Zuläſfigkeit der gegenwärtigen Beſchwerde ſteht 
die Vorſchrift im § 568 Abſ. 4 der C. P. O. entgegen, nach 
welcher gegen die Entſcheidungen der O. L. G. über das Rechts⸗ 
mittel der weiteren Beſchwerde eine weitere Beſchwerde nicht 
ſtanfindet. Im Hinblick auf die Faſſung des Schriftſatzes des 
Beſchwerdeführers vom 10. November v. J., welcher an das 
L. G. gerichtet und ausdrücklich als ſofortige Beſchwerde be⸗ 
zeichnet iſt, ſowie auf den in ihm geſtellten Antrag und die 
dieſem gegebene Begründung kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß mit demſelben das Rechtsmittel der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde gegen den Beſchluß des Amtsgerichts als Vollſtreckungs⸗ 
gerichts ergriffen iſt, welcher zwar in der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ſache gegen die Aktiengeſellſchaft Pionier ergangen war, die 
Jutereſſenſphäre des Beſchwerdeführers aber unmittelbar berührt. 
Ganz dementſprechend hat das angerufene L. G. den Schriftſatz 
auch aufgefaßt und die Beſchwerde, da es ſie nicht für materiell 
begründet erachtete, zurückgewieſen. Gegen den Beſchluß ſtand 
dem Beſchwerdeführer nur das Rechtsmittel der weiteren Be⸗ 
ſchwerde unter den im Geſetze beſtimmten Vorausſetzungen zu. 
Er hat feinen Schriftſatz vom 24. Dezember 1900 demgemäß 
auch als „weitere ſofortige Beſchwerde“ bezeichnet und die Zu⸗ 
läffigkeit dieſes Rechtsmittels in demſelben nachzuweiſen verſucht. 
Hieraus und aus dem Inhalt des dann ergangenen Beſchluſſes 
des Kammergerichts ergiebt ſich, daß dieſer eine über das 
Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde getroffene Entſcheidung 
darſtellt. Eine Anfechtung deſſelben findet daher nicht ftatt. — 
Die Entſch. S. 9 Nr. 12 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1901 betrifft einen anders gearteten Fall. VII. C. S. 
i. S. Weydmann co. A.-G. Pionier vom 29. Januar 1901, 
B Nr. 10/1901 VII. 

6. § 568. 

Bei der auf Erhohung der Feſtſetzung des Streitwerths der 
Hauptſache gerichteten Beſchwerde des Rechtsanwalts beſteht die 
Beſchwerdeſumme, wie bereits in dem Beſchluß der vereinigten 
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C. S. des R. G. vom 27. Dezember 1899 — Erntſch. des 
R. G. Bd. 45, S. 403 — dargelegt worden iſt, in der 
Differenz, welche ſich aus dem Anſatz ſeiner Gebühren nach der 
im angefochtenen Beſchluß angenommenen Werthsſtufe und aus 
dem Anſatz derſelben nach der in der Beſchwerdeſchrift als zu⸗ 
treffend bezeichneten Werthsſtufe ergiebt. Im gegebenen Fall 
hat das B. G. feine Entſcheidung auf Grund kontradiktoriſcher 


Verhandlung ohne vorgängige Beweiserhebung erlaſſen; mithin 


iſt neben der Prozeßgebühr nur die Verhandlungsgebühr er⸗ 
wachſen. Der Gebührenſatz beziffert fich nach der angenommenen 
Werihsſtufe von 650 —900 Mark auf 24 Mark, nach der in 
der Beſchwerdeſchrift bezeichneten Werthsſtufe von 6700 bis 
8200 Mark auf 60 Mark, die Differenz mithin auf 72 Mark 
(2 36 Mark). Die die Zuläſſigkeit der Beſchwerde gemäß 
Art. VII, 1 des Einf. Geſ. zum Geſetze betreffend Aenderungen 
der C. P. O. vom 17. Mai 1898 bedingende Beſchwerde⸗ 
ſumme iſt alfo nicht vorhanden. III. C. S. i. S. V. ⸗A.⸗G. 
Securitas o. Gallinat vom 29. Januar 1901, B Nr. 7/1901 III. 

7. 8 625. 

Das R. G. hat in der Erwägung, daß gemäß § 625 der 
C. P. O. Urtheile, durch welche auf Scheidung oder Nichtigkeit 
der Ehe erkannt iſt, von Amtswegen zuzuſtellen find, und dieſe 
Vorſchrift auch auf ſolche Urtheile zutrifft, durch welche der 
Inhalt jener durch Verwerfung, Zurückweiſung oder Verluſtig⸗ 
keitserklärung eines Rechtsmittels beſtätigt wird, in Anwendung 
der 85 625 und 705 der C. P. O. beſchloſſen: das Ver⸗ 
ſäumnißurtheil des R. G., durch das der Rkl. der Reviſion 
gegen das Urtheil des O. L. G. verluſtig erklärt und in die 
Koſten der Revifionsinſtanz verurtheilt iſt, in den Parteien von 
Amtswegen zuzuſtellen. VI. C. S. i. S. Löwenſtein o. Löwen ⸗ 
ftein vom 7. Februar 1901, Nr. 370/1900 VI. 

Zum Gerichts koſtengeſetz. 

8. 8 85. 

Der Kl. iſt türkiſcher Unterthan. Er hat den Bekl. bei 
dem Königlich Preußiſchen L. G. I in Berlin auf Zahlung 
einer Entſchädigung wegen angeblichen Betruges in einem Ver⸗ 
tragsverhältniß in Anſpruch genommen. Gegen das die Klage⸗ 
abweiſung beftätigende B. U. vom 30. Juni 1900 hat er jetzt 
das Rechtsmittel der Revifion zur Hand genommen. Es iſt 
von ihm als Ausländer der Gebührenvorſchuß für die III. J. 
im dreifachen Betrage, zuſammen 765 Mark, eingefordert 
worden. Dieſer Vorſchuß iſt nach der in der heutigen münd⸗ 
lichen Verhandlung vorgelegten Quittung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
Poſtkaſſe einbezahlt. Der Vertreter des Kl. verlangt aber die 
Anordnung der Rückgabe des Vorſchuſſes mit der Begründung, 
daß der Ausländervorſchuß nach 8 85 des G. K. G. von dem 
Kl. zu Unrecht erhoben worden ſei. Dem Antrage kann nicht 
ſtattgegeben werden. Der erkennende Senat hat ſich bereits 
früher, bei Gelegenheit der Frage, ob ein in Deutſchland 
klagender Engländer zur Leiſtung des Ausländervorſchuſſes ver- 
pflichtet ſei, über Bedeutung und Tragweite des § 85 des 
G. K. G. ausgeſprochen. (Beſchluß vom 5. Dezember 1896 in 
den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 38 S. 403 ff.) Es 
iſt damals ausgeführt worden, daß die Ausnahme von der 
Vorſchußpflicht des Ausländers, welche im angeführten §8 85 
Abſ. 2 Ziff. 1 vorgeſehen iſt, dann nicht Platz greift, wenn 
zwar der Deutſche im Heimathslande des klagenden Ausländers 
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zu einer beſonderen Vorauszahlung der Gerichtsgebühren nicht 
verbunden ſein, aber ihn die Verpflichtung zu einer Sicher⸗ 
ſtellung der Gerichtskoſten mit der Wirkung treffen würde, daß 
ohne dieſe Sicherſtellung ein Einſchreiten des Gerichtes über- 
haupt nicht ftatifindet, und zwar hier ohne Rückſicht darauf, 
ob die ausländiſche Geſetzgebung eine ſolche Verpflichtung nur 
dem Ausländer oder ebenſo auch dem Einheimiſchen auferlegt. 
Von dieſer Auffaſſung ausgehend, iſt der in Deutſchland klagende 
Engländer für vorſchußpflichtig erachtet worden, da nach eng- 
liſchem Rechte, abgeſehen von vereinzelten Ausnahmen, jeder ge- 
richtliche Akt an die vorgängige Zahlung der Gerichtsgebühren 
für die einſchlagende Prozeßhandlung gebunden ſei. Es beſteht 
keine Veranlaſſung, von dieſer Auslegung der in Abſ. 2 Ziff. 1 
des § 85 beſtimmten Ausnahme abzuweichen. Dann aber er⸗ 
giebt ſich, daß auch für den in Deutſchland klagenden Türken 
dieſe Ausnahme nicht zutrifft und vielmehr die Verpflichtung 
zur Leiſtung des Ausländervorſchuſſes nach Abſ. 1 des 8 85 
angenommen werden muß. Nach den bei Leske und Loewenfeld, 
Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr Bd. II S. 369 
($ 14) gegebenen Nachweiſungen find die Ausländer in der 
Türkei zwar von der vorgängig zu entrichtenden geringen Ein⸗ 
regiſtrirungsgebühr für Anträge bei den Gerichten befreit 


wenn ſie die Anträge durch Vermittelung ihres Conſuls ſtellen. 


Dagegen gilt allgemein, ſowohl für die Ausländer wie für die 
türkiſchen Unterthanen, die Verpflichtung, ein Viertel der Ge⸗ 
richtskoſten vorſchußweiſe einzuzahlen, und von der vorgängigen 
Einzahlung dieſes Vorſchuſſes hängt es ab, ob das Gericht 
überhaupt thätig wird. Auch hier läßt es alſo der fremde Staat, 
ſelbſt gegenüber ſeinen Angehörigen, nicht darauf ankommen, 
wie er nachträglich zur Befriedigung für die bereits erwachſenen 
Gerichtskoſten gelangen werde, ſondern er fichert ſich dieſe Be⸗ 
friedigung durch die Einforderung einer vorſchußweiſen Deckung. 
Daß ſich die Vorſchußpflicht nur auf einen Theil der Gerichts- 
koſten bezieht, kann nicht für erheblich gehalten werden. Die 
Ausnahme des Abſ. 2. Ziff. 1 des § 85 gründet ſich auf die 
Rückſichten des internationalen Rechtsverkehrs, welche es ver⸗ 
bieten, daß der Ausländer in Deutſchland in Bezug auf die 
Entrichtung von Gerichtskoſten ſchlechter geſtellt ſei, als der 
Deutſche in dem in Vergleichung gezogenen Auslande. Dadurch 
wird aber nicht eine formelle und ziffermäßige Gleichſtellung 
erfordert. Bei der Verſchiedenheit, mit welcher in den einzelnen 
Staaten die Gerichtskoſten nach Höhe, Anlaß, Prozeßſtadium, 
Berechnungsart u. ſ. w. angeſetzt werden, bietet die Frage, in 
wieweit in einem Lande gegenüber dem anderen in größerem 
oder geringerem Umfange „die Verpflichtung zu einer beſonderen 
Vorauszahlung oder zu einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten“ 
(§ 85 Abſ. 1 Ziff. 1) für den Ausländer beſtehe, kein im Ein- 
zelnen vergleichbares Prüfungsobjekt dar. Es kann nur im 
Ganzen und ohne quantitative Abſtufung maßgebend ſein, ob 
eine ſolche Verpflichtung beſtehe oder nicht beſtehe. Zu einer 
abweichenden Auslegung nöthigt auch der Wortlaut der ange⸗ 
zogenen geſetzlichen Beſtimmung nicht. I. C. S. i. S. Hakky⸗ 
Bey c. Brandes vom 30. Januar 1901, Nr. 348/1900 J. 

II. Das Handelsrecht. 

9. 8 182. Art. 209 a. §. Ä 

Die Behauptung iſt ſchlüſſig. Der Gefellichafts- 
vertrag enthält zwar in ſeinen Feſtſetzungen über die Einlage 
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eines Gründers und die ihm zu gewährende Vergütung keinen 
auf einen Austauſch gegenſeitiger Verbindlichkeiten gerichteten 
Vertrag zwiſchen dem Gründer und den anderen Gründern, oder 
zwiſchen ihm und der Aktiengeſellſchaft (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 31 S. 17, Bd. 45 S. 99), ſondern er iſt 
ein von den Gründern vereinbartes Grundgeſetz, nach dem die 
Geſellſchaft beſtehen ſoll. Aber die Aktiengeſellſchaft tritt, ſobald 
ſie als errichtet gilt, mit dieſem Grundgeſetz ins Leben, alſo 
wenn und ſoweit der Geſellſchaftsvertrag Feſtſetzungen über das 
Einbringen eines Gründers enthält, mit dem Recht auf die ein⸗ 
gebrachten Sachen und mit der Verpflichtung, die feſtgeſetzte 
Gegenleiſtung zu gewähren. Wie weit dieſe Rechte und wie 
weit dieſe Verpflichtungen reichen, iſt im Wege der Auslegung 
zu ermitteln und es iſt dabei in Betracht zu ziehen, daß der 
Geſellſchaftsvertrag eine Urkunde iſt, die im Wege eines Ver⸗ 
trags zu Stande kam. Es iſt deshalb bei der Auslegung eines 
Geſellſchaftsvertrags, obwohl ein ſolcher nach Art. 209 des 
H. G. B. (ebenſo wie nach § 182 des jetzt geltenden H. G. B.) 
in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung, alſo auch ſchrift⸗ 
lich, errichtet werden mußte, nicht ſein Wortlaut einzig und 
allein maßgebend, ſondern es können zur Ermittelung ſeines 
Inhaltes etwaige Verhandlungen herangezogen werden, und es 
kann nach Lage der Sache ſogar moͤglich ſein, Erklärungen, die 
nicht in den Geſellſchaftsvertrag aufgenommen worden, aber bei 
der Gründung abgegeben ſind und eine Rechtseinräumung an 
die Aktiengeſellſchaft zum Inhalt hatten, zu berückfichtigen 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 Nr. 11 auf 
S. 65 und auf S. 67). Es gilt in dieſer Beziehung das 
nämliche, wie in Anſehung eines Vertrages zwiſchen zwei 
Parteien, für deſſen Errichtung eine gerichtliche oder notarielle 
Form vorgeſchrieben oder vereinbart war, und es konnen des halb 
auch mündliche Nebenabreden innerhalb der für ſolchen dall 
geltenden Grenzen berückſichtigt werden. I. C. S. i. S. Ver. 
Werderſche Brauereien c. Hoffmann vom 12. Januar 1901, 
Nr. 324/1900 J. 

10. § 268. Art. 223 a. F. 

Gegen die rechtliche Zuläſſigkeit der Klage iſt nichts zu 
erinnern, ine beſondere ſteht ihr Art. 223 des H. G. B. und 
die Thatſache, daß die Erhebung der Klage nicht auf einem 
Beſchluſſe der Generalverſammlung beruht, nicht im Wege. 
Der Art. 223 betrifft nur die Regreßklage, und um eine ſolche, 
alſo die Geltendmachung eines Gründungsfehlers, handelt es ſich 
nicht; es wird vielmehr Klage aus einem angeblichen Vertrag 
erhoben. Hierzu iſt der Vorſtand aus Art. 227 des H. G. B. 
befugt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

11. 8 3. 

Ein Erſatzanſpruch wegen der Koſten ihrer Heilung ſteht 
der Verletzten auf Grund des Haftpflichtgeſetzes zu und dieſer 
Anſpruch wird weder durch die geſetzlich dem Ehemann 
obliegende Unterhaltepflicht, noch durch den Umſtand aus. 
geſchloſſen, daß der Ehemann die Koſten ausgelegt hat. Das 
Haftpflichtgeſetz gewährt im § 3 Nr. 2 (jetzt § 3a) für den 
Fall einer Körperverletzung dem Verletzten ſchlechthin den 
Anſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten. Allerdings bezweckt 
das Geſetz grundſätzlich nur die Schadloshaltung des durch den 
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Inral Beichädigten und dies ſetzt eine Bermögensbenachtheiligung 
w. Erſatzberechtigten voraus. Aber die vorgenannte Beſtimmung 
a geſetzes geht davon ohne Weiteres aus, daß dem Verletzten 
uch die für feine Heilung aufgewendeten Koſten, wie das auch 
melmähig zutreffen wird, ein Vermoͤgensnachtheil erwachſen ſei. 
damm, ob der Verletzte dieſe Koſten aus eigener Taſche zu be⸗ 
nblen hat, ob zwiſchen ihm und einem Dritten eine Ver⸗ 
pflichtung zur Beftreitung beziehungsweiſe zur Ausgleichung der 
ftaglichen Aufwendungen zufolge irgend eines beſonderen Rechts⸗ 
verhältniffeß beſteht, — kümmert ſich das Haftpflichtgeſetz nicht. 
Daffelbe hat namentlich ohne Rückſicht auf die etwa beſtehende 
Unterhaltepflicht eines Dritten die Haftpflicht des Betriebs. 
miernehmers geregelt. Dieſer Grundſatz, welcher nunmehr in 
97 Abſ. 2 des Haftpflichtgeſetzes nach der Faſſung des 
An. 43 des Einf. Gef. zum B. G. B. durch die Inbezug⸗ 
nahme des 9 843 Abi. 4 des B. G. B. beſonders zum Aus⸗ 
nud gebracht iſt, war ſchon urſprünglich für die Aufſtellung 
einer unbedingten, prinzipalen Haftpflicht der Unternehmer im 
Berich jenes Spezialgeſetzes maßgebend; auch die in § 4 des 
Geſezes getroffenen Aus nahmevorſchriften ließen das Prinzip 
unberührt, So wird denn auch durch die geſetzliche Unterhalts- 
zicht des Ehemannes, welcher nach §8 187 des A. L. R. 
Hl. II Tit. 1 die die Ehefrau betreffenden Kurkoſten mit 
mtaftelt find, der Erſatzanſpruch der verletzten Ehefrau gegen 
den haſtpfichtigen Unternehmer nicht alterirt. Wenn dieſe 
Unterhaltepflicht nicht in gleichem Sinne, wie die Alimentations⸗ 
“rintlitteit der Verwandten, nämlich in dem Sinne fubfidiär 
it, Dh fe die Bedürftigkeit der Berechtigten vorausſetzen 
wurde, ſo darf fie doch als eine ſubſidiäre bezeichnet werden 
gegenüber der primären Haftung des Unternehmers aus dem 
hafppficttzeſetz. Der letztere kann ſich gegen den Erſtattungs⸗ 
mfprud der verletzten Ehefrau auf 8 187 eit. des A. L. R. 
nicht berufen, auch dann nicht, wenn der Ehemann die Heilungs⸗ 
bien vorläufig aus eigenen Mitteln ausgelegt hat. Die ge⸗ 
sonne Geſetzesbeſtimmung betrifft an fich nur das Rechts⸗ 
ribältniß zwiſchen den Ehegatten; dieſes interne Verhältniß 
rigen Dritten berührt die Erſtattungspflicht des Eiſen⸗ 
Nıbn- x. Unternehmers gegenüber der Verletzten nicht. Inſoweit 
bunten die in dem Urtheil des R. G. vom 11. Februar 1890, 
bail. Bd. 25 S. 49 ff. ausgeſprochenen Grundſätze, wenn ⸗ 
leich es ich im vorliegenden Fall um die Unterhaltspflicht von 
Ücdenten handelte, immerhin auch für den gegenwärtigen Fall 
zenenhet werden. Es iſt hiernach die klagende Ehefrau mit 
nacht ale Gläubigerin des Erſtattungsanſpruches betrachtet 
inden. Zur Erhebung der gegenwärtigen Klage iſt ſie, — 
nahe Giterrechtsverhältniß auch zwiſchen den Eheleuten be» 
ie 88 auf jeden Fall legitimirt, ſofern ſie die Klage 
W mit Einwilligung des Ehemannes verfolgt. — 
5 S. i. S. Weſtliche Berliner Vorortbahn c. Heydweiler 
m K. Januar 1901, Nr. 336/1900 VI. 
N. Das Gemeine Necht. 
12. Beleuchtung von Privatwegen. 
angegriffenen Annahme, daß der Bekl. für die Mängel 
Aer der alten Elbbrücke und die durch fie ver- 
ung gung des Kl. verantwortlich, ſomit der erhobene 
110 em Grunde nach gerechtfertigt ſei, iſt im Reſultat 
ren, Richtig iſt zwar, daß für die Sicherung der öffent- 
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lichen Wege insbeſondere für die dazu nöthige Beleuchtung 
Öffentliche Organe und regelmäßig die Gemeinden innerhalb des 
Gemeindebezirks zu ſorgen haben, auch dann, wenn der Grund 
und Boden, über welchen der öffentliche Weg führt, im Private 
eigenthum fteht. Das ſetzt aber voraus, daß der Weg als ein 
Öffentlicher von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde anerkannt 
oder übernommen und damit den Vorſchriften über öffentliche 
Wege unterworfen iſt. Ein Grundeigenthümer kann nicht einen 
von ihm angelegten Weg dadurch, daß er die allgemeine Be⸗ 
nutzung geſtattet, derart zu einem öffentlichen machen, daß die 
Gemeinde für die Sicherung und Beleuchtung zu ſorgen und 
zu haften hat. Daß aber im vorliegenden Fall die Laufſtege 
als öffentliche Wege anerkannt oder übernommen worden ſeien, 
iſt nicht behauptet. Aus dem Vorſtehenden folgt allerdings 
nicht, daß der Grundeigenthümer allgemein die Pflicht hat, auf 
Wegen, deren Benützung er beſtimmten Dritten oder auch dem 
allgemeinen Publikum geſtattet, die zur Sicherung der Paſſanten 
bei Tage und bei Nacht erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, 
insbeſondere ſie zur Nachtzeit zu beleuchten. Es wird vielmehr 
dieſe Pflicht im Einzelfalle davon abhängen, inwieweit der 
Eigenthümer durch die von ihm getroffenen Einrichtungen und 
das Maß des geſtatteten Verkehrs zu erkennen gegeben, bezw. 
das Publikum zu der Annahme veranlaßt hat, daß ein einem 
öffentlichen Verkehrsweg gleichſtehender, bei Tag und bei Nacht 
genügende Sicherheit bietender Weg hergeſtellt und eröffnet ſei. 
Iſt der Eigenthümer in dieſer Weiſe vorgegangen, ſo hat er 
gleichwie die öffentlichen Organe bei den von ihnen über⸗ 
nommenen und anerkannten öffentlichen Wegen dafür Sorge zu 
tragen, daß der Weg in einem ordnungs mäßigen, die Sicherheit 
des paſſirenden Publikums nicht gefährdenden Zuſtande ſich be- 
findet. Im vorliegenden Fall hat nun der Bekl. in äußerſt 
verkehrsreicher Gegend, in welcher nur ganz wenige Brüden den 
Verkehr vermitteln, über ſeinen eigenen Bedarf hinaus die 
Laufſtege hergeſtellt, ſie mit den übrigen öffentlichen Wegen 
durch Treppenaufgänge, die, wie der Bekl. ſelbſt durch An⸗ 
bringen der Laternen anerkannt hat, bei Nacht nicht ungefähr⸗ 
lich find, verbunden und fie dem unbeſchränkten allgemeinen 
Verkehr, wie andere Ortswege überlaſſen. Es hat auch ſeit 
langer Zeit das Publikum in ausgedehnteſtem Maße die Stege 
bei Tag und bei Nacht benützt und hat auch die Anbringung 
der Laternen dazu beigetragen, die Annahme des Publikums, 
daß es fich um einen verkehrsſicheren Weg handle, zu recht- 
fertigen. Unter dieſen Umſtänden hat der Bekl. für die Sicher⸗ 
heit des Publikums insbeſondere für eine ausreichend geſicherte 
Beleuchtung der gefährlichen Stellen, wie der Treppenaufgänge, 
zu ſorgen. Es entſpricht dies den auf Grund der lex Aquilia 
ausgebildeten Rechtsgrundſätzen und kann ſomit die Entſcheidung 
des B. G. als rechtsirrthümlich nicht erachtet werden. III. C. S. 
i. S. E. Fiskus . Offe vom 8. Januar 1901, 
Nr. 293/1900 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

13. 5 185 L 5. 

Das B. G. erachtet auf Grund der erhobenen Beweiſe für 
feſtgeſtellt, daß der Bekl. bald, nachdem er im Oktober 1899 
von dem Rechtsanwalt B. im Auftrage des Kl. unter An- 
drohung der Klage wegen Zahlung des ſpäter eingeklagten 
Debetſaldos von 3912 Mark gemahnt worden war, dieſe ſeine 
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Schuld dem Kl. gegenüber anerkannt und mit der Bitte, 
ihn nicht zu verklagen, Zahlung verſprochen habe. Die Anſicht 
des B. G., daß in Folge dieſes Anerkenntniſſes der Bekl. mit 
dem Einwande, ein Theil der im Kontoauszuge aufgeführten 
Fahrräder ſei nicht ihm, ſondern ſeinem Bruder geliefert worden, 
nicht mehr gehört werden könne, unterliegt rechtlichen Bedenken 
nicht: Der Kontoauszug, um deſſen Anerkennung es ſich handelt, 
enthält eine Abrechnung über das zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehende Schuldverhältniß, die, wenn fie auch nur von dem 
einen Theile verfaßt iſt, doch nach feſtſtehender Praxis auf dem 
Gebiete des Preußiſchen Rechts (vergl. Urtheil des Obertribunals 
bei Striethorſt Bd. 67 S. 358 und des R. G., Entſch. Bd. 2 
S. 337) dem Anerkenntniß die Grundlage eines Verpflichtungs⸗ 
grundes verleiht; und, wenngleich nur mündlich abgegeben, ver⸗ 
pflichtet dieſes Anerkenntniß den Bekl., der die Eigenſchaft eines 
Kaufmanns befitzt, zur Zahlung des anerkannten Betrags, indem 
es ihn zugleich aller aus dem unterliegenden Schuldverhältniß 
entftandenen Einwendungen beraubt; nur die Anfechtung wegen 
Irrthums, die aber nicht verſucht worden iſt, blieb ihm vor⸗ 
behalten. VII. C. S. i. S. Kirſchning o. Lehmann vom 
29. Januar 1901, Nr. 329/1900 VII. 

14. 88 159, 160 I. 11. 

Die 88 159, 160 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 handeln 
von der Eviktion, alſo von dem Falle, daß der Vertrag durch 
Verſchaffung des Eigenthums an der verkauften Sache erfüllt 
ift, hinterher aber die Sache dem Erwerber vom wahren Eigen⸗ 
thümer wieder abgenommen wird, und ſetzen überdies, wie 
ſich aus dem einen deutlichen Hinweis auf 88 205, 206 des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 enthaltenden § 160 ergiebt, eine 
unlautere, gegen den dritten Eigenthümer gerichtete Abſicht 
voraus. Völlig anders liegt die Sache, wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, nur ein obligatoriſcher Vertrag über die Sache 
eines Dritten geſchloſſen und deſſen Erfüllung begehrt wird. 
Dann kommen die 558 40 ff., 46 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 
und § 189 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 zur Anwendung. 
Ob der B. R. dies verkannt hat, iſt nicht klar, da er auch 
dieſe Geſetzesſtellen angezogen hat. Die §8 46 und 139 eit. 
behandeln nur den Fall, daß beide Theile ausdrücklich über 
eine fremde Sache kontrabirt haben, und ſchreiben vor, daß ein 
ſolches Geſchaͤft als ein Vertrag über die Handlung eines 
Dritten beurtheilt werden ſoll. In der Praxis iſt ſtändig mit 


guten Gründen, von welchen abzugeben keine Veranlaſſung 


vorliegt, angenommen worden, daß ein Vertrag über eine fremde 
Sache auch dann gültig und klagbar iſt, wenn er zwar nicht 
ausdrücklich über eine fremde Sache geſchloſſen tft, aber beiden 
Theilen das Eigenthum des Dritten bekannt iſt (vergl. z. B. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 S. 284, Gruchot 
Beiträge Bd. 34 S. 947, Bd. 37 S. 979 ff., Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 295 Nr. 27, 1898 S. 581 Nr. 31). 
In dieſem Falle tft die Klage auf Verſchaffung des Eigenthums 
an der Sache und, wenn dieſe ſich als unmöglich erweiſt, der 
Anſpruch auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung gegeben. 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 581 Nr. 31). Der Anſpruch 
auf Erfüllung oder Entſchädigung iſt aber auch dann gegeben, 
wenn der Verkäufer die Sache irrthümlich für ſeine eigene 
gehalten hat (vergl. Förſter⸗Eceius Bd. 2 8 124 Anm. 50, 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. 2 5 134 Nr. 3 und 
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Anm. 26). Weiß in dieſem Falle der Käufer, daß die Sache 
nicht im Eigenthum des Verkäufers ftebt, dann kommt es 
darauf an, welchen Willen er hatte. Wollte er, ohne den 
Irrthum des Verkäufers zu kennen, über die Sache eines 
Dritten kontrabiren, fo hat er zweifellos den Anſpruch auf Er 
füllung oder Entſchädigung; kannte er dagegen den Irrthun 
des Verkäufers und wollte er dieſen Irrthum benutzen, um den 
Verkäufer argliſtiger Weiſe mit der Verpflichtung zu belaften, 
ihm das Eigenthum an der fremden Sache zu verſchaffen, daun 
ſteht ſeiner Klage die Einrede der Argliſt entgegen. Dieſe 
Kenntniß und dieſe unlautere Willensrichtung muß dem Käufer 
aber bewieſen und kann nicht etwa auf Grund des (nicht an · 
wendbaren) 8 159 des A. L. R. Tol. I Tit. 11 vorausgeſetzt 
werden. Letzteres ſcheint der Berufungsrichter rechtsirrthümlich 
anzunehmen, da er ohne jede prozeſſuale Grundlage für feſt⸗ 
geſtellt erachtet, daß Kl. beim Abſchluſſe des Vertrags den 
Irrthum der Bekl. gekannt und wiſſentlich benutzt habe, was 
aus der vom Kl. auf Befragen abgegebenen Erklärung nicht zu 
entnehmen war. V. C. S. i. S. Ruczinski e. Dreher vom 
26. Januar 1901, Nr. 305/1900 V. 

15. 88 869 ff. I. 11. 88 93 ff. H. G. B. 

Wenngleich der Regel nach der Mäklervertrag ſo zu Stande 
kommt, daß Jemand dem Mäkler die Vermittlung eines Geſchäftt 
überträgt und ihm für den Fall des Zuſtandekommens deſſelben 
eine Provifion verſpricht, fo find doch die Fälle nicht ſelten, 
daß der Mäkler, wenn er weiß, daß Jemand ein Geſchäft zum 
Abſchluß zu bringen wünſcht, ſich ohne Auftrag in der Abfidt, 
die Proviſion zu verdienen, um das Zuſtandebringen des Geſchäfts 
bemüht. Hat in ſolchem Falle die Vermittler⸗Thätigkeit des 
Maklers den Abſchluß des Geſchäfts herbeigeführt und hat ber- 
jenige Kontrahent, in deſſen Intereſſe der Mäkler thätig ge 
weren iſt, das Geſchäft abgeſchloſſen, nachdem er von der 
Thätigkeit des Mäklers und deſſen Anſpruch auf eine Provifien 
Kenntniß erhalten hat, fo kann darin eine nachträgliche Gench⸗ 
migung der Hülfsthätigkeit des Mäklers gefunden werden, welche 
den Kontrahenten zur Gewährung einer Provifion in gleicher 
Weiſe verpflichtet, wie ein vorher ertheilter Auftrag. Eine ſolche 
Genehmigung wird namentlich dann anzunehmen ſein, wenn 
der Kontrahent, der von dem Mäkler felbft die Mittheilung 
erhält, daß und wie er ſich um das Zuſtandebringen des Geſchaͤfte 
bemüht habe, die Einmiſchung des Mäklers nicht alsbald zurück · 
weiſt und die Zahlung einer Provifion von ſich ablehnt, ſondern 
den Mäkler weiter gewähren läßt und mit der von dieſem für 
das Geſchäft intereſfirten Perſon in dem Bewußtſein abſchließt, 
daß der Mäkler eine Provifion fordern werde. Das Gleiche 
wird dann gelten müffen, wenn der Kontrahent die Mittheilung 
von der Thätigkeit des Mäklers nicht von dieſem ſelbſt, ſondern 
von einem Vertreter deſſelben erhält. I. C. S. i. S. Butter 
milch c. Otto vom 19. Januar 1901, Nr. 442/1900 I. 

16. 8 3 I. 22. Straßenanlieger. 

Das ſervitutariſche Recht des Anliegers findet, wie da 
R. G. wiederholt ausgeſprochen und namentlich auch in dem 
Urtbeil vom 28. März 1896 (Entſch. in Civilſachen Bd. 87 
S. 256) betont hat, in der Zweckbeſtimmung der öffentlichen 
Straße ſeine Begrenzung. Es iſt dieſer Zweckbeſtimmung 
untergeordnet und kann ſich nur inſoweit bethätigen, als es 
nicht durch ſie eingeſchränkt oder ausgeſchloſſen wird. Die 
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straße ſoll vor Allem dem öffentlichen Verkehr dienen. Sie 
i dazu beſtimmt, die Einrichtungen aufzunehmen, deren er be⸗ 
uf, um den Anforderungen zu genügen, die an ihn geſtellt 
reden müſſen. Daß dieſe Einrichtungen mit der Entwickelung 
vs Öffentlichen Verkehrs fi) verändern, liegt in der Natur der 
Sache; es kann eine Umgeſtaltung oder Erweiterung der bereits 
vorhandenen Verkehrsmittel nothwendig werden, es können auch 
neue Verkehrserſcheinungen ins Leben treten, die neue und bisher 
anbefannte Einrichtungen erfordern. Allen dieſen Veränderungen 
folgt die öffentliche Straße vermöge ihrer Zweckbeſtimmung, und 
die Gemeinde als Eigenthümerin derſelben iſt nicht verpflichtet, 
Widerſpruch gegen eine ſolche Veränderung deshalb zu erheben, 
weil durch fie die Anlieger geſchädigt werden könnten. Darin, 
daß die beklagte Stadtgemeinde der Anlage der zweiten Bahn⸗ 
überführung nicht widerſprochen oder fie „genehmigt“ hat, liegt 
ilſo kein Eingriff in das ſervitutariſche Recht des Klägers, für 
welchen ihm die Gemeinde einzufteben hätte. Auch von einer 
Verletzung des Nachbarrechts kaun keine Rede fein. Die Revifion 
verweiſt zwar auf das Urtheil des erkennenden Senats vom 
W. Februar 1900 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 45 
S. 297), in welchem anerkannt ſei, daß auch der Eigenthümer 
derjenigen Grundſtücks, auf welchem der ſtörende Betrieb ftatt- 
findet, haftbar gemacht werden könne; aber damals handelte es 
fh um nebeneinander gelegene Privatgrundftüde, nicht um 
dal Verhältniß eines Anliegers zur öffentlichen Straße. Im 
Uebrigen wird gerade in dieſem von der Revifion in Bezug ge- 
nommenen Urtheile hervorgehoben, daß ein beſonderer Grund 
vorliegen muß, wenn neben dem Unternehmer eines Betriebes, 
durch den benachbarte Grundſtücke Schaden erleiden, auch der 
Eigenthümer des Grundſtücks, welcher den Betrieb duldet, haft⸗ 
bar gemacht werden ſoll; ein ſolcher beſonderer Grund iſt im 
vorliegenden Falle nicht bloß nicht erfichtlich, ſondern er wird 
nich die der Zweckbeſtimmung der Straße entſprechende Ver⸗ 
wendung derſelben geradezu ausgeſchloſſen. V. C. S. i. S. 
Bartels e. G.⸗Fiskus und Gen. vom 23. Januar 1901, 
N. 301/1900 V. 
17. 5 2122 II. 2. Gerichtsaſſeſſor. 
Die Reviſion iſt begründet. Gemäß 5 212 2 Thl. II 
Tit. 2 des A. L. R. iſt ein großjähriger Hausſohn aus der 
väterlichen Gewalt für entlaſſen anzuſehen, wenn er ein 
öffentliches Amt bekleidet. Nach Maßgabe des für Preußen 
geltenden Rechts trifft letzteres beim Gerichts⸗Referendar 
richt zu, da ihm ein Amt nicht dauernd übertragen iſt (vergl. 
Kehbein, Entſch. des Obertribunals I. Aufl. Bd. IV S. 443 
und das dort gegebene Allegat). Anders aber verhält es ſich 
nit dem Gerichts- Aſſeſſor. Allerdings bekleidet im Sinne 
dei 8 212 derſelbe ein Amt, ſei es richterliches oder nicht 
richtetliches, nicht an und für ſich ſchon mit der durch den 
Juſtiminiſter gemäß 5 11 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 
(Geſetz⸗ Sammlung S. 656) erfolgte Ernennung. Die Be⸗ 
ſtellung zum Gerichtsafſeſſor ohne Einweiſung in eine 
Amtsſtelle verleiht nur Titel und Rang, welche mit dem 
Amte verbunden find (§ 84 Thl. II Tit. 10 A. L. R.). Auf 
Grund des 5 3 des Geſetzes vom 24. April 1878 (Geſetz · 
Sammlung S. 230) werden jedoch die Gerichtsaſſeſſoren nach 
ihrer Ernennung einem Amts- oder Landgericht oder der 
Staatsanwaltſchaft zur Beſchäftigung durch den 
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Juſtizminiſter überwieſen, und hat dieſe Ueberweiſung 
beſtimmungsgemäß im unmittelbaren Anſchluß an die Ernen⸗ 
nung zu erfolgen (Reſkript vom 12. April 1882 — IId — 
1262, mitgetheilt bei H. Müller: Die Preußiſche Juſtizver⸗ 
waltung IV. Aufl. I. Bd. S. 102). Mit dieſer Ueber- 
weiſung tft die Einweiſung in das Amt erfolgt. 
Durch dieſen Akt find die Aſſeſſoren grundſätzlich zur Wahr⸗ 
nehmung ſei et richterlicher oder nicht richterlicher 
Geſchäfte befähigt. Es bedarf hierfür insbeſondere nicht 
der Beſtellung zum Hülfsrichter. (Erkenntniß des R. G. 
vom 27. Mai 1886 in Rechtſprechung des R. G. in 
Strafſachen Bd. VIII S. 394). Ob die Ueberweiſung zur 
unentgeltlichen oder entgeltlichen Beſchäftigung erfolgt, iſt im 
Sinne des 8 2122 gleichgiltig. Dies ergiebt der klare 
Wortlaut des § 212a; b Thl. II Tit. 2 des A. L. R. und 
die in Entſcheidungen des Preußiſchen Obertribunals (Entſch. 
Bd. 46 S. 243 — Striethorfſt, Archiv Bd. 43 S. 155) mit⸗ 
getheilte Entſtehungsgeſchichte. Sofern die Ueberweiſung 
des ernannten Gerichtsaſſeſſors gemäß § 3 des Geſetzes vom 
24. April 1878 erfolgt iſt, bleibt die hierdurch erfolgte Ueber ⸗ 
tragung des Amts unberührt, wenn auch der überwieſene 
Aſſeſſor zu irgend welchem Zwecke Urlaub erhält. Für die 
Frage, von wann ab dem Gerichtsaſſeſſor das Amt über⸗ 
tragen iſt, kann weiter nicht in Betracht kommen, wie bei der 
Ernennung das Dienſtalter normirt if. Das mag Be 
deutung für die Ascenfion in Gehaltsſtufen und fonft bean⸗ 
ſpruchen, für die entſcheidende Frage, wann der Aſſeſſor diejenige 
Selbſtſtändigkeit erlangt, kraft deren die emancipirende Wirkung 
aus § 2122 eintritt, iſt dies ohne Belang. Noch viel weniger 
kann es hierbei auf das Datum des Aſſeſſor⸗ Examen an- 
kommen. Hierdurch wird nur die Befähigung zur Ausübung 
des Amtes dargelegt. Sit ſonach die Uebernahme des Amts 
im Sinne des § 2122 eit. mit demjenigen Zeitpunkte als er- 
folgt anzuſehen, in welchem die durch den Juſtizminiſter erfolgte 
Ueberweiſung gemäß 8 3 des Geſetzes vom 24. April 
1878 vollzogen iſt, ſo erweiſt ſich die Annahme des B. G., 
daß hierfür die Eintragung des Bekl. in die Rechtsanwalts⸗ 
liſte maßgebend ſei als rechts irrthümlich. Dieſer Irrthum iſt 
freilich für die Entſcheidung nicht kauſal, inſofern das B. G. 
aus dieſem Grunde die Rechtsgültigkeit der urſprünglich ein⸗ 
gegangenen Darlehns verpflichtung verneint. Denn letzterer 
Zeitpunkt liegt noch vor der Beſtellung zum Aſſeſſor. Es iſt 
aber weiterhin vom Kl. gelteud gemacht, daß der Bekl. mündlich 
und ſchriftlich noch im Juli und Auguſt 1892 und 
ſpäter dem Cedenten gegenüber die Schuld auerkannt habe. 
Das B. G. hat, von dem rechtsirrthümlichen Standpunkte aus- 
gehend, daß der 16. Dezember 1892 als Tag der Eintragung 
in die Anwaltsliſte für die Verpflichtungsfähigkeit des Bekl. 
enticheide, den über dieſe Behauptungen zugeſchobenen Eid, in⸗ 
ſoweit dadurch Anerkenntniſſe bis zum 16. Dezember 1892 
geltend gemacht find, für unerheblich erachtet. Inſofern beruht 
die Entſcheidung auf Geſetzes verletzung. Es kommt vielmehr 
auch auf die Anerkenntniſſe an, welche der Bekl. ſeit der 
obengedachten gemäß § 3 des Geſetzes vom 24. April 1878 
vollzogenen Ueberweiſung bis zum 16. Dezember 1892 ab- 
gegeben hat. Darin aber iſt dem B. G. beizutreten, daß es 
zur Gültigkeit dieſer Anerkenntniſſe nicht der im 8137 Thl. II 
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Tit. 2 des A. L. R. vorgeſchriebenen Form bedarf. Da gemäß 
§ 3 des Geſetzes vom 12. Juli 1875 die wegen fehlender Ge⸗ 
nehmigung unwirkſamen Geſchäfte Minderjähriger durch ein 
fpäteres auch formloſes Anerkenntniß gültig werden (Entſch. 
des R. G. Bd. 11 S. 324, Bd. 29 S. 138 ff.), ſo muß das 
Gleiche auch bezüglich der nachträglichen Anerkenntniſſe ſolcher 
Schulden gelten, welche großjährige Hausfähne ohne Ge⸗ 
nehmigung des Vaters kontrahirt haben (Rehbein, Entſch. des 
Obertribunals Bd. IV S. 490, 492). IV. C. S. i. S. U. 
c. H. vom 24. Januar 1901, Nr. 331/1900 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

18. 55 129 ff. 

Den Inſtanzrichtern kann nicht beigetreten werden. Das 
B. U. beruht wie das erſte Urtheil auf der Erwägung, daß die 
Konſolidation der beiden Bergwerke in der Hand einer Gewerk⸗ 
ſchaft in Verbindung mit dem Abſatz von etwa 700 Kuxen zum 
Preiſe von 770 000 Mark dem wirthſchaftlichen Ergebniß nach 
dem Verkauf gleichſtehe, zumal der Bekl. jederzeit in der Lage 
ſei, die in ſeinen Händen gebliebenen Kuxe zu einem höheren 
Preiſe als 1 100 Mark pro Stück los zu werden. Der B. R. 
fügt als weiteren Grund hinzu, daß der Bekl. dem Kl. den 
Verkauf der Bergwerke durch die Bildung der Gewerkſchaft un- 
möglich gemacht habe. Letzteres iſt ſchon um deswillen offen⸗ 
fichtlich unzutreffend, weil unter den Parteien darüber kein Streit 
beſteht, daß der Kl. den Verkauf wegen der ungünſtigen Zeit- 
verhältniſſe nicht hat erreichen können und erſt, nachdem ſich 
dies herausgeſtellt, der Gedanke, eine Gewerkſchaft zu errichten, 
angeregt worden iſt. Aber auch die erſte Erwägung iſt nicht 
haltbar. Zugeſagt iſt die Provifion für den Fall des Verkaufs 
der Bergwerke. Rechtlich ſteht die Bildung einer Gewerkſchaft 
in der Weiſe, daß ſich ein Anderer mit dem Verkaufsluſtigen 
an dem Bergwerke betheiligt, § 94 des Berggeſetzes, dem Ver. 
kauf gewiß nicht gleich, ſowenig wie die Betheiligung Anderer 
in der Form einer Geſellſchaft. Und wirthſchaftlich iſt dies 
ebenſowenig der Fall. Der Bekl. wollte die unaufgeſchloſſenen, 
noch nicht im Betriebe befindlichen ſtark belaſteten Bergwerke 
gegen Entgelt los werden; das ſchien ihm eine Proviflon werth 
und dafür hat er fie verſprochen. Statt deſſen iſt er die Berg⸗ 
werke nicht los geworden, ſondern an denſelben betheiligt ge⸗ 
blieben, d. h. am Gewinn, aber auch am Verluſt, und iſt ver⸗ 
pflichtet, die zur Erfüllung der Schuldverbindlichkeiten der Ge. 
werkſchaft und zum Betriebe erforderlichen Beiträge zu zahlen; 
8 102 des Berggeſetzes. Der Werth der Betheiligung kann 
durch dieſe Verpflichtungen vollſtändig aufgezehrt werden; § 129 ff. 
des Berggeſetzes. Wie bei ſolcher Sachlage davon ſoll die Rede 
ſein können, daß Verkauf und Betheiligung ſich wirthſchaftlich 
gleichſtehen, iſt nicht abzuſehen. Daß günftige Umſtände hier 
dahin geführt haben, daß der Bekl. bisher aus der Betheiligung 
Vortheil und keinen Schaden gehabt hat, kann an dieſem Er⸗ 
gebniß umſoweniger etwas ändern, als die Umſtände ſich ändern 
konnten und noch können. Denkbar wäre, daß durch Verein- 
barung der Parteien das Proviſionsverſprechen auf den Fall der 
Verſchaffung einer Betheiligung an den Bergwerken erſtreckt 
worden iſt. Davon iſt aber in den Inſtanzen bisher nichts 
vorgebracht. I. C. S. i. S. Lange c. Trippe vom 12. Januar 
1901, Nr. 326/1900 J. 
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Zum Stempelgeſetz. 

19. Tarifſtelle 25 c. 

Die Frage bezüglich des Verhältniſſes des Reichs ſtempel⸗ 
geſetzes zur Tarifſtelle 25 des preußiſchen Stempelgeſetzes iſt 
von dem erkennenden Senat bereits in dem in der Entſcheidung 
des R. G. Bd. 45 S. 99 flg. veröffentlichten Urtheil beant⸗ 
wortet worden. Es genügt daher hier, darauf lediglich Bezug 
zu nehmen. Im Uebrigen beurtheilt ſich die Rechtslage wie 
folgt. Die Kl. bringt nicht die Eiſenbahnen, deren Bau fie 
auszuführen hat, als ihr gehörige Anlagen in die Weſtpreußiſche 
Kleinbahnen⸗Aktiengeſellſchaft ein, ſondern das, was fie ein ⸗ 
bringt, beſteht, wie bereits beide Vorderrichter zutreffend an ⸗ 
genommen haben, in der Verpflichtung, für die zu gründende 
Aktiengeſellſchaft auf Grund und Boden, welcher dieſer von 
dritter Seite zu ſolchem Zwecke zur Verfügung geftellt iſt, in 
Geſtalt der fünf bezeichneten Eiſenbahnanlagen ein Werk herzu⸗ 
ſtellen, zu dem ſie die Materialien liefert. Ob die Uebernahme 
einer ſolchen Verpflichtung bezw. die Begründung des dement ⸗ 
ſprechenden Forderungsrechtes der Aktiengeſellſchaft als eine 
„Einlage“ im Sinne des $ 186 (früher Art. 209 b) des 
H. G. B. angeſehen werden kann, bedarf für den vorliegenden 
Fall nicht der Entſcheidung; denn auch dann, wenn man dieſe 
Frage, abweichend vom B. R., bejahen wollte, würde ſolches 
zur Anwendung der Tarifſtelle 256 nicht führen können und 
zwar deswegen, weil dieſe ein derartiges Einbringen nicht 
zum Gegenſtand hat. Die in Rede ſtehende Tarifſtelle unter⸗ 
wirft nämlich nicht allgemein und ſchlechthin jedes beurkundete 
Einbringen von nicht in Geld beſtehenden Vermoͤgensgegen⸗ 


ſtänden in eine Aktiengeſellſchaft der Stempelpflicht, ſondern fie 


beſteuert es nur inſoweit, als zu dem eingebrachten Ver⸗ 

mögen, a. unbewegliche Sachen oder dieſen gleichgeachtete Rechte, 

b. bewegliche Vermögensgegenſtände und c. Forderungsrechte ge- 

hören. Unter keine dieſer Kategorien fällt die Verflichtung, ein 

Werk auszuführen, bezw. das entſprechende für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft gegen den einbringenden Aktionär begründete Forderungs⸗ 
recht. So wenig nämlich wie zu den unbeweglichen Sachen, 
ebenſowenig kann dieſes Forderungsrecht zu den beweglichen 
Vermögensgegenſtänden gerechnet werden; denn unter dieſen find 
hier nicht etwa gemäß § 7 Thl. I Tit. 2 des A. L. R. Rechte 
mit eingeſchloſſen, ſondern es find darunter dem Wortfinn ent- 
ſprechend nur körperlich bewegliche Vermögensgegenſtände zu ver⸗ 
ſtehen. Das ergiebt ſich, von anderen Gründen ganz abgeſehen, 
ſchon allein daraus, daß die Forderungsrechte beſonders gen aunt 
find, ſowie aus dem Steuerſatze von / Prozent, der auch fonft 
für die Uebereignung beweglicher Sachen, dieſe im eigentlichen 
Sinne dieſer Bezeichnung genommen, gilt, während für die 
Uebereignung von Rechten der Stempelſatz von ½ Prozent be⸗ 
ſteht. Was endlich die „Forderungsrechte“ betrifft, welche die 
Tarifſtelle aufführt, fo find hierunter nur ſolche begriffen, welche 
dem Einbringenden gegen andere, dritte Perſonen zuſtehen und 
welche er als ihm bereits bisher gehörig geweſenes Vermögen 
in die Geſellſchaft einbringt. Das erhellt aus Grund und 
Zweck der Tarifſtelle 25 c, aus denen auch zugleich erfichtlich iſt, 
daß nicht etwa eine Lücke der Geſetzgebung vorliegt, wenn ein 
anderes Einbringen als das vorbezeichnete nicht beſonders ver⸗ 
ſteuert wird, ſondern daß dies im Willen und in der Abficht 
des Geſetzgebers lag. Durch die Entſcheidung der vereinigten 
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C. S. des R. G. vom 8. Juli 1880 (Entſch. des R. G. Bd. 2 
S. 303) war ausgeſprochen worden, daß das Einbringen von 
licht in Geld beſtehendem Vermoͤgen in eine Aktiengeſellſchaft 
licht wegen der damit bewirkten Eigenthums übertragung als 
Kauf oder Hingabe an Zahlungsſtatt anzuſehen ſei, ſondern daß 
darin ein beſonderer, einen integrirenden Theil des Geſellſchafts⸗ 
vertrages darſtellender, vermögensrechtlicher Vorgang zu erblicken 
ſei, durch den die Betheiligung des Einbringenden an der Ge⸗ 
ſellſchaft in Geſtalt der Aktien, die er für das eingebrachte Ver. 
mögen erhalte, begründet werde. Daher war ſolches Einbringen 
nach dem früheren Stempelrecht — abgeſehen von der Er- 
legung des allgemeinen Vertragsſtempels von 1,50 Mark — 
ſtempelftei, weil es einer beſonderen Verſteuerung damals nicht 
unterworfen war. Dieſen Zuſtand wollte der Geſetzgeber durch 
das neue Stempelgeſetz ändern. Maßgebend für ihn war hier⸗ 
bei der Geſichtspunkt, daß, wenn eine allzu enge Anlehnung des 
bisherigen Tarifs an formale, juriſtiſche Begriffe Willkürlich⸗ 
kiten und Unbilligkeiten nach fich gezogen habe, der wirthſchaft⸗ 
liche Zweck, welcher durch das betreffende Geſchäft erreicht werde, 
in den Vordergrund geſtellt und der Stempeltarif unter Los⸗ 
löſung von den Normen des bürgerlichen Rechts mehr dem that- 
ſichlichen Umſatz, insbeſondere den thatſächlich ſtattgefundenen 
Eigenthume bewegungen angepaßt werden müffe. Dieſe Erwägung 
af auch auf das Einbringen von nicht in Geld beſtehenden 
Lamögensgegenſtänden in eine Aktiengeſellſchaft zu; denn es 
handelt ſich hierbei — jo führt die Begründung zum Ent⸗ 
wurſe des neuen Stempelgeſetzes in ihrem allgemeinen Theile 
aus (Truckſache des Abgeordneten⸗Hauſes 1895 Anlage zu Nr. 35 
8. bund 7) — dem wirthſchaftlichen Zwecke nach auch bei 
diem Einbringen um die Uebertragung beweglicher und unbe⸗ 
vezlicher Sachen, und deshalb erklärt die Begründung des Ge- 
Igentwurfes es für gerechtfertigt, auf die hierüber ſich ver- 
haltenden Urkunden die für Sachveräußerungsverträge ver- 
ordneten Stempelabgaben zur Anwendung zu bringen, da im 
anderen Falle eine unberechtigte Bevorzugung gerade der großen 
Sapitalanjammlungen vorliegen würde. In Zuſammenhang 
biermit heißt es bei der beſonderen Begründung der in Frage 
fehenden Tarifſtelle (a. a. O. S. 40): „Wenn in den einzelnen 
Geſellſchaftsverträgen neben dem Errichtungsvorgange noch andere 
Rehttgeſchäfte, welche die Unterlafſung des Eigenthums an un- 
beweglichen und anderen Sachen zum Gegenſtande haben, ver- 
lautbart find, fo wird ſich die Verſteuerung nach der allgemeinen 
Regel der Tarifſtellen „Kauf- und Tauſchverträge“ und „Ab⸗ 
tretung von Rechten“ richten müffen. Es ſoll daher für die 
leberlafſung bezw. Einbringung von nicht in Geld beſtehendem 
unbeweglichen Vermögen ein Werthſtempel von 1 vom Hundert, 
von beweglichem Vermögen bezw. Forderungen ein folder von 
h bezw. / vom Hundert in Anwendung kommen.“ Diefe Er⸗ 
wäzungen haben, wie die Landtagsverhandlungen und die An- 
nahme des Geſetzentwurfes ergeben — es iſt nur gemäß der 
Aenderung bei der Tarifſtelle „Abtretung von Rechten“ auch hier 
der Steuerſatz bei Forderungsrechten von ½ auf Yu vom 
Hundert herabgeſetzt, — die Zuſtimmung des anderen gefeß- 
zebenden Faktors gefunden. Darnach tritt als Wille des Ge⸗ 
ſeßgebers, der in dem Wortlaut des Geſetzes auch feinen voll- 
kommen entſprechenden Ausdruck gefunden hat, klar und beſtimmt 
hie Abſiht zu Tage, daß dal Einbringen von nicht in Geld 
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beſtehenden Vermoͤgensgegenſtänden in eine Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit darin ein Veräußern und ein Eigenthumswechſel 
von unbeweglichen und beweglichen Sachen oder Forderungs⸗ 
rechten liegt, ebenſo beſteuert werden ſoll, wie der Kauf und 
Tauſch dieſer Sachen und die Abtretung von Rechten, da das 
Einbringen, wenn es auch mit dieſen Geſchäften nicht rechtlich 
identiſch iſt, doch wirthſchaftlich denſelben Zweck verfolgt, wirth⸗ 
ſchaftlich dieſelbe Wirkung übt und dieſelbe Bedeutung hat. 
Die ſchlüſſige Folgerung hieraus iſt die, daß, ſoweit durch das 
Einbringen einer Verpflichtung und das dementſprechenden 
Forderungsrechte erſt vollſtändig neu geſchaffen wird, die Tarif⸗ 
ſtelle nach Grund und Zweck unanwendbar iſt und daß insbe⸗ 
ſondere unter den dort genannten Forderungsrechten nur ſolche 
begriffen find, welche bereits vorher als ſolche in der Hand des 
Einbringenden beſtanden. Was im Uebrigen den Begriff des 
„Einbringen“ im Sinne der Tarifſtelle 25 c betrifft, fo hat der 
erkennende Senat bereits zwei Mal, nämlich in dem Urtheil 
vom 30. März 1900 in Sachen Chriſtoph e. Fiskus VIa 434 
1899 und vom 26. Juni 1900 in Sachen Fiskus c. Meyer 
VII 94 1900 ausgeführt, daß darunter lediglich derjenige ver⸗ 
mögensrechtliche Vorgang zu verſtehen iſt, der ſich als Akt des 
Mitgliedwerdens kennzeichnet, durch den alſo die gefellichaft- 
liche Betheiligung des Einbringenden an der Geſellſchaft be⸗ 
gründet wird, und daß demgemäß in Anſehung der Aktien⸗ 
geſellſchaft, da bei ihr die geſellſchaftliche Betheiligung nur 
in Geſtalt der Aktien ſich darſtellen kann, ein Einbringen 
nur inſoweit beſteht, als dem Einbringenden für die von ihm 
der Geſellſchaft überlaſſenen Vermögenswerthe Aktien gewährt 
werden, und daß, wenn inſoweit ihm ein anderes Entgelt ge- 
geben wird, nicht ein Einbringen, ſondern ein ſonſtiges Rechts- 
geſchäft vorliegt, mit anderen Worten alſo, daß nicht die „Ueber. 
nahme“ im Sinne des Handelsrechts (§ 186) darunter fällt, 
ſondern das inſoweit das „Einbringen“ im Sinne der Tarif- 
ſtelle 25 nur die „Einlage“ des H. G. B. in ſich begreift. 
Der erkennende Senat fußt hierbei, ſofern es ſich um den Be⸗ 
griff der „Einlage“ im Sinne des H. G. B. handelt, auf einer 
langjährigen, ununterbrochenen Rechtſprechung des R. G.; denn 
ſchon in einer nicht veröffentlichten Entſcheidung der vereinigten 
C. S. des R. G. vom 8. Juli 1880 (vergl. Juriſtiſche Wochen. 
ſchrift 1891 S. 141 Nr. 38) iſt anerkannt worden, daß info- 
weit, als die Gründer einer Aktiengeſellſchaft wegen der der 
Geſellſchaft übertragenen Vermögensobjekte Baarzahlung erhalten, 
eine Betheiligung der Gründer an der Geſellſchaft nicht ſtatt⸗ 
finde, ſondern daß inſoweit ein wirklicher Kaufvertrag vorliege 
und daher inſoweit der Kaufſtempel zu erheben ſei. Hieran 
haben die verſchiedenen Senate des R. G. fortdauernd feft- 
gehalten, wie unter Anderem die Anführungen in den in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1891 S. 141 Nr. 38 und daſelbſt 
1896 S. 423 Nr. 69 abgedruckten Urtheile zeigen. Daß aber 
der Geſetzgeber bei dem Erlaſſe des neuen Stempelgeſetzes hin⸗ 
fichtlich des „Einbringen“ auf demſelben Standpunkt ſtand, das 
laſſen die Landtagsverhandlungen an zahlreichen Stellen beſtimmt 
erkennen, ſo in den Erörterungen, die ſich in den ſtenographiſchen 
Berichten des Abgeordnetenhauſes von S. 2310 bis S. 2316 
erſtrecken und die ihren Abſchluß fanden in folgenden Worten 
eines Abgeordneten: „Einbringen in Geſellſchaften heißt, einen 
Vermögenswerth auf eine Geſellſchaft gegen Gewährung von 
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Geſellſchaftsrechten übertragen; ſoweit die Gegenleiſtung etwas 
anderes iſt, z. B. Zahlung einer Geldſumme, Uebernahme einer 
Hypothek u. ſ. w., jo ift es eben kein Einbringen.“ Der 
Geſetzgeber hatte auch gar keine Veranlaſſung, inſoweit das 
„Einbringen“ begrifflich anders zu geſtalten, da ja, inſoweit 
als dies nicht vorliegt, die Anwendbarkeit der ſonft in Betracht 
kommenden Tarifvorſchriften nicht in Frage geſtellt war. VII. C. S. 
i. ©. Fie kus c. Allg. deutſche Kleinbahn ⸗Geſellſchaft vom 18. Ja- 
nuar 1901, Nr. 303/1900 VII. 


VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

20. L. R. S. 2277. 

Das B. U. beruht inſoweit auf Rechtsirrthum, als der 
B. R. die Zuläſſigkeit einer Verjährung aus L. R. S. 2277 
aus dem Grunde verneint hat, weil die Beſtimmungen über 
die ſog. kurzen Verjährungen aus L. R. S. 2272 Abſ. 5 oder 
2271 Abſ. 3 zur Anwendung kommen. Der erkennende Senat 
hat in ſeinem Urtheil vom 13. März 1894 — Entſch. in 
Civilſachen Bd. 32 S. 367 — für das hier mit dem Badiſchen 
Landrechte übereinſtimmende rheiniſch⸗franzöſiſche Recht aus⸗ 
geſprochen, daß die Verjährung von fünf Jahren des Art. 2277 
auch auf die Anſprüche Anwendung finde, die an ſich den ſog. 
kurzen Verjährungen der Art. 2271 — 2275 unterliegen, und 
darnach immer noch Platz greife, wenn die durch die Verjährung 
nach Art. 2271 — 2275 begründete Vermuthung der Zahlung 
widerlegt ſei; er hat bei wiederholter Prüfung dieſer Frage 
keinen Anlaß, von dieſer Auffaffung abzuſehen. Daß aber der 
Dienſtbotenlohn, mag der Dienſtbote ſich „jahrweiſe“ oder „mit 
vierteljähriger Kündigung“ verdungen haben und der Dienſtlohn 
von Jahr zu Jahr oder von Vierteljahr zu Vierteljahr zahlbar 
ſein, in allen dieſen Fällen zu den der Verjährung des 
L. R. S. 2277 unterliegenden Forderungen gehöre, kann einem 
Bedenken nicht unterliegen. II. C. S. i. S. Lerch . Schmalz 
vom 18. Januar 1901, Nr. 303/1900 II. M 


Briefkaſten. 
Herr Rechtsanwalt Axhauſen hat aus beruflichen Rück⸗ 
fichten die Leitung des Briefkaſtens niedergelegt. 
An ſeiner Stelle hat Herr Rechtsanwalt Magendantz 
(am Landgericht I Berlin, Kochſtraße 56) die Redaktion über ⸗ 


nommen. Etwaige Zuſchriften bitten wir daher künftig an 
Letzteren zu richten. 


Perſoual⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Wilhelm Nuß beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Dortmund; — Rechtsanwalt Dr. Rudolf 
Albert Baum beim Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Friedrich Hellmuth Eißner bei der Kammer für Handelsſachen 
Glauchau; — Rechtsanwalt Karl Heuß beim Landgericht 
Neuwied; — Rechtsanwalt Wiſſer beim Oberlandesgericht 
Oldenburg; — Rechtsanwalt Dr. Fritz Beckmann beim Amts- 


XXX. Jahrgang. 


gericht Papenburg; — Rechtsanwalt Hermann Danziger 
beim Amtsgericht Kattowitz; — Rechtsanwalt Friedrich Max 
Bärwinkel beim Landgericht Leipzig; — Gerichtsaſſeſſor 
Winnecken beim Amtsgericht Borbeck; — Rechtsanwalt 
Appel beim Landgericht Caſſel; — Rechtsanwalt Edmund 
Richter beim Landgericht und beim Amtsgericht Stettin; — 
Rechtsanwalt Karl Auguſt Pohl beim Amtsgericht Traunftein; 
— Rechtsanwalt Anton Müller beim Landgericht Poſen; — 
Rechtsanwalt Dr. Heinrich Starker beim Amtsgericht Düſſel⸗ 
dorf; — Rechtsanwalt Friedrich Schlichting beim Landgericht 
Güſtrow; — Rechtsanwalt Dr. Moritz Ernſt Jahrmarkt 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Huguenin beim 
Amtsgericht Langenſalza; — Rechtsanwalt Alois Heinlein 
beim Landgericht Ansbach; — Referendare Fritz Sievers, 
Dr. jur. Hans Lüdde beim Landgericht Braunſchweig; — 
Rechtspraktikanten Alfred Frieß, Max Pauer beim Landgericht 
München I; — Aſſeſſoren Max Löffler, James Breit beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Julius Lewinſohn 
beim Amtsgericht und Landgericht Elbing; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Heinrich Starker beim Landgericht Düſſeldorf; — Rechts ⸗ 
anwalt Gotifried Wolff beim Amtsgericht Parchim; — 
Rechtsanwalt Karl Nachtigal beim Amtsgericht und beim 
Landgericht Stendal; — Geprüfter Rechispraktikant Karl 
Leupoldt beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt 
Dr. Bruno Kreuter beim Amtsgericht Roſenheim. 
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Löſchungen. 


Rechtsanwalt Dr. Rudolf Albert Baum bei Oberlandes⸗ 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Guſtav Hey denreich beim 
Landgericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Heinrich Friedrich 
beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Dr. Willmann 
beim Amtegericht Quakenbrück; — Rechtsanwalt Alois 
Heinlein beim Amtegericht Gunzenhauſen; — Rechtsanwalt 
Max Baumeiſter beim Landgericht München; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Schade beim Landgericht Frankfurt a./ O.; — 
Rechtsanwalt Georg Friedrich Auguſt Francke beim Amtz⸗ 


gericht Königſtein; — Rechtsanwalt Louis Mendelſohn beim 
Amtsgericht Münſterberg. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Oels ner 
in Frankfurt a./ M.; — Rechtsanwalt Diegner in Tiegenhof; 
— Rechtsanwalt Dr. Heertz in Wetzlar; — Rechtsanwalt 
Todtenkopf in Wirfitz. 


Todesfälle. 
Juſtizrath Johann Emil Forkel in Coburg; — Redtd- 
anwalt Paul Dix in Leipzig; — Rechtsanwalt Friedrich 


Gundlach in Neuſtrelitz; — Rechtsanwalt Weber in 
Beuthen; — Rechtsanwalt Carl Otto Leuthold in Dresden; 
— Rechtsanwalt Franz Heinrich Ficinus in Dresden; — 
Rechte anwalt Mahlendorff in Köslin; — Juſtizrath Karl 
Wimmer in München; — Rechtsanwalt Karl Weber in 
Beuthen O.⸗S.; — Rechtsanwalt Geheimer Juſtizrath Dr. Karl 


Reinach in Mainz. 


— 
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Sülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Nürnberg hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank ans⸗ 
geſprochen. 


Zu den 88 178, 817 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Reichs⸗ 
bank c. Goltz vom 2. Februar 1901, Nr. 331/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Der Oberfaktor Gr., welcher mit der Klägerin im Kon ⸗ 
Inbinat lebte und mit ihr ein Kind erzeugt hat, hat eine Menge 
von Reichs banknoten entwendet und gefälſcht, welche die Be⸗ 
klagte anſtandslos eingelöft hat. Seitens der Kriminalpolizei 
wurde eine große Anzahl von Werthpapieren in der Wohnung 
des Gr. und an anderen Orten beſchlagnahmt und ſeitens der 
Staatsanwaltſchaft bei der Miniſterial⸗Militär. und Bau⸗ 
kommiſſion hinterlegt. Auf Antrag der Beklagten iſt wegen 
ihres ihr gegen Gr. angeblich zuſtehenden Anſpruchs auf 
Schadenerſatz der dingliche Arreſt in jene Werthpapiere an- 
geordnet und der Anſpruch des Gr. oder ſeiner Erben gegen den 
Fiskus auf Herausgabe der Werthpapiere gepfändet. Zu dieſen 
Werthpapieren gehören die in der Klage näher bezeichneten, 
welche die Klägerin nach ihrer Behauptung von Gr. als Hand⸗ 
geſchenk erhalten hat. Klägerin verlangt mit der Klage Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten, in die Freigabe der Werthpapiere und 
in deren Herausgabe an die Klägerin zu willigen. Klägerin 
behauptet, daß Gr. die in der Klage bezeichneten Papiere und 
andere Werthpapiere nicht aus dem Erlöſe der von ihm ge⸗ 
fͤlſchten Banknoten, ſondern aus Börſengewinnen erworben, daß 
fie die in der Klage bezeichneten Papiere in ihrem Kleider⸗ 
ſchranke und demnächſt bei einer Frau E. verwahrt habe. 
Sie beſtreitet auch, daß der Beklagten Entſchädigungsanſprüche 
gegen Gr., jetzt deſſen Erben zuſtehen. Die Beklagte hat um 
Abweiſung der Klage gebeten. 

Nach Beweiserhebungen hat der erſte Richter dem Klage⸗ 
antrage gemäß erkannt. 

Das Berufungsgericht hat die Entſcheidung von einem 
Gide der Klägerin abhängig gemacht. Auf Reviſion der Be⸗ 


klagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückoerwieſen. 
Aus den Gründen. 

Begründet tft die Rüge der Verletzung des § 35 des All⸗ 
gemeinen Landrechts Theil I Titel 3, beziehungsweiſe des $ 138 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. — Die Klägerin behauptet, daß 
Gr. die Aktien, welche er ihr geſchenkt und übergeben habe, 
nicht mit dem Erloͤſe von ihm gefälſchter Banknoten, ſondern 
mit dem durch Börſengewinne erlangten Gelde angeſchafft habe. 
Die Beklagte behauptet das Gegentheil und hat der Klägerin 
darüber den Eid zugeſchoben, daß Gr. ihr mitgetheilt habe, die 
Mittel zur Anſchaffung der Aktien rührten aus der Inumlauf⸗ 
ſetzung von ihm gefälſchter Banknoten her. Der Berufungs- 
richter hat weder über dieſe Behauptungen Beweis erhoben, 
noch unterſucht, ob der Beklagten ein Anſpruch gegen die Erben 
des Gr. zuſteht, hält vielmehr die Klage auch daun für be 
gründet, wenn angenommen werde, daß der Beklagten ein ſolcher 
Anſpruch zuſtehe, und wenn von der Richtigkeit der Behaup⸗ 
tungen der Beklagten ausgegangen werde. Er führt aus, daß 
Gr. ſelbſt die Aktien nicht durch eine unerlaubte Handlung er⸗ 
langt haben würde, wenn er ſie mit dem Gelde, das er durch 
Umwechſelung gefälſchter Banknoten erhalten, angekauft haben 
ſollte und daß daher auch der Klägerin eine unerlaubte Hand- 
lung oder eine Betheiligung an einer ſolchen nicht vorgeworfen 
werden konne, wenn fie die Aktien in Kenntniß der Sachlage 
als Geſchenk angenommen habe. Der Berufungsrichter faßt den 
Begriff der unerlaubten Handlung im Sinne einer Strafthat 
auf. Seine Annahme, daß Hehlerei (Strafgeſetzbuch § 259) 
nur in Beziehung auf Sachen verübt werden könne, welche un⸗ 
mittelbar durch eine ſtrafbare Handlung erlangt find, ſteht mit 
der ftändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. z. B. 
Entſcheidungen in Strafſachen Bd. 23 S. 53 ff., Bd. 26 
S. 317), von welcher abzugehen kein Anlaß vorliegt, im Ein⸗ 
klange. Der Berufungsrichter hat aber überſehen, daß unter 
den Begriff der unerlaubten Handlungen und Rechtsgeſchäfte im 
Sinne des Allgemeinen Landrechts (Einleitung § 87, 58 35, 
36 Theil I Titel 3, 88 6 ff. Theil I Titel 4, § 68 Theil I 
Titel 5, 58 205, 206 Theil I Titel 16) nicht nur die durch 
Strafe oder andere Geſetze ausdrücklich verbotenen Handlungen, 
ſondern auch Rechtsgeſchäfte und Handlungen, welche gegen die 
guten Sitten verſtoßen, fallen (vergl. z. B. Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1896 S. 12 Nr. 46). Nach dem allgemeinen Landrecht 


wma —— — — 
. 


al | 


2 2 Ya ar na 
[er —.— ed Zu 2 


— „52 


* 


150 


überkommt der Handelnde aus unerlaubten Handlungen zwar 
Verbindlichkeiten, aber keine Rechte und Verträge über unerlaubte 
Handlungen find nichtig (88 68, 51 Theil I Titel 5). Ebenſo 
fteht es damit nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(§ 138). Die Nichtigkeit wirkt objektiv, d. h. fie kann von 
Jedem, deſſen Intereſſe durch das nichtige Geſchäft berührt wird, 
geltend gemacht werden (vergl. Matthiaß Lehrbuch des Bürger⸗ 
lichen Rechts Bd. 1 8 55 Nr. II A). Bei dieſer Rechtslage 
kann ununterſucht bleiben, welches der beiden Rechte auf den 
vorliegenden Fall zur Anwendung zu bringen iſt (vergl. darüber 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 1). Zweifellos würde die 
Klägerin gröblich gegen die guten Sitten verſtoßen haben, wenn 
fie, wie der Berufungsrichter unterſtellt, die ihr angeblich ge- 
ſchenkten Aktien trotz der Kenntniß, daß Gr. die Mittel zur 
Anſchaffung der Aktien durch Verbrechen erlangt hatte, ange⸗ 
nommen haben ſollte. Die Schenkung wäre mithin nichtig, 
und, wenn auch Gr. (jetzt deſſen Erben) das Geſchenkte nicht 
zurückfordern könnte, weil er durch Hingabe der Aktien an die 
Klägerin gleich gröblich gegen die guten Sitten verſtoßen hätte 
(vergl. § 205 des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 16 und 
dazu Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 16 
S. 108, 109; Bürgerliches Geſetzbuch § 817), ſo ſteht doch ein 
gleiches geſetzliches Hinderniß, die Nichtigkeit geltend zu machen, 
Dritten, welche durch die nichtige Schenkung in ihren Der 
mögensinterefien verletzt find, nicht entgegen. Die Beklagte 
kann, falls ihr, wie der Berufungsrichter unterſtellt, ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen die Erben des Gr. zuſtehen ſollte, 
der Klage gegenüber, welche den Zweck hat, ihre Befriedigung 
zu vereiteln, mit Erfolg geltend machen, daß die Klägerin aus 
der nichtigen Schenkung keine Rechte herleiten, ihr gegenüber 
ſich auf das formal erlangte Eigenthum nicht berufen könne. 
Aus dieſem Grunde mußte das Berufungsurtheil aufge 
hoben werden. In der Sache ſelbſt konnte noch nicht erkannt 
werden, es mußte vielmehr Zurückverweiſung an das Berufungs- 
gericht erfolgen, weil es an Feſtſtellungen darüber fehlt, ob der 
Beklagten ein Anſpruch an die Erben des Gr. zuſteht, ob Gr. 
die in der Klage bezeichneten Aktien aus Börſengewinnen oder 
aus Mitteln, die er durch das Inumlaufſetzen gefälſchter Bank⸗ 
noten erlangt hatte, angeſchafft hat und eb die Klägerin bei 


Empfangnahme der Aktien die von der Beklagten behauptete 
Kenntniß gehabt hat. 


Die deutſche Rechtsanwaltſchaft an der Wende 
des Jahrhunderts. 
II. 


Wir gehen die Gutachten der Anwaltskammern in der Reihen ⸗ 
folge durch, in welcher ſie an dieſer Stelle (Jur. Wochenſchr. 1894) 
abgedruckt find. Gleich das Poſener Gutachten enthält ſehr be- 
achtenswerthe Ausführungen (S. 255 ff.). „Derſelbe Wettbewerb, 
welcher dem rechtſuchenden Publikum eine Auswahl unter eifrigen, 
ſich der Intereſſen ihrer Clientel mit voller Hingebung an⸗ 
nehmenden Anwälten ſchafft, ſichert auch den Gerichten eine 
Anwaltſchaft, welche wohl vorbereitet, rechtlich und thatſächlich 
vollſtändig informirt, mit Erfolg theilnehmen kann an der 
gründlichen Verbreitung und an dem ſachgemäßen Ausfall der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Entſcheidungen. Das Prinzip der mündlichen Verhandlung 
iſt auch in den Landgerichtsprozeſſen nach unſerer Erfahrung 
noch lange nicht zur vollen Wahrheit geworden. Viel⸗ 
leicht iſt die Erreichung dieſes Zieles überhaupt nicht moͤglich. 
Soll ihm aber in der Praxis näher gekommen werden, als dies 
bisher geſchehen iſt, ſo dürfte es gerade durch eine Vermehrung 
der Anwälte am eheſten erreicht werden können Auch in 
allen anderen Rechtsangelegenheiten (außer der Vertheidigung 
in Strafſachen) wird der Anwalt ſeiner Partei ſowohl als auch 
der Rechtspflege von um ſo größerem Nutzen ſein können, je 
weniger ſeine Arbeit eine ſchematiſche iſt, und je mehr 
er ſich in die Beſonderheiten des Falles vertieft hat“. — „Alle 
dieſe in Vorſchlag gebrachten Maßregeln (der verlängerten 
Vorbereitungs- und Karenzzeit) halten wir für eben fo viele, 
nach unſerer Meinung nicht begründete Erſchwerniſſe der 
Erwerbsthätigkeit junger Leute, welche nach einem acht⸗ 
jährigen Vorbereitungsdienſt allen Anſpruch auf eine ſelb⸗ 
ſtändige Lebensführung erworben haben“. — „Daß der 
junge Aſſeſſor, der Anwalt wird, ſchon völlig fertig und für den 
gewählten Beruf auch praktiſch wohl vorbereitet ſei, wird freilich 
nicht behauptet werden können. Seine beſte und einzige 
Lehrmeiſterin wird immer nur die Praxis ſelbſt ſein können, 
die er unter eigener Verantwortung ausübt, und wir 
meinen, daß man es getroſt dem rechtſuchenden Publikum über · 
laſſen kann, den Grad der praktiſchen Erfahrung, welchen es 
bei einem Anwalt verlangt, nach der Wichtigkeit der Rechts ⸗ 
angelegenheiten zu beſtimmen, die dem Anwalt übertragen 
werden ſollen.“ 

Das Königsberger Gutachten faßt (S. 213 f.) den Stier 
bei den Hörnern mit der Frage: „Wo ſoll der junge Juriſt ſich 
die zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft genügende Bekannt 
ſchaft mit den Verhältniſſen des Lebens und praktiſche Durch · 
bildung erwerben? Sit es beſſer, daß er ſich dieſe praktiſche 
Durchbildung durch den lebhaften Verkehr mit dem Publikum, 
wie ihn die Rechtsanwaltſchaft mit ſich bringt, oder daß er ſich 
dieſelbe als Richter erwirbt, indem er ſofort nach beſtandener 
Staatsprüfung den Richterſtuhl beſteigt und nun über die 
vitalſten Intereſſen des Publikums entſcheidet und 
ſich auf dieſe Art die zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft 
erforderliche Bekanntſchaft mit den Verhältniſſen des Lebens und 
praktiſche Durchbildung erwirbt? Wir halten das Letztere für 
das Publikum, deſſen Intereſſen durch das Zuſammenwirken von 
Richterſtand und Anwaltſtand gefördert werden ſollen, für weit 
gefährlicher. Da das Letztere bei den gegenwärtigen Staats 
einrichtungen ſich aber nicht vermeiden läßt, ſehen wir keine 
Gefahr für das Publikum darin, wenn junge Juriſten ſich ſo 
fort nach beſtandenem Staatsexamen dem Anwalts ſtand zu⸗ 
wenden.“ 

Von beſonderem Werthe iſt das Urtheil des Vorſtandes der 
Anwaltskammer zu Marienwerder (S. 274 ff.), weil dieſer ſich 
in ſeinem Bericht auf das Friedbergſche Reſkript von 1885 nicht 
nur für eine mehrjährige vorbereitende Beſchäftigung bei einem 
Rechtsanwalte, ſondern auch für eine Begutachtung der geiftigen, 
phyſiſchen und fittlichen Befähigung durch den Kammervorſtand 
als Bedingung der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ausgesprochen 
hatte. Indem er aber „durch die feit dem Jahre 1885 gemachte 
Erfahrung den Beweis erbracht“ fiebt, daß feine „damalige Br 


ſorgniß eine unbegründete geweſen ift und bleiben muß“, gelangt 
er jetzt zu dem Ergebniſſe nicht nur, daß ſein damaliger Vor⸗ 
ſchlag ih „nicht mit dem unbedingten, von jeglicher Willkür eines 
anderen unabhängigen Rechte auf die Zulaſſung ſich nicht ver⸗ 
trägt“, ſondern auch aus der bloßen Vorbereitungszeit „ſich kein 
eutſprechender Vortheil abſehen läßt“. — „An ſich können frei 
lich bezüglich der Qualifikation die Anſprüche nicht hoch 
genug geſtellt werden. Jede Erhohung würde dem Anwaltſtande 
zur ehrenden Auszeichnung gereichen. Es fragt fich nur, inwie⸗ 
weit ſich die betreffenden Anſprüche, ohne andere Nachtheile 
mit ſich zu bringen, erfüllen laſſen“ — „Wer zum Rechts⸗ 
anwalt nicht taugt, wird auch durch eine längere Beſchäftigung 
im Berufe des Anwalts oder in einem entſprechenden Berufe 
nicht tauglich werden, während nach unſerer Erfahrung nicht 
ſelten Gerichtsaſſeſſoren nach ihrer Zulaſſung bei einem Land» 
gericht, wenn fie mit Talent und Kenntniſſen ausgeſtattet waren, 
ſehr bald eine große Klientel erwarben, und es dem Publikum 
und der Rechtspflege nur zum Vortheil gereichen kann, wenn 
junge friſche Kräfte dem Anwaltsſtande zugeführt werden.“ 


Das Frankfurter Gutachten (S. 297 ff.) ſtellt den Ver. 


gleich mit dem Richteramte noch ſchärfer voran als das Königs⸗ 
berger. „Thatſache iſt, daß die Aſſeſſoren, welche nach beſtandener 
Staatsprüfung nicht um die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
nachſuchen, mit richterlichen Funktionen betraut werden, ſei es, 
daß fie als Einzelrichter, ſei es, daß fie bei den Kolleglal⸗ 
gerichten beſchäftigt werden. Erſt die bei Ausübung der 
richterlichen Funktionen durch den Aſſeſſor zu machenden 
Wahrnehmungen ſetzen unſeres Erachtens die Juſtizverwal⸗ 
tung in den Stand, die Individualität des Aſſeſſors und 
ſeine Befähigung zu den ihm übertragenen Funktionen zu 
ermeſſen und bieten ihr Veranlaſſung, dem Aſſeſſor andere feiner 
Individualität, feiner Befähigung und feinen Kenntniſſen mehr 
entſprechende Funktionen anzuvertrauen. Bis dahin bleibt der 
Aſſeſſor in der ihm übertragenen Stellung, und das Publikum, 
welches an der betreffenden Stelle Recht zu ſuchen hat, 
muß den Aſſeſſor als Richter ſich gefallen laſſen. Nie- 
mand aber iſt gezwungen, dem jungen Rechtsanwalt ſeine 
Intereſſen anzuvertrauen, und die Erfahrung lehrt, daß die 
jüngeren Anwälte nur nach und nach erſt durch den Nach ⸗ 
weis ihrer Befähigung ſich einen Klientenkreis verſchaffen, daß 
ſie vielfach in den erſten Jahren wahrnehmen müſſen, wie ihnen 
der Klient nur minder wichtige Angelegenheiten anvertraut, 
dagegen in belangreicheren Angelegenheiten ſich an ältere er- 
fahrene Anwälte wendet. Und dies wird ſich auch nicht 
ändern, wenn dem Aſſeſſor, der ſich dem Rechtsanwaltsberufe 
widmen will, noch eine beſondere Vorbereitungszeit zugemuthet 
würde. Nach unſerem Dafürhalten bedarf das rechtſuchende 
Publikum keines Schutzes; ein verſtändiger Mann wird ſich 
keinen Anwalt wählen, den er nicht kennt oder der ihm nicht 
von zuverläjfiger Seite empfohlen wird; der vermeintliche Schutz 
des Publikums würde aber für den Anwalt nur die Folge 
haben, daß die Möglichkeit, zu einer auskömmlichen 
Praxit zu gelangen, noch um einige Jahre hinaus 
geſchoben würde.“ — Gerade an dieſer Stelle greift ein „Be ⸗ 
denken“ ein, das der ſonſt dem Vorſchlage der Vorbereitungs · 
zeit, ohne „eine zwingende Nothwendigkeit auch in Bezug auf 
diefe Neuerung“ anzuerkennen, wohlwollend gegenüberſtehende 


Kieler Vorſtand (S. 300 ff.) „nicht unterdrücken“ kann: „Wenn 
einzelne Anwälte Gerichtsaffeſſoren und zwar nicht lediglich als 
Generalſubſtituten beſchäftigen, jo werden fie ihre Arbeits. 
kräfte verdoppeln und es wird ſich dadurch die nach dem 
Reſkript jetzt ſchon zu Befürchtungen Anlaß gebende Konkurrenz 
in gewiſſem Maße noch verſchärfen.“ — Damit berührt ſich eine 
Stelle des Stettiner Gutachtens: der Vorſtand, der ſich „mit 
allen gegen eine Stimme dafür entſchieden, einer Einſchränkung 
der Freiheit der Advokatur nach keiner Richtung hin bei⸗ 
zuſtimmen“ ) ſcheint die Vorbereitungszeit nicht für eine ſolche 
Einſchränkung zu halten, da er „einftimmig dem Vorſchlage 
beigetreten iſt, daß zwiſchen dem Erwerb der Qualifikation zur 
Anwaltſchaft und der Zulaſſung zur ſelbſtändigen Ausübung 
derſelben eine mehrjährige in ähnlicher Beſchäftigung zugebrachte 
Friſt liegen müſſe“. Indeſſen entſchied ſich nur eine ganz ge⸗ 
ringe Majorität dafür, auch die Beſchäftigung im Anwaltsberufe 
zu berückſichtigen: die diſſentirenden Mitglieder hielten eine 
„Händige Hülfsarbeiterſchaft bei einem Anwalt nach 
unſeren Verhältniſſen nicht für durchführbar“. 

Das Kölner Gutachten (S. 336) ſagt nur kurz: „Wir 
haben allerdings bei unſerer disziplinariſchen Thätigkeit zu 
konſtatiren Gelegenheit gehabt, daß Anwälte ſich ſelbſt in der 
Annahme, ſie paſſen für den gewählten Beruf, getäuſcht haben. 
Erhebliche Nachtheile für den Stand als ſolchen oder für das 
Publikum, die eine ſog. Karenzzeit nothwendig machen, find 
jedoch nicht nachgewieſen.“ (Uebrigens bezieht ſich das Gut⸗ 
achten auch für den „prinzipiellen Standpunkt“ des Vorſtandes 
auf ſein früheres Gutachten vom 2. Mai 1885 als Anlage, 
die in der J. W. nicht mit abgedruckt iſt.) — Das Bres⸗ 
lauer Gutachten trifft mit dem Poſener in den Sätzen 
zuſammen: „Die beſte Schule für den Anwalt iſt ſeine 
ſelbſtändige, unter eigener voller Verantwortlich⸗ 
keit geübte Berufsthätigkeit. Dieſelbe kann durch 
Hülfsarbeit bei einem Gericht, einer andern Behörde oder 
einem Rechtsanwalt nicht erſetzt, geſchweige übertroffen 
werden.“ Mit gelinder Ironie fügt es hinzu: „Die Be⸗ 
fürchtung, daß ein Gerichtsaſſeſſor nach beſtandenem Examen 
nicht die zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft erforderliche 
juriſtiſche Durchbildung befige, muß zurückgewieſen werden, da 
das Aflefioreramen ja gerade der Prüfftein fein ſoll, ob ein 
junger Surift fähig iſt, das Amt eines Richters oder den Beruf 
eines Rechtsanwalts ſelbſtändig auszuüben.“ 

Faſſen wir nun dieſe weſentlich gegen die Vorbereitungszeit 
gerichteten Ausführungen zuſammen, jo ordnen fie fich unter drei 
Gefichtspunkten: 1. daß für den Anwaltsberuf kein größeres Maß 


von geiſtiger und fittlicher Reife verlaugt werden kann, wie für 


das Richtetamt; 2. daß die beſondere Erfahrung und fittliche 
Tüchtigkeit, die zur ſtetigen und vollen Erfüllung des Anwalts⸗ 
berufs allerdings erfordert wird, nur in dem Beruf ſelbſt und 
unter ſeiner ganzen Verantwortlichkeit ſich erwerben läßt, ſo wie 
Niemand ſchwimmen lernen kann, ohne ins Waſſer zu gehen; 
3. daß die allgemein vorgeſchriebene Vorbereitungs zeit eine durch 
nichts gerechtfertigte Erſchwerung der ſelbſtändigen Lebensſtellung 


) Durch dieſen Satz iſt im erſten Artikel (Jur. Wochenſchr. S. 71) 
der Irrthum veranlaßt, daß auch dieſes Gutachten ſich gegen die 
Vorbereitungszeit ausgeſprochen. 


“.z en — 


— 2 — 
3 ＋ 2 


122 — — 


2 ei 

2 nn x 
S 

— 2 
. 5 Fr 
— 2 


: EN 
u RTL 
* * — * air 


ur 
eier 
—— 
. 


SE, . — 
= K . 


ö 
0 
A 


152 


derjenigen jungen Juriſten tft, die, wie die tägliche Erfahrung 
lehrt, einer ſolchen weiteren Vorbereitung durchaus nicht be⸗ 
dürfen. 

1. Erſt die Rechtsanwaltsordnung hat die Bedingungen des 
Anwaltsberufs denen des Richteramtes in ganz Deutſchland 
völlig gleichgeſtellt. Der Anwaltsſtand ſelbſt hat dieſe Gleich⸗ 
ſtellung nachdrücklich verlangt nicht nur um ſeines geſellſchaftlichen 
Anſehens willen, ſondern zumeiſt als unentbehrliche Grundlage 
einer angemeſſenen Stellung des Anwalts zum Richteramte in der 
Rechtspflege ſelbſt. Sie war auch die ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung für das, was der Stettiner Vorſtand (S. 336) „eine 
wechſelſeitige Freizügigkeit zwiſchen dieſen beiden Faktoren der 
Rechtspflege“, das Hammer (S. 386) Gutachten „die alte 
Forderung des Anwaltſtandes“ nennt, „daß dauernd ein Theil 
der Richter aus dem Anwaltſtande entnommen werde“. Gleich⸗ 
wohl klagt der erſtere mit Grund über die „vollftändige 
Trennung des Richterberufs und des Anwaltberufs, wie ſie ſich 
wenigſtens in Preußen ſeit 1879 anzubahnen ſcheint“, obſchon 
fie „für die gedeihliche Entwicklung der Rechtspflege ſowohl auf 
Seiten der betreffenden Staatsbeamten wie auf Seiten der 
Anwaltſchaft nicht erſprießlich ſei“. Die Gründe dafür liegen 
ſo offen zu Tage, daß es nicht verſtändlich iſt, wie der 
Hammer Vorſtand von „einer Verſchärfung der Vorausſetzungen 
für die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ſich einen beſſeren 
Erfolg der alten Forderung“ verſprechen kann. Was ich ſchon 
in Stuttgart hervorgehoben und mir nicht widerſprochen iſt, 
haftet für die büreaukratiſche Auffaſſung auf der Anwalt⸗ 
thätigkeit als ſolcher eine levis notae macula, die erſt hervor 
ragende Leiſtungen und erprobte Ehrenhaftigkeit abzuwaſchen 
vermögen — alſo in einem Lebensalter des Anwalts, in 
welchem er nicht leicht geneigt fein wird, die „Richterkarriere“ 
von vorn zu beginnen; ihn an einer ſeinen Jahren und ſeiner 
Erfahrung entsprechenden Stelle einzuſchieben, ſcheinen aber die 
Juſtizverwaltungen immer mehr als ein Unrecht gegen die 
„Karriere“ anzuſehen. — Eine beſſere Vorbildung für den 
Beruf des Anwalts, wie für den des Richters kann weder zu 
einer gedeihlichen Rechtspflege, noch für die Stellung des 
Anwaltftandes, noch vollends für den Schutz der Rechtſuchenden 
geboten ſein. Wäre die wiſſenſchaftliche und praktiſche Vor⸗ 
bildung, die durch das gemeinſchaftliche Aſſeſſorexamen feſtgeſtellt 
wird, für die Erfüllung der Obliegenheiten des Anwaltberufs 
unzureichend, ſo müßte ſie mindeſtens mit dem gleichen Grunde 
als auch ungenügend für die Erfüllung der Pflichten des 
Richteramtes erachtet werden; daß vollends mit einer geringeren 
fittlichen Reife und Lebenserfahrung es möglich ſei, über Wohl 
und Wehe ſeiner Mitbürger abzuurtheilen, wie ihre Angelegen⸗ 
heiten dem Richter zur Entſcheidung vorzutragen, tft im Ernſte 
nicht zu erörtern. Thatſache aber iſt es, daß die jungen Juriſten 
nach eben beſtandenem Afiefioreramen, wenn auch nicht als 
Richter angeſtellt — wozu fie übrigens als vollbefähigt gelten 
und was bei eingetretener Ebbe von Bewerbern immer geſchehen 
iſt und unbedenklich wied er geſchehen wird —, doch als Hülfs⸗ 
richter für richterliche Funktionen verwendet werden, und wenn 
dazu die Befähigung nicht ausreicht, kann das gleich ver- 
hängnißvoll bei der Verwendung im Kollegium wie im Amte 
als Einzelrichter werden, da durch die Befähigung auch die 
innere Selbſtändigkeit gegenüber dem „Vorgeſetzten“ bedingt iſt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Der Rechtſuchende aber iſt dem Richter gegenüber in der 
ſchlimmeren Lage wie bei der Wahl des Rechtsanwalts, da er 
dem Ausſpruche des erſteren, wo er einmal hingeſtellt worden, 
unterworfen iſt, die Wahl des letzteren aber nur etwa dort 
nicht frei iſt, wohin die jungen Anwälte durch die Karenzzeit 
gezogen werden ſollen, an den kleineren Amtsgerichtsorten, wo 
er aber zugleich in der Lage iſt, ſeine Sache ſelbſt zu führen. 

2. Daß der junge Surift durch die dem Aſſeſſorexamen 
vorausgehende praktiſche Vorbereitung nicht das Maß von Er⸗ 
fahrung und Reife ſich erwerben kann, das zur vollkommenen 
Behandlung der Aufgaben des Anwaltsberufs nöthig iſt, wird 
von dem angezogenen Gutachten nicht verkannt. Es wird aber 
von verſchiedenen Seiten mit Nachdruck ausgeführt, daß ſich 
dieſe Befähigung nur eben in der verantwortlichen Ausübung 
des Berufs und nirgend anders erwerben läßt. Für das Richter 
amt gilt das als ſelbſtverſtändlich; der junge Aſſeſſor, der als 
bald nach beſtandenem Examen den Richterſtuhl beſteigt, iſt an 
Erfahrung und Reife nicht beſſer geſtellt als der angehende 
Anwalt, der mit ihm zugleich die Prüfung beſtanden hat. Er 
waltet aber des ihm anvertrauten Amtes ohne Scrupel noch 
Zweifel und erwirbt Erfahrung und Reife ſchlecht und recht auf 
Koſten der Rechtſuchenden, die zwingend an ihn gewieſen find — 
und fo ſollen es ja nach dem Vorſchlage der „Vorbereitungszeit“ 
auch die künftigen Anwälte, die dieſe Zeit im RNichteramte ver- 
bringen. Wie ſoll denn eine unerträgliche Schädigung der 
Rechtſuchenden darin liegen, daß der ohne Weiteres in ſeinen 
Beruf eintretende junge Anwalt ſeine Erfahrungen nur auf 
Koften derjenigen ſammelt, die ihm nach freier Wahl ihre An⸗ 
gelegenheiten anvertrauen? Je vorſichtiger darin nach dem 
Zeugniß der Gutachten die Rechtſuchenden verfahren, je ſtufen⸗ 
weiſer der junge Anwalt dadurch in ſeinen Beruf eingeführt 
wird, je mehr Zeit ihm zur Bearbeitung der einzelnen Sachen 
bleibt, deſto geringer iſt die wirkliche Gefahr für ſeine Klientel, 
während der als Hülfsrichter beſchäftigte unbeſoldete Aſſeſſor 
alsbald das gleiche Penſum aufzuarbeiten hat wie der ſeit Jahren 
angeſtellte Richter. Wird aber der künftige Anwalt während 
der „Vorbereitungszeit“ bei einem älteren Anwalt beſchäftigt, 
ſo wird er im Verlauf von zwei Jahren einige Routine in den 
gewöhnlich vorkommenden Arbeiten, einiges Urtheil auch für 
ſeltenere Rechtsfragen erwerben. Für die Hauptſache, die fittliche 
Feſtigung, die freie geiſtige Regſamkeit fehlt ihm der unentbehr 
liche Hebel, die ſelbſtändige Verantwortlichkeit. 

3. Die Befürwortung der „Vorbereitungszeit“ geht weislich 
von dem unbeitimmten Satze aus, daß „junge Juriſten“ ald- 
bald nach beſtandener Staatsprüfung ohne genügende u. |. w. 
die Zulaſſung zur Anwaltſchaft nachgeſucht und erlangt haben. 
Gerade heraus hat wohl noch Niemand behauptet, daß dieſer 
Satz von allen jungen Juriſten gelte, die in den Anwalts- 
beruf eintreten. Die angezogenen Gutachten bezeugen indeß, 
daß ein großer und wahrſcheinlich der größere Theil der an 
gehenden Anwälte mit dem für die Anfänge des Berufs aus 
reichenden Maße von Befähigung in dieſen eintreten, und 
manche von ihnen durch beſondere Tüchtigkeit ſchon in den erſten 
Jahren mit der Zahl ihrer Klientel ältere Berufsgenoſſen über ⸗ 
flügeln. Mit welchem Schatten von Grunde nun biefe jungen 
Juriſten, die ſich dem dreißigſten Lebensjahre mehr oder minder 
nähern, mit ſeltenen Ausnahmen das fünfundzwanzigſte über · 
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ſchritten haben, der Schablone einer weiteren zwei oder gar 
mehrjährigen „Vorbereitungszeit“ unterſtellt werden ſollten, iſt 
bisher nirgends zu Tage getreten; es müßte denn die Wendung 
dafür gelten, daß doch auch ihnen dieſe weitere Vorbereitung 
‚nicht ſchaden“ könne. Dieſe Wendung verräth in der That nur 
den gänzlichen Mangel an Einſicht in das, was einem geiſtig 
geweckten und ſtrebſamen jungen Mann in ſeiner Entwicklung 
ſchädlich fein kann. Nichts iſt ihm in Wahrheit ſchaͤdlicher, als 
der Zwang, in einer geiſtigen und oͤkonomiſchen Abhängigkeit 
feſtgehalten zu werden, über die er durch Anlage und Bildung 
hinausgewachſen iſt. Da der Vorſchlag nicht gemeint ſein kann, 
ein neues Vorrecht der Begüterten zu ſchaffen, ſo muß damit 
gerechnet werden, was in dem angezogenen Gutachten ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben ift, daß die „Vorbereitungszeit“ für den größten 
Theil der jungen Juriſten oder ihrer Angehörigen eine weitere 
und ſchwere öͤkonomiſche Belaſtung bringt, wenn er nicht aus⸗ 
reichend vergolten wird. Dazu wäre, abgeſehen von zufälligem 
Unterkommen in beſoldetem Staats- oder Kommunedienſt, nur 
dann Ausficht, wenn die Beſchäftigung bei einem älteren Anwalt 
ausreichend vergolten würde. Dann aber werden die Bedenken 
eintreten, die von mehreren, dem Vorſchlage ſonſt günſtigen Vor⸗ 
ftanden hervorgehoben find, daß ältere Anwälte durch Ausbeutung 
don jungen Juriſten, die fähig wären, ſelbſtändig die Anwalt⸗ 
ſchaft zu betreiben, ihre Konkurrenz mit den übrigen Berufs- 
genofien ſteigern. Um dem vorzubeugen, iſt in einem Vor⸗ 
ſtande ſogar angeregt worden, daß auch der neue Vorbereitungs⸗ 
dienſt ein unentgeltlicher ſein müßte — difficile est satiram 
non scribere! 

leber die Gründe gegen die „Karrenzzeit“ läßt ſich kurz 
hin weggehen, da in dieſer Beziehung die Gutachten, bis auf 
wenige Ausnahmen, einſtimmig find. Auch hier laſſen fich drei 
Geſichtspunkte unterſcheiden: 1. die Unthunlichkeit einer ſcharfen 
Trennung, in der Behandlung der Anwaltsſtellung auf den 
verſchiedenen Stufen der Rechtſprechung. In dieſer Richtung 
ſpricht ſich beſonders das Gutachten von Hamm (S. 336) aus: 
„Die Beſchäftigung des Anwalts an den Amtsgerichten und den 
Landgerichten halten wir für durchaus gleichartig .. Die 
Thätigkeit an dieſen Gerichten und den Oberlandesgerichten iſt 
allerdings verſchieden geartet“ aber ... es iſt nicht die 
größere oder geringere Erfahrung, ſondern die individuelle Ver⸗ 
anlagung des Anwalts dafür maßgebend, an welcher Kategorie 
von Gerichten er eine erfolgreiche Wirkſamkeit entfalten könne“. 
Naumburg (S. 261) findet den Beruf des Anwalts bei einem 
Amtsgericht „in mancher Beziehung, namentlich in Bezug auf 
charaktervolles Verhalten und Takt im Verkehr mit dem 
Publikum gleich ſchwierig und verantwortlich“ wie bei den 
Kollegialgerichten. Daſſelbe Gutachten hebt 2. hervor, daß „der 
Beruf eines Anwalts, wenn er erfolgreich wirken ſoll, möͤglichſt 
auf ein feſtes Domizil und dauerndes Vertrauens verhältniß 
zum Publikum gegründet werden muß“. Die Karenzzeit und 
was damit zuſammenhängt „würde vorausſichtlich einen öfteren 
Wechſel und eine fortdauernde Fluktuation im Perſonal der 
Anwaltſchaft zur Folge haben. Denn viele Anwälte würden 
ihren Aufenthalt bei den Amtsgerichten nur als Durchgangs⸗ 
ſtadium betrachten und ſobald wie moglich an das Landgericht 
zu gelangen ſuchen. Ein ſolcher Wechſel aber würde, ſowohl 
für den Anwaltsſtand wie. für die Rechtspflege von Nachtheil 
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fein”. Endlich weiſt dieſes Gutachten 3. darauf hin, daß es 
„auch ungerecht fein” würde gegen „die wifienfchaftlich gebildeten 
Elemente, welche immer nach den Landgerichten hin drängen 
werden“. Hier iſt freilich nur der Zwang der zu „tiefen Ein⸗ 
griffe in die perſönliche Freiheit des Einzelnen“ das Bedenkliche. 
Der verſtändige, junge Anwalt wird es in der Regel ſelbſt füt 
erſprießlich halten, vorher den Prozeß in erſter Inſtanz durch 
eigene Erfahrung hinreichend kennen zu lernen, ehe er ſich hin⸗ 
reichend vorbereitet fühlt, ihn in der höheren Inſtanz fortzu⸗ 
führen. Aber darum ſollte doch auch der angehende Anwalt nicht 
geſetzlich verhindert werden, zur Forderung feines wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lebens ſeinen Wohnfitz alsbald in einer Univerſitätsſtadt 
oder aus anderen Gründen in einem größeren Verkehrscentrum 
zu nehmen. . 

Leipzig. Kloͤppel. 


Die japaniſche Advokatenordnung vom 3. März 
1893, *) unter Bezugnahme auf die einſchlägigen 
Beſtimmungen der deutſchen Rechtsauwaltsordnung. 


Dargeſtellt von A. Simon, Bürgermeiſter a. D., 
Charlottenburg. 


Japan hat bekanntlich in den beiden letzten Dezennien 
einen großen Theil ſeines Civilrechtes, ſowie das geſammte 
Straf., Civil- und Strafprozeßrecht kodifizirt und dementſprechend 
auch eine umfaſſende Gerichts reorganiſation durchgeführt. 

Das Strafgeſetzbuch und die Strafprozeßordnung traten 
mit dem 1. Januar 1884 in Kraft; das ſchon 1890 promulgirte 
Handelsgeſetzbuch ſollte gleichzeitig mit der Civilprozeßordnung 
vom 1. Januar 1891 an Geltung haben, ſeine Einführung 
wurde aber bis 1. Januar 1893 aufgeſchoben, zu welchem Zeit⸗ 
punkt das Bürgerliche Geſetzbuch ins Leben treten ſollte. Aber 
auch dieſer Termin wurde nochmals für beide Geſetzbücher auf 
den 1. Januar 1896 verlegt, und von dem Handelsgeſetzbuch 
traten am 1. Juli 1893 nur Buch I und III in Kraft.) 


) In franzöſiſcher Ueberſetzung erſchien dieſelbe — Loi Nr. VII. 
relative aux avocats — in der fett Jahren eingegangenen und nicht 
mehr erhältlichen, dem Verfaſſer durch beſondere Liebenswürdigkeit 
ihres damaligen Leiters, des um die Reform und Kodiſicirung des 
japanifchen Civil⸗ und Strafrechts hochverdienten Prof. Dr. Boiſſonnade 
in Antibes f. Zt. zur Verfügung geſtellten: Revue Francaise du 
Japan. Publiéèe sous le patronage de la Société de langue 
francaise. Deuxième année. 15e livraison. — Mars 1898. 
(Mit dem Scheiden des Herrn Prof. Boiſſonnade aus Japan hörte 
dieſe Geſellſchaft zur Verbreitung der franzöſiſchen Sprache in Japan 
auf, und ebenſo natürlich auch ihr Organ, die ebengenannte Revue). 

) Das Handelsgeſetzbuch umfaßt 3 Bücher mit 82 Abſchnitten 
und 1064 Paragraphen, nämlich: Buch I in 12 Abſchnitten: AU: 
gemeiner Theil; Beſtimmungen über Handelsgeſellſchaften, Verträge, 
Wechſelrecht ꝛc.; Buch II in 9 Abſchnitten: Seerecht, Verſicherungs⸗ 
recht ꝛc.; Buch III in 11 Abſchnitten: Konkurs. — Das Civilgeſetz ⸗ 
buch, deſſen Buch I, welches das Perſonenrecht behandeln ſoll, wegen 
der mit Kodifizirung gerade dieſes auf alten Gewohnheiten in Japan 
beruhenden Theiles des bürgerlichen Rechtes verbundenen großen 
Schwierigkeiten noch nicht zum Abſchluß gelangte, behandelt in Buch II: 
Obligationen; Buch III: Erwerb von Eigenthum; Buch IV: Pfand⸗ 
recht und Sicherſtellung von Forderungen; Buch V: Beweis und 
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Die Organiſation der Gerichte Japans bafirt auf dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 10. Februar 1890, wonach wir 
neben einem Verwaltungsgerichtshofe heute in Japan folgende, 
unſerer Gerichtsorganiſation etwa entſprechende und daher hier 
auch nur kurz angeführte Gerichte bezw. Gerichtshöfe finden, 
nämlich: 1. Die „Ku saibauscho“, mit Ginzelrichtern beſetzte 
Amtsgerichte, etwa 300 an Zahl; 2. die „Chibö saibauscho“, 
Landgerichte, 24 an Zahl; 3. die ſieben „Kosoin“ oder Ober⸗ 
landesgerichte; — die sub 2 und 3 genannten, als erſte und 
zweite bezw. zweite und dritte Inſtanz fungirenden Gerichte 
zerfallen je in eine Abtheilung für Civil und Kriminalſachen, 
woraus ſich die in manchen Darſtellungen wiederkehrende, in 
dieſer Weiſe aber irrige Angabe erklären mag, Japan beſäße 
48 Chibö saibauscho genannte Gerichtshoͤfe —; 4. den 
„Daishinin® alt unſerem Reichsgericht etwa gleich zu achtenden 
Oberſten und Kaſſationshof, welcher, mit Sitz in Tokio und 
aus 19 Richtern der oberen Klaſſen gebildet, in Senaten tagt. 

Dieſe kurz angeführte Neuordnung des Gerichts weſens 
machte nun auch eine Aenderung der auf dem Juſtizminiſterial⸗ 
erlaß Nr. 1 von 1880 beruhenden, den Beruf der Advokaten 
in Japan beireffenden Beſtimmungen nothwendig; ein dem 
Parlamente gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze im 
Jahre 1890 vorgelegter diesbezüglicher Geſetzentwurf erhielt je- 
doch nicht die Genehmigung dieſer Körperichaft, ſondern wurde 
erſt nach wiederholter Abänderung und Vorlage im Jahre 1893 
angenommen und erhielt unter dem 3. März genannten Jahres 
die kaiſerliche Sanktion und ſomit Geſetzeskraft. In Geltung 
trat die neue Advokatenordnung — Geſetz Nr. 7 ex 1893 — 
mit dem erſten Mai 1893. 

Dieſelbe zerfällt in 5 Kapitel mit insgeſammt 34 Para⸗ 
graphen — an welche ſich 4 Paragraphen Uebergangsbeſtimmungen 
anſchließen —, und weicht, wenn auch im Allgemeinen nach 
modern - europäiſchem Muſter entworfen, doch in vielfacher Be⸗ 
ziehung von unſerer deutſchen Rechtsanwaltsordnung ab. Es ſei 
in Nachſtehendem der Hauptinhalt der einzelnen Kapitel unter 
Bezugnahme und Hinweis auf einige einſchlägigen Beſtimmungen 
unſerer Anwaltsordnung kurz wiedergegeben. 

Beſchäftigt ſich alſo unſere Rechtsanwaltsordnung in den 
25 Paragraphen ihres erſten Abſchnittes mit der Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft, ſo find die 6 Paragraphen des Kapitel 1 
der japaniſchen den Erforderniſſen und Funktionen der 
Advokaten gewidmet. 

§ 1 definirt gewiſſermaßen, wenn auch etwas allgemein, 
den Begriff des Advokatenberufes, indem er erklärt, „der Advokat 
übe bei den ordentlichen Gerichten im Namen ſeines Klienten 
oder im Gerichtsauftrage gewiſſe durch das Geſetz“ (alſo zumeiſt 
die Civilprozeßordnung) „beſtimmte Funktionen aus,“ zu deren 
Betreibung vor beſonde ren Gerichten (cfr. § 8, Abi. 2; 5 18, 
Abſ. 1 und 8 27, Abi. 1 der R. A. O., auch 88 100 ff. des 
G. V. G.) nur bezügliche Sondergeſetzgebung ermächtigt. 

Für Zulaſſung zur Advokatur find als Erforderniſſe auf⸗ 
geſtellt (8 2): Männliches Geſchlecht, Volljährigkeit, japaniſche 
Unterthanenſchaft, Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte und Ablegung 
der durch Juſtizminiſterialordnung vorgeſchriebenen Prüfung, 
alles Erforderniſſe, welche bei uns im § 1 der R. A. O. in der 
verlangten „Fähigkeit zum Richteramte“ implicite enthalten find. 
Das Erforderniß der Ablegung der Advokatenprüfung fällt aber 
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auch in Japan für im Amte ſtehende oder geweſene Richter oder 
Staatsanwälte, welche zur Advokatur übergehen, fort. Des- 
gleichen find von der Prüfung entbunden: Frühere Advokaten, 
welche auf eigenes Anſuchen von der Advokatenliſte geſtrichen 
find, ihren Beruf aber wieder aufzunehmen wünſchen; ferner die 
Rechtsdoktoren (Nögaku-Nakushi), ſofern fie die vorgeſchriebenen 
Rechtsſtudien abſolvirt haben, welch letztere Einſchränkung dadurch 
ſich erklärt, daß früher in Japan vielfach der Titel eines Doktors 
der Rechte als Ehrentitel verliehen wurde, ohne daß der „Doktor“ 
irgend welchen Studien obgelegen zu haben brauchte; endlich 
auch die diplomirten Schüler der Rechtsfakultät der Kaiſerlichen 
Univerfität, diejenigen der Rechtsabtheilung der ehemaligen 
Univerfität Tokio, ſowie der früheren Rechtsſchule des Juſtiz ⸗ 
miniſteriums. 

Die Gründe für Verſagung der Zulaſſung zur Advokatur, 
welche die deutſche Rechtsanwaltsordnung in obligatoriſche und 
fakultative ſcheidet und in ihren 88 5 und 6 aufzählt — 
eine Scheidung, welche die japaniſche Advokatenordnung nicht 
kennt; wir finden in ihr nur obligatoriſche —, find in letzterer 
ziemlich ausführlich angeführt; es find darnach ausgeſchloſſen 
von der Zulaſſung als Advokaten (8 5): 

1. wer immer ſich eines Verbrechens ſchuldig gemacht 
hat; ausgenommen hiervon bleiben jedoch politiſche 
Verbrecher und durch kaiſerliche Gnade Rehabilitirte; 

2. wer ein Mitglied der kaiſerlichen Familie beleidigt, 
oder ſich des Nachdruckes, der Schriftfälſchung, der 

Ablegung falſcher Zeugenausſage, der Beſtechung, 
Verleumdung, eines Betruges, Vertrauens bruches, 
der Hehlerei geſtohlener oder Unterſchlagung gefundener 
Gegenſtände oder eines Schatzes ſchuldig gemacht 
bezw. einen der unter die 88 175, 260, 282, 286, 
287 und 360 des Strafgeſetzbuches fallenden Ver ⸗ 
gehen’) begangen hat; 

wem die Ausübung der bürgerlichen Rechte auf Zeit 
unterſagt iſt, und zwar ohne Rückſicht auf den 
Grund dazu; 

4. Bankrottirer und Inſolvente, ſolange ſie nicht 
rehabilitirt bezw. ihrer Schulden ledig find. 

Während alſo die von der deutſchen Rechtsanwaltsordnung 
in 8 5 Nr. 3 ſtipulirten, die Zulafiung zur Rechtsanwaltſchaft 
ausſchließenden Gründe ſich in der japaniſchen Advokaten ⸗ 
ordnung nicht finden, dürften die oben sub 1, 2 und 3 der 
letzteren angeführten Gründe fich wenigſtens zum größten Theile 
unter die Nr. 1 und bezw. 5 des 8 5 der deutſch. R. A. O. 
ſubſummiren laſſen, und Nr. 3 zu 8 5 der letzteren dem Abſ. 4 
zu 8 5 der japaniſchen entſprechen. An Nr. 4 zu 8 5 der 


— — 


) Die in genannten Paragraphen behandelten Vergehen ſind: 
1. der Bruch von Siegeln; 2. das Glücksſpiel; 3. Vergewaltigung 
eines Angeklagten; 4. Annahme von Beſtechungsgeſchenken; 5. wiſſent⸗ 
liche Fällung eines ungeſetzlichen Urtheils, ſelbſt ohne das Vorliegen 
einer Beſtechung; und 6. Bruch des Amts- bezw. Briefgeheimniſſes. 
Die sub 3, 4 und 5 bezeichneten Vergehen können natürlich nur 
von einem früheren Richter oder Staatsanwalt ſ. Zt. begangen fein. 
Zu 6 ſei bemerkt, daß nach § 290 der jap. C. P. O. „das Zeugniß 
verweigert werden kann von Anwälten in Betreff der ihnen kraft 
ihres Standes anvertrauten und dadurch bekannt gewordenen That 
ſachen, deren Geheimhaltung geboten iſt“. 
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dertſch. R. A. O. endlich erinnert der § 6 der japaniſchen 
Abrokatenordnung, nach welchem der Advokatenberuf unvereinbar 
iſt mit Ausübung irgend welchen bezahlten öffentlichen Amtes 
(nsgenommen iſt nur die — in Japan honorirte — Mit- 
gliedſchaft des Reichstages, der ſtändigen Kommiſfion eines 
Departements oder eine öffentliche Thätigkeit in beſonderem 
Auftrage einer öffentlichen Verwaltungsbehoͤrde) oder dem 
Betriebe irgend welcher Art von ſonſtigem Handel oder Gewerbe, 
ohne daß zu letzterem die betreffende Anwaltskammer ihre Zu- 
ſtimmung ertheilt hätte. 

Der Advo katenliſte (8 20 der deutſch. R. A. O.) widmet 
die japaniſche Advokatenordnung ein beſonderes Kapitel, nämlich 
Kap. II 5 7—11, jedoch nur allgemeiner Beſtimmungen, indem 
ſie den Erlaß eines ins Einzelne gehenden Reglements für die 
Eintragung in dieſe Lifte dem Juſftizminiſter überträgt; die 
von ihr getroffenen allgemeinen Beſtimmungen bieten manches 
von denen der deutſch. R. A. O. Abweichende dar. 

Während nach letzterer die Eintragung des Rechtsanwaltes 
in die Lifte nach der von der Landesjuſtizverwaltung aus⸗ 
geſprochenen Zulaſſung, und nachdem der Zugelaſſene den Eid 
geleiftet und feinen Wohnſitz genommen hat, ohne Weiteres 
erfolgt, wird in Japan die Zulaſſung zur Advokatur nicht 
beſonders verfügt, ſondern nur die Eintragung in die Liſte. 
Der Advokat hat nämlich dem Juſtizminiſter durch Ver⸗ 
mittelung der Staatsanwaltſchaft des jenigen Gerichtes, an 
welchem er zugelaſſen werden will, unter Beifügung der ſeine 
Qualifikation darthuenden Zeugniſſe und Schriftſtücke ein 
Gesuch um Ertheilung der Genehmigung zur Einſchreibung 
als Advokat in die Advokatenliſte dieſes Gerichtes zu über- 
reichen. Ein ſolche Advokatenliſte wird bei jedem Landgerichte 
geführt, und es gilt der Advokat als demjenigen Gerichte zu⸗ 
gewieſen, in deſſen Liſte ſein Name eingetragen iſt. Für die 
Eintragung iſt ſchon bei Stellung des Geſuches eine Gebühr 
von 20 Yen (etwa 82,40 Mark) zu zahlen, weiterhin bei einem 
eventuellen Uebergange an ein anderes Gericht nur die Hälfte. 

Daß der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nach der 
deutſchen Rechtsanwaltsordnung die Eintragung in die Liſte 
nach der japaniſchen entſpricht, geht auch daraus hervor, daß 
bei uns nach erfolgter Zulaſſung die Eintragung erfolgt, mit 
welcher die Befugniß zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft 
alsdann beginnt, während der in die Liſte eingetragene — in 
unſerem Sinne alſo nur zugelaſſene — japaniſche Advokat 
ſeinen Beruf erſt ausüben darf, nachdem er darauf auch noch 
offiziell in die zuſtändige Advokatenkammer aufgenommen 
worden iſt (§ 24 der jap. Adv. O.). 

Offizialvertheidiger ſowohl, wie ſie die Art. 264 und 279 
der jap. Str. Y. O. fordern als auch die Armenanwälte 
(88 127 ff. der jap. C. P. O.) werden aus der Advokatenliſte 
des Prozeßgerichtes beſtimmt (8 8 jap. A. O.), und zwar durch 
den Staatsanwalt deſſelben (bei uns durch den Vorfitzenden 
des Gerichtes, 55 36 und 39 der R. A. O.). 

Die beiden erſten Kapitel der japaniſchen Advokaten⸗ 
orbnung, wie wir dieſelben vorſtehend wiedergaben, ordnen die 
Materie alſo nicht annähernd ſo ausführlich und genau, wie 
dies die deutſche Rechtsanwaltsordunng in ihrem erſten Abſchnitt 
thut, und wie ein Blick auf dieſelbe lehrt; der Grund hierfür 
ift darin leicht zu finden, daß dieſe für ein ſchon lange be⸗ 
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ſtehendes Rechtsinſtitut und für in langer Zeit herangereifte 
Rechtsverhältniſſe erlaſſen iſt, während jene den noch jungen, 
d. h. erſt zu geſetzlicher Anerkennung gelangten Advokatenſtand 
nicht mit zu eingehenden Vorſchriften überlaſten durfte und es 
mit, wenn auch den unſrigen jetzt ähnlichen, jo doch nicht gleichen 
Rechtsverhältniſſen zu thun hat; Raum für den Erlaß etwa 
nöthiger Vorſchriften und Regeln ließ der Geſetzgeber in richtiger 
Erkenntniß der gegebenen Verhältniſſe durch die oben ſchon er- 
wähnte Beſtimmung in 5 11 der japan. A. O., wonach der 
Juſtizminiſter zum Erlaß eines Reglements, betreffend die Ein⸗ 
tragung (d. h. alſo Zulafjung) in die Advokatenliſten berechtigt 
bleibt; eine ganze Reihe von Beſtimmungen über die Advokaten 
enthält übrigens auch das Bürgerl. Geſetzbuch und die Civil⸗ 
prozeßordnung Sapans, wie wir einige derſelben weiter unten 
noch anführen. 

Kap. III der japan. A. O., die 88 12 bis 17 umfaſſend, iſt 
den „Rechten und Pflichten der Advokaten“ gewidmet, 
correſpondirt alſo mit dem den gleichen Gegenſtand behandelnden 
zweiten Abſchnitt (8 26— 40) der deutſchen R. A. O., aber auch 
in dieſem Kapitel finden ſich manche Beſtimmungen, welche wir 
an anderer Stelle zu finden erwarten würden, und welche unſere 
R. A. O. auch an anderer Stelle bringt. So finden wir hier 
bie Beſtimmung über den Wohnfitz des Advokaten, hinſichtlich 
befien § 17 ſagt: „Jeder Advokat hat feine Kanzlei an dem 
Orte aufzuthun, an welchem fi das Landgericht befindet, 
welchem er beigegeben iſt, oder auch an dem Orte, da ein zu 
dieſem Landgericht gehoͤrendes Ku-Gericht (cfr. hierzu das oben 
über die japaniſchen Gerichte Geſagte) beſteht; feine Adreſſe iſt dem 
Landgericht, welchem er zugetheilt iſt, aufzugeben; “ die deutſche 
Rechtsanwaltsordnung ordnet dieſen Gegenſtand in den 88 18 
bezw. 9, 11, 12 und 107 Abſ. 2 in bekannter Weiſe. 

Die japaniſche A. O. beginnt das Kapitel über die Rechte 
und Pflichten der Advokaten mit den Beſtimmungen über die 
Ausübung der Advokatur vor dem Daishinin, d. h. dem Oberſten 
Gerichts- und Kaſſationshofe, indem fie beſagt, kein Advokat 
dürfe ſeine Thätigkeit vor dieſem Gerichtshofe ausüben, ſofern 
er nicht wenigſtens ſchon ſeit drei Jahren in der Advokatenliſte 
geführt werde; nur wer eine drei Jahre überſchreitende, frühere 
richterliche oder ſtaatsanwaltliche Thätigkeit nachweiſen kann, 
iſt von dieſer Karenzzeit befreit. Eine ſolche Beſchränkung in 
der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgerichte 
kennt die deutſche R. A. O., deren fünfter Abſchnitt, SS 98 bis 
102, die bezgl. Beſtimmungen enthält, bekanntlich nicht, erklärt 
ihrerſeits aber dieſelbe mit der Zulaſſung bei einem anderen 
Gerichte für unvereinbar, was in Japan nicht der Fall iſt. 
Bei den Kosoin und dem Daishinin werden, wie ans dem 
oben über die bei den Landgerichten Japans geführten Advokaten⸗ 
liſten Geſagten hervorgeht, Advokatenliſten nicht geführt; der 
Advokat gilt dem Landgericht, in deſſen Liſten er geführt wird, 
als zugetheilt, wenn er auch nur an einem dieſem unterſtehenden 
Ku-Gerichte praktizirt; er darf aber ohne Weiteres vor dem 
Kosoin oder dem Daishinin „ſeinen Beruf ausüben“, vor 
letzterem jedoch, wie geſagt, nur, nachdem er ſchon drei Jahre 
in einer Advokatenlifſte inſkribirt iſt. § 25 der japan. A. O. (zu 
Kap. IV gehörig, welches von der Advokatenkammer handelt) 
erklärt ſogar ausdrücklich: „Eröffnet der Advokat eine Kanzlei 
außerhalb des Bezirkes des Landgerichtes, dem er angehört, und 
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wünſcht da Praxis auszuüben, ſo hat er ſich nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Advokatenkammer des Landgerichtes, vor welchem 
er thätig fein will, zu richten,“ wonach es ſcheint, als ob der 
einmal bei einem Landgericht inſkribirte Advokat ohne Weiteres 
auch in jedem anderen Bezirk ſogar ein Rechtsbüreau etabliren und 
praktiziren kann. Wir ſehen alſo auch hieraus, daß in Japan 
die Eintragung in die Liſte für den Advokaten gleichbedeutend iſt 
mit der nubeſchränkten Zulaſſung zur Ausübung feines Berufes, 
ſobald er Mitglied der Advokatenkammer des Gerichtes, bei 
welchem er inſkribirt iſt, geworden iſt; nur iſt er verpflichtet, 
feinen Wohnſitz und eine Kanzlei im Bezirke dieſes Gerichtes 
zu haben, ſodaß er alſo nur, wenn er feinen Wohnfitz verlegen 
will, ſich in die Liſte des dann zuſtändigen Landgerichtes neu 
eintragen laſſen muß. Dieſe Beſtimmung mußte beibehalten 
werden, um eine einigermaßen decentralifirte Aufficht, Standes ⸗ 
organiſation und Disziplinirung zu ermöglichen, wie wir weiter 
unten ſehen werden. 

Des Weiteren enthält nun unſer Kap. III der japan. A. O. 
Beſtimmungen, welche denen in 88 30 und 31 zu 2 und 3 
der deutſch. R. A. O. entſprechen, verbietet dem Advokaten 


Klageanſprüche zu erwerben, und erklärt, daß der von einem 


Gerichte von Amtswegen mit Führung einer Sache betraute 
Advokat (als ex officio-Vertheidiger oder Armenbeiſtand) ſeine 
Thätigkeit nur unter Angabe geſetzlicher Gründe verweigern dürfe. 

Die Advokatenkam mer (Kap. IV 58 18—30 der japan. 
A. O.) ſetzt ſich aus den bei einem Landgericht inſkribirten 
Advokaten zuſammen, und unterſteht der Aufficht des Kaiſerl. 
Staatsanwaltes an dieſem Gerichte, welcher den Kammerfitzungen 
beiwohnen und Sitzungsberichte einfordern kann. Die Kammer 
hat jährlich eine Generalverſammlung abzuhalten, nach Bedürfniß 
jedoch auch mehrere; fie hat einen Präfidenten, event. auch einen 
Präfidenten⸗ Stellvertreter und, nach Wunſch oder Bedürfniß, 
einen ſtändigen Ausſchuß zu wählen; die Wahlergebniſſe, Ort, 
Zeit und Tagesordnung der Sitzungen find dem Kaiſerl. Staats- 
anwalte ſtets mitzutheilen. Die Kammer ſtellt ihr Reglement 
— der Ausdruck Geſchaftsordnung würde nicht zutreffen, da das 
Reglement die Grenzen einer ſolchen weit überſchreitet — ſelbſt 
auf und muß in demſelben Beſtimmungen treffen: über die 
Art der Wahlen und der Geſchäftsführung ihres Präfidenten, 
deſſen Stellvertreters und des ſtändigen Ausſchuſſes; über Art 
der Einberufung ꝛc. des letzteren und der Generalverſammlung; 
über die Gebühren und Honorare der Advokaten in dem 
Kammerbezirk; und hat alles vorzuſehen, was zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehre und Würde des Standes und zur Sicherung 
der Kammerdisziplin nothwendig oder geeignet erſcheint. 

Der Entwurf des Reglements iſt durch Vermittelung der 
Kaiſ. Staatsanwaltſchaft dem Juſtizminiſter zwecks Ertheilung 
der Genehmigung vorzulegen; letzterer darf auch mit den Ge⸗ 
ſetzen oder dem Reglement nicht in Einklang ſtehende oder die 
Befugniſſe der Kammer überſchreitende Beſchluͤſſe der letzteren 
anulltren. Außer den im Geſetz oder ihrem Reglement vor- 
geſehenen Gegenſtänden darf die Kammer nur die im § 49, 4 
und 50 der deutſch. R. A. O. bezeichneten Fragen zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung ſtellen. 

Vergleichen wir dieſe Beſtimmungen der jap. A. O. mit 
dem den Anwaltskammern gewidmeten dritten Abſchnitt der 
deutſch. R. A. O., ſo iſt — abgeſehen von dem Umſtande, daß 
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letztere einen großen Theil der dem Reglement jeder jap. Kammer 
vorbehaltenen Beſtimmungen ſelbſt einheitlich regelt, und ab⸗ 
geſehen von den Unterſchieden in der Organiſation der Kammer 
und der Auffichtsbehörde — wohl der erwähnenswertheſte Unter⸗ 
ſchied der, daß jede Advokatenkammer in Japan die Advokaten ⸗ 
gebühren für ihren Bezirk ſelbſtändig aufſtellt, daß es alſo eine 
einheitliche „Gebührenordnung für Rechtsanwälte“ nicht giebt. 
Wenn der Juſtizminiſter auch gelegentlich der von ihm vorzu⸗ 
nehmenden Prüfung und Beſtätigung der genannten Kammer⸗ 
reglements, die Möglichkeit hat, auf eine gewiſſe Einheitlichkeit 
in den Gebührenſätzen der verſchiedenen Kammern hinzuwirken, 
fo wird ſich doch nicht verkennen laſſen, daß dieſe Verſchieden⸗ 
heit der Advokatengebühren doch große Nachtheile, nicht blos 
für das rechtſuchende Publikum, ſondern auch in mancher Hin- 
fiht für den Stand der Advokaten ſelbſt zeitigen muß, Nach⸗ 
theile, welche fo offenbar find, daß wir dieſelben hier nicht 
weiter auszuführen brauchen, und welche die etwa damit ver⸗ 
bundenen Vortheile weit überwiegen. 

So verhältnißmäßig weitgehend die Befugniſſe der Advokaten 
kammer nun auch bei Feſtſetzung der Reglements find, jo gering- 
fügig find die ihr gegen ihre Mitglieder zuſtehenden Dis ziplinar⸗ 
befugniſſe, wie fie das fünfte und letzte Kapitel der jap. A. O. 
aufweift; die Kammer hat eigentlich nur das Recht, die Ein- 
leitung des Disziplinarverfahrens gegen ein Mitglied zu bean⸗ 
tragen, das Verfahren ſelbſt iſt ihr völlig entrückt. 

Macht ſich — um die diesbezüglichen Beſtimmungen der 
das Kap. V bildenden 88 31—34 kurz anzuführen — ein 
Advokat der Verletzung einer Beſtimmung der Adv.⸗Ord. oder 
des Kammerreglements ſchuldig, ſo ſtellt der Schriftführer der 
Kammer auf Grund eines Beſchluſſes der Generalverſammlung 
derſelben oder des Ständigen Ausſchuſſes bei dem Kaiſ. Staats: 
anwalte das Geſuch um Verhängung einer Disziplinarſtrafe. 
Letzterer — der übrigens auch ohne Kammerantrag gegen jeden 
zu feinem Bezirk gehörigen Advokaten in dieſer Weiſe vorgehen 
kann — beantragt nun ſeinerſeits bei dem Generalprokurator 
das Disziplinarverfahren, für welches der bei dem übergeordneten 
Appellgericht (Oberlandesgericht, Kosoin) beſtehende Disziplinar- 
gerichtshof zuſtändig ift und die Vorſchriften des allgemeinen 
Disziplinargeſetzes in Frage kommen. Als zu verhängende 
Disziplinarſtrafen fett die Adv.⸗Ord. feſt: den Verweis; Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 100 Yen (etwa 420 Mark); Suspenfion bis zur 
Dauer eines Jahres; Streichung aus der Advokatenliſte. 

Die Befugniſſe der Kammer in dieſer Beziehung find alſo 
im Vergleich mit der ziemlich ausgeprägten und ſelbſtändigen 
Disziplinargewalt der deutſchen Anwaltskammern ſo ziemlich 
gleich Null; man darf aber bei all dieſen nach unſeren An- 
ſchauungen mangelhaften und engherzigen Beſtimmungen nicht 
vergeſſen, daß wir es in Japan eben mit einem jungen Rechts 
inſtitut — wenn es auch Beiſtände, Fürſprecher und Anwälte 
ſchon länger gab — und einer noch jüngeren Standesorganiſation 
zu thun haben, welcher der Geſetzgeber nicht ohne Weiteres 
Befugniſſe einräumen konnte, wie dieſelben unſer alter ange⸗ 
ſehener Rechtsanwaltſtand befitzt. Die japaniſchen Advokaten 
haben ihre Stellung im öffentlichen und Rechtsleben erſt zu 
feſtigen, ſich das Anſehen und Vertrauen bei Publikum und 
Behörden zu gewinnen, ſich der Verleihung größerer Rechte 
würdig zu zeigen, und werden dann erſt erfolgreichen Anſpruch 
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auf Gewährung aller derjenigen Vorrechte erheben können, 
welche fie jetzt noch etwa im Vergleiche zu dem Anwaltsſtande 
der meiſten europälfhen Staaten vermiſſen. Der Geſetzgeber 
hat ihnen hierzu den Weg geebnet, wie zahlreiche auf die 
Advokaten bezügliche Beſtimmungen des Civilgeſetzbuches, der 
Civilprozeßordnung und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zeigen 
und von denen einige beſonders intereſſante hier noch Platz 
finden mögen,“) ſoweit ſie zur Ergänzung der an der Hand 
der A. O. oben gegebenen Darftellung des japanifchen Advokaten⸗ 
ſtandes beizutragen geeignet ſcheinen. 

So beftimmt das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 10. Februar 
1890 in ſeinem 5 114, daß die Advokaten, gleich den richter ⸗ 
lichen Beamten, vor Gericht die ihnen verliehene Amtsrobe zu 
tragen haben. 

Gegen das auch in Japan blühende Unweſen der Winkel⸗ 
Ionfulenten ſchützt die japaniſchen Advokaten 5 83 der Civil⸗ 
prozeßordnung, welcher beſtimmt: Anwälte find berechtigt, nicht 
blos als Bevollmächtigte, ſondern auch um die mündliche Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsvertheidigung zu führen, als Beiſtände 
neben den Parteien oder Bevollmächtigten vor Gericht auf⸗ 
zutreten. Nicht zu den Anwälten gehörige Perſonen dürfen als 
Beiftände nicht und als Bevollmächtigte nur mit Genehmigung 
des Prozeßgerichtes, welche von ihnen vor der Vornahme der 
erſten Prozeßhandlung nachzuſuchen iſt, und nur in denjenigen 
Sachen, für welche die Genehmigung ertheilt iſt, vor Gericht 
auftreten. Eine Klage auf Honorar für ihre Dienſtleiſtungen 

ſteht derartigen Bevollmächtigten nicht zu. 

Der Anſpruch auf Honorar bezw. Gebühren der Advokaten 
ift verjährt nach § 172 des Civilgeſetzbuches — abgeſehen von 
einigen beftimmten Fällen, für welche eine Friſt von 5 Jahren 
ſtipulirt iſt —, ſofern nicht innerhalb zweier Jahre nach 
Beendigung des fie bedingenden Auftrages die Einforderung 
derſelben in die Wege geleitet iſt. Die Klagen der Anwälte 
wegen ihrer Gebühren und Auslagen können nach § 23 C. P. O. 
bei demjenigen Gerichte erhoben werden, bei welchem der Haupt⸗ 
prozeß in erfter Inſtanz anhängig geworden ift. 

Die Verantwortlichkeit der Advokaten für von ihnen in 
Ausübung ihres Berufes empfangene Urkunden, Schriftſtücke ꝛc. 


erliſcht drei Jahre nach Beendigung des bezügl. Rechtsgeſchäftes 


bezw. Auftrages (§ 171 Bürgerl. Geſetzbuch). 

Was endlich die Ausübung der Sitzungspolizei des Gerichts ⸗ 
vorfitzenden gegen einen bei der Verhandlung betheiligten Anwalt 
betrifft, fo kann der Vorfitzende dem Anwalte, ſofern derſelbe 
ſich einer unpaſſenden Ausdrucksweiſe bedient, das Wort ent- 
ziehen (§ 111 des Ger. Verf. Geſ. vom 10. Februar 1890); 
macht der Anwalt ſich einer gröberen Ungebühr ſchuldig, ſo kann 
von dem Gerichtshofe, vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen oder 
disziplinaren Verfolgung, gegen ihn eine Ordnungsſtrafe bis zu 
50 Ven (etwa 210 Mark) feſtgeſetzt werden, wogegen dem 
Betroffenen der Weg der Beſchwerde offen ſteht. 


) Den letzten Abſchnitt der jap. A. O., der in den SS 35—88 
nur Uebergangsbeſtimmungen enthält, können wir füglich, als gegen⸗ 
wärtig kein Intereſſe mehr bietend, übergehen. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 18. bis 28. Februar 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

L Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 93, 99, 102. 

Das Urtheil des L. G., welches, geſtützt auf ein Anerkenntniß 
der Bekl., dieſe nach Klagantrag für ſchuldig erklärt, zur Aus- 
einanderſetzung des Nachlaſſes der Wittwe S. mitzuwirken, die 
Koſten des Rechtsſtreits aber in Anwendung des 5 93 der 
C. P. O. den Kl. auferlegt, konnte nach & 511 der C. P. O. 
nur mit der Berufung angefochten werden und nach & 99 
Abſ. 2 der C. P. O., welcher hier eine Ausnahme von der 
Regel des Abſ. 1 des 899 der C. P. O. zuläßt, konnte dieſes 
Rechtsmittel auch gegen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
allein gerichtet werden. Die Zulaſſung der ſofortigen Beſchwerde 
($ 577 der C. P. O.) gegen die Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt nach Abi. 3 des § 99 der C. P. O. tft ausdrücklich an 
die — bier nicht vorliegende — Vorausſetzung gekuuͤpft, daß 
eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen iſt. Es 
ergab ſich hiernach ſchon aus der Faſſung der einſchlägigen 
Geſetzesbeſtimmungen, daß das erwähnte Anerkenntniß⸗-Urtheil 
mit der ſofortigen Beſch werde nicht angreifbar war und findet 
ſich dieſe Auslegung durch die Materialien des Geſetzes (Komm. 
B. S. 39) nur beftätigt, wie fie auch in den Kommentaren 
anerkannt wird. Es erſcheint daher gerechtfertigt, daß das 
O. L. G. in der Einlegung der ſofortigen Beſchwerde gegen 
genanntes Urtheil ein grobes Verſchulden des Prozeß bevollmäch⸗ 
tigten der Kl. erblickt und denſelben gemäß § 102 der C. P. O. 
zur Tragung der hierdurch veranlaßten Koſten verurtheilt hat. 
Die gegen dieſen Beſchluß von Rechtsanwalt N. eingelegte jo- 
fortige Beſchwerde iſt zwar nach $ 102 Abſ. 3 der C. P. O. 
zuläffig, konnte aber nicht für begründet erachtet werden. Wenn 
zu deren Rechtfertigung geltend gemacht wird, daß die Vor⸗ 
ſchriften des § 99 Abſ. 2 und 3 der C. P. O. erſt ſeit dem 
1. Januar 1900 in Geltung ſeien, das Geſetz auch nicht aus ⸗ 
ſpreche, daß die Anfechtung nicht im Wege der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde zu erfolgen habe, Entſcheidungen der ſtreitigen Frage 
noch nicht bekannt geworden ſeien und daß der Beſchwerdeführer 
einen Kommentar zur Prozeßordnung in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Mai 1898 nicht beſfitze, fo konnen dieſe Momente 
nicht als entſchuldigend anerkannt werden. Das Rechtsmittel 
der ſofortigen Beſchwerde iſt nur für beſtimmte Fälle im Geſetze 
vorgeſchrieben, für den vorliegenden Fall aber nicht, und die 
Einfiht von Kommentaren zur neuen C. P. O. ſteht den Rechts 
anwälten leicht zu Gebot. II. C. S. i. S. Fiſcher o. Schork 
vom 12. Februar 1901, B Nr. 12/1901 II. 

2. 88 99, 514 ff. 

Die Revifion iſt ohne Rückficht auf den Werth des Streit ⸗ 
gegenſtandes zuläffig, inſoweit es ſich um die Unzuläffigkeit der 
Berufung handelt (C. P. O. $ 547). Die Kl. halten die 
vom Bekl. eingelegte Berufung um des willen für unzuläſſig, 
weil ihr Rechtsvorgänger durch die von der beklagten Handels- 
geſellſchaft am 26. Juli 1898 und am 2. Januar 1899 ge⸗ 
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leiſteten Zahlungen befriedigt worden ſei. Dieſe Anfiht iſt 
jedoch unzutreffend. Die Frage nach der Zuläſſigkeit eines 


Rechtsmittels beſtimmt ſich nach dem Zeitpunkte, zu dem es 


eingelegt worden iſt, ſodaß wenn nach der Einlegung des 
Rechtsmittels der Streit in der Hauptſache ſich erledigt und 
inſoweit das Rechtsmittel gegenſtandslos wird, dies der weiteren 
Verfolgung des Rechtsmittels wegen der Koſtenentſcheidung 
nicht entgegenſteht. (Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 27 
S. 366, Bd. 29 S. 381). Nun find die Zinſen, zu deren 
Zahlung die Bekl. durch das landgerichtliche Urtheil verurtheilt 
worden find und deren Nachforderung ſich G. bei Inempfang⸗ 
nahme des Kapitals von 15 000 Mark vorhehalten hatte, am 
2. Januar 1899, alſo erſt nach Einlegung der Berufung an G. 
von der beklagten Handelsgeſellſchaft gezahlt worden und es 
würde daher ſelbſt ein Rechtsmittel dieſer Geſellſchaft nicht 
unzuläffig geweſen ſein. Schon hiernach kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Berufung des Bekl. auch unter 
Berückſichtigung der Vorſchrift in 8 99 Abſ. 1 der C. P. O. 
zuläſſig war, und es braucht daher auf die Ausführungen im 
angefochtenen Urtheile, insbeſondere auf die Frage, ob die 
Berufung nicht ſelbſt dann als zuläſſig hätte angeſehen werden 
müſſen, wenn auch die Zinſen vor Einlegung des Rechtsmittels 
bezahlt worden wären, nicht eingegangen zu werden. VI. C. S. 
i. S. Graupe c. Berger vom 7. Februar 1901, Nr. 261 / 1900 VI. 

3. 8 148. 

Das B. G. hat den von der Bekl. in der mündlichen 
Verhandlung geſtellten Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens 
beſonderer Beſchlußfaſſung nicht unterzogen, ſondern in den 
Gründen des die Berufung zurückweiſenden Urtheils als der in 
dem § 148 der C. P. O. geſetzten Vorausetzungen ermangelnd 
abgelehnt, und der Revifion mag zugegeben werden, daß der 
Beurtheilung des Reviſionsgerichts die Prüfung, ob das Vor⸗ 
handenſein der gedachten Vorausſetzungen rechtsirrthümlich vom 
B. G. verneint worden und folgeweiſe das angefochtene Urtheil 
wegen Verletzung des § 148 leg. oit. aufzuheben iſt, bei dieſer 
Sachlage nicht verſchloſſen iſt. Gleichwohl iſt dem eingelegten 
Rechtsmittel der Erfolg zu verſagen; denn ein Rechtsirrthum 
liegt der Verneinung nicht zu Grunde. Die Gegenforderung, 
deren Aufrechnung Bekl. geltend gemacht hat, ſteht mit der in 
der Klage geltend gemachten Forderung nicht im rechtlichen 
Zuſammenhange und das Gericht I. J. hat nach vorgängiger 
Anordnung, daß über die Klage und über die Aufrechnung ge 
trennt verhandelt werde, über die Klagforderung entſcheidend die 
Bekl. unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung 
nach dem Antrage des Kl. zur Zahlung verurtheilt. Durch die 
gegen dieſes Urtheil eingelegte Berufung iſt mithin der Rechts⸗ 
ſtreit bei dem B. G. nur inſoweit anhängig geworden, als er 
den Klaganſpruch unter Vorbehalt der Entſcheidung über die 
Aufrechnung zum Gegenſtande hat. Iſt dies aber der Fall, ſo 
ergiebt ſich als Selbſtfolge, daß die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits in der Berufungsinſtanz nicht abhängt von dem Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen der Gegenforderung, daß alſo die Ausſetzung 
der Verhandlung bis zur Erledigung des Rechtsſtreits, durch 
welchen die Bekl. die der Aufrechnung zu Grunde gelegte 
Forderung nunmehr auch klagend verfolgt, jo wenig zuläffig iſt, 
als ſie es iſt bis zur Erledigung des Nachverfahrens über die 
in I. J. anhängig gebliebene Einrede der Aufrechnung. III. C. S. 
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i. S. Mecklenburgiſche Sparbank c. Kirchner vom 5. Februar 
1901, Nr. 332/1900 III. 

4. 5 256. | 

Von der Revifion wird gerügt, daß das B. G. das Vor⸗ 
liegen der geſetzlichen Vorausſetzungen einer Feſtſtellungs klage, 
insbeſondere ein rechtliches Intereſſe der Kl. an der alsbaldigen 
Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes mit Unrecht an⸗ 
genommen habe, indem in dieſer Beziehung die Rückficht auf 
die Vereinfachung des künftigen, die Feſtſtellung der Höhe der 
klägeriſchen Forderung bezweckenden Prozeſſes nicht genüge. 
Dieſe Rüge iſt ungerechtfertigt. Das B. G. hat ſeine An- 
nahme, daß ein ſolches rechtliches Intereſſe der Kl. vorliege, im 
Weſentlichen damit begründet, daß einerſeits derſelben zur Zeit 
noch nicht mögli jet, den ihr durch die Bekl. zugefügten 
Schaden ziffermäßig anzugeben und ſomit eine Verurtheilung 
der Bekl. zur Bezahlung einer beſtimmten Schadenserſatzſumme 
zu begehren, daß aber andererſeits die Verpflichtung der Bekl. 
zur Leiſtung eines ſolchen Schadenserſatzes dem Grunde nach 
und insbeſondere der hierbei in Betracht kommende Umſtand, 
ob die Bekl. wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit das 
klägeriſche Zeichenrecht verletzt habe, im gegenwärtigen Prozeſſe 
bei Gelegenheit der Entſcheidung über den klägeriſchen Antrag 
auf Verbot des Gebrauchs des Waarenzeichens und über die 
hierauf bezügliche Frage der Widerrechtlichkeit dieſes Gebrauchs 
leicht feſtgeſtellt werden könne, und daß durch eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung der künftige, die Feſtſetzung der Höhe dieſes Schadens 
bezweckende Prozeß weſentlich vereinfacht und namentlich eine 
Wiederholung des Beweis verfahrens vermieden werde. Durch 
dieſe Ausführungen iſt das Intereſſe der Kl. an der alsbaldigen 
Feſtſtellung in ausreichender und rechtlich einwandfreier Weiſe 
begründet. Es erſcheint namentlich nicht als rechtsirrthümlich, 
daß das B. G. bei der Beurtheilung des klägeriſchen Intereſſes 
auch auf die hervorgehobene Geſtaltung des gegenwärtigen 
Prozeſſes und auf die Vereinfachung des künftigen, die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe des Schadens bezweckenden Prozeſſes, welche 
im Falle der ſchon jetzt erfolgenden Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Bekl. eintreten wird, Rückficht genommen hat. 
II. C. S. i. S. Wentz c. Wallerſtein u. Liebmann vom 
1. Februar 1901, Nr. 313/1900 II. 

5. 88 313, 314. 

Die Reviſion rügt, daß dem angefochtenen Urtheil ein den 
geſetzlichen Vorſchriften entſprechender Thatbeſtand fehlt, daß 
man nicht erſehen könne, welche Behauptungen der Bekl. zur 
Begründung ſeiner Berufung aufgeſtellt, welche Beweiſe er an⸗ 
geboten und welchen Eid er der Kl. zugeſchoben habe und daß 
es daher an jeder Grundlage für die zutreffende Nachprüfung 
der ergangenen Entſcheidung mangele. Der Angriff iſt be⸗ 
gründet und muß zur Aufhebung des Berufungsurtheils führen. 
Aus dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils erfährt man 
unmittelbar nur, daß über die Berufung des Bekl. mündlich 
verhandelt und dabei die Correſpondenz und die Velountine⸗ 
bücher vorgelegt worden ſeien. Im Uebrigen wird man auf 
die Sachdarſtellung im Berufungstheilurtheile vom 29. Mai 
1900 verwieſen. Der Thatbeſtand dieſes Theilurtheils aber 
enthält in Bezug auf die Berufung des Bekl. felbftändig nur 
die geſtellten Anträge, während er ſonſt nur allgemein auf den 
vorgetragenen“ Inhalt des damals angefochtenen Urtheils, 
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ug atumt. Zum Eingange des Thatbeſtandes dieſes letzteren 
Urtheils, der im Mebrigen den Sach- und Streitſtand für die 
mei Damals noch ſtreitigen Einwendungen des Bekl. ſelbſtändig 
barlıpt, heißt es dann wiederum, daß auf den vorgetragenen 
Jihalt des landgerichtlichen Theilurtheils vom 20. April 1899 
Bezug genommen werde. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob 
ber Tatbeſtand des jetzt angefochtenen Urtheils ſchon deshalb 


gegen die Vorſchrift in § 313 Abſ. 1 Ziff. 3 der C. P. O. 


berftoße, weil die Darſtellung des Sach und Streitſtandes in 
Belge der ſich wiederholenden Verweiſungen den Charakter der 
Cinpeitlichteit vollſtändig verloren hat und man gendͤthigt wird, 
dab Parteivorbringen an den verſchledenſten Stellen zuſammen⸗ 
jagen. Für die Urtheile der Berufungsinſtauz iſt in der 
Kachtſprehung des R. G. anerkannt, daß es regelmäßig den 
Vahältuiſſen entſpreche, wenn der Thatbeſtand nur das be⸗ 
Ionbere Berufungsvorbringen ſelbſtändig darſtelle, für das Vor⸗ 
bringen der erſten Inſtanz aber auf das angefochtene Urtheil 
denz nehme (Entſch. in Civilſachen Bd. IV ©. 431). Ju- 
befen hat damit ſelbſtverſtändlich dieſes Verfahren nicht auch 
für ſolche Fälle gebilligt werden ſollen, wo es zu vollſtändiger 
Jefplitterung des Urtheilſtoffes führt. Entſcheidend iſt vor⸗ 
legend ein anderer gewichtigerer Grund. Aus dem That⸗ 
funde des B. U. läßt ſich das Vorbringen der Parteien mit 
Eiherfeit überhaupt nicht feſtſtellen, ſoweit es aber feſtzuſtellen 
i ſcht es mit der Entscheidung des B. G. in Widerſpruch. 
u peaügt bier die Hervorhebung eines Punktes. Wörtlich ge⸗ 
nenne kann die Angabe des in Bezug genommenen Berufungs⸗ 
tealntheil, daß auf den „vorgetragenen Inhalt“ des landgerichtlichen 
& verwieſen werde, nur die Bedeutung haben, daß der 
Jualt dieſes Urtheils in der Berufungsinſtanz vorgetragen 
worden, nicht aber daß auch das Theilurtheil der erſten Inſtanz, 
auf veces freilich das L. G. im Thatbeſtande feines End⸗ 
urtheil als ihm vorgetragen Bezug nimmt, zum Vortrage ge⸗ 
lugt je. Im Thatbeſtande des landgerichtlichen Endurtheils 
wird aber die Behauptung des Bekl., welche feiner Einwendung 
in Orunde liegt, nur fo bekundet, wie fie allenfalls zu der vom 
. G. feſtgeſetzten Gidesnorm, gar nicht hingegen zu der vom 
G. vorgenommenen Aenderung paßt. Denn hiernach war 
behauptet, daß p. Iven die Dispofitions ſtellung für 1284 un⸗ 
Hrachbate Veloutine-Rollen als gerechtfertigt anerkannt und daß 
her Beitrag für dieſe 1284 Rollen nach dem Vertragspreiſe be⸗ 
uhnet dem Abzuge von 1582,90 Mark entſpreche. Daß dieſe 
Vehenptung in der Berufungsinſtanz geändert worden ſei, er- 
hit nicht aus der Bemerkung zum Schluſſe der Entſcheidungs⸗ 
Finde des angefochtenen B. U., daß es bei dem Eide für 
Nn fein Bewenden behalten müffe, aber bie Norm des Eides 
zalſprechend den Angaben des Bekl.“ abzuändern und richtig zu 
felen ſel. Wenn auch thatbeſtandliche Feſtſtellungen dadurch 
Iren Charakter nicht verlieren, daß fie in den Entſcheidungs⸗ 
ränden enthalten find (Entſch. Bd. II S. 395), fo kann doch 
vorliegend ſchon aus dem Grunde von einer ſolchen Feſtſtellung 
kürt decke fein, weil es für dieſe Angaben des Bekl. an dem 
Sahalte fehlen würde. Wollte man aber aus biefer Stelle der 
Geldungsgründe und ans der Verweiſung im Anfang des 
Shatbeftandes des Berufungstheilurtheil und des erſtinſtanzlichen 
Gadurtheifeg die Meinung des B. G. dahin auffaſſen, daß ihm auch 
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worden ſei, worin die Behauptung des Bekl. in der dem abge- 
aͤnderten Eid entſprechenden Form bekundet iſt, fo würde das 
B. G. der Vorwurf treffen, daß fein Thatbeſtand widerfprechende 
Angaben über das weſentliche Vorbringen des Bekl. enthielte 
und aus dieſem Grunde unbrauchbar ſein würde. Allerdings 
iſt es möglich, daß die thatbeſtandliche Feſtſtellung über die 
hier hergehöͤrige Behauptung des Bekl. in dem erſtinſtanzlichen 
Endurtheil auf einem Itrthume des Gerichts beruhe. Aber 
wenn auch dieſe Möglichkeit ſogar wahrſcheinlich ſein mag, fo 
durfte ſich das B. G. doch nicht damit begnügen, die beiden 
unvereinbaren Feſtſtellungen neben einander beſtehen zu laſſen, 
ſondern es Hätte, erforderlichenfalls unter Anwendung des 
richterlichen Fragerechts, den richtigen Inhalt des vom Bekl. 
gewollten Vorbringens ermitteln und in ſeinem Thatbeſtand in 
einer jeden Zweifel ausſchließenden Beſtimmtheit wiedergeben 
müfſen. So wie der Thatbeſtand beſchaffen iſt, läßt er alſo 
ſelbſt dann, wenn man ihn aus dem Juhalte des erflinftanz- 
lichen Theilurtheils ergänzen dürfte, den ſicheren Boden für die 
Prüfung des Revifionsgerichts vermiſſen, ob das Geſetz auf das 
Sachverhältniß, welches die Parteien vor dem B. G. mündlich 
vorgetragen haben, richtig angewendet ſei. (Entſch. Bd. VI 
S. 350.) Uebrigens mag noch bemerkt werden, daß auch in 
anderer Richtung, z. B. über die Zeit des angeblichen Anerkennt⸗ 
niſſes durch Iven große Unklarheit herrſcht. I. C. S. i. S. 
Lippelt o. Hanſa, Iven und Co. vom 16. Januar 1901, 
Nr. 414/1900 J. 
6. § 385. ü j 
Unter „Handlungen“ iſt in 5 885 Nr. 4 der C. P. O. 
nicht blos die Begründung ganz nener Nechtsverhältuiſſe zu ver. 
ſtehen, ſondern Handlungen aller Art, die für das fragliche 
Rechtsverhältniß von Bedeutung find. Nach dem, was in ſolchen 
Fällen das Gebräuchliche iſt, mußte es nun bei jenem Vertrags- 
ſchlnſſe zwiſchen den Parteien als die Willens meinung des Bekl. 
angeſehen werden, daß feine Ehefrau befugt fein ſolle, während 
ihres Aufenthaltes in der Klinik als ſeine Vertreterin ſelbſt 
zu beſtimmen, was ſie im Einzelnen an ärztlichen und andern 
Leiſtungen entgegennehmen wolle. Demgemäß würde ſie alſo 
als Vertreterin des Beklagten die fraglichen Abendbeſuche 
gewünſcht und empfangen haben, und iſt daher jetzt nicht be⸗ 
rechtigt, ihr Zeugniß darüber, ob fie das gethan hat, zu ver⸗ 
weigern. VI. C. S. i. S. Deutſchmann e, Magnus vom 
7. Februar 1901, B Nr. 27/1901 VI. 
7. 5 597. | | | | 
Es iſt die Streitfrage zu entſcheiden, ob die En 
des B. G., ſoweit es die Klage in der Hoͤhe der — 
zu 2500 Mark nebft Zinſen als im Urkundenprozeß unſtatthaft 
lar Zeit abgewiesen hat, sachlich gereitfertigt war. Diefe Frage 
iſt aber zu bejahen, da das B. G. mit Recht angenommen hat 
daß die von der Kl. in der Berufungsinſtanz vorgelegten Ur. 
kunden Blatt 145, 146 und 147, die dem Bekl. vor der mund. 
lichen Verhandlung vom 9. Juli 1900 nicht einmal mitgetheilt 
worden waren, von der Kl. verſpätet geltend gemacht wurden 
und zur Begründung der Forderung auf die weitere Rate zu 
2500 Mark nebſt Zinſen im Urkundenprozeſſe nicht mehr 5 
konnten. Denn den Vorſchriften des 8 593 Abſ. 2 der C. P. O 
iſt, wie das B. G. feſtgeſtellt hat, in keiner Weiſe genügt, 
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während fie zwingender Natur find. Die Bezugnahme auf die 
Klage und ihre Beilagen kann nicht, wie die Rkl. meint, die 
vorgeſchriebene rechtzeitige Zuftellung der Urkunden an die Gegen ⸗ 
partei erſetzen, da die hier maßgebenden Urkunden erſt einige 
Monate nach Zuſtellung der Klage entftanden find. Für die 
Behauptung der Rkl., daß“ das B. G. die Verhandlung erſt 
hätte vertagen müſſen, um der Kl. die Einhaltung der Friſt des 
8 593 Abſ. 2 der C. P. O. zu ermöglichen, fehlt es an jedem 
geſetzlichen Anhaltspunkt. I. C. S. i. S. Serum -⸗Geſell⸗ 
ſchaft o. Scheche vom 30. Januar 1901, Nr. 346/1900 J. 

8. 58 707, 719. 

In der Rechtssprechung des R. G. zu den 85 719 
und 707 der C. P. O. iſt zwar anerkannt, daß durch die 
Vorſchrift des letzten Abſatzes des $ 707 die Anfechtung eines 
Beſchluſſes über einen der im erſten Abſatze bezeichneten Gegen 
ſtände daun nicht ausgeſchloſſen wird, wenn das Gericht den 
Antrag deshalb zurückgewieſen hat, weil ein Fall der 88 719 
und 707 nicht vorliege, oder wenn es jene Vorſchriften auf 
einen Fall angewendet hat, der von denſelben nicht betroffen 
wird. Im Uebrigen find aber die auf Grund jener Be; 
ſtimmungen von dem zuſtändigen Gerichte in Bethätigung des 
dort eingeräumten Ermeſſens erlaſſenen einſtweiligen Anordnungen 
bezüglich der Zwangsvollſtreckung nach der Vorſchrift des letzten 
Abſatzes des § 707 der Anfechtung durch Beſchwerde entzogen 
und zwar ohne Rückficht auf den Inhalt der angefochtenen 
Eutſcheidung. Die von der Beſchwerde für eine gegentheilige 
Annahme angerufenen Ausführungen in dem Beſchluſſe des 
v. C. S. vom 8. März 1889 — Entſch. in Civilſachen 
Bd. 25 S. 401, daß „die Entſcheidung des Richters der 
hoͤheren Inſtanz darüber, ob bei einem Beſchluſſe dieſer Art das 
Vorhandenſein der Bedingungen zur Anwendung des 
§ 647 (etzt 707) mit Recht angenommen ift, durch die Vor⸗ 
ſchrift in Abſ. 2 nicht ausgeſchloſſen ſei , beziehen fich, 
wie aus deren Wortlaute, aus dem Hinweiſe auf den Beſchluß 
vom 2. Oktober 1886 — Gruchot, Beiträge, Bd. 31 S. 106 
— und aus dem der Entſcheidung unterſtellten Sachverhältniſſe 
klar und unzweideutig hervorgeht, lediglich auf einen Fall der 
zuerſt bezeichneten Art, wenn darüber Streit beſteht, ob über ⸗ 
haupt ein Fall der 88 719 und 707 vorliege. Hier aber 
hatte der Bekl. mit Einlegung der Berufung gegen das land» 
gerichtliche Urtheil, welches gegen Sicherheits leiſtung für vor- 
läufig vollſtreckvar erklärt war und aus dem nach Leiſtung der 
Sicherheiisleiſtung bereits vollſtreckt wurde, die einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung oder 
gegen eine durch Hinterlegung näher bezeichneter Aktien zu 
leiſtende Sicherheit beantragt und Thatſachen geltend gemacht, 
welche glaubhaft machen ſollten, daß die Vollſtreckung einen 
nicht zu erſetzenden Nachtheil bringen würde; die einſtweilige 


Anordnung des B. R. lautete ferner dahin, daß die Zwangs 


vollſtreckung aus dem für vorläufig vollſtreckbar erklärten 
Uriheile einſtweilen eingeſtellt werde. Dieſe Faſſung mag aller- 
dings inſoweit nicht ganz korrekt ſein, als ſie nicht ausdrücklich 
hervorhebt, daß und warum die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollftreckung ohne Sicherheitsleiſtung angeordnet werde, 
indefien iſt nach deren Zuſammenhange mit dem bezeichneten 
Antrage und deſſen Begründung ein überdies von der Be⸗ 


ſchwerde nicht geltend gemachtes Bedenken gegen die Annahme 
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ausgeſchlofſen, daß in Anwendung der 55 719 und 707 die 
einſtweilige Einftellung der Zwangs vollſtreckung ohne Sicher ⸗ 
heitsleiſtung angeordnet ſein ſollte. Die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtellt auch nicht in Abrede, daß ein Fall vorlag, auf 
welchen an ſich 8 719 anwendbar war; fie richtet fi nur 
gegen den Inhalt der in deſſen Anwendung erlaſſenen einſt 
weiligen Anordnung. Dieſer Inhalt der gedachten Anordnung 
ift aber, wenn auch der B. R., wie die Beſchwerde geltend 
macht, den § 707 Abſ. 1 unrichtig angewendet oder von dem 
ihm dort eingeräumten Ermeſſen einen unrichtigen Gebrauch 
gemacht hätte, nach Abi. 2 des $ 707 der hier allein in 
Frage ſtehenden Anfechtung durch Beſchwerde entzogen. 
II. C. S. i. S. Engel c. Havemann & Sohn vom 15. Februar 
1901, B Nr. 14/1901 II. 

9. § 935. 

Der mit der weiteren Beſchwerde angefochtene Beſchluß des 
O. L. G. vom 7. Januar 1901 iſt, wie nach ſeinem Inhalt 
und ſeiner Begründung nicht zweifelhaft ſein kann, eine einſt⸗ 
weilige Verfügung. Sein Inhalt ergiebt dies, denn es wird 
ausdrücklich „einſtweilige Verfügung dahin erlafien, daß die 
Zwangsvollſtreckung aus der (näher bezeichneten notariellen) 
Urkunde hinſichtlich eines Theilbetrages von 50 000 Mark zu 
unterbleiben hat“, und die Begründung ergiebt dies, denn es 
wird der Erlaß einer Anordnung aus § 769 C. P. O. abge⸗ 
lehnt, weil eine „eigentliche Vollſtreckungshandlung noch nicht 
vorgenommen worden“ ſei, und ausgeführt, daß gemäß 
§§ 935 ff. C. P. O. eine einſtweilige Verfügung erlaſſen 
werden ſolle. Ob dieſe Begründung zutreffend iſt, ift hier nicht 
zu unterſuchen, denn — auch wenn ſie nicht zutreffend ſein 
ſollte — ſo erweiſt ſie doch, daß das O. L. G. nicht eine einſt 
weilige Anordnung aus § 769 C. P. O., ſondern eine einſt 
weilige Verfügung aus 88 935 ff. C. P. O. erlaſſen wollte 
und erlaſſen hat. Auf den Unterſchied beider iſt vom R. G. 
wiederholt hingewieſen worden (z. B. Juriſtiſche Wochen · 
ſchrift 1897 S. 530 Nr. 7, Gruchots Beiträge Bd. 39 
S. 1160 Nr. 130). Iſt aber die Enſcheidung des O. L. G. 
vom 7. Januar 1901 eine einſtweilige Verfügung im 
Sinne der 88 935 ff. C. P. O., ſo findet gegen fie nur 
Widerſpruch gemäß § 936 C. P. O. verbunden mit 9 924 
daſelbſt, nicht aber das Rechtsmittel der Beſchwerde ſtatt. Auch 
dies hat das R. G. bereits ausgeſprochen (Entſch. in Goil⸗ 
ſachen Bd. 14 S. 391, Bd. 30 S. 432). V. C. S. i. S. 
Soltmann c. Henlé vom 13. Fibruar 1901, B Nr. 29/1901 V. 

10. $ 1041. 

Anlangend die gerügte Unzuläſſigkeit des Verfahrens, 
ſo kann, nachdem das R. G. in feſtſtehender Rechtſprechung 
(Entſch. Bd. 24 S. 397, Bd. 35 S. 425 und Bd. 40 S. 405) 
unter § 867 (jetzt 1041) Nr. 1 der C. P. O. nicht bloß den 
Fall rechnet, daß ein ſchiedsrichterliches Verfahren überhaupt 
nicht ſtattfinden durfte, ſondern auch den, daß die Schiedsrichter 
weſentliche Grundsätze des von den Parteien vereinbarten Ver. 
fahrens nicht beobachtet haben, und mit Rückficht darauf, daß 
im vorliegenden Falle die Parteien noch ausdrücklich ein den 
58 851-871 der C. P. O. (a. F.) entſprechendes Verfahren 
vereinbart haben, zu Gunſten des Bekl. davon ausgegangen 
waren, daß die Verletzung einer weſentlichen Vorſchrift des von 
den Schiedsrichtern zu beobachtenden Verfahrens die Aufhebung 
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bt Schiedsſpruchs nach ſich ziehen müßte. Allein es iſt dem 
8. G. lediglich darin beizutreten, daß den Schiedsrichtern die 
Serleung einer Vorſchrift über das Verfahren überhaupt nicht 
ur Laſt fällt. In Ermangelung einer weiteren Vereinbarung 
iber das Verfahren unterſtand daſſelbe, vorbehaltlich der aus 
5 861-865 der C. P. O. (a. F.) ſich ergebenden Vor⸗ 
ſchriften, nach 8 860 Abſ. 2 lediglich dem Ermeſſen der 
Schiedsrichter; fie waren deshalb weder gezwungen, die Parteien 
von den beſchloſſenen Beweis aufnahmen zu benachrichtigen oder 
fe zu den Zeugenvernehmungen und Ortöbefichtigungen zuzu⸗ 
jieben, noch verwehrte es ihnen das Geſetz, den Vertreter einer 
Partei oder die Partei ſelbſt wegen ungebührlichen Benehmens 
zum Abtreten zu veranlaſſen. Es war ferner lediglich ihrem 
Ermeſſen anheimgegeben, ob fie ſich zur Vornahme der er⸗ 
fotderlichen Rechnungen der Beihülfe eines Sachverſtändigen 
bedienen und in wie weit fie dieſe Rechnungen einer Nach⸗ 
prüfung unterwerfen wollten. Ebenſo wenig beſtand für ſie die 
Verpflichtung, die Parteien davon zu benachrichtigen, daß fie 
von der ihnen nach dem Schieds vertrage zuſtehenden Befugniß, 
einen Obmann zuzuziehen, Gebrauch machen würden. Die 
Rechte des Bekl. würden durch dieſe Unterlaſſung zwar verletzt 
worden fein, wenn er auf dieſe Weile eines nach 8 858 der 
Cp. O. (a. 8.) begründeten Ablehnungs rechts beraubt worden 
wäre; ohne Rechtsirrthum nimmt aber das B. G. an, daß das 


Bahringen des Bekl., der Obmann ſei Freund und Innungs⸗ 


teoſſe des Kl., als eine genügende Begründung der Beſorgniß 
whandener Befangenheit nach 8 42 der C. P. O. nicht an- 
kechen werden könne. Die unterlaſſene Zuſtellung und Nieder⸗ 
lang der Zinsberechnung würde allerdings als ein Verſtoß 
m 5 865 der C. P. O. (a. F.) anzuſehen fein und der 
Zolltreckbarkeitserklärung des Schiedsſpruchs entgegenftehen, 
renn dieſe Zins berechnung als ein weſentlicher Theil des 
Schiedsſpruchs anzuſehen wäre; es beruht aber nicht auf 
Heſezesverletzung, wenn das B. G. dieſe Frage verneint, weil 
and ohne dieſe Berechnung dem Schiedsſpruche die Angabe von 
Gründen für die Verurtheilung des Bekl. zur Zahlung von 
Binfen nicht fehle, eine Frage, die weiter unten ſelbſtandig zu 
prüfen iſt. Anlangend die Gewährung des rechtlichen 
Gehörs, fo ſtellt das B. G. unangefochten feſt, daß, nachdem 
ber Bekl. vom Schiedsrichter Sch. durch Schreiben vom 
A. November 1899 aufgefordert worden war, das Material 
nat Vertretung feines Rechts baldigſt beizubringen und den 
Schiedsrichter perſoͤnlich zu beſuchen, und nachdem der Bekl. 
feinen Schwiegerſohn B. zu feinem Vertreter beftellt hatte, die 
Schiedstichter, die im Beftz feiner schriftlichen Erinnerungen 
waren, mit B. den geſammten Streitſtoff durchgeſprochen, den 
Bekl. am 6. Dezember zur Einreichung der Lohnliſten und am 
9. Dezember nochmals aufgefordert haben, am folgenden Tage 
tweige weitere Streitpunkte ſchriftlich aufzuklären. Die An- 
ſcauung des B. G., daß hiernach dem Bekl. hinreichend 
Gelegenheit gegeben worden ſei, feine Rechte wahrzunehmen, 
kan niht für rechtsirrthümlich erachtet werden, und die That- 
übe des gewährten Gehörs wird auch dadurch nicht beſeitigt, 
daß der Vertreter des Bekl., als er heftig wurde, von den 
Schiederichtern aus dem Zimmer gewieſen worden iſt. Das 
Gele enthält leine Vorſchrift darüber, in welcher Weiſe die 
Schiedsrichter die Verpflichtung, den Parteien rechtliches Gehör 
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zu gewähren, zu erfüllen haben; ihr Ermeſſen iſt auch in dieſer 
Beziehung maßgebend. In dieſes Ermefſen fällt es insbeſondere, 
ob die Anhörung ſchriftlich oder mündlich geſchehen ſoll. Beides 
iſt im vorliegenden Falle geſchehen und mit Rückficht auf die 
im Schiedsvertrage dem etwaigen Obmanne überlaffene Be⸗ 
ſtimmung darüber, „ob noch weitere Verhandlungen ftattfinden 
ſollen“, kann auch eine Verletzung der Vorſchrift des 8 860 
Abſ. 1 der C. P. O. (a. F.) nicht daraus abgeleitet werden, 
daß der Obmann ſich bei Anhoͤrung der Parteien nicht perſönlich 
betheiligt hat. Nach Inhalt des Schiedsſpruchs hat der Kl. 
ausdrücklich auch Zinſen verlangt, weshalb davon ausgegangen 
werden muß, daß auch über dieſen Anſpruch, wenn auch eine 


foͤrmliche Klage nicht zugeſtellt worden iſt, dem Bekl. Gehör 


gegeben worden iſt. Nach Annahme des B. G. verdient der 
Schiedsſpruch auch nicht den Vorwurf, daß er nicht mit 


Gründen verſehen ſei. Das B. G. verkennt nicht, daß die 


Gründe des Schiedsſpruchs nicht denjenigen Anforderungen ent- 
ſprechen, welche mit Rückſicht auf § 284 Abſ. 1 Nr. 4 und 
8 513 Nr. 7 der C. P. O. (a. F.) an ein gerichtliches Urtheil 
zu ſtellen find; denn fie laſſen weder erkennen, welche be 
einzelnen Poſten der klägeriſchen Baurechnung von den Schieds⸗ 
richtern anerkannt find, oder in welcher Höhe, noch, wie die 
Schiedsrichter die gegen einzelne dieſer Poſten erhobenen be⸗ 
ſonderen Einwendungen beurtheilt haben, in welcher Beziehung 
der Bekl. beſonders hervorhebt, daß er die angebliche Ver ⸗ 
einbarung über 10 Prozent Zuſchlag zu den Maurerarbeiten 
des zweiten Baues beſtritten, die von ihm ſelbſt geſchehene 
Lieferung der in Rechnung geſtellten Fußleiſten behauptet und 
wegen der Giebelanlage Entſchädigung verlangt habe, ſowie daß 
eine Quantität von ihm gelieferter alter Steine nicht be ⸗ 
rückfichtigt worden ſei. Ebenſo iſt richtig, daß aus dem 


»Schiedsſpruche ſelbſt, die Tage, von welchen ab, und die 


Beträge, von denen Zinſen zugeſprochen worden find, nicht 
erſehen werden koͤnnen. Gleichwohl iſt dem B. G. darin zuzu⸗ 
ſtimmen, daß ein Verſtoß gegen § 867 Abſ. 1 Nr. 5 der 
C. V. O. nicht vorlegt. Was zunächſt die Zinſen betrifft, fo 
berufen fih die Schiedsrichter in ihrem Spruch auf die Be- 
ſtimmungen des Werkvertrags, in deſſen $ 14 Beſtimmungen 
über die Verpflichtung des Bekl., die rückſtändigen Beträge zu 
verzinſen, getroffen find. Hieraus erhellt, daß die Schiedsrichter 
diejenigen Zinſen haben zuſprechen wollen, die der Bekl. nach 
dem Werkvertrage verſchuldet. Es fehlt alſo an einer Be⸗ 
gründung in dieſer Beziehung nicht. Weiter dargelegt. 
VII. C. S. i. S. Betge c. Jurth vom 1. Februar 1901, 
Nr. 328/1900 VII. 

11. 8 1041. 

Die Befugniß zur Prüfung, ob die Begründung des 
Schiedsſpruchs eine zutreffende ſei, iſt dem Gerichte, bei welchem 
auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurtheils oder auf Aufhebung 
des Schiedsſpruchs geklagt iſt, vom Geſetze nicht eingeräumt; 
die Prüfung des Gerichts hat fich vielmehr darauf zu beſchränken, 
ob die Schiedsrichter ſich nicht einfach mit einer Entſcheidung 
des ſtreitigen Anſpruchs begnügt, ſondern dieſer Entſcheidung 
auch Darlegungen beigefügt haben, welche zur Rechtfertigung 


derſelben dienen ſollen. Es muß der Beurthellung des einzelnen 


Falles überlaſſen fein, ob den zur Rechtfertigung der Ent⸗ 
ſcheidung gegebenen Ausführungen wegen ihrer Duͤrftigkeit oder 
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ihres widerfinnigen Inhalts die Eigenſchaft einer Begründung 
abzuſprechen ſei; im vorliegenden Falle kann ein ſolcher Vorwurf 
gegen die auf eingehende Beſichtigung und Prüfung der um- 


fangreichen Leiſtungen nach Werth, Maß und Beſchaffenheit 
gegründeten Rechtfertigung der Entſcheidung nicht deshalb 


erhoben werden, weil die Schiedsrichter nicht jeden einzelnen 
Poſten der umfangreichen Baurechnung erwähnt haben und bei 
einigen wenigen Poſten nicht erfichtlich iſt, in welcher Weiſe die 
vom Bekl. erhobenen Einwendungen ihre Erledigung gefunden 


haben. Vergl. Entſch, bei voriger Nummer. 


Zur Konkurs ordnung. 

12. 5 146. 

Die neu behaupteten Thatſachen, daß nach Erlaß des 
B. U. das Konkursverfahren über das Vermoͤgen des Bekl. ein- 
geleitet worden ſei, daß in dieſem Verfahren die Kl. ihre 
Urtheils forderung angemeldet und daß der Konkursverwalter die 
Anmeldung beſtritten habe, ſowie weiter, daß das durch die 
Konkurseröffnung unterbrochene Prozeßverfahren von Seiten der 
Kl. aufgenommen worden ſei, betreffen, ebenſo gut, wie der 
Nachweis der Zuſtellung für das B. U. und die RNeviſtons⸗ 
ſchrift, die Zuläffigkeit der eingelegten Reviſion und find daher 
noch in der Revifionsinſtanz zu berückſichtigen (Entſch. Bd. XI 
S. 401). Die Richtigkeit des Vorbringens ift außer Streit. 
Die Legitimation des Konkursverwalters iſt nachgewieſen. Der 
angemeldeten und von ihm beſtrittenen Forderung gegenüber 
konnte nach Abſ. 3, 6 des 8 134 (146). K. O. der Kon⸗ 
kursverwalter den unterbrochenen Rechtsſtreit aufnehmen, um 
ſeinen Widerſpruch zu verfolgen. Es iſt aber in einem ſolchen 
Falle auch zuläſſig, daß, wie hier geſchehen iſt, die Aufnahme 
des Verfahrens durch den anmeldenden Gläubiger erfolge 
(Entſch. Bd. XXXIV S. 411). Gegen die Zuläffigfeit der, 
auch in geſetzlicher Form und Friſt eingelegten Reviſion liegen 
daher keine Bedenken vor. I. C. S. i. S. Schmidt Konk. 
6 Roͤdelius vom 16. Januar 1901, Nr. 352/1900 I. 

Zum Anfechtungsgeſetz, 

13. 88 1, 77. 

Die Erwägungen des B. R. beruhen nach mehreren Rich⸗ 
tungen hin auf einer Verletzung des R. Geſ., betreffend die 
Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb 
des Konkurs verfahrens vom 21. Juli 1879. Angefochten iſt die 
durch den Schuldner zu Gunſten der Bekl. vorgenommene Hypo⸗ 
thekbeſtellung. Daß dieſe Rechtshandlung geeignet war, 
feine Gläubiger zu benachtheiligen, ergiebt ſich mit Nothwendig ⸗ 
keit aus der Natur der durch die Hypothekbeſtellung bewirkten 
rechtlichen Belaſtung eines Vermögensobjekts des Schuldners, 
aus welchem die Gläubiger bis dahin ihre Befriedigung, 
wenigſtens zum Theil, erlangen konnten. Thatſächlich iſt auch 
die Benachtheiligung eingetreten; durch die Hypothek der Bekl. 
iſt, ebenſo wie durch die ihr im Range nachſtehende der Eliſabeth 
M., der Befriedigung der Gläubiger ein Hinderniß bereitet. 
Als gegen die beiden Hypothekengläubigerinnen vor der Ver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks die Klage mit dem Antrage erhoben 
wurde, die Hypotheken den vollſtreckbaren klägeriſchen Forde 
rungen gegenüber für rechtzunwirkſam zu erklären, konnte nicht 
mit Grund beſtritten werden, daß in Folge der Hypothek. 
beſtellung eine Benachtheiligung der Kl. gegeben war. Die 
Exiſtenz derſelben vermag auch dadurch nicht wieder in Frage 
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geſtellt zu werden, daß, als die Verſteigerung des Grundſtücks 
vorgenommen und die Hypothek der Mitbeklagten M. im Ber- 
theilungsverfahren ausgefallen war, Kl. die Klage gegen dieſe 
Bekl. mit deren Einwilligung zurückgenommen hat. Die jetzt 
noch allein am Prozeſſe betheiligte Maria K. hat ans der 
Zurücknahme der Klage gegen die M. auch nicht etwa das 
Vorhandenſein einer Benachtheiligung der Kl. gefolgert, ſondern 
nur darzulegen verſucht, daß nunmehr die Kl. an der Klage in 
ihrer gegenwärtigen Geſtalt kein rechtliches Intereſſe habe, da 
fie von einer anderweitigen Vertheilung des Kaufgeldes nichts 
für ſich zu erwarten habe; der B. R. bezeichnet dieſes Vor 
bringen, wie bereits bemerkt, als eine Einwendung gegen die 
formelle Zuläſſigkeit der erhobenen Klage. Auf einer Ver ⸗ 
kennung des Weſens der Anfechtung nach dem N. Geſ. beruht 
aber auch die Annahme des B. R., daß aus der Stattgebung 
der Klage gegen die K. ein Nachrücken der nachſtehenden 
Hypothek folgen würde. Nach & 1 des Geſetzes vom 21. Juli 
1879 iſt mit der Anfechtbarkeit und der durchgeführten An⸗ 
ſechtung nicht die Nichtigkeit der Rechtshandlung gegeben, denn 
dieſe wird nur „zum Zweck der Befriedigung des Gläubigers“ 
und „als dieſem gegenüber unwirkſam“ angefochten. Die Un ⸗ 
wirkſamkeit iſt alſo eine nur relative, die Nechtshandlung bleibt 
beſtehen, fie kaun nach allen Seiten hin zur Geltung gebracht 
werden, wie wenn fie nicht angefochten wäre, lediglich dem au 
fechtenden Gläubiger gegenüber äußert fie keine Wirkung. Dies 
tft auch in den Motiven zum Entwurf des Anf. G. zum Aut 
druck gekommen. Auf Seite 11/12 der Motive zu 5 1 des 


Entwurfs heißt es, die Wirkung der Anfechtung ſei hier dieſelbe, 


wie fie in den Motiven zur K. O. dargelegt ſei, hier wie dort 
trete nur zu Gunſten der Gläubiger eine relative Unwirkſamkeit 
der vom Schuldner gegenüber feinen Vertragsgenofien an ſich 
rechtsbeſtändig vorgenommenen Handlung ein, und ferner, der 
Entwurf geſtatte dem einzelnen Gläubiger die Anfechtung ledig ⸗ 
lich zum Zwecke ſeiner Befriedigung mit der Wirkung, daß nur 
ihm gegenüber und nur inſoweit, als die Erreichung dieſes 
Zweckes es erfordere, die Unwirkſamkeit der angefochtenen Hand⸗ 
lung eintrete. In den Motiven zu dem Entwurfe einer K. O. 
wird S. 111 zu $ 22 bemerkt: durch das angefochtene, an ih 
giltige Geſchäft ſei von dem Gemeinſchuldner ein Werthobjelt, 
eine Sache, oder ein Recht, aus ſeinem Vermögen aufgegeben, 
die Veräußerung ſei den Gläubigern gegenüber wirkungslos, fie 
ſtehe ihren Anſprüchen nicht entgegen, eben dies ſei der Inhalt 
des Aufechtungsrechts und darin liege der Zweck und die 
Wirkung desſelben: das vom Gemeinſchuldner aufgegebene Objekt 
als noch zur Konkursmaſſe gehörig zu betrachten und ihr zurück ⸗ 
zuführen. In der Begründung zu den 88 30 bis 32 des 
Entwurfs (5. 146/147) iſt auf die ebenerwähnten Bemerkungen 
zurückverwieſen und nochmals hervorgehoben, die angefochtene 
Handlung übe gegen die Konkursgläubiger keine Wirkung, hin⸗ 
fichtlich der Gläubiger werde es fo angeſehen, als ob die Hand⸗ 
lung nicht geſchehen wäre. — Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 
S. 29, Jur. Wochenſchr. von 1899 S. 109 Nr. 11. Cine 
ſolche bloß relative Unwirkſamkeit führt nicht das Erloͤſchen des 
durch die Handlung zur Entſtehung gebrachten Rechts mit ſich, 
denn dies würde das Gegentheil des Gewollten darſtellen, das 
Geſetz würde ohne Noͤthigung über fein Prinzip hinaus eine 
abſolute Wirkung ſtatuiren. Speziell zieht die Anfechtung 
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eines Pfandrechts oder einer Hypothek an ſich nicht die Auf- 
heung dieſer Rechte nach ſich, fie ſteht mit der Tilgung oder 
dem Erlaß der durch die Rechte geficherten Forderung oder dem 
Verzicht auf die Rechte nicht auf einer Linie, bildet keinen 
materiellen Erlöſchungs grund. Im Verhältniß zu dritten Per- 


ſonen bleiben die Pfand. und Hypothekenrechte vielmehr beſtehen, 


fie behalten anderen perfönlihen Gläubigern und dinglich Be⸗ 
rechtigten gegenüber ihre Gültigkeit und ihren Rang. Wenn 
nach landes rechtlicher Beſtimmung das Nachrücken einer nach⸗ 
ſtehenden Hypothek zur Vorausſetzung hat, ſo iſt dieſe eben 
mit der Stattgebung einer Anfechtungsklage noch nicht erfüllt. 
Dies gilt für das R. Geſ. vom 21. Juli 1879 auch im Ver⸗ 
hältniß zu dem Hypothekengeſetz für das Königreich Bayern. 
Ihren Werth hat die Relativität der Unwirkſamkeit des Rechts 
zunächſt für den Anfechtungsbeklagten, aber geltend machen muß 
fie ih nach allen Richtungen hin, auch in einem Rechtsſtreit 
zwiſchen dem letzteren und dem Anfechtungskläger. Ob unter 
Umftänden, insbeſondere nach Maßgabe landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften, in Folge der Anfechtung eine Vormerkung einzutragen 
iſt, oder der Anfechtungsbeklagte ſogar zur Herbeiführung der 
Löſchung ſeines Rechtes oder zur Einwilligung in dieſelbe an⸗ 
gehalten werden kann, berührt die hier vorliegende Frage nicht, 
für dieſe kommt allein in Betracht, daß die Anfechtbarkeit der 
Handlung und die erfolgreiche Geltendmachung derſelben an ſich 
eine Beendigung des Rechts nicht in ſich ſchließen. Es kann 
ferner nicht anerkannt werden, daß bei Stattgebung der Klage 
en Mehr in das Vermögen des Schuldners zurückzugewähren 
in würde, als durch die anfechtbare Handlung aus demſelben 
weggegeben iſt. Hier muß vorab bemerkt werden, daß, wenn 
nach $ 7 des Anf. G. der Gläubiger, ſoweit es zu ſeiner Be⸗ 
ftierigung erforderlich iſt, beanſpruchen kann, daß das durch die 
anfehtbare Handlung Weggegebene als noch zu feinem Ver⸗ 
mögen gehörig von dem Empfänger zurückgewährt wird, dies 
nicht etwa die Bedeutung hat, daß es in fein Vermögen zurück ⸗ 
zugelangen hätte, es ſoll vielmehr nur im Intereſſe der Be⸗ 
friedigung des Anfechtungs berechtigten und zum Zwecke der Er⸗ 
möglichung der Zwangsvollſtreckung fo behandelt werden, als 
bildete es noch einen Beſtandtheil feines Vermögens. Dies wird 
wiederum durch die Motive beſtätigt. Dieſelben führen S. 21 
zu 86 des Entwurfs aus, nicht zum Vermögen des Schuldners 
erfolge die Rückgewähr, noch habe der Gläubiger einen Anſpruch 
auf die zurückzugewährende Sache ſelbſt in dem Sinne, daß ſie 
ihm geleiſtet werde und in ſein Vermögen übergehe, ſein An⸗ 
ſpruch gegen den Empfänger gehe vielmehr nur auf Befriedigung 
aus der Sache fo, als ob dieſe noch zum Vermögen des 
Schuldners gehörte; in derſelben Weiſe wie der Gläubiger, 
wenn die Sache im Vermögen des Schuldners geblieben wäre, 
gegen dieſen ſich aus derſelben würde Befriedigung im Wege der 
Zwangs vollſtreckung verſchaffen können, ebenſo habe der Em ⸗ 
pfänger die Zwangsvollftreckung in die Sache zum Zwecke der 
Befriedigung des Gläubigers über ſich ergehen zu laſſen. — 
Jutbeſondere aber muß bei Würdigung des $ 7 des Geſetzes 
der aus 5 1 ſich ergebende nur relative Erfolg der Anfechtung 
berückſichtigt werden. Da die Handlung nur als dem An⸗ 
fechtungskläger gegenüber unwirkſam angefochten wird, fo muß 


dies auch auf die Art der Rückgewähr ſeinen Einfluß üben. 


Beſteht das Veräußern oder Weggeben in der Belaſtung eines 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


163 


ſonſt für den Zugriff der Gläubiger freiſtehenden Objekts, ſo 
erfolgt die Rückgewähr zur Befriedigung des Kl. in der Geſtalt, 
daß der Bekl. von ſeinem begründeten Pfandrecht dem Kl. 
gegenüber keinen Gebrauch macht und auf dieſe Weiſe das 
Hinderniß, welches durch feine anfechtbare Handlung einer wirt. 
ſamen Zwangsvollſtreckung bereitel war, befeitigt, im Verhältniß 
unter den Parteien wird der Zuſtand hergeſtellt, wie wenn die 
beſtehende Hypothek nicht beſtände. Iſt das Objekt bereits 
verſteigert und handelt es ſich nur noch um die Befriedigung 
aus dem Erlöſe, fo muß hier der Anfechtungsbeklagte dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber in gleicher Art zurücktreten. Dieſe Art der 
Rückgewähr hält ſich in den Grenzen des Grundprinzips des 
Geſetzes, indem fie ſich zugleich der konkreten Sachlage anpapt. 
— Eutſch. des R. G. Bd. 9 S. 66, 71. — Die Stellung der 
übrigen Berechtigten wird dürch die zwiſchen dem Anſchluß⸗ 
berechtigten und dem Anfechtungskläger in Folge der Anfechtung 
entſtehenden rechtlichen Wirkungen nicht verändert, weder ver⸗ 
ſchlechtert, noch verbeſſert, fie bleiben unberührt davon. Der 
B. R. nimmt an, ein wirkſamer Erfolg der Anfechtung im vor⸗ 


liegenden Falle würde dadurch bedingt ſein, daß Kl. an Stelle 


der für unwirkſam erklärten Hypothek treten und unmittelbar 
nach Th. H. rangiren würde, was nur richtig wäre, wenn beide 
Hypotheken, die der K. und die der M., beſeitigt würden. 
Allein der hier grundlegende Gedanke des B. R. iſt nicht zu⸗ 
treffend. Wie die Hypothek der Bekl. nicht erliſcht und ein 
Nachrücken derjenigen der M. nicht ſtattfindet, ſo bedarf es 
auch eines Nachrückens der Kl. nicht, dieſe braucht nicht im 
Rechtsfinne unmittelbar nach der H. ſchen Hypothek zu „ran⸗ 
giren“, ſondern nothwendig und im Geſetz begründet iſt nur, 
daß die Anfechtungsbeklagte ihr gegenüber zurücktritt und ihre 
Befriedigung aus dem Erlöfe geſchehen läßt. Wie ſich im Ver⸗ 
theilungsverfahren weiter die Verhältniſſe zwiſchen der Kl. und 
der M. entwickeln werden, iſt für den vorliegenden Rechtsſtreit 
ohne Belang, es bedarf deshalb keines Eingehens auf die Fragen, 
welcher Einwendungen die gegenwärtige Kl. gegenüber der M. 
ſich bedienen kann und ob die Bekl. durch ihr ferneres Verhalten 
einen Einfluß auf die Ergebniſſe des Streites zwiſchen jenen 
auszuüben in der Lage ff. VII. C. S. i. S. Türpe jun. 
c. Kottmeyer vom 29. Januar 1901, Nr. 322 / 1900 VII. 

II. Das Handelsrecht. 

14. 5 126. Art. 114 a. 8. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Der B. R. hat bei Auslegung des Art. 114 Abſ. 2 
Satz 2 des H. G. B. (alte Faſſung) zwar nicht verkannt, daß 
die Umftände den Willen der Kontrahenten, das Geſchäft 
für die Geſellſchaft abzuſchließen, ergeben müſſen. Seine un⸗ 
mittelbar ſich anſchließenden Ausführungen — „wenn alſo an- 
zunehmen iſt, daß Dr. B. bei Aufnahme des Darlehns in dem 
Kl. den Glauben erweckt hat, daß das Darlehen für die 
Firma B. & D. beſtimmt ſei, und Kl. hierdurch zur Hingabe 
deſſelben veranlaßt worden iſt, ſo wurde die Firma ver⸗ 
pflichtet... — enthalten zwar für den Fall der Eidesleiſtung 
durch den Kl. eine zureichende Rechtfertigung der Annahme, 
daß der Kl. das Geſchäft mit der Geſellſchaft abſchließen 
wollte; es kann aber in derſelben nicht die — dem B. R. 
allerdings nahegelegene — weitere Annahme gefunden werden, 
daß nach den Umſtänden auch der Geſellſchafter Dr. B. das 
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Geſchäft für die Geſellſchaft abſchließen wollte oder gegen- 
über dem Kl. einen Willen erklärt hat, das Geſchäft für die 
Geſellſchaft abzuſchließen. Die an dieſer Stelle fehlende Wür- 
digung der Umſtände nach der Seite des Willens und der 
Willenserklärung des Geſellſchafters Dr. B. kann in zweifels- 
freier Weiſe auch nicht in den folgenden Ausführungen des 
B. R. gefunden werden, worin erörtert wird, es ſei ein voller 
Beweis dafür nicht erbracht, daß nach dem Willen der Kon⸗ 
trahenten das Darlehen für die Geſellſchaft aufgenommen ſei, 
und ſchließlich in einem anderen Zuſammenhange geſagt iſt, 
daß es ſich anders (wie im Falle, daß Dr. B. erklart hätte, er 
wolle eine Einlage in das Geſchäft machen) verhalten würde, 
wenn Dr. B. damals das Geld für die Firma zur Zahlung 
fälliger Arbeitslöͤhne geliehen habe. II. C. S. i. S. Deibele & Co. 
e. v. Janasz vom 5. Februar 1901, Nr. 361/1900 II. 

15. 88 335 ff. Art. 269 a. F. 

Art. 269 ſetzt bei ſeiner Anwendung auf den einzelnen 
Fall nicht den ſpeziellen Auftrag voraus, ein beſtimmt genanntes 
Geſchäft vorzunehmen. Er bezieht ſich vielmehr auf alle Rechte» 
handlungen, die zur Erreichung des gewollten Zwecks mittelbar 
erforderlich find (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 13 S. 1). 
Wenn daher im vorliegenden Falle B. als Leiter des Kurhauſes, 
ſei es ſelbſt oder durch den Buchhalter H., bei dem Kl. den 
Wein beſtellte, welcher im Hotelbetriebe gebraucht wurde, ſo 
handelte er durchaus im Rahmen der ihm ertheilten Vollmacht. 
VII. C. S. i. S. Baetge e. Michelſen vom 8. Februar 1901, 
Nr. 347/1900 VII. 

16. 55 335 ff. Art. 10, 15, 269 a. $. 

Wenn auch für Kaufleute minderen Rechtes die Firma 
nicht der Name iſt, unter welchem fie im Handel ihre Geſchäfte 
betreiben (Art. 15 des H. G. B.), ſo kann doch thatſächlich auch 
ein Minderkaufmann durch den Gebrauch einer fein nach⸗ 
weislich beſtehendes Geſellſchaftsverhältniß andeutenden Firma 
nach außen hin erkennbar machen, daß ein Theilnehmer 
hinter ihm ſtehe, für den er mitkontrahiren wolle. Und ſo gut 
es im Verkehre ſonſt möglich iſt, daß ein Beauftragter „im 
Namen eines Anderen“ rechts verbindlich abſchließt, ohne daß er 


den Namen des Vollmachtgebers ſofort bekannt giebt, ſo ſetzt 


auch die Anwendung des Art. 269 nicht voraus, daß der Genoſſe 
des Handelnden bei dem Vertragsabſchluſſe namentlich be⸗ 
zeichnet wird. Mit den Worten „im Namen des Anderen“ 
ſollte auch nicht dieſes Erforderniß aufgeſtellt, ſondern nur aus- 
geſprochen werden, daß für die Begründung der ſolidariſchen 
Berechtigung und Verpflichtung aus Art. 269 nicht nur die innere 
Seite des Konſortialverhältniſſes in Betracht komme (nämlich 
das Handeln im Auftrage des Anderen), ſondern das der 
geſchäftsführende Socius auch nach außen hin bekannt zu 
geben habe, es ſeien mehrere Theilnehmer zu dem von ihm 
beſorgten Geſchäfte vorhanden. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

17. 8 354. Art. 290 a. F. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Proviflonsanſpruch 
aus Art. 290 des H. G. B. nicht beſteht, wenn die Bethei⸗ 


ligten ausdrücklich oder ſtillſchweigend in ſchlüſfiger Weiſe dahin 
übereingekommen find, daß für die bereits geleiſteten oder noch 
zu leiſtenden Dienſte eine Vergütung nicht gewährt werden ſoll. 


Ein ſolches Uebereinkommen liegt aber dann vor, wenn der 


XXX. Jahrgang. 
Empfänger der Dienſtleiſtungen in nicht mißzuverftehender 
Weiſe ſeine Verpflichtung zur Gewährung einer Vergütung 
ablehnt, der Dienſtleiſtende aber trotzdem in der Leiſtung ſeiner 
Dienfte fortfährt, ohne ſich den Anſpruch auf Vergütung vor⸗ 
zubehalten, ſich alſo dem auf Unentgeltlichkeit der Dienſtleiſtungen 
gerichteten Willen des Anderen unterwirft. Dieſe Sachlage 
hat das B. G. für den vorliegenden Fall angenommen. 


I. C. S. i. S. Klement c. Heintze vom 23. Januar 1901, 
Nr. 340/1900 J. 


18. 8 744. 


Das B. G. bezeichnet die Vergütung, worauf die Kl. 
Anſpruch habe, als „Werklohn“. Inſoweit damit ausgedrückt 
wird, daß der Vertrag der Parteien als Werkverdingung und 
die vom Bekl. zu zahlende Vergütung als das dem conductor 
operis gebührende Entgelt aufzufaſſen ſei. würde dieſe Aus- 
drucksweiſe zu Bedenken keinen Anlaß geben. Das Urtheil 
grenzt aber den „Werklohn“, den es der Kl. zuſpricht, in 
negativer Richtung in beſonderer Weiſe ab, indem es ihn ſowohl 
in der Formel, wie in den Gründen in Gegenſatz zu einem nach 
Art. 746 des H. G. B. zu bemeſſenden Hülfslohn bringt. 
Der Art. 746 beſtimmt, daß bei der Ausmeſſung des Betrages 
des Berge⸗ und Hülfslohns insbeſondere in Anſchlag kommen 
ſollen: „Der bewieſene Eifer, die verwendete Zeit, die ge⸗ 
leiſteten Dienſte, die geſchehenen Aufwendungen, die Zahl der 
thätig geweſenen Perſonen, die Gefahr, welcher dieſelben ihre 
Perſon und ihre Fahrzeuge unterzogen haben, ſowie die Gefahr, 
welche den geborgenen oder geretteten Gegenſtänden gedroht 
hat, und der Werth .... derſelben“. Nach dem Inhalte des 
Urtheils ſoll demnach bei der Bemeſſung des im vorliegenden 
Falle zuzubilligenden Lohns auf alle dieſe Momente keine 
Rückficht genommen werden. Im Ergebniß muß das dahin 
führen, daß die Kl. nur den gewöhnlichen, für die durchfahrene 
Strecke üblichen Schlepplohn erhält. Gegen dieſe Abgrenzung 
der ihr gebührenden Vergütung beſchwert ſich die Kl. mit Recht. 
Sie ſteht in Widerſpruch mit den eigenen Erklärungen der be 
klagten Partei im Prozeſſe und hat auch im materiellen Rechte 
keine Stütze. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Union 
c. Fiskus vom 19. Januar 1901, Nr. 336/1900 I. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

19. 5 1. 

Der Begriff der höheren Gewalt im Sinne von $ 1 des 
Haftpflichtgeſetzes iſt vom B. G. richtig aufgefaßt. Er bedeutet 
ein von außen, d. h. von außerhalb des Betriebes des Unter 
nehmers einwirkendes Ereigniß, welches auch durch die äußerſte 
nach den gegebenen Umſtänden gebotene Vorſicht und durch alle 
vernünftigerweiſe dem Unternehmer zuzumuthenden Vorkehrungen 
nicht abzuwehren noch in ſeinen Folgen unſchädlich zu machen 
iſt. (Vergl. Entſch. des R. G., Bd. 21, S. 13 ff. und Eger, 
R. H. G., 5. Aufl., 8 1 4 11, S. 113 ff.) Es fallen 
hierunter nicht blos elementare Ereigniſſe, ſondern auch andere 
zufällige, von außen kommende Einwirkungen, wofern ſie den 
angegebenen Vorausſetzungen entſprechen, moͤglicherweiſe alſo 
ein Verhalten des Verletzten ſelbſt, ein aus der perſoͤnlichen, 
körperlichen oder geiſtigen Verfaſſung des Verletzten entſprungenes 
Vorkommniß. So iſt insbeſondere von der Rechtſprechung an 
genommen, daß dem plötzlichen Ausbruch einer Geiſtesſtörung, 
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einem epileptiſchen Anfall, einem durch ploͤtzliche Ohnmacht ver- 
urſachten Sturz des Verletzten, die Bedeutung eines unabwend⸗ 
baren Zufalles, einer höheren Gewalt zukommen konne. (Vergl. 
Entſch. des R. G., Bd. 21 cit. S. 15. Urtheil des II. C. S. 
vom 9. Juli 1880. Eger, Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen, 
Bd. I S. 250, des III. C. S. vom 9. Dezember 1887 eben ⸗ 
dort Bd. VI S. 102; des VI. C. S. vom 3. Juli 1899 
Bd. VI Nr. 146/1899, im Sächfiſchen Archiv für bürgerliches 
Recht, Bd. IX S. 700. Gger, R. H. G., S. 125 ff.) Wenn 
die im B. U. berührte Frage, ob der Unverſtand, das ſorgloſe 
Verhalten eines im Bahnbetrieb verletzten Kindes den Einwand 
der höheren Gewalt begründen konne, mehrfach — fo neuerdings 
von dem erkennenden Senat Entſch. des R. G., Bd. 44 
S. 27 ff. — verneinend entſchieden worden iſt, fo geſchah das 
hauptſächlich aus dem Grunde, weil derartige Ereigniſſe, wie 
das Ueberfahrenwerden unachtſamer Kinder, im großſtädtiſchen 
Straßenbahnverkehr mit einer gewiſſen Häufigkeit vorzukommen 
pflegen, alſo mit den eigenthümlichen Gefahren des Eiſenbahn⸗ 
betriebes, welche der Unternehmer zu tragen hat, im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Das letztere Moment — welches das fragliche 
Ereigniß eben nicht als ein von außen einwirkendes erſcheinen 
läßt, trifft in einem Falle nicht zu, wo ein ganz außergewöhn⸗ 
licher Weiſe in der Perſon des Verletzten eingetretener, für das 
Verkehrsleben außer Berechnung liegender Zuſtand den Unfall 
verurſacht hat. VI. C. S. i. S. Tiefbau ⸗Genoſſenſchaft 
zu Berlin co. Eiſenbahn⸗Fiskus vom 28. Januar 1901, 
Nr. 376/1900 VI. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

20. 8 9. 

Die Reviſion erſcheint als unbegründet. Das an- 
gefochtene Urtheil beruht nämlich im Weſentlichen auf der An⸗ 
nahme, daß die für den Bekl. erfolgte Eintragung ſeines 
Waarenzeichens nicht für dieſelben oder für gleichartige 
Waaren ſtattgefunden hat wie die Eintragung des Waaren⸗ 
zeichens der klägeriſchen Firma. Dieſer Annahme liegt die in 
dem Urtheil ausgeſprochene Rechtsanſicht zu Grunde, daß vor 
Allem die Auffaſſung im Handel und Verkehr für den 
Begriff der Gleichartigkeit von Waaren maßgebend iſt, daß 
demgemäß, die im gegebenen Falle in Frage ſtehenden Waaren 
— Alkohole einerſeits und Brennfpiritns andererſeits —, 
welche wegen ihrer verſchiedenen beſtimmungsgemäßen Ver⸗ 
wendung und wegen des der letzteren Waare beigefügten, ſie zu 
Genußzwecken unbrauchbar machenden Zuſatzes im Verkehr 
als durchaus verſchiedenartige Waaren betrachtet und be⸗ 
handelt werden, trotz der Gleichartigkeit ihrer Subſtanz, im 
Uebrigen und trotz der Möglichkeit der ausnahmsweiſen Ver⸗ 
wendung des Alkohols der klägeriſchen Firma auch zu techniſchen 
Zwecken dennoch nicht als gleichartig im Sinne des § 9 Nr. 1 
des Geſetzes vom 12. Mai 1894 anzuſehen find. Dieſe Aus- 
führungen erſcheinen nicht als rechtsirrthümlich. Sie ſtimmen 
vielmehr mit der Auffafſſung überein, von welcher die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren bei Erlaß der verſchiedenen, die Gleich⸗ 
artigkeit von Waaren erwähnenden Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 ausgegangen find. So haben ſich die 
Regierungskommiſſare in der Reichstagskommiſſion zu 8 4 
Abſ. 2 des Geſetzes, worin ebenfalls „gleichartige Waaren“ er- 
wähnt find, über letzteren Begriff, ohne Widerſpruch zu finden, 
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folgendermaßen ausgeſprochen: „Das Patentamt wird bei Be⸗ 
urtheilung dieſer Frage (d. h. der Gleichartigkeit beſtimmter 
Waaren) nicht darauf den Hauptwerth zu legen haben, ob die 
Waaren, für welche ein Zeichen angemeldet wird, ſich von den 
Waaren, für welche daſſelbe Zeichen bereits geſchützt iſt, durch 
Herſtellung oder Material unterſcheiden, ſondern es wird auch 
hier danach zu urtheilen ſein, ob die Möglichkeit einer Ver⸗ 
wechſelung oder Täuſchung im Verkehr vorliegt.“ (Vergl. den 
Kommiſſionsbericht zu $ 4 S. 2.) Dieſe allgemeinen Aus · 
führungen über den geſetzlichen Begriff „gleichartige Waaren“ 
find ſelbſtverſtändlich auch für die Beurtheilung des nämlichen, 
in § 9 Nr. 1 des Geſetzes vorkommenden Begriffs durch die 
Gerichte maßgebend, falls dieſe über eine auf Grund der 
letzteren Beſtimmung erhobene Klage auf Löſchung eines Waaren- 
zeichens zu erkennen haben. Nach dieſer Erläuterung des frag : 
lichen Ausdrucks und des Zwecks der einſchlägigen geſetzlichen 
Beſtimmungen erſcheint es nicht als rechtsirrthümlich, wenn das 
B. G. im gegebenen Falle bei der Verneinung der Frage der 
Gleichartigkeit der Waaren „Alkohole“ und „Brennſpiritus“ auf 
die erörterten Umſtände, als die Verkehrsanſchauung in dieſem 
Punkte weſentlich beeinfluſſend, entſcheidendes Gewicht gelegt und 
dagegen die von dem Kl. für die entgegengeſetzte Auffaſſung 
geltend gemachten Geſichtspunkte als im Verkehr weniger in 
Betracht kommend und daher minder erheblich erachtet hat. 
Inſoweit liegt lediglich eine thatſächliche Würdigung vor, deren 
Richtigkeit in der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen iſt. 
II. C. S. i. S. v. Schlieben c. Wolff jun. vom 25. Januar 
1901, Nr. 328/1900 II. 

21. 8 14. 

Eine Revifionsbeſchwerde geht dahin, daß das B. G. 
den Begriff der groben Fahrläſſigkeit im Sinne des 
§ 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 verkannt habe, in⸗ 
dem es lediglich einen Mangel von Aufmerkſamkeit der Bekl., 
welcher der groben Fahrläſſigkeit nicht gleich zu achten ſei, feft- 
geſtellt habe. Auch dieſe Rüge iſt ungerechtfertigt. Das B. G. 
hat ſeine Annahme einer groben Fahrläſſigkeit der Bekl. damit 
begründet, daß dieſe wegen der von ihr ohne Erlaubniß vor⸗ 
genommenen Nachbildung und Benützung der Etikette der Kl. 


jeder Zeit mit der Moͤglichkeit habe rechnen müſſen, daß dieſe 


Etikette als Waarenzeichen für die Kl. geſchützt ſei, und daß 
fie daher ſowohl vor Beginn als auch während der Dauer dieſer 
Benützung verpflichtet geweſen ſei, ſich durch Erkundigungen 
hierüber Gewißheit zu verſchaffen, daß alſo die von ihr be⸗ 
hauptete Unkenntniß dieſes beſtehenden Schutzes und ſomit auch 
die etwa auf dieſer Unkenniniß beruhende fortgeſetzte wider⸗ 
rechtliche Benützung des Waarenzeichens der Kl. durch grobe 
Fahrläſfigkeit verſchuldet ſei. Dieſe Ausführungen find nicht 
rechtsirrthümlich; denn die Annahme einer ſolchen Erkundigungs⸗ 
pflicht, zu deren leichterer Erfüllung ſeitens des Patentamts 
weitgehende Vorkehrungen durch Veröffentlichung der geſchützten 
Waarenzeichen getroffen find, iſt namentlich unter den hervor⸗ 
gehobenen beſonderen Umſtänden als dem Sinn und Zweck des 
Geſetzes vom 12. Mai 1894 entſprechend zu erachten (vergl. 
Stenographiſche Berichte des Reichstags 1893/94 S. 2168). 
Ob aber im einzelnen Falle die Verletzung dieſer Erkundigungs⸗ 
pflicht den Umſtänden nach als eine beſonders tadelnswerthe, 
als eine grobe Fahrläſſigkeit anzuſehen ſei, iſt im Weſentlichen 
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eine Frage der thatſächlichen Würdigung. In den hierauf 
bezüglichen Erwägungen des B. G. iſt ein Rechtsirrthum nicht 
zu finden. II. C. S. i. S. Wentz c. Wallerſtein u. Liebmann 
vom 1. Februar 1901, Nr. 8138 / 1900 II. 

Zum Boͤrſengeſetz. 

22. 88 48, 69. 

Die Urtheile der Vorinſtanzen beruhen auf der bedenken⸗ 
freien und von der Reviſion nicht beanſtandeten Feſtſtellung, daß 
der Bekl. den Saldo des von der Kl. aufgemachten Konto- 
korrents als richtig anerkannt hat. Der einzige Einwand, der 
dieſem Anerkenntniſſe gegenüber in Betracht kommt, iſt die Be⸗ 
hauptung des Bekl., daß die Geſchäfte, durch deren Abſchluß 
und Abwickelung der Saldo entſtanden iſt, reine Differenz⸗ 
geſchäfte geweſen ſeien, bei denen nach der erkennbaren Abſicht 
beider Theile die Effektiverfüllung ausgeſchloſſen geweſen ſei. 
Das Kammergericht hat dieſen Einwand des Bekl. auf Grund 
des 8 69 des Börſengeſetzes vom 23. Juni 1896 zurückge⸗ 
wieſen. Nach dieſer Geſetzesſtelle kann gegen Anſprüche aus 
Boͤrſentermingeſchäften ſowie aus der Ertheilung und Ueber⸗ 
nahme von Aufträgen zum Abſchluſſe von Börſentermingeſchäften 
von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung des Geſchäfts 
in dem Börfenregifter für den betreffenden Geſchäftszweig ein ⸗ 
getragen war, ſowie von demjenigen, deſſen Eintragung nach 
den geſetzlichen Vorſchriften zur Wirkſamkeit des Geſchäfts nicht 
erforderlich war, ein Einwand nicht darauf gegründet werden, 
daß die Erfüllung durch Lieferung der Waaren oder Werth ⸗ 
papieren vertragsmäßig ausgeſchloſſen war. Was die Voraus ⸗ 
ſetzungen für die Anwandbarkeit dieſer geſetzlichen Beſtimmung 
anlangt, ſo iſt nachgewieſen, daß der Inhaber der klagenden 
Bankfirma zu der für die ſtreitigen Geſchäfte in Betracht 
kommenden Zeit (Mai bis Oktober 1897) beim Amtsgerichte 
zu Berlin im Boͤrſenregiſter für Werthpapiere eingetragen war. 
Hinſichtlich des Bekl. aber ſteht feſt, daß er in derſelben Zeit zu 
Calais in Frankreich wohnte und von dort aus feine Geſchäfte 
betrieb, ſodaß auf ihn der 8 68 Abſ. 2 des Börſengeſetzes An⸗ 
wendung findet, wonach in Anſehung von Perſonen, welche im 
Inlande weder einen Wohnfitz noch eine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung haben, eine Eintragung in das Boöͤrſenregiſter zur Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſchäfts nicht erforderlich iſt. In Bezug auf die 
weitere Vorausſetzung aber, ob „Anſprüche aus Börfentermin- 
geſchäften“ oder „aus der Ertheilung und nebernahme von 
Aufträgen ... zum Abſchluſſe von Boͤrſentermingeſchäften“ vor- 
liegen, kaun die Begründung des B. U. zu Bedenken Anlaß 
geben. Die Gründe laſſen eine nähere Darlegung, daß 
„Boͤrſentermingeſchäfte“ im Sinne des 5 69 des Boͤrſengeſetzes 
vorliegen, vermiſſen. Das R. G. tft aber in der Lage, auf 
Grund des feſtſtehenden Sachverhalts dieſe Lücke in der Be⸗ 
gründung des angefochtenen Urtheils ſelbſt zu ergänzen. Wie 
im Thatbeſtande erwähnt iſt, hat das Kammergericht die Ge⸗ 
ſchäfte in Aktien des Harpener Bergwerksvereins aus der 
Rechnung des Kl. einſtweilen ausgeſchieden. Das angefochtene 
Theilurtheil erſtreckt ſich demnach ausſchließlich auf den Saldo 
von 2018,75 Mark, der ſich aus der Zuſammenſtellung 
Blatt 108 zu Laſten des Bekl. ergiebt: Eine Ordnung der 
einzelnen Poſten dieſer Zuſammenſtellung ergiebt folgende 
Buchungen zu Laſten des Bekl.: 1. Verluft auf Aktien des 
Norddeutſchen Lloyd 794,00 Mark, 2. Verluſt auf Diskonto⸗ 
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Kommandit⸗Antheile 1533,85 Mark, 3. gekaufte Reichsanleihe 
495,55 Mark, 4. gekaufte franzoͤfiſche Noten 243,75 Mark, 
5. Porto, Speſen, Proviſion und Zinſen 81,05 Mark, zu⸗ 
ſammen 3148,20 Mark. Dem ſtehen gegenüber folgende 
Buchungen zu Gunſten des Bekl.: 1. Gewinn auf Monopol- 
griechen 390,40 Mark, 2. Gewinn auf Handelsantheile 499,90 
Mark, 3. Gewinn auf Northern⸗Pacific 117,80 Mark, 
4. einkaſſirte Koupons 122,25 Mark, zuſammen 1129,45 
Mark. Kürzt man von der Summe dieſer Debetpoften 
mit 3148,20 Mark die Summe dieſer Kreditpoſten 
mit 1129,45 Mark ſo ergiebt ſich der erwähnte Saldo 
von 2018,75 Mark. Faßt man zunächſt die Debetpoſten 
ins Auge und läßt dabei die nur als Nebenforderung anzu⸗ 
ſehenden unter 5. angegebenen Speſen, Provifionen und Zinſen 
außer Betracht, ſo ergiebt ſich, daß die unter 3. und 4. auf- 
geführten Geſchäfte in deutſcher Reichsanleihe und in franzöfifchen 
Noten hier auszuſcheiden haben. Sie find weder Boͤrſentermin⸗ 
geſchäfte, noch überhaupt Termingeſchäfte. Auf dieſe Poſten be⸗ 
zieht fich aber auch der Einwand des klagloſen Differenzge⸗ 
ſchäftes überhaupt nicht, ſodaß ſie von vornherein aus dem 
Streite ausſchieden und als liquide hätten behandelt werden 
koͤnnen. Sonach kommen lediglich in Frage die unter 1. und 
2. aufgeführten Verluſte aus den Geſchäften in Aktien des 
Norddeutſchen Lloyd und in Diskonto⸗Kommandit - An- 
theilen. Nicht in Betracht zu ziehen find aber weiter 
auch die Kreditpoſten. Die Geſchäfte in Monpol⸗ 
griechen, Handelsantheilen und Northern ⸗Pacific haben für 
den Bekl. einen Gewinn ergeben, der durch die Saldoziehung 
von ſeiner Schuld in Abzug gebracht iſt. Sie brauchen daher 
bei der Beurtheilung ſeines Einwandes, daß klagloſe Differenz⸗ 
geſchäfte vorlägen, zunächſt nicht mit berüdfichtigt zu werden. 
Bezüglich ihrer konnte hoͤchſtens in Frage kommen, ob die Kl. 
— wenn die Verluſte des Bekl. aus den Geſchäften in Aktien 
des Norddeutſchen Lloyd und in Diskont⸗Kommandit⸗Antheilen 
wegen Klaglofigkeit dieſer Geſchäfte aus der Rechnung wegfallen 
müffen — geltend machen dürfte, daß dann auch die dem Bekl. 
gutgebrachten Gewinne in dieſen andern Effekten (Monopol ⸗ 
griechen ꝛc.) aus der Rechnung zu ſtreichen ſeien. Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 33 S. 59. Ergiebt ſich aber, daß der Einwand 
des reinen Differenzgeſchäfts bei den Schuldpoſten aus den 
Geſchäften in Aktien des Norddeutſchen Lloyd und in Diskonto⸗ 
Kommandit⸗Antheilen wegen der Replik aus § 69 des Boͤrſen⸗ 
geſetzes nicht durchgreift, ſo bedürfen dieſe andren Geſchäfte 
einer Erörterung überhaupt nicht. Hiernach iſt lediglich zu 
fragen, ob die Geſchäfte in Aktien des Norddeutſchen 
Lloyd und in Diskonto⸗Kommandit-⸗Antheilen Börfen- 
termingeſchäfte im Sinne des § 69 des Börſengeſetzes waren. 
Hält man ſich ſtreng an die Begriffsbeſtimmung des Börſen⸗ 
termingeſchäfts im § 48 des Boörſengeſetzes, jo werden drei 
Erforderniſſe aufgeſtellt. Es müſſen 1. Kauf- oder ſonſtige 
Anſchaffungsgeſchäfte auf eine feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder 
mit einer feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt ſein; ſie müſſen 2. nach 
Geſchäftsbedingungen geſchloſſen werden, die von dem Boͤrſen⸗ 
vorſtande für den Terminhandel feſtgeſetzt find; und es muß 
3. für die an der betreffenden Börſe geſchloſſenen Geſchäfte 
ſolcher Art eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen erfolgen. 
Das erſte Erforderniß liegt zweifellos vor. Sowohl aus dem 
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an ſich als richtig anerkannten Kontokorrente, wie aus den von 
Parteien ſonſt vorgelegten Skripturen ergiebt ſich, daß die 
Geſchäfte in Aktien des Norddeutſchen Lloyd und in Diskonto⸗ 
Kommandit- Antheilen Ultimo - Geſchäfte geweſen find. Der 
Bekl. hat im Laufe des Mai 15 000 Mark Aktien des Nord⸗ 
deutſchen Lloyd per ultimo Mai und im Laufe des Juli 
15 000 Mark Diskonto-Kommandit⸗ Antheile per ultimo Juli 
gekauft, und dieſe Geſchäfte find demnächſt bis zur endgültigen 
Abwickelung im Oktober 1897 von Monat zu Monat auf den 
folgenden Ultimo geſchoben worden. Der Streit der Parteien, 
sb zum Theil Kaſſageſchäfte vorliegen, bezieht ſich nicht auf 
dieſe Geſchäfte, ſondern auf die Aktien des Harpener Bergwerks⸗ 
verein und auf die Monopolgriechen, die nach dem vorhin 
Bewierkten hier auszuſcheiden haben. Sonach handelt es ſich 
zweifellos um „Kaufgeſchäfte auf eine feftbeftimmte Lieferungs- 
zeit“. Die Geſchäfte find zweitens auch nach Geſchäftsbedin⸗ 
tungen geſchloſſen, die von dem Börfenvorftande für den Termin⸗ 
handel feſtgeſetzt find, obſchon die Reviſion dieſen Punkt in 
Zweifel zu ziehen verſucht hat. Es iſt unſtreitig. daß der Bekl., 
che er mit der Kl. in Geſchäftsverbindung trat, die von dieſer 
aufgeftellten gedruckten Geſchäftsbedingungen durch Unterzeichnung 
genehmigt hat. Es handelt ſich dabei um 2 Formulare A und 
B; A iſt überſchrieben „Bedingungen für den Verkehr in 
laufender Rechnung“, B „Bedingungen für Geſchäfte in Werth⸗ 
papieren mit feftbeftimmter Lieferungszeit“. Das Formular A 
enthält unter 4. folgende Klauſel: „Für die über Werthpapiere 
von uns abgeſchloſſenen Geſchäfte find, ſoweit es ſich um Kafla- 
oder Boͤrſentermingeſchäfte (§ 48 des Boͤrſengeſetzes) handelt, 
die zur Zeit des Abſchluſſes geltenden Bedingungen der Ber- 
liner Fondsboͤrſe maßgebend. Boͤrſentermingeſchäfte werden wir 
aut für Kommittenten ausführen, welche in das Börfenregifter 
für Werthpapiere (88 54 ff. des Boͤrſengeſetzes) eingetragen 
find. Andernfalls gelten die Aufträge zum An- und Verkauf 
von Werthpapieren auf einen feſtbeſtimmten Lieferungstag unter 
Ansſchluß der Berliner Börſenuſancen nach Maßgabe der hierfür 
von uns feſtgeſetzten beſonderen Bedingungen“. Hiernach hat 
die Kl. in dem Formular A ihren Willen dahin zu erkennen 
gegeben, daß gegenüber im Börjenregifter eingetragenen Perſonen 
für Termingeſchäfte „die zur Zeit des Abſchluſſes geltenden 
Bedingungen der Berliner Fondsboͤrſe“ maßgebend ſein follten. 
Es find dies die ſeit 1895 in Geltung ſtehenden, vom Vor⸗ 
ftande der Berliner Effektenbörſe genehmigten „Bedingungen 
für die Geſchaͤfte an der Berliner Fondsboͤrſe“ (Salings Boͤrſen⸗ 
papiere, 8. Aufl. I S. 433 fig.). Die beſonderen und zum 
Theil hiervon abweichenden Bedingungen für Termingeſchäfte, 
die die Kl. ſelbſt in ihrem Formulare B aufgeſtellt hat, ſollten 
nur maßgebend fein, inſoweit Geſchäfte mit nicht ins Boͤrſen ⸗ 
regiſter eingetragenen Perſonen geſchloſſen wurden. Nun iſt der 
Bekl. freilich nicht ins Börſenregiſter für Werthpapiere ein- 
getragen. Er war auch gar nicht eintragung fähig. Das 
Börfenregifter wird nach 5 54 des Boͤrſengeſetzes ausſchließlich 
bei den zur Führung des Handelsregiſters zuſtändigen inlän- 
diſchen Gerichten geführt, und die Eintragung erfolgt nach § 55 
Abſ. 2 in dem Regiſter des Bezirks, in welchem der Ein⸗ 
zutratzende jeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung 
einer ſolchen feinen Wohnſitz hat. Der Bekl. aber hatte zu der 
hier in Betracht kommenden Zeit im Deutlſchen Reiche weder 
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einen Wohnfitz noch eine gewerbliche Niederlaſſung, wohnte viel- 
mehr zu Calais in Frankreich, von wo er auch ſeine Geſchäfte 
betrieb. Hinfſichtlich feiner greift daher auch — wie bereits er- 
wähnt wurde — die Regel des 8 68 Abſ. 2 des Boͤrſengeſetzes 
Platz, wonach feine Eintragung zur Wirkſamkeit von Boͤrſen⸗ 
termingeſchäften, die er an deutſchen Börjen abſchließen wollte, 
nicht erforderlich war. Mit Recht hat aber das Kammergericht die 
mitgetheilte Beſtimmung in den Geſchäftsbedingungen der Kl. 
dahin ausgelegt, daß „die Bedingungen der Berliner Fonds⸗ 
boͤrſe“ auch gegenüber ſolchen Perſonen maßgebend fein ſollten, 
die einer Eintragung ins Boͤrſenregiſter weder bedürfen, noch 
überhaupt fähig find, im Sinne des Böͤrſengeſetzes aber recht⸗ 
lich den eingetragenen Perſonen völlig gleichſtehen. Iſt dies 
auch nicht mit klaren Worten geſagt, ſo hat es doch — wie 
das Kammergericht bereits hervorhebt — dadurch auch einen 
Ausdruck gefunden, daß die maßgebenden Paragraphen des 
Boͤrſengeſetzes (88 54 flg.) in Parentheſe angezogen find. Es 
ergiebt ſich denn auch aus dem Zuſammenhange der aufge 
ſtellten Bedingungen, daß es der Kl. darauf ankam, die recht⸗ 
liche Grundlage der Geſchäfte, zu deren Beſorgung oder Ab⸗ 
ſchluß fie ſich bereit erklärte, nach Möglichkeit ſicher zu ſtellen. 
Da die Kl. ſelbſt eingetragen war, wollte ſie ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung in erſter Linie die Vortheile ſichern, die das Boͤrſen⸗ 
geſetz dem Bankier dadurch gewährt, daß innerhalb der aufge. 
ſtellten Grenzen des als legitim betrachteten und zugelaſſenen 
Boͤrſenterminhandels dem Kunden der Einwand des klagloſen 
Differenzſpiels entzogen iſt. Soweit die Geſchäfte aber außer⸗ 
halb des hierbei nach den geſetzlichen Beſtimmungen allein in 
Betracht kommenden Perſonenkreiſes lagen, glaubte die Kl. durch 
Aufſtellung beſonderer, theilweiſe von den offiziellen abweichender 
Bedingungen (Formular B) die Geſchäfte aus dem Rahmen der 
Boͤrſentermingeſchäfte des 8 48 herausnehmen und damit der 
Ungiltigkeitsfolge des § 66 des Boͤrſengeſetzes entziehen zu 
können. Ob fie dieſe Abſicht in letzter Beziehung auch erreicht 
hat, braucht hier nicht unterſucht zu werden. An der Abſicht 
ſelbſt laſſen die Bedingungen einen Zweifel nicht aufkommen. 
Der Bekl. aber hat die Bedingungen der Kl. genehmigt. Daß 
er fie in der hier in Betracht kommenden Richtung auch ver- 
ſtanden und gewollt hat, durfte der B. R. ohne Rechtsirrthum 
unterſtellen. Es ſteht feſt, daß der Bekl. Kaufmann iſt und 
ſich ſelbſt als Bankier bezeichnet hat. Er rechnete darauf, daß 
ihm die Geſchäfte einen Gewinn abwerfen würden, und er 
wollte gegen feinen Kommiſſionär zweifellos auch einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Auskehrung des Gewinns haben. Eine gegen⸗ 
theilige Willensmeinung läßt ſich auch nicht daraus ableiten, 
daß der Bekl. auch das Formular B unterzeichnet hat. Dieſes 
konnte immer noch in Betracht kommen; nämlich dann, wenn 
der Bekl. etwa Auftrag zum Abſchluſſe eines Termingeſchäftes 
in Effekten gab, für die an der Berliner Börſe eine amtliche 
Feſtſtellung von Terminpreiſen nicht erfolgt, wie dies z. B. auf 
die Harpener Bergwerksaktien zutreffen dürfte, falls hierbei nicht 
etwa Kaſſageſchäfte vorliegen ſollten. Noch weniger aber läßt 
fih aus dem Texte des Formulars B — wie die Revifion geltend 
macht — etwas Gegentheiliges ableiten. Die Revifion über- 
fiebt, daß dieſes Formular nur eine eventuelle Bedeutung hat 
und für die Geſchäfte nach 8 48 des Boͤrſengeſetzes überhaupt 
gar nicht in Betracht kommt. Was infonderheit den Schluß ⸗ 
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ſatz angeht, ſo iſt aus dieſem weiter nichts zu entnehmen, als 
daß die von der Kl. für das Termingeſchäft aufgeſtellten be⸗ 
ſonderen Bedingungen gelten ſollen, wenn nicht ausdrücklich eine 
Abänderung vereinbart worden war. Ueber das Verhältniß 
dieſer Bedingungen zu den amtlichen Börſenbedingungen iſt 
damit nichts geſagt. Dies Verhältniß ergiebt ſich, wie gezeigt 
iſt, aus dem Formular A. Es fragt ſich aber drittens, ob für 
Ultimo-Geſchäfte in Aktien des Norddeutſchen Lloyd und in 
Diskonto⸗Kommandit⸗Antheilen an der Berliner Börfe eine 
amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen erfolgt. Die Gründe 
des B. U. geben darüber keine Auskunft. Es hat indeß den 
Anſchein, als wenn dies in den Inſtanzen von beiden Parteien 
ſtillſchweigend als bekannt und richtig unterſtellt worden ſei, wie 
dieſer Punkt denn auch in der Revifionsverhandlung nicht in 
Zweifel gezogen worden iſt. Aus dem im Reichsanzeiger ver- 
oͤffentlichten Kurszettel der Berliner Börfe geht hervor, daß in 
der That, und zwar auch ſchon im Jahre 1897, ſowohl für 
Aktien des Norddeutſchen Lloyd, wie auch für Diskonto⸗Kom⸗ 
mandit⸗Antheile täglich nicht nur der Kaſſakurs, ſondern da ⸗ 
neben ſelbſtändig auch der Preis für Ultimo⸗Geſchäfte ermittelt 
und feftgeftellt wird. Hiernach hat der Senat keine Bedenken 
getragen, dieſe Thatſache als feſtſtehend zu behandeln. Dennoch 
ergiebt ſich, daß für die hier allein in Betracht zu ziehenden 
Geſchäfte alle Merkmale des 8 48 des Boͤrſengeſetzes gegeben 
find, und es kann folgeweiſe kein Zweifel darüber aufkommen, 
daß hinſichtlich dieſer Geſchäfte die Beſtimmung des § 69 des 
Börſengeſetzes Platz greifen muß, der Differenzeinwand alſo 
nicht durchſchlägt. I. C. S. i. S. Mertens c. Löwe und Co. 
vom 26. Januar 1901 Nr. 435/1900 I. 

IV. Das Gemeine Recht. 

23. Pfändung von Frauengut. 

In dem B. U. wird feſtgeſtellt, daß nach Hamburgiſchem 
Güterrechte der Eintritt der einzelnen zum Srauenvermögen 
gehörenden Gegenſtände in das Sammtgut der Eheleute fich 
mit der Eheſchließung ohne Weiteres vollziehe und hier daher, 
ungeachtet der im Ehevertrage enthaltenen Abmachung, der von 
den Kl. in Anſpruch genommene Hypothekenpoften als zum 
Sammtgute gehörig zu betrachten ſei, weil die Eheleute 
es verabſäumt haben, den Vertrag in das Güterrechtsregiſter 
eintragen zu laſſen. Geht man von dieſen, dem irrevefibelen 
Partikularrechte angehörenden, Rechtsſätzen aus, ſo erweiſen fich 
die gegen das B. U. erhobenen Angriffe der Rkl. als nicht 
ftichhaltig. Richtig iſt zwar, daß der Schuldtitel, auf welchem 
der Pfändungsbeſchluß des Amtsgerichts Hamburg vom 15. April 
1899 beruht, nur gegen den Ehemann R., und nicht auch 
tzegen die Ehefrau gerichtet war. Allein in ein Rechtsverhältniß 
zu der letzteren traten die Kl. doch nachher durch die Art und 
Weiſe ihrer Pfändung, die zur Beſchlagnahme des in der Inne⸗ 
habung der Frau befindlichen, aber materiell einen Beſtandtheil 
des Sammtgutes bildenden, Hypothekenpoſtens führte. Daraus 
entſtand die von der Rkl. vermißte obligatoriſche Beziehung. 
Gehörte nämlich die Hypothek zum Sammtgute des Schuldners, 
ſo durfte die Bekl. ſich nicht weigern, die Zwangsvollſtreckung 
geſchehen zu laſſen. That fie. es doch — unter Bezugnahme 
auf die Faſſung des Grundbuchseintrags und den daraus ſich 
ergebenden formalen Rechtszuftand, fo verletzte fie durch ihr 
Verhalten das im materiellen Güterrechte der Eheleute wurzelnde 
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Recht der Kl., ſich aus dieſer Hypothek zu befriedigen. Der 
dadurch hervorgerufene Streit gab begründeten Anlaß zu der 
vorliegenden Klage, mit welcher die Kl. die Feſtſtellung 
ihres Rechtsverhältniſſes zu der Bekl. verlangen ($ 231 
C. P. O. a. F.). Dieſer Feſtſtellung bedarf es, um in recht⸗ 
liche Gewißheit zu ſetzen, was bisher zweifelhaft war, nämlich 
ob die beſchlagnahmte Hypothek Beſtandtheil des Sammtgutes 
iſt oder nicht. Ohne dieſen Nachweis würde auch, wie das 
B. U. annimmt, das Hypothekenbüreau nicht in der Lage fein, 
dem im Pfändungsbeſchluſſe enthaltenen Erſuchen ſtattzugeben, 
auf Antrag der Gläubiger des Ehemannes dem auf den Namen 


der Frau eingetragenen Hypothekenpoſten eine entſprechende 


Vorbemerkung beizufügen. VII. C. C. i. S. Reining 6. Oppen- 
heimer vom 5. Februar 1901, Nr. 342/1900 VII. 

24. Kirchenvorſtand. 

Auch in gegenwärtiger Inſtanz iſt von dem Bekl. gegen 
die Klage zunächſt der Einwand der mangelnden Parteifähigkeit 
geltend gemacht worden, weil der erſten Pfarre in Gehrden, 
in deren Namen der Kirchenvorſtand auftrete, keine ſelbſtändige 
juriſtiſche Perſönlichkeit zukomme, vielmehr nach gemeinem 
proteſtantiſchen Kirchenrecht die Kirchengemeinde zu Gehrden 
dasjenige Rechtsſubjekt ſei, welches das Vermögen der Pfarre 
zu verwalten und zu vertreten habe. Das B. G. läßt die 


Frage nach dem zur Vertretung des Pfarrei-Vermögens berech ⸗ 


tigten Rechtsſubjekt dahin geſtellt, da in jedem Falle, möge 
nun die Kirchengemeinde oder die Pfarre das berechtigte Subjekt 
ſein, der klagend aufgetretene Kirchenvorſtand als das zur 
Wahrnehmung der Intereſſen dieſes Subjekts befugte Organ 
erſcheine. Mit Rüdfiht hierauf ſei gegen die Parteifähigkeit 
der Kl. kein Einwand zu erheben. Allein dieſe Erwägung 
reicht, wie die Reviſion zutreffend hervorhebt, zur Beſeitigung 
des erwähnten Einwandes nicht aus. Der Kirchenvorſtand iſt 
nur ein geſetzliches Vertretungsorgan, nicht die Partei ſelbſt und 
die Frage daher nicht zu umgehen, wer als das hinter ihm 
ſtehende Rechtsſubjekt und als eigentliche Klagpartei anzuſehen 
iſt. Nach gemeinem proteſtantiſchen Kirchenrecht (ſ. Entſch. des 
R. G. Bd. 7 S. 230, vergl. auch Entſch. Bd. 35 S. 190 
und Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 433 Nr. 29) wie nach 
§ 18 des Hannoverſchen Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 
1848 iſt aber die Pfarre kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, vielmehr 
die Kirchengemeinde das zur Verwaltung und Vertretung des 
Pfarrei⸗Vermögens berufene Rechtsſubjekt, welches auch in vorliegen - 
dem Falle als Inhaberin der verkauften Grundfläche im Grundbuche 
eingetragen war. Allein bei dieſem innigen Zuſammenhange 
von Kirchengemeinde und Pfarre muß angenommen werden, 
daß auch der klagende Kirchenvorſtand hier kein anderes Rechts⸗ 
ſubjekt vertritt und vertreten will, als die Kirchengemeinde und 
wenn in der Aufſchrift ſowie in dem Antrage der Klage als 
das von ihm repräſentirte Rechtsſubjekt „die erſte Pfarre in 
Gehrden“ aufgeführt wird, ſo will das nur ſagen, daß hier die 
Kirchengemeinde in ihrer Eigenſchaft als Inhaberin und Ver⸗ 
walterin des für die Zwecke der Pfarre beſtimmten Theiles ihres 
Geſammtvermögens klagend auftritt. Der gewählte Ausdruck 
bedeutet alſo nicht ein von der Kirchengemeinde verſchiedenes 
Rechtsſubjekt, ſondern eine beſtimmte, gerade dieſem Rechts⸗ 
ſubſekte überwieſene Thätigkeit, eine Abtheilung feines geſammten 
Wirkungskreiſes, genauer gefaßt alſo: „die Kirchengemeinde, als 
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Verwalterin des Vermögens der Pfarrei“. Aus dieſem Grunde 
findet daher der geltend gemachte Einwand ſeine Erledigung. 
II. C. S. i. S. Mattfeldt u. Gen. c. Pfarre in Gehrden 
vom 29. Januar 1901, Nr. 320/1900 III. 

25. Kauf. 

Der B. R. hat das Vorbringen der Kl. mit der Aus⸗ 
führung zurückgewieſen, daß der Verkäufer, auch wenn er noch 
im Befitze des Kaufgegenftandes ſei, doch nur thätliche, feinen 
Befitz berührende, Eingriffe Dritter von demſelben abzuwehren 
habe, hierzu aber der Einſpruch gegen das Bahnprojekt nicht 
gehöre, deſſen Verfolgung vielmehr Sache der Bekl. geweſen ſei, 
da in deren Vermögen das verkaufte Grundbeſitzthum mit dem 
Kaufabſchluß übergegangen ſei. Die Revifion macht hiergegen 
geltend, daß hier nicht der mit dem Kaufabſchluſſe eintretende 
Uebergang der Gefahr, ſondern die dem Verkäufer, der ſich noch 
im Befitze des Kaufgegenſtandes befinde, nach Treu und Glauben 


auf Grund des Kaufvertrages obliegende Verpflichtung zur fort 


dauernden Obhut (custodia) über den Kaufgegenſtand entſcheide, 
dieſe aber dem Verkäufer nicht nur die Abwehr thätiger Ein⸗ 
griffe in ſeinen Befitz, ſondern auch die Abwehr ſonſtiger 
drohender Nachtheile, wie z. B. die Anforderung einer cautio 
damni infecti gegenüber dem dazu verpflichteten Grundſtücks⸗ 
Nachbar, auferlege. Dies iſt an ſich richtig. Immerhin aber 
erſtreckt ſich die dem befitzenden Verkäufer obliegende Obhut 
(eustodia) über den Kaufgegenſtand nur auf die Abwendung 
ſolcher Eingriffe Dritter, welche ſeine dereinſtige Verpflichtung 
zur Uebergabe in Frage ſtellen und den körperlichen Beſtand 
des Kaufgegenſtandes unmittelbar berühren. Darum handelte 
es ſich jedoch im vorliegenden Falle nicht, ſondern um die 
Abwendung von Nachtheilen, welche aus der bevorſtehenden 
Ausführung des Bahnprojekts gegen die von den Bekl. 
beabfichtigte Verwerthung des Bauterrains zu einer Villen⸗ 
kolonie ſich ergeben konnten. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

26. 88 84, 85 I. 4. 

Wenn durch Verweigerung des Eides das Vorhandenſein 
dieſer Abficht feftgeftellt wird, jo will das B. G. daraus ent- 
nehmen, daß das Einverſtändniß der Kl. mit dem Austritte 
des Bekl. aus der Geſellſchaft durch deſſen Betrug herbeigeführt 
worden jet und daß alsdann die Kl. auf Grund der 88 84, 85 
Thl. I Tit. 4 des A. L. R. die Zugehörigkeit des Bekl. zur 
Geſellſchaft wieder geltend machen könnten. Es ift der Anſicht, 
daß der Bekl. nach der in Handelsgeſchaften Jedermann ob⸗ 
liegenden Pflicht, Treue und Glauben zu halten, verbunden war, 
falls er dieſe Abficht hatte, fie den Kl. kundzugeben, und hält 
es für einleuchtend, daß dann, wenn die Kl. von einer ſolchen 
Abficht des Bekl. Kenntniß gehabt hätten, fie die Einwilligung 
in ſeinen Austritt aus der Geſellſchaft nicht würden gegeben 
haben. Dabei anerkennt das B. G., daß die ſonſtigen von den 
Kl. behaupteten und unter Beweis geſtellten Thatſachen einen 
Betrug noch nicht ergeben oder doch nicht voll beweiſen würden, 
ſo daß es lediglich auf den Beweis der zum Eide verſtellten 
Abſicht ankomme. Dieſe Ausführungen verkennen die Be⸗ 
deutung, welche regelmäßig die bloße Abficht eines Vertrags 
ſchließenden, die vertraglich übernommene Rechtspflicht nicht zu 
erfüllen, für den Abſchluß des Vertrages hat. Verträge ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


169 
währen die rechtliche Sicherheit dafür, daß die vertragliche Zu- 
ſage unter allen Umſtänden gehalten werde, indem ſie ſelbſt dem 
widerſtrebenden Willen des Verpflichteten gegenüber einen Rechts ⸗ 
zwang begründen. Dieſer Rechtszwang ift dasjenige, was der 
Erwartung der künftigen Vertragserfüllung allein den feſten 
Hintergrund verleiht, während die innere Abſicht des rechtlich 
Gebundenen, ſeiner Verpflichtung nachzukommen, in jedem Zeit⸗ 
punkte wechſeln kann und deshalb keine Geeignete Unterlage 
ftr die Entſchließungen feines Mitkontrahenten abgiebt. In 
der Regel darf daher nicht angenommen werden, daß Rückſichten 
auf die bloße Abficht des Vertragsgegners, ſeine Vertragspflichten 
zu erfüllen oder nicht zu erfüllen, für den Vertragsabſchluß 
maßgebend hätten ſein können, ſo daß demgemäß eine Täuſchung 
über das Vorhandenſein dieſer Abſicht den Thatbeſtand des Be⸗ 
truges herſtellen würde. Wenn man auch nicht ſoweit gehen 
kann, wie die Entſcheidung des früheren Obertribunals bei Striethorſt 
Archiv Bd. 78 S. 240, welche allgemein ausſpricht, daß ein 
Irrthum hinſichtlich der Abficht des Vertragsgegners, fein ge⸗ 
gebenes Vertragsverſprechen nicht zu halten, niemals unter den an⸗ 
geführten § 84 fallen könne; — vergl. Förſter⸗Cccius, Preußiſches 
Privatrecht VII. Auflage, § 31 Note 4, Dernburg V. Auflage 
§ 110 Note 4 — fo läßt ſich doch das Gegentheil immer nur 
als ein beſonderer, durch die eigenthümliche Geſtaltung der 
Umſtände gerechtfertigter Ausnahmefall denken. Vorliegend 
fehlt es an jedem beſonderen Anhalte, welcher eine Abweichung 
von der Regel zu begründen vermöchte. Eine ſolche beſondere 
Begründung iſt auch nicht in der Aeußerung des B. G. zu 
finden, es ſei einleuchtend, daß ſich die Kl. bei Kenntniß der be⸗ 
haupteten Abſicht des Bekl. mit deſſen Entlaſſung aus der 
Geſellſchaft gar nicht würden einverſtanden erklärt haben. Dies 
ift nur ſcheinbar eine auf Grund thatſächlicher Würdigung ge⸗ 
zogene Folgerung aus den Beſonderheiten des Falles, während 
in Wirklichkeit auch dieſe Anſicht getragen wird von der irr⸗ 
thümlichen Stellungnahme des B. G. zu der allgemeinen Frage. 


I. C. S. i. S. Stammſchulte e. Tümmler und Genoſſen vom 


26. Januar 1901, Nr. 297/1900 J. 

27. § 131 J. 5. 

Das B. G. hält die von den Kl. behaupteten, neben dem 
ſchriftlichen Kaufvertrage getroffenen Abreden für erheblich, weil 
fie einen weſentlichen Beſtandtheil des Rechsgeſchäfts bilden. Es 
nimmt fie auch als bewieſen an und hält deshalb die Bekl. für 
verpflichtet, den Kl., da fie ihnen das Grundſtück nicht zurück⸗ 
gewähren konnen, dasjenige herauszugeben, was als Mehrerlös 
bei der Zwangsverſteigerung theilungshalber auf ſie gekommen 
ſei, wenn die Kl. den Wiederkaufspreis von 850 Thalern durch 
Baarzahlungen und Malerarbeiten entrichtet haben. Daß letzteres 
geſchehen ſei, erachtet das B. G. gleichfalls für bewieſen. Die 
Revifion iſt begründet. Das B. G. fieht, nachdem es die münd⸗ 
lichen Abreden feſtgeſtellt hat, in dem Kaufvertrage vom 28. Juni 
1868 und den Abreden einen einheitlichen Vertrag, deſſen weſent⸗ 
licher Beſtandtheil die Abreden bilden. Indem es dieſen Ver⸗ 
trag für gültig und die Bekl. als zu deſſen Erfüllung für 
verpflichtet erachtet, irrt es rechtlich. Sind die mündlichen Ab⸗ 
reden, und daran iſt nicht zu zweifeln, weſentlicher Beſtandtheil 
des Vertrags, ſo kann der ganze Vertrag nur als mündlich 
geſchloſſen gelten. Der Vertrag iſt dann anders niedergeſchrieben, 
als er vereinbart iſt. Denn was vereinbart worden, iſt nicht 
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geſchrieben, und was geſchrieben, iſt nicht vereinbart. (Vergl. die 
Urtheile in Koch's Kommentar des A. L. R. Note 36 zu 8 128 
Thl. I, Tit. 5.) Als blos mündlich geſchloſſen, iſt der Vertrag 
zwar nicht gültig, aber er hat doch gewiſſe Wirkungen. Denn 
da die Kl. den Vertrag erfüllt und die Bekl. die Erfüllung an⸗ 
genommen haben, ſo müſſen die Bekl., da ſie den Vertrag 
ihrerſeits nicht erfüllen wollen, den Kl. das Erhaltene zurück⸗ 
geben oder vergüten (A. L. R. Thl. I, Tit. 5 5 156). V. C. S. 
i. S. Ozdowski u. Gen. c. Schneider Seyfried vom 6. Februar 
1901, Nr. 319/1900 v. 

28. 8 10 I. 6. Oeffentlicher Weg. 

Die Reviſion iſt begründet, ſoweit fie ſich gegen die An- 
nahme richtet, daß die Bekl. den mangelhaften Zuſtand der 
Straße zu vertreten habe. Zwar haftet die Bekl. für den 
Schaden, der daraus entſteht, daß ihre Willensorgane ſchuld⸗ 
hafter Weiſe unterlaſſen haben, die Straßen und Wege, zu 
deren Unterhaltung ſie verpflichtet iſt, in ordnungsmäßigem 
Zuſtand zu erhalten. Allein die Feſtſtellungen des B. G. 
genügen in keiner Weiſe, um eine ſolche Unterhaltungspflicht 
der Bekl. zur Zeit des Unfalls bezüglich der Barbaraſtraße an ⸗ 
zunehmen. Das B. G. unterſtellt augenſcheinlich die Richtigkeit 
der Behauptung der Bekl., daß dieſe Straße nicht von ihr, 
ſondern von den Anliegern angelegt und zur Zeit des Unfalls 
noch nicht fertiggeſtellt war, und ftellt auf Grund der Ausſage 
des Zeugen R. feſt, daß die Anlieger der Barbaraſtraße vor 
dem Unfall Seitens der Bekl. zuſammenberufen worden ſeien 
und ſich dieſer gegenüber verpflichtet hätten, Ziegelſchrott und 
Kohlenaſche auf den Weg zu bringen, und daß die Bekl. darauf 
dieſes Material durch ihren Wegewärter habe vertheilen laſſen. 
Hieraus wird die Folgerung gezogen: die Bekl. habe den 
Ausbau der Straße übernommen, ſie habe allerdings die An⸗ 
lieger noch für einen Theil der Koſten in Anſpruch genommen, 
aber ſie ſei bereits Herrin der Straße geweſen; ſie habe hiermit 
bereits die Verpflichtung übernommen, die Paſſanten vor 
Gefahren an Leib und Leben zu ſchützen. Mit Recht bezeichnet 
die Reviſion dieſe Folgerungen als willkürlich. Wenn nicht die 
Bekl., ſondern die Anlieger die Straße ausbeuten, ſo kann 
darin, daß jene dieſe zu einer Beſchleunigung der Herſtellung 
aufforderte und einen ihrer Arbeiter zur Verfügung ſtellte, eine 
Uebernahme des Ausbaus nicht gefolgert werden. Es tritt hinzu, 
daß dieſe Thatſachen vom Kl. nirgends behauptet worden find. 
Es kommt aber auch darauf, wer die Straße zur Zeit des 
Unfalls herſtellte, für die Entſcheidung des Rechtsſtreits überhaupt 
nichts an, ſondern lediglich darauf, ob die Straße damals bereits 
eine öffentliche war. War dies nicht der Fall, ſo lag eine 
Verpflichtung der Bekl., die allerdings dafür zu ſorgen hat, daß 
die in ihrem Bezirk liegenden offentlichen Straßen ohne Gefahr 
zu paſſiren find, zur Unterhaltung der Barbaraſtraße überhaupt 
nicht vor; vor der Freigabe zum öffentlichen Verkehr durfte ein 
Dritter nicht beanſpruchen, daß die Straße ſich in ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtand befand, und wenn er fie beging, that er es 
auf ſeine Gefahr. Der Klageanſpruch iſt auch nicht darauf geſtützt, 
daß die Bekl. den Ausbau der Straße übernommen habe, 
ſondern darauf, daß fie dem öffentlichen Verkehr übergeben 
worden ſei. Das B. G. hätte daher durch Ausübung des 
Fragrechts nach 8 139 der C. P. O. dieſe Behauptung durch 
Thatſachen begründen laſſen ſollen. Das R. G. hat im Einklang 
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mit dem Königlich Preußiſchen Oberverwaltungsgericht wiederholt 
autgeſprochen, daß es für die Oeffentlichkeit eines Wegs gläch⸗ 
giltig iſt, in weſſen Eigenthum das Wegeareal ſteht, auch 
gleichgiltig, ob der Weg von demjenigen, der ihn angelegt hat, 
dem im Allgemeinen zur Erhaltung öffentlicher Wege ver ⸗ 
pflichteten Verband ausdrücklich übergeben oder von dieſem 
Verband ausdrücklich übernommen worden iſt und ob eine aus- 
drückliche Anordnung der zuftändigen Behörde ergangen if, 
durch die der Weg für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch 
genommen wird, daß vielmehr die Widmung eines Wegs für 
den Öffentlichen Verkehr auch dann anzunehmen iſt, wenn die 
rechtlich Betheiligten — nämlich die zuſtändige Behoͤrde, der 
Eigenthümer und der zur Unterhaltung der öffentlichen Wege 
Verpflichtete — ſelbſt nur ſtillſchweigend ihr Einverſtändniß 
damit zu erkennen gegeben haben, daß der Weg vom Publikum 
als oͤffentlicher benutzt werde. (Entſch. des R. G. in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1896 S. 891%, in Gruchot's Dei⸗ 
trägen 40 S. 1173, 42 S. 724, des O. V. G. 5 S. 286, 
25 S. 212, 27 S. 401; vergl. auch Germerthauſen, das 
Wegerecht und die Wegeverwaltung in Preußen, 2. Auflage 
S. 44 ff., 458). Ob dieſes Ginverſtändniß vorhanden iſt, iſt 
nach den Umſtänden des einzelnen Falls zu beurtheilen (vergl. 
über die einſchlagenden Geſichtspunkte Germerſhauſen I. 6. 
S. 6 ff.); hier genügt es, darauf hinzuweiſen, daß, wie einer⸗ 
ſeits auch eine Straße, die noch nicht völlig fertiggeſtellt iſt, 
die Eigenſchaft einer offentlichen erlangen kann (Entſch. des 
Oberverwaltungsgerichts 20 S. 225, Germerthauſen 1. c. S. 15 
sub 6), doch andererſeits jener Umſtand gegen die Oeffentlichkeit 
ſprechen kann und daß daher in einem ſolchen Falle die Wid⸗ 
mung des Wegs für den öffentlichen Verkehr in beſonder 
klarer Weiſe dargethan werden muß (angez. Entſch. Bd. 27, 
S. 402); daß es ferner für den Begriff der Oeffentlichkeit eines 
Wegs nicht von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, daß daran 
Häuſer errichtet find und ein Zugang zu dieſen eingeräumt iſt 
(angez. Entſch. Bd. 24 S. 381, Germershauſen I. c.), wenn ⸗ 
ſchon dies bei Prüfung der Abficht der Betheiligten zu berüd- 
ſichtigen iſt (Entſch. des R. G. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
1896 S. 89 103); daß endlich ein Weg da durch allein, daß 
er ſeit langer Zeit von Jedermann frei, offen und ungehindert 
benutzt worden iſt, noch nicht die Eigenſchaft eines öffentlichen 


erlangt (Entſch. des R. G. in Gruchot, Beiträge 40 S. 1178). 


Beſonders nach dieſen Richtungen wird bei der künftigen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung zu prüfen ſein, ob die Straße 
unter Zuſtimmung der Betheiligten dem öffentlichen 
Verkehr übergeben worden iſt. Nach § 11” des Ortsſtatuts, 
betreffend die Anlegung, Veränderung und Bebauung von 
Straßen in der Gemeinde Rüttenſcheidt, haben die Unternehmer 
oder Anlieger die erſte Einrichtung und Befeſtigung der Straße 
zu vollenden. Auf dieſe Beſtimmung kann ſich die Bekl., wenn 
die zur Zeit des Unfalls noch nicht vollendete Straße damals 
ſchon eine öffentliche geweſen ſein ſollte, nicht berufen; fie regelt 
die Uebertragung einer Gemeindelaft auf Andere und betrifft 
nur das innere Verhältniß zwiſchen der nach dem öffentlichen 
Recht zur Unterhaltung öffentlicher Straßen verpflichteten 
Gemeinde einerſeits und den Anliegern bezw. den Unternehmern 
andererſeits. Dieſe öffentliche rechtliche Verpflichtung wird 
dadurch nicht berührt (Germershauſen 1. e. S. 307 und die 
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daſelbſt angezogenen Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts). 
VI. C. S. i. S. Gemeinde Rüttenſcheidt e. Joſephs vom 
4. Februar 1901, Nr. 309/1900 VL 

29. 88 222 ff. I. 7. 

Die Klage iſt nach den in der Klageſchrift vom 7. Februar 
1898 enthaltenen Anträgen auf Herausgabe der ſechs Accepte 
erhoben, weil die Verpflichtung der Kl. aus dem Vertrage vom 
10. April 1897 dadurch fortgefallen, daß fie die zwiſchen ihnen 
beſtehende offene Handelsgeſellſchaft aufgelöft, den Betrieb ein- 
geſtellt, die Firma gelöſcht ſei. Die Wechſel waren „zur 
Garantie“, d. h. zur Sicherheit für die gewiſſenhafte Ein⸗ 
haltung der von der Firma der Kl. übernommenen Verpflich⸗ 
tungen gegeben. Rechtlich ſtanden die Kl. zu den Wechſeln ſo, 
wie der Schuldner, der für künftige Schuld verpfändet hat. 
War das Vertragsverhältniß der Parteien zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung aufgelöft oder iſt es inzwiſchen aufgelöft, jo hat die 
Bekl. zu beweiſen, daß und welche Forderung entſtanden, für 
welche ſie die Kl. aus den Wechſeln in Anſpruch nehmen kann. 
Unſtreitig iſt inzwiſchen das Vertragsverhältniß der Parteien 
aufgelöft. Nach Nr. 5 des Vertrages vom 10. April 1897 
fielen die Verpflichtungen der Kl. aus dem Vertrage fort, ſo⸗ 
bald ſich das Syndikat vor dem 1. Mai 1900 auflöfte, und 
zwar mit dem Tage der Auflöſung. Am 31. Dezember 1898 
hat ſich das Syndikat aufgelöſt. Die Klage iſt am 9. Fe⸗ 
bruar 1898 zugeſtellt und damit erhoben. Nach Erhebung 
der Klage auf Herausgabe der Wechſel hat die Bekl. 
am 10. und 13. März und am 1. April 1898 über die 
Wechſel dadurch verfügt, daß fie dieſelben datirt, mit den 
Wechſelſummen ausgefüllt, zur Sicht und Zahlung präjentirt 
und gegen den Kl. D. als Mitinhaber der Firma D. & Comp. 
der Acceptantin, im Wechſelprozeß eingeklagt und auf Grund 
der erſtrittenen Wechſelurtheile die Wechſelſumme nebft den 
Proteſtkoſten beigetrieben hat. Dadurch iſt die Rechtslage nur 
darin geändert, daß die Bekl. des Nachweiſes ihrer Forderung 
überhoben iſt. Das liegt im Sinne des Vertrages, auf Grund 
deſſen die Kl. die Wechſel mit dem Accept ihrer Firma mit der 
Ermächtigung für die Bekl. gegeben haben, die Wechſel in Höhe 
der feſtgeſtellten Strafbeträge auszufüllen und in Kurs zu ſetzen. 
Erweiſen die Kl. aber, daß die Bekl. materiell nicht befugt war, 
über die Wechſel zu verfügen, weil fie zu den Straffeſtſetzungen 
nicht befugt war, ſo iſt der Bekl. daraus, daß ſie nach Er⸗ 
hebung der Klage auf Herausgabe der Wechſel über 
die Wechſel verfügt hat, kein Recht gegen die Kl. erwachſen. 
Nach den Grundſätzen des gemeinen Rechts, des A. L. R. und 
der Preußiſchen Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. 1 Tit. 7, 48 
hat die Bekl. als unredliche Befitzerin die Kl. vielmehr fo zu 
ſtellen, wie fie geſtanden hätten, wenn die Wechſel reſtituirt 
worden wären. Die beigetriebenen Wechſelſummen treten an 
die Stelle der Wechſel. Der nach Erhebung der Klage geſtellte 
Antrag auf Rückzahlung der beigetriebenen Wechſelſummen iſt 
dann gerechtfertigt. Und auch der Kl. R. iſt zu dieſem An⸗ 
trage berechtigt, obwohl die Wechſelſummen von ihm nicht bei ⸗ 
getrieben find. Denn er iſt aus den Wechſeln mitverhaftet und 
kann dem Kl. D., der das Ganze bezahlt hat, auf ſeinen An⸗ 
theil regreßpflichtig ſein. Er hat ein rechtliches Intereſſe daran, 
daß durch Urtheil feſtgeſtellt wird, daß die Bekl. keinen An⸗ 
ſpruch aus den Wechſeln hat und die Wechſelſummen an D. 
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zurückzahlen muß. So wenig bedenklich ſein würde, daß der 
Kl. R. dem Kl. D. als Nebenintervenient beitreten konnte, fo 
wenig rechtliche Bedenken beſtehen dagegen, ihn als Mitkl. auch 
für den veränderten Klageantrag zuzulaſſen, zu dem das Ver⸗ 
halten der Bekl. geführt hat, nachdem die Klage erhoben iſt, 
zu deren Erhebung als Mitkl. er zweifellos berechtigt war. 
I. C. S. i. S. Iſerlohner Nadel⸗Syndikat o. Doßmann vom 
19. Januar 1901, Nr. 332/1900 I. 

80. 8 230 1. 11. 

Nach 5 230 A. L. R. Thl. 1 Tit. 11 (vergl. Obertribnnals⸗ 
Entſch. Bd. 58 S. 80, Striethorſt, Archiv Bd. 90 S. 367) 
iſt ſowohl bei dem Verkauf unbeweglicher, wie bei dem Verkauf 
beweglicher Sachen der Verkäufer geſetzlich berechtigt, vom Ver⸗ 
trage zurückzutreten, wenn der Käufer mit der Zahlung des 
Kaufpreiſes in Verzug geräth. Die Ausübung dieſes geſetz⸗ 
lichen Rücktrittsrechts befreit aber den Verkäufer von der Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung einer Provifion, die er für die Ver⸗ 
mittelung des Verkaufs verſprochen hatte, nicht. Förſter⸗Eccius, 
Preußiſches Privatrecht, 7. Auflage Bd. II S. 281, 282; Dern- 
burg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts Bd. II 8 190 
unter II, 2; vergl. auch Seufferts Archiv Bd. 40 Nr. 16; 
Planck, Kommentar zum B. G. B. Bd. II Bemerkungen 20 
zu 8 652. I. C. S. i. S. Cahn c. Eckhardt vom 23. Januar 
1901, Nr. 437/1900 J. 

31. 88 932, 947 J. 11. 

Zweifellos kann der Werkmeiſter nach 8 932 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 11 erſt nach der Uebernahme des Werks Zahlung 
von dem Beſteller fordern und dieſer hat, wenn das Werk un⸗ 
tüchtig befunden wird, nach 5 947 a. a. O. die Wahl, ob er 
vom Vertrage abgehen oder Schadloshaltung fordern will. Aber 
der B. R. hat unterlaſſen, die Anwendbarkeit dieſer von ihm 
angezogenen Rechtsſätze auf den feſtgeſtellten Thatbeſtand aus- 
reichend zu prüfen und in Folge davon rechtlich erhebliche That. 
ſachen unberückſichtigt gelaſſen. In den Urtheilsgründen wird 
allerdings bemerkt, die Uebernahme des Werks durch den Bekl. 
ſei nicht erwieſen, und dies auf die Anführung geſtützt, daß der 
Bekl. nach ſeiner — zwar nicht im Thatbeſtand, aber in den 
Entſcheidungsgründen wiedergegebenen — Behauptung die Ab- 
zahlung von 3 000 Mark unter der ausdrücklichen Bedingung 
gemacht habe, daß der Kl. die vertragswidrigen Mängel des 
Werks beſeitige. Der aus dieſem Vorbehalt gezogene Schluß 
iſt jedoch nicht haltbar. Zunächſt ſchon deswegen nicht, weil 
der Vorbehalt nicht nothwendig die rechtliche Bedeutung hat, 
daß der Bekl. die Uebernahme des Werks ablehne, ſondern auch 
ſo aufgefaßt werden kann, daß Bekl. zwar das Werk annehmen, 
aber die Schadloshaltung wegen der gerügten Mängel, falls 
Kl. fie nicht beſeitigt, vorbehalten wolle. Der Schluß iſt aber 
weiter unvereinbar mit den ſonſt feſtgeſtellten Thatſachen. Nach 
dem Thatbeſtand hat der Bekl. nicht nur die Heizanlage ſeit 
der im Jahre 1896 erfolgten Ausſtellung fortdauernd benutzt, 
ſondern ſie auch an einen Beſitznachfolger veräußert. Der That⸗ 
beftand I. J., auf den das B. U. ausſchließlich verweiſt, und 
nach dem die Protokolle über die Vernehmung des Zengen K., 
auf die Rll. ſich beruft, nicht vorgetragen find, ſpricht ſich 
freilich nicht völlig klar aus. Aber wenn dort geſagt wird, der 
Befitznachfolger des Bekl. habe an der Heizanlage gewiſſe 
Aenderungen vorgenommen, fo läßt ſich das nur jo verſtehen, 
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daß der Bekl. ſein Haus und damit deſſen Zubehör, die Heiz⸗ 
anlage, an einen Dritten veräußert hat. Der Rkl. macht mit 
Recht geltend, daß mit dieſen Thatſachen die Annahme unver⸗ 
einbar iſt, daß der Bekl. noch in der Lage ſei, die Uebernahme 
des Werks abzulehnen und vom Vertrage abzugehen. In dem 
angefochtenen Urtheil iſt aber weiter überſehen, daß der Bekl. 
jelbft dieſe rechtlichen Befugniſſe gar nicht in Anſpruch nimmt 
und daß er die Zahlung des vom Kl. geforderten Reſtbetrages 
ausſchließlich aus dem Grunde verweigert, weil die Anlage 
wegen der gerügten Mängel einen Minderwerth habe, der 
die Weigerung der Zahlung des Reſtpreiſes rechtfertige. Der 
Bekl. will alſo Schadloshaltung fordern, und nachdem er dieſe 
Wahl getroffen hat, ift der B. R. nicht mehr in der Lage ge- 
weſen, die anderen, vor der Wahl dem Bekl. etwa zuſtehenden 
Rechtsbehelfe zu berückſichtigen. Er hatte vielmehr die Frage 
prüfen müſſen, in welchem Maße die feſtgeſtellten Mängel einen 
Anſpruch des Bekl. auf Minderung des bedungenen Preiſes 
begründen. VI. C. S. i. S. Knappſtein c. Lickfeld vom 
7. Februar 1901, Nr. 415 / 1900 VI. 

32. 88 262 ff. I. 13, 55 64 ff. II. 2. 

Das B. G. ift mit Recht davon ausgegangen, daß auch 
nach Scheidung der Ehegatten dem Ehemann in erſter Linie die 
Verpflichtung, feinen Sohn zu alimentiren, geſetzlich oblag 
(SS 64 ff., $ 103 des A. L. R. Thl. II Tit. 2), daß alſo 
von ihm die Koſten der Erziehung und Verpflegung des Kindes, 
wofern nicht rechtsgeſchäftlich ein Anderes beſtimmt worden iſt, 
zu tragen waren und daß die Kl., wenn fie dieſe Koſten auf- 
gewendet haben, nach den Grundſaͤtzen der nützlichen Verwendung 
von dem Vater, beziehungsweiſe deſſen Erben Vergütung zu 
fordern berechtigt find (85 262, 268, 269 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13). VI. C. S. i. S. Hilgert c. Griesbach vom 
31. Januar 1901, Nr. 417/1900 VI. 

83. 88 262 ff. I. 13, 58 64 ff. II. 2. 

Die Revifion macht geltend, der B. R. nehme an, daß der 
Vater des Kindes in der Zeit, für welche die Erſtattung der 
Erziehungs⸗ und Verpflegungsgelder beanſprucht wird, zahlungs⸗ 
unfähig geweſen oder von den Kl. dafür gehalten worden ſei. 
Wenn dies richtig ſei, ſo könne von einer nützlichen Verwendung 
durch die Verpflegung des Kindes an ſeiner Statt nicht die 
Rede fein, weil feine Unterhaltspflicht für dieſe Zeit nicht be- 
ftanden habe und alsdann die Mutter des Kindes in der Ab⸗ 
ficht, eine ihr ſelbſt obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, das 
Kind verpflegt habe. — Auch dieſer Angriff konnte keinen Er⸗ 
folg haben. Allerdings ſetzt die Alimentationsverbindlichkeit der 
Verwandten, ſelbſt diejenige des Vaters gegenüber dem Kind 
voraus, daß der Verpflichtete zu der Zeit, da er in Anſpruch 
genommen wird, den Unterhalt zu gewähren vermag und wird 
durch eine nachträgliche Beſſerung der Vermögenslage des 
Pflichtigen keine Nachforderung für die Zeit, in welcher derſelbe 
nicht fähig war, begründet. Das gilt auch für Erſatzanſprüche 
Dritter, welche den Unterhalt gewährt haben. Allein der 
Nachweis, daß der Alimentationsbeklagte zur Leiſtung des Unter⸗ 
haltes im Stande ſei oder geweſen ſei, liegt nicht dem Kl. ob, 
vielmehr iſt es, wie auch in einer Deklaration vom 21. Juli 
1843 ausgeſprochen wurde, Sache des Bekl., einredeweiſe ſein 
Unvermögen darzuthun. (Rehbein, Entſch. des Preußiſchen 
Obertribunals Bd. IV. S. 655 Note c. Foͤrſter. Gccius, 
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Preußiſches Privatrecht, Bd. IV § 239 7. Aufl. S. 252, 253. 
Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. III § 45 4. Aufl. 
S. 152 3. 26.) Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

34. § 189 I. 16. Stempelſache. 

Richtig iſt allerdings, daß der §8 189 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 16, welcher beſtimmt: „Wer eine Sache, die er nicht zu 
fordern hat, und ſich deſſen bewußt iſt, als Zahlung oder 
ſonſt als Erfüllung annimmt, haftet für das Empfangene als 
ein unredlicher Befiter.” — zur Vorausſetzung hat, daß der 
Empfänger von Anfang an ſich der Unrechtmäßigkeit ſeines 
Befitzes bewußt geweſen ift. Andresfalls iſt er, wenn er ſelbſt 
im Irrthum war, wie der 8 190 a. a. O. ausdrücklich beſtimmt, 
als redlicher Befitzer anzuſehen. Dem entſprechen auch die 
88 193 — 195 a. a. O., welche ſich im beſonderen auf die 
Zahlung einer nicht geſchuldeten Geldſumme oder anderer ver⸗ 
brauchbaren Sache beziehen. Wenn nun aber auch der $ 195 
beſtimmt: „Sft er — nämlich der Empfänger — ſelbſt im 
Irrthum geweſen, jo wird er zu Verzöͤgerungszinſen nur von 
dem Tage der eingehändigten Vorladung verpflichtet.“ —, fo iſt 
dieſe Vorſchrift doch nicht dahin aufzufaſſen, daß im Falle des 
Irrthums bei der Empfangnahme der Zahlung nunmehr der 
Empfänger unterſchiedslos und ohne Rüdfiht darauf, ob und 
wann er nachträglich die Ueberzeugung von ſeiner Nicht⸗ 
berechtigung erlangt hat, Verzugszinſen erſt von der Erhebung der 
Klage ab zu zahlen verpflichtet ſei. Eine ſolche Auslegung würde 
mit dem allgemeinen Grundſatze, auf dem insbeſondere auch die 
Beſtimmungen in den 88 16 und 17 des A. L. R. Thl. J Tit. 7 
über die Verwandelung des redlichen in unredlichen Befitz be⸗ 
ruhen, daß die nachfolgende Unredlichkeit, die malafides super- 
veniens, der Unredlichkeit überhaupt gleich zu achten iſt, nicht 
wohl vereinbar fein. Vielmehr bringt der § 195 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 16 nur den allgemeinen Grundſatz (vergl. $ 222 
des A. L. R. Thl. I Tit. 7, 58 71, 18 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 16, Urtheil des Preußiſchen Ober⸗Tribunals vom 22. Fe⸗ 
bruar 1854, Strietborft, Archiv Bd. 12 S. 157) zum Ausdruck, 
daß jedenfalls die Erhebung der Klage den Bekl. in den Zuftand 
der Zögerung verſetzt, ſelbſt wenn er von ſeiner Nichtberechtigung 
nicht überzeugt ſein ſollte. Von gleicher Auffaſſung gehen auch 
aus Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 2 8 289 bei 
Anm. 33 und Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts 
Bd. 2 8 289 bei Anm. 33, und die bei Koch, Kommentar 
zum A. L. R. — 6. Ausgabe — in Anm. 51 zu $ 195 
Thl. I Tit. 16 wiedergegebene Entſtehungsgeſchichte deſſelben 
ſteht dieſer Auslegung nicht entgegen. Hiernach ift auch der 
urſprünglich gutgläubige Empfänger einer als Zahlung an- 
genommenen Geldſumme von dem Zeitpunkte ab, wo er die 
Ueberzeugung von feiner Nichtberechtigung gewinnt, als un⸗ 
redlicher Beſitzer im Sinne der 88 189 - 195 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 16 anzuſehen und zur alsbaldigen Rückzahlung, bei 
Vermeidung der Folgen des Verzugs, verpflichtet. IV. C. S. 
i. S. Fiskus o. Maßner vom 7. Februar 1901, Nr. 342/1900 IV. 

35. 88 251, 277 I. 16. 

Es iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das O. L. G. 
in den im Thatbeſtande mitgetheilten unſtreitigen Vorgängen 
eine Anweiſung im Sinne des § 251 des A. L. R. Thl. J Tit. 16 
erblickt hat. Der Bekl. hatte die Kl. beauftragt, den Kaufpreis 
für die 400 Centner Weizen, den er von Sch. zu fordern hatte, 
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dei dieſem für ſeine eigene Rechnung zu erheben. Daraus folgt, 
daß auch die Regel des § 277 daſelbſt zur Anwendung kommen 
muß: Die Kl., als „der Angewieſene“ im Sinne des Landrechts, 
mußte es „ſich angelegen fein laſſen“, die angewieſene Poſt ein- 
zuziehen. Wenn das Geſetz hierfür eine Friſt von vierzehn 
Tagen feſtſetzt, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe 
Friſt, zumal im Verkehr unter Kaufleuten, den heutigen Verkehrs⸗ 
anſchauungen nicht mehr entſpricht. Das O. L. G. hat denn 
auch, geſtützt auf ein von der Handelskammer zu Magdeburg 
eingezogenes Gutachten, feſtgeſtellt, daß nach allgemeinem Handels⸗ 
gebrauch der Bankier, dem eine Forderung zur Einziehung über⸗ 
wieſen iſt, deren Einkaſſtrung unverzüglich und nicht erſt nach 
Ablauf von vierzehn Tagen vorzunehmen hat. Dieſe ihr ob- 
liegende Pflicht hat die Kl. verabſäumt, indem ſie die Zeit vom 
6. bis 18. Mai verſtreichen ließ, ohne irgend etwas zu unter · 
nehmen, um Sch. zur Begleichung ſeiner liquiden Schuld an⸗ 
zuhalten. I. C. S. i. S. Magdeburger Privatbank 0. Gerlach 
vom 23. Januar 1901, Nr. 338/1900 J. | 

36. 88 2 ff. II. 9. 

Es iſt einwandsfrei feſtgeſtellt, daß das beklagte Herolds⸗ 
amt nur über die Adels eigenſchaft des Kl. und das Recht 
deſſelben, ſich des Adelsprädikats „von“ zu bedienen, ent- 
ſchieden, dem Kl. alſo nur die Adelseigenſchaft, nicht aber 
die Berechtigung, den Namen „von Schütz“ als bürgerlichen 
Familiennamen zu führen, abgeſprochen hat, und andererſeits 
iſt gleichzeitig feſtgeſtellt, daß die Anträge des Kl., die er bei 
Behörden geſtellt hat, und die Immediatgeſuche, auf die die 
Bescheide des Heroldsamts ergangen, nur darauf gerichtet 
geweſen find, die Anerkennung feiner Zugehörigkeit zum Adels- 
ſtande zu erzielen, und der Kl. die Erreichung deſſelben Zwecks 
— trotz ſeiner entgegenſtehenden Erklärungen — nicht weniger 
mit der gegenwärtigen Klage verfolgt. Aus dieſen Feſt⸗ 
ſtellungen ergiebt ſich, worauf ſchon in dem Reviſionsurtheile 
vom 8. März 1900 hingewieſen iſt, die Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs. Die Entſcheidung des Heroldsamts, die aus⸗ 
ſchließlich das von dem Kl. prätendirte Adels recht zum 
Gegenstande hat, betrifft eine Frage des öffentlichen Rechts, 
bewegt ſich auch innerhalb der Grenzen der Zuſtändigkeit des 
Heroldsamtes und entzieht ſich daher der Anfechtung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege. Von der Reviſion iſt, wie ſchon klägeriſcher 
feits in der Vorinſtanz geſchehen iſt, geltend gemacht worden, 
daß es unzuläſſig ſei, das Klagebegehren in einem den aus⸗ 
drücklichen Erklärungen des Kl. entgegenſtehenden Sinne aus- 
zulegen. Dieſem Angriffe muß jedoch der Erfolg verſagt 
werden. Dem Prozeßrichter ſteht die freie Auslegung der Be⸗ 
hauptungen und Anträge der Parteien und die Feſtſtellung zu, 
welchen Sinn dieſe mit ihren Erklärungen verbunden haben, 
und dabei haben ſie ſich nicht lediglich an den Wortlaut der 
Erklärungen zu halten, vielmehr unter Berückſichtigung der ob- 
waltenden Sachlage und aller dieſe begleitenden Umſtände die 
wahre Willensmeinung der Parteien zu ermitteln. Dem⸗ 
entſprechend iſt der B. R. vorgegangen. Er hat aus der 
Entſtehungsgeſchichte des gegenwärtigen Rechtsſtreits, indem er 
insbeſondere auf die von dem Kl. ſelbſt in Bezug genommenen 
Eingabe deſſelben an das Heroldsamt vom 18. Juli 1898 
Gewicht gelegt hat, hergeleitet, daß der Kl. mit dem Klage⸗ 
begehren nur bezweckt, die Verurtheilung des Heroldsamts zur 
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Anerkennung feiner Zugehörigkeit zum Adels ſtande herbei⸗ 
zuführen, und daß die gewählte Wortfaſſung feiner Er⸗ 
klärungen nur der Erkenntniß entſprungen iſt, daß auf Aner- 
kennung des Adels nicht im ordentlichen Rechtzwege Klage 
erhoben werden könne. Dieſe Feſtſtellungen, die ſich auf that 
ſächlichem Gebiete bewegen, geben zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß. IV. C. S. i. S. Schütz c. Heroldsamt vom 
31. Januar 1901, Nr. 330/1900 IV. 

87. 88 108 ff. II. 11. 

Das O. L. G. geht ſelbſt davon aus, daß der Befitzer eines 
Erbbegräbniffes in Betreff der Benutzung deſſelben nicht weiter- 
gehende Rechte hat, als jedes andere Mitglied der Kirchengemeinde, 
welcher der Friedhof gehoͤrt, und daß mit dem Erwerbe des 
Erbbegräbniſſes er ſich ſtillſchweigend der Einſchränkung ſeines 
Rechts auf beſtimmungsmäßige Benutzung unterworfen hat, 
d. h. auf eine Benutzung, welche nicht bloß den geſetzlichen 
Beſtimmungen, ſondern auch den eingeführten Ordnungen und 
Verfaſſungen, wie der hergebrachten Sitte entſpricht (vergl. 
88 108, 109, 184 bis 190, 681 Thl. II Tit. 11 A. L. R., 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 S. 201, Bd. 12 S. 280). 
Bei der Prüfung nun, ob die jetzt von der Kl. beanſpruchte 
Benutzung des der Familie Fritz H. gehörigen Begräbniß⸗ 
platzes in obigem Sinne als eine beſtimmungsgemäße anzuſehen 
iſt, gelangt das B. G. zu folgender Annahme: Die Bekl. be- 
haupteten ſelbſt nicht, daß eingeführte Ordnungen und Ver⸗ 
faſſungen die Benutzung des Erbbegräbniſſes zur Beiſetzung von 
Aſchereſten nicht geſtatteten. Der Beſchluß der Todtenhofs⸗ 
Kommiſfion vom 15. Mai 1899 konne als eine ſolche Ordnung 
oder Verfaſſung nicht gelten. Das Regulativ vom 30. Sep⸗ 
tember 1846 ſtehe dem Klageanſpruche ſo wenig entgegen, wie 


„die in 8 8 deſſelben angezogene Polizeiverordnung vom 


13. Oktober 1818. Nach Vorſchrift der 88 184, 185 Thl. II 
Tit. 11 A. L. R. ſollten die Begräbnißplätze zur Beerdigung 
von Leichen dienen. Daraus folge aber nicht, daß dieſelben im 
Sinne des Geſetzes lediglich Verweſungsſtätten für Leichen bilden 
ſollten. Vielmehr gehe ihr Zweck allgemein dahin, Beftattungs- 
orte für ſterbliche Ueberreſte von Menſchen zur ewigen Ruhe zu 
ſein. Aber auch die hergebrachte chriſtliche Sitte ſtehe dem 
Klagebegehren nicht entgegen. Wenn auch die Gebräuche aller 
chriſtlichen Kirchen eine Beerdigung von nicht zu Aſche ver- 
brannten Leichen zur Vorausſetzung hätten, ſo ergebe ſich daraus 
doch nur, daß es gegen die chriſtliche Sitte verſtoßen möchte, 
Aſchereſten verbrannter Leichen ein Begräbniß nach chriſtlichem 
Ritus zu gewähren. Daraus laſſe ſich indeß für den Nachweis 
einer hergebrachten Sitte bezüglich der Eingrabung von ſolchen 
Aſchereſten auf Kirchhoͤfen nichts entnehmen. In dieſer Be⸗ 
ziehung habe fich eine chriſtliche Sitte überhaupt noch nicht 
gebildet, daher auch nicht die Sitte, die Beſtattung von Aſche⸗ 
urnen auf chriſtlichen Kirchhöfen nicht zuzulaſſen. Dieſe Aus- 
führungen werden dem rechtlichen Geſichtspunkte, von welchem 
nach Obigem das B. G. ſelbſt ausgegangen iſt, nicht gerecht. 
Nach demſelben kam es entſcheidend darauf an, zu welchem 
Zwecke der für die Familie der Kl. erworbene Begräbnißplatz 
beſtimmt iſt. Dabei waren geſetzliche Vorſchriften, eingeführte 
Verfaſſungen und die hergebrachte Sitte in Betracht zu ziehen. 
Nun iſt in den Vorſchriften der SS 184 ff. Thl. II Tit. 11 
des Pr. A. L. R. lediglich davon die Rede, daß auf den Kirch⸗ 
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hoͤfen Leichen beerdigt werden. Ein Gleiches gilt bezüglich der 
Beſtimmungen des über die Verwaltung und Benutzung des 
Todtenhofes zu Hagen erlaſſenen Regulativs vom 30. Sep⸗ 
tember 1846 (Blatt 54 der Prozeßakten), unter deſſen Herrſchaft, 
ſoviel bis jetzt erhellt, der Erwerb des Erbbegräbniſſes für die 
Familie Fritz H. fi vollzogen hat. In 5 6 dieſes Regulativs 
iſt das Verweſungsgeld für die Leichen von Erwachſenen und 
Kindern feſtgeſetzt. In 5 7 iſt der Preis der Erbbegräbniſſe 
nach der Größe der Gruben bemeſſen. Nach 8 8 giebt der 
Befitz eines Erbbegräbniſſes dem Erwerber das Recht, den er- 
worbenen Platz unter Beobachtung der mit Rückficht auf die 
Verweſungszeit und ſonſtwie erlaſſenen Polizeivorſchriften wieder⸗ 
holt zur Beerdigung zu benutzen. Dieſe Beſtimmungen des 
Regulativs haben ſonach auch lediglich die Beerdigung von 
Leichen in Verweſungsgruben im Auge. Daß endlich aber auch 
die hergebrachte Volksfitte in einer dementſprechenden An⸗ 
ſchauung über die Zweckbeſtimmung der Begräbnißplätze auf 
Kirchhoͤfen wurzelt, ſcheint das B. G. ſelbſt nicht in Abrede 
ſtellen zu wollen. — Dieſer Rechtslage gegenüber könnte die 
Klage nur dann Erfolg haben, wenn der Nachweis erbracht 
würde, daß die eine oder die andere Vorausſetzung der vor⸗ 
bezeichneten Zweckbeſtimmung nicht oder nicht mehr zuträfe, daß 
namentlich die allgemeine Volksfitte einer Erweiterung der Zweck⸗ 
beſtimmung im Sinne der von der Kl. beanſpruchten Benutzung 
des Erbbegräbniſſes nicht mehr im Wege ſtände. Ein ſolcher 
Nachweis iſt bisher zu vermiſſen. IV. C. S. i. S. ev. Kirchen⸗ 
gemeinde zu Hagen u. Gen. c. Hude vom 31. Januar 1901, 
Nr. 332/1900 IV. | 

38. 5 579 II. 11. 

Das an den Beſitz eines Grundſtücks geknüpfte ſogenannte 
dingliche Patronat ſoll zwar nach der Canoniſchen Rechtslehre. 
als eine nicht wohl unter das Prinzip zu bringende Ausnahme 
erſcheinen, thatſächlich aber iſt in Deutſchland das dingliche Pa- 
tronat in Folge feiner hiſtoriſchen Entwickelung daſelbſt vor- 
herrſchend. Vergl. Vering, Lehrbuch des Kirchenrechts 8 89 I 
i. fine, Richter (Dove u. Kahl), Lehrbuch des katholiſchen und 
evangeliſchen Kirchenrechts, 8 188 bei Note 29 S. 674, 
v. Schulte, Lehrbuch des katholiſchen und evangeliſchen Kirchen⸗ 
rechts, 863 S. 167, Hinſchins, Syſtem des katholiſchen Kirchen⸗ 
rechts, Bd. 3, 5 136 S. 9 bei Note 4 und S. 10 bei Note 2. 
Dementſprechend beſtimmt das A. L. R. Thl. II Tit. 11 im 
§ 579: „Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, daß das 
Kirchenpatronat anf einem Gute oder Grundſtück hafte“. Mit 
Rückſicht auf dieſe Vorſchrift erkennt das B. G. an, daß hin⸗ 
ſichtlich der Frage, ob im vorliegenden Falle das Patronat ein 
perſoͤnliches ſei, der Beweis von der dies behauptenden Kl. ge⸗ 
führt werden müfle; der B. R. iſt jedoch zu dem Ergebniſſe 
gelangt, daß dieſer Beweis ſchon jetzt als erbracht angeſehen 
werden konne und zwar weſentlich auf Grund der Auskunft des 
Staatsarchivs zu Magdeburg vom 31. Mai 1900, worin erklärt 
worden iſt: „Die Saäkulariſation des Kloſterhofs der Antoniter 
zu Lichtenberg ſei 1537 erfolgt, nachdem ſchon 1525 die Auf- 
löſung des Convents begonnen gehabt hätte. Die Identität 
dieſes früheren Antoniterhofes mit der jetzigen Domäne daſelbft 
werde anzunehmen fein. Auch das früher von den Antonitern 
ausgeübte Patronat über die Kirche zu Prettin ſei an den Kur- 
fürſten von Sachſen übergegangen geweſen. Zwar fehle das 
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Protokoll über die erſte Vifitation des Kurkreiſes von 1528/29; 
die Viſitation von 1578 aber bezeichne die Pfarre Prettin als 
kurfürſtliches Lehn und bemerke weiterhin: „Iſt ſolch Lehen 
vorhin der Antoniter des Orts geweſen und zugleich die Pfarre 
und die Filial von denſelben mit den Kirchendienſten beſtallet 
worden“. ” Der Berufungsrichter fügt hinzu: „Als hiſtoriſch 
feſtſtehende Thatſache ſei anzunehmen, daß die Antoniter in 
Lichtenburg eine Hauptniederlaſſung gehabt hätten, welche bei 
ihrer in der erſten Hälfte des 16. Jahrhunderts erfolgten Säku⸗ 
lariſation auf den Kurfürſten von Sachſen übergegangen ſei.“ 
Sodann wird im B. U. ausgeſprochen: „Der obige Paſſus im 
Pifitationsprotokolle von 1578 kann danach nur dahin ver- 
ſtanden werden, daß die Antoniter zu Lichtenburg das Patronat 
über die Kirche zu Prettin gehabt haben. Daß dieſes Patronat 
ein perſoͤnliches geweſen ift, hierfür ſpricht der Umſtand, daß 
die Patronatsrechte einer geiſtlichen Körperſchaft niemals mit 
ihrem Grundbefitz verknüpft waren, ſondern zu dem Inbegriff 
der geiſtlichen Hoheitsrechte gehörten, die das Kloſter oder der 
Orden im Laufe der Zeit auf fich als juriſtiſche Perſon ver- 
einigte... Dieſer Satz geht jedenfalls — wenigſtens in der 
vorliegenden Faſſung — zu weit. Die Klöfter und ſonſtigen 
geiſtlichen Korporationen konnten das Patronat bezüglich einer 
zum Klofter bezw. zu der betreffenden geiftlichen Anſtalt nicht 
gehörigen Kirche auf verſchiedene Weiſe, namentlich aber auch 
dadurch erlangen, daß fie ein Grundſtück erwarben, mit welchem 
das Patronatsrecht acceſſoriſch verbunden war. In ſolchen 
Fällen verlor das Patronat, obwohl es nunmehr ein geiſtliches 


geworden war, ſeinen dinglichen Charakter nicht. Vergl. Hin. 


ſchius, Syſtem des katholiſchen Kirchenrechts, Bd. 3, S. 12 und 
S. 13 Note 2; derſelbe in der Zeitſchrift für Kirchenrecht, 
Bd. 2 S. 429, v. Schulte, Lehrbuch des katholiſchen und evan⸗ 
geliſchen Kirchenrechts, § 67 III“, derſelbe im Archiv für katho⸗ 
liſches Kirchenrecht, Bd. 7 S. 215 und 225. Auch Philipps 
(Lehrbuch des Kirchenrechts, 8 140 II, S. 280), und Vering, 
(Lehrbuch des Kirchenrechts, § 89 II, S. 475), erkenne an, daß 
das geiſtliche Patronat ein dingliches ſein kann. Erſcheint hier⸗ 
nach aber die Annahme als unrichtig, daß das Patronat, welches 
einer geiſtlichen Körperſchaft zuſtand, niemals ein dingliches 
habe fein können, fo erweiſt ſich damit auch die hieran geknüpfte 
Folgerung als hinfällig, daß das in Rede ſtehende Patronat 
ebenfalls ein perjönliches habe fein müſſen und es hätte alſo in 
dieſer Beziehung noch einer anderweiten Begründung bedurft, 
welche zu vermiſſen iſft. Aus dieſem Grunde muß die Auf- 
hebung des B. U. und die Zurückverweiſung der Sache er⸗ 
folgen, während die ſonſtigen Ausführungen des B. R. zu recht⸗ 
lichen Bedenken allerdings keinen Anlaß geben. Dies gilt 
namentlich auch von der ſeitens der Revifion noch beſonders 
angegriffenen Annahme des B. R., „daß mit der Säkulari⸗ 
ſation des Kloſters Lichtenburg neben anderen Rechten auch das 
Patronat auf den Kurfürſten von Sachſen übergegangen ſei“. 
Die Ausführung der Revifion, daß das Patronat, wenn es ein 
perſönliches geweſen wäre, mit der Auflöſung des Kloſters hätte 
untergehen müſſen, entſpricht allerdings der Lehre des katho⸗ 
liſchen Kirchenrechts. Vergl. v. Schulte, Lehrbuch des katho⸗ 
liſchen und evangeliſchen Kirchenrechts, § 67 III. 1, S. 174, 
Hinſchius, Syſtem des katholiſchen Kirchenrechts, 5 140 Nr. 2, 
Anm. 4, Bd. 3 S. 89, Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts, 
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§ 2352, Anm. 1 und $ 235 d, Anm. 4 S. 535, Philipps, 
echrbuch des Kirchenrechts, 8 146 Nr. 5, S. 295. Andere 
Grundſätze wurden dagegen zur Zeit der Reformation bei der 
damals durchgeführten Säkulariſation, insbeſondere auch in den 
Sächfiſchen Gebieten, zur Anwendung gebracht. Vergl. Weber, 
Syſtematiſche Darſtellung des im Koͤnigreich Sachſen geltenden 
Kirchenrechts, Bd. 2 S. 206. Mit Rückſicht hierauf bedurfte 
jene Annahme, daß ein Uebergang des Patronats in der be⸗ 
zeichneten Weiſe ſtattgefunden habe, keiner näheren Begründung, 
zumal die Worte des Vifitationsprotokolles von 1578 in dieſer 
Beziehung völlig unzweideutig find. Wäre alſo davon auszu⸗ 
gehen, daß das Patronat der Antoniter zu Lichtenburg (oder 
richtiger Lichtenberg, wie das Kloſter genannt worden war) ein 
perſönliches geweſen ſei, ſo würde die weitere Folgerung nicht 
zu beanſtanden ſein, daß dieſes Patronat, beim Mangel eines 
die rechtliche Natur deſſelben verändernden Rechtsakts, auch in 
den Händen der Kurfürſten von Sachſen ein perſoͤnliches ge- 
blieben ſei. IV. C. S. i. S. Fiskus e. Kirchengemeinde Prettin 
vom 7. Februar 1901, Nr. 346/1900 IV. 

Zum Geſetz vom 11. Mai 1842. 

39. 88 1ff. 

Das B. G. geht mit Recht davon aus, daß dem Bekl. 
gegenüber die Frage der Zuläſfigkeit der Klage nach dem 
Preußiſchen Geſetze vom 11. Mai 1842 über die Zuläffigkeit 
des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen zu 
beurtheilen iſt. Der 8 1 dieſes Geſetzes beſtimmt: „Beſchwerden 
über polizeiliche Verfügungen jeder Art, fie mögen die Geſetz⸗ 
mäßigkeit, Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit derſelben be ⸗ 
treffen, gehören vor die vorgeſetzte Dienſtbehoͤrde. Der Rechts⸗ 
weg iſt in Beziehung auf ſolche Verfügungen nur dann zuläſſig, 
wenn die Verletzung eines zum Privateigenthum gehörenden 
Kechts behauptet wird und unter den nachfolgenden näheren 
Beſtimmungen“. Die 58 2 bis 5 bringen dann die näheren 
Beſtimmungen, welche für die verſchiedenen Fälle angeblich zu 
ſchützender Privatrechte den Rechtsweg regeln, und dann kommt 
der 5 6, der Folgendes beſtimmt: „§ 6. Wird eine polizeiliche 
Verfügung im Wege der Beſchwerde als geſetzwidrig oder 
unzuläſſig aufgehoben, jo bleiben dem Betheiligten feine 
Gerechtſame nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Vertretungsverbindlichkeit der Beamten vorbehalten.“ 
Die Reviſion des Kl. ſucht auszuführen, daß die Vorausſetzung 
für die Anwendbarkeit des 5 6 dem Bekl. gegenüber hier 
gegeben ſei. Allein das B. G. nimmt mit Recht das Gegen; 
theil an. Die polizeiliche Verfügung des Bekl. vom 1. Oktober 
1896 hatte der Kl. ohne Erfolg durch Beſchwerden bei dem 
Regierungspräfidenten und dem Oberpräfidenten angefochten und 
dann gegen den Beſcheid des letzteren die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte erhoben. Das Oberverwaltungsgericht 
wies jedoch die Klage durch Urtheil vom 4. November 1897 
ab. Hiernach liegt die Vorausſetzung des § 6, daß die 
polizeiliche Verfügung des Bekl. im Wege der Beſchwerde als 
geſetzwidrig oder unzuläſſig aufgehoben worden ſei, nicht vor. 
Freilich hat das Oberverwaltungsgericht in ſeinem Urtheile für 
die Aufrechthaltung der polizeilichen Verfügung vom 1. Oktober 
1896 eine andere Begründung gegeben, als der Bekl., der 
Regierungspräfident und der Oberpräfident. Aber die Miß⸗ 
billigung der Begründung einer Verfügung hat nicht die Be⸗ 
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deutung der Aufhebung der Verfügung, wenn, wie hier, der 
Antrag auf Aufhebung der Verfügung durch den entſcheidenden 
Theil des Urtheils ausdrücklich zurückgewieſen iſt. Aus dem 
von der Revifion in Bezug genommenen Urtheile des IV. C. S. 
des R. G. vom 16. Februar 1888 (Entſch. des R. G. Bd. 20 
S. 295) folgt für die Anſicht der Reviflon gar nichts, da wie 
der Thaibeſtand jenes Urtheils ergiebt, damals die fragliche 
polizeiliche Verfügung im Verwaltungsſtreitverfahren durch 
Urtheil des Oberverwaltungsgerichts aufgehoben worden war 
und der Satz in den Gründen des reichsgerichtlichen Urtheils: 
„ebendeshalb fällt aber auch dieſes Hinderniß der Rechts⸗ 
verfolgung weg, wenn eine die Verfügung mißbilligende 
Entſcheidung der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde vorliegt“ dem 
unmittelbar vorher mitgetheilten Wortlaute des 8 6 gegenüber 
keinen anderen Sinn hat als den dem Wortlaut des Geſetzen 
entſprechenden. IV. C. S. i. S. Schmidt co. Utke vom 
7. Februar 1901, Nr. 8347/1900 IV. 

VI Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Schlachthausgeſetz vom 18. Mai 1868. 

40. 88 1 ff. 

Die Revifton war als begründet zu erachten. Gemäß § 1 
des durch den Vorbehalt des 8 23 Abſ. 2 der R. Gew. O. auf- 
recht erhaltenen Geſetzes, betreffend die Errichtung öffentlicher, 
ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer vom 18. Mai 1868 
iſt den Gemeinden, in welchen ein oͤffentliches Schlachthaus er⸗ 
richtet iſt, die Befugniß eingeräumt, den Schlachtzwang inner⸗ 
halb des ganzen Gemeindebezirks oder eines Theils des⸗ 
ſelben einzuführen. Der Schlachtzwang tritt 6 Monate nach 
Veröffentlichung des genehmigten Gemeindebeſchluſſes in Kraft, 
ſofern nicht in dieſem Beſchluſſe ſelbſt eine längere Friſt be⸗ 
ſtimmt iſt. Binnen gleicher Friſt haben Eigenthümer und 
Nutzungsberechtigte an Privatſchlachtanſtalten die in § 7 des 
Geſetzes berückfichtigten Entſchädigungsanſprüche gegen die Ge⸗ 
meinde bei Vermeidung des Verluſtes derſelben anzumelden. 
Der Kl. hat nun ſeine Schlachtſtätte mit Genehmigung der 
Behörde noch bis zum 15. Juni 1898, ſomit 1 Jahr und 
2 Monate über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Ein⸗ 
gemeindung und 8¼ Monate über den nach der Anſicht des 
B. G. Ende September 1897 eingetretenen Zeitpunkt des Be⸗ 
ginnes des Schlachtzwanges und des Ablaufs der Anmeldefriſt 
weiter benutzt. Die amtlichen Vorgänge, auf welchen dieſe 
Geſtaltung beruht, find nicht genügend ermittelt und feſtgeſtellt. 
Nach dem vom B. G. in Bezug genommenen Thatbeſtand des 
Urtheils der I. J. hat der Kl. geltend gemacht, er habe bis zum 
15. Januar 1898 mit Zuſtimmung aller, auch der ſtädtiſchen 
Behörden, ſeinen Schlachtbetrieb ausgeführt, die Bekl. entgegnet, 
an dem Verluſte der Entſchädigung in Folge des Friſtablaufes 
werde dadurch nichts geändert, daß das Polizeipräfidium auf 
Bitten der Pöpelwitzer Fleiſcher das Schlachten in den 
Privatſchlachtſtätten noch eine Weile geduldet habe. Dem 
Magiſtrat ſei jenes Geſuch der Pöpelwitzer Fleiſcher zur 
Aeußerung zugegangen und der Magiſtrat habe nach Anhörung 
der Königlichen Steuerbehörde es aus techniſchen Gründen als 
empfehlenswerth bezeichnet, den dermaligen thatſächlichen Zu ⸗ 
ſtand noch eine Weile lang fortbeſtehen zu laffen. Das 


B. G. ſelbſt führt in den Entſcheidungsgründen nur aus, 


auch der Umſtand, daß dem Kl. ſeitens des Polizeipräfidiums 
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in Breslau mit Kenntuiß der Bekl. die Benutzung der 
Privatſchlachtſtätte in Pöpelwitz bis zum 15. Juni 1898 ge 
ſtattet worden ſei, habe den Kl. nicht von der Verpflichtung 
zur Wahrung der Friſt entbunden. Eine auf den Kl. beſchränkte 
Vereinbarung ſcheint ſomit nicht ſtattgefunden zu haben. Nach 
der Darſtellung des Bekl. betraf die Hinausſchiebung des 
Termins ſämmtliche Fleiſcher der Gemeinde Poͤpelwitz. Nach 
der Darſtellung der Bekl. kann die Rückäußerung des 
Magiſtrats auf einem Gemeindebeſchluſſe beruht haben. Würde 
ſich der Schlachtzwang mit dem Tage der Wirkſamkeit der 
Eingemeindung von Poͤpelwitz von ſelbſt auf die einverleibte 
Gemeinde erſtreckt haben, ſo würde die Frage zu entſcheiden 
ſein, ob die Verlängerung der Friſt zum Beginn des Schlacht⸗ 
zwanges auch die Anmeldefrift hinausſchiebe. Bedurfte aber 
die Einführung des Schlachtzwanges in Poͤpelwitz mindeſtens 
einer beſonderen Veroffentlichung, jo konnte ſich moglicher 
Weiſe die Frage aufwerfen, ob nicht ein auf das Geſuch der 
Poͤpelwitzer Fleiſcher ergangener Beſcheid als Veroffentlichung 
des Beſchluſſes zu erachten wäre, daß der Schlachtzwang vom 
15. Juni 1898 an in der ehemaligen Gemeinde Poͤpelwitz ein- 
geführt würde. Daran würde ſich die weitere Frage knüpfen, 
wie ſich nun die Anmeldung geſtalten würde. Da nicht einmal 
der Erlaß des Polizeipräfidiums vorliegt, läßt ſich hierüber eine 
Klarheit nicht gewinnen. Eine genaue Ermittelung des wirk⸗ 
lichen adminiſtrativen Hergangs wäre aber auf dem Wege der 
Ansübung des Fragerechts gemäß § 139 der C. P. O. zu 
erzielen geweſen. Für das Gericht hätte ſich vielleicht Anlaß 
gegeben, von 8 134 der C. P. O. Gebrauch zu machen, für 
die Partei, Antrag nach § 432 der C. P. O. zu ſtellen. Eine 
beſondere Veroffentlichung des Beſchluſſes der Einführung des 
Schlachtzwanges in der Gemeinde Pöpelwitz muß aber trotz 
ihrer Einverleibung in die Stadtgemeinde Breslau für erforderlich 
erachtet werden. Der vom B. G. ſeiner Entſcheidung zu Grunde 
gelegte Rechtsgrundſatz, bei Eingemeindungen träten ſämmtliche 
ortsſtatutariſche Beſtimmungen der Muttergemeinde mit 
dem Tage der Eingemeindung für die Bewohner des neu hin⸗ 
zutretenden Bezirks in Kraft, ohne daß es eines beſonderen Hin⸗ 
weiſes im Gingemeindungsgeſetz oder einer beſonderen noch ⸗ 
maligen Publikation bedürfte, iſt in dieſer Allgemeinheit un- 
bedingt unrichtig. Zeuge deſſen iſt die ſich bis auf einzelne 
Häuſer erſtreckende Verſchiedenheit der Statutarrechte, die ſich 
in vielen, aus verſchiedenen Gebietstheilen gebildeten Stadt⸗ 
und Landgemeinden in Deutſchland bis zur Einführung des 
B. G. B. in Geltung erhalten hat. Das B. G. begründet den 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſatz auf Entſcheidungen des Preußi⸗ 
ſchen Oberverwaltungsgerichts. Die grundlegende Entſcheidung 
des Oberverwaltungsgerichts vom 18. März 1880 in Bd. VI 
S. 212 flg. der Entſch. des Königl. Oberverwaltungsgerichts, 
das Lokalrecht der Stadt Berlin bezüglich der Verpflichtung zur 
Anlegung und Unterhaltung der Bürgerſteige, insbeſondere in 
den im Jahre 1860 inkommuniſfirten Stadttheile betr., folgert 
aus der Beſtimmung des 8 2 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853, nach deſſen Abſatz 8 bei Vereinigungen einer ländlichen 
Gemeinde oder eines ſelbſtändigen Gutsbezirks mit einer Stadt⸗ 
gemeinde, „privatrechtliche Verhältniſſe durch dergleichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht geſtört werden dürfen“, daß die öffentlich rechtlichen 
Verhältniſſe nach den für den geſammten Stadtbezirk geltenden 
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Normen zu regeln ſeien. Eine weitere Entſcheidung deſſelben 
Gerichtshofs vom 12. Mai 1888, Bd. XVI der Entſch. des 
O. L. G. S. 277 flg., den Eintritt in einen Schulverband betr., 
nimmt auf die vorerwähnte Entſcheidung Bezug. Beide Ent⸗ 
ſcheidungen betonen ferner, daß die Eintretenden an Rechten 
und Laſten gleichmäßig theilnehmen. Der den Schlachtzwang 
einführende Beſchluß enthält aber nicht blos eine gewerbs⸗ und 
geſundheitspolizeiliche Vorſchrift, ſondern eine Art Zwangs⸗ 
enteignung, die Entziehung eines Gewerbebetriebes. Er greift 
fomit in die Vermoͤgensrechte einzelner Gewerbtreibender ein. 
Die Entſchädigung hebt den Eingriff nicht auf, fie ſucht ihn 
nur auszugleichen. Die Begründung des B. G., eine Störung 
privatrechtlicher Verhältniſſe liege nicht vor, denn nicht durch 
die Eingemeindung, ſondern durch Verſäumniß der Friſt habe 
der Kl. ſeinen Entſchädigungsanſpruch verloren, iſt daher nicht 
ſtichhaltig. Die Störung liegt ſchon in der Einſtellung des 
Gewerbebetriebes. Die Zufiherung der Wahrung von Privat- 
rechten in § 2 der Städteordnung führt aber auch nicht noth⸗ 
wendig zu dem Schluſſe, daß ſofort Alles, was nicht Privatrecht 
iſt, unter einen Hut gebracht werde. Daneben kann immerhin 
noch eine beſondere Regelung öffentlich rechtlicher Verhältniſſe 
beſtehen und auch geboten ſein. Ob bei einer Vereinigung von 
Gemeinden die Neueintretenden ſofort in alle Rechte und Laſten 
treten, iſt eben die zu entſcheidende Frage. Hinſichtlich der 
Frage, welchen Einfluß Gebietserweiterungen oder Aenderung 
von Amtsbezirken auf den Umfang der Wirkung von Geſetzen 
haben, wird nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätzen aller- 
dings angenommen, daß das Geltungsgebiet der Geſetze ſich von 
felbft erweitere, wenn der Inhalt des Geſetzes zweifellos die 
Abficht bekunde, daß das Geſetz im ganzen jeweiligen Staats- 
gebiete oder Amtsbezirke gelten ſolle; dies ſei unbedingt hin⸗ 
ſichtlich der Verfaſſungs⸗ oder Staatsgrundgeſetze anzunehmen. 
(Vergl. Seydel, Bayeriſches Staatsrecht, I. Aufl. Bd. III 
S. 557.) So wird auch als Grundſatz des preußiſchen 
Staatsrechts gelehrt, daß bei der Vereinigung neuer 
Gebiete das materielle preußiſche Verfaſſungsrecht für das 
neue Gebiet in Kraft trete, ohne daß es eines ausdrücklichen 
Aktes der Geſetzgebung bedürfte. (Vergl. Bornhak, Preußiſches 
Staatsrecht, Bd. I S. 227, Stengel, das Staatsrecht des 
Koͤnigreichs Preußen, S. 55.) Dennoch enthalten die Geſetze 
über die Einverleibung der Fürſtenthümer Hohenzollern ⸗ Hechingen 
und Hohenzollern⸗ Sigmaringen (Geſetz vom 12. März 1850), 
des Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, des 
Herzogthums Naſſau und der freien Stadt Frankfurt (Geſetz 
vom 20. September 1866), der Herzogthümer Holſtein und 
Schleswig (Geſetz vom 2. März 1866), des Herzogthums 
Lauenburg (Geſetz vom 21. Juni 1869) und der Inſel Helgo- 
land (Geſetz vom 18. Februar 1891) beſondere ausdrückliche 
Beſtimmungen über die Einführung der preußiſchen Verfafſung. 
Ob nun, wie der I. C. S. in der obenerwähnten Entſcheidung 
vom 5. Oktober 1891 in S. Br. wider die Städtiſche Feuer⸗ 
ſozietät zu Breslau ausführt, ein Rechtsgrundſatz, nach welchem 
die einem Staatskörper neu hinzutretenden Landestheile un⸗ 
mittelbar in Folge der Einverleibung an der geſammten Staats- 
verfaſſung und an allen öffentlichen Staatsanſtalten theilnehmen, 
nicht anzuerkennen ift (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 28 S. 306), ober ob und in welcher Beſchränkung auf 
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dem Gebiet des preußiſchen Staatsrechts eine beſtimmte Norm 
über die von ſelbſt eintretende Erweiterung der Geltung eines 
Leſetzes im Falle der Vereinigung neuer Gebiete mit der Mon⸗ 
archie oder der Einverleibung von Gemeinden in andere ſich 
begründen läßt, mag dahin geſtellt bleiben. Das Geſetz über 
den Schlachtzwang vom 18. März 1868 geſtattet die Anord⸗ 
nung des Schlachtzwanges innerhalb des ganzen Gemeinde⸗ 
bezirkes oder eines Theils deſſelben. Der auf Grund des 
Geſetzes ergehende Gemeindebeſchluß enthält dadurch von ſelbſt 
eine territoriale Begrenzung. Die Abficht des mit Geſetzes kraft 
bekleideten Beſchluſſes iſt ſomit nothwendig an territoriale 
Grenzen gebannt. Soll darüber hinausgegangen werden, fo tft 
eine neue, das Gebiet erfaſſende Willensthätigkeit erforderlich, 
das nun auch dem Schlachtzwange unterworfen werden ſoll. 
Die bloße Einverleibung der Gemeinde Poͤpelwitz konnte daher 
ſchon aus dieſem Grunde nicht die ſofortige Unterwerfung der 
Gemeinde unter den Schlachtzwang zur Folge haben. Grgiebt 
ſich, daß eine rechtswirkſame Publikation eines den Schlacht⸗ 
zwang für die Gemeinde Poͤpelwitz begründenden Beſchluſſes 
der Gemeinde nicht ſtattgefunden, ſo wäre der Schlachtzwang 
rechtlich noch nicht eingeführt. Die Klage wäre ſomit aus dem 
Geſetze vom 18. März 1868 nicht zu begründen. Dennoch 
könnte die Klage nicht aus dieſem formalen Grunde ſofort ab⸗ 
gewieſen werben, da der Kl. ſeinen Anſpruch auch auf die in 
der Einleitung zum A. L. R. ansgeſprochenen Grundſätze über 
rie Pflicht zur Entſchädigung deſſen begründet hat, der ſeine 
beſonderen Rechte und Vortheile dem Wohle des gemeinen 
Weſens aufzuopfern genöthigt wird. (§ 75 der Einleitung 
zm A. L. R.). VI. C. S. i. S. Chriſtbach o. Stadt Breslau 
vom 24. Januar 1901, Nr. 405 / 1900 VI. 

Zum Stempelgeſetz. 

41. C. P. O. 55 546, 547. Zuläſſigkeit der Reviſion in 
Stempelſachen. 

Was die Zuläſſigkeit der Revifion des Bekl. betrifft, jo 
handelt es ſich bei derſelben allerdings um einen vermögens- 
rechtlichen Anſpruch von nur 62,65 Mark, jo daß die $ 546 
Abſ. 1 der C. P. O. vorgeſehene Reviſtonsſumme von über 
1 500 Mark nicht gegeben iſt. Es kommt daher in Frage, ob 
der & 547 Nr. 2 a. a. O. hier anwendbar iſt, wonach die Re⸗ 
vifion ohne Rüdfiht auf den Werth des Beſchwerdegegenſtandes 
ſtattfindet in den Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche 
die Landgeeichte ohne Rückſicht auf den Werth des Beſchwerde⸗ 
gegenftandes ausſchließlich zuſtändig find. Dieſe Frage iſt aber 
zu bejahen. Mit der erhobenen Klage verlangt Kl. Verzugs⸗ 
zinfen von zu Unrecht erhobenen und deshalb zurückzuzahlenden 
Stempelbeträgen für die Zeit der Erhebung bis zur Zurück⸗ 
zahlung. Der geltend gemachte Zinsanſpruch ſteht alſo in un⸗ 
treunbarem Zuſammenhange mit der Verpflichtung des Kl. zur 
Entrichtung dieſer Stempelbeträge und bildet einen Ausfluß 
der Verpflichtung des Bekl. zu deren Zurückzahlung. Die 
Gleichartigkeit der rechtlichen Natur des geltend gemachten Zins- 
auſpruchs mit der Hauptforderung folgt auch von ſelbſt aus 
der Zubehörſchaft der Zinſen zur Hauptforderung. Es iſt 
deshalb für die rechtliche Natur des Klageanſpruchs der von 
dem Kl. zum Nachweiſe der Unzuläſſigkeit der Revifion betonte 
Umſtand unerheblich, daß der Klageanſpruch auch auf den un- 
rechtfertigen Beſitz der Stempelfumme im Sinne des § 232 
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des A. L. R. geſtützt ſei. Denn dieſe Begründung iſt nur eine 
rechtliche Beurtheilung des in der ungerechtfertigten Erhebung 
des Stempels beſtehenden Thatbeſtandes, läßt alſo die rechtliche 
Natur der hiermit begründeten Verpflichtung zur Zurückzahlung 
des Stempels unberührt. Wird hiervon ausgegangen, ſo handelt 
es ſich im vorliegenden Falle um einen Anſpruch gegen den 
Landesfiskus in Betreff der Verpflichtung zur Errichtung einer 
Stempelabgabe; für derartige Anſprüche find aber gemäß 8 39 
Nr. 4 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 24. April 1878 
(Geſetzſammlung S. 230), in Verbindung mit 8 70 Abſ. 3 des 
G. V. G., die Landgerichte ausſchließlich zuſtändig, und ergiebt 
ſich daraus die Zuläſſigkeit der Reviſion gemäß 5 547 Nr. 2 der 
C. P. O. IV. C. S. i. S. Fiskus o. Meßner vom 7. Februar 
1901, Nr. 342/1900 IV. 

42. Rechtsſtellung des Notars in Stempelſachen. 

Kl. rügt die Annahme des B. G. als rechtsirrthümlich, daß 
der beklagte Steuerfiskus für das dem Notar N., als ſeinem 
Hülfsorgan, bei Verwendung des Stempels im Hinblick auf 
die Beſtimmung in $ 16 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 und in 8 31 des G. K. G. vom 25. Inni 1895 
(Geſetzſammlung S. 326), in Verbindung mit der Allgemeinen 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 29. Dezember 1899 (JInſtiz⸗ 
miniſterialblatt 1900 S. 3), offenſichtlich zur Laſt fallende 
Berſehen nicht haftbar ſei. Indeſſen dem Kl. könnte nur 
gefolgt werden, wenn anzunehmen wäre, daß dem Notar eine 
allgemeine Vertretungsbefuguiß für den Steuerfiskus bei Er⸗ 
hebung der anläßlich ſeiner dienſtlichen Thätigkeit zu erhebenden 
Stempel beigelegt wäre. Das iſt aber keineswegs der Fall; 
vielmehr find die ihm dabei zuſtehenden Befugniſſe und ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen (vergl. 88 13, 15 des Stempelfleuer- 
geſetzes vom 31. Inli 1895, II 10, 15 A. unter II 3 der 
Bekanntmachung des Finanzminiſters zu dieſem Geſetze vom 
18. Februar 1896 — Centralblatt für die Abgabengeſetzgebung 
S. 53 —) im einzelnen beſtimmt, und iſt er danach zwar, wie 
das B. G. zutreffend annimmt, als Zahlungsnehmer für den 
Fiskus, nicht aber im übrigen, als deſſen Vertreter anzuſehen, 
jo daß auch etwaige Willensfehler des Notars dem Fiskus nicht 
ſchädlich fein können. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

43. Stellung der Steuerbehoͤrde. 

Kl. rügt als rechtsirrthümlich die Annahme des B. G., daß 
nicht wenigſtens in dem Verhalten des Beamten des Haupt- 
ſteueramts, der auf Erſuchen des Beauftragten des Kl. den 
Stempel nach Durchficht der Verträge berechnet habe, angefichts 
der in 8 30 Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
und unter III 24 Abſ. 1 der vorgedachten Bekanntmachung 
vom 13. Februar 1896 auch den Hauptſteuerämtern auferlegten 
Pflicht zur Auskunftsertheilung über die Höhe des Stempels 
und über die Stempelpflichtigkeit der Urkunde überhaupt, ein 
den beklagten Steuerfiskus verpflichtendes vertretbares Verſehen 
befielben gefunden ſei. Wenn indeſſen nach der eigenen Dar- 
flellung des Kl. ſich der Vorgang fo zugetragen hat, daß er 
feinen Buchhalter mit den Urkunden zum Hauptfteneramte 
geſchickt und daſſelbe um Berechnung und Entwerthung des 
geſetzlich erforderlichen Stempels erſucht hat, daß hierauf der 
dienſtthuende Beamte den zu kaſſirenden Stempel berechnet, und 
dem Buchhalter darauf erklärt hat, mit Rückſicht auf die 
notarielle Beglaubigung der Verträge dürfe auch der Notar die 
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ihm zu zahlenden Stempelbeträge kaſſiren, fo iſt die Annahme 
des B. G. nicht zu beanſtanden, daß die Steuerbehörde gar 
keine Veranlaſſung hatte, ſich um die Stempelung der Verträge 
zu kümmern, da die Kontrahenten ſelbſt gemäß § 16 Abſ. 8 
des Stempelſtenergeſetzes vom 31. Juli 1895 für die Bei⸗ 
bringung des Stempels Sorge zu tragen hatten. Eine Auskunft, 
ob eine Verpflichtung zur Entrichtung von Stempelgebühren 
überhaupt beſtehe, war nicht verlangt und kann daher von einem 
vertretbaren Verſehen des Beamten, der ſich auf die verlangte 
Berechnung des Stempels beſchränkte und mit Rudfiht auf die 
notarielle Beglaubigung der Verträge die Entwerthung des 
Stempels dem Notar überließ, nicht die Rede ſein Vergl. 
Eutſch. bei Nr. 41. | 

44. Tarifnummer 25c. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Das R. G. hat 
bereits früher in den Urtheilen des erkennenden Senates vom 
23. Februar 1900, Jur. Wochenſchr. 1900 S. 300, und des 
VII. C. S. vom 5. Januar 1900, Entſch. Bd. 45 S. 100, 
mit Hinweiſung auf den in das Reichsſtempelgeſetz vom 
27. April 1894 neu aufgenommenen Abſ. 2 der Nr. 2 der 
Tarifnummer 4 ausgeführt, daß der nach Tarifnummer 4a des 
Reichsſtempelgeſetzes zu erhebende Stempel für Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte nur die einſeitige Zutheilung, Uebernahme oder Aus⸗ 
reichung der Werthpapiere trifft und im Uebrigen den materiellen 
Inhalt des betreffenden Geſellſchaftsvertrages für die landes⸗ 
geſetzliche Beſteuerung freiläßt. Die vorerwähnten Urtheile des 
R. G. hatten Verträge zum Gegenſtande, durch welche Aktien- 
geſellſchaften gegründet worden waren. Der erkennende Senat 
hat aber in dem Urtheile vom 7. Dezember 1900 in Sachen 
Steinkohlenbergwerk Nordſtern gegen Fiskus, II. 265 / 1900, 
dieſelben Grundſätze auch auf einen Fuſions vertrag zweier 
Aktiengeſellſchaften angewendet, indem auch bei einem ſolchen 
Vertrage in gleicher Weiſe wie bei der Gründung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft die Reichsſteuer für die Zutheilung der neuen Aktien 
nur einen Theil des ganzen Rechtsgeſchäfts zum Gegenſtande 
habe, der Vertrag im Ganzen aber bezüglich ſeines materiellen 
Inhalts der Beſteuerung nach Landesrecht unterworfen bleibe. 
Daſſelbe muß für den dem gegenwärtigen Rechtsſtreite zu Grunde 
liegenden Fufionsvertrag gelten. Durch den § 18 des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes iſt alſo die Erhebung der Stempelſteuer nach 
Tarifnummer 25 des Preuß. Stempelſteuergeſetzes nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Das vom O. L. G. gezogene Reſultat muß daher 
als richtig angeſehen werden, wenn auch im Einzelnen nicht 
allen Erwägungen deſſelben beigeſtimmt werden kann. Die 
Reviſion glaubt bei einem Fuſionsvertrage zweier Aktiengeſell⸗ 
ſchaften im Gegenſatze zu einem Vertrage über die Gründung 
einer Aktiengeſellſchaft ein anderes Reſultat mit der Behauptung 
begründen zu können, daß die Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften 
eine Univerſalſucceſſion im Gefolge habe und fi ſchon hieraus 
die Unauwendbarkeit der Vorſchriften der Nr. 25 6 des Tarifs 
zum Preuß. Geſetze ergebe, weil alle Vermögens objekte beider 
Geſellſchaften von Rechtswegen in einander überflöſſen und daher 
von einer Auseinanderhaltung der einzelnen Beſtandtheile des 
Vermögens der einbringenden Geſellſchaft als unbewegliche 
Sachen, bewegliche Vermögensgegenſtände und Forderungsrechte, 
wie fie die Nr. 25 verlange, keine Rede fein könne, die Aus- 
einanderhaltung zudem auch bei einer Aktiengeſellſchaft vollſtändig 
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unausführbar fein würde. Dieſe Argumente können jedoch nicht 
für geeignet erachtet werden, die Anwendbarkeit der Nr. 250 
bei einem Fuſions vertrage zweier Aktiengeſellſchaften auszuſchließen. 
Selbſt die Richtigkeit der Vorausſetzung, daß die Fufion eine 
Univerſalſucceſfion bewirke, angenommen, würde nichts im Wege 
ſtehen, die bei Abſchluß des Vertrages vorhandenen einzelnen 
Vermoͤgensgegenſtände als das bis dahin geſonderte Vermögen 
der einen Geſellſchaft aufzuſtellen und damit das Einbringen 
dieſer Geſellſchaft oder vielmehr der Aktionäre derſelben in die 
andere Geſellſchaft nachzuweiſen. Das kann auch bei einer 
Aktiengeſellſchaft hoͤchſtens als ſchwierig, nicht aber als unaus⸗ 
führbar angeſehen werden. Vergl. den früheren Art. 247, 
jetzigen 8 306 des H. G. B. Es ergiebt ſich hieraus aber 
zugleich, daß die Frage, ob die Fufion eine Univerſalſuccefflon 
mit ſich führe, für die bier zu löſende Stempelfrage unerheblich 
iſt und unentſchieden bleiben kann, wie der erkennende Senat 
ſchon in dem oben erwähnten Urtheile in Sachen Nordſtern 
gegen Fiscus ausgeſprochen hat. Das Weſentliche iſt, daß der 
Fuftonsvertrag einen materiellen Inhalt hat, durch welchen er 
ſich als Geſellſchaftsvertrag im Sinne der Nr. 25 des Tarifs 
charakteriſirt. Das kann aber nicht bezweifelt werden, und da⸗ 
mit iſt er den Votſchriften der Nr. 25 unterworfen, ohne daß 
das Geſetz die rechtlichen Konſequenzen, welche fi an einen 
ſolchen Vertrag knüpfen, in den Kreis ſeiner Beſtimmungen 
zieht. Die Ausführungen der Reviſion find daher nicht geeignet, 
zur Aufhebung des Urtheils zu führen. II. C. S. i. S. Rons 
dorf⸗Müngſtener Eiſenbahn co. Fiscus vom 1. Februar 1901, 
Nr. 294/1900 II. 

Zum Geſetz vom 21. Juni 1897. 

45. Art. IV. 

Es iſt davon auszugehen, daß die Beſtimmungen in B2 
und DI Abſ. 1 der Zuſammenſtellung zum Staatsminiſterial⸗ 
beſchluſſe vom 13. Mai 1884 als Ausführungsvorſchriften im 
Sinne des Art. IV des Geſetzes vom 21. Juni 1897 infolge 
dieſer Geſetzesvorſchrift ihre volle Rechtswirkſamkeit erlangt 
haben, und unterliegt daher das, unter Verkennung der Trag ⸗ 
weite des Art. IV a. a. O., auf der gegentheiligen Annahme 
beruhende B. U. gemäß § 564 der C. P. O. der Aufhebung. 
— Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. Fiskus 6. Wellmann 
vom 28. Januar 1901, Nr. 270/1900 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

46. L. R. S. S. 544 ff. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Der B. R. hat 
zunächſt angenommen, daß der Anſpruch des Kl. an ſich nach 
dem Badiſchen Landrechte und nach dem B. G. B., ſoweit dieſe 
zur Anwendung kommen könnte, gerechtfertigt wäre, und ſodann 
ausgeführt, daß dem auf Leiſtung gerichteten Begehren aber 
zur Zeit aus dem Grunde nicht entſprochen werden könne, well 
in Anwendung von Beſtimmungen des Badiſchen Waſſerrechts 
durch die zuſtändige Verwaltungs behörde, deren Anordnung nach 
der Seite ihrer materiellen Begründetheit von den Gerichten 
nicht nachgeprüft werden könne, die Ausführung der Arbeiten 
auf dem im Ueberſchwemmungsgebiet des Rheinſtromes gelegenen 
Grundftücke des Kl. verboten fet, deren Vornahme auf jenem 
Grundſtücke der Kl. von dem Bekl. beanſpruche. Die letzteren 
Ausführungen, durch welche der Kl. ſich beſchwert erachtet, 
ſchließen die Annahme aus, daß der B. R. den Anſpruch aus 
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dem Grunde zurückgewieſen habe, weil deſſen Verfolgung vor 
den Gerichten nicht zuläſſig ſei, und beruhen auf der Er- 
wägung, daß die Vornahme einer auf Grund jener Rechts⸗ 
normen von der zuftändigen Behörde verbotenen Handlung auf 
dem von jenem Verbote betroffenen Grundſtücke nicht durch ein 
Urtheil des Civilrichters geboten werden könne, und daß dieſer 
Grund des materiellen Rechts dem Leiſtungsbegehren des Kl. 
entgegenſtehe. Dieſe Erwägungen, die der Nachprüfung des 
Revifionsgerichts unterliegen, wenn auch die jener Anordnung 
zu Grunde liegenden Normen des Badiſchen Waſſerrechts nicht 
revifibel find, laſſen einen Rechtsirrthum nicht erkennen. Durch 
Art. 85 und 86 des Badiſchen Waſſergeſetzes vom 25. Auguſt 
1876 ſowie durch den § 3 der in Vollzug jener erſteren Vor⸗ 
ſchrift ergangenen Waſſerpolizeiordnung vom 24. Dezember 1876, 
an deren Stelle ſeit dem 1. Januar 1900 die hierher materiell 
übereinftimmenden 88 90 und 91 des Badiſchen Waſſergeſetzes 
vom 26. Juni 1899 ſowie § 3 der Waſſerpolizeiordnung vom 
8. Dezember 1899 getreten find, tft den zuſtändigen Behoͤrden 
die Ermächtigung ertheilt, auf den im Ueberſchwemmungsgebiet 
gelegenen Grundſtücken die Vornahme von Arbeiten der hier be⸗ 
gehrten Art zu verbieten und dadurch die an ſich in dem 
Eigenthumsrechte gelegenen Befugniſſe zu beſchränken. Das im 
gegebenen Falle auf Grund jener Ermächtigung von der zu⸗ 
ftändigen Behörde erlaſſene Verbot iſt daher nicht gegen den 
Kl. in Perſon, ſondern gegen den Kl. als Eigenthümer jenes 
Grundſtücks ergangen. Weil das Verbot darnach gleich einer 
Eigenthumsbeſchränkung des öffentlichen Rechts auf dem Grund⸗ 
ſtücke haftet und ſomit Jeden trifft, der auf dem Grundſtücke 
die verbotene Handlung ausführt, und weil nach den Grund⸗ 
fügen des materiellen Rechts die Vornahme einer durch beſondere 
Anordnung der zuſtändigen Behörde auf Grund einer geſetzlichen 
Ermächtigung dieſes Inhaltes verbotenen Handlung von einem 
Dritten nicht begehrt werden kann, muß es auch dann beachtet 
werden, wenn der Eigenthümer die Vornahme der verbotenen 
Handlung von einem Dritten begehrt. Dieſes Leiſtungs⸗ 
begehren iſt inſoweit und inſolange ausgeſchloſſen, als das Ver⸗ 
bot beſteht. Der Eigenthümer muß zunächſt jene Hemmung 
feines Eigenthumsrechts beſeitigen und mit den zuläſfigen Rechts⸗ 
behelfen im Verwaltungswege oder Verwaltungsrechtswege die 
Beſeitigung jenes Verbots betreiben. Ohne Rechtsirrthum hat 
aber der B. R. angenommen, es fehle im gegebenen Falle an 
einem Rechtsgrunde dafür, daß der Kl. von dem Bekl. begehren 
könne, an ſeiner Stelle die Beſeitigung jenes Verbotes zu be⸗ 
treiben. II. C. S. i. S. Gimbel c. Rheinau⸗Geſellſchaft vom 
5. Februar 1901, Nr. 251/1900 II. 

47. Art. 1690. 

Der erkennende Senat hat in den Urtheilen vom 26. April 
1892 — Entſch. in Civilſachen Bd. 29 S. 294 — und vom 
23. März 1897 — Entſch. in Civilſachen Bd. 39 S. 371 ff. 
hier S. 374 — die Auslegung des Art. 1690 ce. o. und 
L. R. S. 1690 angenommen, daß zu den dritten Perſonen 
im Sinne jener Geſetzesvorſchrift auch der cedirte Schuldner 
gehöre und demgemäß die Uebertragung einer Forderung auch 
dem cedirten Schuldner gegenüber nur durch die Signifikation, 
nach dem Badiſchen Texte „durch die feierliche Bekannt ⸗ 
machung der Uebertragung“, oder die urkundliche An⸗ 
erkennung der Uebertragung wirkſam werde, eine auf andere 
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Weiſe erlangte Kenntniß des Schuldners aber rechtlich wirkungs⸗ 
los ſei. Von dieſer in der Rechtslehre zwar nicht unbeſtrittenen 
Anſicht, der ſich der B. R. angeſchloſſen hat, abzugehen, lag 
kein Anlaß vor. II. C. S. i. S. Meer o. Krumm u. Reiner 
vom 29. Januar 1901, Nr. 344/1900 II. 

48. L. R. S. 1690. 

Im Weiteren kann es einem rechtlichen Bedenken nicht 
unterliegen, daß Art. 1690 c. o. und L. R. S. 1690 Form⸗ 
vorſchriften des materiellen Rechtes enthalten und darnach 8 14 
Abſ. 2 des E. G. zur C. P. O. nicht in Betracht kommen kann. 
Ob aber dieſe Formvorſchriften — gleich dem Befitz bei 
Mobilien oder dem Grundbucheintrage für den Erwerb von 
Immobilien — in dem Sinne und mit der Wirkung nach dem 
Rechte des Wohnfitzes des Schuldners als dem Rechte der ge⸗ 
legenen Sache zu beurtheilen ſeien, daß deſſen Formvorſchriften 
ſelbſt dann einzuhalten wären, wenn das für das Schuldver⸗ 
bältnig geltende Recht keine oder geringere Formvorſchriften 
enthält und letztere erfüllt find, kann im gegebenen Falle dahin 
geſtellt bleiben; denn der B. R. hat in Auslegung der 88 8 
und 10 des Miethsvertrages angenommen, daß für das Mieths⸗ 
verhältniß das Badiſche Recht maßgebend ſei. Deſſen weitere 
Ausführungen, daß das für das Schuldverhältniß maßgebende 
Recht auch für das Verhältniß zwiſchen dem Cedenten und 
Ceſſionar maßgebend ſei, entſpricht der in den Entſcheidungen 
des erkennenden Senats vom 3. Juli 1883, Rhein. Archiv 
Bd. 74 III S. 21, und 16. Oktober 1888 Rhein. Archiv 
Bd. 79 III S. 125 (vergl. auch Urtheil vom 1. Juni 1880 
Entſch. in Civilſachen Bd. 1 S. 437) ausgeſprochenen und in 


deſſen Entſcheidung vom 23. Mai 1897 — Entſch. in Civil⸗ 


ſachen Bd. 39 S. 376 — nicht mißbilligten Rechtsanficht, von 
der abzugehen kein Anlaß vorliegt. An dieſer Rechtslage würde 
ſich auch dadurch nichts ändern, wenn in Elſaß⸗ Lothringen, als 
dem Rechtsgebiete, in welchem das Miethobjekt liegt, zur Wirk⸗ 
ſamkeit einer Uebertragung des hier in Frage ſtehenden Inhaltes 
gegen Dritte außer der Signifikation noch die Tranusſcription 
erforderlich wäre, die nach dem dort geltenden Rechte erfolgen 
müßte. Die Formvorſchriften des Badiſchen Rechtes waren 
daher im gegebenen Falle für die Signifikation zu beachten, 
mag im Sinne der obigen Darlegungen des am Wohnfitz des 
Schuldners geltende Recht oder das Recht, welches für das 
Schuldverhältniß maßgebend iſt oder welches an dem Orte gilt, 
wo die Foͤrmlichkeit vorgenommen wird — lex loci actus im 
engeren Sinne —, als enifcheidend dafür angeſehen worden, in 
welcher Form die feierliche Bekanntmachung einer Forderungs⸗ 


übertragung erfolgen muß. Die Revifion hat zwar in letzterer 


Beziehung geltend gemacht, wenn die einzelnen Theile einer 
ſolchen Förmlichkeit in verſchiedenen Rechtsgebieten vorgenommen 
würden, ſo reiche es zu, wenn die Foͤrmlichkeit als Ganzes dem 
Rechte eines der Gebiete entſpreche, in welchem ein Theil der⸗ 
ſelben vorgenommen wurde; es ſeien die gleichen Rechtsgrund 
ſätze anzuwenden, wie bei Begehung einer unrechten That, die 
in jedem Rechtsgebiet als begangen gelte, in welchem ein That⸗ 
beſtandsmoment ausgeführt ſei. Dieſe in der Wiſſenſchaft und 
Rechtssprechung zu dieſer Frage bis jetzt noch nicht aufgeſtellten 
Ausführungen find nicht haltbar; ſie könnten ſich nur auf den 
Fall beziehen, wenn das Recht des Ortes, wo die Foͤrmlichkett 
vorgenommen wird, — die lex loci actus im engeren Sinne — 
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in Betracht kommt; ſie laſſen aber ganz außer Acht, daß eine 
Förmlichkeit vorgenommen iſt erſt mit dem Zeitpunkt ihrer 
Vollendung und daß daher für die Frage, ob eine Foͤrmlichkeit 
vorgenommen ſei, nur maßgebend ſein kann das am Orte ihrer 
Vollendung geltende Recht. Entſpricht das Geſchehene nicht den 
dort geltenden Vorſchriften, fo gilt die Foͤrmlichkeit nicht als 
vorgenommen und iſt es daher rechtlich bedeutungslos, ob ein 
Theil des Vorgenommenen in ein anderes Rechtsgebiet fällt, 
nach deſſen Recht das Geſchehene, wenn es ganz unter ſeiner 
Herrſchaft vorgenommen wäre, zur Erfüllung der Förmlichkeit 
zugereicht hätte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

49. L. R. S. 1690. 

Die Ausführungen des B. R., daß in Art. (L. R. S.) 1690 
die Form der Signifikation nicht beſtimmt ſei und demgemäß 
ſich nach den einzelnen Landesgeſetzen des Rechtsgebietes richten 
müſſe, deſſen Recht für dieſe Foͤrmlichkeit maßgebend ſei, ent- 
ſprechen den in dem Urtheil des erkennenden Senates vom 
18. November 1890 — Entſch. in Civilſachen Bd. 27 S. 319 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſätzen. Deſſen weitere Annahme 
aber, daß nach dem hiernach maßgebenden Badiſchen Rechte 
eine Signifikation durch den Gerichtsvollzieher nicht im 
Wege einer Zuſtellung durch die Poſt und noch weniger im 
Wege einer Erſatzzuſtellung vorgenommen werden könne, und 
daß daher die im Wege der Zuſtellung durch die Po ſt und im 
Wege einer Erſatzzuſtellung geſchehene Bekanntmachung nach 
L. R. S. 1690 wirkungslos ſei, — entſpricht, ſoweit dieſelbe 
überhaupt revifibles Recht betrifft, — dem bis zum 1. Januar 


1900 in Geltung geweſenen Badiſchen Rechte. Vergl. Entſch. 
bei Nr. 47. M. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. u. N. G. in L. 

Kann der Grundſtückseigenthümer, dem eine auf 
ſeinem Grundſtück eingetragene Hypothek zuſteht, 
dieſe derart abtreten, daß er zugleich perſönlicher 
Schuldner des neuen Gläubigers wird, oder muß, 
wenn der Grundſtückseigenthümer zugleich perfünlicher 
Schuldner werden ſoll, eine beſondere Schuldurkunde 
gemäß 88 1180 und 1198 B. G. B. errichtet werden? 

Das Kammergericht hat in ſeinem Beſchluß vom 
3. Dezember 1900 (Juſtiz⸗Miniſterialblatt 1901 S. 35 ff.) 
den Grundſatz ausgeſprochen, daß eine unter dem Rechte der 
früheren Grundbuchgeſetze entſtandene, und in eine Eigenthümer⸗ 
hypothek verwandelte Hypothek, ſich mit dem Inkrafttreten des 
B. G. B. nicht in eine Grundſchuld verwandele. Für dieſe 
Eigenthümerhypotheken genügt alſo auch noch gegenwärtig die 
Abtretungserklärung des Gigenthümers, um dem Erwerber ſo⸗ 
wohl die perſoͤnliche Forderung an den Eigenthümer, als die 
dingliche Sicherung zu verſchaffen. 

Die Frage, ob eine nach dem Inkrafttreten des B. G. B. 
gemäß 8 1177 Abſ. 1 in eine Grundſchuld umgewandelte 
Hypothek von dem Eigenthümer derart abgetreten werden kann, 
daß er perſönlicher Schuldner wird, iſt unſeres Erachtens jeben- 
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falls dann zu verneinen, wenn der Eigenthümer als Inhaber 
der Grundſchuld im Grundbuch eingetragen iſt. Dann iſt die 
perſönliche Forderung ohne Zweifel untergegangen und kann durch 
die Abtretungserklärung nicht wieder ins Leben gerufen werden. 
In dieſem Falle wird es zur Begründung der perſöͤnlichen 
Forderung gegen den Grundſtückseigenthümer eines beſonderen 
Rechtsaktes bedürfen. | 

Zweifelbafter iſt die Frage, wenn der Uebergang ber 
Hypothek auf den Eigenthümer, alſo die Umwandlung in eine 
Grundſchuld in das Grundbuch nicht eingetragen iſt, wenn alſo 
die Hypothek auf Grund einer fortlaufenden Reihe von Ab⸗ 
tretungserklärungen, welche durch die Perſon des Eigenthümert 
hindurchführt, auf den Namen eines Dritten umgeſchrieben wird. 

Das Kammergericht hat in dem erwähnten Beſchluß 
übrigens unentſchieden gelaſſen, ob die Umwandlung der 
Hypothek in eine Grundſchuld des Eigenthümers kraft dei 
Geſetzes (B. G. B. 8 1177 Abſ. 1) zu ihrer vollen Wirkſamkeit 
oder zur Verfügungs berechtigung des Eigenthümers der Ein 
tragung der Rechtsänderung im Grundbuch bedarf. Würde die 
vom Kammergericht in der Schwebe gelaſſene Frage zu bejahen 
ſein, ſo würde die Eintragung eines dritten Gläubigers auf 
Grund einer durch die Perſon des Eigenthümers führenden 
Reihe von Abtretungserklärungen unzuläffig ſein. Es müßte 
dann vielmehr immer zunächſt der Eigenthümer als Inhaber 
der in eine Grundſchuld umgewandelten Hypothek eingetragen 
werden. Es ſprechen aber wohl überwiegende Gründe für die 
Verneinung der vom Kammergericht angeregten Frage. 

Da die eingangs geſtellte Frage wegen der mit der Auf- 


nahme einer neuen Schuldurkunde verbundenen Aufwendung 


von Stempel und Koſten nicht unwichtig iſt, ſtellen wir fie 
hiermit zur Eroͤrterung. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Bruno Kreuter beim Landgericht 
München II; — Juſtizrath F. Litthauer, Rechtsanwalt und 
Notar beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Katz beim 
Amtsgericht Marienburg i. Weſtpr.; — Rechtsanwalt Dr. Richard 
Fraude beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Hugo 
Kuhlmann beim Land- und Amtsgericht Hagen i. W.; — 
Rechtsanwalt Dr. Mumm beim Landgericht Straßburg i. E.; 
Rechtsanwalt Heinrich Gauß beim Oberlandesgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Heufer beim Landgericht Elberfeld; — Rechts ⸗ 
anwalt Dr. Eduard Lieber beim Oberlandesgericht und 
Landgericht München II; — Rechtsanwalt Franz Groſſer 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Steinhauſer 
beim Landgericht Rottweil; — Rechtsanwalt Otto Kiefhaber 
beim Amtsgericht Mühldorf; — Rechtsanwalt Vollrath 
v. Alvensleben beim Landgericht II Berlin. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Friedrich Gundlach in Neuſtrelitz; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Baftian in Bonn; — Juſtizrath Guſtav 
Hermann Schulze in Neuſalza; — Rechtsanwalt Leopold 
Löwenſtein in Stuttgart. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Dentſchen Anwaltvereins bei: Entſcheidungen zum BGB., Bogen 8. 


vu 
N 


W 22. 


Berlin, 9. März 1901. 


[XXX. Jahrgang.] 181 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deuffßen Anwalt: Vereins. 


Herausgegeben 
von Yufigrath N. Rempner, N. A. b. Dgr. I. 
Berlin W., Sranzöſiſche Straße 9. 


verlag und Expedition: . Noeſer Nuchhanblung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 
(Preis für den Jahrgang 25 Marl, — Znferate die Zeile 50 Pig. — Befielungen übernimmt jede Buchhandlung und — 


Vereinsnachrichten. 


Der von nus in Nr. 16/17 vom 23. Februar 1901 
veröffentlichte die Ruhegehalts⸗, Wittwen- und Waiſenkaſſe 
betreffende Geſetzentwurf iſt von Herrn Rechtsanwalt Kolſen 
verfaßt, was auf Wunſch des Herrn Juſtizrath Jacobſohn 
hierdurch mitgetheilt wird. 


ülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Hinterbliebenen des zu Stuttgart verſtorbenen 
Rechtsanwalts Herrn Leopold Löwenftein, Vorſtandsmitglied 
der Hülfskaſſe, haben dieſer 500 Mark mit dem Hinzu⸗ 
fügen überwiejen, daß die Zuwendung auch im Sinne des 
heimgegangenen Vaters liege. Wir danken herzlichſt für 
das reiche Geſchenk. Ohnehin aber wird das Andenken des 
wackeren Mannes bei den Vorſtands mitgliedern der Hülfs⸗ 
laſſe und feinen Kollegen fortleben. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Stettin hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
it für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
geſyrochen. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1155, 1157 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Jahn 
c. Hentſchel vom 2. Februar 1901, Nr. 318/1900 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 

das Berufungsgericht zurüͤckgewieſen. 
Gründe. 

Das angefochtene Urtheil wird von der Beklagten mit 
Recht angegriffen. Es iſt darin feſtgeſtellt, daß die 24 000 Mark 
dem N. zum Zwecke ſeiner Sicherung für ein Darlehn von 
6 000 Mark abgetreten und daß dieſe 6 000 Mark an N. vor 
der weiteren Uebertragung der Theilhypothek zu 15 000 Mark 
an P. zurückbezahlt worden find. Dagegen unterließ der Be⸗ 


rufungs richter eine Feſtſtellung über die Behauptungen der Be⸗ 
klagten, daß P. die Hypothek in Kenntuiß vorſtehenden Sach⸗ 
verhalts und ohne Wiſſen und Willen des früheren Gläubigers 
J. erworben hat. Er erachtet dieſe Behauptungen für unerheb⸗ 
lich, weil wegen voller Verfügungs berechtigung des N. in An⸗ 
ſehung der 24 000 Mark von Schlechtglaubigkeit des Erblaſſers 
der Klägerin überhaupt nicht die Rede ſein könne. Diele 
Meinung iſt rechtsirrthümlich. 

Wenn auch die Forderungs⸗ und Hypothek⸗ Uebertragung 
zur Sicherheit dem Erwerber an fi volle Eigenthums⸗ und 
Verfügungsrechte verſchafft, ſo ergiebt ſich doch aus dem ihr 
beigefügten Zwecke von ſelbſt, daß dies nach beiderſeitigem 
Willen nur bis zur Tilgung des geſicherten Betrages geſchehen 
ſoll und daß der Gläubiger nach feiner Befriedigung ohne Zu- 
ſtimmung des Cedenten nicht mehr über den abgetretenen Betrag 
verfügen darf, dieſen vielmehr an Erſteren zurückzuübertragen 
verpflichtet iſt. Zu allem Ueberfluſſe hat die Beklagte ſogar 
ausdrückliche derartige Abmachungen zwiſchen J. und N. be⸗ 
hauptet. 

Es iſt nun vor Allem nicht abzuſehen, warum der Ein ⸗ 
wand der Beklagten, daß N. über die 15 000 Mark, die ihm 
nur zur Sicherheit übertragen waren, ohne Zuſtimmung des 
J. nicht weiter verfügen dürfte und daß dies dem Erwerber P. 
ſogar genau bekannt war, gegenüber der jetzigen perſönlichen 
Zinsforderung der Klägerin unzuläſſig ſein ſoll. Die Abtretung 
der perjönlichen Forderung, unter der Herrſchaft der früheren 
Geſetze geſchehen, muß gemäß Artikels 170 Ginführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche unzweifelhaft nach altem Rechte 
beurtheilt werden, und da nach $ 407 Theil I Titel 11 des 
Allgemeinen Landrechts der Schuldner einer cedirten Poſt alle 
Einwendungen, die er gegen den Cedenten rügen konnte, auch 
dem Ceſſionar entgegenſetzen kann, da ferner das Recht zu ſolcher 
Rüge gemäß 8 415 Theil I Titel 5 daſelbſt und § 368 Theil I 
Titel 9 Allgemeinen Landrechts auf die Beklagte, als Erbin 
J. übergegangen iſt, ſo hat das Berufungsgericht in ſeiner 
oben erwähnten Entſcheidung dieſe Geſetzesſtellen durch Nicht ⸗ 
anwendung verletzt. | 

Aehnlich verhält fich die Sache aber auch, wenn man die 
Abtretung der dinglichen Forderung nach altem Geſetze prüft. 
Auch der zweite Abſatz des § 38 des Eigenthumserwerbsgeſetzes 
giebt dem Schuldner Einreden gegen den Dritten aus dem per- 
ſönlichen Schuldverhältniſſe, ſelbſt bei entgeltlichem Hypothek⸗ 
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erwerbe des Dritten, dann, wenn ſie dieſem vorher bekannt ge⸗ 
worden find. Der Berufungsrichter hätte alſo hiernach die 
Wahrheit oder Unwahrheit der Behauptung der Beklagten, daß 
P. die Nichtberechtigung N., über die Hypothek zu verfügen, 
gekannt hat, feſtſtellen ſollen. 

Daß der dritte Abſatz des § 38 Eigenthumserwerbsgeſetzes 
im gegebenen Falle keine Anwendung finden kann, ergiebt fich 
ſchon daraus, daß, ſoviel aus den Thatbeſtänden erſichtlich, P. 
Rechtsurheber als Hypothekgläubiger nicht im Grundbuche ein ⸗ 
getragen war. Die Anwendbarkeit dieſes Abſatz III ſcheitert 
aber auch an dem innern Grund, daß die in Rede ſtehende 
Einrede der Beklagten nicht etwa bloß die Legitimation N., 
ſondern das perſöͤnliche Schuldverhältniß, in dem J. zu N. ge⸗ 
ſtanden hatte und das durch Befriedigung des Letzteren erloſchen 
war, betrifft. 

So hat denn auch der erkennende Senat ſchon in dem in 
Bd. XXXU S. 216 der Entſcheidungen abgedruckten Urtheile 
ausgeſprochen, daß der dingliche Schuldner zwar dem Dritten 
gegenüber, der den bloßen Sicherung zweck der Hypothekabtretung 
und das ſich daraus ergebende Nichtverfügungsrecht des Cedenten 
nicht kannte, keinen Einwand habe, daß ſich aber dies anders 
verhalte, wenn dem Dritten jene Umſtände bekannt geweſen find. 

Wollte man aber auch mit dem Berufungsrichter an- 
nehmen, daß gemäß Art. 192 Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuche auf die Abtretung des dinglichen Rechts und 
die in dieſer Beziehung gegen den Erwerber zuläſſigen Einreden 
das Bürgerliche Geſetzbuch Anwendung finden müſſe, ſo würde 
dies zu andern Ergebniſſen als den in Vorſtehendem gewonnenen 
auch nicht führen. Denn auch nach 88 1157, 1155 mit 5 892 
Bürgerlichen Geſetzbuchs kann der Eigenthümer dem ſchlecht⸗ 
gläubigen Ceſfionar eine Einrede, die ihm auf Grund eines 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes zuſteht, entgegenſetzen. 

Es kann daher hier dahingeſtellt bleiben, ob altes oder 
neues Recht auf die Einrede in Frage angewendet werden muß. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu den SS 372 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Illner 
c. Wogmoda vom 9. Februar 1901, Nr. 310/1900 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. | 


Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Beſtimmung des § 234 Theil I Titel 16 Allgemeinen 
Landrechts ſteht dem Kläger nicht zur Seite. Darin iſt aller⸗ 
dings auch bei unbeweglichen Sachen die Uebergabe zur gericht⸗ 
lichen Aufficht und Verwaltung mit der Wirkung zugelaſſen, 
daß der Verpflichtete dadurch ſeiner Verbindlichkeit entledigt 
werde. Da der Kläger aber den Antrag auf Sequeſtration im 
September 1900, alſo nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſtellt hat, jo fragt fich, ob die Hinterlegung als 
Erfüllungsmodus noch anzuerkennen iſt. Dies iſt zu verneinen. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch geſtattet die Hinterlegung nur bei 
keweglichen Sachen (88 372 ff.). „Für den Fall — heißt es 
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in den Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. 2 S. 94 ff. —, 
daß der Leiſtungsgegenſtand eine unbewegliche Sache iſt, trifft 
der Entwurf keine Beitimmung; das heißt er gewährt dem 
Schuldner an Stelle der nicht möglichen Hinterlegung kein 
Mittel, um ſich durch daſſelbe anftatt der unausführbaren Er⸗ 
füllung zu libertren“ Wenn nun auch nach dem Wortlaute 
des Artikel 170 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche: „Für ein Schuldverhältniß, das vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtanden iſt, bleiben die bisherigen 
Geſetze maßgebend.“ — Zweifel über die Tragweite dieſer Vor⸗ 
ſchrift entſtehen könne, namentlich in der Richtung, ob die zur 
Erfüllung eines dem früheren Rechte unterſtehenden Schuld⸗ 
verhältniſſes dienenden Erfüllungsgeſchäfte, wenn fie unter der 
Herrſchaft des neuen Geſetzes erfolgen, nach dem früheren Rechte 
zu beurtheilen find: jo ergiebt ſich doch aus den Berathungen 
der beiden Kommiſſionen klar und deutlich die Abſicht, die Er- 
füllungsgeſchäfte unter die neueren Beſtimmungen zu ſtellen, 
wenn ſie unter deren Geltung vorgenommen find. Die Motive 
zu Artikel 103 des Entwurfs eines Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch (jet Artikel 170) bemerken auf S. 256: 
„Zu dem Umfange eines Schuldverhältniſſes gehort auch der 
Gegenſtand, die Zeit und der Ort der Erfüllung. Die Erfüllung 
eines dem früheren Rechte unterſtehenden Schuldverhältniſſes 
wird in den bezeichneten Richtungen auch dann, wenn fie unter 
der Herrſchaft des neuen Geſetzes erfolgt, nach dem früheren 
Rechte beurtheilt. Dagegen beſtimmt ſich das, was ſolchenfalls 
zur Herbeiführung der Bewirkung der Leiſtung erforderlich iſt, 
das Erfüllungsgeſchäft, nach dem neuen Gelege. — — — Gleich 
dem Erfüllungsgeſchäfte find die das Erlöſchen einer Forderung 
herbeiführenden ſelbſtändigen Rechtsgeſchäfte — Hingabe an 
Zahlungsſtatt, oͤffentliche Hinterlegung, Aufrechnung, Erlaß 
u. ſ. w. „— nach dem zur Zeit ihrer Vornahme geltenden Rechte 
zu beurtheilen“. Dieſer Auffaſſung iſt die zweite Kommiſſion 
beigetreten (Prot. Bd. 6 S. 498 f.). Iſt auch den geſetz 
geberiſchen Vorarbeiten kein entſcheidender Einfluß bei Auslegung 
des Geſetzes einzuräumen, fo find fie doch immerhin das ge ⸗ 
eignetſte Hülfsmittel in den Fällen, wo eine Beſtimmung durch 
ihre Faſſung zu Zweifeln Veranlaſſung giebt, um deren Sinn 
zu ermitteln. Das Reichsgericht trägt daher kein Bedenken, in 
Uebereinſtimmung mit der Literatur (vergl. Leske S. 158, 
Habicht 2. Auflage S. 184 f.), die Anwendung des Artikel 170 
auf Erfüllungsgeſchäfte, die unter der Hypothek des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu Schuldverhältniſſen, die früher entftanden find, 
vorgenommen werden, nicht zu erſtrecken. Daraus folgt, daß 
ſeit dem 1. Jannar 1900 die Hinterlegung, die Uebergabe zur 
gerichtlichen Aufſicht und Verwaltung (Allgemeinen Landrechts 
Theil I Titel 16 5 234) von Grundſtücken nicht mehr ſtatt ⸗ 
findet, mag auch der Verzug des Schuldners vorher eingetreten 
ſein. Wenn in den Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
(Bd. 2 S. 95) bemerkt iſt, der Schuldner könne fich dadurch 
helfen, daß er bei ſtreitigen Rechtsverhältniſſen die Beſtellung 
eines Sequeſtors durch einſtweilige Verfügung beantragt, | 
ift dies für den vorliegenden Fall durch die Ausführungen des 


Berufungsrichters, wonach Kläger die erforderlichen Maßnahmen 
ſelbſt treffen könne, erledigt. 
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Zu Art. 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1116 B. G. B. §§ 4 und 11 K. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Friedrich 
Konkurs c. Fehrmann vom 31. Januar 1901, 
Nr. 398 / 1900 VL 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Für den Kläger haftet auf dem Grundſtück Bl. 20 des 
Urundbuchs für Löbtau Hypothek wegen einer Kaufpreisforderung 
von 3400 Mark nebſt Zinſen zu 4 vom Hundert und den Ein⸗ 
hebungskoſten. Eigenthümer des Grundſtücks iſt der Privat- 
mann Guſtav Adolf F. in Löbtau, der, als er das Grundſtück 
einige Zeit nach dem 10. Dezember 1895 erwarb, die Hypotheken ⸗ 
forderung in Anrechnung auf den Kaufpreis zur Verzinſung und 
Bezahlung übernommen hat. 

F. if in Konkurs verfallen. Der Konkursverwalter hat 
d Grundstück bisher nicht für die Konkursmaſſe veräußert, 
aber auch nicht erklärt, daß er es nicht zur Maſſe ziehe und für 
dieſe zu verwerthen ablehne. 

Der Kläger, deſſen Forderung gemäß einer bei der Beſtellung 
der Hypothek getroffenen Abrede wegen Nichtbezahlung der Zinſen 
fällig geworden iſt, hat gegen den Verwalter Pfandklage erhoben 
nit dem Antrage, den Beklagten koſtenpflichtig zu verurtheilen, 
ihm 3400 Mark nebſt Zinſen zu 4 Prozent ſeit dem 1. Oktober 1899 
ans den Erträgniſſen und Nutzungen des verpfändeten Grund⸗ 
Rüde bei Vermeidung der Zwangs verſteigerung und Zwangs⸗ 
dealtung deſſelben zu zahlen. 

Der Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt, weil es 
ſch um die Verfolgung eines Anſpruchs auf abgeſonderte Be⸗ 
frizigung handle, und deshalb die Klage nach 8 4 der Konkurs- 
ordnung nicht gegen ihn, ſondern gegen den Gemeinſchuldner zu 
rihten geweſen wäre; da die Forderung des Klägers im Konkurſe 
nicht angemeldet worden, ſei Beklagter nicht in der Lage geweſen, 

eine Erklärung über die Forderung abzugeben. 

Beklagter ift in den Vorinſtanzen klaggemäß verurtheilt. 
Seine Reviſton iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

. Der Kläger hat die Befriedigung wegen ſeiner Hypothek, 
bie nach Art. 192 des Ginführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Lesebuch jetzt die Natur einer Buchhypothek im Sinne von 
9 1116 Ab. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat, im Wege der 
Zwangsvollſtreckung zu ſuchen, Bürgerliches Geſetzbuch § 1147; 
Das hat er gethan, indem er die dazu erforderlichen Schuldtitel 
durch Erhebung der Pfandklage zu erlangen unternommen hat. 

Dieſe Klage war gegen den Verwalter in dem zum Ver⸗ 
mögen des Pfandſchuldners eröffneten Konkurſe zu richten, nicht 
gegen den Pfandſchuldner ſelbſt. Es erſcheint dies, wie von den 
Borinſtanzen zutreffend dargelegt worden iſt, völlig zweifellos. 
Vetgleiche außer den von dieſen angezogenen Werken noch die 
Kommentare zur Konkursordnung von Willenbücher, II. Auflage 
S. 22, von Jäger, S. 343, ferner Lothar Seuffert, Deutſches 
Lonbunt- prozeßrecht S. 103, 104. Wäre ein Zweifel fonft 
ibehaupt möglich, würde er durch die Vorſchrift in $ 11 der 
Konkmiotdnung jedenfalls ausgeſchloſſen. 

Wenn die Reoifion meint, es fei jedenfalls unrichtig, daß 
de Bellagte ſchlechthin zur Tragung der Prozeßkoſten verurtheilt 
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ſei, da deren Erſtattung nur aus dem Erloſe des Pfandgrund⸗ 
ſtücks gefordert werden könne, ſo iſt auch das unzutreffend. 
Da der Verwalter der richtige Beklagte iſt, ſo finden auf ihn 
die allgemeinen Vorſchriften über die Verpflichtung des unter⸗ 
liegenden Theiles, die Prozeßkoſten zu tragen, Anwendung; ob, 
wenn er den Anſpruch ſofort anerkannt hätte, die in & 11 der 
Konkursordnung betreffs der Prozeßkoſten enthaltene Sonber- 
beſtimmung analog anzuwenden fein würde, kann dahingeſtellt 
bleiben, da der Beklagte ſich in dieſer Weiſe nicht verhalten hat. 
Von einer unbilligen Benachtheiligung der Konkursmaſſe kann 
nicht die Rede ſein, da der Verwalter in der Lage geweſen wäre, 
entweder die Zwangsverſteigerung ſelbſt zu betreiben, oder, wenn 
er fich hiervon keinen Nutzen für die Maſſe verſprach, das Grund⸗ 
ſtück aus der Konkursmaſſe frei zu geben. 


— 


Zu Art. 210 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
8 1788, 1789 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Bachelin 
c. Weißer vom 12. Februar 1901, Nr. 310/1900 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

1. Was zunächſt die von Amtswegen zu prüfende Frage 
anlangt, ob der uneheliche, noch minderjährige Kläger auch ſeit 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch ſeine 
Mutter im Prozeſſe gehörig vertreten ſei, fo iſt davon aus- 
zugehen, daß nach Badiſchem Rechte die „bekannte“ Mutter 
zwar nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
hatte, aber auf Grund der ausdrücklichen Beſtimmung in 
Landrechtsſatz 393, der darin von dem Franzoͤfiſchen Rechte 
abweicht, deſſen geſetzliche Vormünderin war. Nach § 1707 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht der Mutter nicht die elterliche 
Gewalt über das uneheliche Kind zu; fie kann jedoch — § 1778 
Abſ. 3 — als deſſen Vormünderin beſtellt werden. War dieſelbe 
aber nach Landesrecht bis zum 1. Januar 1900 geſetzliche Vor⸗ 
münderin, ſo greift die Uebergangsbeſtimmung in Artikel 210 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Platz; ſie bleibt im Amte, nur hat ſie fortan, da nach Artikel 210 
Abſ. 1 Satz 1 die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Anwendung kommen, die gleiche Stellung, wie ein nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch beſtellter Vormund, ohne daß es 
jedoch einer Verpflichtung nach § 1789 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bedürfte. Denn die Vorſchrift des Artikel 210 Abſ. 2, 
wonach die bisherigen Vormünder im Amte bleiben, bezieht ſich 
nicht nur auf die beſtellten, ſondern auch auf die geſetzlichen 
Vormünder. Die allgemeine Faſſung jener Geſetzesvorſchrift 
ſchließt eine Unterſcheidung aus zwiſchen Vormündern, welche 
nach bisherigem Rechte beſtellte oder geſetzliche waren, und auch 
die Materialien zu derſelben — Motive zu 8 128 des Ent⸗ 
wurfes eines Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
S. 303 — rechtfertigen die Annahme nicht, daß eine ſolche 
Unterſcheidung gewollt war. In dieſem Sinne wurde die in 
der Llteratur beſtrittene Frage von dem Königlich Preußiſchen 
Kammergericht in einem Beſchluſſe vom 12. Februar 1900 
— Johow, Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts, 
Bd. 19 S. 43 — entſchieden. Den gleichen Standpunkt hat 
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mit Bezug auf Landrechtsſatz 393 auch das Großherzoglich 
Badiſche Juſtizminiſterium in den an die Vormundſchaftsgerichte 
ergangenen Belehrungen vom 6. Januar 1900 — Badiſche 
Rechtspraxis 1900 S. 73 — und vom 26. Februar 1900 — 
ebenda S. 74 — vertreten. Darnach kann es einem Bedenken 
nicht unterliegen, daß die Mutter des unehelichen Klägers, welche 
bis zum 1. Januar 1900 deſſen geſetzliche Vormünderin war, 
jetzt noch deſſen Vormünderin iſt, und daß der Kläger durch 
dieſelbe auch ſeit dem 1. Januar 1900 in dem Rechts ſtreite 
gebörig vertreten wird. 


Zu 88 97, 98 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Büchner e. 
Ackermann Konk. vom 26. Januar 1901, Nr. 353 / 1900 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Das Berufungsurtheil tft aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Der Berufungsrichter geht zutreffend von der Annahme 
aus, daß die Frage, welche Sachen als Zubehör des Grundſtücks 
für die Hypothek haften, nach dem neuen Rechte zu beurtheilen 
iſt, da in dem in Betracht kommenden Bezirke das Grundbuch 
bereits als angelegt anzuſehen iſt (vergleiche das Urtheil des 
erkennenden Senats in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 
S. 641 f.). Der Berufungsrichter hat jedoch den Zubehoͤr⸗ 
begriff des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ganz richtig erfaßt. 

1. Nach § 97 Bürgerlichen Geſetzbuchs muß die bewegliche 
Sache beſtimmt ſein, dem wirthſchaftlichen Zwecke der Haupt⸗ 
ſache zu dienen. Nach Anſicht des Berufungsgerichts meint das 
Geſetz nicht ein Dienen im weiteſten Sinne, ſondern nur in 
ganz beſchränktem Umfange. Dies ergebe ſich aus § 98, nach 
welchem bei einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb 
dauernd eingerichtet iſt, nur die zum Betriebe beftimmien Ma⸗ 
ſchinen und ſonſtige Geräthſchaften dem wirthſchaftlichen Zwecke 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt find, alſo nur ſolche Gegen⸗ 
ſtände, welche zum eigentlichen Betriebe des Gewerbes er- 
forderlich find und dazu benutzt werden. Daß im vorliegenden 
Falle mit den Gondeln, dem Schwane u. ſ. w. der Betrieb des 
Hotels und der Reſtauration nicht bewerkſtelligt ſei und daß 
dieſe Sachen auch nicht bei dem unmittelbaren Betriebe benutzt 
worden ſeien, leuchte ohne Weiteres ein. Dieſe Ausführungen 
tragen eine Unterſcheidung in das Geſetz hinein, welche dieſes 
nicht kennt. Es iſt auch nicht erſichtlich, durch welche charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmale ein eigentlicher Gewerbebetrieb von einem 
uneigentlichen unterſchieden werden könnte. Das Berufungs- 
gericht meint offenbar (wie ſeine weiteren Ausführungen ergeben), 
daß die Sache, um Zubehoͤreigenſchaft zu haben, dem Betrieb 
unmittelbar zu dienen beſtimmt fein müſſe. Auch das iſt 
jedoch nicht richtig. Das Reichsgericht hat bereits (allerdings 
für das allgemeine Landrecht, welches jedoch in dieſer Hinficht 
vom Bürgerlichen Geſetzbuche nicht abweicht) ausgeſprochen, daß 
beim Vorhandenſein der ſonſtigen Vorausſetzungen der Zubehör- 
eigenſchaft auch ſolche Sachen, welche dem Vertriebe der im 
Betriebe gewonnenen Produkte eines zu einem gewerblichen Be⸗ 
trieb eingerichteten Grundſtücks dienen, Zubehör fein konnen 
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(vergleiche Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 607 Nr. 51, 1896 
S. 361 Nr. 35, 1900 S. 763 Nr 40). Unmittelbar dient 
z. B. einem Brauhauſe nur die Brauereieinrichtung, mittelbar 
dienen ihm aber auch die zum Abſatze des Bleres beſtimmten 
Transportmittel, welche unter den Begriff der „Geräthſchaften“ 
in 8 98 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs fallen. Der § 98 
enthält nur einzelne Beiſpiele, will keine erſchöpfende Aufzählung 
geben und vor Allem den im 8 97 gegebenen allgemeinen Be⸗ 
griff nicht einengen, ſondern nur beſtimmen, welche Sachen unter 
allen Umftänden Zubehoͤreigenſchaft haben. Darüber, was Zu⸗ 
behöͤr eines zu Reſtaurations⸗ und Vergnügungszwecken ein- 
gerichteten Grundſtücks bildet, giebt das Geſetz keine Regeln. 
Es kommt darauf an, ob die Sache dem wirthſchaftlichen Zwecke 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt iſt und ob ſie dieſem Zwecke 
auch wirklich dient und zu dienen geeignet iſt. 

Der Berufungsrichter fieht als feſtſtehend an, daß die 
Gondeln von dem Gemeinſchuldner angeſchafft worden find, um 
Säfte in das Reſtaurationslokal nebſt zugehörigem Garten zu 
ziehen und feſtzuhalten und dadurch den Reſtaurationsbetrieb 
ertrags reicher zu geſtalten. Damit iſt das Erforderniß der „Be⸗ 
ſtimmung“ außer Zweifel geſtellt. Es kann aber auch nicht mit 
Grund bezweifelt werden, daß ſie dem wirthſchaftlichen Zwecke 
des Grundſtücks dienen und dazu geeignet find. Freilich dienen fie 
dem Reſtaurations betriebe nicht unmittelbar, wie die Flaſchen, 
Gläſer, Tonnen, Tiſche, Stühle u. dergl.; aber mit dieſen un⸗ 
mittelbar dienenden Gegenſtänden allein läßt fich heutzutage ein 
für großen Verkehr des Publikums beſtimmtes Reftaurations- 
und Vergnügungslokal nicht mit Erfolg bewirthſchafteu; viel⸗ 
mehr gehören dazu Kronleuchter, Bilder, Dekorationsgegenſtände, 
Schaukeln, Karrouſſels und, falls ſich auf dem Grundſtücke ſelbſt 
ein Teich befindet, zweifellos auch die auf dieſem befindlichen 
Gondeln, welche den Gäſten, ſei es gegen, ſei es ohne Entgelt 
zur Verfügung ſtehen, und die auf dem Teiche befindlichen 
dekorativen Stücke, wie Schwäne, Schwanenhaus. Alle ſolche 
Sachen dienen dem wirthſchaftlichen Zwecke des Reftaurations- 
grundſtücks und find Geräthſchaften im Sinne des 8 98 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. Ihre Zubehoͤreigenſchaft wird auch dadurch 
nicht in Frage geſtellt, daß fie, wie z. B. hier die Gondeln, 
häufig auch ſolchen Perfonen zur Verfügung geſtellt werden, 
welche in der Reſtauration nichts verzehren. Zweifellos verliert 
z. B. der Hotelomnibus feine Zubehoͤreigenſchaft nicht dadurch, 
daß mit ihm nicht nur die Hotelgäſte, ſondern oft auch andere 
Perſonen zu und von der Bahn befördert werden. 

2. Ebenſo muß die Entſcheidung ausfallen, wenn die 
Vergnügungsveranſtaltungen ſich auf einem hinzugepachteten 
Grundſtücke befinden. Dann kommt vor allem in Frage, ob 
dieſe Sachen zu dem Reftaurationsgrundftüd in einem ihrer 
Beſtimmung, dem wirthſchaftlichen Zwecke des Grundſtücks zu 
dienen, entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Der Be⸗ 
rufungsrichter meint, daß es an dieſem Erforderniſſe fehle, weil 
der gewöhnliche Standort der Gondeln, nämlich der Popperöber 
Teich, ungefähr 40 m von dem Reſtaurationsgrundſtück ent⸗ 
fernt ſei. Auch dieſe Annahme wird dem Sinne des Geſetzes 
(8 97 Bürgerlichen Geſetzbuchs) nicht gerecht. Der Ausdruck 
des Geſetzes läßt klar erkennen, daß die Sache, deren Zubehoͤr⸗ 
eigenſchaft in Frage ſteht, nicht in oder auf dem Grundſtücke 
ſich zu befinden braucht, daß fie vielmehr von dieſem auch in 
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einiger Entfernung fi befinden kann; verlangt wird nur, daß 
die Sache ihre Beſtimmung, dem Grundſtücke zu dienen, trotz 
der raumlichen Trennung erfüllt. Dies iſt aber vorliegend der 
Fall, da, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, die Beſucher des 
Keſtaurants die Gondeln benutzen. Die Reviſionsbeklagte hat 
die Frage aufgeworfen, ob die Gondeln, wenn der Teich zu 
einem anderen, ebenfalls im Eigenthume des Gemeinſchuldners 
ſtehenden Grundſtücke gehören würde, nicht Zubehör dieſes 
anderen Grundſtücks fein würden. Die Frage intereſfirt für die 
vorliegende Sache nicht weſentlich, würde aber deshalb zu ver⸗ 
neinen ſein, weil der Eigenthümer die Gondeln nicht dazu an⸗ 
geſchafft und beſtimmt hat, dem wirthſchaftlichen Zwecke des 
anderen, ſondern dazu, dem wirthſchaftlichen Zwecke des Reſtau⸗ 
rationsgrundftüds zu dienen. 

3. Der Berufungsrichter vermißt endlich das Erforderniß 
der dauernden Beſtimmung der Boote, dem Reſtaurations⸗ 
grundſtücke zu dienen. Die Benutzung des Popperoͤder Teiches 
zu dem Gondelbetriebe ſei nur auf 5 Jahre ſeitens des Ge⸗ 
meinſchuldners gepachtet und bei der Eröffnung des Konkurſes 
ſei dem Konkursverwalter von der Verpächterin anheimgeſtellt 
worden, den Pachtvertrag zu kündigen. Demnach ſtelle der 
Gondelbetrieb ſich als eine zeitlich eng beſchränkte Einrichtung 
dar und die Benutzung der Gondeln, um den Reſtaurations⸗ 
betrieb ertragreicher zu geſtalten, ſei nur eine vorübergehende. 
Auch dieſe Ausführung wird dem Sinne des 897 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht gerecht. Während das Allgemeine Landrecht 
(Theil I Titel 2 58 42) fortwährende Verbindung und der erſte 
Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs ($ 789) bleibende Be⸗ 
ſtimmung verlangte, beſtimmt das Bürgerliche Geſetzbuch im 
§ 97 Abſ. 2 Satz 1: „Die vorübergehende Benutzung einer 
Sache für den wirihſchaftlichen Zweck einer anderen begründet 
nicht die Zubehöͤreigenſchaft.“ Dieſe Faſſung wurde gewählt 
(vergl. Prot. Bd. 3 S. 18f.), um nicht der Meinung Vor ⸗ 
ſchub zu leiſten, als ſei die von vornherein beſtehende Abſicht, 
die Nebenſache nicht für die ganze Dauer ihrer Exiſtenz, ſondern 
nur etwa für die Daner gewifler Eigenſchaften in den Dienft 
der Hauptſache zu ſtellen, geeignet, die Zubehoͤreigenſchaft aus · 
zuſchließen. Ganz von dem Erforderniſſe der Dauer abzuſehen, 
wurde abgelehnt, weil dann z. B. eine nur zur Probe oder bis 
zur Wiederherſtellung eines Werkes oder bis zur Fertigſtellung 
eines Erſatzes in ein Fabrikgrundſtück gebrachte Maſchine als 
Zubehör angeſehen werden könnte. Danach könnte es fraglich 
erſcheinen, ob eine von vornherein auf 5 Jahre beſtimmte Be⸗ 
nutzung noch als eine vorübergehende bezeichnet werden kann. 
Aber wenn man dieſe Frage auch bejahen müßte, würde die 
Eutſcheidung des Berufungsrichters ſich nicht halten laſſen, denn 
aus der Stellung der Vorſchriften des 5 97 Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ergiebt ſich, daß der die Zubehoͤreigenſchaft Behauptende 
nur zu beweiſen braucht, daß die betreffende Sache beſtimmt iſt, 
dem wirtbichaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen, und in 
einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältniſſe 
ſteht, während der die Zubehoͤreigenſchaft Beſtreitende zu be- 
weiſen hat, daß nur eine vorübergehende Benutzung vorliege 
(vergl. Planck Bürgerliches Geſetzbuch Anmerkung 3f. zu 5 97). 
Nach dem vom Berufungs richter für erwieſen erachteten Sach ⸗ 
verhältuifie hat der Gemeinſchuldner den Popperöber Teich auf 
vorläufig fünf Jahre gepachtet und es fehlt an jedem Nach ⸗ 
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weiſe ſeitens der Beklagten, daß der Gemeinſchuldner die koſt⸗ 
ſpielige Anſchaffung gemacht habe in der Abſicht, die Pachtung 
nach Ablauf der fünf Jahre nicht zu erneuern, oder daß eine 
ſolche Erneuerung ſeitens der Verpächterin nicht bewilligt 
worden wäre. Im Allgemeinen iſt eine vorübergehende Be⸗ 
nutzung nur eine ſolche, welche von vornherein mit der Abſicht 
ihres ſpäteren Wegfalls erfolgt (vergl. Hoelder Kommentar zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche d. 1 S. 219 Anm. b). Dadurch, 
daß nachträglich die Benutzung als Zubehör unmöglich wird 
oder der Eigenthümer der Hauptſache die Beſtimmung der 
Nebenſache ändert, wird, abgeſehen von dem hier nicht vor⸗ 
liegenden Ausnahmefalle des 8 1122 Abſ. 2 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, das Recht der Hypothekengläubiger nicht berührt. 


Zu § 1571 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wegener 
c. Wegener vom 14. Februar 1901, B Nr. 238/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Klägerin, die von ihrem Ehemanne, dem Beklagten, ge⸗ 
trennt lebt, iſt gegen dieſen bei dem Landgerichte zu Hamburg 
wegen Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 80 Mark 
klagbar geworden und hat beantragt, im Wege einſtweiliger Ver · 
fügungen dem Beklagten aufzugeben, ihr während der Dauer des 
Prozeſſes dieſe Rente zu zahlen und ihr einen Koſtenvorſchuß von 
200 Mark zu leiſten. Das Verlangen der Klägerin nach Gewährung 
des Unterhalts iſt auf die Behauptung gegründet, daß der Beklagte 
ſich damit einverſtanden erklärt, daß ſie von ihm getrennt in 
Hamburg lebe, und ihr die Zahlung der fraglichen Rente ver ⸗ 
ſprochen habe, und ferner iſt von der Klägerin geltend gemacht, 
daß fie zur Wiederherſtellung der ehelichen Lebens gemeinſchaft 
nicht verpflichtet ſei, weil der Beklagte mit dem Fräulein Erna D. 
die Ehe gebrochen und deren Schweſter unfittlich berührt habe. 
Das Landgericht hat den Erlaß der einſtweiligen Verfügungen 
abgelehnt, weil ſeine Zuständigkeit in der Hauptſache nicht nach⸗ 
gewieſen ſei. Gegen dieſe Entſcheidung hat die Klägerin Be⸗ 
ſchwerde erhoben, welche durch Beſchluß des Oberlandesgerichts 
verworfen iſt. Das Oberlandesgericht iſt dem Entſcheidungs⸗ 
grunde des Landgerichts entgegengetreten, hat jedoch die Anträge 
der Klägerin aus fachlichen Gründen für nicht gerechtfertigt er- 
achtet. Es iſt davon ausgegangen, daß der Beklagte feine Ein- 
willigung in die Aufhebung der ehelichen Lebens gemeinſchaft 
jederzeit widerrufen könne, und hat, was den dem Beklagten 
vorgeworfenen Ehebruch anlangt, erwogen: Der Vorwurf ſei, 
abgeſehen von der fehlenden Glaubhaftmachung, auch deshalb 
nicht ohne Weiteres geeignet, die Klägerin nach § 1353 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Fernhaltung von dem Beklagten 
zu berechtigen, weil die angeblich in Hamburg begangenen Ver⸗ 
fehlungen, da Beklagter fich ſeit Jahren in Wien aufhalte, lange 
Zeit zurückliegen müßten und deshalb im Hinblick auf 8 1571 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht erhelle, daß fie eine Scheidungs⸗ 
klage noch rechtfertigen würden. Dieſe Sachlage läßt nach der 
weiteren Annahme des Oberlandesgerichts auch das Verlangen 
der Klägerin nach Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes unbegründet 
erſcheinen. 


188 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


—m — — en 


ſondern begehrt fauch einen Ausſpruch über das Verhältniß 
zwiſchen dem Bekl. und feinem Schuldner, gegen den erſterer 
durch die formell gültigen Pfändungen ein Pfandrecht an dem 
gepfändeten Anſpruch erlangt hat. Gleichwohl kann die vom 
B. G. ausgeſprochene Abweiſung der Klage nach den Grund⸗ 
ſätzen der C. P. O. nicht für gerechtfertigt erachtet werden. 
Dem Kl. kommt es nach der Art und Weiſe, wie er ſeine 
Klage begründet, nicht ſowohl darauf an, feſtgeſtellt zu ſehen, 
daß der Bekl. an den erbrechtlichen Anſprüchen ſeines Schuldners 
ein Pfandrecht nicht erlangt habe, als vielmehr darauf, Gewiß⸗ 
heit zu erlangen, ob er ſelbſt in Folge der Pfändungen und 
Ueberweiſungen an den Bekl. etwas zu zahlen habe. Hätte er 
ſeinem Antrage die Form gegeben, feſtzuſtellen, daß der Bekl. 
aus den Pfändungen und Ueberweiſungen einen Anſpruch gegen 
die F.'ſchen Erben nicht ableiten könne, jo würde dies — wie 
übrigens auch das B. G. anzuerkennen ſcheint — durchaus zu⸗ 
läffig und nur weiter zu prüfen geweſen fein, ob die Voraus ⸗ 
ſetzungen der Feſtſtellungsklage gegeben find. Es liegt nun 
nahe, in dem geſtellten unrichtigen Verlangen auch das richtige 
als das mindere zu finden, und jedenfalls hätte das B. G. zur 
Erlangung eines richtigen Klagantrags von dem Fragerechte 
des § 139 C. P. O. Gebrauch machen ſollen, das gerade auch 
zur Vermeidung von Abweiſungen „angebrachtermaßen“ — wie 
ſolche in der ausgeſprochenen Abweiſung thatſächlich enthalten 
iſt — dienen ſoll. Dem vom B. G. für Abweiſung auch eines 
berichtigten Antrags gegebenen eventuellen Entſcheidungsgrunde, 
dem Fehlen eines Intereſſes an alsbaldiger Feſtſtellung, kann 
nicht beigetreten werden. Durch die vom Bekl. im Laufe des 
Prozeſſes abgegebene Erklärung, er erhebe Anſpruch nicht auf 
die Rente, ſondern nur auf das Kapital, wird der Kl. von der 
Ungewißheit, ob er an den Bekl. einen Theil eines Kapitals 
oder an H. die Zinſen von ½ des Nachlaſſes zu zahlen habe, 
nicht befreit. Freilich ſtände es ihm frei, wenn er den An ⸗ 
ſpruch des Bekl. verneint und den des H. anerkennt, die Klage 
des erſteren abzuwarten und an H. auf ſeine Gefahr zu zahlen, 
oder auch das, was er nach ſeiner Meinung zu zahlen hat, 
wegen Ungewißheit des Empfangsberechtigten zu hinterlegen, 
es iſt aber nicht zu verkennen, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
durch ſolche Ungewißheit ſich in der zweckentſprechenden Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes gehindert fieht und darum an der 
alsbaldigen Beſettigung dieſer Ungewißheit ein berechtigtes 
Intereſſe hat. VII. C. S. i. S. Feik 6. Schülermann vom 
12. Februar 1901, Nr. 348/1900 VII. 

5. 88 323, 722, 723. 

Es handelt ſich darum, ob Seitens der Vorinſtanzen mit 
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urtheils bezüglich der von der Kl. gegen die Bekl. erſtrittenen 
rechtskräftigen Entſcheidungen des K. K. Bezirksgerichts in 
Roveredo vom 13. Februar und 25. Oktober 1898 verſagt iſt. 
Das B. G. hat unter Anwendung der 88 722, 723, 828 
der C. P. O. im Anſchluß an das Urtheil des R. G., abgedruckt 
in Entſch. Bd. 41 S. 424 flg., das Klagebegehren geprüft und 
zunächſt ausgeſprochen, daß nach § 80 Ziffer 2 der öfter 
reichiſchen Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896 — in Ver- 
bindung mit der auf Grund des § 79 daſelbſt erlaſſenen, die 
Verbürgung der Gegenſeitigkeit ausſprechenden Verordnung des 
öfterreichiſchen Juſtizminiſters vom 10. Dezember 1897 — das 
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Urtheil eines deutſchen Gerichts in Oeſterreich nur dann voll- 
ſtreckt werden kann, wenn die Ladung, durch die das ſolchem 
Urtheil vorangegangene Verfahren eingeleitet iſt, dem Schuldner 
zu eigenen Händen zugeſtellt war. Es iſt ferner geſagt, 
daß hiernach im Hinblick auf den angezogenen § 328 Ziffer 5 
der Deutſch. C. P. O., wonach der Erlaß eines Vollſtreckungs⸗ 
urtheils davon abhängig gemacht, daß die Gegenſeitigkeit 
verbürgt worden, ein in Oeſterreich ergangenes Urtheil im 
Deutſchen Reiche auch nur dann der Vollſtreckung unterliegt, 
wenn die Ladung des Bekl. in der erwähnten Weiſe erfolgte. 
Endlich ift dann ausgeführt, es ſei dieſer Vorausſetzung im 
vorliegenden Falle, in welchem die Zuftellung der das betreffende 
Verfahren einleitenden Ladungen, wie feſtſteht, im Wege der 
ſogenannten Ediktalcitation (öffentliche Ladung) geſchah, welche 
der erforderlichen Ladung zu eigenen Händen nicht gleichzuachten, 
nicht genügt. Dabei iſt dann noch unter Würdigung einer 
herangezogenen Aeußerung des K. K. Miniſteriums des K. K. 
Hauſes und des Aeußeren, durch welche eine bezügliche Kund 
gebung des öſterreichiſchen Juſtizminiſters mitgetheilt wird, er ⸗ 
örtert, ob nach der Uebung der oͤſterreichiſchen Gerichte die an- 
gezogene Beſtimmung der Exekutions ordnung entgegen ihrem 
Wortlaute eine Vollſtreckung deutſcher Urtheile in Ausnahme ⸗ 
fällen auch in Ermangelung einer Ladung zu eigenen Händen, 
namentlich, wenn ſolche nicht ausführbar geweſen, und dann 
wenn eine Einlaſſung des Schuldners in dem Rechtsſtreit er 
folgte, geſtatte. Auch die Ergebniſſe dieſer Erörterung haben 
zu einer Ablehnung des Vollſtreckungsurtheils geführt. Die 
Reviſionsangriffe wenden ſich gegen die letztgedachten Dar⸗ 
legungen. Es iſt jenen zunächſt Bedeutung inſofern wicht bei⸗ 
zumeſſen, als damit Feſtſtellungen angefochten werden, welche 
die Vorinſtanz bezüglich des in Frage ſtehenden Inhalts der 
öͤſterreichiſchen Geſetze und der ihnen Seitens der öͤſterreichiſchen 
Gerichte zu Theil werdenden Auslegung getroffen hat. Eine 
Nachprüfung in dieſer Richtung iſt zufolge § 549 der C. P. O. 
in der Reviſionsinſtanz ausgeſchloſſen. Es bleibt zu prüfen, ob, 
was neuerdings ſtark angefochten, die an das im Eingange erwähnte 
Reichsgerichtsurtheil fich anſchließende Annahme des Berufungs- 
erkenntniſſes aufrecht zu erhalten, daß die Vorſchrift des 8 80 
Ziffer 2 der zͤſterreichiſchen Exekutions ordnung anch für die 
Vollziehung zͤſterreichiſcher Urtheile in Deutſchland den Nachweis 
der dort ftatuirten Voraus ſetzung als nothwendige Folge 
ergebe. Es wird geltend gemacht (vergl. Gaupp⸗Stein, Kom ⸗ 
mentar zur C. P. O., 4. Aufl., 8 749 Note 67, Francke in 
Zeitſchr. für deutſche Civilprozeßordnung, Bd. 27 § 138 und 
142, Klein in Zeitſchr. für internationale Rechtſprechung Bd. 9 
S. 358 fl.), es könne nicht darauf ankommen, ob das Aus- 
land in demſelben einzelnen Falle einem deutſchen Urtheile 
die Anerkennung verſagen würde, es genüge, daß die An⸗ 
erkennung eines in ſeinen rechtlichen Beziehungen gleichartigen 
Urtheils verbürgt ſei. Nicht jede Abweichung auch in Bezug 
auf geringfügige Formalien könne als weſentlich betrachtet 
werden. Das führe, wie jenes Reichsgerichtsurtheil ergebe, zu 
einer zweckloſen Zerſplitterung zwiſchen den Geſetzgebungen der 
modernen Staaten. Dieſen Ausführungen kann in RNückſicht 
auf den hier zu entſcheiden den Fall kein Beifall geſchenkt 
werden. Denn, wenn auch, zugleich in Uebereinſtimmung mit 
einem anderen Reichsgerichtserkenntniſſe (Juriſtiſche Wochenſchrift 


&. 2 — A ii ” 


NX. Jahrgang. 


1899 S. 815), es für erforderlich und genügend zu erachten, 
laß die Bedingungen für den Erlaß des Vollſtreckungsurtheils 
in wejentlichen dieſelben, insbeſondere nicht erheblich ſchwerer 
ind, fo muß doch dafür gehalten werden, daß die fragliche Be⸗ 
finmung des oͤſterreichiſchen Rechts eine bedeutend ſchwerere 
Beransfegung aufftellt, indem jene, wie es das vorinſtanzliche 
Urtheil in einer für die gegenwärtige Entſcheidung maßgebenden 
Weiſe noch beſonders feſtgeſtellt hat, gegenüber der abweichenden 
Vorſchrift der deutſchen Geſetzgebung in § 328 Ziffer 2 der 
C. P. O. den Mangel der Zuſtellung der den Prozeß ein- 
leitenden Ladung an den Bekl. in Perſon auch nicht dadurch 
ald geheilt anfieht, daß der Bekl. ſich auf den Prozeß ein- 
gelafien hat. VII. C. S. i. S. Baldo c. v. Heigel vom 
15. Februar 1901, Nr. 368/1900 VII. 

zum Gerichts koſtengeſetz. 

4 86 18, 26. 

Beachtung einer Erinnerung in der Erwägung, daß gemäß 
518 des G. K. G. auch für Verſäumnißurtheile die Ent- 
ſcheidungegebühr zu erheben iſt, dieſe ſich im Falle der Zurück⸗ 
nuhne des Rechtsmittels gemäß § 26 Ziffer 5 des G. K. G. 
uf fünf Zehntheile der vollen Gebühr ermäßigt, die ermäßigte 
Etbühr ſich wiederum nach Vorſchrift des 8 49 Abſ. 1 des 
g.. G. in der Reviſionsiuſtanz um die Hälfte erhöht, der 
Leuh des Streitgegenſtandes aber in der Koſtenrechnung zu 
hoch angeſetzt iſt. VI. C. S. i. S. Papproth 6. Conſolldation 
m 3l. Januar 1901, Nr. 263/1900 VI. 

I. Das Wechſelrecht. 

7. Art. 82, 83. 

Die Reviſton konnte nicht für begründet erachtet werden. 
Das 8. G. ſtellt zwar keine direkt auf Schädigung eines 
Dritten gerichtete Abficht, aber das Bewußtſein der Bekl. feſt, 
laß dan Ihre Fälſchung des Wechſelacceptes eine Täuſchung 
and duch dieſe ein Schaden herbeigeführt werden könne, der 
ohne dieſe vermieden fein würde. Daß dieſes Bewußtſein zur 
Zegrindung der Schadengerſatzpflicht aus dem Geſfichtspunkt 
kr actio doli genügt, hat das R. G. mehrfach anerkannt. 
Berpl, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 187, 
&ıtih. des VI. C. S. in Sachen Magnus & Co. gegen 
beinze vom 7. Dezember 1893, Rep. VI. 238/93 in 
ber Hanſentiſchen Gerichtszeitung 1894, Beibl. Nr. 24.) 
VI. C. S. i. S. Hanſen c. Volksbank vom 24. Januar 1901, 
N. 40/33/1900 VI. 

III. Das Handelsrecht. 

8. 8 377. Art. 347 a. F. 

Der Reviſton muß darin beigetreten werden, daß die von 
km B. G. bisher getroffenen Feſtſtellungen nicht ausreichen, 
um Die Rechtzeitigkeit der ſofort nach der durch den Bezirks⸗ 

W. am 28. Juni vorgenommenen Unterſuchung er- 
Aatteen Mängelanzeige annehmen zu können. Die hierauf be- 
züglichen Ausführungen im angefochtenen Urtheil find in ſich 
vberſpruchtvell und unklar. Der Käufer ift allerdings nicht 
verpfliätet, fofort zu rügen, ſobald er die Mangelhaftigkeit der 

nut vermuthet, ſondern erft dann, wenn ſich die 
Baare bei der Unterſuchung nicht als vertragsmäßig oder 
geſezmäßg „ergiebt? (H. G. B. Art. 347), mithin wenn er 
volle Sicherheit über die Mangelhaftigkeit erlangt hat; etwaige 
Scheren oder Zweifel, die ſich jedoch möglicher Weiſe noch bei 
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einer ordnungsmäßigen näheren Unterſuchung als grundlos her. 
ausſtellen können, braucht er nicht anzuzeigen. Von biefem 
Standpunkte aus würde daher der Bekl. nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen ſein, das Ergebniß der vom Thierarzt B. bereits am 
24. Juni vorgenommenen Unterſuchung anzuzeigen, wenn er 
aus dieſem Ergebniß die Ueberzeugung von dem Vorhandenſein 
der Seuche bei dem ihm gelieferten Vieh, beziehungsweiſe bei 
einzelnen Stücken noch nicht gewinnen konnte. Dies ſcheint 
auch das B. G. ausſprechen zu wollen, indem es davon aus⸗ 
geht, der Bekl. habe die Mängelanzeige erſt dann abſenden 
wollen, nachdem das Vorhandenſein und der Charakter der 
Seuche „ausreichend“ feſtgeſtellt worden war. Allein für dieſe 
Annahme gebricht es an jeder Feſtſtellung im angefochtenen 
Urtheil. Denn einerſeits hat zwar der Bekl. behauptet, B. 
habe bei der Unterſuchung gefunden, daß die Kühe wahrſcheinlich 
die Maul- und Klauenſeuche hätten, daß er es jedoch beſtimmt 
nicht ſagen konne, andererſeits hat aber B. bei feiner Abhöͤrung 
als Zeuge ausgeſagt, „er habe am 24. Juni bei drei Kühen die 
Seuche konſtatiert“. Das B. G. hat nun aber weder die 
Wahrheit jener Behauptung, in der die weitere Behauptung 
gefunden werden muß, daß B. in jener Weile fi über bas 
Ergebniß feiner Unterſuchunz dem Bekl. gegenüber geäußert 
habe, feſtgeſtellt, noch die Ausſage des Zeugen dahin gewürdigt, 
daß er in der That noch Zweifel an dem Vorhandenſein der 
Seuche gehabt habe; es llegt dafür auch nichts vor, ebenſowenig 
hat der Bekl. behauptet, daß er etwa Zweifel in die Sad. 
kunde des Zeugen geſetzt habe. Denn wenn das B. G. 
auch — und zwar ohne jede Begründung — annimmt, 
daß der Bekl. das Vorhandenſein der Seuche noch „aus- 
reichend“ habe feſtſtellen wollen, ſo ſpricht es doch gleichzeitig 
von der B. ſchen „Feſtſtellung.“ Wenn aber das Ergebniß der 
von B. vorgenommenen Unterfuhung ein ſolches war, 
wie er es bei ſeiner Abhörung geſchildert hat, und wenn er auch 
ein anderes Ergebniß, als das geſchilderte, dem Bekl. nicht 
mitgetheilt hat, ſo hatte dieſer volle Sicherheit von dem Vor⸗ 
handenſein der Seuche erlangt und keine Veranlaſſung, zur Be⸗ 
ſchaffung von Unterlagen für die Mängelanzeige weitere Feſt ⸗ 
ſtellungen vorzunehmen. Es verletzt aber den Art. 347 
H. G. B., wenn das B. G. bei einer fo geftalteten Sach 
lage annimmt, daß die nach der Unterſuchung vom 28. Juni 
erfolgte Anzeige eine rechtzeitige geweſen ſei; hatte ſich das 
Vorhandenſein der Seuche für den Bekl. bereits am 24. Jun 
ergeben, ſo war er verpflichtet, ohne Verzug die Anzeige zu 
bewirken; eine Anzeige, die erſt nach vier Tagen erfolgt iſt, 
muß als eine verſpatete angeſehen werden. Hiernach muß das 
angefochtene Urtheil aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. zurück. 
verwieſen werden. VI. C. S. i. S. Schloß 6. Mendte vom 
14. Februar 1901, Nr. 378/1900 VI. 

9. 88 377 ff. Art. 349 a. F. 

In Betreff der zur Begründung des Klaganſpruchs geltend 
gemachten Mängel iſt in den Entſcheidungsgründen des Urtheils 
des L. G. zu Stuttgart vom 23. April 1897 im Einzelnen er. 
örtert und feſtgeſtellt, wann dieſe Mängel entdeckt und zur 
Anzeige gebracht find. Das L. G. hat feſtgeſtellt, daß 
dieſe Entdeckung und Anzeige bezüglich ſämmtlicher dort auf. 
geführter Mängel vor dem 26. Mai 1896 erfolgt ſei, und da 


190 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


unbeſtritten die Klagzuſtellung am 26. November 1896 geſchehen 
iſt, die Klageforderungen als verjährt zurückgewieſen, indem es 
bezüglich des Verhältniſſes, in welchem die vom Bekl. über- 
nommene einjährige Garantiefriſt zur Vorſchrift des Art. 349 
Abſ. 2 des H. G. B. a. F. ſteht, den Rechtsgrundſatzen folgt, 
welche in dem Urtheil des R. G. vom 18. April 1896 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 37 S. 79 ff.) aus geführt find. Das B. G. 
mißbilligt nun zwar die Auslegung des Art. 349 eit. im 
Sinne der Entſcheidung des R. G., gelangt aber doch zu dem 
gleichen Ergebniß, da zur Zeit der Klagerhebung die ſeit der 
Ablieferung der Maſchinen am 20. September 1895 laufende 
einjährige Garantiefriſt verſtrichen war. Es kann jedoch weder 
der Auslegung des Art. 3 49 cit. im B. U. noch den ſonſt in 
der Literatur vertretenen abweichenden Auffafiungen beigepflichtet 
werden. Der Art. 349 Abſ. 5 ſpricht nur von einer vertrags⸗ 
mäßigen Verlängerung oder Verkürzung der Haftbarkeit des 
Verkäuftrs. Ein Recht, die geſetzliche Verjährungsfriſt ſelbſt⸗ 
ſtändig zu ändern, iſt damit nicht gegeben und hieraus uicht 
zu folgern. Das rechtliche Verhaltniß einer vereinbarten 
Garantiefriſt zu den Beſtimmungen des Abf. 1 und 2 des 
Art. 349 iſt daher in dem Sinne zu beurtheilen, wie dies in 
der Entſcheidung des R. G. vom 18. April 1896 geſchehen iſt, 
und kann hierauf ſtatt weiterer Ausführung verwieſen werden. 
Hiernach iſt aber der Entſcheidung des I. N. beizupflichten. 
III. C. S. i. S. Hespeler o. Klotz vom 8. Februar 1901, 
Nr. 333/1900 III. 

10. Verficherung. 

Die Ausführung des B. R., daß der Kl. für die objektiv 
wahrheitswidrige Beantwortung der in dem von ihm unter 
zeichneten Antragsformulare geſtellten Frage nach früheren 
Krankheitsfällen auch in dem Falle verantwortlich bleibt, daß er 
dem Agenten die Ausfüllung des Fragebogens überlaſſen hat, 
nachdem er ihm zuvor wahrheitsgemäß von ſeiner im letztver⸗ 
gangenen Winter vorgefallenen Erkrankung an Gelenkrhenmatis⸗ 
mus Mittheilung gemacht hatte, iſt bedenkenfrei und der kon⸗ 
ſtanten Rechtſprechung des R. G. konform. Der Einwand 
des Kl., daß der Agent auf ſeine Mittheilung ihm erwidert habe, 
es komme auf die ausführliche Beantwortung der ſich auf eine 
frühere Krankheit beziehenden Frage nicht an, da es ſich ja um 
eine Unfall- und keine Lebens verſicherung handle, ändert die 
Rechtslage nicht. Ausgeſchloſſen iſt, wie der Reviflon zuzugeben 
und auch wiederholt vom R. G. anerkannt worden iſt, zwar 
die Möglichkeit nicht, daß der Verſicherungs nehmer in dem 
Nachweis, daß feine auf die Frage gegebene Antwort der ihm 
vom Agenten über Juhalt und Tragweite der Frage ertheilten 
Aus kunft entſpricht, feine Entſchuldigung findet. Immerhin 
aber iſt die Berufung auf die erhaltene Auskunft zwecks Recht⸗ 
fertigung der eingeſchriebenen Antwort nur ſoweit zuzulaſſen, 
als die Auskunft den Beſtand der Bedingungen und Fragen 
unberührt läßt bezw. mit deren Wortlaute noch vereinbar iſt, 
und folgeweiſe die Befugniß des Agenten zu ihrer Ertheilung 
mit verbindlicher Wirkung für den Verficherer noch vom Ver⸗ 
ſicherungsnehmer unterſtellt werden kann. An dieſer Voraus⸗ 
ſetzung und ſomit an dem entſchuldbaren Irrthum, der den 
allgemeinen Verficherungsbedingungen zufolge die unrichtige 
Angabe oder Verſchweigung entſchuldigt, fehlt es aber im vor⸗ 
liegenden Fall, in welchem die obenerwähnte Erklärung, welche 
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der Agent nach des Kl. Behauptung bezüglich der ausdrücklich 
auf frühere Erkrankung an Rheumatismus und deren Zeit 
gerichteten Frage abgegeben hat, überall nicht mehr als Aus- 
legung, ſondern als eigenmächtige Ausſcheidung der Frage aus 
dem Kreis der dem Kl. in dem Formulare zur Beantwortung 
von der beklagten Geſellſchaft vorgelegten Fragen ſich ausweiſt. 
Der B. R. hat darnach den Einwand des Kl. ohne Rechts⸗ 
irrthum enthoͤrt und gemäß 5 9 der Verſicherungsbedingungen 
die Verficherung für die Bekl. als unverbindlich erachtet. 
III. S. S. i. S. Scupin c. Providentia vom 12. Februar 1901, 
Nr. 307/1900 III. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

11. 8 1 J. 5. 

Der Gegenſtand eines Vertrages, alſo auch eines Vergleiches 
hängt nun aber nicht davon ab, welchen inneren Willen die 
Vertragſchließenden gehabt haben, ſondern welchen Willen ſie 
durch die gegenſeitig abgegebenen Erklärungen zum Ausdruck 
gebracht haben. Ein dem andern Theil nicht bekannt gewordener 
innerer Wille iſt ohne Bedeutung und nicht geeiguet, die Wirk. 
ſamkeit des erklärten Geſchäfts zu beeinfluſſen. Vergl. die 
Urtheile des R. G. vom 24. Januar 1883 — Entſch. Bd. 11 
S. 287; 20. Dezember 1888 und 19. April 1893 — Gruchot, 
Bd. 35 S. 397 und Bd. 87 S. 971, und vom 18. Juni 1896 — 
Entſch. Bd. 37 S. 348. VI. C. S. i. S. Pohlmann e. 
Münſter vom 4. Februar 1901, Nr. 351/1900 VI. 

12. 88 170, 171 I. 17. H. G. B. Art. 266, 275 a. F. 

Mit dem B. G. iſt anzunehmen, daß auf den angegebenen 
Thatbeſtand die civil⸗ und nicht die handels rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung kommen. Denn ein Vertrag über 
Herſtellung eines Wegelörpers ift ein Vertrag über eine 
unbewegliche Sache und daher kein Handelsgeſchäft (Art. 275, 
266 H. G. B. alter Faſſung). Bei Zugrundelegung des A. L. R. 
bedurfte das angegebene Abkommen bei Strafe der Nichtigkeit 
der ſchriftlichen Form (8 170 Thl. I Tit. 17 A. L. R.). Sm 
deſſen ſoll nach § 171 daſelbſt bei Nichteinhaltung dieſer Form, 
ſofern durch die gemeinſchaftlichen Verwendungen bereits 
etwas erworben worden, dieſer Erwerb als gem einſchaft⸗ 
liches zufällig entſtandenes Eigenthum nach den Regeln 
des Erſten Abſchnitts des Tit. 17 beurtheilt werden. Während 
Bekl. behauptet, daß nur er ſelbſt als Bauaus führender in 
Betracht komme, ſtellt das B. G. die Mitbetheiligung des Kl. 
auf Grund der erſtinſtanzlichen Beweisaufnahme feſt. Den hier⸗ 
gegen gerichteten Beweisantritt des Bekl., daß er die von 
gewiſſen näher bezeichneten Lieferanten gelieferten Steine ab- 
genommen, daß er Kies und Pfähle beſtellt und abgenommen, 
beim Walzen der Strecke zugegen geweſen und bei den Durch⸗ 
laͤſſen in näher angegebener Weiſe thätig geweſen, hat das 
B. G. als unerheblich abgelehnt, weil wenn auch alles dies 
bekundet würde, die im Uebrigen beweislich feſtgeſtellte aktive 
Betheiligung des Kl. am Chauſſeebau nicht widerlegt würde. 
Auch dieſe Annahme des B. G. iſt von Rechtsirrthümern nicht 
beeinflußt und vom Rkl. nicht gerügt. Daß aber die durch den 
Kl. nach den getroffenen Feftſtellungen bewirkten Leiſtungen 
(Abſteckungen, Nivellirungen, Auffichtsführung, Lieferung von 
Geräthen, Abnahme von Materialien) als Verwendungen 
gelten müſſen, kann nicht zweifelhaft fein (R. G.⸗Eutſch. Bd. 27 
S. 206). Es iſt dem nach überall der Fall des § 171 a. a. O. 
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gegeben. IV. C. S. i. S. Biskup 6. Scheitza vom 4. Februar 
1901, Nr. 341/1900 IV. 

V. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

13. Art. 1146, 1147. 

Das O. L. G. hat in dem Endurtheile angenommen, daß 
mit der Empfangnahme des Buches das Gericht bezw. der von 
dieſem vertretene Bekl. auch die Verpflichtung der Verwahrung 
und außerdem die Verpflichtung, das Buch nach Erledigung des 
Kechts ſtreits an deſſen Eigenthümerin zurückzugeben, übernommen 
habe. Die Annahme dieſes ſtillſchweigenden Vertrages 
kann nicht als rechtsirrthümlich erachtet werden. Wenn auch 
die mit Ausübung der Juſtiz betrauten Beamten als ſolche ein 
Staatshoheitsrecht verwalten, ſo iſt doch nicht ausgeſchloſſen, 
daß bei Gelegenheit der Ausübung dieſes Hoheitsrechtes und zur 
Unterſtützung der Ausübung deſſelben privatrechtliche Vertrags ⸗ 
rethältniſſe zwiſchen den zuſtändigen Organen der Juſtizverwaltung, 
welche als ſolche den Staat vertreten, und Privatperſonen zu 
Stande kommen können. Ob der vorliegende Vertrag gerade 
einen Berwahrungsvertrag im Sinne des Art. 1915 c. c. dar⸗ 
ſtellt, was das O. L. G. verneint, oder einen beſonders gearteten 
Bertrag, der aber die oben erwähnte Verpflichtung des Staates 
mit ſich führt, iſt für die Entſcheidung gleichgiltig. Denn auch auf 
den letzteren Vertrag find die Art. 1 146 und 1147 c. c., auf 
welche das O. L. G. feine Verurtheilung des Bekl. zu Schaden ⸗ 
erſatz gründet, anwendbar. II. C. S. i. S. Fiskus o. Meyer II 
vom 8. Februar 1901, Nr. 325 / 1900 II. 

14. L. R. S. 1370. N 

Die Revifion rügt: die Gründe des B. R. in Betreff der 
5 kleineren Glocken, die an einer Stelle davon ſprechen, 
daß die politiſche Gemeinde bei Anſchaffung dieſer Glocken das 
Eigenthum unmittelbar für den Eigenthümer der Kirche habe 
erwerben wollen, und an einer anderen Stelle aus führen, daß 
dieſelbe dadurch alle aus dem Eigenthum fließenden Nutzungs⸗ 
und Gebrauchsrechte „verloren“ habe, ließen die rechtlich be⸗ 
dentſame Frage im Ungewiflen, ob nach Annahme des B. R. 
dieſe Glocken durch die Anſchaffung unmittelbar für den 
Eigenthümer der Kirche erworben wurden oder ob die politiſche 
Gemeinde die zunächſt für ſich erworbenen Glocken dem Eigen⸗ 
thümer der Kirche übertragen habe; dieſe Frage ſei aber für 
die Entſcheidung um ſo erheblicher, als der B. R. den Rechts⸗ 
akt nicht dargethan habe, durch welchen das Eigenthum der 
politiſchen Gemeinde auf den Bekl. übergegangen ſei, und dieſer 
Rechtsakt nur eine Schenkung hätte ſein können, deren Formen 
nicht beachtet ſeien. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Der 
B. R. uimmt an, daß die politiſche Gemeinde durch die An ⸗ 
ſchaffung der Glocken, damit ſie in der einzigen in der Ge⸗ 
meinde befindlichen Kirche angebracht würden, und durch deren 
mit Zuſtimmung aller Betheiligten geſchehene Verbringung in 
den Thurm und Tradition an den Bekl. ihren Willen verwirk⸗ 
licht habe, das Eigenthum derſelben unmittelbar für den 
Eigenthümer der Kirche zu erwerben. Dieſe Annahme fällt an 
ſich in das Gebiet der thatſächlichen Würdigung und iſt damit 
der Nachprüfung des Revifionsgerichts entzogen; fie läßt aber 
nur die Auslegung zu, daß die politiſche Gemeinde nicht das 
Eigenthum an dieſen Glocken für ſich, ſondern als Vertreterin 
direkt für den Eigenthümer der Kirche erwerben wollte und daß 
dieſer Wille bei der Anſchaffung wie auch ſpäter bei dem An ⸗ 
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bringen der Glocken in dem Thurme allen Betheiligten erkenn ⸗ 
bar war und deren Zuſtimmung erhielt. Damit reichen aber 
jene Ausführungen im Hinblick auf die Grundſätze über Eigen ⸗ 
thumserwerb durch Stellvertreter nach gemeinem Rechte, 
das für dieſe Rechtsmaterie zur Anſchaffung dreier dieſer Glocken 
in den Jahren 1808 und 1809 — in den hier in Betracht 
kommenden Territorien noch unverändert galt, und nach badiſch⸗ 
franzoͤfiſchem Rechte, das für die im Jahre 1881 angeſchafften 
zwei Glocken zur Anwendung kommt, zu, um den unmittelbaren 
Eigenthumterwerb des Bekl. zu rechtfertigen. II. C. S. i. S. 
Gemeinde Philippsburg . Katholiſcher Kirchenfondd vom 
25. Januar 1901, Nr. 323/1900 II. 

15. Art. 2154. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Zur Begründung 
derſelben wird lediglich geltend gemacht, daß das O. L. G. mit 
Unrecht der zu Gunſten der Rkl. Maria S. erfolgten Ein ⸗ 
ſchreibung vom 18. November 1893 den rechtlichen Charakter 
einer Erneuerung der früheren Eintragung der Mündel⸗ 
hypothek vom 28. Juni 1887 verſagt und folgeweiſe die Ein⸗ 
ſchreibung vom 18. November 1893 nur als eine erſte Ein- 
ſchreibung anerkannt habe. Die Reviſion zieht nicht in Zweifel, 
daß nach den Grundſätzen des franzsfiſchen Rechts als Erneue⸗ 
rung einer Einſchreibung im Sinne des Art. 2154 c. c. nur 
diejenige angeſehen werden kan, welche ſich ſelbſt als Er⸗ 
neuerung darſtellt, alſo auf die frühere Eintragung unter 
Angabe ihres Zeitpunktes ausdrücklich Bezug nimmt. Dagegen 
ſucht die Revifion auszuführen, daß der Art. 2154 c. o. durch 
den 8 38 Abſ. 4 des Geſetzes für Elſaß⸗Lothringen vom 
24. Juli 1889 modifizirt worden ſei und die Beobachtung des⸗ 
ſelben in feiner ganzen Strenge für Elſaß⸗Lothringen nicht 
gerechtfertigt erſcheinen könne. Dieſe Streitfrage iſt in der 
Reviſionsinſtanz dieſelbe, wie fie in den Vorinſtanzen vorgelegen 
hat und erörtert worden iſt. Das vorerwähnte Geſetz vom 
24. Juli 1889 iſt auch durch das R. Geſ. vom 30. März 1893 
für revifibel erklärt, ſo daß das R. G. die Frage auch inſoweit 
nachzuprüfen hat, als eine Abänderung des Art. 2154 c. c. 
durch das Geſetz vom 24. Juli 1889 behauptet wird. Ju 
dieſer Hinficht ſchließt ſich nun der erkennende Senat der Auf- 
faſſung des O. L. G. an, daß eine ſolche Abänderung nicht als 
vom Geſetze vom 24. Juli 1889 gewollt anerkannt werden 
kann. Näher begründet II. C. S. i. S. Schmidt e. 8 
vom 5. Februar 1901, Nr. 815/1900 II. 


Aus den Ortsvereinen. 

Anwaltsverein zu Fraunſchweig. Der Verein beſteht ſeit 
dem Jahre 1879. Seit dem Winter 1897/98 entfaltete derſelbe reges 
Leben, indem er Vorträge über das Bürgerliche Geſetzbuch veranlaßte, 
an denen die ſämmtlichen Juriſten der Stadt bis zu den Miniſtern 
hinauf Theil nahmen. Die Vorträge wurden gehalten von dem da⸗ 
maligen Privatdozenten in Göttingen, jetzigen Profeſſor in Marburg 
Dr. Franz Leonhard. Dieſelben waren höchſt anregend und 
fanden vielſeitige Anerkennung. Von ſonſtigen Vorträgen ſind zu 
erwähnen am 26. Oktober 1897: Vortrag des Rechtsanwalts 
Harnagel über Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch; am 7. Januar 1898: Vortrag des Rechtsanwalts 
Spanjer⸗ Herford über Unwirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte nach dem 
B. G. B; am 20. Januar 1899: Vortrag deſſelben über die Stellung 
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der Frau im B. G. B.; am 24. März 1899: Bericht des Rechts⸗ 
anwalts Andrée über die Gebühren der Braunſchweigiſchen Anwälte 
in nichtprozeſſualen Angelegenheiten; am 5. Mai 1899: Bericht 
des Juſtizraths Gieſecke über denſelben Gegenſtand; Vortrag deſſelben 
über Einiges aus dem neuen Hypothekenrecht; am 27. Oktober 1899: 
Vortrag des Rechtsanwalts Sievers über die Aenderungen der 
C. P. O.; am 23. Februar 1900: Vortrag des Rechtsanwalts 
Carſtens über Verſchiedenes aus dem Erbrecht des B. G. B.; am 
15. Mai 1900: Beſprechung über die Sicherheitsleiſtung nach neuem 
Recht. Außerdem wurden folgende Beſchlüſſe gefaßt: 
1. Beſchluß wegen der Sonntagsruhe: 

1. Die Beobachtung der Sonntagsruhe im anwaltlichen 

Geſchäftsbetriebe iſt als eine Pflicht des Anwaltſtandes 

anzuerkennen. 
Es darf insbeſondere nicht durch Einrichtung ſonntäglicher 
Geſchäfts⸗ und Sprechſtunden die Sonntagsruhe verhindert 
werden. 


Dem Bureauperfonale iſt, Nothfälle ausgenommen, volle 

Sonntagsruhe zu gewähren. 

Die von den Vereinsmitgliedern beobachteten Beſtimmungen 
haben ſich ſehr gut bewährt. 

Beſchluß betr. Gebührentheilung zwiſchen den innerhalb und 
außerhalb der Stadt Braunſchweig wohnhaften bei dem Land⸗ 
gerichte und Oberlandesgerichte Braunſchweig zugelaſſenen 
Rechtsanwälten: 


I. Das Verfahren vor dem Landgericht. 
Der braunſchweigiſche Anwalt erhält: 
1. Wenn er als Empfangsbevollmächtigter fungirt, / der 
zuſtehenden Prozeßgebühr. Dafür hat er jedoch alle zum 
äußeren Betriebe gehörenden Handlungen, inſoweit dieſelben 
in Braunſchweig vorgenommen werden müſſen, vorzunehmen. 
Bloße Terminsverlegungen gelten als nur zum äußeren 

Prozeßbetriebe gehörig. 

Sobald ihm von dem auswärtigen Anwalte die Vornahme 

prozeſſualiſcher Handlungen vor Gericht übertragen wird: 

a) e der zuſtehenden Prozeßgebühr. — Auf dieſe werden 
jedoch die sub 1 erwähnten ½0 der Prozeßgebühr 
angerechnet, wenn er einen Anſpruch darauf hat. 

b) Sofern er nicht allein die ſämmtlichen Prozeß⸗ 
handlungen, für welche eine beſondere Gebühr durch 
die Gebührenordnung für Rechtsanwälte beſtimmt iſt, 
vorgenommen hat, die Hälfte der bezüglichen Gebühr. 

c) Falls er aber ſolche sub b) bezeichnete Handlung allein 
vorgenommen hat, die ganze bezügliche Gebühr. 

II. Das Verfahren vor dem Oberlandesgericht. 

Für die Vertretung bei dem Oberlandesgerichte ſind die⸗ 

ſelben Grundſätze wie sub I zur Anwendung zu bringen, wenn 
der auswärtige Anwalt die Prozeßführung ſelbſt in Händen 
behält. Die sub I erwähnten ½0 der zuſtehenden Prozeß: 
gebühr werden in dieſem Falle für Unterzeichnung der Schrift⸗ 
ſätze und Wahrnehmung des äußeren Prozeßbetriebes vergütet. 
3. Beſchluß vom 25. April 1898: 
| Die Mitglieder des Vereins wollen, fo weit thunlich, falls 
ſie in Civilprozeſſen auswärtige Termine perſönlich wahrzu⸗ 
nehmen beabſichtigen, den gegneriſchen Anwalt benachrichtigen. 

4. Beſchluß vom 19. Oktober 1900: 

Es ſollen Zuſtellungen von Urtheilen während der Gerichts: 
ferien an die Kollegen im Herzogthum Braunſchweig nur 
erfolgen, wenn ein Eilfall vorliegt oder die Partei es verlangt. 

Außerdem hat der Verein mit dem Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
verein zu Stuttgart einen Vertrag auf längere Jahre geſchloſſen, 
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wonach die Braunſchweiger Kollegen außer dem dem Deutſchen 
Anwaltverein gewährten Rabatt von 5 Prozent einen ferneren Rabatt 
von 5 Prozent genießen. 


— —— — — 


Briefkaſten. 
Verantwoltlich: Magendanp, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 
Herrn RM. %. in N. W. 
Sie ſchreiben uns: 


Nach 8 757 C. P. O. hat der mit Vollſtreckung 
beauftragte Gerichts vollzieher eine Theilleiſtung auf 
dem Schuldtitel zu bemerken. 

Mit Rückſicht auf die Ausdehnung der Verjährung im 
B. G. B., beſonders bei rechtskräftig feſtgeſtellten wieder 
kehrenden Leiſtungen (§ 218 B. G. B. Abſ. 2) hat dieſe 
Vorſchrift eine größere Bedeutung erlangt, weil durch 
ſie der Nachweis der Unterbrechung der Verjährung 
bedeutend erleichtert bezw. geſichert iſt. 

Aus dieſem Geſichtspunkt würde ſich eine Ausdehnung 
der erwähnten Vorſchrift auf den Fall der fruchtloſen 
Zwangsvollſtreckung außerordentlich empfehlen. Wohl 
jeder Anwalt weiß, wie unvorſichtig das Publikum viel- 
fach mit ihm unerheblich erſcheinenden Aktenſtücken 
(Zuſtellungsurkunden und dergl.) umgeht, während die 
Schuldtitel ſelbſt meiſt doch ſorgſam aufbewahrt werden. 

Es iſt nun nicht anzunehmen, daß das Publikum der 
Mittheilung des Gerichtsvollziehers über fruchtloſe 
Zwangsvollſtreckung beſondere Bedeutung beimeſſen und 
dieſe aufbewahren wird, ganz abgeſehen davon, daß dieſe 
Mittheilungen häufig fo dürftig gehalten find, daß ihre 
Beziehung zu den einzelnen Schuldpoſten daraus garnicht 
erhellt. 

Gerade bei den in Betracht kommenden Urtheilen auf 
wiederkehrende Leiſtungen (Alimente ꝛc.) wird aber 
andererſeits die Thätigkeit des Anwalts meiſt mit der 
Erwirkung des Urtheils und allenfalls nach der Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen der fälligen Beträge aufhören und 
darnach der Schuldtitel der Partei ausgehändigt werden. 

Es iſt alſo hier die Gefahr des Rechtsverluſtes bezw. 
des Beweisverluſtes beſonders groß, während andererſeitt 
dieſer Vermerk der fruchtloſen Zwangsvollſtreckung auf 
dem Schuldtitel dem Gerichtsvollzleher keine Mehrarbeit 
verurſacht. 

Auch würde es wohl keine beſondere Schwierigkeit 
machen, dieſe Vorſchrift der Dienſtanweiſung für die 
Gerichtsvollzieher hinzuzufügen. 


Wir kommen dem Erſuchen, dieſe Anregung zur Kenntniß 
der Berufsgenoſſen zu bringen, hiermit gern nach. 


Berichtigung. 
In Nr. 8/11 find Rechtsanwalt Dr. jur. Jacob Kunreuther! 
beim Landgericht Gotha und Juſtizrath König beim Landgericht 
Weimar, beim Oberlandes gericht und beim Amtsgericht Jena 


irrthümlich unter den Zulaſſungen ſtatt unter den Löſchungen 
aufgeführt. 


„w 
Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins bei: Verzeichniß der Kaiſerlich deutſchen Konſulate 1901. 
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Sülfsllaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
2000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen. 


Zur Auslegung des Art. 201 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Von Landgerichtsrath Bragenzer in Tübingen. 

Die Zahl der Eheſcheidungsprozeſſe wächſt erheblich von 
Jahr zu Jahr. In der Mehrzahl der Fälle handelt es ſich um 
den Scheidungsgrund des Ehebruchs, und bei einem nicht ge⸗ 
ringen Bruchtheil hiervon um beiderſeitige Ehebruͤche, für welche 
das kanoniſche Recht die — auch noch im gemeinen Recht und 
im Allg. Preuß. Landrecht aufrecht erhaltene — Einrede der 
Kompenſation eingeführt hat. Die verhältnißmäßige Häufigkeit 
derartiger Scheidungsklagen ſowie der Umſtand, daß die Ver⸗ 
jährung erſt nach zehn Jahren eintritt und eine Klagefriſt in 
den meiſten Fällen — wegen thatſächlich erfolgter Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft — nicht läuft, bringen es mit ſich, 
daß dem Gegenſtand unſerer Erörterung noch auf eine Reihe 
von Jahren hinaus ein erhebliches praktiſches Intereſſe gefichert 
iſt. Eine eingehende Prüfung des Art. 201 Einf. Geſ. mit 
beſonderer Rüdfiht auf die Kompenſation bei gegenfeitigen Ehe⸗ 
brüchen dürfte ſich um jo mehr rechtfertigen, als die beiden 
bisher in den Vordergrund getretenen Hauptanfichten, welche die 
angeblich abſtrakte bezw. konkrete Natur des Verfehlungsbegriffs 
zum Ausgangspunkt nehmen, wie mir ſcheint, auf unrichtiger 
Frageſtellung beruhen, auch mit theils unſtichhaltigen, theils 
nebenſächlichen Argumenten operiren und deshalb keine Ueber⸗ 
zeugungskraft befigen. Ueberdies find gegen die vom Reichs ⸗ 
gericht vertretene und darum einflußreichere Auffaſſung gewichtige 
materielle Bedenken zu erheben. 

Der Art. 201 Einf. Gef. enthält die für die Che- 
ſcheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ge⸗ 
troffenen Uebergangsvorſchriften. Im Abſatze 1 wird die 
Regel aufgeſtellt, auf jeden vom 1. Januar 1900 an abzu- 
urtheilenden Scheidungsfall muſſen, auch wenn vor dem genannten 
Zeitpunkt die Ehe geſchloſſen und der dem Scheidungsgrund zu 
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Grunde liegende Thatbeſtand eingetreten war, die bezüglichen 
Beſtimmungen des B. G. B. (558 1564 — 1587) angewendet 
werden. Somit ift den neuen Scheldungsgrundfäßen prinzipiell 
rückwirkende Kraft beigelegt. 

Von dieſem Grundſatz macht jedoch der A bſatz 2 eine 
Ausnahme, und zwar für das Gebiet derjenigen Scheidungs⸗ 
fälle, denen ein als „Verfehlung“ des anderen Ehegatten fich 
charakteriſtirender Thatbeſtand zu Grunde liegt (B. G. B. 
§§ 1565 — 1568). Wie die Motive (Entwurf eines Einführungs⸗ 
geſetzes nebſt Motiven, 1888, S. 288) ergeben, geht der Geſetz⸗ 
geber vom „Verſchuldungsprinzip“, d. h. davon aus, daß, ſoweit 
der andere Ehegatte nicht wiſſen konnte oder wußte, daß ſeine 
Verfehlung überhaupt den Beſtand der Ehe in Frage zu ſtellen 
geeignet ſei, eine Rückwirkung ungerechtfertigt wäre. 

In der Theorie und namentlich in der Praxis herrſcht leb⸗ 
hafter Streit über die Auslegung des erwähnten Art. 201. Der 
gegenſätzliche Standpunkt der beiden Hauptanfichten wird ge- 
wohnlich auf die Formulirung zugeſpitzt: Muß die „Verfehlung“, 
um eine Scheidung zu rechtfertigen, nur „an ſich“, abſtrakt, 
einen Scheidungsgrund auch nach dem bisherigen Recht gebildet 
haben? oder muß fie im konkreten Einzelfalle ein Scheidungs⸗ 
oder Trennungsgrund nach dem alten Recht geweſen ſein, d. h. 
muß oder müßte fie hiernach zu einer Scheidung geführt haben ? 
Nach der einen Theorie werden eventuell Klage und Widerklage 
als begründet erachtet, weil die Kompenſationseinrede beſeitigt 
ſei, nach der anderen abgewieſen, weil die Verfehlung noch unter 
der Herrſchaft des alten Rechts in Folge des Eintritts der 
Vorausſetzungen der Kompenſation ihre Kraft verloren habe. 

Die letztere Auffaſſung wird vom Reichsgericht, 
III. C. S., vertreten (Entſcheidung vom 4. Mai 1900, Juriſt. 
Wochenſchrift S. 404 ff.; vom 3. Juli 1900, daſelbft S. 642; 
vom 9. Oktober 1900, daſelbſt S. 742 ff.), ferner VI. C. S. 
(Entſcheidung vom 24. September 1900, citirt in Juriſt. 
Wochenſchrift S. 792 und Deutſche Juriſtenzeitung 1900 
S. 529, ohne Begründung), außerdem von H. Habicht, die 
Einwirkung des B. G. B. auf zuvor entſtandene Rechts⸗ 
verhältniſſe, 2. Aufl. S. 569 (anders in der 1. Auflage), und vom 
Oberlandesgericht Celle (Rechtſprechung der Oberlandesgerichte, 
herausgeg. von Mugdan, Jahrg. I 1900, S. 324 und 325). 

Den entgegengeſetzten Standpunkt nehmen ein: Nöldeke 
(Deutſche Juriſtenzeitung 1899, S. 407409), Jacobi (Perfön- 
liches Eherecht, 2. Aufl. S. 106), Gerhard (die Cheſcheidungs⸗ 
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gründe des B. G. B., in Veröffentlihungen des Berliner Anwalt⸗ 
vereins, Heft 12 S. 31), ferner das Kammergeriht (Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte, Bd. I S. 423 ff.), die Ober⸗ 
landesgerichte Kiel (Schleswig ⸗Holſteiniſche Anzeigen 1899, 
S. 65 ff.), Frankfurt a. M. (vergl. Juriſt. Wochenſchrift 1900, 
S. 642 ff.), Braunſchweig (vergl. daſelbſt S. 791 ff.) u. a. 

Die Anhänger der abſtrakten Auslegung legen das Haupt- 
gewicht auf den Wortlaut. Prüfen wir dieſen zunächſt. 

„Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des 
B. G. B. an nach deſſen Vorſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten bes 
B. G. B. einer Verfehlung der in den 88 1565 bis 
1568 des B. G. B. bezeichneten Art ſchuldig gemacht, 
fo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung ber ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die 
Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein 
Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war.“ 

Hiernach beſtimmt das Einführungsgeſetz, daß in allen 
Fällen, in denen fortan über einen vor dem 1. Januar 1900 
eingetretenen, auf eine „Verfehlung“ geſtützten Scheidungs⸗ 
anſpruch zu erkennen iſt, ein ſolcher nur als begründet erachtet, 
d. h. auf Scheidung nur erkannt werden dürfe, wenn die frag- 
liche Verfehlung ſowohl nach dem B. G. B. ein Scheidungsgrund 
iſt als nach dem bisherigen Recht ein Scheidungs⸗ oder ein 
Trennungsgrund „war“, mit anderen Worten: einen ſolchen 
„bildete“, unter einem der geſetzlichen Scheidungsgründe zu be⸗ 
faſſen („ſubſumiren“) war. 

Das Reichsgericht nimmt an, dem Worte „Verfehlung“ 
komme in dem — allerdings maßgebenden — Nachſatz konkrete 
Bedeutung zu, waͤhrend nach den Gegnern hier wie im Vorderſatz 
von Verfehlung an „ſich“ oder abſtrakt betrachtet die Rede ſein 
ſoll. Meines Erachtens hat in dieſer Frage das Reichsgericht 
Recht. Der Begriff der Verfehlung ſcheint zwar im allgemeinen 
der begrifflichen Sphäre anzugehören: es ſteckt ein logiſches 
(generalifirendes) Element und zugleich ein ethiſches Werthurtheil 
darin, ein Urtheil über beſtimmte menſchliche Handlungsweiſen, 
die als Fälle von „Verſchuldung“ gekennzeichnet werden; es iſt 
alſo etwas Abſtraktes in dem Worte angedeutet. Aber dieſe 
beiden Momente, das logiſche wie das ethiſche, find für den 
Gedankengang des Geſetzgebers bedeutungslos. Er denkt gar 
nicht an jene Bedeutungen. Er verwendet das Wort „Ver⸗ 
fehlung“ nur aus ökonomiſchen Gründen, als kürzeren zuſammen⸗ 
faſſenden Ausdruck für „Verhalten oder Thatbeſtand, der 
einem der in den 88 1565 bis 1568 B. G. B. bezeichneten 
Scheidungsgründe zu Grunde liegt“. Das Geſetz verlangt einfach, 
daß der Thatbeſtand des im betreffenden Einzelfalle geltend 
gemachten und zunächſt (nach Art. 201 Abſatz 1 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes) der bezüglichen Beſtimmung des B. G. B. 
(88 1565 — 1568) zu unterſtellenden Scheidungsgrundes auch 
unter das frühere Recht ſubſumirt den Thatbeſtand eines 
Scheidungsgrundes ꝛc. darſtellen müſſe. Da die „Verfehlung“ 
in der vorliegenden Anwendung moraliſch indifferent iſt, war es 
nicht blos zuläſſig, ſondern auch zweckmäßig, wenn das Reiche» 
gericht dem genannten Begriff, der leicht irre führen kann, ohne 
weiteres den rein thatſächlichen und darum präziferen Ausdruck 
Verhalten“ ſubſtituirt hat. 
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Auf der anderen Seite hat das Kammergericht mit Recht 
bemerkt, daß die Verfehlung im Vorderſatz und in dem, dem 
Nachſatz untergeordneten Bedingungsſatz dieſelbe Bedeutung 
haben muß; darauf weiſt ſchon das Woͤrtchen „auch“ im Be⸗ 
dingungsſatze hin. Kammergericht wie Reichsgericht irren aber 
gleichmäßig, wenn ſie — wohl nach Habichts Vorgang — der 
„Verfehlung“ des Vorderſatzes abſtrakte Bedeutung beilegen 
(vorſichtiger, jedoch zweifelnd Noͤldeke, der nur von einem 
„Scheidungs grund an ſich“ ſpricht). „Eine Verfehlung der 
in den 88 1565 bis 1568 des B. G. B. bezeichneten Art“ 
heißt offenbar nur ſoviel als: „eine der verſchiedenen in 
88 1565 — 1568 bezeichneten Verfehlungen“. 

Die Verfehlung des Art. 201 Abſatz 2 Einf. Gef. iſt 
folglich ein konkreter Begriff und zwar auch im Vorderſatz. 
Allein hieraus folgt nichts für den Scheidungsgrund. Und 
keinesfalls kann dem Ergebniß Habichts und des Reichs⸗ 
gerichts: eine Verfehlung oder ein Scheidungsgrund verliere 
durch das Vorhandenſein eines Gegengrundes die Eigenſchaft 
als Scheidungsgrund oder die Wirkſamkeit, beigeſtimmt werden; 
dieſe Annahme wird weder dem Weſen der „Verfehlung“ noch 
dem des Scheidungsgrundes gerecht. 

Was die „Verfehlung“ anbelangt, ſo bildet ſie nur die 
thatſächliche Unterlage, an die das Geſetz eine rechtliche Folge — 
die Gewährung eines Scheidungsgrundes — knüpft. Damit 
wird der konkrete Thatſachenkomplex, der Verfehlungsthatbeſtand, 
aus dem individuellen ſinnlich anſcheinbaren Gebiet in die ab- 
ſtrakte Höhe des juriſtiſchen Denkens, der Rechtsbegriffe erhoben. 

vergl. Wundt, Logik (1. Aufl. 1880) Bd. I S. 97f., 
Bd. II S. 603 f., S. 606 f. 

Einer Verfehlung als Thatſache kann eine „trennende 
Kraft“ nicht zukommen, (vergl. das nachher beim „Scheidungs⸗ 
grund“ Bemerkte). Ebenſowenig kann man von ihr fagen, fie 
verliere unter Umſtänden ihren Charakter oder ihre Eigenſchaft 
als Verfehlung; der Thatbeſtand exiſtirt von Anfang an oder er 
exiſtirt nicht, er wird nachgewieſen oder bleibt unbewieſen. (Die 
ethiſche Qualität der Verfehlung bleibt, wie gezeigt, außer Betracht.) 

Nun zum Scheidungsgrund! Die „Verfehlung als 
Scheidungsgrund“ an ſich oder abſtrakt — d. h. ausſchließlich 
in ihrer formal⸗juriſtiſchen Bedeutung, „abgezogen“ oder „ab- 
geſehen“ von ihrem lebendigen thatſächlichen Inhalt und Unter⸗ 
grund — betrachtet, iſt eben der Scheidungsgrund ſelbſt. 

Der Begriff des Scheidungsgrundes iſt — im vollen 
Gegenſatz zu „Verfehlung“ oder „Verhalten“ — wie geſagt ein 
rein rechtlicher oder juriſtiſcher und darum abſtrakter Begriff. 
Ebendeshalb gehört auch das Urtheil: Die und die That- 
ſachen bilden einen Scheidungsgrund, nothwendig ſchon 
dem abſtrakten Gebiete an, gleichviel ob das irgendwie, z. B. 
mit den Worten „an ſich“ ausdrücklich hervorgehoben wird oder 
nicht. Dies gilt natürlich nur für das ju riſtiſche Denken. 
Daß aber ein Geſetz, wie das vorliegende, juriſtiſch denkt und 
ſpricht, muß ohne weiteres vorausgeſetzt werden. Nach dem 
Sprachgebrauch des gemeinen Rechts wie auch des Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechts und anderer Geſetzbücher bezeichnet das 
Wort Scheidungsgrund nichts anderes als den „Grund“ der 
Scheidungsklage oder des Scheidungsanſpruchs, alſo eines 
Privatrechts im ſubjektiven Sinne, mit einem Worte: den 
ſpeziellen Klagegrund eines Scheidungsanſpruchs. Auch das 
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B. G. B. ſteht zweifellos auf demſelben Standpunkt. Man 
überzeugt ſich hiervon mit Leichtigkeit, wenn man die 55 1565 
bis 1569 B. G. B., welche die einzelnen Scheidungsgründe 
zbeſtimmen“, anfieht und mit dem vorangeſtellten 8 1564 
zuſammenhält (vergl. auch § 1571 Abſatz 1 Satz 2, 88 1572 
und 1574 Abſatz 1 daſelbſt). Es ift die ſtereotype Wendung 
gebraucht: „Ein Ehegatte kaun auf Scheidung klagen, 
wenn ..., womit das ſubjektive Klagerecht deutlich bezeichnet 
iſt. Dieſes Klagerecht iſt jedesmal an das Vorhandenſein 
eines beſtimmten Scheidungsgrundes, der nach ſeinen weſent⸗ 
lichen Merkmalen definirt iſt, gebunden. Darüber, daß der 
Richter dem begründeten Scheidungsanſpruch unter gewiſſen 
allgemeinen oder ſpeziellen Vorausſetzungen den rechtlichen Schutz 
im Scheidungsurtheil zu verleihen habe, ſagt das Geſetz nichts 
und braucht es nicht zu ſagen, weil das ſich — nach allgemeinen 
Grundſätzen des öffentlichen Rechts — von ſelbſt verfteht. 
Der Klagegrund iſt bekanntlich die Summe der rechts 
erzeugenden Thatſachen, deren Vorhandenſein das Geſetz 
als Grunderforderniß eines beſtimmten Anſpruchs auffſtelli. 
Man kann den Klagegrund inſofern als „wirkende Urſache“ des 
Anſpruchs betrachten. Nicht zum Klagegrund gehören da⸗ 
gegen Einreden irgend welcher Art, ſollten ſie auch ausnahms⸗ 
weiſe von Amtswegen zu berückſichtigen fein. Speziell der 
Scheidungsgrund des Ehebruchs erfordert zu feiner Geltend⸗ 
machung nur die Behauptung (wie nach prozeſſualiſchen Grund ⸗ 
fügen den Beweis) der konſtitutiven Thatſachen: Beſtehen einer 
Ehe der Parteien und Ehebruch des anderen Ehegatten. Aus⸗ 
ſchluß⸗ oder Verluſtgründe (z. B. Zuſtimmung, Verzeihung, 
Zeitablauf, SS 1565 Abſatz 2, 1570 und 1571 B. G. B. und 
die frühere Kompenſationseinrede) find nicht rechtserzeugende, 
ſondern rechts vernichtende Thatſachen, haben alſo mit dem Klage⸗ 
grund — hier Scheidungsgrund — nichts zu thun. So bilden 
zutreffenden Falls Gegengründe, die ohne den Klagegrund in 
ſeiner (ohnehin nur begrifflichen) Exiſtenz irgendwie zu alteriren, 
ihn, bildlich geſprochen, überwinden, aus dem Felde ſchlagen, 
aber ihn ebenſowenig als dem zu Grunde liegenden Thatbeſtand 
feines Daſeins oder feines „Charakters“, feiner „Eigenſchaft“ 
als Scheidungsgrund „an fich“, berauben konnen. Wohl konnen 
fie dem Scheidungsgrund feine Wirkſamkeit oder Kraft ent- 
ziehen; aber dieſe Wirkſamkeit reicht nicht über das Gebiet des 
ſubjektiven Klagerechts hinaus. Das wird von den Anhängern 
der konkreten Auffaffung überfehen, wenn fie davon ſprechen, 
daß (ie Verfehlung oder) der Scheidungsgrund „zur 
Scheidung“, d. h. zum Scheidungsurtheil „führen“ müſſe. 
Das kann der Scheidungegrund, wie gezeigt, niemals. Er 
kann nur als brauchbarer Grundſteln eines ſubjektiven Rechts, 
des Scheidungsanſpruchs, dienen. Soll aber dieſer 
Scheidungsgrund als objektiv giltige Grundlage eines 
Scheidungzurtheils anerkannt werden, fo müſſen neben ihm, 
dem Klagegrund, noch verſchiedene anderweitige Voraus ſetzungen 
gegeben fein. Es ift daher unrichtig, von einem „wirkſamen“ 
Scheidungsgrunde in dem Sinne eines „zur Scheidung 
führenden“, ein konkretes Scheidungsurtheil verursachenden 
Grundes zu ſprechen. Der Klagegrund iſt nur eine Bedingung 
oder Vorausſetzung des im Urtheil anerkannten Scheidungs rechts, 
neben einer Reihe anderer — materieller und prozeſſualiſcher, 
pofitiver und negativer — Voransſetzungen. 
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Unter der „Wirkſamkeit“ des Scheidungsgrundes, der fi 
aus der (nachgewieſenen) Verfehlung ergiebt, denkt man ſich 
jedenfalls eine objektive rechtliche Wirkſamkeit, wie es auch aus⸗ 
gedrückt wird, „die trennende Kraft“. Dieſe geht aber dem 
Scheidungsgrund, der nur den ſubjektiven Anſpruch konſtituirt, 
völlig ab. Die trennende Kraft iſt vom Geſetze einzig und 
allein dem rechtskräftigen Scheidung surtheil verliehen, welches 
den Scheidungsanſpruch zur objektiven Anerkennung bringt und 
durch ſeine Entſcheidungsgründe nachweiſt. Dieſe „Scheidungs- 
gründe“ dürfen ja nicht mit „dem Scheidungsgrund“ verwechſelt 
werden. 

Kehren wir nun zu unſerem Art. 201 Abſatz 2 zurück, ſo 
finden wir, daß derſelbe mit den Gründen des Scheibungsurtheils 
ſchlechterdings nichts zu ſchaffen hat. Mit dem Urtheil beſchäftigt 
fih das Geſetz nur inſofern, als es die Möglichkeit oder Zu⸗ 
läſfigkeit eines auf Scheidung gerichteten Urtheils — ebenſo 
gut könnte geſetzt fein; eines objektiv anzuerkennenden Scheidungs- 
rechts — von einer Bedingung abhängig macht. Die Be⸗ 
dingung beſteht darin, daß die betreffende Verfehlung auch nach 
dem ſeitherigen Recht „ein Scheidungsgrund oder ein Trennungs⸗ 
grund geweſen fein muß. Der (konkrete) Verfehlungsthatbeſtand 
muß fich, wohl zu merken, nicht als „der Scheidungsgrund“ 
(konkret), ſondern als „ein Scheidungs grund“ (abſtrakt) auch 
nach dem alten Recht qualifiziren. Das Reſultat iſt genau das 
gleiche, wie wenn — analog dem Falle des Art. 17 Abſatz 2 
des Einf. Geſ. — beſtimmt wäre: „Eine vor dem Inkrafttreten 
des B. G. B. eingetretene Verfehlung im Sinne (eines) der 
88 15865 — 1568 B. G. B. kann nur als Scheidungs grund 
geltend gemacht werden, wenn ſie auch nach den bisherigen 
Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war.“ 

Zu beachten iſt, daß das Zutreffen der Bedingung die 
Scheidung nicht bewirkt, ſondern erſt ermöglicht: es kann 
auf Scheidung erkannt werden, wenn. Alſo kein „wirt 
ſamer“ Scheidungsgrund iſt gefordert! Der Scheidungs grund 
bewirkt nur den Scheidungsanſpruch und ermoglicht damit, als 
conditio sine qua non, die Scheidung. 

Um den vom Reichsgericht angenommenen Sinn zu treffen, 
hätte das Geſetz ſich weſentlich anders ausdrücken müſſen als 
dies im Art. 201 Abſatz 2 und im Art. 17 Abſatz 2 des Einf. Geſ. 
geſchehen iſt. Es müßte dann etwa ſo heißen: „wenn die 
Scheidung auch nach den bisherigen Geſetzen gerechtfertigt war“ 
oder „wenn ſämmtliche Vorausſetzungen der Scheidung auch nach 
ſeitherigem Recht vorlagen.“ Die Faſſung: „wenn die Ver⸗ 
fehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein wirkſamer 
Scheidungsgrund war“ verbot ſich erſtens als unlogiſch und 
hatte zweitens die Zweifel nicht beſeitigt. Das letztere wäre 
auch von der Faſſung zu ſagen: „wenn die Scheidung auch 
nach den ſeitherigen Geſetzen zuläſſig war“ (vergl. Art. 17 Abſatz 5 
des Einf. Geſ.). 

Das Einführungsgeſetz hat ſich jedenfalls korrekt ausgedrückt, 
wenn es ſich auch vielleicht noch deutlicher hätte ausdrücken 
konnen. Für dieſes Geſetz lag von feinem Standpunkt aus — 
Rückwirkung für die Scheidung und Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft, abgeſehen von der für Verfehlungsfälle beſtimmten 
Ausnahme — kein Anlaß vor, das aufgeſtellte Prinzip in noch 
weiterem Umfange zu durchlöchern. Das Verſchuldungsprinzip 
reicht in feiner Tragweite genau fo weit als der ſubjektive 
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Scheidungsgrund; das objektive Scheidungsrecht; insbeſondere 
das Scheidungsurtheil wird von jenem Prinzip nur mittelbar, 
innerhalb der Sphäre des Scheidungsgrundes nach 58 1565 — 1568 
B. G. B. beeinflußt. Das Einführungsgeſetz beſchränkt ſich 
denn auch folgerichtig auf dieſe Scheidungsgründe in dem 
erörterten Sinne; und die Annahme iſt nicht erlaubt, daß das 
Geſetz etwas anderes meine als es ſagt. Nur die Frage ließe 
ſich (vom geſetzgeberiſchen Standpunkte aus) aufwerfen: ob es 
nicht beſſer geweſen wäre, die Verſchuldungstheorie — Theorie 
ſein zu laſſen und den Abſatz 2 zu ſtreichen. So wie er aber 
einmal daſteht, darf er jedenfalls nicht über ſeinen Wortlaut 
hinaus ausgedehnt werden. Dies geht um ſo weniger an, als der 
Wortlaut nach unſerer Auslegung einen durchaus vernünftigen 
Sinn ergiebt, während das Gleiche von der Theorie des kon⸗ 
kreten oder wirkſamen Scheidungsgrundes nicht geſagt werden 
kann. — An der „abftraften Theorie“ iſt außer der Abſtraktheit 
des Scheidungsgrundes (nicht der Verfehlung) noch etwas, und 
zwar die Hauptſache richtig: das Ergebniß. 

Wie verhält es ſich nun mit den weiteren materiellen Er⸗ 
forderniſſen des Scheidungsanſpruchs, insbeſondere mit den 
Ausſchluß⸗ und Verluſtgründen? Die Antwort auf dieſe Frage 
iſt einfach. Daraus, daß das Einführungsgeſetz ihrer keine 
Erwähnung thut, geht mit Sicherheit hervor, daß inſoweit die 
in Abſatz 1 aufgeſtellte Regel, alſo Rückwirkung des B. G. B., 
Platz greift. Man darf daher nicht ſo argumentiren: Es ſei 
im Zweifel anzunehmen, daß das Geſetz nicht eine „weitergehende 
Rückwirkung“ anordnen wolle. Es handelt ſich im Gegentheil 
darum, ob das Geſetz weitergehende Einſchränkungen des 
Rückwirkungsgrundſatzes getroffen oder unterlaſſen hat; die 
Beweis laft trifft ſomit diejenigen, die die weiteren Einſchränkungen 
behaupten. 

Es find folglich hinfichtlich der Ausſchluß⸗ und Verluſt⸗ 
gründe bei Verfehlungen, die vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
eingetreten find, ſtets die Beſtimmungen des B. G. B. anzu⸗ 
wenden (88 1570 bis 1572, 1565 Abſ. 2. Die letztere Be⸗ 
ſtimmung iſt offenbar nur aus äußerlichen, ökonomiſchen Gründen 
mitten in die „Scheidungsgründe“ hineingerathen). Da nun 
aber das B. G. B. die Kompenſation von Ehebrüchen, die 
unſtreitig als wahre Einrede anzuſehen iſt, nicht kennt, iſt die ⸗ 
ſelbe ſeit dem Inkrafttreten des B. G. B. endgiltig und voll⸗ 
ſtändig beſeitigt. Es find daher, wenn wegen vor dem 1. Januar 
1900 begangener gegenſeitiger Ehebrüche Klage und Widerklage 
erhoben und der erforderliche Beweis beiderſeits geführt iſt, 
unter Scheidung der Ehe beide Ehegatten für ſchuldig zu 
erklären (§ 1574 Abſatz 1 und 2 B. G. B.). 

Das Ergebniß der vorſtehenden Ausführungen iſt, daß das 
Einführungsgeſetz weder von konkreten noch wirkſamen 
Scheidungsgründen — welche ſchon aus logiſchen Gründen un⸗ 
möglich find —, ſondern nur von Scheidungsgründen im 
techniſchen, alſo abſtrakten Sinn ſpricht. Damit find die von 
der konkreten Auffaſſung in das Geſetz hineingetragenen 
Schwierigkeiten und Zweifel, welche die „abſtrakte Theorie“ 
nicht genügend zu entkräften vermochte, aus dem Wege geräumt. 
Wir haben namentlich auch gefunden, daß das Geſetz fich voll- 
ſtändig korrekt ausdrückt und brauchen ihm nicht — was immer 
mißlich iſt — Unklarheit und Zweideutigkeit oder gar ein Ver⸗ 
ſehen zu unterſchieben. Wir brauchen endlich auch nicht bei den 
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Motiven und ſonſtigen Vorarbeiten des Geſetzes Hilfe zu ſuchen. 
Dieſelben gewähren übrigens keine nennenswerthe Ausbeute. Es 
mag nur bemerkt werden, daß die von den Gegnern betonte 
Tendenz der modernen Geſetzgebung, für Erhaltung beſtehender 
Ehen Sorge zu tragen, auf Ehen, die durch beiderſeitige Ehe ⸗ 
brüche zerrüttet find, keine Anwendung leidet. Im Gegentheil 
liegt deren Beſeitigung im Intereſſe der öffentlichen Sittlichkeit und 
darum auch des Staates, der ja weſentlich Kulturſtaat iſt und 
ſeinen Grundzielen durch ſeine Geſetze nicht entgegenarbeiten kann. 

Schließlich muß noch mit ein paar Worten darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die zur Zeit herrſchende Rechtſprechung 
des oberſten deutſchen Gerichts hinfichtlich unſerer Frage für die 
rechtlichen und darum zu ſchützenden Intereſſen der Betheiligten 
und damit indirekt auch für die öffentliche Sittlichkeit und 
Rechtsſicherheit eine, wenn auch zeitlich begrenzte, doch nicht 
geringe Gefahr bedeutet. Was wird die praktiſche Folge ſein, 
wenn die Scheidung der hierher gehörigen Ehen konſequent ver- 
weigert wird? In vielen Fällen werden die Betheiligten den 
Scheingrund der böslichen Verlaſſung in Szene ſetzen und 
damit auf einem Umweg manchmal zum Ziele kommen, öfters 
aber nicht: die Scheidung wird regelmäßig am Erforderniß der 
„böslichen Abſicht“ ſcheitern, die — angeſichts des für den Ehe⸗ 
prozeß beſtehenden Grundſatzes der objektiven Wahrheits⸗ 
ermittelung — nachweislich vorliegen muß. In einer recht 
erheblichen Anzahl von Fällen aber wird einfach einer der Ehe⸗ 
gatten die Begehung eines neuen Ehebruchs auf ſich nehmen — 
ein Ergebniß, das ſicherlich am allerwenigſten zu wünſchen ift. 


Kann ein Rechtsanwalt als von Amtswegen be⸗ 

ſtellter Vertheidiger für den Antrag auf Anweiſung 

der ihm zuſtehenden Gebühren und Auslagen für 

die von ihm geführte Vertheidigung die Erſtattung 
der Auslagen für den Antrag verlangen? 

Die vorliegende Frage, ſo gering im Einzelfalle ihr Werths⸗ 
gegenſtand iſt, erſcheint von nicht zu unterſchätzender Bedeutung 
nicht nur, weil dieſe Einzelfälle im Laufe eines Jahres gewiß 
mehr als tauſendfach zur Entſcheidung gelangen konnen, ſondern 
weil die Frage gleichbedeutend iſt mit der Frage, welche in 
hunderttauſend und mehr Einzelfällen im Jahre vorkommen 
kann, ob ein Rechtsanwalt für Anfertigung und Ueberſendung 
jeiner Rechnung über Gebühren und Auslagen und für Zahlungs⸗ 
aufforderungen wegen derſelben die ihm erwachſenen Auslagen, 
in der Hauptſache Schreibgebühren und Porto, berechnen darf. 
Eine Begründung dieſer Gleichſtellung dürfte ſich erübrigen, fie 
liegt auf der Hand und folgt aus der Natur des in beiden 
Fällen vorliegenden Auftragsverhältniſſes. 

Die Praxis dürfte im Allgemeinen dahin gehen, daß die 
Kollegen wohl ausnahmslos bei Zuſendung ihrer Rechnungen an 
den Auftraggeber die Auslagen, insbeſondere die Schreibgebühren 
für die Rechnung in Anſatz bringen, und daß dieſelben auch bei 
eventueller Klage von den Gerichten zugeſprochen werden. 
Soweit es ſich um Erſtattung von Gebühren und Auslagen 
handelt, welche die Staatskaſſe zu zahlen hat, ſcheinen, wenigſtens 
im Gebiete des preußiſchen Rechts, die meiſten Gerichtsbehörden 
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hie Auslagen für den Antrag auf Erſtattung zu bewilligen; 
Ulſezungen der betreffenden Auslagen finden aber auch ſtatt. 
Gine ſolche ift unlängſt ſeitens des Präſidenten eines Land⸗ 
gericht auf einen Antrag auf Anweiſung von Gebühren und 
Auslagen für eine geführte Vertheidigung bezüglich der Schreib⸗ 
gebühren für den Antrag mit der Begründung erfolgt, die Aus⸗ 
lagen ſeien „in eigener Angelegenheit“ entſtanden. 

Bei der Entſcheidung darüber, ob die Begründung der 
Abſetzung der Auslagen zu Recht erfolgt iſt, wird gefragt werden 
müflen, welche geſetzlichen Beſtimmungen denn maßgebend find. 

Auf die gegen die Abſetzung der Auslagen in obigem 
Falle eingereichte Beſchwerde hat der Herr Kammergerichts⸗ 
prüfident dieſelbe nicht für begründet zu erachten vermocht und 
bezüglich ausgeführt: 

„Für die Entſcheidung der Frage, ob dem zum Offizial⸗ 
vertbeidiger ernannten Rechtsanwalt auch die Schreibgebühr für 
Anfertigung der Gebührenrechnung zu vergütigen iſt, iſt der § 6 
ber Rechtzanwaltsgebührenordnung nicht maßgebend. Es verhält 
Ad dieſe Beſtimmung nur über Gebühren, nicht über Auslagen, 
ind es kann aus ihr weder mit Sicherheit hergeleitet werden, 
daß dem Rechtsanwalt eine Vergütung für ſolche Schreibarbeit 
zu gewähren iſt, noch daß ihm ein Anſpruch darauf nicht zuſteht. 

Entſcheidend für die Frage, in welchem Umfange dem zum 
Vertheipiger beſtellten Rechtsanwalt Erſatz aus der Staatskaſſe 
für Aufwendungen zu leiſten ift, iſt die Erwägung, daß das 
Berhältnig zwiſchen dem Staat bezw. der Juſtizverwaltung 
und dem Rechtsanwalt nach den Grundſätzen des Auftrags zu 
behandeln if. Nach § 65 A. L. R. I. 13 war und ift dem 
Dennſtragten nur für ſolche Aufwendungen Entſchädigung zu 
gewähren, die er „bei dem Geſchäft“ gemacht hat. Die für 
Anfertigung der Gebührenrechnungen der Rechtsanwälte ge- 
nachten Aufwendungen find von mir im Hinblick auf die an⸗ 
bezogene Geſetzesbeſtimmung ſtets deshalb nicht für erſtattungs⸗ 
pfüchtig erachtet worden, weil fie nicht „bei dem Geſchäft“, d. h. 
im Jntereſſe des ertheilten Auftrages und behufs Ausführung 
deſelben, ſondern erſt nach Vornahme und Erledigung deſſelben 
und in Wahrnehmung eines eigenen Intereſſes des Anwalts 
gemacht worden find. 

Die Vorſchriften des B. G. B. bieten keine Veranlaſſung, 
dieſen bisher von mir feſtgehaltenen — übrigens auch von dem 
Hern Juſtizminiſter auf erfolgten Bericht nicht gemißbilligten — 
Standpunkt aufzugeben; denn es beſtimmen 8 670 u. 675 hin 
NH des Auftrags und Dienſtvertrages, daß der Beauftragte 
einen Anſpruch auf Erſatz für Aufwendungen nur hat, wenn er 
ſolhe zum Zwecke der Ausführung des Auftrags“ gemacht hat. 
Die zur Anfertigung der Gebührenberechnung nach Erledigung 
des Auftrags aufgewendete Schreibgebühr kann aber als eine 
hm Zwecke der Ausführung des Auftrags gemachte Aufwendung 
nicht erachtet werben.“ 

. So dankenzwerth das Eingehen des Herrn Kammergerichts⸗ 
prüftenten auf den Gegenſtand ift, jo müſſen die Ausführungen 
des Beſcheides aus dem Grunde beanſtandet werden, weil fie ſich 
nit derjenigen Abſicht und dem jenigen Zwecke in einen durch 
nichts begründeten Widerſpruch ſetzen, welche der deutſchen 
8. O. f. R. A. zu Grunde liegen. 

Die Ausführungen des Beſcheides wurzeln in der Anſicht, 
dab für die streitige Frage nicht die deutſche G. O. f. R. A., 
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ſondern die landesgeſetzlichen bezw. nunmehr die Beſtimmungen 
des B. G. B. über den Auftrag maßgebend ſind. Demgegenüber 
beſagen die Motive zu dem Entwurfe der deutſchen G. O. f. R. A.: 
„Der Entwurf ſtellt ſich die Aufgabe, die Gebühren, d. h. im 
Sinne des Entwurfs „die geſammte Vergütung einſchließlich 
Auslagen der Rechtsanwälte auf dem Gebiete der Prozeß⸗ 
ordnungen für den Umfang des Reichs einheitlich zu regeln“ 
und dieſer Zweck des Geſetzes iſt von allen Parteien im Reichs⸗ 
tage gutgeheißen worden. Daß aber die G. O. f. R. A. nun 
nicht nur die Gebühren und Auslagen hat regeln wollen, welche 
für eine durch die Ausführung des aufgetragenen Geſchäftes ſelbſt 
aufgewendete Thätigkeit gewährt werden ſollten, ſondern auch 
für diejenige Thätigkeit, welche nach Ausführung des Geſchäfts 
ſelbſt zur Abwickelung deſſelben mit dem Auftraggeber noͤthig 
und veranlaßt wird, ergiebt klar der § 6 der G. O. Dieſer 
Paragraph beſtimmt bezüglich der Zuſendung der Rechnung des 
Anwalts über die Gebühren und Auslagen, welche er für die 
Ausführung des Auftrages oder Geſchäftes zu beanſpruchen hat, 
daß der Anwalt für die Anfertigung der Rechnung eine Gebühr 
nicht fordern dürfe. Die Anfertigung der Rechnung gehört aber, 
wie wohl nicht beftritien werden kann, in den Bereich der⸗ 
jenigen Thätigkeit, die nicht durch oder zur Ausführung des 
Auftrages nöthig war, ſondern zu derjenigen, welche die Ab⸗ 
wickelung des Geſchäfts und die Abrechnung mit dem Auftrag ⸗ 
geber, insbeſondere wegen der Gebühren und Auslagen des 
Anwalts, welche er für die Ausführung des Geſchäfts zu fordern 
hat, zum Gegenſtande hat. Wenn nun die Gebührenordnung 
bezüglich dieſer Thätigkeit eine Beſtimmung trifft, ſo hat ſie 
damit auch dieſe Thätigkeit des Anwalts zum Gegenſtande ihrer 
Regelung gemacht und dadurch, daß ſie nur die Erhebung einer 
Gebühr verbot, zwiſchen dieſer und den Auslagen einen Unter- 
ſchied dahin nicht machen wollen, daß für die Gebühr⸗Frage 
die G. O., d. h. das Reichsrecht, für die Auslagenfrage aber 
die Landesgeſetze maßgebend ſein ſollten. Hätte die G. O. die 
Frage, ob der Anwalt für Anfertigung der Rechnung feine Aus- 
lagen berechnen dürfe, von der einheitlichen Regelung ausnehmen 
und der landesgeſetzlichen Beſtimmung vorbehalten wollen, ſo 
würde dieſe Ausnahme im Geſetze zweifellos ebenſo Aufnahme 
gefunden haben, wie die in 5 31 Abſatz 2. Die Geringfügigkeit 
des Gegenſtandes, um welchen es ſich im Einzelfalle handelt, 
läßt es zudem als durchaus abwegig und gekünſtelt erſcheinen, 
daß die G. O. bezuglich der Anfertigung der Rechnung über 
Gebühren und Auslagen für Ausführung eines Auftrages oder 
Geſchäfts einen ſo weſentlichen und eingreifenden Unterſchied 
zwiſchen Gebühren und Auslagen hat machen wollen. 

Es dürfte hiernach auch die Frage, ob der Anwalt für 
Anfertigung feiner Rechnung der ihm erſtehenden Auslagen 
berechnen darf, allein nach der deutſchen G. O. f. R. A. zu ent- 
ſcheiden ſein, dies auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1900, 
da ſich weder aus dem B. G. B. noch aus dem Einführungs⸗ 
geſetze zu demſelben die Aufhebung der bezüglichen Beſtimmungen 
der G. O. ergiebt (Art. 32 des E. G. z. B. G. B.). 

In dem oben erwähnten Beſcheide des Herrn Landgerichts. 
präfidenten iſt die Anfertigung und Zuſendung einer Rechnung 
über Gebühren und Auslagen des Anwalts für eine Vertretung 
als eine „eigene Angelegenheit“ deſſelben bezeichnet, und es kann, 
wenn dies mit Recht geſchehen, fraglich werden, ob etwa 8 7 


* 


u — 
—2— * 


Et ee Sc 


Teen, u en 


e ee 


r n 
. a * — 
= — — . 


198 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


der G. O. f. R. A. Anwendung findet. Die Frage iſt zu ver⸗ 
neinen, dies aus dem Grunde, weil dieſe beſondere eigene An- 
gelegenheit, Anfertigung und Zuſendung einer Rechnung über 
verdiente Gebühren und Auslagen, bereits durch & 6 beſonders 
geregelt iſt, mithin zu den eigenen Angelegenheiten im Sinne 
des 8 7 nicht gehoͤren kann. Dieſer Ausführung darf nicht 
entgegen gehalten werden, daß der 5 6 ſich mit ausdrücklichen 
Worten nur über die Frage ausläßt, ob für Anfertigung und 
Zuſendung der Rechnung eine Gebühr verlangt werden dürfe, 
daß ſomit die Frage, ob die Grſtattung bezüglicher Auslagen 
gefordert werden konne, offen gelaſſen und als durch 8 7 
geregelt anzuſehen ſei. Der Einwand muß aus dem Grunde 
für unzutreffend erachtet werden, weil das Geſetz zweifellos dann 
auch die Frage, ob auch eine Gebühr gefordert werden dürfe, 
der Regelung in 8 7 überlaſſen hätte. Zudem würde, wenn 
§ 7 anzuwenden wäre, derſelbe ja nur wieder zu der Frage 
zurückführen, ob der bevollmächtigte Anwalt für Anferligung der 
Rechnung Gebühren und Auslagen fordern kann oder nicht. 

Die deutſche G. O. f. R. A. hat, wie oben dargethan, 
die Frage der Vergütung an Gebühren und Auslagen einheitlich 
und nicht nur bezüglich derjenigen Thätigkeit geregelt, welche 
unmittelbar durch und zur Ausführung des aufgetragenen Ge⸗ 
ſchäfts, ſondern weiter auch bezüglich derjenigen, welche durch 
die Abwickelung des Geſchäfts mit dem Auftraggeber und durch 
die Zuſendung der Rechnung noͤthig war. 

Hält man an dieſer Gleichſtellung feſt, ſo ergiebt ſich von 
ſelbft, daß, ſoweit der Anwalt ſeine Auslagen bezüglich ſeiner 
Thätigkeit bei Ausführung des Geſchäfts in Rechnung ſtellen 
kann, ohne daß dies im Geſetze beſonders ausgeſprochen iſt, er 
hierzu auch bezüglich feiner Thätigkeit bei Zuſendung der Rech⸗ 
nung berechtigt iſt. Der Wortlaut des Geſetzes unterſtützt dieſe 
Anſicht, denn wenn § 6 dem Anwalte, welchem an ſich eine 
Vergütung (Gebühr) und Erſatz der aufgewendeten Auslagen 
zuſteht, für ſeine dem Auftraggeber zuzuſendende Rechnung 
nur die Erhebung einer Gebuͤhr verbietet, ſo folgt daraus, 
daß das Verlangen auf Erſtattung der Auslagen ſtatthaft iſt. 


Der 8 6 unterſcheidet ſehr wohl zwiſchen Gebühren und Aus- 


lagen, in dem er in feinem Anfange beide Forderungen aus⸗ 
drücklich erwähnt; wenn er demnächſt beſtimmt, der Anwalt 
dürfe „eine Gebühr“ nicht beanſpruchen, ſo heißt es dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes direkt Zwang anthun, wenn darunter nunmehr 
„Gebühren und Auslagen“ zu verſtehen find. Der Geſetzgeber 
hätte zweifellos nicht Anſtand getragen, die Worte „Gebühren 
und Auslagen“ zu wiederholen, wenn er auch die Auslagen 
treffen wollte. Dieſe Ausführung wird beſtärkt durch den un- 
mittelbar folgenden 8 7, in welchem dem Anwalt in eigenen 


Angelegenheiten „Gebühren und Auslagen“ zugeſprochen werden 


und zwar bis zu dem Betrage, in welchem er „Gebühren und 
Auslagen“ — u. ſ. w. Die Worte werden hier alſo ausdrücklich 
wiederholt, obwohl es in dieſem Falle gar nicht einmal nöthig 
geweſen wäre; es hätte ſehr wohl heißen konnen, welche an 
„ſolchen“ ein bevollmächtigter Anwalt erſtattet verlangen könnte.“ 

Wenn demgegenüber § 6 von „einer Gebühr“ ſpricht, fo 
dürfte klar auf der Hand liegen, daß hier eben nur eine Gebühr, 
nicht die Auslagen gemeint find. 

In den in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ von 1889 S. 465 
mitgetheilten Entſcheidungen des Kammergerichts vom 19. Juni 
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1886 und 7. Dezember 1885 hat denn auch dieſer Gerichtshof 
die Anſicht vertreten, daß der Anwalt die ihm für Anfertigung 
und Zuſendung der Rechnung über ſeine Gebühren und Aus⸗ 
lagen bezüglich ſeiner Thätigkeit bei Ausführung des ihm auf- 
getragenen Geſchäfts entſtandenen Auslagen zur Erſtattung in 
Rechnung ſtellen dürfe. Im Gegenſatz zum V. Civilſenat, 
welcher in feiner Entſcheidung vom 19. Juni 1886 dem- 
entſprechend dem Anwalte auch die Schreibgebühren zugebilligt 
hat, iſt aber der VI. Civilſenat in der früheren Eutſcheidung 
vom 7. Dezember 1885 davon ausgegangen, daß Schreibgebühren 
nicht zu den Auslagen, ſondern zu den Gebühren gehören und 
deshalb nach 8 6 der G. O. ihre Erhebung verboten ſei. 

Wenn in dem Beſchluſſe zur Begründung dieſer Anfiht 
das Kammergericht der Thatſache, daß auch die Schreibgebühren 
nach dem Geſetze zu den Auslagen gerechnet werden, und daß 
nach § 30 Nr. 3 der G. O. f. R. A. für die Thöͤtigkeit bei An⸗ 
trägen auf Koſtenfeſtſetzung dem R. A. eine beſondere Gebühr 
zugebilligt wird und neben dieſer noch Schreibgebühren an- 
geſetzt werden konnen, kein Gewicht beimefjen will, jo fehlt es 
dem Beſchluſſe an jeder Begründung dafür, weshalb dieſer That⸗ 
ſache kein Gewicht beigemeſſen werden joll. 

Aus dem Umſtande, daß zwei Geſetze, die G. O. f. R. A. 
und das G. K. die Schreibgebühren unter den Auslagen be 
ſprechen, dürfte aber klar zu folgern ſein, daß der Geſetzgeber 
ſie als Auslage und nicht als Gebühr angeſehen wiſſen will; 
wer das Gegentheil behauptet und dem ausgeſprochenen Wort⸗ 
laute des Geſetzes einen anderen Sinn unterlegen will, muß 
dafür Thatſachen oder Gründe anführen; an ſolchen fehlt es 
aber vollſtändig, insbeſondere auch in dem kammergerichilichen 
Beſchluß. In Wahrheit ſtellen die Schreibgebühren zweifellos 
einen Auslagenanſpruch dar, nämlich den Anſpruch auf Erſatz 
der von dem Anwalte für die Anfertigung von Schriftſtücken zu 
zahlenden Schreiberlähne, wobei es keine Rolle ſpielt, ob der Anwalt 
dieſe Löhne ſeitenweiſe oder im Pauſchquantum bezahlt. Dieſe 
Ausführung liegt ſo klar auf der Hand, daß es faſt unverſtändlich 
erſcheint, wie man das Verlangen auf Erſtattung der Schreiber · 
lohnauslagen als Einforderung einer Gebühr erachten kann. 

Nach den vorſtehenden Ausführungen wird der Anwalt 
mit Recht ſich für befugt halten dürfen, für Anfertigung ſeiner 
Rechnung, ſoweit das Geſetz kein Verbot enthält (8 77 G. O.), 
alle Auslagen, insbeſondere auch Schreibgebühren, feinem Auf. 
traggeber in Rechnung zu ſtellen. —xk. 


Zu den SS 19 ff., SS 27 ff. Reichsgeſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vom 17. Mai 1898. 

Beſchluß des Reichsgerichts L C. S. i. S. v. Spreckelſen, 
betr. Löſchung im Handelsregiſter vom 6. Februar 1901, 
B Nr. 9/1901 J. 

II. J. O. L. G. Ham burg. 

Für den Beſchwerdeführer, der in Hamburg ein Putz ⸗ und 
Modewaarengeſchäft betreibt, iſt ſeit Juli 1900 die Firma 
„Ernſt von Spreckelſen“ im Handelsregiſter eingetragen. Bon 
den Inhabern der älteren Firma „Ernſt & von Spreckelſen“, 
einer landwirthſchaftlichen Samenhandlung in Hamburg, iſt bei 
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dem Amtsgerichte daſelbſt der Antrag geſtellt worden, die Firma 
des Beſchwerdeführers wegen Verwechslungsgefahr zur Löſchung 
zu bringen. Das Amtsgericht hat den Antrag koſtenpflichtig 
abgewieſen. Auch die Beſchwerde der Antragſteller an das Land⸗ 
gericht in Hamburg hat keinen Erfolg gehabt. Dagegen hat 
auf deren weitere Beſchwerde das Oberlandesgericht daſelbſt 
durch Beſchluß vom 3. Dezember 1900 die Beſchlüſſe des Land⸗ 
gerichts und des Amtsgerichts aufgehoben und das Amtsgericht 
angewieſen, die Firma „Ernſt von Spreckelſen“ zu löſchen. 
Hiergegen hat Eruſt von Spreckelſen zunächſt in einem an das 
Oberlandesgericht gerichteten, von einem Rechtsanwalte unter⸗ 
zeichneten Schriftſatze vom 22. Dezember 1900 erklärt, das 
Rechtsmittel der Beſchwerde einzulegen, und den Antrag geſtellt, 
den Beſchluß vom 3. Dezember aufzuheben bezw. feinen Aus⸗ 
führungen entſprechend abzuändern. Ergänzend iſt nachträglich 
beantragt worden, die Beſchwerde dem Reichsgerichte vorzulegen, 
falls nicht das Oberlandesgericht ſeinen Beſchluß dem Beſchwerde⸗ 
antrage gemäß abzuändern gewillt ſei. Das Oberlandesgericht 
hat aber durch Beſchluß vom 29. Dezember 1900 ſowohl die 
Abänderung feines eigenen früheren Beſchluſſes als unzuläffig 
wie auch die Vorlage der Beſchwerde an das Reichsgericht ab- 
gelehnt, da es in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit kein Rechtsmittel gegen die Entſcheidung eines Ober⸗ 
landesgerichts gebe. In dem vom Beſchwerdeführer jetzt bei 
dem Reichsgericht eingereichten, ebenfalls von einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schriftſatze vom 14. Januar 1901 wird, unter 
Darlegung des Sachverhalts, auf die frühere Beſchwerde Bezug 
genommen, zugleich erklärt, daß gegen den Beſchluß des Ober⸗ 
landesgerichts vom 29. Dezember 1900 die Beſchwerde, bezw. 
weitere Beſchwerde eingelegt werde und darum gebeten, unter 
Aufhebung der angefochtenen Beſchlüſſe vom 29. bezw. 3. De⸗ 
zember 1900 den Antrag der Antragſtellerin abzuweiſen, even ; 
tuell die Sache zur anderweiten Entſcheidung an das Ober⸗ 
landesgericht zurückzuverweiſen. Die Beſchwerde an das Reichs⸗ 
gericht iſt als unſtatthaft abgewieſen. 
Gründe. 

Die Beſchwerde an das Reichsgericht iſt unſtatthaft, mag 
man als deren Gegenſtand den Beſchluß des Oberlandesgerichts 
vom 29. Dezember oder den Beſchluß vom 3. Dezember 1900 
oder, wie es der Sachlage am beiten entſpricht, beide Beſchlüſſe 
zuſammen anſehen. In allen Fällen richtet ſich die Anfechtung 
gegen die Entſcheidung des Oberlandesgerichts als Beſchwerde⸗ 
inſtanz in einer Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
welche dem Reichsgeſetze vom 17. Mai 1898 unterliegt. Dieſes 
Geſetz kennt in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
nur das Rechtsmittel der Beſchwerde an das Landgericht gegen 
die Verfügungen des Gerichts erſter Inſtanz (88 19 ff.) und 
der weiteren Beſchwerde an das Oberlandesgericht gegen die 
Verfügungen der Beſchwerdeinſtanz (88 27 ff.). Gegen die 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts giebt es, wie der an- 
gefochtene Beſchluß vom 29. Dezember 1900 mit Recht an⸗ 
genommen hat, ein weiteres Rechtsmittel nicht. Der Beſchwerde⸗ 
führer verſucht es zwar, die Zuftändigfeit des Reichsgerichts aus 
verſchiedenen Gründen abzuleiten. Allein ſeine Verſuche konnen 
nicht als gelungen betrachtet werden. Wenn er zunächſt dem 
Beſchluſſe vom 29. Dezember gegenüber hervorhebt, daß das 
Verfahren des Oberlandesgerichts ungeſetzlich ſei, und hart an 
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Juſtizverweigerung grenze, ſo liegt auf der Hand, daß damit 
die Kompetenz des Reichsgerichts nicht begründet werden kann. 
Es beſteht keine geſetzliche Vorſchrift, wonach dem Reichsgericht 
allgemein und außerhalb der Regelung der Rechtsmittelinſtanzen 
die Befugniß zum Einſchreiten wegen ungeſetzlichen Verfahrens 
zuſtände und ebenſo wenig iſt das Reichsgericht als Auffichts⸗ 
behörde beſtellt, um Abhilfe wegen Juſtizverweigerungen zu 
ſchaffen. Es bedarf daher nicht der Prüfung, ob die dem Ober⸗ 
landesgerichte gemachten Vorwürfe ſachlich begründet wären. 
In Bezug auf den Beſchluß vom 3. Dezember 1900 macht der 
Beſchwerdeführer geltend, daß ſich das Oberlandesgericht bei 
Anwendung des 5 18 des Handelsgeſetzbuchs in Widerſpruch 
zu den in Bd. VII S. 280 ff. der Civilentſcheidungen veröffent- 
lichten Ausführungen des Reichsgerichts befinde, wonach der Einzel- 
kaufmann als Träger des Namens zur ausſchließlichen Führung 
der Namens firma berechtigt ſei, und daß es deshalb nach § 28 
Abſ. 2 des Geſetzes über Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts. 
barkeit gar nicht ſelbſt über die weitere Beſchwerde hätte ent⸗ 
ſcheiden dürfen, ſondern ſie zur Entſcheidung dem Reichsgerichte 
hätte vorlegen müſſen. Allein zur Begründung der Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts läßt fich auch auf dieſem Wege nicht gelangen. 
Der angeführte 8 28 beſtimmt in Abſ. 1, daß über die weitere 
Beſchwerde das Oberlandesgericht entſcheiden ſoll. Davon wird 
in Abſ. 2 eine Ausnahme gemacht. Wenn es ſich um die Aus- 
legung einer reichsgeſetzlichen Vorſchrift handelt, welche eine 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Sinne des 
Geſetzes betrifft, fo hat in den beiden Fällen, daß das Ober⸗ 
landesgericht von der auf weitere Beſchwerde ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung eines anderen Oberlandesgerichts abweichen will oder 
daß es von einer Entſcheidung des Reichsgerichts abweichen will, 
das an ſich zuſtändige Oberlandesgericht uicht felbft zu ent- 
ſcheiden, ſondern die weitere Beſchwerde dem Reichsgericht vor⸗ 
zulegen. Es entſcheidet dann nach Abſ. 3 das Reichsgericht 
über die weitere Beſchwerde. Auch in dieſen Fällen iſt nicht 
eine den Oberlandesgerichten übergeordnete Beſchwerdeinſtanz bei 
dem Reichs gerichte vorgeſehen, ſondern dieſes tritt für die Ent⸗ 
ſcheidung über die weitere Beſchwerde an Stelle des Oberlandes⸗ 
rechts, welches an ſich zu dieſer Entſcheidung berufen wäre. 
Die Sonderbeſtimmung hat, wie die entſprechende Beſtimmung 
in 8 79 Abſ. 2, 3 der Reichsgrundbuchordnung, den Zweck, die 
Einheitlichkeit der Rechtsſprechung zu gewährleiſten und zu ver⸗ 
hindern, daß ſich bei den in letzter Inſtanz zuſtändigen Ober⸗ 
landesgerichten eine partikuläre Praxis in Fragen des Reichs⸗ 
gerichts ausbilde. Zu dieſem Zwecke ſchien es genügend, die 
Oberlandesgerichte zur Abgabe der Sachen an das Reichsgericht 
zu verpflichten und im Falle der Abgabe die Entſcheidung des 
Reichsgerichts eintreten zu laſſen. Daß auch dann, wenn das 
Oberlandesgericht die weitere Beſchwerde dem Reichsgerichte nicht 
vorgelegt, ſondern ſelbſt darüber befunden hat, ſei es, daß es 
die abweichenden Entſcheidungen nicht kannte oder ſich über 
deren Tragweite im Irrthum befand, das Reichsgericht zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen ſei, ſagt das Geſetz nicht. Dieſe Entſcheidung 
würde gar nicht mehr eine Entſcheidung auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde des § 27 des Geſetzes fein, welche allein dem Reichs⸗ 
gericht in Abi. 3 des 8 28 zugewieſen wird, ſondern wäre eine 
Entſcheidung über eine dem Geſetz unbekannte noch weitere Be⸗ 
ſchwerde gegen den oberlandes gerichtlichen Beſchluß, der, wenn 


* er RL 
f 5 et RE EN 


— 
— 


4 


„ 2 rege 
— — —— . ie ar. 
mA, . 5 

* 
5 ee 
me 


* 


5 

= a er l = Tat ii 
n K I TZE 
E enter 8 


- — 

— . 
u at 
4 


oe 
m -- 
— 
we, 0 
. 


era .. 4 
at TE Te Tu 
Beh — 


2222 
12 23 


— 
* 


— 
5 15 5 
5 —— u — 
u ͤ—-—— — —. ie" — 
2 Ki N 
2 Pi . 8 855 5 


2 u Il 


“or - 
E22 . an 
- ‘. 


200 


er auch zu Unrecht ergangen wäre, doch nicht ohne Weiteres 
könnte bei Seite geſchoben werden. Es beruht auch nicht auf 
einem Ueberſehen, wenn in dem vorausgeſetzten Falle kein 
weiteres Rechtsmittel gegeben iſt. Bei den Berathungen über 
die entſprechende Vorſchrift im Entwurfe zur Reichsgrundbuch⸗ 
ordnung ($ 77) iſt von verſchiedenen Seiten hervorgehoben 
worden, daß die vorgeſchlagene Regelung keinen vollen Erfolg 
haben werde, weil die Oberlandesgerichte nicht alle abweichenden 
Eutſcheidungen kännten und kennen könnten — Erſte Berathung 
im Plenum des Reichstags bei Mugdan, die geſammten Mate⸗ 
rialien Bd. V S. 189, 193, 201; Kommiſſionsbericht daſelbſt 
S. 228, 230 unten — und die Denkſchrift zur Grundbuch- 
ordnung (bei Mugdan a. a. O. S. 177) giebt nicht nur der 
einſchlagenden Vorſchrift die Auslegung, daß das Reichsgericht 
nur im Falle der Vorlegung zu entſcheiden habe („vorzulegen 
und alsdann“ u. ſ. w.), ſondern weiſt auch darauf hin, daß ſie 
nach dem Vorbilde des § 137 des Gerichtsverfafſungsgeſetzes 
aufgenommen worden ſei, wonach, bei unterlaſſener Anrufung 
der Vereinigten Senate oder des Plenums des Reichsgerichts, 
auch nicht die Rede von einer Anfechtung der fehlerhaft er- 
gangenen Entſcheidung iſt. Demgegenüber darf kein Gewicht 
darauf gelegt werden, daß in Abſ. 3 des 8 28 des Geſetzes 
betreffend Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ebenſo 
wie in Abſ. 3 des § 79 der Grundbuchordnung — und beide⸗ 
mal ſchon in den Entwürfen — nicht ganz korrekt auf die 
beiden Fälle der beabfſichtigten Abweichung, ſtatt auf den 
einen Fall der Vorlegung Bezug genommen wird. Wenn es 
danach ausgeſchloſſen iſt, daß die Anrufung des Reichsgerichts 
damit begründet werden kann, daß das Oberlandesgericht, ſtatt 
ſelbſt zu entſcheiden, die weitere Beſchwerde dem Reichsgerichte 
hätte vorlegen müſſen, ſo iſt offenbar unerheblich, weil es die 
fehlende Zuſtändigkeit nicht bewirken kann, was der Beſchwerde⸗ 
führer im Anſchluß hieran über die Unwirkſamkeit des vom 
angeblich unzuſtändigen Gericht erlaſſenen Beſchluſſes und deſſen 
Abänderungs fähigkeit und Bedürftigkeit und weiter, was er 
über die behauptete Verletzung des § 141 des Geſetzes betreffend 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausführt. Einen 
weiteren Verſuch, die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts zu be⸗ 
gründen, ſtützt der Beſchwerdeführer auf die Behauptung, daß 
das Landgericht, welches nach der Ablehnung des Amtsgerichts 
von den Antragſtellern angerufen worden ſei, im Sinne des 
§ 143 des Geſetzes betreffend Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit als erſte Inſtanz angeſehen werden müſſe. Dabei 
will er aus Abſ. 2 dieſes Paragraphen ableiten, daß dann, wenn 
das Landgericht, wie im vorliegenden Falle, den Widerſpruch 
nicht zurückweiſe, ſondern billige, die weitere Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung des Oberlandesgerichts nicht ausgeſchloſſen ſei. 
Dieſe Ausführung beruht auf Mißverſtändniß des 5 143. 
Gründe der Zweckmäßigkeit haben zu dieſer Ausnahmebeſtimmung 
geführt, wonach das Landgericht, auch wenn es nicht im Rechts⸗ 
mittellauf angerufen wird, von Amtswegen, wie das Regiſter⸗ 
gericht ſelbſt, die Löſchung einer Eintragung im Handelsregiſter 
verfügen kann. Von einem Ausſpruche darüber, daß die Löſchung 
nicht ſtattfinden ſolle, iſt nicht die Rede. Zu einer ſolchen Ent⸗ 
ſcheidung kann das Landgericht immer nur, wie dies auch vor⸗ 
liegend der Fall iſt, im Beſchwerdewege veranlaßt ſein. 


e- Bogenfärife 
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Zu den SS 27, 28, 30 des Reichsgeſetzes vom 
17. Mai 1898. SS 551, 563 C. P. O. 


Beſchluß des Reichsgerichts I. C. S. betreffend die 
eingetragene Firma Treber vom 16. Februar 1901, 
B Nr. 13/1901 I. 

II. J. O. L. G. Darmſtadt. 


Der Beſchwerdeführer betreibt unter der im Handelsregiſter 
des Großherzoglich Heſſiſchen Amtsgerichts in Groß⸗Gerau ein- 
getragenen Firma „Georg Friedrich Treber“ ein Handelsgeſchäft 
in Rüßelsheim. Nach der Eintragung im Geburtöregifter lautet 
ſein Vorname nur „Georg“. Das Amtsgericht in Rüßelsheim 
hat ihm durch Verfügung vom 20. September 1900 in Gemäß ⸗ 
heit der §8 37, 18 des Handelsgeſetzbuchs und des § 140 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgegeben, ſich des 
Gebrauchs der danach unberechtigten Firma zu enthalten. Den 
vom Beſchwerdeführer hiergegen erhobenen Einſpruch hat es 
durch Beſchluß vom 28. Oktober verworfen. Die vom Beſchwerde⸗ 
führer nunmehr zur Hand genommene ſofortige Beſchwerde an 
das Großherzogliche Landgericht der Provinz Starkenburg in 
Darmſtadt hat keinen beſſern Erfolg gehabt, ift vielmehr von 
dem Beſchwerdegericht, und zwar von deſſen Zweiter Civilkammer 
durch den Beſchluß vom 3. Dezember 1900 koſtenpflichtig zurück ⸗ 
gewieſen worden. Dieſen Beſchluß hat der Beſchwerdeführer 
jetzt mit der ſofortigen weiteren Beſchwerde angefochten und 
die Anfechtung eines Theils damit begründet, daß nicht eine 
Civilkammer, ſondern ausſchließlich die beim Landgericht ein⸗ 
gerichtete Kammer für Handelsſachen für die Entſcheidung zu- 
ſtändig geweſen wäre, andererſeits auf Verletzung der landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften über Namensänderung geſtützt. Das für 
dieſe Beſchwerde zuſtändige Großherzogliche Oberlandesgericht, 
Erſter Civilſenat, in Darmſtadt hat am 7. Janur 1901 be⸗ 
ſchloſſen, die Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem Reichs⸗ 
gerichte zur Entſcheidung vorzulegen. Das Oberlandesgericht 
iſt der Anficht, daß der formale Angriff begründet ſei, da die 
Entſcheidung durch die Zweite Civilkammer an Stelle der nach 
§ 30 Abſ. 1 Satz 2 dajelbft berufenen Kammer für Handels- 
ſachen, von einem nicht vorſchriftsmäßig beſetzten Gericht ergangen 
und deshalb als auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend 
anzuſehen ſei ($ 27 daſelbft 8 551 Ziffer 1 der Civilprozeß 
ordnung, $ 109 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). Ez findet 
fich aber verhindert, einen Beſchluß in dieſem Sinn zu erlaſſen, 
da über die gleiche Frage, und zwar im gegentheiligen Sinne, 
bereits das Oberlandesgericht in Stuttgart durch Beſchluß vom 
27. April 1900 entſchieden hat. (Die Rechtſprechung der Ober- 
landesgerichte auf dem Gebiete des Civilrechts, von Mugdan 
und Falkmann Bd. I Nr. 29 S. 57.) 

Das Reichsgericht hat den landgerichtlichen Beſchluß auf- 
gehoben und die Sache an das Beſchwerdegericht zurüuͤckgewieſen. 
Gründe. 

Die Vorlegung der weiteren Beſchwerde Seitens des zu · 
nächſt damit befaßten Oberlandesgerichts an das Reichsgericht 
entſpricht der Vorſchrift des § 28 des Geſetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Das Reichsgericht 
iſt demgemäß zur Entſcheidung über die Beſchwerde berufen. 
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Gegen die Statthaftigkeit der friſt⸗ und formgerecht eingelegten 
ſofortigen weiteren Beſchwerde erheben ſich keine Bedenken. 
Die Beſchwerde muß aber auch für begründet angeſehen werden. 
Darin, daß über die erſte ſofortige Beſchwerde in dem jetzt 
angefochtenen Beſchluſſe vom 3. Dezember 1900, entgegen der 
in § 30 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gegebenen Vorſchrift, die Zweite 
Civilkammer des Beſchwerdegerichts ſtatt der bei dieſem Gerichte 
gebildeten Kammer für Handels ſachen eutſchieden hat, iſt ein 
Rechtsverſtoß zu erblicken, der unter den in § 27 Satz 2 da» 
ſelbſt zur emtfprechenden Anwendung angezogenen § 551 der 
Civilprozeßordnung füllt und daher ohne beſonderen Nachweis 
des urſächlichen Zuſammenhangs zur Aufhebung des das Geſetz 
verletzenden Beſchluſſes führen muß. Zwar gegen die Ziffer 1 
des angeführten 5 551, welche das Oberlandesgericht in Ueber⸗ 
einſtimmung mit einer bei Mugdan und Falkmann a. a. O. 
Bd. 1 S. 286 unter Nr. 172 abgedruckten Entſcheidung des 
Königlich Preußiſchen Kammergerichts vom 18.) 25. Juni 1900 
zur Anwendung bringen will, verſtößt das Verfahren des 
Beſchwerdegerichts nicht. Nach dieſer Ziffer iſt eine Ente 
ſcheidung ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes an ⸗ 
zuſehen „wenn das erkennende Gericht nicht vorſchriftamäßig 
beſetzt war.“ Aber eine richtig beſetzte Civilkammer des Land⸗ 
gerichts wird dadurch, daß ſie über eine Angelegenheit entſcheidet, 
welche vor die Kammer für Handels ſachen gehört, auch wenn dieſe 
Zutheilung auf zwingender Vorſchrift beruht, nicht zu einer vor ⸗ 
ſchriftswidrig beſetzten Kammer für Handelsſachen, ſondern bleibt, 
was fie war, eine vorſchriftsmäßig beſetzte Civilkammer. Wohl 
aber muß die Ziffer 4 des 8 551 für anwendbar gehalten werden, 
welche den Fall hervorhebt, daß das Gericht ſeine Zuſtändigkeit 
oder Unzuſtändigkeit mit Unrecht angenommen hat. In Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche zu den in Abſchnitt VII 
des Geſetzes aufgeführten Handelsſachen gehören, erſcheint die 
Berufung der Kammern für Handelsſachen zur Entſcheidung 
über die Beſchwerden nach 8 30 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit im zweiten Satze 
ſo weſentlich, daß die trotzdem entſcheidende Civilkammer die 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit überſchreitet. Für den Umfang des 
Civilprozeſſes, das unmittelbare Anwendungsgebiet des $ 551, 
hat die Ziffer 4 die Auslegung gefunden, daß die darin erwähnte 
Zuſtändigkeit und Unzuſtändigkeit ſich nicht auf das Verhältniß 
zwiſchen Civilkammer und Kammer für Handelsſachen beziehe, 
da beide Kammern ſich nicht als mehrere Gerichte gegenüber 
ſtänden, ſondern nur coordinirte, wenn auch verſchiedenartige 
Organe des gleichen zuſtändigen Landgerichts ſeien. 
vergl. Urtheil des Reichsgerichts, I. Civilſenats, vom 
16. September 1891 bei Gruchot Bd. 37 S. 765; 
Urtheil des Oberſten Landgerichts München vom 14. Juli 
1883 in deſſen Entſcheidungen Bd. XIV S. 401; 
Gaupp, Civilprozeßordnung III. Auflage zu $ 1 unter 
13, zu 8 5138 unter II 4; 
Peterſen, Civilprozeßordnung IV. Auflage zu § 1 Note 2, 
zu 8 551 unter 4 (Bd. II Seite 76). 

Eine Ausnahme wird nur für den Fall gemacht, daß die 
Kammer für Handels ſachen auswärts oder doch für einen 
beſonderen örtlich abgegrenzten Theil des Landgerichtsbezirks 
gebildet iſt (vergl. Urtheil des Reichsgerichts, I. Civilſenats, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


201 


vom 9. März 1889, Entſcheidungen Bd. XXIII S. 371). Für 
die Auffaffung tft nicht ausſchließlich das bloß formale Verhältniß 
zwiſchen Civilkammer und Kammer für Handelsſachen maßgebend 
geweſen, ſondern es iſt dabei auch wefentlich die Art und Weiſe 
berückſichtigt worden, wie im VII., den „Kammern für Handels- 
ſachen“ gewidmeten Titel des Gerichtsverfafſungsgeſetzes in 
88 101 ff. die ſachliche Zuſtändigkeit für beide Arten von 
Kammern beſtimmt iſt. Die Zuweiſung iſt in der Hauptſache 
facultativ, dergeſtalt, daß die Verhandlung vor der Kammer 
für Handelsſachen ſtets einen Parteiantrag vorausſetzt (58 102, 
104 Abſ. 1), daß aber auch bei Rechtsſtreitigkeiten, die an ſich 
oder nach der Entwickelung im Laufe des Verfahrens vor die 
andere Kammer gehoͤren würden, die Verweiſung an dieſe 
regelmäßig gleichfalls an einen ſolchen Antrag gebunden iſt und 
daß nur die Kammer für Handelsſachen unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen (8 103 Abſ. 2, 5 105), die Civilkammer aber gar 
nicht (8 104 Abſ. 2) die Berwelſung von Amtswegen ausſprechen 
darf. Es iſt alſo die vom Geſetze vorgeſehene Zutheilung 
keineswegs ausſchließlich und weder der Civilkammer noch der 
Kammer für Handelsſachen gebricht es an der Zuſtändigkeit zur 
Entſcheidung der an ſich vor die andere Kammer gewieſenen 
Sachen. Danach hat der Geſetzgeber ſelbſt kein entſcheidendes 
Gewicht darauf legen wollen, ob die Verhandlung vor der Civil⸗ 
kammer oder vor der Kammer für Handelsſachen erfolge und 
dieſem Standpunkte hat er auch durch die Vorſchrift in 8 106 
Ausdruck gegeben, wonach gegen eine Entſcheidung über die 
Verweiſung eines Rechts ſtreits au die Civilkammer oder die Kammer 
für Handels ſachen kein Rechtsmittel ſtattfindet. Eine Regelung der 
Zuſtändigkeit in dieſer Art iſt, wenn fie auch im Geſetze ſelbſt 
vorgeſehen iſt, nicht mehr weſentlich verſchieden von der Ver⸗ 
theilung der Geſchäfte, welche auf Grund des 8 62 des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes unter mehreren Kammern vorgenommen wird 
und kann in der Hauptſache, ebenſo wie biefe, als eine innere 
Angelegenheit des Gerichts, im Gegenſatze zu der nach außen 
wirkenden Zuſtändigkeitsabgrenzung, angeſehen werden. Anders 
iſt es auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die 
Vorſchrift in 8 80 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes über die Ange ⸗ 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt zwingend: wenn 
bei einem Landgericht eine Kammer für Handelsſachen gebildet 
iſt, ſo tritt für Handelsſachen dieſe Kammer an die Stelle der 
Civilkammer. Damit iſt — unter dieſer Vorausſetzung — die 
Zuſtändigkeit der Civilkammer ausgeſchloſſen; es hängt nicht von 
dem Willen der Betheiligten ab, ſondern iſt geſetzliches Gebot, 
daß dann die Entſcheidung über die Beſchwerde durch die Kammer 
für Handelsſachen und allein durch dieſe erfolge. Die Civil⸗ 
kammer darf hier nicht nur, im Gegenſatze zu § 104 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, ſondern fie muß die Beſchwerde, für 
deren Erledigung ſie nicht zuſtändig iſt, an die Kammer für 
Handelsſachen abgeben. Damit erlangt im Umfange dieſer 
Angelegenheiten die Stellung der Kammern für Handels ſachen 
gegenüber den Civilkammern eine ganz andere, ſelbſtändigere Be⸗ 
deutung als auf dem Gebiete des Civilprozeffes. Die zwingende 
Kompetenzbeſtimmung durch das Geſetz kann nicht mehr als 
bloßes Internum der Gerichte aufgefaßt werden. Andererſeits 
weiſt eben dieſe Zwangs vorſchrift wieder darauf hin, daß 
der Geſetzgeber der Mitwirkung fachmänniſch gebildeter 
Laienrichter größeren und entſcheidenderen Werth beigelegt hat, 
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indem er fie hier, im Gegenſatze zu dem Prozeß verfahren, obli- 
gatoriſch machte. Daß dieſe Mitwirkung nur in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz ſtattfinden ſoll und auch da nur, wenn eine Kammer 
für Handelsſachen bereits vorhanden iſt, kann nicht dagegen 
angeführt werden. Wenn der Geſetzgeber nicht ſo weit gehen 
wollte, daß er im Intereſſe der umfaſſenden Mitbetheiligung 
von Handelsrichtern neue Gerichts organe ſchuf, jo folgt daraus 
doch nicht, daß er die Thätigkeit der Kammern für Handels- 
ſachen nicht an ſich zur ſachgemäßen Prüfung und Entſcheidung 
dieſer Sachen für beſonders geeignet hielt und aus dieſem 
Grunde da, wo die beſtehende Gerichtsverfafſung ihm dies ge⸗ 
ſtattete, nicht die Heranziehung der Kammern für Handelsſachen 
an Stelle der Civilkammern als eine weſentliche, die Rechtspflege 
fordernde Einrichtung anſah. Im Verfolge dieſes Gedankens 
liegt auch die Annahme nahe, daß er nach Moͤglich keit die Be⸗ 
achtung feiner Kompetenzvorſchrift habe fihern wollen. Eine 
genügende Sicherung aber liegt, wie der gegenwärtige Fall zeigt, 
in der Vorſchrift ſelbſt noch nicht und ſie würde auch nicht 
gegeben ſein, wenn die Verletzung der Vorſchrift nur unter 
dem Geſichtspunkte des § 560 der Civilprozeßordnung in 
Betracht fiele, da es in den meiſten Fällen ſchwer, wo nicht 
unmoglich wäre, den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dieſer 
Rechtsnormverletzung und dem fachlichen Inhalte der Entſcheidung 
feſtzuſtellen. Dieſe Erwägungen begründen die Auslegung, daß 
im Sinne des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die Entſcheidung einer Civilkammer an Stelle 
der nach § 30 Abſ. 1 dazu berufenen Kammer für Handels⸗ 
ſachen einen Verſtoß gegen Zuſtändigkeitsnormen enthält, welche 
unter die Ziffer 4 des 5 551 der Civilprozeßordnung fällt, und 
dieſe Auslegung findet ihre formelle Rechtfertigung darin, daß 
nach § 27 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die darin angezogenen Paragraphen der Civil 
prozeßordnung, darunter auch der $ 551, nur zur „ent 
ſprechenden“ Anwendung kommen ſollen. Im gleichen Sinne 
haben ſich eine Mehrzahl von Kommentatoren des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgeſprochen, 
z. B. Birkenbihl zu § 30 Note 2 (S. 113), Dronke zu § 30 
Note 1. (S. 27). Die abweichende Anfiht bei Domer zu 8 27 
Note 5 ff. (S. 160/161) und in dem oben erwähnten Beſchluſſe 
des Oberlandesgerichis Stuttgart berückfichtigt nicht, daß für 
das Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Frage anders liegt, als für den Civilprozeß. Die An- 
wendung des § 551 Ziffer 4 der Civilprozeßordnung führt, da 
bei dem Landgericht in Darmſtadt eine Kammer für Handels 
ſachen gebildet iſt, zur Aufhebung des angefochtenen, von einer 
Civilkammer dieſes Gerichts erlaſſenen Beſchluſſes. In der 
Sache ſelbſt aber kann das Reichsgericht nicht entſcheiden, viel⸗ 
mehr muß die Zurückverweiſung an das Berufungsgericht er- 
folgen, damit nunmehr die zuftändige Kammer für Handels ſachen 
die Entſcheidung über die Beſchwerde treffe. Der in § 27 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gleichfalls angezogene 5 563 der Civilprozeßordnung iſt nicht 
anwendbar, da es ſich nicht um eine Geſetzesverletzung in der 
Begründung der Entſcheidung, ſondern um eine die Giltigkeit 
der Entſcheidung ſelbſt betreffende Verletzung von Verfahrens 
normen handelt. Auch aus einem anderen Grunde ergiebt ſich 
die Nothwendigkeit der Zurückoerweiſung. Zwar erwähnt das 
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Geſetz in den das Beſchwerdeverfahren regelnden Beſtimmungen 
(88 19 ff.) dieſe Maßregel nicht und enthält auch nicht einmal 
eine dem $ 575 der Civilprozeßordnung entſprechende Vor⸗ 
ſchrift. Dennoch kann es nicht zweifelhaft ſein, daß es ſeiner 
Meinung widerſtreben würde, wenn der zur Entſcheidung über 
die weitere Beſchwerde berufene Richter in allen Fällen 
in der Sache ſelbſt entſcheiden wollte. Indem das Geſetz gegen 
die Verfügungen des Gerichts erſter Inſtanz das Rechtsmittel 
der Beſchwerde ($ 19) und gegen die Entſcheidungen des Be⸗ 
ſchwerdegerichts das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde ($ 27) 
gewährt, geht es grundfätzlich davon aus, daß den Beibeiligten 
die Möglichkeit zu geben ſei, eine zweifache Nachprüfung in den 
hoͤheren Inſtanzen zu verlangen. Wenn aber, wie vorliegend, 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts wegen Unzuſtändigkeit 
aufgehoben werden muß und die Entſcheidung eines zuständigen 
Beſchwerdegerichts überhaupt ermangelt, ſo würde für den Fall 
daß der dritte Richter ſelbſt die fachliche Eutſcheidung träfe, die 
Prüfung in der Beſchwerdeinſtanz ganz wegfallen und nur eine 
einmalige Nachprüfung und noch dazu bloß unter den be⸗ 
engenden Vorausetzungen der weiteren Beſchwerde übrig bleiben 
(vergl. die verwandte Entſcheidung in Bd. XIV S. 387 der 
Civilſachen). Umſoweniger kann ein ſolches Ergebniß von dem 
Geſetze gewollt ſein, als es ſonſt, entgegen ſeiner Abficht, daß 
wenigſtens in der Beſchwerdeinſtanz die Entſcheidung durch eine 
Kammer für Handels ſachen eintrete, gänzlich ausgeſchloſſen wäre, 
einem in dieſer Richtung vorgekommenen Verſtoße nachträglich 
abzuhelfen. 


Zu Art. 192 Einf. Gef. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgericht V. C. S. i. S. Windorfer 
c. Kauder vom 9. Februar 1901, Nr. 324/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Der Beklagte hat gegen die vom Kläger auf Zahlung von 
4500 Mark nebſt Zinſen angeſtellte Hypothekarklage einwands⸗ 
weiſe geltend gemacht, daß die als Darlehn eingetragene Hypothek 
mangels gezahlter Valuta nicht zur Exiſtenz gelangt, und daß 
dies dem Kläger, als er fie durch ſchriftliche Ceſſion vom 
24. Juli 1899 von der Firma Angreß & Sponholz erwarb, 
bekannt geweſen ſei. 

Auf Grund dieſes Einwandes iſt die Klage in beiden In⸗ 
ſtanzen abgewieſen worden. Auf Reviſion des Klägers iſt das 
Berufungzurtheil aufgehoben und die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurückgewieſen. 

Gründe. 

Vorab ſtand die Frage zur Entſcheidung, nach welchem 
Recht der vom Beklagten erhobene Einwand zu beurtheilen iſt. 
Während der Berufungsrichter ſeiner Entſcheidung das frühere 
Recht (5 38 Abſ. 2 des Eigenthums-Erwerbsgeſetzes vom 
5. Mai 1872) zu Grunde gelegt hat, glaubt die Reviſion, daß 
vielmehr die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches ($ 892, 
1138) zur Anwendung kommen müßten. 

Dieſer Anficht, die fi auf Artikel 192 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſtützt, konnte nicht bei 
getreten werden. Artikel 192 a. a. O. beſtimmt: 

Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als an 
gelegt anzuſehen iſt, an einem Grundſtücke beſtehendes 
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Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine Hypothek, 
für welche die Ertheilung des Hypothelenbriefs aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Gemäß dieſer Vorſchrift beſtimmt ſich, wo, wie unſtreltig, 
in dem hier in Rede ſtehenden Bezirk, die gedachte Voraus⸗ 
ſetzung zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorlag, der Inhalt und Umfang eines am 1. Januar 1900 
beſtehenden Hypothekenrechts fortan nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch. Weiter geht die Wirkung dieſer eine Ausnahme 
von der Regel der Nichtrückwirkung neuer Geſetze und ſpeziell 
von Artikel 184 des Ginführungsgeſetzes enthaltenden Vorſchrift 
nicht. Ste ſetzt ausdrücklich ein zur Zeit der Anlegung des 
Grundbuchs beziehungsweiſe, wo dieſes ſchon angelegt war, zur 
Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches be⸗ 
ſtehendes Pfandrecht voraus, woraus ſchon folgt, daß alles, 
was die Entſtehung die Begründung des Pfandrechts betrifft, 
nicht der Ausnahmebeſtimmung des Artikels 192 unterliegt. 
Das muß aber ebenſo wie von dem Begründungsakt des Pfand⸗ 
rechts auch von einem translativen Erwerb deſſelben gelten, und 
zwar auch dann, und umſomehr dann, wenn dieſem Exwerbe 
vermoͤge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs im Fall 
eines Mangels im Recht des Autors eine konſtitutive Wirkung 
beigelegt iſt. Dieſe rechtzerzeugende Kraft des guten Glaubens 
an die Richtigkeit des Grundbuchs — die ja nicht bloß dem 
Hypothekenrecht (Recht im objektiven Sinne verſtanden) eigen⸗ 
ſhümlich ift —, bildet keinen Beſtandtheil, keine Eigenſchaft des 
Pfandrechts ſelbſt, deſſen Inhalt und Umfang davon völlig un» 
berührt bleibt. Kann hiernach der Artikel 192 des Einführungs⸗ 
geſetzen nur auf das Pfandrecht ſelbſt, nicht aber auf die Rechts⸗ 
alte, durch welche ein ſolches begründet oder mit der zu Grunde 
liegenden Forderung weiter veräußert worden iſt, bezogen werden, 
jo ſchließt die Faſſung des $ 92 des Bürgerlichen Geſetzbuchs: 

„zu Gunſten des jenigen, welcher ein Recht an einem 
Grundſtück oder an einem ſolchen Recht durch Rechts⸗ 
geſchäft erwirbt u. ſ. w.“ 
eine rückwirkende Anwendung dieſer Vorſchrift auf einen vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs vollzogenen 
Erwerb wortdeutlich aus. 

Hiernach hat mit Recht der Berufungsrichter bei Ent⸗ 
ſcheidung über den Einwand des Beklagten nicht das Bürger. 
liche Geſetzbuch, ſondern den 5 88 Abſ. 2 des Eigenthums⸗ 
erwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 zur Anwendung gebracht. — 
Das Reichsgericht hat das Berufungsurtheil wegen mangelhafter 
Beurtheilung des Einwandes aufgehoben. 


Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 
8 1568 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Freſenius 
e. Freſeuins vom 22. Februar 1901, Nr. 363/1900 III. 
II. J. O. L. G. Darmſtadt. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Gründe. | 
Nach der thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hat Beklagter die Klägerin vor dem 1. Januar 1900 fort- 
dauernd brieflich auf das Schwerſte beleidigt und ſich in dieſen 
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Briefen roh und brutal gegenüber der Klägerin betragen. Dieſe 
fortdauernden Beleidigungen werden für geeignet gehalten, auf 
die Geſundheit der Klägerin den ſchädlichſten Einfluß aus⸗ 
zuüben bezw. dieſe zu gefährden und zu zerrütten. Es wird 
hierbei davon ausgegangen, daß Beklagter ſich offenbar bewußt 
geweſen iſt, daß ſeine Brieſe alsbald der Klägerin bekannt werden 
würden. Das Berufungsgericht hält dieſe Thatſachen gemäß 
Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz 
buche (ſowohl vom Standpunkte des § 1568 Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs aus, als auch nach dem gemeinen proteſtantiſchen Eherechte, 
nach welchem begrifflich Sävitien in Frage kämen), für geeignet, 
den Anſpruch auf Cheſcheidung zu begründen. Es wird hierbei 
verneint, daß Beklagter gereizt worden ſei und daß ein etwaiger 
guter Glaube, ſowie die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 


angeſichts der hervorgetretenen Abſicht der Beleidigung rechtlich 
in Betracht kommen könne. 


Dieſen Feſtſtellungen gegenüber kann nicht geltend gemacht 
werden, daß die beklagtiſchen Vertheidigungsmittel nicht gewürdigt 
worden ſeien. Insbeſondere erſcheint es gleichgültig, ob die 
beklagtiſchen Schreiben im Laufe der wegen gütlicher Löſung 
der Ehe gepflogenen Korreſpondenz erfolgten. Durch die Feſt⸗ 
ſtellung der Abſicht der Beleidigung tft auch verneint, daß die 
Schreiben des Beklagten nur den Zweck hatten, ſeinen Schwager, 
der die Fortführung des Namens „Freſenius“ für ſeine Schweſter 
forderte, aufzuklären, und daß Beklagter von Letzterem erwartet 
hat, er werde die an ihn gerichteten Briefe nicht der Klägerin 
unmittelbar zur Kenntniß mittheilen. 

Gemäß Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche iſt mit dem Berufungsgerichte an- 
zunehmen, daß die feſtgeſtellten Thatſachen die Anwendung des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtfertigen, wonach ein 
Ehegatte auf Scheidung klagen kann, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann. Denn der Beklagte hat der Klägerin bezüglich 
deren ſeit der vor einer Reihe von Jahren erfolgten thatſächlichen 
Trennung geübten Lebens führung die denkbar ſchwerſten, ihre 
weibliche Ehre (im Falle der Wahrheit) völlig zernichtenden 
Vorwürfe gemacht, ohne den geringften Beweis der Wahrheit 
auch nur zu verſuchen. Durch etwaige Vorkommniſſe während 
der erſten Jahre der Ehe, während welcher die Ehegatten zu- 
ſammen lebten, kann dieſe das ganze ſpätere Leben der Klägerin 
betreffende Handlungsweiſe um ſo weniger erklärt werden, als 
dieſe früheren Vorkommniſſe, wie der beklagtiſche Brief vom 
7. Mai 1899 darthut, durch ſpätere mindeſtens zweimalige 
eheliche Beiwohnung verziehen worden find. Ebenſo wenig kann 
die Individualität des Beklagten, bezüglich deren übrigens iu den 
Vorinſtanzen nichts bemerkt worden iſt, in Betracht kommen 
oder der Brief der Mutter der Klägerin an die Mutter des 
Beklagten vom 11. Juni 1890, bezüglich deſſen nach dem That⸗ 
beſtande des Berufungsurtheils auch nicht behauptet worden iſt, 
daß Beklagter von demſelben erſt kurz vor Abfaſſung des Briefes 
vom 7. Mai 1899 Kenutniß erhalten habe, irgend von Einfluß 
ſein. Jene ſchwer beleidigenden Vorwürfe müſſen aber die 
Klägerin um ſo tiefer verletzen, als dieſe in der geachteten 
Lebens ſtellung einer öffentlichen Lehrerin ſich befindet. Es iſt 
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daher der letzteren die Fortſetzung der Che nicht zuzumuthen 
angeſichts der tiefen Zerrüttung derſelben, welche durch das eine 
ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten enthaltende Verſchulden 
des Beklagten verurſacht worden iſt. 

Ob die Handlungsweise des Beklagten nach dem vor dem 
1. Jannar 1900 geltenden gemeinen proteſtantiſchen Eherecht 
unter den Begriff der Sävitien zu ſubſumiren iſt, kann dahin⸗ 
- geftellt bleiben. Denn nach Art. 201 Abſ. 2 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche kann wegen einer vor 
dem 1. Januar 1900 erfolgten Verfehlung eines Chegatten 
der in 88 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Art auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft nicht nur dann (wie das Oberlandes gericht meint), 
wenn die Verfehlung nach den bisherigen Geſetzen einen 
Scheidungsgrund bildete, ſondern auch in dem Falle erkannt 
werden, wenn die Verfehlung nach den bisherigen Geſetzen ein 
Treunungsgrund war. Darnach genügt es insbeſondere, 
wenn nach dem gemeinen proteſtantiſchen Eherecht ein Anſpruch 
auf zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett beſtanden hat, 
wie das Reichsgericht ſchon mehrfach (vergl. z. B. Urtheil vom 
9. Oktober 1900, III. 182/1900, in Sachen Bonneberg wider 
Bonneberg in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1900, S. 741 
Spalte 2) entſchieden hat. Zur Prüfung dieſer Frage iſt auch 
nicht etwa, wie Reviſionskläger meint, eine Zurückverweiſung 
in die Berufungs inſtanz nöthig, da das Sachverhältniß ſelbſt 
feſtgeſtellt iſt und es ſich nur um die Anwendung des Geſetzes 
auf daſſelbe handelt. Ein folder Anſpruch auf zeitweilige 
Trennung von Tiſch und Bett liegt aber nach gemeinem 
proteſtantiſchen Gherechte dann vor, wenn das fernere Zuſammen⸗ 
leben eine unerträgliche Laſt zur Zeit euthält, wie insbeſondere bei 
rohen Beſchimpfungen und Miß handlungen, voransgeſetzt daß 
der klagende Ehegatte nicht der vorzugsweiſe ſchuldige Theil iſt. 
(Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 6 Nr. 87 
S. 151, Bd. 11 Nr. 92 S. 3978.) Dieſe Vorausſetzungen 
einer zeitweiligen Trennung von Tiſch und Bett find aber, wie 
die Ausführungen über 5 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
darthun, im vorliegenden Falle gegeben. 


Zu den 88 1568, 1571, 1572 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Reining 
6. Reining vom 28. Januar 1901, Nr. 363/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Nachdem das Berufungzurtheil auf Reviſion des Beklagten 
am 18. September 1899 aufgehoben, und die Sache ans 
Berufungsgericht zurückverwieſen worden war, hat am 14. Juli 
1900 das Oberlandes gericht, unter Aufhebung des landgericht⸗ 
lichen Urtheils, auf einen Eid des Beklagten über den dem⸗ 
ſelben ſchuldgegebenen Ehebruch erkannt. Auf die von der 
Klägerin eingelegten Reviſion iſt das Berufungsurtheil auf 
gehoben und die Sache au das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Gründe. 

Das Berufungsurtheil konnte mit Rüdfiht auf den erſt 
bei der zweiten Berufungsverhandlung nachgebrachten Klaggrund 
auf 5 1568 des inzwiſchen in Kraft getretenen Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht bei Beſtand gelaſſen werden. Das Ober⸗ 
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landesgericht hat dieſen auf Grund des & 1571 des Bürger- 
lichen Geſetzbuches verworfen, weil er erſt mehr als ſechs Monate 
nach dem Zeitpunkte geltend gemacht worden ſei, in dem die 
Klägerin Kenntniß von ihm erlangt habe, und zwar fo, daß 
die Erlangung dieſer Keuntniß auch mehr als fehs Monate 
hinter dem Tage, ſeit welchem die häusliche Gemeinſchaft der 
Parteien aufgehoben ſei, nämlich dem 21. November 1899, 
zurückliege. Dabei iſt aber, von anderen Bedenken abgeſehen, 
die Beſtimmung des 8 1572 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht beachtet, wonach jeder Scheidungsgrund auch noch im 
Laufe des Rechts ſtreites geltend gemacht werden kann, wenn 
unr zur Zeit der Erhebung der Klage die im 8 1571 
beſtimmte Friſt noch nicht verſtrichen war. Hier iſt die Klage, 
die zur Terminsbeſtimmung ſchon am 30. Juli 1898 eingereicht 
wurde, jedenfalls vor dem 29. Auguſt 1898 zugeſtellt, alſo er- 
hoben worden, da von dieſem Tage bie am 30. Auguft 1898 
abſchriftlich bei Gericht eingereichte ſchriftliche Klagbeantwortung 
datirt iſt. Nun liegen aber alle einzelnen Thatſachen, welche 
von der Klägerin zur Begründung des auf 8 1568 des Bürger- 
lichen Geſetzbuches geſtützten Antrages angeführt find, bei 
Weitem nicht ſechs Monate hinter dem 29. Auguſt 1898 
zurück, mit einer einzigen Ausnahme Diele beſteht darin, daß 
der Beklagte der Klägerin ſchon am dritten Tage nach der 
Hochzeit, alſo am 13. Februar 1898, angedroht haben ſoll, ſie 


aus der ehelichen Wohnung binauszuwerfen. Unterſtellt man, 


daß die Klage am 13. Auguſt 1898 noch nicht zugeſtellt ge⸗ 
weſen ſei, jo würde alſo die ſechsmonatige Friſt von dieſer 
Begebenheit an allerdings verſtrichen geweſen ſein; es darf aber 
doch wohl ohne Weiteres angenommen werden, daß das Ober⸗ 
landesgericht hierin allein noch keinen Vorgang erblicken würde, 
durch welchen die Klägerin von dem Vorliegen der in § 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches als Eheſcheidungsgrund an⸗ 
erkannten Umftände Kenntniß erlangt hätte. Uebrigens möge 
für alle Fälle noch darauf hingewieſen ſein, daß der vierte Civil⸗ 
ſenat des Reichsgerichts in Sachen Hoſemann wider ſeine Ehe⸗ 
frau (Rep. IV. 113/1900) am 25. Juni 1900 bereits aus- 
geführt hat, daß der ſechsmonatigen und der dreimonatigen 
Friſt des 8 1571 des Bürgerlichen Geſetzbuches keine rüd- 
wirkende Kraft beigelegt werden darf, und daß dieſe Friſten, 
fo weit ſich nicht etwa aus dem bisherigen Landes rechte ſchon 
ein früherer Friſtablauf ergeben follte, erſt vom 1. Januar 1900 
an zu rechnen find. Dieſer Anficht würde ſich der fetzt er- 
kennende Senat durchaus anſchließen, wenn es darauf an ; 
kommen ſollte. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 9. März 1901 
ausgefertigten Erken ntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 3. 

Die Beſchwerde iſt begründet. Mit der ſpaͤter nach kontra ⸗ 
diktoriſcher Verhandlung zurückgenommenen Klage begehrte Kl. 
1. feine Eintragung als Inhaber von 100 Kuxen in das 
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Gewerkenbuch der Bekl., 2. Aufhebung eines Gewerkſchafts⸗ 
beſchluſſes als formell ungültig und nicht zum Beſten der Ge⸗ 
werkſchaft gereichend. Was zunächſt dieſen zweiten hauptſäch⸗ 
lichſten Anſpruch betriſſt, den der angefochtene Beſchluß auf 
750 000 Mark bewerthet, ſo iſt es eine vom R. G. bisher noch 
nicht ausdrücklich entſchiedene Streitfrage, ob im Fall der An⸗ 
fechtung eines Gewerkſchaſtsbeſchluſſes durch einen Gewerken 
(Art. 106 Abſ. 1 des Württemberg. Berggeſetzes, $ 115 Abſ. 1 
des Preuß. Berggeſetzes) dem richterlichen Ermeſſen bei Feſt⸗ 
ſetzung des Werths des Streitgegenſtandes (§ 8 der C. P. O.) 
das Intereſſe des klagenden Gewerken, oder, weil die von einem 
Gewerken durchgeſetzte Aufhebung des Beſchluſſes für alle Ge⸗ 
werken wirkt, über das Individnalintereſſe des Einzelnen hinaus 
das Intereſſe der Geſammtheit (ſei es der Gewerkſchaft oder 


der übrigen Gewerken) zu Grunde zu legen iſt. (Vergl. Braſſert 


Zeitſchrift Bd. 29 S. 441, Bd. 30 S. 33). Während das 
L. G. das Intereſſe, welches der Kl. an Beſeitigung des an⸗ 
gefochtenen Gewerkſchaftsbeſchluſſes habe, maßgebend ſein läßt 
und meint, daß dieſes Intereſſe nicht über den Werth der 
gewerkſchaftlichen Betheiligung des Kl. hinausgehen könne, lehnt 
das O. L. G. zwar ab — wie der Beſchwerdeführer unter Be⸗ 
rufung auf Arndt (Preuß. Berggeſetz nebſt kurzgefaßtem Kom⸗ 
mentar Leipzig 1892 Anm. zu § 115) es verlangte — das 
weit höher berechnete Intereſſe der beklagten Gewerkſchaft an 
Aufrechterhaltung des Beſchluſſes zu Grunde zu legen, hält es 
aber andererſeits auch für unzuläffig, den Streitwerth nur dem 
Intereſſe des Kl. gleichzuſtellen und bemißt dieſen nach der 
Geſammthöhe der zum Zweck der Ausführung bes Beſchluſſes 
erforderlichen und ausgeſchriebenen Zubußen berückfichtigt, alſo 
hierbei die Wirkung, die der angefochtene Beſchluß und folge⸗ 
recht die Aufhebung deſſelben für die an dem Rechtsſtreit nicht 
betheiligten Gewerken hat, bezw. gehabt haben würde. Dieſe 
Auffaffung kann nicht gebilligt werden. Sie ſteht im Wider⸗ 
ſpruch mit den Grundſätzen, die das R. G. bei Feſtſetzung des 
Werths des Streitgegenſtandes überall zur Anwendung gebracht 
hat, wo ein beſtimmter Nennwerth der Forderung nicht vorliegt, 
auch die in den §8 6 bis 9 der C. Y. O. für die Werthsbeſtimmung 
gegebenen ſpeziellen Vorſchriften verſagen, und deshalb auf das 
richterliche Ermeſſen (§ 3 a. a. O.) zurückgegriffen werden muß. 
Weiter begründet. V. C. S. i. S. Campe c. Gewerkſchaft 
Alemania vom 23. Februar 1901, B Nr. 81/1901 V. 

2. § 256. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Die Zuläſfigkeit des mit der Klage verfolgten Feſt⸗ 
ſtellungsbegehrens ſetzt voraus, daß ein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung eines Rechtsverhältnifſes 
im Sinne des $ 256 der C. P. O. vorliege. Der B. R. hat 
dies zwar nicht verkannt, deſſen Annahme aber, daß jenes Feft- 
ſtellungsintereſſe gegeben ſei, beruht auf unrichtiger Anwendung 
des 8 256. 1. Die Kl. iſt von der Annahme ausgegangen, 
der Bekl., welcher durch eine unrechte That ihren Grundbuch- 
führer zu dem Eintrage des Verkaufes eines fremden Grund ⸗ 
ſtückes beſtimmt habe, hafte ihr für allen etwaigen Schaden, 
welcher ihr in Folge jenes Eintrages vom 24. Juni 1876 ent- 
ſtehen könne; das Berühmen von Seiten eines der erſtehelichen 
Kinder, wegen jenes Eintrages einen Entſchädigungsanſpruch 
gegen die Kl. zu haben, reiche allein, unabhängig davon, ob 
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ein folder Entſchädigungsanſpruch überhaupt beſtehe, zu, um 
das Feſtſtellungsbegehren gegen den Bekl. auf Haftung für 
„allen etwaigen Schaden“ aus ſeiner unrechten That zu recht⸗ 
fertigen. Der B. R. iſt dieſen Ausführungen der Kl. bei⸗ 
getreten und hat ausdrücklich angenommen, es ſei nicht in eine 
Prüfung darüber einzutreten, ob überhaupt ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch eines Dritten aus jenem Eintrage entſtanden ſei oder 
noch fortbeſtehe. Dieſe Annahme wäre wohl richtig für ein 
Feſtſtellungsbegehren gegen denjenigen, der ſich eines gegen die 
Kl. zuſtehenden Entſchädigungsanſpruchs berühmt hat; dieſer 
könnte nicht einwenden, daß ein ſolcher Anſpruch nie eniſtanden 
ſei oder nicht mehr fortbeſtanden habe. Der B. R. hat aber 
rechtlich geirrt, indem er die für einen Fall dieſer Art zugelaſſene 
Beurtheilung glaubt auf den hier gegebenen Fall anwenden zu 
konnen, wenn nur ein Dritter fi eines Anſpruchs gegen die 
Kl. berühmt hat, der, wenn er begründet wäre, die letztere be- 
rechtigen würde, den Erſatz ihres dadurch verurſachten Auf- 
wandes von dem Bekl. als Schaden aus einer unrechten That 
zu begehren. Eine ſolche Gleichſtellung wäre jedenfalls dann 
nicht zuläſſig, wenn aus Rechtsgründen oder nach klaren Be⸗ 
weiſen ein Entſchädigungsanſpruch eines Dritten nicht entſtanden 
iſt oder nicht mehr beſteht. Der B. R. hätte daher das Vor⸗ 
bringen des Bekl. prüfen müſſen, daß ein ſolcher Anſpruch nicht 
entſtanden ſei oder nicht mehr beſtehe. Dadurch, daß er dieſe 
Prüfung unterlaſſen hat, beruht feine Entſcheidung auf Verletzung 
des Geſetzes und Mangel an Begründung. 2. Für das Feſt⸗ 
ſtellungsbegehren gegen denjenigen, welcher ſich eines Anſpruches 
gegen die Kl. berühmt hätte, wäre ferner wohl auch die An⸗ 
nahme des B. R. gerechtfertigt, daß es unerheblich ſei, ob die 
gerichtliche Geltendmachung jenes Anſpruches mit größerer oder 
geringerer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten ſtehe. Der B. R. hat 
aber rechtlich gleichfalls geirrt, wenn er die gleiche Beurtheilung 
auf den hier gegebenen Fall glaubte unmittelbar anwenden zu 
koͤnnen. In dem gegebenen Falle wäre zur Annahme des Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſes zum Mindeſten eine Prüfung dahin erforderlich 
geweſen, ob die hier allein in Betracht kommende gerichtliche 
Geltendmachung des Anſpruches eines Dritten in Ausſicht ſtehe. 
Das Unterlaſſen dieſer Prüfung rechtfertigte gleichfalls die An⸗ 
nahme eines Mangels an Begründung. 3. Das Rechtsverhältniß, 
deſſen Feſtſtellung begehrt wurde, war von der Kl. in erſter 
Reihe auf eine von dem Bekl. gegen den Grundbuchführer ver- 
übte Argliſt nach L. R. S. 1382 geftügt und das Intereſſe an 
der alsbaldigen Feſtſtellung war darauf gegründet, daß das 
einzige oder doch vorzugsweiſe in Betracht kommende Beweis⸗ 
mittel für dieſes Vorbringen der Kl. in der Eides zuſchiebung 
an den hochbetagten Bekl. beſtehe und daß bei dem hohen Alter 
des Bekl. der Verluſt dieſes Beweismittels drohe. Ob dieſes 
Vorbringen zureichen könnte, um die Annahme des Intereſſes 
an der alsbaldigen Feſtſtellung zu rechtfertigen, kann dahin ge- 
ſtellt bleiben; denn der B. R. hat das Vorliegen eines arg⸗ 
liſtigen oder betrüglichen Verhaltens verneint. Beruht aber 
nach deſſen Annahme das feſtzuſtellende Rechtsverhältniß über⸗ 
haupt nicht auf einer Argliſt oder einem Betrug des Bekl., ſo 
kann auch das rechtliche Intereſſe an deſſen als baldigen Feſt⸗ 
ſtellung, welches zur Zeit der Urtheilsfällung nicht vollſtändig 
weggefallen ſein darf, nicht auf die Gefahr des Verluſtes eines 
nach feiner eigenen Annahme unerheblichen Beweismittels ge⸗ 
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ſtützt werden. Soweit aber mit dem B. R. angenommen werden 
kann, daß die Kl. das Rechtsverhältniß, deſſen Feſtſtellung be⸗ 
gehrt wurde, auch auf eine ſchuldhafte Nachläſſigkeit und Un⸗ 
verſtändigkeit im Sinne des L. R. S. 1383 geſtützt habe, fo 
vermögen deſſen allgemeine Ausführungen, „das rechtliche Inter⸗ 
eſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung erſcheine ſchon darin be⸗ 
gründet, daß mit der Unterlaſſung einer Klarſtellung des Rechts⸗ 
verhältniſſes zwiſchen der Kl. und dem Bekl. wegen der durch 
Zeitablauf naturgemäß eintretenden Verdunkelung des That⸗ 
beſtandes die Rechtslage der Kl. nachtheilig beeinflußt werde,“ 
für fich allein nicht die Annahme eines rechtlichen Intereſſes an 
der als baldigen Feſtſtellung zu rechtfertigen. Jene Aus- 
führungen konnten nur bei beſonderer Geſtaltung der thatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe, die dann im Einzelnen darzuthun wäre, die 
aber nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe ausgeſchloſſen iſt, 
zureichen, um jene Annahme zu begründen, da die Feſtſtellungs⸗ 
klage nicht als regelmäßiger Erſatz für die Sicherung des Be⸗ 
weiſes behandelt werden darf. Der hier in Betracht kommende 
Theil der Ausführungen des B. R. rechtfertigt überdies den 
Schluß, daß er das geſammte zur Rechtfertigung des rechtlichen 
Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung vorgebrachte Sach⸗ 
verhältniß geprüft und daſſelbe ohne prozeſſualen Verſtoß dahin 
feſigeſtellt hat, es liege nur jene Gefahr des Verluſtes der 
Eides zuſchiebung und jene nachtheilige Beeinfluſſung der Rechts⸗ 
lage der Kl. wegen Verdunkelung des Thatbeſtandes durch 
Zeitablauf vor. Indem der B. R. auf Grund dieſes feſt⸗ 
geſtellten Sachverhaltes ein rechtliches Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung des allein von ihm noch angenommenen 
Rechtsverhältniſſes aus L. R. S. 1383 als gegeben erachtete, 
hat er, wie bereits im Einzelnen dargelegt wurde, dieſer Voraus⸗ 
ſetzung des 8 256 der C. P. O. eine Anwendung gegeben, 
welche das Geſetz verletzt. Darnach war das angefochtene 
Urtheil, weil deſſen Annahme eines rechtlichen Intereſſes an der 
alsbaldigen Feſtſtellung nach den drei dargelegten Beziehungen 
auf Verletzung des § 256 der C. P. O. beruhte, aufzuheben, 
es konnte jedoch nach 8 565 Abſ. 3 der C. P. O. in der Sache 
ſelbſt entſchieden werden. II. C. S. i. S. Gerwig c. Stadt 
Pforzheim vom 15. Februar 1901, Nr. 331/1900 II. 

3. 88 256, 304. 

Das O. L. G. hat den Bekl. zur Zahlung eines noch 
näher zu liquidirenden Schadenerſatzet verurtheilt und 
gleichzeitig über die ſämmtlichen Koften des Rechtsſtreites er- 
kannt. Danach liegt keine Vorabentſcheidung gemäß § 304 
der C. P. O. vor. Die Geltendmachung und Zuerkennung eines 
nicht lediglich acceſſoriſchen Schadens erſatzanſpruchs unter Vor⸗ 
behalt der Liquidirung in einem ſpäteren Verfahren 
iſt aber nach der Plenarentſcheidung drs R. G. vom 28. Inni 
1888 (Entſch. in Civilſachen Bd. 21 S. 382) nur dann zu⸗ 
läſſig, wenn die Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage 
gemäß 8 256 der C. P. O. gegeben find. Daß Letzteres der 
Fall ſei, iſt vom Kl. nicht behauptet und vom O. L. G. nicht 
angenommen worden; die Frage iſt überhaupt nicht Gegenſtand 
der Erörterung in den Vorinſtanzen geweſen. Zweifelhaft ift 
nun, ob der geforderte und zugeſprochene Schadenderſatz prinzi⸗ 
paler oder acceſſoriſcher Natur iſt. Soweit es ſich um Schadens ⸗ 
erſatz wegen der Vertrags verletzung handeln ſollte, würde 
derſelbe ein prinzipaler ſein, da dieſer Anſpruch nicht von dem 
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erſten Klagepetitum der Auflöfung des Miethvertrages abhängig 
iſt. Soweit dagegen Schadenterſatz wegen der Auflöfung des 
Vertrages in Frage wäre, würde derſelbe acceſſoriſcher Natur 
fein. Ob das Eine oder Andere der Fall iſt, oder ob Schadens ⸗ 
erſatz aus beiden Gefſichtspunkten ſowohl der Vertragsverletzung 
als der Vertragsauflöſung gefordert wird beziehungsweiſe zu⸗ 
erkannt iſt, ergiebt ſich weder aus dem Parteivorbringen noch 
aus den Urtheilen der Vorinſtanzen. Hiernach liegt zum 


Mindeſten die Moglichkeit einer Verletzung des in der er⸗ 


wähnten Plenarentſcheidung enthaltenen Rechtsſatzes vor, und 
das angefochtene Urtheil unterliegt daher inſoweit der Aufhebung. 
Es iſt dieſer Mangel auch, wenn vom R. G. wiederholt erkannt 
iſt (vergl. Seuffert Archiv Bd. 44 S. 226), da derſelbe dem 
materiellen Prozeßrecht angehört und danach nicht unter die das 
Verfahren und insbeſondere die Form einer Prozeßhandlung 
betreffenden Beſtimmungen fällt, wenngleich derſelbe von der 
Reviſion nicht geltend gemacht worden iſt, von Amtswegen zu 
berückfichtigen. II. C. S. i. S. Schiffers o. Ohligſchläger vom 
223. Februar 1901, Nr. 276/1900 II. 

4. 8 287. | 

Die Revifion macht einen prozeſſualen Verſtoß geltend, 
inſofern der B. R. von dem ihm bei der vorliegenden Schadens ⸗ 
feftftellung nach § 287 (260) der C. P. O. zuſtehenden Rechten 
und obliegenden Pflichten keinen Gebrauch gemacht und jeden ⸗ 
falls nicht zum Ausdruck gebracht habe, daß er ſich derſelben 
bewußt geweſen ſei. Allein auch dieſer Angriff iſt der obigen 
Feſtſtellung gegenüber unbegründet, denn Vorausſetzung für die 
Anwendung des dem Richter durch 8 297 der C. P. O. ein⸗ 
geräumten Ermeſſens bei Schadendfeſtſtellungen iſt, daß derſelbe 
einen Schaden an ſich als vorliegend annimmt, jedoch wegen 
mangelnder Subſtantiirung deſſelben zunächſt nicht auf einen 
beſtimmten Schadensbetrag erkennen kann. Dann kann und 
ſoll, damit der berechtigte Anſpruch des Verletzten nicht an der 
Schwierigkeit der Schadens berechnung ſcheitert, der Richter von 


Amtswegen, insbeſondere durch Vernehmung von Sachverſtändigen, 


Ausübung des Fragerechts, Anordnung eidlicher Schaͤtzung, die 
erforderlichen Grundlagen für die Schadens feſtſtellung beſchaffen. 
(Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 356, Bd. 9 S. 418, Bd. 10 
S. 78, 405, Bd. 25 S. 78, Bd. 31 S. 88, Bd. 36 S. 280.) 
Allein die angegebene Vorausſetzung fehlt im vorliegenden 
Falle, wo der Kl. ſelbſt eine beſtimmte Schadens berechnung 
aufgeſtellt, der B. R. ſolche unter Berückfichtigung der Beweis⸗ 
erhebung geprüft und ſchließlich das Nichtvorhandenſein 
eines Schadens feſtgeſtellt hat. Hier iſt für die weitergehende 
Anwendung freien richterlichen Ermeſſens kein Raum mehr 
gegeben. III. C. S. i. S. Nathan e. Kallhardt u. Gen. vom 
15. Februar 1901, Nr. 342/1900 III. 

5. 88 463, 464. 

Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß die Ausführung 
des B. G., die Zurückziehung des Eides flehe dem Erlaſſe des⸗ 
ſelben gleich und ſei deshalb die Sache ſo zu beurtheilen, wie 
fie das erſtinſtanzliche Urtheil füt den Fall der Eidesleiſtung 
angeſehen habe, unrichtig iſt. Die Erlaſſung des Gides enthält 
die Erklärung, daß es ſo angeſehen werden möge, als ob der 
Gegner einen ihm auferlegten Eid abgeleiſtet habe, die Zurück⸗ 
ziehung des Eides dagegen die Erklärung, daß der Erklärende 
ſich der Eideszuſchiebung als Beweismittel über eine behauptete 
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Datſache nicht weiter bedienen wolle. Die Erlaſſung des Eides 
bat nach den 88 463, 464 C. P. O. die Wirkung, daß die 
betreffende Thatſache als voll erwieſen gilt, die Zurückziehung 
bes Eides nur die Wirkung, daß das Gericht zu prüfen hat, 
ob abgeſehen von der Eideszuſchiebung die Thatſache für wahr 
zu erachten ift und ob einer Partei über die Richtigkeit ein 
richterlicher Eid aufzulegen if. Das B. G. hat trotz der vor- 
erwähnten unrichtigen Ausführung aber auch nicht angenommen, 
haß die Thatſache, über welche der Eid zugeſchoben war, in 
Folge der Zurückziehung des Eides, wie beim Erlaſſe deſſelben 
für wahr zu erachten ſei, hat vielmehr kurz vorher ganz richtig 
migeſprochen, daß die Sachlage fo zu beurtheilen ſei, wie fie 
Äh ohne die jetzt zurückgezogene Eides zuſchiebung geſtaltet hat. 
e hat auch die anderweitigen Beweisanträge und namentlich 
bie Erheblichkeit der in der Berufungsinſtanz erfolgten Eides ⸗ 
jnſchiebung geprüft. Es könnte noch in Frage kommen, ob das 
8.6. die Klage unbedingt abweiſen durfte, obwohl in I. J. 
auf einen Eid für die Bekl. erkannt war und dieſe nicht Be⸗ 
mfung eingelegt haben. Im Allgemeinen iſt dies, wie auch 
dn R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, — vergl. Entſch. 
Bd. 29 S. 422 ff. — nicht zuläſſig, weil zu Ungunſten des 
Berufungskl. nicht erkannt werden darf, wenn der Gegner nur 
die Zurückweiſung der Berufung beantragt hat. Der Partei 
ficht es indeß frei, auch in der Berufungsinſtanz, die von ihr 
in I. J. bezeichneten Beweismittel, fo lange dieſelben nicht er⸗ 
hoben find, zurückzuziehen, alſo auch eine Eideszuſchtebung, fo 
unge der Eid nicht geleiſtet iſt, ſelbſt wenn er der Gegenpartei 
i dem Urtheil I. J. auferlegt iſt. — Urtheil des R. G. vom 
16. Februar 1900; Juriſtiſche Wochenſchrift S. 293%. Auf 
lie Leiſtung eines zugeſchobenen, demnächſt aber zurückgezogenen 
Cides darf das B. G. deshalb nicht mehr erkennen und muß 
laber auch für dieſen Fall eine im erſten Urtheil enthaltene 
ebesauflage beſeitigen. Daß das Urtheil dadurch für den 
Berfungskl. ungünſtiger ausfällt, iſt die Folge feines eigenen 
Vabaltens, die Folge der Zurückziehung bes Eides, und kann 
e fih deshalb darüber nicht beſchweren. VI. C. S. i. S. 
Miliyp o. Philipp und Gen. vom 11. Februar 1901, 
Nr. 883/1900 VI. 

6. 8 552. 

Die Revifion gegen das Urtheil des Kammergerichts vom 
10. Juli 1900 erſcheint verſpätet eingelegt. Dieſes Urtheil iſt bei 
Zuſammenhaltung der Urtheilsformel und der Entſcheidungsgründe 
uhin auszulegen, daß dadurch nicht bloß über die Schuld- und 
Koftenfrage, ſondern auch über die Frage der Eheſcheidung hat 
lannt werden follen, und zwar über den letzteren Punkt im 
Sinne der Zurückweiſung der Berufung. Daß aber die Revifion 
digen dieſes Urtheil nicht friſtgemäß eingelegt iſt, ergiebt ſich 
Kraus, daß während die Revifiondfrift mit dem 4. Auguft 1900 
hu kauf geſezt worden, die Reviſionsſchriſt behufs der Zuftellung 
zig vor dem 7. September 1900 bei der Gerichts ſchreiberei 
des R. G. eingegangen iſt. Angeſichts dieſer Sachlage muß 
et, nachdem die Revifion durch Verſäumnißurtheil des R. G. 
zan 19. November 1900 zurückgewieſen ift, das letztere Urtheil 
zemäß 9 343 C. p. O. aufrecht erhalten werden. Dieſe Entſch. 
niht aber zugleich die Zurückweiſung der gegen das Ergänzungs- 
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Reviflon nach ſich. Denn, war bereits in dem Urtheile vom 
10. Juli 1900 über die Hauptſache in vollem Umfange erkannt, 
fo blieb für das Ergänzungsurtheil kein Raum; und damit 
wird von ſelbſt auch die Reviſion gegen das Ergänzungsurtheil 
gegenſtandlos. IV. C. S. i. S. Henze c. Henze vom 11. Fe⸗ 
bruar 1901, Nr. 345/1900 IV. 

7. 58 1025, 1026. 

Der B. R. prüft an erſter Stelle, ob in § 9 des zwiſchen 
der Großherzoglich Mecklenburgiſchen Forſtinſpektion und dem 
Rechtsvorgänger des Bekl. geſchloſſenen Jagdpachtvertrages ein 
Schiedsvertrag im Sinne des § 1025 der C. P. O. vorliege. 
Dieſe Beſtimmung der C. P. O. beſagt, daß ein Schiedsvertrag 
inſoweit rechtliche Wirkung hat, als die Parteien berechtigt find, 
über den Gegenſtand des Streits einen Vergleich zu ſchließen. 
Unter Bezugnahme hierauf führt der B. R. aus: Erſtens: 
Die Befugniß der Forſtinſpektion und des Rechtsvorgängers des 
Bekl., über Rechte der Kl. auf Erſatz von Wildſchaden einen 
Vergleich zu ſchließen, konne nicht anerkannt werden, 
weil ein Vergleich an ſich weder für noch gegen Dritte wirke. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel finde nur dann ſtatt, wenn die 
Mitbetheiligten den Vergleich als für ſich wirkend anerkannt 
hätten. Wenn man nun auch die Kl. als Mitbetheiligte an⸗ 
ſehen und in der Klageerhebung ein genügendes Anerkenntniß 
finden wolle, ſo ſtehe doch zweitens der Annahme eines 
Schiedsvertrages immer noch das Bedenken entgegen, daß ein 
Vergleich über den Gegenſtand des Streits nicht in Frage ftehe. 
Denn nach dem in Betracht kommenden gemeinen Recht ſei der 
Vergleich ein Vertrag, durch den zwei Parteien die zwiſchen 
ihnen in Betreff eines Anſpruchs beſtehende Ungewißheit auf 
dem Wege gegenſeitigen Zugeſtändniſſes beſeitigten, einen der⸗ 
artigen Inhalt habe der Jagdpachtvertrag nicht, da er ein 
nach Anficht der Vertragsgenoſſen nicht beſtehendes Recht der Kl. 
und eine nicht beſtehende Pflicht des Bekl. erſt begründe. Dieſe 
Darlegung läßt ſich nicht anders verſtehen, als dahin, daß der 
B. R. im Endergebniß der Anſicht iſt, die Beſtimmung im 8 9 
des Jagdpachtvertrages entſpreche nicht der Vorſchrift des 
81025 der C. P. O. und enthalte nicht einen gültigen 
Schiedsvertrag. Man ſollte nun erwarten, daß der B. R. 
demgemäß den prinzipalen, auf Vollſtreckbarkeitserklärung des 
Schiedsſpruchs gerichteten Klageantrag abgewieſen hätte. Das 
thut er indeſſen nicht, ſondern er läßt auf die oben wiedergegebenen 
Ausführungen den nachſtehenden Satz folgen: „Unter der 
Vorausſetzung, daß ein gültiger Schiedsſpruch 
vorliegt, ergeben ſich gegen ſeine Vollſtreckung folgende Be⸗ 
denken. Das ſoll offenbar heißen: Unter der Vorausſetzung, 
daß der Schiedsvertrag gültig iſt, auf Grund deſſen der Schiebs- 
ſpruch erlaſſen iſt, welcher nach dem Antrage der Kl. für voll⸗ 
ſtreckbar erklärt worden ſoll, ergeben ſich gegen die Zuläͤſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung daraus die folgenden Bedenken. Dieſe 
Bedenken werden nun von dem B. R. einzeln erörtert und für 
erheblich erklärt. Die von ihm für unerläßlich erachtete Auf. 
klärung derſelben will der B. R. aber nicht ſelbſt in die Hand 
nehmen, ſondern er verweiſt die Sache zu dieſem Zweck an den 
I. R. zurück, der, wie der B. R. meint, jene Aufklärung ſchon 
in dem erſten Rechtsgange durch Ausübung des Fragerechts 
nach Maßgabe des § 139 der C. P. O. hätte verſuchen müſſen. 
Eventuell fol in I. J. auch über den zweiten Klagantrag 
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erkannt werden. Daß dies Verfahren des B. R. logiſch und 
rechtlich nicht möglich iſt, liegt auf der Hand. Der B. R. kann 
nicht unter der Borausfegung oder für den Fall, daß die 
von ihm ſelbſt an die Spitze feiner Entſcheidung geftellte An⸗ 
nahme von der Ungültigkeit des Schiedsvertrages un- 
richtig ſein ſollte, die Abgabe einer Entſcheidung ſeitens des 
I. R. über die Gültigkeit des Schiedsfpruches anordnen. Die 
völlige Unhaltbarkeit dieſes zwieſpältigen Standpunktes erhellt 
klar, wenn man den Fall ſetzt, daß der I. R., wie ſchon in 
ſeinem früheren Urtheil geſchehen, die Einwendungen gegen die 
Gültigkeit des Schieds ſpruchs, abgeſehen von der Rechts ⸗ 
wirkſamkeit des Schiedsvertrages, für unbegründet erachten 
ſollte. Die nach Inhalt der Berufungsentſcheidung nicht zu 
löſende Frage entſteht, ob denn in dieſem Falle der Schieds⸗ 
ſpruch für vollſtreckbar erklärt werden ſoll, obgleich nach der 
eigenen Anſicht des B. R. der dem Schiedsſpruch zu Grunde 
liegende Schiedsvertrag rechtzunwirkſam iſt. Jede weitere Aus · 
führung betreffs dieſes Punktes erſcheint unnöthig. Die Moͤglichkeit 
einer Entſcheidung über die Gültigkeit des Schiedsſpruches iſt 
ſchlechthin dadurch bedingt, daß vorher die Rechtswirkſamkeit des 
Schieds vertrages feſtſteht, der B. R. hat aber angenommen, daß 
dieſer ungültig je. Was in der Sache ſelbſt zunächſt die 
Gültigkeit des Schiedsvertrages anlangt, ſo beurtheil ſich dieſe 
nach folgenden Gefichtspunkten: Wäre es Abſicht der Forſt⸗ 
inſpektion und des Rechtsvorgängers des Bekl. geweſen, ein der 
Kl. geſetzlich zuſtehendes Entſchädigungsrecht dem ſchieds richter · 
lichen Verfahren zu unterwerfen, ſo würde ein ſolcher Vertrag 
gemäß § 1025 der C. P. O. nicht für rechtswirkſam erachtet 
werden können, da die Vertragſchließenden nicht berechtigt waren, 
über ein ſolches geſetzliches Recht der Kl. einen Vergleich zu 
ſchließen. Anders dagegen, wenn der Wille der Vertragsparteien 
dahin gegangen iſt, unabhängig von einem ſolchen etwaigen 
geſetzlichen Entſchädigungsrecht der Kl. bezw. gerade deswegen, 
weil nach ihrer Meinung der Kl. ein ſolches Recht nicht zuſteht, 
für dieſe und zu deren Gunſten ein vertragsmäßiges Ent ⸗ 
ſchädigungsrecht gegen den einen Vertragstheil als Jagd⸗ 
pächter zu begründen. Ein derartiger Vertrag zu Gunſten 
Dritter, hier der Kl., ift nach gemeinem Recht zweifellos gültig. 
Dann iſt aber auch der zu der Begründung dieſes vertrags⸗ 
mäßigen Entſchädigungsrechtes hin zutretende Schieds · 
vertrag für vereinbar mit dem Inhalt der 89 1025 und 1026 
der C. P. O. und daher für rechtswirkfam zu erachten, da die 
Forſtinſpektion und der Rechtsvorgänger des Bekl. als berechtigt 
erſcheinen, das von ihnen felbſt erſt geſchaffene Recht 
der Kl. ſogleich bei ſeiner Begründung der Beſchränkung 
zu unterwerfen, daß Streitigkeiten, die künftig aus dieſem ver- 
taglichen Rechtsverhältniſſe erwachſen werden, vom Schiedsrichter 
entſchieden werden ſollen. Die Kl. hat dann dadurch, daß ſie 
auf Grund dieſer Vertragebeſtimmung den darin "beitellten 
Schiedsrichter angerufen hat, dieſe Beſtimmung fich zu eigen 
gemacht, und fie für ſich in Wirkſamkeit geſetzt. VII. C. S. 
i. S. Poſſehl e. v. Goßler vom 12. Februar 1901, 
Nr. 349/1900 VII. 

Zur Konkurs ordnung. 

8. 88 30, 31. 58 23, 24 a. F. 

Die Revifion erſcheint gerechtfertigt. Die Entſcheidung 
des B. G. iſt — unter Beiſeitelaſſung der von der Kl. aus 
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8 23 Nr. 1 und 5 24 der R. K. O. (a. 5.) entnommenen 
Aufechtungsgründe — in Anwendung des 5 23 Nr. 2 er- 
gangen, deſſen Voraus ſetzungen nach Annahme des B. G. da ; 
durch gegeben ſind, daß dem Bekl. durch Verſchaffung der 
Hypothek für feine Kauſpreisſorderung am 8. Dezember 1898, 
alſo in den letzten 10 Tagen vor dem Antrage auf Eröffnung 
des Konkurſes, von der Gemeinſchuldnerin eine Sicherung 
gewährt worden ſei, auf die er zu dieſer Zeit deshalb keinen 
Anſpruch gehabt habe, weil durch die Operationen mit den am 
2. November, 25. November und 25. Dezember 1898 fälligen 
Wechſeln ihm der Gemeinſchuldnerin gegenüber die vertragz⸗ 
mäßige Verpflichtung erwachſen ſei, das ihm an ſich zuſtehende 
Recht auf Beſtellung einer Hypothek bis zur Fälligkeit der 
Wechſel nicht geltend zu machen; ferner wird augenommen, daß 
vom Bekl. der in $ 23 Nr. 2 zugelaſſene Gegenbeweis nicht 
gelungen ſei. Die vom Rkl. erhobene Rüge, daß das B. G. 
hier einen Anfechtungsgrund zulaſſe, den die Kl. gar nicht 
geltend gemacht habe, kann nicht für ungerechtfertigt erachtet 
werden. Allerdings iſt ſchon die Klage ausdrücklich auch auf 
§ 23 Nr. 2 geſtützt worden, allein zur Begründung war nur 
aufgeſtellt worden, daß dem Bekl. am 8. Dezember 1898 ein 
Recht auf Beſtellung einer Hypothek für feine Reſtkaufpreis⸗ 
forderung überhaupt nicht mehr zugeſtanden habe, da er 
deſſelben, ſei es durch den bei der Auflaſſung vorgelegten Ver⸗ 
trag vom 5. November 1898, ſei es durch Annahme des am 
2. November fälligen Wechſels verluſtig gegangen ſei; niemals 
aber war die Kl. mit der Behauptung hervorgetreten, daß in 
und mit den Wechſeloperationen ein Stundungsvertrag bezüglich 
der Zahlung des Kaufpreiſes und der Hypothekbeſtellung zwiſchen 
der Gemeinſchuldnerin und dem Bekl. zu Stande gekommen 
ſei. Das Zuſtandekommen eines Vertrags dieſes Inhalts zu 
bekämpfen, hatte der Bekl. alſo nach dem Vorbringen der 
Gegenpartei keine Veranlaſſung, und es muß demgemäß in der 
Begründung des Urtheils mit Annahme einer derartigen Ver 
einbarung eine unzuläffige Beſchränkung der Vertheidigung ge⸗ 
funden werden. Auch noch aus einem anderen Grunde erſchien 
die Aufhebung des B. U. geboten. Der Bekl. hatte ſich zum 
Beweiſe des guten Glaubens der Inhaber der Firma Sch. & S. 
auf die als Beweismittel vorgelegten Strafprozeßakten berufen, 
inhalts deren eine Verurtheilung der Angekl. auf Grund des 
9211 der R. K. O. (a. F.) deshalb nicht erfolgt iſt, weil, wie 
es in den Gründen des Strafurtheils heißt, die Angekl. „ge 
glaubt haben, dem C. ſtehe ein ſolcher Auſpruch (nämlich auf 
Hypothekbeſtellung) zu, ſie haben in keiner anderen Abſicht ge⸗ 
handelt als um dieſen vermeintlichen Anſpruch zu erfüllen“. 
Die Würdigung dieſes Beweismittels fiel nun ohne Zweifel 
in das Ermeſien des B. G.; allein die Begründung, mit 
welcher das B. G. die erfolgte „Freiſprechung“ für „völlig 
gleichgültig“ erklärt, läßt nicht erkennen, daß daſſelbe von den 
Gründen des Strafurtheils überhaupt Einficht genommen hat, 
denn zu jener Begründung dient allein der Satz: „da dieſer 
Paragraph keine Handlungsweife der Gemeinſchuldner nach er⸗ 
folgter Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung erfordert“, 
während „zur Anfechtbarkeit nach § 23 Nr. 2 der R. K. O. eine 
in den letzten Wochen vor einem dieſer Zeitpunkte erfolgte 
Rechtshandlung genügt“, ein Satz, der, wenn auch in ſeinen 
einzelnen Theilen nicht unrichtig, als Ganzes unverſtändlich 
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und zur Begründung der gezogenen Schlußfolgerung nicht 
dienlich if. VII. C. S. i. S. Claus o. Scheuer & Seligſtein 
Konk. vom 22. Februar 1901, Nr. 364/1900 VII. 

II. Das Handelsrecht. 

9. 870. Art. 62 a. F. 

Soweit das B. U. den Kl. mit feinen Anſprüchen abgewieſen 
bat, beruht es auf der Feſtſtellung, daß der plötzliche Tod des 
erſt 35 jährigen Albert Schw., des Mitinhabers der beklagten 
Firma und des Leiters der Filiale derſelben in Göppingen und 
die dadurch veranlaßte Aufgabe der Göppinger Filiale als ein 
„unvorhergeſehener triftiger Grund“ anzuſehen ſei, der nach 811 
des zwiſchen Parteien geſchloſſenen Vertrages deſſen Löſung 
techtfertige. Die gegen dieſe Feſtſtellung gerichtete Revifion kann 
keinen Erfolg haben. Denn wie anerkanntermaßen die Frage, 
ob ein „wichtiger Grund“ im Sinne des früheren Art. 62, 
jetzt § 70 des H. G. B. vorliege, der die vorzeitige Auflöſung 
des Dienſtverhältniſſes rechtfertige, eine That⸗ und nicht eine 
Rechtsfrage iſt und daher der Nachprüfung in der Reviſions⸗ 
inſtanz fich entzieht, fo muß ein Gleiches auch hinfichtlich der 
Vertragsbeſtimmung gelten, wonach ganz unvorhergeſehene 
triftige Gründe eine vorzeitige Vertragsauflöſung zulaſſen ſollen. 
Wenn das B. G. ausführt, daß die Parteien beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe der Meinung fiherlih nicht geweſen ſeien, Bekl. ſolle 
lediglich mit Rückficht auf den Kl. an geſchäftlichen Verfügungen 
gehindert ſein, die ſie nach vernünftigem Ermeſſen zur Wahrung 
ihrer eigenen Intereſſen für geboten erachte, ſo iſt das eine 
Vertragsauslegung, die mangels erkennbaren Rechtsirrthums mit 
der Revifion nicht in Frage geſtellt werden kann. Uebrigens 
hat aber auch das B. G. den von der Revifion als maßgebend 
aufgeſtellten Grundſatz, daß die Vertragslöſung nur dann ſtatthaft 
ſei, wenn dem Kündigenden die Fortſetzung nach Lage der 
Umſtände billigerweiſe nicht zugemuthet werden könne, ſelbſt zu 
Anfang ſeiner Gründe ausdrücklich für entſcheidend erklärt; es 
hat aber eben feſtgeſtellt, daß dieſe Fortſetzung der Bekl. billiger⸗ 
weiſe nicht zugemuthet werden könne, und das liegt wieder 
lediglich auf thatſächlichem Gebiete. III. C. S. i. S. Haußmann 
c. Schweickhardt vom 19. Februar 1901, Nr. 350/1900 III. 

10. 88 373 ff. Art. 283, 355, 356 a. F. 

Die Reviſion des Bekl. und Widerkl. erweiſt fih als be⸗ 
gründet. Denn das angefochtene Urtheil des B. G. beruht 
auf Rechtsirrthum, inſoweit es die Widerklage des Bekl. auf 
Schadenserſatz zu 1 586 Mark 30 Pf. mit Rüdfiht auf die 
gemeinrechtlichen Beſtimmungen über die Haftung des Ver⸗ 
käufers wegen Mängel der Waare beim Spezies kauf als un- 
begründet abgewieſen hat. Der Vertrag zwiſchen den Parteien 
über die käufliche Lieferung der auf dem Alvesloher Hofe des 
Kl. in der Zeit vom 1. Mai 1896 bis dahin 1897 zu ge⸗ 
winnenden Milchproduktion im Ganzen enthält einen Spezies. 
kauf überhaupt nicht. Denn die Milch, welche der Kl. zu liefern 
hatte, wurde nicht ſchon dadurch zu einer Spezies, daß fie 
vertragsmäßig die Eigenſchaft haben mußte, von den Kühen 
des Alvesloher Hofes herzurühren. Wenn der Gattungsbegriff 
durch den Inhalt der Parteiberedung beſchränkt und dle Waare 
nach Beſchaffenheit und Herkunft näher beſtimmt iſt, ſo liegt 
doch immer noch ein Gattungskauf vor; erft durch den Vollzug 
der täglichen Theillieferung trat die Sndivibualifirung der Waare 
ein. El ftände ſohin nicht, wie das B. G. annimmt, der An- 
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wendung der Art. 355 und 356 des H. G. B. ältere Faſſung 
ein rechtliches Hinderniß im Wege. Allein aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Verzugs des Kl. find bei der gegebenen Sachlage, 
wie ſie unter den Parteien feſtſteht, die für die Beurtheilung 
des Schadenserſatzanſpruches des Bekl. und Widerkl. ent⸗ 
ſcheidenden Erwägungen überhaupt nicht herzuleiten. Der Bekl. 
und Widerkl. verlangt Schadenserſatz deshalb, weil die ihm am 
1., 2. und 3. Mai 1896 gelieferte Milch erwieſenermaßen mit 
Kuhſchmutz verunreinigt war, dieſer Mangel jedes mal ſofort 
gerügt wurde und die Mangelhaftigkeit der Lieferung, wie gleich⸗ 
falls erwieſen iſt, den Rücktritt des Hamburger Abnehmers von 
dem in der örtlich üblichen Weiſe auf die Zeit vom 1. Mai 1896 
bis 1. Mai 1897 geſchloſſenen Jahresvertrage zur Folge hatte, 
während zugleich feſtgeſtellt iſt, daß die mangelhafte Lieferung 
der unreinen Milch auf einem Verſchulden des Kl., beſtehend 
in mangelhafter Kontrolle der Gewinnung des Kaufsobjekts, 
beruhte. Dieſe Thatſachen begründen den Schadenserſatzanſpruch 
des Bekl. Daß reine Milch zu liefern war, bedurfte keiner 
beſonderen Abrede, es muß bei einem Vertrage zwiſchen dem 
Produzenten und dem Milchhändler als ſtillſchweigend vereinbart 
und ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt gelten, daß reine Milch ge⸗ 
liefert wird, da Jedermann weiß, daß unreine und durch Schmutz 
alterirte Milch zur Weiterveräußerung und zum menſchlichen 
Genuſſe überhaupt nicht geeignet und geſundheitsgefährlich iſt. 
Wenn nun der Kl. anſtatt der von ihm vertragsmäßig zu 
liefernden reinen Milch an drei Tagen hintereinander unreine 
lieferte, ſo hat er ſich ſelbſt in die Unmöglichkeit verſetzt, die 
Theillieferungen dieſer drei Tage in der vertragsmäßigen Weiſe 
zu bewirken. Denn die Milchproduktion dieſer drei Tage war 
verbraucht, eine Nachlieferung der an dieſen drei Tagen von 
dem Gute Alveslohe zu beziehenden reinen Milch war nicht 
möglich, und dieſe Unmöglichkeit iſt von dem Kl. verſchuldet, 
da er feftgeſtelltermaßen recht wohl im Stande geweſen wäre, 
durch Anwendung gehöriger Sorgfalt die ordnungsmäßige Er⸗ 
füllung der im Vertrage übernommenen Verbindlichkeit herbeizu 
führen. Verſchuldete Unmöglichkeit der Erſüllung des Leiſtungs⸗ 
gegenſtands verpflichtet aber dazu, dem Gläubiger das Intereſſe 
zu leiſten. Dieſes beſteht in der Ausgleichung des Nachtheils, 
welcher in der Vermögenslage des Bekl. dadurch eingetreten iſt, 
daß ihm die Milch in der erwähnten mangelhaften und vertrags⸗ 
widrigen Weiſe geliefert wurde. Daß der Abnehmer des Bekl. 
in Folge der dreimaligen Lieferung unreiner Milch von dem 
Jahres vertrage, den er auf die Zeit vom 1. Mai 1896 bis dahin 
1897 mit dem Bekl. geſchloſſen hatte, zurückgetreten iſt, iſt feft- 
geſtellt, und eben damit iſt dem Bekl. die Möglichkeit entzogen 
worden, aus dem Jahresvertrage den bei ordnungsmäßiger 
Lieferung zu erwartenden Gewinn zu ziehen. Das Intereſſe des 
Bekl., welches dieſem in Folge der vom Kl. verſchuldeten Lieferung 
unreiner Milch zu gewähren iſt, ſchließt alſo den ganzen Schadens ⸗ 
erſatzanſpruch des Bekl. bereits in ſich, ohne daß es noch darauf 
ankäme, ob der Kl. mit der Lieferung der Milch während der 
übrigen Zeit des Jahres im Verzuge war oder nicht. Ob der 
Schaden, welcher dem Bekl. in Folge der vom Kl. zu vertretenden 
Mangelhaftigkeit der Leiſtung zugegangen iſt, vorausſehbar war, 
darauf kommt es zur Begrüdung der Schadenserſatzpflicht des 
Kl. nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. (vergl. 
Entſch. Bd. 13 S. 66) gleichfalls nicht an. Es iſt der Zuſtand 
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herzustellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze ver- 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten ſein würde, und dazu 
gehört nach Art. 283 des H. G. B. älterer Faſſung wie nach 
8 249, 280 des B. G. B. auch der entgangene Gewinn, der 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge von dem Bekl. in Folge 
der zur Weiterveräußerung der Milch getroffenen Veranſtaltungen 
bei ordnungsmäßiger Lieferung zu erzielen geweſen wäre. Wie 
groß der dem Bekl. zugegangene Schaden geweſen iſt, muß 
noch ermittelt werden; dem Grunde nach aber iſt er gerecht⸗ 
fertigt. Er iſt auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Bekl., 
wie aus dem Briefe feines Anwalts vom 11. Mai 1896 hervor- 
geht, bereit geweſen wäre, auf Schadeuserſatz zu verzichten, 
wenn der Kl. mit der Auflöſung des Jahres vertrages fi ein- 
verſtanden erklärt hätte. Denn der Kl. hat dieſen gütlichen 
Ausgleich der Sache abgelehnt und für dieſen Fall hatte der 
Bekl. ſeine Schadenserſatzanſprüche ſich ausdrücklich vorbehalten. 
I. C. S. i. S. Schwarz c. Wilke vom 9. Februar 1901, 
Nr. 366/1900 L 

11. 88 813 ff. Art. 817 ff. a. F. 

In den vier Verficherungspolicen heißt es im Anſchluß an 
die Beſtimmung, daß die Verficherung übernommen ſei „für die 
Reiſe von Chicago via Antwerpen bis Bingen inkl. Flußrifiko“: 
Die Verſicherung geſchehe unter den umſtehenden für die Parteien 
verbindlichen Bedingungen. Unbedenklich iſt daraus zu folgern, 
daß dieſe Bedingungen, obwohl fie die Ueberſchrift „Allgemeine 
Bedingungen für Seeverficherungen“ haben, doch nach der Ver⸗ 
tragsabſicht auch für das Fluß riſiko maßgebend ſein ſollten, 
insbeſondere alſo auch die Beſtimmung im Art. 25 der Be⸗ 
dingungen über die Anwendung der Vorſchriften des H. G. B. 
Die Kl. hat ſich berufen auf den Art. 817 Abſ. 2 und 3 
und auf die Art. 820 und 832 des H. G. B. — Ganz außer 
Betracht zu laſſen find indeſſen die Art. 820 und 832, der 
Art. 820, weil er zur Vorausſetzung hat, daß nach dem Ver⸗ 
ficherungsvertrage die verficherten Güter mit einem beſtimmt 
bezeichneten Schiffe (oder mit mehreren beſtimmten Schiffen) zu 
befördern find, und es an dieſer Vorausſetzung hier fehlt, — 
der Art. 832, weil von einem Aufgeben der verſicherten Reife, 
d. h. dem Aufgeben des Transports zu Schiff vor Erreichung 
des Beſtimmungshafens hier keine Rede ſein kann. — Aber 
auch von dem Art. 817 (Abſ. 2 und 3), auf den die Reviſion 
zurückgekommen iſt, muß hier abgeſehen werden. „Verändert“ 
im Sinne des Art. 817 wird eine Reiſe nur dann, wenn ſie 
nach einem anderen Beſtimmungshafen gerichtet wird, und im 
vorliegenden Fall ſollte nicht bezüglich der verſicherten 
Kleeſaatladung Mainz an die Stelle von Bingen als 
Beftimmungshafen geſetzt werden, ſondern der Kahn „Mainz Nr. 2“ 
von Mainz nach Bingen behufs Löſchung jener Ladung zurück⸗ 
kehren. Die Unanwendbarkeit der vorerwähnten Vorſchriften des 
H. G. B. rechtfertigt jedoch noch nicht die Annahme des B. G., 
daß mit dem Beginn der Weiterfahrt des Kahns in der Richtung 
nach Mainz eine neue nicht mitverficherte Reiſe angetreten 
worden ſei. Irrigerweiſe glaubt das B. G. ſich hierfür auf das 
in den Entſch. des R. G. Bd. 13 Nr. 24 veröffentlichte Urtheil 
berufen zu können. In dem durch dieſes Urtheil entſchiedenen 
Fall hatte das verſicherte Schiff nicht nur feinen Beſtimmungs⸗ 
hafen erreicht, ſondern hier auch ſeinen Ballaſt gelöſcht und eine 
für einen anderen Hafen beſtimmte Ladung eingenommen, und 
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mit Rückficht darauf wurde unter Hinweis auf Art. 827 des 
H. G. B. ausgeſprochen, daß die verſicherte Reiſe beendigt und 
die Weiterreiſe nach jenem anderen Hafen nicht eine „Abweichung 
von der Reiſe“ (Art. 818 des H. G. B.), ſondern eine neue 
Reiſe geweſen ſei. Von dem Thatbeſtande, der dieſer Entſch. 
zu Grunde lag, weicht der gegenwärtig zu beurtheilende in einer 
weſentlichen Beziehung ab. Nach dem Art. 5 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen (vergl. Art. 828 Abſ. 1 des H. G. B.) endete die 
Reife mit dem Zeitpunkte, in welchem die Güter im Beſtimmungs⸗ 
hafen an das Land gelangten. Nun war zwar der Kahn 
„Mainz Nr. 2“ in ſeinem Beſtimmungshafen Bingen vor Anker 
gegangen, und es hatten auch, wie das B. G. feſtſtellt, die 
Vertreter des Mainzer Schleppſchiffahrtsvereins ſowie der 
Spediteur Pennrich die Abficht, alsbald die verſicherte Ladung 
loͤſchen zu laſſen. Dieſe Abficht iſt aber nicht zur Ausführung 
gelangt, es iſt vielmehr der Kahn mit der verſicherten Ladung 
in der Richtung nach Mainz weiter gefahren, um zunächſt den 
dortigen Hafen anzulaufen und ſodann behufs Löſchung jener 
Ladung nach Bingen zurückzukehren. Die Weiterfahrt war daher 
ebenſo, wie ſie es in dem Fall geweſen wäre, wenn ſie ohne 
vorheriges Vorankergehen des Kahns in Bingen ſtattgefunden 
hätte, eine „Abweichung von der Reiſe“ im Sinne des Art. 818 
des H. G. B., deren Gefahr nach der Beſtimmung dieſes 
Artikels der Verficherer getragen haben würde, vorausgeſetzt, 
daß die Abweichung von dem Verſficherten (oder von einem Ver⸗ 
treter des Verficherten) weder veranlaßt noch genehmigt worden 
iſt. Dieſer Anwendung des Art. 818 des H. G. B. zu Gunſten 
der Kl. ſteht indeß der Art. 1 der Verſicherungsbedingungen im 
Wege. Letzterer enthält ausdrückliche und daher nach Art. 2 5 
der Bedingungen den Sätzen des H. G. B. vorgehende Be⸗ 
ſtimmungen über den Umfang der Haftung des Verſicherers, 
und wenn in ihnen neben anderem, was hier nicht in Betracht 
kommt, hervorgehoben iſt, daß der Verſicherer den durch eine 
„notbgebrungene Aenderung der Reiſe“ veranlaßten Schaden zu 
tragen habe, ſo ergiebt ſich daraus, daß er für den in Folge 
einer nicht nothgedrungenen Aenderung der Reiſe entſtehenden 
Schaden nicht haften ſollte. Es kann auch ferner nicht wohl 
bezweifelt werden, daß unter den Begriff einer Aenderung der 
Reiſe nicht nur eine Veränderung im Sinne des Art. 817 
des H. G. B. fiel, ſondern jedenfalls auch eine ſolche Abweichung 
von der Reiſe, wie fie hier erfolgt iſt. Hätte eine Aenderung 
der Reiſe vorgelegen, wenn die Weiterfahrt in der Richtung 
nach Mainz unternommen worden wäre in der Abficht, die ver⸗ 
ſicherte Ladung in Mainz anſtatt in Bingen zu löſchen, alſo in 
der Abfiht. die Reiſe nach einem anderen Beſtimmungshafen 
zu richten, ſo lag ſie gewiß auch dann vor, wenn, wie feſtſteht, 
die Abſicht die war, zunächſt nach Mainz und von da wieder 
zurück nach Bingen zu fahren. I. C. S. i. S. Stern und 
Gen. 6. Trandatlantiſche Güter⸗Verſicherungsgeſellſchaft vom 
6. Februar 1901, Nr. 364/1900 I. 

III. Sonftige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

12. 5 95. 

Die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt auf 
den 8 52 des revidirten Statuts der Bekl. vom 15. Juli 1857 
geſtützt. Dieſer Paragraph beſtimmt: Streitigkeiten über die 
Aufnahme und Ausſchließung von Innungsgenoſſen, ſowie über 
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die Rechte und Pflichten derſelben und der Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes find von der Kommunalbehörde zu entſcheiden. Gegen 
dieſe Entſcheidung ſteht der Rekurs an die Königliche Regierung 
offen, welcher binnen einer präkluſiviſchen Friſt von 4 Wochen 
bei der Kommunalbehoͤrde anzumelden iſt. Das B. G. hat 
angenommen, daß dieſe Beſtimmung den Rechtsweg für die 
vorliegende Klage ausſchließe. Hierin kann eine Geſetzes⸗ 
verletzung nicht gefunden werden. Für die Beurtheilung der 
fraglichen Einrede kommt es weſentlich darauf an, ob im Sinne 
des & 13 des G. V. G. eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vor⸗ 
liegt, die einer Verwaltungs behörde oder einem Verwaltungs⸗ 
gericht zugewieſen iſt. Das O. L. G. erblickt eine ſolche Zu⸗ 
weiſung mit Recht in dem oben wiedergegebenen § 52 des 
Innungsſtatuts der Bekl. Daß dieſe Beſtimmung noch gegen- 
wärtig Gültigkeit befitzt, muß mit dem O. L. G. angenommen 
werden. Sie ſtimmt mit dem § 122 der Preußiſchen Gewerbe⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1845 überein. Letztere Vorſchrift 
iſt durch die Preußiſchen Geſetze vom 9. Februar 1849 und 
15. Mai 1854, betreffend Aenderungen der Gewerbeordnung 
von 1845, unberührt geblieben, wie denn auch das revidirte 
Statut der Bekl. unter Mitberückfichtigung dieſer Novellen von 
der Königlichen Regierung zu Stettin am 15. Juli 1857 be⸗ 
ſtätigt worden iſt. Das Gleiche gilt von dem Preußiſchen 
Fiſchereigeſetze vom 30. Mai 1874, ſowie von dem Landes- 
verwaltungsgeſetze vom 30. Juli 1883 und dem damit zuſammen⸗ 
hängenden Zuſtändigkeitsgeſetze vom 1. Auguſt 1883. Nur iſt 
nach 8 18 des Landesverwaltungsgeſetzes an die Stelle der 
Regierung der Regierungspräfident getreten, der auch unterm 
13. Juli 1894 einige weitere Aenderungen des Statuts der 
Bekl. genehmigt hat. Das L. G. hatte nun zwar angenommen, 
der § 122 der Preußiſchen Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845 ſei durch den 8 95 der R. Gew. O. vom 21. Juni 1869 
beſeitigt. Dieſer Annahme ſteht indeß, wie auch das B. G. 
ausführt, der 8 6 der R. Gew. O. entgegen. Denn diefe Vor⸗ 
ſchrift ſchließt eine Anzahl gewerblicher Betriebe von der An⸗ 
wendung der R. Gew. O. aus, und darunter iſt in erſter Linie 
die Fiſcherei genannt. Der Wortlaut und die Motive des 8 6 
laſſen erkennen, daß jener Ausſchluß ſich auf den ganzen Um⸗ 
fang der R. Gew. O. beziehen ſoll. Vergl. Entſch. des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts Bd. 12 S. 348; v. Landmann, Kom⸗ 
mentar zur Reichsgewerbeordnung (3. Aufl.) Bd. I S. 70; 
Marcinowski, Kommentar zur Reichsgewerbeordnung (6. Aufl.) 
S. 263. Es muß weiter aber auch dem O. L. G. darin bei⸗ 
getreten werden, daß, wenn der § 52 des revidirten Statuts 
der Bekl. Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten der 
Innungsgenoſſen der Entſcheidung der Kommunalbehörde über⸗ 
weiſt, er damit alte Rechte und Pflichten aus der Zugehörigkeit 
zur Innung, und ſomit auch die Entziehung der nach den 
88 7, 31 des Statuts den ſog. Garnmeiſtern zuſtehenden 
Vorzugsberechtigung beim Fiſch⸗ und Aalfang im Sinne hat. 
Hierfür ſpricht der Wortlaut des § 52 und die Erwägung, 
daß es ſich bei der fraglichen Entziehung weſentlich darum 
handelt, ob ein Garnmeiſter ſich jenes kraft der Anciennetät 
($ 7), alſo gewiſſermaßen als Ehrenrecht ihm zuſtehenden 
Vorzugsrechts durch Kontraventionen beim Fiſchen unwürdig 
gemacht hat. IV. C. S. i. S. Wiltz co. Fiſcherei Innung zu 
Gartz vom 14. Februar 1901, Nr. 353/1900 IV. 
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Zum Patentgeſetz. 

13. 8 11. 

Dem Patentinhaber iſt für die Ertheilung des Patentſchutzes 
und des in demſelben enthaltenen Verbietungsrechts vom Geſetze 
die Gegenleiſtung auferlegt, daß er das Seinige thut, um eine 
Ausführung der Erfindung durch die inländiſche In duſtrie 
in angemeſſenem Umfange zu ſichern. Darum wird ihm in 
§ 11 Ziffer 1 des Pat. G. für den Fall der Zuwiderhandlung 
gegen dieſe Verpflichtung die Zurücknahme des Patentes an- 
gedroht. Will der Patentinhaber, obwohl die vom Geſetze 
gewollte Ausführung nicht erfolgt iſt, dem angedrohten Rechts⸗ 
nachtheile entgehen, ſo hat er Thatſachen vorzubringen, durch 
welche die Nichterfüllung der Ausführungs verpflichtung genügend 
entſchuldigt erſcheint. Nach dem Thatbeſtande der angefochtenen 
Entſcheidung war von der Kl. behauptet worden, der Bekl. habe 
es unterlaſſen, im Inlande die Erfindung in angemeſſenem 
Umfange zur Ausführung zu bringen, er habe nicht einmal 
etwas gethan, um dieſe Aus führung zu fichern. Dieſe Be⸗ 
hauptung hatte Bekl. zugegeben. I. C. S. i. S. Lochmannſche 
Mufikwerke 6. Kalliope vom 9. Februar 1901, Nr. 384/1900 J. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

14. 58 1, 6. 

Der in der Berufungsinſtanz nunmehr dahin formulirte 
Klageantrag, die Bekl. zu verurtheilen, die Behauptung, bei der 
Kl. entfalle auf das Jahr 1897 die geringſte Entſchädigung, 
nicht zu veröffentlichen, wurde, wie aus dem Schlußſatze in dem 
Thatbeſtande des B. U. zu entnehmen tft, auch auf 8 1 des 
Wettbewerbgeſetzes geſtützt, und das O. L. G. hat dieſe geſetzliche 
Vorſchrift ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegt. Wenn nun 
auch § 1 ſpeziell die unlautere Reklame, die unlautere An ⸗ 
preiſung von Waaren, gewerblichen Leiſtungen u. ſ. w. zum 
Gegenſtande hat, wodurch der Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorgerufen werden kann, ſich alſo auf Fälle bezieht, 
in denen gewerbliche Leiſtungen auf Koſten fremder Leiſtungen 
gehoben werden, & 6 des Wettbewerbgeſetzes dagegen die 
unlautere, ſchädigende Kritik des Erwerbgeſchaftes und der 
gewerblichen Leiſtungen eines Anderen betrifft, indem dieſe 
angeſchwärzt, herabgeſetzt werden, fo tft doch, da § 1 nicht vor⸗ 
ſchreibt, daß die fraglichen Angaben über eigene geſchäftliche 
Verhältniſſe, eigene Leiſtungen oder Waaren gemacht fein 
müſſen, die Auficht nicht rechtsirrig, daß unter den Umſtänden 
und in dem Zuſammenhang, wie die Angaben gemacht find, 
dieſelben indirekt eine Anpreiſung des eigenen Geſchäfts 
enthalten können, wenn fie auch direkt nur einen Andern berab- 
ſetzen. Die in dieſer Hinſicht erhobene Rüge der Rkl. erſcheint 
daher nicht als begründet. Das O. L. G. hat eine ſolche indirekte 
Anpreifung der eigenen Leiſtungen der Bekl. darin gefunden, 
daß fie die Ueberficht, unter welcher die den Gegenſtand der 
Klage bildende Behauptung angebracht iſt, zur Forderung ihrer 
Intereſſen verſendet und in unmittelbarer Verbindung mit dieſer 
Behauptung bemerkt hat, ſie habe pro 1897 die Schäden in 
voller ſtatutariſcher Höhe mit 75 Prozent bezahlt und verfüge 
nach Abzug aller Schulden durch die Prämienreſerve und den 
Reſervefond über einen Nettobetrag von 307 023,66 Mark für 
kommende Schäden. Ob in dem vorliegenden Falle, wo nur 
die Unterſagung der Behauptung, bei der Kl. entfalle auf das 
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Gefichtspunkt von dem B. R. mit Recht in Anwendung gebracht 
worden iſt, kann unerörtert bleiben, wie ebenſo es keiner Ent- 
ſcheidung bedarf, ob bei dem Umſtande, daß in der fraglichen 
Reklame die eigene Leiſtung nur gegenüber der Kl., auf die ſich 
die unwahre Angabe bezieht, angeprieſen wird, der Satz des 
B. R., daß unter den vorliegenden Umſtänden jene Ausſprache 
über die Kl. geeignet ſei, bei dem Publikum die Meinung 
hervorzurufen, es verſichere bei der Bekl. vortheilhafter, als bei 
anderen Geſellſchaften, eine genügende Begründung für die 
Annahme bildet, daß die Angabe geeignet ſei, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Denn wenn 
man auch den § 1 des Wettbewerbgeſetzes auf den vorliegenden 
Fall nicht für anwendbar halten wollte, ſo genügen doch die 
vom O. L. G. getroffenen thatſächlichen Feſtſtellungen, um die 
Eniſcheidung auf Grund des in der Klageſchrift bezogenen § 6 
des Wettbewerbgeſetzes aufrecht zu erhalten. Das O. L. G. hat 
nämlich ohne Rechtsirrthum thatſächlich feſtgeſtellt, daß die zu 
unterſagende Behauptung thatſächlicher Art und unrichtig, 
alſo auch nicht erweis lich wahr iſt, ſowie daß fie geſchäft⸗ 
liche Verhältniſſe der Kl. betrifft, worunter auch deren 
Erwerbsgeſchäft und gewerbliche Leiſtungen fallen. 
II. C. S. i. S. Saächſ. Viehverfiherungsbant c. Rhein. Vieh⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft vom 22. Februar 1901, Nr. 364/1900 II. 
15. 88. 


Der Reviſion war theilweiſe ſtattzugeben. Was zunächſt 
den auf 8 8 des Wettbewerbgeſetzes geſtützten Klageantrag betrifft, 
jo hat das O. L. G. denſelben aus zwei Gefichtspunkten als un⸗ 
begründet erachtet, einmal, weil keine Verwechſelungsgefahr 
ewiſchen den Zeitungstiteln der Parteien beſtehe und ſodann, 
weil nicht bewieſen ſei, daß die Bekl. den Titel für ihre Zeit⸗ 
ſchrift gewählt hätten, um Verwechſelungen mit der Zeitſchrift 
des Kl. hervorzurufen. In erſterer Beziehung iſt das O. L. G. 
zutreffend davon ausgegangen, daß, da es ſich um Wettbewerb 
im geſchäftlichen Verkehr handelt, bei Prüfung der Verwechſelungs⸗ 
gefahr die Umſtände des Falles, ſpeziell bei Titeln von Zeit⸗ 
ſchriften die Anſchauungen, Erfahrungen und Gewohnheiten des 
betreffenden Verkehrskreiſes, nämlich des Publikums, welches 
dieſe Zeitſchriften zu leſen und zu benutzen pflegt, in Betracht 
zu ziehen find. Es hat hiernach die Verwechſelungsgefahr ver- 
neint, weil es ſich um eine Fachzeitung für die beim Brauerei⸗ 
gewerbe betheiligten Perſonen handele, weil bei ſolchen Fachzeit⸗ 
ſchriften eine gewiſſe Aehnlichkeit in dem Titel fih vielfach aus 
der Natur der Sache ergebe, und weil daher die Intereſſenten 
gewöhnt ſeien, ſorgfältig zu unterſcheiden, und namentlich, wenn 
ſolche Zeitſchriften an verſchiedenen Orten erſcheinen, nicht nur 
den Namen, ſondern auch den Erſcheinungsort zu beachten. In 
Betreff des zur Anwendung des bezogenen & 8 erforderlichen 
ſubjektiven Moments beruht die Begründung des B. G. auf der 
in das Gebiet der Beweiswürdigung fallenden Feſtſtellung, daß 
der Kl., abgeſehen von der unzutreffenden Bezugnahme auf 
den Wortlaut der beiden Titel und auf die völlig unerhebliche 
Poftkarte, nichts vorgebracht habe, was die Abſicht der Bekl., 
Verwechſelungen hervorzurufen, darthun könnte. In beiden 
Richtungen liegen daher ohne Rechtsirrthum getroffene, thatſäch⸗ 
liche Feſtſtellungen vor. Unzutreffend erweiſt fich die Rüge des 
Rkl., daß inſofern pryzeſſual gefehlt ſei, als das B. G. den von 
ihm dafür erbotenen Zeugenbeweis, daß in der That zwei 
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Perſonen die Titel der beiden Zeitſchriften miteinander verwechſelt 
und den Eindruck empfangen hätten, daß die Bekl. ihren Titel 
nur gewählt hätten, um Verwechſelungen hervorzurufen, als un⸗ 
erheblich abgelehnt hat. Denn aus dem Vorkommen vereinzelter 
Verwechſelungen folgt noch nicht, daß die Benutzung des 
betreffenden Zeitungstitels geeignet iſt, Verwechſelungen zu ver⸗ 
anlaſſen; wie das O. L. G. bemerkt hat, können dieſelben in den 
vereinzelten Fällen ihre Urſache in der Außerachtlaſſung der ver⸗ 
kehrsüblichen Sorgfalt haben. Mit Unrecht greift ferner der Rll. 
die Entſcheidung, betreffend die angeblich unrichtige Bezeichnung 
des Jahrganges der beklagtiſchen Zeitſchrift, als rechtsirrig an. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob man der Annahme des O. L. G., 
daß die Zählweiſe der Bekl. nicht unrichtig ſei, beizupflichten hätte, 
wenn der von dem Kl. dafür angetretene Beweis erbracht würde, 
daß im Zeitungsverkehr von einem Jahrgange nur geſprochen 
werde, wenn die Zeitung wirklich ein Jahr hindurch erſchienen 
iſt; denn jedenfalls findet die angefochtene Eutſcheidung ihre dem 
Geſetze entſprechende Begründung in der thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des B. G., daß im vorliegenden Falle die Bezeichnung 
als 3. beziehungsweiſe 2. Jahrgang, anftatt als 2. beziehungs⸗ 
weiſe 1. Jahrgang nicht geeignet iſt, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Dagegen beruht 
die Abweiſung des Klageanſpruchs, betreffend das Verbot der 
Behauptung, die Zeitſchrift der Bekl. erſcheine in einer notariell 
feſtgeſtellten Auflage von 12 000 Exemplaren, auf einer 
rechtlich nicht haltbaren Begründung. Wenn nämlich in dieſer 
Beziehung das O. L. G. zunächſt den Anſpruch deshalb für 
unzuläſſig erklart hat, weil ſolche Angaben fi) nur auf die 
jeweilige Höhe der Auflagen bezögen, und die Angabe künftighin 
der wirklichen Auflage entſprechen könnte, jo überficht es, daß 
nach § 1 des Wettbewerbgeſetzes in dieſer Beziehung zur Be⸗ 
gründung der Klage es uur darauf ankommt, daß die Angabe, 
wie ſie gemacht iſt, unrichtig iſt, nicht aber der Umſtand 
entſcheidend iſt, daß auch künftig die Behauptung ſich als 
unrichtig erweiſt. Iſt es unwahr, daß damals, als das Rund⸗ 
ſchreiben der Bekl. in Umlauf geſetzt wurde, und als die zur 
Zeit der Klage erfallenen Nummern der Zeitſchrift der Bell. 
erſchienen waren, jede Nummer der letzteren in einer Auflage 
von mindeſtens 12 000 Eremplaren zur Ausgabe gelangt iſt, 
ſo iſt beim Vorhandenſein der anderweitigen Vorausſetzungen 
des 8 1 die Verbotsklage gegeben und kann deshalb nicht für 
unzuläffig angeſehen werden, weil vielleicht künſtighin die an- 
gegebene Höhe der Auflage erreicht wird. Sollte letzterer Fall 
eintreten, fo ſteht den Bekl. gegenüber dem im Urtheile aus- 
geſprochenen Verbote der Rechtsbehelf aus § 767 der C. Y. O. 
zur Seite. Sodann geht auch die Ausführung des O. L. G. 
fehl, daß der fragliche Anſpruch unbegründet ſei, weil es ſich 
bei dem Vermerke über die Auflage nicht um eine Angabe 
thatſächlicher Art über die bisher ſtattgehabte Verbreitung, 
als vielmehr um ein an die Abonnenten und Inſerenten 
gerichtetes Verſprechen künftiger Verbreitung handele. 
Für dieſe Auffaſſung iſt der B. R. jede Begründung 
ſchuldig geblieben, ſie entſpricht nicht den eigenen Ausführungen 
der Bekl., wie ſie in den Vorinſtanzen ſeſtgeſtellt worden find, 
und ſteht im Widerſpruche mit der ganzen Wortfafjung des 
Vermerks in den verſchiedenen Exemplaren der Zeitſchrift, auch 
iſt nicht feſtgeſtellt, daß der Vermerk in dieſem Sinne von dem 
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betheiligten Publikum verſtanden wird. In dieſer Beziehung 
liegt daher ein Mangel an Begründung vor, und im Uebrigen 
beruht die in Rede ſtehende Entſcheidung auf Verletzung des 
§ 1 des Wettbewerbgeſetzes. II. C. S. i. S. Johannesſon 
c. Koſſodo & Co. vom 19. Februar 1901, Nr. 366/1900 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

16. Verlöͤbniß. 

Die Wirkſamkeit der ſchon im Februar 1899 geſchloſſenen 
Verlobung unterliegt den Vorſchriften des gemeinen Rechts; fie 
konnte nicht nur unter einer aufſchiebenden, ſondern auch unter 
einer auflöfenden Bedingung eingegangen werden, und es fand 
auf fie die, übrigens im § 162 B. G. B. ebenfalls aus- 
geſprochene, Vorſchrift der 1. 161 D. 50, 17 Anwendung. 
Einer Beweisaufnahme darüber, daß das Verlöbniß bedingt 
geweſen ſei, bedurfte es nicht; denn das B. G. hat dies als 
tichtig unterſtellt, aber in einwandsfreier Beweiswürdigung die 
Ueberzeugung gewonnen, daß der Bekl. abſichtlich die Erlangung 
der Konzeſſion, von der die Wirkſamkeit des Verlöbniſſes ab- 
gehangen haben ſoll, gehindert habe. Außerdem hat es ohne 
Rechts irrthum feſtgeſtellt, daß der Bekl. grundlos vom Verloͤb⸗ 
niſſe zurückgetreten ſei. Dann war aber, da nach dem inſoweit 
vom gemeinen Recht abweichenden Partikularrecht der Anſpruch 
aus dem Verlöbniß nur auf Schadenserſatz, nicht zunächſt auf 
Eingehung der Ehe zu richten war, ſchon vor dem 1. Januar 
1900 der Anſpruch auf Schadenserſatz erworben. Bedenken 
konnte höchſtens erregen, daß das über den Grund des Anſpruchs 
vorab erkennende B. G. ſich nicht darüber ausgeſprochen hat, 
ob überhaupt ein Schaden entſtanden ſei; aber in einem Falle, 
wie er hier vorliegt, konnte ohne weiteres davon ausgegangen 
werden, daß wenigſtens ein Theil der von der Kl. angeführten, 
durch den Rücktritt nutzlos gewordenen Ausgaben gemacht ſei, 
und ihre Arbeitskraft nur zu einem geringeren Theile habe aus 
genntzt werden können. III. C. S. i. S. Heinzerling o. Gräf 
vom 15. Februar 1901, Nr. 343/1900 III. 

17. Vertrag gegen die guten Sitten. 

Es iſt nicht zu beanſtanden, wenn das O. L. G. die in 
Frage ftehenden drei Kontrakte als gegen die guten Sitten ver- 
ſtoßend und daher für ungültig erklärt hat. Nach den über⸗ 
einftimmenden Verträgen der Parteien bahnte ſich das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen ihnen an, als der beklagte N. bereits von X. 
Aufträge zur Beſorgung ſeiner Reklame erhalten hatte und aus 
dieſem Grunde mit ihm in Kontraktverhältniß ſtand. Wie Kl. 
ſelbft angiebt, ſei Bekl. damals ſeiner Verpflichtung gegenüber 
X. nicht nachgekommen, weshalb dieſer den Kl. beauftragt habe, 
zu interveniren. Auf Veranlaſſung des Kl. iſt nunmehr 
Namens K.'s gegen den Bekl. Klage auf Auflöſung des Kon⸗ 
trakts und auf Schadenserſatz erhoben worden. Während oder 
in Anlaß dieſes Prozeſſes ließ Kl. ſich von dem Bekl. 25 Pro- 
zent aller Einnahmen verſprechen, die dieſer auf Grund der 
beftehenden Reklameverträge von K. beziehen werde, wogegen bie 
Klage zurückgezogen und das Kontraktverhältniß zwiſchen X. 
und dem Bekl. aufrecht erhalten wurde. An der Unſittlichkeit 
dieſes Vertrages kann kein Zweifel beftehen, gleichviel ob X. 
dadurch geſchädigt wurde oder nicht. Kl. war in ſeiner Eigen ⸗ 
ſchaft als Vertreter X. s für den Verkauf feiner Waare und als 
deſſen Vertrauensmann von ihm beauftragt worden, feine Be ⸗ 
ziehungen zu dem Bekl. zu regeln, hatte dieſen Auftrag an⸗ 
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genommen und in Erledigung deſſelben den Prozeß anhängig 
gemacht. Er benutzte ſeine Vertrauensſtellung und die Ver⸗ 
fügungsmacht, die ihm in gewiſſen Grenzen über den Fort. 
beftand der Reklameverträge zuſtand, um von dem an dieſen 
Verträgen in hohem Maße intereſſirten Bekl. ohne jede legitime 
Gegenleiſtung erhebliche pekuniäre Vortheile zu erpreſſen. Ohne 
jede legitime Gegenleiſtung, denn der Abſchluß eines Vergleiches 
mit dem Bekl. kann als ſolche gewiß nicht angeſehen werden, 
da Kl., wenn der Abſchluß im Intereſſe X.'s lag, ohnehin ver⸗ 
möge feines Auftrages dazu verpflichtet war, andernfalls aber 
im direkten Widerſpruch mit den von ihm übernommenen 
Pflichten handelte. Das hierbei beobachtete Verhalten des Kl. 
grenzt in Bezug auf Verwerflichkeit der Gefinnung und Gemein⸗ 
ſchädlichkeit des Erfolges fo nahe an den Thatbeſtand der Er⸗ 
prefiung, des Wuchers und der Beſtechung, daß, wenngleich die 
Thatbeſtandsmerkmale keines dieſer drei Delikte vollkommen er⸗ 
füllt fein mögen, der daraus entſpringende Kontrakt unmoglich 
den Schutz des Geſetzes beanſpruchen kann. Dies iſt aber die 
Grundlage, auf der auch die hier in Frage ſtehenden drei Kon⸗ 
trakte erwachſen find. Weiter erörtert. I. C. S. i. S. Dellevie 
c. Mandus & Co. vom 6. Februar 1901, Nr. 439/1900 J. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

18. § 271 J. 5. 

Unzweifelhaft hatte nach dem Vertrage Franz H. vorzu- 
leiften, er hat dies aber auch ſofort durch Uebergabe und Auf⸗ 
laſſung der von ihm veräußerten Grundſtücke abgeſehen von der 
„winzigen“ Nr. 242, die zuerſt nur übergeben nicht aufgelaſſen 
wurde, gethan. Nach Rechtslehre und Rechtsſprechung zu 8 271 
Thl. 1 Tit. 5 des A. L. R. iſt in einem ſolchen Falle der nahezu 
vollſtändigen Erfüllung des einen Vertragstheils der andre nicht 
mehr berechtigt, ſeine Gegenleiſtung zu verweigern. Er kann 
nur auf Ergänzung der Leiſtung des Erſten klagen und hoͤchſtens 
einen dem Rückſtande entſprechenden Theil feiner Gegenleiſtung 
zurückbehalten. Zu dieſem Ergebniſſe führt nothwendig eine 
ſachgemäße Auslegung des angezogenen § 271 ſowie der all- 
gemeine Grundſatz der 88 552, 553 Thl. I Tit. 20 des 
A. L. R. über Zurückbehaltungsrechte. Gruchot, XXXIII 417, 
931, Urtheil des R. G. V 167/98 vom 23. November 1898. 
VII 95/99 vom 30. Juni 1899. V 54/99 vom 5. Juli 1899. 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 13 Nr. 45, S. 546 Nr. 52, 
S. 587 Nr. 37) vergl. auch 8 320 Abſ. II des B. G. B. 
V. C. S. i. G. Arndt Konk. c. Henke vom 16. Februar 1901, 
Nr. 333 / 1900 V. 

19. 8 285 I. 5. 

Sollte das B. G. mit dem I. R. davon ausgegangen ſein, 
daß die Vorausſehbarkeit eines Schadens nicht erforderlich war, 
da es ſich um Verletzung einer Vertragspflicht handele, ſo würde 
dies rechtsirrig ſein. Der Beſchädigte hat allerdings, wenn er 
Schadenserſatz wegen Verletzung einer beſtimmten Vertrags- 
pflicht fordert, nicht zu beweiſen, daß der Gegner feine Ver⸗ 
bindlichkeit ſchuldhafter Weiſe nicht erfüllt hat. Die Ver⸗ 
pflichtung des Dienſtherrn, im Intereſſe der Geſundheit eines 
Bedienfteten etwas zu thun oder zu unterlaſſen, liegt aber nur 
dann vor, wenn ein gegentheiliges Verhalten die Geſundheit des 
Bedienſteten gefährden würde. Es kann deshalb dem Dienſt⸗ 
herrn ein ſchuldhaftes Verhalten nur dann vorgeworfen werden, 
wenn er wußte oder doch wiſſen mußte, daß ſein Verhalten die 
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Geſundheit des Bebienfteten gefährde. VI. C. S. i. S. Fiskus 
o. Linke vom 14. Februar 1901, Nr. 399/1900 VI. 

20. 5 71 J. 7. 

Der Revifion war der Erfolg nicht zu verſagen. Die 
Kl. ſtützt ihren dinglichen Anſpruch auf das Schreiben des 
Erblaſſers Max Mühlenthal vom 12. März 1899, welches dahin 
lautet: „Hierdurch theilen wir Ihnen ergebenſt mit, daß wir 
am heutigen Tage Mark 10 000 Oſtpreußiſche 3 ½ prozentige 
landſchaftliche Pfandbriefe mit Kupons und Talons in Ihr 
Depot laut unſerer Verabredung gelegt haben. Die Dispofition 
über dieſe Mark 10 000 Pfandbriefe erhalten Sie am Todes⸗ 
tage unſeres Mar Mühlenthal, ebenſo gehen auch die Zinſen 
erſt von dieſem Tage ab auf Sie über. Wir erbitten hierüber 
Ihre gefällige Beſtätigung und zeichnen hochachtungsvoll 
J. Margoniner & Comp.“ Das B. G. verneint, daß die 
Kl. hieraus einen Eigenthumsanſpruch an den darin nicht näher 
bezeichneten Werthpapieren für ſich herleiten konne, da fie ſelber 
vortrage, daß der Erblaſſer Mühlenthal „ihr kein Verzeichniß 
der angeblich in ihr Depot gelegten Stücke überſandt habe“ 
und „ohne eine ſolche Ausſonderung beſtimmter Stücke des 
Vorraths“ ein Beſitzübergang auf fie rechtlich unmöglich geweſen 
ſei. Mit Recht macht die Reviſion hiergegen geltend, daß Kl. 
das Eigenthum an den fraglichen Pfandbriefen zum Nennwerthe 
von 10 000 Mark auch ſchon in dem Falle erlangt haben würde, 
wenn, gleichviel, ob fie ein Nummernverzeichniß erhalten hat 
oder nicht, der Erblaſſer entſprechend der ſchriftlichen Erklärung 
die Wertbpapiere auf Grund der angeblich vorausgegangenen 
Verabredung für ſie thatſächlich in Depot genommen hat. Die 
von dem Vorderrichter vermißte „Ausſonderung“ der Pfand- 
briefe als einer individuell beſtimmten „Sache“ würde hierdurch 
vollzogen und durch dieſen Vorgang in Verbindung mit der ein 
constitutum possessorium (5 71 Tit. 7 Thl. I des A. L. R.) 
darſtellenden Erklärung des Erblaſſers vom 12. März 1899 
auch der Beſitzübergang auf die Kl. vermittelt worden ſein. 
IV. C. S. i. S. Mielentz 6. Mühlenthal vom 4. Februar 1901 
Nr. 387/1900 IV. 

21. § 142. I. 8. 

Die Reviſion iſt begründet. Wie das B. G. feſtgeſtellt 
hat, find die unter dem Saale des Kl. befindlichen Räume 
Kellerräume, und fo bezeichnet fie auch der Kl. ſelbſt. Sie 
können deshalb nicht als unteres Stockwerk im Sinne des 9 142 
Thl. I Tit. 8 des A. L. R. gelten, und es ſteht ihnen der 
Lichtſchutz des unteren Stockwerks nicht zu (vergl. R. G., 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 764 Nr. 43). Nimmt man 
mit dem Kl. an, daß der Lichtſchutz der SS 142, 143 den 
Kellerräumen ſelbſtändig gebühre, ſo iſt dies doch nur in dem 
Maße der Fall, daß aus den ungeöffneten Fenſtern des unteren 
Stockwerks der Himmel erblickt werden kann (§ 142). Soweit 
das untere Stockwerk Lichtrecht nicht zu beanſpruchen hat, iſt 
dieſes alſo auch den Kellerräumen verſagt. Das B. G. ſpricht 
den Kellerräumen des Kl. jeden Anſpruch auf Lichtſchutz ab, 
weil das Gebäude des Kl., deſſen Fenſter verbaut iſt, nur aus 
einem Stockwerke beſteht, das noch von einer anderen Seite 
Licht hat, und weil aus den Fenſtern des zu fingirenden zweiten 
Stockwerks, das über den niedrigeren Neubau der Bekl. hinausragen 
würde, unter allen Umſtänden der Himmel erblickt werden könnte. 
Dabei hält es für ſelbſtverſtändlich, daß das zweite Stockwerk nur 
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auf dem vorhandenen, nicht auf einem zu fingtrenden niedrigeren 
unterſten Stockwerke fingirt werden müſſe. Mit Recht geht das 
B. G. davon aus, daß das zweite Stockwerk auf dem wirklich 
beſtehenden unteren Stockwerke zu fingiren und daß es un⸗ 
zuläſfig ſei, auch als unteres Stockwerk ein eingebildetes, nach 
allgemeinen Rückfichten (ortsübliche Bauart) konſtruirtes zu 
Grunde zu legen. Dagegen kann ihm nicht darin beigetreten 
werden, daß das zweite Stockwerk als auf der Dachſpitze des 
Saales anfangend zu konſtruiren, daß alſo der Raum des 
Saales, foweit er über die Umfaſſungsmauern hinaus ſich in 
den Dachraum erſtreckt, zum unteren Stockwerk zu rechnen ſei. 
Denn wie es undenkbar iſt, daß ein zweites Stockwerk auf der 
Spitze des Daches errichtet werden kann, vielmehr die Moͤglich⸗ 
keit hierzu nur dann gegeben iſt, wenn die Umfaſſungswände 
als Grundlage für die Aufführung verwendet werden: ſo kann 
auch die Fiktion eines zweiten Stockwerks nicht ſoweit gehen, daß 
von der Ausführbarkeit im einzelnen Falle ganz abgeſehen und als 
unmögliche Grundlage der der Höhe der Dachſpitze entſprechende 
freie Luftraum angeſehen wird. Es iſt deshalb feſtzuſtellen, 
welcher Lichtſchutz dem Saalgebäude des Kl. gebührt, wenn an 
genommen wird, daß das zweite Stockwerk auf der Umfaſſungs⸗ 
mauer, alſo in einer Höhe von ca. 5 Metern, aufzuführen ſei. 


V. C. S. i. S. Hemſoth ec. Wittener Walzmühle vom 20. Fe⸗ 


bruar 1901, Nr. 338/1900 V. 

22. 8 52 I. 16. 

In Betreff des Vermächtnißanſpruchs hängt die Ent- 
ſcheidung weſentlich von dem Einwande des Bekl. ab, daß, 
nachdem die Kl. anfangs Mai 1899 in Annahmeverzug gerathen, 
er am 29. Juli 1899 die Vermächtnißſumme nebſt Zinſen in 
Berlin bei der zuſtändigen Amtsſtelle hinterlegt und dadurch 
ſich von der Vermächtnißſchuld befreit habe. Das B. G. hat 
dieſen Einwand verworfen, indem es auf Grundlage des 
Pr. A. L. R. ausführt, daß der Zahlungsort für das Ver⸗ 
mächtniß mangels einer Vereinbarung der Betheiligten gemäß 
§ 52 Thl. 1 Tit. 16 a. a. O. der Wohnſitz des Bekl., mithin 
Gotha, geweſen, demzufolge aber die Hinterlegung in Berlin 
ohne Rechtswirkſamkeit ſei. In dieſer Ausführung läßt es ſich 
nicht beanſtanden, daß das B. G. den ſtreitigen Einwand vom 
Geſichtspunkte des Pr. A. L. R. aus beurtheilt hat und für die 
Frage der rechtlichen Wirkſamkeit der Hinterlegung auf den 
Zahlungsort des Vermächtniſſes zurückgegangen iſt. Dagegen 
giebt die Annahme, daß als Zahlungsort gemäß 8 52 Thl. 1 
Tit. 16 des A. L. R. der Wohnſitz des Bekl. anzuſehen ſei, zu 
Bedenken Anlaß. Der § 52 hängt mit dem § 27 a. a. O, 
zuſammen, nach welchem außerkontraktliche Verpflichtungen, 
ſofern der Erfüllungsort weder durch Willens erklärungen, noch 
durch die Natur des Geſchäfts, noch durch beſondere Geſetze 
näher beſtimmt wird, da, wo der Verpflichtete ſich aufhält, 
erfüllt werden ſollen. Nun ſtellt das B. G. bedenkenfrei feſt, 
daß für die hier fragliche Vermächtnißſchuld der Zahlungsort 
durch Vereinbarung der Parteien nicht beſtimmt ſei. Eine 
Sonderbeſtimmung für den Erfüllungsort von Geldvermäͤcht ⸗ 
niſſen überhaupt iſt im A. L. R. nicht zu finden (vergl die 
Eutſch. des vormaligen Preußiſchen Obertribunals in Striet⸗ 
borſt's Archiv Bd. 89 S. 266, die Urtheile des R. G. in 
Wallmann's Zeitſchrift Bd. II S. 245 und 273). Wohl aber 
kann in Frage kommen, ob nicht die Natur der Vermächtniß 
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ſchuld und zumal der vorliegenden darauf hinweiſt, daß folche 
in Berlin, alſo da, wo der Bekl. die Hinterlegung derſelben 
bewirkt hat, zu erfüllen iſt. Denn das Vermächtniß bildet eine 
Nachlaßverpflichtung, für deren Geltendmachung durch Klage der 
8 27 der C. P. O. ſchon den Gerichtsſtand der Erbſchaft zu⸗ 
gelaſſen hat. Als letzterer Gerichtsſtand ergiebt ſich hier Berlin, 
weil die Freiin v. W.⸗N. dort ihren letzten Wohnfitz gehabt hat. 
Es tritt hinzu, daß bei dieſer Erblaſſerin auch die Dienſtſtellung 
der Kl. ftattgefunden hat, in welcher anſcheinend der Beweg⸗ 
grund zu der Ausſetzung des Vermächtniſſes zu finden iſt. 
Daher bedarf die Frage des Zahlungs ortes von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus noch der ergänzenden Erörterung. IV. C. S. i. S. 
v. Scheel 6. Heinze vom 7. Januar 1901, Nr. 325 / 1900 IV. 

23. 8 659 II. 11. Kirchen- und Synodalordnung vom 
10. September 1873. 


Im Allgemeinen iſt zu bemerken, daß nach dem Preußiſchen 


Allgemeinen Landrecht wie nach der Preußiſchen Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 der rechtliche 
Begriff der Kirchengemeinde mit demjenigen der organifirten 
Geſammtheit der Eingepfarrten zuſammenfällt, daß dieſe daher 
die Korporation bildet, gegen welche und von welcher vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche, betreffend die Kirchengemeinde, gleichviel, 
ob es fich um eigentliches Korporationsvermögen oder um Ver⸗ 
pflichtungen, die durch Beiträge der geſammten Eingepfarrten 
als Gemeindeglieder zu erfüllen find, handelt, geltend gemacht 
werden müſſen, und daß die geſetzliche Vertretung der organifirten 
Kirchengemeinde in all dieſen Vermögens angelegenheiten durch 
den Gemeindekirchenrath zu erfolgen hat. Vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 192, 197. In Anſehung der 
hier in Frage ſtehenden Kirchengemeinde Carsbaum iſt nun von 
dem Königlichen Konfiftorium zu Stettin unterm 18. Februar 
1899 amtlich beſcheinigt, daß dieſelbe nicht verfafſungsmäßig 
organifirt ſei und daher in Rechtsſtreitigkeiten nur durch die 
Geſammtheit der evangeliſchen Hausväter (d. h. Eingepfarrten) 
vertreten werde. Nach Erlaſſung dieſer Beſcheinigung, im Sep⸗ 
tember 1899 iſt von den Kl. die jetzige Klage erhoben gegen, 
wie es im Rubrum heißt, die Eingepfarrten der Kirchengemeinde 
Carsbaum, die dann unter Nr. 1—82 aufgeführt find. Daß 
hiermit die Kirchengemeinde Carsbaum ſelbſt, vertreten durch 
die Geſammtheit der Eingepfarrten, hat verklagt werden ſollen, 
ſchließt das B. G. theils aus dem Inhalt der Klageſchrift, 
insbeſondere aus dem Hinweiſe der Kl. darauf, daß die Kirchen⸗ 
gemeinde Carsbaum im Jahre 1893 neu konſtituirt ſei, aber 
ihre Organiſtrung dem Geſetze gemäß durch den Widerſtand der 
Eingepfarrten verhindert werde, theils aus dem Umſtande, daß 
die Kl. noch im Laufe der I. J. die oben erwähnte Beſcheinigung 
des Königlichen Konfiſtoriums vorgelegt haben, deren Bedeutung 
das O. L. G. dahin auffaßt, daß die Auffichtsbehörde dadurch 
die Vertretung der beklagten Kirchengemeinde im Sinne des 
8 659 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. habe feſtſetzen wollen. Zu 
dem gleichen Schluſſe, daß nämlich die Klage eigentlich nicht 
den 82 Gingepfarrten als ſolchen, ſondern der Geſammtheit der 
Eingepfarrten in Vertretung der Kirchengemeinde gelte, wird das 
B. G. durch den weiteren Verlauf des Prozeſſes geführt, indem 
es annimmt, daß das erſte Urtheil entſprechend gegen die 
Kirchengemeinde Carsbaum, vertreten durch ihre ſämmtlichen 
Singepfarzten, erlaſſen, und daß auch die Berufung gegen 
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daſſelbe von Seiten derſelben Kirchengemeinde eingelegt worden 
ſei. — In dieſer Ausführung läßt ſich eine Geſetzesverletzung 
nicht erkennen. Soweit das O. L. G. für die Ermittelung des 
Willens der Kl. den Inhalt der vorbezeichneten Urkunden ver⸗ 
werthet hat, tritt ein Verſtoß gegen Auslegungsregeln, ins⸗ 
beſondere gegen den Wortlaut der Urkunden nicht hervor. In 
Bezug auf die rechtliche Bedeutung der Beſcheinigung des 
Konfiſtoriums vom 18. Februar 1899 kommt in Betracht, daß 
es ſich vorliegend für die neu errichtete Kirchengemeinde Cars⸗ 
baum um einen Nothſtand, wie er in § 659 Thl. II Tit. 11 
des A. L. R., bezw. in § 78 der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1873 vorausgeſetzt iſt, handelt, 
indem die Ueberleitung dieſer Kirchengemeinde zu geordneter 
Vertretung und Wahrnehmung ihrer Rechte durch das Verhalten 
der Eingepfarrten verhindert wird, und daß für einen ſolchen 
Nothfall das Königliche Konfiſtorium befugt war, geeignete 
Verfügungen zu treffen. Nun hatte dieſe Auffichtsbehörde auch 
der Kirchengemeinde Carsbaum einen Vertreter in der Perſon 
des Pfarrers zu Labenz beſtellt. Allein der letztere iſt im jetzigen 
Prozeſſe an der Vertretung der Bekl. dadurch behindert, daß er 
zugleich Mitglied des Gemeindekirchenraths von Labenz iſt. Bei 
dieſer Sachlage erſcheint die Annahme naheliegend, daß das 
Königliche Konfiſtorium mit der Beſcheinigung vom 18. Februar 
1899 die Vertretung der beklagten Kirchengemeinde den 82 Ein- 
gepfarrten derſelben als ihrer naturgemäßen Perſonenunterlage 
habe überlaſſen wollen. IV. C. S. i. S. Eingepfarrte der 
Kirchengemeinde Carsbaum c. Kirchengemeinden Labenz und 
Repzin vom 4. Februar 1901, Nr. 338/1900 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

24. 8 56. | 

Aus unzureichenden Gründen verneint das B. G., daß 
der klägeriſche Erblaſſer die Qualität eines lebenslänglich an⸗ 
geſtellten Beamten der Stadtgemeinde erworben habe. Gemäß 
§ 56 Nr. 6 der Städteordnung vnm 30. Mai 1853 hätte der 
Erblaſſer eine ſolche Stellung erlangt, wenn er nicht bloß 
vorübergehend und nicht nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen 
angeſtellt geweſen wäre. Die Beſtimmung zu der letztbezeichneten 
Thätigkeit ſtellt ſich in Gegenſatz zu obrigkeitlichen Funk⸗ 
tionen. Aber der Begriff mechaniſch iſt nicht mit techniſch zu 
identifiziren. Techniſches Perſonal vermag recht wohl obrigkeit⸗ 
liche Funktionen auszuüben. Es erweckt daher Bedenken, wenn 
das B. G. ausführt, daß die Gemeinde techniſches Hülfsperſonal 
nicht als Beamte anzuſtellen brauche. Dies iſt nur zutreffend, 
ſofern das techniſche Perſonal nicht mit obrigkeitlichen Funk⸗ 
tionen befaßt iſt. Prüft man aber die Thätigkeit des klägeri⸗ 
ſchen Erblaſſers, welche das B. G. ſelbſt als nicht rein oder 
überwiegend mechaniſch charakterifirt, darauf hin, ob ſie obrigkeit⸗ 
licher Natur geweſen, ſo erſcheint die vom B. G. ſeiner negativen 
Feſtſtellung gegebene Begründung nicht bedenkenfrei. Ohne 
Rechtsirrthum nimmt das B. G. an, daß der Betrieb der 
Kanaliſation nicht ein induſtrielles Unternehmen ſei, ſondern 
auf Gründen der Wohlfahrtspolizei beruhe und dem öffentlichen 
Zwecke ſanitäriſchen Schutzes der Bürger diene. Damit iſt der 
Charakter des Unternehmens als öffentliche Gemeindeanſtalt 
angefichts 8 10 Thl. II Tit. 17 des A. L. R., § 6 des Ge⸗ 
jeges vom 11. März 1850 ausreichend begründet (vergl. Entſch. 
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des R. G. in Sachen Berlin 6. Becker IV 412/96). Bezüglich 
der Thätigkeit des klägeriſchen Erblaſſers innerhalb dieſes Unter⸗ 
nehmens erachtet das B. G. dafür, daß ihm mit eigener 
Verantwortung obrigkeitliche Funktionen nirgends übertragen 
geweſen ſeien, daß vielmehr die eigentliche verantwortliche Leitung 
in den Händen höher ausgebildeter Perſonen gelegen habe. 
Hierbei iſt aber unberückſichtigt gelaſſen die von den Zeugen 
in zweiter Inſtanz bekundete Thatſache, daß es bei dem vom 
klaͤgeriſchen Erblaſſer über den Revifionsbefund aufgenommenen 
Protokolle ohne weitere Kontrolle verblieb, ſofern keine Mängel 
zu konſtatiren waren. Iſt dies thatſächlich zutreffend, ſo han⸗ 
delte der klägeriſche Erblaſſer in ſolchen Fällen in voller 
eigener Verantwortung, und es erſcheint an ſich nicht von 
Belang, daß ſich dieſe Verantwortung nicht auch auf die Fälle 
erſtreckte, wo er Mängel vorfand. Unzureichend erſcheint auch 
der Prozeßſtoff gewürdigt, ſofern das B. G. bezüglich der dem 
klägeriſchen Erblaſſer ausgehändigten Legitimationskarte ſich 
lediglich mit der Ausführung begnügt, der bloße Beſitz der 
Legitimationskarte habe dem Inhaber noch keine obrigkeit⸗ 
liche Befugniſſe verliehen. Es blieb zu erwägen, daß die frag- 
liche Legitimationskarte, welche den Inhaber ausdrücklich als 
Kontrollbeamten der Straßenbaupolizeiverwaltung bezeichnet, 
dieſem den jedesmaligen Zutritt behufs Revifion der Haus⸗ 
entwäſſerung geſtattet und hierbei auf 8 4 des Ortsſtatuts 
vom 4./8. September 1874 verweiſt, welcher allgemein an- 
erkennt, daß den ſtädtiſchen Bau⸗ und beziehungsweiſe 
Verwaltungsbeamten der Kanaliſation jederzeit der 
Zutritt zum gedachten Zwecke zu geftatten ſei. Hierdurch find 
dem Reviſor wichtige materielle Befugniſſe und Zwangsrechte 
verliehen und ſeiner Stellung nach außen, insbeſondere auch 
durch die gegebene Beziehung auf das ortsſtatutariſche Recht die 
Autorität eines Beamten und die Repräjentation der ſtädtiſchen 
Verwaltung eingeräumt. Es bleibt zu prüfen, ob nicht min⸗ 
deſtens in den bezeichneten Richtungen dem klägeriſchen Erblaſſer 
obrigkeitliche Funktionen anvertraut waren. Dagegen iſt es ohne 
Belang für die Beamtenqualität, ob der klägeriſche Erblaſſer 
für feine Dienſtſtellung beeidet war; zu Unrecht will die Revifions- 
beklagte aus der angeblichen Nichtbeeidung die Nichtbeamten⸗ 
qualität dargethan ſehen. Unerheblich iſt hierfür auch, ob gemäß 
§ 4 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. März 1850 die Ernennung 
von der Staatsregierung beſtätigt worden iſt, dies ſchon des⸗ 
halb, weil die Funktionen des klägeriſchen Erblaſſers ſich nicht 
in polizeilichen Zwangsbefugniſſen erſchöpft haben. Dagegen 
bleibt bei der Frage, ob letzterer als Gemeindebeamter angeſtellt 
worden, zu prüfen, inwieweit diejenige Perſon, welche das 
Anſtellungsdekret vom 27. April 1880 gezeichnet hat, Namens des 
Magiſtrats dazu autorifirt war. Denn trotz der Uebertragung der 
Ausübung der Polizei auf den Oberbürgermeiſter war das An⸗ 
ſtellungsrecht bei dem Magiſtrat verblieben. IV. C. S. i. S. Groß⸗ 
hennig c. Stadt Berlin vom 28. Januar 1901, Nr. 303 / 1900 IV. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

25. Art. 1582. Looskauf. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Das O. L. G. 
legt das Verkaufsanerbieten des Kl. dahin aus, daß nach dem⸗ 
ſelben das Eigenthum an den dem Bekl. überſandten Erſatz⸗ 
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Ioofen nicht ſchon durch das Oeffnen des die Looſe enthaltenden 
Umſchlages und das Behalten der Looſe, ſondern vielmehr erſt 
dadurch auf den Bekl. übergehen ſollte, daß derſelbe nach 
Oeffnen des Umſchlages dem Kl. das Gewinnloos überſenden 
würde. Dieſe Auslegung iſt rechtlich nicht unzuläſſig. Mit 
Unrecht findet der Vertreter des RE. einen Widerſpruch darin, 
daß nach der Auffaſſung des O. L. G. der Bekl. ſchon 
durch das Oeffnen des Umſchlages gebunden ſein ſollte, 
während er das Eigenthum an den Erſatzlooſen erſt durch 
Ueberſenden der Gewinnlooſe erlangen konnte. Gebunden ſollte 
der Bekl. nach der Annahme des B. G. im Sinne des Ver⸗ 
kaufsanerbietens des Kl. inſofern fein, als dieſer, falls der Bekl. 
den Umſchlag oͤffnete, die Zahlung des Kaufpreiſes verlangen 
konnte. Dagegen ſollte der Kl. den Kauf nur im Falle der 
Ueberſendung des Gewinnlooſes anzuerkennen verpflichtet ſein. 
Es ſtand dem Kl. frei, von der Erfüllung dieſer Auflage ſeine 
Bindung abhängig zu machen. Wenn der Bekl., wie Seitens 
des Vertreters des Rkl. behauptet wurde, das Verkaufsanerbieten 
des Kl. nicht ſo verſtanden hat, wie es nach der Annahme des 
B. G. von dem Kl. gemeint war, ſo folgt daraus nur, daß 
wegen Mangels der erforderlichen Willensübereinſtimmung der 
Parteien der Kauf überhaupt nicht zu Stande gekommen iſt. 
Insbeſondere hatte der Kl. eine pofitive Annahme des An⸗ 
erbietens verlangt, welche nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden 
Auffaſſung des O. L. G. durch das Ueberſenden des Gewinn ⸗ 
looſes an den Kl. zum Ausdruck gebracht werden ſollte. Da 
dies unſtreitig nicht geſchehen iſt, konnte das O. L. G. ohne 
Rechtsirrthum annehmen, daß der Kauf zwiſchen den Parteien 
nicht zu Stande gekommen und das Eigenthum an den Erſatz⸗ 
looſen nicht auf den Bekl. übergegangen fe. II. C. S. i. S. 
Laupichler 6. Sittig vom 12. Februar 1901, Nr. 334/1900 II. 
M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Ernſt Henning beim Landgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Max Baumeiſter beim Amtsgericht Weilheim; 
— Rechtsanwalt Franz Großer beim Oberlandesgericht 
München; — Juſtizrath Seidl beim Oberſten Landgericht 
München; — Rechtsanwalt Gottfried Wolff beim Landgericht 
Schwerin i. M.; — Rechtsanwalt Gotz mann beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Halle a. S.; — Rechtsanwalt Mar 
Proskauer beim Amtsgericht Kattowitz; — Rechtsanwalt 
Dr. Hermann Cohèn beim Landgericht Hof; — Rechtsanwalt 
Dr. Fraude beim Amtsgericht Strausberg; — Rechtsanwalt 
Dr. Karl Gahn beim Oberlandesgericht Bamberg; — Rechts 
anwalt Dr. Weiß beim Oberlandesgericht Breslau; — Rechts 
anwalt Hermann Heyum beim Landgericht Frankfurt a. M.; 
— Rechtsanwalt Karl Ernſt Jakob Schütt beim Amtsgericht 
Neumünſter; — Rechtsanwalt Ludwig Leun beim Landgericht 
Gießen; — Rechtsanwalt Oskar Diegner beim Amtsgericht 
Marienburg i. Weſtpr.; — Rechtsanwalt Dr. Schade beim 


Amtsgericht Sorau; — Rechtsanwalt Simon beim Landgericht 
Tübingen. 
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Vereinsnachrichten. 

Die Hauptverſammlung des Dentſchen Anwaltvereins 
(Anwaltstag) wird berufen nach Danzig anf den 6. und 
7. September 1901, 9 Uhr Vormittags. 

Die Verhandlungen finden ſtatt in dem Feſtſaale des 
Danziger Hofs. 

Vorläufige Tagesordnung. 

I. Anpaſſung der Vereinsſatzungen an das neue Recht. 
Berichterſtatter: Inſtizrath Dr. Langbein in Leipzig. 

II. IR die Suspenfion als ehrengerichtliche Strafe zu 

empfehlen? 

Berichterſtatter: Geheimer Inſtizrath Dr. Leſſe in 
Berlin. 

III. Die Ordnung des Gerichtsvollzieherweſens im Deutſchen 

Reich. 

Berichterſtatter: 
1. Inſtizrath Jacobſohn in Berlin. 
2. Juſtizrath Dr. Reinartz in Düſſeldorf. 
IV. Beſtrafung nueidlicher falſcher Ansfagen und Nicht⸗ 
beeidigung unglaubwürdiger Ausſagen. 
Berichterſtatter: Juſtizrath Gall in Danzig. 
V. Theorie und Praxis ſeit dem 1. Jannar 1900. 
Berichterſtatter: Juſtizrath Dr. Staub in Berlin. 
VI. Gründung einer Ruhegehaltskaſſe und Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für dentſche Rechtsanwälte mit Zwangs- 
beitritt und reichsbehördlicher Aufſicht. 
Berichterſtatter: Geheimer Junſtizrath Mecke in 
Leipzig. 

Leipzig, 20. März 1901. 

Vorſtand des dentſchen Anwalt Vereins. 
Mecke, Geheimer Juſtizrath, 
Vorſitzender. 


Kuhlenbecks Einführungsgeſez zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch iſt an die Bereinsmitglieder verſandt. Er⸗ 
innerungen wegen Nichtempfaugs können nur berückſichtigt 
werden, wenn fie bis 1. April beim Vereinsvorſtande er- 
hoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 20. März 1901. 


Juſtizrath Dr. Bei, Schriftführer. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

LIII. 


Kaufgeſchäft⸗ 
4. Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache; ins⸗ 
beſondere Verluſt des Anſpruchs durch vorbebalts 
loſe Annahme oder ſpäteren Verzicht (8 464); 
Kauf nach Probe; Gewährleiſtung beim Gattungs⸗ 
kauf (8 480). 


Da es ſich bei Wandelungs⸗ bezw. Minderungsanſprüchen 
um die Gewährleiſtung für verborgene Mängel handelt (vgl. 
Nr. LII S. 108), fo iſt der 8 464 B. G. B., welcher bei 
Annahme einer Sache durch den mängelbewußten Käufer einen 
Vorbehalt ſeines Wandelungs⸗ oder Minderungsanſpruchs 
fordert, gleichbedeutend mit der geſetzlichen Präſumtion eines 
Verzichts auf dieſe Anſprüche im Falle mängelbewußter An⸗ 
nahme. Der Käufer muß alſo, wenn ihm vom Verkäufer bes 
wieſen wird, daß er die Mängel bei Annahme der Sache 
gekannt hat, ſeinerſeits beweiſen, daß er ſich ſein Recht 
wegen der fr. Mängel vorbehalten habe. 

Uebrigens ſchließt der Verluſt der Gewähranſprüche für 
beſtimmte Mängel keineswegs das Recht aus, ſpäter noch 
andere, mit denjenigen, bezüglich welcher ein Vorbehalt unter⸗ 
laſſen iſt, nicht erkennbar zuſammenhängende Mängel 
geltend zu machen. In dieſer Hinſicht ft R. G. XXXVIII 
Nr. 3 S. 10 Schultze, Nr. 543) auch für die Auslegung des 
8 464 B. G. B. zu verwerthen: 

„Der Berufungsrichter hat den Klaganſpruch für 
nicht begründet erachtet, weil der Bekl. das gelieferte 
Malz mit Grund als vertragswidrig zurückgewieſen 
habe wegen des erſt durch Erprobung erkennbaren und 
rechtzeitig gerügten Mangels an dem erforderlichen 
Grade von Zuckergehalt. Dieſe Entſcheidung wird von 
dem Reviſionskläger in erſter Linie deshalb angefochten, 
weil unerwogen geblieben ſei, daß das Malz nach dem 
Ausſpruche des Sachverſtändigen L. ſchon bei ober⸗ 
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flächlicher Beſichtigung als ein ſolches zu erkennen ge⸗ 
weſen ſei, welchem die zugeſagte Primaqualität fehle. 
Das Reichsgericht hat dieſen Reviſionsangriff nicht für 
gerechtfertigt erachtet. Die Mängelanzeige muß dem 
Verkäufer rechtzeitig die Mangelhaftigkeit der Waare 
kundgeben. Aus dieſem allgemeinen Satze folgt zwar, 
daß der Käufer, wenn er beim Vorhandenſein mehrerer 
Mängel den einen oder anderen derſelben nicht recht⸗ 
zeitig kundgiebt, aus dieſem Mangel keine Rechte wegen 
fehlerhafter Lieferung ableiten kann, nicht aber läßt 
ſich in ſolchem Falle ohne weiteres behaupten, 
daß der Kläger fein ganzes Rügerecht verliere 
und daß die Waare trotz der rechtzeitigen Rüge 
eines anderen Mangels als genehmigt zu 
gelten habe. Dem Käufer bleibt unbenommen, einen 
der verſchiedenen Qualitätsmängel mit Rückſicht auf 
ſeine beſonderen Geſchäftsverhältniſſe zu überſehen oder 
auch ausdrücklich zu acceptiren; ſeines Rügerechts 
im übrigen geht er dadurch ebenſowenig ver⸗ 
luſtig, als wenn er bezüglich der Anzeige 
des betreffenden Mangels ſäumig geweſen 
wäre. Die Anwendung dieſer Sätze auf den vor⸗ 
liegenden Fall erſcheint unbedenklich. Die Prima⸗ 
qualität einer Waare, worauf der Beklagte Anſpruch 
hatte, iſt eine Eigenſchaft, welche zumeiſt ſich aus mehr⸗ 
fachen Merkmalen zuſammenſetzt. Liegt in der einen 
oder der anderen Richtung ein Mangel vor, der die 
Eigenſchaft der Primawaare ausſchließt, und wird einer 
dieſer Mängel rechtzeitig gerügt, ſo iſt dem Geſetze 
Genüge geſchehen. Die unterlaſſene Rüge eines 
anderen Mangels zieht, wie bemerkt, den 
Verluſt des ganzen Rugerechts nicht nach ſich, 
gleichviel, ob es ſich um die Lieferung von 
Pri mawaare oder von Handelsgut mittlerer 
Qualität handelt. Nur in dem Falle müßte 
dieſer Verluſt als eingetreten angeſehen 
werden, wenn der Mangel, deſſen Rüge 
unterlaſſen wurde, mit der rechtzeitig ge⸗ 
rügten in untrennbarem Zuſammenhange 
ſtände, dergeſtalt, daß im vorliegenden 
Falle daraus, daß das gelieferte Malz theil⸗ 
weiſe angelaufen war, mit Nothwendigkeit 
der nachträglich erprobte Mangel des Zuder: 
gehaltes hätte erkannt werden müſſen. Das 
Letztere ergiebt ſich nicht von ſelbſt und wäre vom 
Kläger zu behaupten geweſen, welcher aber in beiden 
Vorinſtanzen dieſe Behauptung nicht aufgeſtellt, vielmehr 
die Bemängelungen der Waare ſeitens des Beklagten 
durchweg beſtritten und deren vollſtändig vertragsmäßige 
Beſchaffenheit geltend gemacht hat. Der zweite Reviſions⸗ 
angriff ſtützt ſich darauf, daß der Beklagte nicht berechtigt 
geweſen ſei, ſtatt einer chemiſchen Analyſe des Malzes 
Sudproben damit anzuſtellen. Die Rechtzeitigkeit und 
Geſetzmäßigkeit der erfolgten Mängelanzeige kann jedoch 
mit dieſem Hinweiſe nicht in Zweifel gezogen werden. 
Denn abgeſehen davon, daß der vorige Richter das 
Verfahren des Beklagten durch die in kleinen Brauereien 


beſtehende Uebung für gerechtfertigt erklärt, hat er 
jedenfalls thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Einholung 
einer chemiſchen Analyſe mindeſtens ebenſoviel Zeit 
beanſprucht hätte, als die vom Beklagten gewählte 
Art der Unterſuchung; durch die letztere konnte alſo 
— und hierin liegt der entſcheidende Punkt — eine 
Verzögerung der dem Beklagten obliegenden Mängel⸗ 
anzeige keinenfalls eingetreten ſein. Eine andere Frage 
wäre die, ob nicht der Beklagte gegenüber dem Kläger 
ſich dadurch erſatzpflichtig gemacht hat, daß er in Folge 
der drei Sudproben, die er veranſtaltete, allzuviel von 
dem gelieferten Malz verbraucht hat. Indeſſen bedarf 
es einer Erörterung dieſer Frage nicht, da der Be⸗ 
rufungsrichter in dem von den Parteien getroffenen 
Uebereinkommen ausgeſprochen findet, daß der Kläger 
im Falle der Abweiſung feiner Kaufpreisforderung 
keinen Erſatz dafür erhalten ſolle, daß der Beklagte 
durch ſeine Sudproben 40 Centner von dem empfangenen 
Malze verbraucht hat. —“ 

Ein Verzicht auf den Wandelungsanſpruch kann übrigens 
auch nachträglich darin gefunden werden, daß der Käufer 
ungeachtet ſeines Vorbehalts über den Kaufgegenſtand verfügt, 
ſo daß der Vorbehalt eine protestatio facto contraris 
wird. Dagegen iſt in einer ſolchen Verfügung ein Verzicht 
auf den Minderung anſpruch nicht zu befinden. 

Dies iſt in einer auch für das B. G. B. präjubiziellen 
Entſcheidung des R. G. XXXIX Nr. 43 S. 170 (Schultze 
Nr. 5372) zutreffend anerkannt. 

„Das Landgericht hat die Vorklage abgewieſen und 
die Klägerin nach dem Widerklageantrage verurtheilt. 
Auf die Berufung der Klägerin hat das Berufungsgericht 
die Klägerin auf die Widerklage unter Abweiſung des 
Mehrbetrags nur zur Zahlung eines Theilbetrages ver⸗ 
urtheilt, im übrigen aber die Berufung zurückgewieſen. 
Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen und auf die 
Anſchlußreviſion der Beklagten die Berufung ganz 
zurückgewieſen. Wie im Verkehre, ſo hat auch in 
der Rechtſprechung immer mehr der Grundſatz 
Geltung gewonnen, daß der Käufer, wenn er 
nach der Dispoſitionsſtellung in einer Weiſe 
über die Waare verfügt, wie ſie bei unter⸗ 
ſtellter Redlichkeit nur dem Willen auf Auf⸗ 
rechterhaltung des Vertrages entſprechen kann, 
damit auf das Redhibitionsrecht verzichtet 
und daß insbeſondere auch ein mit Werth: 
verminderung der Waare verbundenes In— 
gebrauchnehmen und Fortgebrauchen den 
Willen der Aufrechthaltung des Vertrages 
und den Willen des Verzichts auf die Redhi⸗ 
bition nach Treu und Glauben enthält, 
mithin auch eine gleichzeitige oder voraufgegangene 
Dispoſttionsſtellung unwirkſam erſcheinen läßt. Das 
Berufungsgericht irrt nicht, wenn es von dieſem Grund⸗ 
ſatze als der Regel ausgeht und zur Annahme eines 
Ausnahmefalles die Darlegung beſonderer die Fort⸗ 
ſetzung des Gebrauches entſchuldigender Umſtände fordert. 
Auch iſt in den Erwägungen des Berufungsgerichts 
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über die Umſtände, auf welche ſich die Klägerin zu ihrer 
Entſchuldigung berufen hat, ein Rechtsirrthum nicht 
erkennbar. Die Klägerin hat die Fortſetzung des Ge⸗ 
brauchs nicht erbeten, und wenn ſich die Beklagte in 
zwei Schreiben mit der Fortſetzung einverſtanden er⸗ 
Härt hat, fo hat das Berufungsgericht die Erklärung 
ohne Rechtsirrthum dahin auffaſſen können, daß ſie 
von dem entgegengeſetzten Standpunkte der Beklagten 
zu verſtehen iſt und keineswegs eine Geſtattung des 
Weitergebrauches auch für den Fall der Dispoſitions⸗ 
ſtellung enthält. Die Beklagte hatte ſich ja auch gegen 
die Dispoſitionsſtellung „mit allen ihren Anhängſeln“ 
unter Beſtreitung der behaupteten Mängel der von ihr 
gelieferten Maſchine ausdrücklich verwahrt, und anderer⸗ 
ſeits hatte die Klägerin für den Fall des Weiter⸗ 
gebrauches die Beklagte für den größeren Verbrauch 
von Oel und Dampf verantwortlich gemacht. Daß 
die Beklagte auch bei ſolcher Sachlage noch aus⸗ 
drücklich den Weitergebrauch bei Aufrechterhaltung der 
Dispoſitionsſtellung nach Treu und Glauben habe 
unterſagen müſſen und daß die Klägerin aus dem 
Schweigen der Beklagten deren Einwilligung habe 
entnehmen dürfen, hat von der Reviſion nicht begründet 
werden können. Das Berufungsgericht hat weiter zur 
Zurückweiſung der Ausführung der Klägerin, daß der 
Weitergebrauch nach Lage der Sache habe erfolgen 
müſſen und im eigenen Intereſſe der Beklagten gelegen 
habe, in Betracht gezogen, daß die Klägerin auf ihre 
in der erſten Inſtanz aufgeſtellte Behauptung, daß eine 
Erſatzmaſchine ſich nicht habe beſchaffen laſſen, in der 
zweiten Inſtanz nicht zurückgekommen iſt, daß aber 
auch der Weitergebrauch einen Schaden von der Zucker⸗ 
fabrik thatſächlich nicht hat abwenden können, weil bei 
der Schwäche der Maſchine ein regelrechter oder ein 
einigermaßen zufriedenſtellender Betrieb der Trocknungs⸗ 
anlage nicht zu erreichen geweſen iſt. — Die Zurück⸗ 
weiſung des von der⸗ Klägerin geltend gemachten 
Schadenerſatzanſpruches iſt gerechtfertigt, weil die von 
der Beklagten nur zu vertretende Fehlerhaftigkeit der 
Maſchine nicht kauſal geweſen iſt für die Zurückweiſung 
der Maſchine ſeitens der Fabrik, für die die Klägerin 
die Herſtellung der Schnitzeltrocknungsanlage einſchließlich 
der von der Beklagten zu liefernden Maſchine vertrags⸗ 
mäßig übernommen hatte, und die Hinausſchiebung der 
Zahlung des Kaufpreiſes für die Trocknungsanlage. 
Ueberdies kommt in Betracht, daß die Geltendmachung 
jenes Anſpruches mit der erhobenen Klage nicht zuläſſig 
war. Denn es iſt nicht die actio emti, ſondern die 
actio redhibitoria erhoben, und wenn auch vielleicht 
mit dieſer Klage zugleich der dem Käufer durch die 
gekaufte Sache verurſachte Schade gefordert werden 
kann, ſo iſt doch mit dieſer Klage keinesfalls die Ver⸗ 
urtheilung des Verkäufers zum Erſatze des Schadens 
zu erreichen, den der Käufer dadurch erlitten haben will, 
daß er wegen Mangelhaftigkeit der Sache in feinen kontrakt⸗ 
lichen Verhältniſſen zu Dritten Nachtheile erlitten hat. 
Vgl. 1. 29 $ 8 Dig. de ned. ed. 21, 1. 
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Die Anſchlußreviſion der Beklagten macht geltend, 
daß der Minderungsanſpruch der Klägerin ausgeſchloſſen 
ſei, nachdem die Klägerin nach der Dispoſitionsſtellung 
durch Fortſetzung des Gebrauchs in einer mit der Dis⸗ 
poſitionsſtellung in Widerſpruch tretenden Weiſe verfügt 
habe. Sie ſtützt ſich auf die Entſcheidung im Falle 
Nr. 532, die in dem nach der Dispoſitions⸗ 
ſtellung vorgenommenen Weiterverkaufe der 
Waare eine jeden Anſpruch auf Mängel aus⸗ 
ſchließende Genehmigung der Waare ſieht. 
Allein dem Weiterverkaufe kann für die Frage der Ge⸗ 
nehmigung der Waare die Ingebrauchnahme oder die Fort ⸗ 
ſetzung des Gebrauches nicht gleichgeſtellt werden. In dem 
Gebrauche liegt an ſich noch nicht ein Verzicht 
auf Kürzung des Kaufpreiſes um den Betrag, 
den die Sache wegen des Fehlers weniger werth 
iſt, und dies auch nicht nach der Dispoſitions⸗ 
ſtellung, weil der Käufer, wenn der Verkäufer 
ſie zurückweiſt; ſeine Wahl ändern kann.“ 

Kein Verzicht auf den Wandelungsanſpruch liegt begreif⸗ 
licher Weiſe in einer ſolchen Verfügung über den Kaufgegenſtand, 
die der Käufer trotz des Vorbehalts nach Treu und Glauben 
in der Auslegung des Vertrages oder im Verkehr vornehmen 
durfte oder mußte. Mit Rückſicht hierauf hat das Reichsgericht 
ſchon früher auch nach Schlachtung eines Thieres (für das 
Preußiſche Recht) die Wandelungsklage für zuläſſig erklärt. 
Vergl. R. G. III Nr. 60 S. 215 (Schultze Nr. 562): 

„Die Meinung, daß der Käufer im vorliegenden 
Falle, da der Kadaver der geſchlachteten verkauften Kuh 
auf Anordnung der Polizeibehörde zur Scharfrichterei 
überführt worden iſt, nach den 88 327, 328 I. 5 A. L. R. 
unberechtigt ſei, die Minderwerthsklage anzuſtellen, iſt 
nicht begründet. Vom Vorderrichter iſt der Vertrags⸗ 
wille der Parteien dahin feſtgeſtellt, daß der Kauf⸗ 
gegenſtand nicht die Kuh als eine zum Fortleben be⸗ 
ſtimmte Sache geweſen iſt. War das Weſen des Kauf⸗ 
gegenſtandes ſo geartet, ſo iſt deſſen Weſen durch das 
Schlachten nicht vernichtet, auch nicht weſentlich ver⸗ 
ändert, vielmehr wurde eine ſolche weſentliche Ver⸗ 
änderung erſt durch die Thätigkeit des Scharfrichters 
herbeigeführt; dieſe aber war nothwendig geworden, alſo 
verurſacht durch den vor der Uebergabe beſtehenden 
red hibitoriſchen Fehler“ u. |. w. 

Jetzt beſtimmt § 487 B. G. B., daß bei Viehmängeln 
vom Käufer überall nur Wandelung, nicht Minderung verlangt 
werden kann. In Folge deſſen bleibt ſogar bei unverſchuldeter 
Unmöglichkeit der Rückgabe des Thieres, ſowie im Fall der 
Spezifikation, alſo insbeſondere des Schlachtens allemal der 
Anſpruch des Käufers unberührt; das Intereſſe des Verkäufers 
wird in dieſen Fällen dadurch gewahrt, daß einerſeits der 
Käufer an Stelle der Rückgewähr den objektiven Werth 
des Thieres, andrerſeits aber auch ſolche Minderungen dieſes 
objektiven Werths, die auf Umſtände zurückzuführen ſind, die 
er zu vertreten hat, vergüten muß ($ 487 Abſ. 2). Das 
praktiſche Ergebniß wird freilich in letzterem Falle daſſelbe 
ſein, wie wenn der Käufer von vornherein einen bloßen Minde⸗ 
rungsanſpruch geltend macht. 
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Eine beſondere Form der Zuſicherung einer beſtimmten 
Eigenſchaft iſt der Knauf nach Probe oder nach Muſter 
(8 494 B. G. B.). | 

Hierbei iſt hinſichtlich der Beweislaſt zu unterſcheiden 
zwiſchen der Behauptung, daß nach Probe gekauft ſei, die 
ſelbſtverſtändlich von demjenigen zu beweiſen iſt, der darauf 
einen Anſpruch oder eine Einwendung gegen einen ſolchen 
ſtützt, alſo z. B. vom Käufer, wenn er Wandelung, Minderung 
oder Schadenserſatz wegen Nichtprobemäßigkeit fordert, vom 
Verkäufer, wenn er gegenüber der geſetzlichen Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht eine herabgeminderte vertragsmäßige anwendet, 
unter Bezugnahme auf eine Probe, — und der Behauptung 
der Probemäßigkeit, die ſtets vom Verkäufer zu be⸗ 
weiſen iſt. 

Der letztere Beweis iſt bedingt durch Vorlegung der 
Probe ſeitens des Käufers. Wenn Käufer den Beweis durch 
Vernachläſſigung oder Vernichtung der Probe unmöglich macht, 
fo muß wenigſtens in dem Fall, daß dieſe Unmöglichkeit a b⸗ 
ſichtlich herbeigeführt iſt, die Probemäßigkeit für bewieſen 
gelten, wofern nicht dem Käufer gleichwohl der Gegenbeweis 
gelingt, z. B. durch Zeugenaussagen. Hierauf bezieht ſich die 
Entſcheidung des Reichsgerichts. R. G. XX Nr. 2 S. b ff. 
Schultze Nr. 559): 

„Obwohl die Vorſchrift des erſten Abſatzes im 
Art. 348 H. G. B. hier nicht anwendbar iſt, ſondern 
ſich auf ſolche Fälle bezieht, in denen der Käuſer die 
Waare dem Verkäufer zur Dispoſition geſtellt hat, ſo 
iſt doch der Käufer, wenn er unter Rüge angeblicher 
Mängel die gelieferte Waare annimmt und das Preis⸗ 
minderungsrecht geltend macht (nach dem Geſetzgrunde 
der Norm des zweiten Abſatzes des Art. 348 H. G. B. 
und dem Prinzip, daß im Handelsverkehr ein der 
guten Treue entſprechendes Verhalten zu beobachten 
iſt), verpflichtet, während einer nach der konkreten 
Lage des Falles billig bemeſſenen Friſt keine 
faktiſchen Verfügungen über die beanſtandete 
Waare vorzunehmen, welche dem Verkäufer 
die Feſtſtellung des Zuſtandes der Waare 
unmöglich machen. Nach der Feſtſtellung des 
Berufungsrichters hat der Beklagte dieſer 
Verpflichtung in ſchuldhafter Weiſe zuwider⸗ 
gehandelt. In der oberſtrichterlichen Rechtſprechung 
iſt ferner der Grundſatz ſtets (mit Recht) zur Geltung 
gebracht, daß derjenige, welcher ſeinem an ſich beweis⸗ 
pflichtigen Gegner die Beweisführung ſchuldhafterweiſe 
unmöglich macht, ſich nicht durch Berufung auf die den 
Gegner treffende Beweislaſt vertheidigen dürfe, daß 
vielmehr ihm gegenüber die betreffende gegneriſche Be⸗ 
hauptung als wahr zu gelten habe, falls es ihm nicht 
gelingt, klarzulegen, daß ſie unrichtig ſei.“ 

Hiermit ſteht keineswegs in Widerſpruch die Entſcheidung 
R. G. XI Nr. 10 S. 36 (Schultze Nr. 584): 

„Die Entſcheidung über die Beweislaſt in Betreff 
der Probemäßigkeit der im Wege der Selbſthülfe ver⸗ 
kauften Waaren iſt mit Recht angefochten. Die Vor⸗ 
inſtanz hat für die von ihr angenommene Uebertragung 
der Beweislaſt auf den Beklagten (Käufer) nur den 
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Grund angegeben, daß er die ihm übergebene Probe 
verbraucht und dadurch dem Kläger (Verkäufer) die 
Führung des dieſem an ſich obliegenden Beweiſes der 
Probemäßigkeit der Waare weſentltch erſchwert, wenn 
nicht unmöglich gemacht habe. Dieſer Grund iſt nicht 
ausreichend, die getroffene Entſcheidung rechtlich zu be⸗ 
gründen. Zur Begründung einer Verpflichtung des 
Käufers gegenüber dem Verkäufer, die Probe auf⸗ 
zubewahren, bedarf es einer entſprechenden ausdrück⸗ 
lichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung der Parteien. 
Der Umſtand, daß der Verkäufer wegen ſeiner Beweis⸗ 
laſt an der Erhaltung der Probe intereſſirt war, kann 
zwar für die Auslegung des mit der Aushändigung 
der Probe an den Käufer ſtillſchweigend verbundenen 
Vertragswillens von Bedeutung werden, iſt aber an 
ſich nicht im Stande, den Käufer zur Aufbewahrung 
der Probe zu verpflichten. Daß die Vorausſetzung 
der Aufbewahrungspflicht des Käufers in einem ge⸗ 
gebenen Falle vorhanden ſei, muß von dem Verkäufer 
dargelegt werden. Die näheren in dieſer Beziehung 
in Betracht kommenden Umſtände ſind im vorliegenden 

Falle in den Vorinſtanzen nicht erörtert worden.“ 
Uebrigens iſt auch bei einem Kauf nach Probe nicht immer 
die Probe allein für die Beſtimmung der vertragsmäßigen 
Beſchaffenheit der Waare maßgebend, vielmehr iſt auch für die 
Frage der Probemäßigkeit die Auslegung nach Treu und 
Glauben mit RNückſicht auf die Verkehrsſitte ($ 157 
B. G. B. beſtimmend, wie dies bereits durch folgende Ent⸗ 

ſcheidungen des Reichsgerichts anerkannt wurde. 
R. G. XX Nr. 9 S. 37 (Schultze Nr. 586): 

„Beim Kauf nach Probe dient die Probe zur Be 
ſtimmung der Beſchaffenheit der Waare. Dies kann 
im einzelnen Falle mehr oder weniger promirt werden. 
Es laſſen ſich Fälle denken, in denen die abfolute Ueber⸗ 
einſtimmung der Waare mit der Probe gewollt iſt. 
Mindeſtens wird aber die Abſicht der Kontrahenten, 
insbeſondere die hier weſentlich maßgebende des Käufers, 
die fein, daß die zu liefernde Waare diejenige Be 
ſchaffenheit habe, welche aus der Probe zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes erkannt wird. Die Hauptver⸗ 
ſchiedenheit beider Auffaſſungen iſt die, daß im zweiten 
Falle heimliche Mängel der Probe nicht als eine Eigen⸗ 
ſchaft der zu liefernden Waare gewollt ſind, daß alſo 
die derartige heimliche Mängel tragende Waare nicht 
als vertragsmäßig erſcheint. Unter die heimlichen 
Mängel fallen zwar auch diejenigen, welche wegen der 
Kleinheit der Probe an dieſer nicht entdeckt werden 
können; allein bei dieſen kommt noch ein beſonderes 
Moment in Betracht. Iſt der Käufer Sachverſtändiger 
und weiß er als ſolcher, daß ein gewiſſer Mangel an 
der in Rede ſtehenden Waare häufig vorkommt oder an 
der Probe gewöhnlich nicht oder doch nur ſchwer zu 
entdecken iſt, fo erfordert die gewöhnliche Sorgfalt, daß 
er das Nichtvorhandenſein dieſes Mangels ausdrücklich 
ſtipulirt. Thut er dies nicht, fo wird der Verkäufer 
zu der Annahme berechtigt fein, daß der Käufer ent⸗ 
weder die betreffende Eigenſchaft nicht als Mangel 
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anſieht oder daß er ſich vom Nichtvorhandenſein des⸗ 
ſelben in der Probe überzeugt zu haben glaubt.“ 

R. G. XX Nr. 6 S. 82 (Schultze Nr. 587): 

„Wenn das Berufungsgericht bei der Beurtheilung der 
Gutachten der Sachverſtändigen den Maßſtab zu Grunde 
legt, welchen es aus der Auskunft der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft und aus dem Gutachten des Sachver⸗ 
ſtändigen P. entnimmt, daß ſich bei dem Velvet eine 
der Probe alſolut entſprechende Waare nicht herſtellen 
läßt, ſo iſt dies durchaus zu billigen. Selbſt wenn, 
wie Reviſionskläger behauptet, ihm dies nicht bekannt 
geweſen iſt, als er den Vertrag abſchloß, iſt nicht 
daraus herzuleiten, daß Kläger nicht hätte nach Probe 
verlaufen dürfen. Iſt vielmehr allgemein im Handel 
bei dem Velvet eine relative Uebereinſtimmung für die 
Probemäßigkeit der gelieferten Waare entſcheidend, ſo 
gilt dies beim Mangel anderer Verabredung für jeden 
zumal im Großhandel abgeſchloſſenen Verkauf. Sache 
des Käufers bleibt es, ſich darüber zu orientiren.“ 

Die gemeinrechtliche Kontroverſe, ob die ädilitiſchen 
Klagen auch auf den Gattungskauf anwendbar feien, 
it vom Reichsgericht ſtets bejahend entſchieden worden. Vgl. 
die Entſcheidung R. G. XXX Nr. 48 in Nr. LI. 

Nach dem B. G. B. § 480 Abſ. 1 hat der Käufer einer 
uu der Gattung nach beſtimmten Sache ebenfalls ein drei⸗ 
ſaches Wahlrecht: er kann a) Wandelung oder d) Min⸗ 
den oder c) Lieferung einer mangelfreien Sache ſtatt der 
mangelhaften (ſog. Nachlieferung) verlangen. 

du beachten iſt aber, daß ein urſprünglicher 
Jattungskauf auch abgeſehen von der mit der 
Lieferung (Ausſcheidung) nothwendig verbundenen 
bloßen „Concretiſirung“ durch anderweitiges 
Uchereintommen in einen Spezieskauf umgewandelt 
verden kann, in welchem Falle natürlich der Nachlieferungs⸗ 
onfyruch wegfällt. Einen Thatbeſtand dieſer Art liefert die 
buſcheidung R. G. XXXXIII Nr. 48 S. 182 ff., die wir, 
u fe auch im Uebrigen eine zu 8 438 B. G. B., d. h. für die 
Auslegung der Traditionspflicht des Verkäufers werthvolle 
Vegründung bietet, hier in extenso wiedergeben: 

K G. XXIII Nr. 48 S. 182 ff.: 

„Anfang Auguſt 1897 kaufte der Kläger von der Bes 
llagten Kakaobutter in Ballen zu 6—7 Blöcken von 
ca. 14 Kilogramm, unverzollt, mit Taravergütung, 
Abnahme bis zum 17. Auguſt. Auf Grund einer am 
16. Auguft ſtattgehabten Beſprechung der Parteien ging 
die Waare am 17. Auguſt nicht in die Hände des 
Klägers über, ſondern wurde von der Beklagten für 
ihn im Verwahrſam behalten, verwogen, in 115 Ballen 
verpackt, jeder Ballen mit einem ſpeziellen Märk ver⸗ 
ſehen, und die Ballen im Keller, für ſich geſondert, 
gelagert. Der Kläger beglich die ihm am 17. Auguſt 
unter ſpezifizirter Gewichts- und Märkangabe zus 
gegangene Faktura. Nach Abnahme von 75 Ballen 
erfuhr der Kläger, daß die reſtlichen 40 Ballen nicht 
mehr vorhanden waren. Kläger forderte deshalb die 
Rückahlung des auf fie entfallenden Theiles des Kauf⸗ 
breiſes. Die Beklagte lehnte dieſes Verlangen ab und 
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ließ fpäter 40 Ballen nach vorgängiger Androhung im 
Selbſthilfeverkauf öffentlich verſteigern. 

Die Klage auf Rückzahlung des Kaufpreiſes für die 
40 Ballen iſt in den Inſtanzen durchgedrungen, und 
die eingelegte Reviſion zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß zum Gegenſtande des Kaufes diejenigen 
115 Ballen geworden ſeien, die die Beklagte in der 
dem Kläger am 17. Auguſt 1897 zugegangenen 
Faktura näher bezeichnet hat, daß jener nach beſchaffter 
Vertragserfüllung über den in ihrer Detention ver⸗ 
bliebenen Reſtbeſtand von 40 Ballen eigenmächtig ver⸗ 
fügt, ſich dadurch aber ſchadenserſazpflichtig gemacht 
habe, und daß dieſer infolgedeſſen berechtigt ſei, den 
bereits bezahlten Kaufpreis zum entſprechenden Theile 
zurückzufordern. 

Das Ergebniß iſt richtig und ſachgemäß, obwohl die 
Begründung, die es in der Berufungsinſtanz gefunden 
hat, nicht überall als zutreffend erſcheint. 

Mit Unrecht wird von der Reviſion der rechtliche 
Ausgangspunkt der angeſtellten Erwägungen in Zweifel 
gezogen. Der Gattungskauf, den die Parteien mit⸗ 
einander geſchloſſen hatten, iſt in der That nachträglich 
in einen Spezieskauf aufgelöſt worden. Gleichviel ob 
bei der gegneriſchen Obligation die Beſchränkung auf 
ein einzelnes Sachindividuum regelmäßig ſchon mit der 
Ausſcheidung oder erſt mit der Lieferung geſchieht. 
Die Kontrahenten ſind immer in der Lage, zu irgend 
welcher Zeit durch einen beſonderen Willensakt auch 
ohne thatſächlichen Wechſel des Gewahrſams eine be- 
ſtimmte, aus dem großen Kreiſe gleichartiger Sachen 
herausgehobene Sache zum Gegenſtande ihres Schuld⸗ 
verhältniſſes zu machen. Die rechtliche Möglichkeit, 
durch eine von der effektiven Erfüllung im Einverſtändniß 
beider Theile ausgeführte Spezialifirung die vorhandene 

Unbeſtimmtheit der Leiſtung zu beheben, verſteht ſich 
von ſelber. Sie wird in den Quellen des römiſchen 
Rechtes fo gut, wie im 8 243 B. G. B. als gegeben 
vorausgeſetzt, ohne daß es für erforderlich erachtet 
wäre, ihrer beſonders Erwähnung zu thun. Die 
Frage, ob die Kauſſache möglicherweiſe wegen vertrags⸗ 
oder geſetzwidriger Beſchaffenheit zur Verfügung geſtellt 
werden kann, hat nach gemeinem Rechte mit der Kontrati⸗ 
ſirung des Schuldobjektes nichts zu thun. Die ausgewählte 
Sache bleibt Vertragsgegenſtand, mag ſie ordnungs⸗ 
mäßig ſein oder nicht, und der Gläubiger iſt im Falle 
der Mangelhaftigkeit nicht verpflichtet, ſich die Lieferung 
einer anderen Sache an ihrer Stelle gefallen zu laſſen. 
Es beruht nun nicht auf Rechtsirrthum, wenn das 
Berufungsgericht hier ein Abkommen der bezeichneten 
Art als geſchloſſen anſieht. Die Parteien haben ſich 
darüber vereinigt, daß die Lieferung ganz beſtimmter 
Ballen von der Beklagten geſchuldet werden ſolle. 
Während nach den Kaufbedingungen am 17. Auguſt 
geliefert werden mußte, iſt nachträglich in der Hinſicht 
eine Nenderung feſtgeſetzt worden, daß die Beklagte die 


Aue — — — — — 5 


— 


— 7 K 


222 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Waare einſtweilen noch, und zwar bis auf beſondere 
Abforderung, im Gewahrſam zu behalten habe. Sonſt 
blieb die Rechtslage fo, wie fie nach dem Kaufgeſchäft 
ſein oder werden ſollte. Dementſprechend find zur vers 
einbarten Lieferungszeit 10 141 Kilogramm Butter für 
den Kläger in 115 Ballen von verſchiedenem Gewichte 
zuſammengepackt und verwogen. Die Ballen haben je 
ein beſonderes Märk erhalten und find auf ein von 
den übrigen Waaren getrenntes Lager gebracht. Dem 
Kläger find Gewicht und Märk der für ihn beſtimmten 
Ballen mitgetheilt worden, und er hat darauf den be⸗ 
dungenen Kaufpreis bezahlt. Es braucht nun nicht 
beſprochen zu werden, ob ſchon durch ſeine bloße 
Kenntnißnahme von dieſen Vorgängen der Leiſtungs⸗ 
inhalt auf die ausgeſchiedenen Sachen zurückgeführt 
werden konnte. Denn es handelt ſich nicht um ein⸗ 
ſeitige Maßnahmen und Mittheilungen der Beklagten; 
vielmehr hat ſie die Einzelballen auf Verlangen des 
Klägers hergeſtellt und in Gewicht genommen, damit 
ſie — wie er ihr ſchreibt — bei ihr lagern können. 
Der ihm zukommende Kaufgegenſtand ſollte demnach in 
Gemäß heit der beiderſeitigen Willensabſicht und Willens⸗ 
erklärung genau beſtimmt und individualiſirt ſein, um jede 
Verwechſelung mit anderen Waaren der gleichen Art 
unmöglich zu machen. Indem hierauf entſprechend 
verfahren wurde, ſetzte ſich dann aber der bisherige 
Gattungskauf nothwendig und von ſelber in den Kauf 
einer individuell charakteriſirten Sache um. 

Von dieſer Grundlage aus erſcheint der erhobene 
Rückforderungsanſpruch berechtigt. Nach der vom Be⸗ 
rufungsgericht prozeßgerecht getroffenen Feſtſtellung hat 
die Beklagte 40 Ballen Butter nicht ausliefern können, 
weil ſie ſie wieder auf ihr allgemeines Lager ge⸗ 
nommen, ausgepackt, mit anderer Butter ſpäterer 
Fabrikation vermiſcht und theilweiſe jedenfalls ſonſt 
verwendet hatte. Das Berufungsgericht nimmt nun 
an, daß der Kläger zufolge der vorhin geſchilderten 
Vorgänge Eigenthümer der Butter geweſen ſei, folgert 
aus der eigenmächtigen Verfügung der Beklagten über 
die ihr nicht gehörende Waare ihre Erfagpflichtigleit 
und achtet ohne Weiteres den Schadenserſatzanſpruch 
des Klägers dem von ihm geltend gemachten Rück⸗ 
zahlungsanſpruche rechtlich und ſachlich gleich. Dieſe 
Beweisführung iſt nicht haltbar. Da der Kläger 
ſchlechthin die Rückzahlung des entſprechenden Faktura⸗ 
betrages gefordert hatte, ſo würde es zunächſt einer 
näheren Erörterung bedurft haben, ob in der Aus⸗ 
wechſelung dieſes Anſpruches gegen den zuerkannten 
Schadenserſatzanſpruch nicht eine gerichtsſeitige Klage⸗ 
vertauſchung oder doch eine in der Berufungsinſtanz 
unmögliche Aenderung der Klage gelegen ſei. Abgeſehen 
aber ganz hiervon, erhellt auch nicht, daß der dem 
Kläger aus der Widerrechtlichkeit der Beklagten entſtandene 
Schade nach ſeinem Betrage mit dem bezahlten Kauf⸗ 
preiſe zuſammenfällt. Dieſe unmotivirte Unterſtellung 
wird auch keineswegs durch die Bemerkung gerecht⸗ 


fertigt, daß inſoweit nichts beanſtandet ſei. Denn zu 
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ſolcher Beanſtandung lag kein Grund vor, weil die 
Uebereinſtimmung zwiſchen Schaden und Kaufpreis 
garnicht behauptet war. 

Gleichwohl iſt die Entſcheidung zutreffend. Die That⸗ 
ſache, daß die Beklagte ſich außer Stand geſetzt hat, 
die verkauften 40 Ballen zu liefern, trägt den in der 
Klage verfolgten Anſpruch. Es kommt nicht darauf an, 
ob wirklich ein Eigenthumsübergang ſtattgefunden hat, 
und zwiſchen den Parteien ein ſelbſtändiger Ver⸗ 
wahrungs vertrag abgeſchloſſen iſt, oder ob die Beklagte 
die Waare lediglich bis zu vollſtändiger Erfüllung des 
Kaufgeſchäftes, d. h. bis zu ihrer Ablieferung, im Ge⸗ 
wahrſam behalten ſollte, ohne daß in den Eigenthums⸗ 
verhältnifien bereits eine Verſchiebung vor ſich gegangen 
wäre. Denn in dem einen wie in dem anderen Falle 
lann der Kläger den Kaufpreis zurückfordern. Freilich 
möchte es auf den erſten Blick den Anſchein gewinnen, 
als ob er, war er Eigenthümer geworden, und ver⸗ 
fügte die Beklagte über ſeine Sache, auf die Intereſſe⸗ 
forderung beſchränkt ſei. Das ſcheint aber eben nur 
ſo. Durch den Eigenthumserwerb iſt bei der beſonderen 
Geſtaltung der Dinge die obligationsmäßige Verbind⸗ 
lichkeit zur Ablieferung der verkauften Waare nicht 
untergegangen; zum mindeſten iſt fie zufolge des Ver⸗ 
haltens der Beklagten aufs Neue ins Leben gerufen. 
Daß der Verkäufer mit der Verſchaffung des abſtrakten 
Eigenthumsrechtes, die von einem thatſächlichen Beſiz⸗ 
wechſel nicht begleitet iſt, ſeinen Vertragspflichten noch 
nicht genügt, ſpringt in die Augen. „Et in primis 
ipsam rem praestare venditorem oportet, id est 
tradere, & heißt es in 1.11 88 2 Dig. d. A. E. V. 19, 1. 
Und höchſt richterlich iſt wiederholt anerkannt, daß dieſe 
Verbindlichkeit in der Eigenthumsüberweiſung nicht ihre 
Erledigung findet. 

Vgl. Seuffert Archiv Bd. 8 Nr. 37, Bd. 19 
Nr. 147. 

Nun ſoll hier freilich auch die Einräumung des Be⸗ 
ſitzes vermittelſt des Rechtsaktes des constitutum pos- 
sessorium vollzogen worden fein. Dieſer Umſtand 
bewirkt aber rückſichtlich der Ablieferungsverpflichtung 
der Beklagten keine Aenderung, weil er von ihr in 
feinem Ergebniſſe nachträglich wieder befeitigt iſt. Läßt 
ſich aus ihrem Vorgehen nicht folgern, daß es ihr 
überhaupt am Beſitz⸗ und am Eigenthumsübertragungs⸗ 
willen gefehlt hat, ſo iſt doch unzweideutig zum Aus⸗ 
drucke gekommen, daß ſie der Verſchiebung in den 
formalen Eigenthums⸗ und Befitzverhältniſſen rechtliche 
Bedeutung nicht zuerkannt wiſſen will, ſondern deſſen⸗ 
ungeachtet die obligatoriſchen Beziehungen auf ihrer 
Seite als fortdauernd anſieht. Das muß fie gegen 
ſich gelten und ſich deshalb fo behandeln laſſen, als 
ob eine Umgeſtaltung der Rechtslage nicht geſchehen 
wäre. Der Beſitz. und Eigenthumsübergang hat die 
vollſtändige und allſeitige Erfüllung des Kaufvertrages 
nicht zur Folge gehabt. Die Summe der perſönlichen 
Rechte und Pflichten, die dieſer erzeugt, if insoweit 
nicht von ihm aufgeſogen, als Recht und Pflicht des 
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Ablieferung erhalten geblieben ſind. Der Kläger hat 
daher neben ſeiner dinglichen Berechtigung auch den 
vertraglichen Anſpruch darauf, in den realen Genuß 
des Kaufgegenſtandes gebracht zu werden, und kann, 
wird dieſem Anſpruche nicht genügt, diejenigen Befug⸗ 
niſſe geltend machen, die ihm das Geſetz für den Fall 
der Nichterfüllung ſeitens des Verkäufers verleiht. Er 
braucht den Kaufpreis nicht zu bezahlen oder darf, 
hatte er im voraus bezahlt, deſſen Rückzahlung fordern. 
Ein gleicher oder analoger Gedanke iſt ſchon vom 
römiſchen Rechte praktiſch verwerthet worden. L. 11 
85 18 Dig. de A. E. V. 19, 1. 

Exinnert man ſich daran, daß in dieſer Stelle mit dem 
habere licere nicht die Eviktionsleiſtungspflicht des Vers 
käufers im techniſchen Sinne, ſondern die geſammte, 
von ihm geſchilderte Vertragsleiſtung bezeichnet wird, 

vgl. dazu Eck, die Verpflichtung des Verkäufers 
zur Gewährung des Eigenthums S. 15 flg., 
ſo wird die Tragweite des Rechtsprinzips, dem der 
römiſche Juriſt zur Anerkennung verhelfen will, unſchwer 
herausgeſtellt werden können. Der Verkäufer, der für 
die eigentliche Eviktion ſeitens eines beſſer Berechtigten 
nicht aufzukommen hat, ſoll dennoch zur Rückgabe des 
Kaufpreiſes verpflichtet fein, wenn dem Käufer die Sache 
entzogen wird. Daß es einen Rechtsunterſchied begründet, 
wenn ſolche Entziehung auf Eigenmacht des Verkäufers, 
und nicht auf dem Recht eines Dritten beruht, iſt nicht 
geſagt. Der ausgeſprochene Grundſatz wird mit dem 
Hinweis auf die Unbilligkeit, die in einer abweichenden 
Rechtsgeſtaltung gelegen fein würde, gerechtfertigt. Dieſe 
Unbilligkeit tritt aber nur um ſo ſchärfer hervor, wenn 
der Verkäufer ſelber ſeinem Käufer den Genuß der 
Sache verkümmert und ſie ihm wieder nimmt, noch ehe 
er in der Lage war, den beſtimmungsgemäßen Gebrauch 
davon zu machen. Die zurückgezogene Leiſtung iſt in 
Wahrheit eine Scheinleiſtung geweſen; ſie gilt rechtlich 
als nicht geſchehen. 

Hiernach kann der Klage aus dem Kaufvertrage ent⸗ 
ſprochen werden, auch wenn Beſitz und Eigenthum ſchon 
auf den Kläger übertragen geweſen ſein ſollten. Daß 
ſich aber das nämliche Reſultat nur um ſo einfacher 
und gewiſſer ergiebt, wenn dieſe Vorausſetzung wegfällt, 
verſteht ſich von ſelber. Der Kläger war auch nicht 
etwa genöthigt, ſich mit der Lieferung einer anderen als 
der den Gegenſtand des Vertrages bildenden Waare 
zufrieden zu geben. Nachdem die Gemusobligation in 
eine Speziesobligation umgewandelt iſt, greifen kraft 
rechtlicher Nothwendigkeit alle die Rechtsſätze Platz, von 
denen die Speziesobligation beherrſcht wird. Der 
Gläubiger hat Anſpruch auf Lieferung eben derjenigen 
Waare, die er gekauft hat, und die Möglichkeit, den 
Vertrag durch Lieferung eines anderen Sachindividuums 
zu erfüllen, könnte höchſtens dann in Erwägung gezogen 
werden, wenn es ſich um eine Waare handelt, die für 
den Berechtigten nach ihrer Individualität ſchlechterdings 
gar kein Intereſſe hat, und wenn der Verpflichtete ſofort 
eine gleichwerthige Erſatzwaare angeboten hat. Dieſe 
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Sachlage ift hier nicht gegeben. Es iſt nicht lar geſtellt, 
daß und warum es dem Kläger vollkommen gleichgültig 
ſein mußte, ob er die eine, oder die andere Waare 
erhielt. Und die Forderung auf Rückgabe des Kauf⸗ 
preiſes war längſt erhoben, als die Beklagte die Lieferung 
einer Erſatzwaare nicht etwa angeboten ſondern in 
Ausſicht geftellt hat.“ 


Die deutſche Rechtsanwaltſchaft an der Wende 
des Jahrhunderts. 
III. 


Wenn nicht die Zahl, ſo doch die Gründe der von den 
Vorſtaͤnden der preußiſchen Anwaltskammern erſtatteten Gut⸗ 
achten gingen ſo überwiegend gegen „die Zuläſſigkeit von Be⸗ 
ſchränkungen der freien Advokatur“, daß es für den Stuttgarter 
Anwaltstag an zwei Berichterſtattern für die gegentheilige Auf- 
faſſung nicht zu viel war, um das Gleichgewicht der Kräfte 
herzuſtellen. Nur einer von dieſen, Juſtizrath Dr. Pemſel von 
München, hat einen ſchriftlichen Bericht erſtattet, und auch 
dieſer kam an erſter Stelle zu dem Ergebniſſe, daß „eine 
grundſätzliche Einſchränkung der freien Advokatur, insbeſondere 
durch geſetzliche Einführung einer Prüfung der Bedürfnißfrage, 
an ſich unzuläffig erſcheint und durch die thatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht gerechtfertigt iſt“. Auch die übrigen in dem 
preußiſchen Miniſterialerlaß angeregten Beſchränkungen mit 
einziger Ausnahme der Vorbereitungszeit empfahl er „als un- 
nöthig und dem Intereſſe der Rechtspflege nicht forderlich“ 
abzulehnen. Dagegen erklärte er den Zuſatz zu $ 5 der 
Rechtsanwaltsordnung in der Faſſung des Cölner Gutachtens 
(J. Jur. Wochenſchr. 1901 Nr. 8/11 S. 71) für wünſchenswerth 
— es ſei gleich hier erwähnt, daß er dieſen Antrag nach Ver⸗ 
ſtändigung mit dem zweiten Berichterſtatter auf dem Anwaltstage 
fallen ließ, wo er auch ſchwerlich eine hinreichend unbefangene 
und eingehende Würdigung neben der Hauptfrage gefunden hätte. 
Weber dieſe kam der Bericht zu dem Vorſchlage: „Es iſt im 
Intereſſe der Rechtspflege und des Anſehens des Anwaltsſtandes 
erforderlich, daß dem verfrühten und voreiligen Ingang zur 
Rechtsanwaltſchaft durch die geſetzliche Einführung einer der 
Richteramtsprüfung nachfolgenden praktiſchen Vorbereitungszeit 
thunlichſt vorgebeugt werde“. Dabei wurden noch Vorſchläge 
über die Geſtaltung dieſer Vorbereitungszeit im Einzelnen ge⸗ 
macht, wobei eine mindeſtens zweijährige Beichäftigung bei 
einem Rechtsanwalt vorangeſtellt und dieſer die Thätigkeit als 
Richter u. ſ. w. gleichgeſtellt war. 

um die Begründung des Vorſchlages zu verſtehen, iſt vor 
allem auf ihre thatſächlichen Vorausſetzungen zu achten. Auch 
die als Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für Deutſchen Civil ⸗ 
prozeß erſchienene Schrift von Wilmowski „Zur Organiſation 
des Anwaltſtandes“ (Berlin, C. Heymann, 1894), anſcheinend 
eine ausgeführtere Bearbeitung des von Leſſe angeführten Vor⸗ 
trags, geht darin nicht weiter, als daß ein „Mangel an Reife 
für den Beruf unleugbar bei manchen jüngeren Elementen 
des Anwaltsſtandes hervortritt“ und „faft in noch hoͤherem 
Grade einem nicht geringen Theile der füngeren Anwälte 
der Takt u. ſ. w. fehlt“. Um fo unbegreiflicher mußte freilich 
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die Leichtherzigkeit erſcheinen, mit welcher der Altmeiſter den 
jungen Juriſten, für die ſein Tadel nicht zutraf — nach ſeinem 
Wortausdruck doch wohl die Mehrheit —, den Zugang zur 
Anwaltſchaft auf Jahre hinausſchieben oder auch die Gebildetſten 
unter ihnen vorerſt auf das Amtsgericht beſchränken wollte. 
Pemſel vermeidet dieſen Vorwurf, indem er von vornherein die 
„Qualitätsmängel“ als allgemein anfieht; er findet in dem 
Richtereramen wegen des „geſunkenen Bildungswerths der ge⸗ 
richtlichen Vorbereitungspraxis“ (in Folge der Einführung des 
mündlichen Verfahrens) überhaupt nicht mehr die Gewähr für 
die Befähigung zum Anwalte, er behandelt das weiterhin 
als „gegebene Erkenntniß“ und es wird das verftändlich, 
wenn er weiter ebenſo allgemein von „ganz jungen Leuten“ 
ſpricht, welche „eben erſt auf den nothdürftigen Befitz der vor- 
geſchriebenen Vorkenntuniſſe geprüft find“. Der Allgemeinheit 
dieſes Urtheils über den Bildungsſtand der angehenden Anwälte 
trat indeß, übereinſtimmend mit den Verficherungen mehrerer 
preußiſcher Kammervorſtände, auf dem Anwaltstage ein Zeuge 
aus den älteren württembergiſchen Anwälten, Löwenſtein I von 
Stuttgart auf, der „mit Stolz und Genugthuung“ feſtſtellte, 
„dag wir nicht blos vereinzelte, ſondern eine ganze große Neihe 
hervorragender Anwälte haben, die von Anfang an voll und 
ganz ihren Beruf ausgefüllt haben, unſerm Stande zur hre“. 
Der Berichterſtatter hatte darauf keine Antwort; vielleicht ſchien 
ihm die von Leſſe gegebene ausreichend: „Wir machen die Ge⸗ 
ſetze für den Durchſchnitt und müſſen uns fragen, was iſt für 
dieſen Durchſchnitt der jungen Juriſten das heilſamſte)“ Das 
tft der Kern — um des Durchſchnitts, d. h. der Mittelmäßigkeit 
willen ſoll man die tüchtigſten Kräfte damit mißhandeln, daß 
ſie, obwohl „voll und ganz“ zur Ausübung des gewählten 
Berufs befähigt, noch Jahre lang in einer abhängigen Stellung 
zurückgehalten werden. Dieſer Auffaſſung freilich kann es nichts 
weniger denn als Unglück erſcheinen, wenn die Vorbereitungszeit 
als Abſchreckung des übermäßigen Andrangs zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft vor allem dieſen tüchtigſten jungen Kräften den Beruf ver⸗ 
leiden ſollte, der ihnen derart trotz ihrer Befähigung verlegt würde. 

Kehren wir zu dem Pemſelſchen Berichte zurück, ſo berührt 
uns zunächſt, wie er ſich mit der ſelbſt aufgeworfenen Frage 
abfindet, „ob das Richteramtsexamen noch die Gewähr einer 
augenblicklich vorhandenen praktiſchen Nichterbefähigung bietet“ — 
fie „mag dahingeſtellt bleiben“! „Jedenfalls“ habe der junge 
Mann für die Richteramtsthätigkeit „einen gewiſſen Vorſprung“ 
dadurch, daß er „bereits viel längere Zett beim Gericht als 
beim Anwalt zugebracht hat“. Daraus ſcheint zu folgen, daß 
der junge Mann, der Anwalt werden will, die verſäumte Be⸗ 
ſchäftigung beim Anwalt erſt nachzuholen hätte. Aber nur 
vier Seiten weiter leſen wir, daß eine Thätigkeit als Richter 
der Beſchäftigung bei einem Rechtzanwalte gleich gerechnet 
werden fol. Wenn die Thätigkeit im Richteramte geeignet iſt, 
zu erſetzen, was an der Befähigung zum Anwaltsberuf auch 
nach erlangter Befähigung zum Richteramte noch fehlen ſoll, fo 
iſt nicht wohl abzuſehen, weshalb die Beſchäftigung beim Richter 
ein „Vorſprung“ für den angehenden Richter gegen den an⸗ 
gehenden Anwalt gewähren kann. „Ein vollkommener Wider⸗ 
ſpruch bleibt gleich geheimnißvoll —“. Den Einwand, daß 
Jemand, der zum Richter befähigt ſei, auch zum Rechtsanwalt 
befähigt ſein müſſe, dekretirt der Bericht zum „theoretiſchen 
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Trugſchluß“; feine eigenen Trugſchlüſſe haben allerdings mit 
der Theorie wenig zu ihun. Der Trugſchluß foll die Unter⸗ 
ſchiebung der ſofortigen Berechtigung zur thatſächlichen Aus⸗ 
übung des Rechtsanwalts für die ſtaatsrechtliche Möglichkeit 
fein, mit einem Richteramt betraut zu werden, — alio 
quaternio terminorum. Im Gebiete der Thatſachen wird 
jeder junge Juriſt, der ſich zur Richterkarriere meldet, in der 
Regel von erſter Stunde an als Hülfsrichter beſchäftigt an 
Stelle und mit den amtlichen Befuguifien eines im Amte 
ſtehenden Richters; die ſofortige Berechtigung zur thatſächlichen 
Ausübung des Rechtsanwaltsberufs giebt dem angehenden An⸗ 
walt nicht auf einen einzigen Prozeß einen „ſubjektiven An- 
ſpruch“, und jener kann unglaubliches Unheil angerichtet haben, 
ehe dieſer ſeinen erſten Prozeß zur mündlichen Verhandlung 
bringt. Es muß durchaus beſtritten werden, daß es irgend 
welche „Stellung“ für einen Hülfsrichter giebt, wo „ein ver⸗ 
hältnißmäßig enger Pflichtenkreis ihm geſtattet, in komplizirte 
Verhältniſſe allmählich hineinzuwachſen, ohne daß ſeine geringe 
Erfahrung Störungen im Dienſt oder Nachtheile für die Rechtt⸗ 
pflege hervorruft oder das Anſehen des Richterſtandes ſchädigt“. 
Jedes falſche Urtheil und jeder verkehrte Beſchluß iſt ein Nach⸗ 
theil für die Rechtspflege, auch wenn in hoherer Juſtanz 
remedirt werden kaun — die Rechtsunſicherheit inzwiſchen und 
die Koſten am Ende haben die Rechtfuchenden zu tragen, gleich ⸗ 
viel welcher Theil. — Der Satz endlich, ein ſolcher „Mißſtand“ 
gebe nach keiner Seite Grund zur „Uebertragung“ des gleichen 
Mißverhältniſſes auf das Gebiet der Rechtsanwaltſchaft, ſtellt 
die Frage vollſtändig auf den Kopf. Bietet die gegenwärtige 
für Richter und Anwalt gleiche Vorbereitung keine Gewähr der 
Befähigung für den einen, ſo kann ſie ebenſo wenig Gewähr 
der Befähigung für den anderen Beruf bieten. Dafür, ſtatt 
das Uebel an der gemeinſchaftlichen Wurzel abzugraben, eine 
Aenderung uur für den einen Theil zu unternehmen, giebt es 
in der That gar keinen Grund. Der dunkle Drang, die Ab⸗ 
hülfe eines Mißſtandes zu ſuchen, wo ſie am bequemſten zu 
erreichen ſcheint, iſt auch hier das ſchlimmſte Hinderniß der 
allein durchgreifenden Abhülfe, wie der Ruf nach Wieder ⸗ 
einführung der Berufung in Strafſachen nichts gewiſſer erreicht 
hat, als die Reform der Revifion und des Wiederaufnahme ⸗ 
verfahrens zu hindern. 

Mit dieſen Gründen „glaubte“ Pemſel, wie er in ſeinem 
Schlußwort als Referent verräth, mit dem „Argument der 
Gleichberechtigung mit dem Richter aufgeräumt zu haben“, und 
da es ihm ſo wenig gelungen, fügte er noch einiges von gleichem 
Werthe hinzu, was nicht einmal den Vorzug der Neuheit hatte. 
Wenn an den Richter „eine ganze Reihe von Verführungen und 
ſchwierigen Umſtänden in der groben Form wie an den Anwalt 
gar nicht herantreten“, ſo iſt wiederum nicht abzusehen, wie ber 
künftige Anwalt gegen dieſe Verführungen geſtählt werden fol 
durch die zweijährige Vorbereitungszeit im Richteramte oder 
auch als abhängiger Anwaltsgehülfe. Und wenn es „ganz 
etwas anderes“ fein ſoll, „ein Hypothekenbuch in Poſemuckel zu 
führen“ als ſich in einer großen Stadt als Anwalt nieder · 
zulaſſen, ſo iſt wieder nicht abzuſehen, warum die Führung des 
Hppothekenbuchs gerade in Poſemuckel leichter ſein ſoll ald 
anderwärts, und die Führung eines Amtsgerichtsprozeſſes, mit 
der Die meiſten jungen Anwälte anfangen müſſen, in einer 
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großen Stadt ſchwerer als in Poſemuckel. Dergleichen Argu- 
mente ftören wenigſtens den fittlichen Gleichmuth nicht; ſchwerer 
wird es ihn zu bewahren, wenn den Gegnern der Vorbereitungs⸗ 
zeit Vorliebe für das laisser aller, ober Verwechslung der freien 
Advokatur mit dem freien Gewerbebetriebe vorgeworfen wird. 
Ueber die Auffafſung des Anwaltsberufes als eines gewinn- 
bringenden Gewerbebetriebs kann nichts, ſchlechthin nichts hinaus⸗ 
heben als eine gediegene wiſſenſchaftliche Bildung und nichts fo 
ſehr dazu herabziehen als die gewerbsmäßige Abrichtung zum 
Beruf. Wie wenig Sinn der Berichterſtatter für die Bedeutung 
des freien Alhmens in einer wiffenſchaftlich geläuterten Gedanken 
welt zur ſittlichen Hebung der Berufsgenoſſen verräth, zeigt vor 
allem der Satz, in welchem er beſonders betont, daß der junge 
Anwalt nicht bloß in die Berechtigung zur Uebernahme der 
mündlichen (doch auch ſchriftlichen !) Rechtsaus führung, ſondern 
auch in die Verpflichtung eines verantwortungs vollen formellen 
Dienſtes eintritt — eine Steigerung, die den letzteren Theil des 
Anwalts berufes als den ungleich wichtigeren erſcheinen läßt. 
Jedenfalls iſt dieſer Dienſt genau von der Art, wie ihn der 
Grundbuchrichter in Poſemuckel zu erfüllen hat — ein Dienſt, 
für den gewiß der wiſſenſchaftlich Gebildeiſte den wenigſten Sinn 
hat und den in der That ein wohlabgerichteter Gerichts ſchreiber 
ohne alle wiſſenſchaftliche Vorbildung vielleicht beſſer verrichten 
wird. Indeß wirft dies nur die Frage auf, ob es erſprießlich 
iſt, den wiſſenſchaftlich gebildeten Rechtsbeiſtand mit dieſem 
formellen Dienſt zu belaſten, von dem auch der engliſche Richter 
in viel weiterem Umfange als der deutſche entbunden iſt. Doch 
zeigt gerade die Erfahrung in Deutſchland, daß wiſſenſchaftliche 
Bildung an ſich für dieſen Dienſt nicht unfähig macht, und wie 
die geiſtige Gewandtheit dieſer Bildungsſtufe die Erlernung der 
Dienſtformen nur erleichtern kann, jo iſt ihr fittliches Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl die beſte Gewähr für ihre gewiſſenhafte 
Beobachtung, ſo daß zu einer verlängerten Abrichtung der be⸗ 
fähigſten jungen Juriſten auch an dieſer Stelle kein Bedürfniß 
beſteht. Dem Ginwande, daß eine Verlängerung der beſtehenden 
Vorbereitungszeit ſtatt ihrer beſſeren Ausnutzung für 
die Ausbildung zum Anwaltsberuf eher ſchädlich als förderlich 
fein würde, weicht der Bericht mit dem Nückzuge in den 
Schmollwinkel aus: die „Konſequenz“ dieſes Arguments würde 
„allerdings dahin führen, bei der Unvollkommenheit aller Schutz ⸗ 
maßregeln die Anwaltſchaft ſchlechthin für ein freies Gewerbe“ 
zu erklären. Pemſel umgeht dabei geflifienilih die klar aus⸗ 
gesprochene Abfiht der von ihm bekämpften Gegner: die 
Unvollkommenheit der bisherigen „Schutzmaßregeln“ zu heben. 
Es kann doch nicht angeborenes Menſchenrecht fein, mit nur 
dem „nothdüͤrftigen Beſitz“ der „vorgeſchriebenen Vorkenntniſfſe“ 
die Prüfung der Befähigung zum Richteramt und Anwalts beruf 
zu beſtehen, und es wird auch nicht ſchlechthin unmoͤglich ſein, 
den „Bildungswerth der gerichtlichen Vorbereitungspraxis“ zu 
ſteigern. Was beſonders die Befähigung des Anwalts belangt, 
ſo habe ich in Stuttgart darauf hingewieſen, daß im Königreich 
Sachſen dem jungen Juriſten die zweite Hälfte des vierjährigen 
Vorbereitungedienſtes nach eigener Wahl freigegeben iſt, ſodaß 
er fie ganz oder groͤßtentheils beim Anwalt verbringen kann. 
Pemſel iſt auf dieſe Thatſache nicht eingegangen, und doch 
iſt nicht erfindlih, welche vernichtenden Gründe der Ueber ⸗ 
tragung dieſer Einrichtung auf Preußen und Bayern entgegen ⸗ 
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ſtehen ſollten. Uebrigens muß ich darauf verzichten, auf den 
Gegenſtand in dieſer Richtung weiter einzugehen, um nicht zu 
wiederholen, was ich darüber ſchriftlich (Jur. Wochenſchr. 1899 
S. 555 ff.) zu und auf dem Mainzer Anwaltstage ausgeführt habe. 

Zu dem wirthſchaftlichen Mißſtande der verlängerten Vor⸗ 
bereitungszeit bemerkt Pemſel kühl bis ans Herz heran: „Es 
kann kein Schaden für das allgemeine Beſte fein, wenn in 
Folge der Einführung der Vorbereitungszeit zur ſelbſtändigen 
Ausübung des anwaltſchaftlichen Berufs in der Regel nicht vor 
annähernd erreichtem dreißigſten Lebensjahre geſchritten werden 
kann“; andere zählen es zu den größten Schäden des all- 
gemeinen Beſten, daß in den gebildeten Ständen die Hälfte des 
Lebens verbraucht wird, um in der andern das Daſein friſten 
zu können. Indeß kann dieſer Streit hier nicht ausgetragen 
werden; und darüber kann im Ernſt kein Streit ſein, daß für 
die, welche mit der vollen Befähigung zum Richteramte nach dem 
bisherigen Vorbereitungsdienſt in den Anwaltsberuf eintreten 
wollen, wie es eine zum mindeſten anſehnliche Zahl von An⸗ 
wälten ſeit mehr als zwei Jahrzehnten gethan haben, die ver- 
längerte Vorbereitungszeit eine hoͤchſt empfindliche und ihnen 
gegenüber durch nichts zu rechtfertigende Beſchränkung der 
freien Advokatur ſein würde. Dies war der status causae 
et controversiae, wie er dem Stuttgarter Anwaltstage vorlag. 
Diejenigen, die den beſtehenden Zuſtand ändern wollten, hatten 
nicht nur die Nothwendigkeit des Ziels, ſondern auch die Zu⸗ 
läſfigkeit und Zweckmäßigkeit des vorgeſchlagenen Mittels zu 
beweiſen; ſie haben ſo wenig bewieſen, daß es nothwendig, noch 
daß es nützlich ſein würde, um der Schwachen willen die 
Starken leiden zu laſſen, am wenigſten, daß es kein anderes 
Mittel gebe, das ohne die Gewaltſamkeit des vorgeſchlagenen 
leichter zum Ziele führe. 

Daß eine Wiederaufnahme des Verfahrens nicht lediglich 
auf die Wiederholung der Gründe geſtützt werden kann, die 
vom Stuttgarter Anwaltstage in einer Mehrheit von ſtark drei 
Fünfteln als unzureichend zurückgewieſen find, ſollte doch auch 
außerhalb des eigentlichen Prozeſſes ſelbſtverſtändlich ſein. Die 
Freunde Leſſe s hatten ſelbſt dieſe Inſtanz gegen die Mehrheit 
der preußiſchen Anwalts kammern angerufen, und darum iſt es 
doppelt befremdlich, wenn er fie hinterher fo geringſchäͤtzig be- 
handelt. Von neuen Gründen aber vermag ich in dem Aufſatz 
der „Beitgabe” nichts zu finden — nur die Umſchreibung des 
großen Wortes: victrix causa diis placuit, sed vieta Catoni. 
Seltſam muthet es an, daß er aus dem Vorbilde Belgiens, 
wo das Richteramt, wie in England, nur aus der Advokatur 
beſetzt wird, für uns nur die beſcheidene Forderung zieht, die 
Anwaltsſtation des preußiſchen Referendars müßte, wenn ſie 
erheblich nützen ſoll, „mindeſtens auf ein ganzes Jahr ver⸗ 
längert werden“, welchen Vorſchlag er in einer an den preußiſchen 
Juſtizminiſter gerichteten Darſtellung zur Sprache gebracht habe. 
Wie eindringlich dieſe geweſen ſein mag, läßt ſich daraus ſchließen, 
daß er fortfährt: „Am beſten aber wäre die Ausbildung immer (!) 
auf dem Wege der vorgeſchlagenen Vorbereitungszeit zu er⸗ 
reichen“ — und dabei geſteht Leſſe zwei Seiten weiter, „zu 
unſerer Frende bemerkt zu haben, daß ſeit 1894 „Manches 
allmählich ſich gebeſſert hat“, gewiſſe Mißſtände ſelbſt gegen 
das damalige Urtheil v. Wilmowskis gemildert find. 

Leipzig. Kloͤppel. 
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Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hahn 

e. Hahn vom 21. Februar 1901, Nr. 373/1900. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Revifion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Wenn die Beklagte ſich beſchwert hat, daß ſie nicht wenigſtens 
nur zur Zahlung gegen Abtretung der dem Nachlaſſe gegen 
den Mitkläger G. H. Hahn perjönlich zuſtehenden Rechte ver- 
urtheilt ſei, da letzterer neben ihrem verſtorbenen Ehemaune 
als Solidarſchuldner aus der rechtswidrigen Art der 
Nachlaßverwaltung haften würde, ſo kaun dahin geſtellt bleiben, 
ob dieſer Angriff nicht ſchon deshalb verſagen würde, weil die 
Beklagte in den vorderen Inſtanzen niemals eventuell dieſe 
Abtretung verlangt hat. Jedenfalls ſcheitert er daran, daß die 
Urtheile in dieſer Sache erſt nach dem 1. Januar 1900 er⸗ 
gangen find, und daß damals ſchon der § 426 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches galt, wonach, fo weit ein Geſammt⸗ 
ſchuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, die Forderung des 
Gläubigers gegen die übrigen Schuldner ohne Weiteres auf 
ihn übergeht. Denn dieſe Vorſchrift muß ſofort Anwendung 
finden, auch auf die Erfüllung vor 1900 entſtandener Geſammt⸗ 
ſchuldverbindlichkeiten, und damit fällt das Recht auf Abtretung, 


als gegenſtandslos, weg; vergl. Habicht a. a. O. S. 183 f., 
222 f. £ 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 16. März 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 469. 

Mit Recht geht das B. U. davon aus, daß eine Abänderung 
der Eidesnorm nur zuläffig erſcheint, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 469 C. P. O. vorliegen, wenn alſo der Schwurpflichtige, 
welcher frühere Behauptungen zurücknimmt oder früher beſtrittene 
Thatſachen zugeſteht, ſich zur Leiſtung eines beſchraͤnkteren Eides 
erbietet, oder wenn unerhebliche in die Eidesnorm aufgenommene 
Thatumſtände berichtigt werden. Der erſtere Fall kommt nicht 
in Frage, da die beantragte Eidesnorm nur eine Abänderung, 
nicht eine Beſchränkung, eine der Gegenpartei günſtigere Faſſung 


des Eides enthält. Dagegen behauptet der Rkl., daß es ſich nur 


um die Berichtigung unerheblicher Thatſachen handle. Das 
B. G. hat dies ohne Rechtsirrthum verneint. Daß der geſammte 
zum Eid verſtellte Vorgang ein erheblicher war, jedenfalls von 
dem bedingt erkennenden Gerichte als erheblich erachtet wurde, 
bedarf keiner Erörterung. Wenn nun das Gericht, welchem die 
Läuterung des Urtheils zukam, nach objektiver Prüfung an der 
Hand der Entſcheidungsgründe des bedingt erkennenden Gerichts 
zu der Uederzeugung gelangte, daß die nunmehr berichtigten 
Thatumſtände nicht ſo unweſentlich für die Entſcheidung waren, 
daß der bedingt erkennende Richter jedenfalls ebenſo erkannt 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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hätte, wie er bei Würdigung des früheren Vorbringens erkannt 
bat, fo verneint es eben die Unerheblichkeit ber berichtigten 
Thatumſtände und ſcheitert hieran der Revlflonsangriff. 
III. C. S. i. S. Palm 6. Eberhardt vom 15. Februar 1901, 
Nr. 344/1900 III. 

2. § 567, § 12 R. A. G. O. 

Soweit es ſich um die Feſtſetzung des Werihs für die 
I. J. handelt, liegen zwei gleichlautende Entſcheidungen vor, 
inſofern nach beiden der Werth jedenfalls nicht mehr als 
1600 Mark beträgt. Ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund iſt daher nicht gegeben (C. P. O. 8 568 Abſ. 2). Dem 
läßt ſich nicht entgegenhalten, daß auch gegen den Beſchluß vom 
4. Januar 1901, der eine ſachliche Entſcheidung überhaupt 
ablehnt, Beſchwerde eingelegt war; denn gegen dieſen Beſchluß 
war eine ſolche überhaupt unzuläſſig, da nach 8 16 G. K. G. 
und nach 8 12 R. A. G. O. eine Beſchwerde nur gegen den 
Beſchluß gegeben iſt, durch den die Feſtſetzung des Werth 
erfolgt oder abgeändert wird. (Vergl. Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1895 S. 48018.) Was aber die Feſtſetzung des Werth 
für die II. J. betrifft, fo ſteht der Zuläſfigkeit der dagegen er- 
hobenen Beſchwerde entgegen, daß dieſe ausdrücklich im Namen 
und in Vollmacht der Anwälte I. J. eingelegt worden iſt. Die 
Beſchwerde aus § 12 R. A. G. O. ſteht aber nur demjenigen 
Rechtsanwalt zu, der an der Erhöhung des Streitwertbs 
in Anſehung ſeiner Gebührenforderung nach Maßgabe der 
R. A. G. O. ein Intereſſe hat. (Vergl. Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1898 S. 57615.) Es iſt aber nicht erkennbar, welches 
Intereſſe die Beſchwerdeführer daran haben, daß der Streit⸗ 
werth für die II. J. erhöht werde; fie haben auch ein ſolches 
nicht behauptet; aus der Beſchwerdeſchrift ergiebt ſich vielmehr, 
daß fie der Anficht find, als ob ſelbſtverftändlich der Prozeß ⸗ 
bevollmächtigte I. J. ſich auch über die Feſtſetzung des Werths 
für die II. J. beſchweren könne. VI. C. S. i. S. Vereinigte 
Elektrizitätswerke o. Hellmann & Lauth vom 28. Februar 1901, 
B Nr. 84/1901 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

3. 8 124. Art. 111 a. F. 

Nach dem bisher in Geltung geweſenen Rechte hat das 
R. G. ſtets angenommen, daß die Vorſchrift des Art. 111 des 
alten H. G. B. — wonach die offene Handelsgeſellſchaft unter 
ihrer Firma klagen und verklagt werden kann — nicht die Be 
deutung hat, daß die offene Handels geſellſchaft wie eine juriſtiſche 
Perſon anzuſehen ſei, ſondern daß in ihrem Prozeſſe nur die 
unter dem einheitlichen Namen zuſammengefaßten Geſellſchafter, 
die die Subjekte der im Namen der Geſellſchaft erworbenen 
Rechte find, als Partei zu gelten haben. Der Sinn des 
Art. 111 war: Die in offener Handels geſellſchaft verbundenen 
Rechtsſubjekte können in Bezug auf ihren in Bezug auf dieſe 
Verbindung beſtehenden Rechts- und Pflichtenkreis unter der 
Geſellſchaftsfirma vor Gericht klagen und verklagt werden. 
(Entſch. Bd. 3 S. 57, Bd. 5 S. 55, Bd. 17 S. 365, Bd. 30 
S. 35, Bd. 32 S. 398, Bd. 45 S. 341.) Daraus iſt ge 
folgert, daß, wenn die Verbindung im Laufe des Prozeſſes 
gelöft, dies auf die Parteirollen keinen Einfluß hat. Es treten 
alsdann nach beendigter Liquidation oder, wenn eine ſolche nach 
Lage der Sache nicht erforderlich ift oder nicht eintritt, ohne 
ſolche die Geſellſchafter als nothwendige Streitzenoſſen bet 
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andern Partei gegenüber. (Bolze, Praxis Bd. 9 Nr. 470. 
Eutſch. Bd. 35 S. 389.) Alles dies aber iſt nach neuem 
Kechte nicht anders geworden, ſondern ebenſo zu beurtheilen: 
6. G. B. 68 124, 125, 145, 149, C. P. O. 88 52, 62, 
265 Abſ. 2. Demnach iſt es zu billigen und völlig korrekt, 
wenn das B. G. nach dem 19. April 1900 die beiden bis⸗ 
herigen Geſellſchafter Sch. und G. als Kl. angeſehen und be⸗ 
handelt hat. Daraus folgt zugleich ohne weiteres, daß die von 
der Bekl. beantragte Vernehmung des Sch. als Zeuge mit 
Kecht vom B. G. abgelehnt worden iſt, weil die Partei ſelbſt 
nicht Zeuge ſein kann (vergl. Entſch. Bd. 35 S. 389). Es 
iſt demnach unbegründet, wenn die Reviſion dies in Zweifel 
nieht. I. C. S. i. S. Schilling c. Müller vom 13. Februar 
1901, Nr. 417/1900 I. 

4. 88 373 ff. Art. 343 a. F. 

Der behauptete Handelsgebrauch ſoll dahin gehen: beim 
Handel mit Obſt, das von auswärts, insbeſondere über See, 
nach dem Erfüllungsorte gebracht werden ſolle, müſſe der Ver⸗ 
kufer, wenn der Käufer ſchon vor Ankunft der Waare dieſe zu 
empfangen verweigert habe, den Selbſthilfeverkauf in der Weiſe 
vornehmen, daß nicht das Eintreffen der Waare ſelbſt abgewartet, 
ſondern dieſe durch Verkauf der Konnoſſemente verwerthet werde. 
Die Vorinſtanz nimmt auch hier an, daß, wenn ein ſolcher 
bandelsgebrauch beſtände, er als gegen das Geſetzes recht ver- 
Rofend keine Beachtung finden könne. Ausgeführt wird inſoweit 
ünmal, das Geſetz geſtatte dem Verkäufer nur den Verkauf der 
Baare, als ſolcher aber ſei eine dem angeblichen Handelsgebrauche 
eaiprechende Art der Verwerthung nicht anzuſehen, weil dabei 
die Raufsluftigen die Waare nicht prüfen könnten und daher ein 
lie Kaufsluſt und den Preis beeinträchtigendes Rifiko auf fi 
uchmen müßten; ſodann, ein ſolcher Gebrauch würde das durch 
dad Geſetz dem Verkäufer eingeräumte Recht, den Zeitpunkt des 
Selbſthilfeverkaufs nach feinem Ermeſſen zu beſtimmen, in 
unzuläffiger Weiſe beſchränken. Der erſte dieſer Gründe iſt 
für eine Sachlage, wie ſie hier vorliegt, nicht zutreffend. Die Kl. 
hat behauptet, es ſei vereinbart, daß die von ihr dem Bekl. 
berlauften Aepfel durch Ausantwortung der Konnoſſemente über⸗ 
geben werden ſollten und der Bekl. den Preis dafür noch vor 
Ankunft der Waare gegen Aushändigung der Konnoſſemente 
begahlen folle; anders kann ihr Vorbringen unter 7 des zweit⸗ 
inſtanzlichen Thatbeſtandes nicht verftanden werden. Der Bekl. 
hat die Behauptungen der Kl. inſoweit nicht beſtritten, insbeſondere 
hat er in Abſchnitt 3b des zweiten Thatbeſtandes bei feinen das 
Angebot der Konnoſſemente betreffenden Anführungen in keiner 
Weiſe geltend gemacht, daß ihm dabei dem Vertrage zuwider 
eine vorzeitige Bezahlung des Preifes angeſonnen worden ſei. 
Dat angefochtene Urtheil enthält pofitive Feſtſtellungen in der 
bezeichneten Richtung nicht, in den Gründen iſt in Abſchnitt D 
nur bemerkt, der Kaufpreis ſei von dem Bekl., wenn nicht ſchon 
vorher, fo doch ſpäteſtens bei Ankunft der Waare zu bezahlen 
zeweſen. Sind, wie hiernach jetzt unterſtellt werden muß, 
bezüglich der Uebergabe und Bezahlung der Aepfel die von der 


A behaupteten Abmachungen getroffen worden, fo würde, zumal 


bezüglich der Qualität der Waare die Bedingung tel quel ver- 
enbart worden war, ein Selbfihilfeverkauf durch Verwerthung 
der Ronnoffemente nicht unzuläffig geweſen fein. Denn es wären 
hum dabei den Erverbern keine ungünſtigeren Bedingungen 
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geſtellt worden, wie ſie auch im Verhältniſſe der Vertragſchließenden 
zu einander beſtimmt waren; Bedenken der Art, wie ſie in der 
Entſcheidung des III. C. S. des R. G. vom 28. Oktober 
1887 (Entſch. Bd. 19 S. 198 flg.) dazu geführt haben, den 
damals vorgenommenen Selbſthilfeverkauf nicht als legal anzu⸗ 
erkennen, würden daher hier nicht zutreffen. Grundſätzlich und 
unbedingt iſt aber durch Art. 343 des H. G. B. älterer Faſſung 
eine Verwerthung der nicht abgenommenen Waare durch Verkauf 
der Ladeſcheine ꝛc. nicht ausgeſchloſſen, ebenſowenig iſt aus den 
dort getroffenen Beſtimmungen zu entnehmen, daß unter allen 
Umſtänden den Kaufsluſtigen Gelegenheit zur Prüfung der 
Waare geboten werden müſſe, es iſt dies auch in der Recht⸗ 
ſprechung des vormaligen R. O. H. G. und des R. G. nicht 
angenommen worden (vergl. Entſch. des R. G., Bd. 21 
S. 74 flg., Bd. 22 S. 172 flg., Seufferts Archiv, Bd. 50 
Nr. 193), und auch der von dem B. G. angezogene Rechtslehrer 
Staub hat in der neueſten Ausgabe ſeines Kommentars (Anm. 28 
zu $ 373 S. 1265) geradezu die Meinung vertreten, daß beim 
Verkauf gegen Konnoſſement ꝛc. das Dispofitionspapier im 
Wege des Selbſthilfeverkaufs verkauft werden dürfe. Auch der 
zweite Grund des B. G. erſcheint nicht ſtichhaltig. Es kann 
dahin geſtellt bleiben, ob im Handels gebrauch, nach welchem der 
Verkäufer unter beſonderen Verhältniſſen bei einer gewiſſen 
Gattung von Waaren, dafern er vom Selbſthilfeverkauf Gebrauch 
machen will, dies in einer zugleich eine zeitliche Begrenzung der 
Ausübung des Rechtes in ſich begreifenden Weiſe thun müfſſe, 
als im Widerſpruch mit Art. 343 des H. G. B. älterer Faſſung 
zu erachten wäre, obwohl der letztere keine poſitive Vorſchrift 
über die Zeit, zu welcher der Selbſthilfeverkauf auszuüben iſt, 
enthält. Denn wenn man dies auch bejahen wollte, ſo würde 
doch hier in Betracht kommen müſſen, daß die Kl., wie unſtreitig 
iſt, ſich für den ſofortigen Verkauf der Waare, deren Annahme 
im Voraus verweigert worden war, entſchieden und dies dem 
Bekl. durch den Brief vom 30. November 1896 mitgetheilt 
hatte. Es hätte daher geprüft werden müſſen, ob fie nicht, 
wenn der behauptete Brauch wirklich beſtehen ſollte, unter den 
hier vorliegenden Umſtänden den ſofortigen Verkauf durch Ver⸗ 
werthung der Konnoſſemente hatte ausführen müſſen. VI. C. S. 
i. S. Richter o. Bernhard u. Ströver vom 25. Februar 1901, 
Nr. 320/1900 VI. 

5. Verficherung. 

Die Revifion legt Gewicht darauf, daß der Verfiherungs. 
nehmer nicht aus eigenem Antriebe, ſondern auf ärztliches Au ⸗ 
rathen die gedachte Anſtalt aufgeſucht habe, daß dieſelbe auch 
keineswegs ein bloßer Erholungsaufenthalt, ſondern als eine 
unter ſteter ärztlicher Aufſicht ſtehende Hellanftalt für Nerven⸗ 
kranke, mit elektriſcher und Waſſer⸗Behandlung, bekannt ſei, die 
Antwort mithin den wahren Sachverhalt entſtelle und ver⸗ 
heimliche. Allein der Verficherungznehmer, der feine Nervofität 
für keine eigentliche Krankheit hielt, konnte hiernach auch den 
Aufenthalt in Sonneberg nur als einen Erholungsaufenthalt, 
nicht als eigentliche Badekur anſehen; von ſeinem Standpunkte 
aus und unter Berückfichtigung dieſer feiner perfönlichen An⸗ 
ſchauungen, die nach obigen Grundſätzen mit in Betracht 
kommen, iſt daher in der erwähnten Antwort keine wiſſentliche 
oder fahrläffige Entſtellung der Wahrheit, ſondern eine Un⸗ 
vollſtändigkeit zu finden, welche, wenn fie erheblich erſchlen, von 
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Seiten der Bank zu ergänzen war. III. C. S. i. S. Lebens 
verfiherungsbant für Deutſchland c. Bentzow vom 26. Februar 
1901, Nr. 357/1900 III. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

6. § 2. C. P. O. § 580. 

Der § 580 unter Ziffer 7b der C. P. O. läßt die Re⸗ 
ſtitutionsklage zu, wenn die Partei eine Urkunde auffindet 
oder zu benutzen in den Stand geſetzt wird, welche eine 
ihr günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Aus 
§ 582 der C. P. O. folgt, daß die neue Urkunde nicht nur 
als Beweismittel neu, ſondern die Sachlage der Art ſein muß, 
daß die Partei ohne Verſchulden außer Stande war, die Urkunde 
vor dem rechtskräftigen Abſchluß des früheren Verfahrens geltend 
zu machen. Davon kann bei Patentſchriflen ihrer Natur nach 
nicht die Rede ſein. Der § 2 des Pat. G. vom 17. April 1891 
ſtellt amtlich heraus gegebene Patentbeſchreibungen den öͤffent⸗ 
lichen Druckſchriften gleich, auch die im Auslande heraus- 
gegebenen letztere mit einer Maßgabe, die hier nicht in Betracht 
kommt. Was fie beurkunden, gilt nach Abs. 1 8 2 als offen 
kundig, falls die Patentſchrift aus den letzten hundert Jahren 
ſtammt. Die rechtliche Folge iſt nicht uur, daß das, was dieſe 
Patentſchrift beurkundet, einem ſpäter angemeldeten oder 
ertheilten Patent gegenüber als bekannt gilt, und der Er⸗ 
findung eines ſolchen Patents die Eigenſchaft der neuen Er⸗ 
findung nimmt. Gilt eine amtlich im Auslande herausgegebene 
Patentſchrift — und die amerikaniſchen Patentfchriften werden 
amtlich herausgegeben — als öffentliche Druckſchrift, die Jedem 
zugänglich iſt, von der Jeder Kenntniß nehmen oder ſich ver⸗ 
ſchaffen kann, deren Inhalt auf dem Gebiete des Patentweſens 
als bekannt und offenkundig behandelt wird, ſo ergiebt ſich von 
ſelbſt, daß fie ebenſo wie eine inländiſche Patentſchrift oder wie 
andere öffentliche Druckſchrift rechtlich und im Sinne des 
§ 580 Ziffer 7b der C. P. O. nicht als eine Urkunde an ⸗ 
geſehen werden kann, die zeitweilig nicht bekannt, nicht 
auffindbar, verborgen oder ſonſt nicht benutzbar iſt. 
Unbeſchränkt muß dies für alle Fälle gelten, wo die Patent⸗ 
ſchrift, wie hier, in ihrer beſonderen Gigenſchaft als ſolche in 
Betracht kommt, d. h. wo durch ſie der Inhalt, das Weſen, 
die Auslegung, die Frage des Bekanntſeins oder der Neuheit 
des Gegenſtandes eines Patents bewieſen werden ſoll. Ob der 
Rechtsſatz auch dann anzuwenden, wenn die Patentſchrift nicht 
als ſolche, ſondern in ihrer allgemeinen Gigenſchaft als Urkunde 
zum Beweiſe anderer Thatſachen in Betracht kommt, braucht 
nicht entſchieden zu werden, weil es ſich vorliegend darum nicht 
handelt. I. C. S. i. S. Seegers u. Mellin 6. Kattentidt 
vom 13. Februar 1901, Nr. 370/1900 I. 

Zum Poſtgeſetz und der Poſtordnung. 

7. 8 40 Poſtordnung. 

Das O. L. G. hat angenommen, daß durch die Uebergabe 
einer Poſtſendung an die Zollbehörde zur zollamtlichen Be⸗ 
handlung dieſe Behörde in den zwiſchen dem Abſender und der 
Poſt geſchloſſenen Trans portvertrag eintrete. Dieſer rechtlichen 
Auffaſſung kann allerdings nicht beigeſtimmt werden. Der Poft- 
transportvertrag iſt nach 8 40 Nr. VII. der Poſtordnung 
von 1892 mit der Uebergabe des der zollamtlichen Behandlung 
noch unterliegenden Poſtſtückes an die Zollbehörde am Be⸗ 
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ſtimmungsorte und der entſprechenden Benachrichtigung des 
Adrefſaten von Seiten der Poſt erfüllt, und die Zollbehörde hat 
keinen Transport mehr auszuführen, ſondern nur die Sendung 
aufzubewahren und eventuell dem Adreſſaten auszuliefern. 
Nichts deſtoweniger bleibt es richtig, daß das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Abſender und der Zollbehörde nicht bloß nach den 
Grundſätzen von der außerkontraktlichen Schadenshaftung zu 
beurtheilen iſt. Er gilt auch hier: „re contrahitur“, minbeftens 
in dem weitern Sinne, in welchem dieſe Worte bisweilen auch 
in den Römiſchen Rechtsquellen gebraucht werden. Die Poſt⸗ 
ſendung wird der Zollbehörde nur zu einem ganz beſtimmten 
Zwecke in die Hand gegeben, und mit der beſtimmten Ver⸗ 
pflichtung, ſie nach erfolgter zollamtlicher Behandlung, eventuell 
gegen Entrichtung der entſprechenden Abgabe, an den Adreſſaten 
auszuliefern, und darin iſt nach der Natur der Sache auch die 
Verpflichtung eingeſchloſſen, die Sendung bis dahin aufzu⸗ 
bewahren. Dieſe Verbindlichkeiten beſtehen dem Abſender, 
und zunächſt nicht etwa dem Adreſſaten gegenüber, da nach den 
beſtehenden Poſteinrichtungen jener bis zur wirklichen Ablieferung 
an den Adreſſaten das Verfügungsrecht über die Sendung 
behält; vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 43 
S. 98 ff. Unerheblich iſt, ob man dieſes Verhältniß, mit 
dem O. L. G., auf einen Vertrag zurückführt, welchen die Poſt 
mit der Zollbehörde zu Gunſten des Abſenders als eines Dritten 
ſchloͤſſe, und der dann nicht gerade unter eine der ausgebildeten, 
benannten Kategorien des gemeinen Obligationenrechtes ſich 
bringen ließe (eben ſo wenig von 1900 an unter eine der im 
B. G. B. ſpeziell geregelten), ſondern als „unbenannter“ 
Vertrag gelten müßte, oder ob man eine unmittelbar geſetz · 
liche Verpflichtung nach Analogie einer vertragsmäßigen, 
alfo eine ſogenannte quafikontraktliche, annimmt. Daß dieſe 
obligatio quasi ex contractu in den Quellen des gemeinen 
Rechtes nicht beſonders erwähnt iſt, würde natürlich nicht im 
Wege ſtehen; denn für neue öffentlichrechtliche Verhältniſſe, die 
jenen unbekannt find, müſſen die privatrechtlichen Konſequenzen 
nach Analogie der in jenen geregelten Thatbeſtände gezogen 
werden. Bei Nichterfüllung der ſo begründeten Verbindlichkeit 
muß die Zollverwaltung für jedes Verſchulden, nicht etwa, 
wie nach 1. 1.8 10 1. 32 D. dep. 16, 3. l. 17 3 2 D. 
de praeser. v. 19,5 ein Depofitar, nur für grobes, haften, 
da es ſich hier nicht um eine unentgeltliche Hinterlegung handelt. 
Daher würde, ſelbſt wenn feſtſtünde, daß der Brief geſtohlen 
ſei — was jedoch im B. U. nur für ſehr wahrſcheinlich 
erklärt iſt —, die Bekl. nicht befreit fein; denn nach 1. 14 
88 16. 17 D. de furt. 47,2 haftet, wer zur forgfältigen 
Aufbewahrung verpflichtet iſt, auch für jeden Diebſtahl, ſo lange 
er nicht ganz beſondere Entſchuldigungsgründe darzulegen weiß. 
VI. C. S. i. S. Schick 6. Hamburgiſche Zolldtrektion vom 
14. Februar 1901, Nr. 441/1900 VI. 

8. 88 6 und 10 Poſtgeſetzes. 

Erweiſt ſich die Anſchließung der Bekl. als unbegründet, 
fo war andrerſeits auch der Reviſion ſelbſt der Erfolg 


zu verſagen. Dieſe richtet ſich dagegen, daß das B. G. nicht 


die Bekl. zum Erſatze des ganzen Schadens in Höhe von 
2700 Mark verurtheilt, ſondern ihre Haftung auf die 42 Mark 
eingeſchränkt hat, welche nach 88 6 und 10 des Reichs poſt⸗ 
geſetzes vom 28. Oktober 1871 von der Poſt für einen verloren 
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gegangenen eingeſchriebenen Brief nur zu erſetzen find. Diele 
Einſchränkung erſcheint als gerechtfertigt, weil nach Treue und 
Glauben der Abſender, der durch Unterlaſſung der Angabe eines 
beſtimmten höheren Werthes fich ſelbſt der Poſt gegenüber in bie 
Lage geſetzt hat, von ihr im Falle des Verluſtes feiner Sendung 
nur 423 Mark beanſpruchen zu können, nun nicht von der Zoll⸗ 
verwaltung, die thatſächlich in einem ſolchen Falle ihm gegenüber 
boch nur an die Stelle der Poſt tritt, den Erſatz einer hoͤhern 
Summe verlangen kann. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

9. 8 23 Einl. 

Die Annahmen des B. R. werden von der Reviflon mit 
Kecht als gegen die Grundſätze über die oͤrtliche Statutenkollifion 
verſtoßend angefochten. Der B. R. hat den Fall unterſtellt, daß 
der Bekl. feinen erſten ehelichen Wohnſitz im Großherzogthum 
Baden gehabt habe, und hiervon muß auch bei der gegenwärtigen 
Entſcheidung ausgegangen werden. Jene Thatſache rechtfertigt 
aber nicht die Auffaſſung des B. R., daß die Frage, welches 
Güterrecht unter den Parteien beſteht, auf Grundlage der 
Beſtimmungen des badiſchen Rechts über örtliche Statuten ⸗ 
tollifion zu entſcheiden ſei. Wie das R. G. mehrfach aus⸗ 
heſprochen hat, (vergl. u. A. Entſch. Bd. 24 S. 326, 331, 382; 
db. 36 S. 282, 284), iſt für die Beantwortung der Frage, 
velches oͤrtliche Recht bei der Kolliſion verfchiedener Rechte an- 
juwenden ſei, das Recht des mit der Entſcheidung befaßten Gerichts 
maßgebend. An dieſem Grundſatze iſt auch hier feſtzuhalten. 
Varna hätte das Preußiſche Kammergericht als erkennendes 
Jaicht auf das Pr. A. L. R. zurückgehen und ſich auf Grund 
hfelben der Prüfung unterziehen müſſen, nach welchem Rechte 
bie ehelichen Güterverhältniſſe der Parteien zu beurtheilen ſeien. 
katſcheidend iſt die Vorſchrift des § 23 der Einleitung zum 
1. f. K, nach welcher die perfönlichen Eigenſchaften und Be⸗ 
fugniſſe eines Menſchen nach den Geſetzen der Gerichtsbarkeit 
bentheilt werden, unter welcher derſelbe feinen eigentlichen Wohnſfitz 
hat. Unter dieſe Vorschrift fallen auch die perfönlichen, ſowie 
die vermägensrechtlichen Verhältniſſe der Eheleute. Demgemäß 
hätte es der Feſtſtellung bedurft, ob die Parteien, wie der Bekl. 
behauptet hat, in Baden-Baden, oder, wie von der Kl. geltend 
gemacht iſt, in Berlin ihren erſten ehelichen Wohnfitz genommen 
haben, und je nachdem das erſtere oder das letztere zutrifft, 


regeln ſich zufolge des oben erwähnten Grundſatzes des inter⸗ 


nationalen Rechts die ehelichen Güterrechte der Parteien nach 
dem badiſchen Landrechte oder nach dem märkiſchen Rechte und 
den betreffenden Beſtimmungen des Pr. A. L. R. Dieſer Auf⸗ 
faſſung ſteht das vom B. G. angezogene Urtheil des R. G. 
(eutſch. Bd. 25 S. 341) nicht entgegen. Dort handelte es ſich 
um einen badiſchen Fall und das O. L. G. zu Karlsruhe 
hatte die Beſtimmungen des badiſchen Rechts über zrtliche 
Statutenkolliſton angewendet, was vom R. G., II. C. S., in 
Anwendung des oben vertretenen Satzes gebilligt worden iſt. 
Derfelbe Senat hat ſich auch in jüngeren Entſcheidungen (vergl. 
u. A. Eutſch. Bd. 44 S. 340) auf einen gleichen Standpunkt 
geſtll. IV. C. S. l. S. Schall o. Schall vom 11. Februar 1901, 
Nr. 294/1900 IV. 

10. 88 284 ff. I. 5. 88 17, 56 I. 6. 

Nach 9 17 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 find für Schäden, 
pelche bel Verträgen zugefügt find, die Vorſchriften des 
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fünften Titels des erſten Theiles des A. L. R. maßgebend. 
Für die Schäden, welche durch ſchuldhafte Nichterfüllung des 
Vertrages entſtehen, kann Erſatz mit der Kontraktsklage ge⸗ 
fordert werden, welche der im 8 54 a. a. O. Thl. I Tit. 6 
normirten Verjährung nicht unterliegt. Nach den 88 284 ff. 
a. a. O. Thl. I Tit. 5 ſoll aber das, was wegen des bei Er⸗ 
füllung des Vertrages zu vertretenden Verſehens Rechtens iſt, 
auch auf den Fall gelten, wenn einer der Kontrahenten bei 
Abſchließung des Vertrages die ihm obliegenden Pflichten ver⸗ 
nachläſfigt hat. Es iſt, wie das frühere Obertribunal in dem 


Urtheile vom 13. Oktober 1870 — Gruchot, Beiträge Bd. 15 


S. 577 — zutreffend ausführt, die bei Eingehung des Ver⸗ 
trages verübte Pflichtwidrigkeit, namentlich jede das Eingehen 
des Anderen auf das Geſchäft fordernde Täuſchung in das 
Gebiet der Fälle innerhalb des Kontrakts verwieſen, die culpa 
in eontrahendo der culpa in contracto gleichgeſtellt. Die 
Vorſchrift des § 54 a. a. O. iſt deshalb vom B. G. mit Recht 
nicht für anwendbar erachtet, weil Kl. durch die Täuſchung 
des Bekl. zu dem Abſchluß des Vertrages mit ihm über eine 
an W. und D. zu zahlende Provifion verleitet und ihm bier- 
durch der geltend gemachte Schaden erwachſen iſt. Daß das 
B. G. am Schluſſe des Urtheils ausſpricht, daß der Schaden 
aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung begründet 
ſei, iſt eine ungenaue Ausdrucksweiſe, auf der das Urtheil nicht 
beruht. Nun würde allerdings, wenn das beſchädigende Er⸗ 
eigniß dem Kl. zugleich Vortheile gebracht hat, ihm ein Schaden 
nur inſoweit erwachſen ſein, als die Nachtheile die Vor⸗ 
theile überſteigen. Die Vortheile können aber nur abgerechnet 
werden, wenn fie durch das beſchädigende Ereigniß entſtanden 
find, mit demſelben im urſächlichen Zuſammenhange 
ſtehen. Ein ſolcher Zuſammenhang liegt aber dann nicht vor, 
wenn die Vortheile erſt durch eine ſelbſtſtändige, von 
dem beſchädigenden Ereigniſſe unabhängige Urſache 
bewirkt worden ſind. Entſch. des R. G. Bd. 109 S. 51. 
VI. C. S. i. S. Treitel o. Gumpel vom 25. Februar 1901, 
Nr. 483/1900 VI. 

11. 88 869 ff. I. 11. 

E iſt allerdings, wie die Reviſion hervorhebt, nicht aus. 
geſchloſſen, daß der Auftraggeber ſich dem Vermittler gegen⸗ 
über verpflichtet, bis zu einem beſtimmten Tage auf fein Ver⸗ 
langen das Geſchäft mit ihm ſelbſt oder einer von ihm be- 
zeichneten Perſon unter vorher angegebenen Bedingungen 
abzuſchließen, daß der Auftraggeber alſo neben dem Auftrage 
zur Vermittelung des Geſchäfts dem Vermittler eine Offerte 
zum Abſchluſſe deſſelben macht, die dieſer oder derjenige, welchem 
er dies Recht überträgt, in der angegebenen Zeit annehmen 
kann. Das B. G. ſtellt aber auf Grund eingehender that. 
ſaͤchlicher Erwägungen feſt, daß Frau D. dem zuerſt be⸗ 
auftragten Vermittler W. eine ſolche Offerte nicht gemacht hat. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

12. 58 164 ff. I. 12. 

Der B. R. hat die Einrede, ſoweit ſie dahin gerichtet iſt, 
daß der Nachweis, der Betrag der Vermächtniſſe überfteige den 
zwanzigſten Theil des Nachlaſſes, nur nach erfolgter Verfilberung 
des Nachlaſſes geführt werden könne, für nicht zutreffend erachtet. 
Wie er hervorgehoben hat, betreffen die von den Bekl. in Bezug 
genommenen Urtheile des R. G. (Entſch. Bd. 5 S. 188, Bd. 8 
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S. 275, Bd. 16 S. 224, Bd. 34 S. 279) den hier nicht vor⸗ 
liegenden Fall der Feſtſtellung der Inſufficienz des Nachlaſſes 
zu Gunſten des Vorbehaltserben. Für dieſen Fall iſt aus- 
geſprochen, daß das wirkliche Unvermögen des Nach laſſes zur 
Deckung der Nachlaßſchulden und Vermächtniſſe nicht durch die 
bloße Taxe, ſondern nur durch die Verwerthung der Nachlaß⸗ 
ſachen ermittelt werden konne. Bei der Cutſcheidung der hier 
ſtreitigen Frage findet dagegen nach der Auffaſſung des B. R. 
die Vorſchrift des 8 164 Thl. 1 Tit. 12 des A. L. R., nach 
welcher der Erbe, der behauptet, daß die in einem formloſen 
Kodizille ausgeſetzten Vermächtniſſe den zwanzigſten Theil des 
Nachlaſfſrs überſteigen, dies, um eine Herabminderung derſelben 
herbeizuführen, durch ein vollſtändiges Verzeichniß des ganzen 
Nachlaſſes darzuthun habe, entſprechende Anwendung, ſodaß der 
Feſtſtellung, ob die hier ausgeſetzten Vermächtniſſe den zwanzigſten 
Theil des Nachlaſſes überſchreiten, der Betrag des letzteren zur 
Zeit des Todes der Erblaſſerin zu Grunde zu legen ſei. Gegen 
dieſe Erwägungen hat ſich die Reviſtion mit der Ausführung 
gewendet: der § 164 a. a. O. ſei zu Unrecht angewendet worden; 
auch ſei es nicht zutreffend, daß der Zeitpunkt des Todes der 
Erblaſſerin für die Beſtimmung des Werths des Nachlaſſes als 
maßgebend angenommen ſei; vielmehr hätte es der Feſtſtellung 
bedurft, welcher Zeitpunkt nach dem Willen der Erblaſſerin der 
entſcheidende habe ſein ſollen, und nach dieſer Richtung liege es 
näher, daß die Abſicht dahin gegangen ſei, der Werth des Nach⸗ 
laſſes ſolle durch Verfilberung der Nachlaßgegenſtände, durch 
welche allein der wahre Werth des Nachlaſſes zu ermitteln ſei, 
erfolgen; der Nachlaß ſei auch noch nicht getheilt und des⸗ 
halb könne nur eine Werthsbeſtimmung, nämlich die der dem⸗ 
nächſtigen Theilung zu Grunde zu legende, für die Rechte und 
Pflichten aller bei der Erbregulirung Betheiligten in Betracht 
kommen. Dem Angriffe kann jedoch ein Erfolg nicht gegeben 
werden. Ob der § 164 Thl. I Tit. 12 des A. L. R. mit Recht 
vom B. R. herangezogen iſt, kann unerörtert bleiben. Rechtlich 
unanfechtbar iſt die Annahme, daß für die Beſtimmung des 
Werths des Nachlaſſes, ſoweit die Beurtheilung des Anſpruchs 
der Vermächtnißnehmer in Frage ſteht, der Zeitpunkt des 
Todes der Erblaſſerin maßgebend iſt. Dieſe Annahme entſpricht 
der Auffaſſung des A. L. R., das in zahlreichen Beſtimmungen, 
vergl. u. A. die 95 288, 294, 305, 325, 336, 343 Thl. I 
Tit. 12, für die Regelung der rechtlichen Beziehungen der Ver⸗ 
mächtnißnehmer den Zeitpunkt des Ablebens des Erblaſſers für 
entſcheidend erklärt. Dieſer Rechtsſatz muß in Ermangelung 
einer entgegenſtehenden Anordnung der Erblaſſerin auch hier 
Anwendung finden. Trifft ſolches aber zu, ſo ergiebt ſich aus 
der Sachlage von ſelbſt, daß, da eine Verfilberung des Nach⸗ 
laſſes nicht unmittelbar nach dem Tode der Erblaſſerin ftatt- 
gefunden hat, der Betrag deſſelben nur durch Abſchätzung des 
Werths der einzelnen Nachlaßgegenſtände zur Zeit des Todes 
feſtgeſtellt werden kann. Auf dieſem Wege werden auch allein 
die Rechte der Vermächtnißnehmer in vollem Umfange gewahrt, 
indem dieſe einen Verluft bei einer etwa ſpäter eintretenden 
Entwerthung des Nachlaſſes nicht zu tragen haben. Für die 
Beurtheilung unerheblich iſt der Umſtand, daß bisher eine 
Zheilnng des Nachlaſſes zwiſchen den Erben nicht ſtattgefunden 
hat. IV. C. S. i. S. Rahn c. Jähnel vom 21. Februar 1901, 
Nr. 364/1900 IV. 
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18. 5 5 113. 

Die Vorinſtauzen tragen offenbar Bedenken, den ſtreitigen 
Vertrag als einen unter die Beſtimmungen des 5 5 folg. des 
A. L. R. Thl 1 Tit. 13 fallenden Vollmachtsvertrag anzuſehen. 
Allein das iſt rechtsirrthümlich. Hat das Geſetz auch zunädft 
die Fälle der direkten Stellvertretung im Auge, ſo iſt doch ſeit 
langer Zeit anerkannt, daß auch die Fälle der ſogenannten 
indirekten Stellvertretung nach gleichen Vorſchriften zu be⸗ 
urtheilen find. (Vergl. die Nachweiſungen in dem Urtheil bes 
R. G. vom 4. Dezember 1895, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 
S. 44 Nr. 70, Cccius, Preußiſches Privatrecht Bd. II 8 141 
zu Note 33, Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. II 8 180.) 
Hiernach iſt der Vertrag, wonach Jemand für Rechnung bes 
Auftraggebers aber im eigenen Namen eine Sache einkaufen 
und das Eigenthum daran auf den Auftraggeber übertragen 
ſoll, bezüglich ſeiner Gültigkeit nach den Vorſchriften im 
erften Abſchuitt des 13. Titels des A. L. R. Thl. J zu be 
urtheilen. Der B. R. macht für feine entgegenſtehende Auf⸗ 
faſſung noch einen weiteren Grund geltend. Er meint, ein 
Auftrag liege nicht vor, weil Bekl. nach der Darſtellung der 
Kl. dieſer das Eigenthum an dem Grundſtück nicht für den 
Steigernngspreis, ſondern für einen anderen und hoͤheren ab⸗ 
treten follte. Allein dieſer Umſtand iſt nicht entſcheidend. Die 
Abrede des Preiſes zielte nur darauf ab, den Bekl. vor einem 
Verluſt zu fihern, der für ihn aus der Ausführung des Auf- 
trags in dem Falle eintrat, wo das Meiſtgebot die eigene 
Hypothek des Bekl. und die Steigerungskoſten nicht deckte. 
Der Vertrag der Parteien unterlag ſomit nach 87 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 der Regel des 8 188 des A. L. R. Toll 
Tit. 5. Er gab alſo als mündlicher Vertrag zunächſt kein 
Klagrecht. Aber dieſer Mangel wurde nach 8 61 folg. des 
A. L. R. Thl. I Tit. 13 geheilt, nachdem der Bekl. den Auftrag 
ausgeführt hatte. Dabei iſt es unerheblich, ob er zu der Zeit, wo 
er das Meiſtgebot abgab, und den Zuſchlag erhielt, den Willen 
hatte, den Auftrag auszuführen. Die Rechtſprechung hat dies 
ſtets für die Fälle anerkannt, wo der Bevollmächtigte im Namen 
des Auftraggebers das Rechtsgeſchäft abſchließen ſollte und 
auftragswidrig im eigenen Namen handelte. (Urtheil des 
R. G. vom 13. Januar 1890 bei Gruchot, Beiträge Bd. 84 
S. 479 (481), Rehbein, Entſch. des Ober ⸗Tribunals Bd. 2 
S. 569 Anm. 2.) Es muß um ſo mehr zutreffen, wenn 
der Beauftragte bei ſeinem Handeln auftraggemäß verfuhr 
und nur innerlich einen entgegengeſetzten Willen hatte. 


VI. C. S. i. S. Drinkmann c. Gabriel vom 25. Februar 1901, 
Nr. 347/1900 VI. 


14. 8 883 I. 21. 

Die Feſtſtellung des B. U., daß durch die Aufhebung des 
freien Verkehrs zu den Miethsräumen, dieſe zu dem beſtimmten 
Gebrauch, dem Betrieb eines Kolonialwaarenhandels und „Schank⸗ 
gewerbes“, dauernd in erheblicher Weiſe untüchtig geworden find, 
iſt von vorwiegend thatſächlicher Natur und in rechtlicher Be 
ziehung nicht zu beanftanden. Dieſe Beeinträchtigung des Ge⸗ 
brauchs der Miethsräume iſt ohne Rechtsirrthum als eine 
Unbrauchbarkeit der gemietheten Sache im Sinne des § 388 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 21 angeſehen worden. Mit Unrecht 
wird das von der Reviſion — unter Berufung auf doͤrter 
Gccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. II 8 136, 7. Aufl. 
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S. 201, 203 und Note 156 — um des willen beſtritten, weil 
nach jener Geſetzesbeſtimmung die Brauchbarkeit der Sache 
ſelbſt in erheblicher Weiſe beeinträchtigt ſein müſſe, während 
äußere Umſtände, welche ſonſt den vertragsmäßigen Gebrauch 
der Sache vereiteln, ohne durch die Eigenſchaften der Sache be⸗ 
dingt zu ſein oder den Befitz aufzuheben, keine Berückſichtigung 
fänden, und weil es ſich im vorliegenden Fall um Eingriffe 
dispoſitionsfähiger dritter Perſonen handle, an welche der Kl. 
ſich halten müßte. Es mag dahinſtehen, ob die Ausführungen 
des genannten Schriftſtellers wirklich den ihnen von der Revifion 
beigelegten Sinn haben. Jedenfalls erſcheint es unberechtigt, 
die Anwendbarkeit des 8 383 cit. auf diejenige Unbrauchbarkeit 
zu beſchränken, welche durch körperliche Eigenſchaften der Mieths⸗ 
ſache, durch Veränderung in der Subſtanz derſelben herbei ⸗ 
geführt werden. Unbedenklich iſt vielmehr dem Sinne des 
Geſetzes gemäß auch bei anderweiter zufälliger Behinderung des 
Gebrauchs der Miethſache ein Rücktrittsrecht nach 8 883 zu 
gewähren (vergl. Dernburg, Preußiſches Privatrecht Bd. II 
8 173, 5. Aufl. S. 478, 479 und Note 19), wie denn die 
Praxis ein ſolches Rücktrittsrecht namentlich in Fällen einer 
Untüchtigkeit des Miethsobjektes zufolge Störungen von Seite 
Dritter anerkannt hat (vergl. z. B. Urtheil des R. G. V. 331/92, 
bei Bolze, Praxis des Reichsgerichts Bd. 16 Nr. 369; Urtheil 
des erkennenden Senats vom 11. Februar 1897 VI 885/96). 
— Nicht entſcheidend iſt hierbei, ob die Eingriffe des Dritten 
unbefugte find oder auf einem demſelben zuftehenden Rechte be⸗ 
ruhen. VI. C. S. i. S. Axt o. Behnke vom 25. Februar 
1901, Nr. 423/1900 VI. 

15. 5 235 I. 22. 

Es kann ſich hienach in der Hauptſache nur darum handeln, 
ob die 1808 vorhanden gewefene Grundgerechtigkeit damals oder 
jpäter in eine Reallaſt verwandelt worden iſt. Daß dies durch 
einen ſpäteren Akt als durch das 1808 ergangene Urtheil geſchehen 
ſei, insbeſondere etwa durch das im Jahre 1858 zwiſchen der 
Kl. und einem Rechtsvorgänger des Bekl. gſchloſſene Abkommen, 
iſt von dem Bekl. nicht behauptet worden. Es kommt hienach 
für jene Frage ausſchlleßlich auf das gedachte Urtheil vom 
Jahre 1808 an. Der B. R. nimmt an daß hierdurch eine 
ſolche Umwandlung nicht bewirkt ſei, und hierin iſt ihm ledig ⸗ 
lich beizutreten. Bei der dieſen Punkt betreffenden Erörterung 
ſpielt eine weſentliche Rolle 8 235 Thl. 1 Tit. 22 des A. L. R., 
welcher lautet: „Bei einer unbeſtimmten Holzungsgerechtigkeit 
kann der Eigenthümer des Waldes verlangen, daß dieſelbe, in 
Anſehung des Brennholzes, auf ein mit der rechtmäßigen Be⸗ 
nutzung im Verhältniſſe ſtehendes beſtimmtes Holzdeputat feſt⸗ 
geſetzt werde.“ Es erſcheint keinem ernſtlichen Zweifel unter⸗ 
worfen, daß der Geſetzgeber nicht im Sinne gehabt hat, es ſolle 
und werde mit der Ausführung dieſer Beſtimmung die bisher 
vorhandene Grundgerechtigkeit in eine Reallaſt verwandelt werden. 
Jene Beſtimmung ſteht in dem Titel, welcher ſich mit der 
Grundgerechtigkeit der Holzungsgerechtigkeit beſchäftigt. Ihr klar 
zu Tage liegender Zweck ging dahin, dem Waldeigenthümer eine 
gewiſſe Exleichterung dadurch zu verſchaffen, daß die bisher un⸗ 
beſtimmte Holzungsgerechtigkeit durch Feſtſetzung eines Maßes 
zu einer beſtimmten gemacht wird. Daß es die Abſicht des 
Geſetzgebers geweſen fein könnte, hierüber hinauszugehen und 
die Grundgerechtigkeit in eine Reallaſt zu verwandeln, kann nicht 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


231 


angenommen werden. Es fehlt nicht nur jeder erdenkliche Anlaß 
und Grund dafür, weshalb er eine fo ſchwer wiegende Rechts⸗ 
änderung hätte eintreten laſſen ſollen, ſondern es würde ſolche 
Annahme auch mit dem Zweck der Beſtimmung, den Wald⸗ 
eigenthümer zu erleichtern, in ſchroffem Widerſpruch ſtehen. In 
dieſer Beziehung genügt es, darauf hinzuweiſen, daß dieſer als 
Reallaſtverpflichteter ohne Rückſicht auf eine etwaige Unzuläng- 
lichkeit des Waldes das beſtimmte Holzquantum ſtets zu liefern 
hat, während nach den dem § 235 voraufgehenden 88 226 und 
227 deſſelben Titels er bei einer Unzulänglichkeit des Waldes 
keineswegs hinter dem Holzungsberechtigten zurückzuſtehen hat, 
ſondern verlangen kann, daß beiderſeits, d. h. alſo auch auf 
Seiten des Holzungs berechtigten eine verhältnißmäßige Ein⸗ 
ſchränkung ftattfinde Nun hat das frühere Obertribunal in 
mehreren Entſcheidungen ausgeſprochen (Entſch. Bd. 33 S. 393, 
Bd. 40 S. 164) daß die Frage, ob durch Fixirung einer bisher 
unbeſtimmten Brennholzgerechtſame auf ein gewiſſes, mit der 
rechtlichen Benutzung in Verhältniß ſtehendes Deputat eine voll⸗ 
ſtändige Aenderung der rechtlichen Bafis des Rechts eingetreten, 
die Grundgerechtigkeit in eine Reallaſt verwandelt ſei oder nicht, 
nicht in abstracto, ſondern nur nach dem Inhalte der betreffenden 
Verträge oder ſonſtigen thatſächlichen Momente beantwortet 
werden konne. Hieran iſt ſoviel richtig, — und das iſt auch 
offenbar die wahre Meinung des Obertribunals, wie namentlich 
der Inhalt des zweiten Urtheils zeigt —, daß, wenn aus Anlaß 
des 8 235 a. a. O. die Parteien eine Vereinbarung über 
ein beſtimmtes Holzdeputat treffen, moͤglicherweiſe der Inhalt 
dieſes Abkommens ſo geartet ſein kann, daß das danach künftig 
zwiſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältniß ſich nicht mehr mit 
dem Charakter einer Grundgerechtigkeit verträgt, ſondern nur 
die Annahme einer von jetzt ab vorhandenen Reallaſt zuläßt. 
Allein mit Recht iſt von Seiten des Rbkl. betont worden, daß, 
wenn die Vereinbarung aus Anlaß und auf Grund des § 235 
a. a. O. getroffen iſt, die Vermuthung nicht für eine ſolche 
Aenderung des bisherigen Rechtsverhältniſſes, fonbern gemäß dem 
Inhalte des 8 235 für deſſen Fortdauer ſpreche, und daß mithin 
derjenige, der ſich auf eine ſolche Aenderung beruft, die beſonderen 
Umſtände nachzuweiſen habe, aus denen ſich jene ergäbe, Das 
gilt vollends dann, wenn es ſich bei der Feſtſetzung des Deputats 
gemäß § 23 5 gar nicht um eine Vereinbarung der Parteien, 
ſondern, wie im vorliegenden Fall, um eine Beſtimmung des 
Richters handelt. Deſſen Aufgabe beſteht lediglich darin, in 
Gemäßheit des Geſetzes zu verfahren und eine dem ent⸗ 
ſprechende Feſtſetzung des Holzdeputats begreift, wie oben 
gezeigt, keine Aenderung des bisherigen Rechtsverhältniſſes in fich. 
Denkbar wäre es allerdings, daß der Richter über ſeine 
Schranken hinausginge und Anordnungen träfe, welche noth⸗ 
wendig die Umwandlung der Grundgerechtigkeit in eine Reallaſt 
nach ſich zoͤgen. Wenn die Parteien fi das gefallen laſſen, 
würde an dem Eintritt der Rechtsänderung nicht zu zweifeln ſein. 
Allein es müßte für ſolche Annahme ein ganz beſonderer Nach- 
weis erbracht werden. Unter allen Umſtänden iſt zunächſt davon 
auszugehen, daß der Richter innerhalb der Schranken des 
Geſetzes gehandelt und nach deſſen Maßgabe ſeine Feſtſetzung 
getroffen hat. VII. C. S. i. S. Fürſt Stolberg c. Kielmanns 
Erben und Kirchengemeinde Pawonkau vom 22. Februar 1901, 
Nr. 362/1900 VII. | 
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16. § 37 II. 7. Ä 

Die Bekl. ſucht ſich der eingegangenen Verpflichtung mit 
der Ausführung zu entziehen, die Uebernahme bderfelben ſtelle 
die Aufnahme einer Schuld dar und habe daher nach der Be⸗ 
ſtimmung des § 35 Thl. II Tit. 7 A. L. R. der ſtaatlichen 
Genehmigung bedurft, die nicht ertheilt ſei. Dieſer Einwand 
widerlegt ſich dadurch, daß, wie in Uebereinſtimmung mit beiden 
Vorderrichtern anzunehmen iſt, die Uebernahme der ſtreitigen 
Verpflichtung ſeitens der Bekl. in Wahrheit nicht als die Auf ⸗ 
nahme einer Schuld im Sinne des § 35 Thl. II Tit. 7 A. L. R. 
angeſehen werden kann. Es erhellt nicht, daß dem Kreiſe eine 
Unterhaltungspflicht bezüglich des fraglichen Weges obläge, ſo 
daß nicht etwa daran gedacht werden kann, die Bekl. leiſte 
Beiträge zu einer von dem Kreiſe zu tragenden Laſt. Feſtſteht, 
daß der Unterhaltungsfonds nicht dem Kreiſe gehort, daß viel⸗ 
mehr die eingezahlten Gelder Eigenthum der Bekl. bleiben, 
auch wenn das Sparkaſſenbuch auf den Namen des Kreiſes 
lautet. Die Sache liegt mithin ſo, daß die übernommene Ver⸗ 
pflichtung weiter nichts als einen Zwang für die Bekl. darſtellt, 
ausſchließlich zu ihrem eigenen Gunſten, wie ſie das auch in 
den Vorinſtanzen auerkannt hat, einen Fonds anzuſammeln, 
aus dem fie vorkommenden Falls die bereiten Mittel zur Aus- 
führung der ihr obliegenden Unterhaltung oder Erneuerung des 
Weges entnehmen kann. Auf ein ſolches Verhältniß iſt der 
Begriff der Aufnahme einer Schuld unanwendbar. VII. C. S. 
i. S. Gemeinde Klein ⸗Oſterhauſen e. Kreis Querfurt vom 
26. Februar 1901, Nr. 367/1900 VII. M. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 
Herrn R.⸗A. R. in G. 
Sind Objekt der Klage und Objekt der Widerklage 
zuſammenzurechnen, wenn mit der Klage Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft und mit der Widerklage 
Trennung der Ehe begehrt wird? 

Die Frage iſt unſeres Erachtens zu verneinen. Die auf 
Trennung der Ehe gerichtete Widerklage umfaßt alle durch die 
Ehe begründeten Rechtsbeziehungen, alſo auch den Anſpruch 
auf die häusliche Gemeinſchaft. Das Objekt der Klage iſt 
alſo in dem Objekt der Widerklage bereits enthalten. Inſofern 
betreffen Klage und Widerklage denſelben Streitgegenſtand. 


Herrn R.⸗A. F. in N. W. 
Sie ſchreiben uns: 

Bedarf der obligatoriſche Vertrag, durch den ſich ein 
Theil zur Belaſtung eines Grundſtücks (Hypothek ⸗ 
beſtellung oder Einräumung einer Servitut) verpflichtet, 
nach B. G. B. einer Form und welcher? bezw. iſt ein 
ſchriftlicher Vertrag, durch den ſich eine Partei der 
anderen zur Beſtellung einer Hypothek verpflichtet hat, 
geeignet, eine Klage auf Verurtheilung zur Bewilligung 
der Eintragung zu begründen? 

Sind gerichtliche Entſcheidungen über dieſe Frage 
ſchon ergangen? Geht man davon aus, daß 8 873 
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B. G. B. nur die Entſtehung der dinglichen Rechte, 
den abſtrakten ſog. dinglichen Vertrag, das Leiſtungs⸗ 
geſchäft, im Gegenſatz zum obligatoriſchen Kaufal- 
geſchäft behandelt (efr. Kuhlenbeck, Kommentar zum 
B. G. B.), ſo muß man meines Erachtens die erſtere 
Frage verneinen und die letztere bejahen, da 8 313 
B. G. B. die für das dingliche Leiſtungsgeſchäft vor 
geſchriebene Form der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung für das obligatoriſche Kauſalgeſchäft nur 
inſoweit vorſchreibt, als es ſich um Uebertragung bes 
Eigenthums handelt, nicht dagegen für das in 8 314 
B. G. B. neben erſterem erwähnte Geſchäft, durch das 
eine Verpflichtung zur Belaſtung eingegangen wird. 
Die Konſequenz würde fein, daß die für letztere Ge⸗ 
ſchäfte partikularrechtlich vorgeſchriebene Form der 
Schriftlichkeit fortfiele. 

Wir halten Ihre Auffaſſung für durchaus zutreffend. Sie 
wird beftätigt in Plancks Kommentar Anm. 1 zu 5 313. Für 
Mittheilungen von Entſcheidungen über dieſe Frage würden wir 
ſehr dankbar ſein. 


Berfonal-Beränderungen. 


Zulaſſungen. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Simonis beim Amtsgericht Düfſel⸗ 
dorſ; — Rechtsanwalt Dr. Alexander Felix Orth beim Land- 
gericht Leipzig; — Rechtsanwalt Hugo Mendelſohn beim 
Amtsgericht Münſterberg; — Rechtsanwälte Siegfried Katz, 
Dr. James Loewy, Louis Mendelſohn beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Werner Heinrich Chriſtian Springe 
beim Amtsgericht Neumünſter; — Gerichtsaſſeſſor Karl Steuſchke 
beim Amtsgericht Wongrowitz; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Otto 
Deneke beim Landgericht und beim Amtsgericht Göttingen; — 
Rechtsanwalt Ernſt Georg Alfred Richter beim Amtigericht 
Großenhain; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Edelſtein beim 
Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt Stodmayer beim 
Oberlandesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Georg Wolſchner 
beim Oberlandes gericht Jena; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Heinrich 
Mannheimer beim Amtsgericht Mülheim a. Rhr.; — Rechts ⸗ 
anwalt Dr. Guſtav Friedrich Meyer beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Schrader 
in Bialla; — Rechtsanwälte Dr. Berend, Dr. Koettgen in 
Dortmund; — Rechtsanwalt Bunn in Marienwerder; — 
Rechtsanwalt Pantzlaff in Stettin; — Rechtsanwalt Stein- 
mann in Coesfeld; — Rechtsanwalt Richter in Genthin; — 
Rechtsanwalt Wagner in Suhl; — Juſtizrath Chop in 
Erfurt; — Rechtsanwalt Dr. Preuß in Neuſtadt a. Rb. 


Todes fälle. 
Geheimer Hofrath Karl Guſtav Ackermann in Dresden; 
— Rechtsanwalt Dannheiß er in Pirmaſens; — Rechtsanwalt 
Dr. Emil Hoffmann in Offenbach a. M.; — Rechtsanwalt 
Sfidor Golde in Berlin. 


JVJCVCCCCCCCCCCTCT0—0TꝙGT0TCTCTCTCTCTGTCTCTCTPTPTCTCTCCTGCTCTGCTVT—VTCGTTPTVTVTVTGTͤT„TT'T'TT—T—T—T—T—T—TTT—T—T——. / ͤ w —ꝓ—V—— 
Für dle Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


— 


124 


— — SS 


DZ 
nr 


A 28 bis 32, 


Berlin, 30. März 1901. 


Ariſtiſche Wochenſchrift. 


IXXI. Jahrgang.] 233 


Organ des deutſchen Anwalt⸗ Vereins. 
Herausgegeben 


von Iuſtizrath N. Bempmer, R. A. b. Mgr. I. 
Bein W., Sranzöſiſche Strahe 9. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Bertin 8. 14, Stallichreiberfiraße 34. 38. 
Peri für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
—ä f r—.———xt—.ñx;m—..ñ—f——.. ; ;;—txe—e. .. ; x 1 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Beitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1900 bis 30. Juni 1901 ift ſatzungsgemäß im 
April 1901 fällig. 

Die Herren Mitglieder erſuche ich hierdurch, dieſen 
Jahresbeitrag an den für jeden Bezirk beſtellten Vertrauens⸗ 
mann zu zahlen, die Herren Vertranensmänner aber werden 
erſucht, die eingegangenen Zahlungen bis zum 5. Mai 1901 
u nich zu überſenden. 

Son diefer Zeit au werden die Beiträge durch Nach⸗ 
ußme erhoben. 

Leipzig, Schreberſtr. 13. 

N ” ae Dr. Seelig, Juſtizrath. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
n Stuttgart hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 
1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtaude 
it für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dauk aus ⸗ 
geſprochen. 


Verautwortlichkeit des Rechtsanwalts für feine 


Geſchäftsgehülfen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. X. e. E. 
vom 8. März 1901, Nr. 378/1900 VII. 
II. J. O. L. G. Stettin. 


Die Reviſion des beklagten Rechtsanwalts iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: 

Zu Schaden gekommen iſt der Kläger nach der vorliegenden 
deſtftellung des Berufungsrichters, weil mit dem hinterlegten 
Lebe nicht feiner Anweiſung entſprechend verfahren worden ift. 
Schuld daran iſt in erfter Linie der Büreauvorſteher N., welcher 
ben ihm für den Beklagten ertheilten Auftrag, ſei es aus Vorſatz, 
ſel es in Folge mißverftändlicher Auffaffung der ihm gegenüber 
abgegebenen Erklärungen, falſch übermittelt hat — dann aber 
duch der Rechtzanwalt R., Vertreter des Beklagten, der ohne bei 
ben anmefenden Interefſenten Rückfrage zu halten und ich zu ver- 
geniflern, ob der ihm von N. erſtattete Bericht wahrheitsgetreu ſei, 
ſch blindlings auf dieſen verlaſſen und das Depot jo entgegen · 
genommen hat, wie es ihm von N. übermittelt war. Für 


die Handlungsweiſe beider iſt der Beklagte verantwortlich. 
Das Verhalten R.s nämlich läßt ſich auf die vom Beklagten 
ſelbſt angenommene Gepflogenheit zurückführen, daß die Klienten 
mit ihren Anliegen ſtillſchweigend an den Büreauvorſteher ge- 
wieſen wurden und jedenfalls ihre Abfertigung durch dieſen 
vom Beklagten wiſſentlich geduldet war. Dem entſprach es — 
wie das Berufungsurtheil beſagt —, daß der Zeuge M. ſchon 
vor dem 14. Auguft 1896 von dem Büreauvorſteher N. in der 
den Ausbau und die Beleihung ſeines Schiffes betreffenden 
Angelegenheit berathen war und daß dann wieder am 14. Auguſt 
der Kläger und ſein Beiſtand O. ſowie M. ausſchließlich mit 
dem Büreauvorſteher verhandelt haben. R. hat ſomit lediglich 
eine auf dem Willen des Beklagten beruhende Einrichtung bei⸗ 
behalten, mit der hier der ſchadenbringende Verlauf der Dinge 
im Kauſalzuſammenhange ſteht. Daraus erklärt es fi wohl 
auch, daß der Reviſionskläger bei feinen Ausführungen auf die 
Frage, ob der Anwalt grundſaͤtzlich für feinen gemäß 8 29 der 
Rechtsanwaltsordnung benannten Stellvertreter haftet (vergl. 
Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1894 S. 534), überhaupt 
nicht eingegangen iſt. 

Ein Revifionsangriff iſt nur daraus hergeleitet, daß der 
Berufungsrichter hier dem Beklagten die Verantwortung für 
das Verhalten des Büreauvorſtehers zugeſchrieben hat. 

Nun kann gewiß der Anwalt zur zweckmäßigen Erledigung 
ſeiner Berufsgeſchäfte der Beihilfe ſeines Büreaus und eines 
die Büreaugeſchäfte leitenden Vorſtehers nicht entbehren. Allein 
dieſes Büreau und fein Vorſteher find doch nur dazu da, die 
Verfügungen des Anwaltes auszuführen, die ein- und aus⸗ 
gehenden Schriftſtücke zu expediren und den äußern Verkehr des 
Anwaltes mit dem Publikum und den Behoͤrden zu vermitteln. 
Ju allen Angelegenheiten, die eine rechtliche Beurtheilung er⸗ 
fordern, und namentlich bei der Entgegennahme wichtiger Auf. 
träge, zu deren Verſtändniß und Ausführung Rechtskenntniſſe 
gehören, darf nicht der Büreauvorſteher, ſondern muß der An⸗ 
walt ſelbſt thätig werden. Dieſe Obliegenheit ergiebt ſich aus 
feiner Berufspflicht, die ihm aufgetragenen Geſchäfte gewiſſen⸗ 
haft zu erledigen (§ 28 der Rechtsanwalts ordnung). Dem ⸗ 
entſprechend muß der Büreauvorſteher ein- für allemal inſtruirt 
ſein, und der Anwalt ſelbſt muß darauf halten, daß dagegen 
nicht verſtoßen wird. 

Im vorliegenden Falle war dafür nicht Sorge getragen. 
Nicht einmal dann, als R. aus dem ihm zur Unterſchrift vor⸗ 
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gelegten Entwurfe des an den Schiffsbaumeiſter A. gerichteten 
Schreibens in Verbindung mit der von N. ausgefertigten 
Depofitalnotiz verſah, daß es ſich um eine Rechtsangelegenheit 
nicht gerade einfacher Art handele, iſt Vorkehrung getroffen 
worden, die noch anweſenden Betheiligten perſönlich anzuhören. 
Das aber war mindeſtens nothwendig ſchon zur Ueberwachung 
des N. und um die ſachgemäße Ausführung des Auftrages 
gewiſſenhaft vorzubereiten. Wäre es geſchehen — ſtatt auch 
hier die Abfertigung der Klienten dem Büreauvorſteher zu über ⸗ 
lafien —, jo würden die von N. getroffenen Veranſtaltungen als 
falſch erkannt und dadurch den Mißverſtändniſſen vorgebeugt 
worden fein, die ſpäter zur Auszahlung des Geldes an N. und 
M. geführt haben. 

Das iſt der Inhalt der thatſächlichen Ausführungen, aus 
denen der Berufungsrichter den Satz herleitet: Ein Rechtsanwalt, 
der das ſeinen Rath und ſeine Dienſte in Anſpruch nehmende 
Publikum mit dem Büreauvorſteher verhandeln und dutch dieſen 
abfertigen läßt, muß für den Nachtheil einſtehen, der den 
Intereſſenten daraus erwächſt, daß der Büreauvorſteher hierbei 
vorſätzlich oder aus Verſehen unrichtig verfährt. Dabei iſt alſo 
weder angenommen, daß durch Vermittelung N.'s ein Hinter ⸗ 
legungsvertrag zu Stande gekommen fei, aus dem der Be⸗ 
klagte dem Kläger hafte, noch ſonſt der Geſichtspunkt einer 
Stellvertretung des Beklagten durch N. nach Maßgabe der land⸗ 
rechtlichen Vorſchriften herangezogen. Der Schadenanſpruch 
des Klägers ift vielmehr aus der dem Beklagten zur Laſt 
fallenden Pflichtverletzung hergeleitet, die ſich als ein Verſtoß 
gegen 8 28 der Rechtsanwaltsordnung erweiſt. Ein Rechts- 
irrthum liegt inſoweit nicht vor. Die auf anderen Gefichts⸗ 
punkten beruhenden Ausführungen des Reviflonsklägers find 
gegenſtands los. 


Verpflichtung einer vor dem Bundesgeſetz vom 
11. Juni 1870 errichteten Aktiengeſellſchaft, einen 
Aufſichtsrath zu beſtellen. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Bochumer 
Verein gegen den Verwaltungsrath des Vereins und 
Gen. vom 27. Februar 1901, Nr. 359/1900 I. 

1I. J. O. L. G. Hamm. 

Thatbeſtand. 

Unter der Herrſchaft des Preußiſchen Geſetzes über die 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843 trat zufolge Aller. 
böchfter Beſtätigungsurkunde vom 23. Juni 1854 unter der 
Firma „Bochumer Verein für Bergbau und Gußſtahlfabrikation“ 
eine Aktiengeſellſchaft ins Leben, die noch jetzt beſteht. „Zur 
oberen Leitung der Geſellſchaft ſowie zur Vertretung derſelben“ 
ift in § 21 des urſprünglichen wie des jetzt geltenden Statuts 
ein „Verwaltungsrath“ vorgeſehen, der (gegenwärtig) aus 
9 Mitgliedern beſtehen und von der Generalverſammlung der 
Aktionäre gewählt werden ſoll. Pflichten und Rechte dieſes 
Verwaltungsraths, deſſen Mitglieder Aktien im Nennwerth von 
mindeſtens 6 000 Mark beſitzen oder erwerben müſſen, find in 
58 21 bis 30 des Statuts beſtimmt. Neben ihm iſt ein 
Auffichtsrath nicht vorgeſehen, wie ſolcher auch bis zum Jahre 
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1900 nicht beſtellt worden. Nachdem jedoch mit dem 
1. Januar 1900 das jetzt geltende Handelsgeſetzbuch in Kraft 
getreten war, verlangte das zur Regiſterführung zuſtändige 
Amtsgericht in Bochum die Beſtellung oder Schaffung eines 
Auffichtsraths, ließ dem Verwaltungsrath eine entſprechende 
Verfügung zugehen und ſtellte für den Fall, daß dieſem Ver⸗ 
langen nicht bis zum 1. April 1900 ſtattgegeben ſei, in Aus⸗ 
ficht, daß es die Sache der Staatsanwaltſchaft zur weiteren 
Veranlaſſung nach § 315 Ziffer 1 des Handelsgeſetzbuchs mit⸗ 
theilen werde. Der Verwaltungsrath legte hiergegen vergeblich 
Beſchwerde ein und wurde auch mit ſeiner ferner eingelegten 
Beſchwerde abgewieſen, weil die Androhung des Amtsgerichts 
keine Entſcheidung enthalte, gegen die die Beſchwerde im 
Rechtswege gegeben ſei. Nunmehr berief der Verwaltungsrath 
eine außerordentliche Generalverſammlung der Aktionäre auf 
den 30. März 1900 und ſtellte in dieſer Verſammlung, in der 
8 Mitglieder des Verwaltungsraths und 20 andere Aktionäre, 
mithin 28 Aktionäre mit zuſammen 1171 Stimmen erſchienen 
waren, den Antrag, „die Wahl von 3 Aufſichtsrathsmitgliedern 
vorzunehmen“. Einer der Aktionäre, der Kläger K. wider⸗ 
ſprach und beantragte, zu beſchließen, „daß ein Auffichtörath 
nicht gewählt werden ſoll“. Dieſer Antrag gelangte zur Ab⸗ 
ſtimmung und wurde mit allen Stimmen gegen die des Ver⸗ 
waltungsraths, d. i. mit 999 gegen 172 Stimmen an⸗ 
genommen. Die anweſenden Mitglieder des Verwaltungsraths 
widerſprachen und erklärten dieſen Widerſpruch zu Protokoll. 
Alsdann beantragte der Vorſitzende des Verwaltungsraths, trotz 
jenes ablehnenden Beſchluſſes gleichwohl die Wahl von Aufſichts⸗ 
rathsmitgliedern vorzunehmen und erläuterte dieſen Antrag 
dahin, es ſolle die Wahl „naturgemäß in dem Sinne geſchehen, 
daß ſie nur für den Fall gelten ſolle, daß der Beſchluß, wonach 
ein Auffichtsrath nicht gewählt werden ſolle, ungültig je”, 
während, falls dieſer Beſchluß gültig ſei, ſich hieraus die 
Rechtsunwirkſamkeit der Wahl ergeben würde, übrigens auch 
Jedem, der mit der Wahl nicht einverſtanden ſei, unbenommen 
bleibe, dieſelbe anzufechten. Der Vorfigende wiederholte darauf 
den Antrag, die Wahl von 3 Auffichtsrathsmitgliedern vor⸗ 
zunehmen, und zwar mit der Maßgabe, daß ihre Amtsdauer 
bis zum Schluß der ordentlichen Generalverſammlung für 1901 
währen und ihr Honorar eventuell von der nämlichen General ⸗ 
verſammlung feſtgeſetzt werden ſolle. Er bat, ſich mit dieſen 
„Modalitäten einverſtanden zu erklären und fügte hinzu, es 
werde „ſelbſtredend hierdurch der Anfechtung der Wahl nicht 
präjudizirt“. Der jetzige Kläger K. hatte der Vornahme einer 
Wahl widerſprochen und erklärte jetzt, er wolle, um nicht um 
nöthige Schwierigkeiten zu machen, gegen die vorgeſchlagenen 
Modalitäten keine Einwände erheben, jedoch ſolle hierin eine 
Anerkennung der Wahl nicht erblickt werden. Auf Befragen 
wurde auch im übrigen gegen jene vorgeſchlagenen Modalitäten 
kein Widerſpruch erhoben. Alsdann brachte der Vorfitzende die 
oben als Mitglieder des Auffichtsraths bezeichneten Perſonen 
in Vorſchlag und darauf wurde zur Abſtimmung geſchritten. 
Das Ergebniß war, daß die 172 Stimmen der Verwaltungs 
rathsmitglieder für ſeine Perſonen abgegeben wurden, ſämmtliche 
anderen Aktionäre ſich dagegen der Stimmabgabe enthielten. 


Der Kläger K. legte gegen die Gültigkeit der Wahl zu Protokoll 
Proteſt ein. 
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Demnächſt haben Verwaltungsrath und Aktionäre Klage 
auf Ungültigkeitserklärung des Beſchluſſes vom 30. März 1900 
erhoben. Die Klage des Aktionärs K. iſt in I. Inſtanz abgewieſen, 
dagegen ift der Klage des Verwaltungsraths ſtattgegeben. Die 
Berufungen der unterlegenen Theile find verworfen, ihre Revifion 
iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

I. Für die Entſcheidung des von dem Verwaltungsrath 
anhängig gemachten Rechtsſtreits find ebenſo wie es in den Vor⸗ 
inftanzen geſchehen iſt, die beiden Fragen zu erörtern, ob auch 
die vor dem Inkrafttreten des Bundesgeſetzes vom 11. Juni 1870 
richteten Aktiengeſellſchaften verpflichtet find, einen Auffichtsrath 
zu beſtellen und ob der Bochumer Verein einen beſonderen 
Auffichtsrath zu wählen hat oder ob dieſe Aktiengeſellſchaft in 
ihrem Verwaltungsrath bereits ein Organ befitzt, das berufen 
und berechtigt iſt, die Obliegenheiten des Auffichtsraths neben 
den Geſchäften des Vorſtandes wahrzunehmen. Seitens der 
Revifton wird die Anficht vertreten, daß das jetzt geltende Handels- 
geſezbuch das bei feinem Inkrafttreten vorgefundene Recht nicht 
abgeändert habe, in einem Urtheile des jetzt erkennenden Senats 
vom 8. Juli 1891 (Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 28 S. 45) aber bereits anerkannt worden ſei, daß die 
Verfaſſung des Bochumer Vereins den damaligen Geſetzen ent- 
ſpreche. Letzteres ift jedoch nicht zutreffend. Es handelte ſich in 
jener Sache um die Frage, ob eine aus Art. 222 des Handels- 
geſezbuchs erhobene Klage zu beanſtanden ſei, weil eine ſolche 
Klage gegen Vorſtand und Aufſichtsrath gerichtet werden müſſe 
ind dies nicht geſchehen ſei, weil die damals beklagte Aktien⸗ 
heſelſcäft, eben der Bochumer Verein, keinen Aufſichtsrath 
beftelt habe. Hierzu wurde jedoch in dem Urtheil (S. 48—49) 
lediglich ausgeſprochen, es könne der Umſtand, daß der Bochumer 
Verein für die einem Auffichtsrath zufallenden Aufgaben jeden⸗ 
fals kein geſondertes Organ befitze, der erhobenen Klage nicht 
in Wege ſtehen. Dagegen wurde die Frage, ob die thatſächlich 
beftehende Organiſation der Geſellſchaft dem Geſetze entspreche 
(auf S. 49), ausdrücklich offen gelaſſen. 

Ebenſowenig kann der Reviſion darin beigetreten werden, 
daß die dem gegenwärtig geltenden Statut entſprechende Ver⸗ 
faſung des Bochumer Vereins noch jetzt mit dem Geſetz im 
Einklange ſtehe. | 

1. In Anſehung der erften Frage beruft die Reviflon ſich 
darauf, daß die Beſtellung des Auffichtsrathes, die das Preußiſche 
Geſcz vom 9. November 1843 nicht gekannt und das Allgemeine 
Deutſche Handelsgeſetzbuch, als es in Preußen eingeführt wurde, 
für Aktiengeſellſchaften zwar erlaubt (Artikel 225), aber nicht ver ⸗ 
langt habe, zum erſten Mal durch das Bundesgeſetz vom 
II. Juni 1870, in Artikel 209 Ziffer 6, unbedingt vorgeſchrieben 
worden ſei, daß jedoch dieſe Beſtimmung ebenſowenig wie die 
tutſprechende des dann folgenden Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1884, 
in Artikel 209 fl., für bereits beſtehende Aktiengeſellſchaften Geltung 
gehabt habe. 

Ob dieſe Anſicht zutreffend ſei, kann in Zweifel gezogen 
werden. Die Faſſung des Artikels 209 f. ſpricht dagegen, denn 
er lautet: „Itde Aktiengeſellſchaft muß außer dem Vorſtande 
einen Auſſichtzrath haben“. Ebenſo ſprechen die 88 2 und 6 

Geſtzes vom 18. Juli 1884 dagegen, denn in 8 2 Abſatz 2 
fudet fh unter den Artikeln, die auf ſchon beſtehende Aktien ⸗ 
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geſellſchaften keine Anwendung leiden ſollen, der Artikel 209 f. 
nicht und aus 8 6 Abſatz 1 wäre zu folgern, daß auf 
die noch vor Geltung des Handelsgeſetzbuchs errichteten Aktien⸗ 
geſellſchaften der Artikel 225 a grundſätzlich Anwendung finden und 
nur im Fall der in § 6 vorgeſehenen Ausnahme nicht gelten ſolle. 

Es konnen jedoch alle dieſe Fragen unentſchieden bleiben, 
denn es handelt ſich darum, ob der Bochumer Verein gegen⸗ 
wärtig verpflichtet iſt, einen Aufſichtsrath zu beſtellen, und dies 
ift lediglich nach dem jetzt geltenden Handelsgeſetzbuch zu ent⸗ 
ſcheiden. Mit dem Inkrafttreten deſſelben hat das bisherige 
Pandelsgeſetzbuch ſeine Gultigkeit verloren. Letzteres iſt zwar 
nicht mit ausdrücklichen Worten ausgeſprochen worden, verſteht 
ſich jedoch von ſelbſt und hat in Art. 3 des Einführungsgeſetzes 
zum Handelsgeſetzbuch überdies einen genügenden Ausdruck ge⸗ 
funden (vergl. auch die Denkſchrift zum Entwurf, Guttentag’fche 
Aus gabe S. 310). In dem jetzt geltenden Handelsgeſetzbuch 
findet ſich eine Beſtimmung, daß auch die vor dem Geſetz vom 
11. Juni 1870 errichteten Aktiengeſellſchaften einen Auffichtsrath 
haben müßten, nicht; es iſt ſogar die Vorſchrift des oben er- 
wähnten Artikel 209 f. (mit Vorbedacht, vergl. Denkſchrift S. 132) 
nicht wiederholt worden. Dies iſt jedoch nicht entſcheidend. Ein 
Geſetz, das die Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaften erichöpfend 
zu regeln beſtimmt tft, muß im allgemeinen auch für die ſchon 
beſtehenden Aktiengeſellſchaften Geltung haben und in Zukunft 
nicht nur für ihr Handeln im Rechtsverkehr maßgebend fein 
(vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 22 S. 1, 
Bd. 36 S. 37), ſondern auch für ihre Verfaſſung, wenn und 
ſoweit es Beſtimmungen enthält, deren Inhalt ergiebt, daß ſie 
auf alle Geſellſchaften Anwendung finden ſollen. Nach dem 
jetzigen Handelsgeſetzbuch aber iſt das Vorhandenſein und die 
Thätigkeit eines Aufſichtsraths für jede Aktiengeſellſchaft ſchon 
vom Beginn ihres Daſeins an vorgeſehen. Bereits mit Errichtung 
der Geſellſchaft im Fall der Simultangründung, andernfalls nach 
der Zeichnung des Grundkapitals ſoll der erſte Aufſichtsrath 
beſtellt werden (§ 190). Derſelbe hat den Hergang der 
Gründung (neben dem Vorſtand) zu prüfen, hierüber Bericht zu 
erſtatten und bei der Anmeldung, die unter Beifügung des 
Berichts zu erfolgen hat, mitzuwirken (58 192, 193, 195); 
ebenſo hat er bei Nachgründungen und bei Erhöhungen des 
Grundkapitals ſich zu betheiligen ($$ 207, 279, 280, 284). 
Vor allem hat er die Geſchäftsführung der Geſellſchaft in allen 
Zweigen der Verwaltung zu überwachen und hat zu dieſem 
Behuf das Recht, Bericht zu erfordern und die Bücher einzuſehen; 
er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge 
zur Gewinnvertheilung zu prüfen und darüber der General. 
verſammlung Bericht zu erſtatten; er hat eine Generalverſammlung 
zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlich 
iſt; er hat auf Anträge von Aktionären betreffend die Berufung 
einer Generalverſammlung oder die Tagesordnung einzugehen; 
er iſt zu hoͤren, wenn eine Prüfung von Vorgängen bei der 
Prüfung oder der Geſchäftsführung in Frage kommt (55 246, 
254, 266). Sofern nicht durch den Geſellſchaftsvertrag oder 
durch Beſchluß der Generalverſammlung ein Anderes beſtimmt 
iſt, darf der Vorſtand einen Prokuriſten nur mit feiner Zu⸗ 
ſtimmung beſtellen (§ 238). Er vertritt die Geſellſchaft gegen. 
über dem Vorſtand (§ 247) und tft zur Vertretung der Geſellſchaft 
bei Anfechtung von Beſchlüſſen der Generalverſammlung neben 
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dem Vorſtand oder gegen dieſen berufen (§ 272). Endlich dauert 
ſein Amt während der Liquidation fort, in deren Verlauf ihm 
beſondere Obliegenheiten zugewieſen find (88 295, 305, 306). 
Für die Erfüllung aller ihrer Obliegenheiten iſt den Mitgliedern 
des Auffichtsraths die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäfts⸗ 
mannes zur Pflicht gemacht und fie find im Falle einer Ver⸗ 
nachläſſigung dieſer Pflicht wegen des daraus entſtehenden 
Schadens nicht nur der Geſellſchaft, ſondern unter gewiſſen 
Vorausſetzungen auch den Gläubigern der Geſellſchaft für ver ⸗ 
antwortlich erklärt (§ 249, vergl. auch § 306 Abi. 6), überdies 
aber wegen vorſätzlicher Pflichtwidrigkeiten in den Fällen der 
88 312 bis 314 mit öffentlicher Strafe bedroht. Endlich iſt 
beſtimmt, daß der erſte Auffichtsrath nicht länger als bis zur 
Beendigung der erften Generalverſammlung, die nach Ablauf 
eines Jahres ſeit der Eintragung der Geſellſchaft in das Handels⸗ 
regiſter zur Beſchlußfaſſung über die Jahresbilanz abgehalten 
wird, im Amt zu bleiben hat und daß ihm eine Vergütung für 
ſeine Thätigkeit nur durch einen Beſchluß der Generalverſammlung, 
der früheſtens am Schluß ſeiner Amtsdauer zu faſſen iſt, bewilligt 
werden darf; daß für die folgende Zeit der Auffichtsrath nur 
von der Generalverſammlung und nur für einen beſchränkten 
Zeitraum gewählt werden kann; daß die Abberufung eines Mit⸗ 
gliedes durch die Generalverſammlung möglich iſt, und daß die 
Mitglieder des Auffichtsraths — abgeſehen von einer vorüber⸗ 
gehenden Stellvertretung, während der jedoch ihre Amtsbefugniſſe 
nicht ausgeübt werden dürfen — nicht zugleich Mitglieder des 
Vorſtandes oder dauernd Stellvertreter von Vorſtands mitgliedern 
ſowie auch nicht als Beamte die Geſchäfte der Geſellſchaft 
führen können (88 190, 243, 245, 248). 

Alle dieſe Beſtimmungen ergeben in ihrem Zuſammenhange, 
daß es beabſichtigt geweſen iſt, in dem Auſſichtsrath ein Organ 
zu ſchaſſen, das moͤglichſt unabhängig von den Gründern ſowie 
demnächft von dem Vorſtande geſtellt werden und dazu berufen 
ſein ſollte, die Gerechtſame nicht nur der Aktionäre, ſondern auch 
der Gläubiger wahrzunehmen. Die Einrichtung aber iſt nicht 
etwa den Akt iengeſellſchaften nur freigeſtellt, ſondern bereits im 
Geſetze jelbft angeordnet: ſchon das Geſetz beſtimmt die für den 
Zweck des Auffichtsraths wichtigen Obliegenheiten und Befugniſſe 
ſeiner Mitglieder, die mindeſte Zahl und die Art der Berufung; 
eine Beſtellung durch den Geſellſchaftsvertrag — wie noch nach 
dem Geſetze vom 11. Juni 1870 Artikel 209 Ziffer 6 — iſt 
nicht erforderlich, vielmehr braucht der Geſellſchaftsvertrag über 
den Auffichtsrath nur Beſtimmungen zu enthalten, wenn über 
die geſetzlichen Vorſchriften, ſo weit von dieſen Abweichungen 
zuläffig find, hinausgegangen werden ſoll (vergl. $ 243 Abſ. 1, 2, 
8245 Abſ. 1, 2, 8246 Abſ. 3). Es wird ferner die Thätigkeit des 
Aufſichtsraths überall vom Geſetz erfordert und zwar fo, daß 
wichtige Geſchäfte (z. B. Anmeldung, Errichtung, Nachgründung, 
Erhöhung des Grundkapitals 88 195, 196, 207, 279, 280, 284) 
ohne ſeine Mitwirkung überhaupt nicht vorgenommen werden 
können. Endlich müſſen die Mitglieder des Auffichtsraths ihr 
Amt perſoͤnlich verwalten, können die Ausübung ihrer Obliegen- 
heiten nicht Andern übertragen ($ 246 Abſ. 4) und werden zur 
Erfüllung ihrer Pflicht durch Androhung der Haftung mit 
ihrem Vermögen, ſowie erheblicher Strafe angehalten, während 
andrerſeits den Mitgliedern des Vorſtandes, den Liquidatoren 
und den Mitgliedern des Auffichtsraths zur Pflicht gemacht 
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iſt, dafür Sorge zu tragen, daß der Auffichtsrath beſtellt 
und ergänzt wird, und zwar unter Androhung von Strafe 
für den Fall, daß dies durch ihre Schuld unterblieben iſt 
(8 315 Ziffer 1). 

Hieraus ergiebt ſich, daß die Einrichtung eines Auffichts⸗ 
raths im öffentlichen Intereſſe erfolgt iſt, und deshalb iſt der 
Schluß geboten, daß dies, ſofern nicht aus dem Geſetze ſelbſt 
das Gegentheil zu entnehmen wäre, auch für ältere Aktien⸗ 
geſellſchaften Geltung haben muß. Nicht entgegen gehalten 
werden kann, daß eine ausdrückliche Beſtimmung fehlt und 
ſogar der Artikel 209 f. des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1884 
nicht wiederholt worden iſt. Der letztere Artikel ſtand unter 
den Gründungsvorſchriften und hieraus konnte man ableiten 
wollen, daß er nur für neu zu gründende Geſellſchaften Geltung 
haben ſolle. Aus dem jetzigen § 190 läßt fich dagegen eine 
gleiche Folgerung nicht ziehen, denn dieſer kann nicht als 
Gründungsvorſchrift in dem Sinne aufgefaßt werden, daß nur 
er die Bildung eines Auffſichtsraths vorſchreibe. Der 5 190 
iſt vielmehr nur gegeben, um die Mitwirkung eines Auffichts⸗ 
raths ſchon während der Gründung zu fihern und mußte des⸗ 
halb an der Stelle, wo er ſteht, ſeinen Platz finden; die Noth⸗ 
wendigkeit eines Auffichtsraths für die folgende Zeit geht 
dagegen aus den oben wiedergegebenen Beſtimmungen hervor. 
Ebenſo wenig kann entgegengehalten werden, daß das Geſetz 
nicht die Möglichkeit gewähre, die Beſtellung eines Aufſichts⸗ 
raths bei älteren Geſellſchaften zu erzwingen. Ganz fehlen 
Zwangsmittel nicht, denn Aktiengeſellſchaften, die keinen Auf⸗ 
fichterath beſtellen, können Geſchäfte, die eine Eintragung in 
das Handels regiſter erfordern und hierbei eine Mitwirkung des 
Auffichtsraths verlangen, nicht durchführen. Ueberdies enthält 
der 8 315 Ziffer 1 des Handelsgeſetzbuchs eine Maßregel für 
mittelbaren Zwang. Allerdings iſt es richtig, daß hierdurch die 
Beſtellung eines Auffichtsraths nicht erzwungen werden kann, 
da hierzu eine Wahl der Generalverſammlung erforderlich iſt 
und gegen dieſe keine Zwangsmittel gegeben find, insbeſondere 
die Anwendung der dem 9 43 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entſprechenden, landesgeſetzlich auch von Preußen in deſſen Aus- 
führungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch Artikel 4 Abſ. 1 gegen 
Aktiengeſellſchaften ebenfalls zugelaffenen Beſtimmung wohl ver⸗ 
ſagen würde. Allein in Anſehung ſämmtlicher anderen, ſowohl 
der nach 1870 bis zum 1. Januar 1900, als der nach dieſem 
Tage gegründeten Aktiengeſellſchaften verhält es ſich nicht anders: 
auch die Generalverſammlungen dieſer Geſellſchaften könnten, 
falls fie eine Erneuerung ihres Aufſichtsraths ablehnen ſollten, 
nicht gezwungen werden und man wird hieraus nicht — was 
jetzt allein in Frage ſteht — folgern wollen, daß für dieſe 
Geſellſchaften die Nothwendigkeit eines Auffichtsraths nicht be ⸗ 
ſtehe. Ferner darf nicht darauf Gewicht gelegt werden, daß 
der Mangel eines Auffichtsraths nicht zur Klage auf Auflöſung 
der Geſellſchaft berechtigt, während ſolche nach 8 309 des 
Handelsgeſetzbuchs zuläſſig iſt, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
nicht die nach § 182 Abſ. 2 weſentlichen Beſtimmungen ent ⸗ 
hält oder eine dieſer Beſtimmungen nichtig iſt. Die Beſtellung 
eines Auffichtsraths wird in § 182 Abſ. 2 nicht aufgeführt, 
allein hieraus darf nicht gefolgert werden, daß nur Vorſtand 
und Generalverſammlung, nicht aber Auffichtsrath nothwendige 
Organe einer Aktiengeſellſchaft ſeien. Denn die Beſtellung eines 
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Auffichtsraths braucht überhaupt nicht im Geſellſchaftsvertrag 
zu ſtehen und fein Mangel kann nach dem Geſetze nicht vor⸗ 
kommen. 

Schon nach alledem muß der Denkſchrift (S. 132) darin 
beigeſtimmt werden, daß eine beſondere Beſtimmung, es müſſe 
jede Aktiengeſellſchaft einen Auffichtsrath haben, entbehrlich und 
die Beſtellung eines ſolchen jetzt für jede Aktiengeſellſchaft er ⸗ 
forderlich ſei. Dazu kommen aber noch die Beſtimmungen des 
Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch in Artikel 28 bis 28, 
da dieſe in Artikel 24, 27, 28 angeben, welche der jetzigen Be⸗ 
ſtimmungen für ältere Aktiengeſellſchaften nicht gelten ſollen 
und dies zu dem Schluſſe nöthigt, daß die nicht ausgenommenen 
Beſtimmungen für ſie Geltung haben ſollen. Dagegen darf 
endlich nicht geltend gemacht werden, daß die hier in Rede 
ſtehenden Beſtimmungen für ältere Aktiengeſellſchaften nicht 
paſſen und bewährte Verfaſſungen zu ſchonen ſeten. Hieraus 
kann der Geſetzgeber eine Erwägung entnehmen; die Gerichte 
find jedoch, wenn das Geſetz klar iſt, nur zur Anwendung des⸗ 
ſelben berufen. 

Hiernach iſt der Beſchluß der Generalverſammlung, inſo⸗ 
fern er davon ausgeht, daß der Bochumer Verein überhaupt 
keinen Auffichtsrath zu haben brauche, nicht in Einklang. 

2. Es kann ſich deshalb nur noch darum handeln, ob der 
Bochumer Verein in ſeinem Verwaltungsrath einen Aufſichts⸗ 
rath befitzt, deſſen Fortbeſtehen in dieſer Form ſtatthaft iſt. 
Bereits durch das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1884 wurde in 
Artikel 225 a beſtimmt, daß Mitglieder des Auffichtsraths 
nicht zugleich Mitglieder des Vorſtands oder dauernd Stell⸗ 
vertreter deſſelben ſein dürften, aber in § 6 wurden die vor 
Geltung des Handelsgeſetzbuchs errichteten Geſellſchaften aus ⸗ 
genommen, ſoweit der Geſellſchaftsvertrag nach Maßgabe der 
früheren Vorſchriften abweichende Beſtimmungen enthalte. Beide 
Vorinſtanzen gehen davon aus, daß dieſe Beſtimmung zu Gunſten 
der älteren Geſellſchaften auch jetzt noch Geltung habe und 
ſtehen hierin mit der Denkſchrift (S. 329) im Einklang. Eine 
derartige Ausnahme ließe ſich jedoch nicht rechtfertigen, ins⸗ 
beſondere nicht aus Artikel 2 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes 
zum Handelsgeſetzbuch ableiten. Denn die Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs über den Auffichtsrath find für ſämmtliche 
Aktiengeſellſchaften beſtimmt und, ſoweit ſie den Schutz der 
Aktionäre und der Gläubiger bezwecken, im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſen. Hierzu gehört auch die Beſtimmung, daß Mitglieder 
des Auffichtsraths nicht zugleich Mitglieder des Vorſtands ſein 
können (5 248). Hätte der Geſetzgeber hiervon bei älteren 
Geſellſchaften abſehen wollen, jo hätte dies durch eine Ausnahme 
im Einführungsgeſetz geſchehen müſſen und eine ſolche iſt nicht 
getroffen worden. In Folge deſſen iſt der § 248 auch für den 
Bochumer Verein maßgebend und deshalb neben dem Ver⸗ 
waltungsratb, der zweifellos auch den Vorſtand bildet, noch 
ein beſonderer Auffichtsrath zu wählen. Sollte die Geſellſchaft 
glauben, daß dies nicht für fie erſprießlich ſei, jo müßte fie 
ihre bisherige Verfaſſung, alſo ihren Geſellſchaftsvertrag, 
aͤndern. 

Es iſt daher der Generalverſammlungsbeſchluß, durch den 
die Wahl eines Auffichtsraths abgelehnt wurde, mit Recht für 
geſetzwidrig erachtet und für nichtig erklärt worden. Die 
Reviſion des Auffichtsraths iſt mithin zu verwerfen. 
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II. Auch die Reviſion des Aktionärs K. kann keinen 
Erfolg haben. Nach dem vorliegenden Protokoll hat die 
Generalverſammlung zwar zunächſt beſchloſſen, daß ein Auf⸗ 
fichtsrath nicht gewählt werden ſolle, ſich dann jedoch damit 
einverſtanden erklärt, eine Wahl in dem Sinne ſtattfinden zu 
laſſen, daß dieſelbe für den Fall gelten ſolle, daß jener Beſchluß 
ungültig ſei. Demgemäß iſt, worüber Parteien einig find, die 
Wahl nicht unter einer Bedingung vorgenommen, d. h. von 
einem ungewiſſen künftigen Ereigniß abhängig gemacht, ſondern 
vorſorglich für den Fall, daß ein Auffichtsrath nothwendig ſei, 
vorgenommen und es tft dabei zum Ausdruck gebracht, daß fie 
gelten ſolle, wenn ſie, was ohnehin bei jeder Wahl vorausgeſetzt 
wird, dem Geſetze entſpreche. Da dieſe Vorausſetzung zutrifft 
und auch im übrigen Mängel der Wahl nicht erſichtlich find, 
ſo iſt dieſelbe rechtlich nicht zu beanſtanden. 


Zu Art. 170, 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
ss 994 ff. B. G. B. 
Badiſcher Landrechtsſatz 555. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Reichs 
fistus e. Münzer vom 5. März 1901, Nr. 366/1900 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Reviſion hat ſich gegen die Annahme eines Zurück⸗ 
behaltungsrechtes gerichtet, für die es an jedem Anhalte in dem 
Geſetze fehle. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Der Be⸗ 
rufungsrichter, deſſen Urtheil in die Zeit nach dem 1. Januar 
1900 fällt, und vor welchem nach dem 1. Januar 1900 erft- 
mals die Anſprüche wegen der Ueberbauten im Hofe erhoben 
wurden, hat die Frage überhaupt nicht in Erörterung gezogen, 
ob nach dem 1. Januar 1900 ein Anſpruch aus Landrechts⸗ 
ſatz 555 Abſatz 3 Satz 2 noch beſtehe, oder ob nicht nach 
Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
verbunden mit den 88 994 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur 
nach den dort enthaltenen Rechtsſätzen über Verwendungen ein 
Anſpruch geltend gemacht werden könne. Dieſe letztere Annahme 
iſt zu verneinen und zwar bezüglich des Umfanges des Anſpruchs, 
wie auch bezuglich der Art feiner Geltendmachung. Landrechts⸗ 

ſatz 555 Abſatz 3 Satz 2 hatte einen von den allgemeinen 
Grundſätzen über Verwendungen abweichenden beſondern Anſpruch 
des gutgläubigen Eigenthumsbefitzers gegenüber dem Eigen⸗ 
thümer begründet, der als Forderungsanſpruch mit Klage ver- 
’ folgt werden konnte und auf den Artikel 170 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch anwendbar iſt. Ueberdies 
iſt für den Anſpruch aus Verwendungen ſchlechthin, weil aus 
einem perſönlichen Schuldverhältniſſe fließend, das Recht zur Zeit 
der Vornahme maßgebend, was der V. Civilſenat des Reichs⸗ 
gerichts in der Sache Seyer wider Dudeck Rep. V 76/1900 
— Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 562 — gelegentlich aus⸗ 
geſprochen und auch der erkennende Senat in ſeiner Entſcheidung 
vom 23. Oktober 1900 in der Sache Uhrmacher wider v. Oppen⸗ 
heim Rep. II 187/1900 — Juriſtiſche Wschenſchrift 1900 
S. 8342! — angenommen hat. Die weitere Frage, ob für 
dieſen in Landrechtsſatz 555 zugelaſſenen beſonderen Anſpruch 
das Zurückbehaltungsrecht aus § 1000 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
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buchs für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 in Betracht käme, 
anch wenn er vorher nicht durch ein Zurückbehaltungsrecht ge⸗ 
ſchützt war, kann dahin geſtellt bleiben, weil der erkennende 
Senat der Anſicht der Inſtanzrichter beitritt, daß derſelbe auch 
nach altem Rechte durch ein Zurückbehaltungsrecht geſchützt war, 


und dieſes ſelbſt dann fortbeſtände, wenn im neuen Rechte nicht 


gleichfalls ein ſolches anerkannt wäre. 


Zu Art. 172 Einf. Gel. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Kirch⸗ 
berg 6. Aktienbrauerei Borna vom 26. Februar 1901, 
Nr. 25/1901 III. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Im Oktober 1899 iſt das Hausgrundſtück Blatt 280 des 
Grundbuchs für Möckern, in welchem der Kläger eine bis zum 
30. April 1905 gemiethete Wohnung inne hatte, in nothwendiger 
Subhaſtation der Beklagten zugeſchlagen, ihre Eintragung als 
Eigenthümerin im Grundbuch aber erſt am 14. Mai 1900 erfolgt. 
Ende März 1900 kündigte im Auftrage der Beklagten der ihr 
als Erſteherin bis zur Eintragung ihres Eigenthums im Grund⸗ 
buch in Gemäßheit des 8 176 Abſ. 2 der Sächſiſchen Sub⸗ 
haſtationsordnung beſtellte Vertreter, Ortsrichter F., dem Kläger 
den Miethvertrag zum 1. Juli 1900. Zugleich kündigte die 
Beklagte dem Kläger mittels Briefes vom 30. März 1900 auch 
ſelbſt zu demſelben Zeitpunkt. Dieſe eigene Kündigung zog ſie 
dann durch Brief vom 14. Mai 1900, nachdem ſie an dieſem 
Tage im Grundbuch eingetragen war, zurück und kündigte 
anderweit zum 31. März 1901. Der Kläger hält, indem er 
davon ausgeht, daß das neue bürgerliche Recht, § 571 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, entſcheidend ſei, wonach der neue Er⸗ 
werber eines Grundſtücks in die beſtehenden Miethverträge ein- 
zutreten hat, und daß eventuell auch nach Sächſiſchem Recht 
eine gültige Kündigung nicht vorliege, die erfolgten Kündi⸗ 
gungen für unbeachtlich und hat daher Klage erhoben, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Miethvertrag noch bis zum 30. April 1905 
fortdauere. 

Während das Gericht erſter Inſtanz unter Billigung beider 
Gründe des Klägers nach dem Klageantrage erkannt hat, hat 
das Berufungsgericht die Klage, ſoweit ſie eine Fortdauer des 
Miethvertrages über den 31. März 1901 beanſprucht, abgewieſen, 
indem es ausführt, daß trotz Artikel 172 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch das neue Recht auf den 
vorliegenden Rechtsfall keine Anwendung finden konne, und daß 
nach Sächfiſchem Recht in der Kündigung des Ortsrichters F. 
eine gültige Kündigung zu finden ſei, die durch die ſpätere 
Kündigung vom 14. Mai 1900 nur hinſichtlich des Räumungs⸗ 
termins modifizirt jet. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der gegen die Ausführungen des Berufungsrichters Seitens 
des Klägers erhobenen Revifion muß der Erfolg verſagt bleiben. 
Denn, was zunächſt die Frage der Anwendbarkeit des neuen 
Rechts anlangt, fo kaun der Artikel 172 des Einführungs⸗ 
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geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch auf die Fälle der Zwangs⸗ 
verſteigerung überhaupt nicht bezogen werden. Denn da nach 
§ 57 des Reichszwangsverſteigerungsgeſetzes vom 24. März 1897 


die Vorſchriften der 58 571 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


für den Fall der Zwangsverſteigerung nur eingeſchränkt gelten, 
hier insbeſondere dem Erſteher ein Kündigungsrecht gegeben iſt, 
ſomit die Rechte zwiſchen Erſteher und Miether im Falle der 
Zwangsveräußerung anders geordnet find, als bei andern Ver⸗ 
änßerungen, jo kann auch der Artikel 172 des Einführungs⸗ 
geſetzes, wenn er die Vorſchrift des 5 571 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf ältere Miethsrechte ausdehnt, dies doch nur für 
die Fälle ausſprechen wollen, die der § 571 ſelbſt im Auge hat, 
nicht aber für den Fall der Zwangsverſteigerung, für den der 
§ 57 cit. des Zwangsverſteigerungsgeſetzes eine andere Regelung 
vorſchreibt. Dies ergiebt auch der eigene Wortlaut des 
Artikels 172 cit., indem er dem Miether nur die „im Bürger- 
lichen Geſetzbuch beſtimmten“ Rechte giebt, da die dem Miether 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren zuſtehenden Rechte nicht im 
Bürgerlichen Geſetzbuch, ſondern im Zwangsverſteigerungsgeſetz 
beſtimmt find. Mit Recht weiſt auch das Berufungsgericht 
darauf hin, daß, wenn der Artikel 172 auch auf den Fall der 
Zwangsverſteigerung anwendbar wäre, alſo in dieſer alle älteren 
Miether und Pächter unbedingt die Rechte des § 571 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs hätten, wonach jede Kündigung ihnen 
gegenüber ausgeſchloſſen wäre, alsdann die landesgeſetzlichen 
Ausführungsbeſtimmungen zum Zwangsverſteigerungsgeſetze (Preu⸗ 
ßiſches Ausführungsgeſetz vom 23. September 1899 Artikel 7, 
Bayeriſches Ausführungsgeſetz vom 9. Juni 1899 Artikel 28, 
Sächſiſches Ausführungsgeſetz vom 18. Juni 1900 8 8), welche 
die Vorſchrift des § 57 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes auch 
auf ältere, vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Mieth- und 
Pachtrechte ausdehnen, ſich mit jener reichsgeſetzlichen Vorſchrift 
in Widerſpruch ſetzen würden. Dies beweiſt, daß auch die 
Landesgeſetzgebungen davon ausgehen, daß der Artikel 172 den 
Fall der Zwangsverſteigerung nicht umfaßt, wie dies denn auch 
in den Motiven zu Artikel 7 des Preußiſchen Ausführungs 
geſetzes (Seite 19) ausdrücklich geſagt iſt. Die bezüglichen 
Beſtimmungen der Ausführungsgeſetze, hier alſo der & 8 des 
Sächfiſchen Aus führungsgeſetzes, konnen aber für den vorliegenden 
Fall überhaupt nicht in Frage kommen, da ſie ſich nur auf das 


neu geregelte Zwangsverſteigerungsverfahren beziehen, ein, wie 


hier, vor dem Inkrafttreten des neuen Zwangsverſteigerungs · 
geſetzes beantragtes Verfahren aber nach § 15 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Zwangsverſteigerungsgeſetze nach den bisherigen 
Landesgeſetzen zu erledigen iſt. Iſt aber das Verfahren nach 
den bisherigen Geſetzen zu erledigen, ſo muß dies auch von den 
Wirkungen deſſelben gelten, und iſt der dies ausdrücklich aus⸗ 
ſprechende Satz des erſten Entwurfs (vergl. Jäckel, Zwangs ⸗ 
verſteigerungsgeſetz S. 604) in den ſpätern Entwürfen auch 
nur als ſelbſtverſtändlich weggelaſſen. 

ft hiernach mit Recht das frühere Sächfiſche Landesrecht 
zur Anwendung gebracht, ſo ſcheitern alle weiteren Angriffe der 
Revifion an der Irrevifibilität dieſes Rechts. 


* . 
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Zu Art. 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu 88 894, 1163, 1177, 1180 B. G. B. 


8 22 G. B. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Remmler 
e. Landſchaft der Provinz Sachſen vom 2. März 1901, 
Nr. 352/1900 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 

Auf Grund der Bewilligung des Klägers iſt auf deſſen 
Grundſtück im Jahre 1889 eine Darlehns hypothek von 
9 000 Mark unter Bildung eines im Beſitze des Klägers be⸗ 
findlichen Hypothekenbriefs für die Beklagte eingetragen worden. 
Dieſe Hypothek entbehrt der materiellen Unterlage, da das 
Darlehn nicht gegeben worden iſt. Im Jahre 1898 hat die 
Beklagte dem Kläger eine ſchriftliche Erklärung dahin ausgeſtellt, 
daß die Pfandbriefe nicht zur Ausfertigung gekommen ſeien und 
daß ſie in die Löſchung der Hypothek willige. Das Grundbuch⸗ 
amt hat es abgelehnt, auf Grund dieſer Erklärung die Hypothek 
auf den Namen des Klägers oder anderer von dieſem bezeichneten 
Perſonen umzuſchreiben. In der im Dezember 1899 angeſtellten 
Klage behauptet Kläger, daß die Hypothek eine materielle Unter⸗ 
lage dadurch erhalten habe, daß er ſeiner Frau und dem Land⸗ 
wirth Willi Munkwitz je 4 500 Mark verſchulde und ihnen ver- 
ſprochen habe, jene Hypothek auf ihren Namen umſchreiben zu 
laffen. Der Klageantrag ging auf Verurtheilung der Beklagten, 
die Hypothek mit je 4 500 Mark und Zinſen an jene beiden 
Gläubiger abzutreten und in die Umſchreibung der Hypothek 
auf deren Namen zu willigen. Demnächſt ſtellte der Kläger 
mit Rückſicht auf den am 1. Januar 1900 eingetretenen Wechſel 
der Geſetzgebung den Eventualantrag, die Beklagte zu ver⸗ 
urtheilen, in eine Berichtigung des Grundbuchs dahin zu 
willigen, 1. daß ihr an der Hypothek keine Rechte zuſtehen, 
2. daß dieſe vielmehr Eigenthümerhypothek des Klägers ſei. 

Die Beklagte hat den eventuellen Anſpruch zu 1 anerkannt, 
im Uebrigen aber Abweiſung der Klage beantragt. 

Der erſte Richter hat die Beklagte verurtheilt, anzuerkennen, 
daß ihr Rechte an der Hypothek nicht zuſtehen, im Uebrigen 
aber die Klage abgewieſen. 

In der Berufungsinſtanz hat Kläger feine abgewieſenen 
Anträge wiederholt und gebeten, die Beklagte wenigſtens noch 
zu verurtheilen, anzuerkennen, daß die Forderung, für welche 
die Hypothek beſtellt iſt, niemals zur Entſtehung gelangt iſt. 
Letzterer Bitte ift ſtattgegeben, im Uebrigen aber die Berufung 
zurückgewieſen worden. 

Die Revifion des Klägers iſt zurüͤckgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


Die Revifion iſt, ſoweit fie die Begründung des Berufungs- 
urtheils anfieht, zum Theile begründet; im Endergebniß aber 
ſtellt ſich das Berufungsurtheil als richtig dar. 

Der Berufungsrichter begründet feine Entſcheidung dahin: 
„Das Verlangen auf Abtretung der Hypothek, welches ſchon in 
der vor dem Jukrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches er⸗ 
hobenen Klage geſtellt ſei, gründe ſich auf eine bereits damals 
beſtehende Verpflichtung der Beklagten, ſei alſo nach altem 
Rechte zu beurtheilen. Nach dieſem habe aber der als Gläubiger 
einer nicht valutirten Hypothek Eingetragene nicht die Pflicht 
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gehabt, dem Eigenthümer des Pfandgrundſtücks zur Rechts. 
beſtändigkeit der Hypothek dadurch zu verhelfen, daß er die 
Hypothek an einen anderen Valutengeber abzutreten hatte, viel⸗ 
mehr habe er nur die Verpflichtung gehabt, die Loͤſchung der 
nur formal beſtehenden Hypothek zu bewilligen. Der, abgeſehen 
hiervon, allein noch ſtreitige Anſpruch auf Anerkennung, daß 
die Hypothek Eigenthümerhypothek des Klägers jet, ſei erſt nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches erhoben. Der 


Anſpruch ſei auf 8 1163 Bürgerliches Geſetzbuch geſtützt, welcher 


jedoch auf die vor dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts ein ⸗ 
getragenen Hypotheken keine Anwendung finden dürfe; einmal 
weil die nacheingetragenen Gläubiger, welche ihre Hypotheken 
in der Kenntniß von dem Nichtbeſtehen der voreingetragenen 
Hypothek erworben haben, dadurch beeinträchtigt werden konnten, 
und ſodann, weil Artikel 192 Einführungsgeſetz zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch rechtswirkſam beſtehende Hypotheken vorausſetze 
und nicht die Möglichkeit eröffne, die alten nur formal beſtehenden 
Hypotheken zu wirkſamen Eigenthümerhypotheken zu erheben. 
Daher konne Kläger nicht Anerkennung der Hypothek als Eigen- 
thümerhypothek verlangen.“ 

Der Annahme des Berufungsrichters, daß der vom Kläger 
vor dem 1. Januar 1900 erhobene Anſpruch auf Abtretung der 
Hypothek an die im Klagantrage bezeichneten Perſonen lediglich 
nach altem Rechte zu beurtheilen ſei, kann nicht beigetreten 
werden. Wäre die Hypothek, wie der Berufungsrichter annimmt, 
mit dem Inkrafttreten des Liegenſchafsrechts ganz bedeutungslos 
geworden, ſodaß über fie nur durch Löſchung verfügt werden 
koͤnnte, ſo würde die Unterſuchung des Berufungsrichters, ob die 
Beklagte nach altem Rechte zur Abtretung verpflichtet geweſen 
wäre, als überflüſſig bezeichnet werden müſſen, da dieſe Frage 
im vorliegenden Rechtsſtreite nur für den Koſtenpunkt in Betracht 
kommen könnte, der Kläger aber auch dann die Koſten des 
Rechtsſtreits zu tragen haben würde, wenn ſein Antrag nur in 
Folge des im Laufe des Prozeſſes eingetragenen Wechſels der 
Geſetzgebung abgewieſen werden müßte (Urtheil des Reichsgerichts 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 S. 726 ff.). Der Kläger 
hat dieſen Antrag aber auch unter der Herrſchaft des neuen 
Rechtes aufrecht erhalten und daher muß unterſucht werden, ob 
er fi) aus dieſem herleiten läßt. Selbſtverſtändlich entfällt die 
Veranlafſung zu dieſer Prüfung, wenn von der Unanwend barkeit 
des neuen Rechts ausgegangen werden müßte. Daher iſt zunächſt 
in die Frage der Anwendbarkeit des letzteren einzutreten. Dieſe 
Frage läßt ſich nicht, wie die Beklagte meint, mit der Erwägung 
bei Seite ſchieben, daß ſie, weil ſie unter der Herrſchaft des 
alten Rechtes die Erklärungen abgegeben habe, zu denen ſie nach 
dieſem verpflichtet geweſen ſei, nicht gezwungen werden könne, 
Erklärungen abzugeben, deren der Kläger etwa nach dem neuen 
Rechte benöthige. Wäre die Hypothek, welche buchmäßig noch 
beſteht, in eine Eigenthümergrundſchuld des neuen Rechtes über 
gegangen, ſo würde das Grundbuch, welches die Beklagte als 
die Gläubigerin der Hypothek aufweiſt, unrichtig ſein. Die aus 
dem unrichtigen Buchzuſtande ſich ergebenden Verpflichtungen 
der Beklagten würden aber zweifellos nicht nach dem früheren 
Rechte, ſondern nach den 88 894 ff. Bürgerliches Geſetzbuch zu 
beurtheilen ſein. 

In erſter Reihe ſteht die Anwendbarkeit 8 1163 Abſ. 1 
Satz 1 Bürgerliches Geſetzbuch in Frage. Während nach 
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früherem Rechte eine nicht valutirte Hypothek nicht zu einer 
Eigenthümerhypothek werden konnte, ſteht fie nach §8 1163 dem 
Eigenthümer zu. In Lehre und Rechtſprechung herrſcht Streit 
darüber, ob letztere Beſtimmung ſich auch auf Hypotheken bezieht, 
die vor dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetragen 


worden find. Das Kammergericht (Johow⸗Ring, Entſcheidungen 


Bd. 1 A S. 311 ff., Habicht, Erörterungen S. 474) und 
Cruſen⸗Müller (Ausführungsgeſetz S. 308 f.) haben dies verneint, 
während das Oberlandesgericht Dresden (Mugdan⸗Falkmann, 
Rechtſprechungen Bd. 1 S. 453), Stranz⸗Gerhard (Preußiſches 
Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch S. 217) und 
Turnau⸗Förſter (Liegenſchaftsrecht Bd. 1 S. 690 Nr. IN) fich 
für die Bejahung entſchieden haben. Das Reichsgericht ſchließt 
ſich letzterer Anficht an. Nach Artikel 192 Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche und Artikel 33 § 1 Preußiſches 
Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche gilt eine zur 
Zeit des Inkrafttretens des Liegenſchaftsrechts beſtehende Hypothek 
von dieſer Zeit an als eine Hypothek des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches. Dieſe Vorſchriften bezwecken eine Angleichung der 
nach den früheren Landesgeſetzen an Grundſtücken beſtehenden 
Pfandrechte an die nach den Beſtimmungen des Bürger- 
lichen Geſetzbuches beſtellten Hypotheken und Grundſchulden 
unter moͤglichſter Wahrung der zur Zeit des Inkrafttretens 
des Liegenſchaftsrechts beſtehenden konkreten Rechtslage 
(Motive zum Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
S. 274). Dieſe Tendenz geht ſoweit, daß im Artikel 192 
Abſ. 2 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
ſogar die beſtehenden Revenüenhypotheken aufrecht erhalten worden 
find, obwohl dieſes Rechtsgebilde dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
fremd iſt. Es muß daher davon ausgegangen werden, daß jedes 
an Grundſtücken beſtehende Pfandrecht unter dem Gewand einer 
der im Bürgerlichen Geſetzbuch anerkannten Belaſtungsformen 
erhalten bleiben ſoll. Freilich folgt daraus, wie der Berufungs⸗ 
richter zutreffend bemerkt, nicht, daß Rechte, welche nach den 
früheren Geſetzen als Pfandrechte nicht anerkannt waren, durch 
Artikel 192 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
Artikel 33 Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
ſolchen haben erhoben werden ſollen, vielmehr ergiebt Artikel 192 
deutlich, daß er landesrechtlich anerkannte Pfandrechte voraus- 
ſetzt (vergl. das demnächſt zum Abdruck gelangende Urtheil des 
erkennenden Senats vom 9. Februar 1901, Rep. V. 324/1900). 
Aber dem Berufungsrichter kann darin nicht beigetreten werden, 
daß die für eine nicht zur Entſtehung gelangte Forderung be⸗ 
ſtellte Hypothek nach dem früheren preußiſchen Rechte keine 
pfandrechtlichen Wirkungen gehabt habe. Mag auch auf das 
mehr formale Moment, daß nach den Vorſchriften der SS 18 
und 57 des Eigenthumerwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 die 
Hypothek durch Eintragung entſtand und nur durch Löſchung 
unterging, kein allzu großes Gewicht zu legen ſein, ſo war doch 
dem Dogma von der rein acceſſoriſchen Natur der Hypothek 
gegenüber in ſtändiger Rechtſprechung des Obertribunals und 
des Reichsgerichts anerkannt, daß die Hypothek auch ohne die 
materielle Unterlage einer Forderung ſelbſtändige dingliche 
Wirkungen hatte. War die Hypothek für eine beſtehende 
Forderung beſtellt, ſo blieb das hypothekariſche Recht beſtehen, 
wenn die perſönliche Klage durch Einreden ausgeſchloſſen wurde, 
welche der hypothekariſchen Klage eines Dritterwerbers gemäß 
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XXX. Jahrgang. 


§ 38 Eigenthumerwerbsgeſetz nicht entgegengeſtellt werden 
konnten, oder wenn der Hypothekengläubiger nur den perſönlichen 
Anſpruch aufgab, den dinglichen aber zurückbehielt (vergl. 
Striethorſt Arch. Bd. 53 S. 50 fg.; Juriftiſche Wochenſchrift 
1881 S. 180 flg.; Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 5 S. 327, Bd. 19 S. 342, Bd. 35 S. 242, Bd. 45 
S. 186). Aber auch der Hypothek, welche für eine nicht 
eniſtandene Forderung beſtellt war, wurde eine gewiſſe Selb- 
ſtändigkeit und dingliche Wirkung beigelegt. So beſtand kein 
Zweifel daran, daß eine ſolche Hypothek in der Hand eines 
gutgläubigen Dritten, der ſie gegen Entgelt erworben hatte, 
voll wirkſam war (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 5 S. 327 fig., Bd. 19 S. 342). So wurde es 
ferner für unbedenklich zuläſſig erklärt, daß der nicht valutirten 
Hypothek die noch nachträglich entſtandene Forderung des Gläubigers 
oder eine andere Forderung deſſelben oder eine Forderung eines 
anderen Gläubigers zur Unterlage gegeben wurde mit der Wirkung, 
daß die Hypothek von Anbeginn (d. h. von ihrer Eintragung) an 
voll wirkſam wurde (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 45 S. 273 u. 296 flg. mit Nachweiſ.); eine An- 
nahme, die nicht möglich wäre, wenn der nicht valutirten 
Hypothek jede dingliche Wirkſamkeit verſagt worden wäre. Der 
Berufungsrichter erklärt die bis zum Inkrafttreten des Liegenſchaftz⸗ 
rechts nicht valutirte Hypothek von dieſem Zeitpunkt ab ſchlecht⸗ 
hin für ungültig. Hoͤchſt auffällig wäre ein ſolches Ergebniß 
für Fälle, in denen eine Darlehnshypothek kurz vor dem 
Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetragen, das Darlehn 
aber bald nach jenem Zeitpunkte hingegeben iſt. Dann müßte 
die Eintragung gelöſcht, der etwa gebildete Hypothekenbrief 
unbrauchbar gemacht und die Hypothek aufs Neue eingetragen, 
ein neuer Brief ertheilt werden. Auffällig wäre das Ergebniß 
auch in Fällen, wo der Eigenthümer und der als Gläubiger 
Eingetragene ſtatt der nicht zur Entſtehung gelangten Forderung 
eine andere Forderung des Letzteren ſetzen wollen, was ihnen 
nach preußiſchem Rechte durch bloße Uebereinkunft ebenfalls mit 
der Wirkung möglich war, daß die Hypothek als von Anbeginn 
an rechtswirkſam galt. In dieſen beiden Kategorien von Fällen 
konnte nach preußiſchem Rechte kein begründeter Zweifel an der, 
wenn auch bedingten, dinglichen Wirkſamkeit der nicht valutirten 
Hypothek beſtehen. Etwas zweifelhaft iſt vielleicht der dritte 
Fall, wo ſtatt der nicht zur Entſtehung gelangten Forderung 
des als Gläubiger Eingetragenen die Forderung eines Dritten 
eingeſchoben werden ſollte. Dazu war nach dem preußiſchen 
Rechte ein rechtsgeſchäftlicher Akt zwiſchen dem Eigenthümer 
und dem Dritten, ſowie eine Mitwirkung des bisher als 
Glaͤubiger Eingetragenen erforderlich. Die Mitwirkung des 
letzteren konnte nur darin beſtehen, daß er die Hypothek auf 
Anweiſung des Eigenthümers an den Dritten abtrat; Löſchungs⸗ 
bewilligung genügte nicht, weil die nicht valutirte Hypothek 
nicht zur Eigenthümerhypothek werden konnte (88 63, 64 
Eigenthumserwerbsgeſetz). Nach der Anfiht des Berufungs- 
richters war der als Gläubiger Eingetragene zur Abtretungs⸗ 
erklärung nicht verpflichtet. Es mag unentſchieden bleiben, ob 
dieſe Annahme nicht mit § 89 Einleitung zum Allgemeinen 
Landrecht in Widerſpruch tritt; denn, wenn man auch dem 
Berufungsrichter beitreten wollte, ſo würde damit die gänzliche 
Unwirkſamkeit der nicht valutirten Hypothek nicht gegeben fein. 


XXX. Jahrgang. 


Jedenfalls bot das preußiſche Recht dem Eigenthümer die 
rechtliche Möglichkeit, die zu bevorzugter Stelle ſtehende Ein- 
tragung nach Vereinbarung mit dem als Gläubiger Gin- 
getragenen zur Sicherung der Forderung eines Dritten zu 
verwerthen. Gelang es ihm, den Eingetragenen zur Abtretung 
zu bewegen, ſo beſtand die Hypothek für den Dritten und die 
dingliche Wirkung erſtreckte ſich auf den Zeitpunkt der Eintragung 
zurück. Daß die neuen Geſetze dem Eigenthümer dieſe rechtliche 
Möglichkeit, dieſe erworbene Rechtspoſition hätten entziehen 
wollen, kann bei der überall hervorleuchtenden Tendenz, er⸗ 
worbene Rechte unangelaftet zu laſſen (Motive zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Bd. 1 S. 21; Motive zum Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch S. 235 f.) und beim Mangel einer 
ausdrücklichen Beſtimmung nicht angenommen werden. Ab⸗ 
geſehen davon erſcheint es unzuläſſig, die verſchiedenen Fälle der 
nicht valutirten Hypothek hinſichtlich der Frage der Einwirkung 
des neuen Rechtes verſchieden zu behandeln. Daß im konkreten 
Falle der als Gläubiger Eingetragene ſich vor dem Inkraft⸗ 
treten des Liegenſchaftsrechts geweigert hat, die Hypothek an 
den Dritten abzutreten, iſt wenigſtens dann für den dinglichen 
Beſtand der Hypothek belanglos, wenn, wie hier, über die Be⸗ 
rechtigung der Weigerung im Prozeſſe vor jenem Zeitpunkte ge⸗ 


ſtritten wurde. Uebrigens iſt auch in den neuen Geſetzen für der⸗ 


artige konkrete Fälle keine Ausnahmebeſtimmung getroffen worden. 

Sein Haupibedenken entnimmt der Berufungsrichter dem 
Intereſſe der nacheingetragenen Gläubiger. Das Geſetz bietet 
keine Handhabe zu einer Unterſcheidung, je nachdem Gläubiger 
nacheingetragen find oder nicht. Die Entſcheidung muß daher 
für alle Fälle gleichmäßig ausfallen. Es iſt aber auch nicht 
richtig, daß ein rechtlich zu ſchützendes Intereſſe nacheingetragener 
Gläubiger gefährdet iſt. Da Preußen von dem Vorbehalte des 
Artikel 194 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
keinen Gebrauch gemacht hat, konnten nur die vor dem In⸗ 
krafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetragenen, im Range nach⸗ 
ſtehenden Gläubiger in Betracht kommen; es iſt jedoch vom 
erkennenden Senate bereits dargelegt (Entſch. des Reichsgerichts 
in Civilſachen Bd. 44 S. 271 flg.), daß dieſe nur in beſonderen, 
hier nicht vorliegenden Ausnahmefällen ein Recht auf Vorrücken 
ihrer Hypothek oder auf Löſchung der nicht valutirten Hypothek 
haben. Es kann mithin nicht daron die Rede ſein, daß mit 
Anwendung des 5 1163 Bürgerlichen Geſetzbuchs erworbene 
Rechte ſolcher Gläubiger beeinträchtigt würden. 

Nach alledem muß der vor dem Inkrafttreten des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts für eine nicht zur Entſtehung gelangte Forderung 
beſtellten Hypothek dieſelbe Wirkſamkeit beigelegt werden, wie 
einer unter derſelben Voraus ſetzung gemäß § 1163 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtellten Hypothek. Die früher erforderliche Mit⸗ 
wirkung des als Gläubiger Eingetragenen fällt fort, die Hypothek 
ſteht kraft Geſetzes dem Eigenthümer zu und kann von dieſem 
übertragen werden. 

Steht endgültig ſeſt, daß die Forderung nicht zur Ent- 
ſtehung gelangt, ſo verwandelt ſich die Hypothek in eine Eigen⸗ 
thümergrundſchuld (5 1177 Abf. 1 Bürgerliches Geſetzbuch). 
Im vorliegenden Falle ſtand die Nichtentſtehung bereits vor 
dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts feſt; die Hypothek iſt 
alſo mit dieſem Zeitpunkte direkt Eigenthümergrundſchuld 
geworden. Das Grundbuch, welches noch die Beklagte als 
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Gläubigerin nachweiſt, iſt unrichtig. Gemäß § 894 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt die Beklagte verpflichtet, zur Berichtigung des 
Grundbuchs mitzuwirken. Dies iſt aber auch durch die von 
der Beklagten im Laufe des Rechts ſtreits abgegebenen und in 
den Urtheilen der Vorinſtanzen in Form von Verurtheilungen 
feſtgeſtellten Erklärungen geſchehen, welche vollkommen hinreichen 
(8 894 Civilprozeßordnung), um den Inhalt des Grundbuchs 
dahin richtig zu ſtellen, daß der Kläger als der aus der Grund⸗ 
ſchuld Berechtigte eingetragen wird. Eine Verpflichtung der 
Beklagten, anzuerkennen, daß die Hypothek Eigenthümerhypothek 
oder Eigenthümergrundſchuld des Klägers ſei, läßt ſich um ſo 
weniger annehmen, als ein ſolches Anerkenntniß im Weſentlichen 
auf ein rechtliches Urtheil hinauslaufen und die rechtliche Auf- 
fafjung des Grundbuchrichters keineswegs binden würde. Einer 
Einwilligung der Beklagten zur Berichtigung des Grundbuchs 
bedaf es neben ihren durch die Urtheile der Vorinſtanzen feſt⸗ 
geſtellten Erklärungen nach § 22 Grundbuchordnung nicht (ver- 
gleiche Turnau⸗Förſter a. a. O. S. 688 Anm. 4), und die 
bloße Befürchtung des Klägers, daß der Grundbuchrichter künftig 
falſch verfahren könnte, rechtfertigt es nicht, die Beklagte zur 
Abgabe von Erklärungen zu verurtheilen, zu welchen ſie geſetzlich 
nicht verpflichtet iſt. Noch viel weniger iſt nach dem neuen 
Rechte der Antrag des Klägers begründet, die Beklagte zur Ab- 
tretung an die im Klageantrage benannten Perſonen zu ver⸗ 
urtheilen; denn es beſteht nach SS 1163, 1177 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs keine Hypothek der Beklagten, ſondern eine Grund⸗ 
ſchuld des Klägers, über welche zu verfügen die Beklagte keine 
rechtliche Macht hat. Die Reviflon weiſt zwar darauf hin, daß 
dem Kläger gemäß § 1180 Bürgerlichen Geſetzbuchs das Recht 
zuſtehe, an die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek 
beſteht, eine andere Forderung zu ſetzen, und glaubt, daß die 
Beklagte verpflichtet ſei, die nach § 1180 erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung zu ertheilen; allein es wird dabei überſehen, daß es 
an der Vorausſetzung des § 1180, nämlich an dem Vorhanden ⸗ 
ſein oder Vorhandengeweſenſein einer Forderung fehlt. Es hat 
im vorliegenden Falle zu keiner Zeit eine Forderung beſtanden 
und es beſteht auch gegenwärtig keine Forderung, an deren 
Stelle eine andere Forderung geſetzt werden könnte; vielmehr 
handelt es ſich um eine Grundſchuld (vergleiche Turnau; 
Förſter a. a. O. S. 723 Anm. II, S. 796). Will der Kläger 
dieſe in eine Hypothek umwandeln, ſo kann er das gemäß 
§ 1198 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Einigung mit ſeinen 
im Klageantrage bezeichneten Gläubigern erreichen. Eine Zu⸗ 
ſtimmung der Beklagten zu dieſer Umwandlung würde ganz 
bedeutungslos ſein, da ihr keinerlei Recht an der Grundſchuld 
zuſteht. Mithin kann auch nicht davon die Rede ſein, daß ſie 
zu einer ſolchen Zuſtimmung verpflichtet ſei. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Breuer 


c. Breuer vom 25. Februar 1901, Nr. 366/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg. 
Das Berufungsurtheil iſt auf Revifion des Beklagten 
aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 
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Aus den Gründen. 

Der Angriff der Revlfion erſcheint begründet, mit welchem 
dem Berufungsgericht der Vorwurf gemacht wird, zu Unrecht 
der allein über die Schuldfrage getroffenen und auch, nachdem 
die Ehe der Parteien ſelbſt bereits vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des 8 670 Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1 durch das inſoweit unangefochten 
gebliebene Urtheil erſter Inſtanz rechtskräftig geſchieden war, 
allein noch zu treffenden Entſcheidung die Beſtimmung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in & 1574 Abſ. 3 zu Grunde gelegt 
zu haben, während dieſe Entſcheidung ebenfalls auf der Grund⸗ 
lage der einſchlagenden Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
hätte erfolgen müſſen. Das Reichsgericht hat ſich mit dieſer 
Frage bereits in dem Urtheile des jetzt erkennenden Senats vom 
18. Juni 1900 in Sachen Buder wider Buder — IV 104/1900 — 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 585) beſchäftigt und fie im Sinne 
der Reviſion entſchieden; die Lage des gegenwärtigen Falles bietet 
keinen Anlaß, von der damals getroffenen Entſcheidung abzugehen. 
Vorweg iſt die hier von der Revifions beklagten geltend gemachte 
Auffaſſung als unhaltbar zurückzuweiſen, daß die Anwendung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, angefichts des Artikels 201 Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſich um deshalb 
rechtfertige, weil, nach $ 614 Guvilprozeß ordnung, die Klägerin 
bis zur Schlußverhandlung in der Berufungsinſtanz, wo das 
Bürgerliche Geſetzbuch bereits in Kraft getreten geweſen ſei, eine 
neue Klage, als Widerklage, auf Scheidung wegen des erſt in 
der Berufungsinftang behaupteten Ehebruchs des Beklagten zu 
erheben berechtigt geweſen wäre. Der Reviſtonsbeklagten fteht 
entſcheidend entgegen, einmal, daß, nachdem die Scheidung durch 
das inſoweit in Rechtskraft übergegangene landgerichtliche Urtheil 
endgültig erfolgt war, der Klägerin ein mittels einer neuen 
Klage zu verfolgender Scheidungsanſpruch überhaupt nicht mehr 
zuftand, und ſodann, daß eine anderweite Klage von der Klägerin 
thatfächlih gar nicht erhoben iſt. Selbſt die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Klage vorausgeſetzt, müßte dies daher doch belanglos ſein 
für die hier zu treffende Entſcheidung, da eben die Erhebung 
der Klage in Wirklichkeit nicht erfolgt iſt. Im Uebrigen fteht 
der Auffaſſung des Berufungsgerichts die von ihm in Bezug 
genommene Beſtimmung in Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungs-. 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, welche dahin geht: „Die 
Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches nach deſſen 
Vorſchriften“ —, ebenſowenig zur Seite, wie die Beſtimmungen 
in 8 1574 Bürgerlichen Geſetzbuchs ſelbſt, da ſich alle dieſe 
Beſtimmungen, wie der Wortlaut klar ergiebt, auf Scheidungen 
beziehen, die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ausgeſprochen werden. Dies gilt insbeſondere auch von 
der für den vorliegenden Fall in Betracht kommenden Beſtimmung 
in 8 1574 Abſ. 3 a. a. O., die nur im Anſchluß an die 
Beſtimmung im Abſ. 1 dieſes Paragraphen, welche lautet: 
„Wird die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 1568 be. 
ſtimmten Gründe geſchieden, fo iſt in dem Urtheil auszusprechen, 
daß der Beklagte die Schuld an der Scheidung trägt“ —, den 
Fall regelt, wo ohne Erhebung einer Widerklage auf Antrag 
des Beklagten auch der Kläger für ſchuldig zu erklären iſt. 
Wegen des innigen Zuſammenhangs aber, der zwiſchen den Vor⸗ 
ſchriften über die Scheidung und den Vorſchriften über die 
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Schuldfrage einerſeits und den daran geknüpften geſetzlichen 
Folgen andererſeits beſteht, muß davon ausgegangen werden, 
daß auch die Schuldfrage nach denjenigen geſetzlichen Vorſchriften 
zu beurtheilen iſt, die für die rechtskräftig ausgeſprochene Ehe⸗ 
ſcheidung maßgebend geweſen find. Nur ſo iſt eine dem Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem zur Scheidung führenden Ehevergehen 
und der Schuldfrage entſprechende Regelung der letzteren, ins⸗ 
beſondere bei beiderſeitigen Verſchuldungen, wie in Fällen der 
vorliegenden Art, geſichert. Das führt hier mit Nothwendigkeit 
auf die Anwendung der für die Entſcheidung der Schuldfrage 
maßgebenden Vorſchriften in den 88 745—750 Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1, und unterliegt daher das auf Ber- 
letzung dieſer Vorſchriften durch Nichtanwendung und des § 1574 
Abſ. 3 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch unrichtige Anwendung 
beruhende Berufungsurtheil gemäß § 564 Civilprozeßordnung 
der Aufhebung. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Dannen⸗ 

berger 6. Dannenberger vom 8. März 1901, 

Nr. 375 / 1900 II. 
II. J. O. L. G. Cöln. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Dieſelbe rügt, daß das Berufungsgericht die Beſtimmung 
des 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtsirrthümlich an- 
gewendet und namentlich mit Unrecht und unter Verkennung 
des Unterſchieds zwiſchen einer dem Beklagten in feiner amtlichen 
Eigenſchaft zugefügten Beleidigung und den von ihm ſelbſt 
ſeiner Ehefrau gegenüber gebrauchten Ausdrücken, die er ſelbſt 
nicht als beleidigend angeſehen und die Klägerin nicht als 
beleidigend empfunden habe, angenommen habe, daß dieſe Aus- 
drücke nach den Lebensanſchauungen der Parteien ſchwere Be 
leidigungen der Klägerin im Sinne des § 1568 darſtellen. 
Dieſe Beſchwerde tft unbegründet. Daß auch wörtliche Be- 
leidigungen unter Umſtänden als ſogenannte relative Che⸗ 
ſcheidungsgründe im Sinne des 5 1568 beim Vorliegen der in 
dieſer Beſtimmung hervorgehobenen Vorausſetzungen angeſehen 
werden können, wird allgemein angenommen und iſt auch 
rechtlich nicht zu beanſtanden, da auch in ſolchen Beleidigungen 
unter Umſtänden eine ſchwere Verletzung der durch die Che 
begründeten Pflichten liegen kann. Daß aber dieſe letztere 
Vorausſetzung bezüglich der von dem Berufungsgericht als er⸗ 
wieſen angenommenen, von dem Beklagten gegenüber der Klägerin 
verübten Beleidigungen zutrifft und daß der Beklagte hierdurch 
eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß der Klägerin die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann, hat das Berufungsgericht unter eingehender 
Würdigung der hierauf bezüglichen Parteibehauptungen und der 
hierbei in Betracht kommenden objektiven und ſubjektiven Ver⸗ 
hältniſſe, — insbeſondere der Schwere, Oeffentlichkeit und Häufig · 
keit der fraglichen Beſchimpfungen, des ruhigen Verhaltens der 
Klägerin ihnen gegenüber, der Lebensanſchauungen, der Bildungs ⸗ 
ſtufe und der ſozialen Stellung der Ehegatten, der Ausſichts⸗ 
lofigkeit einer Beſſerung des ehelichen Verhältniſſes und einer 
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Fortſetzung der ehelichen Lebensgemeinſchaft —, in ausreichender 
Weiſe feſtgeſtellt. Dieſe Feſtſtellungen find weſentlich thatſächlicher 
Natur und laſſen keine Geſetzesverletzung erkennen. Insbeſondere 
erscheint es nicht als rechtsirrthümlich, daß das Berufungsgericht 
hierbei auch die Beamteneigenſchaft des Beklagten berückſichtigt 
und damit ſeine Annahme begründet hat, daß die fraglichen 
Ausdrücke auch im Verhältniſſe der beiden Eheleute zu einander 
ſchwere Beleidigungen darſtellten; denn wenn auch nicht jeder 
Ausdruck, der, einem Beamten gegenüber gebraucht, eine Be⸗ 
leiigung desſelben enthalten würde, als ein Eheſcheidungsgrund 
im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzuſehen 
it, fo ſteht doch rechtlich nichts entgegen, daß das Gericht bei 
Beurtheilung der Frage, ob beſchimpfende Ausdrücke eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne 
des 5 1568 darſtellen, auch die durch die Beamtenſtellung des 
Chemanns bedingten Lebensanſchauungen der Parteien in Betracht 
nieht. Hiernach hat das Berufungsgericht den von der Reviſion 
betonten Unterſchied zwiſchen einer ſtrafrechtlichen Beleidigung 
und einer Verfehlung im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht verkannt. 


Zu § 151 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Wenk 
e. Steinhauſer vom 12. März 1901, Nr. 24/1901 II. 
II. J. O. L. G. Stuttgart. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Oberlandesgericht vermißt einen vom Beklagten dem 
Kläger gemachten Vertragsantrag, ein Verkaufs anerbieten, durch 
deſen Annahme der Vertrag zu Stande gekommen wäre, und 
war nicht deshalb, weil noch weitere Bedingungen des Kaufs 
zu vereinbaren geweſen wären, ſondern weil der Beklagte nicht 
die Abſicht gehabt habe, mit ſeinen über den Kaufpreis gemachten 
Aeußerungen einen Antrag zu machen, der durch einfache An- 
nahme zum Kaufabſchluß geführt haben würde, vielmehr ſich 
ſelbſt die abſchließende Erklärung noch vorbehalten habe. Das 
Berufungsgericht vermißt aber auch eine auf den unterftellten 
Raufantrag des Klägers erfolgte Annahmeerklärung des 
Dellagten. Eine Verletzung des § 151 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs kann darin nicht gefunden werden, daß das Berufungs⸗ 
zericht in dem von dem Unterhändler des Klägers bezeugten 
Stillſcweigen des Beklagten, welcher hiernach auf die Erklärung 
des Klägers und des M., um 2 700 Mark ſei das Holz ver- 
luft, nicht eingeſchlagen und ſchweigend fein Geſchäft, Heu- 
geftelle zu fertigen, fortgeſetzt haben ſoll, eine Annahme nicht 
erblickt hat. Gerade weil der Beklagte in feiner vorausgegangenen 
Prisbeſtimmung den Abſchluß ſich noch vorbehalten hatte und 
der Antrag des Klägers in Form der Annahme eines angeblichen 
Verkaufsantrags des Beklagten erfolgte, konnte bei Mangel 
einer ausdrücklichen Kundgebung des Beklagten die Feſtſtellung 
eines für ihn bindenden Kaufabſchluſſes ſeitens des Berufungs⸗ 
zerichts ohne Rechtsirrthum abgelehnt werden. 
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Die Eheſachen in der Uebergangszeit. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 


§ 1. 
Prinzip. 

Der Begriff Eheſachen ergiebt ſich aus 8 606 C. P. O. — 
In Eheſachen tritt an ſich das neue Recht ſofort in Kraft, falls 
das Geſetz nicht das Gegentheil beſtimmt; denn das Eherecht 
gehört dem öffentlichen Recht an. (Vgl. Scherer, Kommentar 
Buch IT S. 4 Nr. 3.) 

So wurde es bezüglich der Cheſcheidung auch gehalten bei 
Einführung des Code civil, obſchon deſſen Art. 2 die einzige 
Beſtimmung enthält: Das Geſetz hat keine rückwirkende Kraft. 
Vgl. Laurent Prineipes de droit civil Bd. 1 No. 180, 181. 

Daher würden z. B. die Vorſchriften über die Chenichtigkeits- 
und Eheſcheidungsklage ſofort in Kraft treten, wenn das E. G. 
in Art. 198, 201 nicht abändernde Beſtimmungen enthielte; 
insbeſondere iſt für die Eheſcheidung beſtimmt: Dieſelbe muß 
nach altem und neuem Recht begründet ſein (E. G. 201). 

Inſoweit die Ausnahmebeſtimmungen in E. G. 198, 201 
nicht Platz greifen, bleibt es bei der Regel: Das neue Recht 
tritt ſofort in Kraft. 


8.2 
Die ſechs monatlichen Klagefriſten der 88 1339, 1571 
B. G. B. während der Uebergangszeit. 


Vgl. Köttgen im Recht 1900, 205. Dronke, Zeitſchr. für 
franzöſiſches Civilrecht 1899 S. 129—138. 

I. Allgemeines. Bez. der Klagfriſten enthält das E. G. 
im Gegenſatz zur Verjährungszeit (E. G. 169) keine Be⸗ 
ſtimmung; ebenſo Motive zum E. G. S. 254, Kammergericht 
in Mugd. Falk. 1901, 165; folglich bleibt es bezüglich der 
altrechtlichen Rechtsverhältniſſe regelmäßig bei den Beſtimmungen 
des alten Rechts; ſonſt würden die größten Verwirrungen ent⸗ 
ſtehen, z. B. bez. des § 41 des preußiſchen Eigenthumserwerbs⸗ 
geſetzes und § 429 B. G. B., der rheiniſchen Reefiſfionsklage 
wegen Zwang, Betrug und Irrthum; vgl. Scherer E. G. 
Nr. 207 —209 S. 158, 159. 

Dies ſchließt aber nicht aus, daß einzelne Rechtsverhältniſſe 
vollſtändig dem neuen Recht unterſtellt werden; dies iſt wie im 
vorhergehenden Paragraphen gezeigt, in Eheſachen der Fall. 
Folglich greifen die Klagfriſten der 88 1339, 1571 B. G. B. 
ſofort Platz, weil die Vorſchriften in E. G. 198, 201 die Klag⸗ 
friſten nicht treffen. — E. G. 198 enthält zum Ueberfluß noch 
die Beſtimmung: Die Friſt des § 1339 beginnt nicht vor dem 
Inkrafttreten des B. G. B. — Dieſe Beſtimmung wäre finnlos 
wenn die alte Friſt maßgebend ſein ſein ſollte. 

II. Die ſechsmonatliche Klagfriſt des § 1339 B. G. B. 
für die Ehenichtigkeitsklage. 

1. Iſt die Chenichtigkeitsklage ſchon vor dem B. G. B. 
erhoben, jo entſcheidet bez. der Friſt ausſchließlich das alte 
Recht, wenn dieſelbe bereits vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
abgelaufen war. — War dies nicht der Fall, ſo tritt bez. der 
Friſt am 1. Januar 1900 das neue Recht in Kraft, gerade fo 
als ob die Klage erſt unter dem neuen Rechte erhoben worden 
wäre; es gilt dasſelbe, was unter 2 ausgeführt werden wird; 
mit dieſem Satze weiche ich von der herrſchenden Meinung ab 
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2. Das neue Recht trifft auf eine laufende altrechtliche 
Friſt. Nach Preuß. L. R. II. 1 5 41 beträgt die Anfechtungs⸗ 
friſt nur 6 Wochen von der Entdeckung des Irrthumes an; 
nach dem B. G. B. 6 Monate. Nach dem Code civil Art. 181 
iſt die Friſt länger: 6 monatliches fortgeſetztes Beiſammenwohnen 
nach Entdeckung des Irrthums. 

War am 1. Januar 1900 die altrechtliche Friſt noch nicht 
abgelaufen, ſo tritt die 6 monatliche Friſt des B. G. B. in 
Kraft, mag ſie länger oder kürzer ſein als die altrechtliche 
Friſt. Auf die 6 Monate des B. G. B. wird die unter 
der Herrſchaft des alten Rechts abgelaufene Zeit ſeit der 
Cheſchließung eingerechnet, falls die Vorausetzungen des 
alten Rechts für den Lauf der Friſt nach Lage des ein ⸗ 
zelnen Falles dieſelben find wie nach dem B. G. B. Im 
Preuß. L. R. iſt dies überhaupt der Fall. Nach rheiniſchen 
Recht ift dies nicht immer der Fall, weil hier auch das 
Zuſammenleben während der Friſt erfordert wird; inſoweit 
aber das Zuſammenleben ſtattgefunden hat, wird die Friſt des 
B. G. B. eingerechnet. 

Die Frage iſt behandelt, aber nicht entſchieden in einem 
Urtheil des Kammergerichts abgedruckt in Mugd. Falk. 1901, 
165; hier hatten aber die Parteien noch bis März 1900 als 
Ehegatten miteinander gelebt; folglich war E. G. 181 Abf. 1 
nicht ausſchließlich anwendbar; vielmehr kamen die Grundſätze 
über Nichtigkeit und Ungültigkeit einer Ehe nicht bloß des 
früheren hamburgiſchen Rechtes, ſondern auch des B. G. B. 
in Frage. 

III. Die ſechsmonatliche Klagfriſt des 8 1571 B. G. B. 
für die Eheſcheidungsklage der 58 1565 - 1568. 

Die Frage liegt hier anders wie für die Ehenichtigkeitsklage, 
weil E. G. 201 beſtimmt: In den Fällen der 88 1565 — 1568 
muß die Scheidungsklage ſowohl nach altem wie nach neuem 
Recht begründet ſein. 

1. Iſt die Scheidungsklage ſchon von dem B. G. B. 
erhoben, ſo entſcheidet bez. der Friſt oder Verjährung nur das 
alte Recht (R. G. 25. 6.00, IV J. W. 1900, 636 — 637), 
aber nur, wenn die Friſt ſchon vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
(1. 1. 1900) abgelaufen war; ſonſt gelten die Ausführungen 
unter 2. 

2. Das neue Recht trifft eine laufende altrechtliche Friſt, 
ſo im Gebiet des Preuß. L. R. 

Die Klagefriſt $ 1571 B. G. B. beträgt 6 Monate ſeit 
Erlangung der Kenntniß vom Scheidungsgrund, während 
z. B. § 721 II 1. A. L. R. 1 Jahr zuließ. 

Die ſchon vor dem 1. Januar 1900 begonnene Friſt läuft 
1 Jahr, höchitens aber bis zum 30. Juni 1900 (6 Monate ſeit 
1. 1. 1900), ſofern nicht Abſ. 2 $ 1571 eingreift. Vgl. Erler 
Eheſcheidung S. 130. 

Läuft die alte Friſt vom 1. Januar 1900 ab keine 
6 Monate mehr, ſo muß nach der herrſchenden Meinung die 
Klage innerhalb der altrechtlichen Friſt erhoben ſein. Habicht 
und Niedner gelangen zu dieſem Reſultat, indem fie zu Unrecht 
E. G. 169 anwendbar erklärten. — Dieſe herrſchende Anſicht 
verdient keine Billigung; vielmehr muß die Friſt nach altem 
und neuem Recht gewahrt ſein; denn in den Fällen der 
88 1565-1568 muß die Eheſcheidungsklage nach dem alten 
und dem neuen Recht begründet ſein. 
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3. Das alte Recht kennt überhaupt keine Friſt wie das 
Gemeine Recht (Kirchenrecht) und das rheiniſche Recht. Alsdann 
kann auch bis zum 1. Januar 1900 keine Friſt laufen. 

In dieſen Rechtsgebieten verjährt vielmehr die Scheidungs⸗ 
klage theoretiſch erſt in 30 Jahren; praktiſch aber in der Regel 
in viel kürzerer Zeit, weil die Einrede der Verzeihung Platz 
greift. Vgl. Scherer, Kommentar Bd. 4 Nr. 462 S. 267; 
Dronke P. 1899, 129 — 138. — In folgendem Falle wurde 
jedoch die Verjährung der über 10 Jahre zurückliegenden 
Scheidungsgründe verneint, da die württembergiſche Eheordnung 
eine beſondere Verjährung überhaupt nicht kennt und die Klage 
bereits vor dem 1. Januar 1900 erhoben war, alſo auch der 
Präklufivfriſt des $ 1571 Abſ. 1 B. G. B. nicht unterſtand. 
O. L. G. Karlsruhe Bad. R. 1901, 55 — 56. 

In den hier beregten Gebieten iſt die ſechsmonatliche Friſt des 
8 1571 erſt vom 1. Januar 1900 ab zu rechnen, aber der Ein- 
wand der Verzeihung bleibt zuläſſig. Köttgen und Dronke a. a. O. 
O. L. G. Augsburg, 7. 4. 1900, Mugd. Falk. 1900, 445. 


8 3. 

Die Friſten für die Eheſcheidungsklagen außerhalb 
der 58 1565 — 1568 B. G. B. I 5 1567 Nr. 2, II 5 1569. 

Hier gilt ausſchließlich das neue Recht, weil das Prinzip 
des § 1 inſoweit in keiner Weile durch das E. G. durch- 
brochen iſt. 

Zu I. Sit die einjährige Friſt des § 1567 Nr. 2, die 
bis zum 1. Januar 1900 abgelaufene Zeit einzurechnen? 

Zunächſt iſt die Frage zu unterſuchen, ob die Klage nach 
altem Recht begründet iſt. Wird dieſe Frage bejaht, ſo iſt 
weiter zu unterſuchen, ob die Klage nach neuem Recht begründet 
iſt; hier beſteht, wie das O. L. G. Hamburg ſagt, kein Hinderniß, 
die vor dem 1. Januar 1900 abgelaufene Zeit, in welcher der 


Bekl. ſich thatſächltch gegen den Willen der Kl. und in böslicher 


Abficht von der häuslichen Gemeinſchaft ferngehalten hat, in 
die einjährige, die Böslichkeit der Fernhaltung von der häuslichen 
Gemeinſchaft nach der Anſicht des Geſetzgebers außer Zweifel 
ſtellende Friſt mit einzurechnen. 

O. L. G. Hamburg 14. 7. 00 III, Mugd. & Falk. 1900, 313 
bis 314. — Der richtige Grund iſt aber: Mangels einer 
Spezialbeſtimmung tritt das neue Eheſcheidungsrecht ſofort 
in Kraft. Vgl. anch § 6 Nr. 1. 

Zu II. Wird auf die nach § 1569 erforderliche 3 jährige 
Dauer der Geiſteskrankheit auch die Zeit vor dem 1. Januar 
1900 eingerechnet? Ja, aus demſelben Grunde. Im Reſultat 
ebenſo L. G. München Seuffert, Blätter für Rechtsanwendung 
1900 S. 168. 

§ 4. 
Ungleiche Behandlung der Geſchlechter nach früherem 
Recht. 

Solche Beſtimmungen finden fi bez. der Eheſcheidung im 
C. c. und Pr. L. R. Die Entſcheidungen der O. L. G. wider ⸗ 
ſprechen ſich. 

a) Rheiniſches Rechtsgebiet. 

Der C. c. 230 geſtattete dem Mann den Chebruch außer⸗ 
halb des Hauſes. Das B. G. B. ſtellt im § 1565 keinen 
Unterſchied mehr auf zwiſchen dem Ehebruche des Mannes und 
dem der Frau. Der Ehebruch vor dem 1. Januar 1900 kann 
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aber gemäß Art. 201 Abſ. 2 Einf. G. z. B. G. B. zur 
Scheidung nur führen, wenn er auch nach dem bisherigen 
Bad. L. R. einen Scheidungsgrund bildet (hier war es wegen 
der begleitenden Umſtände der Fall). O. L. G. Karlsruhe 
1. 2. 00, Bad. R. 1900, 111; vergl. David in Puchelt, Zeit⸗ 
ſchrift für franzöfifches Civilrecht 1901 S. 711. 

b) Pr. L. R. II 1 5 671. Der wegen Ehebruch verklagte 
Mann konnte der Scheidung aus dem Grunde widerſprechen, 
weil auch die Frau ſich des Ehebruch ſchuldig gemacht habe. 
Die preuß. O. L. G. verſagen dieſer Beſtimmung ihre Wirk⸗ 
ſamkeit, wenn auch die kritiſchen Handlungen vor dem 1. Januar 
1900 liegen. 

Es würde mit dem Geiſt, in welchem die am 1. Januar 
1909 in Kraft getretene Geſetzgebung erlaſſen iſt, in unmittel⸗ 
barem, unverſöhnbarem Widerſpruch ſtehen, wenn man auch nach 
dem 1. Januar 1900 bei beiderſeitigem Ehebruch der Ehegatten 
zwar die Klage des Mannes zulaſſen, diejenige der Frau aber 
für unzuläſſig halten wollte. Auf ſolche Fälle erſtrecke ſich viel⸗ 
mehr ſichtlich die im Abſ. 2 Art. 201 gemachte Einſchränkung 
des Prinzips des Abſ. 1 nicht. O. L. G. Königsberg 1. 3. 1900; 
Pol. M. 1900, 51; Mugd. Falk 1900, 142, 323; K. G. 
12. 1. 00 u. 27. 4. 1900, Berl. Bl. 1900, 28, K. H. 1900, 
163, Mugd.⸗Falk., 1900, 34. Ebenſo Habicht, S. 406, 409; 
Jur. Zt. 1899 S. 408. Contra L. G. Görlitz 1. 2. 00; 
Recht 1900, 83. 

Die Anſicht der preuß. O. L. G. iſt nicht zu halten. Es 
gilt daſſelbe, was bez. der Kompenſation von Ehebruch mit 
Ehebruch entſchieden tft; hier hat das R. G. die Anficht von 
Habicht verworfen und viele O. L. G. ſind beigetreten. Daſſelbe 
Prinzip iſt in Frage. Es wäre auch auffallend, wenn der Geſetz · 
geber für Verfehlungen, die unter der Herrſchaft des Pr. L. R. 
ſtattgefunden haben, die Scheidung zulaſſen wollte, während ſie 
das Pr. L. R. verſagte. — Die verſchiedene Stellung der Ge⸗ 
ſchlechter entſprach der Volksauffaſſung; nur das Chriſtenthum 
iſt für die abſolute Gleichſtellung der Frau. Uebrigens ſteht ſie 
auch nach dem B. G. B. dem Manne nicht ganz gleich; ſo ver⸗ 
langt das B. G. B. von der Frau Virginität; an den Mann 
wird ein ähnliches Verlangen nicht geſtellt; ſ. ferner 8 1697. 
Es wäre eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung dafür erforderlich, 
um „Verfehlungen eines Gatten, die unter der Herrſchaft des 
früheren Rechtes begangen waren und nach dieſem wegen des 
Hinzutretens von Verfehlungen des anderen Gatten trennende 
Kraft entweder niemals gehabt oder noch unter dieſer Herrichaft 
wieder verloren hatten, ſolche Kraft zu verleihen.“ 

R. G. 24. 9. 00 VI; J. W. 1900, 742 — 744. Aehnlich 
III. C. S. J. W. 1900, 642. 


8 5. 
Die Kompenſationseinrede nach Gemeinem Recht. 


Die Eheſcheidungsklage muß abgewieſen werden, wenn die 
Geltendmachung des Scheidungsgrundes unter der Herrſchaft 
des früheren Rechts durch Kompenſation erloſchen war, obſchon 
das B. G. B. dieſe Einrede nicht zuläßt. — Dies hat haupt- 
ſächlich Bedeutung für das Gemeine Recht, weil hier Kompen- 
ſation von Ehebruch gegen Ehebruch ohne Rückſicht auf deren 
Zahl eintrat; die Erhebung einer Kompenſationseinrede war 
nicht erforderlich. 
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R. G. 4. 5. 00 und 3. 7. 00 III; 24. 9. 00 VI; J. W. 
1900, 465, 642, 742. Ebenſo O. L. G. Celle, Frank⸗ 
furt, Jena; Recht 1900, 127 u. 307; Mugd.⸗Falk. 1900, 46, 
324—326. Contra O. L. G. Hamburg 23. 1. 00; Hanſ. 
G. 3. 1900 Bbl. 52; Oberlandesgericht Kiel 29. 1. 1900; 
Schleswig⸗Holſteiniſche Anzeigen 1899 S. 65; Habicht S. 406; 
Berl. Bl. 1899 S. 31; Neldecke, Jur. Z. 1900, 40; Jacobi, 
Eherecht S. 106. 


8 6. 
Die nach dem alten Rechte erhobene Klage auf Ehe- 
ſcheidung wegen boͤslicher Verlaſſung unter dem 
B. 


Vetgl. Blomeyer, Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
1900, 227. 

1. Auch hier erhebt ſich die Frage, ob die Klage nach altem 
und neuem Recht begründet ſein muß. Gemäß E. G. 201 
Abſ. 2 iſt die Frage zu bejahen. In dieſem Sinne erkannte 
auch das R. G. in folgendem Falle: 

Dies feit nunmehr faſt 19 Jahren fortgeſetzte Verhalten 
des Beklagten läßt keine andere Auffaffung zu, als die An- 
nahme, daß er ſich heimlich in der Abficht, die eheliche Gemein 
ſchaft dauernd aufzuheben, von der Klägerin getrennt hat und 
an unbekannten Orten aufhält. Damit find nach Gemeinem 
Recht die Vorausſetzungen der Eheſcheidung wegen böslicher 
Verlaſſung gegeben. — Ebenſo liegen die Vorausſetzungen des 
§ 1567 des B. G. B. vor. 12. 6. 1900 III, J. W. 1900 
584 — 585. 

Frankfurt a. M. Uebereinſtimmung des Begriffes der „boͤs⸗ 
lichen Verlaſſung“ nach altem und neuem Recht. Frankf. Sei. 
vom 19. November 1850, 8 15. O. L. G. 20. 2. 1900, 
Frankf. Rundſch. 3. 6. 1900, 27. 

Königreich Sachſen. 

Die Eheſcheidung wurde zugelaſſen, obgleich vollſtändige 
Durchführung des ſächſiſchen Zwangs verfahrens mit Rüdfiht 
auf die am 1. Januar 1900 eingetretene Rechtsänderung nicht 
möglich geweſen iſt. L. G. Leipzig 16. 2. 1900, Sächſ. Arch. 
1900 S. 180. 

Hamburg. Hier konnte wegen boͤswilliger Verlaſſung ſo⸗ 
fort auf Scheiduntz geklagt werden; nach dem B. G. B. muß 
erft auf Wiederherſtellung des ehelichen Lebens geklagt werben. 
Das O. L. G. muß daher das zuſprechende Urtheil des L. G. 
aufheben. O. L. G. Hamburg 13. 1. 00 u. 24. 2. 00, Hanſ. Ger. Z. 
Beibl. 1900, 61. 143— 144. 

2. Umwandlung jener Klage in eine Klage auf Herſtellung 
des ehelichen Lebens. 

Dieſelbe erſcheint zuläſſig. R. G. 2. 1. 00, J. W. 1900, 124. 

Ebenſo O. L. G. Breslau, Bresl. Zeit. 1900, 2; K. G. 
12. 1. 00; Berl. Bl. 1900, 19; S. H. 1900, 89; Sächſ. 
Arch. 1900, 383, Landsberg a. a. O. 

Dieſer Herſtellung kann der andere Ehegatte widerſprechen, 
wenn das Verlangen fi als „Mißbrauch“ darſtellt. Vergl. hier: 
über § 1353 B. G. B. und O. L. G. Hamburg, Hanſ. G. 3. 
1900 Beibl. 94. 

Dürfen die erſchwerenden Vorausſetzungen des § 1567 
dadurch umgangen werden, daß bösliche Verlaſſung irgend 
welcher Art und Form unter die dem Ermeſſen des Richters 
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den weiteſten Spielraum laſſende Vorſchrift des § 1568 ge- 
bracht wird? Das K. G., Säͤchſ. Arch. 1900 383, hat die 
Frage verneint. 

Ebenſo für das rheiniſche Rechtsgebiet des L. G. Mainz. 
Hier war es nach Art. 231 C. c. ein genügender Cheicheidungs- 
grund, wenn der Ehemann vor mehreren Jahren ſeine Ehefrau 
böslich verlaſſen und ſich nicht mehr um ſie gekümmert hatte. 
Nach § 1567 iſt dies allerdings kein Eheſcheidungsgrund, wes⸗ 
halb das L. G. Mainz (23. 2. 1900, I. Hefſ. R. 1900, 35) 
die Klage abwies. Die Frage iſt noch nicht ſpruchreif; § 1567 
gewährt einen abſoluten, 8 1568 einen relativen Eheſcheidungs⸗ 
grund. 

8 7. 
Bedeutung des Wortes Trennung in E. G. 201 Abi. 2. 


Die Eheſcheidungsklage muß nach altem und neuem Recht 
begründet fein, wenn es ſich um die Scheidungsgründe der 
88 1565 — 1568 B. G. B. handelt. 

Jedoch genügt es, wenn nach altem Recht nur auf 
zeitweiſe Trennung von Tiſch und Bett hätte erkannt werden 
können. Dies bedeutet das Wort „Trennungsgrund“ des 
E. G. 201. 

R. G. 18. 1. 00, 9. 10. 00 III, 12. 11. 00 VI, J. W. 1900, 
741742, 847848. Recht 1900, 62. O. L. G. München, 
Recht 1900, 83. 

So bildete z. B. in Hamburg grobe Mißhandlung früher 
nur einen Trennungsgrund. Hanſ. G. Z. 1900, Bbl. 62. 

Trunkfälligkeit O. L. G. Roſtock, 3. 4. 00, I Mugd.- Falk 
1900, 396. Bd. 47 Heft 3, betr. Altenburgiſche Cheordnung. 
Vgl. Th. Bl. 

88. 


Die Schuldfrage in der Uebergangszeit. 


I. Das Reichsgericht hat (für Fälle aus Gebiet des Preuß. 
L. R.) die Anſicht aufgeſtellt: E. G. 201 beziehe ſich nur auf 
die Scheidung; bezüglich der Schuldfrage gelte das alte Recht 
Das Reichsgericht hat aus dieſem Prinzip folgende Konſequenzen 
gezogen: 

1. War die Ehe vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig 
geſchieden und nur wegen der Schuldfrage Berufung ergriffen, ſo 
hat das O. L. G. auch nach dem 1. Januar 1900 nur das bis- 
herige Recht anzuwenden. R. G. 18. 6. 00 IV, Jur. 3. 1900, 
442, J. W. 1900. 585. 

2. Ebenſo, wenn man annimmt, daß das zweitinſtanzliche 
Gericht noch zur materiellen Entſcheidung über die Che⸗ 
ſcheidungsklage in Gemäßheit des neuen Rechts berufen war. 
Denn in Verfolg der auf die Widerklage am 12. Oktober 1898 
ausgeſprochenen Trennung der Ehe iſt die Schuldfrage nach 
altem Rechte zu entſcheiden. Der 8 1574 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs iſt inſoweit von vornherein unanwendbar, da er zu ſeiner 
Anwendbarkeit überall vorausſetzt, daß auch die Scheidung nach 
neuem Rechte erfolgt iſt. Bei der auf Grund Landrechts ein⸗ 
tretenden Abwägung des Schuldmoments werden aber auch die 
remittirten vor dem 18. September 1896 liegenden Fälle heran⸗ 
zuziehen fein, R. G. 13. 12. 00 IV, J. W. 1901, 53, 

8. Iſt die Geltendmachung der gegneriſchen Schuld nach 
früherem Recht erloſchen, ſo bleibt ſie erloſchen. K. G. 12. 1. 00. 
III. Recht 1900, 127, Berl. B. 1900, 14. 
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II. Das Prinzip des Reichsgerichts dürfte nicht zutreffend 
ſein. Zunächſt iſt es ſchon auffallend, wenn derſelbe Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß theils (bezüglich der Scheidung) nach neuem 
Recht, theils (bezüglich der Schuldfrage) nach altem Recht ent- 
ſchieden wird; denn die Zweitheilung ein und deſſelben Prozeſſes 
iſt etwas ganz Ungewöhnliches. Wenn ferner der Vorderſatz 
des Reichsgerichts: „E. G. 201 bezieht ſich überhaupt nicht auf die 
Schuldfrage“ richtig fein ſollte, fo iſt der Nachſatz „folglich gilt 
inſoweit das alte Recht“ demnach unrichtig. Denn in 8 1 
iſt das Prinzip nachgewieſen: Mangels einer geſetzlichen 
Beſtimmung würde ſofort das neue Eheſcheidungsrecht in Kraft 
treten. Enthält unſer E. G. bezüglich der Schuldfrage keine 
Beſtimmung, ſo würde inſoweit ſofort das neue Recht in Kraft 
treten. Dieſe Auffaffung entſpricht auch an ſich der Sprach⸗ 
weiſe des Bürgerlichen Geſetzbuches ſelbſt; denn die Ueberſchrift 
des 7. Titels IV. Buches lautet: „Scheidung der Ehe“; in 
dieſem Titel ſteht auch § 1574. Ferner geht aus E. G. 201 
Abſ. 2 hervor, daß dieſer Artikel alle dieſe Beſtimmungen des 
7. Titels im Auge hat: denn er räumt nur ben 58 1565 
bis 1568 eine Sonderſtellung ein. Folglich bleibt es bezüglich 
der Schuldfrage bei der Regel des Abſ. 1: Neues Recht. — 
Hätte das Geſetz nicht ſelbſt die Frage entſchieden, ſo würde 
der allgemeine Grundſatz Platz greifen: Die Schuldfrage iſt 
ein Acceſſorium der Eheſcheidung und theilt deren Schickſal. 

Aus der hier entwickelten Anfiht ergeben fich folgende 
Konſequenzen: 

1. War die Ehe vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig 
geſchieden und nur noch die Schuldfrage ſtreitig, ſo iſt das 
alte Recht anzuwenden. Denn die Frage, wie es zu halten iſt, 
wenn nur wegen der Schuld noch ein Prozeß anhängig iſt, iſt 
in E. G. 201 nicht geregelt, folglich gilt der allgemeine 
Grundſatz: Das Acceſſorium theilt das Schickſal der Haupt- 
ſache. Wie oben unter I 1 gezeigt, kommt das Reichsgericht 
von ſeinem Standpunkt aus zu demſelben Reſultat. 

2. Schwebt am 1. Januar 1900 bezüglich der Eheſcheidung 
und der Schuldfrage, ſo wird die Schuldfrage ausſchließlich nach 
§ 1574 B. G. B. entſchieden, deſſen Abſ. 3 den Anforderungen 
der Billigkeit gerecht wird. 

3. Gemäß § 1574 Abſ. 3 kann die Schuld auch dann 
geltend gemacht werden, wenn ſie nach früherem Recht nicht 
geltend gemacht werden konnte. Im öffentlichen Recht find 
ſolche Wirkungen eines neuen Geſetzes nichts Ungewoͤhnliches. 

III. Gemeines proteſtantiſches Kirchenrecht. Der Beklagte 
kann gegenüber der begründeten Klage auf Eheſcheidung eine 
Entſcheidung der Schuldfrage zu ſeinen Gunſten nicht im Wege 
der Einrede, ſondern nur im Wege der Widerklage auf Che- 
ſcheidung erzielen. 

Oberſtes L. G. München 24. 1. 00, München S. 1900, 
36—39. Hier tritt für die ſchwebenden Prozeſſe eine 
Aenderung ein: Gemäß 5 1574 Abſ. 3 iſt nicht ſtets eine 
Klage nothwendig. 

IV. Rheiniſches Recht. Daſſelbe kannte überhaupt keinen 
Ausſpruch über die Schuldfrage; vielmehr war nach Art. 300 C. e. 
entſcheidend, gegen wen die Scheidung ausgeſprochen wurde; 
war ſie auf Klage und Widerklage ausgeſprochen, ſo waren im 
Reſultat beide gleich ſchuldig. Nach meiner Anſicht ergreift 
$ 1574 die am 1. Januar 1900 ſchwebenden Prozeſſe im 
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rheiniſchen Rechtsgebiet; die Urtheile müſſen daher vom 
1. Januar 1900 ab einen Ausſpruch über die Schuldfrage 
enthalten. — Nach der Anſicht des Reichsgerichts würde die 
Schuldfrage nach altem Recht gehen, alſo dürften die rheiniſchen 
Urtheile gar keinen Ausſpruch über die Schuldfrage enthalten. 

V. Katholiſches Kirchenrecht. Hier dürfte daſſelbe gelten 
wie für das rheiniſche Recht. 


89. 
I. Unterhaltspflicht des ſchuldig erklärten Ehegatten, 
wenn die Ehe vor 1. Januar 1900 rechtskräftig ge- 
ſchieden wurde. II. Gilt § 323 C. P. O. für rechts. 
kräftige Alimentationsurtheile? 


Zu I. Das frühere Recht maßgebend gemäß E. G. 170; 
alſo im rheiniſchen Rechtsgebiet Art. 301 C. c. Vergl. Bad. R. 
1900, 70. Hier iſt der Betrag beſchränkt. 

Gebiet des Pr. L. R. Hier hat der unſchuldige Theil 
auch bez. des Quantums einen feſtbegrenzten Anſpruch. 

Im Falle der Wiederverheirathung greift nicht die Strafe des 
Verluſtes aus 8 1581 Platz; vielmehr iſt das frühere Recht 
maßgebend, welches theilweiſe dieſe Beſtimmung nicht kannte; 
ſo das Preußiſche Landrecht. O. L. G. Breslau, 21. 6. 00 J, 
Nugd. Falk. 1900, 217219. 

Zu II. 5 323 C. P. O. tritt als prozeſſuale Beſtimmung 
ſofort in Kraft, mag dies dem unſchuldigen Ehegatten günftig 
oder ungünſtig ſein. Dies gilt auch für das Preuß. L. R., 
abſchon das Recht der Frau nach II. 1 8 798 durch fpäter 
eintretende Ereigniſſe nicht berührt wird. Kontra K. G. 
II. 7. 1900 XII, Mugd. Falk. 1900, 280—281. Der 
Geſetzgeber kann wohlerworbene Rechte ohne Entſchädigung 
wegnehmen. Vergl. Scherer, Kommentar zum B. G. B. Buch I 
S. 4 Nr. 3. 

Uebrigens hat partikularrechtlich das Prinzip des § 323 
C. P. O. vielfach vor dem 1. Januar 1900 gegolten. 


§ 10. f 
Abfindung und Unterhaltsanſprüche der unſchuldigen 
Ehefrau, wenn das Scheidungsurtheil vor 1. Januar 
1900 erlaſſen iſt, aber erſt nachher rechtskräftig wird. 


Das K. G. 27. 11. 00 III, Mugd. Falk. 1901, 159 
hat die Frage bejaht. 

Richtig iſt, daß nach 88 769— 771, 784 A. L. R. II 1 
in vermögens rechtlicher Beziehung eine Zurückrechnung auf den 
Tag der Publikation des in den folgenden Inſtanzen beſtätigten 
aſten Scheidungsurtheiles ſtattfand. Nach § 1564 B. G. B. 
wird aber das Scheidungsurtheil erſt wirkſam mit der Rechtskraft. 

Es kommt daher darauf an, was E. G. 201 unter 
Scheidung verſteht. Nach meiner Auffaſſung alles, was im 
7. Titel des IV. Buchs ſtebt; hierzu gehört auch $ 1578 
betreffend die Unterhaltspflicht. Es handelt ſich um daſſelbe 
Prinzip wie in 8 8, wo allerdings das Reichsgericht umgekehrt 
entſchieden hat. — Man kann daher nicht allgemein ſagen: 

Die vermoͤgensrechtlichen Folgen einer vor dem Inkraft⸗ 
treten des B. G. B. erkannten, aber erſt nach dem Inkraft⸗ 
treten rechtskräftig gewordenen Eheſcheidung beſtimmen ſich nach 
neuem Recht. 
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8 11. 


Erziehung der Kinder nach geſchiedener Ehe, altes 
und neues Recht. 


I. Die geſchiedene Ehefrau verlangt von dem als ſchuldigen 
Theil erklärten Ehemann die Herausgabe des 13jährigen Knaben 
zur eigenen Erziehung und Verpflegung. 

Dieſes dem unſchuldigen Elterntheil nach 8 1635 zuſtehende 
Erziehungsrecht kann im Prozeßweg verfolgt werden. — Der 
Beklagte erhob die Einrede, im Intereſſe des Wohles des Kindes 
könne die Erziehung der Klägerin nicht überlaſſen werden. Dieſe 
Einrede iſt vom 1. Januar 1900 ab unzuläjfig; denn über das 
Wohl des Kindes hat nach § 1635 nur der Vormundſchafts⸗ 
richter zu entſcheiden, abgeſehen vom Eheſcheidungsprozeß, wo 
vorläufige Verfügung gemäß § 627 C. P. O. moglich iſt. 

O. L. G. Braunſchweig, R. G. 3. 7. 00 III, J. W. 
1900, 642— 43. Braunſchw. 3. 1900, 85, 150. O. L. G. 
Dresden 27. 2. 1900 VI, Sächſ. Annalen 1900 307, O. L. G. 
Hamburg 27. 3. 00, Recht 1900, 175, 282. Hanf. Ger. 3. 
1900, Beibl. 137 — 140. 

II. Iſt ein altrechtlicher Vertrag gültig, welcher während 
des Eheſcheidungsprozeſſes geſchloſſen war und folgenden 
Inhalt hat: 

Bekl. ſolle gegen Verzicht auf Unterhaltsgewährung für 
immer das hier mit der Klage geforderte Kind behalten. 

Das Kammergericht hat entſchieden: 

1. Der Vertrag ſei nach Gemeinem Recht zu beurtheilen, 
denn die Ehe iſt in Hamburg geſchloſſen und geſchieden. 

2. Nach G. R. war derſelbe formfrei und verſtößt auch nicht 
gegen die guten Sitten. K. G. 11. 7. 1900 XII, Bl. f. K. G. 
1900, 81. Mugd. Falk. 1900 278 — 280. 

Die Entſcheidung dürfte unrichtig fein. 8 138 B. G. B 
tritt ſofort in Kraft. 


§ 12. 


Welchen Namen hat die Ehefrau zu führen, wenn 
auf Grund des früheren Rechts rechtskräftig ge- 
ſchi eden tft? 


Es bleibt bei dem früheren Recht. 

1. Das Recht den Namen des Mannes zu führen, iſt nach 
gemeinem proteſtantiſchen Kirchenrecht, ebenſo wie das Recht auf 
Gewährung des Unterhalts, eine den Beſtand der Ehe über⸗ 
dauernde Nachwirkung der Ehe. Anders verhält es ſich aber 
bei der Scheidung aus Verſchulden der Frau; in dieſem Falle 
verliert ſie das Recht auf Führung des Namens des Ehemannes, 
und zwar von Rechtswegen. — Nach dem B. G. B. 8 1577 
Abſ. 3 muß zwar der Mann ſeinen Willen einer öffentlichen 
Behörde gegenüber erklären; das öffentliche Intereſſe mag auch 
eine ſolche Vorſchrift wünſchenswerth machen; aber bisher beſtand 
eine ſolche nicht. Der Mann hat ein unbedingtes Unterſagungs⸗ 
recht. Oberſtes L. G. München, 24. 2. 00. S. Bl. 1900, 321. 
Münch. S. 1900, 100 — 103. 

Dagegen kann eine vor 1900 rechtskräftig geſchiedene Frau 
ihren Familiennamen wieder annehmen, aber nicht auf Grund 
des 8 1577 B. G. B., wie das O. L. G. Dresden, Mugd. 
Falk. 1901, 167 meint, ſondern weil es nach früherem Recht 
ebenſo war. 
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2. Nach dem C. c. kann die geſchiedene Ehefrau den Namen 
ihres früheren Ehemannes nur mit dem Zuſatze führen: „Ge⸗ 
ſchiedene Ehefrau des N.“ Vgl. Zacharid Bd. 3 § 486 (a. F.). 


§ 13. 
Welches iſt das Schickſal der Eheſcheidungsklage 
eines Ausländers, wenn dieſelbe vor dem 1. Januar 
1900 erhoben iſt oder nach dem 1. Januar 1900 
noch (in der Berufungsinſtanz) ſchwebt? 


Es tritt ſofort das neue Recht in Kraft, d. h. in materieller 
Hinficht iſt das Eheſcheidungsrecht feines Heimathsſtaates anzu- 
wenden; denn nach dem in § 1 entwickelten Prinzip tritt das 
neue Eheſcheidungsrecht ſofort in Kraft, folglich auch E. G. 17 
mangels einer Uebergangsbeſtimmung. 

Im rheiniſchen Rechtsgebiet tritt keine Aenderung ein, weil 
hier das Nationalitätsprinzip ſchon früher gegolten hat; vgl. 
Urtheil des Reichsgerichts II 378/99. 

Im Gebiete des Gemeinen Rechts herrſchte aber das 
Wohnſitzprinzip; hier tritt daher auch bezüglich für die 
ſchwebenden Prozeſſe ſofort eine Aenderung ein. So konnen 
katholiſche Oeſterreicher nicht mehr dem Bande nach geſchieden 
werden; ein Franzoſe ſteht unter dem Schutze des Art. 230 C. c., 
nach welchem der Ehebruch des Mannes kein Scheidungsgrund iſt. 

Für das Preußiſche Landrecht gilt daſſelbe wie für das 
Gemeine Recht. E. 27, 228. Vgl. R. G. IV 10. 01. 


8 14. 


Welches iſt das Schickſal einer anderen Klage in 

Eheſachen eines Ausländers, wenn dieſelbe vor dem 

1. Januar 1900 erhoben iſt, und nach dem 1. Januar 
1900 noch in Berufungsinſtanz ſchwebt? 

Es gilt daſſelbe, wie in dem vorhergehenden Parapraphen: 
Das neue Recht tritt ſofort in Kraft. Im Rheiniſchen Rechts⸗ 
gebiet galt auch früher das Nationalitätsprinzip. Vgl. aus 
dem vorgehenden Paragraphen citirte Urtheil des Reichs. 
gerichts, welches dies für die Anfechtungsklage wegen Betrugs 
ausſpricht. 


8 15. 


I. Welches tft das Schickſal einer altrechtlichen Ehe⸗ 
ſcheidungsklage, welche von dem Angehörigen eines 
Bundesſtaates in einem andern Bundesſtaat vor dem 
1. Januar 1900 erhoben iſt und am 1. Januar 1900 
mindeſtens noch in der Berufungsinſtanz ſchwebt? 
II. Welches das Schickſal von anderen Klagen in 
Eheſachen bei gleicher Vorausſetzung? 


Zu I. Dieſe Klage ſteht unter dem E. G. 201, d. h. die 
Eheſcheidung muß nach altem und neuem Recht begründet ſein. 

Inſofern das frühere Cheſcheidungsrecht der beiden in Be⸗ 
tracht kommenden Bundesſtaaten ein verſchiedenes war, entſcheidet 
des bezüglich in Frage kommenden alten Rechts das frühere 
internationale Privatrecht; d. h. im rheiniſchen Rechtsgebiet 
wird das Heimathrecht des Ehemannes zu Grunde gelegt, weil 
hier das Nationalitätsprinzip galt; dagegen wird im Gebiet 
des Gemeinen Rechts und Preußiſchen Landrechts das Wohnſitz⸗ 
prinzip zu Grunde gelegt; bezüglich deſſen Anwendung aber die 
Praris des Reichsgerichts für den Fall nicht einig war, wenn 
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der Scheidungsgrund ſich bereits im früheren Wohnſitz ereignet 
hatte. Vgl. hierüber 10 Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Scherer, Die Entſcheidungen des Reichsgerichts zum Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht, — 1894 S. 15. 

Zu II. Bezüglich der Nichtigkeits⸗ und Anfechtungsklage 
gilt C. G. 198. — In allen anderen Eheſachen tritt am 
1. Januar 1900 ſofort das neue Recht in Kraft. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 26. März 1901 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. § 118. Zurückweiſung einer Beſchwerde. 

In der Erwägung, daß gemäß § 118 Abſ. 2 der C. P. O. 
das Armenrecht nur einzelnen phyſiſchen Perſonen, nicht 
juriſtiſchen Perſonen oder Geſellſchaften und auch nicht Konkurs- 
oder Nachlaßverwaltern als ſolchen ertheilt werden kann (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 33 S. 366), wird die eingelegte 
Beſchwerde in Anwendung der SS 118 Abſ. 2, 127, 567, 568, 
573 der C. P. O. als unbegründet zurückgewieſen. VI. C. S. 
i. S. Schrodick Nachlaß o. Gruſchkuhn vom 7. März 1901, 
B Nr. 44/1901 VI, 

2. 88 253 ff. 

Ausgehend davon, daß der Antrag der Klage und Wider⸗ 
klage beſtimmt ſein müſſe, daß aber einer bedingten Klage 
oder bedingten Widerklage dieſe Beſtimmtheit fehle, hat die 
Rechtslehre — vergl. insbeſondere Peterſen, Eventuelle Klag⸗ 
begehren und Rechtsmittel, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 16 
S. 493 ff. — eine bedingte Klage oder Widerklage als pro- 
zeſſual unſtatthaft oder unzuläſſig bezeichnet. Peterſen a. o. St. 
S. 504, 518. Dieſer Anſicht hat ſich der VI. C. S. des R. G. 
in dem von der Repiflon angerufenen Urtheile vom 7. Oktober 
1897, Entſch. in Civilſachen Bd. 40 S. 331 angeſchloſſen. 
Der III. C. S. des R. G. hat ſodann in einem Urtheile vom 
28. Februar 1899 in der Sache Löhnberger Mühle wider Aktien⸗ 
geſellſchaft für Monierbauten Rep. III 329/98 — theilweiſe 
abgedruckt Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 226 bei der 
Sachlage, daß in I. J. eine ſolche bedingte Widerklage als un⸗ 
zuläjfig war zurückgewieſen worden, mit der Berufung aber als 
unbedingte geltend gemacht war, angenommen, dieſe unbedingte 
Geltendmachung koͤnne in der Berufungsinſtanz nach § 491 
der C. P. O. (alte Faſſung) keine Beachtung finden, da die 
Widerklage, wenn in I. J. in formell unzuläſſiger Weiſe er- 
hoben, dann als überhaupt noch nicht angebracht gegolten habe. 
In dem hier zu entſcheidenden Falle war die Widerklage zwar 
als bedingte erhoben, aber der I. R. hatte dieſelbe als un⸗ 
bedingte zuerkannt und fie war in der Berufungsinſtanz auch 
dadurch zur unbedingten geworden, daß der Bekl. den zu⸗ 
erkannten Antrag der Klage auf Unwirkſamkeit des Ueber⸗ 
einkommens von 1888 nicht weiter bekämpft hat. Wollte man 
annehmen, daß bei dieſer Sachlage, — wenn auch die Un- 
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beſtimmtheit des Antrages an ſich weggefallen war, — jener 
daraus abgeleitete Mangel der unſtatthaften oder unzuläſſigen 
Erhebung noch mit der Berufung hätte geltend gemacht werden 
können, — ſo wäre wohl auf dieſe Rüge, welche ſich auf die 
Verletzung einer das Verfahren — 8 253 (früher 230) Abſ. 2 
Ziff. 2 der C. P. O. betreffenden Vorſchrift bezöge, §8 295 
(früher 26 7) Abſ. 1 der C. P. O. anwendbar. Die Revifion 
hat aber nicht beabredet, daß dieſer Mangel überhaupt in den 
Inſtanzen nicht gerügt worden war. Ueberdies käme aber in 
Betracht, wenn die Annahme einer Heilung jenes Mangels nach 
8 295 Bedenken unterliegen konnte, daß nach § 529 Abi. 2 
der C. P. O. die Erhebung neuer Anſprüche in der Berufung 
mit Einwilligung des Gegners zuläffig iſt. Zwar wird von 
Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung 4. Aufl. zu § 529 III 
S. 39 — die Anſicht vertreten, daß die unwiderlegliche Ver⸗ 
muthung der $ 269 der C. P. O. hier anders wie bei $ 527 
— nicht gelte und weiter ausgeführt, daß eine Heilung des 
Mangels nach 8 295 um deswillen nicht in Frage komme, 
weil bis zum Urtheil in der Berufungsinſtanz das Verhalten 
des Gegners nur in ſeiner Bedeutung als Einwilligung ge⸗ 
würdigt werden könne. Dementgegen wird unter Hinweis auf 
die Begründung dieſer Aenderung in der Novelle zur C. P. O. 
— S. 119 — und auf deren inneren Zuſammenhang mit der 
neuen Behandlung der Klageänderung in der Berufungsinſtanz 
angenommen, daß für die in § 529 Abſ. 2 zugelaſſene und 
geforderte Einwilligung die gleichen Grundſätze in Betracht 
kommen, wie im Falle des § 527, demgemäß der Grundſatz 
dez § 269 zur Anwendung komme und darnach die bei der 
mündlichen Verhandlung ohne Widerſpruch erfolgende Einlaſſung 
auf den neuen Anſpruch als Einwilligung gelte — vergl. Peterſen⸗ 
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Bem. 1 S. 27, Strudmann und Koch zu § 529 S. 618. 
Dieſer letzteren Anſicht iſt beizutreten; die abweichende Meinung 
vermag nicht die entſcheidende Erwägung auszuräumen, daß die 
Neuerung in § 529 Abſ. 2 lediglich als rechtliche Folge der 
neuen Behandlung der Klageänderung in der Berufungsinftanz 
aufgenommen wurde und deshalb nach den gleichen Grundfägen 
wie eine ſolche Aenderung zu behandeln iſt. Da aber das Auf⸗ 
rechthalten des im erſten Urtheil als unbedingten zuerkannten 
Anſpruches deſſen Geltendmachung als ſolchen in der Berufungs⸗ 
inſtanz umfaſſen würde, jo wäre jener Mangel einer „un- 
zuläſfigen“ oder „unſtatthaften“ Erhebung in I. J. auch im 
Hinblick auf $ 529 Abi. 2 geheilt. II. C. S. i. S. Reichs⸗ 
fiskus e. Münzer vom 5. März 1901, Nr. 366/1900 II. 

3. § 256. 

Kl. verlangt Feſtſtellung, a) daß gewiſſe Darlehns⸗ 
forderungen (Stobik, Krocuz, Soyka) zum Nachlaſſe weder 
des Jakob B., noch der Marie F. gehoren, ſondern ihm, dem 
Kl., zuſtehen, d) daß ihm, dem Kl., ein Anſpruch in Höhe 
von 1830 Mark an den Jakob B. ſchen Nachlaß zuſtehe. 
Das rechtliche Intereſſe an der Feſtſtellung dieſer im Erb⸗ 
theilungsverfahren erwachſenen Streitpunkte iſt gegeben, da 
durch die Entſcheidung die Baſis für das weitere Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren geſchaffen wird. Das B. G. legt die Beweis. 
laſt dafür, daß die Darlehnsforderungen zu a zum Nachlaſſe 
gehören, den Bekl. auf. Bei dem durch die Bekl. nicht er⸗ 
brachten Nachweiſe ſpricht es aber nicht blos die Nichtzugehörigkeit 
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zu den beiden Nachläffen, ſondern auch pofitiv aus, daß die 
Forderungen dem Kl. zuſtehen. Dies erſcheint nicht zu⸗ 
treffend. Bei rein negativen Feſtftellungsklagen mag die Beweis⸗ 
laſt demjenigen zufallen, welcher die Entſtehung des beſtrittenen 
Rechtes für ſich behauptet. Soweit aber Kl. pofitiv die Feſt⸗ 
ſtellung verlangt, daß ihm ſelbſt ein Anſpruch zuſtehe, hat er 
ſelbſt die Beweislaſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 337 ff.). 
Soweit alſo dem Kl., ohne daß er hierfür den Beweis erbracht, 
lediglich deshalb, weil die Bekl. beweisfällig geblieben, die 
Darlehnsforderungen als ihm zuſtehend zuerkannt find, 
beruht das Urtheil auf Geſetzesverletzung. Es iſt aber über- 
haupt der ganze Feſtſtellungsanſpruch zu a als einheitliche 
poſitive Feſtſtellungsklage, die gleichen Beweisgrundſätzen 
unterliegt, aufzufaſſen. Denn in dem Verlangen des Kl., es 
ſollten ihm die Forderungen zugeſprochen werden, iſt zugleich 
nothwendig die Negative enthalten, daß ſie nicht zum Nachlaſſe 
gehören. Dem Kl. war alſo zu a der volle Beweis aufzuerlegen 
und ſofern Kl. den ihm obliegenden Nachweis, daß ihm die 
Forderungen zuſtehen, nicht erbracht, war die Klage überhaupt 
abzuweiſen. IV. C. S. i. S. Bogatzki u. Gen. c. Fabian 
vom 18. Februar 1901, Nr. 359/1900 IV. 

4. § 286. 

Die Kl. hat in der Berufungsverhandlung ihren Juſtitiar R. 
und den Agenten M. als Zeugen dafür benannt, daß der Ver⸗ 
trag vom 26. Auguſt 1899 von der Kl. in der Abfiht ge⸗ 
ſchloſſen ſei, das Eigenthum an den betreffenden Gegenſtänden 
zu erwerben, daß ein Kauf und Eigenthumsübertragung wirklich 
verabredet worden ſei, und daß E. vor und bei Abſchluß des 
Vertrages erklärt habe, anderen Lieferanten erhebliche Beträge 
nicht zu ſchulden und von Niemand gedrängt zu werden, und 
ſeine Verbindlichkeiten gut erfüllen zu können. Dieſe Thatſachen 
find, da fie das direkte Gegentheil deſſen, was der B. R. als 
erwieſen annimmt, darthun ſollen, unbeſtreitbar erheblich. Der 
B. R. hat aber die Vernehmung der Zeugen mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt: Wenn man auch als wahr unterſtelle, 
daß die erwähnten Erklärungen in Gegenwart der Zeugen ab⸗ 
gegeben worden feien, ſo ſei doch hierauf kein Gewicht zu legen, 
da bei der bereits feſtſtehenden Abſicht der Kontrahenten, ein 
Scheingeſchäft zu ſchließen, anzunehmen ſei, daß die gegen- 
theiligen Erklärungen abſichtlich zu dem Zwecke gemacht worden 
ſeien, um in etwaigen künftigen Prozeſſen Zeugen für die 
Ernſtlichkeit des Vertrags vorführen zu können. Dieſe Be⸗ 
gründung würde als genügend anzuerkennen ſein, wenn die 
Zeugen dritte Perfonen wären, die ſelbſt von den Kontrahenten 
getäufcht werden ſollten, wie dies der B. R. annimmt. Allein 
der Zeuge R. iſt keinesfalls eine dritte Perſon in dieſem Sinne. 
Er iſt es, der den Vertrag als Bevollmächtigter der Kl. mit 
den Bekl. abgeſchloſſen hat; wenn dieſer Zeuge die obigen 
Thatſachen beſtätigt, ſo kann das Gewicht ſeiner Ausſagen nicht 
damit beſeitigt werden, daß man ſie auch im Falle ihrer Wahrheit 
für unerheblich erklart, ſondern nur damit, daß dem Zeugen die 
Glaubwürdigkeit verſagt wird. Die Ablehnung des geſtellten 
Beweisantrages war deshalb ungerechtfertigt, und es muß ſchon 
aus dieſem Grunde das angefochtene Urtheil aufgehoben und 
die Sache in die Berufungsinſtanz zurückverwieſen werden. 
VII. C. S. i. S. Dortmunder Aktienbrauerei c. Eifert vom 
1. Marz 1901, Nr. 370/1900 VII. 
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5. § 287. 

Es mußte der Revifion darin Recht gegeben werden, daß 
der Ausſpruch des B. R., es laſſe ſich der Theil des Schadens 
nicht ausmitteln, den jeder einzelne Beſchädiger verurſacht habe, 
nicht ausreichend begründet worden iſt. Es iſt nicht erkennbar, 
ob der B. R. ſich dabei der Aufgabe bewußt geweſen iſt, die 
der § 287 der C. P. O. dem Richter bei der Entſcheidung über 
ſtreitige Schadenserſatzanſprüche zuweiſt. Der Richter ſoll darnach 
über den zu erſetzenden Schaden, alſo auch über den Antheil 
jedes einzelnen von mehreren nicht ſolidariſch haftenden 
Beſchädigern, unter Würdigung aller Umſtände nach freiem 
Ermeſſen entſcheiden (vergl. z. B. Entſch. des R. G. 
Bd. 36 a. a. O.). Es erhellt nicht, daß eine derartige Prüfung 
des Falls vom B. R. ſtattgefunden hat. Zwar führt er an, 
daß die vernommenen Sachverſtändigen über die Frage des 
antheiligen Verhältniſſes der mehreren Beſchädiger zu verſchiedenen 
Ergebniſſen gelangt find. Das iſt aber eine häufige Erſcheinung 
beim Sachverſtändigenbeweiſe und ſchließt nicht die Möglichkeit 
für den Richter aus, unter Würdigung aller Umſtände ſeinerſeits 
zu einer, durch das eingeräumte freie Ermeſſen erleichterten, 
gleichwohl aber gewiſſenhaften Anſicht über das Maß, hier das 
antheilige Maß der zu leiſtenden Entſchädigung zu gelangen. 
V. C. S. i. S. Union c. Lettow u. Gen. vom 7. März 1901, 
Nr. 363 / 1900 V. 

6. 88 309, 551. 

Die Reviſion tft zunächſt darauf geſtützt, daß einer der 
Richter, welche an der Urtheilsfaͤllung in der Berufungsinſtanz 
theilgenommen haben, nämlich der vor der ſchriftlichen Abfaſſung 
des Urtheils verſtorbene Oberlandesgerichtsrath N., derjenigen 
mündlichen Verhandlung, welche dem Urtheil zu Grunde liege, 
nicht beigewohnt habe. 88 309, 551 Ziff. 1 der C. P. O. 
Dieſer Angriff gründet ſich auf folgenden Sachverhalt: In dem 
angefochtenen Urtheil iſt der Oberlandesgerichtsrath N. als Mit- 
glied des erkennenden Gerichts genannt. Er hat das Urtheil 
nicht ſelbſt unterſchrieben, jedoch befindet ſich unter dem Urtheil 
bei der Unterſchrift des Präfidenten der Vermerk: „zugleich für 
den nach Feſtſtellung des Urtheils verſtorbenen Rath N.“ (§ 315 
C. P. O.) Oberlandesgerichtsrath N. hat ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolls vom 14. Juli 1900 der an dieſem Tage ſtatt⸗ 
gefundenen Verhandlung der Sache beigewohnt. Nach Schluß 
der Verhandlung iſt ein Termin zur Verkündung der Entſcheidung 
auf den 22. September anberaumt, welcher dann nochmals zum 
29. September 1900 vertagt worden iſt. Inzwiſchen hatte der 
Anwalt der Kl. mit einem neue Thatſachen und Beweisanträge 
ankündigenden Schriftſatze den Bekl. zur Verhandlung über den 
Antrag auf Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung und über 
die Hauptſache geladen. Hierzu war zunächſt Termin auf den 
18. September, und dann, da in dieſem Termine Niemand erſchienen 
war, auf neue Ladung Termin auf den 29. September beſtimmt 
worden. Das Sitzungsprotokoll von dieſem Tage ſagt: Nach 
Eröffnung der mündlichen Verhandlung verhandelten die Anwälte 
zunächſt über den Antrag auf Wiedereröffnung der Verhandlung. 
Dr. G. (Anwalt der Kl.) beantragte die Wiedereröffnung der 
Verhandlung. Dr. O. (Anwalt des Bekl.) widerſprach dem 
klägeriſchen Antrage. Das Gericht beſchloß, daß die Wieder⸗ 
eröffnung der Verhandlung abzulehnen ſei und es wurde das 
anliegende Zwiſchenurtheil (richtig: Theilurtheil) und der Beweis⸗ 
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beſchluß (59) verkündet. Dieſer Verhandlung hat an Stelle 
des Oberlandesgerichtsraths N. ein anders Mitglied des O. L. G. 
beigewohnt. Bei dieſer Sachlage iſt der Angriff der Reviſion 
unbegründet. Eingehend begründet. I. C. S. i. S. Klagges 
c. Baſchy und Gen. vom 20. Februar 1901, Nr. 430/1900 J. 

7. § 324, § 139. 

In den Gründen des landgerichtlichen Urtheils iſt die vom 
Kl. behauptete Zufiherung R.“s, daß K. den Spezial- und 
Alleinausſchank der Biere der Bekl. erhalten und nur dieſe 
Biere führen dürfe, völlig übergangen worden. Auch das B. G. 
hat dieſes Vorbringen nicht gewürdigt. Die Reviſion zieht dies 
zur Beſchwerde, da ohne Prüfung des erwähnten Streitpunktes 
das landgerichtliche Urtheil nicht zu Ungunſten des Kl. hätte 
abgeändert werden dürfen. Es iſt der Rbkl. zuzugeben, daß es 
zweifelhaft iſt, ob der Kl. ſeinen Anſpruch überhaupt auch auf 
jene Zuſicherung und nicht vielmehr lediglich darauf hat 
ſtützen wollen, daß er die Verwendung der Hälfte des der ver⸗ 
ehelichten K. zu gewährenden Darlehns zu baulichen Zwecken 
zur Bedingung der Vorrechiseinräumung gemacht habe. Der 
Thatbeſtand des landgerichtlichen Urtheils, der auch in der Be⸗ 
rufungsinſtanz vorgetragen worden, iſt in dieſer Beziehung unklar. 
Jedenfalls läßt ſich jenes nicht ohne Weiteres annehmen und 
etwaige Zweifel hätten durch Ausübung des Fragrechts beſeitigt 
werden können. Der Eingang der Entſcheidungsgründe des 
B. U. ergiebt aber, daß das B. G. ſelbſt das Vorbringen des 
Kl. nicht in jenem beſchränkten Sinn aufgefaßt hat, und für 
die Annahme, daß der Kl. in der Berufungsinſtanz nicht mehr 
auf die erwähnte Zuficherung habe zurückkommen wollen, fehlt 
es an jedem Anhalt. Jene Entſcheidungsgründe führen aus, 
daß, da die Zuficherung von der I. J. unberückſichtigt gelaſſen 
worden und dies der Bekl. nur vortheilhaft ſei, das Rechtsmittel 
des Kl. aber ſich hiergegen nicht richte, die behauptete Zuficherung 
auch in der Berufungsinſtanz keiner Erörterung bedürfe. Hieraus 
geht hervor, daß das B. G. es an und für ſich als ſeine Aufgabe 
angeſehen hat, auch über den erwähnten Streitpunkt zu ver⸗ 
handeln und zu entſcheiden (vergl. auch Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 45 S. 316 ff.), daß es ſich aber hieran durch 
Erwägungen formeller Art, durch die Rückſicht auf die Grund⸗ 
ſätze der ſogenannten relativen Rechtskraft behindert geſehen hat. 
Dieſe Erwägungen find rechtsirrthümlich. Sie könnten vielleicht 
für zutreffend erachtet werden, wenn das B. G. bei Prüfung des die 
Zuficherung der Verwendung des Geldes betreffenden Klaggrundes 
zu einer Zurückweiſung der Berufung der Bekl. gelangt wäre. 
Denn da der Kl. — abgeſehen von der mit der Anſchlußberufung 
erſtrebten Abänderung des Eides — ſich darauf beſchränkt hat, 
die Zurückweiſung der Berufung zu beantragen, ließe ſich die 
Meinung vertreten, daß er — abgeſehen von jener Eides ⸗ 
abänderung — auch nicht mehr hätte erreichen können, als 
die Zurückweiſung der Berufung und zwar ſelbſt dann, 
wenn der andere Klaggrund zu einer unbedingten Verurtheilung 
der Bekl. hätte führen müſſen. Allein wenn auch der Kl. eine 
Abänderung des landgerichtlichen Urtheils zu ſeinen Gunſten, 
abgeſehen von einer Abänderung des ihm über den einen 
Klaggrund auferlegten Eides, nicht erſtrebte, ſo durfte 
er doch davon ausgehen, daß das B. G., wenn es ab- 
weichend vom L. G. die Beweisergebniſſe dahin würdigen ſollte, 
daß über den einen Klaggrund nicht ihm ein richterlicher Eid, 
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ſondern der Bekl. der ihr zugeſchobene und von ihr angenommene 
Eid aufzuerlegen ſei, nunmehr auch den anderen Klaggrund er⸗ 
oͤttern und fo den Streitſtoff in feinem geſammten Umfang 
innerhalb der Berufungsanträge der Parteien erſchoͤpfen werde 
(vergl. Entſch. des R. G. in Gruchot Beiträge Bd. 37 S. 995 ff.). 
Hiernach mußte das angefochtene Urtheil aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
B. G. zurückverwieſen werden. Dieſes wird, wenn es nicht 
dadurch, daß ſich der Kl. der Berufung in weiterem Umfang, 
als bisher geſchehen, anſchließt, freie Hand bekommen ſollte, zu 
prüfen haben, ob die auf Grund des geſammten Streitſtoffs 
an und für ſich zu gewinnende Entſcheidung die Bekl. un⸗ 
günstiger ſtellen würde, als das landgerichtliche Urtheil (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 S. 428 ff.). VI. C. S. 
i. S. Bergfeldt c. Kulmbacher Exportbrauerei vom 7. Maͤrz 1901, 
Nr. 445/1900 VI. 

8. 88 383 ff. 

In dem anhängigen Rechtsſtreit, in welchem es ſich darum 
handelt, ob Kl. bei der mittels notariellen Vertrages vom 
29. Dezember 1891 bewirkten tauſchweiſen Veräußerung ſeines 
Gutes Zechen Nr. 10 an den Bekl. ſich dieſem gegenüber eines 
Betruges ſchuldig gemacht hat, war der vom Bekl. als Zeuge 
vorgeſchlagene Inſpektor Hugo M. aus Breslau, ein Schwager 
des Bekl., von dem beauftragten Richter des B. G. uneibdlich 
darüber vernommen worden, ob Bekl. die Taxe des Grundſtücks 
Zechen Nr. 10 gewünſcht, Kl. aber erwidert habe, er habe fie 
augenblicklich verlegt, und ob dem Zeugen Thatſachen bekannt 
ſeien, aus denen zu ſchließen ſei, daß Bekl. dieſen unwahren 
Angaben des Kl. Glauben geſchenkt habe. Nachdem der Zeuge 
ſch hierüber ausgelaſſen hatte, beſchloß das B. G., 
ihn in der mündlichen Verhandlung nochmals zu vernehmen. 
Nunmehr verweigerte er unter Berufung auf fein Schwäger- 
ſchaftsverhältniß zum Bekl. das Zeugniß. Die Weigerung iſt 
durch das angefochtene Zwiſchenurtheil für gerechtfertigt erklärt 
worden. Die hiergegen vom Beklagten eingelegte ſofortige 
Beſchwerde iſt nicht begründet. Mit Unrecht macht der Be⸗ 
ſchwerdeführer zunächft geltend, der Zeuge habe, nachdem er 
einmal ausgeſagt, nicht hinterher das Zeugniß verweigern 
dürfen. Allerdings enthält die C. P. O. keine den 88 51 
Abſ. 2 und 57 Abſ. 2 Str. P. O. entſprechende Vorſchrift, 
wonach ein zur Zeugnißverweigerung berechtigter Zeuge nicht 
blos während ſeiner Vernehmung die Fortſetzung der letzteren 
ablehnen, ſondern ſelbſt nach durchgeführter Vernehmung noch 
die Beeidigung ſeiner Ausſage ablehnen darf. Daraus folgt 
indeſſen nur, daß der Geſetzgeber für den Bereich des Civil⸗ 
prozeſſes eine gleiche authentiſche Klarſtellung der Tragweite 
des Zeugnißverweigerungsrechts für unnöthig erachtet hat, nicht 
aber, daß er hier etwas von den Grundſätzen des Straf- 
verfahrens Abweichendes hat beſtimmen wollen. Wäre ſeine 
Abſicht dahin gegangen, zu verordnen, daß der Zeuge das 
Recht zur Zeugnißverweigerung vor Beginn ſeiner Vernehmung 
geltend machen müſſe, widrigenfalls er deſſelben verluftig gehe, 
Io hätte dies in gleicher Weiſe im Geſetze ausdrücklich aus- 
geſprochen werden müflen, wie es z. B. für das Ablehnungs⸗ 
verfahren in den Fällen der 88 43, 406 C. P. O. geſchehen 
iſt. Beim Mangel einer ſolchen einſchränkenden Vorſchrift 
fehlt es für die Annahme, daß nach dem Willen des Geſetz⸗ 
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gebers das Zeugnißverweigerungsrecht durch nicht rechtzeitige 
Geltendmachung verwirkt ſein ſolle, an dem erforderlichen 
Anhalt im Geſetzeswort. Verfehlt iſt weiterhin auch die 
Meinung des Beſchwerdeführers, daß § 385 Ziffer 1 und 3 
C. P. O. auf den vorliegenden Fall zutreffen. Die Voraus⸗ 
ſetzungen der Ziffer 1 würden gegeben ſein, wenn der Zeuge M. 
als Solennitätszeuge beim Abſchluß des Tauſchvertrages vom 
29. Dezember 1891 mitgewirkt hätte Davon kann indeſſen 
nicht die Rede ſein. Die angeblichen Aeußerungen der Parteien, 
bei denen er zugegen geweſen ſein ſoll, gehören nach der 
eigenen Darſtellung des Beſchwerdeführers dem Stadium der 
dem definitiven Vertragsſchluß vorausgegangenen Vorverhand⸗ 
lungen an und ſelbſt bezüglich dieſer iſt in dem bisherigen 
Verlaufe des Rechtsſtreits nirgends behauptet, daß M. zu ihnen 
von den Parteien ausdrücklich zugezogen worden ſei. Was 
aber die Ziffer 3 anbelangt, ſo wird deren Anwendbarkeit von 
dem Beſchwerdeführer darauf geſtützt, daß letzterer als Schwager 
des M. das Gut Zechen Nr. 10 für dieſen habe erwerben 
wollen und daß M. kurze Zeit mit einer Tochter des Kl. 
verlobt geweſen ſei. Daß dieſe Umſtände auch nicht entfernt 
den Thatbeſtand der Ziffer 3 erfüllen hat das B. G. zu⸗ 
treffend ausgeführt. V. C. S. i. S. Kiesler c. Uhles vom 
7. Maͤrz 1901, B Nr. 34/1901 V. 

9. § 460. 

Das Urtheil des O. L. G. iſt aus folgendem Grunde pro⸗ 
zeſſualiſch unhaltbar. Das L. G. hatte ein unbedingtes End⸗ 
urtheil erlaſſen, indem es dem Klageantrage entſprechend die 
Wittwe Jean B. zur Zahlung der Hälfte, die 7 Geſchwiſter B. 
zur Zahlung von je der Klageſumme verurtheilte. Das 
O. L. G. hat ein bedingtes Endurtheil erlaſſen, indem es dem 
Kl. die ihm über die behauptete Fälſchung des Schriftſtücks 
vom 26. Dezember 1883 und den Inhalt der darin beurkundeten 
Abrechnung von den Bekl. zugeſchobenen Eide auferlegte und 
von deren Leiſtung oder Nichtleiſtung die Entſcheidung abhängig 
machte. In ſolchen Fallen muß das erſte Urtheil ganz auf⸗ 
gehoben werden, indem ſchon durch den Erlaß des bedingten 
Endurtheils das erſte Urtheil ſeinem ganzen Inhalte nach in 
Wegfall kommt. Vergl. Peterſen, 4. Auflage zu § 536 Be. 
merkung 2 und die daſ. Anm. 6 bezeichneten Entſcheidungen. 
Das O. L. G. hat dagegen nur für den Fall der Nichtleiſtung 
beider oder des zweiten Eides das erſte Urtheil aufgehoben und 
die Klage abgewieſen, für den Fall der Leiſtung beider Eide 
jedoch dem Grunde nach das erſte Urtheil beſtehen laſſen und 
nur die Entſcheidung im Koſtenpunkte vorbehalten. Wenn es 
auch nicht als prozeſſualiſch unzuläſſig erachtet werden kann, 
überhaupt ein bedingtes Endurtheil in der Weiſe zu erlaſſen, 
daß mit Rückſicht auf die Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides 
für den einen Fall eine Endentſcheidung getroffen, für den 
anderen Fall nur über den Grund des Anſpruchs erkannt wird 
wie das O. L. G. am Schluſſe der Urtheilegründe richtig ſagt, 
ſo hätte doch im vorliegenden Falle das erſte Urtheil ganz auf⸗ 
gehoben und auch für den Fall der Leiſtung des Eides die 
Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs vom O. L. G. 
ſelbſt getroffen werden müfjen. Zur Entſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs gehört nämlich auch die Feſtſetzung der 
Quoten der ganzen Summe, zu deren Zahlung die einzelnen 
Bekl. nach dem Antrage des Kl. verurtheilt werden ſollen. 
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Hierüber trifft das O. L. G. ſelbſt keine Beſtimmung. Die 
Entſcheidung des I. R. aber, wonach die 7 Geſchwiſter B. 
je zahlen ſollen, ſtimmt auch ſachlich nicht überein mit der 
Begründung des oberlandesgerichtlichen Urtheils, wonach die 
7 Geſchwiſter als Erben des Jean B. je ½ zu zahlen haben 
würden. Allein es kommt hier allerdings in Betracht, daß F. 
gegen das erſte Urtheil, welches die beklagten Geſchwiſter nur 
zu der geringeren Quote von je ½ ͤverurtheilt hat, ſeinerſeits 
keine Anſchlußberufung eingelegt hat. In dieſer Hinficht läßt 
aber auch das Urtheil des O. L. G. eine Aufklärung vermiſſen. 
II. C. S. i. S. Bitſch u. Gen. c. Fotré vom 1. März 1901, 
Nr. 341/1900 II. 

10. 5 549. 

Die Reviſion rügt zunächſt, daß das B. G. in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheile rechtsirrthümlich die elſaß ⸗lothringiſchen 
Enteignungsgeſetze vom 3. Mai 1841 und 20. Juni 1887 ſtatt 
der allgemeinen Grundſätze des 0. c. über das Nachbarrecht an⸗ 
gewendet habe. Da — wie bereits in dem in dieſer Sache 
erlaſſenen Urtheile des erkennenden Senats vom 1. Juni 1900 
ausgeſprochen iſt — die angeführten beiden Enteignungsgeſetze 
außerhalb Elſaß⸗ Lothringens niemals gegolten haben und ſomit 
auf deren Verletzung nach 58 549 und 562 der C. P. O. die 
Reviſion nicht gegründet werden kann, fo wird bezüglich der 
Zuläſſigkeit der erwähnten Reviſionsbeſchwerde des Nähern aus⸗ 
geführt, daß es ſich im gegebenen Falle um einen Konflikt 
zwiſchen nicht reviſibelm und revifibelm Recht handle und daß 
das Mevifiondgericht ſich nicht mit der Frage, ob das angewendete 
Enteignungsrecht richtig angewendet fei, ſondern mit der 
Frage zu befaſſen habe, ob nicht an Stelle dieſes Rechts die 
im c. c. enthaltenen allgemeinen Grundſätze des Nachbar. 
rechts der angefochtenen Entſcheidung hätten zu Grunde gelegt 
werden müſſen. Dieſe Ausführungen find nicht zutreffend; denn 
das B. G. hat dieſe letzteren allgemeinen Rechtsgrundſätze nur 
deshalb nicht angewendet, weil es die beſonderen Grundſätze 
des elſaß⸗lothringiſchen Enteignungsrechts, welche es aus den 
nach dem c. co. erlaſſenen Geſetzen vom 3. Mai 1841 und 
20. Juni 1887 herleitete, für anwendbar hielt. Um zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die civilrechtlichen Grundſätze des Nachbarrechts mit 
Unrecht nicht angewendet worden find, müßte daher das 
Revifionsgericht zuvor auf Grund des Inhalts der beiden 
Enteignungsgeſetze prüfen, welche Rechtsnormen in den letzteren 
enthalten find. Die Prüfung dieſer ausſchließlich dem Ge⸗ 
biete des nicht reviſibeln Rechts angehörigen Frage aber iſt dem 
Reviſionsgerichte gerade durch die Vorſchriften der §8 549 und 
562 der C. P. O. unterſagt. Es beſteht kein Anlaß, von dieſer 
bereits in den Urtheilen des erkennenden Senats vom 14. April 
1882 (Entſch. Bd. 6 S. 135) und des III. C. S. vom 14. Juni, 
17. und 29. März 1881 (Entſch. Bd. 4 S. 202, Bd. 5 S. 211 
und 372) und 18. Januar 1898 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 
S. 175) ausgeſprochenen und auch dem in der gegenwärtigen 
Sache erlaſſenen diesſeitigen Urtheile vom 1. Juni 1900 zu 
Grunde liegenden Rechtsanſicht abzuweichen, welcher auch die 
von der Revifion angeführten reichsgerichtlichen Urtheile (Entſch. 
Bd. 2 S. 70, Bd. 8 S. 342, Bd. 10 S. 124) nicht entgegen- 
ſtehen. Hiernach iſt die von dem B. G. den beiden Geſetzen 
vom 3. Mai 1841 und 20. Juni 1887 gegebene Auslegung für das 
Reoiſionsgericht nach $ 562 der C. P. O. bindend und erledigen 
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ſich hierdurch die die Richtigkeit dieſer Auslegung bekämpfenden 
Revifionsangriffe. Wenn aber dieſe beiden Geſetze den vom B. G. 
in unangreifbarer Weiſe feſtgeſtellten Inhalt haben, ſo erſcheint 
der von demſelben Gericht daraus gezogene Schluß, daß die 
allgemeinen Grundſätze des c. c. über das Nachbarrecht auf den 
gegebenen Fall nicht anwendbar ſind, nicht als rechtsirrthümlich; 
beun wenn, wie dies das B. G. annimmt, nach den aus 
dieſen Geſetzen ſich ergebenden beſonderen Grund- 
ſätzen des elſaß⸗lothringiſchen Enteignungs rechts 
dem Enteigneten auch für die mittelbaren Folgen der Ent⸗ 
eignung, insbeſondere auch für ſolche Nachtheile, welche durch 
die erſt durch die Enteignung ermöglichte Ausſührung eines 
Baus auf dem enteigneten Gelände bewirkt find, nachträglich 
durch die Gerichte eine beſondere Entſchädigung zu gewähren 
iſt, ſo erſcheint es folgerichtig, daß für die Frage, ob eine ſolche 
Entſchädigung im einzelnen Falle zu gewähren iſt, nicht die 
allgemeinen Grundſätze des Civilrechts über das Nachbarrecht, 
ſondern die aus den beiden erwähnten Geſetzen hergeleiteten 
beſonderen Grundſätze des elſaß⸗lothringiſchen Enteignungsrechts 
als maßgebend erachtet werden. Hiernach konnte die gerügte 
Nichtanwendung der erſteren revifibeln Grundſätze eine Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils nicht zur Folge haben. II. C. S. 
i. S. Reichsfiskus c. Engel vom 5. März 1901, Nr. 356/1900 II. 

Zur Konkursordnung. 

11. 58 64 ff., 88 57 ff. 

Der B. R. nimmt an, der klägeriſche Anſpruch auf Auf- 
laſſung des Grundſtücks gemäß den Beſtimmungen des Bau⸗ 
vertrages vom 21. Juni 1892 ſei endgültig dadurch beſeitigt, 
daß der Konkursverwalter die weitere Vertragserfüllung ver⸗ 
weigert habe. Ob auch der im gegenwärtigen Prozeß geltend 
gemachte Wertherſatzanſpruch hinfällig ſein würde, wenn Bekl. 
das ihm nach dem Vertrage zuſtehende und durch die Erfüllungs⸗ 
weigerung des Konkursverwalters unberührt gebliebene Rücktritts⸗ 
recht in der in dem Vertrage vorgeſehenen Form rechtzeitig 
ausgeübt hätte, könne dahingeſtellt bleiben, da die Rücktritts⸗ 
erklärung vom 22. Oktober 1898 jedenfalls verſpätet ſei. Ein 
auf die Erfüllungsweigerung des Konkursverwalters geſtützter 
Rücktritt hätte noch vor Beendigung des Konkurs- 
verfahrens erklärt werden müſſen. Denn es habe ſich dabei 
um die Frage gehandelt, ob in Folge jener Erfüllungsweigerung 
Bekl. nur gemäß § 21 R. K. O. a. F. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung habe fordern dürfen oder auf Grund der Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen zu weitergehenden Anſprüͤchen berechtigt 
geweſen ſei, und dieſe Frage habe ſich im Laufe des Konkurs- 
verfahrens entſcheiden müflen. Soweit aber der Kl. auch weiterhin 
nach Beendigung des Konkurſes den Bauvertrag unerfüllt gelaſſen 
habe, könne hierauf der vertragsmäßige Rücktritt des Bekl. deshalb 
nicht gegründet werden, weil in Folge der durch die Erfüllungs- 
weigerung des Bekl. herbeigeführten Aufhebung des Vertrages 
dem Bekl. ein Erfüllungsanſpruch für die ſpätere Zeit überhaupt 
nicht mehr zugeſtanden habe und daher von da ab auch von 
einem Erfüllungs verzuge nicht mehr habe die Rede fein können. 
Dieſen Ausführungen gegenüber kann zunächſt in Frage kommen, 
ob zur Aufhebung des Vertrages mit der Wirkung, daß ſich 
das fiduziariſche Eigenthum des Bekl. in volles Eigenthum ver⸗ 
wandelte, die in dem Vertrage vorgeſehene Rücktrittserklärung 
überhaupt erforderlich war oder ob nicht jene Wirkung ohne 
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weiteres ſchon mit der Erklärung des Konkursverwalters, den 
Vertrag nicht erfüllen zu wollen, eintrat und in Folge deſſen 
ſchon von da ab jedes Anrecht des Kl. auf das Grundſtück 
ſowohl in natura wie auf Werthvergütung erloſch. Eines Ein- 
gehend auf dieſen Punkt bedarf es indeſſen nicht. Denn zu dem 
gleichen Ergebniß gelangt man, wenn der gegen die vorerwähnten 
Ausführungen gerichtete Angriff der Reviſion, der fie als rechts⸗ 
irthümlich bezeichnet, begründet iſt. Dies iſt aber der Fall. 
5152 R. K. O. a. F. geſtattet den nicht befriedigten Konkurs⸗ 
pläubigern ganz allgemein, nach der Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens ihre Forderungen gegen den Schuldner unbeſchränkt 
geltend zu machen, ohne daß dabei unterſchieden wird, ob das 
Schuldverhältniß unberührt durch den Konkurs hindurch 
gegangen iſt oder unter deſſen Einwirkung, 88 15 ff. R. K. O. 
a. F. eine theilweiſe Veränderung feines Inhalts erfahren, ins⸗ 
beſondere ob der urſprüngliche Erfüllungsanſpruch fi in einen 
Jutereſſenanſpruch umgewandelt hat. Auch die aus 8 178 
K K. O. a. F. ſich für den Fall einer Beendigung des Konkurſes 
durch Zwangsvergleich ergebende Beſchränkung in der 
Geltendmachung der Forderung betrifft nur deren Höhe, iſt alſo 
nur quantitativer Art und läßt eine Abficht des Geſetzgebers, 
dotderungen, die durch den Einfluß des Konkurſes ihren quali- 
tativen Charakter verändert haben, ungünſtiger als die ſonſtigen 
Konkurzforderungen zu behandeln, nicht erkennen. Für den 
von dem B. R. ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegten Rechtsſatz 
ſchlt es hiernach in dem Geſetz an jedem Anhalt. Dazu kommt, 
laß, wie der B. R. feſtſtellt, das Abkommen der Parteien, 
venach Bekl. das Grundſtück zur Sicherſtellung feiner durch 
den Vertrag vom 21. Juni 1892 geregelten Bauforderung auf ⸗ 
pelafien erhielt, kein Scheingeſchäft war, ſondern eine ernſtlich 
Nöugiariihe Eigenthumsübertragung bezweckte. Der Bekl., der 
durch dieſe Sekuritätsauflafſung ausreichende Deckung für feine 
Forderung erwarb, hatte daher, zumal ihm das Grundſtück vom 
Konkurzverwalter nicht ſtreitig gemacht wurde, gar keine Ver⸗ 
anlafjung, ſich als perfönlicher Konkursgläubiger an dem Konkurs ⸗ 
verfahren zu betheiligen. Er würde ſogar, wenn man dem 
dom erſten Senat des R. G. in dem Urtheil vom 2. Februar 1889, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 24 S. 45 angenommenen 
Rechtsgrundſatze folgt, hierzu nicht einmal befugt geweſen ſein, 
ſondern hätte feine Forderung nur mit den für abſonderungs⸗ 
berechtigte Gläubiger geltenden Einſchränkungen, 8$ 57, 141, 
143, 144, 155 Ziff. 3, 156 R. K. O. a. F. im Konkurſe ver- 
folgen können. V. C. S. i. S. Schrey c. Thomas vom 23. Februar 
1901, Nr. 342/1900 v. 

II. Das Handelsrecht. 

12. 8 200. 

Die erfte Rüge betraf die Abweiſung der gegen die unter 
fer I. 2—9 aufgeführten verklagten Gründer der Aktien ⸗ 
zeſelſchaft „Portlandeementwerk und chemiſche Fabrik (vor- 
mal H.)“ in Oos erhobenen Eutſchädigungsklage, indem Ver⸗ 
lezung des Art. 211 des H. G. B. geltend gemacht wurde, da 
zieſe Beſtimmung ſich nicht blos auf Vorſtandsmitglieder, 
ſondern auf alle Perſonen beziehe, die für eine noch nicht 
eriſtirende Aktiengeſellſchaft gehandelt haben. Letzteres ſei von 
Seiten der Gründer geſchehen, welche ſich in der General- 
derſummlung vereinigt und Beſchlüſſe, die mit der Gründung 
der Geſellſchaft nichts zu thun gehabt, gefaßt hätten. Mit der 
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hier beſchloſſenen Aufnahme eines Darlehn gegen unterpfandliche 
Sicherheit hätte gewartet werden ſollen, bis die errichtete Geſell⸗ 
ſchaft zum Handelsregiſter eingetragen und damit auch nach 
außen zur Entſtehung gelangt war. Dieſe Rüge konnte nicht 
als gerechtfertigt anerkannt werden. Nach dem Statut war zur 
Aufnahme des Darlehns unter Verpfändung der übernommenen 
Liegenſchaften, wodurch zunächſt die auf letzteren ſchon ruhenden 
Pfandſchulden abgetragen werden ſollten, die Genehmigung der 
Generalverſammlung erforderlich. Die Ertheilung dieſer Ge⸗ 
nehmigung war ein interner Vorgang, welcher an ſich zuläſſig 
und nicht nach außen wirkſam geworden iſt. Auch die damit 
verbundene Ermächtigung des Dr. H. zur Ausführung des Ge⸗ 
ſchäfts war nicht ein Handeln nach außen im Sinne des 
Art. 211 des H. G. B. Sie bezog ſich zwar auf ein von Dr. H. 
als Vorſtand der Aktiengeſellſchaft für dieſe abzuſchließendes 
Geſchäft, unterſtellte ihn aber nicht den Weiſungen und der 
Aufficht der Gründer, ſondern ließ ihm freie Hand und be 
gründete daher keine Verantwortlichkeit der Gründer und 
Aktionäre für die Unwirkſamkeit des vor Eintragung der Aktien⸗ 
geſellſchaft zum Handels regiſter und vor Eintragung des Ueber⸗ 
gangs der Liegenſchaften auf dieſe Geſellſchaft zum Grundbuch 
von Dr. H. in ſeiner Eigenſchaft als Vorſtand der Aktien⸗ 
geſellſchaft beſtellten Pfandrechts. Wie das O. L. G. in Würdigung 
der thatſächlichen Verhältniſſe annahm, erfolgte die Ermächtigung 
in der ganz ſelbſtverſtändlichen ſtillſchweigenden Vorausſetzung, 
daß der Pfandbeſtellung alles das vorausgehen werde, was ihr 
ordnungsmäßig vorauszugehen hatte, ohne daß Anlaß vorlag, 
die Ausführung des Geſchafts einer Beſchränkung oder einer 
Ueberwachung zu unterwerfen. Faßt man daher ſelbſt die 
Vorſchrift des Art. 211 Abſ. 2 des H. G. B. als eine Straf⸗ 
norm mit civilrechtlichen Folgen auf (vergl. Urtheil des R. G., 
VII. C. S. in Sachen Lobethal wider Leſſinglogenhaus A.-G. 
vom 21. September 1900, Nr. 109), ſo konnte von dem B. G. 
doch ohne Rechtsirrthum angenommen werden, daß ſich die 
unter Ziffer I, 2—9 belangten Gründer durch ihr geſchildertes 
Vorgehen einer Verletzung des Verbots, im Namen der Geſell⸗ 
ſchaft vor deren Entſtehung zu handeln, nicht ſchuldig gemacht 
haben. II. C. S. i. S. Mey Erben c. Hoffmann und Gen. 
vom 5. März 1901, Nr. 320/1900 II. 

13. 88 375 ff., § 230 I. 11 Pr. A. L. R. 

Es iſt zu prüfen, ob der Bekl. mit Recht ſeinen Rücktritt 
von dem Lieferungsvertrag erklären durfte. Dieſe Frage bejaht 
der B. R.; er erachtet den Bekl. zum Rücktritt berechtigt, weil 
der Kl. ſelbſt zuerſt den Vertrag nicht erfüllt habe. Es ſei 


inzwiſchen den Parteien neben dem ſchriftlichen Vertrage mündlich 


verabredet worden, daß der Kl. 50 Fontänen feſt beſtellen und 
nach ihrer Fertigſtellung gegen Kaſſe abnehmen müſſe. Die 
50 Fontänen ſeien fertiggeſtellt, Kl. habe aber ihre Abnahme 
verweigert und ſich nur bereit erklärt, vorläufig eine Fontäne 
gegen Zahlung von 100 Mark abzunehmen. Sein Verlangen, 
daß ihm zunächſt ein Muſter geliefert werden müſſe, ſei un⸗ 
gerechtfertigt, denn eine Zuſage dieſer Art ſei ihm weder im 
Vertrage noch nebenher mitgetheilt worden. Habe ihm 
hinterher der Bekl. einmal ein Muſter verſprochen, es 
aber nicht geliefert, fo ſei dies unerheblich, da eine Ver— 
pflichtung hierzu für ihn nicht beſtanden habe. Dieſe 
Entſcheidung beruht in mehrfacher Beziehung auf Rechts- 
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irrthum. Sowohl nach Art. 354 des hier noch in der früheren 
Faſſung zur Anwendung kommenden H. G. B., wie nach 
8230 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 11 ſteht dem Verkäufer das 
Recht, vom Vertrage zurückzutreten, nur zu, wenn der Käufer 
mit der Zahlung des Kaufpreiſes im Verzug iſt. Der 
Zahlungsverzug hat aber zur nothwendigen Vorausſetzung, daß 
der Betrag des Kaufpreiſes oder der fälligen Kaufpreis rate 
feſtſteht. Der vorliegende Fall bietet nur die Beſonderheit, daß 
der Kaufpreis im Vertrage nicht beſtimmt, ſondern einer nach⸗ 
träglichen Vereinbarung der Parteien vorbehalten war. Würde 
der Kl. ſich grundlos geweigert haben, zu ſeinem Theil an der 
Feſtſetzung des Kaufpreiſes mitzuwirken, ſo würde in Frage 
kommen können, ob nicht dieſes Verhalten dem Zahlungsverzuge 
gleichzuachten ſei. Eine derartige Weigerung des Kl. hat der 
B. R. nicht feſtgeſtellt, ſondern nur die Weigerung, die 
50 Fontänen abzunehmen, bevor ihm ein Mufter geliefert ſei. 
Auch wenn dieſes letztere Verlangen wirklich, wie der B. R. 
annimmt, unberechtigt wäre, ſo kam der Kl. hierdurch noch 
nicht mit der Zahlung des Kaufpreiſes in Verzug, ſolange nicht 
deſſen Feſtſetzung nach Maßgabe der getroffenen bezüglichen 
Vereinbarung erfolgt war. Es kann aber auch nicht zugegeben 
werden, daß das Verlangen des Kl., daß ihm vorerſt ein 
Muſter geliefert werde — für das er den geforderten, 
offenbar ſtark übertriebenen Preis von 100 Mark zu zahlen 
überdies bereit war —, unberechtigt war. Wenn auch 
dem Kl. eine entſprechende Zuſage im Vertrage oder beim 
Vertragsabſchluſſe nicht gemacht worden iſt, ſo hätte doch 
der B. R. erwägen müſſen, ob ſich die Vorlieferung eines 
Muſters nach Lage der Sache nicht von ſelbſt verſtehe, ins⸗ 
beſondere im Hinblick auf die Verpflichtung und das Recht des 
Kl., bei der Preisfeſtſetzung für die Fontänen mitzuwirken. 
Dieſe Mitwirkung ſetzt doch voraus, daß der Kl. in den Stand 
geſetzt wird, ſich ein Urtheil über die Angemeſſenheit des vom 
Bekl. verlangten oder vorgeſchlagenen Preiſes zu bilden, und es 
iſt ſchwer einzuſehen, wie er hierzu im Stande ſein ſoll, ohne 
daß ihm eine genaue und ſorgfältige Prüfung des Gegenſtandes 
nicht nur nach ſeiner äußeren Form, ſondern auch nach ſeiner 
inneren Konſtruktion und nad) feiner Leiſtungsfähigkeit ermöglicht 
wird. Unter dieſem Geſichtspunkte wird der B. R. zunächſt zu 
prüfen haben, ob ſich nicht die Lieferung eines Muſters an den 
Kl. von ſelbſt verſteht. Sollte er zur Verneinung dieſer Frage 
gelangen, dann liegt immer noch die mit dem Angebote von 
Zeugenbeweis vertretene Behauptung des Kl. vor, es ſei ihm 
ein Muſter vom Bekl. ausdrücklich verſprochen worden. Wie 
der B. R. dazu gelangt, dieſe Behauptung für unerheblich zu 
erklären, iſt unverſtändlich. Seine Bemerkung, es habe für den 
Bekl. eine Verpflichtung „hierzu“ nicht beſtanden, kann doch nur 
bedeuten, daß nach dem urſprünglichen Vertrage eine 
Verpflichtung des Bekl. zur Lieferung eines Muſters nicht be⸗ 
ſtanden habe. Unmöglich kann dagegen der B. R. ſagen wollen, 
daß der Bekl. nicht verpflichtet ſei, ein nachträgliches — natürlich 
vom Kl. angenommenes — Verſprechen nicht zu erfüllen. Ein 
derartiges Verſprechen enthält eine nachträgliche Ergänzung, 
Erläuterung oder Abänderung des Vertrages, die für die 
Parteien doch nicht minder bindend iſt, wie die übrigen, vom 
B. R. feſtgeſtellten, auch nur mündlich getroffenen Nebenabreden. 
Der B. R. durfte ſich deshalb der Erhebung des angebotenen 
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Beweiſes nur entſchlagen, wenn er die Verpflichtung des Bekl. 
zur Muſterlieferung ſchon aus anderen Gründen bejahte, nicht 
aber wenn er ſie verneinte. VII. C. S. i. S. Wolff c. Mielke 
vom 1. März 1901, Nr. 336/1900 VII. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz. 

14. 58 1, 6. 

Das O. L. G. geht davon aus, daß Gegenſtand des 
Gebrauchsmuſterſchutzes die ſogenannten kleinen Erfindungen 
ſeien, welche einen, wenn auch nicht erheblichen, gewerblichen 
Fortſchritt enthielten. Es tft aber der Anficht, daß die auf 9 6 
des Geſetzes vom 1. Juni 1891 geſtützte Löſchungsklage nicht 
zu der Prüfung führe, ob das angefochtene Muſter in Wirklichkeit 
einen ſolchen Fortſchritt aufweiſe, ſondern daß es dabei nur auf 
die Abſicht des Anmeldenden ankomme, ſein Gebrauchsmuſter in 
vortheilhafter Weiſe dem Arbeits. oder Gebrauchswerthe dienſtbar 
zu machen. Darauf ob das eingetragene Modell in der That 
dieſem Zwecke dienlich ſei, ob es für die gewerbliche oder andere 
Beſtimmung einen Fortſchritt enthalte oder Beachtung verdiene, 
komme es nur inſofern an, als möglicherweiſe aus dem Mangel 
dieſer Vorausſetzungen darauf geſchloſſen werden konne, daß das 
Modell auch nach dem Willen des Anmelders nicht einem 
Arbeits- oder Gebrauchszwecke dienen ſolle, vielmehr die Ein⸗ 
tragung nur unter dieſem Vorgeben zu einem andern Zwecke, 
insbeſondere dem der Täuſchung des Publikums erſchlichen ſei. 
Dies wäre abgeleitet aus der Faſſung des § 1 des Geſctzes, 
wonach die Modelle unter Schutz geſtellt find „inſoweit fie dem 
Arbeits- oder Gebrauchszweck durch eine neue Geſtaltung, An⸗ 
ordnung oder Verrichtung dienen ſollen“. Die Anſicht des 
O. L. G. geht demnach nicht bloß dahin, daß es für die Frage 
der Schutzfähigkeit nicht auf den ökonomiſchen Erfolg ankomme, 
welchen die gewerbliche Ausnutzung eines Gebrauchsmuſters im 
Endergebniſſe gewähre — wogegen als einer die kaufmänniſche 
Calculation betreffenden Frage nichts zu erinnern ſein würde — 
vielmehr wird grundſätzlich verneint, daß der techniſche Fortſchritt, 
die beſſere Erreichung eines Gebrauchs oder Arbeitezweckes 
Vorausſetzung eines ſchutzfähigen Gebrauchsmuſterſchutzes ſei. 
Da es trotz dem Mangel dieſes Fortſchrittes im einzelnen Falle 
wohl möglich wäre, daß an dem guten Glauben, der Ueber⸗ 


zeugung des Anmelders kein Zweifel beſtände, ſo müßte es das 


O. L. G. als ſchlußgerechte Folgerung aus feiner Auffaſſung 
gelten laſſen, daß in ſolchem Fall ein Modell geſchüuͤtzt würde, 
obgleich es weder überhaupt einem Arbeits- oder Gebrauchszwecke, 
noch dieſem auf eine beſſere Weiſe dient. Schon daraus ergiebt 
ſich, daß es nicht richtig ſein kann, den in § 1 des Geſetzes 
beſtimmten Vorausſetzungen des ſchutzfähigen Gebrauchsmuſters 
wegen des Wortes „ſollen“ eine bloß ſubjektive Bedeutung 
beizulegen. Wenn hier in der Begriffsumſchreibung die Be 
ſtimmung des Modells hervorgehoben wird, ſo iſt damit doch 
nicht geſagt, daß das Geſetz damit die willkürliche Zweckſetzung 
des Anmeldenden wolle entſcheiden laſſen und nicht bloß diejenige 
Beſtimmung meine, welche und ſoweit ſie in dem Modelle ihren 
entſprechenden thatſächlichen Ausdruck findet. In dieſem Sinne 
hat das R. G. den § 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 ſtets 
ausgelegt, vergl. z. B. Urtheil des IV. C. S. vom 20. Mai 1898 
(Blatt für Patent-, Mufter- und Zeichenweſen IV. Jahrg., S. 125), 
worin das geſetzliche Erforderniß, daß das Gebrauchsmuſter 
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dem Gebrauchszwecke dienen ſoll, dahin verſtanden wird, daß es 
‚Seiner äußeren Beſchaffenheit nach dem beſtimmten Gebrauchs- 
zweck objektiv dienen könne und ſubjektiv beſtimmt ſei, ihm zu 
dienen“. Von dieſer Auslegung abzuweichen, liegt kein Grund 
vor. Es bedarf aber des weiteren Eingehens auf dieſen Theil 
der Entſcheidung nicht. Die mit der Reviſion angegriffene Ver⸗ 
urtheilung des Bekl. hängt nicht mit der Beurtheilung dieſes 
Punktes zuſammen, welcher vielmehr zu Gunſten der Bekl. 
erledigt iſt, ſondern das O. L. G. gelangt zur Verneinung der 
Schutzfähigkeit des ſtreitigen Gebrauchsmuſters aus dem anderen 
Grunde, weil es in der Verwendung von Aluminium zur Her⸗ 
ſtellung der Schuhleiſten, trotz der damit verbundenen Vortheile, 
eine neue Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung, wodurch 
der geſetzliche Schutz des Modells bedingt iſt, nicht gegeben 
findet. Unbedenklich und auch nicht angefochten iſt der Aus⸗ 
gangspunkt, daß es ſich nur eben um die Verwendung des 
Aluminiums an Stelle der ſonſt zur Anfertigung der Schuh⸗ 
leiſten benutzten Stoffe — Holz, Eiſen — handele, und nicht 
um beſondere Ausgeſtaltungen der Aluminiumleiſten, wovon in 
den Verhandlungen auch die Rede geweſen iſt, welche aber 
weder in dem Schutzanſpruche die Anmeldung berührt, noch von 
der Bekl. als Inhalt des angegriffenen Gebrauchsmuſters be 
hauptet worden find. Die Vorinſtanz verkennt nicht, daß auch 
die Herſtellung aus einem anderen Stoffe eine neue Geſtaltung 
einer an fich längſt bekannten Arbeitsgeräthſchaft, wie hier der 
Schuhleiſten, bedeuten kann. Sie hält aber dieſen Fall nur 
dann für gegeben, wenn der gewerbliche Vortheil eine von dem 
Aumelder beabfichtigte Folge der Verwendung gerade des anderen 
Stoffes ſei — welche Vorausſetzung zu Gunſten der Bekl. 
bejaht wird — und wenn weiter ein neuer Stoff, aber unter 
Benutzung nicht bekannter phyfikaliſcher Eigenſchaften zur Ver⸗ 
wendung komme oder wenigſtens in der Art der Stoffverwendung 
etwas neues zu erblicken ſei. Dieſer weiteren Vorausſetzung 
thut nach Anſicht des B. R. das Gebrauchsmuſter der Bekl 
nicht Genüge. Das Metall Aluminium — ſo führt er aus — 
ſei ein ſeit langen Jahren bekannter Stoff, der zudem auch 
nach Ermöglichung feiner billigeren Herſtellung von Geräth⸗ 
ſchaften verſchiedenſter Art gewerblich benutzt werde, und deſſen 
phyfikaliſche Eigenſchaften ebenfalls ſeit langer Zeit genau durch⸗ 
forſcht und namentlich, ſoweit fie für die Verwendung des 
Metalls zu Schuhleiſten in Frage kämen, längſt bekannt geweſen 
ſeien. Ebenſo wenig ſei in der Herſtellung der Aluminiumleiſten 
durch Guß eine Neuerung in der Verwendungsart des Stoffes zu 
finden, da auch bisher ſchon die aus Eiſen hergeſtellten Leiſten 
gegoſſen worden fein. Die Revifion rügt, daß dieſe Ausführungen 
auf einer Verletzung der in dem Urtheile des R. G. Bd. 41 S. 37 ff. 
der Entſch. in Civilſachen ausgeſprochenen Grundſätze beruhten. 
Dieſe Rüge entbehrt der Begründung. Eingehend dargelegt. 
I. C S. i. S. Röſer o. Behrens vom 16. Februar 1901, 
Nr. 378/1900 I. 

15. 8 9. 

Den Schadenserſatzanſpruch der Kl. anlangend, ſo hat das 
B. G. zu Gunſten des Bekl. angenommen, daß der Bekl. ſich 
von der Verkündung des freiſprechenden Strafurtheils ab bis 
zur Mittheilung des Urtheils I. J. in dem vorliegenden Rechts. 
ſtreite an ihn in dem entſchuldbaren Irrthum befunden habe, 
das klägeriſche Gebrauchsmuſter ſei zur Zeit ſeiner Anmeldung 
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nicht neu geweſen und gewähre deshalb der Kl. kein Schutzrecht. 
Für dieſe Zeit iſt demgemäß weder wiſſentliche noch grob fahr⸗ 
läffige Verletzung des Schutzrechts der Kl. angenommen, wohl 
aber für die Zeit vor der Verkündung des Strafurtheils und 
nach erlangter Kenntniß von dem Civllurtheil I. J. Das B. G. 
meint, daß der Bekl. grob fahrläſſig gehandelt habe, wenn er 
auf Grund der Mittheilungen von N. und H., ohne eingehendere 
Erkundigungen, eine Vorbenutzung der klägeriſchen Bürſte an- 
genommen babe, wogegen er fi auf die Feſtſtellung des Straf⸗ 
richters, daß eine ſolche Vorbenutzung vorliege, hätte verlafſen 
dürfen. Dieſe Unterſcheidung ſeiner Stellung vor und nach dem 
Strafurtheil erſcheint nicht haltbar. Gründete ſich die Annahme 
des Bekl., die Bürſte der Kl. ſei ſchon vor der Muſteranmeldung 
in der Fabrik von Sch. benutzt worden, auf daſſelbe that⸗ 
ſächliche Material, welches dem Strafgericht vorgelegen hat, fo 
tft nicht erfichtlich, weshalb die — objektiv irrthümliche — An⸗ 
nahme des Bekl. nicht von vornherein ebenſo entſchuldbar 
geweſen ſein ſollte, wie nach der Verkündung des Urtheils im 
Strafverfahren, welches ſeine Annahme lediglich beſtätigte. Es 
kommt jedoch hierauf nicht an, denn ſelbſt wenn der Bekl. durch 
nähere Erkundigungen das in Erfahrung gebracht hätte, was in 
dem vorliegenden Rechtsſtreit ermittelt worden iſt, nämlich, daß 
in der Fabrik von Sch. runde mit Lederſtreifen beſetzte Scheiben 
zum maſchinellen Betriebe hergeſtellt und benutzt worden find, 
würde ihm nicht der Vorwurf gemacht werden können, ſeine 
Annahme, es liege eine Vorbenutzung der klägeriſchen Bürſte 
vor, beruhe auf grober Fahrläſſigkeit. Die in der Fabrik von 
Sch. benutzten Polirſcheiben gleichen völlig einer runden, mit 
Lederſtreifen beſetzten Bürſte. Der Schritt von jener Polir- 
ſcheibe zur Bürſte für den Handgebrauch iſt ein ſo kleiner, die 
dabei eintretende Umgeſtaltung eine ſo unbedeutende, daß nicht 
geſagt werden kann, der Bekl. hätte ohne jede Anſtrengung 
Seiner Aufmerkſamkeit erkennen müſſen, daß trotzdem durch dieſe 
Geſtaltung ein neues ſchutzfähiges Muſter geſchaffen ſei. Viel⸗ 
mehr erſcheint es, obgleich durch dieſes Urtheil rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt wird, daß das Muſter der Kl. als neu und ſchutzfähig 
zu gelten, der Bekl. alſo durch deſſen Nachbildung objektiv eine 
Muſterſchutz⸗Verletzung begangen hat, durchaus entſchuldbar, 
wenn der Bekl. bis jetzt daran feſtgehalten hat, daß die Bürfte 
der Kl. nichts anderes ſei, als die bei Sch. benutzte Polirſcheibe 
und daß deshalb dem klägeriſchen Muſter wegen mangelnder 
Neuheit die Schutzfahigkeit fehle. Damit entfällt aber die geſetz⸗ 
liche Vorausſetzung der Schadenserſatzpflicht des Bekl. aus 8 9 
des Geſetzes vom 1. Juni 1891 überhaupt. I. C. S. i. S. 
Bukofzer c. Gräfin Königsdorff vom 2. März 1901, Nr. 401/1900 I. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

16. § 1. 

Das Kammergericht hat den Thatbeſtand des § 1 des 
Wettbewerbgeſetzes, deſſen Anwendbarkeit an ſich nicht da⸗ 
durch ausgeſchloſſen iſt, daß kein nach dem Urhebergeſetz vom 
11. Juni 1870 verbotener Nachdruck vorliegt, ohne erſichtlichen 
Rechtsirrthum als vorhanden angenommen. Es erblickt in dem 
Abdruck der Inſerate des Potsdamer Intelligenzblattes eine 
Veranſtaltung im Sinne des Abſ. 4 des § 1, welche darauf 
berechnet und geeignet iſt, die thatſächliche Angabe zu erſetzen, 
die Annoncen ſeien der Potsdamer Zeitung zur Veröffentlichung 
übertragen worden. Daß die Aufnahme von Inſeraten in einer 
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Zeitung als eine ſolche Veranſtaltung aufgefaßt werden kann, 
unterliegt keinem Bedenken. Denn, da das Geſetz von bildlichen 
Darſtellungen und ſonſtigen Beranftaltungen ſpricht, und, wie 
die Motive ergeben, die Gleichſtellung derſelben mit den eigent⸗ 
lichen Angaben auf der Wahrnehmung des Geſetzgebers beruht, 
daß die unlautere Reklame ſich nicht nur mündlicher und jchrift- 
licher Mittheilungen bedient, um den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, ſondern zu dieſem Zweck auch 
bildliche und ſonſtige ſymboliſche, graphiſche Darſtellungen benutzt, 
find unter Veranſtaltungen überhaupt in die äußere Erſcheinung 
tretende Kundgebungen zu verſtehen. Ob dieſelben darauf 
berechnet und geeignet find, eine Angabe und welche Angabe 
thatſächlicher Art zu erſetzen, iſt eine Frage, welche der that⸗ 
ſaͤchlichen Feſtſtellung des Inſtanzrichters unterliegt. Das 
Kammergericht hat dieſelbe bejaht und zwar in dem Sinne, daß 
die Veranſtaltung die thatſächliche Angabe enthalte, die Annoncen 
ſeien der Zeitung des Bekl. zur Veröffentlichung in Auftrag 
gegeben. Wenn das Kammergericht in der betreffenden Aus⸗ 
führung ſich einige Male des Ausdrucks „gegen Entgelt“ bedient 
hat, ſo wollte es damit, wie ſeine ganze Begründung in ihrem 
Zuſammenhange und mit Rückſicht auf die im Thatbeſtande 
feſtgeſtellte Behauptung der Kl. ergiebt, nicht ein beſonderes 
Gewicht darauf legen, daß die Annoncen gegen Bezahlung 
aufgegeben ſeien, ſondern nur zum Ausdrucke bringen, daß 
dieſelben von den betreffenden Perſonen in Auftrag gegeben 
ſeien, was nach der Meinung des Publikums in der Regel gegen 
Bezahlung geſchieht. Damit zerfallen die Bedenken, welche der 
Rkl. in der Unterſtellung geltend gemacht hat, der B. R. habe 
angenommen, die Veranſtaltung erſetze die Angabe, daß die 
betreffenden Annoncen bezahlt ſeien. Mit Recht iſt ferner die 
Behauptung des Bekl. für unbeachtlich erklärt, daß nach der 
Gepflogenheit in dem Annoncenweſen durch Ziffern und Trennungs⸗ 
ſtriche die abgedruckten von den gegen Entgelt aufgenommenen 
Inſeraten genügend kenntlich gemacht ſeien, da, wie das Kammer⸗ 
gericht feſtgeſtellt hat, dieſe Merkmale dem großen Theile des 
Publikums, an den ſich die Inſerate richten, keine Unterſcheidungs⸗ 
zeichen ſind. Daher kommt es auch darauf nicht an, daß nach 
der Behauptung des Bekl. in den Zeitungen häufig Inſerate 
aus anderen Zeitungen abgedruckt werden. Daß die durch die 
Veranſtaltung erſetzte Angabe nach ihrem feſtgeſtellten that⸗ 
ſächlichen Inhalt geſchäftliche Verhältniſſe der Zeitung des 
Bekl. betrifft und unwahr iſt, iſt thatſächlich ohne prozeſſualen 
Verſtoß feſtgeſtellt, und iſt demgegenüber unerheblich, wenn der 
Bekl. geglaubt haben ſollte, die urſprünglichen Inſerenten ſeien 
mit der Aufnahme des Inſerats in der Potsdamer Zeitung ein⸗ 
verſtanden geweſen. Demnach fragt es ſich nur noch, ob auch 
die Feſtſtellung, daß der Abdruck der Annoncen in der be⸗ 
klagtiſchen Zeitung geeignet ſei, den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden iſt. 
Erwägung ausgegangen, durch eine große Anzahl Annoncen 
werde dem Publikum in beſonders anſchaulicher Weiſe vor die 
Augen geführt, daß die Inſerenten die Zeitung als Publikations- 
organ aufgeſucht hätten, und weil nun allgemein bekannt ſei, 
daß Zeitungen mit einem großen Leſerkreiſe auch die am meiſten 
in Anſpruch genommenen Inſertionsorgane ſeien, ſei anzunehmen, 
daß Zeitungen mit wenig Inſeraten nur einen kleinen Leſerkreis 
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hätten, daher keine geeignete Publikationsorgane ſeien, im 
Gegenſatze zu den mit Annoncen wohlgefüllten Zeitungen. Die 
hieran ſich anſchließende weitere Ausführung will ſagen, daß 
die beklagtiſche Zeitung, die nur eine kleine Zahl ihr in Auftrag 
gegebener Inſerate gehabt habe, durch den Abdruck einer größeren 
Zahl von Inſeraten aus der Zeitung der Kl. ſich den Anſchein 
eines für ſolche Annoncen geſuchten Publikationsorgans beigelegt 
habe, wodurch das Publikum veranlaßt werden könnte, gerade 
die Zeitung des Bekl. als Inſertionsorgan zu wählen, weil es 
annehmen könnte, daß dieſelbe einen großen Leſerkreis habe; das 
Kammergericht findet alſo den Umſtand, daß dieſe Zeitung in 
Folge der abgedruckten Inſerate ſich günſtiger zur Aufnahme für 
Annoncen hinſtellt, als fie wirklich iſt, unter Berückſichtigung 
der einſchlägigen Verhältniſſe als geeignet, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Dieſes entſpricht 
dem Geſetze. II. C. S. i. S. Stein c. Hayns Erben vom 
1. März 1901, Nr. 353/1900 II. 

17.8 8. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Was zunächſt 
die gegen den Bekl. und Rkl. ausgeſprochene Unterſagung, 
ſich im Betriebe feines „Kölniſch⸗Waſſer⸗Geſchäftes der Firma 
Johann Maria Farina Georgsplatz 9“ zu bedienen, anlangt, 
ſo hat das O. L. G. in Uebereinſtimmung mit dem L. G. auf 
Grund der Verhandlungen und des zum Gegenſtand derſelben 
gemachten Materials feſtgeſtellt und angenommen, daß die Art 
des Gebrauchs dieſer Firma Seitens des Bekl. darauf berechnet 
und geeignet ſei, Verwechſelungen mit der klägeriſchen Firma 
Johann Maria Farina, gegenüber dem Jülichs⸗Platz, deren 
fih die Kl. befugter Weiſe bediene, hervorzurufen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigt nach §8 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des 
unlautern Wettbewerbs vom 27. Mai 1896 inſoweit die ge⸗ 
troffene Entſcheidung, und die dagegen Seitens der Reviſion 
erhobenen Angriffe können als zutreffend nicht erachtet werden. 
Zunächſt ſteht der Anwendung des § 8 cit. der Umſtand nicht 
entgegen, daß die Firma des Bekl., wie das O. L. G. aus⸗ 
drücklich feſtſtellt, den handelsrechtlichen Beſtimmungen (Art. 16, 
20 a. F.) entſpricht, daß dieſelbe insbeſondere durch den Zuſatz 
„Georgsplatz 9“ zu dem Namen Johann Maria Farina eine 
deutliche Unterſcheidung von der klägeriſchen Firma enthält. 
Das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb hat den durch das 
H. G. B. gewährten Firmenſchutz, der nach der Entwickelung 
des Handelsverkehrs nicht mehr für genügend erachtet wurde, 
erweitert und unter den in & 8 gegebenen Vorausſetzungen einen 
Schutz gegen die mißbräuchliche Anwendung auch ſolcher Firmen 
gewährt, die den Anforderungen der Beſtimmungen des H. G. B. 
genügen. Daher iſt es insbeſondere rechtlich nicht zutreffend, 
wenn die Reviſion geltend macht, es habe nicht gleichzeitig an ⸗ 
genommen werden können, daß die beklagtiſche Firma ſich 
deutlich von der klägeriſchen unterſcheide, und gleichwohl 
die Art der Benutzung geeignet ſei, eine Verwechſelungs - 
gefahr zu begründen. Das Geſetz ſelbſt ſieht eine ſolche Mög⸗ 
lichkeit vor und gewährt durch den 8 8 Schutz gegen dieſelbe. 
Auch der Umſtand, daß Zuſätze örtlichen Charakters, wie ein 
ſolcher hier in den Worten Georgsplatz Nr. 9 vorliegt, bei den 
vielfachen Farinafirmen in Cöln als übliche Unterſcheidungs⸗ 
merkmale vorkommen, ſteht rechtlich der entſcheidenden An- 
nahme des O. L. G. nicht entgegen. In thatſächlicher Hinſicht 
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iſt dieſelbe aber in der Nevifionsinftung nicht nachzuprüfen. 
II. C. S. i. S. Farina c. Farina vom 5. März 1901, 
Nr. 359/1900 II. 

Zum Geſetz vom 17. Mai 1898. 

18. 88 19 ff. 

Wie ſich aus den SS 19 ff. des R. Gef. über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 
ergiebt, findet in denjenigen Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, welche durch R. Geſ. den Gerichten übertragen 
find, gegen die Entſcheidung des O. L. G. über die weitere Be⸗ 
ſchwerde gegen die landgerichtliche Eniſcheidung eine weitere 
Beſchwerde nicht ſtatt. Eine Angelegenheit der bezeichneten Art 
Jiſt die hier in Frage ſtehende, die Beſchwerde vom 5. und 
6. März 1901 iſt demnach unzuläſſig. I. C. S. i. S. 
Handels regiſterſache Edelhagen & Co. vom 13. März 1901, 
B Nr. 29 / 1901 I. 

IV. Das Gemeine Recht. 

19. Anwendung des örtlichen Rechts. 

Das B. G. hat das von der Kl. beanſpruchte Erbrecht an 
dem Nach laſſe der am 28. Januar 1896 in Altenburg ver⸗ 
ſtorbenen Wittwe Clara Emilie Luiſe Z. geb. M. nach alten⸗ 
burgiſchem Rechte beurtheilt und dieſen Anſpruch zurückgewieſen, 
weil die Kl., inſofern fie ihn auf ihre Eigenſchaft als Braut⸗ 
kind des Karl Eduard M.. ſtütze, nicht, wie § 1 des alten- 
burgiſchen Geſetzes über die erbrechtlichen Verhältniſſe der Braut⸗ 
kinder vom 13. Januar 1869 erfordere, während eines (nach 
ſchwediſchem Recht) gültigen Eheverloͤbniſſes ihrer Erzeuger er⸗ 
kugt oder geboren worden jet und weil fie, inſoweit fie ihren 
Anſpruch auf ihre Eigenſchaft als eheliches Kind des ꝛc. Mohn 
füge, nicht, wie § 17 des altenburgiſchen Inteſtaterbfolgegeſetzes 
vom 6. April 1841 vorſchreibe, aus einer durch prieſterliche 
Trauung oder ſonſt nach geſetzlicher (in Schweden beſtehender) 
Form vollzogenen Ehe ihrer Eltern herrühre. In dieſen Er⸗ 
wägungen kann ein Rechtsverſtoß, welcher einen Reviſionsgrund 
abzugeben vermochte, nicht gefunden werden. Soweit es ſich 
um die Auslegung des altenburgiſchen und des ſchwediſchen Rechts 
handelt, kommt in Betracht, daß das eine wie das andere irre⸗ 
vifibel iſt (vergl. insbeſondere bezüglich des auswärtigen Rechts 
die Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 412, Bd. 10, S. 115, 172. 
Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 28 S. 889). Ebenſo wenig liegt 
eine Verletzung von Grundſätzen des internationalen Privatrechts 
vor, welche allerdings die Reviſion begründen könnte (Entſch. 
des R. G. Bd. 2 S. 13, Bd. 6 S. 395, Bd. 24 S. 383); 
denn der vom B. G. für ausſchlaggebend erachtete Satz, daß 
das Erbrecht und deſſen Vorausſetzung nach den Geſetzen des 
Ortes zu beurtheilen ſei, wo der Erblaſſer zuletzt gewohnt habe, 
ift allgemein anerkannt und auch von der Reviſion nicht beſtritten 
worden. Dieſelbe legt aber dem B. U. zunächſt einen Verſtoß 
gegen das internationale Privatrecht inſofern zur Laſt, als dieſes 
Urtheil die Frage, ob die Kl. als eheliches Kind des M. zur 
Erbſchaft der 3. berufen ſei, nach dem altenburgiſchen Erbfolge ⸗ 
geſetz beantwortet, dies aber ſei eine Statusfrage und daher 
nach ſchwediſchem Rechte zu beurtheilen, nach welchem die Kl. 
unbeſtritten nicht blos als eheliches Kind des M. anzuſehen ſei, 
ſondern deſſen eheliches Kind wirklich ſei. Dies müſſe für die 
Erbberechtigung um ſo mehr entſcheidend ſein, als das alten⸗ 
burgiiche Erbfolgegeſetz in 588 17 ff. nicht die in einer rechte. 
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gültigen Ehe erzeugten Kinder allein, ſondern auch die legitimirten 
den Verwandten gegenüber zur Erbfolge berufe. Allein das 
B. G. hat nicht verkannt, daß die Kl. nach ſchwediſchem Rechte 
ein eheliches und erbberechtigtes Kind ſei, es erachtet aber für 
durchſchlagend, daß für die Erbberechtigung eines ſolchen Kindes 
nicht das ſchwediſche, ſondern das altenburgiſche Recht in Betracht 
komme und dieſes nicht jedes auswärts für ehelich erklärte, 
ſondern nur das jenige Kind zur Verwandten⸗Erbfolge berufe, 
welches aus einer durch prieſterliche Trauung oder fonft nach 
geſetzlicher Form vollzogenen Ehe herrühre. Damit hält fi 
aber das genannte Gericht durchaus innerhalb des oben erwähnten 
Grundſatzes des internationalen Privatrechts. III. C. S. i. S. 
Lundberg o. Kretſchmar vom 1. März 1901, Nr. 364/1900, III. 

20. Schenkung. § 2 Pr. Geſ. vom 23. Februar 1870. 

Das B. G. ſtellt feſt, daß die Schenkung gemäß 8 2 des 
Preußiſchen Geſetzes vom 23. Februar 1870 betreffend Ge⸗ 
nehmigung zu Schenkungen u. ſ. w. ungültig iſt, weil die 
Schenkung den Betrag von 3 000 Mark überſteigt und die vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung des Landesherrn bezw. der zuſtändigen 
Behörden nicht erfolgt iſt. Es geht dabei von der die Rkl. 
nicht beſchwerenden Anfiht aus, daß nur der Betrag der reinen 
Schenkung für die Berechnung des vorbezeichneten, die Ge⸗ 
nehmigungspflicht begründenden Betrags in Betracht komme, 
ſtellt aber wiederum ohne Rechtsirrthum feſt, daß der Betrag 
der reinen Schenkung im vorliegenden Falle jedenfalls 3 000 Mark 
überſteige. Es könnten in dieſer Richtung zwar Zweifel 
entſtehen, ob nicht die Auflage, Andachten für arme Seelen 
abzuhalten, mit der Auflage, Meſſen bezw. ein Todtenamt für 
den Schenkgeber zu halten, gleichzuſtellen und ſomit auch für 
dieſe einen Abzug zu machen iſt, allein dies iſt darum un⸗ 
erheblich, weil, wenn auch für die Armenſeelenandachten der von 
der Bekl. ausgeworfene Betrag in Abzug gebracht wird, gleich⸗ 
wohl der Betrag der reinen Schenkung noch 3 000 Mark er⸗ 
heblich überſteigt. Daß die erforderliche Genehmigung, obgleich 
ſeit der Hingabe der geſchenkten Beträge über fünf Jahre ver⸗ 
floſſen ſind, nicht erfolgt iſt, iſt unbeſtritten und hat das B. G. 
alſo mit Grund angenommen, daß eine gültige Schenkung nicht 
vorliegt. Dies genügt zur Klagebegründung. Ob, wie die 
Revifion geltend macht, der Schenkgeber unter Umſtänden ver⸗ 
pflichtet iſt, zum Zweck der Einholung der Genehmigung eine 
angemeſſene Friſt zu ertheilen, kann für den vorliegenden Fall 
unerörtert bleiben, da die Klage, wie erwähnt, begründet iſt, 
und die Bekl. weder eine ſolche Friſt verlangt, noch überhaupt 
vorgetragen hat, daß ſie eine Genehmigung beantragt oder die 
Abficht habe, eine ſolche Genehmigung herbeizuführen trotz der 
erbeblichen Zeit, die ſeit der Hingabe der Schenkung veifloſſen 
iſt. Es iſt auch nicht rechtsirrthümlich, wenn das B. G. an- 
genommen hat, daß eine ungültige Schenkung mit Auflage in 
ihrem ganzen Umfange, nicht blos, ſoweit eine reine Schenkung 
vorliegt, ungültig iſt. III. C. S. i. S. Kath. Kirchengemeinde 
zu Wiesbaden c. Laspée vom 26. Februar 1901, Nr. 361/1900 III. 

21. Vertrag. 

Die Widerklage, gegen deren Abweiſung die Reviſion ge⸗ 
richtet iſt, hatte zum Gegenſtande die Feſtſtellung, daß die Kl. 
nach dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Kontrakte verpflichtet 
ſei, die ihr von der Bekl. gelieferten, des Flickens bedürftigen 
Fäſſer zu flicken, und zwar ohne daß von Seiten der Bekl. der 
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Kl. das zum Flicken der ramponirten Faäͤſſer erforderliche Flick⸗ 
holz zu liefern ſei, und ohne daß die Kl. berechtigt ſei, das 
erforderliche Flickholz anderen Fäfſſern der Bekl. zu entnehmen. 
Das B. G. hat, ohne die Bedeutung des zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Vertrages in der hier fraglichen Beziehung zu er⸗ 
örtern, die Abweiſung der Widerklage aus dem Grunde aufrecht 
erhalten, weil die Bekl. in mehrjährigem Geſchäftsverkehr ſich 
die Handhabung des Vertrages durch die Kl. in dem auch jetzt 
von dieſer vertretenen Sinne thatſächlich und ſtillſchweigend mit 
voller Kenntniß dieſes Verhaltens der Kl. habe gefallen laſſen, 
und weil ſie deshalb auch für die Zukunft die dem entſprechende 


Auslegung des Vertrages als maßgebend gegen ſich gelten laſſen 


müſſe. Mit Recht iſt dieſer Entſcheidungsgrund von der Bekl. 
angegriffen. Warum die fragliche Auslegung auch für die 
Zukunft maßgebend ſei, ſagt das B. G. nicht. Die einzige 
denkbare zu Grunde liegende rechtliche Auffaſſung aber iſt die, 
daß die Parteien durch die fortgeſetzte thatſächliche Uebung ſtill⸗ 
ſchweigend einen neuen Vertrag mit einander dahin ab⸗ 
geſchloſſen hätten, daß der frühere Vertrag ſo ausgelegt werden 
ſolle, oder auch direkt dahin, daß die Kl. berechtigt ſein ſolle, 
ſo weit ihr die Bekl. kein Flickholz liefere, die beſchädigten 
Safer „in ſich aufzuarbeiten“. Nun war vor Allem ein folder 
ſtillſchweigender Vertrag von der Kl. gar nicht behauptet worden; 
fie hatte die fortdauernde thatſächliche Uebung der Parteien nur 
als einen Beweisgrund für die Auslegung des ſchriftlichen 
Vertrages benutzt. Es fehlt aber ferner auch an jedem erkenn⸗ 
baren Grunde für die Annahme des fraglichen ſtillſchweigenden 
Vertrages. Denn es würde ſich dabei um eine einſeitige Ver⸗ 
beſſerung der Rechtsſtellung der Kl. für die Zukunft ohne jede 
Gegenleiſtung von ihrer Seite handeln, und es würden auch 
nicht etwa Treue und Glauben der Bekl. gebieten, bei der bis- 
herigen Uebung zu bleiben, da nicht abzuſehen iſt, inwiefern 
hier die Kl. durch eine etwaige getäuſchte Erwartung in Betreff 
des ferneren Beharrens bei jener Uebung in Schaden gerathen 
könnte. Eine andere Frage wäre es, ob die Bekl. für die Ver⸗ 
gangenheit jetzt noch Anſprüche wegen verarbeiteter Fäfier 
erheben konnte; aber das ſteht jetzt nicht zur Entſcheidung, fo 
wenig wie die Frage wegen der Beweiskraft der bisherigen 
Uebung in Anſehung der Auslegung des ſchriftlichen Vertrages. 
VI. C. S. i. S. Deutſch⸗Ruſſiſche Naphtha ⸗Import⸗Geſellſchaft 
c. Nathan, Philipp & Co. vom 28. Februar 1901, Nr. 461 / 1900 VI. 

22. Unſittlicher Vertrag? 

Der Bekl. hat der Kl. durch ſchriftliche Erklärung vom 
10. Juni 1896 für den Fall, daß die Ehe der Parteien durch 
Kabinetsſcheidung aufgelöſt werden ſollte, bis zu ihrer even⸗ 
tuellen Wiederverheirathung eine Jahresrente von 1800 Mark 
verſprochen. Die von beiden Parteien beantragte Scheidung iſt 
demnächſt durch landes herrliches Reſkript vom 1. Auguſt 1896 
verfügt. Dies Verſprechen des Bekl. iſt in der Vorentſcheidung 
zutreffend rechtlich als Schenkung beurtheilt, denn nach dem 
maßgebenden Gemeinen Recht beſtand für den Bekl. nach er⸗ 
folgter Eheſcheidung keine Verpflichtung zur ferneren Alimen- 
tation ſeiner früheren Ehefrau. Es lag auch kein mit dem 
Antrag auf Scheidung in vertragsmäßigem Zuſammenhang 
ſtehendes Verſprechen vor, vielmehr lag demſelben nur die Ab- 
ficht zu Grunde, für die Zukunft der Kl. zu ſorgen, da fie den 
Antrag auf Scheidung nicht von Bedingungen abhängig gemacht 
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hat. Die Ausführung der Reviſion, daß dieſer Vertrag unfitt. 
lich und daher nichtig ſei, tft nicht begründet. Die Fürſorge 
für eine geſchiedene Ehefrau ohne verpflichtenden Rechtsgrund 
verftößt nicht gegen die guten Sitten. Die von der Revifion 
in Bezug genommene Entſcheidung des R. G. Bd. 5 S. 154 
beruht auf einem abweichenden Thatbeſtand und bezieht ſich auf 
den hier nicht vorliegenden Fall, daß ſich ein Ehegatte dafür, 
daß er durch fein Verſchulden die Eheſcheidung herbeiführte, 
beſondere Vortheile von dem anderen Ehegatten zufichern ließ. 
Daß die fragliche Schenkung nach den Beſtimmungen der 
1.1.11 5 11 und 12 Dig. de donationibus inter virum et 
uxorem 24, 1 gültig ſei, iſt mit Recht von der Vorinſtanz 
angenommen. Die Frage, ob dieſe Vorſchrift des Röͤmiſchen 
Rechts für das Gemeine Recht, welches eine Auflöſung der Che 
bona gratia nicht kennt, noch anwendbar iſt, iſt zwar in der 
Entſcheidung in Seufferts Archiv Bd. 35 Neue Folge Bd. 5 
S. 199 verneint, in der weiter von der Revifion in Bezug ge 
nommenen Entſcheidung des R. G. vom 4. Oktober 1881 
(Entſch. Bd. 5 S. 153, 154) jedoch nicht beſtimmt entſchieden, 
und kann auch hier dahingeſtellt bleiben. Um eine Scheidung 
auf Grund eines gemeinrechtlich anerkannten Chefcheldungs- 
grundes handelt es ſich hier nicht, ſondern um eine nach dem 
derzeitigen Partikularrecht des Großherzogthums Mecklenburg ⸗ 
Strelitz zuläſſige Kabinetsſcheidung, deren weſentliche Grundlage 
der übereinſtimmende Antrag beider Ehegatten auf Scheidung 
bildete. Wenn nun auch dieſer Fall dem divortium bona gratis 
des Römiſchen Rechtes nicht genau entſpricht, ſondern zu dem 
übereinſtimmenden Willen der Ehegatten noch der Ausſpruch 
der Scheidung durch den Landesherrn hinzutreten mußte, um 
die Scheidung zu bewirken, ſo bleibt doch der übereinſtimmende 
Wille der Ehegatten ein ſo entſcheidendes Moment für die 
Scheidung, daß dieſer Fall dem der gedachten Quellenſtellen 
gleich zu ſtellen iſt. Die thatſächliche Vorausſetzung, daß das 
Verſprechen in Rückſicht auf eine unmittelbar bevorſtehende 
Scheidung gegeben wurde, liegt vor. Die Rechtsgültigkeit des 
Schenkungsverſprechens, für welches es nach 1. 54 $ 4 Cod. 
de don. i. v. e. u. 8, 54 der Infinuation nicht bedurfte, iſt 
daher mit Recht angenommen. III. C. S. i. S. v. Oertzen 
c. v. Oertzen vom 5. März 1901, Nr. 27/1901 III. 

V. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

23. § 32 J. 2. Offenbarungspflicht des Erben. 

Die Revifion iſt begründet. Kl. verlangt als teſtamenkariſcher 
Miterbe nach feiner Schweſter Wittwe N. von der Bekl., feiner 
Mutter, welche im Teſtamente auf den Pflichttheil eingefegt ift, 
Vorlegung und Beeidigung eines Verzeichniſſes derjenigen Gegen 
ſtände, welche fie aus dem Nachlaſſe der Erblaſſerin ſich angeeignet 
haben fol. Das B. G. läßt dahin geſtellt, ob die Bekl. ver 
möge ihrer Einſetzung auf den Pflichttheil Miterbin geworden 
iſt; in II. J. iſt ihre Erbeigenſchaft beſtritten worden. Dat 
B. G. geht davon aus, daß au und für ſich die Bekl. zur 
Manifeſtation, auch abgeſehen von ihrer Erbenqualität und der 
Anwendbarkeit des § 7 Thl. 1 Tit. 46, § 293 Thl. I Tit. 22 der 
Allgemeinen Gerichtsordnung deshalb verpflichtet ſei, weil es auf 
Grund des Beweisergebniſſes annimmt, daß die Bekl. alsbald 
nach dem Tode der Erblaſſerin ſich in den Beſitz eines Inbegriff; 
von Nachlaßobjekten geſetzt habe. Trifft dieſe Annahme zu, ſo 
iſt in der That, unabhängig von der Erbenqualität, die Bell 
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gemäß 88 28, 32 Thl. I Tit. 22 der Allgemeinen Gerichts. 
ordnung gegenüber den Erben zur Herausgabe der Nachlaßſachen, 
Vorlegung eines Inventars und eidlicher Beſtärkung deſſelben 
verpflichtet. Das B. G. verkennt indeſſen das Weſen des In⸗ 
begriffs, wenn es allein auf Grund der von ihm getroffenen 
Feſtſtellungen dieſen Begriff als erfüllt anſieht. Die Annahme, 
die Bekl. habe zwei Uhren, ein Kleid und vielleicht noch weitere 
Sachen aus dem Nachlaſſe an ſich genommen, begründet für ſich 
nicht die Annahme eines Inbegriffs. Einen Inbegriff machen 
gemäß § 32 Thl. J Tit. 2 des A. L. R. aus: mehrere beſondere 
Sachen, die mit einem gemeinſchaftlichen Namen bezeichnet zu 
werden pflegen. Eine ſolche Zuſammenfaſſung von Einzelſachen 
zu einer Einheit muß in der Natur der Dinge begründet ſein. 
Die willkürliche kollektive Zuſammenſtellung mehrerer Einzeldinge 
ſchafft keine Sachgeſammtheit. Die vom B. G. geſchehene Zu⸗ 
ſammenſtellung der Uhren und des Kleides ſtellt daher eine 
Einheit nicht her. Noch mehr mangelt es bei der abſtrakten 
Annahme, es ſeien möglicher Weiſe noch weitere nicht näher 
gekannte Sachen weggenommen worden, an einer objektiven 
Verknüpfung von Sachen zu einer Einheit. Tragen daher nicht 
ſchon jene Feſtſtellungen des B. G. die Annahme eines Inbegriffs, 
ſo bleibt zu erörtern, ob etwa die Annahme eines Inbegriffs 
begründet würde durch ein weiteres Zurückgehen auf den Inhalt 
der Zeugenausſagen, insbeſondere der Ausſage des Dienſtmädchens K. 
Denn der offenbar vom B. G. eingenommene Standpunkt, als 
ob es für die Feſtſtellung des Inbegriffs lediglich darauf ankäme, 
vieviel Sachen demnächſt nach Ablieferung an den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker noch im Beſitz der Bekl. verblieben, iſt zu eng. Für 
die Frage, ob es ſich im Sinne des 8 28 Thl. I Tit. 22 der 
Allgemeinen Gerichts ordnung um einen Inbegriff handelt, kommt 
es bei dem rechts polizeilichen Charakter dieſer Beſtimmung vor⸗ 
nehmlich auf den Zeitpunkt an, in welchem die Aneignung geſchah. 
Führt auch dieſe letztere Erörterung zur Verneinung des In⸗ 
begriffs, fo bleibt zu unterſuchen, ob die Verpflichtung zur 
Legung eines Verzeichniſſes und Leiſtung des Offenbarungseides 
aus 5 7 Thl. I Tit. 46, 8 295 Thl. I Tit. 22 der Allgemeinen 
Gerichtsordnung zu begründen if. Würde aus 5 28 Thl. I 
Tit. 22 oder § 7 Thl. I Tit. 46, 5 29 Thl. I Tit. 22 der 
Allgemeinen Gerichtsordnung die Manifeſtationspflicht der Bekl. 
an ſich begründet ſein, ſo kommt in Frage, ob nicht dieſe 
pflicht vorliegend durch beſondere Umſtände elidirt 
wird. In dieſer Richtung kommt in Erwägung, ob die Bekl. 
dem Kl. mit Recht entgegenſetzen kann, daß er bezüglich ſeiner 
Anſprüche an den Nachlaß vertragsmäßig abgefunden und 
daß damit ſein Recht auf Herausgabe und Manifeſtirung er⸗ 
loſchen ſei. Wie das B. G. feſtgeſtellt, hat der Kl. im Reverſe 
vom 19. November 1894 erklärt, er habe, nachdem er den Aus⸗ 
ing aus dem N.ſchen Nachlaſſe empfangen, daran nichts zu 
erinnern vorgefunden und als Reſtzahlung ſeines Erbtheils von 
dem Teſtamentsvollſtrecker 477,88 Mark erhalten. Das B. G. 
verwirft dieſe Einrede, weil dieſe Erklärung des Kl. wegen 
Irrthums unbeachtlich ſei. Allein ein ſolcher Irrthum hebt 
nicht ipso jure die Wirkſamkeit der rechtsgeſchäftlichen Erklärung 
auf; hierzu bedarf es der thatbeſtandsmäßig nicht erfolgten 
Anfechtung, ſei es im Wege der Klage, ſei es der Einrede. 
In Frage aber konnte kommen, ob die Bekl. ſich überhaupt 
dem Kl. gegenüber auf jene Erklärung beruſen kann. Es iſt, 
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ſelbſt wenn jene Erklärung ein Abkommen über definitive Aus- 
einanderſetzung darſtellen würde, nicht feſtgeſtellt, daß das Ab⸗ 
kommen unter den Parteien ſelbſt zu Stande gekommen. Iſt 
jene Erklärung nur dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber erfolgt, 
jo iſt in Frage geſtellt, ob der Teſtamentsvollſtrecker hierbei in 
Vertretung der Erben und bezw. Pflichttheilsberechtigten gehandelt 
hat. Iſt jene Erklärung dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber 
als ſelbſtändigem Vertreter des Nachlaſſes abgegeben, jo konnte 
eine exceptio de jure tertii vorliegen (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 25 S. 292 ff., Bd. 42 S. 221 ff.). Aber auch wenn man 
annehmen wollte, ein ſolches Abkommen ſei mit Rechtswirkſam⸗ 
keit gegen beide Parteien perfekt geworden und unangefochten 
geblieben, jo wäre doch davon die an ſich begründete Mani⸗ 
feſtationspflicht unberührt geblieben. Denn die etwa durch 
die Erbes auseinanderſetzung vom 19. November 1894 zu Stande 
gekommene Erbesauseinanderſetzung geſchah, wie das B. G. 
feſtſtellt, auf Grund eines Inventariums. Nach dem Ergebniß 
der Beweisaufnahme umfaßte aber, wie auch weiter das B. G. 
feſtſtellt, dieſes Inventar nicht ſämmtliche zum Nachlaſſe gehörigen 
Sachen. Bei einer dergeſtalt erfolgten Auseinanderſetzung tritt 
aber objektiv, unabhängig von jedem Irrthum, die 
Rechtsfolge ein, daß die geſchehene Auseinanderſetzung ſich auf 
die nicht inventariſirten Stücke nicht miterſtreckt (§ 436 Thl. 1 
Tit. 16 des A. L. R., Striethorſt Archiv Bd. 68 S. 82). 
Wenn man auch das Rechtsverhältniß, das ſich demnächſt be⸗ 
züglich der ungetheilt gebliebenen Objekte unter den Erben 
ergiebt, unter verſchiedene rechtliche Gefichtspunkte bringt, fo 
bleibt das Endreſultat, daß Kl. auch nach der Erb- 
theilung Herausgabe und folgeweife eidliche Mant- 
feſtation des übrigen Inbegriffs verlangen kann, 
davon unbetroffen. Nimmt man an, daß im Falle des 
$ 436 eit. auch nach der ſchon einmal geſchehenen Erbtheilung 
ein Erbſonderungsanſpruch der Erben nach den Grundſätzen für 
die ungetheilte Erbgemeinſchaft verbliebe, ſo kommt nach 
anerkannten Grundſätzen jedem einzelnen der Erben das Indi⸗ 
vidualrecht zu, zur Feſtſtellung und Sicherung des Nachlaſſes die 
Manifeſtation zu verlangen. Geht man dagegen davon aus, 
daß auch im Falle des § 436 eit. nach der einmal geſchehenen 
Erbtheilung bezüglich der ungetheilt gebliebenen Objekte, die 
Rechte der Erben nach den Grundſätzen des gewöhnlichen 
Miteigenthums nach Quoten zu beurtheilen ſind 
(Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 252 ff.), ſo iſt doch auch 
hier jenes Individualrecht des einzelnen Miteigenthümers 
gegeben. IV. C. S. i. S. Witte o. Witte vom 31. Januar 1901, 
Nr. 336/1900 IV. 

24. 8 270 I. 5. 

Der Kl. hat den Bau der ihm übertragenen Villa längſt 
beendet und Bekl. dieſelbe bereits im Jahre 1896 bezogen. 
Der Vertrag iſt daher ſeit langer Zeit im Weſentlichen erfüllt. 
Bekl. kann deshalb nicht die Zahlung des bedungenen Preiſes 
verweigern, darf vielmehr nur einen Betrag abziehen, der dem 
durch die angeblichen Mangel verurſachten Minderwerthe ent⸗ 
ſpricht. Zu dieſem Zwecke muß er aber die Höhe dieſes 
Minderwerthes angeben und zwar hinſichtlich der einzelnen 
Mängel, damit das Gericht in der Lage iſt, zu entſcheiden, 
welche Summe der Bekl. höchſtens zurückhalten kann, wenn es 
nur einige der Rügen für gerechtfertigt oder doch inſoweit für 
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rechtlich begründet hält, daß es eine Beweisaufnahme über die 
thatſächlichen Unterlagen derſelben für erforderlich erachtet. 
Vergl. Urtheil des Senats vom 13. Juli 1896 in Sachen 
v. Weſternhagen ec. Wilhelmy Rep. VI Nr. 144/96; Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 21 S. 207 und die dortigen Citate. Die 
gegentheilige Anſicht der Reviſion würde dahin führen, daß 
Bekl. bei der Rüge von Mängeln, welche, ſoweit fie jubftanttirt 
find, nur einen ganz unbedeutenden Minderwerth verurſachen 
koͤnnen, fo lange bis über dieſelben erkannt werden kann, zur 
Zahlung des bedungenen Preiſes auch nicht theilweiſe ver⸗ 
urtheilt werden könnte. So müßte auch im vorliegenden 
Falle, wenn die fernere Rüge der Reviſion, daß die De 
mängelungen bei einer größeren Anzahl von Punkten mit 
Unrecht nicht für ſubſtantiirt gehalten worden find, auch nur 
in einem Punkte für gerechtfertigt anzuſehen wäre, das an⸗ 
gefochtene Urtheil ganz aufgehoben werden, da nicht zu erſehen 
iſt, in welcher Höhe daſſelbe in dieſem Falle unrichtig ſein 
würde. Dieſe Folgen würden aber mit dem Grundſatze, daß 
nach der Erfüllung in der Hauptſache wegen vorhandener 
Mängel nur ein verhältnißmäßiger Theil der Gegenleiſtung 
zurückgehalten werden kann, nicht vereinbar ſein. VI. C. S. 
i. S. Graf v. Griebenow c. Otte vom 11. März 1901, 
Nr. 440/1900 VI. 

25. 58 18 ff. I. 6. 

Nach den 88 18 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 6, welche 
auch anwendbar find, wenn es ſich um Anſprüche auf Schadens⸗ 
erſatz bei Verträgen handelt — Entſch. des R. G. Bd. 5 
S. 205, Bd. 42 S. 298 — iſt der mittelbare Schaden nicht 
zu erſetzen, wenn auch ein grobes Verſehen des Beſchädigten 
vorliegt. Der Beſchädigte ſoll nicht müßig zuſehen, wenn ihm 
durch das vertragswidrige Verhalten des anderen Theiles ein 
Schaden erwaͤchft oder zu erwachſen droht. Er ſoll vielmehr 
verhüten, daß ein drohender Schaden eintritt und der bereits 
eingetretene Schaden ſich vergrößert. Thut er dies nicht, 
obwohl er den Eintritt oder die Vergrößerung des Schadens bei 
gewöhnlichen Fähigkeiten und ohne Anſtrengung der Aufmerk- 
ſamkeit vorausſehen konnte, ſo kann er den Erſatz des hierdurch 
hervorgerufenen Schadens nicht verlangen. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

26. 88 18 ff. 

Die Aberkennung des Anſpruchs auf Erſatz des 
durch die Schwammbildung hervorgerufenen Schadens iſt 
mit Recht erfolgt. Denn derſelbe iſt ein mittelbarer, ſodaß 
Bekl. Erſatz auch nicht verlangen kann, obwohl, wie der 
Revifion zuzugeben iſt, dem Kl. ebenfalls ein grobes Ver⸗ 
ſehen zur Laſt fällt. Unrichtig iſt ferner die Anſicht der 
Revifion, daß, obwohl Bekl. ſelbſt ohne Anſtrengung der Auf⸗ 
merkſamkeit die Nothwendigkeit der Anbringung von Lüftungs⸗ 
maßregeln erkennen konnte, noch nach der vor längerer Zeit 
erfolgten Uebernahme des Werkes Kl. verpflichtet geweſen ſei, 
Abhülfe anzubieten oder den Bekl. aufzufordern, auf ſeine, des 
Kl., Koſten die nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. Nach 
der Uebernahme des Werks kann, wie das R. G. wiederholt 
ausgeſprochen hat — efr. Urtheil des Senats vom 14. März 1898 
in Sachen Kamfenkel e. Magnus Rep. VI. 430/97, Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 25328, — der Werkmeiſter zur Abſtellung von 
Mängeln nicht mehr angehalten werden. Der Beſteller kann 
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nur den Minderwerth geltend machen oder Schadenserſatz 
fordern. Vergl. Entſch. bei Nr. 24. 

27. 88 29 ff. I. 6. 

Der Ausgange punkt des B. R.: daß die Beſtimmungen 
der 88 29 ff. Thl. I Tit. 6 des A. L. R. über die Haftung 
mehrerer Beſchädiger auch ohne Feſtſtellung eines vertretbaren 
Verſehens auf den vorliegenden Fall anwendbar ſeien, iſt rechtlich 
unhaltbar. Jene Beſtimmungen — und ſo namentlich der vom 
B. R. in Anwendung gebrachte § 32 — ſetzen ausdrücklich ein 
Verſehen des in Anſpruch genommenen Beſchädigers voraus. 
Eine allgemeine Vorſchrift, daß in allen Fällen einer Beſchädigung 
durch mehrere Perſonen dieſe auch ohne den Nachweis eines 
Verſchuldens ſolidariſch haften müßten, beſteht im preußiſchen 
Recht nicht. Eine analoge Anwendung des 8 29 ff. Thl. J 
Tit. 6 des A. L. R. auf Fälle der obengedachten Art verbietet 
ſich aber wegen der grundſätzlichen Verſchiedenheit von Schadens ⸗ 
zufügungen mit und ohne Verſchulden; der geſetzgeberiſche Grund 
für eine ſolidariſche Haftung bei gemeinſamer Verſchuldung trifft 
ohne eine ſolche Verſchuldung nicht zu. (Vergl. auch Entſch. 
des R. G. Bd. 36 Nr. 69 S. 279; Gruchot Beiträge Bd. 31 
S. 1093 und Bd. 36 Nr. 946.) Der Beweis alſo, daß die 
Dämpfe aus der verklagten Fabrik bei den Schäden an den 
Grundſtücken der Kl. mitgewirkt haben, genügt zwar für eine 
Mithaftung der Bekl. — auch ohne Feſtſtellung ihres Ver⸗ 
ſchuldens, da der hier maßgebende 8 26 der R. Gew. O. 
kein beſonderes Verſchulden des Beſchädigers fordert —; aber 
dieſe Mithaftung beſchränkt ſich, ohne Feſtſtellung eines Ver⸗ 
ſchuldens der Bekl. auf den Schaden, ben fie felbft angerichtet 
hat. Ein Verſchulden der Bekl. hat der B. R. nicht feſtgeſtellt. 
Das Reviſionsgericht iſt unter den vorliegenden Umſtänden nicht 
in der Lage, ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob der Rechtsbegriff 
eines vertretbaren Verſehens der Bekl. gegeben fei, wie es in 
anderen Fällen geſchehen iſt (vergl. z. B. Gruchot Beiträge 
Bd. 36 S. 946; Striethorſt Archiv Bd. 68 S. 189); denn 
dazu reichen die feſtgeſtellten Thatſachen nicht aus, die namentlich 
darüber keinen ficheren Anhalt geben, welche Dämpfe aus der 
verklagten Fabrik, ob die aus der Feuerung oder die aus den 
fabrizirten Stoffen es geweſen find, die den Schaden angerichtet 
haben. V. C. S. i. S. Union o. Lettow u. Gen. vom 
7. Marz 1901, Nr. 8368/1900 V. 

28. 88 70 ff. I. 7. 

Der Revifion war ſtattzugeben. Durch den Vertrag vom 
15. Oktober 1895 find unter der Vorausſetzung feiner Emit- 
lichkeit die der Kl. durch ihren Mann übereigneten Sachen nicht 
ihr vorbehaltenes, ſondern ihr eingebrachtes Vermögen geworden, 
weshalb dieſe Sachen in der ehemännlichen Verwaltung des 
Mannes verblieben. Dieſer behielt kraft der Verwaltung auch 
ſeinen bisherigen Befitz an denſelben und die freie Verfügung 
über fie. Demungeachtet und obgleich der Mann der Kl. nur 
auf ſeinen ehemännlichen Nießbrauch und nicht auch auf ſein 
Verwaltungsrecht an den Sachen verzichtet hat, iſt von dem 
B. G. angenommen worden, daß wegen der leihweiſen Ueber⸗ 
laſſung der Sachen ſeitens der Kl. als ihrer Erwerberin an 
ihren Mann als deren bisherigen Beſitzer durch den Veräuße 
rungsvertrag vom 15. Oktober 1895 die Uebergabe des Befitzes 
dieſer Sachen von dieſem an jene vollzogen worden ſei. Dieſe 
Annahme wird von der Revifion mit Recht gerügt. Zwar ift 
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dem B. R. darin beizuftimmen, daß ein Beſitz aus zwei ver⸗ 
ſchiedenen Titeln rechtlich möglich und daß der zwiſchen der Kl. 
und ihrem Manne abgeſchloſſene Leihvertrag nicht rechtsunwirkſam 
iſt. Auch kann, wie durch den Verwahrungsvertrag, jo durch 
den Leihvertrag in Verbindung mit einem Veräußerungsgeſchäft 
ein Rechtsverhältniß zur Sache begründet werden, auf Grund 
deſſen der bisherige Beſitzer unter Aufgebung ſeines Befitzes zum 
Gewahrſam an der Sache für den Erwerber berechtigt wird, 
was nach feſtſtehender Rechtſprechung die nothwendige Voraus- 
ſetzung der Beſitzübergabe durch constitutum possessorium 
bildet (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 35 S. 252). 
Daß im vorliegenden Falle eine Beſitzübergabe nur durch Kon⸗ 
ſtitut erfolgt ſein kann, iſt unter den Parteien unſtreitig. Aber 
da das Verhältniß der Kl. und ihres Mannes zu den Pfanb- 
ſachen nicht allein durch den Leihvertrag, ſondern auch durch 
das dem Manne an ihnen verbliebene Verwaltungsrecht beſtimmt 
worden iſt, ſo handelt es ſich hier nicht ſo ſehr um die Wirk⸗ 
ſamkeit des Leihvertrags, wie um die Frage, ob nicht des Leih⸗ 
vertrags ungeachtet durch das ehemännliche Verwaltungsrecht 
die Beſitzübergabe durch Konſtitut unmoglich gemacht worden 
war. Und dieſe Frage iſt aus doppeltem Grunde zu bejahen. 
Denn in Folge des Verwaltungsrechts des Mannes der Kl. an 
den dieſer übereigneten Sachen hatte die Leihe keine jelbftändige 
Bedeutung, da deren Wirkungen beſchränkter waren wie die 
Befitzrechte, welche dem Manne auf Grund ſeines Verwaltungs- 
rechts verblieben. Die Leihe überträgt nämlich nur unvoll⸗ 
ſtändigen Befitz und ermächtigt nicht zur Verfügung über die 
geliehene Sache, während das Verwaltungsrecht den Mann zum 
Beſitzer des Eingebrachten macht und ihm die freie Verfügung 
über daſſelbe giebt. Durch den Vertrag vom 15. Oktober 1895 
ſind daher auf den Mann der Kl. keine Rechte übertragen 
worden, welche er nicht bereits hatte, ſo daß ſich nicht ſagen 
läßt, es ſei durch ihn ein Verhältniß der Vertragſchließenden 
zu den übereigneten Sachen hergeſtellt worden, auf Grund deſſen 
der Mann unter Aufgabe ſeines Beſitzes den Gewahrſam für 
die Kl. behalten hat. Damit entbehrt aber die Befigübergabe 
durch Konſtitut ihrer Vorausſetzung. Sodann ſteht die Ueber⸗ 
gabeerklärung in dieſem Vertrage mit den thatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen derart in Widerſpruch, daß das Vorhandenſein des 
Befitzübergabewillens verneint werden muß. Das Konſtitut er⸗ 
fordert als ein dem Beſitzerwerbe durch Stellvertreter nach⸗ 
gebildeter Fall die Abſicht der Vertragſchließenden, die Verfügungs⸗ 
befugniß über die zu übergebende Sache von dem bisherigen 
Befitzer auf den Erwerber zu übertragen. Dieſe Abſicht ift mit 
einem Leihvertrag vereinbar, da der Erwerber über ſeinen nun⸗ 
mehrigen Beſitz durch die Leihe verfügen kann; ſie iſt aber mit 
dem ehemännlichen Verwaltungsrecht unvereinbar, da durch 
dieſes die Abſicht ſowohl der Aufgabe des Beſitzes durch den 
Mann, wie auch der Uebertragung der Verfügungsbefugniß auf 
die Frau ausgeſchloſſen wird, weil während ſeines Beſtehens 
der Mann die eingebrachten Sachen der Frau ſowohl weiter 
beſitzt, als er auch über fie in eigenem Intereſſe und nicht für 
die Frau verfügt. Es fehlte mithin bei dem Vertragſchluſſe bei 
beiden Theilen der zur Befitzübergabe erforderliche Wille, auf 
fetten der Kl., weil fie ihrem Manne den bisherigen Befitz und 
die freie Verfügung belaſſen, auf ſeiten ihres Mannes, weil er 
den bisherigen Befitz nicht aufgeben wollte. Unter dieſen Um⸗ 
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ſtänden konnte ſich nur noch fragen, ob ein Konſtitut etwa des⸗ 
halb anzunehmen ſei, weil der Leihvertrag eine ſelbſtändige 
Bedeutung gewinne, wenn das ehemännliche Verwaltungsrecht 
durch Verzicht oder aus einem anderen Grunde unterginge, 
indem der Mann alsdann auf Grund des Leihvertrags die 
Sachen für die Frau von da ab in ſeinem Gewahrſam behielte. 
Allein eine derart beabſichtigte Verpflichtung des Mannes zu 
ſeinem eventuellen zukünftigen Gewahrſam würde dem § 71 
Thl. I Tit. 7 des A. L. R. nicht genügen, da von dieſem zu 
einem wirkſamen Konſtitut die gegenwärtige Aufgabe des Be⸗ 
ſitzes mit dem Willen, die Sache nunmehr, d. h. ſofort für 
einen anderen in ſeinem Gewahrſam zu halten, von dem bis⸗ 
herigen Beſitzer erfordert wird, womit eine Uebertragung des 
Befitzes für die Zukunft ausgeſchloſſen iſt. Da es an der für 
den Eigenthumserwerb erforderlichen Beſitzübergabe fehlt, hat 
die Kl. durch den Vertrag vom 15. Oktober 1895 an den von 
der Bekl. gepfändeten Sachen kein Eigenthum erworben, ihr 
Widerſpruch gegen die Pfändung iſt in Folge deſſen nicht gerecht⸗ 
fertigt, denn es ſteht ihr ein die Veräußerung der Sachen 
hinderndes Recht nicht zu. V. C. S. i. S. Magdeburger Privat- 
bank o. Roſenberg vom 20. Februar 1901, Nr. 337/1900 V. 

29. 88 451 ff., 474, 476 I. 11. | 

Unbegründet erſcheinen die Angriffe der Rkl. gegen die 
Annahme des Vorderrichters, daß der vom Kl. geſchloſſene Erb⸗ 
ſchaftskauf keiner beſonderen Form bedurft habe, weil er ein 
Handelsgeſchäft darſtellt. Der Kl. iſt und war ſchon zur 
Zeit der Abſchließung unbeſtritten Kaufmann. Gemäß Art. 274 
Abſ. 1 des H. G. B. (ä. F.) gelten die von einem Kaufmann 
geſchloſſenen Geſchäfte im Zweifel, d. h. überall da, wo nicht 
das Geſchäft ganz offenſichtlich keinerlei Beziehung zum Handels. 
gewerbe hat (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 315), 
als zum Betriebe des Handels gewerbes gehörig. Nach Art. 273 
Abſ. 1 aber find alle einzelnen Geſchäfte eines Kaufmanns, 
welche zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes gehören, als 
Handelsgeſchäfte anzuſehen. Daß ein im Handelsgewerbe 
ungewöhnliches Geſchäft vorliegt, genügt nicht, um die 
Rechtsvermuthung (praesumtio juris) aus Art. 2 74 a. a. O. 
zu widerlegen (Gruchots Beiträge Bd. 33 S. 1042). Einen 
familien - oder erbrechtlichen Vertrag, mit deſſen Weſen ein 
handels gewerblicher Charakter unvereinbar wäre, ſtellt der Erb⸗ 
ſchaftskauf nicht dar. Derſelbe iſt nach dem Pr. A. L. R. ein 
obligatoriſches Geſchäft, ein Vertrag unter Lebenden, 
welcher auf Seiten des Verkäufers die Verpflichtung erzeugt, 
eine beſtimmte Erbſchaft in dem Stande, wie ſie ihm wirklich 
angefallen iſt, dem Käufer auszuliefern, wobei abweichend von 
der ſonſtigen landrechtlichen Regel Gefahr und Eigenthum bereits 
mit der Schließung des Geſchäfts auf den Käufer übergehen 
(85 474, 476 Tit. 11 Thl. I des A. L. R.). Daß von dem 
Käufer, wie von einem Erben Kapazität verlangt wird (58 45 1 fig. 
a. a. O.), macht den Vertrag noch nicht zu einem erbrechtlichen, 
wenn auch ſeine Wirkungen in mehrfacher Beziehung in das 
Erbrecht hinübergreifen (vergl. Motive zum Entwurfe eines 
B. G. B. Bd. II S. 352). In dem vorliegenden Fall ſtellt 
das B. G. noch ausdrücklich feſt, daß der Kl. den Erbſchafts⸗ 
kauf ohne irgend welche Rückſicht auf perfönlihe Beziehungen 
zu dem Verkäufer, ſondern einzig und allein zur Erzielung 
eines kaufmänniſchen Gewinnes abgeſchloſſen und auch 
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äußerlich zu ſeinem Handelsgewerbe in erkennbarer Weiſe dadurch 
in Verbindung geſetzt hat, daß er den Kaufpreis theilweiſe 
durch Hingabe eines von ihm hergeſtellten Handels 
fabrikats (Schrauben) berichtigt hat (vergl. auch Dernburg 
Preußiſches Privatrecht 4. Auflage Bd. 3 S. 665 Anm. 2). 
Eine beſondere Befigübertragung, wie in dem Falle des 
Art. 309 A. 2 Nr. 1 des H. G. B. (d. F.) wird für die 
Perfektion des Erbſchaftskaufs nicht erfordert. Es folgt dies 
aus der Beſtimmung des § 474 Tit. 11 Thl. I des A. L. R. 
Das Geſchäft iſt perfekt und das Eigenthum für den Käufer 
erworben, ſobald der Kauf, den allgemeinen Formvorſchriften für 
Verträge gemäß (Geſetz vom 11. Juli 1845, Geſetzſammlung 
S. 495), geſchloſſen worden iſt. Für einen Erbſchaftskauf, der 
zugleich Handelsgeſchäft iſt, greift in dieſer Beziehung Art. 317 
des H. G. B. (ä. F.) Platz, und für ſein Zuftandekommen 
genügt es mithin auch, daß der Käufer das Vertragsanerbieten 
des Verkäufers, wie nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz in 
dem konkreten Falle, durch Zahlung des Kaufpreiſes ſtillſchweigend 
angenommen hat (Art. 3 19 a. a. O., 88 588 fig. Tit. 4, 68 78 fig. 
Tit. 5 Thl. I des A. L. R.). Eines beſonderen Uebergabeaktes 
bedarf es zum Zwecke der Erfüllung des Geſchäftes nicht, denn 
die Tradition, zu welcher der 8 475 Tit. 11 Thl. 1 des A. L. R. 
den Verkäufer, „ſoweit“ fie „erforderlich iſt, um den Käufer 
in den Befitz der Erbſchaftsſtücke zu ſetzen,“ verpflichtet, hat 
nicht die Bedeutung eines Gigenthumserwerbsaktes, ſondern 
vermittelt nur in Fällen, wo fie zu dieſem Behufe noͤthig 
erſcheint, den Beſitzuͤbergang. IV. C. S. i. S. Altmann u. Gen. 
c. Kleine vom 11. Februar 1901, Nr. 351/1900 IV. 

30. 88 1065 ff. I. 11. 

Die Rückforderung einer geſchenkten Sache aus dem Grunde 
der Ermangelung eines gerichtlichen Vertrags iſt nach den 
88 1065, 1066 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. nur dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die Sache dem Geſchenknehmer bereits über- 
geben worden war. Als Uebergabe ift aber nach § 1068 J. c., 
welcher nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. — vergl. 
die Eutſcheidung in der Sache V 185/99 — auch für beweg- 
liche Sachen gilt, nur eine wirkliche Naturalübergabe anzuſehen, 
durch welche die geſchenkte Sache in den Beſitz und die Ge⸗ 
wahrſam des Beſchenkten gelangt. Eine Beſitzergreifung durch 
constitutum possessorium genügt mithin nicht, um deren 
Rückforderung auszuſchließen. Es ift deshalb der von der 
Revifion aus dem Grunde gegen das B. U. erhobene Angriff, 
daß die dafür benannte Zeugin nicht vernommen worden ſei, 
daß die Wittwe E. den Rkl. von der Schenkung brieflich be⸗ 
nachrichtigt habe, nicht gerechtfertigt. Denn wenn die Erblaſſerin 
das Dokument über die Grundſchuld zurückbehalten hätte, um 
es für die Gläubiger zu verwahren, ſo würde dieſe Verwahrung 
nur eine Uebergabe durch constitutum possessorium und nicht 
eine Naturalübergabe enthalten haben, jo daß auf fie der An⸗ 
ſpruch des Rkl. auf Herausgabe des Grundſchuldbriefs nicht 
geſtützt werden könnte. Aber auch wenn zum Ausſchluſſe der 
Rückforderung einer geſchenkten Sache nicht eine wirkliche Natural⸗ 
übergabe erforderlich wäre, würde der Reviſionsangriff ungerecht. 
fertigt ſein, weil das B. G. die briefliche Benachrichtigung nicht 
unberückſichtigt gelaſſen, vielmehr unter der Vorausſetzung ihrer 
Richtigkeit feſtgeſtellt hat, daß in ihr ein ſchriftliches Schenkungs⸗ 
verſprechen und in dem Danke des Rkl. die Annahme des Ver⸗ 
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ſprechens, nicht aber ein Rechtsgeſchäft zu finden ſei, das zwiſchen 
den Betheiligten ein neues rechtliches Verhältniß ſchaffe, aus 
dem die Geſchenkgeberin verpflichtet ſei, den Grundſchuldbrief 
den eingetragenen Gläubigern zu übergeben und bis dahin für 
fie zu befitzen. Dieſe rein thatſächliche Auslegung, welche einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen läßt, iſt der Nachprüfung durch 
das Reviſtonsgericht entzogen; da dieſelbe auf der Vorausſetzung 
der Richtigkeit der Behauptung des Rkl. beruht, ſo bedurfte es 
einer Beweiserhebung über die briefliche Benachrichtigung nicht. 
Fragen konnte fi etwa noch, ob in der Eintragung der Grund⸗ 
ſchuld in das Grundbuch bereits eine Uebergabe derſelben zu 
finden ſei, dieſe Frage iſt jedoch zu verneinen, da durch die 
Eintragung der Bekl. noch nicht in den Stand geſetzt wurde, 
über die Grundſchuld zu verfügen. Steht aber die Eintragung 
nicht der Uebergabe gleich, ſo kann in derſelben auch nicht die 
Vollziehung des nur notariellen Schenkungsverſprechens gefunden 
werden. Das B. G. hat daher mit Recht angenommen, daß 
vor der Aushändigung des Grundſchuldbriefs an die Grund⸗ 
ſchuldgläubiger von dieſen die Erfüllung des nicht gerichtlich 
erfolgten Schenkungsverſprechens nicht geltend gemacht werden 
konne. V. C. S. i. S. Farchmin 6. Weckeiſer u. Gen. vom 
27. Februar 1901, Nr. 351/1900 V. 

31. 55 415, 416 I. 16, 5 8 I. 4. 

Die Ausführungen des B. R. geben in rechtlicher Be⸗ 
ziehung zu Bedenken keine Veranlaſſung. Insbeſondere läßt 
fd aus dem Verhältniſſe, in welchem die Beſtimmungen des 
§ 8, Thl. I Tit. 4 des A. L. R. und des 8 416 Thl. 1 
Tit. 16 des A. L. R. zu einander ſtehen, nichts zu Gunſten 
der Kl. herleiten: der § 8 a. a. O. ſtellt die allgemeine Regel 
auf: „Willenserklärungen, welche zur Verheimlichung einer 
durch die Geſetze gemißbilligten Handlung . . . abzielen, find 
nichtig.“ Demgegenüber wird zwar im §415 Thl. I Tit. 16 
des A. L. R. ein in Bezug auf begangene ſtrafbare Handlung 
geſchloſſener Vergleich unter Umſtänden für zuläffig erklärt, 
indem daſelbſt beſtimmt worden tft: „Auch über das Privat- 
intereſſe aus ſchon begangenen unerlaubten Handlungen kann 
ein Vergleich geſchloſſen werden.“ In dem nachfolgenden 
8 416 a. a. O. iſt aber hinzugefügt: „Dagegen hat ein Ver⸗ 
gleich zur Verheimlichung eines Verbrechens, welches der 
Richter von Amtswegen rügen muß, keine rechtliche Wirkung.“ 
Hiermit wird alſo, trotz der Vorſchriſt des § 415, für den 
Fall, wenn es ſich um die Verheimlichung einer im öffentlichen 
Jutereſſe von Amtswegen zu verfolgenden Strafthat handelt, 
auch bei Vergleichen an dem im 88 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R. 
aufgeſtellten allgemeinen Grundſatze ausdrücklich feſtgehalten. 
Die von der Reviſion (im Anſchluß an Kochs Commentar) 
vertretene abweichende Anſicht, daß der § 8 a. a. O. — im 
Gegenſatze zu 58 415, 416 IH. I Tit. 16 des A. L. R. — 
nicht auf bereits begangene, ſondern nur auf künftige un⸗ 
erlaubte Handlungen zu beziehen ſei, findet in der Wortfaſſung 
des Geſetzes keinerlei Anhalt. Als richtig muß dagegen an⸗ 
erkannt werden, daß der § 8 a. a. O. (ebenſo wie der § 416 
Thl. I Tit. 16) allerdings eine poſitive, auf Verhütung 
der Entdeckung gerichtete Thätigkeit vorausſetzt. (Vergl. 
Striethorſt Archiv Bd. 12 S. 18 und Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1894 S. 490 Nr. 3.) Dies aber iſt vom B. R. keines 
wegs verkannt worden, vielmehr hat er gerade mit Nückficht 


XXX. Jahrgang. 


hierauf, und zwar in unanfechtbarer Weiſe, feſtgeſtellt, daß der 
durch jene Vereinbarung angeſtrebte Zweck einer Verheimlichung 
der verübten Wechſelfälſchungen nicht blos durch die Unter- 
laſſung einer Strafanzeige, ſondern durch eine auf Vernichtung 
der Spuren der Strafthat gerichtete pofitive Thätigkeit habe 
erreicht werden ſollen. Ob die Betheiligten, abgeſehen von 
dieſem Hauptzwecke, nebenher auch ein „Arrangement“ des 
Simon R. im Auge gehabt haben, um demſelben die Be⸗ 
gründung eines neuen Geſchäfts zu ermoͤglichen, iſt gleichgültig. 
Ebenſo wenig kann von der Revifion ein Angriff mit Erfolg 
darauf geſtützt werden, daß „ſämmtliche Wechſel, die echten 
wie die falſchen“ aufgekauft werden ſollten; denn die des ⸗ 
fallfigen Ausführungen des B. R. find zweifellos dahin auf- 
zufaſſen, daß ein unterſchiedsloſer Erwerb aller 
Simon R. ſchen Wechſel beſchloſſen worden ſei, um mit 
Sicherheit alle gefälſchten Wechſel zu beſeitigen. Damit 
erweift ſich das fragliche Abkommen, durch welches die R. ſchen 
Eheleute der Beſtrafung entzogen werden ſollten, in ſeiner 
Totalität als nichtig. IV. C. S. i. S. Silbermann u. Gen. 
c. Schindler u. Gen. vom 25. Februar 1901, Nr. 367/1900 IV. 

32. § 770 II. 1. 

Was den für die Ermittelung des zu theilenden güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögens maßgebenden Zeitpunkt angeht, jo 
iſt das B. G. dazu gelangt, den Zeitpunkt des landgerichtlichen 
Scheidungsurtheils für entſcheidend zu erachten. Wie das B. G. 
nämlich durch Bezugnahme auf den Thatbeſtand des im gegen ⸗ 
wärtigen Prozeß erlaſſenen landgerichtlichen Urtheils feſtſtellt, 
iſt von dem Bekl. in jenem Eheſcheidungsprozeß gegen das 
landgerichtliche Scheidungsurtheil, das ihn für den ſchuldigen 
Theil erklärt hat, zunächſt die Berufung und als dieſe durch 
Verſäumnißurtheil zurückgewieſen war, der Einſpruch eingelegt 
und auch der Einſpruch wiederum durch Verſäumnißurtheil ver⸗ 
worfen. Daß hiernach der Bekl. die Rechtskraft des landgericht 
lichen Scheidungs urtheils durch ungegründete Rechtsmittel auf⸗ 
gehalten hat, nimmt das B. G. mit Recht an. Trifft den 
Bekl. aber mit Recht der Vorwurf, daß er als ſchuldiger Theil 
die Rechtskraft des Scheidungsurtheils durch ungegründete Rechts⸗ 
mittel aufgehalten hat, jo wendet auch das B. G. ohne Rechts- 
irrthum die auf Grund eines ſolchen Verhaltens des ſchuldigen 
Theils im 8 770 Thl. II Tit. 1 A. L. R. angedrohte Schluß⸗ 
folgerung, „daß er daraus niemals einen Vortheil ziehen könne“, 
auf den Bekl. an. Denn dieſer freilich für die Vermoͤgens⸗ 
anseinanderfegung außer dem Falle der Gütergemeinfchaft im 
Geſetze ausgeſprochene Grundſatz iſt ſo allgemein gehalten und 
der öffentlichen Rechtsordnung auch ſo ſehr entſprechend, daß 
deſſen Anwendbarkeit auch auf die Vermoͤgensauseinanderſetzung 
im Falle der Gütergemeinſchaft geboten iſt. Die Anwendung 
jenen Grundſatzes führt aber, wie das B. G. ohne Rechtsnorm⸗ 
verletzung aus führt, im vorliegenden Falle dahin, den Tag des 
landgerichtlichen Scheidungsurtheils, nämlich den 16. April 1896, 
für maßgebend zu erklären. IV. C. S. i. S. Kaffſack c. Doert 
vom 4. März 1901, Nr. 17/1901 IV. 

33. 88 378 ff. II. 2. 

Die Angriffe der Revifion find hinfällig. Die Auffaſſung 
des Vorderrichters ſteht mit den in dem Urtheil des erkennenden 
Senates vom 7. Juli 1890 ausgeſprochenen Grundſätzen nicht 
in Widerſpruch. Wenn dafelbſt, abweichend von der früher, 
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insbeſondere von Bornemann (Syſtem. Darſtellung 2. Ausgabe 
Bd. 6 S. 46), Gruchot (Erbrecht Bd. 3 S. 84 flg.) und 
Foͤrſter⸗Eccius (Theorie und Praxis 5. Aufl. Bd. 4 S. 363) 
vertretenen Meinung, in Uebereinſtimmung mit Dernburg 
(Preußiſches Privatrecht 3. Aufl. S. 345) die Anſicht aufgeſtellt 
wird, daß durch eine dispositio parentum inter liberos die 
Erbtheile der Kinder wie in einem förmlichen Teſtamente nicht 
blos quantitativ, ſondern auch quotitativ beſtimmt werden 
konnen, ſo befinden ſich die Ausführungen des B. U. hierzu in 
keiner Weiſe im Gegenſatz. Auch daß das B. G. von einer 
divisio inter liberos redet, obwohl ſich die Urkunde vom 
10. Oktober 1872 ſelbſt eine dispositio inter liberos nennt, 
erſcheint für die hier in Betracht kommende Beurtheilung des 
Inhalts der letzteren ohne Belang. Die von dem Vorderrichter 
zur Anwendung gebrachte Auslegung verſtößt weder gegen ihren 
klaren Wortlaut, noch gegen allgemeine Interpretationsnormen. 
Muß danach mit dem angefochtenen Urtheil davon ausgegangen 
werden, daß die Eheleute H. durch das in formell gültiger 
Weiſe aufgenommene Schriftſtück gemäß §8 378 flg. TEL II 
Tit. 2 A. L. R. über ihren gemeinſchaftlichen Nachlaß 
d. i. über ihre gütergemeinſchaftliche Maſſe haben ver- 
fügen wollen und verfügt haben, dergeſtalt, daß erſt nach dem 
Tode des Letztverſterbenden ihrem Willen gemäß die Theilung 
derſelben erfolgen ſollte, ſo folgt daraus, daß ihre Enkelin 
Alwine R. die ihr im Wege der Theilung, nicht als Legat 
oder Prälegat, zugewendeten 3 000 Mark erſt nach dem Tode 
des Letztverſterbenden der Großeltern erhalten ſollte, was wiederum 
vorausſetzt, daß ſie alsdann dem miterbenden Mutterbruder 
(dem jetzigen Bekl.) gegenüber noch als Miterben konkurrirte, 
alſo den Erbanfall nach dem Tode des Ueberlebenden erlebt 
hat. Würde die Alwine R. auf dieſe Weiſe durch die groß⸗ 
elterliche Verordnung etwa an ihrem Pflichttheil verkürzt worden 
ſein, ſo ſtand es ihr und bezw. ihrem Vater, dem Kl., als 
geſetzlichen Vertreter und fpäter Erben, ſelbſtverſtändlich frei, 
insbeſondere auch ſchon nach dem Tode des Großvaters, in Be. 
zug auf deſſen Nachlaß auf die Verabfolgung und bezw. Er⸗ 
gänzung des Pflichttheils anzutragen (88 391, 432 fig. Tit. 2 
Thl. II A. L. R.). Dem mittels der jetzigen Klage erhobenen 
Anſpruch, wonach für Alwine R. die aus dem gemeinſchaftlichen 
Nachlaß beider Großeltern ihr zugetheilten 3 000 Mark 
lediglich aus dem groß väterlichen Nachlaß (bezüglich deſſen 
allein fie als geſetzliche Miterbin konkurrirt) verlangt werden, 
kann der Kl. aus der privilegirten großelterlichen Dispoſition 
nicht herleiten. Daß dieſe Dispoſition nach der Auffafjung des 
Vorderrichters vorausſetzt, der überlebende Ehegatte werde 
mit den Kindern die Gütergemeinſchaft bis zum Tode des Letzt⸗ 
lebenden fortſetzen, und daß gemäß dem von der Revifion hierzu 
in Bezug genommenen § 381 Tit. 2 Thl. II A. L. R. in 
dieſer privilegirten Dispofition zu Gunſten des überlebenden 
Ehegatten nichts verfügt werden durfte, widrigenfalls es als 
nicht geſchrieben gilt, ändert an dieſer Ausführung nichts. Denn 
erſtlich enthält die Urkunde eine ſolche Beſtimmung gar nicht 
und ſetzt nur die communio prorogata voraus, und zweitens 
würde im anderen Falle dies nur zur Folge gehabt haben, daß 
die Sache ſo anzuſehen wäre, als wäre dieſe Beſtimmung nicht 
vorhanden. Worauf der Kl. aber alsdann den Anſpruch 
ſtützen wollte, auf Grund der Verordnung der Eheleute H. 
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aus dem Nachlaſſe des Großvaters ſeiner Tochter allein die ihr 
aus der güͤtergemeinſchaftlichen Maſſe zugetheilten 3 000 Mark 
zu fordern, bleibt nicht erfindlich. Ein wechſelſeitiges Teſtament 
wie in dem Falle des reichsgerichtlichen Urtheils vom 28. Fe⸗ 
bruar 1884 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 11 S. 258) 
liegt hier nicht vor. Indeſſen iſt abgeſehen hiervon auch be⸗ 
züglich der wechſelſeitigen Teſtamente in konſtanter Praxis an- 
genommen worden, daß, ſofern nicht etwa die Beſtimmungen 
des konkreten Teſtamentes eine andere Auffafſung bedingen, die 
in einem ſolchen Teſtamente nach bezw. von dem längſt⸗ 
lebenden Ehegatten berufenen Erben in den Nachlaß des 
Längſtlebenden nur dann ſuccediren, wenn ſie deſſen Tod 
erlebt haben, und daß ſie bei ihrem früheren Ableben ihre 
Anwartſchaft auf dieſen Nachlaß nicht auf ihre Erben trans⸗ 
mittiren (vergl. Gruchots Beiträge Bd. 24 S. 993, 994). 
IV. C. S. i. S. Raeſch c. Heidſchmidt vom 18. Februar 1901, 
Nr. 360 / 1900 IV. 

34. 88 433 ff. II. 2. 

Es muß als Rechtsſatz nach A. L. R. gelten, daß der 
Pflichttheil ohne onus präſtirt werden muß, daß aber im 
Uebrigen das Mehr mit dem onus erhalten bleibt. Das iſt 
freilich nur dispoſitives, nicht zwingendes Recht. Der Erblaſſer 
kann die cautela Socini anordnen, wonach der Bedachte, falls 
er den Pflichttheil ohne onus fordert, das Mehr verlieren fol. 
Aber eine ſolche Klauſel darf nicht ſubintelligirt werden. Eine 
Auslegungsregel ſolchen Inhalts giebt das A. L. R. nicht, ſie iſt 
auch keineswegs ohne Weiteres aus dem Willen des Teſtators 
zu entnehmen. Die Literatur des preußiſchen Rechts ſteht 
überwiegend auf dieſem Standpunkt. (Gruchot, Preußiſches 
Erbrecht Bd. III. S. 146; Dernburg, Lehrbuch des 
Preußiſchen Privatrechts IV. Auflage Bd. III. S. 590; 
Bielitz, Kommentar Bd. V. S. 527; Fiſcher, Lehrbuch des 
Preußiſchen Privatrechts 1887 S. 641; Rehbein, die Ent⸗ 
ſcheidungen des vormaligen Preußiſchen Obertribunals I. Auflage 
Bd. IV. S. 531 f.; 540.) Auch die neuere Judikatur des 
Obertribunals theilt dieſen Standpunkt beſonders in Entſch. 
Bd. 64 S. 187 ff. Die ältere Judikatur des Obertribunals 
ſtand freilich namentlich in Entſch. Bd. 52 S. 161 ff. auf 
einem abweichenden Standpunkt, der offenſichtlich noch von der 
damals herrſchenden Erbrechtstheorie beeinflußt war. Das in 
Entſch. Bd. 36 S. 252 ff. mitgetheilte Urtheil des R. G. 
ſtellt ſich der hier vertretenen Anſicht nicht entgegen. In dem 
dort fraglichen Falle hatte die Kl. ihren Pflichttheil erſtritten, 
während im vorliegenden Falle alle damaligen Kontrahenten 
einverſtanden waren, daß dem Grafen Karl St. der Pflicht- 
theil unbeſchadet ſeiner Subſtitutions⸗Rechte zu gewähren ſei. 
Hat ſonach der aus der einmaligen Subſtitution des 
Teſtaments berufene Nacherbe Graf Karl St. die Subſtitution 
nicht verwirkt, jo kann überall von einer Succeſſions⸗ 
berechtigung des Kl. nicht die Rede ſein. IV. C. S. i. S. 
Gräfin Stoſch c. Grafen Stoſch vom 21. Februar 1901, 
Nr. 197/1900 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 

35. Gerichtliches Theilungs verfahren. 

Der Bekl. kann nicht geltend machen, daß vor dem Amts- 
gerichte das Auseinanderſetzungsverfahren fortzuführen und dort 
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die Streitpunkte feſtzuſtellen ſeien. Denn der Bekl. hat durch 
jeine Entfernung aus dem Termine zum Abſchluſſe der Aus- 
einanderſetzung am 10. März 1899, ſowie durch ſein Fern⸗ 
bleiben in dem auf neuen Antrag der Kl. angeſetzten Termine 
am 2. März 1900, ferner durch Nichtertheilung einer notariellen 
oder gerichtlichen Vollmacht an den für ihn auftretenden Rechts ⸗ 
anwalt genügend kund gethan, daß eine auf Vereinbarung be⸗ 
ruhende Auseinanderſetzung mit ihm nicht durchzuführen iſt. 
Der Rechtsſtreit vor dem Prozeßgericht blieb daher der einzige 
Ausweg, um die Sache zu Ende zu bringen. Ob nun das 
Amtsgericht in dem Auseinanderſetzungsverfahren die Streit⸗ 
punkte auswirft und auf dieſer Grundlage der Prozeß beginnt, 
oder ob die Kl. die Streitpunkte, deren Entſcheidung ſie für 
erforderlich erachtet, zum Gegenſtande ihrer Klage macht und 
der Bekl. dagegen die Bedenken vorbringt, deren Aufklärung er 
für geboten hält, kann rechtlich keinen Unterſchied machen. In 
jedem Falle iſt die Frage, die den Gegenſtand des jetzt vor⸗ 
liegenden Theilurtheils bildet, eine ſo weſentliche Vorfrage, daß 
ohne deren Löſung eine Durchführung der Auseinanderſetzung 
nicht moglich iſt. Gegen die Zuläffigkeit des allein jene Vor⸗ 
frage betreffenden, den Gegenſtand des Theilurtheils bildenden 
Klageantrags kann daher kein Bedenken obwalten. IV. C. S. 
i. S. Kaffſack o. Doert vom 4. März 1901, Nr. 17/1901 IV. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

36. Rechtsweg bei Brandſchaden in Hannover. 

Beide Inſtanzen haben, indem fie den 8 8 Abſ. 1 Nr. 1 
Hannoverſchen Landesgeſetzes vom 17. Juni 1862 als noch 
geltend anſahen, angenommen, daß durch dieſe geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung der Rechtsweg für den vorliegenden Rechtsſtreit aus- 
geſchloſſen werde. Der I. R. äußert ſich hierüber folgender⸗ 
maßen: „Von den Kl. wird allerdings eine Mehrforderung an 
Brandentſchädigung geltend gemacht, trotzdem liegt jedoch keine 
Streitigkeit über den Anſpruch auf Brandentſchädigung im 
Sinne des § 8 Abſ. 2 vor. Brand und Brandſchaden bieten 
keinerlei Streitpunkte, ſtreitig iſt lediglich der Umfang des 
Verſicherungsverhältniſſes. Das Bedürfniß für die Ent- 
ſcheidung der Kernfrage dieſes Rechtſtreites wäre auch dann ge⸗ 
geben geweſen, wenn der Brand vom 14. September gar nicht 
eingetreten wäre. Nur die Verquickung beſonderer Umſtände 
hat es bewirkt, daß die Frage nach dem Umfang des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes gerade in einem beſtimmten Zeitpunkte 
geſtellt wird, und daß der klägeriſche Anſpruch auf Mehr- 
leiſtung von Brandentſchädigung geht“. Das B. G. hat dieſe 
Ausführungen einfach gebilligt. Sie find aber verfehlt, und 
wären es auch dann, wenn der § 8 Nr. 1 des Geſetzes noch 
in Geltung ſtände. Maßgebend für die Zuſtändigkeit iſt die 
rechtliche Natur des mit der Klage unmittelbar verfolgten 
Anspruchs, der ſachliche Inhalt des Klagantrags. Im vor- 
liegenden Fall verlangen die Kl. Entſchädigung für erlittenen 
Brandſchaden; deſſen Zu- oder Aberkennung aber iſt in 8 8 
Abſ. 2 der gerichtlichen Entſcheidung, der er feiner Natur nach 
ohnehin unterliegt, auch noch ausdrücklich vorbehalten. Freilich 
iſt der Anſpruch nur begründet, wenn die Kl. zu dem vollen, 
von ihnen behaupteten Betrage bei der Bekl. verfichert find, 
und ob dies der Fall, haben nach § 8 Abſ. 1 die daſelbſt be- 
zeichneten Behörden zu entſcheiden, es hängt demnach die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits von dem Beſtehen eines Rechts⸗ 


XXIX. Jahrgang. 


verhältniſſes ab, das — falls 8 8 Abſ. 1 Nr. 1 noch in 
Geltung wäre — von einer Verwaltungsbehoͤrde feftzuftellen 
wäre. Dadurch wird aber nicht der Rechtsweg unzuläffig, 
ſondern nur die in 8 148 der C. P. O. erwähnte Prozeßlage 
geſchaffen. Vergl. auch 58 151 - 154 der C. P. O. Den 
Rkl. tft aber auch darin zuzuftimmen, daß die in § 8 Abſ. 1 
Nr. 1 des Geſetzes vom 17. Juni 1862 verordnete Beſchränkung 
des Rechtsweges durch die Allerhoͤchſte Verordnung vom 
16. September 1867 außer Kraft geſetzt if. Durch Art. II 
dieſer Verordnung find Beſchränkungen des Rechtsweges in den 
im Jahre 1866 der Preußiſchen Monarchie einverleibten Landes ⸗ 
theilen, welche mit den im Geltungsgebiete des Preußiſchen 
Landrechts beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen nicht im 
Einklange ſtehen, aufgehoben. Der B. R. meint nun, Be⸗ 
ſtimmungen über die hier intereſſirende Frage, inwiefern für 
Streitigkeiten über das Beſtehen oder den Umfang eines Ver⸗ 
ſicherungs verhältniſſes der Rechtsweg offen ſteht, ſeien be» 
ſondere Beſtimmungen, durch die eine abweichende Vorſchrift 
des mehrerwähnten Hannoverſchen Geſetzes nicht berührt wäre. 
Dieſer Entſcheidungsgrund möchte zutreffend fein, wenn im 
Gebiete des Preußiſchen Landrechts Anſprüche aus einer Feuer⸗ 
verficherung im Allgemeinen dem Rechtswege entzogen, und erſt 
durch beſondere Ausnahmsbeſtimmungen für einzelne Streit⸗ 
punkte aus einem ſolchen Rechtsverhältniſſe der Rechtsweg zu- 
gängig geworden wäre. Gerade das Umgekehrte aber iſt 
Nechtens. Das durch den Verſicherungsvertrag (den Beitritt 
zur Anftalt) begründete Rechtsverhältniß zwiſchen dem Ver⸗ 
ſicherer und dem Verſicherten iſt ein rein privatrechtliches, 
Streitigkeiten über das Beſtehen dieſes Vertrages find bürger- 
liche Rechtsſtreitigkeiten. Daran ändert auch der Umſtand 
nichts, daß der Verficherer eine von der geſetzgebenden Gewalt 
eingeſetzte, mit gewiſſen öffentlich rechtlichen Befugniſſen aus⸗ 
geftattete Anſtalt iſt. Beſtände keinerlei beſondere Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung, ſo würde ein Zweifel daran, daß Streitigkeiten der 
vorliegenden Art als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten vor die 
ordentlichen Gerichte gehören, wohl kaum auftauchen. Die 
bezügliche, jetzt in 5 13 des G. V. G. ausgeſprochene all- 
gemeine Vorſchrift war im § 1 der Einleitung zur All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung enthalten. Dieſer Vorſchrift gegen ⸗ 
über enthält der 8 8 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes vom 17. Juni 
1862 eine Ausnahme, die durch Art. II der Verordnung vom 
16. September 1867 aufgehoben iſt. Dies konnte nur 
zweifelhaft ſein, wenn zu jenem Zeitpunkte im Gebiete des 
A. L. R. der Rechtsweg für Verſicherungsſtreitigkeiten überhaupt, 
oder für ſolche mit den öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 
ansgeſchloffen geweſen wäre. Allein es beſtand und beſteht 
weder eine entſprechende allgemetne Vorſchrift, noch etwa eine 
Summe von Ginzelvorſchriften, die als Ausdruck eines ihnen 
gemeinſamen Rechtsſatzes dieſes Inhalts gelten könnten; viel ⸗ 
mehr ift gerade für die hier ſtreitige Frage der Zugehörigkeit 
zur Societät in den Satzungen der in den alten preußiſchen 
Provinzen beſtehenden landſchaftlichen Feuerſociefäten der Rechts⸗ 
weg faft überall vorbehalten. Die Vorinſtanzen haben ſonach 
zu Unrecht angenommen, daß für den vorliegenden Rechtsſtreit 
der Rechtsweg durch Geſetz ausgeſchloſſen ji. VII. C. S. 
i. S. Koͤpke o. Brandkaſſe zu Hannover vom 26. Februar 1901, 
Nr. 273/1900 VII. | 
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37. § 1 Geſetz vom 24. Mai 1861. 

Der im preußiſchen Staatsdienſt als Eiſenbahnbetriebs⸗ 
ſekretär ſtehende Kl. hat an erſter Stelle beantragt, den beklagten 
Eiſenbahnfiskus zu verurtheilen: 1. an den Kl. 1900 Mark 
nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 1. April 1899 zu zahlen, 2. an- 
zuerkennen, daß die vom 1. April 1899 ab laufenden Gehalts. 
bezüge des Kl. unter Zugrundelegung eines vom 5. Juni 1883 
zu berechnenden Beſoldungsdienſtalters feftzuftellen find, und 
dieſe Anträge darauf geſtützt, daß nach dem für die mittleren 
Beamten der Eiſenbahnverwaltung beſtehenden Syſtem der 
Dienſtaltersſtufen und dem ihm als früherem Militäranwärter 
zukommenden Beſoldungsdienſtalter früher und in höherem Be⸗ 
trage, als geſchehen, Gehaltszulagen ihm hätten gewährt werden 
müſſen. Er fordert mit dieſen Anträgen Nachzahlung der 
Differenz für die Vergangenheit und Feſtſtellung der Verpflichtung 
des Bekl. für die Zukunft. Da inſoweit vermögens rechtliche 
Anſprüche geltend gemacht werden — und das allein iſt ent⸗ 
ſcheidend —, hat das O. L. G., abweichend vom L. G., mit 
Recht angenommen, daß nach § 1 des preußiſchen Geſetzes vom 
24. Mai 1861 der Rechtsweg zuläſſig ſei; aber es hat zutreffend 
ausgeführt, daß dieſe Anſprüche unbegründet find, weil in 
Preußen den Beamten, mit Ausnahme der Richter (Entſch. des 
R. G. Bd. 11 S. 289 flg.) ein klagbarer Anſpruch auf Gehalts. 
zulagen nicht gegeben iſt, daß vielmehr deren Bewilligung lediglich 
im Ermeſſen der zuſtändigen Verwaltungsbehoͤrden ſteht, und 
daß inſoweit auch bezüglich der Dienſtalterszulagen eine Aenderung 
nicht getroffen worden iſt. Der in der Reviſion zunächſt er- 
hobene Angriff richtet ſich auch im Weſentlichen dagegen, daß 
das B. G. den eventuell geſtellten Antrag „anzuerkennen, daß 
das Beſoldungsdienſtalter des Kl. vom 5. Juni 1883 an zu 
berechnen iſt“ wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen 
hat. Er geht davon aus, das B. G. ſtütze ſeine Entſcheidung 
weſentlich darauf, daß es an einem rechtlichen Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung fehle, und es mag ſein, daß durch die 
Anlehnung der Gründe des B. G. an die des L. G. dieſe irrige 
Auffaſſung veranlaßt werden konnte. Jedenfalls iſt dieſer Grund 
nicht entſcheidend und wohl auch vom B. G. nicht ſo angeſehen 
worden. Es iſt vielmehr davon auszugehen, daß der Rechts⸗ 
weg nicht für alle Klagen der Beamten gegen den Staat 
aus ihrem Dienſtverhältniſſe zuläffig iſt, ſondern nur für 
vermögens rechtliche Anſprüche. Ein auf Feſtſtellung 
des Beſoldungsdienſtalters gerichteter Anſpruch iſt an ſich kein 
vermoͤgensrechtlicher, für ihn iſt daher — falls bier überhaupt 
von Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes geſprochen 
werden kann — höchſtens dann der Rechtsweg offen, wenn 
die beantragte Feſtſtellung die nothwendige Vorentſcheidung 
für einen dem Kl. zuſtehenden vermögensrechtlichen Anſpruch 
bildet oder doch bilden kann. Das würde zwar dann zutreffen, 
wenn es ſich z. B. um die Feſtſtellung des für die Berechnung 
des Ruhegehalts maßgebenden Dienſtalters handelte, aber 
nicht im vorliegenden Falle, da, was der Kl. nicht beſtreitet, 
das ſogenannte Beſoldungsdienſtalter nur für die Gehalts- 
zulagen Bedeutung hat und hier nur, um dieſe zu er⸗ 
langen, feſtgeſtellt werden ſoll. Auf dieſe Gehaltszulagen 
ſteht aber, wie bereits ausgeführt, ein Rech tsanſpruch 
nicht zu, vielmehr find die auf ſie gerichteten Prinzipial⸗ 
anträge zurückgewieſen worden, und für einen davon un⸗ 
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abhängigen Feſtſtellungsanſpruch iſt der Rechtsweg unzuläffig. 
III. C. S. i. S. Kindling e. E.⸗Fiskus vom 22. Februar 1901, 
Nr. 354/1900 III. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

38. 8 114. Pacht einer Kohlenabbaugerechtigkeit. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Es iſt zwiſchen 
den Parteien nicht ſtreitig, daß M. als eingetragener Eigen⸗ 
thümer des Grundſtückes Kunzendorf Nr. 253, der als ſolcher 
auch Eigenthümer der unter Nr. 2, auf dem Titelblatt dieſes 
Grundſtücks eingetragenen Kohlenabbaugerechtigkeit auf dem 
Rittergut Kunzendorf war, die Ausübung dieſes Kohlenabbau⸗ 
rechts dem Bekl. durch die Verträge vom 14./ 16. September 
1898 und 14. Juli 1899 bis zum 1. Januar 1909 gegen 
Entgelt, welcher in der Hauptſache nach dem Umfange der 
geförderten Kohle bemeſſen worden iſt, überlaſſen hat, und es 
iſt auch nicht ſtreitig, daß ſich der Bekl. bereits in der Aus- 
übung dieſes Rechts befunden hat, als Kl. die Auflaffung des 
Grundſtücks Kunzendorf Nr. 253 erhielt und mit dieſem Grund⸗ 
ſtück zugleich die einen Beſtandtheil deſſelben bildende Kohlen ⸗ 
abbaugerechtigkeit erwarb. Wenn daher die Ueberlaſſung der 
Ausübung des Kohlenabbaurechts an den Bekl., wie dieſer an⸗ 
nimmt und worin ihm der I. R. beigetreten iſt, rechtlich als 
die Begründung eines Pachtrecht! anzuſehen ift, wenn ſich 
alſo der Bekl. bereits zu der Zeit, als Kl. Eigenthümer wurde, 
im Befitze der ihm pachtweiſe überlaſſenen Berechtigung befand, 
fo würde Kl. das Pachtverhältniß gegen ſich gelten laſſen müſſen 
(88 358, 359 Tit. 21 Thl. I des A. L. R., Art. 171 des 
E. G. zum B. G. B.), da es nach 8 12 Abſ. 2 des Geſetzes 
über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872, welcher 
nach § 68 daſ. auch auf die ſelbſtändigen Kohlen ⸗Abbau⸗ 
gerechtigkeiten in den vormals Koͤniglich Sächfiſchen Landes⸗ 
theilen Anwendung findet, einer Eintragung des Pachtrechts 
zur Wirkſamkeit gegen Dritte nicht bedarf. Die Frage iſt alſo 
nur, ob ſich die rechtliche Unterſtellung unter den Begriff eines 
Pachtrechts rechtfertigen läßt, denn darüber kann füglich kein 
Zweifel beſtehen, daß nach dem hier noch zur Anwendung 
kommenden Preußiſchen Recht eine Berechtigung, wie die hier 
fragliche, Gegenſtand des Beſitzes ſein, daß ſie alſo vom Pächter 
nach vollzogener Uebergabe durch Ausübung beſeſſen werden kann 
(vergl. Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. 3 § 159 bei Note 39 ff.). 
Die hiernach entſcheidende Frage iſt mit dem I. R. zu Gunſten 
des Bekl. zu beantworten. An ſich können ſowohl nach heutigem 
Recht ($ 595 des B. G. B. und Planck, Kommentar Note 1 
zu 8 581) wie nach A. L. R. (88 1—3 Tit. 2 Thl. I und 
Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 2 $ 136 bei Note 84) 
auch Rechte den Gegenstand eines Pachtvertrages bilden, dies 
wenigſtens dann, wenn fie ihrer Natur nach auf eine gewifie 
Dauer berechtigt find. Nach dieſer Richtung hin beſtehen bei 
einer Kohlenabbauberechtigung keine Bedenken. Dieſe liegen 
vielmehr für das Preußiſche Recht und im Hinblick auf die 
Judikatur des vormaligen Königlichen Obertribunals (Eccius 
a. a. O. Note 40) darin, daß ein Abbau naturgemäß auf eine 
Subſtanzverminderung gerichtet iſt, was mit dem Begriffe des 
Pachtrechts nicht vereinbar erſcheint. Nun ließe ſich zwar hier⸗ 
gegen ſagen, daß die Subſtanzverminderung nur das Grundſtück 
trifft, welches nicht den Gegenſtand des Pachtvertrages bildet, 
da vielmehr dieſer Gegenſtand das an dem Grundſtück beſtehende 
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Recht ift; aber damit würde das Bedenken nicht beſeitigt, 
ſondern die Frage nur dahin verändert, ob auch Rechte, mit 
denen eine Subſtanzverminderung nothwendig verbunden iſt, 
einem Dritten zur Ausübung durch Pachtvertrag überlaſſen 
werden können. Indeß das R. G. hat ſchon in ſeiner bisherigen 
Rechtſprechung kein Bedenken getragen, einen Vertrag über die 
Ausbeutung von Thonlagern zur Ziegelfabrikation (Entſch. in 
Civilſachen Bd. 27 S. 279) oder über Entnahme von Sand 
und Kies aus einem Grundſtück in unbeſchränkter Menge 
(Gruchot Bd. 37 S. 921) als Pachtvertrag anzuerkennen, und 
es hat damit den Satz, daß es mit dem Begriffe der Pacht 
unvereinbar ſei, wenn das eingeräumte Gebrauchs- oder Nutzungs⸗ 
recht zu einer Subſtanzverminderung führt, als einen allgemein 
gültigen aufgegeben. Hiermit hat ſich auch die neuere Doktrin 
des Preußiſchen Rechts einverſtanden erklärt (Eccius a. a. O. 
und Dernburg, Preußiſches Privatrecht, Bd. 2 8 184 Abſ. 1); 
ob fich die Frage für das B. G. B. inſofern erledigt, als nach 
ihm zu den Früchten, auf deren Bezug der Pächter nach 8 581 
des B. G. B. Anſpruch hat, auch „die ſonſtige Ausbeute“ ge⸗ 
hört, welche aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß gewonnen 
wird (8 99 des B. G. B.), kann für den vorliegenden Fall 
unerörtert bleiben. Bei der Kohlenabbaugerechtigkeit insbeſondere 
kommt hinzu, daß das Geſetz ſelbſt (5 114 Abſ. 1 des All ⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865) den weſentlich 
gleichliegenden Fall einer Ueberlafſſung des Bergwerkes zur 
Ausbeutung gegen Entgelt als „Verpachtung“ bezeichnet, ein 
Umſtand, der um ſo weniger zu überſehen iſt, als es ſich hier 
um eine Anwendung des 8 12 Abſ. 2 des E. E. G. handelt, 
für welches Bergwerke und die ſelbſtändigen Kohlenabbau⸗ 
gerechtigkeiten in § 68 daſ. denſelben Vorſchriften unterworfen 
find. V. C. S. i. S. Zeidler o. Meyer vom 7. März 1901, 
Nr. 360/1900 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

39. 5 41 E. E. G. 

Bas den auf 8 41 Abſ. 2 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 
geſtützten Rechtsbehelf anlangt, ſo iſt das B. G. mit Recht 
davon ausgegangen, daß die in dieſer Geſetzesſtelle geforderte 
„Bekanntmachung“ der Schuldübernahme durch den Veräußerer 
nicht dadurch erſetzt werden kann, daß der Gläubiger anderweitig 
Kenntniß von der Schuldübernahme erlangt hat, daß das Geſetz 
vielmehr eine ausdrückliche Anzeige verlangt. Ebenſo wenig iſt 
es zu beanſtanden, wenn das B. G. die vom Kl. in dieſer Be⸗ 
ziehung behauptete mündliche Mittheilung durch den vom Bell. 
ausgeſchworenen Eid für widerlegt erachtet hat. Nach dieſen 
Richtungen hin hat denn auch die Reviſion Angriffe nicht er⸗ 
hoben. Mit Recht aber beſchwert fi die Reviſion darüber, 
daß in dieſem Zuſammenhange eine andere vom Kl. aufgeſtellte 
und unbeſtritten gebliebene Behauptung keine Beachtung gefunden 
hat, nämlich die Behauptung, daß der Kl. dem Bekl. am 
18. März 1898 die Abrechnung Blatt 10 zugeſandt habe. Hier 
findet ſich den Forderungen des Bekl. als letzter Gegenpoſten 
gegenübergeſtellt: „An von der Berliner Stadtbrauerei über⸗ 
nommene Hypothek 40 000 Mark“. Darin würde an ſich eine 
den Beſtimmungen des 8 41 Abſ. 2 des C. E. G. genügende 
Bekanntmachung der Schuldübernahme zu finden ſein. 
I. C. S. i. S. Lahmann co. Gieſer vom 27. Februar 1901, 
Nr. 474/1900 J. 
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Zum Enteignungs- und Straßengeſetz. 

40. Enteignungsgeſetz § 10. 

Wenn Grundſtücke an ſolchen ſchon beſtehenden Wegen be- 
legen find, auf die ſich aller Vorausſicht nach in Folge der drt- 
lichen Verhältniſſe und der Entwickelung der Stadt in abſehbarer 
Zeit die Bauthätigkeit erſtrecken wird, ſo iſt es in der Natur 
der Sache belegen, daß bei der Bewerthung der Grundſtücke als 
Bauland die Ausfiht mit in Rechnung gezogen wird, daß der 
Weg ſpäterhin zu paſſender Zeit in einen den baupolizeilichen 
Beſtimmungen über die Beſchaffenheit anbaufähiger Straßen 
entſprechenden Zuſtand werde verſetzt werden. Die Berückfichtigung 
dieſer Ausſicht auf den zukünftigen Ausbau des Weges ver⸗ 
ſtößt nicht gegen die Beſtimmung des § 10 Abſ. 2 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes. Es iſt gar nicht möglich, dieſen einzelnen 
Faktor aus der Geſammtheit der Umſtände, welche dahin 
zuſammengewirkt haben, daß die betreffenden Grundſtücke im 
Grundſtücksverkehr als Bauland angeſprochen werden, aus zulöſen 
und ſeinen Einfluß auf die Werthſchätzung beſonders zu berechnen. 
Vornehmlich iſt aber zu berückſichtigen, daß hier das Verhältniß 
von Grund und Folge richtig beurtheilt werden muß. Die 
Sache liegt in den vorbezeichneten Fällen nicht ſo, daß die 
Inausſichtnahme des Ausbaues folder Wege eine willkürliche 
Handlung der Stadtverwaltung darſtellt, die ſie nach ihrem 
Belieben auch unterlaſſen könnte, und die, wenn ſie vorgenommen 
wird, einen ſelbſtſtäudigen Grund ſetzt, der als ſelbſtſtändige 
Folge die Bewerthung der an dem Wege belegenen Grundſtücke 
als Bauplätze nach ſich zöge, ſondern die Verhältniſſe, als da 
find: die Nothwendigkeit der Ausdehnung der Stadt, die Ent- 
widelung, welche fie in beſtimmter Richtung genommen hat, 
örtliche Zuſtände, wie das Vorhandenſein von Fabriken, oder 
öffentlicher Gebäude (Kaſernen u. |. w.) an den betreffenden Wegen 
erheiſchen die Inausſichtnahme ihres Ausbaues. Dieſer Ausbau 
ft alſo nicht Grund, ſondern Folge anderer Verhältniſſe, 
welche für ſich ſchon die Baulandeigenſchaft der an jenen Wegen 
belegenen Grundſtücke geſchaffen haben, bei der aber der ſpätere 
Eintritt jener Folge als einer ficher voraus ſehbaren immerhin 
mit berüdfichtigt iſt. Auf Grund dieſer Erwägungen würde 
alſo, auch wenn man nicht ſo ſcharf, wie der B. R. es gethan 
hat, und wie oben geſchehen, zwiſchen der Chauſſirung und dem 
mit dem Fluchtlinienplan zuſammenhängenden Ausbau des 
Weges ſcheiden, ſondern einen inneren Zuſammenhang annehmen 
wollte, das Vorbringen der Revifion nicht für zutreffend erachtet 
werden können. Die Rkl. iſt bei Bekämpfung der vorderrichter⸗ 
lichen Annahme, daß die Grundſtücke des Kl. im Jahre 1877 
die Eigenſchaft von Bauplätzen gehabt hätten, auch wieder wie 
in den Vorinſtanzen, unter dem Bemerken, daß die Südſtraße 
keine hiſtoriſche Straße ſei, auf das Ortsſtatut vom 18. Auguſt 
1877 zurückgekommen und hat weiter ſogar noch die Be⸗ 
ſtimmungen der Baupolizei⸗Ordnung der Stadt Münſter vom 
W. April 1892 für ihren Standpunkt heranziehen zu konnen 
geglaubt. Es hätte vielleicht von einem näheren Eingehen auf 
dieſen Punkt abgeſehen werden können, wenn nicht auch der 
B. R. in einer die Sach- und Rechtslage verwirrenden und 
verdunkelnden Weiſe wiederholt auf das Ortsſtatut vom 
13. Auguft 1877 Bezug genommen hätte. So ſagt er: die 
Feſtſtellung der Fluchtlinie ſei auf Grund bes Orts⸗ 
ſtatuts vom 18. Auguſt 1877 erfolgt; fie könne daher früheſtens 
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an dieſem Tage ſtattgefunden haben, und weiter ſpricht er in 
der oben zuerſt mitgetheilten Stelle aus den Gründen wieder⸗ 
holt davon, daß die Parzellen des Kl. vor dem Ortsſtatut 
vom 13. Auguſt 1877 Bauland geweſen ſeien. In Wahrheit 
kommt es auf das Ortsſtatut vom 13. Auguſt 1877 gar nicht 
an. Dieſes Statut iſt auf Grund der 88 12 und 15 des 
Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 erlaſſen und enthält in 
Anſehung des 8 12, der hier allein in Betracht zu ziehen iſt, 
folgende Beſtimmungen: Im § 1 heißt es, daß Wohngebäude 
an Straßen und Straßentheilen, nach welchen fie einen Aus- 
gang haben, nur errichtet werden dürfen, wenn der Plan dieſer 
Straßen oder Straßentheile in Gemäßheit der 88 1 bis 8 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 feſtgeſtellt und offengelegt iſt. Nach 
8 2 entſcheidet vor kunſtmäßiger Herſtellung der betreffenden 
Straße, bezw. des Straßentheils über die Zuläſſigkeit des Baues 
der Magiflrat, und im § 3 endlich werden die Bedingungen 
angegeben, unter welchen in der Regel nur die Genehmigung 
ertheilt werden ſoll. Uebrigens iſt unter dem 12. Februar 1892 
ein neues Ortsſtatut auf Grund der 85 12 und 15 a. a. O. 
erlaſſen, welches genauer den geſetzlichen Beſtimmungen angepaßt 
iſt. Ein ſolches Ortsſtatut, das nach Maßgabe des 8 12 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875 erlaſſen tft, hat mit einem be⸗ 
ſtimmten Fluchtlinienplan oder einem beſtimmten, eine größere 
Anzahl von Fluchtlinienfeſtſetzungen umfaſſenden Bebauungs- 
plan nichts zu thun. Die Feſtſetzung des Fluchtlinien⸗ 
planes erfolgt in einem beſonderen Verfahren und iſt völlig 
unabhängig von dem Erlaß jenes Ortsſtatuts; überdies 
enthält letzteres allgemeine Beſtimmungen, während die 
Fluchtlinienfeſtſetzung nur einzelne oͤrtliche Maßnahmen zum 
Gegenſtande hat. Es iſt daher begriff- und ſachwidrig, wenn 
der B. R. meint, die Fluchtlinienfeſtſtellung ſei auf Grund 
des Ortsſtatuts vom 13. Auguſt 1877 erfolgt und konne da⸗ 
her früheſtens an dieſem Tage ſtattgefunden haben. In 
Wahrheit kann die Fluchtlinienfeſtſetzung ebenſo gut vorher vor⸗ 
genommen ſein und es giebt keinen Grund, weshalb dies nicht 
hätte vorher geſchehen konnen, wie denn ohne Zweifel Fälle 
genug vorhanden find, in denen nach Erlaß des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 Fluchtlinien feſtgeſetzt find, bevor ein Ortsſtatut 
aus 8 12 des Geſetzes erlaſſen war. Die Frage, die hier 
allein aufgeworfen werden kann, iſt die folgende: Wenn ein 
Fluchtlinienplan ordnungsmäßig feſtgeſtellt iſt, iſt von da an 
den in das künftige Straßenland fallenden Theilen der an⸗ 
grenzenden Grundſtücke auf Grund des Geſetzes, nämlich auf 
Grund des § 11 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, die Be⸗ 
bauungs fähigkeit und damit für die Zukunft die Eigenſchaft 
als Bauland dauernd entzogen. Ein nach dieſer Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung ergangenes, ein Bauverbot nach § 12 des Geſetzes 
enthaltendes Ortsſtatut hat in Anſehung dieſer Flächen 
daher überhaupt gar keine Bedeutung mehr, da das Geſetz 
ſchon geſprochen hat. Fraglich könnte nur ſein, ob, wenn ein 
Ortsſtatut vor der Fluchtlinienfeſtſetzung erlaſſen iſt und ein 
Weg unter das Verbot des § 12 fällt, dann nicht die Grund⸗ 
ſtücke, die an dieſem Wege belegen find, die Eigenſchaft von 
Bauland, falls fie ſolche vor dem Ortsſtatut gehabt haben, 
nicht durch deſſen Bauverbot einbüßen, ſodaß, wenn ſpäter eine 
Fluchtlinienfeſtſetzung bezüglich dieſes Weges eintritt, dieſe nur 
ſolche Grundſtücke trifft, die in Folge des Ortsſtatuts überhaupt 
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nicht mehr Bauland ſind, und deren zur Straße fallende Theile 
demnach dieſe Eigenſchaft auch nicht mehr beſfitzen können. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. In dieſer Beziehung iſt zunächſt 
darauf hinzuweiſen, daß das Bauverbot ſich überhaupt nur auf 
die Errichtung von Wohngebäuden bezieht. Soweit die Bau⸗ 
landeigenſchaft fich auf die Ausſicht der Bebauung des Grund⸗ 
ſtücks mit Fabriken, Werkſtätten, Lagerhäuſern u. ſ. w. gründet, 
wird ſie von dem Verbot ſchlechthin nicht berührt. Weiter 
kommt in Betracht, daß das Verbot kein unbedingtes iſt, 
ſondern daß unter gewiſſen Bedingungen Ausnahmen davon 
geſtattet werden, was keineswegs ungewöhnlich iſt und was 
auch im vorliegenden Fall im Ortsſtatut vom 13. Auguſt 1877 
angedeutet war („in der Regel“) und im 8 2 des neuen Orts⸗ 
ſtatuts vom 25. April 1892 ausdrücklich ausgeſprochen iſt. 
Die Hauptſache iſt aber, daß das auf Grund des 8 12 des 
Geſetzes erlaſſene Bauverbot überhaupt ſeinem Weſen und 
Zweck nach nicht geeignet iſt, den Grundſtücken, die davon 
betroffen werden, die vorhandene Eigenſchaft als Bauland 
zu nehmen. Wie die Begründung dieſes erſt von der 
Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes dem Geſetze eingefügten 
Paragraphen beſtimmt erkennen läßt (vergl. Aktenſtück des Ab⸗ 
geordnetenhauſes 1875 Nr. 279 sub I a. E. [S. 1707], Gneiſt 
in Hartmann's Zeitſchrift für Geſetzgebung Bd. 4 S. 297, 
Entſch. des Oberverwaltungsgerichts Bd. 3 S. 314), geht deſſen 
Zweck lediglich dahin, das vorzeitige Bauen an projektirten 
Straßen, — worunter übrigens auch bisherige Feldwege, wenn 
ſie als ſtädtiſche in den Bebauungsplan aufgenommen und als 
ſolche zum Ausbau projektirt werden, vergl. Friedrichs Flucht⸗ 
liniengeſetz, 4. Auflage herausgegeben von v. Strauß und Torney, 
S. 113, fallen können — zu hindern. Es ergiebt ſich hieraus, 
daß das Bauverbot in Bezug auf vorhandenes Bauland keine 
andere Bedeutung hat, als daß es nur den Zeitpunkt der Re⸗ 
alifirung jener Eigenſchaft, ſoweit fie in der Errichtung von 
Wohngebäuden beſteht, hinausrückt. Es bedarf keiner beſonderen 
Begründung, daß die Baulandeigenſchaft als ſolche dadurch 
nicht aufgehoben und Bauland nicht dadurch zu Acker- und 
Gartenland herabgedrückt wird; hoͤchſtens könnte in Frage 
kommen, ob nicht dadurch auf den Preis des Baulandes 
ein Einfluß geübt werden mochte. Allein ſelbſt das er- 
ſcheint keineswegs von vornherein als wahrſcheinlich; denn 


bei der Bewerthung von Bauland, das an einer unfertigen 


Straße belegen iſt und deſſen Bebauung nicht unmittelbar 
in der Gegenwart bevorſteht, ſondern nach Lage aller 
Verhältniſſe, wenn auch ficher, fo doch erſt für die Zukunft 
in Ausſicht zu nehmen iſt, wird ohnehin der eben erft 
in der Zukunft eintretenden Realifirung des in dem Grundſtücke 
ſteckenden Bauwerthes Rechnung getragen. In Uebereinſtimmung 
mit den vorſtehenden Erwägungen hat daher das R. G. bereits 
wiederholt und zwar ſowohl der V. C. S. (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1886 S. 364 Nr. 60 a. E., 1899 S. 178 Nr. 40) 
als auch der jetzt erkennende Senat (in dem Urtheil vom 
2. März 1900 VIa 413. 99 in Sachen Stadtgemeinde 
Eſſen gegen Waldthauſen) dem ortsſtatutariſchen Bauverbot 
des § 12 des Fluchtliniengeſetzes eine die Eigenſchaft eines 
Grundſtücks als Bauland beſeitigende Wirkung abgeſprochen. 
VII. C. S. i. S. Stadt Münſter 6. v. Elverfeld vom 1. März 
1091, Nr. 1/1901 VII. 


XXX. Jahrgang. 


41. Straßengeſetz § 13. 

Es bleibt die Frage zu entſcheiden, nach welchem Zeitpunkt 
der Werth der Grundſtücke des Kl. zu bemeſſen iſt. Die Bekl. 
macht geltend, daß dem Kl. als Entſchädigung nur der Werth 
gewährt werden dürfe, den die Grundſtücke am 13. Auguſt 1877 
d. i. bei Erlaß des Ortsſtatuts (rectius bei Feſtſetzung der 
Fluchtlinie) einſchließlich des Werthes der damals allen dortigen 
Grundſtücken innewohnenden allgemeinen Bebauungs möglichkeit 
gehabt hätten, und daß ferner nur noch derjenige Werth Be⸗ 
rückſichtigung finden könne, den die Grundſtücke zur Zeit der 
Abgabe der Straße als nicht bebauungsfähige erlangt haben 
konnten. Der B. R. verwirft dieſen Standpunkt der Bekl. 
Er meint, derſelbe finde in den Geſetzen keine Stütze; nach § 8 
des Enteignungsgeſetzes beſtehe die Entſchädigung in dem vollen 
Werth des abzutretenden Grundſtücks, und nach § 10 Abſ. 2 
koͤnnte nur die Wertherhöhung nicht in Anſchlag gebracht werden, 
die das abzutretende Grundſtück erft in Folge der neuen Anlage 
erhalte. Dieſe Beſtimmungen fänden auch auf die auf Grund 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 8 13 veranlaßten Enteignungen 
und zu leiſtenden Entſchädigungen Anwendung, die der Grund⸗ 
eigenthümer erſt geltend machen könne, wenn die zu den Straßen 
und Plätzen beſtimmten Grundſtückstheile auf Verlangen der 
Gemeinde abgetreten würden. Maßgebend ſei hiernach für die 
bei Enteignungen auf Grund beider Geſetze zu leiſtenden Ent- 
ſchädigungen der Werth der Grundſtücke zur Zeit der Ent ⸗ 
eignung und zwar der Werth, den ſie damals gehabt hätten, ohne 
daß die Anlage, für die enteignet werde, ihren Werth erhöht 
habe; dieſe Anlage ſei im vorliegenden Falle allein der Ausbau 
und die Erbreiterung der ſtädtiſchen Straße. Zu berüdfichtigen 
ſei derjenige Werth, den die Grundſtücke zur Zeit der Ent⸗ 
eignung und nicht zur Zeit der Feſtſetzung der Flucht 
linien als Grundſtücke mit Bauplatzeigenſchaft hätten, die 
an der nicht ausgebauten ſtädtiſchen Straße, der Südſtraße, 
lägen. Den gleichen Standpunkt hat auch ſchon der I. R. ein⸗ 
genommen. Demgemäß hat er den Gutachtern die Frage vor ⸗ 
gelegt, wie hoch der volle Werth der abzutretenden Flächen zu 
ſchätzen ſei, wenn der Umſtand, daß ſie nach den Bebaunngs⸗ 
plänen von 1877 und 1897 mit Gebäuden nicht beſetzt werden 
dürften, keine Berückfichtigung fände, und hat alsdann den 
Werth, den die Gutachter unter dieſer Vorausſetzung als vor- 
handen angenommen haben, nämlich den von 14 Mark für den 
Quadratmeter, dem Kl. als Entſchädigung zugeſprochen. Es 
kann hiernach kein Zweifel darüber obwalten, daß die Grund ⸗ 
ſtücke nach ihrem gegenwärtigen Werth als Bauland, das 
jedoch an einer noch nicht ausgebauten Straße belegen iſt, 
geſchätzt worden ſind, und daß dieſer Werth als Entſchädigung 
feſtgeſetzt iſt. Dieſer Entſcheidung des B. G. kann nicht 
beigetreten werden. Der erkennende Senat hat bereits in 
einem früheren Urtheile, nämlich in demjenigen vom 
10. Oktober 1899 in Sachen Huyſſen wider Stadtgemeinde 
Eſſen VIa 57/99, zu der erörterten Frage in einem der Anſicht 
des B. G. entgegengeſetzten Sinne Stellung genommen. 
Damals war die Fluchtlinienfeſtſetzung 1887, die Enteignung 
1896 erfolgt und der Grundſtückseigenthümer verlangte, daß 
der Werth der abzutretenden Fläche als Bauland nach dem 
Zeitpunkt der Enteignung, nicht nach dem der Fluchtlinien⸗ 
feftſetzung bemeſſen werden. Der B. R. hatte ihn mit dieſem 
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Anſpruch nicht gehört, ſondern hatte den Werth, den das 
Grund ſtück bei der Fluchtlinienfeſtſetzung als Bauland 
gehabt hatte, zu Grunde gelegt. Die Reviſionsbeſchwerde des 
Grundſtückseigenthümers hierüber wurde zurückgewieſen. Es 
heißt in Bezug hierauf in dem angeführten Urtheil: „Ebenſo 
iſt auch die Revifion des Kl. zurückzuweiſen, ſoweit mit derſelben 
in Rückſicht darauf, daß bei der Abſchätzung der Zeitpunkt der 
Enteignung, alſo das Jahr 1896, zu Grunde zu legen ſei, die 
Zuſprechung des mit der Klage geforderten Entſchädigungs⸗ 
kapitals verlangt wird. Soweit der Kl. hiermit hat geltend 
machen wollen, daß die Bewerthung der enteigneten Flächen als 
Bauplatz in Hinblick auf den erwähnten Zeitpunkt habe 
erfolgen müſſen, ſteht ihm die im Jahre 1887 geſchehene 
Fluchtlinienfeſtſetzung entgegen. Die Vorinſtanz hat 
zutreffend im Anſchluß an die von ihr angezogenen Reichs. 
gerichtsentſcheidungen angenommen, daß ein Grundſtück, welches 
vor Feftſetzung der Fluchtlinie bereits die Eigenſchaft eines 
Bauplatzes beſaß, auch bei einer erſt ſpäter erfolgten Ent⸗ 
eignung als Bauterrain zu entſchädigen jet, wenngleich es in 
Folge jener Fluchtlinienfeſtſetzung die Bauplatzeigenſchaft ſchon 
geraume Zeit verloren hatte, und es iſt mit Recht daraus 
gefolgert, daß bei der Enteignung nur der zur Zeit der 
Fluchtlinienfeſtſetzung der Fläche als Bauplatz bei⸗ 
wohnende Werth zu vergüten ſei.“ An dem in dieſer Ent- 
ſcheidung ausgeſprochenen Grundſatz muß feſtgehalten werden. 
Näher dargelegt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

42. 8 86. 

Das B. G. geht rechtsirrig von der Rechtsbeſtändigkeit 
des Abkommens vom 4. Mai 1885 aus. Mittels deſſelben 
iſt nach den Feſtſtellungen des B. G. zwiſchen der Wittwe 
zugleich als Vormünderin ihrer minderjährigen Kinder und 
dem Gegenvormund ein Uebereinkommen dahin zu Stande 
gekommen, daß bis zur künftigen Auseinanderſetzung der 
Erben die Wittwe unter Aufficht des Gegenvormunds das 
Nachlaßgrundſtück ohne Rechnungslegung bewirthſchaften ſolle. 
Im Wege der Auslegung ſtellt das B. G. feſt, daß hierdurch 
die Wittwe die freie Verwaltung und Verfügung über den ge⸗ 
ſammten Nachlaß haben, jo daß fie Eigenthümerin ſämmtlicher 
Einkünfte und Trägerin ſämmtlicher Laſten fein ſollte. Indem 
das B. G. dies als die rechtliche Grundlage für die Beurtheilung 
der weiter beſtandenen Erbverhältniſſe hinſtellt, bleibt unberück⸗ 
ſichtigt, daß jenes Abkommen die minderjährigen Kinder rechtlich 
nicht verpflichten konnte, weil fie im Rechtsfinne bei jenem Ab⸗ 
kommen nicht als vertreten gelten können. Die Wittwe konnte 
als Vertreterin ihrer Kinder nicht zugleich mit fich ſelbſt 
kontrahiren, dem widerſprach 8 86 der V. O. vom 5. Juli 
1875 (Eutſch. des R. G. Bd. 6 S. 11, bei. S. 15, 16). 
Es mußte vielmehr für die Kinder ein Pfleger beſtellt werden. 
Der Gegenvormund als ſolcher hat dieſe Stellung nicht, ihm iſt 
nur eine Mitwirkung und Kontrole zu den Rechtsakten des 
Vormunds als geſetzlichen Vertreters eingeräumt, nicht aber 
eigene rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht. Demnach iſt das 
Abkommen vom 4. Mai 1885 rechtsunwirkſam und die Auf. 
faſſung des B. G., daß kraft dieſes Abkommens und ſeines 
Nießbrauchsrechts Kl. Eigenthümer der Einkünfte des Grund⸗ 
ſtücks und der Vekturanz geworden, rechtsirrthümlich. Vielmehr 
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unterlag die Frage, wem dieſe Nutzungen zufielen, den Grund⸗ 
ſätzen der communio incidens, insbeſondere $ 44 Thl. I Tit. 17 
A. L. R. und nehmen daher alle Erben als ſolche an den Nutzungen 
Theil. Allerdings handelt es fich vorliegend nicht unmittelbar 
um die Nutzungen ſelbſt, vielmehr um Ausleihungen aus dem 
Erloͤſe. Und man kann hier nicht das dingliche Surrogations- 
prinzip zur Anwendung bringen, dergeſtalt, daß man annimmt, 
daß dieſe Anſchaffungen an Stelle der Nutzungen als Objekte 
des Jakob B. ſchen Nachlaſſes gelten müßten. Das A. L. R. 
hat für dieſen Fall das Surrogationsprinzip nicht anerkannt; 
es konnte auch gegebenen Falls fi) nur auf Erſatz für Nachlaß⸗ 
objekte ſelbſt, nicht aber auf Erſatz für Früchte beziehen, die 
aus den Nachlaßobjekten gewonnen werden (vergl. auch § 2041 
B. G. B.). Immerhin kann man ſich bei der Beurtheilung 
der ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe auch nicht ohne Weiteres 
mit dem formalen Satze begnügen, daß Kl., ſofern er ſelbſt 
den Erlös ausgethan, deshalb Eigenthümer der Forderungen 
geworden. Vielmehr bleibt zu erörtern, ob nicht kraft der 
Rechtsſtellung der Ehefrau des Kl. als Verwalterin des Nach⸗ 
laſſes und der hieraus abgeleiteten Stellung des Kl. die aus 
den Nutzungen angeſchafften Forderungen zum gemeinſchaftlichen 
Nachlaß gehoͤrten. Das Letztere muß auch gelten, ſoweit Kl. 
Erſtattung derjenigen Beträge verlangt, welche er aus den Er⸗ 
trägniſſen des Nachlaſſes zur Bezahlung der Jakob B. ſchen 
Schulden verwendet haben will und welche er zu b geltend 
macht. IV. C. S. i. S. Bogatzki u. Gen. 6. Fabian vom 
18. Februar 1901, Nr. 359 / 1900 IV. 

Zum Geſetz vom 2. April 1887. 

48. 88 1, 6. 

Bei Prüfung der von der Kl. gegen dieſe Entſcheidung 
eingelegten Reviſion kommt das ſchon erwähnte Geſetz vom 
2. April 1887 in Betracht, wonach (8 1) für die durch ein 
Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten die Vertretung der Geſammtheit der Betheiligten 
Dritten gegenüber ſowie die Verwaltung, auch nach beendetem 
Verfahren, von der Auseinanderſetzungsbehörde geregelt werden 
kann. Im Abſ. 1 des 8 6 des Geſetzes heißt es dann: „Sft 
dem Gemeindevorſtande die Vertretung übertragen, ſo unterſteht 
derſelbe der Aufficht der Kommunalauffichtsbehorde. Inſoweit 
ihm die Verwalt ung übertragen iſt, finden die Vorſchriften, 
welche für Gemeinde angelegenheiten bezüglich der Ver⸗ 
waltung, der Aufficht des Staats und der den Mitgliedern zu⸗ 
ſtehenden Rechtsmittel gelten, finngemäße Anwendung.“ Dem⸗ 
gemäß greifen, nachdem hier eine ſolche Verwaltungsübertragung 
ſtattgefunden, für die in Rede ſtehende Laſt, welche auf $ 12 
des Receſſes gegründet wird, und die ſonach unter die Ver⸗ 
pflichtung fällt, welche in den durch das Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten ihren 
Urſprung haben, auch diejenigen Beſtimmungen Platz, welche 
auf die Heranziehung zu den Gemeindelaſten anzu⸗ 
wenden ſind, und zwar einerlei, ob die Laft als eine privat- 
rechtliche oder öffentlich rechtliche anzuſehen iſt. Jene Beſtimmungen 
führen aber, wenn es ſich um die Geltendmachung folder Ver⸗ 
pflichtungen gegen Mitglieder der Jutereſſentenſchaft, was hier der 
Fall, handelt, wie die Vorinſtanz zutreffend angenommen hat, zur 
Ausſchließung des Rechtsweges. VII. C. S. i. S. Separation 
Selchow c. v. Malczewski vom 5. März 1901, Nr. 4/1901 VII. 
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Zum Erbſchaftsſteuergeſetz. 

44. 88 5, 29. 

Nach den SS 5, 29 des Preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetzes 
vom 19. Mai 1891 hat der Kl. die Steuer von dem Betrage 
zu entrichten, um den er durch den ihm zugekommenen Anfall 
reicher geworden iſt. Läßt man das Legat der Wittwe Sch. 
zu 4000 Mark außer Betracht, fo iſt der Kl. als Alleinerbe 
um den ganzen auf 170 759,55 Mark feſtgeſetzten Reinnachlaß 
bereichert, abzüglich jedoch des Betrages, den er an die Enkelin 
des Erblaſſers als Pflichttheil herauszugeben hat. Auf die 
rechtliche Natur des Pflichttheilsanſpruchs kommt bei der Ent⸗ 
ſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreites nichts an, nur der 
ziffermäßige Betrag iſt von Erheblichkeit; je mehr der Kl. an 
die Pflichttheilsberechtigte herauszuzahlen hat, deſto weniger be⸗ 
trägt die ihm ſelbſt verbleibende Bereicherung, von der die 
Steuer zu entrichten iſt. Die Höhe des Pflichttheils war bei 
Ausſtellung der erſten Feſtſtellungsbeſcheinigung vom 1. Sep⸗ 
tember 1898 inſofern ungewiß und ſtreitig, als ſich Gliſabeth Sch. 
nur 3 000 Mark als Vorempfang ihres Vaters anrechnen laſſen 
will, während der Kl. damals den ganzen Betrag von 
14 399,70 Mark, deſſen Anrechnung der Erblaſſer in ſeinem 
Teſtamente angeordnet hat, angerechnet wiſſen wollte. Vom 
letzteren Standpunkte aus find die Feſtſtellungsbeſcheinigungen 
vom 1. September 1898 und vom 29. März 1899 aufgeſtellt, von 
denen die erſtere in einem anderen, nicht mehr in Betracht 
kommenden Punkte auf Irrthum beruhte, die letztere dagegen 
die Steuer richtig auf 4 938 Mark berechnet, wovon ber Kl. 
4 700 Mark am 30. September 1898, 238 Mark am 8. April 
1899 bezahlt hat. Dem Bekl. kann nun zugegeben werden, 
daß er bei Berechnung der Steuer befugt ſein muß, ſich an 
das anerkannte Teſtament zu halten; insbeſondere kann an 
dieſer Befugniß dann kein Zweifel beſtehen, wenn der Erbe 
ſelbſt eine Schuld des Nachlaſſes in Uebereinſtimmung mit 
dem Teſtamente nur zu einem geringeren Betrage anerkennt, 
als ſie vom Gläubiger geltend gemacht wird. Andererſeits 
aber hat eine ſo gewonnene Berechnung keine endgültige Be⸗ 
deutung; gelangt die Forderung des Dritten an den Nachlaß 
ſpäter in größerem Umfang zur Verwirklichung, ſo wird die 
zuviel gezahlte Steuer von der Steuerbehörde zurückerſtattet, wie 
ſich aus § 25 Abſ. 2 des Erbſchaftsſteuergeſetzes ganz zweifellos 
ergiebt. Nur wenn der Steuerpflichtige ſich mit der Behörde 
im Hinblick auf die Ungewißheit der Maſſeſchuld darüber ge⸗ 
einigt hat, mit welchem Betrage die Schuld in Anſatz gebracht 
werden ſoll, hat es hiebei ſein Bewenden. Dieſer Fall liegt 
aber nicht vor; dem Kl. war anſcheinend bis zum 1. Sep⸗ 
tember 1898 gar nicht bekannt, daß Eliſabeth Sch. mehr 
fordere als ihr nach dem Wortlaut des Teſtaments zukommt, 
erſt am 16. September 1898 hat er dem Bekl., nach deſſen 
Erklärung in der Revifionsverhandlung, mitgetheilt, daß die 
Vormünder der Eliſabeth Sch. nur 3 000 Mark als an- 
rechnungsfähig gelten laſſen wollen. VII. C. S. i. S. Kriſch 
c. Fiskus vom 15. Februar 1901, Nr. 356/1900 VII. 

45. 8 5. 

In der Literatur — vergl. Schück und Cruſen, Kommentar 
zum Preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetz Anm. 3b zu § 5, S. 17; 
Böhm, Erbſchaftsſteuergeſetz 5 5 Anm. 2a S. 29 — iſt die 
Meinung vertreten, daß Vergleiche der Erben über die Höhe 
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der Erbtheile die Steuerbehörde nicht binden. Auch der Bekl. 
hat geltend gemacht, das Teſtament müſſe inſolange maßgebend 
ſein, als es nicht von einem Betheiligten mit Erfolg angefochten 
iſt. Der erkennende Senat hat aber bereits in ſeinem Urtheile 
vom 16. Oktober 1900 i. S. Fiscus wider v. Oertzen VII 156 aut⸗ 
geſprochen, daß die Steuerbehörde nicht befugt iſt, eine von den 
Nachlaßbetheiligten in legaler Weiſe getroffene Vereinbarung über 
die Anerkennung und Ausführung einer letztwilligen Verfügung 
aus dem Grunde anzufechten, weil die Betheiligten von un- 
richtiger Rechtsauffaſſung ausgegangen ſeien und bei richtiger 
Auffaffung zu einer anderen Regelung der Auseinanderſetzung 
hatten gelangen ſollen. Von dieſer Anfiht abzugehen, beſteht 
keine Veranlaſſung. Natürlich iſt nicht jedes Abkommen zwiſchen 
den Erbintereſſenten auf die Steuer von Einfluß. Wenn der 
Erbe Vermächtniſſe freiwillig erhöht, ſo iſt dies gewiß für die 
Steuerpflicht bedeutungslos. Ein ähnlicher Thatbeſtand lag den 
in den erwähnten Kommentaren angeführten Urtheilen des R. G. 
vom 11. Dezember 1879 und 27. Mai 1895 — Gruchot, 
Bd. 24 S. 1083, Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 365 — 
zu Grunde. Anders, wenn eine wirkliche Streitfrage zwiſchen 
den Erbbetheiligten oder zwiſchen dem Erben und einem Nach⸗ 
laßgläubiger zu entſcheiden if. Daß in ſolchem Falle das 
zwiſchen den Betheiligten ergehende gerichtliche Urtheil auch den 
Steuerfiskus bindet, wird, ſoweit erfichtlich, von keiner Seite 
bezweifelt. Dann muß aber folgerichtig auch dem Vergleich 
und dem Anerkenntniſſe die gleiche Wirkung zukommen. Dem 
auch das Urtheil hat als ſolches keine Wirkung gegen den am 
Prozeſſe nicht betheiligten Fiskus; ſeine trotzdem anzuerkennende 
Wirkſamkeit kann deßhalb nur darauf beruhen, daß durch das 
Urtheil die Ungewißheit zwiſchen den Erbbetheiligten, bezw. den 
Erben und dem Nachlaßgläubiger beſeitigt, das Rechtsverhältniß 
zwiſchen dieſen Perſonen zu einem unſtreitigen wird. Dieſer 
Erfolg wird aber durch Vergleich und durch Anerkenntniß ebenſo 
herbeigeführt wie durch Urtheil. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

46. § 42. 

Der § 42 des Erbſchaftsſteuergeſetzes iſt nicht, wie der B. R. 
annimmt, durch § 26 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 erſetzt, es hat vielmehr nur an die Stelle der in 8 42 
enthaltenen Verweiſung auf die (aufgehobenen) 88 11 und 12 
des Geſetzes vom 24. Mai 1861 die Verweiſung auf den ent⸗ 
ſprechenden § 26 des Stempelfteuergeſetzes zu treten (vergl. § 35 
Abſ. 4 des Stempelſteuergeſetzes). Daneben beſteht aber nach wie 
vor der $ 42 Abſ. 2 des Erbſchaftsſteuergeſetzes zu Recht, wonach, 
inſofern die gänzliche oder theilweiſe Erſtattung der erlegten 
Steuer wegen eines nach deren Feſtſetzung eingetretenen Er ⸗ 
eigniſſes verlangt werden kann, die Klage bei Verluſt des 
Klagerechts binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt des 
Ereigniſſes anzubringen ift. Vergl. Entſch. bei Nr. 44. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

47. Art. 688, 690. 

Die Revifion wendet ſich zunächſt gegen die dem Urtheile 
des O. L. G. zu Grunde liegende rechtliche Auffaffung, daß die 
in Rede ſtehende Waſſerleitungsgerechtigkeit durch Verjährung 
habe erworben werden können. Hierbei beſtreitet die Reviſion 
zwar nicht, daß die Nothwendigkeit des Ziehens einer Schleuſe, 
um das Waſſer aus dem Fabrikkanal in Lauf zu bringen, an 
und für ſich der Eigenſchaft der in Rede ſtehenden Servitut 
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als einer ſtändigen nicht entgegenſtehe, wie dies auch in Doktrin 
und Rechtſprechung anerkannt wird. (Vergl. Zachariae⸗Dreyer 
II 8 248 S. 80.) Dagegen glaubt die Reviſion, daß der 
Ständigkeit der Servitut der Umſtand entgegentrete, daß der 
Kanal, aus welchem die Kl. das Waſſer abgeleitet habe, zeit⸗ 
weiſe kein Waſſer gehabt habe, alſo ſelbſt kein kontinuirlich 
fließendes Waſſer geweſen ſei. Die Bekl. habe den Beweis er⸗ 
boten, daß in den Ruheſtunden der Fabrik der Leerlauf gezogen 
werden müſſe, daß ferner gerade zur Mittagsſtunde durch die 
oberhalb des H. ſchen Etabliſſements gelegenen Fabriken das 
Waffſer angehalten worden ſei, und dadurch zeitweiſe der H. ſche 
Fabrikkanal ganz trocken gelegen habe, daß auch zeitweiſe nur 
noch ſo wenig Waſſer vorhanden geweſen ſei, daß es nicht bis 
zur Höhe des Auslaufes der in Rede ſtehenden Waſſerentnahme 
gereicht habe. Dieſe Beweiſe hätte nach Anſicht der Revifion 
das Gericht erheben müſſen. Dieſe Anſicht iſt unrichtig. Die 
Beweiſe waren für die Frage der Ständigkeit der Servitut 
durchaus unerheblich. Solange der Kanal überhaupt ein lebendes 
oder fließendes Waſſer war, konnte durch Ableitung aus dem⸗ 
ſelben eine Waſſerleitungsgerechtigkeit durch Verjährung erworben 
werden, mochte auch durch zufällige Ereigniſſe zeitweiſe der 
Kanal wenig oder kein Waſſer enthalten, gerade wie bei einem 
gewöhnlich fließenden natürlichen Bache dadurch, daß er in 
trockenen Sommern zeitweiſe kein Waſſer führt, die Erwerbung 
einer Ableitungsgerechtigkeit aus demſelben nicht gehindert wird. 
Der Art. 688 c. c. verſteht unter einer ununterbrochen fort⸗ 
dauernden Servitut diejenige, deren Gebrauch immerwährend 
iR oder immerwährend ſein kann, ohne daß es jedesmal der 
Handlung eines Menſchen bedarf. Der Artikel fügt hinzu: der⸗ 
gleichen find die Waſſerleitungen, die Dachtraufen ꝛc. Zum 
Begriffe der Ständigkeit einer Servitut gehört demnach nicht 
die thatſächliche kontinuirliche Ausübung, ſondern nur die Mög⸗ 
lichkeit der Ausübung, ohne daß eine menſchliche Handlung er- 
forderlich iſt. Im vorliegenden Falle läuft das Waſſer von 
ſelbſt in die ſtädtiſche Ableitung, ſobald die Schleuſe gezogen 
iſt. Auf eine Intermittirung für kurze Zeit kann es nicht an⸗ 
kommen. (Vergl. Laurent t. VIII Nr. 126.) Ebenſo wenig 
begründet iſt die Aufſtellung der Revifion, daß der Charakter 
der Kontinuirlichkeit der Servitut ſchon dadurch beſeitigt er⸗ 
ſcheine, daß, wie feſtgeſtellt ſei, ſowohl die Kl. wie die Bekl. 
einen Schlüſſel zu der Schleuſe gehabt hätten. Das O. L. G. 
hat feſtgeſtellt, daß die Kl. während der ganzen hier in Betracht 
kommenden Zeit nach ihrem Bedürfniß die Schleuſe gezogen 
und ſich dadurch des Waſſers aus dem Kanal zur Berieſelung 
und Reinigung der Straßen u. ſ. w. bedient habe, ohne daß 
ſeitens der Fabrikbefitzer, beſonders der Rechtsvorgänger der 
Bekl. und dieſer ſelbſt, gegen das Vorgehen der Kl. als eines 
Berechtigten Widerſpruch erhoben worden wäre. Daß die Bekl. 
und ihre Rechtsvorgänger jemals den Verſuch gemacht hätten, 
oder auch nur in der Lage geweſen wären, mit Hilfe des auch 
in ihrem Beſtitze befindlichen Schlüffele das Ziehen der Schleuſe 
durch die Kl., welche ſelbſt die Schleuſe angelegt und auf ihre 
Koften wiederhergeſtellt hatte, zu verhindern, ift in dem ganzen 
Rechts ſtreite nicht behauptet worden. Hiernach kann dem Um⸗ 
ſtande, daß auch die Bekl. im Beſitze eines Schlüſſels zur 
Regulirung der Schleuſe war, weder für die Eigenſchaft der 
Servitut als einer kontinuirlichen noch für die Erwerbung und 
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Feſthaltung des Befitzſtandes der Kl. eine Bedeutung beigemeſſen 
werden. II. C. S. i. S. Heumann & Sohn o. Gemeinde 
Schirmeck vom 26. Februar 1901, Nr. 348/1900 II. 

48. Art. 1719. 

Der Angriff der Revifion gegen die Entſcheidungsgründe 
des O. L. G. bezüglich der Aufſtellung des Bekl., daß ihm in 
Folge polizeilichen Verbots die Benutzung des Schlachtraumes 
zum Schlachten ſeit dem 14. September 1899 nicht möglich 
geweſen ſei, und er dieſerhalb zur Einhaltung des Miethzinſes 
und zum Schadenserſatz berechtigt ſei, muß als begründet an- 
erkannt werden. Das O. L. G. beſeitigt dieſe Aufſtellungen, 
ohne die rechtlichen Verhältniſſe hinfichtlich der polizeilichen Ge⸗ 
nehmigung zum Schlachten in dem dem Bekl. vermietheten 
Schlachtraum klarzuſtellen, mit der Erwägung, es ſei einmal 
nicht erwieſen, daß der Kl. zu dem polizeilichen Verbote des 
Schlachtens in dem Schlachtraum Anlaß gegeben, beziehungs- 
weiſe daſſelbe verſchuldet habe, und ſodann, es ſei zunächſt 
Sache des Bekl. und nicht des Kl. geweſen, die behördliche 
Erlaubniß zum Schlachten zu erwirken, und Bekl. habe keinerlei 
Schritte in der bezeichneten Richtung gethan. Die letztere An⸗ 
nahme würde nun aber, ſofern es ſich nicht um die Zurück⸗ 
nahme eines auf Grund der allgemeinen Befugniſſe der Polizei⸗ 
organe erlaſſenen, durch eingetretene Mißſtaͤnde bei Ausübung 
des Schlachtens Seitens des Bekl. veranlaßten Verbotes, 
ſondern um die nach § 16 der durch das Geſetz vom 27. Fe⸗ 
bruar 1888 in Elſaß⸗Lothringen eingeführten Gewerbeordnung 
erforderliche Genehmigung zur Errichtung einer Schlächterei 
handeln ſollte, rechtsirrthümlich ſein, weil die Beſchaffung dieſer 
Genehmigung, und zwar auch dann, wenn dieſelbe nachträg⸗ 
lich erfolgen ſoll, dem Eigenthümer und nicht dem Miether 
des Schlachtraumes obliegt. Da das O. L. G., wie aus 
deſſen weiteren Ausführungen ſich ergiebt, annimmt, daß die 
Vermiethung des Schlachtraumes beſtimmungsgemäß zur Aus- 
übung des Metzgergewerbes des Bekl. erfolgt iſt, ſo würde im 
Falle der Anwendbarkeit des bezogenen § 16 der Gewerbe⸗ 
ordnung gemäß Art. 1717 c. o. in der Nichtbeſchaffung der 
behördlichen Genehmigung eine theilweiſe Nichterfüllung des 
Vertrages Seitens des Kl. gefunden werden müſſen, deren 
Folgen ſowohl bezüglich des Anſpruchs zur Hauptklage, als be⸗ 
züglich des mit der Widerklage geforderten Schadenserſatzes in 
Betracht zu ziehen ſein würden. In erſterer Beziehung würde 
zu erwägen ſein, ob die Vertragsverletzung gegenüber der übrigen 
Vertragsleiſtung von der Bedeutung ſein könnte, um die Re⸗ 
tention des Miethpreiſes zu rechtfertigen, oder ob nicht vielmehr 
lediglich inſoweit ein entſprechender weiterer Abzug von der 
Miethe in Frage kommen konnte, und in letzterer Hinſicht, ob 
nicht, wie der I. R. angenommen hat, dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch — wenigſtens bis zur Erhebung der Widerklage — 
der Mangel der Sommation gemäß Art. 1146 c. e. entgegen- 
ftehen würde. II. C. S. i. S. Schmidt 0. Stempert vom 
1. März 1901, Nr. 351/1900 II. 

49. L. R. S. 2265. 

Als Erſitzungszeit werden in L. R. S. 2265 zehn Jahre 
gefordert, wenn der wahre Eigenthümer im Staatsgebiete 
wohnt, und zwanzig Jahre, wenn er außerhalb deſſelben wohn⸗ 
haft iſt. Bis zu einer am 1. Oktober 1879 in Wirkſamkeit 
getretene Aenderung war für die zehnjährige Erſitzungszeit ge⸗ 


272 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


fordert, daß der wahre Eigenthümer unter dem Gerichts 
zwange des Obergerichts (Appellationsgerichts) wohne, in 
deſſen Bezirk das unbewegliche Gut gelegen iſt. Die Snftanz- 
gerichte haben angenommen, daß der Reichsfiskus ſeit der Zeit, 
als ihm dieſes Grundſtück zugefallen war, ſo lange es der Reichs⸗ 
poſtverwaltung diente, im Sinne des L. R. S. 2265 in Konftanz 
wohnte als dem Sitze der für Donaueſchingen zuſtändigen Ober⸗ 
poſtdirektion und daß mit dem Uebergang auf die Militär⸗ 
verwaltung im Jahre 1888 Karlsruhe als Sitz der Intendantur 
des XIV. Armeekorps in dieſem Sinne in Betracht kam. Die 
Reviſion hat geltend gemacht, daß hier nur der Sitz der Central 
behörden, alſo Berlin, maßgebend ſein konne und darnach eine 
zwanzigjährige Erſitzungszeit nöthig ſei. Ob dieſe Rüge ſchon 
um deswillen unbegründet iſt, weil in L. R. S. 2265 — wie 
die franzöſiſche Literatur vielfach annimmt, nicht ein Wohnſitz 
— domicile — ſondern nur ein Aufenthalt — résidence — 
gefordert ſei — oder weil, — wie gleichfalls in Literatur und 
Rechtſprechung angenommen wird, — der Fiskus im Sinne 
dieſer Geſetzesvorſchrift überall da wohne, wo er ſeine Beamten 
hat, kann hier dahingeſtellt bleiben. Denn es iſt der von Laband, 
Deutſches Staatsrecht Bd. II S. 851 vertretenen Anſicht bei- 
zutreten, daß jede zur Vertretung des Reichsfiskus befugte 
Behörde als eine Zweigniederlaſſung des Reichsſiskus anzuſehen 
ſei, deren amtlicher Sitz für den zu ihrer Zuſtändigkeit gehorenden 
Kreis von Geſchäften ein Spezialwohnſitz des Reichsfiskus iſt. 
Die Revifion hat zwar geltend gemacht, daß auch nach dieſer 
Meinung für die Erfitzung, weil dieſelbe nach der Rechtsparzmie 
usucapio est species alienationis als eine Art der Ver 
äußerung zu beurtheilen ſei, nur der amtliche Sitz der zur 
rechtsgeſchäftlichen Veräußerung des fiskaliſchen Grundeigenthums 
zuſtändigen Behörden maßgebend ſein könne. Allein jener 
Rechtsparömie kann in einem kodiſizirten Rechte nur die Trag⸗ 
weite zukommen, welche in demſelben ausgeſprochen iſt. In 
dem badiſch⸗franzöfiſchen Rechte iſt derſelben nur die Bedeutung 
zuerkannt, daß die Beſchränkung der Veräußerungsfähigkeit 
durch Beſchränkung der Geſchäfts⸗ und Handlungsfähigkeit — 
L. R. S. 2252 — und ein in der bewidmeten Ehe für Dotal- 
grundſtücke zugelaſſenes Veräußerungsverbot — L. R. S. 
2255 — den Lauf der Erſitzung hemme; eine weitere 
Bedeutung darf derſelben, wie L. R. S. 2251 ergiebt, nicht 
beigelegt werden. Die Behörden aber, welche zur Vertretung 
des Reichsfiskus gegen — die Erfitzung begründende Eingriffe 
eines Dritten zuſtändig waren und an deren amtlichen Sitze 
nach obigen Darlegungen daher der Reichsfiskus im Sinne des 
L. R. S. 2265 wohnte, waren im gegebenen Falle bis 
zum Jahre 1888 die Oberpoſtdirektion zu Konſtanz, und von 
da an die Intendantur des XIV. Armeekorps zu Karlsruhe. 
II. C. S. i. S. Reichsfiskus 6. Münzer vom 5. März 1901, 
Nr. 366/1900 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 
Rechtsanwalt Dr. Max Hermann Anton Baſedow beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Henrich 
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Wilckens beim Amtsgericht, Landgericht und bei der Kammer für 
Handelsſachen Bremen; — Rechtsanwalt Mohr beim Oberlandes⸗ 
gericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Alfred Eiſenſtaedt 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Fritz Walter 
beim Landgericht I Berlin; — Referendar Dr. Bernardo Sala 
beim Amtsgericht und Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Karbe beim Amtsgericht Wittenberg; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Carl Fieberg beim Amtsgericht und Landgericht Königs⸗ 
berg i. Pr.; — Rechtsanwalt Ignatz Kantrowitz beim Amtsgericht 
Seelow; — Aſſeſſor Ernſt Clemens Perge beim Amtsgericht 
und Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Kiſſelſtein beim 
Landgericht Frankfurt a. M.; — Rechsanwalt Reimann beim 
Amtsgericht Hultſchin; — Rechtsanwalt Friedrich Leiprecht 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Hermann 
Kurt Schulze beim Amtsgericht Neuſalza und bei der Kammer für 
Handelsſachen in Zittau; — Rechtsanwalt Heinrich Kukuck beim 
Amtsgericht Blankeneſe; — Rechtsanwalt Dr. Hans Friedrich 
Bruno Meyer beim Amtsgericht, Landgericht und Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg; — Aſſeſſor Karl Alfred Eugen 
Neu beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Heinrich 
Brugſch beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. Hoever beim Amtsgericht Opladen; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Ewald Schreiber ⸗Lobbes beim Amtsgericht Ruhrort; 
— Rechtsanwalt Matthäus Bernatz beim Amtsgericht Dachan. 


Zöfchungen. 

Rechtsanwalt Walter beim Amtsgericht Wittenberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Gloeckner beim Landgericht Frankfurt a. M.; 
— Rechtsanwalt Oskar Diegner beim Amtsgericht Tiegenhof; 
— Rechtsanwalt Ludwig Oechsler beim Amtsgericht Kulmbach; 
— Rechtsanwalt Otto Schmitt beim Landgericht Kempten; — 
Rechtsanwalt Ludwig Jaegerhuber beim Landgericht Münden]; 
— Rechtsanwalt Hugo Mendelſohn beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Paul Müller beim Landgericht Fürth; — 
Rechtsanwalt Friedrich Goegelein beim Landgericht Augsburg: 
— Rechtsanwalt Emft Georg Alfred Richter beim Land⸗ 
und Amtsgericht Chemnitz und bei der Kammer für Handels⸗ 
ſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Ottomar Karbe beim 
Amtsgericht Wongrowitz; — Rechtsanwalt Franz Leonhart 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Alfred 
Eiſenſtaedt beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. Gebhardi beim Landgericht Heilbronn; — Rechtsanwalt 
Stockmayer beim Landgericht Stuttgart. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Boroſchek 
in Toſt; — Rechtsanwalt Bentz in Marienburg. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Ludwig Alfons Hagemann in Leipzig; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Moritz Höpner in Leipzig; — Rechts ⸗ 
anwalt Zeddies in Hameln; — Rechtsanwalt Hermann 
Schulze in Neuſalza; — Juſtizrath van Werden in Elber⸗ 
feld; — Geheimer Juſtizrath Richard Gersdorf in Guben; 
— Juſtizrath Dr. J. Goldſchmidt in Berlin. 
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Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Saran 
e. Schirmer u. Gen. vom 9. März 1901, Nr. 366/1900 V. 

| II. J. Kammergericht. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Dem Kläger iſt zuzugeben, daß der erſte Grund des Be⸗ 
mfungsgerichts nicht gebilligt werden kann. Wie das Reichs⸗ 
gericht in dem Urtheil vom 27. Oktober 1900 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 823) ausgeſprochen hat, iſt das Nutzungs⸗ 
pfandrecht nicht davon abhängig, daß es neben einer Hypothek 
befteht, ſondern es konnte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nach dem maßgebenden Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht auch als ein ſelbſtſtändiges, mit beſonderen Wirkungen 
ausgeſtattetes Sicherungsrecht für eine nicht eingetragene Forderung 
begründet werden. Nicht minder ſelbſtſtändig iſt das Nutzungs⸗ 
pfandrecht dann, wenn es nicht neben einer Hypothek, ſondern 
neben einer Grundſchuld beſtellt iſt. Hiervon wieder abzugehen, 
liegt keine Veranlaſſung vor. 

Hiermit iſt dem Kläger aber nicht geholfen. 

Bei der Reviſion tft zu unterſtellen, daß dem Kläger ein 
Nutzungspfandrecht auch an den beiden ſtreitigen Grundſtücken 
eingeräumt iſt und daß dieſe dem Kläger zur Pfandnutzung 
übergeben find. Nach den Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts kann es keinem Zweifel unterliegen, daß durch die 
Uebergabe der beiden Grundſtücke ein dingliches Recht daran 
für den Kläger entſtanden iſt (Theil I Titel 21 8 2, Theil I 
Titel 20 88 6, 7), und daß zum Inhalte dieſes dinglichen 
Rechtes auch die Befugniß des Klägers gehört, von dem Be⸗ 
klagten die zur Eintragung des Pfandnutzungsrechts in das 
Grundbuch erforderliche formgerechte Eintragungsbewilligung zu 
verlangen (Theil I Titel 20 8 103). Ein gegen jeden Dritten 
wirkſames Pfandnutzungsrecht iſt aber durch die bloße Uebergabe 
für den Kläger nicht begründet worden. Denn dazu war neben 
der Naturalübergabe die Eintragung deſſelben in das Grundbuch 
unerläßlich (Theil I Titel 20 88 99, 100; Eigenthumserwerbs⸗ 
geſetz von 1872 8 12). Wenn nun im Artikel 184 des Ein⸗ 
führungzgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmt iſt: 
„Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaftet iſt, bleiben 
mit dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Inhalt 


und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 192 
bis 195 ein Anderes ergiebt“, ſo kann unter dem Rechte, mit 
welchem ein Grundſtück belaftet iſt, nur ein ſolches verſtanden 
werden, welches in das Grundbuch eingetragen iſt. Denn nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch kann die Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks mit einem Rechte nur durch die Eintragung des Rechtes 
in das Grundbuch vollzogen werden (vergl. 88 873, 1012, 
1018, 1080, 1090, 1094, 1113). Daß mit dem Ausdrucke 
„belaftet iſt“ im Artikel 184 des Einführungsgeſetzes ein anderer 
Begriff verbunden fein ſollte, iſt ausgeſchloſſen. Hieraus folgt, 
daß das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nach Allgemeinem Landrecht durch bloße Uebergabe dinglich ge⸗ 
wordene Recht zur Pfandnutzung nicht durch den Artikel 184 
aufrecht erhalten if. Damit iſt denn auch der zum Inhalte 
ſolchen Rechtes zu rechnende Anſpruch auf Bewilligung der Ein⸗ 
tragung weggefallen. Aber ſelbſt wenn dieſer Anſpruch, ſei es 
auf Grund der Vorſchrift des Artikels 184 oder als aus einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen 
Schuldverhältniſſe herrührend gemäß Artikel 170 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes dem Kläger verblieben wäre, würde von dieſem 
doch die Bewilligung der Eintragung des Nutzungspfandrechts von 
den Beklagten nicht verlangt werden koͤnnen. Denn die Be⸗ 
willigung wäre zwecklos, weil ſie nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr zur Eintragung in das 
Grundbuch führen konnte. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
beſteht im Sachenrecht keine Vertragsfreiheit. Die Zahl der 
dinglichen Rechte iſt eine geſchloſſene. Solchen Rechten, welchen 
im Bürgerlichen Geſetzbuch nicht ausdrücklich die Eigenſchaft 
beigelegt iſt, daß damit ein Grundſtück belaftet werden kann, 
iſt das Grundbuch verſchloſſen. Indem das Bürgerliche Geſetz ⸗ 
buch das Nutzungspfandrecht nicht erwähnt, verſagt es ihm dieſe 
Eigenſchaft. Kann aber ſeit dem Inkrafttreten ein Nutzungs⸗ 
pfandrecht durch Eintragung nicht mehr begründet werden, fo 
ift damit ſeit dieſem Zeitpunkte auch die Erſtreckung ſolchen 
Pfandrechts auf Grundſtücke, welche mit ihm vorher noch nicht 
belaſtet waren, nicht mehr zuläſfig. | 
Die im Jahre 1897 eingetragene Vormerkung hat dem 
Kläger den Anſpruch auf Eintragung nicht erhalten. Kann 
ein durch Vormerkung geſicherter Anſpruch auf Eintragung eines 
Rechtes in das Grundbuch nicht mehr durchgeführt werden, weil 
die veränderte Geſetzgebung das einzutragende Recht nicht mehr 
als eintragungsfähig anerkennt, ſo wird die Vormerkung gegen⸗ 
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ſtandslos und damit löſchungsreif. So liegt die Sache hier. 
Als die Vormerkung eingetragen wurde, war die Eintragung 
des vorgemerkten Nutzungspfandrechts nach der damaligen Geſetz⸗ 
gebung zuläſſig. Nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs darf das Nutzungspfandrecht nicht mehr ein⸗ 
getragen werden; damit hat die Vormerkung ihre Wirkung 
eingebüßt, woraus die Berechtigung des Widerklageantrags ohne 
Weiteres folgt. 


Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im Scheidungs⸗ 


prozeß. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Creutz o. Creutz 
vom 8. März 1901, Nr. 55/1901 IV. 

Der Beklagte iſt vom Reichsgericht für pflichtig erklärt, 
Koſtenvorſchuß zu leiſten. 

Gründe. 

Die Klägerin, die mit der Klage auf Scheidung ihrer Ehe 
durch Berufungsurtheil abgewieſen iſt, hat gegen dieſes die 
Revifion eingelegt und es iſt ihr als Revifionsklägerin auf- 
gegeben, den vorbezeichneten Koſtenvorſchuß zu zahlen. Sie hat 
bei der Gerichtsſchreiberei den Antrag geſtellt, den Vorſchuß von 
ihrem Ehemanne, dem Revifions beklagten zu erfordern oder auf 
ſeinen Namen umzuſchreiben, und dieſer Antrag, den die Ge⸗ 
richtsſchreiberei dem Reichsgerichte zur Entſcheidung vorgelegt 
hat, iſt begründet. Der Senat hat in mehreren Entſcheidungen 

vergl. Beſchlüſſe vom 12. November 1900 in Sachen 
Unterharnſcheidt wider Unterharnſcheidt IV. B 204/1900, 
in Sachen Rathke wider Rathke IV. B 208/1900, in 
Sachen Langner wider Langner IV. B 207/1900 und 
Beſchluß vom 5. April 1900 in Sachen Zehm wider 
Zehm IV. B 57/1900, mitgetheilt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, Jahrgang 1900 S. 837, 850, 868, 339 
ausgeſprochen, daß nach den — hier maßgebenden — Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowohl bei Beſtehen des 
geſetzlichen Güterſtandes als der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
der Ehemann wenn nicht Ausnahmen obwalten, 
die hier nicht erfichtlich vorliegen, — verpflichtet iſt, im 
Prozeſſe der Ehefrau und insbeſondere auch im Cheſcheidungs⸗ 
prozeſſe, wenn die Frau es verlangt, diejenigen Geldmittel, die 
zum ſachgemäͤßen Prozeßbetriebe, ſei es zur Verfolgung oder 
zur Vertheidigung ihres Rechts, nothwendig find, vorzuſchießen. 
An dieſer Auffaſſung iſt auch im gegenwärtigen Falle feſt⸗ 
zuhalten. 


Aus der Praxis der Strafſeuate des Reichsgerichts. 
Entſcheidungen bis Ende 1900. 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 


A. Zum Strafgeſetzbuche. 
1. 8 48. 


Dadurch, daß der Thäter von Anfang an mit dem ein⸗ 
heitlichen, auf ſucceſſive Entwendung einer unbeſtimmten Menge 
von Gegenſtänden gerichteten Vorſatze gehandelt hat, wird nicht 
die rechtliche Möglichkeit einer ſpäteren Anſtiftung zu einzelnen 
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Ausführungshandlungen ausgeſchloſſen, welche zwar im Allge⸗ 
meinen von jenem Vorſatze mitumfaßt werden, in ihrer konkreten 
Geſtalt jedoch erſt im Verlaufe der Verwirklichung dieſes Vor⸗ 
ſatzes in die Vorſtellung des Thäters eingetreten find. Urth. 
des IV. Sen. vom 13. November 1900. 3096. 1900. 

2. 8 59. 

Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß der Angeklagte, als er 
von dem Einſpruch der Poſtbehörde gegen die gewählte Art 
der Beförderung der Zeitungen durch die Eiſenbahn erfuhr, fi 
an den Verkehrsinſpektor, den er als Beamten der ſtaatlichen 
Eiſenbahnverwaltung zur Entſcheidung des Streits für zu⸗ 
ſtändig hielt, gewendet, daß der gedachte Beamte die Be⸗ 
förderung für zuläſſig erklärt und daß der Angeklagte ſich 
nunmehr in dem guten Glauben befunden hat, nach den Be⸗ 
triebseinrichtungen der Eiſenbahn ſei die Beförderung als durch 
eine „expreſſe Fuhre“ bewirkt anzuſehen, zumal, wie weiter 
feſtgeſtellt wird, in der letzten Zeit Gepäck auch ohne Reiſe⸗ 
begleiter auf den Perſonenzug (wie Paſſagiergut) aufgegeben 
werden darf und dann die Bezeichnung „Expreßgut“ führt. 
Die Strafkammer nimmt an, daß der Irrthum, in dem der 
Angeklagte ſich befand, ein thatſächlicher war und deshalb 
auf Grund des 8 59 des Str. G. B. feine Freiſprechung zu 
erfolgen hatte. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Begriff 
der „expreſſen Boten oder Fuhren“ im Sinne des 8 2 des 
Reichspoſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 ein Rechts begriff 
iſt; und zwar iſt er, da der § 27 a. a. O. ausdrücklich auf 
den § 2 Bezug nimmt, ein dem hier zur Anwendung zu 
bringenden Strafgeſetz angehörender Rechtsbegriff. Ein 
Irrthum über dieſen Begriff fällt daher zweifellos nicht unter 
8 59 des Str. G. B. und kann den Angeklagten in feinem 
Falle entſchuldigen. Was die Frage ſelbſt, ob hier etwa ein 
„expreſſer Bote“ oder eine „expreſſe Fuhre“ anzunehmen iſt, 
betrifft, ſo hat das Reichsgericht wiederholt entſchieden, daß 
bei jeder gewerbsmäßigen Beſorgung des Transports für 
mehrere von einem expreſſen Boten oder einer expreſſen Fuhre 
nie die Rede ſein kann und daß dies auch für den Transport 
auf der Eiſenbahn gilt, auch wenn letztere beſonders mit der 
Beförderung beauftragt wird (Entſch. Bd. II S. 272, Bd. III 
S. 300). Wenn die Beförderung politiſcher Zeitungen aus⸗ 
nahmsweiſe neben der Poſt auch „gegen Bezahlung durch 
expreſſe Boten“ geſtattet iſt, ſo ſteht dieſe Beförderungsart 
mit dem Expreß gut der Eiſenbahn, das von vornherein dem 
Poſtzwange nicht unterliegt, außer jedem rechtlichen Zuſammen⸗ 
hange. Die hiernach im Sinne des Reichspoſtgeſetzes offenbar 
rechtsirrthümliche Auskunft eines Beamten, auch wenn ſie in 
die Form einer Entſcheidung gekleidet geweſen ſein ſollte, kann 
daher den Angeklagten gleichfalls nicht entlaſten; denn ſelbſt⸗ 
verſtändlich kann ein Rechtsirrthum nicht dadurch zu einem 
entſchuldbaren thatſächlichen Irrthum werden, daß er von einem 
Beamten oder einem Rechtskundigen hervorgerufen wurde. 
Liegt hier ein das Strafgeſetz betreffender Rechtsirrthum vor, 
ſo iſt aber auch die Annahme des Vorderrichters, daß dem 
Angeklagten, wenn er ſich auf die Auskunft und Entſcheidung 
des Verkehrsinſpektors verließ, das zur Begehung einer ſtraf⸗ 
baren That gehörende Verſchulden nicht zuzurechnen ſei, 
irrig. Daß auch bei Poſtdefraudation, wenn zwar zu ihrer 
Strafbarkeit Vorſatz oder eigennützige Abſicht nicht gehört, 
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dennoch das allgemeine, die Zurechnung einer That bedingende 
Verſchulden erfordert wird, hat das Reichsgericht allerdings 
mehrfach ausgeſprochen (Entſch. Bd. XXV S. 290, Bd. XXXI 
S. 345). Ein das Strafgeſetz betreffender Rechtsirrthum iſt 
jedoch grundſätzlich als auf einem Verſchulden beruhend 
anzuſehen. Urth. des I. Sen. vom 22. November 1900. 
3151. 1900. 

3. 8 65. 

Zum Strafantrage wegen eines Vermögensdelikts ift ber 
jenige berechtigt, deſſen Vermögen verletzt iſt. Abgeſehen von 
den für Minderjährigkeit und ſonſtige Geſchäftsunfähigkeit ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen wird hieran dadurch nichts geändert, 
daß das verletzte Vermögen der Verwaltung eines Andern 
unterliegt. Im Falle der Gütergemeinſchaft ſteht daher auch 
der Ehefrau das Antragsrecht zu. Urth. des IV. Sen. vom 
21. Dezember 1900. 4109. 1900. 

4. 8 65 (288). 

Dem Konkursverwalter ſteht das ſelbſtändige Straf⸗ 
antragsrecht bei Verletzung der Maſſe durch das Vergehen des 
§ 288 zu. Urth. des IV. Sen. vom 26. Oktober 1900. 
3057. 1900. 

5. 8 69. Reichsverfaſſung Art. 31. 

Die Unzuläſſigkeit der Strafverfolgung gegen ein Mitglied 
des Reichstags hat zur Folge, daß die Verjährung erſt mit 
Schluß der Sitzungsperiode zu laufen beginnt, ſofern nicht 
vorher die Genehmigung zur Verfolgung ertheilt iſt. Dabei 
iſt es gleichgültig, ob die Genehmigung verweigert oder gar 
nicht nachgeſucht wird. Urth. des III. Sen. vom 25. Oktober 
1900. 3791. 1900. 

6. 88 73. 74. 

Der Anſtifter, der ſowohl den Hauptthäter als den Ge⸗ 
hülfen angeſtiftet hat, iſt wegen der letzteren Anſtiftung aus 
demſelben Grunde nicht beſonders zu beſtrafen, aus dem die 
vom Anſtifter dem Angeſtifteten geleiſtete Beihülfe nicht neben 
der Anſtiftung geſtraft werden kann. Urth. des I. Sen. vom 
4. Oktober 1900. 2692. 1900. 

7. 8 120. 

Eine auf Gefangenenbefreiung gerichtete Handlung kann 
nicht ſchon dann angenommen werden, wenn ein Dritter dem 
Beamten gegenüber irgendwie das Verlangen kund giebt, daß 
der Gefangene freigelaſſen werde. Es muß vielmehr eine 
Willensbethätigung vorausgeſetzt werden, die darauf abzielt, 
den Gefangenen der Gewalt des Beamten durch eine unberechtigte 
Gegenwirkung gegen deſſen Amtsausübung zu entziehen, ſei 
es, daß zu dieſem Zwecke körperlicher Zwang angewendet wird, 
ſei es, daß auf den Beamten pſychiſch durch Bedrohung ein⸗ 
gewirkt, oder daß er durch Täuſchung zur Aufgabe der Gewalt 
über den Gefangenen veranlaßt werden ſoll. Urth. des IV. Sen. 
vom 16. November 1900. 3238. 1900. 

8. 8 133. 

Die vom Gerichtsvollzieher theilweiſe ausgefüllte Abſchrift 
der Poſtzuſtellungsurkunde iſt, auch bevor die Unterſchrift des 
Poſtboten darauf gebracht iſt, ein dem Poſtboten amtlich über⸗ 
gebener Gegenſtand. Auch der beſtimmte Empfänger derſelben 
macht ſich nach 8 133 Str. G. B. ſtrafbar, wenn er ſie ver⸗ 
nichtet, bevor die Uebergabe ſeitens des Poſtboten erſolgt iſt. 
Urth. des II. Sen. vom 19. Oktober 1900. 3341. 1900. 
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9. 8 140. 

Der Ausdruck „Abfiht” in Nr. 1 der jetzigen Faſſung 
iſt nicht als bloßer Vorſatz, ſondern, gleichbedeutend mit der in 
der älteren Faſſung gebrauchten Wendung, dahin zu verſtehen, 
daß nur dasjenige Handeln ſtrafbar iſt, deſſen Zweck darin 
beſtand, ſich der Wehrpflicht zu entziehen. Urth. des I. Sen. 
vom 15. Oktober 1900. 2830. 1900. 

10. 8 168. 

Das angefochtene Urtheil hat ſich jeder Prüfung der 
Frage, ob der Irrthum, in welchem ſich der Beſchwerdeführer 
in Bezug auf die Richtigkeit der von ihm beſchworenen That⸗ 
ſache befand, ein vermeidbarer geweſen wäre, vollſtändig ent⸗ 
ſchlagen. Die Fahrläſſigkeit des Beſchwerdeführers wurde von 
dem erſten Richter weſentlich darin erblickt, daß derſelbe trotz 
der der Eidesleiſtung vorausgegangenen Warnungen und Vor⸗ 
halte ſeines Prozeßgegners ſowie des Hinweiſes auf den 
Inhalt der in Betracht kommenden Schriftſtücke nicht einmal 
den an ſich möglichen Verſuch gemacht habe, ſich einen Einblick 
in dieſelben zu verſchaffen. Unerörtert iſt dagegen geblieben, 
wie ſich die Sache geſtaltet haben würde, wenn der Beſchwerde⸗ 
führer wirklich den Verſuch unternommen hätte, ſich Kenntniß 
von dem Inhalte des im Beſitze ſeines Prozeßgegners be⸗ 
findlichen Briefes, welcher das Geſtändniß des Empfangs des 
Briefes vom 81. Mai 1895 enthielt, zu verſchaffen, ob ein 
folder Verſuch objektiv und auch nach der ſubjektiven Auf: 
faſſung und Vorſtellung des Beſchwerdeführers von Erfolg 
begleitet geweſen wäre und zur Vermeidung der Leiſtung des 
falſchen Eides geführt haben würde. Der Beſchwerdeführer 
war nach den Ausführungen des angefochtenen Urtheils vor 
der Eidesleiſtung ſorgfältig bemüht, ſich Kenntniß davon zu 
verſchaffen, ob der vor mehr als vier Jahren durch U. an ihn 
geſchriebene Brief vom 31. Mai 1895 in ſeine Hände gelangt 
war, und ließ namentlich ſeine geſammte Korreſpondenz durch 
ſeine Vertreter im Civilprozeſſe einer genauen Durchſicht 


unterwerfen, welche indeſſen nicht zu dem gewünſchten Ziele 


führte. Im Schwörungstermine wird nunmehr dem Beſchwerde⸗ 
führer von ſeinem Prozeßgegner vorgehalten, er müſſe den Brief 
vom 31. Mai 1895 erhalten haben, da er ſich ſelbſt einige Tage 
nachher ſchriftlich zum Empfange deſſelben in einem Briefe an U. 
bekannt habe, der ſich noch in deſſen Beſitze befinde. Was 
daraufhin weiter im Schwbörungstermine geſchah, iſt nicht 
weiter aufgeklärt. Ob die Angaben des U. an ſich und 
namentlich auch für den Beſchwerdeführer glaubwürdig waren 
und einen Verſuch, ſich Einblick in jenen Brief zu verſchaffen, 
nahe legten, ob U. den fraglichen Brief im Schwörungs⸗ 
termine bei ſich trug und auf Verlangen des Beſchwerdeführers 
geneigt und bereit war, dieſem die Einſichtnahme zu geſtatten, 
oder ob er ſich von Anfang an in dieſer Hinſicht ablehnend 
verhielt, aus welchen Gründen der Beſchwerdeführer davon 
abſah, überhaupt jeden Verſuch zu unterlaſſen, ob er vielleicht 
Urſache hatte, einen ſolchen für ausſichtslos zu halten und 
welche Stellung insbeſondere der den Eid abnehmende Prozeß⸗ 
richter dem im Schwörungstermine plötzlich in Bezug ge⸗ 
nommenen, im ſeitherigen Verlaufe des Civilprozeſſes als 
Beweismittel nicht benutzten Briefe des Beſchwerdeführers an 
U. gegenüber einnahm, wie er ſich namentlich, ſoferne der 


fragliche Brief im Termine nicht zur Stelle war und auch 
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nicht augenblicklich beſchafft werden konnte, zu einer eventuellen 
Verlegung des Schwörungstermines verhielt, das ſind lauter 
Fragen, bezüglich deren man in dem vorderrichterlichen Urtheile 
vergeblich nach Aufſchluß ſucht. Daſſelbe beſchränkt ſich viel⸗ 
mehr nur auf den kurzen Satz, daß es Pflicht des Beſchwerde⸗ 
führers geweſen wäre, ſich von dem Inhalte des mehrerwähnten 
Briefes Kenntniß zu verſchaffen, und erblickt darin allein ohne 
Weiteres die Fahrläſſigkeitsſchuld des Beſchwerdefuͤhrers. Dies 
muß als rechtsirrthümlich bezeichnet werden. Urth. des III. Sen. 
vom 29. November 1900. 4005. 1900. 

11. 8 164. 

Ein braunſchweigiſcher Stationskommandant iſt keine Be⸗ 
hörde. Eine bei ihm erſtattete Anzeige iſt gleichwohl als bei 
einer Behörde erſtattet anzuſehen, wenn er ſie, um dem an ihn 
gerichteten Antrage nachzukommen, ſeiner vorgeſetzten Behörde 
nur berichtet, nicht aber dann, wenn er ſie als wiſſentlich 
falſch erkannt und deshalb lediglich zur Einleitung der Straf⸗ 
verfolgung gegen den Anzeigeerſtatter an die Behörde ab⸗ 
gegeben hat. Urth. des IV. Sen. vom 28. September 1900. 
2493. 1900. 

12. 8 166. 

Die Reviſion rügt, daß die Feſtſtellung der Beſchimpfung 
der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft auf der Annahme beruht, 
das Kol⸗Nidre⸗Gebet und der Talmud ſeien jüdiſche Religions⸗ 
einrichtungen. Das Urtheil hat indeß beides nicht zu den 
Einrichtungen der jüdiſchen Kirche gezählt, vielmehr nur erklärt, 
daß der Talmud zu den Religions geſetzen der Juden gehört 
und daß das Kol⸗Nidre⸗Gebet ein Gegenſtand religiöſer Ver⸗ 
ehrung der Juden bildet. Unter „Einrichtung“ im Sinne des 
8 166 Str. G. B. find denn auch nicht die kirchlichen Lehren 
und Lehrſätze ſelbſt zu verſtehen. Nichts ſteht aber entgegen, 
aus der Beſchimpfung von Gegenſtänden kirchlicher Verehrung, 
von Lehr⸗ oder Glaubensſätzen die Beſchimpfung einer Religions⸗ 
geſellſchaft ſelbſt zu entnehmen. Dieſen Weg hat das Urtheil 
betreten. Urth. des I. Sen. vom 12. November 1900. 
3603. 1900. 

13. 8 169 (S 67 Abſ. 4). 

Nach der Feſtſtellung des angefochtenen Urtheils hat An⸗ 
geklagter das Vergehen gegen § 169 Str. G. B. dadurch voll⸗ 
endet, daß er ſein außereheliches Kind als in der Ehe erzeugt 
und geboren bei dem Standesamt angemeldet und hierdurch 
die Eintragung des Kindes als eines ehelichen in das Geburts⸗ 
regiſter bewirkt hat. Eine Fortſetzung der Strafthat iſt darin 
gefunden, daß Angeklagter während ſeines Zuſammenlebens 
mit der Mutter dieſe als ſeine Ehefrau und das Kind als 
eheliches ausgegeben hat. Im März 1895 hat Angeklagter 
ſich von der Mutter und von dem Kinde getrennt. Nach dem 
Ausſpruche der Strafkammer hat Angeklagter „ſeit dieſer Zeit 
nichts mehr gethan, um das Kind als eheliches binzuftellen”, 
Er hat das Kind im März 1900 wieder zu ſich genommen, 
zugleich aber der Gemeindebehörde den wahren Sachverhalt 
angezeigt. Die erſte Verfügung des Richters in dieſer Straf⸗ 
ſache iſt am 3. April 1900 ergangen. Die Strafkammer hat 
das Verfahren wegen Verjährung eingeſtellt. Die Reviſion 
des Staatsanwalts iſt unbegründet. Die Verjährung des 
Vergehens gegen § 169 beginnt nach 8 67 Abſ. 4 mit Voll: 
endung des Vergehens, im Falle der fortgeſetzten Strafthat 
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mit dem Aufhören der fortſetzenden Thätigkeit. Vollendet iſt 
das Vergehen, ſobald die Täuſchung gelungen, das heißt ein 
Zuſtand herbeigeführt iſt, durch welchen der Perſonenſtand der 
Außenwelt gegenüber unterdrückt oder verändert iſt. Ob dieſer 
Zuſtand vorübergeht oder dauert, iſt grundſätzlich bedeutungslos, 
da das Thatbeſtandsmerkmal eines durch die Thätigkeit des 
Schuldigen berbeigeführten Dauer zuſtandes aus 8 169 nicht 
zu entnehmen iſt. Muß hiernach der Begriff des Dauer⸗ 
delikts ausgeſchieden werden, ſo erhellt, daß in der bloßen 
Fortdauer des Fälſchungserfolges eine den Anfang der Ver⸗ 
jährung hindernde Fortſetzung des Delikts nicht zu finden iſt. 
Andererſeits kann in derjenigen Thätigkeit, durch welche die 
bewirkte Unterdrückung oder Veränderung der Zuſtandsrechte 
mit einem dem 5 169 entſprechenden Vorſatze aufrecht erhalten 
wird, eine ſtrafbare Fortſetzung des Delikts auch dann erblickt 
werden, wenn dieſe Thätigkeit, für ſich allein betrachtet, zur 
erſten Herbeiführung des Fälſchungserfolges nicht genügt haben 
würde. Vergl. Rechtſprechung des Reichsgerichts Bd. 5 S. 740. 
Auch Unterlaſſungen können die Annahme einer ſolchen Fort⸗ 
ſetzung rechtfertigen, wenn dieſelben, verbunden mit dem voraus⸗ 
gegangenen Thun, ſich als dasjenige Mittel darſtellen, welches 
der Angeklagte gewählt hat, um die Täuſchung weiter zu 
führen. Erforderlich aber iſt alsdann ein aus Aktivität und 
Paſſivität ſich zuſammenſetzendes und überall von demſelben 
Vorſatze beherrſchtes Geſammtverhalten. Ein ſolches iſt von 
der Vorinſtanz nicht, jedenfalls nicht über den März 1895 
hinaus, vielmehr für die Zeit vom März 1895 bis zur er⸗ 
ſtatteten Selbſtanzeige lediglich ein „Nichts Thun“ feſt⸗ 
geſtellt worden. Urth. des IV. Sen. vom 1. Dezember 1900. 
3582. 1900. 

14. 8 172. 

Nach Artikel 229. 230 des Code civil kann die Ehefrau 
wegen Ehebruchs des Mannes nur inſofern eine Eheſcheidung 
verlangen, als der Mann ſeine Beiſchläferin in dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Hauſe gehalten hat. Es iſt aber anerkannten 
Rechtens, daß unter der gemeinſchaftlichen Wohnung die 
Wohnung des Mannes zu verſtehen iſt, auch wenn ſich die 
Frau nicht mehr in derſelben aufhält und auch wenn dieſelbe 
vom Gericht eine andere Wohnung angewieſen erhalten hat. 
Nach den Feſtſtellungen iſt die Angeklagte 8., während die 
Ehe noch beſtand, in die Wohnung des Angeklagten L. ge⸗ 
zogen und dort hat das ehebrecheriſche Treiben der Angeklagten 
ſtattgefunden. Gleichwohl unterlag das Urtheil der Aufhebung. 
Die Reviſion rügt Verletzung des § 172 Str. G. B. und damit 
auch der prozeſſualen Vorausſetzung dieſes Strafgeſetzes, daß 
nämlich wegen deſſelben Ehebruchs, welcher den Gegenſtand 
der Anklage bildet, die Ehe geſchieden iſt. Die Schluß⸗ 
feſtſtellung beſagt nur, daß die Angeklagten in den Jahren 
1897 und 1898 Ehebruch begangen haben; nach dem Ge⸗ 
ſtändniß der Angeklagten S., welchem die Strafkammer Glauben 
geſchenkt hat, hat der Ehebruch ſieben bis acht Monate nach 
dem Fortgange der Ehefrau L., alſo im September oder 
Oktober 1897 begonnen. Nach den Gründen des im Ehe: 
ſcheidungsprozeſſe ergangenen Urtheils aber hat die Civilkammer 
die Eheſcheidung damit begründet, daß die Angeklagten bereits 
vor dem 24. April 1897 mit einander geſchlechtlich verkehrt 
haben, indem das Gericht irrigerweiſe davon ausging, daß 
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nur bis zu dieſem Tage die Wohnung des Mannes rechtlich 
als gemeinſame Wohnung der Eheleute anzuſehen geweſen ſei. 
Es handelt ſich danach anſcheinend um ehebrecheriſche Hand⸗ 
lungen, welche zu ganz verſchiedenen Zeiten begangen ſind und 
wobei auch nicht unterſtellt werden kann, daß die Strafkammer 
die von ihr feſtgeſtellten ehebrecheriſchen Handlungen etwa als 
Fortſetzung des der Scheidung zu Grunde liegenden ehe⸗ 
brecheriſchen Verhältniſſes und damit die ſämmtlichen einzelnen 
ehebrecheriſchen Akte als eine That angeſehen hätte, weil nach 
ihrer Annahme der Ehebruch erft viele Monate ſpäter be⸗ 
gonnen haben ſoll, als der Civilrichter annahm. Urth. des 
J. Sen. vom 29. November 1900. 2941. 1900. 

15. 8 174. 

Für Anwendung des 8 174 Abſ. 1 Nr. 1 iſt das Be⸗ 
ſtehen einer Machtbefugniß des Lehrers oder der höheren 
Schulbehörde, den Beſuch zu erzwingen, nicht von ent⸗ 
ſcheiden der Bedeutung, wie die Reviſion meint. Entſcheidend 
iſt vielmehr, ob das auf dem überlegenen Wiſſen oder Können 
des Lehrenden beruhende Unterordnungsverhältniß, das durch 
das Ertheilen und Empfangen von Unterricht zwiſchen ihm 
und dem minderjährigen Schüler begründet wird, in der That 
beſteht oder nicht beſteht. Urth. des II. Sen. vom 
2. November 1900. 3198. 1900. 

16. 8 193. 

Unter Form im Sinne des § 193 wird man nur 
verſtehen können das beſondere äußere als Hülle der be⸗ 
leidigenden Aeußerung gebrauchte Gewand, welches weder nach 
den Grundſätzen logiſchen Denkens, noch nach dem üblichen 
Sprachgebrauch, noch auch nach den allgemein gehandhabten 
Regeln des geſellſchaftlichen und geſchäftlichen Verkehrs 
erforderlich war, um dem kundgegebenen Gedanken, der auf⸗ 
geſtellten thatſächlichen Behauptung, dem geäußerten Urtheil, 
der ausgeſprochenen Meinung einen ſachgemäßen, erſchöpfenden 
und verſtändlichen Ausdruck zu verleihen. Die Urtheilsgründe 
beginnen mit dem Satze, daß der ganze Artikel ſich mit 
großer Schärfe und nicht ohne Tendenz gegen den Dr. R. 
wende. Worin ſich dieſe Schärfe ausgeprägt habe, iſt im 
Urtheil nicht geſagt. An ſich erſcheint es durchaus möglich, 
die große Schärfe einer beſtimmten einzelnen Meinungsäußerung 
in der Schwere und Fülle der darin gemachten Vorwürfe, alſo 
in dem rein ſachlichen Gehalte der Kundgebung zu finden. 
Was die Tendenz anlangt, ſo iſt zu bemerken, daß die 
Tendenz, der Zweck einer Kundgebung für ſich allein für die 
Frage der Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchrift in 8 193 des Strafgeſetzbuchs nicht entſcheidet, allein 
weſentlich iſt vielmehr nur, ob aus der Form oder den die 
Aeußerung begleitenden beſonderen Umſtänden die Abſicht der 
Beleidigung erkannt zu werden vermöge. Urth. des III. Sen. 
vom 5. November 1900. 3300. 1900. 

17. 8 193. 

Es mag richtig ſein, daß die Ehefrau eines Angeklagten 
ein eigenes rechtliches Intereſſe daran habe, daß ihr Ehemann 
in einem gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren nicht ungerechter 
Weiſe verurtheilt, ſondern freigeſprochen werde, und daß ſie 
daher, wenn ſie dieſen Erfolg herbeizuführen ſtrebe, zur Wahr⸗ 
nehmung eines berechtigten Intereſſes handle. Allein im vor⸗ 


liegenden Falle handelt es ſich um einen ehrenkränkenden 
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Angriff, den eine im prozeſſualen Verfahren als Zeuge ver⸗ 
nommene Ehefrau gelegentlich ihrer Abhörung unternommen 
hat. Ein Zeuge iſt aber prinzipiell nicht berechtigt, ſich 
auf den Rechtsſchutz des § 193 Strafgeſetzbuchs zu berufen. 
Das Geſetz verpflichtet ihn, bei ſeiner Vernehmung die volle 
uneingeſchränkte Wahrheit zu ſagen. Mit Rückſicht auf dieſes 
Gebot kann der Zeuge ſich nicht darauf berufen, daß für ihn 
ein berechtigtes eigenes oder von ihm wahrzunehmendes 
fremdes Intereſſe beſtanden habe, eine unwahre Ausſage zu 
erſtatten. Der Geſetzgeber hat dem Zeugen für die Fälle, wo 
eine Kolliſion ſeiner Verpflichtung, die Wahrheit zu ſagen, 
und berechtigter eigener oder fremder Intereſſen beanzeigt iſt, 
nur das Recht eingeräumt, ſein Zeugniß überhaupt zu ver⸗ 
weigern oder doch die Beantwortung gewiſſer Fragen ab⸗ 
zulehnen. Urth. des III. Sen. vom 26. November 1900. 
3505. 1900. 

18. 88 223, 2232. 

Was den objektiven Thatbeſtand betrifft, ſo ſind ſowohl 
der äußere Zuſammenhang der Handlungen als die Identität 
des verletzten Rechtsguts einwandfrei feſtgeſtellt. Bei dem 
Erforderniß der Gleichartigkeit der Ausführungshandlungen 
aber entſteht die Frage, ob ein fortgeſetztes qualifizirtes Delikt 
angenommen werden durfte, obwohl nicht alle Einzelhandlungen 
unter dem Hinzutritte des Qualiſikationsmoments begangen find. 
Unzuläſſig wäre jedenfalls, Einzelhandlungen zu einer 
kriminaliſtiſchen Einheit zuſammenzufaſſen, die unter verſchiedene 
ſtrafrechtliche Gattungsbegriffe fallen. Andererſeits könnte 
unmöglich gefordert werden, daß die Einzelhandlungen bis ins 
Kleinſte den völlig gleichen Verlauf genommen haben. Der 
Begriff des fortgeſetzten Delikts würde dadurch praktiſch nahezu 
werthlos werden. Es muß vielmehr angenommen werden, 
daß es dem Begriffe des fortgeſetzten Delikts, wie er ſich 
in Folge der praktiſchen Bedürfniſſe der Strafrechtspflege all⸗ 
mählich in der Rechtſprechung der Gerichte herausgebildet hat, 
nicht zuwiderläuft, wenn der Thatrichter, der ohnedies zunächſt 
dazu berufen iſt, zu ermeſſen, ob eine fortgeſetzte Handlung 
als gegeben zu achten iſt, eine ſolche auch dann annimmt, 
wenn die ihrem ſpeziſiſchen ſtrafrechtlichen Charakter nach unter 
ſich gleichen Einzelhandlungen doch inſofern von einander ab⸗ 
weichen, als ein Theil unter einem erſchwerenden Umſtande 
begangen iſt. In Anſehung des ſubjektiven Thatbeſtandes 
aber hat im vorliegenden Falle der erſte Richter rechtlich 
geirrt. Er ſagt, die Handlungen des Angeklagten ſeien auf 
deſſen „einheitlichen Entſchluß, ſeine Ehefrau auf jede nur 
mögliche Weiſe zu quälen, zurückzuführen“. Das Reichsgericht 
hat aber in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen, daß es 
einen Rechtsſatz, wonach eine Mehrheit von Handlungen, die 
in Folge eines Entſchluſſes vorgenommen werden, eine recht⸗ 
liche Einheit bilden, nicht giebt, daß vielmehr die Annahme 
eines fortgeſetzten Delikts nur durch die Feſtſtellung eines 
einheitlichen Vorſatzes gerechtfertigt werden kann (Entſch. 
Bd. 15 S. 26, Bd. 22 S. 237, Bd. 26 S. 175, Bd. 30 
S. 164). Dafür, daß der erſte Richter, anſtatt einen ſolchen 
konkreten Vorſatz feſtzuſtellen, nur das Vorliegen einer ſehr 
allgemeinen Willensrichtung auf Seite des Angeklagten an⸗ 
genommen hat, ſpricht auch die Faſſung des Satzes, der An⸗ 
geklagte habe ſeine Frau auf jede nur mögliche Weiſe „quälen“ 


278 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


wollen. Hierunter kann auch ein auf andere Delikte, wie das 
der Körperverletzung, gerichteter Wille verſtanden werden. 
Urth. des II. Sen. vom 16. November 1900. 3382. 1900. 

19. 8 230. 

Wie die Benutzung eines Fuhrwerkes, ſo kann auch die 
eines Zweirades zur Ausübung eines Gewerbes dienen. Eine 
hierbei vorkommende Fahrläſſigkeit iſt als Verletzung einer 
Gewerbspflicht zu behandeln. Urth. des I. Sen. vom 22. De⸗ 
zember 1900. 4099. 1900. 

20. 8 230. 

Die Angeklagte hatte als Oberin des Krankenhauſes die 
Anordnungen des dirigirenden Arztes Dr. B. zu befolgen. 
Dabei war es ihre Berufspflicht, mit der ihr möglichen durch 
die Umſtände gebotenen Sorgfalt im Einzelfalle zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen vorlagen, für welche die von ihm im 
voraus erlaſſenen allgemeinen Anordnungen getroffen waren, 
und zu erwägen, daß derartige Anordnungen alle denkbaren 
Beſonderheiten eines jeden einzelnen Falles nicht erſchöpfen 
können. Gelangte ſie bei ihrer ſorgſamen Prüfung zu der 
Anſicht, daß die Vorausſetzungen einer allgemeinen Anordnung 
gegeben waren, ſo hatte ſie dieſer einſach Folge zu leiſten. 
Sie würde pflichtwidrig gehandelt haben, wenn ſie ſelbſtändig 
von der Vorſchrift abgewichen wäre, weil ſie etwa nach ihrem 
eigenen Ermeſſen eine andere Maßnahme für geboten erachtet 
hätte. Sie war nicht berechtigt, ihre eigene Anſicht höher zu 
ſtellen, als die des Krankenhausarztes; ſie war nicht ver⸗ 
pflichtet, ihm Gegenvorſtellungen zu machen. Gewann ſie aber 
bei ihrer Prüfung die Meinung, es ſei unwahrſcheinlich oder 
doch ungewiß, ob die thatſächlichen Vorausſetzungen der all⸗ 
gemeinen Anordnung vorlagen, ſo hatte ſie, weil es für ſolche 
zweifelhaften Fälle an einer zutreffenden Anordnung fehlte, je 
nach den Umſtänden entweder die Beſtimmung des Arztes 
einzuholen oder ſelbſt, wenigſtens vorläufig, Beſtimmung zu 
treffen. In dieſem Sinne iſt der Satz des angefochtenen 
Urtheils zu verſtehen oder nur als richtig anzuerkennen: „Eine 
Oberin, die, wie die Angeklagte, bereits 16 Jahre in ihrem 
Berufe iſt, hat nicht willenlos und blindlings die von dem 
Arzt getroffenen Anordnungen auszuführen, ſondern ſie hat 
nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen zu prüfen, ob dieſelben 
angebracht erſcheinen oder nicht.“ Die Angeklagte hat in 
Beziehung auf K., nachdem ſie in dem Aufnahmeſcheine als 
Grund der Aufnahme das delirium tremens geleſen hatte, 
diejenigen Anweiſungen einfach befolgt, welche der Krankenhaus⸗ 
arzt für den Fall der Einlieferung eines an delirium tremens 
leidenden Kranken allgemein ertheilt hatte: ſie hat K. ohne 
Benachrichtigung des Arztes in die Tobzelle bringen und hier 
ohne Bewachung bis zu dem täglichen Krankenbeſuche des 
Arztes verbleiben laſſen. Das Urtheil giebt keine Gründe an, 
weshalb die Angeklagte bei gehöriger Erwägung, etwa wegen 
des Grades der Erkrankung, hätte erkennen müſſen, daß der 
vorliegende Fall ein ſolcher ſei, welcher unter die allgemeine 
Anweiſung nicht oder vielleicht nicht falle. Sie hat nach Ein⸗ 
ſicht des keine Andeutung über eine andere vorhergehende oder 
fortdauernde Erkrankung enthaltenden Aufnahmeſcheines des 
Sanitätsraths Dr. C. und nach Empfang der Anzeige über 
die große Unruhe des Kranken erklärt, die Angehörigen hätten 
die Unwahrheit betreffs der Krankheit geſagt; es iſt nicht für 
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widerlegt erachtet, daß ſie bei ihrer Maßnahme die Angaben 
des Sohnes und der Tochter des K. über die Nippenfell⸗ 
entzündung ihres Vaters für unwahr gehalten hat; es iſt nicht 
ſeſtgeſtellt, daß und weshalb dieſer ihr Glaube etwa ein fahr⸗ 
läſſig verſchuldeter war. Nach den Urtheilsgründen „mußte 
ſich die Angeklagte bei ihrer langjährigen Thätigkeit ſagen, 
daß das Verbringen eines ſolchen Kranken ohne jede ärztliche 
Unterſuchung und ohne jegliche Bewachung in die ihr wohl⸗ 
bekannte Tobzelle ſehr wohl geeignet war, an dem Kranken 
derartige ſchwere Verletzungen, wie bei K. geſchehen, herbeizu⸗ 
führen“. Anſcheinend iſt gemeint, die Angeklagte habe die 
Unterſuchung veranlaſſen müſſen, damit der Arzt über die Ein⸗ 
ſchließung in der Tobzelle und die dabei einzuhaltenden Maß⸗ 
regeln entſcheide. Aber weshalb fie dies hätte thun müſſen, 
obgleich der Arzt allgemein ſeine zuvorige Benachrichtigung 
als unnöthig bezeichnet hatte, iſt nicht geſagt und aus den 
Worten „eines ſolchen Kranken“ nicht zu entnehmen. Daß 
eine Bewachung die Selbſtverletzungen unmöglich gemacht haben 
würde, iſt feſtgeſtellt. Aber wenn auch die Tobzelle mit ihren 
vier nackten Wänden und ihrer eiſenbeſchlagenen Thür den 
Tobſüchtigen Mangels Bewachung Gelegenheit zu Selbſt⸗ 
verletzungen gab, ſo war doch dieſer Umſtand für den Arzt 


nicht ausreichend geweſen, ſtets eine Bewachung darin anzu⸗ 


ordnen. Es fehlt im Urtheil an der Angabe eines Grundes, 
weshalb die Angeklagte, welche ſich die Gefährdung des 
Kranken beim Unterbleiben einer Bewachung klar machen mußte, 
berechtigt und verpflichtet war, der Beſtimmung des Arztes, 
welcher eben dieſe den Kranken gefährdende Behandlungsweiſe 
vorgeſchrieben hatte, nicht Folge zu leiſten. Urth. des III. Sen. 
vom 10. Dezember 1900. 4200. 1900. 

21. 8 243 Nr. 3. 

Ein Flußhafen iſt eine Waſſerſtraße, inſoweit er dem 
allgemeinen Schiffahrtsverkehr offenſteht. Ein Privathafen iſt 
als Waſſerſtraße auch dann nicht anzuſehen, wenn er nur den 
abgedämmten Theil eines ſchiffbaren Fluſſes bildet. Darauf 
kommt nichts an, ob der Hafen eingefroren iſt. Urth. des 
Ferienſen. vom 11. September 1900. 3178. 1900. 

22. 8 243 Nr. 3. 

Nach der Feſtſtellung des erſten Richters hat der An⸗ 
geklagte aus Automaten Chokoladentafeln entwendet, indem er 
in die zum Einwurf von Zehnpfennigſtücken beſtimmte Oeffnung 
anſtatt ſolcher Geldſtücke Metallplättchen von gleicher Größe 
und gleichem Gewicht hineinwarf. Allerdings iſt zuzugeben, 
daß in gewiſſem Sinne auch hier ein „Eröffnen“ ſtattfinden 
muß, ohne welches ja das Herausfallen des Gegenſtandes 
nicht denkbar wäre, und daß das mechaniſche Hülfsmittel, 
welches den Mechanismus zu dem gewollten Zwecke in Gang 
ſetzt, ſehr wohl als ein „Werkzeug“ bezeichnet werden kann. 
Indeß würde man ſich der ausdehnenden Interpretation eines 
Strafgeſetzes ſchuldig machen, wollte man auch hier einen 
„Verſchluß“ und ein „Eröffnen“ im Sinne des 8 243 Ziffer 3 
des Str. G. B. annehmen. Urth. des I. Sen. vom 13./20. De⸗ 
zember 1900. 4104. 1900. 

— 8 246. 

Ein zwiſchen Wirth und Kellner ohne Wiſſen des Gaſtes 
getroffenes Abkommen, daß der Kellner die Getränke vom 
Wirthe „kaufe“ und auf eigene Rechnung und Gefahr an die 
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Gäſte abſetze, ändert nichts daran, daß der Kellner die Be⸗ 
zahlung als Vertreter des Wirths entgegennimmt, alſo Eigen⸗ 
thum für dieſen erwirbt und an den Geldſtücken Unterſchlagung 
begehen kann. Urth. des III. Sen. vom 10. Dezember 1900. 
3704. 1900. 

24. 8 263. 

Nach den Beweisaufnahmen verkaufte Frau J. eine ihr 
gehörige Villa an den Beſchwerdeführer um den Preis von 
11000 Mark, von welchem am 1. April 1900 eine Theils 
zahlung von 2000 Mark zu leiſten war. Außerdem erwarb 
der Beſchwerdeführer auch käuflich einen Theil des zur Villa 
gehörigen Inventars um den Preis von 249 Mark 75 Pf. 
Am 26. März 1900 kam der Beſchwerdeführer nach Lübeck, 
zahlte in einem dortigen Hotel an Frau J. für Rechnung des 
von ihm übernommenen Inventars den Baarbetrag von 
250 Mark und legte derſelben eine von ihm ſelbſt geſchriebene 
Quittung vor, welche Frau J., ohne ſie vorher geleſen zu 
haben, in dem Glauben unterzeichnete, daß dadurch von ihr 
der Empfang nur der wirklich bezahlt erhaltenen 250 Mark 
beftätigt werde. Da der Beſchwerdeführer mit der am 1. April 
1900 fälligen Theilzahlung von 2000 Mark im Rückſtande 
blieb, wurde er von der J. wegen Bezahlung dieſes Betrages 
in Hamburg verklagt. In dem hierwegen eingeleiteten zur 
Zeit noch nicht beendigten Civilprozeſſe bezog ſich der Beklagte 
zum Nachweiſe dafür, daß er an die Klägerin J. nicht nur 
200 Mark, ſondern auch bereits die erſt am 1. April fälligen 
2000 Mark bezahlt habe, auf die von der J. am 26. März 
unterzeichnete Quittung, inhaltlich deren, wie ſie jetzt lautet, 
Frau J. die Zahlung der 250 Mark und geſondert hiervon 
auch die weitere Zahlung von 2 000 Mark beſtätigt. Das 
erſtrichterliche Urtheil ſtellt mit Beſtimmtheit feſt, daß am 
26. März nur 250 Mark, nicht aber 2000 Mark von dem 
Beſchwerdeführer an die J. gezahlt worden find. Anklage und 
Cröffnungsbeſchluß gehen von der Annahme aus, daß die auf 
Leiſtung der Zahlung von 2 000 Mark bezüglichen Worte in 
de Quittung vom 26. Mätz bereits ſtanden, als ſie an dieſem 
Tage der J. zur Unterſchrift vorgelegt wurde. Durch den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß wurde deshalb dem Beſchwerdeführer ein 
Vergehen des vollendeten Betrugs zur Laſt gelegt. Das 
vorderrichterliche Urtheil, welches erwähnt, daß die auf die 
Auszahlung der 2 000 Mark ſich beziehende Zeile in der frag⸗ 
lichen Quittung mit blaſſerer Tinte als der ſonſtige Quittungs⸗ 
inhalt geſchrieben ſei und dieſer Umſtand in der Vorunter⸗ 
ſuchung zu eingehenden ſachverſtändigen Ermittelungen darüber, 
ob dieſe Zeile nicht vielleicht erſt nachträglich von dem 
Beſchwerdeführer in die bereits unterzeichnete Quittung hinein⸗ 
geschrieben worden ſei, Anlaß gegeben hätte, war nicht in ber 
Lage, in dieſer Hinſicht eine ſichere Feſtſtellung treffen zu 
können, ſchließt vielmehr die Möglichkeit, daß die Quittung 
vom 26. März nicht ſchon damals ihren jetzigen vollen Inhalt 
gehabt hat, ſondern erſt nach ihrer Unterzeichnung Seitens 
der J. von dem Beſchwerdeführer ſeinem Zwecke entſprechend 
ergänzt worden iſt, keineswegs aus und rechnet ausdrücklich 
mit derſelben. Der erſte Richter iſt aber der Meinung, daß 
es für die rechtliche Beurtheilung der feſtgeſtellten Handlungs⸗ 
weiſe des Beſchwerdeführers belanglos ſei, in welchem Zeit⸗ 
punkte die auf die Zahlung der 2 000 Mark bezügliche 
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Empfangsbeſcheinigung in die Quittung hineingekommen ſei, 
weil in dem einen, wie in dem anderen Falle der Thatbeſtand 
des vollendeten Betruges als vorliegend angeſehen werden 
müſſe. Die der Verurtheilung des Beſchwerdeführers wegen 
dieſes Delikts zu Grunde gelegte Schlußfeſtſtellung iſt dem⸗ 
gemäß in dem angefochtenen Urtheile dahin getroffen worden, 
daß der Beſchwerdeführer in der Abſicht, ſich einen rechts⸗ 
widrigen Vermögensvortheil zu verſchaffen, nämlich Quittung 
über nicht von ihm gezahlte 2 000 Mark zu erlangen, bei 
Vorlegung dieſer Quittung die J. in den Irrthum verſetzt hat, 
daß fie nur über die bezahlten 250 Mark quittire, indem er 
die Thatſache verheimlichte, daß die Quittung ent⸗ 
weder ſchon nach ihrem damaligen oder einem ihr durch 
Ergänzungen von Lücken Seitens des Angeklagten zu 
gebenden weiteren Inhalte auch die weitere vom An⸗ 
geklagten nicht gemachte Zahlung von 2 000 Mark bewies, 
wodurch die J. um den gleichen Betrag an ihrem Vermögen 
beſchädigt wurde. Die Auffaſſung, daß in beiden Fällen der 
Thatbeſtand des vollendeten Betruges gegeben erſcheine, muß 
als rechtsirrthümlich bezeichnet werden. Wenn auch im All⸗ 
gemeinen die prozeſſuale Zuläſſigkeit alternativer Feſtſtellungen 
ſich nicht beſtreiten läßt, ſo erſcheint eine Verurtheilung auf 
Grund ſolcher alternativer Feſtſtellungen doch nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn die ſämmtlichen im Einzelfalle in Betracht 
kommenden Alternativen je ſür ſich betrachtet, den vollen That⸗ 
beſtand desjenigen Delikts erfüllen, wegen deſſen die Ver⸗ 
urtheilung erfolgt. Dieſe Vorausſetzung trifft indeſſen bezüglich 
der zweiten von dem erſten Richter gegen den Beſchwerde⸗ 
führer feſtgeſtellten Alternativen zweifellos nicht zu. Es bleibt 
unerfindlich, inwiefern die nachträglich durch den Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt vorgenommene Aenderung des 
Quittungsinhalts, welche doch nur als eine unbefugte Ver⸗ 
fälſchung der Quittungsurkunde rechtlich aufgefaßt werden kann, 
mit einem in der J. durch den Beſchwerdeführer hervorgerufenen 
Irrthum in urſächlichen Zuſammenhang ſoll gebracht werden 
können und wie der Vorderrichter dazu gelangt iſt, in der 
Thatſache der nachträglich vorgenommenen Verfälſchung eine 
Handlung zu erblicken, durch welche ohne alles Weitere die J. 
einen Vermögensſchaden in der vollen Höhe des Betrages von 
2000 Mark erlitt. Als bedenklich muß es weiter bezeichnet 
werden, in der Verheimlichung der künftigen erweiterten 
und vermehrten Beweiskraft, welche der Urkunde vom 26. März 
durch die nachträglich an ihr vorgenommenen Aenderungen 
dem äußeren Anſehen nach verliehen wurde, die Unterdrückung 
einer Thatſache zu ſehen. Von dem Verheimlichen einer 
Thatſache konnte in Ermangelung anderweiter Feſtſtellungen 
nach der gegebenen Sachlage füglich nur geſprochen werden, 
wenn der Beſchwerdeführer ſchon in dem Zeitpunkte, in welchem 
er die Quittung über 250 Mark anfertigte und der J. zur 
Unterzeichnung vorlegte, ſchon den Willen und die Abſicht der 
künftigen Verfälſchung hatte und dies der J. vorenthielt. 
Darüber aber, ob der Beſchwerdeführer bereits in dem er⸗ 
wähnten Zeitpunkte die Abſicht der Fälſchung hatte, hat ſich 
das angefochtene Urtheil nicht näher ausgeſprochen, wie ſolches 
auch jegliche Erörterung in der Richtung vermiſſen läßt, ob 
die feſtgeſtellte Verheimlichung in einem bloßen Verſchweigen 
oder in einem auf Täuſchung berechneten aktiven Verhalten des 


280 


Beſchwerdeführers erblickt wurde und inwieweit etwa unter der 
erſteren Vorausſetzung eine Rechtspflicht zur Wahrheitsangabe 
für den Beſchwerdeführer von dem erſten Richter als vorliegend 
angenommen wurde oder nicht. Die Annahme eines mit der 
Urkundenfälſchung begrifflich zuſammentreffenden vollendeten 
Betruges würde aber die zur Zeit noch fehlende erſtrichterliche 
Feſtſtellung zur Vorausſetzung haben, daß der Gebrauch der 
verfälſchten Urkunde zum Zwecke der Täuſchung thatſächlich bei 
einer dritten Perſon einen Irrthum erregt und in Folge deſſen 
ſchon jetzt eine Vermögensſchädigung für die J. in der Höhe 
von 2000 Mark herbeigeführt hat. Das Urtheil erfcheint aber 
auch für den anderen Fall rechtlich nicht bedenkenfrei, als man 
zu Grunde legt, daß die Quittung ihren vollen Inhalt ſchon 
vor der Unterzeichnung durch die J. hatte. Das vorige Urtheil 
erregte auch ſchon bei dieſer Unterſtellung den dringenden Ver⸗ 
dacht einer Verkennung des Rechtsbegriffs der Thatſachen⸗ 
unterdrückung inſofern in demſelben weder eine Rechtspflicht 
des Beſchwerdeführers zur Kundgabe des vollen Urkunden⸗ 
inhalts vor der Unterſchreibung noch ein auf Täuſchung hin⸗ 
zielendes aktives Verhalten des Beſchwerdeführers, durch welches 
er etwa die J. daran verhindert hätte, von dem Inhalte der 
Urkunde vor der Unterſchrift Kenntniß zu nehmen, feſtgeſtellt 
erſcheint und die Annahme unter dieſen Umſtänden nahe liegt, 
daß der erſte Richter ein bloßes Schweigen des Beſchwerde⸗ 
führers, lediglich das Benutzen eines bei der J. vorhandenen, 
von dem Beſchwerdeführer nicht hervorgerufenen Irrthums 
durch denſelben für ausreichend zur Annahme der Unter⸗ 
drückung einer Thatſache angeſehen hat, was rechtsirrthümlich 
wäre. Urth. des IV. Sen. vom 28. Dezember 1900. 
4661. 1900. 


25. § 267. 

Der Namenszug, den der Künſtler einem Gemälde bei⸗ 
fügt, iſt ein ſichtbares Zeichen dafür, daß das Gemälde von 
ſeiner, des Künſtlers, Hand herrühre, daß er es für vollendet 
und verkehrsreif gelten laſſen wolle und daß er es als ſeine 
Schöpfung gegenüber der Oeffentlichkeit anerkenne und vertreten 
werde. Es fehlt folgerichtig dem Namenszug weder an dem 
Merkmal der Beweisfähigkeit, noch an dem Merkmal einer 
allgemein faßlichen Gedankenerklärung. Erſcheint hiernach ein 
ſolcher Namenszug als eine Urkunde, ſo ergiebt ſich ſeine Er⸗ 
heblichkeit für den Beweis von Rechten und Rechtsverhältniſſen 
— abgeſehen von der Gewährpflicht des Urhebers gegenüber 
den erſten Käufern — ſchon aus dem Umſtand, daß der 
Namenszug für den Nachweis des Urheberrechts von hervor⸗ 
ragendſter Bedeutung iſt; außerdem kann der Namenszug nach⸗ 
träglich Beweiserheblichkeit erlangen, beiſpielsweiſe durch Voll⸗ 
ziehung eines Veräußerungsgeſchäfts zwiſchen Dritten dafür, 
daß der Erwerber gegenüber dem Veräußerer einen vertrags⸗ 
mäßigen Anſpruch auf Leiſtung eines Gemäldes von einem 
beſtimmten Meiſter erworben habe. Urtheil des I. Sen. vom 
17./29. Dezember 1900. 4654. 1900. 

26. 8 267. 

Wenn ein Vertrag nachmals zur Grundlage eines neuen 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen einem der Vertragſchließenden und 
einem Dritten gemacht worden iſt (im entſchiedenen Falle lag 
Verkauf eines Pachtrechts vor), ſo iſt die nachmalige Aenderung 
der Vertragsurkunde mit Rückſicht auf das Verhältniß zu dem 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


Dritten ſelbſt dann als eine Verfälſchung anzuſehen, wenn der 
andere Vertragstheil die Aenderung bewilligte oder verlangte. 
Es kann ſich nur fragen, ob die Verfälſchung in rechtswidriger 
Abſicht vorgenommen iſt. Urth. des Il, Sen. vom 14. Des 
zember 1900. 4008. 1900. 

27. 8 271. a 

Im Sinne des Perſonenſtandsgeſetzes muß die Geburt 
mit dem völligen Austritt der Leibesfrucht aus dem Mutter⸗ 
leibe als beendet angeſehen werden. Die Zeit des Austritts 
iſt daher auch maßgebend, wenn es ſich nach 8 18 Nr. 2 bis 4 
darum handelt, ob die Hebamme, der Arzt, eine andere Perſon 
bei der Niederkunft zugegen geweſen iſt. Somit iſt kein Rechts⸗ 
irrthum in der Feſtſtellung enthalten, daß die Angeklagte bei 
der Geburt des Sohnes der Frau A. nicht zugegen geweſen 
iſt und ſich daher fälſchlich die Eigenſchaft einer zur Anzeige 
verpflichteten Perſon vor dem Standesbeamten beigelegt hat, 
obwohl ſie die Nabelſchnur abgeſchnitten hat. Urth. des 
III. Sen. vom 29. Oktober 1900. 3643. 1900. 

28. 8 274. 

Die Strafkammer hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ein 
Grundſtück beſitzt, an welches ein Grundſtück des Bauern H. 
ſtößt. Ueber die Grenze zwiſchen beiden haben bisher nur 
mündliche Vereinbarungen beſtanden mit dem ausdrücklichen 
Vorbehalte, daß die wahre Grenze durch Vermeſſung eines 
Geometers zu ermitteln ſei. Dies geſchah am 25. April 1900 
durch den Bezirksgeometer auf Veranlaſſung H’3., weil der 
Angeklagte ſich an die vorläufige, vergleichsweiſe angenommene 
Grenzlinie nicht mehr halten zu wollen erklärt hatte. Die 
vom Geometer nach dem Grundſteuerkataſter vorgenommene 
Meſſung ergab eine Grenzlinie, die von der bisher von H. 
zugeſtandenen erheblich zum Nachtheile des Angeklagten abwich; 
andererſeits fanden ſich aber auch auf der vom Angeklagten 
beanſpruchten Grenzlinie zwei Pflöcke eingeſchlagen, die der 
Angeklagte als die Grenzmerkmale bezeichnete, wegen deren 
Vorhandenſein es einer Vermeſſung überhaupt nicht mehr be⸗ 
dürfe. Dieſe Pflöcke gaben auch, wie das Urtheil feſtſtellt, 
äußerlich nach ihrer Beſchaffenheit und Art ihrer Anbringung 
die Eigenſchaften von Grenzmerkmalen zu erkennen. Die be⸗ 
zeichneten Pflöcke hat der Angeklagte nach der Ueberzeugung 
der Strafkammer erſt im heurigen Frühjahre eingeſchlagen oder 
durch ſeine Leute einſchlagen laſſen. Er iſt aber von der An⸗ 
klage, hierdurch Grenzmerkmale in der Abſicht, ſeinem Nachbar 
H. Nachtheile zuzufügen, fälſchlich geſetzt zu haben, frei⸗ 
geſprochen worden, weil zwar das Setzen eines zur Bezeichnung 
einer Grenze beſtimmten Merkmals nachgewieſen ſei, es aber 
an den übrigen Erforderniſſen des 8 274 Abſ. 2 des Str. G. B. 
fehle. Dieſer Begründung kann nicht durchweg beigepflichtet 
werden. Sie geht davon aus, daß die Grenzlinie überhaupt 
nicht feſtſtehe, es alſo auch nicht feſtſtellbar ſei, ob die vom 
Angeklagten eingeſchlagenen Pflöcke an einem von der wirk⸗ 
lichen Grenze abweichenden Punkte geſetzt worden ſind und 
der Angeklagte ſich bewußt geweſen ſei, daß dies der Fall. 
Er habe ſomit die Grenzſteinſetzung nicht wiſſentlich falſch be⸗ 
thätigt. Soweit ſich hierin die Rechtsauffaſſung kundgiebt, 
für den Thatbeſtand des 8 274 Nr. 2 des Str. G. B. ſei 
eine Abweichung von der wirklichen Grenze gefordert, iſt ſie 
irrig. Der Wortlaut des Geſetzes rechtfertigt ſie nicht, wie 
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ſchon aus der Gleichſtellung der bloßen Wegnahme oder Uns 
kenntlichmachung eines Grenzmerkmales mit deſſen Verrücken 
oder Fälſchlichſetzen hervorgeht. Die Abſicht, einem Anderen 
Nachtheil zuzufügen, kann auch einem Handeln zu Grunde 
liegen, das lediglich die Feſtſtellung der wirklichen Grenze er⸗ 
ſchwert, ohne eine unrichtige vorzutäuſchen. Es bedarf daher 
kaum noch der Hinweiſung, daß 8 274 feine Stelle im 
23. Abſchnitte des II. Theiles des Str. G. B. hat, ſomit eine 
Art der Urkundenfälſchung betrifft und das Weſen der letzteren 
in der rechtswidrigen Herſtellung (oder dem rechtswidrigen 
Gebrauche) einer unechten öffentlichen oder zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblichen Beurkundung be⸗ 
ſteht, ohne Rückſicht auf die fachliche Richtigkeit des Beur⸗ 
kundeten. Darum kommt auf das Bewußtſein des Thäters 
über letztere, hier über die wahre Grenze, für die Schuldfrage 
nichts an. Zur Erfüllung des Thatbeſtandsmerkmals des 
Fälſchlichſetzens eines Grenzſteins iſt daher nicht nothwendig, 
daß dem Setzen ein für die Beſtimmung der Grenze maß⸗ 
gebender Wille zu Grunde gelegen, daß derſelbe ſchon vorher 
als gültig beſtanden hat, es genügt vielmehr das Bewußtſein 
des Thäters, daß der Gegenſtand, den er als Grenzmerkmal 
ſetzt, äußerlich die Eigenſchaften eines ſolchen erkennen läßt, 
während ihm in Wirklichkeit dieſelben nicht zukommen — 
Urth. dieſes Sen. vom 5. November 1887, Entſch. Bd. 16 
S. 60 —. Die weitere Feſtſtellung, der Angeklagte habe 
nicht die Abſicht gehabt, einem Anderen Nachtheil zuzufügen, 
beruht ausſchließlich auf dem Rechtsirrthum, ſolche Abſicht ſei 
unvereinbar mit dem guten Glauben, die mit falſchen Grenz⸗ 
pflöden bezeichnete Grenze ſei die richtige. Schon die Abſicht, 
die Rechtslage des Nachbarn bezüglich des Beweiſes zu ver⸗ 
ſchlechtern, iſt Abſicht, ihn zu benachtheiligen, und dieſen Punkt 
hat die Strafkammer nicht geprüft. Dagegen iſt in § 274 
nicht erfordert, daß der Thäter die Abſicht und das Bewußtſein 
habe, fich durch die That einen rechtswidrigen Vortheil zu 
verſchaffen, etwa ſich einen Grenzſtreifen des Nachbargrundſtücks 
rechtswidrig anzueignen. Urth. des I. Sen. vom 10. Dezember 
1900. 3768. 1900. 

29. 8 288. 

Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, daß in 
der Beſtellung eines „Pfandrechts ſeitens des Eigenthümers 
eine Veräußerung im Sinne des § 288 enthalten iſt. (Entſch. 
in Straffahen Bd. 7 S. 237, Bd. 8 S. 1.) Daß in dieſem 
Sinne zwiſchen der Eintragung einer endgültigen Hypothek 
und einer Vormerkung nicht zu unterſcheiden iſt, ergeben in 
dem hier vorliegenden Falle (vergl. für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 8 883 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
SS 9. 48 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung) die 
Vorſchriften des Preußiſchen Geſetzes über den Eigenthums⸗ 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke vom 5. Mai 
1872. Es konnte ſich hiernach nur fragen, ob der Umſtand, 
daß Zahlungsbefehle und Vormerkungen von den wegen Bei⸗ 
hülfe verurtheilten Kindern erwirkt ſind, der Annahme einer 
durch den Vater als Thäter erfolgten Veräußerung entgegen⸗ 
ſteht. Es iſt indeß ein poſitives Handeln des Angeklagten L. 
feſtgeſtellt worden, ſofern dieſer nach Verabredung mit feinen 
Kindern Widerſpruch gegen die Zahlungsbefehle nicht erhoben 
und durch eben dieſe Abrede eine für die Erwirkung der 
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Zahlungsbefehle und für die Eintragung im Grundbuche kauſal 
gewordene Thätigkeit entfaltet hat. Urth. des IV. Sen. vom 
13. November 1900. 3008. 1900. 

30. 8 304. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angeklagte einen Motors 
wagen der Straßenbahn durch Zertrümmerung einer Spiegel⸗ 
glasſcheibe beſchädigt. Der Vorderrichter hat eine Beſtrafung 
des Angeklagten auf Grund des § 304 a. a. O. aber mit der 
Erwägung abgelehnt, daß der Betrieb der Straßenbahn in 
Hannover ein gewerbliches Privatunternehmen ſei, deßwegen 
weil vielen Perſonen auch ein bequemes und billiges Be⸗ 
förderungsmittel geboten werde, noch nicht zu einem Gegen⸗ 
ſtande des öffentlichen Nutzens im Sinne des § 304 des 
Str. G. B. werde. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrthümlich. Von 
ausſchlaggebender Bedeutung iſt der thatſächliche Zuſtand, 
vermöge deſſen eine Sache zum öffentlichen Nutzen dient, 
ſoferne nur dieſes thatſächliche Dienen ſich nicht als ein rein 
zufälliges, von jedem menſchlichen Bewußtſein und Willen ganz 
unberührt gebliebenes ſich darſtellt. Urth. des III. Sen. vom 
12. November 1900. 3250. 1900. 

31. 8 330. 

Die Strafkammer hat angenommen, daß der Angeklagte 
bei Leitung des ihm übertragenen Baues den allgemein an⸗ 
erkannten Regeln der Baukunſt dadurch zuwider gehandelt hat, 
daß er die Errichtung einer Brandmauer nach dem angrenzenden 
Beſitzthum unterließ. Sie hat jedoch verneint, daß durch den 
bezeichneten Kunſtfehler Gefahr für Andere entſtanden ſei. 
Denn in Betracht komme nur ein Zuſtand, welcher im gegen⸗ 
wärtigen Zeitpunkt Leben und Geſundheit Anderer gefährde, 
was im Fragefalle nicht zutreffe, da erſt beim Eintritt weiterer 
Umſtände (dem Ausbruch eines Brandes) eine Gefährdung zu 
gewärtigen geweſen wäre. Für ſeine Auffaſſung von dem 
Weſen der Gefahr beruft ſich der vordere Richter ohne Grund 
auf die reichsgerichtlichen Erkenntniſſe vom 22. November 1881 
(Entſch. Bd. V S. 254) und 7. Juni 1898 (Entſch. Bd. XXXI 
S. 182). Denn in erſterem iſt dargelegt, daß eine Gefahr, 
wie fie § 330 Str. G. B. im Auge hat, nicht ſchon dann ges 
geben iſt, wenn ſie erſt beim Weiter bau eintritt und daß 
Vorausſetzung des Vergehens gegen § 330 Str. G. B. iſt, daß 
dasjenige, was der Angeklagte gethan hat für Andere gefahr⸗ 
drohend ſei, nicht was er erſt zu thun beabſichtigt. In der 
Entſcheidung Bd. XXXI S. 182 aber iſt der Begriff der 
exiſtenten Gefahr in dem Fall verneint, wenn ein ſchädigendes 
Ereigniß erſt bei dem Eintritt weiterer Umſtände zu gewärtigen 
war, den zu verhindern der Bauleiter Willens und 
im Stande war. Im vorliegenden Fall aber war der 
Rohbau fertiggeſtellt und beſichtigt. Es war daher Sache des 
erſten Richters zu erwägen, ob durch den Bau in dieſer ſeiner 
Beſchaffenheit bei künftiger ordnungsmäßiger Benutzung des⸗ 
ſelben im Falle eines Brandausbruches die Inſaſſen, ſei es 
des neu errichteten Baues oder des Nachbargrundſtückes durch 
Uebergreifen des Feuers von dem einen zum anderen bei dem 
Mangel einer Brandmauer in Gefahr geſetzt waren. (Vergl. 
Rechtſprechung Bd. IX S. 203, Entſch. Bd. VI S. 130.) Daß 
der Eintritt eines Schadens für Menſchenleben und ⸗Geſund⸗ 
heit zu Folge des Kunſtfehlers des Bauleiters mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit unmittelbar bevorſtehen müſſe, iſt im § 330 
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Str. G. B. nicht vorausgeſetzt. Die Gefahr im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift kann auch dann vorliegen, wenn ſie erſt durch 
eine künftige Eventualität, wie den Ausbruch eines Brandes, 
bedingt iſt. Sind nach allgemein anerkannten Regeln für 
Hochbauten in gewiſſer örtlicher Lage bauliche Vorkehrungen 
zu treffen, welche den Schutz gegen die Gefahr der Verbreitung 
des Feuers im Falle eines Brandausbruches bezwecken, ſo 
kann in der Unterlaſſung jener Maßnahmen diejenige Ge⸗ 
fährdung gefunden werden, welche im § 330 eit. unter Strafe 
geſtellt iſt. Die Annahme, daß in der Nichterrichtung einer 
Brandmauer ein Verſtoß gegen allgemein anerkannte Regeln 
der Baukunſt gelegen, würde rechtsirrig ſein, wenn ſie auf der 
Anſchauung beruhte, daß die Verfehlung gegen eine Bau⸗ 
polizeivorſchrift ohne Weiteres auch eine Verletzung jener 
allgemein anerkannten Regeln enthalte. Eine ſolche liegt viel⸗ 
mehr hier nur dann vor, wenn nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen, auch ohne Rückſicht auf die lokalpolizeiliche Vorſchrift, 
die Errichtung einer Brandmauer bei dem in Frage ſtehenden 
Bau geboten war. Urth. des I. Sen. vom 1. November 1900. 
2989. 1900. N 


B. Zur Strafprozeßord nung. 

1. 8 43. 

Was unter den im § 43 Str. P. O. erwähnten 
allgemeinen Feiertagen zu verſtehen ſei, hat die Straſprozeß⸗ 
ordnung nicht beſtimmt. Für bayeriſche Verhältniſſe iſt grund⸗ 
legend die Verfaſſungsurkunde, deren II. Beilage in 8 82 
beſtimmt, daß kein Religionstheil ſchuldig ſei, die beſonderen 
Feſttage des andern zu feiern; es ſoll ihm freiſtehen, an ſolchen 
Tagen ſein Gewerbe und ſeine „Handthierung“ auszuüben, 
jedoch ohne Störung des Gottesdienſtes des andern Theiles 
und ohne daß die Achtung dabei verletzt wird, die jede 
Religionsgeſellſchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöſen 
Handlungen und Gebräuche ſchuldig iſt. Nach dem Wortlaute 
dieſer Verfaſſungsbeſtimmung könnte es ſcheinen, daß in 
Orten mit konfeſſionell gemiſchter Bevölkerung die beſonderen 
Feſttage des einen Religionstheiles überhaupt niemals die 
Eigenſchaft allgemeiner Feiertage erlangen könnten (vergl. 
von Seydel Bayeriſches Staatsrecht [II.] Bd. III S. 527). 
Dagegen ſteht ſie nicht im Wege, ſolche Feſttage dort als 
allgemeine gelten zu laſſen, wo nur Angehörige der betreffenden 
Konfeſſion wohnen und ihre Feier hergebracht iſt. Riedel⸗Pröbſt, 
Polizei⸗Strafgeſetzbuch S. 162. Die Landesregierung hat zur 
Regelung der Sonntagsruhe durch Königliche Verordnung vom 
30. Juli 1862 (Regierungsblatt S. 2069) und zum Vollzuge 
des $ 105 a der Gewerbeordnung durch Bekanntmachung vom 
30. April 1895 (Geſetzverordnungsblatt S. 253) Anordnungen 
getroffen, die zwiſchen katholiſchen, proteſtantiſchen und 
konfeſſionell gemiſchten Orten unterſcheiden. Aber es fehlt jede 
nähere Beſtimmung, nach welchen Grundſätzen die Einreihung 
eines Ortes unter die ungemiſchten oder gemiſchten zu geſchehen 
habe. Darum hat ſich bereits der oberſte Bayeriſche Gerichts⸗ 
hof genöthigt geſehen, ſeinen Entſcheidungen ausſchließlich den 
Sprachgebrauch zu Grunde zu legen. Vergl. Zeitſchrift für 
Geſetzgebung und Rechtspflege des Königreichs Bayern Bd. XI 
S. 467, Bd. XII S. 124 letzter Abſatz, Sammlung von 
Entſcheidungen des Bayeriſchen Kaſſationshofes Bd. I S. 420. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


Brater, Blätter für adm. Praxis Bd. 45 S. 2. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich darum, ob W. ein gemiſchter 
Ort iſt, wo nach den erholten amtlichen Aufſchlüſſen bei der 
letzten Volkszählung neben 4929 Katholiken 1925 Proteſtanten 
wohnen und die Hauptkirche gemeinſchaftliches Eigenthum 
beider Konfeſſionen iſt. Einen ſolchen Ort für einen konfeſſionell 
gemiſchten zu erklären, wo nach den erwähnten landesrechtlichen 
Beſtimmungen kein Religionstheil die beſonderen Feſttage des 
anderen zu feiern braucht, iſt nicht rechtsirrig. Mag auch die 
Anweſenheit einer gewiſſen geringen Anzahl Andersgläubiger 
in einem Orte nach richterlichem Ermeſſen dieſem Orte die 
Eigenſchaft eines ungemiſcht katholiſchen oder proteſtantiſchen 
nicht benehmen, fo liegt hier ſchon im Zahlenverbälmifie 
genügender Grund, den Begriff einer Miſchung beider 
Konfeſſionen im allgemein gebräuchlichen Sinne für vorliegend 
zu erachten, zumal auch in der Gemeinſchaftlichkeit der Haupt⸗ 
kirche ein gemiſchtes Rechtsverhältniß beider Konſeſſionen zu 
Tage tritt. Beſchluß des I. Sen. vom 5. Oktober 1900. 
877. 1900. 

2. 8 51. 

Wäre 8. in der ſchwurgerichtlichen Hauptverhandlung als 
Zeuge perſönlich erſchienen und hätte nach Belehrung über das 
Recht der Zeugnißverweigerung von dieſem Rechte Gebrauch 
gemacht, ſo kann es nicht dem mindeſten Zweifel unterliegen, 
daß keines der Protokolle über die früheren unter Verzicht auf 
das Recht der Zeugſchaftsentſchlagung erfolgten Vernehmungen 
verlesbar geweſen wäre. Die gleichen rechtlichen Wirkungen 
würden einzutreten gehabt haben, wenn S. in der Schwur⸗ 
gerichtsverhandlung ohne wiederholte Belehrung über ſein 
Recht der Zeugnißverweigerung vernommen worden wäre 
(Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. II S. 229). 
Nach den gleichen Grundſätzen muß aber auch der Fall 
beurtheilt werden, wenn ein Zeuge bei derjenigen der Haupt⸗ 
verhandlung vorausgehenden kommiſſariſchen Vernehmung, 
welche den Erſatz für die perſönliche Vernehmung in der 
Hauptverhandlung zu bilden beſtimmt iſt, nicht über ſeine Be⸗ 
fugniſſe in Bezug auf die Zeugnißverweigerung belehrt wird. 
Die Vernehmung des S. iſt zwar im Vorverfahren unter Bes 
achtung der Vorſchriften in 8 191 der Deutſchen Str. P. O. 
erfolgt und war bei dem Hinzutritt der im Uebrigen erforder⸗ 
lichen Vorausſetzungen die Zuläſſigkeit der Verleſung des über 
dieſe Vernehmung errichteten Protokolles im Allgemeinen 
gegeben. Immerhin war aber die ſelbſtändige Verlesbarkeit 
des hier in Rede ſtehenden Protokolles noch dadurch bedingt, 
daß nicht bei einer ſpäteren wiederholten Vernehmung des 
Zeugen S. dieſer von dem Zeugnißverweigerungsrechte Gebrauch 
machte oder nicht hierbei eine abermalige Belehrung über das 
fragliche Recht zu Unrecht unterblieb, wie dies am 24. Juli 
1900 geſchehen iſt. Der Umſtand, daß 8. bereits bei ſeiner 
Vernehmung vom 27. Juni und 30. November 1899 über 
dieſes Recht wiederholt belehrt worden iſt und auf deſſen 
Geltendmachung verzichtete, vermag an der Nothwendigkeit 
der nochmaligen Belehrung bei Gelegenheit der Vernehmung 
vom 24. Juli 1900 nichts zu ändern. 8 51 der Deutſchen 
Str. P. O. erklärt den Widerruf des erklärten Verzichts für 
jederzeit zuläſſig und ordnet, um eine ſichere Gewähr dafür 
zu ſchaffen, daß ein zur Zeugſchaftsentſchlagung berechtigter 
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Zeuge von den ihm in dieſer Hinſicht zuſtehenden Befugniſſen 
ſtets genau unterrichtet iſt, die erforderliche Belehrung für 
jede Zeugenvernehmung an und zwar noch vor derſelben. 
(Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. II S. 192 und 
Bd. XII S. 403.) Hiermit würde es unvereinbar ſein, wenn 
man die erſte Belehrung als für die ſpäteren Vernehmungen 
fortwirkſam betrachten und aus dieſem Grunde für die letzteren 
eine Wiederholung der Belehrung für entbehrlich erachten 
wollte. (Glaſer, Handbuch des Straſprozeſſes Bd. 1 S. 539 
Nr. 1 und Anmerkung 2.) Eine Ausnahme kann nur für den 
hier nicht zutreffenden Fall zugelaſſen werden, daß es ſich 
lediglich um die Fortſetzung der noch nicht zum Abſchluß ge⸗ 
langten Vernehmung eines nicht endgültig entlaſſenen Zeugen 
handelt. Urth. des III. Sen. vom 13. Dezember 1900. 
4140. 1900. 

3. 88 56, 260. 

Die Vernehmung eines Geiſteskranken als Zeugen iſt 
zuläſſig und in 8 56 Str. P. O. vorgeſehen, indem der daſelbſt 
Nr. 1 gebrauchte Ausdruck Verſtandesſchwäche die Geiſtes⸗ 
krankheit mitumfaßt. Urth. des II. Sen. vom 9. Oktober 1900. 
3479. 1900. 0 

4. 88 56, 57, 60, 67, 68, 260. 

Der Richter iſt auf die in der Str. P. O. aufgeführten 
Beweismittel nicht beſchränkt. Er darf deshalb das Bild 
eines Vorganges, welches ein Taubſtummer durch mimiſche 
Darſtellung erkennbar gemacht hat, ſeiner Beweiswürdigung zu 
Grunde legen, ſofern es nur zum „Inbegriff der Haupt⸗ 
verhandlung“ gehört. Daß der Taubſtumme nicht beeidigt 
werden konnte, indem auch ein Dolmetſcher ſich mit ihm nicht 
verſtändigen konnte, ſteht nicht im Wege, weil ſolchenfalls eine 
Zeugenausſage überhaupt nicht vorliegt. Urth. des I. Sen. 
vom 15. Oktober 1900. 2822. 1900. 

5. 8 268. 

Die Regel ne bis in idem gilt nur innerhalb des Gebiets 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Deshalb iſt das ordentliche 
Gericht zur Aburtheilung einer Zuwiderhandlung gegen die 
Rheinſchiffahrtspolizeiverordnung vom 14. Juli 1897 nicht 
deshalb befugt, weil die Zuwiderhandlung in idealer Konkurrenz 
mit einem nach dem Str. G. B. zu beurtheilenden Vergehen 
begangen iſt. Urth. des I. Sen. vom 18. Oktober 1900. 
3073. 1900. 

6. § 264. 

Ein Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punkts iſt dann nicht geboten, wenn die Veränderung nur 
darin beſteht, daß die Verurtheilung nur auf einen Theil der 
im Eröffnungsbeſchluſſe angezogenen Strafgeſetze geſtützt wird. 
Urth. des IV. Sen. vom 5. Oktober 1900. 2791. 1900. 

7. 8 264. 

Als eine dem S 264 entſprechende Hinweiſung kann immer 
nur eine ſolche Eröffnung gelten, bei welcher der Straffall, 
auf welchen ſie ſich bezieht, den Prozeßbetheiligten erkennbar iſt. 
Liegen mehrere gleichartige Fälle vor, auf deren einen oder andern 
der Hinweis bezogen werden kann, fo wird der Vorſtitzende 
nicht umhin können, die betreffende That durch Hervorhebung 
der zu ihrer Unterſcheidung erforderlichen Umſtände zu bes 
zeichnen. Urth. des V. Sen. vom 14. Dezember 1900. 
3934. 1900. 8 
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C. Zu anderen Geſetzen. 
1. Auslieſerungsvertrag mit Großbritannien vom 
14. Mai 1872. 
Art. VII. beftimmt: Die ausgelieferte Perſon darf 


keinesfalls wegen einer anderen ſtrafbaren Handlung oder auf 
Grund anderer Thatſachen, als derjenigen, wegen deren die 
Auslieferung erfolgt iſt, in Haft gehalten oder zur Unter⸗ 
ſuchung gezogen werden. Der Grundſatz der Spezialität iſt 
hiernach zur Anerkennung gelangt; die Zuläſſigkeit der Straf⸗ 
verfolgung iſt jedoch hinſichtlich der den Grund der Auslieferung 
bildenden Strafthat nur in der Weiſe beſchränkt worden, daß 
auch die der Auslieferung zu Grunde liegenden Thatſachen 
identiſch ſein müſſen, andere Thatſachen mithin nicht berück⸗ 
ſichtigt werden dürfen. Daß Letzteres geſchehen ſei, wird nicht 
behauptet; im Uebrigen aber treffen die gleichen Erwägungen 
zu, welche in dem Urtheile vom 17. Januar 1899 (Entſch. 
Bd. 31 S. 429 ff.) zu der Annahme geführt haben, daß die 
juriſtiſche Qualifikation, welche der That bei Stellung 
und Bewilligung des Auslieferungsantrages beigelegt worden 
iſt, keinerlei Bedeutung zu beanſpruchen hat. Selbſtverſtändliche 
Vorausſetzung iſt dabei nur, daß auch dasjenige Delikt, wegen 
deſſen verurtheilt wird, zu den im Vertrage vorgeſehenen 
Auslieferungsdelikten gehört. Urth. des I. Sen. vom 
10. Dezember 1900. 4789. 1900. 

2. Reichspreßgeſetz § 22. 

Der Vorderrichter hat für erwieſen erachtet, daß der An⸗ 
geklagte W., indem er im März und April und demnächſt 
im Juni und Juli 1896 je einen Proſpekt erließ, in welchem 
er zur Betheiligung an dem neuen Aktienunternehmen auf⸗ 
forderte, in öffentlichen Bekanntmachungen wiſſentlich falſche 
Thatſachen vorgeſpiegelt habe, um zur Betheiligung an einem 
Aktienunternehmen zu beſtimmen. Auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellung hätte er zu der Annahme gelangen müſſen, daß die 
Strafverfolgung durch Verjährung ausgeſchloſſen ſei. Er geht 
davon aus, daß die Vorſpiegelung der falſchen Thatſachen 
nur durch die öffentliche Bekanntmachung der beiden 
Proſpekte bewirkt iſt. Der erſte wurde nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters als beſondere Druckſchrift an 
Kunden verſandt, der zweite wurde in der öffentlich erſcheinenden 
„Allgemeinen Börſenzeitung“ abgedruckt. Daß ſich beide 
Proſpekte als Druckſchriften darſtellen, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. Es kann auch keinem Bedenken unterliegen, daß der 
Angeklagte nach den Feſtſtellungen des Vorderrichters dieſe 
Druckſchriften verbreitet hat; denn er hat hiernach beide 
Proſpekte ſogar öffentlich bekannt gemacht. Die Art 
der ſtrafbaren Handlung aber, die durch die Verbreitung einer 
Druckſchrift ſtrafbaren Inhalts begangen worden, begründet 
keinen Unterſchied. Daß aber gerade für die Fälle eines 
durch die Preſſe verübten Vergehens gegen Art. 249 d des 
früheren Handelsgeſetzbuchs der Geſetzgeber ſich darüber klar 
geweſen iſt, daß auch die beſonderen Vorſchriften des Preß⸗ 
geſetzes auf deren Verfolgung Anwendung finden, und daß 
demgemäß dieſe Folge auch ſeiner Willensmeinung entſprochen 
hat, ergiebt ſich noch beſonders aus der Hinzufügung des 
Abſatzes 3 zu jenem Artikel 249 d. Dieſe Beſtimmung ſchließt, 
wenn eine unter den Abſatz 1 Nr. 1 des Artikels fallende 
öffentliche Bekanntmachung im Anzeigetheile einer periodiſchen 
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Druckſchrift erfolgt und der Verfaſſer der Anzeige nicht nur 
unter ihr genannt iſt, ſondern ſich auch im Bereiche der 
richterlichen Gewalt eines deutſchen Bundesſtaates befindet, die 
Anwendung des § 20 Abſatz 2 des Geſetzes über die Preſſe 
vom 3. Mai 1874 ausdrücklich aus. Daraus, daß eine 
ſolche — offenbar dem Abſatze 3 des 8 21 dieſes Geſetzes 
nachgebildete — Aus nahmevorſchrift für die Fälle, in 
denen eine öffentliche Bekanntmachung im Sinne des Abſatz 1 
Nr. 1 des Artikels 249d in der vorgeſehenen Art erfolgt iſt, 
für nothwendig gehalten worden iſt, folgt, daß im Uebrigen 
für die Verantwortlichkeit und die Verfolgung der durch die 
Preſſe verübten Vergehen gegen jene Strafvorſchrift die Bes 
ſtimmungen des Preßgeſetzes zur Anwendung kommen ſollen. 
Dann unterliegt aber die Strafverfolgung ſolcher Vergehen 
auch der beſonderen Verjährung des 8 22 dieſes Geſetzes. 
Urth. des II. Sen. vom 14. Dezember 1900. 4511. 1900. 

3. Branntweinſteuergeſetz. 

Die Beſtimmung in $ 17 Nr. 9 der Vorſchriften des 
Bundesraths über ſteuerfreie Verwendung undenaturirten Brannt⸗ 
weins vom 18. November 1892 iſt nicht auf die Verwendung 
undenaturirten Branntweins zu einer für eigene Rechnung des 
Apothekers geſchehenden Herſtellung von Heilmitteln einzu⸗ 
ſchränken. Vielmehr iſt durch dieſelbe auch die Herſtellung 
ſolcher Waaren für Rechnung Dritter, welche Eigenthümer des 
dabei verwendeten undenaturirten Branntweins ſind, geſtattet. 
Urth. des IV. Sen. vom 18. Dezember 1900. 3728. 1900. 

4. Sprengſtoffgeſetz. 

Nach der am 11. September 1884 verkündeten Preußiſchen 
Ausführungsverordnung zum Sprengſtoffgeſetz (Miniſterialblatt 
für die geſammte innere Verwaltung ꝛc. 1884 S. 247) haben, 
außerhalb der Städte von mehr als 10 000 Einwohnern, die 
Landräthe über Geſuche um Geſtattung des Beſitzes von 
Sprengſtoffen in erſter Inſtanz Entſcheidung zu treffen und 
ſind befugt, die Erlaubniß zum Beſitz von Sprengſtoffen auf 
einen ziffermäßig feſtgelegten Höchſtvorrath zu beſchränken. 
Urth. des I. Sen. vom 19. November 1900. 3476. 1900. 

5. Sprengſtoffgeſetz 8 9 Abſ. 2. 

Die Preußiſche Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Sprengſtoffen vom 19. Oktober 1893 ſchreibt in 8 33 vor, 
daß Sprengſtoffe nur in polizeilich genehmigten Niederlagen 
„lagern“ dürfen. Dieſe Vorſchrift trifft jede Aufbewahrung 
von Sprengſtoffen, auch eine ſolche an der Verbrauchsſtätte, 
für die ganze Zeit, während welcher ſie nicht unter der Be⸗ 
wachung einer mit der Verwendung befaßten und dazu be⸗ 
fugten Perſon ſtehen. Urth. des I. Sen. vom 25. Oktober 
1900. 3351. 1900. 

6. Geſ. zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894, 88 4. 15. 

Die Vorſchrift in § 4 des Geſetzes iſt lediglich für das 
Zeichenrecht beſtimmt und läßt deshalb eine analoge Aus⸗ 
dehnung auf anderweite Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht 
zu, welche von dem Zeichenrechte völlig unabhängig ſind und 
nur aus Zweckmäßigkeitsrückſichten in das Waarenzeichengeſetz 
Aufnahme fanden, um der ſogenannten illoyalen Konkurrenz 
thunlichſt entgegenzuwirken. Zu dieſen Beſtimmungen gehört 
auch der § 15 des Geſetzes. Urth. des III. Sen. vom 3. De: 
zember 1900. 2825. 1900. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


7. Geſ. vom 12. Mai 1894 zum Schutze der Waaren⸗ 
bezeichnungen. 8 7. 

Die Strafkammer hat das Verfahren eingeſtellt, weil es 
an einem rechtswirkſamen Strafantrag mangele. Denn die 
dem Angeklagten zur Laſt gelegte That ſolle ſich nur bis in 
den Februar 1900 hinein erſtrecken, zu dem unterm 30. April 
1900 geſtellten Strafantrage ſei aber die Nebenklägerin nicht 
legitimirt, weil ſie erſt am 6. März 1900 als Inhaberin des 
in Anſpruch genommenen Waarenzeichenrechts in die Zeichen⸗ 
rolle eingetragen ſei. Mit Recht rügt die Nebenklägerin, daß 
dieſe Entſcheidung das Geſetz verletzt, da der Uebergang des 
Rechts bei Eintritt einer Rechtsnachfolge ſeitens des Geſetzes 
von der Eintragung nicht abhängig gemacht iſt, ſondern nur 
für die Geltendmachung des dem urſprünglich Berechtigten 
geſchützten Rechts ſeitens des Rechtsnachfolgers der „Vermerk“ 
des Rechtsübergangs in der Zeichenrolle eine Vorausſetzung 
bildet. Im vorliegenden Falle iſt die Aktiengeſellſchaft vom 
20. Dezember 1899 — dem Zeitpunkt der formellen 
„Uebertragung“ des Zeichenrechts auf ſie ſeitens der Firma 
„Gebrüder Sch.“ — ab in alle zeichenrechtlichen Befugniſſe 
eingetreten. Urth. des IV. Sen. vom 4. Dezember 1900. 
3848. 1900. 

8. Geſ. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
vom 27. Mai 1896. 8 4. 

Nach den Urtheilsgründen hält der Angeklagte ein Möbel: 
lager, das er in der Weiſe eingerichtet hat, daß es den Ein⸗ 
druck einer möblirten Privatwohnung macht. Er ließ in 
mehreren Zeitungen eine Anzeige des Inhaltes einrücken, daß 
„wegen Abreiſe nach Paris herrſchaftliche Möbel ſehr billig zu 
verkaufen ſtänden und für drei Tage einzuſehen ſeien.“ Wenn 
dabei, wie die Strafkammer angenommen, die Möbel als der 
herrſchaftliche Beſitz eines (in der Abreiſe begriffenen) Privat⸗ 
mannes bezeichnet wurden, ſo ward ihnen eine Eigenſchaft an⸗ 
gedichtet, die ſie nicht beſaßen. Es war daher dem erſten 
Richter unbenommen, in der Hervorhebung dieſer in Wahrheit 
nicht beſtehenden Eigenſchaft jener Möbel eine nach § 4 des 
Geſetzes unzuläſſige Angabe thatſächlicher Art hinſichtlich deren 
Beſchaffenheit zu finden. Urth. des I. Sen. vom 12. November 
1900. 3765. 1900. 

9. Gef. z. Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 8 9. 

Die Strafkammer hat den ſtrafbaren Treubruch des An⸗ 
geklagten darin gefunden, daß er von dem ihm vermöge ſeiner 
Stellung als Obermüller in der Cementfabrik der Nebenklägerin 
zugänglich gewordenen, deren Geheimniß bildenden Cement⸗ 
bereitungsverfahren zur Vorbereitung der Anmeldung bei dem 
Patentamte, als ſeine eigene Erfindung, Mittheilung an den 
Vertreter des Patentbüreaus gemacht hatte. Eine rechts⸗ 
irrthümliche Auffaſſung über die Tragweite des Strafgeſetzes 
tritt hierin nicht zu Tage. Da jede zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbes gemachte unbefugte Mittheilung eines zur Ver⸗ 
ſchwiegenheit verpflichteten Angeſtellten in § 9 Abſ. 1 cit. 
ohne Einſchränkung unter Strafe geſtellt iſt, fo kann auch die 
hier in Frage ſtehende einer dem Angeklagten günſtigeren 
Beurtheilung nicht unterliegen. Mit Recht weiſt die Neben⸗ 
klägerin darauf hin, wie gerade ein unberechtigt erwirkter Patent⸗ 
ſchutz eine ſchwere Beeinträchtigung der Freiheit im Wett⸗ 
bewerbe der Konkurrenten bildet und wie, wollte man die 
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unbefugte Anmeldung einer fremden Erfindung, als der eigenen, 
bei dem Patentamte, wie die Reviſion will, aus den im 8 9 
cit. erbotenen Mittheilungen ausſcheiden, das unannehmbare 
Reſultat ſich ergeben würde, daß zwar der Arbeiter beſtraft 
werde, der einem einzelnen kleinen Konkurrenten ein Betriebs⸗ 
geheimniß verrathen, ſtraffrei dagegen derjenige bleiben ſoll, 
welcher Schritte thut, um der ganzen Konkurrenz Licenzen zu 
verkaufen und zu dieſem Zwecke die unbefugte Mittheilung 
macht. Die Ausführungen, mit denen die Reviſion darzuthun 
verſucht, daß der Nebenklägerin lediglich das Einſpruchsrecht 
gegen die Patentverleihung gemäß S 24 des Patentgeſetzes 
offenſtehe, mögen Beachtung verdienen, wenn es ſich um die 
Anmeldung eines Verfahrens handelt, welches der Antragſteller 
in gutem Glauben als ſeine eigene Erfindung betrachtet; dieſe 
Vorausſetzung iſt aber durch die thatſächlichen Feſtſtellungen 
des erſten Richters in vorliegendem Falle ausdrücklich 
ausgeſchloſſen. Der Schutz des Geheimniſſes durch § 9 
des Geſetzes iſt aber gerade für die Zeit von Bedeutung 
für den Erfinder, in welcher ihm der Patentſchutz noch nicht 
verliehen, die Anmeldung ſeiner Erfindung bei dem Patent⸗ 
amt ſeinerſeits noch nicht erfolgt iſt. Ihm dieſen Schutz von 
dem Zeitpunkte an zu verſagen, in welchem ſeine Erfindung 
unbefugt von einem Angeſtellten, als wäre ſie diejenige des 
Letzteren, zur Patentirung angemeldet wird, hieße den Beſitzer 
eines Betriebsgeheimniſſes, das eine patentfähige Erfindung 
bildet, ſchlechter ſtellen, als denjenigen eines anderen Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes, dem der Geheimnißſchutz in 8 9 eit. 
zeitlich unbeſchränkt gewährt wird. Urth. des I. Sen. vom 
17. Dezember 1900. 3601. 1900. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 27. bis 30. März 1901 
ans gefertigten Erkenntniſſe. 

L Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 89 38 ff. Differenzgeſchäft. 

Der B. R. giebt für die von ihm angenommene örtliche 
Zuſtändigkeit des L. G. Hamburg zwei Gründe, welche ſich jedoch 
beide nicht als rechtlich haltbar erweiſen. Wenn die Zuſtändigkeit 
des Gerichts aus einer auf fie gerichteten Vereinbarung der 
Parteien hergeleitet wird, ſo iſt die rechtliche Wirkſamkeit dieſer 
umfaſſend von allen rechtlichen Geſichtspunkten aus zu prüfen, 
auch dann, wenn der die Gültigkeit beſtreitende Theil auf Grund 
der Einrede der Unzuſtändigkeit gemäß § 275 der C. P. O. die 
Verhandlung zur Hauptſache verweigert hat und deshalb über 
dieſelbe beſonders zu verhandeln und durch Urtheil zu entſcheiden 
iſt. Zu berüdfichtigen find hier nicht nur diejenigen rechtlichen 
Fragen, welche in der Vereinbarung an und für ſich und un⸗ 
mittelbar ihren Urſprung finden, ſondern auch die aus einem 
Abhängigkeitsverhältniſſe derſelben zu einem Hauptvertrage ſich 
ergebenden. Im Bereiche der demgemäß erforderlichen Prüfung 
liegt ſpeziell auch die Frage ob, wenn die Vereinbarung mit 
einem Rechtsgeſchäfte, deſſen Spielcharakter behauptet wird, in 
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einer nicht bloß äußeren Verbindung ſteht, dieſe Behauptung 
begründet iſt, das Hauptgeſchäft mithin der Rechtsgültigkeit 
ermangelt und in Folge davon auch die Vereinbarung über die 
Zuſtändigkeit ungültig iſt oder nicht. Der B. R. erwägt nun, 
das R. G. habe ſich in mehreren Urtheilen dahin ausgeſprochen, 
daß in den Fällen, in denen der Nachweis der Zuſtändigkeit 
mit dem Nachweiſe, daß der Anſpruch ſachlich begründet iſt, 
zuſammenfällt, die Behauptung der die Zuſtändigkeit er⸗ 
gebenden Thatſachen zur Begründung der Zuſtändigkeit genüge 
und die Einwendungen des Bekl. gegen dieſe Behauptung nicht 
prozeßhindernd zur Begründung der Unzuſtändigkeitseinrede, 
ſondern nur zur Hauptſache geltend gemacht werden konnen; 
eben dies aber treffe hier zu, denn der eingeklagte Anſpruch 
ſowohl wie die Zuſtändigkeit der Hamburgiſchen Gerichte werde 
auf den Vertrag vom 27. September / 2/4. Oktober 1893 .ge- 
gründet, der Bekl. beſtreite ſowohl die Zuſtändigkeit des an⸗ 
gegangenen Gerichts, wie die Berechtigung der Klageforderung 
ſelbſt vermittelſt des Einwandes, daß jener Vertrag für ihn nicht 
verbindlich ſei. Dieſe Ausführungen gehen in ihrem letzten 
Theile fehl. Anerkannt iſt in der Rechtſprechung des R. G., 
daß, wenn bei Lage des konkreten Falles die kompetenz ⸗ 
begründenden Thatſachen zugleich nothwendige Thatbeſtands⸗ 
momente des Anſpruches ſelbſt find, fie eines beſonderen Nach⸗ 
weiſes als Vorausſetzung der ortlichen Zuſtändigkeit nicht bedürfen; 
allein die bezeichnete Bedingung iſt hier nicht gegeben. Der 
Vertrag vom Jahre 1893 betrifft verſchiedene Gegenſtände, er 
regelt das Rechtsverhältniß zwiſchen der Gläubigerin und dem 
Hauptſchuldner, ſetzt die Verpflichtung der Bürgen feft und 
beſtimmt die Zuſtändigkeit der Gerichte für die aus dem Ver⸗ 
trage entſtehenden Streitigkeiten. Die in letzterer Hinfſicht er- 
heblichen Thatſachen fallen mit denjenigen, nach welchen die 
Begründetheit oder Unbegründetheit der Klage aus dem Vertrage 
zu beurtheilen iſt, nicht zuſammen, ſondern liegen außerhalb 
derſelben. Für die Frage der Begründetheit der Klage iſt es 
ohne Belang, ob überhaupt eine Vereinbarung über die Zu⸗ 
ſtändigkeit getroffen iſt. Es kann deshalb nicht ſchon als 
ausreichend betrachtet werden, wie im angefochtenen Urtheil an⸗ 
genommen wird, daß der eingeklagte Anſpruch ſowohl wie die 
Zuftändigkeit der Hamburgiſchen Gerichte auf den Vertrag be⸗ 
gründet wird. Eine Identitätsfrage kann in Fällen der hier 
vorliegenden Art überhaupt nicht hinſichtlich thatſächlicher 
Momente, ſondern hoͤchſtens hinfichtlich der Wirkſamkeit von 
Vereinbarungen entſtehen. Da die Thatſache des Zuſtändigkeits⸗ 
vertrages unbeſtritten feſtſteht, auch Einwendungen gegen die 
Gültigkeit deſſelben aus ihm als für ſich beſtehenden Rechtsakte 
nicht hergeleitet find, ſondern nur aus feinem Verhältniſſe zu 
dem Bürgſchaftsvertrage und dem Hauptgeſchäfte, deſſen Un⸗ 
wirkſamkeit auf Grund ſeiner Differenznatur behauptet wird, 
fo gewinnt die Frage, ob dieſe Behauptung begründet tft, nach 
zwei Seiten hin Bedeutung. Iſt der Bürgſchaftsvertrag aus 
dem angegebenen Grunde ungültig, ſo iſt die Klage aus dem⸗ 
ſelben unbegründet, zugleich aber der Vertrag über die Zu⸗ 
ſtaͤndigkeit wirkungslos. Dies führt aber nicht dahin, daß bei 
geſonderter Verhandlung und Entſcheidung über die Zuftändig- 
keit auf die Frage der Gültigkeit des Hauptgeſchäfts nicht 
einzugehen wäre. Wenn auch über die letztere endgültig erſt 
in der zur Hauptſache ergehenden Entſcheidung zu erkennen iſt, 
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fo muß bei geſonderter Verhandlung über die Unzuſtändigkeits⸗ 
einrebe die Frage doch ſchon geprüft und nach Maßgabe des 
dabei zu gewinnenden Ergebniſſes über die Zuſtändigkeitseinrede 
erkannt werden. Nur auf dieſem Wege iſt zu einer 
erichöpfenden Würdigung der Einrede zu gelangen. Uebrigens 
iſt hier ein Abhängigkeitsverhältniß der Vereinbarung über die 
Zuſtändigkeit zu dem Hauptvertrage nur unterftellt, da das 
B. U. eine ſpezielle Erwägung in dieſer Richtung nicht ent⸗ 
hält. Sollte jedoch anzunehmen ſein, daß die Vereinbarung 
aus Rückſichten hervorgegangen tft, welche außer Zuſammen⸗ 
hang mit dem Charakter des Hauptgeſchäftes ſtehend, all⸗ 
gemeiner Art find und daß demgemäß die bezeichnete Verein · 
barung im Sinne des Parteiwillens eine ganz ſelbſtändige 
Exiſtenz hat, ſo würde die Frage der Gültigkeit des Haupt⸗ 
geſchäfts überhaupt ihre Bedeutung für den jetzt ſtreitigen Punkt 
verlieren. In zweiter Linie prüft der B. R., ob, wenn das 
Hauptgeſchäft eine aus einem Differenzgeſchäft hervorgegangene 
Forderung zum Gegenſtande hat, dies die Ungültigkeit des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrages und in weiterer Folge des Vertrages über die 
aus ſchließliche Zuſtändigkeit der Hamburger Gerichte nach ſich 
ziehe. Der B. R. führt im Weſentlichen Folgendes aus: An⸗ 
genommen, daß die von dem Hauptſchuldner A. B. M. mit der 
Rechtsvorgängerin der Kl. gemachten Fondsgeſchäfte Spiel ⸗ 
geſchäfte wären und daß demzufolge die vom Hauptſchuldner 
im Vertrage vom Jahre 1893 übernommene Verbindlichkeit zur 
Prämienzahlung, weil zur Tilgung einer Spielſchuld eingegangen, 
klaglos wäre, jo würde doch der zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Bürgſchaftsvertrag an ſich nicht unwirkſam ſein. Er habe 
ſeinem Inhalte nach mit den angeblichen Differenzgeſchäften des 
M. gar nichts zu thun und ſei auch nicht mit den Eigenſchaften 
der Gefährlichkeit und wirthſchaftlichen Unfruchtbarkeit behaftet, 
wegen welcher die Differenzgeſchäfte als Spiel qualifizirt und 
für klaglos erklärt ſeien. Es liege daher kein Grund dafür 
vor, dem Bürgſchaftsvertrage als ſolchem die Klagbarkeit abzu⸗ 
ſprechen. Allerdings könnte, wenn die früheren Fondsgeſchäfte 
Differenzgeſchäfte geweſen ſeien, der Forderung aus der Bürg- 
ſchaft die Einrede entgegengeſetzt werden, daß der Hauptſchuldner 
nichts ſchulde, das würde aber eben nur eine Einrede aus der 
Perſon des Hauptſchuldners ſein und die Rechtsbeſtändigkeit des 
Bürgſchaftsvertrages als ſolchem und deshalb auch die Ver⸗ 
bindlichkeit der in ihm enthaltenen Kompetenzvereinbarung nicht 
aufheben. Diefe Erwägungen find wiederum rechtsirrthümlich. 
Iſt die Kontokorrentſchuld des Kaufmanns A. B. M. aus einem 
Spielgeſchäfte hervorgegangen, ſo ermangelt der Vertrag vom 
Jahre 1893 mindeſtens inſoweit der rechtlichen Wirkſamkeit, 
als durch denſelben der genannte Schuldner der Rechtsvorgängerin 
der Kl. gegenüber ſich verpflichtet hat, in ihrem Intereſſe die 
Prämien von der ihr cedirten Verficherungspolice zu entrichten, 
und wenn die Prämie von ihr verauslagt iſt, ihr deren Betrag 
zu erſtatten. Aus der Ungültigkeit des Hauptgeſchäfts folgt 
dann aber auch die der Bürgſchaftsleiſtung. In der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. ſteht feſt, vergl. z. B. Entſch. Bd. 30, 
S. 214; Bd. 35, S. 286; Bd. 37, S. 416; Bd. 38, S. 251, 
daß, wenn die Hauptſchuld ſelbſt ſich als eine Spielſchuld dar⸗ 
ſtellt oder aus einer ſolchen hervorgegangen iſt, auch die hin⸗ 
fichtlich ihrer vom Schuldner oder von dritten Perſonen ein- 
gegangenen Sicherheitsgeſchäfte, insbeſondere Pfandbeſtellungen 
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und Bürgſchaftsleiſtungen rechtsungültig find; das Geſetz will 
feine Hand zur Einziehung von Forderungen aus Spielgeſchäften 
auch auf dem Wege des Vorgehens gegen Pfandbefitzer und 
Bürgen nicht leihen. Schon bieraus ergiebt ſich die Unwirk⸗ 
ſamkeit der vom Bekl. eingegangenen Bürgſchaft und die 
Unrichtigkeit der Ausführung des B. R., der Einwand des 
Bekl., daß der Hauptſchuldner aus dem Hauptvertrage in Folge 
feiner Eigenſchaft als Differenzgeſchäfts nichts ſchulde, ſtelle ſich 
als eine Einrede aus der Perſon des Hauptſchuldners dar und 
berühre deshalb die Rechtsbeſtändigkeit des Büͤrgſchaftsvertrages 
nicht. Dieſer Einwand kann nicht als eine Einrede aus der 
Perſon des Hauptſchuldners betrachtet werden, ſondern 
betrifft lediglich den ſachlichen Beſtand der Forderungsrechte, 
indem er darin beruht, daß die Ungültigkeit des Vertrages als 
eines Spielgeſchäftes auch auf die zur Sicherung der Anſprüche 
aus demſelben geſchloſſenen Geſchaͤfte einwirke. Auch bei Be 
rüdfihtigung der acceſſoriſchen Natur der Verbindlichkeiten aus 
der Bürgſchaft gegenüber denen aus dem Hauptvertrage recht ⸗ 
fertigt fi die gleiche Annahme. Es folgt dann weiter auch 
die Ungültigkeit der Abrede über die Zuſtändigkeit der Gerichte. 
Als unwirkſam müflen von dem oben genannten Geſichtspunkte 
aus alle zur weiteren Ausgeſtaltung einer Spielſchuld dienenden 
Rechtsgeſchäfte gelten, insbeſondere alſo auch Vereinbarungen, 
durch welche für den Streitfall ein beſtimmter Weg der Ab⸗ 
urtheilung, ein ſchiedsgerichtliches Verfahren oder die Entſchel⸗ 
dung durch ein nicht ſchon kraft Geſetzes berufene Gericht 
vorgeſehen wird. Entſch. des R. G. Bd. 27, S. 378; Bd. 31, 
S. 398. VII. C. S. i. S. Regenſteiner o. Magnus und 
Friedmann vom 1. März 1901, Nr. 374/1900 VII. 

2. 8 586. 

Das B. G. hat mit rechtlich zutreffender Begründung zu ⸗ 
nächſt die Reſtitutionsklage gegen das Urtheil vom 11. Juni 1897 
als nach 8 586 Abſ. 1 der C. P. O. verſpätet und folgeweiſe 
unzuläſſig zurückgewieſen. Durch das Urtheil des erkennenden 
Senats vom 27. Juni 1899 war die Revifion bezüglich der den 
damaligen Kl. durch das Urtheil vom 11. Juni 1897 zu⸗ 
geſprochenen Kapitalpoſten von 1 500 Mark, 450 Mark und 
800 Mark 86 Pf. ſowie der Zinſen dieſer Beträge bis zum 
12. April 1894 zurückgewieſen worden. Das Urtheil des 
O. L. G. wurde daher bezüglich dieſer Theilbeträge mit Erlaß 
des Revifionsurtheils am 27. Juni 1899 rechtskräftig, und die 
hiergegen gerichtete Reſtitutionsklage hätte gemäß 8 586 Abi. 1 
der C. P. O. binnen der Nothfriſt von einem Monat, alſo 
ſpäteſtens am 27. Juli 1899 angeftellt werden müſſen. Dieſelbe 
iſt aber erſt im April 1900 erhoben worden und daher verſpätet 
und folgeweiſe unzuläffig. Wenn demgegenüber die Reftitutiond- 
kläger, wie auch vor dem O. L. G., geltend machen, die Friſt 
des $ 586 Abſ. 1 ſei dadurch hinausgeſchoben worden, daß das 
R. G. durch das Urtheil vom 27. Juni 1899 die Entſcheidung 
des O. L. G. bezüglich eines Theiles der Zinſen jener Haupt⸗ 
beträge aufgehoben, und die Sache inſoweit zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung zurückgewieſen habe, da wegen 
des Zuſammenhangs der bezüglichen Anſprüche eine getrennte 
Behandlung derſelben nicht angängig geweſen ſei, ſo iſt das vom 
O. L. G. mit Recht als unzutreffend erachtet worden. Durch 
das Urtheil des Senats vom 27. Juni 1899 wurde das Urtheil 
des O. L. G. vom 11. Juni 1897 als Theilurtheil bezüglich 
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der hier in Frage ſtehenden, den Reſtitutionsbeklagten zu- 
geſprochenen Anſprüche an Hauptſummen und Zinſen rechts⸗ 
kräftig. Da die Reſtitutionskläger zu jener Zeit längft Kenntniß 
von dem geltend gemachten Reſtitutionsgrund hatten, fo lief 
bezüglich dieſes nunmehrigen Theilurtheils an jenem Tage an 
gemäß 558 586 Abf. 1 und 2 und 578 der C. P. O. die 
Nothfriſt von einem Monat. Daran konnte durch den Umſtand 
nichts geändert werden, daß bezüglich eines anderen Theiles des 
Anſpruchs eine aufhebende Entſcheidung erging, und nunmehr 
über dieſen anderen Theil des Anſpruchs in dem weiteren Ver⸗ 
fahren eine getrennte Verhandlung und Entſcheidung durch das 
fernere Urtheil des O. L. G. vom 23. März 1900 erfolgen 
mußte und erfolgt iſt. II. C. S. i. S. Gemeindeſparkaſſe 
Wittlich und Gen. c. Plum und Gen. vom 12. März 1901, 
Nr. 9/1901 IL 

Zur Konkursordnung. 

3. 5 6. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der B. N. die Befugniſſe 
des Konkursverwalters inſofern zu eng begrenzt, als er ihn in 
der Zwangs verſteigerung der zur Konkursmaſſe gehörigen Grund⸗ 
ſtücke zum Widerſpruch gegen das Liquidat eines Gläubigers 
nur dann für befugt erachten will, wenn der Gemeinſchuldner 
die betreffende Hebung für ſich hätte in Anſpruch nehmen 
können. Auf der anderen Seite geht aber die Reviſion zu 
weit, wenn ſie meint, es genüge ſchon zur Begründung des 
Widerſpruchs, wenn der Verwalter auch nur nachzuweiſen ver⸗ 
möge, daß dem liquidirenden Gläubiger der von ihm 
erhobene Anſpruch nicht zuſtehe. Die richtige Begrenzung nach 
beiden Richtungen hin liegt in dem vom Konkursverwalter 
wahrzunehmenden Intereſſe der Konkursmaſſe. Ein ſolches kann 
beſtehen, ohne daß der Gemeinſchuldner — wenn kein Konkurs 
beſtände — befugt wäre, die Hebung für ſich zu beanſpruchen, 
und es wird dadurch noch nicht allein als beſtehend dargethan, 
daß dem liquidirenden Gläubiger die Berechtigung zu dem 
Liquidat abgeſtritten wird. Die Reviſion irrt, wenn fie meint, 
es komme nur darauf an, ob der Bekl. zu der von ihm bean⸗ 
ſpruchten Hebung legitimirt ſei, und wenn fie die Anficht des 
B. R., es könne dem Konkursverwalter gleichgültig ſein, ob 
Bekl. oder ein anderer auf die Hebung Anſpruch habe, als 
unrichtig bezeichnet. Dies kann in der That dem Konkurs⸗ 
verwalter gleichgültig fein, es wäre denn, daß die Konkursmaſſe 
aus beſonderen Gründen ein rechtliches Intereſſe daran hätte, 
daß nicht der Bekl., ſondern ein anderer, der ſich vielleicht ſonſt 
als perſönlicher Gläubiger an die Konkursmaſſe halten würde, 
die Hebung ausgefolgt erhielte. Ein ſolches Intereſſe hätte 
behauptet und nachgewieſen werden müſſen, was nicht der 
Fall iſt. V. C. S. i. S. Lehmann Konk. o. Reuter vom 
2. März 1901, Nr. 354/1900 V. 

II. Das Handelsrecht. 

4. § 232. 

Durch die für die Vorſtandsmitglieder beſtehende Kollektiv⸗ 
vertretung wird begriffsgemäß allerdings nur die Möglichkeit 
ausgeſchloſſen, daß die Vorſtandsmitglieder einem von ihnen die 
volle Vertretungsbefugniß übertragen, nicht aber auch, daß fie 
einem zu gewiſſen Geichäften, ſeien dieſelben auch generell be- 
zeichnet, Vollmacht ertheilen, denn es liegt kein Grund vor, die 
ihnen kraft ihrer Vertretungsmacht zuſtehende Befugniß, anderen 
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Handlungsvollmacht Namens der Geſellſchaft zu ertheilen, auf 
den Fall zu beſchränken, daß der zu Bevollmächtigende nicht 
zugleich Vorſtandsmitglied iſt. Das neue H. G. B. erkennt dies 
in § 232 Abſ. 1 ausdrücklich an, indem es beſtimmt: „Zu 
Willenserklärungen, insbeſondere zur Zeichnung des Vorſtandes 
für die Geſellſchaft, bedarf es der Mitwirkung ſämmtlicher Mit- 
glieder des Vorſtandes, ſofern nicht im Geſellſchaftsvertrage ein 
Anderes beſtimmt iſt. Der Vorſtand kann jedoch einzelne 
Mitglieder zur Vornahme beſtimmter Geſchäfte oder 
beſtimmter Arten von Geſchäften ermächtigen.“ Das 
Geſetz wiederholt hier nur die Rechtsanſchauung, die auch ſchon 
unter der Herrſchaft des alten H. G. B., insbeſondere durch das 
von der Bekl. angezogene Urtheil des R. G. VI. Sen. vom 
5. Juli 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 668, 664) An- 
erkennung gefunden hatte. Dieſes Urtheil erkennt zugleich mit 
Recht an, daß eine derartige Bevollmächtigung eines Vorſtands⸗ 
mitglieds unter Umſtänden auch aus fortgeſetzter Duldung der 
Geſchaͤftsführung deſſelben geſchloſſen werden könne. Immer 
wird hierbei aber vorausgeſetzt, daß aus ſolcher Geſchäftsführung 
die Grenzen der von den Vorſtandsmitgliedern dem einen 
ertheilten Handlungsvollmacht erfihtlih find. VII. C. S. i. S. 
Helenenglück 6. Zeitzer Eiſengießerei vom 8. März 1901, 
Nr. 371/1900 VII. | 

III. Das Gemeine Recht. 

5. Beleuchtungspflicht des Hauseigenthümers. 

Das B. G. befindet ſich in Uebereinſtimmung mit der dies⸗ 
ſeitigen Rechtſprechung, wenn es annimmt, daß der Hausbefitzer 
nicht ohne Weiteres verpflichtet iſt, die ſämmtlichen Räume 
ſeines Hauſes, die den Zugang zu den eigentlichen Wohn⸗ und 
Aufenthaltsräumen bilden, von Einbruch der Dunkelheit an zu 
beleuchten, daß ihn vielmehr eine ſolche Pflicht nur dann trifft, 
wenn entweder polizeiliche Vorſchriften in dieſer Richtung be⸗ 
ſtehen oder die Beleuchtung ortsüblich oder durch beſondere 
Thatumſtände geboten iſt. Das B. G. ſtellt nun feft, daß eine 
ſolche Beleuchtung in dem beklagtiſchen Wohnorte, einem kleinen 
Dorfe auf dem Lande, weder vorgeſchrieben, noch ortsüblich, 
noch bei dem geringen Verkehr geboten erſcheint. Daran ändert 
auch nichts, daß der Bekl. Gemeindevorſteher iſt, weil nach der 
Feſtſtellung des B. G. auch der amtliche Verkehr — zumal 
nach Eintritt der Dunkelheit — ein ganz geringfügiger iſt. 
Hiernach iſt ein Verſchulden des Bekl. nicht dargethan. Es 
würde aber auch eventuell dem B. G. darin beizutreten ſein, 
daß der Kl. ſeinen Unfall durch eigenes Verſchulden verurſacht 
hat, weil er ſich in der Küche, die erfahrungsgemäß von den 
Hausgenoſſen nach Gutdünken zum Abſtellen von Gegenſtänden 
aller Art benützt wird, trotz der herrſchenden Dunkelheit fort⸗ 
bewegt hat, obgleich er leicht durch Rufen oder auf andere Weiſe 
ſeine Anweſenheit hätte bemerklich machen und ſich Licht hätte 
verſchaffen können. Ob irgend ein anderer Gegenſtaud oder wie 
im vorliegenden Fall das Hereinragen einer Wagendeichſel den 
Durchgang beſchränkte, iſt gleichgültig. III. C. S. i. S. 
Predöhl 6. Wiegrefe vom 5. März 1901, Nr. 15/1901 III. 

6. actio de pauperie. 

Es muß daran feſtgehalten werden, daß die actio de 
pauperie ein Quaſi- Verſchulden, ein „vitium“ des betreffenden 
Thieres, alſo ein Verhalten des Thieres, für welches in den 
Umſtänden des Falles keine beſondere Veranlaſſung gegeben war, 
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zur Vorausſetzung hat (1. 52 88 2. 8 D. ad. leg. Aq. 9, 2. 
l. 1 884 7. 8. 11 D. si quadr. 9,1. arg. I. 5 eod.). 
(Vergl. Schrader in pr. J. si quadr. 4, 9; Zimmern, 
Noralllagen, S. 79 ff.; v. Vangerow, Pandekten, Bd. 3 
[Aufl. 7] 8 689 Anm., S. 597; Sintenis, gem. Civilrecht, 
Bd. 2 [Aufl. 3] 8 127 Anm. 29, S. 792; Brinz, Pandekten, 
Bd. 2 [Aufl. 2] § 341, S. 814; Dernburg a. a. O. 5183, 
S. 365 f.; Ihering, Schuldmoment, S. 43 ſvermiſchte 
Schriften, S. 202 f.]; Sfay a. a. O. S. 223 f., 283 f., 

314 f.; a. M. nur etwa v. Wächter, Pandekten, Bd. 2 
§ 216 Beil. II, S. 495; zutreffend jagt auch Poft, Bremiſches 
Privatrecht, Bd. 2 Abth. 1 8 96, S. 201 f., daß es nach 
dem Römiſchen Rechte der actio de pauperie ſich immer um 
die „pſychiſchen Motive“ des betreffenden Thieres handle.) 
Nun muß aber anerkannt werden, daß das ploͤtzliche unge⸗ 
wohnliche Geräuſch, welches dicht hinter den Pferden durch das 
Herabſtürzen der Kohlen entſtand, hier eine genügende 
Erklärung und Entſchuldigung für das Durchgehen der Pferde 
darbietet, ſo daß ein Fehler derſelben darin nicht gefunden 
werden kann. VI. C. S. i. S. Keske und Gen. c. Bremiſchen 
Staat vom 4. März 1901, Nr. 426/1900 VI. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

7. 8 23 Einl. 

Der B. R. hat ſich nicht darüber ausgeſprochen, welches 
örtliche Recht er der Entſcheidung des Streitfalles zu Grunde 
gelegt hat. Dieſer Mangel kann indes nicht zur Aufhebung 
des B. U. führen, da die getroffene Entſcheidung nach dem 
Rechte, das nach den Grundſätzen des ſog. internationalen 
Privatrechts zur Anwendung gelangen mußte, gerechtfertigt iſt. 
Es ift dies das in Oberbayern geltende Bayeriſche Landrecht 
und fubfidiär das gemeine Recht. Das Recht von Oberbayern 
iſt für das Vertragsverhältniß der Parteien maßgebend, weil 
der Kl. zur Zeit des Vertragsſchluſſes hier, nämlich in Roſen⸗ 
heim, feinen Wohnſitz hatte und in der Nähe dieſes Ortes die 
gewerblichen Einrichtungen lagen, für die der Kl. die Licenz 
erwarb, ihm dieſe Licenz auch mit Ausſchließlichkeit für Ober- 
bayern ertheilt war. Demnach war Oberbayern der Erfüllungs⸗ 
ort ſowohl für den Kl. als den Licenznehmer, wie für den Bekl. 
als den Licenzgeber. I. C. S. i. S. Steinbeis c. Bergmann 
vom 23. Februar 1901, Nr. 464/1900 I. 

8. 8 131 1.5. 88 113, 114 J. 16. 

Was den von dem Bekl. eingewendeten Erlaß betrifft, ſo 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn der II. R. den Mangel 
der nach landrechtlicher Beſtimmung zu deſſen Gültigkeit hier 
erforderlichen Schriftform vorliegenden Falles nicht dadurch für 
beſeitigt anſieht, daß Kl. eine ſchriftliche Quittung ertheilt hat. 
Daß dieſe Quittung, in welcher unſtreitig der objektiven Wahrheit 
zuwider der Rückempfang des Darlehns bekannt wird, auf 
Grund eines vorausgegangenen mündlichen Erlaſſes 
erklärt worden ſei, hat der Bekl. ſelbſt gar nicht behauptet. 
Sein neues Vorbringen geht nur dahin, daß durch die Quittung 
„der Mangel der Schriftform für die von feiner Ehefrau und 
feinem Sohne bezeugten ſpäteren Erklärungen des Kl., wonach 
er auf die Rückforderung des Geldes verzichtet habe, geheilt ſei“. 
Eine ſolche ſpätere mündliche Erklärung genügte jedoch nicht, 
um hierauf ohne Weiteres den Rückſchluß zu gründen, daß auch 
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ſchon mit der Ausftellung der Quittung ein Erlaß der Forderung 
vom Kl. beabſichtigt worden ſei. (Vergl. Striethorſt Archiv 
Bd. 85 S. 312.) Der $ 114 Tit. 16 Thl. I A. L. R. iſt 
auf die Quittung des Kl. nicht anwendbar, da die Voraus⸗ 
ſetzung des 8 113 a. a. O., daß aus ihr erhellt, daß die darin 
beſcheinigte Aufhebung der Verbindlichkeit nicht durch Zahlung 
erfolgt ſei, feſtgeſtelltermaßen gar nicht vorliegt. IV. C. S. i. S. 
Holz c. Holz vom 4. März 1901, Nr. 376 / 1900 IV. MN. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Von Herrn R.⸗A. Dr. K. in K. wird uns geſchrieben: 
Zu den vielen unzuträglichen Folgen der neuen preußiſchen 
Gerichtsvollzieherordnung gehört es, daß man bei 
Klagen ꝛc. den Termin erſt nach erfolgter Zuſtellung 
erfährt, ſodaß unter ungünſtigen Umſtänden der Anwalt 
erſt Kenntniß vom Termine erhält, wenn dieſer ſchon 
verſtrichen iſt. Dem iſt leicht dadurch abzuhelfen, daß 
die Vertheilungsſtelle angewieſen wird, bei allen Aufträgen 
auf Zuſtellung eines eine Ladung enthaltenden Schrift⸗ 
ſatzes auf der vorgeſchriebenen Nachricht von der Abgabe 
an den Gerichtsvollzieher den Termin zu vermerken. Gz 
iſt dies hier ſchon in Uebung. 

Die Ausführung dieſes Vorſchlags würde wenigſtens ver- 
hüten, daß gegen einen Anwalt ſeitens der Partei, die er zur 
mündlichen Verhandlung geladen hat, Verſäumnißanträge geftellt 
werden, ohne daß der Anwalt das verhindern kann, weil er 
keine Kenntniß vom Termin erlangt hat. Für Berlin iſt die 
Vorſchrift, daß die Vertheilungsſtelle dem Auftraggeber mit- 
zutheilen habe, welchem Gerichtsvollzieher der Auftrag zur Er⸗ 
ledigung überwieſen iſt, durch Verfügung des Herrn Amtzs⸗ 
gerichtspräfidenten aufgehoben. Derartige Nachrichten erfolgen 
an Rechtsanwälte, welche bei einem Gerichte mit dem Sitze in 
Berlin zugelaſſen find, nur dann, wenn die Ertheilung durch 
einen Vermerk auf dem Auftrag verlangt wird. Bei ſolchen 
Ladungen, auf die vorausfichtli ein naher Termin anberaumt 
werden wird, bei denen alſo die Gefahr zu ſpäten Empfangs 
der Ladung beſonders groß iſt, würde der Anwalt die Benach⸗ 
richtigung verlangen müfſen. 


Zu der auf Seite 232 dieſer Zeitſchrift aufgeworfenen Frage, 
ob der obligatoriſche Vertrag, durch den ſich ein Theil zur De 
laſtung eines Grundſtücks verpflichtet, nach B. G. B. einer Form 


bedarf, werden wir von Herrn R.⸗A. S. in St. auf die zur 


ſtimmende Entſcheidung des O. L. G. Colmar II. C. S. vom 
19. März 1900 Nr. 61/1900, veröffentlicht in der Juriſtiſchen 
Zeitſchrift für Elſaß⸗Lothringen, 25. Jahrgang 1900 S. 255, 
aufmerkſam gemacht. Es heißt dort wortlich: 
Auch kommt in Betracht, daß es nach dem Grundbuch- 
rechte des B. G. B. zur Belaſtung eines Grunbftüdt 
mit einer Hypothek weder für das kauſale Rechtsgeſchäft 
noch für die Einigung der Parteien gemäß 8 873 B. G. B. 
eines notariellen Vertrages überhaupt bedarf. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


An Stelle des verſtorbenen Herrn Rechtsanwalts 
Leopold Löwenſtein in Stuttgart iſt Herr Rechtsanwalt 
Dr. Schall daſelbſt als Vorſtandsmitglied zugewählt worden. 

Leipzig, den 10. April 1901. 


Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Fenner, Mecke, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath. Geheimer Juſtizrath. Juſtizrath. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Noſtock hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
ik für die auſehnliche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
zeſprochen. 


Abänderung der Geſchäftsabtheilung der Reichs⸗ 
gerichts⸗Civilſenate. 

Die Geſchäftsabtheilung der Civilſenate für das Jahr 1901 

ift abgeändert wie folgt: 

1. Die nach I 3. 16 dem I. Civilſenate zugewieſenen 
Rechtsſtreitigkeiten über vertragliche Anſprüche von und 
gegen Handelsagenten, Handelsmakler und 
ſonſtige Makler gehen auf den III. Civilſenat über. 

2. Die nach III 3. 2 dem III. Civilſenate zugewieſenen 
Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche aus Verſicherungs⸗ 
verhältniſſen gehen auf den VII. Civilſenat über. 


Die deutſche Rechtsanwaltſchaft an der Wende 
des Jahrhunderts. 


IV. 

Ueber Einrichtungen und Zuſtände der Rechtsanwaltſchaft 
außerhalb Deutſchlands hat der internationale Advokatenkongreß 
in Brüffel (1897) ein reichhaltiges, wenn auch nicht überall 
erſchö pfendes Material zuſammengebracht. Der von Leſſe 


als Theilnehmer des Kongreſſes über dieſen und „ſeine Nutz⸗ 
anwendung für den deutſchen Juriſtenſtand“ in der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Berlin gehaltene Vortrag iſt in der Deutſchen 
Juriſtenzeitung vom 1. Oktober 1898 abgedruckt. Eingehender 
hat A. v. Weinrich in der Zeitſchrift für Deutſchen Civil⸗ 
prozeß Bd. 25 S. 251 ff. über den Kongreß berichtet und dann 
in einem Aufſatze „Advokatur und Rechtsanwaltſchaft“ der 
Preußiſchen Jahrbücher (Januar 1900, S. 95 ff.) die Ergeb- 
niſſe im Anſchluß an frühere Schriften überfichtlich dargeſtellt. 
Schon die Ueberſchrift hebt den Gegenſatz der reinen, von 
jeder gerichtlichen wie außergerichtlichen Geſchäftsführung 
abgeſchloſſenen Advokatur und der Rechtsanwallſchaft hervor, 
in welcher die Thätigkeit des Advokaten mit der gericht⸗ 
lichen Geſchäftsführung verbunden und der deshalb auch in 
der Regel die außergerichtliche in mehr oder minder weitem 
Umfange offen ſteht. 

Eine reine Advokatur in dieſem Sinne beſteht nur noch 
einerſeits in England, andererſeits in Frankreich, aus deſſen 
Einrichtung die belgiſche erwachſen und der die ſpaniſche nach ⸗ 
gebildet iſt. In Holland und in Italien hat neuerdings die 
fakultative Verbindung von Advokatur und Anwaltſchaft eben 
dahin geführt wie im preußiſchen Rheinland feit 1815 die Ver⸗ 
waltungsmaxime, nur Advokaten zu Anwälten zu ernennen, 
daß die Vereinigung beider Verrichtungen (die Advokat⸗ 
Anwaltſchaft = Rechtsanwaltſchaft) als „das Vollkommenere“ 
gilt und darum die reine Advokatur „wenig zu bedeuten hat“. 
Im ganzen Oſten und Norden Europas beſteht eine der deutſchen 
gleichartige Rechtsanwaltſchaft; in Nordamerika und in einigen 
Schweizer Kantonen „nähert fie ſich einem Handels- und 
Agenturgeſchäft, welches Ideal in Frankreich die radikale 
Demokratie bis jetzt noch vergeblich anſtrebt“. Ein fruchtbares 
Vergleichsfeld für uns bietet hiernach nur die engliſche und 
franzöfiſche Advokatur, neben welcher die belgiſche gewiſſe Eigen ⸗ 
thümlichkeiten zeigt, die der Beachtung werth find. 

Die franzoͤſiſch⸗belgiſchen Einrichtungen ſtehen uns ver⸗ 
hältnißmäßig näher, ſchon weil der Anwaltszwang bei den 
Kollegialgerichten beſteht und die Trennung der Advokatur von 
der Anwaltſchaft nicht vollſtändig durchgeführt iſt. Zur Partei- 
vertretung und Stellung von Anträgen ausſchließlich befugt find 
die avoués, von denen bei jedem Tribunal und jeder cour 
d'appel eine beſtimmte Zahl angeſtellt iſt. In Frankreich find 
die Stellen noch käuflich, was aber ſo wenig wie bei den deutſchen 
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Apothekern einen Befähizungsnachweis ausſchließt. Bei den⸗ 
jenigen Tribunalen, an deren Sitz kein Advokat wohnt, können 
die dort angeſtellten avoués, jcboch nur Jahr für Jahr, die 
Erlaubniß zu plaibiren erhalten. In Belgien hat man um 
gekehrt, nachdem die Känflichkeit der Anwaltſtellen kein Hinderniß 
mehr bot, Advokaten an die vierzehn kleinſten Tribunale dadurch 
herangezogen, daß man fie zu Anwälten ernennt. Dieſelbe 
Vereinigung findet beim Pariſer Kaſſationshofe ſtatt, indem zu 
procureurs bei demſelben nur Advokaten ernannt werden. — 
Die Reinheit der Advokatur aber if} in Frankreich am ſtrengften 
durchgeführt, indem fie nach alter Tradition auf Kauſultation 
und Plaidoyer ſich beſchränken und aller Geld. und Rechnungs⸗ 
geſchäfte ſich enthalten ſoll. Dieſe Tradition ſoll indeß mit 
aller Strenge nur bei der Mövelatur in Paris aufrecht erhalten 
werden; in den nähere man ſich der in Belgien 
ſchon herrſchenden Auffaſſung, nach welcher Advokaten ſich un⸗ 
bedenklich mit Konkursverwaltungen und Liquidationen befaflen. 
Aber gerade aus dem Barreau de Paris iſt alsbald nach dem 
Brüfleler Kongreß eine Art von Schmerzensſchrei ausgegangen 
in der Schrift „Reformes Pratiques“ von Pp. Moyſen, Ad⸗ 
vokaten bei der Cour de Paris um ehemaligem Mitgliede des 
Conseil de l' Ordre (Paris, Wattier frères 1898). Der 
Verfaſſer will bewerkt haben, daß ſeit zwanzig Jahren und mehr 
die alte Lebhaftigkeit und Freudigkeit der Pariſer Advokaten 
verſchwunden, Entmuthigung und „ennui“ auf allen Geſichtern 
liege. Er findet den Grund dieſes Wandels in dem Mangel 
an Verwendung für zahlreiche Talente und Kräfte; während die 
Geſchäfte ſich dans une vaste proportion vermindert haben 
unter der Herrſchaft fiskaliſcher Anforderungen (exigences), ſei 
die Zahl der ſelbſtändig thätigen Advokaten (inscrits an 
tableau) des Pariſer Bezirks ſeit 1880 von 713 auf 1064 
geftiegen — eine Vermehrung in 18 Jahren, die für uns kaum 
noch etwas Erſchreckendes hat. Daneben ſtehen 965 inscrite 
au stage, die unſeren Referendaren entſprechen und keineswegs 
alle ſich dauernd dem Beruf des Advokaten widmen. — Der 
Abhüͤlfe dieſer ſteigenden Geſchäftsloſigkeit der Advokatur ſteht 
nach Anficht des Verf. die „zu enge Starrheit (la trop étroite 
rigueur) der Regeln unſeres Berufs (de nos régles pro- 
fessionelles)“ entgegen. Es entſpricht nach feiner Auffafſung 
nicht den Fortſchritten, der Erleuchtung, den wiſſenſchaftlichen 
Entdeckungen des neunzehnten Jahrhunderts, daß die Advokaten 
fortführen „ſich in die Plaidoirie einzupferchen“ (se cautonner 
etroitement d. I. pl.), jedes Mandat, jede Geſchäftsführung 
abzulehnen. „Es wird nothwendig, daß der Mann des Gedankens 
und des Wortes zugleich der Mann des Handelns werde“. 
Aber der Advokat, wenn er von einem Klienten in Verlegenheit 
und Gedränge konſultirt wird, darf fein Kabinet nicht ver⸗ 
laſſen —, gilt es einen thatkräftigen Entſchluß faflen, zur 
Stunde einen entſcheidenden Schritt zu thun, um Vermögen 
oder Ehre des Klienten zu retten, iſt der Advokat genöthigt, 
wenn er die „Disziplin“ nicht brechen will, ihn an einen 
Mittelsmann zu weiſen, der wirklicher dominus litis iſt. 
Und zwar iſt das nicht etwa der avoné; der Verf. verſichert, 
dem Publikum ſei es unbegreiflich, warum es genöthigt ſei, 
zur Wahrnehmung feiner Intereſſen drei verſchiedene „Sutelli- 
genzen“ anzugehen und dreimal in ſeine Kaſſe zu greifen: 
zuerſt den Geſchäftsmann, der als Mittelsmann dient; die 
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zweite der avoué, der die Prozeßſchriften unterzeichnet; die 
dritte der Advokat, der das Wort führt. Wir erfahren alſo, 
daß auch der franzöfiſche avoné bie außergerichtliche Geſchäfts⸗ 
führung nicht übernimmt, vielmehr ſich an den verhältnißhmäßig 
hohen Gebühren für die einzelnen Prozeßhandlungen genügen 
läßt. — Wir konnen dem Verf. nicht weiter in die Einzelnheiten 
feine Kampfes gegen die Tradition folgen, die ihm die neber⸗ 
nahme eines Mandats, eine Geldverwahrung unterſagt, weil er 
ſich dadurch rechenſchaftspflichtig macht, was mit der Würde 
des Berufs unverträglich ſcheint, die ihm verbietet, ein Honorar 
auch nur zu fordern, geſchweige einzuklagen. Die Klage würde 
von den Gerichten angenommen, aber der Kläger von ſeinen 
Berufsgenoſſen ausgeſchloſſen werden; das Honorar ſoll „ein 
freies Geſchenk, un tribut volentaire et spontane de 1a 
reconnaissance du client“ fein, fiber das auch keine 
Empfangsbeſcheinigung ausgeſtellt werden darf. 

Wenn nun freilich Moyſen die Heilung aller Schäden, 
neben der Befreiung von dieſen und ähnlichen Schranken eine 
ins Unverſtändige getriebene Berufsehre — als ob es dem 
freien Manne beſſer anftände, ſich beſchenken zu laſſen, als den 
Entgelt feiner Leiſtung ſelbſt zu beſtimmen, wie et der an ⸗ 
geſehene Schriftſteller und Künſtler thut — in der Freigabe 
der Geſchäftsführung für den Advokaten ſucht, wie ſie in 
Belgien üblich geworden, ſo geräth er damit in der That aus 
dem Regen in die Traufe. Wie aus den Mittheilungen in der 
Jur. Wochenſchr. 1894 S. 304 ff. zu erſehen, hat ſich die 
Generalverſammlung der belgiſchen Advokaten ſchon am 30. April 
1894 mit einem Antrage beſchüftigt und ihn verworfen, der die 
Beſchränkung der Zahl der Advokaten amregte wegen des reißenden 
Aunwachſens dieſer Zahl, hinter dem ein noch reißenderes An⸗ 
wachſen der Studtrenden des Rechts auf den belgiſchen Um. 
verfitäten ſtehe. Um fo größer die Ausfiht auf Beſchäftigung, 
um ſo größer der Andrang. Neuerdings find die Beſtrebungen 
des jeune barreau in Belgien dahin gerichtet, die Anwaltſchaft 
bei allen Gerichten mit der Advokatur zu vereinigen — alſo 
auf den Uebergang zur Rechtsanwaltſchaft. Dann aber wäre 
man wieder nur eben da angelangt, wo wir ſtehen, und müßte 
von uns weiter den Gedanken der Erſchwerung des Zudrangs 
zur Rechtsanwaltſchaft durch Verlängerung der Vorbereitung zeit 
entlehnen. 

In Frankreich beſteht ein tableau der Advokaten und ein 
zugleich das Ehrengericht bildender Borftaud bei jeder cour 
d' appel; innerhalb ihres Bezirks ſteht die Wahl ſeines Wohn ⸗ 
ſitzes und das Plaidoyer bei allen Kollegialgerichten dem Ein ⸗ 
getragenen frei. In Belgien werden die Advokaten bei jedem 
Gericht beſonders zugelaſſen und dürfen die Advokaten der 
Tribunale nicht vor dem Appell und Kaſſationshof plaidiren. 
Zur wiſſenſchaftlichen Vorbereitung iſt ein Univerſitätsſtudium 
bis zur Erwerbung eines akademiſchen Grades, in Frankreich 
des licencié, in Belgien des docteur kforderlich. Wer dieſen 
Grad erlangt hat, kann ſich au stage eintragen laſſen, nach 
dreijähriger Stage, während welcher er in Anlehnung an einen 
älteren Advokaten und nach Anordnung und Aufficht des Vor⸗ 
ftanbes ſich praktiſch ausbildet, wird er ohne weitere Prüfung 
in das tableau eingetragen. Mit Rückſicht darauf, daß die 
Beſchäftigung in der Advokatenſtage in Frankreich und in Belgien 
auch die einzige praktiſche Vorbereitung zum Richteramt iſt, find 
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oben die Stageadvokaten mit unſeren Referendaren verglichen 
worden; übrigens gelten ſie als Advokaten und üben deren Ver⸗ 
richtungen aus nur ohne ihre ſelbſtändigen Rechte. Wie un⸗ 
gemein dieſes Recht, nicht nur feine eigenen Mitglieder, ſondern 
auch die künftigen Richter auszubilden, das Anſehen des 
Advokatenſtandes und ſeine Stellung zum Richteramte hebt, 
bedarf keiner Ausführung, und der Eintritt in ein Richteramt 
iſt dadurch auch für den älteren Anwalt jederzeit geebnet. 

Die engliſchen Einrichtungen der Advokatur und Anwalt- 
ſchaft wird es lohnen etwas eingehender zu behandeln, da ſie 
für unſere Gewöhnungen am fremdartigſten find. Die treffliche 
„Eneyclopaedia of the Laws of England“ (ſeit 1897 erw 
ſchienen) in den Artikeln advocate (Bd. I S. 167 ff.), bar 
(Bd. II S. 5 ff.) und solicitor (Bd. XI S. 573-630) bietet 
dazu neben den 88-149 und 176 der 3. Aufl. von Gneiſt's 
engliſchem Verwaltungsrecht ausreichende Belehrung. — Es iſt 
auch hier am leichteſten, von dem solicitor auszugehen, der 
die außergerichtliche wie die gerichtliche Geſchäftsführung über⸗ 
nimmt, alſo den homme d' affaires nach Moyſen's Unter- 
ſcheidung mit dem avous verbindet, nur mit dem Unterſchiede, 
daß Anwaltszwang nicht beſteht und folgeweiſe der Beruf nicht 
auf eine geſchloſſene Zahl von Stellen beſchränkt iſt, während 
andererſeits der in der mündlichen Verhandlung thätige Advokat 
befugt ift, Namens der Partei bindende Erklärungen abzugeben. 
Der Name solicitor war früher auf die in der Billigkeits⸗ 
Gerichts barkeit des Lordkanzlers thätigen Anwälte beſchränkt, 
well dieſe urſprünglich von Bittgeſuchen ausging, wo die 
common law keine Klage gewährte; ſeit der Gerichts⸗ 
verfafſung von 1873, welche dieſen Gerichtshof des Kanzlers 
mit den alten Gerichtshoͤfen des gemeinen Rechts (Court of 
King's Bench, of Common Pleas und of Exchequer) 
und den Spezialgerichtshöfen (Admiralty, Probate, Matrimo- 
nial Causes und Bankruptcy) zu einer High Court of 
Justice und dieſe wieder mit der neu errichteten Court of 
Appeal zum Supreme Court of Judicature in England ver- 
einigt, hat der Name solicitor die Namen attorney der 
Anwälte des gemeinen und proctor (= procurator) des 
urſprünglich geiſtlichen Rechts verdrängt; alle Anwälte heißen 
jetzt solicitor. Schon die 1831 inkorporirte Law Society 
umfaßte indeß attorneys, solicitors, proctorse and others 
not being barristers; und dieſer Geſellſchaft hat der Solicitor's 
Act von 1877 die ſchon früher von ihr geführte Aufficht über 
den Stand und die Vorbildung zu demſelben beſtätigt. Nach 
den jetzt geltenden Beſtimmungen iſt Niemand zum Beruf eines 
solieitor befähigt, der nicht 1. ordnungsmäßig während drei 
bis fünf Jahren bei einem praktizirenden solicitor als Gehülfe 
(elerk) und zwar auf Grund eines feſten Vertrages (binding 
articles) gedient und 2. drei () verſchiedene Prüfungen be⸗ 
ftanden hat — man ſieht, wie England, wenn erft ſpät, fo 
doch mit vollen Segeln in den ſchützenden Hafen der Examina 
eingelaufen iſt. Die Vorprüfung (preliminary ex.) erſtreckt 
fh auf allgemeines Wiſſen (general knowledge), „wie es 
durchſchnittlich ein Knabe in den oberen Klaſſen irgend einer 
guten Schule befitzt“; ſie wird erſetzt durch gewiſſe andere 
Prüfungen und kann davon durch den Lord Chief Justice 
und den Master of the Rolls (jetzt die Stellvertreter des Lord⸗ 
kanzlers als Vorſteher der Supreme Court und an der Spitze 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


der mit der früheren Kanzleigerichtsbarkeit befaßten Abtheilung 
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deſſelben) dispenſirt werden, übrigens muß fie vor Unterzeichnung 
der „Artikel“ (des Lehrvertrags) beſtanden ſein. Sie wird außer 
in London in einer Anzahl größerer Städte abgenommen. — 
In den nächſten ſechs Monaten, nachdem der articled clerk 
die Hälfte feiner Dienſtzeit zurückgelegt hat, ſoll (should) er 
ſich zur Zwiſchenprüfung (intermediate ex.) ſtellen; er wird 
dabei in einem Clementarwerk über engliſches Recht geprüft, 
gewöhnlich Stephen's (vierbändigen) Commentaries, einer Neu- 
bearbeitung Blackstone's. Auch von dieſer Prüfung find 
gewiſſe Kategorien befreit, und kann die Law Society auf 
Grund gewiſſer anderer juriſtiſcher Prüfungen davon dispenftren. 
(Es ſcheint nicht ſelten zu ſein, daß junge Leute, welche die 
Vorbildung zum Advolaten theilweiſe oder ſelbſt vollſtändig 
zurückgelegt haben, ſich noch um die Zulafſung zum solicitor 
bewerben; damit hängt auch wohl, außer dem verſchiedenen 
Grade der Schulbildung, die verſchiedene Dauer der Lehrzeit 
zuſammen.) — Sobald endlich der articled elerk feine volle 
Dienſtzeit zurückgelegt hat, ſoll er (wiederum should) ſich zur 
Schlußpröfung (final ex.) ſtellen. Er muß dazu feinen Lehr⸗ 
vertrag und Zeugniſſe einreichen und gewiſſe Fragen ſchriftlich 
beantworten darüber, daß die Lehrzeit ordnungsmäßig verbracht 
iſt. Die Prüfung erſtreckt ſich auf alle Zweige des geltenden 
Rechts, ſodaß in dieſer Richtung dem Umfange nach auch von 
dem angehenden Advokaten nicht mehr verlangt werden 
könnte, 

Ueber die beſtandene Prüfung wird dem Kandidaten ein 
Zeugniß (certificate) ausgeſtellt, deſſen Ertheilung indeß zu 
beanſtanden iſt, wenn „behauptet wird“ (it is alleged — von 
wem iſt nicht erſichtlich), daß er fittlich ungeeignet (morally 
unfit) ſei, ein Beamter (officer) der Supreme Court zu fein. 
Das Komitee der Law Society hat dann eine Unterfuchung 
anzuftellen und das Zeugniß zu verweigern, wenn es die Be- 
hauptung für erwieſen erachtet; dagegen ſteht dem Betroffenen 
Berufung an den Master of the Rolls (ſ. o.) offen. Das 
erlangte Zeugniß iſt demſelben Beamten einzureichen, der darauf 
eine ſchriftliche Zulaſſung zum Anwalt ertheilt (admission to 
be a solicitor- Stempel 25 PfdD. = 500 Mk. !), aber fie 
immer noch verweigern kann, wenn ein ihm genügend ſcheinender 
Grund dargelegt wird (cause to the contrary is shown to 
his satisfaction) — von wem iſt wiederum nicht erſichtlich. Auf 
Grund dieſer Zulaſſung wird endlich der Name des bisherigen 
clerk durch den registrar der Law Society in die Rolle der 
Solieitors eingetragen (Gebühr bis zu 5 Pfd. = 100 Mk.). 
Immer aber hat er noch, um ſeinen Beruf auszuüben, jährlich 
bei dem registrar ein Certificate to practice gegen eine 
Stempelgebühr von 9 oder 6 Pfd. (180 oder 120 Mk.) zu 
löſen, je nachdem er innerhalb des Umkreiſes von 10 Meilen 
vom Generalpoſtamt (zu London) oder außerhalb deſſelben 
praktizirt. Der letztere, der country solicitor, wird durch 
ſein certificate nicht befugt (enabled), „in der Stadt“, d. h. 
unmittelbar bei den Abtheilungen der Supreme Court zu 
praktiziren. Er bedarf dazu eines town agent, deſſen Ver⸗ 
häͤltniß zum country. solicitor und zur gemeinſchaftlichen 
Partei durch eingehende Beſtimmungen geordnet iſt. — Der 
solicitor hat Anſpruch auf Vergütung (remuneration) für 
ſeine Thätigkeit, entweder nach Vereinbarung (agreement) oder 
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nach einer von ihm aufgeſtellten Rechnung (bill), bei welcher 
er die Rules of the Court zu beachten hat und die einer Er⸗ 
mäßigung durch die Court unterliegt; die Forderung iſt klagbar. 
Schon im Jahre 1800 zählte man in London 1800 Anwälte, 
in den Gtafſchaften 3 500; bis 1883 hatten ſich dieſe Zahlen 
mehr als verdreifacht. 

Wer in einer gerichtlichen Verhandlung die Sache eines 
anderen vorträgt, wird in ſeiner zwiefachen Thätigkeit, den 
Klienten vor der Verhandlung zu berathen und in der Ver⸗ 
handlung für ihn aufzutreten, auch in England advocate oder 
oounsel genannt. Das Recht der Advokatur vor dem Haufe 
der Lords, vor dem Geheimen Rathe und den Abtheilungen der 
Supreme Court, mit Ausnahme des Konkursgerichts (bank- 
ruptey branch) iſt auf den Stand beſchränkt, der als ſolcher 
den allgemeinen Namen der barristers führt, weil der Advokat 
in der Regel mit ſeinem Klienten an der Schranke (bar) des 
Gerichts auftritt. In der Konkurzabtheilung, vor den Graf⸗ 
ſchaftsgerichten, bei den Vierteljahrsfitzungen der Friedensrichter 
(deren Zuſtändigkeit ungefähr der unſerer Strafkammern ent ⸗ 
ſpricht) und bei den Polizeigerichten haben solicitors das 
Recht, vor den Grafſchaftsgerichten jedoch nur in den von ihnen 
ſelbſt geführten Sachen, bei den Vierteljahrsfitzungen nur, wenn 
kein barrister anweſend iſt (in the absence of the „bar“, 
wie der Stand der barristers bezeichnet wird). — Schon ſeit 
dem Mittelalter find die barristers in den vier großen Innungen 
Lincoln's Inn, Middle und Inner Temple und Gray's Inn 
vereinigt, die ſowohl das Recht der Zulaſſung neuer Mitglieder 
(calling to the bar) und der Ausſchließung unwürdiger (disbar) 
haben; auch geringere Disziplinarſtrafen bis zu zweijähriger 
Suspenſion (screening) verhängen. Dem Betroffenen ſteht ein 
Rekurs an die Reichs richter zu, der aber, wie Gneiſt bemerkt, ſehr 
ſelten von Erfolg iſt. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
find die Innungen über gemeinſame Vorſchriften (consolidated 
Regulations) übereingekommen, die ſich beſonders mit Be⸗ 
ſtimmungen über die Zulaſſung und Vorbildung junger Mit⸗ 
glieder beſchäftigen. Früher genügte zur Aufnahme (admission) 
ein „Reſpektabilitäts“⸗Zeugniß von zwei barristers; Univerfitäts- 
ſtudium iſt auch jetzt nicht vorgeſchrieben, indeß bei den 
Gewöhnungen der engliſchen gentry, aus der die barristers 
zumeiſt hervorgehen, wohl überwiegend vorausgegangen. 
Eine gewiſſe Schranke bilden hohe Zulaſſungsgebühren, 
eingerechnet den Stempel von 25 Pfd., durchſchnittlich 40 Pfd. 
— 800 Mk. und eine Baarkaution von durchſchnittlich 100 Pfd. 
= 2000 Mk. Früher hatte der Zugelaſſene nur während dreier 
Jahre an den gemeinſchaftlichen Mahlzeiten der Innung Theil 
zu nehmen, mit denen Vorträge und Uebungen verbunden 
waren. Neuerdings haben die consolidated regulations (ſeit 
1892) auch Prüfungen eingeführt, eine vor der Zulaſſung, eine 
zweite nach Ablauf der Vorbereitungszeit (preliminary und 
call examination), auf die indeß anſcheinend noch kein großer 
Werth gelegt wird. Wer die zweite Prüfung beſtanden hat, 
muß die Aufnahme (call) wieder erſt mit Gebühren und 
Stempel bis zu 100 Pfd. (2000 Mk.) erkaufen und trägt dann 
vor der King's Bench - Abtheilung der Supreme Court feinen 
Namen in die Rolle der barristers ein. 

Während die franzöfiiche Advokatur fireng auf demo⸗ 
tratiſcher Gleichheit innerhalb des barreau hält, beſtand in 
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England von Alters her ein Vorrang der sergeants-at-Law, 
der dem akademiſchen Doktorgrad und der Ritterwürde gleich. 
ſtand. Er wurde durch eine Ehrenpromotion erworben, zu 
welcher auf den Vorſchlag der Reichsrichter der Lordkanzler auf- 
forderte, die aber wegen der hohen Koſten nicht ſelten abgelehnt 
wurde. Daneben konnte die Krone ein Recht der Präcedenz 
verleihen, was neuerdings beſonders durch Ernennung zum 
King's Counsel geſchieht. Dieſer hat wie der sergeant einen 
Sitz innerhalb der Barre und Vortritt in der Audienz, und die 
jüngeren unter den outer barristers (außerhalb der Schranke 
ſtehenden) ſchließen ſich meiſt einem Bevorrechteten als junior 
counsel an, wobei als Anſtandsregel gilt, daß erftere /, letztere 
des Honorars erhalten. Das nicht klagbare Honorar wird 
dem barrister durch Vermittlung des solicitor angeboten, der 
es nach den ihm bekannten Anforderungen des von der Partei 
gewünſchten Advokaten zu bemeſſen weiß; genügt es nicht, ſo 
kann der barrister nur die Führung der Sache ablehnen. 
Der barrister ſteht aber auch zu ſeinem Klienten in keinem 
Vertragsverhältniſſe, ſo daß er wegen Verſchuldens nicht haftet, 
auch nicht wegen der für die Partei verbindlich abgegebenen 
Erklärungen (ſ. o.). Er kann ebenſowenig von der Gegenpartei 
für ſeine Aeußerungen in der mündlichen Verhandlung irgendwie 
verantwortlich gemacht werden, braucht alſo nicht erſt den Schutz 
eines „§ 193“ anzurufen. 

Der engliſche barrister iſt übrigens nicht mit gleicher 
Strenge wie der franzöſiſche avocat auf Konſultation und 
Plaidoyer beſchränkt. Es ſteht ihm zu, gewiſſe Urkunden auf 
zuſetzen, die mit beſonderen juriſtiſchen Schwierigkeiten behaftet 
find, Teſtamente und Uebertragungen von Grundvermögen 
(conveyancing). Auch erregt in England die Betheiligung der 
barrister an der Verwaltung von Aktienunternehmungen keinen 
Anftoß. Gleichwohl betrug ihre Anzahl nach Gneiſt's Angabe im 
Jahre 1883 nur etwa 4 000 (neben mehr als 16 000 solicitors) 
und von dieſen war nicht mehr als der vierte Theil bei den 
Gerichten thätig. Ein großer Theil wird offenbar durch die 
erwähnten Verwaltungen in Anſpruch genommen, eine beträchtliche 
Zahl ift in der Preſſe beſchäftigt, ſehr viele aber behandeln 
die Aufnahme in den Stand als geſellſchaftliche Ehrenſtellung. 
Der juriſtiſch beſchäftigte Stamm hat ſeinen Wohnfitz in London 
und begleitet von dort die zu den Schwurgerichtsverhandlungen 
in Civil⸗ und Strafſachen die Grafſchaften bereiſenden Reichs⸗ 
richter; es iſt aber Anſtandspflicht ſich nur für einen Bezirk 
(eireuit) dieſer Reiſen einſchreiben zu laſſen. 

Die engliſchen Richterſtellen werden ausſchließlich ans den 
barristers beſetzt. Es iſt dazu eine Praxis von verſchiedener 
Dauer je nach den Aemtern erfordert: für die Einzelrichter 
der County Courts fieben Jahre; die Zahl der Reichsrichter⸗ 
ſtellen ift aber fo klein, daß die Auswahl unter den angeſehendſten 
barristers freiſteht, die alle zu den King's Counsels gehören, 
da dieſe, wie die Friedens richter, ohne Parteirückſicht ernannt 
werden. Für die Richterſtellen ſelbſt hält ſich jede Regierung 
unbedenklich an ihre Parteifreunde in der bar. 
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Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


SS 903, 1004 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. v. Blücher 
c. v. Michael vom 12. März 1901, Nr. 10/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Die Reviſionsanſchließung des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Zur Rechtfertigung der Anſchließung bezieht der Beklagte 
ſich auf den Artikel 181 Satz 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche, laut deſſen auf das zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende Eigenthum 
von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung finden, und auf die SS 903 und 1004 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, aus denen er folgert, daß die mündliche 
Berühmung einer Servitut eine Verletzung des Gigenthums 
nicht darſtelle und daß zu deren Beſeitigung eine Klage nicht 
gegeben ſei. Er bemerkt ferner, daß nach dem Satz 2 des 
§ 1004 eine Klage auf Unterlaſſung überhaupt nur dann 
ſtattfinde, wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen ſeien, 
daß es aber an dieſer Vorausſetzung hier fehle. Die Rügen 
find nicht begründet. Die Berühmung des ſervitutiſchen Rechtes 
des unbeſchraäͤnkten Eisgewinnens und des Badens iſt im Laufe 
des Prozeſſes zu einer Zeit erfolgt, ehe noch das Bürgerliche 
Geſetzbuch in Kraft getreten war, Schriftſatz des Beklagten 
vom 25. März 1899. Von welcher Beſchaffenheit aber eine 
zur Erhebung einer Eigenthums klage wegen Störung berechtigende 
Handlung ſein muß, beſtimmt ſich nach dem zur Zeit ihrer 
Vornahme geltenden Rechte, der dieſem gemäß erworbene Anſpruch 
des Eigenthümers gegen den Störer (actio) wird nicht dadurch 
aufgehoben, daß nach den Uebergangsvorſchriften auf das be⸗ 
ſtehende Eigenthum von der Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an eben deſſen Vorſchriften Anwendung 
finden ſollen, denn der Anſpruch iſt zwar aus dem Eigenthum 
und ſeiner Störung hervorgegangen, aber nicht Beſtandtheil des 
Eigenthums als des dinglichen Rechtes. Daß aber die Klage 
etwa mit einer durch das Bürgerliche Geſetzbuch neu eingeführten 
Eigenthums beſchränkung in Widerſpruch trete, hat nicht geltend 
gemacht werden können. Auch der zweite Satz des § 1004 
greift nicht ſchon ein. Stellt das neue Recht für den Inhalt 
des Anſpruches in einer beſtimmten Richtung Bedingungen auf, 
welche das ältere vielleicht nicht ſchon in ganz gleicher Art ent- 
hielt, ſo bleibt doch für die unter der Herrſchaft des älteren 
Rechts begangene Störung ausreichend, daß die Lage der Sache 
nach dem damaligen Recht den Anſpruch auch nach der ſpeziellen 
Richtung hin zu erzeugen geeignet war. Die Reviſionsanſchließung 
mußte hiernach zurückgewieſen werden. 


Zu den SS 1093, 1105 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Kaulbach 
c. Seidel vom 16. März 1901, Nr. 6/1901 V. 

II. J. O. L. G. Poſen. 

Theilweiſe Zurückweiſung der Reviſion. 
Aus den Gründen. 
Die Annahme des Berufungsgerichts, daß das Wohnungs- 
recht unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts als 
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Reallaſt aufzufaſſen geweſen jet, entſpricht der Rechtſprechung des 
Ober⸗Tribunals (vergl. deſſen Entſcheidungen Bd. 28, S. 29). 
Seine fernere Annahme, daß das Beköſtigungsrecht nicht als 
perfönliches, ſondern als dingliches Recht begründet worden ſei, 
beruht auf Vertragsauslegung und iſt daher den Angriffen 
durch die Revifion nicht zugänglich. Beide Rechte, in demſelben 
notariellen Vertrage beſtellt, ergeben in ihrem Zuſammenhang eine 
dem Altentheil entſprechende Berechtigung, deren rechtliche Natur 
derjenigen der Reallaſten völlig entſpricht. Daraus ergiebt fich 
ohne Weiteres die Pflicht des Beklagten zur Sicherſtellung 
durch Eintragung (vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichs in 
Civilſachen Bd. 43 S. 347 f.). In der Punktation war dieſe 
Verpflichtung ausdrücklich beſtimmt; in den notariellen Vertrag 
iſt dieſe Beſtimmung nicht übernommen. Daraus kann jedoch nicht 
mit der Reviſion gefolgert werden, daß gemäß 8265 des Allgemeinen 
Landrechts Theil I Titel 5 jene Verpflichtung als beſeitigt zu 
gelten habe, vielmehr iſt die Annahme geboten, daß die Nicht⸗ 
aufnahme in den Vertrag auf der Erwägung beruht, dieſen 
nicht mit überflüffigen Beſtimmungen zu belaſten. Mit Recht 
nimmt daher der Berufungsrichter an, daß die Verpflichtung 
zur Eintragung unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts 
begründet war. Dieſe Verpflichtung des Beklagten hat durch 
den Wechſel der Geſetzgebung keinen Wandel erfahren, da beide 
Berechtigungen, auch wenn man ſie auseinanderhält, auch nach 
neuem Recht eintragungsfähig find, und zwar das Wohnungs- 
recht als Nießbrauch oder beſchränkte perſoͤnliche Dienſtbarkeit 
(Bürgerliches Geſetzbuch 8 1093), das Beksſtigungsrecht als 
Reallaſt (Bürgerliches Geſetzbuch § 1105). Mithin iſt die 
Reviſion hinfällig, ſoweit ſie ſich gegen die Verurtheilung des 
Beklagten zur Herbeiführung der Eintragung richtet. | 


Zu den $S 1353, 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Reich 
o. Reich vom 28. Februar 1901, Nr. 375/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Kläger hat beantragt die Beklagte zu verurtheilen, die 
häusliche Gemeinſchaft mit dem Kläger wieder herzuſtellen. 

Die Beklagte macht in erſter Reihe geltend, daß das 
Verlangen des Klägers ſich als ein Mißbrauch des Rechts auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft darſtelle, da er einestheils 
gar keine geeignete Ehewohnung befite und auch nicht in der 
Lage ſei, einer Frau Unterhalt zu gewähren; anderntheils auch 
feine jetzigen Schritte — Kückkehrsbefehl und Klage — bloß 
darauf abzielten, ſich einen Scheidungsgrund zu verſchaffen. 
Sodann hält ſich die Beklagte aber auch für berechtigt, in Folge 
des Verhaltens des Klägers, ihrerſeits die Scheidung auf 
Grund des 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu verlangen. 
In dieſer Beziehung behauptet ſie, daß Kläger ſie um ihr, 
neben reichlichem Mobiliar und 2 Kühen und 1 Kalbe, in 
7325 Mark baar beſtehendes eingebrachtes Vermögen gebracht 
habe, indem er daſſelbe in kurzer Zeit theils zur Bezahlung 
feiner Schulden verwendet, theils in Folge ſchlechter Geſchäfts. 
führung verloren habe. Insbeſondere aber macht ſie ihm den 
Vorwurf, daß er in den erſten vier Jahren ſeit Dezember 1882 
gar nichts habe von ſich hören laſſen und während der 
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achtzehnjährigen Trennung überhaupt alle ehemännlichen 
Pflichten gegen ſie außer Acht gelaſſen, indem er ſich um ſie 
und die beiden Kinder nicht im geringſten gekümmert habe. 
Das Landgericht hat auf Abweiſung der Klage erkannt, 
dagegen hat das Berufungsgericht dem Klageautrage entſprochen. 
Auf Revifion der Beklagten ift das Berufungsurtheil auf ⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Nach 5 1353 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs find 
„die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens gemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet“). Daraus ergiebt ſich als bedingende Vorausſetzung 
für die Verwirklichung der ehelichen Lebens gemeinſchaft, die Ber- 
pflichtung der Ehegatten zur häuslichen Gemeinſchaft mit 
einander, wie dies auch zum beſonderen Ausdruck kommt in der 
Beſtimmung in & 1567 Abſ. 2 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs, daß der Scheidungsgrund der bößlichen Verlaſſung, ab- 
geſehen von dem Falle unter Nr. 2, nur vorliegt, wenn der 
Ehegatte zuvor zur Herſtellung der „häuslichen Gemeinſchaft“ 
rechtskräftig verurtheilt iſt. Der hierauf gerichtete Klageanſpruch 
iſt daher an ſich begründet und es kommt deshalb in Frage, 
ob die Beklagte, wie ſie im Wege der Einrede, auf Grund des 
§ 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend macht, 
dem Verlangen des Klägers um deshalb nicht Folge zu leiſten 
braucht, einmal, weil ſich daſſelbe als ein Mißbrauch ſeines 
Rechts darſtelle, und ſodann, weil ſie berechtigt ſei, wegen des 
in & 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Ehe⸗ 
vergehens, deſſen ſich der Kläger ſchuldig gemacht haben ſoll, 
auf Scheidung zu klagen. Das Berufungsgericht hat beide 
Einreden als unbegründet verworfen. 

Das Recht der Beklagten, auf Scheidung zu klagen, wird 
verneint, weil der Thatbeſtand des — allein in Betracht kom⸗ 
menden — Scheidungsgrundes aus $ 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht vorliege. „Nun iſt es allerdings nicht fraglich“ 
— ſo führt das Berufungsgericht hier zunächſt aus —, „daß es 
an und für ſich als Zeugniß gänzlichen Mangels an ehelicher 
Gefinnung und als eine mit dem Weſen der Ehe unvereinbare 
Rückſichtsloſigkeit, ſomit aber als ſchwere, zu unvermeibdlicher 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes geeignete Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten anzuſehen wäre, wenn 
Kläger ſich während der faſt achtzehnjährigen Trennungszeit um 
die Beklagte und die Kinder weder perſönlich noch durch Unter⸗ 
haltshülfe gekümmert und auch keinerlei ernſtliche Bemühungen 
aufgewendet hätte, die Begründung eines gemeinſchaftlichen 
Hausſtandes wieder zu ermöglichen und herbeizuführen. Gar 
ſo ſchlimm liegt hier das Verhalten des Klägers aber nicht.“ 
Dies wird näher dargelegt und es heißt dann ſchließlich: „Und 
die etwaige in der mangelnden Alimentirung liegende Verfehlung 
des Klägers fällt außerdem um deshalb nicht ſo ſchwer ins 
Gewicht, weil Beklagte, wie aus ihren eigenen Erklärungen 
folgt, bei ihren Verwandten und mit deren Unterſtützung 
immerhin ein leidliches Durchkommen hatte, alſo keineswegs 
Noth litt, daher auch gar nicht mit Unterhaltsforderungen an 
den Kläger herangletreten iſt, Kläger die Seinen alſo verſorgt 
wußte und andererſeits in ſeiner unjelbjtftändigen Stellung als 
Brauergehilfe auch nicht gerade viel übrig gehabt haben wird.“ 
Der hier von der Revifion dem Berufungsgericht gemachte 
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Vorwurf, den thatbeſtandsmäßig hervorgehobenen und vom Land ⸗ 
gericht auch gemäß § 1631 des Bürgerlichen Geſetzbuches ge- 
würdigten Geſichtspunkt übergangen zu haben, daß der Kläger 
ſich doch auch um ſeine Kinder zu kümmern die Pflicht hatte, — 
erſcheint allerdings nicht begründet, da, wie die vorſtehend 
wiedergegebenen Gründe unzweideutig erkennen laflen, die von 
der Beklagten geltend gemachte Vernachläffigung der dem Kläger 
vermöge der elterlichen Gewalt obliegenden Sorge für die Perſon 
feiner Kinder keineswegs unberückſichtigt geblieben iſt. Dagegen 
tritt in dem, die weiteren entſcheidenden Ausführungen be- 
einfluſſenden Ausgangspunkte des Berufungsgerichts eine Ver⸗ 
kennung des rechtlichen Begriffs der ſchweren Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne des 8 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Tage, indem angenommen wird, 
daß es als eine ſolche nur anzuſehen wäre, falls Kläger ſich 
während der faft achtzehnjährigen Trennungszeit um die Bell. 
und die Kinder weder perſönlich noch durch Unterhaltshülfe ge ⸗ 
kümmert und auch keinerlei ernſtliche Bemühungen aufgewendet 
bätte, die Begründung eines gemeinſchaftlichen Hausſtandes 
wieder zu ermöglichen und herbeizuführen. Ob eine Thatſache 
eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, 
wie fie ſich im Weſentlichen aus der in & 1358 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ausdrücklich ausgeſprochenen Ver⸗ 
pflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebensgemeinſchaft mit 
einander ergeben, enthält, hängt von den Umftänden des ein ⸗ 
zelnen Falles ab und iſt unter Berückſichtigung des Weſens der 
Ehe als eines vorwiegend fittlichen Verhältniſſes zu entſcheiden 
(vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch zu § 1568 Anmerkung 1 
Abſ. 2). Für die Beantwortung der Frage, ob das Verhalten des 
Klägers während der faſt achtzehnjährigen Trennungszeit eine 
ſchwere Verletzung der für ihn durch ſeine Ehe begründeten Pflichten 
darftellt, durfte es daher nicht ausſchlaggebend fein, daß er nicht 
gerade in dieſer ganzen Zeit das bezeichnete ehewidrige Verhalten 
bethätigt hat. Vielmehr war im Zuſammenhalt der geſammten 
in Betreff kommenden Umſtände zu prüfen, ob nicht, ungeachtet 
der zu Gunſten des Klägers hervorgehobenen Umſtände, gleichwohl 
ihm eine ſchwere, zu unvermeidlicher Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes geeignete Verletzung ſeiner durch die Ehe begründeten 
Pflichten zur Laſt falle. In eine ſolche Prüfung iſt das Be 
rufungsgericht nicht eingetreten, und insbeſondere iſt der für die 
Beurtheilung des Verhaltens des Klägers hier weſentliche, von 
der Beklagten geltend gemachte Umſtand nicht weiter gewürdigt, 
daß Kläger während der erſten vier Jahre der Trennung, von 
Dezember 1882 ab, gar nichts von ſich hat hören laſſen. 
Die hiernach dem Berufungsgericht zur Laſt fallende Recht 
normverletzung kann aber zur Aufhebung des Berufungsurtheils 
nur führen (vergl. § 563 der Civil⸗Prozeßordnung), wenn auch 
der zweite ſelbſtändige Entſcheidungsgrund, mit welchem das 
Vorliegen des Scheidungsgrundes aus § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs verneint wird, nicht haltbar iſt. Das Berufungs- 
gericht hat nämlich“ — fo heißt es im Berufungsurtheile 
weiter — „aus der geſammten Sachlage, insbeſondere dem 
eigenen Verhalten der Beklagten, die Ueberzeugung gewonnen, 
daß das dem Kläger von der Beklagten jetzt vorgeworfene Der 
tragen während der langen Trennungszeit thatſächlich gar nicht 
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hältniſſes geworden ift; Beklagte vielmehr, weil fie es in ihren 
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getrennten Verhältniſſen beſſer hatte und ſich daher nicht erft 
mehr zum Kläger zurückſehnte, ganz damit zufrieden und ein⸗ 
verſtanden war, daß Kläger fern blieb, nur für ſich allein ſorgte 
und fie mit Wiedervereinigungsverfuchen verſchonte. Daun hat 
fie aber jenes ſchuldvolle Verhalten des Klägers auch nicht als 
ſo ſchwere Pflichtverletzung aufgefaßt, und es war darum, vom 
ſubjektiven Standpunkt der Beklagten aus das klägeriſche Be⸗ 
tragen auch nicht zu einer Zerflörung der ehelichen Gefinnung 
der Beklagten geeignet. Die Richtigkeit dieſer Auffaffung wird 
dadurch unterſtützt, daß von irgend welchen Gehäffigkeiten und 
Unfrenndlichkeiten zwiſchen den Ehegatten aus der ganzen 
Trennungszeit nichts zur Sprache gebracht worden iſt. Iſt die 
eheliche Gefinnung der Beklagten geſchwunden, fe lag und liegt 
dies an ihren äußeren Verhältniſſen, welche ihr ein Verbleiben 
in denſelben wünſchenswerther erfcheinen laſſen, als ein Zu⸗ 
fammeuleben mit dem Kläger.“ Mit Recht macht hiergegen die 
Reviſion dem Berufungsgericht den Vorwurf der ungenügenden 
Begründung der Annahme, daß das dem Kläger von der Be⸗ 
klagten jetzt vorgeworfene Betragen während der langen Trennungd- 
zeit thatſächlich gar nicht die Urſache zu tiefer, unheilbarer Zer 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes geworden iſt, Beklagte vielmehr 
ganz damit zufrieden und einverſtanden war, daß Kläger fern 
blieb. Die alleinige zur „Unterſtützung“ herangezogene Beweis ⸗ 
thatſache, daß von irgend welchen Gehäſfigkeiten und Unfreund- 
lichkeiten zwiſchen den Parteien aus der ganzen Treunungszeit 
nichts zur Sprache gebracht worden iſt, geſtattet in keiner Weiſe 
einen irgendwie zuverläffigen Schluß, wie ihn das Berufungs- 
gericht daraus zieht. Zutreffend weiſt die Reviſion darauf hin, 
daß der Ausdruck der Empfindung der Betheiligten in Verhält⸗ 
nifien der in Rede ſtehenden Art ſich nach der Gigenartigkeit 
der einzelrien Perſon beſtimmt und daß der Mangel von Ge⸗ 
häſſigkeiterr und Unfreundlichkeiten ſeitens der Beklagten ein um 
ſo tieferes Empfinden der gegen ſie vom Kläger begangenen 
Ehewidrig keiten nicht ausſchließe. Aus gleichem Grunde find 
auch die Folgerungen unſchlüſſig, die das Berufungsgericht am 
den „dußeren Verhältniſſen“ der Beklagten zieht, insbeſondere, 
daß, wenn ihre eheliche Gefinnung geſchwunden iſt, es in dieſen 
Verhältniſſen liege, welche ihr ein Verbleiben in denſelben 
wünſchens werther erſcheinen laſfen, als ein Zuſammenleben mit 
dem Kläger. Der damit der Beklagten zugleich gemachte 
Vorwurf der Verkennung ihrer durch die Ehe begründeten 
Pflichten entbehrt nach der prozeſſualen Sachlage jeden Anhalts. 
Der hiernach in der mangelhaften Begründung liegende Verſtoß 
gegen die 88 286, 551 Nr. 7 der Civilprozeßordnung läßt auch 
den zweiten für die Verneinung des Entſcheidungsgrundes aus 
5 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegebenen Entſcheidungs⸗ 
grund nicht haltbar erſcheinen, und unterliegt daher das Be⸗ 
rufungsurtheil ſchon wegen ungerechtfertigter Verwerfung der auf 
dieſen Scheidungsgrund geſtützten Einrede der Beklagten gemäß 
8 564 der Civilprozeß ordnung der Aufhebung. 

Bei der Entſcheidung über die Einrede des Rechtsmißbrauchs 
verkennt das Berufungsgericht zunächſt nicht, daß das Rückkehr⸗ 
verlangen des Klägers, falls es nicht ernſtlich gemeint wäre, ſich 
allerdings als Rechtsmißbrauch darftellen würde: „Indeß fehlt es“ 
— ſo führt das Berufungsgericht weiter aus — „für den Mangel 
diefer Ernſtlichkeit durchaus an genügendem Beweiſe. Die 
wiederholten, auch jetzt wieder verſuchten Schritte des Klägers, 
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die Beklagte zur Rückkehr zu veraulaſſen, ſprechen an ſich 
gegen einen ſolchen Mangel, und die jetzige Selbſtändigleit 
der Lebenslage des Klägers läßt es vollkommen glaubhaft 
erſcheinen, daß er nunmehr ſeine Frau wieder zurückwünſcht. 
Daß Kläger für den Fall, daß Beklagte ſich hartnäckig weigert, 
geſchieden ſein will, beweiſt noch nicht, daß er nicht in erſter 
Linie eruſtlich die Rückkehr der Beklagten erſtrebt. — Aber 
auch das Betragen des Klägers während dieſer langen Trennungs⸗ 
zeit iſt bei billiger Berückſichtigung aller oben erörterten 
Umſtände kein foldhes geweſen, daß es ſchon den Schluß recht⸗ 
fertige, es könne dem Kläger ein künftiges, dem Weſen und den 
ſittlichen Anforderungen der Ehe entſprechendes Verhalten nicht 
mehr zugemuthet werden.“ Die Revifion macht hier dem 
Berufungsgericht den Vorwurf, verkannt zu haben, daß das 
Rückkehrverlangen des Klägers einen Rechtsmißbrauch im Sinne 
des 8 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſchon dann 
darſtelle, wenn es ihm zwar mit dem Verlangen ernſt jet, daß 
Beklagte thatſächlich zuückkehre, er aber gleichwohl gar nicht 
die ernftlihe Abſicht habe, das eheliche Zufammenleben 
wieder mit Ihr fortzuſetzen. Die Rüge erſcheint begründet. Der 
mit dem Nückkehrverlangen bethätigte Anſpruch des einen &he- 
gatten gegen den andern, von der häuslichen Gemeinſchaft ſich 
fern haltenden Ehegatten auf Wiederherftelung derſelben iſt ein 
Ausfluß der in $ 1353 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſprochenen Verpflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft mit einander. Dieſe Verpflichtung tft, dem Begriffe 
der Lebensgemeinſchaft emtiprechend, eine gegenſeitige und liegt 
dem die Rückkehr verlangenden Ehegatten ebenfo ob, wie dem 
anderen Ehegatten, von dem die Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft verlangt wird. Es trifft daher in der That den 
erſteren der Vorwurf des Rechtsmißbrauchs, wenn er gar nicht 
die ernſtliche Abſicht hat, mit dem anderen Ehegatten, nach 
ſeiner Rückkehr in die häusliche Gemeinſchaft, das eheliche 
Zuſammenleben, wie es das fittliche Weſen der Ehe erfordert, 
wieder aufzunehmen und fortzusetzen. Daß das Berufungsgericht 
von dieſem Begriffe des Rechts mißbrauchs im Sinne des 
§ 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegangen ſel, 
ift aus der Begründung ſeines Uriheils mit Sicherheit nicht 
erkennbar, vielmehr gewinm es den Anſchein, als ob es für 
ausreichend erachtet iſt, daß Kläger ernſtlich nur die thatſächliche 
Rückkehr der Beklagten erſtrebt habe. Jedenfalls iſt das 
Berufungsgericht, wie dies auch von der Revlflon geltend gemacht 
wird, in die hiernach gebotene thatſächllche Würdigung des Vor⸗ 
bringens der Beklagten, mit welchem der Mangel der Ernſt⸗ 
lichkeit des Rückkehrverlangens des Klägers dargethan werden 
ſoll, in der Richtung, daß es dieſem am der ernftlichen Abficht 
zur Fortſetzung des ehelichen Lebens mit der Beklagten fehle, 
nicht eingetreten. Insbeſondere iſt weder das eine noch das 
andere aus den Erwägungen des Bernfungsgerichts zu entnehmen, 
daß das Verhalten des Klägers während der langen Trennungs⸗ 
zeit nicht ſchon den Schluß rechtfertige, es könne ihm ein 
künftiges dem Weſen und den fittlichen Anforderungen der Ehe 
entſprechendes Verhalten nicht mehr zugemuthet werden, ſowie 
daß der Umſtand, daß Kläger für den Fall der hartnäckigen 
Weigerung der Beklagten, zu ihm zurückzukehren, geſchieden ſein 
wolle, noch nicht beweiſe, daß er nicht in erſter Linie ernftlich 
die Rückkehr der Beklagten erſtrebe. Daß die von der Beklagten 
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zum Nachweiſe des Mangels der Ernftlichkeit des Rückkehr⸗ 
verlangens des Kl. vorgebrachten Thatſachen nicht ſchlechthin 
ungeeignet find, den Schluß zu rechtfertigen, daß Kläger gar 
nicht die ernftliche Abſicht habe, das eheliche Zuſammenleben mit 
der Beklagten fortzuſetzen, wird von der Reviſion mit Recht 
betont, und gilt dies namentlich auch von der hier hervor⸗ 
gehobenen Thatſache, es habe Kläger ſeit langer Zeit das In⸗ 
ventar feiner Kellerwohnung zum Verkaufe für 600 Mark aus⸗ 
geboten und erklärt, er ſei noch unverheirathet, wolle in 
nächſter Zeit heirathen und ein großes Reſtaurant pachten. 
Die nach alledem dem Berufungsgericht zur Laſt fallende Ver⸗ 
kennung des Begriffs des Rechtsmißbrauchs im Sinne des 
§ 1353 Abſ. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs muß eben- 
falls zur Aufhebung des Berufungsurtheils führen. 

Schließlich greift die Reviſion auch diejenigen Ausführungen 
des Berufungsgerichts als rechtsirrthümlich an, mit denen dem 
darauf, daß Kläger keine geeignete Wohnung und kein aus⸗ 
reichendes Einkommen habe, gegründeten Einwande des in dem 
Rückkehrverlangen des Klägers liegenden Rechtsmißbrauchs ent⸗ 
gegen getreten wird. Das Berufungsgericht führt nach dieſer 
Richtung aus: „Hier ſteht aber die Sache fo, daß Kläger jetzt 
wenigſtens den Anfang gemacht und ſeinen Willen bewieſen hat, 
ſich eine geſchäftliche Exiſtenz zu gründen, welche ihm ſchon jetzt 
doch wenigſtens ein beſcheidenes Einkommen bietet. Und wenn 
es ihm bei ſeinem Alleinſtehen und ohne zureichende Mittel 
noch nicht gelungen iſt, ſich ſoweit herauf zu bringen, daß das 
Einkommen für beide Eheleute reicht, jo läßt ſich doch die 
berechtigte Hoffnung und Möglichkeit nicht beſtreiten, daß es ihm 
unter Mithülfe der Beklagten und ihres jetzigen mehrere tauſend 
Mark betragenden Vermögens ſehr wohl gelingen kann, einen 
für beide Theile ausreichenden Broderwerb, ſei es durch Ver⸗ 
größerung ſeines bisherigen Geſchäfts oder durch den Beginn 
eines anderweitigen Unternehmens, zu finden, zumal beide Ehe⸗ 
leute noch in rüſtigem, arbeitsfähigem Alter ſtehen. Die von 
der Beklagten für die gegenwärtige unzureichende Erwerbs- und 
Vermögenslage angetretenen Beweiſe erſcheinen daher unerheblich.“ 
Die Ablehnung dieſer Beweiſe, namentlich über das Nicht⸗ 
vorhandenſein einer Ehewohnung, erachtet die Revifion mit den 
Ausführungen, wonach nur die Möglichkeit und die Hoffnung, 
mit Hülfe des Vermoͤgens der Ehefrau einen Broderwerb zu finden, 
beſtehe, nicht für gerechtfertigt. Beklagte hatte ſich zum Nachweiſe 
dafür, daß Kläger keine geeignete Ehewohnung beſitze und auch 
gar nicht in der Lage ſei, einer Frau Unterhalt zu gewähren, 
neben dem Hinweiſe, daß er im Armenrecht klage, auf Aus- 
kunft des Königlichen Polizeipräfidiums berufen, ſowie auf das 
Zeugniß des Lademeiſters St., daß der Kläger in einem Grund⸗ 
ſtücke an der Vorwerkſtraße 13 in Breslau für 16 Mark 
monatlich einen Kellerraum gemiethet habe, in welchem er 
Handel mit Jungbier treibe, der ſich aber zur Wohnung über⸗ 
haupt nicht eigne und deſſen geringwerthiges Inventar Kläger 
ſchon ſeit längerer Zett für 600 Mark zum Verkauf ausbiete, 
ohne einen Käufer zu finden. Der hier erhobene Angriff der 
Reviſton muß daran ſcheitern, daß die Berückſichtigung der 
Mithülfe der Beklagten und ihres Vermögens bei Würdigung 
der wirthſchaftlichen Lage des Klägers nach der Rückkehr ſeiner 
Frau, der Beklagten, zu ihm nur den durch die Ehe zwiſchen 
ihnen begründeten perſönlichen und güterrechtlichen Verhältniſſen 
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entſpricht (vergl. 58 1356, 1374, 1383 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, Artikel 44 fig. des Preußiſchen Aus führungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 — 
Geſetzſammlung S. 177), wenn auch ſelbſtverſtändlich eine Ver⸗ 
fügung über die Subſtanz des Vermögens der Beklagten, 
ſoweit nicht andere verbrauchbare Sachen als Geld in Frage 
ſtehen, nur mit deren Zuſtimmung ſeitens des Klägers in ſeinem 
eigenen Intereſſe erfolgen könnte (8 1377 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Davon macht auch die Einrichtung einer ge ⸗ 
eigneten Ehewohnung keine Ausnahme. Daß bisher eine ge- 
eignete Ehewohnung vom Kläger noch nicht beſchafft iſt, kommt 
nicht weſentlich in Betracht, da ihm dies, ſolange die Beklagte 
ihr Rückkehr überhaupt verweigert, nicht zum Nachtheil an⸗ 
gerechnet werden kann. Es genügt die vom Berufungsgericht 
bedenkenfrei angenommene Möglichkeit dazu bei der Rückkehr 
der Beklagten unter ihrer Mithülfe und der Verwendung der 
Nutzungen ihres eingebrachten Vermögens. Die von der Be⸗ 
klagten hier angetretenen Beweiſe find daher mit Recht vom 
Berufungsgericht für unerheblich erachtet worden. 

Die Sache ſelbſt iſt zur Endentſcheidung noch nicht reif, 
da es zunächſt noch der thatſächlichen Erörterungen in der oben 
dargelegten Richtung bedarf, und es war daher, wie geſchehen, 
gemäß 58 564, 565 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung auf Zurück ⸗ 
weiſung an das Berufungsgericht zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung zu erkennen. Dabei mußte die Entſcheidung 
über die Koſten der Revifionsinſtanz dem künftigen Endurtheile 
vorbehalten bleiben. 


Zu den 88 1568, 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Rohrer 
c. Rohrer vom 21. März 1901, Nr. 8/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Stettin. 


Nachdem in erfter Inſtanz Kläger allein die Ehe 
ſcheidung wegen Vergehens gegen 88 700, 706 und 7182 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts verlangt hatte 
und dieſerhalb durch Urtheil vom 6. Dezember 1899 ab- 
gewieſen worden war, haben in zweiter Inſtanz beide Parteien 
die Scheidung beantragt. Durch Urtheil des Oberlandes⸗ 
gerichts iſt ſowohl auf die Klage wie auf die Wider ⸗ 


klage die Ehe der Parteien geſchieden und find beide 


Theile für ſchuldig erklärt worden. 

Die von der Beklagten allein eingelegte Revifion iſt zurüd- 
gewieſen. 

Gründe. 

Das Berufungsgericht hat auf die Klage die Scheidung 
ausgeſprochen, weil die Beklagte, wie ſchon vorher, ſo auch 
ſeit Beginn des Jahres 1900 bis zum 11. Februar 1900 ge⸗ 
duldet habe, daß ihre beiden erwachſenen Töchter Eugenie und 
Johanna bis tief in die Nächte hinein ein berüchtigtes Tanz ⸗ 
lokal beſuchten, und weil ſie hiervon dem Kläger früheſtens 
am 11. Februar 1900 Kenntniß gegeben habe. Auf dieſen 
dem neuen Rechte angehörenden Thatbeſtand wendet das 
Berufungsgericht den § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an. 
Rechtsirrthümer find bei dieſer Subſumtion nicht erkennbar. 
Zu Recht nimmt das Berufungsgericht an, daß die Eltern 
nicht bloß gegenüber ihren Kindern die Pflicht zur Erziehung, 
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ſondern daß ſie auch im Verhältniß zu einander die 
Pflicht der Mitwirkung zur Erziehung ihrer Kinder 
haben. Das Allgemeine Landrecht hat ſogar, wenn auch in 
einſeitiger Weiſe, den Hauptzweck der She in die Erzeugung 
und Erziehung der Kinder geſetzt (§ 1 Theil II Titel 1 
Allgemeinen Landrechts). Es iſt daher rechtlich und thatſächlich 
unanfechtbar, wenn das Berufungsgericht in dem Verhalten der 
Beklagten objektiv eine ſchwere Verletzung der durch die Che 
begründeten Pflichten findet. Das ſubjektive Verſchulden, 
welches § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches vorausjegt, iſt 
vom Berufungsgericht feſtgeſtellt durch die Erwägung, daß die 
Beklagte recht wohl die Gefahren für die Sittlichkeit ihrer 
Tochter einſah und auch erkannte, daß ihr Mann über dieſe 
Verfehlungen der Toͤchter rechtzeitige Anzeige von ihr erwartete, 
zumal ihre eigene Autorität, wie ſie ſelbſt wußte, zur Be⸗ 
kämpfung der gedachten Ausſchreitungen nicht hinreichte. Damit 
iſt das Schuldmoment ausreichend feſtgeſtellt. Zur Feſtſtellung 
des ſchuldhaften Verhaltens im Sinne des 8 1568 iſt nicht 
erforderlich, daß der Wille der Beklagten unmittelbar auf den 
nachtheiligen Erfolg abzielte, es genügt das Bewußtſein, daß 
mit ihrer Handlungsweiſe der Erfolg eintreten könne. Auch 
die weiteren Vorausſetzungen des § 1568 find unbedenklich vom 
Berufungsgericht feſtgeſtellt. Insbeſondere iſt es nicht un⸗ 
zutreffend, wenn das Berufungsgericht eine ſchuldhafte Zer⸗ 
rüttung auch dann annimmt, wenn das Verhalten des 
anderen Theils neben anderen Urſachen auch nur mitwirkte 
zur Zerrüttung. Beide Chegaten, jo führt das Reichsgericht 
in Sachen Lorenz c. Lorenz IV. 245 / 1900 aus, können 
wechſelſeitig durch ihr Verhalten die Che zerrütten und ſelbſt 
der Umftand, daß die Ehe durch den klagenden Theil ſchon 
zerrüttet iſt, ſchließt nicht aus, daß das hinzutretende Ver⸗ 
ſchulden des anderen Theils dieſe Zerrüttung verſchärft und 
dieſer dadurch zum mitſchuldigen Urheber des Thatbeſtandes 
des § 1568 wird. 

Auch darin, daß der vom Berufungsgericht als vorhanden 
feſtgeſtellte Scheidungsgrund thatſächlich erſt in der Berufungs⸗ 
inſtanz in die Erſcheinung getreten iſt, kann wie aus 59 614, 
616 der Civilprozeßordnung ſich ergiebt, ein Bedenken nicht 
gefunden werden. 

Indem das Berufungsgericht als durchgreifend den unter 
der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen 
Scheidungsgrund des § 1568 anerkannte, war es der Pflicht 
überhoben, auch die anderen vom Kläger geltend gemachten 
Scheidungsgründe zu erörtern. Es hat aber das Berufungs⸗ 
gericht zum Ueberfluß auch dieſe erörtert und mit Recht deren 
Vorhandenſein verneint, insbeſondere gilt dies von dem Fundament 
der unüberwindlichen Abneigung (vergl. Urtheil des Reichsgerichts 
in Sachen Weißker e. Weißker IV. 295/1900). 

Das von der Reviflonsklägerin geltend gemachte Argument, 
das Berufungsgericht habe die beiderſeitigen einzelnen 

Scheeidungsgründe im Verhältniß zu einander erörtern 
müſſen, um das Uebergewicht der Schuld feſtzuſtellen, 
geht fehl. Denn die Scheidung iſt ausgeſprochen und war 
aus zuſprechen unter der Herrſchaft des neuen Rechts und 
nach deſſen Grundſätzen. Im inneren Zuſammenhange 
mit der Frage der Scheidung konnte die Schuldfrage demnach 
nur aus dem neuen Rechte beantwortet werden, alſo nach 
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5 1574 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Dieſe Beſtimmung ſetzt 
aber durchſchlagend das Princip: Wenn beider Parteien Scheidungs⸗ 
antrag durchdringt, jo find auch beide Theile für ſchuldig 
zu erklären. Das Abwägungsſyſtem des Allgemeinen Land⸗ 
rechts iſt vom Bürgerlichen Geſetzbuch nicht adoptirt. Anders 
wäre es vielleicht, wenn in conventione oder reconventione 
der Herrſchaft des alten Rechts auf Eheſcheidung erkannt 
worden wäre. (Vergl. Urtheil des Reichsgerichts in Sachen 
Hooge c. Hooge IV. 289/1900.) Dies iſt aber hier nicht 
der Fall. 

Irrthümlich iſt auch weiter die Anficht der Revifions- 
klägerin, es habe der Erörterung der von der Beklagten 
geltend gemachten Scheidungsgründe bedurft, weil die⸗ 
ſelben zur Abwehr der Klage dienen könnten. Die Ber- 
fehlungen der Beklagten blieben dennoch für ſich beſtehen, ſowohl 
nach altem wie neuem Rechte. Kompenſation iſt in beiden 
Rechten nicht zugelaſſen. Das Vorhandenſein des 8 719 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts ift aber von der 
Beklagten in den Vorinſtanzen gar nicht geltend gemacht. 


Zu § 1569 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Böttcher 
c. Böttcher vom 4. März 1901, Nr. 380/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Celle. 


Die Klägerin hat beantragt, auf Grund des 8 1569 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Che der Parteien zu ſcheiden, indem 
ſie behauptet, daß ihr Ehemann in Geiſteskrankheit verfallen 
ſei, und dieſe ſeit länger als drei Jahren während der Ehe be⸗ 
ſtehe und einen ſolchen Grad erreicht habe, daß die geiſtige 
Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten ohne jede Ansſicht auf 
Wiederherſtellung aufgehoben ſei. Der Vormund des Beklagten 
hat die Abweiſung der Klage beantragt. Das Landgericht hat 
die Klage abgewieſen. Die Berufung der Klägerin iſt durch 
das obenbezeichnete Urtheil des Oberlandesgerichts zurückgewieſen. 
Auf Revifion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Berufungsurtheil beruht auf der Annahme, daß nach 
dem Gutachten des ärztlichen Sachverſtändigen, Profeſſors Dr. C., 
der Beklagte nicht an Geiſtes krankheit leide, eventuell aber die 
etwa vorhandene Geiſteskrankheit nicht einen ſolchen Grad er- 
reicht habe, daß die geiſtige Gemeinſchaft unter den Ehegatten 
ohne jede Ausficht auf Wiederherſtellung aufgehoben ſei. 

Dieſe Begründung muß beanſtandet werden. 

In Anſehung der Frage, ob der Beklagte an Geiſtes⸗ 
krankheit leidet, bedarf es nach Lage der Sache nicht einer 
grundſätzlichen Entſcheidung darüber, ob der $ 1569 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs einem Ehegatten die Scheidungsklage nur im 
Falle der Geiſteskrankheit oder auch im Falle der Geiſtesſchwäche 
des anderen Ehegatten giebt. Die Klägerin hat behauptet, daß 
der Beklagte an Geiſtes krankheit leide. Das Berufungsgericht 
iſt gegenüber dieſer Behauptung dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen C. gefolgt. Dieſe Würdigung giebt aber zu Be⸗ 
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denken Anlaß. Der Sachverſtändige hat bei feiner zweimaligen 

Vernehmung ſich im Weſentlichen übereinſtimmend dahin ge⸗ 

aͤußert: 
Der Beklagte ſei im Jahre 1893 geiſteskrank geweſen. 
Er habe ſich aber im Laufe der Zeit gebeſſert. Gegen⸗ 
wärtig ſei er im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geiſtesſchwach, im wiſſenſchaftlichen Sinne auch geiſtes⸗ 
krank. Er leide an ſekundärer Demenz auf dem Boden 
des chroniſchen Alkoholismus im Anſchluß an ein 
delirium tremens. 

Dieſes Gutachten bietet aber keine genügende Grundlage 
für die Beantwortung der Beweisfrage. Daſſelbe argumentirt 
mit dem Begriffe der Geiſteskrankheit bald im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, bald im Sinne der Wiſſenſchaft. 
Dabei iſt aber das Verhältniß nicht dargelegt, in welchem beide 


Begriffsarten zu einander ſtehen. Dies macht ſich beſonders 


inſofern geltend, als der Sachverſtändige ſelbſt davon ausgeht, 
daß der Beklagte im Jahre 1893 an Geiſtes krankheit im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelitten habe, dann nur konſtatirt, 
daß der Beklagte ſich ſpaͤter in gewiſſem Grade gebeſſert habe, 
und ſchließlich den gegenwärtigen Zuſtand des Beklagten doch 
nicht als abgeſchwächte Geiſteskrankeit, ſondern als Geiſtes⸗ 
ſchwäche im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnet. 

Im Zuſammenhange biermit ſteht das Bedenken, welches 
die Vorentſcheidung binfichts der eventuellen Frage hervorruft, 
ob die etwa vorhandene Geiſtes krankheit des Beklagten derartig 
geſteigert iſt, daß demſelben das Bewußtſein der ehelichen 
Gemeinſchaft völlig und dauernd abhanden gekommen ift. Das 
Berufungsgericht erwägt hier: 

Nach dem C. ſchen Gutachten bethätige ſich das Be⸗ 
wußtſein der ehelichen Gemeinſchaft ſeitens des Beklagten 
noch fort, theils krankhaft durch die Eiferſuchtswahnideen, 
theils nicht krankhaft durch den Widerſpruch gegen die 
Scheidung wie durch Aeußerungen dahin, daß er nach L. 
zurückkehren und ſein Geſchäft übernehmen wolle, und 
daß dies ſchon gehen werde, wenn ſeine Frau ſich ſo 

verhalte wie er. Allerdings bekunde der Sachverſtändige, 
daß der Beklagte noch immer zum Trinken neige und 
beim Rückfalle gemeingefährlich werden würde, deshalb 
auch ſeine Entlaſſung bisher nicht angängig geweſen ſei, 
ſowie, daß auf einen Briefwechſel des Beklagten mit 
der Klägerin ſo wenig wie bisher zu rechnen ſei. Aber 
alles dies genüge nicht im Sinne des § 1569 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Dem gegenüber muß davon ausgegangen werden, daß die 
eheliche Gemeinſchaft ein auf fittlichen Rechten und Pflichten 
beruhendes Lebensverhältniß iſt, und daß, wenn von einem 
Fortbeſtehen, einer Fortbethätigung dieſer Gemeinſchaft geſprochen 
werden ſoll, entsprechende reale Anhaltspunkte dafür zu erfordern 
find. Nun hat der Sachverſtändige C. bei feiner erſten Ver⸗ 
nehmung bekundet: 

Die Entlaſſung des Beklagten aus der Provinzial⸗ 
irrenanſtalt ſei bis dahin immer am Mangel anderweiter 
geeigneter Unterbringung geſcheitert. Dies werde bei der 
Natur ſeiner Geiſteskrankheit und bei den beſtehenden 
Verhältniſſen auch für die Zukunft geſchehen. Deshalb 
ſei eine geiſtige Gemeinſchaft wiſchen den Ehegatten 
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für jetzt und in der Zukunft ausgeſchloſſen. Zwar ſei 
eine Bethätigung der Gemeinſchaft durch Briefwechſel 
nicht abſolut ausgeſchloſſen, aber auf dieſe Moͤglichkeit 
bei der hochgradigen Intereſſeloſigkeit des Beklagten nicht 
zu rechnen. 

Angefichts dieſer Augaben des Sachverſtändigen wird das 
Bedenken nahe gelegt, inwiefern ſich für Gegenwart und Zukunft 
thatſächlich noch eine eheliche, d. h. von dem Bewußtſein fittlicher 
Rechte und Pflichten getragene Gemeinſchaft unter den Ehegatten 
ermoͤglichen ſoll. 


Zwaugshypothek der SS 866, 867 C. P. O.“ 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 
Benutzte Literatur: Axhauſen, Juriſtiſche Wochenſchrift 1900, 
244, 884. — Brogſitter, Zeitſchrift des rheinpr. Amtsrichtervereins 
1900, 213. — David, Recht 1900, 282. — Dennler, Seufferts 
Blätter 1900, 467—470. — Frey, Sächſiſches Archiv 1900, 594 
bis 597. — Grünewald, Recht 1900, 261. — Krukenberg, 
Naumburger Zeitſchrift 1900, 45. — Landsberg, Poſener Monats- 
ſchrift 1900, 11. — Marcus, J. W. 1900, 244. — Meyer, Recht 
1900, 187. — Niedner, Juriftiſche Zeitſchrift 1900, 203. — 
Roſenmüller, Sächſ. Arch. 1900, 677, 688. 

81. 

Entſtehungsgeſchichte der 58 866, 867 C. P. O. 

Vgl. Begr. S. 182 K. B. S. 211, Sten. B. S. 241 ff. 
Hahn⸗Mugdan, Mat. zum Gef. betr. Aend. der Civilprozeß⸗ 
ordnung S. 425. 

Abſ. 3 des § 866 iſt durch die R. T. Komm. hinzugefügt 
und erſt nach mancherlei Kämpfen angenommen. Der geſetz⸗ 
geberiſche Gedanke, von dem die Kommiſſion des Reichstages 
bei der Einfügung dieſer Beſchränkung ausging, war folgender: 
1. Für die auf Perſonalkredit hin gewährten Kredite des täg- 
lichen Verkehrs dürfe der Anſpruch auf Realficherheit nicht ge 
währt werden, da bei ſo geringfügigen Schuldbeträgen der 
Schuldner nie daran denken werde, daß durch dieſelben ſein 
Grundbefitz belaſtet werden würde. 2. Auch müſſe die Ueber⸗ 
füllung des Grundbuchs mit vielen Einträgen kleiner Summen 
verhindert werden. 3. Den Gläubigern ſo kleiner Forderungen 
die Erzwingung dauernder Realſicherheit verſagt werden, fie 
ſollten auf den Weg ſofortiger Befriedigung durch die übrigen 
Mittel der Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke beſchränkt ſein, 
ſowie auf die anderweitigen Vollſtreckungsarten. | 

Die Beſtimmung, daß § 5 C. P. O. entſprechende An 
wendung finde, iſt erſt von der Redaktionskommiſfion in Folge 
erhaltenen allgemeinen Auftrags eingefügt; jedoch läßt ſich aus 
dem Bericht nicht erkennen, wie man ſich die „entiprechende” An- 
wendung gedacht hat. Vgl. O. L. G. Jena 28. 2. 00, Jahrb. 
f. K. 1900, 35, 39. 


) Abkürzungen: 
Amtsr. — Zeitſchrift des rheinpreußiſchen Amtsrichtervereins. 
Berl. Bl. — Blätter des Kammergerichts in Berlin. 
E. — Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen. 
J. W. — Juriſtiſche Wochenſchrift. 
Poſ. M. — Monatsſchrift für Poſen und Oftpreußen. 
S. A. — Seufferts Archiv. 
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§ 2. 
Welche! find die Prinzipien der 88 866, 887 C. Y. O. 

1. Keine Bagatellhypothek. 

2. Keine Geſammt- (General-) hypothek. Deshalb kann für 
eine und dieſelbe Forderung nur eine Zwangshypothek ein⸗ 
getragen werden, die Forderung tft auf die einzelnen Grundſtüͤcke 
zu vertheilen. L. G. Kolmar Recht 1900, 308. 

Ein Gutskomplex, welcher gemäß 8 890 B. G. B. zu 
einem Grundftück vereinigt iſt, zählt als ein Grundſtück. Vgl. 
Bayr. Oberſt. L. G. Mugd. Falkm. 1900, 75. S. Bl. 1900, 363.— 
Das franz. Recht Art. 2123 C. 6. gewährt auf Grund eines 
Urtheils die Generalhypothek ohne Beſchränkung auf eine Summe. 

8 3. 
Warum iſt die Zwangsvollſtreckungshypothek auf 

Grund eines Vollſtreckungsbefehls verſagt? 

Die Erfahrungen im rhein.⸗franz. Rechtsgebiet in der Zeit 
zwiſchen dem 1. Oktober 1879 bis zum 1. Januar 1900 find 
entſcheidend geweſen. Ich verweiſe auf Scherer, das Rheiniſche 
Recht 2. Auflage Bd. 1 S. 655 — 658, woſelbſt die Gründe für 
und wider entwickelt find. Das Mahnverfahren bietet ein 
leichtes urid bequemes Mittel, ſelbſt für die hoͤchſten Summen 
raſch und ſicher ein unanfechtbares Urtheil zu erlangen, ganz 
geeignet für Geſchäfte, welche Licht und Oeffentlichkeit zu ſcheuen 
Urſache haben. — Bei Erwirkung der Zahlbefehle werden 
perſonen mitbelangt, welche bei dem die Schuld begründenden 
Kechtsverhältniſſe gar nicht mitgewirkt haben. Dies geſchieht 
vielfach gegen Ehefrauen. Mit ſchlauer Ueberlegung ſchließt 
man, daß die Frau bei Empfang der Schriftſtücke ſich nicht 
die Mühe giebt, dieſelben zu leſen, weil ſie ſchon von vornherein 
davon überzeugt iſt, daß dieſe Angelegenheit nur ihren Mann 
betreffe. Der Mißbrauch der Zahlbefehle iſt namentlich dadurch 
veranlaßt, daß ſie eine gerichtliche Hypothek begründen. 

Nach meiner Anfiht würden die Gründe gegen die Zwangs⸗ 
hypothek auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls die ganze 
Inſtitution des Mahnverfahrens treffen. In vielen Fällen iſt 
das Mahnverfahren aber ohne Zweifel für Gläubiger und 
Schuldner, namentlich angefichts der Gerichtskoſten, gleich nützlich. 

8 4. 

Kann die Zwangsvollſtreckungshypothek zur Um⸗ 

gehung der regelrechten Hypothekbeſtellung benutzt 
werden? 

Im rheiniſchen Rechtsgebiet wurde nicht ſelten unter der 
Herrſchaft des C. o. am Amtsgericht ein ſogenanntes Pro- 
togationsurtheil für die höchſten Summen erwirkt und Ein- 
ſchreibung genommen; künftig iſt daſſelbe Verfahren möglich, 
nur muß ſtatt Einſchreibung Zwangsvollſtreckungs hypothek 
beantragt werden. Dieſes Verfahren geht ſehr raſch, iſt aber 
ſeitens der Gläubiger anfechtbar wie eine notarielle Hypothek ⸗ 
beſtellung; jenes Verfahren iſt wohl auch nicht theurer als das 
letztere. * 


Geltungstermin. Treten die 88 866, 867 C. P. O. 
am 1. Januar 1900 oder erſt mit der Anlage des 
Grundbuchs in Kraft? 

Erft mit der Anlage des Grundbuchs, dies folgt aus 
C. G. zum B. G. B. Art. 189; daher bleibt z. B. im rheiniſchen 
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Rechtsgebiet für die Zeit vom 1. Januar 1900 bis zur Anlage 
des Grundbuchs noch die frühere Urtheilshypothek in Geltung; 
jedoch hat Elſaß⸗Lothringen die Urtheilshypothek gemäß ſeines 
A. G. zur C. P. O. und K. O. vom 13. November 1899 8 20 
durch 55 866 ff. C. P. O. erſetzt. Ebenſo hat Bayern die Prin- 
zipien der 58 866, 867 C. P. O. nicht nur auf Rheinbayern, 
ſondern auf ganz Bayern vom 1. Januar 1900 ab ausgedehnt 
und zwar durch Art. 56 A. G. zur G. B. O. 


8 6. 
Allgemeine prozeſſuale Grundſätze. 

1. Entſcheidung des Reichsgerichts iſt gemäß § 71 R. G. B. O. 
möglich. O. L. G. Jena J. W. 1900, 460; ſiehe aber Poſen. 
9. M. 1900, 109. 

2. Die Prozeßvollmacht ift unndthig, wenn im Zwangs⸗ 
vollſtreckungstitel der Prozeßbevollmächtigte erwähnt iſt, ſonſt 
muß fie beglaubigt fein; ſ. aber L. G. Gleiwitz Bresl. 3. 
1900, 290. 

3. Der Schuldner » Erbe ſteht ſelbſtredend unter dem 
Schutz des § 782 C. P. O. Keine Eintragung auf Grund 
Schuldtitels gegen die Erben, ſo lange das Grundſtück noch 
auf Namen des Erblaſſers ſteht, Hanſeatiſche Gerichtszeitung 1900 
Beibl. 184. 

4. Betreffs des Sequeſters |. K. G. in Naumb. 3. 1900, 90. 


87. 
Gelten die 59 866, 867 C. P. O. nur für die gericht⸗ 
lichen Zwangs vollſtreckungstitel, oder auch für die 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden, Straf- 
urtheile u. ſ. w.? 


Die $$ 866, 867 C. P. O. gelten für alle zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung geeigneten Urkunden, alſo auch für die Entſcheidungen 
der Verwaltungsbehörden (L. G. Oſtrowo Poſ. M. 1900, 71, 
120, Jur. 3. 1900, 9), ſowie für die Koſten der Staatskaſſe 
auf Strafurtheile und Gerichtskoſten. — Kontra Dennler, 
Seuffert, Blätter für Rechtsanwendung 1901, 59, welcher 
namentlich die Holzverſteigerungsgelder erwähnt. 


8 8. 
Gelten die 58 866, 867 C. P. O. auch für die Arreit- 
hypothek ($ 932 C. P. O.)? 

Die herrſchende Meinung bejaht die Frage: eadem ratio 
§ 928 C. P. O. Wer das Glück hätte, einen Arreſt zu 
bekommen, wäre ſonſt privilegirt; § 866 Abſ. 3 ſagt auch 
„andere Schuldtitel“, nicht etwa Urtheil. K. G. 2. 4. 1900. 
Recht 1900, 481, 263. Jahrb. f. K. 1900, 113. Appel 
Recht 1900, 174. Brogfitter Recht 1900, 173. Conrades 
Recht 1900, 211. Finke Poſ. M. 1900, 25. 

Kontra Böhnes Recht 1900, 124 gemäß $ 932, welcher 
9 866 nicht eitire. Coſack, Lehrbuch des deutſchen Bürgerlichen 
Rechtes, Bd. II 8 226. Endemann, Einf. in das B. G. B. 
Bd. II $ 126 Anm. 16. Struckmann und Koch, C. P. O. 
7. Auflage Anm. 3 zu $ 932. 

Die erſte (bejahende) Anſicht verdient den Vorzug; denn 
der Arreſt iſt ein irreguläres (beſtimmt ſummariſches) Prozeß ⸗ 
verfahren, welches mit der Zwangsvollſtreckung beginnt. Dieſe 
alte gemeinrechtliche Theorie trifft das Richtige. 
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§ 9. 
Gelten die 88 866, 867 I. für die Urtheile auf 
Sicherheitsleiſtung aus 8 29 W. O. II. für die 
Hypothek des Bauunternehmers aus § 648 B. G. B., 
wenn die Eintragungsbewilligung des Eigenthümers 
durch Urtheil gemäß § 894 C. P. O. verfügt iſt? 


Zu I. Das Kammergericht (Mugdan⸗Falkmann 1900, 205) 
hat die Frage verneint; ſie iſt aber richtiger zu bejahen. Denn 
ohne Zweifel gelten die Paragraphen für Wechſelurtheile, folglich 
auch für die Urtheile gemäß Art. 29 W. O.; denn dieſe find 
ein Minus gegenüber den gewöhnlichen Wechſelurtheilen (vollen 
Urtheilen). 

Zu II. In dieſem Fall iſt die Eintragung der Hypothek 
auf einen Betrag unter 300 Mark zuläffig; denn dieſelbe 
beruht auf § 648 B. G. B., und nicht auf der C. P. O. 
§ 866, 867. Ebenſo das K. G. in Mugdan⸗Falkmann 1901, 
221, 223. . 


8 10. 
Begründet ein Urtheil, welches auf Sicherheits 
beſtellung durch Hinterlegung lautet, eine Zwangs- 
vollſtreckungshypothek gemäß 8 866 C. P. O.? 


Das L. G. Frankfurt a. M. und das Kammergericht 
(Juriſtiſche Rundſchau 1901, 117, 119) haben die Frage ver⸗ 
neint aus folgenden Gründen: 

Die Verurtheilung der Beklagten ſei nicht auf die Sicher⸗ 
heitsſtellung durch Hypothek, ſondern durch Hinterlegung gerichtet. 
Das Urtheil bilde daher keinen geeigneten Vollſtreckungstitel für 
die beantragte Vollſtreckungshandlung. Die Sicherheitsleiſtung 
durch Hinterlegung werde durch Eintragung einer Hypothek 
nicht ermoͤglicht. 

Die umgekehrte Anſicht dürfte den Vorzug verdienen; denn 
die Eintragung der Hypothek kann bei der Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks zu Geldmitteln führen, alſo die Mittel zur 
Hinterlegung gewähren. 


8 11. 
Gemeinſamer Vollſtreckungstitel. Neben forderungen, 
insbeſondere Koſten. 


Ein gemeinſchaftlicher Vollſtreckungstitel für mehrere 
Forderungen von zuſammen über 300 Mark genügt. Unſtreitig. 
David a. a. O. Denn $ 866 C. P. O. verweiſt auf 8 5 C. P. O. 

Der Titel über den Hauptanſpruch (von mehr als 300 Mark) 
genügt auch für die Koſten bei gleichzeitiger Eintragung L. G. 
Poſen P. M. 1900, 109 —110 L. G. Hanau Recht, 1900, 284. 
Dieſe Prozeßkoſten konnen geſchätzt oder glaubhaft gemacht 
werden, es iſt kein Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nöthig, weil 
Acceſſorium L. G. Poſen, Frankfurt a. O. Poſen M. 1900, 88. 
Berl. Bl. 1900, 26. Kontra L. G. Colmar, Recht 1900, 
307, 308. 

Sit die Eintragung zuläffig, wenn die Eintragung der 
Koſten (unter 300 Mark) nachträglich verlangt wird? Die 
Meinungen ſind getheilt. Das Kammergericht (Mugd. Falk. 
1900, 101, Jahrb. f. K. G. 1900, 113) hat die Frage ver- 
neint; das bayriſche Oberſte Landesgericht aber bejaht; ſ. Mugd. 
Falk. 1900, 101, Münchener Sammlung 1900, 294. Die 
Anſicht, welche die Eintragung für unzuläffig hält, dürfte den 
Vorzug verdienen; denn es erfolgt ein ſelbſtſtändiger hypothe⸗ 
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kariſcher Eintrag; es entſteht eine neue ſelbſtſtändige Hypothek 
mit neuem Rang; das Geſetz verbietet aber abſolut jede Hypothel 
unter 300 Mark. Daher darf die Praxis keine Ausnahme machen. 

Tritt die im § 5 C. P. O. angeordnete Zuſammenrechnung 
aus einem Schuldtitel entſpringenden mehreren Anſprüche zum 
Zwecke der Erreichung des im 8 866 Abſ. 3 C. P. O. für die 
Zwangseintragung vorgeſehenen Mindeſtbetrags der Forderung 
auch dann ein, wenn die im Schuldtitel feſtgeſtellten mehreren 
Anſprüche eine Mehrheit von Gläubigern zuſtehen? 

Das Kammergericht hat die Frage als Regel verneint und nur 
für den Fall ausnahmsweiſe bejaht, wenn die Forderungen derſelben 
gemeinſchaftlich berechtigten Mehrheit von Gläubigern zuſtehen; alſo 
nur im Fall der geſammten Hand. Jahrb. f. K. G. 1901, 121— 122; 
nach meiner Auffaſſung genügt es, wenn der Geſammtbetrag des 
Schuldtitels 300 Mark überſteigt, mag die Forderung einem oder 
mehreren Gläubigern gehören. 

Nebenforderung. Hauptſumme 290 Mark, Koſten 100 Mark. 
Iſt Eintragung zuläſſig? Nein. Denn 8 866 C. P. O. verweiſt 
auf § 4 C. P. O. Grünwald a. a. O. L. G. Meiningen. 
J. W. 1900, 384. Vgl. aber Landsberg a. a. O. — Die 
Anfiht, welche die Eintragung zuläßt, dürfte den Vorzug ver- 
dienen. Denn in dieſem Falle find die Koſten des früheren 
Prozeſſes keine Nebenforderung des Prozeſſes, ſondern Haupt⸗ 
ſumme, wie die Hauptforderung ſelbſt. Der hypothekariſche 
Eintrag geht im obigen Beiſpiel auf 390 Mark Kapitalforderung; 
hierzu treten weiter die Koflen gemäß § 1118 B. G. B. als 
Nebenforderung. Das Reichsgericht hat auch bei der Anfechtungs⸗ 
klage eines Gläubigers in feſtſtehender Rechtſprechung die Zinſen 
und Koften gemäß 8 4 C. P. O. als Hauptſumme hinzugerechnet. 
Vgl. Bolze Bd. 1 Nr. 1515; Bd. 2 Nr. 1415; Bd. 9 Nr. 644e. 
Juriſtiſche Wochenſchrift Bd. 16 S. 311 Nr. 1. Hieraus ergiebt 
ſich weiter, daß, wenn nur für die Koſten Urtheil ergangen iſt, 
die Eintragung der Zwangsvollſtreckungshypothek zuläffig erſcheint, 
wenn die Koſten 300 Mark überſteigen; ebenſo bezüglich der 
Zinſen, wenn dieſelben 300 Mark überſteigen; die Anſicht muß 
jedoch als ſtreitig bezeichnet werden. Vgl. Urtheil des Reichs ⸗ 
gerichts in J. W. 15, S. 113 Nr. 2; 20, S. 570 Nr. 1; 
E. 7 383; 9 Nr. 119. Kontra E. 11, 387 und Münchener 
Urtheil in S. A. 42, 105. 


8 12. 


Iſt die Zuſammenlegung von verſchiedenen Voll ⸗ 
ſtreckungstiteln zuläſſig? 

Die Frage iſt ſtreitig. Sie iſt verneint in folgenden Fällen: 
O. L. G. Jena Mugd. Falk 1900, 996, L. G. Bonn, Gleiwitz, 
Allenſtein, Poſen Recht 1900, 238, 307. Poſ. M. 1900, 151. 
Naumb. 3. 1900, 44, 83; ſowie namentlich Oberſtes Landes 
gericht München 11. Mai 1900. J. W. 1900. 543—44. 
Kautenberg, Meyer, Roſenmüller a. a. O. 

Kontra Frey, Marcus a. a. O. gemäß $ 147 C. V. O. 
L. G. Schneidemühl Poſ. M. 1900, 71, Bromberg Recht 
1900, 195, A. G. Berlin J. W. 1900, 307. 

Gerichtskoſten derſelben Prozeßſache im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren, aber in getrennten Titeln. Es genügt, wenn nur 
der Geſammtbetrag 300 Mark überſteigt. L. G. Elberfeld 
Amtsr. 1900, 201 u. 213 (Brogſitter) 282. Sonſt nicht 
L. G. Koͤln Amtsr. 1900, 141. 
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Die letzte (bejahende) Anſicht verdient den Vorzug, denn 
der Zweck (Vermeidung einer Bagatellhypothek) iſt erreicht. 
Warum ſoll dies unzuläffig ſein, wenn eine Forderung von 
600 Mark eingeklagt iſt und 2 Theilurtheile zu 300 Mark er- 
gehen? — Entſcheidend iſt aber folgender Geſichtspunkt: Der 
Antrag auf Eintragung einer Zwangsvollſtreckungshypothek iſt 
eine ſelbſtändige actio judicati; die Betreibung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt auch in der Weiſe zuläffig, daß dieſelbe auf 
Grund mehrerer Vollſtreckungstitel erfolgt; daher werden die 
Beträge, wie bei jeder Klage, zuſammengerechnet. Die Be⸗ 
ſtimmung des 5 866 Abſ. 3: die Vorſchriften der 88 4, 5 
finden „entſprechende“ Anwendung, hat daher einen ſehr ver⸗ 
nünftigen Sinn, während ſie nach der herrſchenden Meinung 
unverſtändlich und vom Oberlandesgericht Jena (Jahrbücher für 
Kammergericht 1900, 35, 39) auch dafür erklärt iſt. 


§ 13. 
Eintragung von geringfügigen Steigpreiſen. 


Der Landgerichtspräfident in Bonn hat die Notare feines 
Bezirks erſucht, auf die Beſeitigung dieſes Mißſtandes thunlichſt 
hinzuwirken, unter Ausdehnung des Prinzips: Keine Bagatell⸗ 
hypotheken. Köttgen, Recht 1900, 80. Dieſe Anweiſung hat 
nur die Bedeutung eines Rathes, aber keine bindende Wirkung. 
Vertragsmäßige Hypotheken find auch unter 300 Mark zuläffig; 
für dieſe giebt es keine Beſtimmung, welche den 88 866, 867 
C. P. O. entſpricht. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 11. April 1901 
ausgefertigten Erkenntniffe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 5 50. 58 I ff. II. 6 A. L. R. § 26 B. G. B. 

Nach § 56 Abſ. 1 der C. P. O. hat das Gericht den 
Mangel der — aus der Rechtsfähigkeit fließenden — Partei- 
fähigkeit und der durch dieſe bedingten Prozeßfähigkeit von 
Amtswegen zu berückſichtigen. Bei der hiernach gebotenen 
Amtsprüfung der Parteifähigkeit des beklagten Vereins, die ſich 
lediglich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts beſtimmt 
(vergl. 8 51 der C. P. O.), geht das B. G. zutreffend davon 
aus, und auch die Reviſion ſchließt fi dem an, daß dafür im 
vorliegenden Fall die Beſtimmungen des A. L. R. Platz greifen, 
weil die Parteifähigkeit ſchon zur Zeit der Klageerhebung vor⸗ 
handen geweſen ſein muß (vergl. Urtheil des R. G. vom 
28. Mai 1891 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 350° —), letztere 
aber noch unter die Herrſchaft deſſelben fällt. Der für die 
Beantwortung der Frage nach der Rechtsfähigkeit und Partei- 
fähigkeit des beklagten Vereins in Betracht kommende Sach ; 
verhalt iſt auf Grund der nach dieſer Richtung ſtattgehabten 
Beweisaufnahme vom B. G. bedenkenfrei dahin feſtgeſtellt: 
„1887/88 haben ſich die vier Vorſtandsmitglieder des damaligen 
„Kreis vereins für Obdachloſe“ zuſammengethan, um in Aus- 
dehnung der von dieſem Vereine gethätigten Fürſorge für 
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obdachloſe Wanderer eine Arbeiterkolonie zu errichten und mit 
dieſer die vom Kreisvereine unterhaltene Verpflegungsſtation zu 
verbinden. Beides iſt geſchehen, nachdem die erforderlichen 
Mittel durch Sammlungen aufgebracht, ein ſtädtiſches Grund⸗ 
ſtück gepachtet und auf demſelben zweckdienliche Gebäude 
errichtet waren. Der Kreisverein iſt allmählig außer Wirk. 
ſamkeit getreten und find ſeine Arbeiten vom „Vorſtande“ der 
Arbeiterkolonie mitgelöft. Ueber ſeine rechtliche Natur konſtirt 
nichts. Der Kreis der eingangs gedachten Perſonen, die ſich 
ohne jegliche innere Organiſation und rechtliche Regelung zu 
dem bezeichneten Zwecke verbunden haben, hat ſich im Laufe der 
Zeit durch Wegzug aus Magdeburg und Eintritt anderer an 
Stelle der Weggezogenen verändert. Gegenwärtig umfaßt der 
Kreis nur drei Perſonen: den Stadtrath W., den Rentner 
Hermann Sch. und den Paſtor K. Zur Zeit der Klageerhebung 
ſtand an W.s Stelle der damalige Stadtrath Dr. O. Dieſer 
Perſonenkreis hat ſich von Anfang an als „Vorſtand des 
Vereins Arbeiterkolonie und Verpflegungsſtation Magdeburg“ 
bezeichnet, weitere Mitglieder aber nie beſeſſen; man müßte 
denn dazu die zwei Ehrenmitglieder rechnen, die im Laufe der 
Zeit ernannt find. Statuten find nicht errichtet. Insbeſondere 
fehlt es an Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung bezw. 
Ergänzung des Perſonenkreiſes und ſeine Vertretung, ſowie die 
Faſſung feiner Beſchlüſſe. Nach der Uebung wird derſelbe aus 
einem Magiſtratsmitgliede, einem Geiſtlichen der inneren Miffion 
und einem Bürger, früher auch dem jeweiligen Polizeipräfidenten, 
gebildet, und ergänzt er ſich ſelbſt nach ſeinem Belieben, aus 
eigener Machtvollkommenheit. Sämmtliche, als „Vorſtands⸗ 
mitglieder“ bezeichneten Theilnehmer vertreten den Perſonenkreis 
nach innen und nach außen. Thatſächlich leitet das jeweilige 
Magiſtratsmitglied die Arbeiterkolonie und liegt dem Geiſtlichen 
die ſeelſorgeriſche Thätigkeit in derſelben ob. Ob und in 
welcher Weiſe der Perſonenkreis als ſolcher fein Wollen äußert 
und wie die Vertretung deſſelben ſonſt erfolgt, iſt nicht erfichtlich. 
Der „Verein Arbeiterkolonie“ iſt nicht ausdrücklich ſtaatlich 
genehmigt. Seine Exiſtenz iſt dagegen den ſtädtiſchen und 
ſtaatlichen Behörden in Magdeburg bekannt und bewilligt der 
Oberpräfident der Provinz Sachſen dem „Verein“ alljährlich 
eine Hauskollekte. Im Anſchluß an dieſe Darſtellung der 
Sachlage wirft dann das B. G. die Frage auf, ob danach der 
beklagte Verein ein Rechtsgebilde darſtelle und zutreffendenfalls 
welches? In Beantwortung dieſer Frage wird zunächſt in 
zutreffender, von der Reviſion auch nicht bemängelter Weiſe 
angenommen, daß weder eine Armen- oder Verſorgungsanſtalt 
im Sinne der 88 32 flgde. des A. L. R. Thl. II Tit. 19, noch 
eine Exwerbsgeſellſchaft im Sinne der 88 169 flgde. des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 17 vorliege, und ſodann in die Erörterung 
eingetreten, ob der beklagte Verein ſich als elne erlaubte Privat; 
geſellſchaft im Sinne der §§ 1 und 2 des A. L. R. Thl. II 
Tit. 6 darſtelle. „Charakteriſtiſch für die Geſellſchaften des 
A. L. R. Thl. II Tit. 6 iſt“ — ſo führt das B. G. aus — 
„einmal, der immaterielle Gemeinzweck und ſodann die kor⸗ 
porative Organiſation, vermöge deren jenen Geſellſchaften, auch 
wenn fie ſich zu wahren Korporationen nach pofitivem Rechte nicht 
erhoben haben, wenigſtens die inneren Rechte der Korporationen 
zukommen, ſie zu Verbindungen mehrerer Mitglieder 
des Staats, nicht nur zu Vereinigungen mehrerer Individuen 
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werden. Bedenkenlos verfolgt. . .. der beklagte Verein 
einen immateriellen Gemeinzweck. Dagegen läßt er die kor⸗ 
porative Organiſation vermiſſen.“ Letzteres wird eingehend be⸗ 
gründet mit der Schlußfolge: „Unter dieſen Umſtänden iſt eine 
korporative Organiſation, wie ſie der beklagte Verein nach innen 
haben müßte, um eine erlaubte Privatgeſellſchaft im Sinne der 
55 1 und 2 des A. L. R. Thl. II Tit. 6 zu fein, nicht als vor⸗ 
handen erwieſen. Da ein anderes Rechtsgebilde als eines der 
vorſtehend erörterten überhaupt nicht in Frage kommen kann, 
ſo iſt der beklagte Verein kein Rechtsſubjekt und entbehrt er 
deshalb ohne weiteres der Parteifähigkeit.“ — Das dieſer Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde liegende Verlangen der korporativen 
Organiſation, als zum Weſen einer erlaubten Privatgeſellſchaft 
im Sinne der 88 1, 2, 11—15 des A. L. R. Thl. II Tit. 6 
gehörig, erſcheint rechtsirrthümlich. Das Geſetz ſtellt die kor⸗ 
porative Geſtaltung als begriffliches Merkmal ſolcher Geſell⸗ 
ſchaften nicht auf, insbeſondere iſt daſſelbe aus $ 14 a. a. O. 
nicht herzuleiten, wonach „dergleichen Geſellſchaften unter ſich 
die inneren Rechte der Korporationen und Gemeinen ($ 25 seg.) 
haben“. So fieht auch der $ 11 a. a. O. gerade den Fall vor, 
daß die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Geſell⸗ 
ſchaften unter ſich vertragsmäßig nicht geregelt find, indem er 
beſtimmt, daß, in Ermangelung eines Vertrages, dieſe 
Rechte und Pflichten nach den für die verſchiedenen Arten ſolcher 
Geſellſchaften ergangenen beſonderen Geſetzen, und, wo auch 
dieſe nicht entſcheiden, nach dem Zwecke der Verbindung 
beurtheilt werden ſollen. Entſcheidend iſt vielmehr, wie dies 
vom R. G. wiederholt ausgeſprochen iſt (vergl. Urtheil vom 
7. April 1886 und 26. April 1897 — Entſch. Bd. 16 S. 189 
und Bd. 39 S. 287 —), der Endzweck der Geſellſchaft. Iſt 
dieſer ein idealer, immaterieller, jo liegt eine „erlaubte Privat- 
geſellſchaft“ im Sinne der SS 1, 2, 11—1 5 des A. L. R. 
Thl. II Tit. 6 vor, im Gegenſatze zu den Erwerbsgeſellſchaften 
im Sinne der §8 169 ff. des A. L. R. Thl. 1 Tit. 17, ohne 
Rückſicht darauf, ob ihre Geſtaltung eine korporative iſt oder 
nicht. Daß die erlaubten Privatgeſellſchaften, die nach den 
Beſtimmungen des Tit. 6 Thl. II des A. L. R. zu beurtheilen 
find, Parteifähigkeit beſaßen und mit der aus § 50 Abſ. 2 der 
C. P. O. neue Faſſung fih ergebenden Beſchränkung noch jetzt 
beſitzen, ift nicht zweifelhaft (vergl. Urtheile des R. G. vom 
10. Mai 1883 — Gruchot Beiträge Bd. 27 S. 964 —, vom 
25. September 1890 und 26. April 1897 — Entſch. Bd. 27 
S. 183 und Bd. 39 S. 287 —), wird auch vom B. G. an 
ſich nicht verkannt. Die dem B. U. zu Grunde liegende rechts. 
irrthümliche Auffaſſung, daß die korporative Geſtaltung ein be⸗ 
griffliches Merkmal der erlaubten Geſellſchaft bilde, kann aber 
zur Aufhebung nicht führen, weil die Entſcheidung ſich aus 
einem anderen Grunde als richtig darſtellt (5 56 3 der C. P. O.). 
Wenn nämlich ſolche Geſellſchaften auch an ſich parteifähig 
ſind, fo hat dies doch zur nothwendigen Vorausſetzung, daß fie 
ein zum Auftreten in Prozeſſen legitimirtes Vertretungsorgan 
geſchaffen haben. Eine nicht in dieſer Weile organifirte Ver⸗ 
einigung iſt nicht eine Partei, die bloß nicht prozeſſualiſch 
handlungsfähig wäre und eines Vertreters hierfür bedürfte, 
ſondern ſie iſt überhaupt als ſolche keine Partei. Es fehlt 
ihr jede Rechtsſubjektivität für ein Prozeßverhältniß. 
Der Prozeß gegen fie, bezeichnet unter dem Kollektionamen, und 
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verhandelt mit irgend einer als ihr Vertreter bezeichneten Perſon, 
iſt ein Prozeß gegen Niemand, aus welchem mit Niemand ein 
Prozeßverhältniß entſteht, gegen Niemand ein wirkſames Urtheil 
begründet wird (vergl. Urtheil des R. G. vom 27. November 
1886 — Juriſtiſche Wochenſchrift 1887 S. 811 —). Nach dem 
wieder gegebenen, vom B. G. feſtgeſtellten Sachverhalte, in 
Verbindung mit den darauf bezüglichen weiteren Ausführungen 
deſſelben, fehlt es dem beklagten Vereine an einem ihn als ſolchen 
nach außen, insbeſondere bei Prozeſſen, vertretenden Organe. 
„Auffallend iſt zunächſt,“ — ſo führt das B. G. im Anſchluß 
an den vorausgeſchickten Ausſpruch, daß der beklagte Verein die 
korporative Organiſation vermiſſen laſſe, aus — „daß eine Ver⸗ 
faſſung durch Vertrag nicht gegeben iſt. Freilich kann dieſelbe 
durch die Geſetze erſetzt werden. Der Regel nach wird dies aber 
nur ergänzungsweiſe geſchehen. Mindeftens müßte nun aber 
die thatſächliche Geſtaltung der inneren Rechte den geſetzlichen 
Beſtimmungen entſprechen. In dieſer Hinfiht hat jedoch die 
Beweisaufnahme überhaupt kein poſitives Ergebniß oder nur 
ein ſolches geliefert, das eine Vereinsgeſtaltung ausſchließt 
Faſt ſcheint es, als ob das jeweilige Magiſtratsmitglied die 
Ordnung der inneren Angelegenheiten, wenigſtens in der Haupt- 
ſache, unter ſtillſchweigender Genehmigung der Uebrigen nach 
eigenem Gutdünken allein beſorgt. Schließlich entſpricht auch 
die Thatſache, daß ſämmtliche Mitglieder des Vereins zugleich 
Mitglieder des Vorſtandes find, nicht der Bedeutung und dem 
Zwecke eines Vorſtandes, der nach innen darin befteht, daß er 
die Verſammlungen und Schlüſſe zu leiten hat, daß er ſich alſo 
von der Geſammtheit der Mitglieder abhebt. Es iſt daher auch 
die Exiſtenz eines Vereinsvorſtandes nicht erwieſen.“ Dem⸗ 
gegenüber macht die Reviſion zunächſt geltend, daß ein 
Vorſtand ſchriftliche Erklärungen abgegeben und daß auch 
Bekl. ſelbſt die Exiſtenz eines Vorſtandes behauptet habe. In⸗ 
deſſen beides iſt bedeutungslos gegenüber der Feſtſtellung des 
B. G., daß ſämmtliche als „Vorſtandsmitglieder“ bezeichneten 
Theilnehmer des Vereins den Perſonenkreis nach innen und 
außen vertreten, womit ſich die vom B. G. daraus gezogene 
Folgerung rechtfertigt, daß die Exiſtenz eines Vereinsvorſtandes 
nicht erwieſen ſei. Sodann führt die Reviſion aus, daß neben 
der ebengedachten Feſtſtellung das B. G. auch feſtſtelle, daß 
thatſächlich das Magiſtratsmitglied die Arbeitskolonie leite und 
es faſt ſcheine, als ob das jeweilige Magiſtratsmitglied die 
Ordnung der inneren Angelegenheiten — wenigſtens in der 
Hauptſache — unter ſtillſchweigender Genehmigung der Uebrigen 
nach eigenem Gutdünken allein beſorge. Hiernach entſtehe die 
weitere Frage, ob ein Vorſteher bezw. Vorſtand ohne förmlichen 
Beſchluß ſtillſchweigend beſtellt werden könne. Die ſtillſchweigende 
Willenserklärung ſei gemäß 8 59 des A. L. R. Thl. J Tit. 4 
als hinreichend anzuſehen. Da nur drei Mitglieder zur Zeit 
der Klageerhebung exiſtirten, ſo ſtehe nichts entgegen, daß dieſe 
Wenn die 
Sachlage noch einer Aufklärung bedurft hätte, ſo wäre das 
Fragerecht auszuüben geweſen. — Die Rüge der Reviflon iſt 
nicht begründet. Nach § 59 des A. L. R. Thl. I Tit. 4 haben 
allerdings ſtillſchweigende Willensäußerungen, ſofern nicht die 
Geſetze eine ausdrückliche Erklärung zu der rechtsgültigen Form 
des Geſchäfts erfordern (8 60 a. a. O.), mit den ausdrücklichen 
gleiche Kraft. Nach § 58 a. a. O. werden jedoch nur Hand- 
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lungen, aus denen die Abſicht des Handelnden mit Zuverläſſigkeit 
geſchloſſen werden kann, für ſtillſchweigende Willenserklärungen 
angeſehen. Derartige Handlungen find aber vom Kl. zum 
Zwecke des Nachweiſes, daß aus denſelben auf die Abficht der 
drei Vereins mitglieder, ſich zu Vorſtehern zu beſtellen, zu 
ſchließen ſei, nicht geltend gemacht, und ebenſowenig eine ſtill⸗ 
ſchweigende Beſtellung überhaupt. Unter dieſen Umſtänden lag 
für das B. G. keine Veranlaſſung vor, in eine Eroͤrterung 
darüber einzutreten, ob etwa eine ſtillſchweigende Beſtellung der 
drei Vereinsmitglieder zu Vorſtehern angenommen werden könne, 
und auch nicht zur Ausübung des Fragerechts gemäß § 189 
der C. P. O., da die von der Reviſion hervorgehobenen Um⸗ 
ſtände auf eine ſolche Beſtellung in keiner Weiſe hindeuten. 
Es kann nun freilich, worauf auch das B. G. zutreffend hin⸗ 
weiſt, der urſprüngliche Mangel der Parteifähigkeit durch deren 
nachträgliche Erlangung geheilt werden (vergl. Urtheil des R. G. 
vom 22. Februar 1895 — Puchelt's Zeitſchrift für franzöf. 
Recht Bd. 26 S. 602 —). Im vorliegenden Falle konnte in 
dieſer Richtung, bei der Fortdauer des die Parteifähigkeit aus- 
ſchließenden Mangels eines Vertretungsorgans des beklagten 
Vereins nach außen, nur in Frage kommen, ob angefichts der 
Vorſchrift in § 50 Abſ. 2 der C. P. O. und der in Betracht 
kommenden Beſtimmungen des B. G. B. über Vereine in den 
83 21 ff. das Vorhandenſein eines ſolchen Vertretungs organs 
nicht weiter Voraus ſetzung der Parteifähigkeit der nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine iſt. Das kann aber keineswegs angenommen 
werden. Das Erforderniß eines ſolchen Vertretungs organs iſt, 
wie oben dargelegt, in der Natur der Sache begründet, und 
kommt auch zum Ausdruck in der Beſtimmung in $ 26 Abſ. 1 
Satz 2 des B. G. B.: „Der Verein muß einen Vorſtand haben.“ 
Dieſe Vorſchrift bezieht fich allerdings unmittelbar nur auf die 
rechtsfähigen Vereine; ihre entſprechende Anwendung auf die 
nicht rechtsfähigen, jedoch parteifähigen Vereine ergiebt ſich aber, 
abgeſehen von ihrer grundſätzlichen Natur, ans der Beſtimmung 
in 8 50 Abi. 2 der C. P. O., daß der beklagte nicht rechts⸗ 
fähige Verein „in dem Rechtsſtreit die Stellung eines rechts⸗ 
fähigen Vereins hat“. Das B. G. gelangt übrigens mit dem 
von ihm für ſeine Entſcheidung gegebenen Hülfsgrunde zu einem 
mit den diesſeits aus dem Mangel eines Vertretungsorgans 
nach außen gezogenen Folgerungen übereinſtimmenden Ergebniß. 
„Würde aber ſelbſt dem Bekl.“ — ſo wird hier ausgeführt — 
„Parteifähigkeit beiwohnen, jo würde weiterhin feine Prozeß 
fähigkeit — d. h. die Fähigkeit vor Gericht zu ſtehen — von 
Amtswegen zu prüfen fein (vergl. § 54 Alt. und § 56 neuerer 
Faſſung der C. P. O.). Dieſelbe wäre, da es ſich um einen 
Perſonenverein handelt, welcher nur durch ſeinen Vorſtand vor 
Gericht vertreten werden kann, nach altem wie nenem Rechte 
zu verneinen. Die danach erforderliche Prüfung der 
Legitimation der geſetzlichen Vertreter ergäbe weiter, daß eine 
ſolche überhaupt nicht geführt werden kann, weil nach obigen 
Feftſtellungen es an einer Vertretung des Bekl. durch einen 
Vorſtand in Wirklichkeit fehlt.“ Das B. G. überfieht hier, 
daß, wie die juriſtiſchen Perſonen, ſo auch die nicht rechtsfähigen 
Vereine, überhaupt nicht prozeßfähig find, ſo daß ſich eine 
Prüfung nach dieſer Richtung an ſich erübrigt. Die juriſtiſchen 
Perſonen und nicht rechtsfähigen Vereine werden im Prozeſſe, 
wie die phyſiſchen nicht prozeßfähigen Perſonen, durch ihre 
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geſetzlichen Vertreter vertreten und kann daher in ſolchen Fällen 
nur von der Amtsprüfung der Legitimation derſelben gemäß 
8 56 Abf. 1 der C. P. O., nicht von der Prüfung der — 
überhaupt ausgeſchloſſenen — Prozeßfähigkeit der Parteien 
ſelbſt die Rede ſein. Der in der unvollſtändigen Organiſation 
eines nicht rechtsfähigen Vereins begründete Mangel eines 
Vertretungsorgans nach außen hat aber, wie oben hervor⸗ 
gehoben, die nothwendige Rechtsfolge, daß dem Verein jede 
Rechts ſubjektivität für ein Prozeßverhältniß und damit die 
Parteifähigkeit überhaupt fehlt. Zu dieſem Ergebniß hätte 
folgerichtig auch das B. G. kommen müſſen, da Parteifähigkeit 
doch die Moͤglichkeit der Prozeßvertretung zur nothwendigen 
Vorausſetzung hat und daher ausgeſchloſſen ſein muß, wo dieſe 
Vorausſetzung fehlt. IV. C. S. i. S. Bitterling o. Verein 
Arbeiterkolonie und Verpflegungsſtation Magdeburg vom 
14. März 1901, Nr. 395/1900 IV. 

2. § 91. 

Nach rechtskräftiger Erledigung des Rechtsſtreits, der eine 
Verletzung zweier der Kl. zuſtehender Patente zum Gegenſtande 
hatte, hat Kl. Erſtattung der ihr erwachſenen Koſten, daher 
Feſtſetzung derſelben, verlangt und unter Anderen für techniſche 
Gutachten, die ſie eingezogen hatte, 343 Mark, für 4 Reiſen 
ihres Technikers M. 462 Mark 30 Pfennig in Rechnung geſtellt. 
Dieſe Beträge, zuſammen 805 Mark 30 Pfennig, find vom 
L. G. geſtrichen, auf Beſchwerde der Kl. dagegen vom O. L. G. 
feſtgeſetzt worden. Die hiergegen von den Bekl. form ⸗ und 
friſtgerecht eingelegte Beſchwerde iſt nach 5 568 Abſ. 2 und 3 
C. P. O. zuläſſig und zum überwiegenden Theil begründet. 
Behufs Beurtheilung der in Betracht kommenden techniſchen 
Fragen find von dem L. G. Sachverſtändige ernannt und es 
find von dieſen Gutachten erſtattet worden, die dem erlaſſenen 
Urtheil zur Grundlage gedient haben. Daneben find von den 
Parteien nicht weniger als 18 Gutachten vorgelegt worden, 
11 von den Bekl., 7 von der Kl. Alle dieſe Gutachten find 
für die Entſcheidung ohne Belang geweſen und haben die Sache 
nicht einmal gefördert. Mit Recht hat das L. G. daher an⸗ 
genommen, daß Kl. die Erſtattung von Koſten für dieſe Gut⸗ 
achten nicht verlangen kann, da dieſelben abſeiten des Gerichts 
weder verlangt noch benutzt worden find, demnach aber jene 
Koften nicht für nothwendig zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung erachtet werden können. Die Reifen des Technikers M. 
find gemacht worden, weil derſelbe von der Kl. zwei Mal in 
Termine vor dem L. G., ein Mal zu ihrem Prozeß bevollmächtigten 
vor dem R. G. und ein Mal in den Termin vor dem R. G. 
geſandt wurde, um den Apparat, der durch die Patente der Kl. 
geſchützt war — ein Papierlocher für Sammelmappen und 
dergl. — zu erläutern. Die Sendung an den Prozeß- 
bevollmächtigten iſt auf deſſen Wunſch erfolgt, die hierfür 
erwachſenen, mit 117 Mark berechneten Koften find danach zweck⸗ 
entſprechend verwendet und deshalb zu erſtatten. In den Gerichts⸗ 
terminen iſt dagegen die Anweſenheit des M. nicht erforderlich 
geweſen: das L. G. hat überhaupt keine Frage an ihn gerichtet 
und bei dem R. G. war eine Aufklärung über die techniſchen 
Fragen nicht mehr nöthig, da die Gutachten der gerichtlichen 
Sachverſtändigen und die in großer Anzahl vorliegenden Modelle 
vollig Aufſchluß gaben. Die Koſten dieſer unnsthigen Reiſe 
ſind deshalb nicht zu erſetzen. Die Berufung der Kl. darauf, 
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daß auch die zweite Reife nach Leipzig von ihrem Prozeß ⸗ 
bevollmächtigten gewünſcht worden ſei, kann nicht in Betracht 
kommen, da der Zweck der Ausſendung des Technikers nach 
Leipzig unter allen Umſtänden durch nur eine Reiſe hätte erreicht 
werden können. Es find demnach dem von dem L. G. feſtgeſetzten 
Betrage von 1290 Mark 50 Pfennig noch 117 Mark hinzu⸗ 
zurechnen, ſo daß ſich ein Betrag von 1407 Mark 50 Pfennig 
ergiebt. I. C. S. i. S. Soenneckens Verlag o. Blankenburg & 
Brunckhorſt vom 18. März 1901, B Nr. 28/1901 J. 

8. 8 139. | 

Mit der Revifion wird geltend gemacht, es ſei überfehen, 
daß die Annahme auch ſtillſchweigend (88 58, 59 Thl. I 
Tit. 4 des A. L. R.) habe erfolgen können, und offenbar auch 
dadurch erfolgt ſei, daß der Kl. demnächft bei der Bekl. um 
deren Tochter, wie ſolches ſich aus den Akten ergebe, geworben 
habe. Dieſer Revifionsangriff muß in gewiſſem Umfange für 
erheblich erachtet werden. Wenn es nämlich auch bei den 
betreffenden Angaben des Kl. an einem Hinweiſe auf ein der ⸗ 
artiges Zuſtandekommen des Vertrages mangelt, ſo war 
ſolches doch, wenn man, wie geſchehen, die unterſtellte, im 
Auftrage der Bekl. erfolgte Ueberbringung der Offerte an den 
Kl. und zugleich jene ſpäter zweifellos ſtattgehabte Werbung in 
Betracht zieht, einigermaßen nahe gelegt, und war es deshalb 
angezeigt, in dieſer Richtung zur Frageſtellung zu ſchreiten. Da 
dieſes unterblieben, war das angefochtene Urtheil aufzuheben 
und die Sache an das B. G. zurückzuverweiſen. Dieſem liegt 
es, nachdem das Berfäumte nachgeholt, ob, die etwa im Sinne 
des in Rede ſtehenden Reviſionsangriffs erfolgenden Angaben 
des Kl. auf ihre Erheblichkeit zu prüfen und eventuell zu 
würdigen, ob und wieweit der Beweis bezüglich der bei der in 
Frage befindlichen Klagebegrändung in Betracht kommenden 
Thatſachen erbracht worden. VII. C. S. i. S. Teichmann 
6. Datſchewski vom 19. März 1901, Nr. 377/1900 VII. 

4. 8 274 Nr. 3, 88 1025 ff. 

Die Ausführung der Reviſion iſt verfehlt. Allerdings 
handelt es ſich hier nicht um die Einrede des Schiedsgerichts 
im Sinne des 8 274 Nr. 3 und 88 1025 ff. der C. P. O.; 
denn es ſoll, wie die Revifion richtig bemerkt, das Schiedsgericht 
nicht über den Rechtsſtreit ſelbſt, ſondern nur über eine Vor⸗ 
frage entſcheiden. Allein das macht im vorliegenden Fall für 
das Ergebniß, welches die Erhebung jenes Einwandes zur Folge 
hat, nämlich für die Klagabweiſung keinen Unterſchied. Der 
B. R. konnte nicht anders entſcheiden, als wie geſchehen. Da 
die Parteien ſich in Streit über die Auslegung des Vertrages 
befinden, ſo war die vorgängige Herbeiführung der Entſcheidung 
des Schiedsgerichts eine Vorausſetzung für die Erhebung der 
jetzt angeſtellten Klage und die Abweiſung der Klage iſt nur 


deshalb erfolgt, weil ſie vorzeitig angeſtellt iſt; eine andere 


Bedeutung hat die berufungsgerichtliche Entſcheidung nicht. Für 
ein Zwiſchenurtheil nach Maßgabe des § 303 der C. P. O. 
war nach deſſen Weſen und Zweck im vorliegenden Fall kein 
Raum gegeben. Man braucht ſich nur die Möglichkeit zu ver⸗ 
gegenwärtigen, daß eine der Parteien die ihr obliegende Be⸗ 
ſtellung eines der beiden Schiedsrichter weigerte, um die Un⸗ 
anwendbarkeit des 8 303 der C. P. O. zu erkennen; denn in 
dieſem Fall müßte erſt eine neue Klage zur Herbeiführung der 
Beſtellung des Schiedsgerichts erhoben, alſo erſt ein neues 
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gerichtliches Verfahren in Gang geſetzt werden, um das gegen ⸗ 
wärtige weiter fortführen zu können. Das Zwiſchenurtheil aus 
§ 303 iſt ein Hilfsmittel, um dem Richter die Gliederung des 
Prozeßſtoffs in zweckmäßiger Welle zu erleichtern; allein dazu 
iſt es nicht beſtimmt, daß der Richter durch Erlaß eines ſolchen 
Zwiſchenurtheils den ganzen Prozeß zum Stillſtand bringt, 
ohne die Möglichkeit zu haben, ſelbſt für den weiteren Fort. 
gang des Verfahrens ſorgen zu koͤnnen. Der Rechtsſtreit war 
nach ſeiner gegenwärtigen Lage zur Endentſcheidung reif und 
zwar in dem angegebenen Sinne, wobei es übrigens ohne 
Belang iſt, daß der erſtinſtanzliche Richter die Klage aus einem 
ſachlichen Grunde, nämlich deshalb, weil der Bekl. für das 
Verſchulden des Schiffers nicht hafte, abgewieſen hat; denn auch 
die Zurückweiſung der von dem Kl. gegen dieſe Entſcheidung 
eingelegten Berufung ſeitens des B. G. muß hinſichtlich ihrer 
Bedeutung aus den Gründen der berufungsgerichtlichen Ent- 
ſcheidung erläutert werden und aus dieſen ergiebt ſich, daß die 
Zurückweiſung der Berufung des Kl., alſo die Abweiſung der 
Klage ſeitens des B. G. nicht aus dem von dem I. R. an⸗ 
gegebenen ſachlichen Grunde, ſondern deshalb ausgeſprochen iſt, 
weil vorerſt die Entſcheidung des Schiedsgerichts herbeizuführen 
ſei, alſo mit anderen Worten, weil die Klage vorzeitig angeſtellt 
fl. VII. C. S. i. S. Rettich u. Co. co, Kirſten vom 19. März 
1901, Nr. 22/1901 VII. 

5. 88 339, 340, 342. 

Nachdem der vorliegende Rechtsſtreit durch Berufung der 
Kl. in die II. J. gelangt war, wurde von denſelben der Agent H. 
in D. als Zeuge benannt und die Angabe feiner Adreſſe vor- 
behalten. Das B. G. ordnete durch Beweisbeſchluß vom 20. Ok⸗ 
tober 1900 die Vernehmung des H. an, beſtimmte jedoch gleich⸗ 
zeitig auf Antrag der Bekl., den Kl. eine Friſt von 4 Wochen, 
um die Adreſſe des Zeugen anzugeben und beraumte zur Fort ⸗ 
ſetzung der Verhandlung einen Termin an auf den 9. Februar 
1901. Mittels Eingabe vom 22. Januar, bei dem B. G. ein⸗ 
gegangen am 23. Januar 1901, machten Kl. die Anzeige, daß 
der Zeuge H. in D., Frauengaſſe 49, wohnhaft ſei und be⸗ 
antragten, deſſen Vernehmung noch vor dem nächſten Ver⸗ 
handlungstermin zu bewirken. Dieſer Antrag ward vom B. G. 
durch Beſchluß vom 26. Januar 1901 abgelehnt, weil die Ver⸗ 
nehmung des Zeugen vor dem 9. Februar nicht mehr oder doch 
nur fo ſpät erfolgen kanne, daß eine Vertagung der mündlichen 
Verhandlung eintreten müßte. Im Termin vom 9. Februar 
1901 wiederholten Kl. ihren Antrag, und erklärten, daß ſie im 
Falle der Ablehnung nicht verhandeln würden. Das B. G. lehnte 
den Antrag ab und erließ, als Kl. nunmehr nicht verhandelten, 
auf Antrag der Bekl. ein Verſäumnißurtheil zur Hauptſache. 
Hiergegen haben Kl. nach ihrer Angabe form- und friſtgerecht 
Einſpruch eingelegt und alsdann unter Berufung hierauf wiederum 
die Vernehmung des Zeugen beantragt, da nunmehr eine Ver- 
zoͤgerung des Verfahrens hierdurch nicht zu befürchten ſei. Die 
Akten ergeben, daß der Verhandlungstermin auf den 13. April 
anberaumt worden und daß der Antrag auf Vernehmung des 
Zeugen (durch Eingabe vom 14. Februar) am 16. Februar an 
das B. G. gelangt iſt. Beigefügt war der Nachweis, daß die 
Einſpruchsſchrift inzwiſchen zugeſtellt worden ſei. Auch jetzt 
wurde jedoch der Antrag durch Beſchluß vom 23. Februar 1901 
abgelehnt, weil die Frage, ob der Einſpruch wirkſam eingelegt. 
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worden jet, erſt im Termin zur mündlichen Verhandlung geprüft 
werden konne. Der hiergegen eingelegten Beſchwerde war ſtatt⸗ 
zugeben. Durch die Einlegung des Einſpruchs wird allerdings 
das ergangene Verſäumnißurtheil nicht beſeitigt, ſondern nur 
die Möglichkeit eröffnet, dafjelbe durch das Ergebniß einer neuen 
Verhandlung in Wegfall zu bringen, und zwar wird dieſe 
Möglichkeit für den Fall geboten, daß der Einſpruch zuläſſig, 
d. h. form- und friſtgerecht eingelegt worden iſt (8 342 C. P. O.). 
Ferner kann die Entſcheidung darüber, ob dieſe Bedingung er⸗ 
füllt ſei, nur auf Grund einer Prüfung erfolgen, die nur in 
einem zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Termin vor- 
genommen werden darf. Inſofern iſt alſo dem B. G. zuzuſtimmen. 
Dagegen wird die Befugniß, das ergangene Verſäumnißurtheil 
zu beſeitigen, nicht erſt durch die Entſcheidung, daß der Einſpruch 
zuläffig ſei, begründet, ſondern die Zurückverſetzung des Prozeſſes 
in die Lage, in der er ſich vor Eintritt der Verſäumung befand, 
erfolgt durch den Ginſpruch, ſofern derſelbe ordnungsmäßig 
(58 339, 340 C. P. O.) eingelegt worden iſt, und jene Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts ſtellt nur feſt, ob letzteres geſchehen ſei. 
Demnach aber find Handlungen der Partei und dementſprechende 
Maßnahmen des Gerichts, die unter der Vorausſetzung, daß der 
Einſpruch „zuläſſig“, d. h. wirkſam eingelegt worden tft, den 
Fortgang des Prozeſſes zu fordern beſtimmt und geeignet find, 
nicht von dem Erlaß eines Zwiſchenurtheils über die Zuläſſigkeit 
des Einſpruchs abhängig, ſondern können in der Vorausſetzung, 
daß die Zuläſſigkeit des Einſpruchs vorliegt, auch ohne ſolches 
Zwiſchenurtheil — deſſen Erlaß nicht unbedingt erforderlich iſt —, 
vorgenommen werden. Bei dem Eingang des Antrags vom 
14. Februar 1901 hätte das B. G. daher prüfen müſſen, ob 
der nochmals geſtellte Antrag auf Vernehmung des Zeugen H. 
mläſſig war und ob dem Verlangen ohne Gefahr einer Ver⸗ 
zoͤgerung des Verfahrens näher getreten werden konnte. Beides 
war zu bejahen. Als Kl. der Auflage in dem Beſchluß vom 
20. Oktober 1900, die Adreſſe des Zeugen binnen vier Wochen 
anzugeben, nicht nachgekommen waren, gingen ſie dieſes Beweis⸗ 
mittels nicht verluſtig, ſondern verloren nur die Moͤglichkeit, es 
zu benutzen, ſofern hierdurch das Verfahren verzögert wurde 
($ 356 C. P. O.). Ob dies zutraf, als Kl. ihren Antrag vom 
22. Januar 1901 ſtellten, kann unentſchieden bleiben, denn es 
ſteht gegenwärtig nur zur Frage, welche Maßnahme in Anlaß 
des Antrags vom 14. Februar zu treffen ſei. Hierbei kommt 
in Betracht, daß durch den Beweisbeſchluß vom 20. Oktober 1900 
nur die Vernehmung des Zeugen H. angeorbuet, dieſelbe jedoch 
nicht einem andern Gericht übertragen worden iſt. Danach 
müßte der Zeuge von dem B. G. ſelbſt vernommen werden und 
es hätte bei Eingang des Antrags vom 14. Februar feine 
Ladung zum Termin vom 13. April verfügt werden müſſen. 
Dagegen hätte auch die Aufnahme des Zeugenbeweiſes nach 
58 855, 375 C. P. O. nunmehr dem Gericht ſeines Wohnorts 
übertragen werden können, da ein derartiger Beſchluß ohne vor⸗ 
gängige mündliche Verhandlung gefaßt werden kann (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen B. 16 S. 412). I. C. S. 
L S. Giraud u. Gen. 6. Genſchow vom 27. März 1901, 
B Nr. 33/1901 J. 

6. § 445. 

Unbegründet iſt die Rüge, welche die Normirung des der 
Kl. auferlegten Eides zum Gegenſtande hat. Allerdings hat die 
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Bekl., nachdem ſie in I. J. der Kl. den Eid über die Behauptung, 
daß ſie oder mit ihrer Zuſtimmung ihr Chemann den Brand 
angelegt habe, zugeſchoben und das L. G. der Kl. den an- 
genommenen Eid in entſprechender negativer Faſſung zur Ab⸗ 
leiſtung erſtellt hatte, in der Berufungsinſtanz den Antrag 
geſtellt, die Eidesformel zu erweitern und hinter die Worte 
„oder mit meiner Zuſtimmung“ die Worte „oder doch mit 
meinem Wiſſen“ einzuſchalten. Auch iſt derſelben zuzugeben, 
daß das B. G., indem es dieſen Antrag mit der Begründung 
ablehnt, daß die unter den Eid der Kl. geſtellte „Zuſtimmung“ 
nothwendigerweiſe ſchon ein ſolches Wiſſen vorausſetze, überſieht, 
daß das Wiſſen nicht die Zuſtimmung in ſich ſchließt. Gleich⸗ 
wohl gereicht die Ablehnung ihres Antrages ſchon der Un⸗ 
zuläſfigkeit der Eideszuſchiebung halber der Bekl. nicht zur Be⸗ 
chwerung. Denn die Eideszuſchiebung über das Wiſſen einer 
Thatſache, die in Anſehung des Schwörenden als eine fremde 
gilt, iſt, wie wiederholt auch vom R. G. ausgeſprochen iſt, nur 
unter der Vorausſetzung zuläffig, daß dieſe Thatſache zugeſtanden 
oder anderweit feſtgeſtellt iſt. Und dieſe Vorausſetzung iſt im 
vorliegenden Fall unſtreitig nicht gegeben. III. C. S. i. S. 
Gladbacher Feuerverficherungsgeſellſchaft o. Porth vom 22. März 
1901, Nr. 14/1901 III. 

7. 88 445, 459. 

Die Revifion rügt, daß die Formulirung des den Geſell⸗ 
ſchaftern der Bekl. der Firma auferlegten Eids gegen 8 459 
der C. P. O. verſtoße, da von der Kl. nicht behauptet und 
vom B. G. nicht feſtgeſtellt ſei, daß der einzelne Geſell⸗ 
ſchafter die Handlungen des anderen Geſellſchafters oder eines 
Angeſtellten, ſofern fie für die beklagte Firma Liqueur in der 
behaupteten Weiſe verkauft hätten, wahrgenommen habe. Dieſe 
Rüge iſt inſofern begründet, als den beiden Geſellſchaftern der 
beklagten offenen Handelsgeſellſchaft der zugeſchobene Eid in der 
Wahrheitsform über Handlungen „der beklagten Firma“ 
ſchlechthin auferlegt worden iſt. Nach § 445 der C. P. O. iſt 
nämlich die Eideszuſchiebung nur über Thatſachen zuläſſig, 
welche in Handlungen des Gegners, ſeiner Rechtsvorgänger 
oder Vertreter beſtehen oder welche Gegenſtand der Wahr⸗ 
nehmung dieſer Perſonen geweſen find. Im gegebenen Falle 
aber kommen Thatſachen, welche in Handlungen der beklagten 
Firma ſelbſt beſtehen oder welche Gegenſtand der Wahrnehmung 
dieſer Firma geweſen find, überhaupt nicht in Frage, weil 
die beklagte Firma als ſolche nicht im Stande iſt, felbft Hand⸗ 
lungen vorzunehmen oder jelbft Wahrnehmungen zu machen. 
Vielmehr konnen hierbei nur ſolche Handlungen in Frage kommen, 
welche von den Vertretern der beklagten Firma, alſo ins⸗ 
beſondere den mitbeklagten beiden Geſellſchaftern oder andern 
Vertretern vorgenommen oder welche Gegenſtand der Wahr⸗ 
nehmung dieſer Perſonen geweſen find. Ob und inwieweit aber 
der den Bekl. zugeſchobene und vom B. G. auferlegte Eid ſich 
auf Handlungen der einen oder andern Art bezieht, bringt deſſen 
Faſſung nicht zum Ausdruck. Es fehlt demſelben daher die 
nach § 451 der C. P. O. erforderliche Beſtimmtheit. Aller- 
dings geht die Revifion darin zu weit, wenn fie rügt, daß vom 
Gerichte nicht feſtgeſtellt ſei, daß der einzelne Geſellſchafter 
die betreffenden Handlungen des andern Geſellſchafters oder eines 
Angeſtellten wahrgenommen habe; denn das Gericht hatte 
vom prozeſſualen Standpunkte aus zunächſt nur zu prüfen, ob 
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det zugeſchobene Eid Thatſachen betraf, welche nach der Be⸗ 
hauptung der Kl. entweder in Handlungen der Bekl., ihrer 
Rechtsvorgänger oder Vertreter beſtanden oder Gegenſtand der 
Wahrnehmung dieſer Perſonen geweſen waren. Einer beſonderen 
Feſtſtellung des Vorliegens dieſer Vorausſetzungen in den Urtheils⸗ 
gründen bedurfte es im gegebenen Falle deshalb nicht, weil der 
Inhalt des zugeſchobenen Eides ſchon ergab, daß derſelbe nach 
der Behauptung der Kl. nur ſolche Thatſachen im Sinne des 
5 445 der C. P. O. betraf, und dies auch von den Bekl. nicht 
beſtritten worden war. Noch weniger aber hatte das B. G. im 
Voraus feſtzuſtellen, daß die Schwurpflichtigen die von der 
Kl. behaupteten Wahrnehmungen der Handlungen Dritter 
wirklich gemacht hätten; denn die Feſtſtellung dieſes That⸗ 
umſtands war gerade Aufgabe des weiteren Eides verfahrens. 
Die unbeſtimmte Faſſung des zugeſchobenen und auferlegten 
Eides iſt aber ferner materiellrechtlich inſofern von Be⸗ 
deutung, als ſich aus der Nichtleiſtung deſſelben nicht ohne 
Weiteres ergeben würde, daß die beklagten Inhaber der 
Firma Sandmann & Co. oder letztere ſelbſt ſich der 
ihnen von der Kl. zur Laft gelegten Zuwiderhandlungen gegen 
ihr Firmen- und Waarenzeichenrecht und gegen das Geſetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ſchuldig gemacht 
haben. Soweit nämlich der Eid auch Handlungen von An⸗ 
geſtellten der Bekl. zum Gegenſtand hat, was bei der un⸗ 
beſtimmten Faſſung deſſelben nicht ausgeſchloſſen iſt, würden die 
Bekl. im Falle der Kenntniß ſolcher Handlungen ihrerſeits zwar 
nicht in der Lage ſein, dieſen Eid zu leiſten. Aus der Vor⸗ 
nahme ſolcher Handlungen von Angeſtellten aber würde nicht 
ohne Weiteres zu folgern fein, daß die Bekl. ſelbſt ſich der 
fraglichen Zuwiderhandlungen ſchuldig gemacht haben, wie dies 
das B. G. für den Fall der Nichtleiſtung des Eids ſchlechthin an⸗ 
genommen hat. Vielmehr würde es zur Begründung der per⸗ 
ſoͤnlichen Verantwortlichkeit der Bekl. für ſolche Handlungen von 
Angeſtellten noch weiterer, entweder durch eine Erweiterung des 
Eids oder in den Gründen des Urtheils zu treffender Feſt⸗ 
ſtellungen bedürfen. Solche find aber in dem angefochtenen 
Urtheil nicht enthalten. Die hervorgehobene Unbeſtimmtheit 
des Eidesſatzes hat ſonach auch eine ungenügende Begründung 
der für den Fall der Eidesweigerung erlaſſenen Entſcheidung 
zur Folge gehabt. Dagegen iſt die von der Reviſton weiter 
gerügte Verletzung des 8 459 der C. P. O. darin nicht zu 
finden, daß das B. G. den zugeſchobenen Eid den Bekl. nicht 
in der in 8 459 Abſ. 2 zugelaſſenen Faſſung auferlegt hat; 
denn eine der letzteren Beſtimmung entſprechende Eidesnorm 
hat das Prozeßgericht nur auf Antrag anzuordnen. Ein ſolcher 
Antrag aber iſt von den Bekl. nicht geſtellt worden. II. C. S. 
i. S. Sandmann & Co. c. Friedrich & Co. vom 12. März 
1901, Nr. 367/1900 II. 

8. 8 521. 

Der Senat hat bereits in dem Urtheile vom 9. Juli 1900 
in Sachen Birth wider Birth, Rep. VI. 157/1900 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 649 — ausgeſprochen und näher begründet, 
daß, wenn von 2 Beklagten nur der eine verurtheilt iſt und 
Berufung eingelegt hat, der Kl. nicht berechtigt iſt, dem anderen 
Bekl. gegenüber, gegen welchen die Klage abgewieſen iſt, eine 
Anſchließung zu erklären, felbft wenn beide Bekl. nothwendige 
Streitgenoſſen waren. Das B. G. hat hiernach die Anſchließung 
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des Kl. an die Berufung der Bekl. zu 1, ſoweit fie der Bekl. 
zu 2 gegenüber erklärt iſt, mit Recht als unzuläſſig verworfen. 
VI. C. S. i. S. Scholz 6. Scholz vom 18. März 1901, 
Nr. 454/1900 VI. 

9. § 580. 

Die Beſtimmung in § 580 Ziffer 7b C. P. O. fol den 
Parteien die nachträgliche Führung eines Urkundenbeweiſes 
ermöglichen. In welchem Umfange dies geſtattet ſei, iſt aller. 
dings nicht unbeſtritten und insbeſondere iſt eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit darüber vorhanden, ob nur die Benutzung eines 
urkundlichen Beweis mittels für eine früher behauptete Thatſache 
zugelaſſen werden ſoll, oder auch mittels der Urkunde die 
Beibringung eines neuen urkundlich beweisbaren Angriffs oder 
Vertheidigungsmittels. Das R. G. hat zu dieſer Frage bereits 
Stellung genommen und ſich dafür ausgeſprochen, daß in jener 
Beſtimmung das Erforderniß, wonach die Thatſachen, die durch 
neuentdeckte Urkunden erwieſen werden ſollen, in dem früheren 
Verfahren ſchon vorgebracht ſein mußten, nicht enthalten ſei 
(Entf. in Civilſachen Bd. 35 S. 409). Es dürfen hiernach 
mit der Reſtitutionsklage auch neue thatſächliche Behauptungen, 
die ſich aus dem Inhalte der aufgefundenen Urkunde ergeben, 
geltend gemacht werden. Aber auch wenn bleran feſtgehalten 
wird, kann die Benutzung von Urkunden, die in dem früheren 
Verfahren überhaupt noch nicht vorgebracht werden konnten, in 
dem hier in Rede ſtehenden, alſo dem auf Grund des 8 580 
Ziffer 7 eröffneten Verfahren nicht für ſtatthaft erachtet werden. 
Denn die Beſtimmung in 8 580 Ziffer 7 regelt im Anſchluß 
an das gemeine Recht (vergl. Motive zu § 519 Ziffer 7 des 
Entwurfs) die restitutio propter noviter reperta und iſt, 
ebenſo wie dieſe (vergl. Wetzell Civilpr., 2. Auflage, S. 626, 
639) zugelaſſen, um unverſchuldete Hinderniſſe unſchädlich zu 
machen und die nachträgliche Geltendmachung von Urkunden 
zu geſtatten, deren Benutzung möglich geweſen wäre und nur 
deshalb unterblieb, weil der Beweisführer ihr Vorhandenſein 
ohne ſeine Schuld nicht kannte. Ebenſo wenig darf (abgeſehen 
von dem bier nicht zu erörternden Falle des 8 580 Ziffer 6 
C. P. O.) die Reſtitutionsklage benutzt werden, um Thatſachen 
geltend zu machen, die ſich erſt nach Erlaß der anzufechtenden 
Urtheile ereignet haben. I. C. S. i. S. Schützler & Co. 
c. A.-G. Siemens vom 4. März 1901, Nr. 375/1900 I. 

10. 8 627. 

Die Beſchwerde des Kl., welche als „ſofortige“ bezeichnet 
iſt, iſt in Wirklichkeit keine ſofortige, aber als gewöhnliche Be⸗ 
ſchwerde nach § 567 Abſ. 1. der C. Y. O. zuläſſig, jedoch nicht 
begründet. Zwar hat der Kl. darin Recht, daß der von ihm 
geſtellte Antrag auf eine einſtweilige Verfügung des Inhaltes, 
daß ſeine Ehefrau, die Bekl., während des anhängigen Prozeſſes 
einſtweilen die häusliche Gemeinſchaft mit ihm durch Rückkehr 
zu ihm wieder aufnehmen ſolle, formell — was auch das 
O. L. G. nicht gerade in Abrede geſtellt hat — zuläffig war 
Allerdings iſt nicht zu verſtehen, inwiefern die erbetene einſtweilige 
Verfügung — wie der Kl. meint — „im Zuſammenhange mit 
der Widerklage“ ſtehen ſoll. Denn die Widerklage iſt hier 
zwar eine Eheſcheidungsklage, und für ſolche find in $ 627 
Abſ. 1, 2 der C. P. O. fingulärer Weiſe verſchiedene beſondere 
Arten von einftweiligen Verfügungen zugelaffen; aber unter den 
möglichen Gegenſtänden dieſer befindet ſich freilich ‚bie Ge⸗ 
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ſtattung, nicht jedoch das Verbot des einſtweiligen Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten. Eine einſtweilige Verfügung dieſes 
Subaltes kann daher nach § 936 vergl. mit 5 926 der C. P. O. 
nur mit Beziehung auf einen Hauptanſpruch beantragt werden, 
den der Antragfteller ſelbſt bei Gericht entweder ſchon 
erhoben hat, oder zu erheben in der Lage iſt. Aber einen ſolchen 
Hauptanſpruch hat hier ja auch der Kl. eben mittelſt ſeiner 
Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens bereits anhängig 
gemacht, und das tft richtig, daß eine nach 8 940 der C. P. O. 
zu erlaffende einftweilige Verfügung, wie das R. G. ſchon mehr⸗ 
fach ausgeſprochen hat, je nach Umſtänden bis zur vorläufigen 
Verſchaffung des Gegenftandes des Hauptanſpruches ſich erſtrecken 
kann. Allein hier iſt zu einer ſoweit gehenden einſtweiligen 
Verfügung kein genügender Anlaß gegeben. Der Kl. irrt völlig, 
wenn er meint, einem Beſchluſſe auf Ausſetzung des Verfahrens 
über eine auf Grund des § 1568 des B. G. B. erhobene Ehe⸗ 
ſcheidungsklage, wie ihn das O. L. G. hier nach Maßgabe des 
zweiten Satzes in 8 620 Abi. 1 der C. P. O. gefaßt hat, 
müſſe die Anſchauung zu Grunde liegen, daß der Thatbeſtand 
des 5 1568 des B. G. B. nicht erfüllt ſei. Dann wäre ja 
vielmehr die Eheſcheidungsklage alsbald abzuweiſen geweſen; 
denn wie das R. G. ſchon am 2. Juli 1900 in der Sache 
VL 122/00 ausgeſprochen hat, iſt, falls die Ausſicht auf Aus⸗ 
ſoͤhnung der Parteien nicht als ausgeſchloſſen erſcheint, die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens nach 8 620 Abſ. 1 Satz 2 der C. P. O. 
nur vor einer etwaigen Scheidung auf Grund des § 1568 
des B. G. B., nicht aber vor einer etwaigen Klagabweiſung er- 
forderlich. Andererſeits iſt freilich eine einſtweilige Verfügung 
wie die hier beantragte keineswegs mit der nach § 620 der 
C. P. O. angeordneten Ausſetzung des Verfahrens ſchlechthin 
ſachlich unvereinbar; das ergiebt ſich ſchon daraus, daß eine 
ſolche Ausſetzung auch in einem Scheidungsprozeſſe erfolgen kann, 
der zwiſchen Ehegatten geführt wird, die noch zuſammen wohnen. 
Aber damit eine einſtweilige Verfügung auf vorläufige Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens zu erlaſſen angemeſſen erſcheinen 
koͤnne, müßten mindeſtens überwiegende Gründe entweder dafür 
vorliegen, daß das gemeinſame Leben der Eheleute dienlicher 
zur Herbeiführung einer Ausſöhnung unter ihnen fein möchte, 
als das einſtweilige Getrenntbleiben, oder für die Wahrſcheinlich⸗ 
keit, daß in der Hauptſache ſchließlich doch auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens zu erkennen ſein möchte. Solche Gründe find 
hier nun aber nicht erfichtlich. Daher mußte man dem O. L. G. 
darin beitreten, daß die vom Kl. begehrte einſtweilige Verfügung 
nicht zu erlaſſen ji. VI. C. S. i. S. Möller o. Möller vom 
235. März 1901, B Nr. 56/1901 VI. 

11. 5 894. | 

Auf dem Grundſtücke des Beſchwerdeführers haften fü 
Johann W. zwei Hypotheken im Geſammtbetrage von 
1500 Mark. Johann W. hat dieſe Hypothekenforderungen 
an Chriſtian W. übertragen. Letzterer iſt verſtorben; ſeine 
Teſtamentserben find die im Rubrum aufgeführten Schuldner 
zu 1, 4 und 5 und die Ehefrauen zu 2 und 3. Auf Grund 
der Feſtſtellung, daß Chriſtian W. vom Beſchwerdeführer hin⸗ 
ſichtlich beider Hypotheken befriedigt worden fei, find die ge⸗ 
nannten Vollſtreckungsſchuldner rechtskräftig verurtheilt worden, 
dem Beſchwerdeführer eine löͤſchungsfähige Quittung über jene 
beiden Hypothekenforderungen zu übergeben. Demnächſt hat 
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der Beſchwerdeführer den Zwangs vollſtreckungsantrag geſtellt, 
entweder ihn zu ermächtigen auf Koſten der Schuldner die 
ihnen durch das gedachte Urtheil auferlegte Handlung ſelbft 
vorzunehmen, die Schuldner auch zur Vorauszahlung eines 
Koſtenbetrags von 50 Mark zu verurtheilen, oder die Schuldner 
durch Geldſtrafen zur Vornahme der Handlung anzuhalten. 
Das Vollſtreckungsgericht hat dem letzteren Antrag entſprochen 
und die angedrohte Geldſtrafe für jeden Schuldner auf 
100 Mark bemeſſen. Auf ſofortige Beſchwerde der Schuldner 
iſt dieſer Beſchluß vom O. L. G. aufgehoben und der Voll⸗ 
ſtreckungsantrag zurückgewieſen worden mit folgenden Aus⸗ 
führungen: Das vollſtreckbare Urtheil ſei nicht dahin auf⸗ 
zufaſſen, daß die Schuldner zu der mechaniſchen Thätigkeit des 
Uebergebens einer löſchungsfähigen Quittung ſchuldig ſeien, 
vielmehr ſei dadurch ihre Pflicht zur Ertheilung einer 
löſchungsfähigen Quittung feſtgeſtellt. Gemäß 8 894 der 
C. P. O. gelte die Quittung mit der Rechtskraft des Urtheils 
als ertheilt und ſomit ſei der Vollſtreckungsantrag gegenſtandslos. 
Zur Beſchaffung von Legitimationsurkunden ſeien die Schuldner 
nicht verurtheilt, ihre Legitimation werde übrigens durch das 
Teſtament des Chriſtian W. erbracht, welches ſich bei den dem 
Grundbuchrichter zugänglichen Akten befinde. Endlich könne 
der Beſchwerdeführer ſich einen etwa dennoch erforderlichen 
Erbſchein nach Chriſtian W. gemäß § 792 der C. P. O. auch 
ohne Ermächtigung des Vollſtreckungsgerichts beſchaffen. Der 
Gläubiger hat weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt mit dem 
Antrage, den Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts wieder her⸗ 
zuſtellen, eventuell der erſten Alternative ſeines Vollſtreckungs⸗ 
antrags ſtattzugeben. Die Beſchwerde erweiſt ſich jedoch als 
unbegründet. Die Annahme, daß das O. L. G. die Zuläſſigkeit 
der Verurtheilung zur Uebergabe der Quittung unzuläſſiger 
Weiſe nachgeprüft habe, ift verfehlt. Das O. L. G. legt viel» 
mehr die Urtheilsformel zutreffend dahin aus, daß die Schuldner 
zur Ertheilung einer loͤſchungsfähigen Quittung verurtheilt 
find. ° Die Richtigkeit dieſer Auslegung ergiebt ſich ganz klar 
aus den Entſcheidungsgründen des Urtheils, in welchen die 
Pflicht der Schuldner, löſchungsfähige Quittung zu ertheilen, 
auf Grund der 88 86 ff. des A. L. R. Thl. I Tit. 16 und des 
§ 63 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 für gerechtfertigt erklärt 
iſt. Völlig zutreffend nimmt das O. L. G. an, daß auf den 
vorliegenden Fall nicht die 88 887, 888 der C. P. O., ſondern 
§ 894 daſelbſt Anwendung finden. Das Urtheil gilt mit 
ſeiner Rechtskraft als ſeitens der Schuldner erfüllt, ſodaß für 
eine Zwangsvollſtreckung — abgeſehen von den Koften — kein 
Raum bleibt. Das mit dem Zeugniffe der Rechtskraft ver⸗ 
ſehene Urtheil erſetzt auch dem Grundbuchrichter gegenüber die 
löſchungsfähige Quittung. Selbſtverſtändlich muß dem Grund- 
buchrichter noch die Legitimation der Schuldner zur Quittungs⸗ 
leiſtung geführt werden; allein das O. L. G. führt völlig im 
Einklange mit den 88 36 und 29 der Grdb. O. und den 
Vorarbeiten dazu (vergl. Mugdan Materialien Bd. 5 S. 222) 
aus, daß dieſe Legitimation hier durch bloße Bezugnahme auf 
die Teſtamentsakten nachgewieſen werden kann, da dieſe Akten 
ſich bei demſelben Gerichte befinden, welches das Grundbuch 
über das Grundſtück des Beſchwerdeführers führt. Gemäß 
55 792 896 der C. P. O. iſt der Beſchwerdeführer befugt, 
auf Grund des rechtskräftigen Urtheils beim Grundbuchrichter 
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den Antrag zu ſtellen, die Teſtamentsakten einzuſehen, aus 
denen ſich die Legitimation der Schuldner ergiebt. Einer Er⸗ 
mächtigung des Beſchwerdeführers ſeitens des Vollſtreckungs⸗ 
richters bedarf es dazu zweifellos nicht. V. C. S. i. S. 
Hannemann c. Kumbier und Gen. vom 23. März 1901, 
B Nr. 44/1901 V. 

II. Das Wechſelrecht. 

12. Art. 88. ' 

Die 4 Proteſte bezeugen, daß ſich der Proteſtbeamte um 
den Proteſt gegen die Bekl. zu erheben, in deren Privatwohnung 
begeben habe, und fahren dann in woͤrtlicher Uebereinſtimmung 
fort: „woſelbſt ein Herr Paul C. angetroffen wurde, welcher 
ſich als der Ehemann der Bezogenen vorſtellte und auf die 
Vorzeigung des umſeitig copirten Originalwechſels, Nachfrage 
nach der Bezogenen ſowie auf geſtelltes Zahlungsbegehren 
erklärte: Wir verweigern die Zahlung, weil ꝛc.“ Nach Art. 88 
Ziffer 3 der W. O. muß der Proteft enthalten: „das an die 
Perſon, gegen welche proteſtirt wird, geſtellte Begehren, ihre 
Antwort oder die Bemerkung, daß ſie keine gegeben habe oder 
nicht anzutreffen geweſen ſei“. Vorliegend kommt nur der zweite 
Fall der zweiten Alternative in Betracht: es fragt fich, ob in 
den Proteſten mit genügender Deutlichkeit die Bemerkung zu 
finden ſei, daß die Bekl., gegen welche proteſtirt werden ſollte, 
nicht anzutreffen geweſen. Dies iſt zu bejahen. Eine beſondere 
Form iſt für die Bemerkung nicht vorgeſchrieben. Die Proteſte 
bezeugen ausdrücklich, daß der Proteſtbeamte in der Privatwohnung 
der Bezogenen den ſich als deren Ehemann vorſtellenden Paul C. 
angetroffen und daß er an dieſen die Nachfrage nach der 
Bezogenen gerichtet habe. Durch die Feſtſtellung dieſer Nach 
frage unterſcheiden ſich die Proteſte weſentlich von dem Bd. XXIII 
S. 121 ff. der Entſch. des R. G. in Civilſachen behandelten, 
für mangelhaft erklärten Proteſten. Aus der Bekundung, daß 
bei dem angetroffenen Dritten nach der Bezogenen nachgefragt 
worden ſei, muß aber, obgleich auf dieſe Nachfrage keine Antwort 
erfolgt oder die erfolgte Antwort in den Proteſt nicht aufge⸗ 
nommen iſt, als der zweifelloſe Sinn des im Proteſte gegebenen 
Zeugniſſes verſtanden werden, daß die Bezogene ſelbſt nicht 
angetroffen worden ſei. Es iſt aber auch unbedenklich, daß der 
Proteſtbeamte durch dieſe Nachfrage ſeiner Erforſchungspflicht 
Genüge gethan hat und daß es ihm nicht oblag, alle Räum- 
lichkeiten der Privatwohnung perfänlich zu durchſuchen, um feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Bezogene nicht vielleicht dennoch anweſend ſei. 
I. C. S. i. S. Cornelius c. Bredereck vom 27. Februar 1901, 
Nr. 396/1900 J. 

III. Das Handelsrecht. 

13. $ 331. 

Der Vorſtand der Bekl. beſteht nach ihrem Statut vom 
16. Mai 1892 aus zwei Direktoren, welche die Geſellſchaft 
gemeinſchaftlich vertreten. Der eine, Direktor W., hat Namens 
der Bekl. allein mit der Kl. eine Korreſpondenz geführt, welche 
im Dezember 1897 den Abſchluß eines Kaufvertrags bewirkt 
hat. Nach der Feſtſtellung des B. G. hat der Direktor W. 
nachträglich dem anderen Direktor K. in 1898 dieſen Vertrags⸗ 
abſchluß mitgetheilt und hat K. denſelben ſtillſchweigend ge⸗ 
nehmigt. Dieſe Genehmigung iſt der Kl. gegenüber nicht zu 
erkennen gegeben worden. Das B. G. hält dieſe Thatſachen 
ur Gültigkeit des Vertrags für hinreichend, indem durch die 
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ſtatutariſch angeordnete Kollektivvertretung nicht autgeſchloſſen 
ſei, daß das eine Vorſtandsmitglied das andere zur Abgabe 
einer beſtimmten Willenserklärung für die Geſellſchaft bevoll. 
mächtige, und indem einer Vollmacht die nachträgliche Genehmi · 
gung, die durch ihre Abgabe gegenüber dem Direktor W. wirke 
und nicht dem dritten Kontrahenten erklärt zu werden brauche, 
gleich ſtehe. In dieſen Ausführungen iſt ein Rechts irrthum 
nicht enthalten. Es iſt zwar richtig, daß bei der Kollektiv⸗ 
vertretung durch ſämmtliche Vorſtandsmitglieder einer Aktien 
geſellſchaft dieſe ſämmtlichen Mitglieder (ebenſo wie bei einer 
Kollektivprokura) bei einem Rechtsakte mitwirken müſſen und 
daß dieſe Mitwirkung dem dritten Kontrahenten gegenüber er- 
kennbar gemacht werden muß, alſo nicht ein Internum der 
Kollektivberechtigten bleiben darf. Allein dies ſchließt nicht aus, 
daß die mehreren Kollektivberechtigten einem derſelben eine Voll · 
macht zur Vornahme einer Rechtshandlung (vorausgeſetzt, daß 
letztere durch einen Bevollmächtigten an Stelle der geſetzlichen 
Vertreter vorgenommen werden kann) ertheilen, und kann dies 
in einem Falle, in welchem, wie bei der Bekl., lediglich zwei 
Kollektivberechtigte in Frage kommen, auch dadurch geſchehen, 
daß das eine Vorſtandsmitglied das andere zur Abgabe einer 
beſtimmten Willenserklärung bevollmächtigt. Denn durch die 
Annahme dieſer Vollmacht erklärt ſich das andere Vorftandt- 
mitglied in ſchlüſſiger Weiſe mit der Ertheilung dieſer Vollmacht 
einverſtanden und erſcheint in Folge deſſen — zumal angefichtz 
der in Art. 317 des Allgemeinen Deutſchen H. G. B. feſt⸗ 
geſetzten Formfreiheit der Handelsgeſchäfte — eine ſolche Voll 
macht als durch den aus zwei Mitgliedern beſtehenden Vorſtand 
und nicht etwa blos als (entgegen dem Art. 229 des A. 
gemeinen Deutſchen H. G. B. und dem beklagtiſchen Statut) 
von einem Vorſtandsmitglied ertheilt. Hieraus folgt aber weiter, 
daß auch eine nachträgliche Genehmigung zu einem von dem 
einen Kollektivvertreter Namens der Geſellſchaft abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfte durch den anderen Kollektivvertreter in der Art 
wie im vorliegenden Falle ertheilt werden kann, denn dieſe Ge ⸗ 
nehmigung iſt rechtlich alsdann ebenfalls von dem Vorſtande 
ertheilt. Es iſt auch dem B. G. darin beizuſtimmen, daß nach 
Gemeinem Rechte eine Genehmigung (ebenfo wie eine Vollmacht) 
zu ihrer Wirkſamkeit nicht dem dritlen Kontrahenten gegenüber, 
ſondern lediglich dem Vertreter gegenüber erklärt zu werden 
braucht. Endlich iſt eine durch ſchlüſſige Handlungen ſtill⸗ 
ſchweigend erklärte Genehmigung anzunehmen, da nach ber be» 
klagtiſchen Geſchäftsübung der Direktor W. in der Abſicht, die 
ſtatutenmäßig erforderliche Genehmigung zu erwirken, dem 
Direktor K. Mittheilung von dem Geſchäftsabſchluß gemacht und 
Letzterer in der Abſicht der Erklärung feines Einverſtändniſſes 
zu dem Geſchäftsabſchluß auf die Mittheilung geſchwiegen hat. 
Es war daher mit dem B. G. der Geſchäftsabſchluß als für 
die Bekl. bindend zu erachten. Dieſes Ergebniß fteht nicht in 
Widerſpruch mit dem Urtheile des R. G. in deſſen Entſch. in 
Civilſachen Bd. 40 Nr. 5, da in letzterem Falle ein anderer 
Thatbeſtand in Frage kam. III. C. S. i. S. Wolgaſter Aktien · 
geſellſchaft für Holzbearbeitung c. Ettinger vom 15. März 1901, 
Nr. 17/1901 III. 

14. 58 373 ff. Art. 354, 356 a. F. 

In der Rechtſprechung iſt der — beſtimmten, zum Voraus 
ausgeſprochenen — Weigerung des Verkäufers, zu erfüllen, die 
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Rechtsfolge beigemeſſen, daß der Käufer hiedurch berechtigt wird, 
ſich vor Eintritt der Erfüllungszeit zu decken und ohne weitere 
Inverzugſetzung die Differenz einzuklagen (vergl. die im B. U. 
angezogenen Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 69 ff., Bd. 7 S. 44). 
Und aus den hierbei zu Grund liegenden allgemeinen Geſfichts⸗ 
punkten, daß die unberechtigte Weigerung der Erfüllung mindeſtens 
dieſelben Rechtsfolgen für den anderen Theil haben müſſe, wie die 
bloße Verzögerung der Erfüllung (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 7 S. 338) und daß dem vertragstreuen Theil nicht 
zuzumuthen ſei, ſeinerſeits die zur Vertragserfüllung erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen, wenn von vornherein feſtſteht, daß der 
Gegenkontrahent den Vertrag nicht halten will, hat die Praxis 
die entſprechenden Konſequenzen namentlich für die Frage einer 
Anwendung des Art. 356 des H. G. B. nach beiden Seiten 
gezogen. (Vergl. auch Puchelt⸗Förtſch, Kommentar zum H. G. B. 
4. Auflage zu Art. 354 Anm. 4, zu Art. 356 Anm. 6b; Staub, 
Commentar 5. Aufl. zu Art. 343 8 4, zu Art. 354 88 4, 9, 
zu Art. 355 8 9, zu Art. 356 § 22.) Die Revifion beſtreitet 
die Anwendbarkeit des fraglichen Grundſatzes im gegenwärtigen 
Fall, weil hier nicht wie bei den vom B. G. verwertheten Ent⸗ 
ſcheidungen der eine Vertragstheil erklärt habe, daß er ſich an 
den Vertrag nicht gebunden erachte, denſelben überhaupt nicht 
erfüllen werde, vielmehr vom Kl. lediglich die Vorauszahlung 
abgelehnt worden ſei. Allein die Nichterfüllung einer beſtimmten 
Vertragsbedingung iſt unter Umſtänden, falls dieſelbe einen 
erheblichen Theil des Vertragsinhaltes betrifft, gleichbedeutend 
mit der gänzlichen Nichteinhaltung des Vertrages. Das kann 
möglicherweiſe auch hinſichtlich der bedungenen Vorausbezahlung 
zutreffen, und wenn das B. G. der vorliegend hierwegen 
getroffenen Vertragsbedingung ſolche weſentliche Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen hat, ſo beruht das auf einer rechtlich nicht zu 
beanſtandenden Würdigung des konkreten Falles. 
Umſtände dieſes Falles durften aber weiterhin für die Frage in 
Rückficht gezogen werden, ob die Weigerung der Vertragserfüllung 
ſeitens des Käufers den Verkäufer zum Abgehen vom Vertrage 
ohne Weiteres berechtigte. Es handelt ſich hier nicht um eine 
bloß wörtlich abgegebene Erklärung, ſondern auch um ein 
wiederholt bethätigtes, fortdauernd vertragswidriges Verhalten. 
Ein ſolches Verhalten wurde bei einem Kaufgeſchäft mit Succeſſiv⸗ 
lieferungen nicht durch die nachträgliche Bezahlung der letzten 
rückſtändigen Rate mit Wirkung auf den noch unerledigten 
Theil des Geſchäftes ausgeglichen, wenngleich jene Zahlung 
geeignet war, den für den Einzelfall eingetretenen Verzug zu 
heilen. Folgerichtig hat deshalb das B. G. ein Rücktrittsrecht 
des Bekl. ſelbſt für den Fall, wenn der am 30. Juni vom Kl. 
abgeſandte Geldbetrag noch vor Abſendung der Erklärung des 
Bekl. vom gleichen Tag eingegangen ſein ſollte (was übrigens 
thatſächlich nicht angenommen werden könne), für begründet 
erachtet. VI. C. S. i. S. Sauerbrey . Hamm vom 
11. März 1901, Nr. 451/1900 VI. 

IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

15. 814. H. G. B. § 37. 

Das B. G. weiſt aber nicht nur den Schadenzerſatzanſpruch, 
ſondern auch den ferneren Anſpruch der Kl. auf Erlaß des Ver⸗ 
botes an die Bekl., ſich fernerhin der Firma der Kl. zu be⸗ 
dienen, aus dem Grunde ab, weil es hinſichtlich beider An⸗ 
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ſprüche den Nachweis für erforderlich erachtet, daß die Bekl. 
wiſſentlich oder grob fahrläſſig im Sinne des § 14 des Geſetzes 
zum Schutze der Waarenbezeichnungen, vom 12. Mai 1894, 
gehandelt hätten, und es dieſen Nachweis für nicht erbracht 
anfieht. Der in der Reviſionsinſtanz dagegen von der Kl. 
geltend gemachten Anficht, zum Erlaſſe des beantragten Ver⸗ 
botes der ferneren Benutzung der Firma der Kl. zur Be⸗ 
zeichnung von Waaren Seitens der Bekl. genüge die feſtgeſtellte 
objektiv widerrechtliche Benutzung der Firma der Kl. durch 
die Bekl., kann nicht beigepflichtet werden. Der § 14 Abſ. 1 
des Waarenzeichengeſetzes, auf welchen die Klageanträge in den 
Vorinſtanzen geftützt worden find, enthält lediglich eine Verbots ⸗ 
beſtimmung und begründet für den Fall der Zuwiderhandlung 
insbeſondere einen Entſchädigungsanſpruch des Verletzten gegen 
denjenigen, welcher wiſſentlich oder aus grober Fahr⸗ 
läſſigkeit Waaren mit der Firma eines Anderen widerrechtlich 
verfieht, oder Waaren, die in dieſer Weiſe gekennzeichnet find, 
in Verkehr bringt. Bei Feſtſtellung eines ſolchen Verſchuldens 
mag damit gegen den Thäter auch ein Unterlaſfſungsanſpruch 
des Verletzten gegeben ſein, indem die fernere Benutzung der 
fremden Firma als Fortſetzung des Vergehens anzuſehen ſein 
würde. Aber die Abficht des Geſetzgebers, die Benutzung der 
Firma zur Bezeichnung der Waaren als ein abſolutes und 
aus ſchließliches Recht zu begründen, iſt weder im angezogenen 
§ 14 noch ſonſt in dem Waarenzeichengeſetze vom 12. Mai 1894 
zum Ausdruck gelangt. Vielmehr muß daraus, daß nur bin- 
ſichtlich des in die Zeichenrolle des Patentamtes eingetragenen 
Waarenzeichens im § 12 des Waarenzeichengeſetzes die 
Wirkung des abſoluten, ausſchließlichen Rechtes, Waaren damit 
zu verſehen und die ſo bezeichneten Waaren in Verkehr zu 
ſetzen, begründet worden iſt, geſchloſſen werden, daß der Schutz 
für die Waarenbezeichnungen hinfichtlich der Firm en bezeichnung 
nicht ebenſo weit, wie für die Waarenzeichen, ausgedehnt, daß 
insbeſondere ein gleiches abſolutes und ausſchließliches Recht, 
die Waaren mit der Firma zu verſehen und die ſo bezeichneten 
Waaren in Verkehr zu bringen, nicht geſchaffen, ſondern der 
Firmenſchutz nur in dem nach § 14 beſchränkten Umfange ge⸗ 
währt werden ſollte. Im gegenwärtigen Falle kommt hinzu, 
daß die Bekl. nicht das Recht beanſpruchen, Waaren mit den 
Worten „Fratelli Branca Milano“ zu bezeichnen und es deshalb 
an einem Intereſſe der Kl. an dem von ihr beantragten Ver⸗ 
bote der ferneren Benutzung ihrer Firma durch die Bekl. fehlt. 
Auch aus dem erſt in der Reviſionsinſtanz von der Kl. an⸗ 
gerufenen Art. 27 des H. G. B. a. F. läßt ſich der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch der Kl. nicht herleiten. Nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 27 kann nur im Falle des unbefugten 
Gebrauches einer Firma der dadurch Verletzte den Thäter 
auf Unterlaſſung der weiteren Führung der Firma (und auf 
Schadenserſatz) belangen. In den hier feſtgeſtellten That⸗ 
ſachen, in dem Verſehen von Flaſchen mit der Firma der Kl. 
und dem Inverkehrbringen der ſo bezeichneten Flaſchen, liegt 
aber kein Gebrauch der Firma der Kl.; denn zur Annahme 
eines Gebrauchs einer fremden Firma müſſen, wie insbeſondere 
auch noch in neuerer Zeit vom R. G. ausgeſprochen worden 
tft — vergl. außer dem Urtheil des I. C. S. vom 2. März 1881 
in den Entſch. des R. G. Bd. III S. 165 auch das Urtheil 
deſſelben Senats vom 19. Oktober 1895 in den Entſch. des 
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R. G. Bd. 36 S. 13 und 14 —, Thatſachen erfordert werden, 
welche ſich unmittelbar auf den Geſchäftsbetrieb beziehen 
und den Willen bekunden, ſich bei dieſem Betriebe der Firma 
zu bedienen. Die Bekl. haben aber im gegenwärtigen Falle die 
in Betracht kommenden Geſchäfte, nämlich die Herſtellung der 
Flaſchen, den Auftrag dazu und die Verſendung der Flaſchen 
unter ihrer eigenen Firma ausgeführt und, wenn ſie dabei auch 
die Firma der Kl. benutzten, dieſelbe doch nicht als die ihrige 
gebraucht und überdies, wie bereits hervorgehoben worden iſt, 
ihren Willen, die Firma der Kl. auch nur zur Bezeichnung 
von Waaren zu benutzen, in Abrede geſtellt. II. C. S. i. S. 
Fratelli Branca 8. Thomſen und Gen. vom 5. März 1901, 
299 / 1900 
Nr. 2171901 II. 
Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
16. 8 6. 
Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 
Nach der Feſtſtellung des O. L. G. iſt in dem von den Bekl. 
mittels Circular verbreiteten Briefe dem Inhaber der klagenden 
Firma der Vorwurf gemacht, daß ſeine Reiſenden und Vertreter 
mit ſeinem Wiſſen und Willen in der Kundſchaft unwahre 
Angaben darüber gemacht hatten, wie die Bekl. zur Annahme 
eines früher bei der Kl. in deren Fabrikbetriebe beſchäftigt ge- 
weſenen Werkmeiſters gelangt ſeien, daß dieſelben ferner der 
Wahrheit zuwider geäußert hätten, die Herſtellungsart gewiſſer, 
von den Bekl. angefertigten Farben ſei auf dieſen Meiſter und 
deſſen bei der Kl. erworbene Kentniſſe zurückzuführen, und daß 
die Kl. bei Annahme dleſes Meiſters gewußt habe, daß derſelbe 
den Bekl. gegenüber kontraktbrüchig geweſen ſei. Das O. L. G. 
verkennt nicht, daß die Bekl. dieſe Behauptungen zu Zwecken 
des Wettbewerbes gemacht haben, erachtet aber die Anwendung 
des § 6 Abſ. 1 des Wettbewerbgeſetzes als ausgeſchloſſen und 
hat deshalb die Klage abgewieſen, weil die Behauptungen nicht 
geeignet ſeien, den Betrieb des Geſchäftes oder den Kredit 
der Kl. zu ſchädigen. Die hierfür gegebene Begründung 
beruht aber auf einer zu engen Auffaſſung des bezogenen § 6. 
Das O. L. G. führt zunächſt aus, daß bei Beantwortung der 
Frage, ob dieſes Erforderniß des § 6 vorliege, davon aus⸗ 
gegangen werden müſſe, ob die von dem klägeriſchen Perſonal 
in Bezug auf die Bekl. und deren Erwerbsgeſchäft in Umlauf 
gebrachten Gerüchte geeignet ſeien, deren Geſchäftsbetrieb oder 
Kredit zu ſchädigen, und kommt zu dem Schluſſe, daß, weil 
dieſes nicht der Fall ſei, auch zu verneinen ſei, daß der in dem 
Briefe gegen die Kl. erhobene Vorwurf, ſie habe geduldet, daß 
ihr Perſonal über die Bekl. ſolche, für deren Geſchäftsbetrieb 
unſchädliche Redereien gemacht habe, geeignet ſei, den Geſchäfts⸗ 
betrieb oder den Kredit der Kl. zu ſchädigen. Iſt ſchon dieſer 
Schluß nicht unbedenklich, da bei der Kl. nur Reiſende und 
Vertreter gelegentlich dieſe Aeußerungen gethan haben, die Bekl. 
dagegen in einem unter dem Namen ihrer Firma an die Kund⸗ 
ſchaft verſandten Circular den Vorwurf eines unlauteren Ver⸗ 
haltens der Kl. erhoben und noch beſonders darin angedeutet 
haben, als habe die Kl. bei Wiederannahme des Meiſters 
gewußt, daß derſelbe bei dem Bekl. kontraktbrüchig geworden 
ſei, und da auch der aus der Befähigung des S. für die Ver⸗ 
neinung einer Schädigung der Bekl. hergeleitete Grund nicht 
ohne weiteres bei den Angaben der Bekl. in Bezug auf die 
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Kl. zutrifft, fo ergiebt aber die weitere Ausführung, daß der 
B. R. die Tragweite des § 6 verkannt hat. Die Sätze: „Es 
ift ja denkbar und moglich, daß die Abnehmer eines Fabrikanten 
eher und lieber von einem Manne kaufen, deſſen ehrenwerthe 
Gefinnung nach allen Richtungen hin makellos daſteht, als von 
einem ſolchen, über deſſen Ehrbarkeit in der einen oder anderen 
Richtung bedenkliche Gerüchte in Umlauf find. Die Regel wird 
dieſes nicht ſein Jedenfalls giebt das Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb keinen Anhaltspunkt dafür, daß es jene 
möglichen Ausnahmefälle mit durch feine Beftimmungen habe 
treffen wollen. Der Geſetzgeber durfte und konnte ſich dabei 
beruhigen, daß für fie Vorſorge getroffen ſei durch ſeine Be⸗ 
ſtimmungen über Ehrenkränkungen Wieweit dadurch 
(das iſt durch die in dem Cireular dem Inhaber der klagenden 
Firma gemachten Vorwürfe) auf die Wahrheitsliebe oder ſonſtige 
Charaktereigenſchaften deſſelben ein mehr oder weniger günſtiges 
Licht gefallen ſein mag, iſt nach dem oben Geſagten für die 
Anwendung des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb 
gleichgültig. Dieſelben Gründe führen weiter dazu .., den 
ſelbſtſtändigen Vorwurf, die Kl. habe bei Wiederanſtellung des 
S. nicht einwandfrei verfahren, als nicht geeignet zu erkennen, 
Geſchäftsbetrieb oder Kredit der Kl. zu ſchädigen. Auch dieſer 
Vorwurf berührt, wie ſchon ausgeführt, vielleicht die bürgerliche 
Ehre des klägeriſchen Geſchaͤftsinhabers, deren Schutz anderen 
Geſetzesbeſtimmungen, nicht aber dem bezogenen § 6 anheim · 
fällt,“ führen zu der Annahme, daß das O. L. G. davon aus⸗ 
gegangen iſt, § 6 des Wettbewerbgeſetzes finde keine Anwendung, 
wenn die fraglichen Angaben zwar zu Zwecken des Wettbewerbes 
gemacht ſind, aber die bürgerliche Ehre des Konkurrenten betreffen, 
ſich als ehrenrührige Aeußerungen über den Geſchäftsinhaber 
darſtellen, weil ſolche Angaben ſtrafrechtlich verfolgt werden 
könnten. Eine ſolche Beſchränkung widerſpricht aber dem 
Wortlaute des Geſetzes und deſſen Zweck, im gewerblichen und 
geſchäftlichen Wettbewerbe gegen die üble Nachrede auch über 
die Perſon des Geſchäftsinhabers Schutz zu gewähren und zwar 
ohne Rückſicht auf einen etwa im Strafgeſetzbuch gegebenen 
Schutz. Auch ehrenrührige Aeußerungen fallen daher 
unter 8 6, wenn die weiteren Vorausſetzungen für deſſen An- 
wendung vorliegen, alſo namentlich feſtgeſtellt wird, daß fie 
geeignet find, den Betrieb des Geſchäfts, das heißt die für 
deſſen Ausübung erforderliche Thätigkeit des Geſchäftsinhabers 
zu ſchädigen, worunter auch eine Erſchwerung des Geſchäfts⸗ 
betriebes fallen kann. Ob dieſes der Fall iſt, hat der Inſtanz ⸗ 
richter nach der ganzen Sachlage, unter Berückfichtigung der 
Behauptungen ſelbſt, der Art und Weiſe, wie, und der Umftände, 
unter denen ſie gemacht worden find, ſowie des betreffenden 
Geſchaftes und des in Betracht kommenden Publikums zu 
ermeſſen. Die Entſcheidung des O. L. G. zur Klage beruht daher 
auf Verletzung des § 6 des Wettbewerbgeſetzes. II. C. S. 
i. S. Wagner c. Schminke u. Co. vom 15. März 1901, 
Nr. 371/1900 II. 

Zum Geſetz vom 30. Juni 1900. 

17. 829. 

Die Bekl. hat in der Berufungsinſtanz, nachdem im Laufe 
des Prozeſſes das Geſetz, betreffend die Abänderung der Unfall- 
verſicherungsgeſetze, vom 30. Juni 1900 in Kraft getreten und 
dadurch dem früheren § 27 (jetzt § 29) des Bau Unfallver 
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ficherungsgeſetzes der neue Abſ. 3: „Streitigkeiten, welche zwiſchen 
den Verficherungsanſtalten und den Bauherren oder Zwiſchen⸗ 
unternehmern entſtehen, entſcheidet mit Ausſchluß des Rechts- 
weges das Reichs verficherungsamt“, hinzugefügt war, geſtützt 
auf dieſe geſetzliche Beſtimmung, der Einwand der Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges erhoben. Dieſer Einwand ift vom B. G. 
durch das gegenwärtig angefochtene Zwiſchenurtheil verworfen, 
weil die neue Beſtimmung auf bereits anhängige Prozeſſe keine 
Anwendung finden könne. Die hiergegen erhobene Reviſion iſt 
unbegründet. Denn es iſt ein allgemein das Rechtsgebiet be- 
herrſchender Grundſatz, daß, ſoweit nicht etwa eine Geſetzes⸗ 
Deklaration vorliegt, neue Geſetze bereits beſtehende Rechtsver⸗ 
hältniſſe nicht berühren, wenn ſich nicht eine ſolche beabfichtigte 
Rückwirkung aus ihnen ſelbſt, ſei es aus ihrem Wortlaute, ſei 
es ihrem Sinne, ergiebt. Das Geſetz vom 30. Juni 1900 
ſtellt fih aber als eine Deklaration des alten Geſetzes nicht dar, 
ſondern hat Abänderungen getroffen, alſo neues Recht geſchaffen, 
und daß es irgendwie ſich hat Rückwirkungen beilegen, daß es 
auch die bereits anhängigen Sachen habe erfaſſen wollen, iſt 
aus ſeinen Worten und Geſammtinhalte in keiner Weiſe zu 
erkennen. Auch die Materialien des Geſetzes bieten zu einer 
ſolchen Annahme keinen Anlaß, da nach den Motiven (S. 139 
unter Zurückverweiſung auf die Begründung zu § 74 b Abi. 3 
des Entwurfs des Gewerbe- Unfallverficherungsgeſetzes S. 109) 
zur Begründung der neuen Beſtimmung des Abſ. 3 des 8 27 
(letzt § 29) nur geſagt iſt, daß dieſelbe ſich empfehle, um den 
zwiſchen den Gerichten und dem Reichsverſicherungsamte be⸗ 
ſtehenden Kompetenzkonflikt abzuſchneiden und Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe für die Zuſtändigkeit des Reichsverficherungsamtes 
ſprächen. Mit Recht weiſt auch das Berufungsgericht darauf 
hin, daß es an allen Uebergangsbeſtimmungen im Geſetze fehlt, 


deren es, wenn der Geſetzgeber die Ausſchließung des Rechts- 


weges auch auf die bereits anhängigen Sachen hätte erſtrecken 
wollen, unbedingt bedurft hätte. Es läßt ſich daher nicht an⸗ 
nehmen, daß der Geſetzgeber gewollt habe, daß die zuläffiger- 
weiſe im Rechtswege anhängig gemachten Prozeſſe nunmehr 
nicht mehr zu Ende geführt werden ſollten. Der Einwand der 
Unzuläſfigkeit des Rechtsweges iſt daher mit Recht zurückgewieſen. 
III. C ©. i. S. Norböftlide Baugewerksberufsgenoſſenſchaft 
8. Peſtachowski vom 15. März 1901, Nr. 20/1901 III. 

V. Das Gemeine Recht. 

18. Unmöglichkeit der Erfüllung. 

Das B. u. enthält jedenfalls keinen Rechts irrthum, 
wenn das B. G. auf Grund ſeiner Feſtſtellungen über die 
Mißhandlungen des Kl. im Auguft 1899 annimmt, daß dieſem 
vernünftiger Weiſe nicht zuzumuthen war, bei dem Bekl. zu 
bleiben und ſich von ihm fernerhin verpflegen zu laſſen, da er 
die Wiederholung der Mißhandlungen habe gewärtigen müſſen. 
Mit Unrecht bekämpft auch die Reviſion die daraus gezogene 
Schlußfolgerung, daß Bekl. darum auf das Erfüllungsintereſſe 
hafte, weil er dieſen Zuſtand herbeigeführt habe. Ihre Ausführung, 
daß eine ſolche Haftung nur dann begründet wäre, wenn eine 
objektive, abſolute Unmöglichkeit der Erfüllung vorläge, faßt 
den Begriff der Unmöglichkeit der Leiſtung zu eng. Es umfaßt 
dieſer Begriff nämlich auch diejenigen Fälle, in denen die 
Möglichkeit der Bewirkung der Leiſtung durch Umftände aus⸗ 
zeſchloſſen ift, welche in der Natur des Einzelfalles begründet 
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find, in welchen vernünftiger Weiſe die Fortſetzung eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes in der bisherigen Weiſe ausgeſchloſſen erſcheint. 
III. C. S. i. S. Pulvermüller o. Pulvermüller vom 8. März 1901, 
Nr. 22/1901 III. 

19. Sicherheits ⸗ Hypothek. 

Die bezüglich des in erſter Reihe erhobenen Anſpruchs 
auf Einwilligung des Bekl. in die Löſchung der Sicherheits. 
Hypothek getroffene Entſcheidung des B. G. gereicht inſofern, 
als durch dieſelbe das Recht auf Loſchung abgeſprochen wird, 
der Kl. nicht zur Beſchwerung, mag immerhin nicht zur Frage 
ſtehen, ob und wann der Grundſtückseigenthümer auf Grund 
erfolgter Tilgung von Forderungen, welche durch die Hypothek 
geſichert waren, die Löſchung fordern kann, es ſich vielmehr 
darum handeln, ob derſelbe befugt iſt, gegen Hinterlegung oder 
Auszahlung des Hoͤchſtbetrages feiner Haftung die Einwilligung 
zur Loͤſchung vom Berechtigten zu fordern. Denn wie eine 
Rechtsnorm dieſes Inhalts nach dem maßgebenden objektiven 
Recht als Spezialvorſchrift nicht beſteht, fo ift dieſelbe jedenfalls 
in dieſer Allgemeinheit auch nicht als Folgeſatz aus dem 
Inſtitut der Sicherheits ⸗ Hypothek abzuleiten. Iſt auch davon 
auszugehen, daß der Grundeigenthümer durch Beſtellung einer 
Hypothek für künftig entſtehende Schuldverbindlichkeiten eines 
Anderen unter keinen Umſtänden zur Zahlung einer den ein ⸗ 
geſchriebenen Betrag überfteigenden Summe gendͤthigt wird 
und daß der aus der Hypothek Berechtigte die ihm vom 
Eigenthümer gezahlte Summe nach ſeinem Belieben auf die 
durch die Hypothek geficherten Forderungen, gegenwärtig be⸗ 
ſtehende wie zukünftig entſtehende, verrechnen kann, ſo überwiegt 
doch anderſeits die Erwägung, daß die vertragsgemäße Leiſtung 
in ſolcher Auszahlung nicht beſteht und der Berechtigte nur 
die vertragsmäßige Leiſtung als Erfüllung anzunehmen grund- 
ſaͤtzlich gehalten iſt, um fo mehr, als die Möglichkeit, daß der 
Berechtigte ein begründetes Intereſſe daran hat, das zu ſeiner 
Befriedigung eventuell dienende Werthobjekt einſtweilen in 
einem Grundſtück anftatt in einer Geldſumme vor fi zu 
haben, ſich nicht abweiſen läßt. Muß hiernach die Befugniß 
des Eigenthümers, durch Auskehrung des Hoͤchſtbetrages feiner 
Haftung nach ſeinem Ermeſſen die Entlaſtung ſeines Eigenthums 
herbeizuführen, als Regel verneint werden, jo erübrigt des 
weitern die Erörterung, ob ausnahmsweiſe unter Vorausſetzung 
des Nachweiſes, daß die Auszahlung den beiderſeitigen Jutereſſen 
entſpricht, die Empfangsnahme Seitens des Berechtigten lediglich 
zur Chikane des Eigenthümers verweigert wird, eine derartige 
Befugniß anzuerkennen iſt. Denn einen ſolchen Nachweis hat 
Kl. ſo wenig unternommen, daß ſie die laut dem in der 
Berufungsinſtanz zum Vortrag gebrachten erſtinſtanzlichen 
Urtheil von ihr abgegebene Erklärung, neben ihrem Ehemann 
noch zu einer den Betrag der Kautions hypothek überſteigenden 
Summe dem Bekl. wechſelmäßig verpflichtet zu ſein, weder 
ausdrücklich noch ſtillſchweigend zurückgezogen hat. III. C. S. 
i. S. Kornmann c. Kredit- und Sparverein zu Eiſenberg vom 
8. März 1901, Nr. 378/1900 III. 

20. Mandat. 

Gegen den Bekl. hatte der Auktionator C. eine hypothekariſch 
geficherte Forderung von 2 000 Mark und verſuchte, ihn durch 
den Kl. zur Zahlung zu veranlaſſen. Da der Bekl. kein Geld 
hatte, ſtellte er einen eigenen Wechſel über 2000 Mark aus, 
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den der Kl. — auf deſſen Erbieten, wie der Bekl. ſelbſt angiebt — 
als Bürge unterſchrieb und bei der Bank diskontiren ließ. Schon 
einen Monat vor dem Verfall des Wechſels löſte dieſen der Kl. 
mit eigenen Mitteln ein und fordert im vorliegenden Prozeſſe 
klagend vom Bekl. Erſatz dieſer in ſeinem Intereſſe gemachten 
Aufwendung. Der Bekl. hat den Anſpruch an ſich nicht 
beſtritten; auf Grund ſeines Einwandes, daß er nicht eher zur 
Zahlung verpflichtet ſei, als bis der Kl. den ihm ertheilten 
Auftrag vollſtändig ausgeführt habe, hat aber das B. G. die 
Klage abgewieſen, ohne auf die eventuell vorgeſchützte Einrede 
der Kompenſation einzugehen. Es ſtellt feſt, der Kl. ſei vom 
Bekl. auch beauftragt worden, das gegen den Wechſel von der 
Bank erhaltene Geld an C. zu deſſen Befriedigung auszuzahlen, 
und habe, auch wenn ihm dies nicht ſpeziell aufgetragen worden, 
als geſchäftsgewandter Mann nur gegen Herausgabe des 
Hypothekenbriefes oder wenigſtens, falls wegen ungenügender 
Mittel die Befriedigung nicht in vollem Umfange habe erfolgen 
können, nur gegen fihernde Notiz auf dem Hypothekenbriefe 
zahlen dürfen. Da nun — was unſtreitig iſt — zur Zeit der 
Zahlung der Gläubiger C. den Hypothekenbrief nicht mehr 
beſeſſen, ſondern ihn bereits einem Dritten verpfändet gehabt 
habe und ſpäter in Konkurs gerathen ſei, ſo habe der Kl. den 
erhaltenen Auftrag noch nicht voll ausgeführt und müfle auf 
Grund des aus demſelben zweiſeitigen Rechtsgeſchäfte dem Bekl. 
zuſtehenden Gegenanſpruchs die Klage abgewieſen werden. Schon 
wegen dieſer Schlußfolgerung würde, auch wenn alle Vorfragen 
richtig entſchieden wären, das Urtheil aufgehoben werden müſſen. 
Denn ein Zurückbehaltungsrecht würde nicht zur Abweiſung der 
Klage führen, ſondern nur zu einer Verurtheilung des Bekl. 
gegen Gegenleiſtung, mag man die Grundſaͤtze des gemeinen 
Rechts oder die des B. G. G. 58 273, 274, 322 für an- 
wendbar halten. Es bedarf jedoch eines näheren Eingehens 
hierauf nicht, da auch die Grundlagen rechtsirrthümlich find. 
Ob die von der Revifion gegen die Feſtſtellungen des B. G. 
erhobenen prozeſſualen Angriffe begründet find, kann nach Lage 
der Sache unentſchieden bleiben; denn dieſe Feſtſtellungen 
begründen nicht ein Recht des Bekl., eine weitere Ausführung 
des Auftrags, insbeſondere Herbeiſchaffung und Herausgabe des 
Hypothekenbriefes zu verlangen. Dieſen hat der Kl. nie erhalten, 
und ein Auftrag zu deſſen Erwerbung iſt ihm nicht ertheilt 
worden. Der Auftrag ging auf Zahlung des Geldes an C. und 
iſt ausgeführt. Iſt dabei unvorſichtig verfahren und der Bekl. 
dadurch geſchädigt worden, jo mag ihm der Kl. erſatzpflichtig 
ſein; eine Verpflichtung zur Herbeiſchaffung des Hypotheken⸗ 
briefes beſteht nicht. Ganz abgeſehen davon, ob nicht eine zu 
demſelben Reſultat führende Kündigung des Mandats vorliegen 
würde, folgt jene Nichtverpflichtung auch ſchon daraus, daß der 
Kl. nicht legitimirt iſt, von dem Dritten oder auch nur von C. 
die Herausgabe des Hypothekenbriefes zu verlangen. Beſteht 
aber nur ein Anſpruch auf Schadenserſatz, ſo kann nur eine 
Aufrechnung in Frage kommen, und nach dieſer Richtung hat 
das B. G. die Sache noch nicht geprüft. — Es bedarf hiernach 
keiner Entſcheidung, ob ein Anſpruch des Bekl. auf Erfüllung 
des Mandats, wenn er beſtände, ein Zurückbehaltungsrecht 
begründen würde. Jedenfalls würden auch inſoweit erhebliche 
Bedenken beſtehen, als die exceptio non adimpleti contractus, 
falls dieſe gemeint ſein ſollte, nur bei ſog. ſynallagmatiſchen 
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Verträgen gegeben iſt, und das Retentionsrecht ſowohl nach 
gemeinem Rechte als auch nach 8 278 des B. G. B. Konnerität 
wenigſtens in weiterem Sinne (Entſch. des R. G. Bd. 14 
S. 233/234) erfordert. III. C. S. i. S. Memmen c. Schür⸗ 
mann vom 19. März 1901, Nr. 38/1901 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

21. 88 114 ff. I. 4. | 

Unzureichend iſt die Beurtheilung, die der Einwand 
des Bekl., es ſei das Abkommen vom 4. Januar 1897 aus- 
drücklich zur Abwendung des Konkurſes des A. geſchloſſen, 
dieſer Konkurs aber durch Gerichtsbeſchluß vom 10. Juli 1897 
eröffnet worden, bei dem B. G. gefunden hat. Das B. G. 
findet in dieſem Einwande nur die Angabe des Motivs für 
den Abſchluß des Abkommens und verwirft den Einwand, weil 
der Bekl. nicht habe behaupten können, daß er zu dem Glauben, 
es würde das Schuldenverhältniß des A. durch die Feſtſetzungen 
des Abkommens ohne Konkurs geregelt werden, in Folge einer 
Einwirkung Eines der Gläubiger gekommen ſei. Der Einwand 
des Bekl. ſcheint jedoch vielmehr die Bedeutung zu haben, daß 
die Eröffnung des Konkurſes als eine die Geltung des 
Abkommens auflöſende Bedingung vereinbart worden ſei und 
deshalb die Vorſchriften der 88 114 ff. Th. 1 Tit. 4 des A. L. R. 
Anwendung finden müßten. Von dieſem rechtlich erheblichen 
Gefichtspunkt aus hat das B. G. den Einwand nicht geprüft. 
IV. C. S. i. S. Andritzki e. Gräf u. Gen. vom 21. März 1901, 
Nr. 11/1901 IV. 

22. 8 165 L 5. 


Die Auffaſſung des Abkommens vom 20. Januar 1896 
als eines Vertrags über Handlungen im Sinne des § 165 des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 iſt zutreffend. Das Weſen des Vertrags 
über Handlungen beſteht darin, daß der Vertragswille un⸗ 
mittelbar auf die Thätigkeit des ſich verpflichtenden Vertrags⸗ 
theils gerichtet iſt. Den Gegenſtand des Vertrags bildet alſo 
die Handlung als ſolche, während die zu gewährende Vergütung 
ſich als Gegenleiſtung für die Handlung darſtellt (vergl. Urtheil 
des R. G. vom 11. November 1881, Gruchots Beiträge, Bd. 26 
S. 969). So aber liegt die Sache hier, wo die Kl. ſich ver- 
tragsmäßig verpflichtet haben ſoll, dem Bekl. ſein ihr gegebenes 
Eheverſprechen ſchriftlich zurückzugeben. Auch eine Thätigkeit 
dieſer Art ſtellt eine Handlung im Sinne des 8 165 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 5 dar, da ein Vermöͤgensintereſſe des Be⸗ 
rechtigten an der Handlung hier nicht ausſchlaggebend iſt 
(vergl. Dernburg a. a. O. Bd. II 5 191 Nr. 1 Abſ. 1). Un 
erheblich iſt hierbei der Umſtand, daß der vereinbarten Rückgabe 
eines Eheverſprechens kein formgültiges Verlöbniß zwiſchen den 
Parteien vorangegangen iſt; dadurch wird die Rückgabe durch⸗ 
aus nicht, wie die Reviſion, unter Aufrechterhaltung der dahin ⸗ 
gehenden Auffaſſung des Bekl., meint, zu einer vollkommen 
inhaltsloſen Handlung. Die ganze feſtgeſtellte Sachlage ergibt 
offenfichtlich das Intereſſe des Bekl. an dem Befige einer ſchrift⸗ 
lichen Erklärung der Kl. des vereinbarten Inhalts. Es kann 
daher auch davon nicht die Rede fein, daß das dafür als Gegen ⸗ 
leiſtung abgegebene Rentenverſprechen als Schenkungsverſprechen 
zu beurtheilen ſei. Die Anwendbarkeit der Beſtimmungen in 
8 1297 des B. G. B., wonach aus einem Chegelöbniß nicht 
geklagt werden kann, und das Verſprechen einer Strafe für den 
Fall, daß die Eingehung der Ehe unterbleibt, nichtig iſt, — 
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Beſtimmungen, die wegen ihrer zwingenden Natur auch die zur 
Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. beſtehenden Verlöbniſſe 
ergreifen (vergl. Urtheil des R. G. vom 20. September 1900, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726) —, kommt hier nicht in 
Frage, da es ſich im vorliegenden Falle gar nicht um einen 
Auſpruch aus einem Verlöbnißvertrage, ſondern um einen An⸗ 
ſpruch aus einem anläßlich der Aufhebung eines, formell übrigens 
gar nicht rechtsbeſtändigen, Verlöbniſſes geſchloſſenen Vertrags 
über Handlungen handelt. Die Revifion macht dem B. G. 
aber ferner den Vorwurf, verkannt zu haben, daß das von der 
Kl. geltend gemachte Abkommen vom 20. Januar 1896 der 
Rechtswirkſamkeit jedenfalls um deshalb entbehre, weil es gegen 
die guten Sitten verſtoße. Da ein klagbares Ehegelobniß nicht 
vorliege und Kl. ſomit kein Recht auf Vollziehung der Ehe 
gehabt habe, ſo wird hier ausgeführt, habe es gegen die guten 
Sitten verſtoßen, wenn ſie für den Verzicht auf ein formloſes 
Eheverſprechen des Bekl. ſich von ihm eine lebenslängliche Rente 
als klagbares Recht verſprechen ließ. — Der Revifion ſteht ent- 
gegen, daß es für die Frage, ob das Abkommen vom 20. Ja⸗ 
nuar 1896 gegen die guten Sitten verſtößt, völlig bedeutungslos 
an ſich ift, daß ein klagbares Ehegelöbniß zwiſchen den Parteien 
nicht vorlag. Grundſätzlich liegt hier die Sache nicht anders, 
als wenn bezüglich anderer nicht klagbarer Rechte an ſich rechts⸗ 
wirkſame Vereinbarungen getroffen werden; es unterliegt aber 
keinem Zweifel, daß dieſe blos in Folge des Mangels der Klag⸗ 
barkeit des ihnen zu Grunde liegenden Rechts gegen die Ehr⸗ 
barkeit (§ 7 des A. L. R. Thl. I Tit. 4) nicht verſtoßen. Es 
iſt alſo das Abkommen vom 20. Januar 1896 bei der Frage, 
ob es gegen die guten Sitten verſtößt, für ſich und als ſolches 
zu prüfen, und dieſe Prüfung läßt, gegenüber Inhalt und Zweck 
des Abkommens, darin nichts gegen die Ehrbarkeit Verſtoßendes 
erkennen. IV. C. S. i. S. Saatweber c. Meyer vom 11. März 
1901, Nr. 391/1900 IV. 

23. 5 165 J. 5. 

Das B. G. erklärt, daß, wenn auch die Vorſchrift des 
5 165 a. a. O. nur Geltung habe für eine vor der Leiſtung 
der Handlung erfolgte mündliche Vereinbarung, ſie doch auch 
dann zur Anwendung komme, „wenn das Verſprechen zu einer 
Zeit gegeben worden iſt, wo ſchon ein Theil der Leiſtungen, 
für welche das Verſprochene auch als Entgelt dienen ſoll, 
geleiſtet find”. So allgemein gefaßt erſcheint der letztere 
Rechts ſatz nicht bedenkenfrei. Der § 165 a. a. O. will ver- 
hüten, daß ein Empfänger von Handlungen, die nicht ungeſchehen 
gemacht werden können, ſich mit dem Schaden des Handelnden 
bereichert, und er findet einen gerechten Maßſtab der Aus⸗ 
gleichung in der Gewährung der von den Vertragſchließenden 
jelbft mündlich vereinbarten Vergütung (Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 12 S. 31 flg., S. 46; Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 34 S. 288). Eine Vorausſetzung für die An- 
wendung der Vorſchrift iſt jedoch, daß die Vereinbarung über 
die Vergütung der Leiſtung vorausgegangen iſt. Die 
bona fides desjenigen, der die Handlung für einen im Vor ⸗ 
aud dafür bedungenen Preis geleiſtet hat, ſoll nicht getäuſcht 
werden. Dieſer letztere Gefichtspunkt fällt nun aber weg, wenn 
vorher ein Preis gar nicht verabredet und demnach die 
Handlung nur vorgenommen worden iſt in Ausſicht auf diejenige 
Vergütung, die das Geſetz beſtimmt (8 871 Tit. 11 Thl. I 
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des A. L. R.). Wird alsdann nachträglich unter den 
Kontrahenten ein Preis dafür feſtgeſetzt, jo charakteriſirt ſich ein 
ſolches Abkommen als neues Geſchäft, das entſprechend den 
allgemeinen Vorſchriften bei Gegenſtänden über 150 Mark der 
Schriftform bedarf. Wie es rechtlich zu halten ſei, wenn die 
den Hauptgegenſtand des Vertrages bildenden Handlungen, für 
die ein Entgelt verſprochen wird, zur Zeit der Vertragsſchließung 
von dem Promiſſar theilweiſe bereits geleiſtet find, wird 
in dem Einzelfalle davon abhängen, in welchem Verhältniß ihrer 
Bedeutung und Wichtigkeit nach die ſchon geleiſteten zu den noch 
zu leiſtenden Handlungen ftehen, und welchen Einfluß dieſes 
Verhältniß auf die Preisvereinbarung der Kontrahenten gehabt 
hat. Nur wenn die Rückſicht auf die zur Zeit der Vertrags⸗ 
ſchließung noch ausftehenden Handlungen für die Beſtimmung 
der Gegenleiſtung dergeſtalt überwogen hat und aus ſchlag⸗ 
gebend geweſen iſt, daß ihr gegenüber der bereits erfüllte Theil 
als unweſentlich zurücktritt, iſt auch in einem ſolchen Falle die 
Anwendung des 3 165 Tit. 5 Thl. I des A. L. R. nicht zu 
beanſtanden. IV. C. S. i. S. Knuhr o. Kühnel vom 7. Marz 1901, 
Nr. 19/1901 IV. 

24. § 185 J. 5. 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung enthält das formgerechte 
Anerkenntniß eines durch Abrechnung ermittelten Schuldbetrags 
einen ſelbſtändigen Verpflichtungsgrund, gegen den Einwendungen 
nur zuläſſig find, die ſich gegen die Giltigkeit der vertragsmäßigen 
Feſtſtellung der Schuld oder gegen das Anerkenntniß als ſolches 
richten. Eine Anfechtung des Anerkenntniſſes wegen Irrthums 
erfordert daher die Darlegung, daß es als ſolches irrthümlich 
abgegeben worden ſei, weshalb zu ſeiner Anfechtung der Nachweis 
der Unrichtigkeit einzelner von der Abrechnung erfaßter Forderungs⸗ 
beträge nicht genügt. Auch kann in der Behauptung des 
Irrthums über einzelne Abrechnungspoſten nicht die Behauptung 
des Irrthums über das Anerkenntniß als Ganzes gefunden werden 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 2 S. 337, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1889 S. 293 Nr. 37, 1896 S. 113 Nr. 57). 
V. C. S. i. S. Jandt c. Dehrberg vom 13. März 1901, 
Nr. 1/1901 V. 

25. 8 285 IJ. 5. | 

Es iſt vom R. G. wiederholt ausgeſprochen worden, 
daß in der Geltendmachung des Mangels der geſetzlich 
vorgeſchriebenen Form an ſich eine Argliſt nicht gefunden 
werden kann. Hat aber der, welcher vom mündlichen Vertrage 
zurücktreten will, den anderen Theil nicht nur zur Erfüllung 
dieſes Vertrages, ſondern auch zu Aufwendungen, die außerhalb 
des Vertrages liegen, veranlaßt, ſo kann in der Vertragsuntreue 
eine Argliſt liegen, insbeſondere dann, wenn jene Aufwendungen 
ſich gar nicht oder doch nur mit unverhältnißmäßigen Opfern 
rückgängig machen laſſen. So liegt die Sache hier, wenn man 
die Behauptungen des Bekl. zu Grunde legt, daß die Kl. ihn 
durch das auf ihren Wunſch getroffene mündliche Abkommen 
veranlaßt habe, bauliche Einrichtungen im erſten und dritten 
Stockwerke zu treffen, und daß dieſe Einrichtungen ſich nur 
mit erheblichen Koſten und großen Beläſtigungen rückgängig 
machen laſſen. Nach dieſer Richtung hin find bisher 
Feſtſtellungen nicht getroffen worden und es mußte daher 
inſoweit Aufhebung und Zurückverweiſung erfolgen. V. C. S. 
i. S. Kaulbach c. Seidel vom 16. März 1901, Nr. 6/1901 V. 
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26. § 20 J. 6. | 

Das B. G. erachtet das durch das Einfallen des Fuß⸗ 
bodens in der B.ſchen Küche entſtandene Loch als eine Oeffnung, 
ans der Gefahr für Andere entſtehen konnte. Es ftellt feſt, 
daß in der B. chen Küche nicht bloß die Glieder der Familie 
B., ſondern auch Nachbarn, die Beftellungen zu machen hatten, 
oder dort Waffer ſchöpften, dauernd verkehrten. Es nimmt an, 
daß dieſer Verkehr auch den mit der Verwaltung des Schul⸗ 
gebändes betrauten Willensorganen nicht unbekannt geblieben ſei. 
Es hält ferner die Verwahrung der gefahrdrohenden Oeffnung 
für ungenügend. Dem Flur zu hätte eine Verwahrung durch 
einen feſten Verſchluß bewirkt werden müſſen und ſehr leicht 
bewirkt werden können. Die Anweifung an die Ehefrau B., 
das Sprungſchloß der Flurthür von innen verſchloſſen zu halten, 
ſei unzureichend geweſen, weil eine ftrenge Beobachtung dieſer 
Anweiſung in der lang andauernden Zeitperiode gar nicht habe 
erwartet werden können. Die Revifion rügt, der B. R. nehme 
anſcheinend an, es genüge die Feſtſtellung, daß ein Verſtoß der 
Willensorgane gegen $ 367 Nr. 12 des Strafgeſetzbuchs, verübt 


innerhalb des dieſen zugewieſenen Wirkungskreiſes vorliege —, 


um die civilrechtliche Haftung der Bekl. für den Unfall zu be⸗ 
gründen, während doch nach konſtanter Praxis des R. G. die 
Seftftellung eines Verſchuldens des Beſchädigers erforderlich ſei. 
Unter Berückſichtigung der vorgetragenen Umſtände, „daß der 
Pfarrer N. genau das habe ausführen laſſen, was der zuftändige 
Regierungsrath H. nach Beſichtigung als nothwendig angeordnet 
habe, ferner ausdrücklich beſondere Anweiſung wegen des Ver⸗ 
ſchließens der Thüre an die Verwalterin des fraglichen Raumes 
gegeben, daß nur durch eine Unachtſamkeit des Dienſtmädchens 
des Dr. S. die Thüre am Tage des Vorfalls geöffnet geblieben“, 
hätte der B. R. darlegen müſſen, weßhalb trotzdem ein der 
Pfarrgemeinde zur Laſt fallendes Verſehen vorliege. Der B. R. 
verletze wegen mangelhafter Begründung § 551 Nr. 7 C. P. O. 
Der an die Spitze geſtellte Satz, der Berufung habe im 
Weſentlichen aus den Gründen der Vorinſtanz der Erfolg ver⸗ 
ſagt werden müſſen, genüge nicht. Die Revifion konnte nicht 
als begründet erachtet werden. Die Begründung ſtützt ſich 
zunächſt auf die Ausführungen des Urtheils des erkennenden 
Senats vom 12. November 1896, Rep. VI. 147/96 (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen, Bd. 30 S. 266 und 271). Die hier in 
Bezug genommene Entſcheidung betrifft einen Fall, in dem nach 
dem Sinne des für die Sachlage maßgebenden Polizeigeſetzes 
nicht eine unbedingte Anwendung deſſelben geboten, ſondern dem 
Ermeſſen des Handelnden noch ein gewiſſer Spielraum gelaſſen 
war. Dem Umſtande gegenüber, daß nach der Art der Vor⸗ 
ſchrift und der Sachlage noch der Erwägung Raum gegeben 
war, ob die Vorſchrift anzuwenden war und der Handelnde 
moͤglicherweiſe mit Recht glauben konnte, daß ſeine Handlung 
nicht den Erfolg bewirken werde, den zu verhindern das Polizei⸗ 
geſetz beſtimmt war, rügt die Entſcheidung, daß das B. G. bei 
Anwendung des § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. ſich jedes 
Eingehens auf die Frage des Verſchuldens des Bekl. mit dem 
Satze entſchlage, die Uebertretung der betreffenden Polizei⸗ 
vorſchrift ſei grobes Verſehen und bleibe ein ſolches trotz der 
Verſuche des Bekl., ſich zu exkulpiren. Wenn die Entſcheidung 
im weiteren Verlaufe der Begründung hervorhebt, auch § 26 
Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. ſehe von den allgemeinen Voraus- 
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ſetzungen der Schabenserfaßpflicht keineswegs ab, es werde daher 
hier, wie ſonſt ein Verſchulden des Beſchädigers erfordert, fo 
betont fie gleichwohl, daß das Verſchulden des Beſchädigers 
regelmäßig ſchon in der Nichtbeobachtung des Polizeigeſetzes 
zu finden fein werde. Die Entſcheidung tritt alſo im 
Weſentlichen der Meinung entgegen, daß an die bloße 
Thatſache der Vernachläſſigung des Polizeigeſetzes unter allen 
Umſtänden ſich die Haftung für den eingetretenen Schaden 
knüpfe. Daß es ſich um eine gefahrdrohende Oeffnung im 
Sinne des § 367 Ziffer 2 des Strafgeſetzbuchs handele, bedarf 
keiner Ausführung. Die Eigenſchaft dieſer Vorſchrift als eines 
Polizeigeſetzes im Sinne des § 26 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. 
iſt ſchon mehrfach anerkannt. Nach den Feſtſtellungen des B. G. 
hat Pfarrer N. an Stelle des Kirchenmeiſters, des Guts pächtert 
K., die Aufficht über die Gebäude der Kirchengemeinde geführt. 
Vertrat er in dieſer Beziehung die Kirchengemeinde als 
Willensorgan, ſo verpflichtet ſein Verſehen die Kirchengemeinde. 
Wäre er nicht als legaler Vertreter zu erachten, ſo würde den 
ſämmtlichen Mitgliedern des Kirchenvorſtandes zur Laſt fallen, 
daß fie überhaupt kein Auffihtsorgan beſtellt hätten. Ihre 
gemeinſame Nachläffigkeit würde dann erſt recht die Haftung 
der Kirchengemeinde begründen. VI. C. S. i. S. Kirchen ⸗ 
gemeinde Peckelsheim . Goette vom 11. März 1901, 
Nr. 452/1900 VI. 

27. 88 25, 26 I. 6. 8 368 Nr. 4 Strafgeſetzbuch. 

Die Bekl. hat beſtritten, daß ſie gegenüber dem Klage⸗ 
anſpruch die richtige Bekl. ſei und hierzu geltend gemacht: das 
von ihr durch Kaufvertrag vom 22. Auguſt 1898 erworbene 
Gut Lubierszyn habe fie bereits mittels Vertrags vom 28. DO 
tober 1898 der Aktiengeſellſchaft Bank Ziemski in Poſen derart 
zur uneingeſchränkten Verwaltung übertragen, daß ihr ſelbſt 
keinerlei Aufſichtsrechte hinſichtlich der Verwaltung hätten zu⸗ 
ſtehen ſollen. Die Bank Ziemski habe das Recht und die Pflicht 
gehabt, das Gut in eigenem Intereſſe zu parzelliren; zu dieſem 
Behuf ſei ihr das Gut alsbald nach dem Vertragsſchluß über⸗ 
geben und ihr die freie Verwaltung eingeräumt worden. Die 
Bekl. habe alſo in der genannten Bank einen ſachverſtändigen 
Vertreter gehabt, welcher verpflichtet geweſen ſei, die Beobachtung 
der einſchlägigen Polizeiverordnungen zu überwachen. Die Bank 
Ziemski ihrerſeits habe aber durch Vertrag den Landwirth 
Dankowski, einen in der Verwaltung größerer Güter nach jeder 
Richtung erfahrenen Mann, zur völlig ſelbftändigen Verwaltung 
von Lubierszun angenommen. Durch die Anſtellung eines ge- 
eigneten, ſachverſtändigen Verwalters ſeien ſowohl die Bekl. wie 
die Bank Ziemski von der Verantwortung des Gutseigenthümers 
beziehungsweiſe Nutznießers für die Einhaltung der polizeilichen 
Vorſchriften befreit. Der Kl. hat dieſe Anführungen beftritten. 
Der B. R. erachtet den Einwand der Bekl. nicht für durch ⸗ 
greifend. Unſtreitig ſei die Bekl. zur Zeit des Unfalles Eigen- 
thümerin des Gutes geweſen und habe dieſes — jelbft nach 
ihrer Darſtellung — über zwei Monate lang auch im Eigen- 
beſitz gehabt; ſie habe vollſtändig ausreichende Zeit gehabt, ſich 
während der Dauer ihres Cigenbeſitzes davon zu überzeugen, 
ob die Baulichkeiten auf dem Gut den Polizeivorſchriften em⸗ 
ſprächen. Sie habe aber dieſe Prüfung vernadläffigt, was zur 
Folge gehabt habe, daß die Ofenklappe ſich in dem polizei⸗ 
widrigen, für den Unfall des Kl. kauſal gewordenen Zuſtand 
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befand. Von der Verantwotrtlichkeit für dieſe Vernachläſfigung 
würde nach Anſicht des B. G. die Bekl. auch dadurch nicht frei 
geworden ſein, daß ſie den Eigenbefitz des Gutes auf einen 
anderen übertragen hätte. Es ſei aber aus dem Inhalt des 
Vertrages vom 28. Oktober 1898 — wie an der Hand einzelner 
Beſtimmungen dieſes Vertrages dargelegt wird — auch nicht 
einmal zu entnehmen, daß eine ſolche Uebertragung habe ſtatt⸗ 
finden ſollen; die Bekl. ſei nicht bloß Eigenthümerin geblieben, 
ſondern habe auch während der Dauer des gedachten Vertrages 
den Eigenbeſitz an Lubierszyn fortgeſetzt. Für die Frage, ob 
wegen der — objektiv feſtſtehenden — Nichtbefolgung der 
Polizeivorſchrift die Bekl. verantwortlich ſei, kam vor allem in 
Betracht, daß die Bekl. zur Zeit des Unfalles Eigenthümerin 
des Gutes Lubierszyn geweſen iſt. Als ſolcher lag ihr in erſter 
Linie die Verpflichtung ob, für die vorſchriftsmäßige Beſchaffen⸗ 
heit der baulichen Einrichtungen, ſo auch der in dem Gutshauſe 
(dauernd) befindlichen Oefen, Sorge zu tragen. Auch die ſtraf⸗ 
rechtliche Beſtimmung in § 368 Nr. 4 des Strafgeſetzbuches, 
betreffend die Unterhaltung der Feuerſtätten in baulichem und 
brandſicherem Zuſtand, richtet ſich zunächſt gegen den Eigen⸗ 
thümer des Hauſes. Wenn zwar dieſes Gebot und noch mehr 
das Strafgeſetz $ 368 Nr. 8 des Strafgeſetzbuchs wegen Nicht⸗ 
befolgung feuerpolizeilicher Anordnungen auch andere Perſonen 
treffen können, welche an Stelle des Eigenthümers die Ver⸗ 
fügungs gewalt über das Haus haben oder als Vertreter deſſelben 
in der Hausverwaltung anzuſehen find, fo iſt doch der Eigen⸗ 
thümer Derjenige, welcher für die Regel und inſolange wegen 
Befolgung der betreffenden Polizeivorſchriften haftbar zu machen 
ſein wird, als nicht beſondere Verhältniſſe dargethan find, ver 
möge deren die Fürſorgepflicht auf einen Anderen übergegangen 
ſein würde. Dem Eigenthümer liegt es auch ob, bei Anlage 
und Inſtandhaltung von Räumen, welche zum Gebrauch von 
Miethern oder ſonſt von anderen Perſonen beftimmt find, die 
nothwendigen Sicherungsmaßregeln zu treffen. — Allerdings tft 
dem EGigenthümer beziehungsweiſe dem dieſem gleichſtehenden 
Eigenbefitzer nicht in allen Fällen zuzumuthen, daß er in eigener 
Perſon die zur Wahrnehmung von Polizeivorſchriften erforder 
lichen Handlungen vornimmt; und hinfichtlich der civilrechtlichen 
Haftbarkeit insbeſondere kann ſich hiebei der weitere Geſichtspunkt 
geltend machen, daß die „Vernachläſfigung“ eines Polizeigeſetzes 
im Sinne von $ 26 des A. L. R. Thl. I Tit. 6 eine ſchuldhafte 
Zuwiderhandlung vorausſetzt. G8 hängt von den Umſtänden 
des einzelnen Falles ab, ob die Uebertragung der gebotenen 
Thätigkeit an einen Vertreter zuläffig ſei, ob und inwieweit 
ſolchenfalls gleichwohl eine Pflicht zur Ueberwachung des Ver⸗ 
treters beſtehe (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 41 S. 211 ff.); 
und es wird hiebei eine verſchiedene Beurtheilung eintreten können 
je nachdem es ſich um Vornahme einzelner Handlungen — perio- 
diſcher Verrichtungen — oder um Anlage und Inſtandhaltung 
dauernder Einrichtungen handelt. Die Reviſion macht nun dem 
B. G. im vorliegenden Fall zum Vorwurf, daſſelbe verkenne die 
Erheblichkeit des zur Exkulpation der Bekl. vorgebrachten Um⸗ 
ſtandes, daß zur Zeit der Schädigung des Kl. am 15./16. De⸗ 
zember 1898 die Bekl., wenn fie auch den Gigenbefitz des Gutes 
de jure fortgeſetzt haben möge, zu der Annahme berechtigt ge- 
weſen ſei, daß mit der thatſächlichen Uebertragung des Beſitzes 
an die Bank Ziemski dieſe auf Grund des mit ihr abgejchlofjenen 
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Adminiſtrations vertrages die zur Erfüllung der Polizeivorſchriften 
für das Gut erforderlichen Maßnahmen, insbeſondere der auf 
Schadens verhütung abzielenden, treffen würde, wie ſolches einem 
ordentlichen Verwalter nach 88 109, 110 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 14 obgelegen habe. Hiermit — meint die Revifion — habe 
die Bekl. um jo mehr rechnen dürfen, als fie, wie geltend gemacht 
wurde, ſich zufolge des Adminiſtrations vertrages ihrer Dispofitions⸗ 
und Auffichtsrechte begeben hatte und als der 8 110 1. 6. anderer · 
ſeits den Verwalter ausdrücklich zur Abwendung „alles drohenden 
Schadens“ verpflichtet hätte. Habe aber die Bekl. dies mit Fug 
und Recht annehmen dürfen, fo treffe fie für die in die Zeit ſeit 
der thatſächlichen Uebergabe des Gutes an die Bank Zlemski 
fallende Schädigung des Kl. kein Verſchulden und es ſei belang ⸗ 
los, ob fie zu einer früheren Zeit verpflichtet geweſen ſei, fich 
um die Polizeivorſchrift und die Uebereinſtimmung der that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe hiermit zu kümmern und ob fie das nicht 
gethan habe. Nicht auf die Belaſſung der Ofenklappe zu dieſer 
früheren Zeit, ſondern auf die Nichtbeſeitigung derſelben zur 
Zeil der Schädigung des Kl. ſowie darauf komme es an, ob 
für dieſe kritiſche Zeit die Vernachläſſigung der Pollzeivorſchrift 
der Bekl. als Verſchulden zuzurechnen ſei, und das ſei mit 
Rückficht auf die obwaltenden Umftände zu verneinen. — Dieſe 
Einwendungen erſcheinen nicht als begründet. Wollte man ſich 
auf den Standpunkt der Reviſion ſtellen, daß es darauf an⸗ 
komme, wem zur Zeit des Unfalles die Sorge für die Aus⸗ 
führung der Polizeivorſchrift oblag, ſo würde doch die Auffaffung 
des B. G., wonach die Bekl. ungeachtet des mit der Bank Ziemoki 
abgeſchloſſenen Vertrages ihrer Verantwortung für die Folgezeit 
nicht enthoben war, als eine rechtsirrthümliche nicht anzuſehen 
fein, ſofern das Gericht mit Rüdfiht auf die konkreten Ver⸗ 
hältniſſe und auf den (zufolge thatſächlicher Auslegung unter⸗ 
ſtellten) Inhalt des Vertrages das Fortbeſtehen einer eigenen 
Fürſorgepflicht oder einer Kontrolepflicht für die im Eigenbeſitz 
des Gutes verbleibende Bekl. hat annehmen dürfen. Indeſſen 
greift ſedenfalls die vorangeſtellte prinzipielle Begründung des 
B. U. durch. Soviel ſteht feſt, daß die Bekl. in der Zeit vom 
Erwerb des Gutes bis zu der angeblichen Uebertragung der 
Gutsverwaltung auf die Bank Ziemski Ende Oktober 1898 nicht 
blos Eigenthümerin, ſondern auch alleinige Befitzerin des Gutes 
geweſen ift und daß fie fi) zu jener Zeit durch Nichtbeſeitigung 
der Ofenklappe einer Vernachläſſigung des Polizeigeſetzes ſchuldig 
gemacht hat. Der Haftung aus dieſer Geſetzesverletzung wäre 
die Bekl. dadurch noch nicht entledigt, falls etwa eine gleiche 
Verletzung auch ihrer Nachfolgerin in der Verwaltung, der 
Bank Ziemski, oder einem Dritten zur Laſt fiele; ſie bleibt 
vielmehr für den Schaden verantwortlich, wenn derſelbe auf ihre 
ſchuldhafte Handlungsweiſe als die Urſache zurückzuführen tft. 
Dieſer Kauſalzuſammenhang konnte, ſelbſt wenn die in § 25 
vergl. mit 8 26 A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 in dieſer Richtung 
aufgeſtellte Rechtsvermuthung wie die Revifion ausführt, bei den 
Umftänden des gegenwärtigen Falles nicht Platz greifen ſollte, 
zuläſfigerweiſe auch auf anderem Wege nachgewieſen werden. 
Und es iſt vom B. G. pofitiv ausgeſprochen, daß gerade in 
Folge der Vernachläſſigung einer Prüfung ſeitens der Bekl. die 
Ofenklappe ſich in dem polizeiwidrigen, für den Unfall des Kl. 
kauſal gewordenen Zuſtand befand. Dieſe Würdigung der 
Kauſalität ift rechtlich nicht zu beanftanden und unterliegt um 
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fo weniger einem Bedenken, als es der Bekl. zur Laſt fällt, daß 
ſie einmal während ihres ausſchließlichen Beſitzes die Beſeitigung 
der gefährlichen Einrichtung verabſäumt und ſodann, wie fie 
behauptet, das Gut an die Bank Ziemski übergeben hatte, 
letzteres während das Gut mit einer polizeiwidrigen Einrichtung 
behaftet war und ohne ſich zuvor von dem ordnungsmäßigen 
Zuftand des Gutshauſes in zuverläſſiger Weiſe zu vergewifſern. 
VI. C. S. i. S. Spolka⸗Ziemska c. Schreiber vom 21. März 
1901, Nr. 12/1901 VI. 

28. 8 26 J. 6. 

Die Begründung des Anſpruchs auf die Vorſchrift des 
§ 26 Th. J Tit. 6 des A. L. R. ſetzt ſomit außer der Stellung 
des Kl. als dritten zum Bekl., alſo dem Ausſchluſſe eines 
Arbeiterverhältniſſes, die Eigenſchaft des 8 9 der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften für die Papiermacher⸗Berufsgenoſſenſchaft 
als eines Polizeigeſetzes im Sinne des 8 20 Th. 1 Tit. 6 
des A. L. R. voraus. Für den Begriff eines Polizeigeſetzes im 
Sinne dieſer Beſtimmung bieten im Allgemeinen die Beſtimmungen 
der 88 10 und 11 Th. II Tit. 17 des A. L. R. im Zuſammenhalt 
mit § 10 der Einleitung zum A. L. R. die maßgebenden 
Grundlagen. Gehörig publizirte Befehle der geſetzgebenden 
Gewalt, die in der Ausübung des ſtaatlichen Zwangsrechtes 
zum Schutze der ſtaatlichen Einrichtungen, der Allgemeinheit 
und des Einzelnen gegen die Gefährdung dienen, find Polizei⸗ 
geſetze im Sinne des Landrechts. Für § 26 Th. I Tit. 6 des 
A. L. R. wird noch das weitere Erforderniß aufzuſtellen ſein, 
daß der beſondere Zweck der Schadenverhütung aus dem Inhalte 
des Geſetzes mit Klarheit zu entnehmen iſt. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 6 S. 62.) Der Ausdruck Geſetz 
oder Anordnung iſt nicht bloß nach dem Sprachgebrauch des 
Landrechts, ſondern auch nach heutigem Staatsrecht für die hier zu 
entſcheidende Frage gleichgültig. Es handelt fich nur darum, ob 
ein den Entſcheidungsbedingungen einer gültigen, mit Geſetzes⸗ 
kraft bekleideten Norm entſprechender Befehl vorliegt oder nicht. 
— Weiter ausgeführt. VI. C. S. i. S. Beſecke o. Schulze vom 
25. Februar 1901, Nr. 432/1900 VI. 

29. 88 124 ff. I. 21. 

Unbegründet iſt die Ausführung der Reviſion, daß die 
Anwendbarkeit der 55 124 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 21 nicht nur 
vorausſetze, daß ein Nießbrauchsrecht beſtehe, ſondern daß der 
Nießbrauch auch faktiſch ausgeübt werde. Die bezeichneten 
Vorſchriften beſtimmen ganz allgemein, inwieweit ein Nieß⸗ 
braucher wegen Verbeſſerungen der ihm zum Nießbrauch ein⸗ 
geräumten Sache Erſatz fordern könne. Sie find alſo an⸗ 
zuwenden, wenn Jemand, dem der Nießbrauch an einer Sache 
rechtlich zuſteht, zum Beſten dieſer Sache Verwendungen gemacht 
hat und für dieſelben vom Eigenthümer Vergütung verlangt. 
Daß dieſe Vorſchriften nur maßgebend ſeien, wenn der Nieß- 
braucher die ihm gebührenden Nutzungen auch thatſächlich erhält, 
iſt aus dem Geſetze nicht zu entnehmen. Duldet er, daß ein 
Anderer, insbeſondere der Eigenthümer die Nutzungen an fich 
nimmt, fo verliert er dadurch doch nicht den Nießbrauch und 
das Recht auf die Nutzungen. Zwar bedarf es nicht, wie das 
B. G. annimmt, zur Beendigung des Nießbrauchs des Che⸗ 
mannes an den eingebrachten Sachen der Ehefrau eines gericht⸗ 
lichen Verzichtes oder eines gerichtlichen Vertrages, wohl aber 
eines ausdrücklichen, ſchriftlichen Verzichts. (Eniſch. des R. G. 
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Bd. 32 S. 297.) — Nach § 124 a. a. O. kann nun der Kl. 
als Nießbraucher für Verwendungen zum Beſten des ſeinem 
Nießbrauche unterworfenen Grundſtücks im Allgemeinen nur 
Vergütung fordern, wenn dieſelben mit ausdrücklicher ſchriftlicher 
Genehmigung des Eigenthümers gemacht worden find. Ob 
Letzterer Auftrag zu denſelben ertheilt oder ſie nachträglich ge⸗ 
nehmigt hat, iſt hiernach unerheblich, da das Geſetz ausdrücklich 
eine ſchriftliche Erklärung erfordert, um die Erſatzpflicht zu be- 
gründen. (Entſch. des Obertribunals Bd. 47 S. 185; Eccius 
Bd. 3 8 186 bei Note 105.) Ob, wie die Reviſion hervorhebt, 
der Kl. nur den Nießbrauch an der im Eigenthum feiner Ehe- 
frau befindlichen Hälfte des Grundſtücks und an dem Nießbrauch 
ſeiner Ehefrau an der der Mitbekl. zu 2 gehörigen Hälfte des 
Grundſtücks zugeſtanden hat, iſt unerheblich, da dieſer Umſtand 
jedenfalls nicht geeignet iſt, einen Anſpruch des Kl. für Ver⸗ 
wendungen zum Beſten des Grundſtücks gegen die mitbeklagte 
Ehefrau zu begründen. Nach den 88 128, 129 a. a. O. und 
den 88 238 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 18 kann der Nießbraucher 
aber auch ohne ſchriftliche Genehmigung des Eigenthümers für 
Verbeſſerungen Erſatz von demſelben verlangen, wenn die Ver⸗ 
befferungen durch Landesgeſetze oder obrigkeitliche Anordnungen 
ausdrücklich vorgeſchrieben worden find. Der Kl. hat nun nach 
dem Thatbeſtande des vom B. G. in Bezug genommenen erſten 
Urtheils behauptet, daß verſchiedene der Arbeiten, für welche er 
Vergütung verlangt, zum Zwecke der Anlegung der Waſſer⸗ 
leitung von der Polizei angeordnet worden find und daß, 
wenn dieſelben nicht freiwillig ausgeführt worden wären, 
von der Behörde zwangsweiſe vorgenommen und mindeſtens 
die gleichen Beträge, wie die in Rechnung geſtellten, von 
den Bekl. eingezogen worden wären. Iſt dies richtig, 
jo würde der Anſpruch des Kl. alſo inſoweit begründet fein. 
VI. C. S. i. S. Scholz e. Scholz vom 18. März 1901, 
Nr. 454/1900 VI. 

30. 58 309, 313 I. 21. 

Mit der Reviſion iſt anzunehmen, daß der zwiſchen dem 
Cedenten des Kl. und dem Magiſtrate von Ellrich abgeſchloſſene 
Vertrag ein Pachtvertrag iſt. Daraus folgt aber nicht, daß 
die Abtretung der Rechte aus dem Vertrage rechtsunwirkſam ift. 
Nach den 85 309, 313 A. L. R. I. 21 iſt die Abtretung des 
Pachtrechts nur ohne Einwilligung des Verpächters und nur 
dieſem gegenüber rechtsunwirkſam. Nur in dieſem Sinne find 
die Bemerkungen von Foͤrſter⸗Eccius (Bd. 1 8 99 bei Note 72) 
und von Dernburg (Pr. Priv. R. Bd. 2 8 83), daß das Recht 
des Miethers und Pächters nicht ceffibel ſei, zu verſtehen. Daß 
eine ſolche Ceſſion mit Genehmigung des Verpächters erfolgen 
kann mit der Wirkung, daß der Verpächter die Ceſſion gegen 
ſich gelten laſſen muß (in welchem Falle ihm jedoch der 
urſprüngliche Pächter und deſſen Ceſſionar als Verpflichtete 
gegenüberſtehen), iſt nicht zweifelhaft (vergl. Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1896 S. 450 Nr. 57). Es iſt auch nicht zu bezweifeln, 
daß der Vermiether ſeine Genehmigung im Voraus allgemein 
ertheilen kann, vielmehr beſtehen Zweifel nur darüber, ob eine 
ſolche generelle Genehmigung, um für den Verpächter verbindlich 
zu ſein, der Schriftform bedurfte (vergl. Föͤrſter ⸗Ecciuz 
Bd. 2 8 136 Anm. 100, Dernburg Bd. 2 5 171 Anm. 7). 
V. C. S. i. S. Deibel e. Rübeſamen vom 13. März 1901, 
Nr. 3/1901 v. 
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VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

31. 8 96. 

Der Einwand der fehlenden ſogenannten Paſſivlegitimation 
iſt vom B. R. nicht, wie die Revifion anſcheinend geltend machen 
will, unrichtig, ſondern ganz im Sinne des Vorbringens der 
Bekl. dahin aufgefaßt, daß die Bekl. in Folge des Auflöſungs⸗ 
beſchluſſes vom 25. März 1899 ſowie der Veräußerung ihres 
ſaͤmmtlichen Bergwerksvermögens an die Nebenintervenienten, 
Aktiengeſellſchaft Eiſen⸗ und Stahlwerke Hoeſch, welche alle 
Aktiva und Paffiva mitübernommen, ihre Exiſtenz als juriſtiſche 
Perſon verloren habe. Auch zeigt die rechtliche Würdigung dieſes 
Einwandes einen Irrthum nicht. Es muß daran feſtgehalten 
werden, daß der Beſchluß einer Gewerkſchaft, ſich aufzulöſen, 
nicht nothwendig ſofort das Ende ihrer Rechtsperſönlichkeit 
herbeiführt, ſondern daß, obwohl die Gewerkſchaft den Betrieb 
des Bergbaus aufgegeben hat, ſie doch einſtweilen zur Erledigung 
der durch ihre Exiſtenz und ihre Thätigkeit begründeten recht⸗ 
lichen Beziehungen, deren Trägerin ſie iſt, ſpeziell zur Befriedigung 
ihrer Gläubiger und zur Vertheilung des nach derſelben übrig 
bleibenden Vermögens an die Gewerken als Rechtsſubjekt beſtehen 
bleibt. Zwar hat die Anſicht Vertreter gefunden, auch in der 
Rechtſprechung, daß nach Auflöſung der Gewerkſchaft die bis⸗ 
herigen Mitbetheiligten des Bergwerks nicht mehr als Gewerkſchaft 
im Sinne des 8 96 des Allgemeinen Berggeſetzes für die 
Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 auftreten können und 
daß die früheren Gewerken zu verklagen find; allein dies iſt 
ſowohl vom Obertribunal als vom R. O. H. G. mißbilligt. Das 
erſtere hat in einem Urtheil vom 27. März 1876 (Striethorſt 
Archiv Bd. 95 S. 364) die Annahme als unrichtig bezeichnet, 
daß nach Aufloͤſung der Gewerkſchaft ſofort und ohne weitere 
Vermittelung die zu dieſer Zeit vorhandenen einzelnen Gewerken 
als Miteigenthümer im Sinne des A. L. R. Thl. J Tit. 17 51 
an die Stelle der juriſtiſchen Perſon der Gewerkſchaft treten, 
und vielmehr das Vorhandenſein ſehr gewichtiger Gründe dafür 
angenommen, daß ungeachtet des Eintretens eines Auflöſungs⸗ 
grundes die Gewerkſchaft als juriſtiſche Perſon und als 
unverändertes Rechtsſubjekt ſo lange fortbeſteht, bis die Rechte 
und Verbindlichkeiten, welche fie während ihres Beſtehens im 
Berhältniffe zu Dritten überkommen hat, auf ordnungsmäßigem 
Wege (durch Liquidation des Gewerkſchaftsvermoͤgens) erledigt 
find und daß erft der Ueberreſt des Vermögens an die einzelnen 
Gewerken fällt. In dem Urtheile des R. O. H. G. vom 
18. Januar 1876 (Entſch. Bd. 19 S. 190) aber tft mit ein ⸗ 
gehender Begründung ausgeſprochen, daß die Gewerkſchaft nach 
Verkauf des Bergwerks und nach ihrer Auflöſung doch in An⸗ 
ſehung des ihr verbliebenen oder durch den Verkauf erworbenen 
anderweiten Vermögens ein rechtsfähiges Subjekt bleibe, daß ſie 
in ihrem rechtsperſönlichen Beſtande nur dann nothwendig und 
ipso jure zerfallen müßte, wenn es wahr wäre, daß die einzelnen 
Gewerken durch denſelben Akt ohne Weiteres Miteigenthümer 
des Reflvermoͤgens würden, daß die Gewerken aber nur einen 
perjönlichen Anſpruch gegen die Gewerkſchaft auf Theilung des 
ihr verbliebenen reinen Vermͤgens haben, nicht ipso jure 
ſuecediren, und daß vielmehr, gleichwie eine Aktiengeſellſchaft 
durch Auflöſungsbeſchluß nur nach der produktiven Seite erliſcht, 
in der Liquidation aber fortbefteht, auch die Gewerkſchaft zur 
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Ermittelung (Liquidation) dieſes Reinvermöͤgens und zur Ver⸗ 
theilung deſſelben unter die Gewerken, alſo für beſtimmte Zwecke 
und bis zu deren Erfüllung rechtsperſoͤnlich in ihrer Verfaſſung 
beſtehen bleibt. Auch in der Rechtſprechung des R. G. iſt an- 
erkannt, daß eine Gewerkſchaft mit ihrer Auflöfung nicht ſofort 
als juriſtiſche Perſönlichkeit zu exiſtiren aufhört. Als fraglich 
mag nun vielleicht noch betrachtet werden konnen, ob mit 
beendeter Vertheilung der Aktiva an die Gewerken die juriſtiſche 
Perſoͤnlichkeit unter allen Umſtänden, d. h. auch dann erliſcht, 
wenn auf die Gläubiger der Gewerkſchaft eine den Zwecken 
eines ordnungsmäßigen Liquidationsverfahrens entſprechende 
Rückſicht nicht genommen iſt und insbeſondere, ob dies ſogar 
dann gilt, wenn die Verbindlichkeiten vor der Auflöfung der 
Gewerkſchaft bereits anhängig gemacht waren, es bedarf indeſſen 
bei Lage des gegenwärtigen Falles eines Eingehens auf dieſe 
Frage nicht und es kann unerörtert bleiben, ob und in welchem 
Sinne das von der Revifion in Bezug genommene Urtheil des 
R. G., Entſch. Bd. 28 S. 358 Stellung zu der Frage genommen 
hat, denn der B. R. erachtet für erwieſen, daß ungetheiltes 
Vermögen, nämlich Aktienbefitz thatſächlich noch vorhanden iſt. 
Von der Revifion wird dieſe Feſtſtellung als prozeßordnungs⸗ 
widrig mit der Behauptung angegriffen, daß über dieſen Punkt 
nicht verhandelt ſei, der Vorwurf iſt aber nicht begründet. Da 
nach dem Vertrage jeder an demſelben theilnehmende Zechen⸗ 
bafiger Aktien der Kl. erwerben muß, die Feſtſtellung des Aktien ⸗ 
befitzes zu den Funktlonen der Verſammlung der Zechenbefitzer 
gehört und nach 8 3 des Statuts der Aktiengeſellſchaft die 
Uebertragung der auf den Namen lautenden Aktien an die Ein⸗ 
willigung der Geſellſchaft gebunden iſt, ſo durfte als an ſich 
gegeben betrachtet werden, daß Aktienbefitz vorhanden war, und 
es wäre Sache der Bekl. geweſen, ihrerſeits geltend zu machen, 
daß fie den Beſtimmungen des Vertrages entgegen Aktien nicht 
erworben oder daß ſie die erworbenen in zuläſſiger Weiſe wieder 
veräußert habe, allein eine ſolche Behauptung iſt von ihr nicht 
aufgeſtellt. Iſt aber noch Aktienbeſitz vorhanden, jo folgt ſchon 
daraus, daß die juriſtiſche Perſönlichkeit der Gewerkſchaft als 
Trägerin wie der Rechte, ſo der Verbindlichkeiten derſelben noch 
beſteht. Es bedarf deshalb auch nicht der Prüfung: ob außerdem 
etwa noch von dem Geſichtspunkte aus Vermögen der Gewerkſchaft 
vorhanden iſt, daß dieſer Anſprüche auf Rückzahlung des an die 
Gewerken unter Nichtbeachtung von Verbindlichkeiten der Geſell⸗ 
ſchaft vertheilten Vermögens gegen die Gewerken (Koydiktionen) 
zuſtehen. Durch den von der Bekl. behaupteten Umſtand, daß 
die Aktiengeſellſchaft Eiſen⸗ und Stahlwerke Hoeſch ſämmtliche 
Paſſiven der Bekl. übernommen hat, wird nichts geändert. 
Eine Univerſalſucceſſion zieht eine ſolche Rechtshandlung nicht 
nach ſich, auch keine eigentliche Spezialſucceſſion in die einzelnen 
übernommenen Verbindlichkeiten, denn ſie vermag zwar zu 
bewirken, daß der Gläubiger, auch wenn er zu der Vereinbarung 
nicht zugezogen iſt, ein Klagerecht gegen den Uebernehmer erhält, 
aber die Verbindlichkeit des Schuldners dauert deſſen ungeachtet 
fort, bis ein geſetzlicher Aufhebungsgrund für ſie entſteht. Von 
der Reviſion wird weiter geltend gemacht, daß die oben genannte 
Firma ſämmtliche Kuxe der Bekl., ſei es vor, ſei es nach Auf- 
loͤſung dieſer, erworben habe. Durch dieſe Thatſache würde, 
wenn noch hinzutritt, daß der Erwerber der Kure die Auflöſung 
der Gewerkſchaft in geeigneter Form ausſpricht, ein neuer Auf- 
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hebungsgrund geſchaffen fein, es kann aber nicht anerkannt 
werden, daß die Tragweite deſſelben eine größere ſein müßte, als 
die der übrigen Auflöſungsgründe, insbeſondere als die der 
Aufloͤſung der Gewerkſchaft durch Beſchluß derſelben. Alle 
Geſichtspunkte, aus denen die Fortexiſtenz der juriſtiſchen 
Perſoͤnlichkeit in den zuletzt genannten Fällen angenommen 
werden muß, treffen auch auf die Vereinigung der Kure in einer 
Hand zu; auch in dieſem Falle iſt es geboten, die Rechts ⸗ 
perſoͤnlichkeit als Trägerin der entſtandenen rechtlichen Beziehungen 
zu erhalten; auch hier bedarf es der einſtweiligen geſonderten 
Behandlung ihres Vermögens. Für eine Succeſſion des Erwerbers 
in ſeiner Eigenſchaft als nunmehrigen alleinigen Inhabers aller 
Kure (alleinigen Gewerken) ift dem Geſetze jo wenig ein Auhalt 
zu entnehmen, wie bei anderen Arten der Auflöſungl für eine 
Succeſſion der mehreren Gewerke. Ob derſelbe die bisherige 
Repräſentation der Gewerkſchaft weiter dulden muß, oder eine 
andere an ihre Stelle ſetzen, namentlich fie felbft in die Hand 
nehmen kann, betrifft nicht die Frage der Paifivlegitimation, 
ſondern nur die der geſetzlichen Vertretung. VII. C. S. i. S. 
Gewerkſchaft „Vereinigte Weſtphalia“ c. Rhein.⸗Weſtf. Kohlen ⸗ 
ſyndikat u. Gen. vom 19. Jebruar 1901, Nr. 274/1900 VII. 

Zum Enteignungs- und Straßengeſetz. 

32. 58 Enteignungsgeſetz. 

Bei Würdigung der Tragweite der polizeilichen Verfügung 
nimmt der B. R. den Satz zur Richtſchnur, daß durch einen 
nicht veröffentlichten Bebauungsplan eine Beſchränkung der 
Bebaubarkeit eines Grundſtücks erſt dadurch geſchaffen werde, 
daß der Plan dem einzelnen davon betroffenen Grundſtück und 
deſſen Eigenthümer gegenüber amtlich durch einen Willensakt der 
Polizeibehaͤrde, welcher auf Verwirklichung der durch den Be⸗ 
bauungsplan vorgeſehenen Fluchtlinie und der dadurch herbei⸗ 
geführten Baubeſchränkung des Grundſtücks gerichtet iſt, in 
Anwendung gebracht wird. Der B. R. bezeichnet zutreffend 
dieſen Satz als in der Rechtſprechung des R. G. feſtſtehend. 
Wenn er ſodann ausführt, daß eine auf Verwirklichung der 
Baubeſchränkung gerichtete Willensentſcheidung der Polizeibehörde 
in jener Baugenehmigung vom 18. September 1860 nicht 
enthalten jei, jo kann hierin ein Verſtoß gegen die obige Rechts. 
regel nicht erkannt werden. Der Rkl. iſt zuzugeben, daß die 
Verſagung der Bauerlaubniß nicht der einzige Weg iſt, auf 
dem die Polizeibehörde ihren Willen, den Bebauungsplan einem 
Grundſtück gegenüber in Wirkſamkeit zu ſetzen, Ausdruck ver⸗ 
leihen kann, fie kann dies auch unabhängig von jedem konkreten 
Bauprojekt. Allein dies hat der B. R. keineswegs verkannt. 
VII. C. S. i. S. Stadt Berlin c. Polborn vom 22. März 1901, 
Nr. 31/1901 VII. 

33. 8 8 Enteignungsgeſetz. 

Will man auch zugeben, daß die Eigenthümer durch den mit 
der Verfügung zugeſtellten Lageplan von dem Verlauf der 
neuen Fluchtlinie auch bezüglich der Grundſtücke Nr. 2 und 3 
in Kenntniß geſetzt wurden, ſo iſt doch zu erwägen, daß, wie 
in dem Urtheile des erkennenden Senats vom 11. Mai 1900 
VII 18/1900 im Anſchluſſe an frühere Entſch. des R. G. 
ausgeſprochen iſt, ſelbſt eine amtliche Mittheilung des 
Bebauungsplans ſeiteus der Polizeibehörde an den Eigenthümer 
dem Grundſtück die Baubeſchränkung nicht auferlegt, wenn ſie 
nicht den Charakter einer auf Verwirklichung der durch die 
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neue Fluchtlinie herbeigeführten Baubeſchränkung des Grundſtücks 
gerichteten Willensentſchließ ung der Polizeibehörde trägt. 
Dieſen Charakter mag die Verfügung vom 17. Februar 1888 
bezüglich des ganzen Grundſtücks Nr. 1 haben; daß fie aber 
auch auf die Grundſtücke Nr. 2 und 3 ſich beziehen ſollte, iſt 
aus der Verfügung jedenfalls nicht mit rechtlicher Nothwendigkeit 
zu entnehmen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Stempelgeſetz. 

34. Tarifnummer 32, 36. 

Die Revifion rügt, der B. R. habe Tarifnummer 36 det 
Landes ſtempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 durch Nichtanwendung 
und Nr. 2 der Befreiungsvorſchriften zu Tarifnummer 32 durch 
unrichtige Anwendung verletzt. Der B. R. lege dem Vertrage 
vom 7. Oktober 1899 einen Inhalt, den derſelbe nicht habe, 
inſofern unter, als er als den Gegenſtand der Leiſtung des Kl. 
J. O. die Verpflichtung anſehe, die Söhne ſelbſtändig zu machen. 
Den Gegenſtand der Leiſtung dieſes Kontrahenten bilde die 
Baarzahlung eines Kapitals von 90 000 Mark. Derſelben ſtehe 
als Leiſtung der anderen Kontrahenten die alljährliche Zahlung 
von 9 000 Mark gegenüber. Es lägen ſomit die für „Leib- 
renten - und Rentenverträge“ in Tarifnummer 36 aufgeſtellten 
Erforderniſſe vor. Auf den Beweggrund und den Zweck des 
Geſchäfts komme es für die Beurtheilung der Stempelpflichtig⸗ 
keit deſſelben nicht weiter an. Die Befreiungsvorſchrift unter 2 
der Tariſſtelle 32 aber könne nicht über den Fall dieſer Tarif⸗ 
ſtelle ausgedehnt werden. Dieſer liege nicht vor, weil es an 
einer Sache fehle, die für ſich allein oder mit anderem Ver⸗ 
mögen von dem Vater auf die Söhne übertragen wäre. Es 
kann unerörtert bleiben, ob die Erwägungen des B. R. geeignet 
ſind, die Annahme zu begründen, daß der Vertrag vom 
7. Oktober 1899, obgleich ſich Inhalts deſſelben als Leiſtungen 
der Kontrahenten alljährlich wiederkehrende Zahlungen von Geld 
für die Eheleute J. O. während der Lebensdauer derſelben einer ⸗ 
ſeits und der Entrichtung einer beſtimmten Geldſumme anderer⸗ 
ſeits gegenuber ſtehen, kein Leibrentenvertrag im Sinne der 
Tarifſtelle 36 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 ſei. 
Jedenfalls erſcheint die Annahme des B. R., daß der Vertrag 
gemäß Ziffer 2 der Ermäßigungen und Befreiungen zu Nr. 32 
des Tarifs einer Stempelſteuer nicht unterworfen ſei, gerecht · 
fertigt. Nach Abſ. 1 der Tarifſtelle find der dort näher beſtimmten 
Stempelabgabe unterworfen Kauf. und Tauſchverträge und 
andere läſtige Veräußerungsgeſchäfte enthaltende Verträge — 
inſoweit nicht beſondere Tarifſtellen zur Anwendung kommen, 
wenn ſie betreffen a) im Inlande befindliche unbewegliche Sachen 
oder dieſen gleichgeachtete Rechte, b) außerhalb Landes befindliche 
unbewegliche Sachen, c) andere Gegenſtände aller Art —. 
Gemäß Ziffer 2 der Ermäßigungen und Befreiungen (Abſ. 11) 
find befreit Verträge, durch welche unbewegliche Sachen oder 
dieſen gleichgeachtete Rechte oder bewegliche Sachen allein oder 
im Zuſammenhange mit anderem Vermögen von Aſcendenten 
an Deſcendenten übertragen werden. Die Vorausetzungen 
dieſer Befreiungsvorſchrift liegen vor. Inhalts des Vertrages 
hat ſich J. O. verpflichtet, feinen Söhnen, den Gegenkontrahenten, 
90 000 Mark in baar zu übertragen. Die Ausführung der 
Reviſion, daß es an einer Sache fehle, die für fi allein oder 
mit anderem Vermögen von dem Vater auf die Söhne über 
tragen ſei, iſt unzutreffend. Daß baares Geld unter den 
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Begriff einer beweglichen Sache fällt, kann nicht bezweifelt 
werden. Wenn aber beſtritten wird, daß der Vertrag die Ueber⸗ 
tragung einer ſolchen zum Inhalt habe, und zwar deshalb, weil 
der angegebene baare Geldbetrag nur den Preis für die aus ⸗ 
bedungene Geldrente bilde, jo ſteht der Reviſion der Inhalt der 
Vertragsurkunde und die nicht zu beanſtandende Feſtſtellung des 

R. entgegen. Nach dieſer war von den Kontrahenten die 
Uebertragung des baaren Geldbetrages an und für ſich gewollt 
und keineswegs blos als das Mittel, durch welches, oder als das 
Entgelt gegen welches die Eheleute Joſef O. den Anſpruch auf 
Gewährung der Geldrente erwerben ſollten. Liegen ſomit alle 
Kriterien eines — und zwar eines läſtigen — Uebertragungs⸗ 
vertrages im Sinne der Befreiungsvorſchrift vor, ſo kann die 
Stempelpflichtigkeit auch nicht etwa deshalb angenommen werden, 
weil der Vertrag zugleich alle Merkmale eines Leibrentenvertrages 
im Sinne der Tarifſtelle 36 enthalte. Durch den ſchriftlichen 
Vertrag iſt ein einheitliches Rechtsgeſchäft beurkundet, welches 
nicht in einen ſtempelfreien Uebertragungsvertrag und einen 
ſtempelpflichtigen Leibrentenvertrag zerlegt werden kann. Die 
Stempelfreiheit eines Geſchäfts deckt alle diejenigen in der Ur⸗ 
kunde enthaltenen Erklärungen, welche nicht als von dem ftempel- 
freien Rechtgeſchäfte verſchiedene Geſchäfte, ſondern als Beſtand⸗ 
theile deſſe lben anzuſehen find. (Vergl. Heinitz, Kommentar zum 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetz, Anm. 3a zu 8 10, S. 112, 
Noelle, Stempelſteuergeſetz, Anm. 5 zu § 10 S. 42. Hummel 
und Specht, Stempelſteuergeſetz, Anm. B II zu $ 10 S. 149.) 
Es iſt unzuläſſig, bei der Beurthellung der Frage der Stempel⸗ 
pflichtigkeit eines ſolchen einheitlichen Geſchäftes von dem recht⸗ 
lichen Charakter deſſelben, mit Rückſicht auf welchen das Geſetz 
die Stempelpflicht nicht eintreten laſſen will, abzuſehen. 
VII. C. S. i. S. S. -⸗Fiskus c. Oſthues und Gen. vom 8. a 
1901, Nr. 8/1901 VII. 
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Briefkasten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Zur Frage der Formvorſchrift S. 232 dieſer Zeitſchrift 
ſchreibt uns Herr Nef. Dr. H. in 8. 

Schon die Motive zum I. Entwurf eines B. G. B. 
(Bd. III S. 158 fg., insbeſondere S. 175, 176) laſſen keinen 
Zweifel darüber, daß die Formvorſchrift des 5 873 Abſ. 2 
B. G. B. (§ 828 Abi. 3 des I. Entwurfs) lediglich den ding · 
lichen Vertrag, das Leiſtungsgeſchäft trifft, während im 
Gegenſatz dazu das obligatoriſche Kauſalgeſchäft nach 
der allgemeinen Regel über die Formfrerheit der Verträge 
formlos abgeſchlofſen werden darf. 

Dieſe Auffaſſung der I. Kommiffion iſt durch die II. Kom⸗ 
miffion zur Berathung des Entwurfs eines B. G. B. voll⸗ 
inhaltlich gebilligt worden. Zum Beweiſe hierfür diene ins⸗ 
beſondere das Nachfolgende: 

In der II. Kommiſfion war zu 8 351 des Entwurfs I 
(letzt 5 313 B. G. B.) prinzipaliter der Antrag geſtellt worden, 
den 1. Abſatz des Paragraphen dahin zu faſſen: 

Der Vertrag, durch welchen ſich Jemand zur Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums oder zur Begründung, 
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Uebertragung oder Belaſtung eines anderen 
Rechtes an einem Grundſtücke verpflichtet, 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Form. 

Als Unteranträge lagen dazu vor: 

a) für den Fall der Ausdehnung des Formzwanges auf 
andere dingliche Rechte als auf Grundeigenthum 
anſtatt der „gerichtlichen oder notariellen Form“ die 
Anwendung der ſchriftlichen Form zu beſchließen. 

b) dem § 351 Entwurfs an Stelle der prinzipaliter 
vorgeſchlagenen Aenderung den Zuſatz beizufügen: 

Der Vertrag, durch welchen ſich Jemand zur Be⸗ 
gründung, Uebertragung oder Belaftung eines 
anderen Rechts an einem Grundſtück verpflichtet, 
bedarf der ſchriftlichen Form. 

Zur Begründung dieſer Anträge wurde geltend gemacht, 
daß die Konſequenz die Ausdehnung des Formzwanges auf die 
obligatoriſchen Verträge über ſonſtige Rechte an Grundſtücken 
(perſöuliche Dienſtbarkeiten, Reallaſten, Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden) erfordere, weil dieſe Rechte in ihrer wirthſchaftlichen 
Bedeutung dem Eigenthum ſehr nahe ſtänden. Protokolle, amt⸗ 
liche Ausgabe Bd. I S. 459, 463. 

Die Kommiſſion hat alle dieſe Anträge abgelehnt, 
ſowohl den Prinzipalantrag, der für obligatoriſche Verträge 
über alle Rechte an Grundſtücken an dem ſtrengen Exforderniß 
der gerichtlichen oder notariellen Form feſthalten wollte, als die 
Unteranträge, welche den Mittelweg, die ſchriftliche Form ge⸗ 
nügen laſſen wollten. Als Begründung dieſer Ablehnung wird 
ausgeführt: „Die Kommiſſion erkannte ein Bedürfniß für die 
Ausdehnung (des Formerforderniſſes) nicht an, weil die Formali⸗ 
firung des dinglichen Vertrages hier genüge, zu einem Schutze 
gegen Uebereilung eine Veranlaſſung nicht vorliege, gegen die 
privatſchriftliche Form auch die (Bl. 461 näher dargelegten) 
Bedenken ſprechen und weil die ſtrengere Form vielfach zur 
Erſchwerung und Benachtheiligung des Verkehrs führen müßte, 
insbeſondere bei Hypotheken (Darlehnszuſagen der Landſchafts⸗ 
direktioneu, Schlußſcheinen der Hypothekenmakler).“ Protokolle 
Bd. I S. 464. ö 


Zu berjelben Frage werden wir noch auf Scherer, Sachen⸗ 
recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu 588 873, 874 S. 38 
Nr. 69 und zu Buch III Abſchn. VIII Titel I Vorbemerkungen 
S. 247 Nr. 449 hingewieſen. Dagegen ſchreibt uns Herr 
RUM. in W.: 

„Gegenüber der die Auffaſſung des Frageſtellers be⸗ 
ſtätigenden Beantwortung der Frage erlaube ich mir auf die 
Entſcheidung des Reichsgerichts in Civilſachen vom 8. April 1899 
(Bd. 43 S. 139) als allgemein geltend aufgeſtellte Rechts- 
regel zu verweiſen: 

„Es folgt aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen, daß, wenn 
für die Gültigkeit eines gewiſſen Vertrages geſetzlich 
eine beſtimmte Form vorgeſchrieben iſt, auch ein form⸗ 
loſes Abkommen auf Eingehung eines ſolchen Vertrages 
ungültig ſein muß. Es giebt keinen Anſpruch auf Voll⸗ 
ziehung der Form, wenn das Geſetz dem rechtsgeſchäftlichen 
Willen nur in der gehörigen Form Beachtung ſcheukt.“ 

Der 8 873 B. G. B. behindert in Verbindung mit der 

vorgetragenen allgemeinen Reichsgerichtsnorm ſeinem ſtrikten 
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Wortlaute nach jedwede Rechtswirkung eines formloſen oder 
nur ſchriftlichen obligatoriſchen Vertrages, durch den ſich ein 
Theil zur Belaſtung eines Grundſtücks verpflichtet, und gewährt 
namentlich aus einem ſolchen formungültigen Vertrage keinen 
Klageanſpruch auf Vollziehung der nöthigen Form. 

Eines näheren Eingehens auf das Verhältniß des dinglichen 
Vertrages zu dem obligatoriſchen Kauſalgeſchäfte im Allgemeinen 
oder hier im Beſonderen bedarf es im Hinblick auf jene uni ⸗ 
verſelle Regel des Reichsgerichts nicht. 

Der § 925 B. G. B. ergänzt bezüglich der Willensüber⸗ 
einſtimmung der Kontrahenten bei der Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an Grundſtücken den cit. $ 873 dahin: 

„Die zur Uebertragung des Eigenthums an einem 
Grundſtücke nach § 873 erforderliche Einigung des 
Veräußerers und des Erwerbers (Auflaſſung) muß bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile vor dem Grund⸗ 
buchamt erklärt werden“, 
und bildet ſomit ſcheinbar eine Ausnahme von jenem Grund⸗ 
ſatze des Reichsgerichts und zwar in Anbetracht des § 313 
Satz 1 B. G. B.: 
„Ein Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, 
das Eigenthum an einem Grundſtücke zu übertragen, 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.“ 

Ich ſage „ſcheinbar“. Denn der Reichsgerichtsgrundſatz be⸗ 
greift nicht in ſich ſolche Fälle, in denen das Geſetz ausdrücklich, 
wie der cit. 8 313 Satz 1 es thut, einer Willenseinigung in 
beſtimmter Form den Anſpruch auf Vollziehung * Be⸗ 
urkundung verleiht. 

Die Heranziehung des § 314 B. G. B.: 

„Verpflichtet ſich Jemand zur Veräußerung oder Be⸗ 

laſtung einer Sache, ſo erſtreckt fih die Verpflichtung 

im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache“, 
ſeitens des Herrn Frageſtellers zur Bekräftigung der Richtigkeit 
ſeiner Meinung erſcheint ſchon deshalb nicht zutreffend, weil 
dieſer Paragraph nur eine Auslegungsvorſchrift für den Inhalt 
eines Vertrages, der die Veräußerung oder Belaſtung einer 
Sache zum Gegenſtande hat, und ſomit eine dies betreffende 
allgemeine Regel giebt, die nicht nur bezüglich unbeweglicher, 
ſondern auch beweglicher Sachen — z. B. gilt darnach durch 
den über einen Schmuck geſchloſſenen Veräußerungs- oder Pfand⸗ 
vertrag auch das zugehörige Etui als mitveräußert bezw. mit- 
verpfändet — Platz greift. Der § 314 behandelt die Vertrags- 
leiſtung, wie dies auch von den weiteren §§ 315 bis 319 
geſchieht und läßt die Frage nach der Vertragsform ganz 
unberührt.“ 

Die angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts beſchäftigt 
fich mit der Frage, ob aus dem formlos geſchloſſenen Ver⸗ 
trage, durch den ſich jemand verpflichtet, fich bei der Gründung 
einer Geſellſchaft m. b. H. mit einer Stammeinlage von 5000 Mark 
zu betheiligen, eine Klage auf Erfüllung der übernommenen 
Verpflichtung gegeben ſei. Das Reichsgericht gelangt zur Ver⸗ 
neinung dieſer Frage. Es nimmt an, daß ein formloſer Vor⸗ 
vertrag vorliege, der keinen anderen Inhalt habe, als 
daß der Promittent die Verpflichtung übernehme, den 
an eine beſtimmte Form gebundenen Hauptvertrag 
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in dieſer Form abzuſchließen. Der Grund alſo, aus 
welchem ſeitens des Reichsgerichts die Ungültigkeit eines ſolchen 
formlos geſchloſſenen Vorvertrages hergeleitet wird, liegt darin, daß 
der Vorvertrag keinen ſelbſtändigen Inhalt hat. Anders liegt es 
aber, wenn es ſich um zwei ſelbſtändige Verträge verſchiedener 
Art handelt, wie es immer der Fall iſt bei der obligatoriſchen 
Verpflichtung zum Abſchluß eines dinglichen Vertrages. Der 
Kaufvertrag iſt die obligatoriſche Verpflichtung zur Uebertragung 
des Eigenthums, die Uebergabe beziehungsweiſe die Auflaſſung 
iſt der dingliche Vertrag. Daß das Reichsgericht ſich dieſes 
Unterſchieds bewußt geweſen iſt und den Grundſatz der Un⸗ 
gültigkeit formloſer Vorverträge zu formbedürftigen Verträgen 
auf die obligatoriſchen Verpflichtungen zum Abſchluß dinglicher 
Verträge nicht hat ausdehnen wollen, ergiebt ganz deutlich die 
in der Entſcheidung enthaltene Bezugnahme auf Planck, Kom⸗ 
mentar zu § 125 B. G. B. Bem. 5. In der angeführten 
Stelle iſt der hier erwähnte Unterſchied erörtert. Das Reichs ⸗ 
gericht würde ſich auf jene Bemerkung nicht berufen haben, 
wenn es deren Inhalt nicht voll billigen wollte. 


Schließlich wird uns noch von Herrn R.⸗A. W. in O. 
mitgetheilt, daß das Oberlandesgericht in Breslau ſich auch für 
die Formfreiheit des obligatoriſchen Vertrages auf Gewährung 
eines dinglichen Rechts an einem Grundſtück ausgeſprochen hat. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Juſtizrath Dr. jur. Lorey beim Oberlandesgericht Frank ⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Iſay beim 
Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Rudolf Heinrich 
Theodor Siebeck beim Amtsgericht und Landgericht Dresden; 
Rechtsanwalt Dr. Paul Eiſermann beim Kammergericht 
Berlin; — Rechtsanwalt Theodor Loeffel beim Landgericht 
Heidelberg; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Kurt Schulze 
beim Landgericht Bautzen; — Rechtsanwalt Georg Friedrich 
Auguſt Franke beim Amtsgericht Döhlen; — Rechtsanwalt 
Dr. Oskar Bernhard Werner in Geithain beim Landgericht 
Leipzig; — Rechtsanwalt Kleefeld beim Amtsgericht Sorau; — 
Rechtsanwalt Dr. Braſch beim Landgericht Koblenz; — Gerichts 
aſſeſſor Theodor Edelſtein beim Amtsgericht Walsrode; — 
Rechtsanwalt Curt Wilhelm König beim Amtsgericht Auguftus- 
burg i. Erzg. und beim Landgericht Chemnitz. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernaunt: Rechtsanwalt Dr. Herking 
in Oberhauſen; — Rechtsanwalt Carl Reigers in Neheim; — 
Rechtsanwalt Dr. Fraude in Strausberg; — Rechtsanwalt 
Reimann in Hultſchin. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Johannes Zinzow in Neu⸗Stettin; — Rechts⸗ 
anwalt Hugo Janke in Elbing; — Juſtizrath van Werden 
in Elberfeld; — Juſtizrath Voſſen in Barmen; — Juſtizrath 
Lütkemüller in Berlin. 
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9 für deutſche Rechtsanwälte. 


Beitrag 20 Mark das Geſchäfts 
1. gun 1900 bis 30. Juni 1901 IF 5 5 
Ap 91 0 fͤͤllig. 

Herren Nit lieder erſuche ich hierdurch, dieſen 


5 an den für jeden Bezirk beſtellten Vertrauens- 
mann zu zahlen, die Herren Bertranensmänner aber werden 
2 805 die Gers. Zahlungen bis zum 10. Mai 1901 
an mich zu üb 
Bon dieſer Zeit an werden die Beiträge durch Nach⸗ 
nahme erhoben. 
Leipzig, Schreberſtr. 13. | 
Dr. Seelig, Juſtizrath. 


Die Anwalts kammern im Bezirke der Ober 
Sa und Bamberg haben der Kaſſe — 


ar 


fen von 1200 Mark bezw. 1000 Mark 1 
ern und 9 5 eee iſt für die r chen Beißulfen 


aufrichtigſte Dank ans geſproch 


Zu Art. 201 Einf. Gef, zum B. G. B. 
88 1567, 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Roß 6. Roß 
vom 29. März 1901, Nr. 44/1901 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 
Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Die mit Klage vom 11. April 1900 beantragte Scheidung 
der am 16. Juni 1896 geſchloſſenen Che der Parteien iſt zufolge 
Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu beurtheilen. Die Klage ſtützt ſich auf den Scheidungs⸗ 
grund der boͤslichen Verlaſſung im Sinne des 8 1567 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, und das Landgericht hatte im Urtheil 
I. Inſtanz die Vorausſetzungen des $ 1567 Nr. 1 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs feſtgeſtellt. Hiernach hatte ſich die beklagte Ehefrau 
am 19. Januar 1897 ohne Erlaubniß ihres Mannes aus der 
ehelichen Wohnung entfernt und war zu ihren Eltern zurück 
gekehrt. Auf Klage des Ehemanns wurde fie durch Urtheil des 
Landgerichts Offenburg vom 13. Dezember 1898 verurtheilt, 
behufs Herſtellung des ehelichen Lebens in die Wohnung ihres 


Ehemannes zurückzukehren und daſelbſt fi aufzuhalten, und 
dieſes Urtheil hat am 5. Februar 1899 die Rechtskraft erlangt. 
Die Beklagte leiſtete jedoch dem Urtheil keine Folge, die in 
§ 1567 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Zeit von 
einem Jahre war daher ſchon bei Anſtellung der gegenwärtigen 
Klage umlaufen und nach der Annahme des Landgerichts hat 
die Beklagte in böslicher Abficht gegen den Willen ihres Ehe⸗ 
mannes dem Urtheil nicht Folge geleiſtet. Allein das Be⸗ 
rufungs gericht hat mit Recht angenommen, daß lediglich auf 
die Vorausſetzungen des 8 1567 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf Scheidung nicht erkannt werden könne. Die Verfehlung, 
deren ſich die Beklagte ſchuldig gemacht haben ſoll, hat ſchon 
unter der Herrſchaft des früheren Rechts durch Nichtfolgeleiſtung 
gegenüber der am 5. Februar 1899 rechtskräftig gewordenen 
Verurtheilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft be⸗ 
gonnen und nicht blos zur Zeit der Anſtellung der Scheidungs⸗ 
klage, ſondern ſelbſt zur Zeit der am 12. Dezember 1900 ſtatt⸗ 
gehabten Verkündung des mit der Reviſion angefochtenen Be⸗ 
rufungsurtheils war unter der Herrſchaft des am 1. Januar 
1900 in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Jahr 
des Getrenntlebens der Eheleute noch nicht umlaufen. Daß 
jetzt eine Jahresfriſt auch unter dem neuen Recht abgelaufen 
wäre, kommt nicht in Betracht, da das Revifilonsgericht nur 
diejenigen Thatſachen, auf welche das angegriffene Berufungs⸗ 
urtheil ſich ſtützen konnte, zu berüͤckfichtigen hat. Hiernach müßte 
zufolge der Beſtimmung des Artikels 201 Abſ. 2 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die Verfehlung der 
Beklagten auch nach den bisherigen Geſetzen einen Scheidungs⸗ 
grund bilden, was aber nicht zutrifft, da das hier maßgebende 
badiſche Landrecht den Scheidungsgrund der boͤslichen Verlafſung 
nicht kennt. 


Zu den Art. 203, 206 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu den SS 1601 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Herdt⸗ 
mann o. Herdtmann vom 25. März 1901, Nr. 15/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Hamm. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 
1. Der von den klagenden Kindern gegen ihren Vater, 
den Beklagten, geltend gemachte geſetzliche Unterhaltsanſpruch 
ift ein familienrechtlicher, auf der Verwandtſchaft beruhender 
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Anſpruch; für feine Beurtheilung find daher, gemäß Artikel 203 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, für die 
Zeit bis zu deſſen Inkrafttreten, den 1. Januar 1900, die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts — 88 64, 65, 103 Theil II 
Titel 2 — nach dieſer Zeit die des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
— 88 16011603, 1606, 1610, 1612, 1613 —, mit der aus 
Artikel 206 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch ſich ergebenden Einſchränkung, maßgebend. Hiervon geht 
auch das Berufungsgericht aus. 

2. Wie das Berufungsgericht bei Aufftellung der für die 
Entſcheidung maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkte zutreffend 
ausführt, iſt nach den 88 65, 103 des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 2, die Unterhaltspflicht des Vaters ſeinen noch 
in väterlicher Gewalt befindlichen Kindern gegenüber eine 
prinzipale, d. h. eine unbedingte und unbeſchränkte, und durch 
das Vorhandenſein ausreichenden Vermögens nicht bedingt. 
Der Vater muß daher noͤthigenfalls auch die Subſtanz feines 
Vermoͤgens zur Erfüllung dieſer Verpflichtung angreifen, ſolange 
dadurch nicht für ihn ſelbſt die gegenwärtige Gefahr entfteht, 
in Noth zu gerathen. Eine erſt in der Zukunft drohende 
Gefahr eigener Noth kann dem Anſpruch des Kindes auf 
Gewährung des Unterhalts mit Erfolg nicht entgegengeſetzt 
werden. In dieſem Sinne hat ſich das Reichsgericht mehrfach, 
ſo noch in dem Urtheile vom 26. Oktober 1899 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 838% — ausgeſprochen. Die von dem 
Berufungsgericht für die von ihm angenommene Einſchränkung 
der Verpflichtung des Vaters, daß er die Subſtanz ſeines 
Vermögens anzugreifen nur verpflichtet ſei, ſofern er ſich dadurch 
nicht etwa ſelbſt der Gefahr eigener Verarmung ausſetze —, in 
Bezug genommenen Urtheile des Reichsgerichts vom 9. April 
und 8. Oktober 1881 — Entſch. in Civilſachen Bd. 4, S. 149 
und Bd. 5, S. 154 — entſcheiden die Frage für das gemeine 
Recht, ſo daß auch ein Widerſpruch mit demſelben im Sinne 
des & 137 des Gerichts verfaſſungsgeſetzes nicht vorliegt. Im 
Weſentlichen in Uebereinſtimmung mit dem Allgemeinen Landrecht 
iſt, wenigſtens minderjährigen unverheiratheten Kindern gegenüber, 
im Bürgerlichen Geſetzbuch die Unterhaltspflicht des Vaters 
geſtaltet. Nach $ 1606 Abſ. 2 a. a. O. haftet der Vater vor der 
Mutter, und nach 5 1608 Abſ. 1 iſt zwar nicht unterhalts⸗ 
pflichtig, wer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außer Stande iſt, ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen 
Unterhalts, den Unterhalt zu gewähren; es beſtimmt aber der 
Abſ. 2: „Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, fo find fie ihren 
minderjährigen unverheiratheten Kindern gegenüber verpflichtet, 
alle verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalte 
gleichmäßig zu verwenden. Dieſe Verpflichtung tritt nicht ein, 
wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden iſt, 
ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unterhalt 


aus dem Stamm ſeines Vermögens beſtritten werden kann.“ 


Daß der eine oder der andere der hier gedachten beiden Ausnahme 
fälle vorläge, iſt von dem Beklagten nicht geltend gemacht, und 
beſtimmt ſich daher für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab die 
Unterhaltspflicht deſſelben ſeinen klagenden, minderjährigen 
und unverheiratheten Kindern gegenüber lediglich nach § 1603 
Abſ. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Iſt hiervon 
auszugehen, ſo erſcheint, bei einem verfügbaren Kapitalvermögen 
des Beklagten von 50 000 M., der Anſpruch der klagenden 
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Kinder auf Gewährung eines Beitrages von je 500 Mark jährlich 
zu den Unterhalts- und Erziehungskoſten vom 9. September 1898 
ab auch für die Zeit vor dem 1. Jannar 1900 ohne weiteres 


‚und ohne Rückſficht darauf, ob der Beklagte völlig erwerbs- 


unfähig iſt oder nicht, gerechtfertigt, da von einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Beklagten, durch Gewährung dieſer Beiträge in 
Noth zu gerathen, nach der bedenkenfreien Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts nicht die Rede ſein kann. 


Zu Art. 214 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 2224 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Moſer 
6. Moſer vom 7. März 1901, Nr. 384/1900 IV. 
UI. J. Kammergericht. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Kläger ſucht ſeine Behauptung, daß die Beklagten 
nicht befugt ſeien als Teſtamentsvollſtrecker zu handeln, in zwei ⸗ 
facher Weiſe zu begründen. Er macht geltend, daß die An⸗ 
ordnung der Teſtamentsvollſtreckung deshalb ungiltig ſei, weil 
ſie nur in einem Teſtamente, nicht aber in einem Erbvertrage 
habe getroffen werden können. Aber auch wenn von der Rechte⸗ 
giltigkeit der Anordnung an ſich ausgegangen wird, fell dieſelbe 
nach der Annahme des Klägers mit dem Wegfall des Staats- 
anwalts St. demnächſt hinfällig geworden ſein. 

1. Wat zunächſt die Frage anbelangt, ob die Ernennung 
der Teſtamentsvollftrecker deshalb, weil fie in einem Erbvertrage 
erfolgt iſt, von vornherein als rechtsungiltig zu betrachten ſei, 
ſo iſt hierfür von den vorinſtanzlichen Gerichten mit Recht von 
der Vorſchrift des Artikel 214 Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch ausgegangen worden, wonach die vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches erfolgte Errichtung 
einer Verfügung von Todes wegen nach den bisherigen Geſetzen 
beurtheilt wird, auch wenn der Erblaſſer erſt nach dem Inkraſt ⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtirbt. Nach dem hiernach 
zur Anwendung kommenden Preußiſchen Allgemeinen Landrecht 
iſt aber, wie ſich aus 8 557 Theil I Titel 12 deſſelben ergiebt, 
bezüglich der Form, in welcher die Beſtellung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zu erfolgen hat, nur erforderlich, daß die Berufung 
in einer letztwilligen Verordnung geſchieht, und danach erſcheint 
die Ernennung in einem Erbvertrage, wie das Berufungsgericht 
zutreffend ausführt, rechtlich zuläffig. 

Die Revifion macht hiergegen geltend, daß nach 5 557 
a. a. O. der Teſtamentzvollſtrecker als Bevollmächtigter des Erb- 
laſſers anzuſehen ſei, letzterer daher nach 8 150 Allgemeinen 
Landrechts Theil I Titel 13 die Ernennung widerrufen könne, 
dieſer Widerruf aber die einſeitige Aufhebung eines Theiles der 
den Inhalt des Erbvertrages bildenden Beſtimmungen, und zwar 
vielleicht eines Theiles von entſcheidender Bedeutung zur Folge 
haben würde. Dieſer Angriff iſt jedoch nicht gerechtfertigt. 
Denn wenn auch in 8 159 a. a. O. die Widerruflichkeit des 
Vollmachtsauftrages als Regel vorgeſchrieben tft, fo kann doch 
der Machtgeber von dem Rechte des Widerrufs keinen Gebrauch 
machen, wenn er durch den Erbvertrag an die in demſelben 


1 


— a 2 
8 rs 


‚ Er 
1 2 A 41 14 8 
7 
E 


[74 * 
IT ar 
.. 


17 


7 „ 


* 
F fr 


nn 


N 
2 — 


7 


— — — m — W K n 7 MA 


XXX. Jahrgang. 


erfolgte Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers feinem Mit⸗ 
kontrahenten gegenüber gebunden iſt. 

2. Mit Recht hat aber das Berufungsgericht auch die 
fernere Annahme des Klägers, daß die Ernennung der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker mit dem Wegfall des Staatsanwalts St. hin⸗ 
fällig geworden jet, für unbegründet erachtet. Hier kommt nach 
dem von dem Berufungsgericht feftgeftellten Inhalt des & 11 
des Erbvertrages Folgendes in Betracht. 

Nachdem der Erblaſſer die zu Teſtamentsvollſtreckern 
ernannten Perſonen bezeichnet hat, ſchließt er daran die Be⸗ 
ſtimmung an: „und zwar ſollen dieſelben gemeinſchaftlich, alſo 
immer zu dreien fungiren“. Es folgt dann die den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern ertheilte Vollmacht und demnächſt die Anordnung: 
„Ein jeder von ihnen iſt berechtigt und verpflichtet, ſofort nach 
Antritt feines Amtes in einer öffentlichen Urkunde feinen Nach⸗ 
folger zu ernennen, und zwar mit denſelben Verpflichtungen und 
Befugniſſen, welche ihm ſelbſt beigelegt find, insbeſondere mit 
dem Recht und der Pflicht zur Ernennung des Nachfolgers.“ 
Der Kläger leitet aus der Beſtimmung, daß die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker gemeinſchaftlich, alſo immer zu dreien fungiren ſollen, 
und aus der den Teſtamentsvollſtreckern auferlegten Verpflichtung 
zur ſofortigen Ernennung eines Nachfolgers ſeine Annahme her, 
daß, nachdem der Staatsanwalt St. die Uebernahme des Amtes 
abgelehnt hat und ein Nachfolger von ihm nicht beſtellt worden 
iſt, die Ernennung der Teſtamentsvollſtrecker in Wegfall ge⸗ 
kommen ſei. Wenn das Berufungsgericht dem gegenüber zunächſt 
bemerkt, es ſei durch die Beſtimmung, daß die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker gemeinſchaftlich, alſo immer zu dreien fungiren ſollen, 
nichts weiter vorgeſchrieben, als daß regelmäßig ein gemein 
ſchaftliches Handeln der eingeſetzten drei Teſtamentsvollſtrecker 
ftattfinden ſolle, fo kann es dahingeſtellt bleiben, ob ſich dieſe 
von der Revifion bekämpfte Auslegung der fraglichen Beſtimmung 
des Erbvertrages mit Rückſicht auf deren Wortlaut rechtfertigen 
läßt. Denn unabhängig von dieſer Erwägung tritt das 
Berufungsgericht der Auffaſſung des Klägers mit nachſtehender 
ſelbſtändiger Begründung entgegen: | 

Die Auflage in Berreff der Ernennung des Nachfolgers 
ziele unverkennbar darauf ab, den Fortbeſtand der von 
dem Erblaſſer berufenen Mehrzahl der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zu ſichern. Sie enthalte aber — und dies 
allein ſei entſcheidend — keine Anordnung für den 
Fall, daß ein Teſtamentsvollſtrecker vor Antritt des 
Amtes und vor Ernennung eines Erſatzmannes in Wegfall 
komme. Der Erblaffer habe offenbar mit einer ſolchen 
Moglichkeit gar nicht gerechnet. Nachdem daher der 
Staatsanwalt St. die Annahme des Amtes abgelehnt 
und einen Erſatzmann nicht ernannt habe, greife in Er⸗ 
mangelung einer allweichenden Anordnung des Erblaſſers 
die Vorſchrift des § 2224 Bürgerlichen Geſetzbuchs Platz, 
d. h. es werde von dem Beklagten zu 1 und von dem 
als Nachfolger des Rathsmaurermeiſters K. beſtellten 
Beklagten zu 2 allein das Amt der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker geführt. 

Dieſe Ausführungen enthalten eine unanfechtbare Auslegung 
der in Betracht kommenden Beſtimmungen des Erbvertrages und 
eine nicht zu beanſtandende Anwendung des § 2224 Bürgerlichen 
Geſetzbuches, welcher vorſchreibt, daß, wenn von mehreren Teſta⸗ 
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mentsvollftreckern einer wegfällt, die übrigen das Amt allein 
führen, der Erblaſſer aber abweichende Anordnungen treffen 
könne. Letzteres iſt, wie das Berufungsgericht ohne Verletzung 
einer Rechtsnorm feſtgeſtellt hat, im vorliegenden Fall nicht 
geſchehen. Daß die Entſcheidung hier nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu treffen iſt, kann nicht bedenklich er- 
ſcheinen, da inſoweit die Sonderbeſtimmungen der Artikel 214 fig. 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche nicht Platz 
greifen, und mithin der aus Artikel 1 und 213 a. a. O. ſich 
ergebende Grundſatz, daß für den nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetretenen Erbfall das neue Recht 
gilt, maßgebend iſt. Die Wirkungen des durch die Ernennung 
der Teſtamentsvollſtrecker begründeten Rechtsverhältniſſes find 
unter der Herrſchaft des Bürgerlich -u Geſetzbuchs eingetreten, 
fie konnen daher auch nur nach dieſem beurtheilt werden. 


Zu § 1564 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Heiſer 
c. Helfer vom 11. April 1901, Nr. 39/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg i. Pr. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Nach § 1564 des Bürgerlichen Geſetzbuchs tritt die Auf ⸗ 
loͤſung der Ehe erſt mit der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urtheils ein. Durch die ſeitens der Beklagten eingelegte Be⸗ 
rufung wurde aber der Eintritt der Rechtskraft des in erſter 
Inſtanz auf die Klage des Ehemannes ergangenen Urtheils 
gehemmt. Eine Aenderung trat hierin auch dadurch nicht ein, 
daß die Beklagte ihren Berufungsantrag demnächſt nur dahin 
formulirte, daß die Ehe auch auf ihre Widerklage getrennt 
und jeder der beiden Ehegatten für ſchuldig erklärt werden 
möchte. Denn auch, nachdem dieſer Antrag geſtellt war, blieb 
es der Beklagten unbenommen, noch bis zum Schluſſe der 
letzten mündlichen Verhandlung, welche am 17. Dezember 1900 
ſtattfand, ihren Antrag auf die Abweiſung der Klage aus⸗ 
zudehnen. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 6 S. 435, Bd. 8 S. 163, Gruchots Beiträge 
Bd. 38 S. 169 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 
S. 530 Nr. 6. 

Insbeſondere kann anch nicht etwa aus der Formulirung 
des Berufungsantrages ein Verzicht im Sinne des § 514 der 
Civilprozeßordnung entnommen werden. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 16 S. 344, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 
S. 73 Nr. 8 und von 1888 S. 12 Nr. 16. 

Allerdings iſt demnächſt von ihr eine Ausdehnung jenes 
Antrages bis zum Schluſſe der letzten mündlichen Verhandlung 
thatſächlich nicht vorgenommen worden; eine rückwirkende Kraft 
läßt ſich dieſer Thatſache aber nicht beilegen. 

Mit dem Berufungsrichter muß deshalb davon aus⸗ 
gegangen werden, daß zu der Zeit, als der Kläger im Auguſt 
und September 1900 mit der unverehelichten X. den Beiſchlaf 
vollzog, die Ehe der Parteien noch beſtanden hat. 
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Zu $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Peſch 
c. Peſch vom 11. März 1901, Nr. 390/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Wenn das Berufungsurtheil auch in Betracht zieht, daß 
Klägerin, ausweislich des Juhalts ihrer in den Jahren 1892 
und 1893 an den Beklagten gerichteten Briefe, demſelben trotz 
der vorausgegangenen, ihr bekannt gewordenen Vorgänge (ſeiner 
Verurtheilung wegen Zolldefraudation, des ihm ſchuldgegebenen 
unwirthſchaftlichen Geldverbrauchs, ſeiner Flucht ins Ausland 
und des angeblich von ihm herrührenden Schmähbriefes an ihre 
Eltern) „um dieſe Zeit die eheliche Gefinnung noch voll 
bewahrt habe, und daß andere weſentliche Gründe als die 
Erwerbslofigkeit des Beklagten einer Wiedervereinigung der Ehe⸗ 
gatten nicht hinderlich waren“, fo laſſen ſich doch dieſe Umſtände 
nicht für die Annahme verwerthen, daß hierin, worauf es für 
die Beurtheilung aus 8 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs allein 
ankommt, auch um die Zeit der Klageerhebung (Ende 
November 1898) keine Aenderung eingetreten war. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe berückfichtigen in dieſer Hinficht nicht, daß der 
Beklagte auch während der ganzen Zwiſchenzeit nach dem unter 
Beweis geſtellten Vorbringen ſeine Ehepflichten durch fortgeſetzte 
Nichtgewährung des Unterhalts und Fernbleiben von Frau und 
Kind in gröblichfter Art noch weiter verletzt und hierdurch die 
Klägerin mehr und mehr ſich entfremdet hat. Als ſchwer⸗ 
wiegendes Moment für den Gefinnungswechſel der Klägerin 
hätte hierbei insbeſondere auch der Inhalt der beiden Briefe des 
Beklagten (an den Vater der Klägerin und an die Frau N.) 
gewürdigt werden müßten, aus welchem der zweite Richter ſelber 
den Schluß zieht, daß dem Beklagten das Verſtändniß für die 
fittliche Bedeutung der Ehe völlig abgeht. Für die Frage, 
welchen moraliſchen Eindruck die Erkenntniß dieſer Thatſache 
auf das eheliche Empfinden der Klägerin bei den ſonſt noch in 
Betracht kommenden individuellen Umſtänden (ihrem Bildungs⸗ 
grad, ihrer ſozialen Lebensſtellung u. ſ. w.) geübt hat, erſcheint 
auch der ebenfalls nicht erkennbar gewürdigte Umſtand von 
Bedeutung, daß Klägerin ſchon im Jahre 1894 bei dem Land- 
gericht zu Berlin gegen ihren Ehemann die Eheſcheidungsklage 
erhoben hat, mit welcher fie im Jahre 1896 wegen Unzufländig⸗ 
keit des Gerichtes abgewieſen worden iſt, ſowie endlich auch der 
aus dem Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils erfichtliche 
Vorgang, daß die Parteien auf Anordnung des Berufungsgerichts 
in dem Verhandlungstermine perſoͤnlich erſchienen waren, daß 
aber eine Ausſöhnung an dem Widerſpruche der Klägerin 
geſcheitert iſt. 


Zu 88 1568, 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Troſe 
c. Troſe vom 25. März 1901, Nr. 16/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 


Die Reviſion des Beklagten und Widerklägers iſt zurück⸗ 
gewieſen. 
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Aus den Gründen. 

Der Revifion kann darin nicht beigetreten werden, daß die 
Beklagte, mit Rückſicht auf den vom Kläger verübten Ghebruch, 
nicht ebenfalls für ſchuldig zu erklären geweſen ſei. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch hat, wie ſich aus den Materialien ergiebt 
(vergl. die Begründung zu den 88 1444, 1441 und 1449 des 
Entwurfs S. 596, 585 und 607), nicht bloß das Kompenfations- 
prinzip, ſondern auch das Abwägungsſyſtem — wie ſolches in 
den 88 748 folg. Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrecht 
eine Anerkennung gefunden hatte — grundſäͤtzlich aufgegeben. 
Die Anwendbarkeit des 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
wird deshalb nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß der auf 
Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung klagende Theil ſich ſeinerſeits 
ebenfalls einer die Scheidung rechtfertigenden, vielleicht ſogar 
noch ſchwerer wiegenden Verfehlung ſchuldig gemacht hat. 
Allerdings wird in derartigen Fällen beſonders ſtreng zu prüfen 
fein, ob unter den obwaltenden Umſtänden in dem Verhalten 
des andern, verklagten Theiles — namentlich mit Rüdficht auf 
den bei ihm etwa vorhandenen gerechtfertigten Unwillen — 
überhaupt eine ſchwere Verletzung der durch die Che begründeten 
Pflichten gefunden werden darf und ob in Folge der betreffenden 
Verfehlungen dieſes andern Theils wirklich eine ſo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes herbeigeführt worden iſt, daß dem 
Kläger — von ſeinem subjektiven Standpunkte aus betrachtet — 
nicht zugemuthet werden kann, die Che fortzuſetzen. Eine ſolche 
Prüfung iſt aber im vorliegenden Falle vom Berufungsrichter 
in genügender Weiſe vorgenommen worden, und da er dabei in 
bedenkenfreier Weiſe die Anwendbarkeit des 8 1568 a. a. O. 
bejaht hat, ſo konnte im Hinblick auf die Vorſchrift des 
8 1574 a. a. O. auch die Entſcheidung der Schuldfrage nur 
ſo getroffen werden, wie dies geſchehen iſt. 

(Vergl. auch Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 637.) 


Zu den 88 2259 ff., 2273, 2300 B. G. B. 
§ 28 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. v. E. Nach⸗ 


laß vom 1. April 1901, B Nr. 73/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Darmſtadt. 


Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Freiherr von C. und deſſen Ehegattin haben am 
10. Oktober 1881 vor dem inzwiſchen verſtorbenen Notar F. zu 
Aachen einen Ehevertrag errichtet, welcher in Folge der darin 
enthaltenen Verfügungen von Todeswegen auch als Erbvertrag 
im Sinne der 88 2274 flg. des Bürgerlichen Geſetzbuchs an ⸗ 
geſehen werden muß. Die Urſchrift dieſes Vertrages befindet 
ſich ſeit 1886 in der amtlichen Verwahrung des Notars A. zu 
Aachen. Nachdem der Ehemann von C. am 29. Dezember 1900 
verſtorben war, wurde der Notar A. vom Amtsgerichte zu Mainz, 
als dem zuftändigen Nachlaßgerichte, wiederholt und zwar zuletzt 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgefordert, den Ehe ⸗ 
und Erbvertrag der von C. ſchen Eheleute in Urſchrift zum 
Zwecke der Eröffnung abzuliefern. Auf die vom Notar A. hier⸗ 
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gegen erhobene Beſchwerde ift nur die Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe in Wegfall gebracht worden, während das Landgericht zu 
Mainz die Beſchwerde im Uebrigen durch Beſchluß vom 19. Fe⸗ 
bruar 1901 zurüͤckgewieſen hat. Dieſe Entſcheidung beruht im 
Weſentlichen auf der Annahme, daß in Fällen der vorliegenden 
Art die Ablieferung auch des in der gewöhnlichen (alſo nicht 
beſonderen) amtlichen Verwahrung eines Notars befindlichen 
Erbvertrages an das Nachlaßgericht erfolgen müſſe, wenn der 
Tod eines der als Erblaſſer in Betracht kommenden Kontrahenten 
nach dem Jukraſttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt jet. 
Gegen dieſen Beſchluß des Landgerichts hat der Notar A. nun⸗ 
mehr die weitere Beſchwerde bei dem Oberlandesgerichte zu Darm⸗ 
ſtadt eingelegt, von welchem die Sache auf Grund des 8 28 
Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichts barkeit dem Reichsgerichte vorgelegt worden iſt. Dabei 
wird vom Oberlandesgerichte ausgeführt: Die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts, welche mit einer Darlegung des 
Keichsjuſtizamts (zu Nr. 2367) vom 14. Juli 1900, ſowie mit 
dem Ausſchreiben des Großherzoglich Heſfiſchen Miniſteriums 
der Juſtiz vom 20. Juli 1900 (zu Nr. J. M. 11665) und mit 
der in Nr. 31 des Amtsblattes derſelben Behörde bekannt 
gemachten weiteren Verfügung vom 26. November 1900 über⸗ 
einſtimme, müſſe gebilligt werden, und es ſei deshalb ein Ab- 
weichen von dem Standpunkte geboten, welchen das Königlich 
Preußiſche Kammergericht zu Berlin in feinen Beſchlüſſen vom 
9. Juli und 19. November 1900 (vergl. Entſch., zuſammen⸗ 
geſtellt im Reichs⸗Juſtizamte Bd. 1 S. 97 und Rechtſprechung 
der Oberlandesgerichte Jahrgang II S. 15) dahin vertreten 
habe, daß die 58 2259 flg. des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche 
die nach dem Tode des Erblaſſers vorzunehmende Ablieferung 
und Eröffnung von Teſtamenten regeln, auf die offenen, 
nicht in der beſonderen amtlichen Verwahrung befindlichen 
Erbverträge keine entſprechende Anwendung finden könnten. 
Mit Rückficht auf die bezeichneten Beſchlüſſe des Kammer⸗ 
gerichts, von denen hier namentlich der erſte, vom 9. Juli 1900, 
in Betracht kommt, erſcheint es nicht zweifelhaft, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des & 28 Abſ. 2 und 3 des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorliegen. Aber 
auch in der Sache ſelbſt muß der Anficht des Oberlandesgerichts 
zu Darmftabt beigetreten werden. 
Der 5 2300 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmt: 
Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 588 2259 bis 2263, 2273 finden auf den 
Erbvertrag entſprechende Anwendung, die Vorſchriften 


des § 2273 Satz 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich der 


Erbvertrag in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet. 

Nach dieſer an ſich unzweideutigen Vorſchrift müſſen die 

58 2259 bis 2263 in ihrem vollen Umfange und vom § 2273 
die Beſtimmung des erſten Satzes in entſprechender Weiſe bei 
allen Erbverträgen angewendet werden, gleichviel, ob der be⸗ 
treffende Erbvertrag ſich nur in derjenigen gewohnlichen 
amtlichen Verwahrung befindet, welcher er in Folge ſeiner 
notariellen oder gerichtlichen Aufnahme von Anfang an ohne 
Weiteres unterlag, oder ob er, entſprechend der Regel des 
§ 2277 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, verſchloſſen im Wege 
der Hinterlegung in die von den Landes geſetzen verſchieden ge- 
ordnete und ſpeciell in Heſſen, ebenſo wie in Preußen, aus- 
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ſchließlich den Amtsgerichten zugewieſene „beſondere“ amt- . 
liche Verwahrung gebracht worden war. Die beiden andern 
Sätze des § 2273 a. a. O., welche dahin lauten: 
Von den Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten iſt 
eine beglaubigte Abſchrift anzufertigen. Das Teſtament 
iſt wieder zu verſchließen und in die beſondere amtliche 
Verwahrung zurückzubringen, 
ſollen dagegen nur dann eine entſprechende Anwendung auf 
Erbverträge finden, wenn dieſelben in die „beſondere“ amtliche 
Verwahrung gebracht werden. Dieſen zweifelsfreien ausdrück⸗ 
lichen Anordnungen des Geſetzes gegenüber kann auch nicht an⸗ 
erkannt werden, daß insbeſondere bezüglich des § 2259 a. a. O., 
wegen edes Inhalts und Wortlauts dieſer Beſtimmung, die 
Möglichkeit einer analogen Anwendung bei offenen Erb⸗ 
verträgen ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei. Die im Abſ. 1 und 2 
des § 2259 enthaltenen Vorſchriften laſſen ſich dahin zuſammen⸗ 
faſſen, daß jedes Teſtament, welches ſich nicht bereits in den 
Händen eines Gerichts befindet, nach dem Tode des Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht zur Eröffnung abgeliefert werden muß. 
Dieſe Ablieferungspflicht trifft auch die Notare, und zwar nicht 
blos in dem Falle, wenn ihnen die Ausübung der „beſonderen“ 
amtlichen Verwahrung (im Sinne der 88 2246 und 2277 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) durch die Landesgeſetzgebung über⸗ 
tragen worden iſt. Vielmehr läßt die Faſſung des § 2259, in 
welchem ganz allgemein von einer „amtlichen“ (alſo nicht etwa 
von einer „beſonderen“ amtlichen) Verwahrung geſprochen wird, 
deutlich erkennen, daß ſich die Ablieferungspflicht des Notars 
auf alle Teſtamente bezieht, welche er überhaupt in feiner amt- 
lichen Gigenſchaft verwahrt. Danach hat alſo der § 2259 auch 
die Fälle mit im Auge, in welchen die vom Notar aufgenommene 
letztwillige Verfügung zur Zeit des Todes des Erblaſſers noch 
nicht in die „beſondere“ amtliche Verwahrung hat gebracht 
werden können, oder wo es nach dem zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung geltend geweſenen Rechte einer derartigen Hinter⸗ 
legung gar nicht bedurft hatte. Iſt aber eine ſolche Auffaſſung 
der Vorſchriften des § 2359 geboten, ſo ſteht einer analogen 
Anwendung derſelben auf die in der gewöhnlichen Verwahrung 
des Notars befindlichen Erbverträge nichts entgegen und dies 
nöthigt zu der Folgerung, daß der Notar auch die von ihm in 
Urſchrift offen (bei den Akten) verwahrten Erbverträge zum 
Zwecke ihrer Eröffnung an das Nachlaßgericht abzuliefern hat. 
Dabei bedarf es kaum der Erwähnung, daß eine „Eröffnung“ 
(Publikation) im Sinne des $ 2260 a. a. O. bei unverſchloſſenen 
letztwilligen Verfügungen und daher auch bei offenen Erb⸗ 
verträgen nicht etwa unausführbar iſt. Ebenſo wenig kann ein⸗ 
gewendet werden, daß bei offenen Erbverträgen jede Publikation 
und auch die in Verbindung damit (durch § 2262 a. a. O.) 
vorgeſchriebene Benachrichtigung der Betheiligten überflüffig ſein 
würde. Sind in dem Erbvertrage dritte Perſonen bedacht, ſo 
ergiebt ſich die Zweckmäßigkeit der von Amtswegen zu be⸗ 
wirkenden Benachrichtigung von ſelbſt. Ueberdies treffen aber 
die den 58 2160 bis 2263 a. a. O. zu Grunde liegenden 
leitenden Gedanken bei jedem Erbvertrage, ebenſo wie bei jeder 
anderen letztwilligen Verfügung, auch inſofern zu, als es einer 
Verkündung der letztwilligen Verfügungen ſchon aus dem Grunde 
bedarf, weil für den Lauf der in den 88 1944 und 2306 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Friſten ein feſt zu be⸗ 
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ſtimmender frühefter Anfangstermin gewonnen werden muß. 
Dazu kommt noch, daß auch in Folge der dem Nachlaßgerichte 
nach 88 2353 folg. des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezüglich der 
Ertheilung von Erbſcheinen auferlegten Pflicht, Einrichtungen 
nothwendig werden, die dafür Gewähr leiſten, daß alle Ver⸗ 
fügungen, welche der Erblaſſer hinſichtlich ſeines Nachlaſſes ge⸗ 
troffen hat, in den Beſitz des Nachlaßgerichts gelangen. Somit 
ſprechen neben den an ſich völlig klaren Worten des Geſetzes 
auch erhebliche innere Gründe für die vorſtehend dargelegte, 
in gleicher Weiſe vom Landgerichte in Mainz und vom Ober⸗ 
landesgerichte zu Darmſtadt vertretene Auffaſſung. 

Dieſen Erwägungen gegenüber kann der Umſtand als ent⸗ 
ſcheidend nicht ins Gewicht fallen, daß der erſte Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. namentlich den § 1945 des⸗ 
ſelben, ſowie die Motive dazu S. 319) einen anderen Standpunkt 
eingenommen hatte, welcher anfänglich auch von der zweiten Kom⸗ 
miſſion getheilt zu ſein ſcheint (vergl. Protokolle S. 7263, 7264). 
Ueberdies kommt in Betracht, daß die Redaktionskommiſſion 
(S. 8330 der Protokolle) demnächſt, unter dem Vorbehalte einer 
vorzunehmenden Nachprüfung, ausdrücklich ermächtigt wurde, bei 
der Redigirung des Erbrechts Aenderungen einzelner Vorſchriften, 
ſoweit ſich dies als wünſchenswerth herausſtellen ſollte, zunächft 
vorzunehmen. Von dieſer Ermächtigung hat die Redaktionskom⸗ 
miſſion offenbar Gebrauch gemacht, denn der Entwurf zweiter 
Leſung (in welchem die 88 2126 bis 2130 und 2140 den 58 2259 
bis 2263 und 2273 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprachen) 
enthielt ſchon in den 88 2144 und 2166 Beſtimmungen, welche 
mit den Vorſchriften der 88 2277 und 2300 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Weſentlichen völlig übereinſtimmten, und die Pro⸗ 
tokolle (S. 8837) ergaben weiter, daß dieſer Entwurf (ſoweit 
derſelbe hier in Frage kommt) in der von der Redaktionskommiſſion 
vorgeſchlagenen Faſſung durch die Hauptkommiſflon genehmigt 
worden iſt. 

Im Hinblick auf die Beſtimmungen der Artikel 213 und 
214 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
erſcheint es endlich auch unbedenklich, daß diejenigen Grundſätze, 
welche ſich nach Obigem für die Behandlung der zur Eröffnung 
zu bringenden Teſtamente und Erbverträge ergeben, ebenfalls 
auf diejenigen letztwilligen Verfügungen angewendet werden 
müſſen, welche zwar vor dem 1. Januar 1900 errichtet waren, 
bezüglich deren Publikation aber die Anwendbarkeit der Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs um deshalb in Frage 
kommt, weil der betreffende Erblaſſer erſt nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorben iſt. Allerdings haben die 
58 2259 bis 2263 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre Stellung 
in demjenigen Titel gefunden, welcher die Ueberſchrift trägt 
„Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments“, hieraus kann 
jedoch nicht hergeleitet werden, daß mit der Beſtimmung des 
Artikels 214 a. a. O., welche lautet: 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgte Errichtung und Aufhebung einer Verfügung 
von Todeswegen wird nach den bisherigen Geſetzen 
beurtheilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtirbt 

habe zum Ausdruck gebracht werden ſollen, daß hinfichtlich 
der Erdffuung folder älterer Verfügungen nicht die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern die des früheren 
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Rechts zur Anwendung zu bringen ſeien. Auch das Kammer 
gericht hat demgemäß in dem Beſchluſſe vom 19. November 1900 
(Rechtiprehung der Oberlandes gerichte Jahrgang II S. 12) 
ausgeſprochen, daß das unter der Herrſchaft des Rheiniſchen 
Rechts errichtete öffentliche Teſtament eines nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorbenen Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht abgeliefert werden müſſe. Dieſelben 
Gefichtspunkte treffen aber auch bezüglich der Ablieferung älterer 
Erbverträge zu. 

Hiernach erweiſt ſich die vorliegende weitere Beſchwerde als 
unbegründet. 

Dabei iſt die fernere Frage, ob das Nachlaßgericht die 
abzuliefernde Urſchrift des Erbvertrages dauernd bei ſeinen 
Akten behalten muß, oder ob dieſe Urſchrift nach erſolgter 
Publikation an den Notar wieder zurückgegeben werden darf, 
hier nicht zu erörtern, da nach dieſer Richtung eine Entſcheidung 
bisher überhaupt noch nicht ergangen iſt. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 12. bis 24. April 1901 
aus gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 99, 568. 

Durch den angefochtenen Beſchluß hat das O. L. G. die 
gemäß § 99 Abſ. 3 der C. P. O. von der Bekl. gegen das 
landgerichtliche Urtheil erhobene Beſchwerde einfach zurück ⸗ 
gewieſen, übrigens, weil es, wie das L. G., die Bekl. an die 
von N. vereinbarte Klauſel für gebunden erachtet; der Beſchluß 
enthält ſonach einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund im 
Sinne des 8 568 Abſ. 2 der C. P. O. nicht. Die Beſchwerde · 
führerin verſucht vergeblich darzuthun, daß ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund ihr durch Verſagung des rechtlichen Gehoͤrs 
gegeben ſei. Sie kann nicht behaupten, daß das Beſchwerde⸗ 
gericht ein von ihr ſelbſt vorgebrachtes Angriffsmittel völlig 
überſehen habe; ihr Vorbringen aber, der angefochtene Beſchluß 
beruhe auf dem S. 7—10 wiedergegebenen, theilweiſe neuen 
thatſächlichen Vorbringen der Kl., über welche ihr, der Bekl., 
rechtliches Gehör nicht gewährt worden ſei und unter denen ſich 
der Brief vom 3. Januar 1900 ſowie eine Eides zuſchiebung 
befinde, iſt zunächſt thatſächlich unrichtig, da der Beſchluß lediglich 
das gegneriſche Vorbringen erwähnt, ohne auf neue Thatſachen 


‚einen neuen Entſcheidungsgrund zu ſtützen, und ſodann unerheblich, 


da das Geſetz in § 99 Abſ. 3 der C. P. O. wohl die Anhörung 
des Gegners, nicht aber nochmalige Anhörung des Beſchwerde⸗ 
führers vorſchreibt. VII. C. S. i. S. Reuß 4 Steinhardt 


6. von Weſternhagen vom 9. April 1901, B Nr. 29/1901 VII. 
2. 8 114 ff. 


Nach dem Zeugniſſe der Polizeiverwaltung zu Deſſau 


vom 13. März 1901 iſt der Bekl., der verheirathet iſt und 
fünf unverſorgte Kinder hat und mit 40 Pf. zur Staatsſteuer 
veranlagt iſt, zur Beſtreitung von Gerichts koſten unvermögend- 
Hierdurch wird an ſich ſein Unvermögen zur Bezahlung der 


Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Koften des Rechtsſtreits dargethan. Iſt auch das über das 
Geſuch um Bewilligung des Armenrechts entſcheidende Gericht 
an ein ſolches Zeugniß nicht unbedingt gebunden, ſo bedarf 
es doch beſonderer Gründe, wenn es im Widerſpruche mit einem 
von der obrigkeitlichen Behörde der Partei ausgeſtellten, deſſen 
Unfähigkeit zur Beſtreitung der Prozeßkoſten beftätigenben 
Zeugniſſe das Unvermögen der Partei hierzu nicht für nach⸗ 
gewieſen anſehen will. Einen ſolchen Grund bildet aber der 
Umftand nicht, daß der Bekl. es bisher unterlaſſen hat, ein 
Geſuch um Bewilligung des Armenrechts zu ſtellen und daß er 
zur Anbringung eines ſolchen erſt dadurch veranlaßt worden iſt, 
daß die Erledigung des Beweisbeſchluſſes vom 31. Januar 1901 
von der Einzahlung eines Auslagenvorſchuſſes von 150 Mark 
abhängig gemacht iſt. Bei dieſer Sachlage ſpricht die bisherige 
Unterlaſſung der Stellung eines Geſuches um Bewilligung des 
Armenrechts nur dafür, daß der Bekl. nicht ohne zwingenden 
Grund die Gewährung dieſes Rechts hat nachſuchen wollen, 
nicht aber dafür, daß er ohne Beeinträchtigung des für ihn 


und ſeine Familie nothwendigen Unterhalts bei einem ſteuer⸗ 


fähigen Jahreseinkommen von 1200 — 1400 Mark, wie es das 
D. L. G. angenommen hat, zur Zahlung des von ihm jetzt 
vorſchußweiſe erforderten hohen Koſtenbetrages im Stande ſei. 
Für ausſichtslos hat dieſes Gericht die fernere Rechtsverfolgung 
offenbar nicht gehalten, wie ſich daraus ergiebt, daß es über 
bie Behauptungen des Bekl. Beweisaufnahme beſchloſſen, dieſe 
Dehauptungen alſo für erheblich erachtet hat. III. C. S. 
i S. König e. Reymond & Co. vom 16. April 1901, 
B Nr. 79/1901 III. 

3. § 252. 

Das L. G. hat gemäß 5 149 der C. P. O. die Ver⸗ 
handlung bis zur Erledigung eines gegen den Kl. anhängigen 
Strafverfahrens ausgeſetzt. Auf hiergegen eingewendete Be⸗ 
ſcwerde des Kl. hat das O. L. G. dieſen Beſchluß aufgehoben. 
Gegen dieſen ihm am 2. Januar 1901 zugeſtellten Beſchluß hat 
der Bekl. Beſchwerde eingelegt, die beim O. L. G. am 14. März 
Ängegangen ift. Das Rechtsmittel ift verſpätet. Nach 8 252 
der C. P. O. findet gegen die Entſcheidung, durch welche die 
Auiſetzung des Verfahrens abgelehnt wird, ſofortige Be- 
ſchwerde ftatt; einer ſolchen ablehnenden Entſcheidung ſteht die⸗ 
jenige gleich, durch welche eine verfügte Ausſetzung im Be⸗ 
ſcwerdeweg wieder aufgehoben wird. Die Beſchwerde hätte 
daher binnen einer Nothfriſt von zwei Wochen von Zuſtellung 
de Beſchluſſes des O. L. G. an eingelegt werden müſſen 
(C P. O. 8 577 Abſ. 2). Da dies nicht geſchehen, mußte 
Re als unzuläffig verworfen werden. VI. C. S. i. S. Käſtner 
e. Büttner vom 25. März 1901, B Nr. 58/1901 VI. 

4. 8 303. 

Dem Rl. iſt, was auch vom Gegner nicht beſtritten wird, 
allerdings darin beizutreten, daß der Zuläſſigkeit der Reviſion 
die in den Gründen des B. u. ausgeſprochene Abſicht, ein 
gewöhnlichen Zwiſchenurtheil im Sinne des 8 303 C. P. O. 
u erlaſſen, nicht entgegen ſteht, denn das B. U. iſt thatſächlich 
ein Endurtheil, da es die Zurückweiſung der gegen das Zwiſchen⸗ 
imhell vom 26. Oktober 1899 eingelegten Berufung ausſpricht; 
Meran wird weder dadurch etwas geändert, daß das B. G. es 
unterlafien hat, über bie Koften der Berufungsinſtanz zu ent⸗ 
ſcheden, noch dadurch, daß in der Berufungsinſtanz über die 
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5 
gegen das Zwiſchenurtheil eingelegte Berufung und über die 
Berufung gegen das landgerichtliche Endurtheil gleichzeitig ver- 
handelt worden iſt: die gleichzeitige Verhandlung konnte nur 
dann von Erheblichkeit ſein, wenn ihr ein förmlicher Beſchluß, 
daß beide Prozeſſe zu verbinden, vorhergegangen wäre und 
außerdem das Urtheil nicht auf Zurückweiſung der Berufung 
lautete, ſondern ſich damit begnügt hätte, die Einrede der Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts zu verwerfen. VII. C. ©. i. ©. 
Hille o. Erdmann vom 26. März 1901, Nr. 379 / 1900 VII. 

5. 8 377. 

Das O. L. G. geht, wie die Begründung ſeiner Entſcheidung 
ergiebt, davon aus, daß der Zeuge Z. überhaupt nicht in der 
Lage geweſen ſei, aus eigener Kenntniß etwas über die zu 
beweiſende Thatſache auszuſagen. Denn es verneint die Ver⸗ 
pflichtung des Zeugen, über dieſe Thatſache für die Parteien 
ſachliche Auskunft einzuziehen. Stände die Vorausſetzung, 
von der das O. L. G. ausgegangen iſt, feſt oder ergebe fie ſich 
ohne Weiteres aus der Sachlage, ſo würde der angefochtene 
Beſchluß nicht zu beauſtanden fein, denn daß Jemand lediglich 
wegen ſeiner Berufung als Zeuge verpflichtet wäre, ſich Kenntniß 
von Thatſachen zu verſchaffen, die bis dahin niemals Gegen ⸗ 
ſtand ſeiner Wahrnehmung geweſen find, iſt allerdings nicht 
anzuerkennen. Eingehend begründet. I. C. S. i. S. Plange 
6. Blothner & Grafe vom 20. März 1901, B Nr. 32/1901 I. 

6. 8 377. 

Der Zeuge hat allerdings, ſo wird ausgeführt, eine In⸗ 
formationspflicht. Die dem Zeugen obliegende Informations- 
pflicht iſt aber eine unbegrenzte. Sie erſtreckt ſich nur auf 
ſolche Ermittelungen, welche dem Streben nach gewiſſenhafter 
Erfüllung der Zeugenſchaftsverpflichtung Genüge thun, nöthigt 
aber nicht zu ſchwierigen, einen außergewöhnlichen Zeitaufwand 
in Anſpruch nehmenden Nachforſchungen, welche eine über die 
Zeugenſchaft hinausgehende Leiſtung darſtellen würden. Hier die 
Grenze zu ziehen, iſt Sache der Beurtheilung des Einzelfalles, 
für welche ſich allgemeine Regeln nicht aufftellen laſſen. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

7. 88 391, 398, 617. 

Die Rüge der Verletzung der 8$ 391, 398 Abi. 3 und 
617 der C. P. O. erſcheint begründet. Dieſe Rüge ift darauf 
geſtützt, daß die Beeidigung der Zeugin Wilhelmine Sch., auf 
deren Ausſage die Entſcheidung vornehmlich beruht, nicht dem 
Geſetze entſprechend erfolgt ſei. Die Zeugin iſt zweimal ver⸗ 
nommen, zuerſt zur Verhandlung vom 24. Februar 1899 über 
die Behändigung des Beſſerungsbefehls an den Bekl. und dann 
zur Verhandlung vom 15. November 1899 über die Trunkſucht 
des Bekl. Bei der erſten Vernehmung iſt ſie mit dem Zeugen⸗ 
eide belegt, bei der zweiten Vernehmung hat fie die Richtigkeit 
ihrer Ausſage auf dieſen Eid verſichert. Die Revifion hat 
geltend gemacht, daß die Zeugin bei der zweiten Vernehmung 
nochmals mit dem Zengeneide hätte belegt werden müſſen, da 
ein anderes Beweisthema den Gegenſtand dieſer Vernehmung 
gebildet habe und daher die Vorausſetzungen des 8 398 Abſ. 3 
der C. P. O. nicht gegeben ſeien. Dieſe Annahme iſt für zu⸗ 
treffend zu erachten. Daß der Bekl. die unterlaſſene nochmalige 
förmliche Beeidigung der Zeugin bei der demnächſtigen münd⸗ 
lichen Verhandlung nicht gerügt hat, iſt von keiner Bedeutung, 
weil es ſich um eine Eheſcheidungsſache handelt und deshalb die 
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Vorſchrift des § 295 der C. P. O. gemäß 8 617 ebenda nicht 
Anwendung findet. Nach 8 391 der C. P. O. iſt jeder Zeuge 
— ſofern er nicht unbeeidigt zu vernehmen iſt — vor ſeiner 
Vernehmung oder aus beſonderen Gründen nach deren Abſchluß 
zu beeidigen, d. h. mit dem im § 392 normirten Zeugeneide 
zu belegen. Der 8 398 ebenda beſtimmt ſodann in Abſ. 1 
und 2: Das Prozeßgericht kann nach ſeinem Ermeſſen die 
wiederholte Vernehmung eines Zeugen anordnen. Hat ein beauf- 
tragter oder erſuchter Richter bei der Vernehmung die Stellung 
der von einer Partei angeregten Frage verweigert, ſo kann das 
Prozeßgericht die nachträgliche Vernehmung des Zeugen über 
dieſe Frage anordnen, und fährt in Abſ. 3 fort: Bei der wieber- 
holten oder der nachträglichen Vernehmung kann der Richter 
ſtatt der nochmaligen Beeidigung den Zeugen die Richtigkeit 
feiner Ausfage unter Berufung auf den früher geleiſteten Eid 
verfichern laſſen. Der letztere Abſatz, der in dem Entwurfe 
einer C. P. O. nicht enthalten war, iſt dem Geſetze auf den 
Vorſchlag der Reichstagskommiffion eingefügt worden, ohne daß 
jedoch aus den Protokollen der letzteren ein Aufſchluß über die 
beabfichtigte Tragweite dieſer Vorſchrift zu entnehmen wäre. 
Der Wortlaut des Geſetzes läßt es aber nicht zweifelhaft, daß 
die Vorſchrift nur die Fälle der in Abſ. 1 und 2 gedachten 
wiederholten und nachträglichen Vernehmung eines Zeugen 
im Auge hat. Es muß ſich deshalb fragen, was das Geſetz 
unter einer wiederholten und einer nachträglichen Ver⸗ 
nehmung verſteht. Die Begründung des § 350 des Entwurfs 
einer C. P. O., der dem § 398 (früher § 363) des Geſetzes 
entſpricht, führt — vergl. Hahn, Materialien S. 315, 316 — 
aus: Die Fälle, in denen die wiederholte Vernehmung eines 
Zeugen angeordnet werden darf, beſtimmen die Prozeßgeſetze und 
Entwürfe (vergl. Preußiſche Allgemeine Gerichtsordnung Thl. I 
Tit. 10 88 210 bis 212, Hannover § 270. ., Preußiſcher 
Entwurf § 476 .. ., Norddeutſcher Entwurf 8 531) in ein- 
gehender Kaſuiſtik. Der Entwurf giebt im 5 350 dieſe 
Spezialiſftrung vollſtändig auf und beſtimmt demgemäß, daß das 
Prozeßgericht nach ſeinem Ermeſſen die wiederholte Vernehmung 
eines Zeugen anordnen kann. Dieſe kann auch im Intereſſe 
des Gerichts erforderlich werden, wenn in deſſen Beſetzung ein 
Wechſel ſtattgehabt hat oder ſonſt durch Zeitablauf die Ausſage 
nicht mehr im Gedächtniſſe der Richter ſteht. Von den allegirten 
Prozeßgeſetzen beſtimmte die Preußiſche Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung a. a. O.: Die Wiederholung des Zeugenverhörs konne 
gewöhnlicher Weiſe nicht ſtattfinden, es wäre denn, daß nach 
geſchloſſener Inſtruktion ſich ergäbe, daß die Zengenausſagen 
über den einen oder den anderen erheblichen Umſtand 
ſo dunkel und zweifelhaft ausgefallen wären, daß ihr 
eigentlicher Sinn nicht mit Zuverläſfigkeit zu entnehmen ſtände. 
Alsdann ſeien die Zeugen über dergleichen Umſtände 
nochmals, jedoch nur mit Verweiſung auf den bereits geleiſteten 
Eid zu vernehmen. Ein Gleiches müſſe geſchehen, wenn das 
aufgenommene Protokoll verloren gegangen wäre. 
Und wenn ein ſchon abgehörter und vereidigter Zeuge unter der 
Anzeige, daß er ſeinen Ausſagen noch etwas beizufügen 
oder darin zu berichtigen habe, zur nochmaligen Vernehmung 
fich melde, fo müſſe zwar damit verfahren werden; es ſei aber 
bei einer ſolchen nochmaligen Abhörung der wahre Grund, 
warum der Zeuge bei feiner erſten Vernehmung ſeine Wiſſen⸗ 
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ſchaft anders angegeben habe, zu erforſchen und es müſſe auch 
ein ſolcher Zeuge, wenn er feine vorigen Ausſagen ändert 
oder mit erheblichen Thatſachen ergänzt, nicht ſogleich 
wiederum mit dem Zeugeneide belegt werden. Uebrigens müſſe 
der Jaſtruent an der Stelle, wo die in der Folge zurück- 
genommene oder berichtigte Zeugenausſage verzeichnet 
iſt, durch eine Bemerkung am Rande auf die demnächſt ein- 
getretene Abänderung verweiſen. Der Preußiſche Entwurf 
einer Prozeßordnung a. a. O. lautet dahin: Das Prozeßgericht 
kann behufs Ermittelung der Wahrheit die nochmalige Ver⸗ 
nehmung eines Zeugen anordnen, wenn die Ausſage deſſelben 
nicht erſchoͤpfend iſt oder Widerſprüche enthält, und 
der Norddeutſche Entwurf der C. P. O. beſagt a. a. O. in 
Uebereinſtimmung mit 8 270 der Bürgerlichen Prozeßordnung 
für Hannover: Das Gericht kann die nochmalige Vernehmung 
eines Zeugen anordnen, wenn dieſer nicht der geſetzlichen 
Ordnung gemäß oder nicht vollſtändig vernommen 
ft, wenn die Ausſage an Unbeſtimmtheit oder Zwei- 


deutigkeit leidet oder wenn der Zeuge ſelbſt die Ergänzung 


oder Berichtigung feiner Ausſage für noͤthig erklärt. Aus 
dieſen Geſetzesmaterialien iſt mit Zuverläjfigkeit zu folgern, daß 
der § 398 der C. P. O. unter der wiederholten Vernehmung 
eines Zeugen deſſen nochmalige Vernehmung über denſelben 
Beweisgegenſtand verſteht. Zu einer gleichen Auffaflung 
führt auch die Beſtimmung des Geſetzes, daß die wiederholte 
Vernehmung eines Zeugen in das Ermeſſen des Gerichte 
geſtellt fein ſolle. Das R. G. hat mit Rüdfiht auf dieſe 
Beſtimmung in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen, daß 
die Unterlaſſung der wiederholten Vernehmung eines Zeugen 
oder die Ablehnung des Antrags einer Partei auf eine ſolche 
Vernehmung durch das Prozeßgericht nicht zum Gegenſtande 
eines Angriffs mit der Revifion gemacht werden konne. Solches 
würde für den Fall nicht zutreffen, wenn es ſich um die 
Vernehmung deſſelben Zeugen über ein anderes Partei⸗ 
vorbringen handelt, da alsdann die Vorſchrift des 8 286 
der C. P. O. Anwendung findet. Ueber die nachträgliche 
Vernehmung eines Zeugen führt die Begründung des & 350 
des Entwurfs der C. P. O. — vergl. Hahn a. a. O. S. 316 — 
aus: Der Abf. 2 des § 350 entſcheidet einen Spezialfall nach 
dem allgemeinen Prinzip des 8 515, und die letztere Be 
ſtimmung — 5 576 des Geſetzes — geht dahin: Wird die 
Aenderung einer Entſcheidung des beauftragten oder erſuchten 
Richters ... verlangt, fo iſt die Entſcheidung des Prozeß ⸗ 
gerichts nachzuſuchen. Daraus ergiebt fich, daß der $ 398 
der C. P. O. eine Entſcheidung des betrauten Richters im 
Sinne hat, die dieſer innerhalb des Rahmens des 
Beweisbeſchluſſet getroffen hat, und daher die etwa anzu⸗ 
ordnende nachträgliche Vernehmung des Zeugen ſich in 
gleichen Grenzen bewegt. — Bei dieſer Lage der Sache 
kann der Anordnung des § 398 Abſ. 3 a. a. O. nur eine 
beſchränkte Anwendung — auf die dort ſpeziell vorgeſehenen 
Fälle — gegeben werden. Sie ſtellt ſich lediglich als eine 
Ausnahme der Vorſchrift des § 391 ebenda, die als Regel 
die förmliche Beeidigung eines jeden (überhaupt eidlich zu ver⸗ 
nehmenden) Zeugen vor oder nach der Vernehmung erfordert, 
dar. Dafür ſpricht auch der Wortlaut des fraglichen Abſ. 8, 
wenn er verordnet, daß bei der wiederholten oder der nach 


XXX. Jahrgang. 


träglihen Vernehmung der Richter ſtatt der nochmaligen 
Beeidigung den Zeugen die Richtigkeit ſeiner Ausſage auf 
den früher geleifteten Eid verfihern laſſen kann. Das Geſetz 
geht alſo davon aus, daß die nochmalige förmliche Beeidigung 
die Regel ſein würde, und ermächtigt nur das Gericht, nach 
ſeinem Ermeſſen von folder unter den gegebenen Voraus. 
ſetzungen abzuſehen. In gleichem Sinne hat ſich die Theorie, 
ſoweit fie ſich mit der ſtreitigen Frage beſchäftigt hat, aus⸗ 
geſprochen. Vergl. Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung IV. Auf- 
lage Anm. I und III zu $ 398 Abſ. 1 und 3; Peter sen., 
Civilprozeßordnung IV. Auflage Anm. 1 zu § 398; Reincke, 
Civilprozeßordnung IV. Auflage Anm. 2 zu § 398; Planck, 
Lehrbuch des Civilprozeßrechts Bd. 2 S. 199, 275. Die 
Rechtſprechung hat ſich bisher nicht geäußert. In den Rechts- 
ſtreitigkeiten, in welchen die Urtheile des R. G. am 24. Fe⸗ 
bruar 1883, 29. Februar 1884 und 12. November 1894 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 S. 375; 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1884 S. 111, 1894 S. 589) er⸗ 
gangen find, hat es ſich bei den dort ſtattgefundenen wieder⸗ 
holten Vernehmungen von Zeugen oder Sachverſtändigen 
(5 402 der C. P. O.) weſentlich um eine Ergänzung oder 
Erweiterung der bisherigen Auslaſſungen, ſei es in Auſehung 
der perfönlichen Verhältniſſe der Vernommenen oder in ſachlicher 
Beziehung, gehandelt. IV. C. S. i. S. Weger o. Weger vom 
11. März 1901, Nr. 349/1900 IV. 

8. 8 398. | 

Die Entſcheidung des B. R. beruht auf einer Verletzung 
prozeſſualer Rechtsnormen, welche zur Aufhebung des angefochtenen 
Urtheils führt. Mit Unrecht erachtet das B. G. die Ausſage 
des v. B. für eine Parteierklärung. Dies würde nur dann 
zutreffen, wenn v. B. den beklagten Verein im gegenwärtigen 
Kechtsſtreite verträte. (Vergl. Urtheil des R. G. vom 7. Mai 1894 
[Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894 S. 363 Nr. 12.) Nicht 
aber v. B., ſondern der Vorfigende, dem auch nach den Satzungen 
die oberfke Leitung des Vereins und deſſen Vertretung nach 
außen obliegt, führt den gegenwärtigen Prozeß für den beklagten 
Verein als deſſen geſetzlicher Vertreter. Der Umſtand, daß 
v. B. Mitglied des die Geſchäfte des Vereins leitenden und 
insbeſondere über die Ausſchließungen von Mitgliedern befindenden 
Vorſtands iſt, könnte ihn nur etwa als einen Zeugen im Sinne 
des 8 39 3 Ziffer 4 der C. P. O. erſcheinen laſſen, nicht aber für 
feine Ausſage die Eigenſchaft einer Parteierklärung und für ihn 
ſelbft in dem jetzigen Rechtsſtreit die Stellung als geſetzlicher 
Vertreter des beklagten Vereins begründen. Es erſcheint deshalb 
auch unzuläffig, daß das B. G. auf Grund der 88 475, 476 
der C. P. O. den richterlichen Eid von dem v. B. erfordert hat. 
IV. C. S. i. S. Heunert 0. Krieger⸗ und Landwehr-Berein 
Soeſt vom 21. März 1901, Nr. 7/1901 IV. 

9. 8 471. 

Nachdem die Liquidation der offenen Handels geſellſchaft 
5. Sp. Söhne dadurch beendet iſt, daß Hermann Sp. das 
Geſchäft nebſt Aktiven und Paſſiven und der Firma übernommen 
hat, find die Liquidatoren der Geſellſchaft von ſelbſt außer 
Funktion getreten. Ihre Vertretungsberechtigung hat aufgehört 
und Partei find nur noch die früheren Geſellſchafter der un ⸗ 
ſtreitig gelöſchten Geſellſchaft. Davon find bisher beide Parteien 
ſelbſt und mit ihnen der B. R. mit Recht ausgegangen. Die 
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Aufſtellung der Reviſion, die Liquidatoren ſeien wenigſtens für 
dieſen Rechtsſtreit noch zur Vertretung der Geſellſchaft berechtigt 
und verpflichtet, der ihnen durch das erſte rechtskräftig ge⸗ 
wordene B. U. auferlegte Eid deshalb von ihnen zu leiſten, iſt 


ohne jeden Anhalt im Geſetz, widerſpricht vielmehr der klaren 


Vorſchrift der 58 471, 477 der C. P. O. ebenſo wie die Be⸗ 
hauptung der Revifion, der Kl. habe gegen das neue Verfahren 
bezüglich der Liquidatoren proteſtirt, dem thatbeſtandsmäßigen 
Verlaufe der Sache widerſpricht. Daß die Liquidation ſchon 
vor dem Erlaß des früheren B. U. beendet war und dies erſt 
zur Sprache kam, als es ſich um die Läuterung des Urtheils 
handelte, iſt für die Anwendung der 88 471, 477 der C. P. O. 
bedeutungslos, wie das R. G. bereits früher in einem gleichen 
Falle ausgeſprochen hat. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 38 S. 413. Da außerdem die Funktion der beiden Vor⸗ 
münder der minderjährigen Geſchwiſter Sp. durch die von der 
Wittwe Sp. mit dem Inkrafttreten des B. G. B. vom 1. Juni 
1900 erworbene elterliche Gewalt aufgehört hatte, konnte es bei 
dem den Liquidatoren und den Vormündern auferlegten Eiden 
nicht verbleiben. Nach 8 471 Abſ. 1 der C. P. O. wurden für 
beide Parteien alle Rechte wieder eröffnet, die ihnen vor dem 
früheren Urtheil in Anſehung der betreffenden Beweis ⸗ 
führung zuſtanden, das heißt fie konnten über die Beweis 
thatſache des Eides nach Wortlaut und Grund des Geſetzes 
aber auch nur über dieſe neu verhandeln, erneute Würdigung 
der früher erhobenen Beweiſe fordern und neue Beweiſe vor- 
bringen. I. C. S. i. S. Blumberg 0. Spiegel Söhne 1. L. 
vom 23. März 1901, Nr. 456/1900 J. 

10. 8 567. 

Die Beſchwerde richtet ſich gegen den Beſchluß des O. L. G., 
durch welchen dem Kl., unter Abänderung des Urtheils des L. G. 
zu Gneſen vom 30. November 1900, die Koſten des zwiſchen 
ihm und dem Bekl. geſchwebt habenden, in der Hauptſache vor 
dem Erlaß des Urtheils I. J. durch Zahlung erledigten Prozeſſes 
zur Laſt gelegt find. Auf ſolche Beſchwerden findet, da es ſich 
um Entſcheidungen „in Betreff der Prozeßkoſten“ handelt, wie der 
Senat auch bereits in einem früheren Beſchluſſe vom 6. Juli 1900 
II. B 79/1900 aus geſprochen hat, der 8567 Abſ. 2 der C. P. O. 


Anwendung; dieſelben find daher nur zuläſſig, wenn die Beſchwerde⸗ 


ſumme den Betrag von 100 Mark überſteigt. Dabei kommen 
als Prozeßkoſten, wie gleichfalls in dem vorerwähnten Beſchluſſe 
ausgeſprochen iſt, nur diejenigen Koſten in Betracht, über welche 
das Urtheil des L. G. erkannt hat, nicht alſo die Koſten des 
Beſchwerdeverfahrens vor dem O. L. G. und nicht die Koſten 
des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens, welche gegenüber den eigentlichen 
Koſten des Prozeſſes Nebenkoſten im Sinne des § 4 der C. P. O. 
bilden, ſomit nach dieſer Beſtimmung bei Berechnung des Werth⸗ 
gegenſtandes alſo auch der Beſchwerdeſumme unberückſichtigt 
bleiben müſſen. II. C. S. i. S. Fuchs c. v. Prittwitz vom 
29. März 1901, Nr. 17/1901 II. 

11. 58 568, 942. | 

Zurückweiſung einer Beſchwerde als unzuläffig in Erwägung, 
daß zunächſt § 942 Abſ. 2 der C. P. O. die Eintragung einer 
Vermerkung im Grundbuche von Remſcheid, Bd. 61 Blatt 2429 
zur Sicherung des Rechts der Beſchwerdeführerin auf Auflaſſung 
des Grundſtücks Nr. 8 vom Amtsgericht in Remſcheid im 
Wege der einſtweiligen Verfügung angeordnet und ein von der 
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Gegnerin auf Grund des § 942 Abſ. 3 geftellter Antrag, die 
Auordnung wieder aufzuheben, vom genannten Amtsgericht deshalb 
abgelehnt worden war, weil inzwiſchen wegen der Hauptſache 
die Klage bei dem L. G. erhoben und dadurch die Zuſtändigkeit, 
über die Aufhebung der einſtweiligen Verfügung zu entſcheiden, 
auf das Gericht der Hauptſache übergangen ſei; in Erwägung, 
daß dieſe Auffaſſung auf ſofortige Beſchwerden der Gegnerin 
von dem L. G. in Elberfeld gemißbilligt worden iſt und letzteres 
demzufolge ſowohl den den Aufhebungsantrag der Geguerin 
ablehnenden amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben wie auch in 
der Sache ſelbſt die Aufhebung der einſtweiligen Verfügung 
ausgeſprochen hat; in Erwägung, daß die hiegegen von der 
jetzigen Beſchwerdeführerin eingelegte Beſchwerde durch den 
angefochtenen Beſchluß als unzuläſſig verworfen worden iſt, 
weil Aufhebungsbeſchlüſſe aus 8 942 bi. 3 der C. P. O. 
überhaupt nicht einer Anfechtung im Beſchwerdewege unterlägen; 
in Erwägung, daß der angefochtene Beſchluß, wie ſein Inhalt 
und derjenige des landgerichtlichen Beſchluſſes unzweifelhaft 
ergiebt, auch ein Rechtsmittel der weiteren, nicht der erſten 
Beſchwerde ergangen iſt, gegen ihn daher nach 8 568 Abſ. 4 der 
C. P. O. eine weitere Beſchwerde nicht ſtattfindet. V. C. S. i. S. 
Dieler c. Schneider vom 80. Marz 1901, B Nr. 47/1901 V. 

12. 5 1045. 

Die Revifionsrüge wiederholt den auf 8 1045 C. P. O. 
geſtützten Einwand. Dieſer muß für durchgreifend erachtet 
werden. Der gegenwärtig erkennende Senat hat ſich ſchon in 
gleichem Sinne in dem Urtheil, welches am 15. März 1901 
in Sachen Niederhone o. Holzapfel, VII 29/01 erlaſſen, auf 
Grund davon ausgeſprochen, daß im Allgemeinen und ſo auch 
hier die jene Beſtimmung enthaltende Civilprozeßnovelle vom 
17. Mai 1898, abgeſehen von den Vorſchriften, welche mit dem 
neuen bürgerlichen Recht zuſammenhängen, wie Prozeßgeſetze 
überhaupt auf anhängige Rechtsſtreitigkeiten Anwendung zu 
finden hat. Es kann in dieſer Beziehung noch auf den von 
der Vorinſtanz für Befolgung der gegentheiligen Anſicht in 
vorliegender Sache angezogenen Plenarbeſchluß des R. G. vom 
10. Juni 1886 (Entſch. in Civilſachen Bd. 16 S. 396 fgd.) 
hingewieſen werden. Hier tft mit Rückſicht auf das Geſetz vom 
17. März 1886, durch welches neue Vorſchriften über das 
Verfahren zur Ausgleichung der zwiſchen mehreren Civilſenaten 
des R. G. beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten über dieſelbe 
Rechtsfrage erlaſſen find, ausgeführt, daß hiernach auch bezüglich 
Ausführung eines zuvor erlaſſenen Beſchluſſes betreffend Ver⸗ 
weiſung der Verhandlung und Entſcheidung einer Sache vor 
die vereinigten Civilſenate zu verfahren, da letzterer Beſchluß 
nicht die Bedeutung einer prozeſſualiſche Rechte der Parteien 
begründenden Entſcheidung habe. In gleicher Weiſe find vor⸗ 
liegend für den Kl. durch die Klagezuſtellung nicht Rechte auf 
ein beſtimmtes Verfahren erwachſen. (Vergl. auch Kommentar 
von Gaupp⸗ Stein, 4. Auflage, S. 54 der Vorbemerkung 
zu Note 64.) VII. C. S. i. S. Kahn o. Elm vom 2. April 
1901, Nr. 43/1901 VII. 

Zur Konkursordnung. 

18. 8 55. ü 

Im Gegenſatze zu den Ausführungen des B. R., welcher 
annimmt, daß der Konkursverwalter bei der Geltendmachung 
des Anfechtungsrechtes einen rein perſönlichen Anſpruch verfolge, 
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hat das R. G. ſchon wiederholt ansgeſprochen (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 18 S. 393, Bd. 30 S. 397, Bd. 40 S. 372, 
Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1890 S. 68, 1893 S. 77, 
Gruchot's Beiträge Bd. 38 S. 180, S. 498), daß es ein 
gegen Dritte wirkendes Recht am Gegenſtande der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſelbſt iſt, in welches eine nach dem Geſetze als 
anfechtbar zu erachtende Pfändung eingreift. Von dieſer Anſicht 
abzugeben, liegt kein Anlaß vor, zumal fie auch der in der 
Doktrin vorherrſchenden Meinung entſpricht. Die Konkursmaſſe 
gehört zwar den Gläubigern nicht; aber dieſe haben doch das 
Recht auf Abwehr der ſie benachtheiligenden Rechtshandlungen 
in dem aus § 30 der R. K. O. fi ergebenden Umfange. Sie 
koͤnnen Wiedererſtattung deſſen verlangen, was der Maſſe 
entzogen worden iſt und brauchen es daher namentlich nicht 
gegen ſich gelten zu laſſen, wenn der Schuldner eine 
Sache verpfändet oder einer feiner Gläubiger das Pfandrecht im 
Vollſtreckungsverfahren erzwungen hat. Vermoͤge ihres An ⸗ 
ſpruches auf gleichmäßige Befriedigung aus dem geſammten 
Vermoͤgen des Schuldners dürfen fie den belaſteten Gegenſtand 
im Zeitpunkte der Anfechtung als einen pfandfrei zur 
Konkursmaſſe gehörigen betrachten. Ihnen gegenüber 
alſo hatte der Schuldner wegen feiner Zahlungs unfähigkeit nicht 
mehr die freie Verfügung über den Gegenſtand. Die vom 
B. R. zum Vergleiche herangezogenen obligatoriſchen Anſpräche 
aus Kauf, Tauſch oder Schenkung gewähren keine paſſende 
Analogie. Wenn es nöͤthig wäre, ſich das Verhältniß dei 
Aufechtungsklägers zu dem Empfänger des Entzogenen dutch 
Betrachtung ähnlicher Fälle klar zu machen, konnte man 
eher an die Anſprüche auf Herausgabe der Sache denken, wie 
ſie auf Grund einer Leihe, Verwahrung, eines Auftrages und 
dergleichen entſtehen. Bezweckt nun aber nach allem Vorſtehenden 
die Anfechtungsklage des Konkursverwalters die Geltendmachung 
eines die Veräußerung hindernden Rechtes an dem Gegenſtande 
der Zwangs vollſtreckung, jo folgt daraus, wie das R. G. auch 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, (vergl. Gruchot's Beiträge 
Bd. 38 S. 180, S. 493, Juriſtiſche Wochenſchrift Jahr 
gang 1894 S. 427, 1895 S. 202), daß der Widerſpruch 
gemäß § 690 Abſ. 1 der C. P. O. bei dem Gerichte geltend 
zu machen iſt, in deſſen Bezirke die Zwangs vollſtreckung erfolgt 
iſt; und dieſe Zuſtändigkeit iſt nach 8 707 der C. P. O. eine 
aus ſchließliche. Sie beſteht fort bis zur Beendigung der 
Zwangsvollſtreckung, die aber hier noch nicht eingetreten iſt, da 
ſich der Gläubiger noch nicht Befriedigung verſchafft hat, 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 40 S. 372 und Grachot' 
Beiträge Bd. 38 S. 192). Bei Forderungspfändungen liegt 
die Zwangsvollſtreckung in der Erlafſung des Pfändungs- 
beſchluſſes (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 12 S. 382), 
der hier von dem Amtsgerichte Lauingen gefaßt, alſo nicht 
im Bezirke des Landgerichts München ergangen iſt. Der 
Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichtes mußte daher ftatt- 
gegeben und dementſprechend die Berufung des Konkurs- 
verwalters gegen das erſtinſtanzliche Urtheil zurückgewieſen 
werden. VII. C. S. i. S. Lewin c. Richter Konk. vom 
26. März 1901, Nr. 32/1901 VII. 

14. 8 146. 

Zunächſt iſt die Annahme des B. G., daß Kl. ſeine 
Forderung zu den Konkursakten als Lohn- und Darlehns⸗ 
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forderung angemeldet habe, unrichtig, Kl. hat vielmehr feine 
Forderung in erſter Linie als Darlehnsforderung angemeldet 
und nur erklärend hinzugefügt, daß dieſe Forderung aus rück⸗ 
ſtändigem Lohn beſtehe, den er nicht ausgezahlt bekommen habe. 
Dieſe Anmeldung war aber nach 8 134 Abi. 4 alter (8 146 
Abſ. 4 neuer) Faſſung der R. K. O., nach der die Feſtſtellung 
nur auf den Grund geſtützt und nur auf den Betrag gerichtet 
werden kann, welcher in der Anmeldung oder dem Prüfungs- 
termine (in dieſer Hinficht iſt vorliegend eine Aenderung der 
Anmeldung nicht eingetreten) angegeben iſt, für die Beurtheilung 
der Sache maßgebend. Es tft daher auch einerlei, daß in der 
Konkurstabelle unter Abtheilung I. A. 59 die angemeldeten 
3 000 Mark als Lohnforderung mit einem (übrigens gar nicht 
beanſpruchten) Vorrecht aus 8 54 Nr. 1 der R. K. O. a. F. 
eingetragen wurden. Demgemäß iſt es unrichtig, wenn das 
B. G. in Uebereinſtimmung mit dem Urtheil der I. J. feſtſtellt, 
daß der Kl. die Klage nur auf fein Dienſtverhältniß zu der 
Gemeinſchuldnerin geſtützt und die Forderung demnach in I. J. 
nur als Lohnforderung geltend gemacht habe, während die in 
I. J. in Uebereinſtimmung mit der Anmeldung aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung, daß Kl. die angeſammelten Löhne zum Betrage von 
3000 Mark der Gemeinſchuldnerin geliehen habe, nur als 
Angabe eines Grundes für die Stundung der Löhne und nicht 
als Behauptung der Hingabe eines Darlehns zu verſtehen ſei. 
Ss iſt vielmehr umgekehrt davon auszugehen, daß die in I. J. 
erfolgten Behauptungen des Kl. betreffs der aus dem Lohn⸗ 
und Kaſſenbuche der Gemeinſchuldnerin fi ergebenden An⸗ 
ſammlung ſeiner Löhne und betreffs deren mit ſeiner Zuſtimmung 
erfolgten Verwendung zur Tilgung von Schulden der Gemein ⸗ 
ſchuldnerin als nähere Erläuterung des angegebenen Anmeldungs⸗ 
grundes des Darlehns zu erachten find. Wenn das B. G. an- 
nimmt, daß Kl. der Ausführung des erſtinſtanzlichen Urtheils 
über den Grund der Klage nicht entgegengetreten ſei, jo genügt 
zur Widerlegung ein Hinweis auf den Thatbeſtand des B. U., 
nach dem Kl. betont hat, daß er ſeine Forderung als Darlehns⸗ 
forderung zur Konkursmaſſe angemeldet habe. Die in der 
Berufungsinſtanz aufgeſtellte Behauptung des Kl., daß durch 
die am 1. Oktober 1897 in den Büchern der Gemeinſchuldnerin 
“erfolgte Buchung feine urſprüngliche Lohnforderung in eine 
Darlehnsforderung übergegangen ſei, enthält nach Vorſtehendem 
aber, auch wenn ſie als Behauptung der Novation zu erachten 
iſt, nur eine Ergänzung oder Berichtigung der thatſächlichen 
oder rechtlichen Anführungen ohne Aenderung des Klagegrundes 
im Sinne des 8 268 Nr. 1 der C. P. O. (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 10 Nr. 122 S. 396 und Bd. 11 
Nr. 50 S. 243) und nicht, wie das B. G. ausführt, eine wegen 
Widerſpruchs des Gegners nach § 527 der C. P. O. unftatt- 
hafte Aenderung der Klage. Daſſelbe hat zu gelten bezüglich 
eines etwaigen Anſpruchs des Kl. aus einem von dem Vater 
deſſelben auf feinen (des Kl.) Namen der offenen Handels- 
geſellſchaft Sch. & Co. gewährten baaren Darlehn. III. C. S. 
i. S. Schunack o. Schunack & Co. Konk. vom 12. April 1901, 
Nr. 39 / 1901 III. 

Zum Anfechtungsgeſetz. 

15. 5 31. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß wie im Falle des 
5 24 (etzt 31) Nr. 1 der R. K. O. fo auch in dem gleich⸗ 
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liegenden Falle des § 3 Nr. 1 des Anf. G. der Anfechtungsklage 
eine unerlaubte Handlung zu Grunde liegt; hier wie dort find 
für anfechtbar erklart Rechtshandlungen, welche der Schuldner 
in der dem anderen Theile bekannten Abficht, ſeine Gläubiger 
zu benachtheiligen, vorgenommen hat. Daſſelbe iſt aber auch 
für den Fall des § 3 Nr. 2 des Anf. G. anzunehmen. Indem 
hier für anfechtbar erklärt find die entgeltlichen Verträge, welche 
der Schuldner in dem letzten Jahre vor der Rechtshängigkeit 
des Anfechtungsanſpruchs mit feinem Ehegatten oder ſolchen 
Perſonen, die zu ihm oder ſeinem Ehegatten in dem näher 
bezeichneten Verwandtſchafts. oder Schwägerſchaftsverhältniſſe 
ſtehen, geſchloſſen hat, ſofern durch den Abſchluß des Vertrages 
die Gläubiger des Schuldners benachtheiligt werden und der 
andere Theil nicht beweiſt, daß ihm zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes eine Abſicht des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachtheiligen, nicht bekannt war, 
läßt das Geſetz erkennen, daß die Vermuthung Platz greifen 
fol, daß der Schuldner beim Abſchluſſe ſolcher Ver⸗ 
träge die Abſicht gehabt habe, feine Gläubiger zu benach⸗ 
theiligen, und daß ſeinem Gegenkontrahenten dieſe Abſicht 
bekannt geweſen ſei. Gingehend entwickelt und begründet. 
VII. C. S. i. S. Weſenik c. Kaiſer u. Co. vom 12. März 1901, 
Nr. 375/1901 VII. 

II. Das Wechſelrecht. 

16. Art. 77 ff. 

Die Einrede des Wuchers hat der B. R. zu Gunſten des 
Kl. verworfen. Für die Reviſion des Kl. kommt es deshalb 
nur auf die Einrede der Verjährung an. Dieſelbe greift, da 
der Wechſel am 24. April 1893 fällig war, die jetzige Klage 
unſtreitig am 14. Auguft 1896 zugeſtellt ift, nach Art. 77 ff. 
der W. O. durch, wenn der Kl. ſich nicht auf die Zuſtellung 
der Klage im Vorprozeß berufen kann. Muß der Bekl. die 
Klagezuſtellung im Vorprozeß gegen ſich gelten laſſen, fo 
dauerte die dadurch nach Art. 80 der W. O. bewirkte Unter⸗ 
brechung der Wechſelverjährung bis zur Rechtskraft des Urtheils 
vom 10. Oktober 1893, durch welches über den Wechſelanſpruch 
materiell nicht erkannt, nur der Wechſelprozeß für unzuläffig 
erklärt iſt, und die neue Verjährung läuft von dem Tage der 
Rechtskraft ab, den 27. November 1893, war alſo bei Er⸗ 
hebung der jetzigen Klage noch nicht vollendet. A. L. R. Thl. I 
Tit. 7 88 554, 557, 563. Unſtreitig iſt die Klage im Vor⸗ 
prozeß nicht dem Bekl., ſondern dem Rechtsanwalt S. zugeſtellt, 
der unſtreitig Prozeßvollmacht von dem Bekl. nicht erhalten 
hatte. Zu Gunſten des Kl. geht der B. R. davon aus, daß 
der Bekl. die Klagezuſtellung an S. gegen ſich gelten laſſen 
muß, wenn er die Prozeßführung durch S. nachträglich aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. Solche ſtill⸗ 
ſchweigende Genehmigung nimmt der B. R. an, ſobald durch 
Nichtableiſtung des dem Bekl. auferlegten Eides bewieſen wird, 
daß der Bekl. während der Anhängigkeit des Vorprozeſſes 
Kenntniß davon, daß der Rechtsanwalt S. für ihn im Prozeß 
aufgetreten ſei und durch denſelben Nachrichten über Termine 
und eine Ausfertigung des ergangenen Urtheils erhalten hat. 
Beſchwert wird der Kl. durch dieſes Urtheil nicht. Die Rügen, 
welche die Reviſion erhebt, konnen zur Aufhebung des Urtheils 
nicht führen. I. C. S. i. S. Niclas o. Pagel vom 23. März 
1901, Nr. 458/1900 J. 


332 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


III. Das Handelsrecht. 

17. Cascoverſicherung. § 734. Art. 786 ff. a. §. 

Der Wortlaut der ſtreitigen Klauſel läßt keinen Zweifel 
darüber, daß derſelbe beſtimmt war, den 8 69 Nr. 7 der All⸗ 
gemeinen Hamburger Bedingungen, ſoweit er ſich auf den ſo⸗ 
genannten indirekten Kollifionsſchaden bezieht, zu erſetzen. Denn 
die Klauſel umfaßt das geſammte Gebiet, innerhalb deſſen nach 
8 69 Nr. 7 der Verficherer für indirekten Kollifionsſchaden haftbar 
werden könnte, ſie geht aber nicht nur darüber hinaus, indem 
fie außer einer Kollifion mit Schiffen, auch eine ſolche mit 
„anderen Gegenſtänden“ bezielt, ſondern zeigt außerdem durch 
den im Ganzen abweichenden Wortlaut, daß fie die Voraus- 
ſetzungen des 8 69 Nr. 7 auch im Uebrigen nicht als maß ⸗ 
gebend angeſehen wiſſen will. Es findet daher im Verhältniß 
dieſer Klauſel zu der in $ 69 Nr. 7 getroffenen Regelung be⸗ 
züglich des indirekten Kolliſionsſchadens die Schlußbeſtimmung 
der Police Anwendung, wonach die Paragraphen der Allgemeinen 
Bedingungen, welche den Spezialklauſeln entgegenſtehen, auf⸗ 
gehoben werden. Die ſtreitige Klauſel iſt hiernach ohne Rück⸗ 
ſicht auf 8 69 Nr. 7 aus ihrem Wortlaute und ihrem Zu- 
ſammenhange mit anderen Beſtimmungen der Police auszulegen. 
Es kann auch. nicht mit der Reviſion Gewicht darauf gelegt 
werden, daß die Verficherung als eine ſolche auf Casco bezeichnet 
iſt. Durch die ſtreitige Klauſel iſt an die Cascoverſicherung 
eine andere angehängt, welche ſich weſentlich als eine Haftpflicht⸗ 
verfiherung kennzeichnet. Die Unterordnung unter den Begriff 
der Cascoverſicherung kann für den vorliegenden Fall nicht da⸗ 
mit begründet werden, daß auf dem Gebiete der Seerechts die 
Ausdehnung der Cascoverſicherung auf den indirekten Kollifions- 
ſchaden inſofern eine Cascoverficherung bleibt, als hier der Ver⸗ 
ſicherte nur gegen die Haftung mit dem Schiffe gedeckt wird. 
Denn dieſer Geſichtspunkt trifft auf dem Gebiele der Binnen- 
ſchifffahrt vor dem Erlaß des Binnenſchifffahrtsgeſetzes für das 
hier hauptſächlich in Betracht kommende Preußiſche und Gemeine 
Recht nicht zu. Nur nach § 54 des Hamburgiſchen Einführungs⸗ 
geſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 
22. Dezember 1865 war vorgeſchrieben, daß die Art. 736 bis 
741 des H. G. B. auch auf Flußſchiffe anzuwenden ſeien, wo⸗ 
mit zugleich in Gemäßheit der Art. 736, 451, 452 des 
H. G. B. ſich eine Beſchränkung der Haftung des Rheders auf 
Schiff und Fracht ergab. Es iſt aber ausgeſchloſſen, daß die 
Kontrahenten vorzugsweiſe an ſich nach Hamburgiſchem Rechte 
regelnde Kollifionsfälle gedacht haben, da in der Police geſagt 
wird, daß das Schiff die Elbe nur ausnahmsweiſe befahre. 
Auch würde ſelbſt nach Hamburgiſchem Rechte bei Flußſchiffen 
von einer Cascoverficherung aus dieſem Gefichtspunkte nur im 
Falle eines Zuſammenſtoßes von Schiffen, nicht aber bei 
„anderen Gegenſtänden im Allgemeinen durch den verficherten 
Dampfer zugefügten Schäden“ die Rede ſein können. Hiernach 
iſt kein Grund vorhanden, die an ſich klaren Worte der Klauſel 
„Anderen Gegenſtänden von obigem Dampfer direkt oder indirekt 
zugefügte Schäden“, wie die Revifion es verlangt, in der Weiſe 
einſchränkend zu interpretiren, daß eine indirekte Beſchädigung 
von Gegenſtänden durch das Schiff im Sinne der Klauſel nur 
dann für vorhanden angeſehen wird, wenn das Schiff ſelbſt 
collidirt hat und die Wirkung des von ihm ausgeübten Stoßes 
von dem geſtoßenen Gegenſtande auf einen dritten übertragen 
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iſt. Eine direkte oder indirekte Beſchädigung durch das Schiff 
im Sinne der Klauſel kann nur in Frage kommen bei be⸗ 
wieſenem oder vermuthetem Verſchulden einer Perſon der Be⸗ 
ſatzung in Handhabung des Schiffes, weil bei einem bloßen 
Zufall nach allen in Betracht kommenden Rechten die Haftung 
des Rheders entfallen, bei eigenem Verſchulden des Letzteren aber 
nach 8 70 Nr. 4 der Allgemeinen Bedingungen die Verficherung 
ceffiren würde. Warum aber der Erfolg einer auf Verſchulden 
des Schiffers oder der Schiffsmannſchaft beruhenden, durch die 
Handhabung des Schiffes verurſachten ſchadenbringenden Kollifion 
zweier anderer Schiffe dann zwar ein vom verficherten Schiff 
indirekt zugefügter Schaden ſein ſollte, wenn deſſen Stoß von 
dem erſten betheiligten auf ein zweites Schiff übertragen wurde, 
nicht aber, wenn wie im vorliegenden Falle ein zum Anhange 
des fehlerhaft mandverirenden Schiffes gehöriger Kahn durch die 
von jenem ausgehende Zugkraft gegen ein drittes Schiff ge- 
ſchleudert wurde, iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen. Nach dem 
Wortlaute der Klauſel wird nur vorausgeſetzt, daß in der 
Handhabung des Schiffes die Urſache der indirekten Beſchädigung 
liegt; ob aber die Cauſalität durch Stoß, durch Zugkraft, oder 
auf andere Weiſe vermittelt wird, muß nach dem Wortlaute 
als völlig gleichgültig angeſehen werden. Auch bezüglich des 
rechtlichen Grundes der Haftpflicht des Verficherten wird, ab⸗ 
geſehen von den noch zu erörternden Worten „als Rheder 
reſpektive Eigenthümer“, von der Klauſel nicht unterſchieden. 
Es würde daher ungerechtfertigt ſein, wenn man die Haftung 
auf Grund eines Vertrags, insbeſondere des Schleppvertrags, hier 
ausſchließen wollte. I. C. S. i. S. Badiſche Schifffahrtsaſſecuranz⸗ 
Geſellſchaft o. Witte vom 20. März 1901, Nr. 444/1900 J. 

18. 5 486. Art. 451 ff. a. F. 

Richtig iſt, daß die Worte „Schäden, wofür der Herr 
Verſicherte als Rheder reſp. Eigenthümer des obigen Dampf⸗ 
ſchiffes verantwortlich gemacht werden kann“, eine Einſchränkung 
enthalten. Es würde aber verfehlt ſein, dieſe Einſchränkung 
dahin zu verſtehen, daß damit eine den Art. 451, 452 des 
H. G. B. entſprechende Haftung des Verficherten bezeichnet und 
jede anders geartete Haftung ausgeſchloſſen ſein ſollte. Auch 
in dieſer Hinſicht iſt ausſchlaggebend, daß für eine Anwendung 
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ſtimmungen, von der kaum in Betracht kommenden Ausnahme 
des $ 54 des Hamburgiſchen Einführungsgeſetzes zum H. G. B. 
abgeſehen, keine Möglichkeit beſtand. Nach richtiger Auslegung 
wird in den angeführten Worten nur das Erforderniß auf 
geſtellt, daß die Haftbarkeit für Beſchädigung von Gegenſtänden 
mittelſt des Schiffes darauf beruht, daß der Kl. als Rheder 
oder Eigenthümer von ihm Gebrauch gemacht hat, mit 
anderen Worten, daß fie dem mit dieſem Schiffe aus⸗ 
geübten Gewerbebetriebe entſpringt. Ausgeſchloſſen würde 
danach z. B. die Haftbarkeit des Kl. aus einer Kolliſion zwiſchen 
der Charlotte und einem andern ihm gehörigen Schiffe ge 
weſen ſein, bei der lediglich die Beſatzung des letzteren im 
Verſchulden war, denn in einem ſolchen Falle hätte der Kl. nicht 
als Eigenthümer der Charlotte, ſondern höchſtens als Eigen 
thümer des anderen Schiffes, nämlich auf Grund des mit 
dieſem ausgeübten Gewerbebetriebs verantwortlich gemacht 
werden können. Im vorliegenden Falle beruht feine Haft⸗ 
pflicht auf der Verwendung der Charlotte zum Schleppdienfle; 
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ei liegt auch Beſchädigung eines anderen Gegenſtandes vor, 
welche indirekt durch dieſe Verwendung verurſacht iſt. Die 
ſtreitige Klauſel iſt daher in Anwendung zu bringen. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

III. Sonftige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

19. 88 1 ff. Konkurrenzklauſel. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Die Anwendung 
des rheiniſchen Rechts unterliegt keinem Bedenken, da der zwiſchen 
den Parteien abgeſchloffene Vertrag, welcher in § IV die ſtreitige 
Konkurrenzklauſel enthält, den Verkauf von Geſchäften des Bekl. 
an die Kl. zum Gegenſtande hat, die im rheiniſchen Rechtsgebiete 
beſtanden und für die fragliche Verpflichtung des Bekl. ſein 
Wohnfitz Düſſeldorf als Erfüllungsort in Betracht kommt, der 
Erfüllungsort aber für das örtliche Recht der Obligation ent ⸗ 
ſcheidend iſt. Das O. L. G. hat die vom Bekl. eingegangene 
Verpflichtung, vom 1. April 1894 ab keinerlei Intereſſen mehr 
in Petroleum oder Petroleumfäſſern zu haben, weder direkt 
noch indirekt, ihrem Wortlaut und Inhalt nach und unter Be⸗ 
rückfichtigung der von den Parteien in der Berufungsinſtanz 
abgegebenen Erklärungen dahin ausgelegt, daß durch dieſelbe 
dem Bekl. ohne zeitliche und räumliche Begrenzung 
verboten ſei, Handel mit Petroleum zu betreiben; es hat 
dieſes Verbot nach Art. 1131 und 1133 6. c. als rechts un ⸗ 
wirkſam angeſehen, weil es den Bekl. die Ausübung feines 
Lebensberufes für immer und überall unterſage, ſolches aber 
mit dem durch 5 1 der Gewerbeordnung gewährleiſteten Recht 
auf freie gewerbliche Bethätigung im Widerſpruche ſtehe. Dieſe 
Begründung kann nicht für rechtsirrthümlich erachtet werden. 
Was zunächſt die Frage betrifft, ob die durch die Rechtſprechung 
bezüglich der Gültigkeit derartiger Konkurrenzklauſeln in Ver⸗ 
trägen zwiſchen Prinzipalen und Gehülfen aufgeftellten Rechts⸗ 
grundſätze auch dann anwendbar find, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, es ſich um einen Vertrag zwiſchen ſelbſtändigen Kauf ⸗ 
leuten handelt, jo kann der verneinenden Anſicht der Rll. 
nicht beigetreten werden. Ein weſentlicher Unterſchied beſteht 
zwiſchen beiden Fällen nicht. Ein eigentliches Abhängigkeits⸗ 
verhältniß, was vielleicht Einfluß ausüben könnte, liegt auch bei 
Eingehung eines Dienſtvertrages nicht vor; denn bei deſſen Ab⸗ 
ſchluſſe, als das Verbot ſtipulirt wurde, beſtand das Dienft- 
verhältniß noch nicht, die beiden Vertragſchließenden ſtanden ſich 
damals noch ſelbſtändig gegenüber. Der Dienſtnehmer läßt ſich 
zu der fraglichen Verpflichtung durch die Ausfiht auf einen ihm 
paſſenden Dienſt mit entſprechendem Entgelt bewegen, für den 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden iſt das Motiv dazu die Ausficht 
auf einen ihm vortheilhaften Vertragsabſchluß, auf einen günſtigen 
Kauf, und wenn auch im letzteren Falle das gewährte Kaufgeld 
eine dauernde, das eingegangene Konkurrenzverbot mit um⸗ 
fafſende Vergütung darſtellen ſollte, fo würde dieſes auch bei der 
Gegenleiſtung im Dienſtvertrage zutreffen können, wenn nämlich 
die Höhe der für die zu leiſtenden Dienſte vereinbarten Ver⸗ 
gütung durch das eingegangene Konkurrenzverbot mit beſtimmt 
worden iſt. Der eigentliche Grund, weßhalb ſolche Klauſeln 
für ungültig erklärt werden, liegt nicht darin, daß auf Seiten 
des einen Kontrahenten wirthſchaftliche Uebermacht beſteht, ſondern 
vielmehr darin, daß durch die Klauſel die Erwerbsfähigkeit 
des anderen Kontrahenten in einer rechtlich unzuläſſigen Weiſe 
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beſchränkt wird, und dieſes kann auch in einem zwiſchen zwei 
ſelbſtändigen Kaufleuten abgeſchloſſenen Vertrage der Fall ſein. 
Warum die Beſchränkung bei ſelbſtändigen Kaufleuten nur dann 
unzuläffig fein fol, wenn fie ein öffentliches Intereſſe verletzt, iſt 
nicht erfichtlich; die deshalb von der Rkl. bezogene Entſcheidung 
des R. G. (Entſch. Bd. 2 S. 119) beſagt nur, daß Beſchränkungen, 
denen ſich der eine Kontrahent gegenüber dem anderen Kon⸗ 
trahenten in ſeinem Gewerbebetriebe unterwirft, nicht nach 88 1, 10 
ber Gewerbeordnung ungültig find, fofern fie nicht dem 
Öffentlichen Intereſſe zuwiderlaufen, ſtellt aber nicht in Abrede, 
daß ſie deßhalb unverbindlich ſein können, weil ſie gegen die 
guten Sitten ſtreiten. Unbegründet erweiſt ſich ſodann der 
fernere Revifionsangriff, daß das O. L. G. die bezüglich der Kon⸗ 
kurrenzverbote beſtehenden Rechtsgrundſätze verkannt habe. Wenn 
es auch im Verlaufe ſeiner Begründung im Anſchluſſe an die 
Entſcheidung des erkenneuden Senats II 63/97 den Satz aus ⸗ 
geſprochen hat, daß der Grundſatz der Gewerbefreiheit eine 
oͤrtlich und zeitlich allgemeine vertragliche Beſchränkung auch nur 
bezüglich eines beſtimmten und beſchränkten Geſchäftszweiges 
und die Verweiſung auf andere Erwerbszweige nicht geſtatte, ſo 
ergiebt doch feine ſich anſchließende weitere Ausführung, beginnend 
mit den Sätzen: „Offenbar zu weit gehen würde es allerdings, 
wenn man ein nur in dieſer Hinſicht beſchränktes Verbot ſchlechthin 
und ohne Rückſicht auf den Gegenſtand des Verbots und die 
wirthſchaftliche Bedeutung deſſelben für unzuläſſig erklären wollte. 
Die Frage der Zuläffigkeit eines ſolchen Verbots wird ſich viel⸗ 
mehr immer nur nach den Umſtänden des konkreten Falles 
beantworten laſſen,“ — daß es jenen Satz in dem rechtlich 
zutreffenden Sinne verſtanden und angewendet hat, daß ein 
zeitlich und räumlich unbegrenztes Konkurrenzverbot bei quall⸗ 
tativer Beſchränkung der wirthſchaftlichen Thätigkeit des einen 
Kontrahenten daun als ungültig zu erachten iſt, wenn dieſe 
Beſchränkung als übermäßig erſcheint, ſo daß dadurch die 
Erwerbsfähigkeit als aufgehoben anzuſehen iſt. Der Ausgangs- 
punkt der Begründung des B. R. iſt daher rechtlich nicht zu 
beanſtanden. II. C. S. i. S. American Petroleum ⸗Com - 
pany c. Andrießen vom 22. März 1901, Nr. 8/1901 II. 

20. 88 1ff. 

Es handelt ſich um die Beſtimmung in $ 7 Abſ. 8 des 
Hamburgiſchen Geſetzes vom 30. Dezember 1892 in der Faſſung 
von 1895, wonach bis zur Feſtſtellung des Bebauungsplanes 
oder des in Betracht kommenden Theiles deſſelben die Errichtung 
von die Nachbarſchaft beläſtigenden Geſchäftsbetrieben im Geltungs⸗ 
bereiche jenes Geſetzes d. h. in den Hamburgiſchen Vororten 
am rechten Elbufer, der Zuſtimmung der Senats und Bürger- 
ſchafts⸗Kommiſſion bedarf. Mit dem Grundſatze der Gewerbe⸗ 
freiheit, wie er in § 1 Abſ. 1 der Gewerbeordnung formulirt 
ift, würde, ſolange man fi nur an deſſen Wortlaut hält, die 
fragliche Hamburgiſche Beſtimmung ſicher nicht in Widerſpruch 
ſtehen. Denn wenn es in § 1 Abſ. 1 heißt: „Der Betrieb 
eines Gewerbes iſt Jedermann geſtattet, ſoweit nicht durch 
dieſes Geſetz Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen find,“ ſo iſt da zunächſt nur von der perſön⸗ 
lichen ſubjektiven Berechtigung zum Gewerbebetriebe die Rede, 
nicht von der Oertlichkeit, wo irgend ein Gewerbe betrieben 
oder nicht betrieben werden darf. Nun folgen freilich in der 
Gewerbeordnung bald auch Beſtimmungen anderer Art, die die 
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Örtliche Seite des Betriebes betreffen, und es liegt nahe, die 
dabei vorkommenden beſchränkenden Beſtimmungen doch auch 
als „Ausnahmen oder Beſchränkungen“ im Sinne des 8 1 
aufzufaffen. Daraus würde fi dann wieder mit einigem An⸗ 
ſcheine die Folgerung ziehen laſſen, daß die nicht in der Ge⸗ 
werbeordnung vorkommenden ortlichen Einſchränkungen durch 
den 5 1 ausgeſchloſſen ſeien. Dies würde jedoch zu weit ge⸗ 
gangen fein; denn eine ſolche erſchöͤpfende Regelung aller in 
Betracht kommenden Verhältniſſe iſt in der Gewerbeordnung 
nicht beabſichtigt. Daher darf man insbeſondere daraus, daß 
in § 16 für eine gewiſſe Kategorie von gewerblichen Anlagen 
pofitib das Erforderniß einer bebörblihen Genehmigung auf- 
geſtellt iſt, nicht folgern, daß die Gewerbeordnung verbiete, 
gewerbliche Anlagen anderer Art aus Rückſicht auf die erwünſchte 
bauliche Geſtaltung eines gewiſſen Ortstheiles aus dieſem aus⸗ 
zuſchließen. Am meiſten könnte noch der Schluß vom Gegen⸗ 
theile bei der Beſtimmung des § 23 Abſ. 3 in der Faſſung 
von 1883 für ſich zu haben ſcheinen, wonach der Landesgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten war, Ortsſtatuten zu geſtatten, nach welchen 
Anlagen der in 8 16 erwähnten Art in gewiſſen Orts- 
theilen entweder gar nicht, oder nur unter beſonderen Be⸗ 
ſchränkungen zuzulaſſen ſeien; hieraus möchte man etwa folgern, 
daß dergleichen Beſtimmungen in Anſehung anderer, als der 
in § 16 erwähnten gewerblichen Anlagen gänzlich ausgeſchlofſen 
ſeien. Allein nothwendig iſt dieſe Schlußfolgerung auch hier 
nicht; es konnte dem § 23 Abſ. 3 ebenſowohl auch der Ge⸗ 
danke zu Grunde liegen, daß dem Mißverſtändniſſe vorgebeugt 
werden müſſe, als ob gerade die in § 16 bezeichneten Gewerbe⸗ 
betriebe nur durch das Erforderniß der beſonderen Konzeffions- 
ertheilung für den Einzelfall ſollten beſchränkt, nicht auch all⸗ 
gemeinen ortlichen Einſchränkungen ausgeſetzt ſein dürfen. 
Hierfür ſpricht pofitio der Umſtand, daß der § 23 Abſ. 3 der 
jetzigen Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900, wie er ſeine 
Faſſung durch Art. 2 des R. Gef. vom 30. Juni 1900 er⸗ 
halten hat, nur dieſen letzteren Sinn haben kann, während die 
Gültigkeit landes rechtlicher Vorſchriften, wonach gewiſſe Anlagen 
oder gewiſſe Arten von Anlagen in einzelnen Ortstheilen gar 
nicht oder nur unter beſonderen Beſchränkungen zugelaſſen find, 
im Allgemeinen dort als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt iſt, 
übrigens auch ohne daß bei den Vorarbeiten zu dieſem neuen 
Geſetze irgendwo die Meinung hervorgetreten wäre, als ob in 
dieſer Beziehung durch die neue Faſſung etwas verändert 
würde. Es iſt auch feit der Geltung der Reichs ⸗ Gewerbeordnung 
in der Praxis nie bezweifelt worden, daß lokale Rechtsnormen, 
welche Gewerbebetriebe aller moglichen Arten aus baulichen 
Rückſichten aus einzelnen Ortstheilen verbannten, wie deren für 
viele Orte erlaſſen worden find, durchaus gültig ſeien. Auch in der 
Litteratur iſt dies die allgemeine Anfiht. Daher iſt kein Grund 
gegeben, die fragliche vorübergehende, auf das Ermeſſen der Senats⸗ 
und Bürgerſchafts⸗Kommiſſion geftellte örtliche Beſchränkung für 
unvereinbar mit der Gewerbeordnung in ihrer früheren Faſſung 
zu erklären. VI. C. S. i. S. Heidmann e. Hamburgiſche 
Baupolizeibehörde vom 18. März 1901, Nr. 3382/1900 VI. 

Zum Patentgeſetz. ö 

21. 88 1 ff. 

Die Entſcheidung der Vorinſtanz über den Umfang des 
klägeriſchen Patentſchutzes beruht lediglich auf einer an den 
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Wortlaut des Patentanſpruches angeſchloſſenen Auslegung und 
es zeigt ſich, daß es in ſtreng woͤrtlichem Sinne zu verſtehen 
iſt, wenn ſie ihrer Interpretation ſelber den Satz zu Grunde 
gelegt hat, daß dasjenige, was dem Kl. als neue Erfindung 
geſchützt ſei, ſich beſtimme durch den in ſeiner Anmeldung aus⸗ 
gedrückten Patentanſpruch und die darüber ertheilte Urkunde. 
Dieſer Standpunkt kann nicht gebilligt werden. Er widerſpricht 
dem in der Rechtſprechung des R. G. feſtgehaltenen Grundſatze, 
daß es für die Frage, in wieweit ein durch das Patent geſchützter 
Erfindungsgedanke vorliege, zwar in erſter Linie allerdings auf 
den Patentanſpruch, aber doch nicht auf dieſen für fich allein 
genommen, ſondern nur in ſeinem Zuſammenhange mit der 
dazu gehörigen Beſchreibung und Zeichnung ankomme. Nur in 
und aus dieſem Zuſammenhange läßt ſich die Tragweite deſſen 
voll erkennen, was der Anmeldende nach der — moͤglichſt knapp 
zu haltenden — Faſſung des Anſpruchs unter den Patentſchutz 
hat ſtellen wollen. Eine Auslegung, welche nur den Anſpruch 
berückſichtigt und an deſſen Wortlaut haftet, legt dieſem zu 
Unrecht einen formellen Charakter bei und ſteht mit dem 
Grundprinzipe des Patentrechts nicht im Einklange, daß fich 
die Erfindung nicht in ihrer einzelnen, äußeren Darſtellung 
erſchöͤpft. Allerdings iſt der Fall denkbar, daß dem Patent⸗ 
anſpruch abfichtlich eine engere, nicht den ganzen Inhalt der 
Erfindung umſpannende Faſſung gegeben wird, und es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß alsdann der Umfang des verlangten Patent- 
ſchutzes nur nach dieſer einſchränkenden Willenserklärung bemeſſen 
werden darf. Aber dieſes Verhältniß, das einen Verzicht auf 
die volle Ausbeutung des Erfinderrechts vorausſetzt, kann nur 
als eine Ausnahme gelten, wofür es im einzelnen Falle der 
Rechtfertigung bedarf. Vorliegend fehlt es an jedem Anhalt 
für die Annahme, daß der Patentanſpruch, der ſich eng an den 
Abſ. 2 der Beſchreibung anſchließt, etwas anderes, als den vollen 
Gehalt der klägeriſchen Erfindung, wie fie ih aus dem Geſammt⸗ 
inhalte der Patentſchrift ergiebt, habe zum Ausdruck bringen 
wollen. I. C. S. i. S. Küpper c. Schüchtermann & Kremer 


vom 9. März 1901, Nr. 425/1900 I. 


Zum Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz. 

22. 88 3, 4. 

Der Vorderrichter nimmt an, daß für den Inhalt des 
Gebrauchsmuſterſchutzes maßgebend ſei die nach 8 3 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891 zu verfügende Eintragung in die broue des 
Kaiſerlichen Patentamts für Gebrauchsmuſter. Dies iſt rechts ⸗ 
irrthümlich und beruht auf einer Verwechslung. Nach § 4 des 
Geſetzes ift zwar die Eintragung die formale Vorausſetzung für 
die Entſtehung des Muſterſchutzes. Der Inhalt des Letzteren 
beftimmt fi dagegen nach der Anmeldung in Verbindung mit 
dem beizufügenden Modell (5 2 Abſ. 2, 3 des Geſetzes). Die 
Anmeldung muß angeben, unter welcher Bezeichnung das Modell 
eingetragen werden ſoll und welche neue Geſtaltung oder Vor 
richtung dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke dienen fol. Jeder 
Anmeldung iſt zugleich eine Nach- oder Abbildung des Modells 
beizufügen. Demzufolge iſt die der Eintragung zu Grunde 
liegende „Bezeichnung“ lediglich ein Theil der Anmeldung und 
iſt demgemäß aus der Geſammtanmeldung in Verbindung mit 
dem beizufügenden Modelle zu ergänzen und auszulegen. Im 
vorliegenden Falle beſteht aber nach der Sefammtanmelbung 
kein Zweifel darüber, daß nicht nur der Schutzanſpruch 1, ſowie 
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auch der Schutzanſpruch 2 hat angemeldet und unter den Schuß 
des Geſetzes hat geſtellt werden ſollen. Die Feſtſtellung, daß 
es bezüglich des Schutzanſpruchs 1 an dem Erfoderniſſe der 
Neuheit fehlt, konnte daher in Verbindung mit dem Umſtande, 
daß in der Bezeichnung der Schutzanſpruch 2 nicht erwähnt 
wird, nicht zur vollſtändigen, ſondern nur zu einer Löſchung des 
Gebrauchsmuſters in Bezug auf den Schutzanſpruch 1 führen. 
(Vergl. Entſch. des R. G., Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 
S. 612 Nr. 48, 1897 S. 475 Nr. 48; 1901 S. 13 Nr. 19.) 
I. C. S. i. S. Henricis o. von Weſtrum Sohne vom 20. März 
1901, Nr. 428/1900 J. 

Zum Binnenſchifffahrtsgeſetz. 

23. 88 3, 7 ff. 

Nach den zur Rechtfertigung des erhobenen Anſpruchs vor- 
gebrachten thatſächlichen Behauptungen gründet ſich dieſer An⸗ 
ſpruch auf den zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Fracht 
vertrag. Maßgebend für dieſen find die Vorſchriften im vierten 
Abſchnitt des Binnenſchiffahrtsgeſetzes vom 15. Juni 1895 mit 
Ausnahme derjenigen, die nach 8 139 Abſ. 1 des Geſetzes bei 
Schiffen, welche nur zu Fahrten innerhalb deſſelben Orts beſtimmt 
ſind, auf das Rechtsverhältniß des Schiffers ſowie auf die Be⸗ 
förderung von Gütern keine Anwendung finden. — Nach § 58 
Abſ. 1 des Geſetzes haftet der Frachtführer für den Schaden, 
welcher ſeit der Empfangnahme bis zur Ablieferung durch Ver⸗ 
luſt oder Beſchädigung des Frachtguts entſtanden iſt, ſofern er 
nicht beweiſt, daß der Verluſt oder die Beſchädigung durch Um⸗ 
ſtände herbeigeführt iſt, welche durch die Sorgfalt eines ordent 
lichen Frachtführers nicht abgewendet werden konnten. Neben 
dieſer Vorſchrift kommt in Betracht die Beſtimmung des im 
826 des Geſetzes mitaufgeführten Art. 400 des H. G. B., nach 
welcher der Frachtführer für ſeine Leute einzuſtehen hat. Die 
Bekl. hat nicht den Beweis unternommen, daß der dem Frachtgut 
zugefügte Schaden weder von ihr ſelbſt, noch von ihren Leuten 
verſchuldet ſei. Sie haftet daher für dieſen Schaden, aber ſie 
haftet für ihn, wie ſich aus 8 58 Abſ. 4 des Geſetzes ergiebt, nur 
nach Maßgabe des Art. 396 Abſ. 1—4 des H. G. B., da ihr 
oder einem ihrer Leute eine bösliche Handelsweiſe nicht zur Laſt 
gelegt wird (vergl. von Hahn, Kommentar zum H. G. B. 51 
zu Art. 396, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 7 S. 129), 
und es ſcheint denn auch, daß mit der erhobenen Klage eine 
weitergehende Haftung der Bekl. nicht hat in Anſpruch genommen 
werden ſollen. Zu berückſichtigen find ferner die Beſtimmungen 
im 8 4 Abſ. 1 Ziffer 2 und im § 4 Abſ. 2 Satz 1 des Binnen⸗ 
ſchifffahrtsgeſetzes. Nach 8 4 Abſ. 1 Ziffer 2 haftet der Schiffs⸗ 
eigner nicht perſoͤnlich, ſondern nur mit Schiff und Fracht, wenn 
der Anſpruch auf die Nichterfüllung oder auf die unvollſtändige 
oder mangelhafte Erfüllung eines von dem Schiffseigner abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages gegründet wird, inſofern die Ausführung 
des Vertrages zu den Dienſtobliegenheiten des Schiffers gehört, 
ohne Unterfchied, ob die Nichterfüllung oder die unvollſtändige 
oder mangelhafte Erfüllung von einer Perſon der Schiffsbeſatzung 
verſchuldet iſt oder nicht. Dieſer bei Frachtverträgen, die der 
Schiffseigner geſchloſſen hat, ſeine hauptſächliche Anwendung 
findende, inhaltlich mit dem Art. 452 Abſ. 1 Ziffer 2 überein⸗ 
ſtimmende Satz erfährt dann aber eine Einſchränkung durch die 
im § 4 Abſ. 2 Satz 1 (vergl. Art. 452 Abſ. 2 des H. G. B.) 
getroffene Beſtimmung, nach welcher der Schiffseigner im Falle 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 335 


eigenen Verſchuldens perſönlich haftet. Die Bekl. leugnet ein 
eigenes Verſchulden, indem fie ſich darauf beruft, daß fie mit 
der Ausführung des von ihr übernommenen Transports ihren 
Ewerführer⸗Wochenlöhner S. beauftragt, und es daher lediglich 
dieſem in ſeiner Eigenſchaft als Schiffer obgelegen habe, für die 
Bewachung der Schute während der Nacht vom 25. zum 26. Juli 
Sorge zu tragen. Demgegenüber führt das B. G. aus: S. fel 
hier nicht „Schiffer“ geweſen; wie die Bekl. ſelbſt vorgetragen 
habe, ſtehe er ſeif geraumer Zeit in ihrem ausſchließlichen 
Dienſte, in der Weiſe, daß er bald dieſe, bald jene Schute 
der Bekl. bediene und den jeweilig ihm aufgetragenen 
Transport ausführe; dies entſpreche nicht der Stellung eines 
Schiffers, wie fie in den 88 7 ff. des Binnenſchifffahrtsgeſetzes 
charakterifirt werde; vielmehr ſei es für den Begriff des Schiffers 
weſentlich, daß ihm in einer mehr oder weniger dauernden 
Weiſe die Führung eines beſtimmten Schiffes und die Sorge 
für alles, was damit zuſammenhänge, übertragen werde, und 
daher habe er die aus den 88 8, 15, 16 Abſ. 2 des Geſetzes 
ſich ergebenden Pflichten und Befugniſſe; S. ſei dagegen nicht 
für ein beſtimmtes Schiff als Führer beſtimmt geweſen; dies 
entſpreche auch den beſonderen Verhältniſſen des Hafenverkehrs; 
hier handele es ſich ſtets nur um Transporte, die in kürzeſter 
Friſt zu erledigen ſeien; das Schiff verlaſſe nicht ſeinen 
Heimathsort; hier ſei der Schiffseigner ſelbſt in der Lage, den 
Betrieb zu leiten und zu überwachen; die mit der Ausführung 
einzelner Transporte beauftragten Angeſtellten würden deshalb 
auch im Perkehr nicht als Schiffer, ſondern als Ewerführer⸗ 
Tagelöhner bezeichnet, während der Schiffseigner ſelbſt als 
Ewerführer bezeichnet werde; ihn allein treffe daher die Sorge 
für die Fahrtüchtigkeit, Einrichtung und Ausrüſtung des Schiffs 
und ſomit auch für die gehörige Bewachung des Schiffes. — 
Von Vorſtehendem ausgehend, gelangt dann das B. G. zu dem 
Ergebniß, daß die Unterlaſſung der Bewachung der Schute der 
Bekl. ſelbſt zum Verſchulden anzurechnen ſei. Die Ausführungen 
des B. G. find indeß, wie mit Grund von der Revifion gerügt 
wird, inſofern rechtsirrthümlich, als der Begriff des Schlffers 
im Sinne des Binnenſchifffahrtsgeſetzes verkannt iſt. Nach § 3 
Abſ. 2 des Geſetzes gehört der Schiffer zur Schiffsbeſatzung, 
und in 8 7 Abſ. 1 wird als Schiffer der Führer des Schiffes 
bezeichnet. Zugleich der Schiffer kann daher der Schiffs eigner 
nur dann ſein, wenn er ſelbſt das Schlff führt oder, ſofern die 
Reiſe noch nicht angetreten iſt, er ſelbſt das Schiff führen will. 
Anderenfalls iſt Schiffer derjenige, der vom Schiffseigner als 
Führer des Schiffes beſtellt iſt. Dafür, daß nur, wer mehr 
oder weniger beſtändig bei den Fahrten eines beſtimmten 
Schiffes deſſen Führer ſei, als Schiffer angeſehen werden könne, 
gewährt das Geſetz keinen Anhalt. Ebenſo wenig kommt nach 
dem Geſetz für den Begriff des Schiffers etwas darauf an, 
von welcher Dauer die Reiſe des Schiffes iſt, oder darauf, 
daß das Schiff ſich bei der Reiſe von ſeinem Heimathshafen 
entfernt. Dies ergiebt fich klar aus dem bereits angezogenen 
8 139, nach welchem gewiſſe einzelne Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes, insbeſondere auch die 88 15 und 16, auf die das B. G. 
verweiſt, und der § 8 Abſ. 4 (vergl. darüber Mittelſtein die 
Reichsgeſetze betreffend, die Privatrechtsverhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchifffahrt ꝛc. S. 310) in dem bloß örtlichen Schiffsverkehr auf 
das Rechtsverhältniß des Schiffers u. ſ. w. keine Anwendung 
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finden ſollen. War daher im vorliegenden Fall S. von der 
Bekl. mit der Ausführung des von ihr übernommenen Trans⸗ 
ports beauftragt, ſo war er für dieſen Transport der Schiffer 
im Sinne des Geſetzes, und da die Entſcheidung des B. G. 
auf der entgegengeſetzten Annahme beruht, ſo unterliegt ſie der 
Aufhebung. Keineswegs aber erſcheint es ſchon bei der gegen⸗ 
wärtigen Sachlage als geboten, die Bekl. von eigenem Ver⸗ 
ſchulden freizuſprechen. Rechtsirrthümlich iſt auch die Auf⸗ 
ſtellung des B. G., daß dem Rheder oder Schiffseigner eine 
Kontrole des Schiffers in der Ausführung des Frachtvertrages 
nicht obliege. Zwar haben die Vorſchriften des § 4 Abſ. 1 
Ziffer 2 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes und des Art. 452 Abſ. 1 
Ziffer 2 des H. G. B. darin ihren Grund, daß dem Schiffseigner 
oder dem Rheder regelmäßig ausreichende Mittel zu wirkſamer 
Kontrole fehlen. Daraus darf aber nicht gefolgert werden, daß 
er nur bei der Auswahl des Schiffers und der Perſonen der 
Schiffsbeſatzung überhaupt mit Sorgfalt zu verfahren habe, im 
Uebrigen aber, ſoweit die Ausführung des von ihm ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages zu den Obliegenheiten des Schiffers 
gehöre, aller eigenen Diligenzpflicht überhoben ſei. Vielmehr 
muß er, ſoweit ihm ſelbſt eine Einwirkung auf die Vertrags⸗ 
erfüllung moglich iſt, von dieſer Möglichkeit Gebrauch machen. 
Das bringt die von ihm übernommene Vertragspflicht mit ſich, 
wie denn ja auch im § 4 Abſ. 2 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes 
und im Art. 452 Abſ. 2 des H. G. B. die perfönliche Haftung 
im Falle eigenen Verſchuldens ganz allgemein beſtimmt iſt. 
(Vergl. Lewis ⸗Boyens: Das deutſche Seerecht Bd. 1 S. 224.) 
Die Bekl. betreibt ihr Gewerbe, ſoweit fie Güterbeförderungen 
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deſſelben genügt vielmehr der Nachweis der Thatſache, daß der 
klägeriſche Erblaſſer in der Zeit vom 20. Januar bis 15. April 
1899 den einen Beſtandtheil der beklagtiſchen Grundſtücke 
bildenden Sand ausgegraben, weggeführt und ſich angeeignet 
hat. Denn darin find alle Erforderniſſe einer grundloſen, 
d h. objektiv rechtswidrigen Bereicherung aus dem Vermögen 
der Bekl. gegeben. Das Beſtehen eines Rechts grundes, einer 
causa, im vorliegenden Fall des Pachtvertrages, iſt von dem⸗ 
jenigen zu beweiſen, der ein die Rechtswidrigkeit befetligendes 
Vertragsverhältniß behauptet. Es iſt hienach der Widerklage⸗ 
anſpruch nicht ſchon darum unbegründet, weil die Bekl. das 
Nichtbeſtehen des Pachtvertrages nicht dargethan hat und er⸗ 
ſcheint die Entſcheidung des B. G., welche die Zurückweiſung 
des beklagtiſchen Bereicherungsanſpruchs lediglich auf dem 
Mangel des Beweiſes hiefür ſtützt, rechtsirrthümlich. III. C. S. 
i. S. Helfmann und Gen. co. Gemeinde Griesheim vom 
3. April 1901, Nr. 87/1901 III. 

25. Trebellianiſche Quart. 

Die Reviſion wiederholt den früheren Einwand, daß das 
Recht auf den Abzug der Trebellianiſchen Quart, als ein per- 
ſoͤnliches Recht des Fiduziarerben, nur von Karl H. habe geltend 
gemacht werden können (der ſolches unterlaſſen habe), nicht aber 
von der jetzigen Kl., ſelbſt wenn ſie ſeine Erbin geworden ſein 
ſollte. Allein die Vorinſtanz hat zutreffend den Anſpruch auf 
die Quart als ein Vermͤͤgensrecht des Verſtorbenen aufgefaßt, 
welches mit dem Erwerbe des Erbrechts an dem Julius H. ſchen 
Nachlaß entſtand und wie andere Vermöoͤgensrechte auf die Kl. 
überging. Dieſe kann daher an Stelle des Verſtorbenen bei 


im Hamburger Hafen ausführen läßt, am Orte ihrer Geſchäfts. er Herausgabe des betr. Erbtheils an die Fideikommiſſare 


niederlaſſung. Sie iſt alſo in der Lage, ihren Geſchäftsbetrieb 
in zweckdienlicher Weiſe zu leiten und zu beeinfluſſen, und 
darnach beſtimmt ſich auch das Maß ihrer Vertragspflicht in 
Bezug auf die nächtliche Bewachung der für die Güter⸗ 
beförderungen verwendeten Schuten. Allgemeine Regeln darüber, 
was in dieſer Hinficht einem Ewerführer⸗Baas zu thun obliegt, 
laſſen ſich nur inſofern aufſtellen, als verlangt werden muß, 
daß angeordnet wird, wie ſich gegebenen Falls der Schiffer zu 
verhalten hat, daß die getroffenen Anordnungen ausreichend und 
ausführbar find, und daß auf ihre Befolgung durch geeignete 
Auffichtsführung ernſtlich und nachdrücklich gehalten wird. Im 
Uebrigen müſſen die Umſtände des einzelnen Falls darüber 
entſcheiden, ob dem Ewerführer⸗Baas oder, was dem gleich 
ſtehen würde, einem ſeiner Angeſtellten eine Pflichtverſäumniß 
zur Laſt fällt. I. C. S. i. S. Lehmann und Lucas c. Bach⸗ 
mann vom 13. März 1901, Nr. 434/1900 J. 

V. Das Gemeine Recht. 

24. Bereicherungsklage. 

Die Widerklage iſt gerichtet auf Herausgabe der durch die 
ungerechtfertigte Ausgrabung auf den beklagtiſchen Ländereien 
erzielten Bereicherung. Das B. G. weiſt dieſelbe zurück, weil 
nicht als richtig nachgewieſen ſei, daß die Ausbeutefriſt bereits 
am 20. Januar 1899 abgelaufen, d. h. der Pachtvertrag von 
dieſem Tage ab beendet geweſen ſei. Dieſe Begründung wäre 
dann zutreffend, wenn die Bekl. zur Begründung ihres Wider⸗ 
klageanſpruchs aus grundloſer Bereicherung das Nicht beſtehen 
bezw. das Nichtmehrbeſtehen eines Vertragsverhältniſſes nach⸗ 
zuweiſen hätte. Allein das iſt nicht der Fall. Zur Begründung 


bez. bei der Einwilligung in die Herausgabe die Quart durch 
Zurückhaltung einer entſprechenden Erbſchaftsquote in Abzug 
bringen, nach Lage der Sache alſo Zahlung der von ihr ein ⸗ 
geklagten Summe verlangen. (Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 29 S. 104.) Ohne Grund macht die Revifion weiter 
geltend, daß die Kl. den Anſpruch auf die Quart verwirkt habe, 
weil ſie kein Inventar über den Nachlaß des Julius H. oder 
wenigſtens über den Erbantheil ihres Ehemannes errichtet habe. 
Allein die Feſtſtellung des gedachten Nachlaſſes und des Antheils 
des Karl H. daran iſt im vorliegenden Falle bereits früher er- 
folgt und keinenfalls konnte dem Karl H. oder ſeiner Erbin, 
welche nie in den Befitz und die Verwaltung jenes Nachlaſſes 
gelangt find, eine Inventariſation angeſonnen werden. Auch 
der in letzter Linie wiederholte Einwand des von Karl H. ſtill⸗ 
ſchweigend erklärten Verzichts auf die Quart erſcheint nicht 
beachtlich. Aus der Anerkennung des Teſtaments und der Nicht⸗ 
ausübung des Rechts auf die Quart ſeitens des Karl H. kann 
ein ſolcher Verzicht, wie der B. R. zutreffend bemerkt, uicht 
hergeleitet werden, weil zur Ausübung jenes Rechts erſt bei der 
nach dem Tode des Karl H. eintretenden Reſtitution, alſo für 
die jetzige Kl., Anlaß geboten war. III. C. S. i. S. Heſſel 
und Gen. c. Stephan vom 22. März 1901, Nr. 23/1901 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

26. 88 16 ff. I. 3. 

Nach den 85 16 ff. des A. L. R. Thl. 1 Tit. 3 iſt ein 
Jeder ſchuldig, in den Geſchäften des bürgerlichen Lebens Auf ⸗ 
merkſamkeit anzuwenden, daß er den Geſetzen gemäß handele. 
Er begeht ein Verſehen, wenn er aus Mangel dieſer Auf 


1.7 


bb. 14 * 1 1 „1 1 1 


5 — 5 
rn — ee Ta vor 


XXX. Jahrgang. 


merkſamkeit gegen die Geſetze handelt und zwar ein grobes, 
wenn er es bei gewöhnlichen Fähigkeiten ohne Anſtrengung der 
Aufmerkſamkeit vermeiden konnte, ein mäßiges, wenn es bei 
einem gewöhnlichen Grade von Aufmerkſamkeit vermieden werden 
konnte. Das Verſehen ſetzt hiernach im Gegenſatz zum be⸗ 
wußten Wollen der Rechtswidrigkeit einen Mangel an Auf⸗ 
merkſamkeit voraus, deſſen Folge ein rechtswidriges Handeln iſt. 
Zur Vermeidung eines derartigen Handelns kann eine größere 
oder geringere Auſmerkſamkeit erforderlich fein und hangt die 
Größe des Verſehens davon ab, in welchem Maße die Auf- 
merkſamkeit außer Acht gelafien iſt. Das größte Verſehen liegt 
mithin dann vor, wenn gar keine Aufmerkſamkeit angewendet 
iſt und nicht beſondere Fähigkeiten dazu gehörten, um auch nur 
bei der geringſten Sorgfalt das geſetzwidrige Verhalten zu 
vermeiden. Dies drückt das A. L. R. dadurch aus, daß es als 
ein grobes Verſehen dasjenige bezeichnet, welches ohne An- 
ſtrengung der Aufmerkſamkeit bei gewöhnlichen Fähigkeiten ver⸗ 
mieden werden konnte. Der Ausdruck „ohne Anſtrengung der 
Aufmerkſamkeit“ bedeutet hiernach nicht „ohne Anwendung von 
Aufmerkſamkeit“. Denn nach den 88 16, 17 a. a. O. liegt 
ein Verſehen nur dann vor, wenn die geſetzwidrige Handlung 
auf einem Mangel an Aufmerkſamkeit beruht, die Vermeidbarkeit 
deſſelben eine gewiſſe Aufmerkſamkeit erfordert. Iſt hierzu ein 
gewohnlicher Grad von Aufmerkſamkeit nothwendig, d. h., wie 
fh aus 8 12 des A. L. R. Thl. I Tit. 20 und den 88 275 f. 
und 472 a. a. O. Thl. II Tit. 18 ergiebt, eine ſolche Auf⸗ 
merkſam keit, die ein ordentlicher Hausvater in ſeinen eigenen 
Angelegenheiten anwendet, ſo liegt ein mäßiges Verſehen vor. 
Vergl. Eccius, Bd. I § 27 bei Note 10 und 11, Bornemann, 
Preußiſches Recht 2. Ausgabe Bd. 1 S. 124, Koch, Kommentar 
Note 19 zu 5 18 Thl. I Tit. 3. VI. C. S. i. S. Schulz 
und Gen. o. Neuling vom 1. April 1901, Nr. 11/1901 VI. 

27. 8 408 I. 5. 

Die Revifion iſt nicht begründet. Könnte auch der Anſicht 
des Bekl. beigetreten werden, daß der Vertrag vom 17. Fe⸗ 
bruar / 20. März 1899 rechtlich nicht als ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag zu charakterifiren ſei, jo würde damit doch nicht zu dem 
dem Bekl. erwünſchten Erfolge zu gelangen ſein, ihn als einen 
Vertrag über Handlungen im Sinne des § 408 Thl. 1 
Tit. 5 A. L. R. gelten zu laſſen, von welchem der Bekl. ohne 
Weiteres abzugehen befugt wäre. Denn ſolcher Vertrag muß 
Handlungen zum Hauptgegenſtande haben. Dies trifft 
aber keinenfalls bei dem ſtreitigen Vertrage zu, wenn auch darin 
nebenher Verpflichtungen zu einer Handlung und zu einer 
Unterlaſſung übernommen werden. Der Vertrag fetzt ſich aus 
verſchledenen Geſchäften zuſammen, er tft ein ſogenanntes 
pactum mixtum und widerſtrebt deshalb der Bezeichnung mit 
einem Ausdruck, durch welchen er einer beſtimmten Kategorie 
von Verträgen zugewieſen wird. Dem Kl. liegt daran, ſein 
Grundſtück mit der beſtehenden Eiſenbahn durch ein Anſchluß⸗ 
geleiſe in Verbindung zu ſetzen. Dies kann nur durch eine 
Anlage, welche über das Grundſtück des Bekl. führt, bewerk⸗ 
ſtelligt werden. Deshalb iſt beſtimmt, daß Bekl. die Legung 
des Geleiſes über ſein Grundstück genehmige und daß er dem 
Kl. das Recht einräume, das dazu erforderliche Terrain für 
einen beſtimmten Preis von ihm zu kaufen. Vom Standpunkte 
des Kl. aus iſt alſo Hauptgegenſtand des Vertrags nicht eine 
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Handlung, ſondern die Einräumung einer Gerechtigkeit und ein 
pactum de vendendo. Wenn nun beide Theile ſich verpflichten, 
gemeinſam bei der Eiſenbahnbehörde vorſtellig zu werden, um 
die Genehmigung zur Anlegung des neuen Anſchlußgeleiſes zu 
erlangen, fo ift allerdings hier eine Handlung Gegenſtand der 
Verpflichtung, aber ſie iſt nicht Hauptgegenſtand des Vertrags, 
ſondern fol nur dazu dienen, die Durchführung des Haupt⸗ 
gegenſtandes vorzubereiten und zu ermöglichen. Auch die Feſt⸗ 
ſetzung der Beſchränkung des Kl. in dem Verkauf ſeines Grund⸗ 
ſtücks kann zwar als die Verpflichtung des Kl. zu einer Unter⸗ 
laſſung unter den Begriff der Handlung gebracht werden, fie 
ſtellt jedoch nur eine Nebenabrede dar, die nicht einmal noth- 
wendig mit dem Hauptgegenſtande des Vertrags verbunden ſein 
muß, mag fie auch für den Bekl. von großem Intereſſe fein. 
Im Uebrigen vereinigen ſich die Parteien darüber, daß ſie auf 
ihre gemeinſchaftlichen Koſten die Neukircher Straße kanaliſtren, 
mit Gas und Waſſer verſehen und pflaſtern laſſen, und daß fie 
die Koſten für die Herſtellung des erforderlichen Vorfluthkanals 
gemeinſchaftlich vorſchußweiſe vorſtrecken. In der gemeinſchaft⸗ 
lichen Uebernahme dieſer Zahlungsverpflichtungen ließe fich viel⸗ 
leicht ein Geſellſchaftsvertrag finden, aber dies könnte ja auch 
nicht zur Annahme eines Vertrags über Handlungen führen, 
mit der allein dem Bekl. gedient wäre. V. C. S. i. S. 
Manckſſe 6. Pfeffer vom 3. April 1901, Nr. 31/1901 V. 

28. 8 101. 6. 

In den Ausführungen des B. R. iſt ein Rechtsirrthum 
nicht zu erkennen. Es leuchtet ohne Weiteres ein, daß den 
Radfahrer der Vorwurf eines groben Verſchuldens trifft, der 
eine verkehrsreiche, im Gefäll liegende Straße herabfährt, ohne 
das Rad ſo in der Gewalt zu haben, wie auf ebener Straße, 
und der dabei eine Fahrgeſchwindigkeit einſchlägt, die es ihm 
unmoglich macht, ſofort abzuſpringen. Es iſt daher durchaus 
zutreffend, wenn das B. G. ſchon darin ein gegen die vom 
Bekl. zu erfordernde Vorſicht verſtoßendes Verhalten erblickt, 
daß er die im ſtarken Gefälle liegende Straße herabzufahren 
unternahm, weil das Gefälle der Straße die richtige und ge⸗ 
botene vorſichtige Leitung des Rads beeinträchtigen mußte. Es 
iſt nun zwar richtig, daß der Zuſammenſtoß erſt auf demjenigen 
Theil der Straße ſtattgefunden hat, der bereits ein erheblich 
mäßigeres Gefälle hat. Nicht zutreffend ift es aber, wenn die 
Revifion meint, es könne nur darauf ankommen, ob es dem 
Bekl. zum Vorwurf gereiche, daß er auf demjenigen Theil der 
Straße gefahren iſt, auf dem der Zuſammenſtoß thatſächlich er⸗ 
folgte. Denn die Fahrgeſchwindigkeit und die dadurch bedingte 
Erſchwerung, kurze Ausweichebogen zu machen, wurde, wie das 
B. G. mit Recht annimmt, gerade auf dieſem Theil der 
Straße dadurch erhöht, und die vorſichtige Leitung des Rads 
dadurch beeinträchtigt, daß der Bekl. die in ſtarkem Gefälle 
liegende Straße herabfuhr. Das B. G. geht davon aus, daß 
der Bekl. ſich der Gewagtheit dieſer Fahrt bewußt geweſen iſt. 
VI. C. S. i. S. Schulze o. Starke vom 21. März 1901, 
Nr. 13/1901 VI. 

29. 8 25 J. 6. 

Daß Derjenige, welcher an der eigenen Wahrnehmung einer 
polizeilich vorgeſchriebenen Thätigkeit behindert iſt und deshalb 
einen geeigneten Vertreter zur Vornahme des fraglichen Ge⸗ 
ſchaͤftes beſtellt hat, nach Umſtänden hiermit feiner Pflicht 
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Genüge leiſtet, daß die Lage des einzelnen Falles dafür maß⸗ 
gebend iſt, ob und inwieweit eine Pflicht zur Ueberwachung des 
aufgeſtellten Vertreters ſeitens des Auftraggebers gleichwohl 
beſtehe, — das find die auch in der Rechiſprechung des R. G. — 
vergl. z. B. Entſch. Bd. 41 S. 211 — anerkannten Grundſäaͤtze, 
von denen das B. G. ausgegangen iſt. Hierdurch hat daſſelbe 
in thatſächlicher Würdigung der konkreten Verhältniſſe und mit 
rechtlich einwandsfreier Begründung die Sachlage beurtheilt. 
Es iſt nicht abzuſehen, weshalb die Bekl. das Geſchäft des 
Gasanzündens im Falle der Abweſenheit des damit zunächſt 
betrauten Dienſtmädchens nicht der im Hauſe wohnenden Frau 
G. hätten überlaſſen dürfen, und wiefern die Zuverläſſigkeit 
dieſer Vertretung aus dem von der Reviſion angeführten Grunde, 
daß die G. die Hofreinigung zu beſorgen hatte, ohne im ſtändigen 
Dienft der Bekl. zu ſtehen, nicht habe unterftellt werden können. 
Wenn den Bekl. bezüglich der Auswahl und der Kontrolle der 
von ihnen Beauftragten kein Verſehen zur Laſt fällt, jo waren 
fie auch dafür nicht verantwortlich zu machen, das die ꝛc. G. 
ihrerfeits in dem gegebenen Falle mit der Aus führung des Ge⸗ 
ſchäftes eine dritte Perſon beauftragt hat. Die Reviſion meint, 
die Bekl. ſeien für die Beleuchtung der Treppe auch aus dem 
Rechtsgrund des Miethvertraget verantwortlich — wonach 
ſich dann ihre Haftbarkeit für Verſehen der angeftellten Hilfs⸗ 
perſonen beſtimme. Denn der Rechtsſchutz aus dem Mieth⸗ 
vertrag komme wie dem Miether ſelbſt, ſo auch den Beſuchern 
des Miethers — vorliegend der Kl., weil fie eine Mietherin der 
Bekl. beſucht hatte — zu gut. Aber ein Rechtsgrundſatz, wie 
der hier von der Reviſion aufgeſtellte, exiſtirt nicht; übrigens 
iſt die Klage lediglich auf außerkontraktliches Verſchulden ge- 
gründet worden. VI. C. S. i. S. Wangenheim o. Menken 
u. Gen. vom 25. Marz 1901, Nr. 7/1901 VI. 

30. 88 457 ff., 477 ff. I. 11. Stempelſache. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. Der 
B. R. giebt für ſeine Entſcheidung drei Gründe; alle drei müſſen 
aber theils in prozeſſualer Hinficht, theils aus materiell recht⸗ 
lichen Erwägungen beanſtandet werden. 1. An erſter Stelle 
macht der B. R. geltend: dafür, daß nicht das den Veräußerern 
zuſtehende Erbrecht, ſondern der Inbegriff der ihnen bei der Erb⸗ 
theilung zuzuweiſenden Sachen und Rechte dem Käufer habe 
überlaſſen werden ſollen, ſpreche die Vertragsbeſtimmung, wonach 
die Erbſchaft „in dem Zuſtande“ veräußert wird, in dem ſie ſich 
am Tage des Vertragsſchluſſes befindet; denn danach ſolle nur 
der von den in dieſem Zeitpunkt vorhandenen, zum Nad- 
laß gehoͤrigen Sachen und Rechte dem Verkäufer zuzuweiſende 
Theil vom Käufer erworben werden, während bei dem eine 
Geſammtrechtsnachfolge darſtellenden Erbſchaftskaufe der Käufer 
auch alles das erhalte, was auch jpäter nach der Erbſchaft 
hinzutrete. ($ 478 Thl. I Tit. 11 des A. L. R.) Hieran iſt 
ſoviel richtig, daß, wenn wirklich die Abſicht der Parteien dahin 
gegangen ſein ſollte, durch jene Vertragsbeſtimmung von dem 
Verkauf Alles auszuſchließen, was etwa moͤglicherweiſe in der 
Zukunft noch zur Erbſchaft hinzutreten möchte, allerdings er⸗ 
hebliche Bedenken gegen die Annahme, daß das Erbrecht ſelbſt 
veräußert ſei, erhoben werden könnten. Der B. R. hat hierbei 
auf den 8478 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. Bezug genommen. 
Ob dies ganz zutreffend iſt, mag bezweifelt werden können; 
denn möglich iſt es, den 8 478 dahin zu verſtehen, daß er nur 
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dasjenige im Auge hat, was nach dem Tode des Erblaſſers bis 
zum Abſchluß des Erbſchaftskaufes zur Erbſchaft hinzu⸗ 
getreten iſt, da der vorher gehende § 477, mit dem er in ſach⸗ 
lichem Zuſammenhange ſteht, ausdrücklich nur von dieſem Zeit⸗ 
raum handelt; dagegen find auf alle Fälle die 58 457 und 458 
a. a. O. entſcheidend, nach deren Inhalt „Alles, was dem Erben 
vermöge ſeines Erbrechts zu Theil geworden ſein würde, dem 
Käufer des Erbrechtes zufällt“ und wonach insbeſondere „auch 
künftige Erwerbungen, die dem Erben vermöge des verkauften 
Erbrechts durch den Ausfall etwaiger Miterben oder Legatarien 
zuwachſen, auf den Käufer mit übergehen.“ Wenn man die 
allgemeine Beſtimmung des 8 454 a. a. O. hinzunimmt, welche 
beſagt, daß bei einem wirklichen Erbſchaftskaufe im Sinne des 
§ 447 der Känfer in alle Rechte und Pflichten des Erben ein- 
tritt, und wenn danach alſo bei einem wirklichen Erbſchaftskauf 
das Rechtsverhältniß ſo geſtaltet iſt, daß der Käufer vollſtändig 
in die Stelle des Erben tritt und ſo angeſehen und behandelt 
wird, als ſei er von Anfang an der Erbe geweſen, ſo erſcheint 
es allerdings in hohem Grade fraglich, ob mit dieſem Weſen 
des Erbſchaftskaufes die Beſtimmung verträglich wäre, daß alle 
künftigen Erwerbungen, alſo damit auch die im 8 458 be⸗ 
zeichneten, dem verkaufenden Erben verbleiben ſollen. Allein im 
vorliegenden Falle ermangelt die thatſächliche Vorausſetzung für 
dieſe Erwägung, nämlich die Annahme des B. R., daß die 
Abficht der Partei die geweſen jet, durch jene Vertragsbeſtimmung 
alle zukünftigen Erwerbungen dem Verkäufer vorzubehalten, 
der zureichenden Begründung. Jene Beſtimmung läßt nämlich 
eine doppelte Deutung zu. Sie kann zwar ſo ausgelegt werden, 
wie der B. R. es gethan hat, alſo auf die Zukunft und den 
Ausihlug zukünftiger Erwerbungen bezogen werden; ebenio 
gut möglich iſt es aber auch, fie auf die Vergangenheit zu 
beziehen und das liegt ſogar ſehr viel näher. Der Erblaſſer iſt 
am 17. November 1896 verſtorben, die in Frage ſtehenden 
Kaufverträge find im Jahre 1898 abgeſchloſſen, alſo über ein 
Jahr und mehr nach dem Tode des Erblaſſerz. Die 88 476 
und 477 a. a. O. beſtimmen nun, daß der Verkäufer dem 
Käufer die Erbſchaft in dem Stande, wie ſie ihm wirklich an⸗ 
gefallen iſt, ausliefern muß und daß nur hiervon diejenigen 
einzelnen Sachen ausgenommen find, die ſeit dem Tode des 
Erblaſſers bis zum geſchloſſenen Kaufe im ordentlichen Laufe 
der Natur oder der Geſchäfte von der Erbſchaft abgeſondert 
worden find. Die Verhältniſſe bezüglich der Zeit von dem Tode 
des Erblaſſers bis zum Erbſchaftskauf erheiſchen unbedingt eine 
Regelung und Ordnung. Die vorbezeichneten geſetzlichen, jedoch 
dem bispofitiven Recht angehörigen, Beſtimmungen find einer 
glatten Auseinanderſetzung zwiſchen dem Erben und dem Käufer 
nicht gerade ſehr dienlich; daher iſt es begreiflich und naheliegend, 
daß die Vertragsparteien, namentlich in einem ſolchen Falle, in 
dem längere Zeit ſeit dem Tode des Erblaſſers verfloſſen iſt, 
im Intereſſe einer bequemen, jede Weiterung aus ſchließenden 
Regelung der bisherigen Verhältniſſe vereinbaren, daß die 
Erbſchaft in dem Zuſtande, wie fie ih am Tage des Vertrags ⸗ 
abſchluſſes befindet, verkauft werde. Sinn und Zweck dieſer 
Beſtimmung iſt alsdann nicht, die zukünftigen Erwerbungen 
vom Verkauf auszunehmen, ſondern nur für die Vergangenheit, 
das iſt alſo für die Zeit vom Tode des Erblaſſers bis 
zum Vertragsabſchluſſe die geſetlichen Beſtimmungen der 
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85 476 und 477 a. a. O. abzuändern. In dieſer Weiſe 
hat das Obertribunal jene Vereinbarung aufgefaßt (Striet- 
horſt Archiv Bd. 68 S. 140) und eine gleiche Anſchauung 
liegt offenfihtlih dem in den Entſcheidungen des R. G. 
Bd. 33 S. 293 ff. veröffentlichten Urtheil des IV. C. S. des 
R. G. zu Grunde, da dort ein Erbſchaftskauf mit derſelben 
Beſtimmung für gültig erklärt wird (S. 294 und 297). Daß 
aber eine Vertragsbeſtimmung ſolchen Inhalts dem Weſen des 
Erbſchafts kaufes keinen Eintrag thut, das hat nicht nur das 
Obertribunal a. a. O., ſondern auch das R. G. (a. a. O. und 
Gruchot Bd. 31 S. 941) wiederholt anerkannt. Es bedeutet 
einen weſentlichen Mangel in der Begründung des B. U., daß 
der B. R. ſich dieſen Erwägungen, — wenigſtens nach Inhalt 
ſeiner Ausführungen, — vollſtändig verſchloſſen hat; und jeden ⸗ 
falls durfte er bei der klar zu Tage liegenden Möglichkeit einer 
ſolchen doppelten Auslegung jener Vereinbarung zu ſeiner 
Deutung nicht ſchreiten, bevor er durch Ausübung des Frage⸗ 
rechts dem Kl. Gelegenheit gegeben hatte, ſich darüber zu äußern, 
was die Vertragsparteien mit der Beſtimmung beabfichtigt gehabt 
haben. Vielleicht hätte dieſer dann Anlaß genommen, die anderen 
Vertragsparteien und den inſtrumentirenden Notar als Zeugen 
dafür zu benennen, daß die Vereinbarung in dem oben er⸗ 
öͤrterten Sinne gemeint geweſen ſei. 2. Für gewichtiger noch 
als den vorſtehend behandelten Punkt und als geradezu ent⸗ 
ſcheidend für die Annahme, daß nicht das Erbrecht ſelbſt ver⸗ 
äußert ſei, erachtet der B. R. die Vertragsbeſtimmung, wonach 
die Nutzungen nicht mit dem Tage des geſchloſſenen Kaufs, 
ſondern von einem anderen beſtimmten Zeitpunkt an (1. Januar 
und beziehungsweife 1. Juli 1899) auf den Käufer übergehen 
ſollen. Da dieſe Nutzungen, — ſo argumentirt der B. R., — 
ſobald fie einlaufen, zur Nachlaßmaſſe ſelbſt gehören, fo iſt in 
dieſer Beſtimmung eine Theilung der Erbſchaftsmaſſe nach der 
Quantität zu erblicken, eine ſolche iſt aber nach der Meinung 
des B. R. unvereinbar mit der Annahme, daß ein Bruch⸗ 
theil des Erbrechts habe veräußert werden ſollen. Zunächſt 
iſt in thatſächlicher Beziehung zu bemerken, daß in der Vertrags⸗ 
urkunde vom 25. Januar 1898 nicht ein zukünftiger Zeit⸗ 
punkt, ſondern ein rückwärts gelegener, nämlich der 1. Januar 
1898, als derjenige bezeichnet iſt, von welchem ab die Nutzungen 
auf den Käufer übergehen ſollen. Ob dies für die Auffaſſung 
des B. R., falls fie begründet wäre, einen Unterſchied machen 
würde, kann auf fi beruhen bleiben; denn die Anficht des 
B. R. iſt unhaltbar, fie verſtößt unmittelbar gegen das Geſetz. 
Der B. R. beruft ſich in feiner Ausführung auf den § 483 
a. a. O., welcher verordnet, daß alle Nutzungen von der Zeit 
des geſchloſſenen Kaufs an auf den Käufer übergehen, und hält 
deſſen Inhalt offenbar für zwingendes Recht. Indeß in Wirk⸗ 
lichkeit enthält er nur dispoſitives Recht. 8 483 ſteht ebenſo 
wie die unter demſelben Marginale „Wirkungen eines Erbſchafts⸗ 
kaufes“ enthaltenen 88 476 und 477 unter der allgemeinen 
Vorſchrift des 8 454 a. a. O., welcher beſtimmt, daß die Rechte 
bes Erben, welche der Käufer durch den Erbſchaftskauf erlangt, 
in Anfehung der zum Nachlaß gehörigen Sachen ungeändert 
bleiben, wenn nicht ein Anderes verabredet worden. 
Es handelt ſich hier um einzelne Nutzungen, und eine von der 
Regel des 8 483 a. a. O. abweichende, anderweitige Be⸗ 
ſtimmung darüber, wer fie beziehen ſoll, ändert an dem Weſen 
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des wirklichen Erbſchaftskaufes im Sinne des 8 447 fo wenig, 
wie dies bezüglich einer anderweitigen Regelung der in den 
88 476 und 477 behandelten Verhältniſſe von dem Ober⸗ 
tribunal und dem R. G. in den obenangeführten Entſcheidungen 
anerkannt iſt. 3. Als dritten Entſcheidungsgrund giebt endlich 
der B. R. die folgende Erwägung: Gegen die Annahme 
einer Veräußerung des Erbrechts ſpreche auch der Umſtand, 
daß der Veräußerer, trotzdem er nicht Alleinerbe, ſondern 
nur Miterbe ſei, dem Käufer ſämmtliche in ſeinem Gewahrſam 
befindliche Gegenſtände ausliefern ſolle; hiermit könnten nur die 
dem Verkäufer bei der Theilung zuzuweiſenden Nachlaßſtücke ge⸗ 
meint ſein; denn bezüglich der übrigen ſei der Veräußerer ſeinen 
Miterben gegenüber verpflichtet, ſie dieſen herauszugeben. Der 
5 457 behandele den Verkauf der ganzen Erbſchaft durch den 
Alleinerben, bei dem dieſer zur Uebergabe aller Erbſchaftsſtücke 
verpflichtet ſei, da eine Erbtheilung nicht ſtattfinde; hiernach 
liege nicht der Fall des Erbſchaftskaufes, ſondern der Verkauf 
eines Inbegriffs vor, nämlich des Subegriffs der Nachlaßſtücke, 
die dem Verkäufer bei der Erbtheilung zur Realifirung feines 
Erbrechts zugewieſen würden. Dieſe ganze Ausführung iſt in 
ihrem juriſtiſchen Kerne ſchwer verſtändlich. Wie und weshalb 
bei dem Erbſchaftskauf eines Theilerbrechts die Beſtimmung, 
daß der Theilerbe das, was bei der zukünftigen Theilung auf 
den verkauften Erbtheil fällt, ſo weit er es in Gewahrſam 
hat, — und davon ſpricht die hier in Rede ſtehende Vertrags 
beſtimmung —, an den Käufer auszuliefern hat, mit dem Weſen 
der Veräußerung des Erbrechts nicht in Einklang ſtehen ſoll, 
iſt ſchlechthin nicht erkennbar. Wenn es heißt „zur Erbſchaft 
gehörigen Gegenſtände“, jo kann dies doch nur an den zur 
verkauften Erbſchaft gehörigen, d. h. ihr vielleicht theilweiſe 
ſchon zugewieſenen oder noch zuzuweiſenden Gegenständen ver- 
ſtanden werden, wie der B. R. auch ſelbſt annimmt; denn 
was dem Verkäufer nicht gehört, wird er zu verkaufen 
auch nicht die Abſicht haben. Denkbar wäre es, daß der 
B. R. vielleicht eiwa folgenden Gedanken gehabt hätte: da 
der Käufer vollſtändig an die Stelle des Erben tritt, ſo fallen 
ihm ohne Weiteres und direkt bei der Theilung die auf 
den gekauften Erbtheil zugewieſenen Sachen zu; hier aber ſei 
abgemacht, daß der Erbe die bei der Theilung auf den be⸗ 
treffenden Erbtheil fallenden Sachen an den Käufer ausliefern 
ſolle, dieſer erhalte ſie alſo erſt aus der Hand des Erben, nicht 
direkt, und das ergebe, daß nicht das Erbrecht ſelbſt veräußert 
ſei, ſondern das, was der das Erbrecht behaltende Erbe auf 
dieſes bei der Theilung empfangen werde. Dieſe Erwägung 
kann jedoch allein ſchon deswegen nicht zutreffen, weil in dem 
Vertrage nicht allgemein von dem, was der Verkäufer auf ſeinen 
Erbtheil erhält, ſondern nur von dem, was er in Gewahrſam 
hat, die Rede iſt; er kommt alſo nur als Inhaber in 
Betracht. Bei dem Verſtändniß der Beſtimmung werden vor⸗ 
ausfichtlich die beſonderen Verhältniſſe des vorliegenden Falles 
in Rückficht zu ziehen ſein, falls ſie überhaupt noch etwas 
Anderes enthalten ſollte, als eine in ihrer Bedeutung für den 
vorliegenden Fall nicht weiter geprüfte Anwendung der all⸗ 
gemeinen Vorſchrift des 8 475. Unter allen Umſtänden durfte 
auch hier der B. R. die Vertragsbeſtimmung nicht ſo, wie 


geſchehen, auslegen und verſtehen, ohne daß er die Sachlage 
aufgeklärt und insbeſondere den Kl. darüber befragt hatte, 
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welchen Sinn die Parteien mit ihr verbunden gehabt haben. 
Aus dieſen Gründen mußte die Berufungsentſcheidung auf ⸗ 
gehoben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſcheidung an das B. G. zurückberwieſen werden, wobei es 
angezeigt erſchien, von der Beſtimmung im § 565 Abſ. 1 Satz 2 
der C. P. O. Gebrauch zu machen. VII. C. S. i. S. Starick 
c. Fiskus vom 22. März 1901, Nr. 30/1901 VII. 

31. 88 288 ff. I. 12. 

Es iſt allerdings richtig, daß nach der geſetzlichen Regel 
vermachte Sachen oder Rechte mit dem Tode des Erblaſſers in 
das Eigenthum des Legatars übergehen und dieſem in dem 
Zuftande, in dem ſie ſich zur Zeit des Erbanfalls befunden, 
übergeben werden müſſen (A. L. R. Thl. I Tit. 12 55 288, 
377, 305), und daß andrerſeits Aufträge, die nicht auß ⸗ 
drücklich auf die Erben mitgerichtet find, durch den Tod eines 
Betheiligten beendet werden (§ 186 Thl. I Tit. 18 a. a. O.). 
Indeß ſchließe dieſe Regel nicht abweichende Verfügungen 
der Betheiligten aus. IV. C. S. i. S. Haffke c. v. Kalk⸗ 
ſtein vom 21. März 1901, Nr. 11/1901 IV. 

82. 88 160 ff. I. 16. | 

Die Reviſion beſchwert ſich mit Recht darüber, daß der 
B. R. eine vorbehaltloſe Zahlung verlangt und eine Zahlung 
ſo, wie ſie angeboten worden ſei, nämlich eine Zahlung unter 
Vorbehalt, nicht für genügend erachtet. Entſcheidend in dieſer 
Beziehung muß ſein, daß die Rechtsbeziehungen der Parteien zu 
einander dadurch, daß Bekl. Rechnung gelegt hat, noch keines⸗ 
wegs endgültig geklärt find. Die Rechnung harrt eben noch 
der Abnahme; das aus ihr hervorgehende Guthaben iſt ein 
vorläufiges, deſſen Feſtſtellung zu einer endgültigen Forderung 
noch ausſteht. Dieſe dem Guthaben des Bekl. vermöge ſeiner 
Entſtehung anhaftende Unfertigkeit muß, jo lange fie befteht, 
auch in den Rechts beziehungen der Parteien zu einander ſich 
wirkſam zeigen. Sie zeigt ſich wirkſam darin, daß Kl. die 
Zahlung des Guthabens nur unter Vorbehalt ſeiner gegen die 
Rechnung aufzuſtellenden Einwendungen zu leiſten braucht. Die 
Erwägung des B. R., daß Kl. nicht gegen Zahlung mit Vor⸗ 
behalt das Miteigenthum ohne Vorbehalt beanſpruchen dürfe, 
trifft nicht zu; denn der Bekl. wird durch die Empfangnahme 
deſſen, was er als fein Guthaben herausgerechnet hat, hinreichend 
gefihert. Einen Anſpruch darauf, daß er auch Beträge behalten 
dürfte, die ihm rechtlich nicht zukommen, hat er gewiß nicht; 
dagegen aber, daß er einen Betrag, der ihm zukommt, nicht 
erhalten würde, iſt er gefichert, weil ihm der Kl. zunächſt Zahlung 
des ganzen Betrages leiſten muß. Es kann daher auch von 
einem Zurückbehaltungsrechte, wie es der B. R. mit der Bezug⸗ 
nahme auf 88 536 ff. Tit. 20 Thl. I des A. L. R. anzunehmen 
ſcheint, hier nicht die Rede ſein. V. C. S. i. S. Nickiſch 
c. Hippauf vom 30. März 1901, Nr. 27/1901 V. 

33. 8 13 I. 22. 

Das privatrechtliche Gebrauchs recht, welches nach der in 
Bezug genommenen Rechtſprechung den Eigenthümern der an 
einer offentlichen ſtädtiſchen Straße belegenen Häuſer an dieſer 
Straße zuſteht, wird zurückgeführt auf einen ſtillſchweigenden 
Vertrag, der durch den Anbau von einer ſtädtiſchen Straße 
zwiſchen der Gemeinde und dem Anbaner ſich vollzieht. (Vergl. 
die für das Preußiſche Recht grundlegende Entſch. des R. G. 
Bd. 7 S. 248.) Es leuchtet ein, daß dieſe Konſtruktion voll- 
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ſtändig verſagen muß, wenn das Straßenterrain nicht im Gigen- 
thum der Stadt, ſondern der Anlieger ſteht. Das wird aber 
hier von beiden Richtern unterſtellt. In einem ſolchen Falle 
kann zunächſt nicht von einer Servitut des Anliegers die Rede 
fein, ſoweit das Straßenterrain ihm ſelbſt gehort, was hier — 
den Eiſenkram als Straße angeſehen — bis zur Mittellinie der 
Fall ſein ſoll. Es könnte ſich dann alſo nur um eine Servitut 
handeln, deren verpflichtetes Subjekt nicht die Stadtgemeinde, 
ſondern die Nachbarn reſp. deren Antheile an dem Straßenlande 
wären. Um die Entſtehung einer ſolchen zu rechtfertigen, be- 
dürfte es einer anderen Konſtruktion, als fie in dem gedachten 
Urtheil des R. G. gegeben iſt, der Unterſtellung eines anderen 
Vertragsinhalts unter anderen Kontrahenten. In dieſer Be⸗ 
ziehung entbehrt ſchon das erſte Urtheil, und um ſo mehr das 
B. U., welches dem Eiſenkram die Eigenſchaft einer offentlichen 
Straße abſpricht, genügender Begründung. Mag nun auch 
zugegeben werden, daß der gegenwärtige öffentlich rechtliche 
Charakter des fraglichen Raumes nicht unbedingt entſcheidend 
iſt für die Frage, ob den Anliegern deſſelben ein auf ſtill⸗ 
ſchweigenden Vertrag zurückzuführendes ſervitutariſches Recht an 
der unbebauten Fläche, ähnlich dem Recht der Anlieger an einer 
ſtädtiſchen Straße zuſteht, ſo läßt doch über die Entſtehung 
dieſes Rechts die Begründung des B. U. völlig im Unklaren. 
V. C. S. i. S. Henel u. Gen. 6. Przyhodnik n. Gen. 
vom 20. März 1901, Nr. 371/1900 V. 

34. $ 74 II. 14. 

Anlangend die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges, geht 
das O. L. G. davon aus, daß es ſich vorliegend an ſich um 
einen Fall der zweiten Alternative in § 15 des Preußiſchen 
Geſetzes vom 24. Mai 1861, nämlich um eine kirchliche Umlage 
handle, die von der auffichtführenden Regierung in Gemäßheit 
der geſetzlichen Beſtimmung des 8 31 Nr. 6 der Preußiſchen 
Kirchen und Synodal⸗Ordnung vom 10. September 1873 für 
exekutoriſch erklärt ſei, und daß deshalb der Rechtsweg nur nach 
Maßgabe der 88 78, 79 Thl. II Tit. 14 des Pr. A. L. R., 
mithin nur auf Grund der Befreiungstitel der Prägravation, 
des Privilegs, des Vertrages oder der Verjährung zuläſſig fein 
würde. Dieſer Ausgangspunkt iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Nun macht der Kl. vorweg geltend, daß der 8 15 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 hier nicht Anwendung finden könne, weil 
Kl. nicht Mitglied der Bekl. (Eingepfarrter) ſei. Das B. G. 
läßt über dieſe Behauptung den Rechtsweg zu, hält ſolche indeß 
für unbegründet. Es ſtellt feſt, daß der Kl. unbeſtritten der 
evangeliſchen Konfeſſion mitangehöre, und daß er feinen Wohn⸗ 
fig in Carlsruhe O. / S. habe, da er zugeſtändlich dort eine ein 
gerichtete Wohnung beſitze und von dort aus feine Geſchäfte 
führe, ſein Einwand aber, daß er kraft eines zwiſchen Preußen 
und Württemberg beſtehenden Staatsvertrages als nur in 
Stuttgart wohnhaft anzuſehen ſei, des Nachweises entbehre. 
Daraus wird gefolgert, daß der Kl. im Sinne der 58 260 ff. 
Thl. II Tit. 11 des A. L. R. als Eingepfarrter zu gelten habe. 
Gegen dieſe Ausführung ift ein beſonderer Revifionsangriff nicht 
erhoben, und dieſelbe giebt auch zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß. Sodann hat der Kl. zur Wahrung des Rechtsweges 
gemäß der zweiten Alternative des 8 15 Geſetzes dom 
24. Mai 1861 die Befreiungstitel der Prägravation, des 
prlollezs und des Vertrages vorgeſchützt. Vom O. L. G. if 
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dieſer Rechtsbehelf für ungerechtfertigt erachtet. Ein Prägravations⸗ 
fall im Sinne des 8 79 Thl. II Tit. 14 des A. L. R. liege 
um deshalb nicht vor, weil im jetzigen Prozeſſe nicht zwiſchen 
den einzelnen Kontribuenten über den Vertheilungsmaßſtab 
geſtritten werde. Von einem Privileg, welches der Kl. gemäß 
58 78, 4 Thl. II Tit. 14 des A. L. R. aus dem bereits oben- 
erwähnten Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Württemberg 
herleiten wolle, könne keine Rede ſein, da, wie oben feſtgeſtellt, 
ein ſolcher Staatsvertrag nicht beſtehe. Den Vertragstitel wolle 
der Kl. damit begründen, daß ſeine Vorgänger im Karlsruher 
Fideikommiſſe ſeit dem Jahre 1818 freiwillig zur Beſoldung der 
beklagtiſchen Kirchenbeamten gewiſſe näher bezeichnete Beiträge 
mit Rückſicht darauf zugeſagt hätten, daß weitere Leiſtungen 
ſolcher Art von ihnen nicht gefordert würden, auch er ſelber 
bereit ſei, dieſelben Leiſtungen auf gleicher Grundlage freiwillig 
und widerruflich zu übernehmen. In dieſem Vorbringen ſeien 
aber die geſetzlichen Unterlagen für einen Vertrag zu vermiſſen. 
Es erhelle vor Allem nicht, mit welcher Perſon der Vertrag 
abgeſchloſſen ſein ſolle, und zudem würde es an der Behauptung 
fehlen, daß der Vertrag von Seiten der Auffſichts behörde 
genehmigt ſei. Die vorſtehenden Erwägungen des B. G. laſſen 
einen geſetzlichen Verſtoß in ihren thatſächlichen Grundlagen und 
ihren rechtlichen Folgerungen nicht hervortreten. Dies gilt 
insbeſondere betreffs der Anwendung des § 79 Thl. II Tit. 14 
des A. L. R., welche ſich mit der Rechtſprechung des R. G. in 
Einklang hält (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 346, bei 
Gruchot Bd. 26 S. 1028). IV. C. S. i. S. Herzog von 
Württemberg c. evangeliſche Kirchengemeinde zu Carlsruhe O. / S. 
vom 28. März 1901, Nr. 18/1901 IV. 

VII. Souſtige Preuſtiſche Landes geſetze. 

Zur Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

35. 88 21 ff. 

Die Thätigkeit des Bürgermeiſters iſt nach der Städte⸗ 
ordnung für die ſechs zſtlichen Provinzen vom 30. Mat 1853 
(Geſetzſammlung S. 261) eine zweifache: Der Bürgermeiſter 
iſt Mitglied und Vorfitzender des Magiſtrats als der Orts⸗ 
obrigkeit und der Gemeindeverwaltungsbehörde und als ſolcher 
an die mit Stimmenmehrheit gefaßten Beſchlüſſe des Magiſtrats 
gebnnden, wogegen ihm nur ein Beanſtandungsrecht zuſteht 
($$ 29, 56, 57); daneben hat er ſelbſtändig, ohne durch die ; 
Beſchlüſſe des Magiſtrats maßgebend beeinflußt zu werden, die 
Ortspolizei, wozu auch die Baupolizei gehört, zu handhaben 
($ 62 Nr. I. 1). Gehört ein Beamter einer Kollegialbehörde 
an und hat er zugleich ein ſelbſtändiges Amt, fo folgt daraus, 
daß er als Mitglied des Kollegiums bei einer Beſchlußfaſſung 
mitgewirkt hat, nicht, daß er in ſeiner Eigenſchaft als Einzel⸗ 
beamter den gleichen Beſchluß unter ſeiner alleinigen Verant⸗ 
wortung gefaßt haben würde; denn er kann im Kollegium 
überſtimmt ſein, ohne gerade Veranlaſſung zu haben, die 
Ausführung des gegen feine Stimme gefaßten Beſchluſſes zu 
beauſtanden. Uebrigens ſteht dem Bürgermeiſter die Beanſtandung 
eines Magiſtratsbeſchluſſes nur im Intereſſe der Stadt, nicht 
in feiner Eigenſchaft als Polizeibehörde zu. Hieraus ergiebt 
NG, daß da, wo der Bürgermeiſter als Polizeibehaͤrde eine 
Genehmigung zu ertheilen hat, die erfolgte Genehmigung nicht 
dadurch bewieſen werden kann, daß der Bürgermeiſter einen 
Magiſtratsbeſchluß mit vollzogen hat, durch welchen aus dem 
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Geſichtspunkte der Stadtverwaltung jene Genehmigung ertheilt 
iſt. Wenn das B. G. lediglich daraus, daß der Bürgermeiſter P. 
verſchiedene Beſchlüſſe des Magiſtrats der Bekl., durch welche 
der Abbruch der F. ſchen Häuſer gebilligt und angeordnet 
iſt, mitgezeichuet hat, den Nachweis entnimmt, daß derſelbe als 
Polizeibehörde den Abbruch genehmigt habe, ſo kann daher 
ſolcher Schluß nicht als gerechtfertigt anerkannt werden. V. C. S. 
i. S. Cohn o. Stadt Oppeln vom 23. März 1901, Nr. 13/1901 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

36. E. C. G. 5 7. B. G. B. 8 891. 

Nach 87 des E. E. G. war der eingetragene Eigenthümer 
kraft ſeiner Eintragung befugt, alle Klagerechte des Eigenthümers 
auszuüben, das heißt: es ſtand ihm, wie auch jetzt nach 8 891 
des B. G. B., die durch Gegenbeweis zu widerlegende Ver⸗ 
muthung, daß ihm das Eigenthum zuſtehe, zur Seite. Aber 
dieſe Vermuthung kann ſich nicht weiter erſtrecken, als ſie durch 
den Inhalt des Grundbuchs gedeckt wird, auf den räumlichen 
Umfang und die Begrenzung des Grundſtücks, alſo nur inſoweit, 
als dieſelben aus dem auf das Kataſter zurückgeführten Grund⸗ 
buche, fich ergeben (vergl. Turnau Grdb. O. S. 646). Dies 
muß um ſo mehr nach dem gegenwärtigen Recht gelten, welches 
die thatſächlichen Angaben des Grundbuchs nicht in die 
Rechtsvermuthung des § 891 einſchließt, ſodaß ihnen nur die 
Bedeutung von Beweismitteln verbleibt. (Vergl. Turnau und 
Förſter Liegenſchaftsrecht Bd. I S. 378, Leske „Vergleichende 
Darſtellung des B. G. B. und des A. L. R.“ Bd. I S. 386.) 
Nun ſtellt der B. R. feſt, daß ſeit der im Jahre 1879 ſtatt⸗ 
gehabten Neuvermeſſung die Grenzen der beiderſeitigen Grund- 
ſtücke im Kataſter als ſtreitig bezeichnet ſind (alſo auch ſchon 
zur Zeit des Gigenthumserwerbes des Kl. jo bezeichnet waren). 
Hieraus folgt aber nicht, wie der B. R. meint, daß nunmehr 
das „bisherige“, das heißt das frühere Katafter maßgebend ſei. 
Vielmehr kann, wenn das Klagerecht des eingetragenen Eigen ⸗ 
thümers im Sinne des 8 7 E. C. G. lediglich auf die Thatſache 
der Eintragung ſich gründet, nur der gegenwärtige (das heißt 
der zur Zeit der Klage beſtehende) Inhalt des Grundbuchs 
beziehungsweiſe Kataſters in Betracht kommen. Da aus dieſem 
die Richtigkeit der vom Kl. behaupteten Grenzlinie ſich nicht 
ergiebt, mithin die Rechtsvermuthung des § 7 des G. E. G. in 
Anſehung der jetzt ſtreitigen Fläche nicht Platz greift, jo gehörte 
zur Begründung der Vindikation gegenüber der beſtitzenden 
Bekl. der Nachweis, daß die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft das dem Kl. aufgelaſſene Grundſtück einſchließ lich 
der Streitfläche zum Eigenthum erworben hatte. Denn, da 
der Kl. als Univerſalrechtsnachfolger der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft kein Dritter im Sinne des § 9 Abſ. 2 
des E. &. G. war, fo konnte er, wie der B. R. ſelbſt annimmt, 
durch die von dieſer erhaltene Auflaſſung das Eigenthum des 
aufgelaſſenen Grundſtücks nur erwerben, wenn und ſoweit fie 
ſelbſt Eigenthümerin war. Dieſen zur Begründung der Klage 
nothwendigen Beweis hat der Kl. nicht geführt und auch nicht 
zu führen verſucht; derſelbe kann dadurch nicht erſetzt werden, 
daß die Rechtsvorgängerin des Kl. nach dem 1. Oktober 1872 
die Eintragung als Eigenthümerin der Parzellen, aus denen 
das demnächſt dem Kl. aufgelaſſene Grundſtück hervorgegangen iſt, 
erlangt hatte. V. C. S. i. S. Oſtermann u. Co. c. E.-Fiskus 
vom 23. März 1901, Nr. 14/1901 V. 
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Zur Kirchen⸗ und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1878. 

37. 85 11 ff. § 159 II. 11 A. L. R. 

Zu Unrecht wird die Legalität des Beſchluſſes vom 
26. April 1876 aus 58 11, 29, 31 der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung von 1873 in Frage geſtellt. 
Gemäß 8 11 Abſ. 1 leitet bei Sitzungen des Gemeindekirchen⸗ 
raths der Vorſitzende die Verhandlungen. Nach Abſ. 3 da⸗ 
ſelbſt find die Beſchlüſſe des Kirchenraths in ein Protokoll⸗ 
buch zu verzeichnen und jedes Protokoll vom Vorfitzenden 
und mindeſtens einem Aelteſten zu unterſchreiben. Abſ. 4 da⸗ 
ſelbſt ſodann beſtimmt: Dritten gegenüber werden, ſoweit 
der § 22 nichts Anderes beſtimmt, Beſchlüſſe des Gemeinde⸗ 
kirchenraths durch Auszüge aus dem Protokollbuche bekundet. 
Nach 8 29 weiterhin ſoll für den Fall der gemeinſamen 
Berathung des Kirchenraths und der Gemeindevertretung der 
Vorſitzende des Kirchenraths die ganze Verſammlung leiten 
und findet gemäß § 30 auch auf die Verſammlungen der Ge⸗ 
meindevertretung 8 11 Anwendung. § 31 endlich beftimmt 
die einzelnen Fälle, in welchen es des Zuſammenwirkens 
beider Organe bedarf, ſo bei Anleihen zu nicht bloß vorüber⸗ 
gehender Aushülfe und bei der Beſchaffung der zu kirchlichen 
Bedürfniſſen erforderlichen Geldmittel, ſofern ſolche nicht aus 
dem Kirchenvermögen zu decken find ($ 31 Nr. 3, 6). Un⸗ 
bedenklich liegen hier dergleichen Fälle vor. Es waren aber 
auch thatſaͤchlich beiderſeitige Vertreter in der fraglichen 
Verſammlung anweſend, wie gegenwärtig nicht mehr in Zweifel 
gezogen iſt. Gegenſtand des Reviſionsangriffs iſt auch 
nicht, daß Abſ. 3 und 4 des 5 11 nicht beobachtet worden. 
In der That hat die Vorſchrift des A b ſ. 3 nur die Bedeutung 
einer Ordnungsvorſchrift. Abſ. 4 aber macht nicht etwa die 
Gültigkeit des Beſchluſſes dem Dritten gegenüber von Aus⸗ 
händigung des Beſchluſſes abhängig, vielmehr enthält dieſe Be⸗ 
ſtimmung nur eine Schutzvorſchrift für den Dritten, der beim 
Vorliegen einer ſolchen Bekundung nicht mehr nachzuprüfen 
hat, ob im Uebrigen der Beſchluß legal zu Stande gekommen. 
Angriffspunkt der Revifion iſt nur noch die Rüge, daß der 
Amtsvorſteher dem Geſetz zuwider den Vorſitz in der ge⸗ 
dachten Verſammlung geführt habe, indem er insbeſondere das 
Protokoll vollzogen. Aber die Funktionen des Vorfitzenden 
erſchöpfen ſich hierin nicht, vielmehr kommt es hierbei weſentlich 
auf die materielle Direktion an. Daß ſolche nicht von dem 
geſetzlich berufenen Vorfitzenden ausgeübt worden, iſt nicht dar⸗ 
gethan. Im Uebrigen handelt es ſich auch hier, wie die Gegen⸗ 
überſtellung des Abſ. 1 und 2 in $ 11 eit. deutlich ergiebt, 
um eine Ordnungsvorſchrift. Es kann auch nicht als un⸗ 
zuläſſig beanſtandet werden die in der eben gedachten Ver⸗ 
ſammlung geſchehene Beſtellung der Baukommiſſion. 
Eine ſolche Kommiſſion fällt nicht unter den Begriff der 
außerordentlichen Gemeinderepräſentanten des 8 159 
Thl. II Tit. 11 des A. L. R., deren Beſtellung nach 8 22 
der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung ferner nicht ſtatt⸗ 
finden fol. § 159 cit. erklärt ſich hiſtoriſch aus der damaligen 
Kirchenverfaſſung. Es waren damals keine organifirten Ge⸗ 
meindevertretungen und keine weiteren Kontrolen geſchaffen, wie 
fie jetzt durch die übergeordneten Synoden u. |. w. geübt 
werden. Dem Bedürfniſſe nach einer beſſeren Vertretung der 
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Gemeindeintereſſen kam zur Zeit des A. L. R. der 8 159 zu 
Hülfe. Nachdem nunmehr in den ſeit 1873 geſchaffenen 
Organiſationen die Antheilnahme und Kontrole anderweit ge⸗ 
ſichert iſt, iſt das Bedürfniß für die Ernennung von dergleichen 
Repräfentanten in Wegfall gekommen. Bei der Beſtellung von 
Kommiſſionen aus dem Schoße des Kirchenraths und der 
Gemeindevertretung mit Vollmachtsbefugniſſen für eine einzelne 
Angelegenheit wie hier kommen aber ſelbſtändige und § 159 
unabhängige Bedürfniſſe zur Geltung und es iſt keine geſetzliche 
Beſtimmung gegeben, welche ſolchen Kommiſſionen die Rechts. 
beſtändigkeit abſpricht. In der Einſetzung einer ſolchen Kom⸗ 
miſſion für Spezialfälle liegt auch keine Selbftentäußerung, wie 
RE. meint; ſchon die jederzeitige Widerruflichkeit ſolcher Voll ⸗ 
machten ſchließt die Annahme einer ſolchen aus. Endlich er⸗ 
mangelt auch nicht die zur Gültigkeit der im Jahre 1876 durch 
die Bekl. übernommenen Verpflichtungen erforderliche Ge ⸗ 
nehmigung der Behörden. Sofern wie hier dieſe Ge⸗ 
nehmigung vor dem 27. November 1876 nicht erfolgt iſt, 
bedurfte es allerdings nicht bloß der ſchon oben gedachten Ge⸗ 
nehmigung der Regierung (Abtheilung für Kirchen ⸗ und 
Schulweſen) als Organ des Patrons und der Kirchenregierung, 
ſondern gemäß Art. III der inzwiſchen in Kraft getretenen Ver ⸗ 
ordnung über die Ausübung der Rechte des Staates vom 
9. September 1876 auch der Genehmigung des Regierungs- 
Präſidenten als ſtaatlicher Aufſichtsbehöͤrde. Denn es handelte 
Ah um Anleihen im Sinne des Art. 24 des Geſetzes vom 
3. Juni 1876 und Art. III Nr. 4 der eben gedachten Ver⸗ 
ordnung vom 9. September 1876. Das B. G. hat aber in 
unanfechtbarer Weiſe die Ertheilung der Genehmigung Seitens 
des Regierungs⸗Präfidenten feftgeftellt. Hätte auch noch der 
Beſchluß der beiden Kirchengemeinde⸗Organe vom 
3. Juli 1878 — daß nach Vollendung des Kirchenbaus und 
nach Aufſtellung des danach nöthig werdenden neuen Etats 
über die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens ſoviel des vor ⸗ 
handenen Kirchenvermögens herzugeben ſei, als ſich danach als 
entbehrlich für die nothwendigen Ausgaben der Kirche heraus- 
ſtellen würde, und daß ferner zur Verzinſung des Darlehns die 
jährlichen Ueberſchüſſe aus den Einnahmen der Kirchenkaſſe, 
ſoweit ſolche Ueberſchüſſe nicht zu anderen Zwecken erforderlich 
ſeien, herzugeben ſeien — der nachfolgenden Genehmigung 
der kirchlichen und weltlichen Aufſichtsbehörden be 
durft, ſo würde allerdings eine ſolche nicht gegeben ſein. Denn 
inſoweit liegt lediglich eine Genehmigung der damals nur als 
Patronatsvertreterin in Betracht kommenden Regierung vor. 
Als geiſtliche Auffichtsbehörde aber kam damals gemäß Art. 21 
des Geſetzes vom 3. Juni 1876, und Art. I der Ber- 
ordnung vom 7. September 1877 (Geſetzſammlung S. 215) 
das Konſiſtorium neben dem Regierungs⸗Präfidenten als 
weltlicher Aufſichtsbehörde in Frage. Von dieſen beiden Be 
hoͤrden find Genehmigungen des Beſchluſſes vom 3. Juli 1878 
nicht erfolgt. Allein ſelbſt wenn man den Beſchluß vom 
26. April 1876 als illegal und erſt in dem Beſchluſſe vom 
3. Juli 1878 den konſtitutiven Schuldgrund für die Ver · 
pflichtung der Bekl. finden wollte, ſo würde dennoch dieſer 
letztere Beſchluß nicht der Rechtsgültigkeit ermangeln. Denn 
wie das B. G. ohne Rechtsirrthum annimmt, iſt ſchon in den 
vorgängigen Erklärungen der Auffichtsbehörde, insbeſondere 
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in der Erklärung vom 27. November 1876 eine Zu- 
ſtimmung zu den nachfolgenden Verpflichtungserklärungen 
der Bekl. zu finden. IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde 
Steglitz 6. politiſche Gemeinde Steglitz vom 14. März 1901, 
Nr. 373/1900 IV. 

VIII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

38. Art. 1110, 1117. 

Der B. R. nimmt an, daß ein gültiger Kaufvertrag nicht 
zu Stande gekommen ſei, weil die Parteien über den Kauf ⸗ 
gegenſtand nicht einig geweſen ſeien, daß daher der Kl. 
zur Begründung ſeiner Klage darthun müſſe, daß der Bekl. 
den aus der Oertlichkeit hergeleiteten Willen nicht habe befitzen 
können. Allein die thatſächlichen Unterſtellungen des O. L. G. 
ergeben nicht, daß die Parteien über den Kaufgegenſtand 
nicht einig geweſen find, ſie waren vielmehr darüber einverſtanden, 
daß der Kl. das fragliche Grundſtück verkaufen, und der 
Bekl. es ankaufen wolle; keine Uebereinſtimmung beſtand nur 
darüber, ob der in Rede ſtehende Streifen mitverkauft ſei. 
Es ſteht alſo nicht die Identität des Grundſtücks, ſondern ein 
kleiner Theil deſſelben in Frage, und wenn der Bekl. ſich in 
dieſer Beziehung auf einen Irrthum ſeinerſeits beruft, und 
des halb den Vertrag, deſſen notarielle Verbriefung der Kl. be- 
gehrt, als ungültig angreift, ſo enthält dieſer Einwand eine 
Anfechtung des Vertrages gemäß Art. 1110 und 1117 c. c.; 
und genügt es nicht, daß bewieſen und feſtgeſtellt iſt, daß der 
Bekl. bezüglich des Erwerbes des Streifens ſich in einem Irrthum 
befunden hat, ſondern bedurfte es noch der weiteren Feſtſtellung, 
daß dieſer Irrthum das Weſen des Kaufobjektes (substance 
méme de la chose) betrifft. In dieſer Beziehung läßt aber 
das angegriffene Urtheil jede Begründung vermiſſen. II. C. S. 
i. S. Fiſcher o. Haas vom 29. Mär; 1901, Nr. 7/1901 II. 

39. Art. 505 c. proc. civ., 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Der erkennende 
Senat hat in dem Urtheile vom 7. März 1899 in Sachen des 
Preußiſchen Fiskus wider de N. (Entſch. des R. G. Bd. 43 
S. 384) ausgeſprochen, daß die Haftbarkeit des richterlichen 
Beamten aus ſeiner Amtsführung im Gebiete des rheiniſchen 
Rechts durch den Art. 505 des c. proc. civ. beſtimmt werde, 
daß insbeſondere dieſer Art. nicht durch die Einführung der 
Deutſchen C. P. O. aufgehoben worden ſei, und daß er ſich 
nicht bloß auf die Verantwortlichkeit des Richters der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit, ſondern auch auf die des Richters der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, ſpeziell des Vormundſchaftsrichters in 
der Rheinprovinz erſtrecke. Hieran hält der Senat feſt, und 
es kommt alſo auch für die vorliegende Sache lediglich darauf 
an, ob eine Verantwortlichkeit der Bekl. bezw. ihrer Rechts⸗ 
vorgänger aus ihrer Amtsführung als Vormundſchaftsrichter 
für den dem Kl. erwachſenen Schaden auf Grund des 
Art. 505 a. a. O. als vorliegend angenommen werden kann. 
Et handelt ſich nämlich um einen obligateriſchen Auſpruch, 
welcher vor dem Inkrafttreten des B. G. B. entſtanden ſein ſoll, 
daher nach dem früheren Rechte zu beurtheilen iſt (E. G. zum 
B. G. B. 8 170). Das O. L. G. geht nun von der Auf⸗ 
faffung aus, daß nach der Nr. 1 des Art. 505, von deren 
Anwendung allein die Rede ſein konne, der Richter nur im 
Falle eines abſichtlichen Handelns zum Nachtheile der Partei, 
„s’il y a dol, fraude ou concussion“, wie das Geſetz ſich 
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ausdrückt, für den von ihm verurſachten Schaden in Anſpruch 
genommen werden könne, daß insbeſondere jede Inanſpruch⸗ 
nahme des Richters wegen einer bloßen Fahrläffigkeit in feiner 
Amtsführung durch die Nr. 1 ausgeſchloſſen erſcheine. Die 
Revifion erkennt an, daß fie ausſichtslos ſei, ſofern dieſe Auf- 
faſſung des O. L. G. die Billigung des R. G. finden ſollte. 
Denn es konne nicht behauptet werden, daß auch nur einer der 
in Betracht kommenden richterlichen Beamten abſichtlich zum 
Nachtheile des Kl. gehandelt habe. Das R. G. muß nun aber 
die Annahme des O. L. G. für richtig erklären. Daß das 
Geſetz den richterlichen Beamten, abgeſehen von den unter 
Nr. 2—4 des Art. 505 bezeichneten beſonderen Fällen, welche 
hier nicht in Betracht kommen, nur für ein bewußtes und 
beabſichtigtes Handeln zum Nachtheile der Partei hat ver⸗ 
antwortlich machen wollen, muß ſchon aus dem Wortlante 
gefolgert werden. Die Ausdrücke dol, fraude und concussion 
ſchließen in ihrer Zuſammenſtellung begrifflich das Bewußtſein 
und die Abficht des gegen das Intereſſe der Partei gerichteten 
Handelns in ſich. Wenn auch an und für ſich im Civilrechte 
die grobe Fahrläſſigkeit vielfach in ihren Wirkungen dem dolus 
gleichgeſtellt wird, ſo kann dies doch bezüglich der Ausdrücke 
„fraude* und „concussion“ in keiner Weiſe behauptet werden. 
Zudem beweiſt die Entſtehungsgeſchichte des Art. 50 5 (mitgetheilt 
bei Dalloz, prise à partie, Nr. 1 ff., insbeſondere Nr. 11), daß 
der Geſetzgeber hier den Begriff von „dol“ in feinem ſtrengeren 
Sinne anwenden und nur die abſichtliche Schadenszufügung 
des Richters treffen wollte. Der franzöfiihe Kaſſationshof, 
welcher ebenfalls dieſe Auffaſſung in wiederholten Entſcheidungen 
vertreten hat, ſpricht in dem Rejet vom 18. Juli 1832 (Dalloz 
a. a. O. zu Nr. 11) aus, daß man bei der prise à partie 
auf Grund des Art. 505 c. de proc. civ. nicht von Analogie 
bezüglich des dolus reden und die gewöhnlichen Grundſaͤtze des 
bürgerlichen Rechts anwenden könne, da es ſich nicht bloß um 
ein Geldintereſſe und den Erſatz eines Schadens handle, ſondern 
um die Ehre und die Beamtenſtellung der in Anſpruch 
genommenen Richter. Gerade der letztere Gefichtspunkt muß 
als ausſchlaggebend für die Abſicht des Geſetzgebers angeſehen 
werden, den Richter nur ausnahmsweiſe für die Folgen feiner 
amtlichen Thätigkeit verantwortlich zu machen. Laurent 
(t. X Nr. 444) ſagt in dieſer Hinſicht zutreffend, daß das 
Geſetz die Irrthümer, welche der Richter begehen konne, mit 
einer Präſumtion der Wahrheit habe decken wollen, weil der 
Reſpekt vor der Juſtiz und ihrer Entſcheidungen eine Grundlage 
der ſozialen Ordnung ſei. Unzutreffend iſt die Bemerkung der 
Revifion, daß aus einem Citate in den Gründen des oben 
erwähnten Urtheils i. S. Fiskus wider de N. als die damalige 
Anficht des erkennenden Senats entnommen werden konne, daß 
auch grobe Fahrläſfigkeit unter den Begriff des dol im Sinne 
des Art. 505 zu ſubſumiren ſei. In jenem Urtheile ſtand 
dieſe Frage gar nicht zur Entſcheidung, weil Einverſtändniß 
darüber herrſchte, daß ein Fall des Art. 505 überhaupt nicht 
vorliege und vom Fiskus nur behauptet wurde, daß der 
Art. 505 ſich nicht auf den Richter der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, insbeſondere nicht auf den rheiniſchen Vormundſchafts⸗ 
richter beziehe. Das wurde widerlegt und ausgeführt, daß auch 
die Preußiſche Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 keine 
beſonderen Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit des Vor⸗ 
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mundſchaftsrichters enthalte, daß daher in dieſer Hinſicht auf 
die Grundſätze des Landesrechts zurückgegangen werden müſſe. 
Hierbei wurde Dernburg, Vormundſchaftsrecht, 8 22 a. E. 
citirt, wonach im Gebiete des franzöfiſchen Rechts der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter nur nach den Grundfägen der prise & partie 
(Art. 505 ff. des c. de proc. civ.) wegen dolus und grober 
Fahrläſfigkeit in Anſpruch genommen werden könne. Nach dem 
Zuſammenhange ſollte mit dieſem Citate keineswegs die Auf- 
faſſung gebilligt werden, daß unter „dol“ in der Nr. 1 des 
Art. 505 auch grobe Fahrläaſfigkeit zu verſtehen ſei. Dieſe 
Auffaffung iſt auch nicht einmal von Dernburg klar aus ⸗ 
geſprochen, indem der Art. 505, wie bereits erwähnt, außer der 
Nr. 1 auch noch 3 andere Nummern umfaßt, auf welche ſich 
möglicherweiſe der Zuſatz „grobe Fahrläſfigkeit“ bei Dernburg 
beziehen konnte. II. C. S. i. S. Garenfeld 8. Erben 
Althoff u. Gen. vom 19. März 1901, Nr. 372/1900 II. NM. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. u. N. L. in L: 

Der Schuldner, gegen den ein vollſtreckbares Urtheil 
ergangen iſt, ſtirbt nach Zuſtellung des Urtheils, aber 
vor Beginn der Zwangs vollſtreckung und wird von einer 
verheiratheten Tochter beerbt, welche im Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung lebt. Kann auf Grund 
des vollſtreckbaren Urtheils — nach Ertheilung und 
Zuſtellung der Vollſtreckungsklauſel gegen bezw. an die 
Erbin — die Zwangsvollſtreckung ohne Weiteres vor⸗ 
genommen werden, oder muß gemäß 8 739 C. P. O. 
vorher gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung geklagt werben? 

Nach unſerer Anficht muß vor Beginn der Zwangs vollſtreckung 
die Verurtheilung des Ehemannes der Erbin zur Duldung erwirkt 
werden. Mit dem Anfall der Erbſchaft erwirbt der Ehemann 
der Erbin den Nießbrauch an dem Nachlaß. Die gegen die 
Erbin gerichtete Vollſtreckung greift demnach in das Recht des 
Ehemannes ein. Eine analoge Anwendung des § 738 C. P. O. 
iſt, abgeſehen davon, daß die Frageſtellung nicht erkennen läßt, 
ob das gegen den Erblaſſer ergangene Urtheil zur Zeit des 
Erbfalls bereits rechtskräftig war, durch § 742 C. P. O. aus- 
geſchloſſen. Die letztgenannte Vorſchrift geſtattet die Ertheilung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung eines gegen die Ehefrau er- 
gangenen Urtheils gegen den Ehemann bei dem Güterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung nur dann, wenn der Güterftand 
nach Rechtshängigkeit des betreffenden Rechtsſtreits eingetreten 
if. Man wird hieraus ſchließen dürfen, daß der Fall des 
5 742 C. P. O. der einzige iſt, an welchem von dem Erforderniß 
des 8 739 ibid. für die Vollſtreckung in das eingebrachte Gut, 
abgeſehen wird, und daß es gleichgültig iſt, daß das Vermögen, 
aus welchem der Gläubiger ſeine Befriedigung ſucht, erſt nach 
Rechtshängigkeit des Rechtsſtreits oder gar nach Rechtskraft des 
urtheils in die Verwaltung und Nutznießung des Ehemannes 
gelangt iſt, wenn nur der Güterſtand vor Rechtshängigkeit 
eingetreten war. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


Herrn RUM. in L.: 

Im Jahre 1898 hat der Ehemann mit feiner minder 
jährigen Ehefrau in einem Gebiet, in welchem Güter⸗ 
gemeinſchaft nach Allgemeinem Landrecht herrſchte, den 
erſten ehelichen Wohnfitz genommen. Kurz nach der im 
Jahre 1901 eingetretenen Großjährigkett der Ehefrau 
vereinbaren die Eheleute den Güterſtand der Gütertrennung 
nach B. G. B. und beantragen die Eintragung dieſes 
Güterſtandes in das Güterrechtsregiſter. Iſt der Akt 
nach Art. 60, 47 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum B. G. B. gebühren und ftempelfrei? 

Die Frage iſt unſeres Erachtens zu bejahen. Nach Art. 47 
§ 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. tritt 
an die Stelle des in einer Ehe beſtehenden geſetzlichen Güterftandes 
der Allgemeinen Gütergemeinſchaft des Allgemeinen Landrecht 
mit dem Inkrafttreten des B. G. B. der Güterſtand der allge⸗ 
meinen Gütergemeinſchaft nach B. G. B. Iſt die allgemeine 
Gütergemeinſchaft wegen Minderjährigkeit eines Ehegatten gemäß 
5 782 A. L. R. II. 18 ausgeſetzt, fo tritt die Gütergemeinſchaft 
nach B. G. B. erſt von dem Augenblicke der Großjährigkeit des 
betreffenden Ehegatten ein. In dem der Frage zu Grunde 
liegenden Rechtsfall iſt alſo der nach dem Ausführungsgeſetz 
zum B. G. B. zu beſtimmende Güterſtand erſt im Jahre 1901 
eingetreten. Da der den Güterſtand regelnde Ehevertrag innerhalb 
eines Jahres nach der Aenderung des Güterſtandes abgeſchloſſen 
iſt, ſo find gemäß Art. 60 desſelben Geſetzes weder für den 
Vertrag noch für deſſen Eintragung in das Güterrechtsregiſter 
Gerichtsgebühren und Stempel zu erheben. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Löfchungen. 

Rechtsanwalt Joſef Mohr beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Kiſſelſtein beim Oberlandesgericht Frankfurt 
a. M.; — Rechtsanwalt Kantrowitz beim Amtsgericht Küftrin; 
— Rechtsanwalt Krauß in Crailsheim beim Landgericht 
Schwäbiſch Hall; — Rechtsanwalt Kann beim Amtsgericht 
Kempen (Poſen); — Juſtizrath Dr. Lorey beim Landgericht 
Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Georg Bauer beim Amts- 
gericht Marktheidenfeld; — Rechtsanwalt Matthäus Bernatz 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Dr. Braſch 
beim Amtsgericht Mayen; — Rechtsanwalt Hermann Warncke 
beim Amtsgericht Malchin; — Rechtsanwalt Dr. Rewoldt 
beim Landgericht Greifswald; — Rechtsanwalt Ohly beim 
Amtsgericht Opladen; — Rechtsanwalt Döͤh mer in St. Johann 
beim Amtsgericht und Landgericht Saarbrücken; — Rechtz 
anwalt Eduard Theodor Kleefeld beim Amtgericht Forſt. 


Ernennungen. 
Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Fraube 
in Strausberg; — Rechtsanwälte Müglich und Kantrowitz 
in Seelow; — Rechtsanwalt Rammelt in Wolgaſt. 


Todesfälle. 
Rechtsanwalt Kihn in Biſchofsburg; — Rechtsanwalt 
Friedrich Richard Zeeh in Dresden; — Rechtsanwalt Hugo 
Janke in Elbing. 
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Zur Frage der Ruhegehalts⸗ und Wittwenkaſſe. 
Von Weißler (Halle). 


Die Frage der Ruhegehalts⸗ und Wittwenkaſſe beſchäftigt 
uns ſchon ſeit mehr als 10 Jahren. Es find Sachverſtändige 
gehört, weitgehende Ermittelungen angeſtellt, maſſenhaft Aufſäͤtze 
und Denkſchriften, viele Tauſend Rieß Papier verſchrieben und 
verdruckt worden; und doch find wir keinen Schritt weiter ge⸗ 
kommen. Möglich, daß wir in Folge des ſteten Umgangs mit 
Staatsbehörden einige von deren Gepflogenheiten angenommen 
haben. Aber fo lange pflegen doch ſelbſt bei Staatsbehörden 
die Vorbereitungen nicht zu dauern; wenigſtens ift das Invaliden ⸗ 
verficherungsgeſetz in viel kürzerer Zeit hergeſtellt worden; und man 
müßte ſchon bis zur Eiſenbahn⸗Tarif⸗Reform hinabſteigen, um 
ein Seitenſtück zu unſerem Verhalten zu finden. Nunmehr iſt 
der Stein wieder ins Rollen gekommen, und darf nicht mehr 
aufgehalten werden. Nach jo vielem Erwägen und Befinnen 
wollen wir endlich einmal Thaten ſehen. Schon lange iſt unſer 
Zögern Außenſtehenden ein Räthſel. Wir haben uns von 
Fremden ſchon müſſen ſagen laſſen: „Was den deutſchen Lehre⸗ 
rinnen, Schauſpielern, Schriftftellern möglich geweſen ift, das 
ſcheint der viel mächtigeren, wohlhabenderen, genoſſenſchaftlich 
organifirten deutſchen Anwaltſchaft unmöglich zu fein.“ 

Das Ziel iſt: Sicherſtellung der Zukunft gegen er⸗ 
ſchwingliche Beiträge. Die bisherigen Erörterungen haben 
nun das Eine erzeben: daß die Sicherſtellung der eigenen 
Zukunft, alſo eine Ruhegehaltskaſſe, ohne Schwierigkeit zu er- 
reichen ift. Selbſt unter Zugrundelegung der verficherungstechniſch 
berechneten ſehr reichlich bemeſſenen Tarife kann ein mit 30 Jahren 
Beitretender durch einen Jahresbeitrag von 70 Mark ſich ein 
Ruhegehalt von 832 Mark erkaufen. Aber wir brauchen nicht 
einmal die Verficherungstechnik. Unſere Verhältniſſe liegen für 
die Ruhegehaltsfrage inſofern äußerſt günſtig, als nach den 
Erfahrungen der beſtehenden Ruhegehaltskaſſen der Anwalt nur 
ſehr ſelten vom Ruhegehalt Gebrauch macht, weil der, wenn 
auch noch ſo läſſig ausgeübte Anwaltsberuf in der Regel immer 
noch mehr abwirft, als das Ruhegehalt betragen kann. Daher 
lommen die beſtehenden Ruhegehaltskaſſen für Anwälte mit er- 
ſtaunlich niedrigen Beiträgen aus. Die Breslauer Kaſſe z. B. 
gewährt einem mit 30 Jahren Beitretenden gegen ein Eintritts ⸗ 
geld von 30 Mark und einen Jahresbeitrag von 144 Mark ein 
Ruhegehalt von jährlich 3000 Mark; es wird ſogar die ver⸗ 


ficherungstechniſche Richtigkeit dieſer Sätze behauptet. Die Naum⸗ 
burger Kaſſe erhebt 75 Mark Eintrittsgeld und 120 Mark 
Jahresbeitrag, von welchem jedoch nur 45 Mark zur Penſions⸗ 
kaſſe fließen, für dieſen Jahresbeitrag von nur 45 Mark gewährt 
die Kaſſe ein nach der Dauer der Mitgliedſchaft abgeſtuftes 
Ruhegehalt von 900, 1 200, 1 500 oder 2 000 Mark. Beide 
Kaſſen beſtehen ſchon lange, die Naumburger ſeit 39 Jahren; 
fie blühen und vermehren ſtetig ihr Vermögen. Eine allgemeine 
Ruhegehaltskaſſe für Anwälte zu ſchaffen iſt das Leichteſte, was 
es giebt. 

Anders die Verſorgung der Wittwen und Waiſen. 
Dieſe iſt an ſich ein Außerft ſchwieriges Problem, an deſſen 
Löſung ſich daher auch die Arbeitergeſetzgebung noch nicht gewagt 
hat. Soll ſie einigermaßen auskömmlich ſein, ſo erfordert ſie 
ungeheure Mittel. Es iſt gar nicht daran zu denken, daß wir, wie 
der Jakobſon⸗Kolſen'ſche Entwurf will, für einen Jahresbeitrag 
von 120 Mark neben einem Ruhegehalt von 900 Mark auch noch 
ein Wittwengehalt von gleicher Höhe gewähren. Da bier die 
Borausfegungen fortfallen, welche für die Ruhegehaltskaſſe fo 
günſtig ins Gewicht fielen, ſo dürfen wir hier den feſten Boden 
der Verſicherungstechnik nicht verlaſſen, und dieſe lehrt, daß für 
einen Jahresbeitrag von 120 Mark bei einem Beitrittsalter des 
Mannes von 30, der Frau von 20 Jahren nicht mehr als eine 
Rente von 500 Mark für die Wittwe erworben werden kann, 
bei höherem Beitrittsalter noch bedeutend höhere Beiträge zu 
zahlen find. Das Eintrittsgeld von 200 Mark, das Kolſen 
erheben will, würde eine ausreichende Ermäßigung der Beiträge 
nicht herbeiführen. 

Es iſt gefragt worden, ob wir nicht die Wittwenverſorgung 
bei Seite laſſen und uns mit der Ruhegehaltskaſſe begnügen 
wollen. Darauf giebt es nur eine Antwort: die Verſorgung 
der Hinterbliebenen iſt gerade die Hauptſache. Die 
Ruhegehaltskaſſe könnten wir allenfalls aufgeben, die Wittwen⸗ 
kaſſe niemals. Einſtimmig wird, aus Gründen, die auf der 
Hand liegen, die Wittwenverſorgung für den weitaus wichtigſten 
Theil der Aufgabe gehalten. 

Die Aufgabe iſt aber lösbar, wenn wir einmal verſuchen, 
unſere juriſtiſche Betrachtungsweiſe der Dinge mit der ſozialen 
zu vertauſchen, die Vorſtellung, daß gleiche Leiſtungen gleiche 
Rechte gewähren muͤſſen, ein ganz klein wenig zurückzudrängen. 
Der Grundgedanke des Verſicherungsweſens iſt doch der, 
daß Viele ſich zuſammenthun, um einen jedem Einzelnen 
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drohenden, aber nicht bei jedem Einzelnen eintretenden Schaden 
mit gemeinſamen Kräften zu vergüten. Die Gefahr iſt hier die, 
daß Wittwen und Waiſen unverſorgt hinterbleiben. Wer den 
Seinen ein ausreichendes Vermögen hinterläßt, bei dem iſt der 
Verficherungsſchaden nicht eingetreten, der erhält alſo keine Ver⸗ 
gütung; über den Verluſt feiner Beiträge darf er ſich eben jo 
wenig beklagen, wie der vom Feuer Verſchonte über den Verluſt 
ſeiner Feuerverſicherungsbeiträge. Ich verkenne nicht, daß auch 
ein Rentenkauf vorliegt und dem Käufer ſeine feſte Rente 
werden muß. Aber inſoweit dieſe zur Verſorgung ſeiner Hinter⸗ 
bliebenen nicht ausreicht, iſt die erforderliche Ergänzung nicht 
anders zu leiften als auf Grund des Verficherungsgedankens, fo 
nämlich, daß ein Theil des Beitrags verwendet wird zur Ein⸗ 
gehung einer Verſicherung gegen Armuth. Die Scheu 
vor dem Worte „arm“, die damit verknüpfte Vorſtellung des 
Almoſens hat uns bisher gehindert, dieſen Gedanken näher ins 
Auge zu faſſen. Aber eine Kaſſe, die gegen Leiſtung von Bei⸗ 
trägen ein Recht auf Unterſtützung im Falle der Mittellofigkeit 
gewährt, iſt keine Armenkaſſe, ſondern eine Verficherungsanſtalt 
wie jede andere. Daß geringen Beiträgen möglicherweife ſehr 
hohe Leiſtungen gegenüber ſtehen, hat dieſe Art der Verficherung 
mit jeder Gefahren⸗Verficherung gemein. Gewöhnen wir uns 
an den ja nicht mehr neuen und auch im Kolſen'ſchen Entwurf 
hervortretenden Gedanken, daß auch Armuth eine Gefahr iſt, 
gegen die man Verficherung nehmen kann, jo kommen wir 
unſerem Ziele — Sicherſtellung unſerer Hinterbliebenen gegen 
erſchwingliche Beiträge — ein gutes Stück näher. Nämlich ſo: 

Wir nehmen an, daß jedes Mitglied 200 Mark Eintritts- 
geld und 200 Mark Jahresbeitrag zahlt. Beides fließt 

mit / zur Ruhegehaltskaſſe, 

mit ½ zur Wittwenkaſſe, 

mit ½¼ zu einer Zuſchußkaſſe. 
Die Eintrittsgelder werden zur Grundſtocksbildung, die Jahres⸗ 
beiträge zur Vertheilung verwendet. Das bisher angeſammelte 
Vermögen der Hülfskaſſe fließt dem Grundſtock zu; ein Theil 
der Zinſen mag zum Kapital geſchlagen werden. Die drei 
Kaſſen find nur rechnungsmäßig getrennt, das Vermögen wird 
einheitlich verwaltet. 

Der Ruhegehaltskaſſe ſtehen ſomit 50 Mark Jahres- 
beitrag und die Zinſen des — durch eine Wartezeit zu 
kräftigenden — Grundſtocks zur Verfügung. Wenn nun der 
Naumburger Penſionsverein bei 45 Mark Jahresbeitrag ſehr 
gut Ruhegehälter von 900 bis 2 000 Mark, der Breslauer bei 
144 Mark Jahresbeitrag ein Ruhegehalt von 3 000 Mark 
aufbringt, ſo können wir bei 50 Mark Jahresbeitrag — an⸗ 
geſehen unſere Eintrittsgelder, unſere Wartezeit und unſer 
bereits vorhandenes Vermögen — ohne Beſorgniß ein Ruhe⸗ 
gehalt von 1000 Mark verſprechen. Vorausgeſetzt wird dabei, 
daß — unbeſchadet der Uebergangsbeſtimmungen — nur junge 
Mitglieder aufgenommen werden. Das Ruhegehalt iſt nicht 
hoch, fol es auch nicht fein, um den Ruheſtand nicht allzu 
verlockend erſcheinen zu laſſen. | 

Der Wittwenkaſſe ſtehen 100 Mark Jahresbeitrag und 
die Zinſen ihres entſprechend größeren Vermögens zur Ver 
fügung. Der Naumburger Penſionsverein läßt feiner Wittwen⸗ 
kaſſe 75 Mark vom Jahresbeitrage, außerdem einen Theil der 
Ueberſchüſſe ſeiner Penſionskaſſe zufließen und vertheilt die ſo 
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verfügbare Summe. Er hat auf dieſe Art den Wittwen bisher 
ſtets ſteigende Renten, zuletzt 370 Mark, zuweiſen konnen. 
Wir könnten es ähnlich machen. Die Wittwenrente bliebe 
alsdann unbeſtimmt, von den verfügbaren Mitteln abhängig; 
die Kaſſe könnie nie in Verlegenheiten kommen. That. 
ſächlich würde die Rente wohl mindeſtens 500 Mark be⸗ 
tragen; will man dieſen Betrag lieber feſt zuſagen, ſo mag 
man es thun. 

Der Zuſchußkaſſe ſtehen wiederum 50 Mark Jahres- 
beitrag und die Zinſen eines beträchtlichen Vermögens zu 
Gebote. Dieſe Kaſſe iſt zunächſt dazu beſtimmt, etwaige Fehl⸗ 
beträge der anderen Kaſſen zu decken; ſie bildet alſo von vorn⸗ 
herein einen ſehr anſehnlichen Reſervefonds und erhebt die Sicherheit 
der Kaſſe über alle Zweifel. Es werden indeß aller Vorausficht 
nach Fehlbeträge bei den erſten Kaſſen niemals eintreten; bei 
der Wittwenkaſſe dann ganz gewiß nicht, wenn die Renten nur 
nach Maßgabe der vorhandenen Mittel gewährt werden. Die 
Mittel der Zuſchußkaſſe werden daher verfügbar bleiben für 
ihren eigentlichen Zweck: die Armuth⸗Verſicherung. Dieſe 
beſteht darin, daß, wenn die Einkünfte des Mitglieds oder 
ſeiner Hinterbliebenen zum ſtandesgemäßen Unterhalt und zur 
Erziehung der Kinder nicht ausreichen, eine nach dem Bedürfniß 
und den verfügbaren Mitteln zu bemeſſende Zuſchußrente 
gewährt wird. Mit dieſer Einrichtung wird an die ſegens⸗ 
reichen Ueberlieferungen der Leipziger Hülfskaſſe angeknüpft; 
nur daß dieſe Almoſen vertheilt, wo wir einen Rechtsanſpruch 
geben. Der gute Zweck würde zweifellos die Anwaltskammern 
und Andere, wie bisher, zu bedeutenden Zuwendungen anregen; 
der jetzt oft gehörte Einwand fiele fort, daß, was man Penſions⸗ 
kaſſen zuwende, zumeiſt Wohlhabenden zu Gute komme. Der 
Zuſchußkaſſe würden alſo erhebliche Mittel zur Verfügung 
ſtehen, und die Zuſchußrenten reichlich ausfallen. Natürlich 
koͤnnen nur den Mitgliedern Zuſchußrenten gewährt werden; 
denn unſere Anſtalt iſt eine Verficherungsanſtalt, keine Unter⸗ 
ſtützungskaſſe. Für hülfsbedürftige Nichtmitglieder muß auf 
anderem Wege geſorgt werden. 

Dieſe Kombination von Renten- und Armuth⸗Verficherung, 
von feſter und veränderlicher Rente löſt die unlösbar ſcheinende 
Aufgabe, gegen mäßige Beiträge unſere und der Unferen Zu⸗ 
kunft ſicher zu ſtellen. 

Die Vortheile einer ſolchen Einrichtung liegen auf der 
Hand. Erwürbe ein 30 jähriger Mann für den Jahresbeitrag 
von 200 Mark lediglich das Ruhegehalt von 1 000 Mark und 
die Wittwenrente von 500 Mark, jo wäre ſchon das ein keines ⸗ 
wegs unvortheilhaftes Geſchäft; bei jeder Verſicherungsgeſellſchaft 
müßte er hohere Jahresbeiträge zahlen. Hier erwirbt er für 
dieſen niedrigen Beitrag, außer dem Ruhegehalt und der 
Wittwenrente, noch das überaus werthvolle Recht auf die 
Zuſchußrente, die unter Umſtänden Ruhegehalt und Wittwen⸗ 
rente zuſammengenommen überfteigen wird. Dazu erſpart er 
noch die 20 Mark, die er jetzt an die Hülfekaſſe zahlt. Ein ⸗ 
trittsgelder und Beiträge werden nöthigenfalls geſtundet. Keine 
andere Kaſſe kann dies leiſten. Jetzt erſt kann der Familien⸗ 
vater ruhig ſchlafen. Die Zukunft der Hinterbliebenen, die, 
auf eine magere Rente angewieſen, immer zweifelhaft geblieben 
wäre, iſt jetzt erſt geſichert. Dieſe Ausſichten müſſen werbend 
wirken; es kann uns an Mitgliedern gar nicht fehlen. 
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Unter dieſen Umſtänden verliert die Frage, ob Zwang 
oder Freiwilligkeit, viel von ihrer Bedeutung. Unſere 
Kaſſe wird auch als freiwillige ſehr gut gedeihen; kann ſie 
aber Zwangskaſſe werden, nun deſto beſſer! Daher ſollte die 
dem Anwaltstage vorzulegende Frage lauten: 

Soll eine Ruhegehalts⸗, Wittwen- und Zuſchuß⸗ 
kaſſe für Rechtsanwälte gegründet werden? Und 
zwar 
a) mit Zwangsbeitritt und reichsbehoͤrdlicher 
Aufſicht? 
oder 
b) im Wege der Freiwilligkeit? 


Unbeglaubigter Terminsvermerk. Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand. 


Mitgetheilt von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Auerbach 
zu Frankfurt a. M. 


Die Entſcheidung des I. Civilſenats des Reichsgerichts vom 
1. Dezember 1900 (abgedruckt in Nr. 4/5 der Juriſt. Wochenſchr. 
1901) hat in Anwaltskreiſen großes Aufſehen erregt und be⸗ 
rechtigten Widerſpruch erfahren. Dies um ſo mehr, als mit 
den Konſequenzen dieſer Entſcheidung auch eine neue Gefahr 
der Handhabung der ohnedies ſchon von den preußiſchen An⸗ 
wälten einmüthig als verfehlt verurtheilten neuen preußiſchen 
Gerichtsvollzieherordnung heraufbeſchworen wurde. Ganz be⸗ 
ſonders ſchon aus letzterem Grunde dürfte daher ein Urtheil 
das allgemeine Intereſſe erwecken, welches in dem erften hierorts 
zur Entſcheidung gekommenen Falle das Oberlandesgericht 
zu Frankfurt a. M. erlaſſen hat. 

Das Urtheil des II. Civilſenats dieſes Gerichts vom 
29. März 1901 (U. 323/00) gründet ſich auf folgenden That · 
beſtand: 

„Am 27. Dezember 1900 wurde von der Klägerin bei 
dem Gerichtsſchreiber des Königlichen Oberlandesgerichts zu 
Frankfurt a. M. ein vom ſelben Tage datirter Schriftſatz ein. 
gereicht, durch welchen Klägerin gegen das am 17. November 1900 
zugeftellte Urtheil der zweiten Kammer für Handelsſachen des 
Königlichen Landgerichts zu Frankfurt a. M. die Berufung 
einlegte. N 

Dieſer Schriftſatz wurde am gleichen Tage mit der Termins ⸗ 
beſtimmung „19. März 1901, 11 ¼ Uhr“ verſehen. Gleich- 
zeitig mit dem Schriftſatze war eine durch den Prozeß ⸗ 
bevollmächtigten der Berufungsklägerin beglaubigte Abſchrift 
befielben eingereicht worden. Eine Erklärung, daß Klägerin 
bezw. ihr Anwalt ſelbſt einen Gerichtsvollzieher mit der Zu 
ſtellung beauftragen wolle, enthält der Schriftſatz nicht. Viel ⸗ 
mehr findet ſich auf der Urſchrift der Vermerk: „Zuftellung 
bitte ich durch die Gerichtsſchreiberei zu beſorgen“. 

Der Termins vermerk wurde durch den Gerichtsſchreiber auf 
die beglaubigte Abſchrift übertragen. Die Berufungsſchrift 
nebſt deren beglaubigter Abſchrift wurde am 28. Dezember 1900 
zum Zwecke der Zuſtellung von dem Gerichtsſchreiber der Ver⸗ 
cheilungsſtelle für Gerichtsvollzieher⸗Aufträge übergeben und von 
dieſer an den Gerichtsvollzieher des Bezirks P. weiterbefördert. 


Die Zuſtellung erfolgte unter deſſen Vermittelung durch die Poſt 
an den Prozeßbevollmächtigten des Beklagten am 31. Dezember 
1900. Auf der dem Letzteren übergebenen beglaubigten 
Abſchrift der Berufungsſchrift war die Termins⸗ 
beſtimmung des Vorſitzenden unbeglaubigt geblieben. 

Am 17. März 1901 hat Klägerin bezw. deren Prozeß ⸗ 
bevollmächtigter durch den Anwalt des Beklagten, wie dieſer 
zugiebt, zuerſt davon Kenntniß erhalten, daß die Beglaubigung 
des Terminsvermerks fehle, und daraufhin iſt am folgenden 
Tage die Zuſtellung nochmals, und zwar von Anwalt zu 
Anwalt, in formgerechter Weiſe bewirkt worden. 

Durch Schriftſatz, welcher gleichfalls am 18. März 1901 
von. Anwalt zu Anwalt zugeſtellt worden iſt, hat die Klägerin 
„Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der Berufungsfriſt“ beantragt, weil die auf einem Verſehen des 
Gerichtsvollziehers beruhende Nichtbeglaubigung des Termins⸗ 
vermerks für fie ein „unabwendbarer Zufall“ ſei. Zur Glaubhaft⸗ 
machung hat ſie ſich darauf berufen, daß es gerichtsbekannt ſei, 
daß ihr bei Zuſtellung durch Vermittelung des Gerichtsſchreibers 
Auswahl und Kontrolle des Gerichtsvollziehers fehle 

Der Vertreter des Beklagten hat in ſeiner Gegenausführung 
unter Berufung auf eine in der „Juriſt. Wochenſchr.“ 1901 
S. 29 abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts (I. Civilſenat 
vom 1. 12. 1900) darauf hingewieſen, daß der Gerichtsvollzieher 
„Vertreter“ der Partei ſei, und ſein Verſehen der Partei an⸗ 
gerechnet werden müſſe. Ferner hat er ausgeführt: In Betracht 
kommen hinſichtlich der Heilung von Mängeln in der Zuſtellung 
lediglich $ 235 der C. P. O.; die Anwendung des 8 233 
C. P. O. ſei ausgeſchloſſen. Es handele ſich um eine von der 
Klägerin verſchuldete Verzögerung, da dieſe nicht ſpäteſtens am 
dritten Tage vor Ablauf der Nothfriſt dem Gerichtsſchreiber 
den Schriftſatz zum Zwecke der Zuftellung übergeben habe. 

Der Vertreter der Klägerin iſt dieſen Ausführungen unter 
Bezugnahme auf eine Abhandlung von Cohn (Juriſt. Wochenſchr. 
1901 S. 103) und einen Aufſatz von Landsberg (Juriſt. 
Monatsſchr. für Poſen, Weft- und Oſtpreußen IV. Jahrg. S. J) 
entgegengetreten, und hat ſich namentlich gegen die Auffaſſung 
gewandt, daß der Gerichtsvollzieher Vertreter der Partei ſei, 
indem er hervorhob, daß derſelbe bei dem Zuſtellungsakte lediglich 
als Zuſtellungsbeamter bezw. als Beglaubigungsperſon thätig 
werde. Im Gegenſatze zu dem beklagtiſchen Vertreter iſt er 
der Anfiht, daß § 235 C. P. O. ſelbſtſtändig neben § 233 eod. 
ſtehe. Das Vorliegen eines „unabwendbaren Zufalls“ findet er 
hauptſächlich darin begründet, daß es ſich um einen verborgenen, 
für die Klägerin und deren Anwalt nicht wahrnehmbaren, aus 
der Zuſtellungsurkunde nicht erſichtlich geweſenen Mangel ge⸗ 
handelt habe. Ferner hat er gegenüber dem Vorwurfe der 
Verzögerung geltend gemacht: es habe bei der. Schwierigkeit 
der Rechtslage und der Zweifelhaftigkeit der Frage der Geſetzes⸗ 
anwendung eines längeren Zeitraumes zu Korreſpondenzen 
zwiſchen Klägerin und ihrem auswärtigen Anwalt über die 
Berufungseinlegung bedurft, jo daß eine Nachläſſigkeit ihr nicht 
zur Laſt falle, wenn ſie erſt am Tage vor Ablauf der Nothfriſt 
die Berufungsſchrift habe einreichen laſſen. Die Einführung der 
Beftimmung des 8 207 Abſ. 2 C. P. O. durch die Novelle laſſe 
erkennen, daß der Geſetzgeber auf einem anderen Standpunkt 
ſtehe, als demjenigen, der von der Jenſeite eingenommen werde. 


348 


Der Vertreter des Beklagten hat hiergegen noch eingewendet, 
daß Klägerin reſp. ihr Anwalt ſich leicht habe vergewiſſern 
können, ob der Terminsvermerk beglaubigt ſei, denn es hätte 
nur einer Anfrage bei ihm, dem Gegenanwalt bedurft, ob die 
Zuſtellung ordnungsmäßig erfolgt ſei.“ 

Auf Grund dieſes Thatbeſtandes bewilligte das Ober⸗ 
landesgericht dem Berufungskläger die begehrte „Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt“ und ſtützte dieſe Entſcheidung 
mit den folgenden Entſcheidungsgründen: 

„Der Antrag der Klägerin auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand iſt gemäß 88 234, 236 C. P. O. frift- und form⸗ 
gerecht geſtellt, er erſcheint auch begründet. 

Der von dem Beklagten gerügte Mangel bei der Zu- 
ſtellung — die Nichtbeglaubigung des Terminsvermerks — 
machte die Zuſtellung und die Ladung wirkungslos. „Der Zu⸗ 
ſtellungsempfänger hat ein Recht darauf, daß er ordnungsmäßig, 
in der geſetzlich vorgeſchriebenen Form geladen wird.“ Geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt aber ($ 170 C. P. O.) die Beglaubigung des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks, bei einem gemäß § 518 C. P. O. 
zuzuſtellenden Schriftſatze ſomit auch die Beglaubigung der 
gemäß 8 216 C. P. O. auf die Ladung geſetzten Termins⸗ 
beftimmung, da dieſelbe einen weſentlichen Beſtandtheil davon 
bildet. Die Beglaubigung der behufs Einlegung der Berufung 
dem Anwalte des Beklagten zugeſtellten Abſchrift der Berufungs⸗ 
ſchrift durch den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin deckte nicht 
die erſt nach dieſer Beglaubigung auf den Schriftſatz übertragene 
Zerminsbeftimmung. Da die Vermittelung des Gerichtsſchreibers 
bei der Zuſtellung behufs Wahrung der Nothfriſt auf Grund 
des § 166 bezw. § 168 C. P. O. nachgeſucht worden war, und 
ſonach das Schriftſtück erſt nach erfolgter Zuſtellung an den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin zurückgelangte, mußte nach 
§ 170 Abſ. 2 C. P. Q, wie derſelbe in der Rechtſprechung, 
namentlich wiederholt vom Reichsgericht verſtanden worden iſt, 
und womit § 21 Abſ. 3 der Geſchäftsanweiſung für die Gerichts⸗ 
vollzieher vom 12. Dezember 1899 übereinſtimmt, die Be⸗ 
glaubigung des Terminsvermerks durch den Gerichtsvollzieher 
bewirkt werden (vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Civilſachen Bd. 6 S. 361, Bd. 8 S. 347, Bd. 9 S. 413, 
Juriſt. Wochenſchr. 1898 S. 199; 1900 S. 117 bis 120, 
564, 654; 1901 S. 29 zu 1). 

Die Nichtbeglaubigung des Terminsvermerks iſt alſo auf 
ein Verſehen des Gerichtsvollziehers zurückzuführen und hierin 
muß nach Anſicht der Klägerin ein unabwendbarer Zufall er⸗ 
blickt werden, der ſie zu dem Verlangen berechtige, in den vorigen 
Stand wieder eingeſetzt zu werden. 

Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
faumung einer Nothfriſt iſt auf Antrag zu ertheilen, wenn ein 
Fall des § 233 oder des § 235 der C. P. O. vorliegt. 

Abwegig iſt die Anficht des Beklagten, daß auf Mängel 
der Zuſtellung und Verſehen der Zuſtellungsbeamten nur der 
Reſtitutionsgrund des § 235 der C. P. O. Anwendung finde. 
Die Reſtitutionsgründe des § 233 und § 235 ſtehen ſelbſtſtändig 
nebeneinander (ef. Gaupp, Kommentar z. C. P. O. IV. Aufl. 
S. 476; Peterſen, Kommentar z. C. P. O. IV. Aufl. S. 464). 
Dies ergiebt ſich auch aus der vom Beklagten ſelbſt citirten 
Reichsgerichtsentſcheidung (Juriſt. Wochenſchr. 1901 S. 29), 
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welche die Ertheilung der Wiedereinſetzung aus den Gefichts⸗ 
punkten des § 233 C. P. O. prüft. 

Die Vorausſetzungen des § 235 fehlen im vorliegenden 
Falle; dagegen erſcheint 8 233 C. P. O. anwendbar. Die Ver⸗ 
ſchuldung eines Vertreters bildet nach § 232 Abi. 2 C. P. O. 
keinen Reſtitutionsgrund; es fragt ſich alſo, ob der Gerichts⸗ 
vollzieher Vertreter der Partei im Sinne jener Geſetzesvorſchrift 
iſt. Das Reichsgericht ſcheint in der von dem Beklagten an- 
geführten Entſcheidung (Juriſt. Wochenſchr. 1901 S. 30) auf 
dem Standpunkte zu ſtehen, der Gerichtsvollzieher ſei Vertreter 
der Partei. Es bezeichnet ihn als „Beauftragten, deſſen Ver⸗ 
ſehen die Partei nicht entſchuldige“. Dieſe Auffaſſung wäre 
mit früheren reichs gerichtlichen Entſcheidungen, vor allem mit 
derjenigen des II. Civilſenats vom 3. 5. 1883 (abgedruckt in 
den Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. X S. 362) ſchwer 
in Einklang zu bringen. Dieſelbe könnte auch diesſeits nicht 
getheilt werden. — Wie bereits in der ſoeben angezogenen 
Reichsgerichtsentſcheidung erwähnt iſt, beruht die Beſtimmung 
des Abſ. 2 des § 210 C. P. O. älterer Faſſung, jetzt § 232, 
inhaltlich der Motive S. 171 auf dem Prinzipe, daß Hand⸗ 
lungen und Unterlaſſungen der Vertreter als Handlungen und 
Unterlafjungen der Partei gelten und die prozeſſualen Verbind⸗ 
lichkeiten beider für alle Regelfälle ſolidariſch ſein ſollen. Die 
Hervorhebung dieſes Satzes wurde für angemeſſen erachtet, weil 
nach einzelnen damals noch geltenden Prozeßrechten die Nach⸗ 
läͤſffigkeit des Vertreters einen Reſtitutionspunkt gebildet hat. 
Sodann heißt es wortlich: „Der Entwurf entſcheidet zwiſchen 
„geſetzlichen Vertretern« und „ Vertretern'. Der Ausdruck 
„Vertreter“ umfaßt die geſetzlichen Vertreter und die Stell⸗ 
vertreter — Prozeß bevollmächtigten, negotiorum gestores 
§ 72 ff., 83“ (jetzt 8 78 ff., 89). Hieraus folgt zum Mindeſten 
ſoviel, daß der § 210 (jetzt § 232) das Wort „Vertreter“ in 
einer viel engeren als der ſonſt geltenden Bedeutung verſtanden 
wiſſen will, nämlich nur im Sinne der eigentlichen Prozeß 
vertreter (geſetzliche Vertreter oder Prozeß bevollmächtigte). So 
mit Recht Jaſtrow im civiliſtiſchen Archiv Bd. 68 S. 371. 
Zu den Vertretern in dieſem Sinne gehört der Gerichtsvollzieher, 
welcher im Auftrage einer Partei eine Zuſtellung bewirkt, 
zweifellos nicht. 

In dem Aufſatze von Welks (Raſſow⸗Küntzel Bd. 36 
S. 538) wird zwar ausgeführt: Auch wenn die Cioilprozeß⸗ 
ordnung unter „Vertreter“ wirklich nur den prozeßführenden 
Vertreter verſtanden hätte, oder wenn der Paragraph gar nicht 
beſtände, müßte ſein Inhalt für den Gerichtsvollzieher gelten, 
wie er für andere Vertreter gleichfalls gelten würde. Auch 
Wach, Handbuch des Deutſchen Civilprozeßrechts I. Bd. S. 563 
Note 16 ſcheint der gleichen Anſicht zu fein. Allein derjenige, 
deſſen ſich Jemand zur Uebermittelung ſeiner Erklärung bedient, 
iſt Bote, und nicht Vertreter im Willen. (Planck, B. G. B. 
I. Buch V. Titel Anm. 2.) Nach den geltenden Rechtsgrund⸗ 
ſätzen trägt die Gefahr der unrichtigen Uebermittelung derjenige, 
welcher dieſen Weg der Uebermittelung wählt. Doch hilft ihm 
ſelbſt dann die nach 8 120 B. G. B. zuläſſige Anfechtung 
(Ylanck ebenda). Zur Bewirkung der Zuſtellung ſteht der 
Partei, nachdem durch die Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 
1900 (Juft.⸗Miniſterial⸗Bl. 1900 S. 345 ff.) im 8 17 Gerichts · 
vollzieherbezirke eingerichtet find, nicht einmal die Möglichkeit zu, 
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ſei es, daß fie unmittelbar oder im Falle des 8 54 1. c. durch 
Vermittelung des Gerichtsſchreibers zuſtellen läßt, eine Auswahl 
unter den Gerichtsvollziehern zu treffen. Hierzu kommt aber 
noch weiter, daß bei der Beglaubigung, in deren Unterlaſſen 
das Verſehen des Gerichtsvollziehers beſtanden hat, derſelbe die 
Partei überhaupt nicht vertritt, ſondern, wenngleich in ihrem 
Auftrage, als öffentlicher Beamter thätig wird. 

Auf Grund des Vorſtehenden ergiebt ſich ſonach, daß die 
Klägerin die Folgen des Verſehens des Gerichtsvollziehers nicht 
ohne Weiteres ebenſo tragen muß, wie wenn ſie es ſelbſt be⸗ 
gangen hätte, und es bleibt mithin zu prüfen, ob dieſes 
Verſehen des Gerichtsvollziehers, welches ſchließlich die Ver⸗ 
ſäumung der Nothfriſt herbeigeführt hat, dazu ausreichte, um 
die Annahme eines unabwendbaren Zufalls gerechtfertigt erſcheinen 
zu laſſen. Dies iſt alsdann der Fall geweſen, wenn das 
Verſchulden des Gerichtsvollziehers als ein Ereigniß angeſehen 
werden kann, welches auch durch die äußerſte den Umſtänden 
angemeſſene und nach der Sachlage vernünftiger Weiſe zu 
erwartende Sorgfalt der Klägerin oder ihres Anwalts nicht 
vermieden werden konnte. 

Die Klägerin hat vorliegend von dem ihr geſetzlich — 
nämlich nach 8 166° C. P. O. zuſtehenden Rechte Gebrauch 
gemacht und unter Vermittelung des Gerichtsſchreibers den 
Gerichtsvollzieher beauftragt, die Berufungsſchrift zuzuſtellen. 
Ihr Anwalt kam daher wie bereits erwähnt, „überhaupt nicht 
in die Lage, eine Beglaubigung der Abſchrift des ganzen, die 
Terminsbeſtimmung mitumfaſſenden Schriftſtücks vornehmen zu 
konnen“. 

Der Vertreter der Klägerin durfte ſich darauf verlaſſen, 
daß der Gerichtsvollzieher die erforderliche Beglaubigung pflicht⸗ 
gemäß, nach den Vorſchriften des $ 170 Abſ. 2 C. P. O. und 
des § 21 Anw. für Gerichtsvollzieher, vornehmen werde und 
wurde durch die wahrheitswidrige Beſcheinigung des Gerichts⸗ 
vollziehers, daß er eine beglaubigte Abſchrift übergeben habe 
($ 191 3. 6 C. P. O.), in den Irrthum verſetzt, daß eine 
ordnungsmäßige Zuſtellung erfolgt ſei. 

Auch bei Anwendung größter Sorgfalt beſtand für die 
Klägerin ein Mittel zur Nachprüfung nicht. Abgeſehen davon, 
daß eine Beſtimmung nicht beſteht, der zufolge die zuſtellende 
Partei verpflichtet wäre, durch Anfrage beim Gegner die 
Ordnungsmäßigkeit der Zuſtellung feſtzuſtellen, hätte eine ſolche 
Anfrage deshalb keinen Werth, weil eine Verpflichtung der 
Gegenpartei zur ordnungzmäßigen Antwort nicht anerkannt 
werden kann. Ebenſo wäre — wie Cohn J. W. 1901 S. 109 
zu Recht ausführt — ganz abgeſehen von der Frage der 
Erſtattungsfähigkeit der Koſten eine wiederholte Zuſtellung kein 
wirkſames Mittel zur Abwendung des Zufalls, da bei Zuſtellung 
von Anwalt zu Anwalt der Gegenanwalt ſeine Mitwirkung 
verſagen könnte, bei Zuſtellung durch den Gerichtsvollzieher aber 
die Gefahr des Vorkommens neuer Fehler beſtände. Endlich 
kann gegen die Klägerin auch daraus, daß fie die Einreichung 
des Schriftſatzes „bis in die letzte Stunde verſchoben“ hat 
(Entſcheidung des Reichsgerichts in Civilſachen, II. S. 427), 
kein Vorwurf erhoben werden, was nach Einführung der neuen 
Beſtimmung des 8 207 Abſ. 2 C. P. O. überhaupt wohl kaum 
mit demſelben guten Grund wie früher hätte geſchehen konnen, 
weil nach den Motiven S. 93 der Zeitraum von 2 Wochen, 
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innerhalb deſſen die Zuſtellung bewirkt ſein muß, gerade deshalb 
ſo ausgiebig bemeſſen wurde, um die Verbeſſerung etwa vor⸗ 
gekommener Verſtöße im Wege rechtzeitiger Wiederholung der 
Zuſtellung zu geſtatten; denn für die nicht ordnungsmäßige 
Zuſtellung und deren Nichterkennbarkeit blieb es ſich gleich, ob 
die Einreichung der Berufungsſchrift bei der Gerichtsſchreiberei 
zur Zuſtellung am erſten oder am letzten Tage der Nothfriſt 
erfolgte. 

Hat ſomit die Klägerin „alle vernünftigerweiſe zu 
erwartende Sorgfalt in Vornahme der zur Einhaltung der Friſt 
erforderlichen Handlungen“ angewendet, ſo lag der Verſäumniß 
ein „unabwendbarer Zufall“ zu Grunde.“ 


Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Holl⸗ 
mann c. Hollmann vom 11. April 1901, Nr. 29/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aus nicht intereſſirenden Gründen 
aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurück⸗ 
verwieſen. Zu Eingang der Begründung heißt es: 

Gründe. 

Es bedarf eines Eingehens auf die die Widerklage betreffenden 
Erörterungen des Berufungsgerichts nicht, mit denen, im Wider⸗ 
ſpruche mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. Urtheile 
vom 4. Mai, 3. Juli und 24. September 1900 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift, Seite 465, 642 und 742), die Auffaſſung ver- 
treten wird, daß die Beklagte, ſoweit ſie ſelbſt ſich vor dem 
1. Januar 1900 eines Ehebruchs ſchuldig gemacht haben ſollte, 
angefichts der Beſtimmungen in Artikel 201 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch jetzt nicht mehr, wie nach 
§ 671 des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 gehindert 
fein würde, gegen den Kläger einen von ihm vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begangenen Chebruch als 
Scheidungsgrund geltend zu machen. 


Zu den SS 823, 826 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Blumen ⸗ 
thal o. Deutſch⸗Auſtraliſche Dampfſchifffahrtsgeſell⸗ 

ſchaft vom 11. April 1901, Nr. 443/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

1. Die Beklagte hat zu dem Zweck, um die Frachtgeſchäfte 
auf einer beſtimmten Linie unter Beſeitigung der ihr unbequemen 
Konkurrenz der Segelſchifffahrtsgeſellſchaften ſich ausschließlich zu 
ſichern, gegenüber der Seglergruppe und ſpeziell gegenüber der 
Klägerin eine geſchäftliche Zwangs maßregel zur Anwendung 
gebracht, welche ihrem Weſen nach darin beſtand, daß ſie den 
an dem Segelgeſchäft intereſſirten Firmen — namentlich der 
Klägerin — ihre ſonſt allgemein geltenden Frachttarife kündigte. 
Es ſollte dadurch auf die Klägerin, wie dies das Berufungs⸗ 
urtheil bezeichnet, ein „Druck“ ausgeübt werden, das heißt wohl, 
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es follte die Klägerin dadurch zu einem den Wünſchen der 
Beklagten entſprechenden Verhalten, ſei es zu einer Einwirkung 
auf die Seglergruppe im Intereſſe der Beklagten, ſei es zum 
Abbrechen ihrer Geſchäftsverbindung mit den Seglern beſtimmt 
werden. Die erwähnte Maßregel hatte die Beklagte der Klägerin 
ſchon in der Zuſchrift vom 11. Dezember 1899 angekündigt, 
ſodann mit dem Schreiben vom 27. Dezember 1899 durch 
Kündigung der Tarife bethätigt; und als nun die Klägerin ihr 
von dem Seitens der Firma Sp. & Cie. ertheilten Auftrag 
Mittheilung machte, hat die Beklagte derſelben in dem Schreiben 
dom 8. Januar 1900 erklärt, daß ſie zwar diesmal noch das 
Geſchäft für Sp. & Cie. zu den gewöhnlichen Tarifſätzen aus⸗ 
führen wolle, aber an dieſe die erwähnte „Bitte“ richten werde. 
Die letztere Kundgebung iſt von der Klage zum Angriffspunkt 
genommen worden; die Klägerin erblickt darin einen unerlaubten 
Eingriff in ihre Rechtsſphäre, welcher den Beſtimmungen in 
8 823 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches zu unterſtellen 
ſei und der ſogar den Thatbeſtand einer verſuchten Erpreſſung, 
Strafgeſetzbuch 85 253, 43 erfülle, jedenfalls aber eine vorſätz⸗ 
liche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung im Sinne 
des § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs darſtelle. 

Zunächſt iſt, was das vorliegend anzuwendende Geſetz 
anlangt außer Zweifel, daß der Klageanſpruch, ſo wie er geltend 
gemacht wird, ͤͤrtlich und zeitlich der Beurtheilung nach den 
Normen des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches unterliegt. 
Von den in Frage kommenden, der Klägerin gegenüber im 
inländiſchen Rechtsgebiet begangenen Handlungen fällt diejenige, 
welche ſpeziell den Gegenſtand der Klage bildet, in die Zeit 
nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Im übrigen 
handelt es ſich um eine einheitliche Aktion, die ſich aus dem 
Jahre 1899 in das folgende Jahr fortſetzt und deren einzelne Be⸗ 
thätigungen in ihrem inneren Zuſammenhang zu beurtheilen find. 

Wenn das Verhalten der Beklagten einer der vorbezeichneten 
Geſetzesbeſtimmungen unterliegt, dann läßt ſich die rechtliche 
Zuläſſigkeit der erhobenen Klage auf Unterlaſſung 
des Seitens der Beklagten unternommenen Handelns nicht 
beanſtanden. Ein ſolcher, durch Klage verfolgbarer Anſpruch 
auf Unterlaſſung iſt in einem Falle der vorliegenden Art bei 
dem Zutreffen von § 823 oder § 826 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs wenigſtens da zu gewähren, wo ein unerlaubtes Verhalten 
bereits verwirklicht wurde, aber weitere Eingriffe zu beſorgen 
find, wo mit der Klage die Fortſetzung oder Vollendung der 
verübten, beziehungsweiſe begonnenen Schaͤdigung verhütet 
werden ſoll. Es kann inſoweit den bezüglichen Ausführungen 
des erſten Richters beigepflichtet werden, wenngleich nicht der 
Deduktion deſſelben zu folgen iſt, welche die Grundſätze der 
§§ 249 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs und den Geſichtspunkt 
eines durch Aufrechthaltung der Drohung Seitens der Beklagten 
geſchaffenen rechtsverletzenden Zuſtandes für einen Unterſagungs⸗ 
anſpruch verwerthen will. — Das Bürgerliche Geſetzbuch hat, 
indem es einen Anſpruch auf Unterlaſſung für einzelne Fälle 
beſonders normirt (§§ 12, 862, 1004) die Zulaſſung eines 
ſolchen Anſpruches nicht für alle anderen dem Gebiet des 
Geſetzbuches angehörigen Fälle ausſchließen wollen. Einen 
klagbaren Anſpruch auf Unterlaſſung gegenüber von rechtswidrigen 
Eingriffen hat die Reichsgeſetzgebung auf weiten Gebieten des 
heutigen Rechtslebens theils ausdrücklich, theils mittelbar durch 
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die Geſtaltung ausſchließlicher Rechte, namentlich in den Geſetzen 
zum Schutze des ſogenannten geiſtigen Eigenthums und der 
gewerblichen Ausnutzungsrechte, geſetzliche Anerkennung verliehen. 
Insbeſondere aber hat auf gewerblichem Gebiet das Geſetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896 
den Anſpruch auf Unterlaſſung in mehrfachen Einzelbeſtimmungen 
(§S 1 Abſ. 1 und 2, 82, 86 Abſ. 1, 58 8, 11) zugelaſſen und 
normirt. Ein Bedürfniß für einen ſolchen Rechtsſchutz beſteht 
denn auch hauptſächlich gegenüber den Schädigungen im 
Gewerbebetrieb durch unlauteren Wettbewerb. Dieſes Gebiet iſt 
von dem genannten Spezialgeſetz nicht ausſchließend geregelt. 
Daſſelbe bezweckte die beſonders ausgeprägt zu Tage tretenden 
Auswüchſe des mißbräuchlichen Wettbewerbs abzuſchneiden, hat 
aber nicht alle Erſcheinungsformen deſſelben treffen können. 
Hier treten ergänzend die allgemeinen Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches in die Lücke; und gerade diejenige des 
§ 826 iſt dazu geeignet und vom Geſetzgeber auch dazu 
beſtimmt, eine Schutzwehr gegen illoyale Handlungen in um⸗ 
faſſender Weiſe zu gewähren, namentlich für den geſchäftlichen 
Verkehr, ſoweit nicht durch Spezialgeſetze hierwegen Vorſorge 
getroffen iſt. 
Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. II zu § 826 Nr. 2b 
Seite 617; 
Finger, Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs; Einleitung S. 7 ff.; 
Müller, daſſelbe Geſetz 2./3. Auflage S. 17 ff.; Lobe, 
daſſelbe Geſetz S. 258 ff. 
Gegenüber von Schädigungen durch unlauteren Wettbewerb, 
welche nicht von dem Geſetze vom 27. Mai 1896, wohl aber 
von dem 8 826 des Bürgerlichen Geſetzbuches betroffen werden — 
und eine ſolche Handlung ſteht vorliegenden Falles in Frage — 
erſcheint die Gewährung einer Klage auf Unterlaſſung ſchon im 
Hinblick auf den inneren Zuſammenhang und den gleichheitlichen 
Zweck der beiderſeitigen Geſetze als gerechtfertigt. Dem weiteren 
Ausbau, welcher das Prinzip des Sondergeſetzes durch den 
5 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfahren hat, muß die 
Möglichkeit einer wirkſamen Rechtsverfolgung auch in der Ab- 
wehr von Schädigungen zur Seite ſtehen. Die Zuläſſigkeit 
einer Unterlaſſungsklage für Fälle der in Rede ſtehenden Art iſt 
ſchon unter der bisherigen Rechtsordnung von der Rechtſprechung 
wiederholt angenommen und aus allgemeinen Grundſäͤtzen ab- 
geleitet worden. Die Geſichtspunkte, welche hierfür namentlich 
in den Urtheilen des Reichsgerichts Entſcheidungen Bd. 25 
S. 347 ff. und Bd. 38 S. 379 für Fälle des badiſch fran 
zoͤſiſchen Rechtes aufgeſtellt find, haben eine über dieſes Rechts 
gebiet hinausreichende allgemeine Bedeutung. und laſſen ſich auch 
jetzt gerade auf den Fall des § 826 des Deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anwenden. Hier wie bei dem Satze 1382 des 
Code civil enthält die Geſetzesſtelle, wenn ſie auch ausdrücklich 
nur die Schadenkerſatzpflicht ſtatuirt, doch der Sache nach zu⸗ 
gleich den Ausdruck für eine Verbindlichkeit zur Unterlaſſung, 
und hier wie dort paßt die Erwägung, daß das Geſetz, wenn 
es ein Recht gewährt oder eine Verpflichtung auferlegt, auch die 
Möglichkeit gewähren muß, den Anſpruch hierauf, alſo zu⸗ 
treffenden Falles den Anſpruch auf Unterlaſſung gegen den Ver 
pflichteten im Wege der Klage verfolgen zu laſſen. Aus einer 
Störung der den redlichen Gewerbebetrieb ſchützenden Rechts 
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ordnung bei Zuwiderhandlungen gegen § 16 des Waarenzeichen⸗ 
ſchutzgeſetzes vom 12. Mai 1894 folgert das Urtheil in Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts, Bd. 38, S. 170, 171 das Recht 
des davon Betroffenen, die Unterlaſſung dieſer Störung in der 
Zukunft zu fordern. Das abweichende Urtheil des erkennenden 
Senates in Entſcheidungen Bd. 35 S. 166 ff. iſt für die 
jetzige Beurtheilung nicht bindend; daſſelbe betrifft ausſchließlich 
das Preußiſche Landrecht, in welchem ſich, wie a. a. O. S. 169 
hervorgehoben wird, keine gegen den unlauteren Wettbewerb als 
ſolchen gerichtete Beſtimmungen finden. 

Ob für die rechtliche Konſtruktion eines Unterlafjungs- 
anſpruches die Analogie der negatoriſchen Klage zu verwerthen 
ſei, mag dahingeſtellt bleiben. Für Diejenigen, welche dem 
Gewerbebetrieb, deſſen Ausübung durch Erwerbung von Kund⸗ 
ſchaft 2c. den Charakter eines ſubjektiven Rechtes („Individual ⸗ 
rechtes“) zuſchreiben, ergiebt ſich allerdings die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen quafinegatoriſchen Klage aus der abſoluten Natur des 
Rechtes. 

Vergl. Oertmann, Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch, Schuldverhältniſſe zu $ 823 Nr. 3b S. 557. 
Derſelbe in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1899 S. 95 
und dort Citirte. 
Lobe, Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes S. 5, 7, 9, 134 f. 
Indeſſen bedarf es eines Eingehens auf dieſe Frage an gegen- 
wärtiger Stelle nicht. 

2. Was die Vorſchrift in 8 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs betrifft, ſo würde man, wie immer der Ausdruck 
„Freiheit“ in derſelben auſzufaſſen und zu begrenzen ſein mag 
(vergl. Liszt, die Deliktsobligationen im Syſtem des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs § 3 S. 24, Planck, Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Bd. II § 823 S. 607 Nr. 2a), doch nicht fo weit 
gehen dürfen, jede die freie Willens beſtimmung eines anderen 
irgendwie beeinfluſſende Einwirkung unter den Begriff der 
Freiheitsverletzung zu ſtellen und demnächſt dieſelbe, jofern. dem 
Thäter nicht gerade ein beſonderes Recht hierauf zuſteht, als eine 
widerrechtliche im Sinne des genannten Geſetzes anzuſehen. 
Daß die Handlungsweiſe der Beklagten etwa unter die allgemeine 
Deliktsgruppe der Verletzung eines „ſonſtigen Rechtes“ nach 
§ 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs falle, iſt von der 
Klägerin ſelbſt nicht geltend gemacht, und es kann auch hier 
davon abgeſehen werden, ob man mit der oben erwähnten 
Theorie zur Annahme eines ſubjektiven Rechtes auf freie 
Erwerbsthätigkeit gelangen könnte und ob je eine ſolche Auf⸗ 
faſſung ſich für die Anwendung des § 823 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs verwenden ließe. Weiterhin mag die 
in § 253 des Strafgeſetzbuchs gegebene Norm allerdings als 
ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz im Sinne 
von § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu betrachten 
ſein. Aber es darf gleichfalls hier unentſchieden bleiben, ob in 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt die geſetzlichen Merkmale einer 
verſuchten Erpreſſung, insbeſondere auch dasjenige eines erſtrebten 
rechtswidrigen Vermoͤgensvortheils und in ſußbjektiver 
Richtung des Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit auf Seite der 
Beklagten, gefunden werden könnten. Für das Moment der 
Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheiles wäre es je nach der 
Auslegung dieſes Begriffes des § 253 des Strafgeſetzbuchs von 
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Bedeutung, wenn ein an ſich erlaubter Vermoͤgensvortheil durch 
eine gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung erzielt wird. 
Andererſeits iſt, falls eine verſuchte Erpreſſung vorliegen würde, 
die damit unternommene Schädigung jedenfalls zugleich eine 
ſolche, die dem § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unterläge. 

3. Das Zutreffen des § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nun aber iſt von dem Berufungsgericht mit thatſächlich wie 
rechtlich durchaus unzulänglicher Begründung verneint worden. 
Rechtlich kommt insbeſondere die bereits angedeutete Zweck⸗ 
beſtimmung des $ 826 in Betracht, den illoyalen Schädigungen 
im Verkehrsleben wirkſam entgegenzutreten, wobei es auf die 
Natur des verletzten Rechtsgutes nicht ankommt. Auch die 
Beeinträchtigung einer bloßen thatſächlichen Erwerbsausficht, 
des Kundſchaftsverhältniſſes, kann ſich als eine derartige 
Schädigung darſtellen. Und ſelbſt die Ausübung eines formalen 
Rechtes wird von dem § 826 betroffen, wenn dadurch vorſaͤtzlich 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem Anderen 
Schaden zugefügt wird. Den Maßſtab für den Begriff der 
„guten Sitten“ (vergl. § 138 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
hat der Richter aus dem herrſchenden Volke bewußtſein zu ent⸗ 
nehmen, — „dem Anſtandsgefühl Aller billig und gerecht 
Denkenden“. Hiebei iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß auf die 
Sittenanſchauung eines beſtimmten Volkskreiſes, wenn ſich in 
ihr die herrſchende Sitte ausprägt, Rückſicht genommen wird, 
ſo in einem Falle der vorliegenden Art auf die Anſchauung des 
ehrbaren Kaufmanns im Handelsverkehr. 

Damit iſt aber nicht zu verwechſeln eine im Handelsverkehr 
thatſächlich aufgekommene Geſchäftspraktik, welche möglicherweiſe 
nicht ſowohl eine Sitte als vielmehr eine Unfitte ſein kann. 
Wenn alſo das Berufungsgericht die vorliegend in Frage ſtehenden 
Maßregeln als ſolche bezeichnet, „wie ſie ähnlich im freien 
Wettbewerb alltäglich angewandt werden“, ſo iſt damit, ganz 
abgeſehen von der thatſächlichen Richtigkeit der Unterſtellung, 
der § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch nicht abgefertigt. 
Es kommen in Handel und Wandel, zumal im Konkurrenzkampf 
ſehr häufig Machenſchaften vor, welche darum noch keineswegs 
für anftändig gelten. Beſonders auch gegen Mißbrauch der 
Gewerbefreiheit durch gewinnſüchtige Ausbeutung oder durch 
Vergewaltigung Anderer ſoll nunmehr der § 826 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs Schutz gewähren. 


Zu den SS 1360, 1578, 1579 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Burczak 
c. Burczak vom 11. April 1901, Nr. 65/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 
Das Berufungsurtheil führt aus: 
„Solange der Beklagte in Folge ſeiner Wieder⸗ 
verheirathung gemäß § 1360 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſeiner zweiten Frau Unterhalt zu gewähren habe, 
beſchränke ſich gemäß § 1579 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſeine Verpflichtung der Klägerin gegenüber 
auf Dasjenige, was mit Rüdfiht auf die Bedürfniſſe, 
ſowie auf die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe der 
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Betheiligten der Billigkeit entſpreche. Von einem 
Wochenlohn von 24 Mark aber, der zur Beſtreitung 
eines ehelichen Haushalts knapp ausreiche, erſcheine es 
unbillig, den verheiratheten Beklagten zur Abgabe auch 
nur eines geringen Betrages an die Klägerin zu ver⸗ 
urtheilen.“ 

Die Revifion greift dieſe Ausführung mit der Rüge an, 
daß ſie dem Wortlaut des Geſetzes widerſpreche, da das Geſetz 
in Folge der Wiederverheirathung des geſchiedenen ſchuldigen 
Ehemannes nur eine Beſchränkung feiner Verpflichtung gegen 
ſeine geſchiedene Ehefrau, nicht aber, wie das Berufungsgericht 
annehme, ein Erlöſchen dieſer ſeiner Verpflichtung eintreten laſſe. 

Die Rüge iſt jedoch nicht begründet. Auszugehen iſt bei 
der Auslegung der hier fraglichen Beſtimmung des genannten 
§ 1579 davon, daß die Entſcheidung der Frage, was mit 
Rückficht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens- und 
Erwerbsverhältniſſe der Betheiligten der Billigkeit entſpreche, 
nur auf Grund der thatſächlichen Lage des Einzelfalles getroffen 
werden kann. Eine ſolche Prüfung hat das Berufungsgericht 
hier vorgenommen, und iſt dahin gelangt, daß ein Wochenlohn 
von 24 Mark zur Beſtreitung eines ehelichen Haushalts knapp 
— alſo nur nothdürftig — ausreiche und es unbillig erſcheine, 
den verheiratheten Beklagten zur Abgabe auch nur eines geringen 
Betrages an die Klägerin zu verurtheilen. Von der that⸗ 
ſächlichen Grundlage aus, daß 24 Mark wöchentlich zur Be⸗ 
ſtreitung der nothdürftigen Koſten des ehelichen Haushalts des 
Beklagten erforderlich find, läßt ſich die Schlußfolgerung des 
Berufungsgerichts, daß es unbillig erſcheine, den Beklagten zur 
Abgabe eines auch nur geringen Betrages an die Klägerin 
anzuhalten, rechtlich nicht beanſtanden. Denn die in Folge 
einer ſolchen Abgabe an die Klägerin eintretende Schmälerung 
des nothdürftigen Unterhalts des Beklagten und ſeiner zweiten 
Ehefrau würde geſetzlich nicht gerechtfertigt ſein und zwar 
umſoweniger, als der Anſpruch der zweiten Ehefrau gegen ihren 
Ehemann auf Unterhaltsgewährung nach § 1360 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs weſentlich unbeſchränkt ift, während der 
Anſpruch der geſchiedenen Frau gegen den ſchuldigen geſchiedenen 
Ehemann, wenn man jenen auch mit den Motiven zu dem 
Entwurfe des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 617 als 
eine Nachwirkung der früheren Ehe auffaßt, doch den SS 1578 
und 1579 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend in ver⸗ 
ſchiedenen Beziehungen beſchränkt erſcheint. 


Genehmigung bei Rechtsgeſchäften mit notarieller 
Beurkundung. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


Ueber obige Frage, welche von großer praktiſcher Tragweite 
iſt, hat Lutz in Seufferts Blättern für Rechtsanwendung 1901 
Nr. 7 S. 117-119 einen Aufſatz veröffentlicht. Derſelbe führt 
im Weſentlichen Folgendes aus: 

„Unter der Herrſchaft des Art. 14 des Bayr. Notariats⸗- 
geſetzes vom 10. November 1861 bedurften alle zur Entſtehung 
eines unter denſelben fallenden Vertrags erforderlichen Willens. 
erklärungen der notariellen Beurkundung, alſo namentlich auch 
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die Genehmigungserklärungen der Ehemänner, des geſetzlichen 
Vertreters, des Geſchäftsherrn bei unbeauftragter Geſchäfts. 
führung) ic. (Auch die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
richters wird im fpäteren Verlauf hierher gerechnet.) Bis zum 
1. 1. 1900 herrſchte in Bayern bezüglich der Genehmigung 
folgende Praxis: War der Genehmigungsberechtigte bei Abſchluß 
des notariellen Vertrags nicht ſchon zugegen, um die Genehmi⸗ 
gung gleich in der Haupturkunde zu erklären, ſo wurde deſſen 
Genehmigung in einer Nachtragsurkunde aufgenommen, ohne 
daß die Partei, deren Willenserklärung genehmigt wurde, oder 
deren Gegenpartei hierzu zugezogen worden wäre. Haupt- und 
Nachtragsurkunde wurden anſtandslos vom Hypothekenamte voll⸗ 
zogen.“ 

Mit dem Inkraftreten des B. G. B. ſagt Lutz, „ift dieſes 
Verfahren unrichtig geworden“. Er giebt folgende Gründe: 

1. „Zwar bleibt die Formvorſchrift des Art. 14 des 
Not.⸗Geſ. gemäß Art. 189 E. G. z. B. G. B. mit Art. 132 
des neuen Not.⸗Geſ. vom 9. Juni 1899 bis zur Anlegung des 
Grundbuchs in Kraft, und es bedürfen daher ſolche Genehmigungs⸗ 
erklärungen nach wie vor der notariellen Beurkundung.“ 

2. Der $ 182 Abſ. 2 B. G. B. findet alſo hier nicht 
Anwendung, wobei übrigens gleich bemerkt ſein mag, daß dieſe 
Beſtimmung auch nach dem Inkrafttreten des Grundbuchrechts 
des B. G. B. für Grundbuchſachen keine Anwendung findet 
(vergl. §5 29 G. B. O. und Fiſcher⸗Henle Note 5 zu § 182). 

3. Aber abgeſehen von dieſer Formvorſchrift des Art. 14 
Not.⸗Geſ. ſind die allgemeinen Beſtimmungen des B. G. B. 
über Rechtsgeſchäfte, welche in dem 3. Abſchnitte des I. Buches 
enthalten find, mit dem 1. Januar 1900 in Kraft getreten. 
(Habicht, die Einwirkung des B. G. B. auf zuvor entſtandene 
Rechtsverhältniſſe, 1. Aufl. S. 106.) Es find alſo auch ſeitdem 
die SS 182 ff. B. G. B. — mit Ausnahme der oben erwähnten 
Formvorſchrift in $ 182 Abſ. 2 — zu beachten. Nun ſchreibt 
aber § 182 Abſ. 1, der auch im Falle des $ 185 Abſ. 2 bei 
Genehmigung einer durch einen Nichtberechtigten über einen 
Gegenſtand getroffenen Verfügung durch den Berechtigten An- 
wendung findet, vor, daß bei Verträgen oder einſeitigen, 
Anderen gegenüber vorzunehmenden Rechtsgeſchäften, deren Wirk⸗ 
ſamkeit von der Zuſtimmung eines Dritten — Einwilligung 
oder Genehmigung — abhängt, die Ertheilung oder Ver ⸗ 
weigerung der Zuſtimmung ſowohl dem einen als dem anderen 
Theile gegenüber erklärt werden kann. Immerhin aber muß 


fie einer Partei, ſei es der Haupt- oder Gegenpartei, gegenüber 


erklärt werden, um wirkſam zu ſein und als Grundlage eines 
hypothekenamtlichen Definitiveintrags dienen zu konnen. Die 


) Schmitt, Seuff. Bl. f. R. A. 1901, 121—124 widerſpricht 
dieſer Behauptung, daß nämlich unter der Herrſchaft des Art. 14 des 
Not.⸗Geſ. 1861 die Genehmigungserklärungen der Ehemänner, des 
geſetzlichen Vertreters, des Geſchäftsherrn bei unbeauftragter Geſchäftz⸗ 
führung zu ihrer Gültigkeit der notariellen Beurkundung bedürften, 
wenn der Hauptvertrag unter den Art. 14 a. a. O. fällt. Das 
Bayriſche Oberſte Landesgericht wenigſtens ſtehe auf dem entgegen 
geſetzten Standpunkte. Der Grund, warum dieſe Genehmigungen nicht 
der notariellen Beurkundung bedürfen, liege gerade darin, daß ſie keine 
Beſtandtheile des Hauptvertrages ſind, zu ſeiner Entſtehung nicht 
erforderlich ſind, ſondern ihn nur ergänzen und für ſich ſelbſt als 
Verträge nicht in Betracht kommen können. 
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vom Notare zu beurkundende Genehmigungserklärung muß alſo 
in Anweſenheit der einen oder anderen Partei dieſer gegenüber 
erklärt und, daß dies geſchehen, beurkundet werden. Wird dieſe 
Genehmigung in Abweſenheit beider Parteien abgegeben und 
beurkundet, fo wird fie nach § 180 Abſ. 1 B. G. B. erſt 
wirkſam in dem Zeitpunkt, in welchem ſie ihm zugeht. Daß 
ſie einer der Parteien zugegangen, alſo wirkſam geworden iſt, 
ohne vorher oder gleichzeitig widerrufen worden zu ſein, muß 
dem Hypothekenamte zur Ermöglichung des Vollzugs nach⸗ 
gewieſen werden und zwar der Vorſchrift des Art. 14 ent⸗ 
ſprechend ebenfalls in öffentlicher, d. h. notarieller Urkunde. Es 
hat alſo die eine oder andere Partei zu notarieller Urkunde zu 
erklären, daß ihr die Genehmigung zugegangen iſt bezw. daß 
fie von derſelben Kenntniß genommen hat.“ 

Aus der Vergleichung der Nr. 1 und 3 geht hervor, daß 
Lutz die Formvorſchriften des alten und neuen Rechts verbindet. 
Hierdurch ergeben ſich große praktiſche Schwierigkeiten, zumal 
auf dieſe Weiſe die bisherigen Formalitäten erheblich verſchärft 
werden. Lutz fühlt es auch, und ſucht daher, um aus den 
praktiſchen Schwierigkeiten herauszukommen, nach Aue hilfs⸗ 
mitteln, welche in eine Bevollmächtigung des Notars zur Ent- 
gegennahme der Genehmigung gipfeln. Er ſagt in dieſer Hin⸗ 
ficht wortlich: 

„Es wird aber hier wohl der Ausweg zuzulaſſen ſein, daß 
der Notar in der Haupturkunde von der einen oder anderen 
Partei oder auch beiden zugleich ermächtigt wird, dieſe Ge⸗ 
nehmigungserklärung entgegenzunehmen (Dr. Kockerols im Central⸗ 
blatt für freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat 1. Jahr⸗ 
gang S. 438/ù439).“ 

Außerdem werden noch folgende Auskunftsmittel empfohlen, 
und zwar mit Recht: 

a) Auch ein in der Haupturkunde Seitens der Parteien 
erklärter Verzicht auf Entgegennahme der Genehmigungserklärung 
dürfte nicht unzuläſſig zu erachten fein (Dr. Kockerols a. a. O. 439). 

d) Des Weiteren aber bietet ſich nach § 133 B. G. B. 
die Möglichkeit, daß die Partei oder in ihrem Auftrag und mit 
ihrer Ermächtigung der Notar die Genehmigungserklärung der 
Gegenpartei durch den Gerichtsvollzieher nach den Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung zuſtellen läßt und Nachweis hierüber 
vorgelegt wird. 

Dieſen Ausführungen von Lutz halte ich zunächſt das 
Prinzip entgegen, welches ich bereits in meiner Schrift, das 
1. Jahr des B. G. B. S. 35 Nr. 88 V., aufgeſtellt habe. 
§ 313 B. G. B. tritt am 1. 1. 1900 ſofort in Kraft, auch 
wenn das Grundbuch nicht angelegt iſt; hierüber herrſcht Ein ⸗ 
ſtimmigkeit in der Theorie. Das O. L. G. Frankfurt hat dieſe 
Anfiht gebilligt. Wenn 5 313 ſofort in Kraft tritt, hebt er 
auch die ſchärferen Formvorſchriften des Landrechts auf.) Hier⸗ 
mit iſt das Reſultat gewonnen, daß die Praxis auch im Im⸗ 
mobiliarverkehr vom 1. 1. 1900 ab es nur mit den Formvorſchriften 
des B. G. B. zu thun hat, auch wenn das Grundbuch nicht 
angelegt iſt. An ſich ſpricht auch die Logik gegen die Verbindung 
der Formvorſchriften des alten und neuen Rechts. Endlich 
müßte eine ſolche Verbindung die größten praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten herbeiführen. Nach dem hier vertretenen Prinzip hat man 


) Vergl. hierüber meine Abhandlung im Recht 1901 S. 201/202. 


\ Juriſtiſche Wochenschrift. 


353 


— nn 


es nur mit den Formvorſchriften eines einzigen Rechtes zu thun, 
und zwar des neuen Rechts. 

Ich gehe nunmehr zu den einzelnen von Lutz behandelten 
Punkten über: 

I. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. § 16 des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit regelt die Frage. Wenn dem Grundbuchrichter der Be⸗ 
ſchluß des Vormundſchaftsgerichts betr. die Genehmigung nebſt 
der Bekanntmachung gemäß 5 16 a. a. O. vorgelegt wird, ſo 
kann er zum Definitiveintrag ſchreiten. Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts iſt keine empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung im Sinne des B. G. B., folglich koͤnnen auch dies⸗ 
bezügliche Grundſätze nicht angewandt werden, es bleibt viel⸗ 
mehr bei den Sondervorſchriften der Reichsgeſetzgebung; vergl. hier. 
über meinen Kommentar Bd. IV S. 466 Nr. 792. Die Protok. 
II. Leſung Bd. II S. 799 heben hervor, daß die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts einen Akt obrigkeitlicher Handlung 
darftellt; folglich enthalten fie keine rechtsgeſchäftliche Erklärung; 
daraus folgt aber, daß die Vorſchriften der 988 182 — 184 B. G. B., 
die lediglich die rechtsgeſchäftliche Zuſtimmung behandeln, auf 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts keine Anwendung 
finden. Dieſe Anſicht hat im 8 182 Abſ. 1 B. G. B. ihren 
Ausdruck gefunden; daſſelbe ſpricht von der „Zuſtimmung 
Dritter“. Das Vormundſchaftsgericht iſt aber kein Dritter im 
Sinne des Geſetzbuchs. Im Reſultat ebenſo L. G. Poſen, 
Poſ. M. 1901, 45 — 46. Vergl. auch Heſſe, Vormundſchafts⸗ 
gericht, Anm. 3 Abſ. 2 zu § 1831. Rausnitz, F. F. G. Anm. 4 
zu § 55 S. 236. Vergl. ferner Scherer, das erſte Jahr des 
B. G. B. Nr. 440. Hiermit ſcheidet der häufigfte und ſchwierigſte 
Fall aus. 

Hieran ändert auch § 55 des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheit der freiwilligen Gerichts barkeit nichts; § 1828 B. G. B. 
entſcheidet die Frage, ſoweit ſie hier in Betracht kommt und 
zwar in Uebereinſtimmung mit dem früheren Recht. Uebrigens 
würde § 182 Abſ. 1 „dem einen oder anderen Theil gegenüber“ 
zu demſelben Ergebniß führen; der Vormund iſt der eine Theil. 
Im Reſultat ebenſo Schmitt, Seuff. Bl. für R. A. 1901, 
S. 121 — 124. 

II. Genehmigung von Dritten, d. h. Privatperſonen bei 
Verträgen. 

Hier handelt es ſich nach dem B. G. B. um eine empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung, ein Begriff, welcher dem bisherigen 
Recht, wenn nicht unbekannt, fo doch mindeſtens ungeläufig war; 
die Praxis hat mit demſelben früher nicht operirt. Die dies⸗ 
bezüglichen Vorſchriften des B. G. B. § 182 —185 find am 
1. 1. 1900 auch bez. des Immobiliarrechts in Kraft getreten, 
mag das Grundbuch angelegt ſein oder nicht. Folglich tritt 
eine Aenderung gegenüber der früheren Praxis ein. Es muß 
nämlich der Empfang der Genehmigung Seitens der einen oder 
anderen Partei ($ 182 Abſ. 1 B. G. B.) ſtattgefunden haben, 
und dies muß dem Grundbuchrichter gegenüber in der Form 
des 8 29 der Reichsgrundbuchordnung, welche übrigens nur eine 
Ordnungsvorſchrift iſt, nachgewieſen werden. 

Zwar iſt die Genehmigung gemäß $ 182 Abſ. 2 B. G. B. 
auch ohne die Beobachtung der Formſchrift bindend. Das etwa 
entgegengeſtellte Landrecht iſt mit dem 1. 1. 1900 außer Kraft 
getreten. Es unterliegt nun keinem Zweifel, daß die genaue 
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Befolgung des 5 29 G. B. O. bei dem Grundbuchrichter zu 
großen Weitläufigkeiten Veranlaſſung geben muß. Denn die 
Genehmigung muß a) entweder vor dem Grundbuchamte zu 
Protokoll gegeben, oder b) durch öffentlich oder öffentlich be⸗ 
glaubigte Urkunden nachgewieſen werden. — Die große praktiſche 
Schwierigkeit liegt in § 182 Abſ. 1, wonach die Genehmigung 
der einen oder der anderen Vertragspartei gegenüber zu erklären 
iſt; auch dies muß grundbuchmäßig gemäß 8 29 G. B. O. 
nachgewieſen werden; vorausſichtlich wird der Grundbuchrichter 
hiervon nicht abgehen, weil er ſonſt verantwortlich werden kann. 

In der Regel werden die Schwierigkeiten nicht entſtehen, 
weil die Herbeiſchaffung der Genehmigung und zwar in grund⸗ 
buchmäßiger Form regelmäßig nicht von den Genehmigenden, 
ſondern von einer intereſfirten Vertragspartei betrieben wird. 
Iſt die Genehmigung einer Vertragspartei gegenüber nur 
mündlich ertheilt, ſo iſt der Genehmigende gebunden, er hat 
deshalb auch die Pflicht der Genehmigung in grundbuchmäßiger 
Form, wenn auch auf Koſten einer der Vertragsparteien zu 
ertheilen; verweigert er dies, ſo kann jede Vertragspartei auf 
Ertheilung der Genehmigung klagen; alsdann gilt das rechts⸗ 
kräftige Urtheil, welches die Klage zuſpricht, gemäß § 896 
C. P. O. als Genehmigung. Dieſes Prinzip iſt eine un⸗ 
abweisbare praktiſche Nothwendigkeit. 

Allerdings iſt auch der Fall denkbar, daß der Genehmigende 
die Genehmigung nicht einer Vertragspartei gegenüber, ſondern 
vor dem Grundbuchrichter oder vor dem Notar erklärt, und 
zwar ohne zugleich Vollmacht zu ertheilen, dieſe Genehmigung 
einer Vertragspartei mitzutheilen; alsdann kann der Genehmigende 
dieſe Genehmigung zurückziehen, denn er iſt rechtlich nicht ge⸗ 
bunden; § 128 B. G. B. iſt eine Ausnahme und gilt nur 
für Verträge. Es ſteht daher im obigen Fall im Belieben 
des Genehmigenden, ob er von der Genehmigung einer 
Vertragspartei Kenntniß geben will; thut er dies auch nur 
mündlich, fo iſt er gebunden; es gilt alsdann das im vorher- 
gehenden Abſatz Geſagte. In der Regel wird der Genehmigende, 
wenn er einmal eine ſolche gerichtliche oder notarielle Erklärung 
(auf ſeine Koſten) abgiebt, auch Vollmacht ertheilen, dieſelbe 
einer Vertragspartei mitzutheilen; gemäß § 167 Abſ. 2 B. G. B. 
iſt dieſe Vollmacht formfrei; allein der Grundbuchrichter wird 
auch Nachweis dieſer Vollmacht in der durch § 29 G. B. O. 
vorgeſchriebenen Form verlangen. Iſt die Vollmacht aber in 
dieſer Form ertheilt, dann kann der Bevollmächtigte die Ge- 
nehmigung durch den Gerichtsvollzieher einer Vertragspartei 
zuſtellen laſſen, wenn dieſe es nicht vorzieht, mit dem Bevoll⸗ 
mächtigten eine gerichtliche und notarielle Urkunde in der Form 
des § 29 G. B. O. aufnehmen zu laſſen. Da die Vollmacht 
des Genehmigenden mündlich und ſelbſt ſtillſchweigend ertheilt 
werden kann, ſo werden in der Praxis kaum Schwierigkeiten 
entſtehen; denn wer einmal die Genehmigung in der Form des 
§ 29 G. B. O. ertheilt, will regelmäßig auch die Mittheilung 
derſelben an eine der Vertragsparteien; iſt aber dieſe Mit⸗ 
theilung durch einen Bevollmächtigten oder durch einen Geſchäfts⸗ 
führer auch nur mündlich erfolgt, ſo iſt der Genehmigende ge⸗ 
bunden. Von einer Regreßpflicht des Grundbuchrichters wird 
daher kaum die Rede fein können. Ein praktiſches Auskunfts- 
mittel iſt die Bevollmächtigung des Notars, welcher den Ver⸗ 
trag aufnimmt, zur Entgegennahme der Genehmigung. 
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III. Einſeitige, empfangebebürftige Willenserklärungen wie 
z. B. Kündigung einer Hppothekenforderung. — Die Aus⸗ 
führungen unter 1 und 2, welche ſich nur auf Verträge beziehen, 
gelten auch hier. Lutz a. a. O. bemerkt: „Bei der Kündigung 
wird ſich die Sache allerdings inſofern einfach geſtalten, weil, 
wenn Kündigung und nachträgliche Genehmigung mit einander 
dem Schuldner zugeſtellt werden, ſie im gleichen Zeitpunkt als 
demſelben gegenüber abgegeben gelten und hier ſonach von einer 
eigentlichen und nachträglichen Zuſtimmung nicht geſprochen 
werden kann.“ — Auch ich bin der Anſicht, daß ſich die Sache 
bei der Kündigung einfach geſtalten wird, aber lediglich auf 
Grund des 8 180 B. G. B. 

IV. Einſeitige, nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen 
wie z. B. Pfandentlaſſungen, Löſchungsbewilligungen. Dieſelben 
brauchen überhaupt Niemand gegenüber abgegeben zu werden, 
folglich auch nicht die Genehmigung. Vergl. Coſack, Lehrbuch 
des Bürgerl. Rechtes Bd. 1 S. 233 Note 6. 

Aber in dieſen Fällen muß die Genehmigungsurkunde in 
der Form des § 29 B. G. B. mit Willen des Genehmigenden 
dem Grundbuchrichter vorgelegt werden; regelmäßig wird dieſelbe 
durch den Genehmigenden der intereſſirten Partei übergeben und 
durch dieſe dem Grundbuchrichter vorgelegt. Dies genügt; 
inſofern bleibt es bei dem alten Baperiſchen Verfahren. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 24. April bis 
4. Mai 1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 102, 568. 

Durch Beſchluß hat das Amtsgericht auf Antrag der N. 
gegen den Widerſpruch des Gemeinſchuldners und Beſchwerde⸗ 
führers über deſſen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet. 
Die vom Gemeinſchuldner erhobene ſofortige Beſchwerde iſt 
durch Beſchluß des Landgerichts als unbegründet und die dagegen 
eingelegte weitere Beſchwerde vom Kammergericht in Ermangelung 
neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes als unzuläſſig verworfen 
worden. Hiergegen hat Rechtsanwalt A. als Bevollmächtigter 
des Gemeinſchuldners weitere Beſchwerde an das R. G. einge ⸗ 
legt, welche ebenfalls in Gemäßheit von C. P. O. § 568 
Abſ. 4 als unzuläſſig hat verworfen werden müſſen. Das 
R. G. hat in der Einlegung dieſes Rechtsmittels ein grobes 
Verſchulden des genannten Bevollmächtigten im Sinne des 
§ 102 der C. P. O. erblickt, weil er ſich derſelben wegen 
offenbarer Ausſichtsloſigkeit ſelbſt bei ausgeſprochenem Wunſche 
der Partei vermöge der ihm als Anwalt gegenüber dem Gerichte 
obliegenden Pflichten hätte enthalten ſollen und es daher keinen ⸗ 
falls als Entſchuldigung gelten kann, wenn er, wie die ein ⸗ 
geholte Erklärung beſagt, dem Kridar gegenüber ſeinen 
„Zweifeln“ über die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels Ausdruck 
gegeben hat. Zweifel können bei dem klaren Wortlaute des 


*) Zu dieſen gehören auch alle Klaganſprüche, alſo auch die 
vielfach in den Kommentaren hervorgehobene Wandlungsklage. 
) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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8 568 der C. P. O. nicht wohl entſtehen. In Abſ. 2 daſelbſt 
wird bereits die Zuläffigfeit der erſten weiteren Beſchwerde an 
die Vorausſetzung eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes 
geknüpft, und damit zugleich deutlich zum Ausdrucke gebracht, 
daß die Entſcheidung über dieſes Rechtsmittel in vielen Fällen 
in einer Verwerfung wegen Mangels dieſer Vorausſetzung 
beſtehen kann. Wenn dann im Abſ. 4 ohne Einſchränkung 
geſagt wird: „Gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte 
über das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde findet eine 
weitere Beſchwerde nicht ſtatt“, ſo kann nicht im mindeſten 
bezweifelt werden, daß die Fälle, in denen die weitere Beſchwerde 
in Ermangelung eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes 
verworfen worden iſt, eingeſchloſſen find. Jedem im Givil- 
prozeſſe thätigen Juriſten muß es überdies bekannt fein, daß 
die betreffende Beſtimmung der Civilprozeßnovelle vom 
17. Mai 1898 darauf abzielt, im Intereſſe einer Entlaſtung 
des R. G. die vierte Inſtanz in Beſchwerdeſachen, welche in 
dem allgemeinen Rechtsmittelſyſtem der C. P. O. eine Anomalie 
bildet, zu beſeitigen. Die in der Erklärung erwähnten 
$8 707 und 718 der C. P. O., bzw. ihre praktiſche Hand⸗ 
habung in der Rechtſprechung des R. G. koͤnnen zur Analogie 
nicht herangezogen werden, da hier die erſte Entſcheidung jeder 
Anfechtung entzogen iſt, und ſomit eine Auslegung geboten war, 
welche Gewähr dafür leiſtet, daß eine Entſcheidung überhaupt 
ergeht. Im ordentlichen Beſchwerdeverfahren beſteht aber ſtets 
die Möglichkeit ſogar für zweiſachliche Entſcheidungen, ſofern 
nicht zwei übereinſtimmende auf Unzuläſfigkeit lautende 
Entſcheidungen ergehen. I. C. S. i. S. Sanden Konk. vom 
24. April 1901, B Nr. 86/1901 J. 

2. 8 246. 

Die Mittheilung, daß der Rbkl. Gr. geftorben fet, iſt von 
dem Vertreter des Rkl. gemacht worden und deshalb bei Prüfung 
der Frage, ob dem Verfahren gleichwohl Fortgang gegeben 
werden dürfe, als wahr zu unterſtellen. Dieſe Frage aber iſt zu 
bejahen. Denn der Gr. ift in den beiden unteren Inſtanzen 
durch Prozeßbevollmächtigte vertreten geweſen und nach 8 81 
C. P. O. war jeder derſelben ermächtigt, ihm einen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten für die Reviſionsinſtanz zu beſtellen. Der Bekl. 
Gr. war mithin durch Prozeßbevollmächtigte vertreten, die in 
der Lage waren, für ſeine ordnungsmäßige Vertretung auch in 
der Reviſionsinſtanz Sorge zu tragen und deshalb liegt die 
Vorausſetzung vor, unter der nach § 246 Abſ. 1 C. P. O. im 
Falle des Todes einer Partei eine Unterbrechung des Verfahrens 
nicht eintreten ſoll. Es hatte danach, da auch die Zuläſſigkeit 
der Reviſion nachgewieſen und die Ladung zum Verhandlungs- 
termin aus den Akten erfichtlich war, die Verhandlung über das 
Rechtsmittel ſtattzufinden. I. C. S. i. S. Freſenius c. Grut- 
hoͤlter vom 3. April 1901, Nr. 480/1900 I. 

3. § 475. 

Das B. G. erachtet zwar den Rentengutsvertrag, auf 
welchen fich die Klage in erſter Linie ſtützt, wegen der unter- 
laffenen Zuziehung eines Dolmetſchers für ungültig, das Klage- 
begehren aber auf Grund der Punktation vom 2. Auguſt 1892 
und des Nachtrags vom 7. September 1892 für begründet 
und den auf Anfechtung dieſes Nachtrags wegen betrügerifcher 
Verleitung zum Abſchluſſe gegründeten Erſatzanſpruch des Bekl. 
für nicht gerechtfertigt. Nach dem Gedankengange des B. U. 
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iſt anzunehmen, daß das Gericht als feſtſtehend anſieht, 
der Bekl. ſei bei Unterzeichnung des Nachtrags der Meinung 
geweſen, der Flächeninhalt des ihm verkauften Grundſtücks 
betrage 140 Morgen, und weiter, daß das Gericht den That⸗ 
beſtand eines die Anfechtung und Erſatzanſprüche begründenden 
Betrugs für gegeben erachten würde, wenn feſtſtände, daß der Kl., 
als er den Bekl. zur Unterzeichnung des Nachtrags veranlaßte, von 
der Thatſache, daß der Flächeninhalt nur 31,47, 10 ha = 128 ½¼ 
Morgen beträgt, Kenntniß hatte, einer Annahme, der rechtliche 
Bedenken nicht entgegenſtehen, da der Kl., wenn ihm ſolche 
Kenntniß beiwohnte, jedenfalls die Pflicht hatte, als er den 
Bekl. zum Unterſchreiben des Nachtrags veranlaßte, dieſem den 
wahren Sachverhalt mitzutheilen, ſo daß ſein Schweigen in Ver⸗ 
bindung mit dem Begehren der Unterſchrift als ein Unterhalten 
des beim Bekl. vorhandenen Irrthums erſcheint. Es würde 
hiernach zum Thatbeſtande des Betrugs im Sinne des § 89 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 4 nicht einmal erforderlich ſein, daß der 
Kl. noch mit der Abſicht oder dem Bewußtſein, W. werde dem 
Bekl. Mittheilung machen, beim Diktiren des Nachtrags dem W. 
den Flächeninhalt auf mehr als 140 Morgen angegeben hat. 
Das B. G. erachtet nun zwar für feſtgeſtellt, daß der Kl. etwa 
einen Monat vor Abſchluß des Nachtrags im Befitz des Theilungs⸗ 
regiſters war, welches die richtige Flächenangabe enthält, und weiter, 
daß der Kl. dem Lehrer W. beim Diktiren des Nachtrags in der 
That geſagt hat, der Bekl. mache ein gutes Geſchäft, es ſeien mehr 
als 140 Morgen; das B. U. fährt aber, nachdem es die durch 
dieſe Ermittelungen veranlaßten Auslaſſungen des Kl. berichtet hat, 
wie folgt fort: „Der Bekl. hat ſich über dieſe Anführungen 
nicht ausgelaſſen und hat es ausdrücklich abgelehnt, über ſeine 
Behauptung, daß der Kl. die wahre Fläche des Rentengutes 
ſchon vor der Aufnahme des Nachtrags gekannt habe, dem Kl. 
den Eid zuzuſchieben. Unter dieſen Umſtänden kann der vom 
Bekl. behauptete Betrug nicht für erwieſen erachtet werden.“ 
Das B. G. nimmt nicht — etwa wegen unterlaſſener Erwiderung 
auf die Ausführungen des Kl. — das Gegentheil der erwähnten 
Behauptung des Bekl. als erwieſen an, ſondern erkennt an, 
daß ein Eid über dieſelbe noch von Erheblichkeit ſein würde; 
dadurch aber, daß es gleichwohl, lediglich wegen unterlaſſener 
Eideszuſchiebung, den Betrug für nicht erwieſen erachtet, ſetzt es 
fich dem vom Rkl. mit Recht erhobenen Vorwurfe aus, fi 
nicht der Befugniß bewußt geweſen zu ſein, welche für den 
Fall, daß das Ergebniß der Verhandlungen und einer etwaigen 
Beweisaufnahme nicht ausreicht, um die Ueberzeugung des 
Gerichts von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweiſenden 
Thatſache zu begründen, in 8475 C. P. O. dem Gerichte dahin 
ertheilt iſt, von Amtswegen der einen oder anderen Partei über 
die ftreitige Thatſache einen Eid aufzuerlegen. Daß die Be⸗ 
hauptung des Bekl. nicht völlig beweislos, ſondern bis zu einem 
gewiſſen Grade wahrſcheinlich gemacht iſt, folgt allein ſchon aus 
der Thatſache, daß der Kl. das den richtigen Flächeninhalt 
angebende Regiſter vor Abſchluß des Nachtrags erhalten hatte 
und daß er felbſt nur angiebt, er glaube nicht, die darin ent- 
haltenen Zahlen angeſehen zu haben, eine Entſchuldigung, mit 
der es wenig im Einklange ſteht, daß er gerade nach Empfang 
des Regiſters eine Aeußerung über das Flächenmaß gethan hat, 
die, weil unrichtig, die Vermuthung nahe legt, daß er hierbei 
argliſtig verfuhr. In Befolgung ſtehender Rechtſprechung des 
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R. G. (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 462, 1893 
S. 59, 1895 S. 102) war deßhalb das B. U. aufzuheben. 
VII. C. S. i. S. Krzyzownik c. Kretſchmer vom 9. April 1901, 
Nr. 36/1901 VII. 

4. § 536. 

Mit der Reviſion iſt in erſter Linie geltend gemacht, es 
ſei durch das B. U. gegen den Satz, daß nur innerhalb des 
Rahmens der geſtellten Anträge eine Abänderung erfolgen dürfe 
($ 536 der C. P. O.), verſtoßen, da dem im Wege der nur 
eventuellen Anſchließung Seitens des Kl. geſtellten Antrage, der 
Klage im vollen Umfange zu entſprechen, ſtattgegeben worden, 
während hierauf ja der Kl. eine Bitte nur eventuell gerichtet 
habe, d. h. für den nicht eingetretenen Fall, daß die Berufung 
der Bekl. für ſtattnehmig erachtet, alſo die Klage in demjenigen 
Theile, bezüglich deſſen eine Verurtheilung in I. J. erfolgt, ab- 
gewieſen würde. Es kann dieſer Reviſionsangriff nicht für 
begründet erachtet werden. Denn es iſt nicht berechtigt, mit 
demſelben anzunehmen, daß bezüglich des Anſchließungsantrages 
ein ſolches Eventualitätsverhältniß, wie hervorgehoben, vorliegt. 
Vielmehr muß ſolcher Antrag im Hinblick auf die Darſtellung 
im Thatbeſtand des B. U. als im Zuſammenhang mit dem 
anderen Petitum der Bekl., gerichtet auf Zurückberweiſung der 
Sache an das L. G., weil ſolches nicht über den fraglichen 
Theil der Klagbitte erkannt, als geſtellt angeſehen und dahin 
aufgefaßt werden, daß, falls das Gericht jenen Hinweis der 
Bekl. als beachtenswerth anſehe, daſſelbe in der Lage ſei, die 
betreffende Entſcheidung ohne Zurückoberweiſung zu treffen, worum 
gebeten werde. Dieſe Anſchauung hat auch die Vorinſtanz 
gehabt, indem von ihr ausgeſprochen iſt, daß dem in Rede 
ſtehenden Antrage entſprechend auch die Verpflichtung der Bekl. 
feſtzuſtellen ſei, den Vertrag zu erfüllen, und daß dies ohne 
Zurückoerweiſung der Sache in die I. J. geſchehen könne. Endlich 
kommt noch hinzu, daß die Auffaſſung des Antrages im Sinne 
der Revifion denſelben geradezu widerfinnig erſcheinen laſſen 
würde. VII. C. S. i. S. Fieſeler & Schultheiß o. Grund vom 
9. April 1901, Nr. 49/1901 VII. 

5. § 1045. 

Die Reviſion rügt Verletzung des §8 1045 der C. P. O. 
und iſt inſoweit begründet. Mit Recht hat der B. R. die Be⸗ 
rufung gegen das Urtheil des I. R. für das auf jeden Fall 
zuläſfige Rechtsmittel erachtet, vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 18 S. 356. Seiner Ausführung aber, daß 
8 1045 a. a. O. nicht habe zur Anwendung kommen können, 
iſt nicht beizutreten. Prozeßgeſetze find, als dem öffentlichen 
Recht angehörig, in der Regel ſofort anwendbar; der nach dem 
Beginne des Prozeſſes eintretende Wechſel des Geſetzes hat die 
ſofortige Anwendbarkeit des neuen Rechts auf alle zukünftigen 
Handlungen und Vorgänge zur Folge, ſoweit nicht reine Rechts⸗ 
wirkungen der vergangenen Handlungen in Frage kommen. 
Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 396, Bd. 8 
S. 110, Wach, Handbuch des Civilprozeſſes Bd. 1 S. 214, 
Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 1 § 10 Nr. 8. Rechts- 
wirkungen, welche ſich aus der vor dem 1. Januar 1900 erfolgten 
Erhebung der Klage ergeben könnten, ſtehen hier nicht in Frage. 
Es handelt ſich lediglich darum, ob der auf Ernennung eines 
Schiedsrichters zielende Antrag des Kl. gemäß der jetzt 
abgeänderten Beſtimmung des §8 871 der C. P. O. (a. F.) im 
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ordentlichen Prozeßverfahren oder nach dem nunmehr geltenden 
8 1045 der C. P. O. (n. F.) im Beſchlußverfahren zur Er⸗ 
ledigung zu bringen war. Die Partei hat dem Staate gegen⸗ 
über keinen Anſpruch auf eine beſtimmte Art der Rechtsſchutz⸗ 
handlung, ſie kann nur verlangen, daß dieſe ihr nach Maßgabe 
der jeweilig beſtehenden Geſetze gewährt werde, vergl. Wach, 
a. a. O. S. 211. Kl. hat daher durch die Erhebung der Klage 
keinen Anſpruch auf Erledigung der letzteren in der zur Zeit 
der Erhebung vorgeſchriebenen Art des Verfahrens erworben, 
ſofern fich nicht aus poſitiven Beſtimmungen des jetzt geltenden 
Rechts ergiebt, daß das alte Verfahren mit Rückſficht darauf, 
daß der Rechtsſtreit vor dem Inkrafttreten der Civilprozeßnovelle 
anhängig geworden iſt, Anwendung finden muß. Dies iſt aber 
nicht der Fall. — Eingehend begründet. VII. C. S. i. S. 
Kirchengemeinde Niederhone 6. Holzapfel vom 15. März 1901, 
Nr. 29/1901 VII. 

II. Das Handelsrecht. 

6. § 510. Art. 477 a. F. 

Richtig iſt zwar, daß der Kl. nach der vorliegenden Charter 
nicht als Ausrüſter im Sinne des Art. 477 H. G. B. — tem- 
porary owner nach engliſchem Rechte — angeſehen werden 
kann, weil die Schiffsbeſatzung im Dienſte der beklagten Rhederei 
verblieb. Daraus folgt aber nicht ohne Weiteres, daß die 
Charter nach den Grundſätzen der Werkverdingung, nicht nach 
denen der Sachmiethe zu beurtheilen iſt. Richtig iſt nur ſoviel, 
daß wenn dem Ausrüſterverhältniſſe ein entgeltlicher Ueberlaſſungs⸗ 
vertrag zu Grunde liegt, dies nur Sachmiethe und nicht Werk⸗ 
vertrag fein kann, weil der Eigenthümer, welcher dem Ausrüſter 
das Schiff zur völlig freien Verfügung und Bemannung über 
laſſen hat, ſich nicht mehr zur Herbeiführung eines wirthſchaft⸗ 
lichen Erfolges mittels Verwendung des Schiffs verpflichten kann. 
Dagegen hängt es im anderen Falle von den beſonderen Ver⸗ 
einbarungen und Umftänden ab, ob Mieth⸗ oder Werkvertrag 
vorliegt. I. C. S. i. S. Angfartygs Aktiebolaget Trio c. de Jonge 
vom 27. März 1901, Nr. 479/1900 J. 

7. 88 637, 638. Art. 639, 640 a. F. 

Die in den Art. 639 und 640 erwähnten Fälle des 
Reparaturbedürfniſſes und der Verfügung von hoher Hand find 
nicht als ſtrikt zu interpretirende Ausnahmen, ſondern als An⸗ 
haltspunkte für die Gewinnung des beherrſchenden Prinzips zu 
behandeln. Wenn nun aber ſelbſt ein abſoluter casus, als 
welchen ſich Verfügungen von hoher Hand, die weder in der 
Perſon des einen, noch des anderen Kontrahenten ihren Grund 
haben, darſtellen, zu Laſten des Rheders fein ſollen, jo muß dies 
um ſo mehr von Umſtänden gelten, die ſeine Verpflichtung zur 
Lieferung und Inſtandhaltung des Schiffes berühren. Im vor- 
liegenden Falle iſt dem Kl. der Gebrauch des Schiffs durch 
einen Arreſt entzogen worden. Wäre dieſer Arreſt auf Ver⸗ 
anlaſſung dritter Perſonen ausgebracht worden, fo koͤnnte es 
nach vorſtehenden Erörterungen nicht zweifelhaft ſein, daß Kl. 
für die Zeit der Beſchlagnahme Miethe nicht zu bezahlen 
brauchte, weil der Arreſtſchlag die Verpflichtung des Vermietherd, 
das Schiff frei zur Verfügung zu ſtellen, berührt und außerdem, 
wenn er, wie vorliegend, auf einer Forderung gegen den Rheder 
beruht, in deſſen Verhältniſſen begründet iſt. Vergl. L. 9 pr. 
L. 33 in fine D. loc. cond. 19,2 und Story on bailment# 
§ 386. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
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III. Das Gemeine Necht. 

8. Sachmiethe. 

Es iſt rechtsirrthümlich, wenn der Vorderrichter annimmt, 
daß „bei der Sachmiethe der Miether im Falle Entziehung der 
vermietheten Sache während der Miethzeit die Miethe bezahlen 
muß, ſofern die Entziehung ohne Verſchuldung des Ver⸗ 
miethers ſtattgefunden hat“. Vielmehr braucht der Miether 
für die Zeit, wo ihm ohne ſein Verſchulden der Gebrauch 
der gemietheten Sache entzogen iſt, Miethe nicht zu bezahlen. 
L. 27 pr. I. 30 8 1 D. loc. cond. 19, 2. Vergl. B. G. B. 
8 537, 541. C. c. Art. 1722. Story on bailments 
5 417 — 418. I. C. S. i. S. Angfartygs Aktiebolaget Trio 
e de Jonge vom 27. März 1901, Nr. 479/1900 I. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

9. § 131 J. 5. 

Es iſt zwar anzuerkennen, daß bei der ſchriftlichen Be⸗ 
urkundung eines Vertrages zu vermuthen iſt, daß die Vertrags-. 
urkunde die Vereinbarungen der Parteien vollſtändig enthält. 
Haben die Parteien den Vertrag aber nur mündlich abgeſchloſſen, 
jo Tann, wenn fie erft nach mehreren Verhandlungen einig 
geworden find, nicht ohne Weiteres angenommen werden, daß 
nur das als zwiſchen ihnen vereinbart gelten ſoll, was bei der 
letzten Verhandlung wiederholt iſt. Es iſt in einem derartigen 
Falle vielmehr Frage der Auslegung, was als vereinbart an⸗ 
zuſehen iſt, und iſt es nicht rechtsirrthümlich, wenn das B. G. 
annimmt, daß, falls Bekl. dem Mitkl. K. zunächſt erklärt hat, 
ſeine Firma ſei für den Bau zu theuer, K. hierauf geantwortet 
hat, er nehme 6 Prozent der Bauſumme und Bekl. ſich hiermit 
einverſtanden erklärt hat, dieſe Preis vereinbarung als weſentlicher 
Theil des Vertrages hat gelten ſollen, wenn fie fpäter nicht 
geändert ift. VI. C. S. i. S. Kayſer und v. Großheim 
e. Gericke vom 15. April 1901, Nr. 45/1901 VI. 

10. § 41 II. 1. 

Zu Recht iſt im Sinne des 8 41 Thl. II Tit. 1 des 
A. L. R. vom B. G. feſtgeſtellt, daß die Ehe länger als 
6 Wochen nach Entdeckung des Irrthums fortgeſetzt worden. 
Die Ehe iſt nicht ſchon dann nicht fortgeſetzt, wenn eine 
faktiſche Trennung der Ehegatten ftattgehabt, wie dies 
hier thatſächlich ſeit Anfang November 1899 geſchehen. Dies 
iſt vielmehr erft dann der Fall, wenn die Ungültigkeitserklärung 
durch Klage oder dem gleichſtehende Akte geltend gemacht iſt 
(Eutſch. des R. G. Bd. 27 S. 228 ff.). IV. C. S. i. S. Leiſtner 
e. Leiſtner vom 18. April 1901, Nr. 41/1901 IV. 

V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

11. 8 16. 

Nach 8 30 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 


ſteht jedem Betheiligten der Rechtsweg nur gegen die Entſcheidung. 


des Bezirksausſchuſſes offen. Auch der B. R. verkennt daher 
nicht, daß man den Kl. an und für ſich nicht würde für 
berechtigt halten konnen, mit Umgehung des Adminiſtrativ⸗ 
verfahrens den Rechtsweg zu betreten. Allein er meint, daß 
„unter den vorliegenden Umſtänden“ der Rechtsweg ihm doch 
offen ſtehe, und führt dazu aus: Hier hat, wie außer Streit 
iſt, der beklagte Eiſenbahnfiskus nicht nur den Antrag, auf 
welchen allein das Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren eingeleitet 
werden konnte, nicht geſtellt, ſondern er hat dem Kl. überdies 
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eröffnet, daß er den Entſchädigungsanſpruch nicht anerkenne, 
weil dem Kl. an dem öffentlichen Heppener Wege ein Privat- 
recht nicht zuſtehe. Er hat auch nicht eventuell, für den Fall, 
daß er grundſätzlich zur Schadloshaltung des Kl. verpflichtet 
wäre, auf eine vorgängige, koſtenfreie, adminiſtrative Feſtſetzung 
der Entſchädigung Anſpruch gemacht. Unter dieſen Umftänden 
iſt dem Kl. der Rechtsweg offen. Der Streit der Parteien 
betrifft nicht, wie in dem vom R. G., Entſch. Bd. 1 S. 171, 
behandelten Rechtsfalle, die Frage, welche Klagrechte der Be⸗ 
ſchädigte gegen den ſeine Entſchädigungspflicht grundſätzlich 
anerkennenden, aber den Antrag auf Einleitung des Eutſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahrens verzögernden, Unternehmer hat. Die 
Sache liegt vielmehr nicht anders, als wenn die Parteien 
ausdrücklich verabredet hätten (8 1 6 des Geſetzes), daß über die 
Entſchädigung ſofort im Rechtswege zu befinden ſei. Damit 
tft nicht die Feſtſtellung getroffen, daß eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung der Betheiligten vorliege, es ſolle unmittelbar und 
ſofort der Rechtsweg beſchritten werden. Dazu würden auch die 
beigebrachten Unterlagen nicht ausreichen. Sondern der B. R. 
meint, wenn der Unternehmer — wie hier — grundſaͤtzlich jede 
Entſchädigung ablehne und dementſprechend auch den ihm 
obliegenden Antrag, die Entſchädigung im Verwaltungswege 
feſtzuſtellen, nicht einbringe, fo jet $ 16 des Enteignungsgeſetzes 
in Bezug auf den Rechtsweg analog anzuwenden. Dieſe Auf⸗ 
faſſung jedoch iſt rechtsirrig. § 16 nämlich betrifft den ganz 
anders gearteten Fall, daß die Betheiligten ohne Mitwirkung 
der Enteignungsbehörde über den Gegenſtand der Abtretung 
ſich einigen und dabei die Entſchädigung nachträglicher Feſt⸗ 
ſtellung, ſei es im Adminiſtrativwege oder im Rechtswege, vor- 
behalten. Hier aber handelt es fi) um einen Nebeninterefienten, 
der gemäß § 11 des Geſetzes wegen Beeinträchtigung ſeiner 
Wegeſervitut einen Sonderanſpruch gegen den Unternehmer zu 
haben meint. Anſprüche dieſer Art find, wenn fie nicht gemäß 
§ 26 des Geſetzes durch eine Vereinbarung der Betheiligten 
unter Mitwirkung des Kommiſſars ſich erledigen, zunächſt gemäß 
§ 24 im Verwaltungswege zum Austrage zu bringen. Statt 
alſo auf Entſchädi gung zu klagen, hätte der Kl. ſeinen 
Gegner auf dem in der Entſcheidung des R. G. Bd. 1 S. 171 
bezeichneten Wege zur Stellung des Antrages aus § 24 an- 
halten ſollen. VII C. S. i. S. E.⸗Fiskus c. Schwollmann 
vom 29. März 1901, Nr. 37/1901 VII. 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

12. 8 41, 46. 

Der Revifion war der Erfolg nicht zu verfagen. Es iſt 
unter den Parteien unſtreitig, daß der eheliche Vater der Kl., 
Mühlenbefiger Adolf Th., im Jahre 1891 verſtorben und die 
von ihrer Mutter mit dem Müllermeiſter B. hierauf geſchloſſene 
zweite Ehe ſchon vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig wieder 
geſchieden iſt. Da hiernach die Mutter der Kl. im Hinblick 
auf 8 1684 Nr. 1 B. G. B. über ihre Kinder aus der Ehe 
mit Th. ſeit dem 1. Januar 1900 die elterliche Gewalt erlangt 
hat, ohne daß durch die Beſtimmung des $ 1697, welche auf 
die Vergangenheit nicht bezogen werden kann, hieran etwas 
geändert iſt, ſo waren die Kl. in der Vorinſtanz nicht nach 
Vorſchrift der Geſetze vertreten, und es würde ſchon dieſer 
Umſtand gemäß 8 551 Nr. 5 C. P. O. zu einer Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils geführt haben, wenn nicht die 
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inzwiſchen volljährig gewordene Mitkl. Maria Th. und der auf 
Grund des 8 1909 B. G. B. dem minderjährigen Mitkl. 
Hermann Th. beſtellte Pfleger durch Fortſetzung des Rechts⸗ 
ſtreites die bisherige Prozeßführung genehmigt hätten. In der 
Sache ſelbſt iſt zunächſt mit dem Vorderrichter davon auszu⸗ 
gehen, daß die Zurückzahlung eines aus dem vormundſchaftlich 
verwalteten Mündelvermögen gegebenen Darlehns an den Vor⸗ 
mund allein ohne Genehmigung des Gegenvormundes nach 
§ 41 Nr. 2 in Verbindung mit 5 40 der Preußiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875, den zahlenden 
Schuldner gegenüber dem Mündel nicht befreit. Die Wirkung 
einer ſolchen Zahlung iſt nur dieſelbe wie die eines 
vom Mündel ohne Genehmigung des Vormundes abge⸗ 
ſchloſſenen Rechtsgeſchäfts (58 2 bis 4 des Geſchäfts⸗ 
fahigkeitsgeſetzes vom 12. Juli 1875). In dem vor 
liegenden Falle geht nun aber der Einwand des Bekl. dahin, 
daß es bei der von ihm an die Vormünderin angeblich geleiſteten 
Zahlung der Genehmigung des Gegenvormundes nicht bedurft 
habe, „da der Frau B. laut grundbuchlicher Eintragung die 
Verwaltung des Vatererbtheils der klagenden Mündel zugeſtanden 
habe, mithin alſo auch die Einziehung des aus dieſem Vatererbe 
gegebenen Darlehns“. Mit Rüdfiht hierauf wird in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheil Folgendes feſtgeſtellt. „Frau B. hat nach 
erfolgter Erbauseinanderſetzung mit ihren Kindern 
bezüglich des Nachlaſſes ihres verſtorbenen Ehemannes Adolf Th., 
des Vaters der Kl., freiwillig das Vatererbtheil ihrer drei 
Kinder, darunter auch der Kl., um je 2 000 Mark erhöht, 
indem ſie in der notariellen Verhandlung vom 10. Oktober und 
24. November 1891 bekannte, ihren drei Kindern Eliſabeth, 
Marie und Hermann Th. an fernerem Vatererbtheil zu gleichen 
Rechten und Antheilen zuſammen 6 000 Mark mit der Maß⸗ 
gabe zu verſchulden, ... daß der Zinsgenuß und die 
Verwaltung des Kapitals ihr, jo lange fie lebe, zu- 
ſtehe. Gleichzeitig hat ſie die hypothekariſche Ein⸗ 
tragung dieſes Erbtheils auf ihrem Grundſtück Mittel⸗ 
Tannhauſen Nr. 69 beantragt. Dieſe Eintragung iſt in Ab⸗ 
theilung III Nr. 35 der Grundakten am 2. Dezember 1891 
dem entſprechend erfolgt.“ Aus dieſer Sachdarſtellung folgt, 
daß die fraglichen 6000 Mark den drei Geſchwiſtern Th., 
darunter den beiden damals noch minderjährigen Kl., nach 
Feſtſtellung ihres Vatererbtheils von ihrer Mutter frei⸗ 
willig, alſo im Wege der Schenkung (nicht etwa vergleichs⸗ 
weiſe bei Abſchließung des Erbrezeſſes als Vatererbe), zu⸗ 
gewendet worden find. Wenn die Summe dabei als „erhöhtes“, 
als „ferneres“ Vatererbtheil in der notariellen Verhandlung 
vom 10. Oktober und 24. November 1891 bezeichnet worden 
iſt, ſo vermag dies an dem Rechtsgrunde, aus welchem die Zu⸗ 
wendung erfolgt iſt, und an der Natur des Geſchäftes als eines 
Liberalitätsaktes nichts zu ändern. Die Mündelmutter als 
Schenkgeberin war daher auch rechtlich in der Lage, ihrer Zu⸗ 
wendung Bedingungen und Einſchränkungen beizufügen 
(§8 99 flg. Tit. 4 Thl. I A. L. R.). Die von der Schenk⸗ 
geberin erklärte Bedingung, vermöge deren fie ſich den lebens ⸗ 
länglichen Zinsgenuß und die lebenslängliche Ver⸗ 
waltung des geſchenkten Kapitals vorbehielt, muß daher 
für gültig erachtet werden. Eben bafjelbe muß daher auch gelten 
von der Miteintragung dieſer Bedingung bei der Ein⸗ 
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tragung des geſchenkten Kapitals in das Grundbuch. (5 23 
des E. E. G. und 8. 43 Abſ. 3 der Grdb. O. vom 5. Mai 1872.) 
Der Anſicht des B. G., daß dieſer Vorbehalt rechtsungültig ſei, 
weil er gegen $ 41 Nr. 2 und § 47 der Preuß. Vormund⸗ 
ſchaftsordnung verſtoße, wonach es „zur Einziehung von Mündel⸗ 
kapitalien der Genehmigung des Gegenvormundes oder Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts bedarf, wenn nicht von dieſer Nothwendigkeit 
der Vater des Mündels in beſtimmter Form den von ihm 
benannten Vormund befreit“, kann nicht beigetreten werden. 
Das den Mündeln durch die mütterliche Schenkung, mittelt 
deren ihr Vatererbe um je 2 000 Mark erhöht wurde, erwachſene 
Forderungsrecht erſcheint von Anfang an mit der Be⸗ 
dingung behaftet, daß der Mutter daran auf Lebenszeit der 
Zinsgenuß und die Verwaltung zuſtehen fol, und der RM. 
führt daher zutreffend aus, daß nur mit dieſem Vorbehalt die 
Zuwendung rechtswirkſam geworden iſt, und daß Kl. unabhängig 
von demſelben auf das Kapital überhaupt keinen Anſpruch 
machen können. Von dieſem auf das Grundſtück der Mündel- 
mutter Nr. 69 von Mittel-Tannhaufen hypothekariſch ein ⸗ 
getragenen Kapital der drei Geſchwiſter Th. von zuſammen 
6 000 Mark wird nun in dem Thatbeſtande des B. U. weiter 
geſagt: „Von dieſem Mündelvermögen der Kl. hat Frau B. 
am 27. Oktober 1897 an ihren Bruder, den Bekl., ein 
baares Darlehn von 3000 Mark gegeben, deſſen Rück- 
forderung Mangels genügender Sicherheit vom Vormundſchafts⸗ 
gerichte angeordnet wurde und auf Kündigung Seitens der 
Frau B. zum 1. Oktober 1898 zu erfolgen hatte.“ Es erhellt 
nicht, wie es möglich iſt, daß aus einer für die Mündel hypo⸗ 
thekariſch eingetragenen Kapital forderung, deſſen Schuld- 
nerin die Mündelmutter iſt, einem Dritten ein Darlehn 
gegeben werden kann. Eine Geldſumme von 6 000 Mark 
(je 2000 Mark für jedes Mündel), welche durch Baarzahlung 
oder ſonſtwie in das Eigenthum der Mündel gelangt war, hatte 
die Mündelmutter als damalige Vormünderin, ſoweit das an 
gefochtene Urtheil erkennen läßt, gar nicht verwaltet und ein 
zur Ausleihung als Darlehn geeignetes Münbelvermögen war 
inſoweit gar nicht in ihren Händen. Nun allerdings heißt es 
in der Klageſchrift vom 29. November 1899 (Bl. 5 der Alten), 
daß Frau Th. als Vormünderin der Kl. eine den Mündeln zu⸗ 
ſtehende Hypothek von 4 200 Mark oder, wie durch die Schrift 
ſätze vom 15. Dezember 1899 (Bl. 7 der Akten) und beziehungs 
weiſe vom 23. Dezember 1899 (Bl. 10 der Akten) berichtigt 
worden iſt, von 3 000 Mark bei der Subhaſtation der ſo⸗ 
genannten Hofemühle in Tannhauſen, auf welcher 4 200 Mark 
(anſcheinend für die Mündel) eingetragen ſtanden, zurückgezahlt 
erhalten habe, und daß aus dieſen zurückgezahlten 
3 000 Mark das Darlehn an ihren Bruder gegeben worden 


ſei. Es iſt jedoch keiner dieſer Schriftſätze (und auch nicht der 


landgerichtliche Urtheilsthatbeſtand) in der Berufungsinſtanz, 
ſoweit das angefochtene Urtheil ergiebt, vorgetragen worden. 
In allen dieſen Beziehungen bedarf daher die Sache noch 
weiterer Aufklärung. Mit dem in Mittel-Tannhaufen be⸗ 
legenen Grundſtück Nr. 69 der Mündelmutter ſelbſt, auf 
welchem die den Mündeln von ihr geſchenkten 6 000 Marl 
eingetragen waren, ſcheint die Hofemühle von Tannhauſen nicht 
identiſch zu ſein; denn abgeſehen davon, daß die dort eingetragene 
Mündelhypothek nicht nur 4 200 Mark, ſondern 6 000 Mark 
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betrug, wird in dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils 
auch feſtgeſtellt, daß der „Termin zur Subhaſtation des Grund⸗ 
ſtücks der Frau B.“ „im Sommer 1898“ ſtattgefunden hat, 
während die Hingabe des fraglichen Darlehns der 3 000 Mark 
nach eben demſelben Thatbeſtande bereits am 27. Oktober 1897 
erfolgt iſt. Nach der Sachdarſtellung des Vorderrichters rührt 
das Darlehn der 3 000 Mark „aus dem Mündelvermögen“ her; 
indeſſen wird als dieſes Mündelvermögen das von der Mündel⸗ 
mutter den Mündel verſchuldete, hypothekariſch ficher geſtellte 
Kapital der 6 000 Mark bezeichnet, aus welchem dieſe Dar⸗ 
keihung erſt hätte erfolgen können, nachdem deſſen Zahlung an 
die Mündel beziehungsweiſe einen geſetzlichen Vertreter derſelben 
geſchehen wäre. Würde das dafür verpfändete Grundſtück der 
Mündelmutter als Schuldnerin in Zwangsverſteigerung verkauft 
fein, worüber das B. U. nichts enthält, fo handelt es ſich eben ⸗ 
falls immer noch um ein Mündelkapital, an welchem der Mündel⸗ 
mutter der Zinsgenuß und die Verwaltung, die letztere 
ohne Mitwirkung des Gegenvormundes und des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts, zuſtand, und eine Einwirkung hätte Seitens 
dieſer Inſtanzen, da die Wittwe als Nießbraucherin und 
nicht als Vormünderin verwaltete, immer nur inſoweit geübt 
werden können, als die Wittwe mit Rückſicht auf ihren Nieß⸗ 
brauch für eine anderweite Belegung im Einverſtändniß mit 
den Eigenthümern oder für eine angemeſſene Kautionsleiſtung 
zu forgen verpflichtet war (88 19, 20, 106 fig. Tit. 21 Thl. 1 
A. L. R.). Aus den vorſtehenden Erwägungen rechtfertigt ſich 
die Aufhebung des angefochtenen Urtheils und die Zurück⸗ 
verweiſung der Sache zu anderweiter Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an die Vorinſtanz. Hinfällig dagegen erſcheint der 
fernere Angriff der Reviſion, daß der Bekl. das ftreitige Darlehn 
an die Vormünderin allein auch deshalb habe zurückzahlen 
dürfen, weil dieſe letztere von dem Vormundſchaftsgerichte ſelbſt 
zur Einzahlung des Kapitales angewieſen und demnach gemäß 
8 41 Abſ. 2 der Preußiſchen Vormundſchaftsordnung die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes, ſofern fie nöthig geweſen, 
durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichtes erſetzt 
worden jet. Allerdings iſt nach § 41 Abſ. 2 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung das Vormundſchaftsgericht befugt, die 
Genehmigung des Gegenvormundes in dem vom Vorderrichter 


hier angenommenen Falle des Abſ. 1 Nr. 2 daſelbſt durch ſeine 


eigene Genehmigung zu erſetzen. Wenn aber die Reviſion eine 
ſolche die Genehmigung des Gegenvormundes erſetzende Ge⸗ 
nehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts ſchon darin erblicken 
will, daß nach der Feſtſtellung des B. U. die „Rückforderung“ 
des ſtreitigen Darlehns von 3 000 Mark „Mangels genügender 
Sicherheit vom Vormundſchaftsgerichte angeordnet“ war, ſo 
geht dieſe Auffaſſung fehl. Auf Grund feiner allgemeinen 
Auffichtsrechte (§ 51 der Preußiſchen Vormundſchafts ordnung) 
ſteht es dem Vormundſchaftsgerichte zwar unbedenklich zu, den 
Vormund anzuweiſen, eine Kapitalanlage, welche nicht den 
Vorbedingungen des § 39 a. a. O. entſpricht, zu unterlaſſen 
und beziehungsweiſe ein Kapital, welches ohne die vorgeſchriebene 
Sicherheit ausgeliehen worden iſt, von dem Schuldner zurück⸗ 
zufordern. Eine Genehmigung jedoch, daß der Vormund die 
Wiedereinziehung und Vereinnahmung eines ſolchen von ihm 
zurückzufordernden Mündelkapitals ohne Genehmigung (Zu- 
kiehung) des Gegenvormundes vornehme, iſt in einer ſolchen 
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vormundſchaftsgerichtlichen Anordnung nicht zu finden. Die 
„Erſetzung“ der Genehmigung des Gegenvormundes durch das 
Vormundſchaftsgericht, welche dem letzteren zugleich die volle 
Verantwortung für dieſe Maßregel aufbürdet, findet überhaupt 
regelmäßig nur ſtatt, wenn der Gegenvormund dieſe Genehmigung 
nicht ertheilen will oder kann, oder wenn zur Zeit ein Gegen⸗ 
vormund nicht vorhanden iſt. Keiner dieſer Fälle lag hier vor, 
und auch von einem Antrage des Vormundes, die verweigerte 
Genehmigung des Gegenvormundes zu erſetzen, iſt nach den 
Urtheilsfeſtſtellungen nirgends die Rede. Unrichtig iſt auch, 
wenn die Revifion den § 41 Nr. 2 a. a. O. in erſter Linie 
dahin auslegt, daß nur „bei der Entſchließung darüber, ob 
die Einziehung erfolgen ſoll oder nicht“, der Gegenvormund 
oder das Vormundſchaftsgericht zu hören ſei. Vorbildlich für 
Vorſchrift des § 41 Nr. 2 a. a. O. iſt die für die Rheinprovinz 
die erlaſſene Kabinetsordre vom 18. Dezember 1836, die vermehrte 
Aufficht der Vormünder bei Gelderhebungen betreffend, geweſen, 
welche beſtimmte, „daß Aktivkapitalien der Pflegebefohlenen 
nur unter Zuziehung und in Gegenwart des Neben- 
vormundes an den Vormund ausgezahlt, ſowie von 
dem Vormunde auch nur mit Zuziehung des Nebenvormundes 
Hypothekenlöſchungen bewirkt werden können“. In der An⸗ 
weiſung des Vormundſchaftsgerichts, ein Kapital von dem 
Schuldner zurückzufordern, liegt demnach für den Vormund 
noch keineswegs auch die Genehmigung, das Kapital ohne 
Beiſein oder ſonſtwie genehmigende Mitwirkung des 
Gegen vorm undes in Empfang zu nehmen. Der Vertreter 
des Mündels und ſomit der eigentliche Empfänger im Rechts finne 
bleibt auch in dieſem Falle der Vormund allein, und die geſetzlich 
gebotene Mitthätigkeit des Gegenvormundes ſtellt ſich entſprechend 
den in § 31 der Preußiſchen Vormundſchaftsordnung beſtimmten 
Normen nur als eine kontrolirende und beaufſichtigende dar. 
IV. C. S. i. S. Liebig 6. Thorauſch vom 25. Februar 1901, 
Nr. 191/1900 IV. 

VI. Das Franz öſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

13. Art. 1385. 

Bezüglich der Annahme des B. G., daß der fragliche 
Unfall durch höhere Gewalt verurſacht worden ſei, rügt die 
Revifion ferner, daß hierbei der Begriff der höheren Gewalt 
und die Beweispflicht des Bekl. dafür, daß er den Schaden auch 
durch die nach den klägeriſchen Behauptungen ſchuldhafter Weiſe 
nicht angewendeten Vorfichtsmaßregeln nicht habe abwenden 
konnen, verkannt und die einſchlägigen klägeriſchen Behauptungen 
bei Prüfung der Frage der höheren Gewalt überhaupt nicht 
gewürdigt ſeien. Auch dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Zunächſt 
erſcheint die von dem B. G. gegebene Beſtimmung des Begriffs 
der höheren Gewalt als zutreffend und ins beſondere der ſtändigen 
Rechtſprechung des R. G. entſprechend (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 1 S. 276—278, Bd. 14 S. 82, Bd. 21 S. 13 fl.). 
In dieſer Hinficht hat nämlich das B. G. erwogen, daß unter 
hoͤherer Gewalt nicht nur ein durch Naturkräfte, ſondern auch 
ein durch Menſchenkräfte und zwar durch Handlungen Dritter 
herbeigeführtes ungewöhnliches Ereigniß zu verſtehen ſei, das 
bei äußerſter, nach Lage der Sache vernünftiger Weiſe zu er⸗ 
wartender Vorficht zu vermeiden unmöglich geweſen ſei, daß 
hierbei aber keine abſolute Unmöglichkeit verlangt werde, viel- 
mehr die Frage der Unmöglichkeit unter Berückſichtigung des 
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Verkehrslebens und der Verkehrsanſchauung zu entſcheiden ſei. 
Ebenſo ift in der Anwendung dieſer rechtlich einwandfreien 
Grundſätze auf den gegebenen Fall ſeitens des B. G. ein Rechts⸗ 
irrthum nicht zu erkennen. Daſſelbe hat nämlich als die höhere 
Gewalt, welche das Scheuen des Pferds des Bekl. und hierdurch 
die tödliche Verletzung des K. herbeigeführt habe, das ploͤtzliche 
Aufflattern des Kleids einer an dem Wagen des Bekl. vorüber⸗ 
fahrenden Radfahrerin angeſehen und in dieſer Hinficht 
namentlich erwogen, daß dieſes als ein ungewöhnliches und 
außer dem Bereiche des Berechenbaren liegendes Ereigniß er⸗ 
ſcheine, auf welches Rückficht zu nehmen und deſſen Folgen 
unter allen Umſtänden zu vermeiden der Pferdelenker Maßregeln 
ergreifen müßte, welche den mittels Pferden betriebenen Wagen⸗ 
verkehr auf allen fahrbaren Wegen, wo man heutzutage Rad- 
fahrern und Radfahrerinnen begegne, völlig lahm legen würden, 
da zur Vermeidung des Scheuens der Pferde (in Folge ſolcher 
ungewöhnlichen Ereigniſſe) kaum etwas Anders übrig bleibe, 
als daß ſolche Wege von Fuhrwerken gänzlich gemieden oder 
daß auf denſelben die Pferde am Zügel geführt würden. Das 
B. G. hat alſo in thatſächlicher, vom Revifionsgericht nicht nach- 
zuprüfender Würdigung der beſonderen Verhältniſſe des gegebenen 
Falls feſtgeſtellt, daß die Abwendung des fraglichen Unfalls und 
ſeiner Folgen durch die äußerſte, den Umſtänden nach an⸗ 
gemeſſene Sorgfalt und durch Mittel, deren Anwendung dem 
Bekl. vernünftiger Weiſe zugemuthet werden durfte, nicht hätte 
erreicht werden können. Dieſe Erwägungen des B. G. aber 
ſchließen in Verbindung mit den vorausgehenden, die Frage des 
perſönlichen Verſchuldens des Bekl. betreffenden Erörterungen 
zugleich die Feſtſtellung in ſich, daß auch der ſtreitige Unfall 
und die töͤdtliche Verletzung des K. unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden durch die dem Bekl. vernünftiger Weiſe zuzumuthenden 
Vorſichtsmaßregeln überhaupt nicht, insbeſondere auch dann nicht 
hätte vermieden werden können, wenn der Bekl. fein ſich 
bäumendes Pferd zurückgehalten oder wenn er es vorher mit 
Scheuklappen verſehen hätte. Wenn auch die einſchlägigen 
klägeriſchen Behauptungen für die Frage der Haftung des Bekl. 
aus Art. 1385 c. e. und insbeſondere für die Frage des 
Vorliegens hoherer Gewalt eine andere rechtliche Bedeutung 
hatten als für die Frage der Haftung deſſelben aus perſön⸗ 
lichem Verſchulden (Art. 1383 c. c.), und wenn auch der 
Bekl., der fi) gegenüber der Beſtimmung des Art. 1385 c. c. 
auf das Vorliegen hoherer Gewalt als Urſache des fraglichen 
Schadens berief, dafür beweispflichtig war, daß auch durch die 
erwähnten beſonderen Vorfichtsmaßregeln der Unfall nicht hätte 
vermieden werden konnen, fo iſt doch nicht erſichtlich, daß das 
B. G. dieſe rechtlichen Geſichtspunkte verkannt oder daß es die 
betreffenden klägeriſchen Behauptungen nicht ebenfalls bei 
Prüfung der Frage des Vorliegens höherer Gewalt in Betracht 
gezogen habe. Vielmehr find die die Unabwendbarkeit des frag ⸗ 
lichen Unfalls betreffenden allgemeinen Erwägungen zugleich auch 
auf alle diejenigen Vorſichtsmaßregeln zu beziehen, deren ſchuld⸗ 
hafte Nichtanwendung ſeitens des Bekl. von den Kl. ſpeziell be- 
hauptet worden war. II. C. S. i. S. Klump co, Kresken vom 
26. März 1901, Nr. 5/1901 II. M. 
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Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulafiungen. 

Gerichtsaſſeſſor Curt Schramm beim Amtsgericht Kol. 
mar l. P.; — Rechtsanwalt Hermann Künzig beim Land- 
gericht Mannheim; — Rechtsanwalt Ludwig Sternfeld beim 
Landgericht Freiburg; — Rechtsanwalt Paul Gallien beim 
Amtsgericht Heilsberg; — Aſſeſſor Otto Eduard Müller beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Otto Kiefhaber beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Hans Hoppe beim 
Landgericht Schwerin i. M.; — Rechtsanwalt Friedrich Vor⸗ 
tiſch beim Landgericht Waldshut; — Rechtsanwalt Hermann 
Lewinsky beim Landgericht und beim Amtsgericht Danzig; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Guido Welcker beim Amtsgericht Ohr⸗ 
druf; — Rechtsanwalt Dr. Henrich Wilckens beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Ernſt Liedtke 
beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwälte Walter Dünn ⸗ 
wald, Oskar Schreyer beim Landgericht II Berlin; — Rechts 
anwalt Guſtav Adolf Stiehler beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Zwickau i. S.; — Rechtsanwalt Conrad Döhmer 
beim Oberlandesgericht Köln; — Rechtsanwalt Wilhelm Heußler 
beim Amtsgericht Pirmaſens; — Rechtsanwalt Curt Wilhelm 
König in Auguſtusburg bei der Kammer für Handels 
ſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Auguſt Lober beim Land- 
gericht Augsburg; — Rechtsanwalt Arthur Schmalz beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Mertz beim Amts ⸗ 
gericht Gelſenkirchen; — Rechtsanwalt Paul Müller beim 
Amtsgericht Gunzenhauſen; — Rechtsanwalt Dr. Salomon 
Neumann beim Landgericht Beuthen O.⸗S.; — Rechtsanwalt 
Fritz Klotzſch beim Amtsgericht Czarnikau; — Rechtzemwalt 
Conſtantin Täſchner beim Landgericht Freiberg; — Rechts 
anwalt Eduard Fran beim Landgericht Mannheim. 


Löſchungen. 

Juſtizrath Höniger beim Landgericht Bromberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Lehner beim Landgericht Heilbronn; — 
Rechtsanwalt Lewinsky beim Amtsgericht Neumark i. Weſtpr.; 
— Rechtsanwalt Wilhelm Heußler beim Landgericht Franken⸗ 
thal; — Rechtsanwalt Guſtav Adolph Stiehler beim Amts⸗ 
gericht Lichtenſtein; — Rechtsanwalt Guſtav Frey beim Land⸗ 
gericht München I; — Juſtizrath Eberhard Schoͤdler beim 
Oberlandesgericht Darmſtadt; — Rechtsanwalt Moritz Cohn 
beim Amtsgericht Kolmar i. P.; — Rechtsanwalt Arthur 
Schmalz beim Amtsgericht Großenhain; — Rechtsanwalt 
Dr. Gradowski beim Amtsgericht Charlottenburg; — 
Rechtsanwalt Vogel beim Landgericht Guben. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Siehr in 
Pleß; — Rechtsanwalt Wilhelm Beitzen in Hildesheim. 


Todesfälle. 


Juſtizrath Carl Julius Theodor Müfeler in Berlin; — 
Rechtsanwalt Guſtav Mehr in Borna; — Rechtsanwalt Harff 
in Bonn; — Rechtsanwalt Heinrich Chriſt. Carl Maria 
Wulfleff in Malchin i. M.; — Juſtizrath Alfter in Caſſel. 


— — 
— [| |—— — ——— — nn 


Fur die Redaktion verautw.; M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


N? 44 und 45. 


— no 


Berlin, 18. Mai 1901. 


(XXX. Vahrgang.] 361 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des oͤeutſchen Anwalt⸗ Vereins. 


Herausgegeben 
von Juſtizrakh M. Rempner, A. A. b. Dogr. I. 
Berlin W., Franzöſiſche Straße 9. 
verlag und Expedition: . Moeſer Ruch handlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35, 


Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Berufsjubiläum des Geheimen Juſtizraths 
Dr. Frennd in Breslau. 


Der Vorfitzende des Vorſtandes der Schleſiſchen Anwalts. 
kammer, Geheimer Juſtizrath Freund in Breslau, feierte am 
1. d. Mts. ſein 50 jähriges Amtsjubiläum. 

Die Feier erſtreckte ſich über die Kreiſe der Anwaltſchaft 
weit hinaus. Die Stadt Breslau ernannte den Gefeierten zu 
ihrem Ehrenbürger, die Univerfität zum Doctor honoris causa; 
er erhielt den Rothen Adlerorden 3. Klaſſe mit der Schleife. 
Aber doch gab vor allem die Anwaltſchaft dem Feſt ihr Gepräge. 
Zahlreiche Vertreter derſelben, insbeſondere faſt der geſammte 
Vorſtand und die meiſten Anwälte des Oberlandesgerichts 
brachten dem Jubilar ihre Glückwünſche dar, die in Adreſſen des 
Deutſchen Anwalt⸗Vereins und des Vorſtandes der Schleſiſchen 
Anwaltskammer eine feſte Geſtalt gewonnen hatten. Die An⸗ 
wälte des Oberlandesgerichts überreichten außerdem ein künſtleriſch 
ausgearbeitetes Photographie-Album. 

Die ſchleſiſchen Kollegen hatten endlich eine Sammlung 
zu einem Fond veranſtaltet, welcher dazu dienen ſollte, unter 
dem Namen des Jubilars und nach ſeiner näheren Beſtimmung 
zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Anwälte oder deren Familien⸗ 
mitglieder zu dienen. Dieſer Fond, der einen Betrag von nahe 
an 10 000 Mark erreicht hatte, wurde ebenfalls dem Jubilar 
übergeben, der ihn ſelbſt alsbald um weitere 2 000 Mark 
erhöhte. So hat dieſes Jubiläum für die Anwaltſchaft Schleſiens 
einen dauernden humanitären Erfolg gehabt. Nicht nur, daß 
ein namhafter Betrag zu wohlthätigen Zwecken geſammelt wurde, 
es iſt in der Freund⸗Stiftung ein Grundſtock geſchaffen, dem 
andere Kollegen bei geeigneten Gelegenheiten weitere Mittel 
gewiß gern zuführen werden. 

Auch die Geſelligkeit kam bei dem Jubiläum nicht zu kurz. 
Am 4. d. Mt. folgte ein dem Gefeierten von ſeinen Kollegen 
gegebenes Feſteſſen, das nahezu 100 Anwälte aus allen 
ſchleſiſchen Bezirken vereinte und in Rede und Gegenrede, 
Wort und Lied, in Scherz und Ernſt von der Beliebtheit des 
Gefeierten und dem kollegialen Geiſt der ſchleſiſchen Anwälte 
ein glänzendes Zeugniß ablegte. Wie der Jubilar trotz ſeiner 
nahezu 70 Jahre mit den Letzten aushielt, möge er auch 
fernerhin aushalten, um im Amt und außerhalb deſſelben zur 
Ehre des Standes, zum Nutzen des Gemeinwohls zu wirken 
und zu ſchaffen! =: 


Die Adrefie des Vorſtandes der Anwaltskammer lautet: 
Hochgeehrter Herr Geheimrath! 

Sie blicken heute auf eine fünfzigjährige 
Thätigkeit im Dienſt der Rechtspflege zurück, auf 
eine Thätigkeit reich an Mühe, aber auch reich an 
Erfolg. Dieſen Tag nimmt die geſammte Anwalt- 
ſchaft Schleſiens zugleich als ihren Ehrentag in 
Anſpruch. Die Freiheit der Advokatur hat unſerem 
Stande den Glanz genommen, den die Staats- 
gewalt ihr ehemals verlieh. Mehr als zuvor gilt 
ſeitdem der Anwalt nach ſeinem eigenen Werth. 
Eben darum hat die Anwaltſchaft Schleſiens Sie 
als den würdigſten aus ihrer Mitte in freier Wahl 
an ihre Spitze geſtellt. Die Ehren, die Ihnen am 
heutigen Feſte zu Theil werden, gelten zugleich der 
Anwaltſchaft Schleſiens als Anerkennung dafür, 
daß ſie die richtige Wahl getroffen. 

Im Namen unſerer Standesgenoſſen bringen 
wir Ihnen die herzlichſten Glückwünſche dar. Wir 
erblicken in Ihnen nicht nur den Kollegen, der ſich 
um ſeiner reichen Erfahrungen und gewiſſenhaften 
Pflichterfüllung willen des Vertrauens der ge⸗ 
ſammten Bevölkerung erfreut; wir ſehen in Ihnen 
auch den bewährten Führer, der als der rechte 
Mann an rechter Stelle unſere Standesintereſſen 
wirkſam zu wahren weiß; wir verehren in Ihnen 
vor allem die gefeſtigte Perſönlichkeit, deren reiner 
Charakter im wechſelnden Umſchwung der Zeiten 
ebenſo die Liebe der Freunde feſtzuhalten, wie die 
Achtung der Gegner zu erringen verſteht. 

So mögen Sie noch lange, reich an Erkennung 
und Ehren, als unſer Vorbild zu Ihrer Freude 
und zum Segen Ihrer Berufsgenoſſen in unſerer 
Mitte wirken! 


Die für den Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins über⸗ 
gebene Adreſſe hat folgenden Inhalt: 


Hochgeehrter Herr Kollege! 


An Ihrem heutigen Ehrentage, an dem Sie 
auf eine fünfzigjährige juriſtiſche Berufsthätigkeit 
zurückblicken dürfen, beehrt ſich der Vorſtand des 
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Deutſchen Anwaltvereins, Ihnen die herzlichſten 
Glückwünſche darzubringen. 

Mühe, Arbeit und Sorge ſchließen dieſe fünfzig 
Jahre in ſich; mit dankbarer Befriedigung aber 
werden Sie anerkennen müſſen, daß Ihre ernſten 
Beſtrebungen bis hierher mit Glück und Erfolg 
gekrönt ſind. 

Durch das auf Ihrer hervorragenden juriſtiſchen 
Bildung, anwaltlichen Tüchtigkeit und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit beruhende Vertrauen Ihrer Kollegen in 
den Ehrenrath und fpäter in den Vorſtand der 
Anwaltskammer zu Breslau berufen, haben Sie 
ſeit dem Jahre 1884 ununterbrochen die umfäng- 
lichen Mühewaltungen des Vorſitzenden deſſelben 
mit Hingebung, freundlichem Wohlwollen und 
Gerechtigkeitsliebe erfüllt, dabei die Standesehre 
und Standesintereſſen ſtets zu wahren verftanden 
und fi den herzlichen Dank Ihrer Kollegen hier⸗ 
für erworben. 

Durch das Vertrauen Ihrer Mitbürger ferner 
zum Mitglied der Stadtverordneten verſammlung 
zu Breslau berufen, haben Sie ſeit dem Jahre 1887 
die Würde und Bürde eines Vorſtehers derſelben 
getragen und in muſtergültiger Weiſe ſich den 
kommunalen Intereſſen gewidmet, nicht minder 
den allgemeinen Intereſſen in den geſetzgebenden 
Körperſchaften des Vaterlandes, in dem Deutſchen 
Reichstage und dem Preußiſchen Landtage. 

Die Deutſche Anwaltſchaft darf hiernach in 
Ihnen ein leuchtendes Vorbild verehren. 

Möge Ihnen ein reichgeſegneter Lebensabend 
in geiſtiger und körperlicher Friſche beſchieden fein. 


Leipzig, den 1. Mai 1901. 
Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 


Mecke, Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrath, Suftizrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. 


Zu den SS 93 und 94 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Peters 
c. Deutſche Grundſchuldbank vom 24. April 1901, 
B Nr. 55/1901 V. 

II. J. Kammergericht. 


Die jetzigen Beſchwerdeführer hatten gegen die Deutſche 
Grundſchuldbank in Berlin mit dem Antrage geklagt, die Beklagte 
zu verurtheilen, in der von ihr betriebenen Zwangs verſteigerung 
des dem Maurermeifter W. gehörigen Hauſes Bayreutherſtraße 20 
in Charlottenburg die im Eigenthum der Kläger ſtehenden, von 
ihnen an den W. nur vermietheten 16 Badewannen mit dazu 
gehörigen Armaturen, 16 Badeöfen, 8 Spültiſchen und 5 Ampeln 
vom Zwangsverkauf auszuſchließen. Mit dieſer Klage wurden 
ſie in I. Inſtanz abgewieſen. Sie legten Berufung ein, zeigten 
dann aber an, daß der Verſteigerungsantrag der Beklagten zurüd- 
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genommen worden jet, und beantragten nun: den Rechtsſtreit 
in der Hauptſache für erledigt zu erklären und die Prozeßkoſten 
der Beklagten aufzuerlegen. Der Berufungsrichter beſtätigt in 
den Entſcheidungsgründen, daß der Rechtsſtreit in der Haupt 
ſache erledigt ſei; er bemerkt dann, daß die Entſcheidung über 
die Koſten gleichwohl noch ein Eingehen auf die Frage nach der 
Berechtigung des Hauptanſpruchs erfordere; dieſe Frage verneint 
er aber zu Ungunſten der Kläger. Die Urtheilsformel iſt dahin 
gefaßt, daß die Berufung der Kläger zurückgewieſen werde und 
die Kläger verurtheilt würden, die Koſten der Berufungeinftanz 
zu tragen. Gegen dieſes Urtheil haben die Kläger rechtzeitig 
ſofortige Beſchwerde eingelegt. 
Die Beſchwerde tft zurückgewieſen. 


Gründe. 


Es iſt dem Berufungsrichter darin beizutreten, daß die 
Klage unbegründet war, wie auch ſchon der I. Richter ent- 
ſchieden hatte. Der I. Richter hatte die zwiſchen den Parteien 
ſtreitige Frage: ob die genannten Gegenſtände trotz ihrer Ein⸗ 
fügung in das Haus des W. im Eigenthum der klagenden 
Lieferanten geblieben und deshalb von der Zwangsverſteigerung 
des Hauſes auszuſchließen ſeien, unter Anwendung des Rechts 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verneint; dieſes Recht hielt er des⸗ 
halb für anwendbar, weil die Zwangsverſteigerung erſt am 
23. März 1900 beantragt worden war. Der Berufungsrichter 
läßt dahingeſtellt, ob bezüglich der ſchon vor dem 1. Januar 1900 
in das Haus eingefügten ſtreitigen Sachen nach den Vorſchriften 
in Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und § 93 des Bürgerlichen Geſetzbuchs altes oder neues 
Recht anzuwenden ſei, führt dann aber aus, daß nach beiden 
Rechten, ſowohl nach § 4 Theil I Titel 2 des Allgemeinen 
Landrechts als nach 88 93, 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs das Eigenthum für die Kläger durch die Verbindung der 
ſtreitigen Sachen mit dem Haufe des W. verloren gegangen jel. 
Dies wird damit begründet, daß die weſentlichen Beftandtheile 
(8 98 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) oder Subſtanztheile einer 
Sache ($ 4 Theil I, Titel 2 und § 334 Theil I, Titel 9 des 
Allgemeinen Landrechts) nicht Gegenſtand beſonderer Rechte, alſo 
auch nicht eines Sondereigenthums ſein könnten; daß nach 
58 93 und 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs weſentliche 
Beſtandtheile eines Hauſes ſolche Theile, die nicht von einander 
getrennt werden könnten, ohne daß der eine oder der andere 
zerftört oder in feinem Weſen verändert werde, ſowie die zur 
Herſtellung des Gebäudes dauernd eingefügten Sachen ſeien, 
und nach § 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts zur 
Subſtanz alle Theile einer Sache gehörten, ohne welche fie das 
nicht ſein könne, was ſie vorſtellen ſolle oder wozu ſie beſtimmt 
ſei, ſowie daß die hier in Frage ſtehenden Gegenſtände als 
weſentliche Beſtandtheile oder als Subſtanztheile des W. ſchen 
Hauſes angeſehen werden mußten. In letzterer Beziehung wird 
hervorgehoben, daß darüber, ob eine Sache nach dieſen Merk⸗ 
malen als weſentlicher Beſtandtheil (Subſtanztheil) einer anderen 
Sache zu gelten habe, nach den Anſchauungen des Verkehrs zu 
urtheilen ſei; daß das W. ' ſche Haus nach Bauart und Be 
legenheit ein ſogenanntes herrſchaftliches Haus ſei, das ohne 
Badezimmer und die dazu erforderlichen Einrichtungen nicht als 
ein ſolches benutzt werden könne und fertig hergeſtellt ſein würde, 
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bei Herausnahme derſelben alſo in feinem Weſen verändert 
werden würde, und daß daſſelbe von den zur Beleuchtung des 
Treppenhauſes beſtimmten Ampeln ſowie von den in den Küchen 
eingeführten Spültiſchen gelten müſſe; daß hiernach die ſämmt⸗ 
lichen Gegenſtände zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt ſeien 
($ 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), und ohne fie das 
Haus nicht ein herrſchaftliches Haus fein könne, was es vor⸗ 
ſtellen ſolle (§ 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts). 
Sodann wird noch erörtert, daß die vorläufige Ermiethung der 
Gegenſtände durch den Hauseigenthümer W. nicht auf deſſen 
Abficht ſchließen laſſe, fie nur zu einem vorübergehenden Zweck, 
als bloßes Zubehör, dem Hauſe einzufügen (§ 95 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs), daß auch nicht ihr Ausſchluß von der Feuer⸗ 
verficherung dahin gedeutet werden könne, weil fie ſich bei 
Abſchluß des Verfiherungsvertrags noch nicht auf dem Grund⸗ 
ſtück befunden hätten, und daß endlich der den Klägern günftige 
Ausfall eines Vorprozeſſes derſelben mit W. über ihr Eigenthum 
an den fraglichen Sachen ohne Einfluß auf das Recht der 
jetzigen Beklagten bleiben müſſe. 

Dieſe Ausführungen des Berufungsrichters, gegen die fich 
ſonſtige Bedenken auch in der That nicht erheben laſſen, find 
von der Beſchwerde nur inſoweit bemängelt worden, als fie fich 
auf die Frage beziehen, ob die ſtreitigen Gegenſtände durch ihre 
Verbindung mit dem W.'ſchen Haufe zu weſentlichen Beſtand⸗ 
theilen nach den Beſtimmungen der §8 93 und 94 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder zu Subſtanztheilen des Hauſes 
nach 8 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts geworden 
ſeien. Aber auch in dieſer Beziehung war dem Berufungsgericht 
lediglich beizutreten und es mag deshalb auch für die Ent⸗ 
ſcheidung auf die Beſchwerde dahingeſtellt bleiben, welches Recht 
hierbei maßgebend iſt. Sowohl nach neuem wie nach altem 
Recht find für die Beurtheilung der Frage, welche Sachen zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügt ſind (§ 93 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) oder zur Subſtanz deſſelben gehören 
($ 4 Theil I Titel 2 des Allgemeinen Landrechts), die An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs über das Weſen des bezüglichen Ge⸗ 
bäudes maßgebend. Daß es ſich hier um ein ſogenanntes herr⸗ 
ſchaftliches Wohnhaus handelt, wird auch von den Klägern nicht 
beſtritten; darin muß aber dem Berufungsrichter beigeſtimmt 
werden, daß die ſtreitigen Gegenſtände und zwar nicht bloß die 
Badeeinrichtungen, ſondern auch die Ampeln und die Spültiſche 
nach den Anſchauungen des Verkehrs zu dem Begriff eines herr⸗ 
ſchaftlichen Gebäudes in Charlottenburg unerläßlich find, daß 
ohne fie das Wohnhaus kein herrſchaftliches fein würde, fie alſo 
zur Herſtellung deſſelben als eines herrſchaftlichen eingefügt 
worden find. Es kann darüber auf die Ausführungen des Be⸗ 
rufungsurtheils Bezug genommen werden, wo insbeſondere auch 
die Gründe angegeben find, aus denen auch die Ampeln zur 
Beleuchtung des Treppenhauſes und die zum Gebrauch in den 
Küchen beſtimmten Spültiſche, mögen ſie nun koſtſpielig oder 
weniger koſtſpielig ausgeſtattet ſein, ſo wie ſie nun einmal dem 
Gebäude eingefügt worden find, zur Herſtellung dieſes herrſchaft⸗ 
lichen Gebäudes beſtimmt waren und erſt deſſen vollſtändige 
Herſtellung bewerkſtelligten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


363 


Zu den 88 812, 226, 242 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Ledl 
c. Gebr. Schwarzhaupt vom 18. April 1901, 
Nr. 33/1901 VI. 


UI. S. O. L. G. München. 


Ein von B. in M. unter dem Datum des 25. Oktober 
1899 auf H. in E. über 5 000 Mark gezogener, am 25. Januar 
1900 zahlbarer Wechſel ging, mit dem Accepte des H. verſehen, 
durch Blankogiros auf den Kläger, von dieſem auf die beklagte 
Firma, Gebrüder S., dann auf den Bankier L. und von dieſem 
mittels Vollindoſſaments an die Reichsbankhauptſtelle in M. über. 
Auf Grund des auf dem Wechſel unter dem Namen und dem 
Wohnort des Bezogenen ſtehenden Vermerkes: in M. zahlbar 
Sonnenſtraße 15 „Hotel Reichshof“ wurde der Wechſel auf 
Betreiben der Reichsbankhauptſtelle in M. am 26. Januar 1900 
dem Ausſteller B. im Hotel Reichshof zur Zahlung vorgelegt, 
mangels Zahlung proteſtirt und von L. eingelöſt. Er gelangte 
ſodann mit Proteſturkunde und einer Retourrechnung von der 
Beklagten, Gebrüder S., an den Kläger. Der Kläger zahlte am 
28. Januar 1900 an die Beklagte den Betrag von 5 048 Mark. 

Der Kläger fordert nun auf Grund der Ausführung, der 
Wechſelproteſt ſei unrichtig erhoben, er habe in der Meinung, 
einen wechſelmäßigen Anſpruch gegen feine Vormänner und den 
Acceptanten zu haben, den Wechſel eingelöft, ſohin, weil zur 
Einlöſung des Wechſels nicht verpflichtet, eine Nichtſchuld bezahlt, 
die Firma S. ſei daher auf ſeine Koſten bereichert, von dieſer 
die Regreßſumme zurück. 

Die Beklagte verkündete dem L., dieſer der Reichsbank⸗ 
hauptſtelle, letztere dem Königlichen Fiskus den Streit; ſämmt⸗ 
liche traten der Beklagten im Streit bei. 

Durch Urtheil des Landgerichts wurde die Beklagte ver⸗ 
urtheilt, an die Klagpartei 5 048 Mark ſammt 5 Prozent Zinſen 
hieraus vom 28. Januar 1900 ab zu bezahlen. 

Auf Berufung der Beklagten und Nebenintervenienten iſt 
Kläger abgewieſen. Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und 
die Berufung zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Berufungsgericht findet in dem Domizilvermerk nur 
die Angabe des Zahlungsortes und der Zahlungsſtelle. Es 
geht davon aus, daß das Accept echt ſei und ſtellt feſt, daß es 
nach dem erwähnten Vermerk auf den Wechſel geſetzt worden. 
Hiernach habe der Acceptant den Wechſel mit dem Zahlungs» 
orte München und der Zahlſtelle Hotel Reichshof angenommen. 
Nach Anſicht des Berufungsgerichts hätte demnach der Wechſel 
dem Acceptanten im Hotel Reichshof vorgelegt und proteſtirt 
werden ſollen. Ju Folge der unrichtigen Proteſterhebung ſei 
der wechſelmäßige Anſpruch gegen die Indoſſanten und Aus⸗ 
ſteller, nicht aber gegen den Acceptanten verloren. 

Kläger könne daher aus dem Wechſel ſelbſt gegen Joſef H. 
vorgehen. Da dieſer unbeſtritten vollkommen zahlungsfähig ſei, 
die Bereicherungsklage aber nur für den Fall gegeben wäre, 
daß ein ordentliches Klagerecht, um einen erlittenen Vermögens- 
nachtheil auszugleichen, nicht beſtehe, jo könne der Kläger die 
Bereichernngsklage nicht vor Durchführung der Wechſelklage 
gegen den Acceptanten erheben. 
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Der Anſpruch ſei auch aus dem Grunde nicht gerechtfertigt, 
weil der Kläger durch die Bezahlung der Regreßſumme einer 
Anſtandspflicht wenigſtens hinfichtlich der von der Beklagten 
unwiderſprochen am 27. Oktober 1899 empfangenen Valuta 
mit 4 799 Mark 77 Pf. genügt habe. 

Endlich ſtehe der Klage auch der Satz dolo facit, qui 
petit, quod redditurus est entgegen. 

Wenn Kläger die Valuta behielte und gleichwohl die 
Regreßſumme zurückerſetzt bekäme, würde er ſich zum Nachtheil 
der Beklagten um den Betrag von 4 799 Mark 77 Pf. ohne 
gerechtfertigten Grund bereichern und ſtände der Beklagten auf 
Rückzahlung dieſes Betrags ein Klagerecht zu. Der Kläger 
habe aber niemals ſeine Klage auf den Unterſchied zwiſchen 
der von ihm bezahlten Regreßſumme zu 5 048 Mark und der 
von ihm empfangenen Valuta mit 4 799 Mark 77 Pf., alſo 
auf 248 Mark 23 Pf. eingeſchränkt und mache fi mit feiner 
Mehrforderung der Argliſt ſchuldig. 

Die Reviſion rügt die Verletzung des § 812 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs. Nach den Feſtſtellungen des Berufungs- 
richters habe der Beklagte durch Leiſtung des Klägers auf 
Koſten deſſelben die Streitſumme ohne rechtlichen Grund er⸗ 
langt. Es ſei alſo die Bereicherungsklage begründet. Von 
einer Subſidiarität dieſer Klage im Sinne des Sicherholens 
könne keine Rede ſein. Es ſei Sache der Beklagten, gegen 
den Acceptanten vorzugehen. Der Prozeßbevollmächtigte der 
Beklagten vertritt dagegen die Anſicht, daß durch den Vermerk 
„Hotel Reichshof“ auf dem Wechſel B. als Domiziliat benannt 
und demgemäß der Wechſel richtig proteſtirt ſei. Eventuell 
macht er auch geltend, daß der Rückforderung § 242 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entgegenſtehe. 

Die Reviſion war als begründet zu erachten. 

Der Vermerk „in M. zahlbar Sonnenſtraße 15 „Hotel 
Reichshof“ enthält nicht die Benennung eines beſtimmten 
Domiziliaten. Hotel Reichshof bezeichnet weder eine Perſon, 
noch eine Firma, ſondern lediglich einen Gaſthof. Auch die 
Nebeneinanderſtellung der Angabe der Straße und der Haus- 
nummer mit dem Namen des Gaſthofs giebt keinen Anlaß, 
dem klaren Wortlaut des Wechſelinhalts eine andere Deutung 
zu unterſtellen. Es iſt durchaus nichts Ungewöhnliches, zur 
leichteren Auffindbarkeit dem Namen des Hotels Straße und 
Hausnummer beizufügen. Davon kann man ſich in jedem den 
Kursbüchern beigegebenen Hotelpreiſeanzeiger überzeugen. Unter 
der Bezeichnung „Hotel Reichshof“ den Beſitzer des Hotels zu 
verſtehen, iſt nicht der geringſte Anlaß gegeben. 

Da ſomit in dem Wechſel kein Domiziliat benannt iſt, fo 
hätte der Wechſel gemäß Artikel 43 der Wechſelordnung an 
dem im Wechſel zur Zahlung angegebenen Orte dem Bezogenen 
präſentirt und dort proteſtirt werden müſſen. Der erhobene 
Proteſt iſt daher ungültig. Gemäß Artikel 41 der Wechſel⸗ 
ordnung iſt in Folge deſſen der wechſelmäßige Anſpruch gegen 
den Ausſteller und die Indoſſanten gemäß Artikel 43 und 47, 
jedoch nicht gegen den Acceptanten verloren. 

Der Kläger hat ſomit, da ſein Nachmann, Gebrüder S., 
gegen ihn keinen Wechſelregreß hatte, eine Nichtſchuld 
bezahlt. 

Die Beklagte hat alſo durch die Zahlung des Klägers auf 
deſſen Koſten 5 048 Mark ohne rechtlichen Grund erlangt. 
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Ob nun der Bereicherungsanſpruch des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches (§8 812 ff.) mit anderen Anſprüchen konkurriren kann, 
oder nur in der Weiſe ſubſidiär zuſteht, daß er ausgeſchloſſen 
erſchiene, wenn dem Berechtigten gegen den Bereicherten noch 
ein anderer Anſpruch zuſtände, mit dem er daſſelbe erlangen 
kann, iſt nicht unbeſtritten. 

Fiſcher⸗ Henle, Bürgerliches Geſetzbuch, Handausgabe 
III. Auflage, bezeichnen in Note 9 zu § 812 den Anſpruch als 
ſubfidiär, ohne eine Begründung oder Erläuterung zu geben, 
Endemann, Einführung in das Studium des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, III. und IV. Auflage, I. Band S. 896 Note 9 
erklärt den Bereicherungsanſpruch als ſubſidiär, da er einen 
endgültigen Erwerb vorausſetze. Coſack, Lehrbuch des Bürger⸗ 
lichen Rechts, III. Auflage, S. 627 Nr. 6 lehnt die Annahme 
dieſer Subfidiarität ab, ebenſo findet Planck, Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch, I. und II. Auflage, Bd. II S. 377 Nr. V, ein Grund, 
den Bereicherungsanſpruch auszuſchließen, weil ein anderer 
Anſpruch auf daſſelbe zuſtehe, liege nicht vor. Weder der 
Wortlaut des Geſetzes noch die Motive zum I. Entwurf laſſen 
entnehmen, daß die durch die Bereicherungsklage beabſichtigte 
Ausgleichung einer Vermögens verſchiebung nur als Aushilfe 
mittel gewährt werden ſollte. Indeſſen bedarf die Frage dieſer 
Subfidiarität hier keiner Entſcheidung. Ein derartiges Sub⸗ 
fidiaritätsverhältniß ſteht hier nicht in Frage. Es handelt ſich 
nicht um die Konkurrenz von Anſprüchen gegen den Bereicherten, 
ſondern um die Möglichkeit eines Erſatzes des durch die Zahlung 
einer Nichtſchuld erlittenen Vermoͤgensnachtheils und zwar ver 
möge der Inanſpruchnahme eines Dritten, im vorliegenden Falle 
alſo darum, ob die Bereicherungsklage deshalb ausgeſchloſſen 
fein ſoll, weil dem Kläger die Möglichkeit gegeben wäre, ſich 
durch Inanſpruchnahme des Wechſelacceptanten in Höhe der 
Wechſelſumme, allerdings nicht für den Betrag der Proteſtkoſten, 
an dem Acceptanten zu erholen. 

Der Ausſchluß der Bereicherungsklage in dieſem Falle 
würde mit deren Bedeutung und Zweck in entſchiedenem Wider 
ſpruche ſtehen. Die durch die Gewährung des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs beabſichtigte Ausgleichung einer zwiſchen dem Be⸗ 
nachtheiligten und dem Bereicherten eingetretenen Vermoͤgens⸗ 
verſchiebung wäre geradezu ausgeſchlofſen, wenn der Benad- 
theiligte erſt den Erſatz feiner erlittenen Vermögensminderung 
von einem Andern zu erlangen verſuchen müßte und erlangen 
würde, hier alſo der Kläger den Wechſel gegen H. vorerſt 
beitreiben mußte und Zahlung erlangen würde. 

Der Umſtand, daß der Berechtigte durch Inanſpruchnahme 
eines Anderen als des auf ſeine Koſten Bereicherten wieder 
erlangen kann, was der letztere auf Koſten des erſteren ohne 
rechtlichen Grund erlangt hat, ſteht daher der Geltendmachung 
des Bereicherungsanſpruchs nicht entgegen. 

5 814 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſchließt die 
Rückforderung einer Leiſtung aus, wenn die Leiſtung einer 
fittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprach. Das Berufungsgericht iſt der Meinung, 
durch die Zahlung der Regreßſumme habe der Kläger hinfichtlich 
der von der Beklagten am 27. Oktober 1899 empfangenen 
Valuta von 4 799 Mark einer Anſtandspflicht genügt. Ez it 
nicht abzuſehen, inwiefern für den Kläger eine moraliſche Ver⸗ 
bindlichkeit beſtehen ſollte, die Beklagte für die Koſten des 
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ſeinerzeitigen Erwerbes des Wechſels zu entſchädigen. Der 
Wechſel ging von Hand zu Hand nur gegen eine Aufwendung. 
Der Kläger erwarb ihn, wenn auch, wie die Beklagte behauptet, 
um einen Preis unter der Wechſelſumme und gab ihn gegen 
Zahlung von 4 799 Mark an die beklagte Firma Gebrüder ©. 
Die Beklagte erwarb alſo den Wechſel gegen Zahlung dieſer 
Summe und gab ihn wieder gegen Entgelt an L. Der Dis⸗ 
kontirende kauft den Wechſel und erhält in ihm — nach ſeiner 
Schätzung — den Werth des Aufgewendeten. Wird im Falle 
des Rücklaufs des Wechſels der Vormann vom Regreſſe des 
Hintermanns frei, jo ergiebt ſich aus der Thatſache, daß erſterer 
an den letzteren den Wechſel verkauft hat, für den Vormann 
auch keine moraliſche Verpflichtung, für Nachläſſigkeiten des 
Hintermannes einzuſtehen und Nachtheile abzuwenden, die ſich 
dieſer durch Verſehen zugezogen. (Vergl. Borchardt, die Allgemeine 
Deutſche Wechſelordnung, VIII. Auflage, S. 278 Zuſatz 603 b.) 

Die Valuta von 4 799 Mark iſt, wirthſchaftlich betrachtet, 
der Kaufpreis für den an Gebrüder S. erwähnten Wechſel und 
zugleich die möglicher Weiſe mit einem Gewinn verbundene 
Deckung (der Rembours) der für den Erwerb des Wechſels 
gemachten Aus lage. 

Eine Bereicherung des Klägers läge nur vor, wenn er 
trotz der Rückerſtattung der an die Beklagte bezahlten Summe 
auch den Wechſel behielte. Denn dann hätte er den Wechſel⸗ 
anſpruch und die Wechſelſumme. 

In der Beufungsverhandlung hat ſich aber der Kläger 
darauf berufen, daß er ſchon mit Brief vom 1. März 1900 
ſich zur Rückgabe des Wechſels und der Proteſturkunde bereit 
erklärt habe. Die Forderung des Rückerſatzes der bezahlten 
Regreßſumme gegen Aushändigung des Wechſels und der 
Proleſturkunde verſtößt nicht gegen Treu und Glauben. Noch 
weniger kann von der Ausübung eines Rechtes die Rede ſein, 
die nur den Zweck haben könnte, einem Anderen Schaden 
zuzufügen. Die 88 226 und 242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſind daher gleich unanwendbar. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 6. bis 11. Mai 1901 
aukgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 99. 

Die jetzigen Beſchwerdeführer hatten gegen die Deutſche 
Grundſchuldbank in Berlin mit dem Antrage geklagt, die Bekl. 
zu verurtheilen, in der von ihr betriebenen Zwangsverſteigerung 
bes dem Maurermeiſter W. gehörigen Hauſes Bayreutherſtraße 20 
in Charlottenburg die im Eigenthum der Kl. ſtehenden, von 
ihnen an den W. nur vermietheten 16 Badewannen mit dazu 
gehörigen Armaturen, 16 Babeöfen, 8 Spültiſchen und 5 Ampeln 
vom Zwangsverkauf auszuſchließen. Mit dieſer Klage wurden 
ſie in I. J. abgewieſen. Sie legten Berufung ein, zeigten dann 
aber an, daß der Verſteigerungsantrag der Bekl. zurückgenommen 
worden ſei, und beantragten nun: den Rechtsſtreit in der Haupt ⸗ 
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ſache für erledigt zu erklären und die Prozeßkoſten der Bekl. 
aufzuerlegen. Der B. R. beſtätigt in den Entſcheidungsgründen, 
daß der Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt ſei; er bemerkt 
dann, daß die Entſcheidung über die Koſten gleichwohl noch ein 
Eingehen auf die Frage nach der Berechtigung des Haupt- 
anſpruchs erfordere; dieſe Frage verneint er aber zu Ungunſten 
der Kl. Die Urtheilsformel iſt dahin gefaßt, daß die Berufung 
der Kl. zurückgewieſen werde und die Kl. verurtheilt würden, 
die Koſten der Berufungsinſtanz zu tragen. Gegen dieſes 
Urtheil haben die Kl. rechtzeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt 
mit dem Antrage: unter Abänderung der Entſcheidung die Koſten 
des Rechtsſtreits der Bekl. aufzuerlegen, eventuell die Sache zur 
erneuten Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. zurück⸗ 
zuverweiſen. Die Bekl. hat in ihrer Gegenerklärung die Zurück⸗ 
weiſung der Beſchwerde beantragt, in erſter Linie aber die 
Beſchwerde als unzuläſſig um deswillen bezeichnet, weil das B. U., 
das die Berufung zurückweiſe, alſo eine Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt enthalte, nicht mit der ſofortigen Beſchwerde nach 
§ 99 Abſ. 3 der C. P. O., ſondern nur mit der Reviſion hätte 
angefochten werden können. Dies trifft nicht zu. Eine Haupt⸗ 
ſache war nicht mehr vorhanden, konnte demnach nicht mehr 
entfchieden werden und der B. R. hat auch nicht etwa irrthümlich 
geglaubt, ſie noch entſcheiden zu müſſen, denn er erklärt in den 
Entſcheidungsgründen ausdrücklich, daß es ſich um die Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten handle. Die von ihm ausgeſprochene 
Zurückweiſung der Berufung bezieht ſich nur auf deren Zurück⸗ 
weiſung in dem allein noch anhängigen Theil bezüglich der Koſten. 
Zuläſſig war demnach die erhobene Beſchwerde, auch der Summe 
nach (8 567 Abſ. 2 der C. P. O.), fie konnte aber nicht für 
begründet erachtet werden. V. C. S. i. S. Peters o. Deutſche 
Grundſchuldbank vom 24. April 1901, B Nr. 55/1901 V. 

2. 8 304. 

Auch wenn der Fall des § 304 der C. P. O. nicht vor- 
läge, würde hieraus die Unzuläſſigkeit der Berufung nicht folgen. 
Die Formel des Urtheils I. J. und die Begründung deſſelben 
ergeben zweifellos, daß der I. R., wie er auch ausdrücklich er⸗ 
klärt hat, ein Urtheil im Sinne des 8 304 der C. P. O. er⸗ 
laſſen wollte. Stellt ſich das Urtheil aber als ein ſolches dar, 
jo würde ſelbſt dann, wenn ihm eine unrichtige Auffafjung des 
erkennenden Richters zu Grunde liegen ſollte, die Berufung zu⸗ 
läffig fein. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 
S. 421, 429, Bd. 8 S. 360, Bd. 13 S. 401, Bd. 39 
S. 389.) Es kann aber auch die Anficht des I. R., daß feine 
Entſcheidung den Grund des Klageanſpruchs betreffe, nicht miß⸗ 
billigt werden. Zwar iſt diejenige Thatſache, in welcher der 
Klageanſpruch feine materielle Begründung findet, — der Ab- 
ſchluß des Vergleiches, durch welchen der Bekl. die Koſten 
des Vorprozeſſes übernommen hat, — nicht ſtreitig. Die 
Parteien ſtreiten aber, außer über den Betrag des Anſpruchs, 
auch über die Frage, ob jener Vergleich die vom Kl. gewahlte 
Art der Geltendmachung des Anſpruchs rechtfertigt: die Bekl. 
hat auszuführen geſucht, daß Kl. den Anſpruch auf Erſtattung 
der Koſten des Vorprozeſſes in dem letzteren zur Erledigung zu 
bringen habe, wogegen Kl. die Anſicht vertritt, daß ihr, da der 
Vergleich außergerichtlich geſchloſſen ſei, zur Verfolgung des 
Erſtattungsanſpruchs nur der Weg der Klage in einem neuen 
Prozeſſe offen ſtehe. Hiernach betrifft der Streit auch den 
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Grund des Anſpruchs, da in Frage ſteht, ob letzterer fo, wie 
geſchehen, geltend gemacht werden kann und ob der Vergleich 
die gewählte Art der prozeſſualen Verfolgung des Anſpruchs 
begründet. VII. C. S. i. S. Wilhelmshavener Aktien⸗Brauerei 
c. Hellmers vom 22. März 1901, Nr. 28/1901 VII. 

3. § 304. 

Die Vorſchrift im Abſ. 1 des § 304, laut deren, wenn 
ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt, das Gericht 
über den Grund vorab entſcheiden kann, gilt für den durch 
Klage oder Widerklage geltend gemachten Anſpruch, nicht für 
Einreden, ſpeziell auch nicht für die Aufrechnungseinrede. 
VII. C. S. i. S. v. Alten 6. Hoͤpfner vom 12. April 1901, 
Nr. 51/1901 VII. 

4. 8 328. 

Der Entſcheidungsgrund des B. G. beruht auf der Anficht, 
daß nach Deutſchem Recht ein Rechtsſtreit, der gegen eine offene 
Handelsgeſellſchaft wegen einer Geſellſchaftsſchuld anhängig ge- 
macht ſei, für den ſpäter in einem zweiten Prozeß wegen der 
nämlichen Geſellſchaftsſchuld belangten einzelnen Geſellſchafter 
die Einrede der Rechtshängigkeit nicht zu begründen vermöge, 
weil es in den beiden Prozeſſen an der Identität der Parteien 
und an der Identität des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes fehle. 
Dieſer Anficht iſt indeß, obwohl ſie auch in der Literatur von 
mehreren Seiten vertreten wird, nicht beizupflichten. Eingehend 
begründet. I. C. S. i. S. Saske und Gen. 8. Mengelbier 
vom 13. April 1901, Nr. 15/1901 J. 

5. § 328. 

Zutreffend iſt der auf den § 328 Ziff. 5 der C. P. O. geſtützte 
Eniſcheidungsgrund, aus welchem das B. G. zu Ungunſten der 
Bekl. erkannt hat. Einer im Inlande erhobenen Klage kann 
auf Grund eines im Auslande anhängigen Rechtsſtreits die 
Einrede der Rechtshängigkeit nur dann entgegengeſetzt werden, 
wenn das in dieſem Rechtsſtreit ergehende Urtheil im Inlande 
als Urtheil anzuerkennen iſt. Die Anerkennung des aus ländiſchen 
Prozeſſes und ſeine Wirkung für andere Prozeſſe kann nicht 
weiter reichen als die Anerkennung des ausländiſchen Urtheils. 
Vergl. Entf. bei voriger Nummer. 

6. § 529. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der C. P. O. der Begriff 
der unzuläſſigen Klagänderung bezüglich der Widerklage bekannt 
iſt oder nicht, denn die Entſcheidung des B. G. beruht darauf, 
daß mit dem Eventualantrag ein neuer Anſpruch erhoben werde, 
wie die Begründung ſeiner Verwerfung ergiebt; neue Anſprüche 
dürfen aber von den Fällen des § 268 Nr. 2, 3 abgeſehen, 
die nicht vorliegen, nach $ 529 Abſ. 2 der C. P. O. nur mit 
Einwilligung des Gegners erhoben werden. V. C. S. i. S. 
Gregory c. Müller vom 13. April 1901, Nr. 40/1901 V. 

7. 8 887. 

Es handelt ſich um die Vollſtreckung eines rechtskräftigen 
Urtheils des Königlichen Landgerichts zu Beuthen O. / S. vom 
23. Februar 1900, durch welches der Bekl. verurtheilt 
worden iſt, dem Kl. an Stelle der auf deſſen Grundſtück 
Blatt 380 Radzionkau eingetragenen Hypotheken Abtheilung III 
Nr. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 in Sefammthöhe von 36 000 Mark 
ein erſtſtelliges Hypothekendarlehn in gleicher Höhe mit 4½ / 
verzinslich und bei pünktlicher Zinszahlung auf die Dauer von 
fünf Jahren unkündbar zu verſchaffen. Der Kl. erachtet eine 
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Vollſtreckung nach Maßgabe des § 887 C. P. O. für zuläſſig 
und hat daher beantragt, ihn zu ermächtigen, ſich das 
Hypothekendarlehn von 36 000 Mark ſelbſt zu beſchaffen und 
den Schuldner zur Vorauszahlung der hierzu erforderlichen 


Koſten, die er auf 3500 Mark veranſchlagt, zu verurtheilen. 


Das L. G. hat durch Beſchluß vom 1. März 1901 den Antrag 
zurückgewieſen, weil eine Leiſtung in Frage ſei, die nicht von 
der freien Entſchließung des Schuldners abhänge Dagegen hat 
das O. L. G. auf Beſchwerde des Kl. durch Beſchluß vom 
23. März 1901 dem Antrage ſtattgegeben, indem es ausführt, 
es ſeien hier Handlungen in Frage, die jeder Dritte ſtatt des 
Schuldners vornehmen konne. Hiergegen richtet ſich die recht⸗ 
zeitig eingelegte weitere Beſchwerde des Bekl., welche den 
gegentheiligen Standpunkt vertritt, mit dem Antrage, unter 
Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes den Antrag des 
Gläubigers zurückzuweiſen. Die weitere Beſchwerde iſt nach 
Lage der Sache begründet. Es handelt ſich nach dem Tenor 
und der Begründung des ergangenen Urtheils nicht bloß um 
Beſchaffung eines Darlehns von 36 000 Mark, ſondern darum, 
daß dieſes Darlehn an Stelle von acht anderen Hypotheken, 
die zuſammen ebenfalls 36 000 Mark betragen, treten ſoll. 
Um dieſem Urtheil Genüge zu leiſten, bedarf es alſo ebenſowohl 
der Beſchaffung der noͤthigen Geldmittel, d. h. der Ermittelung 
eines Gläubigers, welcher bereit und im Stande iſt, das Darlehn 
zu den im Urtheil feſtgeſetzten Bedingungen herzugeben, wie der 
Beſeitigung der eingetragenen Hypotheken, an deren Stelle das 
Darlehn treten ſoll. Mag man nun auch in erſterer Be⸗ 
ziehung, d. h. was die Beſchaffung der nöthigen Geldmittel 
anlangt, mit dem O. L. G. annehmen, daß es ſich um eine 
Leiſtung handelt, die auch ein Dritter für den Schuldner vor- 
nehmen kann, ſo iſt dies doch keineswegs ohne weiteres bezüglich 
der damit im Zuſammenhange ſtehenden Beſeitigung der jetzt 
eingetragenen Hypotheken der Fall. Das O. L. G. nimmt dies 
zwar an und verweiſt hierbei auf die in den Entſch. des R. G. 
Bd. 21 S. 377 und Bd. 23 S. 364 veröffentlichten Beſchlüſſe 
dieſes Gerichtshofes; indeß mit Unrecht. Das R. G. hat zu 
der Frage, wie ſich die urtheilsmäßige Verpflichtung, eine 
Hypothek zur Löſchung zu bringen, vollſtrecken laſſe und 
namentlich, ob hierzu der Weg des 8 887 (früher § 773) 
C. P. O. beſchritten werden könne, ſtets die Stellung genommen, 
daß es darauf ankomme, ob nach Lage des konkreten Falles der 
Schuldner in der Lage ſei, den Hypothekengläubiger zur Aufgabe 
ſeines Rechts zu zwingen. Iſt dies der Fall, ſo ſteht nichts 
entgegen, die Vollſtreckung nach Maßgabe des 8 887 in die 
Wege zu leiten; iſt es nicht der Fall, ſo kann auch der 
Gläubiger nicht ermächtigt werden, eine Handlung an Stelle 
des Schuldners vorzunehmen, die dieſer ſelbſt auszuführen außer 
Stande wäre. Dies iſt — abgeſehen von einem Beſchluſſe des 
II. Civilſenats des R. G. vom 15. März 1884, den derſelbe 
Senat ſpäter in dem Beſchluſſe vom 16. Juni 1893 (Entſch. 
Bd. 31 S. 412) ſelbſt wieder aufgegeben hat — der vom 
R. G. in dieſer Frage dauernd feſtgehaltene Standpunkt 
(vergl. Seufferts Archiv Bd. 50 S. 120; Gruchots Beiträge 
Bd. 38 S. 744; Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 552 Nr. 3 
und weitere Nachweiſungen bei Peterſſen⸗Anger Note 3 zu 
8 887 C. P. O. S. 582 (Bd. 2), mit welchem die beiden 
vom O. L. G. erwähnten und ſich mit einer anderen Frage be ⸗ 
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ſchäftigenden Beſchlüſſe nicht in Widerſpruch ſtehen. Von 
dieſem Standpunkt abzugehen, dazu liegt keine Veranlaſſung 
vor. Hält man ihn aber feſt, ſo zeigt ſich, daß im vorliegenden 
Fall die Vorausſetzungen, unter denen dem Antrage des 
Gläubigers ſtattgegeben werden könnte, nicht vorhanden oder 
wenigſtens als vorhanden nicht erkennbar find. Denn es ſteht 
darüber, ob die acht Hypothekengläubiger, an deren Stelle das 
zu beſchaffende Darlehn treten ſoll, bereit ſein würden, ſich 
abfinden zu laſſen, ob ihre Hypotheken fällig find oder fällig 
gemacht werden können, ob nach dieſer Richtung hin überhaupt 
irgend welche Schritte unternommen worden find und zu welchem 
Ergebniß fie geführt haben, nicht das Mindeſte feft. Dieſer 
ganze Theil des zu vollſtreckenden Urtheils bleibt hinfichtlich 
ſeiner Ausführbarkeit im Ungewiſſen, und nur der andere Theil 
würde zunächſt, indem das Kapital beſchafft werden ſoll, zur 
Ausführung gelangen. Dies iſt unzuläſfig. Will ſich der 
Kl. die in 8 887 gedachte Ermächtigung ertheilen laſſen, fo 
muß er dem Gericht nachweiſen, daß er in der Lage ſein würde, 
das zu beſchaffende Kapital an die Stelle der eingetragenen 
Hypotheken treten zu laſſen, daß alſo letztere fällig ſeien, oder 
daß ſie rechtzeitig fällig gemacht werden könnten, oder daß die 
Gläubiger bereit oder ſonſt rechtlich verpflichtet ſeien, ſich abfinden 
zu laſſen — kurz, daß die Ausführbarkeit des Urtheils auch 
nach dieſer Richtung hin keinem Bedenken unterliege. Da in 
dieſer Beziehung von Seiten des Kl. nichts geſchehen iſt, hat 
das L. G. ſeinen aus § 887 geſtellten Antrag mit Recht 
zurückgewieſen. V. C. S. i. S. Kamm c. Stippa vom 
20. April 1901, B Nr. 56/1901 V. 

II. Das Handelsrecht. 

8. 8 212. 

Daß durch den Beſchluß vom 1. Januar 1900 an der 
Rübenlieferungspflicht die dem 8 212 des neuen H. G. B. 
entſprechende rechtliche Geſtaltung gegeben, mit anderen Worten 
die Rübenlieferung den Aktionären als eine geſellſchaftliche 
Leiſtung auferlegt werden ſollte, erhellt mit voller Deutlichkeit 
aus der Faſſung des beſchloſſenen Zuſatzes zu dem Schema der 
Aktien: „Auf dieſer Aktie ruht für den Inhaber derſelben die 
Verpflichtung u. ſ. w.,“ und aus dem Datum, welches der Zuſatz 
erhalten ſollte. Deshalb iſt gegenüber dem vom B. G. ein- 
genommenen Standpunkt, daß der angegriffene Beſchluß, weil 
er am 17. November 1899 gefaßt ſei, bezüglich ſeiner Gültigkeit 
nur nach dem Recht, welches damals gegolten habe, beurtheilt 
werden könne, der Reviſion darin beizutreten, daß der Beſchluß 
aufrecht erhalten werden müßte, wenn er nach dem am 1. Januar 
1900 in Kraft getretenen Recht gültig wäre. In Wahrheit iſt 
er aber ungültig ſowohl nach dieſem wie nach dem bisherigen 
Recht. Es iſt unrichtig, was die Reviſion auszuführen verſucht, 
daß das neue H. G. B. in den 88 211 ff. eine unter der 
Herrſchaft des alten Rechts entſtandene Streitfrage entſcheide. 
Das neue H. G. B. giebt in den angezogenen Paragraphen 
nicht eine authentiſche Interpretation der bisherigen aktienrecht⸗ 
lichen Vorſchriften, ſondern eröffnet nur für die Zukunft die 
Möglichkeit, im Geſellſchaftsvertrage den Aktionären neben den 
Kapitaleinlagen nicht in Geld beſtehende wiederkehrende Leiſtungen 
aufzuerlegen. Dieſe Möglichkeit gewährte, wie auch in den 
Denkſchriften zu den beiden Entwürfen des neuen H. G. B. 
anerkannt wird, richtiger Anficht nach das bisherige Recht nicht; 
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entgegenſtand ihr die Vorſchrift im Art. 219 des älteren H. G. B., 
von welcher die Beſtimmung im § 211 des neuen H. G. B. 
weſentlich abweicht. Die in dem Statut einer Rübenzucker⸗ 
Aktiengeſellſchaft enthaltenen Feſtſetzungen über die Rübenliefe⸗ 
rung wurden nicht Beſtandtheil des Geſellſchaftsvertrages, fie 
ließen ſich vielmehr, wenn überhaupt, nur aufrecht erhalten 
unter dem Gefichtspunkt, daß man fie als Inhalt ſelbſtändiger 
Nebenverträge zwiſchen der Geſellſchaft und ihren Mitgliedern 
betrachtete. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 Nr. 3, 
Bd. 26 Nr. 19, Bd. 37 Nr. 35, Denkſchrift zum erſten Ent⸗ 
wurf des neuen H. G. B. S. 131; Denkſchrift zu dem dem 
Reichstag vorgelegten Entwurf S. 141. Dabei handelte es 
ſich nicht, wie die Reviſlon meint, um eine ſachlich bedeutungs⸗ 
loſe Konſtruktion. Es wurde verlangt, daß der Kübenpreis 
ein beſtimmter oder doch objektiv beſtimmbarer fein müſſe 
(Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 152 flg.); es wurde aus⸗ 
geſprochen, daß die Aktionäre bezüglich der Rübenlieferung der 
Geſellſchaft gerade ſo gegenüberſtänden, wie wenn ſie, ohne ihr 
als Aktionär anzugehören, die Verträge mit ihr geſchloſſen 
hätten (Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 16), und überhaupt an⸗ 
erkannt, daß die einzelnen rechtlichen Konſequenzen der äußeren 
Verbindung von Nebenverträgen mit dem Geſellſchafts vertrage 
in vielen Punkten andere ſein würden, als die einer inneren 
Einordnung der Rübenlieferung in das aktiengeſellſchaftliche 
Verhältniß (Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 89). Auch für die 
Aktionäre der verklagten Geſellſchaft entſprang demnach ihre 
Pflicht zur Rübenlieferung und ihr Anſpruch auf die im 8 13 
des Statuts beſtimmten Gegenleiſtungen beſonderen von dem 
Geſellſchaftsverhältniſſe unabhängigen Rechtsverhältniſſen, und 
dieſe ihre Rechtsſtellung iſt, wie ſie es früher war, auch nach 
dem Inkrafttreten des neuen Rechts eine ſolche geblieben, an 
der ſich ohne ihre Zuſtimmung nicht ändern läßt. Weiter aus- 
geführt. I. C. S. i. S. Reinfledter Zuckerfabrik o. Mühlenberg 
und Gen. vom 10. April 1901, Nr. 499 / 1900 I. 

9. 58 343 ff., 373 ff. Kauf auf Probe. 

Die Revifion iſt begründet. Zwar hat der B. R. den im 
Juni 1898 geſchloſſenen Vertrag der Parteien nicht als Kauf 
auf Probe bezeichnet; er ſpricht von einem Geſchaft auf Probe 
und hat an einer anderen Stelle ausgeführt, es könne dahin 
geſtellt bleiben, ob der Vertrag als Kauf oder Werkverdingung 
zu beurtheilen ſei. Auf jeden Fall aber, mag der Vertrag als 
Kaufe oder Werkvertrag angeſehen werden, iſt die Auffaſſung 
des B. R., es liege ein Geſchäft auf Probe in dem Sinne vor, 
daß ſchon allein durch die Erklärung des Bekl., die gelieferte 
Maſchine nicht behalten zu wollen, das Geſchäft und zwar mit 
Wirkung ex tune ſollte aufgelöft werden können, rechts⸗ 
irrthümlich. Die Behauptung des Bekl., welche der B. R. dem 
Beſtreiten der Kl. gegenüber für erwieſen halt und auf die er 
ſeine Anſicht ſtützt, geht dahin, daß erſt nach Ablauf einer 
14 tägigen Probezeit und wenn ſich in ihr bewahrheitet 
habe, daß die Preſſe bei 10 ſtündiger täglicher Arbeitszeit 
täglich 22 000 Stück Vollſteine liefere, die Abnahme der 
Maſchine habe erfolgen ſollen. Alſo nur für den Fall, daß 
die Maſchine den bedungenen Anforderungen nicht entſprechen 
würde, ſollte Bekl. berechtigt ſein, die Abnahme abzulehnen. 
Davon aber, daß Bekl., wenn er von der Befugniß der Ab⸗ 
nahmeverweigerung Gebrauch machen würde, nicht berechtigt 
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fein ſollte, anderweite Erfüllung oder Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung von Seiten der Kl. zu fordern, iſt keine Rede. 
Die Auffaſſung des B. R. ſteht mit den Erklärungen beider 
Parteien in Widerſpruch. Als Bekl. die Maſchine mittels 
Schreibens vom 17. Auguſt 1898 zur Verfügung ſtellte, erhob 
er zugleich den Anſpruch, daß Kl. ihm ihrer „Verpflichtung“ 
gemäß eine gangbare Maſchine liefere. Andererſeits hat Kl. 
nicht beſtritten, daß ſie ſchadenserſatzpflichtig geworden wäre, 
falls ſie die Schuld träfe, daß die Maſchine während des Be⸗ 
triebes bei dem Bekl. zerbrach, ſie hat die Schuld hieran dem 
Bekl. zugeſchoben und ferner geltend gemacht, daß ein etwaiger 
Schadenserſatzanſpruch des Bekl. durch die in der Zeit vom 
17. bis 22. Auguſt 1898 getroffenen Vereinbarungen beſeitigt 
worden ſei. Einen Einwand im Sinne der Auffaſſung des 
B. R., das Geſchäft ſei durch die ſchriftliche Erklärung des 
Bekl. vom 17. Auguſt 1898 mit Wirkung ex tunc vernichtet 
worden, hat fie dem Schadenserſatzanſpruche des Bekl. nicht 
entgegengeſetzt. Die weitere Ausführung des B. R., die Parteien 
hätten das Abkommen vom 17.) 22. Auguſt 1898 als einen 
ſelbſtändigen Vertrag aufgefaßt, durch welchen das ältere Ab- 
kommen in allen ſeinen Folgen beſeitigt ſei, läßt ſich mit 
der — bier als richtig zu unterſtellenden — Behauptung des 
Bekl., er habe ſich S. gegenüber bei den mit dieſem gepflogenen 
„Verhandlungen den Schadenserſatzanſpruch vorbehalten, ſchlechter⸗ 
dings nicht vereinigen, — es ſei denn, was Kl. indeſſen nicht 
behauptet, daß Bekl. zunächſt einen ſolchen Vorbehalt erklärt, 
denſelben aber im Laufe der Verhandlungen wieder hat fallen 
laſſen. Dieſelbe iſt bei der jetzigen Lage der Sache um ſo 
weniger geeignet, die angefochtene Entſcheidung zu rechtfertigen, 
als der B. R. bei ihr von der irrigen Auffaſſung ausgegangen 
iſt, der ältere Vertrag ſei bereits durch die Erklärung des Bekl. 
vom 17. Auguſt 1898 vernichtet worden. Von dieſer irrigen 
Auffaſſung erſcheint auch die Ausführung beeinflußt, es ſei in 
dem übereinſtimmenden Verhalten der Parteien, welches in der 
betreffs Zahlung des Preiſes der Maſchine gepflogenen 
Korreſpondenz hervorgetreten ſei, eine ſelbſtändige Vereinbarung 
des Inhalts zu finden, daß, abgeſehen von den Vorbehalten 
des Bekl. im Schreiben vom 3. Juli 1899, der Forderung 
der Kl. Anſprüche des Bekl. nicht entgenſtehen ſollten. Dieſe 
Ausführung entbehrt auch der näheren Begründung, die 
um ſo mehr geboten geweſen wäre, als — abgeſehen von der 
klägeriſcherſeits beſtrittenen Behauptung des Bekl., ſich den jetzt 
geltend gemachten Schadenserſatzanſpruch bei den Verhandlungen 
mit S. vorbehalten zu haben, — nicht erhellt, daß eine Ver⸗ 
anlafſung vorgelegen habe, eine ſolche Vereinbarung zu treffen. 
Uebrigens hat Kl. eine Behauptung im Sinne dieſer Aus- 
führung nicht aufgeſtellt, ſondern nur ausgeführt, daß, wie ſich 
aus der Korreſpondenz ergebe, Bekl. bis zum 13. Juli 1899 
auf dem Standpunkte geſtanden, daß das Abkommen vom 
17/22. Auguſt 1898 zum Ausgleich aller Streitigkeiten ge- 
troffen worden ſei, und daß er insbeſondere in dem Schreiben 
vom 3. Juli 1899 ſeine Verbindlichkeit anerkannt habe. 
VII. C. S. i. S. Grunze c. Fritſch u. Co. vom 9. April 1901, 
Nr. 48/1901 VII. 

10. § 413. Art. 384 a. F. 

Der Speditionsauftrag, welchen der Bekl. im Sommer 1897 
übernommen hatte, ſtand unter der Verpflichtung des Ait. 384 
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des H. G. B. ä. F., weil der Abſender ſich unbeſtrittenermaßen 
mit dem Spediteur über beſtimmte Sätze der Transportkoſten 
geeinigt hatte. Gemäß Art. 384 und 395 des H. G. B. 
haftete demnach der Bekl. für die von ihm angenommenen 
Zwiſchenſpediteure und Frachtführer von der Empfangnahme des 
Gutes bis zu deſſen Ablieferung. Dabei iſt es in der Recht⸗ 
ſprechung, wie in der Literatur unbezweifelt, daß durch die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 384 dem Spediteur nicht eine Haftung für 
das Gelingen des Transportes ſchlechtweg auferlegt wird, ſondern 
daß ſich dieſe Haftung nur auf ſchuldhafte Handlungen und 
Unterlaſſungen erſtreckt, welche in den Zeitraum fallen, inner⸗ 
halb deſſen der Speditionsauftrag zum Vollzuge gelangt. 
Schuldhafte Handlungen und Unterlaſſungen, welche in einen 
Zeitabſchnitt fallen, bei deſſen Beginn der Speditionsauftrag 
bereits erledigt war, fallen nicht unter die Haftungspflicht 
gemäß Art. 384 des H. G. B., auch wenn ſie Perſonen zur 
Laſt liegen, welche früherhin als Zwiſchenſpediteure oder Fracht ⸗ 
führer an der Verſendung betheiligt waren, weil in dieſem Falle 
die ſchädigenden Handlungen und Unterlaſſungen der thätig ge- 
wordenen Perſonen nicht mehr als ein Verſchulden der Zwifchen- 
leute als ſolcher angeſehen werden können, welche zum Vollzuge 
des Speditionsauftrags von dem Spediteur als Hilfsperſonen 
angenommen worden find. I. C. S. i. S. Hartrodt c. Dürkopp 


u. Co. vom 10. April 1901, Nr. 501/1900 I. 


III. Sonſtige Neichsgeſetze. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

11. 5 20. 

Die Rüge der Verletzung des § 20 des Waarenzeichen⸗ 
geſetzes vom 12. Mai 1894 kann ebenfalls nicht für zutreffend 
erachtet werden. Mit der Annahme, daß das konſumirende 
Publikum, welches nur ſelten in der Lage ſei, beide Waaren⸗ 
zeichen neben einander liegend zu vergleichen, trotzdem die beider⸗ 
ſeitigen Waarenzeichen der Parteien mit einander nicht ver⸗ 
wechſeln könne, hat das O. L. G. die Verwechſelungsmöglichkeit 
auch von dem in der Reviſionsinſtanz Seitens der Kl. geltend 
gemachten Gefichtspunkt aus verneint, daß Jemand, der ſich 
nach dem Zeichen der Kl. das Bild einer Vierländerin im Kopf 
eingeprägt habe, eine andere bildliche Darſtellung einer Vier⸗ 
länderin mit jenem Bild als mit demſelben identiſch verwechſeln 
könne. Mit dem Ausſpruche ferner, daß die Verwechſelungs⸗ 
gefahr nicht für einen auch nur einigermaßen aufmerk- 
ſamen Käufer beſtehe, hat das O. L. G. lediglich zum Ausdruck 
gebracht, daß bei der Beurtheilung der Verwechſelungsgefahr 
bezüglich der Waarenzeichen der Parteien nicht ein beſonders 
aufmerkſamer Käufer ins Auge gefaßt werde. Dies ſtimmt mit 
der dem § 20 des Warenzeichengeſetzes beizumefjenden Bedeutung 
überein, nach welcher bei der Beurtheilung der Gefahr einer 
Verwechſelung von Waarenzeichen der Maßſtab der im Verkehr 
üblichen Aufmerksamkeit der Käufer anzulegen ift. II. C. S. 
i. S. Heimerdinger 6. Vierländer Frucht⸗ und Gemüfe-Konferven- 
fabrik vom 22. April 1901, Nr. 41/1901 II. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

12. § 54 1.6, § 562 J. 9. 

In rechtlicher Beziehung führt die Vorinſtanz aus, in den 
feſtgeſtellten Verhandlungen ſei ein gegenſeitiges Anerkenntniß 
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der Bekl. habe damit ſeine Erſatzpflicht dem Grunde nach unter 
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Zuſtimmung des Kl. anerkannt, des Einverſtändniſſes über die 
Höhe der Entſchädigung habe es nicht bedurft. Von dieſem 
Anerkenntniß an würde an ſich eine neue dreijährige Verjährung 
zu laufen begonnen haben, der Bekl. habe jedoch um Ge⸗ 
ſtundung gebeten, und die ſei ihm vom Kl. jedenfalls für eine 
ſo lange Zeit bewilligt worden, daß von deren Ablaufe an bis 
zur, Klagerhebung die Verjährungsfriſt nicht abgelaufen ſei. 
Dieſen Ausführungen iſt nicht beizutreten geweſen. Von der 
Revifion iſt zunächſt geltend gemacht worden, es ſei rechts⸗ 
irrthümlich, wenn die Vorinſtanz angenommen habe, daß ein 
gegenſeitiges Schuldanerkenntniß im Sinne von 8 562 Thl. I 
Tit. 5 des A. L. R. vorliege, obwohl nach ihren Feſtſtellungen 
eine Einigung der Parteien über die Höhe der vom Bekl. zu 
zahlenden Entfhädigung nicht erzielt worden ſei. In der That 
iſt die von dem B. G. vertretene Auslegung der angezogenen 
Geſetzesvorſchrift keineswegs zweifelsfrei. Allerdings iſt in einem 
Urtheil des vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 20. April 
1827 (abgedruckt bei Simon und von Strampff, Rechtsſprüche 
der Preußiſchen Gerichtshöfe Bd. I S. 77 ff.) ausgeſprochen, es 
ſei, um die Verjährung zu unterbrechen, nicht erforderlich, daß 
das Anerkenntniß auch den Betrag der Schuld feſtſtelle oder 
angebe, und dieſelbe Meinung iſt von dem R. O. H. G. — 
Entſch. Bd. 18 S. 60 ff. (S. 64) — befolgt worden, ſie wird 
auch von Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, 
Bd. I 5. Aufl. $ 168 Anm. 4 (S. 381) vertreten. Allein aus 
der Annahme, daß ein Anerkenntniß auch ohne Angabe des 
Betrags zur Unterbrechung der Verjährung geeignet ſei, folgt 
noch nicht, daß ein hierzu geeignetes Anerkenntniß auch dann 
anzunehmen ſei, wenn die Betheiligten ſowohl über das Beſtehen 
des Anſpruchs überhaupt, als auch über deſſen Höhe verhandelt 
haben und in der letzteren Beziehung keine Einigung erzielt 
worden, der Anſpruch ſeinem Umfange nach alſo direkt ſtreitig 
geblieben iſt, was, wie nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
wohl angenommen werden muß, hier der Fall geweſen iſt. Das 
Obertribunal hat in dem in Striethorſts Archiv Bd. 72 S. 29 ff. 
veröffentlichten Urtheile vom 22. Juni 1868 ausgeſprochen, das 
Anerkenntniß müſſe, um die Verjährung zu unterbrechen, die 
Anerkennung des fortdauernden Beſtehens des Rechtes von der 
Beſchaffenheit und dem Umfange, wie daſſelbe vom Be⸗ 
rechtigten dem Verpflichteten gegenüber geltend ge- 
macht werde, erkennbar machen. Der genannte oberſte 
Gerichtshof hat alſo in ſeiner ſpäteren Rechtſprechung die Auf⸗ 
faſſung, daß ein Anerkenntniß im Sinne von § 562 Thl. 1 
Tit. 9 auch dann angenommen werden könne, wenn zwiſchen 
den Betheiligten der Umfang der in Frage ſtehenden Ver⸗ 
pflichtung ſtreitig geblieben ſei, beſtimmt reprobirt. Dem hat 
ſich der jetzt entſcheidende Senat des R. G. in einem Urtheil 
vom 28. Februar 1889 (Rep. VI 327/1888, auszugsweiſe mit- 
getheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1889 S. 143 Nr. 27) 
angeſchloſſen. Vergl. auch Plathner, Geiſt des Preußiſchen 
Rechts, Bd. II S. 313. Indeß bedarf es keiner Entſcheidung 
dieſer Frage, da auch wenn ſie zu Gunſten des Kl. beantwortet 
werden könnte, ſein Anſpruch doch als verjährt anzuſehen wäre, 
da nach den Verhandlungen, durch welche dann eine Unter⸗ 
brechung eingetreten wäre, die Verjährungsfriſt wiederum ab- 
gelaufen iſt. Der Grund, aus dem die Vorinſtanz zu der 
gegentheiligen Meinung gelangt iſt, kann nicht gebilligt werden. 
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Es erſcheint nämlich nicht berechtigt, wenn ſie angenommen hat, 
daß durch die zwiſchen den Parteien in der „Krone“ in Dort⸗ 
mund gepflogene Unterredung überhaupt ein wirklicher Stundungs⸗ 
vertrag — pactum de non petendo — zu Stande gekommen 
ſei, aus dem der Bekl., wenn der Kl. alsbald ſeinen Anſpruch 
klageweiſe verfolgt hätte, eine wirkſame Einrede hätte entnehmen 
können. Wenn dieſer nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
bei jener Gelegenheit gebeten hat, ihn vorläufig in Ruhe zu 
laſſen, mit dem Beifügen, er werde ſpäter, wenn er mehr Ver⸗ 
dienſt habe, den Kl. zufrieden ftellen, jo würde, auch wenn man 
dieſe Bitte als ein wirkliches Vertragsangebot auffaſſen wollte, 
jedenfalls in der Antwort des Kl., er wolle auch den Bekl. nicht 
drücken und ihm vorerſt Ruhe laſſen, nicht eine rechtsgeſchäftliche 
Erklärung dahin gefunden werden konnen, daß er dieſem An⸗ 
gebote entſprechend fich binde, den Bekl. ſolange nicht in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, bis dieſer in eine beſſere Vermögenslage 
kommen werde. Jene Aeußerung beſagt vielmehr ihrem un⸗ 
zweideutigen Wortlaute nach nur, daß der Bekl. für die nächſte 
Zeit keine gerichtlichen Schritte des Kl., überhaupt kein ſchroffes 
Vorgehen deſſelben zu erwarten habe, es enthält keine rechts. 
geſchäftliche Erklärung, ſondern nur eine Mittheilung darüber, 
wie der Kl. fich, mindeſtens zunächſt, zu verhalten gedenke. 
Hierdurch begab ſich dieſer keiner Rechte, auch nicht bezüglich 
der Zeit der Geltendmachung. Könnte man aber annehmen, 
daß die erwähnte Antwort des Kl. vertraglicher Natur geweſen, 
und durch ſie das Vertragsangebot des Bekl. genehmigt, alſo 
ein Abkommen getroffen worden ſei, durch das die Geltend⸗ 
machung des Schadenserſatzanſpruchs des Kl. bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, in welchem die Vermögenslage des Bekl. als gebeſſert 
angeſehen werden durfte, ausgeſchloſſen worden ſei, ſo würde 
dieſes Abkommen, weil es nicht ſchriftlich getroffen worden, nach 
den Vorſchriften in 88 131, 134, 155 Thl. I Tit. 5 des 
A. L. R. der rechtlichen Wirkſamkeit entbehrt haben, da es fich 
um einen Gegenſtand im Werthe von mehr als 150 Mark ge⸗ 
handelt hat. Der Umſtand, daß der Kl. Kaufmann war — 
der Bekl. war nicht Kaufmann, ſondern Handlungsgehülfe —, 
kann hieran nichts ändern, denn die in Art. 274 des H. G. B. 
alt. Faſſung beſtimmte Vermuthung erſcheint hier, wo es ſich 
um einen Anſpruch, der völlig außerhalb des Betriebes des 
Handelsgewerbes des Kl. entſtanden war, und nicht um eine 
ihm zu ertheilende Geſtundung (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 17 S. 163 ff.), ſondern um eine Einſchränkung feiner Rechte 
handelte, als widerlegt. Hiernach iſt, ſelbſt wenn anzunehmen 
wäre, daß im Juni oder Juli 1895 eine Unterbrechung ein⸗ 
getreten ſei, die Verjährung noch vor der Klagerhebung ein⸗ 
getreten geweſen. VI. C. S. i. S. Marcus c. Schwagmeyer 
vom 15. April 1901, Nr. 34/1901 VI. 

13. 88 996 ff. I. 11. 

Die rechtliche und wirthſchaftliche Natur des Vattages vom 
Oktober 1887 iſt völlig klar. Die R.'ſchen Eheleute verkauften, 
der Kl. kaufte das Haus nebſt Druckerei und Verlag, damit 
der Kl. die in dem Hauſe bisher betriebene Druckerei und das 
mit der Druckerei betriebene Zeitungsunternehmen unter dem 
Titel „Elb und Saalbote“ in dieſem Haufe und in dieſer 
Druckerei mit den bisherigen Hülfsmitteln und dem bereits 
gewonnenen Abonnentenkreiſe weiter betreibe. Der Kaufvertrag 
beſtimmte einen Geſammtkaufpreis von 35 000 Mark unter An- 
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rechnung von 20000 Mark auf das Haus, von 15 000 Mark 
auf die Druckerei, ohne einen Preis für den Verlag auszuwerfen, 
weil dieſer Verlag mit dem Hauſe und der Druckerei als ein⸗ 
heitlicher Gegenſtand des Vertrages angeſehen und mit dem 
Kaufpreis für Haus und Druckerei abgegolten wurde. Es iſt 
ausgeſchloſſen, daß die R.ſchen Eheleute dem Kl. das Recht 
getrennt von Haus und Druckerei haben übertragen wollen, ein 
Zeitungsunternehmen von einer anderen Betriebsſtätte aus unter 
dem Titel „Elb⸗ und Saalbote“ zu betreiben. Solches Recht 
wäre inhaltlich nichts anderes geweſen, als das Recht, den Titel 
„Elb⸗ und Saalbote“ für ein Zeitungsunternehmen zu führen, 
und ſo wie ſich die Sache geſtaltet hat, würde der Kl. dies 
Recht ohne Entgelt erworben haben, wenn ſein Klageanſpruch 
begründet wäre. In Wahrheit nimmt der Kl. mit dem Ver⸗ 
lagsrecht, von dem die Klage ſpricht, das ausſchließliche Recht 
in Anſpruch, eine Zeitung unter dem Titel „Elb⸗ und Saal⸗ 
bote“ erſcheinen zu laſſen, zu vervielfältigen und zu verbreiten. 
Ein ſolches Recht iſt kein Verlagsrecht im Sinne des § 996 fg. 
Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R. und ſtand den R. ſchen Eheleuten 
nach dem Stande der Geſetzgebung im Jahre 1887 nicht zu, 
wie das R. G. wiederholt dargelegt hat, Entſch. in Civilſachen 
Bd. 37 S. 176, Bd. 40 S. 19, Bd. 44 S. 99, konnte des⸗ 
halb auch mit Wirkung gegen Dritte von ihnen auf den Kl. 
nicht übertragen werden. Aus dem Vertrage vom Oktober 1887 
würden die R. ſchen Eheleute dem Kl. gegenüber perjönlich nach 
Treu und Glauben verpflichtet geweſen ſein, nach dem Verkaufe 
des Grundſtückes und der Druckerei mit dem Verlage des „Elb⸗ 
und Saalboten“ zum Zwecke des Betriebes eines Zeitungsunter- 
nehmens unter dieſem Titel, nicht ſelbſt ein gleiches Zeitungs⸗ 
unternehmen unter gleichem Titel, ins Werk zu ſetzen. Aber 
nachdem es zu einer endgültigen Uebernahme des Grundſtücks 
und der Druckerei nicht gekommen iſt, beſteht eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung der R.ſchen Eheleute gegenüber dem Kl. nicht, noch 
weniger hat der Kl. ein dieſer Verpflichtung entſprechendes Recht 
gegenüber dem Bekl. I. C. S. i. S. Emft c. Kropp vom 
13. April 1901, Nr. 3/1901 J. 

14. 8 201 J. 13. 

Die Einrede, daß die Klage gegen die Erben des Mit⸗ 
Teſtamentsvollſtreckers hätte gerichtet werden müſſen, hat der 
B. R. verworfen, weil nach 8 201 Thl. I Tit. 13 des A. L. R. 
ein jeder der ernannten Teſtamentsvollſtrecker, alſo auch der 
Bekl. für ſich allein zur Rechnungslegung verpflichtet ſei. Die 
Reviſion hat geltend gemacht: das Teſtament biete keinen An⸗ 
halt für die Annahme, daß die Erblaſſerin die Anwendung des 
8 208 a. a. O. gewollt habe, der Bekl. würde daher nur hin⸗ 
fichtlich der von ihm allein geführten Geſchäfte paſſiv legitimirt 
erſcheinen, auch habe der Kl. nach ſeiner eigenen Angabe direkt 
mit den Erben des verſtorbenen Teſtamentsvollſtreckers Soliman L. 
verhandelt. — Der Angriff iſt unbegründet. Nach der auf Grund 
des Teſtaments getroffenen, nicht anzufechtenden Feſtſtellung des 
B. R. find nach dem Teſtamente ſtets zwei Vollftreder gemein- 
ſchaftlich berufen und als ſolche find der Bekl. und Soliman L. 
in Thätigkeit getreten. Demgemäß hat der B. R. die Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. zur Rechnungslegung mit Recht aus § 201 
Thl. I Tit. 13 des A. L. R. hergeleitet, der auch auf Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker Anwendung findet und nach welchem, wenn ein 
Geſchäft mehreren Bevollmächtigten gemeinſchaftlich über⸗ 
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tragen und von ihnen übernommen iſt, ein jeder derſelben 
dem Machtgeber zur Vollziehung auf das Ganze verpflichtet 
wird. Dem ſteht der von der Reviſion angezogene § 208 
ebenda nicht entgegen. Dieſe Vorſchrift betrifft, wie ſich aus 
dem vorhergehenden § 207 ergiebt, die — hier nicht in Rede 
ſtehende — Frage, inwieweit der Machtgeber durch einſeitige 
Handlungen Eines der mehreren Bevollmächtigten Dritten gegen- 
über verpflichtet wird. Sie beſtimmt aber auch in Konſequenz 
der Vorſchrift des 8 201, daß eine Verpflichtung des Macht⸗ 
gebers in dieſer Hinficht beſteht, wenn er die Ausrichtung des 
Geſchaftes den mehreren Bevollmächtigten zugleich, d. h. — 
wie hier — gemeinſchaftlich, oder jedem von ihm allein 
(ſammt oder ſonders) übertragen hat. IV. C. S. i. S. Lieb⸗ 
recht c. Liebrecht vom 11. April 1901, Nr. 28/1901 IV. 

15. 58 1 ff. I. 19. 

Das Verſchulden der Bekl. findet der B. R. darin, daß die 
Bekl., nachdem ſie, wie aus ihrem Schreiben vom 20. Juni 
1892 erſichtlich, die Moͤglichkeit eines durch ihre Ausſchachtungen 
eintretenden Schadens erkannt hatte, dennoch die Ausſchachtungen 
fortgeſetzt hat. Hierdurch habe die Bekl. grob fahrläſſig gehandelt. 
Hierbei geht der B. R. in Anlehnung an ein in einem Bor- 
prozeß zwiſchen den Parteien mit umgekehrten Parteirollen am 
30. Oktober 1895 ergangenes Urtheil des R. G. davon aus, 
daß die Bekl. ihr Grundſtück mit der Beſchränkung erworben, 
alles zu unterlaſſen, wodurch die Sicherheit des — damals 
bereits im Gang befindlichen — Eiſenbahnverkehrs beeinträchtigt 
wird. In dem gedachten Vorprozeß wurde der von der jetzigen 
Bekl. gegen den Eiſenbahnfiskus wegen der ihr durch polizeiliche 
Verfügung auferlegten Beſchränkung in der Ausnutzung ihrer 
Thongrube erhobene Entſchädigungsanſpruch abgewieſen unter 
folgender vom Revifionsgericht gebilligter Begründung: In der 
Ertheilung der Konzeſſion (zum Betriebe der Eiſenbahn) liege 
die allgemeine Anordnung der Staatsgewalt, daß ſich die be- 
nachbarten Grundbefitzer diejenigen nachtheiligen Einwirkungen 
auf ihre Grundſtücke gefallen laſſen müſſen, ohne welche der 
Betrieb nicht ausführbar iſt. Danach ſei mit der Anlage der 
Eiſenbahn dem jetzt der Kl. gehörigen Grundſtück eine Be⸗ 
ſchränkung auferlegt worden des Inhalts, daß der Eigenthümer 
alles zu unterlaſſen habe, wodurch die Sicherheit des Bahn⸗ 
verkehrs beeinträchtigt wird. Der erſte Satz dieſer Begründung 
iſt aus der Entſcheidung des R. G., abgedruckt Bd. 7 S. 266 
der Entf. entnommen und wird von der Reviſion nicht an 
gegriffen. Dieſe beſtreitet nur die Richtigkeit des Folgeſatzes, 
daß nämlich durch die Konzeſſionirung der Eiſenbahn eine über 
die Verpflichtung zur Duldung der durch den Eiſenbahnbetrieb 
verurſachten Immiſſionen und ſonſtiger nachtheiliger Einwirkungen 
hinausgehende Beſchränkung der Nachbarn im Gebrauch ihres 
Eigenthums erzeugt werde. Es liegt indeß kein Grund vor, 
in dieſer Beziehung einen Unterſchied zu machen. Ob der Eigen ⸗ 
thümer im vitalen Intereſſe der benachbarten Eiſenbahn zu einer 
Duldung oder zu einer Unterlafſung gezwungen wird, tft grund- 
ſätzlich daſſelbe. Muß der Eigenthümer ſich Eingriffe in fein 
Eigenthum, denen er ſonſt widerſprechen dürfte, gefallen laſſen, 
weil ohne dieſelben der Betrieb der Eiſenbahn nicht ausführbar 
iſt, fo darf er auch innerhalb feines Grundſtückes nichts vor- 
nehmen, was vorausfichtlich in ſeinen Folgen den Beſtand der 
Eiſenbahnanlage und damit die Sicherheit des Betriebes zu 
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gefährden geeignet iſt. Es lag hiernach kein Grund vor, den im 
Vorprozeß in Anſehung des durch die Konzeſſionirung und 
Anlage der Eiſenbahn begründeten nachbarlichen Rechtsver⸗ 
hältniſſes eingenommenen Standpunkt zu verlaſſen. V. C. S. 
i. S. Hartwig & Weidemann o. E.⸗Fiskus vom 10. April 1901, 
Nr. 37/1901 V. 

16. 88 176, 177, 261 II. 11, 58 25, 26 II. 6. 

Das B. G. führt aus: „Da eine Parochie nur durch einen 
Akt des Kirchenregiments geſchaffen werden könne, und das 
Kirchenregiment zuvor die Frage prüfen müſſe, aus welchen 
Mitteln die Ausgaben der Gemeinde beſtritten werden ſollten, 
io trügen alle dieſerhalb vom Kirchenregiment geführten Ver⸗ 
handlungen ſelbſtverſtändlich (2) nicht den Charakter von Be⸗ 
redungen mit civilrechtlicher Wirkſamkeit. Hierzu fehle 
es auf der einen Seite immer an dem noͤthigen Rechtsſubjekt. 
Gleichgültig, wer zugezogen ſei, und gleichgültig, in welcher 
Abficht und Meinung die Erklärungen der Zugezogenen ab⸗ 
gegeben ſeien: rechtlich bindend ſeien ſie nicht.“ Dieſe 
Ausführungen find weder logiſch richtig, noch in ihrem praktiſchen 
Ergebniß annehmbar. Denn wenn nach 88 176, 177 Thl. II 
Tit. 11 A. L. R. das Kirchenregiment vor der Genehmigung 
. eines neuen Pfarrſyſtems zunächſt die Exiſtenzmoͤglichkeit des⸗ 
ſelben prüfen ſoll, dann müſſen auch die ihm gegenüber ein ⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten und vor ihm getroffenen Abreden 
rechtliche Bedeutung haben, wenn der Zweck dieſer Prüfung 
überhaupt erreicht werden ſoll. Mögen die eingegangenen 
Verpflichtungen rein privatliche ſein, wie wenn z. B. Jemand 
der neu zu ſchaffenden Parochle ein Kapital zu ſchenken ver- 
ſpricht, oder ein Grundstück zum Kirchenbau unentgeltlich oder 
zu einem beſtimmten Preis herzugeben ſich verpflichtet, oder 
mögen fie oͤffentlich⸗ rechtliche fein, indem fie die Aufbringung 
der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Mittel durch 
Umlagen, kirchliche Gemeindeabgaben betreffen, in jedem Fall 
müſſen fie, die erforderliche Genehmigung des Kirchenregiments 
vorausgeſetzt, rechtlich bindend fein, wenn die Verhandlungen 
überhaupt einen Zweck haben ſollen. Daß Erklärungen erſterer 
Art civilrechtlicher Natur find, liegt auf der Hand, und, ſoweit 
es ſich, anlangend die zweite Art, lediglich um Beſchlußfafſung 
über die aufzubringenden kirchlichen Gemeindeabgaben handelt, 
gehört dieſe Beſchlußfaſſung zwar nicht dem Civil, ſondern dem 
Öffentlichen Rechte an, fie hat aber doch civilrechtlich wirkende 
Folgen und zwar verſchiedene, je nachdem gültigerweiſe eine 
perſönliche oder eine dingliche Abgabe beſchloſſen ſein ſollte. 
Wenn auch dieſe Abgabe definitiv erſt durch das vom Kirchen ⸗ 
tegiment als Verfaſſung des neuen Pfarrſyſtems zu erlaſſende 
Regulativ ins Leben tritt, ſo will das Regulativ doch nur die 
von der Gemeinde beſchloſſene Abgabe einführen und iſt daher 
auch für die Natur der bezüglichen Abgabe im letzten Grunde 
jener Gemeindebeſchluß entſcheidend. Wenn nun das B. G. die 
Möglichkeit jeder rechtlichen Bindung anſcheinend hauptſächlich 
aus dem Grunde verneint, weil es auf der einen Seite noch 
an dem nöthigen Rechtsſubjekt gefehlt habe, womit gemeint ſein 
wird, daß die Parochie, zu deren Gunſten die Verpflichtungen 
eingegangen ſein ſollten, noch nicht exiſtirt habe, ſo iſt auch 
dieſes Bedenken nicht durchſchlagend. Die Sache liegt nicht 
anders, wie bei der Entſtehung jeder anderen Korporation oder 
Gemeine, wenn deren künftige Verhältniſſe durch Verträge 
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geregelt werden. 8 26 Thl. II Tit. 6 A. L. R. beſtimmt: 
„Die Verhältniſſe und Rechte der Korporationen und Gemeinen 
find hauptſächlich nach den bei ihrer Errichtung abgeſchloſſenen 
Verträgen ... zu beurtheilen.“ Die Korporationen find 
($ 25 J. c.) Geſellſchaften, denen der Staat Korporationsrechte 
verliehen hat, und die Verträge, von denen der § 26 cit. redet, 
werden daher zunächſt gültig zwiſchen den einzelnen Geſellſchaften 
geſchloſſen, von denen dann nach dem Exiſtentwerden der Korpo⸗ 
ration die erworbenen Rechte auf dieſe übergehen. Bei den 
Kirchengemeinden liegt die Sache nicht anders. In 8 235 
Thl. II Tit. 11 A. L. R. iſt ausdrücklich beſtimmt, daß „die 
Verhältniſſe zwiſchen den Kirchengeſellſchaften und deren Mit⸗ 
gliedern in Anſehung der Güter und des Vermögens derſelben 
nach den allgemeinen Grundſätzen über Korporationen überhaupt 
und demnächſt nach der unter Genehmigung des Staats her⸗ 
gebrachten Verfaſſung einer jeden einzelnen Kirchengeſellſchaft 
beſtimmt“ find. Das B. G. konnte ſich alſo keineswegs der 
näheren Prüfung der bei Gründung der Bekl. getroffenen Ab- 
machungen und Beſchlußfaſſungen und des darauf bafirenden 
Inhalts des Regulativs entziehen, ſondern hatte zu unterſuchen 
und feſtzuſtellen, was gewollt war, ob mit der Beſtimmung, 
daß pro Haus 10 Gr. und pro Morgen kultivirten Landes 
6 Pf. gezahlt werden ſollten, lediglich der Beitragsfuß für 
die den Einzelnen perſonlich aufzulegende Laſt gemeint war, 
oder ob die Laſt, ſei es als rein privatrechtliche Zuwendung 
etwa zur Schaffung des noch nicht vorhandenen Kirchenärars, 
jel es als öffentlich- rechtliche Kirchenabgabe, als dingliche hat 
geſchaffen werden follen, und ſodann weiter, ob, wenn dies der 
Fall war, die Schaffung einer ſolchen dinglichen Laſt rechtlich 
überhanpt moglich und ob diejenigen, welche die bezüglichen 
Erklärungen abgegeben haben, zur Konſtituirung einer ſolchen 
dinglichen Laft auch legitimirt waren. Daß auch bei Konſti⸗ 
tuirung einer dinglichen Laſt von dieſer nur diejenigen Grund⸗ 
ſtüͤcke betroffen werden konnten, welche ſich damals im Beſfitze 
der Mitglieder derjenigen Religionspartei befanden, für welche 
die neue Parochie gebildet werden ſollte, verſteht ſich angefichts 
des § 261 Thl. II Tit. 11 A. L. R. von ſelbſt. III. C. S. 
i. S. ev.-luth. Kirchengemeinde Blomberg⸗Neuſchov o. Schütte 
und Gen. vom 12. April 1901, Nr. 42/1901 III. 

V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Agrargeſetzen. 

17. 8 67 Geſetz vom 18. Februar 1880. 5 66 Geſetz 
vom 10. Oktober 1899. 

Die Revifion kann nicht für zuläffig erachtet werden. 
Maßgebend iſt in dieſer Beziehung die Beſtimmung im 8 67 
Satz 2 des Geſetzes vom 18. Februar 1880, jetzt 5 66 Satz 2 
in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Oktober 1899 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 403 ff.). Sie lautet: „Sie (nämlich die Reviſion) 
iſt nur in Beziehung auf Streitigkeiten über ſolche Rechts⸗ 
verhältniſſe zuläffig, welche außerhalb eines Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können 
und dann zum ordentlichen Rechtsweg gehört hätten“. Zum 


richtigen Verſtändniß dieſer Beſtimmung iſt auf die frühere 


Geſetzgebung betreffend die Zuläſfigkeit der Beſchreitung der 
III. J. in Auseinanderſetzungsſachen zurückzugehen. Wie ſchon 
durch § 110 der Deklaration vom 29. Mai 1816, fo war auch 
durch § 190 der Verordnung vom 20. Juni 1817 die Anrufung 
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der III. J. in Auseinanderſetzungsſachen ſchlechthin ausgeſchloſſen 
worden. Dies wurde durch die Verordnung vom 29. November 
1819 (Geſetzſammlung S. 251) geändert; es wurde hierin 
beſtimmt, daß künftig gegen die Erkenntniſſe der Revifiond- 
kollegien — deren es damals mehrere, je eins für jede General» 
kommiſſion gab — in allen Fällen, welcher der § 178 der 
Verordnung vom 20. Juni 1817 namhaft mache, die Anrufung 
der III. J. ſtatthaft ſein ſolle, wenn der Gegenſtand der Be⸗ 
ſchwerde 200 Thaler oder mehr betrage; als Gericht III. J. 
wurde das Obertribunal beſtellt. Was den Inhalt des § 178 
a. a. O. anlangt, ſo hat es damit folgende Bewandtniß: Nach 
der Verordnung vom 20. Juni 1817 war ein zwiefaches Rechts- 
mittel gegen die Urtheile der Generalkommiſſionen gegeben, 
nämlich entweder die Appellation an das zuſtändige Revifions- 
kollegium oder der Rekurs an den Reſſortminiſter; in den 
88 178 bis 184 a. a. O. waren die Beſtimmungen darüber 
enthalten, wann das eine und wann das andere Rechtsmittel 
ſtattfinde, und zwar beſchaͤftigten ſich die drei 88 178, 179 
und 180 mit der Zuläſſigkeit der Appellation an das Reviſions⸗ 
kollegium. In der Verordnung vom 29. November 1819 wurde 
nun nicht etwa in allen Fällen, in welchen die Appellation 
zugelaſſen war, auch die Beſchreitung der III. J. für ſtatthaft 
erklärt, ſondern es würde dieſe, abgeſehen von der den da⸗ 
maligen allgemeinen Beſtimmungen entſprechenden Feſtſetzung 
einer Reviſionsſumme von 200 Thalern, auf diejenigen Fälle 
beſchränkt, in welchen nach Inhalt des § 178 die Appellation 
gegeben war. Der 8 178 hatte folgenden Wortlaut: „Wegen 
ſtreitiger Theilnehmungsrechte findet die Appellation der 
Regel nach mit voller Wirkung ſtatt. Dah in gehört 1. ob 
das Edikt (sc. das Regulirungs⸗Edikt vom 14. September 1811) 
nach der Qualität des Hofes oder des Verleihers oder nach dem 
Rechtstitel auf eine gegebene Stelle überall Anwendung findet 
oder nicht, 2. ob der Prätendent einen rechtlichen Anſpruch auf 
die Stelle hat, 3. ob die Stelle erblich oder nicht erblich be- 
ſeſſen wird, 4. die Entſcheidung über die Pertinenzien des Hofes 
und die Grenzen deſſelben, über den Betrag der gegenſeitigen 
Leiſtungen und überhaupt wegen aller Verhältniſſe, welche die 
Größe der reſp. den Gutsherren oder den Bauern zukommenden 
Abfindung in Land, Kapital oder Rente beſtimmen, 5. ob die 
beſonderen auf dem bäuerlichen Hofe befindlichen Wohngebäude 
zum Hofe oder als beſondere Tagelöhnerwohnungen ꝛc. zu den 
der Gutsherrſchaft vorbehaltenen Gebäuden gehören, 6. ob die 
Hirtenhäuſer der Gutsherrſchaft oder den bäuerlichen Wirthen 
gehören, 7. ob und in wie weit die Hofwehr dem Gutsherrn 
gehört, 8. in wie weit die Gutsherren oder Bauern auf Kalk⸗ 
brüche, Torfſtiche u. ſ. w. Anſpruch haben, 9. ob der Gutsherr 
Anſpruch auf Entſchädigung wegen der ſeit dem Edikt be⸗ 
ſtrittenen Neubauten und Hauptreparaturen hat, überhaupt 
10. die Entſcheidung aller Rechts verhältniſſe, welche auf 
die Auseinanderſetzung Einfluß haben, inſofern ſie ohne 
Dazwiſchenkunft des Ediktes vom 14. September 1811 
und der in Folge deſſelben vorzunehmenden Regu⸗ 
lirungen und der mit bemjelben zu verbindenden 
Gemeinheitstheilung und ſonſtiger Auseinanderſetzung 
hätten zur Frage kommen und in Streit gezogen 
werden können und dann ſo geeigenſchaftet geweſen 
wären, daß fie in den Weg Rechtens gehört hätten“. 
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Der Inhalt dieſer Vorſchriften in Verbindung mit der Ver⸗ 
ordnung vom 29. November 1819 läßt ſich ſeinem Kerne nach 
dahin zuſammenfaſſen, daß an die Spitze als leitender Grund- 
ſatz die Beſtimmung geſtellt war, die Revifion ſolle in allen 
denjenigen Fällen zuläſſig fein, in welchen ftreitige Theil⸗ 
nehmungsrechte den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildeten, 
und daß als unter dieſen erſten und allgemeinen Grundſatz 
fallend („dahin gehört“) nicht nur die unter den Nr. 1 bis 9 
aufgeführten einzelnen Streitpunkte angeſehen wurden, ſondern 
daß dies auch von der unter Nr. 10 enthaltenen allgemeinen 
Beſtimmung galt. Durch die Verordnung vom 14. Dezember 1833 
war für das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten das 
Rechtsmittel der Revifion anders als bisher geregelt, und das 
Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde neu eingeführt worden. 
Ueber die Anwendbarkeit dieſer neuen Vorſchriften auf die Aus⸗ 
einanderſetzungsſachen mußte Beſtimmung getroffen werden und 
dies geſchah durch die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 15. März 
1834 (Geſetzſammlung S. 61). 5 1 derſelben lautet folgender- 
maßen: „Die wegen des Rechtsmittels der Revifion und der 
Nichtigkeitsbeſchwerde in der Verordnung vom 14. Dezember 1833 
ertheilten Vorſchriften finden auf die bei den Generalkommiſſionen 
anhängigen Auseinanderſetzungsangelegenheiten nur inſoweit An- 
wendung, als die Entſcheidungen in Streitigkeiten über Theil ⸗ 
nehmungsrechte und deren Umfange, oder überhaupt 
wegen ſolcher Rechtöverhältnifie erfolgen, welche ohne Rück 
ſicht auf die Geſetze wegen Regulirung der gutöherrlid- 
bäuerlichen Verhältniſſe, auf die Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Ablöſungsordnungen und auf die hiernach zu bewirkenden 
Auseinanderſetzungen Gegenſtand eines Prozeſſes hätten werden 
können und alsdann zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. 
Dahin werden insbeſondere in Beziehung auf die Regulirung 
der guts herrlich- bäuerlichen Verhältniſſe die im § 178 der Ver- 
ordnung vom 20. Juni 1817 unter Nr. 1, 2, 3, 5 bis 9 ein- 
ſchließlich bezeichneten Gegenſtände gerechnet, ſo wie die Ent⸗ 
ſcheidungen über die Pertinenzien der Höfe, über die Grenzen 
derſelben und über den Umfang der zuvor beſtandenen 
gegenſeitigen Leiſtungen der Gutsherren und bäuerlichen Wirthe“. 
Aus dieſem Inhalt des § 1 erhellt zunächſt, daß die Kabinets⸗ 
ordre ſelbſtändig die Grenzen der Zuläſſigkeit der Beſchreitung der 
III. J. feſtſetzt und daß die Verordnung vom 29. November 
1819 durch ſie formell beſeitigt wurde. Allein ſachlich trat, wie 
der Vergleich des Rechtszuſtandes vor und nach der Kabinets⸗ 
ordre zeigt, eine weſentliche Aenderung nicht ein; nur ſpſtematiſch 
wurde die Sache anders als bisher geordnet. Auch in der 
Kabinetsordre ſteht nämlich an der Spitze der Grundſatz, daß 
nur ſoweit es ſich um Streitigkeiten über Theilnehmungerechte 
und deren Umfang handelt, die III. J. ſoll angerufen werden 
können; allein während früher nach Inhalt des § 178 a. a. O. 
auch die Generalbeſtimmung der Nr. 10 daſelbſt, wenigſtens 
nach ihrer Stellung, unter die Herrſchaft jenes allgemeinen 
Grundſatzes fiel, iſt das Verhältniß jetzt umgekehrt worden. 
Wie die Worte „oder überhaupt“ in der Kabinetzordre 
ergeben, wird jetzt der Grundſatz, daß die III. J. zuläffig fein 
fol, „in den Streitigkeiten wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, 
welche ohne Rückſicht auf die Auseinanderſetzungsgeſetze und die 
danach zu bewirkenden Auseinanderſetzungen Gegenſtand eines 
Prozeſſes hätten werden können und dann zum ordentlichen 
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Rechtswege gehört hätten,“ für den herrſchenden und die 
allgemeine Grundregel enthaltenden erklärt und der Streit über 
Theilnehmungsrechte wird jetzt nur als ein einzelner, wenn auch 
ein weites Gebiet umfafjender Anwendungsfall jenes allgemeinen 
Grundſatzes behandelt. Die im § 178 Nr. 1, 3 und 5 bis 9 
bezeichneten Streitpunkte kennzeichnen ſich ohne Weiteres als 
Einzelfälle, die von der Grundregel umfaßt werden, und was die 
Nr. 4 des § 178 betrifft, ſo ſollte offenbar durch die ander⸗ 
weitige Faſſung feines Inhalts in der Kabinetsordre nur einer 
mißverſtändlichen Auffaſſung entgegengetreten werden; es wurde 
dadurch klargeſtellt, daß es ſich auch hierbei nur um bis her 
vorhanden geweſene Verhältniſſe handelte. Die Kabinetd- 
ordre vom 15. März 1834 iſt bis zum Geſetze vom 18. Februar 
1880 unverändert in Kraft geblieben. Der Zweck dieſes letzteren 
Geſetzes war, das Auseinanderſetzungsverfahren und zwar ins⸗ 
beſondere das Streitverfahren den Beſtimmungen der deutſchen 
C. P. O., ſoweit als dies erforderlich oder wünſchenswerth erſchien, 
anzupaſſen. Was die Frage der Zuläſſigkeit der III. J. in 
Auseinanderſetzungsſachen betraf, ſo war im Lauf der Zeiten 
ein Anlaß, bei dieſem Punkte eine ſachliche Aenderung eintreten 
zu laſſen, nicht hervorgetreten. Die Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfes (Aktenſtück Nr. 8 des Ab, eordnetenhauſes 1879/80 
S. 69, 70) äußert ſich hierüber folgendermaßen: „Für die 
III. J., ſoweit dieſelbe in Auseinanderſetzungsangelegenheiten 
überhaupt beſchritten werden kann, beſteht ſchon jetzt nach den 
maßgebenden Beſtimmungen der Kabinetsordre vom 15. März 
1834 . . . keine erhebliche Abweichung vor den für das Der- 
fahren vor den ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 
Die Beſeitigung der bisherigen Rechtsmittel der Reviſion und 
der Nichtigkeitsbeſchwerde und die Einführung des neuen Rechts⸗ 
mittels der Reviſion iſt daher um jo unbedenklicher, als an der 
Beſtimmung des § 1 der Kabinetsordre vom 15. März 
1834 feſtzuhalten iſt, daß in die III. J. nur ſolche Streitig⸗ 
keiten gelangen, welche auch ohne Rückſicht auf die be⸗ 
ſonderen Agrargeſetze hätten entſtehen können und alsdann 
zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten.“ Die Beſtimmung 
im § 67 Satz 2 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 wieder⸗ 
holt hiernach ſachlich den Inhalt der Kabinets ordre vom 
15. März 1834 und nur formell iſt deren Wortlaut inſofern 
geändert worden, als erſtens die Anführung der einzelnen 
Anwendungsfälle, insbeſondere auch der des Streites über 
Theilnehmungsrechte, weggelaſſen, und allein der bereits oben 
gekennzeichnete allgemeine Grundſatz der Kabinetsordre aus 
dieſer herausgehoben iſt, und als zweitens bei der Faſſung 
dieſes Grundſatzes an die Stelle der Worte: „ohne Rückſicht 
auf die Geſetze wegen Regulirung der gutsherrlich⸗ bäuerlichen 
Verhältniſſe, auf die Gemeinheitstheilungs⸗ und Ablöſungs⸗ 
Ordnungen und auf die hienach zu bewirkenden Auseinander- 
ſetzungen“ die zuſammenfaſſende allgemeine Wendung „außerhalb 
eines Auseinanderſetzungs verfahrens“ geſetzt worden iſt. Im 
Uebrigen tft der Wortlaut der Kabinetsordre („Rechtsverhält⸗ 
niſſe, welche .... zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten“) 
in den § 67 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 übernommen 
(vergl. Glatzel und Sternberg, 1. Aufl. Note 2 zu § 650). 
Aus dem Vorſtehenden ergiebt ſich, daß für die Auslegung und 
das Verftändniß des § 67 Satz 2 ($ 66 Satz 2) des Geſetzes 
vom 18. Februar 1880 der Inhalt der früheren ausführlicheren 
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Beſtimmungen eine ſichere und zuverläſſige Handhabe bietet. 
Entſcheidend kommt es danach für die Zuläſfigkeit der Reviſion 
gemäß jener Beſtimmung auf das den Streitgegenſtand bildende 
materielle Rechtsverhältniß an, und erſt wenn auf dieſem Wege 
das Revifionsgeriht mit der Sache ſelbſt befaßt iſt, iſt von 
ihm wie über alle Fragen des Prozeßrechts ſo auch über 
die der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehoͤrden zu be⸗ 
finden. In dieſem Sinne hat ſich auch bereits der V. C. S. 
des R. G. in der Entſch. vom 10. März 1888 (Zeitſchrift 
für Landes kulturgeſetzgebung Bd. 30 S. 316) ausgeſprochen. 
Die Anwendung diefer Grundſätze auf den vorliegenden Fall 
läßt erkennen, daß die eingelegte Reviſion nicht zuläffig iſt. 
Das Eigenthum der Provokanten und Provokaten an den zu 
theilenden Gegenſtänden iſt völlig unſtrittig; ebenſo ſteht ihr 
Antheilsverhältniß daran außer allem Streit; von irgend einer 
Streitigkeit über Theilnehmungs rechte und deren Umfang iſt 
hier alſo keine Rede. Gegenſtand des Streites bildet allein 
die Frage, ob die im Miteigenthum der Parteien ſtehenden 
Gegenſtände nach Maßgabe der Auseinanderſetzungs⸗ 
geſetze theilbar und die Auseinanderſetzungsbehörden zu der 
beantragten Theilung berufen find. Das wird von den beiden 
Vorinſtanzen verneint und zwar auf Grund der zwiefachen Er⸗ 
wägung, daß erſtens die zu theilenden Gegenſtände nicht unter 
den Begriff der „Gemeinheit“ im Sinne der Gemeinheits⸗ 
theilungsordnung fallen und daß daher die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden, die, ſoweit es ſich um eine ſelbſtändige Theilung 
handelt, nur zu einer ſolchen von „Gemeinheiten“ im Sinne 
jener Beſtimmung berufen ſeien, für ein neu einzuleitendes und 
ſelbſtändiges Theilungsverfahren bezüglich jener Gegenſtände 
nicht zuſtändig ſeien, und daß zweitens der Gedanke, das 
frühere, durch den Rezeß vom 10. Dezember 1849 zum Ab- 
ſchluß gebrachte Auseinanderſetzungsverfahren bezüglich der frag- 
lichen ungetheilt gebliebenen Grundſtücke gewiſſermaßen wieder 
zu eröffnen, fortzuſetzen und zu ergänzen, ausgeſchloſſen jet, 
weil ein ſolches Verfahren nur unter der, hier ermangelnden 
Vorausſetzung möglich wäre, daß eine ſolche fpätere Theilung 
ungetheilt gebliebener Gegenſtände damals vorbehalten worden 
ſei. Wie klar erſichtlich iſt, hätte dieſer ganze Streit „außer⸗ 
halb eines Auseinanderſetzungsverfahrens“, d. h. im Sinne der 
Kabinetsordre vom 15. März 1834 „ohne Rückficht auf die 
Gemeinheitstheilungsordnung und die danach zu bewirkende 
Auseinanderſetzung“ oder wie es im § 178 Nr. 10 der Ber- 
ordnung vom 20. Juni 1817 ausgedrückt iſt, „ohne Dazwiſchen⸗ 
kunft“ der Gemeinheitstheilungsordnung und der übrigen Aus⸗ 
einanderſetzungsgeſetze gar nicht entſtehen können. Daher treffen 
auch die Ausführungen der Reviſion die Entſcheidungsgründe 
des B. G. nicht; dieſe Ausführungen gehen nämlich dahin, 
zunächſt ſei darüber zu befinden, ob die in Rede ſtehenden 
Gegenftände überhaupt theilbar ſeien bezw. ob ihre Theilung 
von den Provokanten verlangt werden könne; erſt in zweiter 
Linie ſtehe die Frage, ob die Auseinanderſetzungsbehörden oder 
wer ſonſt die für zuläſſig erklärte Theilung vorzunehmen habe. 
Indeſſen ſo liegt die Sache in Wirklichkeit hier nicht. Die 
Vorinſtanzen intereffirte die Frage, ob die betreffenden Gegen⸗ 
ſtände nach der Geſtaltung des an ihnen beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes überhaupt eine Theilung zuließen, im vorliegenden 
Falle überhaupt nicht, da, mochte ſie entſchieden werden, wie 
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fie wollte, alſo auch im Fall der Bejahung, die Zuſtändigkeit 
der Auseinanderſetzungsbehoͤrden zur Vornahme dieſer Theilung 
unter keinen Umſtänden begründet war. Demgemäß haben 
beide Vorinſtanzen ſich auch forgfältig davor gehütet, über jene 
für ihre Entſcheidung gleichgültige Frage ſich auszulaſſen, und 
das B. G. hat es ausdrücklich abgelehnt, eine Aeußerung darüber 
zu thun, auf welchem Wege ſonſt etwa die Provokanten das 
von ihnen erſtrebte Ziel erreichen könnten. Bei dieſem Stande 
der Dinge kann der Revifion auch die Berufung auf die Ent- 
ſcheidung des V. C. S. des R. G. vom 10. Juni 1893, durch 
welche in der ähnlich liegenden Gemeinheitstheilungsſache von P. 
die eingelegte Reviſion für zuläffig erklärt worden iſt, nicht 
zur Stütze gereichen; denn damals hatte das B. G. nach 
Inhalt der Entſcheidungsgründe des reichs gerichtlichen Urtheils 
die Provokation deshalb zurückgewieſen, weil die Theilung nicht 
nach den Agrargeſetzen, ſondern nach Abſchnitt 1 Tit. 17 
Thl. I des A. L. R., alſo durch die ordentlichen Gerichte, zu 
bewirken ſei. Ein ſolcher die Theilbarkeit der zu theilenden 
Gegenſtände überhaupt und damit unmittelbar das ganze zu 
Grunde liegende Rechtsverhältniß ſelbſt, ohne Beſchränkung 
auf ſeine Beziehungen zu den Agrargeſetzen, be⸗ 
treffender Ausſpruch iſt im gegenwärtigen Falle ſeitens des 
B. G. nicht ergangen. Die Sachlage iſt alſo jetzt inſofern eine 
weſentlich andere als damals und daher giebt jene Entſcheidung 
des V. C. S. dem erkennenden Senat keinen Anlaß, gemäß 
8 137 des G. V. G. einen Beſchluß der Ver. C. S. über 
die Zuläſfigkeit der Revifion herbeizuführen. VII. C. S i. S. 
Hennig und Gen. c. Müller und Gen. vom 29. März 1901, 
Nr. 372/1900 VII. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

18. 5 148. 5 183 I. 11 A. L. R. 

Die Reviſion iſt begründet. Ohne Rechtsirrthum legt der 
B. R. den im Thatbeſtande mitgetheilten Grundbuchvermerk 
dahin aus, daß er gegen jeden Eigenthümer der Grundſtücke, 
alſo auch gegen Sonderrechtsnachfolger im Eigenkhume wirken 
ſolle. Die Bekl. vertreten bezüglich der rechtlichen Natur und 
Wirkſamkeit des Vermerks und der dieſem zu Grunde liegenden 
Verpflichtung zwei diametral entgegengeſetzte Anſchauungen, 
welche ſich jedoch als nicht zutreffend erweiſen. In erſter Reihe 
meinen ſie nämlich, daß der Verzicht auf das aus dem Geſetze 
(8 148 Berggeſetz) ſich ergebende Entſchädigungsrecht rein 
perſöͤnlicher Natur und daher nicht eintragungsfähig ſei. Richtig 
iſt daran, daß die Legalobligation aus § 148 Berggeſetz aktiv 
und paſſiv perſönlicher Natur iſt (vergl. Entſch. R. G. in 
Civilſachen Bd. 30 S. 250 flg.), unzutreffend dagegen die daraus 
gezogene Schlußfolgerung; denn nach dem hier noch maßgebenden 
Preußiſchen Rechte konnten auch perſönliche Rechte durch Ein⸗ 
tragung dingliche Wirkung erlangen (vergl. Dernburg, Preußiſches 
Privatrecht 5. Aufl. Bd. 1 8 183) und im 58 17a des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. Sete 1655 1895 (Sejeglammlung 1899 S. 499) 
ift die Eintragung einer ähnlichen Abfindung des Grundeigen⸗ 
thümers durch den Bergwerksbeſitzer ausdrücklich für zuläſſig 
erklärt worden (vergl. auch Braſſert, Zeitſchrift für Bergrecht 
Bd. 30 S. 315 flg.). In zweiter Reihe vertreten die Bekl. 
die Anficht, daß es ſich um eine Laft im Sinne des 8 183 
A. L. R. I. 11 handle, aus deren Vorhandenſein der Kl. einen 
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Gewährleiſtungsanſpruch nicht herleiten konne, weil fie ihm 
beim Vertragsſchluſſe bekannt geweſen, der etwaige Gewähr 
leiſtungsanſpruch überdies gemäß § 345 A. L. R. I. 5 verjährt 
fi. Allein der § 183 handelt von Privatdienſtbarkeiten, 
Laften und Abgaben, welche ihrer Natur nach dinglich find 
und der Eintragung entweder gar nicht oder nur zur Wirkſamkeit 
auch gegen gutgläubige Dritte bedürfen (vergl. Entſch. R. G. 
in Cävilſachen Bd. 43 S. 347 mit Citaten). Perfönlide 
Verbindlichkeiten, welche, wie die vorliegende, erſt durch Ein ⸗ 
tragung dingliche Wirkſamkeit erlangen, fallen unter § 184 
A. L. R. I. 11 und ſind von dem Verkäufer „allemal“, alſo 
auch wenn der Käufer beim Kaufabſchluſſe von ihnen Kenntniß 
hatte, zu vertreten. Auf ſie findet aber auch nach feſtſtehender 
Rechtſprechung des Obertribunals (vergl. Rechtsf. Bd. 3 S. 59, 
Entſch. Bd. 55 S. 22, Bd. 31 S. 385) und des R. G. (vergl. 
Gruchot, Beiträge Bd. 32 S. 948, Bd. 34 S. 713 flg. und 
Bd. 39 S. 939) die Vorſchrift des § 344 A. L. R. I. 5 keine 
Anwendung, weil die Klage auf Vertretung ſolcher Guts⸗ 
belaſtungen nicht die an die kurze Verjährungsfriſt des § 344 
gebundene Gewährleiſtungsklage iſt. Von dieſer Rechtſprechung 
abzugeben, liegt kein Anlaß vor. V. C. S. i. S. Grünendahl 
c. Pohle und Timpte vom 17. April 1901, Nr. 48/1901 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

19. E. E. G. 8 68. 

Die Bekl. hat das Abbaurecht von den E. ſchen Erben und 
dem jetzigen Nebenintervenienten St., die als Eigenthümer des⸗ 
ſelben im Grundbuch eingetragen waren, erworben. Auf dieſen 
Erwerb finden nach § 68 des Geſetzes über den Eigenthums⸗ 
erwerb u. ſ. w. vom 5. Mat 1872 diejenigen Vorſchriften dieſes 
Geſetzes Anwendung, welche für den Eigenthumserwerb an 
Grundſtücken gelten, alſo auch diejenigen, welche einem Erwerb, 
der ſich in gutem Glauben an das Grundbuch vollzogen hat, 
zur Seite ſtehen. Dieſer Glaube an das Grundbuch iſt nach 
ſeiner negativen Seite das Vertrauen auf deſſen Vollſtändigkeit. 
So wie das Grundbuch das Recht des eingetragenen Eigen- 
thümers ausweiſt, ſoll es von einem Dritten, der ſich auf das 
Grundbuch verläßt, erworben werden. Damit gewinnt der 
Inhalt des Grundbuchs eine über das bloße Beſtehen des 
Eigenthums hinausgreifende Bedeutung; er ſichert dem gut⸗ 
gläubigen Erwerber nicht bloß zu, daß er Eigenthum erwirbt, 
ſondern auch, daß er es ſo erwirbt, wie es eingetragen iſt. 
Dies zeigt ſich wie bei Grundſtücken, fo auch bei Gerechtigkeiten, 
die ein beſonderes Blatt im Grundbuch erhalten haben. Bei 
letzteren tritt es noch ſchärfer hervor, weil jede Gerechtigkeit erſt 
durch einen ſie begründenden Rechtsakt ins Leben gerufen wird, 
durch den ſie mehr oder minder verſchieden ausgeſtaltet worden 
ſein kann. Iſt der die Gerechtigkeit begründende Rechtsakt — 
wie im vorliegenden Falle — ein Vertrag, fo iſt zwar fein 
Inhalt für ihre Ausgeſtaltung inſoweit entſcheidend, als der 
Vertrag mit ſeinen Wirkungen reicht, alſo im Verhältniß der 
an ihm Betheiligten zu einander; darüber hinaus aber iſt er 
inſoweit nicht entſcheidend, als er mit dem Inhalt des Grund⸗ 
buchs in Widerſpruch treten würde. In dieſem Sinne iſt es 
richtig, wenn der B. R. ſagt, die eintragungsfähige Gerechtigkeit 
werde dadurch, daß fie ein beſonderes Grundbuchblatt erhält, 
von dem Vertrage losgelöſt; ſie wird eben durch ihre Eintragung 
den Regeln des Grundbuchverkehrs unterworfen und deshalb von 
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einem gutgläubigen Dritten ſo erworben, wie ſie eingetragen iſt. 
Soweit daher der Inhalt des konſtituirenden Vertrages einer 
Darſtellung im Grundbuch bedurfte, eine ſolche aber nicht ge⸗ 
funden hat, braucht ihn der gutgläubige Erwerber der Gerechtig⸗ 
keit nicht gegen ſich gelten zu laſſen. Ihm gegenüber kann es 
ſich nur darum handeln, ob etwa die Kenntniß der vertrags⸗ 
mäßigen Feſtſetzungen, wofern fie beim Erwerbe der Gerechtig⸗ 
keit vorhanden war, die Gutgläubigkeit und damit auch die 
Berufung auf das Grundbuch ausſchließt. Von einer ſolchen 
Einwirkung der außerhalb des Grundbuchs beſtehenden Kenntniß 
kann nun zunächſt bei denjenigen vertragsmäßigen Feſtſetzungen 
keine Rede ſein, welche durch Eintragung in das Grundbuch zu 
dinglichen, auf einem privatrechtlichen Titel beruhenden Rechten 
im Sinne des 8 12 des E. E. G. werden würden. Denn dieſe 
erlangen, wie hier ausdrücklich vorgeſchrieben wird, überhaupt 
erſt durch Eintragung Wirkſamkeit gegen Dritte, und bezüglich 
ihrer iſt es daher ohne Belang, ob der Dritte Kenntniß von 
ihrem vertragsmäßigen Beſtehen hatte, ſolange eine Eintragung 
nicht erfolgt war. Für den vorliegenden Fall trifft dies bezüglich 
des Tonnenzinſes zu: ſelbſt wenn die Bekl. beim Erwerbe der 
Gerechtigkeit gewußt haben ſollte, daß vertragsmäßig ein Tonnen⸗ 
geld zu entrichten ſei, würde ſie durch dieſe Kenntniß nicht ver⸗ 
pflichtet werden, die vertragsmäßige Feſtſetzung gegen ſich gelten 
zu laſſen. Damit wird gerade der Umſtand hinfällig, auf den 
der Kl. im Anſchluß an die Judikatur des vormaligen Ober⸗ 
tribunals (Entſch. Bd. 79 S. 56 ff.) das Hauptgewicht legt, 
der Umſtand nämlich, daß die Bekl. zur Entrichtung eines 
Tonnenzinſes verpflichtet ſei und daß ſich hieraus auch für fie 
die Verpflichtung ergebe, mit der Kohlenförderung zu beginnen. 
Aber es könnte ſein, daß die Kenntniß der vertragsmäßigen 
Feſtſetzungen, ins beſondere die Kenntniß davon, daß nach dem 
Vertrage ein Tonnenzins entrichtet werden ſoll, wenn fie auch 
nicht das Recht auf Erhebung des Tonnenzinſes der Bekl. 
gegenüber zu begründen vermag, doch die Wirkung hätte, das 
Kohlenabbaurecht ſelbſt einer zeitlichen Beſchränkung zu unter⸗ 
werfen. Der B. R. hat dies mit der Ausführung verneint, daß 
zwar eine ſolche zeitliche Gebundenheit des Abbauberechtigten, 
die fich hier darin zeigen würde, daß ihm eine Friſt für den 
Beginn des Abbaues geſtellt werden ſoll, als „Beſchränkung 
des Eigenthums rechts“ an der Kohlenabbaugerechtigkeit im 
Sinne des §8 11 des E. E. G. angeſehen werden konnte, daß 
dann aber auch der Nachweis erforderlich geweſen wäre, daß 
die unmittelbaren Rechtsvorgänger der Bekl., alſo die E. ſchen 
Erben und der Nebenintervenient St., jene Beſchränkung gekannt 
hätten und fie gegen ſich hätten gelten laſſen müſſen. Denn 
wenn dieſe die Kohlenabbaugerechtigkeit ohne jene Beſchränkung 
beſeſſen hätten, würde auch die Bekl. ohne Rückficht auf ihren 
eigenen guten Glauben fie unbeſchränkt erworben haben, da 
jedem Rechtsnachfolger zunächſt das Recht ſeines Vorfahrs zu 
Gute komme. Hiergegen richtet die Reviſton vornehmlich ihre 
Angriffe; fie gehen im Weſentlichen dahin, daß implicite die 
Kenntniß der Rechtsvorgänger ebenfalls behauptet und daß es 
eventuell Sache des Richters geweſen ſei, nach dieſer Richtung 
hin durch Ausübung des Fragerechts die Sachlage aufzuklären. 
Ob dieſe Angriffe begründet find, kann dahingeſtellt bleiben; 
jedenfalls ſteht dem entſcheidenden Grunde des B. R. das Be⸗ 
denken entgegen, daß die E.ſchen Erben und St. den Glauben 
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an das Grundbuch nicht für fih anrufen konnen, weil fie die 
Kohlenabbaugerechtigkeit nicht von einem eingetragenen Eigen⸗ 
thümer, ſondern von R. zu einer Zeit erworben zu haben 
ſcheinen, zu welcher ein beſonderes Grundbuchblatt für die 
Gerechtigkeit überhaupt noch nicht angelegt war. Es bedarf 
aber eines näheren Eingehens auf diefen Punkt nicht, weil die 
Annahme des B. R., daß hier elne Beſchränkung des Eigen ⸗ 
thumsrechts in Frage ſei, auf die $ 11 des E. E. G. An⸗ 
wendung finden konnte, überhaupt nicht zutrifft. Was unter 
den „Beſchränkungen des Eigenthumsrechts“ im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift zu verſtehen ſei, darüber iſt man allerdings in 
der Theorie und Rechtſprechung trotz wiederholter Erörterungen 
zu einem ſicheren Ergebniß nicht gelangt. Aber ſoviel iſt doch 
gewiß, und darüber beſteht auch nach der Rechtſprechung ſowohl 
des vormaligen Obertribunals (Entſch. Bd. 73 S. 178; Bd. 75 
S. 36; Bd. 80 S. 152; Striethorſt Archiv Bd. 97 S. 221; 
Bd. 99 S. 178), wie des R. G. (Entſch. in Civilſachen Bd. 18 
S. 294; Bd. 21 S. 313; Gruchot's Beiträge Bd. 26 S. 735 
und S. 1119) kein Zweifel, daß Beſchränkungen in Ausübung 
der Eigenthumsbefugniſſe, denen ſich der Eigenthümer perſönlich 
unterworfen hat, nicht zu den vom Geſetz gemeinten Be⸗ 
ſchränkungen des Eigenthums rechts gehören. Man hat das 
für letztere maßgebende Merkmal theils darin gefunden, daß das 
Eigenthumsrecht ſelbſt qualitativ beſchränkt ſein müſſe (wie bei 
der Lehns⸗ und Fideikommißeigenſchaft), theils darin, daß bei 
Beſchränkungen, die unter 8 11 fallen, zugleich ein Anfallsrecht 
für einen Dritten als Gventualberechtigten begründet ſei (wie 
bei Subſtitutionen und auflöſenden Bedingungen), und man 
hat in Gegenſatz hierzu die vom Eigenthümer übernommenen 
perſönlichen Verpflichtungen geſtellt, die, wenn fie durch Ein⸗ 
tragung dinglich werden, das Grundſtück belaſten, ohne den 
Eigenthumsbegriff zu ſchmälern, ſowie die auf die perſoͤnliche 
Verfügungs fähigkeit des Eigenthümers bezüglichen Einſchränkungen 
(vergl. Turnau, Grdb. O. Note 2 zu § 11 und die dort 
gegebenen Litteraturnachweiſungen). Mag nun auch aus dieſem 
Gegenſatz nicht für alle Fälle ein ſicheres Kriterium zu gewinnen 
ſein, ſo läßt ſich doch erkennen, daß vertragsmäßige Feſtſetzungen, 
die nicht das Recht ſelbſt, ſondern nur eine beſtimmte Ausübung 
deſſelben treffen, nicht zu den Beſchränkungen des § 11 gezählt 
werden dürfen. Unter dieſen Geſichtspunkt fällt die Verpflichtung, 
mit dem Abbau der Kohlen binnen beſtimmter Friſt zu beginnen. 
Ob eine ſolche Verpflichtung ausdrücklich im Vertrage über⸗ 
nommen wird oder ob ſie — wie hier — erſt aus anderweiten 
Vertragsbeſtimmungen gefolgert werden ſoll, macht dabei keinen 
Unterſchied; ſie bleibt in beiden Fällen eine von dem Abbau⸗ 
berechtigten zugeſagte Ausübung des ihm eingeräumten Rechts, 
durch welche zwar die Art und Weiſe dieſer Ausübung nach 
einer Richtung hin beſtimmt, durch die aber nicht das Recht 
ſelbſt feinem Inhalt nach beſchränkt wird. Des halb gehört eine 
ſolche Verpflichtung nicht zu den Beſchränkungen des Eigenthums⸗ 
rechts im Sinne des in Rede ſtehenden §8 11. V. C. S. i. S. 
Sandmann c. Krauſe & Co. vom 3. April 1901, Nr. 30/1901 V. 

VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

20. Art. 1216, 1251. 

Darin, daß das B. G. wegen der zwiſchen den Eheleuten 
Ludwig A. beftandenen Errungenſchaftsgemeinſchaft die An⸗ 
wendung des Art. 1216 c. c. auf das zwiſchen der Bekl. einer- 
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ſeits und ihren beiden übrigen Mitſchuldnern andererſeits 
beſtandene innere Verhältniß nicht für ausgeſchloſſen erachtet 
hat, iſt ein Rechtsirrthum nicht zu finden. Der unter ſolidariſcher 
Mitverpflichtung der beiden Brüder A. und der Bekl. abgeſchloſſene 
Krediteroffnungsvertrag ſollte nämlich feinem von dem B. G. 
feſtgeſtellten Inhalte nach zur Deckung des Geldbedürfniſſes der 
Brüder A., insbeſondere zur Beſchaffung der Mittel zur Be⸗ 
zahlung der Schulden derſelben dienen. Selbſt in der Unter⸗ 
ſtellung, daß es ſich hierbei auf Seiten des Ludwig A. um die 
Bezahlung gütergemeinſchaftlicher Schulden gehandelt haben 
ſollte, ſo waren doch letztere kraft Geſetzes, da eine perſönliche 
Haftung der Bekl. hierfür nicht behauptet worden iſt, aus⸗ 
ſchließlich perſönliche Schulden des Ehemannes, nicht der 
Ehefrau. Während beſtehender Ehe konnte dieſe wegen derſelben 
nicht belangt werden und hatte ſie auch kein unmittelbares, 
aktuelles Intereſſe, durch Eingehung einer perſönlichen Ver⸗ 
pflichtung die Mittel zu deren Tilgung zu beſchaffen. Dieſes 
ſchon während der Ehe beſtehende Verhältniß iſt durch den nach⸗ 
träglichen Verzicht der Ehefrau auf die Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft zu einem endgültigen geworden. Hiernach ift die Annahme 
des B. G., daß der fragliche Krediteröffnungsvertrag nur die 
Brüder A. als die wirklich Kreditbedürftigen, nicht aber auch 
die Bekl. angegangen iſt (Art. 1216 6. c.), auch bei Berück⸗ 
ſichtigung der ehelichen Guͤterrechtsverhältniſſe der Eheleute 
Ludwig A. und des ſich hieraus ergebenden Umſtands, 
daß das auf Grund der Krediteröffnung von Ludwig A. 
bezogene Baargeld in deſſen Errungenſchaftsgemeinſchaft ge- 
fallen iſt, nicht rechtzirrthümlich. Da aber nach obigen Aus- 
führungen nicht feſtgeſtellt iſt, daß in der Berufungsinſtanz 
aus den güterrechtlichen Verhältniſſen der Eheleute Ludwig A. 
ein Einwand gegen die Anwendung des Art. 1216 0. c. herge⸗ 
leitet worden iſt, jo iſt auch darin, daß das B. G. dieſe Ver⸗ 
hältniſſe und deren Bedeutung für die Anwendung des Art. 1216 
von dem letzteren rechtlichen Gefichtspunkte aus nicht beſonders 
erörtert hat, ein prozeſſualer Verſtoß nicht zu finden. Die 
Reviſion macht ferner geltend, daß der Kl., wenn es richtig 
ſei, daß er ſelbſt an die Bank gezahlt habe, jedenfalls über 
feinen ſchuldigen Theil die Rechte der Bank kraft geſetzlicher 
Ceſſion zuſtänden. In dieſer Hinficht hat das B. G. ausgeführt, 
daß Kl. ſich auf die geſetzliche Subrogation in die Rechte der 
Bank, welche er durch die von ihm geleiſtete Zahlung der der 
Bank aus dem fraglichen Krediteröffnungs vertrage erwachſenen 
Forderung gegen die Bekl. als aus dieſem Vertrag ſolidariſch 
Mitverpflichtete gemäß Art. 1251 Ziffer 3 0. c. erlangt, haben 
will, deshalb nicht berufen könne, weil, wenn ihm Art. 1216 c. e. 
jeden Anſpruch gegen die Bekl. verſage, ein ſolcher ihm nicht 
durch Subrogation in die Forderung der Bank erwachſen könne. 
Dies iſt nicht rechtsirrthümlich. Es iſt nämlich anzunehmen, 
daß die ſpezielle Vorſchrift des Art. 1216 c.c., deſſen Voraus- 
ſetzungen nach den rechtlich einwandfreien Feſtſtellungen des 
B. G. im gegebenen Falle zutreffen, die Anwendung der allgemeinen 
Beftimmung des Art. 1251 Ziffer 3 c.c. zu Ungunſten der 
Bekl. ausſchließt; denn der Geſetzgeber kann nicht gewollt haben, 
daß die erſtere Vorſchrift, welche zu Gunſten desjenigen foli- 
dariſchen Mitſchuldners erlaſſen iſt, welcher bei der Eingehung 
des Schuldverhältniſſes ſelbſt nicht intereſſirt iſt, durch die ein⸗ 
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ſeitige Handlung des perſönlich hierbei intereſfirten ſolidariſchen 
Mitſchuldners unwirkſam werde, und daß letzterer auf Grund 
der erwähnten allgemeinen Beſtimmung ein Recht erlange, 
welches ihm die ſpeziell für Schuldverhältniſſe der fraglichen Art 
erlaſſene Vorſchrift des Art. 1216 ausdrücklich abſpricht. Viel⸗ 
mehr iſt mit der franzöſiſchen Rechtſprechung (vergl. Urtheil des 
franzöſiſchen Kaſſationshofes vom 5. Mai 1890, Sirey 1892, I., 
S. 51 und Note 1—4) und der herrſchenden Rechtslehre (vergl. 
Zachariae-Trome 8 301 Nr. 1b S. 336 und die Citate daſelbſt) 
auzunehmen, daß, wenn ein ſolidariſcher Mitſchuldner eine 
Schuld tilgt, welche im Verhältniß zu einem oder mehreren 
feiner Mitſchuldner ausſchließlich feine perſonliche Schuld iſt 
und wegen deren Zahlung er auf Grund eigenen Rechts 
gegen den oder die unbetheiligten Mitſchuldner keinen Rückgriff 
würde nehmen können, ihm ein ſolcher Rückgriff auch nicht auf 
Grund der Beſtimmung des Art. 1251 Ziffer 3 c. c. zuſteht; 
denn die Subrogation ſetzt voraus, daß dem Rückgriff des 
Zahlenden nicht eine dieſen Rückgriff ausſchließende ſpezielle 
geſetzliche Beſtimmung entgegenſtehe, als welche, wie erörtert, 
Art. 1216 6. o. zu gelten hat. II. C. S. i. S. Andt c. Andt 
vom 2. April 1901, Nr. 19/1901 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Gerichtsaſſeſſor Richard Behr beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Poſen; — Rechtsanwalt Wilhelm Carl Ernſt 
Lange beim Amtsgericht Grimma; — Rechtsanwalt Friedrich 
Wasmus beim Amtsgericht Seeſen; — Rechtsanwalt Cohn 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Bromberg; — Rechts⸗ 
anwalt Max Donnevert beim Landgericht Metz; — Rechts⸗ 
anwalt Willy Bartelt beim Amtsgericht Eberswalde; — 
Rechtsanwalt Hans Koſſel beim Landgericht Güſtrow i. M.; 
— Rechtsanwalt Clemens Scheyda beim Amtsgericht Hom- 
burg v. d. H.; — Rechtsanwalt Paul Ferdinand Eduard Emil 
Schmedes beim Amtsgericht Jever; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Richard Scheele beim Amtsgericht Frankfurt a. M.; — 
Rechtsanwalt Konrad Rummler beim Amtsgericht Militſch; 
— Rechtsanwalt Dr. Gradowski beim Landgericht II Berlin; 
— Rechtsanwalt Friedrich Julius Adam Weigand beim Land⸗ 
gericht und beim Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ernſt 
Georg Alfred Richter beim Landgericht Dresden. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Hermann Künzig beim Landgericht Heidel 
berg; — Rechtsanwalt Dr. Emil Schwoerer beim Amtsgericht 
Lindau i. B.; — Rechtsanwalt Peter Bauer beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Johann Duſold beim Amts- 
gericht Arnſtorf; — Rechtsanwalt Max Pauer beim Land⸗ 
gericht München I; — Rechtsanwalt Ludwig Sternfeld beim 
Amtsgericht Bühl; — Rechtsanwalt Joſef Heſſelberger beim 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Joſef Dütſch beim 
Amtsgericht Forchheim; — Rechtsanwalt Sigmund Feith beim 
Amtsgericht Dürkheim; — Rechtsanwalt Joſef Ruch beim 
Landgericht Freiburg i. B.; — Rechtsanwalt Louis Laub beim 
Amtsgericht Hildburghauſen. 
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Vereinsnachrichten. 

Am 1. Juli d. Js. legt Herr Inſtizrath Maximilian 
Kempner die Redaktion der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
nieder; dieſelbe übernimmt Herr Rechtsanwalt Dr. Kuhlen⸗ 
beck in Jena. Zuſendungen, welche künftige Beröffent- 
lichungen betreffen, find vom 20. Juni ab vorläufig an die 
Verlags handlung zu richten. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die ſiebenzehnte ordentliche Generalverſammlung wird auf 
den 7. September 1901, Vormittags 9 Uhr 
nach Danzig, Hotel Danziger Hof, berufen. 

Die Tagesordnung iſt: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1901 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

2. die Juſtiſikation der Jahresrechnung, 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, | 

4. die Wahl von Rechnungsreviſoren, | 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 23. Mai 1901. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Fenner, Geheimer Juſtizrath, 
Vorſitzender. 


Berufsjnbiläum des Geheimen Juſtizraths Orgler 
in Poſen. 

Am 25. April d. J. feierte der Geheime Juſtizrath Orgler, 
der Vorfitzende der Poſener Anwaltskammer, ſein 50 jähriges 
Berufs jubiläum. Der Jubilar iſt im Jahre 1861 zum Rechts- 
anwalt und Notar bei dem Kreisgerichte in Militſch ernannt 
und in gleicher Eigenſchaft im Jahre 1863 nach Poſen verſetzt 
worden, wo er ſeitdem ununterbrochen eine ſegensreiche Wirkſam⸗ 
keit entfaltet. Schon vor der Begründung der Anwaltskammern 


Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Boftanftalt, 
— —— . — . — ͤſ—8—ĩ—̃ —— —g—ʃ:äk—̃ ner mn anne 


im Jahre 1879 gehörte er als Mitglied dem Ehrenrathe der 
Rechtsanwalte und Notare und ſeitdem dem Vorſtande der 
Poſener Anwaltskammer an, deſſen Vorfitzender er ſeit dem 
Jahre 1894 iſt. 

Eine gleich ehrenvolle Stellung hat der durch glänzende 
Gaben des Geiſtes und des Gemüths ausgezeichnete Jubilar 
ſich in der Bürgerſchaft zu erwerben gewußt, indem er im 
Jahre 1885 zum Stadtverordneten ⸗Vorſteher gewählt worden 
iſt, nachdem er ſchon ſeit 1873 dieſer Koͤrperſchaft angehoͤrt 
hatte. Als er in dieſem Jahre aus Geſundheitsrückfichten feine 
Wiederwahl ablehnte, ſind ſeine großen Verdienſte um die Ent⸗ 
wickelung des ſtädtiſchen Gemeinweſens dadurch anerkannt worden, 
daß ihm von den ſtädtiſchen Körperſchaften das Ehrenbürgerrecht 
verliehen worden iſt. 

Auch ſonſt find dem Jubilar wohlverdiente Auszeichnungen 
zu Theil geworden, indem ihm im Jahre 1888 der Rothe Adler⸗ 
orden IV. Klaſſe und 1896 der Charakter als Geheimer Juſtiz⸗ 
rath verliehen worden iſt. 

Den vielfachen ihm zugedachten Ovationen hat ſich der 
Jubiliar durch eine Reiſe nach Italien entzogen. Von der 
großen Anzahl der ihm zu ſeinem Ehrentage nach Rom ge⸗ 
ſandten Glückwunſchſchreiben und Telegramme heben wir das⸗ 
jenige des Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Gryczews ki 
hervor, welcher den dem Jubilar Allerhöͤchſt verliehenen Rothen 
Adlerorden III. Klaſſe mit der Schleife dorthin ſandte, ſowie 
folgendes Telegramm der Mitglieder der Poſener Anwalts- 
kammer, welche ihrem allgemein beliebten und hochgeſchätzten 
Vorſitzenden ein Ehrengeſchenk darboten: 

„In dankbarer Anerkennung Ihrer auf Foͤr— 
derung des Anſehens des Anwaltſtandes gerichteten 
Beſtrebungen ſenden wir Ihnen, dem durch Ge- 
wiſſenhaftigkeit und Tüchtigkeit ausgezeichneten 
Manne, dem leuchtenden Vorbilde aller Standes- 
genoſſen, zu Ihrem heutigen Ehrentage die herz- 
lichſten Glückwünſche. 

Möge Ihnen Ihre ſegensreiche Schaffenskraft 
noch viele Jahre erhalten bleiben. 

Als Zeichen unſerer Verehrung bitten wir 
unſere Feſtgabe hier freundlichſt entgegennehmen 
zu wollen. 


Die Mitglieder der Poſener Anwaltskammer. 
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Auch der Vorſtand des deuiſchen Anwaltvereins ſandte dem 
Jubilar ein Glückwunſchtelegramm und außerdem bei ſeiner 
Rückkehr eine Adreſſe mit folgendem Inhalt: 


Hochgeehrter Herr Kollege! 


Zu unſerer lebhaften Genugthuung haben wir 
davon Kunde erhalten, daß Sie heute den Tag 
Ihres 50jährigen Berufsjubiläums begehen. 

Wir kennen Sie als eine Zierde unſeres 
Standes, als einen in allen Lebenslagen bewährten 
Mann. Seit Jahren ſtehen Sie als Vorſitzender 
der Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes- 
gerichts zu Poſen an der Spitze der Anwalt- 
ſchaft Ihres Bezirks an allen Intereſſen und 
Wohlfahrts einrichtungen unſeres Standes mit 
Hingebung theilnehmend, dann ſind Sie aber auch 
Ihren Mitbürgern ein verdienſtvoller Mann. Der 
fhönfte Beweis des Vertrauens, welches Sie 
genießen und voll verdienen, iſt die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts der Stadt Poſen nach 
langjähriger erfolgreicher Thätigkeit als Stadt⸗ 
verordneter und Vorſitzender des Stadtverordneten⸗ 
kollegiums zu Poſen. Wir meinen, die ganze 
Dentihe Anwaltſchafſt wird einig fein in der 
ungetheilten Würdigung und Anerkennung Ihrer 
Verdienſte um unſeren Stand und das Vaterland. 

Mögen Sie in ungeſchwächter Kraft noch lange 
weiter arbeiten zum Wohle Ihrer Standesgenoſſen 
im Dienſte des Rechts und zur Freude Ihrer 
Mitbürger. 


Leipzig, den 25. April 1901. 
Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 


Mecke, Dr. Deiß, 
Geheimer Juſtizrath, Juſtizrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. 


Der Jubilar hat dem Unterſtützungsfond der Hülfskaſſe 
ſür deutſche Rechtsanwälte 1000 Mark überwieſen, wofür ihm 
herzlichſt gedankt iſt. 


Zu Art. 17, 27 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Lang⸗ 
hammer c. Langhammer vom 30. April 1901, 
Nr. 56/1901 III. 
II. J. O. L. G. Jena. 


Die Klägerin hat wegen Ehebruchs ihres Mannes auf 
Scheidung geklagt, in der Berufungsinſtanz aber eventuell auch 
den Antrag auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gemäß 
88 1575, 1576 des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs und ganz 
eventuell auf Trennung von Tiſch und Bett nach öͤſterreichiſchem 
Recht geſtellt. Das Berufungsgericht hat auf Grund des 
Artikels 17 Einführungsgeſetzes zum Buͤrgerlichen Geſetzbuche 
unter Abweiſung des prinzipalen und des an erſter Stelle 
geſtellten eventuellen Antrages nur dem ganz eventuellen Klag- 
antrage ſtattgegeben, weil der Ehemann der Klägerin, wie 
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gegenwärtig, jo auch zur Zeit der Klagerhebung, öͤſterreichiſcher 
Staatsangehoͤriger und katholiſcher Konfeſſion geweſen iſt und 
nach öͤſterreichiſchem Rechte, wenn auch nur einer der Ehegatten 
zur Zeit der Gheſchließung der katholiſchen Konfelfion angehört, 
eine Scheidung der Ehe dem Bande nach unzuläſſig iſt. 

Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der wegen Verletzung des Artikels 17 Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche und des § 1565 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs von der Klägerin erhobenen Reviflon muß der Erfolg 
verſagt bleiben. 

Allerdings iſt Artikel 17 Abſ. 1 Einführungsgeſetzes, was 
das Berufungsgericht nicht erwähnt, nach Artikel 27 auf Ehen 
der Ausländer keineswegs allgemein anwendbar, ſondern nach 
Artikel 27 auch auf Ausländerehen das deutſche Recht anzuwenden, 
wenn nach dem betreffenden ausländiſchen Rechte die deutſchen 
Geſetze anzuwenden find, insbeſondere alſo binfichtlich der 
Perſonalſtatuten, ſpeziell des Scheidungsrechts, der Wohnſbitz 
und nicht die Staatsangehörigkeit maßgebend iſt. Aber im 
vorliegenden Falle trifft dieſe Ausnahme nicht zu, da nach 
oͤſterreichiſchem Recht (§ 4 des öſterreichiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) ebenſo wie jetzt gemäß Artikels 17 Einführungs⸗ 
geſetzes des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs die Staatsange- 
hoͤrigkeit entſcheidend iſt. 

Iſt aber Artikel 17 hiernach anwendbar, ſo iſt auch nach 
dem klaren Wortlaute ſeines Abſatzes 1 die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts, ſoweit fie zunächſt die Klage auf Scheidung 
der Ehe abweiſt, gerechtfertigt, wenn nicht etwa aus Artikel 32 
Einführungsgeſetzes, wonach prinzipiell die bisherigen Reichs⸗ 
geſetze in Kraft bleiben, in Verbindung mit § 77 des Reichs ⸗ 
geſetzes vom 5. Februar 1875: „Wenn nach bisherigem Recht 
auf beſtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett zu 
erkennen fein würde, ift fortan die Auflöfung des Bandes der 
Ehe auszuſprechen“, welche Beſtimmung das Reichsgericht in 
ſtändiger Praxis auf Ehen von Ausländern, deren Heimaths⸗ 
recht nur die Trennung von Tiſch und Bett zuläßt, ausgedehnt 
hat, ein anderes Ergebniß zu folgern iſt. Dies iſt aber von 
dem Sechſten Civilſenat des Reichsgerichts in dem Urtheil vom 
13. Dezember 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 30) 
bereits verneint, und der jetzt erkennende Senat kann ſich dieſem 
Urtheil im Weſentlichen nur anſchließen. Allerdings iſt die 
erſte Begründung dieſes Urtheils, daß ſchon nach dem Wort⸗ 
laute des 8 77 „wenn nach dem bisherigen Rechte auf 
beſtändige Trennung von Tiſch und Bett zu erkennen geweſen 
wäre“, die Fortwirkung des § 77 ausgeſchloſſen erſcheine, etwas 
knapp gefaßt, da auch früher der Ausdruck „bisheriges Recht“ 
ſich immer nur auf das inländiſche Recht beziehen konnte und 
das Reichsgericht die Beſtimmung gleichwohl auf Fälle, in 
welchen nach ausländiſchem Rechte zu entſcheiden war, aus⸗ 
dehnte. Aber das Reichsgericht verſtand unter dem „bisherigen 
Recht“ auch das inländiſche internationale Privatrecht, auf 
Grund deſſen nach ausländiſchem Rechte auf Trennung von 
Tiſch und Bett erkannt werden mußte, und fand in der allge⸗ 
meinen Vorſchrift des § 77 cit. zugleich eine Modifikation 
dieſes internationalen Privatrechts dahin, daß das autländiſche 
Recht künftig nur mit der Maßgabe, daß ſtatt auf Trennung 
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von Tiſch und Bett auf Scheidung zu erkennen ſei, noch An- 
wendung finden könne. Nachdem nunmehr aber wieder ganz 
unbedingt durch Artikel 17 Einführungsgeſetzes das ausländiſche 
Recht für maßgebend erklärt iſt, kann damit auch der 5 77 
des Reichsgeſetzes für die nach Artikel 17 zu beurtheilenden 
Ehen nicht mehr Anwendung finden. Es greift vielmehr der 
zweite Satz des Artikels 32 Einführungsgeſetzes durch, daß die 
bisherigen Reichsgeſetze inſoweit außer Kraft treten, als ſich aus 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche oder deſſen Einführungsgeſetze die 
Aufhebung ergiebt. Noch deutlicher ergiebt ſich dieſe beabfichtigte 
Aufhebung, was auch in dem oben erwähnten Urtheile als 
entſcheidendſter Grund hingeſtellt iſt, aus dem Abſ. 4 des 
Artikels 17: 
„Auf Scheidung und Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft kann auf Grund eines ausländiſchen 
Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn ſowohl 
nach dem ausländiſchen Geſetze, als nach den 
deutſchen Geſetzen die Scheidung zuläffig ſein würde“, 
wonach alſo auf „Scheidung“ nur erkannt werden kann, wenn 
auch nach ausländiſchem Rechte die Scheidung zuläffig 
it Allerdings würde dieſer Grund verſagen, wenn man das 
Wort „Scheidung“ in Abſ. 4, wie dies z. B. von Keidel in 
der Zeitſchrift für internationales Privat⸗ und Strafrecht Bd. 7 
S. 243 geſchieht, in demſelben allgemeinen Sinne verſtehen 
wollte, in welchem es in Abſ. 1 gebraucht iſt, wo offenbar der 
Ausdruck „Scheidung“ die zeitweilige oder beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett und die Aufhebung der ehelichen Gemein ⸗ 
ſchaft mitumfaßt. Nach Keidel ſoll der Abſ. 4, ähnlich wie 
Abſ. 2 des Artikels 201 Einführungsgeſetzes für die zeitliche 
Kolifion der Geſetze, nur beſagen, daß, falls einer Klage auf 
Trennung der Ehe (im weiteſten Sinne) ſtattgegeben werden 
ſolle, dieſe Trennung nicht blos nach ausländiſchem, ſondern 
auch nach inländiſchem Rechte gerechtfertigt ſein müſſe, daß 
daher zur Klarſtellung des Sinnes des Abf. 4 den Worten 
„wenn ſowohl nach dem ausländiſchen Geſetze, als nach den 
deutſchen Geſetzen die Scheidung zuläſſig ſein würde“, hin⸗ 
lugeſetzt werden müfle: „oder wenn nach dem ausländischen 
Geſetze Trennung von Tiſch und Bett und nach deutſchem 
Geſetze die Scheidung zuläſſig ſein würde“. Dieſe Auslegung 
it aber nicht möglich. Denn, wäre in Abſ. 4 das Wort 
„Scheidung“ in dem allgemeinen Sinne, wie in Abſ. 1 
gebraucht, dann wäre nicht verſtändlich, warum in Abf. 4 die 
Worte „ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft“ 
zugeſetzt wären. Sollte ferner der Zweck des Abſ. 4 nur fein, 
auzzuſprechen, daß der Abſ. 1, wonach in dem gegebenen Fall 
allgemein das fremde Recht entſcheiden ſoll, für den Fall der 
Stattgebung der Scheidungs⸗ oder Trennungsklage die Ein- 
ſchränkung erhalten ſollte, daß die Klage auch nach deutſchem 
Kechte gerechtfertigt ſein müſſe, dann wäre unverſtändlich, warum 
im Nachſatze nochmals verlangt werden ſollte, daß nach aus⸗ 
ländiſchem Recht die Scheidung zuläffig fein müſſe. Es kann 
daher mit dem Sechſten Senat und mit dem Berufungsgerichte 
der Abſ. 4 des Artikels 17 nur dahin verſtanden werden, daß, 
ſoweit eine Trennung des Bandes der Ausländerehe (alſo eine 
Scheidung im Sinne des deutſchen Rechts und die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft im Sinne des deutſchen Rechts, 
welche gleichfalls die alsbaldige Möglichkeit der Auflöſung des 
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Bandes gewährt) in Frage kommt und damit die Möglichkeit 
anderweiter Wiederverheirathung eröffnet werden ſoll, hierauf 
nur erkannt werden darf, wenn ſowohl das ausländiſche, als 
auch das deutſche Recht für den in Frage ſtehenden Fall dieſe 
Löſung des Bandes der Ehe, die Scheidung im engeren Sinne, 
zulaſſen. 

Mit dieſer Auslegung des Abſ. 4 des Artikels 17 erledigt 
ſich dann aber ohne Weiteres auch der eventuelle Antrag der 
Klägerin, wenigſtens auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
im Sinne der 58 1575, 1576 Bürgerlichen Geſetzbuchs zu er⸗ 
erkennen. Denn der Artikel 17 Abſ. 4 ſagt ausdrücklich, daß auch 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden 
darf, wenn auch nach ausländiſchem Recht die Scheidung zu⸗ 
läſſig iſt, und ein Urtheil auf Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft iſt daher unter den gegebenen Umſtänden mit dem Wort ⸗ 
laute und dem Sinne des erörterten Abſ. 4 ebenſo unvereinbar, 
wie ein Urtheil auf Scheidung. Die der gegneriſchen, in der 
Literatur (vergl. Erler, Eheſcheidungsrecht 2. Auflage S. 92, 93, 
Keidel, a. a. O. S. 243, Fiſcher⸗Genle, Bürgerliches Geſetzbuch 
Anmerkung 3 zu Artikel 17 Einführungsgeſetzes; Wagner, Ein⸗ 
führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche S. 35; vergl. auch 
Niedner, Einführungsgeſetz S. 47, andererſetts aber auch S. 48 
Anmerkung 2 aß, 88 und dagegen insbeſondere Niemeyer, Inter⸗ 
nationales Privatrecht S. 153 ff.) allerdings mehrfach vertretenen 
Meinung zu Grunde liegende Auffaſſung, daß die Trennung 
von Tiſch und Bett im Weſentlichen daſſelbe ſei, wie die Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft, verkennt das Weſen der 
Inſtitute. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gewährt 
die jederzeitige Möglichkeit, ſofort auch die Löſung des Bandes 
der Ehe zu verlangen, ſie iſt eine nur ſuspenſiv noch bedingte 
und zwar poteſtativ bedingte Scheidung, während die Trennung 
von Tiſch und Bett materiell etwas ganz Anderes iſt, da ſie das 
Band der Ehe unberührt läßt. 

Hiernach konnte unter den obwaltenden Umſtänden weder 
auf Scheidung noch auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
erkannt werden. 


Zu den Art. 170, 171 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Konveutionalſtrafe des Handlungsgehülfen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Gebhard 
o. Maraninchi⸗Mangin vom 16. April 1901, 

Nr. 53/1901 III. 

II. J. O. L. G. Stuttgart. 


Die Parteien haben am 21. Dezember 1897 einen ſchrift⸗ 
lichen Vertrag geſchloſſen, nach deſſen § 1 die Beklagte vom 
1. Januar 1898 an den Klägern die Geſchäftsführung für 
ihren Gewerbebetrieb (Pariſer Neuwäſcherei für Kragen und 
Manſchetten) überträgt. Nach 8 2 erhalten die Kläger als 
Gegenleiſtung von dem Geſchaftsgewinn 33 ½ % unter Garantie 
eines Minimalbetrages von jährlich 4 000 Mark. Nach 8 4 
verpflichten ſich die Kläger im Falle des Austritts aus dem 
Geſchäfte („aus irgend welchem Grunde derſelbe immer erfolgen 
mag“) vor Ablauf von fünf Jahren (vom Tage des Austritts 
an gerechnet) in Deutſchland ſich jeder Konkurrenzthätigkeit zu 
enthalten, weder Dienſte irgend welcher Art bei einer anderen 
Wäſcherei zu übernehmen, noch eine ſolche auf eigene Rechnung 
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zu gründen und felbftändig zu betreiben, noch an einem anderen 
Wälſchereigeſchäfte ſich in irgend welcher Form zu betheiligen, 
und iſt es den Klägern verboten ebenſowohl während der Dauer 
ihrer Anſtellung als auch fünf Jahre nach derſelben Jemandem, 
insbeſondere den Konkurrenzgeſchäften, über die Fabrikations⸗ 
geheimniſſe, ſowie über die Kundſchaft und andere Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe der Beklagten irgend eine Auskunft zu geben. 
Nach § 5 find die Kläger im Falle der Nichterfüllung einer 
der in § 4 genannten Bedingungen, unter Haftung eines Jeden 
für den ganzen Betrag, verpflichtet der Beklagten eine Konventional- 
ſtrafe von 10 000 Mark zu bezahlen und ſteht der Beklagten das 
Recht zu, neben der Konventionalſtrafe Vertragserfüllung ſowie 
Schadenserſatz geltend zu machen. Nach 8 6 verpflichten fich 
die Kontrahenten zur Einhaltung einer gegenſeitigen Kündigungs- 
friſt von drei Monaten. Dieſer Vertrag iſt, wie vereinbart, 
am 1. Januar 1898 in Wirkſamkeit getreten und iſt gemäß 
einer ſpäter getroffenen Uebereinkunft Anfang März 1900 
beendet worden. Die Kläger find der Anficht, daß die Vertrags⸗ 
beſtimmungen, welche die Sperrfriſt auf mehr als drei Jahre 
und ein Recht auf Vertragserfüllung und Schadenserſatz neben 
der Konventionalftrafe feſtſetzen, nicht zu Recht beſtehen und 
haben klagend beantragt zu erkennen, es wird feſtgeſetzt, daß 
die in § 4 des Vertrags beſtimmte Sperrfriſt nur für die 
Dauer von drei Jahren zu gelten habe und daß die Beſtimmung 
in § 5 des Vertrags, wonach der Beklagten das Recht zuſtehen 
ſoll, neben der Konventionalſtrafe Vertragerfüllung, ſowie 
Schadenserſatz geltend zu machen, ungültig iſt. 

Die Klage iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen, die Revifion 
der Kläger iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Frage, ob vermöge geſetzlicher Vorſchrift das am 
1. Januar 1898 in Kraft getretene Recht auf den Vertrag 
vom 21. Dezember 1897 Anwendung findet, iſt vom Berufungs- 
gerichte ebenfalls ohne Rechtsirrthum verneint worden. Dieſe 
Anwendung würde zwar zu bejahen ſein, wenn die Artikel 170, 
171 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ebenfalls 
mit Wirkung vom 1. Januar 1898 an hinſichtlich der in Buch 1 
Abſchnitt 6 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 ent- 
haltenen Beſtimmungen in Kraft getreten wären, indem in dieſem 
Falle mit Rückſicht auf den nach dem Vertrage für den 1. April 
1898 zuläffigen erſten Kündigungstermin gemäß Artikels 171 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche von dieſem 
Tage an das neue Recht in Buch 1 Abſchnitt 6 des Handels- 
geſetzbuchs vom 10. Mai 1897 gegolten haben würde. Allein 
wie das Reichsgericht bereits entſchieden hat (vergleiche Urtheil 
des Erften Civilſenats vom 30. Mai 1900 in Sachen Köpf 
wider Scherf Nr. I 109/1900 in der Juriſtiſchen Wochen- 
ſchrift 1900 S. 591 Ziffer 11), finden zwar die Artikel 170, 171 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche an ſich auch 
auf die Rechtsverhältniſſe der Handlungsgehülfen Anwendung, 
aber in Ermangelung einer weiter gehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung erſt mit Wirkung vom 1. Januar 1900 an, da die 
Normen der Artikel 170, 171 den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs als für ihre Wirkſamkeit maß⸗ 
gebend angeben. Iſt ſonach erft vom 1. Januar 1900 an 
Artikel 171 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
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auf den Vertrag vom 21. Dezember 1897 anwendbar, fo iſt 
noch das alte Recht entſcheidend, da der erſte Kündigungstermin 
im Sinne des Artikels 171 der 1. April 1900 geweſen iſt, 
das Dienſtverhältniß aber bereits Anfang März 1900 ſein Ende 
erreicht hat. — Es fragt ſich ſonach weiter, ob der Inhalt 
der 85 74, 75 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 
Anlaß giebt, dieſe Beſtimmungen auf den vorliegenden Vertrag 
anzuwenden. Im Allgemeinen hat die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts (deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 42 
Nr. 24 und Bd. 43 Nr. 5) dieſen Vorſchriften eine rückwirkende 
Kraft nicht zuerkannt. Es kann auch der Umſtand, daß der 
Vertrag vom 21. Dezember 1897 erſt am 1. Januar 1898 in 
Wirkſamkeit treten ſollte, nicht dazu führen, dieſe rückwirkende 
Kraft in Beſchränkung auf einen derartigen Fall als gewollt 
anzunehmen. In Ermangelung desfallfiger Vorſchriften könnte 
hierfür nur der materielle Inhalt der fraglichen SS 74, 75 in 
Betracht kommen. Dieſer materielle Inhalt bietet aber dafür, 
daß eine beſchränkte Rückanwendung, wenn man dieſe im All⸗ 
gemeinen beſtreitet, gewollt ſei, keinerlei Anhaltspunkt. Mit 
Recht weiſt auch das Berufungsgericht darauf hin, daß ein 
prinzipieller Unterſchied nicht vorhanden iſt, je nachdem ein 
vor dem 1. Januar 1898 geſchloſſener Vertrag nach ſeinem 
Juhalte kurz vor oder erſt mit dieſem Zeitpunkte wirkſam zu 
werden hatte. Kommt ſonach im vorliegenden Falle lediglich 
das Gemeine Recht in Betracht, ſo iſt nach dieſem die herrſchende 
Meinung, daß hiufichtlich der zeitlichen Geltung der Geſetze der 
Zeitpunkt des Abſchluſſes des Vertrags maßgebend iſt, auch 
wenn letzterer in ſeiner Wirkſamkeit durch eine Zeitbeſtimmung 
aufgeſchoben oder durch eine Bedingung ungewiß gemacht iſt 
(Savigny, Syſtem des heutigen Römiſchen Rechts Bd. 8 
S. 387/8. 435/ ; Roth, Deutſches Privatrecht Theil 1 5 50 
Ziffer V. 2. S. 280; Stobbe, Deutſches Privatrecht 3. Auflage 
Bd. 1 828 Ziffer 5 S. 216). Es herrſcht auch in den letzteren 
Fällen rechtliche Gebundenheit der Kontrahenten und dies iſt 
maßgebend bei Anwendung des zeitlichen Rechts. Eben deshalb 
iſt es gleichgültig, ob als Wirkung der aufſchiebenden Befriſtung 
anzuſehen ift, daß ſolche das Daſein des Rechts oder nur deſſen 
Ausübung hinausſchiebt (Windſcheid, Pandekten, 8. Auflage von 
Pick Bd. 1 8 96 Anmerkung 5). 


— — 


Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

SS 1360, 1361 B. G. B. 
Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im Scheidungs⸗ 
prozeß im Bereiche des franzöſiſchen Rechts. 
Beſchluß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Lieſer 
c. Lieſer vom 30. April 1901, B Nr. 59/1901 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 

Die Parteien in dem durch Klage der Ehefrau anhängig 
gewordenen Eheſcheidungsverfahren hatten ſich im Jahre 1876 
zu Mannheim verehelicht und in dem Ehevertrage Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft nach Artikel 1498 des in der bayeriſchen Rhein⸗ 
pfalz geltenden code civil vereinbart. Nach Angaben in jenem 
Ehevertrage waren ſie zur Zeit der Errichtung deſſelben und 
zur Zeit der Verehelichung bayeriſche Staatsangehörige; ihre 
jetzige Staatsangehörigkeit ſteht nicht ausdrücklich feſt. Dagegen 
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kann den Akten entnommen werden, daß ſie auch am 1. Januar 
1900 ihren ehelichen Wohnfig noch in Mannheim hatten und 
daß fie ſeitdem den ehelichen Wohnfitz nicht von da verlegt 
haben. Gegen das die Scheidung der Ehe wegen Verſchuldens 
des Beklagten ausſprechende Urtheil des erſten Richters hat der 
Beklagte Berufung eingelegt; die Klägerin begehrte bei dem 
Berufungsgerichte die Anordnung einer einſtweiligen Verfügung 
auf Leiſtung eines angemeſſenen Koſtenvorſchuſſes durch den be⸗ 
klagten Ehemann. 

Das Oberlandesgericht zu Karlsruhe hat auf Grund der 
Annahme, daß ein dringender Fall im Sinne des $ 937 Abſ. 2 
der Civilprozeßordnung vorliege, ohne mündliche Verhandlung 
dien Antrag mit dem angefochtenen Beſchluſſe, auf welchen 
Bezug genommen wird, als unbegründet zurückgewieſen. 

In ſeinen Gründen führt es aus: Zwar ſei der Schei⸗ 
dungsprozeß im Hinblick auf § 627 Abſ. 1 der Civilprozeß⸗ 
ordnung als die die Zuſtändigkeit begründende Hauptſache an⸗ 
zuſehen und es wäre daher, weil dieſer in der Berufungsinſtanz 
anhaͤngig ſei, die Zuſtändigkeit des Berufungsgerichts begründet. 
Es fehle aber dem Antrage an einer materiellen Grundlage. 
Weder in § 627 noch in § 940 der Civilprozeßordnung könne 
eine ſolche gefunden werden. Der Anſpruch könne ferner nicht 
auf die nach Artikel 199 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zu beurtheilende Unterhaltungspflicht des Beklagten gegen die 
Klägerin und auf die dieſe Pflicht regelnden 88 1360 und 1361 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützt werden, da die Pflicht zur 
Gewährung des Unterhalts nicht auch die Pflicht in ſich ſchließe, 
dem Unterhaltsberechtigten die Mittel zur Führung eines Rechts⸗ 
ſtreits zu gewähren. Ein ſolcher Anſpruch könne aber auch 
nicht aus dem nach Artikel 1498 code civil zu beurtheilenden 
Güterrechte der Ehegatten abgeleitet werden. 

Klägerin hat Beſchwerde erhoben, welcher vom Reichsgericht 
ſtattgegeben iſt. 

Gründe 

Die Beſchwerde iſt begründet. Für deren Entſcheidung 
kann nur die Frage maßgebend ſein, ob das Begehren der 
Ehefrau in dem Güterrechte der Ehegatten feine materielle 
Grundlage finden könne. Dieſe Frage war entgegen der An- 
nahme des Oberlandesgerichts zu bejahen. Zunächſt kann es 
einem Bedenken nicht unterliegen, daß das im Ehevertrage ver⸗ 
einbarte Güterrecht der Ehegatten durch die Einführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — Artikel 200 Abf. 1 des Einführungs⸗ 
zeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche — keine Aenderung er⸗ 
litten hat. Denn der Badiſche Geſetzgeber hat von der Ueber⸗ 
leitung der altrechtlichen Ehen in die Güterftände des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs abgeſehen. Soweit aber die Moglichkeit in 
Betracht zu ziehen wäre, daß die Parteien noch bayeriſche 
Staatsangehörige ſeien, fo wäre dies, ohne daß es eines Ein⸗ 
gehens in die ſich hierher ergebenden Kolliftonsfragen und 
in eine Auslegung des Artikel 3 des badiſchen Ausführungs- 
zeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bedürfte, ſchon um 
dezwillen ohne Belang, weil die hier in Betracht kommenden 
Artikel 22 und 23 des bayeriſchen Geſetzes vom 9. Juni 1899 
„betreffend Uebergangsvorſchriften zum Bürgerlichen Geſetzbuche“ 
darüber einen Zweifel nicht aufkommen laſſen, daß die dort 
gegebenen neberleitungsbeſtimmungen, wonach — Artikel 124 
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Abſ. 2 — für die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach Code civil 
die Errungenſchaftsgemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
tritt, nur für Ehegatten maßgebend find, die am 1. Januar 1900 
in Bayern ihren Wohnfitz hatten oder in der Folge dort ihren 
Wohnfitz begründeten. Das Oberlandesgericht ift daher zu- 
treffend davon ausgegangen, daß das Güterrecht fich noch nach 
Artikel 1498 Code civil beurtheile. Deſſen Ausführungen iſt 
ſodann auch darin beizutreten, daß in der Einlegung der Be⸗ 
rufung durch den Ehemann mit der Aufforderung an die Che⸗ 
frau, ſich in dem Termine durch einen bei dem Prozeßgerichte 
zugelaſſenen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen, nicht eine Er⸗ 
mächtigung — autorisation — mit der Wirkung des Artikels 1419 
Code civil zur Beſtellung eines Rechtsanwaltes gefunden werden 
dürfe, und zwar ſchon um deswillen nicht, weil jene Aufforde⸗ 
rung nur prozeſſualiſche, nicht rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat. 
Die Entſcheidung konzentrirt ſich darnach auf die Frage: kann 
eine in Gütergemeinſchaft (Errungenſchaftsgemeinſchaft) des 
Code civil lebende Ehefrau im Eheſcheidungsverfahren aus 
dem Güterrechte einen Koſtenvorſchuß begehren? Es konnte 
hier in erſter Reihe Artikel 1409 Ziffer 5 in Erwägung gezogen 
werden, wonach zu den Schulden der Güͤtergemeinſchaft „die 
Ernährung der Ehegatten... und alle übrigen Laſten der 
Ehe gehören“. Allein dieſer Geſetzesvorſchrift kann ſchon um 
deswillen nicht die entſcheidende Bedeutung zukommen, weil bei 
deren Auslegung Theorie und Praxis im Gebiete des rheiniſch⸗ 
franzoͤſiſchen Rechtes und des badiſchen Landrechtes darin über- 
einſtimmten, daß aus ihr allein das Begehren auf Leiſtung 
jenes Koſtenvorſchuſſes nicht abgeleitet werden könne und daß 
zu deſſen Begründung im Geſetze noch Artikel 268 beigezogen 
werden müſſe. Zwar war anlangend die Tragweite dieſer Be⸗ 
ſtimmung, wonach die Ehefrau im Cheſcheidungsverfahren als 
fürſorgliche Maßregel die Bewilligung einer dem Vermögen 
ihres Ehemannes angemeſſene Unterhaltsrente nachſuchen könne — 
„pourra demander une pension alimentaire proportionnée 
aux facultés du mari* — darüber nie ein Meinungsſtreit, 
daß fie darnach neben der Unterhaltsrente — provision ali- 
mentaire — einen Prozeßkoſtenvorſchuß — provision ad litem 
— nachſuchen dürfe. In der Rechtslehre zeigte fi bei der 
Erörterung über die materielle Grundlage jener letzteren für⸗ 
ſorglichen Maßregel darin eine Meinungsverſchiedenheit, daß 
dieſelbe nach der einen Meinung in Artikel 212 Code civil 
gefunden wurde, der die wechſelſeitigen Rechte und Pflichten der 
Ehegatten regelt, während eine andere Anſicht bei den Güter⸗ 
ſtänden, nach welchen dem Ehemann die auzſchließliche Ver⸗ 
waltung zuſteht und alle Einkünfte zufallen, die materielle 
Grundlage für jene Vorſchrift in erſter Reihe in dem Güter⸗ 
rechte fand und dem Artikel 212 nur eine ſubſidiäre Bedeutung 
zumaß. Eine eingehendere Erörterung insbeſondere in der Recht. 
ſprechung hat dieſe Frage bisher aus dem Grunde nicht gefunden, 
weil fie bis zum 1. Januar 1900 nur eine praktiſch unter⸗ 
geordnete Tragweite hatte und erſt mit Einführung des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bei Fällen der vorliegenden Art, wenn für 
das Güterrecht das alte Recht maßgebend blieb, während die 
Rechte aus dem ehelichen Verhältniſſe nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch beurtheilt werden müſſen, entſcheidende Bedeutung 
gewonnen hat. Der erkennende Senat tritt der Auffafjung bei, 
daß die in Artikel 268 dem Richter eingeräumte Befugniß, im 
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Eheſcheidungsverfahren auf Begehren der Ehefrau als fürſorg⸗ 
liche Maßregel dem Ehemann die Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes 
aufzuerlegen, bei Gütergemeinſchaftsehen des Code civil, denen 
wohl auch die Dotalehen gleichzuſtellen wären, ihre materielle 
Grundlage in erſter Reihe in dem Güterrechte habe. Zunächft 
läßt es die Regelung der Stellung der Ehefrau während des 
Scheidungsverfahrens in einer Gemeinſchaftsehe im Uebrigen 
— vergl. Artikel 270 Code civil — als unzweifelhaft er⸗ 
ſcheinen, daß der Geſetzgeber, wenn ihm bei Erlaſſung des 
Geſetzes die hier gegebene Rechtslage vorgelegen hätte, aus 
drücklich das Güterrecht als materielle Grundlage jener Vor⸗ 
ſchußpflicht bei den Chen bezeichnet hätte, für die einer jener 
Güterſtände gilt. Sodann rechtfertigt die Entſtehungsgeſchichte 
des Artikels 268 — insbeſondere die auf Bemerkungen von 
Regnier und Tronchet bei deſſen Berathung im Staatsrathe 
erfolgte, für die zu entſcheidende Frage nicht unbedeutſame Ab⸗ 
änderung des urſprünglichen Geſetzentwurfes durch Strich der 
Worte „si la femme n'a pas des revenus suffisants“, 
vergl. Fenet Travaux préparatoires du Code civil Bd. IX 
S. 424 —, für das gegebene Geſetz die Annahme des Geſetz⸗ 
gebers, daß bei jenen Güterſtänden der Richter der Ehefrau 
einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß aus dem Grunde zuzubilligen 
befugt ſei, weil der Ehemann im Uebrigen Verwalter der Ge⸗ 
meinſchaft bleibe und deren Einkünfte beziehe. Dieſe Auffaſſung 
des Geſetzes wird endlich beſtätigt durch die beachtenswerthen 
Ausführungen des franzöſiſchen Kaſſationshofes in feinem Urtheil 
vom 30. April 1862 Dalloz 62 I. 210. Dort iſt bei Ber 
neinung der Frage, ob der Prozeßbevollmächtigte einer mit der 
Scheidungsklage abgewieſenen, in Gütergemeinſchaft lebenden 
Ehefrau von dem Ehemann die Zahlung ſeiner Gebühren als 
Schulden der Gemeinſchaft begehren könne, in den Gründen 
geſagt: 
Que le droit accordé à la femme marièe de 
former une demande de separation de Corps 
n’emporte pas obligation pour le mari de payer 
les frais de cette demande quelqu’en soit le 
resultat; qu'il est pourvu à toutes les nécessités 
de la justice par la faculté accordee à la femme 
de se faire allouer une provision applicable aux 
frais de procès; que cette mesure qui deroge 
en un certain point au droit du mari sur 
les biens de la Communeauté est une 
exception à Part. 1426. 
Darin iſt aber der Ausſpruch der Auffaſſung zu finden, daß die 
materielle Grundlage für die in den Grenzen des Artikel 268 
zugelaſſene Koſtenvorſchußpflicht bei Gemeinſchaftsehen in dem 
Güterrechte beruhe und daß dem Richter während des Scheidungs⸗ 
verfahrens durch Art. 268 das Recht eingeräumt ſei, an Stelle 
des Ehemanns und unter Beſchränkung ſeiner Befugniſſe als 
Herr der Gemeinſchaſt den Umfang jener hier als Laſt der 
Gemeinſchaft zu beurtheilenden Koſtenvorſchußpflicht zu bemeſſen. 
Hatte aber darnach bei Gemeinſchaftsehen jene in Arttikel 268 
eingeräumte Befugniß ihre materielle Grundlage in dem Güter⸗ 
rechte, jo kann bei dem Fortbeſtande des Güterrechtes das 
Fortbeſtehen jener Befugniß, ſoweit ſie eine Rechtsfolge des 
Güterrechtes iſt, einem Bedenken nicht unterliegen. 
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XX. Jahrgang. 


Zu den SS 93 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Oft. 
preußiſche Landſchaft . Marcus und Gen. vom 

27. April 1901, Nr. 61/1901 v. 

II. J. O. L. G. Königsberg. 


Der Kläger M. hat dem Gutsbeſitzer B. 47 Stück Rind- 
vieh verkauft und auf deſſen Gut geliefert, ſich jedoch das 
Eigenthum bis zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes 
vorbehalten. Die beklagte Landſchaft als Hypothekengläubigerin 
hat die Zwangsverwaltung des Gutes eingeleitet und dieſe auch 
auf das Rindvieh erſtreckt. M. verlangt die Freigabe von ſechs 
Stücken Rindvieh. Seiner Klage iſt in den Vorinſtanzen ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Die von der Reviſion erhobenen Angriffe find ganz verfehlt. 
Nach den Beſtimmungen der 88 93, 94, 98 Nr. 2 des Büuͤrger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, wie nach der Natur der Dinge iſt es un⸗ 
moglich, Viehſtücke als Beſtandtheile eines Grundſtücks an- 
zuſehen. Auf den guten Glauben des Hypothekengläubigers 
kommt es nach $ 1120 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht an. 
Von der Anwendung des $ 1207 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der in dieſem bezogenen 88 932, 934, 935 kann keine 
Rede ſein, da die Beklagte nicht behauptet hat, daß ein 
Mobiliarpfandvertrag geſchloſſen ſei. Die Unanwendbarkeit 
der 55 946, 948 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt offenfichtlich. 
Der Einwand des Betrugs iſt vom Berufungsrichter zutreffend 
widerlegt. 


— —— 


Zu den SS 880, 873 B. G. B.“ 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grimm 
c. Benn vom 24. April 1901, Nr. 58/1901 v. 

II. J. Kammergericht. 


Der Beklagte hat vom Kläger am 1. Oktober 1898 ein 
Grundſtück durch Kauf und Auflaſſung erworben. Der gegen 
ſechsmonatige Kündigung zahlbare Kaufpreis von 26 000 Mark 
ift auf dem Grundſtück eingetragen. Der Kläger hat am 1. April 
1899 einen Theilbetrag von 4 000 Mark zur Zahlung am 
1. Oktober 1899 und weitere 6 000 Mark am letzteren Tage 
zur Zahlung am 1. April 1900 gekündigt. Durch ein Schrift⸗ 
ſtück vom 1. Oktober 1899 erkannte der Beklagte an, daß ihm die 
10 000 Mark gekündigt ſeien, und verpflichtete ſich, dieſe Summe 
bis zum 1. April 1900 zu zahlen. Der Kläger verlangt Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten zur Zahlung dieſes Betrags nebſt Zinſen. 

Der Beklagte ſuchte fi das Geld von einer Sparkaſſe 
zu beſchaffen, und erhielt von dieſer ein Schreiben des Inhalts, 
daß fie feinem Geſuch um Bewilligung eines Darlehns von 
10 000 Mark erſt näher treten werde, wenn der Beklagte ihr 
mittheilen koͤnne, daß der Kläger bereit ſei, dem Darlehn den 
Vorrang vor ſeiner Reſthypothek von 16 000 Mark einzuräumen. 
Der Beklagte zeigte dem Kläger dieſes Schreiben am 23. März 
1900 vor, worauf letzterer erklärte: „Sie können dies ſchreiben.“ 
Gleich darauf ließ der Kläger jedoch den Beklagten zurückrufen 
und erklärte ihm, daß er den Vorrang nicht einräumen wolle. 
Der Beklagte hält dieſen Rücktritt für unwirkſam und bittet, 
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gegen Einräumung des Vorrangs vor der Reſthypothek von 
16 000 Mark zu zahlen habe. 

Der Kläger glaubt, daß er an feine nur mündlich ab- 
gegebene Erklärung nicht gebunden ſei. 

Der erſte Richter hat den Beklagten nach dem Klageantrage 
verurtheilt. Die Berufung des Beklagten, mit welcher Ab⸗ 
weiſung der Klage begehrt wurde, iſt zurückgewieſen worden. 
Auch die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Die Revifion mußte zurückgewieſen werden, da das Be⸗ 
rufungsurtheil, wenn auch nicht in der Begründung ſo doch im 
Endergebniſſe ſich als richtig erweiſt. 

Der Berufungsrichter nimmt an, daß die mündliche Ver⸗ 
pflichtung des Klägers zur Vorrangseinräumung nicht rechts⸗ 
verbindlich ſei. Er führt aus: Nach den SS 880, 873 Abſ. 2 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei eine Einigung über eine Rang⸗ 
änderung vor der Eintragung nur bindend, wenn die Erklärungen 
gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor dem Grundbuchamt 
abgegeben oder bei dieſem eingereicht find oder wenn eine den 
Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Eintragungs⸗ 
bewilligung ſeitens des den Vorrang Einräumenden dem anderen 
Theile ausgehändigt iſt. An dieſen Vorausſetzungen fehle es. 
Nun faſſe der Beklagte zwar das am 23. März 1900 getroffene 
Uebereinkommen als einen obligatoriſchen Vertrag auf Vorrangs⸗ 
eimäumung auf; es könne aber dahingeſtellt bleiben, ob ein 
ſolcher Vertrag einer Form bedürfe, weil in dem vom Be 
klagten behaupteten Vorgange keine vertragliche Bindung, ſondern 
lediglich eine Vorbeſprechung vor einem zu ſchließenden Ver⸗ 
trage zu finden ſei. Es könne keinem Zweifel unterliegen, daß 
aus Vorverträgen (pacta de contrahendo) Erfüllung nur 
verlangt werden könne, wenn ſie in der für die Nachverträge 
vorgeſchriebenen Form abgeſchloſſen feien. 

Dieſe Ausführungen laſſen es im Unklaren, wie der 
Berufungsrichter den Vorgang am 28. März 1900 auffaßt. 
Anſcheinend nimmt er zunächſt an, es liege kein Vertrag, ſondern 
eine unverbindliche Vorbeſprechung vor; er ſchließt aber 
unmittelbar die Ausführung an, daß aus Vorverträgen auf 
Erfüllung nur geklagt werden konne, wenn fie in der für die 
Nachverträge vorgeſchriebenen Form abgeſchloſſen feien, und daß 
es im vorliegenden Falle hieran mangele. Es ſcheint hier eine 
rechtsirrthümliche Identifizirung der rechtsunerheblichen Vor⸗ 
verhandlungen (Traktate) mit den — abgeſehen von etwaigen 
Formmängeln — rechts verbindlichen Vor verträgen vorzuliegen. 
Nimmt man aber an, der Berufungsrichter habe ausdrücken 
wollen, die Vereinbarung ſei ſowohl als Vorverhandlung als 
auch als Vorvertrag aufgefaßt rechtsunwirkſam, ſo bleibt wieder 
unklar, ob die Vereinbarung ſich zu einem obligatoriſchen 
Vertrage oder zu der nach Anſicht des Berufungsrichters 
erforderlichen dinglichen Einigung über die Rangänderung als 
Vorvertrag verhalte. Erſteres ſcheint der Berufungsrichter nicht 
zu meinen, da er dahingeſtellt ſein läßt, ob ein obligatoriſcher 
Vertrag auf Vorrangseinräumung einer Form bedürfe, und die 
vorliegende Vereinbarung gerade deshalb für rechtsunwirkſam 
erklärt, weil die Form des Nachvertrags nicht gewahrt ſei. 
Letzteres wäre rechtsirrthümlich, weil ein dinglicher Vorvertrag 
zu einer Einigung im Sinne des 5 873 Bürgerliches Geſetz⸗ 
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ihn nur dahin zu verurtheilen, daß er die 10 000 Mark nur 
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buch rechtlich unmöglich iſt. Die Einigung iſt abſtrakter Natur 
und iſt unmittelbar auf den Eintritt der beabſichtigten Rechts⸗ 
änderung gerichtet. Die gleiche Richtung müßte eine Vor⸗Einigung 
haben, dann wären fie aber die Einigung felbft und eine nach⸗ 
trägliche Einigung nur eine Wiederholung der vorhergegangenen. 
Eine Verpflichtung zu einer künftigen Einigung iſt rein obliga⸗ 
toriſcher Natur und hat nicht die Bedeutung eines Vorvertrages. 

Darüber, daß eine Einigung im Sinne des § 873 
Bürgerliches Geſetzbuch nicht vorliegt, beſteht — auch unter den 
Parteien — kein Zweifel und es kann daher von der Unter- 
ſuchung, ob es einer ſolchen für die beabſichtigte Rechtsänderung 
bedurfte, abgeſehen werden. Es bleiben mithin nur folgende 
Möglichkeiten der rechtlichen Qualifikation der Vereinbarung: 
Vorbeſprechung, obligatoriſcher Vertrag, Vorvertrag zu einem 
obligatoriſchen Vertrage. Von allen dieſen Geſichtspunkten er- 
ſcheint die Vereinbarung rechtsunwirkſam. Bloße Vor⸗ 
verhandlungen find materiell unverbindlich. Der obligatoriſche 
Vertrag, welcher die Verpflichtung zu einer dinglichen Rechts⸗ 
aͤnderung enthält, bedarf, um bindend zu ſein, nicht der im 
§ 873 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Formen; 
er iſt vielmehr der Regel nach formfrei und es kann daher auch 
aus einem blos mündlichen Vertrag auf ſormgerechte Beſtellung 
des in ihm verſprochenen dinglichen Rechtes geklagt werden. 
Von dieſer Regel giebt es aber verſchiedene Ausnahmen 
(vergl. z. B. 88 311, 313, 518, 761, 780, 781, 1017 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs) und unter eine dieſer Ausnahmen fällt die 
vorliegende Vereinbarung. Durch die Kündigung und durch den 
Verpflichtungsſchein vom 1. Oktober 1899 hatte der Kläger das 
unbedingte Recht darauf erworben, daß ihm die 10 000 Mark 
ſpäteſtens am 1. April 1900 gezahlt würden. Nach 
§§ 1163, 1176 Bürgerlichen Geſetzbuchs hatte der Kläger 
kraft Geſetzes für ſeine Reſthypothek den Vorrang vor 
dem abzuzahlenden Theile zu beanſpruchen. Nach der An- 
ſicht des Beklagten hat der Kläger ſich verpflichtet, dieſe ihm 
endgültig erworbenen Rechte zu Gunſten des Beklagten auf- 
zugeben und dem Beklagten den Vorrang vor dem dem Kläger 
verbleibenden Reſtbetrage der Hypothek einzuräumen. Eine 
Gegenleiſtung hat der Beklagte nicht verſprochen, ein Rechts⸗ 
grund, aus dem Kläger zu dem Verſprechen verpflichtet geweſen 
fein konnte, iſt nicht erfichtlich. Es liegt danach entweder 
Schenkung (88 517, 518 Bürgerliches Geſetzbuch) oder ein 
Schuldverſprechen im Sinne des $ 780 Bürgerliches Geſetzbuch 
vor. Im erſteren Falle bedurfte es zur Gültigkeit der gericht ⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung, im letzteren Falle der 
ſchriftlichen Form des Verſprechenz. Dieſelben Erwägungen 
treffen für den obligatoriſchen Vorvertrag zu. 


Zu § 1032 B. G. B. $ 36 Nr. 4 C. P. O. 
Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Klapper 
o. Teuber vom 15. Mai 1901, B Nr. 67/1901 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 


Die Entſcheldung des Oberlandesgerichts entſpricht der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. Entſch. in Civilſachen 
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Bd. 25 S. 394), welches namentlich durch Beſchluß vom 
18. September 1899 in Sachen Löhr und Genoſſen wider Ley 
(IV B 322/99) in einer ganz gleich liegenden Sache dem 
Antrag auf Beſtimmung des zuſtändigen Gerichtes aus den 
obigen Gründen nicht ſtattgegeben hat. Hiervon abzugehen, 
kann auch der Hinweis auf 5 1132 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs keine Veranlaſſung geben, da dieſe Beſtimmung nichts 
enthält, woraus geſchloſſen werden könnte, daß durch die Ein- 
tragung einer Hypothek auf mehrere ſelbſtſtändige Grundſtücke 
dieſe zu einer rechtlichen Einheit verbunden würden; vielmehr 
die Beſtimmungen, daß jedes Grundſtück für die ganze For⸗ 
derung haftet und daß der Gläubiger die Befriedigung nach 
ſeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem 
Theile ſuchen kann, ſich eher für das Gegentheil verwerthen 
lafſen. Allerdings liegt für die Zwangsvollſtreckung die Sache 
inſofern anders, als nach den Vorſchriften des § 18 und des 
8 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 24. März 1897 die Zwangs ⸗ 
verſteigerung der mehreren für dieſelbe Hypothek verhafteten, in 
den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte belegenen, Grundſtücke 
in einem Verfahren durch das nämliche Amtsgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht herbeigeführt werden kann. Aber hierdurch 
wird die Beſtimmung des 5 36 Nr. 4 der Civilprozeßordnung 
in ihrer Geltung nicht berührt. 


Zu § 1297 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Haſeneier 
c. Agricola vom 30. April 1901, Nr. 58/1901 III. 
II. J. O. L. G. Frankfurt a. M. 


Gegen das Berufungsurtheil, durch welches der in erſter 
Linie von der Klägerin erhobene Anſpruch auf Chelichung oder 
auf Zahlung einer Entſchädigung wegen Nichterfüllung dieſer 
Verpflichtung an ſich als begründet anerkannt und von der 
Ableiſtung der für die Klägerin formulirten Eide abhängig ge⸗ 
macht iſt, hat der Beklagte Reviſion eingelegt. Das Berufungs- 
urtheil iſt aufgehoben und die Klage abgewieſen. 

Gründe. 

Wie ſich aus dem Thatbeſtande ergiebt, richtet ſich die 
Revifion des Beklagten lediglich gegen die zweitinſtanzliche 
Entſcheidung über den erſten, auf Ehelichung oder auf Ent⸗ 
ſchädigung wegen Nichterfüllung dieſer Verpflichtung gerichteten 
Klageanſpruch. Es handelt ſich dabei um die Frage, ob die 
Klägerin dieſen, nach altem Rechte zweifellos begründeten An- 
ſpruch aus dem vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen und 
gebrochenen Verlöbniß auch nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuches noch erheben konnte oder ob derſelbe von 
dem gedachten Zeitpunkte ab durch 8 1297 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wonach aus einem Verlöbniſſe nicht auf Eingehung 
der Ehe geklagt werden kann, ausgeſchloſſen war. 

Das Berufungsgericht hat dieſe Frage in dem erſterwähnten 
Sinne beantwortet, dem $ 1297 die rückwirkende Kraft ab⸗ 
geſprochen und demgemäß in ſeinem Urtheile vom 21. Dezember 
1900 den erwähnten Anſpruch an ſich für ſtatthaft erklärt. 
Es geht davon aus, daß ein vor dem 1. Januar 1900 zu 
Stande gekommenes (und zugleich gebrochenes) Verloͤbniß als 
ein obligatoriſches Verhältniß gemäß Artikel 170 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch auch nach dem 
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Eintritt des neuen Rechts noch dem alten (gemeinen) Rechte 
unterliege, inſoweit nicht die rückwirkende Kraft der abweichenden 
Vorſchrift des neuen Rechts ſich unzweideutig ergebe, daß dies 
aber weder aus der zwingenden Natur, dem „reformatoriſchen 
und prohibitiven Charakter“ des § 1297, noch aus der pro- 
zeſſualen Nichtvollziehbarkeit eines auf Chelichung lautenden 
Urtheils, neben welcher recht wohl ein Intereſſe der Streittheile 
an der richterlichen Feſtſtellung eines im Uebrigen rechtsgültigen 
Verlöbniſſes beſtehen könne, noch aus der Begründung des neuen 
§ 888 (früher $ 774) der Civilprozeßordnung hervorgehe. 
Könne aber hiernach auf Grund des noch fortgeltenden alten 
Rechts auf Ehelichung erkannt werden, ſo ſei auch für den Fall 
der Nichtehelichung nach demſelben Rechte der Anſpruch auf 
das Erfüllungsinterefie, alſo auf eine entſprechende Entſchädigung, 
gegeben. 

Dieſe Gründe erſcheinen jedoch nicht geeignet, die von der 
Revifion angezogene entgegengeſetzte Auffaſſung, welche der 
Vierte Civilſenat des Reichsgerichts zuerſt in dem Urtheile vom 
20. September 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726) in 
Sachen Löwenſtein gegen Lippmann ausgeſprochen und ſodann 
in dem Urtheile vom 31. Januar 1901 in Sachen Ullrich gegen 
Götz (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 130) aufrecht erhalten hat, 
zu erſchüttern und den gegenwärtig erkennenden Senat zum 
Abgehen von dieſer Auffafjung zu veranlaſſen. 

Zunächſt nicht, inſoweit es ſich um den Anſpruch auf 
Ehelichung handelt. Mag derſelbe auch an ſich ein obliga⸗ 
toriſcher ſein, ſo liegt er doch zugleich auf dem Gebiete des 
Familienrechts, auf welchen fittliche Rückſichten einen erheblichen 
Einfluß ausüben. Die Annahme, daß im Intereſſe der Sitte 
einem ſolchen Anſpruch, auch wenn er nach dem alten Rechte 
begründet war, doch alsbald nach dem Eintritt des neuen Rechts 
die erhebliche Klagbarkeit und Erzwingbarkeit entzogen ſein 
ſolle, erſcheint daher von Haus aus gerechtfertigt und wird durch 
die abſolute Faſſung des § 1297, die Motive zu dieſer Vor⸗ 
ſchrift im erſten Entwurfe (Bd. 4 S. 2), durch die in dem 
alten 8 774 und in dem jetzigen § 888 Abſ. 2 der Civil ⸗ 
prozeßordnung feſtgeſetzte Nichtvollziehbarkeit einer Verurtheilung 
zur Eingehung der Ehe ſowie durch die Bemerkung in der 
Begründung zum 8 888 (S. 186), daß dieſe Vorſchrift nur 
bei der Vollſtreckung ausländiſcher Urtheile von Bedeutung 
ſei (bei inländiſchen Urtheilen alſo nicht vorkommen könne), 
weſentlich verſtärkt und zur Gewißheit erhoben. 

Damit fällt aber auch der nach dem alten Rechte begründete 
Anſpruch auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung der Ver⸗ 
pflichtung zur Ehelichung. Wie bereits von dem VI. Civil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts in dem Urtheile vom 30. September 
1897 (Entſch. Bd. 39 S. 188) ausgeſprochen und auch von 
dem Berufungsgerichte anerkannt worden iſt, entſteht dieſer 
Anſpruch nicht ſchon von vornherein (als ein alternativer) aus 
dem Verlöbniſſe, ſondern erſt dann, wenn der Beklagte der ihm 
rechtskräftig auferlegten Verpflichtung zur Eingehung der Ehe 
nicht nachkommt oder deren Erfüllung ſchuldhaft unmöglich 
macht. Eine ſolche Verurtheilung iſt aber gegenwärtig nicht 
mehr herbeizuführen; fie war auch unter der Herrſchaft des alten 
Rechts — durch das nicht rechtskräftige erſtinſtanzliche Urtheil 
vom 15. Dezember 1899 — nicht erfolgt, der Entſchädigungz⸗ 
anſpruch alſo damals noch nicht erworben und ebenſo wenig 
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kann man in dem Wechſel der Geſetzgebung mit dem 1. Januar 
1900 eine nach altem Recht zu beurtheilende, dem Beklagten 
zur Laſt fallende ſchuldhafte Herbeiführung der Unmoͤglichkeit 
der Erfüllung finden. 

Hiernach läßt ſich ſowohl der Anſpruch auf Ehelichung, 
als derjenige auf Entſchädigung (Erfüllungsintereſſe), obwohl 
nach altem Rechte begründet, doch dem § 1297 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs gegenüber nicht mehr aufrecht halten. Die 
Folge davon war die Aufhebung des hierauf gerichteten Theiles 
der zweitinſtanzlichen Entſcheidung, die Abweiſung der Klage. 


Zu § 1353 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Reimers 
e. Reimers vom 2. Mai 1901, Nr. 38/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Die Revifion mußte für begründet erachtet werden. 
Das Berufungsurtheil führt am Schluſſe ſeiner Ent⸗ 
ſcheidungsgründe Folgendes aus. 

„Wenn die Beklagte geltend macht, daß der Kläger 
keine zur Aufnahme ſeiner Familie geeignete Wohnung 
und weder die zur Einrichtung einer ſolchen noͤthigen 
Sachen noch die Mittel zu ihrer Anſchaffung habe, 
jo find dieſe Thatſachen zwar an ſich richtig, fie recht⸗ 
fertigen aber nicht den Schluß, daß der Kläger nicht 
in der Lage ſei, eine Familienwohnung zu beſchaffen 
und auözuftatten. Es kann von ihm nicht begehrt 
werden, daß er dies thut, bevor ſein Verlangen auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft rechtskräftig als 
begründet anerkannt iſt. Andererſeits braucht natürlich 
die Beklagte dieſem Verlangen auch in Zukunft nur 
nachzukommen, wenn der Kläger eine der Lebensſtellung 
der Parteien angemeſſene Familienwohnung bereit Hält. 

Der Schlußſatz dieſer Ausführung ſteht im Widerſpruch 
mit der vom Berufungsgericht ausgeſprochenen Verurtheilung 
der Beklagten. Denn wenn die Beklagte dem Verlangen des 
Klägers auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nur nach⸗ 
zukommen braucht, wenn der Kläger eine der Lebensſtellung der 
parteien angemeſſene Familienwohnung bereit hält, ſo kann 
auch die Berurtheilung der Beklagten zur Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft vom Kläger nicht beanſprucht werden, wenn er 
nicht eine der Lebensſtellung der Parteien angemeſſene Familien ⸗ 
wohnung bereit hält. Daß dieſe dem Kläger obliegende Ver⸗ 
pflichtung zur Bereithaltung einer angemeſſenen Familienwohnung 
von der Vorausſetzung der vorher erfolgten Verurtheilung der 
Beklagten zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft abhängig 
ſei, iſt eine Annahme des Berufungsgerichts, die aus dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche nicht zu begründen iſt. Im vor 
liegenden Falle, wo der Kläger nach den Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts weder eine angemeſſene Familienwohnung 
bereit hält, noch auch die zur Einrichtung einer ſolchen nöthigen 
Sachen und Mittel hat, iſt vielmehr die Annahme geboten, daß 
ſich daz Verlangen des Klägers nach Herſtellung der Gemein ⸗ 
Haft als ein Mißbrauch feines Rechtes darſtellt, und darum 
iſt die Beklagte nicht verpflichtet, feinem Verlangen Folge zu 
leiten (8 1353 Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
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Zu den 88 1353, 1361 B. G. B. 
SS 627, 936 ff. C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Zapp 
d. Zapp vom 6. Mai 1901, Nr. 71/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Hamm. 


Das Berufungsgericht hat dem Antrage der Klägerin 
inſoweit ſtattgegeben, als im Wege der einſtweiligen Verfügung 
angeordnet worden iſt: 

1. der Klägerin wird geſtattet, für die Dauer des Scheidungs⸗ 

prozeſſes von ihrem Ehemanne getrennt zu leben; 

2. der Beklagte iſt verpflichtet, der Klägerin für die Dauer 

des Scheidungsprozeſſes vom Tage dieſes Urtheils an 
60 Mark Unterhaltskoſten und zwar monatlich im Voraus 
zu entrichten. 

Die Reviflon des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Annahme des Berufungsrichters, daß der Amrag der 
Klägerin in demjenigen Umfange, in welchem demſelben ſtatt⸗ 
gegeben worden iſt, an fich als begründet anzuſehen ſei, erſcheint 
hiernach — im Hinblick auf die Beſtimmungen der 88 627 
und 936 flg. der Civilprozeßordnung ſowie des § 1361 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — als unbedenklich. Allerdings hat 
dabei der Berufungsrichter nur die 88 627, 936, 937 und 943 
der Civilprozeßordnung und nicht auch den § 940 daſelbſt citirt, 
da er aber ſogar das Vorhanzdenſein der Vorausſetzungen des 
von ihm für anwendbar erachteten $ 1353 Abſ. 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs als glaubhaft gemacht angeſehen hat, ſo deckt 
feine desfallſige Annahme auch die Erforderniſſe des 8 940 der 
Civilprozeßordnung. Die von der Reviſion angezogene Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts vom 10. Mai 1900 in Sachen 
Walter wider Walter Rep. IV 65/1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1900 S. 797) ſteht dem nicht entgegen. 


Zu den SS 1391, 1418 B. G. B. 


§§ 30, 31 Konkursordnung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Klietſch 
Konk. c. Klietſch vom 3. Mai 1901, Nr. 90/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Poſen. 


Auf Revifion des Klägers iſt das Berufungsurtheil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Berufungsrichter nimmt an, daß es ſich bei dem 
Verkaufe des Hauſes um eine theilweiſe Rückgewähr des Ein⸗ 
gebrachten gehandelt habe. Er meint jedoch, daß derartige 
Geſchäfte ſeit dem 1. Januar 1900 der Anfechtung entzogen 
ſeien, wenn nicht der Thatbeſtand der 88 30 oder 311 der 
Konkursordnung neuer Faſſung vorliege. Dies ſchließt er, unter 
Bezugnahme auf die Ausführungen im Kommentare Wolffs zur 
Konkursordnung $ 32 S. 143 Anmerkung 7, aus der Streichung 
des Schlußſatzes, den 8 252 in der früheren Faſſung enthielt. 
Allein dieſe Streichung wurde vorgenommen, weil ſeit dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches die in dem geſetz⸗ 
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lichen Güterſtande der Nutznießung und Verwaltung lebende 
Ehefrau gemäß § 1891 vom Manne Sicherheitsleiſtung verlangen 
und gemäß $ 1418 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung klagen kann, wenn durch das Verhalten des Mannes 
die Beſorgniß begründet wird, daß die Rechte der Frau in einer 
das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzt werden. 
Man vergegenwärtigte ſich nämlich, daß angeſichts dieſer Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches künftig gerade dann, 
wenn die Vermoͤgenslage des Mannes vom Glaäͤubigerſtandpunkte 
aus die Sicherſtellung oder Rückgewähr des Heirathsgutes am 
wenigſten rechtfertigen werde, mit der aufgehobenen Spezial ⸗ 
beſtimmung des § 255 zu Gunſten der Gläubiger nichts mehr 
zu erreichen ſei. Daß dagegen die Abſicht beſtanden hätte, 
Geſchäfte dieſer Art der Anfechtung aus den unverändert bei- 
behaltenen Vorſchriften der 88 24%, 251 (jetzt 31“, 331) zu 
entziehen, iſt im Geſetze nicht zum Ausdrucke gelangt und auch 
ſonſt nicht ausgeſprochen worden. Mithin hätte der Berufungs⸗ 
richter, wie der Revifionskläger zutreffend rügt, ſich nicht auf die 
Feſtſtellung beſchränken dürfen, daß hier nicht gegen die 88 30 
und 311 gefehlt ſei, ſondern auch erwägen ſollen, ob der Kauf⸗ 
vertrag etwa unter Umſtänden geſchloſſen iſt, die die Anwendung 
des 5 31* der Konkursordnung rechtfertigen. Damit dies nach ⸗ 
geholt werden kann, war das angefochtene Urtheil aufzuheben 
und die Sache zur weiteren Verhandlung an das Berufungs- 
gericht zurückzuverweiſen. 


Zu 8 1568 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hoff⸗ 
mann c. Hoffmann vom 25. April 1901, Nr. 56/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Klägerin, welche durch rechtskräftiges Urtheil des 
Landgerichts zu Hamburg vom 2. Juni 1897 auf ihren Antrag 
von dem Beklagten bis zur Wiedervereinigung der Gemüther 
von Tiſch und Bett geſchieden worden ift, verlangt in dieſem 
Prozeſſe Scheidung vom Bande auf Grund des 5 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, wofür ſie zu einem großen Theile 
dieſelben Thatſachen verwerthet hat, die auch ſchon als Grund⸗ 
lage für die früher ausgeſprochene zeitweilige Trennung gedient 
haben. Wenn nun das Oberlandesgericht angenommen hat, 
daß die Benutzung dieſer Thatſachen im gegenwärtigen Prozeſſe 
durch die Rechtskraft jenes frühern Urtheils ausgeſchloſſen ſei, 
ſo iſt das inſofern jedenfalls rechtsirrig, als von der Einrede 
der Rechtskraft nicht in Anſehung eines Anſpruches die Rede 
ſein kann, der im Vorprozeſſe gar nicht geltend gemacht war. 
Ob aber ein anderer Einwand, etwa nach Analogie des frühern 
5 576, bezw. des jetzigen § 616 der Civilprozeßordnung, aus 
der bezeichneten Sachlage abgeleitet werden könnte, bedarf hier 
keiner Entſcheidung, da jedenfalls der andere Entſcheidungsgrund 
des Oberlandesgerichts, daß nämlich durch alle von der Klägerin 
geltend gemachten Umſtände zuſammengenommen der jetzige 
Scheidungsantrag ſachlich nicht gerechtfertigt werde, zu recht 
lichen Bedenken keinen Anlaß giebt. 


XX. Jahrgang. 


Zu 8 1570 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Jurgans 
6. Jurgans vom 15. April 1901, Nr. 32/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Königsberg. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Klägerin hat die Scheidung der Ehe beantragt, weil der 
Beklagte durch Urtheil des Schwurgerichts zu Memel 
vom 6. November 1899 wegen wiſſentlichen Meineidt 
zu vier Jahren Zuchthaus und Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte verurtheilt worden tft. 

Das Berufungsgericht hat nicht geprüft, ob die Klage an 
fich materiell begründet iſt. Es weiſt die Berufung gegen das 
die Klage abweiſende erſtinſtanzliche Urtheil zurück, weil jeden⸗ 
falls das Recht der Klägerin auf Scheidung aus dem behaupteten 
Ehevergehen durch Verzeihung erloſchen ſei. Das Berufungs- 
gericht nimmt dies an auf Grund des folgenden feſtgeſtellten 
Hergangs. Am 30. Januar 1900 erklärte die Klägerin vor 
dem Amtsgericht Memel zu Protokoll: „Mein Ehemann iſt zu 
einer vierjährigen Zuchthausſtrafe verurtheilt. Ich will über 
meine minderjährigen Kinder die elterliche Gewalt ausüben und 
brauche auch keinen Beiſtand. Ich will mich von meinem 
Ehemanne nicht ſcheiden laſſen.“ Alsdann erklärt Klägerin 
in dieſem Protokolle, daß ſie zwecks Schuldentilgung gewiſſe 
näher bezeichnete zum gütergemeinſchaftlichen Befitz gehörige 
Grundſtücke zu verkaufen beabſichtige. Sie beantragt, ihren in 
Haft befindlichen Ehemann durch das Amtsgericht in Inſterburg 
über ſeine Genehmigung zum Verkauf und eventuell auch darüber 
zu vernehmen, ob er ihr nicht Generalvollmacht ertheilen wolle. 
Auf dieſe dem Beklagten mit Willen der Klägerin übermittelte 
Erklärung hat Beklagter vor dem Amtsgericht zu Inſterburg 
am 8. Februar 1900, nachdem ihm der Antrag der Klägerin 
vorgehalten worden, erklärt, daß er der Klägerin Generalvollmacht 
ertheile. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Klägerin 
dadurch den Willen ausgedrückt habe, dem Beklagten das gedachte 
Ehevergehen zu verzeihen, und trotz dieſes Vergehens die Che 
mit ihm fortzuſetzen, ift bedenkenfrei. Weder der Wortinhalt 
noch jonft Auslegungsregeln ſprechen dagegen. Dieſe Willens ⸗ 
erklärung wird nicht unwirkſam, ſollte auch Klägerin bei Abgabe 
ihrer Erklärung insgeheim ſich vorbehalten haben, demnächſt 
dennoch die Scheidungsklage zu erheben. Mit Recht erklärt 
das Berufungsgericht einen ſolchen geheimen Vorbehalt in 
Würdigung der konkreten Sachlage für unbeachtlich. Auch wenn 
man die Verzeihung nicht grundſätzlich unter die Regeln der 
Rechtsgeſchäfte ſtellen will, verdient ein ſolches täͤuſchendes 
Verhalten, wie es in dem vorliegenden Falle bethätigt ſein 
würde, ein Verhalten, das fich gegen die fittlichen Grundlagen 
des ehelichen Verhältniſſes richtet, keine Berückſichtigung. 
(Entſch. des Reichsgerichts Bd. 37 S. 346.) Ob Klägerin bei 
ihren Erklärungen unter einem gewiſſen Drucke der Verhältniſſe 
geſtanden, iſt für die Wirkſamkeit ihrer Erklärung nicht von 
Belang. Eine Zwangslage, welche die Reviſtonsklägerin geltend 
macht, könnte nur dann die Erklärung der Verzeihung entkräften, 
wenn fie die freie Willensbeſtimmung der Klägerin aufgehoben 
hätte, was nirgends geltend gemacht iſt. 
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XXX. Jahrgang. 


Die Annahme, daß eine wirkſame Verzeihung vorliege, iſt 
unabhängig davon, ob zur Zeit der Erklärung der Klägerin der 
Beklagte ſeine Strafe bereits angetreten hatte, ſofern 
nur das Delikt ſchon begangen war. Dies gilt nicht allein 
vom Standpunkte des Bürgerlichen Geſetzbuchs, fondern auch 
vom Standpunkte des Allgemeinen Landrechts (Entſch. des 
Reichsgerichts Bd. 34 S. 210). 

Sft durch die Annahme der Verzeihung jelbftändig die 
Entſcheidung begründet, ſo kann es nicht darauf ankommen, 
welche Bedeutung ein Verzicht hätte und in welches rechtliche 


Verhältniß die Verzeihung zum Verzicht zu ſetzen iſt. 


Zur Anwendung der SS 517, 518 und 780 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches.“) 
Von Juſtizrath Putzler, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 

Der V. Eivilfenat des Reichsgerichts hat in einem Urtheile 
vom 24. April 1901, in Sachen Grimm c. Benn V. 58/1901, 
einen Grundſatz ausgeſprochen, der, nach meiner Anſicht, für 
die Anwendung des neuen Rechtes weitgehende Konfequenzen 
nach ſich ziehen kann und das Prinzip der Formfreiheit der 
Verträge in erheblicher Weiſe gefährdet. 

Ein Hypothekengläubiger hatte feinem Schuldner einen 
Theilbetrag der Hypothek gekündigt, der Schuldner fich zur 
Rückzahlung ausdrücklich verpflichtet. 

Der neue Gläubiger, von dem ſich der Schuldner die zur 
Befriedigung des alten erforderliche Summe beſchaffen wollte, 
wünſchte für die ihm zu gewährende Hypothek das Vorrecht vor 
der Reſthypothek des alten Gläubigers, und dieſer erklärte fich 
hierzu dem Schuldner gegenüber mündlich bereit. 

Der Klage auf Zahlung des fällig gewordenen Theil ⸗ 
betrages der Hypothek ſetzte der Schuldner den Einwand ent- 
gegen, daß er nur zur Zahlung gegen die ihm verſprochene 
Vorrechtseinräumung verpflichtet ſei. 

Das Reichsgericht hat dieſes Verlangen nicht als berechtigt 
anerkannt, da, auch bei Unterſtellung des Zuſtandekommens eines 
der Regel nach formfreien obligatoriſchen Vertrages auf Vor⸗ 
rechtszeinräumung, der vorliegende Vertrag wegen mangelnder 
Form unverbindlich ſei. Eine Gegenleiſtung, ſo wird ausgeführt, 
habe der Schuldner für die zugeſagte Vorrechtsbewilligung nicht 
verſprochen, ein Rechtsgrund, aus dem der Gläubiger dazu 
verpflichtet geweſen fein könnte, ſei nicht erſichtlich, und deshalb 
liege nothwendig eine Schenkung (58 517, 518 B. G. B.) oder 
ein Schuldverſprechen im Sinne des 8 780 B. G. B. vor, jo daß 
im erſteren Falle gerichtliche oder notarielle Beurkundung, im 
letzteren Falle ſchriftliche Form des Verſprechens erforderlich 
geweſen ſei. 

Der hier ausgeſprochene Grundſatz würde, nach meiner 
Anficht, nicht nur in den zahlreichen Fällen Anwendung finden 
müſſen, in denen der Hypothekengläubiger ſeinem Schuldner 
eine Minderung der ihm zuſtehenden Rechte, unter anderem auch 
eine Herabſetzung des Zinsfußes, zuſagt, ſondern ganz allgemein 
in allen Fällen, in denen die Modifikation eines beſtehenden 
Schuldverhältniſſes zu Gunſten des einen, zu Ungunſten des 
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anderen Vertragstheiles vereinbart wird, immer vorausgeſetzt 
freilich, daß die Konzeſſion ohne Uebernahme einer Gegen⸗ 
verpflichtung erfolgt und ohne daß ein dazu verpflichtender 
Rechtsgrund erfichtlich iſt. 

Dieſe Vorausſetzung dürfte in außerordentlich zahlreichen 
Fällen vorliegen, in denen der eine Theil dem anderen eine 
Ermäßigung feiner beſtehenden Rechte ohne Gegenleiftung zu⸗ 
geſteht, die ihm entweder wirthſchaftlich gerechtfertigt oder un⸗ 
nachtheilig erſcheint. 

Alle derartige Zuſagen würden, nach der Entſcheidung des 
Reichsgerichts, in mündlicher Form gegeben, unverbindlich ſein. 

Ich halte die Annahme nicht für richtig, daß unter den 
gegebenen Vorausſetzungen eine Schenkung oder ein abſtraktes 
Schuldverſprechen unterſtellt werden müſſe. 

Zum Begriffe der Schenkung gehört nach wie vor, daß 
das Vermögen des Gebers vermindert, das des Empfängers 
vermehrt wird, und daß beide Theile über den Schenkungs⸗ 
willen einig find. 

In ſehr vielen der hier in Betracht kommenden Fällen 
wird es an allen dieſen Vorausſetzungen fehlen. Der Hypotheken⸗ 
gläubiger, der mit ſeiner Forderung zurücktritt, weil er ſich an 
der neuen Stelle für ebenſo ſicher hält wie an der alten, ſchenkt 
ebenſowenig wie der Gläubiger, der dem Schuldner eine Zins⸗ 
ermäßigung bewilligt, weil er glaubt, in Folge Zurückganges 
des Zinsfußes, ſein Geld nicht mehr zum alten Zinsſatze an⸗ 
legen zu konnen. 

Eccius (Theorie und Praxis Bd. 2 Anmerkung 17 zu 8 122) 
hält den Satz, daß allgemein das Aufgeben einer Sicherung für 
ein Recht keine Schenkung enthalte, nur mlt Rückficht auf die 
beſondere Beſtimmung des § 393 I. 16 A. L. R. für nicht 
zweifellos, eine Beſtimmung, die im B. G. B. fehlt. 

Will man aber auch die Möglichkeit zugeben, daß Fälle 
der hier in Betracht kommenden Art eine Schenkung enthalten 
können, fo würde ſich doch der Gläubiger der von ihm ge- 
machten Zuſage auf Ermäßigung ſeiner Rechte erſt dann wegen 
Formunverbindlichkeit entziehen können, wenn er ſelbſt nachweiſt, 
daß im konkreten Falle eine Schenkung vorgelegen habe, die 
zunächſt jedenfalls nicht vermuthet werden kann. 

Ebenſo wenig halte ich die zweite Unterſtellung des Reichs⸗ 
gerichts für zutreffend, daß, wenn nicht Schenkung, ſo jedenfalls 
nur ein abſtraktes Schuldverſprechen im Sinne des 8 780 B. G. B. 
in Frage kommen konne. 

Zwar wird in allen den Fällen — und dazu rechne ich 
auch den zur Entſcheidung gebrachten —, in welchen der Gläubiger 
ein ihm zuſtehendes Recht aufgiebt, allerdings ein abſtrakter 
Vertrag anzunehmen fein, aber ein ſolcher im Sinne des 8 397 
B. G. B., für den die Formvorſchrift des § 780 nicht gilt. 

Ich meine aber, daß der 8 780 ſelbſt in den Fällen der 
hier in Betracht kommenden Art nicht Anwendung finden kann, 
in welchen der eine Theil eine pofitive Mehrleiſtung übernimmt, 
die an dem Schuldgrunde ſelbſt nichts ändert. 

Wenn, wie in dem zur Entſcheidung gekommenen Falle, 
ein Gläubiger ſeinem Schuldner, auf deſſen Anſuchen, das Zurück⸗ 
treten mit ſeiner Hypothek zuſagt, ohne daß für das Verlangen 
oder das Verſprechen überhaupt ein Grund angegeben wird, ſo 
wäre, nach der Anficht des Reichsgerichts, nur ein abſtrakter 
Vertrag möglich, da eine causa nicht konſtirt. 
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Ja weiter, müßte dies ſelbſt dann gelten, wenn beide Theile 

die Abrede auf der Grundlage träfen, daß der Schuldner dem 
Gläubiger die unbedenkliche Sicherheit ſeiner Forderung, trotz 
Vorrechtsbewilligung, darlegte, und der Gläubiger, in der Ueber⸗ 
zeugung der Richtigkeit dieſer Thatſache, ſeine Zuſage machte. 
Auch hier fehlt ja die causa im Sinne eines Verpflichtungs⸗ 
grundes. 
Daß man anf dieſem Wege zu unhaltbaren Konſequenzen 
kommen würde, erſcheint mir offenfichtlich. Gläubiger und 
Schuldner, die ſich über die Modifikation eines beſtehenden 
Schuldverhältniſſes einigen, würden in allen Fällen, wo keine 
Gegenleiſtung vereinbart wird oder keine Verpflichtung zu der 
getroffenen Abänderung beſteht, an die Schriftform gebunden 
fein, der fie entbehren können, wenn fie das alte Schuldverhältniß 
aufheben und ein neues, mit dem modifizirten Inhalte, an deſſen 
Stelle ſetzen. 

Nach meiner Anficht kann die Begründung eines abſtrakten 
Schuldverſprechens im Sinne des 8 780 B. G. B. nur dort in 
Frage kommen, wo durch die Erklärung der Vertragſchließenden 
ein ſelbſtändiges Vermoͤgensrecht geſchaffen werden ſoll, und 
zwar ſelbſtändig nicht nur in dem Sinne, daß es unabhängig 
von einem Verpflichtungsgrunde beſteht, ſondern auch ſelbſtändig 
in der Weiſe, daß es nicht Theil eines anderen Schuldverhält⸗ 
niſſes bildet, welches eine causa enthält. 

Wird bei einem beſtehenden Darlehnsverhältniſſe der Zins⸗ 
fa ohne Gegenleiſtung und ohne Rechtspflicht des Schuldners 
erhöht, fo bildet das betreffende Abkommen, auch wenn es in 
ſchriftlicher Form getroffen iſt, kein abſtraktes Schuldverhältniß 
im Sinne des § 780 B. G. B., denn es hat für ſich keine 
ſelbſtändige Exiſteuz, ſondern es fügt fi in das beſtehende 
Schuldverhältniß ein und wird von deſſen Verpflichtungsgrund 
erfaßt und getragen, der Schuldner ſchuldet auch die erhöhten 
Zinſen als Darlehn zinſen. 

Ich würde es nach alledem für vortheilhaft halten, wenn 
dieſelbe Frage recht bald wieder zur Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts gebracht wurde. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Juſtitute des 
Civilrechts | 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 
LIV. 


Kaufgeſchüft. 
5. Wiederkauf (Rückkauf) und Vorkauf. 
B. G. B. 88 497—514. 

Sowohl das Wiederkaufs⸗ als auch das Vorkaufsrecht 
ſind in der Praxis keineswegs ſo ſelten, wie einzelne Theoretiker, 
z. B. Planck, Komm. zu § 496 Note 3, anzunehmen ſcheinen. 
Die Nebenberedung des Wiederkaufs oder Rückkaufs iſt 
bekanntlich in Verbindung mit einem fiduziariſchen Kauf⸗ 
geſchäft unter Uebereignung durch constitutum possessorium 
nach der bislang herrſchenden Anſicht des Reichsgerichts 
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(vergl. R. G. XXVI Nr. 32, XX S. 275) ein zuläſſiges 
Erſatzmittel, um den wirthſchaftlichen Zweck der Mobiliar⸗ 
pfandficherheit zu erreichen. Ich ſelbſt habe freilich mit Kohler, 
Dogmat. Jahrb. XVI S. 151 ff., Hellwig, Archiv f. eiviliſtiſche 
Praxis Bd. 64 S. 339, die entgegengeſetzte Anſicht vertreten, 
indem ich darin zwar nicht ein Scheingeſchäft, ſondern eine 
Geſetzesumgehung erblickte. Die Protokolle zum B. G. B. 
III S. 201 enthalten aber folgenden bemerkenswerthen 


Paſſus: 
„Aus dem Umſtande, daß der Geſetzgeber zur Be⸗ 
gründung eines beſchränkten dinglichen Rechtes an einer 
fremden beweglichen Sache zum Zwecke der Sicherung 
einer Forderung die Uebergabe der Sache an den 
Gläubiger verlange, folge für ihn keineswegs die 
Nothwendigkeit, auch für die Eigenthumsübertragung 
zum Zwecke der Sicherung körperliche Uebergabe vor⸗ 
zuſchreiben. Zwiſchen der Mobiliarhypothek und der 
Uebereignung durch Konſtitut beſtehe der weſentliche 
Unterſchied, daß die letztere die beſonders bedenkliche 
Begründung konkurrirender Rechte für mehrere Gläubiger 
nicht zulaſſe. Das Reichsgericht habe es mit Recht 
- abgelehnt, in einer Uebereignung der hier fraglichen 
Art eine Umgehung der auf die Erforderniſſe des 

Pfandrechts an beweglichen Sachen bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften zu erblicken (Entſch. in Civilſ. 26 S. 180). 
Auch daraus laſſe fi die Nothwendigkeit der be⸗ 
antragten Beſtimmung nicht herleiten, daß durch die 
Belaſſung des Beſitzes bei dem Veräußerer andere 
Gläubiger deſſelben über ſeine Kreditfähigkeit getäuſcht 
werden könnten; denn die Gläubiger ſeien ganz 
im Allgemeinen nicht berechtigt, ſich darauf 
zu verlaſſen, daß alle im Beſitze des 
Schuldners befindlichen Sachen dieſem auch 
gehörten. Es handele ſich bei den hier 
fraglichen Uebereignungen keineswegs über⸗ 
wiegend um illegitime Geſchäfte. Vielmehr 
diene dieſe Rechtsform ſehr häufig zur Befriedigung 
des Kreditbedürfniſſes der kleinen Leute, welche dem 
Gläubiger allein mit ihrer beweglichen Habe Sicherheit 
zu gewähren im Stande ſeien, aber den fortdauernden 
Beſitz und Gebrauch derſelben nicht entbehren und 
deshalb dem Gläubiger ihre Sachen nicht als Fauſt⸗ 
pfand übergeben könnten. In ſolchen Fällen gehe die 
rechtliche Abſicht der Parteien auf die Uebereignung 
der Sachen; das Reichsgericht habe daher im Weſent⸗ 
lichen konſtant an der Anſicht feſtgehalten, daß Ueber⸗ 
eignungen der hier fraglichen Art nicht als Schein⸗ 
geſchäfte anzuſehen ne (Entſch. i. Civilſ. 2 S. 168, 
13 S. 200).“ 

Hiernach iſt e daß auch in Zukunft auf Grund 
des B. G. B. derartige in der That wirthſchaftlich äußerſt 
zweckmäßige Sicherheitsvorkäufe mit Wiederkaufsberedungen ſich 
vor der Rechtſprechung behaupten werden. 

Die juriſtiſche Konſtruktion eines ſolchen Wiederkaufs⸗ 
vorbehalts iſt zweifelhaft. Schollmeier, Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, S. 23, faßt ihn als Vorvertrag auf Abſchluß 
eines demnächſtigen Kaufs in umgekehrter Richtung auf, der 
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ein Recht auf Einlöſung, alſo auf Rückforderung des Kauf: 
gegenſtandes gegen Zahlung einer in beſtimmter Weiſe 
normirten Einlöſungsfumme gewährt. Planck (8 497 Note 2) 
bezeichnet ihn als eine unwiderrufliche Verkaufsofferte des 
erſten Käufers; Oertmann, Komm. S. 217, als einen mit 
dem Kauf in continenti verbundenen Rückkauf, einen actus 
contrarius, der aber noch unter der Bedingung si placuerit 
ſtehe, dem Kauf auf Probe vergleichbar, nur daß hier nicht 
der Käufer, ſondern der Verkäufer nach ſeinem Belieben ſich 
entſcheide. Ich finde im Wiederkaufsrecht ebenſo wie im Vor⸗ 
kaufsrecht Beiſpiele eines vertragsmäßigen Kontrahirungs⸗ 
zwangs, deſſen Zuläſſigkeit nicht nur geſetzlich anerkannt, 
ſondern deſſen Vorausſetzungen und Folgen auch dispoſitiv ge⸗ 
regelt ſind. Ich umgehe ſo die zwar unſchädliche, aber theoretiſch 
künſtliche Konſtruktion Plancks, welche wenigſtens ſich mit den 
geſetzlichen Beſtimmungen vereinigen läßt, während die 
Konſtruktion Oertmanns nach ſeinem eigenen Zugeſtändniß mit 
8 428 B. G. B. (ſiehe weiter unten) nicht ohne Weiteres zu. 
vereinen iſt. 

Es ergiebt ſich aus dieſer Auffaſſung zunächſt naturgemäß 
der zweifellos rein obligatoriſche Charakter des Wiederkaufs⸗ 
rechts ſowohl wie der des mit dem dinglichen Vorkaufsrecht an 
Grundſtücken (B. G. B. 88 1094 — 1104) nicht zu verwechſelnden, 
hier in Frage kommenden allgemeinen vertragsmäßigen 
obligatoriſchen Vorkaufsrechts. 

Sowohl das Wiederkaufsrecht wie das gewöhnliche nicht 
durch Eintragung im Grundbuch geſicherte Vorkaufsrecht gewährt 
nur einen relativen Anſpruch gegen den Vertragsgegner, nicht 
gegen Dritte; auch die Kenntniß des Dritten von dem 
Wiederkaufsrecht bezw. Vorkaufsrecht verpflichtet an ſich dieſen 
Dritten weder zur Herausgabe noch zum Schadenserſatz. Eine 
diesbezügliche Entſcheidung des R. G. iſt mir zwar noch nicht 
bekannt, doch finde ich dieſe Auffaſſung in einer Entſcheidung 
des O. L. G. Hamburg (S. 83 ff. der Mugdanſchen Sammlung 
der Entſch. des O. L. G.) beſtätigt. 

Ich mache aber ausdrücklich aufmerkſam auf eine aus 
anderen Geſichtspunkten denkbare Begründung einer Schadens⸗ 
erſatzklage gegen einen ſchlechtgläubigen Dritten, der mich durch 
einen ſolchen Vertrag ſchädigt. Es kann nämlich in einem 
ſolchen Verhalten auch auf Seiten des Dritten eine illoyale 
Handlung im Sinne des § 826 B. G. B. liegen; wer 
in Kenntniß meines Wiederkaufsrechts oder Vorkaufsrechts 
und zugleich mit auf meine Schädigung gerichtetem Vorſatz 
die bloß obligatoriſch gebundene Sache erwirbt, dürfte zweifellos 
gegen die „guten Sitten“ verſtoßen; vom Standpunkte der⸗ 
jenigen Auffaſſung des $ 823 B. G. B., die in die „ſonſtigen 
Rechte“ des 8 823 B. G. B. auch die Forderungsrechte ein⸗ 
ſchließt (vergl. meinen Komm. zu § 823 Note 8c), iſt noch 
ein Deliktsanſpruch aus § 823 gegen den doloſen Dritten zu 
begründen. 

1. Das Wiederkaufsrecht insbeſondere: Nach 
8427 B. G. B. kommt der Wiederkauf „mit der Erklärung 
des Verkäufers gegenüber dem Käufer, daß er das 
Wiederkaufsrecht ausübe, zu Stande“. 

Dieſe Beſtimmung, die als dispoſitiv natürlich durch 
den Vertrag ausgeſchloſſen werden kann, iſt von großer 
praktiſcher Tragweite; denn ſie beſeitigt die Einrede, daß zur 
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Rechtswirkſamkeit des Wiederkaufs auch die Nealofferte des 

Kaufpreiſes gehöre. Das B. G. B. beſtätigt damit die 

Auffaſſung, welche die Rechtſprechung des Reichsgerichts für 

das Wiederkaufsrecht des Preuß. A. L. R. in der nachfolgenden 

Entſcheidung vertritt. Von praktiſcher Bedeutung iſt ſie haupt⸗ 

ſächlich deshalb, weil in der Regel die Ausübung des Wieder⸗ 

kaufs an eine beſtimmte Friſt gebunden iſt. Es genügt nun 

zur Wahrung dieſer Friſt die Erklärung, das Wiederkaufs⸗ 

recht ausüben zu wollen. Vergl. R. G. XXXVII Nr. 74 
S. 281. „Schultze I. Nr. 589): 

„Der Erblaſſer der Kläger, Beſitzer L., hatte am 

31. Mai 1890 drei ihm gehörige Schiffsgefäße an den 

Beklagten verkauft und übergeben unter dem Vorbehalt 

des Rückkaufsrechts binnen Jahresfriſt. Der 31. Mai 

1891 war ein Sonntag. An dieſem Tage hat L. den 

Beklagten zweimal in ſeiner Wohnung aufgeſucht, um 

das Wiederkaufsrecht auszuüben. Seine Begleiter 

hatten auch das dem Beklagten zu zahlende Geld bei 

ſich. Der Beklagte wurde aber nicht angetroffen und 

die Ehefrau des Beklagten wies den Kläger ab. Der 

Kläger iſt dann noch einmal, am 1. Juni 1891, bei 

dem Beklagten geweſen. Jetzt hat dieſer aber er⸗ 

ſchwerende und außerhalb des Vertragsverhältniſſes 

liegende Bedingungen geſtellt, wenn er ſich noch auf 

den Wiederkauf einlaſſe. Mit der Behauptung, der 

Beklagte habe zwei der Schiffsgefäße verkauft, haben 

die Erben des L. Klage auf Schadenserſatz erhoben. 

Das Landgericht hat den Anſpruch dem Grunde nach 

für gerechtfertigt erklärt, auf Berufung des Beklagten 

aber hat das Oberlandesgericht die Klage abgewieſen. 

Auf die Reviſion der Kläger iſt dies Urtheil aufgehoben 

und die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen. 

Die Beſtimmung in 8 308 I. 11 A. L. R. hat die 

Auslegung gefunden, daß der Verkäufer, 

welcher das Wiederkaufsrecht ausüben will, 

wenn für daſſelbe eine beſtimmte Friſt vor⸗ 

behalten iſt, längſtens am letzten Tage dem 

Käufer das Geld anbieten und, wenn dieſer 

die Annahme verweigert, gerichtlich hinter— 

legen müſſe. Wäre dieſe Auslegung richtig, ſo würde 

die Reviſion zurückzuweiſen ſein. Denn eine Real⸗ 

oblation von Geld muß, um wirkſam zu fein, opportuno 

tempore erfolgen. An einem Sonntage oder einem 

anderen allgemeinen Feiertage braucht aber derjenige, 

welchem eine Zahlung gemacht werden ſoll, inſonderheit 

ein Kaufmann, in der Regel eine größere Summe 

Geld nicht anzunehmen. Denn da am Sonntage der 

bürgerliche Verkehr ruht, ſo iſt einer Partei für die 

Regel nicht anzuſinnen, an einem Sonntage ein werk⸗ 

tägliches Geſchäft vorzunehmen. Der § 48 I. 3 A. L. R. 

verfügt deshalb, daß der Verpflichtete in der Regel die 

Leiſtung an dem nächſtfolgenden Tage vornehmen ſoll. 

Daſſelbe muß von der Annahme einer Leiſtung gelten, 

wenn die Annahme nicht ohne Aufwendung von Arbeit 

erfolgen kann. Daſſelbe ergiebt ſich aus Art. 332 

H. G. B., wonach die Erfüllung an dem Erfüllungstage 

während der gewöhnlichen Geſchäftszeit geleiſtet und 
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angenommen werden muß. Da der Sonntag eine 
gewöhnliche Geſchäftszeit nicht hat, ſo braucht an 
dieſem Tage der Kaufmann ſolche Erfüllung überhaupt 
nicht anzunehmen. Der Idee der Beſtimmung nach iſt 
gleichgültig, ob es ſich um die Erfüllung einer Ver⸗ 
bindlichkeit oder um die durch Leiſtung einer Zahlung 
zu erfüllende Bedingung oder um die zur Innehaltung 
einer Friſt in Ausübung eines Rechtes geleiſtete Zahlung 
handelt. In demſelben Umfange greift Art. 330 Abſ. 2 
H. G. B. Platz, wonach ſpäteſtens am vorhergehenden 
Werktage erfüllt werden muß, wenn der letzte Tag des 
Zeitraums auf einen Sonntag fällt. Hätte alſo der 
Wiederkäufer ſein Recht nicht ausüben können, ohne 
Zahlung zu leiſten oder wenigſtens ſolche anzubieten, 
ſo hätte er ſpäteſtens am Sonnabend, den 30. Mai 
1891, anbieten müſſen, und da er bis zum Ablaufe dieſes 
Tages nicht angeboten hat, würde er ſein Recht verwirkt 
haben. Allein ſchon das vormalige Preußiſche Obertribunal 
(Striethorſt Arch. Bd. 90 S. 188, 190) hat den § 308 a. a. O. 
anders verſtanden. Nach dieſer Anſicht muß die Friſt 
als gewahrt angenommen werden, wenn von Seiten 
des Wiederkäufers alles innerhalb der Friſt 
gethan iſt, was von ſeiner Seite zur Aus⸗ 
übung des Rechtes geſchehen konnte. Dazu 
gehört aber nicht, daß die Zahlung der Wiederkaufs⸗ 
ſumme und die Erfüllung der ſonſtigen Bedingungen 
des Wiederkaufes ſchon mit der Erklärung des Be⸗ 
rechtigten, von dem Rechte Gebrauch machen zu wollen, 
verbunden ſein muß; vielmehr wird damit feſtgeſetzt, 
daß jener den Wiederkauf ſelbſt nur Zug um 
Zug gegen Gewährung der vollen Gegen: 
leiſtung verlangen kann. Der S 308 a. a. O. ſagt 
alſo nichts Anderes, als was der Art. 1673 Code civil 
ausſpricht. Für das Gebiet des franzöſiſchen Rechts 
hat aber das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen, 
daß es genügt, wenn der Verkäufer innerhalb 
der Friſt die Erklärung abgegeben hat, den 
Rückkauf ausüben zu wollen. Ebenſo hat für 
das Rechtsgebiet des gemeinen Rechts das vormalige 
Oberappellationsgericht in Celle in dieſer Erklärung die 
Ausübung des Wiederkaufes gefunden. Vergl. auch 
§ 492 des Entwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für das Deutſche Reich. Eine von dieſer Auslegung 
abweichende Entſcheidung hat auch das Reichsgericht in 
dem Urtheile im Falle Nr. 590 nicht getroffen, dort 
wurde nur ausgeſprochen, daß die Verpflichtung des 
Verkäufers zur Baarzahlung über den empſangenen 
Betrag nicht hinausgeht. Der Senat ſteht danach 
nicht an, ſich der Auslegung des Obertribunals an⸗ 
zuſchließen. Natürlich mußte der Verkäufer bereit und 
im Stande ſein, wenn er in Folge ſeiner Er⸗ 
klärung zum Abſchluſſe des Wiederkaufes 
gekommen wäre, gegen Rückgabe der ver⸗ 


kauften Schiffsgefäße dem Käufer alles das 


ſofort baar zu zahlen, was dieſer bei Aus— 
übung des Wiederkaufes nach dem Vertrage 
zu fordern berechtigt war. Etwas Anderes läßt 
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ſich auch aus dem Vertrage ſelbſt nicht herausleſen. 
Dieſer beſtimmt nur: „Verkäufer behält ſich binnen 
Jahresfriſt das Rückkaufsrecht vor“ und fährt dann fort: 
„Er muß dann das an ihn gezahlte Kaufgeld zurück⸗ 
zahlen und außerdem ſechs Prozent Zinſen vom heutigen 
Tage ab bis zum Tage der Rückzahlung zahlen.“ 
Daß dieſe Rückzahlung genau innerhalb der Jahres⸗ 
friſt erfolgen müßte, iſt damit nicht zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Hiernach genügt es zunächſt, wenn der Erb⸗ 
laſſer der Kläger am Sonntage, den 31. Mai 1891, 
dem Beklagten erklärt hatte, daß er von ſeinem Wieder⸗ 
kaufsrechte Gebrauch mache; und es war dann Sache 
des Beklagten, die weiteren Verabredungen mit dem 
Verkäufer über den wirklichen Abſchluß des Wieder⸗ 
kaufes und deſſen Realiſirung zu treffen. Zur Ent⸗ 
gegennahme einer ſolchen Erklärung war aber der Be⸗ 
klagte auch an einem Sonntage verpflichtet. Der 
Erblaſſer der Kläger hat ſich, um jene Erklärung ab⸗ 
zugeben, zweimal am 31. Mai 1891 nach der Wohnung 
des Beklagten begeben. Er hat ihn beide Male nicht 
getroffen, aber der Ehefrau des Beklagten im allgemeinen 
mitgetheilt, zu welchem Zwecke er kam. Die Ehefrau 
des Beklagten hat dem L. nicht angegeben, daß er 
ihren Ehemann etwa zu einer ſpäteren Zeit an dem⸗ 
ſelben Tage treffen könne. Der L. konnte alſo, obwohl 
er ſeinerſeits alles gethan hatte, um ſein Recht am 
letzten Tage der Friſt auszuüben, aus einem Grunde, 
welcher lediglich auf der Seite des Beklagten lag, ſein 
Recht an dieſem Tage nicht ausüben. Bei dieſer 
Sachlage, und da L. am folgenden Tage wieder kam 
und jetzt dem Beklagten gegenüber ſeine Erklärung 
abgab, durfte ſich der Beklagte ſeiner vertragsmäßigen 
Verpflichtung nicht entziehen. 

Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß, ſobald der Wieder⸗ 
kauf durch dieſe Erklärung zu Stande kommt, auch der Kauf⸗ 
preis fällig wird, es ſei denn, daß bereits in der Wiederkaufs⸗ 
klauſel beſondere Beſtimmungen über die Zahlung getroffen 
ſind. Der Wiederverkäufer alſo kann Leiſtung Zug um Zug 
beanſpruchen, hat die Einrede des nicht erfüllten Vertrages u. ſ. w. 
nach Maßgabe der 88 320 ff., d. h. der allgemeinen Grundſätze 
über gegenſeitige Vertragserfüllung. 

Der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, gilt 
im Zweifel auch für den Wiederkauf (8 427 Abſ. 2). 
Dieſer Satz des B. G. B. wiederholt augenſcheinlich die Ver⸗ 
muthung des 8 296 I. 11 des Preuß. A. L. R.: „Iſt ein Rauf 
unter Vorbehalt des Wiederkaufs abgeſchloſſen, ſo wird im 
zweifelhaften Fall vermuthet, daß die Sache dem Verkäufer 
für eben den Preis, welchen er dafür erhalten hat, zurück⸗ 
gegeben werden ſolle.“ 

Der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, iſt alſo 
nicht der etwa ſcheinbar in der Verkaufsurkunde ſtipulirte 
Preis, ſondern der wirklich bezahlte. Dies hat das Reichs⸗ 
gericht in einer, auf jenen 8 308 I. 11 des Preuß. A. L. R. 
bezüglichen Entſcheidung (R. G. V. Nr. 55 S. 199, Schultze 
Nr. 590) ausdrücklich beſtätigt. Es hebt hervor, daß die 
Beſtimmung des § 308 I. 11 A. L. R. in Anlehnung an das 
deutſchrechtliche Inſtitut des Wiederkaufs (wonach ein 
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Geldbedürftiger gegen Empfang der benöthigten Summe ein 
Grundſtück oder eine auf ein Grundſtück vindizirte Rente mit 
dem Wiederkaufsrechte verkaufte) von der für die baare 
Zahlung der Wiederkaufsſumme unerläßlichen Vorausſetzung 
ausgeht, daß der Wiederkaufsberechtigte die zu zahlende 
Summe wirklich erhalten hat. Der Sinn des 8 308 
I. 11 A. L. R. (alſo auch des 8 497 Abſ. 2 B. G. B.) 
iſt der, daß die Verpflichtung zur Baarzahlung über den 
empfangenen Betrag nicht hinausgeht. 

Freilich handelt es ſich nur um eine dispoſitive 
Vorſchrift, es kann das Gegentheil vereinbart werden; 
nur trifft dafür den Käufer die Beweislaſt. Zu beachten 
iſt ferner, daß ſolche beſonderen Vereinbarungen über eine 
größere Wiederkaufsſumme gegen § 138 Abſ. 2 B. G. B. 
(Wucherverbot) verſtoßen, alſo unter Umſtänden nichtig 
ſein können. 

Aus der obligatoriſchen Gebundenheit des Wiederverkäufers 
ergiebt ſich feine in $ 498 Abſ. 2 B. G. B. ſanktionirte Haftung 
einerſeits für ſchuldhafte Verſchlechterung des Gegenſtandes 
oder gar ſchuldhafte Vereitelung des Wiederkaufs durch Zer⸗ 
ſtörung deſſelben, andererſeits ſeine Verpflichtung, den Gegen⸗ 
ſtand, ſolange das Wiederkaufsrecht ausgeübt werden darf, 
nicht weſentlich zu verändern. Er wird durch ſolche Hand⸗ 
lungen ſchadenserſatzpflichtig. Die Gefahr des zu⸗ 
fälligen Untergangs dagegen trifft auch den Wiederkaufs⸗ 
berechtigten. Ebenſo kann letzterer bei kaſueller Ver⸗ 
ſchlechterung ſowie bei einer nur unweſentlichen 
Veränderung des Gegenſtandes keine Minderung des 
Wiederkaufspreiſes beanſpruchen (8 498 Abſ. 2 Satz 2). 

Wenn der Wiederverkäufer während ſeiner obligatoriſchen 
Gebundenheit „über den Gegenſtand verfügt“, d. h. dinglich 
wirkſame Dispoſitionen getroffen, beiſpielsweiſe den Gegenſtand 
verpfändet hat, ſo hat der Wiederkaufsberechtigte gegen ihn 
einen perſönlichen Anſpruch auf Beſeitigung der ſo be⸗ 
gründeten Rechte Dritter. Läßt ſich eine ſolche Beſeitigung 
nicht mehr erzielen, jo liegt der Fall des 8 498 Abſ. 2 vor, 
verſchuldete Unmöglichkeit, alſo tritt an Stelle des Beſeitigungs⸗ 
anſpruchs derjenige auf Schadens erſatz. Daſſelbe gilt auch 
bei Verfügungen, die gegen oder ohne den Willen des Wieder⸗ 
verkäufers im Wege der Zwangsvollſtreckung, der Arreſt⸗ 
vollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt ſind 
($ 499 B. G. B.). 

Der § 500 B. G. B. erkennt auch dem Wiederverkäufer 
den Anſpruch auf Erſatz wertherhöhender Verwendungen 
und das jus tollendi zu. Der Verwendungsanſpruch fällt 
übrigens fort, wenn als Wiederkaufspreis der Schätzungswerth 
vereinbart iſt, den der gekaufte Gegenſtand zur Zeit des 
Wiederkaufs hat. In einem ſolchen Falle iſt der Wieder⸗ 
verkäufer auch für eine Verſchlechterung, den Untergang oder 
die aus einem anderen Grunde eintretende Unmöglichkeit der 
Herausgabe des Gegenſtandes nicht verantwortlich (B. G. B. 
§ 501). Doch iſt dieſe Vorſchrift ebenfalls dispoſitiv, das 
Gegentheil kann vereinbart werden. 

Die geſetzliche Friſt des Wiederkaufsrechts normirt 
§ 503 für Grundſtücke auf dreißig, für andere Gegenſtände 
auf drei Jahre nach der Vereinbarung des Vorbehalts, die 
vertragsmäßigen Friſten dürfen kürzer und länger ſein, nur 
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ein allgemeiner Ausſchluß der geſetzlichen Friſt, ein Wieder⸗ 
kaufsrecht auf unbeſtimmte Zeit iſt unzuläſſig. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das Wiederkaufsrecht, 
ſofern das Gegentheil nicht vereinbart iſt, kein jus persona 
lissimum, alſo übertragbar und vererblich iſt. Dies hat das 
Reichsgericht auch für das preußiſche landrechtliche Wieder⸗ 
kaufsrecht, das im Weſentlichen mit demjenigen des B. G. B. 
übereinſtimmt, im Gegenſatz zu der preußiſchen Doktrin für 
ein auf beſtimmte Zeit eingeräumtes Wiederkaufsrecht an⸗ 
erkannt. Vergl. R. G. X Nr. 59 S. 218, Schultze Nr. 591. 

2. Das obligatoriſche Vorkaufsrecht ins⸗ 
beſondere: Im Gegenſatz zum Wiederkaufsrecht iſt das 
Vorkaufsrecht nach 8 514 B. G. B. nicht übertragbar und 
geht nicht auf die Erben des Berechtigten über, ſofern 
nicht ein Anderes beſtimmt iſt. Nur das auf beſtimmte 
Zeit beſchränkte Vorkaufsrecht iſt im Zweifel vererblich. 

Es kann ausgeübt werden, ſobald der Verpflichtete einen 
Kaufvertrag mit einem Dritten über den Gegenſtand geſchloſſen 
hat. Dabei iſt es gleichgültig, ob dieſer Kauf ſuspenſiv oder 
reſolutiv dadurch bedingt wird, daß der Vorkaufsberechtigte ſein 
Vorkaufsrecht nicht ausüben werde; denn andernfalls könnte 
ja die Ausübung des Vorkaufsrechts durch eine ſolche Klauſel 
ſtets vereitelt werden. Dies und nichts Weiteres iſt der Sinn 
des § 506 B. G. B. Der Anſpruch des Vorkaufsberechtigten 
iſt der auf einen Eintritt in den abgeſchloſſenen Kauf als Käufer 
an Stelle des Dritten unter den Beſtimmungen, welche 
der Verpflichtete mit dieſem vereinbart hat, er entſteht durch 
die einfache Erklärung gegenüber dem Verpflichteten, das Vor⸗ 
kaufsrecht ausüben zu wollen. (S 505.) 

Hieraus ergiebt ſich als nothwendig eine Anzeigepflicht 
des Verpflichteten von dem mit dem Dritten abgeſchloſſenen 
Kauf (8 510), durch deren Unterlaſſung derſelbe dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten ſchadenserſatzpflichtig wird. 

Das Recht des Vorkaufsberechtigten, den Vorkauf unter 
denſelben Beſtimmungen abzuſchließen, unter denen der 
Vorkauf abgeſchloſſen iſt, erleidet mit Rückſicht auf die 
möglicher Weiſe ſehr verſchiedene Kreditwürdigkeit des Dritten 
und des Vorkäufers eine Beſchränkung in Anſehung etwaiger 
Stundung des Kaufpreiſes. Iſt nämlich ſolche dem 
Dritten zugeſagt worden, ſo kann ſie der Vorkaufsberechtigte 
nur in Anſpruch nehmen, wenn er Sicherheit leiſtet. Nur 
bei einem Grundſtück als Gegenſtand des Vorkaufs bedarf es 
keiner beſonderen Sicherheitsleiſtung, wenn lediglich die hier 
gewöhnliche Beſtellung einer Hypothek in Höhe des geſtundeten 
Betrages oder die Uebernahme einer ſolchen in Anrechnung 
auf den Kaufpreis vereinbart iſt. (8 509.) 

Wann iſt der Vertrag mit dem Dritten geſchloſſen? 
Augenſcheinlich erſt dann, dann aber auch, ohne Rückſicht auf 
etwaige Suspenſivbedingungen und Behauptungen, wenn der 
Verpflichtete ſich dem Dritten gegenüber obligatoriſch gebunden 
hat, d. h. wenn der obligatoriſche Vertrag perfekt iſt. 

Hier kommt, wenn es fich um Grundſtücke handelt, der 


8 313 B. G. B. in Frage, der für alle Verträge, durch die 


die Verpflichtung eingegangen werden ſoll, das Eigenthum 
an einem Grundſtücke zu übertragen, die Form der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung fordert. Da vor 
Erfüllung dieſer Formvorſchrift keine obligatoriſche Bindung 
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der Vertragſchließenden eintritt, ſo kann der Vorkaufsberechtigte 
ſein Vorkaufsrecht auch nicht eher ausüben, als bis der Dritte 
einen notariellen oder gerichtlichen Vertrag mit dem Verpflichteten 
abgeſchloſſen hat. Die grammatiſche Auslegung wenigſtens 
läßt kein anderes Reſultat zu. Verſtändige Parteien werden 
gleichwohl von dem Mißbrauch dieſer Formvorſchrift im Intereſſe 
eigener Koſtenerſparniß gern Abſtand nehmen und alſo im 
eigenen Intereſſe dem Vorkaufsberechtigten ſchon vor Erfüllung 
der Formvorſchriften Gelegenheit zu ſeiner Erklärung geben, 
falls ſie ſein Recht an ſich nicht beſtreiten. Die Beſtimmung 
des 5 504 iſt ja keineswegs zwingenden Rechts. 

Wie aber, wenn bei einem bloß obligatoriſchen Vorkaufs⸗ 
recht an einem Grundſtücke der Vorkaufsverpflichtete und der 
Dritte Gebrauch machen von Satz 2 des § 313 und einen 
bloß mündlichen Kaufvertrag durch Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch realiſiren? An ſich wird als⸗ 
dann der Dritte zweifellos Eigenthümer und der Vorkaufs⸗ 
berechtigte iſt auf ſeine Schadenserſatzklage gegen den Vorkäufer 
angewieſen. Sofern jedoch der Dritte in dieſem Fall dolos 
gehandelt hat, wiederhole ich den bereits oben gemachten 
Hinweis auf 88 823, 826 B. G. B. 

Uebrigens ſteht ja bei Grundſtücken dem Vorkaufs berechtigten 
auch die Möglichkeit eines dinglich wirkſamen Vorkaufsrechts 
durch Eintragung offen, und jura vigilantibus scripta sunt. 
Unabhängig von dieſer Frage erſcheint mir die, ob auch der 
Vertrag über Einräumung eines obligatoriſchen 
Vorkaufsrechts an Grundſtücken ſelbſt der Form des 
8 313 B. G. B. bedarf, alſo entweder notariell oder 
gerichtlich beurkundet werden muß, um bindend zu ſein. 

Das O. L. G. Jena hat in einer Entſcheidung vom 
28. Auguſt 1900 (vergl. Mugdan, Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des Civilrechts, 
I. S. 293) dieſe Frage bejaht. 

Dieſe Entſcheidung ſteht aber in Widerſpruch mit einer 
älteren Entſcheidung des R. G., die allerdings noch nicht das 
B. G. B., wohl aber eine inhaltlich der Beſtimmung des 
8 313 B. G. B. vollſtändig analoge Beſtimmung des braun⸗ 
ſchweigiſchen Geſetzes vom 8. März 1878 zur Unterlage hat. 
Jenes Geſetz ſagt in § 74: 

„Verträge in Beziehung auf Eigenthum oder ding⸗ 
liche Rechte an Grundſtücken oder ſelbſtändige Gerechtig⸗ 
keiten bedürfen, um einen rechtsgültigen perſönlichen 
Anſpruch im Wege der Klage oder Einrede zu erzeugen, 
nach wie vor der Verlautbarung vor Gericht oder vor 
Notar und Zeugen.“ 

Nach R. G. XVI. Nr. 35 S. 155 ff. kam nun folgender 
Fall in Frage: 

„Der Kläger hatte von der Beklagten ein Wohnhaus 
auf mehrere Jahre gemiethet und in dem privatſchriftlich 
abgeſchloſſenen Miethskontrakte ſich für den Fall, daß 
die Beklagte das Haus während der Dauer der Mieths⸗ 
zeit verkaufen werde, das Vorkaufsrecht bedungen. 
Nachdem darauf die Beklagte das Haus vor Ablauf 
der Miethszeit an einen Dritten verkauft hatte, ſtellte 
Kläger auf Grund ſeines Vorkaufsrechts gegen ſie Klage 
an mit dem Antrage, ſie ſchuldig zu erkennen, ihn zum 
Eintritte in den abgeſchloſſenen Kaufvertrag an Stelle 
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des Käufers zuzulaſſen, eventuell ihm eine Geld⸗ 
entſchädigung zu gewähren. Die Klage wurde in den 
beiden Vorinſtanzen abgewieſen auf Grund der An⸗ 
nahme, daß der Kläger das Vorkaufsrecht einräumende 
Vertrag der Parteien wegen Nichtbeachtung der Form⸗ 
vorſchrift des § 74 unverbindlich ſei. Die erſte Inſtanz 
ſah hierbei nur auf den Wortlaut des Geſetzes; ſie 
nahm an, daß zwar das frühere Geſetz nach ſeinen 
Worten „Verträge über dingliche Rechte“ auf einen 
Verkaufsvertrag nicht bezogen werden könne, daß aber 
das jetzige Geſetz durch die veränderte Faſſung („in 
Beziehung auch“) eine weitergehende, auch den Vorkaufs⸗ 
vertrag befaſſende Bedeutung erhalten habe. Die zweite 
Inſtanz war dagegen der Meinung, daß das jetzige 
Geſetz die frühere Beſtimmung unverändert aufrecht er⸗ 
halten und mit ſeiner anderen Faſſung höchſtens eine 
beſſere Klarſtellung der Bedeutung derſelben beabſichtigt 
habe; ſie erkannte auch an, daß beide Geſetze vor 
allem die unmittelbare, auf eine Veräußerung ſich 
richtenden Verträge zu ihrem Gegenſtande haben, und 
daß es als zweifelhaft erſcheinen müſſe, ob der Geſetzes⸗ 
ausdruck auch auf die Vorkaufsverträge bezogen werden 
dürfe; ſie führte dann aber, ausgehend von dem unter 
Bezugnahme auf Windſcheid (Pandekten Bd. 2 $ 310) 
u. a. aufgeſtellten Rechtsgrundſatze, daß eine für einen 
Hauptvertrag getroffene Formvorſchrift, welche die Ge⸗ 
bundenheit der Kontrahenten von der Beobachtung der 
vorgeſchriebenen Form abhängig mache, auch auf die 
Vorverträge (pacta de contrahendo) Anwendung zu 
leiden habe, weiter aus, daß hiernach auch der als ein 
pactum de contrahendo zu betrachtende Vorkaufs⸗ 
vertrag der die Verbindlichkeit des Kaufvertrages be⸗ 
dingenden Formvorſchrift unterliegen müſſe, denn der 
Vorkaufsvertrag wolle den Promittenten in Betreff eines 
künftig abzuſchließenden Kaufvertrages im voraus 
wenigſtens in der ſehr wichtigen Hinſicht binden, daß 
derſelbe, wenn er verkaufen wolle, nur an den Pro⸗ 
miſſar verkaufen dürfe, man müſſe aber annehmen, daß 
das Geſetz bei Nichtbeobachtung der vorgeſchriebenen 
Form für jeden der beiden Kontrahenten jede Gebunden⸗ 
heit in Betreff eines Kaufvertrages ausſchließen wolle. 
Das Urtheil des Berufungsgerichtes wurde aufgehoben 
aus folgenden 
Gründen: 

— „Was zunächſt den Wortlaut des Geſetzes an⸗ 
langt, ſo mag es zwar als zweifelhaft erſcheinen können, 
ob nicht unter den Worten des § 74 „Verträge in 
Beziehung auf Eigenthum oder dingliche Rechte“ allen ⸗ 
falls auch der ein Vorkaufsrecht an einem Grundſtücke 
einräumende Vertrag mit verſtanden werden kam, aber 
der 8 74 hat, wie ſich nicht bloß aus feinen Motiven, 
ſondern auch aus feinen unzweideutigen Worten („nah 
wie vor“) ergiebt, und wie auch das Berufungsgericht 
annimmt, die Vorſchrift des § 1 des Geſetzes, betreffend 
die Erwerbung dinglicher Rechte an Grundſtücken vom 
19. März 1850 unverändert beibehalten wollen, und 
die Worte dieſes älteren Geſetzes „Verträge über ding 
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liche Rechte“ können nur von ſolchen Verträgen ver⸗ 
ſtanden werden, welche unmittelbar die Veräußerung 
von Grundſtücken oder die Beſtellung dinglicher Rechte 
an Grundſtücken zum Gegenſtande haben, laſſen ſich 
daher auf Vorkaufsverträge nicht beziehen. Somit ift 
auch die Annahme ausgeſchloſſen, daß der jetzige 8 74 
durch ſeinen Wortlaut die Vorkaufsverträge habe mit⸗ 
befaſſen wollen. 

Es erübrigt alſo nur die Frage, ob ein Geſetz, 
welches die Gebundenheit der Kontrahenten eines Kauf⸗ 
vertrages von der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung deſſelben abhängig macht, rechtsgrundſätzlich 
zur Folge hat, daß auch die Verbindlichkeit eines Vor⸗ 
kaufsvertrages als durch die Beobachtung dieſer Form 
bedingt anzuſehen iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Der Vorkaufsvertrag läßt nicht bloß den einen Kontra⸗ 
henten noch ungebunden, ſondern er überläßt es auch 
dem freien Belieben des anderen Kontrahemen, ob er 
überhaupt verkaufen und für welchen Preis und unter 
welchen Bedingungen er ſich zu einem etwaigen Verkaufe 
bereit finden laſſen will. Die einzige Verpflichtung, 
welche er übernimmt, beſteht darin, daß, wenn er dem⸗ 
nächſt einem Dritten verkaufen will, er vor Abſchluß 
dieſes Kaufes die Sache zu denſelben Bedingungen, zu 
welchen er bereit iſt, ſie dem Dritten zu verkaufen, 
ſeinem Mitkontrahenten zum Kaufe anbieten muß. 
Kommt es in Folge dieſer Verpflichtung demnächſt zu 
einem Kaufabſchluſſe zwiſchen ihm und ſeinem jetzigen 
Mitkontrahenten, ſo iſt der nunmehr von ihnen in der 
gehörigen Form vorzunehmenden Feſtſetzung des Inhaltes 
dieſes Vertrages durch den Inhalt ihres Vorkaufvertrages 
in keiner Weiſe vorgegriffen. Wenn der Promittent 
durch einen von ihm vertragswidrig vorgenommenen 
Verkauf an einen Dritten das Vorkaufsrecht ſeines Mit⸗ 
kontrahenten verletzt, ſo ſind die Bedingungen, zu 
welchen er dem letzteren hätte verkaufen müſſen, durch 
den Inhalt des zwiſchen ihm und den Dritten ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages, der nur unter Beobachtung der 
vorgeſchriebenen Form gültig hat zu Stande kommen 
können, gegeben. Von einer im Voraus verabredeten 
Gebundenheit des einen oder anderen Kontrahenten 
an einen demnächſt unter ihnen eventuell abzuſchließenden 
Kaufvertrag kann ſo lange nicht die Rede ſein, als 
über den Inhalt dieſes etwaigen künftigen Vertrages 
unter ihnen noch nichts verabredet iſt, und da der 
Vorkaufsvertrag hierüber nichts zu enthalten hat, ſo 
kann auch die Konſequenz der Geſetzesvorſchrift, welche 
die Verbindlichkeit eines Kaufvertrages an eine förm⸗ 
liche Abfaſſung deſſelben knüpft, nicht dahin führen, 
daß dieſes Formerforderniß auch für den Vorkaufs⸗ 
vertrag zu gelten habe. 

Wenn das Berufungsgericht ſich in ſeinen Gründen 
auch noch auf eine frühere Judikatur bezieht, nach welcher 
die Vorſchrift, daß ein Bauerngut nur mit obrigkeitlicher 
Genehmigung gültig veräußert werden konnte, auch die 
Ungültigkeit der ohne ſolche Genehmigung vereinbarten 
Einräumung eines Vorkaufsrechtes an einem Bauerngute 
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nach ſich zu ziehen hatte, fo verkennt daſſelbe, daß ein 
ſolches Geſetz nicht eine Formvorſchrift, ſondern eine 
Beſchränkung der Dispoſitionsfreiheit zu feinem Gegen⸗ 
ſtande hatte.“ 
Ich halte dieſe Entſcheidung des R. G. auch für das 
B. G. B. für zutreffend, die Entſcheidung des O. L. G. alſo 
für falſch, und zwar ganz abgeſehen von den obigen Gründen 
deshalb, weil die Vorkaufsvereinbarung keineswegs ſchon 
einen Vertrag im Sinne des 8 313 B. G. B., „durch welchen 
ſich etwa der Vorkaufsverpflichtete verpflichtet, das Eigenthum 
an einem Grundſtücke zu übertragen“, ſondern, wie wir zu 
Anfang dieſes Aufſatzes ſahen, lediglich einen Kontra⸗ 
hirungszwang vertragsmäßig begründet, bezw. nach der 
Planckſchen Konſtruktion eine Vertragsofferte darſtellt, 
deren Annahme allerdings in Zukunft bei Eintritt gewiſſer 
Vorausſetzungen erzwungen werden kann; Fornvorſchriften 
aber find stricti juris, ſollen alſo nicht über das unbedingt 
nöthige Maß ausgedehnt werden. Das O. L. G. Jena 
verſtößt in ſeiner Entſcheidung ſowohl gegen dieſe Auslegungs⸗ 
regel als auch gegen das Weſen des Vorkaufsrechts, und die von 
ihm vorgezogene Auslegung dürfte gewöhnlich lediglich dem 
überhaupt nicht zu begünſtigenden Verkehrsdolus zu Gute kommen. 
Die geſetzliche Friſt des Vorkaufsrechts betrug bei 
Grundſtücken zwei Monate, bei anderen Gegenſtänden eine 
Woche nach dem Empfange der Mittheilung. Dieſe 
Friſt kann aber beliebig durch den Parteiwillen verkürzt oder 
verlängert werden (§ 510 Abſ. 2). 


Kann vom 1. zum 1. bei der Miethe gekündigt 

werden? oder muß ſchon am letzten Tage des vorher⸗ 

gehenden Monats gekündigt werden? Darlehn ꝛc. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht. 


I. Bezüglich der geſetzlichen Kündigungsfrift beſteht kein 
Streit; hier kann vom 1. zum 1. gekündigt werden, wie 
§ 565 B. G. B. ausdrücklich beſtimmt. Wenn z. B. der 
1. April ein Sonntag iſt und Oſtern auf den 2. April fällt, 
fo kann fogar noch am 4. April gekündigt werden, und zwar 
gemäß 5 193 B. G. B. Vergl. Scherer, Bd. III 5 565 B. G. B. 

II. Vereinbarte Kündigungsfriſt. Hier beſteht Streit. 
Mittelſtein, Miethe S. 232—233, verlangt in dieſem Falle 
Kündigung ſpäteſtens am letzten Tage des Monats, welcher 
dem erſten voransgeht. | 

Derſelbe jagt wörtlich: 

„Vereinbarte Kündigungsfriſten. Die Parteien können die 
geſetzlichen Kündigungsfriſten ſelbſtverſtändlich beliebig ändern, 
insbeſondere auch für jede Partei verſchieden bemeſſen, z. B. 
für Vermiether kürzer als für den Miether. 

Ift z. B. gemiethet mit der Beredung, daß die Miethe 
alle 14 Tage zu bezahlen und daß das Miethverhältniß mit 
einer Kündigungsfriſt von 14 Tagen zu loͤſen ſei, jo kann an 
jedem Tage gekündigt werden auf den Schluß des dieſem Tag 
folgenden vierzehnten Tages, z. B. am 12. Februar auf den 
Schluß des 26. Februar (zum Umzug in der Frühe des 
37. Februar). Kann auch an einem Sonntag oder allgemein 
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anerkannten Feiertag gekündigt werden? Aus dem 8 193 
B. G. B. dürfte ein derartiges allgemeines Verbot nicht zu 
entnehmen fein, zumal es ſich dabei nur um eine Auslegungs⸗ 
vorſchrift (B. G. B. § 186) handelt. Stellt auch ein Gerichts. 
vollzieher nicht an ſolchen Tagen zu (C. P. O. § 188), jo be⸗ 
händigt doch die Poſt an ihnen Briefe. Nur werden die Parteien 
damit rechnen müſſen, daß an ſolchen Tagen der andere Theil 
nicht im ſelben Umfang, wie an Werktagen, zur Empfangnahme 
von geſchäftlichen Erklärungen bereit zu fein braucht. 

Iſt ferner z. B. eine Wohnung gemiethet zu einem 
Monatszins und mit monatlicher Kündigungsfriſt, ſo wird im 
Zweifel anzunehmen ſein, daß auf den Schluß eines jeden 
Kalendermonats ſpäteſtens am letzten Tage des vorhergehenden 
Monats (z. B. am 28. Februar auf den Schluß des 31. Marz 
reſp. wie man gewöhnlich zu ſagen pflegt auf den 1. April) 
zu kündigen iſt. Fuld S. 149 lehrt dagegen, daß am erſten 
Werktag des Monats, d. h. in unſerem Beiſpiel am erſten 
Werktag des März, noch gekündigt werden konne. Das iſt 
eine durch nichts berechtigte Verallgemeinerung der pofitiv- 
rechtlichen Beſtimmung des § 565 Abſ. 1 Satz 11 Nur wenn 
der letzte Tag des Monats ein Sonntag oder allgemein 
anerkannter Feiertag war, wird in Anſehung des § 193 B. G. B. 
im Zweifel (B. G. B. § 186) anzunehmen ſein, daß am näͤchſt⸗ 
folgenden Werktage noch gekündigt werden kann; denn dadurch, 
daß das Miethverhältniß hier auf den Kalendermonat abgeſtellt 
iſt, ſind die Vorausſetzungen des § 193 B. G. B. gegeben.“ 

Die Anſicht von Mittelſtein iſt gebilligt in einem Schieds⸗ 
ſpruch, mitgetheilt im Recht, 1901 S. 155— 156. 

Ich habe von Anfang an die entgegengeſetzte Anſicht ver⸗ 
treten in meinem Kommentar Bd. II. Zu § 564 — 566 S. 758 
Nr. III iſt bemerkt: 

„An ſich hätte die Kündigung je am 1. zu erfolgen.“ 

Die gleiche Anſicht iſt ausführlich begründet in Fuld, 
Miethrecht nach dem B. G. B. S. 149. Derſelbe beruft fich 
namentlich auf die Verkehrsſitte $ 157 B. G. B. Der erwähnte 
Schiedsſpruch iſt dieſer Begründung entgegengetreten, wie ſolgt: 

„Wo das Geſetz ſelbſt die Auslegungsmaßregel giebt (vergl. 
§ 186 B. G. B.), da iſt für die Verkehrsfitte kein Raum. 
Vergl. Düringer⸗ Hachenburg, Kommentar zum H. G. B. 
Bd. II S. 205 —217, 209 — 210. Danz in Iherings Jahr- 
büchern, Bd. 38 S. 454 verwiſcht Gewohnheitsrecht und Ver⸗ 
kehrsfitte.“ 

III. Ich halte meine von Anfang an aufgeſtellte Anſicht 
aufrecht und zwar mit folgender Begründung: 

a) Wenn die Parteien die Kündigungsfriſt vertragsmäßig 
feſtſetzen, ſo ändern ſie das Geſetz nur bezüglich der Dauer, 
z. B. ſtatt drei Monate, ſechs Monate; im übrigen bleibt es 
bei den Vorſchriften des $ 565 B. G. B., d. h. es kann vom 
1. zum 1. gekündigt werden. Gewiß können die Parteien auch 
dieſe gefetzliche Vorſchrift abändern, aber es muß geſchehen, 
d. h. wenigſtens aus der gebrauchten Wendung hervorgehen. 

b) Außerdem will unſer Geſetzbuch die Analogie aus⸗ 
drücklich angewandt wiſſen; vergl. Scherer, Kommentar Bd. I 
Nr. 1. Es iſt daher hier nicht einzuſehen, warum eine ſolche 
praktiſche Beſtimmung, die gewiſſermaßen im Volksbewußtſein 
liegt, beſeitigt werden ſoll, im Gegentheil, alles ſpricht dafür, 
das Geſetzbuch im Geiſte des Volksbewußtſeins zu entwickeln. 
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e) Die Motive I S. 286 ſagen: „Kein Bedürfniß liegt 
vor auszuſprechen, daß, wenn ein Kalendertag ohne Angabe 
des Jahres rechtsgeſchäftlich geſetzt iſt, darunter im Zweifel der 
nächſte entſprechende Kalendertag zu verſtehen ſei.“ Hieraus 
folgt: wenn man per 1. gemiethet hat, ſo iſt auch per 1. zu 
kündigen. 

d) IV. Die hier entwickelten Grundſätze find auf alle 
Kündigungen, z. B. der Darlehen anzuwenden. Entſcheidend 
iſt hierfür der Grundſatz der Analogie, welche unſer Geſetzbuch 
angewandt wiſſen will, und die unmittelbar vorher unter 6 
mitgetheilte Stelle der Motive. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 25. Mai 1901 
aus gefertigten Erkenntniſſe. 

L Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 8 70. 

Der RE. leitet die Zuläſſigkeit der Reviſion daraus ab, 
daß die Klage auf der Behauptung beruhe, dem Kl. ſtehe der 
geltend gemachte Entſchädigungsanſpruch gegen den Fiskus 
wegen der den betreffenden Eiſenbahnbeamten zur Laſt fallenden, 
für die Beſchädigung kauſal gewordenen Verſchuldung zu, daß 
es ſich alſo um einen Rechtsſtreit handle, für welchen gemäß 
§ 70 des G. V. G. und § 39 Nr. 2 des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes vom 24. April 1878 die Landgerichte aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig ſeien, wonach der § 547 Ziffer 2 der 
C. P. O. zutreffe. Der Umſtand, daß der B. R. es für 
unerheblich erachte, ob der Schaden durch Schuld eines Beamten 
des Bekl. verurſacht worden ſei, und dem Kl. die geforderte 
Entſchädigung auf Grund von § 25 des Geſetzes vom 3. No- 
vember 1838 zugeſprochen habe, ſtehe der Zulaſſung der Reviſion 
nicht entgegen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſer letzteren 
Auffaſſung für den Fall beizupflichten wäre, wenn wirklich der 
erhobene Klageanſpruch dem § 39 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum G. V. G. unterſtände. Die Vorausſetzungen für 
die Zuläffigfeit der Reviſion im Hinblick auf 8 547 Nr. 2 der 
C. P. O. an ſich hat das Reviſionsgericht ſelbſtändig zu prüfen, 
wobei es allein auf die Natur des ſtreitigen Anſpruches an⸗ 
kommt (vergl. auch Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 384, Bd. 18 
S. 369). Und die Prüfung ergiebt vorliegenden Falles die 
Unanwendbarkeit jener Geſetzesbeſtimmung. Der Zweck der 
Ausnahmevorſchriften des § 70 Abi. 2 und 3 des G. V. ©. 
iſt der, daß für gewiſſe Anſprüche, welche „das Grenzgebiet des 
öffentlichen und Privatrechtes betreffen“, für Anſprüͤche, die 
„neben der privatrechtlichen eine ſtaatsrechtliche Seite haben“, 
eine gleichmäßige Beurtheilung der Rechtsfragen gewährleiſtet 
werde. Vergl. Motive zu § 70 (Entwurf $ 50, Hahn, 
Materialien Bd. I S. 94). Auf jenen ſtaatsrechtlichen 
Beziehungen liegt denn gerade der Nachdruck bei der in § 70 
Abſ. 3 der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Zuweiſung an die 
Landgerichte rückfichtlich der daſelbſt aufgeführten Anſprüͤche, fo 
auch der Anſprüche „gegen den Staat wegen Verſchuldung von 
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Staatsbeamten“; und im gleichen Sinn hat, von dieſem Vor⸗ 
behalt Gebrauch machend, der § 39 des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes in Nr. 2 die Anſprüche gegen den Landes fiskus 
wegen Verſchuldung von Staatsbeamten den Landgerichten aus⸗ 
ſchließlich zugewieſen. Es find das dem Weſen nach die gleichen 
Anſprüche wie die in Ziffer 3 des § 39 bezeichneten, alſo An- 
ſprüche wegen Ueberſchreitung der amtlichen Befugniſſe oder 
wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlungen Seitens 
öffentlicher Beamten (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 40 S 399 f.). 
Hiernach muß eine Verſchuldung eines Staatsbeamten in dieſer 
ſeiner Eigenſchaft vorliegen und das iſt nur der Fall, wenn das 
Verſchulden zu dem Inhalt des öffentlich rechtlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſes in Beziehung ſteht. Die letztere Vorausſetzung 
trifft, wie das R. G. ſchon mehrfach ausgeſprochen hat, da nicht 
zu, wo der Staat zur Eingehung oder Erfüllung privat⸗ 
rechtlicher Verpflichtungen ſich einer Perſon, welche Staats- 
beamter iſt, als ſeines (privatrechtlichen) Vertreters bedient. 
(Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 166, Bd. 29 S. 420; Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1889 S. 478, Rep. VI 184/89.) Und in den 
Bereich der ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Landgerichte würden 
auch ſolche Anſprüche nicht fallen, welche gegen den Fiskus 
aus eigenem Verſchulden des Fiskus ſelbſt erhoben find, 
wofern von einem eigenen, direkten Verſehen der juriſtiſchen 
Perſon nach dem maßgebenden Geſetze — vergl. 88 81, 82 
des Pr. A. L. R. Thl. II Tit. 6 — überhaupt die Rede fein 
kann. Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 415 f. — Vor allem 
aber erſcheint der § 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes als 
nicht anwendbar auf Erſatzanſprüche aus Schädigungen, welche 
in einem fiskaliſchen Betrieb, wie insbeſondere dem Eiſenbahn⸗ 
betrieb, ſei es durch mangelhafte Einrichtungen, ſei es durch 
ſchuldhafte Handlungen oder Unterlaſſungen einer im Betrieb 
angeſtellten Perſon verurſacht worden find. Wird hier der 
Staat als unmittelbar Haftpflichtiger auf Grund des R. H. G. 
vom 7. Juni 1871 oder des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 in Anſpruch genommen, ſo iſt das ein 
Anſpruch nicht gegen den Staat in ſeinen öffentlich rechtlichen, 
mit der Staatshoheit zuſammenhängenden Beziehungen, ſondern 
gegen den Fiskus als Betriebsunternehmer — § 1 des Haft⸗ 
pflichtgeſetzes —, als Eiſenbahn⸗„Geſellſchaft“ — 8 25 des 
Geſetzes vom 3. November 1838. Vergl. Entſch. des R. G., 
Bd. 23 S. 222 f. Der Fiskus haftet hier gerade ſo wie ein 
anderer Unternehmer nach Maßgabe der civilrechtlichen Vorſchriften. 
Allerdings beſteht dieſe ſpezialgeſetzliche Haftung an ſich ganz 
abgeſehen von einem Verſchulden des Unternehmers und ſeiner 
Angeftellten. Aber ſoweit ein ſolches Verſchulden im Gebiete 
jener Geſetze irgendwie rechtlich von Bedeutung ſein kann, 
kommen für deſſen Beurtheilung ſtaatsrechtliche Normen und 
Beziehungen nicht in Frage. Gleiches gilt aber ſelbſt für den 
Fall, wenn ein Schadenserſatzanſpruch wegen Beſchädigung in 
einem fiskaliſchen Eiſenbahnbetrieb außerhalb der geſetzlichen 
Haftpflicht des Betriebsunternehmers gegen den Fiskus erhoben 
und aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen auf ein Verſchulden von 
Bahnbeamten geſtützt wird. Eine allgemeine Verpflichtung 
des Fiskus, für Verſchulden ſeiner Beamten aufzukommen, 
beſteht und beſtand namentlich im Gebiete des Pr. A. L. R. 
nicht. In den Fällen aber, wo der Staat als juriſtiſche Perſon 
für Veiſehen der Beamten — derjeuigen, welche ihn verfaſſungs⸗ 
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mäßig im Willen zu vertreten haben, vergl. jetzt B. G. B. 
88 31, 89 — verantwortlich gemacht werden kann, hat dieſe 
Haftung, ſoweit es ſich um ein im Betrieb der fiskaliſchen 
Unternehmung vorgefallenes Verſehen handelt, ihre Quelle nicht 
im öffentlichen, ſondern im Privatrecht. Der Angeſtellte, deſſen 
außerkontraktliches Verſchulden der Fiskus dem Beſchädigten 
gegenüber vertreten ſoll, kommt hier nur als Betriebsgehülfe des 
Unternehmers, nicht als Staatsbeamter in Betracht. Die 
Beamtenqualität deſſelben nach ihrer ſtaatsrechtlichen Seite bildet 
für die Beurtheilung eines ſolchen Schadenserſatzanſpruches kein 
maßgebendes Moment. Fälle der hier fraglichen Art hatte der 
§ 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum G. V. G. 
offenbar nicht im Auge, wie auch der Hinweis der Motive auf 
8 29 der Preuß. Grdb. O. vom 5. Mai 1872 als auf einen 
Fall der Anwendung der Ziffer 2 des § 39 (31 des Entwurfs) 
in Verbindung mit der vorangehenden Begründung erkennen 
laßt. VI. C. S. i. S. E.⸗Fiskus o. Luft vom 29. April 1901, 
Nr. 59/1901 VI. 

Zur Civilprozeßorduung. 

2. § 38. 

Der Bekl. hat widerklagend die Auflöſung der klagenden 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und Beſtellung eines 
Liquidators beantragt. Die Widerklage iſt zurückgewieſen worden. 
Das B. G. hat durch Beſchluß vom 11. März 1901 den Werth 
des Streitgegenſtandes für die Widerklage auf 50 000 Mark 
feſtgeſetzt. Gegen dieſen Beſchluß hat der Bekl. Beſchwerde 
erhoben mit dem Antrage, den Werth auf 25 000 Mark herab- 
zuſetzen, der klägeriſche Prozeß bevollmächtigte der Berufungsinſtanz 
für fich und Namens des erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten 
mit dem Autrage, den Werth auf 100 000 Mark zu erhöhen. 
Beide Beſchwerden find nach $ 16 Abi. 2 des G. K. G. und 
§ 12 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte zuläſſig, fachlich 
begründet erſcheint aber weder die eine noch die andere. Die 
klagende Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt mit einem 
Stammkapital von 225000 Mark gegründet, wovon 100000 Mark 
auf die Stammeinlage des Bekl. entfielen. Davon hatte der 
Bekl. 50 000 Mark, jedoch ohne Beobachtung der geſetzlichen 
Formvorſchriften, auf einen Anderen übertragen. Wenn man 
den beſchwerdeführenden Prozeß bevollmächtigten auch darin Recht 
geben muß, daß trotz dieſer Ceſſion von dem vollen Betrage 
der Stammeinlage des Bekl. auszugehen iſt, ſo wird dadurch 
doch ihr Verlangen nach höherer Bewerthung des Streitgegen- 
ſtandes nicht gerechtfertigt. Für das Intereſſe, welches ein 
Geſellſchafter durch Klage auf Auflöſung der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung nach 88 61 ff. des Geſetzes vom 
20. April 1892 verfolgt, giebt die Höhe ſeiner geſellſchaftlichen 
Betheiligung einen Anhaltspunkt, iſt aber nicht ohne Weiteres 
mit dieſem Intereſſe identiſch. Die Feſtſetzung des Streitwerths 
auf den vollen Betrag der Stammeinlage würde nur unter 
beſonderen Umſtänden angezeigt ſein, wenn anzunehmen wäre, 
daß die Auflöſung zu dem Zwecke erſtrebt werde, um den 
totalen Verluſt der bisher unverſehrten Einlage zu verhüten. 
Dafür daß vorliegend der Bekl. mit feiner Widerklage einer 
derartigen Verluſtgefahr habe vorbeugen wollen, fehlt es an 
genügenden Unterlagen. Andererſeits trifft es aber auch nicht 
zu, wenn der Bekl. jetzt geltend macht, daß er mit ſeinem 
Auflöſungsantrage lediglich ideelle Zwecke verfolgt habe. Denn 
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wenn auch die Widerklage zum Theil auf die unleidlichen 
perſoͤnlichen Verhältniſſe unter den Geſellſchaftern geſtützt worden 
iſt und man zugeben kann, daß auch ſchon der Wunſch, dieſen 
perſönlichen Reibungen aus dem Wege zu gehen, für den Bekl. 
ein Beweggrund zu ſeinem Vorgehen geweſen ſei, ſo zeigt doch 
die Begründung im Uebrigen unzweifelhaft, daß für ihn auch 
die aus der Verwirrung der geſellſchaftlichen Geſchäftsverhältniſſe 
zu befürchtenden Vermoͤgensverluſte mit beſtimmend geweſen 
find. Wenn unter dieſen Umſtänden in dem angefochtenen 
Beſchluſſe der Werih des Streitgegenſtandes auf Grund des 
§ 3 der C. P. O. nach freiem Ermeſſen des B. G. auf 
50 000 Mark feſtgeſetzt worden iſt, ſo muß dieſe Schätzung 
lediglich gebilligt werden. I. C. S. i. S. Marmorkalkwerk 
Sileſia o. Mehl vom 27. April 1901, B Nr. 39/1901 J. 

3. §§ 12 ff. 

Rechtsgrundſätzlich gilt der Satz, daß da, wo der Nach⸗ 
weis der Kompetenzthatſachen zuſammenfällt mit dem Nachweiſe 
des ganzen Thatbeſtandes der Klage, die bloße Behauptung der 
kompetenzbegründenden Thatſache vorerſt genüge. Der Gedanke 
dieſes Rechtsſatzes iſt, daß andernfalls die nach der Struktur 
des Prozeßverfahrens vorgeſehene präjudizielle beſondere 
Erörterung jener Prozeß vorausſetzung der Zuſtändigkeit 
dann nicht ftatifinden könnte, wenn der Nachweis der Kompetenz- 
thatſachen mit der ganzen ſachlichen Kognition zuſammen⸗ 
fällt (Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 371 ff.). Dies trifft hier 
an fi) zu. Der vorliegende Fall enthält aber auch vermöge 
ſeiner rechtlichen Natur keine Beſonderheiten, welche eine 
abweichende Auffaſſung bedingen. Allerdings ſtreitet, was ber 
RE. geltend macht, die Rechts vermuthung für die Chelichkeit 
des Kindes. Allein dieſe dem Kl. zunächſt entgegenſtehende 
Vermuthung iſt widerlegbar und Kl. hat in ſtatthafter 
Weile die Vermuthung durch den Nachweis des thatſächlich 
nicht ſtattgehabten Geſchlechtsverkehrs zu widerlegen unter⸗ 
nommen. Ergiebt ſich demnädft, daß die Präſumtion ihre 
Widerlegung gefunden, ſo iſt die Zuſtändigkeit begründet, 
gleichwie wenn keine Vermuthung vorhanden geweſen wäre. 
Bleibt jedoch demnächſt die Präfumtion vom Kl. un- 
widerlegt, jo wird die Klage abgewieſen. Ein unzuſtändiges 
Gericht braucht ſich alſo auch hier Bekl. niemals gefallen zu 
laſſen. IV. C. S. i. S. Lang e. Lang vom 22. April 1901, 
Nr. 53/1901 IV. 

4. § 29. H. G. B. § 407. 

Das B. G. hat auf Grund der Beweisaufnahme an⸗ 
genommen, daß eine Haftung der Bekl. als Frachtführerin nicht 
begründet ſei und deshalb die Einrede der Unzuftändigkeit mit 
dem I. R. für durchgreifend erachtet. Dieſe Entſcheldung greift 
der Rkl. mit der Ausführung an, daß nach Lage der Sache 
eine getrennte Verhandlung und Entſcheidung über die Einrede 
der Zuſtändigkeit nicht zuläffig geweſen ſei, weil, wenn der er- 
hobene Anſpruch ſich als begründet erweiſe, damit auch die Zu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichts ſich aus 829 der C. P. O. 
ergebe. Dieſe Rüge würde gerechtfertigt fein, wenn ihre Vor⸗ 
ausſetzungen im vorliegenden Falle zuträfen. Gegenüber der 
Einrede der oͤrtlichen Zuſtändigkeit des Gerichts beſchränkt die 
Beweispflicht des Kl. ſich auf diejenigen Thatſachen, aus denen 
folgt, daß die Zuſtändigkeit des Gerichts beſteht, falls der mit 
mit der Klage verfolgte Anſpruch begründet iſt, wogegen mit 
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Bezug auf den Anſpruch ſelbſt die Behauptung der klage⸗ 
begründenden Thatſache genügt. Wird die Zuſtändigkeit auf 
8 29 der C. P. O. geſtützt, und ergiebt fich der Erfüllungsort 
für die ſtreitige Verpflichtung aus dem derſelben zu Grunde 
liegenden Vertrage ſelbſt, ſo fällt der Nachweis der Zuſtändigkeit 
mit dem Nachweiſe der Begründung des Anſpruchs zuſammen. 
In ſolchem Falle iſt für die geſonderte Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuſtändigkeitseinrede kein Raum. So liegt 
jedoch der vorliegende Fall nicht. In der Klage iſt behauptet, 
daß Sch. die fragliche Kiſte der Bekl. übergeben habe, um ſie 
nach Berlin zu befördern und dort an den Kl. abzuliefern. 
Der Kl. will aus der Annahme dieſes Auftrages durch die 
Bekl. herleiten, daß dieſelbe die Rechte und Pflichten eines 
Frachtführers überkommen und deshalb für die in Berlin zu 
bewirkende Ablieferung der Kiſte an den Kl. zu haften habe. 
Dabei überfieht der Kl. aber, daß die Bekl. nicht Transport⸗ 
unternehmerin iſt, ſondern in Hamburg ein Speditionsgeſchäft 
betreibt und daß deshalb, ſolange nichts Abweichendes behauptet 
wird, davon auszugehen iſt, Sch. habe die Dienſte der Bekl. 
als Spediteurin in Anſpruch genommen. Damit ſteht die Be⸗ 
hauptung der Klage nicht in Widerſpruch. Das Gewerbe des 
Spediteurs beſteht darin, für Andere Güterverſendungen durch 
Frachtführer oder Schiffer in eigenem Namen zu beſorgen 
(Art. 3 79 jetzt § 407 des H. G. B.). Der einem Spediteur 
ertheilte Auftrag, ein Frachtſtück nach einem andern Orte zu 
befördern und dort an einen beſtimmten Empfänger abzuliefern, 
iſt deshalb dahin zu verſtehen, daß der Spediteur dafür ſorgen 
ſolle, daß das Frachtſtück nach jenem Orte befördert und dort 
an den Empfänger abgeliefert werde, d. h., daß er in ſeinem 
Namen mit einem Frachtfährer über den Transport des Fracht⸗ 
ſtücks nach dem Beſtimmungsorte und die Ablieferung an den 
dortigen Empfänger kontrahiren und das Frachtgut dem Fracht⸗ 
führer zum Transport übergeben ſolle. War die von der Bekl. 
durch die Annahme eines ſolchen Auftrages übernommene Ber- 
pflichtung nicht in Berlin zu erfüllen, ſo iſt auch die Zu⸗ 
ſtändigkeit des L. G. J in Berlin für den gegen die Bekl. er- 
hobenen Anſpruch nicht gegeben. Es iſt dann die Klage wegen 
örtlicher Unzuſtändigkeit dieſes Gerichts abzuweiſen, ohne daß 
es einer Verhandlung und Entſcheidung über den Anſpruch 
ſelbſt bedarf. Mit Recht hat deshalb das L. G. die Abweiſung 
der Klage wegen ſeiner örtlichen Unzuſtändigkeit ausgeſprochen, 
indem es davon ausging, daß nach dem eigenen Vortrage des 
Kl. die Bekl. nur Spediteurin, nicht Frachtführerin geworden 
ſei, ihre Verpflichtung als Spediteurin aber in Hamburg, 
nicht in Berlin, zu erfüllen geweſen ſei. Nun hat zwar der 
Kl. in der Berufungsinſtanz geltend zu machen verſucht, daß 
die Bekl., auch wenn mit ihr als Spediteurin kontrahirt worden 
ſei, doch aus dem Grunde die rechtliche Stellung eines Fracht⸗ 
führers erlangt habe, weil ſie, von ihrer geſetzlichen Befugniß 
Gebrauch machend, den Transport der Kiſte ſelbft ausgeführt 
habe (Art. 385 H. G. B.), oder daß ſie für die von ihr an⸗ 
genommenen Frachtführer hafte, weil ſie ſich mit dem Kl. über 
einen beſtimmten Transportkoſtenſatz geeinigt habe (Art. 384 
H. G. B.). Auf die letztere Behauptung kann die Zuſtändigkeit 
des Berliner Gerichts nicht gegründet werden, denn es fehlt an 
jedem Grunde dafür, daß die Bekl. ihre Verpflichtung aus der 
Haftbarkeit für den angenommenen Frachtführer an einem 
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andern Orte zu erfüllen habe, als an demjenigen, wo ſie ihre 
Verpflichtung als Spediteurin überhaupt und insbeſondere auch 
durch Annahme des Frachtführers zu erfüllen hatte. Sie tritt 
im Falle des Art. 384 des H. G. B. nicht an die Stelle des 
Frachtführers, ſondern hat nur für den durch Verſehen des 
angenommenen Frachtführers entſtandenen Schaden aufzukommen 
und zwar vermöge ihrer Pflichten als Spediteurin. Als folche 
aber iſt ſie bei dem Gericht in Hamburg zu belangen. Daß 
der Fall des Art. 38 5 vorliege, hat der Kl. in ſchlüſſiger Weile 
nicht dargelegt. Es hätte dazu der Angabe geeigneter That⸗ 
ſachen bedurft, aus denen hervorginge, daß die Bekl. den 
Transport der Kiſte ſelbſt, d. h. in eigenem Namen, wenn auch 
durch Hülfsperſonen, ausgeführt habe. Solche Thatſachen hat 
aber der Kl. nicht behauptet. Daß die Bekl. die Kiſte in einer 
Sammelladung hat nach Berlin gehen laſſen und der Packet⸗ 
fahrt⸗Aktien⸗Geſellſchaft in Berlin ein Verzeichniß der von ihr 
nach Berlin ſpedirten Güter behufs der Abfuhr an die 
Empfänger zugehen läßt, beweiſt nichts dafür, daß fie ſelbſt 
die Ausführung des Transports übernommen habe, ſondern 
läßt nur erkennen, daß ſie als Spediteurin nach Möglichkeit 
für billigen Trans port und fichere Ablieferung nach beendetem 
Transport Sorge getragen hat. Noch weniger folgt die 
Stellung der Bekl. als Frachtführerin aus dem von ihr ein ⸗ 
gerichteten Expreßverkehr, da gar nicht behauptet ift, daß die 
fragliche Kiſte im Wege dieſes Expreßverkehrs befördert worden 
ift. I. C. S. i. S. Blumenthal 6. Wulkow u. Cornelſen vom 
17. April 1901, Nr. 14/1901 J. 

5. § 29. 

In der Rechtiſprechung des R. G. ift fortdauernd angenommen 
worden, daß auch bei Entſchädigungsklagen wegen nicht gehöriger 
Erfüllung nicht der im einzelnen Falle geltend gemachte Erſatz⸗ 
anſpruch, ſondern die Vertragserfüllungspflicht des auf Ent⸗ 
ſchädigung in Anſpruch genommenen Kontrahenten als die 
„freitige Verpflichtung“ im Sinne des § 29 der C. P. O. 
anzuſehen ſei (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 381, Bd. 31 
S. 383, Bd. 40 S. 408). Hier beſtand die Hauptverpflichtung 
der Bekl. in der Lieferung von Stärkeſchlamm von vertragsmäßiger 
Beſchaffenheit — und dieſe Verpflichtung war, gemäß Art. 324 
des H. G. B., in Berlin zu erfüllen. Iſt es nun auch nicht 
mehr dieſe Hauptverpflichtung unmittelbar, welche den Gegenſtand 
des Prozeſſes bildet, ſo verfolgt doch auch noch jetzt die Klag⸗ 
partei einen aus dem Hauptanſpruche auf Erfüllung abgeleiteten 
Nebenanſpruch. Die Erfüllungsverpflichtung der Bekl. wird 
dabei als noch beſtehend vorausgeſetzt (Entſch. des R. G. 
Bd. 32 S. 432) und ſie iſt, trotz der im Vorprozeſſe getroffenen 
Entſcheidung, in Bezug auf den hier verfolgten Nebenanſpruch 
noch ſtreitig. Die Klage konnte ſomit nur bei dem L. G. 
Berlin erhoben werden. VII. C. S. i. S. Bank für Land- 
wirthſchaft und Induſtrie Kwilecki, Potocki u. Co. o. Mühlen- 
thal vom 10. Mai 1901, Nr. 121/1901 VII. 

6. § 42. 

Der Bekl. hat in einer unterm 9. April d. J. an den 
III. C. S. des R. G. gerichteten Eingabe mit Nachtrag vom 
16. April 1901 „die Mitglieder des Landgerichts Rottweil und 
des Oberlandesgerichts Stuttgart wegen Befangenheit abgelehnt“ 
und dieſes Geſuch in weiteren Eingaben vom 27. April und 
4. Mai d. J. wiederholt. Nachdem zunächſt durch dieſſeitigen 
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Beſchluß vom 18. April 1901 das erſtmalige Ablehnungsgeſuch 
als unzuläffig zurückgewieſen wurde, hat der Bekl. in feiner 
Eingabe vom 4. Mai d. J. erklärt, daß er die beiden Mitglieder 
des Civilſenats, welche jenen Beſchluß unterzeichnet haben, auf 
Grund des Inhalts des Beſchluſſes wegen Befangenheit ablehne. — 
Wenn nach den Beſtimmungen in 88 45 f., 47 der C. P. O. 
an ſich der abgelehnte Richter verhindert iſt, an der Entſcheidung 
über das Ablehnungsgeſuch Theil zu nehmen, ſo gilt das doch 
nicht für ſolche Fälle, in denen ein wirkliches und ernftliches 
Ablehnungsgeſuch im Sinne der 88 42 ff. der C. P. O. offen- 
fichtlich gar nicht vorliegt. Eine Ablehnung, die lediglich darauf 
geſtützt werden könnte, daß der Richter an einer früheren, einen 
Parteiantrag zurückweiſenden Entſcheidung betheiligt war oder 
hierbei unterzeichnet hat, will das Geſetz ſelbſtoerſtändlich nicht 
verſtatten. Der erkennende Senat hat daher kein Bedenken ge⸗ 
tragen, im vorliegenden Fall unter Mitwirkung feiner „ab- 
gelehnten“ Mitglieder zu entſcheiden und hat dieſer Ablehnung 
keine Folge gegeben. Der Bekl. hat, wie aus den nunmehr vom 
O. L. G. vorgelegten Akten zu entnehmen, die gedruckte Eingabe 
vom 9. April 1901 am 11. April auch an das L. G. Rottweil 
eingereicht, wonach das Ablehnungsgeſuch als dem § 44 Abſ. 1 
der C. P. O. entſprechend angebracht gelten kann. Dieſes Geſuch 
iſt jedoch als geſetzlich unſtatthaft anzuſehen. Der Ablehnung 
nach 88 42 ff. der C. P. O. unterliegt der einzelne Richter, 
nicht das Gericht ſelbſt. Wenn vorliegend der Bekl. die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder des L. G. und des O. L. G. ablehnen will, 
ſo bedeutet das ungeachtet der Erklärung des Bekl., ſein Geſuch 
ſei nicht gegen die oͤrtlich zuſtändigen Gerichte in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft gerichtet, vielmehr erachte er jedes einzelne Mitglied jener 
Gerichte für befangen — in Wahrheit nichts anderes wie eine 
Ablehnung der betreffenden Richterkollegien als ſolcher. Der 
Bekl. richtet feine Ablehnung gegen die ſämmtlichen Richter, ab- 
geſehen von deren Perſönlichkeit, in ihrer Eigenſchaft als Mit⸗ 
glieder des Gerichts, welches er im Ganzen von der Recht⸗ 
ſprechung in der fraglichen Angelegenheit ausgeſchloſſen wiſſen 
will, wobei ſeine Berufung darauf, daß er nach dem Geſetz nicht 
nöthig habe, die Abgelehnten namentlich zu bezeichnen, ungeeignet 
iſt, das Ablehnungsgeſuch zu ftügen. Das Geſetz kann und will 
mit den Beſtimmungen über das Ablehnungsrecht nicht den 
Parteien die Möglichkeit gewähren, unter der Form der Ab- 
lehnung aller Mitglieder der Landgerichte die Rechtſprechung der 
Staatsgerichte im Einzelfall unmöglich zu machen oder willkürlich 
deren Entſcheidung zu verſchleppen. Es mag in dieſer Beziehung 
auf die in früheren Rechtsangelegenheiten des nunmehrigen Bekl. 
ergangenen Beſchlüſſe des III. Senats des R. G. verwieſen 
werden. Beſchluß vom 23. Juni 1899 III. M. 53/99 in 
Sachen Freiherr v. Schertel gegen Freiherr v. Münch (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 44 S. 402 ff.), vom 16. Oktober 1900 
III. B. 152/00 in Sachen Freiherr v. Münch gegen Zaiſer. — 
Dem Sinne des Geſetzes wäre es nicht entgegen geweſen, wenn 
das hier geſtellte ſogenannte Ablehnungsgeſuch ſeitens des L. G. 
bezw. des O. L. G. unberückſichtigt gelaſſen oder als unzuläffig 
zurückgewieſen worden wäre. Doch erſchien es bei jetziger Sach⸗ 
lage angemeſſen, nochmals von hier aus die Unzuläffigkeit des 
Geſuches auszuſprechen, wobei der Senat ſich indeß vorbehält, 
etwaige künftige Ablehnungsgeſuche gleicher Art in dieſer An- 
gelegenheit ohne weiteren Beſcheld zu den Akten zu legen. 
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VI. C. S. i. S. Blatt c v. Münch vom 13. Mai 1901, 
B Nr. 22/1901 VI. 

7. 88 80, 84. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Die vom B. G. 
getroffene Feſtſtellung, daß dem Rechtsanwalt N. im Vorprozeſſe 
von der Bekl. Prozeßvollmacht ertheilt geweſen ſei, läßt in ihrer 
Begründung eine Geſetzesverletzung nicht erkennen und iſt von 
der Rkl. auch nicht angegriffen worden. Letztere ſtellt dagegen 
die Anſicht auf, daß eine nur mündliche Prozeßvollmacht nicht 
genüge und den Anwalt nicht zum Abſchluſſe des Vergleichs 
ermächtigt habe. Dieſe Anficht findet in der C. P. O. keine 
Stütze, da dieſelbe zwar in § 76 (jetzt 80) vorſchreibt, daß der 
Bevollmächtigte die Bevollmächtigung durch eine ſchriftliche Voll⸗ 
macht nachzuweiſen und dieſe zu den Gerichtsakten abzugeben 
habe, zugleich aber in 8 84 (jetzt 88) nähere Vorſchriften 
darüber enthält, unter welchen Umſtänden der Mangel der 
Vollmacht vom Gericht zu berüdfichtigen iſt, und in 8 85 
(jetzt 89) Abſ. 2 beſtimmt, daß die Partei die Prozeßführung 
des jenigen, der für ſie als Prozeßbevollmächtigter aufgetreten 
und zugelaſſen worden iſt, gegen ſich gelten laſſen muß, wenn 
fie auch nur mündlich Vollmacht ertheilt hat. Hiernach genügt 
mündliche Bevollmächtigung, um der Prozeßführung des Be⸗ 
vollmächtigten Wirkſamkeit gegenüber dem Machtgeber zu ver⸗ 
leihen; daß aber die Prozeßvollmacht auch zur Abſchließung 
eines Vergleichs ermächtigt, beſtimmt 8 77 (jetzt 8 1) ausdrücklich, 
ſo daß die Abſchließung eines Vergleichs jedenfalls auch unter 
den Begriff der Prozeßführung im Sinne des § 85 l(ietzt 89) 
fällt, wenn es auch zweifelhaft fein mag, ob das Geſetz in $ 77 
(86) die Vergleichſchließung mit der Verzichtleiſtung und der 
Anerkennung als Beiſpiele von Prozeßhandlungen aufführt oder 
nur den eigentlichen Prozeßhandlungen gleichſtellt. VII. C. S. 
i. S. Knoth c. Brauerei zum Münchener Kindl vom 24. April 1901, 
Nr. 67/1901 VII. 

8. § 93. 

Durch das Urtheil vom 23. Januar 1901 ſind den Kl. 
nach Erledigung der Hauptſache die Koſten des Rechtsſtreits 
auferlegt worden. Auf die ſofortige Beſchwerde der Kl. iſt durch 
den angefochtenen Beſchluß dieſe Entſcheidung aufgehoben und 
es find die Prozeßkoſten den Bekl. zur Laſt geſetzt worden. 
Die Seitens der Bekl. eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde iſt 
nach 88 99, 568, 577 der C. P. O. zuläſfig. Dieſelbe er⸗ 
ſcheint auch begründet. Im vorliegenden Falle war zum Ein⸗ 
tritt des Zahlungsverzugs der Bekl. eine Mahnung erforderlich. 
Eine ſolche konnte aber mit Rechtswirkſamkeit erſt erfolgen, 
nachdem durch Eröffnung des Teſtaments des Konrad H. über 
deſſen Erben, an die die Bekl. die Schuld zu zahlen hatten, 
Gewißheit beſtand. Aus dieſem Grunde war die vor der 
Teſtamentseröffnung erfolgte Mahnung, zumal die in derſelben 
geſetzte Zahlungsfriſt bereits vor jener Teſtamentseröffnung ab⸗ 
gelaufen war, unwirkſam. Jene ungültige Mahnung konnte 
auch nicht nachträglich dadurch Wirkſamkeit erlangen, daß Bekl. 
nach der Teſtamentseröffnung über die Perſonen der Erben des 
Konrad H. von anderer Seite Kenntniß erhielten. Denn eine 
Mahnung ſetzt zu ihrer Gültigkeit voraus, daß ſie zu einer Zeit 
erfolgt, zu welcher der Schuldner zu leiſten verpflichtet iſt. Es 
iſt daher eine gültige Mahnung erſt durch die Erhebung der 
Klage erfolgt, auf welche hin die Bekl. vor dem erſten Ver⸗ 
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handlungstermin die ſchuldige Leiſtung bewirkt haben. Unter 
dieſen Umſtänden iſt 8 93 der C. Y. O. zur Anwendung zu 
bringen. III. C. S. i. S. Hoſch . Dörr vom 7. Mai 1901, 
B Nr. 93/1901 III. 

9. § 233. 

Ein unabwendbarer Zufall im Sinne des 8 233 
C. P. O. iſt darin zu finden, daß der gemäß 8 166 
Ab ſ. 2 Satz 2 C. P. O. mit der Zuftellung beauftragte 


Gerichtsvollzieher verſäumt hat, die Termins⸗ 
beſtimmung auf der zugeſtellten Abſchrift der 
Rechtsmittelſchrift zu beglaubigen. Ver. C. S. 


i. S. Baumann c. Kauſch 
Nr. 246/1900 V. 

10. § 278. 

Was den Entſcheidungsgrund des B. U. betrifft, ſo iſt der 
Rkl. zuzugeben, daß dieſer unter Verletzung der Verhandlungs⸗ 
maxime herangezogen worden iſt. Die Einrede, die Kl. konne 
Nachlieferung nicht verlangen, weil ſie gemäß Art. 356 des 
H. G. B. (& F.) an Stelle der Lieferung Schadens erſatz wegen 
Nichterfüllung gewählt habe, iſt vom Bekl. gar nicht erhoben, 
es iſt zwiſchen den Parteien nicht darüber verhandelt, ſie durfte 
deshalb auch nicht zur Begründung der Entſcheidung verwerthet 
werden. Die Behauptungspflicht der Parteien wird nicht 
dadurch hinfällig, daß Umſtände ermittelt werden, aus denen 
fi) nach Anficht des Gerichtes der Beweis für die nicht auf⸗ 
geſtellte Behauptung ergiebt. VII. C. S. i. S. Michel 
c. Theurer vom 19. April 1901, Nr. 61/1901 VII. 

11. 55 286, 287. 

Kl. begründen ihren Anſpruch auf Minderung des Kauf⸗ 
preiſes nicht auf ein Verſchulden des Bekl., welches dieſen zum 
Schadenserſatz und zur Vergütung des Intereſſes verpflichte 
(A. L. R. Thl. I Tit. 5 588 320, 277-285), ſondern aus⸗ 
ſchließlich auf deſſen Pflicht zur Gewährleiſtung. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung des 8 287 der C. P. O. liegen 
demnach nicht vor. Das B. G. hat aber dieſe Vorſchrift nicht 
angewendet. Wenn es ſagt, es wolle in Anlehnung an den 
§ 287 der C. P. O. den Minderwerth ſelbſt feſtſetzen, nachdem 
es unmittelbar vorher bemerkt hat: „Den verbliebenen Minder⸗ 
werth genau zu berechnen, iſt allerdings unmöglich,“ ſo hat es 
nur ausdrücken wollen, daß dieſelben Schwierigkeiten, welche 
für die Fälle des 8 287 dazu geführt haben, die Entſcheidung 
über die Höhe des Schadens oder des Intereſſes dem Gerichte 
nach freier Ueberzeugung zu übertragen, auch hier vorliegen, 
und daß es deshalb, wie auch § 286 geſtattet, die Entſcheidung 
über den Minderwerth des Grundſtückes nach freier Ueberzeugung 
treffe. Wenn es auch die Berechnungsmethode der drei Sach⸗ 
verſtändigen für anfechtbar hält, ſo hat es doch jedenfalls von 
den drei Gutachten Kenntniß genommen und ſeine daraus und 
aus den übrigen Ergebniſſen der Beweisaufnahme und den bei 
den Verhandlungen hervorgetretenen Umſtänden gewonnene eigene 
Sachkunde für genügend erachtet, um den Minderwerth nach 
ſeiner freien Ueberzeugung zu ſchätzen. Es hat es auch nicht 
an der Angabe von Gründen fehlen laſſen, welche für ſeine 
richterliche Ueberzeugung leitend geweſen find. Es hat mithin 
bei der eigenen Schätzung des Minderwerthes die Befugniſſe 
nicht überſchritten, mit welchen der 8 286 den Richter aus- 
ſtattet. (Vergl. R. G. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1899, 
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S. 32 Nr. 15.) V. C. S. i. S. Lamprecht c. Dennert u. Gen. 
vom 20. April 1901, Nr. 53/1901 V. 

12. 8 293. 

Zwar tft der von der Reviſion aufgeſtellte Satz, daß die 
Zuläffigfeit einer ſolchen Arreſtvormerkung weder aus dem Geſetze 
vom 4. Februar 1864 „die Verbeſſerung des Kontrakten⸗ und 
Hypothekenweſens im Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein 
betreffend“, noch aus der in Bezug auf § 15 deſſelben be⸗ 
ſtandenen Gerichtspraxis hergeleitet werden könne, gegenwärtig 
nicht zu beanſtanden, da es ſich hierbei um irrevifible Vor⸗ 
ſchriften handelt. Ohne Erfolg ſucht auch die Revifion einen 
prozeſſualen Verſtoß daraus herzuleiten, daß der B. R. die von 
ihm über eine derartige Praxis gehörten Auskunftsperſonen nicht 
zeugeneidlich vernommen, die Parteien nicht mit deren Er⸗ 
klärungen bekannt gemacht und nicht zur Verhandlung darüber 
zugelaſſen, ſondern albald nach Eingang der Mittheilungen 
jener Auskunftsperſonen das B. U. verkündet habe. Denn nach 
§ 293 Satz 2 der C. P. O. war der B. R. befugt, auch andere 
als die von den Parteien angegebenen Erkenntnißquellen für 
das fragliche Gewohnheitsrecht zu benutzen und zum Zwecke 
einer ſolchen Benutzung das Erforderliche anzuordnen. Wenn 
er, wie geſchehen, von dieſer Befugniß Gebrauch machte und 
von Amtswegen die Aeußerungen der erwähnten Auskunfts- 
perſonen beizog, jo war er weder an die für die Abhörung von 
Zeugen beſtehenden Vorſchriften gebunden, noch zur Herbei⸗ 
führung einer Parteiverhandlung über die Ergebniſſe der ihm 
gewordenen Auskunft verpflichtet. III. C. S. i. S. Keil 
0. Pfeiffer vom 19. März 1901, Nr. 16/1901 III. 

13. § 303. 

Das vom B. R. eingehaltene Verfahren verſtößt zum 
Theil gegen die Vorſchriften der C. P. O. Nach dem § 303 
derſelben kann, wenn ein einzelnes ſelbſtändiges Angriffs- oder 
Vertheidigungsmittel zur Entſcheidung reif iſt, dieſe durch 
Zwiſchenurtheil erfolgen. Hat der Bekl. ſich einer Aufrechnungs⸗ 
einrede bedient, ſo iſt die Vorſchrift nur unter der Vorausſetzung 
anwendbar, daß über die Einrede in ihrem vollen Umfange 
entſchieden werden kann und entſchieden wird, denn nur in 
ſolcher Geſtalt wohnt ihr der Charakter eines ſelbſtändigen 
Vertheidigungsmittels inne; über ein einzelnes Element derſelben 
darf ein Zwiſchenurtheil nicht ergehen. Daß zu dem Geſammt⸗ 
thatbeſtande der Einrede auch der Betrag des zur Aufrechnung 
benutzten Anſpruchs gehört, kann keinem Zweifel unterliegen. 
(Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894 S. 196 und von 1897 
S. 323.) Wie der $ 304, nach welchem das Gericht bei 
Vorhandenſein eines nach Grund und Betrags ftreitigen Anſpruchs 
über den Grund vorabentſcheiden kann und das Urtheil in 
Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil anzuſehen iſt, auf die 
Kompenſationseinrede nicht zutrifft, Entſch. Bd. 6 S. 421, 
Bd. 12 S. 362, ſo kann auch in Anwendung des § 303 die 
Entſcheidung über die Einrede mit Ausſchluß des Betrages nicht 
erfolgen. In gegenwärtiger Sache bildet ſogar ein nur in der 
Vergangenheit liegendes Rechtsverhältniß den Gegenſtand des 
Zwiſchenurtheils, denn erkannt iſt nur, daß der Kl. verpflichtet 
war, in der Zeit vom 1. März bis 30. Juni 1897 und im 
Juli deſſelben Jahres gewiſſe Mengen Kalkſtein vom Bekl. ab- 
zunehmen. Außerdem aber hat der Bekl. ſeine Anſprüche nicht 
etwa dahin eingeſchränkt, daß ihm die aus dem Empfangs- 
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verzuge entſtehenden Schäden zu erſetzen wären. VII. C. S. 
i. S. Heßmann c. Hörder Bergwerks. und Hüttenverein vom 
19. April 1901, Nr. 86/1901 VII. 

14. 88 391, 393. 

Die Revifion rügt mit Bezug auf die Nichtbeeidigung des 
Zeugen C., daß das B. G. nicht „durch Zwiſchenurtheil“ 
über den geſetzlich unbegründeten Weigerungsgrund des Zeugen 
erkannt“ habe. Der Kaufmann C. ift nach dem Beweis⸗ 
beſchluß vom 16. Mai 1896 als Zeuge über die Behauptung 
der Kl. vernommen worden, daß er mit ihr (einer Ehefrau) 
nicht geſchlechtlich verkehrt hat. Er hat ſich, wiewohl er 
wiederholt und auch noch in der letzten mündlichen Verhandlung 
vom 7. Dezember 1900 darauf hingewieſen worden iſt, daß er 
fein Zeugniß nach § 384 Ziffer 2 (früher $ 349 Ziffer 2) 
der C. P. O. verweigern könne, zur Sache vernehmen laſſen. 
Seine Ausſage iſt protokollirt, und er hat fie bei feiner ſpäteren 
Vernehmung wiederholt. Einer nochmaligen Niederſchrift in 
dem Sitzungsprotokoll vom 7. Dezember 1900, welche die 
Reviſion vermißt, bedurfte es geſetzlich nicht. Das B. U. er- 
giebt, daß er auch bei ſeiner letzten Vernehmung vor dem 
B. R., wie auch ſchon früher, jeden Geſchlechtsverkehr mit der 
Kl. in Abrede geſtellt hat. Das B. G. hat in der letzten 
Verhandlung, wo dieſe Veruehmung wiederholt wurde, auf 
Antrag beider Prozeßparteien die Beeidigung des Zeugen 
beſchloſſen. Der Zeuge hat hierauf die Eidesleiſtung, ohne 
daß er, ſoweit das Protokoll ergiebt, einen Grund hierfür an⸗ 
gegeben hat, verweigert. Nach Inhalt des B. U. hat er 
gebeten, „da er die reine Wahrheit geſagt babe, von der Ab⸗ 
nahme des Eides Abſtand zu nehmen, weil er fürchte, nach 
Leiſtung des Eides durch ftrafrechtliche Anzeigen behelligt zu 
werden“. Der Anwalt der Kl. hat hierauf Vertagung beantragt, 
„damit Kl.“, wie es im Urtheil heißt, „ihn zur Leiſtung des 
Eides bewegen könne“, eventuell hat er gebeten, „durch Zwiſchen⸗ 
urtheil über die Eidesverweigerung zu erkennen“. Das Gericht 
hat die Vertagung abgelehnt, nachdem der gegneriſche Anwalt 
derſelben widerſprochen hatte, und nunmehr beſchloſſeu, den 
Zeugen C. nicht zu beeidigen. Bei der Beurtheilung dieſes 
Herganges iſt davon auszugehen, daß jeder Zeuge zu beeidigen 
iſt, falls nicht der Zeuge zu denjenigen Perſonenkategorien ge- 
hort, bei denen die C. P. O. die unbeeidigte Zeugenvernehmung 
($ 393 der C. P. O.) verordnet oder beide Parteien auf die 
Beeidigung des Zeugen ausdrücklich verzichten ($ 391 Abſ. 2 
a. a. O.), und daß der erkennende Richter ſeine (ſonſt bei 
Berückſichtigung des geſammten Inhalts der Verhandlungen 
und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweisaufnahme ganz freie) 
Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit relevanter 
thatſächlicher Behauptungen nicht auf Grund des Inhalts der 
Ausſage eines gegen die Geſetzesnorm unbeeidigt gelaſſenen 
Zeugen bilden darf, ſondern vor Realiſirung der betreffenden 
thatſächlichen Feſtſtellung die Beeidigung des Zeugen anordnen 
muß. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 8 Blatt 406.) 
Das Geſetz unterſcheidet nun aber, abgeſehen von ſolchen 
Zeugen, welche niemals beeidigt werden dürfen ($ 393 Ziffer 1 
und 2 a. a. O.), 2 Klaſſen von Zeugen, nämlich ſolche, welche 
Mangels Verzichts der Parteien ſtets zu beeidigen find, was 
die Regel bildet ($ 39 1 a. a. O.), und außerdem ſolche Zeugen, 
deren nachträgliche Beeidigung das Prozeßgericht anordnen kann 
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($ 393 Ziffer 3 und 4 a. a. O.). Bezüglich der in § 393 
der C. P. O. bezeichneten Zeugen beſteht kein Zweifel, daß der 
Richter ihre Ausſagen frei zu würdigen hat, mögen fie unbeeidigt 
geblieben ſein, weil das Geſetz die Beeidigung nicht zuläßt 
($ 393 Ziffer 1 und 2), oder weil das Gericht ihre nach- 
trägliche Beeidigung (in Fällen des § 393 Ziffer 3 und 4) 
nicht für angemeſſen oder erforderlich erachtet (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 416, 417). Ob in dem 
vorliegenden Falle das B. G. annimmt, dem Zeugen C. habe 
gemäß § 393 Nr. 3 der C. P. O. das Zeugnißverweigerungs⸗ 
recht zugeſtanden, was unbedenklich zu bejahen iſt, geht aus 
dem angefochtenen Urtheil nicht klar hervor. Während eines⸗ 
theils geſagt wird, der Gerichtshof habe „in Gemäßheit des 
§ 393 Abf. 2 der C. P. O.“ zunächſt feine Beeidigung be- 
ſchloſſen, was vorausſetzen würde, daß man ihn für ablehnungs⸗ 
berechtigt hielt, und während er auch nach dem Sitzungs protokoll 
ausdrücklich auf ſein Verweigerungsrecht aus § 384 Ziffer 2 
hingewieſen iſt, heißt es anderntheils im Urtheil: Das B. G. 
„ging davon aus, daß, wenn der Zeuge, der ſeine Ver⸗ 
pflichtung zur Eidesleiſtung gar nicht beſtritt, der 
vielmehr aus rein äußerlichen thatſächlichen Gründen den Eid 
zu leiſten beanftandete, erſt in Gemäßheit des 8 390 der 
C. P. O. durch Strafen zur Leiſtung des Eides angehalten 
werden muß, die Beeidigung für die Würdigung und Glaub⸗ 
würdigkeit oder Unglaubwürdigkeit der Bekundung ohne Werth 
fei“. Das B. G. hat es aus dieſem Grunde für „angemeſſen“ 
erachtet, „unter Abänderung der die Beeidigung des Zeugen 
ausſprechenden Anordnung die Nichtvereidigung zu be⸗ 
ſchließen“. Hierbei wird überſehen, daß der Zeuge C. nur 
in dem Falle verpflichtet war, den Zeugeneid zu leiſten, 
wenn er zu derjenigen Kategorie von Zeugen gehörte, denen 
auch ein Recht, ihre Vernehmung zu verweigern, nicht zu⸗ 
ſtand. Ein Rechtsſatz, daß ein an ſich zur Zeugnißverweigerung 
berechtigter Zeuge dadurch, daß er vom Rechte der Ausſagen⸗ 
verweigerung keinen Gebrauch macht, auch des Rechtes, die 
Beeidigung der abgegebenen Ausſage zu verweigern, verluſtig 
gehe, beſteht nach der C. P. O. nicht (vergl. Urtheil des 
IV. C. S. vom 21. Oktober 1889 in Sachen Wieſe c. Wieſe 
Nr. 181 de 89, Juriſtiſche Wochenſchrift de 1889 S. 431 
Nr. 9). War alſo der Zeuge C., wie nicht zu bezweifeln, 
gemäß § 384 Ziffer 2 der C. P. O. berechtigt, ſeine Ver⸗ 
nehmung abzulehnen, ſo durfte er nach der trotzdem erfolgten 
Abgabe feines Zeugniſſes noch immer feine Beeidigung ab- 
lehnen (vergl. den Eingang des § 390 der C. P. O., wo aus⸗ 
drücklich von der Verweigerung des Zeugniſſes oder der Eides⸗ 
leiſtung die Rede ift). Auf Grund dieſer Rechtslage aber iſt 
der Beſchluß, durch welchen das B. G. ſeinem früheren die 
Beeidigung des Zeugen anordnenden Beſchluß lalſo eine lediglich 
prozeßleitende Verfügung) zurücknimmt, einem prozeſſualen Be⸗ 
denken nicht ausgeſetzt. Eine Rechts normenverletzung, auf welcher 
das Urtheil beruht, liegt mithin auch bezüglich dieſes Anfechtungs⸗ 
grundes der Reviſion nicht vor, da die Vorausſetzungen eines 
Zwiſchenurtheils im Sinne des § 387 der C. P. O. nicht ge⸗ 
geben ſind. Wenn der Beſchwerdeführer hierbei endlich noch 
rügt, daß der Vorderrichter, ſofern er den Zeugen C. zur 
Eides verweigerung für berechtigt hielt, auch deſſen Ausſage 
überhaupt nicht hätte berückſichtigen dürfen, fo geht dieſe Aus- 
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führung ebenfalls fehl. Es giebt keine Vorſchrift, die dem 
Prozeßrichter verbietet, auch in einem ſolchen Falle die Ausſage, 
die ein nach § 384 Ziffer 2 der C. P. O. verweigerungs⸗ 
berechtigter Zeuge abgegeben hat, entſprechend dem Grundſatze 
der freien Beweiswürdigung (§ 286 a. a. O.) als unbeeidigte 
für ſeine Ueberzeugung mit in Betracht zu ziehen. Im Uebrigen 
iſt auf die Ausſage des C. kein entſcheidendes Gewicht gelegt. 
IV. C. S. i. S. Frank c. Frank vom 22. April 1901, 
Nr. 47/1901 IV. 

15. § 445. j 

Abgeſehen von der Beurtheilung der Eideszuſchiebung über 
das behauptete Konkubinatsverhältniß des Kl. mit ſeinen Haus⸗ 
bälterinnen iſt in allen weſentlichen Punkten dem B. G. bei⸗ 
zutreten. Dies gilt insbeſondere, ſo weit die Anwendung des 
Rechts des B. G. B. in Frage kommt. Nach den hiernach in 
ſo weit zutreffenden Ausführungen des B. G. iſt die unter Eid 
geſtellte beklagtiſche Behauptung, daß der Kl. ſeit 1896, 
mindeſtens in der Zeit vom 1. Januar 1900 bis Herbſt 1900, 
mit feinen Haushälterinnen in fortgeſetztem Geſchlechts verkehr 
gelebt hat, erheblich. Das B. G. hat aber den über dieſelbe 
zugeſchobenen Eid für unzuläſſig erachtet, indem es ausführt, 
daß die in demſelben unter Eid geſtellte Behauptung jedenfalls 
für die Zeit von 1900 — 1901, fich als bloße Vermuthung dar⸗ 
ſtelle, weil die Bekl. nicht nur die Namen der Haushälterinnen 
für den genannten Zeitraum nicht aufgeführt, ſondern auch nach 
ihren eigenen auf gerichtliches Befragen gemachten Einräumungen 
jede nähere Erkundigung über deren Perſon, das Alter, den 
Ruf, die Aufeinanderfolge, den Beginn und das Ende ihrer 
Dienſtleiſtungen unterlaſſen und erſt in der letzten mündlichen 
Verhandlung erfahren und zugeſtanden habe, daß Kl. ſeit Herbſt 
1900 überhaupt keine Haushälterin mehr halte. Dieſe That⸗ 
umſtände find vielleicht geeignet, ein Moment der Beweis⸗ 
würdigung zu bilden, die Behauptung mehr oder weniger un- 
wahrſcheinlich zu machen, die Unzuläſſigkeit der Eideszuſchiebung 
gemäß $ 445 und 451 C. P. O. vermögen ſie indeſſen nicht 
zu begründen. Daß der behauptete geſchlechtliche Verkehr des 
Kl. eine Thatſache (8 445 C. P. O.) iſt, erſcheint zweifellos. 
Nach der feſtſtehenden diesſeitigen Rechtſprechung (vergl. insbe⸗ 
ſondere Entſch. vom 2. Mai 1897 IV. 66/95, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1895 S. 325 und die dort citirten Eut⸗ 
ſcheidungen, ferner Entſch. vom 13. Juli 1899, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1899 S. 606) gebricht es aber auch an den Er⸗ 
forderniſſen des § 451 C. P. O. nur dann, wenn die Be⸗ 
hauptung ganz unbeſtimmt und nicht derartig konkretifirt iſt, 
daß der Eidespflichtige ſich darüber klar fein muß, ob er außer⸗ 
halb des ehelichen Verkehrs Geſchlechtsumgang gepflogen hat. 
Die Vorausſetzungen für die Zurückweiſung der Eideszuſchiebung 
liegen hiernach dann nicht vor, wenn eine beſtimmte, individuell 
begrenzte Kategorie von Frauensperſonen, mit denen der ehe⸗ 
brecheriſche Verkehr ſtattgefunden haben ſoll, bezeichnet iſt, der⸗ 
art, daß der Eidespflichtige über deren Identität und über ſeinen 
Verkehr mit denſelben nicht im Irrthum fein kann. Im vor⸗ 
liegenden Fall find nun aber nicht nur im Eidesthema die 
Haushälterinnen der Kategorie nach bezeichnet, ſondern es find 
auch zum Theil deren Namen und Dienſtzeit bekannt geworden; 
zudem handelt es fih um den Vorwurf einer fortgeſetzten und 
nicht weit zurückliegenden Verfehlung, ſo daß der Kl. über den 
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Inhalt der Eideszuſchiebung nicht im Zweifel ſein, ſich darüber 
erklären und gegen denſelben vertheidigen kann. Es erſcheint 
hiernach die Zurückweiſung der Eideszuſchiebung rechtsirrthüm⸗ 
lich. III. C. S. i. S. Weidner c. Weidner vom 30. April 
1901, Nr. 65/1901 III. 

16. 8 469. 

An Stelle des in dem bedingten Endurtheile normirten 
Eides ift von dem Schwurpflichtigen ein anderer Eid abgeleiſtet 
worden, das B. G. hat aber dadurch, daß es dem Erbieten 
des Kl. zur Ableiſtung dieſes Eides ſtattgab, den § 469 der 
C. V. O. nicht verletzt. Nach dieſer Vorſchrift kann der Schwur⸗ 
pflichtige, ſelbſt wenn der Eid bereits durch bedingtes Urtheil 
auferlegt iſt, ſich zur Leiſtung eines beſchränkteren als des 
auferlegten Eides erbieten, ſofern die Aenderung des normirten 
Eides durch das Zugeſtändniß früher beſtrittener Thatſachen, 
welche für die Sachentſcheidung erheblich find, gerechtfertigt und 
durch dieſelbe der Gegner in eine günſtigere Lage verſetzt wird. 
Dieſe Vorausſetzungen treffen bei der vorliegenden Eidesänderung 
zu. Der Kl. hatte bis zum Erlaſſe des rechtskräftig gewordenen 
bedingten B. U. beſtritten, daß ihm die Bekl. von der Ver⸗ 
pflichtung, den gewerbsmäßigen Verkauf von Bier, Spirituoſen 
und Cigarren auf dem Grundſtück zu unterlaſſen und dieſes 
Verkaufsverbot in deſſen Grundbuch einzutragen, Mittheilung 
gemacht hatten, und hat dieſe Thatſache erſt in dem Schwur⸗ 
termine zugeſtanden. Daß der Kl. von dieſer Thatſache bereits 
vor dem Erlaſſe des Urtheils Kenntniß hatte, hindert ihn nicht, 
ſich zur Leiſtung eines beſchränkteren Eides zu erbieten, da die 
Zuläffigkeit des Erbietens nur von dem Zugeſtändniß einer im 
Prozeßverfahren beſtrittenen Thatſache und nicht davon abhängig 
gemacht iſt, daß von der Wahrheitswidrigkeit ſeines Beſtreitens 
der Schwurpflichtige erſt nach der Eidesnormirung Kenntniß 
erlangt hat. Die Aenderung eines durch Urtheil auferlegten 
Eides nur in dem Falle zuzulaſſen, wenn der Schwurpflichtige 
das die Aenderung erfordernde Zugeſtändniß einer Thatſache 
nicht ſchon vor der Urtheilsfaſſung abgeben konnte, läßt ſich 
weder aus dem Wortlaute des 5 469 cit. noch aus deſſen 
Zweck rechtfertigen, der dahin geht, bis zur Eidesleiſtung dem 
Schwörenden zu ermoͤglichen, ſich durch Klarlegung des von ihm 
unrichtig dargeſtellten Sachverhalts von einem Gewiſſenszwange 
zu befreien. Beſchränkter iſt der von dem Kl. abgeleiſtete Eid 
wie der in dem bedingten Urtheile normirte deshalb, weil er 
die in dieſen als noch zu beweiſend aufgenommene Thatſache 
der Mittheilung des Verkaufsverbots als zugeſtanden vorausſetzt, 
woraus ſich zugleich für die Bekl. der ihnen obliegende Beweis 
dieſer Mittheilung erübrigt. Dadurch find dieſe auch in Folge 
der Verſtattung des Kl. zu dem geänderten Eide nicht in eine 
ungünſtigere, ſondern in eine günſtigere prozeſſuale Lage verſetzt, 
indem ihnen der Beweis dieſer Mittheilung nicht mißlingen kann. 
Bei der Prüfung der Frage aber, ob durch die Eidesänderung 
der Gegner in eine günftigere Lage verſetzt werde, genügt zur 
Bejahung die Beſſerung der gegneriſchen Lage im Prozeß, es 
iſt nicht auch erforderlich, daß durch die Aenderung der 
Gegner materiellrechtlich in eine günſtigere Lage verſetzt, alſo 
zu einer geringeren Leiſtung verurtheilt werde, wie durch das 
bedingte Urkheil. Dies ergiebt ſich auch aus der Stellung der 
Vorſchrift in der C. P. O., welche die Geſtaltung des Prozeß⸗ 
verfahrens regelt. Aus dem Zuſammenhange der klägeriſchen 
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Angaben über die von den Bekl. gemachten Mittheilungen mit 
den von dem Kl. zugeſtandenen Thatſachen hat das B. G. 


zutreffend die Erheblichkeit der in den abgeänderten Eid auf- 


genommenen Umſtände für die Sachentſcheidung und damit die 
Erheblichkeit der Eidesänderung dargethan. V. C. S. i. S. 
Wiedemann c. Koſerowski vom 27. April 1901, Nr. 62/1901 V. 

17. 58 538, 545. 

Die Revifion der Kl. iſt zuläſfſig, weil durch das an⸗ 
gefochtene Urtheil des O. L. G. zu Karlsruhe vom 31. Januar 
1901 das Verfahren in der Berufungsinſtanz von dem B. G., 
welches in der Sache vorläufig nicht weiter verhandeln will, beendet 
und damit ein Endurtheil im Sinne des §8 545 der C. P. O. 
erlaſſen wurde, wie ſchon in den Entſch. des R. G. vom 8. Juli 
1881 und 9. Dezember 1881 — Entſch. Bd. 5 S. 376, Bd. 6 
S. 336 — anerkannt iſt. Die Reviſion der Kl. erweiſt ſich 
aber auch ſachlich als begründet, weil das angefochtene Urtheil 
des B. G. auf einer rechts irrthümlichen Auffafſung bezüglich 
der zeitlichen Grenzen der Rechtsnormen beruht und den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 17. Mai 1898 betreffend Ab⸗ 
änderungen der C. P. O. rechtsirriger Weiſe eine rückwirkende 
Kraft beilegt, welche ihm weder nach allgemeinen Rechtsgrund 
ſätzen noch nach dem E. G. zu dem erwähnten Geſetze zukommt. 
Am 1. Mai 1899 verkündete das B. G. das Theilurtheil, 
welches das Vorhandenſein einer Patentverletzung feſtſtellte und 
das von den Kl. beantragte Verbot der Verletzung unter Straf⸗ 
androhung erließ, zugleich aber auch bezüglich des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs nach einer bezüglich dieſes Anſpruchs auf den 
Grund beſchränkten Verhandlung eine Vorabentſcheidung dahin, 
daß die Bekl. verurtheilt wurden, den aus ihrer Patentverletzung 
dem klagenden Theile verurſachten Schaden zu erſetzen; die 
Entſcheidung im Koſtenpunkte wurde vorbehalten. Dieſes Urtheil, 
welches am 11. November 1899 durch Zurückweiſung der von 
den Bekl. eingelegten Reviſion rechtskräftig geworden iſt, ent⸗ 
ſprach nach ſeinem Inhalt den Vorſchriften der zur Zeit ſeiner 
Erlaſſung geltenden Prozeßgeſetze; zu einer Zurückverweiſung 
der Sache in die I. J. war das B. G. damals nach der all- 
gemein anerkannten Auslegung des § 500 Ziffer 3 der C. P. O. 
älterer Faſſung nicht befugt. Damit war aber für dieſen 
Rechtsſtreit endgültig entſchieden, daß das B. G., an welches 
gemäß 8 499 der C. P. O. älterer Faſſung der ganze Rechts⸗ 
ſtreit der Parteien in ſeinem vollen Umfange innerhalb 
der von ihnen geſtellten Anträge devolvirt war, nun auch 
über diejenigen Punkte noch zu entſcheiden hatte, deren 
Eutſcheidung noch vorbehalten war, die Höhe des Schadens 
und die Vertheilung der Koſten. Dieſe Entſcheidung zu treffen, 
verpflichtete das B. G. das rechtskräftige Urtheil vom 1. Mai 
1899, welches binfichtlich ſeiner Wirkung nur nach den zu dieſer 
Zeit geltenden Rechtsnormen beurtheilt werden kann. Durch 
die neue Faſſung, welche der § 500 Ziffer 3 der C. P. O. in 
der ſeit dem 1. Januar 1900 geltenden Beſtimmung des § 538 
Ziffer 3 erhielt, iſt nun allerdings die Sachlage eingetreten, 
daß in ganz gleichartigen Fällen, die ſeit dem 1. Januar 1900 
zur Beurtheilung gelangten, das B. G. zu einer Zurückberweiſung 
der Sache in die I. J. verpflichtet war, wo es ſie vor dem 
1. Januar 1900 nicht ausſprechen durfte. Es kann auch nicht 
zweifelhaft ſein, daß die neue Beſtimmung ſofort in bereits 
anhängigen Prozeſſen zur Anwendung zu bringen war, da nach 
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allgemeinen Rechtsgrundſätzen Abänderungen der Prozeßgeſetz⸗ 
gebung ſofort auch in anhängigen Prozeſſen wirkſam werden 
und der prozeßrechtlichen Beurtheilung nach Maßgabe des neuen 
Rechts anheimfallen, ſoferne das Geſetz nicht, wie in dem § 18 
des G. G. zur C. P. O. ältere Faſſung, ausdrücklich eine andere 
Beſtimmung trifft. Iſt nun aber auch das neue Recht auf 
alle Handlungen und Vorgänge anzuwenden, welche der Zeit 
nach unter die Herrſchaft des neuen Rechtes fallen und unter 
ihr der richterlichen Beurtheilung unterbreitet werden, ſo folgt 
doch daraus, daß ein beſtimmter Tag als Grenze für die An⸗ 
wendung des alten Rechtes geſetzt iſt, von ſelbſt, daß alle That⸗ 
beſtände, welche beim Inkrafttreten des neuen Rechts nach dem 
alten Rechte, dem fie der Zeit nach angehörten, bereits beurtheilt 
ſind, auch ſo beurtheilt bleiben, weil eben die Rechtsnormen 
der Vergangenheit das für dieſe Thatbeſtände ausſchließlich 
maßgebende Recht gebildet haben, welches für jene Zeit ganz 
die gleiche rechtliche Verbindlichkeit beſeſſen hat, als die neuen 
Beſtimmungen für ihre Zeit. Hiernach iſt es rechtsirrig, wenn 
das B. G., wie es in dem vorliegenden Falle gethan hat, einen 
von ihm bereits unter dem alten Rechte zutreffend und rechts⸗ 
kräftig beurtheilten Thatbeſtand, der damit ſeine prozeßrechtliche 
Erledigung gefunden hat, nach dem 1. Januar 1900 ſelbſt 
gegen den Widerſpruch einer Partei neuerdings wieder vornimmt, 
ihn einer zweiten Beurtheilung unterzieht und nun nach den 
Vorſchriften des neuen Rechts ſo beurtheilt, wie wenn er erſt 
ſeit dem 31. Dezember 1899 ſich ereignet hätte. Dieſes Ver⸗ 
fahren widerſpricht dem Grundſatze, daß die Geſetze keine rück⸗ 
wirkende Kraft haben, ſofern der Geſetzgeber ihnen eine ſolche 
nicht ausdrücklich einräumt. Daß in dem hier fraglichen Punkte 
keine beſondere Beſtimmung, etwa im E. G., getroffen wurde, 
iſt anerkannt. Das B. G. ſtimmt nun zwar der Anwendung 
der Grundſätze, welche der erkennende Senat in Sachen Alt 
wider Holz I. 161/1900 in dem Urtheile vom 11. Juli 1900 
— Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 659 ff. — ausführlich 
dargelegt hat, im Allgemeinen zu, möchte aber die Zurück⸗ 
verweiſung einer Sache, in welcher die Vorabentſcheidung ſchon 
vor dem 1. Januar 1900 erging, dann nicht ausgeſchloſſen 
wiſſen, wenn hinſichtlich der Schadenshöhe vor dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Rechts eine mündliche Verhandlung vor dem 
B. G. noch gar nicht ſtattgefunden hat, und hält fich weder 
für verpflichtet noch für berechtigt, nach der in dieſer Sache 
am 31. Januar 1901 vor dem B. G. gepflogenen neuerlichen 
Verhandlung die Zurückverweiſung der Sache in die I. J. auf 
Grund der neuen Ziffer 3 des § 538 der C. P. O. zu ver⸗ 
ſagen. Dieſe Auffaſſung tft ſchon deshalb zurückzuweiſen, weil 
fie in die geſetzlichen Beſtimmungen eine Unterſcheidung hinein ⸗ 
zutragen verſucht, zu welcher der Wortlaut des Geſetzes nicht 
die mindeſte Veranlaſſung bietet; dieſe Unterſcheidung — ob 
eine weitere mündliche Verhandlung nach der Vorabentſcheidung 
unter der Herrſchaft des alten Rechts bereits ſtattgefunden hat — 
iſt daher wie Stein in der 4. Auflage von Gaupps C. P. O. 
Anm. 23 mit Recht bemerkt — unerheblich. Der Geſetzgeber 
hätte ja, wenn er dies für räthlich und zweckmäßig befunden 
hätte, eine derartige Unterſcheidung machen und die Fälle, in 
welchen nach einer Vorabentſcheidung unter dem alten Recht 
vor dem B. G. vor dem 1. Januar 1900 eine weitere münd⸗ 
liche Verhandlung über den Betrag des Schadens noch nicht 
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ſtattgefunden hatte, durch eine Beſtimmung des E. G. der Nach⸗ 
wirkung des § 499 entziehen konnen. Entſcheidend iſt aber — 
und das verkennt das B. G. durchaus —, daß das Geſetz eine 
ſolche Unterſcheidung nicht gemacht hat, während es gleichzeitig 
die Rechtsgrundſätze des alten §8 499 im nunmehrigen 8 537 
der C. P. O. beibehielt. So wie der 8 538 Ziffer 3 der 
C. P. O. lautet, ertheilt er dem B. G. eine beſtimmte Weiſung 
nur für den Augenblick, in welchem es eine Vorabentſcheidung 
nach dem 31. Dezember 1899 erläßt, und dieſer Fall lag dem 
B. G. unter dem neuen Recht gar nicht vor, da er bereits 
unter dem alten Recht entſchieden war. Es fehlt auch an 
jedem Anhaltspunkt für die Annahme, daß das Geſetz ſich 
die Zurüdverweifung als möglich ohne gleichzeitige Vorab⸗ 
entſcheidung gedacht hätte. Das B. G. war demnach zu der 
Zurückberweiſung der Sache in die I. J., wie ez fie durch 
das angefochtene Urtheil ausſprach, nicht befugt, weil die 
rechtskräftige Entſcheidung vom 1. Mai 1899 dem B. G. 
die Pflicht auferlegte, den Rechtsſtreit in II. J. ganz zu ent 
ſcheiden und durch das neue Recht dieſe Pflicht des Gerichtes 
nicht beſeitigt worden iſt. Der Umſtand, daß die neuen Be⸗ 
ſtimmungen des 8 538 Ziffer 3 der C. P. O. ebenſo zwingender 
Natur find, als die Vorſchrift des alten §8 500 Ziffer 3 dieſe 
Eigenſchaft hatte, macht die Prüfung der Frage nicht über- 
flüſſig, ob der Fall des § 538 Ziffer 3 überhaupt vorlag. 
Wenn das B. G. ferner auf die Abſicht des Geſetzes hinweiſt, 
vom 1. Januar 1900 an den Parteien auch für die Ent⸗ 
ſcheidung über den Betrag des Schadens zwei Inſtanzen zu 
gewähren, ſo berechtigt auch dieſe Abſicht des Geſetzes noch 
nicht zu dem Schluß, daß die Beſtimmung des § 538 Ziffer 3 
der C. P. O. mit rückwirkender Kraft ausgeſtattet werden ſollte. 
Wie weit das Geſetz in dieſer Richtung gehen wollte, kann nur 
aus der Faſſung der geſetzlichen Vorſchrift felbft entnommen 
werden, und daß die C. P. O. keineswegs prinzipiell von dem 
Standpunkt ausgeht, daß für jeden Streitpunkt der Parteien 
der volle Inſtanzenzug zu gewähren ſei, iſt ſchon in dem Urtheile 
des R. G. vom 16. Oktober 1891 — Entſch. Bd. 28 S. 426 — 
ausgeführt. Für die hier ſtrittige Frage iſt es auch bezeichnend, 
daß der erfte Entwurf des Geſetzes betreffend Abänderungen der 
C. P. O. eine Aenderung des § 500 Ziffer 3 ältere Faſſung 
überhaupt nicht enthielt. Sollte die dann zum Geſetz gewordene 
Faſſung rückwirkende Kraft haben, fo hätte dies in dem E. G. 
ebenſo beſtimmt werden müſſen, als umgekehrt der Wille des 
Geſetzes, eine ältere Beſtimmung für die Uebergangszeit noch 
aufrecht zu erhalten, in Art. IX des E. G. zum Ausdrucke 
gelangt iſt. Wurde der Beſtimmung des § 538 Ziffer 3 eine 
rückwirkende Kraft nicht ausdrücklich verliehen, ſo iſt nur der 
Schluß berechtigt, daß ſie nicht gewollt war. I. C. S. 
i. S. Weidenhammer c. Gebr. Doebert vom 27. April 1901, 
Nr. 99/1901 J. 

18. 8 567. 

Zurückweiſung einer Beſchwerde als unzuläſſig in Er⸗ 
wägung, daß nach 8 567 C. P. O. das Rechtsmittel der 
Beſchwerde nur 1. in den in der C. P. O. beſonders hervor⸗ 
gehobenen Fällen und 2. gegen ſolche ein das Verfahren be- 
treffendes Geſuch zurückweiſende Entſcheidungen ſtattfindet, 
welche eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordern, 
keine dieſer Vorausſetzungen für die Zuläffigkeit der Beſchwerde 
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hier aber gegeben ift, da eine Beſchwerde gegen die Entſcheidung 
des B. G., durch welche, wie das hier geſchehen, der Antrag 
des Kl. auf Vollſtreckbarkeitserklärung des erſtinſtanzlichen 
Urtheils zurückgewieſen wird, in der C. P. O. nicht ausdrücklich 
zugelaſſen iſt, und die Entſcheidung über ſolchen Antrag nach 
Inhalt der 58 714 und 718 C. P. O. nubedingt eine vor- 
gängige mündliche Verhandlung erfordert, die demgemäß auch 
im vorliegenden Falle ftatigefunden hat. VII. C. S. i. S. 
Franke c. Gehlmann vom 10. Mai 1901, B Nr. 41/1901 VII. 

19. § 771. 

Die Frage, ob in einem Falle der vorliegenden Art über- 
haupt eine Widerſpruchsklage nach § 771 der C. P. O. flatt- 
findet, iſt präjudiziell. Müßte ſie mit dem I. R., abweichend 
von dem B. R., verneint werden, ſo hätte aus dieſem Grunde 
Zurückweiſung der Revifion zu erfolgen, ohne daß auf die 
Erwägungen, von denen der B. R. zur Verwerfung der Berufung 
gegen das klagabweiſende Urtheil der I. J. geleitet ift, einzugehen 
wäre. Die Zuläſfigkeit der Klage muß aber anerkannt werden. 
Wenn der Wortlaut des § 771 auch dahin geht, daß die 
Widerſpruchsklage dann gegeben iſt, wenn der Dritte „an dem 
Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung ein die Veräußerung 
hinderndes Recht“ zu haben behauptet, ſo darf doch im Hinblick 
auf den Zweck der Beſtimmung und den erkennbaren Willen des 
Geſetzgebers nicht an dem Worte gehaftet werden, vielmehr iſt 
auch der Fall unter die Beſtimmung einzubegreifen, daß bei der 
Zwangsvollſtreckung in Rechte der Dritte ſeinerſeits Träger der 
Rechte zu ſein behauptet. Dies gilt ſpeziell auch von der 
Zwangsvollſtreckung in perſönliche Forderungen. Die Inhaber⸗ 
ſchaft des Rechts muß inſofern mit dem Eigenthum an der 
Sache auf eine Linie geſtellt werden. Vorauszuſetzen iſt aller⸗ 
dings die Identität der Anſprüche, bei Forderungen würde aber 
der § 771 illuſoriſch werden, wollte man bei dieſen die 
Identität unter allen Umſtänden ſchon deshalb in Abrede ſtellen, 
weil eine andere Perſon als Träger des Anſpruchs in Frage 
kommt; zu einer ſolchen Annahme nöthigt die rechtliche Natur 
der Forderungsrechte nicht. In der Rechtſprechung iſt die Zu- 
laſſung der Widerſpruchsklage dann anerkannt, wenn Kl. durch 
Ceſfion Inhaber der bei dem urſprünglichen Gläubiger gepfändeten 
Forderung geworden zu ſein behauptet, und zwar auch für ſolche 
Kechtsſyſteme, welche als Folge der Ceſſion einen eigentlichen 
Rechtsübergang annehmen. (Vergl. z. B. Entſch. des R. G. 
Bd. 4 S. 110, 114.) Allein zu einer Einſchränkung auf dieſen 
Fall iſt kein ausreichender Anlaß vorhanden, auch die Identität 
des Entſtehungsgrundes kann die Annahme der Identität der 
Forderung rechtfertigen. Gepfändet iſt hier bei dem Ehemanne 
der Kl. ein vertraglicher Anſpruch auf Gehalt, Proviſion und 
Tantieme gegen die Firma H. & Co. zu Berlin. Die 
Widerſpruchskl. macht geltend, nicht ihrem Ehemanne, ſondern 
ihr ſtehe die Forderung zu, der Vertrag ſei mit ihr geſchloſſen 
und fie habe die Rechte aus demſelben erworben. Der Streit 
in dieſer Beziehung bewegt ſich um die Frage, ob durch einen 
individuell beſtimmten Vorgang die Kl. oder ihr Ehemann ſich 
Rechte hat einräumen laſſen. Die Rechte find ein und dieſelben, 
mögen fie der Ehefrau oder dem Ehemanne zuftchen. Eben 
dieſe Rechte aber ſind hier gepfändet. Demgemäß muß die 
Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 771, daß der Kl. 
die Inhaberſchaft der den Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung 
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bildenden Forderung in Anſpruch nimmt, als erfüllt angeſehen 
werden. In einem ganz analogen Falle iſt die Zuläſfigkeit der 
Widerſpruchsklage durch Urtheil des R. G. vom 16. Januar 1899 
(Entſch. Bd. 43 S. 403) bereits ausgeſprochen (vergl. ferner 
Entſch. Bd. 12 S. 379, 380, Bd. 31 S. 381). Die Erwägungen 
aber, aus denen der B. R. die Klage für materiell unbegründet 
erachtet, find nicht haltbar. Eingehend dargelegt. VII. C. S. 
i. S. Cohnreich o. Baer vom 24. April 1901, Nr. 68/1901 VII. 

20. § 878. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Klage tft 
angeſtellt als eine Widerſpruchsklage im Sinne des & 878 
(764) C. P. O. Eine ſolche Klage kann aber nur angeſtellt 
werden von einem betheiligten Gläubiger und auch nur ge⸗ 
richtet werden gegen betheiligte Gläubiger, ſowie ja das 
ganze Vertheilungsverfahren ſich nur abſpielt unter den be⸗ 
theiligten Gläubigern (88 872 ff. a. a. O.). Nun hat das 
Amtsgericht zu Metz in dem entworfenen Theilungsplane den 
in Rede ſtehenden Betrag von 8000 Mark, welchen der Schuldner 
an K. cedirt hatte, aus der Vertheilungsmaſſe ausgeſchieden 
und damit den Gefflonar ſowie deſſen Unterceſſionare, die 3 
jetzt allein noch in Betracht kommenden Bekl. außerhalb des 
Vertheilungsverfahrens geſetzt. Das Amtsgericht hat dem⸗ 
entſprechend auch dieſen Betrag nicht mit unter die Gläubiger, 
welche ihre Rechte auf die zu vertheilende Maſſe angemeldet 
hatten, vertheilt, ſondern angeordnet, daß der ausgeſchiedene 
Betrag hinterlegt bleiben ſolle bis zu einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung oder Einigung der Betheiligten hierüber. Durch dieſe 
Anordnung hat das Amtsgericht die Aktivmaſſe um den Betrag 
von 8 000 Mark vermindert und ſeinen Theilungsplan auf den 
übrig bleibenden Theil der Maſſe beſchränkt. Schon hieraus 
ergiebt ſich, daß die Bekl. als die vom Amtsgerichte ſelbſt 
bezeichneten Repräſentanten der cedirten 8 000 Mark für das 
in Rede ſtehende Vertheilungsverfahren nicht als „betheiligte 
Gläubiger“ angeſehen werden können. Sie ſtehen vielmehr 
nach der Anordnung des Amtsgerichts und auch nach dem In⸗ 
halte des von ihm angefertigten Theilungsplanes der wirklichen 
Theilungsmaſſe und den an dieſer betheiligten Gläubigern als 
dritte Perſonen gegenüber, die mit der Theilungsmaſſe nichts 
zu thun haben. Welche Mittel die bei Vertheilung der übrigen 
Maſſe berückſichtigten Gläubiger gehabt haben würden, abgeſehen 
von der hier erhobenen Widerſpruchsklage, eine Aenderung der 
Anordnung des Amtsgerichts über die Ausſcheidung der 
8 000 Mark herbeizuführen, wenn fie dieſe Anordnung für 
unrichtig hielten, braucht hier nicht erörtert zu werden. Auch 
kann dahingeſtellt bleiben, ob nach Lage der Sache das Ver⸗ 
fahren des Amtsgerichts Hinfichtlih der in Rede ſtehenden 
8 000 Mark und auch der übrigen ausgeſchiedenen Beträge, die 
für den gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht mehr in Betracht 
kommen, gerechtfertigt war oder nicht. Deshalb iſt auch auf 
die von der Revifion angeregten Bedenken nicht einzugehen, ob 
der Schuldner von Sch. aus ſeinem noch unabgetheilten Antheile 
an der H.ſchen Fideikommißmaſſe einen feſten Geldbetrag 
von 8 000 Mark an K. cediren konnte, und ob dieſer Ceſſion 
nicht der Umſtand entgegenftehe, daß der für den Schuldner 
ſchließlich ausgeſonderte Antheil faſt nur in Werthpapieren, 
nicht in baarem Gelde beſtanden habe. Für die Entſcheidung 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits iſt maßgebend, daß das Amts- 
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gericht thatſaͤchlich aus den 8 000 Mark eine Spezialmaſſe 
gebildet hat, welche neben der Vertheilungsmaſſe liegt und 
ſelbſtändig außerhalb derſelben beſteht. Der Kl. konnte eine 
Widerſpruchsklage aus 58 878, 879 C. P. O. nur gegen 
ſolche Gläubiger erheben, welche an der vom Amtsgerichte 
vorgenommenen Vertheilung betheiligt find. Die Bekl. find 
aber daran nicht betheiligt, ſondern ſie find nur an einer anderen 
außerhalb liegenden Maſſe betheiligt. Es fehlt alſo für die 
angeſtellte Widerſpruchsklage an der Paſſivlegitimation der 
Bekl. Ebenſo fehlt es aber auch, wie das O. L. G. richtig 
ausgeführt hat, an der Aktivlegitimation des Kl., weil er nur 
für ſolche Streitigkeiten aktiv legitimirt iſt, welche die Ver ⸗ 
theilungsmaſſe betreffen, nicht aber für ſolche, welche außer⸗ 
halb der Vertheilungsmaſſe liegende Gegenſtände betreffen. Die 
angeſtellte Widerſpruchsklage hätte aus dieſem Grunde von 
vornherein als unzuläſſig abgewieſen werden müſſen. Eine 
andere Klage als eine Widerſpruchsklage auf Grund der an⸗ 
gezogenen Beſtimmungen der C. P. O. iſt aber gegen die Bekl. 
nicht erhoben worden. II. C. S. i. S. Brückner o. Wegener 
und Gen. vom 3. Mai 1901, Nr. 245 / 1900 II. 

21. § 1045. | 

Die Reviſion erſcheint gerechtfertigt. Die Zurückweiſung 
der Berufung iſt vom B. G. mit der Anficht begründet, daß 
über die gegenüber der Einrede des Schiedsvertrags von den 
Kl. auf angebliches Erlöſchen des Schiedsvertrags gegründete 
Replik, zufolge der Vorſchriften des § 1045 der C. P. O., im 
gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht entſchieden werden könne. Das 
B. G. geht hierbei zutreffend davon aus, daß, obwohl die That⸗ 
ſachen, aus denen das Erlöſchen des Schieds vertrages abgeleitet 
wird, ſchon in der Klage erwähnt find, es ſich doch um eine 
wahre Replik handele; denn das Gericht durfte trotz jenes Vor⸗ 
bringens in der Klage das Beſtehen des Schiedsvertrags zu 
Gunſten des Bekl. nur berückſichtigen, weil dieſer eine Einrede 
daraus entnommen batte; und ferner iſt zutreffend und von 
dieſem Senate des R. G. bereits mehrfach gebilligt worden die 
Anficht des B. G., daß die Vorſchriften des § 1045 auch dann 
zur Anwendung zu bringen find, wenn das Verfahren bereits 
vor dem 1. Januar 1900 eingeleitet worden iſt. Nicht gebilligt 
werden aber kann die Anſicht, daß der gegenwärtige Rechtsſtreit 
zur Anwendung des § 1045 Gelegenheit gebe. Das B. G. 
begründet feine Anficht wie folgt: Nach 5 871 der C. P. O. 
alter Faſſung habe über das Erlöſchen eines Schiedsvertrages 
nur auf Klage im ordentlichen Prozeßwege entſchieden werden 
können, was ſchon daraus folge, daß dieſe Vorſchrift die Zu⸗ 
ſtändigkeit beſonders regele, welche Zuſtändigkeit ſehr häufig mit 
derjenigen für die Klage aus dem dem Schiedsvertrage unter- 
worfenen Rechtsverhältniſſe nicht übereinſtimmen werde; § 1045 
der C. P. O. neuer Faſſung habe an Stelle des ordentlichen 
Prozeſſes ein beſonderes Verfahren mit beſonderen Zuſtändigkeits⸗ 
regeln geſetzt, weshalb eine Entſcheidung über das Erlöſchen des 
Schiedsvertrags nicht durch Zwiſchenſtreit in einem andern 
Rechtsſtreite erfolgen könne; hierfür ſpreche nicht nur der Wort⸗ 
laut des $ 1045, welcher nicht mehr von Klagen ſondern von 
gerichtlichen Entſcheidungen rede, ſondern auch die Begründung 
des Entwurfs der Prozeßnovelle von 1898. Es kann zunächſt 
die Auffaſſung, welche das B. G. von dem Rechtszuſtande vor 
dem 1. Januar 1900 hat, nicht gebilligt werden. — Wird dar⸗ 
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gelegt, dann heißt es: Es darf nun weiter von vornherein 
davon ausgegangen werden, daß der 8 1045 der C. P. O. neuer 
Faſſung, indem er für einzelne der früher in § 871 genannten 
Angelegenheiten, nämlich die Ernennung oder Ablehnung eines 
Schiedsrichters und das Erlöſchen des Schiedsvertrages, ſowie 
— was er neu hinzufügt — für die Anordnung der von den 
Schiedsrichtern für erforderlich erachteten richterlichen Handlungen 
unter Regelung der Zuſtändigkeit ein Beſchlußverfahren einführt, 
an dem früheren Rechtszuſtande nur inſofern etwas ändern 
will, als er an Stelle der Klage und des mit ihr verbundenen 
Verfahrens ein vereinfachtes Verfahren ſetzt, welches alſo immer 
dann eingeſchlagen werden muß, wenn ein Betheiligter in den 
erwähnten Angelegenheiten die Thätigkeit des Gerichts durch 
Geſuch in Bewegung ſetzen will; nichts geändert aber iſt daran, 
daß der ordentliche Prozeßrichter über Einreden und Repliken 
zu entſcheiden hat, auch wenn dieſelben aus einem der erwähnten 
Rechtsverhältniſſe entſpringen, und daß dies namentlich auch in 
dem Falle zu geſchehen hat, wenn gegenüber der prozeßhindernden 
Einrede des Schiedsvertrags die Replik erhoben wird, der 
Schiedsvertrag ſei erloſchen. Die Kompetenzbeſtimmungen des 
8 1045 kommen bier nicht in Betracht, wie auch früher durch 
die Vorſchriften des § 871 die Beachtung einer Einrede oder 
Replik nicht dadurch ausgeſchloſſen wurde, daß, wenn das dieſe 
Rechtsbehelfe begründende Recht im Wege der Klage verfolgt 
worden wäre, dieſe bei einem andern Gericht hätte angebracht 
werden müſſen. Zu einer abweichenden Anſicht giebt weder der 
Wortlaut des § 1045 noch die Begründung deſſelben zum 
Entwurfe der Prozeßnovelle Veranlaſſung. Weiter entwickelt. 
VII. C. S. i. S. Eisner c. Wachtel vom 7. Mai 1901, 
Nr. 81 / 1901 VII. 

Zur Konkursordnung. 

22. § 16, § 14 a. F. 

Vom B. R. iſt der an ſich richtige Satz, daß beim Konkurſe 
zum Vermögen des Komplementars einer ſtillen Geſellſchaft, 
die Auseinanderſetzung auf der Grundlage des Vermögens ſtands 
zur Zeit der Konkurseröffnung erfolge, unrichtig angewendet, 
bez. der Begriff der Auseinanderſetzung im Sinne des ange 
zogenen 8 14 verkannt. Aus dem erwähnten Satze folgt 
allerdings, daß, wenn der Verwalter nach der Konkurseroͤffnung 
das Geſchäft des Komplementars fortſetzt, die Ergebniſſe dieſes 
neuen Betriebes das Rechtsverhältniß des ſtillen Geſellſchafters 


bezüglich ſeiner Einlage weder im günſtigen, noch im ungünſtigen 


Sinne beeinfluſſen. Allein einen neuen Geſchäftsbetrieb in 
dieſem Sinne bilden diejenigen Maßnahmen nicht, die der 
Konkursverwalter zur Abwickelung derjenigen Geſchäfte vornimmt, 
die zur Zeit der Konkurseröffnung bereits begonnen, aber noch 
nicht beendet waren. In § 14 der R. K. O. iſt beſtimmt, daß 
in den dort geregelten Fällen die Theilung oder ſonſtige 
Auseinanderſetzung außerhalb des Konkursverfahrens erfolge, 
es ſoll alſo, ſoweit eine Auseinanderſetzung bei einer durch einen 
andern Umſtand als die Konkurseröffnung herbeigeführten Auflöfung 
einer Geſellſchaft zu erfolgen hätte, dieſe auch bei der Auflöfung 
durch Konkurseröffnung ſtattfinden. Unter dieſer Auseinander⸗ 
ſetzung iſt aber nicht eine bloße Abrechnung etwa auf Grund 
der bei der Konkurseröffnung aufgenommenen Taxen zu ver“ 
ſtehen, ſondern auch die Abwicklung der erwähnten bereits be- 
gonnenen, aber noch nicht beendeten Geſchäfte, und es fällt 
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darunter, ſofern für die Geſtaltung der beiderſeitigen Rechte und 
Verpflichtungen des Gemeinſchuldners und feines (ftillen) Geſell⸗ 
ſchafters der Preis, der für gewiſſe, zum Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners gehörige Werthe erzielt wird, maßgebend iſt, auch die 
Verfilberung dieſer Vermögensbeſtandtheile. Die Vornahme der 
erwähnten, zur Auseinanderſetzung mit dem Geſellſchafter erfor- 
derlichen Geſchäfte fällt bei der ſtillen Geſellſchaft in den Ge⸗ 
ſchäftsbereich des Konkursverwalters, weil, wenn kein Konkursfall 
vorläge, die Liquidation durch den Komplementar zu erfolgen 
gehabt hätte. Vergleiche das von der Vorinſtanz ſelbſt angezogene 
Urtheil des I. Civilſenats des Reichsgerichts vom 7. Juli 1884 
(abgedruckt in Gruchots Beiträgen Bd. 29 S. 998 ff., in 
Seufferts Archiv Bd. 40 Nr. 34, in Bolzes Praxis Bd. 2 Nr. 
1101), Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts Bd. I S. 681, 
Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch VI / VII. Auflage, 
Anm. 2 zu 8 341 und Anm. 10, 11 zu $ 340, Peterſen und 
Kleinfeller, Kommentar zur Konkursordnung, III. Auflage, An⸗ 
merkung zu $ 14, Kohler, Konkursrecht S. 321. Im vor- 
liegenden Falle, in dem nach den Feftftellungen der Vorinſtanz 
rechtswirkſam zwiſchen H. und dem Kl. vereinbart war, daß 
dieſer für das in Rede ſtehende Unternehmen diejenige Stellung 
haben ſolle, welche der ftille Geſellſchafter gegenüber dem Kom⸗ 
plementar hat, war der Grundbefitz, der den Gegenſtand des 
gemeinſamen Unternehmens bilden ſollte, unter Verwendung des 
vertragsmäßig vom Kl. zu leiſtenden Beitrags vor der Konkurs- 
eröffnung bereits erworben, das gemeinſchaftliche Geſchäft war 
alſo begonnen. Der Verkauf dieſes Grundbefitzes war hiernach 
kein neues ſelbſtändiges Geſchäft, das der Konkursverwalter ab- 
ſchloß, ſondern diente zur Abwicklung des gemeinſchaftlichen 
Unternehmens und gehörte ſomit zur Auseinanderſetzung mit dem 
Kl. Hieran und an den ſich daraus ergebenden Folgen kann 
der Umſtand nichts ändern, daß nach der Annahme der Vor⸗ 
inſtanz der Bekl. nicht den Willen gehabt hat, mit dem Ver⸗ 
kaufe zugleich die Geſchäfte des Kl. zu führen. Wie dann, wenn 
H. nicht in Konkurs verfallen wäre und den Grundbeſitz in der 
Meinung und mit der Abſicht verkauft hätte, das Geſchäft allein 
für eigene Rechnung zu machen, z. B. weil er den Geſellſchafts⸗ 
vertrag mit Erfolg anfechten zu können geglaubt hätte, dies die 
Rechte des Kl. auf Gewinnantheil nicht berührt haben würde, 
ſo kommt nach dieſer Richtung auch der Wille des Bekl., das 
Geſchäft allein für die Konkursmaſſe zu machen, den Kl. an 
dem Gewinn nicht theilnehmen zu laſſen, nicht in Betracht. Da, 
wie ſchon oben bemerkt worden iſt, die Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz auf irrthümllcher Auffaffung konkursrechtlicher Normen 
bez. auf unrichtigen aus ſolchen abgeleiteten Folgerungen beruht, 
war das angefochtene Urtheil aufzuheben; eine Entſcheidung in 
der Sache ſelbſt konnte nicht erfolgen, weil zwiſchen den Parteien 
noch Streit über verſchiedene Fragen beſteht, die für den Be⸗ 
ſtand und die Höhe der angemeldeten Konkursforderung von 
Bedeutung find, und weil die zu deren Beurtheilung erforder- 
lichen thatſächlichen Feſtſtellungen noch nicht vorliegen. VI. C. S. 
i. S. Meißner c. Häckel Konkurs vom 18. April 1901, 
Nr. 53/1901 VI. 

23. 88 30, 31. 

Treffen auf die vom Gemeinſchuldner geleiſteten Zahlungen 
die Vorausſetzungen des §8 30 Nr. 1, auf die Forderungs⸗ 
verpfändung die des § 30 Nr. 2 der R. K. O. zu, jo folgt 
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daraus, daß gemäß § 37 der R. K. O. die Bekl. zur Konkurs⸗ 
maſſe zurückgewähren muß, was durch die anfechtbaren Hand- 
lungen aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners veräußert, 
weggegeben oder aufgegeben iſt. Daraus ergiebt ſich ohne 
Weiteres die Verpflichtung der Bekl., die verpfändete Forderung, 
jetzt deren hinterlegten Betrag für die Konkursmaſſe freizugeben, 
ſowie die am 17. (oder 18.) Auguſt 1898 geleiſtete Zahlung 
von 2000 Mark an die Konkursmaſſe zurückzuerſtatten, da dieſe 
Zahlung der Gemeinſchuldner unſtreitig aus eigenen Mitteln 
geleiſtet hat. Inſoweit demnach durch das angefochtene Urtheil 
die Berufung gegen Ziffer II des erſtinſtanzlichen Urtheils, ſowie 
gegen die in Ziffer 1 deſſelben mitenthaltene Verurtheilung der 
Bekl. zur Zahlung von 2 000 Mark nebſt Zinſen zurückgewieſen 
iſt, iſt die Reviſion gegen das B. U. als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. Anders liegt die Sache in Anſehung der weiteren 
Zahlungen zu 5 000 und 10 000 Mark, die die Bekl. nicht 
unmittelbar vom Gemeinſchuldner, ſondern für deſſen Rechnung 
von Dritten erhalten hat. Der Kürze halber ſoll zunächſt nur 
die vom Buchhändler K. in Leipzig geleiſtete Zahlung erörtert 
werden. Unſtreitig hat K. auf Anſuchen des Gemeinſchuldners 
die 5000 Mark unmittelbar an die Bekl. — oder was 
gleichbedeutend iſt, an deren Bankhaus — geſandt, allerdings 
für Rechnung des Gemeinſchuldners. Behauptet iſt, K. habe 
die Zahlung vorſchußweiſe geleiſtet. Der B. R. meint, die 
causa der Zahlung ſei ohne Bedeutung, es ſei gleichgültig, ob 
K. dem M. die 5 000 Mark ſchuldete, oder ob er ihm ein 
Darlehen geben oder eine Schenkung machen wollte, rechtlich ſei 
der Zahlungsakt dahin aufzufaſſen, daß die Zahlungsſumme als 
ein zum Vermögen des M. gehöriger Gegenſtand durch ſeine 
Rechtshandlung der Bekl. zugewendet worden iſt. In dieſer 
Allgemeinheit iſt die Anficht des B. G. nicht richtig. War K. 
die 5000 Mark dem M. ſchuldig, dann hat fie die Bekl. 
zweifellos aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners erhalten, 
die Sache liegt dann genau ſo, als ob der Gemeinſchuldner ſeine 
Forderung, einen aktiven Vermöͤgensbeſtandtheil, an die Bekl. 
cedirt und dieſe fie eingezogen hätte. Nach dem ſtrengen Wort⸗ 
laute des 8 37 der R. K. O. wäre die Bekl. zwar nur verpflichtet, 
der Konkursmaſſe die Forderung gegen K. wieder zu verſchaffen, 
da aber die Forderung inzwiſchen realifirt iſt, fo rechtfertigt fich 
die direkte Verurtheilung zur Zahlung; die Wiederherſtellung 
der Forderung wäre, falls überhaupt moglich, ein finn ⸗ und 
zweckloſer Umweg. Der Fall einer Schenkung der 5 000 Mark 
durch K. an M. kann, da er in dem thatſächlichen Vorbringen 
der Parteien keine Stütze findet, außer Betracht bleiben. War 
dagegen K. dem M. nichts ſchuldig, hat ihm aber die 5 000 Mark 
als Darlehen (oder Vorſchuß auf künftige Geſchäfte) bewilligt, 
dann läßt ſich allerdings auch in dieſem Falle in einem ge⸗ 
wiſſen Sinne behaupten, die Zahlung jet aus dem Vermögen 
des Gemeinſchuldners geleiſtet, inſofern nämlich, als ſie für 
Rechnung, und im Hinblick auf die Erſatzpflicht des Gemein⸗ 
ſchuldners auch auf deſſen Koſten bewirkt iſt. Allein ebenſo 
iſt klar, daß die Zahlung nicht mit den Mitteln des 
Gemeinſchuldners, ſondern mit fremden Mitteln geleiſtet iſt. 
Die Aktivmaſſe des Schuldners hat durch die Zahlung nicht 
die geringſte Aenderung erlitten, zur Befriedigung der Gläubiger 
ſtand nach der angefochtenen Handlung nicht ein Pfennig weniger 
zur Verfügung als vor derſelben. Die durch die angefochtene 
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Handlung in dem Vermögensſtande des Gemeinſchuldners ein⸗ 
getretene Aenderung beſteht darin, daß durch die Handlung eine 
Forderung des K. gegen M. zur Entſtehung gelangte, die vorher 
nicht beſtand, daß alſo die Paſſivmaſſe um 5 000 Mark erhöht 
wurde. Nur in dieſem Sinne iſt die Zahlung aus dem 
Vermögen des Gemeinſchuldners entnommen. Daraus folgt 
aber, daß die Bekl. nicht auf Zahlung an die Konkursmaſſe, 
aus der ſie nichts erhalten hat, ſondern nur auf Befreiung der 
Maſſe von der Forderung des K. belangt werden könnte. Wenn 
der Kl. und das B. G. einen Unterſchied zwiſchen dem vor⸗ 
liegenden Falle und dem Falle, daß der Gemeinſchuldner die 
5 000 Mark an ſeine eigene Adreſſe hätte ſenden laſſen, nicht 
finden können, fo liegt der Unterſchied gleichwohl auf der Hand ⸗ 
In letzterem Falle hatte der Schuldner, falls ihm K. das Dar⸗ 
lehen überhaupt gegeben hätte, das Geld in der Hand, er konnte 
damit thun, was er wollte, es bedurfte immer noch einer 
Willensentſchließung ſeinerſeits oder der Ausführung des vorher 
gefaßten Entſchluſſes, damit das Geld an die Bekl. gelangte. 
In dieſem Falle beſtünde natürlich für den Konkursverwalter 
kein Anlaß, die Darlehns aufnahme anzufechten, er würde 
nur die Verwendung des Geldes anzufechten brauchen und damit 
den Rückfluß deſſelben an die Konkursmaſſe erzielen können. Im 
vorliegenden Falle dagegen liegen nicht zwei Rechtshandlungen 
des Schuldners vor, von denen die eine anfechtbar, die andere 
unanfechtbar wäre, ſondern eine einzige untheilbare Handlung, 
die Anweiſung an K., für Rechnung des Schuldners an die 
Bekl. zu zahlen. Nur die durch dieſe Handlung herbeigeführte 
Vermögensänderung iſt von der Bekl. zu beſeitigen. Geſchähe 
dies in der Art, daß die Bekl. an die Konkursmaſſe die 
5 000 Mark zahlt, fo wäre nicht der Zuſtand vor der an- 
gefochtenen Handlung hergeſtellt, ſondern die Maſſe rechtlos 
bereichert. Denn wenn etwa vorher das Verhältniß der Aktiv- 
zur Paſſivmaſſe wie 20 000: 100 000 Mark war, jo würde es 
ſich nachher wie 25 000: 105 000 Mark ſtellen, d. h. die 
Gläubiger würden anſtatt der ihnen ohne die angefochtene 
Handlung gebührenden 20 Prozent nahezu 24 Prozent ihrer 
Forderungen erhalten. Darauf haben ſie kein Recht, denn die 
Anfechtung iſt nur dazu beſtimmt, Schädigungen der Maſſe 
wieder zu beſeitigen, nicht aber, den Gläubigern Vortheile zu 
verſchaffen, die ſie ohne die angefochtene Handlung nicht gehabt 
hätten. Daß der Gemeinſchuldner in der oben angegebenen, 
der Maſſe günſtigeren Weiſe hätte vorgehen können, iſt ohne 
Bedeutung, denn die Anfechtung kann nur gegen das gerichtet 
werden, was der Gemeinſchuldner — oder der Anfechtungs- 
bekl. — wirklich gethan hat. Beſteht ſonach nur ein 
Recht für die Konkursgläubiger, bezw. für den Verwalter, 
die durch die angefochtene Handlung herbeigeführte Aenderung 
in der Paſſivmaſſe beſeitigt zu verlangen, fo ergiebt 
ſich ſofort weiter, daß dieſes Recht ohne Werth für 
die Maſſe ift, und nicht ausgeübt werden kann, weil durch die 
Handlung eine den Gläubigern nachtheilige Aenderung über⸗ 
haupt nicht eingetreten iſt. Denn Hand in Hand mit der Ent⸗ 
ſtehung der Forderung des K. geht die Tilgung der gleich großen 
Forderung der Bekl., die letztere ft urſächlich für die erftere, 
das Ergebniß iſt in Wahrheit kein anderes, als wenn die Bekl. 
ihre Forderung in Höhe von 5 000 Mark an K. cedirt hätte, 
oder als wenn etwa im Bereiche der Aktivmaſſe an die Stelle 
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eines Geldbetrages in Silber der gleiche Betrag in Gold oder 
in Banknoten gelegt wird. Welches denkbare Intereſſe die 
Gläubigerſchaft daran haben könnte, daß die 5 000 Mark nicht 
von K., ſondern von der Bekl. zur Maſſe liquidirt werden, iſt 
nicht abzuſehen; wie die Aktiv- fo iſt auch die Paſſivmaſſe im 
Ganzen nach wie vor die gleiche geblieben, und das iſt entſcheidend. 
VII. C. S. i. S. Centralkafſe der Schleſiſchen Genoſſenſchaft 
c. Morgenſtern Konk. vom 26. April 1901, Nr. 75/1901 VII. 


Es ſollte das Geſchäft zwar auf gemeinſchaftliche Rechnung, 
aber unter dem Namen des Kl. ſowie unter ſeiner Leitung be⸗ 
trieben werden und von einem Eintritt des Bekl. in die Firma 
des Kl. iſt nicht die Rede geweſen. Die Erwägung des B. G. 
aber iſt nicht ſchlüſfig, denn es kommt nicht darauf an, was 
Parteien beabſichtigt, ſondern darauf, was ſie gethan haben. 
Geſchloſſen aber haben ſie zufolge der Eidesleiſtung des Kl. 
einen Vertrag, demzufolge ein Geſellſchaftsverhältniß — das ja 
auch nicht in das Handelsregiſter eingetragen worden iſt — nicht 
hervortreten und ein Betrieb unter gemeinſchaftlicher Firma nicht 
ftattfinden ſollte. Hiernach war die Annahme einer offenen 
Handelsgeſellſchaft ausgeſchloſſen (vergl. Bolze,, Praxis Bd. 
Nr. 1158, Bd. 2 Nr. 1095, Bd. 3 Nr. 789, Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 13 S. 230). Eine Gelegenheitsgeſellſchaft 
(Art. 266) hat nach den bisherigen Feſtſtellungen ebenfalls nicht 
vorgelegen, da die Vereinigung einen dauernden Betrieb zum 
Gegenſtande hatte (vergl. Entſch. a. a. O. Bd. 9 S. 108) und 
eine ſtille Geſellſchaft (Art. 250) auch nicht, da nicht erfichtlich 
iſt, daß Bekl. ſich nur mit einer beftimmten oder beſtimmbaren 
Einlage betheiligen ſollte. Es iſt vielmehr nur die Vereinbarung 
einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts anzunehmen. I. C. S. 
i. S. Weber c. Gerhardus vom 17. April 1901, Nr. 9/1901 J. 

25. § 110. Art. 93 a. F. 

Aus der Zuſammenſtellung geht hervor, daß Kl. fich für 
jedes Betriebsjahr 800 Mark, zuſammen 3 200 Mark berechnet 
hat und auch dies iſt zu beanſtanden. Bei der offenen Handels- 
geſellſchaft durfte ein Geſellſchafter für Bemühungen im Betrieb 
der Geſellſchaft nach dem Allgemeinen Deutſchen H. G. B. eine 
Vergütung regelmäßig nur beanſpruchen, wenn dies bedungen 
war (Art. 9 3 Abſ. 3, vergl. hierzu Hahn H. G. B., 4. Auflage 
Art. 93 § 5); nach gemeinem Recht durfte der Socius ſeine 
Auslagen in Rechnung ſtellen (1.52 $ 15 D. pro socio 17, 2), 
ein Honorar für perſönliche Bemühungen jedoch nicht, wenn 
dies nicht vereinbart war. Dieſe Vorſchriften, die das B. G. B. 
in $ 713 in Verbindung mit § 670 (vergl. Motive I Bd. 2 
S. 607) ebenfalls aufgenommen hat, find nicht willkürlich, 
ſondern es entſpricht der Natur der Sache, daß ein Geſellſchafter 
nicht befugt iſt, einſeitig zunächſt ein Gehalt für fich auszuſetzen 
und nur den Reſt mit feinen Geſellſchaftern zu theilen. Gewiß 
kann die Ausbedingung eines Honorars für den geſchäftsführenden 
Socius auch ſtillſchweigend erfolgen, aber im vorliegenden Fall 
hat Kl. bisher keine Umſtände geltend gemacht, aus denen er 
die Berechtigung zur Entnahme von 800 Mark im Jahr ab- 
leiten könnte. Vergl. Entſcheidung bei voriger Nummer. 

26. 88 373 ff. Art. 838 a. F. 

Der I. R. hat den Vertrag der Parteien als Werkvertrag 
beurtheilt und feine Entſcheidung auf die Erwägung ;geftüht, 
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daß Kl. ein ungewöhnliches Material zur Verarbeitung bringe 
und hierauf die Bekl. beim Vertragsſchluſſe hätte hinweiſen 
mäflen, daß die gelieferte Maſchine aber für ein ſehr ſcharfes 
Material gewöhnlicher Art die garantirte Leiſtungsfähigkeit 
habe. Der II. R. fieht den Vertrag mit Rückficht darauf, daß 
die Ziegelmaſchine bei der Beſtellung bis auf das Mundſtück 
fertig vorhanden war, als Kaufvertrag an und führt aus, daß 
Kl. den geltend gemachten Mangel der Maſchine ſpäteſtens am 
Schluſſe der Campagne des Jahres 1897 hätte rügen müſſen, 
eine Rüge aber früheſtens in dem Briefe vom 20. Mai 1898 
erklart habe. Die Reviſion rügt zunächſt, der B. R. habe rechts⸗ 
irrthümlich den Vertrag der Parteien als ein Kaufgeſchäft be⸗ 
urtheilt; es habe ſich um eine Werkverdingung gehandelt, weil 
die Maſchine bei der Beſtellung noch kein fertiges Werk geweſen 
ſei, da das Mundſtück noch gefehlt habe und dieſes für die 
Leiſtungsfähigkeit der Maſchine von enticheidender Bedeutung 
ſei. Dieſe Rüge iſt indeſſen unbegründet. Zwar war die Nach- 
lieferung des Mundſtücks nicht, wie der B. R. an einer Stelle 
ſeines Urtheils ſagt, eine bloße Nebenleiſtung; denn das Mund⸗ 
ſtück bildet einen Theil der Maſchine, ohne den dieſe nicht 
betrieben werden kann. Daſſelbe ift aber nur ein verhaͤltniß⸗ 
mäßig kleiner Theil der im Uebrigen fertig vorhanden geweſenen 
Maſchine, die noch erforderlich geweſene Nachlieferung deſſelben 
kann daher den Charakter des Geſchäfts nicht beſtimmen. Der 
Anficht, daß letzteres als Werkverdingung aufzufaſſen ſei, ſtehen 
überdies die Erwägungen entgegen, auf denen das Urtheil des 
R. G. vom 12. Dezember 1899, betreffend einen Fall, in dem 
es ſich um Lieferung einer Akkumulatorenbatterie handelte, 
beruht. Wie in jenem Urtheile (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 45 S. 64) ausgeführt iſt, find vertretbare Sachen 
ſolche, die nur bezüglich ihrer Quantität und Qualität Intereſſe 
für den Berechtigten haben, und daher Maſchinen von bekannter, 
gewöhnlicher Art üblicher Beſchaffenheit, bei denen es auf eine 
beſtimmte Leiſtungsfähigkeit nicht ankommt, als vertretbare 
Sachen anzuſehen, es ſei denn, daß dieſelben einem beſtimmten 
Raume oder Betriebe angepaßt ſein müſſen. Dieſe Erwägungen 
treffen auch hier zu und es greift fomit Art. 338 H. G. B. 
Platz. Ueber die Eigenthümlichkeit des zu verarbeitenden 
Materials, die in dem Urtheile des I. R. näher erörtert iſt, 
war der Bekl. bei der Beſtellung der Maſchine keine Mit- 
theilung gemacht worden. VII. C. S. i. S. Styrumer Eifen- 
induftrie c. Röhrig u. König vom 16. April 1901, Nr. 82/1901 VII. 

27. 8 373. 

Dem Reviſionsangriff muß Bedeutung beigemeſſen werden. 
Es kann zunächſt nicht, wie die Rbekl. meint, als indizirt 
erachtet werden, in welcher Beziehung es auch an einer Feſt⸗ 
ſtellung Seitens der Vorinſtanzen mangelt, daß die Kl., indem 
fie die ſpäter veräußerten Eier zurücknahm, darauf verzichtet 
babe, fie als Vertragsleiſtung zu verwenden. Danach fragt es 
ſich, ob fi die Kl. durch den Selbſthülfeverkauf außer Stand 
geſetzt hat, ihrerſeits die kontraktliche Erfüllung zu gewähren, 
wie ſolches unter Bezeichnung des Verkaufs als unherechtigt 
das mehrerwähnte Reichsgerichtsurtheil gegenüber dem auch 
damals bei analoger Sachlage in Frage ſtehenden Anſpruche 
auf Zahlung der Differenz zwiſchen dem Kaufpreiſe und dem 
Erloͤſe der Verſteigerung als vorliegend erachtet hat. Dies 
kann nun aber hier nicht angenommen werden, weil mit 
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Rückſicht auf die zutreffend Seitens der Reviſion ins Licht 
geſtellte Qualität des vorliegend in Betracht kommenden Kauf⸗ 
gegenſtands die Kl., wenn ſie als ordentlicher Kaufmann 
handeln wollte, mit dem Selbſthülfeverkauf vorgehen muß te. 
Bei ſolcher Sachlage erſcheint die Kl., wenn fie auch nur in 
Berückſichtigung ihres eigenen Intereſſes handelte, an ſich befugt, 
den Kaufpreis zu fordern, und zwar in der Form der Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf die erwähnte Differenz, da ſie ſich 
ſelbſtverſtändlich den bei dem Verkauf erzielten Erlös anrechnen 
laſſen muß. Dieſer Forderung gegenüber behält natürlich der 
auf die Nichtempfangbarkeit der Waare geſtützte Einwand der 
Bekl. ſeine Bedeutung, und wird es Sache der Kl. ſein, dar⸗ 
zuthun, daß die Eier, als ſie abgeſandt wurden, ſich in dem 
vertrags⸗ und geſetzmäßigen Zuſtande befanden. VII. C. S. 
i. S. Röver 6. Duttmann, Mittag u. Co. vom 24. April 1901, 
Nr. 65/1901 VII. 

28. 88 373 ff. B. G. B. 8 447 Art. 349 a. F. 

Lag ein handelsrechtlicher Ueberſendungskauf vor, dann 
unterliegt die Schadenserſatzforderung zu 2 661 Mark 05 Pf., 
welche der Bekl. mit ſeiner Widerklage zur Geltung zu bringen 
verſucht hat, auch der kurzen Verjährung nach Art. 349 Abſ. 2 
des H. G. B. älterer Faſſung. Denn daß dieſe Beſtimmung 
ſich auf alle Anſprüche aus mangelhafter Beſchaffenheit des 
Kaufgegenſtandes, alſo auch auf Schadenserſatzanſprüche wegen 
Mängel der verkauften Sache, erſtreckt, iſt anerkannten Rechtes 
und vom R. G. in den Urtheilen vom 14. Juni 1881 und 
29. September 1896 — Entſch. Bd. 5 S. 51, Bd. 38 S. 42 
— in Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung des R. O. H. G. 
wiederholt ausgeſprochen. Die Uebernahme einer zwölfmonat- 
lichen Garantie für die beiden Maſchinen verlängerte zwar die 
im Abſ. I des Art. 349 feſtgeſetzte Friſt für die Entdeckung 
der Mängel auf den Zeitraum eines Jahres vom Tage der 
Ablieferung an, war aber dann für die Frage der Verjährung 
des Schadenserſatzanſpruches bedeutungslos, wenn, wie das 
B. G. hier feſtgeſtellt hat, die Entdeckung der Mängel, welche 
die Anzeigepflicht gemäß Art. 347 zur Folge hatte, ſchon inner⸗ 
halb der erſten ſechs Monate nach der Ablieferung der gekauften 
Sache an den Käufer erfolgte. Die Rückſicht auf das Garantie⸗ 
verſprechen erfordert, wie der erkennende Senat in dem Urtheile 
vom 18. April 1896 — Entſch. Bd. 37 S. 81 — des Näheren 
ausgeführt hat, nur ſoviel, daß jeder bis zum Ablauf der 
Garantiefriſt entdeckte Mangel rechtlich verfolgt werden kann, 
nicht aber, daß dem Käufer zu dieſer Rechtsverfolgung die ganze 
Garantiefriſt offen bleibe, gleichviel, wann der Mangel entdeckt 
und dem Verkäufer angezeigt worden iſt. Da ſeit der Ent⸗ 
deckung und Rüge der Mängel mehr als ſechs Monate abge⸗ 
laufen waren, als der Bekl. im März 1900 ſeine Widerklage 
auf Schadenserſatz erhob, hat das B. G. mit Recht angenommen, 
daß dieſe Klage verjährt iſt. Denn da die Verjährung ein 
Inſtitut des materiellen Rechtes iſt, mußte auch die Ver⸗ 
jährungseinrede nach dem ortlichen Rechte beurtheilt werden, 
welches für die obligatoriſchen Verpflichtungen des Kl. überhaupt 
maßgebend iſt, hier Art. 8 49 des H. G. B. ältere Faſſung. I. C. S. 
i. S. Heym 6. Contz vom 24. April 1901, Nr. 18/1901 1. 

29. 8 377. Art. 347 a. F. 

Wenn die Vorinſtanz die Beſtimmung des Art. 347 des 
bisherigen H. G. B. auf bloße Quantitätsmängel formell für 
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nicht anwendbar erachtet, jo befindet fie fich damit im Einklang 
mit der Rechtſprechung, wie ſie auf dem Boden des ſeitherigen 
Geſetzes deſſen Anwendung begrenzt hatte (vergl. nunmehr 
§ 378 des neuen H. G. B. und hiezu Denkſchrift I ad 8 350 
des Entwurfs S. 225 f.). Aber ebenſo entſpricht es anderer⸗ 
ſeits den auch ſchon unter der bisherigen Rechtsordnung be⸗ 
folgten Grundſätzen, der Verzögerung oder Unterlaſſung einer 
Rüge von Quantitäͤtsmängeln unter beſonderen Umſtänden 
die Wirkung beizumeſſen, daß der Käufer mit einer nachträg⸗ 
lichen Bemängelung ausgeſchloſſen wird. Es mag im Einzelfall 
die Sachlage einen Schluß aus dem Verhalten des Käufers auf 
deſſen (wirkliche) Abſicht, die Waare auch dem Umfang nach zu 
genehmigen, auf einen Verzicht bezüglich der Mängelrüge, recht⸗ 
fertigen; oder mag es auch zuläffig fein, nach dem im Handels- 
verkehr herrſchenden (dem Art. 347 des H. G. B. gleichfalls zu 
Grunde liegenden) Prinzip von Treu und Glauben eine hiermit 
in Widerſpruch tretende hinterherige Bemängelung auszuſchließen. 
Von letzterem Standpunkt aus iſt in einem mit dem gegen⸗ 
wärtigen gleichartigen Fall von dem R. O. H. G. (Entſch. 
Bd. 1 Nr. 35 S. 125, 126) die, nach jahrelanger Geſchäfts⸗ 
verbindung der Parteien nachträglich vom Käufer erhobene 
Ausſtellung wegen angeblicher Gewichtsmankos verworfen 
worden. (Vergl. hiezu Hanauſek, die Haftung des Verkäufers, 
Bd. I S. 259 f., S. 262 Nr. 27.) Vorliegend find vom B. R. 
die konkreten Umſtände in ihrem Zuſammenhang für die Frage, 
ob die gelieferte Waare der Quantität nach von dem Käufer 
als genehmigt zu gelten habe, gewürdigt worden. Nach dieſer 
Richtung kam immerhin auch die Geſchäftsbehandlung in 
Betracht, bei welcher durchweg nach dem amtlichen Aichſtempel 
geliefert und fakturirt worden iſt. Weſentlich aber find die 
übrigen im B. U. angeführten Momente in Rüdfiht gezogen, 
namentlich das Unterlaſſen jeglicher Monitur ſeitens des Bekl. 
während der jahrelang fortgeſetzten Geſchäftsverbindung un⸗ 
geachtet ſeiner Kenntniß von den ſich mehrfach wiederholenden 
Maßdifferenzen und die ebenſolang vorbehaltlos geleiſteten 
Zahlungen auf die (nach dem Aichmaß berechneten) Fakturen. 
Zu dem letzteren Punkt hat das B. G. den von der Revifion 
betonten Umſtand, daß die Zahlungen ſeitens des Bekl. regel⸗ 
mäßig nicht auf beſtimmte Rechnungspoſten, ſondern à Conto 
geleiſtet wurden, keineswegs überſehen; aber auch eine auf die 
letztere Weiſe erfolgende Begleichung des Kaufpreiſes konnte 
zuläſfigerweiſe in der Würdigung der geſammten Verhältniſſe 
mit verwerthet werden. Man dürfte in dem Verhalten eines 
Käufers einen Verſtoß gegen Treu und Glauben finden, wenn 
er, ohne wegen der ihm bekannt gewordenen, bei neuen 
Sendungen wiederkehrenden Maßfehler irgendwelche Aus- 
ſtellungen zu erheben, die Geſchäftsverbindung fortſetzte und 
die Rüge auf den Zeitpunkt einer endgültigen — vorliegenden⸗ 
falles nach etwa ſechsjährigem Geſchäftsverkehr eingetretenen — 
Auseinanderſetzung zu verſchieben bezweckte, einem Verfahren, 
das die Sicherheit des Handelsverkehrs geradezu unmöglich 
machen würde. Indeß ift die Ausführung des B. U., das 
geſchilderte Verhalten des Bekl. könne „nur ſo gedeutet werden, 
daß er die Waare auch dem Quantum nach genehmige“, ohne 
Zweifel dahin zu verſtehen, daß aus jenem Verhalten, alſo aus 
konkludenten Umſtänden von dem Gericht der Schluß gezogen 
wird, der Bekl. habe die Waare dem Umfang nach wirklich 
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genehmigen, von Bemängelung der Quantität abſehen wollen; 
und eine ſolche Schlußfolgerung liegt im Bereich der that- 
ſächlichen Beurtheilung des einzelnen Falles. VI. C. S. i. S. 
Müller 6. A.-G. Reichelbräu vom 25. April 1901, Nr. 37/1901 VI. 

30. § 384. | 

Der Revifion ift ſtattzugeben, ſoweit ſich der Provifionsan- 
ſpruch des Bekl. auf das weggenommene Waarenlager ſelbſt 
bezieht. Dem B. G. iſt zwar darin beizutreten, daß der Bekl. 
nicht berechtigt war, dem vom Kl. beabſichtigten Verkaufe des 
ganzen Lagers an die Handler H. und C. zu widerſprechen. 
Es mag ſein, daß der Bekl. Grund hatte, anzunehmen, daß 
dieſer Verkauf ſeinen Intereſſen zuwiderlaufe, weil dadurch ſein 
Geſchäftsbetrieb, inſoweit er in Verkäufen vom Lager beſtand, 
für jo lange eine Störung erlitt, als das Lager nicht wieder 
ergänzt war. Allein dieſes Intereſſe gab dem Bekl. nicht die 
Befugniß, den Anordnungen des Kl., als des Kommittenten, zu 
widerſprechen. Im Falle einer Kollifion der Intereſſen des 
Kommittenten und des Kommiſfionärs geht dasjenige des Erſteren 
als des Auftraggebers und Hauptbetheiligten vor. (Vergl. 
v. Hahn § 5 zu Art. 361 des H. G. B.) Der Kl. hatte alſo 
eine geſetzmäßige Veranlaſſung, den unberechtigten Widerſpruch 
des Bekl. dadurch zu beſeitigen, daß er mit gerichtlicher Hülfe 
das in den Händen des Bekl. und ſeines Socius W. befindliche 
Waarenlager denſelben wegnehmen ließ. Allein dieſe Wegnahme 
mußte unter Wahrung der veriragsmäßigen Rechte der Kom⸗ 
miffionäre geſchehen. Das Waarenlager. war dem Bekl. und 
W. auf Grund des Vertrages vom 28. September 1894 über- 
geben worden, damit ſie es für Rechnung des Kl. verkaufen und 
daran eine Provifion von 5 Prozent des Verkaufserlöſes verdienen 
ſollten. Für dieſe Provifion haftete ihnen das Kommiſſionslager 
als Pfand und ſie behielten, wenn das ganze Lager verkauft 
war, wegen ihrer Provifion ein Vorzugsrecht in der Kaufpreis- 
forderung. Art. 374 des H. G. B. Dieſes vertragsmäßige 
Recht auf die Provifion von dem Verkaufserlöſe des ihnen 
übergebenen Lagers, welches der Bekl. und W. auch bei dem 
Verkaufe des Lagers an H. und C. gehabt haben würden, und 
ihre geſetzliche Sicherung haben ſie dadurch nicht verloren, daß 
ſie dieſem Verkaufe widerſprochen haben. Der Kl. hätte alſo 
ſeinen Kommiſſionären das Lager nicht wegnehmen laſſen dürfen, 
ohne ihnen gleichzeitig die Provifion, auf deren Erwerb ihnen 
nach dem Vertrage ein Recht zuſtand, zu gewähren oder dieſelbe 
anderweitig ficher zu ſtellen. Indem er dies unterließ, verletzte 
er ſeine Vertragspflicht. Er muß den Bekl. nicht nur dafür 
entſchädigen, daß er ihm die Möglichkeit, durch den Verkauf des 
Lagers die vertragsmäßige Proviſion zu verdienen, entzogen hat, 
ſondern auch für dieſen Schaden mit der beſtellten Sicherheit, 
welche an die Stelle des weggenommenen Lagers getreten iſt, 
aufkommen. Dieſer Anſpruch des Bekl. wird von dem mit der 
Wegnahme des Lagers eingetretenen Abbruch des weiteren 
Geſchäftsverkehrs nicht berührt, fo daß nicht erörtert zu werden 
braucht, welche der beiden Parteien von dem Vertrage zurüd- 
getreten iſt und ob der Rücktritt gerechtfertigt war oder nicht. 
I. C. S. i. S. Taßmann c. Baumann vom 13. April 1901, 
Nr. 5/1901 J. 

31. 88 453 ff. 

Das Urtheil des B. G. beruht weſentlich darauf, daß es 
den Begriff „Sorten“ der Rubrik „Holz“ der Spezialtarife als 
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gleichbedeutend mit „Arten“ im botaniſchen Sinne auffaßt. 
Dieſe Begriffsbeſtimmung beruht aber ihrerſeits auf einer un- 
genügenden Würdigung des dem B. G. unterbreiteten Thatjachen- 
materials und ſonſtiger der allgemeinen Kenntniß zugänglicher, 
mit in Betracht kommender Umſtände und mußte daher zur 
Aufhebung des Urtheils führen. — Eingehend begründet. 
I. C. S. i. S. Bodenheim 6. E.⸗Fiskus vom 17. April 1901, 
Nr. 7/1901 J. 

32. 88 511 ff. 

Der B. R. geht mit Rückficht darauf, daß die Charter 
partie zwiſchen engliſchen Firmen in England über ein engliſches 
Schiff für eine Reiſe geſchloſſen, die möglicherweiſe auch in 
einem engliſchen Hafen habe enden konnen, davon aus, daß 
nach engliſcher Verkehrsauffaſſung zu entſcheiden ſei, ob der 
Schiffer die Abnahme der geſammten Ladung in Altona ver- 
langen konnte oder ſich die Leichterung gefallen laſſen und den 
Reſt der Ladung nach Harburg ſchaffen mußte. Von dieſem 
Ausgangspunkt aus gelangt der B. R. in Anlehnung an die 
engliſche Rechtspraxis zu dem Ergebniß, daß die konkrete 
Prüfung des einzelnen Falls darüber zu entſcheiden habe, ob 
dem Schiffer billigerweiſe anzufinnen ſei, ſich behufs Erfüllung 
der Charter eine theilweiſe Leichterung auf Koſten des Deſtinatars 
gefallen zu laſſen, um mit dem Reft der Ladung in den ſonſt 
ſicheren Hafen zu gelangen. Dieſe konkrete Prüfung führt 
dann den B. R. im vorliegenden Falle dahin, daß der Schiffer 
ſich die Leichterung habe gefallen laſſen und mit dem Reſt nach 
Harburg habe gehen müſſen, weil für ihn die theilweiſe 
Leichterung weder eine läſtige Extraleiſtung, noch Gefahr, noch 
nennenswerthen Aufenthalt bedeutet habe und er im Hafen 
Harburg ſelbſt fiher gelegen habe. Gegen den Ausgangspunkt 
des B. R. bringt die Reviſion nichts vor; derſelbe iſt auch 
durchaus zutreffend. (Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 33, 35.) 
Ob der B. R. damit engliſches Recht zur Anwendung gebracht 
hat, obwohl die Frage nach deutſchem Recht zu entſcheiden, 
kann auf ſich beruhen. Denn auch nach deutſchem Recht iſt 
die Frage von dem allgemeinen rechtlichen Gefſichtspunkte aus 
zu beurtheilen, ob dem Schiffer die weitere Erfüllung des Ver⸗ 
trages in Altona dadurch, daß geleichtert werden mußte, un⸗ 
möglich gemacht oder doch ſo erſchwert iſt, daß ihm die weitere 
Erfüllung durch den Transport nach Harburg nicht zugemuthet 
werden konnte. Beides verneint der B. R. aus thatjächlichen, 
der engliſchen Verkehrsauffaſſung entnommenen Gründen, die 
mit der deutſchen Rechtsauffaſſung durchaus übereinſtimmen. 
I. C. S. i. S. Thos Dunlop et Sons c. Siemers & Co. 
vom 27. April 1901, Nr. 488/1900 I. 

33. § 735. Art. 737 a. F. 

Der Erwägung des B. R. iſt nicht beizutreten. Aus dem 
Sachverhalt geht mit Sicherheit hervor, daß der Zuſammenſtoß 
vermieden worden wäre, wenn man auf dem Logger das Licht 
des Kutters etwas früher gefihtet und dann vorſchriftsmäßig 
gehandelt hätte. Der Kutter hatte ſeinen Kurs beizubehalten, 
der Logger ſollte ausweichen. Zu dieſem Behuf hatte der Logger, 
der beim Winde mit Backbordhalſen ſegelte, nur etwas ab- 
zufallen, alſo das Ruder backbord zu legen, um nach rechts zu 
gehen, und dies einfache Rudermandver hätte, wie unterſtellt 
werden muß, 5 Minuten vor dem Zuſammenſtoß noch mit 
Leichtigkeit ausgeführt werden können. Wird daher ferner unter- 
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ſtellt, daß man auf dem Logger das Licht des Kutters 5 Minuten 
vor dem Zuſammenſtoß hätte ſehen konnen, jo muß, wenn 
nicht beſondere Umftände etwas Anderes bedingen ſollten, ein 
Verſchulden bei der Führung des Loggers angenommen, dagegen 
ein mitwirkendes Verſchulden auf Seiten der Beſatzung des 
Kutters für ausgeſchloſſen erachtet werden. Durch Art. 737 
des H. G. B. wird allerdings der Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens durch Zuſammenſtoß, auch wenn dieſer durch Ver⸗ 
ſchulden der Beſatzung des fremden Schiffe herbeigeführt ift, 
verſagt, wenn der Beſatzung des beſchädigten Schiffs ebenfalls 
ein Verſchulden zur Laſt fällt, aber doch nur dann, wenn dies 
Verſchulden mitgewirkt hat, um den Zuſammenſtoß „herbei⸗ 
zuführen“, alſo als deſſen Urſache zu gelten hat. Ein Ver⸗ 
ſchulden dagegen, das außer urſächlichem Zuſammenhang mit 
dem ſchadenbringenden Ereigniß ſteht, darf nicht in Betracht 
gezogen werden. Von vornherein iſt deshalb die Vorſtellung 
abzuweiſen, als ob Kl. ſchon deswegen ihres Anſprucht auf 
Schadenserſatz verluftig ſeien, weil die Beſchaffenheit ihrer 
Seitenlaternen zur Folge gehabt habe, daß ihr Kutter nicht 
ſchon in einer Entfernung von 2 Seemeilen bemerkt werben 
konnte und daß daher der Führung des Loggers nicht eine ent⸗ 
ſprechende Zeit zur Ueberlegung zu Gebote geſtanden habe. 
Hieraus allein würde ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen 
dem Mangel in der Lichtſtärke der Laternen und dem Zufammen- 
ſtoß noch nicht entnommen werden konnen, denn es würde ein 
ſolcher Zuſammenhang überhaupt nicht vorhanden geweſen ſein, 
alſo nur eine für die rechtliche Beurtheilung gleichgültige culpa 
sine effectu vorliegen, wenn das Licht des Kutters that⸗ 
ſächlich doch noch fo früh vom Logger aus geſichtet worden 
wäre, daß dieſer die erforderliche Wendung nach rechts noch 
hätte machen koͤnnen. Ein Zuſammenhang zwiſchen dem Ber- 
ſehen der Kl. und dem Zuſammenſtoß würde vielmehr nur vor⸗ 
liegen, wenn die Einrichtung ihrer Laternen zur Folge gehabt 
hätte, daß ihr Kutter auf dem Logger zu ſpät wahrgenommen 
worden wäre. Und dies kann nach den bisherigen Feſtſtellungen 
in der That der Fall geweſen ſein. Der Matroſe D., der auf 
dem Logger die Wache hatte, ging um / 12 Uhr unter Deck, 
um die neue Wache zu wecken. Bis dahin hatte er, wie das 
B. G. feſtſtellt, den Ausguck ordentlich gehalten, aber kein Licht 
geſichtet. Hatte er aber kein Licht geſehen, fo kann er ſich 
darauf verlaſſen haben, daß etwa 1% Seemeilen welt kein 
fremdes Schiff liege oder fahre und daß er deshalb unter Deck 
gehen könne. Thatſächlich iſt jedoch der Kutter dem Logger 
damals bereits ſo nahe geweſen, daß ſein, zu ſchwaches, Licht, 
gleich nachdem D. das Deck verlaſſen hatte, hätte geſehen werden 
koͤnnen, und D. würde, wenn jene Annahme zutreffen ſollte, 
den Ausguck verlaſſen haben, weil er hierzu durch einen Irrthum 
in Beurtheilung der Sachlage verleitet war. Und dieſer wäre 
eine Folge davon geweſen, daß die Lichter des Kutters nicht die 
genügende Stärke hatten. Wenn aber auch bei einer ſolchen 
Unterſtellung der Sachlage ein Zuſammenhang im natürlichen 
Sinne anzunehmen iſt, ſo würde dies die Abweiſung der Klage 
noch nicht bedingen. Nicht jeder thatſächlich vorhandene ur⸗ 
ſäͤchliche Zuſammenhang kann vom Recht beachtet werden, viel ⸗ 
mehr darf dies nur ſoweit geſchehen, als es die Billigkeit 
erfordert. Es iſt daher allerdings davon auszugehen, daß Jeder 
die regelmäßigen Folgen einer Handlung zu tragen hat (vergl. 
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Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 29 S. 120), jedoch iſt in 
den Quellen des gemeinen Rechts (vergl. L. 15 8 1, L. 52 p. 
D. ad leg. Aqu. 9. 2) wie in der Rechtſprechung (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 42 S. 293) anerkannt, daß für 
den nicht gewollten Erfolg einer Handlung, der außer aller 
Berechnung lag und nur unter Mitwirkung ungewöhnlicher 
Ereigniſſe eintrat, nicht gehaftet wird (vergl. auch Haß in den 
Jahrbüchern für Dogmatik Bd. 37 S. 424). Nur eine An⸗ 
wendung dieſer Grundſätze iſt es aber, daß Niemand die Ver⸗ 
antwortung für eine Handlung, die im gewöhnlichen Verlauf 
der Dinge einem Andern Schaden gebracht hat, ſtets ſchon 
deshalb ablehnen darf, weil auch der Beſchädigte ſelbſt ein 
Verſehen begangen habe. Es kommt vielmehr in ſolchen Fällen 
darauf an, ob das Recht dieſes Verſehen, ebenfalls nach den 
Grundſätzen der Billigkeit, noch als Urſache des eingetretenen 
Schadens betrachtet oder nicht. Eine derartige Unterſcheidung 
iſt von beſonderer Wichtigkeit für die Beurtheilung der Folgen 
eines Zufammenftoßes von Schiffen, wenn nach dem pofitiven 
Recht im Falle eines beiderſeitigen Verſchuldens nicht ein Ab⸗ 
wägen ſtattfindet, ſondern die Urſache ermittelt, d. h. die Ver⸗ 
urſachung feſtgeſtellt werden muß. Letzteres trifft auch zu für 
das engliſche Recht, nach deſſen Vorſchrift im Falle der Herbei⸗ 
führung eines Zuſammenſtoßes durch die beiderſeitige Schuld 
der Schade getheilt wird (vergl. Maclachlan, Law of merchant 
shipping 4. Auflage S. 317; Marsden, Collisions at sea 
4. Auflage S. 139). Und in der Praxis der engliſchen Gerichte 
gilt nach der Zuſammenſtellung bei Marsden (S. 17 ff.) der 
von ihm hieraus abgeleitete (S. 25 formulirte) Grundſatz, daß 
ein beſchädigtes Schiff, das ſelbſt ein Verſehen begangen hat, 
trotzdem Schadenerſatz erhält, wenn der Zuſammenſtoß, obwohl 
er ſich ohne dies Verſehen nicht ereignet haben 
würde, doch von dem Gegner bei Beobachtung der gewoͤhn⸗ 
lichen Achtſamkeit, die von Jedermann verlangt werden darf, 
hätte vermieden werden können. Dieſe Praxis iſt keineswegs 
eine willkürliche, ſondern entſpricht dem für das gemeine Recht 
in L. 52 pr. D. ad leg. Aqu. 9. 2 (für den Fall der negli- 
gentia domini) anerkannten Grundſatz, daß der Schade, der 
die gewöhnliche Folge einer Handlung iſt, als von dem Thäter 
verurſacht zu gelten hat und daß dieſer ſich auf ein eigenes 
Verſehen des Beſchädigten nicht berufen darf, wenn er trotzdem 
feine Handlung hätte vermeiden können und ſollen. Nach dieſen 
Grundſätzen (alſo vielleicht in Abweichung von dem Urtheil des 
vormaligen Oberappellationsgerichts Lübeck in der Sammlung 
von Kierulff Bd. VI S. 211) iſt auch der vorliegende Fall zu 
entſcheiden: es iſt zu ermitteln, ob das rothe Licht des Kutters 
auf dem Logger ſo früh hätte geſehen werden können, daß es 
dieſem noch möglich geweſen wäre, nach rechts auszuweichen. 
Hiegegen darf nicht eingewendet werden, daß dies nicht mit der 
Beſtimmung in der Kaiſerlichen Verordnung vom 9. Mai 1897, 
wonach die Seitenlaternen zwei Seemeilen ſichtbar fein ſollten, 
im Einklang ſtehen würde und daß der Erlaß dieſer Be⸗ 
ſtimmungen, ebenſo wie derjenigen in der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 16. Oktober 1900 und der Bekanntmachung vom 
8. Dezember 1900 zwecklos geweſen wäre. Zweck aller dieſer 
Beſtimmungen iſt der, die rechtzeitige Wahrnehmung eines 
Schiffes zu fichern und ihre genaue Beobachtung kann für den 
Fall, daß das entgegenkommende Schiff ein ſchnellfahrendes 
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iſt, von entſcheidender Bedeutung ſein. Mehr als die Moͤglich⸗ 
keit einer rechtzeitigen Wahrnehmung kann jedoch kein Schiff 
verlangen und wenn dieſe Moͤglichkeit ihm geboten, von ihm 
jedoch aus Mangel an Achtſamkeit nicht benutzt wird, ſo iſt 
ein Schade, der eben in Folge dieſer Unachtſamkeit entſteht, 
von ihm verurſacht und zwar von ihm allein verurſacht, da⸗ 
gegen kann ein konkurrirendes Verſchulden des andern Schiffs 
— wie etwa im Fall, daß beide unrichtig navigirt hätten — 
nicht mehr angenommen werden. Wird die Moglichkeit, das 
Licht des Kutters auf dem Logger rechtzeitig zu ſehen, feſt⸗ 
geftellt, fo iſt die Thatſache, daß es in Wirklichkeit nicht geſehen 
wurde, nicht allein entſcheidend, vielmehr müßten in dieſem Fall 
noch beſondere Umſtände Seitens der Bekl. nachgewieſen werden, 
die es rechtfertigen würden, daß die Wahrnehmung unterblieb. 
Solche find bisher nicht vorgebracht. I. C. S. l. S. Sieitas 
6. Elsflether Heringsfiſchereigeſellſchaft vom 24. April 1901, 
Nr. 97/1901 J. 

III. Souſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

34. 8 122. 

Der RE. hat gerügt, daß das angefochtene Urtheil den 
§ 122 der Gewerbeordnung verletze und darzuthun geſucht, 
daß die Beſtimmungen dieſes Geſetzes auf das Vertrags ⸗ 
verhältniß der Parteien anwendbar geweſen ſeien. Wäre dem 
beizuſtimmen, ſo mußte die Klage wegen Zuſtändigkeit des 
Gewerbegerichts und Unzuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
abgewieſen werden. (§ 3 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend die 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890, R. Geſ. Bl. S. 141.) 
Allein das B. G. hat mit Recht den § 122 als nicht anwend- 
bar angeſehen. Der erkennende Senat hat bereits wiederholt 
(vergl. Entſch. Bd. 17 S. 86, Bd. 37 S. 66) ausgeſprochen, 
daß die von einem Theaterunternehmer beſchäftigten Sänger, 
Schauspieler oder Artiſten nicht gewerbliche Arbeiter des 
Unternehmers find. Ihre Thätigkeit dient nicht zur Hervor⸗ 
bringung eines Gewerbserzeugniſſes des Unternehmers, ſondern 
fie iſt eine der Thätigkeit des letzteren gegenüber jelbft- 
ſtändige Leiſtung, die dieſer nur für ſeinen Erwerb benutzt. 
VI. C. S. i. S. Colini o. Metropoltheater vom 6. Mai 1901, 
Nr. 439/1900 VI. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

35. 8 53. 

Von dem B. G. iſt der angefochtene Beſchluß ſchon des ⸗ 
halb für ungültig, alſo die Klage für begründet erachtet worden, 
weil in dem Beſchluſſe eine Abänderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages enthalten ſei und dieſe nach § 53 (früher 54) Abſ. 2 
des Geſetzes vom 20. April 1892 nur mit einer Mehrheit von 
drei Viertheilen der abgegebenen Stimmen hätte beſchloſſen 
werden können. Dieſe Erwägung iſt allerdings, wie die Re⸗ 
viſion zutreffend rügt, rechtsirrthümlich, denn für die Abberufung 
eines Geſchäftsführers find lediglich die Beſtimmungen des § 38 
in Verbindung mit 58 47, 48 (früher 48, 49) jenes Geſetzes 
maßgebend, und zwar auch dann, wenn die Beſtellung, wie $ 6 
es zuläßt, im Geſellſchaftsvertrage erfolgt war. Der erkennende 
Senat hat demgemäß bereits durch die Urtheile vom 22. Oktober 
1899 zur Sache I. 247/99 (Entſch. in Civilſachen Bd. 44 
S. 95) ſowie vom 17. März 1900 zur Sache I. 7/1900 er⸗ 
kannt und findet keinen Anlaß, hiervon abzuweichen. I. C. S. 
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i. S. Stamme u. Co. 0. Wieſebrock vom 17. April 1901, 
Nr. 12/1901 J. 

IV. Das Gemeine Recht. 

36. Rechnungs- und Beweispflicht der Beauftragten. 

Eine zur Rechnungsablage verpflichtende Verwaltung 
fremden Vermögens liegt (vergl. Entſch. des R. G. in Civil ⸗ 
ſachen Bd. 20 Nr. 83, S. 365) nicht bloß dann vor, wenn ein 
Vermögen als Ganzes den Gegenſtand der Verwaltung bildet, 
ſondern auch ſchon dann, wenn als Gegenſtand des Auftrags 
die durch einen längeren oder kürzeren Zeitraum fortgeſetzte 
Ausführung gleichartiger Geſchäfte erſcheint. Ebenſo wenig hat 
das B. G. die Beweislaft verkannt, wenn es angefichts der 
Behauptung des Bekl., er habe nur in jedesmaligem Spezial⸗ 
auftrage gehandelt und habe über dieſe Spezialaufträge 
Rechnung gelegt, erwägt, daß Bekl. habe angeben und beweiſen 
müſſen, um welche Aufträge es ſich gehandelt habe und worin 
dieſe beſtanden hätten, ſowie daß alsdann erſt die Kl. ihrerſeits 
zu behaupten und zu beweiſen gehabt hätten, hiermit ſei die 
Thaͤtigkeit des Bekl. noch nicht erſchoͤpft geweſen und er habe 
von der Generalvollmacht einen weitergehenden Gebrauch 
gemacht. III. C. S. i. S. Mayer c. Keßler und Gen. vom 
19. April 1901, Nr. 57/1901 III. 

V. Das Prenſziſche Allgemeine Landrecht. 

37. 8 331 1. 5. 

Die Angriffe des Bekl. find nicht begründet. Das 
R G. hat es bisher nicht für unangemeſſen erachtet, daß bei 
der Berechnung des Minderwerthes wegen Schwammfehler im 
einzelnen Falle zwei Faktoren berüdfichtigt werden: die zur Ver⸗ 
tilgung des Schwammes und zur Beſeitigung der durch den 
Schwamm erzeugten Schäden erforderlichen Reparaturkoſten und 
die nach Aufwendung dieſer Koſten in Folge der Schwamm⸗ 
verdächtigung eingetretene Verminderung des Kaufwerthes des 
Grundſtücks (vergl. Urtheil in Sachen Wolff o. v. Daum 
V. 74/1899). Würde dies nicht angenommen, ſo erhielte der 
Käufer nicht, was er durch ein ſchwammfreies Grundſtück er⸗ 
halten haben würde. Daß die Reparaturkoſten nicht in die 
Verhältnißrechnung einbezogen find, kann zu einer Aufhebung 
oder Aenderung des B. U. nicht führen. V. C. S. i. S. 
Lamprecht o. Dennert u. Gen. vom 20. April 1901, Nr. 53 / 1901 V. 

38. 5 200 I. 16. 

Die Revifion macht geltend, daß die Vorſchrift des 
8200 Th. I Tit. 16 A. L. R. zu Unrecht angewendet worden 
ſei. Denn die Verpflegung der J. ſei von den Kl. nicht 
außerhalb eines Vertrages, ſondern auf Grund eines mit dem 
Vormunde derſelben abgeſchloſſenen Vertrages geleiſtet worden. 
Auch ſei dieſelbe nicht in Rückſicht eines durch den Empfänger 
zu erfüllenden Zweckes gewährt worden. Dieſer Angriff iſt nicht 
gerechtfertigt. Die Kl. haben die Verpflegung der J. allerdings 
auf Grund einer Vereinbarung mit dem Vormunde derſelben 
übernommen und hat ſich dieſer verpflichtet, ihnen bei Lebzeiten 
ſeines Mündels die Zinſen von deren Vermögen hierfür zu 
zahlen. Nach dem übereinſtimmenden Willen beider Theil, 
haben die Kl. hierdurch aber nicht für ihre Leiſtungen 
abgefunden werden ſollen. Die Kl. haben vlelmehr im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Vormunde die Verpflegung der J. in der 
weiteren Vorausſetzung übernommen, daß ihnen nach dem Tode 
derſelben ihr Nachlaß zufallen werde. In Erwartung dieſes 
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Erfolges haben ſie der J. den Unterhalt gewährt. Der 
erwartete Erfolg bildete alſo, wenn auch nicht den alleinigen 
ſo doch einen weſentlichen Rechtsgrund ihrer Leiſtung. Der 
Empfängerin fehlt hiernach, da der erwartetete Erfolg nicht 
eingetreten iſt, der Rechtsgrund für das Behalten des 
Empfangenen und muß fie deshalb, bezw. ihre Erben, weil fie 
fich auf Koſten der Leiſtenden nicht unbillig bereichern dürfen, 
nach den 55 200 ff. a. a. O. dieſen inſoweit Vergütung gewähren, 
als das Empfangene in dem Nutzen ihrer Erblaſſerin verwendet 
worden iſt. Daß dieſe Vorſchriften keine Anwendung finden 
ſollen, wenn etwas zwar in Rückficht eines erwarteten, von dem 
anderen Theile aber nicht durch Vertrag übernommenen Erfolges 
geleiſtet, für die Leiſtung indeß außerdem eine gewiffe Gegen⸗ 
leiſtung verſprochen iſt, iſt in dem Geſetze nicht beſtimmt. Die 
Gegenleiſtung iſt in dieſem Falle nur von der dem Leiſtenden 
zu gewährenden angemeſſenen Vergütung, wie dies Seitens des 
B. G. geſchehen iſt, in Abzug zu bringen. Auch iſt nicht 
erforderlich, daß der Empfänger den Erfolg, in Rückficht deſſen 
die Leiſtung geſchehen iſt, herbeiführen ſoll. Der Anſpruch auf 
Rückforderung des Gegebenen bezw. Vergütung für das Geleiſtete 
hat ſeinen Grund darin, daß die Leiſtung nur für den Fall 
des Eintritts des erwarteten Erfolges gewollt iſt und daß 
deshalb, wenn dieſer Erfolg nicht eintritt, die Verminderung im 
Vermögen des Leiſtenden und die Bereicherung auf Seiten des 
Empfaͤngers wegfallen muß. Vergl. Urtheil des Ober⸗Tribunals 
vom 2. Dezember 1870, Entſch. Bd. 64, S. 105, insbeſ. 112; 
Urtheil des R. G. vom 8. Juli 1889 — Gruchot, Beiträge 
Bd. 34, S. 124 und 128, Cccius, Bd. 2, § 150 bei und 
Not. 93. VI. C. S. i. S. Jaeſchke o. Wichert vom 29. April 
1901, Nr. 57/1901 VI. " 

39. 88 621, 625 II. 1. 

Die Behauptung der Bekl., das nach den Beſtimmungen 
des A. L. R. (58 621, 625 Tit. 1 Thl. II) nur für in Güter⸗ 
trennung lebende Ehegatten feſtgeſetzte Erbrecht des Ueberlebenden 
ſtehe in nothwendigem und untrennbarem Zuſammenhange mit 
dem geſetzlichen Gütertrennungsſyſteme des Pr. A. L. R. und 
deshalb könne der Ehegatte die ihm nach dem Rechte des erſten 
ehelichen Wohnſitzes zuſtehende Anwartſchaft auf einen Erb⸗ 
antheil aus dem Vermögen des andern Ehegatten nicht dadurch 
verlieren, daß die Eheleute ihren Wohnfitz an einen Ort ver⸗ 
legten, an welchem Güͤͤtergemeinſchaft gelte, findet in den Be⸗ 
ſtimmungen des A. L. R. keinen Anhalt und kann insbeſondere 
nicht daraus hergeleitet werden, daß den nach dem Rechte des 
erſten ehelichen Wohnfitzes in Gütergemeinſchaft lebenden Ehe⸗ 
gatten im Falle des Verlegens des Wohnſitzes an einen Ort, 
an welchem getrenntes Güterrecht und demzufolge Erbrecht der 
Ehegatten beſteht, das Erbrecht verſagt wird. Der in Güter- 
gemeinſchaft lebende Ehegatte erwirbt durch dieſelbe ein Eigen⸗ 
thumsrecht an dem Vermögen des andern und kann deshalb bei 
Verlegung des ehelichen Wohnfitzes die ihm aus der Güter⸗ 
gemeinſchaft erwachſenen Rechte als erworbene behalten und 
auch nach Auflöfung der Ehe durch den Tod des andern zur 
Geltung bringen. Bei Trennung der Güter hat aber kein 
Ehegatte ein gegenwärtiges und erworbenes Recht an dem 
Vermögen und auf den Nachlaß des andern. Es beſteht keinerlei 
Beziehung des einen Ehegatten zu dem Vermögen des andern und 
es kann deshalb keine Rede davon fein, daß das dem über⸗ 
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lebenden Ehegatten gewährte Erbrecht im Zuſammenhange mit 
einem ehelichen Güterrechte flände. Der Ehegatte kann daher 
bei Verlegung des ehemaligen Wohnſitzes das Erbrecht nicht 
als ein erworbenes Recht, als Beſtandtheil eines Güterrechts, 
mit ſich nehmen. Sein Erbrecht ſtellt ſich vielmehr als ein 
reines Erbrecht ohne Zuſammenhang mit dem ehelichen Güter⸗ 
rechte dar und kann im Falle der Verlegung des ehelichen 
Wohnfitzes nur dann zur Wirkſamkeit kommen, wenn es nach 
demjenigen Rechte gewährt wird, welches für die Erbfolge 
maßgebend if. II. C. S. i. S. Oberrheiniſche Verſicherungs 
geſellſchaft o. Pſchorr und Genoſſen vom 26. April 1901, 
Nr. 18/1901 II. 

VI. Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

40. 8 31. 

Das B. G. führt aus: Der Rekurs gegen den allein maß⸗ 
gebenden Beſchluß des Oberbergamts vom 28. Oktober 1898 
ſei nicht innerhalb der vierwöchigen Rekursfriſt nach der am 
1. November 1898 erfolgten Zuſtellung des Beſchluſſes eingelegt. 
Nur die rechtzeitige Einlegung des Rekurſes habe die dreimonatige 
Klagefriſt verlängern können. Da der Rekurs der Kl. am 
19. Dezember, alſo nach der mit dem 28. November abgelaufenen 
Friſt eingelegt ſei, habe er die Rechtskraft des oberbergamtlichen 
Beſchluſſes nicht aufgehalten. Die Eingaben der Kl. vom 
9. und 27. Oktober ſtellen keinen Rekurs gegen den Beſchluß 
vom 28. Oktober dar, wie ſich daraus ergebe, daß der Rekurs 
erſt nach Empfang dieſes Beſchluſſes habe eingelegt werden 
können. Uebrigens hätten die Kl. auch gar nicht daran gedacht, 
daß jene Eingaben den Charakter des Rekurſes haben ſollen. 
Denn diefe ſtellen ſich fachlich als bloße Remonſtrationen gegen 
die Auffafſung des Oberbergamts dar und laſſen den Willen der 
Kl. nicht erkennen, daß die Eingaben dem Miniſter vorgelegt 
werden mögen; auch haben die Kl. noch am 1. November 1898 
bei dem Oberbergamt angefragt, wann die Rekursfriſt gegen 
den Beſchluß vom 28. Oktober ablaufe. Die Kl. hätten unrichtig 
verfahren, indem ſie ſtatt des Beſchluſſes vom 28. Oktober die 
Verfügungen vom 21. November und 6. Dezember angefochten 
haben. Hieraus ergebe ſich die Richtigkeit des Rekursbeſcheides. 
Da die Klage erſt nach mehr als Jahresfriſt ſeit der Zuſtellung 
des Beſchluſſes vom 28. Oktober 1898 erhoben ſei, haben Kl. 
das Klagerecht verloren. Die Reviſion iſt begründet. Das 
B. R. erachtet zwar bei der vorliegenden Kollifion der Muthungen 
der Parteien den Rechtsweg an ſich für zuläſſig, tft aber der 
Meinung, die Kl. ſeien, weil fie nicht innerhalb der dreimonatigen 
Friſt des § 31 Abſ. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes die Klage 
erhoben hätten, nach Abſ. 3 daſ. ihres Rechtes aus der Muthung 
verluſtig. Hiermit ſetzt es ſich in Widerſpruch mit der bisherigen 
Rechtſprechung und Lltteratur. Sein Urtheil unterliegt der 
Aufhebung, weil es den § 31 Allgemeinen Berggeſetzes auf 
einen Fall anwendet, für den er nicht beſtimmt iſt. Eingehend 
begründet. V. C. S. i. S. Schutzbahngemeinſchaft der ver. 
Kaliwerke c. Pröpper vom 13. April 1901, Nr. 361/1900 V. 

41. 8 149. 

Der Reviſion konnte Erfolg nicht gewährt werden. Nachdem 
durch die Beweisaufnahme in II. J. feſtgeſtellt worden, daß die 
Waſſerabnahme in den Brunnen der Kl. durch den Bergwerks- 
betrieb beider Bekl. verurſacht iſt, hat der B. R. ganz ſachgemäß 
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erkannt, indem er den Anſpruch der Kl. auch der in I. J. los- 
geſprochenen Zeche Vereinigtes Carolinenglück gegenüber dem 
Grunde nach für feſtgeſtellt erklärt. Nach dieſer Entſcheidung 
ſtehen alſo den Kl. zwei Verpflichtete gegenüber, die nach 8 149 
des Allgemeinen Berggeſetzes hier gemeinſchaftlich und zwar zu 
gleichen Theilen haften. Dies auszuſprechen hatte der B. R. 
jetzt, wo es ſich nur um den Grund des Anſpruchs handelt, 
keine Veranlaſſung, da ja von den Kl. eine ſolidariſche Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. nicht behauptet (von Hagedorn ſogar aus⸗ 
drücklich getheilte Verurtheilung beantragt) war. Die Anwendung 
des $ 149 a. a. O. wird ſich ergeben, wenn über den Betrag 
des Anſpruchs entſchieden wird. Die Befürchtung des Rkl., 
daß dabei auf Grund der ergangenen Urtheile über den Grund 
des Anſpruchs eine ſolidariſche Erſatzpflicht des Rkl. angenommen 
werden könnte, und daß der B. R. eine ſolche angenommen 
habe, iſt grundlos. Der Hinzutritt eines zweiten Verpflichteten 
durch die Entſcheidung der II. J. mobifizirt im Sinne des 
§ 149 von felbft die Verpflichtung des in I. J. allein Ver⸗ 
urtheilten. (Vergl. für den umgekehrten Fall Braſſert, Allgemeines 
Berggeſetz Note 3 zu § 149 und die dort citirte Entſcheidung 
des R. G.) Nun glaubt ſich der Rkl. auch darüber beſchweren 
zu dürfen, daß feine Berufung ganz zurückgewieſen und nicht 
auch auf dieſe die Feſtſtellung der Mitverpflichtung von Ver⸗ 
einigtem Carolinenglück ausgeſprochen iſt. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob es korrekter geweſen wäre, die materiell zu Gunſten 
des Rkl. gereichende Abänderung des erſten Urtheils beiden Be⸗ 
rufungen gegenüber auszuſprechen. In der Sache ſelbſt aber 
macht das keinen Unterſchied, und über die Koſten hat das 
B. U. nicht entſchieden, ſodaß es dem Rkl. unbenommen bleibt, 
in I. J. bei der Verhandlung über die Koſten feine Anſicht in 
dieſem Punkte zur Geltung zu bringen. V. C. S. i. S. Krupp 
6. Sander u. Gen. vom 20. April 1901, Nr. 52/1901 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

42. 58 1, 8, 10, 31. | 

Die Reviſion rügt Verletzung der 88 8, 10 des Geſetzes 
über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874, 
indem ſie bemerkt, daß nicht Schadenserſatz zu leiſten, ſondern 
nur Vergütung des vollen Werthes des enteigneten Grundſtücks 
zu gewähren ſei. Mögen nun auch einzelne Sätze des an ⸗ 
gefochtenen Urtheils die Deutung zulaſſen, als wäre ein über 
den vollen Werth des abzutretenden Eigenthums hinausgehender 
Entſchädigungsanſpruch als im Geſetze begründet erachtet, ſo 
ſchränken die Feſtſtellungen ſich doch in Wahrheit auf die Er- 
mittelung des Werthes, wenn auch des individuellen Werthes, 
ein, und nur in deſſen Höhe iſt der Kl. eine Entſchädigung 
zuerkannt. Unter dem individuellen Werthe verſteht der B. R. 
denjenigen, welchen das Grundſtück in ſeiner bisherigen Be⸗ 
nutzungsart oder in der mit Sicherheit für die Folgezeit be⸗ 
ſtimmten gerade für den zeitigen Eigenthümer hat. Als er 
ſtattungsfähig betrachtet er denſelben mit der im § 10 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſehenen Einſchränkung, daß nur der Werth eines 
gleichliegenden und gleichgearteten Grundſtücks zu erſetzen iſt, 
und mit der ferneren, daß Nachtheile rein perſoͤnlicher Natur 
außer Betracht bleiben. Daß die Erſtattung des individuellen 
Werthes verlangt werden kann, iſt in der Rechtſprechung des 
R. G. anerkannt, vergl. z. B. Entſch. Bd. 5 S. 248, Bd. 82 
S. 298. In der zuletzt genannten Entſcheidung iſt u. A. aus⸗ 
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geführt, zwar ſei behufs Ermittelung des vollen Werthes zunächſt 
der objektive, d. h. der dem Grundſtück an und für ſich bei⸗ 
wohnende, durch ſeine Benutzungsfähigkeit bedingte Werth feft- 
zuſtellen und es werde in dieſem reichlich zu bemeſſenden Werthe 
der Eigenthümer in der Regel die ihm gebührende vollſtändige 
Entſchädigung finden; treffe dies aber in einem gegebenen Falle 
nicht zu, fo würde es eine Verletzung des im $ 1 des Ent- 
eignungsgeſetzes an die Spitze geſtellten Prinzipes ſein, wenn 
man dem Eigenthümer den Erſatz der durch den gemeinen Werth 
des Grundſtücks nicht gedeckten Nachtheile verſagen wollte, welche 
ihm aus der Entziehung ſeines Eigenthums erwachſen, dieſem 
Prinzipe werde vollſtändig nur Rechnung getragen, wenn der 
Eigenthümer den Werth erhalte, welchen, abgeſehen von dem 
ſogenannten Affektionswerthe, das enteignete Grundſtück für 
ihn hatte; das Prinzip der vollſtändigen Entſchädigung noͤthige 
dazu, bei Bemeſſung des vollen Werthes alle vermoͤgensrechtlichen 
Vortheile zu berüdfichtigen, die dem Eigenthümer aus dem 
Befitze und der Benutzung des Grundſtücks erwachſen und durch 
die Enteignung entzogen werden, der Vermögensſtand des Eigen⸗ 
thümers ſolle nach dieſer kein ſchlechterer werden, als er vorher 
war. — Als ein Ausfluß des Prinzips charakterifirt ſich auch 
die Beſtimmung in Abſ. 2 des § 8 über die Erſtattung des 
Mehrwerths, welcher auf dem Zuſammenhange der enteigneten 
Fläche mit dem übrigen Grundbeſitze des Eigenthümers beruht. 
Auch die Beſtimmung in § 31 über die erſt nachträglich zur 
Erſcheinung gelangenden nachtheiligen Folgen der Enteignung 
läßt das Prinzip des Geſetzes erkennen. VII. C. S. i. S. 
Fiskus c. Stadt Graudenz vom 2. April 1901, Nr. 44/1901 VII. 

Zur Verordnung vom 7. Auguſt 1879. 

43. 8 7. 

Die Erhebung eines poſitiven Kompetenzkonfliktes 
nach Maßgabe der Preußiſchen Verordnung betreffend 
die Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und 
den Berwaltungsbehörden vom 1. Auguſt 1879 mit 
der in § 7 daſelbſt feſtgeſetzten Wirkung iſt dann 
nicht mehr zuläfjig, wenn der Rechtsſtreit bereits 
durch Einlegung der Reviſion bei dem R. G. anhängig 
geworden iſt. Ver. C. S. i. S. der Kirchengemeinde 
zu Daber c. v. Dieft vom 22. Mai 1901, Nr. 216/1900 IV. 

Zum Geſetz vom 13. Juli 1883. 

44. 8 189. 

Das B. G. irrt in der Annahme, daß auch nach dem 
Zwangsvollſtreckungsgeſetze vom 13. Juli 1883, insbeſondere 
nach 8 189 3.2: „Vollſtreckbare Forderungen find unter ent- 
ſprechender Anwendung der 88 6 bis 11: 1. 3 
im Bezirke des ehemaligen Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein in 
das Hypothekenbuch einzutragen“, die Eintragung einer Arreit- 
vormerkung (bei noch nicht vollendetem Grundbuch) nicht zuläffig 
ſei, vielmehr unter den „vollſtreckbaren Forderungen“ des Abſ. 1 
nur ſolche Forderungen zu verſtehen ſeien, welche in einem zur 
Zwangsvollſtreckung geeigneten Schuldtitel feſtgeſtellt ſind. 
Damit iſt die Vorſchrift des angeführten Abſ. 1, welche für 
mehrere preußiſche Provinzen gilt und deshalb nach der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 28. September 1879 als revifibel an · 
zuſehen iſt, zu eng ausgelegt. Denn außer denjenigen For⸗ 
derungen, für welche ein vollſtreckbarer Schuldtitel zum Zwecke 
der Befriedigung beſteht, gehören im Sinne des angeführten 
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Zwangsvollſtreckungsgeſetzes dazu auch ſolche Forderungen, bei 
denen ein gleichartiges Vollſtreckungsverfahren zum Zwecke der 
Sicherung der dereinſtigen Befriedigung zuläffig if. Das 
ergiebt ſich aus § 808 der C. P. O. (alte Faſſung), wonach 
auf die Vollziehung des Arreſtes die Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung entſprechende Anwendung finden, ſodann 
aus 5 2 des angeführten Geſetzes, wonach die beiden Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln — Eintragung im Grundbuch und Zwangs- 
verwaltung — auch zur Vollziehung eines Arreſtbefehls zuläſſig 
find, ferner aus § 10, wonach die Eintragung zur Vollziehung 
eines Arreſtbefehls in der Form einer Vormerkung zu geſchehen 
hat, namentlich aber aus der Beſtimmung in dem erwähnten 
§ 189 Abſ. 1, daß die Eintragung der vollſtreckbaren For⸗ 
derungen „unter entſprechender Anwendung der 88 6 bis 11“ 
erfolgen ſoll, alſo auch des § 10, der, wie erwähnt, lediglich 
von den Arreſtvormerkungen handelt. Dieſer Auslegung des 
§ 189 Abſ. 1 (mit welcher auch Turnau, Grundbuchordnung, 
5. Auflage S. 349 3.3 und S. 609 Anm. 2 übereinſtimmt), 
ſteht die Bemerkung in Bd. 32 S. 233 der Entſch. des R. G., 
daß „Arreſtbefehle keine vollſtreckbaren Titel im Sinne des § 2 
des (Anfechtungs⸗) Geſetzes vom 21. Juli 1879 ſeien“, nicht 
entgegen. Denn dieſer Ausſpruch hängt mit dem Zwecke des 
Anfechtungsgeſetzes und mit der Natur der Anfechtungsklage 
zuſammen, wonach die Anfechtung nur zum Zwecke der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers erfolgen ſoll, alſo zu ihrer Be⸗ 
gründung auch einen auf Befriedigung lautenden vollſtreckbaren 
Schuldtitel erfordert. III. C. S. i. S. Keil o. Pfeiffer vom 
19. März 1901, Nr. 16/1901 III. 

Zum Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893. 

45. 88 20, 21. 

Soweit die Klage ſich gegen die öffentlich- rechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit der Kl. zur Entrichtung der von ihnen geforderten 
Entwäſſerungs⸗Gebühren richtet, iſt ihr, wie bereits die Vor⸗ 
inſtanzen zutreffend angenommen haben, der Rechtsweg ver⸗ 
ſchloſſen. Nach dem § 278 Thl. II Tit. 14 des A. L. R., den 
§§ 36, 41 der Verordnung vom 26. Dezember 1808 und der 
Kabinetsordre vom 4. Dezember 1831 iſt bezüglich der Ver⸗ 
bindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner öffentlicher Anlagen 
jede Streitigkeit zwiſchen dem Pflichtigen und dem die Anlage 
erfordernden öffentlichen Organ grundſätzlich der Entſcheidung 
des ordentlichen Richters entzogen; nur in den im 8 279 
Thl. II Tit. 14 des A. L. R. und den 88 9 und 10 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 beſtimmten Ausnahmefällen war die An⸗ 
rufung des ordentlichen Richters zugelaſſen. Dieſe Ausnahmen 
find durch 8 160 Abſ. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883 beſeitigt; damit iſt jener Grundſatz rein durchgeführt 
worden, der, wie in der Rechtſprechung des R. G. anerkannt iſt, 
(Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 214, Bd. 17 S. 201, 246, 
Bd. 22 S. 291, Bd. 32 S. 247) gleichermaßen wie von An- 
lagen des Staates, ſo auch von Gemeindeabgaben gilt. Die 
Revifion hat ſich auf den §8 21 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1883 berufen und ausgeführt, daß danach die 
auf beſonderem Rechtstitel beruhenden Befreiungen von Gemeinde⸗ 
abgaben im Rechtswege verfolgt werden könnten. Das iſt 
rechtsirrthümlich. Der § 21 des genannten Geſetzes kann hier 
allein ſchon aus dem Grunde nicht in Betracht kommen, weil 
er in dem mit dem § 20 beginnenden zweiten Abſchnitt des 
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dritten Titels des Geſetzes über die direkten Gemeindeſteuern 
ſteht und ſowohl nach dieſer Stellung als auch nach ſeinem 
Inhalt nur von dieſen direkten Gemeindeſteuern, nicht aber auch 
von den Gebühren handelt, die im zweiten Titel des Geſetzes 
in den 58 4 bis 8 und SS 11 und 12 beſonderen Beſtimmungen 
unterworfen find. Ueberdies enthält aber auch der 8 21 in 
Wirklichkeit keine Beſtimmung, die eine Durchbrechung des 
erwähnten Grundſatzes ſelbſt nur andeutete. VII. C. S. i. S. 
Recke u. Gen. c. Stadt Stettin vom 24. April 1901, 
Nr. 87/1901 VII. 

46. 88 20, 28. 

Selbſtverſtändlich verbleiben die rein privatrechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Pflichtigen und dem Staat oder der 
Gemeinde, ſoweit fie nicht gegen den Beſtand der öffentlich. 
rechtlichen Verpflichtung geltend gemacht werden, als Gegenjtände 
des Privatrechts dem Urtheilsſpruch des ordentlichen Richters 
unterſtellt, wie das auch im § 7 Abſ. 2 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 und §8 160 Abſ. 2 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 zum Ausdruck 
gebracht iſt. Welchen Einfluß die Erhebung öffentlich⸗ rechtlicher 
Abgaben auf dieſe rein privatrechtlichen Beziehungen übt und 
wie dieſe danach im Ergebniſſe geſtaltet werden, begründet dabei 
keinen Unterſchied. Es iſt daher nicht undenkbar, daß der 
Staat oder die Gemeinde auf Grund privatrechtlicher 
Verbindlichkeit gehalten ſein könnte, zwar nicht die eingezogene 
öffentliche Abgabe zurückzuzahlen, wohl aber einen ihr 


gleichkommenden Geldbetrag an den privatrechtlich Berechtigten 


zu zahlen. Wenn das Berufungsurtheil in dem von der 
Reviſion bezeichneten Satze ſo aufzufaſſen ſein ſollte, daß hierin 
das Gegentheil ausgeſprochen und angenommen wäre, daß ein 
ſolcher privatrechtlicher Anſpruch, weil er, wenn anerkannt, 
wirthſchaftlich dieſelbe Wirkung habe, wie eine Zurückbezahlung 
der öffentlichen Abgabe, nicht ſtatthaft ſei und jedenfalls keinen 
Gegenſtand der Entſcheidung für den ordentlichen Richter bilden 
dürfte, ſo würde dem allerdings nicht beigepflichtet werden 
können. Allein es iſt nicht erforderlich, hierauf näher einzugehen, 
da dem B. R. in allen Stücken dahin beizuſtimmen iſt, daß die 
privatrechtlichen Anſprüche der Kl. nach der ihnen von dieſen 
gegebenen Begründung unhaltbar find. Das gilt zunächſt von 
dem von den Kl. in den Vorinſtanzen vertretenen Gedanken, die 
beklagte Gemeinde habe durch Erlaß der Gebühren ⸗Ordnung und 
Erhebung der dementſprechenden Gebühr von den Kl. ihre 
Vertragspflicht aus den im Thatbeſtande erwähnten Verträgen 
verletzt. Die Gemeinden handeln bei der Anordnung und 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der ihnen gehörigen 
öffentlichen und dem öffentlichen Wohle dienenden Ver⸗ 
anſtaltungen nach Maßgabe des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 nicht unter irgend einem privatrechtlichen 
Gefichtspunkt, insbeſondere nicht unter dem der Feſtſetzung einer 
privatrechtlichen Gegenleiſtung für die von ihnen gebotene 
Leiſtung oder gewährte Benutzung, ſondern ſie handeln hierbei, 
— und das ſtellt ſolche Gebühren inſoweit auf eine Stufe 
mit den Gemeindeſteuern —, kraft einer ihnen vom Staat 
verliehenen (oder anerkannten) oͤffentlich rechtlichen Machtbefugniß, 
kraft der ihnen beiwohnenden gemeindlichen Finanzgewalt, in 
deren Ausübung ſie einſeitig für die Benutzung der betreffenden 
Veranſtaltungen eine öffentlich rechtliche Abgabe feſtſetzen. Ueber 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


dieſen rechtlichen Charakter der Benutz ungsgebühren herrſcht in 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung Uebereinſtimmung. (Vergl. 
beiſpielsweiſe Ad. Wagner, Finanzwiſſenſchaft, 3. Auflage, 
Bd. I 5 204 [S. 487], 8 208 [S. 497], Bd. II 8 14 
S. 35], Schall in Schönbergs Handbuch der Staatswiſſenſchaften, 
4. Auflage, Bd. III, Halbband I, S. 103, Schoen, das Recht 
der Kommanditverbände [Ergänzungsband zu Rönne, Staats⸗ 
recht! § 65 [S. 248], Entſch. des O. V. G. Bd. 18 S. 28, 
Bd. 31 S. 56.) Bei Ausübung dieſer Befugniß iſt die Ge⸗ 
meinde jeder privatrechtlichen Bindung entrückt; es iſt mit dem 
Weſen der öffentlich rechtlichen Gewalt unvereinbar, privat⸗ 
rechtliche Vertrags verhältniſſe in deren Handhabung hineingreifen 
zu laſſen. Die Gemeinde vereinigt als privatrechtliche Perfön- 
lichkeit und als öffentlich rechtliche Korporation zwei ſcharf von 
einander zu ſondernde Weſenheiten in ſich. Der Gedanke, daß 
fie eine privatrechtliche Vertragsverletzung durch Ausübung der 
ihr zuſtehenden öffentlich- rechtlichen Machtbefugniſſe begehen 
könnte, iſt daher ſchlechthin ausgeſchloſſen und von der Hand 
zu weiſen. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Zum Stempelgeſetz. 

47. Tarifſtelle 58 J. 

Schriftliche Erklärungen, welche die Verpflichtung 
zur Entrichtung wiederkehrender Geldleiſtungen von 
unbeſtimmter Dauer enthalten, ſind als Schuld⸗ 
verſchreibungen im Sinne der Tarifſtelle 58 I des 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
zu behandeln. Ver. C. S. i. S. Holländer c. Fiskus 
vom 22. Mai 1901, Nr. 168/1900 VII. M. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Von geſchätzter Seite wird uns geſchrieben: 

„Der Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek auf 
Grund eines Arreſtbefehles für einen Höchftbetrag von 220 Mark 
wurde von dem Grundbuchamte abgelehnt aus folgenden Gründen: 

Nach § 866 Abſ. 3 C. P. O. kann, abgeſehen von einem 
Vollſtreckungsbefehle, auf Grund „eines anderen Schuldtitels“ 
eine Sicherungshypothek nur für eine den Betrag von 300 Mark 
überfteigende Summe genommen werden. Zu dieſen „anderen 
Schuldtiteln“ gehört gemäß § 794 Nr. 5 C. P. O. auch der 
Arreſtbefehl, da der Ausdruck, andere Schuldtitel nicht allein 
auf ſolche Schuldtitel zu beſchränken iſt, welche zur Durch- 
führung der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung geeignet 
ſind, ſondern alle Schuldtitel umfaßt, auf Grund deren eine 
Vollſtreckung oder Vollziehung möglich iſt. Die Vorſchriften 
des § 866 greifen daher Platz bei einer Vollſtreckung aus 
Schuldtiteln, die auf eine beſtimmte Geldzahlung lauten, mag 
der zu Grunde liegende Anſpruch auch nur zum Zwecke der 
Vollſtreckung in eine Geldforderung umgeſetzt fein, wie dies 
beim Arreſtbefehl geſchehen kann. 

Die durch § 932 C. P. O. gegebene Vorſchrift, daß die 
Vollziehung eines Arreſtes in ein Grundſtück durch die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek erfolgt, ſteht dieſer Be⸗ 
ſtimmung nicht entgegen. 
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Aus dem Umſtande, daß nach § 932 Abſ. 2 die Vor⸗ 
ſchriften der 88 867 und 868 C. P. O. Anwendung finden, 
kann aber nicht geſchloſſen werden, daß § 866 Abſ. 3 für Arreſt⸗ 
hypotheken ausgeſchloſſen ſei. Denn es liegt kein Grund vor, 
die national-öͤkonomiſche Grundlage des § 866 Abſ. 3, welche 
die hypothekariſche Belaſtung eines Grundſtückes für einen ge⸗ 
ringeren Betrag als 300 Mark ohne Wiſſen des Schuldners, 
und auch wohl gegen ſeinen Willen, ausſchließen wollte, der 
Arreſthypothek zu entziehen. Und dies erſcheint um ſo zu⸗ 
treffender zu fein, als nach 8 932 Abſ. 1 der nach 8 923 C. P. O. 
feſtgeſtellte Betrag in der Sicherungshypothek als Höchſtbetrag 
zu bezeichnen iſt. Hierdurch wird die Arreſthypothek als eine 
Hypothek charakterifirt, welche für einen noch nicht feſtſtehenden 
Betrag zu nehmen iſt; fie erſcheint ſomit nur als eine Siche⸗ 
rungsmaßregel eines Anſpruches, deſſen endgültige Feſtſtellung 
einem fpäteren Urtheile überlaſſen bleibt. Lautet dieſes Urtheil 
auf einen Betrag unter 300 Mark, ſo kann auf keinen Fall 
gemäß § 866 Abſ. 3 C. P. O. eine Sicherungs hypothek ein- 
getragen werden, und es iſt nicht erſichtlich, daß für die nicht 
feſtſtehende Forderung des Arreſtbefehles eine Hypothek zuläſſig 
ſein ſollte, welche dem die Forderung endgültig feſtſetzenden 
Urtheile verſagt bleibt. Es konnte zwar hervorgehoben werden, 
daß der Arreſtbefehl die Eintragung der Sicherungshypothek 
nach § 932 C. P. O. ermöglicht, dem Arreſtſchuldner aber das 
Recht zuſtehe, nach ergangenem Urtheile die Löſchung dieſer 
Hypothek zu beantragen. Abgeſehen von dem vorher angeführten 
national-⸗ökonomiſchen Grundſatze des § 866, tritt hier das 
Beſtreben des Geſetzgebers entgegen, das Grundbuch von allen 
Ueberlaſtungen von Einträgen frei zu halten, welche eine Un⸗ 
überfichtlichkeit deſſelben herbeiführen würden. 

Gegen dieſen Beſchluß wurde Beſchwerde erhoben unter 
der Begründung: 

Nach § 928 C. P. O. finden auf die Vollziehung des 
Arreſtes die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung nur in 
ſoweit entſprechende Anwendung, als nicht die nachfolgenden 
Paragraphen abweichende Beſtimmungen treffen. Nach 8 932 
I. eit. erfolgt die Vollziehung des Arreſtes durch die Eintragung 
einer Sicherungshypothek. Das Geſetz unterwirft hier dieſe 
Eintragung nicht der Beſchränkung des § 866 C. P. O.; es 
erklärt nur die SS 867 und 868 C. P. O. für anwendbar. 
Hätte der Geſetzgeber für die Arreſthypothek den § 866 C. P. O. 
zur Anwendung kommen laſſen wollen, ſo hätte er dies zweifellos 
im Geſetze ſelbſt klar zum Ausdruck gebracht. Hierzu kommt 
aber noch: Bei Anwendung des § 866 C. P. O. auf die Arreſt⸗ 
hypothek wäre bei einer den Betrag von 300 Mark nicht über- 
ſteigenden Forderung der Arreſtgläubiger rückfichtlich der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen überhaupt ſchutzlos. 
Während jeder perſönliche Gläubiger auf Grund jedes anderen 
vollſtreckbaren Titels die Immobiliarzwangsvollſtreckung be⸗ 
antragen und mit der Beſchlagnahme des Grundſtückes den 
Rang der 5. Klaſſe des § 10 des Zwangasverſteigerungsgeſetzes 
und ſomit das Vorrecht vor den fpäter eingetragenen Pfand- 
rechten ſich erhalten kann, müßte der Arreſtpfandgläubiger, der 
auf Grund ſeines Arreſtbefehles keine Immobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben kann, einfach zuſehen, wie der Schuldner, 
welcher vielleicht andere Pfandobjekte nicht hat, durch nach⸗ 
trägliche Pfandbeſtellung den Arreſtgläubiger ſchädigt und den 
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ganzen Zweck des Arreſtes vereitelt. Die ratio des 8 866 
Abſ. 3 C. P. O. findet auf die dort außer Anwendung geſetzten 
ordentlichen Schuldtitel Anwendung, weil der Gläubiger im 
Stande iſt, durch Einleitung der Zwangsverſteigerung ſich die⸗ 
jenige Rechtslage zu ſichern, welche die Eintragung einer 
Sicherungshypothek ihm gewährt. Sie kann aber nicht in 
Anwendung auf das außerordentliche und verhältnißmäßige 
Rechtsmittel des Arreſtes, welches eine Vollziehung nur durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek geſtattet, kommen. 

Dieſe Beſchwerde wurde von dem Kaiſerlichen Landgerichte 
Saargemünd zurückgewieſen unter folgender Begründung: 

Ob die Eintragung einer Sicherungshypothek auf Grund 
des nur in Höhe von 220 Mark angeordneten dinglichen Arreſtes 
zuläſſig iſt, iſt mit dem erſten Richter zu verneinen. Allerdings 
zieht der § 932 C. P. O. zwar die Vorſchriften der 88 867 
und 868 an, nicht aber die des 8 866 C. P. O., der in Abi. 3 
beſtimmt, daß auf Grund eines Vollſtreckungsbefehles die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungs hypothek überhaupt nicht ſtattfindet, 
auf Grund eines anderen Schuldtitels eine Sicherungshypothek 


nur ſür eine den Betrag von 300 Mark überſteigende Forderung 


eingetragen werden kann, allein auf die Vollziehung des Arreſtes 
finden nach 8 728 die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung 
entſprechende Anwendung, ſoweit nicht die nachfolgenden Para- 
graphen abweichende Beſtimmungen enthalten. Es kann daher 
daraus, daß 8 932 die 58 867 und 868 für anwendbar erklärt, 
den 8 866 aber nicht erwähnt, nicht der Schluß gezogen werden, 
daß die Beſtimmung des Satzes 2 des Abſ. 3 des letztgenannten 
Paragraphen auf die Vollziehung des Arreſtes keine Anwendung 
findet. Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Stellung des 
Arreſtgläubigers inſofern eine andere iſt als die des Gläubigers, 
der ein vollſtreckbares Urtheil oder einen anderen der in 8 794 
C. P. O. erwähnten vollſtreckbaren Schuldtitel in Händen hat, 
als der letztere im Falle, daß die Forderung den Betrag von 
300 Mark nicht überſteigt, die Zwangsverſteigerung oder die 
Zwangsverwaltung betreiben kann, während dem Arreſtgläubiger 
ſolchenfalls die Vollziehung des Arreſtes in ein Grundſtück oder 
in eine Berechtigung, für welche die ſich auf Grundſtücke be⸗ 
ziehenden Vorſchriften gelten, unmöglich iſt. Dieſe Erwägungen 
hätten den Geſetzgeber veranlaſſen können, die beſchränkende 
Vorſchrift des § 866 auf die Vollziehung des Arreſtes für nicht 
anwendbar zu erklären, find aber nicht geeignet, dem Geſetze 
gegenüber zu einem anderen Ergebniß zu führen. Es kommt 
hinzu, daß andererſeits, wenn man die fragliche Vorſchrift für 
die Vollziehung des Arreſtes als nicht maßgebend erachtet, der 
Arreſtgläubiger, deſſen Forderung doch noch nicht rechtskräftig 
feſtgeſtellt iſt, eine Sicherungshypothek erlangen kann in Fällen, 
in denen dem Gläubiger die Vollſtreckung eines Urtheiles durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek verſagt iſt, und die 
Gründe, die für die Beſchraͤnkung der Zwangsvollſtreckung 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek auf Forderungen 
über 300 Mark maßgebend waren, treffen auch auf die Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes zu. (Siehe auch Entſch. des Kammer⸗ 
gerichts vom 8. März 1900, mitgetheilt im „Recht“ 1900 
S. 263; Peterfen-Anger C. P. O. S. 555; Dernburg, Sachen⸗ 
recht des B. G. B., 2. Auflage S. 679.) “ 

Die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde wurde von 
dem Oberlandesgericht zu Colmar zurückgewieſen. 
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Herrn R.⸗A. u. N. S. in C. 
Wie iſt der Werth des Streitgegenſtandes zu berechnen, 
wenn das uneheliche Kind mit dem Antrage klagt, den 
Beklagten für ſeinen Vater zu erklären und ihn zur 
Zahlung einer beſtimmten Geldrente zu verurtheilen? 
Auf die Berechnung des Streitgegenſtandes findet die 
Vorſchrift des § 9a des Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. 
Danach iſt als Werth der Geldrente der fünffache Werth des 
einjährigen Bezuges anzunehmen. Gleichgültig iſt dabei, ob 
der Beklagte die Vaterſchaft anerkennt oder fie beſtreitet. Der 
Anſpruch beruht ſtets auf geſetzlicher Vorſchrift. Eine von der 
Beſtimmung des § 9a abweichende Berechnung des Streitwerths 
kann bei Anſprüchen auf Unterhalt nur dann eintreten, wenn 
der Anſpruch nicht auf geſetzliche Beſtimmung, ſondern etwa 
auf Vertrag oder letztwillige Verordnung geſtützt wird. Fraglich 
kann nur ſein, ob der Anſpruch auf Anerkennung der Vaterſchaft 
beſonders zu bewerthen iſt. Das iſt unſeres Erachtens jedenfalls 
dann zu verneinen, wenn dieſer Anſpruch nicht ſelbſtändig geltend 
gemacht wird, nämlich wenn im Klageantrag verlangt wird, den 
Beklagten „als Vater“ .. .. zu verurtheilen. Aber auch wenn 
der Antrag, den Beklagten für den Vater des Klägers zu er- 
klären, ſelbſtändig geſtellt wird, erſcheint unſerer Anficht nach 
eine beſondere Bewerthung dieſes Anſpruchs nicht gerechtfertigt. 
Da das Bürgerliche Geſetzbuch ein Erbrecht des unehelichen 
Kindes in den Nachlaß ſeines Vaters nicht kennt, ſo ſind die 
Anſprüche des Kindes mit der Gewährung der Geldrente er- 
ſchöpft. Die Thatſache der Vaterſchaft iſt Klagegrund, ihre 
Anerkennung hat keine Wirkungen über den Antrag auf Zahlung 
der Geldrente hinaus. 
Aeußerungen aus der Praxis wären uns ſehr erwünſcht. 


‘ 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtspraktikant Wilhelm Sparrer beim Landgericht 
Weiden; — Rechtsanwalt Dr. Scheele beim Landgericht Frank⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Paul Salzmann beim Amtsgericht 
Apolda; — Rechtsanwalt Hahn beim Amtsgericht Quakenbrück; 
— Rechtsanwalt Johannes Geller beim Amtsgericht Neuß; — 
Rechtsanwalt Dr. Hans Holbein beim Amtsgericht Apolda; — 
Rechtsanwalt Dietrich Saling beim Amtsgericht Hagenow i. M.; 
— Rechtsanwalt Winkler beim Amtsgericht Langenſalza; — 
Rechtsanwalt Dr. Johannes Paul Schirmer beim Amtsgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Auguſt Eſchenbach beim Landgericht 
Memmingen; — Rechtepraktikant Rudolf Hämmerle beim 
Landgericht Memmingen; — Rechtsanwalt Paul Ferdinand 
Eduard Emil Schmedes beim Landgericht Oldenburg; — 
Rechtsanwalt Ernſt Fleiſchmann beim Landgericht J Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Gottfried Walter Seeck beim Amts⸗ 
gericht Annaberg und beim Landgericht Chemnitz; — Rechts- 
anwalt Dr. Johannes Paul Schirmer beim Landgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Felir Pomp beim Amtsgericht 
Erkelenz; — Rechtsanwalt Siegmund Feith beim Amtsgericht 
Neuſtadt a. Haardt; — Rechtsanwälte Eugen Gunz, Gottfried 


Hauber, Alois Eif enhofer beim Landgericht Augsburg; — — Juſtizrath Hof in Eisleben. 
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Rechtsanwalt Emil Kirſchner beim Amtsgericht Branden- 
burg a. H.; — Rechtsanwalt Hettlage beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Eſſen; — Rechtspraktikant Adolf Brügel 
beim Amtsgericht Pirmaſens; — Rechtsanwalt Julius Müller 
beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Skopnik beim 
Amtsgericht Berent; — Rechtspraktikant Huge v. Bock beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Dr. jur. Leo Voſſen 
beim Oberlandesgericht Köln; — Rechtsanwalt Dr. jur. Curt 
Pühn beim Landgericht und beim Amtsgericht Greiz; — Rechts 
anwalt Dr. Albert Wilhelm Juſt beim Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Friedrich Eſper beim Landgericht Ansbach; — 
Rechtspraktikanten Dr. Carl Schulz, Carl Scheib beim Land⸗ 
gericht Frankenthal; — Referendar Paul Reinecke beim Land⸗ 
gericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Dr. Maximilian Rewoldt 
beim Kammergericht Berlin. 


Zöfchungen. 

Rechtsanwalt Friedrich Leiprecht beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Richard Goßner beim Land⸗ 
gericht Memmingen; — Rechtsanwalt Ludwig Sternfeld beim 
Landgericht Offenburg; — Rechtsanwalt Georg Winkler beim 
Amtsgericht Weißenſee i. Thür.; — Rechtsanwalt Julius 
Müller beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Jung 
beim Amtsgericht Dillenburg; — Rechtsanwalt Leonhard 
Skopnik beim Amtsgericht Zielenzig; — Rechtsanwalt Karl 
Leupoldt beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt 
Bredow beim Amtsgericht Wilhelmshaven; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Emil Merling beim Landgericht Bremen, bei der 
Kammer für Handelsſachen Bremerhaven und beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg; — Rechtsanwälte Ernſt Fleiſch⸗ 
mann, Altenau beim Landgericht II Berlin; — Rechts- 
anwalt Reiff beim Landgericht Stuttgart; — gehts ⸗ 
anwalt Carl Seiderer beim Amtsgericht Vohenſtrauß; — 
Rechtsanwalt Paul Schweyer beim Amtsgericht Wertingen; — 
Rechtsanwalt Edwin Dreſcher beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Dr. Lorenz Käb beim Amtsgericht Münner- 
ſtadt; — Rechtsanwalt Dr. jur. Cordes beim Oberlandes⸗ 
gericht Oldenburg; — Rechtsanwalt Woldemar Klinkowſtroͤm 
beim Amtsgericht Baden; — Rechtsanwalt Sigmund Freiherr 
v. Junker ⸗Bigatto beim Landgericht Landshut; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Otto Mahlmann beim Amtsgericht Alfeld. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Kleefeld 
in Sorau; — Rechtsanwalt Stenſchke in Wongrowitz; — 
Rechtsanwalt Epſtein in Kattowitz; — Rechtsanwalt Bueren 
in Hagen; — Rechtsanwalt Karſch in Buer; — Rechtsanwalt 
Panienski in Inowrazlaw; — Rechtsanwalt Walter in 
Soldau; — Rechtsanwalt Ladewig in Köslin; — Rechts- 
anwalt Becker in Caſtrop. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Dr. Julius Katz in Berlin; — Rechts⸗ 
anwalt Hermann Wolff in Kanth; — Juſtizrath Johann 
Plötz in Deggendorf; — Rechtsanwalt Karl Koch in 
München; — Rechtsanwalt Dr. Franz Eberlein in Nürnberg; 
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Entwurf eines Reichsgeſetzes über die Errichtung 
einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Kaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Bmkg. Der Berliner Entwurf hat auch Unterſtützungen im Auge. 
Auf Unterſtützungen hat aber Niemand klagbaren Anſpruch und 
deshalb müſſen m. E. dieſe hier ausſcheiden. Gewährung 
von Unterſtützungen müßte den einzelnen Anwaltskammern 
überlaſſen werden. | 


Name. 
8 1. Die Kaſſe führt den Namen: 
deutſche Rechtsanwälte“. 


5 2. Die Kaſſe hat Rechtsfähigkeit. 


Sitz. 
8 3. Die Kaſſe hat ihren Sitz nn 


„Penſionskaſſe für 


Mitgliedſchaft. 
8 4. Jeder deutſche Rechtsanwalt iſt als ſolcher Mit⸗ 
glied der Kaſſe. 


Wartezeit. 
8 5. Die Wartezeit beträgt fünf Kalenderjahre; jedes 
angefangene Jahr wird für voll berechnet. 
Für den Fall des ſpäteren Eintritts in eine höhere Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe (8 6 Abſ. 3) beginnt hinſichtlich der Erhöhung die 
fünfjährige Wartezeit von Neuem. 


Außhegehaltsklaſſen. 


8 1 Es giebt fünf Ruhegehaltsklaſſen: 
1. In der erſten Klaſſe beträgt das . 


gehalt r 1 000 Mark 
2. in der zweiten Klaſſe 2000 
3. in der dritten Klaſſe „ 3000 s 
4. in der vierten Klaſſe » . 4000 = 
5. in der fünften Klaſſe 5 000 


Jedes Mitglied hat innerhalb 4 Wochen ſeiner Mitglied⸗ 
ſchaft ſchriftlich zu erklären, welcher Ruhegehaltsklaſſe es bei⸗ 
trete. Wird keine Erklärung abgegeben, jo wird angenommen, 
daß der Betreffende der erſten Klaſſe beitritt. 


Spätere Abänderung der Ruhegehaltsklaſſe iſt mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes und des Aufſichtsrathes der Kaſſe 
zuläſſig (efr. $ 19). 

Bmkg. Der Berliner Entwurf ſieht nur eine Klaſſe mit einer 

Rente von 900 Mark und zuläſſige Vervierfachung der⸗ 
ſelben (§ 8 des Tarifs) vor. 


Söhe des Auhegehalts. 

5 7. Das Ruhegehalt beträgt für jedes nach Ablauf der 
Wartezeit zurückgelegte Mitgliedsjahr (8 18 Nr. 2) ½ (ein 
Dreißigſtel) des für die betreffende Klaſſe beſtimmten Ruhe⸗ 
gehalts. 

Bmkg. Nach dem Berliner Entwurf fol die Dauer der Mit⸗ 
gliedſchaft ohne Einfluß auf die Höhe des Ruhegehalts 
ſein. Aus finanziellen und ſonſtigen Gründen dürfte 
es richtiger ſein, demjenigen mehr zu geben, der älter 
ift und mehr an Beiträgen geleiſtet hat. Das Ruhe⸗ 
gehalt der preußiſchen Staatsbeamten richtet ſich eben⸗ 
falls nach dem Dienſtalter (§ 8 des Geſ. v. 25.4. 96). 


Anſpruch auf Auhegehalt. 

§ 8. Der Anſpruch auf Ruhegehalt ſteht denjenigen, in 
der Rechtsanwaltsliſte gelöſchten Mitgliedern zu: 

1. welche ihr 65. Lebensjahr vollendet haben, 

2. welche vor Erreichung dieſes Alters arbeitsunfähig 
werden. 

Ueber den Eintritt der Arbeitsunfähigkeit entſcheidet der 
Vorſtand derjenigen Anwaltskammer, welcher das betreffende 
Mitglied angehört. 

Bmkg. Abweichend von dem Berliner Entwurf ſoll kein Anwalt 
Ruhegehalt (Rente) beziehen, ſo lange er ſeinen Beruf 
ausübt. 

8 9. Das Recht auf Bezug des Ruhegehalts: 

1. beginnt mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem die Löſchung des Betreffenden in der Rechts⸗ 
anwaltsliſte erfolgt iſt; 

2. erliſcht mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in 
welchem der Betreffende ſtirbt. 


Winden des Auſpruches. 
5 10. Hat ein das Ruhegehalt beziehende Mitglied im 
öffentlichen oder Privatdienſte ein feſtes Einkommen, ſo ruht 
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der Anſpruch auf das Ruhegehalt inſoweit und fo lange, als 
dieſes Nebeneinkommen die Hälfte des Ruhegehalts überſteigt. 
Bmkg. a) Es bezieht Jemand ein Ruhegehalt von 3 000 Mark 
und beträgt fein Nebeneinkommen 2 000 Mark; 
dann wird das Ruhegehalt um 500 Mark gekürzt. 
b) Es bezieht Jemand ein Ruhegehalt von 4 000 Mark 
und beträgt ſein Nebeneinkommen 6 000 Mark; 
dann erhält er, ſolange er dieſes Einkommen hat, 
kein Ruhegehalt. 

Dieſe Beſtimmung hat den Zweck, damit nicht erwerbs⸗ 
fähige Mitglieder durch Uebergang zu anderen Berufen 

der Kaſſe zur Laſt fallen. 


Wittwengeld. 


5 11. Das Wittwengeld beträgt den dritten Theil des: 
jenigen Ruhegehalts, das der Verſtorbene bezog bezw. bezogen 
haben würde. 

Bmkg. Nach dem Berliner Entwurf ſoll die Wittwe zuſammen 

mit den Waiſen daſſelbe beziehen, wie der Verſtorbene. 


8 12. War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als 
der Verſtorbene, ſo wird das Wittwengeld für jedes angefangene 
Jahr des Alteruntersſchiedes über 15 bis einſchließlich 25 Jahre 
um Yo gekürzt. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes an- 
gefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrage 
½o des nach Maßgabe des § 11 zu berechnenden Wittwen⸗ 
geldes ſo lange hinzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder er⸗ 
reicht iſt. 

Bnkg. efr. § 12 des Preußiſchen Geſetzes, betreffend Für⸗ 

ſorge für Wittwen und Waiſen der Staatsbeamten 
vom 20./5. 82 bezw. 1./6. 97. 


8 13. Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe: 

1. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen innerhalb 

dreier Monate vor ſeinem Tode geſchloſſen worden 

iſt und nachgewieſen wird, daß die Eheſchließung 

zu dem Zwecke erfolgt war, um der Wittwe den 
Bezug des Wittwengeldes zu ſichern; 

2. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen geſchloſſen 
worden iſt während derjenigen Krankheit, die ſeinen 
Tod zur Folge hatte und dieſe Krankheit dem Ver⸗ 
ſtorbenen bekannt war; 

3. wenn die Ehe mit dem Verſtorbenen geſchloſſen 
worden iſt, nachdem er in der Rechtsanwallliſte 
ſich hat löſchen laſſen. 

Bmkg. efr. § 13 des Preußiſchen Geſetzes, betreffend Für⸗ 

ſorge für Wittwen und Waiſen der Staatsbeamten. 


8 14. Das Recht auf Wittwengeld: 
1. beginnt mit dem Ablauf des Kalendermonats, in 
welchem das Mitglied geſtorben iſt; 
2. erliſcht mit dem Ablauf des Kalendermonats, in 
welchem die Wittwe ſich verheirathet oder ſtirbt. 


Waiſengeld. 


8 15. Das Waiſengeld beträgt für jede Waiſe ½ des⸗ 
jenigen Ruhegehalts, das der Verſtorbene bezog bezw. bezogen 
haben würde. 
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Das mehreren Waiſen zuſtehende Waiſengeld darf den 
dritten Theil des Ruhegehalts nicht überſteigen. 


8 16. Keinen Anſpruch auf Waiſengeld haben Kinder 
aus den in dem § 13 angegebenen Ehen. 


8 17. Das Recht auf Waiſengeld beginnt: 
1. mit dem Ablaufe des Kalendermonats, in welchem 
das Mitglied geſtorben iſt; 
2. erliſcht mit dem Ablauf des Kalendermonats, in 
welchem die betreffende Waiſe das 18. Lebensjahr 
erreicht oder ſtirbt. 


Beiträge. 
§ 18. Jedes Kaſſenmitglied hat zu zahlen: 

1. ein Eintrittsgeld von 200 Mark. Die Einzahlung 
dieſes Eintrittsgeldes iſt mit dem Antrag auf Zu: 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft nachzuweiſen; 

2. für jedes angefangene Kalenderjahr ſeiner Mitglied⸗ 
ſchaft (Mitgliedsjahr): 

a) in der erſten Ruhegehaltsklaſſe 100 Mark, 
b) in der zweiten Klaſſe 200 Mark, 
e) in der dritten Klaſſe 300 Mark, 
d) in der vierten Klaſſe 400 Mark, 
e) in der fünften Klaſſe 500 Mark. 
Die Beiträge ſind vierteljährlich im Voraus zu bezahlen. 
Ueber die Erhöhung reſp. Herabſetzung der Beiträge ent- 
ſcheidet der Vorſtand unter Zuſtimmung des Aufſichtsrathes. 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Reichs— 
verſicherungsamtes und des Reichskanzlers. 


§ 19. Wird ein Mitglied nachträglich in eine höhere 
Ruhegehaltsklaſſe aufgenommen (8 6 Abſ. 3), fo hat es für 
ſämmtliche Mitgliedsjahre die der höheren Ruhegehaltsklaſſe 
entſprechenden Mehrbeiträge nebſt 4 Prozent Zinſen und Zinſes⸗ 
zinſen nachzuzahlen. 


820. Die Verpflichtung zur Zahlung der Jahresbeiträge 
hört auf: 
1. mit dem Bezuge des Ruhegehalts, 
2. mit dem Ablaufe des (35.) fünfunddreißigſten 
Mitgliedsjahres. 

Bmkg. Wenn alſo Jemand mit dem 30. Lebensjahre Anwalt 
wird, ſo hat er von ſeinem 65. Lebensjahre ab, auch 
wenn er fernerhin in dem Anwaltsberufe bleibt, keine 
Beiträge zu zahlen. 


Verluſt des Auſpruchs. 
§ 21. Der Anſpruch auf Ruhegehalt, Wittwen⸗ und 
Waiſengeld geht verloren: 
1. im Falle der Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft; 
— der Ausſchließung kommt es gleich, wenn Jemand 
zur Vermeidung derſelben ſich hat in der Rechts⸗ 
anwaltliſte löſchen laſſen; — 
2. im Falle der freiwilligen Löſchung in der Rechts⸗ 
anwaltliſte, ohne daß die Vorausſetzungen aus $ 8 
vorliegen. 


§ 22. Der Verluſt des Anſpruchs auf Ruhegehalt, 
Wittwen⸗ und Waiſengeld kann von dem Vorſtande unter 
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Zuſtimmung des Aufſichtsrathes ausgeſprochen werden, wenn 
der Jahresbeitrag für zwei aufeinander folgende Jahre nicht 
bezahlt iſt. 

Dieſe Verluſterklärung entbindet nicht von der Verpflichtung 
zur Zahlung weiterer Beiträge. 


§ 23. Rückzahlung des gezahlten Eintrittsgeldes bezw. 
der gezahlten Beiträge findet in keinem Falle ſtatt, auch nicht 
beim Berufswechſel oder beim Eintritt in eine niedrigere Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe. 


Abtretung, Pfändung. 


§ 24. Das Recht auf den Bezug des Ruhegehalts, des 
Wittwen⸗ und Waiſengeldes darf weder abgetreten noch ver⸗ 
pfändet werden. In Anſehung der Beſchlagnahme finden die 
diesbezüglichen, auf die Gehälter der Staats- und Reichs⸗ 
beamten ſich beziehenden Beſtimmungen Anwendung. 

Bmkg. cfr. § 26 des Preußiſchen Penſionsgeſetzes vom 27./3. 72. 


Zahlung. 
§ 25. Die Ruhegehälter, Wittwen⸗ und Waiſengelder 
werden monatlich im Voraus bezahlt. 
Ueberſchießende Markbrüche ſind hierbei auf volle Mark 
abzurunden. 


Steuerfreiheit. 

§ 26. Die auf Grund dieſes Geſetzes zu leiſtenden Bei: 
träge ſind bei den Steuerveranlagungen in den Bundesſtaaten 
von dem ſteuerpflichtigen Einkommen in Abzug zu bringen. 

Die Ruhegehälter, Wittwen⸗ und Waiſengelder dürfen 
ſowohl in dem betreffenden Staate als in den Gemeinden nur in 
demſelben Maße beſteuert werden, wie dies bei den unmittel⸗ 
baren Beamten des betreffenden Bundesſtaates der Fall iſt. 


Aebergangsbeſtimmungen. 


§ 27. Den bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
zugelaſſenen Rechtsanwälten ſteht es frei, innerhalb dreier 
Monate nach dem Inkraftſetzen dieſes Geſetzes bei dem Bor: 
ſtande der Kaſſe zu beantragen, daß ihnen die ganze Zeit von 
ihrer Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ab oder ein genau zu 
bezeichnender Theil dieſer Zeit auf die Wartezeit und auf die 
Berechnungen der Friſt aus 8 7 angerechnet werden ſoll. 

Ueber die Zulaſſung des Antrages entſcheidet der Vorſtand 
und der Aufſichtsrath der Kaſſe. 

Der Antrag muß zugelaſſen werden, wenn der Betreffende 
ou iſt und an keiner lebensgefährlichen Krankheit 
eidet. 

Im Falle der Zulaſſung iſt von dem Antragſteller binnen 
der nachfolgenden 3 Jahre die Hälfte der Jahresbeiträge für 
die anzurechnende Zeit nachzuzahlen. 

Sind dieſe Beiträge nachgezahlt, ſo iſt die nach dieſem 
Paragraphen anzurechnende Zeit ſowohl bei Berechnung der 
Wartezeit, als auch bei Berechnung der Höhe des Ruhegehalts 
und des Wittwen⸗ und Waiſengeldes mitzuberückſichtigen. 


Schiedsgericht. 


n $ 28. Ueber alle auf Grund dieſes Geſetzes ent: 
ehenden Streitigkeiten — jedoch mit Ausnahme der 
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Inanſpruchnahme auf Grund des 8 29 — enticheibet 
unter Ausſchluß des Rechtsweges ein Schiedsgericht von 
Rechtsanwälten. 

Das betheiligte Kaſſenmitglied bezw. deſſen Wittwe und 
Waiſen einerſeits und der Kaſſenvorſtand andererſeits erwählen 
je einen Schiedsrichter; der Obmann iſt vom Vorſtande der⸗ 
jenigen Anwaltskammer zu beſtimmen, welcher das betreffende 
Kaſſenmitglied angehört oder zuletzt angehört hat. 


Saftpfliät der Kaſſenmitglieder. 
§ 29. Für die Erfüllung ſämmtlicher Verbindlichkeiten 
aus dieſem Geſetz haften die jedesmaligen deutſchen Rechts⸗ 
anwälte der Kaſſe gegenüber perſönlich und mit ihrem ganzen 
Vermögen. 


Verwaltung. 


Bmkg. Alle nachfolgenden Beſtimmungen find dem Berliner 
Entwurf beinahe wörtlich entnommen. 


§ 30. Kaſſenorgane find: 
1. der Vorſtand, 
2. der Auſſichtsrath, 
3. die Generalverſammlung. 

Bmkg. Der Berliner Entwurf kennt die Generalverſammlung 
nicht. Es könnten aber Fälle vorkommen, in denen 
das Zuſammentreten ſämmtlicher Kaſſenmitglieder 
nicht bloß erwünſcht, ſondern ſogar nothwendig 
ſein würde. 


Vorſtand. 

§ 31. Der Vorſtand wird vom Auſſichtsrathe gewählt 
und beſteht aus 3 Rechtsanwälten als Vorſtehern und 3 Rechts⸗ 
anwälten als Stellvertretern. 

Der Vorſtand verwaltet die Kaſſe, vertritt ſie gerichtlich 
und außergerichtlich und hat die Stellung eines geſetzlichen 
Vertreters. | 

Erklärungen, welche die Kaffe verpflichten ſollen, müſſen 
ſchriftlich verfaßt und mit der Unterſchrift der 3 Vorſteher 
bezw. ihrer Stellvertreter verſehen ſein. 

Bmkg. Nach dem Berliner Entwurf dürfen in den Vorſtand 

nur ſolche Rechtsanwälte gewählt werden, welche am 
Sitze der Kaſſe wohnen. In der Regel wird es ſo 
ſein; aber weshalb ſoll man ſich in dieſer Hinſicht 
binden? 


§ 32. Iſt eine Willenserklärung der Kaſſe gegenüber 
abzugeben, ſo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede 
des Vorſtandes. 


§ 33. Die Vorſteher und Stellvertreter verwalten ihr 
Amt unentgeltlich; baare Auslagen werden ihnen erſtattet. 

Ergiebt ſich, daß die unentgeltliche Verwaltung der Kaſſe 
unbillig und unzweckmäßig erſcheint, fo kann der Auſſichtsrath 
allen oder einzelnen Vorſtehern Gehälter bewilligen. 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Reichs— 
verſicherungsamtes. 


8 34. Die Hülfskräfte, wie Mathematiker, Buchführer 
und Schreiber werden mit feſten Gehältern vom Vorſtande 
unter Zuſtimmung des Auſſichtsrathes angeſtellt. 
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Aufſichtsrath. 

8 35. Der Aufſichtsrath beſteht aus Abgeſandten der 
Vorſtände der Anwaltskammern. Jeder Kammervorſtand wählt 
alljährlich einen Abgeſandten. 

Bmkg. Nach dem Berliner Entwurf ſoll der betreffende Ab⸗ 

geſandte dem Vorſtande der Anwaltskammer angehören. 
In der Regel wird das der Fall fein. Es iſt doch 
möglich, daß unter den Mitgliedern des Kammer⸗ 
vorſtandes Niemand da iſt, der Zeit oder Luſt hat, 
ſich mit den Angelegenheiten der Kaſſe zu befaſſen, 
oder daß außerhalb des Kammervorſtandes viel 
geeignetere Perſönlichkeiten zu finden ſind. 


§ 36. Der Aufſichtsrath wählt aus feiner Mitte alljährlich 
einen Vorſitzenden und Schriftführer ſowie Stellvertreter beider. 
Der Aufſichtsrath iſt befugt, zu ſeiner Hülfeleiſtung Andere 
(auch Nichtkaſſenmitglieder) zuzuziehen. Die Zugezogenen haben 
nur berathende Stimmen. 
Ueber die Vergütung dieſer Perſonen entſcheidet der 
Aufſichtsrath zuſammen mit dem Vorſtande. 
Bmkg. Es könnte vorkommen, daß der Aufſichtsrath der Hülfe 
Anderer bedürfen wird; der zur Hülfe Zugezogene ge⸗ 
hört dann nicht zu den Beamten aus 8 34. 
8 5 Dem Auſſichtsrathe liegt ob: 
1. die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für ſich und 
den Vorſtand, 
2. die Aufſicht über die Verwaltung des Vorſtandes, 
3. die Prüfung und Abnahme der Seitens des Vor⸗ 
ſtandes zu legenden Rechnung (vergl. § 48 R. A. O.), 
4. die Beſchlußfaſſung über Verwendung der Jahres⸗ 
überſchüſſe. | 
Der Aufſichtsrath kann die unter 3 bezeichneten Geſchäfte 
einzelnen oder mehreren ſeiner Mitglieder übertragen. 


8 38. Der Vorſitzende hat den geſchäftlichen Verkehr des 
Aufſichtsrathes und des Vorſtandes zu vermitteln, die Beſchlüſſe 
des erſteren und der Generalverſammlung zur Ausführung zu 
bringen und die Urkunden im Namen deſſelben zu vollziehen. 


§ 39. Der Vorſitzende des Auffichtsrathes beruft die 
Verſammlungen deſſelben und führt in denſelben den Vorſitz. 
Die Berufung des Aufſichtsrathes muß erfolgen, wenn 2 Mit⸗ 
glieder deſſelben oder ein Vorſtandsmitglied unter Angabe des 
zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich darauf antragen. 


§ 40. Zur Beſchlußfaſſung des Auſſichtsrathes iſt die 
Theilnahme der Mehrheit der Mitglieder erforderlich. 

Die Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes können mittelſt brief⸗ 
licher Abſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied 
mündliche Abſtimmung verlangt. 

§ 41. Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder 
des Aufſichtsrathes und des Vorſtandes ſind von der Be⸗ 


handlung der Angelegenheit ausgeſchloſſen und dürfen weder 
den Verhandlungen noch der Abſtimmung beiwohnen. 


§ 42. Die Beſchlüſſe des Aufſichtsrathes werden nach 
abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Das Gleiche gilt für die 
Wahlen. 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. 
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8 43. Ueber die in einer Verſammlung gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe und Ergebniſſe der Wahlen iſt ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, welches von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen iſt. 


5 44. Die Geſchäfte des Aufſichtsrathes werden von den 
Mitgliedern unentgeltlich geführt; baare Auslagen werden ihm 
erſtattet. 


5 45. Die Beſtellung der Mitglieder des Aufſichtsrathes 
und des Vorſtandes iſt jederzeit widerruflich; die Beſtellung 
der Mitglieder des Vorſtandes unbeſchadet des Anſpruchs der⸗ 
ſelben auf eine etwa vereinbarte Vergütung. 


Generalverſammlung. 
8 46. Generalverſammlung findet ſtatt: 
1. auf Beſchluß des Auffſichtsrathes, 
2. auf ſchriftliches Verlangen mindeſtens des zehnten 
Theils der Kaſſenmitglieder. 


8 47. Die Generalverſammlung iſt befugt, in allen 
Kaſſenangelegenheiten Beſchlüſſe zu faſſen. Der Aufſichtsrath 
und der Vorſtand ſind an dieſe Beſchlüſſe gebunden. 

In den in den SS 18, 33 und 59 vorgeſehenen Fällen 
bedürfen die Beſchlüſſe der Genehmigung der dort bezeichneten 
Behörden. 


8 48. Die Generalverſammlung wird durch den Aufſichts⸗ 
rath, im Weigerungsfalle durch die Antragſteller (nach S 46 
Nr. 2) mittelſt eingeſchriebener Briefe einberufen. 


8 49. Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt 
der Vorſitzende des Aufſichtsrathes oder deſſen Stellvertreter. 

Die Generalverſammlung iſt befugt, einen anderen Vor⸗ 
ſitzenden zu wählen. 

Der Vorfitzende ernennt den Schriftführer. 


8 50. Die SS 41, 42 und 43 finden auf der General⸗ 
verſammlung entſprechende Anwendung. 


Saftung der Kaſſenorgane. 


§ 51. Die Mitglieder des Vorſtandes haften für die 
Schädigung der Kaſſe wie Vormünder, die Mitglieder des 
Aufſichtsrathes wie Gegenvormünder. 


Gberaufſicht. 

8 52. Die Oberaufſicht über den Geſchäftsbetrieb des 
Aufſichtsrathes und des Vorſtandes ſteht dem Reichs⸗ 
verſicherungsamte zu. Daſſelbe entſcheidet über Beſchwerden, 
welche den Geſchäftsbetrieb des Aufſichtsrathes und des Vor⸗ 
ſtandes betreffen. Für die Aufſicht und die Beſchwerden ſind 
die am Sitze der Kaſſe geltenden landesgeſetzlichen Vorſchriften 
maßgebend, welche die Aufſicht und die Beſchwerden über den 
Geſchäftsbetrieb der Gerichte regeln. 

Geſetzwidrige Beſchlüſſe oder Wahlen des Aufſichtsrathes 
oder einer Generalverfammlung und geſetzwidrige Verfügungen 
des Vorſtandes können von dem Reichsverſicherungsamte aufs 
gehoben werden. 
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8 53. Der Vorſitzende des Aufſichtsrathes hat das 
Reichsverficherungsamt über die Zuſammenſetzung des Aufſichts⸗ 
rathes und des Vorſtandes auf dem Laufenden zu erhalten. 

Der Aufſichtsrath hat jährlich dem Reichsverſicherungs⸗ 
amte einen ſchriftlichen Bericht über die Thätigkeit der Kaſſe 
zu erſtatten. 

5 54. Für die Angelegenheiten der Kaſſe wird im 
Reichsverſicherungsamte eine beſondere Abtheilung gebildet. 
Dieſelbe beſteht aus dem Präſidenten und den zwei dienſt⸗ 
älteſten ſtändigen Mitgliedern des Reichsverſicherungsamtes. 
Dieſelben entſcheiden ohne mündliche Verhandlung. Zu 
Aufſichtshandlungen kann der Präfident ein Mitglied der 
Abtheilung abordnen. 


Seſchaͤfts fuͤhrung. 

8 55. Die Jahresbeiträge werden von den Schriftführern 
der Anwaltskammern eingezogen. Die Schriftführer haben das 
Recht der zwangsweiſen Beitreibung. Gegen den Zahlungs⸗ 
befehl des Schriftführers iſt die Anrufung des ordentlichen 
Richters zuläſſig. Jahresbeiträge, welche nicht beitreibbar 
ſind, hat die Anwaltskammer, der der Schuldner angehört, 
zu verauslagen. 


8 56. Den Geldverkehr der Kaſſe vermittelt die Reichs⸗ 
bank; für Anlage von Geldern iſt Mündelſicherheit erſorderlich. 


8 57. Alljährlich hat der Vorſtand dem Auffichtsrath 
Rechnung zu legen. 


8 58. Es iſt eine Rücklage zu bilden. Dieſelbe ſetzt 
fih zuſammen: 

a) aus einem Grundſtock von 500 000 Mark; dieſer 
Betrag iſt dem von der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte in Leipzig herzugebenden Vermögen 
zu entnehmen, während der Mehrbetrag dieſes Ver⸗ 
mögens als Grundfonds dient; 

b) aus Eintrittsgeldern, 

c) aus den Jahresüberſchüſſen nach Beſchluß des Auf 
ſichtsrathes, 

d) aus Geſchenken und Vermächtniſſen. 

8 59. Ergiebt die Jahresrechnung einen Verluſt oder 
iſt ein ſolcher im Laufe des Jahres vorauszusehen, jo hat un⸗ 
verzüglich der Vorſtand dem Auffichtörathe und dieſer dem Reichs⸗ 
verſicherungsamte Anzeige zu erſtatten und Vorſchläge zu machen. 

Das Reichsverſicherungsamt beſchließt alsdann, inwieweit 
die Rücklage in Anſpruch zu nehmen und die Beiträge zu 
erhöhen ſind. 

8 60. Die Verhandlungen und Rechtsgeſchäfte des Auf⸗ 
ſichtsrathes und des Vorſtandes, ſowie die an dieſelben ge⸗ 
richteten Erlaſſe und Eingaben find frei von Gebühren und 
Stempeln. Ebenſo die Verhandlungen vor den Schiedsrichtern. 


Schlußseſtimmungen. 
8 61. Dieſes Geſetz tritt m . . . in Kraft. 
8 62. Sofort nach dem Inkrafttreten wählen die Kammer⸗ 


vorſtände je ein Mitglied des erſten Aufſichtsrathes und bes 
nennen daſſelbe dem Reichsverſicherungsamt. 
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Sind alle Mitglieder des erſten Aufſichtsrathes benannt, 
ſo beruft der Präſident des Reichsverſicherungsamtes den erſten 
Aufſichtsrath zuſammen. 

Den Vorſitz in der Verſammlung führt der Präſident des 
Reichsverſicherungsamtes oder ein von ihm beauftragtes Mit⸗ 
glied deſſelben. 

Der Vorſitzende ernennt für die Verſammlung aus deren 
Mitte einen Schriftführer. 

Demnächſt wählt die Verſammlung die Mitglieder des 
Vorſtandes (vergl. 8 106 R. A. O.). 


8 63. Die Kaffe tritt erſt in Wirkſamkeit, nachdem ihr 
das Vermögen der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in 
Leipzig zu unwiderruflichem Eigenthum überlaſſen iſt. (Vergl. 
§ 22 Entwurf eines Geſetzes über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen.) 

Das Reichsverſicherungsamt beſtimmt den Zeitpunkt des 
Geſchäftsbeginns, welcher zugleich der Beginn des Rechnungs⸗ 
jahres iſt. 


Form der Genehmigung Dritter zu Rechtsgeſchäften 
mit notarieller Beurkundung. 


In der Juriſtiſchen Wochenſchrift Nr. 42/43 laufenden 
Jahres behandelt Scherer die Frage der Genehmigung bei 
Rechtsgeſchäften mit notarieller Beurkundung. Nachdem er 
unter II ausgeführt hat, daß die Genehmigung Dritter zu 
Verträgen der einen oder anderen Vertragspartei gegenüber zu 
erklären, die Entgegennahme der Erklärung ſeitens der Vertrags⸗ 
partei aber in Fällen, wo auf Grund der Erklärung eine Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch erfolgen ſoll, dem Grundbuchrichter 
in beglaubigter Form nachgewieſen werden müſſe, ſchlägt er am 
Ende dieſes Abſchnitts als „praktiſches Auskunftsmittel“ vor, 
daß die Vertragsparteien den Notar, welcher den Vertrag auf 
nimmt, zur Entgegennahme der Genehmigung bevollmächtigen. 

Ob dieſes Mittel praktiſch ſei, ſcheint mir aber doch zweifel- 
haft. Denn in Preußen wenigſtens wäre die Vollmacht ſtempel⸗ 
pflichtig, und ſtempelpflichtige Erklärungen find m. E. möglichft 
zu vermeiden. Ferner aber ſcheint mir der Notar durch das 
Reichsgeſetz, betreffend freiwillige Gerichtsbarkeit § 171 Nr. 1 
an der Aufnahme dieſer Vollmacht behindert, wonach als Notar 
bei der Beurkundung nicht mitwirken kann derjenige, zu deſſen 
Gunſten in der Urkunde Verfügung getroffen wird (ef. Jaſtrow 
Nr. 3 zu 8 171). Selbſt wenn man es für zweifelhaft erachten 
ſollte, ob hier der Notar wirklich eine Perſon ſei, „zu deren 
Gunſten“ verfügt werde, ſo durfte das Bedenken jedenfalls doch 
erheblich genug ſein, um von dieſem Auskunftsmittel abzurathen. 

Für viel einfacher halte ich es, wenn der Genehmigende 
bei Beurkundung der Genehmigung erklärt: 

„Ausfertigung dieſer Verhandlung beantrage ich dem pp. 

(der einen oder anderen Vertragspartei) zu ertheilen,“ 
oder wenn die Genehmigung in blos beglaubigter Form er- 
klärt wird: 

„Von dieſer Urkunde kann der pp. Gebrauch machen.“ 
Der Grundbuchrichter kann in dieſem Falle gar kein Bedenken 
haben, wenn die in der Urkunde namhaft gemachte Vertrags- 
partei dieſelbe überreicht. 
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Wird die Genehmigung in Form der Beurkundung ab- 
gegeben, ſo genügt — wenigſtens in Preußen — m. E. ſogar 
ſchon der bloße Befitz der Ausfertigung ſeitens der Vertrags- 
partei. Denn der Notar durfte Ausfertigung nur den Be⸗ 
theiligten, d. h. hier dem Genehmigenden oder deſſen Rechts- 
nachfolger ertheilen (Art. 49 preußiſchen Geſetzes über frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit). 

Wenn alſo die Vertragspartei eine Ausfertigung befitt, fo 
iſt der Grundbuchrichter berechtigt anzunehmen, daß fie fie auf 
legale und redliche Weiſe, alſo durch den Genehmigenden oder 
auf deſſen Antrag erhalten habe. M. W. hat auch bisher noch 
kein Grundbuchrichter in ſolchen Fällen einen weiteren Nachweis 
erfordert. Pinner, Rechtsanwalt in Koſten. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 28. Mai bis 
1. Juni 1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 8 91 ff. 

Mit Recht beſchwert ſich der Kl. darüber, daß der Vorder⸗ 
richter ihm lediglich unter Bezugnahme auf $ 91 C. P. O. die 
ſaͤmmtlichen Koſten auferlegt hat, obwohl für die Entſcheidung 
im Koſtenpunkte auch § 96, eventuell auch § 92 Abſ. 2 und 
§ 97 Abf. 2 der C. P. O. in Betracht kamen. Bekl. hat ſich 
in erſter Linie damit vertheidigt, daß er zur Aufhebung des 
Vertrages berechtigt geweſen ſei, und gerade durch dies ohne 
Erfolg gebliebene Vertheidigungsmittel find nicht unerhebliche 
Koſten entſtanden. Obwohl die Berückſichtigung dieſes Umſtandes 
dem Ermeſſen des B. R. unterlag, muß doch darin, daß das 
Urtheil ſich jeder Erörterung in dieſer Beziehung enthält, ein 
Rechtsverſtoß erblickt werden, weil an ſich die Annahme be⸗ 
gründet erſcheint, daß der Vorderrichter, wenn er ſich der ihm 
nach C. P. O. § 96 zuſtehenden Befugniß bewußt geweſen 
wäre, eine dem Kl. günftigere Entſcheidung über die Prozeß— 
koſten getroffen hätte. Aus demſelben Gefichtspunkte wäre die 
Erwägung geboten geweſen, ob dem Bekl. nicht bezüglich eines 
Betrages von 200 Mark die Koſten der I. J. zur Laſt zu legen 
waren, da inſoweit die geſammte in I. J. vorgebrachte Ver⸗ 
theidigung des Bekl. ohne Erfolg geweſen iſt und er nur in 
Folge der in II. J., wie hier unterſtellt wird, zuläſſiger Weiſe 
erhobenen Aufrechnungseinrede obgeſiegt hat. Sollte ſich aber 
herausſtellen, daß Bekl. letztere ſchon in I. J. hätte erheben 
können, ſo würden auch, je nachdem Kl. in die nachträgliche 
Erhebung willigt oder nicht, die SS 97 Abſ. 2 oder 92 Abſ. 2 
C. P. O. in Betracht zu ziehen ſein. I. C. S. i. S. König 
c. Schmidt vom 27. April 1901, Nr. 24/1901 J. 

2. 88 160, 161, 295. 

In Betreff der zur Vergleichung benutzten Unterſchriften 
des Bekl. hat die Reviſion gerügt, daß die Feſtſtellung der Echt. 
beit dieſer Unterſchriften nicht in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form des § 160 Nr. 1 und des § 162 der C. P. O. erfolgt 
ſei. Es darf jedoch angenommen werden, daß in der voraus⸗— 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


XX. Jahrgang. 


gegangenen mündlichen Verhandlung auch über die Echtheit der 
zur Vergleichung bezeichneten Unterſchriften des Bekl. verhandelt 
und die Echtheit vom Bekl. nicht beſtritten worden war, da die 
Feſtſtellung hierüber in den verkündeten Beweis beſchluß ſelbſt 
aufgenommen wurde, und auch der Sachoerſtändige hiervon 
Kenntniß erhalten mußte. Dieſe dem Anwalt des Bekl. ver⸗ 
kündete Feſtſtellung war geeignet, eine Feſtſtellung im Sitzunge⸗ 
protokolle zu erfetzen, wie ſolche auch durch Aufnahme in den 
Urtheilsthatbeſtand erſetzt werden kann, jedenfalls iſt eine Rüge 
wegen dieſes Verfahrens nach 8 295 der C. P. O. ausgeſchloſſen, 
da der Bekl. in der letzten Verhandlung vor dem B. G. weder 
die Echtheit der Vergleichsunterſchriften beſtritten noch den be⸗ 
haupteten Mangel des Verfahrens gerügt hat, obgleich derſelbe 
im Termin am 6. Dezember 1900 durch feinen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten vertreten und hierzu in der Lage war. II. C. S. 
i. S. Ouerling c. Wilms u. Rudersdorf vom 10. Mai 1901, 
Nr. 56/1901 II. 

3. 8 252. 

Nach dem Ergebniſſe der erhobenen Beweiſe ſollten 
nur die prozeſſualiſchen Beziehungen dahin geregelt werden, 
daß das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
näher bezeichneten Prozeſſes beruhe. Darnach lag eine Ver⸗ 
einbarung im Sinne des § 251 Abſ. 1 der C. P. O. vor. 
Ueber die Wirkung einer ſolchen lediglich prozeßrechtlichen 
Vereinbarung, das Verfahren beruhen zu laſſen, beſteht in 
der Rechtslehre Meinungsverſchiedenheit. Kohler, der Prozeß alt 
Rechtsverhältniß, hat — S. 88 — die Anſicht aufgeſtellt, „das 
Beruhenlaſſen des Prozeſſes ſei ein faktiſches Beruhenlaſſen der 
Prozeßakte ohne Zerreißung des rechtlichen Prozeßverhältniſſes, 
darum habe das Beruhenlaſſen keinen Einfluß auf die Noth- 
friſten (§ 251 Abſ. 1 Satz 2) und eine der Uebereinkunft 
widerſprechende Prozeßhandlung der Partei könne zwar dieſe 
Partei entſchädigungspflichtig machen, aber fie ſei nichtsdeſto⸗ 
weniger rechtlich gültig, der Vertrag über das Beruhenlaſſen 
habe daher nur indirekte, nicht direkte Wirkung“. Dieſer Anſicht 
iſt Seuffert C. P. O. (8. Auflage) $ 251 S. 342 inſoweit 
beigetreten, als er annimmt, die prozeßrechtliche Wirkung dieſer 
Vereinbarung beſtehe lediglich darin, daß jede Partei durch den 
Nachweis der Vereinbarung im Wege eines Antrages auf Ber 
legung oder Vertagung den Aufſchub der richterlichen Thätigkeit 
bis nach Ablauf der vereinbarten Zeit erlangen könne. Da 
gegen wird in der übrigen Literatur — vergl. Planck, Lehrbuch 
des deutſchen Civilprozeßrechts Bd. I S. 521 ff. Peterſen⸗ 
Anger C. P. O. (4. Auflage) § 251 Bem. 4 zu Note 6 S. 492, 
Gaupp⸗Stein C. P. O. (4. Auflage) § 251 II zu Note 2 
S. 507, Struckmann und Koch C. P. O. (7. Auflage) $ 251 
Nr. 3 S. 273 — die Meinung vertreten, welcher auch der 
erkennende Senat beiritt: Die Vereinbarung der Parteien, das 
Verfahren beruhen zu laſſen, begründe einen Stillſtand des 
Verfahrens und habe dieſelben prozeßrechtlichen Wirkungen, 
wie die Unterbrechung des Verfahrens, es finde daher $ 249 
der C. P. O. mit der Maßgabe Anwendung, daß deſſen Abſ. 3 
der nur für die Unterbrechung gilt, außer Anwendung bleibe, 
die Vorſchrift in dem zweiten Satze des Abf. 1 von $ 251 
bilde nur eine Ausnahme von den Vorſchriſten in $ 249 
Abſ. 1, nicht aber einen Beweis für die prozeßrechtliche 
Wirkungsloſigkeit der Vereinbarung, die Nichtbeachtung jener 
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Vereinbarung begründe deshalb nicht bloß eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht, ſondern die Unſtatthaftigkeit der nach Eintritt des Still⸗ 
ſtandes vorgenommenen Handlung. Falls aber in dem an⸗ 
hängigen Prozeſſe Streit über das Beſtehen oder über den 
Inhalt einer ſolchen als Prozeßeinrede vorgeſchützten Verein⸗ 
barung des Beruhenlaſſens entſteht, find die Anhänger der hier 
vertretenen Anficht, daß jene Vereinbarung einen Stillſtand des 
Verfahrens begründe, in Meinungsverſchiedenheit darüber, ob 
und in welchem Umfange auf die Entſcheidung über dieſen 
Zwiſchenſtreit $ 252 der C. P. O. überhaupt anwendbar ſei. 
Peterſen⸗Anger a. o. St. $ 251 Bem. 4 zu Note 5 S. 492 
und $ 252 Bem. 2 S. 494 oben nimmt an, dieſer prozeſſua⸗ 
liſche Zwiſchenſtreit ſei durch Zwiſchenurtheil zu ent⸗ 
ſcheiden, das durch Beſchwerde nicht angefochten werden könne, 
das aber der Beurtheilung der höheren Gerichte unterliege 
($$ 512 und 548); nur für den Fall, daß unrichtiger Weiſe 
ſtatt des Zwiſchenurtheils ein Beſchluß erlaſſen wurde, unterliege 
er der Beſchwerde. Das O. L. G. Karlsruhe dagegen — 
Seuffert Archiv Bd. 47 Nr. 295 — und Struckmann und 
Koch a. o. St. 8 251 Nr. 2 S. 273 nehmen an, daß die 
Entſcheidung durch Beſchluß zu erfolgen habe, der den Rechts- 
mitteln aus § 252 der C. P. O. unterliege. Ob die Aus- 
führungen bei Peterfen-Anger den hier allein zu entſcheidenden 
Fall, daß jener Zwiſchenſtreit lediglich den Fortgang des Pro⸗ 
zeſſes, nicht die Rechtsgültigkeit bereits vorgenommener Prozeß⸗ 
handlungen betrifft und auf die Vereinbarung des Beruhen⸗ 
laſſens ein Ausſetzungsantrag geſtützt wurde, überhaupt mit⸗ 
umfaſſen ſollten, bedarf hier keiner Erörterung. Der Senat 
nimmt für dieſen hier zu entſcheidenden Fall an, die Gleich- 
ſtellung der Hemmung des Verfahrens durch Vereinbarung des 
Beruhenlaſſens mit der Hemmung deſſelben in den Fällen der 
§§ 245 und 247 — und die daraus abgeleitete Folge, daß 
der auf Grund jener Vereinbarung eintretende Stillſtand ipso 
jure eine Unterbrechung des Verfahrens begründe, habe die 
weitere nothwendige Folge, daß die Entſcheidung über den 
Zwiſchenſtreit, ob eine jene Unterbrechung begründende Verein⸗ 
barung vorliege und deshalb die Unterbrechung eingetreten und 
das Verfahren auszuſetzen ſei, in der Form des Beſchluſſes 
zu erlaſſen ſei, und nur durch die in § 252 der C. P. O. 
bezeichneten Rechtsmittel angefochten werden könne. Darnach iſt 
eine Entſcheidung des Prozeßgerichts, das einen auf Verein- 
barung des Beruhenlaſſens begründeten Ausſetzungsantrag ab- 
lehnt und die Fortſetzung des Verfahrens anordnet, weil jene 
Vereinbarung nicht zu Stande gekommen ſei, mit der ſofortigen 
Beſchwerde nach §8 252 der C. P. O. anfechtbar; gleiches gilt 
für den hier gegebenen Fall, daß im Beſchwerdewege eine auf 
jenen Antrag verfügte Ausſetzung aus jenem Grunde aufgehoben 
wurde. II. C. S. i. S. Theberath 6. Bente vom 7. Mai 
1901, B Nr. 61/1901 II. 

4. § 322. 

Wenn durch das angefochtene Urtheil die Berufung gegen 
das die Leiſtungsklage über die 10 095,40 Mark zuſprechende 
erſtinſtanzliche Urtheil in der Erwägung zurückgewieſen worden 
iſt, daß dieſe Forderung ſchon mit Rüdfiht auf das die negative 
Feſtſtellungswiderklage inſoweit abweiſende rechtskräftige Urtheil 
des Vorprozeſſes feſtſtehe, ſo iſt auch hierin ein Rechtsirrthum 
nicht enthalten. Zwar hatte der I. C. S. des R. G. nach deſſen 
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Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 6 Nr. 119 betreffs der Frage, 
wie weit die Rechtskraft des eine negative Feſtſtellungsklage ab⸗ 
weiſenden Urtheils reicht, angenommen, daß durch eine ſolche 
Abweiſung lediglich entſchieden iſt, daß die negative Feſtſtellungs⸗ 
klage nicht begründet iſt, nicht aber auch, daß die poſitive auf 
das Gegentheil gerichtete Feſtſtellungsklage begründet iſt, daß 
vielmehr, um eine Entſcheidung dieſes Inhalts herbeizuführen, 
erſt eine pofitive Feſtſtellungsklage hätte angeſtellt werden müſſen. 
Allein es hat der IV. C. S. des R. G. nach deſſen Ent⸗ 
ſcheidungen in Civilſachen Bd. 29 Nr. 90 umgekehrt ausgeſprochen, 
daß das Urtheil, welches die negative Feſtſtellungsklage nicht 
wegen Mangels des Intereſſes, ſondern als ſachlich unbegründet 
abweiſt, in fich die Feſtſtellung des Beſtehens des Rechts⸗ 
verhältniſſes enthält. Dieſer letzteren Rechtſprechung hat ſich 
fpäter der I. C. S. (vergl. Bolze Praxis des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 22 Nr. 740, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 
Nr. 115 S. 404) angeſchloſſen. Auch der erkennende Senat 
nimmt aus den in Bd. 29 Nr. 90 a. a. O. entwickelten Gründen, 
nach denen die poſitive und die negative Feſtſtellungsklage den ⸗ 
ſelben Zweck (das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechts. 
verhältniſſes feſtzuſtellen) verfolgen und daher nach dem Willen 
des Geſetzes jede Entſcheidung über eine ſolche Klage das 
ſtreitige Rechtsverhältniß (einerlei ob die Klage zugeſprochen oder 
abgewieſen worden iſt) unabänderlich feſtſtellt, an, daß die Ab⸗ 
weiſung einer negativen Feſtſtellungsklage als ſachlich unbegründet 
in ſich die Feſtſtellung des Beſtehens des Rechtsverhältniſſes 
enthält. Der Umſtand, daß im vorliegenden Falle die negative 
Feſtſtellungsklage nicht völlig abgewieſen, ſondern theils zu⸗ 
geſprochen, theils abgewieſen worden iſt, ändert an dieſer Wirkung 
in Beſchränkung auf die theilweiſe Abweiſung nichts. Es iſt 
vielmehr durch die rechtskräftige Entſcheidung des Vorprozeſſes 
(ohne daß es der Erhebung einer pofitiven Feſtſtellungs klage 
bedurfte) feſtgeſtellt ſowohl negativ, daß Kl. außer den bereits 
damals zugeſprochen geweſenen 10 000 Mark nicht mehr als 
noch 10 095,40 Mark zu fordern hat, als auch poſitiv, daß Kl. 
außer den erwähnten 10 000 Mark noch 10 095,40 Mark 
wirklich zu beanſpruchen hat. Demnach war wie geſchehen zu 
erkennen. III. C. S. i. S. Haffer c. Guſe vom 11. Mai 1901, 
Nr. 384/1900 III. 

5. 8 529. 

Die Entſcheidung beruht auf Rechtsirrthum. Bekl. hat in 
II. J. eine Gegenforderung auf Grund von Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſen in Höhe von 230,30 Mark zur Tilgung der Klage⸗ 
forderung im eventuellen Betrage derſelben aufrechnend geltend 
gemacht. Der Vorderrichter hat dieſe Aufrechnung gemäß 
C. P. O. § 529 für zuläffig erachtet, weil die betreffenden 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe erſt nach Erlaß des I. Urtheils er⸗ 
gangen ſind und in Folge deſſen die Aufrechnung I. J. noch 
nicht geltend gemacht werden konnte. Mit Recht hat hiergegen 
der Kl. eingewandt, daß das Datum der Feſtſetzungsbeſchlüſſe 
nich! maßgebend ſein könne, da Bekl. nicht gehindert war, bie 
fraglichen Koſtenforderungen, auch ohne daß ſie feſtgeſtellt waren, 
zur Aufrechnung zu verſtellen. In der That entſteht der Koſten⸗ 
anſpruch und wird er fällig nicht erſt mit der Feſtſetzung, 
ſondern mit der Vollſtreckbarkeit des Urtheils, welches die Koſten 
zuerkennt, allerdings, ſolange das Urtheil die Rechtskraft nicht 
beſchritten hat, nur als ein reſolutiv bedingter, der aber als 
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ſolcher immerhin der Aufrechnung ſähig iſt. Der B. R. hätte 
daher feſtſtellen müſſen, wann die Urtheile, wonach dem Bekl. 
die Koſten zugebilligt wurden, als vollſtreckbar ergangen, oder 
vollſtreckbar geworden find, da nur nach Maßgabe dieſes Zeit- 
punktes die Frage erörtert werden kann, ob der Bekl. ohne fein 
Verſchulden außer Stande geweſen iſt, die Aufrechnung in I. J. 
geltend zu machen. Da die Feſtſtellung in dieſer Inſtanz nicht 
erfolgen kann und ſich ebenſo wenig aus dem angefochtenen 
Urtheile ergiebt, daß der Kl., wenn auch nur durch konkludentes 
Verhalten, in die Geltendmachung in II. J. eingewilligt hat, 
ſo iſt die Zuläſſigkeit der Geltendmachung gemäß C. P. O. 
§ 529 bisher nicht dargethan, und es mußte daher das Urtheil, 
inſoweit es die Klage für mehr als 3 400 Mark nebſt Zinſen 
abweiſt, aufgehoben und die Sache inſoweit zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. I. C. S. i. S. König 6. Schmidt vom 27. April 1901, 
Nr. 24/1901 J. 

6. 88 1025 ff. 

Der B. R. iſt mit Recht von der Annahme ausgegangen, 
die vorliegende Klage ſei eine Erfüllungsklage aus dem in 
dem Vertrage vom 19. Juni 1899 enthaltenen Schiedsvertrage 
und den zwei in deſſen Vollzuge ergangenen Schiedsſprüchen, 
indem insbeſondere mit derſelben die Erfüllung des zweiten 
Spruches begehrt werde durch Zahlung der ihr dort zugeſprochenen 
Beträge nach Abzug des durch den öffentlichen Verkauf der 
Waare erzielten Erlöͤſes. Deſſen weiteren Ausführungen, daß 
dieſe Erfüllungsklage aus jenen Schiedsſprüchen rechtlich zuläſfig 
ſei, obgleich es an einem Nachweiſe dafür fehle, daß ſie den 
Vorſchriften der deutſchen C. P. O. über das rechts wirkſame 
Zuſtandekommen eines Schiedsſpruches entſprechen, — und zwar 
aus dem Grunde, weil jene Schiedsſprüche unter der Herrſchaft 
eines ausländiſchen Rechtes erlaſſen worden ſeien und aus aus⸗ 
ländiſchen Schiedsſprüchen nach den Grundſätzen des inter⸗ 
nationalen Privatrechtes auf Grund ihrer civilrechtlichen Wirk. 
ſamkeit als Rechtstitel — eine der actio judicati entſprechende 
Civilklage auf die nach dem Spruche geſchuldete Leiſtung vor 
dem Gerichte des Inlandes erhoben werden könne —, entſprechen 
der Rechtsſprechung des R. G. — Entſch. in Civilſachen Bd. 30 
S. 368 —, die ihrerſeits den Urtheilen des R. O. H. G. — Eniſch. 
Bd. 10 S. 397 und Bd. 17 S. 427 — gefolgt iſt. Dieſe Rechts. 
ſprechung, welcher der erkennende Senat beitritt, beruht auf der 
Erwägung, daß die Vorſchriften der deutſchen C. P. O. über die 
rechtlichen Vorausſetzungen eines wirkſamen Schiedsſpruches aller- 
dings zwingendes Recht ſeien für die in Deutſchland ergangenen 
Schiedsſprüche, aber nicht zwingendes Recht in dem Umfange 
enthalten, daß überhaupt nur ein Schiedsſpruch, wenn er jenen 
Vorausſetzungen entſpreche, in Deutſchland als rechtswirkſam 
gelte, daß vielmehr die Frage, welche Anerkennung einem im 
Auslande ergangenen Schiedsſpruche zukommen könne, außerhalb 
des Bereiches liege, auf welches fich die Vorſchriften der C. P. O. 
beziehen, und lediglich nach den Grundſätzen des internationalen 
Privatrechts zu beurtheilen ſeien. An dieſer Rechtslage iſt auch 
mit Eintritt der neuen Geſetzgebung vom 1. Januar 1900 nichts 
geändert worden. Zwar tft nach 8 274 Ziffer 3 der C. p. O. 
die Einrede, daß die Entſcheidung des Rechtsſtreites durch Schieds⸗ 
richter zu erfolgen habe, als prozeßhindernde Einrede an- 
zuſehen. Allein die Materialien zu dieſer erſt durch die Reichs. 
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tagskommiſſion — Kommiſflonsbericht S. 84 und 85 — ein 
geihobenen Beſtimmung laſſen darüber einen Zweifel nicht 
aufkommen, daß durch dieſe Vorſchrift an der rechtlichen Natur 
dieſer Einrede als exceptio pacti nichts geändert wurde und 
daß nicht prozeßrechtliche, ſondern lediglich praktiſche 
Bedürfniſſe für das Einfügen dieſer Einrede als prozeßhindernden 
maßgebend waren. Es kann daher aus dieſer Aenderung nicht 
die Annahme abgeleitet werden, es ſei der Schiedsvertrag ein 
rein prozeſſualiſches Rechtsgeſchäft und es begründe deſſen Durch⸗ 
führung im Schiedsſpruche lediglich ein prozeßrechtliches Ver⸗ 
haͤltniß. — Die Reviſion hatte die bisher erörterten Rechts⸗ 
fragen in das Ermeſſen geſtellt; ſie hat aber weiter geltend 
gemacht, der Kl., wenn fie auch auf formell beſtehende Schieds⸗ 
ſprüche fich berufen könne, liege ſchon auf Grund eines bloßen 
Beſtreitens der Nachweis dafür ob, daß dieſe Schiedsſprüche auf 
die durch Vertrag und Geſetz vorausgeſetzte Weiſe zu Stande 
gekommen ſeien; wenn daher der Bekl. in den Inſtanzen be⸗ 
ſtritten habe, daß das Schiedsgericht dem Schieds vertrage gemäß 
zuſammengeſetzt war, jo habe die Kl. den Nachweis der gehörigen 
Zuſammenſetzung zu führen gehabt, ohne daß der Bekl., wie die 
Inſtanzgerichte zu Unrecht angenommen hätten, etwa näher an- 
geben mußte, in welchen Punkten gefehlt ſei. Dieſe Rüge iſt 
nicht gerechtfertigt. Bei jener der actio judicati entſprechenden 
Civilklage aus ausländiſchen Schiedsſprüchen wird nach der oben 
bezogenen Rechtsſprechung des R. G. unterſtellt, daß der Schieds⸗ 
ſpruch dem auf den Schiedsvertrag und das Schiedsverfahren 
anwendbaren Rechte des Auslandes und den Vereinbarungen 
der Parteien entſpreche. Nach dieſen Vereinbarungen und 
nach dem anwendbaren Rechte des Auslandes iſt daher zu 
beurtheilen, ob und in welchem Umfange ein gegen die Gültig ⸗ 
keit eines ausländiſchen Schiedsſpruchs gerichteter Angriff einer 
näheren thatſächlichen Begründung bedarf. Die Ausführungen 
des B. R. rechtfertigen zunächſt die Annahme, daß auch nach 
dem Willen der Parteien der Schiedsvertrag und das Schieds⸗ 
verfahren nach dem in Antwerpen geltenden hier nicht revifibeln 
Rechte zu beurtheilen ſeien. Der in Betracht kommende Code 
de procédure civile, deſſen Titel über das Schiedsverfahren 
(des arbitrages) den Schiedsvertrag und das Schiedsverfahren 
nach der prozeſſualen Seite regelt und der in dieſer Materie 
in Belgien noch unverändert gilt, geht übrigens in Art. 1028 
— gleich dem § 1041 (früher 867) der C. P. O. — davon 
aus, daß ein formell beſtehender Schiedsſpruch — „acte qualifie 
jugement arbitral“ — inſolange als ſolcher gelte, als nicht 
einer der in Art. 1028 aufgeführten Nichtigkeits⸗ oder Auf ⸗ 
hebungsgründe, wenn auch nur im Wege der Einwendung geltend 
gemacht ſei. Daraus folgt mit rechtlicher Nothwendigkeit, daß 
demjenigen, der einen ſolchen Grund geltend machen will, die 
erforderliche nähere Darlegung obliege, aus welchen konkreten 
Thatumſtänden die geltend gemachte Verletzung der Partei⸗ 
vereinbarungen oder des Geſetzes abgeleitet werde. II. C. S. 
i. S. Kaufmann c. Comtoir Commercial Anversois vom 
30. April 1901, Nr. 48/1901 II. 

II. Das Handelsrecht. 

7. 8 377. Art. 347 a. F. 

Die Ausführungen des B. R. find, wie die Revifion mit 
Recht geltend gemacht hat, nicht genügend, die darauf geſtützte 
Entſcheidung zu rechtfertigen. Zutreffend und von der Reviſion 


4 7 


Var 
„ 


Er 


4 ri B A TE 


a 


— — . up 


XXX. Jahrgang. 


auch nicht angegriffen iſt zwar die Annahme der Vorinſtanz, 
daß die in Jerfitz vorgenommene chemiſche Prüfung der Waaren⸗ 
proben keine rechtzeitige Unterſuchung der Waare im Sinne von 
Art. 347 des H. G. B. älterer Faſſung geweſen ſei; die Ein- 
reichung der Proben bei der Verſuchsſtation iſt erſt fo ſpät 
erfolgt, wie es nach ordnungsmäßigem Geſchäftsgange bei einer 
unverzüglich vorzunehmenden Unterſuchung keinesfalls geſchehen 
durfte. Allein dieſe Erwägung iſt nicht durchſchlagend. Nach 
der angezogenen Geſetzesvorſchrift hat der Käufer die Waare 
ohne Verzug nach der Ablieferung zu unterſuchen, ſoweit dies 
nach dem ordnungs mäßigen Geſchäftsgange thunlich 
ift, und eine Verſäumung dieſer Unterſuchung und der darauf 
geſtützten Mängelanzeige hat die Folge, daß die Waare als 
genehmigt gilt, ſoweit es ſich um Mängel handelt, welche bei 
der ſofortigen Unterſuchung nach ordnungsmäßigem Geſchäfts⸗ 
gange erkennbar waren. Der Umſtand, daß die in Jerfitz vor⸗ 
genommene Unterſuchung nicht als eine ohne Verzug bewirkte 
anzuſehen iſt, würde hiernach die Folgerung, daß die Waare 
als genehmigt zu gelten habe, nur rechtfertigen, wenn dieſe 
Unterſuchung eine ſolche geweſen wäre, die der Bekl. nach 
ordnungsmäßigem Geſchäftsgange vorzunehmen hatte. Daß 
dies der Fall ſei, hat das B. G. nicht ausgeſprochen. Was 
die hiernach vom B. G. unerörtert und unbeantwortet gelaſſene 
Frage anlangt, ob der Bekl. im gegebenen Falle eine chemiſche 
Unterſuchung des Mehles hätte veranlaſſen müſſen, ſo muß ſie 
nach dem, was zwiſchen den Parteien unſtreitig iſt, verneint 
werden. An ſich muß der Käufer, der die zur Beurtheilung 
der gekauften Waare erforderlichen Fähigkeiten nicht hat, zu der 
Unterſuchung ſachverſtändige Perſonen zuziehen oder ſie ſolchen 
übertragen; er wird daher unter Umſtänden bei Waaren, deren 
Qualität nur durch chemiſche Analyſe oder eine ſonſtige wiſſen⸗ 
ſchaftliche Prüfung ermittelt werden kann, die Unterſuchung 
durch einen Chemiker oder ſonſtigen Sachverſtändigen ausführen 
laſſen müſſen. Indeß liegt keineswegs in allen Fällen, in denen 
eine genaue und fichere Kenntniß von der Beſchaffenheit der 
Waare nur durch einen mit beſonderen Fachkenntniſſen aus ⸗ 
geſtatteten Sachverſtändigen gewonnen werden kann, die Zu⸗ 
ziehung eines ſolchen dem Käufer ob, ſondern nur, wenn dieſe 
Art der Unterſuchung zur ordnungsmäßigen Geſchäfts führung 
gehört. Das aber tft dann nicht der Fall, wenn eine derartige 
Unterſuchung in dem betreffenden Geſchäftszweige überhaupt 
oder doch bei Waaren der in Frage ſtehenden Art nicht üblich 
iſt. Vergl. Entſch. des Oberhandelsgerichts Bd. 7 S. 409 ff., 
die Urtheile des R. G. in Goldſchmidts Zeitſchrift f. d. geſ. 
Handelsrecht Bd. 26 S. 571 und bei Bolze, Praxis des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 7 Nr. 585, die Kommentare zum Handelsgeſetzbuch 
von Staub, 6/7. Auflage Anm. 13 zu § 377, von Puchelt⸗ 
Foͤrtſch, IV. Auflage Anm. 66 zu Art. 347. VI. C. S. i. S. 
Reißner c. Fontheim vom 6. Mai 1901, Nr. 66/1901 VI. 

8. 8 486. 

Der Klage fehlt es, was die Inſtanzen überſehen haben, 
bislang an einer ausreichenden Begründung. Die erſte Voraus 
ſetzung für den Klageanſpruch beſteht darin, daß die Unkoſten 
der Bergung einen Schaden darſtellen, der dem Kl., d. h. dem 
Rheder der Johanne, erwachſen iſt, mit andern Worten, daß 
er dieſe Unkoſten zu tragen gehabt hat. Dafür liegt bislang 
eine ausreichende Behauptung, geſchweige denn ein Beweis oder 
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eine thatſächliche Feſtſtellung der Vorderrichter nicht vor. Der 
Bergungsvertrag mit der Firma C. & Co., der dieſe Mehr⸗ 
aufwendungen über den Werth der geretteten Gegenſtände 
hinaus ſämmtlich theils unmittelbar, theils mittelbar veranlaßt 
haben ſoll, iſt nach den übereinſtimmenden Angaben der 
Parteien von dem Schiffer der Johanne, Kapitän M., nach 
zuvoriger Rückſprache mit den Vertretern der Kas ko⸗Verficherer 
des Schiffs, der Firma S. & B. zu Kiel, abgeſchloſſen worden. 
Das Schiff befand ſich außerhalb des Heimathshafens und da 
anderweitige Angaben nicht vorliegen, muß davon ausgegangen 
werden, daß Kapitän M. bei jenem Vertragsſchluſſe Kraft ſeiner 
geſetzlichen Befugniſſe als Schiffer gehandelt hat (H. G. B. 
Art. 495 — 499). Demnach findet Art. 452 Nr. 1 des 
H. G. B. Anwendung, wonach der Rheder für den Anſpruch 
eines Dritten nicht perjönlih, ſondern nur mit Schiff und 
Fracht haftet, wenn der Anſpruch auf ein Rechtsgeſchäft ge- 
gründet wird, welches der Schiffer als ſolcher kraft ſeiner geſetz⸗ 
lichen Befugniſſe abgeſchloſſen hat. Der Kl. konnte hiernach 
für den Anſpruch von C. & Co. auf die für die Bergung 
zugeſagte Vergütung, und für die ſonſtigen durch die Bergung 
weiter veranlaßten Forderungen dritter Perſonen, die (ſoweit 
erhellt) ebenfalls ſämmtlich auf Rechtsgeſchäfte des Schiffers 
zurückzuführen find, perfönlih überhaupt nicht in Anſpruch 
genommen werden. Er haftete dafür nur mit Schiff und 
Fracht, ſodaß ihm Zahlungen über den Werth des Wracks und 
der ihm erhaltenen Diſtanzfracht hinaus nicht angeſonnen werden 
konnten. Gbenſo ergiebt ſich aus dem H. G. B. Art. 7 5 5 
Abſ. 1, daß durch die Bergung des Schiffs an ſich eine perſön⸗ 
liche Verpflichtung des Kl. zur Entrichtung der Bergungskoſten 
nicht ins Leben trat. Und mit Rückſicht darauf, daß über die 
Vertheilung der Bergungstoften auf Schiff, Fracht und Ladung 
eine nach den Regeln der großen Haverei (H. G. B. Art. 702 flg.) 
aufgemachten Dispache vorgelegt worden iſt, mag weiter darauf 
verwieſen werden, daß nach Art. 728 auch durch einen Haverei⸗ 
fall eine perſoͤnliche Verpflichtung zur Entrichtung des Beitrags 
nicht begründet wird. Uebrigens kann hier von „Beiträgen zur 
großen Haverei“ im Sinne des Geſetzes überhaupt nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Denn wenn man auch aunehmen will, daß die 
Maßregeln, die zur Rettung von Schiff und Ladung aus der 
durch das Sinken für beide herbeigeführten gemeinſamen Gefahr 
vollſtändigen Untergangs ergriffen wurden, au ſich einen unter 
Art. 708 Nr. 3 Abſ. 4 unterzubringenden Fall großer Haverei 
darſtellen können, ſo konnten gleichwohl die beſonderen vom 
Geſetze geordneten Rechtsfolgen der großen Haverei hier nicht 
eintreten. Denn die, Haverei⸗Vertheilung tritt nach Art. 705 
nur ein, wenn Schiff und Ladung ganz oder theilweiſe gerettet 
worden find. Hier iſt aber dem Werthe nach nichts gerettet 
worden. Die geretteten Werthe waren geringer, als die für 
die Rettung aufgewendeten Koflen. Der Berger war alſo in 
der Lage, das Gerettete vollſtäudig für ſich in Anſpruch zu 
nehmen. Zu einer Zahlung von „Beiträgen“ aus den geretteten 
Werthen ift kein Raum. I. C. S. i. S. Holm & Molzen 
c. Frohboͤſe vom 1. Mat 1901, Nr. 38/1901 J. 

9. 88 740 ff. 

Wie das R. G. in Sachen des Nordiſchen Bergungs vereint 
gegen den Norddentſchen Lloyd betr. Bergung der Eider im 
Urtheile vom 28. Oktober 1893 (abgedruckt theilweiſe bei Bolze 
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Bd. 18 Nr. 170 und vollſtändig im Hauptblatt der Hanſeatiſchen 
Gerichts. Zeitung von 1894 unter Nr. 68) bereits ausgeſprochen 
und eingehend begründet hat, wird durch einen Vertrag, deſſen 
Inhalt ſich im Weſentlichen darauf beſchränkt, den einem Berger 
zu gewährenden Lohn der Höhe nach feſtzuſetzen, auch dann eine 
perſönliche Haftung des Rheders nicht herbeigeführt, wenn der 
Vertrag vom Rheder ſelbſt oder unter deſſen Mitwirkung oder 
Kraft einer beſonderen von ihm ertheilten Vollmacht abgeſchloſſen 
worden iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

10. Verſicherung. 

Den aus 58 9, 11 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
entnommenen Einwand der Bekl. verwirft das B. G. auf Grund 
der Erwägung, daß die minderjährigen Kinder ein Verſchulden 
an Unterlafjung rechtzeitiger Anzeige des Unfalls nicht treffe, da 
fie damals noch nicht bevormundet waren, und daß das Ver- 
ſchulden eines der gemeinſchaftlich zum Bezug der Verſicherungs⸗ 
ſumme Berechtigten nicht genüge, um die in § 11 angedrohte 
Rechtsfolge des Verluſtes der Anſprüche in Wirkſamkeit treten 
zu laſſen. Müſſe aber ein Verſchulden der Wittwe W. den 
Kindern mit zugerechnet werden, fo könne die Bekl. doch ſich 
auf § 11 nicht berufen, da fie in ihrem Antwortſchreiben auf 
die Anzeige der Wittwe ihre Zahlungsweigerung lediglich auf 
das Nichtvorhandenſein eines unter § 1 fallenden Unfalles ge 
ſtützt und ſomit auf die Rechte, die § 11 wegen verſpäteter 
Anzeige gewährt, verzichtet habe. Gegen dieſe Erwägungen find 
die Angriffe der Rkl. gerichtet; dieſelben ſind jedenfalls für zu⸗ 
treffend zu erachten, ſoweit ſie die Annahme eines Verzichts auf 
die Rechte aus § 11 betreffen. Stehen der Wirkſamkeit eines 
ſtillſchweigenden Verzichts auch nicht die $ 384 A. L. R. Thl. J 
Tit. 16 und § 131 Thl. 1 Tit. 5 entgegen, weil die Bekl. 
Kaufmannseigenſchaft beſitzt und ſonach Art. 317 des H. G. B. 
Anwendung finden würde, fo fehlt es der Feſtſtellung einer 
ſolchen ſtillſchweigenden Willenserklärung doch an genügender 
Begründung, da der Umſtand allein, daß eine Vertragspartei 
die gegen ſie erhobenen Anſprüche aus einem beſtimmten Grunde 
brieflich ablehnt, den Schluß nicht rechtfertigt, daß ſie auf alle 
übrigen Rechtsbehelfe, welche ihr gegen den erhobenen Anſpruch 
zuſtehen, verzichten wolle. Wenn in anderen Fällen die An⸗ 
nahme eines Verzichts auf die nicht ausdrücklich vorbehaltenen 
Rechtsbehelfe vom R. G. gebilligt worden iſt, wie dies z. B. in 
der Sache v. Z. wider Z., Urtheil vom 22. Dezember 1890 
VI a 250/99 geſchehen, jo waren eben noch andere Umſtände 
vorhanden, welche jene Folgerung mit Sicherheit rechtfertigten, 
z. B. die Thatſache, daß ſich die Verſicherungsgeſellſchaft auf 
Verhandlungen eingelaſſen hatte, die ſich nur aus dem Willen 
erklären ließen, wegen der verſpäteten Anzeige Nachſicht üben zu 
wollen. Die Ausführungen des B. G. ſind auch inſofern nicht 
ſchlüſſig, als ſie den Verzichtswillen daraus folgern, daß die 
Bekl. das Vorbringen weiterer Einwendungen für „unnöthig“ 
gehalten habe; denn, was die Bekl. in dem Zeitpunkte, als ſie 
den Brief vom 19. September 1899 ſchrieb, für unnöthig er- 
achtete, brauchte ihr keineswegs für alle Zeiten als unnöthig zu 
erſcheinen. Bei Beurtheilung des Rechtsfalles muß demnach 
davon ausgegangen werden, daß nach Annahme des B. G. einer⸗ 
ſeits bei Unterlaſſung einer Anzeige die Kinder ein Verſchulden nicht 
trifft, andererſeits aber die Verſpätung der Anzeige durch die 
Wittwe — der Tod iſt am 24. Auguſt, die Anzeige erſt am 
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13. September 1899 geſchehen, obwohl § 9 Abſ. 2 Anzeige 
binnen 8 Tagen nach dem Unfall beziehungsweiſe nach erlangter 
Kenntniß erfordert — möglicher Weiſe auf einem Verſchulden 
der Wittwe beruht. Geht man nun auch weiter noch mit dem 
B. G. davon aus, daß die Kl. bezüglich des Anſpruchs aus der 
Verſicherung in einer Gemeinſchaft nach 8 10 des A. L. R. 
Thl. Tit. 17 ſtehen, fo kann doch die Rechtsanſchauung des 
B. G., daß die Bekl. die Rechte aus § 11 nur geltend machen 
dürfe, wenn die Unterlaſſung einer rechtzeitigen Anzeige auf 
einem Verſchulden ſämmtlicher Gläubiger beruhe, nicht ge 
billigt werden. § 11 beſtimmt: „Die Zuwiderhandlungen gegen 
die Beſtimmungen der 88 9 und 10 zieht für den Verſicherten 
beziehungsweiſe deſſen Rechtsnachfolger den Verluſt aller An⸗ 
ſprüche an die Geſellſchaft nach ſich.“ Ohne ein Verſchulden 
iſt eine ſolche Zuwiderhandlung allerdings nicht zu denken, aber 
wenn die Zuwiderhandlung in dem Unterlaſſen der zur Pflicht 
gemachten Handlungen beſteht, ſo iſt, ſobald die Thatſache der 
Unterlaſſung feſtſteht, zunächſt der Thatbeſtand der Zuwider⸗ 
handlung äußerlich gegeben, und es iſt nunmehr Sache des 
Verſicherten oder ſeines Rechtsnachfolgers, ſich zu entſchuldigen, 
gerade, wie dies beim Zahlungsverzuge gehandhabt wird. Sind 
mehrere Rechtsnachfolger des Verſicherten vorhanden, ſo muß 
zwar die von dem einen bewirkte rechtzeitige Anzeige auch den 
anderen zu Gute kommen, weil zum Empfang mehrfacher An- 
zeigen ein Bedürfniß auf Seiten der Verſicherungsgeſellſchaft 
nicht vorliegt; unterbleibt aber eine rechtzeitige Anzeige über⸗ 
haupt, ſo können auch nur diejenigen Rechtsnachfolger den von 
der Geſellſchaft aus § 11 abgeleiteten Rechten eritgegentreten, 
welche für ihre Perſon eine Entſchuldigung darzuthun vermögen. 
Hieran kann auch das Gemeinſchaftsverhältniß, in welchem die 
Kl. nach Annahme des B. G. ſtehen, nichts ändern. Der An- 
ſpruch auf eine rechtzeitige Anzeige iſt für die Unfallverficherungs- 
geſellſchaften von nicht zu unterſchätzendem Werthe, und es er- 
ſcheint völlig ungerechtfertigt, ihnen die zur Sicherung dieſes 
Anſpruchs vereinbarten Rechte gegen alle in Gemeinſchaft 
ſtehende Gläubiger lediglich deshalb zu verſagen, weil einer 
oder der andere fich entſchuldigen kann. Vielmehr kann der⸗ 
jenige Verſicherungsberechtigte, welcher die Unterlafjung einer 
rechtzeiligen Anzeige nicht zu rechtfertigen vermag, auch den 
Anſpruch, wie er im gegenwärtigen Prozeſſe verfolgt iſt, nämlich 
die Geſellſchaft zur Erfüllung ihrer Vertragepflichten für ver- 
pflichtet zu erklären, nicht geltend machen. Der Umſtand, daß 
die in Gemeinſchaft ſtehenden Gläubiger den Anſpruch nur 
gemeinſchaftlich geltend machen können, kommt hier nicht in 
Betracht; denn um die Folgen, welche das verſchiedene Ver⸗ 
halten der Kl. bei Erfüllung der in § 9 ihnen auferlegten 
Pflichten auf ihr Verhältniß unter einander und auf den von 
der Geſellſchaft zu zahlenden Betrag hat, handelt es ſich im 
gegenwärtigen Prozeſſe nicht. Daß nun die 6 Kinder des Ver- 
unglückten wegen Unterlaſſung der Anzeige entſchuldigt ſind, iſt 
vom B. G. mit Recht aus der Thatſache gefolgert worden, daß 
fie zu der Zeit, als die Anzeige zu erſtatten war, noch minder⸗ 
jährig waren und einen Vormund erſt erhalten haben, als eine 
Anzeige durch den Vormund keinen Werth mehr hatte. Soweit 
deshalb das B. G. zu Gunſten der Kinder entſchieden hat, iſt 
die Reviſion zurückzuweiſen, denn auch die Feſtſtellung des B. U., 
daß innerhalb der in § 20 Abſ. 3 vorgeſchriebenen Friſt eine 
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im Sinne dieſer Vorſchrift „vollſtändige“ Klage erhoben worden 
ſei, unterliegt einem rechtlichen Bedenken nicht. Dagegen iſt 
das B. U. aufzuheben, ſoweit es zu Gunſten der Wittwe ent- 
ſcheidet; eine ſolche Entſcheidung kann erſt ergehen, wenn bei 
erneuter Verhandlung in der Berufungsinſtanz die Feſtſtellung 
getroffen werden kann, daß ihr bei Verſpätung der Anzeige ein 
Verſchulden nicht zur Laſt fällt. VII. C. S. i. S. Frankfurter 
Transport-, Unfall- und Glasverſicherung A.⸗G. 6. Werner 
vom 3. Mai 1901, Nr. 135/1901 VII. 

III. Sonftige Reichsgeſetze. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

11. 58 1. 

Die, eine Eigenart des Eiſenbahnbetriebs bildende erhöhte 
Schwierigkeit des Ausweichens, welche durch das Fortgleiten auf 
der Schiene und die Gebundenheit an dieſe bedingt wird, kann 
ſich auch inſofern geltend machen, als es einem Eiſenbahnzug 
nicht wie einem anderen Fuhrwerk möglich iſt, bei Annäherung 
an Stellen, wo erfahrungsgemäß leicht ein Hinderniß auf die 
Fahrbahn geräth, fo bei Straßen- oder Kanalarbeiten, zum 
Voraus ſchon, noch ehe ein beftimmtes Hinderniß wirkſam 
oder fichtbar geworden iſt, ſolchen gefährlichen Stellen auszu⸗ 
weichen. Uebrigens iſt das Erforderniß eines Zuſammenhanges 
des Unfalles mit den dem Eiſenbahnbetrieb eigenthümlichen 
Gefahren nicht ſo zu verſtehen, daß dieſe Gefahren dem Eiſenbahn⸗ 
betrieb ausſchließlich eigen ſein müßten, daß ſie nicht in 
ähnlicher Weiſe auch anderswo vorkommen konnten (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 38). VI. C. S. i. S. Große 
Caſſeler Straßenbahn e. Heſſen⸗Naſſauiſche Baugewerksberufs⸗ 
genoſſenſchaft vom 2. Mai 1901, Nr. 473/1900 VI. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

12. 8 12. 

Das O. L. G. ift in feiner Entſcheidung zutreffend davon 
ausgegangen, daß der Kl. durch die Zeicheneintragung das 
Wort Creolin auch als Wortzeichen, alſo feinem Klang- 
laute nach, als Waarenzeichen für ihre Desinfektionsmittel 
geſchützt, und daher nach § 12 des Waarenzeichengeſetzes der 
Bekl. nicht berechtigt iſt, ſolche Waaren oder deren Verpackung 
oder Umhüllung mit dieſem Worte als Waarenzeichen zu ver 
ſehen oder daſſelbe in gleicher Weiſe auf Schriftſtücken der im 
Geſetze angegebenen Art anzubringen. Es hat aber dennoch 
den Klageanſpruch aus dem Waarenzeichengeſetze für unbegründet 
erachtet, weil nur ein einziger Fall, nämlich die Offerte an M., 
erwieſen ſei, in welcher der Bekl. in einem Schreiben vom 
3. Mai 1897 und auf dem beigefügten, das angebotene Muſter 
enthaltenden Probefläſchchen das Wort Creolin gebraucht habe, 
in dieſem Falle aber dieſes Wort nicht als Waarenzeichen, 
fondern zur Benennung der Waare Verwendung gefunden 
habe, die allgemein, auch nach dem Willen der Kl. ſelbſt, 
Creolin genannt werde. Die Annahme des O. L. G., daß bei 
Wortzeichen der § 12 des Waarenzeichengeſetzes den Eingetragenen 
nur gegen den widerrechtlichen Gebrauch des Wortes als 
Waarenzeichen, nicht aber dann ſchützt, wenn es fih nur 
um eine Benennung der Waare handelt, und daß es eine 
Frage der thatſächlichen Würdigung iſt, ob der eine oder andere 
Fall vorliegt, ſteht in Uebereinſtimmung mit mehrfachen Ent- 
ſcheidungen des erkennenden Senats (II 12/98, 210/98, 437/98, 
445/98, 389/99, 129/1900, vergl. auch Entſch. in Strafſachen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


427 


Bd. 30 S. 351), und liegt kein Anlaß vor, von dieſer, übrigens 
auch in der Reviſion von der Kl. nicht mehr bekämpften Anſicht 
abzugeben. II. C. ©. i. S. Pearſon o. Königswarter vom 
30. April 1901, Nr. 39/1901 II. 

IV. Das Gemeine Recht. 

13. Auslegungsregeln. Weiderecht. 

Es wird von Manchen als Auslegungsmaßregel des ge⸗ 
meinen Rechts der Satz aufgeſtellt, daß klare und unzweideutige 
Worte des Vertrags an ſich zunächſt maßgebend find, und den 
Inhalt des Verabredeten beſtimmen. Es kann ferner zugegeben 
werden, daß man bei äußerlicher Betrachtung jene Eigen⸗ 
ſchaften der Klarheit und Unzweideutigkeit den in Rede ſtehenden 
Worten der Urkunde vom 20. Oktober 1776 inſofern zuſprechen 
könnte, als man darin das Ueberwintern der auf die Weide zu 
treibenden Ziegen gerade in der Ortſchaft Spielmannsau 
als Bedingung für Beſtehen und Ausübung der ganzen Dienſt⸗ 
barkeit finden möchte. Anders geſtaltet ſich ſchon die Sache, 
wenn man mit dem B. R. auf Grund eines Ueberblicks auf 
die betreffenden Geſetze, Auslegungen und Richterſprüche nament⸗ 
lich des gemeinen Rechts erwägt, daß von jeher und allenthalben 
der ſogenannte „Ueberwinterungsfuß“ den Maßſtab für ſolche 
Weiderechte gegeben hat, für welche die Anzahl der zu weidenden 
Viehſtücke nicht ganz genau beſtimmt war und beſtimmt werden 
ſollte. (Vergl. Gerber, Deutſches Privatrecht 8 146; Roth, 
Deutſches Privatrecht Bd. III S. 443, Mittermeier, Deutſches 
Privatrecht 7. Auflage Bd. I S. 481. Preußiſches Landrecht 
Thl. I Tit. 22 8 90. Annot zum bayeriſchen Landrecht Thl. II 
Tit. 8 8 14 Nr. 4. 5 13 Nr. 4 lit. d.) So wenig wird 
unter der erwähnten Ueberwinterungsbeſtimmung gewöhnlich eine 
Exiſtenzbedingung für die Dienſtbarkeit ſelbſt verſtanden, daß 
man nicht einmal die thatſächliche Ueberwinterung des be⸗ 
treffenden Weideviehes gefordert, ſondern ſich mit der bloßen 
Ueberwinterungs mglichkeit als Maß für die Zahl des Weide⸗ 
viehs begnügt hat. (Vergl. Seuffert, Archiv Bd. 24 Nr. 15.) 
Wenn unter dieſen von ihm genau erwogenen Umſtänden das 
B. G. angenommen hat, daß die Vergleichſchließenden von 1776 
eben auch der ſchon zu ihrer Zeit herrſchenden Rechtsanſchauung 
und Uebung gefolgt ſind, wenn es dies um ſo mehr annimmt, 
als damals von einem Ueberwintern der Ziegen zu Oberſtdorf 
noch nicht die Rede, ein desfallſiges Verbot alſo nicht veranlaßt 
war und als es irgend welche ſtichhaltige Gründe wirthichaft- 
licher Art für einen gegentheiligen Vertragswillen nicht zu finden 
vermag, ſo hat es nur von ſeinem in das Gebiet der That⸗ 
ſachenwürdigung einſchlagenden und daher an ſich nicht zu be⸗ 
kämpfenden Rechte der Urkunden⸗Auslegung Gebrauch gemacht, 
dabei aber gegen ein Geſetz, namentlich gegen die obenerwähnte 
Auslegungsregel nicht verſtoßen. Denn es kann gegen ſchein⸗ 
bar unzweideutige Vertragsworte jedenfalls der Beweis geführt 
werden, daß ſie andres bedeuten, als was ſie zu ſagen ſcheinen 
und dieſen Beweis hat der Vorderrichter im gegebenen Fall als 
erbracht angenommen. (Dig. 50, 16 de V. S. I. 219. 125. 
Vergl. Dernburg, Pandekten 6. Aufl. Bd. I § 123, Anm. 2.) 
V. C. S. i. S. Steiner u. Gen. c. Thannheimer u. Gen. vom 
4. Mai 1901, Nr. 103/1901 V. 

14. Pfand. 

Hinſichtlich des W.ſchen Buches rügt die Reviflon, daß der 
Retentionseinwand habe für durchſchlagend erachtet werden 
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müſſen. Auch bei Ungültigkeit einer Pfandbeſtellung wegen 
mangelnder Form ſei, wie der V. C. S. des R. G., z. B. 
Entſch. Bd. 16 S. 172 und in der Sache V 286/ù1900, bereits 
mehrfach angenommen habe, der Abſicht der Kontrahenten 
entſprechend jedenfalls Sicherheit durch Einräumung des Befitzes 
und eines Retentionsrechts als gewollt anzunehmen. Wenn nun 
auch dem Konkursverwalter gegenüber ein ſolches Retentionsrecht 
im Allgemeinen nicht geltend gemacht werden konne, fo beziehe 
fi dies doch nur auf das vom Konkurſe ergriffene Vermoͤgen, 
nicht aber auf Vermögensftüde, die der Konkursverwalter erſt 
nach Ausbruch des Konkurſes erwerbe, alſo nicht aufe die 
Forderung, die er erſt durch die von W. im Laufe dieſes 
Prozeſſes vorgenommene Ceſſion erworben habe. Durch die 
Ceſſion habe er nicht mehr Rechte erhalten können, wie der 
Cedent gehabt habe. Dieſem gegenüber habe aber die Bekl. 
ihr Rententionsrecht nicht verloren. Dieſer Angriff geht fehl. 
In den angezogenen Reichsgerichtsentſcheidungen iſt keineswegs 
ausgeſprochen, daß in jeder wegen Formmangels ungültigen 
Verpfändung ohne Weiteres ein Retentionsrecht gefunden werden 
könne, was auch der 1.25 D. de pign. et hyp. (20, 1) „Cum 
vitiose vel inutiliter contractus pignoris intercedat, retentioni 
locus non est“ direkt widerſtreiten würde, ſondern nur als 
Auslegung feſtgehalten, daß, wenn an einem Papiere die 
Beſtellung eines Fauſtpfandrechts beabſichtigt ſei und die 
Beſtellung des Pfandrechts ſich als unwirkſam erweiſe, dann 
Sicherheitsbeſtellung durch Beſitz. und Retentionsrecht als 
eventuell gewollt anzunehmen ſei. Im vorliegenden Falle iſt 
aber vom B. G. im Gegentheil feſtgeſtellt, daß ein Fauſt⸗ 
pfandrecht an den Büchern nicht gewollt, vielmehr die Ver⸗ 
pfändung der Forderungen beabſichtigt geweſen ſei. Wenn 
endlich die Reviſion noch geltend macht, daß Kl. nicht mehr 
Rechte geltend machen könne, wie ſein Cedent W., dieſem 
gegenüber aber die Bekl. ihr Retentionsrecht nicht verloren 
habe, jo iſt nicht abzusehen, welches Retentionsrecht die 
Bekl. dem W. gegenüber, der mit ihr in gar keiner Rechts⸗ 
beziehung ſtand, überhaupt gehabt haben fol. III. C. S. i. S. 
Stadt Dannenberg o. Mansfeld Konk. vom 26. April 1901, 
Nr. 63 / 1901 III. 

15. Dienſtmiethe und Pachtvertrag. 

Die Rkl. haben das B. U. mit der Ausführung angegriffen, 
fie ſeien berechtigt geweſen, von dem Kl. zu fordern, daß er die 
ihnen auf Grund des Dienſtkontraktes geſchuldeten Dienſte dem 
Pächter als ihrem Vertreter leiſte; es werde hierdurch der Dienſt⸗ 
vertrag ſelbſt nicht geändert, und auch keine weſentliche andere 
Stellung des Kl. herbeigeführt. Dieſe Annahme iſt jedoch nicht 
begründet. Der Pächter E. war mit der Erlangung des Pacht⸗ 
rechtes und Pachtbefitzes nicht in dem Sinne Vertreter der Bekl. 
geworden, daß er für dieſe als ihr Vertreter die Dienſte des 
Kl. anzunehmen hatte, ſondern es ſtand ihm auf Grund des 
Pachtrechtes die ſelbſtändige Befugniß zur Dispofition über 
die Ziegelei und deren Betrieb zu. Mit Recht hat hieraus das 
O. L. G. die Folgerung gezogen, daß die Bekl. nicht mehr in 
der Lage waren, die kontraktlichen Leiſtungen des Kl. für fich 
anzunehmen, ſondern die geſammte Vertragserfüllung Seitens 
des Kl. nur noch dem Pächter gegenüber erfolgen konnte. 
Damit würde aber thatſächlich der Kl. einem neuen Dienſtherrn 
unterſtellt ſein, was ohne ſeine Zuſtimmung nicht zuläſſig war. 
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III. C. S. i. S. Vereinigte geiſtliche Hebungen zu Wismar 
c. Haack vom 3. Mai 1901, Nr. 74/1901 II. 

16. Rechnungslegung. 

Soweit die Reviflon gegen die auf die Klage getroffene 
Entſcheidung gerichtet iſt, iſt ſie unbegründet. Das B. G. hat 
den durch die anerkannten Gegenforderungen nicht gedeckten, 
ſomit allein noch in Frage ſtehenden Klagepoſten von 9261,40 Mark, 
welcher Betrag nach der Darſtellung der Kl. in der mündlichen 
Verhandlung I. J. dem Bekl. in den in der Klageanlage A 
aufgeführten Einzelſummen als Vorſchüſſe, bezw. als & eonto- 
Zahlungen auf Reiſeſpeſen, Patentkoſten, Gewinnantheile u. ſ. w. 
unter Vorbehalt ſpäterer Abrechnung und Rückzahlung der 
etwaigen Ueberſchüſſe gezahlt ſein ſoll, aus dem Grunde nicht 
zuerkannt, weil bei ſolcher Sachlage nur auf Rechnungslegung 
und nicht ohne Weiteres auf Rückzahlung geklagt werden konne. 
Wenn die Reviſion hiergegen einwendet, daß die Kl. zwar das 
Recht, auf Rechnungslegung zu klagen, gehabt habe, nicht aber 
die bezügliche Pflicht, daß fie vielmehr auf den nach ihrer 
Behauptung ihr zukommenden Saldo habe klagen und dem Bell. 
habe überlaſſen konnen, feine Gegenanſprüche geltend zu machen, 
ſo iſt das unzutreffend, weil, wenn etwas zu beſtimmten Zwecken 
hingegeben iſt mit der Abmachung, daß es, ſoweit es zu dieſen 
Zwecken nicht verbraucht wird, zurückgegeben werden foll, dann 
ein Recht auf Rückzahlung der angegebenen Summen überhaupt 
nicht beſteht, ſondern nur auf Rückzahlung deſſen, was nach 
einer Rechnungslegung als Ueberſchuß ſich ergiebt, und weil 
Kl. nicht nach einer etwa von ihr aufgemachten Rechnung den 
Saldo einklagt, ſondern die vollen hingegebenen Summen. 
Denn in der von der Kl. aufgeſtellten Klagrechnung bilden die 
hier fraglichen 9 261,40 Mark, hinfichtlich deren die zuvorige 
Rechnungslegung erforderlich war, nicht den gefundenen Saldo, 
ſondern einen einzelnen Rechnungspoſten. III. C. S. i. S. 
Vereinigte Berlin⸗ Frankfurter Gummiwaren⸗Fabriken o. Beit 
vom . Mat 1901, Nr. 73/1901 III. 

.Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

u 88 34, 43 J. 4. 

Die Berufungsentſcheidung tft unhaltbar. Entweder hat 
der B. R. den Begriff der Kauſalität verkannt, wenn er an ⸗ 
nehmen ſollte, daß die Drohung mit dem Staatsanwalt, des⸗ 
wegen für die Anwendung des § 34 Thl. I Tit. 4 des A. L. R. 
nicht in Betracht komme, weil ſie nicht die alleinige Urſache, 
ſondern nur einen Theil einer Geſammturſache bilde, oder die 
Entſcheidung tft, wenn der B. R. hierin nicht geirrt hat, in ih 
widerſprechend, da er im erſten Theil ſeiner Ausführung der 
Drohung des Bekl. jede Wirkung auf das Verhalten des 
Gemeinſchuldners abſpricht, im zweiten Theil aber einen mit ⸗ 
wirkenden Einfluß der Drohung auf den Entſchluß des Gemein⸗ 
ſchuldners anerkennt. Die Bezugnahme des B. R. auf den 
5 43 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R. iſt verfehlt. Dieſe Beſtimmung 
ſpricht, wie das Obertribunal überzeugend dargelegt hat (Striet⸗ 
horſt Archiv Bd. 28 S. 126, Entſch. Bd. 33 S. 15 vergl. 
dazu Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 6167 „von den Folgen 
der Furcht vor Gefahren, welche, ohne daß ſie (nämlich die 
Furcht vor Gefahren) einer fremden Einwirkung, Schuld oder 
Abſicht beizumeſſen, eine Willenserklärung herbeigeführt hat“. 
Darüber, daß, wenn im gegenwärtigen Fall eine Furcht vor 
Gefahr bei dem Gemeinſchuldner überhaupt beſtanden hat, 
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nämlich die Furcht vor einer Strafanzeige, dieſe Furcht fremder 
Einwirkung und Schuld, nämlich eben der Drohung des Bekl. 
mit der Strafanzeige, beizumeſſen iſt, kann ein Zweifel überhaupt 
nicht obwalten. Die Heranziehung des § 43 paßt daher nicht; 
fie zeigt nur nochmals, daß der B. R., wie er ſchon im erſten 
Theil ſeiner Ausführung zum Ausdruck gebracht hat, der 
Meinung iſt, es fehle der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
der Drohung des Bekl. und dem Entſchluß des Gemeinſchuldners. 
Allein dann iſt und bleibt unerklärlich, was der B. R. ſich 
dabei vorgeſtellt hat, wenn er ſagt, die Drohung des Bekl. habe 
den Entſchluß des Gemeinſchuldners mit veranlaßt, denn nach 
dem herrſchenden Sprachgebrauch bezeichnet der Aus druck „ver- 
anlaſſen“ das urſächliche Einwirken auf eine Perſon und er 
wird daher, abgeſehen von gewiſſen feinen Schattirungen des 
Begriffs, welche indeß feine Grundbedeutung nicht ändern, als 
ſynonym behandelt mit „verurſachen“. In dieſem Sinne kann 
er demgemäß auch nur im vorliegenden Falle verſtanden werden. 
Kein Verſuch der Auslegung hilft hiernach darüber hinweg, daß 
die Berufungsentſcheidung jedenfalls an einem der beiden 
gekennzeichneten Mängel leidet, von denen jeder zu ihrer Auf⸗ 
hebung führen muß. VII. C. S. i. S. Adamny Konk. 
6. Zedlitzka vom 30. April 1901, Nr. 83/1901 VII. 

18. 88 343, 844 I 8. 

Die Revifion hatte Erfolg. Wenn der B. R. annimmt, 
die Schafherde ſei eine Einzelſache geweſen, in Bezug auf welche 
der Gewährleiſtungsanſpruch binnen 6 Monaten ſeit der Ueber⸗ 
gabe hätte geltend gemacht werden müſſen, gleichgiltig, ob fie 
als Zubehör des Gutes Heſſerode anzuſehen jet oder nicht, fo 
ſteht dieſe Annahme mit der in Gruchots Beiträgen Bd. 36 
Bl. 938 veröffentlichten Entſcheidung des erkennenden Senats 
in Widerſpruch. Dort iſt dargelegt, daß der Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch, welcher aus der Fehlerhaftigkeit des als Pertinenz 
eines Landguts verkauften Viehſtapels entnommen wird, rechtlich 
nach denſelben Grundſätzen wie der Gewährleiſtungsanſpruch 
wegen Fehlerhaftigkeit des Landguts behandelt werden müſſe, 
ſo daß er nicht in 6 Monaten, ſondern in 3 Jahren verjähre. 
Der vorliegende Fall giebt keinen Anlaß, von dieſer Entſcheidung 
abzuweichen. Nach ihr tft aber im vorliegenden Falle die Geltend⸗ 
machung des Gewährleiſtungsanſpruchs nicht wegen Ablaufs der 
ſechsmonatigen Friſt ausgeſchloſſen, da ein Landgut verkauft iſt, 
vorausgeſetzt, daß die Schafherde eine Pertinenz des Landguts 
geweſen war. Von der Revifion wird daher mit Recht gerügt, 
daß das B. G. die Frage unentſchieden gelaſſen hat, ob die mit 
dem Gute Heſſerode verkaufte Schafherde deſſen Zubehör war. 
Weshalb ſich das B. G. dieſer Feſtſtellnng entzogen hat, iſt 
nicht recht erfindlich, weil nicht einzuſehen iſt, wie mit dem 
Verkaufe des Landguts zugleich auch die Schafherde dem 
Parteivorbringen gemäß mitverkauft geweſen ſein kann, wenn 
ſich der Kaufvertrag auf dieſe nicht ihrer Zubehöreigenſchaft 
wegen miterſtreckt hat, da ſie in dem Kaufvertrage nicht als 
Kaufgegenſtand beſonders erwähnt iſt. V. C. S. i. S. Umnuß 
6. Michelmann vom 4. Mai 1901, Nr. 74/1901 v. 

19. 8 546 1.20. § 829 C. P. O. 

Es fragt ſich, ob die Klage an ſich als Pfandrechtsklage 
begründet iſt, nämlich 1., ob die Pfändung der N. ſchen 
Hypothek dem Kl. das Pfandrecht an dieſer verſchafft hat, und 2., 
ob aus dieſem Pfandrecht die Befugniß folgt, den Hypotheken 
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brief einem dritten Inhaber abzufordern. Die erſte Frage iſt, 
ſofern der Erwerb in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 fällt, 
nach altem Recht zu entſcheiden, die zweite unter derſelben 
Vorausſetzung nach Art. 184 des E. G. zum B. G. B. ebenfalls, 
da es ſich nicht um ein an einem Grundſtück beſtehendes Pfand⸗ 
recht (Art. 192 a. a. O.), ſondern um ein Pfandrecht an einem 
Recht handelt. In welchem Zeitpunkt das vom Kl. geltend 
gemachte Pfandrecht, und ob es überhaupt entſtanden iſt, läßt 
ſich aus dem Thatbeſtand und den Feſtſtellungen des B. U. 
nicht erſehen. Aus dem vom B. R. übernommenen Thatbeſtand 
des erſten Urtheils ergiebt ſich nur das Datum des Pfändungs- 
beſchluſſes (4. Dezember 1899) und der dieſem vorausgegangenen 
Pfändungsankündigung, dagegen ergiebt ſich nicht, daß und zu 
welcher Zeit der Pfaͤndungsbeſchluß dem Drittſchuldner zugeſtellt 
worden iſt. Erſt mit dieſer Zuſtellung aber iſt und war nach 
§ 829 (730 a. F.) der C. P. O. die Pfändung als bewirkt 
anzuſehen, und damit das Pfandrecht entſtanden. Der Aus⸗ 
händigung der Schuldurkunde bedurfte es nach früherem Recht 
zur Begründung des Pfändungspfandrechts nicht an einer 
verbrieften Forderung und insbeſondere einer Hypothekenforderung 
nicht, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn die Schuldurkunde (der 
Hypothekenbrief) im Belt oder in dem Gewahrſam eines 
Dritten ſich befand. (Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 307, vergl. 
Gecius, Preußiſches Privatrecht, Bd. I S. 658, Note 156 d.) 
In dieſem Punkte unterſcheidet ſich das ſeit dem 1. Januar 1900 
geltende Recht von dem früheren, da jetzt zur Pfändung einer 
verbrieften Hypothekenforderung die Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs erforderlich iſt (8 830 der C. P. O.). Hat — was für 
die Reviſion zu unterſtellen war — die Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Drittſchuldner vor dem 1. Januar 1900 ftatt- 
gefunden, ſo war damit dem Kl. das Pfandrecht an der 
Hypothekenforderung erworben, damit aber zugleich der dingliche 
Anſpruch auf Aushändigung der Hypothekenurkunde erwachſen, 
die kein beſonderes Vermoͤgenzobjekt bildet, ſonderu ein 
untrennbares Annex der Forderung ſelbſt iſt. Das iſt im 
8952 des B. G. B. ausdrücklich ausgeſprochen, kann aber auch 
für das frühere Recht mit Grund nicht bezweifelt werden. 
(Vergl. Turnau und Förfter, Liegenſchaftsrecht Bd. I S. 370 
und die dortigen Citate.) Die dem Pfandgläubiger aus feinem 
Pfandrecht zuſtehenden Befugniſſe können aber ſelbſtverſtändlich 
nicht dadurch abgeſchwächt werden, daß mit der Pfändung der 
Forderung zugleich die Ueberweiſung zur eigenen Einziehung 
verbunden wird. Wenn er dadurch neben dem Klagerecht aus 
der überwieſenen Forderung zugleich die Ermächtigung erhält, 
aus dem Rechte ſeines Schuldners gegen den dritten 
Inhaber der Schuldurkunde auf Herausgabe zu klagen, ſo folgt 
daraus doch nur, daß er zwei Klagerechte hat: die Klage aus 
feinem eigenen Pfandrecht und die Klage (Eigenthums⸗ oder 
Rechtsgeſchäftsklage), mit welcher ſein Schuldner die Urkunde 
jedem unberechtigten Inhaber abfordern konnte, keineswegs aber, 
daß er auf letztere Klage beſchränkt ſei. Er würde ja dann 
ſchlechter ſtehen, als der Gläubiger, der im Wege des Arreſtes 
ein Pfandrecht an einer verbrieften Forderung erlangt hat 
(8 930 der C. P. O.). Es iſt ſchon oben darauf hingewieſen, 
daß gegenüber der auf das Pfandrecht des Kl. geſtützten 
dinglichen Klage der Bekl. ein ihm gegen N. zuſtehendes 
perſönliches Recht auf Zurückbehaltung des Hypothekenbrieft 
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mit Erfolg nicht geltend machen kann. Soweit Kl. aus eigenem 
Recht und nicht aus dem Recht des N. klagt, ſteht er dem 
Bekl. als ein Dritter gegenüber, gegen den nach § 546 Thl. 1 
Tit. 20 des A. L. R. der Bekl. das ihm gegen N. zuſtehende 
Retentionsrecht nicht ausüben kann. Mit Recht beſchwert ſich 
alſo die Revifion darüber, daß unter Verletzung des § 546 a. a. O. 
der B. R. dem Retentionseinwande des Bekl. ſtattgegeben hat. 
V. C. S. i. S. Schwarzer c. Klar vom 27. April 1901, 
Nr. 59/1901 V. x 

20. § 383 1.21. 

Unrichtig ift die Annahme des B. G., daß eine Verpflichtung 
der Bekl. zur Entrichtung des Miethzinſes für die Zeit nach 
dem 1. Juni 1899 nicht entſtanden ſei, weil die Miethräume 
ſich zu dieſer Zeit in einem geſundheitsgefährlichen Znſtande be⸗ 
funden, Kl. alſo nicht vertragsmäßig vorgeleiſtet habe. Die 
Bekl. haben die ihnen vermietheten Räume zu Beginn der 
Miethperiode am 1. Juni 1898 in Benutzung genommen, haben 
in denſelben während der Saiſon 1898 ein Penfionat gehalten 
und fie auch noch nach dem 1. Juni 1899 im Befitze gehabt 
und durch Weitervermiethen genutzt. Der Kl. hat demnach den 
Vertrag in der Hauptſache zunächſt erfüllt. Nach § 383 A. L. R. 
Thl. I Tit. 21 kann der Miether allerdings vom Vertrage ab- 
gehen, wenn die Miethräume ohne ſein Verſchulden zu dem 
beſtimmten Gebrauche größtentheils untüchtig geworden ſind. 
Die Untüchtigkeit bewirkt aber nicht die Beendigung des Mieth- 
verhältniſſes, ſondern giebt dem Miether nur eine Befugniß, von 
der er nach ſeinem Ermeſſen Gebrauch machen kann. Der 
Miether kann indeß auch beim Vertrage ſtehen bleiben. Will 
er dies nicht, vielmehr vom Vertrage abgehen, ſo muß er dies 
demnach dem Vermiether in erkennbarer Weiſe kundgeben. 
Hierzu iſt allerdings eine ausdrückliche Erklärung, wegen Un- 
tüchtigkeit der Sache vom Miethvertrage zurückzutreten, nicht 
erforderlich (Urtheil des Erſten Hülfsſenats vom 2. November 
1880, Gruchot, Beiträge Bd. 25 S. 886). Es genügen auch 
ſtillſchweigende Handlungen, die den Rücktritt vom Vertrage er⸗ 
kennen laſſen, ſofern der Miether den Vermiether auf die Un⸗ 
tüchtigkeit der Miethſache aufmerkſam gemacht und dieſer den 
Mangel nicht ſofort beſeitigt hat. (Vergl. die Urtheile des 
V. Senats vom 26. Juni 1885 — Gruchot, Beiträge Bd. 29 
S. 910 — und des I. C. S. vom 4. Februar 1888 — Entſch. 
Bd. 20 S. 285 ff. —, ſowie Niendorff, Miethrecht, 4. Auflage 
S. 73 und 213.) VI. C. S. i. S. Müller c. Höpfner vom 
2. Mai 1901, Nr. 65/1901 VI. 

21. 55 160, 169, 170 II. 6. Beamter. 

Richtig iſt allerdings, daß die Wahl des Kl. als Nacht- 
wächter in jedem Falle ſowohl nach der generellen Beſtimmung 
des § 160 Tit. 6 Thl. II des A. L. R., welche eine Anzeige 
bei der vorgeſetzten Obrigkeit zur Genehmigung verlangt, 
als auch nach der Spezialvorſchrift des § 4 Abf. 2 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſammlung 
S. 265), wonach die Ernennung aller Polizeibeamten, deren 
Anſtellung den Gemeindebehörben zuſteht, der Beſtätigung der 
Staatsregierung bedarf, dem zuſtändigen Kreislandrath gemeldet, 
und von ihm beſtätigt werden müßte. Vor dieſer Beſtätigung 
kam daher dem Kl. eine Beamteneigenſchaft nicht zu (ef. auch 
Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 14 S. 351). Das 
B. G. hat dieſe Beſchränkung aber auch keineswegs verkannt. 
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Es erklärt nur, daß dieſe für die Erwerbung der Beamten⸗ 
eigenſchaft des Kl. nothwendige landräthliche Beſtätigung keiner 
ausdrücklichen Form bedurft hat und ſomit auch darin gefunden 
werden kann, daß auf Erſuchen des Landraths der Kl. feſt⸗ 
geſtelltermaßen von dem zuſtändigen Amtsvorſteher als 
Gemeindenachtwächter vereidigt worden iſt. Was das Urtheil 
in dieſer Beziehung ausführt, kann als rechtsirrthümlich nicht 
bezeichnet werden. Iſt nun aber hiernach die Beamteneigenſchaft 
des Kl. einwandsfrei feſtgeſtellt worden, ſo iſt auch die fernere 
Annahme des B. G., daß derſelbe als lebenslänglich an⸗ 
geſtellter Beamter zu gelten hat, rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Der von der Reviſion vertretenen Anſicht, daß nach Ausweis 
des Protokolles vom 12. Januar 1873 nur eine Anſtellung 
auf Widerruf vorliege, kann nicht beigepflichtet werden. Die 
Entſcheidungsgründe des Vorderrichters laſſen nicht unberückfichtigt, 
daß nach dem Inhalte jenes Protokolles dem Kl. das Nacht⸗ 
wächteramt „mit der Maßgabe“ übertragen iſt, daß er, 
ſobald er ſein Amt „nicht ordnungsmäßig führe, ſofort 
entlaſſen werden“ könne. Sie erwägen jedoch zutreffend, daß 
weder aus dieſer Beſtimmung, noch aus der Natur des Auf⸗ 
trages „eine beftimmte Dauer der Anſtellung“ hervorgehe, und 
daß daher im Hinblick auf die SS 169, 170 Tit. 6 Thl. II 
des A. L. R., welche nach § 19 Tit. 7 a. a. O. Anwendung 
litten, angenommen werden muͤſſe, daß der Kl. „ohne zeitliche 
Beſchränkung“, alſo „auf Lebenszeit“ angeſtellt worden je. 
Nun habe allerdings die Bekl. geglaubt, ſo wird in dem 
Urtheil weiter ausgeführt, ſich „das Recht zur ſofortigen Ent⸗ 
laſſung“ des Kl. „vorbehalten“ zu können, „falls der Kl. ſein 
Amt nicht ordnungsmäßig führe“; hierin aber liege keineswegs 
eine Anſtellung auf Widerruf, „da die Bekl. nicht berechtigt 
ſein ſollte, die Anſtellung des Kl. nach ihrem Belieben 
wieder aufzuheben, ſondern die Verpflichtung übernahm, den 
Kl. in feinem Amte zu belaſſen, fo lange nicht beſondere Auf⸗ 
hebungsgründe, deren Vorliegen die Bekl. nachzuweiſen hatte, 
eintreten“ würden. Aus dieſer Betrachtung wird von dem 
Vorderrichter weiter geſchloſſen, daß der § 83 des Disziplinar- 
geſetzes vom 21. Juli 1852 (wonach Beamte, welche auf Probe, 
auf Kündigung oder ſonſt auf Widerruf angeſtellt ſind, ohne 
ein förmliches Disziplinarverfahren von der Anſtellungsbehörde 
entlaſſen werden können) vorliegenden Falles nicht Anwendung 
finden und Kl. daher wegen ſeiner angeblich pflichtwidrigen 
Amtsführung gemäß § 11 a. a. O. „nur im Wege des förm⸗ 
lichen Disziplinarverfahrens“ entlaſſen werden könne. Ob die 
Bekl., wenn fie fich ſchlechthin und ohne Weiteres den Widerruf 
vorbehalten hatte, auf Grund des § 83 a. a. O. berechtigt 
geweſen ſein würde, den Kl. ohne Konkurrenz der zuſtändigen 
Disziplinarbehörde zu entlaffen, kann hier unerörtert bleiben, 

da ein bloßer Widerruf von der Bekl. feſtgeſtelltermaßen gar 
nicht vorbehalten worden iſt. Wenn die Reviſion hiergegen 

ausführt, daß der von der Bekl. ſtipulirte Vorbehalt, den Kl. 

wegen ordnungswidriger Amtsführung ſofort entlaſſen zu können, 

nur den Vorbehalt eines an ſachliche Gründe gebundenen 

Widerrufs bedeute und demnach gegenüber einem freien 

Kündigungsrecht ein Minus darſtelle, ſo geht dieſe Deduktion 

fehl. Richtig iſt zwar, daß der § 56 Ziffer 6 der Staͤdte⸗ 

ordnung vom 30. Mai 1853 auf die Landgemeinden nicht be⸗ 

zogen werden kann. In dem angefochtenen Urtheil geſchieht 
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dies aber auch gar nicht, und im Uebrigen wird von der 
Revifion überſehen, daß die Entlaſſung eines Beamten wegen 
Verletzung feiner Dienfipflihten, wie fie nach dem Beſchluſſe 
vom 12. Januar 1873 von der Bekl. beanſprucht wird, ſtets 
und mit innerer Nothwendigkeit den Charakter einer dis- 
ziplinariſchen Maßregel an ſich trägt, und daß die Ver⸗ 
hängung einer Maßregel diefer Art wegen ihrer öffentlich- 
rechtlichen Natur nach der ausdrücklichen Vorſchrift in 88 11, 
22 des Disziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 ausſchließlich 
der vorgeſetzten Disziplinarbehörde auf Grund eines förmlichen 
Verfahrens zuſteht. Ein bloßer freier Widerruf der Anſtellung 
oder die Aufkündigung des Dienſtes, welche nur zu dem Zwecke 
bedungen werden, um dem Dienſtverhältniß den Charakter des 
Feſten und Dauernden zu nehmen, ſteht einer Entfernung aus 
dem Dienſte wegen pflichtwidrigen Verhaltens im 
Sinne des § 16 Ziffer 2 a. a. O. a. E. nicht gleich, weil bei 
der Kündigung und der freien Widerruflichkeit das pönale 
Element grundſätzlich außer Betracht bleibt. Zuzugeben iſt der 
Reviflon zwar, was auch das reichsgerichtliche Urtheil vom 
24. November 1880 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 
S. 93) anerkennt, daß die Ausbedingung eines Widerrufs oder 
Kündigungsrechts auf Seiten des Anſtellenden dem Motive 
entſprungen ſein kann, um auf dieſe Weiſe die Möglichkeit zu 
haben, den Beamten nöthigenfalls auch ohne ein förmliches 
Disziplinarverfahren wegen begangener Dienſtvergehen aus dem 
Amte zu entfernen. Hieraus aber folgt noch nicht, daß ſich 
der anſtellende Theil nun auch ausdrücklich und eingeſtandener 
Maßen die Befugniß vorbehalten darf, an Stelle der Disziplinar⸗ 
behörde im Falle einer Dienſtwidrigkeit des Beamten deſſen 
Entlaſſung zu verfügen. Einen ſolchen Eingriff in die öffentlich- 


rechtlichen Befugniſſe einer Behörde erlaubt das Geſetz nicht. 


Der Bekl. ſtand daher in dem vorliegenden Falle nur frei, die 
dem Kl. angeblich zur Laſt fallenden Pflichtwidrigkeiten zu⸗ 
ſtändigen Ortes unter Anführung der Beweismittel zur Anzeige 
zu bringen, um auf dieſe Weiſe die Dienſtentlaſſung des⸗ 
ſelben, wenn die geſetzliche Grundlage dafür ſich als vorhanden 
herausſtellte, herbeizuführen. Etwas Anderes meinen auch wohl 
die Entſcheidungsgründe nicht, wenn darin geſagt wird, daß 
die Bekl. nach dem Protokolle vom 12. Januar 1873 „nicht 
berechtigt ſein ſollte, die Anſtellung des Kl. nach ihrem 
Belieben wieder aufzuheben, ſondern die Verpflichtung über- 
nahm, den Kl. in ſeinem Amte zu belaſſen, ſo lange nicht 
beſondere Aufhebungsgründe, deren Vorliegen die Bekl. 
nach zuweiſen hatte, eintreten“. Der Erhebung des von 
der Bekl. in dem gerichtlichen Verfahren über die Entlaſſungs⸗ 
gründe angetretenen Beweiſes bedurfte es daher nicht. Die 
von der Reviſion angezogenen Urtheile des R. G. Bd. 1 S. 34 
und Bd. 3 S. 91 ſtehen einer ſolchen Auffaſſung nicht ent- 
gegen. IV. C. S. i. S. Dorfgemeinde Wuſtermark c. Schleu 
vom 18. April 1901, Nr. 37/1901 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

22. Realrecht des Enteignenden an der enteigneten Sache. 

Die Revifion mußte für gerechtfertigt erachtet werden. 
Es handelt ſich lediglich um das durch die eingetragenen Vor⸗ 
merkungen für die Bekl. begründete Realrecht. Wie ſie auf 
dieſes ihre Widerklage ſtützt, ſo verweigert ſie auch nur auf 
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Grund dieſes Rechtes, alſo nur in ihrer Eigenſchaft als Real⸗ 
berechtigte, nicht in derjenigen als Unternehmerin, ihre Ein⸗ 
willigung in die Auszahlung der hinterlegten Entſchädigung an 
die Kl. Demgemäß kann auch die Klage gegen ſie nur in 
ihrer Eigenſchaft als Realberechtigte, nicht in derjenigen als 
Unternehmerin gerichtet ſein. Was die gegenwärtige Wirkſamkeit 
jenes Realrechtes anlangt, jo iſt der B. R. der Anſicht, daß 
deſſen Ausuͤbung mit der Beantragung und Durchführung des 
Enteignungsverfahrens unvereinbar ſei und daß daher jenes 
Recht dem durch die durchgeführte Enteignung neugeſchaffenen 
Rechtsverhältniß gegenüber wirkungslos geworden ſei. Das 
Reviſionsgericht kann ſich dieſer Auffaſſung nicht anſchließen. 
Die Bekl. verlangt nicht von den Kl. nochmals Abtretung der 
Parzelle, welche ſie bereits durch die Enteignung erlangt hat, 
ſondern fie fordert kraft ihres Realrechts von den Kl. Ueber⸗ 
lafjung deſſen, was für dieſe in Geſtalt der Entſchädigung an 
die Stelle des Grundſtücks getreten iſt. §8 45 Abſ. 2 des Ent- 
eignungsgeſetzes trifft ausdrücklich dahin Beſtimmung, daß die 
im Enteignungsverfahren feſtgeſetzte Entſchädigung rückfichtlich 
aller Realanſprüche an die Stelle des enteignenden Gegen⸗ 
ſtandes tritt. Daß hierbei ein Unterſchied nach Inhalt und 
Art der Realanſprüche zu machen ſei, insbeſondere in Anſehung 
des gegenwärtig ſtreitigen Rechtes, kann nicht zugegeben werden. 
Die Forderung der nochmaligen Abtretung des Grundſtücks, 
welches der Fordernde bereits im Eigenthum hat, iſt mit der 
Forderung der Abtretung des an die Stelle des Grundſtücks 


getretenen Entgelts ſachlich und rechtlich nicht gleichbedeutend, 


und es kann dem B. R. auch darin nicht beigepflichtet werden, 
daß die Sache im gegenwärtigen Falle ebenſo zu beurtheilen 
ſei, als wenn Jemand ſeine eigene, ihm bereits gehörige Sache 
kaufen wollte. Dies iſt ſchon deswegen nicht richtig, weil in 
ſolchem Fall die Verbindlichkeit zur Verſchaffung des Eigen⸗ 
thums an der Sache erſt in dem Zeitpunkt begründet wird, in 
welchem der Käufer bereits deren Eigenthümer war, während 
im gegenwärtigen Falle die betreffende Verbindlichkeit bereits 
eniſtanden war, als der daraus Berechtigte auf anderem Wege 
das Eigenthum an der Sache erlangte. Soll überhaupt ein 
Vergleich gezogen werden, ſo könnte der vorliegende Fall 
höchſtens etwa mit denjenigen Fällen in Parallele geſtellt 
werden, — wobei ſelbſtverſtändlich die Unterſchiede keineswegs 
verkannt werden, — in welchen in ähnlicher Weiſe Jemand, 
dem ein Anſpruch auf Ueberlaſſung des Eigenthums einer Sache 
zuſteht, vor der Verwirklichung des Anſpruchs den betreffenden 
Gegenſtand auf anderem und zwar oneroſem Wege erwirbt, 
wie beiſpielsweiſe in dem in $ 379 Thl. I Tit. 12 A. L. R. 
behandelten Falle, in dem der Vermächtnißnehmer die vermachte 
Sache vor der Ausführung des Vermächtniſſes, aber nach dem 
Tode des Erblaſſers erwirbt. Der B. R. hat in die Erörterung 
der Sache die in der Rechtſprechung und zwar auch in ver⸗ 
ſchiedenen Urtheilen des R. G. vertretene Anſicht hineingezogen, 
nach welcher die Enteignung die rechtliche Natur eines er- 
zwungenen Verkaufs und die zu zahlende Entſchädigung die 
Natur des Kaufpreiſes haben ſoll. Es bedarf keines Eingehens 
auf dieſe Frage; denn ſie iſt für die Entſcheidung ohne Belang. 
Es handelt ſich gegenwärtig lediglich darum, ob die rechtliche 
Thatſache, daß die Bekl. im Wege der Enteignung das Eigen⸗ 
thum derjenigen Grundſtücksflächen erworben hat, auf welche 
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ſich das eingetragene Realrecht der Bekl. bezieht, ein Hinderniß 
dafür bildet, daß die Bekl. nunmehr ihr Recht an der an die 
Stelle des Grundſtücks getretenen Geldſumme geltend macht. 
Dieſe Frage muß verneint werden, mag das rechtliche Weſen 
der Enteignung ſein, welches es will; auf keinen Fall ſteht 
jenes Begehren der Bekl. damit in Widerſpruch. VII. C. S. 
i. S. Stadt Berlin o. Böhme u. Gen. vom 24. April 1901, 
Nr. 66/1901 VII. 

Zum Stempelgeſetz. 

23. Bedingtes Rechtsgeſchaͤft. 

Es iſt davon auszugehen, daß die ſtreitige Klauſel den ihr 
vom Kl. beigelegten Sinn hat, daß alſo dabei eine Inanſpruch⸗ 
nahme des Kl. aus dem Vertrage darauf geſtellt worden, daß 
zur Zeit bes Vertragsſchluſſet weitere Belaſtungen des 
Grundſtücks, als angegeben, nicht beſtanden. Damit liegt vor, 
daß inſofern die Wirkung des Rechtsgeſchafts nicht von einem 
künftigen ungewiſſen Ereigniß abhängig gemacht iſt, daß es 
ſich alſo bei der Klauſel um eine ſogenannte uneigentliche 
Bedingung handelt, indem es hier bezüglich des Beftehens des 
Vertrages auf das Vorhandenſein eines objektiven, in die 
Gegenwart fallenden Merkmals ankommt, wegen deſſen bei 
den Betheiligten Unkenntniß vorhanden war. Es iſt daher die 
in den Materialien des Geſetzes nicht erörterte Frage zu ent- 
ſcheiden, ob auch auf eine ſolche uneigentliche Bedingung die 
mehrfach erwähnte Beſtimmung des Stempelſteuergeſetzen zu 
beziehen iſt, welche ausſpricht, daß für die Stempelpflichtigkeit 
die Hinzufügung von Bedingungen bedeutungslos ſei. Zunächſt 
muß angenommen werden, daß es ſich bei dieſer unter den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen des Geſetzes befindlichen Vorſchrift um 
einen einheitlichen Begriff der „Bedingung“ handelt, daß 
ſich alſo dieſer Begriff nicht nach den verſchiedenen Rechts⸗ 
gebieten, für welche das Geſetz erlaſſen, verſchieden beſtimmt. 
Dafür, welcher Begriff dies ſei, kommt die Natur des Geſetzes 
in Betracht, welches, wie anzunehmen, eine ſofortige Entſcheidung 
über die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde auf Grund des aus 
letzterer zu erſehenden Inhalts auch in den hier fraglichen 
Fällen ermöglichen wollte. Dies konnte nur erreicht werden, 
falls ein weitgehender, der Auffafſung des gewohnlichen Sprach⸗ 
gebrauchs ſich anſchließender Begriff der Bedingung angenommen 
wurde, demgemäß, daß hierunter auch diejenigen Fälle zu be⸗ 
ziehen, bei denen zwar zur Zeit der Vornahme des Geſchäfts 
bereits objektiv feftfteht, ob die von dem Vorbehalt abhängig 
gemachte Wirkung eintritt, hierüber aber ſubjektiv und nach dem 
Inhalt der Urkunde Ungewißheit herrſcht. Danach begreift das 
Geſetz auch derartige, in der Wiſſenſchaft als uneigentlich bezeichnete 
Bedingungen, wie eine ſolche hier in Frage ſteht. VII. C. S. 
i. S. Arnold c. Fiskus vom 3. Mai 1901, Nr. 62/1901 VII. 

24. 82. 

Nach § 2 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
unterliegen der Stempelſteuer auch die von Inländern oder von 
Ausländern im Auslande errichteten Urkunden über Geſchäfte, 
welche im Julande befindliche Gegenſtaͤnde betreffen oder welche 
im Inlande zu erfüllen find. Der B. R. hat ausgeführt, daß 
die bier in Rede ſtehenden Urkunden nicht unter dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung fallen, da ſie nicht über ein Geſchäft, d. h. eine 
Privatwillens erklärung errichtet ſeien, ſondern Zeugniſſe enthalten, 


welche in der Vergangenheit oder Gegenwart liegende That⸗ 
ſachen bekunden. Der Rkl. hat hiergegen geltend zu machen 
geſucht, daß es ſich um Urkunden handele, welche ſich auf 
Geſchäfte, die im Inlande zu erfüllen ſeien, nämlich auf die 
von der klagenden Geſellſchaft geſchloſſenen, in Berlin zu 
erfüllenden Verficherungs verträge bezoͤgen, auch, da die Ver⸗ 
ſicherungsſummen in Berlin auszuzahlen geweſen ſeien, im In⸗ 
lande befindliche Gegenſtände beträfen. Die Reoiſion iſt 
unbegründet. Das Stempelſteuerhoheitsrecht des Staates 
erſtreckt ſich grundſäaͤtzlich uur auf fein eigenes Gebiet. Von den 
Vorausſetzungen, unter denen 8 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 
eine Ausnahme von dieſem Grundſatze eintreten läßt, fehlt hier, 
wie der B. R. zutreffend ausgeführt hat, die erſte, nämlich die, 
daß die Urkunden über Geſchäfte, d. h. rechtsgeſchäftliche Willens 
erklärungen ausgeſtellt ſein müſſen. Dieſe Vorausſetzung wird 
dadurch, daß die von der Kl. geſchloſſenen Verſicherungsverträge 
zu der Ausſtellung der in Betracht kommenden Urkunden Ver⸗ 
anlaſſung gegeben haben, nicht erfüllt. Es kommt lediglich auf 
den Inhalt der Urkunden an. Dieſer iſt nicht rechtsgeſchäftlicher 
Art. Aus dem erwähnten Grundſatze ergiebt ſich ſomit, daß die 
Urkunden der erforderten Steuer nicht unterworfen find. 
VII. C. S. i. S. Fiskus o. New Porker Germania vom 
7. Mai 1901, Nr. 114/1901 VII. 

VII. Das Franzzſtſche Recht (Babiſche Saubrechh. 

25. Art. 1584. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. Das O. L. G. 
hat mit dem L. G. angenommen, daß der Kl. die auf Anſtehen 
des Bekl. im Februar und März 1899 bei dem Wirth 
Hermann S. gepfändeten Mobilien dem Letzteren im Herbſt 1898 
verkauft und geliefert hatte, ohne ſich das Eigenthum bis zur 
Berichtigung des großentheils rückſtändigbleibenden Kaufpreiſes 
vorzubehalten, daß danach S. Eigenthümer derſelben geworden 
war. Es iſt nun der Revifion zuzugeben, daß es rechtlich nicht 
angängig war, durch eine Verabredung der Kontrahenten dieſen 
Vertrag dahin abzuändern, daß an die Stelle des Eigenthums⸗ 
überganges der Eigenthumsvorbehalt trat, da die Vorausſetzung 
eines ſolchen Vertrages das Eigenthum auf Seiten des Kl. 
geweſen wäre, welches er nicht mehr hatte. Das O. L. G. hat 
aber angenommen, daß der Kl. durch das Abkommen mit S. 
vom 25. Januar 1899 das Eigenthum zu rückerworben hatte, 
und dann war es rechtlich zuläſſig, daß nunmehr ein neuer 
Vertrag dahin abgeſchloſſen wurde, daß dem S. die Sachen 
unter Vorbehalt des Eigenthums übertragen wurden. Dabei 
konnte der Kaufpreis für die Rückübertragung ausgeglichen 
werden gegen den Kaufpreis aus dem neuen Verkauf. Nun iſt 
es zwar richtig, daß dieſe verſchiedenen Rechtsgeſchäfte in den 
Darlegungen und Feſtſtellungen des Urtheils des O. L. G. nicht 
ſcharf zum Ausdruck gekommen find. Es kann aber gleichwohl 
angenommen werden, daß die erörterte rechtliche und thatſäͤchliche 
Auffaſſung der Entſcheidung zu Grunde liegt. Damit erſcheint 
dieſelbe aber, da der Rechtswirkſamkeit eines Verkaufs unter 
Vorbehalt des Eigenthums bis zur volligen Zahlung des Kauf- 
preiſes, wie der erkennende Senat wiederholt entſchieden hat, 
auch nach franzöfiſchem Recht entſcheidende Bedenken nicht 
entgegenstehen, rechtlich begründet. II. C. S. i. S. Vendel 
c. Marſchner vom 19. April 1901, Nr. 49/1901 II. M. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


XXX. Jahrgang. 


—ů 


\ 


— 


Pr 


M 53 bis 57. 


Jurififd) 


Berlin, 15. Juni 1901. 


——— —ü— 


e Wochenſchrift. 


[XXX. Jahrgang.] 433 


Organ des deuffehen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben 


von Juſtizraklh M. Kempner, R. N. b. Logr. I. 
Berlin W., Franzöſiſche Straße 9. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Werlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Sülfskaffe für deutſche Rechts auwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirk des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg a. S. hat der Kaffe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die anſehnliche Beihülfe der anfrichtigfte Dank aus- 
geſprochen. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus den Konaten Januar bis März 1901.) 
Bericht erftattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 

| A. Zum Strafgeſetzbuche. 

1. 88 53, 218. | 

Der Verſuch mit untauglichen Mitteln am untauglichen 
Objekt ift ſtrafbar. Insbeſondere auch im Falle des 8 218 
Str. G. B. Urth. des I. Sen. vom 14. März 1901. 468. 1901. 

2. 88 59, 235. 

Nach den Feſtſtellungen des erſten Richters hat ſich die 
Angeklagte, bevor ſie die den Gegenſtand der Anklage bildenden 
Handlungen ausführte, wiederholt an den Amtsgerichtsrath T. 
gewendet und von dieſem mündlich und ſchriftlich die Auskunft 
erhalten, daß nach Lage der Sache die Emma P. ihrem Vater 
entlaufen und jeder ſie vor letzterem ſchützen dürfe. Der 
Sachverhalt mußte dem Richter Anlaß geben, zu erwägen und 
teftzuftellen, ob nicht die Auskunft des rechtskundigen Berathers 
der Angeklagten, die anſcheinend ausſprach, daß ein die Sittlich⸗ 
leit ſeines Kindes im höchſten und gefährlichſten Maße 
ſchädigender Vater das Erziehungs⸗ und Verfügungsrecht ver⸗ 
wirkt habe und daß das geſchädigte Kind ihm entzogen werden 
dürfe, die Angeklagte in den guten Glauben verſetzte, das 
Gvilrecht geſtatte in ſolchem Falle dem Kinde, den Vater zu 
verlaſſen, und jedem Dritten, ſich des erſteren auch gegen 
den Vater anzunehmen. Hat die Angeklagte in dieſem Glauben 
gehandelt, ſo hat ihr die Kenntniß der zwar nicht im Geſetz 
ausdrücklich erwähnten, aber ſelbſtverſtändlich zum Thatbeſtande 
des § 235 des Str. G. B. gehörigen Thatſache gefehlt, daß 
der Vater der Emma P. trotz ſeines unſittlichen Verhaltens 
gegen ſeine Tochter das Erziehungs⸗ und Verfügungsrecht über 
biefe noch beſaß, fo lange es ihm nicht vom Vormundſchafts⸗ 
richter entzogen war, und die Unkenntniß dieſer Thatſache 


würde die Angeklagte nach 8 59 des Str. G. B. ſtraffrei 
machen. Urth. des I. Sen. vom 14. März 1901. 479. 1901. 

3. 88 61, 288. 

Auch nach Inkrafttreten der Ordnung für die Verwaltung 
der Kaſſen bei den Juſtizbehörden vom 31. März 1900 iſt der 
Kaſſenkurator leitendes wie vollzugsberechtigtes Organ der 
Kaſſenverwaltung in einem Umfange geblieben, daß er in jeder 
Hinficht zur Vertretung der Kaſſe befugt erſcheinen muß, ſoweit 
nicht kraft poſitiver Beſtimmung einem anderen Organe die 
Verfügung allein und ausſchließlich übertragen iſt. Die mehr: 
erwähnte und von der Strafkammer vornehmlich verwerthete 
Nr. 6 des 5 6 enthält eine Vorſchrift dieſer Art hinſichtlich 
des Strafantrages nicht. Sonach iſt dem Strafantrage 
des Kaſſenkurators die Wirkſamkeit nicht abzuſprechen. Urth. 
des IV. Sen. vom 25. Januar 1901. 4687. 1900. 

4. 8 65 Abſ. 3. | 

Der von dem Vormunde in eigenem Namen und nicht in 
Vertretung des Entmündigten geſtellte Strafantrag iſt un⸗ 
wirkſam, wenn der Bevormundete beſchränkt geſchäftsfähig, alſo 
nicht wegen Geiſteskrankheit, ſondern nur wegen Geiſtesſchwäche 
oder aus anderen Gründen entmündigt iſt. Für die Beurtheilung 
der Geſchäftsfähigkeit iſt der Entmündigungsbeſchluß maßgebend. 
Urth. des IV. Sen. vom 18. Januar 1901. 5037. 1901. 

5. 8 110. | 

Die Strafbarkeit einer Aufforderung zum Ungehorſam 
gegen eine rechtsgültige Verordnung nach § 110 des Str. G. B. 
erfordert, daß die Verordnung nicht nur von der zuſtändigen 
Stelle in vorgeſchriebener Form verkündet, formell verbindlich, 
ſondern auch materiell gültig iſt. Urth. des III. Sen. vom 
4. Februar 1901. 4523. 1900. 

6. 88 114, 117. 

5 114 Str. G. B. als allgemeines Geſetz wird durch das 
beſondere Geſetz des § 117 ebenſo ausgeſchloſſen, wie dies für 
5 113 ſchon früher vom Reichsgericht anerkannt worden iſt. 
Urth. des III. Sen. vom 31. Januar 1901. 5039. 1900. 

7. § 117. 

Ein von dem beſtellten Jagdaufſeher zur Ausübung des 
Jagdſchutzes zugezogener Gehilfe iſt nur dann als von dem 
Jagdberechtigten beſtellter Aufſeher zu behandeln, wenn dem 
unmittelbar beſtellten Aufſeher die Ermächtigung ertheilt war, 
die Ausübung des Jagdſchutzes auf Andere zu übertragen. 
Urth. des IV. Sen. vom 15. Februar 1901. 5108. 1900. 
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8. 8 164. 

Der Reviſion des Angeklagten war Erfolg nicht zu ver⸗ 
ſagen. Der Vorderrichter geht in ſeiner Entſcheidung zunächſt 
ſchon inſofern von einer falſchen Grundlage aus, als er für 
den rechtlichen Charakter der angezeigten ſtrafbaren Handlung 
auch objektiv den Willen des Anzeigenden und die von dieſem 
ihr gegebene rechtliche Qualifizirung maßgebend ſein läßt, 
während es ſeine Sache war, zu unterſuchen, welchem ſtraf⸗ 
rechtlichen Thatbeſtande die angezeigten Thatſachen entſprechen. 
Geht man aber mit ihm von der Annahme aus, daß es ſich 
hier um eine nach $ 185 des Str. G. B. ſtrafbare Beleidigung 
handele, ſo iſt es weiter unzutreffend, wenn er nach Analogie 
des 8 186 daſelbſt grundſätzlich eine ſolche Beleidigung nicht 
für vorhanden anſieht, wenn fie in der Behauptung einer 
ehrenrührigen Thatſache beſteht und dieſe Thatſache wahr iſt. 
Es kann dies in einem gegebenen Falle richtig ſein, wenn 
dieſe Wahrheit der erfolgten ehrenkränkenden Kundgebung den 
rechtswidrigen Charakter entzieht, ſie kann aber auch 
lediglich die Bedeutung eines Strafzumeſſungsgrundes haben, 
da § 192 des Str. G. B. ausdrücklich unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen auch im Falle gelungenen Wahrheitsbeweiſes eine 
Beſtrafung aus § 185 des Str. G. B. für zuläſſig erklärt. 
Ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, hat der Vorderrichter nicht 
geprüft. Wäre es der Fall, ſo wäre auch der angezeigte That⸗ 
beſtand des § 185 des Str. G. B. vorhanden ohne Rüdficht 
auf die Wahrheit der Thatſache, und weder das Verſchweigen 
der Wahrheit noch die etwaige Behauptung ihrer Unwahrheit 
wäre geeignet, die Anzeige zu einer objektiv falſchen zu ge⸗ 
ſtalten. Nicht minder erhebliche Bedenken beſtehen aber auch 
gegen die Ausführungen des Vorderrichters in ſubjektiver 
Richtung. Er läßt es ausdrücklich dahingeſtellt, ob der An⸗ 
geklagte geglaubt habe, die von ihm angezeigte That ſei auf 
Grund des 8 192 des Str. G. B. nach § 185 daſelbſt ſtrafbar. 
Unter dieſer Vorausſetzung aber wäre nicht einzuſehen, inwiefern 
der Angeklagte ſich bewußt ſein mußte, die von ihm ſelbſt auf 
eben dieſen § 185 des Str. G. B. geſtützte Anzeige ſei eine 
falſche. Um dieſe Frage aber handelt es ſich bei Anwendung 
des § 164 des Str. G. B., nicht um eine rechtsgrundſätzliche 
und abſtrakte Pflicht zur Wahrheit in allen Stücken, deren 
Verkennung nach der Auffaſſung des erſten Richters angeblich 
einen unbeachtlichen Irrthum im Strafrechte enthalten ſoll. 
Auch bei einer Anzeige im Sinne des § 186 des Str. G. B. 
genügt in ſubjektiver Beziehung für den Thatbeſtand des § 164 
des Str. G. B. keineswegs die objektiv vorhandene Unter⸗ 
drückung oder Verneinung der Wahrheit der behaupteten oder 
verbreiteten Thatſache. Es muß dieſe vielmehr, wie das 
Reichsgericht ſtets ausgeſprochen hat, eine bewußte und 
gefliſſentliche, d. h. mit dem Bewußtſein verbunden ſein, 
daß durch ſie dem vorhandenen nicht ſtrafbaren Thatbeſtande 
ein ſtrafbarer unterſtellt wird. Von einem unbeachtlichen 
Rechtsirthum könnte nur die Rede ſein, wenn der Angeklagte 
eben dieſe Unterſtellung für erlaubt gehalten hätte. Urth. des 
III. Sen. vom 26. Januar 1901. 4585. 1900. 

9. 8 164. 

Wird eine einem Polizeibeamten übermittelte Anzeige dem 
Willen des Erſtatters gemäß an die Staatsanwaltſchaft ab⸗ 
gegeben, ſo iſt ſie an die Behörde gelangt, wenn ſchon der 
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Beamte gleichzeitig ſeiner Anſicht Ausdruck giebt, daß die 
Anzeige wiſſentlich falſch ſei. Anders, wenn der Polizeibeamte 
lediglich ſeinerſeits eine Anzeige wegen falſcher Anzeige erftattet. 
Urth. des I. Sen. vom 4. März 1901. 255. 1901. 

10. 8 164. 

Bei Prüfung der Frage, ob in den vom Angeklagten auf 
dem Polizeibüreau zu Protokoll gegebenen Erklärungen die 
Beſchuldigung einer beſtimmten Perſon enthalten ſei, geht der 
Vorderrichter zutreffend davon aus, daß es auf die Form der 
Beſchuldigung nicht ankomme und daß ſelbſt in der Anzeige 
eines Verdachtes oder Gerüchtes eine falſche Anſchuldigung im 
Sinne des § 164 des Str. G. B. gefunden werden könne; er 
hat aber „in dem Vorgehen des Angeklagten die ihm zur Laſt 
gelegte That nicht feſtgeſtellt“, weil aus den Eingangsworten 
des Protokolles „Thäter unbekannt“ und aus der Erklärung 
„einen beſtimmten Verdacht kann ich nicht angeben“ zu ſchließen 
ſei, daß es an einem ſicheren Nachweis für „den Willen und 
die Abſicht“ des Angeklagten fehle. Dies wird näher dahin 
begründet: es ſei nicht ausgeſchloſſen, daß der Angeklagte nur, 
um ſeine Braut (über den wahren Verbleib des Geldes) zu 
täuſchen, dem Polizeibeamten die Mittheilung habe machen 
wollen, es ſei ihm das Geld geſtohlen; mit der Bejahung der 
Frage des Kriminalſchutzmannes, ob er an die Thäterſchaft der 
Frau K. glaube, habe er nur dem Verdacht ſeiner Braut nicht 
entgegentreten wollen; aus der nicht widerlegten Behauptung 
des Angeklagten, er habe auf die in der Wohnung der Frau K. 
und in deren Gegenwart an ihn gerichtete Frage des Schutz⸗ 
manns, ob er Frau K. beſchuldigen wolle, erklärt „nein, das 
könne er nicht“ und aus der protokollirten Erklärung „einen 
beſtimmten Verdacht kann ich nicht angeben, vermuthe aber, 
daß entweder meine Wirthin oder ſonſt Jemand mir das Geld 
entwendet hat“ ſei zu ſchließen, daß er nicht beabſichtigt habe, 
die Frau K. „direkt“ zu beſchuldigen. Dieſe Schlußfolgerung 
iſt von Rechtsirrthum beeinflußt. Indem das Geſetz Anzeigen 
unter Strafe ſtellt, durch welche Jemand wider beſſeres Wiſſen 
der Begehung einer ſtrafbaren Handlung ꝛc. beſchuldigt wird, 
ſetzt es allerdings objektiv voraus, daß die Perſon des Be⸗ 
ſchuldigten individuell erkennbar gemacht iſt. Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzung zutraf oder nicht, unterlag der thatſächlichen Beurtheilung 
des Inſtanzgerichts nach Maßgabe des Inhaltes der ge⸗ 
machten Anzeige (vergl. Rechtſprechung des Reichsgerichts Bd. 3 
S. 192 unten). Demgemäß iſt die Frage, ob die protokollariſche 
Anzeige des Angeklagten die Beſchuldigung einer beſtimmten 
Perſon enthalte, mit Recht zum Gegenſtand der Prüfung 
gemacht. Bei dieſer Prüfung aber hat die Strafkammer das 
entſcheidende Gewicht auf den Willen und die Abſicht des 
Angeklagten gelegt und dabei auch den von demſelben ver⸗ 
folgten Zweck, ſeine Braut über den Verbleib des Geldes zu 
täuſchen und ihrem Verdacht nicht entgegenzutreten, verwerthet, 
während das Vorliegen der Beſchuldigung einer beſtimmten 
Perſon durch den objektiven Inhalt der Anzeige bedingt 
war. Ergab derſelbe die Richtung der Anzeige gegen eine 
individuell erkennbare Perſon, ſo erforderte der ſubjektive That⸗ 
beſtand nicht, daß die Abſicht oder gar der Endzweck des An⸗ 
geklagten auf die Herbeiführung einer Strafverfolgung gegen 
jene Perſon ging; es genügte vielmehr das Bewußtſein des 
Angeklagten davon, daß die Anzeige geeignet ſei, eine Straf⸗ 
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verfolgung herbeizuführen. Nach dieſer Richtung hin enthalten 
aber die Urtheilsgründe an anderer Stelle eine poſitive Feſt⸗ 
ſtellung, indem ausgeſprochen wird, der Angeklagte habe ſich 
geſagt, daß ſeine Beſchuldigung doch „unangenehme Folgen“ 
für die Frau K. haben könne und daß er ſelbſt in die Lage 
kommen werde, ſeine Angaben durch einen Eid bekräftigen zu 
müſſen. Urth. des II. Sen. vom 19. März 1901. 394. 1901. 

11. 8 164. 

Zum Thatbeſtande der falſchen Anſchuldigung gemäß 
8 164 des Str. G. B. gehört, daß diejenigen unwahren That⸗ 
ſachen, die der Anzeigende im Bewußtſein ihrer Unwahrheit 
der Behörde vorträgt, wenn ſie der Wahrheit entſprächen, eine 
ſtraſbare Handlung oder die Verletzung einer Amtspflicht des 
Beſchuldigten darſtellen würden. Wenn die in einer Anzeige 
vorgetragenen Thatſachen nach dem beſtehenden Rechte keine 
ſtrafbare Handlung und keine Verletzung einer Amtspflicht des 
Beſchuldigten bilden, ſo fehlt es an einem objektiven Merk⸗ 
male des Vergehens der falſchen Anſchuldigung, mag auch der 
Anzeigende geglaubt haben, daß die von ihm zur Anzeige 
gebrachten Vorgänge den Thatbeſtand einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung oder die Verletzung einer Amtspflicht des Beſchuldigten 
ausmachten. Urth. des II. Sen. vom 8. Januar 1901. 
4334. 1900. b 

12. § 166. 

Schon in objektiver Beziehung muß die Annahme des 
Urtheils, es liege eine Beſchimpfung des Marienkultus und 
der Jeſusverehrung nicht vor, zu Bedenken Anlaß geben. 
Zwar nimmt das Urtheil an, die Aeußerung, der Stifter der 
chriſtlichen Kirche ſei ein uneheliches Kind geweſen, deſſen 
Mutter ſich außerhalb der Ehe geſchlechtlich preisgegeben habe, 
ſei lediglich ein Referat aus dem in dem inkriminirten Artikel 
beſprochenen und bekämpften Magdeburger Urtheil geweſen, 
welche ihm daher angerechnet werden könne. Allein es bleibt 
doch nach den Ausführungen des Urtheils beſtehen, daß der 
Angeklagte auch ſeinerſeits die Behauptung aufgeſtellt hat, 
Chriſtus entſtamme einer unehelichen Geburt und zwar im 
Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs. Das Urtheil ſelbſt 
beſtreitet auch nicht, daß dadurch das Gefühl eines gläubigen 
Chriſten verletzt werde, vermeint aber, jene Behauptung ſei 
nicht durch eine Rohheit des Gefühls oder eine beſonders ver⸗ 
legende Form des Ausdrucks gekennzeichnet und wenn auch 
unter Umſtänden in dem Inhalte einer Kundgebung eine Be: 
ſchimpfung gefunden werden könne, nämlich dann, wenn die 
behauptete Thatſache beſonders ſchimpflicher Art iſt, ſo ſei das 
doch hier nicht der Fall. Dieſe Begründung der Freisprechung 
iſt zu beanſtanden, denn ſie giebt dem Verdacht Raum, daß 
der Richter den Begriff der Beſchimpfung rechtsirrig zu eng 
und mit Einſchränkungen verſtanden hat, die dieſem Begriffe 
fremd bleiben müſſen, ſowie, daß er nicht alle für die Ente 
ſcheidung der Frage erheblichen, der konkreten Sachlage zu 
entnehmenden Umſtände in Betracht gezogen hat. Schon der 
Ausgangspunkt der Vorinſtanz, es müſſe eine Thatſache „be- 
ſonders“ ſchimpflicher Art behauptet fein, ift verfehlt und ent⸗ 
ſpricht nicht dem Geſetz. — Das Geſetz unterſcheidet nicht 
zwiſchen Beſchimpfungen niederen und höheren Grades, es 
kennt keine Steigerung innerhalb dieſes Thatbeſtandsmerkmales. 
Auch der Rechtſprechung iſt das Anerkenntniß einer ſolchen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | | 485 


— 


Unterſcheidung nicht zu entnehmen, das Urtheil des R. G. in 
Entſch. Bd. 28 S. 403, dem anſcheinend der entſprechende 
Abſchnitt des vorliegenden folgt, bietet hierfür keinen Anhalt 
und das erläuternde Urtheil in den Entſch. des N. G. Bd. 31 
S. 305 ſpricht von der Behauptung einer an ſich ſchimpflichen 
Thatſache. Das freilich iſt richtig, daß die Feſtſtellung des 
Begriffes der Beſchimpfung, im Sinne des § 166, da er zu 
einem weſentlichen Theile thatſächlicher Natur iſt, eine ver⸗ 
ſchiedene ſein kann, je nachdem die Umſtände des einzelnen 
Falles und insbeſondere das Angriffsobjekt verſchieden ſind. 
Aber eben in dieſer Beziehung genügen die Darlegungen des 
erſten Richters nicht. Sie ergeben nicht mit Sicherheit, daß 
nicht bei Prüfung der Frage, ob die Gleichſtellung Chriſti mit 
einem außer der Ehe geborenen Kinde eine Beſchimpfung des 
Marienkultus oder der Chriſtiverehrung ſei, das Merkmal der 
Rohheit des Ausdruckes, der allerdings zum Rechtsbegriff der 
Beſchimpfung gehört, in einer das wahre Weſen der Rohheit 
verkennenden Bedeutung aufgefaßt iſt (Entſch. Bd. 30 S. 194). 
Dieſe Bedeutung iſt abzuleiten aus dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche, der herrſchenden Sitte und der Volksanſchauung, 
und es wäre nachzuweiſen geweſen, daß, gemeſſen an dieſen 
Auslegungsbehelfen die Thatſache der außerehelichen Geburt 
nicht ſchon an ſich mit den Begriffen von Schmach und Schande 
ſo nothwendig verbunden ſei, daß damit das Merkmal der 
Rohheit ohne Weiteres gegeben tft. Oder es hätte dieſer Nach: 
weis in der Richtung geführt werden müſſen, daß mit der 
Thatſache der unehelichen Geburt auch nicht ein ſittlicher Makel 
für die Mutter und damit mittelbar für das Kind verbunden 
iſt. War das Gegentheil der thatſächlichen Auffaſſung des 
Richters entſprechend, ſo war eine Aeußerung darüber geboten, 
ob nicht die Behauptung dieſes ethiſchen Defektes gegenüber 
Perſönlichkeiten, die nach der religiöſen Ueberzeugung Anderer 
ſündlos oder mindeſtens einer Verehrung werth und würdig 
find, über die hinaus es eine höhere und heiligere nicht giebt, 
den Begriff der Beſchimpfung zu erfüllen geeignet ſei. Der 
Mangel des ſubjektiven Schuldmomentes wird daraus her⸗ 
geleitet, daß der Angeklagte der Meinung geweſen ſei, es könne 
nicht einſeitig die Verletzung des Empfindens gläubiger Chriſten 
maßgebend ſein. Das iſt ein Rechtsirrthum, denn die aus 
dem geſetzgeberiſchen Gedanken zu entnehmende Bedeutung des 
8 166 iſt die, den Frieden der Religionsgeſellſchaften unter den 
Schutz des Geſetzes zu ſtellen. Dieſer Friede aber kann durch 
Beſchimpfung des dem gläubigen Chriſten Heiligen geſtört 
werden. — Zudem wird, ſoviel die Kundgebungen über die 
Perſon Chriſti anbetrifft, zu prüfen ſein, ob nicht ein Aergerniß⸗ 
erregen dadurch, daß öffentlich in beſchimpfender Aeußerung 
Gott geläſtert iſt, feſtzuſtellen wäre. Urth. des III. Sen. vom 
10. Januar 1901. 4250. 1900. | 

18. 8 166. | 

Nach Inhalt des angefochtenen Urtheils hat der An⸗ 
geklagte in öffentlicher Wirthſchaft mit Beziehung auf die 
freiwillig an den Kämpfen in China Theil nehmenden deutſchen 
Soldaten geäußert, „er verſtehe es nicht, wie 180 000 Selbſt⸗ 
mörder nach China gehen könnten, um ſich dort für Jeſus, 
den Talpen, todtſchießen zu laſſen“, der, wie er nachher noch 
bemerkte, „auch nichts weiter geweſen ſei, als ein Aufwiegler 
und Anarchiſt“. Im Unwillen über dieſe Aeußerung ſetzte 
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ſich einer der Gäſte an einen anderen Tiſch. Die Straf: 
kammer hat den Angeklagten von der Anklage der Gottes⸗ 
läſterung freigeſprochen, weil ſie das Wort „Talpe“ nicht als 
eine beſchimpfende Aeußerung im Sinne des 8 166 Str. G. B. 
betrachtete. Eine ſolche erfordere einen ſtärkeren Grad, eine 
verletzendere Form beleidigender Mißachtung, und mit der 
Bezeichnung Jeſus als eines Anarchiſten habe nur zum Aus⸗ 
druck gebracht werden wollen, daß er ſich gegen die jüdiſchen 
Staats- und Religionseinrichtungen aufgelehnt habe. Mit 
Grund wird vom Staatsanwalt hiergegen geltend gemacht, 
daß die Strafkammer den Begriff der Beſchimpfung verkannt 
hat. Der vordere Richter ſpricht ſich darüber nicht aus, was 
Angeklagter mit den Worten „Talpe“ bezeichnen wollte. Er 
beſchränkt ſich darauf, in den Urtheilsgründen zu erklären, die 
Zeugen hätten eine beſtimmte Deutung deſſelben nicht zu geben 
vermocht, deren Angaben hierüber in ihrer Geſammtheit laſſen 
erkennen, daß der Ausdruck „Talpe“ unter Umſtänden be⸗ 
leidigender Natur ſein könne, daß er aber „im Ganzen ziemlich 
harmlos“ ſei. Die Meinung des Staatsanwaltes, der Aus⸗ 
druck ſei im Rheingau gleichbedeutend mit „Tölpel“, findet 
inſofern Unterſtützung im Urtheil, als dort der Ausſage des 
Angeklagten Erwähnung geſchieht, darnach man zu Jemandem, 
der Einen auf der Straße anrempele, ſage: Geh weg, Du 
Talpe! und nach Angabe eines Zeugen das Wort gleich⸗ 
bedeutend mit „dummer Kerl“ und „Einfalt“ ſei. Daß der 
Ausdruck „ziemlich harmlos“ ſei, ſcheint die Strafkammer 
daraus zu folgern, daß er, wie ſie an anderer Stelle feſtſtellt, 
unter Bekannten unbeanſtandet Anwendung finde. Dadurch 
iſt indeſſen ſein beleidigender Charakter in Fällen, in denen 
eine freundſchaftliche Beziehung mit dem damit Belegten fehlt, 
nicht ausgeſchloſſen. Dieſe Vorausſetzung der Harmloſigkeit 
ſcheidet aber aus, wenn er auf Chriſtus angewendet wird, 
deſſen Perſon nach chriſtlicher Lehre von dem Gottbegriff nicht 
trennbar iſt. In der Gleichſtellung ſeiner Perſon mit einem, 
ſei es nun geiſtig beſchränkten, oder körperlich unbeholfenen, 
dem Spotte preisgegebenen Geſchöpfe und der Vergleichung 
des Wirkens Chriſti mit dem verbrecheriſchen Treiben eines 
Anarchiſten giebt ſich das Beſtreben kund, das dem Chriſten 
Heiligſte herabzuziehen und zu erniedrigen, und damit die 
Rohheit geringſchätzender Denkungsweiſe, deren Ausdruck das 
Weſen der Beſchimpfung bildet. Urth. des I. Sen. vom 
21. Januar 1901. 4653. 1900. 

14. 8 174. 

Der jetzt erkennende Senat tritt den Ausführungen in 
dem Urtheile des zweiten Strafſenats vom 25. Februar 1896 
(Entſcheidungen Bd. 28 S. 231) darin bei, daß die 88 52, 
1741, ſoweit fie hier in Betracht kommen, nicht von partikular⸗ 
rechtlichen Normen, wie ſolche nur in einzelnen Rechtsgebieten 
des Deutſchen Reiches beſtanden haben, ſondern von der Auf⸗ 
faſſung der Sitte und des gemeinen Lebens ausgehen, darnach 
aber als Pflegkindſchaft ein Verhältniß aufzufaſſen iſt, welches 
dem Verhältniß zwiſchen natürlichen und Adoptiv⸗Eltern und 
⸗Kindern ähnlich. Urth. des III. Sen. vom 15. Februar 1901. 
5023. 1900. 

15. 8 175. 

„Unzucht“ iſt nicht denkbar, ohne daß wenigſtens e in 
Theil in wollüſtiger Abſicht handelt. Dagegen braucht dieſe 
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nicht nothwendig auch bei dem andern vorzuliegen. Es 
genügt, daß dieſer auch ſeinerſeits bewußter⸗ oder gewollter⸗ 
maßen zu der beiſchlafsähnlichen Handlung mitwirkt, ſie 
inſoweit ſelbſt vornimmt oder duldet, und zwar in 
Kenntniß davon, daß der Andere dabei in der Abſicht 
der Erregung oder Befriedigung ſeines Geſchlechtstriebes handelt. 
Urth. des II. Sen. vom 29. März 1901. 632. 1901. 

16. 8 181 4. 

Der Zuhälter wird nicht dadurch ſtraflos, daß er ſich den 
aus dem Unzuchtserwerbe bezogenen Unterhalt auf ſeine Geld⸗ 
forderungen gegen die Proſtituirte anrechnen läßt. Urth. des 
IV. Sen. vom 4. Januar 1901. 4056. 1900. 

17. 8 1812. | 

Neben den einzelnen Merkmalen des Zuhälterbegriffs 
braucht nicht noch wörtlich feſtgeſtellt zu werden, daß der 
Angeklagte ein Zuhälter ſei. Urth. des IV. Sen. vom 
4. Januar 1901. 4501. 1900. 

18. 8 184. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Begründung nicht 
ſowohl die Unzüchtigkeit der verbreiteten „Schrift“, als viel⸗ 
mehr die Unzüchtigkeit eines Bruchtheils derſelben darlegt und 
hiernach der Vermuthung Raum giebt, daß beides für gleich» 
werthig erachtet worden iſt. Allerdings wird in einzelnen 
Fällen ſchon der unzüchtige Charakter einer einzigen oder 
einiger weniger Stellen genügen, um dem ganzen Aufſatz oder 
Werk den Stempel des Unzüchtigen aufzudrücken: ob das aber 
zutrifft, bedarf nach dem Verhältmiß, in dem die anſtößige 
Stelle zum Ganzen ſteht und dem Sinne des Verfaſſers oder 
Verbreiters gemäß ſtehen ſoll, der jedesmaligen beſonderen 
Prüfung, wobei denn nicht bloß das räumliche, ſondern vor allem 
das innere Verhältniß des Theils zum Ganzen in die Wagſchaale 
fällt. Und das um ſo mehr, als überhaupt die Entſcheidung, 
ob eine Handlung oder Darſtellung unzüchtig iſt, regelmäßig 
durch Ort und Zeit, durch Anlaß und Zweck ſowie durch die 
Perſönlichkeiten, unter denen oder vor denen ſie ſich abſpielt, 
bedingt iſt, ſo daß eine Aeußerung, die für ſich allein be⸗ 
trachtet, den Anſchein des Unzüchtigen erweckt, in Würdigung 
der begleitenden Umſtände und ſo auch im Zuſammenhalt mit 
dem geſammten Ideenkreis, dem ſie einverleibt iſt, ſehr wohl 
den unter anderen Verhältniſſen ihr anhaftenden Charakter 
des Unzüchtigen verlieren kann. Hier, wo es ſich um einen 
Artikel handelte, der die Aufklärung und Beruhigung des 
Publikums über einen vorgefallenen Mord durch die Dar⸗ 
legung der bisherigen Ermittlungen bezweckte, und wo gewiſſe 
geſchlechtliche Verhältniſſe für die Frage der Thäterſchaft ins 
Gewicht fielen, hatte die Entſcheidung, ob der Artikel ein 
unzüchtiger ſei, ſich nicht auf die Würdigung der beiden aus 
der Geſammterörterung herausgehobenen, an ſich betrachtet 
anſtößigen Stellen zu beſchränken, ſondern es war auch zu 
prüfen, ob im Rahmen des Ganzen jene das Geſchlechtsleben 
angehenden Stellen, wenngleich ſie unzüchtigen Zwecken nicht 
dienten, doch in einer Weiſe angebracht waren, daß dadurch 
der Geſammterörterung das Gepräge einer unzüchtigen zu Theil 
wurde. Urth. des II. Sen. vom 15. Februar 1901. 4567. 1900. 

19. 8 184 Ziff. 3. 

Nach den Urtheilsgründen hat der Angeklagte durch den 
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die darin empfohlenen Mittel (Präſervativs, Peſſarien u. ſ. w.) 
und damit Gegenſtände, die zu unzüchtigem Gebrauche 
beſtimmt ſind, dem Publikum angekündigt und angeprieſen. 
Die verſchiedenen Aeußerungen, welche in der durch 8 / Jahre 
hingezogenen Berathung des Geſetzes vom 25. Juni 1890 
aus den Kreiſen der geſetzgebenden Faktoren gefallen find, 
laſſen keinen Zweifel darüber, daß die Ausſtellung und An⸗ 
preiſung zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmter Gegenſtände, 
ſoweit ſie eine öffentliche, dem Publikum wahrnehmbare, ins⸗ 
beſondere eine geſchäfts⸗ oder gewerbsmäßige iſt, ſtrafbar ſein 
ſoll, mag ſie nun durch Ausſtellung in Laden⸗ und Schau⸗ 
fenſtern, durch Anzeigen in öffentlichen Blättern, durch Ausrufer 
und Kolporteure oder in welch ſonſtiger zur Verbreitung der 
Ankündigung in weitere Kreiſe des Publikums geeigneter 
Weiſe erfolgen. Der vorliegende Fall bietet allerdings die 
Beſonderheit, daß die Anpreiſung der Gegenſtände nicht 
unmittelbar, ſondern durch Verkauf von geſchloſſenen Couverts 
bewirkt wurde, deren Inhalt erſt in einer Anpreiſung beſtand. 
Allein, wenn der Angeklagte überführt iſt, daß der Verkauf 
an eine unbeſtimmte Zahl beliebiger, gerade zufällig an⸗ 
weſender Perſonen erfolgte, fo find „zum unzüchtigen Gebrauche 
beſtimmte Gegenſtände dem Publikum angeprieſen“ worden. 
Urth. des I. Sen. vom 3. Januar 1901. 4710. 1900. 

20. 8 185. 

Wie der erſte Richter als erwieſen erachtet, hat der 
Angeklagte 8. am 4. September 1900 Nachts zu der bei ihm 
als Magd im Dienſte ſtehenden Zeugin W., während dieſe 
bereits ſchlief, ſich in das Bett gelegt und mit derſelben, als 
ſie erwacht war, den Beiſchlaf vollzogen. Gegenüber ſeiner 
wegen thätlicher Beleidigung der Gertrud W. erfolgten Ver⸗ 
urtheilung macht der Angeklagte in ſeiner Reviſion in erſter 
Reihe geltend, es ſei nicht erwieſen, daß er bewußt gegen den 
Willen des genannten Mädchens gehandelt oder daß er ge⸗ 
wußt habe, dieſelbe ſei mit ſeiner Handlungsweiſe nicht ein⸗ 
verſtanden. Dieſer Angriff ſcheitert an der erſtrichterlichen that⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung. Denn die Strafkammer hat in einer rechtlich 
irrthumsfreien Weiſe als nachgewieſen erklärt, daß Gertrud W., 
wenn ſie auch die geſchlechtliche Benutzung geduldet habe, 
ohne hierbei ſich zu wehren oder zu ſchreien, dennoch damit 
nicht einverſtanden geweſen ſei, daß dieſelbe vielmehr unter 
dem Einfluſſe eines vorausgegangenen, für ſie ungewohnten 
Genuſſes von Bier und Wein geſtanden, plötzlich aus dem 
Schlafe erwacht und erſt nach Beendigung des Beiſchlafes 
zur vollſtändigen Erkenntniß der Sachlage gelangt ſei. Auch 
fügt das erſtrichterliche Urtheil noch bei, daß der Angeklagte 
aus eben dieſen Gründen ſowie wegen der Raſchheit, mit 
welcher der ganze Vorgang ſich abſpielte, eine Einwilligung 
der Gertrud W. nicht als gegeben habe annehmen können. 
Dagegen hat das Landgericht allerdings unterlaſſen, das 
Bewußtſein des Angeklagten, daß er durch ſeine Handlungs⸗ 
weiſe die Ehre ſeines Dienſtmädchens verletze, ausdrücklich 
feſtzuſtellen. Dieſes Bewußtſein iſt noch nicht dargethan, 
wenn die Strafkammer zu der Folgerung gelangt iſt, der An⸗ 
geklagte habe nicht dafürhalten können, daß Gertrud W. mit 
ſeinem Vorgehen einverſtanden ſei. Mit der Annahme des 
Angeklagten, daß eine ſolche Zuſtimmung vorliege, wäre zwar 
deſſen Bewußtſein, durch ſein Verhalten die erwähnte Zeugin 
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zu beleidigen, nicht wohl in Einklang zu bringen. Aus der 
fehlenden Annahme der Einwilligung folgt jedoch noch nicht von 
ſelbſt, daß ſich der Angeklagte der zur Strafbarkeit erforder⸗ 
lichen beleidigenden Beſchaffenheit ſeiner Handlungsweiſe auch 
bewußt geweſen if. Das wegen Verletzung des 8 185 
Str. G. B. mit Recht angefochtene Urtheil unterliegt hiernach 
der Aufhebung. Die gleichzeitig auszuſprechende Zurückweiſung 
der Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
wird der Vorinſtanz dazu Gelegenheit bieten, deutlicher, als 
dies bisher geſchah, ſich darüber zu äußern, in welcher 
Thätigkeit des Angeklagten ſie den Thatbeſtand der Beleidigung 
erblickt, ob darin, daß ſich derſelbe zu der Zeugin Gertrud W. 
in das Bett legte, oder in der erfolgten Beiſchlafsvollziehung, 
oder in beiden Akten zuſammen. Wäre, wie nach dem erſt⸗ 
richterlichen Urtheile zu vermuthen iſt, das letztere der Fall, 
ſo würde noch feſtzuſtellen ſein, ob hier eine einheitliche 
Handlung vorliegt oder nicht. Urth. des I. Sen. vom 14. März 
1901. 507. 1901. 

21. 8 186. 

Feſt ſteht, daß während des C. ſchen Eheſcheidungsprozeſſes 
die verehelichte T., um der Klägerin C. und ihrem Anwalt R. 
zum Nachweiſe des dem Beklagten ſchuldgegebenen Ehebruchs zu 
verhelfen, die doppelte Rolle einer „Detektive“ und einer Ver⸗ 
leiterin zum Ehebruch übernommen hat, daß der Rechtsanwalt R. 
ihre Bekanntſchaft mit der C. vermittelt, demnächſt erfahren 
hat, daß ſie in ehebrecheriſchen Verkehr mit C. getreten war, 
und ſpäter, als er die Fortſetzung des Verkehrs vorausſah, 
den Agenten S. mit der Beobachtung Beider beauftragt und 
ihn als Zeugen für den neuerlichen Ehebruch des Beklagten 
benannt hat. Indem der Vorderrichter dieſen Ermittelungen 
gegenüber feſtſtellt, daß in dem hier fraglichen Artikel in 
Beziehung auf den Rechtsanwalt R. nicht erweislich wahre 
Thatſachen behauptet ſeien, legt er darauf kein entſcheidendes 
Gewicht, daß die Darſtellung der im Artikel erörterten Einzel⸗ 
thatſachen ſich im Weſentlichen bewahrheitet hat, wohl aber 
darauf, daß dem Rechtsanwalt R. nicht nachgewieſen ſei, „daß 
er in Ausübung ſeines Berufs — ſei es ausdrücklich, ſei es 
in verſteckter Weiſe — vorſätzlich die Frau T. zur Verleitung 
des C. zum Ehebruch beſtimmt und angeſtiftet habe oder daß 
er von Anfang an den Ehebruch als möglich vorausgeſehen 
und, als er ihn vorausſah, ihn gewollt oder auch nur für 
den Fall ſeines Eintritts gewollt habe oder daß er den Eintritt 
des Ehebruchs irgendwie durch Rath oder That gefördert und 
dem C. eine Falle geſtellt habe.“ Dies aber ſei die „weſentliche 
Spitze“ ſowohl des Zeitungsartikels wie auch der gleichzeitig 
bei der Staatsanwaltſchaft eingereichten Strafanzeige geweſen. 
Hat der Inſtanzrichter die Behauptungen der Strafanzeige 
ſo auslegen zu müſſen geglaubt, ſo iſt die desfallſige Feſtſtellung 
einer Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen. Eine 
andere Frage jedoch iſt die, ob eine rechtlich einwandsfreie 
Würdigung der für erwieſen erachteten Einzelthatſachen vorliegt, 
ob bei zutreffender Würdigung derſelben nicht die gegen R. 
erhobenen Vorwürfe — auch in dem vom Urtheil angenommenen 
Sinne — wenigſtens zum Theil als wahrheitsgemäße an⸗ 
zuſehen geweſen wären und ob das etwaige Mehr der erhobenen 
Vorwürfe ein ſolches war, daß ihm, gegenüber dem nachgewieſenen 
Thatbeſtande, noch eine ſelbſtändige Bedeutung zukam. Hinſichtlich 
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des neuerlichen Chebruchs vom Februar 1896 ſieht der Vorder⸗ 
richter ſoviel für erwieſen an, daß der Rechtsanwalt R. wenige 
Tage vor dem Termin, in welchem er, unter Berufung auf 
das S. ſche Zeugniß, den „neuen fortgeſetzten“ Ehebruch 
des C. mit der T. behauptete, die Letztere zu ſich beſchieden, 
nach einer unter vier Augen mit ihr abgehaltenen Rückſprache 
und nachdem er „erfahren, daß fie wiederum mit C. verkehren 
werde“, den im Vorzimmer wartenden S. auf fie aufmerkſam 
gemacht, ihm mitgetheilt hat, daß es ſich um eine Eheſcheidungs⸗ 
ſache handle, ihn beauftragt hat, an einem beſtimmten Abend 
im Theater die Beiden zu beobachten, ſie auch weiterhin bis 
zur C.ſchen Wohnung zu verfolgen und ſeine Wahrnehmungen 
ihm mitzutheilen, daß demnächſt in der That die T. den C. 
in das Theater verlockt, ihn ſodann in ſeine Wohnung 
begleitet, dort von neuem geſchlechtlich mit ihm verkehrt hat 
und daß S. feine desfallſigen Wahrnehmungen dem R. über⸗ 
mittelt hat. Dieſe Feſtſtellungen können kaum anders verſtanden 
werden, als daß in der fraglichen Conferenz des R. mit der 
T. der Plan beſprochen iſt, daß die T. den C. nach dem 
Apollotheater verlocken und ihn weiterhin zur Herbeiführung 
erneuten Ehebruchs in ſeine Wohnung geleiten ſollte, ſowie 
daß dieſer Plan — gleichviel von wem er ausging — derart 
im Einzelnen erörtert worden iſt, daß hiernach die entſprechende 
Inſtruktion des Zeugen S. ermöglicht wurde. Iſt aber dies 
der Sinn jener Feſtſtellungen, ſo beruht es auf rechtsirrthüm⸗ 
licher Anſchauung, wenn trotzdem für nicht erwieſen erachtet 
iſt, daß R., als er den künftigen Ehebruch thatſächlich vorausſah, 
ihn gewollt oder auch nur eventuell gewollt und ſeinen Eintritt 
irgendwie durch Rath oder That vorſätzlich gefördert habe. 
Denn überall, wo ſtrafrechtlich ein „vorſätzliches“ Handeln in 
Frage ſteht, kommt es nicht darauf an, ob der Erfolg den 
End zweck des Handelns bildete, ſondern lediglich darauf, ob 
der Erfolg in der Willensrichtung des Handelnden lag. 
Hat R. den Erfolg vorausgeſehen und iſt er zu ſeiner 
Herbeiführung wiſſentlich thätig geworden, ſo hat er den Erfolg 
auch „gewollt“. Hier, wo nach der Annahme des Vorder⸗ 
richters ein „kuppleriſches“ Handeln im Sinne des § 180 des 
Str. G. B. in Frage kam, genügte das Bewußtſein des 
Handelnden, daß durch ſeine Vermittelung der Unzucht günſtigere 
Bedingungen geſchaffen wurden. (Entſch. des R. G. in Straf⸗ 
ſachen Bd. 7 S. 118.) Hat R. vorſätzlich jene ſpeziellen 
Verabredungen mit der T. herbeigeführt, die ihn in den Stand 
ſetzten, den neugeplanten Ehebruch nachzuweiſen, ſo mag er 
immerhin nicht den Ehebruch, ſondern das obſiegliche Prozeß⸗ 
urtheil als den Endzweck ſeines Handelns im Auge gehabt 
haben, — eine Vorſchubleiſtung lag vor, ſofern er ſich bewußt 
war, daß ſeine Abrede mit der T. einen erneuten Verkehr 
derſelben mit C. vermitteln und daß der Verkehr ein unzüchtiger 
ſein werde. Eine „Vermittelung“ aber — eine auf die perſönliche 
Annäherung oder Wiederannäherung der Betreffenden hin⸗ 
zielende Thätigkeit — konnte auch dann für vorliegend erachtet 
werden, wenn zwar die Urheberſchaft des Planes der T. zufiel, 
R. aber durch Zuſpruch oder Billigung ſie in ihrem Vorhaben 
wiſſentlich beſtärkte und ſo die Ausführung erleichterte. Ob 
nicht in dieſem Sinne die Conferenz mit der T. herbeigeführt 
oder benutzt worden iſt, daran fehlt es an einem klaren 
Ausſpruch im Urtheil. Nun legt allerdings das Urtheil den 
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Zeitungsartikel dahin aus, daß dem R. ſchuldgegeben ſei, er 
habe vorſätzlich die T. dazu beſtimmt, den C. zum Ehebruch 
zu verführen, und mithin den vollzogenen Ehebruch angeſtiftet, — 
eine Behauptung, die gleichfalls nicht erweislich wahr ſei. 
Es fragt ſich indeſſen, ob der Inſtanzrichter, hätte er feſtgeſtellt, 
daß R. in der That der Unzucht Vorſchub geleiſtet und den 
Ehebruch vorſätzlich gefördert habe, in Würdigung des Geſammt⸗ 
charakters der im Artikel erhobenen Vorwürfe, den Beweis 
ihrer Wahrheit nicht auch dann für erbracht angeſehen haben 
würde, wenn ſich herausſtellte, daß R. nur thätiger Vermittler, 
nicht geradezu Anſtifter war. Der Vorwurf der „Kuppelei“ 
war im einen wie im andern Falle berechtigt. Rechtsirrthümlich 
aber würde es ſein, das Thatbeſtandsmerkmal der „Behauptung 
nicht erweislich wahrer Thatſachen“ ſchon dann für gegeben 
zu erachten, wenn beim Vorwurfe einer Mehrheit in ſich 
zuſammenhängender ehrenrühriger Thatſachen nicht je de derſelben 
ſich hat erweiſen laſſen. Immer wird es darauf ankommen, 
ob die ausgeſprochenen Beſchuldigungen ihrem weſentlichen 
Kern nach Beſtätigung gefunden haben, und immer wird 
es einer ſorgfältigen Prüfung bedürfen, ob der unerwieſene 
Reſt der Aeußerung, gegenüber dem nachgewieſenen Sachverhalt, 
noch die Bedeutung einer ſelbſtändigen thatſächlichen 
Behauptung beanſpruchen kann. Rechtsirthümlich würde es 
aber auch ſein, einem nur dem Sinn nach erhobenen Vorwurfe 
kuppleriſcher Vermittelung ſchon deshalb die Erweislichkeit 
abzuſprechen, weil nicht jedes Thatbeſtandsmerkmal der Kuppelei 
im ſtrafrechtlichen Sinne ſich habe nachweiſen laſſen; denn 
nicht um das Vergehen der „falſchen Anſchuldigung“, ſondern 
um das der „üblen Nachrede“ handelt es ſich. Lag nach der 
Anſchauung des täglichen Lebens eine kuppleriſche „Ver⸗ 
mittelung“ vor, ſo verſchlug es nichts, wenn etwa ſolcher 
Vermittelung nicht unbedingt der Charakter einer nach 8 180 
des Str. G. B. ſtrafbaren zugeſprochen oder der Nachweis nicht 
erbracht werden konnte, daß gewohnheitsmäßig oder aus Eigen⸗ 
nutz gehandelt ſei. Urth. des II. Sen. vom 7. Januar 1900. 
3990. 1900. 

22. 88 186, 193. 

Wer eine Strafanzeige diktirt und ihre Einreichung betreibt, 
iſt als Thäter zu behandeln, auch wenn er einen Andern zur 
Namensunterſchrift veranlaßt. Dieſer kann je nach feiner 
Willensrichtung Mitthäter oder Gehülfe ſein. Eine ſolche 
Anzeige kann als Beleidigung beſtraft werden, wenn ſie nicht 
wider beſſeres Wiſſen und nicht mit dem Willen, das nach 
8 193 zu beurtheilende, jedem Staatsbürger zuſtehende Anzeige: 
recht auszuüben, ſondern in der Abſicht, eine feindſelige und 
rachſüchtige Geſinnung zu befriedigen, erſtattet iſt. Urth. des 
IV. Sen. vom 12. März 1901. 417. 1901. 

23. 8 193. 

Als Umſtände im Sinne des Geſetzes find nur folde 
anzuſehen, die in naher zeitlicher und örtlicher Beziehung zu 
der Aeußerung ſtehen. Urth. des II. Sen. vom 8. Januar 1901. 
4157. 1900. 

24. 8 193. 

In dem vorliegenden Falle war der Anwendung des 
§ 193 der Boden entzogen, da die wiſſentlich falſche 
Behauptung ehrenkränkender Thatſachen, wenn ſolche zur 
Verfolgung eines Anderen geſchieht, den Anforderungen des 
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Rechts wie der Sittlichkeit unter allen Umſtänden dergeſtalt 
zuwiderläuft, daß eine in dieſem Sinne und mit dieſem 
Inhalte erfolgende Anzeige, ohne Unterſchied, ob die Anzeige 
an berufener oder unberufener, amtlicher oder nichtamtlicher 
Stelle gemacht wird, als Wahrnehmung eines vom Recht 
zugelaſſenen Intereſſes grundſätzlich und ohne jede Ausnahme 
niemals gelten kann. Selbſt die irrthümliche Annahme eines 
derartigen Intereſſes auf der Seite des Thäters würde 
für denſelben den Schutz des § 193 nicht zu begründen 
vermögen. Urth. des IV. Sen. vom 19. März 1901. 
485. 1901. 

25. 8 193. 

Die Reviſion des Staatsanwalts wendet ſich gegen die 
Freiſprechung des Angeklagten von der Anklage einer 
Beleidigung, verübt gegen den Amtsrichter 8. mittels der 
Eingabe an das Königliche Bezirkskommando R. am 3./4. Mai 
1900. Das Urtheil ſtellt feſt, daß der Angeklagte zwar im 
Bewußtſein des beleidigenden Inhalts dieſer Eingabe, jedoch 
nicht in der Abſicht, zu beleidigen, ſondern zur Wahrnehmung 
ſeiner berechtigten Intereſſen gehandelt habe, um in der auf 
eine Zuſchrift des Amtsrichters 8. eröffneten Ehrengerichtsſache 
ſeine Vernehmung vor dem Ehrenrathe zu veranlaſſen, einer 
auf einſeitiger Beweiserhebung beruhenden Entſcheidung der 
Sache vorzubeugen und dadurch einen Ausſpruch herbeizuführen, 
der ſein Verhalten als korrekt erſcheinen laſſe. Aus der Form 
und den Umſtänden aber könne die Abſicht, den Amtsrichter 8. 
vor dem Ehrenrathe zu beleidigen, nicht entnommen werden. 
Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrthum nicht erkennen. 
Die Bemerkung in ſeinem Schreiben an den Ehrenrath, der 
Tag, an welchem 8. Kenntniß von der Beleidigung erhalten 
habe, ſei nicht der 24. März, ſondern ein früherer, der in der 
Privatklage angegebene ſomit ein falſcher geweſen, und 
feine weitere Mittheilung an denſelben, 8. habe ſich in der 
genannten Zeit ihm gegenüber feig benommen, führen für 
ſich allein nur die beiden Thatſachen an, auf welche der 
Angeklagte zur Begründung ſeines Geſuches um Gehör behufs 
der Wahrnehmung ſeiner berechtigten Intereſſen ſich beziehen 
wollte und beziehen zu müſſen glaubte. Die gebrauchten Worte 
bezeichnen begrifflich dasjenige Verhalten, daß der Angetlagte 
dem Ehrenrathe zur Anzeige bringen und ſeiner Beurtheilung, 
ob es eine bewußt falſche Angabe und ein fortgeſetztes feiges 
Benehmen ſei, zu unterbreiten ſuchte. Nähere Umſtände, aus 
denen die Abſicht einer Beleidigung entnommen werden mußte, 
ſind in der Anzeige nicht enthalten. Für ſich allein können 
jene Worte nicht die Form bilden, aus denen die beleidigende 
Abſicht und damit die Rechtswidrigkeit des an ſich beleidigenden 
Inhalts der Anzeige erhellen würde. Urth. des I. Sen. vom 
7. Februar 1901. 4707. 1900. 

26. § 204. 

Das Geſetz erfordert nicht eine Einigung der Parteien, 
den Zweikampf zu unterlaſſen. Es genügt, wenn der Zweikampf 
auch nur deshalb unterblieben iſt, weil ein Theil ſeine Mit⸗ 
wirkung verſagte. Urth. des I. Sen. vom 4. März 1901. 
88. 1901. 

27. 8 222. 

Beſchwerdeführer hat beim Beſuche des Theaters ſeinen 
Ueberzieher, in deſſen Seitentaſche ſich, wie er wußte, ein 
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geladener und mit einer Sicherung nicht verſehener Revolver 
befand, in der Garderobe abgegeben. Als die Garderobefrau 
gegen Schluß der Vorſtellung den Ueberzieher auf den Tiſch 
legte, fiel der Revolver zur Erde. Der Logenſchließer K. hat 
den Revolver, nachdem er ihn aufgehoben, auf die Bruſt des 
Kaſtellans M. angelegt und in der Meinung, daß er nicht 
geladen ſei, abgedrückt. Der Schuß hat den M. in das Herz 
getroffen und deſſen ſofortigen Tod herbeigeführt. Im Anſchluß 
an den für erwieſen erachteten Sachverhalt enthält das Urtheil 
folgende Sätze: „Die Strafbarkeit fahrläſſigen Handelns hängt 
nicht davon ab, daß der Thäter den von ihm verurſachten 
Schaden in ſeiner beſonderen Geſtaltung vorausſehen konnte. 
Es genügt vielmehr, wenn der eingetretene ſchlimme Erfolg 
im Allgemeinen, d. h. inſoweit für den Thäter vorherſehbar 
war, daß er bei Anwendung der gebotenen Aufmerkſamkeit 
erkennen konnte, er werde durch ſein Thun oder Unterlaſſen 
dasjenige Rechtsgut gefährden, welches durch das Geſetz 
geſchützt werden ſollte. Bei den Fahrläſſigkeitsvergehen der 
88 222, 230 des Str. G. B. iſt alſo nur erforderlich, daß 
der Thäter ſich vorſtellen konnte, feine Handlungsweiſe könne 
unmittelbar oder durch das Hinzutreten anderer Umſtände den 
Tod oder die Verletzung eines beliebigen Menſchen herbeiführen.“ 
Dieſe Sätze ſind dem Urtheile des Senats vom 10. Januar 
1899 D 4566/98 entnommen. Sie bedürfen einer Einſchränkung, 
zu deren Hervorhebung der damals vorliegende Sachverhalt 
keinen Anlaß bot, die indeß vom Senat wiederholt und ins⸗ 
beſondere in dem von der Vorinſtanz ebenfalls angeführten 
Urtheile vom 25. Mai 1900 D 1622/1900 ausgeſprochen iſt. 
Ein Ereigniß, hier der Tod eines Menſchen, kann als Erfolg 
immer nur in ſeinem Verhältniſſe zu demjenigen Kauſalverlaufe 
bezeichnet werden, als deſſen letztes Glied der Erfolg ſich 
darſtellt. Aus dieſem Zuſammenhange kann der Erfolg bei 
der für die ſtrafrechtliche Beurtheilung und insbeſondere für die 
Frage nach der Vorherſehbarkeit erforderlichen Individualiſirung 
nicht losgelöſt werden. Das nämliche in der Behandlung 
deſſelben Gewehrs wiederkehrende Verſehen deſſelben Thäters 
kann durch den Hinzutritt mannigfacher Umſtände, Unvorſichtig⸗ 
keit eines Dritten, Ablöſung einer durch den Schuß getroffenen 
Erdmaſſe, fehlerhafte Behandlung der Schußwunde u. ſ. w. 
den Tod herbeiführen. Es muß angenommen werden, daß 
die Frage nach der Vorherſehbarkeit in concreto je nach dem 
einen oder anderen Zwiſchenverlaufe einen beſonderen Inhalt 
hat und danach die Möglichkeit, zur Bejahung dieſer Frage 
ohne Prüfung der den Zwiſchenurſachen im gegebenen Falle 
beizumeſſenden Bedeutung zu gelangen, nicht vorhanden iſt. 
Zu demſelben Ergebniſſe führt die Erwägung, daß die Vorher⸗ 
ſehbarkeit kein beſonderes Schuldmoment neben der Fahrläffigteit, 
ſondern nur Beſtandtheil der letzteren iſt. Wie das Weſen 
der kriminellen Fahrläſſigkeit darin beſteht, daß durch Nicht: 
anwendung der nach den Umſtänden gebotenen Sorgfalt von 
dem Handelnden ein rechtswidriger Erfolg ſeines Handelns 
herbeigeführt wird, ſo kann als vorherſehbar nur dasjenige 
gelten, was bei Anwendung eben dieſer Sorgfalt vorhergeſehen 
werden konnte; woraus wiederum folgt, daß bei Entſcheidung 
über die Vorherſehbarkeit des Erfolgs die Totalität des Kauſal⸗ 
verlaufs und mithin auch die zur Handlung des Thäters 
hinzugetretenen Umſtände, ſoweit ſolche den Erfolg mit herbei⸗ 
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geführt haben, nicht außer Acht zu laſſen ſind. Wenn das 
Reichsgericht entſchieden hat, daß eine Vorherſehbarkeit aller 
Zwiſchenglieder oder, wie es an anderer Stelle heißt, eine 
Vorherſehbarkeit der konkreten Art und Weiſe des Erfolgs 
nicht erforderlich ſei (vergl. Entſch. in Strafſachen Bd. 6 
S. 147, Bd. 15 S. 346, Bd. 19 S. 53), ſo iſt damit nur 
ausgeſprochen, daß die Vorherſehbarkeit durch Zwiſchenurſachen, 
welche der Vorausſicht entzogen waren, nicht mit rechtlicher 
Nothwendigkeit ausgeſchloſſen wird, die Verurſachung des 
Erfolgs durch Fahrläſſigkeit mithin auch dann angenommen 
werden kann, wenn dem Thäter nicht alle Einzelheiten des 
Verlaufs erkennbar geweſen ſind. Ebenſo richtig iſt der 
Gegenſatz: Die Verurſachung durch Fahrläſſigkeit kann nicht 
angenommen werden, wenn für den Handelnden auch bei 
Anwendung der gebotenen Aufmerkſamkeit die eine oder die 
andere der hinzugetretenen Zwiſchenurſachen nicht vorherſehbar 
geweſen wäre und bei Ausſcheidung dieſer Zwiſchenurſache 
aus dem Vorſtellungsvermögen des Thäters eine ſich bis zum 
Erfolge erſtreckende Vorherſehbarkeit entweder gar nicht oder 
nur in einem Maße übrig bleibt, bei welchem in der Nicht⸗ 
berückſichtigung einer entfernten Gefahr eine Verletzung der⸗ 
jenigen Sorgfalt, welche von dem Thäter billigerweiſe verlangt 
werden durfte, nicht zu finden iſt. Der letztere Geſichtspunkt 
wird insbeſondere zutreffen, wenn der rechtswidrige Erfolg 
ohne die hinzutretende Verſchuldung eines Anderen nicht ein⸗ 
getreten wäre und die Möglichkeit einer ſolchen Konkurrenz ſo 
fern lag, daß dem Thäter die Nichtberückſichtigung dieſer 
Möglichkeit nicht als Verſchulden angerechnet werden kann. 
Im Ergebniſſe ſtimmt hiermit überein, wenn der erſte Straf⸗ 
ſenat den Satz, daß es nicht auf die Vorherſehbarkeit aller 
Einzelheiten ankomme, zwar aufrecht erhalten, zugleich aber 
an die Vorausſetzung gebunden hat, „daß ſich auch die 
unbekannten Einzelheiten des konkreten Kauſalverlaufes inner⸗ 
halb des Rahmens der gewöhnlichen Erfahrung halten müſſen“. 
(Entſch. Bd. 29 S. 221.) Die weitere Begründung des 
angefochtenen Urtheils ergiebt indeß, daß der erſte Richter in 
eine Prüfung der Frage, in wie weit der Angeklagte den 
konkreten Kauſalverlauf bei Anwendung ſchuldiger Aufmerkſamkeit 
vorherſehen konnte, eingetreten iſt. Es iſt für erwieſen ange⸗ 
nommen, daß der Angeklagte, als er den Ueberzieher der 
Garderobenfrau unter Verſchweigung der Thatſache übergab, 
daß der Ueberzieher den mit fünf Patronen ſcharf geladenen 
Revolver enthielt, bei ſeiner Bildung ſich ſehr wohl vorſtellen 
konnte, daß der Revolver auf irgend eine Weiſe in die Hände 
eines Anderen gelangen, ſich dabei entladen und daß in dem 
mit Menſchen gefüllten Raume Jemand von dem Geſchoſſe 
tödtlich getroffen werden konnte. Damit iſt bedenkenfrei aus⸗ 
geſprochen, daß für den Beſchwerdeführer, gleichviel ob er das 
Anlegen und Abdrücken des Gewehrs auf die Bruſt eines 
herantretenden Menſchen vorherſehen konnte, die Möglichkeit 
einer Entladung in der Hand eines Dritten und in der Mitte 
der Theaterbeſucher erkennbar war. Daß ein derartiges Maß 
von Vorherſehbarkeit zur Annahme einer Fahrläſſigkeit genügt, 
konnte ebenſowenig beanſtandet werden als die Feſtſtellung, 
daß der Angeklagte durch eben dieſe Fahrläſſigkeit den Tod 
des Theaterkaſtellans verurſacht hat. Urth. des IV. Sen. 
vom 11. Januar 1901. 4225. 1900. 
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28. 8 222. 

In der Reviſionsſchrift des Staatsanwaltes wird dar⸗ 
zuthun verſucht, daß die Annahme des erſten Richters, 
Apotheker H. und deſſen früherer Defektar A. hätten nicht 
vorausſehen können, die Anna T. werde einem Ausläufer im 
Keller, ohne die Aufſchrift zu beachten, eine Flaſche mit 
Induktionsflüſſigkeit, in der Meinung, ſie enthalte Schnaps, 
zum Trinken darreichen, auf rechtsirriger Schlußfolgerung be⸗ 
ruhe. Letztere ſoll darin beſtehen, daß angenommen werde, 
der T. ſei die Abgabe von Schnaps nicht erlaubt geweſen, 
während ſie nach Anſicht des Staatsanwaltes ſolcher Erlaubniß 
nicht bedurft habe und, da ein Verbot nicht feſtgeſtellt ſei, 
weder objektiv noch ſubjektiv rechtswidrig gehandelt habe. 
Mit dieſer Darſtellung ſetzt ſich Beſchwerdeführer in einen in 
in der Reviſionsinſtanz nicht zu beachtenden Widerſpruch mit 
dem erſtrichterlich feſtgeſtellten Sachverhalt. Nach dieſem lagen 
der T. als Laborantin lediglich ſolche Arbeiten ob, welche ihr 
von dem pharmazeutiſch gebildeten Perſonale zugewieſen wurden, 
wie Reinigen von Gläſern, Reiben von Salben und dergleichen 
und war ihr beim Dienſtantritt eingeſchärft worden, daß ſie 
außer den ſpeziell ihr zugewieſenen Sachen nichts anzurühren 
habe. Während der Proviſor und die Lehrlinge — denen 
dies ſpäter verboten wurde — hin und wieder den Ausläufern 
anderer Geſchäfte ein Gläschen Schnaps gratis verabreichten, 
hatte die Laborantin T., ſo iſt im Urtheil geſagt, „wie ſie 
ſehr wohl wußte, überhaupt keine Erlaubniß, an irgend Jemand 
Schnaps zu verabfolgen, weder in der Offizin noch im Keller“. 
Ob bei dieſer Sachlage und angeſichts des Verbotes, nichts 
anzurühren, was ſie nicht angehe, die Angeklagten H. und A. 
auch ohne ein ſpezielles ausdrückliches Verbot der Schnaps⸗ 
abgabe auf ein dem entſprechendes Verhalten der T. rechnen 
durften, iſt eine rein thatſächliche Frage, bei deren Beantwortung 
auch die perſönlichen Eigenſchaften des Mädchens in Betracht 
kamen, die alſo in der Reviſionsinſtanz nicht zu prüfen iſt. 
Aus dem Mangel der Feſtſtellung eines ausdrücklichen Ver⸗ 
botes an die T. zum Schnapsverſchenken kann alſo ein 
Rechts irrthum des vorderen Richters bei Verneinung der 
Vorherſehbarkeit nicht abgeleitet werden. Mit Recht ſind 
hierbei gerade die konkreten Umſtände beachtet worden, unter 
welchen der Ausläufer G. zum Genuß der Induktionsflüſſigkeit 
gelangte, indem auch er gleich der T. die Aufſchrift auf der 
Flaſche nicht beachtete. Die vom Staatsanwalt betonte Noth⸗ 
wendigkeit einer Erörterung, ob nicht auch auf andere Art die 
gleiche Folge — der Tod eines Menſchen — z. B. der T. 
hätte eintreten können, wenn ſie, trotzdem ſie die Signatur der 
Flaſche geleſen, von deren Inhalt genoſſen hätte, iſt nicht 
anzuerkennen. Denn nur der konkrete Kauſalverlauf und ſein 
Erfolg iſt der Beurtheilung ſeiner Vorherſehbarkeit zu unter⸗ 
ziehen. Was hätte eintreten können, aber nicht eingetreten iſt, 
hat der fahrläſſig Handelnde nicht zu verantworten. Auch 
wenn, wie in der Reviſionsſchrift noch hervorgehoben wird, 
mit kleinen Näſchereien von Dienſtboten im gewöhnlichen 
Leben gerechnet werden muß, ſo war damit für den erſten 
Richter im vorliegenden Falle nichts gewonnen, indem es ſich 
um das muthmaßliche Verhalten einer bereits ſeit einigen 
Monaten in einer Apotheke beſchäftigten Hülfsarbeiterin 
handelte, der die Gefährlichkeit eines Mißgriffes durch das 
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ausdrückliche Verbot, nichts anzurühren, was ſie nicht angehe, 
noch beſonders zum Bewußtſein gebracht worden war. Urth. 
des I. Sen. vom 21. Januar 1901. 4456. 1900. 

29. 8 223. 

Die Anführungen der Reviſionsſchrift über den in Bayern 
bezüglich des Züchtigungsrechtes der Lehrer beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtand gehen von der unzutreffenden Annahme aus, es ſei die 
von der Strafkammer in Betracht gezogene Verordnung vom 
20. Mai 1815 durch den juſtizminiſteriellen Erlaß vom 28. Mai 
1863 beſeitigt, dies auch durch den Erlaß des Kultusminiſteriums 
vom 9. Februar 1883 anerkannt worden. Die Bedeutung 
dieſer Verfügungen für das Züchtigungsrecht der Lehrer in 
Bayern iſt in dem Urtheile des erkennenden Senates vom 
5. Januar 1884 gegen Hültinger, Rep. 2695/83 eingehend 
erörtert, vergl. auch Seuffert's Blätter für Rechtsanwendung 
in Bayern 33. Jahrgang (1888) S. 321 ff. und 343 ff. ſowie 
Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. V S. 194, und die Ver⸗ 
ordnung vom 20. Mai 1815 als Grundlage jenes Rechtes auch 
neuerdings noch (vergl. Entſch. Bd. 26 S. 148) von dem Reichs⸗ 
gerichte anerkannt worden. Darin iſt unter Ziffer 3 beſtimmt, 
daß gewiſſe Verſehen unter den dort bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen „durch körperliche Züchtigung mit der Ruthe oder 
einem Stäbchen zu beſtrafen ſeien“, dieſe Strafe jedoch nur 
von dem Lokalſchulinſpektor oder Lokalſchulkommiſſär nach ge⸗ 
nauer Unterſuchung zu erkennen und zu diktiren, auch in ſeiner 
Gegenwart durch den Schulpedell zu vollziehen ſei. Die 
hiernach dem Lokalſchulinſpektor übertragene Befugniß wurde 
ſpäter dem Lehrer ſelbſt eingeräumt, wie dies in dem Erlaß 
des Kultusminiſteriums vom 9. Februar 1883 zum Ausdruck 
gelangt. Dort iſt auf die Bekanntmachung des Staats⸗ 
miniſteriums der Juſtiz vom 28. Mai 1863 und diejenige des 
Kultusminiſteriums vom 8. Januar 1866 verwieſen, in denen 
bereits ausgeſprochen ſei, „daß den Schullehrern als Ausfluß 
ihres Erziehungsrechtes die Befugniß zuſtehe, gegenüber ihren 
Schulkindern die körperliche Züchtigung in ſelbſtändiger 
Weiſe zur Anwendung zu bringen“. Hiernach ſteht zwar den 
Volksſchullehrern in Bayern ein ſelbſtändiges Züchtigungsrecht 
zu, jedoch nur in den bezeichneten Fällen gröberer Verſehen, 
hartnäckiger Faulheit und der Verführung von Mitſchülern 
und beſchränkt auf die Ausführung mittels eines Stäbchens 
oder der Ruthe. Die Meinung des Beſchwerdeführers, daß 
dieſe namentlich die Art ſeiner Ausübung betreffenden Grenzen 
des Züchtigungsrechtes durch den Juſtizminiſterialerlaß vom 
28. Mai 1863 beſeitigt ſeien, verkennt deſſen Tragweite und 
Zweckbeſtimmung. Zunächſt leuchtet ein, daß das Juſtiz⸗ 
miniſterium nicht zuſtändig geweſen ſein würde, Verordnungen 
im Gebiete des Unterrichtsweſens abzuändern oder neue Vor⸗ 
ſchriften in dieſem ihm fremden Reſſort zu erlaſſen. Weder 
das eine, noch das andere war auch mit dem Erlaſſe bes 
abſichtigt, vielmehr lediglich eine Belehrung der Staatsanwälte, 
an welche allein ſie ſich richtet, über die Geſichtspunkte bei 
Beurtheilung der Zuläſſigkeit des Maßes der Züchtigungen, 
welche im Rahmen des der Art nach gemäß der Verordnung 
von 1815 begrenzten Rechtes von den Lehrern vollzogen 
werden. Er war durch die mit dem Inkrafttreten des Str. G. B. 
vom 10. November 1861 für die kriminelle Strafbarkeit von 
Ueberſchreitungen des Züchtigungsrechtes eingetretenen Ver⸗ 
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änderung des Rechtszuſtandes veranlaßt. Denn während 
gemäß Artikel 205 und 179 — 182 des Bayeriſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs von 1813 nur mit Ueberſchreitung des Züchtigungs⸗ 
rechtes begangene Verbrechen der Körperverletzung ſtraf⸗ 
rechtlich verfolgbar waren, fiel dieſe Beſchränkung mit dem 
Strafgeſetzbuch von 1861 weg und unterlagen der ſtrafgericht⸗ 
lichen Verfolgung nunmehr körperliche Züchtigungen ſchlechthin, 
welche rechtswidrige waren, weil ſie, ſei es in der Art ihrer 
Ausführung, ſei es im Maße die Grenzen des Zuläſſigen über⸗ 
ſchritten. Wenn nun auch das Str. G. B. von 1813 die bei 
Ueberſchreitung des Züchtigungsrechtes verübten Vergehen 
der Körperverletzung dem Strafrichter entzog und ſolche nur 
disziplinärem Einſchreiten überlaſſen waren, und wenn der 
Erlaß von 1815 auch keine ausdrückliche Vorſchrift über das 
zuläſſige Maß einer Züchtigung enthält, ſo läßt er doch 
namentlich durch die Wahl der ausſchließlich geſtatteten un⸗ 
gefährlichen Werkzeuge erkennen, daß nur eine maßvolle und 
vernünftige Züchtigung für erlaubt und nicht rechtswidrig be- 
trachtet werde. Zufolge des Mangels einer direkten Vorſchrift 
über das Maß einer Züchtigung wies der juſtizminiſterielle 
Erlaß von 1863 auf die Aufgabe des Strafrichters hin, „auf 
dem Grunde der gegebenen Thatſachen die Frage zu entſcheiden, 
ob die Grenzen eines aus dem Erziehungsrechte ſich ableitenden 
maßvollen und vernünftigen Züchtigungsrechtes eingehalten 
ſind“. Damit iſt in keiner Weiſe die fortwährende Gültigkeit 
der Verordnung von 1815 in Zweifel geſtellt, von dem Juſtiz⸗ 
miniſterium vielmehr dieſe letztere in ſeinem Erlaſſe ausdrücklich 
als die Quelle des Züchtigungsrechtes der Lehrer der Volks⸗ 
ſchule — damit alſo auch mit den in der Verordnung prä⸗ 
ziſirten Beſchränkungen in der Art der Ausübung — bezeichnet. 
Auch die Kultusminiſterialentſchließung vom 9. Februar 1883 
ſchärft den Schulaufſichtsbehörden ein, „darüber zu wachen, 
daß von der körperlichen Züchtigung nur in den beſonderen 
in Ziffer 3 Abſ. 1 der Verordnung vom 20. Mai 1815 bes 
zeichneten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werde“, verweiſt 
auf den Juſtizminiſterialerlaß von 1863 und erkennt ſomit 
auch ihrerſeits die fortdauernde Verbindlichkeit der Erſteren an. 
Hiernach waren die dem Angeklagten zur Laſt gelegten Züchti⸗ 
gungen von Schulkindern mit der Hand der Art nach un⸗ 
zuläſſige und es bedurften die gegen die Zweckmäßigkeit der 
beſtehenden Vorſchriften gerichteten Ausführungen des Be⸗ 
ſchwerdeführers, wie insbeſondere der Hinweis, daß ein leichter 
Schlag mit der Hand ungefährlicher ſei, als Schläge mit der 
Ruthe oder dem Stäbchen, einer Erörterung nicht. Doch darf 
darauf hingewieſen werden, wie erfahrungsgemäß ſchwere Ueber⸗ 
ſchreitungen des Züchtigungsrechtes augenblicklichen Zornes⸗ 
aufwallungen entſpringen und ſchon die Nothwendigkeit, das 
vorgeſchriebene Werkzeug erſt herbei zu holen, zur Minderung 
der Erregung beizutragen vermag und damit den Gefahren 
vorbeugt, welche ein mit der ſtets bereiten bloßen Hand in 
der erſten Hitze ſkrupellos nach dem Schulkind geführter Schlag 
mit ſich bringt, daß daher der Ausſchluß jeder Züchtigung 
mit bloßer Hand wohl berechtigt iſt. Urth. des I. Sen. vom 
14. Januar 1901. 4345. 1900. 

30. 8 230. 

Wennſchon aus den Beſtimmungen über Ausbildung, 
Prüfung und Anſtellung für die unteren Stellen des Preußiſchen 
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Forſtdienſtes vom 1. Oktober 1897 zu entnehmen iſt, daß es 
einer landwirthſchaftlichen Vorbildung für dieſe Stellen nicht 
bedarf, ſo giebt doch die Mannigfaltigkeit der hier in Betracht 
kommenden Verhältniſſe der Möglichkeit Raum, daß die 
Bewirthſchaftung eines mit der Amtsſtelle verbundenen oder 
auch ohne ſolche Verbindung dem derzeitigen Inhaber der 
Stelle überwieſenen Dienſtlandes eine Lebensthätigkeit des 
Forſtbeamten darſtellt, welche die beſondere Verpflichtung zur 
Sorgfalt und eine höhere Verantwortlichkeit für Anwendung 
der erforderlichen Einſicht und Sachkunde ergründet und als 
landwirthſchaftlicher Nebenberuf zu bezeichnen iſt. Soweit 
hierbei das Erforderniß einer ſelbſtgewählten Thätigkeit 
in Betracht kommt (vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. 1, S. 203), ſteht rechtlich nichts entgegen, die Selbſt⸗ 
beſtimmung zum landwirthſchaftlichen Berufe aus der Annahme 
der mit einem entſprechenden Betriebe verbundenen Amtsſtelle 
und aus der Selbſtbewirthſchaftung des Dienſtlandes herzuleiten. 
Im Uebrigen wird bei Entſcheidung darüber, ob eine derartige 
Thätigkeit den Beamten als Landwirth von Beruf charakteriſirt, 
theils der Umfang der Thätigkeit, theils die Art der Bewirth⸗ 
chaftung, wie ſich ſolche beiſpielsweiſe in der Beſchaffenheit 
der gebrauchten Maſchinen kundgeben kann, von Bedeutung 
fein. Allgemeine Grundſätze find hierüber nicht aufzuſtellen. 
Urth. des IV. Sen. vom 27. Februar 1901. 4992. 1900. 

31. 8 242. 

Die Angeklagte G. iſt nicht wegen Diebſtahls, welches Ver⸗ 
gehen ihr im Eröffnungsbeſchluß zur Laſt gelegt war, ſondern 
wegen Betrugs verurtheilt, weil nicht die Aneignung des von 
ihr der ſtädtiſchen Leitung entnommenen Waſſers, ſondern nur 
die Art und Weiſe der Aneignung rechtswidrig geweſen, da⸗ 
gegen das Vermögen der Stadt dadurch beſchädigt worden 
ſei, daß die Angeklagte in der Abſicht, ſich einen rechtswidrigen 
Vermögensvortheil zu verſchaffen, mittels Vorzeigung der Waſſer⸗ 
uhr den ſtädtiſchen Waſſermeiſter über die Geſammtmenge des 
verbrauchten Waſſers in Irrthum verſetzt und ſo zu einer un⸗ 
richtigen Waſſerzinsberechnung veranlaßt habe. Allein dieſe 
Erwägungen ſtehen mit den vorausgeſchickten Thatſachen nicht 
im Einklang. Es iſt nämlich für erwieſen bezeichnet: Vom 
1. April 1899 an ſei in S. ſtatt der bis dahin üblichen Er⸗ 
hebung einer Pauſchſumme für Benützung der ſtädtiſchen Waſſer⸗ 
leitung allgemein die Vergütung des wirklich verbrauchten 
Waſſers nach ſeiner Menge, d. h. nach Ausweis von Waſſer⸗ 
uhren, eingeführt worden. Die Angeklagte habe jedoch durch 
den vor ihrer Waſſeruhr angebrachten Froſthahn Waſſer in 
größeren Mengen entnommen, und zwar im Bewußtſein, daß 
dieſes Waſſer die Uhr noch nicht durchlaufen habe und bei 
Feſtſtellung des Waſſerverbrauchs nicht berückſichtigt werden 
könne. Hiergegen läßt ſich ſo wenig erinnern, wie gegen die 
ſchon in das rechtliche Gebiet übergreifende Bemerkung der 
Urtheilsgründe, das Rechtsverhältniß zwiſchen der Stadt und 
dem einzelnen Waſſerabnehmer ſei als ein Vertrag des Inhalts 
aufzufaſſen, daß erſtere dem Abnehmer in unbeſchränkter Menge 
und zum beliebigen eigenen Gebrauch Waſſer liefere, und daß 
der Abnehmer das von ihm verbrauchte Waſſer bezahle. 
Rechtsirrig aber, weil zu allgemein, iſt die weitere Ausführung, 
dadurch, daß die Stadt von vornherein in die Entnahme von 
Waſſer einwillige, ſei deſſen Aneignung von ihr gewollt, alſo 
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nicht vertrags⸗ und nicht rechtswidrig. Aus der Aufſtellung 
von Waſſeruhren, nach deren Ausweiſen die Höhe des vertrags⸗ 
mäßigen Entgelts ſich richten ſollte, folgt im Gegentheil mit 
rechtlicher Nothwendigkeit, daß die Stadt das Entnehmen von 
Waſſer aus der Leitung nicht ſchlechthin, ſondern eben nur 
nach ſeinem Durchgang durch die Uhren geſtatten wollte und 
geſtattet hat. In Wirklichkeit war der Angeklagten aus⸗ 
ſchließlich die Aneignung von Leitungswaſſer einer beſtimmten 
Art, nämlich von ſolchem Waſſer erlaubt, welches die Waſſer⸗ 
uhr durchfloſſen und — entſprechend ſeiner Menge — vorwärts 
bewegt hatte, und erſcheint die Aneignung von anderem Leitungs⸗ 
waſſer vertrags⸗, mithin auch rechtswidrig. Stand das Leitungs⸗ 
waſſer, ſolange es ſich innerhalb des Rohrnetzes befand, in 
fremdem Eigenthum, insbeſondere in dem der Stadt, ſo erfüllte 
das Verhalten der Angeklagten offenbar die äußeren Begriffs- 
merkmale des Diebſtahls, da die Verfügungsgewalt der Stadt 
über das in ihrer Leitung befindliche Waſſer keinem Zweifel 
unterliegt. Dann fiel die Möglichkeit, ſie eines Betrugs 
ſchuldig zu ſprechen, von ſelbſt weg, weil Niemand zur Selbſt⸗ 
anzeige gehalten iſt, alſo die Angeklagte ſich nicht auch noch 
aus einem zweiten Geſichtspunkt ſtrafbar machte, wenn ſie ihre 
widerrechtlichen Waſſerentnahmen verſchwieg. Zudem konnte 
die Waſſeruhr nur die durchgefloſſene, d. i. die ordnungsmäßig 
entnommene Menge Waſſer meſſen und waren ihre Ausweiſe 
inſofern vollkommen richtig, mochte die Angeklagte weiteres 
Waſſer aus dem Froſthahn entnommen haben oder nicht. Die 
ordnungswidrige Waſſerentnahme zeitigte lediglich einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch der Stadt, bewirkte aber nach den bisher 
getroffenen Feſtſtellungen keineswegs eine Erhöhung des ver⸗ 
tragsmäßigen Entgelts; daher iſt unverſtändlich, wie ſo von 
der Angeklagten durch Vorzeigen der Waſſeruhr die ſtädtiſchen 
Waſſermeiſter in Irrthum verſetzt und das Vermögen der 
Stadt beſchädigt worden fein ſollte. Der Angeklagte S. hat aus 
einer im Vorderhaus ohne Waſſeruhr abgezweigten, nur zur 
Spülung ſeines dortigen Kloſets beſtimmten Nebenleitung, nach⸗ 
dem er ſie aus dem Abort herausgeriſſen und in die Höhe 
gebogen hatte, mittels eines Gummiſchlauchs Waſſer in die 
zum Hinterhaus gehörige Waſchküche entnommen, in der ſich 
auch die mit einer Waſſeruhr ausgeſtattete Hauptleitung befand. 
Er will ſich für berechtigt zu ſeinem Vorgehen gehalten und 
nicht gewußt haben, daß jenes Waſſer nicht durch ſeine Uhr 
gefloſſen ſei. Beides wird als unwahr verworfen, der An⸗ 
geklagte aber gleichwohl freigeſprochen, weil er nicht vertrags⸗, 
mithin auch nicht rechtswidrig gehandelt habe. Im Einzelnen 
heißt es in den Urtheilsgründen: Bei Benutzung der Neben⸗ 
leitung ſei ihm irgend eine Beſchränkung hinſichtlich der Menge 
des Waſſers nicht auferlegt geweſen, ebenſo wenig die Ver⸗ 
pflichtung, das Waſſer nicht anders, als zur Kloſetſpülung 
zu gebrauchen; wohl möge ausſchließlich ein ſolcher Gebrauch 
auf Seiten der Stadt ſtillſchweigend angenommen worden ſein, 
aber eine dahin gehende Vereinbarung habe nicht ſtattgefunden, 
überhaupt ſei bezüglich der Leitung im Vorderhauſe, die noch 
keinen Waſſermeſſer hatte, das Rechtsverhältniß zwiſchen der 
Stadt und dem Waſſerabnehmer das alte geblieben, nach 
welchem der Waſſerabnehmer gegen Bezahlung einer Pauſch⸗ 
ſumme mit dem Waſſer ſchalten und walten dürfte, wie er 
wollte. — Wäre letzteres eine rein thatſächliche Feſtſtellung, 
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ſo würde dadurch die Freiſprechung getragen, vorausgeſetzt, 
daß der „Waſſerabnehmer“ für die Leitung im Vorderhaus 
gerade der Angeklagte und daß bei der Kloſetſpülung jedes⸗ 
mal eine wirkliche Aneignung, nicht etwa ein einfaches Ab⸗ 
fließen des gebrauchten Waſſers erfolgt iſt. Indeſſen ſcheint 
es ſich um einen rechtlichen Schluß zu handeln, ſofern davon, 
daß der Angeklagte jedesmal Waſſer gegen eine Pauſchſumme 
bezogen habe, nirgends etwas erwähnt und im Gegentheil 
hervorgehoben wird, es ſei gegen ihn der Verdacht entſtanden, 
er entnehme Waſſer unter Umgehung der Uhr. Ein derartiger 
Verdacht wäre gegenſtandslos geweſen, wenn der Anklagte eine 
Pauſchſumme bezahlt hätte. Folgerichtig war jedenfalls mit 
Einführung der Waſſeruhren zwiſchen der Stadt und dem An⸗ 
geklagten ein neues Rechtsverhältniß in das Leben getreten. 
Ob das früher von der Stadt mit dem Eigenthümer oder dem 
Bewohner des Vorderhauſes eingegangene Vertragsverhältniß 
unverändert fortdauerte, vermochte ſelbſtverſtändlich die ver⸗ 
tragsmäßigen Beziehungen des Angeklagten zu der Stadt nicht 
zu berühren. Wenn ferner die Stadt ſtillſchweigend davon 
ausgegangen iſt, daß die im Vorderhaus befindliche Neben⸗ 
leitung von dem Angeklagten nur zur Kloſetſpülung benützt 
werde, fo war — ſelbſt ohne ausdrückliche Abrede und ohne 
Rückſicht auf die Eigenartigkeit jeder Kloſetſpüleinrichtung — 
der Gebrauch der Nebenleitung, d. i. die Aneignung von 
Waſſer aus ihr, zu jedem anderen Zweck äußerlich wider⸗ 
rechtlich und, angeſichts der von den Urtheilsgründen aus⸗ 
geſprochenen Verneinung des guten Glaubens bei dem An⸗ 
geklagten, durchaus geeignet, ein Vergehen des Diebſtahls im 
Sinne von $ 242 des Str. G. B. zur Erſcheinung zu bringen. 
Urth. des I. Sen. vom 3. Januar 1901. 4424. 1900. 

32. § 243 Nr. 2. 

Die Urtheilsbegründung ergiebt, daß das fragliche Grund⸗ 
ſtück nach Norden von einer „nach außen“ 1 Meter hohen 
Mauer begrenzt war. Auf dieſe ſollte ein Stacketenzaun geſetzt 
werden, der zur Zeit der That in der Ausführung begriffen, 
aber noch nicht fertig war, vielmehr eine „einige Meter breite“ 
Lücke zeigte. Das Urtheil, welches annimmt, daß der An⸗ 
geklagte bei der Verübung der That ſeinen Eintritt in das 
Grundſtück durch dieſe Lücke genommen, erörtert nicht, ob die 
Steinmauer, die anſcheinend weſentlich zur Stützung des Erd⸗ 
reichs des an dieſer Seite aufgeführten Grundſtücks beſtimmt 
war, an der der Lücke entſprechenden Stelle ein geeignetes 
Hinderniß gegen das Eindringen Unberechtigter von 
nicht ganz unerheblichem Belange bildete und ob ſie erkennbar 
nach der Abſicht des Eigenthümers dieſem Zwecke auch dienen 
ſollte. Der Zweifel hieran wird dadurch beſonders nahegelegt, 
daß dem Anſcheine nach nicht die Mauer den planmäßigen 
Abſchluß des Grundſtücks nach dieſer Seite bilden ſollte, ſondern 
der in der Herſtellung begriffene Zaun. Es bedurfte daher 
für die Feſtſtellung des Thatbeſtandes der bezeichneten Er⸗ 
örterung. Eventuell wird auch noch folgender Geſichtspunkt zu 
beachten ſein. Der Angeklagte hat behauptet, das Einfahrts⸗ 
thor zu dem Grundſtück an der Engelsbacher Straße ſei offen 
geweſen. Daß dieſe Behauptung unwahr ſei, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt. Stand aber das Thor offen und war es — bei der 
Nachtzeit — unbeobachtet, ſo daß es offenſichtlich Jedermann 
ungehinderten Eintritt gewährte, ſo würde auch dieſer Umſtand 
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die Eigenſchaft des Grundſtücks als eines umſchloſſenen Raumes 
im Sinne des Geſetzes in Frage ſtellen, und würde ferner zu 
erwägen ſein, ob bei dieſem Umſtande der Eintritt über die 
Mauer, wenn er an ſich ein Einſteigen darſtellte, als Be⸗ 
gehungsmittel des Diebſtahls angeſprochen werden müßte, 
oder ob ihm ſachgemäß nur die Bedeutung eines zufälligen 
aber rechtlich gleichgültigen Umſtandes bei der Begehung der 
That beizumeſſen ſein würde. Vergl. Entſcheidungen in Straf⸗ 
ſachen Bd. 32 S. 141. Urth. des III. Sen. vom 25. März 
1901. 689. 1901. 

33. 8 253. 

Nach den Urtheilsgründen hatte der Angeklagte als Platz⸗ 
meiſter bei dem Stahlwerke zu R. die für deſſen Betrieb nach 
dem jeweiligen Bedarf nöthigen Arbeiter nach ihren Fähigkeiten 
anzunehmen. Er mißbrauchte dieſe ſeine Dienſtobliegenheit in 
der Weiſe zu perſönlichem Vortheile, daß er durch den Mit⸗ 
angeklagten C. als Dolmetſcher den arbeitſuchenden, gering⸗ 
bemittelten Leuten, meiſt weither zugereiſten Italienern, an⸗ 
kündigen ließ: „Wenn kein Geld, keine Arbeit“, d. h. wer nicht 
zehn Mark an ihn bezahle, Arbeit nicht erhalte. Auf dieſem 
Wege hat er etwa 400 Mark erhalten und hiergegen die An⸗ 
nahmezettel ausgeſtellt. Zur Erhebung ſolcher Zahlungen bei 
Annahme von Arbeitern war er nach ſeinem Vertrage mit der 
Hüttenwerksverwaltung nicht berechtigt, andererſeits bildete die 
ihnen in Ausſicht geſtellte Abweiſung für die Arbeitsſuchenden 
ein ſo empfindliches Uebel, daß ſie ſich trotz ihrer Bedürftigkeit 
der Forderung des Angeklagten unterwarfen. Die Einwendungen 
des Beſchwerdeführers gegen ſeine auf dieſen Sachverhalt ge⸗ 
ſtützte Verurtheilung wegen Erpreſſung ſind nicht ſtichhaltig. 
Bezüglich des Mitangeklagten Vorarbeiters C. hat die Straf⸗ 
kammer angenommen, daß, als er der Weiſung des ihm vor⸗ 
geſetzten Angeklagten folgend, den zugereiſten Arbeitsſuchenden 
die Abweiſung ankündigte, wenn ſie nicht zahlten, er das Be⸗ 
wußtſein von der Rechtswidrigkeit dieſes Vermögens vortheils, zu 
welchem er dem M. verhalf, nicht beſaß und lediglich deſſen 
Werkzeug war. Damit iſt die Annahme des Beſchwerdeführers 
hinfällig, daß C. der Thäter und er der Anſtifter ſei. Die 
Ankündigung ihrer Abweiſung an die ſich meldenden Arbeiter 
durch den Mund ſeines Werkzeuges C. bildete die von der 
Revifion vermißte Handlung, durch welche er Jene nöthigte. 
Der Begriff eines angedrohten Uebels erfordert an ſich nicht, 
wie die Reviſion meint, eine in Ausſicht geſtellte Ver⸗ 
ſchlechterung der Lage des Bedrohten. Die Ankündigung 
der von der Einwirkung des Angeklagten abhängigen Fort⸗ 
dauer der Verdienſt⸗(Arbeits⸗) loſigkeit konnte als Drohung 
im Sinne des § 253 des Str. G. B. betrachtet werden. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 21 S. 117 a. E.) Zu⸗ 
dem bildete die Verweigerung der Einſtellung als Arbeiter 
naturgemäß inſofern eine Verſchlechterung ihrer Lage, als bei 
der Unzulänglichkeit ihrer Mittel die andauernde Verdienſt⸗ 
loſigkeit immer drückender wirken mußte. Nach dem oben 
wiedergegebenen Sachverhalt iſt es ferner thatſächlich nicht 
richtig, wenn in der Reviſionsſchrift geltend gemacht wird, 
Angeklagter habe bezüglich der Einſtellung von Arbeitern voll⸗ 
ſtändig freie Hand gehabt, er habe ſolche annehmen können 
oder nicht, wie es ihm beliebte, und darum ſei der Vortheil, 
den er ſich verſchaffte, kein rechtswidriger. Vielmehr waren 
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für die Annahme das Bedürfniß des Betriebes und die Fähig⸗ 
keiten der ſich Meldenden maßgebend; lagen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vor, ſo war er zur Abweiſung der Abeitsſuchenden 
nicht befugt, ſondern hatte ſie einzuſtellen, wie thatſächlich auch 
geſchehen, nachdem von ihnen die verlangten zehn Mark bezahlt 
worden waren. Es ſtand alſo nicht die Androhung der Unter⸗ 
laſſung einer Handlung — nämlich des Abſchluſſes des Dienſt⸗ 
vertrages — in Frage, zu deren Vornahme eine rechtliche 
Verpflichtung mangelte, und braucht deshalb nicht erörtert zu 
werden, ob, hätte ſolche Pflicht nicht beſtanden, der That⸗ 
beſtand der Erpreſſung entfallen müßte. Die in der Reviſions⸗ 
ſchrift betonte Befugniß eines Arbeitgebers, im Wege freier 
Vereinbarung bei Annahme eines Arbeiters Seitens des Letzteren 
die Zahlung eines Geldbetrages ſich auszubedingen, beſeitigt 
nicht den Mangel eines gleichen Rechtes bei Angeklagtem, der 
nach der ausdrücklichen auf Grund der Ausſagen des Zeugen 
Hüttendirektors O. getroffenen Feſtſtellung der Strafkammer 
eine derartige Bedingung den Arbeitern des Werkes aufzuerlegen, 
nicht befugt war. Urth. des I. Sen. vom 17. Januar 1901. 
4711. 1900. 

34. 8 259. 

Die Feſtſtellung, die Angeklagte habe den Umſtänden 
nach annehmen müſſen, daß der fragliche Stoff mittels 
ſtrafbarer Handlung erlangt ſei, beruht auf rechtsirrthüm⸗ 
licher Anſchauung. Die Strafkammer erwägt, die Angeklagte 
„habe ſich doch zweifellos der beſonderen Fahrläſſigkeit 
chuldig gemacht, vermöge deren ſie ſich der Erwägung der 
ihr bekannten Umſtände abſichtlich, alſo ſchuldhaft entzogen 
habe, nach welchen ſich ihr die Ueberzeugung von der Rechts⸗ 
widrigkeit ihrer Handlung hätte aufdringen müſſen“. Mit 
ganz derſelben Begründung hat dieſelbe Strafkammer bereits 
in einem Urtheil vom 16. Juni 1900 (wider Roehl) den 
damaligen Angeklagten wegen Hehlerei beſtraft und das 
Reichsgericht hat bereits damals — in ſeinem aufhebenden 
Urtheil vom 13. November 1900 — dargelegt, daß eine ſolche 
Rechtsanſchauung unhaltbar iſt, daß es ein Widerſpruch iſt, 
in Bezug auf daſſelbe Schuldmoment „Fahrläſſigkeit“, die die 
Abweſenheit des Vorſatzes vorausſetzt, und „Abſichtlichkeit“ 
anzunehmen, daß aber auch in häufigen ſonſtigen Entſcheidungen 
des Reichsgerichts — Entſch. in Strafſachen Bd. 7 S. 85, 
Rechtſprechung in Strafſachen Bd. 7 S. 752 — zum Aus: 
druck gebracht iſt, wie der § 259 Str. G. B. mit den Worten 
„Sachen, von denen er den Umſtänden nach annehmen muß“, 
u. ſ. w. nicht den Fall einer fahrläſſigen Partirerei für ſtrafbar 
erklären, ſondern nur eine widerlegbare Beweisregel dahin 
aufſtellen will, daß, wenn der Erwerber Umſtände gekannt 
hat, die nothwendig zur Annahme einer ſtrafbaren Erlangung 
der Sachen hinführen, ohne weiteres gefolgert werden muß, 
der ſtrafbare Erwerb ſei ihm nicht unbekannt geblieben. Nun 
ſchließen zwar die desfallſigen Ausführungen des jetzt an⸗ 
gegriffenen Urtheils mit dem Satze „Die Angeklagte mußte 
daher den Umſtänden nach annehmen, daß der Stoff geſtohlen 
war, und ſie nahm es auch an“, aber dennoch wird in der 
ſogenannten Schlußfeſtſtellung nicht für erwieſen erklärt, daß 
die Angeklagte „gewußt“ habe, es handle ſich um eine ent⸗ 
wendete Sache, ſondern nur, daß ſie es „den Umſtänden nach 
habe annehmen müſſen“. Bei dieſer Sachlage bleibt 
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immerhin die Möglichkeit offen, daß ſchließlich nur das 
Letztere für ſicher erwieſen angeſehen iſt und daß dabei eine 
Unterſcheidung zwiſchen den Erwägungen, die die Angeklagte 
hätte anſtellen ſollen, und denen, die ſie angeſtellt hat, für 
unerheblich erachtet worden iſt. Demnach war die Aufhebung 
des Urtheils geboten. Urth. des II. Sen. vom 15. März 1901. 
791. 1901. 
35. § 260. 


„Gewohnheitsmäßigkeit“ im ſtrafrechtlichen Sinne erfordert | 


begrifflich an ſich eine Mehrzahl ſtrafbarer Handlungen der⸗ 
ſelben Art, welche indeß deshalb, weil ſie eine ſtändige 
Neigung zu ihrer Begehung einen ſich hierfür entwickelnden 
Hang, ſomit eine perſönliche Charaktereigenſchaft des Thäters 
erkennen laſſen, unter den Geſichtspunkt einer Einheitsthat 
gebracht worden iſt. Umfaßt die „Gewohnheitsmäßigkeit“ 
aber ſämmtliche Bethätigungen eines beſtimmten verbrecheriſchen 
Willens und geſtaltet ſie ſämmtlich begrifflich zu einer ſtraf⸗ 
baren Handlung, ſo folgt hieraus nothwendig, daß ſich die 
Annahme eines „fortgeſetzten gewohnheitsmäßigen Delikts“, 
d. i. einer Mehrzahl gewohnheitsmäßiger Delikte gleicher Art, 
deren jedes für ſich bereits das geſammte deliktiſche Verhalten 
dieſer Art umfaßt, rechtsgrundſätzlich verbietet. Urth. des 
III. Sen. vom 21. Januar 1901. 4799. 1900. 

36. § 263. 

Der Vorderrichter erachtet für erwieſen, daß am 31. März 
1900 K. 15 Pfund Karpfen und 4 Stangen Meerrettig für 
den 1. April 1900 käuflich beſtellt habe, und zwar, obgleich 
er gewußt habe, daß die genannte Firma ihm, als einer ihr 
nicht bekannten Perſönlichkeit, nur gegen ſofortige Baarzahlung 
des Kaufpreiſes liefern werde, mit dem Willen, nicht ſofort 
baare Zahlung zu leiſten, ſondern für die Berichtigung des 
Kaufpreiſes einen längeren Kredit in Anſpruch zu nehmen. 
Der erſte Richter verneint, daß der Angeklagte beabſichtigt 
habe, den Kaufpreis überhaupt nicht zu bezahlen, und 
ſtellt außerdem feſt, daß der Angeklagte bei der Kleinheit des 
Kaufpreisbetrages wohl in der Lage geweſen ſei, ihn zu 
bezahlen. Die Lieferung der Waare an den Angeklagten iſt 
nach den Urtheilsgründen am 1. April 1900 erfolgt; der 
Angeklagte hat, obgleich der Ueberbringer nach Aushändigung 
der Waare ſofortige Zahlung des Kaufpreiſes verlangt hat, 
ſolche abgelehnt, ebenſo auch die evtl. geforderte Rückgabe der 
Waare, und den Ueberbringer mit der Vertröſtung abgewieſen, 
daß er am nächſten Tage zahlen werde. Zahlung iſt aber 
weder am nächſten Tage noch ſpäter erfolgt. Die Begründung 
reicht im Hinblick auf die ſonſtigen Feſtſtellungen nicht aus, 
um rechtlich bedenkenfrei eine Schädigung des Vermögens der 
Verkäuferin darzulegen. Allerdings verlor dieſe die Waare, 
erwarb aber eine Forderung auf Bezahlung, mithin das 
von ihr ſelbſt genehmigte wirthſchaftliche Aequivalent des in 
dem Beſitze der Waare enthaltenen Vermögensrechts. Allerdings 
hatte der Angeklagte nicht den Willen, ſofort zu zahlen, er 
wollte vielmehr erſt ſpäter zahlen. Allein dieſer Wille war, da 
er im Widerſpruche ſtand zu dem der Verkäuferin gegenüber 
ſtillſchweigend erklärten Willen, ſofort zu zahlen, als ein 
innerer Vorbehalt rechtlich bedeutungslos, und das Vorhandenſein 
jenes erſteren Willens gewährte dem Angeklagten keine Einrede 
gegen die Klage der Verkäuferin auf ſofortige Zahlung des 
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Kaufpreiſes. Daß vermöge beſonderer thatſächlicher Umſtände 
dieſer mangelnde Zahlungswille des Angeklagten den Werth 
der Kaufpreisforderung vermindert habe, iſt vom erſten Richter 
nicht näher dargelegt worden und kann nicht ohne Weiteres 
unterſtellt werden. Ebenſo wenig iſt im Urtheil feſtgeſtellt 
worden, daß das Ausbleiben der zu erwarten geweſenen 
ſofortigen baaren Zahlung mit Rückſicht auf gewiſſe That⸗ 
umſtände und Verhältniſſe einen ganz beſonderen Vermögens⸗ 
nachtheil für die Verkäuferin zur Folge gehabt habe. Das 
erſtinſtanzliche Urtheil würde daher nur dann nicht zu 
beanſtanden ſein, wenn anzunehmen wäre, daß allgemein 
im wirthſchaftlichen Verkehre der Beſitz baaren Geldes unter 
allen Umſtänden einen höheren Vermögenswerth darſtelle, als 
der Beſitz einer fälligen, rechtlich einwandsfreien Forderung 
auf Zahlung einer gleich großen Geldſumme. Dies kann aber 
nicht als richtig zugegeben werden. Urth. des IV. Sen. vom 
26. Januar 1901. 4608. 1900. 

37. 8 263. 

Bei Berechnung des durch Gewährung einer Mitgift für 
den künftigen Ehemann erwachſenden Vortheils iſt der Werth 
der durch die Eheſchließung begründeten Verpflichtung zum 
Unterhalte der Ehefrau in Abzug zu bringen. Ebenſo iſt 
der Uebergang der Unterhaltspflicht auf den Ehemann bei 
Würdigung der in Gewährung der Mitgift beſtehenden Ver⸗ 
minderung des Vermögens des Schwiegervaters zu berück⸗ 
ſichtigen. Urth. des I. Sen. vom 10. Januar 1901. 4276. 1900. 

38. 8 263. 

Nach Inhalt der angefochtenen Entſcheidung hat der An⸗ 
geklagte die Wittwe W. durch die Vorſpiegelung, daß es ihm 
nicht angenehm wäre, wenn bei ſeiner nächſten Inventur ſeine 
Darlehnsſchuld von 2600 Mark an die W. noch offen in 
ſeinen Büchern ſtünde und es ihm lieber ſei, wenn dieſe Schuld 
in den Büchern als getilgt erſcheine und, wie es an einer 
anderen Stelle im Urtheile heißt, durch die Vorſpiegelung der 
falſchen Thatſache, daß er die Rückgabe der Schuldurkunde 
und die Ertheilung der Quittung nur Dritten gegenüber 
geltend machen und nur ihnen gegenüber den Anſchein erwecken 
wolle, als ſei die Schuld getilgt, dazu beſtimmt, ihm das 
über das Darlehen lautende Schulddokument herauszugeben 
und die in dem Urtheile inhaltlich mitgetheilte Quittung aus⸗ 
zuſtellen, während die Abſicht des Angeklagten in Wirklichkeit 
dahin gegangen iſt, ſich von der Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Darlehns, welche beſtimmungsgemäß bei pünktlicher Zins⸗ 
zahlung zu Lebzeiten der Frau W. ausgeſchloſſen ſein ſollte, 
deren Erben gegenüber zu befreien und ſich um die Darlehns⸗ 
ſumme zu bereichern. Auf Grund dieſes Sachverhalts kommt 
der erſte Richter auch zu der weiteren Feſtſtellung, daß der 
Angeklagte in betrügeriſcher Abſicht gehandelt habe, verneint 
aber das Vorliegen eines Betruges der Frau W. gegenüber 
um deswillen, weil zur Zeit der That der Wille des An⸗ 
geklagten darauf gerichtet geweſen ſei, „bei Lebzeiten der ꝛc. W. 
ſeine Zinsverpflichtung pünktlich zu erfüllen und auf dieſe 
Weiſe die Kündigung des Kapitals bis zum Tode der Zeugin 
auszuſchließen, dann aber nach ihrem Tode deren Erben unter 
Vorlegung der Schuldurkunde und der Quittung mit der Be⸗ 
hauptung entgegenzutreten, daß die Darlehnsſchuld bereits 
getilgt ſei“. Dieſe Handlung falle nicht unter das Strafgeſetz, 
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es könne ſich nur um einen Betrugsverſuch den W. ſchen Erben 
gegenüber handeln, dazu fehle es aber an Verſuchs⸗ (Aus⸗ 
führungs⸗) Handlungen, nur Vorbereitungshandlungen lägen 
vor. Dieſe Begründung iſt nicht im Stande, das ergangene 
Urtheil zu tragen. Denn die Feſtſtellungen geben ausreichenden 
Anlaß zu der Annahme eines der Wittwe W. gegenüber be⸗ 
gangenen vollendeten Betruges. In dieſer Beziehung kam in 
Betracht, daß die Vermögenslage der Zeugin W. bereits durch 
die Aushändigung des für ihre Forderung ſprechenden und 
mindeſtens deren Beweis ſichernden Dokuments und der gegen 
ſie ſprechenden Quittung eine Verſchlechterung ihrem Schuldner 
gegenüber objektiv erlitten hatte, von welchem ſie als Gegen⸗ 
leiſtung nur eine im Ernſtfalle von ihr eventuell erſt nach⸗ 
zuweiſende mündliche Zuſicherung erhielt. Schon allein in der 
Hingabe der Schuldurkunde war nach Lage der konkreten Ver⸗ 
hältniſſe eine Beeinträchtigung des Vermögensſtandes der ꝛc. W. 
zu erblicken. War Angeklagter ſich bewußt — und dies iſt 
unerörtert geblieben — daß dies die Folge ſeiner Vor⸗ 
ſpiegelungen ſein werde, ſo konnte er ſich auch eines vollendeten 
Betrugs der Zeugin W. gegenüber ſchuldig gemacht haben. 
Nun iſt zwar in der heutigen Hauptverhandlung zur Be⸗ 
gründung der Reviſion noch geltend gemacht worden, daß 
durch die Feſtſtellung des Vorderrichters, der Wille des An⸗ 
geklagten ſei darauf gerichtet geweſen, die Wittwe W. zu be⸗ 
trügen, ſondern erſt nach deren Tode ihren Erben unter Vor⸗ 
legung der Schuldurkunde und der Quittung mit der Be⸗ 
hauptung entgegenzutreten, daß die Darlehnsſchuld bereits 
getilgt wäre, dies Bewußtſein bereits als widerlegt zu erachten 
ſei, allein der Beſchwerdeführer verkennt, daß dieſe ſubjektive 
Annahme ſehr wohl durch die mangelhafte objektive Feſt⸗ 
ſtellung beeinflußt ſein kann, und unterlag das angeſochtene 
Urtheil daher der Aufhebung. Urth. des III. Sen. vom 
7. März 1901. 326. 1901. Ä 

39. § 268. 

Das Thatbeſtandsmerkmal der Vermögensbeſchädigung 
findet der erſte Richter ſchon darin, daß ein auf einer Auktion 
gezahlter Preis, der nicht unter den thatſächlichen Werth herab⸗ 
gehe, ſchon an ſich zu hoch ſei. In dieſer Weiſe kann das 
bezeichnete Merkmal nicht begründet werden. Der Nichteintritt 
einer erhofften Vermögensmehrung kann allerdings eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung darſtellen, aber nur dann, wenn ein rechts⸗ 
begründeter Anſpruch auf den Eintritt der Vermögensmehrung 
beſtand oder doch thatſächliche Verhältniſſe vorlagen, vermöge 
deren der Gewinn dem Betreffenden ohne Weiteres und mit 
Sicherheit zugefallen wäre. Die Vereitelung von bloßen 
Möglichkeiten und Hoffnungen dagegen muß außer Betracht 
bleiben (Entſch. Bd. 23 S. 55, insbeſondere 57, Bd. 26 S. 239). 
Im vorliegenden Falle nimmt der erſte Richter einen Anſpruch 
der zur Verſteigerung erſchienenen Perſonen auf die Erzielung 
von Gewinn nirgends an, und daß konkrete. thatſächliche Ver⸗ 
hältniſſe vorgelegen hätten, vermöge deren ihnen ein Gewinn 
ohne Weiteres und mit Sicherheit zugefallen wäre, ſtellt er 
nicht feſt. Den allgemeinen Satz aber, von dem er ausgeht, 
wonach die Zwangsverſteigerung an ſich ſchon den zur Be⸗ 
theiligung an ihr Erſchienenen eine ſo ſichere Anwartſchaft auf 
Gewinn gewährleiſte, daß dieſe die Bedeutung eines Vermögens⸗ 
werthes habe, giebt es nicht. Allein in den Gründen ſind 
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gleichwohl ausreichende thatſächliche Unterlagen feſtgeſtellt, auf 
Grund deren der erſte Richter das Merkmal der Vermögens⸗ 
beſchädigung als vorliegend anſehen konnte. Als erwieſen iſt 
angenommen, daß die Käufer „ganz minderwerthige Getränke“, 
„ſonſt kaum verwerthbaren Wein und Branntwein“ erhielten, 
und daß fie ſtatt der in den Etiquetten bezeichneten verſchieden⸗ 
artigen und guten Marken nur eine einzige Sorte Roth⸗ und 
Weißwein, ſowie ſtatt des Cognak und der ſonſt angeprieſenen 
feinen Marken lediglich „ganz gewöhnlichen Treſterbranntwein“ 
bekamen, ferner daß die mit 70 bis 80 Pfennig bezahlten 
Getränke nur 30 bis 50 Pfennig werth waren. Das Urtheil 
enthält auch eine rechtlich bedenkenfreie Feſtſtellung der Täuſchungs⸗ 
handlungen der Angeklagten und des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs dieſer mit der eingetretenen Vermögensbeſchädigung. 
Die Reviſion macht zwar geltend, die Weine ſeien ohne Gewähr 
verſteigert und es ſeien Koſtproben herumgereicht und getrunken 
worden, allein ſo lauten die Feſtſtellungen des erſten Richters 
nicht. Er nimmt an, daß der Gerichtsvollzieher, und zwar 
ohne Auftrag der Angeklagten erklärt habe, er ſeinerſeits 
übernehme keine Garantie, ferner daß nur einige wenige Koſt⸗ 
proben herumgereicht und getrunken wurden, daß aber die 
meiſten Käufer keine Gelegenheit zum Koſten der Getränke er⸗ 
halten haben. Umſtände dieſer Art hätten zwar geeignet ſein 
können, den Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Täuſchung und 
der Vermögensbeſchädigung zu unterbrechen, im vorliegenden 
Falle aber hat der erſte Richter dies unzweideutig verneint. 
Inſoweit bewegt er ſich nur auf thatſächlichem Gebiete. Wenn 
die Reviſion meint, die Thatſache, daß der Inhalt der Flaſchen 
mit den Etiquetten nicht übereinſtimmte, ſei den Käufern durch 
die Möglichkeit des Probens direkt vor Augen geführt worden, 
ſo überſieht ſie, daß der Betrüger nie geltend machen kann, 
der Getäuſchte hätte ſich nicht täuſchen laſſen ſollen. Die 
Täuſchungshandlung der Angeklagten findet der erſte Richter 
darin, daß ſie durch den — von ihrem Plane nicht unter⸗ 
richteten — Gerichtsvollzieher eine „recht ſichtbare“ Annonce 
einrücken ließen, in der angekündigt war, daß es „alles beſſere 
Marken“ ſeien, die zur Verſteigerung gelangten, und daß die 
Käufer hierdurch auch in Irrthum verſetzt wurden. Die An⸗ 
geklagten, die in der Eigenſchaft der ihr Pfandrecht verwirk⸗ 
lichenden Gläubiger auftraten, waren nach Maßgabe des zur 
Zeit der That noch geltenden Preußiſchen Allgemeinen Land⸗ 
rechts als Verkäufer anzuſehen und haben demnach als ſolche 
eine beſtimmt bezeichnete Beſchaffenheit der Kaufſache zugeſichert, 
von der ſie wußten, daß ſie nicht vorhanden war. Es handelte 
ſich alſo nicht, wie in den Urtheilsgründen beiläufig erwähnt 
wird, um einen Fall, in dem bekannte Mängel betrüglich ver⸗ 
ſchwiegen worden ſind, ſondern darum, daß eine gewiſſe Eigen⸗ 
ſchaft betrüglich verſprochen war, die in Wirklichkeit fehlte, alſo 
um eine falſche Vorſpiegelung, die in der Schlußfeſtſtellung 
angenommen wird. Urth. des II. Sen. vom 15. März 1901. 
429. 1901. 

40. 8 263. 

Der Angeklagte erhielt von Frau H. am 5. Auguſt 1900 
zur Tilgung der Schuld ihres Mannes im Betrage von 
337 Mark aus deſſen Vermögen neben einem 20 Mark⸗Stück 
und 17 Mark in Silber drei halbzuſammengefaltete Scheine, 
welche aus einem Hundertmarkſchein und zwei Banknoten zu 
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je 1000 Mark beſtanden. Er bemerkte die Verwechſelung der 
beiden Scheine ſchon vor der Hinnahme, als ſie vor ihm auf 
dem Tiſche lagen, und faßte hierbei „den Vorſatz, ſich bei 
dieſer Gelegenheit einen gegen das Recht verſtoßenden Ver⸗ 
mögensvortheil zu verſchaffen“. Er iſt deshalb wegen Be⸗ 
truges verurtheilt. Das Ableugnen des Beſitzes gegenüber 
dem Häusler H. am 11. und 12. Auguſt und gegenüber dem 
von dieſem abgeſandten Briefträger, nach der am 10. erfolgten 
Entdeckung des Verluſtes, iſt nur als bedeutungsvoll für den 
Rückſchluß auf die Abſicht des Angeklagten zur Zeit der 
Empfangsnahme betrachtet, und die am 14. Auguſt geſchehene 
Rückgabe der beiden Banknoten iſt bei der Strafzumeſſung 
berückſichtigt. Mit Recht geht das angefochtene Urtheil davon 
aus, daß das Schweigen des Angeklagten bei Wahrnehmung 
und Ausnutzung des Irrthums der Frau H. nur dann die 
Unterdrückung einer wahren Thatſache enthalten würde, wenn 
für ihn eine rechtliche Verpflichtung zur Offenbarung der 
Wahrheit beſtand. Entſch. des R. G. in Straffachen Bd. 21 
S. 67, Bd. 25 S. 95, Bd. 31 S. 208 u. a. Eine ſolche 
Rechtspflicht läßt ſich jedoch nicht aus dem zur Begründung 
allein angeführten allgemeinen Satze ableiten, daß das Rechts⸗ 
geſchäft der Zahlung einer Schuld ſo zu erledigen ſei, wie 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es 
erfordere, ein Satz, der für den Gläubiger übrigens im 
Bürgerlichen Geſetzbuch, insbeſondere in 88 157, 242, einen 
ausdrücklichen Ausſpruch nicht gefunden hat. Denn wenn 
auch die Benutzung des Irrthums eines Anderen in rechts⸗ 
geſchäftlichem Verkehr oft gegen Treu und Glauben verſtoßen 
wird, ſo iſt doch aus dem Gedanken des rechtsgeſchäftlichen 
Wohlverhaltens eine allgemeine Rechtspflicht zur Aufklärung 
über einen Irrthum nicht zu entnehmen, weil das Civilrecht 
dem Irrthum nur unter beſtimmten Vorausſetzungen Wirkſam⸗ 
keit zuſchreibt. Nun fehlt es aber im Bürgerlichen Geſetzbuch 
an einer Vorſchrift, aus welcher jene Rechtspflicht abgeleitet 
werden könnte; insbeſondere gilt dies von § 826, welcher auf 
die Art und Weiſe der Erfüllung eines Vertrages nicht an⸗ 
wendbar iſt. Der Grund, aus welchem das angefochtene 
Urtheil gegen den Angeklagten die Unterdrückung einer wahren 
Thatſache feſtgeſtellt, iſt mithin nicht zutreffend und das 
Urtheil unterliegt der Aufhebung. Auf die beantragte Frei⸗ 
ſprechung iſt nicht zu erkennen. Es iſt unter Würdigung aller 
Umſtände zu prüfen, ob dem Angeklagten ein auf Täuſchung 
berechnetes aktives Verhalten nachgewieſen werden kann. 
Eventuell iſt der Geſichtspunkt der Unterſchlagung in Betracht 
zu ziehen. Urth. des III. Sen. vom 21. März 1901. 
474. 1901. 

41. 8 263. 

Daß durch die Einreichung ſämmtlicher Schriftſtücke 
bei Gericht die Angeklagten in dem zuſtändigen Richter den 
Irrthum erregen wollten, die Rechnung entſpreche der Wahrheit, 
daß ſie ihn hierdurch zur vorläufigen Aufhebung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung veranlaſſen und ſo das Vermögen des Gläubigers 
B. beſchädigen wollten, hat der Vorderrichter ausdrücklich und 
damit alle geſetzlichen Merkmale des verſuchten Betruges feſt⸗ 
geſtellt. Ob der Inhalt der Rechnung geeignet war, einen 
Irrthum im Prozeßrichter zu erregen, kam nicht in Betracht. 
Urth. des II. Sen. vom 1. März 1901. 4864. 1900. 
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42. 8 268. 

Es kann auf ſich beruhen, ob ſchon in der Herſtellung 
der verdungenen Stuckarbeiten mit einem vertragswidrigen 
Gypszuſatze von mindeſtens 30 Prozent, anſtatt eines allein 
zuläſſigen Gypszuſatzes von höchſtens 2 Prozent für ſich allein, 
auch wenn ſie für den Beſteller der Arbeit nicht ſofort und 
ohne Weiteres erkennbar war, die Vorſpiegelung einer falſchen 
Thatſache im Sinne des $ 263 des Str. G. B. gefunden 
werden dürfte. Denn das Urtheil ſtellt weiter feſt, daß der 
Gypsmiſchung ein „Frankfurter Schwarz“ genannter Farbſtoff 
zugeſetzt, und daß durch dieſen Zuſatz erreicht worden ſei, daß 
die Miſchung ſo ziemlich die Färbung des (reinen) Cements 
erhalten habe, während ſonſt ſchon die Farbe verrathen haben 
würde, daß die Stücke nicht aus reinem Cement gearbeitet 
geweſen ſeien, und nach dem Zuſammenhange der Urtheils⸗ 
begründung kann kein Zweifel darüber obwalten, daß nach der 
vom Vorderrichter gewonnenen Ueberzeugung der Angeklagte 
dieſen Zuſatz von Farbe ſelbſt vorgenommen oder deſſen Vor⸗ 
nahme durch ſeine Gewerbsgehülfen angeordnet hat, in der 
Abſicht, dadurch der zur Herſtellung der Stuckarbeiten ver⸗ 
wendeten Miſchung den trügeriſchen Anſchein reinen Cements 
zu verleihen. In einer ſolchen Vorkehrung, durch welche einer 
Vertragsleiſtung wider die Wahrheit und zum Zwecke der 
Täuſchung des Leiſtungsempfängers über die wirkliche Be⸗ 
ſchaffenheit der Leiſtung der äußere Anſchein einer beſſeren, 
und zwar der vertragsmäßigen Qualität beigelegt wird, darf 
ohne Rechtsirrthum die Vorſpiegelung einer falſchen Thatſache 
gefunden werden. Feſtgeſtellt iſt hiernächſt im Urtheil in klaren 
und beſtimmten Worten, daß der Beſteller durch die Vor⸗ 
ſpiegelung des Angeklagten getäuſcht und in den irrthümlichen 
Glauben verſetzt worden iſt, eine vertragsmäßige Leiſtung 
empfangen zu haben. Nicht zu beanſtanden iſt auch die weitere 
Feſtſtellung, daß der Angeklagte gehandelt habe, um ſich einen 
rechtswidrigen Vermöͤgensvortheil zu verſchaffen, und daß 
andererſeits durch die Täuſchungshandlung des Angeklagten 
dieſem bewußt das Vermögen des Beſtellers beſchädigt worden 
iſt. In der erſteren Beziehung genügt, den Ausſpruch des 
Vorderrichters, daß der Angeklagte durch ſeine Handlung wenn 
auch nicht einen poſitiven Gewinn habe erzielen, ſo doch jeden⸗ 
falls den Schaden habe verringern oder abwenden wollen, der 
ſich für ihn bei Lieferung vertragsmäßiger Arbeit mit Rückſicht 
auf die geſchehene Verabredung eines für eine ſolche Leiſtung 
zu niedrigen Preiſes ergeben haben würde, da die Abwendung 
eines mit Nothwendigkeit eintretenden Schadens, die Er⸗ 
ſparung der an ſich nothwendig geweſenen höheren Ausgaben 
für die Vertragserfüllung, einen Gewinn darſtellt. Was da⸗ 
gegen den Vermögensſchaden betrifft, ſo iſt feſtgeſtellt, daß der 
Beſteller in Folge der ſchlechten, vertragswidrigen Beſchaffen⸗ 
heit der Vertragsleiſtung des Angeklagten zu Ausbeſſerungen 
und Ergänzungen genöthigt worden iſt, die im Verein mit der 
geleiſteten Abſchlagszahlung die feſtgeſetzten Löhne des An⸗ 
geklagten weit überſtiegen haben. Daß der Angeklagte nicht 
ſchon bei Eingehung, ſondern erſt bei Erfüllung des Vertrags 
der Täuſchung des Mitkontrahenten ſich ſchuldig gemacht hat, 
iſt rechtlich unerheblich, da ein Betrug nicht bloß bei Ein⸗ 
gehung eines Vertrags, ſondern auch erſt bei deſſen Erfüllung, 
durch argliſtige Unterſchiebung einer minderwerthigen Vertrags⸗ 
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leiſtung, begangen werden kann. Urth. des III. Sen. vom 
28. Februar 1901. 328. 1901. 

48. 8 268. 

Die Annahme der Vorinſtanz, daß der Angeklagte, indem 
er auf die Frage des G. „wie er eigentlich ſtehe“, die Antwort 
gab: „Sie wiſſen ja, daß ich in Z. nichts verdient habe“, 
wahre Thatſachen, nämlich die in Z. entſtandene Unterbilanz 
von mehr als 10 000 Mark „unterdrückte“, giebt zu rechtlichen 
Bedenken Anlaß. Das Verſchweigen wahrer Thatſachen wird 
zu einem Unterdrücken im Sinne des 8 263 des Str. G. B. 
nur dann, wenn eine rechtliche Verpflichtung zur Angabe der 
Wahrheit beſteht oder ein aktives täuſchendes Verhalten hinzu⸗ 
tritt. Daß die vom Angeklagten gegebene Antwort an ſich 
etwas Unwahres enthält, iſt vom erſten Richter nicht feſtgeſtellt; 
der Ausſpruch aber, daß der Angeklagte gegenüber der Frage 
des G. entweder wahrheitsgemäße Auskunft über ſeine Ver⸗ 
mögenslage zu geben oder eine Antwort abzulehnen ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, läßt nicht erkennen, ob eine „Rechts⸗ 
pflicht“ oder nur eine ſogenannte „moraliſche Verpflichtung“ 
als vorliegend angenommen iſt. Eine Rechtspflicht des 
Angeklagten, auf die allgemeine Frage des G. hin ſeine ge⸗ 
ſammte Vermögenslage zu offenbaren, iſt vom erſten Richter 
nicht dargelegt. Wenn insbeſondere dieſe Verpflichtung daraus 
abgeleitet wird, daß der Angeklagte aus der Frage des G. 
entnehmen mußte, es handle ſich um Regulirung der Zahlungs⸗ 
bedingungen, ſo iſt jedenfalls nicht abzuſehen, wie aus dieſem 
Umſtande für den Angeklagten die rechtliche Verpflichtung 
ſich ergab, dem G. die Höhe ſeiner Unterbilanz mit 10 000 Mark 
zu offenbaren. Urth. des II. Sen. vom 22. Februar 1901, 
49. 1901. 

44. 8 267. 

Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz hat der Angeklagte 
einen ſogenannten „Wildſchein“, der urſprünglich für ein anderes 
Stück Wild ausgeſtellt war, als für den bei ihm vorgefundenen 
Rehbock ausgeſtellt der Polizeiverwaltung zu T. übergeben, 
nachdem er in dem Schein den Tag der Erlegung des Wildes 
— 21. November — in 20. November umgeändert und nicht 
nur den Namen des Jagdbezirks ſowie Ort und Datum der 
Ausſtellung ſeitens des Jagdberechtigten, ſondern auch in dem 
unter der Unterſchrift deſſelben befindlichen Beglaubigungs⸗ 
vermerk des Amtsvorſtehers die Unterſchrift des Letzteren 
unkenntlich gemacht hatte. Der Umſtand, daß der Angeklagte 
die „in ſeinem Befitze befindliche, ihm gehörige und ſeiner 
alleinigen Verfügung unterliegende“ Urkunde in einem gegen 
ihn anhängigen Strafverfahren verwerthen wollte, iſt nicht 
geeignet, die Annahme einer Verfälſchung im Sinne des $ 267 
des Str. G. B. auszuſchließen. Bei dem von der Reviſion in 
Bezug genommenen Urtheile des III. Strafſenats des R. G. 
vom 1. Mai 1880 (Entſch. Bd. 2 S. 34 ff.) ſtanden Aenderungen 
in Frage, welche der Angeklagte behufs Vereitelung ſeiner 
Ueberführung wegen Mahlſteuer⸗Vergehens in ſeinem eigenen 
Kaſſabuche vorgenommen hatte. Für dieſen Fall wurde 
ausgeſprochen, daß ein Angeklagter, welcher eine ihm ſelbſt 
zugehörige Urkunde, während ſie ſich in ſeinem Beſitze befinde, 
vernichte oder verfälſche, um für die Strafverfolgung das 
Beweismittel zu beſeitigen, nicht in der nach 8 267 des 
Str. G. B. erforderlichen Abſicht handele. Im vorliegenden 
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Falle dagegen handelt es ſich um eine Urkunde, welche mit 
beſtimmtem Inhalt von dritten Perſonen errichtet und deshalb 
nicht der freien Verfügungsgewalt des Angeklagten dergeſtalt 
unterworfen war, daß die rechtswidrige Abſicht bei der Ver⸗ 
fälſchung und beim Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuſchung 
verneint werden konnte. Daß in Fällen dieſer Art der Zweck 
des Thäters, ſich gegen eine Anklage zu vertheidigen, die 
rechtswidrige Abſicht im Sinne des § 267 a. a. O. nicht bes 
ſeitigt, iſt vom Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
genommen (vergl. Entſch. Bd. 5 S. 150, Bd. 9 S. 400 bis 401, 
Bd. 16 S. 263). Es erübrigt deshalb zu bemerken, daß auch 
der III. Strafſenat die in dem Urtheil vom 1. Mai 1880 
(a. a. O. S. 41 bis 42) vertretenen Rechtsanſchauungen bereits 
in dem Urtheil vom 16. März 1885 (Entſch. Bd. 12 S. 172 
bis 173) und neuerdings in dem Urtheil vom 5. Juli 1900 
(Entſch. Bd. 33 S. 333 bis 334) ausdrücklich modifizirt hat. 
Weiter rügt aber die Reviſion, daß der fragliche Wildſchein 
keine öffentliche Urkunde ſei, da er nicht von einer mit 
öffentlichem Glauben verſehenen Perſon auf genommen, 
ſondern nur die Unterſchrift des Jagdpächters von dem Amts⸗ 
vorſteher beglaubigt ſei. In dieſer Beziehung iſt in den 
Urtheilsgründen angeführt, der Wildſchein enthalte den Vermerk 
„beglaubigt durch Amtsvorſteher“ .. . . und trage das Siegel 
eines Amtsvorſtehers. Im Uebrigen hat die Annahme, daß 
„der Wildſchein“ eine öffentliche Urkunde ſei, keinerlei nähere 
Begründung erfahren. Dieſe Annahme kann aber auch nur 
inſoweit, als der Beglaubigungsvermerk des Amts⸗ 
vorſtehers in Frage ſteht, für zutreffend erachtet werden, da 
nur dieſer Vermerk ſich als eine von einer öffentlichen Behörde 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe in der vor⸗ 
geſchriebenen Form aufgenommene Urkunde (8.415, früher 380 
der Civilprozeßordnung) darſtellt. Nachdem ſchon in der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 30. April 1794 (vergl. Amtsblatt 
der Regierung zu Königsberg 1869 S. 3) die Einbringung 
von Wild in die Städte ohne Vorzeigung eines gedruckten 
und beſiegelten Atteſtes von einem Königlichen Oberförſter 
„oder Jagdberechtigten“, worin „der Name, Stand und Wohnort 
des Eigenthümers oder Einbringers und die Art und Anzahl 
des Wildprets mit Buchſtaben und nicht mit Zahlen genau 
eingeſchrieben und der Einbringer für den rechtmäßigen Inhaber 
deſſelben anerkannt ſein muß“, verboten worden war, wurde 
in § 1 der Polizeiverordnung der Königlichen Regierung zu 
Gumbinnen vom 6. Juni 1873 (Held, Polizeiverwaltung und 
Strafrechtspflege im Regierungsbezirk Gumbinnen S. 667) die 
für die Städte und ſomit auch für die Stadt T. angeordnete 
„Wildpretskontrole“ auf näher bezeichnete ländliche Ortſchaften 
des Regierungsbezirks ausgedehnt und in $ 2 beſtimmt, daß das 
zur Einbringung des Wildes erforderliche gedruckte Urſprungs⸗ 
atteſt (Wildatteſt) die Benennung des Empfängers reſp. Ein⸗ 
bringers des Wildes, die Art und die mit Buchſtaben ge: 
ſchriebene Zahl des letzteren, den Ort, in welchen daſſelbe ein⸗ 
gebracht werden ſolle, die Zeit und den Ort der Ausſtellung 
(des Wildſcheins) und die Unterſchrift des Ausſtellers enthalten 
müſſe, „welche letztere bezüglich der Qualität des Ausſtellers 
als Jagdberechtigten von der Polizeibehörde, in deren Bezirk 
das Jagdrevier liegt, auf dem Atteſte unter Beidrückung des 
Amtsſiegels zu beſcheinigen iſt“. Für dieſe „Wildatteſte“ iſt 
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ſodann in der Polizeiverordnung der Regierung zu Gumbinnen 
vom 14. April 1876 (Amtsblatt S. 123) ein neues Schema 
vorgeſchrieben worden, nach welchem ſeitens des Amtsvorſtehers 
(Bürgermeiſters) unter Siegel und Unterſchrift zu beſcheinigen 
iſt, daß der (vorſtehende) Ausſteller dieſes Atteſtes zur eigenen 
Ausübung der Jagd auf dem Jagdbezirke berechtigt 
ſei. Hiernach kann nicht zweifelhaft ſein, daß den Amts⸗ 
vorſtehern als Verwaltern der Polizei (8 59 Nr. 1 der Kreis⸗ 
ordnung vom 13. Dezember 1872, Preußiſche Geſetzſammlung 
S. 661) ſeitens der zuſtändigen Behörde die Befugniß über⸗ 
tragen worden iſt, in den Wildatteſten die Eigenſchaft des 
Jagdberechtigten als ſolchen zu beſcheinigen. Die Beſcheinigung 
ſtellt ſich mithin nicht, wie die Reviſion meint, als bloße Be⸗ 
glaubigung der Unterſchrift des Jagdpächters, ſondern als 
ſelbſtändige Erklärung des Amtsvorſtehers dar, welche beim 
Vorhandenſein der vorgeſchriebenen Form die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Urkunde im Sinne des § 267 des Str. G. B. in⸗ 
ſoweit zu beanſpruchen hat, als ſie die Eigenſchaft des Aus⸗ 
ſtellers der vorangehenden Erklärung als des in dem betreffenden 
Bezirke Jagdberechtigten atteſtirt. Der Erklärung des 
Letzteren aber kommt, da ſie nicht von einer öffentlichen Be⸗ 
hörde, ſondern nur von einer Privatperſon herrührt, jene 
Eigenſchaft nicht zu, und hieran mag auch der Umſtand nichts 
zu ändern, daß die Beſcheinigung des Amtsvorſtehers ſich in 
Anſehung der Perſon des Jagdberechtigten auf die vorangehende 
Privaterklärung bezieht (vergl. auch Entſch. des R. G. Bd. 28 
S. 42). Die Entſcheidung der Vorinſtanz beruht hiernach in⸗ 
ſofern auf unrichtiger Grundlage, als ſie „dem Wildſcheine“ 
in ſeiner Geſammtheit die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Urkunde beilegt. Beide Theile des Scheines waren vielmehr 
geſonderter Betrachtung zu unterziehen, und zwar hinſichtlich 
der Erklärung des Jagdpächters nach der Richtung hin, ob 
dieſe Erklärung, ſei es allein oder in Verbindung mit derjenigen 
des Amtsvorſtehers, eine ſolche Privaturkunde darſtellte, welche 
zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen von Er⸗ 
heblichkeit war, und hinſichtlich beider Erklärungen, ob und 
inwieweit die in jeder derſelben vorgenommenen Veränderungen 
eine Verfälſchung im Sinne des § 267 des Str. G. B. ent⸗ 
hielten. Urth. des II. Sen. vom 1. Februar 1901. 4695. 1900. 

45. 8 267. 

Wie das angefochtene Urtheil für erwieſen erklärt, hat 
der Angeklagte, nachdem durch die Steuerbehörde einem ihm 
gehörigen Vorrath von angeblichem Verſchnittwein eine Probe 
entnommen und die hiermit gefüllte Flaſche nach Anbringung 
eines Bindfadenverſchluſſes an ihrer Mündung mit dem 
ſteueramtlichen Siegel verſehen, ſodann vom Angeklagten ſelbſt 
ſein eigenes Siegel beigefügt und in der Folge die Flaſche 
zerbrochen worden war, auf dem Hauptſteueramt als die 
richtige Probeflaſche eine andere Flaſche vorgezeigt und über⸗ 
geben, um deren Hals ſich jener noch mit des Angeklagten 
Siegel und mit einigen Reſten des ſteueramtlichen Siegels 
zuſammenhängende Bindfaden herumgeſchlungen zeigte. Im 
Anſchluß hieran wird erwogen, daß die mit dem Probewein 
gefüllte, verſchloſſene und verſiegelte Flaſche eine öffentliche 
Urkunde im Sinne von § 267, übrigens auch zum Beweiſe 
von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit geweſen, 
daß aber der Angeklagte des Bewußtſeins, daß es ſich um 
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eine öffentliche Urkunde handelte, nicht überführt und deshalb 
wegen Fälſchung einer Privaturkunde aus 8 267, 8 270 des 
Str. G. B. zu verurtheilen ſei. Der Reviſion konnte keine 
Folge gegeben werden. Als Urkunde im Sinne von 8 267 
(270) des Str. G. B. erſcheint nach ſtehender Rechtſprechung 
des Reichsgerichts jeder von Menſchenhand gefertigte, ſinnlich 
wahrnehmbare Gegenſtand, der geeignet und beſtimmt iſt, eine 
Thatſache darzuthun, oder jede äußerlich verkörperte, mit irgend 
welchem Gegenſtand zur Einheit verbundene Willenserklärung. 
Dieſe Merkmale treffen für die erſte, echte Probeflaſche ohne 
Weiteres zu, ſofern die Verbindung des ſteueramtlichen Siegels 
mit der Flaſche zum Beweiſe dafür, daß der Inhalt amtlich 
entnommen worden ſei, an ſich wohl geeignet und nach 
Darſtellung der Urtheilsgründe auch beſtimmt war. Eine 
derartige Anbringung gewiſſer, nicht allgemein zugänglicher 
Zeichen an beliebigen, dadurch zugleich einen Verſchluß 
erhaltenden Hüllen oder Gefäſſen kann bei entſprechender 
Sachlage unbedenklich den Urkunden beigezählt werden. So⸗ 
dann dringt die Reviſion mit der Anſicht nicht durch, die 
Verneinung des Bewußtſeins, daß eine öffentliche Urkunde 
vorliege, beſeitige den Thatbeſtand der Urkundenfälſchung 
vollſtändig. Es kann unerörtert bleiben, ob die Urtheilsgründe 
die Unerheblichkeit eines derartigen Irrthums verkannt haben. 
Wäre dies nämlich der Fall, ſo würde die Enſcheidung durch 
die Erwägung getragen, daß der Angeklagte wegen „Privat⸗ 
urkundenfälſchung“ zu beſtrafen ſei, und durch dieſe Erwägung 
wird er nicht beſchwert, ſofern §8 267 des Str. G. B. für 
beide von ihm abgehandelte Fälle der Urkundenfälſchung ganz 
die gleiche Strafe androht. Abwegig iſt die Einwendung der 
Reviſion, eine öffentliche Urkunde werde nicht dadurch zu einer 
Privaturkunde, daß dem Thäter das Bewußtſein ihrer öffent⸗ 
lichen Eigenſchaft fehle. Der Rechtsgedanke geht dahin, 
ſämmtliche Urkunden, die für Rechte oder Rechtsverhältniſſe 
beweiserheblich find, öffentliche Urkunden aber auch ohne dieſe 
Vorausſetzung, unter ſtrafrechtlichen Schutz zu ſtellen. Nachdem 
jedoch im erſten Satztheil des § 267 die Fälſchung öffentlicher 
Urkunden vorbehaltlos als ſtrafbar bezeichnet war, hätte es 
leicht zu Mißdeutungen geführt, wenn der zweite Satztheil ſich 
mit Urkunden ſchlechthin befaßt hätte; dann wären öffentliche, 
für den Beweis von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche 
Urkunden (d. h. dem Erfolg nach ſo ziemlich alle öffentlichen 
Urkunden) unter die Strafvorfchrift auch des zweiten Satztheils 
geſallen und würde die Frage eines rechtlichen Zuſammentreffens 
nach 8 73 des Str. G. B. auftauchen. Zur Vermeidung 
ſolcher Zweifel wurde im zweiten Satztheil eine engere 
Ausdrucksweiſe gewählt, welche beſagen ſoll, daß die Fälſchung 
von beweiserheblichen Urkunden beſtraft wird, auch wenn ſie 
nicht zu den öffentlichen zählen. Hierdurch iſt an dem hervor⸗ 
gehobenen Rechtsgedanken nichts geändert worden. Daher 
wird das Merkmal der öffentlichen Urkundlichkeit nur für einen 
beſtimmten Fall, nämlich wenn die Urkunde nicht beweiserheblich 
iſt, zum geſetzlichen Thatbeſtand erfordert. Die Fälſchung 
einer öffentlichen, zum Beweiſe von Rechten oder Rechts⸗ 
verhältniſſen erheblichen Urkunde beim Zutreffen der übrigen 
Vorausſetzungen des 8 267, ausgenommen die Kenntniß des 
Thäters von denjenigen Umſtänden, durch welche die Urkunde 
zu einer öffentlichen geſtempelt wird, muß als Urkundenfälſchung 
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im Sinn des zweiten Satztheils beſtraft werden. Urth. des 
I. Sen. vom 21. Januar 1901. 4645. 1900. 

46. 8 287. 

Nach der einleitenden Darſtellung des angefochtenen 
Urtheils fand, nachdem die Lohnliſten von der Direktion der 
L. — B.) er Eiſenbahn geprüft und mit Zahlungsanweiſung dem 
Bahnhofsvorſteher in B. überſandt waren, durch dieſen alle 
zwei Wochen eine Lohnzahlung an die Arbeiter in Gegenwart 
des ſie legitimirenden Bahnmeiſters ſtatt und die wenigen 
durch nothwendige Dienſtgeſchäfte verhinderten Arbeiter ſollten 
ſobald als möglich in Begleitung des Bahnmeiſters auf der 
Station erſcheinen, um dort ihren Lohn in Empfang zu nehmen. 
Damit iſt genügend feſtgeſtellt, daß nach der beſtehenden Vor⸗ 
ſchrift die Arbeiter ihren Lohn perſönlich in Empfang zu nehmen 
hatten. Freilich iſt nicht anzunehmen, daß dadurch eine 
Empfangnahme durch einen legitimirten Vertreter ausgeſchloſſen 
war. Aus der weiteren Feſtſtellung, daß die erwähnte Vor⸗ 
ſchrift nicht ſtreng beobachtet wurde, vielmehr thatſächlich der 
Mitangeklagte Vorarbeiter M. das Geld für die am Erſcheinen 
verhinderten Arbeiter in Empfang nahm und durch Einſetzung 
ihres Namens in die betreffende Spalte der Lohnliſten darüber 
quittirte, um dann den Arbeitern den Lohn auszuhändigen, 
kann der Schluß gezogen werden, daß nach der Annahme des 
Gerichts auch der Arbeiter 8. den genannten Mitangeklagten 
ermächtigt hatte, in ſeinem Namen den verdienten Lohn in 
Empfang zu nehmen und mit ſeinem Namen darüber zu 
quittiren. Daraus folgt aber nicht, daß ſich die Ermächtigung 
auch auf nicht verdienten Lohn bezog, über den etwa eine be⸗ 
ſondere Quittung auszuſtellen war, ſodann ebenſo wenig, daß 
ſie ſich auf Beträge bezog, die theils verdient, theils nicht ver⸗ 
dient waren und über welche eine einzige Quittung zu leiſten 
war. Das Gegentheil iſt der Fall. Richtig iſt die Aus⸗ 
führung der Reviſion, daß die Quittungen nicht theils echt, 
theils falſch ſein können. Unrichtig iſt aber ihre Meinung, 
daß weil M. über je etwa 1,90 Mark als den wirklich ver⸗ 
dienten Lohn mit dem Namen 8. hätte quittiren dürfen, die 
Quittungen echte ſeien. Sie find vielmehr in vollem Umfange 
fälſchlich angefertigt, weil M. von der Ermächtigung zur 
Quittirung über je 1,90 Mark keinen Gebrauch gemacht, viel⸗ 
mehr ohne Vollmacht über die weit höheren Beträge von 
24,10 Mark, 22,20 Mark, 23,91 Mark, 26 Mark und 19,16 
Mark mit fremdem Namen quittirt hat. Urth. des III. Sen. 
vom 14. März 1901. 522. 1901. 

47. § 267. 

Das Merkmal der Beweiserheblichkeit liegt nur vor, wenn 
die Urkunde, ſei es mit oder ohne Namenszeichnung, auf einen 
beſtimmten Ausſteller zurückgeführt werden kann. Daran ſehlt 
es, wenn die Zeichnung einer Firma erkennbar in Stell⸗ 
vertretung erfolgt, ohne daß der Stellvertreter erſichtlich ge⸗ 
macht iſt. Urth. des II. Sen. vom 5. März 1901. 554. 1901. 

48. § 267. 

Der Angeklagte hat in der im Geſchäfte feines Prinzipals 
geführten „Kladde“ bei drei den Ausgang von Waaren 
dokumentirenden Eintragungen die Foliobezeichnung des Kontos 


des betreffenden Empfängers im Hauptbuche hinzugeſetzt und 


durch dieſe nicht von ihm, ſondern von dem Buchhalter vor⸗ 
zunehmenden „Verweiſungen auf die geſchehene Uebertragung 
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in das Hauptbuch“ bewirkt, daß die betreffenden Poſten nicht 
in das Hauptbuch übertragen, den Empfängern der Waaren 
nicht mehr in Rechnung geſtellt und überhaupt nicht mehr 
kontrolirt wurden, weil der Buchhalter beim Vorfinden der 
Folienbezeichnungen irrig annahm, daß dieſelben von ſeiner 
Hand herrührten und danach die Uebertragung bereits erfolgt 
ſei. Bei der rechtlichen Würdigung dieſes Thatbeſtandes 
werden die beigefügten Uebertragungsvermerke als „falſche 
Eintragungen“ bezeichnet, durch welche der Angeklagte bei dem 
Buchhalter oder dem ſonſt Einficht nehmenden Geſchäftsherrn 
oder Angeſtellten eine Täuſchung über die Perſon desjenigen 
hervorrufen wollte, der die Uebertragungsvermerke gemacht 
hatte; über die Bedeutung dieſer „Hinweiſe auf das Haupt⸗ 
buch“ aber iſt geſagt, daß biefelben nicht bloß dazu dienten, 
im inneren Betriebe die Ueberſicht über das Buchwerk zu er⸗ 
leichtern, ſondern unter Umſtänden, namentlich beim Fehlen 
des Hauptbuches, für die Frage von Bedeutung werden 
konnten, ob das Konto des Schuldners mit den betreffenden 
Poſten belaſtet worden war, dieſe alſo z. B. in einem etwa 
inzwiſchen beglichenen Rechnungsauszuge inbegriffen ſein mußten. 
An dieſe Ausführung ſchließt ſich der Satz: „Daß aber die 
„Grundbuchungen“ in der Kladde für die Rechtsverhältniſſe 
des Kaufmanns an ſich und gegenüber Gläubigern und 
Schuldnern allgemein als Beweismittel in Betracht kommen, 
kann nicht zweifelhaft fein.” Die Annahme, daß den ur⸗ 
ſprünglichen Eintragungen in der Kladde hinſichtlich 
der Beweisführung allgemein die gleiche Bedeutung wie den 
übrigen Geſchäftsbüchern eines Kaufmanns zukomme, da ſie 
Grundlage für die Eintragungen in den letzteren bilden, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Gegenbehauptung der 
Reviſion, daß die Kladde im Allgemeinen nur die Orientirung 
des Kaufmanns über den Stand ſeines Geſchäftes vor der 
Eintragung der Aus⸗ und Eingänge im Hauptbuch bezwecke 
und ſomit nur eine „Art vorläufige Notirung zur Unterſtützung 
des Gedächtniſſes“ bilde, während erſt die Eintragung in die 
ſogenannte Reinkladde und in das Hauptbuch „den Vermerk“ 
zu einem „rechtserheblichen“ mache, widerlegt ſich ſchon durch 
die Möglichkeit von Differenzen zwiſchen der Kladde und den 
weiteren Eintragungen, wobei der erſteren, weil ſie die ur⸗ 
ſprünglichen Eintragungen aufweiſt, der Regel nach ſogar 
ausſchlaggebende Bedeutung beizumeſſen ſein wird. Einer be⸗ 
ſonderen Feſtſtellung, daß im konkreten Falle ſchon die 
Eintragung in die Kladde von vorn herein durch einen maß⸗ 
gebenden Willen, etwa des Firmeninhabers, als rechtserhebliches 
Beweismittel beſtimmt worden ſei oder daß der Angeklagte 
die Beweiserheblichkeit der Kladde gekannt habe, bedurfte es 
hiernach nicht. Wenn die Reviſion in wörtlicher Anlehnung 
an das (nicht citirte) Urtheil des Reichsgerichts vom 9. Fe⸗ 
bruar 1881 (Entſch. Bd. 4 S. 6 bis 9) ausführt, das 
weſentliche Moment für den ſtrafrechtlichen Begriff der Urkunde 
beſtehe darin, daß ein ſinnlich wahrnehmbarer Gegenſtand zur 
Feſtſtellung rechtlich erheblicher Thatſachen beſtimmt ſei, wozu 
bei einer Privaturkunde noch hinzutreten müſſe, daß ſie zum 
Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit 
ſei, ſo treffen dieſe Vorausſetzungen bei den fraglichen Ueber⸗ 
tragungsvermerken zu. In denſelben kam, wie aus den Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters hervorgeht, in erkennbarer Weiſe 
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der Gedanke zum Ausdruck, daß die betreffende Poſt in das 


Hauptbuch übertragen und das dortige Konto des Empfängers 
entſprechend belaſtet worden war, ſodaß eine weitere Kontrole 
(wie ſie ſonſt eingetreten ſein würde) nicht mehr einzutreten 
hatte. Es handelte ſich ſonach nicht etwa um ein lediglich 
der eigenen Orientirung des Buchhalters dienendes Merkzeichen, 
durch welches die übertragenen Poſten von den noch zu über⸗ 
tragenden unterſchieden werden ſollten, ſondern um die 
auch für Dritte beſtimmte und erkennbare Bezeugung der er⸗ 
folgten Uebertragung der betreffenden Poſt in das Hauptbuch 
und damit einer Thatſache, von welcher die weitere Be⸗ 
handlung der Poſt ſeitens des Buchhalters, des Prinzipals 
und anderer Angeſtellter des Geſchäfts auch gegenüber dem 
Schuldner abhing. Der Begriff der Urkunde im Sinne des 
§ 267 Str. G. B. iſt damit erfüllt. Die Beweiserheblichkeit 
der fraglichen Vermerke für Rechte und Rechtsverhältniſſe aber 
konnte ohne Rechtsirrthum daraus hergeleitet werden, daß die 
Thatſache der Uebertragung der Poſten in das Hauptbuch 
beim Fehlen des letzteren für den Beweis der Entſtehung oder 
Tilgung der Forderung ſelbſt von Bedeutung werden konnte. 
Hierneben würde noch in Betracht kommen, daß die Ueber⸗ 
tragungsvermerke im Falle ihrer Aechtheit auch in etwaigen 
Regreßprozeſſen zwiſchen dem Prinzipal und Geſchäftsangeſtellten 
Beweiserheblichkeit erlangen konnten. Urth. des II. Sen. vom 
8. Februar 1901. 4842. 1900. 

49. 8 269. 

Nach der Annahme des Vorderrichters ſoll die Vermögens⸗ 
beſchädigung darin liegen, daß in Folge der falſchen Vor⸗ 
ſpiegelung des Angeklagten, er brauche die Unterſchriften der 
Beſteller der Anzeigen auf den vorgelegten Beſtellſcheinen nur, 
um nachweiſen zu können, wer überhaupt Anzeigen in das 
„Schöneberger Tageblatt“ einrücken laſſen wolle, entweder die 
Getäuſchten einen Betrag gezahlt hätten, den ſie ohne die 
Täuſchung nicht entrichtet hätten, oder Forderungen gegen ſie 
begründet worden ſeien, die bei rechtmäßiger Handlungsweiſe 
des Angeklagten nicht entſtanden wären. In den übrigen 
Fällen aber ſoll ſie darin enthalten ſein, daß in Folge des 
Irrthums über den Inhalt der Beſtellſcheine, in den die Be⸗ 
ſteller durch den Angeklagten verſetzt worden ſeien, ſie theils 
Beträge, die ſie ſonſt nicht gezahlt hätten, entrichtet hätten, 
theils Forderungen gegen ſie begründet worden ſeien, die ſonſt 
nicht entſtanden wären. Dieſe Begründung iſt rechtsirrthümlich. 
Soweit die von dem Angeklagten als Agenten jener Zeitung 
entgegengenommenen und weitergegebenen Beſtellungen der Ein⸗ 
rüdung von Anzeigen in das Blatt den von den Beſtellern 
wirklich ertheilten Aufträgen entſprachen, waren dieſe durch 
rechtsgültigen Vertrag zur Zahlung der Einrückungsgebühren 
verpflichtet. Soweit aber die Beſtellungen, wie ſie aus den 
von dem Angeklagten widerrechtlich ausgefüllten Beſtellſcheinen 
hervorgingen, über die in Wahrheit ertheilten Aufträge hinaus⸗ 
gingen, waren gültige Verträge wegen Mangels der 
Willensübereinſtimmung überhaupt nicht zu Stande ge⸗ 
kommen. Dem Rechte nach waren daher Forderungen gegen 
die Beſteller über die Gebühren für die in Wahrheit nur be⸗ 
ſtellte geringere Anzahl von Einrückungen hinaus nicht ent⸗ 
ſtanden, auch nicht ſolche aus einem wegen Betruges zwar 
anfechtbaren, aber doch bis zur Anfechtung rechtlich be⸗ 
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ſtehenden Vertrage. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 386. 
In der demnächſtigen Zahlung ſolcher Einrückungsgebühren 
aber lag ſchon deshalb keine Vermögensbeſchädigung im Sinne 
des § 263 des Str. G. B., weil als ſolche nur diejenige Vers 
änderung in Betracht kommen konnte, die unmittelbar durch 
die Unterzeichnung der Scheine von Seiten der Beſteller und 
durch die Aushändigung dieſer Papiere an den Angeklagten 
verurſacht wurde. Dagegen konnte ſich eine Dermögens- 
beſchädigung aus dem Umſtande ergeben, daß in den von den 
Beſtellern unterſchriebenen, von dem Angeklagten rechtswidrig 
ausgefüllten Beſtellſcheinformularen Urkunden vorlagen, die an 
ſich geeignet waren, einen Beweis für die weitergehenden 
Beſtellungen zu erbringen. Dieſen Urkunden gegenüber hätten 
die Beſteller in einem von dem Eigenthümer des „Schöneberger 
Tageblatts“ etwa gegen ſie auf Zahlung der Gebühren für 
die Einrückungen, ſoweit ſie thatſächlich nicht beſtellt waren, 
erhobenen Rechtsſtreite die gemäß § 440 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung (S 405 Abſ. 2 der früheren Faſſung) in Folge 
des Feſtſtehens der Echtheit der Unterſchriften beſtehende 
Vermuthung der Echtheit des Inhalts der Scheine durch 
Gegenbeweis widerlegen müſſen. Und wenn dieſer 
mißlang, ſo ſtand zu befürchten, daß ſie zur Zahlung der Ge⸗ 
bühren auch für die in Wirklichkeit nicht beſtellten Einrückungen 
verurtheilt würden. Dieſe Möglichkeit aber konnte bereits 
eine Vermögensbeſchädigung begründen. Denn als ſolche kann 
auch ſchon eine Vermögens gefährdung in Betracht kommen, 
wenn ſie eine Verſchlechterung bereits des gegenwärtigen 
Vermögenszuſtandes in ſich ſchließt. Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 9 S. 168. Eine ſolche Verſchlechterung konnte aber in 
jener ungünſtigen Stellung gefunden werden, die durch die 
Unterzeichnung der Blanketts und der beſtellungswidrig aus⸗ 
gefüllten Beſtellſcheinformulare und durch deren Aushändigung 
an den Angeklagten den Beſtellern in den etwaigen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten wegen der Einrückungsgebühren zugewieſen wurde. 
Trotzdem konnte dieſer Umſtand allein die Vermögensbeſchädigung 
im Sinne des § 263 des Str. G. B. nicht begründen, vielmehr 
gehörte hierzu noch die Feſtſtellung, daß dadurch das Ver⸗ 
mögen der Beſteller in ſeiner Geſammtheit beſchädigt war. 
Hierzu aber bedurfte es der Prüfung der Frage, welchen Werth 
die von dem Eigenthümer des „Schöneberger Tageblatts“ 
gegen die Einrückungsgebühren zu gewährenden Gegenleiſtungen, 
die Veröffentlichung der Ankündigungen in dem der Beſtellung 
in Wahrheit nicht entſprechenden Umfange, für die Beſteller 
hatte. Dieſe Prüfung war nach Maßgabe der Grundſätze 
vorzunehmen, die in dem Beſchlaſſe der vereinigten Straffenate 
des Reichsgerichts vom 20. April 1887 (Entſch. Bd. 16 S. 1) 
aufgeſtellt ſind. Urth. des II. Sen. vom 22. Januar 1901. 
4509. 1900. 

50. § 271. 

Die Strafkammer ſtellt feſt, daß der Angeklagte „die 
Eintragungen in das Gefangenenbuch“ mit dem falſchen 
Namen M. F. „unterzeichnet“ hat, indem er „wollte“, daß er 
„in die Regiſter“ unter dieſem falſchen Namen aufgenommen 
werde; an einer anderen Stelle der Urtheilsgründe heißt es, 
er habe. „das Protokoll und die Quittung“ mit M. F. unter⸗ 
zeichnet. Dieſe Feſtſtellungen laſſen in keiner Weiſe den 
Thatbeſtand des § 271 Str. G. B. erkennen. Mit der Unter: 
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zeichnung des falſchen Namens allein, ſei es unter einem Pro⸗ 
tokoll oder einer Quittung, ſei es unter einer Eintragung in 
das „Gefangenenbuch“, würden die Merkmale dieſes That⸗ 
beſtandes noch nicht gegeben fein. Dafür aber, daß der An⸗ 
geklagte die falſche Beurkundung rechtserheblicher Erklärungen, 
Verhandlungen oder Thatſachen in ein öffentliches Buch oder 
Regiſter wirklich bewirkt hat, fehlt jede Feſtſtellung. Es 
iſt nicht erſichtlich gemacht, ob auf Grund der falſchen Er⸗ 
klärungen und Unterſchriften des Angeklagten in der That die 
unrichtige Thatſache der Einlieferung eines „M. F.“ in ein 
von der Gefängnißverwaltung geführtes Buch oder Regiſter 
eingetragen worden iſt, geſchweige denn, welcher Art dieſes 
Buch oder Regiſter geweſen iſt. Bei dieſer Sachlage ermangelt 
es der thatſächlichen Unterlage für die Prüfung der Frage, 
einmal, ob überhaupt die Eintragung einer rechtserheblichen 
Thatſache erfolgt, dann aber — wenn dies der Fall ſein ſollte 
— ob dadurch eine Beurkundung im Sinne des 9 271 


Str. G. B. geſchehen iſt. Sollte ſich bei der nochmaligen Ver⸗ 


handlung der Sache eine Beurkundung im Sinne des 8 271 
Str. G. B. ergeben, fo find weiter folgende Geſichtspunkte zu 
beachten: An ſich iſt die Thatſache der Einlieferung einer 
beſtimmten Perſon in die Unterſuchungshaft und ihre Ent⸗ 
laſſung aus derſelben angeſichts der 88 115. 126. 182. 482. 
490 Str. P. O., $ 60 Str. G. B. von zweifelloſer Rechts⸗ 
erheblichkeit. Es frägt ſich aber, ob durch ein „Gefangenen⸗ 
buch“ — von einem ſolchen iſt in den Urtheilsgründen die 
Rede — dieſe Thatſache, insbeſondere, daß der Gefangene die 
Perſon, für welche er ſich ausgegeben hat, wirklich iſt, zum 
öffentlichen Glauben beurkundet wird. Dies iſt nur dann der 
Fall, wenn das betreffende Regiſter dazu beſtimmt iſt, die 
Identität des Gefangenen mit öffentlichem Glauben füt und 
gegen Jedermänn zu beweiſen, wenn ihm alſo eine ſolche Be⸗ 
weiskraft poſitiv⸗rechtlich beigelegt und dem mit den Ein⸗ 
tragungen betrauten Beamten die Befugniß zur Beurkundung 
mit öffentlichem Glauben ertheilt iſt. Hierauf fußend hat das 
Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung die Frage nach der 
Eigenſchaft ſogenannter „Gefangenenbücher“ als öffentlicher 
Regiſter, gerade in Bezug auf die Feſtſtellung der Perſon des 
Gefangenen, verſchieden beantwortet, je nachdem die Anord⸗ 
nungen und Einrichtungen, wie ſie ſeitens der zuſtändigen 
Behörden getroffen ſind, darauf ſchließen laſſen, daß die Ein⸗ 
tragungen in die Bücher nur für den inneren Dienſt der Ge⸗ 
fängnißbeamten, zur Ordnung des Gefängniſſes oder daß fie 
zur authentiſchen Feſtſtellung rechtserheblicher Thatſachen im 
Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt und der Gefangenen felbft 
vorgeſehen ſind. (Entſch. Bd. VII S. 273, Bd. XII S. 315.) 
So iſt die Frage bejaht worden hinſichtlich des Gefangenen⸗ 
buchs I, in welches nach dem vom Preußiſchen Juſtizminiſter 
als oberſtem Juſtiz⸗Verwaltungsbeamten erlaſſenen Reglement 
vom 16. März 1881 (Juſtizminiſterialblatt S. 50 ff.) von 
dem Gefängnißinſpektor als beſtelltem Urkundsbeamten die 
vorgeſchriebenen Eintragungen, darunter auch die über die 
Perſonalien des Unterſuchungsgefangenen, zu öffentlichem 
Glauben vorzunehmen waren (Entſch. Bd. XXIV S. 308), 
verneint bezüglich des im Polizeigefängniß zu Breslau ge⸗ 
führten Hauptjournals (Entſch. Bd. XXVIII S. 336) und 
bezüglich der für Württemberg vorgeſchriebenen amtsgerichtlichen 
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Gefängnißliſte (Entſch. Bd. XIV S. 11), weil es hier an 
Vorſchriften oder Anordnungen fehlt, welche den Eintragungen 
den Charakter öffentlicher Beurkundungen zu geben geeignet 
ſind. Ueberall iſt davon ausgegangen, daß im Sinne des 
§ 271 Str. G. B. die ſtrafbare Verletzung der Wahrheit nicht 
weiter reicht, als die Beweiskraft der Urkunde. Von dieſen 
Geſichtspunkten ausgehend wird der erſte Richter feſtzuſtellen 
haben, ob die Eintragung einer rechtserheblichen Erklärung, 
Verhandlung oder Thatſache in ein Buch oder Regiſter des 
Gefängniſſes erfolgt iſt, eventuell, welcher Art nach den An⸗ 
ordnungen und Einrichtungen des betreffenden Gefängniſſes 
in D. dieſes Buch oder Regiſter iſt, wobei zu beachten ſein 
wird, daß es ſich anſcheinend um ein Gefangenenbuch nach 
den Vorſchriften des Reglements vom 16. März 1881 und 
21. Dezember 1898, welche nur für die der Juſtizverwaltung 
in Preußen unterſtellten Gefängniſſe gelten, hier nicht handelt, 
daß aber auch das über die Behandlung der Unterſuchungs⸗ 
gefangenen in den zum Reſſort der Verwaltung des Innern 
für Preußen erlaſſene Reſtript vom 14. Oktober 1884 (Preu⸗ 
ßiſches Minifterralblatt für die innere Verwaltung S. 241), 
welches eventuell hier zur Anwendung kommen müßte, über 
Art und Beſtimmung eines Gefangenenbuchs für Unterſuchungs⸗ 
gefangene nichts enthält. Iſt alſo wirklich die falſche Ein⸗ 
tragung in ein „Gefangenenbuch“ erfolgt, ſo wird nach den 
erörterten Rechtsgrundſätzen zu prüfen ſein, ob von einer öffent⸗ 
lichen Beurkundung durch daſſelbe die Rede ſein kann. Im 
Falle der Verneinung dieſer Frage aber würde zu erwägen 
ſein, ob nicht die Handlung des Angeklagten ſich als eine 
Uebertretung des § 360 Ziffer 8 Str. G. B. darſtellt. Urth. 
des I. Sen. vom 14. Januar 1901. 4021. 1900. 

51. 8 286. 

Das ſogenannte Hydraſyſtem iſt als Ausſpielung nach 
8 286, aber nicht nach § 4 des Geſetzes zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs ſtrafbar. Urth. des I. Sen. vom 
14. Februar 1901. 4708. 1900. 

52. 8 303. 

Das in der Leitung enthaltene Leuchtgas war keine 
herrenloſe Sache, und ſoweit die Urtheilsgründe in dem 
Verbrennen des den Laternen zugeleiteten Gaſes eine „Zerſtörung 
ſeiner Subſtanz“ erblicken, haftet ihnen keinerlei Rechtsirrthum 
an. Urth. des I. Sen. vom 21. Februar 1901. 113. 1901. 

53. 8 289. 

Das Zurückhaltungsrecht des Vermiethers beſtimmt ſich 
auch weiterhin nach § 715 der alten Civilprozeßordnung, wenn 
das Zurückhaltungsrecht bereits vor Inkrafttreten des § 811 
der neuen Civilprozeßordnung beſtanden hatte. Urth. des 
II. Sen. vom 15. Februar 1901. 4446. 1900. 

54. 8 348. 

Das von den Gefängnißaufſehern gemäß § 42 der 
Dienſtordnung laut Miniſterialverfügung vom 5. März 1883 
betr. die Aufſicht über die Amtsgefängniſſe, Dienſtanweiſung 
für die Amtsrichter als Vorſteher der Amtsgefängniſſe und 
Dienſtordnung für die Gefängnißaufſeher (Sammlung von 
Geſetzen ꝛc. betr. die Juſtizverwaltung in Elſaß⸗Lothringen 
S. 84 ff.) zu führende Gefangenregiſter iſt ein öffentliches 
Regiſter im Sinne des 8 348 Abſ. 1 Str. G. B. Einer aus⸗ 
drücklichen Anweiſung, den auszuſtellenden Verbüßungs⸗ 


Jahrgang. 


beſcheinigungen den Eintrag genannten Regiſters zu Grunde 
zu legen, wie ſie von der Strafkammer vermißt wird, bedarf 
es zu dieſer Annahme nicht. Urth. des I. Sen. vom 7. März 1901. 
222. 1901. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schraube 
u. Co. oc. Montanwerke zu Niederſachswerfen vom 

29. April 1901, Nr. 58/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 

Die Revifion war als begründet zu erachten. 

Gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuch bleiben für das vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandene Schuldverhältniß die bis. 
herigen Geſetze maßgebend. Dies erſtreckt ſich auch auf die 
Lage der ortlichen Kollifion von Geſetzen (vergl. Habicht, die 
Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf zuvor entſtandene 
Rechtsverhältniſſe II. Auflage S. 39). Nach einem allgemein 
anerkannten Grundſatze des internationalen Privatrechts tritt, 
wenn, wie bei der Miethe einer unbeweglichen Sache, der Er- 
füllungsort durch die Natur der Leiſtung gegeben iſt, regel- 
mäßig die Beurtheilung nach den Geſetzen des Ortes ein, an 
dem die unbewegliche Sache belegen iſt (Juriſtiſche Wochen. 
ſchrift 1897 S. 581°”). Eine Vertragsbeſtimmung über das 
anzuwendende Recht liegt nicht vor. 


Zu Art. 198 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


$ 1333 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Zill⸗ 
mann o. Zillmann vom 9. Mai 1901, Nr. 76/1901 IV. 
II. J. Kammergericht. 

Parteien haben am 31. März 1897 in Berlin mit ein- 
ander die Ehe geſchloſſen und dort ihren Wohnfitz genommen. 
Mit der am 14. Auguſt 1900 erhobenen Klage ficht Kläger 
die Ehe als ungültig an, wegen Irrthums in perſoͤnlichen 
Eigenſchaften der Beklagten inſofern, als fie, was er erſt im 
März 1900 erfahren habe, ſchon vor der ECheſchließung 
zwei Kinder außerehelich geboren und früher unter fitten⸗ 
polizeilicher Kontrole geſtanden habe. Die Beklagte giebt zu, 
vor etwa dreißig Jahren außerehelich geboren zu haben, hält 
dies aber für unerheblich; die Stellung unter fittenpolizeiliche 
Kontrole beſtreitet ſie. 

Das Landgericht hat wegen Ablaufs der in 8 41 All- 
gemeinen Landrechts Theil II Titel 1 vorgeſehenen ſechswoͤchigen 
Anfechtungsfriſt auf Abweiſung der Klage erkannt, unter Ab⸗ 
lehnung der Auffaſſung des Klägers, daß ihm gemäß Artikel 198 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und § 1333 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die ſechsmonatige Friſt aus 8 1339 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehe. Die Berufung des Klägers 
iſt aus gleichem Grunde zurückgewieſen. Auch die Reviſion 
des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Da die Ehe der Parteien am 31. März 1897, alſo vor 

dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten des Bürger 
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lichen Geſetzbuchs, geſchloſſen iſt, greift die Beurtheilung ihrer 
vom Kläger jetzt geltend gemachten Anfechtbarkeit auch die 
Uebergangsvorſchrift des Artikels 198 Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ein, deſſen Abſ. 1 und 2 lauten: 

„Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe beſtimmt fich 
nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder un- 
gültige Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, 
wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten mit ein- 
ander leben und der Grund, auf welchem die Nichtigkeit 
oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die An⸗ 
fechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe 
Wirkung verloren haben würde. Die für die Anfechtung 
im Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmte Friſt beginnt nicht 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs.“ 

Daß die Gültigkeit und ſomit auch die Anfechtbarkeit der 
Ehe der Parteien, ſoweit dabei die „bisherigen Geſetze“ in 
Betracht kommen, ſich nach den Vorſchriften des Allgemeinen 
Land rechts beſtimmt, wird von dem Berufungsgericht mit 
Recht angenommen. In dieſer Beziehung iſt ausſchlaggebend, 
daß die Parteien ihren erſten Ehewohnſitz in Berlin genommen 
haben und noch gegenwärtig dort wohnen, ſo daß das dort 
geltende Recht, zu welchem, als in der Mark nicht ſuspendirt, 
auch die Beſtimmungen in $ 41 Allgemeinen Landrechts Theil II 
Titel 1 gehörten (vergleiche Urtheil des Preußiſchen Ober⸗Tribunals 
vom 28. Auguſt 1843, Präjudicienſammlung S. 137 Nr. 1327, 
von Scholtz⸗Hermensdorff, Provinzialrecht der Kurmark, Bd. 2 
S. 9 flg.), für die Wirkungen ihrer Ehe ausſchließlich maßgebend 
war (vergl. Urtheil des R. G. vom 4. Juni 1889, Entſcheidungen 
Bd. 23 S. 332). Daß der vom Kläger geltend gemachte 
Irrthum über die Jungfernſchaft der Beklagten und ihren 
unſittlichen, zur Stellung unter fittenpolizeiliche Kontrole 
führenden Lebenswandel einen Irrthum über ſolche perſönliche 
Eigenſchaften darſtellt, der an fich geeignet iſt, ſowohl nach 
§ 40 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 als auch nach 
8 1333 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Anfechtung der zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Ehe zu begründen, unterliegt keinem 
Bedenken. Danach hängt die jetzt zu treffende Entſcheidung 
allein davon ab, ob der vom Kläger geltend gemachte Ehe⸗ 
anfechtungsanſpruch geknüpft iſt an die Ausſchlußfriſt von ſechs 
Wochen, wie fie in $ 41 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
vorgeſehen iſt und vom Berufungsgericht, in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht angenommen wird, oder an die von ſechs 
Monaten gemäß 5 1339 Abſatz 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
wovon Kläger und mit ihm die Reviſion ausgeht. Denn Kläger 
hat den Irrthum bereits im März 1900 entdeckt; es würde 
daher, bei der erft am 14. Auguſt 1900 erfolgten Klageerhebung 
zu dieſem Zeitpunkt die ſechswöchige Friſt ſchon verſtrichen 
geweſen (vergl. Urtheil des R. G. vom 3. Januar 1901 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 90°: —), die ſechsmonatige Friſt 
dagegen gewahrt worden ſein. Für die Beantwortung dieſer 
Frage iſt entſcheidend die Tragweite der Uebergangsvorſchriften 
in den oben wieder gegebenen Abſ. 1 und 2 des Artikels 198 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Hierbei iſt 


davon auszugehen, daß die Gültigkeit einer vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe regelmäßig, 
gemäß Abſ. 1, ſich nach den bisherigen Geſetzen, ausnahmsweiſe 
aber, falls ſie nämlich danach nichtig oder ungültig ſein würde, 
gemäß Abſ. 2, ſich nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtimmt. Die Ausnahmevorſchrift des Abſ. 2 dient 
alſo dem Zwecke der thunlichſten Aufrechterhaltung der Ehe. 
Dieſer aus dem Wortſinne fich ergebende Inhalt der Beſtimmungen 
in Abſ. 1 und 2 findet auch in der Entſtehungsgeſchichte des 
Artikels 198 feine Beſtätigung. Der Entwurf zum Einführungs- 
geſetz — Erſte Leſung — beſchränkte ſich — Artikel 117 — 
auf die Beſtimmung: „Die Gültigkeit einer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe 
wird nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt.“ In den 
beigegebenen „Motiven“ wurde — Amtliche Ausgabe S. 278 — 
das Abſehen von einer in verſchiedenen Geſetzgebungen zur 
Geltung gelangten Beſtimmung: daß eine Ehe in Kraft zu 
erhalten ſei, ſofern ſie nur den Anforderungen des neuen Geſetzes 
genüge —, damit begründet, daß eine ſolche Umwandlung einen 
weitgehenden Eingriff in die aus der Ungültigkeit der Ehe ſich 
ergebende Rechtslage der Ehegatten ſowie Dritter enthalte und 
daß unter Umſtänden die Aufrechterhaltung einer ſolchen Ehe 
im Falle einer bereits erfolgten anderweiten Verehelichung des 
einen Theils zu Verwickelungen führe, die ſchwer lösbar ſeien. 
Demgegenüber wurde aber in der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. 
Protokolle —, bearbeitet von Achilles, Gebhard und Spahn, 
Bd. VI S. 526— 532, 634, 635, 653, 654), obwohl die 
Folgerichtigkeit des in Artikel 117 zum Ausdruck gelangten 
Standpunktes anerkannt wurde, die Frage aufgeworfen, „ob 
nicht eine pofitive Ausnahme für diejenigen Fälle angezeigt 
erſcheine, in welchen die Ehe zwar den Erforderniſſen, welche 
das nunmehrige Recht an eine Ehe ſtelle, nicht aber dem Mehr 
von Erforderniſſen entſpreche, welche das Recht, unter deſſen 
Herrſchaft die Ehe geſchloſſen worden ſei, verlange. Dafür, daß 
die Frage nicht grundſätzlich verneint werden dürfe, ſprächen, 
neben dem öffentlichen Intereſſe an der möͤglichſten Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehen und neben ethiſchen Rückſichten Vorgänge 
in großen Gebieten des geltenden Rechts .... Es handle ſich 
alſo nur darum, wie weit man in dieſer Richtung gehen dürfe“. 
Der auf dieſen Erwägungen beruhende Abänderungsvorſchlag 
der Kommiſſion (vergl. S. 653 a. a. O.) iſt demnächſt unverändert 
in das Geſetz ſelbſt, als Artikel 198 des Einführungsgeſetzes, 
übergegangen. Auch das Berufungsgericht geht von der Natur 
des Abſatz 2 als einer Aus nahmevorſchrift gegenüber der Regel 
des Abſ. 1 aus und erwägt ſodann im Anſchluß hieran: „Iſt 
demnach prinzipiell die Gültigkeit einer Ehe nach bisherigem 
Recht zu beurtheilen, ſo müſſen auch grundſätzlich die von dem 
früheren Recht für die Geltendmachung der Ungültigkeit auf- 
geſtellten Ausſchlußfriſten maßgebend bleiben. Denn derartige, 
die Wirkſamkeit eines Rechtsverhältniſſes zeitlich begrenzende 
Friſten bilden eine beſtimmte, dieſem Rechtsverhältniß geſetzlich 
inne wohnende Eigenſchaft. Das Recht, welches für das Rechts- 
verhältniß entſcheidet, muß auch für die Eigenichaften dieſes 
Rechtsverhältniſſes, insbeſondere für ſeine Befriſtung, in Betracht 
kommen. Von einer Uebertragung der Vorſchriften des Artikels 169 
Einführungsgeſetzes auf die Präkluſivfriſten kann wegen der 
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inneren Verſchiedenheit zwiſchen Verjährungs. und Ausſchlußfriſten 
nicht die Rede ſein.“ Hiergegen richtet ſich die Revifion mit 
der Rüge der Verletzung des § 1339 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der Artikel 169 und 198 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch. Sei Kläger erſt von der im März 1900 
erfolgten Entdeckung des Irrthums an, fo wird zunächſt aus⸗ 
geführt, in der Lage geweſen, die Klage zu erheben, ſoweit dieſe 
erſt unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden 
(nata), fo könne fie einer Präklufivfriſt auch nur dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch gemäß unterliegen. Der Satz des Berufungs- 
gerichts, daß eine Präklufivfriſt dem durch fie begrenzten Anſpruche 
als „Eigenſchaft“ anhafte, ſei eine ganz unklare Vorſtellung. 
Neben dem Rechtsſatze, der einen Anſpruch begründe, ſtehe die 
Befriſtung der Klagbarkeit dieſes Anſpruchs als ein durchaus 
ſelbſtändiger Rechtsſatz. Nach Artikel 198 a. a. O. beſtimme ſich 
denn auch nur die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe, alſo der An⸗ 
fechtungsgrund, nach den bisherigen Geſetzen. Indeſſen ſchon 
dieſer Ausgangspunkt der Reviſion iſt nicht zutreffend. Für die 
Beurtheilung der Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts — und auch 
die Ehe iſt, ungeachtet ihres vorwiegend ſittlichen Weſens, ein 
ſolches — kommt nicht nur der ſeine etwaige urſprüngliche Un⸗ 
gültigkeit bedingende Grund in Betracht, ſondern es find von 
Bedeutung auch alle den urſprünglichen Mangel heilenden Um⸗ 
ſtände, in Folge deren das Rechtsgeſchäft ſchließlich zu einem 
gültigen, unanfechtbaren geworden iſt. Daraus ergiebt ſich mit 
Nothwendigkeit, daß, wenn gemäß Abſ. 1 des Artikels 198 a. a. O. 
die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe nach den „bisherigen“ Geſetzen 
ſich beſtimmt, der Beurtheilung nach dieſen Geſetzen auch die 
Rechtswirkſamkeit ſolcher Thatſachen unterliegt, die geeignet 
waren, die urſprünglich anfechtbare Ehe zu einer gültigen, un⸗ 
anfechtbaren zu geſtalten. Eine ſolche juriſtiſche Thatſache bildet 
aber auch der Ablauf der im Geſetz für die Geltendmachung 
eines Eheanfechtungsanſpruchs beſtimmten Ausſchlußfriſt. Im 
Fall der Maßgeblichkeit der „bisherigen“ Geſetze für die Be⸗ 
urtheilung der Gültigkeit der Ehe der Parteien kann es deshalb 
nicht darauf ankommen, worauf die Revifion Gewicht legt, daß 
die Ausſchlußfrift zur Anfechtung der Ehe für den Kläger erſt 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Lauf 
geſetzt worden iſt. Das Klagerecht, die actio nata, iſt kein 
von dem ihm zu Grunde liegenden materiellen Recht ver⸗ 
ſchiedenes, ſondern dieſes Recht ſelbſt, nur in einem beſtimmten 
nothleidenden Zuſtande, welcher es nach den Vorſchriften des 
Civilrechts befähigt, vor Gericht mittels Klage geltend gemacht 
zu werden (vergl. v. Wilmowski und Levy, Civilprozeßordnung 
zu § 230 [alter Fafſung]! Anmerkung 1a). Der von dem Kläger 
jetzt geltend gemachte Cheanfechtungsanſpruch hat, die Richtigkeit 
des von ihm behaupteten Irrthums vorausgeſetzt, von der Ehe⸗ 
ſchließung an beſtanden; Kläger hat nur, bis zur Entdeckung 
des Irrthums, von dem Beſtehen ſeines Anſpruchs keine Kenntniß 
gehabt, und iſt deshalb naturgemäß zu deſſen Geltendmachung 
auch nicht in der Lage geweſen. Die Entdeckung des Irrthums 
wirkt alſo nach keiner Richtung rechtserzeugend. Die Be⸗ 
urtheilung der Behaftung eines Rechts mit einer Anſchlußfriſt 
als eine dieſem Recht innewohnende Eigenſchaft wird von der 
Reviſion zu Unrecht bemängelt; ſie entſpricht dem Weſen der 
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Ausſchlußfriſt, vermöge deren das damit behaftete Recht von 
vornherein nur in der dadurch beſtimmten zeitlichen Begrenzung, 
mit dieſer Beſchaffenheit, ins Leben gerufen iſt. Ob neben dem 
Rechtsſatze, welcher den Anſpruch aus dem befriſteten Rechte 
begründet, als ſelbſtändiger Rechtsſatz die Befriſtung der Klag⸗ 
barkeit dieſes Anſpruchs ſteht, iſt für die rechtliche Beurtheilung 
des Anſpruchs bedeutungslos; beide Rechtsſätze beſtimmen das 
Recht ſelbſt in feiner Eigenart, vermöge deren es, feinem In⸗ 
halte nach, die Ausübung nur bis zum Ablauf der Friſt zuläßt, 
um danach zu erlöſchen. Die Rüge der Verletzung des Artikels 169 
a. a. O., deſſen Abſ. 1 lautet: 
„Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verjährung finden auf die vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen noch nicht ver⸗ 
jährten Anſprüche Anwendung. Der Beginn ſowie die 
Hemmung und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen 
ſich jedoch für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen.“ 
begründet ſodann die Reviſion mit der Ausführung, daß die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung 
nach Artikel 169 des Einführungsgeſetzes ſogar auf die vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen, 
um ſo viel mehr alſo auf die erſt nach deſſen Inkrafttreten 
entſtandenen Anſprüche Anwendung finden. Von der Verjährung 
unterſcheide ſich die Präkluſivfriſt nur durch die ſtrenge Be⸗ 
rechnung. Da aber der zweite Satz des Abſ. 1 des Artikels 169 
die Hemmung und Unterbrechung ausnehme, fo ſei es unbedenklich, 


den erſten Satz auf die Präklufivfriſten zu beziehen, über die 


das Ausführungsgeſetz ſonſt keine Beſtimmungen gebe. Auch 
hier läßt ſich der Revifion nicht beitreten. Zunächſt unterſcheidet 
ſich die Ausſchlußfriſt der Wirkung nach von der Verjährung 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche keineswegs bloß durch die 
ſtrengere Berechnung der Friſt. Die im Erſten Buch — All- 
gemeiner Theil — des Bürgerlichen Geſetzbuchs in den 88 194 
bis 225 geregelte Verjährung — Anſpruchsverjährung — hat 
nicht, wie ihre in den 85 222 und 223 beſtimmten Wirkungen 
unzweideutig ergeben, das Erlöſchen des Anſpruchs zur Folge, 
ſondern begründet nur eine Einrede für den Schuldner. Dieſer 
iſt gemäß § 222 Abſ. 1 „nach Vollendung der Verjährung 
zwar berechtigt, die Leiſtung zu verweigern“, nach Abſ. 2 kaun 
aber „das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Ge⸗ 
leiſtete nicht zurückgefordert werden, auch wenn die Leiſtung 
in Unkenntniß der Verjährung bewirkt worden iſt“. 
Ueber Ausſchlußfriſten hat das Bürgerliche Geſetzbuch allgemeine 
Vorſchriften nicht aufgeſtellt, da die 88 186—193 nur „Au 
legungsvorſchriften“ enthalten. Es folgt aber ſchon aus dem 
Begriffe der Ausſchlußfriſt das Erlöſchen des ſo befriſteten 
Rechts bei fruchtloſem Ablauf der Friſt, da ſeinem Daſein von 
vornherein dieſe zeitliche Begrenzung geſteckt war (vergl. Planck, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Vorbemerkung 1 und 2 zu Abſchnitt 5 
Allgemeinen Theils). Schon dieſe weſentliche Verſchiedenheit in 
der Wirkung der Verjährungs⸗ und der Ausſchlußfriſten laſſen 
es ausgeſchloſſen erſcheinen, daß der Satz 1 Abſ. 1 des Artikel 169 
Einführungsgeſetzes auch auf die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Ausſchlußfriſten nach der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers hat bezogen werden ſollen. Dazu kommt aber, daß, 
während die Ausſchlußfriſten regelmäßig ohne Rückſicht darauf 
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laufen, ob derjenige, welcher innerhalb der Friſt eine Handlung 
vorzunehmen hat, dazu im Stande iſt oder nicht, für die Ver⸗ 
jährungsfriſten die beſonderen Vorſchriften der 88 202—207 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Hemmung der Verjährung 
gelten, und daß nur in einzelnen Fällen die §88 203, 206, 207 
aus Gründen der Billigkeit auch auf Aufſchlußfriſten für an⸗ 
wendbar erklärt find (z. B. S 1002 Abſ. 2, $ 1339 Abi. 3, 
§ 1571 Abſ. 3). Hätte der Geſetzgeber die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung auch auf die 
Ausſchlußfriſten für unmittelbar anwendbar erachtet, ſo hätte 
es der die Anwendbarkeit der 88 203, 206, 207 für einzelne 
der Präklufivfriſten ausſprechenden Beſtimmungen überhaupt 
nicht bedurft. Daß dieſelben gleichwohl getroffen find, läßt mit 
Sicherheit erkennen, daß die Ausſchlußfriſten zur „Verjährung“ 
nicht gerechnet werden ſollen. Endlich ſpricht aber auch die 
Entſtehungsgeſchichte des Artikels 169 Einführungsgeſetzes gegen 
die Beziehung des Satz 1 Abſ. 1 auch auf die Ausſchlußfriſten, 
worauf ſchon vom Berufungsgericht hingewieſen wird. Der 
Artikel 169 befand ſich bereits in dem Entwurfe des Ein⸗ 
führungsgeſetzes — Erſter Leſung — als Artikel 102, und hat 
letzterer nur redaktionelle Aenderungen erfahren. In den 
Motiven — Amtliche Ausgabe Seite 254 — wird die Abftand- 
nahme von Uebergangsvorſchriften auch bezüglich der Ausſchluß⸗ 
friſten dahin begründet: „Bei der Verſchiedenheit, welche zwiſchen 
Verjährungs⸗ und Ausſchlußfriſten obwaltet, und gegenüber dem 
Umſtande, daß die einzelnen Ausſchlußfriſten nicht gleich den 
Verjährungsfriſten, auf einem einheitlichen Grundgedanken be⸗ 
ruhen, kann es nicht rathſam erſcheinen, durch eine Geſetzes⸗ 
beſtimmung auszuſprechen, daß Uebergangsvorſchriften, welche 
für Verjährungsfriſten gegeben find, auch auf Ausſchlußfriſten 
Anwendung finden.“ Daraus ergiebt ſich klar, daß die die 
Verjährung betreffenden Uebergangsvorſchriften die Ausſchluß⸗ 
friſten nicht mitumfaſſen ſollten. Dieſem zum beſtimmten Aus- 
druck gelangten geſetzgeberiſchen Willen gegenüber verſagt auch 
die weitere Ausführung der Reviſion, daß der Abſ. 2 des 
Artikels 198 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 
wenn er auch für die Entſcheidung der jetzt ſtreitigen Frage 
nicht unmittelbar in Betracht kommen, mittelbar doch die Be⸗ 
ziehung des Satzes 1 Abſ. 1 des Artikels 169 auch auf die 
Präkluflofriſten beſtätige, indem er ſogar eine zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs bereits laufende 
Friſt nach der Vorſchrift des § 1339 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
abkürze. Nur dieſe Rückwirkung werde mit Rückſicht auf die 
möglichſte Erhaltung der Ehe begründet. Der Revifion ſteht 
entgegen, daß, wenn der Satz 1 Abſ. 1 des Artikels 169 auch 
auf die Ausſchlußfriſten bezogen werden müßte, die Abkürzung 
einer beim Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bereits 
laufenden Friſt gemäß der Vorſchrift des § 1339 danach ſelbſt⸗ 
verſtändlich wäre, ſo daß es auch für dieſe Rückwirkung der 
Berufung auf den Abſ. 2 des Artikels 198 keineswegs bedürfen 
würde. Die Reviſion weiſt hierbei zutreffend darauf hin, daß 
dieſe Uebergangsvorſchrift dem Zwecke der möglichiten Erhaltung 
der Ehe dient; es vermag aber ihre hieran geknüpfte 
weitere Ausführung doch den Widerſpruch nicht zu löſen, der 
ſich hiergegen ergiebt, wenn, wie im vorliegenden Falle, nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei der Klage⸗ 
erhebung zwar die kürzere Friſt des bisherigen Rechts nicht, 
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aber die längere des Bürgerlichen Geſetzbuchs abgelaufen ift. 
Die Präklufivfriſt für die Anfechtung der Ehe beruhe nach neuem 
wie nach altem Recht — fo führt die Reviſion aus — auf der 
Erwägung, daß es dem ſittlichen Weſen der Ehe nicht entſpreche, 
bei fortdauerndem thatſächlichen Beſtande längere Zeit ihren 
Rechtsbeſtand der Willkür des einen Theils zu überlafien. Halte 
nun das neue Recht mit dieſer Rückficht einen etwas freieren 
Spielraum für den Klageberechtigten für vereinbar, ſo ſei kein 
Grund erſichtlich, dieſe Milderung denen zu verſagen, deren 
unter dem alten Recht begründeter Anſpruch erſt unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts klagbar geworden ſei. — Dem⸗ 
gegenüber ift darauf hinzuweiſen, daß der erſichtliche Grund 
eben die erklärte Abficht des Geſetzes iſt, eine nach bisherigem 
Recht an ſich anfechtbare Ehe thunlichſt aufrecht zu erhalten. 
Damit iſt es aber ſchlechthin unvereinbar, eine nach bisherigem 
Recht inzwiſchen unanfechtbar gewordene Ehe der Anfechtung 
nach dem neuen Recht lediglich um deshalb auszuſetzen, weil 
die Anfechtung erſt nach deſſen Inkrafttreten möglich geworden 
iſt. Der mit der Beſtimmung in Abſ. 2 des Artikels 198 
verfolgte geſetzgeberiſche Zweck und die Sondervorſchrift für 
die Befriſtung der Anfechtbarkeit der Ehe in Satz 2 da⸗ 
ſelbſt ſchließen auch, wie vom Berufungsgericht zutreffend 
hervorgehoben wird, die analoge Anwendung der in 
Artikel 169 a. a. O. für die Verjährungsvorſchriften gegebenen 
Uebergangsvorſchriften auf die Ausſchlußfriſten in Fällen der 
vorliegenden Art aus. Liegt hiernach die von der Reviſion 
gerügte Verletzung des Artikels 169 Abſ. 1 Satz 1 Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht vor, ſo kann es ſich 
nur noch fragen, ob dem Kläger die von ihm beanſpruchte 
ſechsmonatige Ausſchlußfriſt des § 1339 Abſ. 1 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Grund des Abſ. 2 des Artikels 198 a. a. O. zu- 
ſteht. Das Berufungsgericht geht hier davon aus, daß dieſe 
Friſt, mit der im Satz 2 des Abſ. 2 vorgeſehenen Maßgabe, 
dann gegeben iſt, wenn die Gültigkeit der vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe gemäß Abſ. 2 
des Artikels 198 nach dem neuen Recht zu beurtheilen iſt. 
„Indeſſen“ — ſo wird dann weiter ausgeführt — „das 
Bürgerliche Geſetzbuch findet, wie die Eingangsworte des 
Abſ. 2 1. c. ergeben, erſt dann die Möglichkeit der Anwendung, 
wenn eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige 
Ehe vorliegt, das heißt, wenn zur Zeit der Anfechtung der Ehe 
nach dem bisherigen Recht ein Ungültigkeits⸗ oder Nichtigkeits⸗ 
grund beſteht. War zwar früher ein ſolcher Mangel vorhanden, 
aber tft derſelbe ſchon nach altem Recht beſeitigt, ſo bietet fich 
kein Raum mehr für das neue Recht. Dann greift die Regel 
des Abſ. 1 Artikel 198 a. a. O. durch. Letzteres wird immer 
der Fall ſein, wenn ſchon vor Erhebung der Anfechtungsklage 
die etwaige kürzere Anfechtungsfriſt des maßgebenden alten 
Rechts abgelaufen iſt, wenngleich die ſechsmonatige Friſt des 
8 1339 Bürgerlichen Geſetzbuchs noch nicht beendet fein würde. 
Dabei iſt es für die Entſcheidung belanglos, ob der Beginn 
der Friſt vor oder nach dem 1. Januar 1900 liegt.“ Dieſen 
Ausführungen iſt lediglich beizutreten. Dem ausgeſprochenen 
Zwecke der Beſtimmung des Abſ. 2 des Artikel 198 gegenüber, 
der thunlichſten Aufrechterhaltung einer nach dem bisherigen 
Recht anfechtbaren Ehe, zu dienen —, kann deren Anwendbarkeit 
auch nur zur Erreichung dieſes Zweckes in Frage kommen, und 


456 . Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— 


erſcheint daher ausgeſchloſſen, wo die nach bisherigem Recht 
urſprünglich anfechtbare Ehe inzwiſchen ſchon nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften unanfechtbar geworden iſt. Für die Anwendbarkeit des 
Abſ. 2 des Artikels 198 muß es deshalb auch völlig be⸗ 
deutungslos ſein, ob die zur Ausſchließung der Anfechtbarkeit 
nach altem Recht ausreichende Friſt vor oder nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begonnen hat. In gleichem 
Sinne ſprechen ſich aus Habicht, die Einwirkung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs — 2. Auflage Nr. 504 und Neumann, Bürger- 
liches Geſetzbuch, 2. Auflage, zu Artikel 198 unter II 2 b 8. 
Zutreffend iſt endlich auch die Auffafjung des Berufungsgerichts, 
daß die Beſtimmung in Satz 2 Abſ. 2 des Artikels 198 nicht 
etwa dahin zu verſtehen iſt, daß nur die Anfechtungsfriſt des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die nach deſſen Inkrafttreten 
geltend gemachte Eheanfechtung maßgebend ſein ſoll, ſondern 
die Bedeutung hat, daß, wenn das neue Recht gemäß der Be⸗ 
ſtimmung in Satz 1 zur Anwendung kommt, die in dem neuen 
Recht vorgeſehene Ausſchlußfriſt nicht vor deſſen Inkrafitreten 
beginnt. Dieſe Einſchränkung des Inhalts der Beſtimmung 
in Satz 2 ergiebt ſich aus deſſen Zuſammenfaſſung mit Satz 1 
zum Abſ. 2 und dem alleinigen Zwecke des Abſ. 2, für die aus 
Satz 1 erſichtlichen Ausnahmefälle die Anwendung des neuen 
Rechts vorzuſchreiben. Darüber hinaus kann ſich daher auch 
die Beſtimmung in Satz 2 nicht erſtrecken. Dem entſpricht 
auch die Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift, die, wie ſchon 
oben hervorgehoben, auf dem demnächſt zu unveränderter An- 
nahme gelangten Vorſchlage der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs beruht. 
Danach ſolle die Beſtimmung in Satz 2 verhindern, daß die 
Anfechtbarkeit, ſoweit ſie in Folge der Beſtimmung in Satz 1 
nach Bürgerlichem Geſetzbuch zu beurtheilen iſt, um deswillen 
ausgeſchloſſen bleibt, weil beim Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſchon die ſechsmonatige Friſt des § 1331 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs abgelaufen iſt, während die nach dem bis⸗ 
herigen Recht längere Friſt, wie nach gemeinem und franzoͤſiſchem 
Recht, noch nicht verſtrichen iſt (vergl. Protokolle der Kom⸗ 
miſſion die zweite Leſung — bearbeitet von Achilles, Gebhardt 
und Spahn, Bd. VI S. 528 und 529, Niedner, Einführungs⸗ 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch S. 312 Anmerkung 3c). 
Kommt alſo gemäß Satz 1 Abſ. 2 des Artikels 198 Ein- 
führungsgeſetz das neue Recht zur Anwendung und hat die 
längere Anfechtungsfriſt des bisherigen Rechts ſchon vor 
dem 1. Januar 1900 zu laufen begonnen, ſo ſetzt erſt mit 
dieſem Zeitpunkt die ſechsmonatige Friſt des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ein und iſt in letztere der bereits verſtrichene Theil 
nicht einzurechnen (vergl. Neumann a. a. O. zu Artikel 198 
unter II, 2 bg, BB). 

Hiernach hat das Berufungsgericht mit Recht angenommen, 
daß wie die Gültigkeit ſo auch die Anfechtbarkeit der Ehe der 
Parteien nach dem bisherigen Recht, dem Allgemeinen Land⸗ 
recht, zu beurtheilen iſt. Danach iſt aber das die Klage wegen 
Ablaufs der in § 41 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
vorgeſehenen ſechswöchigen Ausſchlußfriſt, in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht, abweiſende Berufungsurtheil gerechtfertigt. 
Es war daher die Reviſion, wie geſchehen, als unbegründet 
zurückzuweiſen. 
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Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Art. 214 c. ce. SS 1353, 1354 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Vogt 
c. Vogt vom 7. Mai 1901, Nr. 65/1901 IT. 


II. J. O. L. G. Cöln. 


Die Reviſion der Klägerin und der Widerbeklagten iſt 
zuruͤckgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Was die Widerklage betrifft, ſo hat das Oberlandesgericht 
feine Entſcheidung mit Unrecht auf Artikel 214 Code civil 
geſtützt. Denn da in derſelben die Verurtheilung der Klägerin 
zur Rückkehr in die eheliche Wohnung zum Zwecke der Herſtellung 
des ehelichen Lebens begehrt iſt, handelt es ſich um eine 
perſoͤnliche Rechtsbeziehung der Ehegatten zu einander. 
Dieſe Beziehungen beſtimmen ſich aber gemäß Artikel 199 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
auch für die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehenden Ehen nach deſſen Vorſchriften. Sonach 
waren nicht Artikel 214 Code civil, ſondern die 88 1353 
und 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuwenden. 
Wenn aber auch in dieſem Punkte die Entſcheidung des Berufungs- 
gerichts auf Anwendung eines unrichtigen Geſetzes beruht, ſo 
kann ſie doch nach § 563 der Civilprozeßordnung aufrecht erhalten 
werden, da zwar der Antrag der Widerklage auch in dieſen 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeine Rechtfertigung 
findet, das Oberlandesgericht aber feſtgeſtellt hat, daß das von 
der Klägerin behauptete böswillige Verlaſſen ſeitens des Beklagten 
nicht vorgelegen habe, und da nach dem Inhalte des Thatbeſtandes 
und der Begründung des Berufungsurtheils die Klägerin in 
der Berufungsinſtanz nicht behauptet hat, daß das in der 
Widerklage zum Ausdruck gebrachte Verlangen des Beklagten 
ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtelle. 


Zu 8 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. K. o. K. 
vom 2. Mai 1901, Nr. 62/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg. 


Das Berufungsgericht hält auf Grund der Beweisaufnahme 
für feſtgeſtellt, daß die Beklagte dem Kläger die ordnungsmäßige 
Beiwohnung fortdauernd verweigert habe, indem ſie ihm die Bei⸗ 
wohnung nur geſtattete, wenn er ſich dabei eines Präſervativs 
bediente. Hierin liege eine Verweigerung der ehelichen Pflicht 
und es treffe auf eine ſolche Verweigerung der § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu. 

Die gewonnene thatſächliche Feſtſtellung ift als ſolche der 
Nachprüfung des Revifionsgerichts entzogen. Unzureichend iſt 
aber die rechtliche Würdigung des Sachverhältniſſes. Es 
genügt nicht, wenn das Berufungsgericht ſchlechthin ausſpricht, 
daß auf eine derartige Verweigerung der ehelichen Pflicht der 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zutreffe, ohne zu erörtern, 
ob es im uebrigen die einzelnen Merkmale des im § 1568 
definirten Scheidungsgrundes und im Sinne des § 694 Theil II 
Titel 1 des Allgemeinen Landrechts die Halsſtarrigkeit der 
Verſagung der ehelichen Pflicht für gegeben anfleht. Jene 
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allgemeine Feſtſtellung läßt nicht erkennen, ob alle in Betracht 
kommenden thatſächlichen und rechtlichen Momente gewürdigt 
find. Insbeſondere bedurfte es einer erichöpfenden Erörterung, 
wann und unter welchen Umſtänden die Beklagte die ordnungs⸗ 
mäßige Beiwohnung verweigert haben ſoll. Es kommt in 
Betracht, daß Kläger ſelbſt zugegeben hat, er habe zeitweiſe in 
der That im Einverſtändniß der Beklagten bei der Beiwohnung 
mit derſelben das Präſervativ benützt, und daß auch die Zeugin M. 
geb. K. eine Aeußerung der Beklagten bekundet hat, aus welcher 
ein zeitweiſes Einverſtändniß der Parteien in der bezeichneten 
Richtung entnommen werden könnte. Haben aber die Parteien 
in gewiſſen Zeitabſchnitten in beiderſeitigem Einverſtändniß nur 
bei Benutzung des Präſervativs den Beiſchlaf vollzogen, ſo 
käme in Frage, ob nicht dadurch etwaige frühere Weigerungen 
der Beklagten, wie ſie Kläger behauptet, für die Annahme der 
unrechtmäßigen Verſagung der ehelichen Pflicht nicht mehr 
releviren. Hat zeitweiſe der Kläger mit Willen der Beklagten 
Schutzmittel gegen Empfängniß benutzt, ſo reicht auch weiter 
für die Annahme insbeſondere der Halsſtarrigkeit der 
Weigerung nicht die Feſtſtellung aus, daß die Beklagte demnächſt 
die ordnungsmäßige Beiwohnung unrechtmäßig geweigert. In 
Rückſicht auf die mit beiderſeitigem Konſens geſchaffene Sachlage 
hatte Kläger beſonders darzulegen, daß der Kläger die nun⸗ 
mehrigen Forderungen auf ordnungsmäßige Beiwohnung als 
ernſtliche erhoben und verlangt hat, daß die Beklagte nunmehr 
dauernd den Beiſchlaf in ordnungs mäßiger Weiſe mit 
ihm vollziehe, und daß die Beklagte in dieſem Bewußtſein 
der neu geſchaffenen Sachlage gegenüber ihren Willen dahin 
geäußert hat, lediglich bei dem früheren ordnungs- 
widrigen Beiſchlaf beharren zu wollen. Das Berufungs⸗ 
urtheil läßt in den angegebenen Richtungen eine erſchöpfende 
dem 9 286 der Civilprozeßordnung gerecht werdende Erörterung 
vermiſſen. 


Vom Reichsgericht.“ | 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 8. Juni 1901 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

L Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 148. 

Die Kl. fordert die Rückgewähr von ihr auf Grund der 
Zugehörigkeit zur beklagtiſchen Schulgemeinde eingeforderter und 
eingezahlter Schulabgaben mit der Behauptung, daß fie kein 
Mitglied der Schulgemeinde fei, zu dieſer den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gemäß nicht gehöre. Ihrem Anſpruch iſt der 
Rechtsweg verſchloſſen, wenn nach dem maßgebenden Landes. 
rechte Streitigkeiten über Heranziehung zu Abgaben für öffent⸗ 
liche Schulen der Entſcheidung der Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichte überwieſen find. Denn in den Bereich 
biefer Streitigkeiten fällt der Streit, der die auf das Nicht⸗ 
vorhandenſein der die Abgabepflicht bedingenden Vorausſetzungen 
geſtützten Erſtattungspflicht zum Gegenſtande hat, und zwar 
ohne Unterſchied, ob zu ſeiner Entſcheidung es der Anwendung 
privatrechtlicher Grundſätze des Weiteren bedarf oder nicht. Die 
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vorgedachte Bedingung aber iſt gegeben; wie das B. G. nicht 
in unanfechtbarer Weiſe feſtſtellt, find die erwähnten Streitig ⸗ 
keiten, wie ſchon durch das Volksſchulgeſetz vom 14. Juni 1895, 
fo auch durch das Geſetz vom 9. Februar 1898 dem Ver⸗ 
waltungsweg zugewieſen. In zutreffender Art iſt daher die 
erhobene Klage wegen Unzuläſfigkeit des Rechtsweges von den 
Vorinſtanzen abgewieſen worden. Verfehlt iſt der Einwand 
der Revifion, es liege der Fall des 8 148 der C. P. O. vor, 
wenn die Durchführung des klägeriſchen Anſpruchs davon ab- 
hängig ſei, daß eine im öffentlichen Rechte begründete Steuer⸗ 
pflicht nicht beſtehe. Die Anwendung dieſer Prozeßvorſchrlift 
hat ſelbſtredend die Erhebung eines der Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte unterliegenden Rechtsſtreits zur Voraus⸗ 
ſetzung. III. C. S. i. S. Hoffmanns Stärkefabriken o. Schul⸗ 
gemeinde Salzuflen vom 17. Mai 1901, Nr. 85/1901 III. 

2. 88 274, 538. 

Die Bekl. hat in der Berufungsinſtanz ihr Vorbringen 
bezüglich des mündlichen Abſchluſſes eines Schiedsvertrags ver⸗ 
vollſtändigt. Das B. G. hat dieſe Behauptungen für erheblich 
angeſehen und dem Kl. einen Eid auferlegt, durch den er ſie 
leugnen ſoll. Wird der Eid verweigert und damit der Abſchluß 
des Schiedsvertrages feſtgeſtellt, ſo ſoll die Klage abgewieſen 
werden. Im Fall der Ableiſtung des Eides aber, alſo wenn 
feſtſteht, daß der erwähnte Vertrag nicht geſchloſſen iſt, ſoll die 
Einrede, daß die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schieds- 
richter zu erfolgen habe, verworfen und der Rechtsſtreit in die 
I. J. zurückberwieſen werden. Das B. G. hält die Zurückoer⸗ 
weiſung wegen 8 274 Nr. 3 und 538 Nr. 2 der C. P. O. für 
geboten, weil Bekl. eine prozeßhindernde Einrede vorgeſchützt 
habe. Dieſe Auffaſſung iſt aus mehrfachen Gründen unrichtig. 
Die Bekl. hat nach Ausweis des Thatbeſtandes die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs im Sinne des 8 274 Nr. 3 der C. P. O. 
niemals beſtritten, auch nicht eine prozeßhindernde Einrede 
vorgeſchützt, ſondern ihre Behauptung, es ſei ein Schiedsvertrag 
abgeſchloſſen, dient lediglich zur Begründung einer in Aufrechnung 
gebrachten Gegenforderung, die überdies erſt nach dem Erlaß 
eines Zwiſchenurtheils geltend gemacht iſt. Dieſe Gegenforderung 
wird auf einen bereits zur Ausführung gebrachten Schiedsſpruch 
gegründet. Das B. G. war deswegen nicht berechtigt, die 
Sache an die I. J. zurückzuverweiſen, ſondern hatte ſelbſt über 
die gegen die Klagforderung in Aufrechnung gebrachte Gegen⸗ 
forderung eine Entſcheidung abzugeben. Nun iſt freilich über 
die hier erörterte Beſtimmung der Folge der Eidesleiſtung weder 
vom Kl., der nur die Zurückweiſung der Reviſion beantragt 
hat, noch von der Bekl. beſondere Beſchwerde erhoben. Aber 
der Antrag der letzteren geht dahin, das angefochtene Urtheil 
aufzuheben und die Berufung des Kl. gegen das klagabweiſende 
Urtheil I. J. zurückzuweiſen. Sie verlangt alſo eine Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt und es beſchwert ſie darum, wenn das B. G. 
aus einem rechtsirrthümlichen Grunde ſich der Abgabe der ihm 
obliegenden Entſcheidung der Sache entzogen und die Ver⸗ 
handlung über die Einrede der Aufrechnung der I. J. zugewieſen 
hat. VI. C. S. i. S. Sangerhäuſer Aktien ⸗Maſchinenfabrik 
und Eiſengießerei c. Frietzſche vom 13. Mai 1901, Nr. 72/1901 VI. 

3. § 286. 

Die Ausführung des B. R. iſt inſoweit rechtsirrthümlich, 
als die richterliche Ueberzeugung nicht der Beweisführung voraus- 
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zugehen, ſondern ihr nachzufolgen hat, und als ein angetretener 
Zeugenbeweis nicht mit der Begründung abgeſchnitten werden 
kann, daß das Gegentheil bereits feſtſtehe, weil ſich im Voraus 
nicht überſehen läßt, ob die noch ausſtehenden Zeugenausſagen, 
vorausgeſetzt, daß ſie erhebliche Punkte betreffen, die richterliche 
Ueberzeugung zu beeinfluſſen vermögen. Dazu kommt, daß die 
Begründung auch inſoweit unfubitantiirt iſt, als fie die unter 
Beweis geſtellten Thatſachen ohne jede Scheidung theils als 
unerheblich, theils als widerlegt bezeichnet und danach eine Nach⸗ 
prüfung im Einzelnen nicht möglich macht. III. C. S. i. S. 
Berlin- Frankfurter Gummiwaarenfabriken e. Veith vom 3. Mai 
1901, Nr. 73/1901 III. 

4. 58 286, 415. 

Der B. R. hat zunächſt angenommen, daß die notarielle 
Urkunde präſumtiv den wirklichen und endgültigen Willen der 
Vertragstheile darſtelle und daß insbeſondere gegenüber der 
Urkunde ein Beweisantritt, der lediglich darauf gehe, es ſeien 
der Urkunde widerſprechende Verabredungen voraus» 
gegangen, um deswillen unbeachtlich ſei, weil die Urkunde 
eine eventuelle Willensänderung der Parteien beweiſe. Dieſe 
dem 8 415 C. P. O. entſprechende Annahme iſt von der 
Revifion nicht gerügt worden. Dieſelbe hat jedoch eine Rüge 
gegen die weiteren Ausführungen des B. R. erhoben, die dahin 
lauten: „Soll aber ein Gegenbeweis geführt werden, ſo 
muß dieſer ein ganz direkter ſein; er müßte ſich alſo vor⸗ 
liegend unmittelbar auf Verabredungen bei Aufnahme 
der Urkunde erſtrecken. Ein ſolcher Beweis iſt aber nicht 
erboten und in der Eidesauflage auch nicht enthalten.“ Dieſe 
Ausführungen geben zu Beanſtandungen Anlaß. Denn der 
Gegenbeweis kann ſich auf Alles erſtrecken, was den Schluß 
zu rechtfertigen vermag, daß der Inhalt der Urkunde nicht 
dem wirklichen Willen der Vertragstheile bei Auf- 
nahme der Urkunde entſprochen habe; er iſt deshalb nicht auf 
Verabredungen bei Aufnahme der Urkunde zu beſchränken, 
ſondern kann auch ſolche Vorgänge umfaſſen, welche die An⸗ 
nahme eines rechtlich erheblichen Irrthums der Vertragstheile 
oder eines derſelben bei Aufnahme der Urkunde über deren 
Inhalt rechtfertigen. Soweit daher der B. R. mit obigen 
Ausführungen etwa ausſprechen wollte, daß der Gegenbeweis, 
um überhaupt erheblich zu ſein, ſich auf Verabredungen 
bei Aufnahme der Urkunde erſtrecken müſſe, würden dieſelben 
auf Rechtsirrthum beruhen. Soweit er aber damit ſagen 
wollte, daß die Kl. lediglich Umſtände geltend gemacht hätten, 
die nicht bei Aufnahme der Urkunde eingetreten ſeien, 
das Vorbringen ſolcher Umſtände aber zur Führung des Gegen⸗ 
beweiſes nicht geeignet ſei, würde die mit dieſer Erwägung 
erfolgte Zurückweiſung des Vorbringens der Kl. und ihrer 
Beweiserbieten auf einem Mangel an Begründung um des⸗ 
willen beruhen, weil der B. R. eine durch die Urtheilsgründe 
des I. R. und durch die Bezugnahme der Kl. auf dieſelben 
gebotene Prüfung jenes Vorbringens nach der Richtung unter⸗ 
laſſen hätte, ob damit nicht ein Irrthum der klagenden Ehe⸗ 
frau bei Aufnahme der Urkunde geltend gemacht würde, wonach 
der Inhalt der Urkunde nicht ihrem wirklichen Willen ent⸗ 
ſprochen habe und für dieſelbe wegen der nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen (Art. 1108 u. flg. a. c.) zu beurtheilenden 
Erheblichkeit dieſes Irrthums nicht bindend ſei. II. C. S. 
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i. S. Schalk o. Schüttler und Gen. vom 21. Mai 1901, 
Nr. 76/1901 II. 

Zur Konkursorduung. 

5. §§ 15 ff., 88 35, 38. 

Der B. R. ſtellt feſt, daß zwiſchen der Kl. und dem L. 
ein Kommiſſionsverhältniß beſtanden hat. Dieſe Feſtſtellung 
iſt nicht angegriffen und rechtlich unbedenklich. Aber durch die 
Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des L. wurde 
dies Kommiſfionsverhältniß nach 8 197 Thl. 1 Tit. 13 A. L. R. 
aufgehofen. Entſch. des O. H. G. Bd. 2 S. 486, 488. Davon, 
daß der Konkursverwalter in dies aufgehobene Kommiſſions⸗ 
verhältniß oder in die Pflichten des L. aus demſelben eingetreten, 
kann nicht die Rede ſein. R. K. O. § 15 flg. Aus dem 
Kommiſſionsverhältniß kann deshalb eine Pflicht des Verwalters, 
auf Grund der Verträge von 1894 und 1896 Rechnung über 
Verkäufe von Fahrrädern zu legen, die nicht er, ſondern L. 
vorgenommen hat, nicht hergeleitet werden. Damit fallen 
alle Ausführungen des B. R. in ſich zuſammen. Gegen den 
Konkursverwalter hat die Kl. lediglich die in den 85 35, 38 
der R. K. O. vorgeſehenen Anſprüche auf Ausſonderung, Ab- 
tretung und Herauszahlung des nach der Konkurseröffnung zur 
Maſſe Eingezogenen. Die Ausführung des B. R., aus der 
Paſſivlegitimation des Verwalters für dieſe Anſprüche folge 
auch feine Paffivlegitimation für den Anſpruch der Rechnungs⸗ 
legung über die von L. auf Grund der Verträge von 1894 
und 1896 vorgenommenen Kommiffionsverkäufe iſt durchaus 
unhaltbar. Grundſätzlich hat derjenige, der mit der Eigen- 
thumsklage oder der perſönlichen Klage von einem Dritten 
die Herausgabe von Sachen oder einer Bereicherung fordert, 
die zur Begründung ſeines Anſpruchs erforderlichen Thatſachen 
darzuthun. Auf der Gegenſeite kann eine Pflicht zur Exhibition, 
Manifeſtation, Auskunft über das in ſeinen Händen Befindliche 
beſtehen. Daraus, daß der Konkursverwalter mit dem Ver- 
mögen des Gemeinſchuldners auch das Kommiſſionslager und 
die aus der Kommiſſion ausſtehenden Forderungen überkommen 
hat, die dem Namen nach für L. und deſſen Konkursmaſſe aus⸗ 
ſtehen, in Wahrheit nach Art. 368 des Allgemeinen Deutſchen 
H. G. B. ($ 392 Abſ. 2 H. G. B. vom 10. Mai 1897) der 
Kl. zuſtehen, kann eine Pflicht des Konkursverwalters hergeleitet 
werden, über den Beſtand des Kommiſfionslagers und darüber 
Auskunft zu geben, welche Forderungen aus Verkäufen vom 
Kommiſfionslager zur Zeit der Konkurseröffnung ausſtanden 
und welche er eingezogen hat. Inwieweit dieſe Pflicht im vor⸗ 
liegenden Falle beſteht, welche Bedeutung es hat, daß der Ver⸗ 
walter das Inventar aufgeſtellt, die Kl. von L. fortlaufend 
Rechnungsaufſtellungen erhalten und ſelbſt eine Aufſtellung 
ihrer Forderungen zu den Konkursakten und eine Aufftellung 
der ausſtehenden Forderungen zu den Prozeßakten gebracht hat, 
kann auf fih beruhen. Was die Klage fordert, iſt jedenfalls 
unbegründet, was die Kl. fordern konnte, war ein anderer An⸗ 
ſpruch als der durch Klage erhobene. I. C. S. i. S. Lindſtedt 
Konk. c. Neckarsulmer Fahrradwerke A.⸗G. vom 11. Mai 1901, 
Nr. 35/1901. I. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

6. § da. ö 

Es handelt ſich um einen nach den Vorſchriften des 
6. Titels des I. Theils des A. L. R. für die Preußiſchen 
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Staaten erhobenen Anſpruch auf Entrichtung einer Geldrente. 
Auf die Werthsberechnung findet daher § 9 der C. P. O. 
Anwendung. Nach feſtſtehender Praxis des beſchließenden Senats 
und auch anderer Senate des R. G. bezieht ſich §S 9a des 
G. K. G. ſeinem Wortlaut und Inhalt nach nur auf Geldrenten, 
die nach 58 843, 844 des B. G. B. (oder nach dem Haft⸗ 
pflichtgeſetz) gefordert werden, und nicht auf ſolche, die ihre 
Begründung in dem bis zum 1. Januar 1900 in Geltung 
geweſenen Rechte finden. Der Antrag des Bekl., die Gebühren 
der Revifionsinſtanz gemäß § 9a des G. K. G. auf den fünf- 
fachen Jahresbetrag der geforderten Geldrente feſtzuſetzen, anſtatt 
gemäß 8 9 der C. P. O. auf deren 12 ½ fachen Betrag, iſt 
ſonach nicht gerechtfertigt. VI. C. S. i. S. Schulze o. Starke 
vom 3. Juni 1901, Nr. 13/1901 VI. 

II. Das Wechſelrecht. 

7. Art. 12. 

Durch die Eidesverweigerung des Bekl. iſt feſtgeſtellt, daß 
der Wechſel, welcher der Klage zu Grunde liegt, zu der Zeit, 
da er von dem Bekl. aus der Hand gegeben wurde, noch ein 
vollſtändiges Blankett geweſen iſt und weder eine Adreſſe ge⸗ 
tragen hat noch den Namen des Ausſtellers. Nach feſtſtehender 
Rechtſprechung des R. O. H. G. wie des R. G. ſteht demjenigen, 
an welchen ein Wechſelblankett ausgehändigt wird, die Befugniß 
zu, das Blankett zu einem Wechſel regelmäßiger Form entweder 
ſelbſt umzuwandeln oder durch einen Dritten umwandeln zu 
laſſen. Ebenſo iſt aber auch qnerkannt, daß die Ausfüllungs⸗ 
ermächtigung, welche auf dem von dem Wechſelgeber gewährten 
Vertrauen beruht, im Zweifel die Befugniß zur Domtzilirung 
des Wechſels nicht mit einſchließt. Der Kl. ſelbſt erklärt, daß, 
als ihm der Wechſel am 11. April 1900 zum Kaufe angeboten 
wurde, er zwar das Accept des Gutsbefitzers W. E. trug, aber 
weder den Namen des Ausſtellers noch den Domizilsvermerk; 
A. E. habe den Wechſel erſt als Ausſteller unterzeichnet und 
den Domizilsvermerk beigeſetzt, nachdem der Kl. ſich zum An⸗ 
kaufe des Wechſels bereit erklärt, wenn A. E. noch ſeine Unter⸗ 
ſchrift auf den Wechſel ſetze. Daß A. E. den Wechſel als 
Ausſteller am 11. April 1900 unterzeichnet hat und an dieſem 
Tage erft das Domizil beigeſetzt wurde, iſt unbeſtritten. Da 
nun die Ausfüllungsermächtigung die Befugniß zur Domiziltrung 
des Wechſels nicht in ſich ſchließt, ſo war es Sache des Kl., 
den Beweis zu liefern, daß dieſe Ermächtigung von dem Bell., 
als er das Wechſelformular mit ſeinem Blankogiro verſehen 
weiter begab, oder ſpäterhin ertheilt worden ſei. Dieſer Beweis 
iſt dem Kl. mißlungen, da der Bekl. beſchworen hat, daß er bei 
der Hingabe des Wechſels die Ermächtigung zur Domizilirung 
deſſelben nicht ertheilt hat und auch nicht früher ſchon Wechſel 
von ihm unter der von ihm mit W. E. getroffenen Abrede be» 
geben wurden, daß die Wechſel beliebig domizilirt werden könnten. 
War ſomit die Domizilirung des Wechſels, wie ſie am 11. April 
1900 ſtattfand, durch eine Ermächtigung des Blankettgebers 
nicht gedeckt, ſo iſt damit doch noch nicht — wie das B. G. 
irrthümlich annimmt — die Frage entſchieden, ob dem Kl. 


nicht dennoch ein Wechſelrecht gegenüber dem Bekl. zuſtehe. 


Denn der Kl. iſt der dritte Erwerber des Wechſels. Er hat 
ſich, wie der Thatbeſtand des Zwiſchenurtheils vom 28. De⸗ 
zember 1900 entnehmen läßt, darauf berufen, daß er nach den 
Mittheilungen des A. E., der den Wechſel als Ausſteller unter⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


459 


zeichnete, dieſen zur Domizilirung des Wechſels für berechtigt 
gehalten habe und daß er in dieſer Beziehung jedenfalls im 
guten Glauben geweſen ſei. Dieſe Behauptung hat das B. G. 
nicht gewürdigt; fie iſt aber erheblich, weil der Vertrauens ⸗ 
mißbrauch, welcher in der abredewidrigen Domizilirung gelegen 
iſt, zwar die Einrede der Argliſt gegenüber demjenigen, der 
vertragswidrig oder ohne die erforderliche Ermächtigung das 
Domizil beigeſetzt hat, begründet, nicht aber gegenüber dem⸗ 
jenigen durchgreift, welcher den mit dem Domizilsvermerk ver- 
ſehenen Wechſel im guten Glauben erworben hat. Irgend 
welcher Beweis für die Boͤsgläubigkeit des Kl. beim Erwerbe 
des mit dem Domizil verſehenen Wechſels liegt nicht vor. Die 
Revifion macht vielmehr mit Recht geltend, daß die erwieſenen 
thatſächlichen Umſtände in mehrfacher Beziehung auf den guten 
Glauben des Kl. hinweiſen. Die Echthelt der Unterſchrift des 
Bekl. und die Thatſache, daß er das Wechſelformular lediglich 
mit ſeinem Blankogiro verſehen weiter gab, ſteht nunmehr feſt. 
Daß derjenige, welcher mit der Hingabe eines derartigen 
Blanketts dem Nehmer ein ſo großes Vertrauen beweiſt und 
eine ſo weitgehende Ermächtigung ertheilt, einen beſonderen 
Werth darauf legen ſollte, daß der Wechſel nicht domizilirt 
werden dürfe, iſt an ſich nicht anzunehmen und war alſo auch 
für den Kl. — ganz abgeſehen von den nur als Behauptung 
in Betracht kommenden Zufiherungen von W. E. und A. E. — 
durchaus nicht ſelbſtverſtändlich oder naheliegende Annahme. 
Ganz beſonders aber ſpricht für den guten Glauben des Kl. 
ſein Brief vom 11. April 1900 an den Bekl. Sofort nach 
dem Erwerbe des Wechſels hat er dem Bekl. unter Mittheilung 
aller weſentlichen Umſtände von der Thatſache des vollzogenen 
Erwerbes Mittheilung gemacht, den Zeitpunkt angegeben, zu 
welchem der Wechſel fällig gemacht wurde, die Gründe hervor ⸗ 
gehoben, welche zur Beſtimmung dieſer Verfallzeit führten, um 
Beftätigung gebeten, ob die ihm vom Verkäufer gemachten 
Angaben richtig ſeien, und die Bemerkung beigefügt, daß der 
Wechſel bei ihm zahlbar gemacht ſei. Dieſes Verhalten des 
Kl., der vom Bekl. über 5 Wochen lang die erbetene Nachricht 
nicht erhielt, giebt ſeiner Behauptung, daß er beim Erwerbe 
des Wechſels in Bezug auf den Domizilsvermerk im guten 
Glauben geweſen ſei, die genügende thatſächliche Grundlage. 
Demnach iſt gegenüber dem Kl. als gutgläubigen Erwerber 
des mit dem Domizil verſehenen Wechſels gemäß Art. 82 der 
W. O. der Einwand des Bekl., daß er zu dem Domizilsvermerk 
keine Ermächtigung ertheilt habe, unerheblich. Die Klage er⸗ 
ſcheint demnach begründet. I. C. S. i. S. Wiechert c. Bahlcke 
vom 8. Mai 1901, Nr. 134/1901 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Geſetz vom 15. März 1886. 

8. § 1. 

Der Revifion mußte der Erfolg verſagt werden. Dieſelbe 
rügt Verletzung des § 1 des Geſetzes vom 15. März 1886 
und der Grundſätze über die Beweislaſt und führt hierzu 
Folgendes aus: Zur Charakterifirung eines Leiſtenbruchs als 
eines Betriebsunfalls im Sinne dieſes Geſetzes bedürfe es 
unbedingt des Nachweiſes einer an ſich ſchweren und zugleich 
über den Rahmen der regelmäßigen Betriebsthätigkett hinaus⸗ 
gehenden Anſtrengung. Fehle es an einer ſolchen, jo ſei an- 
zunehmen, daß die Arbeit, bei der der Bruch in die Erſcheinung 
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getreten ſei, nur die Gelegenheit und Urſache für die Ent- 
deckung, nicht aber die Urſache für die Entſtehung des 
Bruchs geweſen ſei, und daß der Bruch auch bei jeder andern 
gleichen Gelegenheit ohne Unfall hervorgetreten ſein würde. 
Der Beweis dafür, daß eine ungewöhnliche Anſtrengung 
die Urſache des Bruchs geweſen ſei, liege dem Kl. ob. 
Dieſer habe einen ſolchen Beweis nicht erbracht. In un⸗ 
richtiger Würdigung der Beweispflicht des Kl. hätten ihn 
die Vorderrichter auch nicht gefordert und ſich auf eine that⸗ 
ſächliche Feſtſtellung ebenſo wenig eingelaſſen wie auf den von 
dem Bekl. erbotenen Gegenbeweis. Dieſe Beſchwerde erſcheint 
unbegründet. Dieſelbe ſchließt ſich im Weſentlichen den in dem 
Handbuch der Unfallverſicherung zu § 1 des Geſetzes vom 
6. Juli 1884 Anm. 35 b, enthaltenen, auf die dort citirten 
Beſchlüſſe des Reichsverſicherungsamts ſich ſtützenden Ausführungen 
an, wonach gerade bei Bruchſchaͤden an den von den Verſicherten 
zu erbringenden Nachweis, daß der Bruch plötzlich in Folge 
eines Unfalles entſtanden ſei, beſonders ſtrenge Anforderungen 
zu ſtellen und dabei auf den Nachweis einer an ſich ſchweren 
und zugleich außergewöhnlichen, über den Rahmen der regel- 
mäßigen Betriebsthätigkeit hinausgehenden Anſtrengung, bei 
welcher der Bruchaustritt erfolgt ſei, beſonderes Gewicht zu legen 
ſei. Dieſe Ausführungen find aber nicht rechtlicher, ſondern 
ausſchließlich thatſächlicher Natur. Sie betreffen nur die 
Beweiswürdigung und bezwecken, auf die beſondere Schwierigkeit 
der Feſtſtellung hinzuweiſen, daß das Austreten eines Bruchs 
gerade auf einen Unfall und nicht auf eine ſchon vorher vor⸗ 
handene Bruchanlage zurückzuführen ſei. In dieſer Hinſicht iſt 
allerdings der erwähnte Nachweis für die Begründung des auf 
einen Bruchſchaden geſtützten Anſpruchs aus einem Betriebsunfall 
von thatſächlicher Bedeutung. Derſelbe iſt aber kein unbedingtes 
rechtliches Erforderniß für die Geltendmachung aller derartigen 
Anſprüche; denn weder das Unfallverficherungsgeſetz vom 
6. Juli 1884 noch das Beamtenfürſorgegeſetz vom 15. März 1886 
hat für die aus Bruchſchäden hergeleiteten Anſprüche etwas 
Beſonderes beſtimmt. Vielmehr iſt nach § 1 des letzteren, im 
gegebenen Falle unmittelbar maßgebenden Geſetzes zur Begründung 
des darin vorgeſehenen Anſpruchs nur erforderlich, daß der 
Beſchädigte in Folge eines im Dienſt erlittenen Betriebs- 
unfalls dauernd dienſtunfähig geworden iſt. Dies iſt aber 
im Weſentlichen eine Frage der thatſächlichen Beurtheilung 
und hierfür iſt für die in den Fällen des Geſetzes vom 
15. März 1886 ausſchließlich zuſtändigen Gerichte gemäß § 286 
und 287 der C. P. O. der Grundſatz der freien Beweiswürdigung 
maßgebend. Insbeſondere beſtehen beſondere geſetzliche Beweis⸗ 
regeln für ſolche Fälle nicht. Hiernach kann ein Gericht 
unbedenklich die Entſtehung eines Bruchſchadens in Folge eines 
Betriebsunfalls auch dann annehmen, wenn zwar nicht der von 
der Reviſion vermißte Nachweis einer ungewöhnlichen An- 
ſtrengung des Beſchädigten im Betriebe, wohl aber der Nach- 
weis einer andern mit dem Betriebe zuſammenhängenden 
Eniſtehungsurſache deffelben, z. B. einer äußern, gewaltſamen 
Einwirkung auf die betreffende Körperſtelle erbracht iſt. Es 
liegt daher kein Rechtsirrthum darin, daß die Vorinſtanzen, 
welche mit Recht den Kl. als im Allgemeinen für eine der von 
ihm angerufenen geſetzlichen Beſtimmung entſprechende Ent⸗ 
ſtehungsurſache des Bruchſchadens beweispflichtig erachtet 
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haben, von ihm nicht auch einen ſpeziellen Beweis dafür 
verlangt haben, daß eine außergewöhnliche Anſtrengung des⸗ 
ſelben im Dienfte die Urſache des Bruchs war, und daß fie 
eine ſolche Feſtſtellung nicht getroffen, ſondern eine von dem⸗ 
ſelben bei dem Betrieb bethätigte Anſtrengung gewöhnlicher Art 
für genügend gehalten haben, und daraus die Entſtehung des 
Bruchſchadens und ſomit einen Anſpruch des Kl. aus einem 
Betriebsunfall im Sinne des § 1 eit. herzuleiten. In dieſer 
Hinfiht liegt lediglich eine thatſächliche Würdigung vor, welche 
der Nachprüfung des Revifionsgerichts entzogen iſt. Es iſt 
ferner nicht erforderlich, daß die körperliche Anſtrengung des 
Beſchädigten, wenn fie im einzelnen Falle als Entſtehungs⸗ 
urſache einer körperlichen Beſchädigung im Betrieb und der ſich 
hieran anknüpfenden Dienſtunfähigkeit angeſehen werden ſoll, 
gerade über den Rahmen der regelmäßigen Betriebs 
thätigkeit hinausgegangen ſeiß denn zum Begriffe des Unfalls 
gehört das nicht. Ueberdies bezweckt das Reichsgeſetz vom 
15. März 1886 — ebenſo wie das Preußiſche Beamtenfürſorge⸗ 
geſetz vom 18. Juni 1887 und das dieſen beiden Geſetzen zu 
Grunde liegende Unfallverfiherungsgefeß vom 6. Juli 1884 — 
die in den verſicherungspflichtigen Betrieben beſchäftigten Be⸗ 
amten gegen die mit ihrer Beſchäftigung verbundene Unfall- 
gefahr allgemein zu verfichern, beziehungsweiſe fie für die ihnen 
hieraus erwachſenden Nachtheile zu entſchädigen. Es würbe 
daher dem fi aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetze er- 
gebenden Grunde und Zwecke derſelben widerſprechen, wenn man 
gerade die aus betriebsgemäßen Zuſtänden und Handlungen 
entſtandenen Unfälle von der Verficherungepflicht ausſchließen 
und überhaupt zwiſchen gewöhnlichen und ungewöhnlichen Be⸗ 
triebsunfällen unterſcheiden wollte, wie dies auch bezüglich der 
beiden letzteren Geſetze, insbeſondere bezüglich des § 1 des 
Geſetzes vom 18. Juni 1887, welcher dem im gegenwärtigen 
Falle maßgebenden § 1 des Reichsgeſetzes vom 15. März 1886 
in dem hier in Frage ſtehenden Punkte vollſtändig entſpricht, 
in dem Urtheile des IV. C. S. des R. G. vom 3. Juli 1899 
(Entſch. Bd. 44 S. 253 ff., namentlich S. 262 und 265) 
näher dargelegt if. II. C. S. i. S. R.⸗Fiskus c. Feldes vom 
17. Mai 1901, Nr. 85/1901 II. 

Zum Krankenverſicherungsgeſetz. 

9. § 1. H. G. B. § 63. 

Die Kl. erachtet das Perſonal des Bekl. gemäß § 1 Abſ. 1 
und 4 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 10. April 1892 für 
verſicherungspflichtig, weil nach der Geſchäftsordnung der Bekl. 
mit ihrem Perſonal eine vierwöchentliche Kündigung vereinbart 
tft, und deshalb die dem Perſonal nach Art. 60 (jetzt § 63) 
des H. G. B. zuſtehenden Rechte beſchränkt ſeien. Sie hat des- 
halb auf Zahlung der für die Zeit vom 1. Januar 1898 bis 
zum 12. Oktober 1899 angeblich aufgelaufenen Kaſſenbeiträge 
Klage erhoben. Die Bekl. hat Abweiſung der Klage beantragt, 
weil die Rechte ihrer Angeſtellten aus Art. 60 (jetzt § 63) des 
H. G. B. in keiner Weiſe beſchränkt und dieſelben daher nicht 
verficherungspflichtig ſeien. Denn einmal ftänden die Kündigungs⸗ 
friſten mit Art. 60 (5 63) nicht in Zuſammenhang, und könnten 
daher die Rechte aus Art. 60 (§ 63) durch Abreden hinſichtlich 
der Kündigungsfriſt überhaupt nicht berührt werden, und ſodann 
ſeien durch Art. 9 ihrer den Engagementsverträgen zu Grunde 
liegenden Geſchäfte ordnung die Rechte des Art. 60 ($ 63) ihren 
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Angeſtellten auch ausdrücklich gewahrt. Das B. G. hat jedoch 
nach beiden Richtungen hin die Vertheidigung der Bekl. für 
nicht zutreffend erachtet und zunächſt durch Zwiſchenurtheil den 
von der Kl. erhobenen Anſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Der hiergegen erhobenen Reviſion muß der 
Erfolg verſagt bleiben. Es iſt allerdings mit dem B. G. der 
Bekl. zugegeben, daß, ſoweit es ſich lediglich um die Be⸗ 
ſtimmungen des H. G. B., um die Rechtsbeziehungen zwiſchen 
Handlungsgehülfen und Prinzipal handelt, der Art. 60, womit, 
ſoweit es hier intereſſirt, der 8 63 des neuen H. G. B. 
übereinftimmt, mit dem die Kündigung betreffenden Art. 61 
(jetzt 88 66, 67) des H. G. B. an ſich nichts zu thun hat. 
Denn der Art. 60 ($ 63) ſtellt lediglich eine im Intereſſe 
der Handlungsgehülfen getroffene Ausnahme von dem all⸗ 
gemeinen, auch im B. G. B. 8 323 und 8 614 zum Ausdruck 
gekommenen Rechtsgrundſatze dar, wonach bei einem gegenſeitigen 
Vertrage, wenn die dem einen Theile obliegende Leiſtung ohne 
Verſchulden unmöglich wird, dieſe den Anſpruch auf die Gegen⸗ 
leiſtung verliert, und wonach ſpeziell beim Dienſtvertrag der 
Dienſtverpflichtete vorzuleiſten hat, fein Anſpruch auf den Dienſt⸗ 
lohn alſo durch die Leiſtung der Dienſte bedingt iſt. Der 
Art. 60 (8 63) ſetzt alſo das Beſtehen des Vertrages, den 
vertragsmäßigen Anſpruch voraus: „geht ſeiner Anſprüche nicht 
verluſtig“ (Art. 60), „behält feinen Anſpruch“ (§ 63), 
und ſtellt keineswegs den allgemeinen Satz auf, daß ein 
Prinzipal ſeinem erkrankten Gehülfen 6 Wochen lang Gehalt 
und Unterhalt zu gewähren habe. Dementſprechend ſagt auch 
die Denkſchrift zum Entwurf des neuen H. G. B. S. 57 
(Guitentag'ſche Ausgabe S. 62): daß der Anſpruch wegfalle, 
ſobald das Dienſtverhältniß endige, verſtehe fich von ſelbſt. 
In welcher Weiſe der Vertrag endigt, ob durch Ablauf der 
vereinbarten feſtbeſtimmten Vertragszeit, ob durch erfolgte 
Kündigung, und ob dabei eine längere oder kürzere Kündigungs- 
friſt vertragsmäßig ausgemacht war, iſt für die Vorſchrift des 
Art. 60 (§ 63) gleichgültig, er trifft überhaupt nur für die 
Vertragszeit eine Beſtimmung. Eine vertragsmäßige Aenderung 
der Kündigungsfriſten enthält daher allerdings keine vertrags- 
mäßige Aenderung der Rechte aus Art. 60 (§ 63); es werden 
eben dadurch die nach Art. 60 (8 63) dem Handlungsgehülfen 
zuftehenden Rechte überhaupt nicht berührt. Anders aber liegt 
— und auch darin iſt dem B. G. beizuſtimmen — die Sache, 
ſoweit es ſich um das Verſtändniß des Abſ. 4 des § 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes handelt. Denn aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes iſt der Wille des Geſetzgebers, daß auch 
eine zum Nachtheil der Handlungsgehülfen erfolgende Kürzung 
der geſetzlichen Kündigungsfriſt, welche in Krankheitsfällen 
natürlich auch eine kürzere Verſorgung des erkrankten Handlungs⸗ 
gehülfen zur Folge hat, die Verficherungspflicht zur Folge haben 
ſoll, klar erkennbar. Näher entwickelt. III. C. S. i. S. Israel 
6. Ortskrankenkaſſe für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, 
Handelsleute und Apotheker vom 17. Mai 1901, Nr. 88/1901 III. 

IV. Das Gemeine Recht. 

10. Württembergiſches Berggeſetz vom 7. Oktober 1874 
Art. 15. 

Der Reviſion ſteht entgegen, daß der in Art. 15 des 
des Württembergiſchen Berggeſetzes gebrauchte Ausdruck „auf 
ſeiner natürlichen Ablagerung“ nicht die enge Wortbedeutung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


461 


hat, die ihm von dem B. R. beigelegt wird. Das Wort 
„Ablagerung“ entbehrt, rein ſprachlich genommen, keines wegs, 
wie der B. R. meint, jeder Beziehung zum Quantitätsbegriff. 
Vielmehr verſteht der gewöhnliche Sprachgebrauch unter Ab- 
lagerung und Lagerung etwas weſentlich Anderes und Weiteres, 
als das bloße Vorhandenſein vereinzelter Stücke eines Gegen⸗ 
ſtandes, nämlich außer der phyfiſchen Exiſtenz an ſich zugleich 
auch die Exiſtenz in einer gewiſſen Mindeſtmenge. Man 
wird niemals von einer Lagerung von Korn oder einer Ab- 
lagerung von Sand reden, wo ſich nur einzelne Individuen 
dieſer Gattung vorfinden. Wenn es ferner im Geſetzestexte 
heißt, daß das Mineral „auf“ ſeiner natürlichen Ablagerung 
entdeckt ſein müſſe, ſo iſt damit — ebenfalls vom rein 
ſprachlichen Standpunkte beurtheilt — ausgedrückt, daß ein 
Zuſammenhang der Fundſtücke mit einer Ablagerungsſtätte in 
dem eben gekennzeichneten Sinne erforderlich iſt, das aufgefundene 
Mineral alſo nicht lediglich in der Form von Einſchlüſſen in 
taubem Geſtein vorkommen darf, durch das ein ſolcher 
Zuſammenhang ausgeſchloſſen wird. Nach allgemeinen Auslegungs- 
regeln iſt davon auszugehen, daß auch der Geſetzgeber die 
fraglichen Worte in keinem anderen Sinne als demjenigen, 
welcher dem gewöhnlichen Sprachgebrauch entſpricht, hat 
verſtehen wollen. Für die gegentheilige Annahme fehlt es an 
jedem Anhalt; namentlich läßt fie ſich nicht aus Art. 3 des 
Geſetzes, wo derſelbe Ausdruck vorkommt, herleiten. Richtig 
iſt freilich, daß die Bedeutung der Worte an dieſen beiden 
Geſetzesſtellen keine verſchiedene fein kann, unzutreffend aber die 
weitere Annahme des B. R., daß in Art. 3, weil es fich dort 
um eine erſt die künftige Entdeckung eines Minerals bezweckende 
Thätigkeit handle, von dem Erforderniß eines gewiſſen Mengen⸗ 
verhältniſſes keine Rede ſein könne. Das als Schürfen bezeichnete 
Aufſuchen von Mineralien auf ihren natürlichen Ablagerungen 
iſt ein ſpezifiſch bergmänniſcher Akt, der dazu dienen ſoll, die 
künftige Muthung eines Minerals zu ermoglichen und vor⸗ 
zubereiten. Der Ausdruck „Ablagerung“ in Art. 3 hat daher 
keine ſelbſtändige Bedeutung, ſondern fein Sinn richtet ſich nach 
dem, was in Art. 15 unter demſelben Ausdruck zu verſtehen iſt. 
Setzt letztere Geſetzesvorſchrift das Vorkommen des Minerals 
an der Fundſtelle in einer gewiſſen Anhäufung voraus, ſo iſt 
damit zugleich die Richtung bezeichnet, in der ſich die ſuchende 
Thätigkeit des Schürfers zu bewegen hat; dieſe iſt erſt dann, 
wenn das Mineral in dem durch Art. 1 5 erforderten Mengen- 
verhältniß entdeckt iſt, nicht aber ſchon mit dem Auffinden 
einzelner Neſter, Einſchlüſſe oder ſonſtiger vereinzelter Spuren 
zum Ziele gelangt. Auch die amtlichen Motive zum Preußiſchen 
Allgemeinen Berggeſetze vom 24. Juni 1865, an welches ſich 
das Württembergiſche Berggeſetz aufs Engſte, in den meiſten 
Artikeln, insbeſondere in den hier in Frage kommenden Art. 3 
und 15 ſogar wörtlich anſchließt, beſtätigen, daß der Geſetzgeber 
mit den Worten „auf ſeiner natürlichen Ablagerung“ den ihnen 
im gewöhnlichen Leben zukommenden Sinn hat verbinden wollen. 
Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Weſſel 8. Württembergiſcher 
Fiskus und Gen. vom 8. Mai 1901, Nr. 316/1900 V. 

11. Württembergiſches Berggeſetz vom 7. Oktober 1874 
Art. 15. 

Bezüglich der Frage, inwieweit zum Nachweis der abſoluten 
Abbauwürdigkeit eines Mineralvorkommens ſpätere über die 
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Ablagerungsſtätte des Minerals gewonnene Aufichlüffe, ins⸗ 
beſondere die Ergebniſſe von Tieferbohrungen und Parallel- 
bohrungen, verwerthet werden dürfen, nimmt der B. R. 
an, es ſei zwar zuläffig, in Fallen, in denen die finnliche 
Wahrnehmung des zu Tage geforderten Minerals es zweifelhaft 
laſſe, ob ein verleihungsfähiger Fund vorliege, dieſe Lücke in der 
Beweisführung auf die angegebene Weiſe auszufüllen. Dagegen 
ſei die Abbauwürdigkeit lediglich nach der Beſchaffenheit des 
Mineralvorkommens am Fund punkt ſelbſt zu beurtheilen; es 
genüge nicht, wenn durch nachträgliche Aufſchließungen dargethan 
werde, daß das Mineralvorkommen die Eigenſchaft einer berg⸗ 
männiſch⸗ausbeutungsfähigen Ablagerung an einer anderen Stelle 
habe. Unter „Fundpunkt“ ſei allerdings nicht ein mathematiſcher 
Punkt, ſondern die mehr oder weniger nach Länge, Breite und 
Tiefe ausgedehnte Stelle zu verſtehen, wo ein Fund gemacht 
ſei. Von dieſem rechtlichen Standpunkt aus erachtet der B. R. 
weder auf Grund der bei den amtlichen Fundeskonſtatirungen 
am 18. und 27. Juli 1891 gewonnenen Ergebniſſe noch auf 
Grund der privaten Aufſchlußarbeiten des W. vom Jahre 1899 
den Beweis für ein abbauwürdiges Vorkommen von Steinſalz 
an der Fundſtelle des 17. Juli für erbracht. Die kompakten 
Kernſtücke der Tieferbohrung vom 18. Juli hätten nur Salz- 
einſchlüſſe in Anhydrit enthalten, die ihrer Geringfügigkeit wegen 
nicht abbauwürdig geweſen ſeien. Bezüglich des in Folge von 
Auflöſung durch Süßwaſſerſpülung fehlenden Reſtes des Bohrkerns 
von etwa 40 cm ſei zwar anzunehmen, daß die Bohrung inſoweit 
eine entſprechende mächtige Salzſchicht durchfahren habe. Es 
fehle jedoch an zureichenden Anhaltspunkten dafür, daß dieſe 
Schicht ſich ſo unmittelbar und ohne Unterbrechung an das 
Bohrlochtiefſte vom 17. Juli (152,12 m) angeſchloſſen hätte, 
daß fie ſchon mit Erreichung dieſes Tiefpunktes als entdeckt 
anzuſehen wäre. Möglich ſei vielmehr auch eine derartige 
Aufeinanderfolge der Geſteinsſchichten innerhalb der am 18. Juli 
durchteuften Strecke von 1,01 m, daß fi zunächſt noch die mit 
dem Bohrlochtiefſten vom 17. Juli erreichte Anhydritſchicht fortſetzte 
und dann erſt die erwähnte Salzſchicht folgte, die weiter nach unten 
vielleicht wiederum durch eine Anhydritſchicht abgelöͤſt wurde. Eben⸗ 
ſowenig ſeien durch die Beſchaffenheit des am 18. Juli aus dem 
Bohrloch abgelaufenen Spülwaſſers oder der am 27. Juli aus 
demſelben Bohrloch gelöffelten Sole Beweismomente für die 
Annahme gegeben, daß die Fundſtrecke vom 17. Juli Ablagerung 
von Steinſalz in größerer Menge umfaßt habe. Die Ergebniſſe 
der Neubohrung des Jahres 1899 endlich könnten, wenngleich 
ſie auf gewiſſe unverkennbare Aehnlichkeiten der Schichtenfolge 
im alten und neuen Bohrloch hinwieſen (Auflagerung einer 
Anhydritbank [von etwa 88 em Mächtigkeit?] über dem bei 
dem alten Bohrloch in 154,17 [152,12 + 1,01 + 1,04] m 
Tiefe, bei dem neuen in 152,18 m erreichten „reinen“ „eigent⸗ 
lichen“ Steinſalzlager; Vorkommen einer über dieſer Anhydritbank 
gelagerten weiteren Salzſchicht von etwa 40 em Mächtigkeit 
im alten und von etwa 22 em Mächtigkeit im neuen Bohrloch; 
Auflagerung einer neuen Anhydritbank auf dieſer zweiten Salz⸗ 
ſchicht), doch zur Begründung der Schlußfolgerung, daß gemäß 
dieſer Parallele auch weiterhin nach oben der im neuen Bohrloch 
auf die letzterwähnte Anhydritbank folgenden dritten Salzſchicht 
von mehr als 45 em Mächtigkeit und der ſich hieran anſchließenden, 
mit Steinſalz reichlich durchſetzten Salzthonſchicht ein gleich. 
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artiges Salzvorkommen im alten Bohrloch entſprochen habe, 
deshalb nicht herangezogen werden, weil, wie aus den über⸗ 
zeugenden Darlegungen der drei bergtechniſchen Sachverſtändigen 
und den (zum Gegenſtand der Verhandlung gemachten) An- 
gaben der einſchlägigen geognoſtiſchen und geologiſchen Litteratur 
zu entnehmen ſei, gerade die Schichtenbildung über dem reinen 
Steinſalzlager eine äußerſt mannigfaltige ſei, die Salzſchichten 
hier nicht an ein beſtimmtes Niveau ſich hielten, ſondern ganz 
erhebliche Schwankungen aufwieſen und daher moͤglicher Weiſe 
auf kurze Entfernungen das Bild fi vollftändig verändern 
koͤnne. Die Revifion greift den rechtlichen Ausgangspunkt dieſer 
Beweiswürdigung als rechtsirrthümlich an. Sie iſt der Anſicht, 
der Fundpunkt habe nur für die Frage, ob das Mineral über- 
haupt entdeckt und nachgewieſen ſei, Bedeutung. Dagegen ſei 
bei der Prüfung der Abbauwürdigkeit, wenn man eine ſolche 
für geſetzlich erforderlich erachte, jedenfalls nicht bloß der Fund⸗ 
punkt in ſeiner engen Umgrenzung, ſondern die Beſchaffenheit 
der geſammten Lagerſtätte, die erſchürfte Mineralablagerung, 
von der das Berggeſetz ſelbſt inhaltlich ſeiner Vorſchriften über 
die Feldesſtreckung bei den meiſten Mineralien eine regelmäßige 
Breitenaus dehnung von mindeſtens zwei Millionen Quadrat- 
metern und eine unbeſchränkte Tiefenausdehnung annehme, in 
Betracht zu ziehen. Gegen dieſen Grundſatz verſtoße der B. R. 
im vorliegenden Falle inſofern, als er für die Entſcheidung der 
Bauwürdigkeit des Fundes vom 17. Juli ausſchließlich die 
unmittelbar vor Einlegung der Muthung in Gegenwart der zu⸗ 
gezogenen Gemeindevertreter durchbohrte winzige Strecke von 
35 em (in einer Tiefenlage von 151,77 — 152,12 m) maßgebend 
ſein laſſe und eine Berückfichtigung der Thatſache ablehne, daß 
ſowohl in einer Entfernung von nur 1 bis 2 m unter dem 
Bohrlochtiefſten vom 17. Juli wie auch in einer nur 20 m 
betragenden ſeitlichen Entfernung von dem Bohrloch zweifellos 
bauwürdiges Salzvorkommen nachgewieſen iſt. — Die Reviſion 
iſt mit ausführlicher Begründung zurückgewieſen. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

12. Verzug beim Kauf; Kreditbewilligung. 

Der Verzug hat, auch nach gemeinem Recht, aller- 
dings zur Folge, daß der Säumige zur Leiſtung des vollen 
Intereſſes verpflichtet wird, nicht aber auch, daß er nunmehr 
der Unredlichkeit des anderen Theils preisgegeben iſt. Dies 
würde jedoch der Fall ſein, wenn dem Verkäufer ſchon von 
Eintritt des Verzugs an, alſo auch während der Zeit, die ihm 
noch zur Lieferung freiſtand, das Recht entzogen würde, eine 
Kreditzuſage wegen hervorgetretener Unſicherheit des Käufers zu 
widerrufen. Die Befugniß zu einem derartigen Widerruf, die 
auch vom R. G. anerkannt iſt (vergl. die Urtheile bei Gruchot 
Beiträge Bd. 28 S. 890, Bolze Praxis Bd. 12 Nr. 381, 
Bd. 13 Nr. 422, Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 307 und 
S. 312), wird daraus gefolgert, daß eine Kreditzuſage, wenn 
ſich hinterher herausſtelltl, daß der Käufer unſicher ſei, auf 
Irrthum beruht habe, hervorgerufen durch den Käufer ſelbſt, 
der ſich durch Inanſpruchnahme des Kredits als kreditwürdig 
bezeichnet habe (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 23 S. 138). 
Wenn nun der Verkäufer, zwar nachdem er in Verzug gerathen, 
aber während der Nachlieferungsfrift erfährt, daß der Käufer 
den ihm zugeſagten Kredit nicht verdiene, ſo muß der Käufer 
ſich die Zurücknahme der Kreditzuſage gefallen laſſen, denn 
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fonft würde er unredlich handeln. Die Befugniß des Verkäufers 
zu einem derartigen Widerruf erliſcht demnach erſt dann, wenn 
von einer Lieferung nicht mehr die Rede ſein kann, alſo wenn 
der Käufer das ihm zuſtehende Wahlrecht ſo ausgeübt hat, daß 
die Lieferung ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Grundſätze find auch im 
vorliegenden Fall anzuwenden, ohne daß die entgegenſtehende 
Erwägung des B. G. im Wege ſtände. Denn dieſe beruht 
auf Unterſtellung und Auslegung eines ſtillſchweigenden Vertrags 
und jene Unterſtellung entbehrt der im $ 551 Ziffer 7 C. P. O. 
vorgeſchriebenen Begründung, da nicht erſfichtlich gemacht, auch 
aus dem Zuſammenhang nicht zu entnehmen iſt, daß bei 
Abſchluß des in Rede ſtehenden Vertrags eine von dem pofitiven 
Recht — hier dem in Elmshorn geltenden gemeinen Recht — 
abweichende Vereinbarung getroffen worden ſei. Für die 
fernere Beurtheilung kommt in Betracht, daß die Friſt zur 
Nachlieferung des an Bekl. verkauften Malzes unbeſtritten 
in den Auguſt hinein erſtreckt worden iſt. Gebrüder A. 
hätten daher ihre Kreditbewilligung noch widerrufen dürfen, 
wenn ſie genügenden Grund dazu hatten. Das B. G. hat 
letzteres verneint und deshalb die Forderung der Baarzahlung 
in zweiter Linie aus dieſem Grunde für unberechtigt erachtet. 
Allein auch hierin kann nicht zugeſtimmt werden. Selbſtverſtändlich 
darf der Widerruf einer Kreditbewilligung nicht ſchon dann für 
berechtigt gehalten werden, wenn der Verkäufer, ſei es auch in 
gutem Glauben, vielleicht auf Grund einer Auskunft, annimmt, 
der Käufer ſei kreditunwürdig geworden. Es muß vielmehr die 
Kreditunwürdigkeit thatſächlich vorhanden geweſen ſein und der 
Verkäufer muß, um ſeinen Widerruf zu rechtfertigen, dies 
beweiſen. I. C. S. i. S. Weſtholſteiniſche Bank c. Starck 
vom 4. Mai 1901, Nr. 32/1901 J. ö 

V. Das Preufziſche Allgemeine Landrecht. 

13. 8 75 Einl. 

Gegen die Annahme des B. R., daß dem Kl. überhaupt 
eine Entſchädigung nach § 75 der Einleitung zum A. L. R. 
gebührt, richtet die Reviſion einen Angriff nicht, ſie erachtet 
aber eine Rechtsverletzung inſofern für vorliegend, als der B. R. 
die Entſchädigung auf unrichtiger Grundlage bemeſſen und in 
Folge davon dem Kl. eine über den Betrag, der ihm ſchon 
gewährt worden, hinausgehende Summe zuerkannt habe. Ins⸗ 
beſondere macht die Revifion dem B. R. den Vorwurf, daß er 
dem Gutachten des Sachverſtändigen Stadtbaumeiſters K., laut 
deſſen in Folge der Vermehrung der Sitzplätze keine Platzankäufe 
mehr erfolgt ſeien und nur noch eine Entſchädigung für das — 
nach dem Ausdruck der Sachverſtändigen — „gewohnheitsmäßige 
Nutzungsrecht“ in Frage kommen könne, ohne Grund die 
Beachtung verſagt habe. Der Revifion mußte ftatigegeben 
werden. Die Beſchlüſſe der beklagten Kirchengemeinde vom 
16. und 24. November 1892 haben eine doppelte Richtung, ſie 
gehen auf eine durch eine Erweiterung des Kirchengebäudes zu 
gewinnende Vermehrung der Kirchenſitze und auf Beſeitigung 
der Rechte Einzelner auf ausſchließliche Benutzung beſtimmter 
Sitze. Zwiſchen den beiden Beſchlußgegenſtänden beſteht nicht 
etwa das Verhältniß, daß die Beſeitigung der Privatrechte 
vorangegangen und die Vergrößerung der Zahl der Sitze gefolgt 
wäre, ſondern die zuletzt genannte Maßnahme war grundlegend 
und für die zweite bedingend; erſt nachdem durch fie für alle 
Klrchenbeſucher ausreichend Platz geſchaffen und deshalb nach 
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Anſchauung der Gemeinde beſondere Rechte an einzelnen Sitzen 
entbehrlich geworden waren, trat deren Aufhebung ein. Für 
die Vermehrung der Kirchenfitze aber ftand den Inhabern der 
Ausſchließlichkeitsrechte ein Entſchädigungsanſpruch nicht zu. 
Hatte dieſelbe zur thatſächlichen Folge, daß, da nun einem 
jeden Kirchenbeſucher auch ohne Beſitz eines Sonderrechts die 
Möglichkeit der Theilnahme am Gottesdienſte gefihert und 
damit der hauptſächlichſte bisherige Beweggrund zum Kauf oder 
zur Miethe von Kirchenfitzen in Wegfall gekommen war, die 
Sitze von den Inhabern auf dieſem Wege nicht mehr mit 
Vortheil oder doch nur noch mit geringem Vortheil ver- 
werthet werden konnten, ſo enthielt die Maßregel doch 
keinen Eingriff in ihre Rechtsſphäre und fiel ſpeziell nicht 
unter den nach § 75 der Einleitung zum A. L. R. zur Ent ⸗ 
ſchädigung verpflichtenden Geſichtspunkt. Der Gemeinde mußte 
es völlig unbenommen bleiben, trotz Vorhandenſeins privater 
Berechtigungen an einzelnen Sitzen die Zahl der Sitze ganz 
nach ihrem Ermeſſen zu vermehren und auf dieſe Weiſe den 
Gemeindemitgliedern in ihrer Allgemeinheit eine günſtigere Lage, 
als ſie bisher genoſſen hatten, zu gewähren. In Folge des 
Umſtandes, daß nunmehr die Kirchenbeſucher nicht mehr von 
den Inhabern der Kirchenſitzberechtigungen abhängig und nicht 
mehr darauf angewieſen waren, ſich von dieſen mit Opfern 
Plätze einräumen zu laſſen, wurde den Berechtigten die Auaficht 
genommen oder verringert, aus dem Verkaufe oder der Ver⸗ 
miethung Gewinn zu erzielen, allein das Verlangen einer Ent⸗ 
ſchädigung dafür würde jeder rechtlichen Grundlage entbehren. 
Anſprüche gegen die Gemeinde kann der Kl. nur inſoweit 
erheben, als ihm Rechte im Intereſſe der kirchlichen Ordnung 
entzogen find, d. h. für Rechte, die ſchon in Folge der zuläffigen 
Vermehrung der Pläge eine gewinnbringende Verwerthung ent- 
weder gar nicht mehr oder nur noch im weit geringeren Maße 
als bisher ermöglichten. Das B. G. iſt darüber hinaus⸗ 
gegangen, indem es den ganzen Werth, welchen die Sitze vor 
den auf Vergrößerung der Kirche gerichteten Beſchlüſſen der 
Gemeinde nach dem Gutachten des Sachverſtändigen hatten und 
der gerade aus den bis dahin im Verkehr durch Verkauf und 
Vermiethen der Plätze thatſächlich erzielten Beträgen hergeleitet 
war, alſo in Höhe von 5084 Mark nach Abzug von 1920 Mark 
dem Kl. zuerkannte. Da eine auf dieſem Wege gefundene Ent⸗ 
ſchädigung dem Kl. nicht zukommt, jo war das angefochtene 
Urtheil aufzuheben. In der Sache aber konnte nicht erkannt 
werden. Ungeachtet der Erweiterung der Kirche iſt ein Werth 
der beſonderen Kirchenſtuhlberechtigungen immer noch denkbar, 
für Manche wenigſtens konnte nach Maßgabe ihrer beſonderen 
Lage der Beſitz beſtimmter Plätze erwünſcht ſein und zwar 
kommen hier nicht nur die Gewohnheit der Benutzung derſelben, 
ſondern auch die berechtigte Anhänglichkeit an fie, Pietät ꝛc. als 
Faktoren in Betracht. Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß fich 
auf dieſer Grundlage ein beſtimmter Geldwerth der Plätze 
ermitteln läßt, und zwar denkbarer Weiſe ſogar in einer Höhe, 
welcher den von der Gemeinde ſchon gezahlten Betrag überſteigt. 
VII. C. S. i. S. ev. Kirchengemeinde Alswede c. v. d. Horſt 
vom 3. Mai 1901, Nr. 84/1901 VII. 

14. 8 408 J. 5. 

Beide Vorderrichter nehmen an, daß der Vertrag vom 
17. März 1897 nicht einen Vertrag über Handlungen im 
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Sinne des § 408 Thl I. Tit. 5 des A. L. R. darſtelle und 
daß Kl. daher von demſelben nicht ohne Weiteres wieder abgehen 
können, daß ſie vielmehr, da ein anderer Aufhebungsgrund nicht 
vorliege, nur befugt ſeien, vom Bekl. gemäß § 393 1. c. 
Erfüllung des Vertrages zu verlangen, falls Bekl. die Erfüllung 
nicht oder nicht gehörig leiſte. Hierin iſt den Vorderrichtern 
beizutreten. Regelmäßig iſt ein Gutsüberlaſſungs vertrag nicht 
ein Vertrag, deſſen Hauptgegenſtand Handlungen find, wenn 
auch unter den Gegenleiſtungen des Annehmers Handlungen 
enthalten find. Allerdings iſt es denkbar, daß ausnahmsweiſe 
auch ein ſolcher Vertrag den Verträgen über Handlungen 
zugezählt werden muß. Bei dem hier fraglichen Vertrage vom 
17. März 1897 kann davon aber nicht die Rede ſein. Die 
Leiſtung der Kl. beſteht in der eigenthümlichen Ueberlaſſung des 
Eigenthums des Ackergutes Blatt 19 nebſt allen Zubehörungen 
und eines Kuxes an der Zeche Herzkaͤmper Mulde zu Schee 
ſowie in dem Erlaß einer Darlehnsſchuld von 3 000 Mark, 
die Gegenleiſtung des Bekl. überwiegend in einem Geben 
(Zahlung einer Jahresrente von 600 Mark, Ueberlaſſung einer 
Wohnung, Lieferung von Licht, Holz und Kohlen, Kartoffeln, 
Butter, Milch und Eiern) und nur zum geringſten Theile in der 
Leiſtung von Handlungen, der Verpflichtung, die Kl. in geſunden 
und kranken Tagen zu verpflegen und zu unterhalten und ſie 
ſchließlich beerdigen zu laſſen; endlich muß der Bekl. dulden, 
daß die Kl. auf dem Hofe überall frei verkehren und von allen 
landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen nach Bedarf nehmen. Daß 
in dieſem pactum mixtum auf beiden Seiten ein Geben den 
Hauptgegenftand bildet und daß die vom Bekl. zu leiſtenden 
Handlungen nur von nebenſächlicher Bedeutung find, bedarf 
keines Nachweiſes. Es findet ſich auch, wie die Vorderrichter 
zutreffend annehmen, in dem Vertrage vom 17. März 1897 
keine Beſtimmung, welche darauf ſchließen läßt, daß dem 
Bekl. die Verpflichtung zur perſönlichen Gewährung der Leibzucht 
hat auferlegt werden ſollen; ſo daß auch dieſe nicht zur weſentlichen 
Vorausſetzung und zum Hauptbeſtandtheil der von dem Bekl. 
übernommenen Gegenleiſtung gemacht iſt. Der Anſpruch der 
Kl. zum Rücktritt vom Vertrage iſt ſomit in keiner Weiſe 
begründet. V. C. S. i. S. Hünninghaus c. Hiby vom 15. Mai 
1901, Nr. 83/1901 v. 

15. 8 139 I. 14. 

Die Reviſion rügt, daß das B. G. den Begriff der Pflicht 
zur Rechnungslegung verkannt habe, indem es allgemein oder 
wenigſtens für den vorliegenden Einzelfall die Legung einer 
einheitlichen Rechnung in ſchriftlicher Form für die ganze 
Vertragsdauer als vorgeſchrieben anſehe. Jedenfalls — ſo führt 
fie aus — ſei zu prüfen geweſen, ob nicht aus den Umſtänden 
des Falles zu entnehmen wäre, daß über jeden einzelnen Lizenz⸗ 
vertrag Verrechnung habe ſtattfinden ſollen und inwieweit ein 
ſolcher erfolgt ſei. Dieſer Angriff geht fehl. Die Reviflon 
überfieht dabei, daß das B. G. die Pflicht des Bekl. zur Rechen⸗ 
ſchaftsablegung nicht aus einer Reihe einzelner zwiſchen 
den Parteien beſtehender, von einander unabhängiger Rechts- 
verhältniſſe, nicht aus einer Anzahl ſelbſtändiger vom Kl. 
dem Bekl. ertheilter Aufträge oder mit dieſem geſchloſſener 
Geſellſchafts verträge ableitet, ſondern auf einen einheitlichen 
Vertrag gründet, ſei es nun Auftrag oder Geſellſchaftsvertrag, 
durch den dem Bekl. eine fortgeſetzte, mit Einnahmen und 
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Ausgaben verbundene Geſchäftsführung, die Verwerthung des 
klägeriſchen Patents durch Abſchluß von Lizenzverträgen mit 
Ziegeleibeſitzern, übertragen wurde. Das B. G. konnte deshalb, 
wenn es den Anſpruch des Kl. auf Rechnungslegung überhaupt 
für begründet erachtete, den Bekl. auch nur zur Rechnungs- 
legung im Ganzen, zur Legung einer einheitlichen 
Rechnung über feine Geſchäftsführung verurtheilen. Allerdings 
ſchloß dies nicht aus, daß für gewiſſe Zeiträume die Rechnung 
bereits für gelegt angeſehen wurde. Eine ſolche Theilung der 
Rechnungslegung iſt mit dem Weſen der Pflicht zur Rechen⸗ 
ſchaftsablage nicht nur vereinbar, ſondern entſpricht ihm gerade, 
wie ſich ſchon aus der Beſtimmung des § 139 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 14 ergiebt, daß ein Verwalter in der Regel nach 
Ablauf eines jeden Rechnungsjahres dem Prinzipale 
ſeine Rechnung einzureichen und auf deren Abnahme anzutragen 
habe. Deshalb konnte das B. G. ſehr wohl durch das be⸗ 
hauptete Zugeſtändniß des Kl., der Bekl. habe die von ihm 
verlangte Rechnung über alle in Frage kommenden Geſchäfte — 
für die Zeit von 1893 bis September 1896 — gelegt, für 
den Fall ſeiner Erweislichkeit die Pflicht des Bekl. zur Rechnungs⸗ 
legung für dieſen Zeitabſchnitt als erfüllt anſehen. Da⸗ 
gegen war es weder verpflichtet noch berechtigt, in dem gegen⸗ 
wärtigen Verfahren feſtzuſtellen, ob etwa in Anſehung ein⸗ 
zelner Geſchäfte die Rechenſchaftspflicht des Bekl. durch die 
von ihm dem Kl. ertheilten Auskünfte erledigt ſei, wenn es im 
Uebrigen — wie geſchehen — zu der Ueberzeugung gelangte, daß 
jener Pflicht im Ganzen jedenfalls noch nicht genügt ſei. 
Denn dann war jedenfalls die Einrede der Erfüllung dem 
Anſpruche auf Legung einer einheitlichen Rechnung gegenüber 
nicht begründet, und die ſtückweiſe bei einzelnen Geſchäften 
ertheilte Auskunft befreite den Bekl. von ſeiner Verbindlichkeit 
zur Legung einer Rechnung, die feine geſammte Geſchäfte⸗ 
führung oder den in einen beſtimmten Zeitraum fallenden 
Theil umfaßte, nicht. III. C. S. i. S. Janitz o. Dieſener 
vom 14. Mai 1901, Nr. 80/1901 III. 

16. 8 158 I. 14. 

Unbegründet erſcheint die Rüge, daß eventuell wenigſtens 
der von dem Bekl. aus 8 158 Tit. 14 Thl. I des A. L. R. 
entnommene Einwand des Erlaſſes der Rechnungslegung 
für die Zeit von 1888 bis 1894 durchgreifen müſſe, da der 
Bekl. in feinem Theilnahmeverhältniß zu Kl., ſoweit er allein 


die Verwaltung geführt habe, dem Verwalter einer fremden 


Sache gleichſtehe. Wenn in dieſer Beziehung auch richtig iſt, 
daß der die Geſchaͤfte der Gemeinſchaft führende Theilnehmer 
einer communio incidens hinſichtlich der Antheile ſeiner 
Geſellſchafter gleich einem fremden Adminiſtrator fremde 
Geſchäfte führt (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 
S. 280), ſo verlangt doch die Anwendung des § 158 a. a. O. 
nicht nur die Führung fremder Geſchäfte, ſondern daneben auch 
noch das Beſtehen eines Adminiſtrations vertrages oder zum 
Mindeſten eines dieſem Vertrage entſprechenden Rechtsverhältniſſes, 
kraft deſſen dem Verwalter gegenüber dem Eigenthümer (Prinzipal, 
dominus negotii) auch ſchon geſetzlich die nach 8 139 a. a. O. 
dem vertrags mäßigen Verwalter auferlegte Pflicht einer regel ⸗ 
mäßigen Rechnungslegung obliegt (Entſch. des vormaligen 
Preußiſchen Obertribunals Bd. 34 S. 122, Striethorſt Archiv 
Bd. 44 S. 307). Da Letzteres in Anſehung des Theilnehmers 
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an einer zufälligen Gemeinſchaft, der die Verwaltung der letzteren 
führt, nicht der Fall iſt, ſo ſtehen auch die Ausführungen in 
dem Urtheile dieſes Senates vom 19.) 23. November 1891 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 346) mit der Auf- 
faſſung des B. R. nicht in Widerſpruch. Nach den Feſtſtellungen 
des letzteren hat der Bekl. übrigens ausdrücklich beſtritten, daß 
ihm die alleinige Verwaltung von dem Kl. vertraglich über- 
tragen worden ſei, und ſeinerſeits vielmehr behauptet, daß er 
ſich dieſer Verwaltung für Kl. nur deshalb mit unterzogen 
habe, weil dieſer ſeiner Verpflichtung zur Mitverwaltung nicht 
ordentlich nachgekommen und überdies auch von dem Ver⸗ 
waltungeorte verzogen ſei. IV. C. S. i. S. Elverich c. Reck⸗ 
mann vom 17. Mai 1901, Nr. 61/1901 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

17. E. E. G. 8 40. Natur der Grundſchuld. 

Die Reviſion erweiſt ſich als unbegründet. Soweit Ein- 
wand und Widerklage ſich auf das Recht des Bekl. als nach⸗ 
ſtehenden Gläubigers gründen, ſteht ihnen 8 40 E. E. G. 
entgegen, wonach nur ſolche gleich oder nacheingetragenen 
Glaͤubiger Grundſchulden anfechten konnen, welche ihre Ein⸗ 
tragung im Wege der Zwangsvollſtreckung erlangt haben. An 
dieſer Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden Falle. Aber 
auch, ſoweit Bekl. in ſeiner Eigenſchaft als Eigenthümer des 
Pfandgrundſtücks auftritt, erweiſen ſich Einwand und Wider⸗ 
klage als hinfällig. Die von der Reviſion behauptete Un⸗ 
gültigfeit des Beſtellungsaktes kann nicht anerkannt werden. 
Zur Entſtehung der Grundſchuld war nach 88 18, 19 E. E. G. 
nur Eintragung auf Grund der Bewilligung des eingetragenen 
Eigenthümers nöthig. Dieſe Erforderniſſe liegen vor; das 
Erforderniß der Einigung (des Eigenthümers mit dem Gläubiger) 
iſt dem preußiſchen Rechte unbekannt. Da auch die Uebergabe 
des Grundſchuldbriefs an den Gläubiger keine weſentliche 
Voraus ſetzung der Beſtellung und der Entſtehung der Grund⸗ 
ſchuld ift (vergl. Gruchot Beiträge Bd. 29 S. 958 ff.), kann 
an der Gültigkeit des Beſtellungsaktes und an der Rechts⸗ 
wirkſamkeit der von V. beſtellten Grundſchuld nicht gezweifelt 
werden. Der Mangel eines Schuldgrundes iſt für den recht⸗ 
lichen Beſtand der Grundſchuld wegen deren abſtrakter Natur 
unerheblich (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 26 S. 271 f.); 
er berechtigt nur den urſprünglichen Schuldner zur Kondiktion 
der Grundſchuld gegenüber dem urſprünglichen Gläubiger und 
deſſen boͤsgläubigen Rechtsnachfolgern. Dieſe Kondiktions⸗ 
befugniß geht beim Eigenthumswechſel nicht auf den Erwerber 
des Grundſtücks über (vergl. Förſter⸗Eccius Bd. 3 8 199 b 
bei Anm. 22 c.). Auf eine Geffion des V. hat der Bekl. ſich 
nicht berufen können und V. hat die Grundſchuld nicht nur 
nicht kondizirt, ſondern ſogar ſein Einverſtändniß mit deren 
Uebertragung auf den Kl. zu erkennen gegeben. Mit Recht 
weiſt der B. R. auch darauf hin, daß das Unterfangen des 
BEL, die Grundſchuld als ungültig darzuſtellen, aus dem 
Grunde als beſonders unberechtigt erſcheint, weil Bekl. 
ſelbſt der Grundſchuld den Vorrang eingeräumt und bem- 
naͤchſt die in das geringſte Gebot fallende Grundſchuld 
in Anrechnung auf den Steigpreis übernommen hat. 


V. C. S. i. S. Bleichert o. Stattmann vom 11. Mat 1901, 
Nr. 76/1901 v. 
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Zum Enteignungsgeſetz. 

18. 58 14 ff. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Annahme 
des B. G., daß der Beſchluß des Regierungspräfidenten vom 
11. Auguſt 1897 weder einen vorläufigen noch einen definitiven 
Planfeſtſtellungsbeſchluß darſtelle, iſt nicht richtig. Die Kane 
der Dinge iſt folgende: Der § 14 des Enteignungsgeſetzes iſt 
materiellen Inhalts und ſteht daher (als letzter) unter Tit. II 
des Geſetzes, der „von der Entſchädigung“ handelt. Im Gegen ⸗ 
ſatze gegen die 88 7 bis 13 dieſes Titels, welche die privat- 
rechtliche Entſchädigungspflicht des Unternehmens zum Gegenſtand 
haben, regelt 8 14 die öffentlich rechtliche Verbindlichkeit des 
Unternehmers zur Herſtellung und Unterhaltung der dort be⸗ 
zeichneten Anlagen und zwar gehört dieſe Verbindlichkeit auch 
inſoweit dem öffentlichen Recht an, als jene Anlagen im Intereſſe 
benachbarter Grundſtücke herzuſtellen find. In welchen Ab- 
ſchnitten des Verfahrens die demgemäß erforderlichen An⸗ 
ordnungen und Feſtſetzungen von den dazu berufenen Behörden 
zu treffen find, darüber enthalten die im Tit. III „Enteignungs⸗ 
verfahren“ unter der Ueberſchrift „Feſtſtellung des Plans“ ent- 
haltenen 58 15, 18 bis 21 die maßgeblichen Beſtimmungen. 
Danach iſt das Verfahren ſo geſtaltet, daß zunächſt ſchon der 
Unternehmer ſelbſt in dem von ihm der Behörde vorzulegenden 
Plan die nach § 14 erforderlichen Anlagen vorzuſehen hat. 
Die Behoͤrde, welche den Plan vorläufig feſtzuſtellen hat, hat 
darüber zu befinden, ob, ſoweit ſolche Anlagen in dem Plane 
vorgeſehen find, ſie genügen oder nicht, und hat geeigneten 
Falls Aenderungen und Ergänzungen anzuordnen; ſoweit 
aber der Unternehmer von ſolchen Anlagen überhaupt ganz 
abgeſehen hat, hat ſie ſelbſtändig deren Herſtellung ihm 
aufzugeben. Iſt der Unternehmer mit dem Inhalt dieſer 
Feſtſetzung nicht zufrieden, ſo ſteht ihm die Beſchwerde an den 
zuſtändigen Miniſter offen. Wird ſpäter der Antrag auf 
definitive Planfeſtſetzung geſtellt, — was keineswegs unbedingt 
nothwendig iſt, — ſo iſt in dieſem Verfahren, wie über den 
ganzen Plan fo auch über die im vorläufigen Planfeftftellungs- 
verfahren gemäß § 14 getroffenen Anordnungen zu entſcheiden 
(§ 21 Abſ. 1 Nr. 2). Was nun die Zuſtändigkeit anlangt, fo 
iſt nach § 150 des ſeit dem 1. Juli 1889 (vergl. § 155 der 
Kreisordnung für Schleswig - Holſtein vom 26. Mai 1888, 
Geſetzſammlung S. 139) auch in Schleswig ⸗Holſtein in Geltung 
befindlichen Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 1883 die vor⸗ 
läufige Planfeſtſtellung von den Regierungspräſidenten vor⸗ 
zunehmen; die definitive liegt dem Bezirksausſchuſſe ob. Im 
gegenwärtigen Falle ift der Beſchluß vom 11. August 1897, 
der Anordnungen auf Grund des § 14 enthält, von den Re⸗ 
gierungspräfidenten erlaſſen; es erſcheint daher die Annahme 
gerechtfertigt, daß man es hier mit einem vorläufigen Plan- 
feſtſtellungsbeſchluß im Enteignungsverfahren zu thun hat; denn 
außerhalb des Enteignungsverfahrens kann der § 14 des Ent- 
eignungsgeſetzes (anders verhält es ſich mit dem § 14 des 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838) überhaupt nicht an- 
gewendet werden, die definitive Planfeſtſtellung liegt, wie erwähnt, 
in der Hand des Bezirksausſchuſſes, und im Enteignungs⸗ 
verfahren giebt es keinen anderen Abſchnitt des Verfahrens, in 
dem ein Beſchluß in Gemäßheit des § 14 ergehen könnte, als 
das Planfeſtſtellungsverfahren, deſſen Weſen und Zweck es eben 
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iſt, wie ſchon fein Name andeutet, daß in ihm die Geſammt⸗ 
heit der Maßnahmen feſtgeſtellt und angeordnet werde, welche 
der Unternehmer zur Ausführung ſeines Unternehmens vor⸗ 
zunehmen berechtigt und verpflichtet iſt. Die von der Reviſion 
anſcheinend vertretene Meinung, daß für den Beſchluß aus 8 14 
ein eigenes, beſonderes Verfahren außerhalb des Rahmens der 
Planfeſtſtellung beſtehe oder möglich ſei, iſt irrig, und, wenn 
fie hierfür fich auf den Umſtand berufen zu können glaubt, daß 
am Schluſſe des $ 14 der § 21 in Bezug genommen ift, fo 
erweiſt ſolches die Unrichtigkeit dieſer Annahme; denn der im 
8 14 in Bezug genommene $ 21 handelt gerade von dem 
definitiven Planfeſtſtellungsbeſchluß. Die aus dem 
Vorſtehenden ſich ergebende Auffafjung von dem Charakter des 
Beſchluſſes vom 11. Auguſt 1897 als eines vorläufigen Plan- 
feſtſtellungsbeſchluſſes ſcheint auch deſſen Inhalt zu beftätigen; 
denn es wird darin nicht nur auf den vorläufigen Plan- 
feſtſtellungsbeſchluß vom 6. Dezember 1887 Bezug genommen, 
ſondern er ſtellt ſich auch ſachlich als eine Ausführung der dort 
gemachten Vorbehalte dar. Denkbar wäre es nun allerdings 
auch, daß die Abficht und Meinung des Regierungspräfidenten 
dahin gegangen fein konnte, in dem gedachten Beſchluſſe einen 
definitiven Planfeſtſtellungsbeſchluß zu erlaſſen, der, namentlich 
bei einem größeren Unternehmen, wohl auch ſtückweiſe wird er⸗ 
Iaffen werden können, und zwar im Beſonderen dann, wenn 
Vorbehalte in den vorher ergangenen Beſchlüſſen gemacht find, 
ſei es in dem vorläufigen, ſei es in dem definitiven Beſchluß. 
Auf ſolchen Willen ſcheint die Bemerkung am Ende des Be⸗ 
ſchluſſes hinzudeuten, in welcher der Regierungspräfident es 
beſonders begründet, daß er und nicht der Bezirksausſchuß zum 
Erlaſſe dieſes Beſchluſſes zuſtändig ſei; denn die Zuſtändigkeit 
des Bezirksausſchuſſes kann überhaupt nur hinſichtlich eines 
definitiven Planfeſtſtellungsbeſchluſſes in Betracht kommen, da 
der vorläufige auf jeden Fall ausſchließlich von dem Regierungs⸗ 
präfidenten (nämlich ſoweit es ſich um den Gegenſatz zum 
Bezirksausſchuß handelt) zu erlaſſen iſt. Es kann indeſſen un⸗ 
erörtert bleiben, ob eine ſolche Zuſtändigkeit des Regierungs⸗ 
präfidenten wirklich begründet fein mochte und ob nach dem 
Sinne und der Tragweite der beſonderen Nebergangsvorſchrift 
des § 155 Abſ. 3 der Kreisordnung für Schleswig⸗Holſtein 
vom 26. Mai 1888, auf die es hier allein ankommt, die An- 
nahme moͤglich iſt, daß in Enteignungsſachen, die vor dem 
1. Juli 1889 anhängig geworden und nachher noch anhängig 
geblieben find, der Erlaß des definitiven Planfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes in die Hände des Regierungspräfidenten anſtatt in 
die des Bezirksausſchuſſes gelegt ſein könnte; denn ſelbſt wenn 
dieſe, ſchweren Bedenken begegnende, Annahme zu bejahen wäre, 
und der Beſchluß vom 11. Auguſt 1897 als ein definitiver 
Planfeſtſtellungsbeſchluß im Sinne des § 21 des Enteignungs⸗ 
geſetzes fich darſtellen ſollte, würde dies Alles der Kl. zu keinem 
Erfolge verhelfen können, da ihre Klage aus folgendem Grunde 
auf keinen Fall durchzudringen vermag. Der nach § 24 des 
Enteignungsgeſetzes von dem Unternehmer zu ſtellende Antrag 
auf Feſtſetzung der Entſchädigung hat zur nothwendigen Vor⸗ 
ausſetzung, daß demjenigen, der entſchädigt werden ſoll (ab- 
geſehen von dem hier nicht vorliegenden Fall des § 16), im 
Wege des Zwanges der Enteignung entweder das Eigenthum an 
Grund und Boden oder ſolche Rechte, die mit dieſem Eigenthum 
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verknüpft find, entzogen oder daß ſein Eigenthum und die damit 
verbundenen Rechte mit Einſchränkungen belaſtet werden ſollen, alſo 
mit anderen Worten, daß ihm etwas enteignet werden ſoll oder 
worden iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt hier nicht gegeben. Es muß 
nachdrücklich darauf hingewieſen werden, daß es fich hier nicht 
um die Entſchädigung dafür handelt, daß der bisherige Löſch⸗ 
und Ladeplatz unbrauchbar geworden iſt, daß vier Brunnen 
verfiegt find und daß das Waſſer des Audorfer See's nicht 
mehr zur Keſſelſpeiſung benutzt werden kann, ſondern daß die 
Kl. Erſatz derjenigen Schäden begehrt, die ihr nach ihrer 
Meinung durch die auf ihrem Grund und Boden zu bewirkende 
Ausführung der dem Reichsfiskus auf Grund des § 14 a. a. O. 
gemachten Auflagen erwachſen werden. Nun richten ſich die 
Anordnungen, die auf Grund des 8 14 getroffen werden, aus 
ſchließlich gegen den Unternehmer; er wird Auflagen und Ver⸗ 
pflichtungen unterworfen, gegen ihn wird Zwang geübt. Allein 
Dritte unterliegen ſolchem Zwange auf Grund des $ 14 
nicht; fie find nicht gehalten, die Maßnahmen, die der Unter- 
nehmer in Folge der ihm gewordenen Auflage auf ihrem Grund 
und Boden vorzunehmen hat, zu dulden, es ſteckt in der gegen 
den Unternehmer auf Grund des § 14 gerichteten Anordnung 
nicht etwa mittelbar zugleich auch ein gegen Dritte 
ſich wendendes Gebot, ſich die Ausführung dieſer An⸗ 
ordnungen durch den Unternehmer gefallen zu laſſen bezw. ein 
gegen fie gerichteter Enteignungszwang, vielmehr liegt die Sache 
ſo, daß, wenn der Unternehmer zur Erfüllung der ihm aus 
§ 14 obliegenden Verbindlichkeiten fremdes Eigenthum dauernd 
oder zeitweiſe in Anſpruch nehmen muß, das Enteignungs⸗ 
verfahren zu dieſem Zweck gegen die dritten Eigenthümer be⸗ 
ſonders durchgeführt werden muß. Wenn vorübergehende 
Beſchränkungen in Frage ſtehen, muß demgemäß auf Grund 
des 8 4 des Enteignungsgeſetzes ein beſonderer Be⸗ 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes (§ 150 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883) ergehen, der dieſe Beſchränkungen 
des fremden Eigenthums anordnet und ihre Duldung dem 
betreffenden Eigenthümer auferlegt. Das alles fehlt 
hier. Der Kl. ſteht es frei, ob fie die von dem Reichsfiskus 
auf ihrem Grund und Boden in Gemäßheit des Beſchluſſes des 
Regierungspräfidenten vom 6. Auguſt 1897 auszuführenden 
Arbeiten dulden will oder nicht; ein Zwang hiezu beſteht für 
ſie nicht, es iſt ihr bisher nichts enteignet worden. Daher 
iſt der § 24 des Enteignungsgeſetzes und mithin ebenſo der 
§ 18 daſelbſt unanwendbar, ſelbſt wenn man mit dem B. N. 
in wohlwollender Auslegung des Klagantrages in dieſem zugleich 
den Antrag auf Verurtheilung des Bekl. zur Stellung des 
Antrages auf definitive Planfeſtſtellung — vorausgeſetzt, daß 
dieſe noch nicht vorliegt, — erblicken wollte; denn der Antrag 
aus § 18 bildet nur die Vorbereitung für den Antrag aus 
§ 24. Im uebrigen iſt zu bemerken, daß dem Verlangen der 
Kl., Bekl. ſolle angehalten werden, gemäß § 18 a. a. O. den 
Antrag auf definitive Feſtſtellung der im Intereſſe der Kl. auf 
Grund des 8 14 auszuführenden Anlagen zu ſtellen, auch ſchon 
aus dem anderen Grunde nicht näher getreten werden konnte 
weil ein ſolches Verlangen im ordentlichen Rechtswege über ⸗ 
haupt nicht erhoben werden kann. Die Beſtimmung im $ 14 
iſt, wie ſchon oben dargelegt, rein öffentlich - rechtlicher Natur, 
und zwar auch ſoweit als die Intereſſen benachbarter Grund ⸗ 
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eigenthümer in Frage kommen. Die Vorſchriſt am Schluſſe 
des 8 14 „Ueber dieſe Obliegenheiten des Unternehmers ent- 
ſcheidet die Bezirksregierung“ ſoll, wie die geſetzgeberiſchen Ver⸗ 
handlungen ergeben, zum Ausdruck bringen, daß allein und 
ausſchließlich die Verwaltungs behoͤrde über die auf Grund des 
8 14 zu treffenden Anordnungen zu befinden hat. Jeder Ein- 
griff des Civilrichters ſoll ausgeſchloſſen ſein. Mit dem Ver⸗ 
langen, daß der Bekl. als Unternehmer gemäß § 18 einen 
Antrag auf definitive Planfeſtſtellung hinfichtlich der Anlagen 
aus § 14 ſtellen ſolle, verfolgt die Kl. vor dem Civilrichter 
ein Privatrecht, ein ſolches ſteht ihr aber in Anſehung des 
8 14 nicht zu und es würde einen unſtatthaften Eingriff des 
Gvilrichters in die allein der Verwaltungs behörde vorbehaltene 
Anwendung des § 14 bedeuten, wenn er den Unternehmer 
zwingen wollte, an die Verwaltungsbehörde mit Anträgen auf 
Grund des 8 14 heranzutreten. VII. C. S. i. S. Chemiſche 
Düngerfabrik Rendsburg 6. R.⸗Fiskus vom 17. Mai 1901, 
Nr. 101/1901 VII. 

Zum Geſetz vom 13. Juli 1883. 

19. 88 40, 97. 

Mit Unrecht zwar ſtützt fi die Rkl. zunächft auf die 
ihr von ihrem Vater ertheilte Auflaſſung; denn der B. R. hat 
einwandfrei feſtgeſtellt, daß dieſes Auflaſſungsgeſchäft nach ihrem 
und ihres Vaters Willen von der Berechtigung oder Nicht⸗ 
berechtigung des Letzteren abhängig ſein ſollte. Dagegen iſt 
der Revlfionsangriff gegen die Verneinung des Eigenthums⸗ 
erwerbs des Wilhelm K. an Nr. 38 und 39 begründet. Vom 
B. G. werden das Zuſchlagsurtheil vom 11. März 1899 und 
die Vorgänge am Zwangsverſteigerungstage, den 7. März 1899, 
namentlich der damals verkündete Gerichtsbeſchluß dahin aus⸗ 
gelegt, daß vom Zwangsverſteigerungsrichter das Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren betreffs jener beiden Flächenabſchnitte 
eingeſtellt wurde und dem Bekl. nicht nur ſein Anſpruch auf 
den Verſteigerungserlöͤs für die Parzellen vorbehalten werden 
ſollte, ſondern daß mit dem Vorbehaltsbeſchluſſe ihr Ausſchluß 
von dem Zwangsverſteigerungsverfahren bezweckt und genügend 
zum Ausdruck gebracht war. Hiernach nimmt der Vorderrichter 
an, daß Wilhelm K. die beiden Flächenabſchnitte nicht erworben, 
fie daher auch feiner Tochter gültig nicht aufgelaſſen habe, er 
erklärt deshalb die Klage für unbegründet, die Widerklage für 
begründet. Dieſe Entſcheidung beruht auf Rechtsirrthum. Es 
handelt ſich dabei nicht um eine in das Gebiet der Thatſachen⸗ 
würdigung fallende und daher etwa nicht revifible Auslegung 
gerichtlicher Verhandlungen und Entſcheidungen, ſondern um 
rechtsirrige Auffaſſung der Wirkungen und der Tragweite bes 
Eigenthumsvorbehalis für Grundſtückstheile neben dem Zu⸗ 
ſchlag des ganzen Grundſtücks. Nach 8 97 des anzuwendenden 
Preußiſchen Geſetzes über Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen vom 13. Juli 1883 erwirbt der Erſteher 
das Eigenthum des verſteigerten Grundſtücks und zwar — wie 
allgemein anerkannt — in dem Umfange, der in der Ver⸗ 
ſteigerungsbekanntmachung und in dem auf das Kataſter zurück⸗ 
geführten Grundbuche angegeben iſt. Das vorgängige Ver⸗ 
ſteigerungsausſchreiben mußte nach Ziffer 9 8 40 des 
angeführten Geſetzes die Aufforderung, wegen etwaiger Eigen⸗ 
thumsanſprüche die Einſtellung des Verfahrens herbeizuführen, 
enthalten und für den Fall der Unterlaſſung androhen, daß nach 
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erfolgtem Zuſchlag das Kaufgeld in Bezug auf den Anſpruch 
an die Stelle des Grundſtücks tritt. Daß im gegebenen Fall 
im zurüdgeführten Grundbuche die beiden beſtrittenen Flächen ⸗ 
abſchnitte nicht dem Grundſtück Nr. 2 zu Jagolitz, ſondern 
dem an Wilhelm K. zugeſchlagenen Grundſtück Nr. 1 daſelbſt 
zugeſchrieben find, daß ferner das Verſteigerungsausſchreiben 
obige Aufforderung und Androhung wirklich enthalten hat, iſt 
unbeſtritten. Nun hat der Bekl. zwar ſeine Bigenthums- 
anſprüche auf Nr. 38, 39 rechtzeitig angemeldet, es iſt aber 
von der Geſetzesauslegung und der Rechtſprechung anerkannt, 
daß trotz ſolcher Anmeldung nur durch förmliche den Vor- 
chriften der C. P. O. entſprechende Einſtellung des Zwangs- 
verſteigerungsverfahrens in Bezug auf die von dem Dritten bean- 
ſpruchten Grundſtücke, Grundſtückstheile oder Zubehörſtücke der 
Eigenthums übergang auf den Erſteher durch den Zuſchlag abgewendet 
werden kann. (Vergl. Frech ⸗Fiſcher Preußiſchen Subhaſtatlons⸗ 
ordnung S. 191 Anm. 10. Kädel, Kommentar zum Reichs. 
Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897 S. 147 letzter 
Abſatz. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. II S. 255, 
XLV S. 284. Urtheile des V. C. S. V 49/1900 vom 
28. April 1900, V 56/1900 vom 5. Mai 1900, V 323/1896 
vom 28. November 1896.) Der Bekl. hat die Einſtellung des 
Zwangsvollſtreckungsverfahrens in Anſehung der beiden be⸗ 
ſtrittenen Flächenſtücke niemals beantragt. Der Vollſtreckungs⸗ 
richter konnte daher Einſtellung gar nicht beſchließen. Er wollte 
dies aber auch nicht, wie aus dem Wortlaut des Beſchluſſes 
vom 7. März 1899 und des Zuſchlagsurtheils vom 11. März 
1899, aus ſeiner Nichtbezugnahme auf die betreffenden Ge⸗ 
ſetzesſtellen 88 690 Abſ. III, 688 Abſ. III alt der C. P. O. 
und insbeſondere auch aus dem Nichtbeftimmen der in letzt⸗ 
bezeichneter Geſetzesſtelle angeordneten Friſt deutlich hervorgeht. 
Was er in Wirklichkeit wollte, nämlich den vom Bekl. und 
verſchiedenen Anderen begehrten Rechtsvorbehalt, hat er mit 
klaren Worten ausgeſprochen. Daß aber ein ſolcher Vorbehalt, 
wenn neben dem Zuſchlag der ganzen Sache erklärt, den Ueber⸗ 
gang des Eigenthums an den von ihm gemeinten Gegenſtänden 
auf den Erſteher nicht zu verhindern vermag, vielmehr nur den 
ſchon nach dem Geſetze gegebenen Anſpruch auf das be⸗ 
treffende Kaufgeld wahrt, iſt in verſchiedenen Entſcheidungen 
des erkennenden Senats ausgeſprochen worden und hier⸗ 
von abzugehen beſteht kein Anlaß. (V 167/1888 vom 
10. Oktober 1888, Gruchot XXXIV S. 1110. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. II S. 257.) Vergeblich beruft 
ſich der Rbkl. auf das in Bd. XLV der Entſcheidungen 
S. 331 abgedruckte Urtheil des VII. C. S. des R. G., worin 
ausgeſprochen iſt, daß die Auslegung der in einem Adjudikations⸗ 
urtheile enthaltenen Subhaſtations bedingungen der Nachprüfung 
des Reviſionsrichters nicht unterliegt. Abgeſehen von dem 
allgemein abweichenden Thatbeſtand, der dieſer Entſcheidung zu 
Grunde lag, hat das gegenwärtig in Rede ſtehende Zuſchlags⸗ 
urtheil unter den allerdings unter den Zuſchlags bedingungen 
aufgeführten Vorbehalten der Anſprüche verſchiedener dritter 
Perſonen keineswegs wirkliche von allen Betheiligten genehmigte 
Verſteigerungsbedingungen verſtanden, — eine ſolche Einigung 
der Betheiligten über neue Verſteigerungsnormen behauptet ja 
Bekl. ſelbſt nicht — ſondern es iſt damit, wie oben gezeigt, 
nur der ſchon nach § 40 Ziffer 9 cit. gegebene, vom Voll ⸗ 
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ſtreckungsrichter ausdrücklich bekannt gegebene und anerkannte 
etwaige Anſpruch auf das Kaufgeld gemeint. Für Auslegung 
eines ſolchen, vom Geſetz begründeten und nach dem Geſetze zu 
beurtheilenden klaren Vorbehalts durch das B. G. war über- 
haupt kein Raum gegeben. Laut der bei Gruchot Bd. XXV 
S. 1121 abgedruckten Entſcheidungen des V. C. S. des R. G. 
vom 23. Februar 1881 hatte das B. G. einen derartigen Vor⸗ 
behalt des Subhaſtationsrichters richtig und ſachgemäß in obigem 
Sinne aufgefaßt und der Senat hat hierin eine Rechtsverletzung 
nicht gefunden. Auch dieſe Entſcheidung kann daher nicht für 
die Nichtrevifibilität der im angefochtenen Urtheile vor⸗ 
genommenen „Auslegung“ ins Feld geführt werden. Daß die 
vom B. G. und jetzt auch vom Reviſionsgegner in zweiter 
Reihe gegen den Eigenthumserwerb des Wilhelm K. vor- 
geführten Gründe, nämlich deſſen angeblicher Nichterwerbswille 
und fein böfer Glaube, den Sieg des Bekl. nicht herbeiführen 
können, bedarf einer eingehenden Ausführung nicht. Es iſt 
vom R. G. fortgeſetzt ausgeſprochen worden, daß mit dem 
Zuſchlag gemäß § 40 Ziffer 9 und 8 97 des Preußiſchen 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes die Rechte Dritter an dem ver⸗ 
ſteigerten Grundſtücke verloren gehen und weil das Geſetz hierbei 
den allenfallfigen Eintritt der Herrenlofigkeit des Grundſtücks 
nicht will und nicht beſtimmt, das Eigenthum daran nothwendig 
auf den Erſteher übergehen muß, gleichviel, ob dieſer erwerben 
will oder nicht, in gutem oder böſem Glauben ſich befindet. 
Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XLV S. 284 und 
die dort angegebenen Stellen. Iſt nach allem Ausgeführten der 
Erſteher Wilhelm K. Eigenthümer der Flächenabſchnitte Nr. 38, 
39 durch den Zuſchlag geworden und hat er dies Eigenthum, 
wie gleichfalls unzweifelhaft, gültig auf die Kl. übertragen, ſo 
iſt dieſe gemäß der für ihre Rechtsverfolgung nunmehr zur 
Anwendung kommenden 88 891, 892, 903 B. G. B. be 
rechtigt, die Herausgabe jener Theilſtücke von dem Bekl. zu 
fordern. V. C. S. i. S. Werth c. Hildebrandt vom 22. Mai 
1901, Nr. 108/1901 V. 

Zum Geſetz vom 21. Mai 1886. 

20. Art. 14. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Der von dem 
B. G. aus der dem Kirchenvorſtande als ſolchem zuſtehenden 
Verwaltungsbefugniß, wie ſie in dem Geſetze vom 20. Juni 
1875, betreffend die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden geregelt ſei, entnommene Entſcheidungsgrund, 
deſſen Richtigkeit von der Reviſion mit der Ausführung bekämpft 
wird, daß die Regelung der Gewahrſam nur eine innere Frage 
der bei der Verwaltung des Kirchenvermögens betheiligten Mit- 
glieder des Kirchenvorſtands ſein würde, die dem ordentlichen 
Richter nicht unterbreitet werden könne, kann dahin geſtellt 
bleiben, da der andere Entſcheidungsgrund des B. G. das B. U. 
trägt. Der Bekl., der ſein Recht zur Aufbewahrung der in der 
Klage bezeichneten Gegenftände aus dem ihm angeblich als 


Erboberkirchenmeiſter zuſtehenden Anſpruch auf den Vorſitz im 


Kirchenvorſtande der katholiſchen Pfarrgemeinde zu Rellinghauſen 
ableitet, beruft ſich nämlich, da das vorgenannte Geſetz vom 
20. Juni 1875 nicht nur nicht für, ſondern gegen die Aufrecht⸗ 
erhaltung eines ſolchen beſonderen Vorfitzrechtes ſpricht, auf den 
Art. 14 Abſ. 1 des Geſetzes vom 21. Mai 1886, betreffend 
Abänderungen der kirchenpolitiſchen Geſetze, um hierdurch den 
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Beweis zu führen, daß die Aufrechthaltung feines Vorfitzrechtes 
geſetzlich anerkannt ſei. Die fragliche Geſetzesbeſtimmung 
lautet: „In denjenigen Landestheilen, in welchen der 
Vorfitz im Vorſtande einer katholiſchen Kirchengemeinde nicht 
bereits vor dem Erlaß des Geſetzes vom 20. Juni 1875 einem 
weltlichen Mitgliede zuſtand, geht der Vorfitz auf den ordnungs- 
mäßig beſtellten Pfarrer und Pfarrverweſer, in Filialgemeinden 
auf die für dieſelben ordnungsmäßig beſtellten Pfarrgeiſtlichen 
über.“ Das B. G. findet in dieſer Geſetzesbeſtimmung keine 
Aufrechthaltung des vom Bekl. beanſpruchten Vorfitzrechtes, und 
darin iſt dem B. G. beizutreten. Die Pfarrgemeinde Relling⸗ 
hauſen gehört unſtreitig zum Fürſtenthum Eſſen und im 
Fürſtenthum Eſſen hat nicht, wie die Parteien ausdrücklich zu⸗ 
gegeben haben, vor dem Erlaß des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
der Zuſtand beſtanden, daß allgemein in den katholiſchen Kirchen ⸗ 
gemeinden einem weltlichen Mitgliede der Vorfitz im Kirchen ⸗ 
vorſtande zukam, es iſt vielmehr, wie der Bekl. zugiebt, nur in 
einzelnen katholiſchen Kirchengemeinden des Fürſtenthums Eſſen, 
nämlich in ſolchen, in welchen adlige Güter lagen, jenes weltliche 
Vorfitzrecht des Gutsherrn üblich geweſen. Solche einzelnen 
Pfarrgemeinden in einem Landestheile find aber nicht, wie das 
B. G. mit Recht annimmt, als Landestheile im Sinne jenes 
Art. 14 anzuſehen. Hiernach verſagt der Verſuch des Bekl., 
eine geſetzliche Grundlage für den Fortbeſtand ſeines angeblichen 
Rechts auf den Vorfitz im Kirchenvorſtande der klagenden Pfarr- 
gemeinde nachzuweiſen, und damit ſtellt ſich feine Weigerung 
zur Herausgabe der im Klageantrage bezeichneten Sachen als 
unberechtigt heraus. IV. C. S. i. S. v. Vittinghoff o. Kath. 
Pfarrgemeinde zu Rellinghauſen vom 13. Mai 1901, 
Nr. 50/1901 IV. 

Zum Stempelgeſetz. 

21. Verficherungs vertrag. 

Allerdings bildet der ſchriftliche Verficherungsantrag der 
Verſicherungsnehmer inſofern einen Theil der urkundlichen 
Grundlage des Verſicherungsvertrages, als er das bindende 
Vertragsanerbieten der einen Partei enthält, welches durch die 
Ausſtellung der von der anderen Vertragspartei allein 
vollzogenen Verſicherungspolice, nach den Beſtimmungen der 
klagenden Geſellſchaft „Verſicherungsſchein“ genannt, rechts⸗ 
wirkſam angenommen wird. In dem in der Vorinſtanz vor- 
getragenen 8 47 der Bankverfaſſung der Kl. heißt es aus⸗ 
drücklich, die Gültigkeit der Verſicherung beginne Mittags 
12 Uhr des Tages, unter welchem der Verſicherungsſchein 
ausgeſtellt worden ſei, ohne Rückſicht auf die Zeit, zu 
welcher der Verſicherungsſchein in die Hände des Agenten 
oder des Antragſtellers komme. Wie ſich ſchon hieraus 
ergiebt, iſt hienach die eigentliche, maßgebende Urkunde über 
den perfekt gewordenen Verſicherungsvertrag die Police, 
wenngleich ſie nur von einer, nicht von beiden Seiten vollzogen 
iſt. Daß dies auch die Anſicht des Geſetzgebers geweſen iſt, 
erhellt ohne Weiteres aus den Worten des Geſetzes (Tarif- 
ſtelle 70) „Verſicherungs verträge auch in der Form von 
Policen“ d. h. Verſicherungsverträge, auch wenn ſie nicht in 
einem von beiden Parteien vollzogenen Schriftſtück, ſondern 
nur in der einſeitig vom Verſicherer ausgeſtellten und unter⸗ 
ſchriebenen Police zur maßgeblichen urkundlichen Feſtſtellung 
und Darſtellung gelangt find. Daß der Verficherungsantrag 
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nicht ohne Antrag des Verficherungsnehmers zu Stande kommen 
kann, und daß dieſer Antrag nach den Statuten aller oder 
jedenfalls faſt aller Verſicherungsgeſellſchaften ſchriftlich geſtellt 
werden muß, iſt dem Geſetzgeber hiebei ſelbſtverſtändlich wohl 
bewußt geweſen (vergl. Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
1895, Stenograph. Berichte S. 2356). Es unterliegt hienach 
keinem Bedenken, im Sinne des § 2 und der Tariſſtelle 70 
des Stempelgeſetzes die zu beſteuernde Urkunde über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag, in dem Falle, wenn dieſer nicht in einem von 
beiden Parteien gemeinſam unterſchriebenen Schriftſtück enthalten 
iſt, ſondern darüber außer dem ſchriftlichen Verficherungsvertrage 
nur die einſeitig vom Verſicherer vollzogene Police vorhanden 
iſt, allein und ausſchließlich in dieſer zu erblicken und den 
Verficherungsantrag für die Frage der Beſtenerung außer Be⸗ 
tracht zu laſſen. Da die Policen der Kl. im Auslande aus- 
geſtellt find, jo verfagt der Verſuch des Bekl., aus dem neuen, 
von ihm vorgebrachten Grunde den 8 2 a. a. O. zur An- 
wendung zu bringen, vollſtändig. VII. C. S. i. S. Fiskus 


o. Lebens verficherungsbank für Deutſchland vom 10. Mai 1901, 
Nr. 115/1901 VII. 


22. 8.2. 

Was die Frage betrifft, ob der § 2 deshalb anzuwenden 
ſei, weil der Verſicherungsvertrag, wenigſtens auf einer Seite, 
nämlich der der Verſicherungsnehmer, im Inlande zu erfüllen 
ei, inſofern ſie an die im Inlande wohnenden Agenten der 
Kl. ihre Prämien zu entrichten haben, ſo nimmt das R. G. 
keinen Anſtand, ſich der Auffaſſung des B. G. anzuſchließen, 
welches dieſe Frage verneint. Es ließe ſich die Annahme ver⸗ 
theidigen, daß nach dem Inhalt des Geſetzes die Anwendbarkeit 
des 5 2 ohne Weiteres und ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei, wenn 
nicht beide Vertragsparteien, ſondern nur eine von ihnen ihre 
Vertragsverbindlichkeiten im Inlande zu erfüllen hat, da in 
ſolchem Falle nicht die Geſchäfte, ſondern eben nur ein Theil 
davon im Inlande erfüllt würden. Allein es iſt nicht nötbig, 
daß das R. G. zu dieſer Frage Stellung nimmt, da auch, 
wenn man der dem Fiskus günſtigeren Anſicht folgt, welche 
von dem III. C. S. des R. G. in dem in Bd. 42 S. 197 
der Entſch. des R. G. veröffentlichten Urtheil zum Ausdruck 
gebracht iſt und welche auch von dem B. G. getheilt wird, 
nämlich der, daß für die Anwendung des § 2 zu fragen ſei, 
welche von den beiden Gegenleiſtungen die bedeutendere ſei 
und das größere Gewicht habe, bezw. welche gegen die andere 
in dieſer Beziehung zurücktrete, die Entſcheidung nicht anders 
ausfallen kann, als wie ſie vom B. G. getroffen iſt. Wenn 
der III. C. S. des R. G. bei dem Kauf die Sachleiſtung der 
Geldleiſtung im Sinne dieſer Frage voranſtellt, ſo kann ein 
ernftlicher Zweifel darüber nicht obwalten, daß bei dem Ver⸗ 
ſicerungsvertrage die Zahlung der Verficherungsſumme die 
weitaus größere Bedeutung gegenüber der Zahlung der Prämie 
beanſprucht. Jene Leiſtung iſt das eigentliche Ziel und der 
Zweck des ganzen Vertrages, die Prämienzahlung nur das 
Mittel hiezu. Freilich ift es an ſich mißlich, bei zweiſeitigen 
Verträgen in dieſer Weiſe die beiderſeitigen Leiſtungen gegen 
einander abzuwägen und die Intereſſen und Zwecke der einen 
Partei gegenüber denen der anderen in den Vordergrund zu 
ſtellen. Allein wenn das einmal, wie hier, geſchehen muß, — 
die Anficht, daß allein ſchon die nackte Thatſache, daß eine 
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der beiden Vertrags parteien den Vertrag im Inlande zu erfüllen 
hat, die Anwendung des 8 2 rechtfertige, vermag der erkennende 
Senat nicht zu billigen, — ſo wird ſich nicht wohl in Abrede 
ſtellen laſſen, daß der Verficherungsvertrag in feinem ganzen 
Weſen und in ſeiner Ausgeſtaltung hauptſächlich durch den von 
der einen Vertragspartei, nämlich dem Verficherungsnehmer, 
mit dem Vertrage verfolgten Zweck beherrſcht wird. Es ſoll 
keineswegs verkannt werden, daß bei dem gewerbsmäßigen 
Betrieb des Verficherungsgeſchäftes das Intereſſe und Ziel des 
Verſicherers auf die Vereinnahmung der Prämien gerichtet iſt. 
Auch iſt anzuerkennen, daß hinſichtlich der Geſammtheit der 
Prämienzahlungen inſofern von einer Oleichwerthigkeit der 
Leiſtung mit der Verſicherungsſumme ſich reden läßt, als in 
einer nicht geringen Zahl von Fällen deren Betrag unter 
Hinzurechnung gewöhnlicher Verzinſung vielleicht nicht allzuweit 
hinter dem Betrage der Verſicherungsſumme zurückſtehen mag. 
Allein dies alles kann nicht ausſchlaggebend ſein. Dem letzteren 
Gefichtspunkt läßt ſich der andere entgegenſtellen, daß ebenfalls 
ſehr häufig — auf den Prozentſatz kann es ſelbſtverſtändlich 
nicht ankommen — eine einzelne oder wenige Prämienzahlungen 
ſchon die Zahlung der ganzen Verficherungs ſumme im Gefolge 
haben können und daß jedenfalls die einzelne, im Inlande 
geleiſtete Prämienzahlung, die gerade für die vorliegende Frage 
auch für ſich allein in Betracht kommt, da es ja keineswegs 
feſtſteht, daß der Verſicherungsnehmer ſtets im Inlande wohnen 
oder zahlen wird, im Verhältniß zur Leiſtung der Verficherungs⸗ 
ſumme ganz in den Hintergrund tritt. Wenn nun im vor⸗ 
liegenden Fall noch hinzutritt, daß der Verficherungsnehmer — 
wie der B. R. in unangreifbarer Feſtſtellung des Inhalts der 
Bankverfaſſung dargelegt hat — die Wahl zwiſchen zwei Er⸗ 
füllungsorten hat, von denen der eine im Auslande, in 
Gotha, und nur einer im Inlande belegen iſt, und daß unter 
gewiſſen Umſtänden auch er ſogar im Auslande erfüllen 
muß (nämlich bei verſpäteter Prämienzahlung), was weiter 
nach der Annahme des B. R. auch von der Zahlung der Nach⸗ 
ſchüſſe gelten ſoll, ſo iſt in der rechtlichen Würdigung dieſer 
geſammten Verhältniſſe des vorliegenden Falles dem B. R. 
dahin beizupflichten, daß der von dem Bekl. verlangten An⸗ 
wendung des $ 2 des Stempelgeſetzes die Anerkennung zu 
verſagen iſt. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

23. Art. 659. 

Die Revifion rügt zunächſt: Das B. G. habe den 
Art. 659 0. 6. durch deſſen Anwendung und den Art. 658 c. 0. 
durch Nichtanwendung auf den vorliegenden Fall verletzt; denn 
die Vorausſetzungen der erſteren Beſtimmung lägen nicht vor, 
da der untere Theil der Scheidemauer genügend ſtark ſei, um 
die Erhoͤhung zu tragen, es einer Niederreißung derſelben daher 
nicht bedurft habe. Dagegen ſei der in Art. 658 cit. vor 
geſehene Fall der Erhöhung der im ungetheilten Gigenthum 
der Parteien ſtehenden Scheidemauer gegeben. Sowohl der 
von der letzteren bedeckte Grund und Boden als auch der über 
derſelben befindliche Luftraum ſeien gemeinſchaftlich. Der Letztere 
dürfe daher auch für die Erhöhung der gemeinſchaftlichen Mauer 
benützt werden. Dieſe Beſchwerde erſcheint unbegründet. Das 
B. G. hat nicht verkannt, daß der in Art. 659 vorgeſehene 
Fall fich mit dem vorliegenden nicht vollſtändig deckt. Es hat 
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aber trotzdem dieſe Beſtimmung angewendet, weil es darin einen 
für dieſen Fall zutreffenden allgemeinen Rechtsgrundſatz aus⸗ 
gedrückt fand. Hierin liegt kein Rechtsirrthum. Indem nämlich 
Art. 659 für den Fall, daß eine gemeinſchaftliche Mauer nicht 
ſtark genug iſt, um eine Erhöhung zu tragen, vorſchreibt, daß 
derjenige, der ſie erhöhen will, ſie von Grund aus auf ſeine 
Koſten aufbauen und den Zuſatz an Dicke auf ſeine Seite 
nehmen müſſe, giebt derſelbe nicht etwa eine Aus nahme⸗ 
Beſtimmung, welche nur in dem darin vorgeſehenen beſondern 
Falle Anwendung finden ſoll, ſondern er beſtimmt das in 
Art. 658 c. c. den beiden Nachbarn zugeſprochene Recht der 
Erhöhung einer ſolchen Mauer näher dahin, daß, wenn die 
Verdickung derſelben im ausſchließlichen Intereſſe des einen 
Nachbars vorgenommen werden ſoll, der hierzu nöthige weitere 
Flächen- und Luftraum von demſelben allein herzugeben iſt. 
Es erſcheint unbedenklich, die letztere Beſtimmung auch in dem 
hier vorliegenden Falle anzuwenden, daß eine ſich verjüngende 
Scheidemauer zwar in ihrem untern, nicht aber in ihrem obern 
Theile die für die Bauzwecke des einen Nachbarn erforderliche 
Stärke beſitzt und daß daher dieſer Nachbar fie in feinem 
alleinigen Intereſſe nur in ihrem obern Theile verſtärken will; 
denn ſofern durch eine ſolche Verſtärkung dem andern Nachbar 
ein Theil des über ſeinem Grundſtücke befindlichen Luftraums 
entzogen wird, iſt dieſer Fall rechtlich gerade ſo anzuſehen, wie 
wenn ihm zu dieſem Zwecke ein Theil ſeines Grund und Bodens 
nebſt dem darüber befindlichen Luftraum entzogen würde. 
Es iſt daher als der Abficht des Geſetzgebers entſprechend zu 
erachten, daß auch in dem letzteren Falle die Vorſchrift des 
Art. 659 c. c. Anwendung finde. Wollte man in einem ſolchen 
Falle den Nachbarn, der kein Intereſſe an der baulichen Veränderung 
der Scheidemauer hat, als zur Ueberlaſſung eines entſprechenden 
Theils des von ihm ſeither benützten Luftraums verpflichtet an- 
ſehen, fo würde dieſes dem oben dargelegten, in Art. 659 6. c. 
ausgedrückten Grundſatze widerſprechen und eine Bereicherung 
des einen Nachbars auf Koſten des anderen zur Folge haben. 
Gegenüber dieſen Erwägungen kann auch nicht das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht darauf gelegt werden, daß es ſich im ge⸗ 
gebenen Falle lediglich um eine nach Art. 658 c. c. zuläſſige 
Erhöhung des unteren, dickeren Theils der Mauer handle; 
denn wenn auch nach dieſer Vorſchrift eine Scheidemauer, welche 
nur einerlei Dicke hat, in dieſer Dicke von dem einen Nachbarn 
weiter aufgebaut werden darf, ſo iſt doch dann, wenn, wie im 
gegebenen Falle, eine ſolche Mauer in ihrem oberen Theile eine 
geringere Dicke hat, wie in ihrem unteren, eine Erhöhung der⸗ 
ſelben hoͤchſtens in derjenigen Dicke zuläſfig, welche der obere, 
verfüngte Theil hat. Zunächſt weiſt nämlich ſchon der in dem 
Geſetze gebrauchte Ausdruck „exhausser“ darauf hin, daß in 
einem ſolchen Falle die Mauer nur in derjenigen Dicke weiter⸗ 
geführt werden darf, welche der obere Theil hat; denn nur der 
letztere, nicht auch der dickere, untere Theil wird erhöht, indem 
ſich der Aufbau unmittelbar nur an den oberen, verjüngten 
Theil anſchließt und er ſomit als eine Fortſetzung der letzteren, 
nicht aber des unteren dickeren Theils erſcheint. Jedenfalls liegt 
dieſe Auffaſſung am nächſten. Ferner find ſolche geſetzlichen 
Eigenthumsbeſchränkungen, wie die hier in Frage ſtehende, im 
Zweifel in dem den Eigenthümer des belafteten Grundſtücks 
weniger beſchwerenden Sinne auszulegen. In der Regel aber 
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wird der letztere Eigenthümer durch eine lediglich im Intereſſe 
des Nachbarn vorgenommene Erhöhung oder Verſtärkung einer 
Scheidemauer um jo mehr beſchwert, in je größerer Dicke die⸗ 
ſelbe erhöht oder verſtärkt wird, namentlich wenn, wie im ge⸗ 
gebenen Falle, ihm durch die Verdickung der Mauer ein Theil 
des von ihm bereits in Benützung genommenen Luftraums ent. 
zogen wird. Hiergegen kann auch nicht geltend gemacht werden, 
daß der ganze über dem untern Theil der Mauer befindliche 
Luftraum wegen der Gemeinſchaftlichkeit derſelben als im 
Miteigenthum der beiden Nachbarn ftehend zu betrachten ſei 
und daher ſtets für die Erhöhung oder Verſtaͤrkung der Scheide ⸗ 
mauer verwendet werden dürfe. Dieſe Anficht iſt nicht zutreffend; 
denn wenn auch in den Art. 656, 657 und 658 c. 0. die bezüglich 
einer Scheidemauer Berechtigten als copropriétaires bezeichnet 
werden und von namhaften franzöfiihen Rechtslehrern das 
zwiſchen denſelben beſtehende Rechtsverhältniß als Miteigenthum 
mit gezwungener Ungetheiltheit aufgefaßt wird, ſo wird doch 
auch von den Vertretern dieſer Anficht anerkannt, daß die 
mitoyenneté ſich von einem gewohnlichen Miteigenthum in 
manchen Punkten unterſcheidet (vergl. Laurent Bd. 7 Nr. 494 
und 495) beziehungsweiſe daß dieſelbe eine Gemeinſchaft be⸗ 
ſonderer Art und als ſolche beſonderen Regeln unterworfen iſt 
(vergl. Demolombe Bd. 11 Nr. 309, Aubry und Rau Bd. II 
8 222 S. 417). Jedenfalls noͤthigt die erwähnte geſetzliche 
Ausdrucksweiſe nicht dazu, auf das fragliche Rechtsverhältniß 
alle für das Miteigenthum geltenden Rechtsſätze, insbeſondere 
denjenigen des Art. 552 c. c. anzuwenden. Vielmehr iſt be⸗ 
züglich jedes dieſer Rechtsſätze zu prüfen, ob derſelbe feinem 
Inhalte nach auf die beſondere Natur und den beſonderen Zweck 
des fraglichen Rechtsverhältniſſes paßt, oder ob nicht wegen der 
letzteren Beſonderheiten deſſen analoge Anwendung ausgeſchloſſen 
tft. Bezüglich des Art. 552 c. c. führt dieſe Prüfung dazu, 
ein Miteigenthum der Nachbarn an dem ganzen, über und 
unter einer Scheidemauer befindlichen Raume zu ver⸗ 
neinen und hiernach die Gemeinſchaft auf die Scheidemauer 
ſelbſt zu beſchränken, jedoch unbeſchadet der ſich aus ausdrücklichen 
geſetzlichen Beſtimmungen für die Nachbarn ergebenden Be⸗ 
fugniſſe. Soweit daher nicht die Scheidemauer ſelbſt in Frage 
iſt, ſtehen jedem der Nachbarn die vollen Eigenthumsbefugniſſe 
an ſeinem ganzen Grundſtücke bis zu deſſen geometriſcher 
Grenze zu. So iſt namentlich jeder der Nachbarn berechtigt, 
den unter der Scheidemauer befindlichen Boden und den darüber 
befindlichen Luftraum bis zur Grenze inſoweit ausſchließlich zu 
benutzen, als dies nicht durch das Beſtehen und den Zweck der 
Mauer als damit unvereinbar ausgeſchloſſen wird. Hiernach 
kann aber ein Angrenzer aus der Beſtimmung des Art. 552 c. c. 
allein die Befugniß zum Höherbauen einer nach oben hin ſich 
verjüngenden Mauer in den ganzen, über dem untern, dickeren 
Theil befindlichen Luftraum hinein nicht herleiten, ſoweit er nicht 
ſchon durch die Vorſchrift des Art. 658 c. c. hierzu ermächtigt 
iſt, was nach obiger Erörterung im gegebenen Falle nicht zu- 
trifft. Wenn aber der eine Nachbar überhaupt nicht befugt iſt, 
für den Fall der von ihm in ſeinem Intereſſe vorgenommenen 
Erhöhung einer Scheidemauer dieſelbe auf der Seite des 
anderen Nachbars zu verſtärken, ſo kann ihm dieſes Recht auch 
in dem Falle nicht zuftehen, daß er die Mauer im Verhältniß 
zu ihrem ſeitherigen Zuſtande nicht erhöhen, ſondern nur ver- 
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ſtärken will; denn wenn derſelbe auf Grund des Rechts der 
mitoyenneté als zur Vornahme einer Verſtärkung an ſich be⸗ 
fugt iſt, ſo können ihm doch im Falle der Ausführung einer 
ſolchen im Geſetze nicht ausdrücklich vorgeſehenen Arbeit bezüglich 
der Inanſpruchnahme des Nachbargrundſtücks und des darüber 
oder über der Scheidemauer ſelbſt befindlichen Luftraums keine 
weitergehende Rechte zuſtehen, wie im Falle der im Geſetze aus⸗ 
drücklich vorgeſehenen Erhöhung der Mauer. II. C. S. i. S. 
Weitz o. Batſche vom 26. April 1901, Nr. 53/1901 II. 

24. Art. 857. 

Zwar konnte der Annahme des B. R., daß zum Ausſchluſſe 
des Art. 857 c. c. der Nachlaß müſſe aufgehört haben, 
Benefiziarnachlaß zu fein, und daß eine perſöͤnliche Haftungs⸗ 
übernahme von Benefiziarerben gegenüber beftimmien Erb⸗ 
gläubigern nicht zum Ausſchluſſe des Art. 857 dieſen 
gegenüber zureiche, nicht beigetreten werden; ſeinen weiteren 
Ausführungen, daß der von den Kl. geltend gemachte Verzicht 
von 5 Benefiziarerben auf die Rechtswohlthat des Inventars 
nur zum Scheine erfolgt ſei, und den hieraus gezogenen 
rechtlichen Folgerungen ſtehen ferner die auch von der Reviſion 
hervorgehobenen Bedenken entgegen, es habe der B. R., von 
der gedachten rechtsirrthümlichen Auffaſſung des Art. 857 
ausgehend, bei feinen Erwägungen außer Betracht gelaſſen, daß 
die Kl. nach ihrem Vorbringen, als fie ſich die Verzichts⸗ 
urkunde ausſtellen ließen, ſich nur aus den jetzt im Streit 
befindlichen Anſprüchen der Erben gegen die Bekl. zu befriedigen 
beabſichtigen, im Uebrigen aber die Erben nicht in Anſpruch 
nehmen wollten und demzufolge bei der Uebernahme einer 
perſöͤnlichen Haftung durch jene Benefizlarerben gleichzeitig 
vereinbarten, daß nur aus den in dem angeblichen Gegenſcheine 
bezeichneten Vermögensobjekten der Schuldner Befriedigung ge⸗ 
ſucht werden ſolle. Das Urtheil des B. R. wird aber getragen 
durch deſſen weiteren ſelbſtändigen Entſcheidungsgrund, daß 
die Bekl. nicht Miterbin ſei, weil ſie von der ihr noch offen 
geſtandenen Befugniß zur Erbentſagung gehörigen Gebrauch 
gemacht habe. II. E. S. i. S. Weil c. Elias vom 3. Mai 1901, 
Nr. 54/1901 II. 

25. Art. 1477. 

Das O. L. G. geht von der Auffaſſung aus, daß der 
Art. 1477 c. c., um deſſen Anwendung es ſich handelt, nicht 
blos ein Verſchweigen der betr. Vermögensgegenſtände, ſelbſt 
wenn dieſes ein wiſſentliches iſt, ſondern zugleich die fraudulöfe 
Abſicht des Verſchweigenden, den Willen des Verſchweigenden, 
die übrigen Betheiligten zu betrügen, vorausſetzt. Dieſe be⸗ 
trügeriſche Abficht hat das O. L. G. bezüglich des B. verneint 
und deshalb den genannten Artikel nicht für anwendbar erklärt. 
Die Revifion beſtreitet an und für ſich nicht die Richtigkeit 
dieſer auch in Doktrin und Rechtſprechung allgemein anerkannten 
Rechtzanſchauung, glaubt aber, daß bei einem wiſſentlichen 
Verſchweigen, wie es vom O. L. G. feſtgeſtellt ſei, der böſe 
Glaube fo lange anzunehmen ſei, als nicht ſeitens des Ver⸗ 
ſchweigenden der Beweis für ſeinen guten Glauben erbracht 
werde. Dieſe Aufſtellung iſt irrthümlich. Es iſt lediglich 
chatſächliche Frage, ob die fraudulöſe Abſicht des Verſchweigenden 
anzunehmen ſei oder nicht. Eine ſolche Vermuthung, wie ſie 
von der Revifion behauptet wird, beſteht nicht und wird auch 
nicht in der franzöfiſchen Rechtſprechung anerkannt. Vergl. 
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Laurent t. XXIII Nr. 20, 21 und die daſelbſt angeführten 
Judikate. II. C. S. i. S. Rambour und Gen. c. Perſonne 
und Gen. vom 26. April 1901, Nr. 71/1901 II. 

26. Dekret vom 16. Fructidor III. 

Das O. L. G. nimmt mit Recht an, daß die Vorſchrift 
des Dekretes vom 16. Fructidor des Jahres III der franzöfiſchen 
Republik, durch welche den Gerichten über jede Art von Ver- 
waltungs handlungen das Rechtſprechen verboten iſt, auch heute 
noch in Kraft beſteht und insbeſondere durch den § 4 des 
Einf. Gef. zur C. P. O. nicht als aufgehoben zu gelten hat. 
Die im § 4 getroffene Beſtimmung, daß für bürgerliche Rechts- 
ſtreitigkeiten, für welche nach dem Gegenſtande oder der Art 
des Anſpruchs der Rechtsweg zuläſſig iſt, aus dem Grunde, 
weil als Partei der Fiskus u. ſ. w. betheiligt iſt, der Rechts 
weg durch die Landesgeſetzgebung nicht ausgeſchloſſen werden 
darf, iſt vielmehr von dem O. L. G. in Uebereinſtimmung mit 
mehreren neueren Entſcheidungen des erkennenden Senats des 
R. G. zutreffend dahin ausgelegt worden, daß der angezogene 
§ 4 nur in den Fällen Platz greift, in welchen der Rechtsweg 
lediglich deshalb ausgeſchloſſen war, weil der Fiskus Partei 
iſt, und daß dies dann nicht zutrifft, wenn, wie es nach dem 
Dekrete vom 16. Fructidor III der Fall iſt, der Ausſchluß des 
Rechtsweges auf dem Verbote der Einmiſchung der Gerichte 
in die Verwaltung, dem Verbote einer Kritik der Verwaltungs⸗ 
handlungen beruht. Das O. L. G. hatte bei der Beurtheilung 
der Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtsweges nach Maß- 
gabe des thatſächlichen Vorbringens des Kl. daher zu 
prüfen, ob der Klageanſpruch in das der Rechtſprechung der 
Gerichte entzogene Gebiet einer Kritik von Verwaltungs- 
maßregeln falle. Das O. L. G. hat dieſe Prüfung nach den 
durch die thatſächlichen Behauptungen des Kl. gegebenen beiden 
Richtungen hin, nämlich aus dem Geſichtspunkte des von dem 
Fiskus mit U. abgeſchloſſenen Vertrages und aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Unterlaſſens von Schutzvorrichtungen für die Pferde⸗ 
ſchwemme, vorgenommen und iſt zu Entſcheidungen gelangt, 
welche eine Geſetzesverletzung nicht enthalten. Zutreffend führt 
das Oberlandesgericht aus, daß aus dem zwiſchen dem beklagten 
Fiskus und U. über die Entnahme von Sand und Kies aus 
der Saar abgeſchloſſenen Vertrage der Kl. als Dritter keine 
Rechte herleiten könne, daß überhaupt nicht der Vertrag und 
deſſen Abſchließung durch den Bekl., ſondern ein Verſchulden 
des Staates, nämlich eine Verletzung ſeiner Pflicht, für die 
Sicherheit der öffentlichen Straßen und Flüſſe zu ſorgen, die 
Grundlage des Klageanſpruches bilde und daß dieſe Pflicht 
lediglich dem Hoheitsrechte des Staates über die öffentlichen 
Straßen und Flüſſe entſpringe, die Beurtheilung des Klage⸗ 
anſpruches alſo eine Kritik von Verwaltungshandlungen erfordere, 
welche den Gerichten nach dem Dekret vom 16. Fructidor III 
unterſagt ſei. Die Seitens des Kl. hiergegen gemachten Ein⸗ 
wendungen erſcheinen nicht gerechtfertigt. Wenn auch, wie in 
der Berufungsinſtanz von dem Kl. behauptet worden iſt, es 
ih bei dem Ausbaggern der Saar nicht um eine zur Ver. 
hütung von Verſandung oder Ueberſchwemmung angeordnete 
Arbeit, ſondern um einen Vertrag gehandelt haben ſollte, 
welcher abgeſchloſſen worden iſt, weil U. Sand zum Verkauf 
und Gebrauch gewinnen wollte, ſo bleibt doch, abgeſehen davon, 
daß auch in dieſem Falle der Staat in Ausübung ſeines Rechtes 
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zur Verwaltung des öffentlichen Fluſſes den Vertrag mit U. 
abgeſchloſſen haben würde, der Erwägungsgrund des O. L. G., 
daß der Kl. als Dritter aus einem Vertrage des Fiskus mit 
U. keine Rechte ableiten könne, unberührt und rechtlich zu ⸗ 
treffend. Ueberdies bleibt die Erwägung ausſchlaggebend, daß 
der Vertrag nur den Anlaß zu der Herſtellung des Loches in 
der Saar neben der Pferdeſchwemme und ſomit zu dem Unfall, 
dem Ertrinken des Pferdes, gegeben, nicht aber den Unfall ver- 
urſacht hat. Die Urſache des Unfalls kann vielmehr nach den 
eigenen Behauptungen des Kl. nur darin gefunden werden, 
daß durch die Vertiefung des Bettes der Saar neben der 
Schwemme ohne Abſperrung der letzteren eine gefährliche Sach⸗ 
lage geſchaffen wurde. Elne Verantwortlichkeit des Fiskus 
hierfür konnte nur nach Maßgabe der Art. 1382, 1383, 1384 
des o. c. in Frage kommen. II. C. S. i. S. Deutſch c. Landes. 
fiskus von Elſaß⸗Lothringen vom 7. Mai 1901, Nr. 57/1901 II. 
M. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendanß, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Zur Frageſtellung in Schwurgerichtsſachen erhalten wir 
folgenden Beitrag: 

„Der 8 155 Nr. 2 Str. G. B. enthält keinen eigenen firaf- 
baren Thatbeſtand eines etwaigen Verbrechens gegen die Eides⸗ 
pflicht, ſondern ſagt nur, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen 
eine Verficherung unter Berufung auf einen früheren Eid der 
im 8 154 Str. G. B. erwähnten Eidesleiſtung gleichſteht. Wie 
alſo nach § 154 Str. G. B. zu fragen iſt, ob ein Eid durch 
ein falſches Zeugniß verletzt, oder ein ſolches mit einem Eide 
bekräftigt iſt, fo iſt bei Anwendung des § 155 cit. zu fragen, 
ob jene Verſicherung durch ein falſches Zeugniß verletzt, oder 
ob ein ſolches durch dieſe bekräftigt iſt. Entſch. des R. G. vom 
24. Auguſt 1900 i. S. gegen Paura D. 2993 / 1900 IX 2327. 

Danach hat die Frageſtellung zu lauten: 

1. bei promiſſoriſcher Verſicherung: 

Iſt der Angeklagte P. ſchuldig, am 5. Mai 1898 
zu M. vor dem Königlichen Amtsgericht daſelbſt, einer 
zur Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde, als 
Zeuge, welcher einen Eid geleiſtet hat, in gleicher 
Eigenſchaft eine unter Berufung auf den früher, 
nämlich am 5. Januar 1898 in derſelben Angelegenheit, 
der Civilprozeßſache S. wider E., geleiſteten Eid ab⸗ 
gegebene Verſicherung wiſſentlich durch ein falſches 
Zeugniß verletzt zu haben? 

2. bei aſſertoriſcher Verſicherung: 

Iſt der Angeklagte P. ſchuldig, am 5. Mal 1898 
zu M. vor dem Königlichen Amtsgerichte daſelbſt, 
einer zur Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde, 
als Zeuge, welcher einen Eid geleiſtet hat, in gleicher 
Eigenſchaft wiſſentlich ein falſches Zeugniß durch eine 
Verſicherung unter Berufung auf den bereits früher, 
nämlich am 3. Januar 1898 in derſelben Angelegenheit, 
der Prozeßſache S. wider E. geleiſteten Eid bekräftigt 
zu haben?“ 


— 
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Herrn Ref. St. in G. 
Verwandelt Annahmeverzug eine Bringſchuld zu Un⸗ 
gunften des Gläubigers in eine Holſchuld nach B. G. B.? 
Die Frage iſt unſeres Erachtens zu verneinen. Durch 
den Verzug des Gläubigers erleidet das Schuldverhältniß die 
im Geſetz ausdrücklich beſtimmten Aenderungen. Sobald der 
Gläubiger ſich zur Annahme bereit erklärt oder das von ihm 
Verſäumte nachholt, Hört fein Verzug auf. Eine entſprechende 
Vorſchrift war in den Entwurf I aufgenommen, wurde aber 
von der zweiten Kommiſſion als ſelbſtverſtändlich geftrichen. 
Nach Aufhören des Verzugs des Gläubigers iſt der Schuldner 
in demſelben Umfang zur Leiſtung verpflichtet wie vorher; ſo⸗ 
weit nicht durch die Beſtimmungen der 88 300 — 304 B. G. B. 
Aenderungen ſeiner Verpflichtung eingetreten find. Die Natur 
einer Verpflichtung als Bringſchuld wird durch die angezogenen 
Beſtimmungen nicht berührt. Vergl. Planck Kommentar, 
Anm. 3 zu 8 304. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Ernſt Stettenheimer beim Land- 
gericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Wilhelm Thomas 
beim Landgericht Hannover; — Rechtspraktikant Otto Then 
beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig 
Maximilian Siegfried Schopper beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtspraktikant Martin Weiglein 
beim Landgericht Weiden; — Rechtsanwalt Chriſtian Bauer 
beim Amtsgericht Forchheim; — Rechtsanwalt Paul Haß⸗ 
further beim Amtsgericht Radeberg; — Rechtsanwalt Dr. Carl 
Johannes Hentſchel beim Landgericht und beim Amtsgericht 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Wichmann beim Oberlandesgericht 
Hamm; — Rechtsanwalt Felix Königsberger beim Land⸗ 
gericht München II; — Rechtsanwälte Dr. Guſtav Brat, 
Richard Meißner beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt 
v. Paledzki beim Landgericht und beim Amtsgericht Danzig; — 
Gerichtsaſſeſſor Fiſcher beim Landgericht Hagen i. W.; — 
Rechtsanwalt Ludwig Zöller beim Landgericht Kaiſerslautern; 
— Rechtsanwalt Fritz Adolf Bohriſch beim Amtsgericht 
Mittweida. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Friedrich Moll beim Landgericht Traunſtein; — 
Rechtsanwalt Chriſtian Bauer beim Amtsgericht Oſterhofen; — 
Rechtsanwalt v. Paledzki beim Landgericht Thorn; — Rechts ⸗ 
anwalt Hans Hartmann beim Landgericht I Berlin; — Rechts- 
auwalt Dr. jur. Emil Merling beim Amtsgericht Bremen; — 
Rechtsanwalt Dr. Carl Wilhelm Heinrich Spitta beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Bremen, bei der Kammer für Handels- 
ſachen Bremerhaven und beim Oberlandesgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Paul Bruno Emil Röhrig beim Landgericht Metz. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Purgold 
in Hameln; — Rechtsanwalt Dr. Thiele in Frankfurt a. M.; 
— Rechtsanwalt Reitz in Herne. 


Für die Redaktion verantw.: M. Kempner. Verlag: W. Moeſer Buchhandlung. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14 
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Sülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 

Fran Rechtsanwalt Martha Goldſchlag in Berlin hat 
zum Andenken an ihren verſtorbenen Gemahl unferer Kaſſe 
eine Zuwendung von 100 Mark gemacht, wofür wir ver⸗ 
bindlichſt danken. 


Zu Art. 32, 33 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 125 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Gras⸗ 
horn 6. Gras horn vom 17. Mai 1901, Nr. 102/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Parteien haben einen gerichtlichen Vergleich geichloffen, 
beſſen Verbindlichkeit Kläger angefochten hat. Die Klage ift im 
den Vorinſtanzen abgewieſen. Die ae der ee iſt 


zurüdigewiefen. 
Aus den Gründen. 


Abweichend vom erſten Richter erachtet das Berufungs- 
gericht auch das auf 8 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ge⸗ 
fügte Verlangen der Klägerin für unbegründet, den Vergleich 
wegen Mangels der vom Geſetze erforderten Form für nichtig 
zu erklären. Auch die hiergegen gerichteten Angriffe find nicht 
gerechtfertigt. Bei Beurtheilung des Rechts falles iſt zunächſt in 
Uebereinſtimmung mit dem Berufungsgericht von folgender 
Unterlage, die auch von der Reviſionsklägerin nicht angegriffen 
wird, auszugehen. Der Vergleich vom 17. Februar 1900 iſt 
in einem von den Parteien geführten Vorprozeſſe von ihnen 
perſönlich in Gegenwart der Anwälte vor dem beauftragten 
Richter des Landgerichts Bremen geſchloſſen worden, nachdem 
gemäß 5 579 der Civilprozeßordnung (a. F.) ihr perſönliches 
krſcheinen angeordnet worden war. Die Beurkundung des 
Vergleichs iſt gemäß $ 160 Abſ. 2 Nr. 1 und 59 162, 163 
der Givilprozeßordnung zu gerichtlichem Protokoll erfolgt. Der 
Vergleich enthält unter II Vereinbarungen, welche ſich als Erb⸗ 
verzichts verträge (58 2346 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
darſtellen und zugleich in dem völligen Verzicht des Chemannes 
auf die Einkünfte des Sonderguts der Frau, alſo auch auf die 
ihm nach 8 1371 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehenden 
Rechte den Juhalt eines Ehevertrags (88 1432, 1434 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) betreffen; ferner unter IV den Vor⸗ 


vertrag über den notariellen Abſchluß eines Ehevertrags unter 
Berückſichtigung der unter II vereinbarten Erbverzichte. Alle 
dieſe Vereinbarungen bilden nach der unangefochtenen Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts einen integrirenden Beſtandtheil des Ver⸗ 
gleichs ſelbſt, das heißt ſie dienen unmittelbar dem Zwecke, den 
zwiſchen den Parteien herrſchenden Streit, in welchem die Ehe 
frau Herausgabe ihres Vermögens verlangte, durch gegenſeitiges 
Nachgeben zu beſeitigen; nicht etwa handelt es ſich dabei um 
Verträge, die nur gelegentlich neben den die Beſeitigung des 
eigentlichen Streits betreffenden Abmachungen geſchloſſen worden 
waren. Weiter iſt ſodaun mit dem Berufungsgericht davon 
auszugehen, daß Erbverzichtsverträge der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedürfen ($ 2348 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) und daß Eheverträge bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen 
werden müſſen ($ 1434), ſowie daß der Mangel dieſer Form 
nach 8 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit des 
Vertrages nach ſich zieht, und weiter, daß das Gleiche auch 
von einem Vorovertrage gilt, der den Abſchluß eines Vertrages 
der erwähnten Art zum Gegenſtande hat. Endlich iſt vom Be⸗ 
rufungsgericht auch nicht verkannt, daß der Bremiſche Staat 
von dem in Artikel 141 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch zu Gunſten der Landes geſetze gemachten Vor⸗ 
behalte in § 6 des Aus fuhrungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch vom 18. Juli 1899 durch die Beſtimmung Gebrauch 
gemacht hat: „Für die Beurkundung von Rechtsgeſchäften, die 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung bedürfen, find nur die Notare 
zuſtändig. Dies gilt insbeſondere von der Aufnahme von 
Teſtamenten, Eheverträgen und Erbverträgen.“ 

Die Revifionsklägerin verficht nun die vom Berufungs- 
gericht verworfene Anſicht, daß die Nichtbeobachtung der er⸗ 
wähnten Formvorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der 
Vorſchrift des § 6 des Bremiſchen Ausführungsgeſetzes bei Ab- 
ſchluß des Vergleichs die Nichtigkeit deſſelben nach ſich ziehe; 
ihr kann jedoch nicht beigetreten werden. 

Indem die Civilprozeßordnung in den erwähnten 58 160, 
162, 163 (früher 146, 148, 149) die Art und Weiſe regelt, 
wie ein bei der gerichtlichen Verhandlung eines Rechtsſtreites 
zu Stande gekommener Vergleich zu beurkunden iſt, und in 
§ 794 (früher 702) aus Vergleichen, welche nach Erhebung der 
Klage vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen find, die 
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Zwangsvollſtreckung zuläßt, bringt fie zum Ausdruck, daß die 
Aufgabe des Prozeßrichters nicht lediglich in der Erlaſſung von 
Urtheilen beſteht, ſondern daß dieſelbe ſich auch auf die Be⸗ 
urkundung von Vergleichen erſtreckt, welche vor dem Progeß ⸗ 
gericht oder einem beauftragten Richter deſſelben Über den Gegen⸗ 
ſtand des Rechts ſtreits zu Stande kommen, ſowie daß der jo 
beurkundete gerichtliche Vergleich in ſeiner Wirkung dem Urtheile 
im Weſentlichen gleichſteht. Ohne Zweifel iſt der gerichtliche 
Vergleich trotz dieſer Vorſchriften nicht minder ein Vertrag, wie 
außergerichtliche Vergleiche, für den eben deshalb alle Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts über die Erforderniſſe der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit und der Verfügungsbefugniß maßgebend find; 
allein die Beurkundung des gerichtlichen Vergleichs iſt niemals 
ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſondern ein ſolcher des 
Prozeßgerichts. Hieraus allein ergiebt ſich ſchon, daß die Vor⸗ 
ſchriften der Reichs- und Landesgeſetze über die im Wege der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu bewirkende Beurkundung der 
Rechtsgeſchäfte — und hierunter fällt der erwähnte 8 6 des 
Bremiſchen Ausführungsgeſetzes — bei der Frage, in welcher 
Weiſe das Prozeßgericht einen gerichtlichen Vergleich zu be⸗ 
urkunden habe, in keiner Weiſe in Betracht kommen konnen. 
Welter aber ergiebt ſich daraus, daß die Civilprozeßordnung den 
nach ihren Vorſchriften beurkundeten gerichtlichen Vergleich mit 
den Wirkungen des vollſtreckbaren Urtheils ausſtattet, auch die 
Folge, daß die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die 
Form gewiſſer Verträge — nur ſolche, nicht die Formen ein ⸗ 
ſeitiger Willens erklärungen, wie z. B. der Teſtamente können hier 
überhaupt in Betracht kommen — den gerichtlichen Vergleich 
nicht berühren, voraus geſetzt immer, daß die getroffene Ver- 
einbarung einen integrirenden Beſtandtheil des beiderſeitigen 


Nachgebens ſelbſt bildet, nicht etwa nur gelegentlich, vielleicht 


mit der Abficht, die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu um⸗ 
gehen, mit beigefügt worden ift. So war der Rechtszuſtand 
vor Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches und es kann ſich 
nur noch fragen, ob das Bürgerliche Geſetzbuch felbft hieran 
etwas geändert hat. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 

Das Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Reichs- 
gelegen iſt in Artikel 32 des Einführungsgeſetzes grundſätzlich 
dahin geregelt, daß die Vorſchriften der Reichsgeſetze in Kraft 
bleiben, daß ſie jedoch inſoweit außer Kraft treten, als ſich aus 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dem Einführungsgeſetz 
die Aufhebung ergiebt. Darauf folgt in Artikel 33 eine be⸗ 
ſondere Vorſchrift, welche das Verhältniß des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes der Civilprozeß ordnung, der Strafprozeßordnung, 
der Konkursordnung und des Anfechtungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch betrifft. Wollte der Geſetzgeber die wichtige Aende⸗ 
rung herbeiführen, daß es fortan unmöglich ſein ſollte, Ver⸗ 
träge und Vorverträge, welche nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
einer beſonderen Form bedürfen — als beſonders wichtiger Fall 
darf der der Uebertragung von Grundeigenthum ($ 313) hervor⸗ 
gehoben werden — als Beſtandtheile eines gerichtlichen Ver⸗ 
gleichs zu vereinbaren, ſo würde er dies, davon darf ausgegangen 
werden, deutlich zum Ausdruck gebracht haben. An einem Aus- 
ſpruche, der ſolche Abſicht erkennen ließe, fehlt es aber aller. 
wärts. Vielmehr ergiebt der bereits vom Berufungsgericht 
in Betracht gezogene Hergang bei dem Zuſtandekommen des 
Geſetzes über Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
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und der Prozeßnovelle don 1898, daß wenigſtens auf Selten 
der Regierungs vertreter und der Mitglieder der Reichstags 
kommiſſionen Uebereinſtimmung im entgegengeſetzten Sinne 
herrſchte. — Wird ausführlich dargelegt. Nach Beſprechung 
der Litteratur heißt es: ö 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſchreibt allerdings für gewiſſe 
Verträge (wozu z. B. die Erbverzichtsverträge gehören) einfach 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung vor, während es für 
andere (z. B. Cheverträge) Abſchluß vor Gericht oder Notar 
bei gleichzeitiger Auweſenheit beider Theile verlangt. Der Unter 
ſchied zwiſchen beiden Fällen beſteht darin, daß in dem erſteren 
nach 5 128 es genügt, wenn zunächſt der Antrag und ſodann 
die Annahme deſſelben von einem Gericht oder Notar beurkundet 
wird, während in dem anderen auch der Austauſch der beider⸗ 
ſeitigen Erklärungen zu beurkunden ift. Mit der in den 
58 145 —149 geregelten Frage, wie die bindende Willens. 
einigung zwiſchen den Vertragſchließenden zu Stande kommt, hat 
jene Unterſcheidung — von der Beſtimmung in 8 152 ab- 
geſehen — an ſich nichts zu thun, ſie betrifft nur den Inhalt 
der Beurkundung, der bald ein weniger vollſtändiger ſein 
darf, bald ein vollſtändigerer fein muß, und berührt den gericht⸗ 
lichen Vergleich des § 160 der Civilprozeßordnung in keiner 
Weiſe, wie dies das Berufungsgericht ebenfalls zutreffend an ⸗ 
erkennt. Auf einem anderen Gebiete liegt die in § 2847 Abſ.2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegebene Vorſchrift, daß der Erb⸗ 
laſſer, auf deſſen Erbſchaft durch Vertrag verzichtet werden ſoll, 
den Vertrag nur perſönlich ſchließen kann; fie betrifft die 
in § 2348 beſtimmte Form des Vertragsſchluſſes überhaupt 
nicht und gilt, wie die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über Geſchäftsfähigkeit und Verfügungsbefugniß z. B. der Che⸗ 
leute, auch für den gerichtlichen Vergleich im Progeß; fie iſt 
übrigens im vorliegenden Falle beobachtet worden. 

Der Vollſtändigkeit halber muß noch Folgendes hinzugefügt 
werden. Der im Vorſtehenden entwickelte Satz, daß die Vor ⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Form gewiſſer 
Verträge für prozeßgerichtliche Vergleiche, welche als integrirenden 
Beſtandtheil einen derartigen Vertrag enthalten, nicht maßgebend 
find, begreift nicht nur die Fälle, in denen gerichtliche oder 
notarielle Form erfordert wird, ſondern auch die Fälle der 
S8 566, 581, in denen das Bürgerliche Geſetzbuch ſchrift⸗ 
lichen Abſchluß, alſo Beobachtung des 8 126 verlangt, jo daß 
ein Miethvertrag über ein Grundſtück, der im gerichtlichen 
Vergleich auf längere Zeit als ein Jahr vereinbart wird, der 
Unterſchrift der Parteien nicht bedarf. Andererſeits bedarf jener 
Satz einer Einſchränkung inſofern, als durch die Vorſchrift des 
8 1317 des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Eheſchließung 
vor dem Standesbeamten die Möglichkeit einer Cheſchließung 
ausgeſchloſſen wird. Die Abficht des Geſetzgebers, daß der 
Standesbeamte, wenn er auch jetzt nicht mehr einen Ausſpruch 
über den Eheabſchluß thut, ſondern nur die Erklärung der Che⸗ 
ſchließenden entgegennimmt und beurkundet, doch ausſchließlich 
zur Entgegennahme und Beurkundung dieſes Aktes berufen ſein 
ſoll, darf als zweifellos betrachtet werden. Ob das Gleiche 
auch von der nach 88 925 oder 1015 vor dem Grundbuchamt 
zu erklärenden Auflaſſung und der Einigung über Beſtellung 
eines Erbbaurechts allenthalben oder wenigſtens da gilt, wo bie 
Landesgeſetze nicht von der in Artikel 148 des Einführungs⸗ 
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geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ertheilten Erlaubniß durch 
Zulafſung dieſer Einigung vor Gericht oder Notar Gebrauch 
gemacht haben, bedarf für den vorliegenden Rechtsfall einer 
Unterſuchung nicht. 


Zu Art. 156 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 6 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. v. d. Lühe 
c. v. Oertzen vom 20. Mai 1901, Nr. 92/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Der Rittergutsbeſitzer v. d. L., geboren am 16. Auguſt 1832, 
iſt auf den von ihm ſelbſt genehmigten Antrag ſeiner Tochter, 
der jezt Beklagten, und ihres Ehegatten durch den rechtskräftig 
gewordenen Beſchluß des Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Amtsgerichts in Wismar vom 14. Marz 1889 „für einen 
Verſchwender erklärt und als ſolcher entmündigt“. Die wieber- 
holten Anträge des Entmündigten um Wiederaufhebung der 
Eutmündigung, von denen der letzte im Jahre 1899 von den 
Kuratoren und allen feinen Kindern mitunterſchrieben war, ſind 
vom Amtsgericht abgelehnt. Nunmehr haben die Kuratoren 
dei Entmündigten mit der Ausgangs 1800 erhobenen Klage 
die Wiederaufhebung der Entmündigung beantragt, und die 
Beklagte hat ſich dieſem Antrage angeſchloſſen. Kläger machen 
geltend, daß der Catmändigte vor und bei feiner Entmündigung 
im Jahre 1889 den Charakter eines Verſchwenders gar nicht 
beſeſſen und lediglich aus Opportunitätsgränden, um zu einer 
Konſolidirung feiner Verhältnifſe zu gelangen, den Antrag, ihn 
für einen Verſchwender zu erklären, mit unterzeichnet habe. 
Ei habe auch zur Zeit der Entmündigung ein wirklicher 
Nothſtand gar nicht vorgelegen, denn bei dem großen, auf 
12 Millionen Mark geſchätzten Werthe der das Fideikommiß 
dei Entmündigten bildenden Güter habe dieſer auch auf andere 
Beife vor dem damals allerdings drohenden Konkurſe ſich retten 
lönnen. Jedenfalls ſei jetzt ein Nothſtand ausgeſchloſſen, da 
inpwiſchen die früheren Schulden berichtigt und geordnete Finanzen 
zeſchaffen ſeten; auch beabfichtige der älteſte Sohn des Cat ⸗ 
mündigten, mit deffen bereits erklärtem Einverſtändniß, nach 
Aufhebung der Entmündigung die Güter zu übernehmen. 

Daz Landgericht hat mittels Urtheils vom 31. März 1900 
auf Abweiſung der Klage erkannt, und die Berufung der Kläger 
ift zurückgewiesen. 

Auf Reviſton der Kläger iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Gründe. 

Da die Entmündigung des Rittergutsbefitzers v. d. L., 
deren Wiederaufhebung jetzt von den Klägern, ſeinen gemäß 
5 686 Abſ. 2 — 8 626 A. 2 & F. — der Civilprogeß · 
ordnung dazu befugten Vormündern — 65 1896 ff. des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel 210 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch — verlangt wird, bereits durch 
den rechte kräftig gewordenen Beſchluß des Großherzoglichen 
Amtsgerichts in Wiomar vom 14. März 1889, ſomit vor 
dem am 1. Jaun 1900 geſchehenen Inkrafttreten des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs erfolgt iſt, fo greift hier die Uebergangs- 
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vorſchrift des Artikels 156 Abſ. 1 des Ginführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ein, wonach Derjenige, der zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt iſt, von dieſer Zeit an einem nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung 
Eutmündigten gleich ſteht. Es finden daher im vorliegenden 
Falle auch die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs An- 
wendung, welche die Wiederaufhebung der wegen Verſchwendung 
erfolgten Entmündigung betreffen, und ſteht dieſer Rückwirkung, 
angeſichts der vorgedachten ausdrücklichen Uebergangsvorſchrift, 
auch der Umſtand nicht entgegen, daß die Wiederaufhebungsklage 
bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
Ausgangs 1899, erhoben tft. Der 5 6 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beſtimmt die Vorausſetzungen ſowohl der Anordnung wie 
der Wiederaufhebung der Entmündigung wegen Verſchwendung 
und zwar dahin: 
„Entmündigt kann werden: 


1. — — —ı 


2. wer durch Verſchwendung fi oder feine Familie 
der Gefahr des Nothſtandes ausſetzt; 
Die Entmündigung tft wieder aufzuheben, wenn 
der Grund der Entmündigung wegfällt.“ 

Aus dem Zuſammenhalt der Beſtimmungen in § 6 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs einerſeits mit der Uebergangsvorſchrift in 
Artikel 156 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch andererſeits ergiebt ih, worauf die Reviſion zutreffend 
hinweiſt, daß auch bei der Entſcheidung über die Wiederaufhebung 
einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Verſchwendung erfolgten Entmündigung zu prüfen iſt, ob der 
im Bürgerlichen Geſetzbuch in 8 6 Nr. 2 vorgeſehene 
Grund der Entmündigung weggefallen iſt, während die bloße 
Fortdauer des etwa mindere Anforderungen für die Ent⸗ 
mündigunz aufſtellenden Grundes des bisherigen Rechts nicht 
ausſchlaggebend iſt. Dies wird aber auch vom Berufungsgericht, 
wie der Zuſammenhang der Urtheilsgründe klar erkennen läßt, 
nicht überſehen, und iſt insbeſondere zu entnehmen aus der 
ausdrücklichen Hervorhebung, daß das in Mecklenburg Schwerin 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Geltung 
geweſene gemeine Recht mit jenem in der die Entmündigung 
wegen Verſchwendung betreffenden Materie völlig übereinſtimme. 
Im Bürgerlichen Geſetzbuch iſt der Begriff der Verſchwendung 
nicht vollſtändig definirt. Verſchwendung für ſich genommen 
iſt der Hang einer Perſon zu finnloſer, ihren Vermögens⸗ 
verhältniſſen nicht entſprechender Vergeudung des Vermögens. 
Zur näheren Begrenzung des Begriffs der Verſchwendung im 
geſetzlichen Sinne dient, dem Zwecke der Entmündigung wegen 
Verſchwendung entſprechend, der auf den Schutz des Ber- 
ſchwenders gegen ſich ſelbſt und den Schutz ſeiner Familie 
gerichtet iſt, die Beſtimmung in § 6 Nr. 2, daß die Ber- 
ſchwendung, um zur Entmündigung des Verſchwenders zu 
führen, für ihn oder ſeine Familie die Gefahr des Nothſtandes 
begründen muß. Letzteres Erforderniß bildet die objektive Seite, 
der Hang zu finnlojer Vergeudung des Vermögens die ſubjektive 
Seite der die Entmündigung des Verſchwenders bedingenden 
Verſchwendung. Nach gemeinem Recht muß ſich die Ver⸗ 
ſchwendung, um zur Entmündigung des Verſchwenders zu 
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führen, als ein eingewurzelter Hang zu leichtfinnigem Verthun 
des Vermögens, ſodaß die Verarmung des Verſchwenders zu 
erwarten fteht, darſtellen (vergl. Dernburg, Pandekten, 5. Auf- 
lage Bd. I § 57 unter 1, Urtheile des Reichsgerichts vom 
29. Juni 1882 und 15. Mai 1888 — Entſcheidungen in 
Civilſachen Bd. 7 S. 546 und Bd. 21 S. 167). Hiernach 
ſtimmen allerdings das Bürgerliche Geſetzbuch und das gemeine 
Recht in den Vorausſetzungen für die Entmündigung wegen 
Verſchwendung mit einander überein, und kann daher gemäß 
§ 6 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch im vorliegenden 
Falle, wie das Berufungsgericht zutreffend annimmt, die Wieder⸗ 
aufhebung der Entmündigung nur erfolgen, wenn der Grund, 
auf dem fie beruht, weggefallen iſt. Ferner iſt dem Berufungs⸗ 
gericht darin beizutreten, was von der Reviſion ebenfalls nicht 
bemängelt wird, daß das Vorliegen dieſer Vorausſetzung der 
Wiederaufhebung der Entmündigung nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften die Kläger zu begründen und zu beweiſen haben. 
Dagegen erregt die Beſtimmung des Inhalts der hiernach den 
Klaͤgern obliegenden Darlegungs⸗ und Beweispflicht ſeitens des 
Berufungsgerichts Bedenken. „Ueberflüſſig erſcheint auch“ — 
ſo führt das Berufungsgericht nach dieſer Richtung aus — 
„ein näheres Eingehen auf die Ausführungen der Kläger, daß 
der Entmündigte niemals ein Verſchwender geweſen und 
niemals ſich oder ſeine Familie der Gefahr eines Nothſtandes 
ausgeſetzt habe. Im vorliegenden Rechtsſtreit handelt es ſich 
nicht darum, den die Entmündigung ausſprechenden amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluß im Wege der Anfechtungsklage als 
unberechtigt bei Seite zu ſetzen, ſondern es ſteht nach dieſem 
Beſchluſſe rechtskräftig feſt, daß der Entmündigte zur Zeit des 
Erlaſſes des Beſchluſſes durch Verſchwendung ſich oder feine 
Familie der Gefahr eines Nothſtandes ausgeſetzt hat, und es 
gilt jetzt zwecks Wiederaufhebung der Entmündigung den Nach⸗ 
weis einer Veränderung der früheren Umſtände, ſei es 
nach der ſubjektiven oder objektiven Seite hin, zu führen“. — 
Richtig iſt hier, wenn das Berufungsgericht die Rechtskraft des 
Entmündigungsbeſchluſſes betont, durch welche allerdings für 
das Wiederaufhebungsverfahren die Unterfuhung, ob dieſer 
Beſchluß gerechtfertigt war, ſowie die Berückfichtigung der vor 
der Entmündigung beſtandenen Sachlage ausgeſchloſſen wird. 
Damit erledigt ſich zugleich der Angriff der Reviſion, mit 
welchem dem Berufungsgericht Verkennung der Tragweite der 
Rechtskraft des Entmündigungsbeſchluſſes vom 14. März 1889 
insbeſondere auch mit Rückficht darauf vorgeworfen wird, daß 
dieſer Beſchluß ohne Begründung iſt und ſomit der Nachweis 
einer Veränderung der für die Entmündigung maßgebend 
geweſenen Umſtände gar nicht möglich ſei. Dagegen geht das 
Berufungsgericht fehl, wenn es als Vorausſetzung der Wieder⸗ 
aufhebung der Entmündigung „eine Veränderung der früheren 
Umſtände“ in dem Sinne ſeiner weiteren Ausführungen dahin 
verlangt, daß dadurch eine „Beſſerung“ dargeſtellt wird. Das 
Ergebniß der Würdigung der nach der Entmündigung be⸗ 
ſtandenen Sachlage in ſubjektiver und objektiver Beziehung 
faßt das Berufungsgericht zuſammen mit den Sätzen: „Was 
zunächft die ſubjektive Seite anlangt, jo haben die Kläger 
ſelber ſich außer Stande erklärt, pofitive Thatſachen anzugeben, 
durch welche ſich ein Beweis einer Aenderung zum Beſſeren im 
Charakter des Entmündigten führen ließe. Ebenſo wenig find 
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die Zeugen in der Lage geweſen, ſolche Thatſachen zu bekunden, 
und fie find auch ſonſt nirgends zu Tage getreten... Ferner 
ift in objektiver Beziehung eine derartige Veränderung der Lage 
der Kuranden, daß durch dieſelbe die Gefahr des Nothſtandes 
völlig beſeitigt wird, nicht zuzugeben.“ Daran ſchließt ſich 
dann die Schlußfeſtftellung, es ſei nicht erwieſen, daß die 
Gründe, welche die Entmündigung herbeigeführt haben, zur 
Zeit weggefallen ſeien. Mit Recht macht hiergegen die Revifion 
geltend, daß zur Begründung der auf Wiederaufhebung der 
Entmündigung gerichteten Klage nur gehort, daß nach der 
jetzigen Sachlage die Vorausſetzungen der Entmündigung 
nicht vorliegen, nicht aber, daß auch eine Beſſerung des Ent⸗ 
mündigten eingetreten iſt. Liegen nach der jetzigen Sachlage 
die Vorausſetzungen der Entmündigung nicht vor, fo iſt der 
Grund der Entmündigung weggefallen und des halb die Ent- 
mündigung aufzuheben. Das Erforderniß einer „Beſſerung“ 
als Vorausſetzung der Wiederaufhebung der Entmündigung 
bedingt die Heranziehung des früheren Zuſtandes zur Ver⸗ 
gleichung mit dem jetzigen Zuſtande als entſcheidenden Maßſtab 
auch für die Wiederaufhebung der Entmündigung; damit wird 
aber dem früheren Zuſtande eine Tragweite beigelegt, die er 
nicht haben kann und auch nicht haben darf. Denn bei der 
Wiederaufhebung kommt ausſchließlich der gegenwärtige 
Zuſtand in Frage; iſt danach der Entmündigte frei von dem 
Mangel, auf dem ſeine Entmündigung beruht, der wegen Ver⸗ 
ſchwendung Entmündigte alſo insbeſondere mit dem Hange zu 
finnlofer Vermögensvergeudung nicht behaftet, fo beſteht kein 
Grund für die Aufrechterhaltung der Entmündigung und iſt 
dieſe aufzuheben, ohne daß zu prüfen iſt, ob eine „Beſſerung“ 
im Vergleich zu dem früheren Zuftande eingetreten iſt. Es iſt 
nicht nur kein Grund erfichtlich, weshalb gegenüber dem Nach⸗ 
weiſe, daß der Entmündigte jetzt mit dem für ſeine Ent⸗ 
mündigung erforderlichen Mangel nicht behaftet iſt, die Wieder 
aufhebung noch von dem Nachweiſe einer Beſſerung im Ver⸗ 
bältniß zu dem früheren Zuſtande abhängig gemacht werden 
ſollte; es ſteht ein ſolches Verlangen auch geradezu mit dem 
Geſetze im Widerſpruch, nach welchem die Entmündigung bei 
dem Wegfalle ihres Grundes ohne weiteres aufzuheben iſt. Mit 
Recht weift die Reviſion auf die mit dem Verlangen einer 
„Beſſerung“ als Vorausſetzung der Wiederaufhebung der Ent ⸗ 
mündigung verbundene unannehmbare Folge hin, daß danach 
ein in Folge unzutreffender Würdigung des früheren Zuſtandes 
unzutreffend für geiſteskrank oder für einen Verſchwender 
erklärter Entmündigter, der in Wirklichkeit gar nicht geiſtes⸗ 
krank oder gar kein Verſchwender war, die Wiederaufhebung 
der Entmündigung niemals würde erreichen können, da ſeiner 
Klage ſtets der Einwand entgegenſtände, daß er ſo geſund, ſo 
haushälteriſch, wie jetzt, ſchon zur Zeit der Entmündigung 
geweſen, alſo eine Aenderung zum Beſſeren nicht eingetreten ſei. 
Daß das Berufungsgericht mit der von ihm als Vorausſetzung 
der Wiederaufhebung der Entmündigung aufgeſtellten „Aenderung 
zum Beſſeren im Charakter des Entmündigten“ nur den Nach⸗ 
weis hat verlangen wollen, daß der Entmündigte ſetzt feinem 
Charakter nach als Verſchwender nicht anzuſehen iſt, ohne daß 
dabei der frühere Zuftand als Maßſtab in Betracht zu ziehen 
iſt und in Betracht gezogen iſt, läßt ſich auch aus dem Zu⸗ 
ſammenhange der Begründung des Berufungsurtheils mit aus 
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reichender Sicherheit nicht entnehmen, da es nach dieſer Richtung 
an wirklichen Feſtſtellungen fehlt und zumeiſt mit hypothetiſchen 
Darlegungen operirt wird. Andrerſeits ſchließt aber die ganze 
Sachlage die Feſtſtellung nicht ſchlechthin aus, daß der Ent- 
mündigte jetzt als Verſchwender nicht anzuſehen und damit der 
Grund der Entmündigung weggefallen iſt. Das hiernach auf 
rechtsirrthümlicher Auffaſſung des § 6 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beruhende Berufungsurtheil unterliegt daher der Auf⸗ 
hebung, ohne daß es des beſonderen Eingehens auf den noch 
erhobenen Angriff der Revifion bedarf, mit welchem dem Be⸗ 
rufungsgericht der Vorwurf gemacht wird, die Beſſerung der 
Lage des Entmündigten nach der objektiven Seite hin aus 
Gründen verneint zu haben, welche auf einer Verkennung des 
Begriffs „Nothſtand“ im Sinne des 8 6 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beruhen. 


Zu Art. 208 Einf. Gef. zum B. G. B. 
§ 1578 B. G. B. Art. 340 Code civil. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Meier 
c. Beier vom 10. Mai 1901, Nr. 87/1901 II. 
II. J. O. L. G. Colmar. 


Der Kläger und der Beklagte ſind Staatsangehörige des 
Königreichs Sachſen. Der Beklagte hatte jedoch ſchon vor dem 
1. Januar 1900 feinen Wohnſitz in Elſaß Lothringen; zur 
Zeit der nach dem 1. Januar 1900 geſchehenen Klageerhebung 
wohnte er in Diedenhofen. Der Kläger hat mit der Klage 
beantragt, den Beklagten zu verurtheilen: 

1. anzuerkennen, daß dem am 22. April 1880 von der 
Ida Wilhelmine Meier, jetzt Ehefrau Metzner, ge⸗ 
borenen Kläger dem Beklagten gegenüber die Rechte 
eines ehelichen Kindes zuſtehen, und 

2. darin einzuwilligen, daß das Geburtsregiſter zu Reins⸗ 
dorf dahin berichtigt werde, daß der Kläger nicht den 
Namen „Meier“ ſondern „Beier“ zu führen habe. 

Zur Begründung der Klage war geltend gemacht: Der 
Beklagte habe vom Jahre 1879 bis 1884, während welcher 
Zeit er als Bahnbeamter in Zwickau (Sachſen) angeſtellt war, 
mit der Mutter des Klägers in einem gültigen Verlöbniſſe ge⸗ 
ſtanden, zu dem insbeſondere die Eltern der Verlobten ihre 
ausdrückliche Zuftimmung ertheilt hätten; während dieſes Ver⸗ 
löbniſſes ſei Kläger von den Verlobten gezeugt und von der 
damals ledigen Meier am 22. April 1880 geboren worden. 
Dem Kläger ſtänden darnach die Rechte eines Brautkindes 
nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches für das 
Königreich Sachſen gegen den Beklagten zu. Dieſe Rechts⸗ 
ſtellung ſei auch durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches nicht geändert worden, da nach Artikel 208 Abſ. 2 des 
Einführungsgeſetzes zu dem Bürgerlichen Geſetzbuche die bis⸗ 
herigen Geſetze maßgebend blieben. 

Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Auf Reviflon 
des Klägers iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Gründe. 


Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. : 
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Die Anträge der Klage find darauf begründet, daß der 
vor dem 1. Januar 1900 außerehelich erzeugte und geborene 
Kläger zu dem Beklagten in der rechtlichen Stellung eines 
Brautkindes nach § 1578 des Bürgerlichen Geſetzbuches für 
das Königreich Sachſen ſtehe. Auf Grund des Artikels 208 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen, inwieweit einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches außerehelich 
erzeugten Kinde wegen Erzeugung im Brautſtande die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes zukomme; die Vorſchriften des 
Sächfiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches über die rechtliche Stellung 
der Brautkinder find auch durch Beſtimmungen in dem ſaͤchſiſchen 
Geſetze vom 18. Juni 1898, „die Ausführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches, betreffend“, für die hier in Betracht kommenden 
Anſprüche nicht geändert. Bei der Frage, ob dem Kläger zu 
dem Beklagten die Eigenſchaft eines Brautkindes im Sinne des 
§ 1578 zukomme, handelt es ſich ferner um den geſammten 
Perſonen⸗ und Familienſtand und es wird deshalb in der 
Rechtslehre der Kollifionsnormen des ſächfiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuches angenommen — Hoffmann Bürgerliches Geſetzbuch 
für das Königreich Sachſen Bd. I zu § 15 Bemerkung 2 —, 
daß dieſe Frage in analoger Anwendung der 88 15, 16 und 7 
nach dem Geſetze des Staates, welchem die Betheiligten als 
Unterthanen angehören, zu beurtheilen ſei. Nach der Abficht 
des erwähnten Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
tft eine Aufhebung jener Kollifionsnormen ausgeſchloſſen und 
daher deren analoge Anwendung auf den hier gegebenen Fall 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 gleichmäßig gerechtfertigt. 

Nach dem unbeſtritten gebliebenen Vorbringen in den 
Inſtanzen tft der Kläger Staatsangehöriger des Königreichs 
Sachſen und war der Beklagte zur Zeit des geltend gemachten 
Verloͤbniſſes mit der Mutter des Klägers und der Zeugung des 
Letzteren während jenes Verlöbniſſes gleichfalls ſächſiſcher 
Staatsangehöoͤrigerz er hatte überdies zur Zeit der angeblichen 
Zeugung feinen Wohnfig in Sachſen und hat auch bei Verlegung 
ſeines Wohnſitzes in die Reichslande die ſächſiſche Staats- 
angehörigkeit nicht aufgegeben. Soweit ſonach die Kollifions- 
normen des ſächfiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches in Betracht 
kämen, ſtände der Anwendung des § 1578 nichts entgegen; die 
hierher in einer Entſcheidung des Oberlandesgerichts Dresden 
— Annalen Bd. 9 S. 64 — angeregte, aber dort nicht 
entſchiedene Frage, ob bei dieſer analogen Anwendung der 
§9 15, 16 und 7 die Staatsangehöͤrigkeit des Vaters — arg. 515 — 
oder die des Kindes zu Grunde zu legen ſei, bedarf nach Lage 
der Sache hier nicht der Entſcheidung. In dieſer Rechtslage 
iſt an ſich auch dadurch eine Aenderung nicht eingetreten, daß 
der Beklagte ſeinen Wohnſitz nach Elſaß⸗ Lothringen, alſo in 
das Gebiet des Code civil verlegt hat; denn die Kollifionsnorm 
in Artikel 3 Abſ. 3 Code civil beſtimmt gleichfalls, daß die 
den Perfonen- und Familienſtand betreffenden Klagen, zu denen 
die vorliegende zu rechnen iſt, nach dem Rechte der Staats- 
angehörigkeit zu beurtheilen ſeien. Der Geltendmachung der 
hier verfolgten Anſprüche vor einem Gerichte des Code civil 
hätte dagegen bis zum 1. Januar 1900 die Vorſchrift des 
Artikels 340 „la recherche de la paternité est interdite“ 
entgegengeſtanden; denn dieſer Vorſchrift wird nach der nahezu 
einſtimmigen Rechtslehre und der einftimmigen Praxis aller 
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Gebiete, in denen der Code civil gegolten hat, auf Grund der 
Annahme, daß das Verbot zur Verhinderung des Mißbrauches 
der Vaterſchafts. und Unterhaltsprozeſſe überhaupt erlaſſen ſei, 
die Tragweite gegeben, daß die Gerichte im Gebiete des Code 
civil fie als zwingende Kollifionsnorm auf jede bei ihnen 
anhängige Rechtsſache anzuwenden haben, auch wenn dieſelbe an 
ſich nach ausländiſchem Rechte zu beurtheilen wäre, daß fie alfo 
die Bedeutung eines Exklufivſatzes der lex fori habe. Die in 
der Theorie gemachten Verſuche — Laurent Droit international 
Bd. V Nr. 262 ff. — dieſe Tragweite des Artikels 340 zu 
verneinen, find ohne Einfluß auf die Praxis geblieben. 

Sonach hatte Artikel 340 nach dem Rechte des Code civil 
eine doppelte Bedeutung, einmal die einer materiellen Regelung 
des Rechtsverhältniſſes unehelicher Kinder, die in dem Gebiete 
des Code civil geboren find oder auf die nach den im Einzel ⸗ 
falle zur Anwendung kommenden Kolliſionsnormen anderer 
Rechte das materielle Recht des Code eivil anzuwenden iſt, 
dahin, daß durch denſelben die Entſtehung eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen dem Kinde und dem unehelichen Erzeuger aus⸗ 
geſchloſſen wurde und darnach ein Anſpruch gegen den außer⸗ 
ehelichen Vater überhaupt nicht entſtand, und ſodann bezüglich 
von Rechtsverhältniſſen außerhalb des Gebietes des Code civil 
geborener unehelicher Kinder, daß nach dem maßgebenden 
materiellen Rechte und deſſen Kollifionsnormen rechtsgültig 
entſtandene Anſprüche derſelben vor einem ſeinem Gebiete an⸗ 
gehörenden Gerichte nicht zuzulaſſen ſeien, daß er alſo dieſen 
gegenüber einen Exklufivſatz der lex fori begründete. Der Code 
civil tft zwar durch § 1 des elſaß⸗lothringiſchen Geſetzes vom 
29. November 1899, „die Aufhebung von Landesgeſetzen be⸗ 
treffend“, dort ſeit 1. Januar 1900 aufgehoben; es käme aber 
hier 8 3 jenes Geſetzes, wonach die künftige Anwendung der 
dort aufgehobenen Geſetze auf Grund der Uebergangsvorſchriften 
eines Reichs⸗ oder Landesgefetzes durch die Aufhebung der 
Geſetze nicht berührt werde, dann zur Anwendung, wenn durch 
die Vorſchrift in dem zweiten Satze des Artikels 208 Abſ. 1 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche — „für 
die Erforſchung der Vaterſchafftt bleiben jedoch die 
bisherigen Geſetze maßgebend“ — Artikel 340 auch in ſeiner 
zweiten Bedeutung als Exklufivſatz über der lex fori aufrecht 
erhalten wäre. Die Entſcheidung über die Reviſion hängt 
daher von der Stellungnahme zu der Frage ab, ob durch jene 
Beſtimmung des Artikels 208 Abſ. 1, Artikel 340 in jener 
zuletzt bezeichneten Richtung aufrecht erhalten iſt; denn wenn 
dieſe Frage zu bejahen wäre, ſo käme für die in Artikel 208 
Abſ. 2 zugelaſſenen Anfprüche eines Brautkindes jenes Verbot 
als zwingendes Recht des Prozeßgerichts gleichfalls zur An⸗ 
wendung, da es ſich auch hier um Anſprüche eines außerehelichen 
Kindes handelt und es an jedem Anhalte in dem Wortlaute 
des Geſetzes und in den Geſetzes materialien für die Annahme 
fehlen würde, daß der Gefetzgeber, wenn jenes Verbot als 
zwingendes Recht des Prozeßgerichts ſollte erhalten bleiben, den 
Fall eines Brautkindes davon ausgenommen hätte. Die ſonach 
für die Entſcheidung allein maßgebende, in der Litteratur viel 
umſtrittene Frage, ob das Verbot der Erforſchung der Vater⸗ 
ſchaft in Artikel 340 im Gebiete des Code eivil für die nach 
fremdem Rechte rechtsgültig entſtandenen Anſprüche vor dem 
1. Januar 1900 außerhalb des Gebietes des Code civil ge- 
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borener unehelicher Kinder auch nach dem 1. Januar 1900 
ein zwingendes Verbot für das Recht des Prozeßgerichts — 
„ein Exklufivoſatz der lex fori“ — geblieben ſei, iſt aber zu 
verneinen. 

Der erſte Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuche iſt in Artikel 126 Abſ. 1 von der in 
Artikel 208 Abſ. 1 zum Geſetz gewordenen Auffaſſung aus- 
gegangen, daß die rechtliche Stellung eines unehelichen Kindes 
ſich von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches an 
im Allgemeinen nach dem neuen Rechte richte, auch wenn das 
Kind unter der Herrſchaft des alten Rechts geboren iſt; es 
hatte indeſſen Satz 2 des Artikels 126 Abſ. 1 bereits die 
Beſtimmung enthalten, „in Anſehung der vorher (vor dem 
1. Januar 1900) geborenen Kinder beſtimmt ſic h die 
Unterhalts verpflichtung des Vaters nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetze“. In den Motiven zu dieſer letzteren Vorſchrift — 
S. 298 — wird ausgeführt, nachdem zunächſt dargelegt wurde, 
daß bei rein theoretiſcher Auffaſſung auch auf den Unter 
haltsanſpruch das neue Recht ſchlechthin zur Anwendung zu 
bringen wäre: 

„Gleichwohl iſt in dem Entwurfe ein abweichender 
Standpunkt eingenommen. Zur Zeit iſt in einem nicht 
geringen Theile Deutſchlands die Erforſchung der Vater⸗ 
ſchaft verboten. Wird den in den betreffenden 
Rechtsgebieten bereits vorhandenen unehelichen 
Kindern mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ein Unterhaltsanſpruch wenn auch nur für die Zukunft 
gewährt, ſo find zahlreiche Prozeſſe die Folge, in denen 
wegen des in der Zeit vielleicht weit zurückliegenden 
Thatbeſtandes nicht bloß die Ermittelung der materiellen 
Wahrheit in hohem Grade ſchwierig, ſondern auch Anlaß 
zu Meineiden gegeben wird. Erpreſſungsverſuche und 
Störungen des Familienfriedens find zu beſorgen. Mag 
der Geſetzgeber dieſe Momente, die gegen die An- 
erkennung der Unterhaltspflicht überhaupt ſprechen, 
für nicht jo gewichtig erachten, um den Unterhalts 
anſpruch im Allgemeinen zu verſagen, ſo darf er ſich 
doch nicht verhehlen, daß das Gewicht erheblich zunimmt, 
wenn es ſich um Erſtreckung der Unterhalts- 
pficht auf Kinder handelt, die zu einer Zeit 
geboren find, welche eine ſolche Unterhalts- 
pflicht nicht kannte .. . .. Hat die Geſtaltung 
der Unterhalts pflicht, wie dieſelbe in den einzelnen 
Rechtsgebieten ſich entwickelt hat, bisher den praktiſchen 
Bedürfniſſen und ſozialen Anforderungen genügt, ſo 
wird es in Anſehung bereits geborener Kinder bei dieſer 
Geſtaltung bewenden können. Jedenfalls kann daraus, 
daß die auf die Unterhaltspflicht bezüglichen Normen 
eine gewiſſe fittliche Grundlage haben, nicht die Noth ⸗ 
wendigkeit einer ſofortigen allgemeinen Geltung der ⸗ 
ſelben abgeleitet werden 1 

Die Berathungen der zweiten Kommiſſion — Protokolle 
Bd. VI S. 548/552 — bieten hierher nichts Erhebliches. Die 
Hinzufügung der Worte „für die Erforſchung der Vaterſchaft“ 
in den jetzigen Artikel 208 Abſ. 1 iſt erſt in der Berathung des 
Bundes rathes erfolgt. Eine Veröffentlichung der Gründe, welche 
den Bundes rath hierbei geleitet haben, hat nicht ſtattgefunden. 
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Es kann im Hinblick auf die dargelegte Entſtehungs⸗ 
geschichte nicht verkannt werden, daß der Begründung zu dem 
Attikel 126 des erſten Eutwurfes um deswillen eine durch⸗ 
ſclagende Bedeutung nicht beigemeſſen werden darf, weil die 
hier in erſter Reihe in Betracht kommenden Worte „für die 
Irforſchung der Vaterſchaft“ in jenem Entwurfe noch nicht 
enthalten waren. Immerhin rechtfertigt jene Begründung die 
Annahme, daß in jenem Stadium der Geſetzgeber bei Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbotes der Erforſchung der Vaterſchaft die im 
Geltungsbereiche jenes Verbotes geborenen Kinder im Auge 
gehabt hat, bezüglich deren mit der Geburt feſtgeſtanden hatte, 
daß ein Rechtsverhältniß zu dem Erzeuger nicht zur Entſtehung 
gekommen ſei, und daß er eine Erſtreckung der Aufrechterhaltung 
jenes Verbotes auf ſolche Kinder, die nach dem für ihr Rechts⸗ 
verhältniß zu dem Erzeuger maßgebenden materiellen Rechte an 
ſich einem ſolchen Verbote nicht unterlagen, nicht in Ausſicht 
genommen zu haben ſcheint. Die Hinzufügung der Worte: 
„für die Erforſchung der Vaterſchaft“ konnte in dem Zufammen- 
hange, daß für fie die bisherigen Geſetze maßgebend ſeien, aller⸗ 
dings die Annahme nahe legen, daß dieſelbe gerade zu dem 
Zwecke erfolgt ſei, um das Verbot der Erforſchung der Vater⸗ 
ſchaft ſeinem ganzen bisherigen Inhalte nach, alſo auch für die 
vor dem 1. Januar 1900 geborenen unehelichen Kinder, deren 
rechtliche Beziehungen nicht dem materiellen Rechte des hier in 
erſter Reihe in Betracht kommenden Code civil unterlagen, 
aufrecht zu erhalten, und es konnte hierfür noch geltend gemacht 
werden, daß die nachträgliche Zulaſſung ſolcher Klagen hinſichtlich 
derjenigen unehelichen Väter, die ſeit vielen Jahren in dem 
Gebiete des Code civil anſäſſig waren und dadurch jenen 
Schuß des Artikels 340 genoſſen hatten, von den üblen Folgen 
begleitet ſein konnten, welche in der Begründung des Entwurfes 
unter Anderem als Zweckmäßigkeitsgründe für die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbotes angeführt find. Allein jene Hinzufügung 
findet ihre Rechtfertigung in einem weit näher liegenden Grunde. 
Die Rechtslehre und die Praxis in den Gebieten des Code civil 
hatte dem Verbote der Erforſchung der Vaterſchaft in Artikels 340 
eine weitere Bedeutung dahin zuerkannt, daß es nicht lediglich 
auf die Feſtſtellung der Vaterſchaftsverhältniſſe zwiſchen Vater 
und Kind beſchränkt werden dürfe, ſondern auch bei anderen 
Rechtsverhältniſſen anzuwenden ſei, wo die Unterſuchung der 
Vaterſchaft in Frage komme. Dieſer Auffafjung gegenüber war 
die Aufrechterhaltung jenes Verbotes in der Faffung des erſten 
Eutwurfes zu eng, auch wenn daſſelbe — wie hier angenommen 
wird — nur für die im Gebiete des Code civil geborenen 
oder nach Kolliſtonsnormen anderer Rechte dem materiellen 
Rechte des Code civil unterſtehende Kinder fortbeſtehen ſollte. 
& lag daher nahe, aus den in der Begründung des erften 
Entwurfes enthaltenen Erwägungen, die hier gleichmäßig zu⸗ 
trafen, für dieſe Kinder jene weitere Bedeutung des Artikel 340 
aufrecht zu erhalten und dies durch Aufnahme einer Beſtimmung, 
daß für die Erforſchung der Vaterſchaft die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben, zum Ausdruck zu bringen. Deshalb kaun 
auß der Hinzufügung jener Worte nicht auf eine Abſicht der 
zeſetzgebenden Faktoren geſchloſſen werden, daß jenes Verbot 
ils zwingendes Recht des Prozeßzerichts (als Exklufivſatz 
der lex fori) feſtgehalten werde. Die Beibehaltung des Ver 
botes der Erforſchung der Vaterſchaft für die vor dem 1. Ja- 
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nuar 1900 im Gebiete des Code civil geborenen Kinder 

war durch die in der Begründung des erſten Entwurfes dar⸗ 

gelegten Erwägungen durchaus gerechtfertigt; für deſſen Bei⸗ 

behaltung als abſolut zwingende Kollifionsnorm des Rechts des 

Pro zeßgerichts, alſo für die Fälle, wenn das rechtsgültig be⸗ 

ſtehende materielle Rechtsverhältniß zu dem Code civil keine 

innere Beziehung hätte, ſondern nur dadurch und zwar nach 

dem 1. Januar 1900 in ſein Machtbereich getreten wäre, daß 

dort ein Prozeß anhängig wurde, fehlt es dagegen an zureichendem 

Anhalt. Im Gegentheil folgt aus der Natur und dem Rechts⸗ 

grunde ſolcher zwingenden Verbotsgeſetze, ſoweit dieſelben wie 
hier als Kollifionsnormen des Rechts des Prozeß gerichts in 
Betracht kommen, daß ſie im Zweifel das Prozeßgericht für 
die Zeit nicht mehr binden und nicht mehr binden wollen, in 
der das Verbotsgeſetz für das Recht des Prozeßgerichts ſeine 
allgemeine Bedeutung verloren hat und ſonach, wenn es weiter 
fortbeftände, das Prozeßgericht zur Verſagunz feiner Thätigkeit 
zwingen würde, die es zur gleichen Zeit nach dem neuen Rechte 
für Anſprüche dieſer Art anſtandslos zu gewähren hätte. Es 
kann zwar zugegeben werden, daß der Geſetzgeber eine Zwie⸗ 
ſpältigkeit des zwingenden Rechts auch in deſſen Anwendung 
auf das Recht des Prozeß gerichts zulaſſen kann, im Zweifel 
ift aber eine ſolche Annahme zu verneinen. Darnach rechtfertigt 
auch der Wortlaut der Vorſchrift in Artikel 208 Abſatz 1, daß 
für die Erforſchung der Vaterſchaft .. . . die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben, nicht den Schluß, daß das in Artikel 340 
des Code civil enthaltene Verbot der Erforſchung der Vater. 
ſchaft in ſeiner weiteren Bedeutung als zwingendes Verbot für 
das Recht des Prozeß gerichts fortbeſtehe. 
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Zu den SS 763, 812 B. G. B. 
Zum Preußziſchen Geſetz vom 29. Juli 1885 
betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Börmel 
c. Giſenhardt vom 11. Mai 1901, Nr. 144/1901 1. 


II. J. Kammergericht. 


Der Beklagte hatte in der 5. Klaſſe der Thüͤringiſch⸗ 
Anhaltiſchen Staatslotterie / Loos Nr. 29027, das er von 
der Klägerin käuflich erworben hatte, geſpielt und darauf einen 
Gewinn von 22 Mark erzielt. Hiervon ſetzte die Klägerin den 
Beklagten unter Ueberſendung eines neuen Yıo Looſes derſelben 
Lotterie und derſelben Klaſſe (Nr. 30650) durch ein Schreiben 
vom 16. Mai 1900 in Kenntniß. 

Dieſes Schreiben iſt am 17. Mai 1900 in der Wohnung 
des Beklagten eingetroffen; wie letzterer ſelbſt angiebt, iſt es an 
dieſem Tage zwiſchen 6 und 7 Uhr Vormittags in dem Poſtamt 
Grunewald zur Ausgabe gelangt und gegen 7 ¼ Uhr Vormittags 
in der Wohnung des Beklagten abgegeben worden. 

An demſelben Tage (17. Mai) und zwar Vormittags gegen 
8 Uhr 33 Minuten wurde bei der fortgeſetzten Ziehung das 
Loos Nr. 80650 mit einem Gewinn von 100 000 Mark gezogen, 
wovon planmäßig auf das ¼½ Loos der Betrag von 8500 Mark 
entfiel. 
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Unter dem 18. Mai 1900 ſchrieb dann die Klägerin an 
den Beklagten: 

„Meine Offerte bezüglich des Erſatzlooſes Nr. 30650 
ziehe ich hierdurch zurück und erſuche um umgehende 
Rückſendung deſſelben im beiliegenden Freikouvert“. 

Dieſen Brief hat der Beklagte am 19. Mai, wie er felbft 
angiebt, gegen Mittag, erhalten. 

An dem gleichen Tage, und zwar Nachmittags, erhielt die 
Klägerin einen vom 18. Mai datirten, „19/6 00 6— 7 Uhr V. M.“ 
abgeſtempelten Brief des Beklagten, welchem das ½10 Loos 
Nr. 29027 beigefügt war, und der wie folgt lautete: 

„Herrn Eiſenhardt. 

Von der Reiſe zurückgekehrt finde Ihren Brief, überſende 

Gewinnlos 29027 C und behalte zugeſandtes 30650“. 
Nach der Behauptung des Beklagten iſt dieſer Brief am 
18. Mai ſpät Abends in den Briefkaſten geworfen worden. 
Er will zu dieſer Zeit noch keine Kenntniß davon gehabt haben, 
daß auf das Loos Nr. 30650 ein Gewinn entfallen war. 
Vorgefunden hatte er nach ſeiner Angabe den Brief der Klägerin 
vom 16. Mai bei der Rückkehr von einer Reiſe am Morgen 
des 18. Mai. Mittels eingeſchriebenen Briefes vom 21. Mai 
1900 ließ ſodann die Klägerin durch einen Rechtsanwalt dem 
Beklagten mittheilen, daß fle das Loos und den darauf entfallenen 
Gewinn als ihr Eigenthum in Anſpruch nehme und ihn nochmals 
zur Herausgabe des Looſes auffordere. Beklagter verweigerte 
aber die Herausgabe. | 

Die jetzt erhobene Klage geht darauf, den Beklagten zu 
verurtheilen, das ½¼0 Loos Nr. 30650 an die Klägerin heraus- 
zugeben und darin zu willigen, daß der auf dies ½0 Loos ge⸗ 
fallene Gewinn von 8500 Mark an die Klägerin ausgezahlt werde. 

Der Beklagte iſt in der Revifions inſtanz klaggemäß verurtheilt. 
Seine Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Nach dem gegebenen Thatbeſtande iſt davon auszugehen, 
daß die Klägerin in eigenem Namen j des Looſes Nr. 29027 
an den Beklagten verkauft hatte, und ihm dann, nachdem dieſes 
Loos gezogen worden war, ½ des Looſes Nr. 30650 zum 
Kauf angeboten hat. Erfolgt iſt dies Angebot durch Schreiben 
vom 16. Mai 1900, und zu beurtheilen iſt deshalb der Streit der 
Parteien nach dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Recht, 
nach dem früheren Recht nur, ſoweit es unberührt geblieben iſt. 

Es handelt ſich um ein Loos der Thüringiſch⸗Anhaltiſchen 
Staatslotterie. Nach dem Preußiſchen Geſetz, betreffend das 
Spiel in außerpreußiſchen Lotterien, vom 29. Juli 1885 iſt 
aber ſowohl das Spielen in außerpreußiſchen Lotterien, die nicht 
mit Königlicher Genehmigung in Preußen zugelaſſen find, wie 
der Verkauf von Looſen zu dergleichen Lotterien bei Strafe 
verboten, und in dieſer ſtrafrechtlichen Vorſchrift muß auch die 
privatrechtliche Beſtimmung gefunden werden, daß alle dem 
Verbot zuwiderlaufenden Verträge nichtig find. Es konnte 
daher die Frage aufgeworfen werden, ob etwa ſelbſt dann, wenn 
man eine Willenseinigung der Parteien über den käuflichen 
Erwerb des dem Beklagten zugeſandten ½0 Looſes als zu Stande 
gekommen anzuſehen hätte, die Klägerin befugt wäre, das Loos 
zurückzufordern (§ 812 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Dieſe 
Frage iſt indeß ſchon auf Grund der Beſtimmung im 8 763 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu verneinen. Wenn bier ein 
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Lotterievertrag unter der Vorausſetzung für gültig erklärt wird, 
daß die Lotterie ſtaatlich genehmigt iſt, ſo kann, wie mit der 
in der Litteratur vorherrſchenden Anficht anzunehmen tft, dieſe 
reichsgeſetzliche Gültigkeitserklärung füglich nur ſo gemeint ſein, 
daß unter der bezeichneten Vorausſetzung der Lotterievertrag im 
ganzen Reichsgebiet gültig fein ſoll. Für alle bundesſtaatlich 
genehmigten Lotterien haben deshalb die landesgeſetzlichen Verbote 
des Spielens in auswärtigen Lotterien ihre privatrechtliche 
Wirkung verloren. 

Demnach hängt die Entſcheidung davon ab, ob die Parteien 
über den Kauf des ½0 Looſes Nr. 30650 willenseinig geworden 
find, und mit Recht ift das Berufungsgericht zu dem Ergebniß 
gelangt, daß dies nicht der Fall ſei. Der von der Revifim 
erhobene Vorwurf, daß das Berufungsgericht die 58 145 ff. bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs verletzt habe, iſt nicht begründet. — 
Wird näher ausgeführt. 


Zu den $S 1601 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Nitzſchke 
6. Nitzſchke vom 25. April 1901, Nr. 363/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Cölnu. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

N Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht iſt überall von richtigen materiel⸗ 
rechtlichen Gefichtspunkten ausgegangen. Die Unterhaltspflicht 
des Beklagten iſt, da dieſelbe für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 
in Anſpruch genommen wird, lediglich nach den Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. Das Berufungsgericht 
verkennt nun nicht, daß die in 8 1601 a. a. O. im Allgemeinen 
ausgeſprochene Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin, ſeiner 
Mutter, Unterhalt zu gewähren, da § 1602 daſelbſt nur dann 
beſteht, wenn die Klägerin außer Stande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, daß ferner der Beklagte nach § 1603 daſelbſt dann nicht 
unterhaltepflichtig iſt, wenn er bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Gefährdung feines 
ſtandesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren, und daß 
nach § 1609 daſelbſt die Verpflichtung des Beklagten, feine 
Ehefrau und feine beiden minderjährigen Kinder zu unterhalten, 
dem Unterhaltsanſpruch der Klägerin vorgeht. 

In Frage kann hiernach nur kommen, ob die thatſäͤchlichen 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts überall genügend begründet 
und die Einwendungen des Beklagten ausreichend berückſichtigt find. 

In dieſer Beziehung wird, was die Unterhalts- 
berechtigung der Klägerin anbelangt, von der Reviſton die 
Ausführung des Berufungsgerichts bemängelt, daß der Klägerin 
die Führung eines Haushaltes bei fremden Perſonen oder die 
Uebernahme einer ſonſtigen dienenden Stellung nicht zugemuthet 
werden könne. Dieſe Auffaffung iſt indeſſen, da fie auf das 
Alter und die Lebensſtellung der Klägerin geſtützt iſt, eine 
weſentlich thatſächliche und durch die Hervorhebung dieſer beiden 
Momente genügend begründet. Daß Erwerbsunfähigkeit ſchon 
angenommen werden muß, wenn eine der Lebensſtellung des 
Bedürftigen entſprechende Erwerbsthätigkeit ausgeſchloſſen erſcheint, 
kann namentlich mit Rückſicht auf die Beſtimmung in § 1610 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs keinem Bedenken unterliegen. 
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Zu den SS 1606, 1607 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schleiffer 
c. Köhler vom 6. Mai 1901, Nr. 69/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an das 
Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Ausführungen des Berufungsrichters geben zu rechtlichen 
Bedenken in zwiefacher Beziehung Veranlaſſung. 

Zunächſt kann als richtig nicht anerkannt werden, daß 
nach 88 1608 und 1607 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur 
Begründung einer Klage der vorliegenden Art die Behauptung 
beziehungsweiſe der Nachweis gehöre, daß der in erſter Linie 
verpflichtete Ehegatte, gegen den eine Rechtsverfolgung im 
Inlande nicht moͤglich iſt, ſeine Alimentationspflicht nicht erfüllt 
habe und daß alſo von ihm eine Veranlaffung zu der (gegen 
ihn ſelbſt gar nicht zu verfolgenden) Klage gegeben worden ſei. 
Die von einem unſtreitig unterſtützungsbedürftigen Ehegatten 
gegen ſeine unterſtützungsfähigen Kinder erhobene Klage erſcheint 
vielmehr an ſich ohne Weiteres als begründet, wenn der in 
erſter Linie verpflichtete Ehegatte im Inlande nicht verklagt 
werden kann. Freilich mag eine ſolche Klage unter Umſtänden 
ſich als hinfällig erweiſen, wenn feſtgeſtellt wird, daß der andere 
Ehegatte feine Obliegenheiten bisher erfüllt hat, oder daß die 
Annahme der ſeitens des unterhaltspflichtigen Ehegatten in 
gehöriger Weiſe angebotene Erfüllung von dem Bedürftigen 
verweigert worden iſt. Immer aber bleibt es in ſolchen Fällen 
Sache des wegen Nichtbelangbarkeit des andern Ehegatten in 
Anſpruch genommenen Beklagten, die betreffenden zur Beſeitigung 
der Klage geeigneten Thatſachen im Wege des Einwandes 
geltend zu machen. Den Beklagten, nicht den klagenden Theil, 
trifft alſo in dieſer Beziehung die Beweislaſt. 
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J. Bedeutung von Siegel und Stempel in der 
Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung. II. Wappen. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 
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der ftreitigen Gerichtsbarkeit. Recht 1901, 113, 114. — Ortloff, 
Blätter für Rechtspflege in Thüringen 1900, 289. — Schmitt, 
Seufferts Blätter für Rechtsanwendung 1900, 497. — Wilke, 
Deutſche Juriſtenzeitung 1900, 69. — Oberftaatsanwaltſchaft Colmar. 
Elſaß⸗Lothringiſche Notariats⸗Zeitſchrift 1900, 289. — Preußiſches 
Juſtizminiſterialblatt 1900, 45, 404 (Recht 1900, 211). — Blätter 
für Rechtspflege des Kammergerichts 1900, 14. — Württembergiſche 
Zeitſchrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit 1900, 199. 

Zu I. Siegel ſetzt voraus: 1. Einen weichen ſelbſtändigen 
Stoff, welcher mit der Urkunde verbunden wird, und ſpäter 
verhärtet (Lack, Oblatenſtoff, Wachs ꝛc.). 2. Ein Siegelwerkzeug 
(Vetſchaft, Ring ꝛc.) welches in dieſem Stoff abgedruckt wird, 
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ſei es direkt, ſei es nach Auflage eines weiteren Stück Papiers. 
3. Durchziehung der Fäden durch das Siegel, wenn die Urkunde 
aus mehreren Blättern beſteht. 

Der Stempel iſt der direkte Abdruck des Siegels mittels 
Farbſtoff oder eine Einprägung auf das Papier (Farbſtempel, 
Trockenſtempel). 

Es liegt auf der Hand, daß bezüglich der Sicherheit, 
welches Siegel und Stempel gewähren, beide gleichbedeutend 
find, abgeſehen von dem Falle, daß die betreffende Urkunde aus 
mehreren ſelbſtändigen Bogen beſteht. Im letzteren Fall 
werden nämlich die einzelnen Bogen mittels eines Fadens oder 
einer Schnur zuſammengeheftet und die beiden Enden der 
Schnur durch das Siegel hindurchgezogen; bei diplomatiſchen 
Urkunden wird das Siegel vielfach nur an dieſen Fäden ſelbſt 
befeſtigt, ſodaß es an der Urkunde herunterhängt, ebenſo wird 
bei den Eiſenbahnwagen mittels der Bleiplombe verfahren. Cs 
iſt klar, daß alsdann nicht ein mittlerer Bogen herausgenommen 
und durch einen andern erſetzt werden kann, was bei dem 
Stempel ſehr wohl moglich wäre. Abgeſehen von dieſem Fall, 
(wenn nämlich die Urkunde aus mehreren ſelbſtſtändigen Bogen, 
halben Bogen ꝛc.) beſteht, gewähren Stempel und Siegel ganz 
die gleiche Sicherheit. 

In der Reichsgeſetzgebung find die Siegel in folgenden 
Fällen erwähnt: 1. 8 1960 B. G. B. (Anlegung von Siegeln 
an den Nachlaß). 

2. § 2264 (Verſchluß des über die Errichtung eines 
Teſtaments aufgenommenen Protokolls nebſt Anlagen mit dem 
Amtsfiegel). 

Hier kann nur an das Siegel im eigenen Sinne gedacht 
werden. Die Anlage des Siegels in der Form der Bleiplombe, 
wie bei Eiſenbahnwagen, kann praktiſch ſein. 

3. $ 317 Abſ. 3 C. P. O. „Die Ausfertigungen und 
Auszüge der Urtheile find von dem Gerichtsſchreiber zu unter- 
ſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen.“ Das R. G. 
(VI. C. S. 19. 4. 1900 und IV. C. S. 18. 5. 1900) hat dahin 
entſchieden, daß, wie im vorigen Jahrhundert, auch noch fortan 
für die Urtheilsausfertigungen der Beidruck eines Farbenſtempels 
genüge. Recht 1900, 195; Mug d. Falk. 1900, 96; Gruchot, 
Beiträge 1901 S. 103. Der Zweck beſteht darin, daß durch 
die Beifügung des amtlichen Siegels die Herſtellung der Aus⸗ 
fertigung unter amtlicher Autorität nachgewieſen wird. Dieſer 
Zweck wird aber auch erreicht, wenn auf eine mit der Aus- 
fertigung des Urtheils verbunde Marke der Stempel des 
Gerichtes aufgedruckt wird. Vergl. Entſch. des R. G. in Strfſ. 
Bd. III S. 286. 

Die Entſcheidung iſt jedenfalls dann nicht unbedenklich, 
wenn das Urtheil aus mehreren Bogen beſteht; dann beſteht 
zwiſchen Siegel und Stempel ein erheblicher Unterſchied, wie 
oben gezeigt. Außerdem find Siegel und Stempel zwei 
verſchiedene Begriffe. 

4. G. B. O. § 56; F. G. § 183. Die Denkſchrift des 
G. B. O. wollte die Frage entſchieden wiſſen, allein iſt unter⸗ 
blieben. Vergl. Kette a. a. O. 

Was das Landrecht betrifft, deſſen Vorſchriften über 
öffentliche Urkunden im Weſentlichen maßgebend geblieben find 
(ſ. Scherer, Kommentar Bd. I 8 126 S. 223 Nr. 3), fo 
hält die preuß. Praxis daran feſt: Siegel bedeutet Siegel und 
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nicht Stempel, der Richter hat bei dem unzweideutigen Wortlaute 
des Geſetzes nicht zu unterſuchen. Vergl. § 3 II 4, 5 34 
II 5 A. G. O. So bei der Ausfertigung eines Ehevertrags 
behufs Eintragung in das Güterrechtsregiſter; mangels gehörigen 
Siegels wurde die Eintragung verſagt. K. G. 2. 4. 1900. 
Breslau 3. 1900, 30—32. Sächſ. Arch. 1900, 373 — 374. 
Mugd. Falk. 1900, 96. 

Ebenſo A. G. Schroda und L. G. Liſſa 4. 4. 1900 
I Poſ. M. 1900, 18, 80 und Demmler, a. a. O. — 
Folgende Siegelung wurde genügend erachtet: Der Farbſtempel 
war aufgedrückt, nachdem auf der Urkunde das Papierſtück 
mittels einer Oblate und Papierſtück gelegt war; die beiden 
Fäden der unterliegenden Schnur traten in dem Farbſtempel 
beſonders ſtark hervor. K G. 11. 7. 1900. Naumburg 1900, 
76—77. Auch dies war kein richtiges Siegel, aber der 
Zweck war erfüllt. 

Zu II. Das Wappen am Kopf von Urtheilen und Akten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Vergl. § 40 der Verfügung des Preuß. Juſtizminiſters 
vom 20. November 1899 zur Ausführung der G. B. O. 

Daſſelbe iſt unerheblich; ſo gehört der Adler am Kopfe 
eines Theilhypothekenbriefes weder zu den Beſtandtheilen, welche 
ein Pfandbrief haben muß, noch zu denen, welche er haben ſoll. 
L. G. II Berlin 30. 4. 1900. Berl. Blatt 1900, 71. Nach 
der richtigen Auffaſſung handelt es ſich um eine Sollvorſchrift 
(Ordnungsvorſchrift). 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 17. Juni 1901 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

L Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Cirilprozeßordnung. 

1. 8 56. 88 271, 272 H. G. B. 

Die Klage iſt als Anfechtungsklage nach 88 271, 272 ff. 
des H. G. B. erhoben. Eine ſolche Klage iſt nach 8 272 des 
H. G. B. gegen die Geſellſchaft als Bekl. zu richten; die Geſell⸗ 
ſchaft aber wird nach ausdrücklicher Anordnung des Geſetzes 
durch den Vorſtand, ſofern dieſer nicht ſelbſt klagt, und durch 
den Auffichtsrath vertreten. Der Vorſtand der Aktiengeſellſchaft 
beſteht nach § 14 des Statuts aus drei Mitgliedern; die im 
Geſellſchaftsregiſter eingetragenen Vorſtands mitglieder W., Fr. 
und H. find deshalb mit Recht als Vorſtand verklagt worden. 
Den Auffichtsrath der Geſellſchaft bilden nach § 15 des hier in 
Betracht kommenden älteren Statuts fuͤnfzehn Perſonen; dieſe 
15 Perſonen, die als Perſoneneinheit den Auffichtsrath bilden, 
waren deshalb nach der Anordnung des Geſetzes ebenſo mit⸗ 
zuverklagen, wie die drei Vorſtandsmitglieder als Vorſtand. 
Wer dieſe fünfzehn Perſonen ſeien, darüber enthält die Klage 
nichts, ſie bezeichnet neben dem Vorſtand der Aktiengeſellſchaft, 
beſtehend aus den genannten drei Mitgliedern, lediglich den 
Aufſichtsrath „vertreten durch feinen Vorfitzenden Syndikus 
Dr. F.“ als verklagt; auf die Benennung dieſes Vorfitzenden 
des Auffichts rathes hat ſich die Klage beſchränkt. Der Vorfitzende 
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des Auffichtsrathes iſt aber der geſetzliche Vertreter des Auf⸗ 
ſichtsrathes nicht; nirgends im Geſetze — welches den Vorfitzenden 
des Auffichtsrathes als ſolchen gar nicht erwähnt — iſt dem 
Vorfitzenden dieſer Korporation die Befugniß eingeräumt, für 
dieſelbe mit rechtlicher Wirkſamkeit thätig zu werden und die 
übrigen Aufſichtsrathsmitglieder vor Gericht zu vertreten. Weder 
im Urtheil I. noch im Urtheil II. J. find nun die vierzehn 
Perſonen namhaft gemacht, welche zuſammen mit dem Vorſitzenden 
Dr. F. den Auffichtsratb bilden, als ſolche neben dem Vorſtand 
die geſetzlich vorgeſchriebene Vertretung der Aktiengeſellſchaft für 
dieſen Fall find und als Perſoneneinheit die Klage entgegen ⸗ 
zunehmen und zugleich mit dem Vorſtande zu beantworten 
hatten. Daß der Vorſchrift des Geſetzes gemäß der Auffichts⸗ 
rath in ſeinem Beſtande von fünfzehn Mitgliedern im Prozeſſe 
vertreten geweſen wäre, iſt nicht erſichtlich; die Erwähnung bei 
Vorſitzenden kann nicht genügen, weil der Auffichtsrath aus der 
Summe feiner Mitglieder beſteht. Der Vorſitzende des Auffichts⸗ 
raths für ſich iſt nicht berechtigt, ohne Weiteres für dieſen vor 
Gericht handelnd aufzutreten. Der $ 56 Abſ. 1 der C. P. O. 
gebietet nun aber, daß das Gericht den Mangel der Legitimation 
eines geſetzlichen Vertreters und der erforderlichen Ermächtigung 
zur Prozeßführung von Amtswegen zu berüdfichtigen habe. 
Dieſem Gebot des Geſetzes iſt von den Vorinſtanzen hier nicht 
genügt worden, während nach 8 551 Ziffer 5 der C. P. O. 
eine Entſcheidung ſtets als auf Verletzung des Geſetzes beruhend 
anzuſehen iſt, wenn eine Partei nicht in dem Verfahren nach 
Vorſchrift der Geſetze vertreten war, ſofern ſie nicht die Prozeh⸗ 
führung ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. Den 
Reviſtonsgerichte ſelbſt iſt es verſagt, die nach dem Geſetze ge 
botene Ergänzung der Legitimation der Bekl. herbeizuführen, 
weil der Prozeßbevollmächtigte der Bekl. ausdrücklich erklärt 
hat, daß er nur für diejenigen Perſonen auftrete, welche in der 
Klage und in den Urtheilen der Vorinſtanzen als Repräſentanten 
der Bekl. benannt find. Auch der Weg, den der Vertreter bei 
Kl. vorgeſchlagen hat, — die Vollmachten zu erfordern, die dem 
Prozeßbevollmächtigten der Bekl. in den Vorinſtanzen ertheilt 
find — kann nicht zum Ziele führen, da der von Amtswegen 
zu beachtende Mangel darin liegt, daß die Mitglieder des 
Auffichtsrathes — bis auf den Syndikus Dr. F. — in der 
Klage überhaupt nicht namentlich benannt find, und die Bevoll⸗ 
mächtigung des Prozeßvertreters durch Dr. F. noch nicht ergiebt, 
daß auch von den übrigen 14 Mitgliedern die Ermächtigung 
zur Prozeßführung ertheilt worden iſt, beziehungsweiſe, daß der 
Prozeßbevollmächtigte in den Vorinſtanzen für die übrigen 
14 Mitglieder des Aufſichtsraths aufgetreten iſt. Selbſtverſtändlich 
ſteht nichts im Wege, daß nachträglich die übrigen 14 Auffichts⸗ 
rathsmitglieder die Prozeßführung des Vorfitzenden genehmigen 
und ſo der Mangel geheilt wird. Denn das war gemäß 5171 
Abſ. 2 und 3 der C. P. O. nicht ausgeſchloſſen, daß die Zu⸗ 
ſtellung der Klage an den Vorſitzenden des Auffichtsrathes für 
dieſen ſelbſt erfolgte. Bei der Sachlage, wie fie dem Revifionb 
gerichte unterbreitet iſt, mußte ſomit das angefochtene Urtheil 
des Hanſeatiſchen O. L. G. als auf Verletzung des Geſetzes 
beruhend aufgehoben und die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung in die Berufungsinſtanz zurückverwieſen werden. 
I. C. S. i. S. Bullenkamp o. Bremer Konſumverein vom 
4. Mai 1901, Nr. 64/1901 I. 
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2. 8 91. 

Die Revifion hat gerügt, daß die Kl. zu Unrecht mit den 
Koſten I. J. belaſtet worden ſeien, und ausgeführt, die Kl. 
haͤtten nach dem Rechte zur Zeit der Klageerhebung bei den 
bürgerlichen Gerichten klagen müſſen, an ſich ſei aber die 
rechtliche Lage zur Zeit der Klageerhebung auch für die Koſten⸗ 
entſcheidung maßgebend, der Wechſel in der Geſetzgebung ſtelle 
ſich als nachfolgende Unmöglichkeit dar, der durch die Klage⸗ 
erhebung in Verzug gekommene Bekl. habe aber die Gefahr zu 
tragen und hätte daher für die Koſten aufzukommen, die ſich 
im gegebenen Falle, wo die Kl. von der Verwaltungs behörde 
an die Gerichte verwieſen worden waren, als Verwendungen 
darſtellen. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Auf Grund des 
im Laufe des Prozeſſes eingetretenen Wechſels in der Geſetz⸗ 
gebung mußte das von den Kl. bei den bürgerlichen Gerichten 
anhängig gemachte Prozeßverfahren deshalb erfolglos bleiben, 
weil die Prozeßvorausſetzung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
weggefallen war. Nach den prozeſſualiſchen Beſtimmungen über 
Koſtentragung iſt die Erſatzpflicht des Bekl. davon abhängig, 
daß er in der Hauptſache unterliege, wenn dieſelbe nicht 
anderweit erledigt wird und deshalb eine Entſcheidung über 
die Hauptſache nicht mehr erforderlich iſt. Die Erſatzpflicht 
des Kl. iſt dagegen dann gegeben, wenn die von ihm eingeleitete 
Rechtsverfolgung erfolglos und folgeweiſe der Kl. prozeſſual 
ſachfällig iſt. Prozeſſual ſachfällig in dieſem Sinne iſt der Kl. 
auch dann, wenn die Prozeßvorausſetzung der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges während des Rechtsſtreites wegfällt und die Klage 
deshalb wegen Unzuläſfigkeit des Rechtsweges abgewieſen werden 
muß. Die civilrechtlichen Grundſätze des Verzuges haben für 
dieſe prozeſſualiſche Frage keinen Platz. II. C. S. i. S. 
Baumer und Gen. e. Winterhalter vom 14. Mal 1901, 
Nr. 66/1901 II. 

3. 8 189. 

Von der Reviſion wird gerügt, daß das B. G. gemäß 
$ 139 Abf. 1 der C. P. O. durch Fragen darauf hätte hin⸗ 
wirken ſollen, daß die von ihm vermißten Beweismittel für die 
ſchon in I. J. von der Kl. aufgeſtellte Behauptung, daß der 
Bekl. für B. ihre Kunden beſucht habe, bezeichnet würden. 
Doch erſcheint auch dieſe Beſchwerde unbegründet. Nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung des R. G. iſt eine Ausübung des Frage ⸗ 
rechts bezüglich etwaiger Beweismittel nur dann geboten, wenn 
die mündliche Verhandlung Anhaltspunkte dafür ergeben hat, 
daß eine Partei ſolche Beweismittel geltend machen kann und 
will; denn es iſt in der Regel Sache der Partei, die noth⸗ 
wendigen Beweiſe aus freien Stücken zu erbieten. Im ge⸗ 
gebenen Falle aber haben Anhaltspunkte für die Annahme, daß 
Kl. Beweiſe für die erwähnte Behauptung erbieten könne und 
wolle, dem B. G. nicht vorgelegen. Insbeſondere find in den 
vorbereitenden Schriftſätzen oder bei den früheren Verhandlungen 
der Sache von der Kl. ſolche Beweiſe nicht erboten worden. 
Andererſeits hatte Kl. um fo mehr Veranlaſſung, bei der Ver⸗ 
handlung vor dem B. G. ſolche Beweiſe zu erbieten, als aus⸗ 
weislich des Thatbeſtands der Urtheile der beiden Vorinſtanzen 
der Bekl. in dieſen die fragliche Behauptung ausdrücklich be 
ſtritten hatte und Kl. daher ſchon hierdurch auf das Erbieten 
etwaiger Beweiſe für dieſelbe zur Genüge hingewieſen worden 
war. Unter dieſen Umſtänden hatte das B. G. hinreichenden 
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Grund zur Annahme, daß den Kl. kein ſachdienliches Beweis⸗ 
mittel für dieſe Behauptung zu Gebote ſtehe, und daher auch 
keinen Anlaß, nach dieſer Richtung hin das Fragerecht aus⸗ 
zuüben. II. C. S. i. S. Braumann u. Wolff e. Meyer vom 
21. Mai 1901, Nr. 78/1901 II. 

4. 58 253, 268. 

Von der Reviflon wird gerügt: Die Annahme des B. G., 
daß die Behauptung, der Bekl. habe dem Revers durch ſeinen 
Eintritt in das Geſchäͤft von W. und durch die für dieſen aus⸗ 
geführten Beſuche von Kunden der Kl. zuwider gehandelt, eine 
unzuläffige Klageänderung ſei, verletze den 8 268 Nr. 1 der 
C. P. O. Klagegrund ſei nämlich die Verletzung des Reverſes 
überhaupt. Jede Behauptung, daß derſelbe in einem beſtimmten 
Falle verletzt ſei, ſei „ein thatſächliches Vorbringen“ zur Klage⸗ 
begründung, das ergänzt werden dürfe, wenn der Klagegrund 
derſelbe bleibe. Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Derſelben 
liegt die allerdings mehrfach vertretene Rechtsanſicht zu Grunde, 
daß nur das Rechtsverhältniß, aus welchem der Klage⸗ 
anſpruch hergeleitet wird, nicht aber die rechts begründenden 
Thatſachen, auf welche ſich dieſer Anſpruch ſtützt, als Klage⸗ 
grund im Sinne der 88 253 Nr. 2 und 268 der C. P. O. 
anzuſehen ſeien. Dieſer Meinung iſt jedoch einestheils nicht 
beizutreten, vielmehr von der ſich hauptſächlich auf die frühere 
gemeinrechtliche Rechtsentwicklung und die Motive zu § 253 
der C. P. O. ſtützenden, auch ſeither vom R. G. in ſtändiger 
Rechtſprechung (vergl. z. B. Entſch. Bd. 10 S. 434, Bd. 11 
S. 242, Bd. 22 S. 389, Bd. 23 S. 482, Bd. 38 S. 87 ff., 
Bd. 41 S. 87 ff.) gebilligten gegentheiligen Rechtsanſicht aus⸗ 
zugehen, wonach unter Klagegrund die Summe derjenigen 
Thatſachen zu verſtehen iſt, welche rechtlich geeignet und er⸗ 
forderlich find, den Schluß auf das Begründetſein des Klage⸗ 
antrags zu rechtfertigen. Demgemäß iſt aber im gegebenen 
Falle die Behauptung, daß der Bekl. in das Konkurrenzgeſchäft 
der Kl. von B. eingetreten ſei und für dieſen Kunden der Kl. 
beſucht habe, als zum Klagegrund gehörig anzuſehen; denn der 
den Gegenſtand der Klage bildende Anſpruch auf die fragliche 
Konventionalſtrafe ſetzt nothwendig voraus, nicht nur, daß der 
Bekl. die betreffende Verpflichtung der Kl. gegenüber über- 
nommen, ſondern auch, daß er ſie in beſtimmter, durch An⸗ 
führung konkreter Thatſachen darzulegender Weiſe verletzt hat. 
In gleicher Weiſe iſt aber auch die nachträglich aufgeſtellte 
Klagebehauptung, daß der Bekl. ſpäter in das Konkurrenzgeſchäft 
der Kl. von W. eingetreten ſei und auch für dieſen Kunden 
der Kl. beſucht habe, als zum Klagegrund für den hierauf 
geſtützten Anſpruch gehörig zu betrachten. Es handelt ſich hierbei 
um einen in der urſprünglichen Klage nicht enthaltenen, ſomit 
neuen und trotz rechtlicher Gleichartigkeit thatſächlich doch ver- 
ſchiedenen Klagegrund, nicht bloß um eine Ergänzung der that⸗ 
ſächlichen Anführungen der Klageſchrift im Sinne des 8 268 
Nr. 1 der C. P. O. Der Umſtand, daß die urſprüngliche und 
die nachträgliche Klagebegründung ſich beide auf den Dienſt⸗ 
vertrag und die Behauptung der Verletzung einer Beſtimmung 
deſſelben durch den Bekl. ſtützen, ſteht dieſer Annahme nicht 
entgegen, da dieſe gemeinſamen Beſtandtheile der beiden Klage⸗ 
begründungen für ſich allein als Klagegrund nicht genügen, 
vielmehr hierzu noch weiter die Behauptung beſtimmter, eine 
Verletzung des Vertrags in ſich ſchließender Thatsachen erforderlich 
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iſt, welche letzteren ſich auf die Entſtehung des Klageanſpruchs, 
nicht auf die Vorausſetzung zur Ausübung deſſelben beziehen; 
denn folange der Bekl. den ihm durch die Konkurrenzklauſel 
des Dienſtvertrags auferlegten Verpflichtungen nicht zuwider ge⸗ 
handelt hatte, war der Kl. der den Gegenſtand des Rechts 
ſtreits bildende Anſpruch auf die vereinbarte Konventionalſtrafe 
noch nicht erwachſen. Hiernach iſt alſo ſchon nach den ſeit⸗ 
herigen Ausführungen darin, daß das B. G. die klägeriſche Be⸗ 
hauptung, der Bekl. ſei ſpäter bei W. eingetreten und habe für 
dieſen Kunden der Kl. beſucht, als eine Klageänderung auf- 
gefaßt hat, ein Rechtsirrthum nicht zu finden. Es kann daher 
dahingeſtellt bleiben, ob ſchon der Umſtand, daß dieſe letzteren 
Thatſachen in die Zeit nach der Erhebung der Klage fallen, 
für ſich allein genügen würde, deren Berückfichtigung im gegen- 
wärtigen Prozeſſe auszuſchließen. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

5. 8 319. 

Durch das Urtheil vom 15. Januar 1901 iſt die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits von einem dem Bekl., Kaufmann 
Philipp B., auferlegten Eide abhängig gemacht. Für den 
Fall, daß der Bekl. den Eid leiſten würde, iſt die Abweiſung 
der Klage, für den Fall, daß Bekl. den Eid nicht leiſten würde, 
die Verurtheilung des Bekl. nach dem Klageantrage vorgeſehen. 
Nachdem das Urtheil rechtskräftig geworden war, iſt daſſelbe 
auf Antrag der Inhaber der offenen Handelsgeſellſchaft Philipp B. 
durch Beſchluß des B. G. vom 20. April 1901 dahin berichtigt 
worden, daß „die offene Handelsgeſellſchaft Philipp B. in 
Hamburg, Inhaber Fedor Ramon R. und Adolph Julius B., 
beide in Hamburg als Bekl. und Berufungsklägerin bezeichnet 
und der Urtheilseid den beiden Inhabern der Handelsgeſellſchaft 
Philipp B. auferlegt und daß ferner für den Fall, daß beide 
Inhaber den Eid leiſten würden, die Klage abgewieſen, für den 
Fall aber, daß auch nur einer der Inhaber den Eid nicht leiſten 
würde, Bekl., — alſo im Sinne des Beſchlufſes: die offene 
Handelsgeſellſchaft Philipp B., — nach dem Klageantrage 
verurtheilt werden ſollte. Der Berichtigungsbeſchluß iſt auf 
Grund der für glaubhaft erachteten Anzeige der Antragſteller, 
daß der Kaufmann Philipp B. vor vielen Jahren verſtorben 
ſei, erlaſſen. In demſelben iſt ausgeführt, ohne Zweifel ſei es 
nicht der Kaufmann Philipp B., ſondetn die Firma Philipp B. 
in Hamburg geweſen, welche mit dem Gemeinſchuldner Emil L. 
in geſchäftlichen Beziehungen geſtanden, gegen dieſen eine voll- 
ſtreckbare Forderung erworben und wegen derſelben habe Pfän⸗ 
dung vornehmen laſſen; gegen dieſe Firma richte ſich ſomit in 
Wirklichkeit die Klage, mit welcher die Pfändung angefochten 
jet, und es liege eine offenbare Unrichtigkeit in der Bezeichnung 
derjenigen Partei vor, gegen welche die Klage habe erhoben 
werden ſollen und die ſich unter der unrichtigen Bezeichnung 
habe verklagen laſſen. Die Berichtigung ſei daher nach § 319 
Abſ. 1 der C. P. O. gerechtfertigt. Die gegen dieſen Beſchluß 
vom Kl. eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt zuläſſig und auch 
begründet. Wie im Eingange der Gründe des angefochtenen 
Beſchluſſes angeführt ift, iſt in den beiderſeitigen Parteiſchrift⸗ 
ſätzen immer nur von dem Bekl., Herrn Philipp B. die 
Rede und es war zur Zeit, als das Urtheil vom 15. Januar 
1901 erlaſſen wurde, ein Anzeichen dafür, daß der Name 
Philipp B. nicht die Bezeichnung eines Einzelkaufmanns, ſondern 


einer offenen Handelsgeſellſchaft ſei, nicht hervorgetreten. Das 
O. L. G. hat ſomit bei Erlaſſung des Urtheils annehmen 
müſſen, daß der Kaufmann Philipp B. der Bekl. ſei, es hat 
nur dieſen und nicht die Handelsgeſellſchaft Philipp B. im 
Sinne gehabt und gar nicht daran denken können, den Inhabern 
der letzteren den Urtheilseid aufzuerlegen. Die Aenderung bei 
Urtheils durch Berichtigungsbeſchluß war hiernach nicht zuläſſig 
und findet insbeſondere in der Vorſchrift des 8 319 der C. P. O. 
keine Stütze, da dieſe Beſtimmung nur ſolche Unrichtigkeiten 
betrifft, die ſich als unzweifelhafte Verſehen des Gerichts, alt 
Mängel im Ausdrucke des vom Gerichte Gewollten, nicht als 
Mängel des Willens ſelbſt kennzeichnen — vergl. Entſch. det 
R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 399 flgd., insbeſonden 
S. 411. Von einem Verſehen des Gerichts kann hier keine 
Rede ſein. VII. C. S. i. S. Baetcke 6. Striepling vom 
4. Juni 1901, B Nr. 54/1901 VII. 

6. 88 319, 567. 

Das L. G. zu Frankfurt a. M. hat auf den Antrag der 
Kl. das Protokoll vom 11. Dezember 1900 durch Beſchluß 
vom 12. Mai 1901 berichtigt. Auf die ſofortige Beſchwerde der 
Bekl. sub 2 iſt dieſer Beſchluß vom O. L. G. zu Frankfurt a. N. 
vom 10. April wieder aufgehoben. Die dagegen eingelegte 
weitere ſofortige Beſchwerde der Kl., mittelft welcher dieſelbe 
die Wiederherſtellung des landgerichtlichen Beſchluſſes begeht, 
war nicht für zuläſſig zu achten. Das Rechtsmittel der weitem 
Beſchwerde findet nicht gegen jede abändernde Beſchwerde⸗ 
entſcheidung ſtatt, ſondern in der Regel nur gegen ſolche 
Beſchwerdeentſcheidungen, gegen welche nach ihrem Inhalt die 
Beſchwerde überhaupt zuläjfig iſt. Wenn gegen eine Entſcheidung 
die Beſchwerde geſetzlich ausgeſchloſſen iſt, fo begründet e 
grundſätzlich keinen Unterſchied, ob dieſe Entſcheidung in I. J. on 
in der Beſchwerdeinſtanz ergangen iſt — vergl. Entſch. ds 
R. G. in Civilſachen Bd. 31 S. 411, Bd. 35 S. 420, Al. 
Daß die weitere Beſchwerde bei Berichtigung von Urtheilen 
in der Rechtſprechung des R. G. in weiterem Umfange zugelaſen 
ift, beruht auf beſonderen — Entſch. Bd. 35 S. Mi 
entwickelten — Gründen, welche hier nicht zutreffen. Hier 
ſteht die Berichtigung eines Protokolls in Frage, und gegen 
den Beſchluß, welcher die Berichtigung ablehnt, findet nach 
8 319 Abſ. 3 der C. P. O. kein Rechtsmittel ſtatt. III. C. ©. 
i. S. Filiale der Pfälziſchen Bank c. Hirſchfeldt vom 24. Mel 
1901, B Nr. 108/1901 III. 

II. Das Handelsrecht. 

7. § 283. . 

Nicht beachtlich find die Angriffe, welche die Revifion in 
Wiederholung der in den Vorinſtanzen erhobenen Einwendungen 
darauf geſtützt hat, daß die Vererblichkeit des Aktienbezugsrechte 
und deſſen Fortbeſtand nach dem Geſetze vom 18. Juli 1884 zu 
Unrecht angenommen worden ſei. Es iſt nicht erfichtlich, aus 
welchem Grunde dieſes Bezugsrecht, das einen reinen Ver ⸗ 
mögensanſpruch gewährt, wenn es nicht vertragsmäßig auf die 
Perſon des urſprünglich Berechtigten beſchränkt iſt — was 
vorliegend nicht in Frage kommt — ſeiner Natur nach von 
der Vererbung oder von der Uebertragung unter Lebenden auf 
geſchloſſen ſein ſollte. Zutreffend hat daher das B. G. unter 
Verweiſung auf die 8$ 102 flg. der Einleitung zum A. L. 
die Möglichkeit des Uebergangs des Aktienbezugsrechtb von 
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Rudolf E. auf feine Erben durch Erbgang und von dieſen auf 
den Kl. durch Geifion angenommen. Was aber die Frage be⸗ 
trifft, inwiefern der auf dem Geſetz vom 18. Juli 1884 be⸗ 
ruhende Art. 215a des H. G. B. durch die Beſtimmung des 
Abſ. 4 in Verbindung mit Abſ. 2 der Wirkſamkeit eines früher 
begründeten Rechtes auf den Bezug neu auszugebender Aktien, 
ſei es überhaupt, ſei es wenigſtens für den Bezug zum Pari⸗ 
kurſe, entgegenſtehe, ſo hat das R. G. ſich bereits in zahlreichen 
Entſcheidungen gegen die Rückwirkung ausgeſprochen — z. B. 
Entſch. in Civilſachen Bd. 27 S. 1, Bd. 28 S. 75, Bolze 
XIII Nr. 506, Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 242, Urtheil 
des I. C. S. vom 3. Oktober 1900 in Sachen Heſſe gegen Lauch⸗ 
hammer I. 189/1900 — wie jetzt auch gegenüber der Be⸗ 
ſtimmung in 8 283 Abſ. 2 des neuen H. G. B. die Rück⸗ 
wirkung durch Art. 28 des E. G. dazu ausdrücklich ausgeſchloſſen 
iſt. Von dieſer Auffaſſung abzuweichen bietet der vorliegende 
Fall nicht die geringſte Veranlaffung. Das Hauptgewicht legt 
die Revifton auf die Bekämpfung der Annahme, daß Rudolf E. 
das Aktienbezugsrecht erworben habe. Auch dieſer Angriff kann 
nicht für begründet erachtet werden. Dem Urtheile des er⸗ 
kennenden Senats vom 30. Mai 1891 in dem früheren Rechts⸗ 
ſtreite der Parteien (O 177/89) — Entſch. in Civilſachen Bd. 27 
S. 1 flg. — lag, wie auch die Revifion nicht verkennt, die 
Frage in gleicher Geſtaltung zur Entſcheidung vor. Damals 
handelte es ſich um das eigene Bezugsrecht des Kl., der nach 
Auſicht der Bekl. in Folge der identiſchen Vorgänge bei Abſchluß 
des Geſellſchaftsvertrages und Vollziehung des Zeichnungsſcheins 
nicht ſelbſt als Zeichner, ſondern nur als vorgeſchobene Perſon 
für die Kommunalſtändiſche Bank gelten ſollte, wie jetzt der 
Rudolf G. anch nicht für ſich, ſondern als vorgeſchobene Perſon 
für die Vereinsbank. Bei nochmaliger Prüfung der Frage muß 
der Senat an der früheren Anficht feſthalten. Das damalige 
Urtheil geht davon aus, daß der Aktienzeichnung eine doppelte 
Funktion zukomme „diejenige eines Beitritts zum Geſellſchafts⸗ 
vertrage und diejenige einer der künftigen juriſtiſchen Perſon 
gegenüber abgegebenen Willenserklärung, ſich an dem Grund- 
kapital derſelben mit dem gezeichneten Betrage betheiligen zu 
wollen“, welche beide Funktionen, wenn fie gleich äußerlich zu- 
ſammen fielen, doch ihrer rechtlichen Bedeutung nach aus⸗ 
einander zu halten ſeien. Daraus wird der Schluß gezogen, 
daß Vereinbarungen der Zeichner untereinander oder mit dritten 
Perſonen für das Rechtsverhältniß zwiſchen Zeichner und Aktien⸗ 
geſellſchaft nicht in Betracht kommen und daß durch die Ver⸗ 
einbarung, wonach die Aktienzeichnungen von den im Zeichnungs⸗ 
ſcheine benannten Perſonen nur geſchehen ſollen, um der geſetz⸗ 
lichen Form zu genügen, die Wirkſamkeit der Zeichnung gegen- 
über der Aktiengeſellſchaft nicht beeinträchtigt werden kann. 
Dieſe Auffaſſung muß auch bei der wiederholten Prüfung 
für richtig erkannt werden. Sie ergiebt ſich mit Nothwendig · 
keit aus der Bedeutung des Geſellſchaftsvertrages und 
der daran angeſchloſſenen Zeichnungsſcheine als formaler 
Grundlagen für die Entſtehung der Aktiengeſellſchaft. Der 
Aktienzeichner, der dieſe Bedeutung kennt und die Eintragung 
der Aktiengeſellſchaft nach Maßgabe dieſer Unterlagen will, 
kann nicht gleichzeitig die Rechtsunwirkſamkeit ſeiner Zeichnung 
wollen. Auch wenn er dieſe nur abgegeben hat, um der geſetz⸗ 
lichen Form zu genügen, ſo beſteht doch eben dieſe von ihm 
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gewollte Form darin, daß eine für die Aktiengeſellſchaft be ⸗ 
rechtigende Zeichnungsurkunde hergeſtellt wird. Der Aktien 
geſellſchaft gegenüber würde jeder Vorbehalt, der im Wider⸗ 
ſpruche mit dem im Zeichnungsſchein erklärten Verpflichtungswillen 
die Haftung des Zeichners ausſchließen ſollte, nur auf eine 
nicht beachtliche Mentalreſervation hinauslaufen. Mit Recht 
hat daher das frühere Revifionsurtheil ausgeſprochen, daß die 
ſogenannten Strohmänner ebenſo wahre Aktienzeichner ſeien, 
wie die Perſonen, welche Aktien für ſich erwerben. Es beſteht 
auch kein Grund, hierin zwiſchen der verpflichtenden und der 
berechtigenden Wirkung der Aktienzeichnung einen Unterſchied 
zu machen. Auf dieſen Punkt legt die Reviſion, im Anſchluß 
an die vorinſtanzlichen Ausführungen der Bekl., beſonderes 
Gewicht. Es iſt aber nicht fo, wie die Reviflon will, daß der 
ſogenannte Strohmann ſich nur gewiſſermaßen als Strafe für 
ſeine Simulation nicht darauf berufen dürfte, ſeine Zeichnung 
ſei bloß eine Scheinzeichnung geweſen, woraus man dann 
folgern könnte, daß da, wo es ſich um ſeinen eigenen Vortheil 
aus der Zeichnung handelt, dieſe wieder in ihrer wirklichen 
Natur als Scheinzeichnung hervortrete. Sondern eben aus der 
verſchiedenen Funktion der Aktienzeichnung, als Beitrittserklärung 
zum Geſellſchaftsvertrag und als Verpflichtungserklärung gegen ⸗ 
über der künftigen Aktiengeſellſchaft, ergiebt ſich, daß in Bezug 
auf das Rechtsverhältniß zu der letzteren nur die in der Form 
des Statuts und des Zeichnungsſcheins abgegebenen Willens. 
erklärung maßgebend fein kann, während alles, was davon ab- 
weichend gewollt und vereinbart ſein mag, ſich mit Noth⸗ 
wendigkeit nur auf das Rechtsverhältniß zwiſchen den betheiligten 
Mitgründern und Mitzeichnern bezieht. In Wirklichkeit liegt 
daher gar nicht ein Fall der Simulation vor, ſondern es find 
neben einander verſchieden geſtaltete Rechts beziehungen vor ⸗ 
handen. Die weiteren Ausführungen der Bekl. über die Formen 
und Folgen der Simulation konnen deshalb auf ſich beruhen 
bleiben. Wenn als ein Argument, das von dem früheren 
Revifionsurtheile nicht berückſichtigt ſei, noch geltend gemacht 
worden iſt, daß die Scheinzeichner im Fall ihrer Inanſpruch⸗ 
nahme durch die Aktiengeſellſchaft ihren Regreß gegen die 
Banken hätten nehmen können, ſo iſt nicht erfihtlih, was aus 
dieſem nur die Rechtsbeziehungen zwiſchen den ſogenannten 
Strohmännern und ihren Auftragsgebern berührenden Rüdgriffe 
zu Gunſten der Bekl. könnte gefolgert werden. Aus den rechts⸗ 
beſtändigen Zeichnungen würde demnach das Aktienbezugsrecht 
nur dann nicht den Zeichnern, ſondern den hinter ihnen ſtehenden 
Banken erworben worden fein, wenn dies im 8 4 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages ſo beſtimmt worden wäre. Allein mit dem 
früheren Reviſionsurtheil iſt eine ſolche Auslegung des 8 4, 
als deſſen klarem Wortlaute widerſprechend, abzulehnen. I. C. S. 
i. S. Görlitzer Maſchinenbau⸗Anſtalt o. Felix vom 11. Mai 
1901, Nr. 102/1901 J. 

III. Seuſtige Neichsgeſetze. 

Zum Militärpenſionsgeſetz. 

8. § 21 der Grundſaͤtze der Beſetzung von Subaltern- 
und Unterbeamtenſtellen vom Jahre 1882. 

Die Entſcheidung des Rechtſtreits hängt von der Beant⸗ 
wortung zweier Fragen ab, erftens, ob der 8 21 der „Grund- 
ſaͤtze“ den Kl. überhaupt ein im Rechtswege verfolgbares Recht 
giebt, und zweitens, ob, wenn dies der Fall iſt, vorliegend 
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gegen dieſe Grundſätze verſtoßen, den Kl. nicht / des „Stellen ⸗ 
einkommens“ gewährt iſt. ad 1) Zu der erſten dieſer Fragen 
hat das R. G. bereits in dem Urtheile des IV. C. S. vom 
25. November 1897 (abgedruckt Entſch. Bd. 40 S. 68 ff.) in 
bejahendem Sinne Stellung genommen, und auch der jetzt er- 
kennende Senat iſt nach nochmaliger eingehender Prüfung auch 
unter Berückfichtigung der gegen dieſes Urtheil erhobenen Be⸗ 
denken zu demſelben Ergebniſſe gekommen. Näher dargelegt, 
dann heißt es: Nach alledem iſt alſo den Kl. darin Recht zu 
geben, daß durch den § 21 der „Grundſaätze“ den Militär⸗ 
anwärtern ein im Rechtswege verfolgbarer Anſpruch auf / des 
Einkommens derjenigen Stelle gewährt iſt, zu welcher ſie zur 
Probeleiftung eingezogen find; es handelt fich daher jetzt nur 
noch um die zweite Frage, ob dieſer Anſpruch thatſächlich verletzt 
iſt. Das B. G. erachtet als maßgebend das Einkommen 
derjenigen Stelle, für welche die Probeleiſtung er- 
folgt, wogegen der Bekl. meint, daß es lediglich darauf an⸗ 
komme, welche Stelle der Militäranwärter während der Probe⸗ 
dienſtleiſtung thatſächlich innegehabt habe, jo daß, wenn und 
ſoweit zur Zeit der Einberufung der Kl. etatsmäßige Poft- und 
Telegraphenaſfiſtentenſtellen nicht frei geweſen ſeien, die Kl. nur 
als diätariſch angeſtellt angeſehen werden könnten, fie alſo nur 
auf % des Durchſchniits der an diätariſche Beamte gleicher 
Rangſtufe gezahlten Beträge Anſpruch gehabt hätten. In dieſer 
Beziehung iſt jedoch dem B. G. beizutreten. Eingehend be- 
gründet. III. C. S. i. S. Reichsfiskus c. Albrecht und Gen. 
vom 26. März 1901, Nr. 26/1901 III. 

9. § 21 der Grundſätze der Beſetzung von Subaltern- 
und Unterbeamtenſtellen vom Jahre 1882. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Der Kl., ein 
im Reichbeiſenbahndienſt angeſtellter ehemaliger Militäranwärter, 
verlangt vom Reichsfiskus Nachzahlung von Beträgen, welche 
er ſeit dem 1. Oktober 1884 über die ihm gewährten Bezüge 
hinaus deshalb beanſpruchen zu koͤnnen meint, weil ihm in 
Folge ſeiner zum 1. März 1882 geſchehenen Einberufung in 
den Büreaudienſt das Dienſteinkommen eines Betriebs ſekretärs 
als das der unterſten etatsmäßigen Stelle zugeſtanden habe, 
ferner weil er bereits am 1. April 1885, anſtatt erſt am 
1. April 1890, zum Betriebsſekretär habe ernannt werben 
müſſen und endlich weil behufs ſeines Einrückens in die höheren 
Gehaltsſtufen die geſammte Dienſtzeit ſeit ſeinem am 
1. März 1882 erfolgten Eintritt in den Reichseiſenbahn⸗ 
dienſt ihm habe angerechnet werden ſollen. Er ſtützt ſeine An⸗ 
ſprüche auf die von dem Bundes rath am 7. und 21. März 1882 
beſchloffenen und im Centralblatt für das Deutſche Reich ver⸗ 
öffentlichten Grund ſätze für die Beſetzung der Sub⸗ 
altern» und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs- und 
Staatsbehöͤrden mit Militäranwärtern, welche am 
1. Oktober 1884 für Elſaß⸗Lothringen in Kraft getreten find. 
Das O. L. G. hat, ohne die unter den Parteien ftreitige Frage 
nach der Geſetzeskraft dieſer Grundſätze zu entſcheiden, die 
Berufung des Kl. gegen das die Klage abweiſende Urtheil des 
L. G. zurückgewieſen, indem es die Anſprüche des Kl. zu einem 
Theil für nicht im Rechtswege verfolgbar und zum andern Theil 
nach den Beſtimmungen der Anſtellungsgrundfätze für nicht ge- 
rechtfertigt erachtete. Kl. ficht mit der Reviſion dieſe Entſchei⸗ 
dungen an und behauptet insbeſondere auch Verletzung von 
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Vorſchriften der Anſtellungsgrundſätze, denen Geſetztskraft 
innewohne. Von Entſcheidung der nicht unzweifelhaften, von 
dem IV. C. S. (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 
S. 68 ff.) und von dem III. C. S. (vergl. Repert. Nr. 26 
von 1900) des R. G. in bejahendem Sinne beantworteten 
Frage, ob ein unter Feſtſetzung eines beſtimmten Dienſtein⸗ 
kommens als Reichsbeamter angeſtellter Militäranwärter aus 
den von dem Bundesrath erlaſſenen Anſtellungsgrundſätzen als 
mit zwingender Geſetzeskraft ausgeſtatteten Rechtenormen ein 
perjönliches und klagbares Recht auf Gewährung eines höheren 
als des ihm bei der Anſtellung zugeſicherten Einkommen 
ableiten könne, kann aber hier abgeſehen werden, da die An ⸗ 
ſtellungsgrundſätze von dem O. L. G. jedenfalls richtig aus⸗ 
gelegt find und deshalb auch, wenn denſelben Geſetzeskraft bei⸗ 
zumeſſen ſein ſollte, der auf Verletzung dieſer Anſtellungsgrundſätze 
gegründete Reviſionsangriff Mangels einer ſolchen Verletzung 
hinfällig wäre. Den Entſcheidungen des O. L. G. iſt durchweg 
beizuſtimmen. Eingehend begründet. II. C. S. i. S. Mayer 
c. Reichsfiskus vom 24. Mai 1901, Nr. 62/1801 II. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

10. 8 23 Einl. 

Die Revifion der Kl. bezeichnet mit Recht die Begründung, 
mit der der Vorderrichter die Klage gegen den Bekl. abgewieſen 
hat, als rechtsirrthümlich. Im Ergebniſſe konnte aber auch biefe 
Reviſion keinen Erfolg haben. Sofern Preußiſches Recht an- 
wendbar iſt, liegen gegen die Anwendung der 58 684 ff. Tl. 1 
Tit. 11 und § 219 Thl. 1 Tit. 14 des A. L. R. auf das dem 
Wechſelſchluß zu Grunde liegende Rechtsverhältniß Bedenken 
nicht vor, da Bekl. bei Eingehung der Wechſelverpflichtung 
Preußiſcher Subalternoffizier war und dieſelbe für ein Darlehn 
oder als Bürge ohne Genehmigung des Chefs oder Commandeun 
übernommen hat. Fraglich iſt jedoch, ob angeſichts des Un⸗ 
ſtandes, daß Bekl. zur Zeit der Eingehung feinen Wohnfltz in 
Metz hatte, die in Rede ſtehenden Beſtimmungen anzuwenden 
find. Der Vorderrichter bejaht dieſe Frage, weil das Franzöͤſiſche 
Recht hinſichtlich der Beurtheilung der Handlungsfählgkeit der 
in ſeinem Gebiete wohnhaften Perſonen auf das Recht der 
Heimath dieſer Perſonen zurückverweiſe. Dieſe Begründung tft 
fehlſam, weil das Prinzip der Zurüdverweilung im Inter⸗ 
nationalen Privatrecht keine allgemeine Geltung hat, ſondern 
nur ſoweit anzuwenden iſt, wie die fuͤr den Richter maßgebliche 
Colliſionsnorm die Anwendung verlangt. (Vergl. z. B. E. G. 
zum B. G. B. Art. 27.) An ſich verweift die Colliſions⸗ 
norm der Lex fori nicht auf andere Collifionsnormen, ſondern 
auf das für das Rechts verhältniß maßgebliche materielle Recht. 
Wenn daher § 23 der Einleitung zum A. L. R. bezüglich der 
„perfönlihen Eigenſchaften und Befugniſſe eines Menſchen“ auf 
die Lex domicilii verweiſt, fo tft danach nicht die am Wohn⸗ 
ſitze geltende Colliſtonsnorm, ſondern das dort geltende materielle 
Recht ſelbſt anzuwenden. In dieſem Sinne hat ſich auch die 
neuere Praxis des R. G. in vielen Entſcheidungen ausgeſprochen. 
(Siehe die Citate bei Niemeyer, das Internationale Privatrecht 
des B. G. B. S. 74 Note 1.) Es unterliegt aber zugleich dle 
Annahme, daß es ſich im vorliegenden Falle um eine Frage der 
Handlungsfähigkeit im Sinne des internationalen Privatrechts 
oder „der perſönlichen Gigenſchaften und Befugniſſe einen 
Menſchen“ im Sinne der angeführten Gollifionsnorn des 
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Preußiſchen Rechts handelt, erhebliche Bedenken; und es ließen 
ſich gute Gründe dafür geltend machen, daß die Colliſionsnormen, 
ſoweit fie ſich auf Handlungsfähigkeit beziehen, dabei muth⸗ 
maßlich nur die allgemeine Geſchäftsfähigkeit der Perſonen 
(efr. Art. 7 des E. G. zum B. G. B.), nicht aber Be⸗ 
ſchraͤnkungen der Gültigkeit gewiſſer Arten von Rechtsgeſchäften, 
die an beſondere Eigenſchaften oder Verhältniſſe einer Perſon 
geknüpft werden, im Auge haben, daß ſolche Beſchränkungen 
ſich vielmehr nach dem für die Rechtsgeſchäfte als ſolche maß⸗ 
geblichen Rechte regeln (efr. v. Bar, Internationales Privatrecht 
Bd. I 2. Auflage S. 390 8 136 a. E.). Der von der Revifion 
angezogene Plenarbeſchluß des Obertribunals vom 18. Februar 
1856 (Entſch. Bd. 32 S. 1 ff.) kommt in dieſer Hinſicht nicht 
in Betracht, weil er ſich nur mit dem Begriffe der „perfönlichen 
Eigenſchaft des Verpflichteten“ im Sinne des § 254 Thl. I 
Tit. 14 des A. L. R. befaßt. Die Frage kann jedoch auf fich 
beruhen, da es aus einem anderen Grunde zweifellos erſcheint, 
daß § 23 der Einleitung zum A. L. R. nach Sinn und Zweck 
der Verbotsbeſtimmungen der 85 684 ff. Thl. J Tit. 11, 8 219 
Thl. J Tit. 14 des A. L. R. hier nicht Anwendung findet. Es 
handelt ſich dabei um Vorſchriften, die im öffentlichen Intereſſe 
der Aufrechterhaltung der Disziplin im preußiſchen Heere und 
der materiellen Unabhängigkeit ſeines Dffizterkorps dienen ſollen 
und zu dieſem Zwecke insbeſondere den zuwiderhandelnden 
Gläubiger mit Rechtsnachtheilen bedrohen. Demgegenüber er- 
ſcheint es völlig gleichgültig, ob der betreffende preußiſche Offizier 
zufällig ſein Domizil an einem Orte hat, wo Preußiſches Recht 
nicht gilt, wenn nur das Schuldverhältniß als ſolches dem 
Preußiſchen Recht unterſteht und man daher von dem Gläubiger 
erwarten darf, daß er ſich bei Eingehung deſſelben davon über⸗ 
zeugt, daß die geſetzlichen Bedingungen der Gültigkeit oder 
Klagbarkeit des betreffenden Geſchäfts erfüllt find. Iſt ſomit 
das Schuldverhältniß ſelbſt nach Preußiſchem Rechte zu be 
urtheilen, find auch die erwähnten Vorſchriften ihres zwingenden 
Charakters wegen darauf anzuwenden, und es wird inſoweit 
die Collifionsnorm des § 23 der Einleitung zum A. L. R., follte 
fie nach Obigem überhaupt an ſich entgegenftehen, durchbrochen. 
Das vorliegende Schuldverhältniß unterfteht aber dem Preußiſchen 
Rechte, weil dafür ein in Charlottenburg als dem Wohnorte 
der Acceptantin nach W. O. Art. 4 Nr. 8 zahlbarer Wechſel be⸗ 
geben ift, dieſer Ort ſomit vereinbarter Erfüllungsort für die 
Verbindlichkeit war. In derſelben Weiſe ſind die 88 684 ff. 
Tl. 1 Tit. 11 des A. L. R. bereits in der Entſcheidung dieſes 
Senats vom 2. Dezember 1882 (abgedruckt in Blums Annalen 
Bd. 7 S. 155) für anwendbar erklärt worden, obwohl es ſich 
damals um einen in Mecklenburg domlzilirten preußlſchen Offizier 
handelte. 1. C. S. i. S. v. Lepel c. Knetſch vom 23. Mat 
1901, Nr. 42/1901 I. 

11. 8 265 I. 13. 

Der B. R. iſt von der richtigen Annahme ausgegangen, 
daß der redliche putative Erbe nur das, was er aus der Erb⸗ 
ſchaft noch hinter ſich hat, zu reſtitutren brauche, daß er alfo 
nur aus der Bereicherung verhaftet ſei. Andererſelts hat er 
auch nicht verkannt, daß der Regel nach der die Reſtitutions⸗ 
klage aus der Bereicherung anſtellende wahre Erbe den Beweis 
zu führen habe, daß der putative Erbe ſich zur Zeit des An⸗ 
Wende noch im Beſitze des Vortheils befunden, um deſſen 
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Herausgabe es ſich handle. Nach feiner Annahme jedoch, und 
in dieſer Hinſicht iſt er der Auffaſſung des Preußiſchen Ober⸗ 
tribunals in dem Urtheile vom 2. März 1863 (Entſch. dieſes 
Gerichtshofs Bd. 49 S. 106 fg.) gefolgt, geſtaltet ſich die 
Beweisfrage anders, wenn der Vortheil, deſſen Herausgabe ver- 
langt wird, wie hier, in baarem Gelde beſteht, das der putative 
Erbe aus dem Nachlaſſe in Empfang genommen hat. „Nach 
§ 265 Thl. I Tit. 13 des A. L. R.“ — fo hat das Ober- 
tribunal ausgeführt — „gilt der Gtundſatz, daß, wenn jemand 
Geld in ſein Vermögen überkommt, in der Regel ohne Weiteres 
Bereicherung eintritt. Daß aber die einmal eingetretene Be⸗ 
reicherung für eine dauernde anzuſehen ſei, folgt, abgeſehen von 
der die Erſtattungsverbindlichkeit bei ſtattgehabter wirklicher 
Verwendung geltenden Regel des 8 273 ebenda, aus der 
Fungibilität des Geldes, weil außer dem Ausnahmefalle des 
Unvermiſchtbleibens, mit dem Augenblicke der, eine Vermiſchung 
in ſich enthaltenden Vereinnahmung, eine Separation der be⸗ 
ſtimmten einzelnen Geldſtücke, die ſich in jemandes Vermögen 
befinden, unmöglich iſt. Eingenommenes Geld muß entweder 
verloren, oder ausgegeben oder noch vorhanden ſein. Ein 
weiterer Fall iſt nicht denkbar. Iſt es noch vorhanden, ver⸗ 
miſcht mit anderem Gelde des putativen Erben oder nicht, fo 
unterliegt die Verbindlichkeit deſſelben zur Herausgabe keinem 
Bedenken ....“ Darnach regelt ſich nach der weiteren Aus- 
führung des Obertribunals die Beweislaſt dahin, daß der 
wahre Erbe zu beweiſen hat, daß und wieviel Geld der 
putative Erbe aus dem Nachlaſſe bekommen hat, daß dagegen 
der letztere, wenn er ſich gegen die Rückforderung ſchützen 
will, die Thatſachen anzugeben und zu beweiſen hat, auf Grund 
deren er den Einwand ſtützen will, daß die durch die Empfang⸗ 
nahme des Geldes einmal eingetretene Bereicherung ſeines Ver⸗ 
mögens nicht mehr vorhanden ſei. Dieſer rechtlichen Auffaſſung 
iſt durchweg beizutreten, und wenn darnach derſelben entſprechend 
der B. R. die Beweispflicht ertheilt hat, ſo beruht inſoweit die 
angefochtene Entſcheidung nicht auf einer Rechtsverletzung. — 
Die Beurtbeilung, daß die Bekl. den ihr obliegenden Beweis 
nicht geführt hat und daß auch die Ausſagen der vemommenen 
Zeugen keinen Anhalt für die Auferkegung eines richterlichen 
Eides gewähren, beruht lediglich auf khatſächlicher Würdigung 
und entzieht ſich der Nachprüfung in der Revifionszinſtanz. Der 
erhobene Angriff, daß, abgeſehen von dem Ergebniſſe der Beweis⸗ 
aufnahme, das Sachmaterial für die Frage, ob nicht eine aus⸗ 
reichende Grundlage für einen richterlichen Eid gegeben, nicht 
vollſtändig gewürdigt ſei und deshalb die 88 286, 475 der 
C. P. O. als verletzt erſcheinen, entbehrt eines ausreichenden 
Anhalts, zumal die Reviſion unbeachtet gelaſſen hat, daß nach 
dem Thatbeſtande des B. U. die Kl. behauptet haben, daß der 
Bekl., abgeſehen von dem Gelde im Beutel, auch noch ein an 
fie, wenige Monate nach dem Eintritte des Erbfalles, zurück⸗ 
gezahltes Nachlaßaktivum von 2700 Mark zur Verfügung ge⸗ 
ſtanden, ſo daß ſie des ſtreitigen Geldes für die Zwecke des 
Nachlaßgeſchäfts nicht bedurft habe, dieſe Behauptung aber, wie 
ausdrücklich konſtatirt iſt, von Seiten der Bekl. unbeſtritten 
geblieben iſt. IV. C. S. i. S. Lohriſch o. Wagner vom 28. Mai 
1901, Nr. 90/1901 IV. Ä M. 
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Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendanp, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Haftet der Richter oder Notar, welcher fahrläſſig ein 
nichtiges Teſtament aufgenommen hat, für den den 
Bedachten entſtandenen Schaden? 

Ueber dieſe Frage erhalten wir von Herrn RU. u. N. 
M. in B. folgende Zuſchrift: 

„Meines Erachtens giebt das Geſetz keine Moͤglichkeit, 
einen ſolchen Richter oder Notar regreßpflichtig zu machen. 
Als Geſchädigte kommen die im Teſtament eingeſetzten Erben 
und Legatare in Betracht, die nun nichts erhalten, weil das 
Teſtament nichtig war. Aber ihnen giebt das Geſetz keinen 
Schadenserſatz gegen den Beamten. Der 8 839 B. G. B. 
ſpricht nur von der Verletzung einer einem Beamten dem 
Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht; dieſer Dritte 
iſt ſchadensberechtigt. Auf Grund des 5 839 konnten lediglich 
die geſetzlichen Erben des Teſtators vorgehen. Dieſe geſetz⸗ 
lichen Erben find aber durch die Nichtigkeit des Teſtaments 
nicht geſchädigt, ſondern bereichert. Fremden Perſonen gegen⸗ 
über aber hat der das Teſtament aufnehmende Beamte keine 
Amtspflicht im Sinne des § 839. 

Zu gleichem Reſultat führt auch die Betrachtung des 
5 823 B. G. B., auf welchem 9 839 baftrt. 

Nur der Eingriff in die ſpeziell durch § 823 geſchützten 
Rechtsgüter verpflichtet zum Schadenserſatz. Will man nun 
ſelbſt dem $ 823 eine Ausdehnung bis zum Eingriff in bloße 
obligatoriſche Beziehungen geben — die herrſchende Meinung 
ſteht bekanntlich nicht auf dieſem Standpunkt —, ſo wäre 
damit für die Erben und Legatare nichts gewonnen. Denn 
durch das Teſtament erwarben ſie eben an ſich noch kein Recht; 
es wurde ihnen dadurch nur die Möglichkeit eines künftigen 
Erwerbes in Ausficht geſtellt. Von einem Gut im Sinne des 
§ 823 B. G. B. kann dabei füglich keine Rede fein. 

Hiernach könnte ſelbſt derjenige Beamte, welcher das 
ſchwerſte Verſehen begangen hat, ſo z. B. der Notar, welcher 
in grober Rechtaunkenntuiß die Zuziehung von Zeugen unter⸗ 
ließ, nicht regreßpflichtig gemacht werden. Ein gewiß höchſt 
unbefriedigendes Reſultat!“ — 

Wir bitten um Aeußerung auf dieſe ſehr wichtige Frage 
und behalten uns vor, nach Sammlung einſchlägigen Materials 
ausführlich darauf zurückzukommen. 


Herrn JR. Br. in B. 

Was iſt als Werth der Erklärung über die Ausſchlagung 
einer überſchuldeten Erbſchaft anzunehmen? 

Für die Werthbemeſſung der Ausſchlagserklärung iſt das 
Intereſſe des Erklärenden maßgebend. Mit dem Erbfall geht 
das Vermögen des Erblaſſers als Ganzes auf den Erben über 
(8 1923 B. G. B.), unbeſchadet des Rechts, fie auszuſchlagen 
(§ 1942 B. G. B.). Durd den Anfall der Erbſchaft wird alſo 
das Vermögen des Erben vermehrt, wenn der Aktivnachlaß die 
Nachlaßſchulden überſteigt, und vermindert, wenn der Nachlaß 
überſchuldet iſt. Durch die Ausſchlagung der Erbſchaft ver- 
hindert der Erbe die Einwirkung des Erbfalls auf ſein Ver⸗ 
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mögen. Sein Intereſſe an der Ausſchlagung beſteht deshalb in 


der Abwendung dieſer Wirkung des Erbfalls, im Falle der 
Ueberſchuldung des Nachlaſſes alſo in der Abwendung der 
Minderung ſeines Vermögens. Die Minderung entſpricht der 
Höhe der Ueberſchuldung, dieſe iſt deshalb unſeres Erachtens 
als Werth anzunehmen. 

Wir bitten um gefällige Aeußerungen aus der Praxis. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Ernſt Plum beim Oberlandesgericht Coͤln; 
— Rechtsanwalt Dr. Johannes Theodor Behn beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Arnold Hach beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Lübeck und beim Oberlandes⸗ 
gericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Emil Wertheim er beim 
Landgericht Kaiſerslautern; — Rechtspraktikanten Dr. Heinrich 
Hamburger, Dr. Ignatz Katz, Dr. Otto Pflaum, Otto 
Kahl, Adolf Korzendorfer, Friedrich Schnell beim Land⸗ 
gericht München I; — Rechtsanwalt Dr. jur. Lorenz Friedrich 
Chriſtian Peterſen beim Landgericht Altona; — Rechtsanwälte 
Hermann Damm, Dr. Georg Nützel, Oskar Schiffert, 
Dr. Max Oettinger beim Oberlandesgericht München; — 
Rechtsanwälte Hans Fiſcher, Dr. Leopold Honig, Ludwig 
Isner, Carl Hauber beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtspraktikant Friedrich Neubecker beim Landgericht Zwei⸗ 
brücken; — Rechtspraktikant Franz Jacob beim Land⸗ 
gericht Kempten. 


Löfchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Ludwig Marimilian Siegfried Schopper 
beim Landgericht Chemnitz, beim Amtsgericht und der 
Kammer für Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Joſeph 
v. Paledzki beim Amtsgericht Thorn; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Beckmann beim Amtsgericht Papenburg; — Rechts 
anwalt Lohwaſſer beim Amtsgericht Schlochau; — Rechts 
anwalt Max Ilch beim Kammergericht Berlin; — Rechts ⸗ 
anwalt Heinrich Medem beim Landgericht Tilſit; — Rechts 
anwalt Richard Goldſtein beim Landgericht 1 Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. Richard Meißner beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Eduard Erich Carl Guſtar 
Friedrich Bartels beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt 
Thaddäus Mühldorfer beim Landgericht Kempten; — 
Rechtsanwalt Baier beim Amtsgericht Stralſund; — Rechts · 
anwalt Friedrich Knapp beim Landgericht Augsburg. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Mann 
in Stettin; — Rechtsanwalt Purgold in Hameln; — Rechts- 
anwalt Reitz in Herne; — Rechtsanwalt Thiele in Frank⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Kloſtermann in Soeſt; — 
Rechtsanwalt Brun nemann in Neuſtettin. 
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Organ des deutffden Anwalt-Wereins. 
Herausgegeben 


von Juſtizrath M. Rempner, R. A. b. Tgr. I. 
Berlin W., Franzzſiſche Straße 9. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
zeſprochen. 


Vereinsnachrichten. 


§ 3 der Erklärung des Allgemeinen Deutſchen 
Verſicherungsvereins in Stuttgart (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 71) räumt dem Vorſtand des 
deutſchen Anwaltvereins das Recht ein, die Geſchäfts⸗ 
führung der Abtheilung I lit. C (Rechtsanwalts- 
haftpflichtverſicherung des Stuttgarter Vereins) 
durch einen Abgeordneten unter Zuziehung eines 
Verſicherungstechnikers zu überwachen. In Gemäß ; 
heit dieſer Beſtimmung haben der Vorſitzende des 
Vereins Geheimer Juſtizrath Mecke und das Vor⸗ 
ſtandsmitglied Juſtizrath Leipheimer am 4. April 
1901 eine Nachprüfung der Geſchäfts ordnung vor- 
genommen, nachdem der zugezogene Verſicherungs⸗ 
techniker Herr Profeſſor Dr. Wolf aus Leipzig in 
den vorhergegangenen Tagen die verſicherungs⸗ 
techniſche Prüfung vorgenommen. Die Vorſtands⸗ 
mitglieder haben ſich durch Vorlegung von Stich- 
proben der erledigten und noch ſchwebenden Schadens- 
fälle von der ordnungsmäßigen Abwickelung der 
Geſchäfte, insbeſondere der glatten Regulirung der 
angemeldeten Schäden überzeugt. Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen den Verſicherten und dem 
Verein ſind nur in wenigen Fällen, in denen der 
Verein den nach altem Muſter geſchloſſenen Vertrag 
kündigte, um die Verſicherung auf die neuen in 
Uebung befindlichen Grundlagen zu ſtellen, was 
nicht beanſtandet wurde. 

Wir laſſen den Schluß des von dem Herrn Sach- 
5 erſtatteten eingehenden Berichts hier 
olgen: 

Wie aus meinem ausführlichen Berichte hervorgeht, habe 
ic durchweg den Eindruck empfangen, daß der allgemeine 
deulſche Verſicherungsverein in Stuttgart es ſich ſehr an⸗ 
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gelegen fein läßt, die Haftpflichtverficherung für die deutſchen 
Rechtsanwälte möͤglichſt günſtig zu geſtalten, und es iſt daher 
erfreulich, daß im vergangenen Jahre 3686 Rechtsanwälte in 
dieſer Abtheilung verfichert waren, die ſich nach Ausweis der 
Tabelle A. über alle Oberlandesgerichtsbezirke vertheilen. 
Schadenfälle find im Jahre 1900 zuſammen 353 eingetreten, 
die ſich nach Maßgabe der Tabelle B. über die einzelnen 
Oberlandesgerichtsbezirke verbreiten und die in Tabelle C. 
ſummariſch angegebenen Arten von Schäden betreffen. 

Gegen die vorgelegte Jahresrechnung der Abtheilung I 
Lit. C., die ich dieſem Berichte in Abſchrift beilege, waren vom 
verficherungstechniſchen Standpunkte aus keinerlei Einwendungen 
zu erheben, nachdem über die Verzinſung der Prämienreſerve 
raſche Einigung erzielt war. Sie ſchließt mit einem kleinen 
Gewinnſaldo ab, obgleich wiederum eine 20 prozentige, den 
Rechtsanwälten zu gewährende Dividende in Anſatz gebracht iſt. 
Eine höhere Dividende iſt zur Zeit nicht moͤglich. | 

Es wird ſich empfehlen, die folgenden Jahresrechnungen 
nach genau denſelben Prinzipien aufzuſtellen und mit denen der 
Vorjahre zu vergleichen, damit die Haftpflichtverſicherung der 
Rechtsanwälte, die bei einer erſtmaligen Revifion naturgemäß 
noch nicht völlig erforſcht werden konnte, immer feſtere, von 
Jahr zu Jahre geſichertere verſicherungstechniſche Grundlagen 
erlangt. 

Ich hebe hierbei ausdrücklich hervor, daß der allgemeine 
deutſche Verſicherungsverein in Stuttgart jede Auskunft, die ich 
über die Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte vom ver⸗ 
ſicherungstechniſchen Standpunkte aus für nötbig hielt, bereit⸗ 
willigſt ertheilt und jegliches Aktenſtück, deſſen Einſichtnahme 
nothwendig erſchien, ohne Weiteres zu meiner Verfügung 
geſtellt hat. 

Der Geſammteindruck meiner diesmaligen Beobachtungen 
war ein durchaus günſtiger, und ich kann daher dem Vorſtande 
des deutſchen Anwaltvereins durchaus empfehlen, feinen Mit- 
gliedern die Betheiligung an der vom allgemeinen deutſchen 
Verficherungsvereine in Stuttgart eingeführten Haftpflichtverſiche⸗ 
rung der Rechtsanwälte auch für die Zukunft anzurathen. 

Leipzig, den 10. April 1901. 

Prof. Dr. Wolf. 
Vereideter Sachverſtändiger für das Rechnungsweſen in 
Verſicherungsangelegenheiten beim Königlichen Amts- 
und Landgericht zu Leipzig. 
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Die von dem Herrn Sachverſtändigen geprüfte 
und gebilligte Jahresrechnung hat uns vorgelegen, 
und die am Schluſſe ſeines ausführlichen Berichts 
erwähnten Tabellen A., B. und C. folgen im Nach- 


ſtehenden. 


Leipzig, im Juni 1901. 
Der Vorſitzende des deutſchen Anwaltvereins. 


Mecke, 
Geheimer Juſtizrath. 


A. 


Die beim Verein verſicherten dentſchen Auwälte geordnet 
nach Oberlandesgerichtsbezirken bezw. Reichsgericht. 


Reichsgericht. 
Oberlandesgericht Augsburg. 


Bamberg 


Kammergericht Berlin 
Oberlandesgericht Braunſchweig 


Breslau 
Caſſel 
Celle 
Cöln 
Colmar 
Darmſtadt 
Dresden 


Frankfurt a. M. ö 


Hamburg 
Hamm. 
Jena 
Karlsruhe. 
Kiel 
Königsberg 
Marienwerder 
München 
Naumburg 
Nürnberg 
Oldenburg 
Poſen 
Roſtock. 
Stettin 
Stuttgart. 
Zweibrücken 


B. 


Die beim Verein im Jahre 1900 eingetretenen Rechts ⸗ 
anwaltsſchüden geordnet nach Oberlandesgerichtsbezirken. 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Bamberg 


Kammergericht Berlin i 
Oberlandesgericht Braunſchweig 


Breslau 


XXX. Jahrgang. 


Uebertrag 95 


Oberlandesgericht Caffee. 0 


. Gele 10 
5 Cl » . 2 2 2 rer Bd 
. Colmar . . 2 2 2 44 
. Damftadtt . » > 2 2222.26 
. Dresden 37 
. Frankfurt a MW. 18 
5 Hamburg 15 
. Hamm 238 
5 Jena 5 
. Karlsruhe 12 
. Kiel i 
. Königsberg N ee A 

Marienwerder e e e ee LS 


München 14 
Naumbu g 22 
Nürnberg 2 
Oldenburg 1 
Poſen . ie re 
Roftod. k... 5 
9 
1 
6 


Stettin 
Stuttgart 
Zweibrücken 


C. 


Die verſchiedenen Arten der im Jahre 1900 bein 
Verein eingetretenen Schüden von Rechtsanwälten. 


Verſehen bei der Klagerhebun g. 77 
Friſt bezw. Terminverſäumnij ß 382 
Unrichtige Zuſtellung eines Schriftſatztz e 4 
Verſehen bei Zurücknahme der Klage. 2 
Unterlafjung der Vollſtreckung eines Urtheils . . 3 
Verſehen bei Einlegung der Berufung 10 


Verſehen bei Abſchluß eines Vergleichs 4 
Nicht ſachgemäße bezw. auftragsweiſe e eines 
Mandats (inkl. Prozeßführung) 27 


Unterlaſſene Ausführung eines Mandates 15 
Diverſe ſonſtige Verſehen in * . 


Unrichtige Rathsertheilung . 4 
Abhandenkommen von Urkunden bew. Werthpapieren 12 
Verlieren von Geldern durch Büreaubeamte 8 


Verſehentliche zn an einen unberchigen 
Dritten 5 4 
Verſehen bei Aufnahme on Urkunden „ e ee AV 
Verſehen in einer Darlehnsangelegenheit. a 4 
Fahrläſſige Stundungsbewilli gung. 1 
Verſäumte Anmeldung beim Handelsregiſter 1 
Verſehen bei einem Grundſtücksverkauf 2 
Verſehen in einer Vermächtniß angelegenheit 1 
Mangelhafte Geſchäftsfuͤhrung als dealt 


Mitglied . . 2 
Verſehen bei Pfänbungsfahen r ee ee A 
Summe . 260 


ki" 


XXX. Jahrgang. 


Uebertrag . 260 
Verſehen in Subhaſtationsſachen „ N 
„Arreſtſache nn 3 
„ Konkursſa chens 22 
Hypothekenſacheeen 7 


Stempelſa chens 5 

„» Wechſelſa cen 2286 

„als Nachlaßpfle ger 2 
Veruntreuung durch Angeſtellte (war nur nach den bis 
Frühjahr 1897 geltenden Verſicherungs bedingungen 
gedeckt) „ 

353 


Zu Art. J und V Einf. Gef. zur Konkursordnungs⸗ 
novelle. Art. 203 Einf. Gef. zum B. G. B. 


SS 1649 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Groß 
Konkurs e. Groß vom 20. Mai 1901, Nr. 84/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Reviſion der Konkursmaſſe tft zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das hier in Frage ſtehende G.'ſche Konkursverfahren iſt 
vor dem Inkrafttreten der Konkurs ordnungsnovelle (vergl. Artikel I 
des Einführungsgeſetzes zu derſelben) eröffnet. Ueber die Er⸗ 
ledigung derartiger Konkursverfahren beſtimmt der Artikel V 
a. a. O., daß dieſelbe nach den bisherigen Geſetzen erfolgen ſoll. 
Daß unter den „bisherigen Geſetzen“ nicht nur ſolche über das 
formelle Konkursrecht, ſondern auch ſolche über das materielle 
Konkursrecht zu verſtehen find, haben die Vorinſtanzen zutreffend 
unter Hinweis auf die gleiche Auslegung, welche der 8 8 Abſ. 1 
des Einführungegeſetzes zur alten Konkursordnung gefunden 
hat (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 17 
S. 41, ſowie die Kommentare von Peterſen, v. Wilmowski und 
v. Sarwey zu § 8 a. a. O.), angenommen. Demzufolge würde 
bei der allgemeinen Faſſung des Artikel V des Einführungsgeſetzes 
zur Konkursordnungsnovelle an ſich zu ſchließen fein, daß der 
hier in Rede ſtehende G. 'ſche Konkurs, ſoweit es auf die unter 
den Parteien ſtreitige Frage ankommt, ob der dem Gemein 
ſchuldner nach bisherigem Landesrechte zuſtehende Nießbrauch am 
Vermögen ſeiner Kinder auch über den 1. Januar 1900 hinaus 
noch als Beſtandtheil der Konkursmaſſe zu gelten hat, unter 
Anwendung des bisherigen Abſ. 2 in § 1 der Konkurs ordnung 
zu erledigen wäre. 

Allein die Kläger machen geltend, daß eine ſolche An⸗ 
wendung mit gewiſſen ſeit dem 1. Januar 1900 in Kraft ge- 
tretenen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zu demſelben und der Civilprozeßordnung 
unvereinbar ſei. Das Oberlandesgericht iſt dieſer Auffaſſung bei ⸗ 
getreten. Hierin kann, im Gegenſatze zur Revifion eine Ver⸗ 
letzung des Artikel V des Einführungsgeſetzes zur Konkursordnungs⸗ 
novelle nicht gefunden werden. 

Gegen die Anſicht des Berufungsgerichts läßt ſich nicht der 
Umſtand verwerthen, daß der Artikel V a. a. O. inhaltlich dem $ 8 
Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zur urſprünglichen Konkurs 
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ordnung entſpricht. Es kommt hierbei in Betracht, daß das 
letztere Einführungsgeſetz ſich einem im Weſentlichen unverändert 
gebliebenen bürgerlichen Rechte gegenüber ſah, während das 
Einführungsgeſetz zur Konkursordnungsnovelle im Gefolge einer 
durchgreifenden Aenderung des Bürgerlichen Rechts ergangen iſt. 

Die Auffaffung des Berufungsgerichts kann auch nicht vom 
Gefichtspunkt eines wohlerworbenen Rechts aus beanſtandet 
werden. Die Konkursmaſſe darf naturgemäß nicht mehr Rechte 
beanſpruchen, als dem Gemeinſchuldner den Kindern gegenüber 
zuſtehen; und letzteres Rechtsverhältniß bildet nicht einen dem 
Wechſel der Geſetzgebung entzogenen Zuſtand. 

Für den Standpunkt des Berufungsgerichts ſpricht nun 
aber, daß gerade auf dem Gebiete des Eltern- und Kindesrechts 
eine durchgreifende Aenderung durch die Vorſchriften des neuen 
bürgerlichen Reichsrechts herbeigeführt iſt. In dieſer Beziehung 
weiſt das Berufungsgericht zunächſt darauf hin, daß nach 
Artikel 203 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
ſeit dem 1. Januar 1900 das Rechtsverhältniß zwiſchen den 
Eltern und einem ehelichen Kinde, auch ſofern das letztere vor 
dieſem Zeitpunkte geboren ſei, und ſoweit es ſich um deſſen 
vorher erworbenes Vermögen handle, nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſich beſtimmen ſolle, daß in Folge deſſen 
die bisherigen Landesgeſetze bezüglich jenes Rechtsverhältniſſes 
beſeitigt und an deren Stelle die reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das elterliche Nutznießungs⸗ 
recht (58 1649 ff.) getreten ſeien, und daß folgerecht auch der 
gegenſtandslos gewordene Abſ. 2 des § 1 der Konkursordnung 
durch die Novelle zu letzterer beſeitigt ſei. Sodann legt das 
Berufungsgericht aber auch dar, daß das vom Bürgerlichen 
Geſetzbuch neu eingeführte elterliche Nutznießungsrecht nach Maß⸗ 
gabe des aufrecht erhaltenen Abſ. 1 des § 1 der Konkursordnung 
in Verbindung mit den die Zuläffigfeit der Zwangsvollſtreckung 
regelnden neuen Vorſchriften der Civilprozeßordnung nicht dazu 
führen könne, dem Konkursverwalter weiterhin noch das Recht 
auf Verwaltung der Kindergrundſtücke und auf Einziehung der 
Miethserträge derſelben zu gewähren; und zwar ſchon deshalb 
nicht, weil nach § 1647 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ver⸗ 
mögensverwaltung des Vaters mit der Rechtskraft des den 
Konkurs über deſſen Vermögen eröffnenden Beſchluſſes endige, 
und nach § 1656 a. a. O. in einem ſolchen Falle der Vater 
auch die Nutznießung nicht ausüben, vielmehr nur die Heraus. 
gabe der Nutzungen in gewiſſem Umfange verlangen könne. 
Hierzu tritt, daß laut $ 1658 a. a. O. die dem Vater kraft 
ſeiner Nutznießung am Kindesvermögen zuſtehenden Anſprüche, 
einſchließlich derjenigen aus 9 1656, ſoweit dieſe noch nicht 
fällig, auch nicht übertragbar und zugleich gemäß § 862 der 
Civilprozeßordnung der Pfändung nicht unterworfen find. An⸗ 
gefichts dieſer veränderten reichsgeſetzlichen Vorſchriften, die er- 
ſichtlich auf dem öffentlich⸗rechtlichen Intereſſe beruhen, muß 
man zu dem Schluſſe kommen, daß es mit denſelben unver- 
einbar ſein würde, in Artikel V des Einführungsgeſetzes zur 
Konkurs ordnungsnovelle eine Sondervorſchrift zu erblicken, ver⸗ 
möge deren dem bisherigen Abſ. 2 des § 1 der Konkursordnung 
noch die Fortgeltung für den hier ſtreitigen Fall zufäne. 
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Zu Art. 201 Einf. Gel. zum B. G. B. 
§ 1579 B. G. B. § 617 C. P. O. 


§ 42 Theil I c VI Bayeriſchen Landrechts. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schäffer 
c. Schäffer vom 20. Mai 1901, Nr. 83/1901 VI. 
II. J. O. L. G. München. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 

die Vorinſtanz zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das Berufungsgericht erachtet den vom Beklagten“ und 
Widerkläger über den angeblichen Ehebruch ſeiner Ehefrau an⸗ 
getretenen Zeugenbeweis für mißlungen, die Eideszuſchiebung 
über den Ehebruch der Ehefrau aber gemäß § 617 der Givil- 
prozeßordnung für unzuläſſig. Gemäß 8 201 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs komme es auf eine Verfehlung an, die 
in abstracto zur Scheidung führen würde. Abſtrakt genommen, 
bilde der Ehebruch auch nach den Beſtimmungen des Baperi⸗ 
ſchen Landrechts einen Scheidungsgrund. Gemäß Artikel 201 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
wären ſonach auch für die Widerklage die Vorausſetzungen des 
Urtheils auf Scheidung gegeben. Nach § 1574 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs wären im Falle der Begründung der 
Widerklage beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären. Die Eides. 
zuſchiebung würde ſomit eine Thatſache betreffen, die die Schei⸗ 
dung begründen ſollte. Sie wäre daher unzuläffig. 

Die Reviſion macht mit Recht geltend, daß die Begrün⸗ 
dung des Berufungsgerichts ſich mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in Widerſpruch ſetze. 

Gemäß Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch kann, wenn ein Ehegatte vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs fich einer Verfehlung 
der in den 88 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art ſchuldig gemacht hat, auf Scheidung oder auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn 
die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungs⸗ 
grund oder ein Trennungsgrund geweſen. Nach übereinſtimmen⸗ 
den Entſcheidungen des III. und IV. Civilſenats des Reichs ⸗ 
gerichts und des erkennenden Senates (Entſch. des III. Givil- 
ſenats vom 4. Mai 1900 Nr. 56/1900 Juriſtiſche Wochenſchrift 
1900 S. 456 und vom 8. Juli 1900 Rep. III 30/1900 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 642, Entſch. des IV. Civil⸗ 
ſenats vom 3. Januar 1901 Rep. 295/1900 Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1901 S. 72, Entſch. des VI. Civilſenats vom 24. Sep⸗ 
tember 1900 Rep. VI 216/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 37, Entſch. des VI. Civilſenats vom 2. November 1900 
Rep. VI 252/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift „Zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch“ S. 48) iſt die „Verfehlung“ des Abſ. 2 des 
Artikel 201 des Einführungsgeſetzes nicht im abſtrakten, ſondern 
im konkreten Sinne zu verſtehen. Der erkennende Senat hat 
keine Veranlaſſung gefunden, dieſe bisher auch von ihm ver- 
tretene Anſicht aufzugeben. Die Beſchränkung des im Abſ. 1 
aus geſprochenen Grundſatzes der Anwendung des neuen Rechtes 
iſt alſo an die Frage geknüpft, ob die Verfehlung in dem be⸗ 
treffenden Falle nach dem früheren Rechte zur Scheidung oder 
Trennung geführt haben würde. Auf Scheidung oder Trennung 
der Ehe kann ſomit nur erkannt werden, wenn dieſe Frage zu 
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bejahen iſt. Die im Jahre 1898 erhobene Klage iſt auf die 
Behauptung begründet, der Beklagte unterhalte mit der Retfendens- 
ehefrau M. ein Liebesverhältniß und habe mit ihr insbeſondere 


im Sommer 1897 fleiſchlich verkehrt. Die Beweis erhebung 


beſchränkt ſich auf den angeblich im Sommer 1897 gepflogenen 


Verkehr. In der mündlichen Verhandlung vom 14. März 1899 


wurde Widerklage auf Grund der Behauptung erhoben, daß die 
Klägerin und Widerbeklagte ſeit Oktober 1896 mit dem Schneider 


L. in ehebrecheriſchem Verkehr ſtehe. In der Verhandlung vom 
10. Mai 1900 wurden die im Termine vom 14. März 1899 
zur Klage und Widerklage geſtellten Anträge wiederholt und der 


Klägerin und Widerbeklagten der Eid zugeſchoben, es ſei nicht 


wahr, daß fie mit dem Scheider L. oder einer anderen Manns 
perſon jemals, insbeſondere ſeit Oktober 1896 geſchlechtlich ver- 
kehrt habe. Im Thatbeſtande des Berufungsurtheils ift endlich 
als Erwiderung des Anwalts des Beklagten angeführt, die 


Klägerin lebe ſeit Oktober 1896 mit dem Schneider L. im 


Konkubinat zuſammen. 

Obwohl alſo der Beklagte der Klägerin den Vorwurf eines 
ſich bis in die Gegenwart fortſetzenden ehebrecheriſchen Verkehrs 
macht, liegt doch kein prozeſſualer Akt vor, aus dem die Er⸗ 
ſtreckung der nach der Zeit ihrer Erhebung (14. März 1899) 
naturgemäß auf dieſe beſchränkten Widerklage auf nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs verübte Ehebrüche 
zu entnehmen wäre. 

Gemäß 5 42 Theil I c VI des Bayeriſchen Landrecht 
kann wegen Ehebruchs die bis zur Wiederausſöhnung beſtändig 
dauernde Scheidung, an deren Stelle gemäß § 77 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 die Scheidung dem Bande 
nach getreten iſt, begehrt werden, ausgenommen, „wenn dat 
Ehegemächt, welches die Scheidung begehrt, ſelbſt dergleichen 
Verbrechen begangen hat“. 

Soweit alſo vor dem 6. Januar 1900 begangene Che 
brüche ſich gegenüber ſtehen, träte gemäß § 42 Theil I c VI 
des Bayeriſchen Landrechts Ausgleichung ein, und müßte ſomit 
gemäß Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuche die Klage abgewieſen werden. Da die den 
Gegenſtand der Eideszuſchiebung bildende Thatſache alſo nicht 
zur Begründung der Scheidung dienen würde, ſtände der Eides⸗ 
zuſchiebung $ 617 der Civilprozeßordnung nicht im Wege. 

Dies bezieht ſich aber nur auf Ehebrüche, die vor dem 
1. Januar 1900 begangen wurden, nicht auf ſolche, die in die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches fallen 
würden. Auf ſolche iſt weder Klage noch Widerklage gerichtet. 


Zu den SS 97, 98 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Aktien ⸗ 
brauerei Pillen c. Boden Konk. vom 22. Mai 190l, 

Nr. 92/1901 V. 
II. J. O. L. G. Dresden. 

Das dem in Konkurs verfallenen Schankwirth Johannes B. 
gehörende Grundſtück Gewandhausſtraße Nr. 5 in Dresden iſt 
der Klägerin hypothekariſch verpfändet. Daſſelbe beſteht aus 
dem Erdgeſchoß und vier Stockwerken. Im Erdgeſchoß und dem 
Keller ſowie in zwei Zimmern des erſten Stockes wurde von dem 
Gemeinſchulder bis zur Konkurseröffnung die Schankwirihſchaft 


XX. Jahrgang. 


XI. Jahrgang. 


betrieben, während die übrigen Räume als Wohnungen ver- 
miethet worden waren. Das zum Wirthſchaftsbetrieb beſtimmte, 
in den Reſtaurationsräumen befindliche Inventar iſt Eigenthum 
des Gemeinſchuldners. Bei der Errichtung des Gebäudes war 
die bis dahin auf dem Grundbuchblatt eines anderen Grund⸗ 
ſtücks eingetragene Schank⸗ und Gaſthofsgerechtigkeit auf fein 
Grundbuchblatt eingetragen worden. Dieſe Realgerechtigkeit 
giebt jedem Befitzer des Grundſtücks in dieſer Eigenſchaft die 
Berechtigung, im Grundſtück ohne weitere Prüfung der Taug ⸗ 
lichkeit des Grundſtücks und der Bedürfnißfrage ſowie ohne be⸗ 
ſondere Erlaubniß das Gaſthof⸗ und Schankgewerbe auszuüben, 
ſofern nur der Ausübende nach den gewerbepolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften dazu befähigt iſt. Als der Konkursverwalter das in 
den Reſtaurationsräumen befindliche Reſtaurationsinventar als 
Mobiliarvermögen des Gemeinſchuldners verſteigern laſſen wollte, 
beantragte die Klägerin mit der Behauptung, daß das Inventar 
Zubehör des Grundſtücks ſei, der Beklagten durch einſtweilige 
Verfügung jede Wegſchaffung und Veräußerung von Juventar⸗ 
ſtücken zu unterſagen. Der gegen die anutragsgemäß erlaſſene 
Verfügung vom Konkursverwalter erhobene Widerſpruch wurde 
vom Erſtinſtanzgerichte zurückgewieſen. Dagegen hat das Be 
rufungsgericht die einſtweilige Verfügung aufgehoben, weil die 
überwiegende Einrichtung des Hauſes zu Miethräumen dieſes 
als Wohngebäude charakterifire, in dem zugleich eine Reſtauration 
betrieben werde, deren Räume einen verhältnißmäßig jo kleinen 
Theil des Gebäudes umfaßten, daß das Reſtaurationsinventar 
nicht als Zubehör des Grundſtücks anzuſehen ſei. 

Auf Reviſion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Berufung zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der Reviſton war ſtattzugeben, weil von dem Berufungs⸗ 
gerichte die 88 97, 98 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unrichtig 
angewendet find. Zwar nimmt dieſes auf Grund der baulichen 
Einrichtung des Hauſes des Gemeinſchuldners, insbeſondere der 
Küchen ⸗ und Kelleranlage und ihrer Verbindung mit den Reftau- 
rattonsräumen, ſowie auf Grund der dem Haufe zuſtehenden 
Schank⸗ und Gaſthofgerechtigkeit an, daß ſchon bei der Erbauung 
des Hauſes die zum Schankgewerbe dienenden Räume des Erd⸗ 
geſchoſſes zu dieſem Gewerbe beſtimmt und ihm entſprechend 
angelegt worden find. Aber es verneint, daß dadurch dem Ge⸗ 
bäude ſelbſt ein beſonderer Charakter aufgedrückt worden ſei, 
der dazu berechtige, das Reſtaurations inventar als zum Dienſte 
des wirthſchaftlichen Zweckes des Hauſes und nicht des jeweiligen 
darin das Schankgewerbe ausübenden Eigenthümers beftimmt 
anzuſehen. Denn der Zubehoͤrbegriff ſetze eine beſondere, in 
ſeiner dauernden Einrichtung für einen gewerblichen Betrieb 
beſtehende Eigenſchaft des Gebäudes voraus, durch die ſich dieſes 
begrifflich von anderen unterſcheide; die dauernde Einrichtung 
eines Hauſes zu einem Gewerbebetriebe laſſe ſich aber daraus 
nicht folgern, daß in einzelnen dazu eingerichteten Räumen das 
Schankgewerbe betrieben werde. Dieſe Ausführungen des Be⸗ 
rufungsgerichts beruhen auf rechtsirrigen Vorausſetzungen. Bereits 
hat das Reichsgericht auf Grund der 58 82 bis 86 Theil I 
Titel 2 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts entſchieden, daß, 
wenn ein Grundſtück auch nur zu einem Theile zum Betrieb 
eines Geſchäfts oder Gewerbes dauernd eingerichtet iſt, die dem 
Betriebe dieſes Geſchäfts oder Gewerbes zu dienen beſtimmten 
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Sachen, welche zu dem Grundſtück in ein ihrer Beſtimmung 
entſprechendes räumliches Verhältniß gebracht find, Zubehör 
dieſes Grundſtückes find (Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 11 
Nr. 45). Der durchſchlagende Grund für die Zubehöreigenichaft 
beruht darin, daß das, was dem Beſtandtheil eines einheitlichen 
Ganzen dient, der Natur der Sache nach auch dem Ganzen 
dient und den Werth des Ganzen erhöht. Dieſer Grund trifft 
auch für das Bürgerliche Geſetzbuch zu und die von ihm in 
§ 98 Ziffer 1 gegebenen Beiſpiele der Schmiede und Mühle 
beweiſen, daß es auf dem gleichen Standpunkte ſteht, denn dieſe 
nehmen vielfach nur einen Theil des Gebäudes ein. Das Be⸗ 
rufungsgericht verkennt nun auch nicht, daß ein Reftaurations- 
inventar Zubehör von Reſtaurations räumen fein konne, die auf 
einen Theil eines Gebäudes beſchränkt find; es erfordert aber 
für dieſen Fall, daß die bauliche Einrichtung des Theiles des 
Gebäudes dieſen Theil nur zur Verwendung für den beſtimmten 
Gewerbebetrieb geeignet mache und es nimmt an, daß dies in 
dem vorliegenden Falle nicht zutreffe. Eine derartige Be⸗ 
ſchränkung iſt jedoch dem Bürgerlichen Geſetzbuch nicht bekannt. 
Bei einem Gebäude erfordert daſſelbe für die Zubehoͤreigenſchaft 
des Gewerbeinventars nichts weiter, als daß das Gebäude für 
einen gewerblichen Betrieb danernd eingerichtet ſei; daß ſein 
Verwendungszweck bei der Einrichtung als ein unabänderlicher 
geplant geweſen ſein müſſe, iſt nirgends beſtimmt. Was aber 
für ein Gebäude als Ganzes gilt, das muß wegen der Ein⸗ 
heitlichkeit des Zubehörbegriff; auch für einen Theil eines 
Gebäudes gelten. Die von dem Berufungsgericht aufgeſtellte 
Vorausſetzung beruht mithin auf einer unrichtigen Auslegung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Wenn das Berufungsgericht für 
die Beurtheilung der Zubehoͤreigenſchaft bei dem Theile eines 
Gebäudes noch auf deſſen hauptſächliche Zweckbeſtimmung und 
die ihr entſprechende bauliche Einrichtung des Gebäudes Werth 
legt und für den vorliegenden Fall ausführt, die Reſtaurations⸗ 
räume umfaßten nur einen verhältnißmäßig kleinen Theil des 
Hauſes des Gemeinſchuldners, jo entbehrt, von der Uuerheblich⸗ 
keit dieſes Erforderniſſes abgeſehen, die Aus führung der näheren 
Begründung; denn einerſeits giebt das Berufungsurtheil über 
den Werth der vermietheten Wohnräume im Verhältniſſe zu dem 
von einem vernommenen Sachverſtändigen auf 12 000 Mark 
geſchätzten Werthe der Reſtauratiousräume keine Auskunft und 
andererſeits läßt ſich der Umfang des von den Reftaurations- 
räumen eingenommenen Theiles des Hauſes im Verhältniſſe zu 
dem ganzen Hauſe nicht als gering bezeichnen. 

Im Uebrigen ergeben die Ausführungen des Berufungs- 
urtheils, daß bei dem hier ſtreitigen Reſtaurationsinventar alle 
Vorausſetzungen zutreffen, welche in den 58 97, 98 Ziffer 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Zubehöreigenichaft von Gewerbe⸗ 
inventar aufgeftellt find. 


Zu den SS 119, 121, 143 B. G. B. 
8 81 C. P. O. 

Erkenntniß des Reichsgerichts II. C S. i. S. Markt 
u. Co. c. Riedel vom 4. Juni 1901, Nr. 127/1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Zwiſchen den Parteien waren zu Anfang 1900 Verhand- 
lungen angebahnt worden, durch die dem Beklagten der Allein ⸗ 


494 


verkauf der Fabrikate der „Monarch Cycle Mfg. Co. Chicago“ 
für Berlin und Umgegend übertragen werden ſollte. Von 
dieſen war der Beklagte nach Ablehnung eines von ihm der 
Klägerin mitgetheilten Vertragsentwurfes zunächſt mit Schreiben 
vom 28. Januar 1900 zurückgetreten. Am 5. Februar 1900 
ſuchte ſodann der Reiſende der Klägerin, M., den Bekl. in 
Berlin auf, um jene abgebrochenen Unterhandlungen wieder 
aufzunehmen, und es wurde am Mittag dieſes Tages ein 
Vertrag jenes Inhaltes verabredet, von dem Beklagten unter⸗ 
zeichnet und dem Reiſenden M. zur weiteren Veranlafſung aus- 
gehändigt. Dieſer allgemeine Vertrag enthielt eine lange Reihe 
von Einzelbeftimmungen, welche den Geſchäftsverkehr der Parteien 
regeln ſollten; über einen von dem geſetzlichen abweichenden 
Erfüllungsort enthielt er nichts. Er wurde am 8. Februar 
1900 von dem Vertreter der Klägerin unterzeichnet und dem 
Beklagten überſendet. Noch am Abend des 5. Februar hatte 
der Beklagte bei dem genannten Reiſenden der Klägerin 
25 Fahrräder beſtellt und ein von letzterem ausgefülltes 
Beſtellformular unterzeichnet. In dieſem war der un⸗ 
mittelbar über der Unterſchrift vorgedruckte Vermerk: „Kon⸗ 
ditionen“ ausgefüllt mit den Worten „it. Vertrag“. Der 
Vordruck der erſten Seite enthielt Eingangs die Worte „Unter⸗ 
zeichneter beſtellt zu den umſtehenden Bedingungen“, 
auf der Rückſeite war eine Reihe von Bedingungen vorgedruckt, 
deren letzte (Ziffer 7) lautet, „Erfüllungsort für Sie und 
für Zahlung tft Hamburg“. 

Da der Beklagte die Abnahme der Fahrräder weigerte, 
hat die Klägerin Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes mit 
3 256 Mark und Zinſen erhoben, indem fie die Zuſtändigkeit 
dieſes Gerichtes darauf gründete, daß nach dem Beſtellſcheine 
Hamburg Erfüllungsort ſei. 

Der Beklagte hat dem letzteren Vorbringen widerſprochen 
und die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit vorgeſchützt. Er 
machte geltend, die am Abend des 5. Februar gemachte Be⸗ 
ſtellung ſollte nach beiderſeitigem Einverſtändniſſe die erſte auf 
Grund des allgemeinen Vertrages ſein, das von M. ausgefüllte 
Beſtellformular habe er unterzeichnet, ohne zu wiſſen, daß auf 
deſſen Nückjeite noch etwas ſtehe; auf andere Bedingungen, als 
die in dem am gleichen Tage verabredeten Vertrage enthaltenen 
— habe er ſich nicht einlaſſen wollen, von ſolchen ſei auch bei 
der Beſtellung nicht die Rede geweſen, es könne daher aus der 
auf der Rückſeite des Beſtellformulars gedruckten Bedingung 
nicht die Vereinbarung eines Erfüllungsortes in Hamburg ab- 
geleitet werden. 

Die Klägerin iſt dieſen Ausführungen entgegengetreten, 
indem ſie jede Bedeutung des erſt am 8. Februar perfekt ge⸗ 
wordenen allgemeinen Vertrages auf die Beſtellung vom 5. Fe⸗ 
bruar beabredete. 

Das Landgericht zu Hamburg hat mit Urtheil vom 
9. Oktober 1900 die Klägerin auf Grund der Ginrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit mit der erhobenen Klage abgewieſen 
und das Oberlanded gericht zu Hamburg hat nach Ver⸗ 
nehmung des Zeugen M. durch Urtheil vom 19. Februar 
1901, auf welches Bezug genommen wird, die Berufung der 
Klägerin zurückgewieſen. 

In den Gründen zu letzterem Urtheil wird ausgeführt: 
Da der Beklagte in Berlin feinen Wohnfitz und feine Geſchäfts⸗ 
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miederlaſſung habe, ſei die Zuſtändigkeit Hamburger Gerichte 
nur begründet, wenn Hamburg als Ort der Erfüllung ver⸗ 
einbart jet. Da hier nicht die formelle, ſondern die materielle 
Beweiskraft einer Urkunde in Frage ſtehe, ſei 8 416 Civil⸗ 
prozeßordnung nicht allein entſcheidend, vielmehr werde der Be⸗ 
klagte trotz ſeiner Unterſchrift des Beſtellformulars durch den 
Theil jener Urkunde, welcher an ſich geeignet wäre, den Er⸗ 
füllungort in Hamburg zu begründen, nicht gebunden, wenn 
er zu beweiſen vermöge, daß er die in Frage ſtehende Be⸗ 
dingung nicht gekannt habe und daß er bei Leiſtung der Unter⸗ 
ſchrift nicht die Abſicht gehabt habe, ſich auch diejenigen Er⸗ 
klaͤrungen der Urkunde, welche ihm unbekannt waren, zu eigen 
zu machen; in dieſem Falle würde eben eine Willenserklärung 
in der bezeichneten Richtung fehlen. Wie im Einzelnen dar⸗ 
gelegt wird, werde als bewieſen erachtet, daß der Beklagte 
Willens geweſen ſei, nur auf Grund der an demſelben Tage 
mit M. eingehend beſprochenen Bedingungen des allgemeinen 
Vertrages die Beſtellung der 25 Fahrräder zu machen, daß er 
im Vertrauen darauf, daß nur dieſe Bedingungen in Frage 
kommen und in beſonderer Berückſichtigung, daß unmittelbar 
vor Schluß der Beſtellung die Worte „Konditionen It. Vertrag“ 
ſtanden, das von M. ausgefüllte Formular unterſchrieben, die 
im Eingang deſſelben befindlichen gedruckten Worte „zu den 
umſtehenden Bedingungen“ nicht geleſen und von dem Vor⸗ 
handenſein der Bedingungen auf der Rückſeite nichts gewußt 
habe. Sei aber dies richtig, ſo ſei eine Willenseinigung zwiſchen 
den Parteien, daß Hamburg Erfüllungsort fein ſollte, über⸗ 
haupt nicht zu Stande gekommen. Die gegen dieſe Annahme 
gerichteten weiteren Einwendungen der Klägerin, daß ſich die 
Worte „Konditionen lt. Vertrag“ nur auf Zahlungsbedingungen 
bezogen und daß der Beklagte deshalb hätte annehmen müfſen, 
es kämen für das Geſchäft noch andere Bedingungen in Frage, 
und daß es daher ſeine Pflicht geweſen wäre, ſich nach dieſen 
zu erkundigen oder ſich nach ihnen in dem Beſtellformular um⸗ 
zuſehen, ſowie daß der allgemeine Vertrag für dieſe Beſtellung 
keine Bedeutung habe, ſeien nach Lage der Sache nicht gerecht⸗ 
fertigt. Darnach habe der erſte Richter mit Recht die Klage 
wegen oͤrtlicher Unzuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Auf 
Revifion der Klägerin tft das Berufungsurtheil aufgehoben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Die Revifion hat Verletzung der von dem Berufungsgericht 
überſehenen 88 119 und 121 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch 
Nichtanwendung gerügt. Sie hat geltend gemacht: Die Gründe 
des Berufungsrichters ſeien dahin zu verſtehen, daß an ſich der 
ganze Inhalt des Beſtellſcheines als Erklärung des Be⸗ 
klagten ſich darſtelle; dieſelben hätten aber das Vorbringen des 
Beklagten, er habe die im Eingange des Beſtellſcheines vor- 
gedruckten Worte „zu den umſtehenden Bedingungen“ 
nicht geleſen und von dem Vorhandenſein der Bedingungen auf 
der Rückſeite des Beſtellſcheines keine Kenntniß gehabt, dahin 
aufgefaßt, daß Beklagter durch Ausſtellung des Beſtellſcheines 
eine Willenserklärung jenes Inhaltes nicht abgeben wollte. 
Durch einen ſolchen Irrthum des einen Vertragsſchließenden 
über den Inhalt ſeiner Erklärung werde jedoch nicht, wie der 
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Berufungsrichter annehme, die Willenseinigung ausgeſchloſſen, 
ſondern lediglich ein Recht auf Anfechtung der Willens⸗ 
erklärung nach § 119 Bürgerlichen Geſetzbuchs begründet, wenn 
anzunehmen ſei, daß Beklagter fie bei Kenntniß der Sachlage 
und bei verſtändiger Würdigung des Falles nicht abgegeben 
haben würde; für eine ſolche Annahme fehle es in den Gründen 
des Berufungsurtheiles an einem zureichenden Anhalte; überdies 
ließen jene Gründe eine nach Sachlage nothwendige Erörterung 
darüber vermiſſen, ob überhaupt eine rechtswirkſame Anfechtungs⸗ 
erklärung vorliege und ob die Anfechtung ohne ſchuldhaftes 
Zögern im Sinne des § 121 Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt jet. 

Dieſe Rüge wäre nicht gerechtfertigt, wenn die Gründe des 
Berufungsrichters die Auffafſung zuließen, daß er in Aus- 
legung des Beſtellſcheines und der ſeine Ausſtellung begleitenden 
Umftände zu der Annahme gelangte, es ſei der Inhalt der Rück⸗ 
ſeite überhaupt nicht ein Theil der rechtsgeſchäftlichen Willens. 
erklärung des Beklagten geweſen, alſo überhaupt nicht rechts- 
geſchäftlich erklärt, ſodaß, wenn überhaupt eine mangelnde 
Willenseinigung in Betracht käme, lediglich der Fall eines 
verſteckten Diſſenſes im Sinne des 8 155 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Frage ſtände. Allein aus den Gründen 
bes Berufungsrichters, denen es an hinreichender Deutlichkeit 
fehlt, kann eine ſolche Annahme nicht mit Sicherheit ge⸗ 
folgert werden. Dieſelben legen vielmehr die Auffafſung weit 
näher, daß der Berufungsrichter das Zuſtandekommen einer 
Willenseinigung über jenen Theil des Beſtellſcheines lediglich 
um des willen verneint habe, weil der Beklagte, wenn auch jener 
Theil des Beſtellſcheines ſich als ein Theil ſeiner Erklärung 
darſtelle, eine Erklärung jenes Inhaltes überhaupt nicht ab- 
geben wollte. Die Reviſion rügt aber mit Recht, daß ein 
ſolcher Irrthum des Beklagten über den Inhalt feiner Er⸗ 
klärung nicht an ſich ſchon das Zuſtandekommen einer vertrag- 
lichen Gebundenheit auszuſchließen vermöge, ſondern nur die 
Grundlage einer Anfechtung wegen Irrthums nach 8 119 
Bürgerlichen Geſetzbuchs abgeben koͤnne. Das angefochtene 
Urtheil könnte daher nur dann aufrecht erhalten werden, wenn 
es eine zureichende Grundlage dafür böte, daß alle Voraus⸗ 
ſetzungen einer Anfechtung jener Willenserklärung wegen Irrthums 
nach § 119 Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben ſeien, und daß 
die Anfechtung auch rechtzeitig im Sinne des 5 121 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs erfolgt ſei. Der Berufungs richter hat nun 
zunächſt einwandsfrei angenommen, daß der Beklagte eine Er⸗ 
klärung dieſes Inhaltes überhaupt nicht abgeben wollte. 
Eine ausdrückliche Feſtſtellung des weiteren Erforderniſſes für 
die Zuläſfigkeit einer Anfechtung nach 8 119, daß Beklagter 
die gedachte Erklärung bei Kenntniß der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde, 
liegt zwar nicht vor; es könnte jedoch in den Gründen des 
Berufungsrichters, insbeſondere ſoweit dieſelben die Bedeutung 
des allgemeinen Vertrags für den Willen des Beklagten bei 
dem hier in Betracht kommenden Abſchluſſe erörtern, eine zu⸗ 
reichende Feftſtellung jenes Inhaltes gefunden werden. Die 
Aufechtung nach 5 119 muß nach 5 143 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs durch Erklärung erfolgen. Nicht nothwendig iſt, daß bei 
Meſer Erklärung der Ausdruck „Anfechtung“ gebraucht werde; 
es genügt, wenn ſich aus der Erklärung der Wille des Er⸗ 
klärenden ergiebt, daß das Rechtsgeſchäft oder der von dem 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


495 


Mangel betroffene Theil deſſelben (arg. $ 139 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) unwirkſam fein ſolle. Der von dem Beklagten in 
den Inſtanzen erhobene Widerſpruch gegen die Gebundenheit an 
die gedachten Bedingungen bietet deshalb gleichfalls eine zu⸗ 
reichende Grundlage für die Annahme einer Anfechtungserklärung. 
Dieſe Aufechtungserklärung muß nach § 143 Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs gegenüber dem Vertragsgegner erfolgen; fie iſt 
aber nach der gegebenen Sachlage nur im Pro zeſſe von dem 
Prozeßbevollmächtigten des Beklagten gegenüber dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Klägerin erfolgt; dabei fehlt es an einem 
Anhalte dafür, daß etwa der letztere neben der Prozeßvollmacht 
durch beſondere Vollmacht zur Entgegennahme ſolcher Erklärungen 
ermächtigt war. Allein der erkennende Senat tritt in dieſer 
viel erörterten Frage der Auſicht bei, daß die Prozeßvollmacht 
nach $ 81 Civilprozeßordnung auch zur Abgabe und Entgegen⸗ 
nahme einer Anfechtungserklärung nach 8 143 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Prozeſſe ermächtige. Die Ermächtigung zum 
Angriff und zur Vertheidigung im Prozeſſe enthält die Er⸗ 
mächtigung zur Abgabe und Entgegennahme aller zum Angriff 
und zur Vertheidigung erforderlichen Erklärungen, auch wenn 
dieſe zugleich Rechtsgeſchäfte des materiellen Rechtes find und 
deshalb zugleich eine materiellrechtliche Wirkung haben. Nach 
dem Thatbeſtande des erſten Richters iſt jener die Anfechtungs⸗ 
erklärung enthaltende Widerſpruch auch in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem Prozeßgerichte erfolgt; es bedarf daher für 
den hier zunächſt erörterten Punkt, ob die Aufechtungserklärung 
gegenüber einem gehörig bevollmächtigten Vertreter des Vertrags ⸗ 
gegners erfolgt ſei, nicht eines Eingehens auf die unter den 
Anhängern der hier vertretenen Anficht darüber beſtehenden 
Meinungsverſchiedenheit, ob die auf Grund der Prozeßvollmacht 
geſchehende Abgabe und Entgegennahme dieſer Erklärung in der 
prozeßrechtlichen Form der Erklärung in mündlicher Verhandlung 
vor dem Prozeßgerichte erfolgen müſſe (Wach, Prozeßvollmacht 
und Aufrechnung, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 27 S. 15), 
oder ob ſie auch in einer vorbereitenden Schrift und deren Ent⸗ 
gegennahme erfolgen könne (Weismann, Aufrechnung nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 26 
S. 19). Soweit aber dieſe zuletzt bezeichnete Verſchiedenheit 
der Rechtsanſichten von Einfluß darauf fein könnte, ob die 
Anfehtungserflärung im Sinne des 8 121 ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgt jet, nachdem der Anfechtungs⸗ 
berechtigte von dem Anfechtungs grunde Kenntniß erlangt habe, 
ſo bedarf es im gegebenen Falle einer Stellungnahme zu der⸗ 
ſelben um deswillen nicht, weil die Gründe des Berufungs- 
richters auch im Uebrigen keine zureichende Grundlage dafür 
bieten, ob die Anfechtung im Sinne des 5 121 rechtzeitig er- 
folgt ſei. Dieſelben laſſen nicht erkennen, mit welchem Zeit- 
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Keuntniß von dem Anfechtungsgrunde erlangt habe, und ent- 
behren auch einer weſentlich dem Gebiete der thatſächlichen 
Würdigung angehörenden Erörterung darüber, ob die Anfechtung 
nach erlangter Kenntniß ohne ſchuldhaftes Zögern erfolgt ſei. 
Nach Lage der Sache kann auch nicht in Frage kommen, dieſe 
Mängel in der Begründung der Beachtung in der Reviſions⸗ 
inſtanz etwa mit der Erwägung zu entziehen, daß Klägerin 
nicht ausdrücklich in den Inſtanzen geltend gemacht habe, die 
Anſechtungserklärung ſei nicht rechtzeitig erfolgt. 
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Nach den obigen Darlegungen könnte das Urtheil des 
Berufungsrichters nur dann aufrecht erhalten werden, wenn 
feftftände, daß im Hinblick auf eine Anfechtung der Willens- 
erklärung wegen Irrthums auch 8 131 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht durch Nichtanwendung verletzt ſei. Nach dem Geſagten 
tft aber eine ſolche Verletzung anzunehmen. Das Urtheil war 
daher aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung au das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus Jannar bis März 1901.) 
B. Zur Strafprozeßordnung. 

1. 88 26, 27. 

Die Annahme, daß die abgelehnten Richter nicht be⸗ 
zeichnet ſeien, iſt unzutreffend, da die „ſämmtlichen anweſenden 
Richter“, alſo die fünf Mitglieder der erkennenden Straf⸗ 
kammer abgelehnt worden find. Damit fällt zugleich der Ent⸗ 
ſcheidungsgrund, daß ein Ablehnungsgeſuch gleichen Inhalts 
bereits zurückgewieſen worden, bei dem neuen Ablehnungs⸗ 
gefuche ſonach eine andere Abſicht als die der Verſchleppung 
nicht zu unterſtellen ſei; denn das frühere Ablehnungsgeſuch 
war weſentlich deshalb als unzuläſſig verworfen worden, weil 
darin „ſaͤmmtliche Mecklenburgiſche Richter“ abgelehnt worden 
waren, und dieſes Bedenken ſteht dem neuen Ablehnungs⸗ 
geſuche nicht entgegen. Sollte die Strafkammer davon aus⸗ 
gegangen ſein, daß das in der Hauptverhandlung angebrachte 
Ablehnungsgeſuch nur die Erneuerung eines ſchon „rechts⸗ 
kräftig“ abgewieſenen Ablehnungsgeſuches ſei, ſo iſt dies noch 
weniger richtig, indem das frühere Ablehnungsgeſuch fich jeden⸗ 
falls ſpeziell gegen die Mitglieder der erkennenden Strafkammer 
nicht gerichtet hatte. Inſoweit endlich der angefochtene Be⸗ 
ſchlus auf den Mangel „individueller Bezeichnung von 
Ablehnungsgründen“ geſtützt wird, iſt die Motivirung ſchon 
deshalb unhaltbar, weil mit derſelben auf das Materielle der 
Sache eingegangen wird, was von Seiten der abgelehnten 
Richter nicht geſchehen durfte. Zudem iſt der Entſcheidungs⸗ 
grund auch ſachlich unzutreffend. Der Angeklagte hat ſein 
Ablehnungsgeſuch offenſichtlich darauf gründen wollen, daß die 
Mitglieder der erkennenden Strafkammer fi durch die 
inkriminirte Aeußerung gleichfalls als verletzt fühlen könnten. 
Mag es auch verfehlt ſein, aus dem behaupteten Verhältniſſe 
einen Grund zur Beanſtandung der Unparteilichkeit der Mit⸗ 
glieder des erkennenden Gerichts herzuleiten, immerhin läßt 
ſich nicht ſagen, daß ein Ablehnungsgrund überhaupt nicht 
geltend gemacht ſei. Urth. des IV. Sen. vom 1. Februar 1901. 
4857. 1900. 

2. 8 44. 

Der Angeklagte hat den die Einlegung der Reviſion 
enthaltenden Schriftſatz bei der Staatsanwaltſchaft, ſtatt bei 
dem Gerichte, eingereicht. Der Umſtand, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft den am 13. Januar 1901, ſomit vor dem Ablauf 
der Friſt bei ihr eingekommenen Schriftſatz nicht ſo ſchleunig 
an das Gericht weitergegeben hat, daß er noch innerhalb der 
am 14. Januar ablaufenden Friſt bei dem Gerichte einlief, 
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kann als ein unabwendbarer Zufall im Sinne des 8 44 der 
Str. P. O. nicht erachtet werden. Beſchl. des II. Sen. vom 
1. März 1901. 707. 1901. 

3. 8 57 Abi. 3. 

Von der Vereidigung der Zeugin 8. iſt Abſtand ges 
nommen worden, „da ſie wegen Begünſtigung dieſer Strafthat 
rechtskräftig verurtheilt worden iſt“. Die Beiakten ergeben, 
daß mit dem Ausdrucke „dieſe Strafthat“ der erſte Mord⸗ 
verſuch gemeint iſt, mit Bezug auf welchen die 8. wegen 
Begünſtigung verurtheilt iſt. Die Reviſion behauptet indeß, 
daß die Vernehmung der S. ſich auch auf den zweiten Mord⸗ 
verſuch erſtreckt habe, deſſen Angeklagter ſich nach dem Spruche 
der Geſchworenen „durch eine weitere ſelbſtändige Handlung“ 
ſchuldig gemacht hat. Der Reviſionsrichter war nicht in der 
Lage, dieſer Behauptung entgegentreten zu können; insbeſondere 
mußte, was im Protokoll über die Ausſage der Zeugin ver⸗ 


«merkt iſt, dahin geſtellt bleiben, weil das Protokoll in dieſer 


Hinſicht nach Maßgabe der SS 273, 274 der Str. P. O. 
nicht beweiſend iſt. War danach zu Gunſten der Ver⸗ 
theidigung zu unterſtellen, daß die Vernehmung beide reell 
konkurrirende Strafthaten umfaßt hat, ſo ergab ſich für das 
Schwurgericht die Nothwendigkeit, entweder die Zeugin über 
den Mordverſuch vom 28. Auguſt eidlich zu vernehmen, oder 
aber in ſeinem Beſchluſſe einen ſachlichen Zuſammenhang beider 
Strafthaten zum Ausdruck zu bringen, welcher die Nicht⸗ 
beeidigung auf Grund des 8 57° der Str. P. O. auch bezüglich 
des zweiten Anklagepunktes als gerechtfertigt erſcheinen ließ. 
Die Möglichkeit, daß das Urtheil in dieſem Punkte auf dem 
Verſtoße beruht, war nicht ausgeſchloſſen und deshalb das 
Urtheil in dem angegebenen Umfange aufzuheben. Urth. des 
IV. Sen. vom 22. Januar 1901. 54. 1901. 

4. 8 72. 

Die Reviſion rügt, die Vernehmung des Dr. 8. habe in 
unzuläſſiger Weiſe, unter Verletzung der Mündlichkeit des 
Verfahrens, ſtattgefunden. Dieſer Sachverſtändige ſei faſt 
taub, ſo daß er nicht im Stande ſei, die an ihn gerichteten 
Fragen zu verſtehen; er habe ſich in der öffentlichen Sitzung 
einer Mittelsperſon, des P. bedient, der die vom Vorſitzenden 
an jenen gerichteten Fragen raſch zu Papier gebracht und 
ihm vor Augen gehalten habe, worauf die Antwort erfolgte. 
P. aber ſei nicht als Dolmetſcher vereidigt und nur ſtill⸗ 
ſchweigend geduldet worden. Nach amtlicher Auskunft des 
Vorſitzenden iſt Dr. S. ſchwerhörig; „er läßt ſich“, ſagt der 
Vorſitzende, „die an ihn geſtellten Fragen, um jedem Miß⸗ 
verſtändniſſe vorzubeugen, durch eine Mittelsperſon aufſchreiben. 
Da ich aus den Antworten des Sachverſtändigen erſah, daß 
er meine Fragen ſtets richtig aufgefaßt hatte, habe ich dieſe 
Art der Verſtändigung für zuläſſig erachtet.“ Obgleich dieſe 
Erklärung nicht einer Beurkundung im Sitzungsprotokoll 
gleichkommt, kann fie doch, als zu Gunſten der Reviſion 
lautend, nicht unberückſichtigt bleiben. Das darin zugegebene 
Verfahren erſcheint in hohem Grade bedenklich, zumal, da es 
ſcheint, daß es, wie die Reviſion einfließen läßt, bei Ver⸗ 
nehmungen des genannten Sachverſtändigen ſogar ſtets 
eingehalten zu werden pflegt. Von einer Verpflichtung, 
überhaupt von den perſönlichen Eigenſchaften der jeweiligen 
Mittelsperſon iſt in der Erklärung keine Rede. Doch kann 
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eine Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit oder einer 
beſtimmten Vorſchrift der Str. P. O. nicht in dem, was der 
Vorſitzende zugiebt, gefunden werden. Denn hiernach wurden 
von ihm die Fragen mündlich geſtellt und dieſe von dem 
Sachverſtändigen mündlich beantwortet. Und wenn der 
Vorſitzende, wie er behauptet, ſich überzeugte, daß der Sach⸗ 
verſtändige die Fragen richtig aufgefaßt habe, ſo muß 
angenommen werden, daß dieſe Antworten jeden Zweifel 
hierüber ausgeſchloſſen haben. Da der Sachverſtändige nicht 
taub war, war die Zuziehung eines Dolmetſchers nicht geboten 
und hatte eine Belehrung oder Vereidigung der Mittelsperſon, 
deren ſich nicht der Vorſitzende, ſondern der Sachverſtändige, 
um jedem Mißverſtändniſſe vorzubeugen, bediente, nicht ſtatt⸗ 
zufinden. Sache der Prozeßleitung wäre es geweſen, eine ſolche 
Einmiſchung eines Unberufenen zurückzuweiſen; aber da die 
Unterlaſſung nicht beanſtandet wurde, konnte die Reviſion 
keinen Erfolg haben. Denn daß die Schwerhörigkeit des 
Sachverſtändigen ihn hinderte, die Einlaſſung des Angeklagten, 
die Ausſagen der Zeugen, die Ausführungen des Staats⸗ 
anwaltes und Vertheidigers zu hören, iſt nicht erſichtlich; im 
gegebenen Falle waren Zeugen überhaupt nicht vernommen, 
und der Vertheidiger hat nicht behauptet, den Verſuch gemacht 
zu haben, direkte Fragen an den Sachverſtändigen zu ſtellen; 
feine hierauf bezüglichen Bemerkungen in der Reviſionsſchrift 
ſind darum nicht geeignet, den einzigen Gerichtsbeſchluß, der 
in der Hauptverhandlung erlaſſen worden iſt, nämlich die 
Ablehnung des Antrags auf Vernehmung eines anderen Sach⸗ 
verſtändigen als auf einer Geſetzesverletzung beruhend, nach⸗ 
zuweiſen. Urth. des I. Sen. vom 11. März 1901. 406. 1901. 

5. 879. 

Dem Revidenten iſt zuzugeben, daß die Str. P. O. eine 
Beeidigung von Sachverſtändigen nur in verſprechender 
Form kennt. Wenn aber im vorliegenden Falle der Zeuge 8. 
bald nach Beginn ſeiner Vernehmung und nachdem ſich heraus⸗ 
geſtellt hatte, daß ſeine Ausſage zum Theile die eines ſach⸗ 
verſtändigen Zeugen wurde oder in einzelnen Punkten ſich zu 
einem Gutachten geſtaltete, „den geſetzlichen Sachverſtändigeneid 
geleiſtet hat“ und dann des Weiteren vernommen iſt, ſo läßt 
ſich dem nicht entnehmen, daß er nicht Alles, wofür ſeine 
Eigenſchaft als Sachverſtändiger in Betracht kam, nach ſeiner 
Eidesleiſtung ausgeſagt hat. Die Wiedergabe ſeiner Ausſage 
im Sitzungsprotokolle iſt für deren Inhalt nicht beweiſend, da 
dieſes zu ihrer Beurkundung nicht beſtimmt iſt (§ 273 der 
Str. P. O.). Hält man ſich aber an den Wortlaut des 
Sitz ungsprotokolles, ſo hat der Sachverſtändige nach ſeiner 
Beeidigung erklärt, daß er Alles, was er gutachtlich ausgeſagt 
habe, auf dieſen Eid nehme, und damit der Sache nach dieſes 
wiederholt, ſodaß es durch den Sachverſtändigeneid gedeckt iſt. 
Im Uebrigen iſt im Allgemeinen der von 8. vor feiner 
Vernehmung geleiſtete Zeugeneid auch zur eidlichen Beſtärkung 
einzelner in der Ausſage enthaltener Urtheile und gutachtlicher 
Aeußerungen geeignet (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 100). 
Urth. des III. Sen. vom 7. Januar 1900. 4815. 1900. 

6. 8 191. 

Aus den Akten ergiebt ſich, daß die Vertheidiger 
Angeklagten von dem Termine zur Einnahme des Augenſcheins 
vorher nicht benachrichtigt worden ſind, obwohl dies rechtzeitig 
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hätte geſchehen können; daß die Verhandlung über die Ein⸗ 
nahme des Augenſcheins in der Hauptverhandlung verleſen 
und daß deren Ergebniß bei der Urtheilsfindung verwerthet 
worden iſt. Die von der Reviſion erhobene Beſchwerde über 
Verletzung des 8 191 der Str. P. O. iſt hiernach begründet. 
Bei dem Schweigen des Sitzungsprotokolles iſt zwar anzunehmen, 
daß weder die Angeklagten noch ihre Vertheidiger in der 
Hauptverhandlung gegen die Verleſung der Verhandlung vom 
9. Oktober 1900 Widerſpruch erhoben und die Wiederholung 
der Prozeßhandlung beantragt haben; allein daraus kann 
nicht gefolgert werden, daß die Angeklagten auf ihr Recht, 
die Benachrichtigung ihrer Vertheidiger von dem Termine zur 
Einnahme des Augenſcheins zu verlangen, verzichtet haben, 
weil nicht erſichtlich iſt, daß ſie in der Hauptverhandlung 
bereits Kenntniß davon hatten, daß die Benachrichtigung ihrer 
Vertheidiger unterlaſſen worden war. Urth. des II. Sen. vom 
8. Februar 1901. 5051. 1900. 

7. 8 191, 88 229, 246. 

Den Reviſionen aller Angeklagten war Folge zu geben. 
Mit Recht rügen fie es übereinſtimmend als einen prozeſſualen 
Verſtoß, wenn ſie, wie durch das Sitzungsprotokoll beſtätigt 
wird, zu der von dem Gerichte in der Hauptverhandlung 
beſchloſſenen und alsbald von den zur Urtheilsfindung berufenen 
Perſonen in Gegenwart des Staatsanwaltes, der Vertheidiger 
und des Gerichtsſchreibers ausgeführten Einnahme des 
Augenſcheines in den Räumen der Strafanſtalt zu L. nicht 
zugezogen find. Die Vorſchriften, welche die Str. P. O. über 
das Beweismittel des Augenſcheins enthält, beziehen ſich aus⸗ 
ſchließlich auf den der Natur der Sache nach häufigſten Fall, 
daß ein einzelner Richter dieſen Augenſchein einnimmt, mag 
dies im Vorverfahren der Amtsrichter oder der Unterfuchungs⸗ 
richter oder ein durch dieſe erſuchter Richter ſein, oder nach 
eröffnetem Hauptverfahren ein erſuchter oder beauftragter Richter. 
Noch in der Hauptverhandlung kann ein derartiges Verfahren 
ſeitens des erkennenden Gerichts angeordnet werden (Entſch. 
des R. G. Bd. 20 S. 149). Für alle dieſe Fälle iſt das 
Recht der nicht auf freiem Fuße befindlichen Angeklagten auf 
Anweſenheit in dem Termine zur Augenſcheinseinnahme aus 
leicht erſichtlichen praktiſchen Gründen ausnahmsweiſe durch 
ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift eingeſchränkt worden (vergl. 
8 167 in Verbindung mit $ 191 Abſ. 1, 4, 8 224, 8 223 
der Str. P. O., § 409 daſ.). Ihnen allen iſt gemeinſam, daß 
über die Einnahme des Augenſcheines ein gerichtliches Protokoll 
(S 86 der Str. P. O.) aufgenommen wird, durch deſſen in der 
Hauptverhandlung erfolgende Verleſung, die ausdrücklich im 
Geſetze für zuläſſig erklärt iſt (8 248 Str. P. O.), das Ergebniß 
zur Kenntniß des erkennenden Gerichtes gebracht wird. Die 
Beweishandlung, auf welche in dieſen Fällen das Gericht ſeine 
Ueberzeugung zu ſtützen hat, iſt danach nicht ſowohl die Ein⸗ 
uahme des Augenſcheines durch den Richter an ſich, ſondern 
die Erhebung des über ſein Ergebniß geſetzlich zugelaſſenen 
Urkundenbeweiſes. Es beſteht indeſſen kein Zweifel daran, 
daß durch dieſe Vorſchriften das Recht des Gerichts nicht ein⸗ 
geſchraͤnkt wird, den Augenſchein ſelbſt und ohne dieſen Umweg 
in der Hauptverhandlung einzunehmen, wie dies beſonders 
häufig hinſichtlich der ſogenannten Ueberführungsſtücke geſchieht. 
Ebenſowohl können aber, wie dies in der Rechtſprechung 
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längſt anerkannt iſt, auch andere Sachen den Gegenſtand 
eines ſolchen Augenſcheines bilden, zu denen ſich das 
Gericht während der Hauptverhandlung zum Zwecke ſeiner 
Einnahme hinbegiebt. In einem ſolchen Falle bildet dieſe 
unmittelbare Augenſcheinseinnahme ſelbſt jene Beweishandlung, 
ſie gehört ſelbſt zur Beweisaufnahme und ſtellt aus 
dieſem Grunde einen Theil der Hauptverhandlung dar 
(vergl. § 243 Str. P. O.). Deshalb bedarf es nicht der 
Aufnahme eines Protokolles im Sinne des § 86 Str. P. O. 
über das Ergebniß (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 277), 
für die Protokollirung iſt vielmehr lediglich die Vorſchrift des 
8 273 Str. P. O. maßgebend. Aus demſelben Grunde können 
hier auch alle für die anderen Fälle des Augenſcheines ge⸗ 
gebenen ſonſtigen Vorſchriften nicht in Betracht kommen, es 
müſſen vielmehr ausſchließlich die für die Führung der Haupt⸗ 
verhandlung maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen An⸗ 
wendung finden. Hienach kann es aber in Gemäßheit des in 
8 229 Str. P. O. aufgeſtellten allgemeinen Grundſatzes nicht 
zweifelhaft ſein, daß es einer Zuziehung der drei Angeklagten 
zu der Augenſcheinseinnahme und ihrer Vorführung zu dieſer 
nothwendig bedurfte. Die Ausnahmen, welche jener Grundſatz 
für das ordentliche Verfahren in erſter Inſtanz, und um ein 
ſolches handelt es ſich hier, erleidet, find in den 88 230, 231, 
232, 246 Abſ. 1, 2 Str. P. O. erſchöpfend geordnet. Keiner 
der dort vorgeſehenen Fälle liegt hier vor. Insbeſondere 
bedarf es keiner Ausführung, daß die erfolgte Anwendung des 
8 246 Abſ. 1 Str. P. O. jene Nichtzuziehung der Angeklagten, 
insbeſondere auch der auf Grund jener Vorſchrift aus dem 
Sitzungszimmer zeitweilig entfernten, nicht rechtfertigen kann, 
da dort nur die Abweſenheit eines Angeklagten während 
der Vernehmung eines oder mehrerer Angeklagten oder 
Zeugen geſtattet iſt. Urth. des III. Sen. vom 14. Februar 
1901. 4818. 1900. 

8. 88 215, 37. 

Die Anklage iſt wegen guwiderhandelns gegen 8 328 
des Str. G. B. und auf Grund der 88 134, 135, 144 Nr. 3, 
153 Nr. 2, 155 des Vereins⸗Zollgeſetzes vom 1. Juli 1869 
lediglich gegen den Angeklagten H. erhoben. Nur dem 
Schluſſe derſelben iſt hinzugefügt: „Ferner wird beantragt 
werden, die Verwaltung der internationalen Schlafwagen⸗ 
geſellſchaft gemäß § 153 Abſ. 2 — ſoll heißen Nr. 2 — 
des Vereins⸗Zollgeſetzes für haftbar zu erklären und dem 
Kontroleur P. die Anklageſchrift ſowie den Eröffnungsbeſchluß 
zuzuſtellen.“ Zur Hauptverhandlung iſt demnächſt, nachdem 
die Staatsanwaltſchaft an Stelle des Kontroleur P. den A. 
als Vertreter der Geſellſchaft benannt hatte, der wiederum 
von A. als Vertreter benannte Inſpektor W. auf Grund der 
ihn betreffenden Vollmacht, welche ihn zur Vertretung der 
Geſellſchaft vor dem Hauptzollamte Aachen ermächtigt, 
mittelſt Zuſtellung vom 8. Oktober 1900 geladen. Mit der 
Ladung iſt die Zuſtellung der Anklageſchrift und des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes verbunden. Im Sitzungsprotokoll iſt ver⸗ 
merkt: „Seitens der internationalen Schlafwagengeſellſchaft 
war der Inſpektor W. im Beiſtande des Rechtsanwalts Dr. G. 
erſchienen.“ Der Letztere, welcher Vollmacht des Direktors der 
Geſellſchaft „zur Vertheidigung bezw. Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft“ überreichte, beantragte als „Vertheidiger der Schlaf⸗ 
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wagengeſellſchaft“ nach der Schlußausführung der Staats⸗ 
anwaltſchaft „Vertagung zwecks Formulirung eines Beweis⸗ 
antrags und Vorladung von Zeugen“. Dieſer Vertagungsantrag 
wurde abgelehnt, „weil die Schlafwagengeſellſchaft genügend 
Zeit zu ihrer Vorbereitung gehabt hat“. Die Zuſtellung dez 
Eröffnungsbeſchluſſes gegen den Hauptſchuldigen und ferner 
der Anklageſchrift, in welcher auf die Herbeiführung der Haft⸗ 
pflichterklärung der Schlafwagengeſellſchaft bereits ausdrücklich 
hingewieſen worden, muß für genügend erachtet werden, da 
fie dem Haftpflichtigen zur Kenntniß brachte, daß derſelbe als 
mitbetheiligt an der von dem Hauptſchuldigen begangenen 
Zuwiderhandlung gegen die Zollgeſetze angeſehen werde. 
Insbeſondere kann die förmliche Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens gegen den fubfibiär Haftbaren nicht verlangt 
werden. Immerhin aber muß jene Zuſtellung nach Maßgabe 
des 8 37 der Str. P. O. rechtswirkſam erfolgen. In dieſer 
Richtung war der von der Reviſion gerügte Mangel an⸗ 
zuerkennen. Nur die von der Geſellſchaft zu ihrer Ver⸗ 
tretung vor dem Gerichte beſtellte Perſönlichkeit mußte 
geladen werden, nicht aber genügte, wie geſchehen, die Ladung 
irgend eines Beamten der Geſellſchaft, der ſich ſelbſt als 
Bevollmächtigter hinſtellte, letzteres um ſo weniger, als dieſer 
Angeſtellte — Inſpektor W. — nach ſeiner eigenen Erklärung 
in Uebereinſtimmung mit der von ihm überreichten Vollmacht 
nur „der Zollverwaltung gegenüber“ ſich für bevollmächtigt 
erachtete. Es ſind daher die 88 215, 37 der Str. P. O. 
verletzt worden. Selbſtredend konnte die von der Schlaf 
wagengeſellſchaft ſonſt erlangte Kenntniß von der Vorladung 
des nicht legitimirten W. ihre eigene Ladung zur Haupt⸗ 
verhandlung nicht erſetzen. Bei dem Erfolge vorſtehender 
Rüge bedarf es auch keiner weiteren Erörterung des ferneren 
Reviſionsangriffs, der die Ablehnung des von dem Vertheidiger 
in der Hauptverhandlung geſtellten Vertagungsantrags betrifft. 
Freilich zählt der nachgewieſene prozeſſuale Mangel nicht zu 
den unbedingten Geſetzesverletzungen des 8 377 der Str. P. O. 
Indeß zweifellos beruht das Urtheil auf demſelben. Die 
Geſellſchaft hat nach dem Urtheilsinhalte durch ihr Verhalten 
in der Hauptverhandlung nicht etwa zu erkennen gegeben, daß 
ſie den Verſtoß als ſie nicht benachtheiligend erachte oder gar 
mit dem Verfahren einverſtanden ſei, ſondern durch den Antrag 
auf Vertagung, um Beweisanträge formuliren und Zeugen 
vorladen zu können, deutlich kenntlich gemacht, daß ſie durch 
das eingeſchlagene Verfahren in ihrer Vertheidigung unberechtigt 
beſchränkt ſei. Es muß daher angenommen werden, daß, wie 
die Reviſion ausführt, die Vertheidigung eine wirkſamere ge⸗ 
worden wäre, wenn die als verletzt bezeichneten Vorſchriften 
Beachtung gefunden hätten. Urth. des I. Sen. vom 11. Fe⸗ 
bruar 1901. 5006. 1900. 

9. 8 223. 

Nicht abzuweiſen ſind die Einwendungen, welche die 
Reviſion gegen die Statthaftigkeit der Verleſung des Protokolls 
über die Vernehmung des P. daraus entnimmt, daß bei dieſer 
Vernehmung die Beſtimmungen, betreffend die Benachrichtigung 
der Prozeßbetheiligten, außer Acht gelaſſen ſind. Zwar iſt die 
Verleſung bei der Hauptverhandlung vom Vertheidiger ohne 
Widerſpruch des Angeklagten beantragt, und deshalb das Ein 
verſtändniß des letzteren als erkennbar gemacht anzusehen. Soweit 
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die Benachrichtigung des Angeklagten ſelbſt in Betracht kommt, 
hat ihm dabei vorausſätzlich auch das Bewußtſein von der Nicht⸗ 
beobachtung des § 223 Abſ. 1 der Str. P. O. beigewohnt. 
Dagegen fehlt es an genügendem Anhalt für die Unterſtellung, 
daß der Angeklagte auch Kenntniß von dem Unterbleiben der 
Benachrichtigung ſeines Vertheidigers gehabt habe und muß 
die gegentheilige Behauptung der Revilion daher als unwider⸗ 
legt gelten. Mangelt es alſo an der Vorausſetzung, unter 
welcher in dem Nichtwiderſpruch gegen die Verleſung ein 
Verzicht des Angeklagten auf Geltendmachung der in dem 
Unterbleiben der Benachrichtigung des Vertheidigers liegenden 
Verletzung ſeiner Rechtszuſtändigkeiten gefunden werden könnte, 
ſo erſcheint es ohne Belang, daß der Vertheidiger ſelbſt, 
obwohl er wußte, daß er nicht benachrichtigt war, die Ver⸗ 
leſung beantragt hat. Urth. des IV. Sen. vom 29. März 
1901. 376. 1901. 

10. 8 227. 

Durch die Verfügung des Vorſitzenden iſt zwar der 
Antrag des Vertheidigers auf Berichtigung des Protokolls 
über die Hauptverhandlung zurückgewieſen worden. Doch hat 
in dieſer Verfügung der Vorſitzende ſelbſt erklärt, im Laufe 
der Verhandlung habe die Angeklagte darauf hingewieſen, 
daß ihr Vertheidiger nicht erſchienen ſei, und ſie habe deshalb 
Vertagung verlangt; er habe ſie dann darauf aufmerkſam 
gemacht, daß der Vertheidiger geladen ſei und daß kein Fall 
der nothwendigen Vertheidigung vorliege. Er betont ſchließlich 
nur, daß kein förmlicher Gerichtsbeſchluß ergangen ſei und 
deshalb auch nicht in das Protokoll habe aufgenommen 
werden können. Die durch Beſchluß des erkennenden Senats 
erforderte Erklärung desjenigen Beamten, der an jener Haupt⸗ 
verhandlung als Gerichtsſchreiber Theil genommen hat, ferner 
ergiebt nur, daß auch er ſich, wenn auch dunkel, entſinnt, die 
Angeklagte habe damals um Vertagung gebeten. Hiernach 
hat zunächſt in Bezug auf denjenigen Vorgang, wegen deſſen 
die Berichtigung des Protokolls beantragt war, der eine der 
beiden Urkundsbeamten beſtätigt, daß die Angeklagte wegen 
des Nichterſcheinens ihres Vertheidigers die Ausſetzung der 
Hauptverhandlung beantragt hat und daß dieſer Antrag zwar 
nicht, wie die Reviſion angiebt, durch Beſchluß des Gerichts, 
wohl aber durch den Vorſitzenden abgelehnt worden iſt — 
wenn auch nicht mit ausdrücklichen Worten, ſo doch der Sache 
nach, indem ihr die Gründe vorgehalten wurden, die eine 
Ausſetzung nicht zuließen. Der andere Urkundsbeamte er⸗ 
innert fich gleichfalls wenigſtens der Thatſache der Stellung 
des Ausſetzungsantrages. Hiernach iſt der in dem Schweigen 
des Protokolles über die Thatſache an ſich liegende Beweis, 
daß der behauptete Vorgang ſich nicht zugetragen habe 
(Str. P. O. 8274), entkräftet. Es muß daher davon aus: 
gegangen werden, daß die Angeklagte in der That die Aus⸗ 
ſetzung der Hauptverhandlung wegen Nichterſcheinens ihres 
Vertheidigers beantragt hat und daß ſie darauf nur durch 
den Vorſitzenden, nicht aber durch Gerichtsbeſchluß ablehnend 
beſchieden worden if. Dann war aber gegen 8 227 Abſ. 1 
der Str. P. O. verſtoßen, wonach über Anträge auf Aus⸗ 
ſetzung einer Hauptverhandlung nur das Gericht zu entſcheiden 
hat. Da ferner der Abſ. 2 deſſelben Paragraphen dem An⸗ 
zeklagten nur der Regel nach das Recht abſpricht, wegen 
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Verhinderung des Vertheidigers die Ausſetzung der Verhand⸗ 
lung zu verlangen, dem Gerichte aber nicht verbietet, dem 
auf dieſen Grund geſtützten Ausſetzungsantrage ſtattzugeben, 
ſo läßt ſich auch die Möglichkeit nicht in Abrede ſtellen, daß 
das angefochtene Urtheil auf dem gerügten Mangel beruht. 
Dabei iſt es ohne entſcheidende Bedeutung, daß die Reviſion 
dieſen Mangel dahin bezeichnet, der Vertagungsantrag ſei zu 
Unrecht abgelehnt worden, während ſich jetzt ergiebt, daß 
er ſchon darin enthalten iſt, daß die Entſcheidung über den 
Antrag durch ein unzuſtändiges Organ ſtattgefunden 
hat. Denn immerhin war die allgemeine Richtung der Rüge, 
daß der Antrag unter Verletzung des Geſetzes er⸗ 


ledigt worden ſei, zutreffend. Urth. des II. Sen. vom 


12. März 1901. 3633. 1900. 

11. 88 237, 239. 

Nach Ausweis des Sitzungsprotokolls hat der Vertheidiger 
in der Hauptverhandlung beantragt, dem Zeugen die Frage 
vorzulegen, ob er mit Pferden handle und iſt dies durch vom 
Vorſitzenden verkündeten Gerichtsbeſchluß abgelehnt worden, 
weil die Frage ohne Intereſſe für die Sache ſei. Der Antrag 
richtete ſich hiernach auf eine nochmalige Befragung des bereits 
vernommenen Zeugen durch den Vorſitzenden. Dieſer hat nach 
§ 237 der Str. P. O. zunächſt nach feinem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden, in welchem Umfange die Vernehmung der Zeugen zu 
erfolgen habe; er darf daher Anträge auf Vernehmung der⸗ 
ſelben über weitere Punkte ohne Angabe von Gründen ab⸗ 
lehnen. Daß im vorliegenden Falle die Ablehnung durch das 
Gericht und unter Angabe eines Grundes (Unerheblichkeit) 
geſchehen iſt, kann den Angeklagten nicht zur Beſchwerde ge⸗ 
reichen. Glaubten ſie, daß die Vernehmung des Zeugen über 
die angeregte Frage in ihrem Intereſſe nöthig ſei, ſo ſtand 
ihnen und ihren Vertheidigern nach 8 239 Abſ. 2 der 
Str. P. O. die Befugniß zu, an den Zeugen ſelbſt die Frage 
zu ſtellen und dadurch auf die Ergänzung der Beweisaufnahme 
hinzuwirken, ſowie, falls der Vorſitzende eine von ihnen geſtellte 
Frage ablehnte, die Entſcheidung des Gerichts anzurufen. 
Von dieſer Befugniß haben die Angeklagten nicht Gebrauch 
gemacht, ſie haben alſo ſelbſt verſchuldet, wenn dem Zeugen 
die von ihnen gewünſchte Frage nicht vorgelegt worden iſt. 
Urth. des IV. Sen. vom 22. März 1901. 420. 1901. 

12. 8 248, 

Nach dem Sitzungsprotokoll iſt in der Hauptverhandlung 
vom 26. Oktober 1900 Termin zur Urtheilsverkündung auf 
den 2. November 1900 anberaumt worden. In dieſem Termine 
hat, wie der Protokollvermerk „erſchienen ... der Angeklagte 
und Rechtsanwalt P. als Vertheidiger, welchem das erbetene 
Wort nicht ertheilt wurde“, ergiebt, der Vertheidiger Er⸗ 
klärungen abgeben wollen, iſt aber nicht zum Worte verſtattet 
worden. In der Gegenerklärung der örtlichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wird anerkannt, daß der Vertheidiger hat Beweisanträge 
ſtellen wollen, aber von dem Vorſitzenden bedeutet worden iſt, 
daß in dem Termine lediglich das Urtheil zu verkünden ſei. 
Hiernach iſt die Vertheidigung in durchaus unzuläſſiger Weiſe 
beſchränkt worden. Es iſt rechtsirrthümlich, daß in einem zur 
Urtheilsverkündung beſtimmten Termine eine weitere Ver⸗ 
handlung unzuläffig ſei. Auf die, auch nur zum Zwecke der 
Urtheilsverkündung beſtimmte Hauptverhandlung finden die 


500 


geſetzlichen Beſtimmungen über die Hauptverhandlung im vollen 
Umfange Anwendung (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. III 
S. 116), die Prozeßparteien haben denſelben Anſpruch auf 
rechtliches Gehör wie in einer erſten Hauptverhandlung, 
Beweisanträge find zuläſſig und müſſen gemäß 8 243 der 
Str. P. O. beſchieden werden. Die dem Vertheidiger verſagte 
Verſtattung zum Worte verſtößt daher gegen das Geſetz. Dies 
mußte zur Aufhebung des angefochtenen Urtheils führen. 
Urth. des IV. Sen. vom 8. Februar 1901. 5031. 1900. 

13. 8 245. 

Die Staatsanwaltſchaft iſt durch keine Prozeßvorſchrift 
behindert, auch noch nach Eröffnung des Hauptverfahrens zur 
Gewinnung von Beweismaterial weitere Ermittelungen ein⸗ 
treten zu laſſen. Eine Beeinträchtigung ſeiner Vertheidigung 
kann der Angeklagte dadurch nicht erleiden, weil nach 8 260 
der Str. P. O. die Feſtſtellungen nur auf das Ergebniß der 
mündlichen Verhandlung geſtützt werden dürfen. Und gegen 
eine nicht rechtzeitige Namhaftmachung von Zeugen oder die 
nicht rechtzeitige Bezeichnung der zu beweiſenden Thatſachen 
iſt dem Angeklagten nach S 245 a. a. O. Schutz dadurch ge⸗ 
boten, daß er geeigneten Falls auf Ausſetzung der Verhandlung 
antragen kann. Urth. des IV. Sen. vom 22. März 1901. 
861. 1901. 

14. 8 245. 

Daß der Antrag nicht ernſt gemeint und nur zu dem 
Zwecke der Verſchleppung der Sache geſtellt ſei, iſt ein rein 
inneres Moment. Sein Vorhandenſein kann daher nur durch 
Schlußfolgerung aus äußeren Umſtänden dargethan werden. 
Solche ſind nicht angegeben. Urth. des II. Sen. vom 
15. Januar 1901. 4427. 1900. 

15. 8 275. 

In der Urſchrift des Urtheils erſter Inſtanz befinden ſich 
folgende, offenſichtlich von anderer Hand herrührende Aende⸗ 
rungen: 1— 11. Mit Bezug auf dieſe wird von der Reviſion 
behauptet, dieſelben ſeien, nachdem das Urtheil mit der Unter⸗ 
ſchrift des Urtheilsfaſſers zu den Akten gelangt, von dem Vor⸗ 
ſitzenden vorgenommen und demnächſt zwar mit dem übrigen 
Inhalt des Urtheils von den drei anderen Beiſitzern unter⸗ 
ſchrieben, aber nicht von dem Urtheilsfaſſer genehmigt worden. 
Zum Beweiſe hierfür iſt auf amtliche Auskunft des Urtheils⸗ 
faſſers und des Vorſitzenden Bezug genommen. und es befindet 
ſich auch eine Erklärung des Letzteren bei den Akten, nach 
welcher er die oben unter 1 bis 4, 8 und 10 aufgeführten 
Korrekturen ohne Einholung des Einverſtändniſſes des Urtheils⸗ 
faſſers vorgenommen hat. Dies war unſtatthaft, da inſoweit 
die Beurkundung der Uebereinſtimmung des abgefaßten Urtheils 
mit den Beſchlüſſen des Gerichtes fehlt, welche durch die in 
8 275 Abſ. 2 der Str. P. O. vorgeſchriebene Unterſchrift 
ſämmtlicher Richter zum Ausdruck kommen ſoll (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 119). Daſſelbe gilt von den 
oben unter 5 bis 7, 9 und 11 aufgeführten Aenderungen und 
Zuſätzen, deren Urheberſchaft bisher nicht feſtgeſtellt iſt. Einer 
ſolchen Feſtſtellung bedurfte es jedoch nicht, da die ſämmt⸗ 
lichen in Rede ſtehenden Korrekturen, wie aus dem wieder⸗ 
gegebenen Inhalt derſelben ohne Weiteres erhellt, jeder ſach⸗ 
lichen. Bedeutung entbehren. Inwiefern dieſelben „weſentliche 
Punkte“ zum Gegenſtand haben ſollen, iſt unverſtändlich und 
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auch von der Reviſion ſelbſt in keiner Weiſe dargelegt. Damit 
erledigt ſich zugleich die Behauptung der Reviſion, daß nur 
das Urtheil in der urſprünglichen Niederſchrift des Urtheils⸗ 
faſſers den mündlich publizirten Gründen entſprochen habe. 
Aus der Vornahme der Korrekturen ohne Zuziehung des 
Urtheilsfaſſers kann ſonach im vorliegenden Falle ein Reviſions⸗ 
grund nicht hergeleitet werden. Urth. des II. Sen. vom 
26. März 1901. 709. 1901. 

16. 8 292. 

Die von den Reviſionen der Angeklagten N. und W. vor⸗ 
gebrachte Rüge, daß durch die auf Meuterei gerichteten Fragen 
die Vorſchrift des § 292 Abf. 3 verletzt ſei, wonach bei einer 
Mehrheit von ſtrafbaren Handlungen die Fragen für 
jede ſtrafbare Handlung beſonders geſtellt werden 
müſſen, iſt nicht begründet. Sowohl bei N. als bei W. wurde 
die Frage dahin gefaßt: iſt der Angeklagte ſchuldig, am 
3. Juni 1900 zu G. als Gefangener mit anderen Gefangenen 
ſich zuſammengerottet und mit vereinten Kräften einen gewalt⸗ 
ſamen Ausbruch unternommen zu haben oder den Hülfsaufſeher 
F., einen Anſtaltsbeamten, angegriffen zu haben, und zwar indem 
er Gewaltthätigkeiten gegen F. verübte. In 8 122 Str. G. B. 
ſind vier Begehungsformen derſelben Strafthat nebeneinander⸗ 
geſtellt, die aber ſämmtlich darin übereinftimmen, daß Gefangene 
ſich zuſammenrotten und mit vereinten Kräften deliktiſch thätig 
werden; nur in der Art der weiteren ſtrafbaren Bethätigung 
gehen ſie auseinander. Nach dem Eröffnungsbeſchluſſe handelte 
es ſich nur um ein Verbrechen der Meuterei im Sinne des 
erſten und dritten Abſatzes des § 122 Str. G. B.; Umſtände, 
die hier nicht nachgeprüft werden können, müſſen das Gericht 
veranlaßt haben, bezüglich der Angeklagten N. und W. die 
Strafthat auch nach der in Abſ. 2 des § 122 Str. G. B. be⸗ 
handelten Begehungsform der Beurtheilung der Geſchworenen 
zu unterbreiten. Die Thätigkeit dieſer beiden Angeklagten 
hörte aber nicht auf, eine ſtrafbare Handlung zu ſein, auch 
wenn ſie ſich in zwei der möglichen Begehungsformen der 
Meuterei bewegte. Zu Bedenken mußte allerdings die in der 
Frage enthaltene Verknüpfung der beiden Alternativen des 
Thatbeſtands der Meuterei durch die disjunktive Partikel oder 
geben, weil ſie in Widerſpruch ſteht mit der Vorſchrift des 
§ 292 Abſ. 1 Str. P. O., wonach die Fragen fo zu ſtellen 
find, daß fie mit Ja oder mit Nein ſich beantworten laſſen. 
Wenn die Geſchworenen die Frage mit einem einfachen Ja 
beantwortet hätten, ſo hätte ein „undeutlicher“ Spruch vor⸗ 
gelegen; es wäre ungewiß geblieben, ob die Geſchworenen 
beide Alternativen oder welche von beiden als erwieſen an⸗ 
nahmen, und das Gericht hätte alsdann die Vorſchrift des 
§ 809 Str. P. O. zur Anwendung bringen müſſen. Dieſe 
nach der alternativen Frageſtellung nahe liegende Möglichkeit 
iſt aber nicht eingetreten; die Geſchworenen haben vielmehr die 
beiden Fragen 8 und 20 beantwortet durch den Ausſpruch: 
ja mit mehr als 7 Stimmen, aber ohne gewaltſamen Aus⸗ 
bruch. Durch den einen gewaltſamen Ausbruch verneinenden 
Zuſatz haben die Geſchworenen aus der ihnen vorgelegten 
Frage die Alternative, ob die Meuterei durch das Unter⸗ 
nehmen eines gewaltſamen Ausbruchs begangen ſei, aus⸗ 
geſchieden und durch die Bejahung in klarer, jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe zum Ausdruck gebracht, daß die That 
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in den Formen der nunmehr allein noch in Frage ſtehenden 
zweiten Alternative: des Angriffs auf den Hülfsaufſeher F. 
unter Verübung von Gewaltthätigkeiten gegen dieſen begangen 
ſei. Dieſe Erwägungen ergeben, daß die Verurtheilung durch 
den Verſtoß gegen § 292 Abſ. 1 Str. P. O. nicht beeinflußt 
worden iſt. Urth. des II. Sen. vom 29. Januar 1901. 
4728. 1900. 

17. 8 309. 

Den Geſchworenen waren unter anderen folgende Haupt⸗ 
fragen vorgelegt: 1. ob der Angeklagte R. ſich des Verbrechens 
des 8 209 der Konkursordnung alter Faſſung ſchuldig ge: 
macht habe, 2. ob der Angeklagte H. ſich der Anſtiftung zu 
eben dieſem Verbrechen des R. ſchuldig gemacht habe. Das 
Sitzungsprotokoll bekundet nächſt dem Vermerk über Kund⸗ 
gebung des Spruchs: „Da die Geſchworenen die Hauptfrage 1 
verneint und die Hauptfrage 2 bejaht hatten, erachtete das 
Gericht mit Rückſicht darauf, daß ein Strafausſchließungsgrund 
im Sinne des § 51ff. des Str. G. B. nicht zum Gegenſtande 
der Verhandlung gemacht war, daß der Spruch in der Sache 
fich widerſprechend ſei.“ Im demnächſt abgegebenen zweiten 
Spruche find beide Hauptfragen bejaht worden und dem⸗ 
entſprechend iſt das angefochtene Urtheil ergangen. Die 
Reviſion des Angeklagten R. rügt Verletzung des § 309 der 
Str. P. O., weil die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden, daß 
der von den Geſchworenen abgegebene Spruch ſich wider⸗ 
ſprechend ſei, unrichtig geweſen ſei, „denn der Spruch auf 
Schuldig der Anſtiftung ſchließe den Spruch auf Nichtſchuldig 
gegen den Hauptthäter nicht unbedingt aus, nämlich dann 
nicht, wenn der Hauptthäter nur wegen eines ſeine Perſon 
betreffenden individuellen Grundes ſtraflos bleibe“. Die er⸗ 
hobene Beſchwerde iſt unbegründet. Soweit lediglich die 
Rechtsbelehrung mit der unter 2 mitgetheilten Reviſions⸗ 
ausführung bekämpft wird, erledigt ſich die Beſchwerde ohne 
Weiteres. Der Inhalt der Ausführung macht freilich unab⸗ 
weislich, nicht bloß die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden, 
ſondern auch die Begründung für die gerichtliche Entſcheidung 
und damit die Zuläſſigkeit des Berichtigungsverfahrens über⸗ 
haupt als angefochten anzuſehen. Allein auch in dieſer 
Hinſicht kann der Beſchwerde kein Erfolg zu Theil werden. 
Die nicht ausgeſchloſſene abſtrakte Möglichkeit, daß eine der 
Unterſtellung der Reviſion entſprechende Sachlage im Spruche 
feſtgeſtellt wäre, kann als ausſchlaggebend für die Entſcheidung 
der Frage, ob der Spruch an einem inneren Widerſpruche 
krankt, nicht betrachtet werden. Dieſe Erwägung müßte dazu 
führen, die Kontrole des Spruchs auf fachliche Mängel (8 309 
der Str. P. O.) in Fällen der vorliegenden Art, wo ſie um 
der zu löſenden rechtlichen Schwierigkeiten wie der Tragweite 
des praktiſchen Ergebniſſes willen, von beſonderer Bedeutung 
wäre, illuſoriſch zu machen. Nur die Prüfung der konkreten 
Verhältniſſe des Falles kann daher die Grundlage für 
die in Rede ſtehende Spruchkontrole abgeben. Und dieſe 
konkrete Sachlage läßt, wie die Vorinſtanz mit Recht ange⸗ 
nommen hat, keinerlei Verhältniß als denkbar zu, aus dem 
der vorliegende Spruch vor dem Geſetz ſich als widerſpruchs⸗ 
frei rechtfertigen ließe. Der Beſchwerdeführer hat auch nicht 
den Verſuch eines Nachweiſes hierfür unternommen. Urth. des 
IV. Sen. vom 8. Februar 1901. 5027. 1900. 
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18. 8 340. 

Nach § 340 Abſ. 2 der Str. P. O. finden auf ein von 
dem geſetzlichen Vertreter eines Beſchuldigten oder von dem 
Ehemanne einer beſchuldigten Frau eingelegtes Rechtsmittel 
und auf das Verfahren die über die Rechtsmittel des Be⸗ 
ſchuldigten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 
Daraus folgt indeſſen nur, daß in dem Verfahren über 
das Rechtsmittel ſelbſt dem geſetzlichen Vertreter oder 
dem Ehemanne diejenigen Befugniſſe zuſtehen, die dem Be⸗ 
ſchuldigten im Falle eines von ihm eingelegten Rechtsmittels 
gewährt ſind. Dagegen ergiebt weder der Wortlaut noch 
Sinn jener Vorſchrift, daß, wenn das Inſtanzurtheil auf die 
von einer jener Perſon eingelegten Reviſion aufgehoben worden 
iſt, dieſe auch in dem anderweiten Verfahren vor dem 
Inſtanzgerichte dieſelben Befugniſſe wie der Beſchuldigte 
ſelbſt auszuüben hat. Dieſes Verfahren iſt ein neues, 
ſelbſtändiges: der beſondere Grund für die Gewährung der 
Rechte des Beſchuldigten, der ſich aus der Verſtattung des 
geſetzlichen Vertreters und des Ehemannes zur ſelbſtändigen 
Einlegung von Rechtsmitteln ergiebt, iſt damit, daß in Folge 
der Reviſionseinlegung einer dieſer Perſonen das angefochtene 
Urtheil aufgehoben iſt, weggefallen. Wünſcht der Ehe⸗ 
mann oder der geſetzliche Vertreter in der neuen Haupt⸗ 
verhandlung mitzuwirken, jo hat er ſich gemäß § 149 der 
Str. P. O. als Beiſtand zu melden. Einen Antrag auf 
Zulaſſung als Beiſtand hat der Beſchwerdeführer nicht geſtellt. 
Allerdings hätte die Strafkammer ihn aus einem andern 
Grunde wenigſtens über einen Punkt der zu erlaſſenden Ent⸗ 
ſcheidung „hören“ müſſen. Wenn nämlich auch die anderweite 
Verhandlung wieder zu einer Verurtheilung der Angeklagten 
führen ſollte, ſo war, wie nachher noch zu erörtern, zu be⸗ 
rückſichtigen, daß dann die Koſten des früheren Reviſions⸗ 
verfahrens dem Beſchwerdeführer ſelbſt aufzuerlegen 
waren. Dann müßte dieſer aber hierüber vorher gehört werden. 
Dies bedingte ſeine Zuziehung wenigſtens zu dem hierauf be⸗ 
züglichen Theile der Verhandlung, während es ihm ſonſtige 
prozeſſuale Befugniſſe, ähnlich denen des Angeklagten, ebenſo 
wenig wie die Beiſtandſchaft verlieh. Insbeſondere ſtand ihm 
darauf hin kein Anſpruch auf eine beſondere Ladung zur 
Hauptverhandlung zu, wenn ſein Erſcheinen in dieſer ſchon 
auf andere Weiſe, insbeſondere, wie es thatſächlich der Fall 
war, durch ſeine Ladung als Zeuge geſichert war. Uebrigens 
beſchwert er ſich auch über jene unterbliebene Anhörung gar 
nicht. Begründet dagegen iſt die Rüge, daß der Angeklagten 
zu Unrecht auch die Koſten des weiteren Verfahrens auferlegt 
ſeien, obgleich ſie auf Einlegung eines Rechtsmittels gegen das 
erſte Urtheil der Strafkammer verzichtet gehabt habe, inſoweit, 
als unter jenen Koſten auch die der früheren Reviſionsinſtanz 
begriffen find. Denn dieſe Koſten hätten gemäß § 505 Satz 1 
der Str. P. O. nur dem Beſchwerdeführer ſelbſt als 
dem bei der neuen Verurtheilung der Angeklagten unterliegenden 
Theile auferlegt werden dürfen. Inſoweit unterliegt daher 
das angefochtene Urtheil der Aufhebung und war ſofort in der 
Sache ſelbſt dahin zu entſcheiden, daß jene Koſten der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt zu tragen habe. Dabei war die zu 1 
erörterte nothwendige Anhörung des letzteren ſelbſt dadurch 
erſetzt, daß dieſer ſelbſt in der Reviſion den gegenwärtigen 
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Punkt zum Gegenſtande einer Beſchwerde gemacht hat. Die 
Koſten des weiteren Verfahrens vor dem Landgerichte ſelbſt 
ſind dagegen der Angeklagten mit Recht auferlegt. Urth. 
des II. Sen. vom 15. März 1901. 718. 1901. 

19. 8 377 Nr. 7. | 

Die Rüge der Verletzung des § 199 des Str. G. B. in 
Verbindung mit 88 266 Abſ. 2 und 377 Nr. 7 der Str. P. O. 
iſt begründet. Durch den Inhalt des in zuläſſiger Weiſe be⸗ 
richtigten Sitzungsprotokolls wird nachgewieſen, daß der Ver⸗ 
theidiger in ſeinem Schlußantrage für den Fall der Annahme 
einer Beleidigung auf Seiten des Angeklagten die Straffrei⸗ 
erklärung gemäß § 199 des Str. G. B. beantragt hat. Nach 
8 199 ib. können die dort vorgeſehenen Vorausſetzungen den 
Beleidiger von Strafe befreien, ſie gehören alſo zu denjenigen 
Umſtänden, die, weil ſie die Strafbarkeit ausſchließen, der 
8 266 Abſ. 2 der Str. P. O. im Auge hat und muß ſich daher 
das Urtheil, falls — wie dies hier geſchehen — der aus 
8 185 des Str. G. B. Angeklagte das Vorliegen derartiger 
Umſtände behauptet, darüber ausſprechen, ob ſolche für feſt⸗ 
geſtellt erachtet werden oder nicht. Ein derartiger Ausſpruch 
fehlt in dem angegriffenen Urtheile gänzlich. Es fehlt 
demſelben daher in einem weſentlichen Beſtandtheile an 
den Entſcheidungsgründen und mußte ſomit nothwendig 
nach § 377 Nr. 7 der Str. P. O. die Aufhebung des 
Urtheils erfolgen. Urth. des I. Sen. vom 17. Januar 1901. 
4646. 1900. 

20. 8 377 Nr. 7. 

Die Strafkammer hat entſchieden betont, daß die Thätig⸗ 
keit des Angeklagten nicht etwa im Eintritt in eine ſchon be⸗ 
gangene Schlägerei beſtand, ſondern daß mit ſeinem Auftreten 
erſt das Handgemenge zwiſchen M. und H. zur Schlägerei 
geworden iſt. Ein Rechtsirrthum iſt hierin nicht zu finden. 
Um ſo wichtiger wird aber die Frage, wann M. die tödtliche 
Verletzung erlitten hat, ob während des einfachen Kampfes mit 
H., oder während der Schlägerei. Das Urtheil nimmt letzteres 
an, aber ohne genügende Begründung. Die Annahme ſtützt 
ſich lediglich darauf, daß andernfalls die beiden Perſonen, die 
die Streitenden zu trennen ſuchten, die Verletzung gewiß be⸗ 
merkt hätten; aber dieſer Begründung wird ſofort aller Werth 
entzogen durch die Feſtſtellung, daß auch nach der Schlägerei 
und nachdem die vollſtändige Ruhe wieder hergeſtellt war, 
Niemand etwas von der Verletzung bemerkte, bis H. rief, M. 
blute. Dieſer Umſtand iſt um ſo gewichtiger, als M. ſelbſt 
laut der Entſcheidungsgründe angab, H. habe ihn geſchlagen 
oder geſtochen, wogegen er von einer Verletzung durch den 
Angeklagten nicht ſprach, die Wundbeſchau auf Zufügung mit 
einem Schlagring hinwies, wie ihn H. trug, und ſomit ſchecht⸗ 
hin nichts feſtgeſtellt werden konnte, was über den Zeitpunkt 
der Verletzung einigen Anhalt gab. Das Urtheil muß zwar 
nicht die einzelnen Beweisgründe angeben, aus welchen 
das Gericht ſeine Ueberzeugung gewonnen hat, aber 
wo erſichtlich iſt, daß ſolche überhaupt fehlten, iſt die 
Sachlage der in 8 377 Nr. 7 der Str. P. O. bezeichneten 
gleich und hierin nicht bloß ein prozeſſualer Mangel 
zu finden, ſondern es fehlt an der materiellen Grund⸗ 
lage der Geſetzesanwendung. Urth. des I. Sen. vom 
25. März 1901. 650. 1901. | 
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21. 8 377 Ziffer 8. 
Die prozeſſuale Rüge wäre begründet, wenn das Schrift⸗ 


ſtück, das der Rechtsanwalt M. bei dem Landgericht eingereicht 


hat, als eine „Anzeige“ über ſeine erfolgte Wahl zum Ver⸗ 
theidiger des Angeklagten ſich darſtellte. Dies iſt aber nicht 
der Fall. Das Schriftſtück iſt nicht zu den Akten, betreffend 
das Strafverfahren gegen den Angeklagten wegen Majeſtäts⸗ 
beleidigung, ſondern zu den Akten, betreffend das Straf⸗ 
verfahren gegen den Angeklagten wegen Beleidigung eingereicht 
worden. Das Schriftſtück iſt daher auch zu den dieſes 
Strafverfahren betreffenden Akten genommen worden. In der 
überreichten „Vollmacht“ beauftragt der Angeklagte allerdings 
den Juſtizrath M. zu ſeiner Vertretung vor Gericht in den 
beiden gegen ihn ſchwebenden Strafverfahren, allein von 
dieſer Vollmacht wird in der Eingabe des Juſtizraths M. nur 
inſoweit Gebrauch gemacht, als ſie das Strafverfahren wegen 
Beleidigung betrifft. Die Eingabe geht nämlich dahin, es 
möge der in dieſer Sache angeſetzte Termin aufgehoben und 
die Sache mit dem gegen den Angeklagten wegen Majeſtäts⸗ 
beleidigung ſchwebenden Strafverfahren verbunden werden, falls 
in dieſem das Hauptverfahren ebenfalls eröffnet werden ſollte. 
Der Wille, ſchon jetzt in der vorliegenden Strafſache als Ver⸗ 
theidiger aufzutreten, kommt in der Eingabe nicht zum Aus⸗ 
druck, die Eingabe ſoll ſich vielmehr offenbar nur auf das⸗ 
jenige Verfahren beziehen, als zu welchem gehörig ſie in ihren 
Eingangsworten bezeichnet iſt. Dem Inhalte der Vollmacht 
des Angeklagten kommt dabei keine Bedeutung zu, denn dieſe 
Vollmacht, für ſich allein betrachtet, iſt keine „Anzeige“ im 
Sinne des § 217 der Str. P. O., weder eine ſolche des An⸗ 
geklagten, noch eine ſolche des Vertheidigers. Sie ſtellt nur 
die Legitimation für den die Anzeige erſtattenden Ver⸗ 
theidiger dar. Dem Vertheidiger war bekannt, daß beide 
Sachen in getrennten Verfahren behandelt wurden. Wollte 
er ſich jener auf beide Sachen lautenden Legitimation auch 
für beide Sachen bedienen, ſo hätte er zwei getrennte 
Anzeigen erftatten oder in der einen Anzeige unzweideutig 
zu erkennen geben müſſen, daß ſie für beide Sachen 
Geltung haben ſolle. Urth. des II. Sen. vom 22. Januar 
1901. 4515. 1900. 

22. 8 377 Ziffer 8. 

Der Beweisantrag auf Vernehmung „des Zeugen M.“ iſt 
unbeſchieden und unberückſichtigt geblieben. Die Berückſichtigung 
des Antrags konnte ſich dadurch nicht erledigen, daß der An⸗ 
geklagte erklärte, „er wiſſe nicht, wo der Zeuge wohne“. Denn 
hiermit war nicht geſagt, daß er keinerlei Anhaltepunkte zur 
Ermittelung des Zeugen zu liefern vermöge. Pflicht des 
Vorſitzenden war es, den Angeklagten zu Angaben in dieſer 
Richtung zu veranlaſſen, und mindeſtens mußte, wenn das 
Gericht zu der Ueberzeugung kam, daß das Ergebniß der 
Verhandlung nicht ausreiche, um Perſon und Aufenthalt des 
Zeugen ausfindig zu machen, dem Angeklagten in der Ver⸗ 
handlung hierüber Beſcheid gegeben werden, damit er in die 
Lage kam, geeignetere Anträge zu ſtellen. Nach der Lage des 
Falls fehlt aber ein Anhalt dafür, daß das Gericht jene 
Frage geprüft, ja überhaupt den Antrag irgendwie in 


Erwägung gezogen hat. Urth. des IV. Sen. vom 22. Ja⸗ 


nuar 1901. 61. 1901. 
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23. 8 377 Ziffer 8. 

Ausweislich des Sitzungsprotokolles hatte der Vertheidiger 
vor Schluß der Verhandlung beantragt, den Amtsrichter H. 
und den Amtsanwalt R. als Zeugen über den Hergang der 
Verhandlung vor dem Schöffengericht zu vernehmen, in welcher 
der Angeklagte den zum Gegenſtand der Anklage gemachten 
Zeugeneid geleiſtet hatte. Wie die Urtheilsgründe ergeben, 
ſollten dieſe Zeugen beſtätigen, daß der Angeklagte bei ſeiner 
zeugeneidlichen Vernehmung vor dem Schöffengerichte in der 
Strafſache wider die 8. feine Beziehungen zu letzterer wahrheits⸗ 
gemäß angegeben und nur erklärt habe, die Angeklagte 8. 
nicht wiederzuerkennen, und es wurde der Beweisantrag ab⸗ 
gelehnt, weil das ſchöffengerichtliche Sitzungsprotokoll und 
Urtheil die Behauptung des Angeklagten bereits widerlegten 
und bewieſen, daß der Angeklagte damals rundweg jede 
Bekanntſchaft mit der S. verneint habe. Dieſe Ablehnungs⸗ 
gründe find rechtsirrig. Protokoll und Urtheil in der Straf: 
ſache wider die 8. ſind für oder gegen den jetzigen Angeklagten 
keineswegs ſo abſolut beweiſend, wie der erſte Richter an⸗ 
zunehmen ſcheint. Die in § 274 Str. P. O. normirte Beweis⸗ 
kraft des Protokolls, welche nur durch den Nachweis der 
Fälſchung beſeitigt werden kann, beſchränkt ſich auf die für 
die Hauptverhandlung vorgeſchriebenen Förmlichkeiten. Darüber 
hinaus, alſo auch bezüglich des Inhalts einer Zeugenausſage, 
welche regelmäßig nicht ihrem Wortlaute, ſondern nur „ihrem 
weſentlichen Ergebniſſe nach“ aufzunehmen find, kommt dem 
Protokolle, wie jedem andern Beweismittel, nur diejenige 
Beweiskraft zu, welche es nach Lage der Sache und nach 
dem freien Ermeſſen des Richters auf ſeine Ueberzeugung 
auszuüben vermag, wobei ſelbſtverſtändlich auch alle Ein⸗ 
wendungen gegen die Richtigkeit ſeines Inhalts pflichtgemäß 
zu beachten find. — Es iſt daher nicht erſichtlich, warum der 
Angeklagte nicht durch das Zeugniß der bei ſeiner Vernehmung 
in jenem Vorprozeſſe anweſenden Gerichtsperſonen den Beweis 
ſollte erbringen können, daß die Protokollirung ſeiner damaligen 
Ausſage unvollſtändig iſt und die Begründung des ſchöffen⸗ 
gerichtlichen Urtheils den hier fraglichen Punkt nicht umfaßt. 
Urth. des I. Sen. vom 21. März 1901. 627. 1901. 

24. 8 385. 

Das mit der Aufſchrift „Reviſionsantrag“ verſehene, jeder 
Unterſchrift oder Bezeichnung des Verfaſſers entbehrende 
Schriftſtück, welches der vom Vertheidiger des Angeklagten 
vollzogenen Reviſionsſchrift beigefügt iſt, kann trotz der vom 
Vertheidiger in der letzteren abgegebenen Erklärung, „er mache 
dieſes Schriftſtück Anlage A. ebenfalls zu einem Theile ſeiner 
Reviſionsrechtfertigung“, aus den vom erkennenden Senat 
bereits früher — vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. 14 S. 348 — dargelegten Erwägungen, von denen 
abzugehen ein Grund nicht vorliegt, als Theil der Reviſions⸗ 
anträge nicht gelten. Urth. des IV. Sen. vom 19. März 1901. 
771. 1901. 

25. 8 385. 

Den Formvorſchriften für die Einlegung der Reviſion 
wird nicht dadurch genügt, daß nur eine beglaubigte Abſchrift 
der zu den Akten der Staatsanwaltſchaft genommenen Urſchrift 
der Reviſionsbegründung an das Gericht gelangt. Beſchl. des 
IL Sen. vom 12. Februar 1901. 350. 1901. 
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26. 8 398. 

In prozeſſualer Hinſicht erſcheinen die 88 263 und 398 
der Str. P. O. verletzt. Gegenſtand der Urtheilsfindung war 
nach dem in dieſer Sache bereits ergangenen Urtheile des 
erkennenden Senats des Reichsgerichts das Delikt der Freiheits⸗ 
beraubung und, da Geſetzeskonkurrenz zwiſchen den 88 240 
und 241 des Str. G. B. vorlag, das der Nöthigung. Die 
Strafkammer lehnt aber eine Hereinbeziehung des letzteren 
unter Hinweis auf § 398 der Str. P. O. ab, offenbar von 
der Anſicht getragen, daß, weil wegen der Freiheitsberaubung 
allein auf dieſelbe Strafhöhe erkannt worden iſt, wie in dem 
ſpäter aufgehobenen erſten Urtheile, nicht mehr feſtgeſtellt werden 
könne, daß ſich der Angeklagte außer der Freiheitsberaubung 
auch der Nöthigung ſchuldig gemacht habe. Dieſe Anſicht iſt 
indeß verfehlt. Um die Anklage im Sinne des § 263 (153) 
der Str. P. O. zu erſchöpfen, war es geboten, in eine Prüfung 
der Anſchuldigung aus § 240 des Str. G. B. einzutreten. 
Durch die Grundſätze von der relativen Rechtskraft war der 
Vorderrichter nicht hieran verhindert; § 398 der Str. P. O. 
verbietet nur die Verſchärfung der Strafe. Innerhalb des 
Rahmens der im erſten Urtheil feſtgeſetzten Strafhöhe war 
dem erſten Richter daher in keiner Weiſe benommen, die ihm 
obliegende Prüfung auch darauf zu erſtrecken, ob dem Angeklagten 
außer dem Vergehen der Freiheitsberaubung auch das der 
Nöthigung zur Laſt fiel. Gelangte die Strafkammer hierbei 
zu der Anſicht, daß dieſe Vergehen realiter mit einander 
konkurrirten, ſo würden die auszuwerfenden Einzelſtrafen nach 
den Regeln zu bemeſſen geweſen ſein, welche in dem Bd. 26 
S. 167 der Entſcheidungen abgedruckten Urtheile des Reichs⸗ 
gerichts gegeben worden ſind. Der Vorderrichter wird aber 
in der erneuten Hauptverhandlung noch beſonders zu prüfen 
haben, ob nach Maßgabe der zur Feſtſtellung gelangten 
konkreten Thatumſtände rechtlich die Annahme einer Real⸗ 
konkurrenz zwiſchen dieſen Vergehen überhaupt möglich, und 
nicht vielmehr die der Idealkonkurrenz geboten iſt. Urth. 
des III. Sen. vom 4. März 1901. 133. 1901. N 

27. 88 450, 458—458. 

Der Umſtand, daß der Angeklagte die angeführten That⸗ 
ſachen nicht in der Hauptverhandlung erſter Inſtanz, ſondern 
erſt in der Reviſionsſchrift geltend gemacht hat, ſie alſo dem 
Vorderrichter unbekannt geblieben ſind, ſteht der Beachtung 
der Beſchwerde nicht entgegen, da ſie vermöge ihrer prozeß⸗ 
rechtlichen Natur auch noch in der Reviſionsinſtanz als zuläſſig 
zu erachten iſt. Es kann auch im Hinblick auf die zu den 
Akten überreichte Ausfertigung der an den Angeklagten erlaſſenen 
Strafverfügung der Amtshauptmannſchaft und den Inhalt der 
herbeigezogenen Akten derſelben nicht zweifelhaft ſein, daß der 
Angeklagte von der genannten Behörde wegen der im Urtheil 
erwähnten, mit der in der Strafverfügung bezeichneten identiſchen 
That beſtraft worden iſt und dieſe Strafe erlegt hat, die Straf⸗ 
verfügung mithin zur Zeit der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer bereits unanfechtbar geworden war. Bei dieſer 
Sachlage muß die nochmalige Verurtheilung für unzuläſſig 
erachtet werden. Das Reichsgericht hat zwar in ſtehender 
Rechtſprechung dargethan, daß in denjenigen Fällen, in denen 
auf Grund einer erneuten Verhandlung die That unter einem 
nicht bereits gewürdigten anderweiten rechtlichen Geſichtspunkte, 
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als eine außerhalb der Zuſtändigkeit der zuerſt entſcheidenden 
Behörde liegende, ſich darſtellt, ſowohl den amtsrichterlichen 
Strafbefehlen, als den polizeilichen Strafverfügungen, wie den 
in Verwaltungsſtrafſachen ergangenen Entſcheidungen, auch wenn 
ſie unanfechtbar geworden, die die Strafklage verbrauchende 
Wirkung eines gerichtlichen Strafurtheils nicht beizulegen iſt. 
Andrerſeits hat aber der erkennende Senat in dem in Entſch. 
des R. G. Bd. 14 S. 358 flg. veröffentlichten Urtheile anerkannt, 
daß dann, wenn die erneute Verhandlung nur denſelben That⸗ 
beſtand ergiebt, wegen deſſen ſchon im amtsrichterlichen Straf⸗ 
befehle die Strafe feſtgeſetzt iſt, kein Grund vorliegt, die Regel 
des 5 450 Str. P. O., daß ein Strafbefehl, gegen welchen 
nicht rechtzeitig Einſpruch erhoben iſt, die Wirkung eines 
rechtskräftigen Urtheils äußert, einer weiteren Einſchränkung 
zu unterwerfen; es iſt alſo demſelben in dieſem Falle auch 
die Wirkung der Konſumtion der Strafklage zuzugeſtehen. 
Daſſelbe muß unter den gleichen Vorausſetzungen auch bei den 
polizeilichen Strafverfügungen gelten. Urth. des IV. Sen. vom 
19. Februar 1901. 96. 1901. 

28. 8 498 Abſ. 2. | 

Bezüglich der Auslagen haften Mitangeklagte nur dann 
als Geſammtſchuldner, wenn ſie in Bezug auf dieſelbe That 
zur Strafe verurtheilt ſind. Zwar verbindet die Str. P. O. 
mit dem Begriffe der Verurtheilung wegen derſelben That 
nicht den engeren Begriff der Theilnahme an derſelben That 
im Sinne des Str. G. B., wohl aber die Einheit der That in 
vollem Umfange ihrer ſtrafrechtlichen Richtung, ihre Identität 
im Sinne des § 263 der Str. P. O. Urth. des I. Sen. vom 
7. März 1901. 309. 1901. 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


1. Gewerbeordnung 88 43, 148 Nr. 5. Elſ.⸗Lothr. Geſetz 
vom 27. Juli 1849. 

Die Angeklagte, Inhaberin einer Papierhandlung, ließ 
am 28. Juli 1900 durch einen neunjährigen Knaben, der für 
einen monatlichen Lohn ihre Aufträge beſorgt, gedruckte Zettel, 
auf denen die Adreſſe ihres Geſchäftes angegeben war, mit 
Empfehlung der verſchiedenen in der Papierhandlung geführten 
Gegenſtände, an die Vorübergehenden ohne behördliche 
Genehmigung vertheilen. Sie wurde darum wegen Vergehens 
gegen Artikel 6 des Geſetzes über die Preſſe vom 27. Juli 1849 
(Bulletin des Lois S8. x. Nr. 1478) angeklagt, von der 
Strafkammer aber gemäß 58 43, 148 Nr. 5 der Gewerbe⸗ 
ordnung verurtheilt, weil die Vertheilung gewerbsmäßig 
geſchehen ſei. Die Reviſion des Staatsanwaltes rügt Verletzung 
des Artikel 6 des Geſetzes vom 27. Juli 1849 durch Nicht⸗ 
anwendung und iſt begründet. Die Strafkammer erkennt an, 
daß bis zur Einführung des Preßgeſetzes in Elſaß⸗Lothringen 
durch Geſetz vom 8. Auguſt 1898 der Artikel 6 des Geſetzes 
vom 27. Juli 1849 unverändert in Geltung geblieben und 
insbeſondere nicht durch §S 43 der Gewerbeordnung berührt 
war, weil gemäß § 2 des Einführungsgeſetzes zur Gewerbe⸗ 
ordnung vom 27. Februar 1888 (Reichsgeſetzblatt S. 57) 
dieſer 8 43 in Elſaß⸗Lothringen nicht eingeführt war. Sie 
nimmt aber an, durch die Einführung des Preßgeſetzes in 
Elſaß⸗Lothringen (8 1 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1898, 
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Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothringen S. 73) ſei dieſer Zuſtand 
geändert worden. Dies iſt irrig. Denn gemäß 8 30 Abſ. 2 
des Preßgeſetzes wird das Recht der Landesgeſetzgebung, 
Vorſchriften über die öffentliche unentgeltliche Vertheilung von 
Bekanntmachungen, Plakaten und Aufrufen zu erlaſſen, durch 
dieſes Gefetz nicht berührt. Daß die hier fraglichen Zettel zu 
den Druckſachen der bezeichneten Art gehören und daß durch 
den Vorbehalt der landesgeſetzlichen Regelung auch die bereits 
beſtehenden Landesgeſetze aufrecht erhalten bleiben ſollten, iſt 
nicht zweifelhaft. Die Strafkammer nimmt aber an, es handle 
ſich im vorliegenden Falle um gewerbsmäßige Vertheilung, 
und für dieſe ſei die Gewerbeordnung (§ 43) in Elſaß⸗Lothringen 
maßgebend, während Artikel 6 des Geſetzes von 1849 nur 
da eingreife, wo nicht durch die anderweitige Beſtimmung des 
8 43 der Gewerbeordnung eine behördliche Genehmigung 
vorgeſchrieben ſei. Das ſoll ſich aus dem Zwecke ergeben, der 
zur Einſchränkung der landesrechtlichen Normen in 8 30 
Abſ. 2 des Preßgeſetzes geführt habe, aus den Motiven zum 
Einführungsgeſetze des Preßgeſetzes und aus den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Miniſteriums vom 17. Auguſt 1898. Von 
alledem iſt in den bezeichneten Quellen nichts zu finden. 
Vielmehr ergiebt ſich aus den Motiven zum Preßgeſetz und 
den Verhandlungen darüber im Reichstage, daß der 8 43 der 
Gewerbeordnung nicht für erſchöpfend erachtet wurde, da, wie 
der Bundeskommiſſar erklärte, 8 43 der Gewerbeordnung ſich 
lediglich auf die ſubjektive Qualität der Perſonen, welche die 
Druckſchriften vertheilen oder anſchlagen wollen, nicht aber 
auf die Qualität des zu vertheilenden Objektes bezieht. In 
dieſer letzteren Richtung nun ſoll 8 30 Abf. 2 des Preßgeſetzes, 
da man ſich über die reichsgeſetzliche Regelung nicht einigen 
konnte, der Landesgeſetzgebung das Feld offen erhalten, ſo 
daß § 43 der Gewerbeordnung der Wirkſamkeit der letzteren 
niemals im Wege ſtehen kann. Und wie die ganz allgemeine 
Faſſung des § 30 Abſ. 2 des Preßgeſetzes nicht zuläßt, einen 
Unterſchied zwiſchen gewerbsmäßiger und nichtgewerbsmäßiger 
Vertheilung zu machen, ſo machen auch die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Miniſteriums für Elſaß⸗Lothringen vom 
17. Auguſt 1898 in Artikel 14 keinen Unterſchied. Sie 
verweiſen vielmehr nach Ausſcheidung der in § 43 Abſ. 5 der 
Gewerbeordnung enthaltenden Sonderbeſtimmungen „im 
Uebrigen“ bezüglich der öffentlichen unentgeltlichen Vertheilung 
von Bekanntmachungen und Aufrufen ſchlechtweg und ausdrücklich 
auf Artikel 6 des Geſetzes vom 27. Juli 1849. Es iſt irrig, 
wenn die Strafkammer meint, die Zwecke, die Artikel 6 im 
Auge habe, könnten ſchon bei der Entſcheidung über die 
Genehmigung nach § 43 der Gewerbeordnung gewahrt werden. 
Denn laut Abſ. 2 des § 43 find für dieſe Genehmigung 
ausſchließlich perſönliche Verhältniſſe des Nachſuchenden 
zu berückſichtigen, während der Vorbehalt der Landesgeſetz⸗ 
gebung gerade die Berückſichtigung des Gegenſtandes 
wahren will, die ohne ſolche landesgeſetzliche Ergänzung ganz 
ausgeſchloſſen wäre. Urth. des I. Sen. vom 14. März 1901. 
5058. 1900. 

2. Seemanns ordnung vom 27. Dezember 1872 $ 90. 

Vorgeſetzte der Schiffs leute find außer den Schiffern die 
Schiffsoffiziere, zu denen die Steuerleute zu rechnen find. 
Urth. des IV. Sen. vom 22. Januar 1901. 4610. 1900. 
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8. Preßgeſetz 57. 

Wohl ließe ſich eine ſtändige Abgrenzung der Erörterungs⸗ 
gebiete einer Zeitung in der Art denken, daß gegenüber den 
ſonſtigen beſtimmt bezeichneten Theilen die ſogenannten Leit⸗ 
artikel, ohne daß ihr ſachlicher Inhalt geprüft zu werden 
brauchte, ſchon nach der äußeren Einrichtung und Anordnung 
des Zeitungstextes als Sondergebiete ohne Weiteres klar er⸗ 
kennbar würden, und in ſolchem Falle ſtände nichts im Wege, 
fie als „Theile der Druckſchrift“ im Sinne des § 7 des Preß⸗ 
geſetzes zu behandeln, aber es müßte, auch wenn die äußere 
Einrichtung den erwähnten Vorausſetzungen entſpräche, über: 
dies „aus Form und Inhalt der Benennung mit Beſtimmtheit 
zu erſehen ſein“, für welchen Theil der Benannte „die Redaktion 
beſorgt“. Davon kann hier, wo F. nicht etwa als Derjenige, 
der für das Gebiet der Leitartikel die Redaktion beſorge, ſondern 
lediglich für „den“ Leitartikel, d. h. für dieſen einzelnen, aus 
dem „weiteren“ politiſchen Theil dieſer Nummer beſonders 
herausgehobenen Artikel als verantwortlich bezeichnet iſt, nicht 
die Rede fein. Danach enthält die in der Kopfnote des Blattes 
abgegebene Erklärung, daß „für den Leitartikel“ F. verant⸗ 
wortlich ſei, keine „Benennung“ im Sinne des 8 7 des Preß⸗ 
geſetzes; wohl aber iſt der Angeklagte v. G. als Sonder⸗ 
redakteur für den politiſchen Theil des Blattes ausdrücklich 
benannt und dieſe Benennung verliert ihre Wirkſamkeit nicht 
dadurch, daß im Hinblick auf die Verwahrung bezüglich 
des Leitartikels nur eine Verantwortlichkeit hinſichtlich des 
„weiteren“ politiſchen Theils übernommen iſt. Urth. des 
II. Sen. vom 26. Februar 1901. 4513. 1900. 

4. Vereinszollgeſetz 88 152, 44 Abſ. 2 ff. 

Nach den Feſtſtellungen iſt eine Ladung aus Rußland 
eingeführtes Mineralſchmieröl in H. als zollpflichtiges Gut ab⸗ 
gefertigt, vom Extrahenten des Begleitſcheins dort der H. er 
Geſchäftsſtelle der „F. er G.⸗E.⸗Geſellſchaft“ zum Transporte 
und zur Ablieferung an Kaufmann H. übergeben, und von der 
genannten Geſellſchaft dem Beſtimmungsorte zugeführt worden. 
Der Begleitſchein wurde direkt an H. geſandt, während der 
Ladeſchein in das Büreau der F. er G.⸗E.⸗Geſellſchaft gelangte, 
als deren „Direktor“ der Angeklagte bezeichnet wird. Das 
Gut wurde demnächſt ohne Geſtellung zur Schlußabfertigung 
dem H. ausgehändigt. Zur Zeit, wo der Ladeſchein in das 
Geſchäftslokal der Geſellſchaft gelangte, war Angeklagter ab⸗ 
weſend, er hatte vom Transporte des Gutes und der Aus⸗ 
händigung deſſelben an H. keine Kenntniß. Die Strafkammer 
erachtet als Waarenführer im Sinne 8 44 Abſ. 2 Vereins⸗ 
zollgeſetzes die F. er G.⸗E.⸗ Geſellſchaft, die die Schluß⸗ 
abfertigung vor Aushändigung des Gutes an H. hätte be⸗ 
wirken müſſen. Es wird ausgeführt, für dieſe Ordnungs⸗ 
widrigkeit könne aber der Angeklagte nicht verantwortlich 
gemacht werden, weil er vom Transport keine Kenntniß gehabt 
habe, auch nicht dargethan ſei, daß er die Nichtkenntniß ver⸗ 
ſchuldet habe. Das Vereinszollgeſetz betrachtet als „Waaren⸗ 
führer“ im Sinne 8 44 Abſ. 2 und folgende Paragraphen, dem 
zunächſt die Verpflichtung auferlegt iſt, die Waare dem Amte, 
von welchem die Schlußabfertigung zu bewirken iſt, zu ge⸗ 
ſtellen, immer nur diejenige phyſiſche Perſon, welche die 
Waare zum Zwecke des von ihr übernommenen Transportes 
jeweilig in ihrer thatſächlichen Verfügungsgewalt hat auch 
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da, wo der Transport für Rechnung einer Körperſchaft, einer 
juriſtiſchen Perſon in weiterem Sinne, die nur durch ihre 
Vertreter handeln kann, ausgeführt wird. Sofern daher die 
F. er G.⸗E.⸗Geſellſchaft in der That den Charakter einer jener 
juriſtiſchen Perſonen trägt, ſo iſt es unzutreffend, ſie als 
Waarenführer im Sinne des Geſetzes anzuſehen. Vielmehr 
war zu prüfen, welche phyſiſche Perſon als ihr, die oben er⸗ 
örterte thatſächliche Verfügungsgewalt beim Transport der 
Waare ausübender Vertreter fungirte. Die Möglichkeit, daß 
dies der Angeklagte als „Direktor“ und muthmaßlicher Re⸗ 
präſentant der Geſellſchaft war, wird durch die getroffenen 
Feſtſtellungen nicht ausgeſchloſſen. Urth. des IV. Sen. vom 
12. Februar 1901. 4679. 1900. 

5. Konkursordnung 88 289, 240. Geſetz vom 5. Juli 
1896 8 11. 

Alle Deliktshandlungen, deren Strafbarkeit erſt durch das 
Hinzukommen der Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung 
begründet wird, bilden eine Handlungseinheit, insbeſondere 
iſt auch beim Zuſammentreffen von Bankerottvergehen mit 
Zuwiderhandlungen gegen 8 11 J. c. nicht Realkonkurrenz ans 
zunehmen. Urth. des IV. Sen. vom 27. März 1901. 635. 1901. 

6. Konkursordnung 8 240 Ziffer 3. Handelsgeſetzbuch 8 4. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angeklagte zunächſt den 
Betrieb eines Barbiergeſchäfts begonnen und ſpäter in dem 
für den Betrieb des Barbiergeſchäfts beſtimmten offenen Laden 
den Handel mit allerlei Waaren unternommen. Dieſes Ver⸗ 
hältniß gab Anlaß zu der Erwägung, ob der vom Angeklagten 
unternommene Waarenhandel nicht nur als ein Theil ſeines 
Handwerksbetriebs zu betrachten ſei, und bei Begehung der 
Frage hätte der Angeklagte als ein zur Führung von Handels⸗ 
büchern verpflichteter Kaufmann nur dann angeſehen werden 
können, wenn der Umfang ſeines Geſchäfts über den Rahmen 
des Handwerksbetriebs hinausgegangen wäre. Die Straf: 
kammer hat ſich in den Urtheilsgründen über die Frage nicht 
näher ausgelaſſen, und dies giebt Grund zu dem Verdachte, 
daß die Frage nicht geprüft worden iſt. Rechtlich zu be⸗ 
anſtanden ſind weiter die Erwägungen, welche zu der Ent⸗ 
ſcheidung geführt haben, daß der Handelsbetrieb des Angeklagten 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgegangen ſei. 
Geſtützt iſt die Entſcheidung im Weſentlichen auf die Größe 
des Umſatzes, den der Angeklagte gehabt habe. Daß die 
Strafkammer nun einen Umſatz von durchſchnittlich 1 600 Mark 
im Jahre nicht für einen geringfügigen anſehen will, muß 
befremden. Allerdings fällt die Beantwortung dieſer Frage 
zunächſt in das Gebiet der thatſächlichen Würdigung und iſt 
inſoweit der Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogen. Allein 
bei Berechnung des Umſatzes, den der Angeklagte in ſeinem 
Handelsbetriebe gehabt habe, ſcheint die Strafkammer theil⸗ 
weiſe von nicht zutreffenden Geſichtspunkten ausgegangen zu 
ſein. Dafür, daß der Angeklagte gerade in dem letzten Jahre 
vor der Konkurseröffnung eine größere Menge von Waaren 
— für 4 000 Mark — angeſchafft hat, iſt von ihm als Grund 
angegeben worden, daß er die auf Bezahlung früher gelieferter 
Waaren drängenden Geſchäftsleute durch Neubeſtellungen zu 
beſchwichtigen geſucht habe. Von der Strafkammer wird dies 
als möglich eingeräumt, gleichwohl aber auf den Umfang der 
Waareneinkäufe im letzten Jahre Gewicht gelegt, weil der 
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Angeklagte die Waaren doch eingekauft habe, um fie in feinem 
Geſchäfte zu veräußern. Die Erwägung iſt unrichtig. Wenn 
der Angeklagte in dem letzten Jahre ſeines Handelsbetriebes 
aus beſonderen Motiven Waaren in einer das Bedürfniß über⸗ 
ſchreitenden Menge angeſchafft hat, ſo kann das Quantum der 
angeſchafften Waaren nicht als ein Faktor für Feſtſtellung des 
Umſatzes verwerthet werden. Der Sinn der Beſtimmung, daß 
die Vorſchriften über Handelsbücher ꝛc. auf Perſonen, deren 
Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht, keine Anwendung finden, iſt aber überhaupt von 
der Strafkammer nicht richtig gewürdigt worden. Der Be⸗ 
ſtimmung muß bei dem Zuſammenhalte mit dem, was in 8 2 
vorgeſehen iſt, die Bedeutung beigemeſſen werden, daß die 
Vorſchriften über Führung von Handelsbüchern ꝛc. außer An⸗ 
wendung bleiben ſollen, wo ein Gewerbe nach Art und 
Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäfts⸗ 
betrieb nicht erfordert. Für die Beantwortung der Frage, ob 
ein Gewerbebetrieb ſich innerhalb der Grenze des Kleingewerbes 
bewegt, iſt alſo nicht bloß der Geſchäftsumſatz, ſondern die 
ganze Art des Gewerbebetriebs in Betracht zu ziehen. Als 
ein nach dieſer Richtung im vorliegenden Falle zu berück⸗ 
ſichtigendes Moment iſt in den Verhandlungen namentlich die 
äußere Einrichtung des Geſchäftsbetriebes — der Verkauf der 
Waaren in dem zugleich für den Betrieb des Barbiergeſchäfts 
dienenden Lokale und die Leitung des ganzen Waarenhandels 
durch die Ehefrau des Angeklagten — zur Sprache gekommen. 
Dieſes Moment hat die Strafkammer vollſtändig außer Acht 
gelaſſen. Andererſeits hat ſie für die Verneinung der Frage, 
ob der Gewerbebetrieb ſich in den Grenzen des Kleingewerbes 
gehalten habe, Thatumſtände herangezogen, denen ein ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht nicht beizumeſſen war. Daß der An⸗ 
geklagte mit einer großen Anzahl von Firmen in den ver⸗ 
ſchiedenſten Gegenden Deutſchlands in Geſchäftsverbindung 
getreten iſt, kann ſeinen Grund darin haben, daß die Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der feilgehaltenen Waaren zum Aufſuchen 
verſchiedener Bezugsquellen genöthigt hat. Und bei dem 
Wechſelverkehr des Angeklagten kommt in Betracht, daß nach 
der von der Strafkammer ſelbſt getroffenen Feſtſtellung der 
Angeklagte ſich in den meiſten Fällen nur zur Erlangung 
weiterer Kreditverwilligung zu Ausſtellung von Wechſeln herbei⸗ 
gelaſſen hat. Da hiernach Grund zur Annahme unrichtiger 
Auffaſſung des Strafgeſetzes vorliegt, war das angefochtene 
Urtheil aufzuheben. Urth. des IV. Sen. vom 15. Januar 
1901. 4587. 1900. 

7. Konkursordnung 5 241. 

Die Eintragung einer (Brief⸗) Hypothek iſt als Ge⸗ 
währung einer Sicherung ſolange nicht anzuſehen, als nicht 
die Uebergabe des Briefs oder ein der Uebergabe gleichſtehender 
Rechtsakt erfolgt iſt. Urth. des IV. Sen. vom 19. Februar 
1901. 5109. 1900. 

8. Nahrungsmittelgeſetz § 10. 

Die Strafkammer hat den Angeklagten für überführt 
erachtet, durch eine und dieſelbe Handlung ein Vergehen 
ſowohl gegen § 10 Ziffer 1, als auch gegen § 10 Ziffer 2 
des Geſetzes vom 14. Mai 1879 begangen zu haben. Die 
Urtheilsgründe ergeben indeß die Thatbeſtandsmerkmale eines 
Delikts aus § 10 Ziffer 2 a. a. O. nicht, beruhen vielmehr 


Ju riſtiſche Wochenſchrift. 


X. Jahrgang. 


auf einer rechtsirrthümlichen Anwendwig des Begriffs der 
Verfälſchung im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift. Eine Ver⸗ 
fälſchung liegt vor, wenn der betreffende Gegenſtand durch 
ungehörige Zuſätze oder Bearbeitung entweder den Anſchein 
einer beſſeren Beſchaffenheit erhalten hat oder verſchlechtert 
worden iſt. Wenn es nun auch richtig ſein mag, daß der 
Angeklagte durch die Beimengung von Kräuterextrakt dem 
Wein urſprünglich einen beſſeren Geſchmack und alſo den 
Schein eines höheren Werthes gegeben hatte, wenn ferner die 
„Annahme“ des erſten Richters — eine Feſtſtellung nach 
dieſer Richtung enthält das erſte Urtheil nicht — zutreffend 
ſein ſollte, daß der aus den Kräutern gezogene Stoff zur Zeit 
des Verkaufes noch im Weine vorhanden war, ſo iſt doch 
damit noch nicht erwieſen, daß der Wein beim Verkauf ſich 
in einem verfälſchten Zuſtande befunden und daß der An⸗ 
geklagte dies gewußt hat. Der würzige Geſchmack, der dem 
Weine eine Zeit lang den Anſchein einer beſſeren Beſchaffenheit 
gegeben hatte, war ſpäter, als Angeklagter den Wein verkaufte, 
längſt verſchwunden; darüber aber, daß der Wein durch den 
etwa noch in ihm vorhandenen Kräuterſaft in ſeinem Gebrauchs⸗ 
und Verkaufswerth verändert und verſchlechtert worden iſt, 
enthält das Urtheil keine Feſtſtellung. Einer ſolchen bedurfte 
es umſomehr, als in keiner Weiſe erhellt, in welcher Menge 
der angeblich noch vorhandene Stoff ſich in dem Weine befand 
und welche Wirkung dieſe Menge auf die Beſchaffenheit des 
Weines ausübte; der vollſtändige Mangel der Wahrnehmbar⸗ 
keit läßt es an ſich durchaus nicht ausgeſchloſſen erſcheinen, 
daß eine ſolche Wirkung, wenn anders der fremde Stoff id 
überhaupt noch in dem Weine vorfand, gar nicht mehr beſtand 
und es kann daher nach Lage der Sache nicht etwa als ſelbſt⸗ 
verſtändlich angeſehen werden, daß der Wein unrein und minder⸗ 
werthig war. War aber letzteres wirklich der Fall, ſo fragt es 
ſich immer noch, ob der Angeklagte, als er den Wein verkaufte, 
gewußt hat, daß der Stoff, von deſſen Exiſtenz man nichts mehr 
merkte, noch im Weine vorhanden war und deſſen Werth herab⸗ 
ſetzte. Urth. des I. Sen. vom 28. Februar 1901. 251. 1901. 

9. Nahrungsmittelgeſetz § 10. 

Der Begriff der Verfälſchung von Eßwaaren ſetzt nach 
der feſtſtehenden Rechtſprechung eine an denſelben vor⸗ 
genommene Veränderung voraus, durch die entweder ihr 
bisheriger Zuſtand verſchlechtert oder ihnen der Anſchein einer 
beſſeren Beſchaffenheit gegeben wird, als ihnen in Wahrheit 
beiwohnt. Gegenüber dem Angeklagten, welcher die von ihm 
feilgehaltene und verkaufte Schlackwurſt mit einem an ſich 
unſchädlichen Farbſtoff, einem Anilinprodukt gefärbt hat, kann 
nur die zweite Alternative in Frage kommen. Der Vorder⸗ 
richter geht auch von dem an ſich richtigen Satze aus, daß 
der Angeklagte ſich nur dann ſtrafbar gemacht habe, wenn der 
Farbſtoff „dazu hätte dienen ſollen, einer geringeren Qualität 
Wurſt den Schein einer beſſeren zu geben“; allein die ſodann 
erfolgte Feſtſtellung, daß Angeklagter den Farbſtoff nur dazu 
verwendet habe, dem Grauwerden einer an ſich guten Wurſt⸗ 
waare vorzubeugen und den Fleiſchtheilen die rothe Farbe zu 
erhalten, rechtfertige noch nicht die Verneinung der Verfälſchung 
in dem oben angegebenen Sinne. Die Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters kann nur dahin verſtanden werden, daß nach der 
Abſicht des Angeklagten durch den Zuſatz des Farbſtoffes den 
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Fleiſchtheilen die urſprüngliche, ihnen in friſchem Zuſtande 
eigene rothe Farbe erhalten werden ſollte, die ſie, wenn die 


Färbung nicht erfolgte, bei längerer Aufbewahrung durch 


Grauwerden verloren haben würden. Die Farbe iſt alſo nach 
der Annahme der Vorinſtanz zu dem Zwecke angewendet, um 
der Wurſt das Ausſehen friſcher Waare und damit ein 
beſſeres Ausſehen zu erhalten, als ſie ohne den Farbzuſatz 
durch Zeitablauf bekommen hätte. Daß damit auch bezweckt 
war, der Wurſt den Schein einer beſſeren Beſchaffenheit zu 
verleihen, als ſie zur Zeit des durch die Färbung nicht ver⸗ 
hinderten Grauwerdens gehabt haben würde, wird durch die 
Feſtſtellung der Unſchädlichkeit des Färbemittels nicht aus⸗ 
geſchloſſen; die Strafkammer hätte vielmehr, um hierüber eine 
Entſcheidung treffen zu können, in eine Prüfung nach der 
Richtung eintreten müſſen, ob zugleich mit dem Grauwerden 
der Wurſt deren Nähr⸗ oder Verkaufswerth ein geringerer 
wurde gegenüber dem Werthe friſcher, noch die natürliche rothe 
Farbe zeigender Wurſt, und es durfte dabei auch die Frage 
nicht unberückſichtigt bleiben, ob nach der Schätzung des 
kaufenden Publikums der Werth ſchon grau gewordener Wurſt 
hinter dem Werthe der noch friſchen Wurſt zurückſteht. Urth. 
des II. Sen. vom 8. März 1901. 535. 1901. 

10. Nahrungsmittelgeſetz § 10. 

Das Gelbfärben von Eiernudeln zu dem Zweck, den 
Schein eines größeren als des wirklichen Eierzuſatzes zu er⸗ 
wecken, iſt mit Recht als Verfälſchung beurtheilt. Urth. des 
I. Sen. vom 21. Februar 1901. 111. 1901. 

11. Nahrungsmittelgeſetz § 14. 

Der Vorderrichter zieht daraus, daß der Angeklagte 
Kenntniß von früheren gerichtlichen Verurtheilungen wegen 
Beimiſchung des Präſerveſalzes und von den Erörterungen in 
der Fachpreſſe der Fleiſcher hatte und daß er vor dem Ge⸗ 
brauche des Präſerveſalzes polizeilich gewarnt worden war, 
die Schlußfolgerung, daß der Angeklagte über die Geſundheits⸗ 
gefährlichkeit der Beimiſchung dieſes Salzes in Zweifel ſein 
mußte, und er hält ihn deshalb für verpflichtet, über die 
ſchädlichen geſundheitlichen Wirkungen Erkundigungen einzu⸗ 
ziehen. Dieſe Feſtſtellungen genügen nicht, weil daraus nicht 
hervorgeht, ob nach der Annahme des Vorderrichters der An⸗ 
geklagte, als er dem Hackfleiſch das Präſerveſalz beimiſchte und 
das Fleiſch in Verkehr brachte, ſich über deſſen Geſundheits⸗ 
gefährlichkeit thatſächlich in Zweifel befunden hat, oder 
ob nicht trotz der Momente, welche nach Meinung des Vorder⸗ 
richters zu Zweifeln Anlaß geben mußten, der Angeklagte 
doch auf Grund der weiteren vom Vorderrichter erwähnten 
Umſtände nach Beſeitigung jener Zweifel der feſten Ueber⸗ 
zeugung geweſen iſt oder geweſen ſein kann, daß die Bei⸗ 
miſchung des Präſerveſalzes, wenigſtens in der verwendeten 
Menge, dem Fleiſch die Eigenſchaft eines geſundheitsgefährlichen 
Nahrungsmittels nicht verlieh. War aber Angeklagter zu 
dieſer Ueberzeugung gelangt, ſo iſt nicht abzuſehen, wodurch 
er noch zur Einziehung weiterer Erkundigungen veranlaßt ſein 
und durch deren Unterlaſſung die ihm vermöge ſeines Gewerbes 
obliegende pflichtmäßige Sorgfalt außer Acht laſſen konnte. 
Ebenſo wenig iſt erſichtlich, weshalb der Angeklagte ver⸗ 
pflichtet war, dem Ausſpruche des Kreisphyfikus mehr Gewicht 
beizulegen, als den ihm bekannt gewordenen freiſprechenden 
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Urtheilen. Nur wenn der Vorderrichter zu der Feſtſtellung 
gelangte, daß der Angeklagte über die Geſundheitsgefährlichkeit 
des mit Präſerveſalz vermiſchten Fleiſches nicht nur in Zweifel 
ſein mußte, ſondern auch in Zweifel war, konnte in dem 
Unterlaſſen von Erkundigungen ohne Rechtsirrthum eine Ver⸗ 
letzung der im konkreten Falle gebotenen Aufmerkſamkeit und 
Sorgfalt gefunden und eine verſchuldete Unkenntniß angenommen 
werden. Rechtſprechung des R. G. in Strafſachen Bd. 3 S. 622. 
Es lag dann aber auch die weitere Prüfung nahe, ob das 
ſchuldhafte Verhalten des Angeklagten dadurch, daß er die 
Möglichkeit der Geſundheitsgefährlichkeit des Nahrungsmittels 
und deſſen Uebergang in den Verkehr in ſeine Vorſtellung und 
in ſeinen Willen aufnahm, aus dem Gebiete der Fahrläſſigkeit 
in dasjenige des Vorſatzes hinübertrat. Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. 33 S. 4. Urth. des II. Sen. vom 19. Februar 
1901. 5069. 1900. 

12. Nahrungsmittelgeſetz § 14. 

Zu erheblichen Bedenken führt die Feſtſtellung der den 
Angeklagten zur Laſt gelegten Fahrläſſigkeit. Der Vorderrichter 
hat ſelbſt feſtgeſtellt, daß die Angeklagten auf Grund ihrer 
praktiſchen Erfahrungen von der Unſchädlichkeit der Beimengung 
von Präſerveſalz, das öffentlich ohne Beanſtandung in Packungen 
für die Schlächter verkauft werde, überzeugt waren, und daß 
ſie dieſe ihre praktiſchen Erfahrungen wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
denken, welchen überdies ein umfangreiches Material nicht zu 
Grunde zu liegen ſcheine, vorangeſtellt haben. Weshalb aber eine 
durch keinen Rechtsſatz verbotene Bevorzugung der Ergebniſſe 
einer unmittelbar aus der Praxis geſchöpften Erfahrung gegen⸗ 
über Bedenken, welche von wiſſenſchaftlicher Seite dagegen 
aufgeſtellt ſind, und gegenüber einer Bekanntmachung des Re⸗ 
gierungspräſidenten, welche das Präſerveſalz für möglicher: 
weiſe geſundheitsgefährlich erklärte, unter allen Umſtänden 
eine Fahrläſſigkeit in ſich ſchließen ſollte, hat der Vorderrichter 
nicht nachgewieſen. War durch die Feſtſtellung der Ueber⸗ 
zeugung des Angeklagten die Annahme des ſogenannten 
Eventualdolus ausgeſchloſſen, ſo folgt daraus noch nicht von 
ſelbſt das Vorhandenſein fahrläſſigen Verhaltens gegenüber 
dem eingetretenen rechtswidrigen Erfolge. Welcher Art aber 
die den Angeklagten nach ihrer Individualität zuzumuthende 
Aufmerkſamkeit war, die ſie ſchuldbar außer Augen geſetzt 
haben ſollen, und ob bei Anwendung dieſer Aufmerkſamkeit 
die Angeklagten ihre Ueberzeugung geändert hätten, und ſomit 
der Erfolg vermieden wäre, iſt ungeprüft geblieben. Urth. des 
III. Sen. vom 25. Februar 1901. 5038. 1900. 

13. Nahrungsmittelgeſetz § 10. Geſetz vom 20. April 
1892 8 4. 

Auch in den Fällen des 8 4 Geſetz vom 20. April 1892 
genügt es, daß die Herſtellung „zum Zwecke der Täuſchung 
im Handel und Verkehr“ (8 10 des Geſetzes vom 14. Mai 
1879) erfolgt, ſei es auch, daß nicht der unmittelbare 
Abnehmer des Herſtellers von dieſem ſelbſt, ſondern das 
Publikum beim ferneren Vertriebe des Kunſtweins getäufcht 
werden ſollte. Urth. des I. Sen. vom 25. März 1901. 
433. 1901. N | 

14. Branntweinſteuergeſetz vom 24. Juni 1887 8 21. 

Auch im Falle des Abſ. 2 1. c. iſt die Strafe auf den 
vierfachen Betrag der hinterzogenen Abgabe feſtzuſetzen. 
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Abf. 2 will nicht die Strafbeſtimmung ändern, ſondern nur 
eine Anleitung geben, wie das der Strafberechnung zu Grunde 


zu legende Einfache feſtzuſtellen iſt. Urth. des I. Sen. vom 


21. März 1901. 614. 1901. 

15. Geſetz zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 8 20. 

Bei Prüfung der Frage, ob die von den Angeklagten F. 
und M. für ihre Fabrikate geführten Waarenzeichen als rechts⸗ 
widrige Nachahmungen des für die Nebenklägerin geſchützten 
betrachtet werden können, zerlegt die Strafkammer das Letztere 
in feine einzelnen Theile und führt aus, daß in der Aufichrift 
„20 cigarettes Elegantes caporal extra“ das Wort caporal 
„für ſich“ nach der ausdrücklichen Erklärung des Patentamts 
nicht als geſchützt gelte, ebenſo wenig aber auch der Ausdruck 
cigarettes Elegantes als die Bezeichnung für eine im Tabak⸗ 
handel allgemein bekannte Sorte dünnerer Cigaretten mit 
Papierhülſen und die Angabe über ihre Herſtellungsart als 
„faites à la main“ gemäß 8 4 Abſ. 1 des Geſetzes in die 
Zeichenrolle habe eingetragen werden können. Sie vergleicht 
dann die übrigen Beſtandtheile des geſchützten Zeichens, die 
jene Aufſchrift umgebende Ornamentik und das Fabrikzeichen 
der Nebenklägerin, eine ſchwarze Hand, mit den Rand⸗ 
verzierungen und den Fabrikzeichen (einem Fuße bezw. einer 
Gazelle) in den Waarenzeichen der Angeklagten und kommt 
zu dem Schluſſe, daß dem einigermaßen aufmerkſamen und 
erfahrenen Käufer die Abweichungen der Letzteren von dem 
geſchützten Zeichen nicht entgehen würden. Hierbei ſind, wie 
von den Beſchwerdeführern mit Recht geltend gemacht wird, 
für die Anwendung des 8 20 des Geſetzes weſentliche Geſichts⸗ 
punkte nicht beachtet. Für die Frage, ob trotz jener Ab⸗ 
weichungen in Einzelheiten die Gefahr einer Verwechſelung 
im Verkehr vorliegt, iſt, worauf vom Reichsgericht mehrfach 
hingewieſen wurde, der Eindruck des Geſammtbildes maßgebend, 
welches die miteinander in Vergleich zu bringenden Aus⸗ 
ſtattungen darbieten. Für dieſes aber kommt ſehr weſentlich 
die Anordnung in Betracht, in welcher die einzelnen Theile 
des Waarenzeichens insbeſondere die Schrift und die Orna⸗ 
mentik zu einander gebracht ſind. Ferner iſt für die Frage, 
was geſchützt iſt, nicht ausſchlaggebend, ob einzelne Worte 
im Zeichen für ſich geeignet ſein würden, als ſelbſtändige 
Waarenzeichen geſchützt zu werden. Denn auch wenn dies 
nicht der Fall, können ſie in ihrer konkreten Kombination des 
geſetzlichen Schutzes theilhaftig werden. Von der gleichen 
Einſeitigkeit in der Beurtheilung der Aehnlichkeit der in Frage 
ſtehenden Zeichen iſt aber offenſichtlich auch die Annahme 
der Strafkammer beherrſcht, daß dem Cigaretten kaufenden 
Publikum die bezeichneten Abweichungen in den Einzelheiten 
der Ornamentik und der Fabrikzeichen nicht entgehen werde. 
Denn es iſt auch hierbei offenſichtlich nicht erwogen, ob nicht 
bei etwaiger täuſchender Wirkung des Geſammtbildes 
der an ſich kundige Käufer eine Vergleichung der Einzelheiten 
unterläßt und hierdurch die Verwechſelung eintritt, die der 
8 20 des Geſetzes verhindern will. Urth. des J. Sen. vom 
28. Januar 1901. 4703. 1900. 

16. Daſſelbe Geſetz 1. c. 

Nach den Ausführungen des angefochtenen Urtheils hat 

der Angeklagte, während für die Nebenklägerin, die Aktien⸗ 
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geſellſchaft Paulanerbräu zum Salvatorkeller in M., das Wort 
„Salvator“ und für die Firma Gabriel Sedlmayr daſelbſt 
das Bild eines Spatens nebſt der Beiſchrift „Salvatorbier 
von Gabriel Sedlmayr, Brauerei zum Spaten, M.“, als 
Waarenzeichen für Bier durch Eintragung in der Zeichenrolle 
des Patentamts geſchützt iſt, trotz vorausgegangener Warnung 
durch die zuletzt genannte Firma, in einer Zeitung eine Anzeige 
veröffentlicht, in der ein „Salvatorfeſt mit Konzert“ angekündigt 
wird und ſich hinter der Bemerkung „Ausſchank des echten“ 
das Sedlmayr ſche Waarenzeichen wiedergegeben findet. Er 
iſt gleichwohl von der Anklage eines Vergehens gegen 8 14 
des Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 freigeſprochen, weil zu verneinen ſei, daß durch 
ſeine Anzeige die Leſer in den Glauben verſetzt werden konnten, 
als ob er „Salvator“, das heißt Bier aus dem Salvatorbräu, 
zum Ausſchank bringe. Die Erwägung iſt jedoch nicht ſchlüſſig 
und die dafür gegebene nähere Begründung nicht frei von Rechts⸗ 
irrthum. Der Firma Gabriel Sedlmayr iſt nur ein rechtlich 
geſchützter Anſpruch auf den Gebrauch des Waarenzeichens in 
der eingetragenen Geſtalt, keineswegs einzelner, willkürlich 
(einem zuſammengeſetzten Zeichen) entnommener Beſtandtheile 
gewährt, und wenn ein einzelner Beſtandtheil für ſich allein 
den Gegenſtand einer zu fremden Gunſten geſchehenen 
Eintragung bildet, jo tft der abgeſonderte Gebrauch dieſes 
Beſtandtheils durch den Inhaber des zuſammengeſetzten 
Waarenzeichens widerrechtlich. Folgerichtig irrt der erſte 
Richter mit der Annahme, der Angeklagte ſei berechtigt 
geweſen, den feſtlichen Ausſchank des Sedlmayriſchen Bieres ein 
„Salvatorfeſt“ zu nennen. Urth. des I. Sen. vom 21. Februar 
1901. 163. 1901. 

17. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs § 4. 

Die Angeklagten haben aus ihrer in K. gegründeten 
Zweigniederlaſſung die geretteten Waarenbeſtände in das 
Hauptgeſchäft nach U. verbracht und in öffentlichen Blättern 
angezeigt: „Dienstag, den 13. März, beginnen wir mit dem 
Verkauf der bei dem Brand unſeres K. er Geſchäfts durch 
Feuer und Waſſer beſchädigten und unbeſchädigt gebliebenen 
Waaren zu enorm billigen Preiſen.“ Anzeigen und Anſchläge 
enthalten keine unwahren Angaben, da die Angeklagten Diens⸗ 
tag, den 13. März, mit dem Verkauf der Waaren begonnen 
haben und die dafür geforderten und bezahlten Preiſe beſonders 
niedrig geweſen ſind. Allein die Urtheilsgründe bemerken: 
Nach Bereitſtellung der dazu beſtimmten Waaren habe der 
„Ausverkauf“ auf einer den ebenerdigen Hauptverkaufsraum 
umziehenden Galerie ſtattgefunden, doch von Anfang an ſo, 
daß gemäß dem ſchon vorher gefaßten Entſchluſſe beider An⸗ 
geklagten auf der gleichen Galerie außer den K. er Reſten und 
unter fie gemiſcht auch eine Maſſe Waaren aus dem U. er 
Lager zum Verkauf gebracht und daß Kaufluſtige, die nach 
dem „Ausverkauf“ fragten, vom Hauptverkaufsraum auf die 
Galerie verwieſen wurden. Von vornherein ſei es die Abſicht 
der Angeklagten geweſen, die Käufer in den Irrthum zu ver⸗ 
ſetzen, die ſämmtlichen auf der Galerie ausgelegten Waaren 
bilden Theile des K. er Reſtbeſtands und kommen unter den⸗ 
ſelben Vergünſtigungen, wie dieſe, zum Abſtoß. Da der 
verhältnißmäßig geringfügige Reſtbeſtand einen mit großer 
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Reklame und entſprechenden Koſten ins Werk geſetzten „Aus⸗ 
verkauf“ nicht gelohnt hätte, ſei den Käufern vorgeſpiegelt 
worden, daß das K. er Brandunglück die Firma zum Los⸗ 
ſchlagen der geretteten Waaren nöthige und daß ſich ihnen 
deshalb eine beſonders günſtige Kaufgelegenheit eröffne, 
während ihnen in Wahrheit eine Maſſe anderer Waaren 
angeboten worden ſei. Demzufolge beſagen nach dem Stand⸗ 
punkt des erſten Richters die Ankündigungen der Angeklagten 
ſowohl gemäß deren Abſicht, als gemäß der Auffaſſung des 
Publikums nicht bloß, daß der K. er Waarenreſt zum Verkauf 
gelange, ſondern außerdem, daß dieſer Verkauf oder „Aus⸗ 
verkauf“ als eine ſelbſtändige geſchäftliche Maßregel, nämlich 
erkennbar — ſei es zeitlich, ſei es räumlich — von dem 
Verkauf der U. er Lagerbeſtände getrennt erfolgen werde. 
Eine derartige Auslegung erſcheint mit der Faſſung der An⸗ 
kündigungen nicht unvereinbar, im Hinblick auf deren feſt⸗ 
geſtellten Zweck durchaus angemeſſen und unter allen Um⸗ 
ſtänden frei von Rechtsirrthum. Kamen im Widerſpruch 
hiemit, gemäß einem von vornherein bei den Angeklagten 
beſtehenden Plan, zugleich und vermengt mit dem K. er Reſt 
Waaren aus dem von keinem Brand betroffenen U. er Lager 
zu gewöhnlichen oder gar erhöhten Preiſen zum Verkauf, ſo 
ſteht der Gebrauch von unwahren und zur Irreführung ge⸗ 
eigneten Angaben im Sinn von 8 4 Abſ. 1 des Geſetzes 
einwaridfrei feſt und hat eine Täuſchung des Publikums 
keineswegs erſt nach deſſen Eintritt in den Hauptverkaufsraum, 
durch Hinaufweiſen auf die Galerie oder durch Vorzeigen der 
unterſchiedslos vermengten Waaren, ſtattgefunden. Urth. des 
I. Sen. vom 18. Februar 1901. 47. 1901. 

18. Auslieferungsvertrag mit den Niederlanden vom 
31. Dezember 1896. 

Daß es zuläſſig ſei, die Aburtheilung des Ausgelieferten, 
deſſen Zuſtimmung vorausgeſetzt, auf andere Strafthaten als 
diejenige, wegen der die Auslieferung erfolgt iſt, zu erſtrecken, iſt 
im Vertrage nicht beſtimmt und darf aus allgemeinen völker⸗ 
rechtlichen Grundſätzen nicht gefolgert werden. Der Einwurf, 
die ausgelieferte Perſon könne auf die Rechte verzichten, die 
der Auslieferungsvertrag ihr gewähre, iſt unbeachtlich, da der 
Auslieferungsvertrag eine gegenſeitige Regelung der Ausübung 
von Souveränitätsrechten bezweckt, und dieſe der Verfügung 
von Privatperſonen entzogen find. Urth. des III. Sen. vom 
28. Februar 1901. 369. 1901. 

19. Reichsgeſetz vom 20. Dezember 1899 über das 
Poſtweſen. 

Der Vorderrichter geht ohne Rechtsirrthum davon aus, 
daß unter der Aufſchrift beſtimmter Empfänger jede mittelſt 
Schriftzeichen auf der Sendung oder deren Umhüllung ange⸗ 
brachte Bezeichnung anzuſehen ſei, mittels deren für den Be⸗ 
ſteller ein beſtimmter Empfänger gekennzeichnet wird und läßt 
es ſich rechtlich nicht beanſtanden, wenn der Verſehung der 
durch die Anſtalt des Beſchwerdeführers vertheilten und be⸗ 
förderten Exemplaren der einſchlägigen Druckſache und ihrer 
Umhüllurig mit einer auf die letztere geſchriebenen Nummer 
die Eigenſchaft einer Aufſchrift beigelegt worden iſt. Die 
Auſſchrift einer beſtimmten Nummer auf jede einzelne Sendung 
hat nach den getroffenen Feſtſtellungen den Zweck verfolgt, 
der die Beſtellung der Sendung ausführenden Verkehrsanſtalt 
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des Beſchwerdeführers die Perſon erkennbar zu machen, für 
welche die betreffende Sendung beſtimmt war und welche ſie 
in Empfang nehmen ſollte. Dies genügt vollſtändig für die 
Annahme der Aufſchrift beſtimmter Empfänger. Urth. des 
II. Sen. vom 25. Februar 1901. 4970. 1900. 

20. Heſſiſches Kapitalrentenſteuergeſetz vom 10. Juli 1895 
Artikel 35. 

Nach Artikel 28 des Geſetzes vom 10. Juli 1895, die 
Kapitalrentenſteuer betreffend, macht ſich des Vergehens der 
Hinterziehung ſchuldig, wer die vorgeſchriebene Steuererklärung 
abſichtlich unterläßt. Dieſe Erklärung über den Jahresbetrag 
ſeiner Zinſen aus Kapitalvermögen (Artikel 14) iſt von dem 
Steuerpflichtigen jährlich nach erfolgter öffentlicher Belannte 
machung binnen der in derſelben geſetzten Friſt einzuliefern. 
Die Verfolgung der Hinterziehung verjährt in drei Jahren 
(Artikel 35). Von welchem Zeitpunkte ab die Verjährung zu 
laufen beginnt, iſt im Geſetze nicht geſagt. Sie hat nach den 
gemeinrechtlich für die Verjährung maßgebenden Geſichtspunkten 
zu erfolgen. Wie in der Entſcheidung des erkennenden Senates 
vom 4. Juni 1883 (Bd. VIII S. 390, insbeſondere 394 ff.) 
dargethan, bindet die geſetzliche Beſtimmung einer Friſt für 
die Vornahme einer Handlung, deren Unterlaſſung unter 
Strafe geſtellt iſt, nicht überall die Pflicht zur Vornahme an 
dieſe Friſt und die weitere Unterlaſſung nach Ablauf der Ver⸗ 
jährungszeit ſeit Ende der Friſt iſt die Strafverfolgung da 
nicht entzogen, wo die Friſt nur den Beginn der Strafbarkeit 
bezeichnen ſoll (Perſonenſtandsgeſetz, Impfgeſetz, Fremden⸗ 
polizei u. A.) und wo das rechtliche Intereſſe, welchem die 
gebotene Handlung dienen ſoll, nicht ein momentanes, vor⸗ 
übergehendes, ſondern ein fortdauerndes iſt. Mit Recht hat 
nun die Strafkammer angenommen, daß mit dem Ablauf der 
Friſten zur Abgabe der Steuererklärungen das ſtaatliche Intereſſe 
an dieſen Deklarationen nicht geſchwunden und Angeklagter 
alſo auch nachher noch zu ſolchen verpflichtet war. Ob, wie 
im Urtheile ausgeführt iſt, dieſe Pflicht mit Ablauf des 
Steuerjahres, für welches die Steuererklärung hätte abgegeben 
werden ſollen, erloſch, Angeklagter alſo zur nachträglichen 
Abgabe der im Jahre 1895 verſäumten Steuererklärung nach 
dem 31. März 1897 nicht mehr gehalten geweſen iſt, oder ob 
dieſe Pflicht inſolange beſtand, als der ſtaatliche Anſpruch auf 
Nachzahlung nicht erloſchen war (Artikel 31), braucht nicht 
erörtert zu werden. Urth. des I. Sen. vom 14. März 1901. 
324. 1901. 


Kritiſcher Rückblick in Sachen der Penſionskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Durch den Artikel des Unterzeichneten in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Nr. 90 pro 1900 iſt die Frage der Errichtung 
einer Penfionskaſſe für deutſche Rechtsanwälte wieder in Fluß 
gekommen. Zahlreiche Zuſtimmungserklärungen beweiſen, daß 
die Anregung auf fruchtbaren Boden gefallen iſt. Mit gleichem 
Eifer iſt die Frage diekutirt worden. Was aber die Hauptſache 
iſt: Die Angelegenheit iſt in ein aktuelles Stadium getreten. 
Sie iſt nämlich auf Antrag des Juſtizraths Max Jacobſohn⸗ 
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Berlin auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstages in 
Danzig geſetzt, welcher im September ſtattfinden wird. 

Bis dahin wird es gelten, die Meinungen nach Moglichkeit 
zu klären. Es dürfte daher wohlangebracht ſein, einen kritiſchen 
Rückblick auf die feit dem Herbſt 1900 dauernde Bewegung zu 
werfen. 

1. Zunächſt äußerte ſich in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Nr. 93/94 pro 1900 Herr Kollege Weipler- Halle. Er iſt ein 
Freund der Penſionskaſſe, und zwar der Zwangskaſſe. Er regt 
an, die Beiträge nach dem Einkommen abzuſtufen. Dies er⸗ 
ſcheint jedoch nicht räthlich, weil damit die Hauptlaſt auf die 
mittleren Schultern fallen würde. Es fehlen aber auch alle 
techniſchen Unterlagen für Errichtung einer ſolchen Kaſſe, während 
die techniſchen Unterlagen für Errichtung einer Kaſſe mit feſten 
Beiträgen gegeben find. Die Freunde der Penſionskaſſe werden 
ſchon aus taktiſchen Gründen gut daran thun, das vorhandene 
Material als Grundlage gelten zu laſſen, weil die Schaffung 
neuen Materials das Ziel ad calendas graecas hinausſchieben 
würde. 

2. In Nr. 95/96 pro 1900 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
macht Herr Juſtizrath Poppe Breslau darauf aufmerkſam, 
daß in Breslau eine Penſionskaſſe für Rechtsanwälte bereits 
beſtehe. Allein ſolche Penſionskaſſen wie in Breslau beſtehen 
in allen Kammerbezirken. Jetzt handelt es ſich aber um 
etwas Anderes: b 

a) nicht eine gewöhnliche Gegenſeitigkeitsverſicherung fteht 
in Frage, ſondern eine Verfiherung im Sinne der 
ſozialpolitiſchen Geſetzgebung. Mitglied wird man nicht 
nur innerhalb zweier Jahre ſeit der Zulaſſung, ſondern 
immer, und nicht nur, wenn man geſund iſt, ſondern 
auch, wenn man krank iſt. 

b) Nachſchüſſe werden nicht erfordert. 

c) Es giebt nicht nur Invalidenpenſion, ſondern auch — 
und dies iſt wichtiger — Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
penfion. 

Solche Vorzüge kann nur eine allgemeine deutſche Kaffe ge- 
währen. 

3. wurde von dem Unterzeichneten ein Geſetzentwurf, be- 
treffend Errichtung einer Penſionskaſſe nebſt Tarif ausgearbeitet, 
durch Herrn Geheimen Juſtizrath Mecke in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Nr. 16 und 17 pro 1901 veröffentlicht und den 
Kammervorſtänden zur Erklärung mitgetheilt. 

4. Demnächſt nahm in Nr. 42, 43 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift pro 1901 Herr Kollege Weißler⸗Halle abermals das 
Wort. Er hat Unrecht, ſich auf die Breslauer Kaſſe zu berufen, 
wie oben ſchon dargelegt iſt. Dagegen hat er Recht mit der 
Behauptung, daß der dieſſeitige Tarif, der übrigens mit Vor⸗ 
behalt der Nachprüfung veröffentlicht wurde, die Renten 
etwas zu hoch gegriffen hat, obgleich eine allgemeine deutſche 
Penſionskaſſe wahrſcheinlich durch Zuwendungen ſehr reich 
werden würde und höhere als normale Renten würde zahlen 
können. 

5. Der Berliner Anwaltverein hat ſich nämlich das Ver⸗ 
dienſt erworben, den Tarif durch den Mathematiker Herrn 
Wildermann von der Mecklenburgiſchen Lebensverſicherungs⸗ 


bank nachprüfen zu laſſen. Das Gulachten lautet im Aus zuge 
wie folgt: 
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„Es erwerben bei einer einheitlichen Jahresprämie von 
200 Mark 


a) zu § 2 des Kolſen' ſchen Tarifs Anwartſchaft auf 


Inv.⸗ und 


Alters⸗ Wittwen⸗ Waiſen⸗ 


Rente 


Mark Mark Mark 
die bis zum Alter von 


30 Jahren inkl. Ein- 
tretenden ca. 900 600 400 
bie vom 81.—35. Jahre 
inkl. Eintretenden ca. . 750 500 333 
b) zu § 4 des Kolſen ſchen 
Tarifs 
die vom 36.— 40. Jahre 
inkl. Vorhandenen ca. . 560 373 249 
41.—45. Jahre ca. 420 280 187 
46.— 50. 2 . . 320 213 142 
51.55. 230 153 102 


Eine Erhöhung der Anwartſchaften durch Erwerbung 
mehrerer Kaſſenantheile ſeitens eines Mitglieds bis zu 5 An⸗ 
theilen kann zugelaſſen werden gegen beſonderen, mit jedem 
weiteren Antheile ſteigenden Zuſchlag. Derſelbe beträgt 
ad a) 8 % der Grundprämie von 200 Mark, fo daß alſo zu 

zahlen wären: für den 2. Antheil 216 Mark, für den 

3. 232 Mark, für den 4. 248 Mark, für den 5. 264 Mark. 
ad b) für die Alter von 

36 — 40 7 J ſteigend von der Grundprämie 

41— 45 6 - 25 . 

45 — 50 5 - 4393 . 1 

Die Herren, welche mit 36 Jahren oder ſpäter Rechts⸗ 
anwälte werden, und die Herren, welche bei Inslebentreten der 
Kaſſe 56 Jahre oder älter find, beziehen ſtatt feſter Renten 
gegebenen Falls Unterſtützungen aus den Zinſen des bereits an⸗ 
geſammelten Kapitalgrundſtocks von 700 000 Mark.“ 


900 750 
Die Normalrenten von Jen Mark und 000 Mark, die 
400 333 


der Mathematiker herausrechnet, find doch gar nicht übel, zumal 
ſie durch höhere Beiträge vervielfältigt werden können. 

Die vorhandenen Anwälte aus den höheren Altersftufen 
kommen freilich weniger gut weg. Allein man kann nicht alten 
Anwälten für wenig Beiträge hohe Renten zahlen. Immerhin 
laſſen ſich auch dieſe Renten noch hören. Ein Anwalt z. B., 
der zu 45 Jahren — das iſt doch ſchon ein ziemlich hohes 
Verficherungsalter — beitritt, zahlt 200 Mark jährlich und 

420 


erhält dafür 150 | Mark. Zahlt er 412 Mark, fo ftellen ſich 
187 
840 
die Renten auf || Mark. Zahlt er 1048 Mark jährlich 
374 
— und das würde der Mittelſtand unter den Kollegen gern 
N 2 100 
thun —, ſo betragen die Renten | 140 Mark. 1400 Mark 
935 


Wittwenrente und beinahe 1 000 Maik Waiſenrente bei Eintritt 
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XX. Jahrgang. 


mit 45 Jahren! So würden Wittwen und Waiſen wenigſtens 
vor Noth geſchützt ſein. 

Unterftägungen können nicht den Prämien, ſondern nur 
den Zinſen des angeſammelten und noch weiter anzuſammelnden 
Kapitals entnommen werden. 

6. Im Anſchluß an das Gutachten des Mathematikers 
hat ſich der Berliner Anwaltverein in einer ſeiner letzten 
Sitzungen für die Zwangskaſſe ausgeſprochen. 

7. Schließlich hat in Nr. 51— 52 pro 1901 der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift ein unbekannter Verfaſſer (warum anonym?) aus 
der Provinz einen Gegenentwurf für ein Penfionsgeſetz auf⸗ 
geſtellt. Im $ 7 billigt der Verfaſſer einem Kollegen, der mit 
28 Jahren Rechtsanwalt wird, die Wartezeit von 5 Jahren 
abſolvirt hat und zu 34 Jahren invalide wird, eine Penſion 
von 33%, Mark jährlich zu. Das dürfte doch eine Verkennung 
unſerer Ziele ſein: „Einer für Alle und Alle für Einen“. 
Dagegen läßt ſich hören, daß nur derjenige Ruhegehalt bezieht, 
der gelöicht ift. Nach § 11 beträgt das Wittwengeld ½ des 
Ruhegehalts, im obigen Falle alſo 11 Mark jährlich. Daß bei 
Wiederverheirathung der Wittwe die Wittwenpenſion wegfällt, 
iſt annehmbar. Nach 5 15 beträgt das Waiſengeld ½ des 
Ruhegehalts, alſo im obigen Falle 3—4 Mark jährlich. Dafür 
hat jedes Mitglied 100 Mark jährlich zu zahlen. Ganz unſozial 
iſt § 22, wonach das Mitglied ausgeſchloſſen werden kann, 
wenn es mit 2 Jahresprämien im Rückſtande iſt. Wer die 
Prämie nicht zahlen kann, für den ſoll fie feine Kammer aus⸗ 
legen. § 29 iſt nicht recht verſtändlich. Wenn der Verfaſſer 
damit meint, daß Nachſchüſſe von den Mitgliedern eingefordert 
werden könnten, ſo wird er wenig Gegenliebe finden. Daß der 
Verfaſſer thatſächlich an Nachſchüſſe denkt, ergiebt $ 59 Abi. 2, 
wo er Erhöhung der Beiträge in Ausſicht nimmt. 

Alles in Allem ſcheinen mir die anderen Vorſchläge ſonach, 
abgeſehen von Einzelheiten, keine Verbeſſerung meines Vor⸗ 
ſchlages zu ſein. | Koljen- Berlin. 


Einiges über das Notariat in Japan. 


Mitgetheilt von A. Simon, Bürgermeiſter a. D., 
Charlottenburg. 


Im Anſchluß an die Abhandlung über die Advokatur in 
Japan in Nr. 18 bis 21 dieſer Zeitſchrift und unter Bezug ⸗ 
nahme auf das darin über die in den letzten Dezennien erfolgte 
Rechtskodifikation und die Gerichts organiſation dieſes Landes 
Geſagte ſollen nachſtehend die wichtigſten, das Notariaksinſtitut 
und bezw. öffentliche Urkundsweſen Japans betreffenden geſetz ⸗ 
lichen Beſtimmungen behandelt werden, welche um ſo wichtiger 
und von allgemeinerem Intereſſe ſein dürften, als unſere ge ⸗ 
ſammten Rechts. und Handels beziehungen zu dieſem mit 
bewundernswerth friſcher, zielbewußter und zäher Energie aus 
alten Kulturbanden ſich freimachenden, in die Reihe der modernen 
Kulturſtaaten getretenen Reiche eine ſtetig ſteigende Ausdehnung 
und Bedeutung gewinnen. Sind auch die hauptſächlichſten 
Geſetzbücher und einzelne beſonders wichtige Geſetze in die 
deutſche bezw. franzöfiſche und engliſche Sprache — wir erinnern 
nur an die ausgezeichneten Arbeiten Prof. Dr. L. Lönholms 
in Tokyo und an diejenigen des Legationsſekretärs Dr. J. Motono 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 511 


in St. Petersburg und des Profeſſors des Civilrechtes an der 
Univerſität Tokyo Dr. M. Tomii — überſetzt worden, ſo hat 
die japaniſche Notariatsordnung eine Ueberſetzung aus dem 
Originaltext oder eine eingehendere Beſprechung noch nicht ge⸗ 
funden, wie dies auch die Kaiſerlich Japaniſche Geſandtſchaft zu 
Berlin, welcher für die vielfachen und intereſſanten, in liebens⸗ 
würdigſter Weiſe über den wichtigen Gegenſtand gegebenen 
Aufihlüffe hiermit nochmals gedankt ſei, bedauernd beſtätigte.“) 

Organifirt iſt das Notariatsinſtitut in Japan durch Geſetz 
Nr. II vom 11. Auguſt 1886 und die dazu ſeitens des Juſtiz⸗ 
miniſteriums unter Nr. IIa am 30. Auguſt 1886 erlaſſenen 
Ausführungebeſtimmungen. Das Notariatsgeſetz behandelt den 
Stoff in 79 Paragraphen, welche es in 5 Kapitel ſondert, 
nämlich: Kapitel I: Allgemeine Beſtim mungen; Kapitel II: 
Prüfung und Ernennung der Notare; Kapitel III: 
Urkunden, und zwar a) Originalurkunde und Aus⸗ 
fertigung, b) Regiſter, c) Aushändigung der Urkunde; 
Kapitel IV: Gebühren und Reiſeentſchädigungen der 
Notare; Kapitel V: Aufſicht und Disziplin. 

Es ſoll nun im Folgenden nicht eine ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung des Geſetzes nach den einzelnen Kapiteln gegeben, ſondern 
nur ein kurzes Bild von dem Stande des Notariats in Japan 
entworfen werden, wie ſich daſſelbe aus Zuſammenſtellung der 
wichtigſten Vorſchriften genannten Geſetzes nebſt Aueführungs⸗ 
anweiſung und der in den verſchiedenen Geſetzbüchern (Civil⸗, 
Handels. und Strafgeſetzbuch) und ſonſtigen Sondergeſetzen 
(wie z. B. desjenigen über die freiwillige Gerichtsbarkeit ꝛc.) 
verſtreut enthaltenen Beſtimmungen ergiebt, wobei beſonders 
wichtige den Handel und Rechtsverkehr mit Japan betreffende 
Geſetzesbeſtimmungen hier und da angefügt fein mögen. 

Von dem japaniſchen Notar verlangt das Geſetz den Nachweis 
des Beſitzes einer allgemeinen Bildung und demnächſtige Ablegung 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Prüfung; als Erforderniß für 
Zulaſſung zu derſelben find neben ebengenanntem Bildungs- 
nachweiſe noch aufgeſtellt: Männliches Geſchlecht, Zurücklegung 
des fünfundzwanzigſteu Lebensjahres, Vollbefitz der bürgerlichen 
Rechte und japaniſche Unterthanenſchaft; zum Erweis ſeiner 
moraliſchen Integrität hat der Kandidat zwei angeſehene 
japaniſche Bürger als Garanten zu ſtellen. 

Die Ernennung ſelbſt erfolgt nach Ablegung der Prüfung 
durch den Juſtizminiſter, und zwar gilt der Notar als lebens⸗ 
länglich angeſtellt — abgeſehen natürlich von dem Eintreten 
körperlicher oder geiſtiger, ſeine Amtirung unmöglich machender 
Gebrechen oder ſeiner Abſetzung im Disziplinarverfahren. 

Der Wohnfig wird dem Notar angewieſen; fein territorialer 
Wirkungskreis umfaßt den Bezirk des Landgerichtes (Chibo 
saibauscho), innerhalb deſſen ſein Wohn- oder Amteſitz belegen 
iſt; und da wir, wie bekannt, in Japan 24 ſolcher Landgerichte 
haben, giebt es alſo auch 24 verſchiedene Notariatsbezirke, 
von deren durchſchnittlicher räumlicher Ausdehnung man ſich 
einen Begriff machen kann, wenn man bedenkt, daß Japan 


) „Die geltenden Notariats- und Advokaturgeſetze aller Länder 
des Erdballs, geſammelt und in das Deutſche (bezw. und Franzöſiſche, 
Engliſche, Italieniſche und Spaniſche) übertragen und in vergleichenden 
Tafeln zuſammengeſtellt“, ſind ſeit Jahren von mir in Bearbeitung 
und dürften demnächſt im Druck erſcheinen. 
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417 396 qkm groß iſt und im Durchſchnitt 107 Einwohner 
auf 1 qkm kommen. Doch iſt das Verhältniß in der Wirklichkeit 
natürlich ganz verſchieden; die Bezirke find thatſächlich verſchieden 
groß und verſchieden dicht bevölkert und dementſprechend auch ver⸗ 
ſchieden hinſichtlich der Anzahl der zur Erledigung kommenden 
notariellen Agenden. Dem trägt das Geſetz auch inſofern Rechnung, 
als es die von dem Notar zu ſtellende Kaution für die einzelnen 
Bezirke verſchieden bemißt, und zwar ſchwankend zwiſchen 200 bis 
500 Yen (840 bis 2 100 Mark nominell, thatſächlich aber nur 
einen Werth von 418 bis 1045 Mark repräſentirend). 

Erſt nachdem der zum Notar Ernannte die Kaution hinter⸗ 
legt und den Eid geleiſtet hat, darf er notarielle Funktionen 
ausüben. 

Staatsanwälte, Advokaten und Rechts doktoren (Nögaku- 
Nakushi), welche zum Notariat übertreten wollen, find von 
Ablegung der Notariatsprüfung dispenfirt; es bleibt jedoch das 
Notariatsamt — denn auch in Japan gilt der Notar als 
Staatöbeamter — inkompatibel mit jedem anderen Amte oder 
Berufe; es iſt alſo insbeſondere die gleichzeitige Ausübung, die 
Kumulirung des Notariatsamtes und der Advokatur, wie ſie 
bei uns üblich iſt, in Japan ganz ausgeſchloſſen: der Advokat, 
welcher zum Notariat übertritt, wird in der Advokatenliſte ohne 
Weiteres ex officio geſtrichen. 

Was den materiellen Wirkungskreis des japaniſchen Notars 
betrifft, ſo umfaßt derſelbe im Großen und Ganzen dieſelben 
Agenden, wie ſie bei uns den Notaren zugewieſen find; und 
auch in Japan herrſcht nur für wenige Agenden der Notariatd- 
zwang; in vielen und gerade den am bäufigften vorkommenden 
konkurrirt der Notar mit dem Gerichtsvollzieher (z. B. bei Auf- 
nahme von Wechſelproteſten), dem Richter (Beglaubigungen ꝛc.) 
und bezw. gewiſſen Beamten der politiſchen Verwaltung. Der 
japaniſche Geſetzgeber, der ſich bemübt hat, das Notariats⸗ 
inſtitut nach modern ⸗europäͤiſchem Muſter zu ſchaffen, hat 
alſo, wie wir ſehen, leider den faft allerwärts herrſchenden 
Mißſtand mit übernommen, den wir darin erblicken, daß dem 
Notar nicht ein ſcharf abgegrenzter Wirkungskreis unter Aus⸗ 
ſchluß jeder Konkurrenz richterlicher, gerichtlicher und politiſcher 
Beamten zugewieſen iſt unter ſtrikter Durchführung des No» 
tariatszwanges und dementſprechender Feſtſetzung mäßiger, beiden 
Theilen — Notar und Publikum — gerecht werdender Gebühren. 

Doch kehren wir zu dem materiellen Wirkungskreiſe des 
japaniſchen Notars zurück, aus welchem wir einige beſonders 
wichtige Agenden noch einzeln herauegreifen wollen. 

Die letztwillige Verfügung (Teſtament), welche 
nach dem Kodex eine jederzeit widerrufliche, an eine beſtimmte 
Form gebundene Willenserklärung iſt, auf Grund deren das 
Vermögen des Erklärenden nach ſeinem Ableben auf einen 
anderen übergeht, kann rechtsgiltig vorkommen: a) als testa- 
mentum holographum, b) als testamentum allographum 
(im Kodex „geheimes“ genannt) und c) als noiarielles 
Teſtament. Letzteres iſt in einem verſchloſſenen, mit der 
Namensfertigung des Teſtators, zweier Zeugen ſowie eines 
Notars verſehenen Umſchlag bei dem intervenirenden Notar 
gegen eine Empfangsbeſtätigung zu hinterlegen, worin der 
Notar die Erkärung abgiebt, daß das inbefindliche Teſtament 
nur nach dem Tode des Eiblaſſers und in Gegenwart der 
Erben geöffnet werden dürfe. 
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Ueber Wechſel und Wechſelproteſte — der Japaner 
ſpricht von Ablehnung, Ablehnungsurkunde und dem⸗ 
gemäß auch nur von dem Ablehnungsurkundenbuch 
(Proteſtregiſter) des Notars — ſei folgendes bemerkt: Zahlt der 
Bezogene den Wechſel nicht und will der Wechſelinhaber von 
feinen Vormännern Erſatz beanſpruchen, jo muß er den Wechſel 
dem Bezogenen zur Zahlung vorlegen, und, wenn Zahlung 
nicht erfolgt, am Verfalltage oder innerhalb der zwei darauf 
folgenden Tage die Ablehnungsurkunde aufnehmen laſſen, und 
ſpäteſtens am Tage nach der Aufnahme der Ablehnungsurkunde 
demjenigen, von welchem er Erſatz verlangen will, Anzeige von 
dem Erſatzanſpruch machen. Andernfalls verliert der Inhaber 
ſein wechſelmäßiges Recht gegenüber den Vormännern. Die 
Vorlegung des Wechſels zum Zwecke der Annahme oder der 
Zahlung, die Aufnahme der Ablehnungsurkunde, ſowie Handlungen, 
welche bei der Ausübung und Wahrung des wechſelmäßigen 
Anſpruchs gegenüber einem Betheiligten vorzunehmen find, 
müflen am Orte der Handelsniederlaſſung des Betreffenden, 
und, wenn er eine ſolche nicht hat, an ſeinem Wohnorte oder 
Aufenthaltsorte vorgenommen werden. Mit Zuſtimmung bes 
Betreffenden kann jedoch eine ſolche Handlung auch an einem 
anderen Orte vorgenommen werden. Wenn die Handels 
niederlafſfung, der Wohnort oder der Aufenthaltsort des 
Betreffenden nicht bekannt iſt, ſo muß der Notar oder 
Gerichtsvollzieher, welcher die Ablehnungsurkunde 
aufzunehmen hat, bei der Ortsbehoͤrde Erkundigungen 
einziehen. Läßt ſich trotz dieſer Erkundigungen nichts feſtſtellen, 
fo kann die Ablehnungsurkunde in den Geſchäftsräumen der 
Behörde aufgenommen werden. Die Forderung gegen den 
Annehmer oder gegen den Ausſteller eines eigenen Wechſels 
erliſcht durch Verjährung, wenn drei Jahre ſeit dem Verfalltage, 
der Erſatzanſpruch des Inhabers gegenüber ſeinen Vormännern, 
wenn ſechs Monate ſeit dem Tage der Aufnahme der Zahlungs 
ablehnungsurkunde, und der Erſatzanſpruch eines Indoſſanten 
gegenüber ſeinen Vormännern, wenn ſechs Monate ſeit dem 
Tage der Erſatzleiſtung verfloſſen find. Auch wenn die aus 
dem Wechſel entſtandene Forderung durch Verjährung oder 
durch eine Verſäumniß im Verfahren erloſchen iſt, kann doch 
der Inhaber vom Ausſteller und Annehmer Erſatz bis zur 
Höhe ihrer Bereicherung verlangen. 

Die Aufnahme der Ablehnungsurkunde erfolgt 


durch einen Notar oder Gerichtsvollzieher, auf 
Antrag des Wechſelinhabers. Die Ablehnungsurkunde muß 
enthalten: 


1. Die im Wechſel, einer Wechſelabſchrift und im Ver⸗ 
längerungszettel vermerkten Thatſachen; 

2. den Namen oder die Firma des Ablehners und des 
Ablehnungsgegners; 

3. den Inhalt der an den Ablehner gerichteten Aufforderung 
und die Feſtſtellung, daß der Ablehner dieſer Aufforderung 
nicht nachgekommen iſt, oder den Grund, aus welchem 
er nicht angetroffen wurde; 

4. den Ort und das Datum, an welchem die unter Nr. 3 
bezeichnete Aufforderung an den Ablehner gerichtet 
worden iſt, bez. nicht gerichtet werden konnte; 

5. wenn die Handeleniederlaſſung, der Wohnort oder 
Aufenthaltsort des Ablehners unbekannt iſt, die Feſt⸗ 
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ſtellung, daß an Ort und Stelle bei den betreffenden 
Behoͤrden Nachforſchungen angeſtellt worden find; 

6. wenn die Ablehnungsurkunde an einem anderen als dem 
geſetzlich vorgeſchriebenen Orte aufgenommen wird, die 
Feſtſtellung, daß der Ablehner feine Einwilligung dazu 
ertheilt hat; 

7. wenn eine Hülfsannahme oder eine Hülfszahlung erfolgt 
iſt, die Art des Hülfseintritts und den Namen oder die 
Firma des Hülfsannehmers oder Hülfszahlers und des⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunſten der Hülfseintritt erfolgt iſt. 

Der Notar oder Gerichtsvollzieher muß die Urkunde 
unterſchrei ben. 

Iſt der wechſelrechtliche Anſpruch mehreren Perſonen gegen- 
über geltend zu machen, ſo genügt dafür die Aufnahme einer 
einzigen Ablehnungsurkunde. 

Der Nolar oder Gerichtsvollzieher, welcher eine Ablehnungs⸗ 
urkunde aufgenommen hat, muß den geſammten Inhalt des 
Schriftſtückes in fein Ablehnungsurkundenbuch eintragen. Wenn 
die Ablehnungsurkunde in Verluſt gerathen iſt, fo konnen die 
Interefienten eine Abſchrift verlangen, welche die gleiche rechtliche 
Wirkung wie die Urſchrift hai; (vergl. Neues Handelsgeſetzbuch, 
IV. Buch). 

Die Geſellſchaftsverträge werden zumeiſt in Form der 
öffentlichen Urkunde, alſo notariell gefertigt und bedürfen der 
Eintragung in das Handelsregiſter; dies gilt ſowohl für 
die offene Handelsgeſellſchaft (gömeikwaisha), als für die 
Kommanditgeſellſchaft (göshikwaisha), die Aktiengeſellſchaft 
(Rabushikikwaisha) und die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
(Rabushikigöshikwaisha). Wenn eine ausländiſche Handels⸗ 
geſellſchaft in Japan eine Zweigniederlaſſung errichtet, ſo hat ſie für 
biefelben Eintragungen zu ſorgen und dieſelben Bekanntmachungen 
m erlaſſen, wie eine in Japan entſtandene Geſellſchaft gleicher 
oder am meiſten ähnlicher Art. Außerdem hat die ausländiſche 
Handelsgeſellſchaft, welche in Japan eine Zweigniederlaſſung 
errichtet, in Japan einen Vertreter zu beſtellen und deſſen 
Namen und Wohnort gleichzeitig mit der Eintragung über die 
Errichtung der Zweigniederlafſung eintragen zu laſſen. Die 
Eintragungsfriſt beträgt 2 Wochen von Errichtung der Geſellſchaft 
bezw. der Zweigniederlaſſung an gerechnet. Errichtet eine aus- 
ländiſche Geſellſchaft zum erſten Male eine Zweigniederlaſſung 
in Japan, fo brauchen dritte Perſonen die Exiſtenz der Geſellſchaft 
bis zu ihrer Eintragung am Orte der Zweigniederlaſſung nicht 
anzuerkennen. Eine Geſellſchaft, welche ihre Hauptniederlaſſung 
in Japan hat, oder deren Hauptzweck es iſt, in Japan Handel 
zu treiben, muß, ſelbſt wenn ſie im Auslande errichtet wird, 
allen Vorſchriften nachkommen, welche für eine in Japan errichtete 
Geſellſchaft gelten. Wenn der Vertreter einer ausländiſchen 
Geſellſchaft, welche in Japan eine Zweignlederlaſſung errichtet 
hat, in Beziehung auf den Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft eine 
Handlung vornimmt, welche dem öffentlichen Wohle oder den 
guten Sitten widerſtreitet, jo kann das Gericht auf Antrag des 
Staatsanwaltes oder auch von Amtswegen die Schließung der 
Zweigniederlaſſung anordnen. Jede Handelsgeſellſchaft iſt 
jrriſtiſche Perfon, und als ſolche wird von dem Civilgeſetzbuch 
tuch die ausländiſche Handelsgeſellſchaft ohne Weiteres anerkannt; 
und genießt dieſelben Rechte wie die inländiſchen Geſellſchaften, 
aögefehen „von den Rechten, in deren Genuß Fremde nicht 


treten können oder welche den Gegenſtand beſonderer Geſetzes⸗ 
oder Vertragsbeſtimmungen bilden“ (§ 36 B. G. B.). 

Ueber die ſonſtigen Agen den des japaniſchen Notars — 
Beurkundung von Verkaufs- und ſonſtigen Verträgen, Hypo⸗ 
theken, Beglaubigungen u. dgl. mehr — iſt nichts Beſonderes 
zu berichten; die bezüglichen Beſtimmungen decken ſich in der 
Hauptſache mit den bei uns geltenden. Es ſei nur in dieſer Be⸗ 
ziehung noch erwähnt, daß Urkundszeugenzwang herrſcht — mit 
Ausnahme der Beglaubigungen und Wechſelproteſte — und daß 
es in der Regel nur eines Urkundszeugen bedarf, bei Teſtamenten, 
wie wir ſahen, zweier; ohne Zuziehung und Mitunterſchrift der 
vom Geſetz verlangten Zeugen iſt die betreffende Urkunde nichtig. 

Die notarielle Urkunde gilt in Japan als die eigentliche 
Öffentliche Urkunde, fie macht vollen Beweis und iſt exekutionsfähig. 

Notariatskammern oder eine dem ähnliche Organiſation 
der Notare finden wir in Japan nicht. Die Auffiht über 
dieſelben führt der Juſtizminiſter, welchem ſie unmittelbar 
unterſtehen. Letzterer kann dieſe Auffichtsbefugniß jedoch auf 
die Präfidenten der Oberlandesgerichte (Kosoin, deren es 7 giebt) 
übertragen; das Disziplinarverfahren entſpricht demjenigen gegen 
die Anvokaten, nur daß Beſchwerden einer Partei gegen den 
Notar bei dem zuftändigen Landgerichte anhängig zu machen 
find. Das Strafgeſetzbuch ſetzt in feinen SS 205 und 289 
gewiſſe Strafen für fraudulente Anfertigung oder Verwendung 
öffentlicher Urkunden bezw. Fälſchung oder Vernichtung dieſer 
oder der Urkundenregiſter feſt. Nach § 171 B. G. B. erliſcht 
die Verantwortlichkeit der Notare für von ihnen in Ausübung 
ihres „Berufes“ — wie es hier übrigens merkwürdiger Weiſe 
ſtatt „Amtes“ heißt — empfangene Schriftſtücke nach Ablauf 
von drei Jahren nach Erledigung der notariellen Funktion. 

Unterſchiedlich von den Advokaten haben die Notare in 
Japan einen im Geſetze enthaltenen einheitlichen Gebührentarif; 
die einzelnen Sätze find nicht gerade allzu hoch bemeſſen — 
als Durchſchnitt kann ¼ Yen als Satz für Beglaubigungen und 
einfache Beurkundungen angenommen werden. Die Gebühren- 
forderung verjährt nach § 172 B. G. B. nach Ablauf von zwei 
Jahren nach Beendigung der fie bedingenden notariellen Amts⸗ 
handlung. 

Nach dem neuen am 17. Juli 1899 in Kraft getretenen 
Handels- und Schiffahrts vertrage zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und Japan vom 4. April 1896 (Reichsgeſetzblatt Nr. 37 pro 1896 
S. 715) ſollen die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden 
Theile freien und ungehinderten Zutritt zu den Gerichten haben zur 
Verfolgung und Vertheidigung ihrer Rechte und ſollen in gleicher 
Weiſe, wie die Inländer, das Recht haben, Anwälte, Advokaten 
und Vertreter zur Verfolgung und Vertheidigung ihrer Rechte 
vor dieſen Gerichten zu wählen und zu verwenden und in allen 
anderen auf die Rechtspflege bezüglichen Angelegenheiten alle 
Rechte und Begünſtigungen der Inländer genießen; mit dem 
Inkrafttreten dieſes Vertrages und des gleichzeitig in Geltung 
tretenden Konſularvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Japan vom 4. April 1896 (ibidem S. 732) hörte bekanntlich 
die Konſulargerichtsbarkeit in Japan auf. 

Letztgenannter Konſularvertrag beſtimmt das Recht der 
gegenſeitigen Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſular⸗ 
agenten als Urkundsbeamte zu fungiren und die Art, in welcher 
in dem einen der Vertragsländer aufzunehmende zum Gebrauch 
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in dem anderen beſtimmte Urkunden zu behandeln find, in ſeinem 
Artikel X, wie folgt: 

Generalkonſuln, Konſuln, Vizekonſuln und Konſularagenten 
der beiden Länder oder deren Kanzler ſollen, ſoweit ſie nach den 
Geſetzen und Verordnungen ihres Landes dazu befugt find, 
folgende Rechte haben: .... 2) Einſeitige Rechtsgeſchäfte und 
letztwillige Verfügungen ihrer Landsleute, ſowie Verträge, die 
zwiſchen Angehörigen ihres eigenen Landes bezw. zwiſchen dieſen 
und Angehörigen oder anderen Einwohnern des Landes ihres 
Amte ſitzes geſchloſſen werden, aufzunehmen und zu beglaubigen; 
desgleichen ſolche Verträge zwiſchen Perſonen der letzteren 
Kategorie, die ſich auf ein im Gebiete der Nation, von welcher 
die gedachten Konſularbeamten beſtellt find, belegenes Grund- 
eigenthum oder auf ein daſelbſt abzuſchließendes Geſchäft beziehen. 
3) Alle Schriftſtücke, die von Behörden oder Beamten ihres 
Landes ausgegangen find, zu überſetzen und zu beglaubigen. 

Alle dieſe Urkunden, ſowie Abſchriften, Auszüge und 
Ueberſetzungen davon ſollen, wenn ſie von dem gedachten 
Konſularbeamten gehörig beglaubigt und mit dem Amtöflegel 
des Konſulats verſehen find, in jedem der beiden Länder dieſelbe 
Kraft und Geltung haben, als wenn ſie vor einem öffentlichen 
Notar oder vor einem anderen öffentlichen oder gerichtlichen, in 
dem einen oder dem anderen der beiden Länder zuſtändigen 
Beamten aufgenommen oder beglaubigt wären, mit der Maß⸗ 
gabe, daß fie dem Stempel und anderen in dem Lande, in 
welchem ſie zur Ausführung kommen ſollen, geſetzlich beſtehenden 
Gebühren und Auflagen unterworfen find. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 18. bis 22. Juni 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 8 62. 

Der Verſuch des Mitbekl. St., fih an dem Verfahren in 
der Reviſionsinſtanz in der Weiſe zu betheiligen, daß er eine 
Beſeitigung des B. U., auch ſoweit daſſelbe gegen ihn ergangen 
iſt, herbeiführen will, iſt verfehlt. Der Mitbekl. St. hat 
innerhalb der geſetzlichen Nothfriſt das Rechtsmittel der Reviſion 
nicht eingelegt. Das B. U. iſt deshalb ihm gegenüber rechts⸗ 
kräftig geworden, wenn nicht der Fall einer nothwendigen 
Streitgenoſſenſchaft zwiſchen ihm und der mitbeklagten Firma 
N. L. vorliegt, denn nur in dieſem Falle würde die rechtzeitige 
Einlegung des Rechtsmittels durch letztere Firma auch für ihn 
wirkſam fein. ($ 62 der C. P. O.) Ein Fall der noth⸗ 
wendigen Streitgenoſſenſchaft liegt aber nicht vor. Die Ver⸗ 
pflichtungen des Acceptanten und des Ausſtellers aus ihren 
Unterſchriften auf dem Wechſel find durchaus ſelbſtändige und 
bedingen in keiner Weiſe die Gemeinſamkeit prozeſſualer Geltend⸗ 
machung gegen Beide. Ebenſo wenig laſſen dieſe Verpflichtungen 
nur eine einheitliche Feſtſtellung zu. Die Verpflichtung des 
Acceptanten kann begründet ſein, die des Ausſtellers dagegen 
nicht. Der Umſtand, daß ſich beide Bekl. im vorliegenden 
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Falle zu ihrer Vertheidigung der gleichen, auf denſelben Sach⸗ 
verhalt geſtützten Einrede bedienen, führt nicht dahin, die Ver⸗ 
pflichtungen beider Bekl. als ſolche erſcheinen zu laſſen, welche 
nur einheitlich feſtgeſtellt werden konnten. Auch daraus, daß 
die Bekl. Schuldner derſelben Leiſtung find, ergiebt ſich für fie 
keine nothwendige Streitgenoſſenſchaft. (Vergl Entſch. des R. G. 
Bd. 30 S. 385, Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 1204.) Der 
Antrag des Mitbekl. St. war demnach als unzuläſfig zu ver⸗ 
werfen. I. C. S. i. S. Stern und Gen. 6. Bayeriſche Boden ⸗ 
kreditanſtalt vom 1. Juni 1901, Nr. 160/1901 J. 

2. §§ 3 ff. Zurückweiſung einer Beſchwerde. 

Die Beſchwerde iſt zwar nach 8 567 Abſ. 2 C. P. O. 
zuläffig, ſachlich jedoch unbegründet, da, wie das R. G. bereits 
wiederholt ausgeſprochen hat, die Koſten eines zur Beilegung 
eines Rechtsſtreits geſchloſſenen gerichtlichen Vergleichs zwar 
nach dem Vergleichs objekt zu berechnen find, der Werth des 
letzteren aber niemals den Werth der Anſprüche, die den Gegen ⸗ 
ſtand des Rechteftreits gebildet haben, überſteigen kann und 
daher ſonſtige, durch den Vergleich betroffene Anſprüche bei 
Beſtimmung des Werthobjekts außer Betracht zu bleiben haben 
(vergl. die Beſchluͤſſe vom 12. April 1890 I B 18/90 bei 
Pfafferoth Gerichtskoſtenweſen 7. Aufl., 1899, S. 142; und 
vom 19. Dezember 1895, abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift Jahrgang 1896 S. 75 Nr. 37). V. C. S. i. ©. 
Funke c. Eifebitt vom 12. Juni 1901, B Nr. 98/1901 V. 

8. 8 256. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden, da 
die Rüge wegen Verletzung des § 256 C. P. O. begründet if. 
Mit Recht hebt die Reviſion zunächſt hervor, daß die Be 
gründung, mit welcher der B. R. den Einwand des Bekl., es 
hätte ſogleich die Leiſtungsklage angeſtrengt werden können, 
verwirft, denſelben gar nicht trifft. Der Ginwand iſt aber 
auch begründet. Ein rechtliches Intereſſe an der als baldigen 
Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Rechts ⸗ 
verhältniſſes beſteht in der Regel nicht, wenn der Kl. in der 
Lage iſt, den weitergehenden Anſpruch auf die Leiſtung ſelbſt 
geltend zu machen. Zutreffend weiſt der Bekl. darauf hin, daß 
Kl., wenn der zwiſchen Parteien geſchloſſene Vertrag uicht zu 
Recht beſteht, ſofort auf Herausgabe der verkauften Pferde gegen 
Rückzahlung des empfangenen Kaufgeldes klagen konnte. Be 
ſondere Umſtände, welche es gleichwohl als gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen könnten, daß ſtatt der Leiſtungsklage zunächft die Feſt 
ſtellungsklage erhoben wurde, hat Kl. nicht dargelegt. VII. C. S. 
i. S. Lindemann c. Wolf vom 21. Mai 1901, Nr. 112/1901 VII. 

4. 88 707, 940. 

Die C. P. O. ſieht im erſten Abſchnitte des achten Buches 
in mehreren Fällen (58 707, 719, 769, 771) „Anordnungen“ 
vor, mittels deren das Gericht in eine anhängige Zwangs ⸗ 
vollſtreckung eingreifen kann, und zwar durch den Befehl der 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, oder durch den Befehl, daß 
fie nur gegen Sicherheits leiſtung fortgeſetzt werden darf, oder 
auch durch die Aufhebung von Vollſtreckungsmaßregeln. Dieſe 
„Anordnungen“ proviſoriſcher Natur ſtehen nach der Technik 
des Geſetzes in einem Gegenſatze zu den im fünften Abſchnitte 
deſſelben Buches zuſammen mit dem Arreſte geregelten „einit- 
weiligen Verfügungen“, die nach § 935 in Beziehung auf den 
Streitgegenſtand zuläſſig find, wenn zu beſorgen iſt, daß durch 
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eine Veränderung des beſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung 
des Rechts einer Partei vereitelt oder weſentlich erſchwert werden 
konnte, und die nach § 940 auch zum Zwecke der Regelung 
eines einftweiligen Zuſtandes in Bezug auf ein ftreitiges Rechts- 
verhältniß unter gewiſſen näher bezeichneten Vorausſetzungen 
ſtatthaft find. Der Unterſchied tritt vor allem in der Behand- 
lung der Rechtsmittel zu Tage. Während nämlich die „An⸗ 
ordnungen“ des erſten Abſchnittes theils jedem Rechtsmittel 
entzogen find (88 707, 719), theils nach 8 793 dem Rechts⸗ 
mittel der ſofortigen Beſchwerde unterliegen (58 769, 771), 
findet nach 588 936, 924 gegen den Beſchluß, durch welchen 
eine „einftweilige Verfügung“ angeordnet wird, nur der Wider⸗ 
ſpruch ſtatt, über den durch Endurtheil zu entſcheiden iſt. Da 
der in $ 771 behandelte Fall der Interventionsklage eines 
Dritten hier zweifellos nicht vorliegt, hängt demnach die recht⸗ 
liche Zuläſfigkeit der von der Bekl. zur Hand genommenen 
ſofortigen Beſchwerde davon ab, ob der Beſchluß des L. G. vom 
24. April 1901 eine „Anordnung“ nach 8 769 oder eine „einft- 
weilige Verfügung“ nach 88 935, 940 ift. Maßgebend in 
dieſer Hinſicht iſt der erkennbare Wille des Gerichts, das den 
Beſchluß erlaſſen hat. Es kann nichts darauf ankommen, 
welcher Beſchluß nachgeſucht war, wenn ein anderer erlafien 
worden iſt; es kann auch nichts darauf ankommen, welche Art 
von Beſchluß bei richtiger Behandlung der Sache hätte erlaſſen 
werden müſſen. Denn auch die inkorrekte Entſcheidung kann 
nur auf dem Wege angefochten und beſeitigt werden, der gegen 
die Entſcheidung, die das Gericht hat geben wollen, eröffnet iſt. 
Hiernach bedarf es keines Eingehens auf die Erörterungen des 
Beſchwerdeführers, daß nach der gegebenen Sachlage höchſtens 
eine „Anordnung“ nach 8 769, nicht aber eine „einftweilige 
Verfügung“ hätte in Frage kommen können. Daß aber die 
I. J. mit dem Beſchluſſe vom 24. April eine „einftweilige Ver⸗ 
fügung“ im techniſchen Sinne hat erlaſſen wollen, kann nicht 
wohl bezweifelt werden. Es folgt dies daraus, daß ſich der 
Beſchluß ſelbſt ausdrücklich als „einftweilige Verfügung“ be⸗ 
zeichnet. Mögen die Parteien in derartigen Fällen auch nicht 
immer die richtigen Kunſtausdrücke anwenden, ſo darf man doch 
von einem Gerichte einen derartigen Mißgriff nicht erwarten. 
Es kommt hinzu, daß der Beſchluß auf die SS 936 bis 939 
der C. P. O. Bezug nimmt, die von der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung handeln. Nicht in Betracht kommen aber kann, daß der 
Beſchluß entgegen der Vorſchrift des 8 922 Abſ. 2 der Bekl. 
von Amtswegen zugeſtellt worden ift, zumal nichts darüber 
erhellt, daß dies auf eine Weiſung des Gerichtes ſelbſt zurüd- 
zuführen iſt. Hiernach hat der erſte Beſchwerderichter mit Recht 
angenommen, daß eine „einſtweilige Verfügung“ erlaſſen worden 
iſt, gegen die nur der Widerſpruch, nicht aber die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde nach dem Geſetze gegeben iſt. I. C. S. i. S. Weidhaas 
6c. Roſenthal vom 8. Juni 1901, B Nr. 48/1901 I. 

5. 88 856 ff. 

Das angefochtene Urtheil war aufzuheben und in der Sache 
ſelbſt nach dem Klageantrag zu erkennen. Iſt eine Geldforderung 
für mehrere Gläubiger gepfändet und hat der Drittſchuldner, 
freiwillig oder durch Klage nach § 856 (früher 75 3) C. P. O. 
gezwungen, nach Maßgabe des 8 853 (früher 750) C. P. O. 
den gepfändeten Schuldbetrag hinterlegt, jo hat dieſe Hinter- 
legung, ohne daß es einer Annahme von Seiten des Forderungs⸗ 
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gläubigers oder ſeiner Pfändungspfandgläubiger bedürfte, für den 
Drütjchuldner die Wirkung der Zahlung, wie wenn er bei Vor⸗ 
handenſein nur eines Gläubigers an dieſen bezahlt hätte; er 
wird dadurch von ſeiner Verbindlichkeit befreit, an Stelle der 
gepfändeten Forderung tritt die hinterlegte Summe. Dieſe 
Hinterlegung enthält ſonach nicht eine bloße Traditionsofferte 
oder, weil eine Hinterlegung von Geld bei der Hinterlegungs- 
ſtelle in Frage fteht, eine Ceſſionsofferte des Anſpruchs auf 
Auszahlung, der vor der Annahme jener Offerte noch nicht end⸗ 
gültig der Verfügung des Drittſchuldners entzogen wäre. Die 
hinterlegte Summe iſt vielmehr endgültig aus dem Vermögen 
des Drittſchuldners ausgeſchieden und endgültig — belaſtet mit 
den Pfändungspfandrechten der Pfändungsgläubiger — in das 
Vermögen des Forderungsgläubigers übergegangen; folgeweiſe 
iſt auch der Anſpruch auf Auszahlung gegenüber der Hinter⸗ 
legungsſtelle für den Forderungs gläubiger und deſſen Pfändungs⸗ 
pfandgläubiger unbedingt und endgültig erworben. Hätte daher 
der Drittſchuldner mehr hinterlegt, als er geſchuldet hatte, ſo 
könnte er nur mit einem obligatoriſchen Anſpruch aus dem 
Rechtegrunde der ungerechtfertigten Bereicherung die Herausgabe 
des zuviel Bezahlten verfolgen. Dadurch, daß dieſe Hinterlegung 
nach 8853 C. P. O. Zahlung iſt und nicht bloß als Erfüllungs⸗ 
ſurrogat wirkt und daß folgeweiſe das Hinterlegte endgültig aus 
dem Vermögen des Drittſchuldners ausſcheidet, unterſcheidet ſich 
dieſelbe von anderen Fällen einer Hinterlegung, die z. B. in dem 
nahe liegenden Falle einer Mehrheit von Forderungsprätendenten 
lediglich eine Traditionsofferte — im Falle der Hinterlegung 
von Geld — eine Ceſſionsofferte des Anſpruches auf Aus⸗ 
zahlung an den oder an die Gläubiger, welche es angeht, ent⸗ 
hält. Erſt durch die Annahme jener Offerte wird, wenn man 
von dem hier nicpt in Betracht kommenden Fall des 8 75 
C. P. O. abſieht, der Anſpruch auf Auszahlung gegen die Hinter- 
legungsſtelle endgültig der Verfügung des hinterlegenden 
Schuldners durch Erklärung der Rücknahme der Hinterlegung 
entzogen. Hätte daher letzterer in einem Falle dieſer Art mehr 
hinterlegt, als er geſchuldet hatte, ſo könnte er vor jener An⸗ 
nahme die Rücknahme des zuviel Hinterlegten erklären; die gegen 
die Betheiligten auf Einwilligung in die Auszahlung jenes 
Mehrbetrages erhobene Klage wäre darnach nicht eine Klage 
aus ungerechtfertigter Bereicherung, da der hinterlegte Betrag 
noch nicht in das Vermögen des oder der Gläubiger über⸗ 
gegangen war, ſondern hätte lediglich die Bedeutung einer Feſt⸗ 
ſtellung, daß dieſelben noch keine endgültigen Anſprüche auf 
Auszahlung der Hinterlegungsſumme an ſich ſelbſt erworben 
hatten. Der B. R. hat daher rechtlich nicht geirrt, wenn er für 
ben Fall des Vorliegens einer Hinterlegung nach 8 853 C. P. O. 
ausführte, daß die Kl., wenn ſie mehr hinterlegt hätte, als ſie 
ſchuldete, nur einen obligatoriſchen Bereicherungsanſpruch hätte 
und daß dieſer Anſpruch nach der gegebenen Sachlage gegen die 
Konkursmaſſe nur als Konkursforderung geltend gemacht werden 
könnte. Allein der Forderungsgläubiger W. hatte, wie der B. R. 
nicht verkannte, Theilbeträge ſeiner Forderung gegen die Kl. 
cedirt und die Hinterlegung des ganzen urſprünglichen Schuld⸗ 
betrages einſchließlich der cedirten Theilbeträge iſt nach der 
Hinterlegungserklärung der Kl. und nach deren Anzeige 
an das Amtsgericht zu Barmen, deſſen Pfändungsbeſchluß ihr 
zuerſt zugeſtellt war, um des willen erfolgt, weil die Auszahlung 
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durch die ausdrücklich aufgeführten Gejfionen an E. ſowie an 
H. & Sch. und durch mehrfache Forderungspfaͤndungen gehemmt 
ſei. Darnach lag der Hinterlegung ein Zuſammentreffen mehrerer 
Ceſſionen mit mehreren Forderungspfän dungen zu Grunde 
und es iſt die Hinterlegung des ganzen urſprünglichen Schuld⸗ 
betrages erfolgt wegen der Ungewißheit, in welchem Umfange 
die Ceſſionare gegenüber den Pfandrechten der Pfändungs⸗ 
gläubiger beftberechtigte Gläubiger fein. Der B. R. hat nicht 
verkannt, daß eine Hinterlegung dieſes Inhalts nicht ſchlechthin 
als Hinterlegung nach 8 853 C. P. O. beurtheilt werden dürfe; 
er hat auch weiter erwogen, daß in einem nach 8 872 
(früher 758) C. P. O. über dieſen hinterlegten Betrag ein⸗ 
geleiteten Vertheilungsverfahren die Ceſſionare nicht berückſichtigt 
und angewieſen werden durften und daß die Kl. durch die 
Hinterlegung der cedirten Beträge ſich von ihrer Schuld 
an den hier in Betracht kommenden Ceſſionar E. nicht habe 
befreien können, weil dieſem gegenüber die Vorausſetzungen 
weder zu einer Hinterlegung nach Art. 1257 ff. noch zu einer 
ſolchen nach § 853 C. P. O. vorlagen. Er führt ſodann aber 
aus: „Wenn gleichwohl die Kl. auch den dem E. cedirten Be⸗ 
trag hinterlegte, ſo hat ſie dies offenbar in der Meinung gethan, 
daß ſie ungeachtet der Ceſſion dem W. noch die ganze Summe 
verſchulde und daß der Ceſſionar E. ebenſo wie die pfändenden 
Gläubiger in dem Vertheilungsverfahren ſeine Befriedigung zu 
ſuchen und zu finden habe. Obwohl daher die Kl. in ihrer 
Hinterlegungserklärung vom 19. März 1898 auch der Ceſſion 
an E. erwähnt, muß die ganze hinterlegte Summe auch für 
W. hinterlegt und als zu ſeinem Vermögen gehörend angeſehen 
werden.“ Dieſe Ausführungen des B. R. ſtellen ſich nicht 
lediglich als Erwägungen thatſächlicher Art dar, ſondern fallen 
in das Gebiet der rechtlichen Würdigung. Sie beruhen aber 
auf Rechtsirrthum; denn ſie laſſen ganz außer Acht, daß im 
Hinblick auf das in der Hinterlegungserklärung als Grund der 
Hinterlegung zum Ausdruck gebrachte Zuſammentreffen mehrerer 
Ceſſionen mit mehreren Forderungspfändungen die Hinterlegung 
den Inhalt hatte, daß der Drittſchuldner, welcher auch gegen 
eine Klage auf Hinterlegung nach § 856 aus der Geffion an 
E. für den an dieſen cedirten Betrag eine Einwendung hätte 
ableiten konnen, den ganzen Schuldbetrag hinterlegt hat, um 
den Ceſſionaren und den Pfändungspfandgläubigern ſowie dem 
Forderungsgläubiger W. die Auseinanderſetzung zu überlaſſen, 
und daß ſonach die hierin nur zum Theil liegende Hinterlegung 
nach § 853 ſich auf den Betrag beſchränkte, der bei dieſer 
Auseinanderſetzung auf die Ceſſionen nicht entfalle. Aus dieſem 
Inhalte der Hinterlegung folgt aber, daß die oben dargelegte 
Wirkung einer Hinterlegung nach § 853 bezüglich der in ihr 
als cedirt bezeichneten Beträge nur dann in Betracht kommen 
konnte, wenn die Ceſſionen nicht zu Recht beſtanden und daß, 
ſoweit dieſe Ceſſionen zu Recht beſtanden, hinſichtlich der 
cedirten Beträge lediglich eine Hinterlegung in Frage käme, 
die nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beurtheilen wäre, 
darnach vor der Annahme von Seiten des Ceſſionars der 
Verfügung der hinterlegenden Drittſchuldnerin durch Erklärung 
der Rücknahme unterſtand und daher vor dieſer Annahme nicht 
in das Vermögen des Ceſſionars und vor der Feſtſtellung, daß 
die Ceſſion nicht zu Recht beſtehe, nicht in das Vermögen des 
W. endgültig übergegangen wäre. Dieſer Inhalt der Hinter- 
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legung wurde dadurch nicht geändert, daß die Kl. von der 
Hinterlegung unter Anſchluß der Geifionen und der ihr zu. 
geſtellten Pfändungsbeſchlüſſe an das Amtsgericht Barmen, deſſen 
Pfändungsbeſchluß ihr zuerſt zugeſtellt war, Anzeige erſtattet 
hat. Ob das genannte Vollſtreckungsgericht dieſe Anzeige ganz 
oder in Höhe der cedirten Beträge hätte zurückweiſen ſollen, 
kann hier unerörtert bleiben. Jedenfalls wurde an dem Inhalte 
der Hinterlegung und deren rechtlichen Wirkungen dadurch nichts 
geändert, daß es das Vertheilungsverfahren über den ganzen 
hinterlegten Betrag eingeleitet hat; denn dieſe Verfügung enthielt 
nicht eine rechtsbegründend wirkende Vollſtreckungs anordnung, 
und es kann ihr deshalb nicht die Wirkung beigelegt werden, 
daß bis zu deren Beſeitigung der ganze Betrag als nach $ 853 
hinterlegt zu beurtheilen ſei. Hatte ſonach die Hinterlegung den 
dargelegten Inhalt beibehalten, ſo iſt auch die Annahme des 
B. R., auf welcher deſſen Entſcheidung allein beruht, daß die 
ganze hinterlegte Summe als zu dem Vermögen des W. ge 
hoͤrend anzuſehen ſei, in Rechten nicht begründet. Der Ceſſionar 
E. hat zwar in dem weiteren Verlaufe der Sache den Stand⸗ 
punkt eingenommen, daß nach dem hier in erſter Reihe in 
Betracht kommenden rheiniſchen Rechte bei Mehrheit von 
Forderungsprätendenten eine bloß ſubjektive Ungewißheit über 
die Höhe des auf jeden entfallenden Betrages nicht ein zu⸗ 
reichender Hinterlegungsgrund ſei; er hat deshalb ohne Rückſicht 
auf die erfolgte Hinterlegung die Zahlung des von ihm auf 
5 300 Mark 07 Pf. beſchränkten Ceſſionsbetrages von der Kl. 
begehrt und nach deren rechtskräftigen Verurtheilung von ihr 
dieſen Betrag bezahlt erhalten. Allein aus der unter dieſen 
Umſtänden erfolgten Zahlung jenes Ceſfionars durch die Kl. 
kann nicht die Folge abgeleitet werden, daß wegen Wegfalles 
jener Ceſſion die Hinterlegung nach 8 853 zu Gunſten des 
W. und deſſen Pfändungspfandgläubiger den dadurch frei ge⸗ 
wordenen Betrag der Hinterlegungsſumme mitergreife. Die 
hinterlegende Schuldnerin kann vielmehr, weil der Ceſſionar 
nach der gegebenen Sachlage die durch die Hinterlegung ihm 
gegenüber gemachte Ceſfionsofferte nicht angenommen, erfteret 
ſonach noch die Verfügung über dieſen Theil der Hinterlegungs⸗ 
ſumme durch Rücknahmeerklärung zugeſtanden hatte, aus eigenem 
Rechte die Rückzahlung des auf dieſe Ceſſion entfallenden Be⸗ 
trages begehren und auf Grund des jetzt ihr obliegenden 
Nachweiſes, daß die Ceſfion in Höhe jenes Betrages zu Recht 
beſtanden hatte und darnach bezüglich jenes Betrages eine 
Hinterlegung nach § 858 nicht beſtehe, die Einwilligung des 
Forderungsgläubigers W. oder jetzt des Konkursverwalters über 
deſſen Nachlaß zu dieſer Rückzahlung im Wege der Klage ver 
folgen. Dieſe Klage bezweckt, wie bereits oben dargelegt 
wurde, lediglich die Feſtſtellung, daß W., jetzt deſſen Konkurs⸗ 
mafje keinen Anſpruch auf Auszahlung dieſes Theiles der 
Hinterlegungsſumme habe; ſie iſt darnach gegen den Konkurs ⸗ 
verwalter in gleichem Maße gerechtfertigt, wie ſie gegen W. 
gerechtfertigt geweſen war. Für dieſen Anſpruch beſteht ferner 
nicht eine nothwendige Streitgenoſſenſchaft zwiſchen der Konkur- 
maſſe des Forderungsgläubigers und den Pfändungspfand⸗ 
gläubigern; eine ſolche könnte ihre rechtliche Grundlage weder 
in der Beſtimmung des § 30 Ziffer 3 der Preußiſchen Hinter 
legungs ordnung vom 14. März 1879 finden, noch in $ 771 
Ai. 2 C. P. O., ſoweit deſſen Analogie beigezogen werden 
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wollte; fie könnte auch nicht aus dem dargelegten Zweck und 
Inhalt der Hinterlegung abgeleitet werden. II. C. S. i. S. 
Transatlantiſche Verſicherungsgeſellſchaft 8. Erdelmann vom 
31. Mai 1901, Nr. 88/1901 II. 

Zur Konkurs ordnung. 

6. 8 25. 

Beide Revifionen erſcheinen als begründet. 1. Die Ver⸗ 
urtheilung des Bekl. zu 1 iſt in Anwendung des § 25 Nr. 2 
der R. K. O. (a. F.) auf Grund der Annahme erfolgt, daß die 
vom Gemeinſchuldner H. am 31. Mai 1899 bewirkte Aus⸗ 
zahlung von 6 200 Mark an den Bekl. den Charakter der 
Rückgewähr entweder von Heirathsgut oder von Eingebrachtem 
der Ehefrau H. habe; dabei iſt aber keineswegs feſtgeſtellt, daß 
die letztere etwa dieſe Auszahlung an ihren Vater verlangt oder 
gebilligt habe, vielmehr geht das B. G. von der Anficht aus, 
die Anwendung des § 25 Nr. 2 ſei nicht auf die Fälle be⸗ 
ſchraͤnkt, in denen die Rückgewähr des Geldes an die Frau 
erfolgt; das Geſetz ſpreche nicht von der Rückgewähr des Ver⸗ 
mögend durch den Gemeinſchuldner an ſeine Ehefrau, ſondern 
ſchlechthin von der Rückgewähr des Vermögens ſeiner Ehefrau. 
Es jet deshalb für die Frage der Zuläffigkeit der Anfechtung 
belanglos, ob die Rückgabe des Geldes an die Ehefrau oder 
an einen Dritten, z. B. den Schwiegervater oder ſonſt an 
irgend jemand auf einem zur Umgehung des Geſetzes berechneten 
Schleichwege erfolgt. „Der Bekl. iſt es,“ ſo wird fortgefahren, 
„an den das Geld zurückgegeben werden ſollte, und an deu es 
zurückgegeben worden iſt; er iſt deshalb der mit der Anfechtungs- 
klage zu verfolgende Geſchäftsgenoſſe des Gemeinſchuldners, und 
er bleibt dies auch dann, wenn die Bekl. wirklich ihre Zu⸗ 
fimmung zur Rückgewähr an ihren Vater gegeben haben ſollte.“ 
Dieſe Ausführungen ſtehen in einem weſentlichen Punkte nicht 
auf dem Boden des Geſetzes. Es iſt richtig, daß der $ 25 
Nr. 2 nicht ausdrücklich von Rückgewähr des Heirathsgutes 
oder des geſetzlich in die Verwaltung des Gemeinſchuldners 
gekommenen Vermögens feiner Frau an den Ehegatten ſpricht; 
es kann aber nicht zugegeben werden, daß eine vom Gemein ⸗ 
ſchuldner an einen Dritten in der Abficht geleiftete Zahlung, 
eingebrachtes Vermögen feiner Frau zurückzugeben, als 
Rückgewähr des Eingebrachten auch dann angeſehen werden 
könnte, wenn die Ehefrau dieſe Zahlung weder verlangt noch 
genehmigt hat. Es folgt dies einfach aus den Begriffen der 
Rückgewähr und des Eingebrachten. Das Eingebrachte iſt 
Vermögen der Frau, an welchem kraft Geſetzes dem Ehemann 
die Verwaltung zuſteht (§ 210 des A. L. R. Thl. II Tit. 1); 
eine Rückgewähr dieſes Vermögens kann nur in der Aus- 
antwortung deſſelben an die Ehefrau beſtehen. Der Aus⸗ 
antwortung an die Frau felbft ſteht freilich die an einem 
Dritten dann gleich, wenn mit ihr die Frau einverſtanden iſt; 
ohne das Vorhandenſein ſolchen Einverſtändniſſes kann aber der 
bloße Wille des Gemeinſchuldners, durch Auszahlung einer 
Geldſumme an einen Dritten, der damit einverſtanden iſt, das 
Eingebrachte feiner Frau zurückzugewähren, dieſer Zahlung nicht 
die Eigenſchaft einer Rückgewähr des Eingebrachten verleihen. 
Die Anfechtung einer ſolchen Zahlung kann demnach nicht auf 
Grund des § 25 Nr. 3 erfolgen, iſt aber auf Grund anderer 
Voiſchriften der R. K. O., insbeſondere des 8 25 Nr. 1 nicht 
ausgeſchloffen, wie dem Konkursverwalter auch eine Kondiktion 
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zuſtehen kann. Da nun das B. G. die Möglichkeit zuläßt, daß 
die vom Bekl. ſeiner Tochter gewährte Mitgift die Natur des 
Eingebrachten hatte, ſo kann die ausgeſprochene Verurtheilung 
nicht aufrecht erhalten werden. Hieran wird nichts dadurch 
geändert, daß der Begriff des Heirathagutes die Rückgewähr 
an einen Dritten nicht ausſchließt. Das Geſetz definirt dieſen 
Begriff nicht; der Gegenſatz aber, in dem daſſelbe zu dem 
„geieglih” in die Verwaltung des Gemeinſchuldners gekommenen 
Vermögen ſteht, ergiebt, daß hier an das durch Verfügung 
unter Lebenden oder von Todeswegen zu Gunſten der Ehe ge⸗ 
widmete Vermögen gedacht iſt, zu dem anerkanntermaßen auch 
Vermögen des Ehemannes gehoͤren kann. Beruht die Zu⸗ 
wendung auf Verfügung eines Dritten, ſo wird die Zurückgabe 
des Zugewendeten ſeitens eines der Ehegatten an den Zuwender 
allerdings unter Umſtänden als Rückgewähr des Heirathsgutes 
im Sinne 8 25 Nr. 2 anzuſehen ſein, auch wenn der andere 
Ehegatte nicht ſich damit einverſtanden erklärt hat; nur inſoweit 
kann die vom B. G. angezogene Bemerkung Hartmanns S. 157 
des Kommentars über das Anf. G. als richtig anerkannt werden. 
Giebt der Vater ſeiner Tochter eine Mitgift, ſo wird dies 
freilich der Regel nach als eine Zuwendung an dieſe mit der 
Wirkung aufzufaſſen fein, daß bei Schließung der Ehe das 
Zugewendete eingebrachtes Vermögen der Frau wird; indeſſen 
iſt über den Hergang bei der vom Bekl. gemachten Zuſage der 
Mitgift eine Feſtſtellung im B. U. überhaupt nicht getroffen, 
ſodaß in der Reviſionsinſtanz nicht mit Sicherheit beurtheilt 
werden kann, ob im vorliegenden Falle nicht doch etwa 
Heirathsgut zurückgewährt iſt. Die Sache iſt deshalb zu 
anderweiter Verhandlung und Entſcheidung in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen. VII. C. S. i. S. Hopp Konk. c. Schallamach 
u. Gen. vom 24. Mai 1901, Nr. 108/1901 VII. 

7. § 25. 

Dem Bekl. ſelbſt aber müſſen, wenn er paffio legitimirt 
iſt, auch diejenigen Einwendungen zuſtehen, welche ſich aus 
§ 25 Nr. 2 der R. K. O. ergeben; er muß alſo vor allen 
Dingen befugt ſein, geltend zu machen, daß der Gemeinſchuldner 
durch das Geſetz zur Rückgabe verpflichtet war. Es liegt kein 
Grund vor, die hier gemeinten Fälle der geſetzlichen Verpflichtung 
auf den Kreis derjenigen zu beſchränken, welche in den ver⸗ 
ſchiedenen Geſetzen über eheliches Güterrecht aufgeführt find; 
vielmehr gehören hierher auch diejenigen Fälle, in denen aus 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen folgt, daß der Gemeinſchuldner 
zur Rückgewähr des Eingebrachten verpflichtet iſt. Eine ſolche 
Verpflichtung würde aber gegeben ſein, wenn der Gemein⸗ 
ſchuldner durch Betrug den Bekl. zur Einwilligung in die Ehe 
und Hergabe der Mitgift beſtimmt hätte, ſei es, daß dieſe 
Verpflichtung aus Anfechtung eines über die Hergabe der Mit⸗ 
gift geſchloſſenen Vertrags ($ 1048 des A. L. R. Thl. I Tit. 11) 
oder aus dem Begehen einer unerlaubten Handlung abgeleitet 
wird. Das B. G. verwirft den Anſpruch des Bekl. in erſter 
Linie deshalb, weil die Ehe noch beſtehe und wegen Ungültigfeit 
nicht mehr angefochten werden könne; allein dieſe Umſtände 
könnten den Gemeinſchuldner von der Verpflichtung, das durch 
Betrug Erlangte zurückzuerſtatten, nicht befreien. Das B. G. 
erwägt dann zwar noch, daß für H. eine Rechtspflicht, feine 
Vermögenslage dem künftigen Schwiegervater zu offenbaren, 
nicht beſtanden habe, und berührt damit die Prüfung der 
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Frage, ob die vorgebrachten Umſtände zur Begründung eines 
Erſtattungsanſpruchs wegen Betrugs genügen; allein dieſe 
Prüfung iſt eine unvollſtändige. H. war in außergewöhnlichem 
Maße verſchuldet und außerdem geſchlechtskrank, hat aber gleich⸗ 
wohl durch das Verlangen nach Hinterlegung der Mitgift auf 
die Einwilligung in die Ehe und Gewährung einer Mitgift 
von 10 000 Mark hingewirkt. Es iſt demnach keineswegs 
ausgeſchloſſen, daß bei näherer Prüfung der Umſtände ſich ein 
über bloßes Verſchweigen hinausgehendes, auf Täuſchung des 
Bekl. berechnetes Handeln des H. feſtgeſtellt werden kann. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

II. Das Wechſelrecht. 

8. Bedeutung des Wechſelſchriftaktes. 

Die Ausführungen des B. R. beruhen auf einer Verkennung 
der ſelbſtändigen rechtlichen Bedeutung des Wechſelſkripturaktes 
und vermiſchen in unzuläffiger Weiſe die Rechtsverhältniſſe, die 
unmittelbar durch den Wechſel ſelbſt gegeben find, mit der den 
einzelnen Skripturakten zu Grunde liegenden causa. Dieſe 
causa beſtand allerdings, wie ſich aus dem Parteivorbringen 
ergiebt, bezüglich der Unterſchriften beider Parteien darin, daß 
ſowohl der Bekl. wie der Kl. die Haftung für eine ihnen fremde 
Schuld übernahmen. In dieſer Abficht zeichneten beide den 
Wechſel auf Erſuchen des R. Daraus folgt aber nicht, daß das 
von den Parteien gethätigte Rechtsgeſchäft als eine nach Civil⸗ 
recht zu beurtheilende Bürgſchaft zu erachten ſei. Denn etwas 
anderes als die Unterzeichnung eines Wechſels iſt nicht vor⸗ 
gefallen. Der Bekl. hat nicht behauptet und kann nicht be ⸗ 
haupten, daß er und der Kl. ſich der Kreisſparkaſſe gegenüber 
für eine Darlehnsſchuld des R. verbürgt hätten, ſodaß die 
Kreisſparkaſſe in der Lage geweſen wäre, auch nach der Prä⸗ 
judizirung des Wechſels hierauf zurückzugreifen und ſich für dies 
Darlehn an den Bekl. oder den Kl. zu halten. Was die Parteien 
gethan haben, erihöpft ſich darin, daß ſie durch Unterzeichnung 
des von R. acceptirten Wechſels die wechſelmäßige Haftung 
dafür übernahmen, daß R. die Wechſelſumme bei Verfall zahlen 
werde. Zwiſchen den Parteien hat hinſichtlich ihres Verhältniſſes 
zu einander unſtreitig irgend eine Abſprache nicht ſtattgefunden. 
Nur ſoviel ſteht feſt, daß beide Theile wußten, der Wechſel 
werde gemacht, damit ſich R. bei der Sparkaſſe Geld darauf 
verſchaffe, und dies erfordere zwei weitere Unterſchriften. Die 
Aufdeckung dieſes Beweggrundes für die Schaffung des Wechſels 
aber iſt nicht geeignet, den Unterſchriften der Parteien eine 
andere Bedeutung beizulegen, als ihnen nach Wechſelrecht zu⸗ 
kommt. Ez iſt richtig, daß ſich der Bekl., als er von R. ver- 
anlaßt wurde, den Wechſel als Ausſteller und erſter Indoſſant 
zu zeichnen, ſagen durfte, daß ſeine Unterſchrift allein bedeutungs⸗ 
los bleiben werde, daß der Wechſel vielmehr erſt durch Hinzu⸗ 
kommen einer zweiten Unterſchrift für die Erreichung des 
beabſichtigten geſchäftlichen Zweckes tauglich gemacht werden 
müſſe, ſeine Haftung alſo auch erſt nach Erwirkung dieſer 
zweiten Unterſchrift und Begebung des Wechſels eintreten werde. 
Er wußte aber, daß er gegenüber der Kreisſparkaſſe, an die der 
Wechſel begeben werden ſollte, für die ganze Wechſelſumme 
hafte, und er mußte auch wiſſen, daß nach ſeinem Indoſſament 
die weitere Unterzeichnung ſeitens einer zweiten Perſon als eine 
Nachunterſchrift zu erwarten war, ſodaß er ſich wechſelrechtlich 
zu dieſer zweiten Perſon ebenfalls in die Lage eines auf das 
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Ganze Haftenden brachte. Andererſeits erklärte der Kl. durch 
feine Unterzeichnung jedem nachfolgenden Wechſelglzubiger gegen⸗ 
über freilich auch die volle Haftung für die Wechſelſumme, aber 
nur durch einen Akt, der ihm die Ausſicht eines unbeſchränkten 
Regreſſes gegen den Bekl. unmittelbar eröffnete. Weder der Kl. 
noch der Bekl. haben eine Bürgſchaft im Sinne des Civilrechtt 
übernommen und fie ſtehen daher auch nicht im Verhältniß von 
Mitbürgen zu einander. Für die Anwendung des dem bürger ⸗ 
lichen Rechte angehoͤrigen dispoſitiven Rechtsſatzes, daß mehrere 
Mitbürgen unter einander im Zweifel nach Kopftheilen haften, 
iſt daher kein Raum. So wenig die Aufdeckung des Umſtandes, 
daß eine Wechſelunterſchrift in der Abſicht der Verbürgung ge 
leiſtet und daß dies dem Nehmer des Wechſels bekannt geweſen 
ſei, geeignet iſt, dem Wechſelſchuldner die Einrede der Voraus- 
klage (B. G. B. § 771) zu verſchaffen, ebenſowenig kann dieſer 
Umſtand die vorliegende Vertheidigung ſtützen. Beide Parteien 
haben wechſelrechtlich die Haftung für die Zahlung der Wechſel⸗ 
ſumme übernommen und zwar in einer Form, die dem Bell. 
zugleich die Haftung gegenüber dem Kl. aufbürdete. Von dieſer 
Form würde in ihrem Verhältniſſe zu einander nur dann ab⸗ 
geſehen werden können und daun allerdings auch abgeſehen 
werden müſſen, wenn (von einer ausdrücklichen Abſprache ab⸗ 
geſehen) zwiſchen ihnen irgend etwas vorgegangen wäre, aus 
dem ſich der beiderſeitige Wille ableiten ließe, daß die gewählte 
Wechſelform unter ihnen ohne rechtliche Bedeutung ſein ſolle, 
daß ſie unter einander vielmehr ſo haften wollten, als wenn 
eine civilrechtliche Mitverbürgung vorlage. Dafür aber liegt 
hier nichts vor, weder nach den Feſtſtellungen des B. G., noch 
nach den Behauptungen des Bekl. So wenig ſeitens der 
Parteien eine civilrechtliche Bürgſchaft übernommen iſt, ebenſo⸗ 
wenig liegt hier der Fall einer Wechſelbürgſchaft vor, d. h. der 
Fall, daß etwa beide Parteien neben einander per aval oder 
ſonſt in der Art unterzeichnet hätten, daß ihre Unterſchrift nur 
acceſſoriſch neben der Unterſchrift eines anderen Hauptverpflichteten 
ſtände. Fälle dieſer Art lagen den Entſch. des R. O. H. G. 
(Bd. 18 S. 171) und des R. G. (Bolze, Bd. 18 Nr. 518) zu 
Grunde, auf die das B. U. Bezug nimmt. Für die Regreß⸗ 
rechte mehrerer Avaliſten unter einander muß auf die Grundſätze 
des bürgerlichen Rechts zurückgegriffen werden, weil das Wechſel⸗ 
recht hierüber keine Normen enthält. Die Regreßpflicht des 
Indoſſanten aber, auf die es im vorliegenden Falle allein an ⸗ 
kommt, iſt durch das Wechſelrecht ſelbſt geregelt. In einem 
ähnlichen Falle, wie dem hier vorliegenden (Bolze, Bd. 22 
Nr. 318) hat der erkennende Senat auch bereits im Jahre 1896 
im Sinne der vorſtehenden Ausführungen erkannt, wobei aller⸗ 
dings von einer älteren aus dem Jahre 1886 ſtammenden Ent⸗ 
ſcheidung deſſelben Senats (Bolze, Bd. 2 Nr. 815) abgewichen 
wurde. I. C. S. i. S. Anders c. Zeißner vom 8. Mai 1901, 
Nr. 125 / 1901 I. 

9. Art. 95. 88 177, 184 B. G. B. 

Das O. L. G. hat der Erklärung der Berufungsklägerin 
in dem Briefe vom 16. Auguſt 1900 die Rechtswirkſamkeit 
deshalb verſagt, weil Wechſelverbindlichkeiten des Indoſſanten 
nur durch ſchriftliche Erklärung auf dem Wechſel, einer Kopie 
oder einer Allonge begründet werden könnten. Dieſer an ſich 
unbeſtreitbar richtige Grund würde durchgreifen, wenn es ſich 
nur um die Frage gehandelt hätte, ob der Wechſelverpflichtungs 
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wille der Berufungsklägerin in der brieflichen Erklärung einen 
den wechſelrechtlichen Formvorſchriften genügenden Ausdruck 
gefunden habe. Mit der zutreffenden Verneinung dieſer Frage 
aber durfte die Prüfung noch nicht abgeſchloſſen werden. 
Daneben ſtand weiter zur Entſcheidung, ob nicht dem auf dem 
Wechſel befindlichen Blanko⸗Indoſſament, welches allein als der 
Träger der wechſelrechtlichen Verpflichtung der Berufungs- 
llägerin in Betracht kommen kann, nachträglich durch die 
Erklärung im Briefe vom 16. Auguſt 1900 Rechtswirkſamkeit 
verſchafft worden ſei. Dieſe Frage war zu bejahen. Das auf 
die Firma der Berufungsklägerin lautende, mit „Carl G.“ 
unterzeichnete Blanko ⸗Indoſſament iſt, wie dieſe Form 
unzweifelhaft ergiebt, von Carl G. nicht für ſich als eigenes 
Sudoffament, ſondern für die Berufungsklägerin als deren 
Indoſſament geſchrieben worden. Er hat nicht in ſeinem 
Namen, ſondern als Vertreter gehandelt, aber ſeine Vertretung 
konnte zunächſt keinen Erfolg haben, weil er zwar Geſchäfts⸗ 
führer der Berufungsklägerin war, aber weder als ſolcher noch 
durch beſondere Vollmacht befugt war, die Geſellſchaft durch 
ſeine alleinige Unterſchrift zu verpflichten. Aber der Mangel 
in der Vertretungsbefugniß wie in der Vollmacht könnte durch 
nachträgliche Genehmigung gehoben werden, dergeſtalt, daß 
nunmehr die Berufungsklägerin aus dem genehmigten Indoſſament 
wechſelrechtlich mit rückwirkender Kraft verpflichtet wurde. Diefe 
Möglichkeit und Wirkſamkeit der nachträglichen Genehmigung 
bei vertretungsweiſe abgegebenen Wechſelverpflichtungs erklärungen 
wurde ſchon nach dem früheren Recht anerkannt (vergl. Staub, 
Kommentar zur Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung III. Aufl. 
59 8, 22 zu 95, 8 2 zu Art. 21). Daß nach dem neuen 
Rechte, welches vorliegend zur Anwendung kommt, die 
Genehmigung in gleicher Weiſe wirkſam iſt, kann nach 8 177 
Abſ. 1, 5 184 Abſ. 1 des B. G. B. nicht zweifelhaft fein. 
Danach konnte allerdings, wie das B. G. mit Recht 
angenommen hat, die briefliche Erklärung der Berufungs⸗ 
llaͤgerin weder ſelbſt als wechſelrechtliche Verpflichtungserklärung 
noch als ein den Wechſelauſpruch begründendes Schuld⸗ 
anerkenntniß in Betracht kommen, fie wirkte aber kraft der 
darin enthaltenen Genehmigung und verlieh dem nur wegen 
Mangels in der Vertretungsmacht ungültigen Blanko -Indoſſa⸗ 
ment rückwärts die verpflichtende Kraft. I. C. S. i. S. 
Hamburg ⸗ Altonaer Creditbank o. Efier & Gieſecke vom 8. Juni 
1901, B Nr. 43/1901 J. 

III. Das Handelsrecht. 

10. 88 377 ff. Art. 347 a. F. 

Das B. G. hat die Klage für unbegründet erachtet, weil 
die Mängelanzeige der Kl. verſpätet geweſen ſei und deshalb 
die gelieferten Rententitel als von ihr genehmigt gelten müßten. 
Dieſem Grunde kann nicht entgegengehalten werden, daß die 
Grundſätze des Art. 347 des H. G. B. im vorliegenden Falle 
auch analog nicht anwendbar ſeien, weil die gelieferten Renten ⸗ 
titel wegen der eingelegten Oppofition nicht als mangelhafte 
Sachen, ſondern als Sachen anderer Gattung anzuſehen ſeien, 
denn die Einlegung der Oppoſition begründet, wie in dem 
Urtheil des R. G. vom 28. Mai 1892 Entſch. Bd. 30 S. 159 
eingehend dargelegt iſt, nur den Mangel einer gewöhnlich vor⸗ 
ausgeſetzten Eigenſchaft der gelieferten Stücke, nämlich ihrer 
Börſengängigkeit, aber nicht ihre Zugehörigkeit zu einer anderen 
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Gattung von Effekten. Daß die gelieferten Stücke in Folge 
der im Bulletin Officiel des Oppositions bekanut gemachten 
Oppofition die Eigenſchaft freier Börſengängigkeit ſchon zur 
Zeit des Verkaufs nicht mehr beſaßen, hat das B. G. auf 
Grund der Beweisaufnahme bedenkenfrei feſtgeſtellt. Es nimmt 
aber an, daß dieſer Mangel von der Kl. nicht mehr geltend 
gemacht werden könne, weil ſie denſelben erſt vier Wochen nach 
der Lieferung gerügt habe. Dieſe Annahme iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Zwar iſt zuzugeben, daß auch bei Platzgeſchäften 
handelsgebräuchlich die Unterſuchung der gekauften Waare und 
die Anzeige entdeckter Mängel nicht ungebührlich verzögert 
werden darf, widrigenfalls der Käufer feine aus der mangel- 
haften Beſchaffenheit der Waare ſich ergebenden Rechte verliert. 
Allein dieſe Folge tritt nicht ein, wenn der Mangel überhaupt 
nicht oder nur in Folge einer ſolchen Unterſuchung erkennbar 
iſt, welche dem Käufer ſeinem Verkäufer gegenüber nicht zu⸗ 
zumuthen war, weil in ſolchem Falle aus der unterlaſſenen 
Mängelanzeige nicht gefolgert werden darf, daß der Käufer die 
Sache genehmigen und behalten wolle. Nun iſt nicht zweifel ⸗ 
haft, daß diejenige Beſchränkung der Umlaufs fähigkeit, welche 
die gelieferten Rententitel in Folge der Veröffentlichung der 
eingelegten Oppofition im Bulletin Officiel des Oppositions 
erlitten, den Rententiteln ſelbſt nicht angeſehen werden konnte. 
Erkennbar wurde dieſer Mangel nur durch eine Durchſicht des 
Bulletin Officiel. Das B. G. geht davon aus, daß die Kl. 
als ein größeres Bankhaus beim Erwerbe ſolcher ausländiſcher 
Papiere, bezüglich deren im Falle der Einlegung einer Oppofition 
eine Bekanntmachung im Bulletin Officiel zu erwarten war, 
verpflichtet geweſen ſei, alsbald dieſes Blatt durchzuſehen und 
daß fie deshalb die Folge der Unterlaſſung dieſer Durchſicht 
tragen müſſe. Allerdings könnte man aus dem oben inhaltlich 
mitgetheilten Abſ. 3 des § 9 der Boͤrſenbedingungen entnehmen, 
daß an der Berliner Fonds boͤrſe eine achttägige Friſt für hin⸗ 
reichend angeſehen wird, um die Einlegung der Oppofition 
gegen ein ausländiſches Werthpapier in Erfahrung zu bringen 
und auch die Beläge dafür zu beſchaffen. Auch kann füglich 
nicht bezweifelt werden, daß für ein in Berlin domizilirendes 
Bankhaus jederzeit die Moͤglichkeit beſteht, von dem Bulletin 
Officiel des Oppositions Einſicht zu nehmen. Ferner iſt in 
der Rechtiprechung des R. G. anerkannt worden, daß ungeachtet 
der Vorſchrift des Art. 307 des H. G. B. ein Bankier, der 
beim Erwerbe von Werthpapieren unterlaſſen hat, die offiziellen 
Bekanntmachungen über geſtohlene Werthpapiere zu beachten, 
für ſich die Redlichkeit ſeines Erwerbes nicht in Anſpruch 
nehmen könne, weil ihm mit Rückſicht auf feinen gewerblich 
betriebenen Effektenhandel die Verpflichtung obliege, fi nach 
öffentlichen Bekanntmachungen entwendeter Papiere zu erkundigen 
(Urtheil des R. G. vom 6. November 1889 in Gruchot Bd. 35 
S. 127). Auf Alles dies kommt es jedoch im vorliegenden 
Falle nicht an, weil hier nur in Frage ſteht, ob die Kl. gegen ⸗ 
über ihrer Verkäuferin, der Bekl., verpflichtet war, die gelieferten 
Papiere unter dem Präjudiz der Genehmigung darauf hin zu 
unterſuchen, ob dieſelben im Bulletin Officiel mit Oppofition 
belegt ſeien. Das iſt zu verneinen. Ein Bankier, der an der 
Berliner Boͤrſe von einem andern Bankier ausländiſche Renten · 
titel kauft, iſt berechtigt, von dem ſelben die Lieferung unbeſchränkt 
umlaufsfähiger Stücke zu erwarten. Deshalb iſt, wenn der Käufer 
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es unterläßt ſeinerſeits nachzuforſchen, ob dieſelben etwa mit 
Oppofition belegt ſeien, und demgemäß feinem Verkäufer keine 
Mittheilung von dem den gelieferten Stücken anhaftenden, ihm 
jedoch unbekannt gebliebenen Mangel macht, in ſolchem Falle 
nicht zu ſchließen, daß er die Stücke genehmigen und behalten 
wolle. Seiner nach längerer Zeit erhobenen Wandelungsklage 
ſteht mithin der oben erwähnte Handelsgebrauch bei Platz⸗ 
geſchäften nicht entgegen, wenn ſich die Klage auf einen Mangel 
der hier in Rede ſtehenden Art gründet. Damit aber erweiſt 
ſich auch der zweite Entſcheidungsgrund des B. G. als unhaltbar 


und die Aufhebung des angefochtenen Urtheils als geboten. 


Es bedarf aber einer Zurückverweiſung der Sache in die Vor⸗ 
inſtanz nicht, weil die Sache zur Endentſcheidung reif erſcheint. 
Daß der den gelieferten Stücken anhaftende Mangel gehemmter 
Umlaufsfähigkeit den Wandelungsanſpruch der Kl. an ſich recht⸗ 
fertigt, iſt nicht zweifelhaft. Dieſer Mangel beſteht aber ſchon 
als Folge der Aufnahme der Stücke in das Bulletin Officiel 
des Oppositions, ohne daß es noch darauf ankommt, ob die 
Dppofition ordnungsmäßig eingelegt iſt, denn der Verkehr 
richtet ſich nur nach der Bekanntmachung im Bulletin Officiel 
ohne auf deren Grundlagen zurückzugehen. Der Wandelungs⸗ 
auſpruch wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Kl. 
den Stücken beigegebene, fällig gewordene Koupons eingezogen 
hat, denn da dieſe Koupons dazu beſtimmt waren, zur Verfall⸗ 
zeit eingezogen zu werden, hat die Kl. durch ihre Einziehung 
keine den Beſtand und Werth mindernde Veränderung der 
gekauften Stücke vorgenommen, wenn ſie an Stelle der fehlenden 
Koupons deren Nennwerth zurückgiebt oder ſich denſelben von 
dem zurückgeforderten Kaufpreiſe kürzen läßt. Das Verhältniß 
der Bekl. zu ihrem Verkäufer kommt für dieſen Rechtsſtreit 
nicht in Betracht. I. C. S. i. S. Kommerz⸗ und Diskontobank 
c. Breslauer Diskontobank vom 23. Mai 1901, Nr. 103/1901 J. 

IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

11. 88 U ff., 12. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Der den Gegen⸗ 
ſtand der Entſcheidung des O. L. G. bildende Streit der Parteien 
betrifft die Frage, was als Waarenzeichen für die Bekl. zur 
Bezeichnung ihrer Treibriemen und Schläuche eingetragen iſt, 
und eventuell ob der als Waarenzeichen eingetragene, von 
der Waare durch ſeine Farbe ſich unterſcheidende Strich nach 
8 12 Abſ. 1 des Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894 rechtswirkſam iſt. Das O. L. G. hat 
als naheliegend angenommen, daß die eingetragene Abbildung — 
rechtwinkliges Viereck mit glatten Seitenlinien und ge⸗ 
faſerten Linien oben und unten und mit einem in der Mitte 
vertikal durchlaufenden, durch andere Färbung hervortretenden 
Streifen — ein Waarenzeichen darſtelle, welches nur aus dem 
Streifen auf der zu kennzeichnenden Waare beſtehe, es hält 
dieſes für wahrſcheinlicher, als die Annahme, daß das Zeichen 
aus dem Viereck und dem Streifen beſtehe, weil die gefaſerte 
obere und untere Seite des Vierecks ein allgemein übliches und 
verſtändliches Zeichen dafür ſei, daß das Viereck nur einen Theil 
eines größeren, innerhalb der Richtung der beiden glatten 
Seitentheile ſich verlängernden Ganzen bilde, welches die Waare 
ſelbft vorſtelle; dieſe Wahrſcheinlichkeit wird nach der Meinung 
des B. R. zur Gewißheit durch die der Anmeldung beigefügte, 
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in der Zeichenrolle erwähnte Beſchreibung, welche für die 
Bedeutung des Waarenzeichens maßgebend ſei. Mit Unrecht 
greift die NEL. dieſen letzteren Satz als rechtsirrig an. Prinzipiell 
iſt ihr allerdings darin beizutreten, daß das Waarenzeichen 
maßgebend iſt, wie es in die Rolle eingetragen iſt, das Bild, 
welches die Eintragung nach der Anſchauung des betreffenden 
Verkehrs gewährt; denn nach 8 1 des Waarenzeichengeſetzes 
wird das Waarenzeichen zur Eintragung in die Zeichenrolle an- 
gemeldet, und nach § 12 des Geſetzes hat dieſe Eintragung die 
Wirkung, daß dem Eingetragenen das ausſchließliche Recht zur 
Benutzung des eingetragenen Zeichens zuſteht. Allein hierdurch 
iſt der der Anmeldung beigefügten, in der Eintragung bezogenen 
Beſchreibung nicht in allen Fällen Bedeutung abgeſprochen. 
§ 2 Abſ. 1 des Waarenzeichengeſetzes zählt nämlich die Einzel⸗ 
heiten auf, welche der Anmeldung beigefügt ſein müſſen, und 
nach 8 3 Ziffer 2 ſoll die Zeichenrolle dieſe nothwendigen An⸗ 
gaben enthalten. Zu denſelben gehort aber nicht nur eine 
deutliche Darſtellung des Zeichens ſelbſt, ſondern, ſoweit er- 
forderlich, auch eine Beſchreibung des Zeichens. In den 
Beſtimmungen über die Anmeldung von Waarenzeichen vom 
21. Juli 1894 iſt dementſprechend in den 88 3 und 4 vor 
geſchrieben, daß dem Anmeldegeſuche eine Darſtellung des Zeichens 
und, wenn der Anmelder eine Beſchreibung deſſelben für er- 
forderlich erachtet, auch eine Beſchreibung, und zwar als 
Beſtandtheile der Anmeldung beizufügen find, und nach der in 
der Berathung des Geſetzes von keiner Seite bemängelten Be⸗ 
gründung des § 2 iſt die Beſchreibung des Waarenzeichend 
nicht obligatoriſch gemacht, weil ſonſt zu beſorgen wäre, daß 
bei der Beurtheilung von Streitfällen der Schwerpunkt der Ver⸗ 
gleichung auch bei figürlichen Zeichen auf die Beſchreibung gelegt 
werde, während doch in der Regel der Geſammteindruck des Marken ⸗ 
bildes maßgebend bleiben müſſe; daher ſolle eine Beſchreibung 
nur dann eingereicht werden, wenn nach dem Ermeſſen des 
Patentamtes oder des Anmelders die bildliche Wiedergabe des 
Zeichens deſſen Weſen nicht hinlänglich klar veranſchauliche. 
Hiernach iſt eine Beſchreibung erforderlich, wenn das Zeichenbild 
das Weſen des Zeichens, d. h. das jenige, was nach dem Willen 
des Anmeldenden das Zeichen ſein ſoll, nicht klar wiedergiebt. 
Dann iſt die Beſchreibung eine nothwendige Beigabe der 
Anmeldung und wird mit dem Zeichen dadurch in die Rolle 
eingetragen, daß, wie im vorliegenden Falle geſchehen, der Ver⸗ 
merk beigefügt wird, der Anmeldung ſei eine Beſchreibung bei. 
gegeben. Die Beſchreibuug bildet dann einen integrirenden 
Theil des Zeichens, aus ihr in Verbindung mit dem Bilde er⸗ 
giebt ſich das von dem Anmeldenden wirklich gewollte und dem ⸗ 
entſprechend eingetragene Waarenzeichen, ſie iſt für die Er⸗ 
läuterung eines nicht genügend deutlichen Zeichenbildes 
von entſcheidender Bedeutung, wenn ſie auch inſofern nicht zu 
berückfichtigen iſt, als fie mit dem eingetragenen Bilde im 
Widerſpruche ſteht oder etwas enthält, was nach der Auffaflung 
des Verkehrs dieſem Bilde fremd iſt. Nun hat aber das O. L. G. 
thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Faſerung der oberen und unteren 
Seite des eingetragenen Vierecks ein allgemein übliches 
und verſtändliches Zeichen dafür ſei, daß das Viereck die 
Waare ſelbſt vorſtelle. Die Waare ſelbſt kann aber, wie die 
Kl. ſelbſt ausgeführt hat, nicht Waarenzeichen ſein; es war 
daher zur Klarſtellung die Angabe deſſen erforderlich, was in 
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der Darſtellung das Waarenzeichen ſein ſolle, und darüber giebt 
die Beſchreibung Auskunft. Auch der zweite Reviſionsangriff 
geht fehl. Das Patentamt hat das Waarenzeichen der Bekl. in 
der vorangegebenen Bedeutung in die Zeichenrolle eingetragen, 
nachdem ſeitens der Beſchwerdeabtheilung die Annahme der 
Abtheilung für Waarenzeichen, der Strich ermangele im Ver⸗ 
kehr der Unterſcheidungskraft und könne daher kein Waarenzeichen 
ſein, reprobirt und ausgeſprocheu war, daß der Strich, wie ihn 
die Bekl. als Zeichen benutzen wolle, leicht und deutlich unter- 
ſcheidbar und deshalb als Waarenzeichen eintragsfähig ſei. Nach 
8 12 Abſ. 1 des cit. Geſetzes gewährt die bloße Thatſache der 
Eintragung als Waarenzeichen dem Eingetragenen die in 
dieſer Geſetzesvorſchrift vorgeſehenen Rechte, und nur ſolche 
Rechte ſtehen im gegenwärtigen Rechtsſtreite in Frage. Das 
Geſetz macht in dieſer Beziehung keinen Unterſchied, ob die Ein⸗ 
tragung geſetzlich zuläſfig war, oder ob fie hätte verſagt oder 
beanſtandet werden müffen. Hat das Patentamt ein Waaren- 
zeichen eingetragen, ſo iſt kraft der formalen Natur der Ein⸗ 
tragung das Gericht daran gebunden, wenn über Rechte gemäß 
5 12 zu entſcheiden iſt. Iſt ſtreitig, ob eine Eintragung rechts⸗ 
beſtändig und dadurch rechtswirkſam ſei, jo kann dieſes nur im 
Löſchungsverfahren nach 85 8 und 9 des Waarenzeichengeſetzes 
zum Austrage gebracht werden, und um ein ſolches Verfahren 
handelt es ſich im gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht. Die von 
der Rkl. für ihre gegentheilige Anſicht bezogenen Entſch. des 
K. G. in Bd. 18 S. 86 und in Bd. 22 S. 100 betreffen das 
damals geltende Mark. Sch. G. vom 30. November 1874, wo⸗ 
nach die Eintragung in das Zeichenregiſter nur die Anmeldung 
beurkundet, die letztere aber die geſetzliche Wirkung nur dann 
hatte, wenn die Marke den Anforderungen dieſes Geſetzes ent⸗ 
ſprach, ſie find alſo in dieſem Punkte für die gegenwärtige, nach 
dem Geſetze vom 12. Mai 1894 zu beurtheilende Sache nicht 
anwendbar. II. C. S. i. S. Ver. Gummiwaarenfabriken Harburg⸗ 
Wien o. Asbeſt⸗ und Gummiwerke Alfred Calmon vom 24. Mai 
1901, Nr. 83/1901 II. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

12. 8 15. 88 176, 184 I. 16 A. L. R. 

Nach § 15 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, vom 20. April 1892 bedarf 
el zur Abtretung von Geſchäftsantheilen durch Geſellſchafter eines 
in gerichtlicher oder notarieller Form geſchloſſenen Vertrages. 
Mit Recht haben die Inſtanzen angenommen, daß dieſe Form 
im vorliegenden Falle nicht beobachtet worden iſt. Es liegt 
nur vor eine durch Privatunterſchrift vollzogene Abtretungs⸗ 
erklärung mit Beglaubigung der Unterſchrift durch einen Notar. 
Daß dieſe Art der Beurkundung der in § 15 für den Ab⸗ 
tretungsvertrag geforderten Form nicht gleichgeſtellt werden kann, 
muß ſchon aus dem angeführten R. Geſ. ſelbſt abgeleitet werden, 
da dieſes, wie ſich aus § 2 Abſ. 2, § 8 Abſ. 3, § 39 Abſ. 2, 
$ 56 Abſ. 1, 8 67 Abſ. 2 und § 76 Abſ. 1 ergiebt, den 
notariell beglaubigten Akt dem notariell errichteten Akt 
gegenüberſtellt und ſtets ausdrücklich erwähnt, wo es ſich mit 
jenem begnügen will. Dieſelbe Unterſcheidung entſpricht auch 
den Vorſchriften des gemeinen Rechts und des heute geltenden 
Keichsrechts, wie der erkennende Senat bereits in Sachen 
Friedland o. Wernicke (Nep. I 322/1900, Urtheil vom 12. Jauuar 
1901) dargelegt hat. Ebenſo liegt ſie aber auch der hier weiter 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


521 


in Betracht zu ziehenden Preußiſchen Notariatsordnung vom 
11. Juni 1845 zu Grunde, die, wie ſich aus einer Vergleichung 
des § 21 mit den 59 2 bis 4, 7, 10, 13 und 14 ergiebt, 
die vom Notar aufzunehmenden Protokolle von der bloßen An- 
erkennung der Unterſchriften eines vollzogenen Inſtrumentes 
ſcharf abgrenzt. Die Nichtbeachtung der vom Geſetze vorgeſchrie⸗ 
benen Form macht die Abtretung der Geſchäftsantheile rechtlich 
unwirkſam das heißt nichtig. Und daſſelbe gilt nach 8 15 
Abſ. 4 des Geſetzes vom 20. April 1892 von dem auf die 
Abtretung gerichteten Vertrage, das heißt im vorliegenden Falle 
von dem mündlich zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Kauf. 
vertrage. Es giebt auch, wie das R. G. in dem Bd. 48 
S. 139 der Entſch. in Civilſachen abgedruckten Urtheile bereits 
ausgeſprochen hat, bei einem derartigen Vertrage keine Klage 
auf nachträgliche Vollziehung der vom Geſetze verlangten Form; 
vielmehr beſteht überall keine rechtliche Bindung, weder des 
einen, noch des anderen Theiles, ehe nicht die Form vollzogen 
iſt. Folgeweiſe iſt das nachträgliche Erbieten des Bekl., jetzt 
die Form zu vollziehen, wie die Inſtanzen mit Recht angenommen 
haben, dem Klaganſpruche gegenüber bedeutungslos. Nicht 
erörtert haben die Vorinſtanzen den Einwand des Bekl., der 
Formmangel ſei durch das ſpätere Verhalten des Kl. und der 
Syphon-⸗Geſellſchaft geheilt. Dieſer in der Revifionsverhandlung 
vom Neben-Intervenienten gerügte Mangel kaun indeß nicht 
zur Aufhebung des Urtheils führen, da der Einwand rechtlich 
unbegründet iſt. Nach 8 16 Abſ. 1 gilt der Geſellſchaft gegen · 
über im Falle der Veräußerung des Geſchäftsantheils nur der 
als Erwerber, deſſen Erwerb unter Nachweis des Uebergangs 
bei der Geſellſchaft angemeldet iſt. Unterſtellt man — wie dies 
nach den Behauptungen der Bekl. erforderlich iſt, daß die hier 
vollzogenen Urkunden der Geſellſchaft vorgelegt und daß die 
Geſellſchaftsorgane daraufhin den Kl. als Geſellſchafter zugelaſſen, 
ihn nach 8 41 in die beim Handels regiſter alljährlich einzureichende 
Lifte der Geſellſchafter anfgenommen und ihm die Ausübung 
der Geſellſchaftsrechte (Stimmrecht in der Verſammlung, Gewinn⸗ 
betheiligung) verſtattet haben, ſo kann ſich daraus zwar ein dem 
Sachbefitze des Nichteigenthümers verwandtes Verhältniß ergeben, 
indem der Nicht⸗Geſellſchafter thatſächlich Geſellſchaftsrechte ausübt, 
eine konſtitutive Rechtswirkung aber kann alle dem nicht inne 
wohnen. Dem Rechte nach find die Geſchäftsantheile immer 
noch beim Bekl. verblieben, und die falſche Annahme der Legitimation 
des Kl. ſeitens der Geſellſchaftsorgane kann nicht bewirken, daß 
im Verhältniſſe zwiſchen den Parteien der ungültige Ueber ⸗ 
tragungsakt geheilt wird. Völlig verfehlt iſt auch der Verſuch 
des Bekl., das vollzogene Geſchäft dadurch zu retten, daß er 
behauptet, er ſei auf nichts anderes gegangen, als auf eine in 
der gewählten mangelhaften Form zu vollziehende Abtretung 
gegen Zahlung des vereinbarten Entgelts. Dieſe Vertheidigung, 
auf die übrigens weder der Bekl., noch der Nebenintervenient 
in der gegenwärtigen Iuftanz zurückgekommen find, muß ſchon 
deswegen als erledigt gelten, weil das B. G. thatſäachlich feft- 
geſtellt hat, daß der Wille der Parteien auf ein derartiges 
Geſchäft nicht gerichtet geweſen iſt, was ja denn auch ohne 
Weiteres ſchon aus dem Umſtande folgt, daß beide Theile 
unſtreitig die Ungältigkeit nicht kannten, ſondern des Glaubens 
waren, eine gültige Abtretung zu vollziehen. Es fragt ſich 
weiter, wie ſich das Rechtsverhältniß der Parteien geſtaltet, 


nachdem der nichtige Vertrag durch Zahlung des Kaufpreiſes 
einerſeits und Aushändigung der Antheilſcheine andererſeits 
erfullt worden iſt. Dabei mag vorweg bemerkt werden, 
daß bei der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung die Aus⸗ 
fertigung von Urkunden über den Geſchäftsantheil eines 
Geſellſchafters dem Geſetze unbekannt, aber auch nicht unterſagt 
iſt, daß aber derartigen „Antheilsſcheinen“ nur die rechtliche 
Bedeutung einer von der Geſellſchaft ausgeſtellten Beweisurkund e 
beiwohnt, an deren Beſitz an fich Rechtsfolgen für das Verhältniß 
als Geſellſchafter nicht geknüpft find. Vergleiche die Kommentare 
des Geſetzes von Parifius & Crüger, 2. Auflage S. 109 und 
von Birkenbihl S. 107. Daß was auf Grund eines wegen 
Formmangels nichtigen Vertrages geleiſtet worden iſt, nach 
gemeinem Rechte mit der condictio sine causa und nach 
heutigem Reichsrecht mit der Klage aus 8 812 B. G. B. 
zurückgefordert werden kann, unterliegt keinem Zweifel. Daſſelbe 
gilt aber auch nach dem hier zur Anwendung zu bringenden 
preußiſchen Rechte. Die Beſtimmungen in den 88 156 fig. 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 können allerdings, wie das Kammergericht 
gegenüber der abweichenden Auffaſſung des L. G. zutreffend 
annimmt, im vorliegenden Falle nicht Platz greifen. Sie handeln 
von den Rechtsfolgen der Erfüllung von Verträgen, die nach 
den Beſtimmungen des Landrechts der Schriftform bedürfen, 
bei denen aber im gegebenen Falle die ſchriftliche Abfaſſung 
unterblieben iſt. Aus einem derartigen Vertrage findet zwar 
nach 8 155 a. a. O., wenn noch von keinem Theile erfüllt 
worden iſt, keine Klage ſtatt, wohl aber kommen dem Vertrage 
andere Rechtswirkungen zu, er kann zum Beiſpiel nach 8 185 
f. a. O. durch ſchriftliches Anerkenntniß hinterher wirkſam werden. 
Abſolute Nichtigkeit iſt alſo an den Mangel der Schriftform 
nicht geknüpft. Im vorliegenden Falle aber handelt es ſich 
um einen Vertrag, der nach Reichsrecht einer noch ſtrengeren 
Ferm bedarf und dies bei Strafe abſoluter Nichtigkeit. Demnach 
konnen die angezogenen Beſtimmungen in den 88 156 fig. 
hier weder unmittelbar, noch auch analog zur Anwendung 
kommen. Letzteres folgt vor allem daraus, daß der geſetzgeberiſche 
Beweggrund für die gegebenen Formvorſchriften in beiden Fällen 
verſchieden iſt. Das Landrecht will die Betheiligten fürſorglich 
zur Vermeidung des rechtlich und thatſächlich Unfichern anhalten. 
Das Reichsgeſeß will den Handel mit Geſchäftsantheilen er- 
ſchweren und verſagt deswegen dem Umſatze durch Geben und 
Nehmen oder darch nicht gerichtlichen oder notariellen Vertrag 
jede Rechtswirkung. Ebenſowenig aber konnen hier die 58 166 
fig. A. L. R. Thl. I Tit. 16 von der Rückforderung einer aus 
Irrihum geleiſteten Zahlung herangezogen werden. Es iſt zwar 
eine irreführende Ausdrucksweiſe, wenn das Kammergericht ſagt, 
diefe Beſtimmungen ſeien auf Rückforderungen aus zweiſeitigen, 
Leiſtungen und Gegenleiſtungen betreffenden Verträgen überhaupt 
nicht anwendbar. Gemeint iſt aber nur der richtige Gedanke, 
daß, wen der Grund der Rückforderung einer Leiſtung darin 
befteht, daß der Empfänger die zu gewährende Gegenleiſtung 
nicht gemacht habe, die condictio indebiti nicht Platz greifen 
kann. Der Rechtsgrand der condictio indebiti iſt die aus 
Irrthum geleiftete Zahlung. Sie iſt nach Landrecht ein bloß 
fubfidiärer Rechtsbehelf, der dann nicht zugelaſſen wird, wenn 
eine andere Klage gegeben iſt. Es bedarf hier keiner Berufung 
auf den Irrthum bei der Zahlung des Kaufpreiſes, weil ſchon 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


nach der Vertragsabſicht der Parteien der Grund, aus welchem 
der Bekl. das Gezahlte empfangen und behalten ſollte, nur 
darin beſtand, daß er dem Kl. die Geſchäftsantheile rechtt⸗ 
wirkſam übertragen, ihn durch Abtretung zum Geſellſchafter 
machen ſollten. Das iſt nicht geſchehen, und da das Recht, 
wie gezeigt, der Bindung des Vertragswillens der Parteien 
mangels Beobachtung der vorgeſchriebenen Form überhaupt die 
Anerkennung verſagt, fo tft es die von den 58 262 ff. A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 mitumfaßte condictio sine causa, nicht aber 
die condictio indebiti, mittels deren der Kl. feine Leiſtung 
zurückfordert. Vergl. Rehbein, Entſcheidungen des Obertribunals, 
Bd. 3 S. 65, 6; Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht, 7. Auf. 
lage Bd. II S. 454. Schon hieraus folgt, daß das Kammer⸗ 
gericht dem Bekl. mit Recht den Schutz der 88 176, 184 
A. L. R. Thl. I Tit. 16 verſagt hat. Dieſe Vorſchriften find 
nur für die condictio indebiti gegeben. Die Redaktoren des 
Landrechts wollten im Gegenſatze zum gemeinen Rechte nicht 
nur den error faoti, ſondern auch den error juris bei der 
Rückforderung einer aus Irrthum geleiſteten Zahlung zulaſſen. 
Nur dann ſollte ein error juris für den Rückforderungsanſpruch 
nicht ausreichen, wenn er in einer vorgeſchützten Unwiſſenheit 
über die geſetzlichen Vorſchriften, die ſich auf die gehörige 
Form der Rechtsgeſchäfte beziehen, beſtand. Vergl. Suarez in 
den Jahrbüchern für die pr. Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft 
und Rechtsverwaltung Bd. 41 S. 53. Demnach iſt beſtimmt, 
daß bei Zahlungen aus einem, bloß wegen Mangels der geſetz⸗ 
mäßigen Form, unverbindlichen Geſchäfte die Rückforderung 
aus einer vorgeſchützten Unwiſſenheit dieſer geſetzlichen Vor 
ſchriften niemals ftattfindet (§ 176) und daß, wenn jemand 
den Vertrag, aus welchem er eine Zahlung geleiſtet hatte, 
wegen eines Mangels an der durch pofitive Geſetze beſtimmten 
Form felbft angefochten und bloß aus dieſem Grunde die 
Nichtigkeitserklärung derſelben bewirkt hat, er dennoch die 
daraus einmal geleiſteten Zahlungen nicht zurückfordern kann 
($ 184). Der Inhalt dieſer Vorſchriften und die im unmittel ⸗ 
baren Anſchluß daran in 8 177 enthaltene Verweiſung auf die 
in den 88 155 ff. Thl. J Tit. 5 des Pr. A. L. R. gegebenen 
Beftimmungen, lehrt zudem, daß ihnen derſelbe Gedanke zu 
Grunde liegt, der die bereits erörterten Vorſchriften über 
Leiſtungen aus der Schriftform bedürfenden, bloß mündlich 
abgeſchloſſenen Verträgen beherrſcht. Mit Recht heißt es daher 
bei Förfter-Eccius (7. Auflage Bd. II S. 490) bei Beſprechung 
der 88 176, 184: „Der Irrthum über den Formmangel iſt 
gleichgültig, weil das Recht trotz des Formmangels die 
Verbindlichkeit als in gewiſſem Maße wirkſam an- 
erkennt.“ Dieſe Vorausſetzung aber trifft bei der hier in 
Frage ſtehenden reichsgeſetzlichen Nichtigkeit, die eine ganz 
abſolute iſt, nicht zu. I. C. S. i. S. Friedeberg o. Korptows ki 
vom 15. Mai 1901, Nr. 20/1901. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

13. 58 42, 43 I. 2, 88 264 ff. I. 11. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. Das B. G. 
hat ohne erſichtlichen Rechtsirrthum thatſächlich feſtgeſtellt, daß 
die Kl. die Maſchinen und Maſchinentheile, deren Heraulgabe 
ſie verlangt, dem Vorbefitzer des Bekl. für deſſen Sägewerk in 
Nudnick geliefert hat und daß dieſelben Subſtanzthelle dieſes 
Sägewerks geworden find. Da nach der gerichtlichen Praxis 
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des Pr. A. L. R., welches auf den vorliegenden Fall anzuwenden 
iſt, die mit einem Fabrikgrundſtücke als Subſtanztheile ver⸗ 
bundenen Maſchinen durch ihre Verbindung mit geſetzlicher 
Nothwendigkeit in das Eigenthum des Grundſtückseigenthümers 
übergehen, ſo hat das B. G. mit Recht angenommen, daß der 
zwiſchen der Kl. und N. vereinbarte Eigenthumsvorbehalt den 
Uebergang des Eigenthums an den Maſchinen auch nicht im 
Verhältniß der Vertragſchließenden untereinander ausſchließen 
konnte. Derſelbe entbehrt der Wirkung nicht nur ſoweit Rechte 
Dritter, etwa der Hypothekengläubiger, in Frage ſtehen, er hat 
auch unter den Vertragſchließenden keine dingliche Wirkſamkeit 
und deshalb kann er als ſolcher weder gegen die Konkurs⸗ 
gläubiger noch gegen den in die Rechtsſtellung der Konkurtzmaſſe 
getretenen Bekl. geltend gemacht werden. Da Subſtanztheile 
keine ſelbſtändigen Sachen find, an denen ſelbſtändige Rechte 
eines Dritten fortbeſtehen können, ſo müſſen die an einer Sache 
beſtehenden Rechte erlöſchen, wenn dieſelbe Subſtanztheil einer 
anderen Sache wird, gleichgültig ob ſie durch ihre Trennung 
von der Hauptſache wieder zu einer ſelbſtändigen Sache werden 
kann oder nicht. Nun find die ftreitigen Maſchinen durch ihre 
Verbindung mit dem Fabrikgrundſtücke des Bekl. Subſtanztheile 
deſſelben geworden und damit unter Erlöſchen des Eigenthums 
der Kl. unabänderlich in das Eigenthum des früheren Eigen⸗ 
thümers dieſes Grundſtücks übergegangen. Der Kl. ſteht mit⸗ 
hin ein Ausſonderungsanſpruch auf dieſe Maſchinen nicht mehr 
zu, ſie kann daher auch nicht verlangen, daß der Bekl. die durch 
die Verbindung der Maſchinen mit feinem Grundſtücke ge⸗ 
ſchaffene Rechtslage ändern und zu dieſem Zwecke die Maſchinen 
zurückgebe. Zur Begründung ihrer gegentheiligen Anficht kann 
ſich die Kl. weder auf die 58 264 ff. Thl. I. Tit. 11 des 
A. L. noch auf das in Bd. 45 S. 80 ff. der Entſch. des R. G. 
abgedruckte Urtheil des erkennenden Senats beziehen, weil die 
hier entwickelten Grundſätze und die dort getroffenen Beſtim⸗ 
mungen Sachen vorausſetzen, an denen ſelbſtändige Rechte 
möglich find, was im vorliegenden Falle nicht zutrifft, und die 
ferner nicht wie hier durch ihre Verbindung mit einem Grund⸗ 
füde in das Vermögen des Grundſtückseigenthümers über 
gegangen find. In dem angezogenen Reichsgerichtsurtheile 
handelt es ſich übrigens um die von der gegenwärtigen ver⸗ 
ſchiedene Frage, ob ein Grundſtück durch fiduziariſche Eigen ⸗ 
thumsübertragung in das Vermögen des Gemeinſchuldners im 
Sinne der R. K. O. übertragen worden war, während hier nicht 
beſtritten werden kann, daß der Subſtanztheil eines zum Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners gehörenden Grundſtücks zugleich 
mit dieſem in deſſen Vermögen iſt, dem Gemeinſchuldner gehort 
(& K. O. 8 43). V. C. S. i. S. Kirchner & Co. o. Piechottka 
vom 5. Juni 1891, Nr. 107/1901 V. 

14. § 408 I. 5, 5 159 I. 13. 

Bedenken erregt es, daß der B. R. von ſeinen Prämiſſen 
aus, und zwar ausſchließlich auf ihrer Grundlage, zur Ver⸗ 
neinung eines Vermittelungsauftrages gelangt. Ob das Geſchäft 
Heſen rechtlichen Charakter hat oder der allgemeinen Kategorie 
her Verträge über Handlungen angehört, beſtimmt ſich nach den 
dem Kl. überttagenen Thätigkeiten, nicht nach der Art der ihm 
ingefagten Vergütung und der ihm in Bezug auf dieſe gewährten 
Garantie, auch nicht danach, daß die Bekl., welche ſich hinſichtlich 
der Frage, ob und unter welchen Bedingungen überhaupt Ver⸗ 
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käufe vorgenommen werden ſollten, freie Hand behalten hatten, 
dem Kl. ihre Unterſtützung bei den von ihm vorzunehmenden 
Schritten zugeſagt hatten. Da der Kl. die Verkäufe zu ver⸗ 
mitteln, außerdem aber bei dem Abſchluß der Verträge mit⸗ 
zuwirken und alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunehmen 
hatte, und da er behauptet hat, daß ihm dem Willen der Kon⸗ 
trahenten entſprechend eine ſehr ausgedehnte, einen großen Zeit⸗ 
aufwand erfordernde vorbereitende Thätigkeit obgelegen habe, fo 
hatte, wenn die rechtliche Kategorie des Vertrages entſcheidend 
ſein ſollte, feſtgeſtellt werden müſſen, in welchem Verhältniſſe, 
ihrer Bedeutung nach, die Vermittelung und die anderen nicht 
als eigentliche Rechtshandlungen fi darſtellenden Funktionen 
des Kl. zu einander ſtanden. Auf dieſe Frage iſt der B. R. 
nicht eingegangen. Eine zeitliche Gebundenheit iſt auch bei dem 
Vermittelungsauftrage denkbar, lediglich aus ihr kann alſo auf 
das Nichtvorhandenſein eines ſolchen nicht geſchloſſen werden. 
Eine unmittelbare, der Annahme, daß ein Vermittelungsauftrag 
nicht vorliege, nicht bedürfende Grundlage aber findet das an⸗ 
gefochtene Urtheil gerade in der Feſtſtellung, daß nach dem 
Parteiwillen die Bekl. zeitlich haben gebunden ſein ſollen. 
Gemäß 5 159 Thl. 1 Tit. 13 des A. L. R. iſt der Auftrag in 
der Regel widerruflich. Eine Ausnahme greift unter anderm 
Platz, wenn bei einem, mit einem Vergütungsverſprechen ver⸗ 
bundenen Auftrage der Auftraggeber dem Widerrufe entſagt hat, 
derſelbe kann zwar auch dann dem Beauftragten die weitere 
Thätigkeit für ihn verbieten, er iſt aber, wenn er keinen Grund 
zum Rücktritt hat, verpflichtet, dem Beauftragten für den Ver⸗ 
dienſt, den dieſer hätte erzielen können, zu entſchädigen. Als 
feſtgeſtellt, und zwar ohne Rechtsverletzung feſtgeſtellt, muß nun 
betrachtet werden, daß Unwiderruflichkeit des Auftrages gewollt 
iſt. Nachdem der Vertrag mit den Worten eingeleitet war: 
„Wir beabſichtigen denjenigen Theil unſeres Grundbeſitzes, 
welcher gegenwartig und in abſehbarer Zeit zu Bebauungszwecken 
geeignet iſt, zu verkaufen“, folgt unmittelbar die Beſtimmung: 
daß die Bekl. die Verpflichtung übernehmen, dieſe Veräußerungen 
durch Vermittelung des Kl. und unter ſeiner Mitwirkung vor⸗ 
zunehmen, gleichviel wie und wann ſie dieſe Verkäufe ausführen. 
Ganz unzweideutig ift hierin ausgeſprochen, daß die Bekl. aus⸗ 
ſchließlich der Thätigkeit des Kl. ſich bedienen, überhaupt nicht 
mit ſeiner Umgehung Veräußerungen vornehmen durften, es 
konnte aber auch darin gefunden werden und muß ſogar als 
das nächſtliegende erſcheinen, daß fie zeitlich nach Maßgabe der 
Eingangsbeſtimmung des Vertrages gebunden und zum willkür⸗ 
lichen Widerruf nicht befugt ſein ſollten. Hierin lag auch für 
den Kl. die alleinige Gewähr für einen Gewinn von ſeiner 
Thätigkeit, der Vertrag war für ihn werthlos, wenn ihm zwar 
eine ausſchließende, aber zeitlich jeden Augenblick aufzuhebende 
Befugniß eingeräumt wäre, wenn alſo die Bekl., nachdem er 
vielleicht Monate lang thätig geweſen war, ihm ohne recht ⸗ 
fertigenden Grund mit dem Erfolge hätten kündigen können, 
daß ſie die Vertragsabſchlüſſe durch einen anderen Vermittler 
oder auch ganz in eigener Perſon, ohne ihm zur Entſchädigung 
verpflichtet zu ſein, bewirken durften. VII. C. S. i. S. Kloſe 
u. Gen. 6. Rappaport vom 21. Mai 1901, Nr. 110/1901 VII. 

15. § 7 J. 6. 

Das O. L. G. iſt der Ausführung in dem Urtheile des 
L. G. darin beigetreten, daß, weil der Zweck, den die Parteien 
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bei Abſchluß des dem Klageanſpruche zu Grunde liegenden Ver⸗ 
trages verfolgt hätten, nämlich die Wittwe A. durch die liſtige 
Entlockung der Vertragsurkunde zu beſtimmen, den bereits auf- 
gehobenen Kaufvertrag zu halten, dem allgemeinen fittlichen 
Bewußtſein widerſprochen habe, der Kl. gemäß 8 138 des 
B. G. B. aus dem Verſprechen und ſeiner Mitwirkung keine 
Rechte herleiten könne. Es theilt demnach die in dem Urtheile 
des L. G. ausführlich begründete Auffaſſung, daß der § 188 
Abſ. 1 des B. G. B. auch auf jenen unter der Herrſchaft des 
A. L. R. abgeſchloſſenen Vertrag zu beziehen ſei. Allein einer 
Entſcheidung dieſer Frage hätte es überhaupt nicht bedurft. 
Denn auch wenn in jener Beziehung noch das A. L. R. zur 
Anwendung kommt, muß der Vertrag, auf den der Kl. den 
erhobenen Anſpruch ſtützt, weil er gegen die guten Sitten ver⸗ 
ftößt, für nichtig erachtet werden. Nach § 7 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 6 kann „zu Handlungen, welche die Ehrbarkeit be⸗ 
leidigen“, — — „durch Willenserklärungen Niemand ver- 
pflichtet oder berechtigt werden“. Ein ſolcher Vertrag iſt 
demnach überhaupt nicht geeignet, Rechtswirkungen zu erzeugen, 
und ſomit nichtig. Daß aber unter „Handlungen, welche die 
Ehrbarkeit beleidigen“, ſolche zu verſtehen find, welche die 
Gebote der Sittlichkeit überhaupt verletzen, iſt mit Recht 
von der Wiſſenſchaft und der Rechtſprechung des preußiſchen 
Rechts angenommen. Es war auch nicht nur, wie das O. L. G. 
annimmt, der von beiden Parteien verfolgte Zweck oder die 
Abſicht, in welcher der Vertrag geſchloſſen wurde, die dem 
allgemeinen fittlichen Bewußtſein widerſprechen (vergl. Urtheil 
des beſchließenden Senats vom 31. Januar 1882 in den Entſch. 
Bd. 6 S. 169), ſondern es war der Inhalt der von dem Kl. 
nach ſeinem eigenen Vortrage übernommenen Vertragspflicht 
ſelbſt, nämlich die Wittwe A. über die Abſicht, in der der Kl. 
ſich die Vertragsurkunde von ihr ausbat, zu täuſchen, der 
gegen die guten Sitten verſtieß. Im Ergebniſſe iſt deshalb 
dem O. L. G. darin beizuſtimmen, daß die von dem Kl. beab- 
ſichtigte weitere Rechtsverfolgung ausfichtslos erſcheint (C. P. O. 
8114). III. C. S. i. S. Schwanke o. Kühn vom 7. Juni 1901, 
B Nr. 112/1901 III. 

16. 88 8, 10 ff. I. 6. 

Das B. G. geht in rechtlicher Beziehung davon aus, daß 
aus der, wegen erwieſenen Eigenthums der Kl. an den frag ⸗ 
lichen Sachen erfolgten rechtskräftigen Verurtheilung der Bekl. 
zur Freigabe der Sachen aus der Pfandverſtrickung noch nicht 
ohne Weiteres eine Schadenserſatzpflicht der Bekl. folge, ſofern 
die 88 137, 138 des A. L. R. Thl. I Tit. 6 hier nicht an ⸗ 
wendbar ſeien, daß dagegen die Bekl. ſchadenserſatzpflichtig ſei, 
wenn fie vorſätzlich oder ſchuldhaft in das Recht der Kl. ein ⸗ 
gegriffen und ihr rechtswidrig Schaden zugefügt habe (58 8, 10 ff. 
des A. L. R. Thl. I, Tit. 6). Dieſe Auffaſſung, welche zur Be⸗ 
gründung der Schadenserſatzklage des Dritten (Intervenienten) 
ein Verſchulden des betreibenden Gläubigers verlangt, iſt denn 
auch — entgegen der ſeitens der Rbkl. unter Berufung auf die 
88 137, 138 des A. L. R. und eine Entſcheidung des vor- 
maligen Preußiſchen Obertribunals in Striethorſt Archiv Bd. 5 
S. 366) verfochtenen Anficht wenigſtens in dem Fall für zu⸗ 
treffend zu erachten, wo in formell rechtsgültiger Weiſe eine im 
Beſitze des Vollſtreckungsſchuldners befindliche Sache gepfändet 
worden iſt. Es finden ſolchenfalls gleiche Grundſätze Anwendung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


wie nach bisherigem Recht (vor Geltung der nunmehrigen Be⸗ 
ſtimmungen in 88 717 Abſ. 2, 945 der C. P. O.) für die 
Schadenserſatzpflicht des Gläubigers gegenüber dem Exequenden 
bei vorläufig vollſtreckbaren, hinterher als ungerechtfertigt wieder ⸗ 
aufgehobenen Schuldtiteln (Entſch. des R. G., Bd. 30 S. 418 ff.). 
Vergl. Falkmann, die Zwangsvollſtreckung (1. Auflage 5 12 S. 74 
Anm. 17. Olshauſen, die Einſprüche Dritter in der Exekutiont⸗ 
inſtanz, S. 56 ff. Eccius, Preußiſches Privatrecht, Bd. I 5 90 
Nr. 13 (7. Auflage) S. 550; Anhang zu 58 55 ff. S. 305 ff. 
Eine hiervon verſchiedene rechtliche Beurtheilung erfordert freilich 
der Fall, wenn die vorgenommene Pfändung mangels der geſetz 
lichen Vorausſetzungen einer ſolchen ſchon an ſich formell 
rechtswidrig war, wenn insbeſondere die gepfändeten Gegen⸗ 
ſtände zur Zeit der Pfändung ſich gar nicht im Gewahrſam 
des Schuldners oder eines zur Herausgabe bereiten Dritten 
(C. P. O. 88 712, 713, jetzt 808, 809) befunden hatten. 
In einer derartigen ungeſetzlichen Pfändung liegt eine wiber- 
rechtliche eigenmächtige Befitzentſetzung, an ſich ſchon ein rechts 
widriger Eingriff (Spolium). Entſch. des R. G. Bd. 14 
S. 359 ff. und in Seufferts Archiv Bd. 51 Nr. 76 S. III. 
Vergl. Voß in Gruchot Beiträge Bd. 24 S. 255 ff.; Neſſel, 
das Pfändungspfandrecht S. 41 ff. Und wenn zwar ein Schaden ⸗ 
erſatzanſpruch aus einem Eingriff dieſer Art gleichfalls an die 
Vorausſetzung eines Verſchuldens auf Seiten des Vollſtreckungz ⸗ 
gläubigers zu binden ſein mag, ſo greifen doch hier, wo dem 
beklagten Gläubiger nicht einmal das formelle Recht zur Seite 
ftand, für den Thatbeſtand und den Nachweis eines Ver ⸗ 
ſchuldens weſentlich andere Rückfichten Platz als in jenem erſteren 
Fall. VI. C. S. i. S. Brauerei Köntgftabt o. Protz von 
8. Juni 1901, Nr. 94/1901 VI. 

17. 8 222 I. 7. 

Unbegründet find die Angriffe, welche dagegen erhoben 
werden, daß der B. R. den Beſitz des Bekl. verſchieden qualiſtzirt 
hat, je nachdem man ihn im Verhältniß zu dem Kl. M. oder 
im Verhältniß zu ſeinem früheren Sozius B. betrachtet. Wenn 
dagegen geltend gemacht wird, daß derſelbe Befitz nicht zugleich 
redlich und unredlich fein könne, fo {ft dabei nicht beachtet, in 
welche Rechtslage der Bekl. durch den Ausgang des erſten Vor · 
prozeſſes gekommen war. In ihm iſt rechtskräftig feſtgeſtelt, 
daß der Bekl. dem einen ſeiner beiden Verkäufer gegenüber 
keinen Anſpruch auf Ueberlaſſung des Grundſtücks habe, well 
ein Kaufvertrag überhaupt nicht zu Stande gekommen ſei; aber 
ebenſo iſt rechtskräftig dem anderen Verkäufer (B.) gegenüber 
das Gegentheil feſtgeſtellt. Wie der B. R. dieſer Sachlage, die 
nun einmal durch den Gang des Vorprozeſſes geſchaffen war, 
anders gerecht werden ſollte, als indem er fie — wie geſchehen — 
auch für die Qualifikation des Beſitzes verwerkhete, den der Bell. 
auf Grund des Vertrages von ſeinen Verkäufern eingeräumt 
erhalten hatte, ift nicht abzuſehen. Und rechtlich möglich it 
eine derartig verſchiedene Qualifikation, wie fie dem Zwiſchen · 
urtheil zu Grunde liegt, je nachdem man nämlich daſſelbe 
Befitzverhältniß in Beziehung auf denjenigen betrachtet, der es 
begründet hat, ſehr wohl; denn wenn (wie das A. L. R. in $ 10 
Tit. 7 Thl. 1 ſagt), die Rechtmäßigkeit oder Unvechtmäbigkei 
des Befitzes von der Beſchaffenheit und Gültigkeit des Titels 
abhängt, auf welchen das Recht zu befitzen ſich gründet, in 
muß es auch rechtlich möglich fein, denſelben Beſitz verſchiedenen 
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Perſonen gegenüber, je nachdem ihnen gegenüber der Titel für 
gültig oder ungültig erklärt iſt, verſchieden zu qualifiziren. 
Damit erledigt ſich zugleich der zweite Angriff der Anſchließung 
inſoweit, als ſie eine Unterſcheidung der Beſitzverhältniſſe des 
Bekl. dem M. und B. gegenüber leugnet und den Bekl. ſchlechthin 
als unredlichen Befiter vom 7. Mai 1886 ab (d. h. von Zu⸗ 
ftellung der Klage im erſten Vorprozeſſe ab) angeſehen wiſſen 
will. V. C. S. i. S. Häusler c. Matzke vom 1. Juni 1901, 
Nr. 99/1901 V. 

18. 58 262 ff. I. 13. 

Das B. G. erachtet den Anſpruch des Kl. gegen die Bekl. 
auf Grund nützlicher Verwendung für nicht begründet, ſelbſt 
wenn das Vermögen der Letzteren durch die auf die Beſtellung 
ihres erſten Ehemannes erfolgten Leiſtungen des Kl. zur Zeit 
der Klageerhebung eine Mehrung erfahren hatte. Bekl. habe 
das Erlang te zwar nicht durch ein Geſchäft mit dem Kl. und 
auch nicht durch einen mit ihrem Ehemanne geſchloſſenen läſtigen 
oder Schen kungsvertrag erworben, habe ihm das Erlangte auch 
nicht vergütet. Auch ſei das Vermögen des Kl., wenn bei dem 
Ehemann der Bekl. keine Exekutionsobjekte vorzufinden ſeien, 
mindeſtens um den Werth ſeiner Leiſtungen bis zum Betrage 
der Bereicherung der Bekl. vermindert. Der Ehemann der 
Bekl. habe aber, indem er die Beſtellungen bei dem Kl. gemacht 
habe, nicht für ſeine Frau Geſchäfte beſorgt und ſei deshalb ihre 
etwaige Bereicherung nicht eine Folge einer negotiorum gestio. 
Eine Geſchäftsführung liege nur vor, wenn der Handelnde das 
Geſchäft ſubjektiv im Intereſſe eines Anderen vornehme, nicht 
aber dann, wenn der Handelnde naturnothwendig nicht für fich 
handeln könne, ohne den Vortheil des Anderen zu fordern, da 
dieſer Vortheil alsdann nicht der Zweck ſeines Handelns, ſondern 
eine bloße Folge deſſelben ſei. Der erſte Ehemann der Bekl. 
habe ſeinen Nießbrauch nicht gewinnbringender machen können, 
ohne Aenderungen im Vermögen ſeiner Ehefrau hervorzurufen. 
Jedenfalls habe er beim Abſchluß der Verträge mit dem Kl. 
nach Außen in keiner Weiſe kundgegeben, daß er die Ver⸗ 
mehrung des Vermögens ſeiner Frau bezwecke. Er habe dem 
Kl. verſchwiegen, daß er nur der Nutznießer und Verwalter des 
Gutes geweſen ſei, und habe ſich für den Gutseigenthümer 
ausgegeben. Von ſeiner Frau habe er eine ſie verpflichtende 
Erklärung nicht eingeholt, weshalb die Vermuthung nahe liege, 
daß er ihren Vortheil gar nicht erwogen habe. Dadurch daß 
er, wie Kl. behaupte, ſeiner Frau Mittheilung von dem 
beabfichtigten Neubau der Brennerei gemacht habe, habe er nicht 
kundgegeben, daß er ihretwegen zu handeln beabfichtige. Es 
liege alſo keine Geſchäftsführung vor und finde deshalb die 
Klage auf Grund der nützlichen Verwendung nicht ſtatt. Dieſe 
Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrthum und ſtehen 
nicht, wie das B. G. meint, im Einklang mit der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. Nach den 88 262, 277 des A. L. R. 
Thl. J Tit. 13 iſt derjenige, aus deſſen Vermögen etwas in den 
Nutzen eines Anderen verwendet worden, daſſelbe entweder in 
Natur zurück- oder für den Werth Vergütung zu fordern 
berechtigt, vorausgeſetzt, daß kein rechtlicher Vertrag unter den 
Parteien vorhanden iſt. Der Anſpruch iſt alſo begründet, 
ſowohl wenn der DVermögensübergang ſich unmittelbar unter 
den Parteien vollzogen hat, als auch, wenn derſelbe durch das 
Rechtsgeſchäft eines Dritten vermittelt iſt. Es muß ſich aber 
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die durch den Dritten herbeigeführte Bereicherung des Ver⸗ 
moͤgens des Rbekl. als eine aus dem Vermögen des RE. 
herrührende darſtellen und muß deshalb, wie das R. G. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat — Entſch. Bd. 1 S. 143 und 159; 
Bd. 21 S. 239; Bd. 40 S. 260 — der Dritte bei Abſchluß 
des für die Bereicherung urſächlich gewordenen Geſchäfts that⸗ 
ſaͤchlich oder rechtlich in Angelegenheiten des Verſtonsbekl. 
gehandelt haben, ſo daß die Bereicherung des Letzteren als 
Folge des Geſchäſts eintritt. Dies trifft aber nicht nur dann 
zu, wenn der Dritte Beauftragter des Verſionsbekl. war, aber 
im eigenen Namen gehandelt hat oder das Geſchäft abgeſchloſſen 
hat, um dem Verſions bekl. einen Vortheil zu verſchaffen, ſondern 
auch, wenn er zwar nur ſein eigenes Intereſſe wahrnehmen 
wollte, nach den thatſaͤchlichen Berhältnifien aber der Erwerb 
aus dem Geichäfte in das Vermögen des Verfionsbell. gelangen 
mußte, namentlich wenn das Geſchäft in Rückficht auf ein von 
ihm verwaltetes fremdes Vermögen abgeſchloſſen if. Entſch. 
des R. G. Bd. 21 S. 239. — Der Grund des Anſpruchs aus 
der nützlichen Verwendung beruht auf der Thatſache der Ver⸗ 
wendung und des dadurch mit dem Schaden des Verfionskl. 
dem Verfionsbekl. zugeführten Vortheils. Es iſt daher nicht 
erforderlich, daß der, durch deſſen Handeln die Bereicherung 
bewirkt iſt, die Abſicht hatte, dem Anderen einen Vortheil zu 
verſchaffen. Nahm der Dritte das Geſchäft in dieſer Abſicht 
vor, fo wird er gegen den, dem er einen Vortheil verſchafft hat, 
in der Regel auf Grund der auftragloſen Geſchäftsführung 
einen Anſpruch auf Erſatz haben und kann alsdann derjenige, 
aus deſſen Vermögen die Bereicherung herrührt, ſich dieſen 
Anſpruch überweiſen laſſen und denſelben gegen den Bereicherten 
geltend machen. Er braucht alſo dann nicht nachzuweiſen, daß 
aus ſeinem Vermögen etwas in den Nutzen des Verfionsbekl. 
verwendet worden iſt. Aber gerade wenn die Mittelsperſon 
keinen Anſpruch aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag gegen den 
Bereicherten hat, bedarf der Verſionskl., damit der Verſionsbekl. 
fich nicht ohne Grund mit feinem Schaden bereichert, der direkten 
Klage gegen denſelben. Der erkennende Senat hat denn auch 
in dem vom B. G. ebenfalls in Bezug genommenen Urtheile vom 
16. Februar 1888 — Gruchot Beiträge Bd. 33 S. 109 ff. — 
ausgeſprochen, daß der Dritte, welcher das Geſchäft mit dem 
Verſionskl. abgeſchloſſen hat, nach den Vorſchriften des A. L. R. 
nicht die Abficht gehabt zu haben braucht, im Intereſſe des 
Verfionsbekl. zu handeln, es vielmehr genüge, wenn derſelbe 
thatſächlich bereichert iſt. In dem dieſem Urtheile zu Grunde 
liegenden Falle hatte die Mutter der drei Bekl. dem Kl. den 
Abbruch und Neubau eines Wohnhauſes übertragen, welches 
ihr und den Bekl. gehörte. Das R. G. erklärt es für un ⸗ 
erheblich, ob nichts dafür ſpreche, daß die Mutter der Bekl. 
das neue Haus für ſich und die übrigen Miteigenthümer des 
Grundſtücks gebaut oder ihnen irgend welche Vortheile aus 
dieſem Neubau zuzuwenden beabſichtigt oder thatſächlich zu⸗ 
gewendet habe. Denn das, was Jemand an Geld oder Geldes. 
werth übernommen habe, ſei vorbehaltlich des Gegenbeweiſes 
für nützlich verwendet zu erachten. Jede der Bekl. habe aber 
zu ihrem Miteigenthumsantheile an fi den Werth, um welchen 
das gemeinſchaftliche Grundſtück durch den fraglichen Neubau 
verbeſſert worden, ſchon dann übernommen, wenn fie dieſen 
Neubau für fich genutzt habe. Der Anſpruch des Kl. würde 
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hiernach inſoweit begründet fein, als durch feine Leiſtungen der 
Bekl. thatſächlich Vortheile erwachſen find und Kl. nicht in der 
Lage iſt, von ſeinem Vertragsgenoſſen, dem erſten Ehemanne 
der Bekl., Vergütung zu erlangen. Letzteres muß Kl. ebenfalls 
nachweiſen, da eine Vermögensminderung auf ſeiner Seite nur 
vorliegt, wenn bezw. inſoweit ſeine Forderung auf die vertrags⸗ 
mäßige Gegenleiſtung nicht realifirbar iſt. (Vergl. Urtheil des 
Senats i. S. Neumann c. Jabiſch vom 2. Juli 1896 Rep. VI 
Nr. 77/96, theilweiſe abgedruckt in Entſch. Bd. 40 S. 261 
Anm.) Auch würde eine Bereicherung der Bekl. durch die 
Leiſtungen des Kl. inſoweit nicht vorliegen, als ihr erfter 
Ehemann in ſeiner Eigenſchaft als Nießbraucher des Ein⸗ 
gebrachten ſeiner Ehefrau die vom Kl. ausgeführten Arbeiten 
auf ſeine Koſten herſtellen laſſen mußte. Dagegen würde die 
Bereicherung der Bekl. zum Schaden des Kl. nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein, wenn ihr Ehemann das Gut in anderen 
Wirthſchaftsrubriken vernachläſſigt und verſchlechtert hat. 
VI. C. S. i. S. Meyer c. Kirchhoffer vom 3. Juni 1901, 
Nr. 92/1901 VI. 

19. 8 13 I. 22. 

Zwar muß eine auf Entſtehung einer Grundgerechtigkeit 
gerichtete Vereinbarung ſchon dann als gegeben angenommen 
werden, wenn bei einer Veräußerung eines Grundſtückes, welches 
zu einem anderen benachbarten Grundſtücke deſſelben Eigen⸗ 
thümers in einem thatſächlich dienenden Verhältniß geſtanden 
hat, der übereinftimmende Wille der Kontrahenten auf Fort⸗ 
dauer des bisherigen Zuſtandes gerichtet iſt. Nicht als erforderlich 
erſcheint, daß die Kontrahenten ſich über die Exiſtenz des 
Rechtsſatzes, nach welchem, abgeſehen von der Vorſchrift des 
8 54 Thl. I Tit. 22 des A. L. R., Niemandem die eigene Sache 
rechtlich dienen kann, klar geweſen find, alſo gewußt haben, 
daß es bisher an den Vorausſetzungen für ein im Rechte be⸗ 
gründetes Dienſtbarkeitsverhältniß fehle und ein ſolches erſt ge- 
ſchaffen werden müſſe. Gerade die mangelnde Kenntniß von 
jenem Rechtsſatz wird vielfach die Urſache ſein, daß die aus⸗ 
drückliche Beſtellung einer Servitut unterbleibt. Der Wille, 
daß das Dienſtbarkeitsverhältniß fortdauern, alſo beſtehen ſoll, 
was fortan nur in Geſtalt eines rechtlichen, nicht eines bloß 
faktiſchen Verhältniſſes moglich iſt, ſchließt den Begründungs⸗ 
willen mit Nothwendigkeit in ſich. Vom Berufungsrichter iſt 
dies auch nicht verkannt. Ob aber ein auf Fortdauer des bis⸗ 
herigen Zuſtandes gerichteter Wille als vorhanden angenommen 
werden kann, fällt der Prüfung des Thatſächlichen anheim. 
Wenn es nun auch im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs 
mit Grundſtücken in hohem Maße wünſchenswerth iſt, daß bei 
Veräußerung eines von mehreren Grundſtücken deſſelben Eigen⸗ 
thümers in den zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältniſſen eine 
Aenderung, welche dem bisher herrſchenden vielleicht großen 
Nachtheil und dem bisher dienenden vielleicht nur geringen 
Vortheil bringt, unterbleibt, ſo genügt dies doch nicht zur Recht⸗ 
fertigung der Annahme, daß bei einem jeden Grundſtücksverkauf 
der Wille der Parteien dahin gebe, daß, ſollte noch ein benach⸗ 
bartes Grundſtück deſſelben Eigenthümers vorhanden ſein und 
ſollte das verkaufte Grundſtück zu dieſem in einem Verhältniſſe 
thatſächlichen Dienens geſtanden haben, dieſes aufrecht erhalten 
werden ſolle, mochte auch der Käufer weder von dem Einen 
noch von dem Anderen Kenntuiß gehabt haben und mochte ihm 
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auch aus ſeiner Nichtkenntniß ein begründeter Vorwurf nicht 
gemacht werden können. Auch für den Zwangsverkauf läßt ſich 
eine ſolche Anſicht nicht begründen, insbeſondere findet fie keine 
Stütze darin, daß bei dieſem, wie überhaupt bei Verſteigerungen, 
nicht einzelne beſtimmte Perſonen, ſondern ein individuell nicht 
beſtimmbarer Kreis von Kaufliebhabern als Bieter auftritt und 
daß mit den einzelnen vor der Verſteigerung in der Regel nicht 
ſpeziell verhandelt wird, denn hieraus folgt nicht, daß die 
Bieter, einer gleich dem anderen, als bekannt mit allen näheren 
Verhältniſſen des Grundſtücks gelten wollen. Aus dem Charakter 
des Geſchäfts als eines Verkaufs in Pauſch und Bogen läßt 
ſich gleichfalls (vergl. auch 88 183, 186, 187 Thl. 1 Tit. 11 
des A. L. R.) nichts herleiten. Die Vorſchrift im 8 22 dez 
Geſetzes vom 13. Juli 1883, laut deren die der Eintragung 
nicht bedürfenden dinglichen Laſten auf den Erſteher übergehen, 
ſofern nicht durch die Kaufbedingungen etwas Anderes beſtimmt 
iſt, vergl. § 60, iſt hier ebenſo wenig zu verwerthen, fie be⸗ 
gründet keinen Schluß auf einen dahin gehenden Willen der 
Bieter, alle faktiſchen Dienſtbarkeitsverhältniſſe des Grundſtückt 
denſelben rechtlichen Gefichtspunkten zu unterſtellen, welche für 
ſchon exiſtente Servitutrechte Dritter kraft Geſetzes gelten. Der 
Schwerpunkt der Beurtheilung fällt hiernach ſtets in die Lage 
des individuellen Falls. Weiter dargelegt. VII. C. S. i. S. 
Wolff c. Kloſter der Barmherzigen Brüder vom 10. Mai 1901, 
Nr. 58/1901 VII. 

20. 5 169 II. 2. 

Abgeſehen von den im zweiten Theile des 5 169 II. 2. 
vorgeſehenen, hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmefällen, 
war danach unter der Herrſchaft des A. L. R. dem Vater be · 
züglich der zum nicht freien Vermögen feiner Kinder gehörenden 
Forderungen das Recht eingeräumt, Verfügungen der bezeichneten 
Art nach Gutbefinden alſo nach eigenem väterlichen Er⸗ 
meſſen vorzunehmen. Hieraus iſt freilich nicht zu folgen, 
daß der Bekl. auch zur Vornahme von Rechtsgeſchäften be 
rechtigt geweſen ſein würde, welche ſchon inhaltlich (wie 
Schenkungen oder Verpfändungen für eigene Schuld) ihren 
rechtlichen Weſen nach als Akte der Verwaltung nicht an⸗ 
geſehen werden können. (Vergl. Entf. des R. G. in Civil. 
ſachen Bd. 24 S. 220.) Ein derartiger Fall liegt hier aber 


nicht vor, denn die Abtretung iſt gegen Zahlung einer Valuta 


erfolgt. Dabei blieb allerdings der Betrag dieſer Valuta uicht 
unerheblich hinter der Höhe des Nominalbetrages der abgetretenen 
Theilforderung zurück; auch iſt nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen des B. R. davon auszugehen, daß die Hypothek 
objektiv ſicher geweſen iſt, und daß dieſelbe fich ohne Verlust 
hätte verwerthen laſſen; der B. R. vermißt aber nicht allein 
den Nachweis, daß der Bekl. dies gewußt habe oder hätte 
wiſſen müſſen, fondern er nimmt ſogar verſchiedene Umflände 
als dargethan an, welche dafür ſprächen, daß der Bekl. die 
Hypothek für unſicher gehalten habe, und welche an ſich auch 
geeignet geweſen ſeien, eine ſolche Annahme zu rechtfertigen. 
Danach können die Ausführungen des B. R. nur dahin auf- 
gefaßt werden, daß — ſoweit der Akt der Abtretung an 
ſich in Frage kommt — nicht nur eine etwaige Argliſt, ſondern 
überhaupt der Nachweis einer vertretbaren Pflichtwidrigkeit hat 
verneint werden ſollen. IV. C. S. i. S. Maraun 0. Maraun 
vom 23. Mai 1901, Nr. 87/1901 IV. 
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VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Ablöͤſungsgeſetz vom 2. März 1850. 

21. 8 91. | 

Die Reviſion erweiſt fih als unbegründet. Der B. R., 
welcher fich überall in Uebereinſtimmung mit den in Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 45 S. 188 ff. ausgeſprochenen Grund⸗ 
fügen hält, nimmt an, daß die vertragliche Beitragspflicht ſich 
als Reallaſt darſtellt. Dieſe ſei ungültig, weil fie nicht in 
einer feſten Geldrente beſtehe. Statt ihrer könne aber der Kl. 
auf Grund des Vertrags ein entſprechendes Aequivalent fordern. 
Die Revifion meint, weil die Reallaſt nur aus dem Grundſtücke 
habe gefordert werden können, dürfe auch deren Surrogat nur 
dinglich verlangt werden und, da er nicht mehr Eigenthümer 
des Grundſtücks ſei, könne er für die Folge nicht mehr perjönlich 
in Anſpruch genommen werden. Eine andere Frage ſei es, ob 
der Bekl. dem Kl. etwa deshalb entſchädigungspflichtig ſei, weil 
erſterer daran ſchuld iſt, daß die Belaſtung mit der Surrogat- 
verpflichtung nicht ſo rechtzeitig und in ſolcher Weiſe erfolgt iſt, 
daß der Kl. feine Befriedigung aus dem Grundſtücke hätte er- 
langen können. Ein ſolcher Anſpruch ſei aber nicht erhoben. 
Die Revifion überſieht hierbei, daß der Bekl. nicht mehr in der 
Lage iſt, das an Stelle der ungültigen Reallaſt tretende Aequi- 
valent auf dem Grundſtücke zur Eintragung zu bringen, daß 
der Bekl. daher nach den vom R. G. a. a. O. ausgeſprochenen 
Grundsätzen ein anderes Aequivalent in Erfüllung des 
Vertrags gewähren muß, und daß es dabei auf ein Ver⸗ 
ſchulden des Bekl. nicht ankommt. Die Betrachtung, daß die 
Reallaſt, unter Vorausſetzung ihrer Gültigkeit, nur aus dem 
Grundſtücke hätte gefordert werden können, mag vielleicht für 
die Hohe des Aequivalents erheblich ſein, für die jetzt allein 
in Frage ſtehende Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
it fie unerheblich. V. C. S. i. S. Witton c. Fürſt v. Donners⸗ 
marck vom 5. Juni 1901, Nr. 102/1901 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

22. Auflaffung. 

Von der Revifion wird mit Recht gerügt, daß der B. R. 
gegen die Rechtsgrundſätze verſtoße, die der erkennende Senat 
in dem Urtheil vom 28. Februar 1900 — Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 46 S. 225 — aufgeſtellt hat. Es iſt hier 
ausgeführt, daß eine Auflaſſungserklärung, die ſich nicht bloß 
auf das in ihr grundbuchmäßig bezeichnete Grundſtück bezieht, 
ſondern außerdem auch noch einen Theil des auf einem anderen 
Grundbuchblatte verzeichneten Grundſtücksbeſtandes umfaßt, 
rückfichtlich dieſes überſchießenden Theils zwar nicht Eigenthum 
übertragen könne, da es an dem dazu erforderlichen Hinzutritt 
der Eintragung fehle, wohl aber unter dem rechtlichen Geſfichts⸗ 
punkt einer Ceſfion des dinglichen Klagerechts Wirkſamkeit 
änßere. Als Gegenſtand der Ceſſion ſei der Anſpruch anzuſehen, 
der dem Auflaſſenden als dem wahren Eigenthümer des auf 
dem fremden Grundbuchblatte befindlichen Grundſtücksbeſtandes 
gegen den zu Unrecht eingetragenen formellen Bucheigenthümer 
auf Berichtigung des Grundbuchs zuſtehe, und die Voraus⸗ 
ſetzungen eines gültigen Vertragsſchluſſes ſeien dadurch erfüllt, 
daß die den Ceſſionswillen zum Ausdruck bringende Partei ⸗ 
erklärung von der Gegenſeite angenommen und in dem Auf- 
laſſungsprotokoll urkundlich firirt ſei. An dieſer Auffaffung 
war feftzubalten. Wenn in dem damals zur Entſcheidung 
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ſtehenden Rechtsfalle der Auflaſſungs erklärung die Bedeutung 
einer Ceſſion beigelegt worden iſt, fo verſagt freilich dieſe Kon⸗ 
ſtruktion im vorliegenden Falle deshalb, weil bei der im Jahre 
1876 von Seiten des L. an Adolph H. erfolgten Auflaſſung 
der Hauptgrundſtücke Alte Poſtſtraße Nr. 9/10 das erſt im 
Jahre 1880 für die beiden ſtreitigen Parzellen angelegte Grund⸗ 
buchblatt noch nicht exiſtirte, L. alſo damals nicht den Willen 
gehabt haben kann, einen auf dieſes Grundbuchblatt ſich be⸗ 
ziehenden Berichtigungsanſpruch an feinen Eigenthumsnachfolger 
mitabzutreten. Es bedarf indeſſen für den vorliegenden Fall 
jener Konſtruktion nicht, da hier eine durch die Urkunde vom 
16. Mai 1898 erklärte ausdrückliche Ceſſion vorliegt. Der 
Grund, aus welchem der B. R. der letzteren die Wirkſamkeit 
auch inſoweit, als der Klageantrag zu 2 in Betracht kommt, 
abſprechen zu müſſen glaubt, trifft nicht zu. Allerdings kann 
das Eigenthum als ſolches in ſeiner Geſammtheit nicht Gegen⸗ 
ſtand einer Ceſſion ſein, vielmehr ſetzt dieſe voraus, daß es ſich 
um Uebertragung einzelner, aus dem Eigenthum entſpringender 
Befugniſſe handelt. Gerade ein ſolcher Fall liegt aber vor. 
Wie eine durch Vorenthaltung des Beſitzes der Sache ver⸗ 
anlaßte Eigenthums verletzung den Anſpruch auf Herausgabe, 
d. h. auf Wiederverſchaffung der thatſächlichen Verfügungs⸗ 
gewalt erzeugt, ſo hat analog der Anſpruch auf Berichtigung 
des Grundbuchs ſeine Grundlage in dem Umſtande, daß dem 
wahren Eigenthümer durch die unrichtige Eintragung eines 
anderen Eigenthümers die rechtliche Verfügungsgewalt über 
das Grundſtück genommen iſt und daß es daher für ihn darauf 
ankommt, letztere durch Beſeitigung der falſchen Eintragung 
zurückzugewinnen. Iſt alſo der Herausgabeanſpruch ceffibel, 
wie der B. R. nicht verkennt, ſo muß ein Gleiches auch von 
dem Berichtigungsanſpruch gelten. Freilich ſcheint dieſer Analogie 
der Umſtand entgegenzuſtehen, daß der Ceſfionar des Berichti⸗ 
gungsanſpruchs, inſofern er auf Grund des letzteren in Ver⸗ 
bindung mit der ihm ertheilten Ceſſion ſich ſelbſt als Eigen ⸗ 
thümer eintragen laſſen darf, materiell das Eigenthum an dem 
Grundſtück ohne Auflaſſung erwirbt. Dem Bedenken kann 
indeſſen eine ausſchlaggebende Bedeutung nicht beigemeſſen werden. 
Wenn das Geſetz, § 1 des Preuß. G. E. G. vom 5. Mai 1872, 
§ 925 B. G. B., für die rechtsgeſchäftliche Uebertragung von 
Grundeigenthum als ausſchließliche Rechtsform die Auflafjung 
hinſtellt, ſo hat es dabei den Normalfall im Auge, daß der 
wahre Eigenthümer als ſolcher zugleich auch formell grundbuch⸗ 
mäßig legitimirt iſt oder doch, falls etwa ein Grundbuchblatt 
für ſein Grundſtück noch nicht angelegt ſein ſollte, jeder Zeit 
in der Lage iſt, die Anlegung herbeizuführen und dadurch ſeine 
Legitimation zu begründen. Die andere Frage, wie es zu halten 
ſei, wenn wahres Eigenthum und formelles Bucheigenthum 
verſchiedenen Perſonen zuſtehen und der wahre Eigenthümer 
ſein Eigenthum weiter übertragen will, iſt damit noch nicht ohne 
Weiteres mitentſchieden, bleibt vielmehr gegenüber jenen Geſetzes⸗ 
vorſchriften, deren Vorausſetzungen auf einen ſolchen Fall nicht 
unmittelbar zutreffen, eine offene. Unterſtellt man den be⸗ 
zeichneten Fall dem Auflaſſungszwange, jo wäre der nicht grund⸗ 
buchmäßige Eigenthümer, der das Grundſtück an einen Andern 
veräußert hat und dieſem daher zur Verſchaffung des Eigen⸗ 
thums an dem Grundſtück vertragsmäßig verpflichtet iſt, unter 
allen Umſtänden genöthigt, zunächſt den ihm gegen den grund« 
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buchmäßigen Gigenthümer zuſtehenden Berichtigungsanſpruch 
ſelbſt zu verfolgen und, wenn er damit durchgedrungen iſt, die 
Umſchreibung des Grundeigenthums im Wege der Berichtigung 
auf ſeinen Namen zu erwirken; erſt dann könnte er ſeiner Ver⸗ 
tragserfüllungs pflicht durch die ihm nunmehr zugänglich ge- 
wordene Auflaſſungsform genügen. Daß dieſer für die Be⸗ 
theiligten mit Weiterungen und Koſten verbundene Umweg 
dem Verkehrsbedürfniß nicht entſpricht, liegt auf der Hand. 
Bietet daher die einfachere Form der Ceſſion des Berichtigungs 
anſpruchs ebenfalls die Möglichkeit dar, das durch die Vertrags 
erfüllungepfliht gegebene Ziel zu erreichen, fo muß in 
Ermangelung einer direkt entgegenſtehenden pofitiven Geſetzes⸗ 
vorſchrift angenommen werden, daß der Geſetzgeber dieſen 
kürzeren Weg den Betheiligten nicht hat verſchließen wollen. 
V. C. S. i. S. Heller o. Stadt Guben vom 8. Juni 1901, 
Nr. 112/1901 V. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

23. Art. 2033. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. In dem an⸗ 
gefochtenen Urtheil iſt zutreffend dargelegt worden, daß die 
Bürgſchaft durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem 
Bürgen entſteht, daß wenn mehrere Bürgen für die ganze 
Schuld verpflichtet find, der zahlende eine Bürge gemäß 
Art. 2033 des c. c. einen Rückgriff gegen den Mitbürgen 
wegen deſſen Antheils hat, falls nicht unter den Bürgen ver⸗ 
einbart iſt, der zahlende Bürge ſolle dieſen Rückgriff nicht haben, 
und daß eine ſolche Vereinbarung ſchon darin liegen kann, daß 
der zweite dem erſten Bürgen erkennbar macht, er wolle nur 
als Nachbürge haften, und der erſte Bürge ſich ausdrücklich 
oder ftillſchweigend damit einverſtanden erklärt. Mit dieſen 
Rechtsgrundſätzen befindet ſich das O. L. G. im Einklang. 
II. C. S. i. S. Erben Wimar c. Hammelrath vom 4. Juni 
1901, Nr. 113/1901 II. M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Alfred Bach beim Landgericht Stutt⸗ 
gart; — Rechtsanwalt Paul Haßfurther beim Land⸗ 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Ludwig Sinsheimer 
beim Amtsgericht Grünſtadt; — Rechtspraktikant Eugen 
Baſchab beim Landgericht Zweibrücken; — Rechtspraktikant 
Fritz Leiprecht beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt 
Eduard Müller beim Landgericht Regensburg; — Rechts- 
anwalt Dr. Friedrich Uibeleiſen beim Landgericht Eichſtätt; — 
Rechtspraktikant Friedrich Knapp beim Landgericht Fürth; — 
Gerichtaſſeſſoren Georg Loenartz, Dr. v. Davidſon beim 
Landgericht Koblenz; — Rechtsanwalt Oskar Emil Polſter 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Karl Reichold 
beim Landgericht Nürnberg; — Acceſfiſt Dr. Johanns beim 
Amtsgericht Delmenhorſt und beim Landgericht Oldenburg; — 
Rechtsanwalt David Raphael beim Amtsgericht Kolmar i. P.; 
— Rechtsanwalt Hans Harth beim Landgericht Ansbach; — 
Rechtsanwalt Fritz Adolf Bohriſch in Mittweida beim Land⸗ 
gericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Carl Nadorff beim Amts⸗ 
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gericht Erwitte; — Rechtsanwalt Crone beim Amtsgericht 
Plettenberg; — Rechtsanwalt Dr. Oskar Häring beim Land. 
gericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Paul Carl Eduard 
Erich Druckmüller beim Amtsgericht Dresden; — Rechts- 
anwalt Magnus Knebuſch beim Landgericht Güſtrow; — 
Rechtsanwälte Illch, Hartmann beim Landgericht II Berlin; 
— Juſtizrath Auguſt Munckel beim Kammergericht Berlin; — 
Rechtsanwalt Cramer beim Amtsgericht Schlettſtadt und beim 
Landgericht Colmar; — Rechtsanwalt Juſtizrath Bielawski 
beim Landgericht II Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Ludwig 
Greven beim Landgericht Coͤln; — geprüfter Rechtspraktikant 
Ferdinand Mayer beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt 
Max Mayer beim Landgericht Hof; — Rechtsanwalt Michael 
Dechant beim Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt Oskar 
Romann beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Walter 
Bahn beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Julius 
Hayn beim Landgericht I Berlin. 


Lö ſchungen. 

Rechtsanwalt Richard Paepcke beim Amtsgericht Pletten⸗ 
berg; — Rechtsanwalt Raphael beim Amtsgericht Deutſch⸗ 
Krone; — Rechtsanwalt Adolf Paulus beim Landgericht 
Kempten; — Rechtsanwalt Dr. Auguſt Nolden beim Amts⸗ 
gericht und beim Landgericht Elberfeld; — Rechtsanwalt Reinhold 
Friedrich Roßbach beim Landgericht Leipzig und beim Amtsgericht 
Leisnig; — Rechtsanwalt Dr. Linde beim Landgericht und 
beim Amtsgericht Lübeck; — Rechtsanwalt Oskar Romann 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Skopnik beim 
Landgericht II Berlin; — Juſtizrath Auguſt Munckel beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Juſtizrath Siegmund 
Loewy beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. Schmitz II beim Landgericht Cöln; — Rechtsanwalt 
Curt Schramm beim Amtsgericht Kolmar i. P.; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Santo beim Amtsgericht Swinemünde; — Rechts ⸗ 
anwalt Karl Seitz beim Landgericht München I; — Rechts⸗ 
anwalt Max Hirſchberger beim Amtsgericht Tegernſee; — 
Rechtsanwalt Fiſcher beim Landgericht Tübingen; — Rechts ⸗ 
anwalt Bürgermeifter Dietrich Saling beim Amtsgericht 
Brüel; — Rechtsanwalt Anton Felix Donnerhak beim Land- 
gericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Ernſt Guſtav Jordan beim 
Landgericht Freiberg. 

Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Berlin in 
Schmalkalden; — Rechtsanwalt Sch much in Caſſel; — Rechts. 
anwalt Raphael in Kolmar i. P.; — Rechtsanwalt Mayer 
in Anklam. 

Todesfälle. 

Rechtsanwalt Bernhard Freytag in Leipzig; — Rechts- 
anwalt Juſtizrath Krupp I in Bonn; — Rechtsanwalt und 
Notar Dr. Ernſt Auguſt Robert Karl Wieck in Berlin; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Bitzer in Hamm; — Kechts⸗ 
anwalt Selig Goldſchlag in Berlin; — Rechtsanwalt Juſtiz⸗ 
rath Max Durlacher in München; — Rechtsanwalt Ebert 
in Hanau; — Rechtsanwalt Auguftin Gutheinz in Obern⸗ 
dorf; — Rechtsanwalt Anton Holtmann in Meiderich. 
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Ueber die Aufgaben der Juriſtiſchen Wochenſchrift, 


ein Antrittswort des neuen Schriftleiters mit Bitte 
um Mitarbeit. 


Der Unterzeichnete, der mit dieſer Nummer der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift deren Schriftleitung an- 
tritt, empfindet ſtark die moraliſche Verantwortlich⸗ 
keit, die mit der redaktionellen Verantwortlichkeit 
eines ſo wichtigen Organs, des Organs des deutſchen 
Anwaltvereins, verknüpft iſt. Ein Organ, das nicht 
nach allen Richtungen der Bethätigung, denen es zu 
dienen beſtimmt iſt, zweckmäßig bethätigt wird, 
geräth in die Gefahr zu verkümmern und zum 
Mindeſten einſeitig zu werden. Die Zwecke aber, 
denen die Juriſtiſche Wochenſchrift ihrer eigentlichen 
Idee nach zu dienen beſtimmt iſt, ſind von außer⸗ 
ordentlich vielſeitiger und umfaſſender Art. Als 
Organ des deutſchen Anwaltvereins will dieſe Zeit⸗ 
ſchrift zunächſt ein publiziſtiſches Werkzeug fein, die 
Intereſſen und Ideale der deutſchen Rechtsanwaltſchaft 
zu vertreten und zu fördern. Die Intereſſen und Ideale, 
die wir zu vertreten haben, ſind aber nicht nur ſolche 
unſeres Standes im Sinne einer beliebigen, auf 
ſolidariſche Wahrung und Förderung ihrer eigenen 
wirthſchaftlichen Grundlagen und ihrer Standesehre 
bedachten Berufsgenoſſenſchaft, vielmehr ſind ſie 
bei der hohen Bedeutung unſeres Standes für das 
Rechtsleben der Nation mit allen Faſern mit dem ſo 
außerordentlich zarten und vielſeitigen Nervengewebe 
des Rechtslebens überhaupt verwachſen. Es giebt 
kaum eine Frage der Geſetzgebung und Rechtspflege, 
bei der nicht an erſter Stelle die Rechtsanwalt ⸗ 
ſchaft ſowohl berechtigt als auch verpflichtet er- 
ſcheinen dürfte, ein Urtheil mitabzugeben. Der Um⸗ 
fang unſerer Aufgaben, wenn man ihn im idealen 
Sinne erfaßt, iſt daher ein ſo großer, daß er den 
Aufgabenkreis jedes gewöhnlichen Berufsorgans 
ſowohl als auch jeder wiſſenſchaftlichen Fachzeitſchrift 
überſchreitet, und daß von vornherein klar iſt, daß 


) Für die Redaktion beſtimmte Sendungen ſind vorläufig an 
die Verlagshandlung zu richten. N 


die Zeitſchrift allen Anſprüchen, die von dieſem idealen 
Geſichtspunkte aus an fie geſtellt werden können, 
unmöglich gerecht werden kann. Dennoch ſollte ihr 
dieſe Größe und Vielſeitigkeit des Aufgabenkreiſes 
wenigſtens einen Anſpruch auf einen möglichſt großen 
Mitarbeiterkreis gewährleiſten. Wenn man den nicht 
geringen Antheil, den Rechtsanwälte an der Publi- 
ziſtik überhaupt, beſonders aber in den letzten Jahr- 
zehnten regen Geſetzgebungslebens, an der juriſtiſchen 
Litteratur aufzuweiſen haben, ins Auge faßt, ſollte 
man auch erwarten können, daß es ihr zum Mindeſten 
innerhalb der deutſchen Anwaltſchaft ſelbſt an Mit- 
arbeitern nicht fehlen fönne Daneben aber würde 
fie ſelbſtverſtändlich ihre Spalten keinem das Rechts- 
leben betreffenden Beitrage aus anderen, an dieſem 
Rechtsleben praktiſch mitwirkenden oder kraft ihrer 
wiſſenſchaftlichen Bildung zu einem Urtheil berufenen 
Kreiſen verſchließen knnen. Im Gegentheil müßten 
wir gerade ſolche Beiträge aus den Kreiſen unſerer 
Kollegen im weiteſten Sinne als beſonders ſchätzens⸗ 
werth begrüßen. Die Juriſtiſche Wochenſchrift konnte 
und ſollte bei der durch den Anwaltverein ſchon an 
und für ſich gewährleiſteten ſtattlichen Zahl von 
Abonnenten eines der vornehmſten Organe für die 
Behandlung aller Fragen des aktuellen Rechtslebens 
ſowohl de lege lata als auch de lege ferenda jein! 

Wenn ſie dieſem Ideale leider noch ſehr fern 
ſteht, ſo ſcheint mir die Frage, wo die Schuld liegt, 
keine müſſige zu ſein. Ich betrachte es nun nicht 
nur als Ehrenpflicht gegenüber meinem Vorgänger, 
ſondern ſpreche im eigentlichſten Sinne pro domo, 
wenn ich jegliche Schuld daran von der Schriftleitung 
abwälzen mochte. Die Schriftleitung kann doch nichts 
anderes thun, als zur Mitarbeit auffordern und um 
Beiträge bitten. Vorwürfe, wie ſie z. B. aus den 
Reihen unferes Anwaltvereins auf dem Mainzer 
An waltstage erhoben find gegen den zu dürftigen 
Inhalt unſeres Organs, könnten die Schriftleitung 
nur treffen, wenn man ſie für verpflichtet erklären 
dürfte, anſtatt für eine Zu ſammenſtellung des In⸗ 
halts zu ſorgen, dem ganzen idealen Aufgabenkreiſe 
aus eigener Feder gerecht zu werden. 
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Ich appellire daher mit dieſem Antrittswort an 
den kameradſchaftlich kollegialen Geiſt, der eine 
Zierde unſeres von Cicero als militia urbana ſehr 
treffend gekennzeichneten Berufs ſein ſollte, ihre 
eigene praktiſche Arbeit durch gelegentliche Mitarbeit 
und wiſſenſchaftliche bezw. publiziſtiſche Verwerthung 
ihrer praktiſchen Erfahrungen im Dienſte der All- 
gemeinheit zu adeln. Mangel an Zeit und Muße 
ſollte Niemand, der in ſich die Befähigung zum 
klaren Ausdruck feiner Ueberzeugung ſpürt, vor- 
ſchützen. Das vor uns liegende unbeackerte Gefilde 
iſt ſo groß, daß es überflüſſig ſein dürfte, auf die 
zahlreichen, ſich jedem Praktiker darbietenden Fragen 
ſowohl de lege lata als auch de lege ferenda, 
deren Behandlung oder auch nur Anregung in 
unſerer Wochenſchrift das Intereſſe nicht nur ihrer 
ſchon vorhandenen zahlreichen Abonnenten, ſondern 
auch weiterer Kreiſe wachrufen müßte, auch nur in 
genereller Andeutung hinzuweiſen. 

Ich bitte aber zum Schluß auch die Herren Mit- 
glieder des Richterſtandes und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaften, ſowie überhaupt alle Beamten und Lehrer 
der Wiſſenſchaft, mit denen uns Rechtsanwälte die 
Arbeitstheilung im Dienſte der Gerechtigkeit, die 
richtig verſtanden eine Kombination der Kräfte iſt, 
verbindet, der Juriſtiſchen Wochenſchrift ihre Be— 
achtung und Förderung nicht zu verſagen. 

Jena, im Juli 1901. C. Kuhlenbeck, Dr. jur., 

Rechtsanwalt. 


Die deutſche Rechtsanwaltſchaft an der Wende 
des Jahrhunderts. 
V. 
(Schluß.) 

Kehren wir von dem Ausfluge ins Ausland zu den 
heimiſchen Zuſtänden zurück, ſo haben wir den Eindruck, daß 
bei uns ſchwerlich Jemand die Verfaſſung der deutſchen Rechts- 
anwaltſchaft mit der engliſchen, franzöfiſchen oder auch belgiſchen 
ohne Weiteres vertauſchen möchte. Wenn ſchon dort, wie 
Weinrich treffend bemerkt, der Zug der Entwicklung, mit einziger 
Ausnahme Englands, auf die Vereinigung der Advokatur und 
Anwaltſchaft geht, ſo iſt für uns an die rückläufige Bewegung 
der Trennung beider Verrichtungen nicht zu denken. Wohl 
kein deutſcher Rechtsanwalt dürfte geneigt ſein, ſich auf die 
Stellung des engliſchen solicitor oder des franzoͤſiſchen avoué 
beſchränken zu laſſen. Aber auch nur wenige, ſoweit erſichtlich, 
würden bereit fein, ſich auf die Thätigkeit des barrister und 
des avocat zurückzuziehen. Dann aber ſollte man ſich auch 
nicht verhehlen, daß zwiſchen der deutſchen Rechtsanwaltſchaft 
und dem Richteramte diejenige enge Verbindung nicht möglich 
iſt, wie ſie in Belgien, Frankreich und vollends in England 
beſteht. In England wird es Niemanden beifallen, auch dem 
tüchtigſten und bewährteſten solicitor die Stellung auch nur 
eines Grafſchafts⸗ oder beſoldeten Polizeirichters zugänglich zu 
machen; und thatſächlich ſcheiden für die Berufung zum Richter ⸗ 
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amte auch diejenigen barristers aus, die in geſchäftlichen Unter- 
nehmungen Verwendung geſucht haben. Dabei iſt durchaus 
nicht der Mangel der ohnehin dürftigen Vorbildung des 
barrister entſcheidend, da mancher solieitor wie in Frankreich 
mancher avoué die Vorbildung des barrister und avocat hat. Es 
iſt die privatrechtliche Verantwortlichkeit der Geſchäftsführung und 
die daraus entſpringende Abhängigkeit, von welcher der avocat 
grundſätzlich und der barrister ſogar rechtlich frei gehalten wird, 
was fi) vor die Schwelle des Richteramtes lagert. Der deutſche 
Rechtsanwalt hat kein Arg dabei, zu dem Rechtſuchenden im 
Verhältniſſe des Mandats zu ſtehen — mindeſtens für die 
außergerichtliche Geſchäftsführung trifft im Grunde nur das 
der Dienſtmiethe zu. Und dieſer Grenzwall häuft fich um fo 
höher an, je weitere Ausdehnung der außergerichtlichen Geſchäfts⸗ 
führung gegeben wird. 

Vor der Rechtsanwaltsordnung war die Auffaſſung von dem, 
was dem Anwalt in dieſer Richtung anſteht, in verſchiedenen Theilen 
Deutſchlands ſtark abweichend. Im Bezirke des Appellationshofes 
zu Köln hat man ſich, ungeachtet der Verbindung von Advokatur 
und Anwaltſchaft, den Grenzen möͤglichſt nahegehalten, die in 
Frankreich dem Advokaten gezogen find, und damit deckte ſich 
die Anſchauung der durchweg aus dem Richterſtande hervor⸗ 
gegangenen altpreußiſchen Rechtsanwälte. Anderwärts hatten 
ſich andere Gewöhnungen gebildet, denen das gemeinſame Geſetz 
ſtillſchweigend Raum gelaſſen hat, und in dieſen iſt der Nach⸗ 
wuchs allenthalben mehr oder minder weit eingerückt. Auf dieſem 
Rechtsboden hat ſich die ehrengerichtliche Thätigkeit beſcheiden 
müſſen, nur die ſtärkſten Auswüchſe abzuſchneiden. Die Ent- 
ſcheidung des Ehrengerichtshofs vom 23. Dezember 1880 
(J. S. 237) geht davon aus, daß „der Nebenbetrieb eines 
anderen bürgerlichen Gewerbes dem Rechtsanwalt im Allgemeinen 
unter dem Geſichtspunkt des 8 28 der R. A. O. nicht unterfagt 
erſcheint“; der Betrieb einer Schankwirthſchaft, auch durch einen 
vorgeſchobenen Dritten, iſt allerdings „mit der Achtung, welche 
der Beruf und die Würde der Rechtsanwaltſchaft erfordern, nicht 
in Einklang zu bringen“ — aber auch dies erhält noch eine gewiſſe 
Einſchränkung durch den weiteren Satz der Entſcheidungsgründe: 
„ein jo exponirter und vom polizeilichen Ermeſſen ab- 
hängiger Gewerbebetrieb erſcheint unvereinbar mit derjenigen 
Unabhängigkeit einerſeits und derjenigen Delikateſſe andererſeits, 
welche von jeher als die Grundbedingungen einer gedeihlichen 
Entwickelung des Advokatenſtandes gegolten haben“. — Die 
Entſcheidung vom 5. Februar 1890 (V. S. 145) erachtet den 
Ankauf von fünf Kühen durch einen Rechtsanwalt zur Sicherung 
einer Gebührenforderung nur deshalb für der ehrengerichtlichen 
Rüge unterfallend, weil er „ſimulirt“ geweſen ſei; hiernach in 
Verbindung mit dem Satze, von welchem die vorangeführte 
Entſcheidung ausgeht, würde ein ernſthafter Handel mit Kühen 
gegen die „Würde“ und „Delikateſſe“ des Auwaltſtandes nicht 
verſtoßen. — Die Entſcheidung vom 2. Mai 1891 (V. S. 132) 
ſtimmt dem Ehrengericht darin bei, daß „die Uebernahme der 
Vermittelung des Kaufgeſchäfts über ein Rittergut gegen bie 
ubliche Mäklergebühr nicht die Würde des Anwaltſtandes dei 
letze, wenn es auch richtig iſt, daß derartige Geſchäftsvermitt⸗ 
lungen in einer Weiſe betrieben werden können, die mit der 
Würde des Anwaltſtandes nicht vereinbar iſt. Die bloße Möglich 
keit aber, ein Anwalt könne durch Vermittlung eines Gutzskaufes 
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zu unwürdigen Handlungen veranlaßt werden, genügt nicht, 
um ſeine Vermittlerthätigkeit unter allen Umſtänden als eines 
Anwalts unwürdig erſcheinen zu laſſen.“ Von der Empfindung, 
daß eine lediglich auf Geſchäftsgewinn gerichtete Thätigkeit ohne 
jeden Einſatz derjenigen geiſtigen Arbeit, die den Beruf des 
Rechtsanwalts ausmacht, lediglich deshalb mit dieſem Berufe 
unvereinbar ſein könnte, findet ſich in dieſen Ausſprüchen nicht 
der leiſeſte Anklang. Es wäre aber auch bei den in den ge⸗ 
bildetſten und höchftgeftellten Geſellſchaftskreiſen noch herrſchenden 
Anſchauungen über die Unverfänglichkeit des arbeitloſen Gewinns 
durch Ankauf von Grundſtücken oder Börſenpapieren zu gewinn⸗ 
bringender Verwerthung eine unbillige Härte, den Rechtsanwälten 
einen Gewinn von gleichem fittlichen Werthe, wie er ſich ihnen 
im Bereiche einer geſetzlich nicht unterſagten Beſchäftigung bietet, 
ehrengerichtlich zu verſchränken. Nur würde es räthlich ſein, in 
ſolchem Zuſammenhange weniger von der „Würde“ als etwa von 
der Ehrenhaftigkeit des Anwaltſtandes zu ſprechen; und unehren⸗ 
haft an ſich iſt weder das Mäklergeſchäft, noch der Handel mit 
Kühen, aber am Ende doch auch nicht der Betrieb einer Schank⸗ 
wirthſchaft. 

Wenn nun die immer wiederholte Behauptung, daß in den 
letzten Jahrzehnten das Anſehen des Anwaltſtandes geſunken 
ſei — die ich mich zu meinem Theile ſo wenig zu beſtreiten 
wie zu beſtätigen getraue — richtig wäre, ſo müßte ich den 
Grund dieſer Erſcheinung viel eher als in der mangelhaften 
Vorbildung eines Theiles der jüngeren Anwälte, in der Aus⸗ 
dehnung ſuchen, welche die außergerichtliche Geſchäftsführung 
auf dem Boden der Rechtsanwalts ordnung erfahren hat. Die 
Leiſtungen eines Berufs im Ganzen werden immer nach 
dem Durchſchnitt geſchätzt, und dieſer wird heute für die deutſche 
Rechtsanwaltſchaft nicht geringer ausfallen als vor 25 Jahren 
und als in irgend einem anderen Lande. Das Anſehen eines 
Standes dagegen wird durch das täglich und offen vor Augen 
liegende Verhalten auch nur einer anſehnlichen Minderzahl ſeiner 
Angehörigen beſtimmt — wie ſchwer leidet unter der Anwendung 
dieſes Maßſtabes der deutſche Adel! Dieſe Verſchiedenheit des 
Urtheils erklärt ſich daher, daß minderwerthige Leiſtungen eines 
Theiles der Berufsgenoſſen durch hervorragende Tüchtigkeit eines 
entſprechenden Theiles aufgewogen werden, weil dieſe Leiſtungen 
in gleicher Weiſe der allgemeinen Kenntniß zugänglich werden, 
während die vornehmere Auffaſſung der Standespflichten fich 
regelmäßig nur in der Zurückhaltung, ſelten in beſtimmten 
Handlungen äußern kann, die ſo in die Augen fallen, wie das 
die Standesehre herabſetzende Verhalten anderer und mehrerer 
Standesgenoſſen. Wenn alſo auch nur in wenigen Fällen 
einzelne Anwälte um Mäklerlohn Kaufgeſchäfte vermitteln 
oder zur Deckung ibrer Gebührenforderungen Kühe kaufen, ſo 
muß gerade ihr durch die Entſcheidungen der Ehrengerichte be- 
ſtätigter guter Glauben, damit der „Würde“ ihres Berufs nichts 
zu vergeben, von unausbleiblicher Wirkung auf das Maß der 
„Würde“ ſein, die dem Berufe in der öffentlichen Meinung 
zuerkannt wird. 

Je weniger aber daran zu denken iſt, die Abhülfe eines 
Mißſtandes, der allgemein gar nicht als ſolcher erkannt iſt, von 
einſchränkenden Vorſchriften der Geſetzgebung zu erwarten, deſto 
mehr muß ſich ein ſchon von vielen Seiten unterſtützter Vor⸗ 
ſchlag empfehlen, der jedenfalls auch die Wirkung haben müßte, 
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den Anwaltſtand vor dem Eindringen ſolcher Mitglieder zu be- 
wahren, von denen ſich mit einiger Sicherheit vorausſehen läßt, 
daß fie neben ſonſtiger Ausbeutung des Berufs die außergerichtliche 
Geſchaftsführung bis an die äußerſte Grenze auszudehnen geneigt 
ſein werden, ohne gerade eine ausreichende Handhabe zu ehren⸗ 
gerichtlicher Ahndung im Rahmen ihrer zur Zeit angenommenen 
Grenzen zu bieten. Es iſt das der mehrerwähnte Vorſchlag des 
Celler Gutachtens von 1894 in der verbeſſerten Faſſung des 
Kölner Vorſtandes: daß die Zulaſſung zur Anwaltſchaft verſagt 
werden muß, wenn Thatſachen vorliegen, welche nach dem 
Gutachten des Vorſtandes der Anwaltskammer die Ueberzeugung 
begründen, daß der Antragſteller ſeine Berufsthätigkeit nicht ge⸗ 
wiſſenhaft ausüben oder ſich der Achtung nicht würdig zeigen wird, 
die ſein Beruf erfordert. Im letzten Aufſatze (Jur. Wochenſchr. 
Nr. 35/38 S. 291) find jetzt die für den engliſchen solicitor 
geltenden ungleich dehnbareren Beſtimmungen mitgetheilt: das 
Komittee der Law Society kann dem Kandidaten, der die 
Prüfung beſtanden hat, unter Berufung an den Master of the 
Rolls das Zeugniß verweigern, wenn es für erwieſen erachtet, 
daß er „fittlich ungeeignet“ iſt, und der Master of the Rolls 
kann noch das ertheilte Zeugniß bei Seite ſetzen und die Zu⸗ 
lafſung verweigern, wenn ihm ein „genügender Grund dargelegt 
wird“. Soll in der deutſchen Rechtsanwaltſchaft mit der Ad⸗ 
vokatur die gerichtliche Geſchaͤftsführung verbunden und die 
außergerichtliche geſtattet bleiben, ſo kann ſie ſich gegen eine 
Sicherheitsvorkehrung nicht ſträuben, die in England für die 
geſchäftsführende Anwaltſchaft als nothwendig und unbedenklich 
gilt. — Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat in- 
zwiſchen die von dem Münchener Anwaltstage mit Stimmen- 
gleichheit abgelehnte Einführung der Suspenſion als ehren⸗ 
gerichtlicher Strafe wieder auf die Tagesordnung des diesjährigen 
Anwaltstages geſetzt. Es wird für die Bejahung dieſer Frage 
jedenfalls auch ins Gewicht fallen, daß, wie im letzten Aufſatze 
(a. a. O. S. 292) mitgetheilt, dieſe Strafe in England ſogar 
für die barristers beſteht. Dieſe Strafe würde gerade auch 
von beſonderer Bedeutung für ungehörige Arten der Gefchäfts- 
führung ſein, für welche die Ausſchließung im erſten Falle meiſt 
zu hart, die nächſt geringere Strafe aber vielfach unwirkſam iſt. 
Es wäre aber dringend zu wünſchen, daß der Vorſtand in 
gleicher Weiſe den Vorſchlag Celle-Köln, der in Stuttgart gar 
nicht zur Verhandlung gelangt iſt, noch einmal und unbeſchwert 
mit der verlängerten Vorbereitungszeit auf die Tagesordnung des 
Anwaltstages bringe; die Verſammlung würde ſich den gewichtigen 
Gründen, die dafur ſprechen, ſchwerlich entziehen können. 

Auf der anderen Seite aber wird, ohne an der durch⸗ 
gängigen Verbindung von Advokatur und Anwaltſchaft zu rütteln, 
immer noch die Frage geſtattet ſein, warum denn die Möglichkeit 
einer freiwilligen Beſchränkung auf die erſtere Thätigkeit, welche 
die Freiheit von den Pflichten des bei einem beſtimmten Ges 
richte zugelaſſenen Anwalts mit dem Verzicht auf ſeine Rechte 
zu erkaufen bereit iſt, ſchlechthin ausgeſchloſſen bleiben muß. 
Daß nur wenige zu dieſer Beſchränkung bereit wären, kann 
doch nicht rechtfertigen, dieſen wenigen zu verſagen, was in 
verſchiedener Hinſicht ihnen von hohem Werthe und dem Gemein⸗ 
weſen gewiß nicht zum Schaden wäre. Es iſt ſchlechthin nicht 
abzuſehen, warum jeder, der ſich berufen fühlt, die Rechtſuchenden 
in ihren Angelegenheiten zu berathen und ihre Rechte im münd⸗ 
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lichen Verfahren auszuführen, bis ins hoͤchſte Alter — da ihm 
der Zugang zum Richteramte ſo gut wie verſperrt iſt — und 
bis in die höchfte Inſtanz hinein mit der Verantwortlichkeit für 
die Wahrung von Formen und Friſten und für Dinge von 
ähnlicher Geiſtesanſpannung ſich belaften, warum er verpflichtet 
bleiben muß, Armenſachen nach Verfügung des Gerichts zu 
übernehmen und die Vergütung einer freien geiſtigen Arbeit, 
ſtatt wie der Schriftſteller und Künſtler nach eigenem Ermeſſen, 
als Regel im Syſtem des Pauſchquantums zu ſuchen, das darauf 
hinausläuft, die eine Partei über Verhältniß ihrer Mittel hinaus 
zu beſteuern zum Vortheil anderer beſſer geſtellter, während die 
ausnahmsweiſe Geſtattung eines beſonderen Honorars in die 
äußerſt vornehme Geſtalt des Feilſchens mit der Partei gezwängt 
iſt. Da ich indeß gewiß bin, daß dieſe Anregung heute dem⸗ 
ſelben Mißtrauen der Gewöhnung begegnen wird, wie vor fünf⸗ 
undzwanzig Jahren, wäre es unfruchtbar, über die Einzelheiten 
einer ſolchen Einrichtung innerhalb des Standes der Rechts- 
anwälte und ihre Bedeutung für den Stand mich weiter zu 
verbreiten. 

Die vorſtehend berührten Aenderungen der Verfaſſung der 
Rechtsanwaltſchaft find aber auch die einzigen, auf welche die 
Betrachtung der Verhältniſſe des Standes im Auslande führen 
kann. Insbeſondere zeigen dieſe zu einer Erſchwerung der 
Bedingungen für die Zulaſſung zum Berufe nicht den mindeſten 
Anlaß. Die Freunde der verlängerten Vorbereitungszeit könnten 
ſich ſcheinbar darauf berufen, daß der engliſche barrister, wenn 
er in die Stellung des solicitor übergehen will, immer noch 
eine gewiſſe Lehrzeit und mindeſtens die Abſchlußprüfung be⸗ 
ſtehen muß. Aber für den barrister giebt es einen „praktiſchen 
Vorbereitungsdienſt“ in unſerem Sinne nicht. Seine drei⸗ 
jährige Vorbereitung iſt nur der wiſſenſchaftlichen Ausbildung 
im geltenden Rechte gewidmet, die nach deſſen eigenartiger Ent⸗ 
wicklung nur bei den Gerichten erworben werden und zu 
welcher das überhaupt nicht vorgeſchriebene Univerſitätsſtudium 
nur eine allgemeine Vorbildung geben kann. Die formalen 
Kenntniſſe und Fertigkeiten, die der solieitor in feiner Lehrzeit 
erwirbt und die der deutſche Rechtskandidat im praktiſchen Vor⸗ 
bereitungsdienſte erwerben ſoll, find für den barrister wie für 
den avocat als ſolchen von geringer Bedeutung, da er keine 
formalen Geſchäfte führt bis auf ſolche, zu denen die Fertigkeit 
erſt durch langjähriges Eindringen in das geltende Recht er- 
worben werden kann. 

Wenn aber die bisherige Weiſe des „praktiſchen Vor⸗ 
bereitungsdienſtes“ in Deutſchland den Durchſchnitt der an⸗ 
gehenden Anwälte nicht die zur beſten Ausübung des Berufs 
hinreichende Sicherheit in den formalen Berufsgeſchäften ge⸗ 
währt und für abſehbare Zeit keine Ausſicht beſteht, dafür Ab. 
hülfe zu erlangen, ſo weiſen die Mittheilungen, die Weinrich 
und Leſſe über die belgiſche Advokatur gemacht haben, jeden der 
ſehen will auf den ganz andern Weg als den der fortgeſetzten 
Unmündigkeit hin, den Mangel durch die Selbſtthaͤtigkeit des 
Standes zu ergänzen. Der belgiſche wie der franzoͤſiſche avocat 
tritt alsbald nach erlangter wiſſenſchaftlicher Vorbildung in den 
Stand ein, er gehört dieſem auch während der drei Jahre an, 
die er au stage verbringen muß. Die praktiſche Anleitung, 
deren er bedarf, gewähren ihm in dieſer Zeit nur die älteren 
Beos Wenn nun der deutſche Rechtsanwalt nach 
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drei oder gar vierjähriger „praktiſcher“ Vorbereitung und er⸗ 
langter Befähigung zum Richteramte vollen Anſpruch darauflhat, 
alsbald als vollberechtigtes Mitglied in den Stand aufgenommen 
zu werden, ſo hindert dies keineswegs eine weitere erzieheriſche 
Einwirkung der älteren Berufsgenoſſen, nur daß ſte in dem 
gegenwärtigen Zuſtande der genoſſenſchaftlichen Einrichtungen 
der Rechtsanwaltſchaft nicht die genügende Forderung findet. 
Den Anwaltskammern fehlt ebenſo ſehr die Unterlage engerer 
örtlicher Vereinigungen wie die Zuſammenfaſſung in einer all ⸗ 
gemeinen Berufsgenoſſenſchaft. Bei der Bildung der Anwalts⸗ 
kammern im Anſchluß an die Oberlandesgerichte iſt man dem 
franzöftfchen Vorbilde gefolgt, ohne zu beachten, daß die fran- 
zoͤfiſchen Advokaten in der That durchweg am Sitze des Appell⸗ 
hofs wohnen, während nach dem deutſchen Ideal der Recht⸗ 
ſuchende an jedem Amtsgerichtfitze einen, wenn nicht mehrere 
Anwälte finden ſoll, die in Frankreich nur für die avoués 
beſtehende Lokalifirung aber an jedem Landgerichtsfitze eine 
größere Zahl von Rechtsanwälten zuſammenführen mußte; wie 
denn auch die preußiſchen Einrichtungen im Bezirke des Appell- 
hofs zu Köln, denen man die großen Landgerichte nachbildete, 
die Anwaltsgenoſſenſchaften an die Landgerichts bezirke an⸗ 
geſchloſſen hatte. So erſprießlich die freien örtlichen Anwalts⸗ 
vereine und der deutſche Anwaltsverein wirken — es fehlt ihnen 
der heilſame Zwang der geſetzlichen Zugehörigkeit aller Anwälte 
des Bezirks und des Reichs, es fehlt ihnen eben darum die 
Befugniß, den Genoſſen Pflichten aufzuerlegen — es bedurfte 
wohl der Ueberlegung, ob nicht darin auch die beſtehenden An⸗ 
waltskammern zu dürftig ausgeſtattet find. Zu einem ſtetigen 
genoſſenſchaftlichen Leben aber find dieſe für ſich nicht geeignet, 
weil allgemeine Verſammlungen der meiſt über einen weiten Bezirk 
zerſtreuten Mitglieder und ſelbſt Vereinigungen der Vorſtände 
nur ſelten möglich find, während ſie als Zwiſchenbildung zwiſchen 
engeren Genoſſenſchaften und einer alle Anwälte des Reichs zu⸗ 
ſammenſchließenden Berufsgenoſſenſchaft von größerer Bedeutung 
ſein könnten als jetzt. a 

Indeß find auch die freien Anwaltvereine um ſo mehr im 
Stande, die Stelle geſetzlicher Genoſſenſchafen zu vertreten, je 
mehr ſie den Mangel der Nöthigung zum Beitritt für diejenigen 
Standesgenoſſen, denen der genoſſenſchaftliche Halt am meiſten 
Noth thut, durch die Anziehungskraft der Vortheile erſetzen, die 
fie ihnen fichtlich gewähren. Was ſie zur wiſſenſchaftlichen Fort⸗ 
bildung den jungen Anwälten und da dieſe niemals aufhören 
fol, durch Anregung auch den älteren leiſten können, habe ich 
in dem Bericht für den Mainzer Anwalttag angedeutet. Hier 
liegt vor allem nahe, wie fie den angehenden Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften die „verlängerte Vorbereitungszeit“ in der praktiſchen 
Ausübung des Berufs zu erſetzen vermögen. 

Die Vorſtände der Anwaltvereine beſtehen durchweg aus 
älteren, jedenfalls aus angeſehenen und bewährten Rechtsanwälten. 
Der Ehre, durch die freie Wahl der jüngeren Berufsgenoſſen 
an die Spitze ihrer Vereinigung geſtellt zu ſein, ſollte doch wohl 
die Pflicht entſprechen, den letzteren in zweifelhaften Fällen mit 
ihrem Rathe beizustehen, die auch den beſt vorgebildeten Juriſten 
in den Anfängen einer verantwortungsvollen Berufsthätigkeit 
Verlegenheit und Sorge bringen. Gewiß geſchieht dies auch 
jetzt täglich und vielfach, aber es wird doch mehr oder minder, 
zumal wo die Zahl der bei demſelben Gericht beſchäftigten An- 
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wälte den Kreis einer engeren täglichen Berührung überſchreitet, 
eine beſondere perſönliche Beziehung ſchon vorausſetzen. Würden 
ſich die Vorſtandsmitglieder, was ſie ohne erſt den Staubwirbel 
einer parlamentariſchen Satzungsberathung können, allgemein 
vielleicht in periodiſchem Wechſel zu dieſem kollegialen Dienſte 
erbieten, ſo darf erwartet werden, daß jeder wohlgefinnte junge 
Anwalt, ſicher dem Wohlwollen des älteren Berufsgenoſſen ſtatt 
etwa dem Mißtrauen gegen den unbequemen Mitbewerber zu 
begegnen, mit Freuden dieſen Weg der Belehrung betreten wird. 
Aus der freiwilligen genoſſenſchaftlichen Leiſtung würde dann 
den ſtändigen Berathern auch das Recht erwachſen, einen jüngeren 
Genoſſen, den fie in unbefangener von gehäſſiger Ausſpürung 
freier Beobachtung in Gefahr ſehen, auf Abwege zu gerathen, 
auch ungefragt zu warnen und auf das Bedenkliche ſeines Ver⸗ 
haltens aufmerkſam zu machen. Auf dieſem Wege würde auch 
die ältere Schicht der Rechtsanwaltſchaft, die noch die Trägerin 
der hinter die Rechtsanwaltsordnung zurückreichenden Standes⸗ 
überlieferung iſt, der ungehörigen Ausdehnung des außergericht⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebes mit einigem Erfolge entgegentreten 
konnen. 

Eine nicht minder wichtige Aufgabe der ortlichen Anwalt⸗ 
vereine iſt, mit der Stärke der genoſſenſchaftlichen Vereinigung 
die Stellung der Anwaltſchaft gegenüber dem Richteramte zu 
wahren. Wenn fie mit aller Anſpannung ihres Einfluffes nach 
innen und außen ebenſowohl jedem unſchicklichen Auftreten der 
Berufsgenoſſen vor Gericht, wie ihrer herabſetzenden Behandlung 
vom Richterſtuhle entgegentreten, ſo kann ihnen auf die Dauer 
der Erfolg nicht entgehen, mit der erzieheriſchen Wirkung nach 
der einen, auch den Ausſchreitungen von der anderen Seite vor⸗ 
zubeugen. Es kommt dabei nicht ſo ſehr auf die ſelteneren 
Faͤlle eines ſchroffen Zuſammenſtoßes an, die ohnehin Gegen ⸗ 
ſtand öffentlicher Beſprechung und amtlicher Beurtheilung werden, 
als auf die vielen kleinen Vorkommniſſe, die nur im Kreiſe des 
Berufs ihren Widerhall finden. Jeder dieſer Vorgänge, die 
eben ſo nahe die Achtung des Standes wie die Ehre ſeines 
einzelnen Mitgliedes berühren, ſollte zum Gegenſtande der Be⸗ 
ſprechung gemacht und nach vorſichtigſter Feſtſtellung des wirk⸗ 
lichen Sachverhalts eine möglichſt unbefangene abſchließende 
Beurtheilung erfahren, die den Fehler des Anwalts ohne 
Schonung rügt und gegen die „Ueberhebung des Amtes“ 
ohne unnöthige Schärfe Verwahrung einlegt. Wie jeder Anwalt 
die Mißbilligung der Standesgenoſſen härter empfinden wird 
als die Ahndung des Gerichts, ſo muß auch dem Richter das 
Bewußtſein ſich einprägen, daß hinter jedem Anwalt der ganze 
Stand ſteht, wenn er nach deſſen Urtheil ohne Vorwurf iſt. 

Die Anwaltvereine haben aber auch den Beruf, für die 
Hebung der Achtung des Standes und des Vertrauens zu ihm bei 
den Rechtſuchenden und in der öffentlichen Meinung zu wirken. 
Da kaum ein anderer wiſſenſchaftlicher Berufsſtand ſo ſehr dem 
Vorwurfe des Eigennutzes ausgeſetzt iſt, liegt dieſer Wirkungs⸗ 
kreis vornehmlich in der Richtung uneigennütziger Bethätigung 
für das Gemeinwohl auf dem Gebiete der Rechtspflege an ſolchen 
Stellen, wo unſere offentlichen Einrichtungen unzulänglich und 
fo lange fie es find. In dieſer Richtung genügt es, neben den 
von Weinrich und Leſſe warm empfohlenen Veranſtaltungen der 
belgiſchen Advokatur für den Schutz und die Verſorgung an⸗ 
geklagter Kinder auf die Anregungen zu verweiſen, die Gold⸗ 
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ſchmidt durch Schrift und That für die Reform der Armen- 
rechtspflege gegeben hat. „Der Widerſtand“, ſagt Weinrich am 
Schluſſe ſeines angezogenen Aufſatzes in den preußiſchen Jahr- 
büchern, „der den Bemühungen Goldſchmidts (unentgeltliche 
Konſultationsbüreaus ins Leben zu rufen) entgegengeſetzt wurde, 
und daß derſelbe ſchließlich durchgedrungen iſt, zeigt, daß der 
Geiſt, welcher die Advokatur Frankreichs und Belgiens beherrſcht, 
noch nicht Gemeingut der deutſchen Rechtsanwaltſchaft geworden 
iſt.“ Möchte das beſchämende, aber nur durch die That zu 
widerlegende Urtheil zur Selbfibefinnung und Einkehr auf- 
ſtacheln! | 

Im Auslande iſt die Advokatur zugleich Pflanzſchule und 
Erſatz des Berufsbeamtenthums für die Beſorgung der oͤffent⸗ 
lichen Angelegenheiten; die deutſche Rechtsanwaltſchaft iſt die 
letzte Zuflucht dazu befähigter, unabhängiger Kräfte, die unter 
dem Luftdruck der überwuchernden Bureaukratie mit dem ihr 
anhaftenden Verhängniß des Streberthums und der Abrichtung 
nicht athmen können. Je weniger lohnend an äußeren Ehren, 
deſto ehrenvoller kann fie an Gefinnung und Leiſtungen ſein. 
Nur raſtloſe Ausbildung und Anſpannung der Kräfte wird die 
Leiſtungen, nur ſtrenge genoſſenſchaftliche Selbſtzucht die Ge⸗ 
finnung verbürgen. 


In Anlehnung an die vorſtehend abgeſchloſſenen Aufſätze 
möge noch auf zwei Schriften über dieſen Gegenſtand hingewieſen 
werden, zu deren Erwähnung im Zuſammenhang ſich nicht die 
geeignete Stelle fand. „Die deutſche Rechtsanwaltſchaft 
in Wirklichkeit und in der öffentlichen Meinung“ von 
Dr. A. Korn, Rechtsanw. am Kammergericht (Berlin 1896, 
W. Ißleib), iſt die wacker und durchweg wohlgelungene Abwehr 
einer anonymen Schrift: „Der Untergang des deutſchen Anwalt⸗ 
ſtandes“, die übrigens ihr Selbſturtheil an der Stirne trägt. 
Korn, der ſich gegen die verlängerte Vorbereitungszeit ausſpricht, 
findet die Haupturſache für die mangelhafte Vorbildung der 
Juriſten in der unzureichenden Einrichtung des Aſſeſſorexamens, 
die er durch Einfügung von Klauſurarbeiten der keine genügende 
Gewähr für ihre Selbſtändigkeit gebenden größeren ſchriftlichen 
Arbeiten und Ausdehnung der mündlichen Prüfung auf zwei 
Tage, einen für das Privatrecht und einen für das öffentliche 
Recht, zu verbeſſern meint. Da indeß der Werth der Klauſur⸗ 
arbeiten in Hinficht auf den möglichen Mißbrauch noch frag- 
würdiger als der der größeren Arbeiten iſt und auch eine zwei⸗ 
tägige Prüfung lückenloſe Kenntniſſe nicht erbringen kann, würde 
die Abhülfe näher liegen, daß die Prüfung nicht auf „Kenntniſſe“ 
ſondern auf das ſelbſtändige Urtheil und in erſter Reihe auf 
die Probe der Selbſtändigkeit in den ſchriftlichen Arbeiten ge⸗ 
richtet würde. Sehr beachtenswerth iſt der Hinweis auf die zu 
ungleiche Vertheilung der Praxis, der Korn an erſter Stelle 
dadurch zu begegnen vorſchlägt, daß die Juſtizverwaltung den 
übermäßig beſchäftigten Anwälten keine Hülfsarbeiter (Aſſeſſoren 
und Referendare) gewähre, außer in Nothfällen. 

Auf eine Umgeſtaltung der deutſchen Juſtizeinrichtungen von 
Grund aus iſt die Schrift von Erwin Kruſe „Richteramt 
und Advokatur“. Anknüpfend an die Rede des preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 19. März 1896 findet der Verf. den 
Grund für die Klage, das Anſehen der preußiſchen Juſtiz habe 
gelitten, in der „Subalternifirung des Richteramtes“ — ein 
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Gefichtspunkt, der ſehr angezeigt iſt, ſoweit es ſich um die Ueber⸗ 
laſtung der Richter mit formalen Geſchäften handelt, die mit 
„fungibelen“ Kräften beſorgt werden können; der aber verfehlt 
iſt wenn er darauf hinausgeht, daß in der äußeren Ehren⸗ 
ſtellung die Juſtiz hinter der Verwaltung und vollends dem 
Heerdienſte zurücktritt. Wenn der Verf. dabei das Ausland 
zum Vergleich heranzieht, überfieht er, daß es dort nirgendwo 
einen Berufsſtand der Verwaltung giebt, der mit dem unſrigen zu 
vergleichen wäre; und wenn nach dem eigenen Zeugniſſe des 
preußiſchen Juſtizminiſters die beſten der für die Juſtiz aus⸗ 
gebildeten Kräfte in die Verwaltung abftrömen, jo kann der 
Grund dafür unmöglich allein in den „Auszeichnungen“ liegen, 
die hier zu erwarten ſind — für die beſten Kräfte wird doch 
wohl die Ausſicht auf freier Bethätigung unter ſelbſtändiger 
Verantwortlichkeit mehr wirken. Daß der Verf. dafür keinen 
Sinn hat, verräth ſich, indem er inmitten der grundſtürzenden 
Umgeſtaltung der Juſtizeinrichtungen, die er vorſchlägt, den Be⸗ 
ſtand von „Collegialgerichten“ nicht im Mindeſten anzweifelt. 
Der Gedanke einer „Differenzirung“ von höherem und niederem 
Richteramt ſchon im Vorbildungs⸗ und Prüfungsweſen wird 
bei unſeren Gewöhnungen ſo wenig Boden finden, wie die 
Trennung von Advokatur und geſchäftsführender Anwaltſchaft, 
wobei die erſtere der Durchgang für alles höhere Beamtenthum 
würde. Ein fruchtbarer und auch unſchwer durchführbarer Ge⸗ 
danke dagegen iſt die Entlaſtung des Richteramts von allen 
Verwaltungsgeſchäften und ſeine Beſchränkung auf die reine 
Rechtſprechung. Dazu wäre nur die Ausbildung eines tüchtigen 
Subalternperſonals erforderlich — aber die nothwendige Folge 
würde eine erhebliche Verminderung der Richterſtellen ſein, ſodaß 
die „Richtercarrière“ auch dem einen entſchloſſenen Widerſtand 
entgegenſetzen würde. Im Uebrigen iſt die von edlem Freimuth 
getragene und von ſeltener Allgemeinbildung zeugende Schrift 
zu fruchtbarſter Gedankenanregung geeignet. 


Leipzig. Klöppel. 


Vereine des früheren Rechts und des B. G. B. 


In einer Abhandlung des Herrn Rechtsanwalts Dr. Scherer 
in Leipzig: „Die fog. freien Vereine des früheren Rechts und 
des B. G. B.“, Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 Nr. 88 und 89, 
S. 798, iſt ein Urtheil des Hamburgiſchen Landgerichts Civil⸗ 
kammer VIII vom 22. Mai 1900 einer Kritik unterzogen, welche 
der Sachlage nicht gerecht wird. 

Es heißt in dem Artikel des Herrn Dr. Scherer S. 799: 

Einen Sonderſtandpunkt nimmt das L. G. Hamburg ein, 
indem es dem Verein mit wirthſchaftlichem Zweck aus früherer 
Zeit vom 1. Januar 1900 ab die Rechtsfähigkeit aberkennt; 
daſſelbe ſpricht ſich in ſeinem Urtheil vom 22. Mal 1900, 
H. G. 3. Bbl. 1900 S. 211 —215, betr. die Rechtsfähigkeit 
der Vereine, dahin aus: 

a) Wenn ihr Zweck auf wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
gerichtet iſt, bedürfen fie zur Erlangung der Rechtsfähigkeit 
nach dem 1. Januar 1900 der ſtaatlichen Ermächtigung, fi 
Grundſtücke oder Hypotheken in den Grundbüͤchern zuſchreiben 
zu laſſen, oder der Ertheilung eines Zeugniſſes über ihre 
Rechtefähigkeit nach Maßgabe der eingereichten Statuten. 
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Der Verfaſſer hält aber an der oben bereits entwickelten 
Anficht feſt: Ein Verein aus der Zeit vor dem 1. Januar 1900, 
welcher damals bereits die Cigenſchaft einer Geſellſchaft hatte, 
und als ſolche rechtsfähig war, bleibt auch unter dem B. G. B. 
Geſellſchaft und rechtsfähig. Derſelbe büßt insbeſondere ſeine 
Rechtsfähigkeit durch die Nichtanmeldung im Vereinsregiſter 
nicht ein. Hiermit ſtimmen auch die Motive des § 5 des 
Hamb. Ausf. Geſ. zum B. G. B. überein: 

„Bei den Vereinen, welche vor dem 1. Januar 1900 
entſtanden find, entſcheidet ſich die Frage, ob fie rechts⸗ 
fähig find oder nicht, nach dem vor 1900 geltenden 
Recht. Allerdings hat das B. G. Hamburg in ſeinem 
Urtheile vom 17. Februar 1900, H. G. 3. 1900 Bbl. 75, 
dieſen Satz der Motive als unrichtig bezeichnet“. 

Dieſe Ausführungen wiederholt der Verfaffer auf der nächſten 
Seite 800 unter 2. Preußiſches Landrecht. 

Der Verfaſſer hat dabei überſehen, daß, weil bis zum 
1. Januar 1900 Landesrecht galt, die Hamburgiſche Geſetzgebung 
es bis dahin auch in der Hand hatte, zu beſtimmen, welche 
Vereine und Geſellſchaften als juriſtiſche Perſonen zu betrachten 
ſeien, und den beſtehenden juriſtiſchen Perſonen die Rechtsfähigkeit 
zu nehmen bezw. ihre Fortexiſtenz von der Einhaltung beſtimmter 
Vorſchriften abhängig zu machen. Von dieſem Rechte hat die 
Hamburgiſche Geſetzgebung Gebrauch gemacht, indem fie in § 5 
des Ausführungsgeſetzes beſtimmt, daß von den Geſellſchaften 
und Vereinen, deren Rechtsfähigkeit bis dahin nicht bereits durch 
einen beſonderen Akt der Staatsgewalt anerkannt war, nur 
diejenigen ihre Rechtsfähigkeit behalten ſollten, welche von dem 
Senate ſich ein Zeugniß ihrer Rechtsfähigkeit nach Maßgabe 
der eingereichten Statuten ertheilen ließen. Alle anderen 
Vereine verloren ihre Rechtsfähigkeit und zwar noch unter der 
Herrſchaft des alten Rechts; und ſomit von Rechtswegen. 

Dieſe geſetzliche Beſtimmung mag einen ſchweren Eingriff 
in die erworbenen Rechte der Vereine enthalten, aber an ihrer 
Gültigkeit kann kein Zweifel obwalten. Die geſetzliche Beſtimmung 
war übrigens durchaus zweckmäßig. Denn überall betrachtete 
man es als Unikum, daß in Hamburg ein Verein oder eine 
Geſellſchaft jeder Art, wenn er (fie) nur irgendwie organifirt 
war, eo ipso rechtsfähig war. Wenn dadurch auch der 
geſchäftliche Verkehr der Vereine und Geſellſchaften nach außen 
hin außerordentlich erleichtert wurde, ſo wurde dadurch doch 
andererſeits manchem Vereine und mancher Geſellſchaft eine 
Rechtsſtellung gegeben, welche durch Zweck und Bethätigung 
nicht gerechtfertigt war. Dr. Hipp. 


Kann ein Geſellſchafter für die Führung der 
regulären Geſchäfte der Geſellſchaft mangels 
Abrede Vergütung liquidiren? 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 

Marcus, Blätter für Rechtspflege des Kammergerichts 1901 
S. 54— 55, führt aus: 

Die Frage ſei für das gegenwärtige Recht neuerdings 
ſtreitig geworden. 


Die Streitfrage iſt hervorgerufen durch den erſt in der 
zweiten Kommiſſion eingeſchobenen § 675. Ich habe bereits in 
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meinem Kommentar zu § 675 Nr. 1 darauf hingewieſen, daß 
dieſer Paragraph in das Syſtem des B. G. B. bezüglich der Un⸗ 
entgeltlichkeit des Auftrags nicht paßt. Grundſätzlich handelt 
es ſich um einen Dienſtvertrag, welcher eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande hat; in einem ſolchen Falle iſt gemäß § 612 
Vergütung zu leiſten. 

Allein gerade die Faſſung des § 612 dürfte prinzipiell zur 
Verneinung der Frage führen, denn „den Umſtänden nach“ iſt 
keine Vergütung zu leiſten; dieſe Umſtände find 1. die Rechts⸗ 
übung, bis zum B. G. B. Sowohl nach gemeinem Recht, wie 
nach franzöfiſchem Recht wurde keine Vergütung geleiſtet. Das 
Preußiſche Landrecht I. 17 88 228, 229 hat es ausdrücklich 
beſtimmt. Hieran hat auch die Praxis feſtgehalten, insbeſondere 
auch die Rheiniſche Praxis. Vergl. Scherer, Kommentar Bd. II 
§ 731 Nr. 2 S. 1018. 

Dieſen Rechtszuſtand hatten die Motive, welche in 
Scherer a. a. O. mitgetheilt find, aufrecht erhalten wollen. 
Wenn nunmehr dieſe Motive deshalb ihren Werth verloren 
haben, weil in der zweiten Kommiſſion erſt der kritiſche 8 612 
eingeſchoben wurde, jo bleibt immerhin die einheitliche Rechts⸗ 
übung vor dem 1. Januar 1900 in ganz Deutſchland beſtehen; 
dieſer Umſtand iſt zu berüdfichtigen, weil § 612 „die Umſtände“ 
berückfichtigt wiſſen will. Jene Rechtsübung fällt umſomehr 
ins Gewicht, als ſie in allen Rechtsgebieten in Deutſchland 
anerkannt war. Dies beweiſt, daß ſie dem Volksbewußtſein ent⸗ 
ſpricht und gewiſſermaßen in Fleiſch und Blut in ganz Deutſch⸗ 
land übergegangen war, auch der Billigkeit und dem ſogenannten 
Naturrecht entſpricht. 

Ein Geſellſchafter, der unter dieſen Umſtänden für ſeine 
Geſchäftsführung Entſchädigung verlangen will, muß dieſe im 
Geſellſchaftsvertrag ſich ausbedingen. 

Dieſe Auffaſſung iſt ausführlich vertreten in Scherer 
a. a. O.; ebenſo im Refultat Erdmann, Komm. zu Buch II 
S. 451 Note 3 zu 8 713; Planck, Komm. Bd. II S. 463, 
ebenſo Marcus a. a. O. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 24. Juni bis 3. Juli 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. | 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 5 198. 

Das B. G. hat das Verfahren, welches durch das von der 
Bekl. wider das landgerichtliche Urtheil vom 3. Januar 1901 
eingelegte Rechtsmittel in der Berufungsinſtanz anhängig ge⸗ 
worden iſt, unter Bezugnahme auf § 148 der C. P. O. ſolange 
ausgeſetzt, bis die Verwaltungsbehörde über den Einwand der 
Bekl. entſchieden haben werde, daß ſie an der Erfüllung der ihr 
von der Kl. angeſonnenen Verpflichtung zur Beſeitigung der im 
Streit befangenen Schleuſe dadurch gehindert ſei, daß dieſe 
Erfüllung, wie die Verwaltungsbehörde ſchon zu erkennen gegeben 
habe, den geſundheitlichen Intereſſen der Gemeindemitglieder in 
einer das Geſammtwohl gefährdenden Weiſe zuwiderlaufen würde. 
Die gegen dieſen Beſchluß eingewendete Beſchwerde erſcheint be⸗ 
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gründet. Zutreffend iſt zwar die Annahme der Vorinſtanz, daß 
die in dem angefochtenen Beſchluſſe bezeichnete Frage nach dem 
maßgebenden Sächfiſchen Landrechte der Entſcheidung der Ver⸗ 
waltung unterſteht (Geſetz A vom 28. Januar 1835 8 8 Ziffer 4), 
und daß, ſoweit die Entſcheidung hierüber in dem zwiſchen den 
Parteien anhängigen Prozeſſe von Bedeutung wird, die Vorſchrift 
in § 14 deſſelben Geſetzes zur Anwendung zu kommen hat. 
Allein es liegt für jetzt kein genügender Anhalt für die Annahme 
vor, daß die Entſcheidung des vorliegenden Civilprozeſſes davon, 
wie die erwähnte Frage durch die Verwaltungs behoͤrde entſchieden 
wird, rechtlich oder auch nur in thatſächlicher Beziehung abhängt, 
was der Fall fein müßte, um eine Ausſetzung nach § 148 der 
C. P. O. zu rechtfertigen. An ſich iſt der Einwand, daß von 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde die Beſeitigung der Schleuſe 
aus Gründen des Allgemeinwohls nicht werde geduldet werden, 
eine Einrede aus dem Rechte eines Dritten; die civilrechtlichen 
Verpflichtungen der Bekl. gegenüber der Kl., und zwar ſowohl 
die aus dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrage ent⸗ 
ſtandenen, als die aus dem Eigenthumsrechte der Kl. ſich er⸗ 
gebenden, werden durch das dem Staate zuſtehende Recht, An- 
ordnungen zum Schutz des allgemeinen Wohls zu treffen und 
zu dieſem Behufe innerhalb der durch das öffentliche Recht ge⸗ 
zogenen Grenzen auch in Privatrechte einzugreifen, an ſich nicht 
berührt, und umgekehrt würde die Obrigkeit, wenn der Bekl. 
die Beſeitigung der Schleuſe durch rechtskräftiges Urtheil auf⸗ 
erlegt würde, in der Lage ſein, im öffentlichen Intereſſe der 
ſofortigen Durchführung des Urtheils ebenſo entgegenzutreten, 
wie dies geſchehen könnte, wenn die Bekl. ſich, ohne die Ent- 
ſcheidung des Prozeſſes abzuwarten, dem Verlangen der Kl. 
fügen und mit Entfernung der Schleuſenanlage beginnen wollte, 
ohne zuvor für die anderweite Ableitung der jetzt in die Schleuſe 
geführten Flüſſigkeiten zu ſorgen. Das B. G. ſcheint anzunehmen, 
daß der in dem angefochtenen Beſchluſſe bezeichnete Einwand 
doch civilrechtlich bedeutſam ſei, weil er die Einrede, daß die 
der Bekl. angeſonnene Leiſtung unmoͤglich ſei, enthalte. Hier⸗ 
gegen kommt indeß Folgendes in Betracht. Die Bekl. hat nicht 
behauptet, daß eine andere Entwäſſerung des in Frage ſtehenden 
Gebietes als durch die jetzt beſtehende Schleuſenanlage thatſächlich 
unmöglich ſei, oder von der Obrigkeit in öffentlichem Intereſſe 
nicht werde geſtattet werden, im Gegentheil muß nach dem vor⸗ 
liegenden Aktenmaterial für jetzt davon ausgegangen werden, 
daß die Beſeitigung der nach dem Krebsgraben führenden 
Schleuſe ſehr wohl moglich und von den zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden auch ins Auge gefaßt worden iſt, der Einwand 
der Bekl. alſo in Wirklichkeit nur dahin geht, daß, bevor die 
jetzige Anlage beſeitigt werden konne, erſt unter Mitwirkung und 
Leitung der oberen Verwaltungsbehörden eine andere Einrichtung 
zur Ableitung der von der jetzigen Schleuſe aufgenommenen 
Tage⸗ und Abfallwäſſer geſchaffen werden müſſe. Bei dieſer 
Sachlage handelt es ſich gegenwärtig nicht um eine wirkliche 
Unmöglichkeit der von der Kl. geforderten Leiſtung, auch nicht um 
eine ſolche für ungewiſſe Zeit, wie in dem im Säcchfiſchen 
Archiv 1894 S. 351 fg. behandelten Falle, ſondern nur darum, 
daß die Bekl., um einem ſie nach dem Klagantrage verurtheilenden 
Richterſpruch Genüge leiſten zu können, beſondere Vorkehrungen 
treffen muß, die mit Schwierigkeiten und erheblichem Aufwand 
verbunden, auch vielleicht nur unter Mitwirkung Anderer, ing- 
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beſondere durch Einſchreiten der Verwaltungs obrigkeit ausführbar 
ſein werden. Ein ſolcher Sachſtand genügt aber auch nach der 
in neuerer Zeit in Sachſen zur Herrſchaft gelangten Auffaſſung 
bezüglich der Beurtheilung der Unmöglichkeit einer Leiſtung noch 
nicht, die Verurtheilung des beklagten Theiles zu der ihm an 
fh obliegenden Naturalerfüllung auszuſchließen. Sächfiſches 
Archiv 1891 S. 790 fg., Annalen des Sächſ. O. L. G. Bd. 19 
S. 56 fg. Es muß daher jedenfalls für jetzt davon ausgegangen 
werden, daß eine Entſcheidung der Verwaltungsbehoͤrde, durch 
welche die in dem angefochtenen Beſchluſſe bezeichnete Frage in 
einem den Behauptungen der Bekl. entſprechenden Sinne be⸗ 
antwortet würde, nicht geeignet wäre, die Einrede der Unmöͤglich⸗ 
keit der Erfüllung der der Bekl. angeſonnenen Verpflichtung zu 
begründen und die zu ertheilende Entſcheidung nach dieſer Richtung 
zu beeinfluſſen. Nach dem Inhalt der von der Kl. zur Be⸗ 
gründung ihrer Beſchwerde eingereichten Schrift ſcheint von der 
Bekl. in der Verhandlung die Meinung vertreten worden zu ſein, 
daß ſie in der Lage ſein werde, die Kl. im Wege des Ent⸗ 


eignungs verfahrens auf Grund des Geſetzes vom 15. Auguſt 1855 


oder desjenigen vom 1. Juli 1900 zur Duldung der Ableitung 
der in Rede ſtehenden Wäſſer über ihr gehörigen Grund und 
Boden zu nötbigen, daß dies der Aufrechterhaltung des erft- 
inſtanzlichen Urtheils entgegenſtehe, und auch aus dieſem Grunde 
von der Entſcheidung der Verwaltungsbehoͤrde über die in dem 
jetzt angefochtenen Beſchluſſe bezeichnete Frage die Entſcheidung 
des Civilprozeſſes abhänge. Auch von dieſem Geſichtspunkte 
aus kann indeß die Ausſetzung des Verfahrens nicht als gerecht⸗ 
fertigt angeſehen werden. Es kann unerörtert bleiben, ob die 
Beachtlichkeit eines ſolchen Einwandes, wie die Kl. angenommen 
wiſſen will, deshalb, weil eine Enteignung nach der in Betracht 
kommenden Richtung bisher nicht ſtattgefunden hat, ausgeſchloſſen 
erſcheine oder ob nicht hier, wo es ſich um die Beſeitigung einer 
bereits beſtehenden Anlage handelt, dem Verlangen der Kl. nach 
dieſer Beſeitigung dann, wenn anzunehmen wäre, daß ſie die 
Wiederherſtellung der Anlage im Wege des Enteignungs⸗ 
verfahrens werde dulden müſſen, der durch die Vorſchrift in 
8 858 des Sächſ. B. G. B. aufrechterhaltene Satz dolo facit, 
qui petit, quod statim redditurus est (vergl. Wenglers Archiv 
1884 S. 723, Sächfiſches Archiv 1892 S. 178), entgegenſtehen 
würde. Denn dieſe Erwägung würde die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens nicht rechtfertigen, weil, wie ſchon oben erwähnt iſt, von 
der Bekl. jedenfalls nicht behauptet wird, ſie werde im Wege 
des Enteignungsverfahrens die Kl. nöͤthigen können, eine Ab- 
leitung der Tage⸗ und Abfallwäſſer gerade in der Weiſe, wie 
ſie durch die jetzt in Streit befangene Schleuſe ſtattfindet, zu 
dulden, vielmehr nach dem Inhalt der vorliegenden Akten an⸗ 
zunehmen ſteht, daß bei der von den oberen Verwaltungsbehörden 
eventuell beabſichtigten Regelung der Sache im Enteignungs - 
verfahren wenigſtens zunächſt und in erſter Linie nicht die Bei⸗ 
behaltung des jetzigen Zuſtandes ins Auge gefaßt worden iſt. 
Hiernach liegt gegenwärtig noch kein zureichender Anhalt dafür 
vor, daß von der in dem angefochtenen Beſchluſſe erwähnten 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörde die Entſcheidung des vor⸗ 
liegenden Prozeſſes abhängt, und es kann deshalb die Ausſetzung 
des Verfahrens nicht als gerechtfertigt angeſehen werden. 
VI. C. S. i. S. Stadt Zwickau o. Landgemeinde Schedewitz 
vom 10. Juni 1901, B Nr. 96/1901 VI. 


XXX. Jahrgang. 


2. 88 256, 322. 

Dem rechtswirkſamen Darlehns vertrage gegenüber machen 
die Bekl. geltend, daß die beklagte Ehefrau, nachdem durch den 
Ausfall der Hypothek im Zwangsverſteigerungsverfahren die 
Sicherheit für das Darlehn in Wegfall gekommen, auf Grund 
der 88 656, 657 A. L. R. Thl. I Tit. 11 wegen veränderter 
Umſtände zum Rücktritt von dem Vertrage berechtigt ſei, den 
fie mehrfach erklärt habe. Die gegen dieſen Einwand von der 
Kl., auf Grund des mehrerwähnten, die negative Feſtſtellungs⸗ 
klage der Bekl. abweiſenden Urtheils im Vorprozeſſe, erhobene 
Replik der rechtskräftig entſchiedenen Sache iſt von dem B. G., 
unter Bezug auf das Urtheil des jetzt erkennenden Senats vom 
4. Januar 1892, für durchgreifend erachtet, mit der Erwägung, 
daß, nach der im 8 256 C. P. O. der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage gegebenen Zweckbeſtimmung, der Bekl. die Befugniß 
genommen ſei, das Nichibeſtehen deſſelben Rechtsverhältniſſes in 
einem neuen Rechtsſtreite abermals geltend zu machen. Auch 
hier laßt fich dem B. G., mit Rüdfiht auf die von ihm 
betonte, oben ſchon hervorgehobene Wirkung des die negative 
Feſtſtellungsklage als ſachlich unbegründet, wie hier, abweiſenden 
Urtheils dahin, daß eine ſolche Abweiſung in ſich die Feſtſtellung 
des Beſtehens des in Rede ſtehenden Rechtsverhältniſſes enthält, 
nur beitreten. Die veränderten Umſtände, wegen deren die 
Bekl. ſich zum Rücktritt von dem Baugelddarlehns vertrage 
berechtigt hält, findet ſie allein in dem durch den Ausfall der 
Hypothek im Zwangsverſteigerungsverfahren verurſachten Wegfall 
der dinglichen Sicherheit für das Darlehn. In dem Zwangs ⸗ 
verſteigerungsverfahren hat der Bietungstermin am 6. September 
1898 angeſtanden und das Zuſchlagsurtheil ift am 10. deſſelben 
Monats erlaſſen; es wäre daher die Bekl. in der Lage geweſen, 
im Vorprozeſſe, da in demſelben das Urtheil des L. G. erſt 
am 11. Juli 1899, das B. U. erſt am 20. November 1899, 
erging, den Rücktritt geltend zu machen. Da dies nicht 
geſchehen, hat das B. G. mit Recht der jetzt erhobenen Einrede 
des Rücktritts gegenüber die Replik der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache für durchgreifend erachtet. Denn die Auffaffung der 
Revision, es ſei nach dem für die Tragweite des auf die 
Widerklage im Vorprozeſſe ergangenen Urtheils maßgebenden 
Antrage derſelben durch dieſes Urtheil das Rücktrittsrecht der 
Bekl. überhaupt nicht berührt worden, iſt nicht beizutreten. 
Dem mit der Klage im Vorprozeſſe geltend gemachten Anſpruche 
auf Zahlung eines Theilbetrages von 1 000 Mark von den 
cedirten 6000 Mark lag die Leiſtungspflicht der Bekl. zur 
Zahlung des ganzen Betrags zu Grunde, unter Verneinung 
des Rücktrittsrecht der Vekl. Wenn demgegenüber die Bell. 
widerklagend im Wege der negativen Feſtſtellungsklage die 
Verurtheilung der Kl. verlangte zu dem Anerkenntniß, daß ihr 
eine Forderung von 6 000 Mark an die Bekl., wie ſie in der 
Klage behauptet iſt, nicht zustehe, fo iſt auch durch das 
dieſe Klage abweiſende, rechtskräftig gewordene Urtheil der 
Beſtand der Forderung der Kl. zum Betrage von 6 000 Mark 
endgültig ſo feſtgeſtellt, daß dagegen ein nach der damaligen 
Sachlage etwa beſtehendes Rücktritts recht der Bekl., ſofern es 
im Prozeſſe noch hätte geltend gemacht werden können — was 
im vorliegenden Falle möglich geweſen wäre — nicht weiter in 
Betracht kommt. Die Sache liegt nach dieſer Richtung, wie 
ſeitens der Rbkl. zutreffend hervorgehoben wird, nicht anders, 
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als wenn mit der Klage im Vorprozeß bereits die ganzen 
6000 Mark gefordert und ein dem entſprechendes verurtheilendes 
Erkenntniß ergangen wäre. Und doch konnte nach Eintritt 
der Rechtskraft von der nachträglichen Geltendmachung des 
etwaigen, ſchon im Vorprozeſſe verwerthbaren Rücktrittsrechts der 
Bekl. keinenfalls die Rede ſein. IV. C. S. i. S. Schrader 
6, Franke vom 3. Juni 1901, Nr. 35 / 1901 IV. 

3. § 256. 

Der Annahme des B. G., daß die vorliegende Klage aus 
prozefſualen Gründen als Feſtſtellungsklage nicht zuläſſig ſei, 
war im Ergebniß beizutreten. Zwar irrt die Vorinſtanz, wenn 
fie meint, daß dieſe Klage nicht auf Feſtſtellung des Beſtehens 
oder Nichtbeſtehens eines Rechts verhältniſſes gerichtet ſei, 
weil dieſelbe wegen der inmitten liegenden letztwilligen Verfügungen 
des Wilke H. nicht ausreiche, das durch die letztwilligen Verfügungen 
der Eheleute H. von 1873 und 1874 begründete Rechts verhältniß, 
welches der Kl. erſtrebe, vollſtändig klar zu legen. Eine der⸗ 
artige Tragweite der Klage iſt weder von dem Kl. beabfichtigt, 
noch für deren prozeſſuale Zuläſſigkeit erforderlich. Mit dem 
vorliegenden Antrage auf Ungültigkeitserklärung des Teſtamentes 
vom 5. Februar 1898, auf Grund deſſen die Bekl. die Erbſchaft 
des Wilke H. angetreten haben, wird die Feſtſtellung des 
Nichtbeſtehens des durch dieſes Teſtament begründeten 
Rechtsverhältniſſes begehrt, wonach in der Hauptſache 
der Kl. auf den ſtrengſten Pflichttheil geſetzt und im Uebrigen 
der Nachlaß den Bekl. zu gleichen Theilen zugefallen iſt. Damit 
iſt die von der Vorinſtanz vermißte erſte Vorausſetzung für 
die Zuläffigkeit der Feſtſtellungsklage gegeben. Dagegen iſt dem 
B. G. in der ferneren Annahme beizutreten, daß die zweite 
Vorausſetzung für die Zuläſfigkeit, das Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Rechts verhältniſſes, hier nicht vorliege. Nach einem bekannten 
Grundſatze (ſ. Entih. des R. G. Bd. 4 S. 438, Bd. 5 
S. 393, Bd. 12 S. 148, Bd. 13 S. 435, Bd. 21 S. 387, 
Bd. 23 S. 232) wird dieſes Intereſſe in der Regel dann als 
nicht gegeben erachtet, wenn der Kl. nach Lage des Falles zur 
Anſtellung der entſprechenden Leiſtungsklage im Stande iſt. 
Nun iſt auch hier der Kl. nicht behindert, ſei es auf Grund 
der Teſtamente von 1873/74, ſei es auf Grund desjenigen von 
1897, ein dem Erbrechte der Bekl. gleichwerthiges Erbrecht 
geltend zu machen und daraufhin die Herausgabe eines ent⸗ 
ſprechenden Erbtheils von den Bekl. zu beanſpruchen, dem auf 
das Teſtament von 1898 geſtützten Einwande derſelben aber 
durch die Replik der Ungültigkeit dieſes letzteren Teſtamentes zu 
begegnen. Nur dann, wenn durch die Feſtſtellungsklage ein 
annähernd gleiches Ergebniß erzielt, insbeſondere das Erbverhältnig 
der Parteien nach allen Richtungen ſoweit klar geſtellt werden 
könnte, daß daraufhin die Erbauseinanderſetzung ohne Weiteres 
vorzunehmen wäre, würde ungeachtet der gleichzeitigen Moͤglichkeit 
der Leiſtungsklage die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nicht 
zu beanſtanden ſein. Allein die erwähnte Vorausſetzung iſt 
hier nicht gegeben, da, wie bereits der B. R. ausgeführt, die 
Ungültigkeitserklärung des Teſtamentes vom 5. Februar 1898 
zur Klarlegung des Erbenverhältniſſes der Parteien nicht aus⸗ 
reicht und inſofern find jene Ausführungen wenigſtens für die 
Verneinung der Frage nach dem Vorhandenſein eines Yeft- 
ſtellungsintereſſes von Bedeutung. Der von dem L. G. 
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hervorgehobene Umſtand aber, daß das Teſtament von 1898 
auch die mit einer Leiſtungsklage nicht zu beſeitigende Anordnung 
der kuratoriſchen Verwaltung des ererbten Vermögens des Kl. 
enthalte, iſt ſchon deshalb unbeachtlich, weil nicht erfichtlich iſt, 
inwiefern die Bekl. einer auf Beſeitigung dieſer Verfügungs⸗ 
beſchränkung gerichteten Klage gegenüber paſſiv legitimirt find. 
III. C. S. i. S. Haaſe c. Haaſe vom 7. Juni 1901, 
Nr. 111/1901 III. 

4. 8 293. 

Nur darauf würde das Rechtsmittel gegründet werden 
können, daß das B. G. bei der Prüfung, ob eine nichtrevifible 
Rechtsnorm beſtehe, ſelbſt wieder revifible Rechtsnormen verletzt 
hätte, als welche in erfter Linie die Vorſchriften des Reichs ⸗ 
prozeßrechtes und ferner die Grundſätze des gemeinen Rechts 
über die Entſtehung von Geſetzen in Betracht kommen könnten. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 150. Der Rkl. rügt nun 
in der That die Verletzung prozeſſualer Grundſätze, indem er 
geltend macht, das B. U. verſtoße gegen 8 293 der C. P. O. 
dadurch, daß es dem Kl. die Beweislaſt für die erfolgte Publikation 
des Landes vergleichs auferlegt habe. Dieſer Vorwurf geht indeſſen 
fehl. Allerdings hat der Richter nach dem durch das Rechts⸗ 
ſprüchwort jura novit curia ausgedrückten Rechtsgrundſatze, der 
in 8 293 nur bezüglich des aus ländiſchen Rechts eine Einſchränkung 
erlitten hat, das geltende Recht von Amtswegen zu erforſchen, 
und das B. G. würde gegen dieſen Grundſatz verſtoßen, wenn 
es dem Landesvergleich vom 6. November 1805 Geſetzeseigenſchaft 
lediglich deshalb verſagt hätte, weil der Kl. den Beweis der 
geſchehenen Publikation nicht geführt habe. Es lag in der 
Natur der Sache, daß in Folge der in dem reichsgerichtlichen 
Urtheil vom 6. Juli 1900 enthaltenen rechtlichen Beurtheilung 
der Sache das B. G. den Kl. als den Rechtsnachfolger des 
mit geſetzgebender Gewalt ausgerüſteten früheren Landesherrn 
in ſeinem eigenen Intereſſe befragte, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
kündung des Landesvergleichs als Geſetz ſtattgefunden habe; 
ein Abweichen von dem erwähnten Grundſatze folgt hieraus 
ebenſo wenig, wie aus dem Umſtande, daß in den Urtheisgründen 
erwähnt iſt, der Kl. habe nicht dargethan, daß eine Verkündung 
in der damals üblichen Weiſe ſtattgefunden habe, vielmehr 
ergiebt der weitere Inhalt der Begründung, daß das B. G. 
auch ſelbſtändig Nachforſchungen über dieſen Punkt angeſtellt 
hat, ſo daß es mit den Worten abſchließt: „Von einer ſolchen 
Promulgation erhellt aber hier nichts“. Der Verſuch des Kl., 
noch in der Revifionsinſtanz die erfolgte Publikation nachzuweiſen 
oder wenigſtens wahrſcheinlich zu machen, muß ſchon an den 
dem Rechtsmittel der Reviſion geſetzten Grenzen fcheitern. 
VII. C. S. i. S. Fürſt Sayn⸗Wittgenſtein e. Stadt Berleburg 
vom 11. Juni 1901, Nr. 76/1901 VII. 

5. §8 769. | 

Auf Klage des jetzigen Bekl. A., der mit den beiden jetzigen 
Kl. S. und H. Theilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft in 
Firma Franz S. & Co. geweſen war, find die jetzigen Kl. 
durch Urtheil des L. G. I zu Berlin vom 12. Oktober 1900 
ſchuldig erkannt worden, den A. von allen Verbindlichkeiten der 
Firma, ſoweit dieſe fällig ſeien, zu befreien und ihm in An⸗ 
ſehung der noch nicht fälligen Verbindlichkeiten Sicherheit dafür 
zu leiſten, daß er bei Fälligkeit ihrerſeits von denſelben befreit 
werde. Noch nicht fällige Verbindlichkeiten find nach Angabe 
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der jetzigen Kl. in Höhe von 136 900 Mark vorhanden geweſen. 
Als das erwähnte Urtheil rechtskräftig geworden war, über⸗ 
ſandten die jetzigen Kl. dem A. über Forderungen in Höhe 
von 8000 Mark Befreiungserklärungen der Gläubiger und 
ließen in Anſehung des Hauptbetrags der noch nicht fälligen 
Forderungen, alſo in Höhe von 128 900 Mark, ſeinem Anwalt 
zwei Erklärungen des Paul E. zuſtellen, in denen dieſer für den 
Geſammtbetrag der Forderungen den Gläubigern gegenüber die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für A., unter ausdrücklichem Ver⸗ 
zicht auf die Einrede der Vorausklage übernahm. Die jetzigen 
Kl. glaubten hierdurch dem Urtheil Genüge geleiſtet zu haben 
und erhoben auf Grund des 8 767 C. P. O. Klage gegen 
den A. mit dem Antrage, ihn zu verurtheilen: anzuerkennen, 
daß er wegen ſeiner aus dem erwähnten Urtheil ihm zuſtehenden 
Anſprüche befriedigt ſei und die Schuldtitel an die Kl. heraus- 
zugeben. Gleichzeitig ſtellten ſie bei dem Prozeßgericht, der 
13. Kammer für Handelsſachen des L. G. I zu Berlin, den 
Antrag, die Zwangsvollſtreckung aus dem Urtheil vom 12. Ok⸗ 
tober 1900 bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der jetzt er⸗ 
hobenen Klage einzuſtellen. Dieſem Antrag, um den es ſich 
gegenwärtig handelt, wurde von dem Prozeßgericht unter Bezug ⸗ 
nahme auf 88 767 und 769 C. P. O. — ohne Beifügung 
weiterer Begründung — entſprochen. Auf Beſchwerde des 
Antraggegners A. hob jedoch das Kammergericht dieſen Beſchluß 
durch Beſchluß vom 13. März 1901 wieder auf und zwar in 
der Erwägung, daß nach 8 232 B. G. B. die von den Antrag; 
ſtellern zu leiſtende Sicherheit nur dann durch Stellung eines 
Bürgen gewährt werden dürfe, wenn ſie zur Leiſtung der 
Sicherheit in der regelmäßigen, durch Abſ. 1 des § 232 ge- 
regelten, Form nicht im Stande ſeien, dies aber, abgeſehen 
davon, daß ſie nach einer von ihnen ſelbſt überreichten Bilanz 
Forderungen verpfänden konnten, nicht einmal von ihnen be⸗ 
hauptet worden ſei. Die Antragſteller wandten ſich darauf 
wieder an das Prozeßgericht, überreichten eine von ihnen ſelbſt, 
d. h. S. und H., ſowie von deren Buchhalter K. ausgeſtellte 
eides ſtattliche Verſicherung, daß fie nach der von ihnen ge⸗ 
ſchilderten Lage ihres Geſchäfts zur Stellung einer anderweiten 
Sicherheit nicht im Stande ſeien und beantragten, jetzt ihrem 
Antrage auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ſtattzugeben. 
Dieſer Antrag wurde jedoch nunmehr vom Prozeßgerichte durch 
Beſchluß vom 29. März 1901 zurückgewieſen und zwar deshalb, 
weil neue Thatſachen nicht vorgebracht ſeien und es deshalb 
bei dem Beſchluß des Kammergerichts vom 13. März 1901 
. fein Bewenden behalten müſſe. Auf Beſchwerde der Antrag- 
ſteller ward dagegen ihrem Antrage durch den jetzt angefochtenen 
Beſchluß des Kammergerichts vom 12. April 1901 entſprochen, 
weil die Vorausſetzungen, unter denen nach § 232 Abſ. 2 
B. G. B. die Sicherheit durch einen Bürgen geleiſtet werden 
dürfe, glaubhaft gemacht ſeien, weil ferner die Tauglichkeit des 
geſtellten Bürgen im Sinne des §S 239 B. G. B. ebenfalls 
beſcheinigt ſei, Antragſteller ihrer Verbindlichkeit in Höhe von 
8 000 Mark bereits nachgekommen und endlich die noch zu 
ſichernden Forderungen erſt in fünf Jahren fällig ſeien. Der 
hiergegen form- und friſtgerecht erhobenen Beſchwerde muß 
ſtattgegeben werden. Das Kammergericht hat lediglich geprüft, 
ob die von den Antragſtellern bisher gebotene Sicherheit dem 
§ 232 B. G. B. entſpreche und hat die Einſtellung der 
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Zwangsvollſtreckung bewilligt, weil es zur Bejahung gelangte. 
Daher aber beruht ſein Beſchluß auf einer unzutreffenden Er⸗ 
wägung. Die Erörterung und Entſcheidung jener Frage hat 
in dem bereits ſchwebenden Hauptprozeß zu erfolgen; gegen ⸗ 
wärtig handelt es fi dagegen lediglich um eine auf Grund 
des 8 769 C. P. O. gegen oder ohne Sicherheitsleiſtung an⸗ 
zuordnende Maßregel, und deshalb iſt für die Sicherheitsleiſtung, 
wenn eine ſolche von dem Gericht für nöthig erachtet wird, 
nicht das B. G. B., ſondern die C. P. O. maßgebend. Die 
C. P. O. aber hat die Sicherheitsleiſtung ſelbſtändig und anders 
als das B. G. B. geregelt, denn nach §8 108 C. P. O. kann 
die Beſtellung einer prozeſſualen Sicherheit, ſofern nicht die 
Parteien ein Anderes vereinbart haben oder geſetzlich eine nach 
ſeinem Ermeſſen zu beſtimmende Sicherheit zugelaſſen iſt, nur 
durch Hinterlegung von Geld oder von Werthpapieren erfolgen, 
andere Mittel der Sicherheitsleiſtung ſind jedoch in dieſem Falle 
ausgeſchloſſen. Die in § 108 C. P. O. vorgeſehenen Aus- 
nahmen kommen gegenwärtig nicht in Frage, denn eine Ver⸗ 
einbarung der Parteien ift nicht getroffen und §8 769 gewährt 
dem Ermeſſen des Gerichts keinen Spielraum; es darf deshalb 
die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, ſofern das Gericht eine 
Sicherheitsleiſtung für nötbig hält, nur gegen Stellung der im 
§ 108 beſtimmten regelmäßigen Sicherheit erfolgen. Allerdings 
iſt im § 769 dem Gerichte freigelaſſen, die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung — alſo nicht die Aufhebung ſchon erfolgter 
Vollſtreckungsmaßregeln — auch ohne Sicherheitsleiſtung zu 
verfügen. Dieſe Ermächtigung verleiht jedoch dem Gericht 
nicht die Befugniß, die Art der Sicherheitsleiſtung frei zu be⸗ 
ſtimmen, vielmehr darf das Gericht, wenn ihm in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht freies Ermeſſen gewährt, ſondern, wie es im 
8 769 C. P. O. geſchieht, nur die Wahl gelaſſen wird, eine 
Anordnung ohne oder gegen Sicherheitsleiſtung zu treffen, 
allerdings von jeder Sicherheit abſehen, muß jedoch, falls es 
eine ſolche für nöthig hält, die Leiſtung lediglich in der durch 
§ 108 C. P. O. beſtimmten Weiſe verfügen. Daß das Kammer⸗ 
gericht dieſe Grundſätze befolgt habe, läßt die Begründung des 
angefochtenen Beſchluſſes und die Lage der Sache nicht erkennen. 
Die Antragſteller haben bis jetzt eine Sicherheit überhaupt noch 
nicht geleiſtet, eine ſolche vielmehr nur angeboten, da die von 
ihnen dem A. zugeſtellte Bürgſchaftserklärung des E. allerdings 
dem 8 766 B. G. B. entſpricht, bisher jedoch von A. nicht 
angenommen worden, fo daß eine Bürgſchaft, die nach 8 765 
B. G. B. einen Vertrag erfordert, noch nicht zu Stande ge⸗ 
kommen iſt. Aber auch die Berückſichtigung dieſer Sachlage 
führt nicht zu dem Schluß, daß das Kammergericht für die 
jetzt beantragte prozeſſuale Maßnahme jede Sicherheitsleiſtung 
für unnöthig erachtet hat; es hat vielmehr den Anſchein, als 
ob das Kammergericht eine prozeſſuale Sicherheit nur deshalb 
für nicht erforderlich angeſehen hat, weil A., wenn er will, den 
Bürgſchaftsvertrag mit E. zu Stande bringen kann. Auf 
Grund einer ſolchen Erwägung durfte aber von der Leiſtung 
einer Sicherheit für die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
nicht abgeſehen werden, und zwar um ſo weniger, als A. ſich 
bisher geweigert hat, den E. als Bürgen anzunehmen, und als erſt 
im Prozeßwege entſchieden werden ſoll, ob er dazu verpflichtet ſei. 
Unter dieſen Umſtänden bedarf es noch der Entſcheidung, ob die 
erbetene Einſtellung der Zwangsvollſtreckung zu bewilligen ſei, 
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und ob von jeder Sicherheitsleiſtung abgeſehen werden dürfe, 
oder ob und in welcher Höhe eine ſolche nach Maßgabe des 
8108 C. P. O. zur Bedingung zu machen ſei. I. C. S. i. S. 
Sell & Co. c. Arndt vom 8. Juni 1901, B Nr. 44/1901 I. 

Zur Konkursordnung. 

6. 8 31. 

Abweichend vom I. R. nimmt der B. R. als thatſächlich 
feſtſtehend an, daß die Bekl. ihrem Stiefvater, dem ſpäteren 
Gemeinſchuldner, ſchon vor längerer Zeit ein Darlehn von 
3000 Mark gewährt und dieſer ſich verpflichtet hatte, hierfür 
auf ſeinem Grundſtück Nr. 998 Liegnitz Vorſtadt Hypothek zu 
beſtellen. Dieſe Hypothekbeſtellung hat der Gemeinſchuldner 
zwar am 18. November 1899 beantragt, ſie iſt jedoch nicht 
zur Ausführung gekommen. Wohl aber iſt ein anderer Vertrag 
des Schuldners mit ſeiner Stieftochter, die am 11. Oktober 1899 
beim Verkauf des Grundſtücks an einen Dritten vom Schuldner 
als Verkäufer erklärte Abtretung eines Kaufgeldreſtes von 
3000 Mark an die Bekl., in der Weiſe zur Ausführung gelangt, 
daß für dieſe Forderung vom Käufer auf dem Grundſtück 
Hypothek zu Gunſten der Bekl. als Ceſſionarin beſtellt wurde. 
Dieſe mit der Klage angefochtene Rechtshandlung erachtet das 
B. G. zutreffend als einen die Gläubiger benachtheiligenden 
entgeltlichen Vertrag des Gemeinſchuldners mit einem unter 
§ 31 Nr. 2 der R. K. O. fallenden Verwandten; den nach dem 
Schlußſatze des 8 31 der R. K. O. ihr obliegenden Beweis hat 
die Bekl. gar nicht angetreten. Dieſes Beweiſes wäre die Bekl. 
allerdings enthoben, und es hätte der Kl. zu beweiſen, daß ihr 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes die Abſicht des Gemeinſchuldners, 
ſeine Gläubiger zu benachtheiligen, bekannt geweſen ſei, falls 
es ſich um ein Erfüllungsgeſchäft handelte. Dies hat indeſſen 
der B. R. mit zureichender Begründung verneint. Zu erfüllen 
war die Verpflichtung des Schuldners, für feine Darlehnsſchuld 
Hypothek auf ſeinem Grundſtück zu beſtellen; vorgenommen 
hat der Gemeinſchuldner die Abtretung einer ihm gegen den 
Känfer feines Grundſtücks zuſtehenden Kaufgeldforderung, für 
die der Käufer demnächſt die beim Kauf zugeſagte Hypothek 
eintragen ließ. Daß dies rechtlich zwei ganz verſchiedene Geſchäfte 
find, tft nicht zu beſtreiten; wirthſchaftlich mögen beide auf das 
Gleiche hinauskommen, der rechtliche Vorgang iſt aber durchaus 
verſchleden. Nicht ſowohl darauf iſt das Hauptgewicht zu legen, 
wie es der B. R. thut, daß ſtatt der Darlehnshypothek eine 
Kaufgeld hypothek gegeben wurde, ſondern darauf, daß die 
Sicherung des fortbeſtehenden Darlehens, anſtatt durch Hypothek⸗ 
beſtellung ſeitens des Schuldners, durch Abtretung einer Aktiv- 
forderung des Schuldners gegen einen Dritten gewährt wurde, 
wobei die Hypothekbeſtellung für dieſe abgetretene Forderung, 
unbeichabet ihres wirthſchaftlichen Werthes, rechtlich nur von neben ⸗ 
ſichlicher Bedentung iſt. Als Acceſſorium der Kaufgelderforderung, 
ind nur als ſolches, muß ſelbſtverſtändlich auch die Hypothek 
an die Konkursmaſſe fallen, wenn in Folge der Anfechtung die 
Forderung ſelbſt an die Maſſe zurückfällt; eine ſelbſtändige 
Anfechtung der Hypothekbeſtellung iſt nach Lage der Sache aus⸗ 
zeſchloſſen, während, falls der Gemeinſchuldner die urſprünglich 
verſprochene Hypothek beſtellt hätte, gerade die Hypothekbeſtellung 
ven alleinigen Gegenſtand der Anfechtung hätte bilden müſſen. 
VII. C S. i. S. Kube o. Frömert Konk. vom 4. Juni 1901, 
W. 124/1901 VII. 
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II. Das Wechſelrecht. 

7. Art. 4. 

Das B. G. hält die von dem Gericht der I. J. auß- 
geſprochene Abweiſung der Klage aufrecht, weil dem Kl. die 
Legitimation zur Klage fehle. Es ſieht die Urkunde vom 
25. März 1900, auf die ſich die Klage ſtützt, als einen 
domizilirten eigenen Wechſel an, der nur das vorproteſtiſche 
Blankoindoſſament des Pincus Ch. trage, ein anderer den Kl. 
als Wechſelgläubiger legitimirender Uebertragungsakt liege nicht 
vor. Jenes Blankoindoſſament aber ſei, wie im Anſchluß an 
die Entſcheidung der Vereinigten C. S. des R. G. vom 
8. Juli 1880 (Entſch. Bd. 2, S. 75) angenommen wird, zur 
Legitimation des Kl. nicht geeignet. Wäre der Ausgangspunkt 
des B. G. richtig, ſo würde die Entſcheidung deſſelben nicht zu 
beanſtanden ſein. Der Auffaſſung, daß die Urkunde vom 
25. März 1900 ein Wechſel ſei, kann jedoch nicht beigepflichtet 
werden. Das B. G. will die in den Art. 4 Ziffer 1 und Art. 9 6 
Ziffer 1 der W. O. gegebene Vorſchrift, daß zu den weſentlichen 
Erforderniſſen eines Wechſels die in den Wechſel ſelbſt auf- 
zunehmende Bezeichnung als Wechſel oder bei fremdſprachigen 
Wechſeln ein jener Bezeichnung entſprechender Ausdruck der 
fremden Sprache gehöre, dahin auslegen, daß nicht die Wechſel⸗ 
erklärung ſelbſt das Wort Wechſel oder das entſprechende 
Fremdwort zu enthalten brauche, ſondern daß auch die 
Ueberſchrift „Wechſel“ genüge, um eine wechſelmäßige Ver⸗ 
pflichtung aus der Urkunde zu begründen. Der von dem 
B. G. untern ommene Verſuch, dieſe, wie das B. G. anerkennt, 
der nahezu einhelligen Meinung der Rechtslehrer zuwiderlaufende 
Anficht aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes zu begründen, 
kann als geglückt nicht angeſehen werden. Eingehend begründet. 
I. C. S. i. S. Kiesler o. Wolf vom 5. Juni 1901, Nr. 40/1901 J. 

8. Art. 82. 

Die Verpflichtung, die von dem Bekl. ausgeſtellten Wechſel 
vorzugsweiſe aus den abgetretenen Hypotheken zu decken, ſoll 
der Kl. bei Gelegenheit der Ceſſion dieſer Hypotheken, alſo am 
26. Januar 1899, übernommen haben. Trotzdem wurde der 
damals laufende Wechſel des Bekl. durch den vom 8. Februar 
1899 datirten Klagewechſel verſetzt, während die 4 Wechſel des 
Karl W., an welchen der Bekl. nicht betheiligt war, von dem 
Kl. eingelöft und nicht prolongirt worden find. Es kann das 
Bedenken entſtehen, ob das B. G., das in ſeinen Ausführungen 
dieſe Schwierigkeit nicht berührt, die daraus abzulettenden 
Zweifels gründe hinreichend berückſichtigt habe. Indeſſen unmög- 
lich iſt die Auffaſſung der Vorinſtanz nicht und im Uebrigen 
handelt es ſich dabei um Beweiswürdigung und thatſächliche 
Erwägungen, welche der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht 
entzogen find. Die Reviſion hat auch ihren Angriff nicht 
hiergegen gerichtet, ſondern fie beanſtandet die ergangene 
Entſcheidung, wegen Verletzung des Art. 82 der W. O. und 
des die exceptio de jure tertii ausſchließenden Rechts grund⸗ 
ſatzes, weil der B. R. mit Unrecht angenommen habe, daß ſich 
der Bekl. auf das nicht zwiſchen dem Kl. und ihm, ſondern 
zwiſchen dem Kl. und ſeinem als Dritter anzuſehenden Bruder 
getroffene Abkommen berufen könne. Dieſe Rüge ſchlägt nicht 
durch. Die I. J. hat die Vereinbarung zwiſchen dem Kl. und 
Karl W. auf den Bekl. ausgedehnt, weil ſie dieſen als Bürgen 
ſeines Bruders anſah und der Bürge ſich auf eine vom Haupt ⸗ 
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ſchuldner mit dem Gläubiger über die Tilgung der Schuld ge⸗ 
nommene Abrede berufen dürfe. Dieſe Begründung iſt freilich 
nicht zu billigen; denn mit Recht verwirft das B. G. die An- 
nahme, daß es ſich bei der Verhaftung des Bekl. aus dem Klage⸗ 
wechſel dem Kl. gegenüber um eine civilrechtliche Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung handele und geht vielmehr zutreffend davon aus, 
daß der Bekl. durch die Wechſelziehung eine ſelbſtändige wechſel⸗ 
rechtliche Verpflichtung übernommen habe. Daran ändert der 
Umſtand nichts, daß die Veranlaſſung für den Bekl., ſich zum 
Wechſelſchuldner des Kl. zu machen, in dem Zwecke lag, dieſen 
zu einem weiteren Kredit an ſeinen Bruder Karl W. zu be⸗ 
wegen. Das B. G. findet ſeinerſeits die Berechtigung des 
Bekl., ſich auf das Abkommen zwiſchen dem Kl. und Karl W. 
zu ſtützen, in Art. 82 der W. O. begründet. Es iſt der Anficht, 
daß der Kl. argliſtig verfahre, wenn er unter Verletzung dieſer 
Vereinbarung, obwohl ihm Deckung aus den Hypotheken zur 
Verfügung ſtehe, feine wechſelmäßigen Anſprüche gegen den Bekl., 
die er nicht geltend machen dürfe, doch mit der Klage verfolgen 
wolle. Mit Recht hat die Reviſion dieſe Begründung beanſtandet; 
denn wenn weiter nichts vorläge, als ein den Bekl. rechtlich 
nicht berührender Vertrag zwiſchen ſeinem Bruder und dem Kl., 
fo würde dieſer zwar durch die Einklagung des Wechſels ver- 
tragswidrig gegen den Karl W. handeln, aber von einem arg ⸗ 
liftigen Verhalten dem Bekl. gegenüber könnte, da er ſich dieſem 
gegenüber nicht zur Stundung verpflichtet hätte, nicht die Rede 
fein. Das Ergebniß jedoch, daß ſich der Bekl. auf das Ab⸗ 
kommen berufen dürfe, muß trotzdem gebilligt werden. Aller⸗ 
dings liegt nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen die Sache 
nicht ſo, daß die Hypotheken an Zahlungsſtatt cedirt worden 
wären oder daß der Kl. aus den cedirten Hppotheken bereits 
einen die Wechſelſchuld deckenden Betrag eingezogen hätte, wo 
dann ſelbſtverſtändlich die Befriedigung des Kl. für feine Wechſel⸗ 
forderung ohne Weiteres auch dem Bekl. zu Gute kommen müßte. 
Vielmehr ſteht einſtweilen nur die Stundung der an ſich fort⸗ 
beſtehenden Wechſelſchuld des Bekl. in Frage. Daß der Karl W. 
zum Abſchluß eines Stundungs vertrages für den Bekl. beauf⸗ 
tragt war, erhellt nicht. Unbedenklich aber darf von der Vor⸗ 
ausfegung ausgegangen werden, daß Karl W., als er die Ceſſion 
ſeiner Hypotheken zur Veranlaſſung nahm, den Kl. zur vor⸗ 
zugsweiſen Deckung der vom Bekl. ausgeſtellten Wechſel zu 
verpflichten, die Abſicht hatte, den Bekl. gegen die Einklagung 
des Wechfels ſicher zu ſtellen, daß ſeine Meinung dahin ging, 
für dieſen und in deſſen Namen einen rechtswirkſamen Anſpruch 
aus der von dem Kl. zugeſagten Stundung zu erwerben. Dieſe 
Bedeutung des von Karl W. geſtellten Verlangens war auch 
nach ſeinem Inhalte ſo wenig zu verkennen, daß der Kl. dar⸗ 
über nicht im Zweifel fein konnte. Das Stundungsverſprechen 
des Kl. iſt daher dem Karl W. gegenüber als Geſchäftsführer 
des Bekl. für dieſen gegeben worden und hat, da an deſſen 
nachträglicher Genehmigung ſchon nach ſeinem Verhalten im 
gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht gezweifelt werden kann, für 
dieſen unmittelbare Rechtswirkung erlangt. Bei dieſem Er⸗ 
gebniſſe kann von einer Prüfung der Frage abgeſehen werden, 
ob nicht auch dann, wenn eine Geſchäftsführung des Karl W. 
nicht anzunehmen wäre, der Bekl. ſich aus dem Grunde auf 
den Stundungsvertrag berufen konnte, weil Karl W. eventuell 
regreßpflichtig ſein würde (vergl. die für das gemeine Recht 
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ergangene Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
18. Dezember 1899 R. I. 348/99 in den Entſch. Bd. XLV 
S. 70; Staub, Kommentar zur Allgemeinen Deutſchen Wechſel. 
ordnung Note 20, 31 b zu Art. 82). Demgemäß ſtellt fich, wenn 
auch aus anderen Gründen, die Auffaſſung der Vorinſtanz alt 
gerechtfertigt dar. I. C. S. i. S. Baumgardt c. Weber vom 
25. Mai 1901, Nr. 135/1901 I. 

III. Das Handelsrecht. 

9. 8 283. 

Die Frage, ob Aktien der hier in Rede ſtehenden Urt 
richtig ſeien, iſt bereits in dem Urtheile des erkennenden Sena 
vom 19. Januar 1898 zur Sache I 326/97 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 40 S. 147) erörtert und verneint worden. 
Die Reviſion bringt jedoch eine erneute Prüfung in Anregung 
und macht auch geltend, daß gegenwärtig ein anderer That 
beſtand vorliege. Letzteres iſt jedoch nicht der Fall, es iſt nur 
der Sachverhalt etwas mehr aufgeklärt worden. Nach den jeht 
in der Vorinſtanz getroffenen Feſtſtellungen hatte die erwähnte 
Tarnowitzer Aktiengeſellſchaft durch Beſchluß der General 
verſammlung vom 16. Juni 1892 beſchloſſen: 1. Stamm⸗ 
Prioritäts⸗Aktien Lit. A, die beſondere Vorzugsrechte genießen 
ſollten, auszugeben und die bisherigen Stamm-Prioritäts- Aktien 
in ſolche Lit. A umzuwandeln; 2. das Grundkapital „um 
2100 000 Mark“ durch Ausgabe an 1 400 Stück Stamm⸗ 
Prioritäts⸗Aktien Lit. A über je 1 500 Mark zu „erhöhen“ und 
den Auffichtsrath zu ermächtigen, darüber zu beſchlleßen, ob die 
Ausgabe in einem Mal oder in Raten und zu welchem Kur, 
der nicht unter pari ſein dürfe, zu geſchehen habe; 3. die 
Inhaber der bisherigen Stamm⸗Prioritäts-Aktien zu ermächtigen, 
auf etwa gezeichnete Stamm-Prioritäts- Aktien Lit. A die Ein 
lage durch Einlieferung je einer der bisherigen Stamm 
Prioritäts⸗Aktien und Baarzahlung von 33 ½ Prozent zu 
machen; . 4. das Grundkapital um den Betrag der nach Ziffer? 
eingelieferten alten Stamm ⸗Prioritäts - Aktien herabzuſetzen; 
5. ſämmtliche nicht eingelieferten alten Stamm Prioritätt- 
Aktien einzuziehen, für je 6000 Mark eine neue Stamm 
Prioritäts- Aktie Lit. A zu geben und das Grundkapital ferner 
um den Betrag der eingezogenen Stamm ⸗Prioritäts Aktien 
herabzuſetzen. Endlich, den Aufſichtsrath feſtſtellen zu laflen, 
um welchen Betrag das Grundkapital danach herabgeſetzt werde. 
Dieſer Beſchluß ward in das Handelsregiſter eingetragen. © 
wurden ſodann nach Einlieferung alter Stamm- Priorität 
Aktien, ſowie nach Einziehung von ſolchen nach und nac 
1075 Stück neue Stamm ⸗Prioritäts-Aktien Lit. A ausgegeben 
und es wurde endlich vom Auffichtsrath durch Beſchluß vom 
14. November 1894 feſtgeſtellt, daß das Grundkapital nunmcht 
1 693 000 Mark betrage, eingetheilt in 271 Stamm - Aktien 
über je 300 Mark und 1075 Stamm -⸗Prioritäts⸗Aktien Lit. A 
über je 1 500 Mark. Die erwähnten Ausgaben der neuen 
Aktien und die Feſtſtellung des Auffichtsraths vom 14. November 
1894 find ebenfalls im Handels regiſter eingetragen worden. 
Die hier in Rede ſtehenden Aktien gehoren jedoch zu ein 
Gruppe der Tarnowitzer Stamm - Prioritäts - Aktlen Lit. A 
Nr. 1076 bis 1400, über die das Handelsregiſter keine Ein 
tragung enthält. In Anſehung ihrer Ausgabe iſt vom B. G. 
Folgendes für bewieſen erachtet worden. Jene Aktien waren 
ſämmtlich ſchon hergeſtellt, auch mit (gedruckten) Nummern ver' 
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ſehen und wurden von der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bank auf ⸗ 
bewahrt, da dieſe mit der Emiffion der neuen Aktien beauftragt 
war. Direktor der Bank und auch Vorſitzender des Auffichts⸗ 
dalhs der Tarnowitzer Aktiengeſellſchaft war Hermann F. Dieſer 
entnahm die Aktien dem Treſor der Bank, ließ ſie zur Steuer 
bringen und verſtempeln und brachte fie dann in feiner Eigen- 
ſchaft als Direktor der Bank in den Handel. Endlich iſt jetzt 
auch die Stellung, die von der Tarnowitzer Aktiengeſellſchaft in 
Anſehung dieſer Aktien eingenommen wird, feſtgeſtellt. Ihre 
Generalverſammlung hat am 20. Januar 1899 Beſchluß gefaßt 
und beſchloſſen, jene Aktien zu 65 Prozent ihres Nennwerths 
auf neu kreirte Stamm⸗Prioritäts⸗Aktien Lit. B anzunehmen, 
jedoch nur bis zum 15. März 1899, und die nicht demgemäß 
eingelieferten nicht mehr anzuerkennen. Nach dieſen Auf⸗ 
klärungen iſt alſo im Jahre 1892 nicht ſchlechthin eine Er⸗ 
hoͤhung des Grundkapitals beſchloſſen worden, ſondern eine 
Maßnahme, die, fo weit das Handelsregiſter Aufſchluß giebt, 
zu einer Veränderung des Grundkapitals geführt hat, die nach 
den in dem vorliegenden Auszug mitgetheilten Ziffern in der 
Abſchrift des Auszuges — wenn dieſelben richtig find — als 
Verminderung erſcheint, da das Grundkapital vorher 2 142 000 
Mark betragen haben ſoll. Dies iſt indeß ohne Belang, denn 
es iſt jedenfalls auch eine Erhöhung des Grundkapitals be⸗ 
ſchloſſen worden, durch Ausgabe neuer Stamm -Prioritätd- 
Aktien, und zwar nicht etwa ſo, daß nur den Inhabern der 
alten Stamm⸗Prioritäts⸗Aktien, ſondern, wie das B. G. hervor ⸗ 
hebt, Jedermann der Erwerb freigeſtellt war. Ferner kann nicht 
zweifelhaft fein, daß die neuen Aktien durch das Emiſſionshaus, 
die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Bank, in den Verkehr gebracht 
worden find. Dann aber handelt es ſich um den nämlichen 
Thatbeſtand, der dem oben erwähnten Urtheil vom 19. Januar 
1898 zu Grunde gelegen hat und es find alle von der Revifion 
jetzt angeregte Fragen damals bereits erörtert und entſchieden 
worden. Wie damals find deshalb auch jetzt die in Rede 
ſtehenden Aktien wegen der Beſtimmung in Art. 215 c Abſ. 3 
Satz 2 des H. G. B. für gültig zu erachten. Die Revifion 
wendet gegen eine ſolche Entſcheidung ein, daß jene Beſtimmung 
auf Aktien, die ausgegeben wurden, bevor eine Zeichnung auf 
dieſelben erfolgt ſei, überhaupt nicht angewendet werden könne 
und für einen ſolchen Fall gar nicht berechnet ſei; daß aber, 
wenn hiernach nur die allgemeinen Rechtsgrundſätze zu ent- 
ſcheiden hätten, derartige Aktien für nichtig erachtet werden 
müßten. Dieſer Anficht iſt indeß nicht beizutreten. Es iſt 
richtig und auch von dem erkennenden Senat bereits in dem 
Urtheil vom 9. Februar 1898 zur Sache I 367/1897 anerkannt 
worden, daß Aktien, die ohne vorgängige Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals ausgegeben wurden, keine Aktien ſondern werthloſe 
Stücke Papier find. Allein nach dem Reichs geſetz vom 18. Juli 
1884, durch das der Art. 215 c des H. G. B. eingeführt wurde, 
trifft dies nur dann zu, wenn die Ausgabe erfolgte, ohne daß 
auch nur die Erhöhung von der Generalverſammlung beſchloſſen 
war. Zuzugeben iſt, daß ein ſolcher Beſchluß (Art. 215 a des 
5. G. B.) eine Erhöhung des Grundkapitals nicht ſchon enthält, 
ſondern nur in Ausficht nimmt, und daß die Erhöhung that- 
ſächlich erft eintritt oder „ſtattfindet“, wenn der Erhöoͤhungs⸗ 
beſchluß durchgeführt, d. h. der Betrag, um den das Grund⸗ 
kapital erhöht werden ſoll, gezeichnet iſt (Art. 215 b des 
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H. G. B.). Zuzugeben iſt ferner, daß gewiß die Ausgabe von 
neuen Aktien vor Zeichnung (und Einzahlung des ordnungs⸗ 
mäßig eingeforderten Betrags) für nichtig hätte erklärt werden 
können (wie jetzt in § 287 des H. G. B.). Das Geſetz von 
1884 hat jedoch einen anderen Weg eingeſchlagen und die Aus⸗ 
gabe von neuen Aktien, die nach dem Beſchluſſe, daß das 
Grundkapital erhöht werden foll und nach Eintragung deſſelben, 
jedoch vor Eintragung der „ſtattgefundenen“ Erhöhung erfolgt, 
zwar für ordnungswidrig, aber für gültig erklärt (Art. 215 6 
Abſ. 3 Satz 2). Dadurch iſt zum Ausdruck gebracht, daß neue 
Aktien, die nach Eintragung des Erhoͤhungsbeſchluſſes aus⸗ 
gegeben wurden, von der Aktiengeſellſchaft ſtets als gültig 
anerkannt werden müſſen, alſo auch dann, wenn nichts auf 
dieſe Aktien gezeichnet war. Daß dies die Abfiht des Geſetzes 
von 1884 geweſen ſei, ergiebt auch deſſen in dem Urtheil vom 
19. Januar 1898 (Entſch. Bd. 40 S. 149) mitgetheilte Be⸗ 
gründung. Es fol nach dieſem Geſetze die Geſellſchaft ſelbſt 
dann, wenn ſie geſchädigt wird, ordnungswidrig, jedoch nach 
Eintragung des Erhöhungsbeſchluſſes ausgegebene neue Aktien 
als gültig anerkennen, d. h. es ſollen, wie das B. G. zutreffend 
bemerkt, die Erwerber neuer Aktien ſchon durch die Eintragung 
des Erhöhungsbeſchluſſes (Art. 215 a des H. G. B.) gedeckt fein. 
Hierdurch erledigt ſich auch die von der Reviſion aufgeworfene 
Frage, wie denn die „ſtattgefundene“ Erhöhung eingetragen 
werden könne, wenn thatſachlich keine Zeichnungen und Ein⸗ 
zahlungen erfolgt ſeien. Sind nach Eintragung des Erhöhungs⸗ 
beſchluſſes, aber vor Zeichnung hierauf doch ſchon neue Aktien 
ausgegeben, ſo muß die Geſellſchaft dieſe anerkennen, als ob die 
geforderte Einzahlung geleiftet ſei und es wird dann die erfolgte 
Erhöhung des Grundkapitals eingetragen, als ob die Geſellſchaft 
das Geld erhalten, aber verloren hätte. I. C. S. i. S. 
v. Pachaly's Enkel o. Diskontogeſellſchaft vom 23. Mai 1901, 
Nr. 129/1901 J. 

10. 8 377. 

Der Kl. hat ſeinen früheren Einwand, daß der Bekl. die 
ihm vom Kl. zugegangene Weizenſendung zunächſt dem Letzteren 
zur Verfügung geſtellt, ſodann aber, wie unter Beweiserbieten 
behauptet ſei, weiter veräußert und damit den Anſpruch auf 
Preisminderung verwirkt habe, wiederholt und hierzu namentlich 
auf die Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 68 Bezug genommen. 
Allerdings iſt an dieſer Stelle ausgeſprochen, daß, wenn der 
Käufer die Waare zunächſt zur Verfügung ſtelle, dann aber 
weiter veräußere, in der Regel eine Genehmigung derſelben von 
ſeiner Seite, welche jeden Anſpruch wegen Mängel derſelben 
ausſchließe, anzunehmen fein werde. Allein die thatſächlichen 
Vorausetzungen einer derartigen Annahme find bier nicht ge- 
geben. Zwar hatte, wie feftgeftellt, der Bekl. mit Telegramm 
vom 28. Mai 1898 das fragliche Mehl refüfirt und mit Brief 
vom 31. Mai dem Kl. mit der Bitte um Erſatzlieferung zur 
Verfügung geſtellt. Als jedoch der Letztere dieſe Erſatzlieferung 
ablehnte, hat der Bekl. mit Brief vom 23. Juni das Verlangen 
der Rücknahme des Mehles aufgegeben und ftatt deſſen Preis- 
minderung verlangt. Dafür, daß der Bekl. die Weiterveräußerung 
des Mehles unmittelbar nach der Refüſtrung und vor der 
Geltendmachung der Preisminderung vorgenommen hätte, was 
zur Anwendung obigen Grundfatzes erforderlich fein würde, liegt 
nichts vor. Im Gegentheil — und das tritt zu dem vor⸗ 
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ſtehenden, bereits von der Vorinſtanz hervorgehobenen Sach⸗ 
verhältniß als ein weiterer Grund für die Zurückweiſung des 
Einwandes hinzu — ergiebt ſich ſowohl aus der Feſtſtellung 
des L. G., als aus derjenigen des O. L. G., wie auch aus 
den Ausſagen der Pauſaer Bäcker, daß der Bekl. das Mehl 
ſchon vor deſſen Ankunft in Pauſa an die dortigen 
Bäcker verkauft und deshalb deſſen Abſendung an den 
Bäckermeiſter S. veranlaßt hatte — ein Verkauf, der nicht 
dadurch rückgängig wurde, daß die Pauſaer Bäcker an⸗ 
fänglich auch ihrerſeits das Mehl dem Bekl. zur Verfügung 
ſtellten. III. C. S. i. S. Thiele o. Höfer vom 7. Juni 1901, 
Nr. 144/1901 III. 

IV. Sonſtige Neichsgeſetze. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

11. § 38. 

Das B. G. hat auf Grund des zwiſchen den Parteien 
abgeſchloſſenen Dienſtvertrags feſtgeſtellt, daß nicht eine ſofortige 
Kündigung, ſondern nur eine ſolche von ſechs Monaten auf 
Ende September 1900 vorgeſehen war, und erſcheint ſchon 
aus dieſem Grunde der Anſpruch des Kl. auf Fortbezug ſeines 
Gehalts für dieſen Zeitraum als ein vertragsmäßiger. Auch 
8 38 Abſ. 1 des R. Geſ. vom 20. April 1892, betreffend die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, führt zu demſelben Er⸗ 
gebniß. Denn jene Geſetzesbeſtimmung („die Beſtellung der 
Geſchäftsführer iſt zu jeder Zeit widerruflich, unbeſchadet der 
Entſchaͤdigungsanſprüche aus beſtehenden Verträgen“) ſtimmt 
mit Art. 227 Abſ. 3 Allgemeinen Deutſchen H. G. B. („Ihre 
Beſtellung iſt zu jeder Zeit widerruflich, unbeſchadet der Ent- 
ſchädigungsanſprüche aus beſtehenden Verträgen“) überein, be⸗ 
züglich welcher Vorſchrift über die Vorſtandsmitglieder einer 
Aktiengeſellſchaft anerkannt iſt (Entſch. des R. G. in Cioil⸗ 
ſachen Bd. 7 Nr. 26, Bd. 22 Nr. 6), daß die Frage der Fort⸗ 
dauer des Dienſtvertrags bei dem Widerruf der Beſtellung 
nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte zu beurtheilen 
iſt. Dieſes letztere Recht iſt aber im vorliegenden Falle 
(da der erſte Kündigungstermin im Sinne des Art. 171 
des E. G. zum B. G. B. noch nicht eingetreten war) das 
Gemeine Recht, nach welchem ein einſeitiger unberechtigter 
Rücktritt den Dienſtvertrag nicht aufhebt. III. C. S. 
i. S. Günther & Co. c. Worms vom 24. Mai 1901, 
Nr. 97/1901 III. 

V. Das Gemeine Recht. 

12. Kauf. 

Der auf Erſtattung der für die Zurücknahme der Kündigung 
an den Frankfurter Hypothekenkreditverein gezahlten Proviſion 
von 580 Mark gerichtete Anſpruch iſt, inſoweit er darauf geſtützt 
wird, daß bei den Kaufberedungen von der Bekl. dem Kl. die 
ſtattgehabte Kündigung der auf ihrem, den Gegenſtand des 
Handels bildenden, Hausgrundſtück zum Betrage von 58 000 
Mark laſtenden Hypothek zur Auszahlung am 1. Oktober 1898 
abſichtlich verſchwiegen iſt, als berechtigt nicht zu erachten. 
Allerdings iſt der Verkäufer, welcher den Käufer über den 
Zuſtand der Kaufſache, ſei es in ihren anhaftenden Eigen⸗ 
ſchaften, ſei es in ihren rechtlichen oder thatſächlichen Be— 
ziehungen getäuſcht hat, verpflichtet, dem Letzteren den Mehr⸗ 
werth zu vergüten, der ſich bei Zugrundlegung des vor- 
geſpiegelten Zuſtandes im Verhältniß zu dem thatſächlich vor- 
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handen geweſenen Zuſtand ergiebt. Allein der Kl. kann ſich 
auf dieſen Rechtsſatz nicht berufen, weil nach der thatſächlichen 
Feſtſtellung des B. G. noch über die Zeit des im Monat 
Juni 1898 erfolgten Kaufabſchluſſes hinaus nach den, auch 
dem Kl. bekannten Pfandverſchreibungen die obgedachte Hypothek 
zur Auszahlung am 1. Oktober 1898 kündbar war, und ihm 
des Weiteren nicht zugegeben werden kann, daß für die Bewerthung 
des durch das Grundſtück erzielten Erwerbes die ſtattgehabte 
Kündigung einer daſſelbe belaſtenden Hypothek von maßgebender 
Bedeutung iſt, wenn nach den beſtehenden Vertragsverhältniſſen 
zu der in Betracht kommenden Zeit die Vornahme ſolcher 
Kündigung noch im freien Belieben des Gläubigers ſtand. 
Das B. G. hat daher ohne Rechtsirrthum die Zubilligung des 
geforderten Betrages von dem Nachweiſe des beklagtiſchen 
Verſprechens koſtenloſer Verſchaffung des benötbigten Kapitals 
abhängig gemacht. III. C. S. i. S. Reichel . Wick vom 
14. Juni 1901, Nr. 92/1901 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

13. § 125, I. 5. 

Nach § 125 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 find Punktationen, 
in denen ſich die Parteien die Verabredung gewiſſer Neben⸗ 
bedingungen ausdrücklich vorbehalten haben, als Traktate anzu⸗ 
ſehen, d. h. als Vorverhandlungen, die keine verbindliche Kraft 
haben, weil die vollſtändige Willenseinigung noch fehlt. Ob 
ein derartiger Vorbehalt in einer Punktation enthalten iſt, der 
noch der Abſchluß eines förmlichen Vertrages folgen ſoll, oder 
in dem Vertragsinſtrumente ſelbſt, iſt unerheblich, da auch im 
letzteren Falle noch keine Willensübereinſtimmung der Kontra⸗ 
henten vorliegt. Striethorſt Archiv Bd. 85 S. 43. In dem 
Vertrage, auf welchen Kl. feinen Anſpruch ſtützt, nämlich auf 
den ihm überſandten Brief des Bekl. vom 24. März 1899 
heißt es nun ausdrücklich: „Sie erhalten für die komplette 
Herſtellung vorſtehend angegebener Baulichkeiten Baarzahlungen 
in Raten, welche wir noch bis zum 30. d. M. genau und 
ſchriftlich mit einander vereinbaren werden.“ Es iſt alſo die 
Einigung darüber vorbehalten, wann und in welchen Raten die 
dem Kl. zugebilligte Vergütung gezahlt werden ſollte, ein 
bindender Vertrag durch den Brief vom 24. März 1899 daher 
noch nicht zu Stande gekommen. Es bedarf nun keiner 
Entſcheidung der Frage, ob in dem Falle, daß der Vertrag 
ſchriftlich geſchloſſen worden iſt und, da es ſich um einen 
Gegenſtand von mehr als 150 Mark handelt, auch ſchriftlich 
errichtet werden mußte, trotz der Vorſchriften der 88 127 ff. 
a. a. O. die Behauptung zu berückſichtigen tft, daß ungeachtet 
des Vorbehalles einer noch zu treffenden Vereinbarung über 
gewiſſe Nebenbedingungen der Vertrag nach dem Willen der 
Parteien dennoch habe als perfekt gelten ſollen, oder ob nicht 
vielmehr, wenn die Parteien dies mündlich vereinbart haben, 
auf dieſe mündliche Abrede keine Rückficht zu nehmen iſt, bezw. 
ob ſie den ſchriftlichen Vertrag unwirkſam macht, weil derſelbe 
nicht die wirkliche Vereinbarung enthält. Denn das B. G. hat 
feſtgeſtellt, daß die vom Kl. vorgebrachten Umſtände nicht die 
Annahme rechtfertigen, daß die Parteien trotz der vorbehaltenen 
Vereinbarung den Vertrag als perfekt haben betrachten wollen. 
Die diesbezüglichen Ausführungen des B. G. find rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Namentlich konnte das Gericht annehmen, daß 
die Beſtimmungen des Vertrages, insbeſondere die Feſtſetzung 
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einer Konventionalſtrafe ſchon im Voraus für den Fall des 
Perfektwerdens des Vertrages getroffen werden konnten und daß 
Kl. die für den Bekl. vorgenommenen Arbeiten, welche nur in 
der Anfertigung der Bauzeichnungen und Baupläne, Aus- 
ſchachtungen, Aushebung der Kalkgruben, Anfahren der Materialien 
und Ausgrabung eines Brunnens beſtanden haben, ohne Rück⸗ 
ſicht auf einen perfekten Vertrag und auf ſeine Gefahr ausgeführt 
hat, zumal er mit dieſen Arbeiten ſchon im Februar 1899, alſo 
vor Abſchluß des angeblichen Vertrages vom 24. März begonnen 
hat. Rein thatſächlicher Natur iſt ferner die Annahme, daß 
auch daraus, daß Bekl. ſchon vor dem 24. März 1899 dem 
Kl. Auftrag zum Beginne des Baues ertheilt und von deſſen 
Bauthätigkeit vor und nach dem 24. März Kenntniß gehabt 
habe, nicht folge, daß der Vertrag vom 24. März 1899 nach 
dem Willen der Parteien als perfekt habe gelten ſollen, und 
daß hieran auch die etwa erwieſene Thatſache, daß der Bell. 
noch nach dem 24. März 1899 die Fortſetzung des Baues 
gewünſcht habe, nichts ändern würde. Die Reviſion meint, daß 
die zuletzt erwähnte Thatſache doch inſofern von Erheblichkeit 
ſei, als, wenn Bekl. dem Kl. nach dem 24. März 1899 den 
Auftrag zum Bauen ertheilt habe, der urſprünglich bedingte 
Vertrag zu einem unbedingten geworden ſei. Es iſt indeß, 
wie vorher ausgeführt, durch das Schreiben vom 24. März 
1899 ein verbindlicher Vertrag überhaupt nicht zu Stande 
gekommen, da die Vereinbarung über gewiſſe Punkte in 
demſelben noch vorbehalten war. Damit ein rechtswirkſamer 
Vertrag zwiſchen den Parteien zu Stande kam, war es des⸗ 
halb, da ein Gegenſtand von mehr als 150 Mark vor⸗ 
liegt, erforderlich, daß ſich Parteien über die vorbehaltenen 
Punkte ſchriftlich einigten. Da dies nicht geſchehen iſt, 
kann Kl., auch wenn er einen ſpäter ertheilten Auftrag 
des Bekl. zum Bauen ſtillſchweigend angenommen hat, 
Entſchädigung wegen verweigerter Erfüllung des Vertrages 
ſeitens des Bekl. nach 8 168 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 
nicht verlangen. VI. C. S. i. S. Langer c. Eisner vom 
13. Juni 1901, Nr. 155/1901 VI. 

14. 8349 ff. I. 5, 8 79 J. 6. 

Die Reviſion greift die Ausführungen des B. R. an, fie 
meint in erſter Linie, bei der Beſtimmung des Schadens ſei in 
Vergleich zu ziehen einerſeits die wirklich eingetretene Geſtaltung 
der Vermögenslage des Kl., andererſeits diejenige, in die er 
gelangt ſein würde, wenn er nicht getäuſcht worden wäre, alſo 
die ihm bei der Vertragsverhandlung vorgelegte Zeichnung dem 
wahren Sachverhalt entſprochen hätte. Jedenfalls aber müſſe, 
wenn die Zugrundelegung des ſogenannten negativen Vertrags- 
intereſſes für ſtatthaft zu erachten ſein ſollte, angenommen 
werden, daß der danach ſich ergebende Schaden, wie dies in 
$ 122 ͤ des Deutſchen B. G. B. ausdrücklich vorgeſchrieben ſei, 
nicht höher als bis zum Betrage des Intereſſes zu erſetzen ſei, 
das der Kl. an der Uebereinſtimmung des wirklichen Zuſtandes 
der Miethräume mit der vorgelegten Zeichnung gehabt habe. 
Dieſe Angriffe können nicht als begründet anerkannt werden. 
Es iſt richtig, daß bei der Berechnung des durch eine rechts⸗ 
widrige Handlung verurſachten Schadens der Zuſtand, der durch 
dieſe Handlung geſchaffen worden ift, mit demjenigen Zuſtande 
verglichen werden muß, der eingetreten ſein würde, wenn die 
Handlung nicht erfolgt wäre. Gerade hieraus ergiebt fich aber, 
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daß, wenn bei einem Vertrage ein Theil durch den andern 
argliſtig getäuſcht worden iſt, dergeſtalt, daß anzunehmen iſt, 
er würde bei Kenntniß des wahren Sachverhalts den Vertrag 
überhaupt nicht geſchloſſen haben, und wenn er von dem ihm 
in Folge deſſen zuſtehenden Rechte des Rücktritts vom Vertrage 
Gebrauch gemacht hat, die von der Vorinſtanz angewendete 
Schadenberechnung grundſätzlich richtig iſt. Dann iſt eben als 
der Zuſtand, der ohne die Täuſchung vorliegen würde, die Ver⸗ 
mögenslage anzuſehen, in der ſich der Getäuſchte befinden würde, 
wenn er den Vertrag nicht geſchloſſen hätte, und der wirklich 
eingetretene Zuſtand iſt die Lage, in welche er dadurch gekommen 
iſt, daß er den Vertrag geſchloſſen hat und davon wieder zurück⸗ 
getreten iſt. Dieſe beiden Lagen find alſo miteinander in Ver⸗ 
gleich zu ſtellen und das hat die Vorinſtanz gethan. Sie be⸗ 
findet ſich dabei auch im Einklang mit den Grundſätzen, die 
der jetzt erkennende Senat in ſeinem Urtheile vom 20. Februar 
1896, Rep. VI 319/95 (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 
S. 213 Nr. 51) befolgt hat. Anlangend die Meinung der Re⸗ 
viſion, daß ein in der vorſtehend bezeichneten Weiſe berechneter 
Schade jedenfalls nicht über den Betrag des Intereſſes hinaus 
zu erſetzen ſei, den der Getäuſchte an der Richtigkeit der ihm 
— wider die Wahrheit — gemachten Angaben gehabt haben 
würde, ſo kann dahin geſtellt bleiben, wie dieſe Frage bei An⸗ 
wendung des Deutſchen B. G. B. zu beantworten wäre, ob 
insbeſondere die in $ 122 Abf. 1 geregelte Beſchränkung des 
Schadenerſatzes auch in dem in § 123 behandelten Falle 
der argliſtigen Täuſchung (vergl. 85 823, 826, 249) 
Platz greifen könnte. Denn für den vorliegenden Recht⸗ 
ſtreit iſt gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. 
das bisherige Recht maßgebend, alſo das Pr. A. L. R. 
Nach dieſem (58 349 ff. Thl. I Tit. 5 und $ 79 Thl. 1 
Tit. 6) hat aber der Betrogene Anſpruch auf vollen Erſatz 
des ihm durch die argliſtige Täuſchung erwachſenen Schadens. 
VI. C. S. i. S. Freymann . Moeßen vom 10. Juni 1901, 
Nr. 104/1901 VI. 

15. & 363 I. 11. Stempelſache. 

Nach den vorliegenden thatſächlichen Feſtſtellungen haben 
die Vertragſchließenden weder Grundſtück gegen Grundſtück 
ausgetauſcht, noch die von ihnen angenommenen „Tauſchpreiſe“ 
gegeneinander verrechnet. Der Kl. wurde Eigenthümer der 
Grundſtücke Annenſtr. Nr. 23 und 24 gegen Uebernahme der 
darauf laſtenden Hypotheken, ſein Gegenkontrahent F. Eigen⸗ 
thümer der Grundſtücke Leibnitzſtr. 67 und Peſtalozziſtr. 27a 
gegen Uebernahme der Hypotheken und Zuzahlung von 40 000 
Mark. Mögen nun auch dieſe beiden Rechtsgeſchäfte nach dem 
Willen der Vertragſchließenden dergeſtalt von einander abhängen, 
daß die Vertragserklärung des einen Theils durch die des andern 
hervorgerufen und bedingt war, ſo führt doch beim Mangel der 
begrifflichen Vorausſetzungen des $ 363 Thl. I Tit. 11 des 
A. L. R. dieſe bloße Zuſammengehörigkeit noch nicht zur An⸗ 
nahme eines Tauſchvertrages. Als ein ſolcher würde das 
vorliegende Abkommen nur dann aufzufaſſen ſein, wenn die 
Uebereignung der Grundſtücke oder ihrer Werthe nach der Er⸗ 
klärung der Betheiligten in dem direkten Verhältniſſe von 
Leiſtung und Gegenleiftung zu einander ſtände. Da dies nicht 
der Fall iſt, hat der B. R. ohne Rechtsirrihum angenommen, 
daß kein Tauſchvertrag vorliegt. In einem ganz ebenſo ge⸗ 
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ftalteten Falle hat auch der IV. C. S. des R. G. das Vor⸗ 
handenſein eines Tauſchvertrages verneint (vergl. die in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1897 S. 69 unter Nr. 65 
mitgetheilte Entſcheidung vom 30. November 1896, Rep. 
IV. 164/96). VII. C. S. i. S. Silberberg 6. Fiskus vom 
11. Juni 1901, Nr. 164/1901 VII. 

16. 88 238, 246 II. 15. 5 16 Geſetz vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. 

Es fragt fich zunächſt, ob überhaupt ein Recht des Kl. 
verletzt ſei; erſt wenn dies zu bejahen wäre, könnte in Frage 
kommen, welche Schutzmittel dem Kl. zu Gebote ftänden. Jene 
Frage iſt aber mit Recht vom B. R. verneint worden. Ein 
Sonderrecht hat der Kl. nicht geltend gemacht. Er hat zwar 
angeführt, daß feine Mühle eine alte verliehene Mühlengerechtig- 
keit habe, aber man erſieht weder, wann, noch von wem, noch 
mit welchem Inhalt dieſe Verleihung erfolgt ſein ſoll, ſo daß 
kein Urtheil darüber möglich iſt, welche Rechte der Kl. dadurch 
gewonnen habe. Der B. R. durfte und mußte daher ſeine 
Prüfung darauf beſchränken, ob dem vom Kl. beanſpruchten 
Recht eine geſetzliche Beſtimmung zur Seite ſtehe. Eine ſolche 
könnte zunächſt in dem $ 246 Thl. II Tit. 15 des A. L. R., 
oder, wenn die Lippe kein öffentlicher, ſondern ein Privatfluß 
fein ſollte, was der B. R. unentſchieden läßt, in dem 8 16 b 
des Geſetzes von 28. Februar 1843 geſucht werden, wonach 
einer ſchon vorhandenen Mühle das noͤthige Betriebswaſſer nicht 
entzogen werden darf. Indeß beide Beſtimmungen werden vom 
B. R. mit Recht nicht für anwendbar gehalten, weil bei der 
örtlichen Lage der beiden Mühlen an je einem beſonderen Arm 
der ſich dort in zwei Arme theilenden Lippe nicht der in jenen 
geſetzlichen Vorſchriften vorausgeſetzte Fall vorliege, daß das der 
Muhle der Bekl. zufließende Waſſer von einem oberen Fluß⸗ 
anlieger und daß es überhaupt der Mühle des Kl. „entzogen“ 
werde. Letzteres wird damit begründet, daß ein Mehrverbrauch 
von Waſſer durch die Mühle der Bekl. nicht auf einem pofitiven 
Thun, ſondern auf einem Unterlaſſen der Bekl. beruhen würde, 
nämlich auf einem ſchwächeren Aufſtauen des ihrer Mühle zu⸗ 
ſtrömenden und durch den Mühlenbau aufgehaltenen Waſſers, 
wozu aber die Bekl. nicht verpflichtet ſei. Eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung der Bekl. liegt in der That nicht vor; daß ſeiner 
Muhle eine entſprechende Grundgerechtigkeit gegen die der Bekl. 
zuſtehe, hat der Kl. ſelber nicht behauptet und geſetzlich iſt die 
Bekl. nicht verpflichtet, das Abſtrͤmen des Waſſers durch den 
Flußarm, an welchem ihre Mühle liegt, im Intereſſe des Kl. 
künſtlich aufzuhalten. Sonach konnte nur noch in Frage 
kommen, ob der Kl. fih auf den §S 238 Thl. II Tit. 15 des 
A. L. R. berufen konne, der einen neuen Mühlenbau für 
unzuläffig erklärt, wenn dadurch den ſchon vorhandenen Mühlen 
das zu ihrem Betriebe erforderliche Waſſer entzogen wird. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob der B. R. Recht hat, wenn er 
unter dem hier erwähnten neuen Mühlenbau nur die Errichtung 
einer neuen Mühle verſtehen will, die hier nicht vorliegt; jeden ⸗ 
falls kann auch im Sinne dieſer geſetzlichen Beſtimmung nicht 
von einer der Bekl. zur Laſt fallenden Entziehung des für die 
Mühle des Kl. erforderlichen Betriebswaſſers geſprochen werden, 
wenn fie das Waſſer nur nicht aufhält oder nicht mehr in dem⸗ 
ſelben Grade wie früher aufhält, um es der Mühle des Kl. 
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zukommen zu laſſen. V. C. S. i. S. Brülle o. Siegfried vom 
12. Juni 1901, Nr. 97/1901 V. 


VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

17. E. E. G. 5 41. 

Die von der Reviſion erhobene Rüge der Verletzung des 
8 41 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb von Grundſtücken 
vom 5. Mai 1872 und der Grundſätze über die Haftung von 
Geſammtſchuldnern iſt nicht begründet. Wie das B. G. mit 
Recht angenommen hat, hängt die Entſcheidung über den 
klägeriſchen Anſpruch dem Bekl. K. gegenüber davon ab, ob die 
dem früheren Mitbekl. H. gegenüber erfolgte Kündigung der auf 
dem jetzt dieſem, früher dem Bekl. K. gehörigen Grundftüde 
eingetragenen Darlehnsforderung der Kl. ohne Weiteres auch 
dem Bekl. K. gegenüber wirkſam geweſen iſt. Darin, daß dieſe 
Frage zu verneinen iſt, iſt dem B. G. beizutreten. Bei ihrer 
Beantwortung iſt von der rechtlichen Natur des Geſammtſchuld⸗ 
verhältniſſes auszugehen, das durch die Uebernahme einer Hypo⸗ 
thek in Anrechnung auf die Kaufgelder und den demnächſtigen 
Erwerb des Grundſtücks durch den Käufer begründet wird. Die 
Verpflichtung des Veräußerers beruht auf dem urfprüng- 
lichen — materiellen oder formalen — Schuldgrunde, aus dem 
die als Hypothek eingetragene Forderung überhaupt entſprungen 
ift, die des Erwerbers auf der Uebernah meerklärung in Ver⸗ 
bindung mit der demnächſtigen Erwerbung des Grundſtücks zu 
Eigenthum. Daß bei dieſem Rechtsverhältniſſe die Kündigung 
der Schuld, die nur einem Solidarſchuldner gegenüber erfolgt 
iſt, keine Wirkung auf das Schuldverhältniß, in welchem der 
andere Solidarſchuldner zu dem Gläubiger ſteht, auszuüben 
vermag, kann keinem Zweifel unterliegen. Wenn die Reviſion 
noch beſonders darauf hinweiſt, daß, wenn eine mehrfache 
Kündigung erforderlich wäre, ſich verſchiedene Fälligkeits⸗ 
zeiten ergeben könnten, ſo iſt ihr zuzugeben, daß eine 
ſolche Folge allerdings eintreten kann. Dieſe vermag jedoch 
Zweifel an der Richtigkeit der getroffenen Entſcheidung um 
ſo weniger zu begründen, als nicht einzuſehen iſt, daß fi 
hieraus in praktiſcher Beziehung erhebliche Unzuträglichkeiten 
ergäben. III. C. S. i. S. Stöver c. Kording vom 4. Juni 
1901, Nr. 108/1901 III. 


VIII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

18. Art. 1184. 

Das Vorbringen der Bekl., daß fie des Oefteren bei den 
Bierführern und auch bei dem Verwalter der Bierniederlage 
Beſchwerde geführt haben, iſt in thatſächlicher Beziehung zu- 
reichend gewürdigt. Die Aufſtellung, daß dieſe Perſonen über- 
dies zur Entgegennahme von Erklärungen, die den Bierlieferungs⸗ 
vertrag als ſolchen betrafen, nach Lage der Sache nicht befugt 
geweſen wären, läßt zwar eine rechtsirrige Auffaſſung der Voraus⸗ 
ſetzungen einer Vertragsauflöſung nach L. R. S. 1184 inſoweit 
erkennen, als dieſe kein ſchuldhaftes Zuwiderhandeln und keine 
Inverzugſetzung erfordert, ſondern lediglich ein objektiv vertrags⸗ 
widriges Handeln vorausſetzt; allein auf dieſen lediglich hypothetiſch 
aufgeſtellten Ausführungen des B. R. beruht deſſen Entſcheidung 
nicht. II. C. S. i. S. Boſſert 6. Badiſche Brauerei vom 
14. Juni 1901, Nr. 124/1901 II. M. 
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Hülfskaſſe für deutfhe Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirk des Oberlandesgerichts 
zu Caſſel hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die auſehuliche el der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
gesprochen. 


Der Chemnitzer Anwaltverein in Chemnitz hat der 
Keſſe abermals 200 Mark überwieſen. Dem Vorſtande 
des Chemnitzer Anwaltvereins und den Mitgliedern 
deſſelben iſt für dieſe Zuwendung der verbindlichſte Dank 
moͤgeſprochen. 


— — — —¼— — 


Zur Penſionskaſſe. 

Das in Nr. 60 bis 64 der Juriſtiſchen Wochenſchrift im 
Arszuge gebrachte Gutachten des Mathematikers Herrn Wilder⸗ 
mann iſt nicht ganz korrekt wiedergegeben. 

Der Auszug ſollte wie folgt lauten: 

„Es erwerben bei einer einheitlichen Jahresprämie von 
200 Mark 


a) zu 8 2 des Kolſen' ſchen Tarifs Anwartſchaft auf 


Se Wittwen . Waifen- 
Rente 
Mark Mark Mark 
die bis zum Alter von 
30 Jahren inkl. Ein⸗ 
tretenden ca. 8 900 600 400 
die vom 31 —88. Jahre 
inkl. Eintretenden ca. 750 500 333 
b) zu $ 4 des Kolſen'ſchen 
Tarifs 
die vom 36.— 40. Jahre 
inkl. Vorhandenen ca. 560 373 249 
41.—45. ä ca. 420 280 187 
46.—50. . 320 213 142 
51.— 55. 230 153 102 


) Für die Redaktion beſtimmte Sendungen ſind vorläufig an 
die Verlagshandlung zu richten. 


Eine Erhohung der Anwartſchaften durch Erwerbung 
mehrerer Kaſſenantheile ſeitens eines Mitglieds bis zu 5 An- 
theilen kann zugelaſſen werden gegen beſonderen, mit jedem 
weiteren Antheile ſteigenden Zuſchlag. Derſelbe beträgt 


ad a) 8 % der Grundprämie von 200 Mark, fo daß alſo zu 
zahlen wären: für den 2. Antheil 216 Mark, für den 
3. 232 Mark, für den 4. 248 Mark, für den 5. 264 Mark, 


ad b) für die Alter von 
36— 40 7 J ſteigend von der e 
41—45 6% . 
46—50 5% 
51 — 55 4% . 

Die Herren, welche mit 36 Jahren oder fpäter Redhis- 
anwälte werden, und die Herren, welche bei Ins lebentreten der 
Kaſſe 56 Jahre oder älter find, beziehen ſtatt feſter Renten 
gegebenen Falls Unterſtützungen aus den Zinſen des bereits an- 
geſammelten Kapitalgrundſtocks von 700 000 Mark.“ 


Koljen- Berlin. 


Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu § 912 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beyer 
ec. Malchow vom 17. Juni 1901, Nr. 115/1901 VL. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Parteien find Eigenthümer zweier, an einander ſtoßender 
Grundſtücke. Der Kläger nimmt gegenüber dem Beklagten eine 
Grunddienſtbarkeit in Anſpruch, durch welche die Bebauung des 
dem Beklagten gehörenden Grundſtücks in näher angegebener 
Weiſe beſchränkt iſt, und er fordert, daß der Beklagte die Be⸗ 
ſeitigung der, entgegen dieſer Baubeſchränkung, auf dem dienenden 
Grundſtück von einem Vorbeſitzer des Beklagten errichteten 
Baulichkeiten durch den Kläger dulde. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil eine Dienft- 
barkeit nicht beſtellt ſei. 

Auf die Berufung des Klägers iſt dieſes Urtheil in zweiter 
Inſtanz abgeändert und der Beklagte klagegemäß verurtheilt 
worden. 

Die Reviſion des Beklagten tft zurückgewieſen. 
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Aus den Gründen. 

Der Reviſionskläger glaubt der Klage auch dann wider⸗ 
ſprechen zu können, wenn die Dienſtbarkeit fortbeſtehe; denn 
der Kläger habe nach dem jetzt geltenden Recht nicht einen 
Anſpruch auf Beſeitigung des vorhandenen Gebäudes, er könne 
vielmehr nur fordern, durch eine Geldrente entſchädigt zu werden. 
Er ſtützt ſich dabei auf folgende Ausführung: 

Der Berufungsrichter habe zu Unrecht 8 912 des Bürger- 
lichen Geſetzbuches nicht angewendet. Ein Ueberbau liege nicht 
bloß dann vor, wenn der Bau über die Grenze des Eigenthums 
des Bauenden hinaus auf einem fremden Grundſtück aufgeführt 
worden ſei, vielmehr nöthigten Sinn und Zweck des Geſetzes 
dazu, ſeine Vorſchrift auch auf die Fälle anzuwenden, wo der 
Bauende zwar nicht die Eigenthums grenze, aber die Grenze 
überſchritten habe, die der Benutzung ſeines Eigenthums durch 
ein Recht des Nachbarn geſetzt ſei. Der Grundgedanke, auf 
dem 5 912 beruhe, führe nothwendig dahin, daß, wenn dem 
Eigenthümer des vom Ueberbau betroffenen Grundſtücks nicht 
das Recht zuſtehe, den Abbruch des Ueberbaues zu fordern, dem 
minder berechtigten Inhaber einer Dienſtbarkeit nicht ein 
umfaſſenderes Recht der Abwehr des Eingriffs zuſtehen könne. 
Der Vorgänger des Bekl. habe durch die Aufführung des Baues 
die Grenze überſchritten, die ſeinem Verfügungsrecht durch die 
Dienſtbarkeit gezogen ſei, folglich liege ein Ueberbau im Sinne 
des § 912 vor. Allerdings ſei der Bau vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches aufgeführt, auch der Anſpruch des 
Klägers aus dieſer Verletzung feines Rechts vor dem 1. Januar 
1900 klagend geltend gemacht. Aber der Inhalt des Eigenthums⸗ 
rechts und deſſen Beſchränkung durch Nachbarrechte habe nach 
dem Rechte beurtheilt werden müſſen, das zur Zeit der Abgabe 
des angefochtenen Urtheils in Geltung geweſen ſei. Dem ent- 
ſprechend habe auch das Reichsgericht, V. Civilſenat, in dem 
Urtheil vom 19. Mat 1900 i. S. Seyer 6. Dudeck, Rep. 76/1900, 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 561) bereits angenommen, 
daß der aus einem Ueberbau entſpringende Anſpruch nach dem 
jetzigen Rechte zu beurtheilen ſei, ſofern nicht, was hier nicht 
in Frage komme, der Ueberbau bereits zum Eigenthumserwerb 
des Bauenden am Grund und Boden geführt habe. 

Dieſe Ausführung des Revifionsklägers kann nicht als 
richtig anerkannt werden. Es iſt uicht Anlaß, auf die Frage 
einzugehen, ob § 912 analog auf die Fälle anzuwenden iſt, wo 
der Ueberbau nur eine Grunddienſtbarkeit, nicht das Eigenthum 
des Nachbarn beeinträchtigt. Denn aus der Bejahung dieſer 
Frage ergiebt ſich nicht der vom Reviſionskläger daraus gezogene 
Schluß, daß die Verletzung eines Servitutrechts durch einen 
Bau immer nur als die Ueberſchreitung einer Rechtsgrenze und 
darum als Ueberbau angeſehen werden müſſe. Der Schluß 
beruht auf einer Verkennung des Rechtsbegriffs des Ueberbaues. 
Von einem ſolchen kann nur da geſprochen werden, wo es ſich 
um die Ueberſchreitung einer örtlich beſtimmten Grenze 
handelt, davon kann aber nicht die Rede ſein, wo das aus der 
Dienſtbarkeit entſpringende Verbietungsrecht der Verwendung des 
dienenden Grundſtücks für gewiſſe Bauten nicht bloß jenſeits 
einer örtlich beſtimmten Linie, ſondern ſchlechthin entgegenſteht. 
So liegt der Fall hier. Die Dienſtbarkeit, die dem Grundſtüͤck 
des Klägers zuſteht, macht es unzuläſſig, das dienende Grund⸗ 
ſtück für die Anlage einer Terraſſe zu verwenden. Den Nach⸗ 
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barn des Klägers iſt alſo nicht eine Grenze geſetzt, bis zu der 
eine ſolche Anlage reichen darf, ſondern dieſe iſt in ihrem ganzen 
Umfange unzuläſſig. Daraus folgt, daß die Terraſſe nicht als 
Ueberbau im Sinne des 8 912 gelten kann. Hier nach hat 
das Berufungsgericht mit Recht den Artikel 184 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch als anwendbar 
angeſehen, wonach Rechte, mit denen eine Sache am 1. Sanuar 
1900 belaftet war, mit dem aus den bisherigen Geſetzen ſich 
ergebenden Inhalt fortbeſtehen, ſofern nicht, was hier nicht in 
Frage kommt, aus den Artikeln 192 — 195 des Einführungs⸗ 
geſetzes oder 58 1020 — 1028 des Bürgerlichen Geſetzbuches fich 
ein Anderes ergiebt. Gegenüber Artikel 184 läßt ſich auch nicht 
die Frage aufwerfen, ob nicht der Inhalt des Eigenthumsrechts 
immer nur nach dem jetzt geltenden Recht zu beftimmen ſei, 
aus deren Bejahung der Revifionskläger ein Argument für die 
Anwendbarkeit des § 912 entnehmen will. 


Zu Art. 192, 194 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


88 891, 1138 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Krüger 
c. Wernecke vom 12. Juni 1901, Nr. 119/1901 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Auf dem Grundſtücke der Beklagten Bd. 8 Blatt 377 des 
Grundbuchs von Buckau iſt für den Kläger eine Darlehns 
hypothek von 5 000 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen eingetragen 
auf Grund der Schuldurkunde vom 17. Mai 1899, in welcher 
der Ehemann und Vorbeſitzer der Bekl. bekannt hat, von dem 
Kläger ein Darlehen von 5 000 Mark baar erhalten zu haben. 
Der Kläger hat jedoch am 17. Juni 1899 ein Schriftstück 
ausgeſtellt, in welchem er ſich verpflichtet hat, dem Ehemanne 
der Beklagten am 1. Juli 1900 ein baares Darlehn von 
2000 Mark zu geben, für welches bereits hypothekariſche 
Sicherheit mit dem bezeichneten Grundſtücke beſtellt ſei. Un- 
ſtreitig iſt die Hypothek zum Betrage dieſer 2 000 Mark nicht 
valutirt. Die Beklagte hat beſtritten, daß für den Betrag der 
übrigen 3 000 Mark eine perſönliche Schuldverbindlichkeit für 
ihren Ehemann begründet worden ſei. Kläger hat zugegeben, 
daß bei Ausſtellung der Schuldurkunde vom 17. Mai 1899 
dem Ehemanne der Beklagten keine Valuta gewährt worden 
ſei, behauptet aber, die Valuta ſei demſelben unmittelbar darauf 
in Höhe von 3 000 Mark durch Baarzahlung, Hingabe von 
Werthpapieren und durch Verrechnung auf einen vom Che 
manne der Beklagten ihm geſchuldeten Kaufpreis gewährt. 
Nach Kündigung der Hypothek hat Kläger beantragt, die Be⸗ 
klagte, welche die Hypothek beim Erwerbe des Grundſtücks in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, zu verurtheilen, 
ihm 3 000 Mark nebſt 4½ Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 
1899 bei Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Pfand ⸗ 
grundſtück und in ihr perſönliches Vermögen zu zahlen. Be 
klagte hat Abweiſung der Klage und widerklagend beantragt, 
feftzuftellen, daß dem Kläger aus der Hypothek 3 000 Mark 
nicht zuſtehen, und der Kläger zur Bewilligung der Löſchung 
der Hypothek und zur Anerkennung zu verurtheilen, daß fe 
(Beklagte) betreffs der 3 000 Mark nicht perſoͤnliche Schuldnerin 
ſei. Der erſte Richter hat die Beklagte klagegemäß verurtheilt 
und die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufung der De 


XXX. Jahrgang. 


klagten ift die Klage abgewieſen und der Kläger nach dem 
Widerklageantrage verurtheilt. 
Die Revifion des Klägers ift zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Das mit der ſtreitigen Hypothek belaſtete Grundſtück gehört 
einem Grundbuchbezirke an, in welchem das Grundbuch ſeit dem 
1. Januar 1900 als angelegt anzuſehen iſt (Verordnung vom 
18. November 1899 Artikel 3 nebſt Anlage⸗Verzeichniß zu VII). 
Nach Artikel 192 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche gilt die Hypothek ſeitdem als eine ſolche im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und es finden darauf die Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, insbeſondere auch die 
§ 1138, 891 Anwendung. Hat nun auch das Berufungs- 
gericht ſeiner Entſcheidung, wenigſtens nicht erkennbar, die Be⸗ 
fimmungen des neuen Rechtes zu Grunde gelegt, fo muß fie 
doch aufrecht erhalten werden, da ſie ſich auch nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen als richtig darſtellt (Civilprozeßordnung $ 563). 

Wer eine beftrittene Forderung geltend macht, muß nad) 
weilen, daß ihm die Forderung gegen den Beklagten zuſteht. 
Dieſer Grundsatz erleidet eine Aenderung, wenn die Forderung 
im Grundbuche als diejenige vermerkt wird, für welche die ein⸗ 
getragene Hypothek beſtellt iſt. Dann tritt mit der Eintragung 
gemäß 88 1138, 891 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ver⸗ 
nuthung ein, daß die Forderung dem Gläubiger, für den fie 
eingetragen iſt, zuftehbe, und dies hat zur Folge, daß der 
Gläubiger das Beſtehen der Forderung nicht zu beweiſen hat, 
ſondern ſich dieſerhalb auf den Inhalt des Grundbuchs berufen 
kann, wenn die Forderung von dem Eigenthümer des Pfand- 
drundſtücks beſtritten wird. Die Vermuthung beſteht jedoch nur 
für die Hypothek“, für das dingliche Recht, nicht für das 
persönliche Schuldverhältniß. Iſt, wie hier, für Jemand eine 
Hypothek für eine Darlehnsforderung eingetragen, ſo iſt damit 
für den dinglichen Anſpruch der Beweis erſetzt, daß der Schuldner 
den eingetragenen Geldbetrag der Forderung als Darlehn er- 
halten habe, denn dies gehört zum Begriffe des Darlehns 
(Bürgerliches Geſetzbuch $ 607); dagegen verbleibt dem Gläubiger, 
welcher nur die perſönliche Schuldklage erhebt, die Beweislaſt 
für die Zahlung der Darlehnsvaluta. Die Vermuthung aus 
5 1188, 891 iſt aber nicht unwiderleglich, ſondern kann durch 
den Beweis des Gegentheils entkräftet werden, da das Geſetz 
hier nicht (wie z. B. im § 1141 Abſ. 1 Satz 2 und im $ 1148 
det Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach zu Gunſten des Hypotheken · 
klaͤnbigers der als Eigenthümer im Grundbuch Eingetragene 
als der Eigenthümer gilt, auch wenn er nicht der Eigenthümer 
I) ein Anderes vorſchreibt (Civilprozeßordnung § 293). Be⸗ 
weiſt der Eigenthümer, daß der Gläubiger im Zeitpunkte der 
Eintragung die Valuta des Darlehns nicht gezahlt hatte, ſo iſt die 

uthung, daß ihm die Darlehns forderung zuſtehe, der Ein⸗ 
tagung ungeachtet nicht eingetreten und dem Gläubiger liegt 
nunmehr die Beweispflicht dafür ob, daß die Forderung in 
anderer Weiſe oder nachträglich durch Valutazahlung begründet 
worden ſei. Der Gegenbeweis kann durch jede Art von Beweis⸗ 
mitteln, durch Zeugen, Eid, Urkunden geführt werden, und eines 
Beweiſes bedarf es überhaupt nicht, wenn der Gläubiger zu⸗ 
zeſteht, daß er die Darlehnsvaluta nicht gezahlt habe (Civil⸗ 
Piogefordnung § 288). Worauf ſich der Gegenbeweis zu er- 
ſtrecken habe, damit der Richter davon überzeugt werde, daß der 
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Glaͤubiger die Valuta nicht gezahlt hat, beſtimmt das Geſetz 
nicht. Der Richter hat gemäß der allgemeinen Vorſchrift des 
§ 286 der Civilprozeßordnung unter Berückſichtigung des ge⸗ 
ſammten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme nach freier Ueberzeugung darüber zu entſcheiden. 
Es ſteht nichts entgegen, daß er eine Entkräftung der Ver⸗ 
muthung ſchon aus dem Zugeſtändniſſe des Gläubigers ent ⸗ 
nimmt, wonach dieſer bei Ausſtellung der Schuldurkunde oder 
der Eintragungsbewilligung ſeitens des Eigenthümers die Valuta 
noch nicht gezahlt hatte. Jedenfalls wird es für die Entkräftung 
der Vermuthung als genügend gelten müſſen, daß der Gläubiger 
zugeſteht, bei der Eintragung die Valuta nicht gezahlt zu haben. 
Aber beſtimmte Regeln laſſen ſich nicht darüber aufftellen, wann 
das eine oder das andere für wahr oder unwahr zu erachten ſei. 
Das Geſetz will die freie Ueberzeugung des Richters in keiner 
Richtung binden. Deshalb iſt auch die Reviſion machtlos gegen ⸗ 
über der thatſächlichen Feſtſtellung des Oberlandesgerichts. Wenn 
unter der Herrſchaft des bisherigen Rechtes in Preußen an⸗ 
genommen wurde, auf den Gläubiger falle immer die Beweislaft 
zurück, ſobald er zugeſtehe, daß er die Darlehnsvaluta zur Zeit der 
Ausſtellung der Schuldurkunde und der Eintragungsbewilligung 
nicht gezahlt habe, oder wenn es in einem Urtheile des vormaligen 
Obertribunals (Striethorſt, Archiv Bd. 54 S. 173) heißt: „Be⸗ 
hauptet der Ausſteller einer hypothekariſchen Schuldverſchreibung 
dem urſprünglichen Gläubiger gegenüber, daß das über ein 
baares Darlehn lautende Valutenbekenntniß unrichtig ſei, fo 
liegt ihm nur der Beweis der Unrichtigkeit des angegebenen 
Valutenbekenntniſſes ob; der Beweis der anderweitigen Ver⸗ 
pflichtung liegt dem Gläubiger ob“ (vergl. auch Reichsgericht 
bei Bolze Bd. 2 Nr. 895, in Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 31 
S. 1048, Wallmann, Zeitſchrift für preußiſches Recht Bd. 2 
S. 491, Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 174 Nr. 39) — 
jo kann dies, wenigſtens als eine aus den Geſetzen fich er- 
gebende Regel, gegenüber der Vermuthung des § 1138 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches und dem Grundſatze von der freien 
Beweiswürdigung des § 286 der Civilprozeßordnung nicht mehr 
aufrecht erhalten werden, wenn auch jene Umſtände im einzelnen 
Falle immer noch geeignet erſcheinen können, die Ueberzeugung 
des Richters maßgebend zu beeinfluſſen. ö 

Hiernach hat das Berufungsgericht feine Befugniſſe nicht 
dadurch überichritten, daß es dem Kläger die Beweislaſt für 
die Valutazahlung auferlegt hat, nachdem dieſer zugegeben, daß 
das in der Schuld- und Hppothekverſchreibung vom 17. Mai 
1899 vom Borbefiger Beklagten Albert W. erklärte Bekenntniß 
zu baarem und richtigem Empfange von 3 000 Mark inſofern 
unrichtig ſei, als eine Valutazahlung vor Ausſtellung der Urkunde 
nicht ſtattgefunden hatte. 


— — 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Häble 
c. Häbler vom 17. Juni 1901, Nr. 162/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 
Die Parteien haben am 15. September 1896 die Ehe 
mit einander abgeſchloſſen, leben aber ſeit 20. Mai 1898 getrennt 
von einander. Der Ehemann hat am 12. Dezember 1898 gegen 
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die Ehefrau Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens erhoben; 
dieſe hat Abweiſung der Klage beantragt und — am 
30. Januar 1899 — Widerklage auf Scheidung „beziehungs- 
weile” Aufhebung der Ehe erhoben. Die Anfechtung der Ehe 
wurde von der Widerklägerin damit begründet, daß der Ehemann 
bereits vor der Ehe ſyphilitiſch erkrankt geweſen ſei und daß 
er vor der Eheſchließung aber nach dem Verlöbniß ſich mit 
anderen Frauensperſonen vergangen habe, das Scheidungs⸗ 
begehren iſt darauf geſtützt, daß der Widerbeklagte in den 
Jahren 1897, 1898 und 1899 mit verſchiedenen Frauens⸗ 
perſonen die Ehe gebrochen habe und weiterhin auch auf $ 1568 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Durch Urtheil des Landgerichts wurde die Beklagte unter 


Abweiſung der Widerklage verurtheilt, das eheliche Leben mit 
dem Kläger wiederherzuſtellen. Auf die Berufung der Beklagten 
hat das Oberlandesgericht das landgerichtliche Urtheil in theil- 
weiſer Beachtung der Berufung, welche im Uebrigen zurück⸗ 
gewieſen wurde, dahin abgeändert: „Unter Abweiſung der Klage 
wird die am 15. September 1896 geſchloſſene Ehe der Parteien 
auf die Widerklage hin geſchieden und ausgeſprochen, daß der 
Kläger die Schuld an der Scheidung trägt. 
Die Reviflon des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Vom Berufungsrichter wird thatſächlich als erwieſen an- 
geſehen: daß der Kläger 1. nach der Verheirathung in einer 
Wirthſchaft „mit weiblicher Bedienung“ in Gemeinſchaft mit 
einem Weinreiſenden einer Frauensperſon einen Gulden dafür 
verabreicht hat, daß fie ſich vor ihnen vollſtändig entkleidete, 
2. in der Zeit vom 1. Oktober 1897 bis Mai 1898 die Zeugin 
Marianne Al., während fie in feinem Haufe als Dienſtmädchen 
geweſen tft, auf unfittlihe Weiſe angepackt hat, jo daß die 
— damals höoͤchſtens 18 Jahre alte — Zeugin mit gutem Grund 
der Meinung geweſen ſei, er wolle ſie geſchlechtlich mißbrauchen, 
3. in der Zeit vom 1. Februar bis 20. Mai 1898 die damals 
bei ihm bedienſtete, erſt 16 oder 17 Jahre alte Anna H. wieder- 
holt angefaßt, ſie aufgefordert hat, des Nachts ihre Zimmerthüre 
offen zu laſſen und den Verſuch gemacht hat, Nachts in ihr 
Zimmer einzudringen, daß endlich der Kläger 4. im Februar 
oder März 1899 ein Bordell — das Gaſthaus „zum Jägerhaus“ 
in Reichenberg — beſucht und ſich dort in verdächtiger Weiſe 
mit einer als „Freudenmädchen“ bekannten (ihrem Ehemanne 
entwichenen) Ehefrau Ad. zu ſchaffen gemacht hat. — Aus dieſen 
Feſtſtellungen in ihrem Zuſammenhalt entnimmt das Be⸗ 
rufungsurtheil den Nachweis, daß der Kläger nicht nur die durch 
die Ehe begründeten Pflichten ſchwer verletzt, ſondern auch fich 
eines unfittlichen Verhaltens ſchuldig gemacht habe, wie alsdann 
in den Gründen des Näheren dargelegt wird. Gegenüber einem 
derartig unfittlihen und anſtößigen, Pflicht und Treue gegen die 
Ehefrau aufs Groͤblichſte verletzenden Gebahren könne ſich der 
Kläger zu ſeiner Entſchuldigung auch nicht darauf berufen, daß 
ihm die Beklagte die Leiſtung der ehelichen Pflicht „oft“ ver- 
weigert habe. Das Berufungsgericht ſpricht ſodann als ſeine 
aus der Berückfichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Falles 
gewonnene volle Ueberzeugung aus, daß der Kläger durch die 
erwähnten ſchweren Pflichtverletzungen und fein unfittliches Ver⸗ 
halten eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ver⸗ 
ſchuldet habe, daß der Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht 
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zugemuthet werden könne. Es liege auch keinerlei Anhalt dafür 
vor, daß die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes nicht durch 
den Kläger, fondern (wie dieſer behauptete) durch die Eltern der 
Beklagten oder dieſe ſelbſt verſchuldet worden ſei. 

Die Rechtsfrage, ob die in Artikel 201 des Binführungs- 
geſetzes zum Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch aufgeſtellte Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen 
ein Scheidungs⸗ oder „Trennungsgrund“ war, auch durch die 
nach einem bisherigen Landesgeſetz zuläffig geweſene zeitweilige 
Trennung der Ehegatten erfüllt werde, ift vom Reichsgericht 
wiederholt in bejahendem Sinn, fo insbeſondere auch mit Rück⸗ 
ficht auf die in 88 1754 ff. des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zugelaſſene zeitliche Trennung, entſchleden worden. (Vergl. 
Urtheil des erkennenden Senats vom 12. November 1900 in 
Sachen Junge gegen Junge VI 252/1900; efr. Urtheil des 
III. Cioilſenats vom 9. Oktober 1900, Juriſtiſche Wochenſchriſt 
S. 741.) 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß nach § 1754 
des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs im gegebenen Fall 
Grund zur zeitweiligen Trennung der Ehe vorgelegen hätte, 
beruht auf einer, der Nachprüfung ſeitens des Reviſionsgerichts 
nicht unterliegenden Auslegung einer irrevifiblen Rechtsnorm. 
Anlangend ſodann die Anwendung des § 1568 des Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, fo läßt ſich in derſelben eine rechts · 
irrige Auffaſſung nirgends erkennen. Es iſt vor allem rechtlich 
unbedenklich, daß verſuchter Ehebruch oder andere unzüchtige 
Handlungen einen Grund zur Scheidung gemäß 8 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs unter den daſelbſt aufgeſtellten Voran ⸗ 
ſetzungen abgeben können. Die Revifion ſtellt das auch nicht 
in Abrede, fie macht aber geltend: dem Kläger fel in der Vor ⸗ 
inſtanz nicht erkennbar geweſen, daß die Widerklägerin ihren 
Scheidungsantrag auch wegen der Vorgänge unter B Ziffer 1—4 
der Urtheilsgründe auf die Beſtimmungen in 8 1568 des Deutſchen 
und $ 1754 des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs in Ver 
bindung mit Art. 201 des Einführungsgeſetzes zu erſterem ger 
ſtützt habe. Dieſelbe habe zwar für ihren Scheidungsantrag 
allgemein auf $ 1568 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbucht 
ſich berufen; Kläger habe aber geglaubt, fie habe dies nur gethan 
wegen Verfehlungen des Widerbeklagten, welche zeitlich nach dem 
1. Januar 1900 liegen, nämlich wegen feines angeblichen über 
mäßigen Reſtaurationsbeſuches und leichtfinnigen Hazardſpiels 
nach jenem Zeitpunkt, und ſie ſei auf die Verfehlungen unter 
B 1—4 der Gründe lediglich aus dem Geſichtspunkt des Ehe⸗ 
bruchs zugekommen. Sie habe mit keinem Wort erklärt, daß 
ſie, auch wenn der Widerbeklagte ſich der ihm vorgeworfenen 
Ehebrüche nicht ſchuldig gemacht habe, doch in ſeinem ſonſtigen 
Verhalten der Al. und der H. gegenüber, ſowie in der Warns⸗ 
dorfer und Reichenberger Reſtauration ein derartig unfittliches 
Verhalten erblide, daß ihr eine Fortſetzung der Ehe mit ihm 
nicht zugemuthet werden könne. Zu einer ſolchen Behauptung 
wäre fie auch gar nicht berechtigt geweſen, da fie dem Kläger 
in Kenntniß feines Verhaltens hierfür Verzeihung ertheilt habe 
und nur die wirkliche eheliche Untreue nicht verziehen hätte, 
Zum mindeſten hätte das Gericht nach Anfict des Revifions 
klaͤgers, wenn es auf Grund jener Verfehlungen die Scheidung 
habe ausſprechen wollen, dies in der mündlichen Verhandlung 
zu erkennen geben müſſen. ö 
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Dieſe Beſchwerden erſcheinen nicht als begründet. In dem 
Thalbeſtand des Berufungsurtheils ift angeführt, die Beklagte 
habe zu den von ihr geſtellten Berufungsanträgen bemerkt, daß 
ſie ihr Scheidungsverlangen nicht bloß auf Ehebruch, ſondern 
auch auf 8 1568 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtütze. 
Die Widerklägerin hat, wie hiernach anzunehmen, in der Be⸗ 
rufungeinftang von vornherein auch den Scheidungsgrund des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemacht. Und 
ausweislich der vielfachen Schriftſätze der Parteien, nach Maß⸗ 
gabe deren laut Thatbeſtandes mündlich verhandelt wurde, iſt 
von der Widerklage unverkennbar der „ausſchweifende, liederliche 
Lebenswandel“ — das „unfittliche Leben“ — des Ehemannes 
im Ganzen, hauptſächlich aber nach der bei der Begründung 
des Scheidungsbegehrens überall in den Vordergrund geſtellten 
geſchlechtlichen Beziehung als Grund zur Scheidung vor⸗ 
gebracht worden. Der Widerbeklagte konnte ſonach darüber 
nicht im Zweifel ſein, daß die Widerklägerin den Scheidungs⸗ 
[grund des $ 1568 keineswegs auf Ausſchreitungen wie Hazard- 
piel und Wirthshausbeſuch beſchränken, ſondern hierfür ins⸗ 
beſondere auch die Vorgänge, welche in erſter Linie für den 
Ehebruch behauptet waren, eventuell verwerthen wollte. Uebrigens 
enthielt das unfittliche Verhalten des Klägers gegenüber dem 
Dienſtmädchen H., welches in die Zeit vor dem 1. Januar 
1900 fiel, auch nach der Darſtellung der Widerklägerin nicht 
den Thatbeſtand eines vollendeten Ehebruchs. Auf den offen 
zu Tage liegenden Gefichtspunkt des $ 1568 bei den in B 1—4 
des Urtheils angeführten Verfehlungen den Widerbeklagten noch 
befonders hinzuweiſen, war alſo das Berufungsgericht nicht ver- 
aulaßt. Von der Widerklägerin war alsdann nicht zu ver⸗ 
langen, daß fie gerade dem Wortlaute der Geſetzesbeſtimmung 
($ 1568) entſprechend das Vorliegen der Merkmale dieſes 
Scheidungsgrundes behauptete, es genügte, wenn fie fachlich und 
thatſächlich die Vorausſetzungen hierfür darlegte. Indeß iſt in 
den Gründen des Berufungsurtheils geſagt: es könne der Be⸗ 
llagten ohne Weiteres geglaubt werden, „wenn ſie behaupte, 
ihre eheliche Gefinnung ſei durch das Verhalten des Klägers 
völlig und unwiderbringlich zerſtört worden und ſie würde die 
Fortsetzung der Ehe mit ihm nur als unerträgliche Laſt empfinden“. 


Zu § 675 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Holländer 
6. A. u. Gen. vom 21. Juni 1901, Nr. 117/1901 III. 
II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Revifion beider Theile auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen 
bezw. Beklagter verurtheilt. 

Gründe. 

Der Kläger hat am letzten Tage der Proteſtfriſt Morgens 
9½ Uhr einen domizilirten Wechſel auf das Büreau des Be⸗ 
llagten zu 1, des Notars A., gebracht, um ihn durch dieſen 
proteftiren zu laſſen. Bei Abweſenheit des Beklagten zu 1 
nahm deſſen Büreauvorſteher, der Beklagte zu 2, den Wechſel 
und Auftrag entgegen und verſicherte noch dem Kläger, der 
darauf aufmerkſam machte, daß der laufende Tag der letzte für 
Erhebung des Proteſtes ſei, er möge außer Sorge fein, bei 
ihnen würde nichts verſäumt. Der Beklagte zu 2 legte dann 
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aber den Wechſel ſeinem Dienſtherrn, dem Beklagten zu 1, erſt 
Abends nach 6 Uhr vor, ſo daß die Proteſtfriſt verſäumt wurde, 
und da der Wechſel ein domizilirter war, ſomit jeder wechſel⸗ 
mäßige Anſpruch, abgeſehen von der etwaigen Bereicherungsklage 
aus Artikel 83 der Wechſelordnung, für Kläger verloren ge⸗ 
gangen iſt, ſo hat er nunmehr gegen beide Beklagte auf Zahlung 
der Wechſelſumme nebſt Zinſen Klage erhoben. a 

Beide Vorinſtanzen haben der Klage gegen den Beklagten 
zu 1, den Notar, ſtattgegeben, die Klage gegen den Beklagten 
zu 2, den Büreauvorſteher, dagegen abgewieſen, indem fie aus⸗ 
führen: In der Beſtallung des Beklagten zu 2 zum Büreau⸗ 
vorſteher liege die Beſtallung deſſelben zum Vertreter des Be⸗ 
klagten zu 1 im Verkehr mit dem Publikum, ſoweit es ſich nicht 
um die Aufnahme der Notariatsakte ſelbſt handle, insbeſondere 
zu ſeiner Vertretung zur Entgegennahme von Aufträgen. Mit 
der Entgegennahme des Proteſtauftrages Seitens des Büreau⸗ 
vorſtehers ſei daher ein Dienſtvertrag gemäß § 675 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zwiſchen dem Kläger und dem beklagten Notar 
zu Stande gekommen, und dieſer hafte, da der Schuldner nach 
§ 278 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Verſchulden derjenigen 
Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit be- 
diene, wie ein eigenes Verſchulden zu vertreten habe, für das 
Verſehen, das fein Gehülfe fich durch die verzögerte Vorlegung 
des Wechſels habe zu Schulden kommen laſſen. Andererſeits 
hafte der letztere, der Büreauvorſteher, nicht, da die Wirkungen 
des von ihm als Vertreter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts un ⸗ 
mittelbar und ausſchließlich für den Vertretenen eingetreten, ein 
Vertragsverhältniß zwiſchen ihm und dem Kläger daher nicht 
zu Stande gekommen ſei. 

Dieſe Ausführungen find rechtsirrig. Sie beruhen auf 
einer Verwechſelung der Entgegennahme des Auſtrages bezw. 
des Angebots des Dienſtvertrages des § 675 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs behufs Uebermittlung mit der Annahme des 
Vertragsangebots. Mag auch der Büreauvorſteher kraft feiner 
Stellung zur Entgegennahme und Uebermittlung der Aufträge 
bezw. Dienſtvertragsofferten als bevollmächtigt gelten, ſo fehlt 
es doch an jedem Grunde für die Annahme, daß er auch zum 
Abſchluß des Dienſtvertrages oder Auftrags (8 675 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs) bevollmächtigt ſei. Nur der Notar ſelbſt kann 
beurtheilen, ob er das Notariatsgeſchäft, deſſen Beſorgung ihm 
angetragen wird, ausführen kann und darf, ob das Geſchäft 
rechtlich überhaupt zuläſſig, ob er aus beſonderen perſoͤnlichen 
Gründen an der Aufnahme des betreffenden Notariatsakts be⸗ 
hindert, ob feine Zeit bereits anderweit beſetzt iſt, u. ſ. w. Die 
Annahme iſt daher unmöglich, daß der Notar ein für alle Mal 
feinen Büreauvorfteher bevollmächtigt habe, für ihn einen 
bindenden Dienſtvertrag nach § 675 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
abzuſchließen, für ihn die Verpflichtung einzugehen, ein Notariats⸗ 
geſchäft vorzunehmen. Durch die Entgegennahme des Wechſels 
und Proteſtauftrags war daher ein Vertrags verhältniß zwiſchen 
dem Notar und Kläger noch nicht zu Stande gekommen. War 
aber ein Vertragsverhältniß zwiſchen Notar und Kläger nicht 
vorhanden, dann trifft auch der § 278 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, welcher ein ſolches beſtehendes Schuldverhältniß voraus⸗ 
ſetzt, im vorliegenden Falle nicht zu: „hat ein Verſchulden 
folder Perſonen, deren er fih zur Erfüllung feiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, zu vertreten“. Ebenſo wenig kann aber 
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auch Kläger ſich auf den 8 881 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
berufen, da dieſer eine hier nicht in Frage ſtehende unerlaubte 
Handlung des Gehülfen vorausſetzt. Endlich kann auch nicht 
in dem Verſuch des Notars, den Proteſt nach 6 Uhr Abends 
noch aufzunehmen, eine nachträgliche Genehmigung eines Ver⸗ 
tragsabſchluſſes des Büreauvorſtehers gefunden werden, ſondern 
nur eine eigene Annahme des Dienſtauftrags, wie er zu der 
Zeit, als er ihm zuging, überhaupt nur noch möglich war 
(d. i. eine Proteſtaufnahme mit Zuſtimmung des Proteſtaten). 
Der einzige Gefichtspunkt, von dem denkbarer Weiſe eine Haftung 
des Beklagten zu 1 für das Verſchulden des Büreauvorſtehers 
hergeleitet werden könnte, iſt der, ob etwa darin, daß der Notar 
eine Perſon zu dem Zwecke anſtellt, daß ihr in feiner Ab- 
weſenheit auch Anträge an ihn, damit ſie ihm übermittelt 
werden, abgegeben werden können, zugleich ein ſtillſchweigendes 
Garantieverſprechen zu finden iſt, daß dieſe Perſonen ihre 
Pflichten ſorgfältig erfüllten, insbeſondere alſo auch Anträge 
innerhalb der gehörigen Zeit an ihren Prinzipal weiter befördern. 
Hierüber hat ſich das Berufungsgericht noch nicht ausgeſprochen, 
und es erſcheint um ſo weniger angemeſſen, dieſe keineswegs 
zweifelloſe Frage von hier aus direkt zu entſcheiden, als die 
thahächliche Stellung des Beklagten zu 2 noch nicht völlig auf- 
geklärt iſt, insbeſondere die unter Beweis geſtellten Behauptungen 
des Klägers, daß Beklagter zu 2 auch Vollmacht in Notariats⸗ 
ſachen habe, daß er ausdrücklich vom Beklagten zu 1 beauftragt 
geweſen ſei, für ihn Wechſel zwecks Erhebung des Proteſtes in 
Empfang zu nehmen und daß er auch ſeit Jahren Wechſel 
zwecks Erhebung des Proteſtes in Empfang genommen habe, 
einmal in ihrer Bedeutung theilweiſe nicht zweifelsfrei, anderer ⸗ 
ſeits aber auch vom Beklagten zu 1 ausdrücklich beſtritten find. 
Hiernach rechtfertigt es ſich, ſoweit der Beklagte zu 1 in Frage 
ſteht, unter inſoweitiger Aufhebung des angefochtenen Urtheils 
die Sache zu anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung in 
die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. 

Was dagegen den Mitbeklagten N. anlangt, ſo zerfällt der 
Entſcheidungsgrund der Vorinſtanzen ohne Weiteres damit, daß 
N. als Vertreter des Notars überhaupt einen Vertrag nicht 
abgeſchlofſen hat. Denn alsdann fehlt es an jedem Grunde, 
in der Uebernahme des Wechſels und Auftrags zur Weitergabe 
an ſeinen Prinzipal, zumal mit der Bemerkung, es werde nichts 
verſäumt werden, nicht einen übernommenen Auftrag zu finden, 
aus dem er dem Auftraggeber haftet. Insbeſondere ſteht auch 
die offen gelaſſene Möglichkeit, daß der Notar eine Garantie für 
eine ordnungsmäßige Thätigkeit feines Angeſtellten 5 
habe, der Annahme eines weiteren Auftragsverhältniſſes art 
N. und dem Kläger in keiner Weiſe entgegen. ien d 

t aber unbeſtritten N. in ſchuldhafter Weiſe nicht entſprochen, 
ha int daher gegen ihn ohne Weiteres begründet, 
und. die Kluge ed. b der Urtheile der Vorinſtanzen 
ſo daß inſoweit unter Aufhebung SR 
von hier aus durcherkannt werden konnte. 


— — 
— Ü—é—— 


Das neue Urheberrecht und Verlagsrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kuhlenbeck, 3 | 
t ift, nachdem eine 
urheberrecht und Verlagsrecht iſt, 
Zeit = 10 — des Entwurfs in der ihm von der 


Kommiſſion gegebenen Faſſung — jedoch mit einer wichtigen 
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Ausnahme — ſeine Beſtätigung beim Bundesrath in der Schwebe 
war, nunmehr doch in Nr. 27 des Reichsgeſetzblatts publizirt. 
Die beiden Geſetze treten am 1. Januar 1902 in Kraft. 

Sie gehoren zwar nicht zu denjenigen Theilen des bürger 
lichen Rechts, auf deren Anwendung ein Praktiker ſo zu ſagen 
tagtäglich gerüſtet ſein muß. Hieraus aber einen Vorwand für 
ihre gänzliche Nichtbeachtung zu entnehmen, würde hoͤchſt be 
denklich ſein. Denn audererſeits find dieſe Geſetze auch nicht der 
Art, daß man ſich in Veranlaſſung eines plötzlich zur Bearbeitung 
aufſtoßenden Falles ſchnell genug darin zurecht findet, um fie für 
den gegebenen Fall zu beherrſchen. Das Verlagsrecht ink 
beſondere, das bislang, abgeſehen von einigen nicht mehr zeit⸗ 
gemäßen Beſtimmungen des Preuß. A. L. R. (I. 58 996 — 1090), 
des Badiſchen Landrechts (II. 2. Tit. Kap. 6 S. 577 aa bis ah) 
und des Sächſiſchen B. G. B. (88 1139 — 1149) der Kodifikation 
entbehrte und als unficheres Gewohnheitsrecht viele Verlegen⸗ 
heiten bereitete, bildet eine wichtige Ergänzung des B. G. G. 
Es iſt aber ohne das Urheberrecht, welches eben deshalb 
einer geſetzlichen Revifion unterworfen werden mußte, nicht 
verſtändlich. 

I. Das neue Geſetz, betr. das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und der Tonkunſt, ſchließt ſich dem 
bisherigen Gelege vom 11. Juni 1870 inſofern an, als es die 
den Inhalt des Urheberrechts bildenden Befugniſſe einzeln auf. 
führt. Gegenſtände deſſelben bilden nach 8 1: 1. Schrift- 
werke und ſolche Vorträge oder Reden, welche dem Zwecke 
der Erbauung, der Belehrung oder der Unterhaltung dienen; 
2. Werke der Tonkunſt; 3. ſolche Abbildungen wiſſen 
ſchaftlicher oder techniſcher Art, welche nicht ihrem Haupt⸗ 
zweck nach als Kunſtwerke zu betrachten find. (Zu den Ab⸗ 
bildungen gehören auch plaſtiſche Darſtellungen.) 

Für Werke der bildenden Künſte bleibt einſtweilen dat 
Geſetz vom 6. Januar 1876, für Photographien dasjenige vom 
10. Januar 1876 maßgebend; doch iſt eine Reviſion auch dieſer 
Geſetze als nahe bevorſtehend zu betrachten. 

Das neue Geſetz hat alſo den wiſſenſchaftlichen Begriff des 
Urheberrechts ebenſo wenig zum Ausdruck gebracht, wie das 
bisherige. 

Für dieſen iſt aber die Unterſcheidung einer perſönlichen, 
„idealen“ und einer wirthſchaftlichen von grundlegender de 
deutung. Das „ideale“ Intereſſe des Urhebers eines Geiftel- 
werks fordert die Anerkennung feiner Perſönlichkeit, ſoweit fi 
fh in dem von ihm geſchaffenen Werke manifeftirt hat. © 
wird alſo verletzt durch Beſtreiten der Urheberſchaft überhaupt, 
ſodann aber auch durch willkürliche Abänderungen derſelben oder 
durch eine den Charakter des Urhebers oder feine Geiſtel 
eigenthümlichkeit in ein falſches Licht ſetzende Ausbeutung, ;. 8. 
ſog. Verballhornirung. Es handelt fi alſo beim Schutze diet 
Intereſſen um eine unmittelbare Anwendung der richtig vr 
ftandenen Lehre vom Recht der Perſoͤnlichkeit. Kohler 
(Autorrecht, Jena 1880) und Oſterrieth (Altes und Neues 
zum Urheberrecht, Leipzig 1892) faſſen dieſe Seite des Urheber; 
rechts in dem Worte „Individualrecht“ bezw. „Judividualſchut 
zuſammen und wollen ſie vom eigentlichen Urheberrecht über 
haupt ablöjen. 

Das wirthſchaftliche Intereſſe des Urhebers fordert die 
ausſchließliche Befugniß des Urhebers, das Werk zu vewielfältigen 
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und gewerbsmäßig zu verbreiten. Kohler bezeichnet dieſe Seite 
des Urheberrechts, die er Autorrecht an No nennt, als 
Immaterialgut. 

Es kann zweifelhaft erſcheinen, ob das neue Geſetz ſeine 
Auffaſſung des Urheberrechts im Kohlerſchen Sinne hat be⸗ 
ſchränken wollen oder nicht. Ich bin der Anficht, daß es zwar 
vorwiegend nur die wirthſchaftliche Seite des Urheberrechts im 
Auge hat, dennoch aber auch die ideale Seite deſſelben berührt, 
ohne jedoch den Individualſchutz, d. h. den Schutz der rein per⸗ 
ſonenrechtlichen Seite des Urheberrechts vollſtändig zu erſchöpfen. 
Ein rein ideales Intereſſe des Autors wird zweifellos geſchützt 
durch den § 25 des Geſetzes, der Jeden, der ein Werk innerhalb 
der geſetzlich zuläſſigen Grenzen benutzt, zur Quellangabe 
verpflichtet, ferner durch § 24, welcher willkürliche Aenderungen 
des Werkes innerhalb deſſelben Rahmens unterfagt. Nur, wenn 
einzelne Aufſätze, einzelne Gedichte oder kleinere Theile eines 
Schriftwerks in eine Sammlung zum Schulgebrauch auf- 
genommen werden, find die für dieſen Gebrauch erforderlichen 
Aenderungen geſtattet; jedoch bedarf es, ſo lange der Urheber 
lebt, deſſen perſönlicher Einwilligung. 

Wenn ich hiermit die ideale Seite des Urheberrechts durch 
das vorliegende Geſetz nicht für erſchöpft halte, fo iſt dies 
von weittragender praktiſcher Bedeutung. Denn es wäre m. E. 
ein bedenklicher Trugſchluß, den Schutz der Perfönlichkeit grund- 
ſätzlich nur ſoweit zuzubilligen, als er durch pofitive Normen 
des Civil. oder Strafrechts gefichert iſt; mit v. Ihering und 
Kohler bin ich der Anſicht, daß nach Analogie der actio in- 
ioriaram des römiſchen Rechts grundſätzlich auch heutzutage 
ein Anſpruch auf Anerkennung eines Rechts der Perfönlichkeit 
beſteht, das dieſes auch in feinen feineren Verzweigungen ſichert, 
wie dies neuerdings auch von Keyßner in deſſen werthvoller 
Monographie: „Das Recht am eigenen Bilde“ klargeſtellt 
und in mehreren wichtigen Entſcheidungen der modernen Praxis, 
7 B. durch das Landgericht Hamburg vom 8. September 1898 
in Beranlaffung einer rechtswidrigen photographiſchen Aufnahme 
der Leiche des Fürſten Bismarck, anerkannt worden iſt. 

Bemerkenswerth erſcheint mir dafür folgende Aeußerung 
Kohlers in der Zeitſchrift: „Gewerblicher Rechtsſchutz und 
Urheberrecht“ 1899 S. 196: 

„Allerdings erliſcht das Perſönlichkeitsrecht 
in ſeiner Hauptbedeutung mit dem Tode; 
allein es erliſcht unter Hinterlaſſung eines 
Reſiduums, und dieſes geht auf die Hinterbliebenen 
über; ſie üben es nur als ihr Recht, aber ſie üben es 
nicht aus als ihr ureigenes perſönliches Recht, ſondern 
als das ihnen überkommene Perſönlichkeitsrecht des Erb⸗ 
laſſers. Es iſt daſſelbe Recht, wie dasjenige, das ihnen 
die Verfügung giebt, über ſeine Briefe und die nicht 
veröffentlichten Schriften zu verfügen, daſſelbe Recht, 
das ihnen Befugniß verleiht, gegen die Verleumdung 
des Erblaſſers aufzutreten. Es iſt ein angeerbtes Recht, 
auch wenn es nicht dem gewöhnlichen Erbgang folgt, 
es geht über auf die Hinterbliebenen kraft Inteſtat⸗ 
erbfolge, auch wenn der Erblaſſer einen geſetzlichen Erben 
eingeſetzt hat; denn die Erbeinſetzung betrifft ſolche per⸗ 
ſoͤnlichen Dinge nicht, ebenſo wenig, als z. B. ein römiſches 
Recht der Univerſalfideikommiß die Jura sepulcrorum 
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(L. 43 [42] 8 1, I. 57 [55] $3 ad S. C. Trebellian 
Weiteres darüber Autorrecht, S. 148, Pranzataro, 
il diritto di sepolero p. 82). Allerdings ſteht es auch 
hier dem Erblaſſer zu, Verfügungen zu treffen; er kann 
insbeſondere ausdrücklich beſtimmen, wie mit ſeinem 
Leichnam oder mit ſeinen Schriften verfahren werden 
ſoll (vergl. franzöſiſches Geſetz vom November 1887; 
vergl. ferner ſtrafrechtliche Studien I S. 207); er kann 
namentlich einen Treuhänder ernennen, deſſen Ehre und 
Gewiſſen er ſolche Dispofitionen überläßt. (Autorrecht 
S. 149, Strafrechtliche Studien S. 207.) In dieſer 
Verfügungsgewalt zeigt ſich klar, daß das Recht der 
Hinterbliebenen ein vom Erblaſſer überkommenes iſt, 
denn es fteht ihnen nur zu, ſobald der Erblaſſer darüber 
nicht anders beſtimmt hat.“ 

Hiernach iſt die Beſtimmung des neuen Urheberrechts, das 
die Unzuläſſigkeit der Aenderung in dem eben bezeichneten Falle 
auf Lebzeiten des Verfaſſers einſchränkt, fingulär und 
nicht als arg. e contrario auf andere Fälle auszudehnen. 

Sowohl die perſonenrechtliche wie die wirthſchaftliche (ver⸗ 
mögensrechtliche) Seite des Autorrechts hat einen dinglichen 
Charakter in dem Sinne eines abſoluten Rechtsſchutzes gegen 
Jedermann. 

Das neue Geſetz enthält einige erhebliche Erweiterungen 
des Urheberrechts gegenüber dem bisherigen. 

Zunächſt wird nach § 15 eine Vervielfältigung ohne Ein⸗ 
willigung des Berechtigten für unzuläſſig erklärt, „gleichviel 
durch welches Verfahren ſie bewirkt wird; auch be— 
gründet es keinen Unterſchied, ob das Werk in einem 
oder mehreren Exemplaren vervielfältigt wird“. 

In Verbindung hiermit ſteht die Beſeitigung der alten 
Terminologie, welche die Verletzung des Urheberrechts allgemein 
als Nachdruck bezeichnete. Der Entwurf befolgte dieſe 
Terminologie noch, die Reichstagskommiſſion hat dieſe Ausdrucks. 
weiſe, da fie eine unerfreuliche und unnöthige juriſtiſche Diktion 
enthielt, als Sprachwidrigkeit mit Recht beſeitigt, und daher 
beginnen jetzt alle diejenigen Beſtimmungen, die im bisherigen 
Geſetz lauteten: „Als Nachdruck wird beſtraft“ oder „als 
Nachdruck iſt (es) nicht anzuſehen“, mit der Formel: „Die 
Vervielfältigung iſt unzuläſſig bezw. unzuläſſig“. 

Unabhängig von dem Vervielfältigungsrechte wird dem 
Urheber die ausſchließliche Befugniß zur Verbreitung bei- 
gelegt ($$ 11, 37, 5 39 Nr. 1, § 42), fo daß eine Verbreitung, 
in die er nicht eingewilligt hat, auch dann unſtatthaft iſt, wenn 
die Exemplare rechtmäßig hergeſtellt find. 

Der Urheber erhält ferner die ausſchließliche Befugniß, ein 
noch nicht erſchienenes Schriftwerk öffentlich vorzutragen 
($ 11 Abſ. 3). Vor allem aber iſt hervorzuheben, daß das 
ausſchließliche Ueberſetzungsrecht eine weſentliche Verſtärkung 
erfährt. (8 12 Nr. 1.) Auch wird durch das neue Geſetz ein 
ſtärkerer Schutz gegen die Dramatiſirung, gegen die An- 
eignung fremder Melodien und gegen fonftige Utiliſa— 
tionen gewährt ($ 12, 8 13 Abſ. 1). 

Die citirten Paragraphen lauten: 

§ 12: „Im Falle der Uebertragung des Urheberrechts 
verbleiben, ſoweit nicht ein anderes vereinbart iſt, dem 
Urheber ſeine ausſchließlichen Befugniſſe: 
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1. für die Ueberfetzung eines Werkes in eine andere 
Sprache oder in eine andere Mundart; 

2. für die Wiedergabe einer Erzählung in dramatiſcher 
— ei eines Bühnenwerkes in der Form einer 

Nhlung; 

3. für die Bearbeitungen eines Werkes der Tonkunſt, 
ſofern ſie nicht bloß in Einrichtungen für einzelne 
oder mehrere Inſtrumente oder Stimmen beſtehen.“ 

§ 13 Abſ. 1: „Unbeſchadet der ausſchließlichen Be⸗ 
fugniffe, die dem Urheber nach 5 12 Abſ. 2 zustehen, 
iſt die freie Benutzung feines Werkes zuläffig, wenn da- 
er) eine eigenthünliche Schöpfung hervorgebracht 

Ich glaube nicht mit Unrecht den hier angeführten Begriff 
der eigenthümlichen Schöpfung, der geradezu das punctum 
saliens des Urheberrechts bildet, als den ſchwierigſten des 
ganzen Geſetzes bezeichnen zu müflen. Es handelt ih hier eben 
um die Beſtimmung des eigentlichen Gegenſtandes deſſen, was 
man früher auch in Dentſchland und jetzt noch ziemlich all⸗ 
gemein im Auslande als geiſtiges Eigenthum bezeichnet. 

Kohler bezeichnet das, was ein Geiſteswerk zu einer „eigen ⸗ 
thümlichen“ Schöpfung ftempelt, als innere Form oder auch 
als „imaginäres Bild“. Der inneren Form ſtellt er dann die 
außere gegenüber, unter welcher er das Darſtellungs material, alſo 
den Marmor bei der Bildſäule, das Papier, auf dem ein 
Geiſteswerk geſchrieben iſt, verſteht. Ich würde es vorziehen, 
letzteres ſtets als Darſtellungsſtoff zu bezeichnen. 

Die große Frage iſt nun die, ob fich allgemeine Kriterien 
aufſtellen laſſen, um das Vorhandenſein einer eigenthümlichen 
Form feſtzuſtellen; wenigſtens ſcheinen viele Schriftſteller, unter 
ihnen auch Kohler, fi in dleſer Hinficht zu bemühen. Meines 
Erachtens tft dieſe Forderung eine contradictio in adjecto. 
Es iſt zwar leicht, die Form, oder, um mit Kohler zu reden, 
die innere Form vom äußeren Darſtellungsſtoff zu trennen. 
Bei der Frage der Originalität oder Individualität aber 
handelt es fich um die Herausſtellung eines wirklich Neuen, das 
zu dem ſchon geſchichtlich Gegebenen hinzu kommt. Hierbei 
aber iſt, wie v. Ihering jagt, Zweck im Recht I. S. 79 ff., 
zu berückſichtigen, daß der Nachfolger ſtets mit den Erfahrungen, 
dem geiftigen und ethiſchen Kapital ſeines Vorgängers arbeitet. 

Zur Beleuchtung des Problems dürfte vielleicht folgende, 
meiner in dieſen Tagen erſcheinenden Bearbeitung des neuen 
Urheberrechts entnommene Parallele mit der Spezifikation 

5 in: 
ent 3 findet ſich eine Schöpfung aus dem Nichts. 
Schöpfung iſt Kombination und Variation. Daß 
diefes ewige Wechſelſpiel des Lebens gleichwohl immer 
Neues ſchafft, beweiſt eben, daß nicht die Materie, 
ſondern die Form Weſen und Zweck des Lebens iſt, daß 
die Form, die Verarbeitung des Stoffes die Werthe erzeugt. 

Hiernach löſt ſich alſo das Problem des Verhältniſſes 

“ inneren (geiftigen) Stoff in 
der „inneren Form“ zum 

„ blen der Spezifikation auf. Die Analogie 
das Pr ietation mit jener finnlich wahrnehm⸗ 
der geiſtigen Spezifikati 5 Itirte 8 950 
baren, äußeren Spezifikation, die der oben citirte 9 
des B. G. B. regelt, iſt eine vollkommene, ſobald man 
davon abſieht, daß geiſtiger Stoff (Gedankenſtoff dadurch, 
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daß der eine ihn bearbeitet, dem andern nicht entzogen 
wird, da derſelbe keine wäumlich quantitative Größe 
darſtellt und wie die berühmten platonischen Ideen durch 
Mittheilung ſich nicht vertheilt, ſondern untheilbar und 
unvermindert, weil unkörperlich, über den einzelnen 
Subjekten, in die er eingeht, ein Daſein für ih behält. 
Eigenthämer wird alſo derjenige, der aus gegebenem 
Gedankeuſtoff eine neue Spezies, eine neue Form ſchafft. 

Aber eben dies, ob eine neue Form, ein neues Ge 
danken Individuum eutſprechend dem von der herrſchenden 
Lehre bei materieller Spezifikation geforderten neuen 
Sachindividuum geſchaffen worden iſt, bildel eine 
ſchwierige quaestio facti, für welche es an einem un⸗ 
bedingten abftrakten Kriterium fehlt. Nehmen wir 
Beiſpiele der äußeren (materiellen) Spezifikation. Niemand 
zweifelt an einer Spezifikation, wenn ein Chemiker aut 
verſchiedenen ihm nicht gehörenden Stoffen ein neue 
chemiſches Produkt hergeſtellt hat, beiſpielsweiſe einen 
Farbſtoff aus fremden Pflanzen und Mineralien, Pulver, 
Dynamit aus fremden Chemikalien; auch die Wein⸗ 
bereitung aus fremden Trauben gilt als Spezifikation. 
In dieſen Fällen ift der alte Stoff gar nicht mehr 
wiederzuerkennen, ſeine Identität iſt nur dem Sach⸗ 
verſtändigen noch durch Vermittelung beſonderer Analyie 
nachweisbar. 

Aber auch wean die Identität des Stoffes auf den 
erſten Blick erkennbar bleibt, wenn z. B. der Sänie 
aus fremdem Eiſen ein Werkzeug, der Tiſchler aud 
fremdem Holze einen Gebrauchsgegenſtand verfertigt hat, 
wird ebenfalls Spezifikation angenommen, wie z. B. 
wenn der Schneider fremdes Tuch zu einem Mode ver 
arbeitet het. Hieran aber fliegen fich Grenzfälle, in 
denen fi ein Zweifel an der Aneignung erhebt. Wie 
wenn z. B. der Goldſchmied einen fremden Goldklumpen 
nur erſt zu einzelnen Stangen verarbeitet, der Juwelier 
einen fremden Edelftein nur geſchliffen hat? Belauntlich 
wollte eine Partei der römiſchen Juriſten, denen Juſtinian 
ſich anſchloß, den Eigenthumserwerb davon abhängig 
machen, daß das neue Gebilde nicht wieder auf bie alte 
Form zurückgeführt werden könne. Hiernach würde ein 
kunſtvoller Becher, den etwa Benvenuto Cellini aus 
fremdem Silber in mühevoller Arbeit herausgeſtaltet, 
dem Stoffeigenthümer verbleiben. 

Die heutige Rechtslehre und mit ihr das B. G. B. 
im S. 47 citirten Paragraphen hat dieſe Anſicht, die 
übrigens auf geiſtigem Gebiete aus oben angegebenen 
Gründen keine entſprechende Anwendung zulaſſen würde, 
verworfen. 

Welches Kriterium iſt denn nun aus ſchlaggebend? 
Der citirte 8 950 verweiſt uns deutlich auf einen 
durchaus ſubjektiven Faktor, auf die Abſchätzung des 
Werthes. Der Verarbeiter oder Umbildner erlangt bad 
Eigenthum an der neuen Sache nicht, wenn „der Werth 
der Verarbeitung oder der Umbildung erheblich geringer 
iſt als der Werth des Stoffes“. 

Auch bei der Frage des geiftigen Gigenthumderwerb? 
ſcheint uns dieſe geſetzliche Formel die einzig mögliche 
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zu ſein und die ganze bisherige Praxis bewußt oder 
unbewußt beeinflußt zu haben. 

Es kann auch bei der Relativität der Begriffe „Form 
und Inhalt“ gar nicht anders ſein. Das Einzige, was 
hier eine gewiſſe Konſtanz der Rechtſprechung gewähr⸗ 
leiſten kann, iſt die Regelung der ſubjektiven Werth⸗ 
ſchätzung des Richters durch kaſuiſtiſche Vorſchriften oder 
nurch eine derartige Einrichtung, wie fie in Deutſchland 
in Geſtalt von ſogenannten literariſchen Sachverſtändigen⸗ 
Vereinen, jetzt Sachverſtändigen⸗Kammern beſteht, deren 
Werth natürlich ebenſo von dem Werth der zu dieſem 
Richteramt berufenen Perſönlichkeiten abhängt, wie in 
letzter Linie der Werth jeder Inſtitution und jedes 
Geſetzes bedingt iſt durch die mit ihrer Ausführung 
beſtimmten Perſonen. 

Hat Jemand eine mathematiſche Aufgabe gelöft und 
bringt jetzt ein anderer dieſelbe Löſung lediglich unter 
Veränderung der vom erſten Löſer verwendeten Zeichen 
und Buchſtaben, ſo zweifelt Niemand daran, daß hier 
keine Neuproduktion, ſondern eine bloße Reproduktion 
vorliegt. Anders liegt der Fall, wenn der zweite 
Bearbeiter zwar im Weſentlichen diefelbe Löſung bringt, 
aber in eleganterer Weiſe, in überfichtlicherer Darftellung, 
unter Verwendung einfacherer Methoden. 

Handelt es ſich um eine gewerbliche Erfindung, ſo 
bilden die Methoden der Herſtellung, nicht ihre ſprach⸗ 
liche Erklärung den Werthmeſſer. Anders verhält es 
ſich in der Regel bei wiſſenſchaftlichen, noch mehr bei 
äſthetiſchen Produktionen. Zwei Hiſtoriker ſtellen die ⸗ 
ſelben Ereigniſſe dar: — der Werth ihrer Unterſuchungen 
kann ausſchließlich in der ſorgfältigen Sichtung und 
Kritik der Thatſachen gefunden werden, ſo daß die 
glänzendere Darſtellungsgabe des einen, wenn er fich die 
kritiſche Arbeit des anderen zu Nutze macht, ebenſo wenig 
Spezifikationswerth geſchaffen zu haben ſcheint, 
wie wenn etwas Glanzwichſe auf einen fremden Stiefel 
gebürſtet wurde. Zweifellos wird man in den betheiligten 
Fachkreiſen der gelehrten Hiſtoriker ſo den gewandteren 
Darſteller unter Umſtänden des Plagiats, d. h. eines 
geiſtigen Diebſtahls bezichtigen. Dennoch wird der 
Juriſt Bedenken tragen, jenem rein fachlichen Intereſſe 
der Originalität Rechtsſchutz zuzuerkennen, und warum? 
Lediglich, weil für ihn und für weitere Kreiſe auch die 
ſchoͤnere Darſtellung, die Diktion als Werth und zwar 
als erheblicher Werth in Betracht kommt. Niemand 
dagegen findet ein Plagiat darin, daß ein dramatiſcher 
Dichter von hoher Formvollendung eine bereits von 
einem anderen bearbeitete hiſtoriſche oder ſonſt bekannte 
Fabel neu dramatiſirt. Anders liegt der Fall, wenn die 
Fabel ſelbſt freie Erfindung des erſten Dramatikers war; 
aber auch in letzterem Fall kann vielleicht ein Dritter 
aus einer ſolchen Erfindung ſo zu ſagen erſt etwas 
„machen“, und in meinen Augen geht daher die Kaſuiſtik 
des neuen Geſetzes zu weit, wenn daſſelbe in §8 12 und 
13 ſchlechthin das Autorrecht auch auf die Wiedergabe 
einer Erzählung in dramatiſcher Form oder eines 
Bühnenwerkes in Form einer Erzählung erſtreckt. Der 
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Geſetzgeber hat dies auch gefühlt und tritt offenbar 
ſchon in folgendem § 13 einen Rückzug an, wenn er 
die freie Benrtzung eines Werkes in dieſer Richtung 
gleichwohl für zuläffig erklärt, „wenn dadurch eine eigen- 
thümliche Schöpfung hervorgebracht wird“. 

Nach meiner Ueberzeugung iſt es in jure entſchieden 
richtiger, den Begriff der „eigenthümlichen Schöpfung“ nicht 
zu ftreng zu nehmen und die feinere Auffaffung des Plagiats 
mehr dem Selbſtſchutz der literariſchen Kritik als der 
nur auf größere Rechts verletzungen berechneten Juſtiz zu 
überlaſſen. Daher hat man mit Recht auch ſeit der 
geſetzlichen Anerkennung des Autorrechts ſtets noch einen 
Unterſchied gemacht zwiſchen einem bloß kritiſch, wiſſen⸗ 
ſchaftlich, ethiſch und äſthetiſch verwerflichen Plagiat und 
dem eigentlichen Nachdruck.“ 

Kuhlenbeck, das Urheberrecht u. das Verlagsrecht, 
Einl. S. 51 ff. 
(Fortſetzung folgt.) 


Der Unabhängige Kongoſtaat. 
Seine rechtliche Stellung. — Verfaſſung bezw. Verwaltung. — Das 
geltende Recht. — Gerichtsorganiſation. — Advokatur. — Notariat. 
Von A. Simon, Bürgermeiſter a. D., Charlottenburg. 


Der Unabhängige Kongoſtaat, der augenblicklich durch die 
wegen ſeiner Uebernahme durch Belgien ſchwebenden Unter⸗ 
handlungen wieder mehr in den Vordergrund des politiſchen 
Intereſſes gerückt iſt, hat den in erſter Reihe von dem Könige der 
Belgier und Belgien ſelbſt gebrachten großen pekunlären Opfern 
entſprechende Früchte noch nicht gezeitigt, trotz ſeiner unverkennbar 
günſtigen, wenn auch vielleicht etwas langſamen wirthſchaftlichen 
Entwickelung, ein Schickſal, wie es den kolonialen Unternehmungen 
der Neuzeit zumeiſt beſchieden ſcheint. Ob der Staat ſolche 
Früchte in abſehbarer Zeit reifen wird, iſt eine Frage, auf welche 
eine fichere Antwort zu geben nach der für ein derartig groß 
angelegtes koloniales Unternehmen immerhin etwas kurzen Zeit 
von ſechszehn Jahren kaum möglich fein dürfte, und auf welche 
hier auch nicht näher eingegangen werden ſoll. 

Zweck der nachſtehenden Zeilen iſt, die rechtliche Stellung 
des Kongoſtaates, feine Berfaffung bezw. Verwaltung, das zur 
Anwendung kommende Recht, die Rechtepflege und bei letzterer 
insbeſondere Advokatur und Notariat in möglichſt kurzer, die 
wichtigſten Beſtimmungen zuſammenfaſſender Darſtellung vor 
Augen zu führen. 

I. Die Geſchichte des 2 252 780 qkm großen, rund 
14 Millionen Einwohner zählenden Kongoſtaates, feine Ent- 
ſtehung und Bildung dürfte hinlänglich bekannt fein. Grund- 
legend für letztere iſt die Berliner Generalakte (Kongoakte) vom 
26. Februar 1885 und der gleichlautende Beſchluß der belgiſchen 
Volksvertretung (Repräſentantenkammer und Senat) vom 
28./30. April 1885: „S. M. Leopold II., roi des Belges, 
est autorisé à Etre le chef d'Etat fondé en Afrique par 
Association internationale du Congo. L'union entre la 
Belgique et le nouvel Etat du Congo sera exclusivement 
personelle.“ Schon unter dem 1. Auguſt deſſelben Jahres 
zeigte König Leopold den Mächten die Konſtitution des Unab- 
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hängigen Kongoſtaates an und notifizirte gleichzeitig die Erklärung 
ewiger Neutralität deſſelben. Um Belgien Nutzen und Früchte 
ſeiner nur durch außerordentliche perſönliche Opfer ermoͤglichten 
Schöpfung zu ſichern, vermachte der König durch Teſtament vom 
2. Auguſt 1889 feine Souveränitäts⸗ und ſämmtlichen perſön⸗ 
lichen Rechte Belgien, welches ſeinerſeits durch Konvention vom 
3. Juli 1890 dem Kongoſtaate 25 Millionen Fres. (5 Millionen 
ſofort, und je 2 Millionen durch die folgenden 10 Jahre), die 
erſten 10 Jahre unverzinslich, lieh unter folgenden in den 
Artikeln 2 und 4 beſagter Konvention ausgedrückten Bedingungen, 
welche hier wörtlich folgen mögen, da dieſelben augen blicktich 
den Mittelpunkt der in Belgien hinſichtlich des Kongoſtaates 
ſchwebenden Erwägungen und Verhandlungen bilden, nämlich: 
„§ 2. Six mois apres l’expiration du predit terme de 
dix ans,“) l’Etat belge pourra, s’il le juge bon, s’annexer 
Etat Independant du Congo avec tous les biens, droits 
et avantages attachés à la souveraineté de cet Etat, tels 
qu'ils ont été reconnus et fixes, notamment par l'acte 
general de Berlin du 26 février 1885 et par l’acte general 
de Bruxelles et la declaration du 2 juillet 1890; mais 
aussi à charge de reprendre les obligations du dit Etat 
envers les tiers, le Roi-Souverain refusant expressement 
toute indemnite du chef des sacrifices personnels qu'il 
s'est imposes. Une loi réglera le régime special sous 
lequel les territoires du Congo seront alors places. — 
$ 4. Si, au terme predit, la Belgique decidait de ne pas 
accepter l’annexion de l’Etat du Congo, la somme de 
25 millions de francs pretee, inscrite au grand-livre de 
sa dette, ne deviendrait exigible qu’apres un nouveau 
terme de dix ans, mais elle serait, entre temps, productive 
d'un interet annuel de 3½ p. c., payable par semestre, 
et meme avant ce terme, l’Etat Independant du Congo 
devrait affecter à des remboursements partiels toutes les 
sommes & provenir de cessions de terres ou de mines 
domaniales.“ In Belgien ſcheint man zur Zeit die Uebernahme 
des Kongoſtaates nicht für opportun zu halten, jedenfalls wird 
der Ablauf der Konvention hinausgeſchoben werden, in den 
augenblicklichen Verhältniſſen deſſelben alſo eine Aenderung nicht 
eintreten, ſo daß die eventuellen Rechte Frankreichs auf den 
Kongoſtaat noch gar nicht in Frage kommen. 

Dieſe Rechte Frankreichs — ein Vorkaufsrecht auf den 
Kongoſtaat — find in folgenden Briefen niedergelegt, welche wir 
bei dem Intereſſe, welches dieſe Frage augenblicklich erregt, ſoweit 
nöthig, wörtlich wiedergeben: 1. Brief des Obriſt Strauch 
an Jules Ferry vom 23. April 1884: „L'association 
internationale du Congo, au nom des stations et des 
territoires libres qu'elle a fondes au Congo et dans la 
vallee du Niadi-Quillou, declare formellement qu'elle ne 
les cedera à aucune puissance, sous reserve des conventions 
particulières qui pourraient intervenir entre la France et 
I Association pour fixer les limites et les conditions de leur 
action respective. Toutefois, I' Association, desirant 
donner une nouvelle preuve de ses sentiments amicaux 
pour la France, s’engage à lui donner le droit de 
preference si, par des circonstances imprévues, 
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1' Association était amenee un jour A realiser 
ses possessions.“ Unter dem 24. April 1884 beftätigt 
Jules Ferry mit Dank den Inhalt des Schreibens, welcher 
durch einen Brief der Internationalen Kongogeſellſchaft vom 
5. Februar 1885 aufrecht erhalten wird trotz des unter dieſem 
Datum zwiſchen der Kongogeſellſchaft und Frankreich geſchloſſenen 
Handels. und Freundſchaftsvertrages. | 

Der Sinn des in den Schreiben vom 23. und 24. April 
1884 getroffenen Uebereinkommens findet ſich in den zwiſchen 
dem franzöfiſchen Minifter und dem Vertreter des Kongoſtaates 
im April 1887 gewechſelten Schriftſtücken näher praͤzifirt. 
Letzterer ſchreibt unter dem 223. April 1887 dem Miniſter: 
„L' Association internationale africaine, lorsqu'elle a fait 
avec le gouvernement de la République l' arrangement de 
1884, confirme par la lettre da 5. février 1885, n'a pas 
entendu et n'a pu entendre qu'en cas de realisation de ses 
possessions, le droit de preference reconnu à la France 
püt étre oppose à la Belgique, dont le Roi Leopold était 
Sourerain; mais il va de soi que l’Etat du Congo 
ne pourrait céder ces mèmes possessions à la 
Belgique sans lui imposer l'obligation de re- 
connaitre le droit de preference de la France 
pourlecasou elle-mämeviendraitulterieurement 
à les r&aliser. Cette explication n'enlève et n’ajoute 
rien aux actes rappelés ci-dessus: loin de leur £&tre con- 
traire, elle ne fait qu’en constater le sens, je suis autorise 
à ajouter que c'est celui qu’y a attaché l’auguste fonda- 
teur de l' Association internationale africaine en les 
autorisant.“ In dem Antwortſchreiben vom 29. April 1887 
rekapitulirt der Miniſter dieſe Darlegungen und ſchließt: „En 
vous accusant reception de cette communication, je suis 
autorisé à vous dire que je prends acte, au nom du 
gouvernement de la République de l’interpretation qu'elle 
renferme et que vous presentez comme ayant toujours 
été celle que vous avez attachée à la convention de 1884, 
en tant que cette interprétation n'est pas contraire aux 
engagements internationaux preexistants.“ 

II. Die Verwaltung des Kongoſtaates zerfällt in eine 
centrale mit dem Sitz in Brüſſel, und eine lokale mit dem 
Sitz in Boma. 

Die centrale Verwaltung, welcher wir uns zunächſt 
zuwenden, unterſteht laut Dekret vom 1. September 1894 
einem vom „Roi- Souverain“ ernannten Staatsſekretär, 
welcher die Erlaſſe des Souveräns gegenzuzeichnen und 
zur Ausführung zu bringen hat. Beigegeben find dem 
Staatsſekretär außer einem Kabinetschef ein Generalſchatz⸗ 
meiſter und drei Generalſekretäre — für die auswärtigen 
Angelegenheiten, die Finanzen und das Innere —, ſämmtlich 
vom Könige ernannt, während die Abtheilungsdirigenten ſowie 
das ſonſtige geſammte Bureauperſonal von dem Staatsſekretär 
berufen wird. Ein Erlaß des Staatsſekretärs vom 10. Oktober 
1894 ſtellt eine eingehende Geſchäftsvertheilung, Geſchäfts⸗ 
behandlung und Dienſtordnung für die geſammte Central 
verwaltung dar, aus welcher wir nur erwähnen möchten, daß 
die Rechtspflege und Civil-, Handels- und Strafgeſetzgebung 
zu dem Reſſort des Generalſekretärs für die auswärtigen An 
gelegenheiten gehören. 


XX. Jahrgang. 


Zur centralen Verwaltung des Kongoſtaates iſt auch der 
in Brüffel domizilirende Obere Rath (Conseil superieur), 
deſſen Hauptaufgabe allerdings auf dem Gebiete der Rechtspflege 
liegt und auf welchen wir dort näher zurückkommen, inſofern 
mitzurechnen, als er über die ihm vom Koͤnige zugewieſenen, 
den Kongoſtaat betreffenden Fragen als „Staatsrath“, eventuell 
unter Theilnahme eines Vertreters der Centralregierung, 
zu berathen hat (Dekret vom 8. Oktober 1890, Art. 18 
bis 21); zur Prüfung und Berathung eiliger derartiger Staats⸗ 
ſachen ernennt der König laut Dekret vom 21. März 1893 
alljährlich aus der Mitte des Oberen Rathes drei Mitglieder, 
welche unter dem Vorfitz des Präfidenten des Oberen Rathes 
und unter Zuziehung des Schriftführers deſſelben als ſtändiges 
Komitee tagen. 

Sitz der lokalen Verwaltung iſt, wie wir ſchon ſagten, 
Boma; organiſirt iſt dieſelbe zuletzt durch den die vorher er⸗ 
gangenen diesbezüglichen Erlaſſe zuſammenfaſſenden Erlaß des 
Staats ſekretärs vom 10. Oktober 1894. Darnach ſteht die 
Geſammtleitung der lokalen Verwaltung einem General» 
gouverneur zu, der für das Staatsgebiet das ſouveräne An- 
ſehen repräſentirt und die von der Centralregierung getroffenen 
Maßnahmen auszuführen hat; er hat die oberſte Leitung der 
Civil. und Militärverwaltung. Ihm zur Seite ſtehen: ein 
Vice-Generalgouverneur, ein Staats - Inſpekteur, 
ein Generalſekretär und ein oder mehrere „Direktoren“ 
der einzelnen Verwaltungszweige, welche ſämmtlich gleich ihm 
durch Dekret ernannt werden. 

Der Generalgouverneur erläßt Ordonnanzen mit Geſetzes⸗ 
kraft; er kann ſogar in dringenden Fällen durch eine ſolche 
Ordonnanz die Ausführung eines Dekrets des Souveräns 
ſulpendi ren. Doch verlieren feine Ordonnanzen ihre Gültigkeit 
und Kraft, ſoferne ſie nicht innerhalb ſechs Monaten durch 
Dekret des Souveräns beſtätigt find. Ohne ausdrückliche Ge⸗ 
nehmigung des letzteren darf der Generalgouverneur weder eine 
Staatsanleihe aufnehmen noch irgend welche Verbindlichkeiten 
fremden Staaten gegenüber eingehen. Die Ernennung der 
Beamten feiner Verwaltung liegt theils ihm, theils der Central⸗ 
regierung ob; er iſt jedoch berechtigt für alle Aemter, die zur 
Erledigung kommen oder deren Inhaber abweſend oder ſonſt 
verhindert find, interimiſtiſch Ernennungen zu treffen oder für 
einzelne Theile des Staates beſondere Inſpektions⸗ oder Ver⸗ 
waltungsbeamte bis zur Dauer eines Jahres zu ernennen. 

Vertreten wird der Generalgouverneur durch den Vice⸗ 
Generalgouverneur oder den Staatsinſpekteur oder endlich eine 
durch den Souverän oder im Falle der Noth durch den General⸗ 
gouverneur ſelbſt bezeichnete Perſönlichkeit. Iſt eine Vertretung 
durch keine der vorgenannten Perſonen möglich, ſo fällt dieſelbe 
dem ſogenannten „Aus führenden Komitee“ (comité 
executif) zu, welches ſich aus dem Generalſekretär, den 
Direktoren der Verwaltungszweige, dem militäriſchen Höͤchſt⸗ 
kommandirenden und den für ſolche Fälle etwa von dem Souverän 
ernannten Mitgliedern zuſammenſetzt. 


Auch eine Art Staatsrath finden wir in Boma, nämlich 


das „comité consultatif“, das Berathungskomitee, 
velches unter dem Vorfitz des Generalgouverneurs aus dem 
Vice-Generalgouverneur, dem Staatsinſpekteur, dem Richter des 
Appellgerichtshofes, dem Generalſekretär, den Direktoren der 
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Verwaltungszweige und höͤchſtens fünf von dem General- 
gouverneut alljährlich berufenen Mitgliedern beſteht. Der 
Generalgouverneur hört das Berathungskomitee über alle von 
ihm beabſichtigten Maßnahmen generellen Charakters und ſeine 
Vorſchläge an die Centralregierung, ohne jedoch an die Be⸗ 
ſchlüſſe des Komitees gebunden zu ſein. 

Das geſammte Gebiet des Kongoſtaates ift in vierzehn 
Verwaltungsbezirke oder Diſtrikte getheilt, an deren Spitze als 
Repräſentanten der Staatsverwaltung Diſtriktskommiſſare ſtehen, 
welche theils vom Souverän direkt (Dekret vom 5. Auguſt 1888), 
theils vom Generalgouverneur (Erlaß des Staatsſekretärs vom 
10. Oktober 1894) ernannt werden, welch letzterer ihnen auch 
ihren Amtsſitz anweiſt. Die Diſtriktskommiſſare des Kongoſtaates 
ſtellen alſo eine Art höherer Verwaltungsbeamten dar und 
konnen hinſichtlich ihrer Funktionen etwa unſeren Oberpräfidenten 
gleich geachtet werden; ihre Befugniſſe werden, ſoweit nicht 
Dekrete des Souveräns oder Erlaſſe der Centralregierung vor⸗ 
liegen, durch den Generalgouverneur geregelt. 

Das Polizei-, Geſundheits⸗ ꝛc., Verkehrs und Poſtweſen 
iſt wohlorganiſirt und in ſteter Entwickelung begriffen; näher 
darauf hier einzugehen, verbieten die für dieſe Abhandlung ge⸗ 
ſteckten Grenzen. 

III. Was das im Kongoſtaat geltende Recht betrifft, 
ſo beſtimmt zunächſt eine Verordnung vom 14. Mai 1886, daß, 
ſofern eine Rechtsmaterie noch nicht geſetzlich geregelt iſt, die 
Gerichte das Urtheil nach dem örtlichen Gewohnheitsrecht, in 
welchem Falle der Richter die Anſicht eines oder mehrerer der 
verſtändigſten und angeſehenſten Eingeborenen oder Einwohner 
einholen kann, und den allgemeinen Grundſätzen von Recht und 
Billigkeit zu fällen haben. | 

Die Legislative wird vom Souverän geübt, und in gewiſſer 
Weiſe, wie wir ſahen, vom Generalgouverneur, deſſen dies⸗ 
bezügliche Ordonnanzen und Erlaſſe jedoch der Beſtätigung des 
Souveräns binnen 6 Monaten bedürfen, andernfalls fie nach 
Ablauf dieſer Zeit ibre Geſetzeskraft verlieren. 

Alle Regierungserlaſſe find in dem Bulletin officiel zu 
veröffentlichen und treten in den einzelnen Diſtrikten in je ihrer 
Entfernung von Boma entſprechend feſtgeſetzten Zeitabſtänden, 
von dem Eintreffen der bezüglichen Nummer des Bulletin officiel 
in Boma an gerechnet, in Kraft und werden in jedem Diſtrikt 
einen Monat hindurch an der Thür des Amtsgebäudes des 
Diſtriktskommiſſars angeheftet. Iſt ein beſonderer Zeitabſtand 
für das Inkrafttreten eines Dekrets, Erlaſſes ꝛc. für den Diſtrikt 
nicht gegeben, ſo erhält der Erlaß mit dem zehnten Tage ſeiner 
Anheftung Geſetzeskiaft. Der Tag des Eintreffens der einzelnen 
Nummern des Bulletin officiel in Boma wird von dem Direktor 
der Juſtizverwaltung in ein beſonders geführtes Regiſter ein⸗ 
getragen, auf der erſten Seite aller zur Verſendung an die 
Diſtriktskommiſſare gelangenden Nummern vermerkt und auch 
allen Gerichtsſchreibereien des Kongoſtaates zwecks Eintragung 
in ein Regiſter mitgetheilt, wodurch der Beginn der Geltung 
eines Geſetzes für jeden Bezirk hinreichend feſtgeſtellt und ge- 
ſichert iſt (efr. die Dekrete des Souveräns vom 16. Januar 
1886 und 5. Januar 1899, ſowie den Ausführungserlaß des 
Generalgouverneurs vom 13. Februar 1899). 

Wenn auch ein großer Theil der wichtigſten Materien des 
Civilrechtes für den Kongoſtaat durch Dekrete geſetzlich geregelt 
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ift, fo kann man von einer Kodifikation des Civilrechtes deſſelben 
noch nicht ſprechen, obſchon wir in Alphonſe Lycops' vortreff⸗ 
lichem Werke: „Codes Congolais et Lois usuelles en vigueur 
au Congo. Collationnes d’apres les textes officiels et 
annotes“ (Bruxelles 1900) einen „Code civil“ finden. Der- 
jelbe ift jedoch nur von Lycops aus den verſchiedenen das Civil⸗ 
recht behandelnden Dekreten in ausgezeichnet geſchickter Weiſe 
zuſammengeſtellt und nach dem Muſter des Belgiſchen Bürger- 
lichen Geſetzbuches ſtofflich geordnet. Allerdings wird von der 
Regierung des Kongoſtaates ſeit etwa 8 Jahren auf eine Kodi⸗ 
fikation auch des Privatrechtes hingearbeitet und iſt ein das 
Perſonenrecht behandelndes Buch des Code civil ſchon pro⸗ 
mulgirt; daſſelbe ſtellt fich aber auch nur als eine theilweiſe 
Kompilation der über dieſe Materie erlaſſenen Einzeldekrete dar 
und iſt von Lycops als Buch I feines Code civil aufgeführt. 
Das Einführungsdekret vom 4. Mai 1895 erklärt nur, daß die 
dieſem Dekret angefügten Beftimmungen die Titel des „Des 
Personnes“ bezeichneten Buches des Bürgerliches Geſetzbuches 
bilden ſollen, ohne den Platz, welches dieſes Buch in dem Code 
civil einnehmen werde, anzugeben. Buch II, III und IV dieſes 
Code civil find aber — bis auf Tit. II des Buches III, cfr. 
dort —, wie geſagt, nur von Lycops durch geſchicktes An⸗ 
einanderreihen der einzelnen Dekrete konſtruirt und können, wenn 
auch die Orientirung über die einzelnen Materien des Privat⸗ 
rechtes und die Auffindung der bezüglichen Beſtimmungen da⸗ 
durch ganz weſentlich erleichtert iſt, doch nicht als Code civil 
offiziell citirt werden, es ſei denn, daß man „nach Lycops“ 
zufügt; andernfalls muß auf die einzelnen Dekrete Bezug 
genommen werden. Es kann und ſoll hier auf das im 
Kongo herrſchende Privatrecht materiell nicht näher eingegangen 
werden — es liegt auf der Hand, daß für die Geſetzgebung 
Belgien Muſter und Anhalt bot —, wir wollen nur, um zu 
zeigen, welche Seiten des Privatrechtes bisher Gegenſtand der 
Geſetzgebung waren, die ſtoffliche Anordnung, das äußere Gerippe 
des beſprochenen Code civil unter gleichzeitiger Anführung der 
Daten der bezüglichen Dekrete wiedergeben, nämlich: 

Livre I. Des personnes. (Dekret vom 4. Mai 
1995.) | 

Tit. I. De la nationalite (Dekret vom 27. Dezember 
1892). — Tit. II. Des étrangers (Dekret vom 20. Februar 
1891). — Tit. III. Des actes de l'état civil’). — Tit. IV. 
Du domicile et de la résidence. — Tit. V. De l'absence. 
— Tit. VI. Du mariage ). — Tit. VII. Du divorce et 
de la separation de corps. — Tit. VIII. De la filiation. 
— Tit. IX. De l' adoption. — Tit. X. De l'autorité 
paternelle. — Tit. XI. De la tutelle des mineurs. — 
Tit. XII. De l’emanecipation. — Tit. XIII De la majorite. 
— Tit. XIV. De l'interdiction. — Tit. XV. Du conseil 
judiciaire. — Dies Buch zählt im Ganzen 292 Artikel. 

Livre II. Legislation sur le régime foncier. 

A. Occupation des terres (Erlaß des Generalgouverneurs 
vom 1. Juli 1885 und Dekrete vom 14. September 1886, 
30. April 1887 und 9. Auguſt 1893). — 

B. Domaine prive de l'état (Bull. off. 1893 p. 9). — 


) Die Dekrete vom 12. November 1885, 30. Juli 1886 und 
5. Januar 1888 über den Perſonenſtand ꝛc. ſind hierdurch aufgehoben. 
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C. Enregistrement des proprietes privees (Dekret vom 
14. September 1886 und Erlaß des Generalgouverneurs vom 
8. November 1886). — 

D. Mesurage des propriétés privées. (Dekret vom 
22. Auguſt 1885 und Erlaſſe des Gen. Gouv. vom 15. März 
und 8. November 1886.) — 

E. Bornage des propriétés privées. (Dekret vom 
30. April 1887 und Erlaß des Gen. Gouv. vom 30. Juni 
1887.) — 

F. Biens domaniaux. (Dekrete vom 30. Oktober und 
5. Dezember 1892 und 1. Februar und 7. Juli 1898; Erlaſſe 
vom 26. Mai 1890 und 6. Dezember 1892 und Erlaß des 
Staatsſekretärs vom 22. November 1898.) — 

G. Alienation et location des biens domaniaux. 
(Dekrete vom 9. Auguſt 1893, 8. Oktober 1897 und 2. Februar 
und 30. November 1898; Erlaß des Staatsſekretärs vom 
3. Februar 1898.) — 


H. Mines. (Dekrete vom 9. Juni 1888 und 20. März 
1893.) 
Livre III. Des successions et des contrats 


ou obligations conventionelles. 

Tit. I. Des successions. (Dekret vom 28. Dezember 
1888; Erlaſſe vom 31. Juli 1891, 15. November 1895, 
26. März 1896 und 13. Juli 1897.) 

Tit. II. Des contrats ou obligations conventionelles. 
(Dekret vom 30. Juli 1888. Daſſelbe erklärt die folgenden 
zwölf Titel, welche alſo Lycops zum Titel II des III. Buches 
feines Code civil in Analogie mit dem Belg. Bürg. Geſetzbuch 
macht, zum Buch I des Code civil mit der Ueberſchrift: Des 
contrats ou des obligations conventionelles. Offiziell haben 
wir alſo dieſes Buch J des Code civil und das oben genannte 
„Des personnes“, dem eine Buchziffer nicht beigegeben iſt.) 
Dieſer Titel II (oder Buch 1) hat folgende 12 Abſchnitte 
(welche in Buch I die 12 Titel darſtellen): I. Des contrats 
ou des obligations conventionelles en général (art. 1 — 245). 
— II. Des engagements qui se forment sans convention 
(art. 246 — 262). — III. De la vente (art. 263 364). — 
IV. De l’echange (art. 365 — 369). — V. Du contrat de 
louage (art. 370 — 446). — VI. Du pret (art. 447 — 481). 
— VII. Du depöt et du sequestre (art. 482 - 525). — 
VIII. Du mandat (art. 526 551). — IX. Du cautionnement 
(art. 552—582). — X. Des transactions (art. 583 — 597). 
— XI. Du gage (art. 598—612). — XII. De la prescription 
(art. 613—659). — Disposition generale art. 660. 

Livre IV. Des privilèges et hypotheques. 
Hierüber beſtehen nur die Dekrete vom 27. Januar und 
15. April 1896 betreffend die Gebühren für Eintragung der 
Hypothekforderungen und bezw. betreffend die bevorrechtigten 
Forderungen und ihren Rang. Dieſer wichtige Theil des 
Privatrechtes iſt gegenwärtig Gegenſtand geſetzgeberiſcher Er⸗ 
wägungen, welche bald zum Abſchluß gelangt ſein und zum 
Erlaß eines denſelben allgemein regelnden Geſetzes (eines 
weiteren Buches des Code civil, von dem offiziell alſo nur 
zwei Bücher bisher vorliegen) führen dürften. 

Aehnlich wie mit dem Code civil verhält es ſich mit der 
Civilprozeßordnung, dem „Code de procédure civile et 
commerciale“. Grundlegend iſt der Erlaß des General» 
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aminiſtrators vom 14. Mai 1886, beitätigt durch Dekret vom 
12. November 1886, betreffend die Zuſtändigleit der Gerichte 
des Kongoftantes in Civil - und Handels ſachen und das Dekret 
vom 4. Mai 1891 (modifizirt durch Dekret und Erlaß vom 
6. April 1893) betreffend Zuſtänbigleit und Verfahren vor dem 
„Conseil superieur“. Sycops giebt der Civilprozeßord nung 
unter Eingruppirung einiger weiterer Dekrete und Erlaſſe 
folgende Form: 

Tit. L Introduction. 

A. Des tribunaux (Erlaß vom 14. Mai 1886). 
B. Du conseil superieur (Dekret vom 18. April 
1889). 

Tit. II. De la procedure, und zwar: 

A. De la procedure civile et commerciale 
devant les tribunaux (Grlaß vom 14. Mai 
1886). Livre J. Formes de la procedure. — 
Livre II. Des saisies mobilières. — Livre III. 
Des frais de justice en matière civile et com- 
merciale. — Livre IV. De la saisie immobilière 
(Exlaß des Generalgonverneurs vom 12. November 
1886, beitätigt durch Dekret vom 3. Mai 1887 und 
Erlaß vom 4. November 1886). — Livre V. Ex- 
propriation pour cause d'utilité publique (Dekret 
vom 4. Februar 1887 und. Ausführungserlaß vom 
28. Februar 1887). — Livre VI. Ordonnance sur 
les faillites (vom 21. September 1886, beſtätigt durch 
Dekret vom 18. März 1887). 

B. De la procédure eivile et commerciale 
devant le conseil superieur (Dekret vom 4. Mai 
1891, modiftzirt durch Dekret und Erlaß vom 6. April 
1893). Livre I. De la procedure d' appel devant 
le conseil supèrieur. — Livre II. Des pourvois 
en cassation et des prises à partie. — Livre III. 
Dispositions générales. 

C. Procé dure gratuite: 

A. Devant les tribunaux; 
B. Devant le conseil superieur (dieſelben Dekrete 
vom 12. November 1886 und 4. Mai 1891), 

Wir kommen bei Darſtellung der Gerichtsorganiſation 
und Rechtspflege auf die wichtigſten Beſtimmungen dieſer civil. 
prozeßrechtlichen Dekrete noch zurück, mit Ausſchluß natürlich 
der die Pfändung, Enteignung und Konkurs behandelnden 
Dekrete. 

Das Strafgeſetzbuch für den Kongoſtaat, welches auch 
aus einzelnen früher ergangenen Dekreten (beſonders denen vom 
26. Mai 1888, 27. April 1889 und 2. Dezember 1896 nebſt 
den dazu ergangenen Modifikationen) zuſammengeſtellt iſt, wurde 
als ſolches durch Erlaß des Staatsſekretärs vom 19. Dezember 
1896 promulgirt und umfaßt zwei Bücher, nämlich Livre I. 
Des infractions et de la repression en general (mit 
36 Artikeln) und Livre II. Des infraetions et de leur 
repression en partienlier (mit 77 umfangreichen Artikeln). 
Das Strafgeſetzbuch kennt als Strafen: die Todes ſtrafe; die 
Strafhaft; die Geldſtrafe in Höhe von 1 — 5 000 Fred. und 
endlich die gleichzeitige, ſtets mitauszuſprechende Einziehung der 
den Gegenſtand des bezügl. Vergehens oder Verbrechens bildenden, 
bezw. dazu benutzten oder beſtimmten oder dadurch hervor- 
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gebrachten Sachen. Unter dem Titel eines Militärftraf- 
geſetzbuches hat Lycops die Artikel 19 — 24 und Artikel 28 
des Dekrets vom 22. Dezember 1888, Artikel 21 des Dekrete 
vom 24. November 1890 und Artikel 29 des Dekrets vom 
1. Dezember 1897 zuſammengefaßt. 

Die Strafprozeßord nung endlich iſt, ähnlich der Civil⸗ 
prozeßordnung. nur eine Kompilation einſchlägiger Dekrete und 
Erlaſſe bezw. einzelner Artikel derſelben. Es zerfällt in 4 Titel: 

Tit. I. Du tribunal de premiere instance (Dekrete 
vom 27. April 1889, 21. April 1896 und 18. No- 
vember 1897). 

Tit. II. Des tribunaux territoriaux (Exlaſſe des 
Generalgouverneurs vom 21. Juni 1889, 18. November 
1890, 21. April 1896 und 31. Juli 1897). 

Tit. III. Des conseils de guerre (Dekrete vom 
23. Dezember 1888 und 30. Auguſt 1895). 

Tit. IV. Du conseil superieur (Dekrete vom 
8. Oktober 1890 und 14. Juli 1896). 

Handels geſetzliche Beſtimmungen finden ſich, den Bedürf- 
niſſen angepaßt, in zahlreichen Sonderdekreten, find aber bisher 
nicht kodifizirt; ein Handels geſetz buch des Kongoſtaates giebt 
es alſo nicht. 

Handels- und Freundſchafts verträge hat der Kongo : 
ſtaat geſchloſſen mit: Belgien (23. Februar 1885); Danemark 
(23. Februar 1885); dem Deutſchen Reiche (8. November 1884); 
Frankreich (5. Februar 1885); Großbritannien (16. Dezember 
1884); Italien (19. Dezember 1884); der Republik Liberia 
(18. Dezember 1891); den Niederlanden (27. Dezember 1884); 
Oeſterreich⸗Ungarn (24. Dezember 1884); Portugal (14. Februar 
1885); Rußland (5. Februar 1885); Schweden und Norwegen 
(10. Februar 1885); der Schweiz (16. November 1889); 
Spanien (7. Januar 1885), und der Türkei (25. Juni 1885). 

Auslieferungsverträge beſtehen zwiſchen dem Kongo 
ſtaate und: Belgien (20. Dezember 1898); dem Deutſchen 
Reiche (25. Juli 1891); Liberia (21. November 1894); Por- 
tugal (27. April 1885) und Spanien (30. Juli 1895). 

Dem Weltpoſtverein gehört der Kongoſtaat ſeit 
17. September 1885 bezw. 13. September 1886 an. 

Sämmtliche von uns vor- und nachſtebend citirten und 
benützten Dekrete, Ordonnanzen und Erlaſſe finden ſich in den 
den angegebenen Daten nächſtfolgenden Nummern des Bulletin 
officiel und in dem mehrfach genannten Werke Lycops', welches 
unter der Bezeichnung „Complément des Codes“ alle ſonſt 
für den Kongoſtaat erlaſſenen und zur Zeit noch in Geltung 
befindlichen Geſetze ꝛc. nach Maierten geordnet enthält. 

IV. Wir wenden uns nunmehr der Rechtspflege zu, der 
Darſtellung der Gerichtsorganiſation in und für den 
Kongoſtaat. 

Die richterliche Gewalt iſt ein Attribut des Souveräns, 
welcher dieſelbe ohne jeglichen Vorbehalt auf gewiſſe richterliche 
Behörden und Beamte übertragen hat und in deſſen Namen 
Recht geſprochen wird. 

Wir ſahen oben, daß die bürgerliche, Handels⸗ und 
Strafgeſetzgebung ſowie die Gerichtsorganiſation von dem General⸗ 
ſelretär für die Auswärtigen Angelegenheiten (alſo dem Mitgliede 
der Centralverwaltung in Brüffel) reſſortirt; von ihm ſtammt 
daher auch das wichtige, die Erlaſſe bezw. Dekrete vom 
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nn 1886; 6. Mai 1887; 27. April 1889; 21. Juni 
1889 und 21. April 1896 zuſammenfaſſende Gerichts organiſa⸗ 
tionsgeſetz für den Kongoſtaat, nämlich der Erlaß des Staats⸗ 
ſekretärs betreffend die Gerichtsorganiſation vom 22. April 1896. 

In der lokalen Verwaltung iſt — abgeſehen von dem 
Generalgouverneur — der höchſte Leiter der Rechtsverwaltung 
der „directeur de la justice“, der Juſtizdirektor, dem ganz 
beſonders der Erlaß von Inſtruktionen für die Gerichtsbeamten 
nach Maßgabe der Dekrete und Ordonnanzen obliegt, ſowie die 
Aufſicht und Inſpektion der Gerichte und des Rechnungsweſens 
derſelben, der Erlaß von Anweiſungen für die Notare betreffend 
Abfaſſung und Rechtskraft der Urkunden, die Reviſion der 
Notariatsregiſter, das Standesamts⸗, Gefängniß⸗ und Kultus- 
weſen. Die Staatsanwaltſchaft an den Gerichten und dem 
Berufungsgericht unterſteht jedoch der Aufficht und Leitung des 
Staatsprokurators (Dekret vom 21. April 1896). 

Die Rechtspflege wird geübt von: 

1. Dem Gerichte erſter Inſtanz zu Boma, welches 
mit einem Richter, einem Gerichtsſchreiber und einem Staats⸗ 
anwalt beſetzt iſt, welch letzterer an Aburtheilung der bürger- 
lichen Rechtsſtreite natürlich nicht theilnimmt. Zuſtändig iſt 
dieſes Gericht erſter Inſtanz — und zwar für das ganze Gebiet 
des Kongoſtaates —: 

a) für alle Civil» und Handelsſtreitigkeiten, in 
denen ein Nichteingeborener, der Staat oder eine öffentliche 
Verwaltung Partei iſt, ſowie in allen denjenigen Fällen, in 
denen beide Parteien zwar Eingeborene find, eine derſelben aber 
die Entſcheidung dieſes Gerichtes anruft. Streitigkeiten zwiſchen 
Eingeborenen gehören nämlich nach Art. 4 der Ordonnanz vom 
14. Mai 1886 vor die bezügliche eingeborene Ortsobrigkeit, den 
Häuptling, und werden nach dem ortsüblichen Recht abgeurtheilt, 
d. h. die Eingeborenen unter ſich haben ihre eigene Rechtspflege 
für bürgerliche Streitigkeiten behalten; auf Anrufen auch nur 
einer der Parteien tritt jedoch alſo unter Wegfall dieſer ge⸗ 
nannten Beſtimmung des Art. 4 das Gericht erſter Inſtanz in 
Boma in Funktion. 

b) für alle innerhalb des Staatsgebietes be- 
gangenen Vergehen gegen die ſtrafgeſetzlichen Be— 
ſtimmungen. Nach Art. 1 des Dekrets vom 30. Oktober 1895 
hat allein das Gericht erſter Inſtanz — alſo mit Ausſchluß der 
Kriegsgerichte — auch in allen den Sachen zu erkennen, wo es 
ſich um von Europäern begangene Verbrechen handelt, auf welche 
das Geſetz die Todesſtrafe geſetzt hat. Früher (bis 1891) konnte 
die Staatsanwaltſchaft den Eingeborenen auch die Aburtheilung 
in kriminellen Sachen, ſofern es ſich bei ſolchen nur um Ein- 
geborene handelte, überlaſſen; durch Art. 14 des Dekrets vom 
1. Juli 1891 wurde jedoch beſtimmt, daß Vergehen und Ver— 
brechen der Eingeborenen gegen einander fortan nicht mehr der 
Jurisdiktion der Eingeborenen überlaſſen werden dürften. 

Das Gericht erſter Inſtanz kann übrigens, wenn es der 
Richter als den Zwecken einer geordneten Rechtepflege dienlich 
hält, an jedem Orte des Staatsgebietes tagen. 

Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreiten vor dem Gerichte, 
auf welches hier nicht näher eingegangen werden ſoll, iſt natürlich 
ein vereinfachtes, und zwar münbdlichee, kontradiktoriſches. Die 
Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt einen Monat. 
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2. Außer bezw. neben dieſem Gerichte erſter Inſtanz beſtehen 
ſogenannte Territorialgerichte (tribunaux territoriaux), 
gleich dem erſteren Einzelgerichte, mit einem Richter, einem 
Staatsanwalt und einem Gerichtsſchreiber beſetzt. Art. 3 bes 
Erlaſſes vom 22. April 1896 gewährt nämlich für den Fall, 
daß der Richter erſter Inſtanz wegen der Schwierigkeit der 
Verkehrswege, weiter Entfernung ꝛc. behindert iſt, in beſtimmten 
Gebietstheilen regelmäßige Gerichtsfitzungen abzuhalten, dem 
Generalgouverneur das Recht, den Stellvertreter des Richters 
als „Territorialrichter“ zum ſtändigen Richter für einen be⸗ 
ſtimmten Territorialbezirk unter Anweiſung des Amtsſfitzes zu 
beſtellen. Durch Erlaſſe des Generalgouverneurs vom 31. Juli 
1897, 26. März 1898 und 20. März 1899 wurden nun zehn 
Territorialgerichte eingeführt (nämlich mit Sitz in Matadi, 
Léopoldville, Coquilhatville, Nouvelle-Anvers, Baſoko, Stanley⸗ 
Falls, Albertville, Luſambo, Popokabaka und Lemba) unter 
gleichzeitiger Feſtſetzung ihrer bezüglichen Gerichtsbezirke, welche 
oft zwei Diſtrikte umfaſſen. Dieſe Territorialgerichte find jedoch 
nur zuſtändig zur Aburtheilung von Vergehen und Strafthaten, 
welche innerhalb ihres Gerichtsbezirkes begangen wurden oder 
deren Verüber in denſelben wohnten oder ergriffen wurden; eine 
civilrechtliche Jurisdiktion üben dieſelben alſo nicht. 

3. Das Appellgericht in Boma (tribunal d’appel), 
beftehend aus einem Präfidenten, zwei Richtern, einem Staatz⸗ 
anwalt, einem Gerichtsſchreiber, fungirt als Gericht zweiter und 
bezw. letzter Inſtanz (wie dies aus dem weiter unten bei Be 
ſprechung des conseil superieur Geſagten hervorgeht) für dat 
geſammte Staatsgebiet. Es bildet die Berufungsinſtanz: 

a) für alle von dem Gericht erſter Inſtanz in Civil⸗ und 

Handelsſtreitigkeiten erlaſſenen Urtheile; 

b) für alle von demſelben oder den Territorialgerichten er- 

laſſenen Urtheile in Strafſachen. 

Das Appellgericht kann ohne mündliche Verhandlung auf 
Grund des Aktenmaterials ſein Urtheil fällen. 

4. Die in gleicher Weiſe wie die Territorialgerichte be⸗ 
ſetzten Kriegsräthe oder Militärgerichte (conseils de 
guerre) ſeien hier nur der Vollſtändigkeit wegen genannt. Ihre 
Jurisdiktionsbezirke werden durch den Generalgouverneur feſt⸗ 
geſetzt. Sie erkennen über alle durch die Strafgeſetze unter 
Strafe geſtellten ſowie militäriſchen Verbrechen und Vergehen 
der Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften, ausſchließlich der 
mit Todesſtrafe belegten Verbrechen der Europäer, für welche, 
wie wir ſahen, das Gericht erſter Inſtanz allein zuſtändig iſt. 

Berufung gegen die Urtheile der in erſter Inſtanz urtheilenden 
Kriegsräthe geht an den Conseil de guerre d'appel zu Boma, 
welcher aus dem Präſidenten des Appellgerichtes und zwei von 
dem Generalgouverneur berufenen Mitgliedern, welche Offizier. 
rang haben müſſen, beſteht. 

Dies ſind die innerhalb des Kongoſtaates beſtehenden 
Gerichte. 

Ehe wir jedoch zu dem conseil supérieur in Brüſſel 
übergehen, mögen noch einige die kongoſtaatlichen Richter und 
das Gerichtsweſen betreffende Angaben allgemeineren Intereſſes 
folgen. 

Der Präfident und die Richter des Appellgerichtes und 
des Gerichtes erſter Inſtanz werden vom Souverän ernannt, 
und zwar auf die Dauer von fünf Jahren. Erforderniſſe für 
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die Ernennung zum Richter am Appellgerichte find: Zurüd- 
lezung des dreißigſten Lebensjahres, der Beſitz des Rechts⸗ 
doktorats, Angehoͤrigkeit zum Advokatenſtande, und Ausübung 
der Anwaltspraxis oder Bekleidung eines Lehramtes des Rechts an 
einer Untverfität durch mindeſtens fünf Jahre; für diejenige aller 
anderen Richter: Zurücklegung des fünfundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahres, Befitz des Rechtsdoktorats, eine praktiſche Beſchäftigung 
als Hilfs- oder Stellvertreter-Richter erſter Inſtanz im Kongo 
durch wenigſtens zweieinhalb Jahre und Ablegung einer Prüfung 
über die Befähigung durch Einreichung einer Abhandlung über 
einen vom Kandidaten aus dem Recht oder der Geſetzgebung 
des Kongoſtaates felbft gewählten Gegenſtand. 

Der Staatsanwalt am Appellgericht wird vom Souverän 
ernannt, führt den Titel „Staatsprokurator“ und verfieht zugleich 
am cons eil de guerre d' appel die Funktionen eines Staats- 
auwaltes. Die Staatsanwälte an allen übrigen Gerichten 
gelten als Subſtituten des Staatsprokurators und werden aus 
der Reihe der zum Richteramt qualifizirten Perſonen durch den 
Generalg ouverneur berufen. 

Die Gerichtsſchreiber am Appellgericht und am Gerichte 
erfter In ſtanz werden durch den Generalgouverneur ernannt; 
diejenigen an den Territorial- und Militärgerichten durch den 
Richter angeſtellt. | 

Me Richter, Staatsanwälte und Gerichtsſchreiber haben 
vor Antritt ihrer Funktionen, letztere in die Hand des Richters, 
die beiden erſten Kategorien in die Hand des Generalgouverneurs, 
folgenden Eid zu leiften (event. ſchriftlich abzugeben): „Je jure 
d’observer les decrets et ordonnances de l' Etat et de 
remplir fidèlement et loyalement les fonctions qui me 
sont confi es.“ 

Jeder der genannten Richter und Beamten kann auch vor 
Ablauf ſeiner Amtsperiode von der Stelle, die ihn ernannt hat, 
abberufen werden, iſt alſo für die Dauer ſeiner Amtsperiode 
richt unabſetzbar. 

Vergehen der Richter, Hülfsrichter und Staatsanwälte an 
den Gerichten erſter Inſtanz werden von dem Appellgerichte 
abgeurtheilt; die der Richter ꝛc. an letzterem von dem conseil 
superieur. 

Was endlich die Gerichtskoſten betrifft, ſo find dieſelben 
durch Ordonnanz vom 16. Mai 1886, wie wir oben ſahen, in 
Buch III der Civilprozeßordnung feſtgeſetzt. Dieſelben find 

ziemlich hoch bemeſſen, vom Kläger ſtets vor Eintragung der 
Klage in der Gerichtsſchreiberei zu hinterlegen, und zwar zum 
Mindeſtbetrage von 50 Fres.; Armenrecht wird jedoch bewilligt 
auf Grund vom Richter beglaubigten Atteſtes des zuftändigen 
Diſtriktskommiſſars (Dekrete vom 12. November 1886 und 
4. Mai 1891). 

Die Gebührenſätze für Handlungen der freiwilligen 
Gerichts barkeit finden ſich in dem Erlaß des General- 
gouverneurs vom 26. September 1889 firtrt. 

Civil⸗ und handelsgerichtliche Urtheile auswärtiger 
Gerichte haben nach der zum Dekret vom 18. April 1898 
erlaſſenen Ausführungsanweiſung des Staatsſekretärs vom 
7. Mai 1898 innerhalb des Kongoſtaates die gleiche Rechts kraft 
vie die von den einheimiſchen Gerichten gefällten, ſobald ſie 
durch das Appellgericht für vollſtreckbar erklärt find, welches 
dieſelben nur verifiziren darf, wenn fie nach dem Geſetz des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


559 


Landes der Urtheilsfällung die Rechtskraft erlangt haben und 
die Form ihrer Ausfertigung allen für die Authentizität vor- 
zeſchriebenen Bedingungen entſpricht. 

5. Der ſchon des öfteren erwähnte conseil supéri eur 
zu Brüſſel iſt der Oberſte Gerichtshof für den Kongo⸗ 
ſtaat. Er zerfällt in einen Kaſſationd. und einen 
Appellations⸗ Gerichtshof. Der Präfident des conseil 
superieur iſt gleichzeitig Präfident des Kaſſationshofes, 
welchem zehn Räthe angehören, von denen jedoch nur je 
fünf fitzen; dem Appellations - Gerichtshofe präfidirt im jähr- 
lichen Turnus einer der beiden Vizepräfidenten des conseil 
superieur, während der andere, freie Vizepräfident alsdann die 
Vertretung dieſes oder des Präfidenten im Behinderungs falle 
zu übernehmen hat; der Appellations Gerichtshof zählt fünf 
Räthe, von denen jedoch ſtets nur drei ſitzen. Sämmtliche 
Mitglieder des conseil superieur, ſowie der Sekretär und 
Gerichts ſchreiber deſſelben werden vom Souverän ernannt. 

Als Kaſſationshof erkennt der conseil superieur auf 
alle gegen letztinſtanzliche civil- und handelsrechtliche Urtheile 
eingelegte Revifionen, welche auf unrichtige Anwendung der 
Geſetze oder völkerrechtlicher Beſtimmungen oder Verletzung 
ſubſtantieller bezw. bei Strafe der Nichtigkeit vorgeſchriebener 
Formen begründet werden. Im Falle der Kaſſation entjcheibet 
der Gerichtshof zugleich in der Sache. 

Als Appellations Gerichtshof oder Oberſter Gerichts⸗ 
hof für Berufungsſachen erkennt der conseil superieur als 
dritte und letzte Inſtanz auf Berufung gegen die zweitinſtanz⸗ 
lichen civil- und handels rechtlichen Urtheile des Appellgerichtes 
zu Boma, ſofern der Streitgegenſtand den Betrag von 
25 000 Frs. überfteigt. 

Die Sitzungen des conseil superieur find öffentlich, die 
Parteien haben perjänlich zu erſcheinen oder ſich durch einen 
beſonderen von dem Gerichtshofe genehmigten Bevollmächtigten 
vertreten zu laſſen (Dekrete vom 18. April 1889 und 
8. Oktober 1890). ER 

Das Verfahren, auf welches hier nicht näher einzugehen 
iſt, iſt außerdem geregelt durch Dekret vom 14. Juli 1896 und 
die oben bei der Civil⸗ und Handelsprozeßordnung angeführten 
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V. Advokaten oder Rechtsanwälte finden wir bei den 
Gerichten des Kongoſtaates nicht; das Bedürfniß hierzu mag 
nicht vorliegen; es käme als Sitz für einen Advokaten wohl 
auch hoͤchſtens Boma in Frage, wo ſich das Gericht erſter 
Inſtanz und das Appellgericht befindet. Die Geſetzgebung des 
Kongoſtaates brauchte ſich daher bislang mit dieſem Gegenſtande 
nicht zu beſchäftigen und kennt keine Advokatenordnung, wenn⸗ 
ſchon wir verſtreut einige Beſtimmungen über Parteienvertretung 
und Offizialvertheidiger finden. 

Nach Art. 17 des Dekret vom 12. November 1886 haben 
die Parteien zur mündlichen Verhandlung perfönlich zu erſcheinen 
oder ſich durch Bevollmächtigte (fondes de pouvoir) vertreten 
zu laſſen. „Niemand darf jedoch“ — Art. 18 deſſelben De⸗ 
krets — „für eine Partei vor Gericht ſprechen, wenn nicht die 
im Termin anweſende Partei ihn dazu ermächtigt, oder, ſofern 
er nicht mit einer beſonderen Vollmacht verſehen iſt, welche 
unter das Original oder eine Abſchrift der Vorladung geſetzt 
werden kann. Zugelaſſen als Bevollmächtigte werden jedoch nur 
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diejenigen, welchen das Gericht in jedem einzelnen Falle hierzu 
beſondere Genehmigung ertheilt hat.“ Dieſer einzige die 
Parteienvertretung behandelnde Artikel wurde durch Dekret vom 
21. März 1893 (als Beſtätigung der Ordonnanz vom 5. De⸗ 
zember 1892) betreffend die „mandataires ‚ad litem“ 
dans la justice civile et commerciale“, wie folgt, ergänzt 
und erweitert: Die außerhalb der Grenzen des Staatsgebietes 
refidirenden Fremden und die zwar innerhalb des Kongoſtaates 
aber von dem Sitze der Gerichte entfernt wohnenden Perſonen 
haben das Recht, ſich mit dem Geſuch um Namhaftmachung 
und Ernennung eines „mandataire ad litem“, welcher in 
ihrem Namen Civil- und Handelsklagen vor die Gerichte bringt 
oder fie als Beklagte in ſolchen Klagen vertritt, an den Juſtiz⸗ 
direktor zu wenden, welcher dieſem Erſuchen. zu entſprechen hat. 
Das Mandat ad litem iſt fakultativ; Beamte des Staates (die 
agents de I' Etat) dürfen jedoch nur mit Genehmigung des 
Generalgouverneurs mit einem ſolchen betraut werden. Die 
Ernennung des Mandatars durch den Juſtizdirektor iſt einer 
öffentlich beglaubigten Vollmacht gleichwerthig; ſie faßt das 
Recht, Vergleiche zu ſchließen oder einen Schiedsgerichtsſpruch 
anzurufen, implicite in ſich, ſofern der Mandant in ſeinem 
Geſuch an den Juſftizdirektor nicht ausdrücklich anderes beſtimmt 
hat. Die mandataires ad litem üben ihr Mandat unter 
Aufficht des Juſtizdirektors aus, welcher daſſelbe ebenſo wie der 
Mandant widerrufen kann; der Juſtizdirektor übernimmt jedoch 
nie durch Uebertragung oder Widerruf des Mandates irgend 
welche Verantwortung für die Art der Ausführung deſſelben. 
Die Homerase der mandataires ad litem werden durch den 
oder die Prozeßrichter fixirt. 

Endlich ſei noch das Dekret vom 21. März 1895, welches 
die Ordonnanz vom 27. Januar 1895 beſtätigt, erwähnt, wonach 
der Strafrichter das Recht hat, dem Angeklagten aus der Zahl 
der angeſehen ſten Einwohner einen Offizialvertheidiger zu beſtellen. 
Die Annahme dieſes Mandates iſt nicht sbligatoriſch, außer für 
die agents de l’Etat inſofern, als fie daſſelbe nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Generalgouverneurs oder deſſen Beauftragter 
ablehnen dürfen. 

VI. Das Notariatsweſen hingegen iſt aus geſtalteter 


und geordneter, als man zu erwarten geneigt ſein dürfte. In 


zahlreichen Dekreten find über Emennung, Vereidigung und 
Geſchäftsführung der Notare und über ihre Gebühren, ſowie 
über Werth und Kraft der öffentlichen Urkunde ꝛc. Beſtimmungen 
getroffen, ſo beſonders: Ordonnanz des Generaladminiſtrators 
für den Kongo vom 12. Juli 1886, beſtätigt durch Dekret vom 
28. September 1886, betreffend die öffentlichen Urkunden, welche 
man als die grundlegende Notariatsordnung des Kongoſtaates 
bezeichnen kann; die in Ausführung derſelben ergangenen Er⸗ 
laſſe des Juftizdirektors vom 7. Dezember 1897, 4. Januar 1898, 
15. Februar und 21. April 1899, betreffend die Betrauung 
beſtimmter Beamten in den einzelnen Diſtrikten mit Wahr⸗ 
nehmung notarieller Funktionen; Erlaß des Generalgouverneurs 
vom 25. September 1888 betreffend den Tarif für die 
notariellen Agenden; die Exlaſſe des Generalgouverneurs vom 
6. Dezember 1897, 21. Januar und 16. November 1898 und 
15. Februm 1899 betreffend Reorganiſation und Abgrenzung 
der Notariatsbüreaus, und endlich Ordonnanz des General- 
gouverneurs vom 24. Mai 1898, beſtätigt durch Dekret vom 
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1. Juli 1898, betreffend die Delegation der notariellen Funktianen; 
hierzu treten noch zahlreiche in den verſchiedenſten Dekreten ver⸗ 
ſtreute Beſtimmungen über einzelne Arten von Verträgen ıc., 
wie wir dieſelben weiter unten kurz hervorheben werden. 

Eigentliche Erforderniſſe für die Ernennung zum Notar 
find vom Geſetze nicht vorgeſehen, die Beurtheilung der Duali- 
fikation des zu Ernennenden iſt ausſchließlich dem Ermeſſen des 
Juſtizdirektors überlaſſen, welchem die Ernennung zuſteht; 
ihm liegt auch, wie wir ſchon oben ſahen, der Erlaß von An- 
weiſungen über die Redaktion und Gültigkeit der Urkunden ob. 

Der Notar hat vor Ausübung feiner Amts funktionen vor 
dem Juſtizdirektor mündlich oder — bei großer Eutfernung — 
ſchriftlich den Eid, die ihm übertragenen Amtsfunktionen, 
„fidelement et loyalement“ ausüben zu wollen, abzulegen. 

Der Amtsſitz wird dem Notar unter gleichzeitiger Ab- 
grenzung feines territorialen Wirkungskreiſes angewiesen. 
Augenblicklich beſtehen im Kongoſtaate 26 Notariatskanzleten und 
zwar befindet ſich je eine: 1. zu Banana, Boma, Matali, 
Tumba, Léopoldville, N'kutu, Coquilhatville, Nouvelle ⸗Anverd, 
Stanley Falls, Baſoko, Luſambo, Popokahaka, Libenge, Lufoi 
und Zunzi, für welche, bis auf geringe Abweichungen, die be 
züglichen Diſtrikte auch gleichzeitig die zugehörigen Notariatt⸗ 
ſprengel bilden; 2. je an dem Hauptorte der Landſtriche von 
Mayumbe, Rubi-Uelle, Uerre⸗Bomu, Makua, Makrakras, Haut- 
Ituri, Ponthierville, Manyema, Kabambare und Zanganila, 
deren Notariatsbezirk den bezüglichen Landſtrich umfaßt, und 
3. zu Redjaf⸗Lado für das gemäß des zwiſchen dem Kongoſtant 
und Großbritannien unter dem 12. Mai 1894 getroffenen %- 
kommens beſetzte Gebiet. 

Die meiſten dieſer Notarſtellen find von dem Juſtizdirelter 
mit Notaren im Nebenamt, wenn wir ſo ſagen dürfen, beſetzt, 
d. h. es find zumeift Richter, Staatsanwälte oder Diſtrikis ⸗ 
kommiſſare mit Wahrnehmung der Notariatsgeſchäfte betraut. 
So find zum Notar ernannt: in Matadi und Léopoldville der 
rechtsgelehrte Richter des bezüglichen Territorialgerichtes, als 
deren Stellvertreter der bezügliche rechtsgelehrte Staatsanwalt 
dieſes Gerichtes fungirt; in Coquilhatville, Nonvelle-Anvers, 
Baſoko, Stanley-Falls, Luſambo, Popokahaka und am Haupi⸗ 
orte Tanganika's der rechtsgelehrte Staatsanwalt am Territorial⸗ 
gerichte dieſer Ortſchaften, der im Falle feiner Abweſenhelt oder 
Behinderung von dem zuftändigen Diſtriktskommiſſar bezw. dem 
Chef des Landſtriches Tanganika vertreten wird; in Banana, 
Tumba, Libenge, N'kutu und an den Hauptorten der Landſtriche 
Mayumbe, Rubi⸗Uelle, Uerre-Boma, Makua, Ponthiervillt, 
Manyema, Kabambare, Lufoi und Luozi die bezüglichen Diſtriktz⸗ 
kommiſſare und Chefs der Landſtriche, deren Stellvertreter gleich⸗ 
zeitig auch die Stellvertretung in der Wahrnehmung der 
Notariatsgeſchäfte haben. 

Das Notariat iſt alſo, wie wir ſehen, im Kongoſtaate mit 
anderen öffentlichen Aemtern kompatibel. 

Es leuchtet ein, daß bei der großen Ausdehnung der 
einzelnen Diſtrikte und Landftriche nur je ein am Hauptorte 
befindlicher Urkundsbeamter etwas wenig und die Erlangung 
der rechtsgültigen Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts oder irgend 
welchen Schriftſtückes für entfernter Wohnende unmöglich oder 
doch mindeſtens Außerft erſchwert wäre. Der Generalgouverneur 
hat daher durch Ordonnanz vom 24. Mai 1898 (beſtätigt durch 
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Dekret vom 1. Juli 1898) die Einrichtung der Delegation 
der notariellen Funktionen getroffen. Jeder vom Juſtiz⸗ 
direktor ernannte Notar hat demgemäß das Recht, einer Privat⸗ 
perſon oder einem agent de I' Etat innerhalb feines Notariats- 
bezirks, aber außerhalb ſeines eigenen Amtsſitzes für jeden 
einzelnen Fall, da Interefſenten die Intervention eines Notars 
wünſchen, die Befugniß zur Vornahme der Beurkundung zu 
überiragen, wobei eine Abſchrift dieſer Uebertragung (delegation) 
ſofort ſeitens des Notars dem Juſtizdirektor zuzuſtellen iſt. Der 
fo Delegirte gilt als Stellvertreter des Notars für dieſen Fall, 
hat dem Notar den Eid mündlich oder ſchriftlich abzulegen — 
das Protokoll geht auch ſofort an den Juſtizdirektor — und 
ſich bei Vornahme der Beurkundung an alle für die Notare 
getroffenen Vorfchriften ſtreng zu halten. Dieſe Beurkundungen 
haben dieſelbe Kraft und Gültigkeit, als hätte ſie der Notar 
ſelbſt vorgenommen. Der Delegirte ſendet die Urkunde fofort 
nach erfolgter Beurkundung an den Notar, welcher dieſelbe in 
ſein Regiſter einträgt und alsdann nach Empfang der Gebühren 
der Partei zuſtellt; Abſchriften und Ausfertigungen von ſolcher 
Urkunde ertheilt des Weiteren auch der Notar. Mit dem 
Angenblide, da die Beurkundung von dem Delegirten vor⸗ 
genommen tft, erliſcht auch das ihm durch die Delegation, durch 
den Auftrag verliehene Recht eines öffentlichen Urkundsbeamten. 
Man wird nur ſchwer, und eben auch nur in Rüdficht auf die 
vorliegenden Verhältniſſe fich mit einer derartigen Form der 
llebertra gung notarieller Funktionen einverſtanden erklären 
können, ſelbſt wenn man annimmt, daß der Notar, der ja 
zumeift im Hauptamt gleichzeitig der Richter, Staatsanwalt oder 
Diſtriktskommiſſar ſeines Bezirkes iſt, wenn auch nicht in allen, 
ſo doch den meiſten Ortſchaften ihm bekannte vertrauenswürdige 
Persönlichkeiten, die er delegiren kann, au der Hand haben wird. 

Zum materiellen Wirkungskreit des Notars im 
Kongoſtaate gehört die Beurkundung und Beglaubigung aller 
Arten von Rechtsgeſchäften, Verträgen und Schriftſtücken; das 
Geſetz unterſagt ihm nur die Jutervention bei Urkunden, an 
deren Inhalt er ſelbſt intereffirt iſt, oder welche gegen die be⸗ 
ſtehenden Geſetze verſtoßen, oder endlich deren Beurkundung 
durch den Juſtizdirektor ſeiner Kompetenz entzogen iſt. Letzteres 
iſt jedoch bisher für keine Art von Urkunden ausdrücklich ge⸗ 
ſchehen, man müßte gerade die Beſtimmung hierzu rechnen 
wollen, daß die Redaktion und Niederſchrift der Urkunde ſelbſt 
dem Notar nur in gewiſſen Fällen ohne beſondere Genehmigung 
des Juſtizdirektors geſtattet iſt, worauf wir weiter unten noch 
zurückkommen. 

Die Aus ſtellung von Lebensatteſten ſteht den Notaren 
nicht zu; hierfür find (Dekret vom 5. Dezember 1885, Erlaß 
des Generalgouverneurs vom 26. Mai 1886, und des Staats- 
ſekretärs vom 27. November 1890, 30. November 1896, 
17. Dezember 1897 und 30. Juni 1898) der General- 
adminiſtrator, die Richter am Appellgerichte, am Gerichte erſter 
Inſtanz und der Territorial⸗ und Kriegsgerichte, und durch 
Delegation deren greffiers, ſowie die Diſtriktskommiſſare allein 
zuſtändig; alle dieſe Beamten find außerdem zur Legaliſirung 
aller Arten von Urkunden berechtigt (die Gebühr beträgt 
5 Fres., kann den Eingeborenen jedoch nachgelaſſen werben). 

Hinfichtlich einiger Arten von Rechtsgeſchäften, Verträgen ꝛc. 
ſei hier noch Folgendes erwähnt. 
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Der Kaufoertrag kaun in Form der öffentlichen oder der 
Privaturkunde abgeſchloſſen werden; die Koſten trägt Käufer. 

Mieth- und Pachtverträge bedürfen des ſchriftlichen Ab⸗ 
ſchluſſes nicht, eine etwa darüber aufgenommene Urkunde dient 
nur als „preuve litteralo“. 

Die im Eigenthume Eingeborener befindlichen Liegenſchaften 
unterliegen dem ortsüblichen Brauch und Gewohnheitsrecht, 
dürfen jedoch nur mit Genehmigung des Generalgonverneurs 
bezw. ſeines Delegirten verkauft und verpachtet werden. 

Der unbewegliche Befitz Nichteingeborener unterliegt den 
Beſtimmungen der Dekrete vom N. Auguſt 1885 und 14. Sep ⸗ 
tember 1886 über das Grundrecht, wonach jedes Prioatrecht 


an einer Liegenſchaft zu feiner geſetzlichen Gültigkeit und An ⸗ 


erkennung der Eintragung in das „livre d' enregistrement“ 
bedarf; dieſe Eintragung iſt die einzige vom Geſetze zum Nach ⸗ 
weiſe des Kaufes, Tauſches oder der Uebertragung ꝛc. einer 
Liegenſchaft bezw. für die Rechtsgültigkeit eines eine ſolche be⸗ 
treffenden Rechtsgeſchäftes irgend welcher Art geforderte Förm⸗ 
lichkeit. 

Vollmachten werden in Form der öffentlichen oder Privat; 
urkunde aus geſtellt. 

Arbeitaverträge zwiſchen Schwarzen — eingeborenen oder 
eingewanderten — und Nichteingeborenen müſſen ſchriftlich ab⸗ 
geſchloſſen und noch innerhalb des Abſchlußmonates von dem 
Richter erſter Inſtanz, dem Territorialrichter, Staatsanwalt 
oder Diſtriktskommiſſar beglaubigt werben; die Vertragsdauer 
darf den Zeitraum von 7 Jahren nicht überſchreiten. (Dekrete 
vom, 8. November 1888, 123. März und 19. November 1889 
und Erlaß des Generalgouverneurs vom 1. November 1898.) 

Als öffentliche Urkunde bezeichnet das Geſetz (Art. 199 
des Dekrets vom 30. Juli 1888 bezw. das Buch III des 
code civil) diejenige, „qui a été recu par officiers publics 
ayant le droit d'instrumenter dans le lieu ou Paste a été 
redige, et avec les solennités requises“ und verweiſt dabei 
auf die Ordonnanz vom 12. Juli 1886 über die öffentlichen 
Urkunden, deren Art. 2 beſagt: „Les actes et contrats, pour 
etre authentiques, devront ötre recus par les fonctionnaires 
de l’Etat designes par le Directeur de la justice pour 
remplir les fonctions de notaires“, b. h. die öffentliche Urkunde 
im Gegenſatze zur privaten iſt die notarielle. 

Die oͤffentliche, notarielle Urkunde iſt innerhalb des ganzen 
Staatsgebietes exekutionsfähig und macht vor Gericht 
vollen Beweis. 

Hat die Urkunde in Folge der Unzuſtändigkett des 
inſtrumentirenden Notars oder einen Formfehlers ihre Eigen- 
ſchaft als eine öffentliche verloren und iſt als ſolche Dritten 
gegenüber ungültig geworden, ſo hat ſie doch noch Werth und 
Wirkung einer Privaturkunde, ſofern fie von den kontrahirenden 
Parteien unterzeichnet iſt. 

Was die vom Geſetze für die von dem Notar bei Be⸗ 
urkundungen zu beobachtenden Förmlichkeiten betrifft, fe iſt 
die Regel, daß die Redaktion derſelben von der bezw. den 
Parteien ſelbſt vorgenommen wird, d. h alſo, daß die Urkunde 
dem Notar fertig vorgelegt wird; nur wenn die Parteien des 
Schreibens unkundig find oder ihnen daſſelbe in Folge eines 
körperlichen Gebrechens oder einer Krankheit unmsglich iſt, oder 
mit ſpezieller Genehmigung des Juſtizdirektors für beſondere 
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Fälle darf der Notar ſelbſt die geſammte Urkunde auflegen und 
niederſchreiben. Die Parteien haben vor dem Notar in Gegen⸗ 
wart zweier Zeugen (welche männlichen Geſchlechtes, wenigſtens 
21 Jahre alt, Ausländer oder Naturalifirte — Eingeborene 
find alſo ausgeſchloſſen — und mindeſtens ſeit drei Monaten 
im Staatsgebiete aufenthaltſam fein müſſen, auch keine Ge⸗ 
fängnißſtrafe erlitten haben dürfen) zu erklären, daß die vor⸗ 
gelegte Urkunde den Ausdruck ihres Willens enthalte, worauf 
der Notar ihnen und den Zeugen dieſelbe vorlieſt bezw. ihren 
Inhalt auseinanderſetzt, von den Parteien und Zeugen unter⸗ 
ſchriftlich vollziehen läßt und ſeine eigene Unterſchrift hinzufügt. 
Der Notar hat auf der Urkunde die Beachtung dieſer Förmlich⸗ 
keiten, Ort, Datum, Namen und Vornamen der Zeugen zu 
beſcheinigen; ebenſo, falls eine der Parteien etwa des Schreibens 
unkundig iſt. Die Originalurkunde händigt der Notar den 
Parteien nach Eintragung in ſein Regifter aus. Weitere Aus⸗ 
fertigungen ertheilt der Notar oder der Juſtizdirektor bezw. 
deſſen Beauftragter. 

Der Notar hat nämlich von jeder von ihm vorgenommenen 
Beurkundung eine beglaubigte Abſchrift dem Juſtizdirektor ein- 
zuſenden, welcher dieſelbe dem Archive einverleibt; ſo daß ſich 
alſo außer den bei jedem Notar verbleibenden Regiſtern, den 
Einzelarchiven jedes Notariatsbezirkes, in Boma in dieſer Weiſe 
gewiſſermaßen ein Central-⸗Notariatsarchiv befindet. 

Die Gebühren der Notare find in dem Tarif vom 
25. September 1888 wie folgt feſtgeſetzt: 

Beurkundungsgebühr: 15 Free. 

Für Eintragung: erfte Seite 4 Fres., jede weitere 2 Fres. 
(die Seite zu 25 Zeilen mit je 12 Silben gerechnet). 

Für Ausfertigungen entfallen dieſelben Gebühren wie 
für die Eintragung. 

Die Berechnung der Gebühren und die Quittungsleiſtung 
über ihren Empfang hat ſeitens des Notars auf der Urkunde 
bezw. Ausfertigung felbſt zu geſchehen. 

Im Aublande errichtete notarielle Urkunden haben 
innerhalb des Gebietes des Kongoſtaates dieſelbe Beweiskraft, 
welche ihnen nach den Geſetzen des Landes, in welchem die Be⸗ 
urkundung vorgenommen worden iſt, zukommt; zu ihrer 
Exekutions fähigkeit im Kongoſtaate bedürfen ſie jedoch der 
Legalifirung durch den Juſtizdirektor (Artikel 13 der Ordonnanz 
vom 12. Juli 1886); die Gebühr hierfür beträgt — nach dem 
Erlaß vom 26. Juli 1890 — 10 Fres. 

Den im Kongoſtaate ernannten Konſuln fremder 
Staaten ſteht nach Artikel 8 der bezüglichen Inſtruktionen 
(Bull. off. 1886) das Recht zu, in Gemäßheit der Geſetze und 
Beſtimmungen des Landes, das fie ernannt hat, jeder Art Vers 
träge zu beurkunden zwiſchen Angehörigen dieſes ihres Landes 
und Bürgern oder ſonſtigen Einwohnern des Kongoſtaates, 
ſowie auch nur zwiſchen beiden letzteren, ſofern es fi um Rechts- 
geſchäfte ꝛc. handelt, welche in dem von dem Konſul vertretenen 
Lande abzuwickeln find oder dort belegene Liegenſchaften ꝛc. 
betreffen. Alle dieſe von den Konſuln ordnungegewäß be- 
glaubigten und mit dem Konſulatsſiegel verſehenen Urkunden, 
Ausfertigungen, Abſchriften und Ueberſetzungen machen vor allen 
Gerichten des Kongoſtaates öffentlichen Glauben und vollen 
Beweis, ſoferne ſie von dem Juſtizdirektor legalifirt find. 
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Beſtrafung falſcher uneidlicher Ausſagen und Nicht⸗ 
beeidigung unglaubwürdiger Zeugenausſagen. 


J. 

Beſtrafung falſcher uneidlicher Ausſagen. 

1. Für dieſe Berichterſtattung ſollen unter „falſchen Aus⸗ 
ſagen“ nur diejenigen verſtanden werden, welche Zeugen oder 
Sachverſtändige bei Abgabe eines Zeugniſſes oder Gutachtens 
vor einer zur eidlichen Vernehmung von Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen zuſtändigen Behörde machen. 

Es kommen alſo nicht in Betracht Ausſagen vor ſolchen 
Behörden, welche Zeugen reſp. Sachverſtändige nur uneidlich 
vernehmen dürfen, Ausſagen Angeſchuldigter, Erklärungen von 
Parteien, nicht eidesſtattliche Verſicherungen Dritter bei Glaub⸗ 
haftmachungen ($ 294 R. C. P. O.), ſowie Anſchuldigungen 
und ſonſtige Anzeigen bei Behörden. 

2. „Falſche Ausſagen“ dieſer Art werden im Deutſchen 
Reiche nur dann beſtraft, wenn ſie beeidet oder unter einer der 
Eidesableiſtung gleichgeachteten Verſicherung (8 155 Str. G. B.) 
abgegeben werden. Das R. Str. G. B. kennt die Beſtrafung 
falſcher uneidlicher Ausſagen nicht. Daſſelbe ordnete die be⸗ 
zügliche „Materie“ auch vollſtändig (§S 2 E. G. zum Str. G. B.). 
Aeltere, falſche uneidliche Ausſagen beſtrafende Landesgeſetze 
verloren ihre Kraft; entſprechende neue wurden unmöglich. 
Das Königreich Sachſen verſuchte allerdings, die Beſtrafung 
falſcher uneidlicher Ausſagen durch Verordnung vom 16. 12. 1870 
einzuführen, mußte letztere jedoch zurückziehen, als fie vom 
oberſten ſächſiſchen Gerichtshofe für ungültig erklärt wurde 
(Heinze, „Das Verhältniß des Reichsſtrafrechts zum Landes⸗ 
ſtrafrecht“, S. 117 flg. Goldammer, „Archiv“, Bd. 21 S. 97. 
Binding, „Lehrbuch des gemeinen Strafrechts“, 2. Hälfte 1. Ab⸗ 
theilung 1901 S. 113). 

8. Man hat Aenderung deſſen verlangt. Rechtslehrer 
wie Praktiker haben die Beſtimmungen des 9. Abſchnittes 
2. Theiles des R. Str. G. B. für lückenhaft erklärt und begehrt, 
daß die Reichsgeſetzgebung auch unbeeidete falſche Ausſagen 
mit Strafen bedrohe. (v. Liſzt, „Die falſche Ausſage“, S. 220 flg. 
Dr. v. Jagemann, „Gerichtsſaal“, Bd. 29 S. 351. v. Liſzt, 
„Lehrbuch des Strafrechts“, X. Aufl. S. 577. Binding, 1. e. 
S. 113.) 

4. Die geſetzgebenden Faktoren find beſtrebt, dieſem Be⸗ 
gehren nachzukommen. Bei den Berathungen über Aenderungen 
der R. C. P. O. und der Str. P. O. wurde die Beſtrafung 
falſcher uneidlicher Ausſagen im Reichstage vorgeſchlagen: 

a) im Artikel IV des vom Abgeordneten Dr. Rintelen 
in der Seſſion 1897/98 vorgelegten Entwurfs eines 
Geſetzes, betr. Aenderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes der Str. P. O., der R. C. P. O. und des 
Str. G. B.; 

b) im Artikel III des von den Abgeordneten v. Saliſch 
und Gen. in derſelben Seſſion vorgelegten Entwurfs 
eines Geſetzes, betr. Abänderung der Vorſchriften der 
R. C. P. O. und der Str. P. O. über die Eides⸗ 
leiſtung und betr. Beſtrafung falſcher uneidlicher Aus⸗ 
ſagen; 

c) im Artikel III des vom Herrn Reichskanzler in der 
Seſſion 1898/99 am 3. 2. 1899 vorgelegten Entwurfs 
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eines Geſetzes, betr. Aenderungen der R. C. P. O. und 
der Str. P. O. ſowie Beſtrafung falſcher uneidlicher 
Ausſage. 
Die Anlage 1 giebt den Wortlaut der Vorſchläge zu a und b 
und einen Theil des zu c erwähnten Geſetzentwurfs wieder 
(efr. Druckſachen des Reichstages Nr. 108 X. Legislatur⸗ 
periode I. Seſſion 1898/99, Nr. 220 X. Legislaturperiode 
II. Seſſion 1900/01 und die „Zuſammenſtellung“ zu letzterer). 
Alle 3 Entwürfe wurden von Kommiſſionen des Reichstages 
berathen. Den letzten Bericht erſtattete die VIII. Kommiſſion 
ſchriftlich am 21. 3. 1901. Anlage 2 giebt den Beſchluß 
dieſer Kommiſſion wieder. Ein legislatoriſcher Abſchluß wurde 
nicht erreicht, weil der Reichstag bald nach jenem Bericht 
vertagt wurde. 
5. Das Verlangen nach Beſtrafung falſcher uneidlicher 
Ausſagen erſcheint begründet. Es iſt an demſelben feſtzuhalten. 
a) Mit Recht wird zunächſt darauf hingewieſen, daß die 
Strafloſigkeit falſcher uneidlicher Ausſagen der Auf⸗ 
faſſung zahlreicher früherer Landesgeſetze und neuer 
fremder Geſetzgebungen widerſpricht. Der Begründung 
des vorerwähnten Entwurfes vom 3. 2. 1899 iſt eine 
Zuſammenſtellung über die ausländiſche und frühere 
deutſche Geſetzgebung über die Beſtrafung falſcher un⸗ 
eidlicher Ausſagen beigegeben worden. Das dort ge⸗ 
gebene Bild iſt allerdings recht bunt. Es zeigen ſich 
bei den verſchiedenen Geſetzgebungen bezüglich der 
Strafgründe, der Zahl der ſtrafbaren Fälle und des 
Strafmaßes die verſchiedenſten Auffaſſungen. Die einen 
ſehen in der falſchen uneidlichen Ausſage einen „Betrug“, 
andere ein „Belügen der Behörde“, dritte eine „falſche 
Denunziation“ und vierte ein „Vergehen gegen die 
Rechtspflege“. Die einen beſtrafen nur die wiſſentlich 
falſche uneidliche Ausſage zu Ungunſten eines An⸗ 
geſchuldigten in Strafſachen, andere wiſſentliche und 
fahrläſſig falſche uneidliche Ausſagen in allen Ver⸗ 
fahren. Die einen bedrohen die falſche uneidliche 
Ausſage nur mit geringen Strafen, andere mit ſehr 
ſchweren. Grundſätzlich beſtrafen die falſche uneid⸗ 
liche Ausſage jedoch 
aa. von älteren deutſchen Geſetzgebungen 
der Entwurf zum Preußiſchen Str. G. B. 
von 1843, 
das bayriſche Str. G. B. von 1813, 
das oldenburgiſche Str. G. B. von 1814, 
das bayriſche Str. G. B. von 1861, 
die ſächſiſchen Strafbücher von 1838, 1855 
und 1868, 
das württembergiſche Polizei⸗Strafgeſetz von 
1839; 
bb. von neuen fremden Geſetzgebungen 
der Entwurf zum öſterreichiſchen Str. G. B. 
von 1893, 
das geltende ſchweizeriſche Bundesſtrafrecht, 
eine größere Zahl ſchweizeriſcher kantonaler 
Strafrechte, 
der Vorentwurf des ſchweizeriſchen Str. G. = 
von 1896, 
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das italieniſche Str. G. B. von 1890, 

der Code penal von Belgien von 1867, 

das ruſſiſche Str. G. B. von 1866, 

das bulgariſche Str. G. B. von 1896, 

der Entwurf des norwegiſchen allgemeinen 
Str. G. B. von 1896; 

b) ſodann ſprechen theoretiſche und praktiſche Erwägungen 

für jene Beſtrafung. 

Die Auffaſſung früherer Jahrhunderte, daß falſche eidliche 
Ausſagen weſentlich deswegen zu beſtrafen ſeien, weil jedes 
Eidesdelikt ein „erimen laesae majestatis divinae“, eine 
Verletzung „der Ehrfurcht vor der Religion“ wäre, gilt heute 
nicht mehr. Sie wurde durch die Schriftſteller der Aufklärungs⸗ 
periode beſeitigt. Man verläßt jetzt auch die ſeitdem vertretene 
Auffaſſung, daß der Eid eine Grundlage aller ſtaatlichen 
Ordnung ſei und Eidesdelikte deswegen Verletzungen der 
„publica fides“ enthielten. Nach der herrſchenden Anſchauung 
iſt der unmittelbare Gegenſtand der Eidesdelikte die ſtaatliche 
Rechtspflege. Die Geſetzgebung ſtraft keinen falſchen Privateid. 
Sie ſchützt die Eidesform nicht als ſolche. Sie ſtraft falſche 
Eide nur, wenn ſie vor einer zur Abnahme von Eiden 
zuſtändigen Behörde geleiſtet werden. Der Strafgrund der 
Eidesdelikte liegt darin, daß ſie die ſtaatliche Rechtspflege 
verletzen reſp. gefährden. Dieſe von Liſzt in feinen Schriften 
„Meineid und falſches Zeugniß“ (1876) und „falſche Ausſage 


vor Gericht und öffentlicher Behörde“ (1877) begründete 


Auffaſſung wird jetzt von allen namhaften neueren Rechts⸗ 
lehrern gebilligt (Hälſchner „Lehrbuch des Strafrechts“ II. Bd. 
II. Abth., S. 904 und die Citate bei Liſzt „Lehrbuch des 
Strafrechts“ X. Auflage S. 577). Die Binding'ſche Auffaſſung 
der Eidesdelikte als „Vergehen gegen die Beweismittel“ 
(Binding „Lehrbuch des Strafrechts“ 2. Hälfte 1. Abth. 1901, 
S. 91 folg.) enthält nur eine Modifikation. 

Es muß klar ſein, daß derartige Auffaſſungen der Eides⸗ 
delikte folgerichtig auch die Beſtrafung falſcher uneidlicher 
Ausſagen fordern müſſen. Iſt das Kriminelle der Eidesdelikte 
zunächſt und weſentlich in der die Rechtspflege gefährdenden 
falſchen Ausſage zu finden, ſo erſcheint die Beeidigung 
einer falſchen Ausſage nur als erſchwerender Neben umſtand. 
Die falſche uneidliche Ausſage iſt, ſobald die Rechtspflege 
uneidliche Ausſagen im Beweisverfahren beachtet, gleichfalls 
ein Angriff gegen die Rechtspflege, erheiſcht alſo auch Strafe, 
wie die falſche eidliche. 

Als Beweismittel gewinnt die uneidliche Ausſage in der 
Rechtspflege aber immer mehr Bedeutung neben der eidlichen. 
Die 88 260 und 286 R. C. P. O. beſtimmen, daß das 
Ergebniß einer Beweisaufnahme nach dem freien aus dem 
Inbegriff der Verhandlungen geſchöpften Ermeſſen zu würdigen 
ſei. Ausſagen können alſo auch ohne Beeidigung entſcheidend 
fein. Im Strafprozeß find Zeugen und Sachverſtändige, von 
den Ausnahmen der 88 56, 57 Str. P. O. abgeſehen, aller⸗ 
dings noch ſtets zu beeidigen. Eine Aenderung deſſen iſt 
aber zu erwarten. Unverkennbar macht ſich eine Strömung 
zu Gunſten einer Einſchränkung der vielen Beeidigungen 
geltend. Der vorerwähnte Geſetzentwurf vom 3. 2. 1898 hat 
bereits vorgeſchlagen, 8 60 der Str. P. O. in der aus der 
Anlage I erſichtlichen Weiſe zu ändern. Im Civilprozeß hat 
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die Beeidigung ſtets zu unterbleiben, wenn die Parteien auf 
dieſelbe verzichten. Der Standpunkt grundſätzlich allgemeiner 
Beeidigungsnothwendigkeit iſt hier völlig aufgegeben. Die 
Praxis hat dies gebilligt. Die Aufforderungen der Richter, 
bekannte reſp. zuverläſſige Zeugen und Sachverſtändige 
unbeeidigt vernehmen zu laſſen, mehren ſich dauernd. Sie 
gehen zum größten Theil von umſichtigen und praktiſch 
bewährten Richtern aus. Anwälte und Parteien kommen 
ſolchen Aufforderungen ſoweit als irgend möglich nach. 

Erfordert die Sicherung der Rechtspflege Strafandrohungen 
gegen falſche Ausſagen, ſo müſſen dieſe, angeſichts dieſes 
Beſtrebens, die Zahl der Beeidigungen einzuſchränken, gerade 
auch gegenüber falſchen uneidlichen Ausſagen ausgeſprochen 
werden. 

6. Bei der näheren Ausgeſtaltung der angeſtrebten 
Beſtrafung ſind beſonders folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wohin gehören die Beſtimmungen über ſolche Beſtrafung? 

2. Iſt jede Beſtrafung davon abhängig zu machen, daß 
der Ausſagende vor ſeiner Ausſage auf die Strafbarkeit 
der falſchen uneidlichen Ausſage hingewieſen wurde? 

3. Iſt nur die wiſſentlich oder auch die fahrläſſig falſche 
Ausſage zu beſtrafen? 

4. Sind falſche Ausſagen unter gewiſſen Umſtänden ſtraf⸗ 
frei zu laſſen? 

5. Welche Strafen ſind anzudrohen? 

6. Sind mildernde Umſtände zuzulaſſen? 

7. Wie iſt der „Widerruf“ falſcher uneidlicher Ausſagen 
zu behandeln? 

8. Sind auch „unternommene Verleitung“ zu einer falſchen 
uneidlichen Ausſage und „Verleitung zur unbewußt 
falſchen“ uneidlichen Ausſage zu beſtrafen? 

7. Zu 6 Nr. 1. Binding (I. c. S. 113) tadelt, daß 
der Entwurf vom 3. 2. 1898 die Beſtrafung falſcher uneidlicher 
Ausſagen, getrennt vom Strafgeſetzbuch, behandelt. Mit Recht, 
es handelt ſich um materielles Recht, um eine Aenderung des 
beſtehenden Strafrechts. Die Angliederung der neuen Straf⸗ 
vorſchriften hat daher beim R. Str. G. B. und zwar beim 
9. Abſchnitt II. Theiles zu geſchehen. Der Geſetzentwurf des 
Abgeordneten Dr. Rintelen und der Vorſchlag der Reichstags⸗ 
kommiſſion ſchlagen daher auch ausdrücklich die Einſtellung 
der bezüglichen Vorſchriften als 8 163 a in das R. Str. G. B. 
vor. Folgerichtig muß dann aber auch die Ueberſchrift des 
erwähnten neunten Abſchnitts geändert werden. Sie muß 
nicht bloß „Meineid“, ſondern „Meineid und falſche uneidliche 
Ausſage“ lauten. Eine zukünftige Neuordnung des geſammten 
Strafrechts erhielte damit auch äußerlich den Anlaß, die 
Materie der Eidesdelikte und falſchen uneidlichen Ausſagen 
aus gemeinſamen reſpektive einheitlichen Geſichtspunkten 
zu regeln. 

8. Zu 6 Nr. 2. Nach dem Entwurf vom 3. 2. 1898 
ſoll Beſtrafung falſcher uneidlicher Ausſagen nur dann erfolgen, 
wenn der Ausſagende vor feiner Vernehmung auf die Straf: 
barkeit der falſchen uneidlichen Ausſage hingewieſen war. 
Dies hängt mit den Vorſchlägen zuſammen, welche in demſelben 
Entwurf zur Aenderung der 88 391 R. C. P. O. und 59, 60 
der Str. P. O. gemacht ſind. Nach dieſen ſoll der Voreid 
aufgegeben werden. Zeugen ſollen fortan nach ihrer Vernehmung 
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beeidet werden. Dagegen ſollen dieſelben vor der Vernehmung 
auf die Strafbarkeit falſcher uneidlicher Ausſagen und ſoweit 
Beeidigung zuläſſig iſt, auch darauf hingewieſen werden, daß 
ſie ihre Ausſage auf Erfordern werden beeiden müſſen. 

Zeugen und Sachverſtändige auf die Strafbarkeit 
falſcher eidlicher Ausſagen hinzuweiſen, iſt in der Praxis 
üblich, geſetzlich aber nicht vorgeſchrieben. Die Beſtimmungen 
des Entwurfs ändern daran nichts. Die falſche eidliche 
Ausſage bleibt ſtrafbar auch bei mangelndem Hinweis auf ihre 
Strafbarkeit. 

Die vom Entwurf vorgeſchlagene Abweichung für uneidliche 
Ausſagen erſcheint daher nicht beſonders folgerichtig. Gleiche 
oder ähnliche Beſtimmungen fehlen auch den zu 5a erwähnten 
früheren reſp. fremden Geſetzgebungen. 

Trotz deſſen dürfte der Standpunkt des Entwurfs zu 
billigen ſein. Das Volksbewußtſein iſt ſeit Jahrhunderten 
daran gewöhnt, zwiſchen der falſchen uneidlichen und der falſchen 
eidlichen Ausſage nicht unerhebliche Unterſchiede zu machen. 
Die erſtere iſt niemals ganz allgemein beſtraft worden. Seit 
dem Reichsſtrafgeſetzbuch darf ſie nirgend beſtraft werden. Auf 
dieſe Umſtände muß Rückſicht genommen werden. Bei der 
Einführung neuer Strafvorſchriften iſt zu vermeiden, daß die 
Unkenntniß der Strafbarkeit in einzelnen Fällen das Begehen 
der ſtrafbaren Handlung mit veranlaſſe. 

9. Zu 6 Nr. 3. Bei den zu 5a erwähnten Geſetzgebungen 
werden fahrläſſig falſche uneidliche Ausſagen 

a) ſtraffrei gelaſſen von den bayeriſchen Strafgeſetzen 
von 1813 und 1861, dem ſächſiſchen Strafgeſetzbuch 
von 1838, dem öſterreichiſchen Strafgeſetzbuch von 1852, 
den Strafgeſetzen der ſchweizeriſchen Kantone Wallis, 
Zürich, Appenzell, Schwyz, Solothurn, dem ruſſiſchen 
Strafgeſetzbuch von 1866, dem belgiſchen Code penal 
von 1867, dem italieniſchen Strafgeſetzbuch von 1890 
und dem Entwurf zum norwegiſchen Strafgeſetzbuch 
von 1896, 

b) dagegen beſtraft von dem ſächſiſchen Strafgeſetzbuch 
von 1855, den Strafgeſetzen der ſchweizeriſchen Kantone 
Turgau, Schaffhauſen, Luzern, Bern, Glarus, Freiburg, 
Baſel, St. Gallen, Neuenburg, dem bulgariſchen 
Str. G. B. von 1896 und dem Vorentwurf für das 
ſchweizeriſche Str. G. B. von 1896. 

Der Entwurf vom 3. 2. 1899 will die fahrläſſig falſche 
uneidliche Ausſage nicht beſtrafen. Der Entwurf der Ab⸗ 
geordneten v. Saliſch und Gen. und die Beſchlüſſe der Reichs⸗ 
tagskommiſſion ſtehen auf dem entgegengeſetzen Standpunkt. 
Die Strafbarkeit fahrläſſig falſcher ueidlicher Ausſagen erſcheint 
begründeter als deren Strafloſigkeit. 

Die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen ſind 
Beweismittel. Die ſtaatliche Rechtspflege hat das Intereſſe 
an größtmöglicher Richtigkeit derſelben. Sie ſind für die 
Parteien von ausſchlaggebender Bedeutung. Die Termins⸗ 
ladungen geben den Geladenen Anlaß zur Vorbereitung und 
Ueberlegung. Im Civilprozeß giebt die Ladung ſogar den 
Gegenſtand der Vernehmung an. (8 377 R. C. P. O.) Kein 
verſtändiger Richter wird dem Zeugen reſp. Sachverſtändigen, 
der ſich nicht für genügend vorbereitet hält, die erbetene Ge⸗ 
legenheit zu beſſerer Vorbereitung verſagen. Es entſpricht 
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dem allgemeinen Rechtsbewußtſein, daß in allen ſonſtigen 
Geſchäften des bürgerlichen Lebens nicht bloß der böſe Wille, 
ſondern auch die Fahrläſſigkeit gebüßt wird. Das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch beſtraft den fahrläſſig falſchen Eid. Dieſe Strafe 
wird bei uns nicht als ungerecht empfunden. Falſche uneidliche 
und falſche eidliche Ausſagen haben eine gemeinſame Grundlage. 
Die Strafloſigkeit der falſchen uneidlichen Ausſage würde die 
Gefahr vermehrter falſcher Ausſagen fördern. 

10. Zu 6 Nr. 4. Der Entwurf des öſterreichiſchen 

Strafgeſetzbuchs von 1893 ſichert Strafloſigkeit zu, wenn der 
Ausſagende durch Angabe der Wahrheit ſich oder nahe Ver⸗ 
wandte einer Verurtheilung wegen des den Gegenſtand des 
Verfahrens bindenden Verbrechens oder Vergehens zuziehen 
konnte, und die Ausſage nicht zu Ungunſten eines Angeſchuldigten 
in einer Strafſache erfolgte. Das italieniſche Strafgeſetzbuch 
von 1890 läßt ſtraffrei, wer durch Offenbarung der Wahrheit 
ſich ſelbſt oder Angehörige unvermeidlich einem ſchweren Schaden 
an der Freiheit oder an der Ehre ausſetzt oder wer wegen 
ſeiner dem Richter erklärten perſönlichen Eigenſchaften als Zeuge 
nicht vernommen werden durfte oder über die Befugniß, ſich der 
Zeugnißablegung zu enthalten, belehrt werden mußte, aber auch 
me, wenn die Ausſage in beiden Fällen keine andere Perſon 
einem Strafverfahren oder einer Verurtheilung ausſetzte. Das 
bulgariſche Strafgeſetzbuch von 1896 will die falſche Ausſage 
nicht ſtrafen, wenn der Ausſagende durch Offenbarung der 
Wahrheit ſich ſelbſt einer ſtrafbaren Handlung angeklagt hätte, 
und wenn er das Recht hätte, eine Ausſage zu verweigern, 
hierüber ſeitens des Richters aber nicht unterrichtet wurde. 

8 157 R. Str. G. B. läßt bei der falſchen eidlichen Aus⸗ 
ſage in dieſen Fällen nur Strafermäßigung zu. Der Entwurf 
vom 3. 2. 1899 macht keine derartigen Ausnahmen. 

Die Erfahrung lehrt, daß eine große Zahl Zeugen reſp. 
Sachverſtändigen die Gründe nicht kennt, welche gemäß 85 51, 
52, 54 Str. P. O. reſp. 383, 384 R. C. P. O. zur Verweigerung 
des Zeugniſſes oder der Auskunft über gewiſſe Fragen be⸗ 
rechtigen, Ausſagen reſp. Auskünfte aber ſofort ablehnen, wenn 
ſie auf jene aufmerkſam gemacht werden. Bei einem Theile 
derjenigen Fälle, in denen die bezügliche Belehrung unterblieb 
und die abgegebene Ausſage falſch abgegeben wurde, wird 
letzteres ſomit gerade auf den Mangel der Belehrung zurück⸗ 
zuführen ſein. Es muß aber ungerecht erſcheinen, ein Vergehen 
zu beſtrafen, das wahrſcheinlich unterblieben wäre, wenn die Be⸗ 
hörde, vor welcher es begangen wurde, ihre Pflicht erfüllt hätte. 

Es erſcheint daher geboten, bei falſchen uneidlichen Aus⸗ 
ſagen Stkaffreiheit eintreten zu laſſen, wenn der Ausſagende 
nach den für das betreffende Verfahren maßgebenden geſetzlichen 
Vorſchriften das Zeugniß oder eine Auskunft verweigern durfte, 
auf ſeine Berechtigung hierzu von der Behörde aber nicht hin⸗ 
gewieſen wurde. Weitere Ausnahmen erſcheinen überflüſſig mit 
Rückſicht darauf, daß die angeführten Beſtimmungen der Str. P. O. 
und der R. C. P. O. das Recht zur Verweigerung des Zeugniſſes 
reſp. einer Auskunft genügend weit ausgedehnt haben. 

Nicht empfehlenswerth erſcheint Strafloſigkeit dann, wenn 
die falſche Ausſage einen für die Entſcheidung der Sache 
unerheblichen Punkt betraf. Die Begründung des Entwurfs 
vom 3. 2. 1899 führt zutreffend aus: „Der Thäter hätte eine 
Beſtrafung nur dann zu gewärtigen, wenn er weiß, daß der 
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Punkt, auf welchen ſich ſeine falſche Ausſage bezieht, von Er⸗ 
heblichkeit iſt. Zur Zeit der Vernehmung iſt aber häufig noch 
nicht zu überſehen, ob ein einzelner Punkt Erheblichkeit ge⸗ 
winnen wird. Kann dann der wiſſentlich die Unwahrheit 
ausſagende Zeuge ſich der Strafen durch die Berufung darauf 
entziehen, daß er den Punkt nicht für erheblich gehalten hat, 
fo wird die praktiſche Bedeutung der Strafvorſchrift zum Nach⸗ 
theil der Rechtsſicherheit in bedenklicher Weiſe abgeſchwächt.“ 

11. Zu 6 Nr. 5. Die zu 5a erwähnten Geſetzgebungen 
beſtrafen die falſche uneidliche Ausſage in den denkbar ver⸗ 
ſchiedenſten Arten. Dies iſt zurückzuführen in erſter Reihe 
auf die Mannigfaltigkeit der Auffaſſungen über die Bedeutung 
der Beeidigung von Ausſagen; ſodann auf die geringere 
reſp. größere Berückſichtigung der Folgen der falſchen Ausſage. 
In einzelnen Geſetzgebungen iſt die Beeidigung von Zeugen 
und Sachverſtändigen nicht erforderlich reſp. nicht weſentlich. 
Dieſe beſtrafen die falſchen uneidlichen und die falſchen eidlichen 
Ausſagen daher gleich. So der Vorentwurf des ſchweizeriſchen 
Str. G. B. von 1896 und die Strafgeſetze der Kantone 
Wallis, Zürich, Appenzell und Solothurn. Andere behandeln 
die falſche uneidliche Ausſage als den einfachen, die falſche 
eidliche Ausſage als einen erſchwerten Straffall. So die 
Strafrechte der Kantone Waadt, Luzern, Freiburg. Geſetz⸗ 
gebungen, bei welchen die Beeidigung der Ausſagen weſentlich 
oder von Bedeutung iſt, gehen dagegen in ihrem Straſſyſtem 
von der falſchen eidlichen Ausſage aus. Die ſtrafen ſie ſchwer, 
die falſche uneidliche Ausſage erheblich geringer. Der Entwurf 
des öſterreichiſchen Str. G. B. von 1893 beſtraft die falſche 
eidliche Ausſage mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, die falſche 
uneidliche Ausſage regelmäßig mit Gefängniß nicht unter einem 
Monat. Das italieniſche Str. G. B. von 1890 droht dem 
falſchen eidlichen Zeugniß die der Zuchthausſtrafe gleichſtehende 
Einſchließungsſtrafe bis 30 Monate an, läßt bei der falſchen 
uneidlichen Ausſage jedoch Ermäßigung der Strafe auf / 
bis ½ eintreten. Einzelne Geſetzgebungen ſtrafen die falſche 
uneidliche Ausſage verſchieden, je nachdem ſie abgelegt wurde 
in einem Civilverfahren, oder einem leichten Strafverfahren, 
oder einem ſchweren Strafverfahren. Der öſterreichiſche Ent: 
wurf von 1893 droht falſchen uneidlichen Ausſagen in Ueber⸗ 
tretungsfällen Gefängniß nicht unter 3 Monaten, falſchen 
uneidlichen Ausſagen bei anderen Straffällen dagegen Zucht⸗ 
haus bis zu 10 Jahren an. Aehnlich das bulgariſche Str. G. B. 
von 1896. 

In der beſtehenden deutſchen Geſetzgebung iſt die Be⸗ 
eidigung der Zeugen und Sachverſtändigen trotz der oben 
erwähnten Ausnahmen von Bedeutung. Der Eid gilt noch 
als das ſchärfſte „vinculum ad adstringendam fidem“. 

Der Geſetzgeber muß bei Einführung der Beſtrafung 
falſcher uneidlicher Ausſage das geltende Recht berückſichtigen. 
Desgleichen den ſchon einmal erwähnten Unterſchied, welchen 
das allgemeine Volksbewußtſein zwiſchen dem Meineide und 
der falſchen uneidlichen Ausſage macht reſp. zu machen gewohnt iſt. 

Die Beſtrafung falſcher uneidlicher Ausſagen muß daher 
grundſätzlich eine geringere ſein, als die falſcher uneidlicher 
Ausſage. 1 

Die einzelnen Fälle falſcher uneidlicher Ausſagen können 
ſehr verſchieden zu beurtheilen ſein, darum muß auch ein 
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erheblicher Spielraum zwiſchen einem geringſten und einem 
höchſten Strafmaß gelaſſen werden. 

Die Entwürfe der Abgeordneten Dr. Rintelen und 
v. Saliſch und der Entwurf vom 3. 2. 1899 ſehen bei der 
wiſſentlich falſchen uneidlichen Ausſage als gewöhnliche Strafe 
Gefängniß vor. Der Beſchluß der Reichstagskommiſſion 
ſtimmt zu. Als Höchſtmaß ſchlägt der Entwurf vom 
3. 2. 1899 6 Monate, der Kommiſſionsbeſchluß in Anlehnung 
an die Entwürfe vom Dr. Rintelen und v. Saliſch dagegen 
3 Jahre vor. Der Vorſchlag des Entwurfes vom 3. 2. 1899 
dürfte nicht zu billigen ſein. Bei der praktiſchen Bedeutung der 
falſchen uneidlichen Ausſage erſcheint das Höchſtmaß der Be⸗ 
ſtrafung mit 6 Monaten Gefängniß viel zu gering. Der Vorſchlag 
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welchen uneidliche Ausſagen in Strafſachen zu Ungunſten des 
Angeſchuldigten falſch abgegeben wurden, möchte ich jenes 
Höchſtmaß aber auch noch für zu gering erachten. In 
Strafſachen iſt die Beeidigung der Ausſagen regelmäßig 
allerdings nothwendig. Es wird in Strafſachen die Zahl 
ſtrafbarer falſcher uneidlicher Ausſagen alſo nur gering fein. 
Trotzdem können ſolche noch zu Ungunſten der Angeſchuldigten 
vorkommen und auf die Würdigung der Beweisaufnahme 
erheblichen Einfluß haben. Man denke nur an verfeindete 
Verwandte, beſonders in Gegenden, in denen Altentheile 
häufig ſind. Die falſche Ausſage zu Ungunſten eines kriminell 
Angeſchuldigten iſt ein ſo ſchweres Vergehen, daß drei Jahre 
Gefängniß nicht immer ausreichende Sühne gewähren. Ich 
halte für dieſe Ausnahmefälle eine Gefängnißſtrafe von 1 bis 
5 Jahre für geboten. 

Alle Entwürfe laſſen bei der wiſſentlich falſchen Ausſage 
neben der Gefängnißſtrafe eine Geldſtrafe bis 1000 Mark zu. Auch 
der öſterreichiſche Entwurf von 1893 und der ſchweizeriſche Vor⸗ 
entwurf von 1896 verhängen Geldſtrafen neben der Freiheitsſtrafe. 
Es könnte fraglich ſein, ob das Höchſtmaß von 1000 Mark 
ausreichend erſcheint. Doch ſcheinen beſondere Gründe für 
eine weitere Erhöhung nicht zu ſprechen. Nach $ 161 Str. G. B. 
iſt bei wiſſentlich falſchen eidlichen Ausſagen auch auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte und auf die dauernde Unfähigkeit 
des Verurtheilten, als Zeuge oder Sachverſtändiger eidlich 
vernommen zu werden, zu erkennen. Sit bei wiſſentlich 
falſchen un eidlichen analog zu verfahren? 

Der öſterreichiſche Entwurf von 1893 ſpricht bei wiſſent⸗ 
lich falſchen uneidlichen Ausſagen den Verletzten auf deſſen 
Verlangen die Befugniß zu, die Verurtheilung auf Koſten des 
Schuldigen öffentlich bekannt zu machen. Das italieniſche 
Strafgeſetzbuch von 1890 läßt vorübergehende Unterſagung 
der Bekleidung öffentlicher Aemter zu. 

Von der Strafe der dauernden Unfähigkeit, als Zeuge 
oder Sachverſtändiger eidlich vernommen zu werden, dürfte 
abzuſehen ſein. Es kann nicht als Regel angenommen 
werden, daß, wer fähig iſt, uneidlich falſch auszuſagen, auch 
bereit ſein wird, einen Meineid zu leiſten. 

Dagegen ſcheint es angezeigt, den Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte als fakultative Nebenſtrafe zuzulaſſen. 

Die wiſſentlich falſche uneidliche Ausſage wird ſehr oft 
als ehrloſe Handlung zu charakteriſiren ſein. Beſonders wenn 
die Parteien der Wahrheitsliebe des Zeugen vertrauten und 
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deswegen auf Beeidigung verzichteten. Solche Charakteriſirung 
findet den beſten Ausdruck aber gerade in der Aberkennung 
bürgerlicher Ehrenrechte. 

Die fahrläſſig falſchen uneidlichen Ausſagen ſollen nach 
dem Entwurf des Abgeordneten v. Saliſch und dem Beſchluß 
der Reichskommiſſion nur mit Gefängniß bis zu 3 Monaten 
oder mit Geldſtrafung bis zu 500 Mark geahndet werden. 
Mit Rückſicht darauf, daß das R. Str. G. B. den fahrläſſigen 
Meineid höchſtens mit einem Jahre Gefängniß bedroht, dürfte 
dem Beſchluß der Reichstagskommiſſion beizuſtimmen ſein. 

12. Zu 6 Nr. 6. Mildernde Umſtände ſind in den 
Entwürfen von Dr. Rintelen und v. Saliſch, im Entwurf 
vom 3. 2. 1899 und im Beſchluß der Reichtagskommiſſion 
zugelaſſen worden. Dieſe Zulaſſung erſcheint unentbehrlich, 
um eine vollſtändig ausreichende Strafabmeſſung bei ganz 
beſonderen Fällen zu ſichern. Gegen den Vorſchlag, bei 
Zubilligung mildernder Umſtände nur auf Geldſtrafe bis 
1000 Mark zu erkennen, dürfte nichts zu ändern fein. 

13. Zu 6 Nr. 7. Der „Widerruf“ falſcher eidlicher 
Ausſage iſt von allen neueren Strafgeſetzen als ein ganz 
beſonders zu behandelnder Fall angeſehen worden. Bezüglich 
des Widerrufs falſcher uneidlicher Ausſagen iſt daher analog 
zu verfahren. 

Es herrſcht Einigkeit darüber, daß nur der Widerruf zu 
berückſichtigen iſt, welcher bei der Behörde erfolgt, vor welcher 
die falſche Ausſage abgelegt wurde, und nur der „rechtzeitig“ 
erklärte. 

Alle Geſetzgebungen bemühen fi) daher, näher zu 
beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen der Widerruf als 
„rechtzeitiger“ gelten ſolle. 

Der öſterreichiſche Entwurf von 1893 bezeichnet den 
Widerruf als rechtzeitig, wenn er erfolgte vor der Entſcheidung 
in der Sache, in welcher die Ausſage abgelehnt wurde, und 
ehe aus der Ausſage ein Nachtheil für einen anderen entſtand, 
und ehe die Falſchheit der Ausſage entdeckt wurde. Der 
ſchweizeriſche Vorentwurf verlangt Widerruf vor Einreichung 
einer Strafanzeige und vor Berückſichtigung der falſchen Aus⸗ 
ſage durch ein Urtheil. | 

Die deutſche Geſetzgebung muß ſich naturgemäß an bie 
beſtehenden Vorſchriften der 88 158, 163 Str. G. B. anſchließen. 

Die mehrfach erwähnten Entwürfe und der Kommiſſions⸗ 
beſchluß thun dies auch. Sie beſtimmen gleichlautend, daß 
keine Anzeige erftattet oder keine Unterſuchung eingeleitet jein 
darf und daß der Widerruf ſo rechtzeitig erfolgen muß, daß 
er in dem Verfahren, in welchem die Vernehmung ſtattgefunden 
hat, noch geltend gemacht werden kann, und daß auch die 
Folgen der falſchen Ausſage ſich noch beſeitigen laſſen. 

Gegenüber den 88 158, 163 Str. G. B. bringen dieſe 
Vorſchläge inſofern eine Beſſerung, als nach erſteren ſchon der 
Eintritt eines Rechtsnachtheils, nach letzteren erſt die 
Unmöglichkeit der Beſeitigung eingetretener Nachtheile die 
Berückſichtigung des Widerrufs hindert. 

Der größte Theil der fremden Geſetzgebungen gewährt 
bei gehörigem Widerruf Straffreiheit. Das R. Str. G. B. 
gewährt bei Eidesdelikten Straflosigkeit nur beim fahrläſſt 
falſchen Eide. Beim falſchen wiſſentlichen Eide tritt bei Of 
hörigem Widerruf nur Strafermäßigung ein (8 157 Str. G. 8.) 
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Die drei Entwürfe und der Kommiſſionsbeſchluß ſprechen ſich 
für Strafloſigkeit der falſchen uneidlichen Ausſage bei gehörigem 
Widerruf aus. 

Dieſer Standpunkt erſcheint zu mild, ſoweit es ſich um 
wiſſentlich falſche uneidliche Ausſagen handelt. Zunächſt iſt 
zu erwägen, daß mit Beendigung der Ausſage eine ſtrafbare 
Handlung vollendet war. Sie nicht zu begehen, war der 
Thäter durch den vorgängigen Hinweis der Behörde auf die 
Strafbarkeit der falſchen Ausſage genügend veranlaßt. 
Das Kriminelle der That erſcheint daher beſonders ſtark. 
Die Beſtrafung der Eidesdelikte und der falſchen uneidlichen 
Ausſage hat den oben angegebenen gemeinſchaftlichen Ausgangs⸗ 
punkt. Die Beſtrafung der letzteren muß daher analog der 
Beſtrafung der erſteren geſtaltet werden. 

Es erſcheint daher geboten, beim Widerruf der wiſſentlich 
falſchen uneidlichen Ausſage nur Strafermäßigung auf die 
Hälfte bis der an ſich verwirkten Strafe eintreten zu 
laſſen. 

13. Zu 6 Nr. 8. Das R. Str. G. B. beſtraft in den 
SS. 159, 160 als ſelbſtändige Vergehen die unternommene 
Verleitung zur falſchen uneidlichen Ausſage und die Verleitung 
zum Falſcheide. Die 3 erwähnten Entwürfe und der Beſchluß 
der Reichstagskommiſſion wollen bei falſchen uneidlichen Aus⸗ 
ſagen von einer Beſtrafung gleicher Vergehen abſehen. Damit 
weichen ſie von dem öſterreichiſchen Entwurfe von 1893 und 
dem italieniſchen Str. G. B. von 1890 ab, welche einen dem 


R. Str. G. B. ähnlichen Standpunkt auch bei uneidlichen 


Ausſagen einnehmen. 

Wiſſentlich falſche Ausſagen von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen entſpringen in den wenigſten Fällen unbeeinflußten 
eignen Entſchlüſſen der Thäter. Sie ſind in den allermeiſten 
Fällen auf Einwirkungen der bei der falſchen Ausſage inter⸗ 
eſſirten Perſonen zurückzuführen. 

Die Einwirkungsverſuche Dritter bilden ſomit eine erheb⸗ 
liche Gefährdung der Rechtspflege. Dieſelben müſſen daher 
auch unabhängig von ihrem Erfolge ſtrafrechtlich getroffen 
werden. 

Dann muß dies aber auch bei den Einwirkungen auf 
falſche uneidliche Ausſagen geſchehen. Die uneidliche Ausſage 
iſt in vielen Fällen ebenſo entſcheidend wie die eidliche. Das 
Beſtreben, die Zahl der Beeidigungen einzuſchränken, tritt 
immer ſtärker auf. Bei der geringeren Beſtrafung der falſchen 
uneidlichen Ausſage würde die Strafloſigkeit des Verleitungs⸗ 


unternehmens eine Vermehrung dieſes Vergehens befürchten 


laſſen. 

Die Verleitung zur unbewußt falſchen Ausſage mag kein 
ſehr häufiges Verſehen ſein. Sie ſetzt aber regelmäßig einen 
hohen Grad von Perfidie voraus. 

Es erſcheint daher folgerichtig und nothwendig, die in 
den 88 159, 160 Str. G. B. erwähnten Handlungen auch bei 
falſchen uneidlichen Ausſagen mit Strafe zu belegen. 

Bei der unternommenen Verleitung zur falſchen uneidlichen 
Ausſage dürfte Gefängniß bis zu 6 Monaten und bei der 
Verleitung zur unbewußt falſchen Ausſage Gefängniß bis zu 
3 Monaten vorzuſehen ſein. Mildernde Umſtände ſind zu⸗ 
zulaſſen. Letzteren Falls dürfte nur auf Geldſtrafe bis zu 
500 Mark zu erkennen ſein. 
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II. 
Nichtbeeidigung unglaubwürdiger Zeugenausſagen 


1. Nach beſtehendem Recht iſt auch der unglaubwürdigſte 
Zeuge zu beeiden, wenn nicht ſonſtige geſetzliche Gründe 
vorliegen, ihn unbeeidet zu laſſen. 

Dies iſt allſeitig als ſchwerer Uebelſtand empfunden 
worden. „Weder mit der Heiligkeit des Eides noch mit der 
Würde des richterlichen Amtes ſteht es im Einklang, wenn 
der Richter gezwungen iſt, einen Zeugeneid auch in den Fällen 
abzunehmen, wo klar zu Tage liegt, daß der Eid ein Falſcheid 
ſein wird. Um ſo peinlicher tritt dieſer Mißſtand hervor, 
wenn der Zeuge, was nicht ſelten geſchieht, unmittelbar nach der 
Eidesleiſtung wegen Meineides feſtgenommen und abgeführt 
wird.“ (S. 7 der Begründung des Geſetzentwurfs vom 3.2.1899.) 

Seit Jahren wird Aenderung verlangt. Ohne Weiteres 
konnte Nichtbeeidigung unglaubwürdiger Zeugenausſagen aber 
nicht beſtimmt werden. Ob ein Zeuge glaubwürdig iſt oder 
nicht, entſcheidet ſich regelmäßig erſt nach ſeiner Vernehmung. 
Andererſeits würde die Strafloſigkeit eines meineidbereiten 
Zeugen das allgemeine Rechtsbewußtſein noch mehr verletzt 
haben wie die Beeidigung unglaubwürdiger Zeugen. 

Eine Aenderung konnte nur in Verbindung mit Vor⸗ 
ſchriften erfolgen, welche den Nacheid an Stelle des Voreids 
ſetzten und auch falſche uneidliche Ausſagen mit Strafe bedrohten. 

Der zu J erwähnte Geſetzentwurf vom 3. 2. 1899 brachte 
dieſe Vorſchriften. Derſelbe ſchlägt daher auch die in der 
Anlage 1 erſichtlichen Aenderungen der 88 391 R. C. P. O. 
und 60 Str. P. O. vor. 

Das Gericht ſoll alſo in Straf⸗Civilſachen die Befugniß 
haben, die Beeidigung von Zeugen zu unterlaſſen, wenn es 
deſſen Ausſage einſtimmig für offenbar unglaubwürdig hält. 
Die Reichstagskommiſſion hat dieſe Beſtimmung an ſich 
gebilligt, ſchlägt aber vor, dieſelbe im Verfahren vor dem 
Schwurgericht nicht anzuwenden. 

2. Vier Punkte bedürfen näherer Erörterung: 

1. Soll das Gericht nur berechtigt oder auch verpflichtet 
ſein, unglaubwürdige Zeugenausſagen unbeeidet zu 
laſſen? 

2. Muß die Ausſage für „offenbar“ unglaubwürdig 
erachtet werden? 

3. Soll über die Unterlaſſung der Beeidigung nur 
Einſtimmigkeit des Gerichts entſcheiden oder nicht 
ſchon die im $ 198 al. I G. V. G. vorgeſehene ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit? 

4. Sollen die Vorſchriften über die Nichtbeeidigung 
unglaubwürdiger Zeugen auch im ſchwurgerichtlichen 
Verfahren gelten oder nicht? 

3. Zu 2 Nr. 1. Das Gericht, welches die Ausſage 
eines Zeugen für unglaubwürdig hält, ſoll nicht bloß berechtigt, 
ſondern auch verpflichtet ſein, die Beeidigung des Zeugen zu 
unterlaſſen. Der Eid iſt ein ſeeliſches Zwangsmittel. Man 
geht davon aus, daß der Zeuge ſich durch religiöſe Anſchauungen 
und durch die Furcht vor Meineidsſtrafen abhalten laſſen wird, 
Falſches auszuſagen. Dieſes Mittel hat ſeinen Zweck verfehlt, 
ſobald der lügneriſche Zeuge trotz aller Vorhaltungen zur 
Beeidigung der Ausſage bereit iſt. Die Anwendung eines 
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völlig zweckloſen Mittels ift der Rechtspflege aber nicht würdig. 
Einen Zeugen für unglaubwürdig zu erklären und ihn doch 
zu beeidigen, erſcheint auch ungerecht und inhuman. Ein falſcher 
Zeuge verdient Strafe. Es iſt aber nicht Richteramtes, ſeinerſeits 
zu einer Erhöhung der Strafe beizutragen. Das würde aber 
der Richter thun, welcher bei der Möglichkeit der Wahl zwiſchen 
Beeidigung und Nichtbeeidigung des nicht glaubwürdigen Zeugen 
ſich für deſſen Beeidigung entſcheiden würde. Die Geſetzgebung 
darf ihre Diener aber niemals in die traurige Lage bringen, 
dabei mitzuwirken, daß ein Verbrecher angeſichts des Gerichts 
einem ſchon begangenen Verbrechen ein noch ſchwereres hinzufügt. 

4. Zu 2 Nr. 2. Der Entwurf vom 3. 2. 1899 verlangt, 
daß das Gericht die Ausſage des Zeugen für „offenbar“ un⸗ 
glaubwürdig erkläre, wenn es die Beeidigung unterlaſſen will. 
Dieſe Faſſung erſcheint nicht glücklich. Zur Nichtbeeidigung 
des Zeugen muß genügen, daß das Gericht ſeine Ausſage 
überhaupt für unglaubwürdig hält. Ob ſie mehr oder weniger 
glaubwürdig iſt, iſt gleichgültig. Durch Aufnahme des Wortes 
„offenbar“ dürfte nur unpraktiſche Haarſpalterei befördert werden. 

5. Zu 2 Nr. 3. Von dem Grundſatz des § 198 al. 1 
G. V. G., daß alle Entſcheidungen durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit zu erfolgen haben, ſind in den 88 262, 307 Str. P. O. 
Ausnahmen gemacht. Dieſe erſcheinen begründet, weil ſie zu 
Gunſten des Angeſchuldigten gemacht ſind, um die größtmöglichſte 
Sicherheit gegen Verurtheilung Unſchuldiger zu geben. Es 
fehlt aber an zwingenden Gründen, eine noch weitergehende 
Ausnahme bei der Entſcheidung über die Beeidigung reſp. 
Nichtbeeidigung eines unglaubwürdigen Zeugen zu machen. 
Solche Entſcheidungen ſind nicht wichtiger als zahlreiche andere, 
vom Gericht mit Stimmenmehrheit zu treffende Entſcheidungen 
wie z. B. die, ob ein Zeuge überhaupt zu vernehmen ſei reſp. 
ob ein Zeuge der Mitthäterſchaft verdächtig und deswegen nicht 
zu vereidigen ſei. Gegenüber dem die Sache ſelbſt entſcheidenden 
Endurtheil erſcheinen Entſcheidungen der fraglichen Art ſogar 
untergeordnet. Welchen Zweck ſoll es haben, einen Zeugen 
beeidigen zu laſſen, weil nur 2 von 3 oder 3 von 5 Richtern 
ihn für offenbar unglaubwürdig reſp. für unglaubwürdig halten, 
wenn dieſe 2 oder 3 Richter ihre Auffaſſung über den Zeugen 
bis zur Urtheilsfällung aufrecht erhalten und dem Zeugen nicht 
glauben, trotzdem er beeidet wurde. Von einem Recht des 
Zeugen auf Beeidigung läßt ſich nicht ſprechen. Ebenſo wenig 
von einem Intereſſe des Staates an einer möglichſt hohen 
Beſtrafung des falſchen Zeugen. Die geforderte „Einſtimmigkeit“ 
erſcheint als nicht zu befürwortende Anomalie. 

6. Zu 2 Nr. 4. Der Beſchluß der Reichstagskommiſſion 
will Nichtbeeidigung unglaubwürdiger Zeugen im Schwur⸗ 
gerichtsverfahren nicht anwenden. Man iſt davon ausgegangen, 
daß nach der beſtehenden Ordnung des ſchwurgerichtlichen 
Verfahrens die Entſcheidung darüber, ob ein Zeuge wegen 
Unglaubwürdigkeit nicht zu beeidigen iſt, den Geſchworenen 
nicht übertragen werden kann, andererſeits aber eine Entſcheidung 
der richterlichen Mitglieder, daß der Zeuge wegen Unglaub⸗ 
würdigkeit unbeeidet bleiben ſolle, die allein den Geſchworenen 
zugewieſene Würdigung der Beweisaufnahme beeinfluſſen könnte. 
Dieſe Erwägungen können jedoch nicht durchſchlagen. Mit 
Recht führt die Begründung des Geſetzentwurfes vom 3. 2. 1899 
aus: „Gerade in dieſem Verfahren iſt der Mißſtand, daß das 
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Gericht zur Abnahme offenbarer Meineide ſchreiten muß, in 
einer das allgemeine Rechtsbewußtſein in beſonders ſchwer 
verletzenden Weiſe hervorgetreten. Wenn die Entſcheidung 
darüber, ob eine Ausſage unglaubwürdig iſt, den richterlichen 
Mitgliedern des Schwurgerichts anheimfallen muß, ſo ſteht 
dies mit der jenen Mitgliedern gegenüber dem Geſchworenen 
zugewieſenen Stellung nicht im Widerſpruche, da überhaupt 
die im Beweisaufnahmeverfahren erforderlichen Entſcheidungen, 
auch ſoweit ſie der Beweiswürdigung vorgreifen, grundſätzlich 
dem Gericht vorbehalten will.“ 

Die Fälle, in welchen die richterlichen Mitglieder des 
Schwurgerichts Zeugen wegen hervorgetretener Unglaub: 
würdigkeit unbeeidet laſſen werden, werden regelmäßig derart 
geſtaltet ſein, daß auch die Geſchworenen den Zeugen für 
unglaubwürdig halten werden. Sollte die Auffaſſung der 
Geſchworenen wirklich einmal von der Auffaſſung der 
richterlichen Mitglieder abweichen, ſo ſteht auch geſetzlich nichts 
im Wege, daß die Geſchworenen die unbeeidete Ausſage des 
Zeugen bei ihrer Würdigung der Beweisaufnahme doch als 
vollgültig verwerthen. 

Die Gefahr der nicht wünſchenswerthen Beeinfluſſung 
der Geſchworenen durch richterliche Beſchlüſſe erſcheint bei der 
vorliegenden Frage jedenfalls erheblich geringer als die 
Verletzung, welche das allgemeine Rechtsbewußtſein durch die 
Beeidigung unglaubwürdiger Zeugen erleidet. 5 


III. 
Ich unterbreite daher den Antrag, zu beſchließen: 
1. 

Falſche uneidliche Ausſagen find zu beſtrafen. Die Vor 
ſchläge, welche Artikel 3 des dem Reichstage am 3. 2. 1899 vor: 
gelegten Entwurfs eines Geſetzes betr. Aenderungen der C. P. O. 
und der Str. P. O. ſowie die „Beſtrafung falſcher uneidlichet 
Ausſagen“ macht, werden mit den Maßnahmen gebilligt: 

a) daß die bezüglichen Vorſchriften im R. Str. G. B. hinter 

8 163 einzuſtellen find und daß die Ueberſchrift des 9. Ab⸗ 
ſchnitts 2. Theils des R. Str. G. B. in die Worte 
„Meineid und falſche uneidliche Ausſage“ zu ändern iſt; 

b) daß auch die fahrläſſig falſche uneidliche Ausſage zu 
beſtrafen iſt; 

e) daß falſche uneidliche Ausſagen dann ſtraffrei zu laſſen 
ſind, wenn die Ausſagenden nach den für das betreffende 
Verfahren geſetzlichen Vorſchriften zur Verweigerung des 
Zeugniſſes reſp. Gutachtens reſp. zur Verweigerung von 
Auskünften auf einzelne Fragen berechtigt waren, auf 
dieſe Berechtigung von der Behörde aber nicht hin 
gewieſen waren; 

d) daß bei wiſſentlich falſchen uneidlichen Ausſagen 
Gefängniß bis zu 3 Jahren und falls die Ausſage in 
einem Strafverfahren zu Ungunſten des Angeſchuldigten 
abgelegt wurde, mit Gefängniß von 1 bis 5 Jahren 
zu bedrohen iſt; 

e) daß bei wiſſentlich falſchen uneidlichen Ausſagen auch auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden könne; 

f) daß bei rechtzeitigem Widerruf der falſchen eidlichen 
Ausſage Straffreiheit nur bei fahrläſſig falſchen 
Ausſagen, bei wiſſentlich falſchen Ausſagen aber mm 
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Strafermäßigung auf die Hälfte oder ein Viertel der 
an ſich verwirkten Strafe zuzulaſſen iſt; 

g) daß auch bei falſchen uneidlichen Ausſagen die 
„unternommene Verleitung“ und die „Verleitung zur 
unbewußt falſchen Ausſage“ zu beſtrafen iſt und zwar 
erſten Falls mit Gefängniß bis zu 6 Monaten und 
letzteren Falls mit Gefängniß bis zu 3 Monaten und 
bei Zulaſſung mildernder Umſtände nur mit Geldſtrafe 
bis 500 Mark. 


Bezüglich der Nichtbeeidigung unglaubwürdiger Zeugen⸗ 
ausſagen ſind die Vorſchläge des zu 1 erwähnten Geſetzentwurfes 
vom 3. 2. 1899 mit den Maßgaben zu billigen: 

a) daß das Gericht nicht bloß berechtigt, ſondern auch 
verpflichtet ſein ſoll, unglaubwürdige Zeugen unbeeidet 
zu laſſen; 

b) daß nicht „offenbare“ Unglaubwürdigkeit ſondern Un⸗ 
glaubwürdigkeit ſchlechthin ausreiche; 

e) daß über die Nichtbeeidigung abſolute Stimmenmehrheit 
und nicht erſt Einſtimmigkeit entſcheide; 

d) daß auch in ſchwurgerichtlichen Verfahren, und zwar 
durch die richterlichen Mitglieder über die Nichtbeeidigung 
unglaubwürdiger Zeugen zu beſchließen ſei. 

Danzig, den 20. Juni 1901. Gall, Juſtizrath. 


Aulage I. 
a) Artikel 4 des Geſetzentwurfes des Dr. Riutelen. 


Im Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich wird folgender 
Paragraph eingeſtellt: 

S 163a, 

Wer von einer zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen zuſtändigen Behörde als Zeuge oder Sach⸗ 
verſtändiger uneidlich vernommen wird und als ſolcher wiſſentlich 
falſch ausſagt, obwohl er von der Behörde auf die Strafbar⸗ 
leit falſcher uneidlicher Ausſagen hingewieſen worden iſt, wird 
mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft, neben welchem auf 
Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark erkannt werden kann. Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, ſo iſt ausſchließlich auf die 
Geldſtrafe zu erkennen. 

Widerruft der Thäter die falſche Ausfage, ſo bleibt er 
ſtraflos, ſofern nicht gegen ihn eine Anzeige erſtattet oder eine 
Unterſuchung eingeleitet iſt und ſofern der Widerruf ſo recht⸗ 
zeitig erfolgt, daß er in dem Verfahren, in welchem die Ver⸗ 
nehmung ſtattgefunden hat, noch geltend gemacht werden kann 
und daß auch die Folgen der falſchen Ausſage ſich noch be⸗ 
ſeitigen laſſen. 


b) Artikel 3 des Geſetzentwurfes v. Saliſch. 

Wer vor einer zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen zuſtändigen Behörde als Zeuge oder Sach⸗ 
verſtändiger uneidlich vernommen wird und als ſolcher wiſſentlich 
falſch ausſagt, obwohl er von der Behörde auf die Strafbar⸗ 
keit falſcher uneidlicher Ausſagen hingewieſen worden iſt, wird 
mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft, neben welchem auf 
Geldstrafe bis zu eintauſend Mark erkannt werden kann. Iſt 
die Ausſage aus Fahrläſſigkeit falſch abgegeben, jo tritt Ge⸗ 
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fängniß bis zu drei Monaten oder Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
hundert Mark ein. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo iſt auschließlich 
auf die Geldſtrafe zu erkennen. Widerruft der Thäter die 
falſche Ausſage, ſo bleibt er ſtraflos, ſofern nicht gegen ihn 
eine Anzeige erſtattet oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt und 
ſofern der Widerruf ſo rechtzeitig erfolgt, daß er in dem Ver⸗ 
fahren, in welchem die Vernehmung ſtattgefunden hat, noch 
geltend gemacht werden kann und daß auch die Folgen der 
falſchen Ausſage ſich noch beſeitigen laſſen. 


e) Entwurf eines Geſetzes, betreffend Aenderungen der Civil⸗ 
prozeßordnung und der Strafprozeßorduung ſowie die Be⸗ 
ſtrafung falſcher uneidlicher Ausſagen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erſolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstages, was folgt: 


Artikel J. 
An die Stelle der 88 391, 392, 410, 482 der Civil⸗ 
prozeßordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
20. Mai 1898 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 410) treten folgende Vor⸗ 


ſchriften: 
8 391. 


Jeder Zeuge iſt vor der Vernehmung auf die Strafbarkeit 
falſcher uneidlicher Ausſagen und, ſofern nicht die Beeidigung 
unzuläſſig iſt, darauf hinzuweiſen, daß er auf Erfordern ſeine 
Ausſage werde beeidigen müſſen. Der Zeuge iſt nach der 
Vernehmung zu beeidigen. Mehrere Zeugen können gleich⸗ 
zeitig beeidigt werden. 

Die Parteien können auf die Beeidigung verzichten. Das 
Prozeßgericht kann beſchließen, den Zeugen nicht zu beeidigen, 
wenn es einſtimmig die Ausſage für offenbar unglaubwürdig 
hält. Erfolgt die Vernehmung durch einen beauftragten oder 
erſuchten Richter, ſo kann die Beeidigung ausgeſetzt werden, 
bis das Prozeßgericht Beſchluß gefaßt hat. 

8 392. 


Der zu leiſtende Eid lautet: 
daß Zeuge nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit 
geſagt, nichts verſchwiegen und nichts hinzugeſetzt habe. 
8 410. 

Der Sachverſtändige iſt, wenn nicht beide Parteien auf 
ſeine Beeidigung verzichten, vor oder nach Erſtattung des 
Gutachtens zu beeidigen. 

Der vor Erſtattung des Gutachtens zu leiſtende Eid 


lautet: 
daß Sachverſtändiger das von ihm geforderte Gutachten 


unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen er⸗ 
ſtatten werde. 
Der nach Erſtattung des Gutachtens zu leiſtende Eid 


lautet: 
daß Sachverſtändiger das von ihm geforderte Gutachten 


unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen er⸗ 
ſtattet habe. | 
Iſt der Sachverſtändige für die Erſtattung von Gutachten 
der betreffenden Art im Allgemeinen beeidigt, ſo genügt die 
Berufung auf den geleiſteten Eid. 
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Artikel IL 

An die Stelle der SS 55, 59 bis 61, 63, 66, 79, 399, 

402 der Strafprozeßordnung treten folgende Vorſchriften: 
§ 59. 

Jeder Zeuge iſt vor der Vernehmung auf die Strafbarkeit 
falſcher uneidlicher Ausſagen und, ſofern nicht die Beeidigung 
unzuläſſig iſt, darauf hinzuweiſen, daß er auf Erfordern ſeine 
Ausſage werde beeidigen müſſen. 

Vor der Leiſtung des Eides hat der Richter den Zeugen 
in angemeſſener Weiſe auf die Bedeutung des Eides hinzuweiſen. 
8 60. 

Der Zeuge iſt nach der Vernehmung zu beeidigen. Mehrere 
Zeugen können gleichzeitig beeidigt werden. 

Die Beeidigung eines Zeugen darf unterbleiben, wenn 
das Gericht einſtimmig die Ausſage für offenbar unglaubwürdig 
oder unerheblich hält und letzterenfalls die Beeidigung nicht 
beantragt iſt. N 

In dem Verfahren wegen Uebertretungen darf die 
Beeidigung ſchon dann unterbleiben, wenn ſie weder beantragt 
noch von einem Mitgliede des Gerichts verlangt wird. 

8 79. 

Der Sachverſtändige iſt vor oder nach Erſtattung des 
Gutachtens zu beeidigen. 

Der vor Erſtattung des Gutachtens zu leiſtende Eid lautet: 
daß Sachverſtändiger das von ihm erforderte Gutachten 
unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
erſtatten werde. 

Der nach Erſtattung des Gutachtens zu leiſtende Eid lautet: 
daß Sachverſtändiger das von ihm erforderte Gutachten 
unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
erſtattet habe. 

Iſt der Sachverſtändige für die Erſtattung von Gutachten 
der betreffenden Art im Allgemeinen beeidigt, ſo genügt die 
Berufung auf den geleiſteten Eid. 

Die Beeidigung des Sachverſtändigen kann unterbleiben, 
wenn der Staatsanwalt und der Beſchuldigte auf die Beeidigung 
verzichten. 

8 399. 

Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil 
geſchloſſenen Verfahrens zu Gunſten des Verurtheilten findet ſtatt: 

1. wenn eine in der Hauptverhandlung zu ſeinen Ungunſten 

als echt vorgebrachte Urkunde fälſchlich angefertigt oder 
verfälſcht war; 

2. wenn durch ein zu ſeinen Ungunſten abgelegtes Zeugniß 
oder abgegebenes Gutachten der Zeuge oder Sach⸗ 
verſtändige ſich einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
Verletzung der Eidespflicht oder einer wiſſentlich falſchen 
uneidlichen Ausſage ſchuldig gemacht hat. 

402. 


Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil 
geſchloſſenen Verfahrens zu Ungunſten des Angeklagten 
findet ſtatt: 

1. wenn eine in der Hauptverhandlung zu ſeinen Gunſten 
als echt vorgebrachte Urkunde fälſchlich angefertigt oder 
verfälſcht war; 

2. wenn durch ein zu ſeinen Gunſten abgelegtes Zeugniß 
oder abgegebenes Gutachten der Zeuge oder Sach⸗ 
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verſtändige ſich einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
Verletzung der Eidespflicht oder einer wiſſentlich falſchen 
uneidlichen Ausſage ſchuldig gemacht hat. 

Artikel III. 

Wer vor einer zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen zuſtändigen Behörde als Zeuge oder Sach⸗ 
verſtändiger uneidlich vernommen wird und als ſolcher 
wiſſentlich falſch ausſagt, obwohl er von der Behörde auf die 
Strafbarkeit falſcher uneidlicher Ausſagen hingewieſen worden 
iſt, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft, neben 
welchem auf Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark erkannt werden 
kann. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo iſt aus⸗ 
ſchließlich auf die Geldſtrafe zu erkennen. 

Widerruft der Thäter die falſche Ausſage, ſo bleibt er 
ſtraflos, ſofern nicht gegen ihn eine Anzeige erſtattet oder eine 
Unterſuchung eingeleitet iſt und ſofern der Widerruf ſo recht⸗ 
zeitig erfolgt, daß er in dem Verfahren, in welchem die Ver⸗ 
nehmung ſtattgefunden hat, noch geltend gemacht werden kann 
und daß auch die Folgen der falſchen Ausſage ſich noch be⸗ 
ſeitigen laſſen. 


Anlage II. 


Beſchluß der Reichstagskommiſſion. 
Artikel IV. 

Im Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich wird folgender 

Paragraph eingeſtellt: 
§ 163 a. 

Wer vor einer zur eidlichen Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen zuſtändigen Behörde als Zeuge oder 
Sachverſtändiger uneidlich vernommen wird und als ſolcher 
wiſſentlich falſch ausſagt, obwohl er von der Behörde auf die 
Strafbarkeit falſcher uneidlicher Ausſagen hingewieſen worden 
iſt, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft, neben 
welchem auf Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark erkannt werden 
kann. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo iſt ausſchließlich 
auf die Geldſtrafe zu erkennen. Iſt dieſe Ausſage aus Fahr⸗ 
läſſigkeit falſch abgegeben, ſo tritt Gefängniß bis zu drei 
Monaten oder Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark ein. 

Widerruft der Thäter die falſche Ausſage, ſo bleibt er 
ſtraflos, ſofern nicht gegen ihn eine Anzeige erſtattet oder eine 
Unterſuchung eingeleitet iſt und ſofern der Widerruf ſo recht⸗ 
zeitig erfolgt, daß er in dem Verfahren, in welchem die Ver⸗ 
nehmung ſtattgefunden hat, noch geltend gemacht werden kann 
und daß auch die Folgen der falſchen Ausſage ſich noch be⸗ 
ſeitigen laſſen. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendang, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 
Iſt der Notar, der Genoſſe oder Mitglied des Vorfſtands 
oder des Auffichtsraths einer Genoſſenſchaft iſt, von der 
Aufnahme von Notariatsakten für die Genoſſenſchaft 
ausgeſchloſſen? 
Zur Beantwortung der obigen, auf S. 844 des Zahr- 
gangs 1900 dieſes Blattes angeregten Frage find uns in 


la 
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dankenswerther Weiſe eine Reihe von Beiträgen zur Verfügung 
geftellt worden. Auf Grund dieſes Materials wollen wir ver- 
ſuchen, in eine erſchöpfende Erörterung dieſer Frage einzutreten. 

Wir haben die Frage abfichtlich etwas weiter gefaßt, als 
fe urſprünglich der Redaktion zur Beantwortung vorgelegt 
worden iſt. Der Herr Frageſteller bezog ſich auf 8 170 Abi. 1 
3.1 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit und 
begrenzte feine Frage dahin, ob der Notar bei allen die Genoſſen⸗ 
ſchaft betreffenden Notariatsverhandlungen als Betheiligter im 
Sinne jener Vorſchrift anzuſehen ſei. Die Bezugnahme auf 
die genannte Geſetzesbeſtimmung deutet darauf hin, daß der 
Herr Frageſteller nur an die Beurkundung von Rechtsgeſchäften 
für die Genoſſenſchaft gedacht hat. Da aber die Xhätig- 
keit des Notars bei der Aufnahme von Urkunden über andere 
Gegenſtände als Rechtsgeſchäfte die gleiche Wichtigkeit für fich 
in Anſpruch nehmen darf, ſoll auch dieſe Art der notariellen 
Geſchäfte in den Kreis der Betrachtung gezogen werden. 

Bei der Beurkundung von Rechtsgeſchäften kommen für 
die Frage, ob der Notar im einzelnen Falle an Ausübung feines 
Amtes verhindert iſt, die 88 168, 170 und 171 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
in Betracht. Die Hinderungsgründe zerfallen in zwei Klaſſen. 
Der 8 170 behandelt die Fälle, in denen der amtirende Notar 
an der Verhandlung ſelbſt betheiligt iſt oder zu einem Be⸗ 
theiligten oder zu dem Vertreter eines Betheiligten in einem 
nahen Verwandtſchafts. oder Schwägerſchaftsverhältniß ſteht, 
während der § 171 dem Notar die Mitwirkung bei einer Be⸗ 
urkundung verbietet, wenn zu ſeinen Gunſten oder zu Gunſten 
einer ihm durch Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft nahe ver⸗ 
bundenen Perſon in der aufzunehmenden Urkunde eine Verfügung 
getroffen werden ſoll. 

Für die Fälle des § 170 bedarf es der Feſtſtellung, wer 
als Betheiligter bei der Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts an- 
zuſehen iſt. Darüber giebt der letzte Satz des § 168 J. e. 
Auskunft: 

Als Betheiligter im Sinne der 88 169 —182 iſt der⸗ 
jenige anzuſehen, deſſen Erklärung beurkundet werden ſoll. 

Daraus folgt, daß nur diejenigen natürlichen Perſonen 
(denn nur ſolche können Erklärungen abgeben), welche bei dem 
Abſchluß des zu beurkundenden Rechtsgeſchäfts mitwirken, als 
Betheiligte im Sinne des Geſetzes in Betracht kommen. Wenn 
Namens einer Genoſſenſchaft Verträge abgeſchloſſen werden, fo 
tritt für die Genoſſenſchaft der Regel nach der Vorſtand, bei 
Verträgen der Genoflenichaft mit dem Vorſtand der Auffichts⸗ 
rath handelnd auf. Die Erklärungen der Mitglieder des Vor⸗ 
ſtands oder des Auffichtsraths find alſo von dem amtirenden 
Notar zu beurkunden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Notar, 
der ſelbft Mitglied des Vorſtands oder des Auffichtsraths iſt, 
nicht ſeine eigene Erklärung beurkunden kann. Dagegen iſt er 
nicht behindert, die Erklärungen der anderen Mitglieder des 
Vorſtands oder des Auffichtsraths zu beurkunden, wenn dieſe 
ſtatutenmäßig ohne feine Mitwirkung befugt find, die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu vertreten. | 

Ergiebt ſich hiernach, daß der Notar ſelbſt dann nicht von 
der Mitwirkung bei der Beurkundung von Rechtsgeſchäften für 
die Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen iſt, wenn er Mitglied des Vor⸗ 
ſtands iſt, fo wird noch weniger ein Grund vorliegen, dem 
Notar dieſe Mitwirkung zu verſagen, wenn er lediglich Genoſſe 
iſt. Für dieſe Frage kann überhaupt nur in Betracht kommen, 
ob die Mitglieder des Vorſtands oder des Auffichtsraths als 
Vertreter der einzelnen Genoſſen, alſo auch des amtirenden 
Notars, handeln. Das iſt zu verneinen. Der Vorſtand und 

der Auffichtsrath vertreten die Genoſſenſchaft, die juriſtiſche 
Perſon, nicht die einzelnen Genoſſen. Anzuerkennen iſt aller⸗ 
dings, daß die für die Genoſſenſchaft abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geihäfte auch gewiſſen Einfluß auf das Vermögen der einzelnen 
Genoſſen haben oder haben können, da aber die Genoſſenſchaft 
jelbftändige Rechtsperſönlichkeit befitzt, ſo wirken die in ihrem 
Namen abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte unmittelbar nur für und 
gegen fi. Die Wirkung auf das Vermoͤgen der einzelnen 
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Genoſſen iſt keine juriſtiſche, der einzelne Genoſſe wird durch 
ein derartiges Geſchäft weder berechtigt noch verpflichtet, ſondern 
nur eine wirthſchaftliche, das Ergebniß eines ſolchen Rechts⸗ 
geſchäfts kann ſeine Gewinnbetheiligung oder ſeine Haftpflicht 
günſtig oder ungünſtig beeinfluſſen. 

Auf Grund der Beſtimmungen des § 171 tft die amtliche 
Mitwirkung des Notars bei der Errichtung einer Urkunde aus⸗ 
geſchloſſen, in welcher zu feinen Gunſten eine Verfügung ge- 
troffen wird. In Betracht käme hier insbeſondere die Be⸗ 
urkundung von Beſchlüſſen der Generalverſammlung, ſofern 
ſolche durch Statut vorgeſchrieben oder ohne das gewünſcht 
wird, durch welche die Gewinnvertheilung geregelt oder Tantièmen 
dem Vorſtand oder Aufſichtsrath zugebilligt werden. Die 
Führung des Protokolls in einer Generalverſammlung iſt aber 
nicht die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts. Denn der Notar 
beurkundet die Abſtimmung der Generalverſammlung, das iſt 
kein Rechtsgeſchäft, ſondern eine Recht ſchaffende Thatſache, 
deren Beurkundung den landesgeſetzlichen Beſtimmungen unter⸗ 
8 Heeg. Rausnitz S. 538, Staub Anm. 2 zu $ 259 


Für Preußen beſtimmt der Art. 84 des Preußiſchen Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 
die Anwendbarkeit des § 6 des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Bezug auf die 
Ausſchließung des Richters auf die Amtshandlungen des Notars, 
die nicht die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts zum Gegenſtande 
haben. Nach 8 6 des erwähnten Reichsgeſetzes iſt der Richter 
von der Ausübung feines Amtes ausgeſchloſſen: 

1. in Sachen, in denen er ſelbſt betheiligt iſt oder in 
denen er zu einem Betheiligten in dem Verhältniß 
eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten ſteht. 

2. und 3. intereffiren für die vorliegende Frage nicht. 

4. in Sachen, in denen er als Vertreter eines Be⸗ 
theiligten beſtellt oder als geſetzlicher Vertreter eines 
ſolchen aufzutreten befugt iſt. 

Der Ausſchließungsgrund Nr. 4 bedingt, daß der Notar, 
der Vorſtandsmitglied einer Genoſſenſchaft iſt, bei keinem 
notariellen Akt, der nicht die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
zum Gegenſtand hat, mitwirken darf, an welchem die Genoſſen⸗ 
ſchaft als Betheiligte anzuſehen iſt, weil in allen dieſen Fällen 
der Notar befugt iſt, als geſetzlicher Vertreter der betheiligten 
Genoſſenſchaft aufzutreten. Deshalb wird der Notar weder für 
noch gegen die Genoſſenſchaft, deren Vorſtandsmitglied er iſt, 
Wechſel proteſtiren dürfen; denn beim Wechſelproteſt werden als 
Betheiligte ſowohl die Wechſelgläubiger als ſämmtliche Wechſel⸗ 
ſchuldner zu bezeichnen ſein. Dagegen iſt der Notar nicht be⸗ 
hindert, die Unterſchrift der neben ihm zur Vertretung be⸗ 
rechtigten Vorſtands mitglieder zu beglaubigen, denn hierbei 
kommen als Betheiligte nur die Vorſtandsmitglieder ſelbſt, nicht 
die durch ſie vertretene Genoſſenſchaft in Betracht. 

It der Notar Mitglied des Auffichtsraths, fo iſt er nach 
außen nicht geſetzlicher Vertreter der Genoſſenſchaft. Ihm ſteht 
deshalb der Ausſchließungsgrund in § 6 Nr. 4 nicht entgegen. 
Nur ſoweit der Auffichtsrath dem Vorſtand gegenüber zur Ver⸗ 
tretung der Genoſſenſchaft befugt tft, trifft ihn das Verbot der 
Ausübung ſeines Amtes. 

Zur Beurkundung des Herganges bei der Generalverſamm⸗ 
lung der Genoſſenſchaft iſt der Notar als Vorſtands⸗ oder Auf. 
ſichtsrathsmitglied m. E. nicht berechtigt. Sowohl der Vorſtand 
als der Auffichtsrath muß bei der Generalverſammlung als 
betheiligt angeſehen werden. Die Prüfung der ſtatutenmäßig 
erfolgten Einberufung der Generalverſammlung, die Prüfung 
der Bilanz und der Geſchäftsführung, die Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtands und des Aufſichtsraths find Obliegenheiten der General⸗ 
verſammlung, an denen Vorſtand beziehungsweiſe Aufſichtsrath 
unmittelbar betheiligt find. Aber auch bei Beſchlüſſen über 
vom Vorſtand oder Auſfſichtsrath geſtellte Anträge müſſen die 
Mitglieder dieſer Organe als betheiligt angeſehen werden, ganz 
abgeſehen von Beſchlüſſen über ihnen zu gewährende Tantidmen. 
Es iſt allerdings auch denkbar, daß Vorſtand und Auffichtsrath 


572 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


bei den Beſchlüſſen der Generalverſammlung nicht unmittelbar 
betheiligt find, wie z. B. über einen aus der Mitte der Genoſſen 
geſtellten Antrag auf Aenderung der Statuten. Aber auch in 
dieſem Falle ift der Notar, der Vorſtandsmitglied iſt, zur 
Beurkundung nicht befugt, denn man wird bei jeder General- 
verſammlung die Genoſſenſchaft ſelbſt als betheiligt anſehen 
müſſen. Der Notar, der Mitglied des Auffichtsraths tft, würde 
in dieſem Falle an der Ausübung ſeines Amtes nicht ge⸗ 
hindert ſein. 

Der Notar ſchließlich, der lediglich Mitglied der Genoſſen⸗ 
ſchaft iſt, wird durch dieſe ſeine Eigenſchaft nicht gehindert, 
Amtshandlungen vorzunehmen, bei denen die Genoſſenſchaft als 
Betheiligte anzuſehen iſt. Für ſolche Akte, welche die Be⸗ 
urkundung von Rechtsgeſchaften zum Gegenſtand haben, tft das 
bereits weiter oben dargelegt. Bei denjenigen Beurkundungen, 
welche nicht Rechtsgeſchäfte betreffen, liegt die Sache nicht 
anders. Die Nr. 4 des § 6 kommt für den Genoſſen über- 
haupt nicht in Betracht. Er iſt aber auch an den die Genoſſen⸗ 
ſchaft betreffenden Beurkundungen weder ſelbſt betheiligt, noch 
ſteht er zu der Genoſſenſchaft in dem Verhältniß eines Mit⸗ 
berechtigten oder Mitverpflichteten. Der Notar kann deshalb 
ſowohl für als gegen die Genoſſenſchaft, deren Mitglied er iſt, 
Wechſel proteftiren, denn er iſt aus dem Wechſel weder mit ⸗ 
berechtigt noch mitverpflichtet. Auch zur Führung des Protokolls 
in der Generalverſammlung der Genoſſenſchaft, deren Mitglied 
er iſt, halten wir den Notar für befugt, ſoweit den Gegen⸗ 
ſtand der Beſchlußfaſſung nicht etwa feine Sonderrechte bilden. 
Selbſtverſtändlich darf er aber von ſeinem Stimmrecht keinen 
Gebrauch machen. 


Zu der Frage, betreffend die Feſtſetzung des 
Streitwerths bei der Klage des unehelichen Kindes 
gegen den natürlichen Vater, theilt uns Herr R.⸗A. und N. 
P. in K. mit, daß das Landgericht Liſſa i. P. den Werth auf 
2000 Mark feſtgeſetzt hat, weil mit dem Anſpruch auf die 
Geldrente der nicht vermögensrechtliche Anſpruch auf Anerkennung 
der Vaterſchaft verbunden worden iſt. (Nr. 10 Deutſches Gerichts. 
koſtengeſetz.) . . 

Es jet zwar richtig, daß die Anſprüche des Kindes mit 
der Gewährung der Geldrente erſchöpft find. Trotzdem dürfte 
es ſich empfehlen, den ſelbſtändigen Antrag auf Verurtheilung 
des Vaters zur Anerkennung feiner Vaterſchaft zu ftellen. Denn 
nach 8 1708 Abſ. 2 B. G. B. habe der Vater dem Kinde, 
wenn es bei Vollendung des ſechszehnten Lebensjahres in Folge 
koͤrperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer Stande iſt, ſich ſelbſt 
zu unterhalten, auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu ge⸗ 
währen. Dieſe Rente könnte fi auf Grund des § 1603 Abſ. 1, 
der auf ſie Anwendung findet, niedriger als die bis zum 
16. Lebensjahr dem Kinde zugeſprochene berechnen oder ganz 
wegfallen, wenn der Vater bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Gefaͤhrdung ſeines 
ftandesmäßigen Unterhalts dem Kinde Unterhalt zu gewähren. 
Es ſei deshalb nicht thunlich, den Antrag bei Erhebung der 
Alimentenklage auch auf ſie zu erſtrecken, wenn man ſolchen 
Antrag vielleicht auch nach §8 258 C. P. O. für zuläſſig halten 
könnte. Denn das Urtheil müßte dann für die Zeit nach dem 
16. Lebensjahre bedingt gefaßt werden dahin, daß das Kind 
wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer Stande ſein 
ſollte, ſich ſelbſt zu unterhalten, eine Bedingung, die bei Eintritt 
ſicherlich einer Entſcheidung durch beſonderen Prozeß bedürfen 
würde. 


Aus den Ortsvereinen. 


Anwaltsverein zu Stettin. Der Verein hat im Jahre 
1900 ſechs Vereinsſitzungen gehabt, in denen Vorträge von hieſigen 
Kollegen gehalten wurden und zwar: 

1. drei Vorträge über das achte Buch der C. P. O. in ſeiner 
neuen Geſtalt — zu dieſen Vorträgen war den Büreau⸗ 
vorſtehern der Anwälte der Zutritt geſtattet, 
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2. ein Vortrag über die Einwirkung des neuen Rechts auf 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nach den in Pommern 
geltenden ſtatutariſchen Rechten, 

3. ein Vortrag über die neue Gerichtsvollzieherordnung, 

4. ein Vortrag über die neue Militärſtrafgerichtsordnung, 

5. ein N über die Beſtimmungen des B. G. B. über Vieh⸗ 
mängel. 

Um die Einführung in die neue Gerichtsvollzieherordnung zu 
erleichtern, ließ der Verein für ſeine Mitglieder „praktiſche Vorſchläge“ 
für das Verfahren bei Zuſtellungen und bei Zwangsvollſtreckungs⸗ 
aufträgen ausarbeiten. 

Der Verein hält eine Bibliothek und legt in den Anwalts⸗ 
zimmern einige juriſtiſche Zeitſchriften aus. 

Zu dem Verein gehörten im Jahre 1900 faſt ſämmtliche bei 
den Stettiner Gerichten zugelaſſenen Anwälte. 


Am 7. Juli 1901 entriß uns ein plötzlicher, aber fanfter 
Tod den erſten VBorfigenden unſeres Vereins, Herrn Notar a. D., 
Geheimen Juſtizrath Johann Peter Lauff aus Köln, Ritter 
des Rothen Adlerordens 3. Cl. m. d. Sch.. 

Voll tiefer Trauer ſtehen wir an der Bahre dieſes edlen 
Mannes, deſſen Name ſeit Jahrzehnten mit den wiſſenſchaftlichen 
und organiſatoriſchen Beſtrebungen des deutſchen Notariats eng 
verknüpft iſt, und deſſen hervorragendes und erfolgreiches Wirken 
ibn im vorigen Jahre an die Spitze unſeres jungen Vereins 
führte. Seinem Vaterland mit glühender Begeiſterung ergeben, 


ein treuer Diener feines Kaiſers, ein warmherziger Förderer von 


Kunſt und Wiſſenſchaft, ſchied er aus dieſem Leben im hohen 
Alter von 80 Jahren, aus einer unermüdlichen Thätigkeit, 
welche durch ſeine vor faſt einem Jahrzehnt eingetretene Er⸗ 
blindung nur vertieft wurde, und der nur der Tod ein Ziel 
ſetzen konnte. 

Seinen Lebensabend verſchönte die warme Verehrung feiner 
Berufsgenoſſen und deren unbegrenztes Vertrauen in jene 
Führung, die theilweiſe Erreichung feiner Lebensaufgabe in der 
Organiſation des preußiſchen Notariats und der Gründung 
unſeres Vereins. 

Wird fein, auf ſtrengwiſſenſchaftlicher Bildung aufgebautes, 
aber den Bedürfniſſen des Lebens zugewandtes Wirken auch in 
der Zukunft noch reiche Früchte zeitigen, ſo wird nicht minder 
ſein vornehmer, geläuterter Charakter, fein Schaffensdrang und 
fein nie verſagendes Pflichtgefühl im weiten Kreiſe ſeiner dentſchen 
Kollegen von dauerndem Einfluß fein. 


Der Vorſtand des Deutſchen Notarvereins. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Adam Hagenburger beim Landgericht 
Kaiſerslautern; — Rechtsanwalt Dr. Joſef Strauß beim 
Landgericht Darmſtadt; — Rechtspraktikant Oskar Hahn beim 
Amtsgericht Marktheidenfeld; — Rechtsanwalt Dr. jur. Walther 
Schumann beim Amtsgericht Bramſtedt i. Holſt.; — Rechts 
anwalt Anton Remmele beim Amtsgericht Geislingen; — 
Rechtsanwalt Jakob Bayer beim Landgericht Neuburg a. D.; 
— Rechtsanwalt Friedrich Bumiller beim Amtsgericht Wangen; 
— Rechtsanwalt Joſef Fiſcher beim Landgericht Landshut; — 
Aſſeſſor Dr. Max Neumeiſter beim Land- und Amtsgericht 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich Emil Kunath⸗ Israel 
und Rechtsanwalt Dr. Emil Johannes Körner beim Land- und 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ferdinand Arnold beim 
Landgericht Gießen; — Gerichtsaſſeſſor Georg Fiſcher beim 
Amtsgericht Muskau. 


Todesfälle. 
Geheimer Juſtizrath Dr. Schneegans in Straßburg i. E.; 
— Rechtsanwalt Hielſcher in Bentſchen. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Wir berichten über die in der Zeit vom 5. bis 20. Juli 1901 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 


I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßord nung. 

1. 8 59. 

Bei nothwendiger Streitgenoſſenſchaft wird 
durch die Urtheilszuſtellung des einen Streitgenoſſen 
der Lauf der Rechtsmittelfriſt nicht auch in Anſehung 
der anderen Streitgenoſſen eröffnet. Ver. C. S. 
i. S. Wendt c. Erben Schultz vom 29. Juni 1901, 
Nr. 94/1900 VI. 

2. § 91. 

Die weitere Beſchwerde des Kl. iſt ſowohl formell zuläſſig 
als materiell begründet. Zwar iſt dem Beſchwerdegericht in ſo 
weit beizutreten, daß zu den Koſten der Inſtanz die Koſten der 
Nebenintervention trotz fehlender Erwähnung in der Urtheils⸗ 
formel dann zu rechnen find, wenn aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen mit Sicherheit erhellt, daß die Koſtenentſcheidung in 
dieſem Sinn hat verſtanden werden ſollen, daß folgeweiſe für 
den Anſpruch auf Feſtſetzung der durch die Nebenintervention 
veranlaßten Koſten das vollſtreckbare Urtheil, durch welches dem 
Gegner der Hauptpartei die Koſten der Inſtanz auferlegt find, 
beim Vorhandenſein jener Vorausſetzung den zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung geeigneten Titel bildet. Dagegen kann nicht an 
erkannt werden, daß aus der Begründung des Urtheils vom 
3. Januar 1901, durch welches die Berufung des Kl. zurück 
gewieſen iſt und „die Koſten der Inſtanz“ demſelben zur Laſt 
gelegt find, hervorgeht, daß dieſe Koſtenentſcheidung auch die 
Koſten begreift, welche daraus entſtanden find, daß in der 
Berufungsinſtanz der Maurermeiſter M. dem Bekl. als Neben⸗ 
intervenient beigetreten iſt. Die gegentheilige Annahme, die im 
angefochtenen Beſchluſſe darauf geſtützt wird, daß der Neben ⸗ 
intervenient in dem Termine, auf welchen das Urtheil erging, 
vertreten geweſen, daß er gleichzeitig mit den Parteivertretern 
verhandelt und auch ſeinerſeits Verwerfung der Berufung be⸗ 
antragt habe, daß die Nebenintervention in dem hier fraglichen 
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Urtheil zugelaſſen, und die Thätigkeit des Nebenintervenienten 
in der Sache gewürdigt ſei, iſt nur unter der Vorausſetzung 
haltbar, daß nach den beſtehenden Prozeßvorſchriſten eine Ver⸗ 
muthung dafür ſpricht, daß die getroffene Koſtenſcheidung nicht 
minder die Koſten der Nebenintervention zum Gegenſtand hat. 
Denn was inſonderheit „die Würdigung“ der fachlichen Thätig- 
keit des Nebenintervenienten anlangt, ſo beſchränkt dieſe ſich auf 
die Feſtſtellung des Vorbringens eines Vertheidigungsmittels, 
welches die getroffene Entſcheidung nicht beeinflußt hat und 
rechtlicher Beurtheilung überall nicht unterzogen iſt. Daß aber 
eine Vermuthung obgedachter Art nicht beſteht, iſt in der Ent- 
ſcheidung des R. G. vom 21. April 1886 — Bd. 15 S. 418 fg. —, 
von welcher abzugehen ein Anlaß um ſo weniger gegeben iſt, 
als fie in der neuen Faſſung der die Koſten der Nebeninter- 
vention behandelnden Vorſchrift weitere Unterſtützung findet, in 
eingehender Ausführung dargelegt. Das L. G. hat hiernach 
in zutreffender Weile Mangels eines zur Zwangsvollſtreckung 
geeigneten Titels das Geſuch des Nebenintervenienten um 
Feſtſetzung der Koſten abſchlägig beſchieden. III. C. S. 
i. S. v. Königswarter e. Scharlach vom 25. Juni 1901, 
B Nr. 136/1901 III. 

3. § 138. 

In prozeſſualer Beziehung beruht die Zurückoerweiſung der 
Sache nicht auf einer Verletzung des § 538 Abſ. 1 Nr. 3 C. P. O. 
Unbeſtritten iſt die Klage in erſter Linie auf den Vergleich vom 
7. Oktober 1899 gegründet worden. In zweiter Linie wurde 
die Klage auf den urſprünglichen Garantievertrag geſtützt, indem 
Kl. behauptet, durch die Nichterfüllung des Bauvertrags einen 
Schaden von mindeſtens 5 000 Mark erlitten zu haben. Wenn 
Bekl. in dieſer Beziehung behauptet, daß dieſer eventuelle Klage ⸗ 
grund erſt in II. J. geltend gemacht worden ſei, fo iſt 
dies nach dem Thatbeſtande des erſtinſtanzlichen Urtheils nicht 
richtig. Darnach hat Kl. erklärt, daß er, falls die zur Be⸗ 
gründung des Klagantrags erforderlichen Behauptungen be» 
züglich des Vergleichs mit Erfolg geleugnet würden, in zweiter 
Linie den Bekl. aus dem Vertrage ſelbſt in Anſpruch nehmen 
werde. Dieſe Erklärung hat, wie auch der Schluß der Klage 
ſchrift, wonach ſich Kl. die Geltendmachung eines den Betrag 
von 5 000 Mark überſteigenden Schadens ausdrücklich vorbehält, 
erkennen läßt, die Bedeutung, daß Kl. eventuell die 5 000 Mark 
als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Bauvertrags be⸗ 
auſprucht. Wenn in dem erſtinſtanzlichen Thatbeſtande im 
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Anſchluß an jene Erklärung bemerkt wird, daß Kl. einen Antrag 
in dieſer Beziehung nicht formulirt habe, ſo iſt dies aus dem 
Grunde unerheblich, weil der eventuelle Klagegrund zur Recht⸗ 
fertigung des bereits geſtellten Klageantrags auf Zahlung von 
5 000 Mark nebſt Zinſen geltend gemacht wurde. In der Be⸗ 
rufungsverhandlung iſt denn auch von keiner Seite bezweifelt 
worden, daß der eventuelle Klagegrund bereits in I. J. 
vorgetragen worden war. Demgemäß hatte aber auch das B. G. 
in Anwendung des § 538 Abſ. 1 Nr. 3 C. P. O. die Sache 
im Falle der Leiſtung des dem Kl. auferlegten Eides, da der 
Anſpruch aus dem eventuellen Klagegrunde nach Grund und 
Betrag ſtreitig iſt, zur weiteren Verhandlung an das Gericht 
I. J. zurückzuverweiſen. Denn das Letztere hatte nur 
bezüglich des primären Klagegrundes auf einen Eid des Bell. 
erkannt, indem es ausweislich der Entſcheidungsgründe den 
eventuellen Klagegrund für ungerechtfertigt erachtete. Es war 
daher durch das erſtinſtanzliche Urtheil die Klage, ſoweit fie 
auf den eventuellen Klagegrund geſtützt war, im Sinne des 
8 538 Abſ. 1 Nr. 3 C. P. O. abgewieſen worden, obwohl 
dieſes Urtheil hinſichtlich des primären Klagegrundes nicht 
lediglich über dieſen, ſondern über die Klage ſelbſt auf Zahlung 
von 5 000 Mark nebſt Zinſen, alſo auch über den Betrag 
bedingt erkannt hatte. Denn bei der in dieſem Falle erfolgten 
eventuellen Klagenhäufung liegt nach dem Beſchluſſe der Ver. 
C. S. des R. G. in deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 27 
Nr. 101 S. 386 eine Verbindung verſchiedener Klagen vor, 
wenn das gleiche Klagebegehren auf verſchiedene thatjächliche 
und rechtliche Gründe geſtützt wird, welche je für ſich allein 
zu deſſen Rechtfertigung ausreichen. Das Gericht I. J. 

hatte aber bezüglich der beiden Klagen über die primäre bedingt 
erkannt und die eventuelle unbedingt abgewieſen. Wenn nun⸗ 

mehr das B. G. das Urthbeil I. J. betreffs der primären 

Klage beſtätigte und bezüglich der eventuellen Klage abändernd 

den Grund des Anſpruchs zuerkannte, ſo hatte es in dieſem 

Falle den § 538 Abſ. 1 Nr. 3 C. P. O. anzuwenden. Der 

Umſtand, daß eine eventuelle Klagenverbindung vorliegt, ändert 

hieran nichts, denn es erſcheint zuläſſig (Entſch. des R. G. in 

Civilſachen Bd. 45 Nr. 81), bei einem derartigen Falle in 

einem Urtheile (ſei es nun unbedingt oder bedingt: vergl. z. B. 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 33 Nr. 17) die primäre 
Klage abzuweiſen und die eventuelle Klage dem Grunde nach 
zuzuſprechen. III. C. S. i. S. Hanſen o. Dibbern vom 11. Juni 

1901, Nr. 116/1901 III. 

4. 8 265. 

Die Reviſion verneint, daß ein Fall, in welchem 8 265 
Abſ. 3 C. P. O. Anwendung finden könnte, überhaupt vorliege. 
Denn — ſo wird ausgeführt — nicht die Rechtsbeſtändigkeit 
und der Betrag der Hypothek ſtänden in Frage, ſondern die 
Fälligkeit, die abhängig ſei von den Thatfragen, ob die Bekl. 
mit der Zinszahlung zum 1. Oktober 1899 mehr als 10 Tage 
im Verzug geweſen ſeien und ob daher die vom Kl. behauptete 
Kündigung rechtliche Wirkung habe. Ueber dieſe Thatfragen 
ergebe das Grundbuch nichts und konne darüber auch nichts 
ergeben. Sei dies aber der Fall, fo finde auch § 892 B. G. B. 
keine Anwendung. Das ergehende Urtheil würde vielmehr auch 
für und gegen den Ceſſionar gelten, und ſomit ſei die Voraus⸗ 
ſetzung, unter der nach § 265 Abſ. 3 eit. der dort gedachte 
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Einwand erhoben werden könne, nicht gegeben. — Wollte man 
dieſer Ausführung folgen, jo würde der Einwand aus $ 265 
Abſ. 3 C. P. O., der Einwand nämlich, daß der Kl. zur Geltend⸗ 
machung des nach der Klageerhebung von ihm abgetretenen 
Anſpruchs nicht mehr befugt ſei, nur dann mit Erfolg erhoben 
werden können, wenn diejenige Rechtsbeziehung zwiſchen den 
Parteien, wegen deren das zu erwartende Urtheil dem Ceſſionar 
gegenüber nicht gelten ſoll, aus der bisherigen Prozeßlage er⸗ 
ſichtlich iſt oder von dem Bekl. bei Erhebung des Einwandes 
erſichtlich gemacht würde. Daß § 265 Abſ. 3 in dieſem Sinne 
zu verſtehen ſei, muß verneint werden. Eingehend begründet. 
V. C. S. i. S. Pypttlik o. Erben vom 12. Juni 1901, 
Nr. 85/1901 V. 

5. 88 286, 475. 

Soweit die Rüge ſich auf Nichterhebung erbotener Beweiſe 
bezieht, iſt ſie unbegründet, weil es nach 8 475 der C. P. O. 
im Ermeſſen des Gerichts ſteht, auf einen Eid für eine Partei 
zu erkennen, auch ohne daß alle Beweismittel erſchöpft ſind. 
Dies hat das R. G. in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen. 
Eine Pflicht des Richters, in dem Urtheile die Gründe der 
Ablehnung aller einzelnen Beweismittel anzugeben, iſt nicht 
anzuerkennen; es kann aber darin, daß der Richter einen 
Beweiserſatz für erheblich und nur die Beweismittel für un 
zuverläſſig erklärt, dabei aber ein Beweismittel überſieht, ein 
Mangel der Begründung gefunden werden. V. C. S. i. S. 
Wieczorek c. Wieczorek vom 27. Juni 1901, Nr. 145/1901 V. 

6. 8 445. 

Mit Recht beſchwert ſich die Anſchlußreviſion darüber, daß 
der Schiedseid, der in dem B. U. von dem geſetzlichen Vertreter 
des Bekl. erfordert ſei, nicht, wie es der § 445 der C. P. O. 
verlange, auf beſtimmte Thatſachen gerichiet ſei. Daß 
Jemand Drohungen ausgeſprochen und dadurch einen Anderen 
zu einer gewiſſen Handlung beſtimmt habe, enthält ebenſo wie, 
daß er dieſem vorgeſpiegelt habe, ein beſtimmter Dritter ſei 
gegen ihn lieblos geſinnt oder er begünſtige ſeine Verwandten, 
und daß er ihn hierdurch zu jener Handlung veranlaßt habe, 
ein bloßes Urtheil, bei dem in keiner Weiſe hervortritt, welche 
konkreten Thatſachen ihnen zu Grunde liegen. Insbeſondere iſt 
der Rechtsbegriff der „Drohung“ nicht, wie das B. G. meint, 
ein allgemein verſtändlicher, ſondern gerade ein folder, deſſen 
Vorliegen im einzelnen Falle erheblichen Zweifeln unterliegen 
kann. Die Eideszuſchiebung über die entſprechende Behauptung 
der Kl. war daher in der That unzuläffig. Schon deshalb muß 
der Eid über den zweiten Klagegrund, ſo, wie er in dem B. U. 
gefaßt iſt, in Wegfall kommen. III. C. S. i. S. Kallenbach 
c. Heimburg vom 14. Juni 1901, Nr. 156/1901 III. 

7. 58 592, 595. 

Die C. P. O. hat zwar bei Zulaſſung der Urkunden zu 
dem nach § 592 und 595 der C. P. O. zu führenden Beweise 
keine weitere Schranken geſetzt und nicht etwa erfordert, daß die 
Urkunden öffentliche ſeien oder als Privaturkunden beſtimmten 
Erforderniſſen entſprechen. Es genügt vielmehr, wie bereits in 
den Motiven zur C. P. O. S. 346 — vergl. Hahn, Materialien 
zur C. P. O. Bd. I S. 388 — ausgeſprochen iſt und der er 
kennende Senat in dem Urtheil vom 5. Dezember 1882, Entſch. 
in Civilſachen Bd. 8 S. 45, angenommen hat, daß Urkunden 
vorliegen, aus denen das Gericht gemäß $ 286 (früher 259) 
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der C. P. O. die volle Ueberzeugung von der Wahrheit der zu 
beweiſenden Thatſachen ſchöpfen könne. Ob demzufolge Proto- 
kolle über Zeugenvernehmungen von einem anderen als dem 
Prozeßgerichte in dieſem Sinne taugliche Urkunden find und 
deshalb im Urkundenprozeſſe verwendet werden können, wie in 
der Rechtslehre mit Bezug auf jenes Urtheil des erkennenden 
Senates überwiegend angenommen wird, bedarf hier nicht einer 
wiederholten Entſcheidung; denn nach der hier gegebenen Sach⸗ 
lage kommen lediglich von der Partei zu Zwecken der Beweis⸗ 
führung außergerichtlich erhobene ſchriftliche Erklärungen von 
Zeugen (ſogenannte außergerichtliche oder private Zeugniſſe im 
weiteren Sinne) in Betracht. Dieſe haben aber im Prozeſſe, 
wenn und ſolange in der Perſon ihrer Ausſteller ein Hinderniß 
zu einer prozeßordnungsgemäßen Vernehmung nicht gegeben iſt, 
für ſich allein, bevor nicht eine gerichtliche Vernehmung erfolgte, 
keine Beweiskraft nach den 88 286 und 373 der C. P. O., 
wie der Berufungsrichter zutreffend angenommen hat. Das 
Fehlen der Beweiskraft beruht nicht etwa darauf, daß eine jenen 
außergerichtlihen Zeugenangaben als Zeugnißurkunden an ſich 
zukommende Beweiskraft ihnen durch ein als Beweiseinrede zu 
beurtheilendes Vorbringen des Gegners, es ſeien deren Ausſteller 
als Zeugen zu vernehmen, entzogen würde, ſondern auf der 
Erwägung, daß, ſo lange das für die richterliche Ueberzeugung 
befiere Beweismittel einer gerichtlichen Vernehmung zugänglich 
ſei, einer von der C. P. O. an ſich für die Beweisermittelung 
nicht zugelaſſenen außergerichtlichen Feſtſtellung von Zeugen⸗ 
ausſagen ſelbſtändige Beweiskraft nicht zukommen konne und 
daß die jener Feſtſtellung von Seiten der Zeugen gegebene 
Form einer urkundlichen Erklärung daran nichts ändere. Dieſer 
Grund greift daher in gleichem Maße auch dann Platz, wenn 
ſolche von der Partei außergerichtlich erhobenen urkundlichen 
Erklärungen von Zeugen im Urkundenprozeſſe, der an ſich 
einen Zeugenbeweis ausſchließt, gebraucht werden; ſeine Befolgung 
erſcheint in dieſem Verfahren um deswillen noch beſonders 
gerechtfertigt, weil dem Gegner ein Beweisantritt durch Be⸗ 
rufung auf eine dem Geſetze entſprechende Erhebung des Zeugen ⸗ 
beweiſes durch gerichtliche Vernehmung der Zeugen verſchloſſen 
wäre. Dafür aber, daß der Geſetzgeber, der im Urkunden⸗ 
prozeſſe eine Beweisantretung durch Beantragung der Ver⸗ 
nehmung fiſtirter Zeugen nicht zugelaſſen hat, für dieſe Prozeßart 
die dargelegten, für den Richter bei ſeiner im Uebrigen nach 
§ 286 der C. P. O. freien Beweiswürdigung zwingenden Grund⸗ 
ſätzen über die Form der Beweisermittelung durchbrechen und 
den außergerichtlich in urkundlicher Form gemachten Ausſagen 
von Zeugen eine größere Beweiskraft habe beilegen wollen, fehlt 
es an jedem Anhalt. Die für die Glaubhaftmachung in 8 294 
der C. P. O. enthaltene Ausnahmebeſtimmung kann auf den 
vollen Beweis nach § 286 der C. P. O. erfordernden Urkunden⸗ 
prozeß nicht ausgedehnt werden. II. C. S. i. S. Lazarus c. Lauffs 
vom 21. Juni 1901, Nr. 152/1901 II. 

8. § 620. 

Zu prüfen bleibt noch die Frage, welche Bedeutung dem 
von der Bekl. in der Reviſionsinſtanz geſtellten Ausſetzungs⸗ 
antrage beizulegen iſt. Da der Antrag nicht vom Kl. geſtellt 
iſt, kann er als ſolcher eine Verpflichtung zur Ausſetzung nicht 
begründen, ſondern hoͤchſtens inſoweit in Betracht kommen, als 
das Gericht von Amtswegen eine Veranlaſſung zur Ausſetzung 
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findet, 8 620 C. P. O. Ob aber, namentlich im vorliegenden 
Falle, wo das B. G. auf Grund ſeiner thatſächlichen Erwägungen 
eine ſolche Veranlaſſung für nicht vorliegend erachtet, das Revifions⸗ 
gericht auf Grund ſeiner Erwägungen den § 620 Satz 2 der 
C. P. O. zur Anwendung bringen und zu dem Zwecke auch neue 
Thatſachen und Beweismittel berückfichtigen darf, kann hier dahin 
geſtellt bleiben, da in keinem Falle die unter Beweis geſtellten 
Thatſachen, ſei es für ſich allein, ſei es in Verbindung mit der 
übrigen Sachlage, zu der Annahme führen konnten, daß die 
Ausfiht auf Ausſöhnung der Parteien nicht ausgeſchloſſen 
erſcheine. IV. C. S. i. S. Schauer 6. Schauer vom 1. Juli 
1901, Nr. 137/1901 IV. 

9. 8 625. 

Die in § 625 C. P. O. vorgeſchriebene Zuftellung 
des Urtheils von Amtswegen hat nicht ſtattzufinden, 
wenn im Eheprozeſſe einer Partei ein Eid auferlegt 
iſt, die Ehe ſowohl bei Leiſtung, als auch bei Ver⸗ 
weigerung des Eides geſchieden werden und davon 
nur die Entſcheidung der Schuldfrage abhängen ſoll, 
gleichwohl aber nicht ſchlechthin auf Scheidung er- 
kannt, ſondern ausgeſprochen iſt, es werde bei 
Leiſtung des Eides die Ehe geſchieden werden, und 
daſſelbe im Falle der Eides verweigerung geſchehen. 
Ver. C. S. i. S. Laarmann c. Laarmann vom 29. Juni 
1901, Nr. 346/1900 IV. 

10. 8 866. 

Folgende Frage iſt zu beantworten: Iſt die Eintragung 
einer Sicherungshypothek im Wege der Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
mäß 8 866 C. P. O. auch auf Grund mehrerer Schuldtitel 
deſſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner zuläſſig, von 
denen keiner den Betrag von 300 Mark überſteigt, ſofern nur 
die Geſammtſumme aller aus den Schuldtiteln ſich ergebenden 
Forderungen mehr als 300 Mark beträgt? Es ſcheidet der Fall 
aus, in welchem mehrere Gläubiger auf Grund eines Schuld⸗ 
titels oder mehrerer Schuldtitel die Eintragung einer Zwangs ⸗ 
hypothek beantragen (vergl. Jahrbücher der Entſcheidungen des 
Kammergerichts Bd. 20 S. A 101, Bd. 21 S. A 121). Auch 
iſt die Frage nicht zu beantworten, ob es genügt, daß erſt durch 
Hinzurechnung der Koſtenforderung zur Hauptforderung ein 
300 Mark überſteigender Betrag erreicht wird. Das L. G. und 
das O. L. G. bejahen die geſtellte Frage. Unter eingehender 
Begründung kommen beide Gerichte zu dem Ergebniſſe, die im 
8 866 Abſ. 3 Satz 2 C. P. O. zugelaſſene entſprechende An ⸗ 
wendung des 8 5 C. P. O. könne nicht mit der Einſchränkung 
gemeint ſein, daß die mehreren Forderungen, welche zuſammen⸗ 
gerechnet werden dürfen, nach demſelben Schuldtitel dem 
Gläubiger zuſtehen müſſen, es ſtänden vielmehr Wortlaut und 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes der Auffaſſung zur Seite, 
wonach auch die Zuſammenrechnung der Beträge mehrerer 
Schuldtitel ſtatthaft ſei. Das R. G. verkennt keineswegs, daß 
die Entſcheidung der ſtreitigen Frage zweifelhaft iſt, namentlich 
um deswillen, weil es an jedem Anhalte dafür fehlt, wie ſich 
die Reichstagskommiſſion und die Redaktionskommiſſion die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 5 C. P. O. gedacht haben. Es 
ſchließt ſich jedoch der Anficht, nach welcher die Zuſammenrechnung 
der einzutragenden Forderung aus mehreren Schuldtiteln nicht 
zuläſſig iſt, an, weil die dafür ſprechenden Gründe überwiegen. 
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V. C. S. i. S. Götze 8. Schneider vom 17. Juni 1901, 
B Nr. 176/1901 V. 

11. 8 940. 

Der B. R. geht unter Anlehnung an die Urtheile des 
R. G. vom 10. Mai 1900, Rep. IV 65/1900 (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 46 S. 382) und vom 14. September 1900, 
Rep. IV 274/1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 715) 
davon aus, daß für die Entſcheidung der Frage, ob in den 
Fällen des §8 627 C. P. O. eine das Getrenntleben der Ehe⸗ 
leute geſtattende einſtweilige Verfügung erlaſſen werden dürfe, 
nicht der 8 1353 Abſ. 2 des B. G. B., ſondern die Vorſchrift 
des § 940 der C. P. O. als maßgebend in Betracht komme, 
und daß danach die entſprechende Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtandes ſtatthaft ſei, inſofern eine ſolche Anordnung zur Ab⸗ 
wendung weſentlicher Nachtheile oder zur Verhinderung drohender 
Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erſcheine. Dieſer 
Standpunkt wird von der Reviflon prinzipiell bekämpft; jedoch 
können die desfallſigen Ausführungen als zutreffend nicht an⸗ 
erkannt werden. — Eingehend begründet. IV. C. S. i. S. 
Werner c. Werner vom 13. Juni 1901, Nr. 113 / 1901 IV. 

II. Das Handelsrecht. 

12. 88 109 ff. Art. 91 a. F. 

Eine Revifionsrüge tft dahin aufgeſtellt, daß die offene 
Handelsgeſellſchaft nicht als ein von den Perſonen der Geſell⸗ 
ſchafter losgelöſtes, ſelbſtändiges Rechtsſubjekt aufzufaſſen ſei, 
und daher das Geſellſchaftsvermögen nur als ein, wenn auch 
beſonders geartetes, Vermögen der Geſellſchafter erſcheine, 
wonach dem Kl. die beiden Sozien, darunter fein Vater, als 
Verkäufer gegenübergeſtanden hätten. Auch dieſem Angriff iſt 
keine Bedeutung beizumeſſen. Allerdings find, da der offenen 
Handelsgeſellſchaft die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon nicht 
zuzuerkennen, die Geſellſchafter als Eigenthümer der für die 
Geſellſchaft erworbenen Gegenſtände anzuſehen, wiewohl das 
Geſetz vom Eigenthum der Geſellſchaft (Art. 9 1 des H. G. B.) 
ſpricht. Dieſe Ausdrucksweiſe erklärt ſich dadurch, daß das 
Eigenthum den Geſellſchaftern nur unter den denkbar weiteſten 
Beſchränkungen zuſteht, dergeſtalt, daß nur die Organe der 
Geſellſchaft darüber, im Ganzen oder über reelle oder ideelle 
Theile disponiren können. Daraus folgt unmittelbar, daß bei 
Verfügungen über dieſes Geſellſchaftseigenthum, welche von den 
Organen der Geſellſchaft mit einem der Geſellſchafter vor⸗ 
genommen werden, der letztere als Dritter der Geſellſchaft 
gegenüberſteht. Dieſe Anſchauung hat auch ſchon in ver⸗ 
ſchiedenen Entſcheidungen des R. G. Billigung gefunden. 
(Entſch. Bd. 32 S. 256; Bd. 45 S. 221, Juriſtiſche Wochen- 
ſchrift von 1895 S. 481 Nr. 21.) VII. C. S. i. S. Gold⸗ 
ſtein o. Fiskus vom 18. Juni 1901, Nr. 144/1901 VII. 

13. Genußſchein. 

Das B. G. hat die Berechtigung aus den ſogenannten 
Genußſcheinen als ein Gläubigerrecht betrachtet, das ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Inhaber nicht von der beklagten Geſellſchaft 
geändert werden könne. Seitens der Reviſion wird dieſe Auf- 
faffung beanſtandet, zunächſt die Frage aufgeworfen, ob nicht 
ein Geſellſchaftsverhältniß zwiſchen den Inhabern der Genuß— 
ſcheine und der beklagten Geſellſchaft anzunehmen ſei und jeden⸗ 
falls die Anſicht, daß die Rechte der Erſteren ohne deren Zu⸗ 
ſtimmung nicht geändert werden könnten, für unzutreffend 
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erachtet. Es iſt indeß dem B. G. beizutreten. I. C. S. i. S. 
Deutſche Werkzeugmaſchinenfabrik 6. Gaitſch vom 17. Juni 1901, 
Nr. 63/1901 J. 

14. 8 344. Art. 274 ä. F. 

Darin iſt der Reviſion beizutreten, daß eine Vereinbarung 
über die Vergütung für die einem Kaufmann in ſeinem privaten 
Haushalte geleiſteten Dienfte und die Erſtattung der dabei ges 
machten Auslagen kein Handelsgeſchäft darſtellt. Dieſer Umſtand 
iſt jedoch für die gegenwärtige Beurtheilung bedeutungslos. 
Entſcheidend iſt hier die Vorſchrift des Abſ. 2 des Art. 274 des 
H. G. B. ä. F., der, nachdem in Abſ. 1 beſtimmt iſt, daß die 
von einem Kaufmann geſchloſſenen Verträge im Zweifel als zum 
Betriebe des Handelsgewerbes gehörig gelten, beſagt: Die von 
einem Kaufmann gezeichneten Schuldſcheine gelten als im Be 
triebe des Handelsgewerbes gezeichnet, ſofern ſich nicht aus den⸗ 
ſelben das Gegentheil ergiebt. Der Begriff „Schuldſchein“ im 
Sinne dieſer Vorſchrift umfaßt alle von einem Kaufmann ge- 
zeichneten Urkunden, die ein Verpflichtungsbekenntniß, ohne Unter- 
ſchied, ob ein Schuldgrund angegeben iſt oder nicht, enthalten, 
und folglich fallen unter ihn auch die in Rede fichenden, von 
dem Kl. ausgeſtellten und den Bekl. übergebenen Schuld- 
verſchreibungen. Das Geſetz erklärt nun aber allgemein, daß 
alle dergleichen Schuldſcheine eines Kaufmanns als im Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes gezeichnet gelten, ſofern ſich nicht aus 
denſelben, alſo aus ihnen ſelbſt, das Gegentheil ergiebt. 
Letzteres trifft im vorliegenden Falle nicht zu. Denn weder der 
Wortlaut der fraglichen Schuldſcheine ſpricht für das Gegentheil, 
noch läßt ſich ſolches ſonſt aus dem Inhalte derſelben im Wege 
der Auslegung entnehmen. Auch ſteht in dieſer Hinſicht dem 
Kl. nicht etwa das eigene Vorbringen der Bekl. zur Seite 
(vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 14 S. 286), indem dieſe 
geltend gemacht haben, daß die verſchriebenen Schuldſummen 
auf Grund ſtattgefundener Abrechnung feſtgeſtellt ſeien, und ihre 
weiteren Angaben gleichfalls keinen Anhalt dafür gewähren, daß 
die Schuldſcheine nicht als im Betriebe des Handelsgewerbe 
gezeichnet anzuſehen ſeien. Die Behauptung, daß bei der Aus⸗ 
ſtellung der Schuldſcheine eine Entſchädigung für die Führung 
des perſönlichen Haushalts des Kl. von Seiten der Bekl. in 
Frage geſtanden habe, iſt nach dem Thatbeſtande des angefochtenen 
Urtheils allein von dem Kl. aufgeſtellt. Danach hat der 
B. R. mit Recht angenommen, daß der Kl. den Bekl. aus den 
Schuldſcheinen verpflichtet ſei. Ob es ſich bei der Uebernahme 
der in den Schuldſcheinen verſchriebenen Verpflichtungen um eine 


Schenkung gehandelt habe, kann nicht in Betracht kommen, 


da auch Schenkungen Handelsgeſchäfte ſein können. Ebenſo iſt 
es unerheblich, welcher Beweggrund den Kl. zur Ausſtellung ber 
Schuldſcheine geführt hat. IV. C. S. i. S. Pontow o. Pontow 
vom 4. Juli 1901, Nr. 141/1901 IV. 

15. Verſicherung; Kauſalität. 

Die beklagte Verſicherungsgeſellſchaft beſtreitet, daß die 
Steifheit eines Fingers und die dadurch herbeigeführte Ver⸗ 
minderung der Erwerbsfähigkeit des Kl. eine Folge des ihm 
am 21. Februar 1899 zugeſtoßenen Unfalls ſei. Sie geht 
hierbei von der feſtſtehenden Thatſache aus, daß der Kl. ſchon 
vor dem Unfall an einer Schrumpfung der Bindegewebsſtränge 
(Palmarfaszienkontraktur) an beiden Händen gelitten hat, und 
daß die Sachverſtändigen erklärt haben, die jetzige Kontraktur 
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des rechten Ringfingers ſei nicht allein auf den Unfall, ſondern 
zum Theil auch auf die bereits vorhanden geweſene Erkrankung 
der Hand — ein Sachverſtändiger mißt die Folge zu 60 Prozent 
dem Unfall, zu 40 Prozent der Palmarfaszienkontraktur bei — 
zurückzuführen. Der B. R. fol nach Anficht der Bekl. durch 
die Annahme, daß gleichwohl der Unfall die Steifheit des Fingers 
verurſacht habe, rechtlich geirrt haben, zum mindeſten glaubt die 
Bekl., daß ſie nur zu 60 Prozent der ihr im B. U. auferlegten 
Leiſtungen hätte verurtheilt werden dürfen. Der Reviſions⸗ 
angriff geht fehl. Das B. G. räumt der Bekl. ein, daß fie 
inſoweit nicht entſchädigungspflichtig wäre, als nachweisbar die 
verminderte Erwerbsfähigkeit des Kl. auch ohne den Unfall 
eingetreten wäre; er räumt ferner die — abſtrakte — Möglichkeit 
eines ſolchen Verlaufs der Palmarfaszienkontraktur ein, ftellt 
aber zugleich feſt, daß irgendwelcher ſicherer und zuverläſſiger 
Anhalt dafür, daß die Schrumpfung der Bindegewebsſtränge 
von ſich aus künftighin überhaupt einmal und vollends wann 
beim Kl. zu der jetzt vorhandenen Beugeſtellung des rechten 
Ringfingers geführt hätte, nicht zu gewinnen ſei. Mit der Ver⸗ 
theilung der Kauſalität zu 60 Prozent auf den Unfall und zu 
40 Prozent auf die Faszienkontraktur hätten die Aerzte nur 
die Thatſache feſtſtellen wollen, daß der Unfall die nicht mehr 
unverſehrte und zu der eingetretenen Verſchlimmerung disponirte 
Hand des Kl. getroffen hat. Wenn auf Grund dieſer thatſächlichen 
Feſtſtellungen der B. R. die Bekl. für den ganzen Schaden ver- 
antwortlich macht, ſo kann darin ein rechtlicher Verſtoß nicht 
gefunden werden. Die Entſcheidung iſt richtig, mag man nach 
Lage des Falles die Faszienſchrumpfung als bloße Bedingung 
des Erfolges oder als eigentliche mitwirkende Urſache anſehen. 
Auch wenn von zwei oder mehreren Geſchehniſſen keines für ſich 
allein, ſondern nur alle in ihrem Zuſammentreffen und wirken 
einen beſtimmten Erfolg herbeizuführen vermögen, iſt jedenfalls 
das letzte dieſer Ereigniſſe für den ganzen Erfolg kauſal. 
Darüber beſteht in der Lehre von der Kauſalität kein Streit, 
ſo ſehr auch die Meinungen über die Urſacheneigenſchaft der 
übrigen mitwirkenden Umſtände auseinandergehen mögen. Es 
iſt deshalb unrichtig, wenn die Bekl. die Haftung für einen 
Theil des eingetretenen Schadens ablehnen zu können glaubt. 
VII. C. S. i. S. Kölniſche Unfall⸗Verſ.⸗A.-⸗G. c. Zipfel vom 
18. Juni 1901, Nr. 147/1901 VII. 

16. Verficherung; Agent. 

Die Reviſion rügt zunächſt: Das B. G. habe bei 
Verwerfung der Einrede der Bekl., daß der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des Kl. wegen Verſäumung der in § 23 der 
Verſicherungsbedingungen feſtgeſetzten von der Ablehnung des 
Anſpruchs ab laufenden 6 monatlichen Kla gefriſt erloſchen ſei, 
nicht berückfichtigt, daß der Agent der Bekl., welcher im 
Allgemeinen den Verkehr zwiſchen der Verſicherungsgeſellſchaft 
und den Verſicherungsnehmern zu vermitteln habe, vermöge 
dieſer ſeiner Stellung auch ermächtigt geweſen ſei, im Auftrag 
der Bekl. deren Erklärung, daß fie den Entſchädigungsanſpruch 
des Kl. ablehne, dieſem zu übermitteln, ohne daß er hierzu noch 
einer beſondern Vollmacht bedurft habe, zumal da Kl. die 
Vorlage einer ſolchen nicht verlangt und deren Mangel nicht 
gerügt habe. Dieſe Beſchwerde erſcheint unbegründet. Daraus, 
daß ein Verſicherungzagent im Allgemeinen eine den Verkehr 
zwiſchen ſeiner Geſellſchaft und dem Verſicherungsnehmer ver⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


577. 
mittelnde Stellung hat, iſt nicht zu ſchließen, daß jede von 
ihm für die Geſellſchaft dem Verſicherungsnehmer gegenüber 
abgegebene Erklärung, — insbeſondere im gegebenen Falle die 
in Frage ſtehende, in & 23 der Verſicherungsbedingungen vor⸗ 
geſehene —, ohne Weiteres rechtlich als eine durch denſelben 
dem Verſficherungsnehmer übermittelte Erklärung der 
Geſellſchaft ſelbſt anzuſehen iſt. Das B. G. hat nun in 
Auslegung des § 23 cit. angenommen, daß die Ablehnung 
einer von dem Verſicherten geforderten Entſchädigung, wenn ſie 
den Lauf der in § 23 vorgeſehenen Präklufivfriſt bewirken ſolle, 
von der Direktion der Bekl. ausgehen und dem Verſicherten 
als ſolche eröffnet werde müſſe. Hierin iſt ein Rechts irrthum 
nicht zu finden; denn wie weit die einem Verſicherungsagenten 
vermöge diefer feiner Stellung zuſtehenden Vertretungs- oder 
Vermittlungsbefugniſſe reichen, iſt geſetzlich nicht beſtimmt. Das 
B. G. hat ferner feſtgeſtellt, die Bekl. habe nicht dargethan 
und nicht einmal behauptet, daß der Agent dem Verſicherten 
erklärt habe, die Ablehnung erfolge im Auftrage der 
Bekl., nämlich der Direktion. Wenn das B. G. dabei ins⸗ 
beſondere die Vorzeigung „einer bezüglichen Vollmacht, z. B. 
des den Auftrag enthaltenden Schreibens der Bekl.“ vermißt, 
ſo erſcheint auch dies nicht rechtsirrthümlich, da aus dieſer 
Erwägung des B. G. nicht etwa zu entnehmen iſt, daß daſſelbe 
eine beſondere Form für den Nachweis des Auftrags für 
nothwendig gehalten hätte. Weiterhin hat das B. G. noch 
darauf hingewieſen, daß auf die Mittheilung des Agenten hin 
der Anwalt des Kl. der Bekl. erklärt habe, daß Kl. von der⸗ 
ſelben einſtweilen keine Notiz nehme, weil er eine Mittheilung 
ſo erheblichen Inhalts nicht von einem einfachen Agenten, 
ſondern von der Direktion ſelbſt erwarte, und daß die Bekl. in 
ihrem Schreiben vom 22. Februar 1897 nicht etwa jene 
Mittheilung als in ihrem Auftrag erfolgt und als von ihr 
ausgehend erklärt, ſondern nur die Ablehnung beſtätigt habe, 
worin aber eine rückwärts wirkende Genehmigung nicht gefunden 
werden koͤnne. Durch dieſe nicht zu beanſtandenden Ausführungen 
des B. G. iſt die Verwerfung der Einrede der Verſäumung 
der Klagfriſt genügend gerechtfertigt. II. C. S. i. S. Rhenania 
6. Thies vom 14. Juni 1901, Nr. 134/1901 II. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zum Krankenverſicherungsgeſetz. 

17. 8 67a. 

Die Abweiſung der Klage rechtfertigt ſich aus dem anderen 
Entſcheidungsgrunde, den der B. R. aus § 67a des Kranken- 
verficherungsgeſetzes in der Faſſung der Novelle vom 10. April 
1892 herleitet. Nach dem Wortlaute des Geſetzestextes aller- 
dings behandelt § 67a nur den Fall, wenn für mehrere Be⸗ 
triebe eines und deſſelben Unternehmers eine gemeinſame Fabrik- 
krankenkaſſe beſteht und einer dieſer Betriebe in den Beſitz eines 
anderen Unternehmers übergeht. Für dieſen Fall wird im 
Intereſſe der betheiligten Unternehmer und zur Vermeidung der 
Weiterungen, welche eine vollſtändige Auflöſung und Neubildung 
mit fich bringt, die Trennung durch eine Willenskundgebung 
eines der betheiligten Unternehmer ermöglicht mit der Maßgabe, 
daß die höhere Verwaltungsbehörde über die Theilung des 
Vermögens entſcheidet. — Indeß kann das Bedürfniß zur Er⸗ 
richtung einer eigenen Krankenkaſſe auch hervortreten in Fällen 
der vorliegenden Art. Und wie in jenem Falle der Geſetzgeber 
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die Trennung für rathſam erachtet, ſobald einer ber Unter⸗ 
nehmer den Fortbeſtand der Gemeinſamkeit als einen Uebelſtand 
empfindet, fo trifft dieſer Geſichtspunkt nicht minder zu bei 
Kaſſen, die von Anfang an für die Betriebe verſchiedener Unter- 
nehmer errichtet waren. Einen Eingriff in wohlerworbene Rechte 
bildet im Verhältniſſe der Kaffe zu dem ausſcheidenden Unter⸗ 
nehmer die Trennung in dem einen Falle ſo wenig wie in dem 
anderen. Denn die Verbindlichkeit zur Leiſtung der ſtatutariſchen 
Beiträge iſt abhängig von der Fortdauer der beſtehenden Ge⸗ 
meinſchaft; und dieſe Gemeinſchaft iſt nicht durch einen Willens⸗ 
entſchluß der Kaſſe hervorgerufen, ſondern das Ergebniß des 
Uebereinkommens der Unternehmer, welche die gemeinſame 
Kaſſe gründeten bezw. des vom Inhaber der mehreren Betriebe 
vorgenommenen Gründungsaktes. Hieraus folgt namentlich, 
daß die Kl. der Aufhebung der Gemeinſchaft nicht durch Bezug⸗ 
nahme auf den Inhalt ihres Statuts entgegentreten kann. 
Gerade die Auflöſung der Kaſſe, von der § 41 des Statuts 
ſpricht, wird vermieden, wenn das in $ 672 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes geordnete Verfahren Platz greift. Um eine 
Aenderung der Statuten handelt es ſich ebenſo wenig, weil 
darin thatſächlich über das Zuſtandekommen und die Fortdauer 
der Gemeinſchaft nichts beſtimmt iſt. Das ſteht im Einklange 
mit 8 23 des Krankenverſicherungsgeſetzes, deſſen Anwendbarkeit 
auf Betriebs (Fabrik-) Krankenkaſſen, auch wenn fie nach Art 
der klagenden Krankenkaſſen organifirt find, aus den 88 64, 
85 des Geſetzes fich ergiebt. Die Kl. ſucht daher mit Unrecht 
aus § 24 Abſ. 2 zu deduziren, daß hier das Ausſcheiden der 
Bekl. aus dem Kaſſenverbande nicht ohne Genehmigung des 
Bezirksausſchuſſes möglich ſei. Im uebrigen bildet das Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz ein organiſches Gefüge innerlich zuſammen 
hängender Normen, die durchweg nach 8 85 auch auf ſolche 
ältere Zwangskaſſen Anwendung leiden, welche wie die Kl. eine 
von der fonftigen Geſtaltung des Kaſſenweſens abweichende 
Organiſation darbieten. Die zu Grunde liegenden Prinzipien 
find zu weiterem Ausbau geeignet, und bei weſentlicher Gleich- 
heit des vom Geſetze entſchiedenen Falles darf der maßgebende 
Grundgedanke auf den rechtsähnlich geſtalteten Fall angewendet 
werden. Der durch die Novelle eingeſchobene § 67a nun be- 
zweckt die Erleichterung einer Organiſationsänderung bei Fabrik- 
krankenkaſſen, die bisher den Angehörigen verſchiedener Be⸗ 
triebe dienten. Wenn in Folge Abzweigung eines dieſer 
Betriebe es ſich als zweckmäßig erweiſt, nun auch für die darin 
beſchäftigten Perſonen eine eigene Krankenkaſſe zu errichten, fo 
fol die Aufhebung der Gemeinſchaft nicht mehr auf dem um⸗ 
ſtändlichen Wege der Kaſſenauflöſung und Neuerrichtung ſich 
vollziehen (§ 68 Abſ. 3), ſondern in Form einer einfachen 
Ausſcheidung unter entſprechender Konkurrenz der höheren Ber- 
waltungsbehörde, die den geeigneten Zeitpunkt beſtimmt und 
über die Vertheilung des Vermögens entſcheidet. Dem Intereſſe 
der zurückbleibenden Mitglieder läßt ſich auf dieſem Wege 
Rechnung tragen, zumal eintretenden Falls im Beſchwerdewege 
auch noch die Centralbehörde des Landes ſich der Sache an⸗ 
zunehmen hat. Zudem bezeugen die Motive, daß damit einem 
Bedürfniſſe entſprochen werde, welches in dem vom Geſetze ent⸗ 
ſchiedenen Falle in der Praxis hervorgetreten iſt. Nun aber iſt 
die Sachlage keine weſentlich andere, wenn die gemeinſame 
Kaſſe von Anfang an für Betriebe verſchiedener Unternehmer 
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errichtet war. Nach und nach kann auch in ſolchem Falle auf 
Seiten des einen oder anderen Betheiligten die Gemeinſchaft 
als ein Uebelſtand empfunden werden, der die Trennung rathſam 
erſcheinen läßt; und die mit der Auflöſung verbundenen Um⸗ 
ſtändlichkeiten ſtehen auch dann nicht im richtigen Verhältnlſſe 
zur Bedeutung der Abzweigung. Für die Wirkung der Ab⸗ 
zweigung im Verhäͤltniſſe zu der davon betroffenen Kaſſe macht 
es der Natur der Sache nach keinen Unterſchied, ob die im 
Kaſſenverbande ſtehenden Betriebe von Anfang an verſchiedenen 
Unternehmern gehörten oder erſt in Folge ſpäterer Ereigniſſe 
in verſchiedene Hände kamen. Die Fürſorge der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde aber für die bei der alten Kaſſe Zurückbleibenden 
kann ſich in dem einen Falle fo gut wie in dem anderen auf 
dem in § 672 bezeichneten Wege bethätigen. Der im Geſetze 
entſchiedene Spezialfall iſt ſomit dem vorliegenden in jeder 
Beziehung ſo ähnlich, daß es keinem Bedenken unterliegt, die 
Anordnung des Geſetzgebers auch der Beurtheilung des vor⸗ 
liegenden Falles zu Grunde zu legen. Iſt nun aber die Bell. 
in Folge ihres Austretens und der damit im Zuſammenhange 
ſtehenden Anordnung des Oberpräfidenten ſeit dem 27. No- 
vember 1899 nicht mehr Mitglied des Verbandes der zu der 
klagenden Krankenkaſſe beiſteuernden Unternehmer, ſo kann ſie 
nun auch nicht mehr von der Kl. zur Zahlung der ſtatutariſchen 
Beiträge angehalten werden. Die Kaſſe iſt daher mit Recht in 
beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. VII. C. S. i. S. 
Maſchinenbauer⸗Krankenkaſſe 6. Allgemeine Elektrizitäts - Gefel- 
ſchaft vom 21. Juni 1901, Nr. 150/1901 VII. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

18. 8 9. 

Die Reviſion macht geltend, daß der Anſpruch auf Löſchung 
des Waarenzeichens ſelbſt dann begründet ſei, wenn keiner der 
Fälle des § 9 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 vorliege; denn 
wenn die Worte des Zeichens „P. A. Henckels“, alſo ein weſent⸗ 
licher Beſtandtheil deſſelben, gegen das H. G. B. oder das Wett⸗ 
bewerbgeſetz verftießen, fo ſei damit die ganze Marke an ſich 
rechtswidrig und unterliege nach den vom R. G. in Bd. 38 
S. 128 ff. entwickelten Grundſätzen der Vernichtung. In dem 
angezogenen Urtheile vom 16. Januar 1897 hat der I. C. S. 
des R. G. namentlich Folgendes ausgeführt: Die Fälle, in denen 
eine Löſchung des eingetragenen Waarenzeichens von einem 
Dritten begehrt werden könne, ſeien in dem Geſetze vom 12. Mai 
1894 nicht erfhöpfend aufgeführt. Mit 89 dieſes Geſetzes, 
der die Fälle bezeichne, in denen ein Dritter die Löſchung eines 
Waarenzeichens beantragen konne, ſei nicht zum Ausdruck ge 
bracht, daß ſich das Geſetz von anderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, die vor demſelben lägen, von der geſammten Rechts⸗ 
ordnung iſolire. Die Marke dürfe nicht rechtswidrig ſein, nicht 
in das Recht eines Dritten eingreifen; jede gegen das Recht 
eines Dritten verſtoßende Marke entbehre des rechtlichen Schutzes. 
Dies gelte auch gegenüber den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 u. ſ. w. In Uebereinſtimmung hiermit hat der 
erkennende Senat in ſeinem Urtheil vom 6. Februar 1900 in 
Sachen F. C. Döring 6. Döring & Co. II Nr. 337/99 aus- 
geführt: Das Waarenzeichengeſetz ſehe in feinen 88 8 und 9 
nur die zeichen rechtlichen Löſchungsgründe vor, ſchließe daher 
als Spezialgeſetz für das Zeichenrecht nicht aus, daß auch aus 
ſonſtigen privatrechtlichen Gründen gegenüber dem eingetragenen 
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Zeicheninhaber die Löſchung des Zeichens verlangt werden könne. 
Mit dieſer Rechtsanſicht, von welcher abzugehen kein Grund 
vorliegt, ſteht aber das angefochtene Urtheil im Widerſpruch. 
II. C. S. i. S. P. A. Henckels o. P. Henckels vom 11. Juni 1901, 
Nr. 103/1901 II. 

Zum Reichsgeſetz vom 16. Mai 1894. 

19. § 3. 

Der Klage liegt ein vom Bekl. als Verkäufer und dem 
Kl. als Käufer geſchloſſenes Abzahlungsgeſchäft zu Grunde, 
welches nach Annahme des B. G. den Vorſchriften des R. Geſ. 
vom 16. Mai 1894 unterſteht. In Folge des angeblich vom 
Bekl. durch Zurücknahme der Sache gemäß § 5 des Geſetzes 
erklärten Rücktritts verlangt der Kl. Rückzahlung des von ihm 
auf den Kaufpreis Gezahlten ſowie Erſatz der von ihm an⸗ 
geblich gemachten Verwendungen, beides zuſammen im Betrage 
von 26 000 Mark. Mit Recht wendet der Bekl. ein, er ſei 
nach $ 3 des Geſetzes zu dieſen, zum Theil bekämpften Leiſtungen 
nur unter der Vorausſetzung verpflichtet, daß der Kl. ſeinerſeits 
Zug um Zug dasjenige leiſte, wozu ihn der § 2 des Geſetzes 
dem Verkäufer gegenüber verpflichtet, insbeſondere Erſatz der 
vom Bekl. gemachten Aufwendungen, Vergütung für die Be⸗ 
nutzung und für den eingetretenen Verſchleiß der Sache, ſowie 
Verzinſung des noch nicht gezahlten Kaufgeldertheils, Leiſtungen, 
die nach Behauptung des Bekl. ihrem Betrage nach den An- 
ſprüchen des Kl. gleichkommen würden. Dem B. G. iſt nun 
zwar darin beizutreten, daß die Klage nicht ſchon deshalb ab- 
zuweilen war, weil der Kl. nicht ſchon in der Klageſchrift ſich 
zur Leiſtung Zug um Zug erboten hat, vielmehr durfte der Kl. 
abwarten, daß der Bekl. feine Gegenanſprüche geltend machte. 
Indem aber der Bekl. mit ſolchen Gegenanſprüchen hervortrat, 
ſetzte er der Klage eine aus dem materiellen Rechtöverhältnifie 
entnommene Einrede entgegen, die fich, da die beiderſeitigen An⸗ 
ſprüche in Geldforderungen beſtehen, thatſächlich als Auf⸗ 
rechnung darſtellt, und, wenn ſie in vollem Umfange begründet 
iſt, die klägeriſche Forderung vollſtändig zu Falle bringen kann. 
So lange alſo der Betrag der begründeten Gegenforderungen 
des Bekl. nicht feſtſteht, iſt der Anſpruch des Kl. nicht bloß 
feinem Betrage nach, ſondern auch dem Grunde nach ftreitig, 
weshalb nach feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. (vergl. die 
Urtheile vom 1. Mai und 15. Juni 1895 und 9. November 1896 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1895 S. 294 und 379, 1896 
S. 690, auch Urtheil vom 21. Dezember 1892 Entſch. 32 S. 362) 
ein Zwiſchenurtheil nach Maßgabe des § 304 der C. P. O. 
nicht erlaſſen werden durfte. Dem L. G. würde in Folge des 
B. U. nicht lediglich die Entſcheidung darüber zufallen, ob der 
Kl. wirklich 6000 Mark in das Karouffel verwendet hat — 
die Anzahlungen von 20 000 Mark ſind nicht beſtritten — 
ſondern es würde auch an Stelle des B. G. darüber zu ent⸗ 
ſcheiden haben, ob der Kl. in Folge begründeter Gegenanſprüche 
des Bekl. überhaupt von dieſem etwas zu fordern hat. VII. C. S. 
i. S. Siebold o. Benküls vom 14. Juni 1901, Nr. 158/1901 VII. 

IV. Das Gemeine echt. 4 Fb, zit 

20. Familienſtiftung. 

Der von der Kl. geltend gemachte Anſpruch iſt derjenige, 
den — nach ihrer Behauptung — Daniel K. am 8. November 
1899 gegen die Bekl. hatte, entweder auf nachträgliche Ge⸗ 
währung der Unterſtützung, die ihm für die Zeit bis zum 
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2. Oktober 1899 zukam, oder auf Bezahlung der Schulden, die 
er wegen Vorenthaltung der Unterſtützung hat machen müfſſen. 
Es kommt alſo zunächſt auf die Beantwortung der Frage an, 
ob Daniel K. einen klagbaren Anſpruch auf Gewährung einer 
Unterſtützung am 8. November 1899 gehabt hat. Hat ein 
folder nicht beſtanden, fo hat er auch nicht auf die Kl. über- 
tragen werden können. Das B. G. verneint das Beſtehen eines 
ſolchen Anſpruchs für den vorliegenden Fall. Unter Berufung 
auf das von ihm angeführte Urtheil des R. G. vom 11. Februar 
1882 — Entſch. Bd. 9 S. 206 — läßt es die Möglichkeit 
zu, daß die Perſonen, zu deren Gunſten eine Stiftung errichtet 
iſt, einen klagbaren Anſpruch auf Gewährung ihres Antheils an 
den Nutzungen der Stiftung haben, aber nur für den Fall, 
daß die Beſtimmungen der Stiftungsakte dem Einzelnen die 
Grundlage für einen privatrechtlichen Titel gegen. Dieſe Grund⸗ 
lage, ſo wird ausgeführt, könne gegeben ſein, wenn der Stifter 
die Theilnehmer an den Stiftungsvortheilen individuell genau 
beſtimmt habe, oder wenn ein beſtimmter Perſonenkreis, deſſen 
Begrenzung objektiv feſtſtehe, bedacht ſei. Sie fehle aber, wenn 
die Berechtigung nach der Stiftungsakte von einer Auswahl aus 
einem beſtimmten oder unbeſtimmten Perſonenkreiſe abhängig 
gemacht ſei, die den vom Stifter bezeichneten Perſonen über- 
tragen ſei. Das letztere treffe hier zu, wo der Stifter die 
Auswahl der Berechtigten, d. h. im vorliegenden Falle die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob ein Familienmitglied unterſtützungs⸗ 
bedürftig oder in eine mißliche Lage gekommen ſei, den Ver⸗ 
waltern der Stiftung übertragen habe. Das Individualrecht 
des Einzelnen ſei hier bedingt durch die Auswahl Seitens der 
Verwalter. Es heiße dem Willen des Stifters Gewalt anthun 
und den Inhalt der Stiftung in einem weſentlichen Punkte 
ändern, wenn das Gericht an Stelle der Verwalter das dieſem 
übertragenen Ermeſſen bezüglich der Entſcheidung über die Be⸗ 
dürftigkeit und über den Umfang der Unterſtützung ausüben 
ſollte. Die Rechtsgrundſätze, von denen das B. G. hier aus- 
geht, find richtig, wenn auch ihre Faſſung im Einzelnen zu 
beanſtanden ſein mag. Die Frage, ob einer einzelnen Perſon 
ein klagbarer Anſpruch auf Theilnahme an den Nutzungen einer 
Stiftung zuſteht, kann nur auf der Grundlage des in der 
Stiftungsurkunde erklärten Willens des Stifters beantwortet werden. 
Hat dieſer bereits beſtimmt, wann der Einzelne aus den Ein- 
künften der Stiftung etwas erhalten ſoll und wieviel, und iſt 
darum für eine Entſcheidung der Verwaltung der Stiftung über 
dieſe Fragen kein Raum mehr, ſo hat die Verwaltung einfach 
den bereits erklärten Willen des Stifters auszuführen und, falls 
ſie dem zuwiderhandelt, kann der Bedachte ſie durch Klage zur 
Erfüllung ihrer Pflicht anhalten, ebenſo wie ein direktes Ver⸗ 
mächtniß vom Vermächtnißnehmer eingeklagt werden kann. Anders 
aber liegt die Sache, wenn die Berechtigung des Einzelnen von 
Vorausſetzungen abhängig gemacht iſt, die nicht objektiv und 
unabänderlich feſtſtehen, über deren Vorhandenſein vielmehr eine 
nach Maßgabe der thatſächlichen Verhältniſſe des Einzelfalls zu 
treffende Entſcheidung abzugeben iſt. Die, vom Stifter noch 
nicht im Voraus abgegebene Entſcheidung iſt der von ihm be⸗ 
ſtellten Verwaltung übertragen, dieſe handelt daher innerhalb 
ihrer, aus der Stiftungsakte ſich ergebenden Zuſtändigkeit, wenn 
fie über das Vorhandenſein der ſtatutenmäßigen Vorausſetzungen 
für die Gewährung einer Unterſtützung entſcheidet. Dieſe auf 
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dem Willen des Stifters beruhende Verwaltungshandlung kann 
von dem, der ſeinen Anſpruch ebenfalls nur auf den Willen 
des Stifters ſtützen kann, nicht im Wege der Klage angefochten 
werden. Auch die Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze auf den 
vorliegenden Fall iſt rechtlich unbedenklich. Die Stiftungs- 
urkunde giebt nicht allen Mitgliedern der Familie des Stifters, 
insbeſondere nicht deſſen Geſchwiſtern und ihren Nachkommen 
einen gewiſſen Anibeil an den Einkünften, ſondern beſtimmt 
dieſe nur für die bedürftigen, in eine mißliche Lage gekommenen, 
ohne über die Höhe der Unterſtützung etwas zu ſagen. Wenn 
im Anſchluß daran die Perſonen bezeichnet find, die das Stiftungs⸗ 
vermögen verwalten, die Zinſen verwenden und nicht verwendete 
zum Kapital ſchlagen ſollen, ſo iſt das B. G. rechtlich nicht 
gehindert, dieſe Beſtimmungen dahin auszulegen, daß der Stifter 
die Verwalter berufen hat, über die Bedürftigkeit der Familien⸗ 
mitglieder, über das Vorhandenſein einer mißlichen Lage der⸗ 
ſelben, ſowie über die Höhe der darnach ihnen zukommenden 
Vergütung und damit über ihr Anrecht auf Antheilnahme an 
den Einkünften der Stiftung eine Entſcheidung abzugeben. Es 
kann der Rkl. zugegeben werden, daß es ungenau iſt, wenn das 
B. G. auf Grund dieſer Auslegung des Teſtaments davon 
ſpricht, daß den Verwaltern die Auswahl der zu unterſtützenden 
Perſonen übertragen iſt. Von einer Auswahl könnte nur die 
Rede ſein, wenn aus Mangel an ausreichenden Mitteln von 
mehreren bedürftigen Perſonen nur ein Theil unterſtützt werden 
könnte, und dieſer Fall liegt offenfichtlich nicht vor. Aber das 
Fehlgreifen im Ausdruck iſt ſachlich ohne Bedeutung, weil die 
Urtheilsgründe ausdrücklich dem Worte „Auswahl“ beim erſten 
Gebrauch den erklärenden Zuſatz geben: d. h. im vorliegenden 
Falle die Entſcheidung der Frage, ob das betreffende Familien⸗ 
mitglied unterſtützungsbedürftig und in mißlicher Lage iſt. Hat 
hiernach der Stifter den Verwaltern die Entſcheidung über die 
Gewährung der Unterſtützung übertragen, ſo folgt daraus nach 
dem Obigen, daß Daniel K. einen klagbaren Anſpruch gegen 
die Stiftung nicht gehabt hat und darum auch nicht an die 
Kl. hat abtreten können. VI. C. S. i. S. Spandau c. Knoopſche 
Familienſtiftung vom 20. Juni 1901, Nr. 118/1901 VI. 

21. Verſicherung; Generalagent. 

Die Rüge der Reviflon führt zur Aufhebung des 
angefochtenen Urtheils, da der B. R. von jeglicher Begründung 
ſeiner Annahme, daß der Generalagent A. „Vertreter beziehungs⸗ 
weiſe Bevollmächtigter“ der beklagten Geſellſchaft ſei und dieſe 
durch feine dem Kl. gegenüber abgegebene Erklärung habe 
verpflichten können, abgeſehen hat. Dem Anſcheine nach iſt der 
B. R. von der Anſicht ausgegangen, daß die Vertretungs⸗ 
befugniß ohne Weiteres mit der Stellung eines Generalagenten 
verknüpft ſei. Dieſe Anſicht würde jedoch eine irrige ſein. Der 
Agent einer Verſicherungsgeſellſchaft iſt Vertrauens- und 
Mittelsperſon zwiſchen der Geſellſchaft und den Verſicherungs⸗ 
nehmern, nicht aber Vertreter der erſteren in der rechtlichen 
Bedeutung dieſes Wortes. Es liegt ihm ob, den Abſchluß von 
Verficherungsverträgen zu vermitteln; mangels beſonderer 
Ermächtigung iſt er aber nicht befugt, Namens der Geſellſchaft 
mit den Verſicherungsnehmern ſelbſt Verträge abzuſchließen. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 151, 
Bd. 46 S. 184.) Auch iſt aus der Bezeichnung eines Agenten 
als Generalagenten nicht zu folgern, daß derſelbe über die 
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einem ſolchen regelmäßig zuſtehenden Befugniſſe (Einkaſſirung 
der Prämien, Auslieferung der Policen) hinaus ermächtigt ſei, 
Rechtsgeſchäfte Namens der Verficherungsgeſellſchaft abzuſchließen. 
— Es iſt nun zwar ſeitens des Kl. bei der Verhandlung in 
der Reviſionsinſtanz darauf hingewieſen, daß die Verficherungs⸗ 
police vom 23. März 1892, wie die bei den Akten befindliche 
beglaubigte Abſchrift ergebe, von dem Generalagenten A. 
ausgefertigt ſei, und hieraus gefolgert werden, daß letzterer von 
der Bekl. zum Abſchluſſe von Verſficherungsverträgen ermächtigt 
ſei. Auch hat A. bei ſeiner Vernehmung als Zeuge über die 
von ihm gegenüber Entlaſſungsanträgen von Verſicherungs⸗ 
nehmern geübte Praxis Angaben gemacht, welche geeignet fein 
mögen, bei der Beurtheilung der Frage, in welchem Umfange 
ihm von der Bekl. eine Vertretungsbefugniß eingeräumt iſt, in 
Betracht zu kommen. Das Revifionsgericht iſt jedoch nicht in der 
Lage, eine bezügliche Feſtſtellung zu treffen, es liegt vielmehr dem 
B. R. ob, bei der erforderlichen anderweiten Verhandlung zu 
erörtern und feſtzuſtellen, in welchem Umfange dem General 
agenten A. von der Bekl. Vertretungsbefugniſſe eingeräumt worden 
find. VII. C. S. i. S. Aachen⸗ Leipziger Verficherungs⸗ A.-G. 
c. Styrbickt vom 11. Juni 1901, Nr. 134/1901 VII. 

22. Schaden. 

Das B. G., welches dem Bekl. die Verletzung, die er der 
am Fenſter ihrer im Dachgiebelftock belegenen Wohnung 
ſtehenden Kl. durch den aus einer Zimmerflinte abgegebenen 
Schuß zugefügt hat, ohne Rechtsirrthum zur Schuld anrechnet, 
verſagt in Abänderung der erſtinſtanzlichen verurtheilenden 
Entſcheidung der Letzteren, welche in Folge der Verletzung das 
eine Auge verloren hat, den von ihr erhobenen Entſchaͤdigungs⸗ 
anſpruch auf Grund der Annahme, daß ohne ihr eignes 
fahrläſſiges Verhalten das ſchadenbringende Ereigniß vermieden 
fein würde. Richtig iſt nun zwar, daß von doloſen Rechts- 
verletzungen abgeſehen das Gemeine Recht den Anſpruch auf 
Erſatz des Schadens ausſchließt, ſoweit derſelbe durch Anwendung 
gehöriger Sorgfalt ſeitens des Geſchädigten vermeidbar war, 
wie auch ferner, daß der Schaden, welcher daraus entſtand, 
daß der Geſchädigte durch feine Fahrläſfigkeit zu der ſchaden⸗ 
bringenden Handlung des Thäters den Anlaß gegeben hat, als 
vermeidbar anzuſehen iſt. Anderſeits kann indeß die Annahme, 
daß die Kl. ſolcher Fahrläſſigkeit ſich ſchuldig gemacht hat, nicht 
gebilligt werden und zwar ohne Unterſchied, ob die Sach⸗ 
darſtellung, welche ſie giebt, oder ob die des Bekl. zu Grunde 
gelegt wird. Im erſteren Fall würde eine Aufforderung, auf 
ſie zu ſchießen, überhaupt nicht, weder direkt noch indirekt, von 
Kl. ergangen, und im letzten Fall würde die ergangene Auf⸗ 
forderung nach der thatſächlichen Feſtſtellung des B. G. als 
ſcherzhafter Natur ohne Weiteres auch dem Bekl. erkennbar 
geweſen fein; mit der Möglichkeit, daß Bekl. den Schuß auf 
ſie abgeben werde, hatte mithin Kl. auch bei Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit hier wie dort nicht zu 
rechnen. Der der Kl. gemachte Vorwurf der Fahrläſſigkeit 
beruht ſomit auf Rechtsirrthum. III. C. S. i. S. Zell o. Beh 
vom 18. Juni 1901, Nr. 146/1901 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

23. §8 80, 107 J. 7. 

Der B. R. hat die Eideszuſchiebung der Kl. mit der Br 
gründung als unzuläſſig abgelehnt: daß die Grabenräumung 
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auf Anfordern der Kl. nur dann für die von dieſen geltend 
gemachte Erſitzung in Betracht kommen konnte, wenn das An- 
fordern als Geltendmachung eines Rechts geſchehen ſei ($ 80 
Thl. J Tit. 7 des A. L. R.), daß hierüber aber der zugeſchobene 
Eid keinen Aufſchluß geben würde und daß der Eid, wenn das 
zu beeidigende Anfordern ohne Weiteres den Sinn einer Rechts. 
ausübung haben ſolle, auf ein rechtliches Urtheil hinauslaufen 
und aus dieſem Grunde unzuläſſig fein würde. Mit Recht 
wird von der Reviſion hiergegen ausgeführt, daß es bei der in 
8 107 TThl. I Tit. 7 des A. L. R. aufgeſtellten Vermuthung 
nicht erſt eines beſonderen Beweiſes dafür bedürfe, daß das 
Fordern einer dem Aufgeforderten nachtheiligen und darum nach 
8 107, wenn fie geleiſtet wird, als Verpflichtung zu ver⸗ 
mutbenden Handlung auch von dem Fordernden als Geltend⸗ 
machung dieſer Verpflichtung gemeint ſei. Durch das Fordern 
wird eben der Wille des Fordernden offenbar, des Beſitz des 
Rechts auf die Leiſtung zu erwerben; (vergl. Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 49 S. 66). Auch kann nicht zugegeben werden, 
daß mit dieſer Eideszuſchiebung dem Bekl. ein Urtheil darüber 
angeſonnen würde, in welchem Sinn die Aufforderung gemeint 
geweſen ſei, ſondern er fol lediglich beeidigen, daß die Auf⸗ 
forderung thatſächlich nicht geſchehen ſei, die Schlußfolgerung 
aus den etwa auf dieſem Wege erwieſenen Aufforderungen zur 
Räumung und daraufhin erfolgten Räumungen zu ziehen iſt 
die Aufgabe des Richters. Von dem Vertreter des Bekl. iſt 
noch das Bedenken geäußert worden, ob die Aufforderungen zum 
Räumen und das Räumen in thatſächlicher Beziehung ſo ge⸗ 
nügend dargelegt worden ſeien, daß darüber ein Eid auferlegt 
werden könne. Ein ſolches Bedenken ſcheint der B. R. nicht 
gehabt zu haben; die Behauptung der Kl. in dieſer Beziehung 
ging ja auch dahin, daß der Graben ſeit mindeftens 60 bis 
70 Jahren auf Erfordern des Müllers, ſo oft und ſo weit 
es in deſſen Intereſſe erforderlich war, von dem Bekl. und deſſen 
Vorbeſitzern gereinigt und ausgekrautet worden ſei, ſo daß das 
Wafſer freien Abfluß gehabt habe. Sollte übrigens der B. R. 
in dieſem Punkt noch nähere Angaben für nöthig erachten, ſo 
würde er darauf hinwirken müſſen. (§ 139 der C. P. O.). 
V. C. S. i. S. Czujek 6. Fürſt v. Lichnowski vom 17. Juni 
1901, Nr. 93/1901 V. 

24. 8 1053 I. 11, $ 393 I. 16. 

Die Revifion bemängelt die Annahme einer Schenkung. 
Daß ein unentgeltlich geſchehener Erlaß einer Schenkung gleich 
zu achten iſt, ergiebt fich aus § 393 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 16. Um einen ſolchen Erlaß handelt es ſich aber im 
vorliegenden Falle. Denn nach der feſtgeſtellten Sachlage 
erſcheint der Erlaß des Kaufpreiſes in Höhe von 3 000 Mark 
als eine Zuwendung, für welche der Bekl. irgend welchen Entgelt 
nicht geleiſtet hat, und die er nur auf feinen künftigen elter- 
lichen Erbtheil ſich anrechnen zu laſſen verpflichtet iſt. Dieſe 
Zuwendung ſtellt ſich daher als ein Akt einer Liberalität dar, 
da die Eltern meiſt verpflichtet find, ſchon bei ihren Lebzeiten 
den Kindern deren Erbtheil ganz oder theilweiſe zu gewähren. 
Durch die dem Bekl. auferlegte und von ihm übernommene 
Verpflichtung, die erlaſſenen 3 000 Mark ſich auf feinen elter⸗ 
lichen Erbtheil anrechnen zu laſſen, iſt auch nicht etwa eine von 
dem Bekl. zu leiſtende Bedingung oder ein von ihm zu er⸗ 
füllender Endzweck begründet worden, wodurch nach $ 1053 
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des A. L. R. Thl. I Tit. 11 ein im zweifelhaften Falle den 
läſtigen Verträgen gleich zu achtendes Rechtsgeſchäft entſtanden 
wäre. Denn dem Bekl. iſt dadurch nicht die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt worden, den erlaſſenen Theil des Kaufpreiſes zu einem 
beſtimmten Zweck zu verwenden, und der Erlaß iſt auch an 
keine von dem Bekl. zu erfüllende Bedingung geknüpft. Ins⸗ 
beſondere kann nicht angenommen werden, daß die Beſtimmung 
der Aurechnung auf den elterlichen Erbtheil den Erlaß der 
3 000 Mark inſofern bedingt erſcheinen laſſe, als der Bekl. bei 
der Erbtheilung hatte verpflichtet ſein können, den erlaſſenen 
Kaufpreis zur Ausgleichung unter den Miterben ganz oder 
Eine ſolche Verpflichtung muß ebenſo 
für ausgeſchloſſen erachtet werden, wie fie im Falle der geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Anrechnung von Geſchenken nach 88 327, 
312 des A. L. R. Thl. II Tit. 2 ausgeſchloſſen erſcheint. (Vergl. 
Striethorſt, Archiv Bd. 49 S. 245, Koch, Pr. A. L. R. 8. Auf⸗ 
lage Anm. 36 Abſ. 2 zu § 1064 Thl. I Tit. 11, Rehbein, 
Entſch. des Obertribunals Bd. 2, S. 389 Anm.) Dieſen 
Erwägungen gegenüber kann der Hinweis der Reviſion auf die 
in Gruchot's Beiträgen Bd. 34 S. 124 flg. mitgetheilte reichs ⸗ 
gerichtliche Entſch. vom 8. Juli 1889 nicht für zutreffend er⸗ 
achtet werden. Denn in dem jener Entſcheidung zu Grunde 
liegenden Falle gelangte das B. G. unter Billigung des R. G. 
durch Auslegung einer Quittung zu der thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung, daß die damals fragliche Zuwendung unter Ausſchluß 
der Schenkungsabſicht lediglich eine Abſchlagszahlung auf den 
Muttererbtheil darſtellte, die nur unter der nicht eingetretenen 
und deshalb der Zuwendung ihre Grundlage entziehenden Vor⸗ 
ausſetzung erfolgt ſei, daß die Empfängerin erſt nach ihrer 
Mutter ſterben würde. Bei der hiernach von der gegenwärtig 
in Betracht kommenden weſentlich verſchiedenen thatſaͤchlichen 
Unterlage jener Entſcheidung können aus derſelben Geſichte punkte 
für die Beurtheilung des vorliegenden Rechtsſtreits nicht ge⸗ 
wonnen werden. IV. C. S. in S. Bienek c. Bienek vom 
6. Juni 1901, Nr. 109/1901 IV. 

25. 88 151 ff. I. 17. 

Was die Frage betrifft, ob der Kl. befugt ſei, einen ſeiner 
Quote entſprechenden Theilbetrag der ſtreitigen Nachlaßforderung 
für fich allein einzuklagen, ſo iſt dieſelbe vom B. R. mit Recht 
bejaht worden. In dieſer Hinſicht fteht feſt, daß der Nachlaß 
durch den Vertrag vom a = een 1891 getheilt iſt. 
Dabei war die jetzt ſtreitige Nachlaßforderung nicht etwa einer 
fpäteren Theilung vorbehalten worden, ſondern fie iſt dabei nur 
unberückfichtigt geblieben. Bei folder Sachlage bedarf es, da 
die Quoten feſtſtehen, keines weiteren Theilungsaktes. Der 
Bekl. wird auch dadurch, daß der Kl. nicht die Einzahlung 
des ganzen Forderungsbetrages zu einer anzulegenden 
Theilungsmaſſe, ſondern nur die Herauszahlung ſeiner Quote 
verlangt, keineswegs ſchlechter geſtellt. (Vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 21 S. 252.) IV. C. S. i. S. Gube 
c. Gube vom 4. Juli 1901, Nr. 145/1901 IV. 

26. § 2000 II. 8. Doppelverſicherung. 

Das R. G. hat bereits ausgeſprochen, daß die doppelte 
Verſicherung eines und deſſelben Objekts gegen Feuersgefahr 
nach gemeinem Recht nicht an und für ſich unzuläſſig iſt. 
Vergleiche Beſchluß der vereinigten Civilſenate vom 17. Dezember 
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1881 (Entſch. in Civilſachen, Bd. 6 S. 177), in welchem 
unter anderem ausgeführt iſt, daß ſich aus der rechtlichen 
Natur des Verſicherungsgeſchäfts zwar ableiten laſſe, daß eine 
zweite Verſicherung nie den Zweck und Erfolg zweifacher 
Vergütung deſſelben Schadens haben könne, — nicht aber 
die Unmöglichkeit, daß zwei Schuldner für die Leiſtung der 
einfachen Vergütung exiſtiren und ſich zwei Verficherungs⸗ 
anſtalten zum Erſatz eines und deſſelben Feuerſchadens 
verbindlich machen. Die Erwägung führt auch für das 
preußiſche Recht zu der Annahme, daß die Doppelverſicherung 
nicht ſchlechihin unzuläſſig iſt, ſoweit nicht poſitive Beſtimmungen 
dieſe Annahme ausſchließen. Das Geſetz vom 8. Mai 1837 
über das Mobiliar⸗Feuer⸗Verſicherungsweſen, welches als Regel, 
— jedoch nicht, ohne eine Ausnahme zuzulaſſen, — die 
Unzuläſſigkeit der Verſicherungen eines und deſſelben Gegen- 
ſtandes bei mehreren Verſicherungsgeſellſchaften ausſpricht, 
kommt hier, wo es fich um Verſicherung von Gebäuden 
handelt, nicht zur Anwendung. Aus der Beſtimmung des 
8 2000 Thl. II Tit. 8 A. L. R. iſt aber die abſolute 
Unzuläſſigkeit der Doppelverſicherung nicht zu entnehmen, wie 
ſich aus der nachfolgenden Vorſchrift des § 2001 ergiebt, nach 
welcher Derjenige, der Verſicherung ſucht, gewiſſenhaft anzeigen 
muß, ob und in welcher Art er bereits an einem Orte 
Verſicherung genommen, oder zu deren Schließung Ordre 
ertheilt habe. Während ferner nach 8 2002 Derjenige, der 
bei einer ſolchen Anzeige eine vorſätzliche Unrichtigkeit zum 
Schaden des Verſicherers oder eines Dritten begeht, ſeines 
Rechts aus den beiden oder mehreren Verſicherungen verluſtig 
werden ſoll, bleibt nach § 2003, falls die Anzeige aus grobem 
oder mäßigem Verſehen unterlaſſen worden iſt, nur die älteſte 
Verſicherung in Kräften. Die Doppelverficherung iſt hiernach 
dann nicht unzuläffig, wenn der Verſicherte bei Nachſuchung 
der zweiten Verficherung dem Verſicherer von der bereits 
anderweit genommenen Verſicherung Kenntniß giebt. Da nun 
Kl. den Generalagenten A. ausdrücklich darauf hingewieſen hat, 
daß er die Entlaſſung aus der Verſicherung bei der Immobiliar⸗ 
Feuer Societät der Provinz Weſtpreußen nicht erwirken könne, 
ſo verſagt die Rüge, daß der B. R. durch ſeine Entſcheidung 
den 8 2000 Thl. II Tit. 8 A. L. R. verletzt habe. Ferner iſt 
die Rüge der Verletzung des 8 1983 a. a. O. hinfällig, da 
die Sachlage keinen Anhalt für die Annahme bietet, daß Kl. 
darauf ausgegangen wäre, durch Doppelverſicherung Bereicherung 
zu ſuchen. VII. C. S. i. S. Aachen Leipziger Verſicherungs A. G. 
c. Styrbicki vom 11. Juni 1901, Nr. 134/1901 VII. 

27. 88 88 ff. II. 10. Verantwortlichkeit des Preußiſchen 
Notars. 

Das B. G. hat — inſoweit mit dem I. R. übereinſtimmend 
— angenommen, daß der Bekl. bei Entwerfung und Be 
glaubigung der Anträge des Zimmermanns K. in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Notar und daher als Beamter gehandelt habe. 
Derſelbe habe damit auch, als Notar, die Verantwortung dafür 
übernommen, daß die ſo öffentlich beglaubigten Anträge inhaltlich 
richtig gefaßt, die aus der Verſügungsabſchrift des Grundbuch- 
richterd zu erſehende Grundbuchnummer des K.ſſchen Grund- 
ſtückes in die von ihm benutzten Schuldverſchreibungsformulare 
richtig übernommen wären. Die Konzipirung der Anträge laſſe 
ſich von der öffentlichen Bea der darunter befindlichen 
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Unterſchriften nicht trennen, die geſammte Thätigkeit des Bekl. 
ſtelle ſich im vorliegenden Falle vielmehr als eine einheitliche, 
amtliche dar. Der Zimmermann K. habe auch die Dienſte des 
Bekl. lediglich in ſeiner Eigenſchaft als oͤffentliche Urkundsperſon 
in Anſpruch nehmen wollen; jedenfalls ſei es ihm um Herſtellung 
einer öffentlichen Urkunde im Sinne von § 33 der Grdb. O. 
zu thun geweſen. In allen Fällen aber, wo den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erklärungen einer Partei die von dieſer gewollte Form 
einer öffentlichen Urkunde verliehen werde, handle der Notar als 
Beamter, nicht als Beauftragter. Der Bekl. hafte daher gemäß 
§ 88, 8 89 des A. L. R. Thl. II Tit. 10 für jedes bei Führung 
feines Amtes begangene Verſehen, welches bei gehöriger Auf- 
merkſamkeit und nach den Kenntniſſen, die bei der Verwaltung 
des Amtes erfordert werden, hätte vermieden werden können und 
ſollen. Daß der Notar nach Preußiſchem Recht Beamter iſt, 
ſteht außer Zweifel. Vergl. außer den im B. U. angeführten 
Geſetzesſtellen auch das Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über 
das Notariat vom 15. Juli 1890 (Geſetzſammlung S. 229) 
§ 13 Abſ. 1, 8 14 Abſ. 2 und 3; Gruchot, Beiträge Bd. 30 
S. 698 f. Es fragt ſich aber, ob der Bekl. bei Beſorgung der 
Angelegenheit, bezüglich deren ihm vorliegend ein Verſehen zur 
Laſt gelegt wird, in ſeiner Eigenſchaft als Notar und Beamter 
thätig geweſen ſei, das Verſehen alſo fih als ein im Amte 
begangenes darſtelle, welches den Bekl. zufolge der Beſtimmungen 
in 88 88, 89, 91 A. L. R. Thl. II Tit. 10 Dritten — nicht 
bloß dem Auftraggeber — gegenüber haftbar machen würde. 
Der Bekl. hat das ſchon in den Vorinſtanzen beſtritten: als 
Notar fungire er nur da, wo er als Urkundsperſon auftrete, ſo 
in dem Falle, wo er eine notarielle Verhandlung aufnehme; 
in allen Fällen aber, wo er lediglich eine privatim abgegebene 
Erklärung konzipire und eine darunter befindliche Unterſchrift 
beglaubige, hafte er, was den Inhalt der entworfenen Ver⸗ 
handlung anlange, nicht als Beamter, als Notar, ſondern 
lediglich als Rechtsberather, als Beauftragter des Erklärenden; 
und zwar auch dann, wenn er feine Gebührenliquidation nach 
den Beſtimmungen der Notariategeſetze aufſtelle. Für das im 
gegenwärtigen Falle bei dem Entwerfen der Schuldverſchreibungen 
vorgekommene Verſehen würde alſo der Bekl. nur von ſeinem 
Auftraggeber K., nicht auch von den Kl. verantwortlich gemacht 
werden können. — Die Revifion hat dieſe Auffaſſung gleicher 
maßen vertreten: Einen notariellen Akt enthalte nur die Be- 
glaubigung der Unterſchrift, nicht auch die Entwerfung der 
Urkunde, bei der vielmehr der Bekl. lediglich als privater 
Beauftragter thätig geweſen ſei. Daran könne das von dem 
B. R. betonte zeitliche Zuſammenfallen der beiden Akte, das 
nur ein zufälliges ſei, nichts ändern. Der Reviſion war nach 
Lage des vorliegenden Falles Recht zu geben. Es handelte ſich 
bei dem von dem Grundeigenthümer K. dem Bekl. ertheilten 
Auftrag um die Anfertigung einer Schuld. und Pfanb- 
verſchreibung mit dem Antrag auf Eintragung der Hypotheken. 
Nach § 33 der Preuß. Grdb. O. vom 5. Mai 1872 müſſen 
ſchriftliche, zu einer Eintragung oder Löſchung erforderliche An- 
träge und Urkunden gerichtlich oder notariell aufgenommen 
oder beglaubigt ſein. Die letztere hier zugelaſſene Form, die 
Beglaubigung, beſteht in einer Beurkundung der Unterſchriften 
und geſchieht nach § 8 Abſ. 3 des Geſetzes vom 15. Juli 1890, 
enthaltend Beſtimmungen über das Notariat ꝛc., durch einen 
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under die Unterſchrift oder das Handzeichen zu ſetzenden Vermerk 
des Inhalts, daß die vorſtehende Unterſchrift ꝛc. der näher zu 
bezeichnenden Perſon beglaubigt werde, wobei anzugeben iſt, ob 
die Beglaubigung auf Grund der vor dem beglaubigenden Be⸗ 
amten erfolgten Fertigung oder der vor demſelben erfolgten 
Anerkennung geſchieht. Anders als bei der Aufnahme einer 
notariellen Urkunde, einer Verhandlung, wobei der Notar den 
Inhalt einer Parteierklärung in die von ihm gefertigte Urkunde 
aufnimmt, wird bei der bloßen Beglaubigung nicht der Inhalt 
der Urkunde, ſondern nur die Unterſchrift zum Gegenſtand 
der Beurkundung gemacht, und ſie allein, nicht darüber hinaus 
der Inhalt des Schriftſtückes, iſt von dem öffentlichen Glauben 
gedeckt. Die notariell beglaubigte Urkunde iſt an ſich eine 
Privaturkunde, wobei nur deren Unterſchrift durch eine bei- 
geſetzte, unter 8 415 oder 418 der C. P. O. fallende öffentliche 
Urkunde in ihrer Echtheit beglaubigt iſt. (Vergl. Enutſch. des 
R. G. Bd. 13 S. 330. Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung, 
Bd. I zu 8 415 S. 868 und jetzt Reichsgeſetz über Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898, 
88 183 mit 8 167 ff.) Die Urkunde, welche der Notar zu 
beglaubigen hat, kann von der Partei ſelbſt oder auch von 
irgend einem Dritten verfaßt ſein. Diesfalls hat der Notar, 
deſſen Thätigkeit ſich auf die Beglaubigung beſchränkt, den 
Inhalt der Urkunde nicht zu vertreten, er iſt weder ſchuldig 
noch auch befugt, von dem Inhalt des Inſtruments Kenntniß 
zu nehmen (vergl. § 21 des Preußiſchen Notariatsgeſetzes vom 
11. Juli 1845, jetzt Art. 60 des Preußiſchen Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899, Geſetz⸗ 
ſammlung S. 249). Liegt aber der — insbeſondere bei der 
Verbindung des Notariats mit der Rechtsanwaltſchaft — 
praktiſch häufige Fall vor, daß der Notar ſelbſt im Auftrage 
der Partei den Entwurf der Urkunde angefertigt hat und nach 
ihrer Vollziehung durch die Betheiligten die Unterſchriften be⸗ 
glaubigt, jo erſtreckt ſich die in letzterem Akt bethätigte Amts⸗ 
ausübung gleichwohl nicht auch auf die erſtere Thätigkeit. 
Dem Weſen nach beſteht die Amtsthätigkeit des Notars in der 
öffentlichen Beurkundung im Dienſte Privater. In den mannig⸗ 
fachen fonſtigen Geſchaften, welche die Notare betreiben, ohne 
daß ſolche zu der öffentlichen Beurkundung in Beziehung 
ſtänden, wie bei der Rechtsberathung, dem privatſchriftlichen 
Entwerfen von Urkunden, fungirt der Notar nicht als Staats» 
organ. Es find das allerdings Berufsgeſchäfte des Notars, 
aber nicht Amts geſchäfte. Schon in § 47 der Preußiſchen 
Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. III Tit. 7 wird ausdrücklich 
unterſchieden zwiſchen Inſtrumenten, welche die Notare als 
Konſulenten der Parteien entwerfen und anfertigen, und ſolchen, 
die ſie in der Qualität von Notarien vor ſich ſelbſt unter 
gewifien Feierlichkeiten vollziehen laſſen — wonach alſo das 
Erſtere nicht zu den eigentlichen Notariatsgeſchäften gehört. 
Der Unterſchied zwiſchen der einen und der anderen Thätigkeit 
des Notars tritt auch in den neueren Geſetzen hervor (vergl. 
z. B. Notariatsgeſetz vom 11. Juli 1845 Art. 1 mit Geſetz 
vom 15. Juli 1890 Art. 2 und Königliche Verordnung vom 
21. Juli 1843, Geſetz vom 15. Juli 1890 58 13, 14 und 
Weißler, das Notariat der Preußiſchen Monarchie [1896], 
S. 76, 160, 164), und er muß ſich auch geltend machen für 
die Frage der Haftung des Notars aus Amtshandlungen nach 
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Maßgabe von 85 86 ff. des A. L. R. Thl. II Tit. 10. Es 
wäre immerhin denkbar, daß zufolge beſonderer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen die Haftpflicht des Notars und damit deſſen Haftung 
für Verſehen ſich über die Grenze der notariellen Amtsthätigkeit 
im engeren Sinne hinaus erſtreckte; und eine Einwirkung nach 
dieſer Seite könnte man wohl den in 8 8 Abſ. 5 und 8 9 
des Geſetzes vom 15. Juli 1890 dem Notar auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen zur Prüfung der Identität und Geſchäftsfähigkeit 
des Ausſtellers einer Urkunde, auch bei bloßer Beglaubigung, 
bezw. zur amtlichen Fürſorge für die rechtzeitige Entrichtung 
der Stempelabgabe beimeſſen; allein die erſte Beſtimmung 
betrifft eine mit dem Beglaubigungsakt begrifflich zuſammen⸗ 
haͤngende Kognition, deren Vornahme bei der bloßen Be⸗ 
glaubigung nicht mehr ausdrücklich zu verfichern iſt, und aus 
der zweiten, einer Aus nahmevorſchrift, laſſen ſich weiterreichende 
Folgerungen nicht ableiten. — Was aber im Beſonderen das 
Entwerfen von Urkunden anlangt, ſo kann in dem hier vor⸗ 
liegenden Fall, wenn der Notar zufolge Auftrags einer Partei 
die Urkunde entworfen hat und demnächſt die Unterſchrift be⸗ 
glaubigt, weder aus der Einheitlichkeit des Auftrages noch 
aus dem thatſächlichen Zuſammenhang der einen und der anderen 
Thätigkeit die Annahme begründet werden, daß die Abfaſſung 
der Schrift mit dem Beglaubigungsakt zuſammen in den Bereich 
der Amtepflicht des Notars und feiner amtlichen Verantwortlich. 
keit gezogen werde und demnach diesfalls der Notar für die 
inhaltliche Beſchaffenheit des Entwurfes in ſeiner amtlichen 
Eigenſchaft einzuſtehen habe. Darüber, ob ein eigentliches 
Notariatsgeſchäft, alſo eine Amtshandlung des Notars vorliegt, 
kann nur die objektive Natur des Geſchäftes entſcheiden. Es 
iſt ſehr wohl moglich, daß dem Notar ein Auftrag ertheilt 
wird, deſſen Ausführung theilweiſe ein eigentliches Notariats⸗ 
geſchäft und theilweiſe ein anderes Geſchaft erfordert. Dieſes⸗ 
andere Geſchäft, wie das Entwerfen einer privatrechtlichen Ur⸗ 
kunde, mag ein ſolches ſein, das von dem Auftraggeber ſelbſt 
oder einem beliebigen Dritten hätte beſorgt werden können, oder 
es mag damit der Notar als geſchäfts⸗ und rechtskundige Perſon 
namentlich in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt betraut worden 
ſein. Das durch den einheitlichen Auftrag und deſſen Aus- 
führung geſchaffene, zeitliche und äußerliche Zuſammenfallen der 
Thätigkeit nach der einen und nach der anderen Seite vermag 
aber die innere und rechtliche Natur der beiderlei Akte nicht zu 
verändern und läßt die Ausführung des Geſchäftes, ſoweit es 
nicht zu den Obliegenheiten des Beauftragten in ſeiner Stellung 
als öffentliche Urkundsperſon gehört, nicht zu einer Amtshandlung 
deſſelben werden. Die gegentheilige Auffaſſung wäre nur be⸗ 
rechtigt, wenn ſich hierfür aus pofitiven Geſetzesvorſchriften ein 
beftimmter Anhalt entnehmen ließe. Das iſt indeß nicht der 
Fall. Daraus, daß in der Gebührenordnung für Notare vom 
25. Juni 1895 (Geſetzſammlung S. 256) § 9 die Gebühr für 
erforderte Entwürfe normirt und in Abſ. 2 daſelbſt der Fall, 
wenn von dem Notar auf Grund eines von ihm gefertigten 
Entwurfs demnächſt das Rechtsgeſchäft aufgenommen wird oder 
vor ihm die Anerkennung oder Beglaubigung von Unterſchriften 
unter einem von ihm gefertigten Entwurfe erfolgt, beſonders 
geregelt iſt, darf ein Schluß auf den Amtscharakter der Fertigung 
von Entwürfen nicht gezogen werden. Die Gebührenordnung 
beſtimmt die Gebühren für die Berufs thätigkeit der Notare 
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überhaupt, welche fich nicht mit der Amts thätigkeit deckt (wie 
es auch bei der letzteren allein auf die Zuſtändigkeit des Notars 
ankommt) und fie ſetzt Gebühren auch für anderweite Akte feſt, 
welche ficher nicht zu den notariellen Akten im eigentlichen Sinne 
zu rechnen find, fo für Anträge ($ 10), Leitung von Erb⸗ 
theilungen (§ 11), Gutachten ($ 17), Darlehnsvermittelung 
($ 18); fie erſtreckt endlich die in der Gebührenordnung ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen in § 29 auch auf die von Rechts- 
anwälten beſorgten Gejchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Vergl. hierzu Weißler, das Notariat der preußiſchen Monarchie, 
(1896) IV. Theil, zu § 1 der Gebührenordnung S. 383, zu $ 9 
S. 387, zu $ 29 S. 399. — Auch die Vorſchriften über Ver⸗ 
wahrung von Geldern ꝛc., Geſetz vom 15. Juli 1890 8 11, 
über Eintragungen von Verhandlungen, Entwürfen und Be⸗ 
glaubigungen in das Notariatsregiſter — ebendort 8 10 — 
beziehen fih auf das weitere Gebiet der Berufsgeſchäfte des 
Notars, welches über die Grenze der Amtskompetenz hinaus- 
reicht. — Wenn der Notar hinfichtlich feiner Berufspflichten im 
weiteren Sinne der Dienſtaufficht und dem Disziplinarrecht 
unterſteht (vergl. Weißler a. a. O. S. 196 ff.), fo läßt fich auch 
daraus nicht für die civilrechtliche Verantwortlichkeit nach Maß⸗ 
gabe der 85 86 ff. des A. L. R. Thl. II Tit. 10 argumentiren. 
Für die letztere iſt an der Grenze des Amtsrechtes feſtzuhalten, 
welche durch den Inhalt der eigentlichen Amtsbefugniſſe und 
Amtspflichten, das iſt bei dem Notar durch die auf die öffent⸗ 
liche Beurkundung bezügliche Zuſtändigkeit, beſtimmt iſt. — Es 
mögen fich Fälle denken laſſen, wo der Notar, welcher einer von 
ihm ſelbſt oder auch von einem Dritten entworfenen Urkunde 
die notarielle Beglaubigung beifügt, ſich hierdurch der Verletzung 
einer Amtspflicht mit Rüdfiht auf den Inhalt der Urkunde 
ſchuldig machen kann, ſo etwa, wenn er in Kenntniß von 
einem Fehler in der Urkunde, welcher dieſelbe zu dem bezweckten 
Erfolg untauglich macht, oder in Kenntniß von einem geſetz⸗ 
oder filtenwidrigen Inhalt fie mit ſeiner Beglaubigung verfieht. 
Allein dieſe Möglichkeit einer Amtspflichtverletzung hat mit der 
Frage, ob der Notar für ein Verſehen bei Abfaſſung der 
Urkunde nach den Grundſätzen des Amtsrechts verantwortlich 
ſei, an ſich nichts zu thun. Eine Verantwortlichkeit im letzteren 
Sinne — und alſo eine Haftung aus Verſehen jedem Dritten 
oder doch jedem an dem betreffenden Rechtsakte Betheiligten 
gegenüber — iſt aber dem Notar nach dem hier maßgebenden 
bisherigen Recht in Beziehung auf das privatſchriftliche Ent- 
werfen von Urkunden und auf den Inhalt einer zu beglaubigenden 
Urkunde in der Regel nicht aufzuerlegen, vielmehr tritt hier das 
Recht des dem Geſchäft jeweils zu Grunde liegenden Vertrages 
— Auftrag, Dienſtvertrag — mit den ſich hieraus ergebenden 
Rechtsfolgen ein. (Vergl. hierzu Weißler a. a. O. Kap. 4 S. 76; 
Kap. 16 S. 190 f. Ziffer e und f.) Die in dem B. U. für die 
gegentheilige Beurtheilung des vorliegenden Falles angeführten 
Gründe erſcheinen nicht als durchgreifend. Daſſelbe läßt dahin 
geſtellt, ob — was bislang nicht feſtſtehe — K. etwa die Auf- 
nahme einer notariellen Verhandlung oder bloß den Entwurf 
einer Schuldurkunde mit Eintragungsbewilligung verlangt 
habe: jedenfalls ſei es ihm um Herſtellung einer öffentlichen 
Urkunde im Sinne von § 33 der Grdb. O. zu thun geweſen; 
in allen Fällen aber, wo den rechtsgeſchäftlichen Erklärungen 
einer Partei die von dieſer gewollte Form einer öffentlichen 
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Urkunde verliehen werde, handle der Notar als Beamter, nicht 
als Beauftragter. Dieſen Satz hat das B. G. ohne Zweifel 
aus der dafür angezogenen Entſch. des R. G. IV. C. S. vom 
1. Februar 1886 in Gruchot Beitr. Bd. 30 S. 697 ff. (700) 
entnehmen wollen. Allein jener Fall betraf die Aufnahme 
von Kaufverträgen vor dem Notar und in der Begründung 
des reichs gerichtlichen Urtheils iſt (S. 700 eit.) geſagt, die 
Thätigkeit des Bekl. habe ſich darauf beſchränkt, kraft ſeines 
Amtes den vor ihm abgegebenen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen 
der Parteien die Form öffentlicher Urkunden zu verleihen, hierbei 
fungire er, auch ſoweit er in Gemäßheit ſeiner Amtspflicht bei 
der Faſſung der beurkundeten Erklärungen mitzuwirken hat, 
nur als Beamter. Eine notarielle Aufnahme des Eintragungs⸗ 
antrages vor dem Notar iſt im gegenwärtigen Fall nicht erfolgt 
und nach dem Thatbeſtand im Zuſammenhalt mit den vorſtehend 
wiedergegebenen Gründen iſt auch wohl anzunehmen, daß der 
Auftraggeber K. mit der von dem Bekl. gewählten Form einer 
beglaubigten Urkunde einverſtanden war. Ihm war es freilich 
um eine dem § 33 der Grdb. O. entſprechende Urkunde zu 
thun, aber das mußte eben nicht nothwendig eine dem Inhalte 
nach öffentliche Urkunde ſein. — Auch die in dem B. U. 
weiter in Bezug genommenen Urtheile des R. G. find für den 
gegebenen Fall nicht geeignet, der angefochtenen Entſcheidung 
als Stütze zu dienen. — Bei dem Urtheil des IV. C. S. 
vom 27. März 1899 (IV. Nr. 354/98, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1899 S. 318 Nr. 45) handelte es ſich um einen Fall, 
wo der Notar eine unrichtige Auskunft und dementſprechende 
Beſcheinigung einer Partei — dem Kl. — ertheilt hatte; es 
iſt ausgeſprochen, daß der Bekl. hierbei als Notar gehandelt 
habe und daraus dem Kl., der ſich an ihn um Auskunft 
gewendet hatte, ſchadenserſatzpflichtig ſei. Das in den Entſch. 
des R. G. Bd. 40 S. 314 ff. abgedruckte Urtheil des IV. C. S. 
vom 17. Januar 1898 (IV. 199/97, Katz gegen Loofmann) 
bezieht ſich gleichermaßen auf einen Fall, in welchem der Notar, 
welcher eine Urkunde entworfen und beglaubigt hatte, von der 
Partei, der Auftraggeberin, auf Schadenserſatz in Anſpruch 
genommen worden iſt. Wenn in dieſem Urtheil allerdings 
wiederholt die Anſicht des B. G. gebilligt iſt, daß dem Bekl. 
ein Verſehen im Amt, eine amtliche Unachtſamkeit zur Laft 
falle, ſo beruht auf dieſer Auffaſſung die Entſcheidung inſofern 
nicht, als es hierbei nur darauf ankam, ob dem Bekl. ein 
Verſehen und der Kl. ein konkurrirendes Verſchulden zur Laſt 
fiel. Und da in der jetzt zu entſcheidenden Sache die Haftpflicht 
des Notars nicht dem Auftraggeber, ſondern einem Dritten 
gegenüber in Frage ſteht, fo erſcheint der Fall des 9 137 G. V. G. 
nicht als gegeben. Auftraggeber für die Anfertigung der 
Schuldverſchreibungen und Eintragungsanträge war vorliegenden 
Falles allein der Eigenthümer K. Mit den Kl. ftand der 
Bekl. in Bezug auf dieſe Angelegenheit in keinem Vertrags- 
oder ſonſtigem Rechtsverhältniß. In den Gründen des B. U. 
iſt auch ausdrücklich geſagt, daß K. nicht Vertreter der Kl. 
geweſen ſei. Jedenfalls iſt die Klage auf ein Vertragsverhältniß 
zwiſchen den Kl. und dem Bell. nicht geſtützt worden. Als 
ein außerkontraktlicher Anſpruch aus einem Amtsverſehen des 
Bekl. — aber iſt die Klage nicht zu begründen. VI. C. S. 
i. S. A. c. Klapproth und Gen. vom 20. Juni 1901, 
Nr. 75/1901 VI. 
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28. 8 261 II. 11. | 

Mit Recht verneint zunächſt das B. G. ſchlechthin die 
rechtliche Zuläſfigkeit eines Gewohnheltsrechts des Inhalts, daß 
die Altlutheraner zu den aus der perſönlichen Zugehörigkeit 
zum evangeliſchen Parochialverbande entſpringenden Laſten 
verpflichtet bleiben ſollen. Eine ſolche Unzuläſfigkeit kann freilich 
nicht ſchon aus den Beſtimmungen des A. L. R., insbeſondere 
aus § 261 Thl. II Tit. 11 daſelbſt hergeleitet werden. Allerdings 
beſtimmt dieſer Paragraph, daß Niemand bei einer Parochialkirche 
von einer andern als derjenigen Religionspartei, zu welcher er 
ſelbſt ſich bekennt, zu Laſten oder Abgaben, welche aus der 
Parochialverbindung fließen, angehalten werden ſolle, wenn er 
gleich in dem Pfarrbezirke wohne oder Grundſtücke darin beſitze. 
In ſtändiger Praxis iſt jedoch angenommen, daß hierbei das 
A. L. R. unter Religionspartei nur die öffentlich aufgenommenen 
Kirchen, die katholiſchen und die beiden evangeliſchen, welche 
beide jetzt die Landeskirche in ſich ſchließt, begreife. Dermaßen 
blieben Perſonen, welche aus einer dieſer Kirchen austreten, ohne 
zugleich zu einer anderen dieſer privilegirten Kirchen überzutreten, 
nach wie vor dem Pfarrzwange und den aus dem Parochial⸗ 
verbande fließenden Laſten unterworfen (Entſch. des Obertribunals 
Bd. 27 S. 375 ff., Bd. 58 S. 351 ff.). Dieſen ſonach auch 
für die ſog. Altlutheraner gegebenen Rechtszuſtand änderte ſchon 
die General⸗Konzeſſion vom 23. Juli 1845 ab. Dieſelbe 
beſtimmte inſonderheit zu Nr. 10: „In Anſehung der Verpflichtung 
zu den aus der Parochialverbindung fließenden Laſten und Abgaben 
ſoll auch bei den, ſich von der evangeliſchen Landeskirche getrennt 
haltenden Lutheranern, die Vorſchrift des 8 261 Tit. 11 
Thl. II des A. L. R. zur Anwendung kommen, ſoweit 
nicht nach Provinzialgeſetzen oder beſonderen Herkommen 
dergleichen Abgaben auch von Nichtevangeliſchen an evangeliſche 
Kirchen oder Parteien, und umgekehrt zu entrichten find.“ Es 
kann mit der Enſcheidung des Reichsgerichts in Bd. 26 S. 288 ff. 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht ſchon kraft dieſer letzteren Beſtimmung 
auch jedes Herkommen habe rechtsunwirkſam werden 
ſollen, wonach die Altlutheraner zu den aus dem Parodtal- 
nexus fließenden Abgaben und Leiſtungen perfönlich verpflichtet 
werden, und ob nicht jene Beſtimmung nur diejenigen Obſervanzen 
aufrecht erhält, wonach Parochiallaſten die rechtliche Natur 
von Reallaſten angenommen haben. Jedenfalls hat das 
Geſetz vom 14. Mai 1873 in keiner Weile einen Rechs⸗ 
zuſtand weiter aufrecht erhalten wollen, nach welchem auch nur 
auf Grund eines Herkommens Perſonen, welche aus der Landes⸗ 
kirche austreten oder bereits ausgetreten waren, nach wie vor zu 
denjenigen Leiſtungen perfönlich verpflichtet ſein ſollten, welche auf 
dem Parochialverbande beruhen. Dies ſprechen die 
Materialien zu dieſem Geſetz und dieſes ſelbſt in den 88 3, 4 
klar aus (Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des 
Abgeordnetenhauſes in der Seſſion 1872 — 73, Bd. 4 der Anlagen 
S. 437, Kommiſſionsbericht daſelbſt Bd. 5 S. 1123). Sollten 
hiernach auf Grund der Geſetzgebung von 1878 die perſönlichen 
Pflichten aus der Parochialverbindung unbedingt für die Alt⸗ 
lutheraner wegfallen, jo ſollten doch andererſeits gemäß 88 3, 4 
des Geſetzes vom 14. Mai 1873 unberührt bleiben die auf 
anderen Rechtstiteln beruhenden Laſten, wie Reallaſten, 
Patronatslaſten. IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde Zedlin 
o. Timm und Gen. vom 10. Juni 1901, Nr. 79/1901 IV. 
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29. SS 1 ff. II. 15. 

Im B. U. iſt in thatſächlicher Beziehung bezüglich der in 
Frage ſtehenden Straße Folgendes feſtgeſtellt: Sie iſt angelegt 
von den Banunternehmern W. und K. auf ihnen gehörigem 
Lande. Im Januar 1897 iſt der von denſelben entworfene 
Anlageplan von der Gemeindevertretung zu Weitmar feſtgeſtellt, 
und im März 1897 die Anlegung der Straße nach Maßgabe 
dieſer Feſtſtellung durch die Polizeibehörde genehmigt worden. 
Hierbei wurde den Unternehmern auf Grund des Ortsſtatuts 
für Weitmar auferlegt, fünf Jahre lang die Straße zu unter⸗ 
halten, dafern fie nicht inzwiſchen eine öffentliche werde. Die 
Polizeibehörde hat in den Jahren 1897 und 1898 mehrfach 
Aufforderungen wegen des ordnungsmäßigen Ausbaus der Straße 
an die Unternehmer gerichtet und im Jahre 1898 das noch 
Fehlende auf deren Koſten ausführen laſſen. An der Straße 
find ſeit dem Jahre 1897 mehrere Wohngebäude errichtet und 
in Benutzung genommen worden, ſie iſt ſeit ihrer in demſelben 
Jahre erfolgten Freilegung als Verbindungsweg zwiſchen zwei 
öffentlichen Straßen für den öffentlichen Verkehr unentbehrlich 
geweſen und für dieſen allgemein benntzt worden und zwar unter 
Billigung der Polizeibehörde. In rechtlicher Beziehung habe das 
B. G. angenommen, die Gneiſenauſtraße habe zur Zeit des 
Unfalls die Eigenſchaft eines öffentlichen Weges im Sinne des 
Wegerechts gehabt, die oͤffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung zu ihrer 
Unterhaltung habe aber nicht der Bekl., ſondern den Unter⸗ 
nehmern W. und K. obgelegen. Die Vorinſtanz geht hierbei 
von der — auch dem Urtheil des R. G. vom 4. Februar 1901 
in der Sache Joſephs gegen Gemeinde Rüttenſcheidt, Rep. VI 
309/1900, zu Grunde liegenden — Auffaffung aus, daß in 
Weſtfalen die Wegebaulaft bezüglich der dem lokalen Orts⸗ 
verkehr dienenden öffentlichen Straßen grundſätzlich bei den 
Gemeinden liegt, ſie nimmt indeß an, im vorliegenden Falle ſei 
die Verpflichtung der Bekl. dadurch ausgeſchloſſen geweſen, daß 
die Herſtellung der Straße und für einen fünfjährigen Zeitraum 
auch deren Erhaltung von den Unternehmern W. und K. durch 
eine gegenüber der Wegepolizeibehörde abgegebene und von dieſer 
angenommenen Erklärung übernommen worden ſei. Hierdurch 
jet für dieſe die öffentlich- rechtliche Verpflichtung zur Erhaltung 
der Straße begründet worden; zum Uebergange dieſer Pflicht 
auf die Bekl. hatte es eines beſonderen Uebernahmeaktes oder 
doch einer Zuſtimmungserklärung der Bekl. dazu, daß die Straße 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet werde, bedurft; hieran fehle 
es. Durch die Bemerkung, daß wenigſtens die Zuſtimmung der 
Bekl. zur Widmung der Straße für den öffentlichen Verkehr 
nothwendig geweſen wäre, um deren Unterhaltungspflicht zu be⸗ 
gründen, hat anſcheinend dem im Uebrigen nicht weiter gewürdigten 
Umſtande Rechnung getragen werden ſollen, daß den genannten 
Unternehmern die Verpflichtung zur Unterhaltung der Straße 
ausdrücklich nur ſo lange, bis dieſe eine öffentliche werde, auf⸗ 
erlegt worden war. Den vorſtehenden Ausführungen iſt nicht 
beizupflichten, ſie ſtehen auch nicht, wie das B. G. meint, im 
Einklange mit der Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts. 
Allerdings iſt von dieſem Gerichtshofe mehrfach ausgeſprochen 
worden, unter Zuſtimmung der Polizeibehörde könne ein öffent- 
licher Weg auch in der Weiſe geſchaffen werden, daß an Stelle 
der an ſich wegebaupflichtigen Gemeinde ein Dritter den Weg 
herſtelle und gegenüber der Polizeibehörde die oͤffentlich⸗ rechtliche 
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Verpflichtung zu deſſen Erhaltung übernehme; in ſolchem Falle 


entſtehe für die Gemeinde keine Unterhaltungspflicht, und es 
bedürfe deshalb auch ihrer Zuſtimmung dazu, daß er dem öffent- 
lichen Verkehr gewidmet werde, nicht. Preußiſches Verwaltungs. 
blatt Bd. 10 S. 589 fg., Entſch. des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 30 S. 253 fg. Werde von einem Dritten unter Zuſtimmung 
der Polizeibehörde, aber ohne diejenige der Gemeinde, ein neuer 
Weg angelegt und dem öffentlichen Verkehr übergeben, ſo er⸗ 
wachſe dieſer die Pflicht, den Weg zu erhalten, nur, wenn deſſen 
Herſtellung als eines polizeilich nothwendigen von der zuſtändigen 
Behörde in einem dazu geordneten Verfahren urſprünglich an- 
geordnet worden ſei, oder die Gemeinde die Nothwendigkeit, den 
Weg zu bauen, unumwunden anerkannt oder die Unterhaltungs⸗ 
pflicht rechtsverbindlich übernommen habe. Vergl. die Entſch. 
des Oberverwaltungsgerichts a. a. O., Preußiſches Verordnungs⸗ 
blatt Bd. 9 S. 250, Bd. 12 S. 339. Indeß ergiebt fi aus 
dieſen Sätzen für eine Sachgeſtaltung, wie ſie hier vorliegt, 
keineswegs die von der Vorinſtanz daraus abgeleitete Folgerung, 
und es ſind auch die Fälle, in denen auf Grund dieſer Saͤtze 
die Verpflichtung der Gemeinde zur Erhaltung der betreffenden 
Wege verneint, beziehungsweiſe derjenige eines Anderen anerkannt 
worden iſt, von dem jetzt vorliegenden weſentlich verſchieden ge⸗ 
weſen. Hier hat nach den oben wiedergegebenen Feſtſtellungen des 
angefochtenen Urtheils von vornherein zwiſchen allen Betheiligten 
— den Unternehmern, der Polizeibehörde und den Vertretern der 
beklagten Gemeinde — Einverſtändniß darüber beſtanden, daß die 
anzulegende Straße als Verbindung zwiſchen zwei anderen öffent⸗ 
lichen Straßen nothwendig ſei und nach ihrer Fertigſtellung dem 
öffentlichen Verkehre gleich den übrigen Ortsſtraßen dienen ſolle, 
die Bekl. ſelbſt hat durch ihre Vertreter die Lage und Geſtaltung, 
welche die Straße erhalten, und die Art, wie ſie hergeſtellt und 
an die bereits beſtehenden Straßen angeſchloſſen werden ſolle, 
im Einzelnen feſtgeſtellt (Protokoll vom 15. Januar 1897 
Blatt 6 der Akten des Amtes Weitmar Abtheilung II F. 31 
Nr. 3) und es iſt ausdrücklich beſtimmt worden, daß die Unter⸗ 
haltungspflicht der Unternehmer ſich erledigen ſolle, ſobald die 
Straße dem öffentlichen Verkehr, dem zu dienen ſie beſtimmt 
war, übergeben werde. Bei dieſer Sachlage kann davon, daß 
die Straße als eine öffentliche ohne Zuſtimmung der Bekl. an- 
gelegt worden ſei, gar keine Rede ſein. An den hieraus be⸗ 
züglich der Unterhaltungspflicht der Bekl. ſich ergebenden 
Folgerungen wird dadurch, daß in Gemäßheit des Geſetzes vom 
2. Juli 1875, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen, und des auf Grund deſſelben erlaſſenen Ortsſtatuts 
für Weitmar den Unternehmern W. und K. auferlegt worden 
iſt, die Straße fünf Jahre lang zu unterhalten, nichts geändert, 
auch dann nicht, wenn man davon, daß dies nur unter den 
oben erwähnten Einſchränkungen geſchehen iſt, ganz abſehen 
wollte. Denn durch die Beſtimmung in § 15 des angezogenen 
Geſetzes iſt den Gemeinden nicht das Recht verliehen worden, 
die ihnen kraft öffentlichen Rechtes obliegende Wegebaupflicht 
auf Andere abzuwälzen, es iſt ihnen vielmehr, wie von dem 
R. G. und dem Oberverwaltungsgerichte ſchon wiederholt aus- 
geſprochen worden iſt, nur die Möglichkeit eröffnet worden, 
durch Ortsſtatut den Unternehmern, die eine neue Straße an- 
legen oder eine beſtehende verlängern, bezüglich der Herſtellung 
und Erhaltung der Straße Gemeindelaſten in Geſtalt von 
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Naturalleiſtungen aufzulegen. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 22 S. 291, Bd. 29 S. 160; Entſch. des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts Bd. 19 S. 242 fg. unter I, vergl. auch den Kommentar 
zum Geſetze vom 2. Juli 1875 von Friedrichs, IV. Auflage 
Anm. 11 zu $ 15, S. 242 fg.; Germershauſen, das Wegerecht 
und die Wegeverwaltung in Preußen, II. Auflage Bd. 1 
S. 459 fg. Dadurch, daß eine Gemeinde von dieſem Rechte 
Gebrauch macht, wird an deren öffentlich rechtlicher Verpflichtung 
zur Erhaltung der öffentlichen Straßen ihres Bezirks nichts 
geändert; dieſe Pflicht wird auch dann nicht berührt, wenn der 
Unternehmer durch beſondere Vereinbarung (vergl. Friedrichs 
und Germershauſen a. a. O.) die Unterhaltung der Straße 
übernommen hat. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 
S. 297). Die Annahme der Vorinſtanz, in der hier in Frage 
ſtehenden Zeit habe die oͤffentlich- rechtliche Verpflichtung zur 
Erhaltung der Gneiſenauſtraße den Unternehmern W. und K. 
obgelegen, iſt hiernach ſchon deshalb unhaltbar, weil eine ſolche 
oͤffentlich⸗rechtliche Verpflichtung für die genannten Unternehmer 
überhaupt nicht entſtanden iſt, ſondern nur eine Verbindlichkeit 
gegenüber der Bekl. Indeß folgt aus den vorſtehenden Dar- 
legungen noch nicht, daß die Bekl. am 2. Dezember 1899 zur 
Erhaltung der Gneiſenauſtraße verpflichtet geweſen ſei. Denn 
wenn auch, wie oben bemerkt worden iſt, von vornherein alle 
Betheiligten darüber einverſtanden waren, daß dieſe Straße 
nach ihrer Herſtellung durch den Unternehmer dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet werden ſolle, fo erlangte fie doch den Charakter 
eines öffentlichen, von der Bekl. in ordnungsmäßigem Zuſtande 
zu haltenden Weges erſt zu der Zeit, wo ſie unter Zuſtimmung 
der Betheiligten dem Gebrauche, dem zu dienen ſie beſtimmt 
war, auch wirklich überlaſſen wurde. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus wird alſo die Frage, ob die Vertreter der Bekl, 
daß dies geſchehe gebilligt haben, allerdings von Bedeutung. 
Die Vorinſtanz nimmt nun zwar an, daß die Straße unter 
Genehmigung der Polizeibehörde dem öffentlichen Verkehr über- 
laſſen worden ſei, verneint aber, daß auch die Bekl. ihre Zu⸗ 
ſtimmung dazu erklart habe. Dieſer Ausſpruch entbehrt indeß, 
dafern er nicht auf einem Rechtsirrthum beruhen ſollte, jedenfalls 
der ausreichenden Begründung. Rechtsirrthümlich würde es 
fein, wenn das B. G., wie nach feinen Ausführungen nicht 
ausgeſchloſſen erſcheint, der Meinung geweſen fein follte, es ſei 
eine ausdrückliche Zuſtimmung der Bekl. erforderlich geweſen. 
Wie das R. G. in Ueberein ſtimmung mit dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht ſchon oftmals ausgeſprochen hat, liegt die Zuſtimmung 
der Betheiligten, alſo auch die der nach öffentlichem Rechte 
wegebaupflichtigen Gemeinde, dazu, daß ein Weg dem oͤffent⸗ 
lichen Verkehr gewidmet und überlaſſen werde, auch dann vor, 
wenn ſie ſtillſchweigend ihr Einverſtändniß damit, daß er vom 
Publikum als öffentlicher benutzt werde, zu erkennen gegeben 
haben. Vergl. die Urtheile des R. G. in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1896 S. 89 Nr. 102, in Gruchots Beiträgen 
Bd. 40 S. 1173, Bd. 42 S. 724, das oben angezogene vom 
4. Februar 1901, ſowie die des Oberverwaltungsgerichts in 
deſſen Entſch. Bd. 5 S. 236, Bd. 27 S. 401. Sollte aber 
die Vorinſtanz gleichfalls von dieſer Meinung ausgegangen ſein, 
jo würden die Gründe, die fie dafür angeführt hat, daß hier 
die Bekl. der Freigebung der Straße für den öffentlichen 
Verkehr nicht zugeſtimmt habe, unzureichend ſein. Geltend 
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gemacht wird inſoweit nur, die Bekl. habe die Straße 
noch nicht in ihr Eigenthum übernommen, und es habe 
wegen der Straßenanlage nur die Wegepolizeibehörde mit 
den Unternehmern verhandelt. Daraus, daß auf keinem 
dieſer beiden Wege — Uebernahme des Eigenthums, Ver⸗ 
handlung mit den Unternehmern — die Zuſtimmung der Bekl. 
dazu, daß die Straße vom Publikum als öffentlicher Weg be⸗ 
nutzt werde, Ausdruck gefunden hat, folgt aber doch in keiner 
Weiſe, daß dies nicht auf andere Weiſe, mindeſtens ſtillſchweigend, 
geſchehen ſei. Hierauf iſt die Vorinſtanz überhaupt nicht ein⸗ 
gegangen, und doch war dies im gegebenen Falle um ſo 
zweifelloſer geboten, als in dem Urtheil bei der Darlegung, 
daß die Straße ſchon vor dem 2. Dezember 1899 unter Zu⸗ 
ſtimmung der Polizeibehörde die Eigenſchaft eines öffentlichen 
Weges erlangt gehabt habe, ausgeſprochen worden iſt, dieſelbe 
ſei, nachdem fie im Jahre 1897 freigelegt und ihr Ausbau in 
den Jahren 1897 und 1898 zum Theil von den Unternehmern, 
zum Theil auf Anordnung der Polizeibehörde auf Koſten der 
Unternehmer durch Dritte bewirkt geweſen ſei, für den öffent⸗ 
lichen Verkehr, für den fie unentbehrlich ſei, allgemein benutzt 
worden. Es hätte, eventuell unter Ausübung des richterlichen 
Fragerechts, erörtert werden müſſen, wie fich zu alledem die 
Willensorgane der Bekl., zu denen auch der Amtmann für 
Weitmar gehörte, verhalten haben, und es wäre ſodann zu 
prüfen geweſen, ob nicht in deren Verhalten die Zuſtimmung dazu, 
daß die von vornherein für den öffentlichen Verkehr beſtimmte 
Straße nach ihrer planmäßigen Herſtellung auch thatſachlich 
der öffentlichen Benutzung freigegeben werde, zu befinden ſei. 
Bisher iſt von der Bekl. noch gar nicht behauptet worden, noch 
ſonſt ein Anhalt dafür hervorgetreten, daß die Vertreter der 
Gemeinde bezüglich der Ueberantwortung der Straße für den 
freien öffentlichen Verkehr eine andere Stellung eingenommen 
hätten, als die Polizeibehörde, und dies irgendwie erkennbar 
gemacht worden ſei. VI. C. S. i. S. Geiſer c. Gemeinde 
Weitmar vom 13. Juni 1901, Nr. 117/1901 VI. 


VI. Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

30. Gehaltsanſprüche der Beamten. 

Die Ausführungen des B. G. erſcheinen zutreffend und 
laſſen einen Rechtsirrthum nicht erkennen. Wie dieſſeits in 
jüngfter Zeit wiederholt (vergl. Entſch. vom 14. und 17. Mai 
1901 Rep. III 82/1901 und 102/1901) ausgeſprochen iſt, 
kann ein Beamter den Anſpruch auf Gehalt, der allein den 
Gegenſtand der gegenwärtigen richterlichen Entſcheidung bildet 
und bilden kann, im Rechtswege nur geltend machen aus dem- 
jenigen Amte, welches ihm verliehen iſt, nicht aus einem ſolchen, 
welches ihm vermöge ſeiner Befähigung oder der Art ſeiner 
Dienſtleiſtungen hätte verliehen werden können oder ſollen. 
Dieſem Grundſatze widerſpricht auch nicht, wie ſchon vom 
B. G. ausgeführt, die Entſcheidung des IV. C. S. in Sachen 
Mahlitz wider Stadtgemeinde Berlin vom 10. Februar 1896 
(Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 225), welche ſich ausſchließlich 
mit der Frage beſchäftigt, inwieweit Kommunalbeamte gemäß 
§ 56 Nr. 6 der Städteordnung für die öſtlichen Provinzen 
der preußiſchen Monarchie vom 30. Mai 1853 (Geſetzſammlung 


S. 261) als auf Lebenszeit angeſtellt anzuſehen find. Im 
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vorliegenden Falle iſt dem Bekl. am 1. Oktober 1887 nur das 
Amt eines ſtändigen Hülfsarbeiters, am 1. April 1897 das⸗ 
jenige eines Büreaugehülfen mit dem hierfür aus geworfenen 
etatsmäßigen Gehalt verliehen worden und hat er auch dieſen 
Gehalt bezogen und zwar einſchließlich der in Betracht kommenden 
Dienſtalterszulagen. Mit Rüdfiht auf letzteren Umſtand kann 
daher auch die Frage unerörtert bleiben, ob der Kl. auf dieſe 
Dienſtalterszulagen einen klagbaren Anſpruch hatte oder nicht. 
III. C. S. i. S. Kaſch c. Stadt Charlottenburg vom 
18. Juni 1901, Nr. 142/1901 III. 
Zum Allgemeinen Berggeſetz. 
31. 58 24, 25. 
Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der bisher 
von der Rechtſprechung noch nicht entſchiedenen Frage ab, ob 
bei Konkurrenz zweier im Sinne des § 24 des Allgemeinen 
Berggeſetzes an ſich bevorrechtigten Muther derjenige, der zuerſt 
gefunden, oder nach § 25 a. a. O. derjenige, der zuerſt gemuthet 
hat, dem anderen vorgeht. Das Oberbergamt und mit ihm das 
O. L. G. haben die Frage zu Gunſten des erſten Finders, der 
Handelsminiſter als oberſte Bergbehörde und das L. G. zu 
Gunſten des älteren Muthers beantwortet. Ebenſo gehen die 
Meinungen der Rechtslehrer und Kommentatoren auseinander. 
Braſſert ſpricht ſich (Note 3 Abſ. 4 zu § 24) dahin aus, daß 
in Fällen, wo bevorrechtigte Finder unter einander konkurriren, 
das beſſere Recht lediglich von dem Alter der Muthung abhängt, 
gleichgültig, ob die Konkurrenten gleichzeitig oder nacheinander 
fündig geworden find. Ihm folgt Fürſt in Kloſtermanns 
Kommentar 5. Aufl. Note 1 zu 8 25 S. 73. Auf dem ent- 
gegengeſetzten Standpunkt ſtehen (namentlich bei Erörterung des 
analogen Falles der Konkurrenz gleichzeitiger bevorrechteter 
Funde) Kloftermann ſelbſt (Note 57), Achenbach (Deutſches 
Bergrecht (S. 390), Oppenhoff, Berggeſetz Note 200 S. 47, 
Huyſſen, Kommentar zum Allgemeinen Berggeſetze S. 24, 
Wachler (Zeitſchrift für Bergrecht Bd. 15 S. 314), Arndt, 
A. B. G. Note 5 zu § 24 und Deutſche Juriſtenzeitung von 
1901 Nr. 3 S. 63, ebenſo Dernburg, Pr. Privatrecht Bd. I 
Note 2 zu § 263 und Foöͤrſter⸗Eccius, Pr. Privatrecht Bd. III 
§ 168 Note 56. Die bezüglichen Vorſchriften des Allgemeinen 
Berggeſetzes lauten: „§ 24. Wer auf eigenem Grund und 
Boden oder in ſeinem eigenen Grubengebäude, oder durch 
Schürfarbeiten, welche nach Vorſchrift der SS 3 bis 10 unter- 
nommen worden find, ein Mineral ($ 1) auf feiner natürlichen 
Ablagerung entdeckt, hat als Finder ein Vorrecht vor andern 
nach dem Zeitpunkt ſeines Fundes eingelegten 
Muthungen. Der Finder muß innerhalb einer Woche nach 
Ablauf des Tages der Entdeckung Muthung einlegen, widrigen⸗ 
falls ſein Vorrecht erliſcht. § 25. In allen übrigen Fällen 
geht die ältere Muthung der jüngeren vor. Das Alter wird 
durch das Präſentatum der zur Annahme befugten Bergbehörde 
beſtimmt.“ Es fragt fich nun zunächſt und hauptſächlich: was 
verſteht das Geſetz unter den „andern“ nach dem Zeitpunkt des 
Fundes eingelegten Muthungen? woraus fi dann von felbft 
ergeben muß, was man unter den „allen übrigen Fällen“, von 
denen § 25 ſpricht, zu verſtehen hat. Die oberſte Bergbehörde 
und mit ihr der I. R. beziehen die Worte „vor anderen 
Muthungen“ nur auf ſolche Muthungen, denen kein Fund im 
Sinne des gedachten Paragraphen zu Grunde liegt, wogegen 
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der B. R. und das Oberbergamt Halle unter den „andern — — 
Muthungen“ alle Muthungen verſtehen, die von andern 
Perſonen nach dem Zeitpunkt des Fundes eingelegt werden, ſei 
es, daß ihnen ein Fund im Sinne des § 24 überhaupt nicht, 
ſei es, daß ihnen ein ſpäterer Fund, als der in Rede ſtehende, 
zu Grunde liegt. Das R. G. hat ſich dieſer letzteren Auslegung 
angeſchloſſen, die zunächſt ſchon dem Wortlaut des Geſetzes 
mehr entſpricht, als diejenige des Rekursbeſcheides und des 
I. R., da dieſe in die Worte vor „andern nach dem Zeitpunkt 
ſeines Fundes eingelegten Muthungen“ eine Unterſcheidung 
hineinlegt, die in den Worten ſelbſt nicht zum Ausdruck gelangt 
iſt. — Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Schutzbohrgemeinſchaft 
der Vereinigten Kaliwerke und Gen. c. Mansfelder Gewerkſchaft 
vom 19. Juni 1901, Nr. 71/1901 V. 


VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 


32. Art. 538. Pr. E. E. G. § 7. 

Bezüglich des übrigen Theiles des Hellenſtranges, welcher 
kataſtrirt und auf die Bekl. als Eigenthümer im Grundbuche 
eingetragen iſt, und, wie feſtgeſtellt iſt, den größten Theil des 
Jahres hindurch trocken liegt und dann von den Bekl. bezw. 
ihren Paͤchtern als Weideland benutzt wird, iſt das O. L. G. in 
ſeiner Entſcheidung davon ausgegangen, daß bei ſchiffbaren und 
flößbaren Flüſſen dem Staate das Recht der Fiſcherei nicht an 
dem Waſſer, ſondern in dem Fluſſe zuſtehe, daß der Fluß 
durch das Flußbett mit dem darin befindlichen Waſſer gebildet 
werde, daher der Staat nur ſoweit das Fiſchereirecht habe, als 
ſich der Fluß in dieſem Sinne erſtrecke. Dieſe Auffaſſung kann 
nicht als rechtsirrig bezeichnet werden. In jenen Flüſſen, wozu 
nach der zu Gunſten des Kl. getroffenen Feſtſtellung auch der 
alte Rhein bei dem Hellenſtrang gehört, befitzt der Staat das 
Fiſchereirecht als Verwalter und Inhaber des domaine public. 
Art. 538 c. c. ſagt nicht, daß das Waſſer der ſchiff- oder 
flöͤßbaren Flüſſe, ſondern daß dieſe Flüffe ſelbſt zum Staats⸗ 
eigenthum gehören, ebenſo ſchreibt das Geſetz vom 14. Florsal X 
vor, daß nur Diejenigen in Strömen und ſchiffbaren Flüſſen 
fiſchen dürfen, die dazu die Erlaubniß der Regierung haben, 
und daß letztere den Theil des Fluſſes beſtimmt, worin die 
Fiſcherei verpachtet werden darf. Nicht alſo das Waſſer, ſondern 
der Fluß iſt das Objekt des Fiſchereirechts, dieſes wird in dem 
Fluſſe ausgeübt. Der Fluß beſteht aber begrifflich aus dem 
Flußbette und der darin befindlichen Waſſermaſſe, das Waſſer, 
welches das Flußbett verlaſſen hat, bildet keinen Theil des 
Fluſſes mehr; wenn es, was nicht vorliegt, keinen neuen Fluß 
gebildet hat, gehört es nicht mehr zum domaine public und 
iſt alſo nicht dem Fiſchereirecht des Staates unterworfen. Die 
Behauptung des Kl., daß fein Fiſcheretrecht fi ſoweit erſtrecke, 
als die Waſſermaſſe des Stromes reiche, auch wenn dieſelbe 
die Ufer überftröme, und daß die überſtrömte Fläche als Zu- 
behör der Waſſermaſſe zu erachten ſei, entbehrt hiernach der 
Begründung, ſie findet in den Geſetzen keinen Anhalt. Beſteht 
das klägeriſche Fiſchereirecht in dem alten Rheine, fo unterliegt 
demſelben der in Frage ſtehende Theil des Hellenſtranges nur 
dann, wenn er einen Theil des alten Rheines bildet, innerhalb 
deſſen Flußbettes liegt. Das O. L. G. hat nun zutreffend und 
in Uebereinſtimmung mit der bisherigen rheiniſchen Recht⸗ 
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ſprechung angenommen, daß die Grenze zwiſchen dem Fluffe 
und dem im Privateigenthum ſtehenden Ufer durch die Linie 
gebildet wird, welche der Fluß mit feinem hoͤchſten Waſſer⸗ 
ſtand bei normalem Steigen erreicht, daß aber ein anormal 
hoher Waſſerſtand, ein temporäres, durch zufällige Ereignifie 
hervorgerufenes Ueberfluthen nicht entſcheidend ſein kann, und 
es hat auf Grund der eigenen Auslaſſungen der Parteien, 
namentlich auch des Kl., ſowie der Beſchaffenheit und Be 
wachſung des in Rede ſtehenden Theiles des Hellenſtranges, 
alſo aus thatſächlichen Erwägungen feſtgeſtellt, daß derſelbe nur 
ausnahmsweiſe, anormal, und nur vorübergehend vom alten 
Rhein oder vom Rheinſtrome überfluthet wird und daher nicht 
zum Flußbette, zum domaine public, gehört. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigt die Annahme, daß der Kl. daſelbſt nicht 
das Fiſchereirecht befitzt. Steht ihm aber das Fiſchereirecht 
nicht zu, ſo iſt er nicht legitimirt, klagend zu beantragen, daß 
erkannt werde, daß den Bekl. nicht das Recht zuſtehe, in dem 
in trockenem Zuſtande als Weide benutzten Theile des Hellen ⸗ 
ſtranges zu fiſchen, und daß für jede Zuwiderhandlung eine 
Strafe feſtgeſetzt werde, und iſt das Petitum der Widerklage, 
zu erkennen, daß dem Fiskus das beanſpruchte Fischereirecht 
nicht zuſtehe, begründet. Legitimirt zur Widerklage find die 
Bekl. in Folge der Feſtſtellung des B. R., daß ſie im Grund⸗ 
buche als Eigenthümer der fraglichen Parzellen eingetragen find, 
und auch dieſe eine Alluvion zu ihrem Gute bilden; nach 9 7 
des zur Zeit der Anſtellung der Widerklage in Geltung ge 
weſenen E. E. G. iſt der eingetragene Eigenthümer befugt, alle 
Klagerechte des Eigenthümers auszuüben, und ſowohl nach dem 
c. 6. als auch nach dem B. G. B. braucht der Eigenthümer 
nicht zu dulden, daß Jemand unbefugt ſein Eigenthum betritt. 
II. C. S. i. S. Fiskus c. van de Sandt vom 11. Juni 190l, 
Nr. 106/1901 II. 

33. Art. 1641. 

Das B. G. hat wieder angenommen, daß der in dem, den 
Kl. von dem Bekl. verkauften Hauſe vorhandene Schwamm als 
ein redhibitoriſcher Fehler im Sinne des Art. 1641 0. 6. an- 
zuſehen ſei, und nunmehr, da der Kl. deshalb auf der Auflöſung 
des Vertrages beſtand, unter Anerkennung des Wahlrechts des 
ſelben zwiſchen Auflöfung und Minderung des Kaufpreiſes, auf 
Auflöſung erkannt. Daſſelbe iſt indeſſen bei der entſcheidenden 
Beurtheilung von dem ausdrücklich ausgeſprochenen Satze aus 
gegangen, daß die Frage, ob der Schwamm im vorliegenden 
Falle als ein redhibitoriſcher Fehler anzuſehen ſei, nach der 
Ausdehnung deſſelben zur Zeit der Entdeckung deſſelben, 
Ende März 1897 (nicht alſo zur Zeit des Verkaufs Oktober 
1895) zu beurtheilen ſei; damals ſei derſelbe aber fo erheblich 
geweſen, daß er als redhibitoriſcher Fehler gelten müſſe. Diele 
Annahme iſt rechtlich verfehlt. Maßgebend für die Frage, ob 
ein Fehler von folder Bedeutung iſt, daß er als ein redhibl⸗ 
toriſcher im Sinne des Art. 1641 zu erachten iſt, und ſein 
Vorhandenſein die in dieſer Beſtimmung vorgeſehenen ſchwer 
wiegenden Folgen hat, iſt lediglich der Umfang und die Be 
deutung des Fehlers zur Zeit des Verkaufs. Auf dieſer 
Grundlage hat die entſcheidende Beurtheilung der Inſtanzgerichte 
zu erfolgen. II. C. S. i. S. Blech c. Heck vom 18. Juni 1901, 
Nr. 158/1901 II. M. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereinsnachrichten. 


Auwaltstag in Dauzig. 

In der. Anlage theilen wir die Einladung der Danziger 
Kollegen nebſt Tagesordnung nochmals mit und bitten um 
zahlreichen Beſuch. 

Leipzig, 1. Anguſt 1901. 


Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 
Mecke, Geheimer Juſtizrath, 
Vorfitzender. 


— 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die ſiebenzehnte ordentliche Geueralverſammlung wird auf 
den 7. September 1901, Vormittags 9 Uhr 

nach Danzig, Hotel Danziger Hof, berufen. 

Die Tagesordnung iſt: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1901 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, | 

2. die Juſtiſikation der Jahresrechnung, 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemähheit 
des § 9 der Satzungen, 

4. die Wahl von Rechunngsreviſoren, 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 23. Mai 1901. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwülte. 


Fenner, Geheimer Juſtizrath, 
Vorſitzender. 


Zur Armenrechtsfrage. 


Ueber die Gründung einer Ruhegehalts-, Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 

ſoll auf dem kommenden Anwaltstage zu Danzig verhandelt werden. 
Sie würde einem dringenden Bedürfniß entſprechen. — 

Aber wird es möglich fein, dieſelbe fo zu fundiren bezw. die 


) Für die Redaktion beſtimmte Sendungen ſind vorläufig an 
die Verlagshandlung zu richten. 
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Beiträge ohne allzu ſchwere Belaſtung der Mitglieder ſo zu 
normiren, daß die Kaſſe auch wirklich leiſtungsfähig iſt? 

Angefichts dieſer Frage möchte Unterzeichneter eine andere 
Frage aufwerfen, die man, obwohl ſie ab und an wohl 
einmal geſtreift wurde, doch, der Macht der Gewohnheit 
folgend, bislang auf ſich hat beruhen laſſen, die Frage 
nämlich, ob es billig iſt, daß der Anwalt für Armenſachen 
nicht honorirt werde. 

Eine genauere Prüfung dieſer Frage muß zu ihrer Ver⸗ 
neinung führen. 

Man hat geſagt, die unentgeltliche Vertretung Armer 
gehoͤre zum nobile officium der Anwälte. Das iſt eine der 
Redewendungen, die ſich einſtellen, wo die Begriffe fehlen. 
Wenn im Armenweſen noch die Naturalwirthſchaft herrſchte, 
wenn behufs Tragung der Armenlaſten nicht Geldbeiträge von 
den Mitgliedern des unterſtützungspflichtigen Verbandes erhoben 
würden, ſondern ein jeder beiſteuerte von dem, was er hat und 
leiſtet, der Arzt feine ärztliche Hülfe, der Forſtbefitzer unentgelt⸗ 
liche Feuerung, der Schneider, der Schornſteinfeger, der Bader 
ſeine unentgeltliche Mühewaltung, jo würde ſelbſtverſtändlich 
auch der Anwalt unentgeltlich der armen Partei ſeine Dienſte 
widmen müſſen. Jetzt ſtellt fih die Sache fo, daß er dieſe 
Dienſte unentgeltlich leiſtet, die nothwendigen Auslagen dazu 
beſtreitet, und zu allem Uebrigen, was der Arme zu ſeines 
Lebens und Leibes Nothdurft gebraucht, ſeinen Antheil überher 
beifteuert. 

Man ſagt wohl, dafür habe ihm aber auch der Staat 
das Privileg verliehen, allein, unter Ausſchluß aller Nicht⸗ 
anwälte, bei den Gerichten auftreten zu dürfen. Dieſes Argument 
paßt ja aber ſchon von vornherein nicht auf die Amtsgerichte, 
bei denen auch jeder Dritte auftreten kann. Und ſodann, wenn 
nach der Verfaſſung eines Staates etwa die Kommune die 
Armenlaften zu tragen hat, kann fie fi der Bezahlung der 
anwaltſchaftlichen Thätigkeit für Arme — wenn ſolche an ſich 
billig — deshalb entziehen, weil der Staat den Anwälten 
etwas leiſtet? Und kann nicht jeder ſich als Anwalt nieder⸗ 
laſſen, der die erforderliche Fähigkeit nachweiſt? Und iſt es 
eine Leiſtung des Staates, für die er eine Gegenleiſtung 
fordern kann, wenn er nur ſolche Perſonen zur Vertretung 
fremder Rechtsangelegenheiten zuläßt, welche die dazu erforder⸗ 
liche Befähigung nachgewieſen haben? Stellt der Staat dieſe 
Forderung nicht in feinem eigenften Intereſſe, weil er weiß, daß 
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die Verhandlung mit rechtsunkundigen Perfonen den Gerichten 
unendlich viel mehr Zeit und dem Staate demgemäß unendlich 
viel mehr Geld koſten würde? | 

Es iſt kein vernünftiger Grund einzuſehen, weshalb der⸗ 
jenige Verband, welcher im Allgemeinen die Armenlaſten trägt, 
nicht auch die der Vertretung vor Gericht tragen ſoll, und die 
Anwaltſchaft hat keinen Anlaß, dieſe Laſt ruhig noch weiter zu 
tragen, zumal ſie ſo wenig Dank dafür erntet. Kein Stand 
leiſtet das für die Armen, was ſie leiſtet und zwar leiſtet, ohne 
daß eigentlich das große, regelmäßig an eine Bezahlung des 
Staates glaubende Publikum auch nur eine Ahnung davon hat, 
leiſtet, ohne einen anderen Dank, als die Vorwürfe armer 
Parteien, wenn fie ihre oft recht frivolen Prozeſſe verlieren, als 
die unwiderſprochene Anſchuldigung — von ſozialdem okratiſcher 
Seite — im Reichstage, daß die Anwälte die Armenſachen zu 
vernachläffigen pflegten, und als die ſtetig wiederkehrenden Klagen 
über die Geldgier des Anwaltsſtandes. 

Und dabei dann die geradezu erſchütternden Einblicke in die 
Noth und das Elend ſo vieler älterer oder kranker Anwälte, 
der Wittwen und Waiſen! 

Laſſe man wenigſtens die uns für unſere Arbeit in Armen⸗ 
ſachen gebührende Vergütung, wenn auch nicht in die Taſche 
der einzelnen Anwälte, ſo doch der zu ſtiftenden Kaſſe zufließen, 
dann haben wir reichliche Fonds, um viel Noth und Elend zu 
mildern. 

Wer bezahlen ſoll, ſei es der Fiskus, ſei es die Heimaths⸗ 
gemeinde oder welcher Verband es immer jet, wird ſich firäuben; 
aber Vernunft und Billigkeit werden endlich doch fiegen, wenn 
wir beharrlich dem Ziele entgegenſtreben. 


Celle, im Juli 1901. A. Weſtrum, Juſtizrath. 


Sind unter den dinglichen Rechten im Sinne des 

Art. 184 des Einf. Geſ. z. B. G. B., ſofern Rechte 

an Grundſtücken in Betracht kommen, nur ſolche zu 
verſtehen, die im Grundbuch eingetragen ſind? 


Zur Rritik der in Nr. 33 u. 34 der Juriſt. Wochenſchriſt 1901 
S. 273 mitgetheilten Entſcheidung des Reichsgerichts. 


Nach Art. 184 J. c. bleiben Rechte, mit denen eine Sache 
oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. belaſtet 
iſt, mit dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Inhalt 
und Rang beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Art. 193 — 195 
ein Anderes ergiebt. In einer in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Nr. 33 und 34 von 1901 abgedruckten Entſcheidung des 5. Civil 
ſenats des Reichsgerichts wird nun der Satz aufgeſtellt, es könne 
unter dem Rechte, mit dem ein Grundſtück belaſtet iſt, nur ein 
ſolches verſtanden werden, welches in das Grundbuch eingetragen 
iſt. Denn nach dem B. G. B. könne die Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks nur durch die Eintragung des Rechtes in das Grundbuch 
vollzogen werden. Daß mit dem Ausdruck „belaftet iſt“ ein 
anderer Begriff hätte verbunden werden ſollen, ſei ausgeſchloſſen. 
Hieraus folge, daß ein vor dem Inkrafttreten des B. G. B. nach 
Allgemeinem Landrecht durch bloße Uebergabe dinglich gewordenes 
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Recht zur Pfandnutzung nicht durch den Art. 184 aufrecht er- 
halten ſei. Damit ſei denn auch der zum Inhalte eines ſolchen 
Rechtes zu rechnende Anſpruch auf Bewilligung der Eintragung 
weggefallen. Aber ſelbſt wenn dieſer Anſpruch dem Kläger ver. 
blieben wäre, würde durch dieſen doch die Bewilligung der Ein⸗ 
tragung des Nutzungspfandrechts nicht verlangt werden konnen. 
Denn die Bewilligung wäre zwecklos, weil fie nach dem Inkrat⸗ 
treten des B. G. B. nicht mehr zur Eintragung in das Grund 
buch führen könnte. Nach dem B. G. B. beſtehe im Sachenrecht 
keine Vertragsfreiheit. Die Zahl der dinglichen Rechte ſei eine 
geſchloſſene. Solchen Rechten, welchen im B. G. B. nicht aus⸗ 
drücklich die Eigenſchaft beigelegt ſei, daß damit ein Grundſtück 
belaſtet werden könne, ſei das Grundbuch verſchloſſen. Indem 
das B. G. B. das Nutzungspfandrecht nicht erwähne, verſchließe 
es ihm dieſe Eigen ſchaft 

Meines Erachtens iſt es mit Rückficht auf die Wichtigkeit 
des vom Reichsgerichte aufgeſtellten Rechtsſatzes unbedingt er⸗ 
forderlich, daß gegen den Satz ſelbſt wie gegen ſeine Begründung 
Widerſpruch erhoben wird. Denn beide find gleich unrichtig. 
Allerdings iſt in der Wiſſenſchaft öfter der Satz vertreten worden, 
daß Rechtsregeln, welche das So⸗ oder Andersſein eines Rechtk⸗ 
verhältniſſes betreffen, ſofort anwendbar fein ſollen. Allein dat 
E. G. z. B. G. B. ſteht in feinem Art. 184 auf einem ab- 
weichenden Standpunkt. (Vergl. Habicht, Fragen der eber ⸗ 
gangszeit, 3. Aufl. S. 425 u. f.) Im Gegenſatz zu der für das 
Eigenthum getroffenen Uebergangsbeſtimmung läßt der Art. 184 
Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des In⸗ 
krafttretens des B. G. B. belaſtet iſt, mit ihrem bisherigen Rang 
und Inhalt fortbeſtehen. (Motive zum Entwurf eines E. G., 
1. Leſung, zu Art. 110.) Dies auch dann, wenn ihre Begrün- 
dung unter dem B. G. B. unzuläffig wäre. (Habicht, a. a. O.) 
Es wird dabei nichts weiter verlangt, als daß vor dem 1. Januar 
1900 ſchon das dingliche Recht — nicht der bloße obliga 
toriſche Anſpruch auf ein ſolches Recht — entftanden war, um 
deſſen Fortdauer und Inhalt unter dem B. G. B. es ſich 
handelt. Darauf, ob das entſtandene Recht auch eingetragen 
war, kommt an ſich gar nichts an. Konnte das dingliche Recht 
ohne Eintragung entſtehen und war es entſtanden, ſo bleibt es 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts beſtehen, auch wenn dieſes 
es nicht kennt und unter den eintragspflichtigen Rechten nicht 
aufführt. Dem entſpricht auch der eingangs mitgetheilte Wort 
laut des Art. 184. Hier iſt ganz allgemein von Rechten die 
Rede, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des In- 
krafttretens des B. G. B. belaſtet war, nicht etwa nur von 
eingetragenen Rechten. Da es nun zweifellos nach zahlreichen 
Landes rechten ſeither auch nicht eingetragene dingliche Rechte an 
Sachen und Rechten gab, ſo hätte der Geſetzgeber es zu erkennen 
geben müffen, wenn er die Vorſchrift des Att. 184 nur auf 
eingetragene Rechte hätte beſchränken wollen. Er hatte aber 
den Willen einer ſolchen Beſchränkung gar nicht. Es lag ihm 
offenbar nichts ferner als eine ſolche Beſchränkung, durch die 
zahlreiche wohlerworbene Rechte einfach wären beſeitigt worden. 
Auch die Landesgeſetzgebung hat in ihren Ausführungsgeſeben 
zum B. G. B. Vorſchriften aufgenommen, die klar und deutlich 
ausſprechen, daß auf die Entſtehungsform des zu übernehmenden 
Rechtes an ſich nichts ankommt. So ſagt z. B. der Art. 5 
des heſſiſchen Geſetzes, betr, die Anlegung des Grundbuchs: 
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„Eigenthumsbeſchränkungen und dingliche Rechte, die in dem 
(bisherigen) Grundbuch nicht eingetragen find, werden in das 
(neu anzulegende) Grundbuch aufgenommen, wenn ſie nach den 
bisherigen Geſetzen giltig erworben ... ſind.“ Aehnliche Be⸗ 
ſtimmungen finden fich auch in den Geſetzen anderer Bundes- 
ſtaaten. Es geht daraus hervor nicht nur, daß es auf die 
vorherige Eintragung des giltig erworbenen Rechts nicht an⸗ 
kommt, ſondern daß auch ſolche Rechte einzutragen find, die 
das B. G. B. nicht kennt. Denn die Eigenthumsbeſchränkungen 
des heſſiſchen Immobilienrechtes find etwas dem B. G. B. 
durchaus fremdes. 

Nach alledem iſt es nicht zweifelhaft, daß die eingangs 
erwähnten Ausführungen des 5. Civilſenats des Reichsgerichts 
nicht gehalten werden können. Freilich beſchränkt das B. G. B. 
für die Zukunft die Vertragsfreiheit in Bezug auf Grundſtücke, 
wie ſie übrigens ja auch das ſeitherige Recht ſchon beſchränkt 
hatte. Freilich iſt es nur ein geſchloſſener Kreis von dinglichen 
Rechten, den das B. G. B. kennt. Allein der Art. 184 E. G. 
iſt gerade dazu geſchaffen worden, es zu ermöglichen, daß in 
dieſen geſchloſſenen Kreis die nach den bisherigen Geſetzen wohl⸗ 
erworbenen dinglichen Rechte eintreten können und ihrem Erwerbe 
auch unter der Herrſchaft des neuen Rechts erhalten bleiben. 
Das war der weſentliche Zweck des Artikels. Dieſem Zweck 
entſprechen ſein Wortlaut, die vorliegenden rechtlichen und that⸗ 
ſaͤchlichen Verhältniſſe und die Auslegung, die er bis jetzt in 
Wiſſenſchaft und Praxis gefunden hat. Die Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung widerſpricht dem Allem. Hoffentlich findet fie bald 
entſprechende Korrektur. — 


Landgerichtsdirektor Dr. Meiſel (Darmſtadt). 


Zur Frage der Koſtenfeſtſetzung. 


Mit Recht beklagt Herr Amtsgerichtsrath Pignol in 
Nr. 6 der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung, daß das Verfahren der 
Koſtenfeſtſetzung mit feinen zeitraubenden Beläſtigungen ben 
Richter zu einer bedauerlichen Vergeudung feiner Arbeitskraft 
nöthigt. Auch iſt die Aufführung der Mängel dieſes Verfahrens 
in der That nicht erſchöpfend, ihre Zahl läßt ſich noch leicht 
vermehren. Beſonders iſt aber zu beklagen, daß bei der Prüfung, 
wie bei der Aufſtellung der Kostenrechnungen, die größte Mühe 
gerade auf die kleinſten Dinge zu verwenden iſt, auf die lange 
Reihe der Schreibgebühren und Portis. Ich habe an anderer 
Stelle (Gruchots Beiträge 1893 S. 90 ff.) darauf hingewieſen, 
daß keine Nothwendigkeit zur Beibehaltung dieſer höchſt unzweck⸗ 
mäßigen Einrichtung zwingt und daß es ein einfaches Mittel 
zur Abhülfe giebt. Man ſtreiche bei den Gerichts ⸗ und Anwalts- 
koſten in dem Geſetz die Copialien und das Porto einfach fort! 
Erſatz für den entſtehenden Ausfall könnte eine mäßige Erhöhung 
der Normalgebühr bieten, deren Höhe ſtatiſtiſch leicht feftzuftellen 
wäre. Der Praktiker weiß, daß auf dieſe Weiſe finanziell 
derſelbe Erfolg erzielt wird, wie durch die ganz unleidliche 
Einzelberechnung jeder Portoauslage und jeder beſchriebenen 
Seite Papier, die Richtern und Anwälten ſoviel überflüffige 
Mühe, ſoviel geiftſtörende Arbeit verurſacht und wahrlich nicht zur 
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Erhöhung der Würde der Organe der Rechtspflege im Verhältniß 


beider zu einander und in den Augen des Publikums beiträgt. 
Wer anderer Anſicht iſt, muß folgerichtig auch beſondere Anſätze 
für Blau- und Rothſtifte, für Streuſand, für Abnutzung des 
Büreaumobiliars, aber auch der Garderobe der Richter und 
Anwälte legislatoriſch für gerechtfertigt halten. Fallen hingegen 
jene ominöſen Poſten fort, ſo werden die Koſtenrechnungen ſo 
kurz und überfichtlich fein, wie fie fein müſſen im Intereſſe des 
Publikums, der Gerichte und der Anwälte. 

Damit wäre auch ohne Weiteres die neuerdings erörterte 
Frage gelöft, wie den Richtern bei Erledigung der Anträge auf 
Koſtenfeſtſetzung Erleichterung verſchafft werden konne. 


Rechtsanwalt Bamberger, Aſchersleben. 


Wechſelproteſt und Wechſelprozeß. Reformvorſchäge. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Kaufmann (Krefeld). 


Von den vielen äußerſt beachtenswerthen Vorſchlägen 
Bernſteins zur Reviſion der Wechſelordnung ſcheinen mir 
insbeſondere ſeine, zum Theil an Makower anknüpfenden 
Gedanken über den Wechſelproteſt der weitern Ausgeſtaltung 
werth zu ſein, die hier in aller Kürze angeregt ſein mag. 

Die Niederſchrift der Proteſturkunde, ähnlich einer 
Zuſtellungsurkunde, auf den Wechſel ſelbſt oder auf ein damit 
verbundenes Blatt iſt durchaus zweckmäßig: fie hat größere 
Zuverläſfigkeit, Untrennbarkeit der Urkunde, durch die der 
Wechſel als nothleidend überwieſen wird, und vor allem 
Verminderung des Schreibwerks durch Beſeitigung der läſtigen 
Wechſelabſchrift zur Folge. Auf dieſem Wege kann man aber 
noch einen Schritt weiter gehen. Auch die Urſchrift der 
Wechſelklage gehört auf den Wechſel oder einen Anhang: über- 
flüſfig iſt dann die heute darin übliche Beſchreibung der 
Entſtehung der Wechſelſchuld; anſtatt der Angabe des Grundes 
und Gegenſtand des Anſpruchs genügt die Bezugnahme auf 
den proteſtirten Wechſel. Abſchrift dieſer geſammten Urkunden 
(des proteſtirten Wechſels mit der Klage) kame zu den Gerichts⸗ 
akten, Terminsbeſtimmung und Zuſtellung erfolgten wie heute. 
Kann dann ohne ſtreitige Verhandlung Verſäumniß⸗ oder 
Anerkenntnißurtheil ergehen, ſo ſteht ja das Vorhandenſein der 
materiellen und prozeſſualen Vorausſetzungen des Urtheils 
— Gültigkeit des Wechſels und Proteſtes, Ordnungsmäßigkeit 
der Ladung ꝛc. — urkundlich feſt, es bedarf keiner Aufzählung 
dieſer Vorausſetzungen im Urtheil, das die Beziehung der 
Parteien u. ſ. w. nur aus der Klage wiederholen würde. Im 
Falle des Verſäumniß⸗ und Anerkenntnißurtheils im Wechſel⸗ 
prozeſſe find Sitzungsprotokoll, Urſchrift und Ausfertigung im 
heutigen Sinne überflüſfiges Schreibwerk; wenn das Urtheil 
dem Klageantrag genau entſpricht, genügt ein dem Vollſtreckungs⸗ 
befehl ähnlicher Vermerk, der auf Antrag die Prozeßkoſten 
mitumfaſſen kann. Die Urſchrift deſſelben käme auf die 
Gerichtsabſchrift, vollſtreckbare Ausfertigung auf die Urſchrift 
der Klage. Bebufs Zwangsvollſtreckung bedürfte es keiner 
wiederholten Zustellung der Klage, ſondern es würde das Urtheil 
unter Bezugnahme auf die frühere Klagezuſtellung zugeſtellt. 
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Die ſämmtlichen Urkunden würden durch Schnur und das die 
Vollſtreckungsklauſel haltende Gerichtsſiegel verbunden und es 
würde ſo der untrennbare Zuſammenhang des Wechſels mit 
dem Titel erreicht, fo daß er, was heute zuweilen verfäumt 
wird, mit dieſem zugleich dem Schuldner nach Tilgung aus⸗ 
gehändigt wird. 

Das jetzt wohl allgemein anerkannte Recht und die Pflicht 
des Proteſtbeamten zur Annahme der Wechſelleiſtung bedarf 
deutlicherer Hervorhebung und Beſtimmung dem Wechſel⸗ 
gläubiger, dem Schuldner und Dritten gegenüber. Es konnte 
dies in Anlehnung an den Wortlaut der Vorſchriften der Civil⸗ 
prozeßordnung über die Stellung des vollſtreckenden Gerichts⸗ 
vollziehers geſchehen. N 

Die hier vorgetragenen Gedanken konnten im Geſetze 
folgendermaßen zum Ausdruck kommen, wobei der Bernſteinſche 
Entwurf einer neuen Wechſelordnung zu Grunde gelegt iſt. 


Wechſelordnung. 


§ 64a. In dem ſchriftlichen oder mündlichen Auftrage 
zur Erhebung des Proteſtes mangels Zahlung in Verbindung 
mit der Uebergabe des quittirten Wechſels liegt die Beauftragung 
des Proteſtbeamten, die Zahlung auf die Wechſelſchuld in Empfang 
zu nehmen, über das Empfangene wirkſam zu quittiren und 
demjenigen, der die Wechſelſchuld getilgt hat, den quittirten 
Wechſel auszuliefern. 

Den Wechſelſchuldnern und Dritten gegenüber wird der 
Proteſtbeamte zur Erhebung des Proteſtes und zur Vornahme 
der im vorigen Abſatze bezeichneten Handlungen durch den Beſitz 
des quittirten Wechſels ermächtigt. Der Mangel oder die 
Beſchränkung des Auftrags kann dieſen Perſonen gegenüber von 
dem Gläubiger nicht geltend gemacht werden. 

Der Proteſtbeamte hat nach Empfang der Zahlung dem 
Zahlenden den quittirten Wechſel auszuliefern, bei theilweiſer 
Zahlung dieſe auf dem Wechſel zu bemerken und dem Zahlenden 
auf einer von ihm beglaubigten Abſchrift des Wechſels Quittung 
zu ertheilen. 

§ 64b. Auf den Auftrag zur Erhebung des Proteſtes 
mangels Annahme und auf den Auftrag zur Erhebung des 
Proteſtes mangels Sicherheitsleiſtung finden die Vorſchriften des 
§ 64a mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der 
Zahlung die Annahme oder die Sicherheitsleiſtung und an die 
Stelle der Auslieferung des quittirten Wechſels die Uebergabe 
einer beglaubigten Abſchrift des Wechſels mit dem Vermerk der 
erfolgten Annahme oder Sicherheitsleiſtung tritt. 


§ 65. Wird der Aufforderung des Proteſtbeamten, die 
Wechſelleiſtung (Zahlung, Annahme, Sicherheits leiſtung) vor- 
zunehmen, nicht voll entſprochen, ſo iſt dies durch Proteſt auf 
dem Wechſel oder einem mit dem Wechſel zu verbindenden Bogen 
zu beurkunden. 
Der Proteſt muß enthalten: 
1. den Namen der Perſon, für welche und gegen welche 
Proteſt erhoben wird, 
2. die Perſon, mit welcher der Proteſtbeamte ver⸗ 
handelt hat, 
3. die Angabe, in welchem Umfange und aus welchem 
Grunde die Leiſtung nicht erlangt iſt, 
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4. eine etwa erfolgte Intervention, 
5. Ort und Datum der Proteſthandlung, ſowie Stempel 
und Unterſchrift des Proteſtbeamten. 
Der Zuziehung von Zeugen, eines Protokollführers oder 
Dolmetſchers, ſowie der Verleſung des Proteſtes bedarf es nicht. 


Civilprozeßordnung. 
§ 604 Abſ. 1 Satz 2 und 3. Die Urſchrift der Klage 
ſoll auf den Wechſel oder einen mit dem Wechſel zu verbindenden 
Bogen geſchrieben werden. An Stelle der beſtimmten Angabe des 
Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen Anſpruchs genügt 
die Bezugnahme auf den Wechſel. 


§ 605 a. Befindet ſich die Urſchrift der Klage auf dem 
Wechſel oder auf einem mit dem Wechſel verbundenen Bogen 
und ergeht auf die Klage ohne zuvorige ſtreitige Verhandlung 
ein dem Klageantrag in vollem Umfange ſtattgebendes Ver ⸗ 
ſäumnißurtheil oder Urtheil auf Grund eines Anerkenntniſſes, 
ſo bedarf es der Aufnahme eines Sitzungsprotokolles nicht und 
§ 313 dieſes Geſetzes findet keine Anwendung. Die Urſchrift 
des Urtheils wird auf die bei den Gerichtsakten befindliche 
Abſchrift der Klage oder auf einen mit derſelben zu verbindenden 
Bogen geſchrieben; das Urtheil enthält die Bezugnahme auf die 
Klage und den Wechſel, die Angabe, ob der Beklagte nicht 
erſchienen iſt oder nicht verhandelt hat oder ob er den Anſpruch 
anerkannt hat, die Bezeichnung des Gerichts und die Urtheils⸗ 
formel. Der Tag und die Art der Zuſtellung der Klage ſoll 
in den Gerichtsakten vermerkt werden. Die Ausfertigung des 
Urtheils und die Vollſtreckungsklauſel werden auf die Urſchrift 
der Klage geſchrieben, bei Zuſtellung des Urtheils genügt an Stelle 
der wiederholten Zuſtellung der Klage mit dem Wechſel die 
Bezugnahme auf die frühere Zuſtellung. 

Im Falle des Abſ. 1 kann auch im Verfahren vor den 
Landgerichten auf Antrag des Klägers die Koſtenfeſtſetzung nach 
§ 103 dieſes Geſetzes erfolgen. 


§ 605b. Der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung nach 
88 24—26, 28 der Wechſelordnung kann im Wechſelprozeſſe 
geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des § 605 a findet 
keine Anwendung. 

Nach den entworfenen Beſtimmungen würde ein Behufs 
Vollſtreckung zugeſtelltes Wechſelurtheil etwa folgende Form 
haben: 

. Berlin, den 1. Februar 1901. Für 477 M. 70 Pf. 
8 Am 1. Mai 1901 zahlen Sie gegen dieſen Prima - 
= Wechſel an die Ordre von uns felbft Vierhundertſiebenund⸗ 
I ſiebenzig Mark flebenzig Pfennig. Werth in Rechnung 
— Friedr. Wilh. Schulze Söhne. 

Herrn Karl Müller in Köln. 


(Rückſeite nebſt Anhängen.) 
Deutſcher Wechſelſtempel. 
Für uns an die Ordre des Herrn Auguſt Meyer in Köln. 
Werth in Rechnung. 
Berlin, den 1. April 1901. 
Friedr. Wilh. Schulze Söhne. 
Betrag empfangen. Auguſt Meyer. 


Ben 
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(Preußiſcher Proteſtirt mangels Zahlung 
Proteſtſtempel.) für Auguſt Meyer in Köln gegen Karl Müller, 
ſprechend mit des letzteren Ehefrau Martha geb. Schmitz, welche 
jegliche Zahlung ohne Angabe eines Grundes verweigerte; der 
Acceptant wurde nicht angetroffen. 

Köln, den 2. Mai 1901. 
(Dienftſtempel.) Kluth, Gerichts vollzieher. 


Auf Grund des vorſtehend proteſtirten Wechſels klagt die 
Firma Friedr. Wilh. Schulze Söhne in Berlin, Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter: Rechtsanwalt Dr. Curtius in Köln, gegen den 
Kaufmann Karl Müller in Köln zum Königlichen Landgericht, 
I. Kammer für Handelsſachen in Köln im Wechſelprozeſſe mit 
der Bitte um Verhandlung der Sache vor dieſer Kammer und 
dem Antrage auf koſtenfällige und vorläufig vollſtreckbare Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten zur Zahlung von 477 M. 70 Pf. nebſt 
6 1 Zinſen ſeit dem 1. Mai 1901 und von 8 M. 50 Pf. 
Wechſelunkoſten nebſt 6 % Zinſen ſeit dem Tage der Klage⸗ 
zuſtellung und ladet den Beklagten zur mündlichen Verhandlung 
des Rechtsſtreits auf den hiezu beſtimmten Termin mit der 
Aufforderung, einen bei dem angerufenen Gericht zugelaſſenen 
Anwalt zu beſtellen. 

Köln, den 6. Mai 1901. 

Der Rechtsanwalt Dr. Curtius. 


Verhandlungstermin am 9. Mai 1901, Nachmittags 4 Uhr. 


Köln, den 6. Mai 1901. 

Der Vorſitzende der I. Kammer für Handelsſachen des 
Königlichen Landgerichts: Schnurer. 

H 1 P 341/01. 
Zuſtellungsurkunde. 

Beglaubigte Abſchrift vorſtehender Schriftſtücke (proteſtirter 
Wechſel, Wechſelklage und Terminsbeſtimmung) habe ich heute 
im Auftrage des Rechtsanwalts Dr. Curtius in Köln zum 
Zwecke der Zuftellung an den Kaufmann Karl Müller in Köln 
in deſſen Wohnung dieſem in Perſon übergeben. 

Köln, den 7. Mai 1901. 
am (Dienftftempel.) Kluth, Gerichtsvollzieher. 

Bezugnehmend auf vorſtehende Klage und den dieſelbe 
rechtfertigenden proteſtirten Wechſel hat die I. Kammer für 
Handelsſachen des Königlichen Landgerichts in Köln den nicht 
erſchienenen Beklagten verurtheilt, der Klägerin 477 M. 70 Pf. 
nebſt 6 % Zinſen ſeit dem 1. Mai 1901 und 8 M. 50 Pf. 
Wechſelunkoſten nebſt 6 % Zinſen ſeit dem 7. Mat 1901 zu 
zahlen und die auf 35 M. feſtgeſetzten Prozeßkoſten zu erſtatten; 
das Urtheil iſt vorläufig vollſtreckbar. 

gez. Schnurer, Fliethen, Roßberg. 


Verkündet am 9. Mai 1901. 
gez. Schramm, Gerichtsſchreiber. 


Eingetragen in das am 10. Mai 1901 ausgehängte 


Urtheilsverzeichniß. gez. Schramm, Gerichtsſchreiber. 
Ausgefertigt, 
(Dienſtſtempel.) Schramm, Gerichtsſchreiber. 
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Vorſtehende Ausfertigung wird der Klägerin zum Zwecke 
der Zwangsvollſtreckung ertheilt. 
Köln, den 10. Mai 1901. 
(Dienſtſtempel.) Mohr, Kanzleirath, 
H 1 P 341/01. Gerichtsſchreiber des Königlichen Landgerichts. 


Zuzuſtellen unter Bezugnahme auf die am 7. bie. Mts. 
erfolgte Zuſtellung der Wechſelklage nebſt proteſtirtem Wechſel. 
Köln, den 11. Mai 1901. 
Der Rechtsanwalt: Dr. Curtius. 


Beglaubigte Abſchrift vorſtehenden Schriftſtücks (Wechſel⸗ 
urtheil nebſt Vollſtreckungsklauſel und Zuſtellungsvermerk) nebſt 
beglaubigter Abſchrift dieſer Zuſtellungsurkunde habe ich heute 
im Auftrage des Rechtsanwalts Dr. Curtius in Köln zum 
Zwecke der Zuftellung an den Kaufmann Karl Müller in Köln 
in deſſem Geſchäftslokale dieſem in Perſon übergeben. 

Köln, den 13. Mai 1901. 


D A ya (Dienſtſtempel.) Kluth, Gerichtsvollzieher. 


Stempelpflicht der Armenanwälte für Vollmachten 
zur Erhebung des Streitgegenſtandes. 


(Eutſcheidung des Kammergerichts.) 
Mitgetheilt von Herrn Landrichter E. Dronke in Cöln. 


Zu der bekannten Frage, ob für die Ermächtigung zur 
Empfangnahme des Streitgegenſtandes der beigeordnete Armen ⸗ 
auwalt zur Entrichtung der Stempelſteuer herangezogen werden 
kann, hatte das Landgericht Cöln am 31. Dezember 1900 
folgenden Beſchluß — 5 T 96/00 — erlaſſen: „Wenn auch 
die Koſten der Empfangnahme des Streitgegenftandes nicht zu 
den nothwendigen Koſten des Rechtsſtreites gehören, deren 
Erſtattung nach § 91 C. P. O. vom Gegner begehrt werden 
kann, fo gehören fie doch zu den Koſten der Zwangsvollſtreckung 
(vergl. Peterſen Bem. 7 und 13 zu § 91). Die beſonderen 
Koften, welche durch die Ausdehnung der Prozeßvollmacht auf 
jene Empfangnahme entſtehen, gehören daher, wenn auch nicht 
zu den erſtattungsfähigen, ſo doch zu den thatſächlichen Koſten 
der Zwangsvollſtreckung und damit des Rechtsſtreites. Sie 
fallen deshalb unter den 5 115 C. P. O., ohne daß es der 
dort nicht vorgeſehenen und deshalb nicht für zuläſfig zu 
erachtenden Prüfung bedarf, ob die thatſächlich erwachſenen 
Koſten auch nothwendig waren. Uebrigens kann jene Ausdehnung 
der Vollmacht, da fi die Entwicklung des Rechtsſtreites nicht 
von vornherein überſehen läßt, nicht als muthwillig und deshalb 
überflüſſig bezeichnet werden, vielmehr kann gerade für die 
arme Partei der Beiſtand des rechtskundigen Bevollmächtigten 
auch bei der thatſächlichen Einziehung der Klageſumme von 
Bedeutung ſein. 

Hiernach iſt die arme Partei auf Grund des 8 115 C. P. O. 
von der Berichtigung auch derjenigen Stempelſteuer einftweilen 
befreit, welche durch die Ausdehnung der Prozeßvollmacht auf 
die Empfangnahme des Streitgegenſtandes erfällt. Dann iſt 
aber nach feſtſtehender und zutreffender Rechtſprechung (Entſch. 
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des Kammergerichts Bd. 10 S. 150, Bd. 16 S. 164; 
Heinitz, Stempelſteuergeſetz 2. Aufl. Bem. II 4 0 zu 8 18) 
auch der bevollmächtigte Anwalt nicht als Zweitſchuldner für 
die Entrichtung des von der Partei ſelbſt nicht einforderbaren 
Stempelbetrages verhaftet. Mit Recht begehrt daher der 
Beſchwerdeführer die Aufhebung der gegen ihn erhobenen 
Stempelforderung von 3 Mark für die ihm im Armenrecht 
von der Klägerin ausgeſtellte Vollmacht, und ſeiner Beſchwerde 
gegen den abweiſenden Beſchluß des Amtsgerichts war ftatt- 
zugeben.“ 

Gegen den Beſchluß wurde ſeitens des Oberſtaatsanwalts 
weitere Beſchwerde eingelegt. Das Landgericht unterzog ſeinen 
Beſchluß einer Nachprüfung, hielt ihn jedoch aufrecht und legte 
die weitere Beſchwerde dem Kammergericht am 16. April 1901 
mit folgender Begründung zur Entſcheidung vor: „Den Beſchluß 
vom 31. Dezember v. Is. gemäß 88 30, 26 Pr. G. K. G. von 
Amtswegen zu ändern, liegt ein Anlaß nicht vor. Die Voll⸗ 
macht vom 8. Auguſt 1900 geht zwar über den geſetzlichen 
Umfang einer Prozeßvollmacht nach 8 81 C. P. O. hinaus. 
Die Erweiterung beſchränkt ſich jedoch auf die Ermächtigung 
des Prozeßbevollmachtigten zur Empfangnahme des Streit- 
gegenſtandes. Die zahlreichen Entſcheidungen, welche die 
allgemeine Ermächtigung zur Empfangnahme „von Geldern“, 
„von Sachen und Geldern“, „von Geldern, Werthſachen und 
Urkunden“ und ähnliche mit Recht für über den Rahmen des 
Prozeſſes hinausgehend erklären und deshalb die Verſteuerung 
ſolcher Urkunden nicht nach den für Prozeßvollmachten geltenden 
Vorſchriften beurtheilen, treffen daher auf den vorliegenden Fall 
nicht zu. 

Eine Entſcheidung, daß auch die Ermächtigung des Streit⸗ 
gegenſtandes im Stempelfinne ſchon über den Rahmen einer 
Prozeßvollmacht hinausgehe, liegt nicht vor. 

In dem Urtheile des Reichsgerichts vom 2. März 1900 
(Deutſche Juriſtenzeitung 1900 S. 207) iſt dieſe Frage im 
Gegentheil ausdrücklich offen gelaſſen. Auch in den vom Heraus⸗ 
geber bearbeiteten Ueberſchriften der neueſten einſchlägigen Be⸗ 
ſchlüſſe des Kammergerichts (Jahrb. Bd. 19 S. 202, 204, 207) 
iſt gerade das Vorliegen einer allgemeinen Ermächtigung der 
oben gedachten Art als der weſentliche und entſcheidende Umſtand 
hervorgehoben. (Vergl. auch noch Heinitz in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1900 S. 734, wo auf die in Rede ſtehende Unter⸗ 
ſcheidung allerdings nicht eingegangen wird.) In den Gründen 
ſeiner zu anders gearteten Fällen erlaſſenen Entſcheidungen ſtellt 
ſich das Kammergericht allerdings auch für die Ermächtigung 
zur bloßen Empfangnahme des Streitgegenſtandes auf den 
gleichen Standpunkt, wie für die noch weiter gehenden Vollmachten. 
In dem Beſchluſſe vom 13. April 1898 verneint es (Jahrb. Bd. 18 
S. 200), daß die Empfangnahme von Sachen und Geldern, 
welche den Streitgegenſtand bilden, eine den Rechtsſtreit ſelbſt 
oder die Zwangsvollſtreckung betreffende Prozeßhandlung ſei, und 
am 3. Juli 1899 rechnet es die Befugniß zum Geldempfang 
auch bei Gegenſtandsgleichheit mit dem Prozeßgegenſtande zu 
den „außerprozeſſualen Ermächtigungen“. (Juſt. Min. Bl. 1901 
S. 48, Jahrb. Bd. 19 S. 209.) Die Sachentſcheidung betraf 
aber auch in dieſen beiden Fällen Ermächtigungen allgemeiner 
Faſſung; gegen eine beſtehende Rechtſprechung verſtößt der Be⸗ 
ſchluß vom 31. Dezember 1900 daher nicht. 
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Zur Sache ſelbſt wird ſodann daran feſtgehalten, daß die 
Empfangnahme des Streitgegenſtandes keineswegs außerhalb des 
Rahmens des Prozeſſes fällt. Der ſubjektive Prozeßzweck iſt 
Verwirklichung des erſtrittenen Privatrechts (Wach, Hand⸗ 
buch S. 3), „der Zweck des Prozeſſes iſt nicht ein theoretiſcher, 
ſondern ein praktiſcher. Nicht Erkenntniß, Vergewiſſerung von 
objektivem und ſubjektivem Recht, ſondern Rechtsbewährung durch 
autoritative Feſtſtellung bez. Vollſtreckung wird erſtrebt“ (da. 
S. 9). Der Prozeß wird gerichtet „auf die Herbelführung eines 
nach Privatrecht wünſchenswerthen äußeren Zuſtandes (durch 
Vollſtreckung)“ (Schmidt, Lehrb. S. 139), und „Immer 
iſt der Zuſtand, der zu verwirklichen iſt, eine Leiſtung“ (daſ. 
S. 140); „die Fähigkeit, die Verwirklichung eines äußeren 
Verhaltens des Beklagten . . eventl. mit ſtaatlicher Hülfe 
herbeizuführen“ iſt gerade die augenfälligſte Wirkung der 
Urtheile (daſ. S. 525). Weit entfernt außerhalb des Rechtsſtreites 
zu fallen, bildet die Verwirklichung des Urtheilsanſpruchs durch 
Zahlung und Empfangnahme des Streitgegenſtandes im Gegen⸗ 
theil den Schlußſtein des ganzen Verfahrens, in ihr gipfelt erft 
der Prozeß. Es iſt alſo nicht zutreffend, daß die Befriedigung 
des obflegenden Klägers den Rechtsſtreit „als durchgeführt vor⸗ 
ausſetzt“ (Jahrb. Bd. 18 S. 200), nur den Prozeßabſchnitt bis 
zur Findung des Rechtes ſetzt ſie als durchgeführt voraus, und 
wenn fie den Rechtsſtreit „für die Zukunft materiell erledigt“, 
jo gehört dieſe materielle Erledigung als die endgültige Der 
wirklichung des durch den Rechtsſtreit erſtrebten Zuſtandes reift 
eigentlich noch in den Rahmen des erſt hierdurch feinen Zu 
und ſein Ende erreichenden Prozeſſes. 

Richtig iſt, daß die Empfangnahme des Streitgegenflande 
in dem geſetzlichen Inhalte der Prozeßvollmacht nicht mit ein⸗ 
begriffen iſt, weil ſie vom Geſetzgeber zu den Prozeßhandlungen 
im Sinne des § 81 C. Y. O. nicht gerechnet wird. (S. Hahn, 
Materialien zur C. P. O. Bd. 1 S. 191.) Dieſe poſttive Vor⸗ 
ſchrift kann aber nicht über ihren Zweck, den geſetzlichen Inhalt 
der Prozeßvollmacht feſtzuſtellen, hinaus die aus dem Prozeß ⸗ 
zweck folgende rechtliche Natur der Empfangnahme ändern und 
hindert deshalb nicht, im Uebrigen die Empfangnahme des Streit ⸗ 
gegenſtandes ihrer begrifflichen Stellung zum Prozeßzwecke 
entſprechend zu behandeln. Wenn auch über den geſetzlichen 
Inhalt der Prozeßvollmacht, ſo geht die Ermächtigung zur 
Empfangnahme des Streitgegenſtandes doch nicht über den 
thatſächlichen Prozeßzweck hinaus, fie hält fich zwar nicht im 
Rahmen des § 81 C. P. O., wohl aber mit dem des Rechts 
ſtreites; die zuſätzliche Ertheilung dieſer Ermächtigung ſtellt nur 
eine Erweiterung der Prozeßvollmacht dar, die ihren recht 
lichen Charakter als ſolche unberührt läßt, und nicht die Neu⸗ 
ertheilung einer zweiten, weſensungleichen und neben ber 
Prozeßvollmacht herlaufenden außerprozeſſualen Vollmacht. 

Iſt dem aber ſo, ſo gehören die Koſten der Vollmacht, 
wenn auch in dieſer Ausdehnung nicht zu den nothwendigen, 
ſo doch zu den thatſächlichen Koſten des Rechtsſtreites. (Vergl. 
noch Entſch. des R. G. Bd. 22 S. 322; Neukamp, Ben. 16 
zu § 788 C. P. O.; Peterſen, Bem. 2 daſ.; Strudmann- 
Koch, Bem. 1 Abſ. 4 da.) Der 8 115 I C. P. O. findet 
daher Anwendung und die Stempelſteuer kann weder von 
der armen Partei, noch von ihrem Bevollmächtigten erfordert 
werden.“ 
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Das Kammergericht gab am 13. Mai 1901 — 1 1 314/01 — 
der weiteren Beſchwerde ſtatt und ſtellte die Stempelforderung 
gegen den Rechtsanwalt wieder her aus folgenden Gründen: 
„Die zum Zwecke der Wiederherſtellung des Stempelanſatzes 
von dem zur Vertretung der Staatskaſſe berufenen Oberſtaats⸗ 
anwalts eingelegte weitere Beſchwerde erweiſt fich als begründet. 
Das Kammergericht hat in ſtändiger Rechtsſprechung (zu vergl. 
1 1 316/99, Johow Jahrb. Bd. 19 S. 207 — auch 1 * 
26/96, Johow Jahrb. Bd. 16 S. 264, 1 1 247/01 ꝛc.), 
von welcher abzuweichen der vorliegende Fall keinen Anlaß bietet, 
den Grundſatz feſtzuhalten, daß zwar die in § 115 (früher 107) 
C. P. O. der armen Partei gewährte Stempelfreiheit auch dem 
beigeordneten Armenanwalt zu Gute komme, daß dieſe Stempel⸗ 
freiheit aber nicht über den Rechtsſtreit herausgreife, und deshalb 
auch die von der Partei dem Armenanwalt ertheilte Vollmacht 
nur in jo weit ſteuerfrei ſei, als fie ſich auf die Prozeß⸗ 
führung beſchränke, d. h. ausſchließlich eine Prozeßvollmacht bilde. 
Die Grundjäge bemängelt auch die landgerichtliche Entſcheidung 
nicht. Vielmehr ſucht das Landgericht nur darzuthun, daß fich auch 
die Ermächtigung zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes 
über den begrifflichen Inhalt einer Prozeßvollmacht nicht hinaus 
erſtrecke. Dieſer Ausführung iſt aber nicht beizupflichten. 
Das Kammergericht hat ſich bereits im Beſchluſſe vom 13. April 
1898 1 Y 189/98, Johow Jahrb. Bd. 18 S. 198 ff. mit 
ausführlicher, hier in Bezug zu nehmender Begründung im 
entgegengeſetzten Sinne ausgeſprochen, und die Ausführungen 
des Landgerichts find keineswegs geeignet, ein Abgehen von dem 
Beſchluſſe vom 13. April 1898 zu rechtfertigen. Ins beſondere 
iſt nicht abzuſehen, was aus der in 8 81 C. P. O.“) dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten binfichtlich der zu erſtattenden Koſten beigelegten 
Empfangsbefugniß und aus dem Umſtand, daß ſich dieſe Befugniß 
eventuell auch auf Koſten der Zwangs vollſtreckung erſtreckt, für 
die hier zu entſcheidende Frage zu Gunſten der landgerichtlichen 
Auffaſſung folgen ſoll. Eben ſo ſcheint es unerheblich, ob, wie 
das Landgericht in ſeinem Ueberſendungsſchreiben vom 16. April 
1901 hervorhebt, die Empfangnahme des Streitgegenſtandes 
über den thatſächlichen Prozeßproteſt nicht hinausgeht. Denn 
wenn die Erſtreckung der Prozeßvollmacht auf die Ermächtigung 
zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes auch ſicher in that⸗ 
ſächlichem Zuſammenhang mit dem Auftrag zur Prozeßführung 
ſtehen wird, jo handelt es ſich für die durch $ 115 C. P. O. 
begründete Stempelbefreiung doch ebenſo, wie für die Berechnung 
des nach Tarif Poſition 73 Abſatz 1 und 4 geſchuldeten Stempels, 
um die Fixirung des Rechts begriffes der Prozeßvollmacht. 
Eine Prozeßvollmacht liegt im Rechtsſinne aber nur vor, wenn 
Jemand als Prozeß bevollmächtigter für einen zu verhandelnden 
Rechtsſtreit zu allen Prozeßhandlungen Namens des Vollmacht⸗ 
gebers ermächtigt iſt und dieſe Ermächtigung über den Kreis 
ſolcher Prozeßhandlungen nicht hinausgeht. 

Letzteres trifft im vorliegenden Fall nicht zu, da der 
beigeordnete Anwalt auch die eingeklagten Beträge von 
175 + (16x 300) = 4975 Mark in Empfang zu nehmen er⸗ 
mächtigt iſt. Eine derartige Auslegung der Vollmacht vom 
8. Auguſt 1900 iſt, da dieſelbe erſichtlich auf den bez. Inhalt 


) Hier muß wohl ein Schreibfehler der Ausfertigung vorliegen; 
nicht der § 81, ſondern $ 91 C. P. O. iſt vom Landgericht bezogen. 


der Prozeßakten — d. h. der Klageſchrift — verweiſt, auch 
ſtempelrechtlich ohne Bedenken.“ 

Als Prozeßhandlungen im Rechtsfinne wären hiernach nur 
die im 5 81 C. P. O. aufgeführten zu betrachten. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1568, 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Löhler 
c. Löhler vom 2. Juli 1901, Nr. 166/1901 II. 


II. J. O. L. G. Karlsruhe. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. 

Durch das Urtheil I. Inſtanz wurde auf Klage der Ehe⸗ 
frau und Widerklage des beklagten Ehemannes L. deren am 
12. Auguſt 1871 geſchloſſene Ehe wegen beiderſeitigen 
Verſchuldens für geſchieden erklärt und zwar auf Grund des 
damals noch in Kraft befindlichen Landrechtsſatzes 231 wegen 
gegenſeitiger grober Verunglimpfung. Dieſes Urtheil iſt nur 
von dem beklagten Ehemanne mittelft Berufung angefochten 
worden, welcher für den Fall, daß ſeinem Antrage auf Abweiſung 
der Klage ſtattgegeben wurde, auch die Widerklage zurüd- 
zunehmen ſich bereit erklärte, für den Fall der Zurückweiſung 
ſeines Rechtsmittels aber zuerſt den Antrag geſtellt hatte, 
auszuſprechen, daß auch die Widerbeklagte die Schuld an der 
Scheidung trage, nach dem Schluſſe des Thatbeſtands des 
angefochtenen Urtheils auf richterliches Befragen aber dieſen 
Antrag dahin erläuterte, daß es bei Zurückweiſung ſeiner 
Berufung gegenüber der Klage bei dem landgerichtlichen Urtheil 
verbleiben ſolle. Hiernach hat das Oberlandesgericht, welches 
die Berufung für unbegründet erachtete, lediglich auf Zurüd- 
weiſung dieſes Rechtsmittels mit Koſtenfolge erkannt und iſt es 
ſomit bei dem landgerichtlichen Erkenntniß verblieben, daß auf 
Klage und Widerklage die Ehe wegen beiderſeitiger grober 
Verunglimpfung geſchieden werde. Damit find beide Ehegatten 
als Schuld an der Scheidung tragend erklärt und konnte bei der 
nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ergangenen 
Entſcheidung des Berufungsgerichts von einer weiteren, aus⸗ 
drücklichen Aufnahme eines dem § 1574 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ſich auſchließenden Ausſpruchs, daß beide Ehegatten 
ſchuldig ſeien, abgeſehen werden. 

Mit Recht hat das Berufungsgericht in Anwendung des 
Artikels 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch geprüft, ob die dem Beklagten vorgeworfenen in die Zeit 
vor dem 1. Januar 1900 fallenden Verfehlungen die Scheidung 
nicht bloß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche, ſondern auch nach 
dem bisherigen Geſetze, hier dem badiſchen Landrechte zu 
begründen geeignet ſeien, und hat unter eingehender Prüfung 
der Beweiſe ſowohl den Scheidungsgrund des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches als den des Landrechtsſatzes 231 als 
vorliegend angenommen. 

Die von der Revifion gerügte Verletzung des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches iſt nicht anzuerkennen. Es wurde in 
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dieſer Richtung geltend gemacht, die Klägerin habe felbft 
zugegeben, daß ſie ihrerſeits Schuld an der Zerrüttung der 
Ehe trage; habe ſie aber, wie angenommen werde, erheblich 
mitgewirkt, die Ehe zu einer zerrütteten zu machen, bleibe alſo 
die Annahme möglich, daß fie die Hauptſchuld trage, jo konne 
ſie nicht ſelbſt auf Scheidung klagen. Dazu komme, daß das 
Berufungsgericht gegenüber dem Beklagten hauptſächlich auf 
den Vorgang im Dezember 1898 Werth gelegt habe, auf 
welchen im Januar 1899 die Scheidungsklage gefolgt iſt; allein 
damals müſſe nach den Feſtſtellungen über das frühere 
Zuſammenleben der Ehegatten die Zerrüttung der Ehe ſchon 
beſtanden haben, könne alſo nicht auf das zuletzt angeführte 
Verhalten des Ehemannes zurückgeführt werden. Dieſer 
Revifionsbegründung gegenüber iſt zunächſt in rechtlicher 
Beziehung hervorzuheben, daß die Verfehlungen, deren ſich die 
Klägerin ſchuldig gemacht hat und welche zur Zuſprechung der 
auf Landrechtsgeſetz 231 geſtützten Widerklage geführt haben, 
der Klägerin nicht das Recht entzogen haben, ihrerſeits wegen 
unter Landrechtsſatz 231 fallenden Verfehlungen ihres Ehemannes 
die Scheidungsklage zu erheben und daß auch dieſe Verfehlungen 
der Zuſprechung der Klage auf Grund des 5 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches an ſich nicht entgegenſtehen. Nach 
beiden Rechten findet eine Kompenſation der beiderſeitigen 
Pflichtverletzungen nicht ſtatt und die dem einen Ehegatten zur 
Laft fallende Herbeiführung einer fo tiefen Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes, daß dem anderen Ehegatten die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemuthet werden kann, ſchließt nicht aus, daß 
auch der letztere ſolcher Verfehlungen ſchuldig befunden werde, 
welche den Thatbeſtand des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
erfüllen. Vergl. Urtheil des Reichsgerichts IV. Civilſenats 
Nr. 118/1900, mitgetheilt in Juriſtiſcher Wochenſchrift vom 
Jahre 1900 S. 644/45. Die von dem einen Ehegatten 
verſchuldete Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes entbindet den 
anderen Ehegatten nicht von den durch die Ehe begründeten 
Pflichten, hindert alſo nicht, daß auch der letztere auf das noch 
immer beſtehende, erſt durch das rechtskräftige Scheidungsurtheil, 
welches konſtitutiven Charakter hat, zur Auflöfung kommende 
eheliche Verhältniß fo zerſtörend einwirke, daß dem erſteren die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden könnte. 

Nicht zu billigen wäre allerdings geweſen, wenn das 
Oberlandesgericht, weil nur von Seiten des Beklagten Berufung 
eingelegt war, lediglich die dem Beklagten zur Laſt gelegten 
Verfehlungen für ſich geprüft und hiernach den Thatbeſtand 
des 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches feſtgeſtellt hätte. 
Allein dieſer Vorwurf trifft nicht zu, vielmehr ergiebt ſich aus 
den Urtheilsgründen, daß das Oberlandesgericht zunächſt Pflicht⸗ 
verletzungen der Klägerin, deren ſtreitſüchtiges und unverträgliches 
Weſen ıc. feſtgeſtellt hat, lediglich um darnach zu einer gerechten 
Beurtheilung der vom beklagten Ehemanne ausgegangenen 
Verfehlungen zu gelangen. Es wird auf Grund der Beweis⸗ 
aufnahme angenommen, daß die Klägerin auf einer ſehr 
niederen Stufe der Bildung und Moral ſtehe und daß ihr 
Empfinden, auch gegen von ihrem Ehemanne erfahrene Unbilden, 
ein ſehr abgeſtumpftes ſein müſſe. Demungeachtet geht das 
Ergebniß der Beurtheilung des Verhaltens des Beklagten dahin, 
daß dieſes auch die weit geſteckten Grenzen überſchritten habe, 
innerhalb deren der Klägerin die Fortſetzung der Ehe mit dem 
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Beklagten noch als erträglich zugemuthet werden könne, was 
im weiteren Verlaufe der Urtheilsgründe noch näher gerecht⸗ 
fertigt wird. 


Zu 8 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hahn 
6. Hahn vom 24. Juni 1901, Nr. 1239/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Auf Reviſion des Beklagten iſt unter Zurückweiſung der 
Auſchlußreviſion der Klägerin das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurüͤckgewieſen. 


Aus den Gründen. 

1. Nach der Auffaſſung der Anſchlußreviflon beruht es 
auf Rechtsirrthum, wenn das Berufungsgericht ausführe, daß 
der Beklagte, wenn auch die Mißhandlungen der Klägerin, jo 
doch jedenfalls nicht eine dadurch verurſachte Chezerrüttung mit 
verſchuldet habe. Nach der bisherigen Praxis, von der dat 
Bürgerliche Geſetzbuch ſicherlich nichts Abweichendes habe 
beſtimmen wollen, ſei gegenüber der geſundheitsgefährlichen 
Mißhandlung niemals der Einwand zugelaſſen worden, daß der 
gemißhandelte Ehegatte den anderen gereizt habe. — Der 
Anſchlußrevifion ſteht entgegen, daß zum Thatbeſtand dei 
Scheidungsgrundes aus & 1568 Bürgerlichen Geſetzbuches auf 
gehört, daß die thatſächlich beſtehende Zerrüttung des ehelich 
Verhältniſſes durch den anderen Ehegatten „verſchuldet“ it 
Eine ſolche urſächliche Verſchuldung liegt aber dann nicht vor, 
wenn die als ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten ſich darſtellende Handlung des anderen Ehegatten — 
durch ein gleich ſchuldvolles Verhalten des die Scheidung 
ſuchenden Ehegatten veranlaßt wurde. Denn dann bildet das 
ſchuldvolle Verhalten des letzteren die eigentliche, wenn auch 
entferntere Urſache der entſtandenen Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes, da es ohne daſſelbe zu dem ſchuldvollen Verhalten 
des anderen Ehegatten und ſomit auch zu dieſer Zerrüttung dei 
ehelichen Verhältniſſes überhaupt nicht gekommen wäre. Die 
durch ihn felbft verſchuldete Zerrüttung darf ſelbſtverſtändlich 
der Ehegatte als Scheldungsgrund nicht geltend machen. Nur 
in dieſem Sinne kann übrigens von einer „Aufrechnung 
wechſelſeitigen Verſchuldens“ die Rede ſein und iſt es zu ver⸗ 
ſtehen, wenn der jetzt erkennende Senat in dem Urtheile vom 
24. September 1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726 —, 
auf welches das Berufungsgericht wohl hinweiſen will, an 
genommen hat, daß bei der Würdigung, ob das ehewidrige 
Verhalten des Ehegatten eine „ſchwere“ Verletzung der für ihn 
durch die Ehe begründeten Pflichten enthalte, die Berückſichtigung 
des etwaigen ehewidrigen Verhaltens des die Scheidung ſuchenden 
Ehegatten, ſofern durch daſſelbe im einzelnen Falle die 
Handlungsweiſe des Beklagten beeinflußt wurde und der Grad 
der darin liegenden Verletzung ſeiner ehelichen Pflichten bedingt 
ward, nicht nur nicht ausgeſchloſſen, ſondern zutreffenden 
ſogar geboten if. Für eine abweichende Beurtheilung if 
gegenüber dem den Scheidungsgründen des Bürgerlichen Geſez 
buches, abgeſehen von dem aus 5 1569, überhaupt und 
insbeſondere auch dem bedingten Scheidungsgrunde aus $ 1568 


zu Grunde liegenden Prinzip der Verſchuldung auch dann kein 
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Raum, wenn bie dem Ehegatten vorgeworfene ſchwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten in grober Mißhandlung 
im Sinne des 5 1568 beſteht. Auch inſoweit unterliegt daher, 
entgegen der Anſchlußrevifion, das aus geſundheitsgefährlichen 
Mißhandlungen hergeleitete Ehevergehen nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche einer von dem Allgemeinen Landrecht abweichenden 
Beurtheilung, indem allerdings nach letzterem der aus dem 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 5 699 des Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1 ſich ergebende Cheſcheidungsgrund, 
wie das Reichsgericht in gleichmäßiger Rechtſprechung angenommen 
hat (vergl. insbeſondere Urtheil vom 14. Dezember 1899 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 83% —) dadurch nicht 
beſeitigt wurde, daß der mißhandelte Ehegatte den auderen 
gereizt hatte. Die Annahme ſelbſt, daß das Verſchulden der 
Parteien an den bezeichneten Vorgängen ein gleiches ſei, iſt 
thatſächlicher Natur, ausreichend begründet und nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Es rechtfertigt ſomit auch der zweite Entſcheidungs⸗ 
grund für ſich die Verwerfung des Scheidungsgrundes aus 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

2. Die Revifion bemängelt als rechtsirrthümlich die 
Annahme, daß in der nicht erweislich wahren Behauptung der 
Klägerin eine Verfehlung im Sinne des $ 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches inſoweit nicht zu finden jet, als fie dieſelbe nur 
bei der Rechtsverfolgung im gegenwärtigen Prozeſſe aufgeſtellt 
habe. Verfehlungen, die an ſich unter $ 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches fallen, könnten dadurch nicht unerheblich werden, 
daß fie im Prozeſſe aufgeſtellt werden. — Die Auffafjung der 
Revifion trifft nur zu beim Vorbringen böslicher, wiſſentlich 
unwahrer Vorwürfe, weil dieſelben, wenn auch zur eigenen 
Vertheidigung, jo doch zugleich mit dem Bewußtſein der wider⸗ 
rechtlichen Verunglimpfung des anderen Ehegatten aufgeftellt 
werden. Anders dagegen liegt die Sache, wenn es ſich um 
Vorwürfe handelt, die im guten Glauben von ihrer Richtigkeit 
zur Veitheidigung geltend gemacht werden. In einem ſolchen 
Falle iſt nach der konkreten Sachlage zu beurtheilen, ob in dem 
erhobenen Vorwurfe eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten enthalten iſt, und iſt es daher, bei der 
weſentlich thatſächlichen Natur dieſer Würdigung nicht zu 
beanſtanden, wenn das Berufungsgericht dieſe Frage im vor⸗ 
liegenden Falle verneint. 


Zu 88 1568, 1573 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Unger 
c. Unger vom 4. Juli 1901, Nr. 153/1901 VI. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Vom erſten Richter war, unter Abweiſung der Widerklage, 
der Klage entſprechend die Ehe der Parteien vom Bande 
geſchieden, und der Beklagte für den allein ſchuldigen Theil 
erklärt worden. Auf die Berufung des Beklagten hat aber das 
Oberlandes gericht das Urtheil erſter Inſtanz aufgehoben und 
die Klage, unter Verurtheilung der Klägerin in die Prozeßkoſten, 
abgewieſen. 

Auf Revifion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewleſen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Aus den Gründen. 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichtes über den aus 
5 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches hergenommenen Klage⸗ 
grund iſt mehrfache Bedenken hervorzurufen geeignet. Die 
Beweislaſt erſcheint als unrichtig vertheilt, wenn darauf Gewicht 
gelegt wird, daß nicht bewieſen ſei, daß eine gewiſſe Mißhandlung, 
die der Klägerin vom Beklagten zugefügt ſei, von ihr nicht 
verſchuldet ſei. Sodann iſt der Begriff des Verſchuldens 
verkannt, wenn eine andere, und zwar ſchwere, Mißhandlung 
deshalb als nicht von dem Thäter verſchuldet bezeichnet 
wird, weil die Klägerin durch eignes unvorfichtiges Verhalten 
ihm zu derſelben Anlaß gegeben habe; dadurch würde die 
Schuld des Beklagten nicht beſeitigt, ſondern nur abgeſchwächt 
werden. Auch hat das Oberlandesgericht nicht beſonders erwogen, 
ob nicht eine leichte und eine ſchwere Mißhandlung, wenn auch 
nach Lage der Sache jede für ſich allein zur Begründung der 
Klage nicht ausreichen ſollte, doch beide zuſammen vielleicht 
ſchon dieſe Bedeutung haben möchten. Jedoch kann ſogar 
dahin geſtellt bleiben, ob die ſoeben hervorgehobenen Bedenken 
die in Anſehung des Klagegrundes aus 5 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches getroffene Entſcheidung als ſchlechthin unhaltbar 
erſcheinen laſſen; jedenfalls iſt fie dies wegen einer Verletzung 
des 8 1573 daſelbſt, auf welcher fie beruht. Das Ober⸗ 
landesgericht hat nämlich die etwa vor dem Umzuge der 
Parteien nach Hamburg in Herne vorgekommenen Mißhandlungen 
ganz außer Betracht laſſen zu müſſen geglaubt, weil dieſe von 
der Klägerin verziehen ſein würden. Dabei iſt aber überſehen, 
daß, wenn auch nach § 1570 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
durch Verzeihung das Recht auf Scheidung erliſcht, doch nach 
& 1573 daſelbſt Thatſachen, auf die eine Scheidungsklage nicht 
mehr gegründet werden kann, alſo auch verziehene Mißhandlungen, 
doch zur Unterſtützung einer auf andere Thatſachen 
gegründeten Scheidungsklage noch brauchbar find und daher 
in einem ſolchen Falle nicht unbeachtet bleiben dürfen, und daß 
ſich dies nach dem frühern gemeinen Rechte bei einer Klage 
auf Trennung von Tiſch und Bett eben fo verhielt. 


| Zu $ 1620 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Opitz 
c. Opitz vom 17. Juni 1901, Nr. 124/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Jena. 


Die Klägerin, eine großjährige Tochter des Beklagten, die 
ſich angeblich im April 1900 ohne Zuſtimmung des Beklagten 
mit dem Architekten N. verlobt hat, klagt mit dem Antrage: 
feſtzuſtellen, daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihr im 
Falle ihrer Verehelichung mit dem Architekten N. eine Aus⸗ 
ſteuer im Werthe von 3 500 Mark zu beſchaffen oder dieſen 
Betrag in Baar an ſie zur Beſchaffung einer Ausſteuer zu zahlen; 
eventuell ſchon jetzt den Beklagten zur künftigen Leiſtung 
dieſes Anſpruchs zu verurtheilen. Das Landgericht hat die 
Klage auf Grund der Feſtſtellung, daß der Beklagte ohne Ge⸗ 
fährdung ſeines ſtandesgemäßen Unterhalts zur Gewährung der 
geforderten Ausſteuer nicht im Stande ſei, abgewieſen. Auf 
die von der Klägerin eingelegte Berufung hat das Berufungs- 
gericht, ohne in die vom Landgericht vorgenommene Prüfung 
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einzutreten, die Berufung lediglich aus dem formellen Grunde, 
daß weder die Feſtſtellungsklage noch auch die Klage auf künftige 
Leiſtung zuläffig ſei, zurückgewieſen. 

Auf Revifion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Die Revifion iſt, inſoweit fie ſich über die Nichtzulaſſung 
des Feſtſtellungsantrags beſchwert, begründet. Eines Eingehens 
auf die Zurückweiſung des nur eventuell geftellten Leiſtungs⸗ 
antrags bedarf es deshalb nicht. Das Berufungsgericht giebt 
für feine Anſicht, daß die Feſtſtellungsklage unzuläſſig jet, 
folgende Begründung: 

„Nach 8 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei der 
Vater verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer Ver⸗ 
heirathung zur Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene 
Ausfteuer zu gewähren. Die Worte „im Falle ihrer 
Verheirathung“ enthielten eine ſogenaunte conditio 
juris, d. h., das Geſetz ſtelle hier ein Thatbeſtandsmoment 
feft, das noͤthig ſei zur Entſtehung des Anſpruchs. Es 
verhalte ſich nicht anders, als wenn das Geſetz im 8 1924 
als geſetzliche Erben der erſten Ordnung die Abkömmlinge 
des Erblaſſers bezeichne und zugleich im § 1923 beſtimme, 
daß Erbe nur werden könne, wer zur Zeit des Erbfalls 
lebe. Wie im letzteren Falle, ebenſo bei der teſtamentariſchen 
oder vertragsmäßigen Erbeinſetzung, ein Recht auf die 
Erbfolge für den Einzelnen bei Lebzeiten des Erblaſſers 
nicht vorhanden ſei, auch kein bedingtes, weil eben das 
eine Thatbeſtandsmoment, welches zum Entſtehen eines 
ſolchen Rechts nach dem Geſetze nöthig jet, noch fehle, ebenſo 
liege es auch im Falle des § 1620: auch hier müffe, um 
die geſetzliche Obligation zwiſchen Vater und Tochter, 
auf Grund welcher die Klägerin die Ausſteuer fordern 
wolle, zur Entſtehung zu bringen, das Thatbeſtands⸗ 
moment der Eheſchließung erſt eingetreten ſein. Es ſei 
auch jetzt noch kein bedingtes Rechtsverhältniß zwiſchen 
den Parteien entſtanden, weil ein bedingtes Rechts⸗ 
verhältniß nur dann vorliege, wenn eine Neben- 
beſtimmung, kraft deren die Wirkung eines Rechts⸗ 
geſchäfts von dem Eintritt eines künftigen ungewiſſen 
Ereigniſſes abhängig ſei, von den Parteien durch rechts⸗ 
geſchäftliche Willenserklärung derſelben einem Rechts- 
geſchäft beigefügt ſei. Dafür, daß das Recht erſt mit 
der Eheſchließung entſtehe, ſei zu vergleichen § 1623 
und § 198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Im vor⸗ 
liegenden Falle fehle alſo das Vorhandenſein eines 
Rechtsverhältniſſes, wie es zur Anſtellung einer 
Feſtſtellungsklage in den 85 256, 259 der Civilprozeß⸗ 
ordnung vorausgeſetzt werde, und müſſe aus dieſem 
Grunde die Berufung zurückgewieſen werden.“ 

Dieſer Ausführung des Berufungsgerichts kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Zunächſt iſt der Verſuch, das der Tochter nach 
Maßgabe des § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehende Recht 
auf Gewährung einer Ausſteuer ſeitens ihres Vaters im Falle 
ihrer Verheirathung mit einem Erbrechte zu vergleichen, verfehlt. 
Nach dem Satze „vivi hereditas non datur“, 5 1922 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, iſt begrifflich bei Lebzeiten des Erb⸗ 
laſſers ein Erbrecht auf feinen Nachlaß nicht gegeben; begrifflich 
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iſt deshalb auch die Zuläſfigkeit einer Klage auf Feſtſtellung 
eines erbrechtlichen Rechtsverhältniſſes bezüglich des Nachlaſſes 
eines noch Lebenden ausgeſchloſſen. Ob aber das Rechts- 
verhältniß, wie es nach § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zwiſchen Vater und Tochter bezüglich der Ausſteuerpflicht beſteht, 
ein ſolches iſt, daß vor der Verheirathung eine Klage der Tochter 
auf Feſtſtellung des Beſtehens der Verpflichtung des Vaters zur 
Gewährung einer Ausſteuer an fie in beſtimmter Höhe bei ihrer 
Verheirathung unbedingt ausgeſchloſſen oder unter Umſtänden 
zuzulaſſen iſt, läßt ſich nur aus der Natur jenes Rechtsverhält⸗ 
niſſes ſelbſt beurtheilen. Für die Ausſchließung der Feſtſtellungs⸗ 
klage folgt aus den vom Berufungsgerichte in Bezug genommenen 
§8 16283 und 198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nichts; denn 
der Umſtand, daß der Anſpruch auf die Ausſteuer in einem 
Jahre von der Eingehung der Ehe an verjährt, iſt für den 
mit der Eingehung der Ehe gegebenen Leiſtungsanſpruch, nicht 
aber für den etwa vorhergegebenen der Verjährung nicht unter⸗ 
liegenden Feſtſtellungsanſpruch von Bedeutung. Auch folgt 
nichts aus dem Hinweis des Berufungsgerichts auf die ſo⸗ 
genannten conditiones juris, da die Frage, wann der Anſpruch 
auf Gewährung der Ausſteuer zur Entſtehung gelangt, für den 
Leiſtungsanſpruch, nicht aber für den Feſtſtellungsauſpruch ins 
Gewicht fällt. Bei der Prüfung der Zuläſſigkeit des Feſtſtellungs⸗ 
anſpruchs iſt vielmehr von folgender Grundlage auszugehen: 
Geſetzlich iſt das Verhältniß des Vaters zu ſeiner Tochter 
nach § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein ſolches, daß er 
im Falle ihrer Verheiralhung ihr zur Einrichtung des Haus⸗ 
halts eine angemeſſene Ausſteuer zu gewähren verpflichtet iſt, 
inſoweit er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dazu im 
Stande iſt und nicht die Tochter ein zur Beſchaffung der Aus⸗ 
ſteuer ausreichendes Vermögen hat. Würde die Tochter nur 
auf Anerkennung dieſes Rechtsſatzes klagen, ſo würde eine ſolche 
Feſtſtellungsklage nicht zuzulaſſen ſein. Allein ſo hat die 
Klägerin auch nicht geklagt. Indem ſie unter Beweis ſtellt, 
daß ſie ſich mit dem Architekten N. verlobt habe, und ſo einen 
thatſächlichen Anhalt für die Annahme giebt, daß ihre Ver⸗ 
heirathung bevorſtehe, entnimmt ſie aus dem Umſtande, daß 
der Beklagte ſich ausdrücklich geweigert hat, der Klägerin eine 
Aus ſteuer zu gewähren, Veranlaſſung, gegen ihn auf Feſtſtellung 
ſeiner Verpflichtung zur Gewährung einer Ausſteuer an ſie bei 
ihrer Verheirathung in dem von ihr angeführten angeblich an⸗ 
gemeſſenen Betrage zu klagen. Daß die Klägerin bei dieſer 
Sachlage ein wirthſchaftliches Intereſſe hat, die Verpflichtung 
des Beklagten ſchon jetzt feſtſtellen zu laſſen, liegt auf der 
Hand. Daß dieſes wirthſchaftliche Intereſſe aber ausreichend 
iſt, um die Erhebung einer Feſtſtellungsklage zu rechtfertigen, 
iſt, wie in dem Urtheile des VI. Civilſenats des Reichsgerichts 
vom 18. April 1895 (Reichsgerichts ⸗Entſcheidungen Bd. 35 
S. 392) für einen ähnlichen Fall zutreffend ausgeführt wird, 
gleichfalls nicht zu bezweifeln. Auch kann ein rechtliches Be⸗ 
denken gegen die Zuläſſigkeit der erhobenen Feſtſtellungs klage 
nicht darin gefunden werden, daß der Zuſtand des Vermögens 
des Beklagten zur Zeit der Verheirathung der Klägerin jetzt im 
Voraus ſich nicht ermitteln laſſe; dieſe Frage iſt vielmehr that⸗ 
ſächlicher Natur und gehört zur ſachgemäßen Beweiswürdigung. 
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Ans der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus den Monaten April bis Juni 1901 
mit Nachträgen ans März.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Zum Strafgeſetzbuche. 

1. 8 46 Nr. 2. 

Richtig iſt, daß nach den vorderrichtlichen Feſtſtellungen 
die der Beſchwerdeführerin zur Laſt liegende Strafthat der Be⸗ 
ſchädigung eines ihrer Dienſtherrſchaft gehörigen Bettes durch 
Inbrandſetzung deſſelben nicht nur die Merkmale einer Sach⸗ 
beſchädigung, ſondern zugleich auch, da nach dem Willen der 
Beſchwerdeführerin die Inbrandſetzung des Bettes nur das 
Mittel zur Inbrandſetzung des Gebäudes bilden ſollte, in 
welchem jenes Bett ſich befand, der in der letzteren Richtung 
von der Thäterin verfolgte Zweck aber nicht erreicht wurde, 
den Thatbeſtand der verſuchten Brandſtiftung enthält, welche 
jedoch bei dem Zutreffen der Vorausſetzungen des § 46 Nr. 2 
ſtraflos zu bleiben hatte. Unhaltbar iſt aber die von der 
Reviſion vertretene Anſicht, daß die Strafloſigkeit des Brand⸗ 
ſtiftungsverſuches von ſelbſt auch die Strafloſigkeit der kon⸗ 
kurrirenden Sachbeſchädigung aus dem Grunde nach ſich ziehe, 
weil letztere ein nothwendiges unſelbſtändiges Thatbeſtands⸗ 
merkmal der Brandſtiftung ſei, Brandſtiftung ohne Sach⸗ 
beſchädigung undenkbar ſcheine und deshalb Idealkonkurrenz 
zwiſchen Sachbeſchädigung und Brandſtiftung grundſätzlich für 
ausgeſchloſſen erachtet werden müſſe. Es kann ununterſucht 
bleiben, ob im Falle der ſogenannten Geſetzeskonkurrenz der 
Umſtand, daß das eine der konkurrirenden Delikte trotz vor⸗ 
liegenden Thatbeſtandes deſſelben wegen eines vorhandenen 
Strafausſchließungsgrundes ſtraflos zu belaſſen iſt, mit Noth⸗ 
wendigkeit auch die Strafloſiakeit des konkurrirenden anderen 
Delikts, bei welchem kein Strafausſchließungsgrund gegeben 
iſt, bewirkt. Unerörtert kann auch gelaſſen werden, ob nicht 
wenigſtens dann Geſetzeskonkurrenz anzunehmen iſt, wenn die 
Brandſtiftung zur Vollendung gelangte und als Objekt der 
hiermit konkurrirenden Sachbeſchädigung die nämliche Sache 
in Betracht kommt, welche durch ihre Inbrandſetzung ganz 
oder theilweiſe zerſtört wurde. Für den vorliegenden, allein 
zur Entſcheidung geſtellten Fall läßt ſich die Annahme idealer 
Konkurrenz von Brandſtiftung und Sachkbeſchädigung, welche 
Annahme erſichtlich dem vorderrichterlichen Urtheile zu Grunde 
liegt, rechtlich in keiner Weiſe beanſtanden. Objekt der Sach⸗ 
beſchädigung, wegen deren die Verurtheilung der Beſchwerde⸗ 
führerin erfolgte, war im gegebenen Falle nach Maßgabe der 
von dem erſten Richter getroffenen Feſtſtellungen ausſchließlich 
ein Bett, eine bewegliche Sache, durch deren Inbrandſetzung 
und dadurch herbeigeführte Beſchädigung mittelbar, ohne daß 
dieſer Zweck thatſächlich erreicht wurde, ein Gebäude in Brand 
geſetzt werden ſollte. Die Inbrandſetzung des Bettes für ſich 
allein konnte niemals als ſtrafbare Brandſtiftung qualifizirt 
werden. Als Objekt des von dem vorigen Richter ſeſtgeſtellten 
Brandſtiftungsverſuches kam vielmehr einzig und allein das 
Wohngebäude in Frage, deſſen mittelbare Inbrandſetzung von 
der Beſchwerdeführerin beabſichtigt war. Abgeſehen von der 
Verſchiedenheit der Deliktsobjekte, von der dahin geſtellt bleiben 
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mag, ob ſie ſchon für ſich allein der Annahme von Geſetzes⸗ 
konkurrenz zwiſchen Brandſtiftung und Sackbeſchädigung ent⸗ 
gegenſtehen würde, läßt ſich aber auch nicht mit der Reviſion 
behaupten, daß ein Gebäude nur mittelbar dadurch in Brand 
geſetzt werden kann, daß zunächſt eine in demſelben befindliche, 
keinen Gebäudebeſtandtheil bildende bewegliche Sache in Brand 
geſetzt wird, von der aus ſich das Feuer dem in Brand zu 
ſetzenden Gebäude mittheilt. Thatſächlich mag in vielen Fällen 
die Inbrandſetzung eines Gebäudes in dieſer Weiſe ſich voll⸗ 
ziehen. Nothwendig und unerläßlich iſt dies jedoch keines⸗ 
wegs. Die Inbrandſetzung eines Gebäudes kann vielmehr 
zweifelsohne auch unmittelbar dadurch in das Werk geſetzt 
werden, daß der Zündſtoff direkt an das Gebäude oder eines 
ſeiner Theile, beiſpielsweiſe Dielen, Dächer, Fenſter, Thüren 
und dergleichen mehr angelegt und dadurch deſſen Inbrand⸗ 
ſetzung verurſacht wird. Dies trifft ſchon bei dem Delikte der 
vollendeten Brandſtiftung und noch mehr bei dem Verſuche 
einer ſolchen zu, welcher begrifflich überhaupt die thatſächlich 
erfolgte Inbrandſetzung irgend einer Sache und deren dadurch 
bewirkte Beſchädigung nicht mit Nothwendigkeit vorausſetzt. 
Muß dies aber anerkannt werden, ſo fehlt es in einem der⸗ 
artigen Falle von vornherein an den erforderlichen Vor⸗ 
bedingungen für die Annahme von Geſetzeskonkurrenzq. Daß 
aber bei vorhandener Idealkonkurrenz, wie ſie zweifelsfrei gegen 
die Beſchwerdeführerin feſtgeſtellt erſcheint, die Strafloſigkeit 
der nur verſuchten Brandſtiftung wegen Anwendung des § 46 
des Str. G. B. rechtlich die Beſtrafung des Thäters wegen 
der hiermit zuſammentreffenden vollendeten Sachbeſchädigung 
nicht zu hindern vermag, unterliegt keinem Bedenken und wird 
auch von der Reviſion nicht beſtritten. Urth. des III. Sen. 
vom 6. Juni 1901. 1495. 1901. 

2. § 48, 

Um ftrafbare Anſtiftung annehmen zu können, genügt 
allerdings nicht die Beſtimmung eines Andern zu einer ver⸗ 


brecheriſchen Geſinnung oder Willensrichtung überhaupt, daher 


regelmäßig nicht die Aufforderung eines Andern zu Strafthaten 
im Allgemeinen, ſei es auch einer beſtimmten Art, wenn nicht 
trotz der Allgemeinheit der Aufforderung die Verübung der 
demnächſt begangenen konkreten Strafthat erweislich im Willen 
des Auffordernden gelegen hat. Aber das Geſetz erfordert 
nicht, daß der Anſtiftende außer dem Willen des Thäters zu 
der konkreten That auch die einzelnen Umſtände der Verübung 
beſtimmt; für dieſe iſt er verantwortlich, ſoweit ſie nicht 
außerhalb ſeines erkennbar gemachten Willens liegen. Für 
die Frage, ob ein dem Anſtiftenden bewußter urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen der Anſtiftung und ihrem Mittel 
und der konkreten, demnächſt begangenen Strafthat beſteht, 
muß es hiernach darauf ankommen, was dem Anſtiftenden 
als das Weſentliche erſchienen iſt; Geſtaltungen der Strafthat, 
welche für ihn nicht weſentlich geweſen ſind, können jenen 
Zuſammenhang nicht ausſchließen. Hiernach iſt in jedem 
einzelnen Falle thatſächlich zu prüfen, ob der Zuſammenhang 
vorliegt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch die Perſon, 
gegen welche ſich die Strafthat richten ſoll, dem Anſtifter 
unweſentlich iſt, insbeſondere wenn es ihm nur auf die Er⸗ 
langung einer Sache beſtimmter Art ankommt, oder wenn ein 
dauernder Erwerb durch verbrecheriſche Thätigkeit eines Andern 
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in einer im Voraus näher ins Auge gefaßten Art und Weiſe 
beabſichtigt iſt. Bei Zugrundelegung dieſer rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte kann es nicht für rechtsirrthümlich gehalten werden, 
wenn der Vorderrichter in der von ihm als erwieſen an⸗ 
genommenen Handlungsweiſe des Angeklagten Anſtiftung ge⸗ 
funden hat. Der Angeklagte, welcher, wie im angefochtenen 
Urtheile feſtgeſtellt iſt, bereits vor ſeiner Verheirathung mit 
der Mitangeklagten aus der Beförderung der Abtreibung einen 
Erwerb gemacht hatte, hat wenige Tage nach ſeiner Ver⸗ 
heirathung, am 5. oder 6. November 1900, ſeiner Ehefrau 
eröffnet, daß er in der Zeitung eine Annonce folgenden 
Inhalts habe einrücken laſſen: „Rath und Hülfe in Frauen⸗ 
leiden. Frau V., Dragonerſtraße 49 a“; er hat ihr an zwei 
Mutterſpritzen gezeigt, wie man ſie zur Abtreibung zu benutzen 
habe, und hat ſie zu überreden geſucht, denjenigen Frauen, 
welche ſich demnächſt melden würden, damit Seifenwaſſer ein⸗ 
zuſpritzen. Mehrere demnächſt von ſeiner Ehefrau, welche 
ſeinem Anſinnen zunächſt nicht Folge leiſten wollte, zurück⸗ 
gewieſene Frauen, welche ſich gemeldet hatten, hat der An⸗ 
geklagte, wie feſtgeſtellt, an eine andere ihm bereits bekannte 
Frau, welche ſich mit Abtreibung abgab, verwieſen, in der 
Hoffnung, etwas von dem Verdienſte zu erhalten. Er hat 
ſeiner Ehefrau wiederholt vorgehalten, wie leicht ſie durch 
Abtreibungen ihrer bedrängten Lage ein Ende machen könnten. 
Am 15. November 1900 iſt, wie weiter feſtgeſtellt wird, dann 
eine Ehefrau H. durch einen nicht ermittelten jungen Mann 
der Ehefrau des Angeklagten mit der Bemerkung zugeführt, 
er habe mit ihrem Ehemanne, dem Angeklagten, ſchon alles 
vereinbart, ſie ſolle an jener Frau eine Einſpritzung mit 
Seifenwaſſer machen und ſodann ein Sitzbad über warmem 
Salzwaſſer verabreichen. Die Ehefrau des Angeklagten „ift 
nun endlich der Wirkung der Ueberredung ihres Ehemannes 
unterlegen, zumal ſie den jungen Mann für einen Abgeſandten 
ihres Mannes halten mußte“, und hat an der Ehefrau H. 
die ihr angegebenen Manipulationen vorgenommen, wobei ſie 
die eine der ihr von dem Angeklagten gezeigten Mutterſpritzen 
angewendet hat. Der Vorderrichter hat nun zwar nicht als 
ſicher erwieſen angenommen, daß der Angeklagte in dieſem 
H. ſchen Falle „ſeine Hand mit im Spiele gehabt hat“, hält 
dies aber für die Frage der Anſtiftung für unweſentlich, weil 
der Wille des Angeklagten dahin gegangen ſei, daß ſeine 
Ehefrau alle Frauensperſonen, welche ſich bei ihnen melden 
und zur Vernichtung ihrer Leibesfrucht geneigt ſein würden, 
in der erforderlichen Weiſe behandeln ſollte, und ihm dabei 
die Perſönlichkeit der ſich meldenden Frauenzimmer völlig 
gleichgültig, und es ihm ebenſo gleichgültig geweſen ſei, ob 
fie auf Grund feiner eigenen Annoncen oder etwa auf Grund 
von Angaben oder Empfehlungen dritter Perſonen den Weg 
zu ſeiner Wohnung finden würden. Es liege daher auch der 
Fall H. im Bereiche ſeines verbrecheriſchen Willens, und er 
ſei in Wahrheit derjenige geweſen, welcher ſeine Ehefrau durch 
ſeine Ueberredungen vorſätzlich zu dieſer That beſtimmt habe. — 
Was der Angeklagte nach dieſen Feſtſtellungen gethan hat, 
geht über ein Geneigtmachen zu ſtrafbaren Handlungen gewiſſer 
Art weit hinaus. Der Angeklagte hat danach ſeine Ehefrau 
in ſeiner Wohnung förmlich dazu eingeſetzt, ſich meldende 
Frauensperſonen in der mehrerwähnten Art und Weiſe zu 
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behandeln, und hat ſie mit den dazu erforderlichen Geräth⸗ 
ſchaften verſehen, welche denn auch zur Anwendung gebracht 
ſind. Die konkrete Geſtaltung der nach ſeinem Willen von 
der Mitangeklagten, ſeiner Ehefrau, auszuführenden Ab⸗ 
treibungsmanipulationen, wie er ſie als weſentlich ins Auge 
faßte, beſtand darin, daß dieſelben in ſeiner und ſeiner Ehefrau 
Wohnung, mit bereits konkret bereitgeſtellten Werkzeugen, in 
einer beſtimmt vorgeſchriebenen Weiſe, unter Empfangnahme 
einer ihm auszuhändigenden oder für die ehelichen Bedürfniſſe 
zu verwendenden Geldvergütung vorgenommen werden ſollten. 
Nicht ſeinem Willen entſprechend erſcheint eine Begrenzung 
des Kreiſes der Perſonen, an welchen Abtreibungsverſuche 
vorgenommen werden ſollten, auf diejenigen, welche ſich gerade 
auf Grund der von ihm zu erlaſſenden Annoncen melden 
würden, da es ihm nur auf die Erlangung von Verdienſt 
ankam und er daher an dem Wege, auf welchem ihm 
Kundinnen zukamen, kein Intereſſe haben konnte. Ebenſo 


wenig konnte ihm angeſichts dieſes Zwecks auf die 
Individualität des zu ſchädigenden Rechtsgutes etwas 
ankommen. Urth. des II. Sen. vom 14. Mai 1900. 
1630. 1901. 

3. § 49a. 


Allerdings war für die Entſcheidung des Falls von 
weſentlicher Bedeutung, ob im Inhalte des Briefes ſchon eine 
Aufforderung, der angeblichen Schreiberin ein Abtreibungs⸗ 
mittel zu verſchaffen, oder nur eine Anfrage des Inhalts 
zu finden war, ob Adreſſat ein Mittel ſolcher Art beſitze und 
welche Koſten deſſen Anwendung verurſachen würde. Denn 
letzterenfalls behielt ſich der Angeklagte die Entſcheidung 
darüber noch vor, ob oder von welchem der Adreſſaten er die 
Beſchaffung des Mittels verlangen wolle. Allein daß die 
Strafkammer die Bedeutung dieſes Unterſchiedes für die Ent⸗ 
ſcheidung verkannt habe, dafür geben die Gründe des an⸗ 
gefochtenen Urtheils keinen Anhalt. Und abgeſehen hiervon 
war es Sache der in dieſer Inſtanz nicht angreifbaren that⸗ 
ſächlichen Beweiswürdigung, zu entſcheiden, ob in dem Briefe 
der eine oder der andere Wille des Angeklagten erkennbar zum 
Ausdruck gelange. Nicht zu bezweifeln iſt, daß eine Auf⸗ 
forderung im Sinne des Geſetzes recht wohl in die Form 
einer Anfrage gekleidet werden kann. Aus den That⸗ 
feſtſtellungen in Verbindung mit den gepflogenen Erörterungen 
geht aber auch genügend klar hervor, daß die Strafkammer 
die Meinung des Vertheidigers, Angeklagter habe die Briefe 
aus theoretiſch⸗mediziniſchem Intereſſe oder im Hinblicke auf 
eine künftig möglicherweiſe eintretende Schwangerſchaft ab⸗ 
gehen laſſen, als thatſächlich unbegründet zurückweiſt, und 
vielmehr bedenkenfrei annimmt, Angeklagter habe die entgelt⸗ 
liche Beſchaffung eines Abtreibungsmittels für eine, mindeſtens 
möglicherweiſe, zur Zeit ſchon eingetretene Schwangerſchaft 
ſeiner Geliebten im Sinne gehabt. Den Thatbeſtand des 
§ 49a ſchloß es nicht aus, wenn Angeklagter zum Erlaſſe der 
Aufforderung nur durch die Unſicherheit darüber, ob eine 
Schwangerſchaft beſtehe oder nicht, oder gar durch die irrige 
Annahme, daß ſie eingetreten ſei, bewogen wurde. Denn das 
Motiv für die Aufforderung liegt außerhalb des That⸗ 
beſtandes des § 49 a, es erſcheint für die Frage nach deſſen 
Vorhandenſein gleichgültig und nur für die Würdigung des 
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Beweiſes oder die Strafzumeſſung von Bedeutung. Urth. des 
IV. Sen. vom 24. April 1901. 1035. 1901. 

4. § 49a. 

Dem Beſchwerdeführer kann nicht zugegeben werden, daß 
nach Inhalt der erſtrichterlichen Feſtſtellungen die ſchriftliche 
Ann ahm erklärung nicht bedingungslos erfolgt, ſondern an 
eine Bedingung geknüpft worden ſei, welche die erforderliche 
ernſte, entſcheidende Willensbeſtimmung ausſchließe. Der 
Vorderrichter iſt auf Grund ſeiner Beweisannahme zu dem 
Ergebniß gelangt, bezüglich des Beſchwerdeführers anzunehmen, 
daß dieſer entſchloſſen war, „die Lohbäder, deren Dienlichkeit 
zur Erreichung des erſtrebten Ziels er kennt, dem Mädchen 
anzurathen, und ... dieſem feinen Willen in dem Antwort: 
ſchreiben Ausdruck gegeben“ hat. Allerdings hat Angeklagter 
nach den weiteren Feſtſtellungen die Ausführung ſeiner 
Zuſage von dem Verſprechen einer Mindeſtſumme ſeitens der 
Angeklagten H. abhängig gemacht, mit Recht hält der Vorder⸗ 
richter aber dies Verlangen des Beſchwerdeführers für einflußlos 
auf die Entſcheidung der Frage, ob eine „Annahme“ im Sinne 
des § 49 Str. G. B. als vorliegend zu erachten ſei oder 
nicht. Die genannte Rechtsnorm erfordert ſowohl für das 
Thatbeſtandsmerkmal der „Aufforderung“ als auch das der 
„Annahme“ lediglich einen unzweifelhaften Ausdruck des auf 
Begehung eines Verbrechens gerichteten ernſtlichen Willens. 
Mit einer Erklärung, welcher der ernſtliche, feſte Entſchluß, 
ein beſtimmtes Verbrechen auszuführen, entnommen werden 
kann, wird der ſtrafrechtliche Thatbeſtand dieſes delictum 
suigeneris bereits erfüllt. Die Ausführung der ver⸗ 
ſprochenen Handlung ſeitens des Annehmenden kommt für die 
Beurtheilung überhaupt nicht in Betracht; ebenſo wenig deshalb 
auch der Umſtand, daß, wie vorliegend, die Ausführung der 
Handlung, zu deren Leiſtung ſich Beſchwerdeführer bereit erklärt 
hatte, von der Zahlung eines Preiſes abhängig gemacht wurde. 
Für die Frage, ob das Thatbeſtandsmerkmal der „Annahme“ 
im Sinne des 8 49a Str. G. B. gegebenen Falls vorliegt, 
find die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts (88 145 ff. des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) über den Abſchluß von Verträgen, 
und dies folgt aus der Entſtehungsgeſchichte und dem Zweck 
der Norm, in keiner Weiſe maßgebend. Zutreffend hat deshalb 
der Vorderrichter die Bereitwilligkeitserklärung von der Aus⸗ 
führung getrennt, und, da erſtere nach ſeinen maßgebenden 
Feſtſtellungen eine nicht bloß ſimulirte, ſondern ernſte und 
beſtimmte Willensäußerung zum Ausdruck gebracht hat, ſo 
konnte ohne Rechtsirrthum in dem Erwiderungsſchreiben des 
Beſchwerdeführers das Thatbeſtandsmerkmal der „Annahme“ 
im Sinne des § 49a für vorliegend erachtet werden. Von einer 
bedingten Annahme, welche, wie die Beſchwerde geltend machen 
will dies Thatbeſtandserforderniß beſeitigte, hätte nur dann 
die Rede ſein können, wenn die abgegebene Erklärung derart 
geweſen wäre, daß ſie hätte erkennen laſſen, Angeklagter ſei 


noch nicht entſchloſſen, die ihm zugemuthete Handlung zu 


begehen, mache dieſen ſeinen Entſchluß vielmehr noch von 
anderweiten Umſtänden abhängig. Nun tritt vorliegend noch 
hinzu, daß nach den Feſtſtellungen des Vorderrichters mit der 
Aufforderung bereits das Verſprechen einer Geldzahlung ver⸗ 
bunden war und daß der ſo geſtalteten Aufforderung die 
Annahme gefolgt iſt. Dies genügte gleichfalls. Hierdurch 
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war das Komplott in ſeinen weſentlichen Beſtandtheilen perfekt 
geworden. Ob der Beſchwerdeführer ſpäter, als eine Einigung 
über die Höhe der zu zahlenden Summe nicht ſtattfand, von 
der Verabredung zurücktrat, war für die Erfüllung des That⸗ 
beſtands unerheblich, denn die Bedeutung des Geſetzes liegt 
darin, der Gefährlichkeit vorzubeugen, welche für die öffentliche 
Sicherheit in dem Werben von Thätern oder Mitthätern zur 
Begehung von Verbrechen liegt, und jedes darauf abzielende 
Unternehmen für ſtrafbar zu erklären. Urth. des III. Sen. 
vom 13. Mai 1901. 1184. 1901. 

5. 8 51. 

Die Vertheidigung hätte mit Rüdfiht auf die Art ihrer 
Abweiſung in den Entſcheidungsgründen das ausdrückliche 
Eingehen auf die Frage nothwendig gemacht, ob die 
Angeklagte das Bewußtſein von der ehrenkränkenden und 
herabwürdigenden Natur ihrer gegen den Königlichen Landrath 
und den Freiherrn v. F. erhobenen üblen Nachreden gehabt 
habe. Das Urtheil ſagt zwar, die Angeklagte habe das Gut 
D. ganz ſelbſtändig und mit großer Sachkunde verwaltet, 
welche Aufgabe eine Frau von „im Allgemeinen“ auch nur 
weſentlich verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht hätte erfüllen 
können, und ſpricht der Angeklagten außerordentlich gutes 
Erinnerungsvermögen zu. Allein dies Alles hat mit dem 
erwähnten Bewußtſein, das ein Erkennungsvermögen in ganz 
anderer und beſonderer Richtung vorausſetzt, nichts zu 
thun. Dagegen iſt bei der Strafzumeſſung erwogen, daß die 
Angeklagte häufiger ſtarken Aufregungen und nervöſen Ueber⸗ 
reizungen unterworfen und von ſchweren Krankheiten heimgeſucht 
worden ſei, die nicht ohne Einfluß auf ihr Gemüthsleben 
bleiben konnten. Hierauf wird die Feſtſtellung gegründet, 
„daß in dieſer Beſchränkung ſogar im Allgemeinen eine 
geminderte Zurechnungsfähigkeit“ angenommen werden könne. 
Es iſt unklar, was die Strafkammer hierunter verſteht, 
insbeſondere welche Beſchränkung ſie annimmt und welche 
Seite der Zurechnungsfähigkeit ſie für gemindert hält. Dies 
iſt ein Mangel, der gleichfalls zur Aufhebung des Urtheils 
führt; denn es iſt nicht ausgeſchloſſen und mit dieſen 
Entſcheidungsgründen wohl vereinbar, daß das überreizte 
Gemüthsleben gerade die klare Einſicht in die beleidigende 
Natur ihrer Aeußerungen getrübt und daß die Minderung 
ihrer Zurechnungsfähigkeit gerade in der Einſeitigkeit ihres 
Gedankenkreiſes beſtanden hat, vermöge deren ſie die Neben⸗ 
wirkungen der Verfolgung einer fixen Idee, hier die 
beleidigende Natur ihrer Verfolgungsthätigkeit, ganz überſehen 
oder nicht erkannt hat. Eine ſolche fixe Idee ſtellt das 
Urtheil feſt. Die Angeklagte betrachtet ſich, weil ein Gendarm, 
den ſie zur Einſchreitung gegen Wilderer veranlaßt zu haben 
glaubt, von einem Wilderer erſchoſſen worden iſt, als die 
Urſache der „Erſchießung“ und hält es für ihre Pflicht, nicht 
eher zu ruhen, bis der „Mörder“ entdeckt iſt. Sie nimmt 
an, daß Freiherr v. F. dabei betheiligt geweſen ſei, und 
dieſe Bezichtigung iſt im Weſentlichen der Gegenſtand der 
beleidigenden Briefe an ihn, ſeine Frau und andere Perſonen; 
die Beleidigungen des Königlichen Landrathes ſtehen damit 
in innerem Zuſammenhange. Da die Urtheilsgründe die 
Behauptung des Angeklagten für glaubwürdig erklären, daß 
ſie fortdauernd ihrer Pflicht gemäß von dem Motive beſeelt 
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geweſen ſei, zur Aufklärung der folgenſchweren dunklen That 
nach Kräften beizutragen, ſo ſcheint die Strafkammer zuzugeben, 
daß auch die fraglichen Briefe dieſen Zweck verfolgten. Verfolgte 
fie nun dieſen Zweck bei „im Allgemeinen geminderter Zurechnungs⸗ 
fähigkeit“, ſo beſtand umſomehr Anlaß, zu unterſuchen und 
feſtzuſtellen, ob davon nicht das Bewußtſein der beleidigenden 
Nebenwirkung berührt und ausgeſchloſſen war, als die 
Vertheidigung der Angeklagten, ſie wiſſe nicht, was ſie 
geſchrieben oder geſagt habe, da ſie zur Zeit krank war (laut 
Sitzungsprotokoll), offenbar dieſes Bewußtſein — wie jedes 
andere — ausdrücklich beſtritten hatte. Statt deſſen ſpricht 
das Urtheil nur davon, daß die Beleidigten die betreffenden 
Aeußerungen als Angriffe auf ihre Ehre empfunden haben 
und daß die Angeklagte die Pflicht erkennen mußte, die 
Ehre ihrer Mitmenſchen nicht freventlich anzutaſten. Daß 
hiermit nicht geſagt iſt, ſie habe bewußt gegen dieſe Pflicht 
gehandelt, liegt zu Tage. Urth. des I. Sen. vom 10. Juni 
1901. 1872. 1901. | 

6. 88 53, 303. 

Die Streitfrage, ob Angriffe durch Thiere als rechts⸗ 
widrig im Sinne des § 53 des Str. G. B. betrachtet werden 
können, iſt durch das Bürgerliche Geſetzbuch erledigt, da hier 
der Nothwehr gegen rechtswidrige Angriffe (5 227) die Abwehr 
der Gefahr durch Sachen (wozu auch Thiere gehören) in 
§ 228 begrifflich gegenüber geſtellt iſt. Dieſe Unterſcheidung 
muß auch im Gebiete des Strafrechts beachtet werden. 
Die Sachbeſchädigung in Abwehr von Thieren iſt nur 
dann nicht rechtswidrig, wenn ſie unter den Vorausſetzungen 
des § 228 des Bürgerlichen Geſetzbuches begangen wird. 
Dieſe Geſetzesſtelle erfordert im Gegenſatze zu 8 53 des 
Str. G. B. und § 227 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß der 
Schaden nicht außer Verhältniß zu der Gefahr ſtand. Urth. 
des I. Sen. vom 17. Juni 1901. 1802. 1901. 

7. 8 61. 

Die Eingabe vom 7. Juni 1900 iſt ein rechtzeitiger und 
formgerechter Strafantrag des G., weil dieſer darin den Willen 
zu erkennen giebt, daß die von ihm geſchilderte That des 
Angeklagten beſtraft werde, und weil es unerheblich iſt, daß 
er dabei die That rechtlich dem § 367° Str. G. B. unterordnet. 
Dieſe Auslegung der Eingabe ſtellt ſich auch nach der im 
angefochtenen Urtheil wiedergegebenen eidlichen Zeugenausſage 
des G. als richtig dar. Denn danach hat G. allerdings die 
Stellung eines Strafantrages wegen der ſeiner Frau zugefügten 
Körperverletzung in Kenntniß der bezüglichen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen abſichtlich unterlaſſen und die Anzeige lediglich 
deshalb eingereicht, damit der Angeklagte „mit ſeinen hinter⸗ 
liſtigen Einrichtungen nicht durchkommen“ und damit die dem 
Publikum drohende Gefahr beſeitigt werde. Aber er hat doch 
nach ſeiner ausdrücklichen Bekundung eine Beſtrafung des 
Angeklagten auch gewünſcht. Er hat alſo zwar eine Beſtrafung 
des Angeklagten, nicht aber eine wegen Körperverletzung 
eifolgende Beſtrafung gewollt; fein Wille iſt auf ſtrafrechtliche 
Verfolgung der angezeigten That unter Ausſchluß des rechtlichen 
Geſichtspunkts der Körperverletzung gerichtet geweſen. Dem 
Strafantragsberechtigten ſteht jedoch nicht zu, die Aburtheilung 
der von dem Strafantrage betroffenen Handlung in Bezug auf 
den einen oder den anderen rechtlichen Geſichtspunkt zu beſchränken. 
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Der in der Eingabe vom 7. Juni 1900 nicht zum Ausdruck 
gelangte Wille, es ſolle bei der gewollten Verfolgung der 
geſchilderten That deren Charakter als Körperverletzung aus⸗ 
ſcheiden, iſt mithin rechtlich bedeutungslos. Urth. des III. Sen. 
1554. 1901. 

8. 8 68. 

Die Staatsanwaltſchaft richtete am 25. Mai 1898 an 
das, mit der Erledigung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Requiſitionen 
betraute Amtsgericht folgendes Erſuchen in dem Ermittelungs⸗ 
verfahren gegen den Angeklagten: „Urſchriftlich mit den Akten 
zwecks Unterbrechung der Verjährung an das Königliche Amts⸗ 
gericht mit dem Erſuchen, die Akten weiter zu geben an das 
Königliche Polizeipräſidium, welches hierdurch erſucht wird, 
von der Hauptexpedition des Lokalanzeigers zu Blatt 1 und 4 
ein Verzeichniß der einzelnen Diebſtähle nach Zeit und Betrag, 
ſowie der zugehörigen falſchen Liſten unter entſprechender Be⸗ 
zeichnung beifügen zu laſſen.“ Darauf erließ das Amtsgericht 
unter dem 26. Mai 1898 die Verfügung: „Urſchriftlich mit 
den Akten an das Königliche Polizeipräſidum zur Erledigung 
ergebenſt mit dem Erſuchen der Zurückgabe an die Königliche 
Staatsanwaltſchaft.“ Dieſe Verfügung iſt, wie die Alten 
weiter ergeben, auch erledigt und ſind in Erledigung derſelben 
von dem Polizeipräſidium weitere Ermittelungen gegen den 
Angeklagten wegen der von ihm verübten, jetzt unter Anklage 
geſtellten Diebſtähle angeſtellt worden. Die Vorinſtanz verkennt 
dies auch nicht, fie will aber der amtsrichterlichen Verfügung 
aus dem Grunde keine Bedeutung für die Unterbrechung da 
Verjährung zugeſtehen, weil der Richter ſich dem Erſuchen de 
Staatsanwaltſchaft nicht angeſchloſſen, ſondern daſſelbe lediglich 
weiter gegeben habe, mit dem Hinweis darauf, daß ein Erſuchen 
zu erledigen ſei. Dieſe Auffaſſung der Vorinſtanz iſt nicht 
zutreffend. Es muß doch angenommen werden, daß das 
Amtsgericht von dem Inhalte des an daſſelbe gelangten 
Erſuchens Kennmiß genommen hat. Dann hatte es aber auch 
Kenntniß von dem auf Unterbrechung der Verjährung gerichteten 
Zwecke des Erſuchens und hat durch die Weitergabe deſſelben 
zur Verwirklichung dieſes Zweckes mitgewirkt und die in dem 
Erſuchen verlangten Ermittelungen gegen den Angeklagten mit 
veranlaßt. Da nun nicht bezweifelt werden kann, daß die 
amtsrichterliche Verfügung vom 26. Mai 1898 eine richterliche 
Handlung war, ſo kann ihr auch die Wirkung, daß durch ſie 


die Verjährung gegen den Angeklagten unterbrochen worden 


iſt, nicht abgeſprochen werden. Selbſt wenn aber auch die 
amtsrichterliche Verfügung nur die Bedeutung für das ſchwebende 
Ermittelungsverfahren hatte, welche die Vorinſtanz ihr zugeſteht, 
jo lag doch immer eine richterliche Handlung gegen den An⸗ 
geklagten wegen der begangenen That vor. Ob das Amte 
gericht auch außerdem noch in dem Ermittelungsverfahren gegen 
den Angeklagten thätig geweſen iſt; ob die Inanſpruchnahme 
des Amtsgerichts im vorliegenden Falle erforderlich war, und 
ob daſſelbe verpflichtet war, das ſtaatsanwaltliche Erſuchen zu 
erledigen, iſt für die Frage, ob die Verfügung des Amtsgerichts 
die Verjährung unterbrochen hat, ohne Bedeutung. Ebenſo⸗ 
wenig kommt es auf den Werth an, welchen die richterliche 
Handlung an ſich für das Ermittelungsverfahren hat, in welchem 
ſie erlaſſen worden iſt. Das Geſetz unterſcheidet nicht; es legt 
„jeder“ Handlung des Richters, welche wegen der begangenen 
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That gegen den Thäter vorgenommen wird, die Bedeutung 
bei, daß fie die Verjährung unterbricht. Unzutreffend tft es, 
wenn die Vorinſtanz die in der Verfügung vom 26. Mai 1898 
hervorgetretene Thätigkeit des Amtsgerichts als eine in die 
Form eines Büreaugeſchäftes gekleidete Scheinthätigkeit bezeichnet, 
welche in Wirklichkeit weder den Aktentransport noch die 
Unterſuchung materiell fördern konnte und ſollte. Wie bereits 
erwähnt, hat die Verfügung vom 26. Mai 1898 dies 
Ermittelungsverfahren gefördert, und ſollte es auch fördern. 
Urth. des II. Sen. vom 16. April 1901. 917. 1901. 

9. 8 79. 

Das Inſtanzgericht hat von der im Jahre 1900 erfolgten 
Vorbeſtrafung des Angeklagten erſt in der Hauptverhandlung 
durch die Erklärungen des Angeklagten Kenntniß erlangt und 
es umfaßte dieſe Kenntniß nicht alle thatſächlichen und 
rechtlichen Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des 8 79 
a. a. O., da ſich daraus namentlich nicht mit Zuverläſſigkeit 
ergab, ob die gegen den Angeklagten in D. erkannte Strafe 
eine Geſammtſtrafe oder eine Einzelſtrafe war, gemäß § 79 
in Verbindung mit 8 74 des Str. G. B. aber die vom 
Vorderrichter zu erkennende Geſammtſtrafe die ſowohl in D. 
als auch im gegenwärtigen Verfahren feſtgeſetzten Einzelſtrafen 
hätte zur Grundlage haben müſſen. Das Gericht würde 
hiernach nur unter Ausſetzung der Hauptverhandlung behufs 
Heranziehung der Vorbeſtrafungsakten zu einer, auf zuverläſſiger 
Grundlage beruhenden Entſcheidung über die Anwendbarkeit 
des 8 79 im Stande geweſen fein. Hierzu war daſſelbe 
jedoch nicht verpflichtet, da für diejenigen Fälle, in denen eine 
ſofortige Entſcheidung gemäß 8 79 nicht angängig erfcheint, die 
in $ 492 der Str. P. O. vorgeſehene Nachtragsentſcheidung das 
vom Geſetze gewollte Erſatzmittel bildet. Urth. des IV. Sen. 
vom 14. Mai 1901. 1438. 1901. 

10. 8 95. 

Zutreffend geht der Vorderrichter davon aus, daß der 
Begriff der Beleidigung, als einer vorſätzlichen Kundgebung 
der Mißachtung, nothwendig vorausſetzt, daß ſie zur Kenntniß 
eines Anderen gelangt iſt. Dies gilt auch bei der Beleidigung 
durch Verbreitung von Schriften. In dem von der Vorinſtanz 
auch an dieſer Stelle benutzten Urtheile des Reichsgerichts 
vom 12. Oktober 1897 ift hieraus mit Recht der ſich von ſelbſt 
ergebende Schluß gezogen, daß bei zweifelhaften Ausdrücken 
die Worte in ihrem wahren, die Mißachtung enthaltenden 
Sinne von ſolchen, die Kunde von ihnen erhalten, verſtanden 
ſein müſſen. Wenn demgegenüber der Vorderrichter erklärt, 
der Begriff der Kundgebung erfordere, daß dieſe Worte in 
ihrem wahren Sinne „verſtanden worden ſind oder hätten 
verſtanden werden können“, und ſomit der Meinung iſt, 
ſeinen Schuldſpruch auch auf eine Feſtſtellung letzterer Art 
ſtützen zu können, fo irrt er rechtlich. Während auf ſubjcktivem 
Gebiete das Erkennenkönnen, wie ausgeführt, von Bedeutung 
ſein kann, ſo muß für den objektiven Thatbeſtand nothwendig 
das wirkliche Eintreten des wenigſtens eventuell gewollten 
Erfolges, das Verſtändniß der Kundgebung in ihrem den 
Ausdruck der Mißachtung enthaltenden Sinne, feſtgeſtellt ſein. 
Die bloße Möglichkeit dieſes Verſtändniſſes iſt für die 
objektive Seite der That nicht von Erheblichkeit. Der Vorder⸗ 
richter hat ſich aber begnügt auszusprechen, daß die hier 
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ſragliche Kundgebung in einer für Andere erkennbaren Weiſe 
eine Verhöhnung des Kaiſers enthalte, ohne feſtzuſtellen, 
daß auch nur einer der Leſer dieſe Verhöhnung wirklich 
erkannt hat. Urth. des III. Sen. vom 22. April 1901. 
705. 1901. 

11. 8 116. 

Im Urtheile iſt als erwieſen erachtet, daß die vor dem 
Gaſthauſe auf der Dorfſtraße anweſende ſchreiende und lärmende 
Menge, an welche in ihrer Geſammtheit die erſte, allgemeine 
Aufforderung jener Art ſeitens des Amtsvorſtehers gerichtet 
war, ſich alsbald in drei „Gruppen“ getheilt hatte, alſo 
erkennbar räumlich von einander geſchiedene Perſonenmehrheiten, 
von denen die eine aus Bauernburſchen, die andere aus 
Pferdejungen, die dritte aus den vier Brüdern G. — Berg⸗ 
leuten — „mit ihrem Anhange“, etwa ſechs bis acht Perſonen, 
beſtand. Gefahr für die öffentliche Ordnung fürchtete der 
Amtsvorſteher um ihres widerſpenſtigen Verhaltens willen 
allein oder mindeſtens hauptſächlich von der letzteren Perſonen⸗ 
gruppe, und richtete daher, während er auch die übrigen 
Gruppen, wenngleich mit weniger Entſchiedenheit, zum 
Auseinandergehen aufforderte, an dieſe letzterwähnte Gruppe 
„noch etwa vier⸗ bis fünfmal die Aufforderung, ſich zu 
entfernen, zuletzt ſogar unter der Drohung, daß er ſonſt zur 
Verhaftung ſchreiten müſſe“. Dieſe G. ſche Gruppe für ſich 
betrachtet die Strafkammer als eine auf der Dorfſtraße 
verſammelte Menſchenmenge im Sinne des § 116 Str. G. B. 
Rechtsgrundſätzlich iſt dies nicht zu beanſtanden. Die Straf⸗ 
beſtimmung des § 116 gehört zu denjenigen, welche gegen 
die Gefährdung der öffentlichen Ordnung gerichtet ſind. Dieſer 
Zweck der Beſtimmung ergiebt das charakteriſtiſche Merkmal 
für die „verſammelte Menſchenmenge“: ihre Beſchaffenheit 
muß ſolche Gefährdung in ſich bergen. Wann die Anſammlung 
von Menſchen dieſen Charakter trägt, läßt ſich abſtrakt nicht 
beſtimmen, kann vielmehr nur auf Grund der konkreten 
Umſtände im Einzelfalle entſchieden werden, wobei die durch 
Zeit und Oertlichkeit der Anſammlung, deren Verhalten und 
Zuſammenſetzung, die Möglichkeit von Zuzug, die zu Gebote 
ſtehenden polizeilichen Kräfte und dergleichen zu würdigen 
ſind. Ob, ſofern aus ſolchen Geſichtspunkten die Anſammlung 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet, daneben noch 
für den Begriff einer „Menſchenmenge“ zu fordern iſt, daß 
die Perſonenzahl ſofort auf den erſten Blick nicht feſtzuſtellen 
iſt, das kann hier dahingeſtellt bleiben; denn eine dementſprechende 
thatſächliche Feſtſtellung iſt vom Landgericht getroffen. Im 
Uebrigen erhellt nicht, daß die vorliegenden Umſtände auf eine 
Verkennung dieſes Rechtsbegriffes hinwieſen. Namentlich iſt 
nicht anzuerkennen, daß die auf einem Platze oder in einer 
Straße verſammelten Menſchen rechtsgrundſätzlich und unter 
allen Umſtänden nur als eine einheitliche Menſchenmenge 
in Betracht kommen könnten. Unter Verhältniſſen, wie den 
hier vorliegenden, wo Theile derſelben nicht nur räumlich 
von einander geſchieden, ſondern auch nach ihrem Verhalten 
und ihrer Gefährlichkeit unterſcheid bar gegeben ſind, ſtehen 
der geſonderten Betrachtung dieſer Theile, „Gruppen“, 
rechtliche Bedenken nicht entgegen. Bildete aber die G. ſche 
Gruppe im geſetzlichen Sinne eine Menſchenmenge für ſich, 
ſo war auch das Vorgehen des Amtsvorſtehers ihr gegenüber, 
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indem er an dieſe mehr als dreimal die als ernſtlich 
erkennbare Aufforderung, ſich zu entfernen, richtete, geeignet, 
für die Anwendung des § 116 die Grundlage zu bilden. 
Er hat nicht, wie in der Reviſionsbegründung behauptet 
wird, willkürlich einzelne Perſonen aus der Menge heraus⸗ 
gegriffen und dieſe zum Verlaſſen des Platzes aufgefordert, 
während er anderen das weitere Verweilen geſtattete. Urth. 
des IV. Sen. vom 4. Juni 1901. 1593. 1901. 

12. 8 180. 

Im vorliegenden Falle iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte 
in Volksverſammlungen, zu denen Jedermann freien Zutritt 
hatte, Reden gehalten und darin die chriſtliche Bevölkerung 
zu Gewaltthätigkeiten gegen die Juden angereizt hat. Frei⸗ 
geſprochen iſt der Angeklagte nur deshalb, weil die Ver⸗ 
ſammlungen ausſchließlich aus Angehörigen „der gebildeten, 
anſtändigen Bevölkerungsklaſſen“ beſtanden hätten, die den 
Redner nicht ernſt genommen, ſondern ſeine Darlegungen mit 
Ausbrüchen der Heiterkeit beantwortet hätten. Die Ausdrücke 
und Redewendungen des Angeklagten ſeien denn auch — fährt 
der erſte Richter fort — in der That ſo weit über jedes Maß 
und Ziel hinausgegangen, daß für verſtändig Denkende die 
Möglichkeit, die Worte des Angeklagten könnten in Thaten 
umgeſetzt werden, als ausgeſchloſſen gelten müſſe. Dieſe Aus⸗ 
führungen des erſten Richters ſind ſchon inſofern rechtsirrig, 
als ſie nur denjenigen Eindruck der Reden in Berückſichtigung 
ziehen, den dieſe in dem Augenblicke, als ſie gehalten wurden, 
auf die Zuhörer gemacht haben. Die Wirkung einer öffentlich 
gehaltenen Rede greift aber regelmäßig über deren Zuhörerſchaft 
hinaus, die Rede wird faſt immer in der Folge weitere Ver⸗ 
breitung finden, und dies wird auch gewöhnlich der Abſicht 
des Redners entſprechen. Der erſte Richter hat alſo ſchon bei 
der Würdigung des Thatbeſtandsmerkmals der „Gefährdung“ 
den Kreis der Perſönen, die dabei in Betracht kamen, zu eng 
gezogen. Er iſt aber noch in einer anderen Richtung in den 
gleichen Fehler verfallen, indem er ausſchließlich den Eindruck 
in Erwägung zieht, den die Reden auf den chriſtlichen Theil 
der Bevölkerung gemacht haben. Er geht dabei offenbar von 
der Annahme aus, daß, wenn ſich dieſer von den Reden des 
Angeklagten thatſächlich nicht habe anreizen laſſen, von einer 
Friedensgefährdung überhaupt nicht geſprochen werden könne. 
Aber dies iſt rechtsirrig. Denn die Klaſſe, die das Opfer der 
Gewaltthätigkeiten werden ſoll, zu denen angereizt wird, kann 
ſich in den Empfindungen geſchützten, befriedeten Zuſammen⸗ 
lebens auch dann beunruhigt fühlen, wenn die Anreizung bei 
derjenigen Klaſſe, an die ſie gerichtet iſt, auf unfruchtbaren 
Boden fällt (Entſch. Bd. 26 S. 349 insbeſondere 350). Ob 
im einzelnen Falle zureichende, vernünftige Gründe zu ſolchen 
Beunruhigungen vorlagen, iſt eine Frage, die nach thatſächlichen 
Umſtänden zu entſcheiden iſt. Im vorliegenden Falle hat der 
erſte Richter in dieſer Beziehung eine Prüfung der Sachlage 
überhaupt unterlaſſen. Urth. des II. Sen. vom 31. Mai 1901. 
1311. 1901. ö 

13. 8 191. 

Die Strafkammer erblickt in der „Schulverwaltung“, 
aufgefaßt als die Geſammtheit der in ihr ihres Amtes 
waltenden Behörden, eine Staatseinrichtung. Dies iſt in 
dem Zuſammenhange, in welchem dies hier ausgeſprochen 
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wird, irrig. Als Staatseinrichtung im Sinne des 8 131 
kann hier nur der Zuſtand, der durch die, die Behörden 
einſetzenden und ihre Amtsthätigkeit regelnden Geſetze und 
Verordnungen geſchaffen iſt, die Organiſation der Schul⸗ 
verwaltung im Ganzen und Einzelnen in Frage kommen. 
Die Strafkammer verkennt offenſichtlich den rechtlichen Unter⸗ 
ſchied, der zwiſchen der Handlung desjenigen beſteht, welcher 
ſeine Angriffe gegen dieſe Organiſation eines Staats⸗ 
verwaltungszweigs als ſolche richtet, und desjenigen, welcher 
dieſe Organiſation ſelbſt nicht bekämpft, vielmehr unter deren 
Billigung nur bemüht iſt, die Handhabung der Verwaltung, 
wie ſie von den Behörden in ihrer zeitweiligen Beſetzung und 
von den amtirenden Beamten gepflogen wird, verächtlich zu 
machen. Nur Angriffe der erſteren Art fallen unter $ 131, 
der, unter die Delikte „wider die öffentliche Ordnung“ ein⸗ 
gereiht, das Untergraben der unperſönlichen Grundlagen 
des Staatsweſens durch Herabſetzung unter Strafe ſtellt, 
während Angriffe auf die Art und Weiſe der Amtsführung 
der Behörden — ſoweit nicht der ſachliche Inhalt erlaſſener 
Anordnungen der Obrigkeit in Betracht kommt — ihre 
Spitze gegen die Perſonen oder die Geſammtheit ihrer Ver⸗ 
treter richten und als ſolche anderen Delikten (88 186 ff. des 
Str. G. B. u. ſ. w.) einzureihen ſind. Den letzteren Charakter 
allein tragen die bezüglich der Urtheilsfeſtſtellungen unter b ers 
örterten Angriffe. Die Strafkammer findet in dem Zeitungs⸗ 
artikel die Behauptung, die preußiſche Schulbehörde habe ſelbſt 
die Ertheilung polniſchen Unterrichts Seitens der polniſchen 
Hausfrauen und Mütter an ihre Kinder unterdrückt, 
unterdrücke ſie noch und bezwecke ihre Unterdrückung; die Be⸗ 
hauptung iſt allenthalben als unwahr, aber als geeignet er⸗ 
achtet, „die Schulverwaltung“ verächtlich zu machen; die 
Tendenz des Verfaſſers wie Verbreiters des Artikels ſei, wird 
geſagt, auf die Erſchütterung des Vertrauens der polniſchen 
Bevölkerung in die Geſetzmäßigkeit der Anordnungen der 
preußiſchen Staatsverwaltung auf Diskreditirung ihrer Maß⸗ 
nahmen gerichtet; indem Beide „die Schulverwaltung“ wider 
beſſeres Wiſſen der Unterdrückung des polniſchen Unterrichts 
in der erwähnten Hinſicht bezichtigten, beabſichtigten ſie, „die 
genannte Staatseinrichtung verächtlich zu machen“. Hieraus 
erhellt klar, daß der Angriff weder irgend eine „Anordnung“ 
der Schulverwaltung trifft — denn es wird nachgewieſen, daß 
in der fraglichen Richtung nie eine ſolche ergangen iſt —, 
noch die Organiſation der Schulverwaltung, ſondern nur 
die perſönliche Amtsführung der Schulbehörden. Urth. des 
IV. Sen. vom 30. April 1901. 1106. 1901. 

14. 8 132. 

Die Ableiſtung außergerichtlicher Eide vor Privatperſonen 
iſt nicht verboten. Die Abnahme eines ſolchen Eides iſt an 
ſich nicht Anmaßung einer Amtshandlung. Urth. des III. Sen. 
vom 13. Juni 1901. 1515. 1901. 

15. 8 137. 

Die Reviſion vermißt in dieſer Beziehung die Befolgung 
der Vorſchrift, daß die Pfändung durch Anlegung von Siegeln 
oder auf ſonſtige Weiſe erſichtlich gemacht ſei (8 808 der 
Civilprozeßordnung). Daß das „Pfandzeichen“, das der 
Gerichtsvollzieher an der Thüre angebracht hat, ein Siegel 
war, ergiebt ſich aus der ſpäteren Bezeichnung „Pfandſiegel“ 
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und wird vom Angeklagten nicht beftritten. Aber er behauptet 
unter Bezugnahme auf eine angebliche Gerichtspraxis und auf 
Struckmann⸗Koch s Kommentar zur Civilprozeßordnung 8 808 
Bem. 4 und die dort angeführten Entſcheidungen, die Siegel 
müßten an den gepfändeten Gegenſtänden ſelbſt angelegt werden, 
andernfalls ſei die Pfändung mindeſtens durch eine die ge⸗ 
pfändeten Gegenſtände namentlich bezeichnende ſchriftliche An⸗ 
zeige der Pfändung am Pfändungsorte erſichtlich zu machen. 
Allein weder lehrt der erwähnte Kommentar ſo, noch hat ſich 
eine ſolche Rechtſprechung gebildet. Vielmehr iſt ſelbſtverſtändlich 
überall nur, wie § 808 verlangt, Anlegung von Siegeln oder 
ſonſtiges Erſichtlichmachen der geſchehenen Pfändung für nöthig 
erklärt. Werden die Siegel an jedem einzelnen Gegenſtand 
angebracht, ſo iſt hiermit die Pfändung ohne Weiteres erſichtlich 
gemacht; aber dies iſt, wie die zweite Alternative der Vor⸗ 
ſchrift kundgiebt, nicht die ſchlechtweg anzuwendende Form. 
Sie kann nach dem Wortlaute des Geſetzes durch jede Form 
erſetzt werden, wenn ſie nur den Zweck ebenſogut erfüllt, die 
Pfändung erſichtlich zu machen, was nichts Anderes heißt, als 
erſichtlich machen, daß der Gerichtsvollzieher die Sache in 
Beſitz genommen hat. Dieſem Erforderniſſe iſt ohne Zweifel 
genügt, wenn die gepfändeten Sachen, ausgeſchieden oder ge⸗ 
ſondert von allen anderen, zuſammen in einem Raume, der 
nichts Anderes enthält, untergebracht, dieſer verſchloſſen und 
hiermit dem Zutritte jedes Andern als des Gerichtsvollziehers 
entzogen und dies durch das üblichſte Pfandzeichen: das Siegel 
des Gerichtsvollziehers auf dem Schlüſſelloche der Thüre, als 
Ergebniß der Thätigkeit des Gerichtsvollziehers Jeder⸗ 
mann erkennbar gemacht wird. An eine polizeiliche Maßnahme, 
von der die Reviſion ſpricht, kann angeſichts dieſes Pfand⸗ 
zeichens Niemand denken, und über die Identität der — jeder 
Verwechſelung oder Vermengung mit anderen Gegenſtänden 
entzogenen — Pfandgegenſtände Niemand im Zweifel ſein, 
wenn er dieſe auch nicht ſieht. Eben darum iſt unverſtändlich, 
welche Bedeutung es haben ſoll, ob dieſe, dem Anblicke ganz 
entzogenen, durch die Beſitzergreifung ſeitens des Gerichts⸗ 
vollziehers nur der Verfügungsgewalt dieſes Beamten unter⸗ 
worfenen Gegenſtände einen großen oder kleinen Umfang haben, 
und ob ihrer viele oder wenige ſind u. ſ. w., genug, daß der 
Verſchluß der einzigen Thüre und das Siegel auf dem Schloß 
anzeigte, der ganze Inhalt des Magazins ſei gepfändet. Alle 
Entſcheidungen, auf die ſich der Angeklagte für die Unwirkſam⸗ 
keit ſolcher Beſitzergreifungskundgabe beruft, haben Fälle im 
Auge, wo außer den gepfändeten auch nicht gepfändete Gegen⸗ 
ſtände in Frage ſtanden oder die Beziehung der Anzeige auf 
die gepfändeten Gegenſtände nicht deutlich war und dergl., 
was Alles hier nicht zutraf. Urth. des 1. Sen. vom 3. Juni 
1901. 1570. 1901. f 

16. 8 145. 

Daß der Angeklagte als Führer eines Dampffahrzeuges 
in Fahrt auf dem alten Hafen in Bremerhaven die in Artikel 2, 1 
der Kaiſerlichen Verordnung vom 9. Mai 1897 zur Verhütung 
des Zuſammenſtoßes der Schiffe auf See vorgeſchriebenen Lichter 
in der Zeit zwiſchen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang 
auf ſeinem Dampfer nicht geführt hat, obgleich er dazu nach 
Artikel 33 Abſ. 2 der Verordnung — ihre Gültigkeit für den 
Hafen von Bremerhaven vorausgeſetzt — verpflichtet war, iſt 
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von dem Vorderrichter rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt. Die 
Entſcheidung hängt daher lediglich von der Frage ab, ob jene 
Kaiſerliche Verordnung in dem bezeichneten Gebiete rechtliche 
Gültigkeit hat. Es beſteht nun kein Zweifel, daß hydro⸗ 
graphiſch der fragliche Hafen zu den mit der See im Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden, von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſern (vergl. 
Einleitung zur Verordnung vom 9. Mai 1897, Reichsgeſetz⸗ 
blatt 1897 S. 203) gehört, und daß ſomit der Anwendung 
der Kaiſerlichen Verordnung im vorliegenden Falle nichts ent⸗ 
gegenſteht, wenn nicht entweder ihre Gültigkeit gemäß Artikel 30 
daſelbſt durch landesrechtliche Vorſchriften über die Schifffahrt 
im Hafen ausgeſchloſſen, oder, wie die Staatsanwaltſchaft 
insbeſondere behauptet, unter dem Zuſammenhange mit der 
See im Sinne jener Verordnung rechtlich eiwas Anderes zu 
verſtehen iſt, als was die natürliche Auffaſſung ergiebt. In 
erſterer Beziehung geht der Vorderrichter mit Recht davon aus, 
daß als ſolche landesrechtliche Vorſchriften nur in Betracht 
kommen können die auf Grund des § 2 des Bremiſchen Hafen⸗ 
geſetzes für Bremerhaven vom 30. März 1884 (Brem. Geſ. Bl. 
1884 S. 23) erlaſſene Hafenordnung vom 20. Dezember 1890 
(Brem. Geſ. Bl. 1891 S. 57) und ſodann, worauf die Staats- 
anwaltſchaft jetzt das Hauptgewicht legt, die auf einer Ver⸗ 
einbarung der Staaten Preußen, Oldenburg und Bremen be⸗ 
ruhenden „Polizeilichen Vorſchriften für die Schifffahrt und 
Flößerei auf der Weſer unterhalb der Kaiſerbrücke in Bremen“, 
welche für Bremen am 5. April 1895 mit Geſetzeskraft wom 
15. April 1895 verkündet ſind. Ein Einblick in die Hafen⸗ 
ordnung vom 20. Dezember 1890 ergiebt ohne Weiteres, daß 
ſie, — und dies gilt auch von ihrer Vorgängerin vom 15. April 
1884 — weſentlich andere Geſichtspunkte als die Kaiſerliche 
Verordnung verfolgend, keinerlei Normen, welche dieſer wider⸗ 
ſtreiten, und insbeſondere über die Lichterführung keine Vor⸗ 
ſchriften enthält, ſomit nicht geeignet iſt, die Gültigkeit dieſer 
Verordnung für den Hafen inſoweit auszuſchließen (vergl. Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 31 S. 229). Ebenſo verhält es 
ſich mit den genannten „Polizeilichen Vorſchriften“, welche 
übrigens keineswegs, wie die Staatsanwaltſchaft meint, eine 
neue geſetzgeberiſche Thätigkeit des Landesrechts gegenüber dem 
Reichsrechte einleiten, ſondern lediglich an die Stelle völlig 
ähnlicher, am 9. Januar 1889 erlaſſener Vorſchriften (Geſetzblatt 
für Bremen 1889 S. 19) getreten ſind, die ihrerſeits wieder 
ihre Grundlage in der Anlage 4 zur Additionalakte vom 
3. September 1857 zur Weſerſchifffahrtsakte finden. Dieſe 
polizeilichen Vorſchriften enthalten freilich unter II ihres zweiten 
Abſchnittes „Beſondere Vorſchriften zur Verhütung des Zu⸗ 
ſammenſtoßes der Fahrzeuge“ und darin genaue und umfang⸗ 
reiche Anordnungen über Lichterführung, ſie gelten aber, wie 
ihre Vorgänger, ausſchließlich für den Strom Weſer, was 
insbeſondere in den Ueberſchriften der dort ſich findenden, mit 
A und B bezeichneten Abſchnitte ausdrücklich hervorgehoben iſt. 
Auch ſie können daher die Kaiſerliche Verordnung bezüglich 
ihrer Wirkſamkeit in Hinſicht auf die Lichterführung in den 
Häfen nicht beeinfluſſen, welche — und darüber herrſcht all⸗ 
ſeitiges Einverſtändniß — weder zu der unter A noch zu der 
unter B genannten Strom ſtrecke gehören. Wenn es dort 
unter B heißt: „5. Vorbehalt in Betreff beſonderer Vorſchriften 
für Hafenbezirke. §8 51. Keine dieſer Vorſchriften ſoll die 
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Wirkſamkeit von beſonderen Vorſchriften beeinträchtigen, welche 
bezüglich des Schifffahrtsverkehres in den Hafenbezirken gelten.“ 
jo kann darin nur das ausdrückliche Anerkenntmiß gefunden 
werden, daß es für die Hafenbezirke bei dem beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtande verbleiben ſolle. Dieſer war aber durch die damals 
geltende Kaiſerliche Verordnung vom 7. Januar 1880 geordnet, 
welche dann ſpäter in neuer Faſſung durch die Verordnung 
vom 9. Mai 1897 erſetzt iſt. Völlig unzutreffend iſt endlich 
die Meinung der revidirenden Staatsanwaltſchaft, wonach für 
die Hafenbezirke ihr Zuſammenhang mit der See im Sinne 
der Kaiſerlichen Verordnung ſeit Erlaß der „Polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften“, die, wie hervorgehoben, ihrem Weſen nach ſchon 
lange vor dem in der Reviſion als Wendepunkt bezeichneten 
Jahre 1895 beſtanden, fortgefallen ſei, weil ſie ſeitdem nicht 
mehr an die See, ſondern an die von beſonderen, landes⸗ 
rechtlichen Vorſchriften umfaßte, unter B bezeichnete Stromſtrecke 
„oberhalb der Grenze der Nordrhede von Bremerhaven“ ſich 
anſchlöſſen. Die Kaiſerliche Verordnung knüpft ihre Anwendbar⸗ 
keit nicht an die räumliche Kontinuität ihres Geltungsbereiches, 
welche vielmehr auf Grund ihres Artikels 30 (Artikel 25 der 
Verordnung vom 7. Januar 1880) ſehr wohl ganz oder bis 
zu einem gewiſſen Grade unterbrochen ſein kann, ſondern aus⸗ 
ſchließlich an den nautiſchen Zuſammenhang der mit See⸗ 
ſchiffen befahrenen Gewäſſer mit der See. Ob ein ſolcher vor⸗ 
handen, iſt keine rechtliche, ſondern lediglich eine hydrographiſche 
Frage, und von dieſem Geſichtspunkte aus wird er auch in der 
Reviſion ausdrücklich bejaht. Urth. des III. Sen. vom 13. Juni 
1901. 1373. 1901. 

17. 8 163. 

Der zur Begründung des Vorwurfs der Fahrläſſigkeit 
nicht ſelten verwandte Umſtand, daß der Angeklagte bei ſeiner 
Ausſage verblieben iſt, obwohl ihm von Seiten des Richters 
alle diejenigen Momente entgegengehalten ſind, welche geeignet 
ſind, die Ueberzeugung von der Unwahrheit ſeiner Ausſage 
hervorzurufen, iſt inſofern eher geeignet, eine Fahrläſſigkeit 
auszuſchließen, als die Vergegenwärtigung aller jener Momente 
nun von anderer Seite her erfolgt iſt, ihm daher nicht mehr 
vorgeworfen werden kann, daß er, in dem maßgebenden 
Augenblicke, ſich dieſe Momente nicht vergegenwärtigt habe. 
Daß die Vergegenwärtigung jener Momente, ſei ſie durch ihn 
ſelbſt oder durch Andere bewirkt, nicht den Erfolg gehabt, in 
ihm die Erinnerung an den wahren Sachverhalt hervorzurufen, 
kann ihm an ſich nicht zum Vorwurfe gereichen. Dagegen iſt 
die Anforderung an den Schwurpflichtigen zu ſtellen, daß er 
ſich den Ernſt der ihm bevorſtehenden Handlung der Eides⸗ 
leiſtung zum Bewußtſein bringe und ſich die Möglichkeit eines 
Irrthums auf ſeiner Seite vorhalte, daher nicht die Berück⸗ 
ſichtigung der entgegenſtehenden Momente um deswillen, weil 
er — wie er glaubt — das Gegentheil der von Andern 
bezeugten Thatſache weiß, von ſich abweiſe, ſondern ſich ſage, 
daß er ſich der Mühe unterziehen müſſe, alle ihm entgegen⸗ 
gehaltenen und ſonſt auffindbaren Momente zu prüfen und 
mit dieſer Prüfung erſt aufzuhören, wenn er ſie nach beſtem 
Wiſſen als beendigt glaubt anſehen zu müſſen. Die Vernach⸗ 
läſſigung ſolcher Prüfung begründet den Vorwurf fahrläſſigen 
Verhaltens. Urth. des II. Sen. vom 18. Juni 1901. 
1660. 1901. 
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18. § 163. 

Nach den Feſtſtellungen wurde der Beſchwerdeführer in 
der Sitzung des Schöffengerichts als Zeuge vernommen und 
im Verlaufe ſeiner Vernehmung zur Sache durch den Gerichts⸗ 
vorſitzenden unter Anderem auch nach ſeinen Vorſtrafen befragt. 
Der Beſchwerdeführer verſchwieg, daß er am 2. Februar 1899 
wegen wiederholten Hausfriedensbruches und Beleidigung mit 
20 Mark, eventuell 4 Tagen Gefängniß beſtraft worden war. 
Der Beſchwerdeführer wurde erſt einige Zeit nach Abſchluß 
ſeiner damaligen zeugſchaftlichen Vernehmung aſſertoriſch be⸗ 
eidigt. Der erſte Richter hat angenommen, daß der Beſchwerde⸗ 
führer durch Verſchweigen der erwähnten Strafe von 20 Mark 
wiſſentlich eine falſche Ausſage abgegeben habe, ſein Verhalten bei 
der nachträglichen Beeidigung dieſer wiſſentlich falſchen Ausſage 
ſich rechtlich aber nur als Fahrläſſigkeit auffaſſen laſſe und aus 
dieſem Grunde in Anwendung des § 163 des Str. G. B. ver: 
urtheilt. Eine derartige Konſtruktion iſt ſehr wohl denkbar und 
möglich, insbeſondere bedingt der Umſtand, daß eine Zeugen⸗ 
ausſage wiſſentlich falſch abgegeben wurde, nicht mit Nothwendig⸗ 
keit, daß nunmehr der mit Bezug auf dieſelbe nachträglich ab⸗ 
geleiſtete Eid gleichfalls als ein wiſſentlich falſch abgeleiſteter 
ſich darſtellt. Zu einer Verwerfung der Reviſion im vor⸗ 
liegenden Falle würde man aber doch nur dann gelangen 
können, wenn ſowohl die für ſich allein noch nicht ſtrafbare 
falſche Ausſage und deren Wiſſentlichkeit, welche wenigſtens in 
der gegenwärtigen Strafſache von entſcheidender Bedeutung 
für die Annahme der Fahrläſſigkeit bei der nachträglichen Eides⸗ 
leiſtung geweſen iſt, als auch dieſe Fahrläſſigkeit ſelbſt völlig 
klar, beſtimmt und einwandfrei zur Feſtſtellung gelangt wäre. 
In beiden Richtungen beſtehen jedoch nicht unerhebliche Be⸗ 
denken. In dem Verſchweigen einer Vorſtrafe, zu deren An⸗ 
gabe ein Zeuge nicht ſchon an ſich, ſondern erſt auf aus⸗ 
drückliches Befragen von Seite der hierzu berechtigten Perſonen 
verpflichtet erſcheint, kann eine wiſſentlich falſche Ausſage in 
dem hier vorausgeſetzten Sinne nur dann erblickt werden, wenn 
der Zeuge ſich bewußt iſt, daß die geſtellte Frage auf die ver⸗ 
ſchwiegene Vorſtrafe gleichfalls ſich bezog und dieſe mit um⸗ 
faßte. Der Beſchwerdeführer hatte in der vorderrichtlichen 
Hauptverhandlung inhaltlich der Urtheilsbegründung aus⸗ 
drücklich zu ſeiner Entlaſtung geltend gemacht, daß er unter 
den Vorſtrafen, welche ein Zeuge auf Befragen vor Gericht 
angeben müſſe, lediglich Freiheitsſtrafen, nicht aber Geldſtrafen 
verſtanden, deshalb auch die an ihn gerichtete Frage nicht mit 
auf die im Februar 1899 gegen ihn erkannte Geldſtrafe be= 
zogen und nur aus dieſem Grunde letztere auf Grund ſeiner 
perſönlichen Auffaſſung und Vorſtellung verſchwiegen habe, 
daß die Angabe dieſer Geldſtrafe keinen Beſtandtheil des ihm 
abverlangten Zeugniſſes bilde. Die Würdigung, welche der 
beregte Einwand des Beſchwerdeführers durch den erſten Richter 
gefunden hat, läßt keine andere Auslegung zu, als daß dem 
Beſchwerdeführer im Allgemeinen das behauptete Vorhanden⸗ 
ſein einer irrigen Vorſtellung über den Umfang der Zeugniß— 
pflicht bezüglich der Vorſtrafen geglaubt worden iſt. Nur 
meint der Vorderrichter, daß ſich eine derartige unrichtige 
Vorſtellung nicht ohne weſentliche Bedenken habe bilden können, 
daß der Beſchwerdeführer von Zweifeln in dieſer Hinſicht be⸗ 
herrſcht worden ſein müſſe, zur Löſung dieſer Zweifel, welche 


— —— 


XXX. Jahrgang. 


bei ſorgfältiger Prüfung und Anwendung der erforderlichen 
Ueberlegung oder Stellung einer orientirenden Frage an den 
Gerichtsvorſitzenden ſehr wohl möglich geweſen wäre, und nahe 
gelegen hätte, durch den Beſchwerdeführer aber nichts geſchehen 
ſei, welcher vielmehr in der Meinung, er brauche es mit der 
Richtigkeit derartiger Angaben im Hinblick auf die noch nicht 
erfolgte Beeidigung nicht ſo genau zu nehmen, alle Bedenken 
und Zweifel in den Wind geſchlagen und trotz derſelben die 
in Rede ſtehende Vorſtrafe ungeachtet ihrer Kenntniß nicht 
angegeben habe. Hiernach iſt erſichtlich dem Beſchwerdeführer 
nur zum Vorwurf gemacht, daß er der ihm obliegenden Pflicht 
zur Beſeitigung von Zweifeln bezüglich des Verſtändniſſes der 
ihm vorgelegten Frage, des Begriffes und Umfanges der Vor⸗ 
ſtrafen und der Ausdehnung ſeiner Zeugnißpflicht trotz vor⸗ 
handener Möglichkeit nicht nachgekommen ſei. In der ſchuld⸗ 
haften Verabſäumung der erwähnten Pflicht läßt ſich zunächſt 
aber nur ein fahrläſſiges, nicht ein vorſätzliches Verhalten des 
Beſchwerdeführers erblicken und es iſt hiermit ſchwer zu ver⸗ 
einbaren, wenn der Vorderrichter ſeine oben auszugsweiſe 
wiedergegebene Würdigung der hier in Frage ſtehenden Schutz⸗ 
behauptung des Beſchwerdeführers mit dem Bemerken abſchließt, 
derſelbe habe, wie prinzipaliter angenommen werden müſſe, 
die an ihn geſtellte Frage wiſſentlich falſch beantwortet. Denn 
wenn dieſe Antwort durch irrige, nur durch Fahrläſſigkeit ver⸗ 
ſchuldete Vorſtellungen des Beſchwerdeführers beeinflußt war, 
ſo läßt ſich dieſelbe auch bei vorhandener Kenntniß der ver⸗ 
ſchwiegenen Vorſtrafen doch nur als eine aus Fahrläſſigkeit 
falſch abgegebene bezeichnen. War dieſe Antwort aber, was 
bis auf Weiteres wenigſtens als möglich vorausgeſetzt werden 
muß, ſelbſt nur eine auf Fahrläſſigkeit beruhende, ſo kann ſich 
auch die Beantwortung der ferneren Frage weſentlich anders 
geſtalten, ob den Beſchwerdeführer in Bezug auf die Eides⸗ 
leiſtung ſelbſt der Vorwurf der Fahrläſſigkeit trifft. Der 
Vorderrichter hat dieſe Frage nur unter der Annahme, daß die 
Verſchweigung der Vorſtrafe im vollen Umfange eine wiſſentlich 
falſche Ausſage war, geprüft und beantwortet. Die Feſt⸗ 
ſtellungen, zu welchen dieſe Prüfung geführt hat, müſſen in⸗ 
deſſen ebenfalls beanſtandet werden. Die Urtheilsgründe er⸗ 
wähnen in dieſer Hinſicht, daß der Beſchwerdeführer, wenn er 
einmal von der Wahrheit abwich, unter allen Umſtänden 
dieſes einmalige Abweichen von der Wahrheit merken und vor 
der ſpäter erfolgenden Eidesleiſtung damit hervortreten mußte. 
Dies legt den Verdacht nahe, daß der Vorderrichter in einem 
derartigen Falle ohne Rückſicht auf die beſonderen konkreten 
Umſtände deſſelben ausnahmslos, unter allen Umſtänden, ge⸗ 
wiſſermaßen grundſätzlich Fahrläſſigkeit als vorliegend anſieht. 
Eine derartige Rechtsauffaſſung, welche ein abſtraktes fahr⸗ 
läſſiges Verhalten ſchon zur Begründung ſeiner Strafbarkeit 
für ausreichend erachtet, muß indeſſen als rechtsirrthümlich be⸗ 
zeichnet werden. Auf der anderen Seite erwägt das erſte 
Urtheil ſelbſt bei der Strafzumeſſung zu Gunſten des Be- 
ſchwerdeführers, welcher feſtgeſtelltermaßen bei ſeiner Ver⸗ 
nehmung am 5. Oktober 1900 in Folge des Verlaufes der⸗ 
ſelben ſehr aufgeregt und entrüſtet war, daß ihm die nach⸗ 
trägliche, erſt einige Zeit nach dem Abſchluſſe ſeiner Ver⸗ 
nehmung erfolgte Beeidigung unerwartet gekommen und bei 
derſelben nur derjenige Theil feiner fachlichen Ausſage vor: 
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geſchwebt haben werde, welcher den damaligen Angeklagten M. 
betraf. War dies aber der Fall, ſo ließ ſich eine Fahrläſſigkeit 
des Beſchwerdeführers nur mit der im Urtheil fehlenden Feſt⸗ 
ſtellung beſonderer Umſtände begründen, vermöge deren derſelbe 
trotzdem in der Lage war, zu erkennen, daß ſich der von ihm 
wider ſein Erwarten zu leiſtende Eid auch auf die von ihm 
im Februar 1899 erlittene Vorſtrafe bezog, und danach ſein 
weiteres Verhalten einzurichten. Urth. des III. Sen. vom 
13. Mai 1901. 1185. 1901. 

19. 8 167. | 

Die Reviſion rügt Verkennung der Begriffe der „Uns 
ordnung“ und der „Störung“ des Gottesdienſtes. Hinſichtlich 
des erſteren Begriffs wird vom erſten Richter ausgeführt: „da 
es der allgemeinen Sitte und Ordnung entſpricht, ſich während 
des Gottesdienſtes ruhig zu verhalten, und jedes auffällige 
Benehmen zu vermeiden, ſo ſtellt ſich das dieſem Erforderniß 
widerſprechende Verhalten der Angeklagten als Unordnung dar“. 
Hierin tritt ein unrichtiges Verſtändniß der angewendeten 
Strafbeſtimmung inſofern hervor, als der Ausdruck „Un⸗ 
ordnung“ ſubjektiv in der Bedeutung eines Kriteriums des 
Verhaltens des Thäters aufgefaßt wird. Wenn das Geſetz 
das Merkmal der „Erregung von Unordnung“ aufſtellt, ſo 
ergiebt ſich von ſelbſt, daß es dabei die Herbeiführung eines 
— wenn auch nur vorübergehenden — Zuſtandes vor Augen 
hat, der ſich objektiv als ein der äußeren Ordnung, wie ſie 
durch die Natur gottesdienſtlicher Handlungen bedingt iſt, 
zuwiderlaufender kennzeichnet. Thatſächlich iſt für erwieſen 
erachtet, daß die drei Angeklagten während einer abgehaltenen 
Todtenmeſſe die Köpfe zuſammengeſteckt, gelacht und geſchwatzt 
haben, ſowie daß durch dieſes Benehmen nicht bloß der 
amtirende Geiſtliche, ſondern auch die anweſenden Zeuginnen 
H. und W. in ihrer Andacht geſtört worden ſind. Daß das 
beſchriebene unpaſſende Verhalten, abgeſehen von dieſer 
Andachtsſtörung, äußere Wirkungen hervorgebracht habe, die 
den Begriff der Unordnung zu erfüllen geeignet wären, 
darüber enthält das Urtheil nichts. Unter dieſen Umſtänden 
läßt ſich auch nicht ſagen, daß das Thatbeſtandsmerkmal der 
Erregung von Unordnung ſich von ſelbſt aus dem feſtgeſtellten 
Sachverhalte ergebe. Die Störung der Andacht der bei einem 
Gottesdienſte betheiligten Perſonen kann ohne Zweifel als 
Erregung von Unordnung in Betracht kommen, fofern der 
Einfluß des konkreten ſtörenden Verhaltens äußerlich erkennbar 
hervortritt. Ob die ſich zeigenden Folgeerſcheinungen in ſolchem 
Falle nach Art und Maß als Unordnung im Sinne des 
Geſetzes zu charakteriſiren ſind, iſt eine weſentlich thatſächliche 
Frage. Von der „Erregung von Unordnung“ kann aber dann 
überhaupt nicht die Rede ſein, wenn die Störung der Andacht 
lediglich in einer innerlichen ſubjektiven Empfindung der Be⸗ 
theiligten beſteht. Ob vorliegend die Wirkung des Benehmens 
der Angeklagten hierüber hinausgegangen iſt, dafür gewährt 
das angefochtene Urtheil keinerlei Anhalt. Die Annahme 
einer „Störung des Gottesdienſtes“ erſcheint gleichfalls nicht 


» einwandsfrei. Die Störung der Andacht einzelner Perſonen 


ſchließt nicht ohne Weiteres mit Nothwendigkeit jenes That⸗ 
beſtandserforderniß in ſich. Mit Recht wird ferner von der 
Reviſion die Art und Weiſe beanſtandet, wie die Vorinſtanz 
die Vorſätzlichkeit der den Angeklagten zur Laſt gelegten 
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Störung des Gottesdienſtes begründet hat. In Anknüpfung 
an den Ausſpruch, daß das einbezeugte Gebahren der An⸗ 
geklagten zweifelsohne in vorſätzlichen Handlungen beſtanden 
habe, wird geſagt: „Als Chriſten mußte ihnen aber bekannt 
ſein, daß ihr Betragen geeignet war, die Kirchgänger in ihrer 
Andacht zu ſtören, und damit den Gottesdienſt zu ſtören; 
ſomit haben die Angeklagten den Gottesdienſt vorſätzlich 
geſtört“. Hier erſcheint nach dem Zuſammenhange der an⸗ 
geführten Sätze der Verdacht begründet, daß die Strafkammer 
in Anſehung des zur Strafbarkeit aus 8 167 cit. erforderlichen 
dolus es für ausreichend erachtet hat, wenn die äußere 
Thätigkeit, welche im gegebenen Falle eine Störung des 
Gottesdienſtes verurſacht hat, vorſätzlich vorgenommen iſt, und 
für den Thäter zugleich die Möglichkeit der Erkenntniß gegeben 
war, daß eine ſolche Störung als Folge ſeiner Handlungsweiſe 
eintreten könne. Dies iſt rechtsirrthümlich. Zum Begriff der 
vorſätzlichen Störung iſt es allerdings nicht nöthig, daß der 
Endzweck, die Abſicht des Thäters auf Herbeiführung einer 
Störung des Gottesdienſtes gerichtet iſt; vorauszuſetzen iſt 
aber jedenfalls das Bewußtſein deſſelben von der möglichen 
Kauſalität ſeiner Handlungsweiſe für eine ſolche Störung 
in Verbindung mit einem dieſen Erfolg mitumfaſſenden 
Willen. Urth. des IV. Sen. vom 17. Mai 1901. 
1390. 1901. 

20. 8 1812. 

Die Annahme einer Ausbeutung des unſittlichen Erwerbs 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß gegenſeitiges Ehe⸗ 
verſprechen und Hülfsbedürftigkeit des Unterſtützten Motiv des 
Gebens und Nehmens geweſen ſind. Urth. des IV. Sen. vom 
8. März 1901. 263. 1901. 

21. 8 184 Nr. 1. 

Beſchwerdeführer, als Glas⸗ und Kunſthändler bezeichnet, 
iſt unter der Schlußfeſtſtellung, daß er unzüchtige Abbildungen, 
Poſtkarten mit Abbildungen feil gehalten hat, aus § 1841 
des Str. G. B. verurtheilt. Die Begründung gewährt darüber, 
was auf den Bildern dargeſtellt iſt, keinen Aufſchluß; ſie 
enthält nach dieſer Richtung nur die Bemerkung, daß „die 
Abbildungen mehr oder weniger die entblößten und ſichtbaren 
Körpertheile des Buſens oder Geſchlechtstheils von Frauens⸗ 
perſonen zeigen“. Der von der Vertheidigung erhobene Ein⸗ 
wand, daß die Bilder Kopien von großen Meiſterwerken ſeien, 
wird erwähnt, jedoch ohne thatſächliche Erörterung verworfen, 
weil „es etwas ganz Anderes ſei, ob man derartige Meiſter⸗ 
werke oder Kopien in einem Muſeum oder einer großen Kunſt⸗ 
handlung oder auf einer Poſtkarte ſehe“. Dies wird weiter 
ausgeführt und dabei hervorgehoben, daß die Bilder auf Poſt⸗ 
karten, bei deren Betrachtung das Kunſtwerk als ſolches meiſt 
nicht gewürdigt werde, zur Erregung geſchlechtlicher Lüſternheit 
geeignet, auch hierzu von den Abſendern lediglich beſtimmt 
ſeien; zugleich wird betont, daß bei Verſendung der Karten 
durch die Poſt die Gefahr einer Betrachtung der Bilder durch 
unerwachſene Perſonen vorhanden ſei. Die Reviſion iſt der An⸗ 
ſicht, daß bei „tief ſittlichen Bildern wie z. B.: Der 
letzte Tag von Corinth oder Der erſte Sündenfall“ der 
unzüchtige Charakter ein für allemal ausgeſchloſſen ſei. 
Soweit die Umſtände, unter denen die Verbreitung er⸗ 
folgt, insbeſondere die in den Umſtänden ſich kundgebende 
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Abſicht des Verbreiters ſowie der Perſonenkreis, welchem das 


Bild zugänglich gemacht wird, mit entſcheidend find, muß dem 
erſten Richter ſowohl darin beigeſtimmt werden, daß Kopien 
anerkannter Kunſtwerke nicht überall von dem Begriffe des 
Unzüchtigen auszuſchließen ſind, als darin, daß die Ver⸗ 
wendung von Poſtkarten zur Verbreitung aufgedruckter Kopien 
einen Umſtand darſtellt, welcher zur Annahme eines dem Bilde 
in der Gemäldegallerie nicht innewohnenden unzüchtigen 
Charakters führen kann. Andererſeits iſt ebenſo richtig, daß 
ein Bild, welches durch ſeinen Inhalt eine das Schamgefühl 
verletzende oder zur geſchlechtlichen Lüſternheit anregende 
Wirkung ausſchließt — wohin auch diejenigen Fälle ge⸗ 
hören, in denen eine derartige Wirkung des Bildes lediglich 
auf die individuelle Abnormität eines oder einzelner Beſchauer 
zurückzuführen iſt — nicht durch die bloße Wiedergabe auf 
einer Poſtkarte zur unzüchtigen Darſtellung werden kann. Es 
erhellt, daß dem Abdruck auf der Poſtkarte nur die Bedeutung 
eines zu dem Inhalte des Bildes hinzutretenden Moments 
beizulegen iſt. Die dem Strafrichter zufallende Aufgabe, unter 
Beachtung beider Geſichtspunkte zu unterſcheiden, welches Bild 
auf einer Poſtkarte als erlaubt oder als gröbliche Verletzung 
des Schamgefühls ($ 1841) oder als unzüchtig anzuſehen iſt, 
wird von Fall zu Fall, nicht durch abſtrakte Formeln, noch 
durch bloße Aufſtellung allgemeiner Kennzeichen, ſondern auf 
dem Wege der Individualiſirung zu löſen ſein. In dem vor⸗ 
liegenden Falle find aus den Feſtſtellungen keine Anhaltspunkte 
zu entnehmen, daß der erſte Richter die im Verkaufslokale des 
Angeklagten vorräthig geweſenen Bilderpoſtkarten, ſoweit ſolche 
zum Gegenſtande der Anklage gemacht ſind, als ein innerlich 
und äußerlich verbundenes, mithin einheitliches Ganzes anſehen 
konnte und angeſehen hat. Sonach war jedes einzelne Bild 
unter dem Geſichtspunkte des 8 1841 beſonders zu prüfen und 
ein Ausſpruch darüber abzugeben, daß und weshalb das Bild 
als Beſtandtheil einer Poſtkarte einen das Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Beziehung verletzenden 
Inhalt hat. Statt deſſen hat die Strafkammer ganz allgemein 
und unterſchiedslos das entſcheidende Kennzeichen in dem größeren 
oder geringeren Maße der Entblößung entweder des Buſens 
oder des Geſchlechtstheils gefunden und in dieſer Weiſe der 
Anwendung des § 184 ein Merkmal zu Grunde gelegt, welches 
in derartiger Ausdehnung der Konkretiſtrung entbehrt und nut 
im Zuſammenhange mit dem Gegenſtande des Bildes und mit 
der Behandlung, welche dieſem Gegenſtande auf dieſem Bilde 
zu Theil geworden iſt, beurtheilt werden kann. Bei einer 
derartig unzulänglichen Urtheisbegründung iſt der Verdacht 
nicht auszuſchließen, daß der erſte Richter jede Entblößung 
der bezeichneten Art rechtsgrundſätzlich für ausreichend erachtet 
und hierdurch den § 184 verletzt hat. Urth. des IV. Sen. 
vom 7. Juni 1901. 1435. 1901. 

22. 8 184 Nr. 1. 

Vor Erlaß des Geſetzes vom 25. Juni 1900, betreffend 
Aenderungen und Ergänzungen des Str. G. B., mußte 
allerdings das öffentliche Ankündigen, Ausſtellen oder Feil“ 
bieten einer Schrift unzüchtigen Inhalts, inſoweit nicht in dem 
Ankündigen, Ausſtellen oder Feilbieten ſelbſt etwas Unzüchtiges 
zu erkennen war, ſtraflos gelaſſen werden. Dies iſt in dem 
Reichsgerichtsurtheile vom 18. Oktober 1886 (Entſcheidungen 
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in Strafſachen Bd. 14 S. 397) ausgeſprochen. Die dort 
gemachten Ausführungen konnte die Strafkammer aber nicht 
verwerthen, um die Freiſprechung der Angeklagten von der 
nach der Novelle vom 25. Juni 1900 zu beurtheilenden 
Anklage zu begründen. In dieſer Novelle iſt das Feilhalten 
und das zum Zwecke der Verbreitung erfolgte Ankündigen 
oder Anpreiſen unzüchtiger Schriften unter Strafe geſtellt, und 
die Strafbeſtimmung iſt bei der Vorbereitung des Geſetzes 
ausdrücklich dahin motivirt worden, daß Ankündigungen und 
Anpreiſungen unzüchtiger Druckſchriften ꝛc. bisher nur inſoweit 
ſtrafbar geweſen ſeien, als die Ankündigung oder Anpreiſung 
ſelbſt ſich ihrem Inhalte nach als unzüchtig dargeſtellt habe, 
und daß dem hierin erkannten Mangel der Srrafgeſetzgebung 
abgeholfen werden ſolle. Vergl. Motive. Urth. des IV. Sen. 
vom 11. Juni 1901. 1462. 1901. 

Im gleichen Sinne ſpricht ſich das Urtheil deſſelben 
Senats vom nämlichen Tage in Sachen 1461/1901 aus. 

23. 8 186. 

Es kann der Reviſion zugegeben werden, daß nicht jedes 
ruhige Dulden, Hinnehmen einer Beleidigung, jedwedes 
Unterlaſſen einer entſchiedenen und entrüſteten Zurückweiſung 
eines verleumderiſchen Angriffs, jeder Mangel eines ſofortigen 
Vorbehaltes, die zugefügte Beleidigung auf dem vom Geſetze 
eröffneten Wege zu verfolgen, ein Verhalten zur Erſcheinung 
bringt, das nach allgemeiner, berechtigter Lebensauffaſſung für 
geeignet zu gelten habe, den Beleidigten in der allgemeinen 
Achtung herabzuſetzen. Der Beleidigte kann zu einem ſolchen 
Verhalten durch die beſonderen Umſtände des Falles, durch 
ſittliche Billigung verdienende Beweggründe beſtimmt worden 
ſein. Es kann aber allerdings auch, wie der Beſchwerdeführer 
ſelbſt nicht verkennt, ein derartiges ſchweigendes Dulden einer 
Beleidigung unter Umſtänden mit dem Thun und Laſſen eines 
Mannes, der auf ſeine Ehre hält und ſich deſſen bewußt iſt, 
unter welchen Verhältniſſen es ſich gebühre, widerrechtlichen 
Angriffen auf ſeine Ehre auf geeignete Weiſe entgegenzutreten, 
im Widerſpruch ſtehen und daher wohl geeignet erſcheinen, den 
Beleidigten in der allgemeinen Achtung herabzuwürdigen. Es 
wird alſo immer lediglich von den Umſtänden des gegebenen 
einzelnen Falles abhängen, ob ein ruhiges Dulden einer 
Beleidigung eine ehrenrührige Handlung ſei oder nicht. Es 
kann ferner nicht beſtritten werden, daß die Begründung des 
angefochtenen Urtheils in der vorgedachten Beziehung äußerſt 
dürftig iſt und von einer eingehenderen Darlegung der ein⸗ 
ſchlagenden thatſächlichen und rechtlichen Geſichtspunkte abſieht. 
Immerhin ſprechen die Urtheilsgründe ſoviel aus, daß der 
Angeklagte in ſeinen Aeußerungen — nach der Auffaſſung des 
erſten Richters — die von ihm angegriffenen Paſtoren als 
Perſonen hingeſtellt habe, die unfähig oder nicht gewillt 
geweſen wären, ihre ſo gröblich verletzte Ehre in einer nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles ſo ſehr verdienten, als 
auch geradezu gebotenen Weiſe zu vertheidigen. Ob dieſe 
Auffaſſung richtig ſei, war Sache thatſächlicher, der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts entzogener Würdigung. Geht man aber 
von dieſem Standpunkte aus, ſo kann die Annahme des 
Vorderrichters, daß der Angeklagte ſich einer Beleidigung 
ſchuldig gemacht habe, und zwar im Hinblick auf die ſonſtigen 
thatſächlichen Feſtſtellungen des Urtheils einer verleumderiſchen, 
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nicht als rechtsirrig beanſtandet werden. Urth. des III. Sen. 
vom 13. Mai 1901. 1248. 1901. | 

24. 8 186. 

„Dem Bürgermeiſter O. und dem Kämmerer S.” — fo 
ſagt das Urtheil wörtlich — „iſt alſo durch die Behauptung, 
ſie ſeien von ihren Aemtern ſuspendirt worden, der Vorwurf 
gemacht worden, daß ſie eines ſtrafbaren Verhaltens mit Rück⸗ 
ſicht auf ein in der Kämmereikaſſe zu G. entdecktes Defizit ver⸗ 
dächtig ſeien. Daß eine ſchwere Ehrenkränkung in der Be⸗ 
hauptung der vorläufigen Amtsſuspenſion enthalten iſt, kann 
unter dieſen Umſtänden nicht zweifelhaft ſein.“ Damit iſt klar 
ausgeſprochen, daß der Vorderrichter die von dem Angeklagten 
behauptete ehrenkränkende Thatſache nur in der Verbindung 
der angeblichen Amtsſuspenſion mit dem dafür urſächlichen 
Verdachte einer kriminell oder disziplinariſch ſtrafbaren Hand⸗ 
lung gefunden hat; die Behauptung der Amtsſuspenſion ent⸗ 
hält „unter dieſen Umſtänden“, nämlich als Folge des beregten 
Verdachts, eine ſchwere Ehrenkränkung. In ſeinen weiteren 
Darlegungen beſchränkt ſich aber das Urtheil auf die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die behauptete Thatſache nur inſoweit unwahr 
ſei, als der Bürgermeiſter O. und der Kämmerer S. nicht vom 
Amte ſuspendirt ſind. Von einer Prüfung, ob die behauptete 
Thatſache auch in ihrem weiteren Beſtandtheile: dem Verdacht 
einer ſtrafbaren Handlung, nicht erweislich wahr ſei, hat der 
Vorderrichter Abſtand genommen, ja in den Ausführungen zur 
Begründung des Strafmaßes geradezu als möglich unterſtellt, 
daß ein ſtrafbares Verhalten des O. und S. vorliegen könne. 
Mit dem Ausſpruche, daß es — zur Anwendung des $ 186 
des Str. G. B. — genüge, daß der Angeklagte vorſätzlich und 
rechtswidrig die Behauptung aufſtellte, O. und 8. ſeien vom 
Amte ſuspendirt, ſetzt ſich der Vorderrichter in Widerſpruch 
mit ſeinen eigenen oben wiedergegebenen Feſtſtellungen über 
den Sinn des Zeitungsberichts und zieht dem Rechtsbegriffe 
der Thatſache im Sinne des § 186 des Str. G. B. zu enge 
Grenzen, indem er grade den nach ſeiner eigenen Darlegung 
den ehrenkränkenden Charakter der Aeußerung begründenden 
Kern und weſentlichen Inhalt ungeprüft läßt. Erſt von dem 
Ergebniß dieſer Prüfung konnte es abhängig gemacht werden, 
ob der Behauptung der Amtsſuspenſion für ſich allein eine 
ſelbſtändige, die Anwendung des § 186 des Str. G. B. recht⸗ 
fertigende Bedeutung beigemeſſen werden durfte. Entſch. des 
R. G. in Strafſachen Bd. 2 S. 2. Urth. des II. Sen. vom 
10. Mai 1901. 1145. 1901. 

25. 8 193. 

Der vom Angeklagten angetretene Wahrheitsbeweis iſt 
von der Strafkammer für „geglückt“ angeſehen, und zwar in 
dem Maße, daß „alles, was der Artikel in thatſächlicher 
Hinſicht anführt“, auf Wahrheit beruhe und der § 186 des 
Str. G. B. keine Anwendung finden könne. Gleichwohl iſt 
der Angeklagte wegen Beleidigung gemäß der 88 185, 192 
des Str. G. B. verurtheilt worden, weil aus der Form der 
Behauptungen die beleidigende Abſicht ſich ergebe. In der 
geſuchten Gegenüberſtellung „der Lehrer hat Leute über 
Kühe, Schweine und Kaninchen ausgefragt, nur nach dem 
Glauben und der Nationalität hat er nicht gefragt“ iſt eine 
bewußte und gewollte Verhöhnung des mit der Volks⸗ und 
Viehzählung in Bialla betraut geweſenen Lehrers D. inſofern 
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gefunden, als damit „nach Anſicht des Gerichts dem Lehrer 


vorgeworfen werden ſollte, daß ihm bei Ausübung ſeiner Pflicht 
die Feſtſtellung des Viehbeſtandes wichtiger geweſen als die 
der Religion und der Mutterſprache“, während doch dem An⸗ 
geklagten wie dem Beleidigten klar ſei, daß „jedem Menſchen 
ſein Glauben und ſeine Nationalität die vornehmſten Güter 
ſind und ſein müſſen.“ Nach den Feſtſtellungen des Urtheils 
hat der Lehrer „in den wenigſten Fällen“ nach dem Glauben 
und der Nationalität ſich erkundigt; aber nicht die Ver⸗ 
allgemeinerung des Artikels, wonach der Lehrer überhaupt in 
dieſer Richtung ſich nicht erkundigt habe, iſt dem Angeklagten 
zum Vorwurf gemacht, — und ſomit ſind nach der Anſchauung 
der Vorinſtanz die Fälle der Erkundigung ſo ſelten geweſen, 
daß die Behauptung einer Unterlaſſung der Erkundigung über⸗ 
haupt als wahr hat angeſehen werden müſſen. Geht man 
hiervon aus und unterſtellt man mit der Vorinſtanz die Abſicht 
eines Vorwurfs für den Lehrer dahin, daß er einerſeits „nach 
den ſo unbedeutenden irdiſchen Gütern Nachfrage gehalten“ 
andererſeits aber „um die Feſtſtellung der idealen Güter ſich 
nicht gekümmert habe“, ſo iſt es gerade die gegenſätzliche 
Verſchiedenheit dieſer Werthſchätzungen, die dem Lehrer zum 
Vorwurf gemacht werden ſollte, und es ſtellt ſich dieſer an⸗ 
gebliche Gegenſatz als der eigentliche Kern und Inhalt des 
Vorwurfs dar. Unter dieſer Vorausſetzung aber gehörte die 
Gegenüberſtellung der fraglichen Thatſachen in der Art, daß 
die Gegenſätzlichkeit, die behauptet werden ſollte, zum Ausdruck 
kam, nicht zur Form der Behauptung im Sinne des 8 192 
des Str. G. B., ſondern ſie brachte den Inhalt des Gedankens 
erſt zum Ausdruck und dieſer Inhalt wurde durch die Form 
gedeckt. Zwar nimmt der Vorderrichter an, daß es dem 
Angeklagten „ein Leichtes geweſen wäre, die an ſich erwieſene 
Thatſache .. . . zu bringen, ohne dabei durch die Form der 
Mittheilung zu verletzen“, allein er giebt nicht zu erkennen, in 
welcher anderen Weiſe der behauptete Gegenſatz hätte aus⸗ 
gedrückt werden können (vergl. Entſch. des R. G. in Straf⸗ 
ſachen Bd. 21 S. 1), und er bedient ſich da, wo er den gleichen 
Gedanken ausſpricht, einer ähnlichen Ausdrucksweiſe, indem er 
feſtſtellt, daß der Lehrer ſich in den wenigſten Fällen nach der 
Nationalität und dem Glauben erkundigt, „dagegen“ überall 
gewiſſenhaft nach dem Viehbeſtande gefragt habe. Urth. des 
II. Sen. vom 21. Juni 1901. 1739. 1901. 

26. 8 193. 

Es iſt zur Ausſchließung des in $ 193 des Str. G. B. 
gewährten Schutzes nicht genügend, wenn die Strafkammer 
Gehäſſigkeit und Rachſucht des Angeklagten ſeſtſtellt. Auch die 
Unerweislichkeit der übeln Nachrede und das Bewußtſein des 
Angeklagten davon beſeitigt nicht das Merkmal, daß die Nach⸗ 
rede zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchehen iſt, 
nachdem im Urtheile feſtgeſtellt iſt, daß der Angeklagte in 
gutem Glauben an die Wahrheit ſeiner Behauptungen ge⸗ 
handelt hat. Die Frage aber, ob der Angeklagte zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen gehandelt habe, iſt in den 
Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheils deutlich, wenn 
auch nicht ausdrücklich, bejaht. Sie ſtellen feſt, daß der An⸗ 
geklagte die fraglichen Beſchuldigungen gegen den Stations⸗ 
kommandanten K. in einer Eingabe an das Königliche Ober⸗ 
landesgericht M. erhoben habe, in welcher er die Wieder⸗ 
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aufnahme eines durch rechtskräftiges, gerade auf einer Anzeige 
des genannten Stationskommandanten beruhendes Urtheil 
geſchloſſenen Verfahrens betreibt, und erklären, daß der An⸗ 
geklagte ſein Ziel — die Wiederaufnahme — mit 
unerlaubten Mitteln angeſtrebt habe. Daraus ergiebt ſich, 
daß die Strafkammer nicht den Zweck, ſondern nur das Mittel 
für unerlaubt gehalten hat. Bezüglich des Zweckes iſt dies 
um fo zweifelloſer, als der im Urtheile wiedergegebene Text 
der Eingabe erſehen läßt, das das Geſuch um Wiederaufnahme 
des Verfahrens im Sinne des § 339 der Str. P. O. mit den 
fraglichen Behauptungen begründet iſt. Aber was die Er⸗ 
laubtheit des Mittels betrifft, ſo überſieht die Strafkammer, 
daß die gutgläubige Behauptung beleidigender Thatſachen 
unter den Vorausſetzungen des S 193 des Str. G. B. nur 
dann ein unerlaubtes Mittel iſt, wenn aus ihrer Form oder 
aus den Umſtänden, unter welchen ſie geſchah, die Abſicht 
zu beleidigen hervorgeht, eine Abſicht, die von dem Bewußtſein, 
daß die Behauptung beleidigender Natur ſei, weſentlich ver: 
ſchieden iſt. Urth. des I. Sen. vom 13. Juni 1901. 1755. 1901. 

27. 8 222. 

Was die dem Angeklagten zur Laſt gelegte pflichtwidrige 
Unachtſamkeit anlangt, ſo iſt für erwieſen erachtet, daß der 
Angeklagte bei Beginn der Arbeit die Haltbarkeit des fraglichen 
Stückes Nachfall ordnungsmäßig unterſucht hatte. Der An⸗ 
geklagte hat dann weiter arbeiten laſſen, und als der Nachfall 
— d. h. das demnächſt aus dem Hangenden niedergebrochene 
Geſteinsſtück — ſchon über 1,20 Meter frei lag, die Anbringung 
eines Stempels angeordnet. Daß der Angeklagte in der 
Zwiſchenzeit auf die Beſchaffenheit des Hangenden nicht geachtet 
oder daß ſich an der Arbeitsſtelle inzwiſchen Anzeichen einer 
Gefahr aus der Beſchaffenheit des Hangenden ergeben hätten, 
iſt nicht feſtgeſtellt. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen 
R., welches nach dem Zuſammenhange der Urtheilsgründe von 
der Strafkammer für ſachgemäß angeſehen wird, läßt ſich eine 
beſtimmte Vorſchrift darüber, wenn beim Fortſchreiten des Ab⸗ 
baues die Anbringung eines neuen Stempels erforderlich iſt, 
nicht geben. Es hängt dies von der jeweiligen Beſchaffenheit 
des Geſteins an der Arbeitsſtelle ab und liegt die Beurtheilung 
der Nothwendigkeit weſentlich in der praktiſchen Erfahrung des 
betreffenden Bergmanns. Hiermit erſcheint aber nicht vereinbar, 
wenn das Urtheil darin, daß der Angeklagte eine zu lange 
Strecke ohne Anbringung von Stützen habe arbeiten laſſen, 
eine pflichtwidrige Unachtſamkeit deſſelben erblickt. Das Urtheil 
giebt keinerlei Anhalt dafür, daß der Angeklagte, vermöge 
ſeiner Erfahrung, die Nothwendigkeit der früheren Anbringung 


einer Stütze habe erkennen können. Urth. des III. Sen. vom 


2. Mai 1901. 1188. 1901. 
28. 8 240. 


Die Strafkammer erachtet für erwieſen, daß dem H. ein 


Recht zum Fahren über den Acker des Angeklagten nicht 
zugeſtanden und daß der Letztere ſich jedenfalls in dem guten 
Glauben an die Freiheit ſeines Eigenthums befunden habe. 
Hieraus folgt aber noch nicht, daß der Angeklagte, indem er 
das Fahren über ſeinen Acker durch Gewalt und Drohung 
verhinderte, ſtatthafter Weiſe ein ihm zuſtehendes Recht 
vertheidigt, oder wenigſtens in erlaubter Rechtsvertheidigung 
zu handeln geglaubt hat. Entſcheidend dafür, ob der An⸗ 
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geklagte ſich durch ſein Thun ſtrafbar gemacht hat, iſt vielmehr, 
ob H. für die behauptete Fahrtgerechtigkeit Beſitzſchutz zu 
beanſpruchen hatte und dem Angeklagten dies bewußt war. 
Urth. des IV. Sen. vom 30. April 1901. 926. 1901. 

29. 8 242. 

Die Beſtimmung in § 857 Bürgerlichen Geſetzbuchs hat 
keine ſtrafrechtliche Bedeutung. § 242 ſetzt nach wie vor 
thatſächlichen Gewahrſam voraus, der nach dem Tode des 
letzten Gewahrſamsinhabers neu begründet ſein muß. Urth. 
des II. Sen. vom 19. April 1901. 896. 1901. 

30. 8 243 Nr. 6. | 

Der erſte Richter fpricht zwar zutreffend aus, daß — im 
Gegenſatz zum Komplott — die bandenmäßige Verbindung 
mehrerer zu Diebſtahl ſich auf die Begehung einer Mehrheit 
von nach Zahl und Individualität unbeſtimmt gelaſſenen 
Diebſtählen richten muß. Er ſtellt aber thatſächlich feſt, daß 
die Abſicht der ſich Verbindenden dahin ging, die Diebſtähle 
ausſchließlich in der Fabrik der mechaniſchen Weberei 
zu begehen. Damit ſind die geplanten Diebſtähle ihrer In⸗ 
dividualität nach nicht mehr unbeſtimmt gelaſſen. Entſcheidend 
kann dafür nicht ſein, daß, wie der erſte Richter ausſpricht, 
St. und deſſen Komplizen bei Beginn ihrer diebiſchen Thätigkeit 
nicht darüber im Klaren waren, in welchem Umfange, zu 
welcher Zeit und „an welchem Orte der ſehr umfangreichen 
Fabrik“ ſie ihren verbrecheriſchen Willen bethätigen wollten. 
Die Unbeſtimmtheit von Ort und Zeit der Begehung der 
geplanten Diebſtähle und der Menge der wegzunehmenden 
Gegenſtände berühren das Weſen der bandenmäßigen Begehung 
nicht; dagegen ſind mit der Feſtſtellung, daß der Plan lediglich 
auf die Verübung von Diebſtählen aus der bezeichneten 
Fabrik gerichtet war, die geplanten Diebſtähle in Anſehung 
der Art der Ausführung, ſowie des Rechtsſubjekts und des 
Rechtsguts, gegen die ſie ſich richteten, ihrer Weſenheit nach 
gegenüber anderen Diebſtählen ſo ſcharf und konkret abgegrenzt, 
daß von einer Unbeſtimmtheit bezüglich ihrer Individualität 
nicht mehr geſprochen werden kann. Die thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters rechtfertigen die Annahme eines 
Komplotts, nicht einer Bande. Urth. des II. Sen. vom 
12. April 1901. 1010. 1901. 

31. 8 247 Abſ. 1. 

Das Beſtehen eines Lehrlingsverhältniſſes wird durch den 
Umſtand, daß der Angeklagte bereits 35 Jahre alt iſt, nicht 
ausgeſchloſſen. Denn wenn auch für die Aufſtellung des 
geſetzlichen Erforderniſſes eines Strafantrages bei Lehrlings⸗ 
diebſtählen die Rückſicht auf das jugendliche Alter der Lehrlinge 
mitbeſtimmend geweſen ſein mag, ſo enthält doch das Geſetz 
ſelbſt nach dieſer Richtung hin keinerlei Einſchränkung und 
auch dem Begriffe des Lehrlings und des gewerblichen Lehrlings 
insbeſondere iſt die Beſchränkung auf eine Altersgrenze nicht 
immanent. Urth. des II. Sen. vom 7. Juni 1901. 1685. 1901. 

32. § 253. 

Auf ausführlicher thatſächlicher Unterlage iſt als erwieſen 
bezeichnet: der Angeklagte habe bei dem zuſtändigen Amts⸗ 
gericht gegen die Eheleute G., und zwar gegen den Ehemann 
für das Ganze, gegen die Ehefrau für die Hälfte, einen 
Zahlungs- und ſpäter einen Vollſtreckungsbefehl über den 
Betrag von 400 Mark aus angeblichen Darlehen nebſt Ver⸗ 
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zugszinſen (und Koſten) erwirkt und ſodann den Vollſtreckungs⸗ 
befehl, der am 1. September 1900 zugeſtellt worden war, im 
Oktober 1900 dem Gerichtsvollzieher zur Pfändung übergeben; 
in Wirklichkeit ſeien ihm aber, wie er wohl wußte, die Ehe⸗ 
leute G. nichts ſchuldig geweſen. Nach Empfang des Auftrags 
habe der Gerichtsvollzieher ſich in die G. ſche Wohnung be⸗ 
geben, die dort allein anweſende Ehefrau G. zur Bezahlung 
der im Vollſtreckungsbefehl genannten Beträge aufgefordert 
und als ſie erklärte, ſie ſeien dem Angeklagten nichts ſchuldig, 
Fahrniß im Anſchlag von 443 Mark gepfändet und Verkaufs⸗ 
termin angeſetzt. Zum Verkauf ſei es jedoch nicht gekommen, 
weil der Angeklagte den Gerichtsvollzieher erſuchte, den Ver⸗ 
kauf bis auf Weiteres einzuſtellen. Der Angeklagte iſt wegen 
Erpreſſungsverſuchs verurtheilt, die Reviſion mit ausführlicher 
Begründung zurückgewieſen. Dabei wird ausgeſprochen: Mit 
Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls erfüllte ſich bereits eine 
dem § 253 des Str. G. B. nach allen Richtungen entsprechende 
Drohung und überhaupt der ganze geſetzliche Thatbeſtand, aus⸗ 
genommen allein den Eintritt des von dem Angeklagten be⸗ 
zweckten Erfolges, nämlich der den Eheleuten G. angeſonnenen 
Zahlung. War folgerichtig die That ſchon damals zu einem 
ſogenannten vollendeten Verſuch gediehen, ſo erſcheint von 
vornherein unerheblich, welchen Einfluß auf die Beziehungen 
zwiſchen dem Angeklagten und den Eheleuten G. die ſpäter 
eingetretene Rechtskraft des Vollſtreckungsbefehls geäußert hat. 
Die Bedeutung eines Strafausſchließungsgrundes könnte ihr, 
mangels aller einſchlägiger geſetzlicher Vorbehalte, nicht einmal 
unter der Vorausſetzung zugebilligt werden, daß in Folge der 
Rechtskraft dem Angeklagten ein endgültiger und wirkſam 
durchführbarer Anſpruch gegen die Eheleute G. erwachſen 
wäre. Indeſſen trifft die Vorausſetzung nach Lage der Geſetz⸗ 
gebung gar nicht zu. Im erſten Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuchs fand ſich unter 8 191 Abſ. 1 die Beſtimmung 
vorgeſchlagen, daß das rechtskräftige Urtheil maßgebend für 
das Rechtsverhältniß zwiſchen den Parteien ſei und daß das 
rechtskräftig Zuerkannte nicht mehr beſtritten werden könne. 
Nachdem bei der Kommiſſionsberathung die Vorſchriften über 
den Umfang der materiellen Rechtskraft in die Civilprozeß⸗ 
ordnung verwieſen waren, wurde ein jenem § 191 Abſ. 1 nach⸗ 
gebildeter § 293 a der Civilprozeßordnung zwar in die Anlage II 
zur Denkſchrift, nicht aber in den Entwurf zu einem Geſetz 
betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung aufgenommen, 
ſo daß es jetzt an einer ausdrücklichen grundſätzlichen Regelung 
der an die Rechtskraft geknüpften materiellen Wirkungen voll⸗ 
ſtändig gebricht. Deshalb bietet ſich kein Hinderniß, den 
§ 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei feinem ganz allgemeinen 
Wortlaut auch gegenüber einem rechtskräftig feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruch zur Anwendung zu bringen, mit anderen Worten den⸗ 


jenigen zum Schadenerſatz zu verpflichten, welcher erwieſener⸗ 


maßen ein, wie er weiß, zu offenbarem Unrecht ergangenes 
und nur wegen Saäͤumigkeit in Ergreifung geeigneter Rechts⸗ 
behelfe rechtskräftig gewordenes Urtheil oder einen ſolchen 
Vollſtreckungsbefehl zur zwangsweiſen Beitreibung der ihm 
darin zuerkannten Beträge mißbraucht, auch ein rechtskräftiger 
vollſtreckungsreifer Anſpruch das Weſen eines rechtswidrigen 
Vermögensvortheils an ſich tragen kann. Urth. des I. Sen. 
vom 6. Juni 1901. 1567. 1901. 
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33. 8 259. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angeklagte R., als er 
das von den Mitangeklagten geſtohlene Getreide um einen 
hinter dem marktgängigen Preiſe zurückbleibenden Betrag ankaufte, 
einen Vortheil erſtrebt, welcher allerdings erſichtlich zunächſt 
nur dem von ihm, dem Angeklagten R., geführten Geſchäfte 
ſeines Vaters, nebenbei aber auch ihm ſelbſt zu gut gekommen 
ſei; denn das durch das günſtige Kaufgeſchäft vergrößerte 
väterliche Vermögen werde ſpäter, nach dem Ableben des Vaters, 
ganz oder zum Theile vorausſichtlich dem Angeklagten zufallen. 
Ohne Grund beſtreitet die Reviſion, daß auf dieſe Weiſe das 
Thatbeſtandsmerkmal des Erſtrebens eines eigenen Vortheils 
konſtruirt werden könne. Rechtsgrundſätzlich muß das Handeln 
um eines indirekten Vortheils willen ebenſo zur Erfüllung 
des in Rede ſtehenden Thatbeſtandsmerkmals hinreichen, wie 
das Handeln um eines erſt in der ferneren Zukunft ein⸗ 
tretenden Vortheils willen. Auch kann nicht erfordert werden, 
daß unter allen Umſtänden ein konkreter, nach ſeinem Werthe 
in einer beſtimmten Summe Geldes abzuſchätzender Vortheil, 
welcher den Beweggrund für das Hehlen abgegeben habe, zur 
Feſtſtellung gelange. Daß der Vortheil dem Hehler wirklich 
erwachſen iſt, bildet kein Thatbeſtanderforderniß der Hehlerei, 
und die Annahme, daß der Angeklagte durch die Vorſtellung 
von dem Vortheile, welcher ihm ſelbſt durch die Vergrößerung 
des Vermögens ſeines Vaters mit Rückſicht auf die erwartete 
Beerbung des Letzteren in Ausſicht ſtand, zu ſeinem Handeln 
beſtimmt worden iſt, unterliegt keinem rechtlichen Bedenken. 
Urth. des IV. Sen. vom 16. April 1901. 862. 1901. 

34. 8 266. | 

Die Verurtheilung des Beſchwerdeführers wegen Untreue 
iſt auf die Annahme geſtützt, daß er als Kurator der ſeiner 
Aufficht anvertrauten Clara D. abſichtlich zum Nachtheile ders 
ſelben gehandelt habe. Als Kurator iſt er deshalb angeſehen 
worden, weil er am 26. Auguſt 1899 durch das Amtsgericht 
zu G. zum Pfleger der großjährigen geiſtesſchwachen Clara D. 
behufs Wahrnehmung der vermögensrechtlichen Intereſſen und 
der Fürſorge für die Perſon derſelben beſtellt worden iſt. 
Da die Strafthat, wegen deren der Angeklagte verurtheilt iſt, 
im Jahre 1900 begangen worden iſt, iſt bezüglich der Be⸗ 
urtheilung der vom Vorderrichter angenommenen Eigenſchaft 
des Angeklagten zunächſt Art. 210 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche von Bedeutung. Nach dieſem finden 
auf die, zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches beſtehenden Vormundſchaften und Pflegſchaften von 
dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
mit der Maßgabe Anwendung, daß, wenn — wie vorliegend 
der Fall — die Vormundſchaft wegen Geiſtesſchwäche ange⸗ 
ordnet iſt, ohne daß eine Entmündigung erfolgt iſt, die Vor⸗ 
mundſchaft als eine nach 8 1910 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches für die Vermögensangelegenheiten des Geiſtes⸗ 
ſchwachen angeordnete Pflegſchaft anzuſehen iſt. Wie das Wort 
„beſtehenden“ ergiebt, kommt es hiernach darauf an, ob die 
Pflegſchaft als eine nach dem bis zum Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches geltenden Rechte zu Recht beſtehende er⸗ 
achtet werden kann. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Maßgebend 
hierfür iſt der § 90 der Preußiſchen Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 (Geſetzſammlung S. 431 ff.). Dieſer be⸗ 
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ſtimmt, daß außer in den — hier nicht in Betracht kommenden 
— Fällen der 88 86—89 der Vormundſchaftsordnung Perſonen, 
welche ſelbſt zu handeln außer Stande find und der väterlichen 
oder vormundſchaftlichen Vertretung entbehren, für einzelne 
Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis 
von Angelegenheiten, einen Pfleger erhalten können. 
Hiernach kann ein Pfleger entweder zur Beſorgung vermögens⸗ 
rechtlicher Angelegenheiten oder zur Fürſorge für die Perſon 
des Pflegbefohlenen beſtellt werden, da jedes von Beiden für 
ſich betrachtet als ein beſtimmter Kreis von Angelegenheiten 
im Sinne des § 90 1. c. angeſehen werden kann. Das Gleiche 
gilt aber nicht, wenn es fich um eine Beſtellung eines Pflegers 
für Beides zugleich handelt. Die in einem ſolchen Falle einem 
Pfleger übertragenen Obliegenheiten würden in ihrer Geſammt⸗ 
heit ſich von denen eines Vormundes (§ 27 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung) in nichts unterſcheiden, während, wie der § 90 
a. a. O. erkennbar macht, die Pflegſchaft ſich von der Vor⸗ 
mundſchaft dadurch unterſcheidet, das erſtere eine den konkreten 
Verhältniſſen entſprechende Begrenzung des Geſchäftskreiſes zur 
rechtlichen Vorausſetzung hat. (Vergl. Entſcheidung des Kammer⸗ 
gerichts vom 3. Dezember 1894, Jahrbuch für Entſcheidungen 
des Kammergerichts von Johow Bd. XIV S. 82.) Die Be⸗ 
ſtellung des Angeklagten zum Pfleger der Clara D. behufs 
Wahrnehmung der vermögensrechtlichen Intereſſen und zur 
Fürſorge für die Perſon derſelben entſprach daher nicht dem 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches 
geltenden Rechte, war keine zu Recht beſtehende. Angeklagter 
kann daher nach Letzterem nicht als Pfleger der Clara D. 
angeſehen werden und es verliert damit ſeine Verurtheilung 
wegen Untreue ihre rechtliche Grundlage. Urth. des IV. Sen. 
vom 14. Juni 1901. 1704. 1901. 

35. 8 266. 

Der Vorderrichter hat den Angeklagten, welcher Vorſtand 
der Ortskrankenkaſſe war und zwei dieſer Kaſſe gehörige Geld⸗ 
beträge von 400 Mark und 200 Mark, die ihm von dem 
Kaſſenführer zur verzinslichen Anlegung bei der Sparkaſſe über⸗ 
geben waren, in eigenem Nutzen verwendet hat, wegen Unter⸗ 
ſchlagung nach §8 246 des Str. G. B. beſtraft, den von dem 
Eröffnungsbeſchluſſe vertretenen rechtlichen Geſichtspunkt der 
Untreue nach § 266 Abſ. 1, 2 aber aus dem Grunde ablehnen 
zu müſſen gemeint, weil der Angeklagte die Ueberbringung der 
Gelder an die Sparkaſſe nur aus Gefälligkeit gegen den 
Kaſſenführer übernommen habe, und dieſe Gelder ihm nicht in 
ſeiner Eigenſchaft als Vorſtand der Ortskrankenkaſſe, ſondern 
als einfachem Privatmann übergeben worden ſeien. Dieſer 
Grund kann jedoch als entſcheidend nicht angeſehen werden. 
Nach 5 42 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 5 

10. April 1892 
haften die Mitglieder des Vorſtandes, ſowie Rechnungs⸗ und 
Kaſſenführer der Kaſſe für pflichtmäßige Verwaltung wie Vor⸗ 
münder ihren Mündeln. Ihnen ſind nicht nur für den Fall 
der Verwendung von Kaſſengeldern in eigenem Nutzen reichs⸗ 
geſetzlich gewiſſe civilrechtliche Verpflichtungen, wie ſie die 
Preußiſche Vormundſchaftsordnung bereits enthielt, durch 
Abſ. 2 a. a. O. auferlegt, ſondern ſie ſind auch ausdrücklich, 
ſofern ſie abſichtlich zum Nachtheile der Kaſſe handeln, der 
Anwendung des § 266 des Str. G. B. unterſtellt. Dieſe 
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ſtrafrechtliche Vorſchrift hat keine andere Vorausſetzung auf 
Seiten des Thäters, als die Eigenſchaft eines Vorſtands⸗ 
mitgliedes einerſeits und ein bewußtes Handeln zum Nachtheile 
der Kaſſe andererſeits, ohne daß es darauf ankommen kann, 
ob dieſes Handeln im Bereiche einer durch die Geſchäfts⸗ 
vertheilung dem Vorſtandsmitgliede zugewieſenen beſonderen 
Thätigkeit liegt, und ob dieſes dabei überhaupt als Organ 
der Kaſſe thätig geworden iſt. Dieſelben Geſichtspunkte, welche 
von dem erkennenden Senat bereits für den ſachlich völlig 
analogen Fall des § 140 des Reichsgeſetzes vom 1. Mai 1889, 
betreffend die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften in 
dem Urtheil vom 4. Oktober 1894 (Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. 26 S. 137) ausgeſprochen ſind, müſſen auch 
hier ihre Anwendung finden. Ein Mitglied des Vorſtandes 
iſt durch nichts berechtigt, dieſe ſeine Eigenſchaft in einem ge⸗ 
gebenen Falle, wenn es ihm zweckmäßig erſcheint, abzulegen, 
der Kaſſe gegenüber als „Privatmann“ aufzutreten und ſich 
dadurch der Strafnorm des § 266 des Str. G. B. zu ent⸗ 
ziehen, vielmehr iſt dieſe Eigenſchaft unablöslich bis zu ſeinem 
Ausſcheiden aus dem Vorſtande mit ihm verbunden. Deshalb 
iſt es auch ohne Einfluß, daß nach der Feſtſtellung des Vorder⸗ 
richters bei der Uebergabe der Gelder an den Angeklagten ſeine 
Vorſtandsmitgliedſchaft nicht in Betracht gekommen iſt, und 
daß mit der Einzahlung der Gelder auch eine andere Perſon 
hätte beauftragt werden können, die ſich bei gleicher Handlungs⸗ 
weiſe der Untreue nicht, oder nur auf einer anderen rechtlichen 
Grundlage, etwa der der Bevollmächtigung, ſchuldig gemacht 
hätte. Urth. des III. Sen. vom 17. Juni 1901. 1923. 1901. 

36. 8 268. 

Die Wirkungen einer Strafe auf denjenigen, über 
welchen ſie verhängt werden ſoll, deſſen Schädigung an ſeiner 
Freiheit, ſeinem Vermögen, ſeiner geſellſchaftlichen Stellung 
ſind nicht ungeeignet, denjenigen Schaden zu bilden, der nach 
der Abſicht des Fälſchers durch die gefälſchte Anzeige vermittelt 
werden ſoll. Iſt eine ſolche inhaltlich richtig, oder hielt 
ſie der Fälſcher aus triftigen Gründen dafür, ſo liegt beſonderer 
Anlaß vor, zu beachten, daß das Geſetz die Abſicht, Schaden 
zuzufügen, erfordert, daß aber bei einer lediglich dem 
Gerechtigkeitsgefühl entſprungenen Anzeige, obwohl ſie gefälſcht 
und darum inſoweit in rechtswidriger Abſicht angefertigt iſt, 
der Gedanke an die Wirkung der Strafe auf den Angezeigten 
dergeſtalt außer Betracht geblieben ſein kann, daß die Feſtſtellung 
der Abſicht, mittels der Fälſchung den Angezeigten in 
Schaden zu bringen, ſich nicht rechtfertigen laſſen würde. 
Urth. des II. Sen. vom 28. März 1901. 649. 1901. 

37. 8 271. 

Für das nach dem Erlaſſe des Preußiſchen Miniſters des 
Innern vom 22. März 1898 (Verordnungsblatt für die 
Strafanſtaltsverwaltung im Reſſort des Miniſters des Innern 
1898 S. 29) zu führende Gefangenenbuch gilt daſſelbe, was 
nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts bezüglich der 
Urkundsqualität der für die der Juſtizverwaltung unterſtehenden 
Gefängniſſe eingeführten Gefangenenbücher I und II anzunehmen 
iſt. Urth. des I. Sen. vom 24. Juni 1901. 1942. 1901. 

38. 8 286. | 

Das angefochtene Urtheil erachtet die geſetzlichen That⸗ 
beſtandsmerkmale des Vergehens der unerlaubten öffentlich 
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veranſtalteten Ausſpielung beweglicher Gegenſtände gegeben. 
Der erſte Richter hat gleichwohl auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens erkannt, weil er angenommen hat, daß die in Frage 
ſtehende That — die unerlaubte öffentliche Ausſpielung — 
mit derjenigen Strafthat der Angellägten identiſch ſei, wegen 
deren dieſe bereits durch das Urtheil des Landgerichts Stade 
vom 16. März 1901 zu Strafe verurtheilt worden ſeien, und 
er ſtellt in dieſer Hinſicht feſt, daß die damals abgeurtheilte 
That die in dem vorliegenden Urtheile erwähnte, von den 
Angeklagten — und zwar nach jenem früheren Erkenntniſſe 
ohne obrigkeitliche Erlaubniß — veranſtaltete öffentliche Luſt⸗ 
barkeit ſei. Die Annahme der Identität wird vom erſten 
Richter darauf geſtützt, daß der Entſchluß der Angeklagten 
von vornherein gleichzeitig auf die öffentliche Veranſtaltung 
der Tanzluſtbarkeit und andererſeits des Ausſpielens gerichtet, 
und daß auch die Ausführung eine beide Vorgänge umfaſſende 
einheitliche geweſen ſei. Die Ausführungen des Urtheils 
ſcheinen dahin verſtanden werden zu müſſen, daß die in Frage 
kommenden Handlungen der Angeklagten ein einheitliches, 
untrennbares, ſtrafbares Thun, ein organiſches Ganze dar⸗ 
ſtellen. Dafür, daß der Richter zwar zwei Einzelhandlungen 
der Angeklagten als an ſich vorhanden angenommen, mit 
Rückſicht aber auf die ganze Sachlage durch dieſe Handlungen 
den Begriff des fortgeſetzten Deliktes als erfüllt angeſehen 
habe, bietet die Urtheilsbegründung keine genügend ſichere 
Unterlage. Jedenfalls würde aber die Annahme, es liege ein 
fortgeſetztes Delikt vor, rechtlich nicht haltbar erſcheinen. Denn 
eine weſentliche Vorausſetzung des fortgeſetzten Deliktes iſt, 
daß die einzelnen ſtrafbaren Handlungen ſich gegen daſſelbe 
Rechtsgut richten, und dieſe Vorausſetzung trifft hier nicht zu, 
da die Strafthat, die durch das frühere Erkenntniß abgeurtheilt 
worden iſt, eine Verletzung der Polizeiverordnung des Re⸗ 
gierungspräſfidenten von Lüneburg vom 4. März 1896 enthielt, 
während die gegenwärtig in Frage ſtehende That eine Ueber⸗ 
tretung der Vorſchrift in $ 2862 des Str. G. B. in ſich ſchließt. 
Aber auch die Annahme, daß die beiden Strafthaten ein ein⸗ 
heitliches, ſtrafrechtliches Ganzes darſtellen, iſt rechtlich nicht 
begründet. Unerheblich erſcheint in dieſer Hinſicht der vom 
Vorderrichter hervorgehobene Umſtand, daß der Entſchluß 
der Angeklagten von vornherein gleichzeitig auf die 
beiden hier in Frage ſtehenden Handlungen gerichtet geweſen 
ſei. Es iſt ſowohl logiſch als auch juriftifch denkbar, daß 
Jemand zu einem Zeitpunkte den Entſchluß faßt, zwei auf 
völlig verſchiedenen ſtrafrechtlichen Gebieten liegende Strafthaten 
auszuführen, möglicher Weiſe zu verſchiedenen Zeitpunkten. 
Aber auch wenn der Entſchluß dahin gegangen ſein ſollte, die 
verſchiedenen Strafthaten gleichzeitig auszuführen, würde durch 
dieſen Entſchluß allein noch nicht eine einheitliche Straf⸗ 
that hergeſtellt werden. Die Einheitlichkeit des Entſchluſſes 
läßt die Verſchiedenheit des für jede einzelne der Strafthaten 
in Betracht kommenden ſtrafbaren Vorſatzes unberührt. Noth⸗ 
wendiger Weiſe mußte in Berüdfichtigung gezogen werden die 
Art und Weiſe, wie der Thäter die einzelnen Strafthaten 
ausgeführt hat, und ob hierdurch die verſchiedenen Strafthaten 
äußerlich das Gepräge eines einheitlichen untrennbaren Ganzen 
angenommen haben. Dies kann zugegeben werden, wenn die 
verſchiedenen Delikte durch eine Handlung des Thäters aus⸗ 
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geführt werden, die eine natürliche Einheit darſtellt, wenn fie 
z. B. durch eine und dieſelbe Körperbewegung begangen worden 
ſind. Dieſe Vorausſetzung trifft nach den thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Urtheils hier nicht zu. Liegt eine ſolche natür⸗ 
liche Handlungseinheit nicht vor, ſo läßt ſich, wie vom 
Reichsgericht bereits ausgeſprochen worden iſt, eine juriſtiſche 
Handlungseinheit nur unter der Vorausſetzung annehmen, daß 
die die Ausführung der Delikte verkörpernden Handlungen 
mindeſtens zu einem Theile dergeſtalt zuſammenfallen, daß 
dieſer Theil der Handlungen zur Herſtellung des Thatbeſtandes 
eines jeden der in Frage kommenden mehreren Delikte mitwirkt 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 137). Auch dieſe Vor⸗ 
ausfetzung trifft hier nicht zu. Das Vergehen wider $ 2862 
des Str. G. B. iſt von dem Angeklagten während des Verlaufs, 
bei Gelegenheit der von ihnen ohne öffentliche Erlaubniß ver⸗ 
anſtalteten öffentlichen Tanzbeluſtigungen verübt worden, aber 
die als die einzelnen Beſtandtheile der Thatbeſtände dieſer 
Delikte wirkſam werdenden Willensbethätigungen der An⸗ 
geklagten fallen auseinander; das ſchon früher abgeurtheilte 
Polizeidelikt war bereits vollendet, als die Angeklagten zur 
Ausführung des Vergehens wider § 2862 des Str. G. B. 
ſchritten (vergl. auch Entſch. Bd. 9 S. 201). Urth. des 
III. Sen. vom 13. Juli 1901. 1666. 1901. 

39. 88 304 und 317, 318 Abſ. 2. 

Dieſe Strafbeſtimmungen ſtehen im Verhältniſſe der 
Geſetzeskonkurrenz. Urth. des I. Sen. vom 15. April 1901. 
888. 1901. 

40. 8 359. 

Der Hoboiſt K. war für die Zeit vom 1. Mai bis 
31. Oktober 1900 als Militäranwärter „zur informatoriſchen 
Beſchäftigung im rentamtlichen Botendienſte“ an das Königliche 
Stadtrentamt M. kommandirt, wurde dort „vorſchriftsmäßig 
beeidigt“ und zur Dienſtleiſtung im inneren und äußeren 
Botendienſte mit Ausſchluß der Zwangsvollſtreckung, insbeſondere 
zur Mahnung der mit ihrer Steuerſchuld Rückſtändigen und 
zur Erhebung von Steuerbeträgen auf Grund von Quittungen 
verwendet, die ihm zu dieſem Zwecke vom Rentamte übergeben 
worden waren. Von den auf ſolche Weiſe erhobenen Steuern 
unterſchlug er zwei Beträge, weshalb ihn die Strafkammer 
wegen zweier Vergehen im Amte verurtheilte. Die Reviſion 
beſtreitet, daß der Verurtheilte als Beamter anzuſehen ſei, 
indem ſie von dem Satze ausgeht, die Beamteneigenſchaft ſei 
lediglich nach den Beſtimmungen des Bayeriſchen Staatsrechtes 
feſtzuſtellen und nach dieſen habe ſie dem Angeklagten gefehlt. 
Letzteres könnte dahin geſtellt bleiben, denn der Oberſatz iſt 
irrig. Gerade weil die Beamteneigenſchaft nach der ſtaats⸗ 
rechtlichen Auffaſſung in den einzelnen Bundesſtaaten verſchieden 
war, mußte das gemeinſame Deutſche Strafgeſetzbuch ſelbſtändig 
die Geſichtspunkte aufſtellen, nach denen in allen Bundesſtaaten 
das Strafgeſetz gleichmäßig zur Anwendung kommen kann und 
ſoll. Dies iſt geſchehen in $ 359 des Str. G. B., und hiernach 
iſt in erſter Linie zu beurtheilen, ob der Angeklagte während 
ſeiner Dienſtleiſtung beim Rentamte Beamter im Sinne des 
Strafgeſetzbuchs war. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Freilich 
machte ihn die militäriſche Abkommandirung nicht zum Beamten, 
wohl aber die Uebertragung amtlicher Dienſte durch die zu⸗ 
ſtändige Behörde. Welchen Begriff die oberſte Reichs behörde, 
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der Bundesrath, mit den Worten Beamte und Anſtellung ver⸗ 
bindet, ergiebt ſich, ſoweit es ſich um Militäranwärter handelt, 
aus den unter Mitwirkung Bayerns vereinbarten „Grundſätzen 
für die Beſetzung der Subaltern und Unterbeamtenſtellen bei 
den Reichs⸗ und Staatsbehörden mit Militäranwärtern“, in 
Bayern verkündet durch Bekanntmachung ſämmtlicher Staats⸗ 
miniſterien vom 11. September 1882 (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt S. 507). Dort find unter den Subaltern- und Unter: 
beamten im Verzeichniſſe Anlage D bei ſämmtlichen Ver⸗ 
waltungen im Reichsdienſte Ofenheizer, Portiers, Thürſteher, 
Hausknechte u. ſ. w. aufgezählt. Und daß die Bayerische Re: 
gierung ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen hat, ergiebt ſich 
ferner aus der Bekanntmachung ſämmtlicher Staatsminiſterien 
vom 22. November 1885 (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 669), 
worin die Beſtimmungen über die Subaltern- und Unterbeamten⸗ 
ſtellen bei den Reichs- und Staats behörden gleichmäßig ge: 
ordnet ſind. So ſind denn auch, übereinſtimmend mit dem 
vom Reichskanzler am 24. Juli 1887 bekanntgegebenen Geſammt⸗ 
verzeichniſſe (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 376) Nr. II 
lit. E, in der Finanz⸗Miniſterial⸗Entſcheidung vom 26. Juli 
1886 (Finanz⸗Miniſterialblatt S. 312) als Subaltern⸗ oder 
Unterbeamte in der Finanzverwaltung Nr. 27 und 39 die 
Beiboten bei den Rentämtern (außerdem noch [Nr. 5] Heizer, 
[28] Brunnenwärter, [105] Krahnenknechte) und dergleichen 
mehr aufgezählt. In § 12 der ebenangeführten „Grundſätze“ 
iſt ſodann vorgeſchrieben, daß die Bewerbungen um ſolche 
Stellen an die Anſtellungs behörden zu richten find. Von 
ſolchen iſt auch in 88 14, 15, 16, 20 und von der Anſtellung 
des Anwärters in SS 19, 21 die Rede, und daß dieſer Aus⸗ 
druck nicht auf eine Anſtellung mit Anſpruch oder Ausſicht auf 
Ruhegehalt oder dauernde Unterſtützung beſchränkt iſt, zeigt 
§ 24 Abſ. 3, wo die „etatsmäßige Anſtellung“ als eine 
beſondere Art der Anſtellung ſchlechtweg, wie ſie im voraus⸗ 
gehenden Abſatze erwähnt iſt, hervorgehoben wird. Alles dies 
hat ſich die Bayeriſche Regierung angeeignet. Hiernach hat 
ſelbſt der ſtaatsrechtliche Begriff der Anſtellung in Bayern eine 
Wandelung erfahren, indem nunmehr in dieſer Beziehung 
kein Unterſchied mehr zwiſchen der Berufung zur ſelbſtändigen 
Verwaltung eines Zweiges der Staatshoheit unter eigener 
Verantwortlichkeit und der Uebertragung anderer Verrichtungen 
im Staatsdienſte zwiſchen Beamten und öffentlichen Dienern 
beſteht. Aus der Verſchiedenheit der Ausdrucksweiſe in der 
Verordnung vom 6. April 1869 und in der Finanz⸗Miniſterial⸗ 
entſchließung vom 29. Mai 1869 (Finanz » Minifterialblatt 
S. 147), je nachdem es ſich um jene oder um dieſe handelt, 
können ſomit keine Folgerungen gezogen werden. Uebrigens 
betrifft ſchon dieſe Verordnung und die Finanz⸗Miniſterial⸗ 
entſcheidung ebenſo wie die Entſcheidung des Staatsminiſteriums 
des Innern und des Kriegsminiſteriums vom 14. Mai 1899 
(Finanz⸗Miniſterialblatt S. 162) ausdrücklich die Anſtellung 
von Unteroffizieren .... im ſubalternen Civildienſte. Urth. 
des I. Sen. vom 15. April 1901. 885. 1901. 

41. 8 359. Preußiſche Kreisordnung in der Faſſung vom 
19. März 1881. 

Die Annahme eines Amtsdieners durch den Amtsvorſteher 
bedarf zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes 
nur dann, wenn die Anſtellung auf Koſten des Amtsverbandes 
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geſchieht, alſo nicht in den Fällen, wo der Amtsdiener über⸗ 
haupt nicht oder aus der dem Amtsvorſteher zugebilligten 
Pauſchalentſchädigung für Unkoſten remunerirt wird. Urth. 
des IV. Sen. vom 26. März 1901. 410. 1901. 

42. 8 360 Nr. 8. 

Die Reviſion macht geltend, daß „Rechtsanwalt“ kein 
Titel ſei. Der Rechtsanwalt werde nicht ernannt, es werde 
ihm nur auf Antrag geſtattet, die Funktionen eines Rechts⸗ 
anwalts auszuüben. Durch die Löſchung des Angeklagten in 
der Liſte der Rechtsanwälte ſei ihm zwar die Ausübung dieſer 
Funktionen verwehrt, aber die Bezeichnung Rechtsanwalt dürfe 
er führen. Die Rechtsanwaltſchaft ſei nur ein höheres Ge⸗ 
werbe, wie das des Arztes, des Ingenieurs u. ſ. w. Hierzu 
iſt Folgendes zu bemerken. Schon in dem Zeitpunkte, in dem 
das Str. G. B. erlaſſen wurde, gab es deutſche Staaten, in 
denen der Rechtsanwalt nicht ernannt, ſondern ihm nur ge⸗ 
ſtattet wurde, die Rechtsanwaltſchaft auszuüben, während in 
den meiſten deutſchen Staaten eine förmliche ſtaatliche Er⸗ 
nennung erforderlich war. Daß in dieſen Staaten die Be⸗ 
zeichnung, die der Ernannte durch die Ernennung erlangte, 
ebenſo als Titel zu betrachten war, wie die mit einem eigent⸗ 
lichen Staatsamte verbundene Bezeichnung, unterliegt keinem 
Zweifel. Das Str. G. B. hat indeſſen, wo es von Advokaten 
und Rechtsanwälten ſpricht, alle Kategorien derſelben, mochten 
ſie ernannt oder zugelaſſen ſein, gleich behandelt. Es be⸗ 
ſtimmt einerſeits, daß Advokaten und Anwalte keine Beamten 
im Sinne des Str. G. B. ſeien ($ 359), und ſpricht anderer⸗ 
ſeits aus, daß die Advokatur und die Anwaltſchaft unter den 
öffentlichen Aemtern mitbegriffen ſeien (8 31). Auch an anderen 
Stellen macht es jenen Unterſchied nicht (85 300, 352, 356). 
Es hat alſo dem von der Reviſion betonten Erforderniſſe der 
ſtaatlichen Ernennung keine Bedeutung beigelegt, ſondern in 
der Natur dieſes öffentlichen Amtes das Weſentliche 
erblickt. Aus der mit der Rechtsanwaltsordnung für das 
Deutſche Reich vom 1. Juli 1878 erfolgten ſogenannten Frei⸗ 
gebung der Rechtsanwaltſchaft iſt aber keineswegs abzuleiten, 
daß die Rechtsanwaltſchaft nunmehr eine Lebensſtellung ge⸗ 
worden ſei, die Jeder, der die vorgeſchriebenen Prüfungen 
abgelegt hat, ohne Weiteres nur Kraft ſeines eigenen Ent⸗ 
ſchluſſes erlangt, daß ſie alſo, wie ſich die Reviſion ausdrückt, 
ein höheres Gewerbe geworden ſei. Die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft muß von der Landesjuſtizverwaltung nach vor⸗ 
gängiger Prüfung des Zulaſſungsantrags ausgeſprochen 
werden ($ 3 der Rechtsanwalts ordnung), und erſt damit wird 
die Befugniß erworben, die Thätigkeit als Rechtsanwalt zu 
beginnen und ſich den Behörden und dem Publikum gegenüber 
„Rechtsanwalt“ zu nennen. Dieſe Befugniß ſetzt alſo auch 
jetzt noch einen Akt der Staatsgewalt voraus, was bei den 
von der Reviſion beiſpielsweiſe angeführten Lebensſtellungen 
nicht der Fall iſt. Sodann aber hat der Rechtsanwalt, obwohl 
er nicht Staatsbeamter iſt, eine Stellung öffentlich = rechtlicher 
Natur. Der Rechtsanwalt nimmt weſentlich Theil an der 
Uebung der Rechtspflege, ſeine Thätigkeit iſt beſtimmt, dem 
Publikum überhaupt zu dienen, wenn er auch einzelne Auf⸗ 
träge ablehnen darf, und er übt ſeinen Beruf und übernimmt 
deſſen Pflichten gegenüber dem Publikum als ſolchen (Ent⸗ 
ſcheidungen in Civilſachen Bd. 14 S. 283 insbeſondere 285). 
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Er iſt denn auch geſetzlich verpflichtet, die Rechte einer Partei, 
der er vom Gerichte beigeordnet worden iſt, wahrzunehmen, 
und die Prozeßgeſetze räumen ihm gewiſſe Vorrechte ein. Die 
Bezeichnung, die vermöge der Rechtsanwaltsordnung und der 
Prozeßgeſetze dieſer öffentlichen Stellung entſpricht, iſt ein Titel 
im Sinne des § 360 Nr. 8 des Str. G. B. Urth. des II. Sen. 
vom 31. Mai 1901. 1742. 1901. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. bis 27. Juli 1901 
ausgefertigten Erkennutniſſe. 

I. Die Reichs juſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 5 137. 

Nach dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils haben 
in der anderweiten Verhandlung vor dem B. G., welches anders 
wie in der erſten Berufungsverhandlung beſetzt war, die Parteien 
die Berufungs- und Anſchlußberufungsanträge wiederholt und 
zwar der Kl. unter Ermäßigung ſeines Zinsanſpruchs von 
6 Prozent auf 5 Prozent für die Zeit ſeit 1. Januar 1900. 
Sodann heißt es in dem Thatbeſtande wörtlich weiter: „Auch 
ſollten die drei bisher ergangenen Urtheile ſämmtlich als vor⸗ 
getragen gelten und es wird auf ſie hiermit ausdrücklich ver⸗ 
wieſen.“ Mit Recht fieht der NE. hierin eine Verletzung der 
Grundſätze über die Mündlichkeit des Verfahrens im Sinne 
der 85 128, 137, 526 der C. P. O. Denn darnach iſt die 
Verhandlung der Parteien über den Rechtsſtreit vor dem er⸗ 
kennenden Gerichte eine mündliche, find die Vorträge der 
Parteien in freier Rede zu halten, haben dieſelben das Streit⸗ 
verhältniß in thatſächlicher und rechtlicher Beziehung zu 
umfaſſen und iſt eine Bezugnahme auf Schriftſtücke ſtatt münd⸗ 
licher Verhandlung unzuläſfig. Sodann haben bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem B. G. die Parteien das durch die 
Berufung angefochtene Urtheil ſowie die dem Urtheile voraus- 
gegangenen Entſcheidungen nebſt den Entſcheidungsgründen und 
den Beweisverhandlungen inſoweit vorzutragen, als dies zum 
Verſtändniſſe der Berufungsanträge und zur Prüfung der 
Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung erforderlich iſt, und 
hat der Vorſitzende im Falle der Unrichtigkeit oder Unvoll⸗ 
ſtändigkeit des Vortrags deſſen Berichtigung oder Vervoll⸗ 
ſtändigung, noͤthigenfalls unter Wiedereröffnung der Ver⸗ 
handlung, zu veranlaſſen. Darnach waren in der anderweiten 
Berufungsverhandlung die ſeither ergangenen Urtheile mündlich 
vorzutragen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 Nr. 102) 
und konnte dieſer mündliche Vortrag der Parteien nicht durch 
deren Vereinbarung oder durch eine Anordnung des Gerichts, 
daß dieſer Vortrag der Urtheile als geſchehen unterſtellt werde, 
erſetzt werden. Der Umſtand, daß es ſich um eine anderweite 
Verhandlung vor dem B. G. in Gemäßheit des § 565 der 
C. P. O. gehandelt hat, ändert hieran nicht das Mindeſte, da 
eine ſolche anderweite Verhandlung ſich von einer erſtmaligen 
Berufungsverhandlung nur dadurch unterſcheidet, daß das 
B. G. die rechtliche Beurtheilung, welche durch das Reviſions⸗ 
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gericht der Aufhebung des früheren B. U. zu Grunde gelegt iſt, 
auch ſeiner anderweiten Entſcheidung zu Grunde zu legen hat. 
Bei einer derartigen anderweiten Berufungsverhandlung gehört 
aber zu dem Streitverhältniß, welches die Vorträge der Parteien 
in thatſächlicher und rechtlicher Beziehung nach $ 137 der 
C. P. O. zu umfaſſen haben, im vorliegenden Falle außer dem 
Urtheile I. J. auch der Inhalt des Urtheils des Revifionsgerichts 
und des durch Letzteres aufgehobenen früheren B. U. Der 
Umſtand, daß auf die früher erlaſſenen Urtheile in dem That⸗ 
beſtande des angefochtenen Urtheils ausdrücklich verwieſen wird, 
kann nicht dazu führen, daß ein Verſtoß gegen die Grundſäͤtze 
über die Mündlichkeit des Verfahrens nicht als vorhanden an⸗ 
zunehmen iſt. Zwar kann aus einer Bezugnahme des B. G. 
auf den Thatbeſtand des erſtinſtanzlichen Urtheils darauf ge- 
ſchloſſen werden, daß der erhebliche Inhalt des Letzteren gemäß 
8 526 der C. P. O. in der mündlichen Verhandlung der Be⸗ 
rufungsinſtanz vorgetragen worden iſt (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 5 Nr. 115 S. 404). Allein im vorliegenden 
Falle wird eine ſolche Möglichkeit durch die Thatſache aus⸗ 
geſchloſſen, daß nach dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils 
die früheren Urtheile als vorgetragen lediglich gelten ſollen, 
und daß darnach ein mündlicher Vortrag dieſer Urtheile durch 
die Parteien gerade nicht erfolgt iſt. Auch aus dem übrigen 
Inhalte des Thatbeſtandes des angefochtenen Urtheils ergiebt 
ſich nicht ein Vortrag des Streitverhältniſſes durch die Parteien 
in dem geſetzlich gebotenen Umfange. Denn der Beginn dieſes 
Thatbeſtandes enthält lediglich eine Prozeßgeſchichte unter Hervor⸗ 
hebung der rechtlichen Beurtheilung, welche in dem früheren 
Urtheile des R. G. enthalten iſt; in dieſer Beziehung erhellt in 
keiner Weiſe, daß dieſe Darftellung dem mündlichen Vortrage 
der Parteien entnommen iſt. Der weitere Inhalt des erwähnten 
Thatbeſtandes aber betrifft nur Beweisanträge der Parteien zur 
Berufung und Anſchlußberufung in Verbindung mit ſolche be⸗ 
gründenden und widerlegenden mündlichen Ausführungen der⸗ 
ſelben, aus welchen ſich ein das Streitverfahren umfaſſender 
Vortrag der Parteien nicht ergiebt. Da auch aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen des B. U. nicht zu entnehmen iſt, daß ein 
derartiger mündlicher Vortrag ſtattgefunden hat, beruht die 
Entſcheidung (§ 549 der C. P. O.) auf der Verletzung der 
Beſtimmungen der C. P. O. über die Mündlichkeit des Ver⸗ 
fahrens. III. C. S. i. S. Blumenfeld co. Eisner vom 
21. Juni 1901, Nr. 170/1901 III. 

2. 88 303, 546. 

Da nach § 546 C. P. O. die Zuläſfigkeit der von der Kl. 
gegen das Urtheil des B. G. eingelegten Revifion durch einen 
den Betrag von 1 500 Mark überfteigenden Werth des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes bedingt iſt, die beiden Vorinſtanzen aber 
bei dem Anſatze der Gerichtsgebühren nur einen dem Betrage 
des Widerklageanſpruchs von 742 Mark 95 Pf. entſprechenden 
Streitwerth zu Grunde gelegt haben, wurde die Verhandlung 
zunächſt auf die Frage der Zuläſfigkeit des Rechtsmittels nach 
der Beſchwerdeſumme beſchränkt, wobei von dem Vertreter der 
Rkl. zu begründen geſucht wurde, daß die ganze, bis zum Be⸗ 
trage der an ſich unbeſtrittenen Klageforderung von 967 Mark 
5 Pf. kompenſationsweiſe und mit dem weiteren Betrage von 
742 Mark 95 Pf. widerklagend geltend gemachte, Gegenforderung 
des Bekl. in Hoͤhe von 1710 Mark den Beſchwerdegegenſtand 
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bilde. Dieſer rechtlichen Auffaſſung konnte jedoch nicht bei⸗ 
getreten werden. Das L. G. hat mit „Zwiſchenurtheil“ vom 
3. November 1897 über die wegen theilweiſer Nichterfüllung 
des Kaufvertrages vom 5. November 1895 geltend gemachte 
Eutſchädigungsforderung der Bekl. dem Grunde nach entſchieden, 
ohne in den Gründen eine Andeutung darüber zu geben, ob es 
hiermit ein gewöhnliches Zwiſchenurtheil gemäß § 275 (jetzt 303) 
C. P. O. oder eine Vorabentſcheidung gemäß § 276 (jetzt 304) 
C. P. O. oder eine beide Arten von Zwiſchenurtheilen umfaflende 
Entſcheidung geben wollte. Da nun aber eine Kompenſations⸗ 
einrede vor Feſtſtellung des Betrages der Gegenforderung 
nicht als ein zur Entſcheidung reifes Vertheidigungsmittel an- 
zuſehen iſt, daher, auch wenn ſie dem Grunde nach als be⸗ 
gründet anerkannt wird, zur Erlaſſung eines Zwiſchenurtheils 
nach § 275 C. P. O. nicht berechtigt (vergl. Eniſch. des R. G. 
Bd. VI S. 421, Bd. XII S. 363) und noch weniger den Gegen⸗ 
ſtand einer Vorabentſcheidung nach § 276 C. P. O. bilden 
kann, anderſeits jedoch nicht ausgeſchloſſen iſt, über einen Wider ⸗ 
klageanſpruch, welcher dem Grunde nach für berechtigt er⸗ 
achtet wurde, ungeachtet ſeiner Verbindung mit einer auf dem 
gleichen Fundament beruhenden Kompenſationseinrede nach 8276 
C. P. O. vorab zu entſcheiden (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 
vom Jahre 1896 S. 32 Ziffer 9, 1898 S. 387 Ziffer 9), ſo 
läßt ſich die Annahme begründen, daß das landgerichtliche 
Zwiſchenurtheil eine Vorabentſcheidung über die Widerklage 
enthalte und iſt wenigſtens irgend ein beſtimmter Anhalt dafür 
nicht gegeben, daß das L. G. feine Entſcheidung anders als ein 
ſolches Zwiſchenurtheil im Sinne des § 276 Abſ. 1 C. P. O. 
(älterer Faſſung) aufgefaßt habe. Jedenfalls iſt anzunehmen, 
daß das B. G., wozu es nach dem Angeführten berechtigt war, 
nur über den Widerklageanſpruch erkannt hat. Gegen 
ein gewöhnliches Zwiſchenurtheil wäre die Berufung nicht zu⸗ 
läſſig geweſen, wohl aber war fie gegen eine Vorabentſcheidung 
ſtatthaft und hatte das B. G., ſofern eine ſolche für gegeben 
und für prozeſſualiſch gerechtfertigt zu erachten war, auf die 
Entſcheidung in der Sache ſelbſt einzugehen. Dies hat das 
O. L. G. nach den Gründen ſeines angefochtenen Urtheils gethan. 
Es hat ohne Weiteres die Berufung für zuläſſig erachtet, 
das Zwiſchenurtheil des L. G. weder ganz noch theilweiſe wegen 
Mangels der prozeſſualen Vorausſetzungen aufgehoben, ſondern 
die Berufung, indem es die Gegenforderung des Bekl. dem 
Grunde nach für berechtigt erklärte, zurückgewieſen. Wenn das 
B. G. dabei den von dem Bekl. in dem Briefwechſel an 
gekündigten Schadenserſatzanſpruch wegen Nichtlieferung alt 
einen durch die „Klage“ geltend gemachten Anſpruch bezeichnet, 
ſo kann dieſer ungenaue Ausdruck nur dahin verſtanden werden, 
daß es den agendo d. i. mittels der Widerklage erhobenen An- 
ſpruch als Gegenſtand der Berufung behandelt hat und zur 
Entſcheidung bringen wollte. Der Annahme, daß das B. G. 
nur über den Widerklageanſpruch dem Grunde nach erkannt 
habe, ſteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß daſſelbe fich 
mit der Feſtſtellung eines die Klageforderung überſteigenden 
Schadens betrages nicht befaßt, ſondern nur feſtgeſtellt hat, daß 
aus der Nichtlieferung ſeitens der Kl. dem Bekl. unzweifelhaft 
ein Schaden entſtanden ſei, ebenſo nicht, daß es, ungeachtet die 
Berufung als unbegründet zurückgewieſen wurde, ſomit $ 97 
C. P. O. zutraf, über die Koſten der Berufungsinſtanz inkorrekter 
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Weiſe nicht ſelbſt entſchieden hat. II. C. S. i. S. Claes und 
Flentje o. Seiwert vom 28. Juni 1901, Nr. 108/1901 U. 

3. § 756. 

Die Zuläſfigkeit der das Abſonderungsrecht betreffen den 
Klage in ihrer Eigenſchaft als Feſtſtellungsklage iſt nicht, wie 
die Reviflon meint, zu beanftanden und namentlich nicht das 
erforderliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung ihres 
gedachten Rechtes zu vermiſſen. Eine Klage auf Zahlung der 
durch das Pfandrecht gedeckten Forderung, wodurch die Feſt⸗ 
ſtellungsklage hätte ausgeſchloſſen werden können, war nach Lage 
der Sache nicht erforderlich. Vielmehr reichte die wrliegende 
Klage vollſtändig aus, die Befriedigung der Kl. herbeizuführen, 
da der Konkursverwalter, welcher im Einverſtändniß mit der 
Kl. den verpfändeten Grundbeſitz verkauft und den Erlös 
vereinnahmt hatte, zur Vertheilung deſſelben nach Maßgabe der 
ihm nachgewieſenen Hypothekenrechte ſchon geſetzlich verpflichtet 
war. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 33 S. 118. III. C. S. 
i. S. Liſt Konk. c. Liſt vom 2. Juli 1901, Nr. 155/1901 III. 

II. Das Handelsrecht. 

4. Art. 20 E. G. zum H. G. B. vom 10. Mai 1897. 

Das Vorrecht, welches in dem aus dem Jahre 1872 
ſtammenden Statut der RU. den erften Aktienzeichnern und 
deren Rechtsnachfolgern in der Weiſe eingeräumt iſt, daß dieſe 
nach Verhältniß ihrer Zeichnungen bei jeder Erhöhung des 
Grundkapitals „ein Dritttheil der neu zu emittirenden Aktien 
zum Nennwerth zu übernehmen berechtigt find“, iſt durch 
Art. 28 des E. G. zum H. G. B. vom 10. Mai 1897 aufrecht 
erhalten und ſchließt nach dem klaren Wortlaut der getroffenen 
Beſtimmung für die Bekl. die Möglichkeit aus, die Aktien neuer 
Emiſſion den erſten Aktienzeichnern anders, als gegen Vergütung 
des Nennwerths der Aktien anzubieten und auszuhändigen. Der 
Nennwerth der neuen Aktien beträgt 1 200 Mark; dies iſt der 
Preis, zu welchem den erften Aktienzeichnern kraft des ihnen 
zuſtehenden Sonderrechts die neuen Aktien abzugewähren find. 
Hiernach beſtand, wie die Vorinſtanzen ohne Rechtsirrthum 
angenommen haben, für die Bekl. keine Berechtigung, von den 
erſten Aktienzeichnern und deren Rechtsnachfolgern, welche ihr 
Bezugsrecht ausübten, neben dem Nennwerthe der Aktien noch 
die Bezahlung einer Pauſchalſumme von 20 Mark für die Aktie 
zur Deckung des Reichs ſtempels ſowie der Druck. und Aus⸗ 
fertigungskoſten zu verlangen und von der Leiſtung dieſes 
Mehrbetrages von 1 Prozent über den Nennwerth die Aus- 
händigung der neuen Aktien abhängig zu machen. I. C. S. i. S. 
Schlefiſche Bodenkredit⸗A.⸗ B. o. Peltaſohn vom 26. Juni 1901, 
Nr. 75/1901 J. 

5. § 89. | 

Der Senat geht davon aus, daß der § 89 des H. G. B. 
vom 10. Mai 1897 keinen neuen Rechtsſatz einführt, ſondern 
eine Auslegungsregel giebt, welche lediglich der Natur der Sache 
entſpricht und daher unbedenklich auch für das früher geltende 
Recht für anwendbar zu erachten iſt. Die ausdrückliche Be⸗ 
ſtellung eines Agenten für einen beſtimmten Platz muß regel- 
mäßig in Ermangelung anderweiter Abrede dahin verſtanden 
werden, daß dem Agenten damit das Recht auf ausſchließliche 
Geſchäftsvermittlung für den Geſchäftsherrn an dem bezeichneten 
Ort zugeſtanden werden ſoll, ſonſt hätte die ausdrückliche Zu⸗ 
weiſung des Bezirks keinen Sinn, da nur unter beſonderen 
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Umſtänden, die hier nicht vorliegen, daran zu denken iſt, daß 
eine Beſchränkung der Thätigkeit des Agenten auf den Bezirk 
von den Parteien beabfichtigt war. Steht aber dem Agenten 
ein Recht auf ausſchließliche Vertretung in dem Bezirke zu, ſo 
hat er auch einen Anſpruch auf Provifion für alle Geſchäfte, 
die Namens oder im Auftrage des Geſchäftsherrn für deſſen 
Rechnung in dem Bezirke gemacht werden. (Vergl. R. O. H. G. 
Bd. 16 S. 36 ff.) Daß dieſe Vertragsauslegung lediglich der 
vor Erlaß des neuen H. G. B. herrſchenden Verkehrsauffaſſung 
entſpricht, wird auch in der die Reichstagsvorlage begleitenden 
Denkſchrift hervorgehoben. (S. Druckſachen des Reichstags, 
9. Legislaturperiode IV. Seſſion 1895/97 zu Nr. 632 ©. 72.) 
I. C. S. i. S. Céſar o. Kretſchmar Nachf. vom 1. Juli 1901, 
Nr. 101/1901 J. 

6. § 373. 

Die Revifion mußte Erfolg haben. Die Bekl. hat zwar 
die Ordnungsmäßigkeit des Verkaufs beſtritten und geltend 
gemacht, daß derſelbe nur eine Scheinoperation darſtelle, aber 
nicht behauptet, ja ſelbſt nicht angedeutet, daß der Verkauf 
deshalb, weil er an einem unrichtigen Orte vorgenommen fei, 
beanftandet werden müſſe. Bei einem ſolchen Verhalten der 
Bekl. konnte Kl. nicht darauf vorbereitet ſein, daß auf die 
Frage des Orts das entſcheidende Gewicht gelegt werden würde. 
Wenn die Bekl., welche Kaufmannseigenſchaft hatte, auch mit 
den Marktverhältniſſen vertraut war und für welche eine 
Einwendung nach der bezeichneten Richtung hin, falls ſie ſich 
begründen ließ, das nächſtliegende Vertheidigungsmittel geweſen 
ſein würde, ſelbſt eine ſolche Einrede nicht erhob, ſo konnte der 
Kl. nicht mit der Eventualität rechnen, daß der B. R. die 
Thatſache des Ortes des Verkaufs ſeinem Urtheile zu Grunde 
legen würde, ohne den Parteien Gelegenheit zur Erörterung 
darüber zu geben, ob und inwiefern dieſelbe bei Berück⸗ 
ſichtigung der fonftigen Umſtände des Falles für die Frage 
der Geſetzlichkeit des Verkaufs überhaupt von Bedeutung 
war. Eine andere Auffaſſung möchte Platz ergreifen können, 
wenn ein Rechtsſatz des Inhalts beſtände, daß der Verkauf 
nur an dem Orte, an welchem die Waare bei Beginn 
des Annahmeverzuges des Käufers ſich befindet, vorgenommen 
werden dürfe, allein ein folder läßt ſich nicht begründen. 
Eine ausdrückliche Vorſchrift über den Ort enthält das 
Geſetz nicht. Aus dem Anlaß und dem Zweck des Selbft⸗ 
hülfeverkaufs aber folgt nur, daß der Verkäufer bei der Wahl 
des Orts nicht willkürlich verfahren, das Intereſſe des Käufers 
nicht aus dem Auge ſetzen, nicht mit der Waare ſpekuliren 
und insbeſondere nicht unnöthige Koften zu Laſten des Käufers 
herbeiführen darf. In den Regelfällen wird hieraus die 
Konſequenz ſich ergeben, daß die Waare an dem Orte, wo ſie 
iſt, verkauft werden muß, aber zahlreiche Umſtände verſchiedenſter 
Art können die Wahl eines anderen Ortes als geboten, oder 
doch als zuläffig erſcheinen laſſen. (Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 5 S. 174, Bd. 8 S. 375, Bd. 14 S. 422, Bd. 16 S. 421, 
Entſch. des R. G. Bd. 15 S. 1, Bolze, Praxis des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 3 S. 701.) Im gegenwärtigen Falle ſteht ſchon 
feſt, daß durch den Verkauf in Duisburg Koſten für die Bekl. 
nicht entſtehen konnten, denn nach dem Vertrage hatte die 
Ueberſendung der Waare dorthin auf Koſten des Kl. zu erfolgen 


und wenn dieſer zur Aufwendung derſelben bereit war, jo 
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berührte das lediglich ihn ſelbſt, vergl. hier namentlich das 
citirte Urtheil des R. G., Entſch. Bd. 15 S. 1, welches einen, 
dem vorliegenden gleichartigen Fall betrifft. Um ſo mehr Anlaß 
war vorhanden, die Frage, ob der Ort, an welchem der Verkauf 
ſtattgefunden hat, nicht auch thatſächlich der geeignete war, 
zur Erörterung zu bringen. Daß dies unterblieben iſt, enthält 
eine Verletzung der Grundſätze über das den Parteien zu 
gewährende rechtliche Verhoͤr und über die Ausübung des 
richterlichen Fragerechts. VII. C. S. i. S. Cahn o. Schroer 
u. Sohn vom 18. Juni 1901, Nr. 142/1901 VII. 

7. $ 413. Art. 384 a. F. 

Das angefochtene Urtheil geht davon aus, daß der Bekl. 
nicht als Frachtführer, ſondern als Spediteur anzuſehen ſei, 
allerdings, da ſich die Parteien über beſtimmte Sätze der Trans ⸗ 
portkoſten geeinigt hätten, als Spediteur mit der erweiterten 
Haftung nach Art. 384 des H. G. B. Der hiergegen erhobene 
Revifionsangriff iſt nicht begründet. Auf den im Auguſt 1898 
abgeſchloſſenen Vertrag findet das alte Recht Anwendung, nicht 
die Beſtimmung in Abſ. 1 des § 413 des neuen H. G. B., wonach 
auch der Spediteur in einem ſolchen Falle nur die Rechte und 
Pflichten eines Frachtführers hat. Die Revifion wirft dem B. G. 
vor, daß es den Unterſchied zwiſchen dem Spediteur und dem 
Frachtführer verkannt habe: der Bekl. habe nach Inhalt des 
Vertrages nicht blos die Beſorgung des Transports, ſondern 
deſſen Ausführung übernommen, wobei es gleichgültig ſei, ob er 
ſelbſt im Befitze der erforderlichen Transportmittel geweſen oder 
nicht. Die Rüge geht fehl. In der Korreſpondenz der Parteien 
wird allerdings an verſchiedenen Stellen der Ausdruck gebraucht: 
Uebernahme des Transports, den Transport übernehmen und 
dergleichen. Dies kann aber nicht entſcheiden. In dem Briefe 
des Bekl. vom 17. Auguſt 1898 wird auch das Verhältniß der 
Kl. ſelbſt zu der Gewerkſchaft als Uebernahme des Transportes 
bezeichnet, obgleich die Kl. dafür unbeſtrittenermaßen nur als 
Spediteur in Betracht kam. Für die Annahme, daß dem Bekl. 
als Frachtführer die Ausführung des Transportes von Porz 
nach Rotterdam übertragen werden ſollte, ergiebt die Korreſpondenz 
keinen Anhalt. Wohl aber finden ſich darin beſtimmte Hinweiſe 
darauf, daß der Bekl. als Spediteur thaͤtig werden ſollte: der 
Bekl. verſendet das Eiſen (Brief vom 20. Auguſt), er bezeichnet 
die Verladeadreſſe in Rotterdam (Brief vom 24. Auguſt), er 
übernimmt die Ausſtellung der Deklarationsſcheine (Briefe 
vom 19., 24., 25. und 26. Auguſt). Der Vertrag ſelbſt wird 
nach dem Annahmebriefe der Kl. vom 24. Auguſt geſchloſſen 
„zu bekannten Bedingungen“ und dieſe Bedingungen ſollten nach 
der eigenen Behauptung der Klage die Bedingungen des Vereins 
Hamburger Spediteure ſein. Der Bekl. iſt ſelbſt nicht im Be⸗ 
ſitze von Transportſchiffen; dies war aber auch, wie der Brief 
vom 27. Auguſt zeigt, der Kl. bekannt. Mit Recht hat das 
B. G. auch darauf Gewicht gelegt, daß die Kl. dem Bekl. an 
ſich die Eigenſchaft eines Spediteurs beilegt: im Klagrubrum 
iſt er als Spediteur bezeichnet. Demgegenüber kann es nicht 
verſchlagen, daß der Bekl., worauf die Reviſion hinweiſt, im 
Aufdrucke feiner Briefe feinem Namen die Angabe beifügt: 
„Spedition — Schifffahrt“. Wenn demnach dem B. G. darin 
beizutreten iſt, daß es ſich um ein Speditionsgeſchäft handelt, ſo 
können dagegen die Ausführungen nicht gebilligt werden, womit 
auf dieſer Grundlage die Haftung des Bekl. für den verzögerten 
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Transport abgelehnt wird. Als Spediteur haftet der Bekl. nach 
Art. 380 des H. G. B. für jeden Schaden, welcher aus der 
Vernachläſſigung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns bei 
der Ausführung der von ihm übernommenen Verſendung der 
600 Tonnen Roheiſen entftand. Zu feinen Pflichten als Spediteur 
gehörte auch die Sorge für die rechtzeitige Verſendung der Güter. 
Nun iſt dem B. G. zwar darin beizupflichten, daß vertraglich 
kein beſtimmter Tag für den Beginn der Einladung des Eiſens 
vereinbart war. Insbeſondere iſt die Bemerkung im Briefe der 
Kl. vom 24. Auguſt, daß die 600 Tonnen Roheiſen „gegen 
Ende der Woche“ abzunehmen ſeien, nicht dahin aufzufaſſen, 
daß die Einladung ſpäteſtens an dem auf den 27. Auguft 
fallenden Sonnabend beginnen müſſe. So hat es die Kl. ſelbſt 
nicht verftanden, wie ihr Brief vom 26. Auguſt zeigt, worin fie 
ihre Annahme ausſpricht, daß „ſpäteſtens Anfang nächſter Woche“ 
damit begonnen werde. Dem Bekl. war aber aus der Kor⸗ 
reſpondenz bekannt, daß es ſich um den Trausport des Eiſens 
für die Gewerkſchaft Adelenhütte handelte und es war ihm ſchon 
in dem Briefe vom 16. Auguſt vorläufig angezeigt, daß die 
Lieferung zwiſchen dem 25. und 31. Auguſt erfolgen werde. 
Daß der Transport einer gewiſſen Beſchleunigung bedurfte, lag 
in der Natur der Sache, da man das ladebereite Eiſen nicht 
einfach auf dem Werke konnte liegen laſſen. Die Kl. hat dieſem 
Bedürfniſſe der Beſchleunigung in dem ſchon erwähnten Briefe 
vom 26. Auguſt Ausdruck gegeben und der Bekl. hat auch ſelbſt 
im Anfange die Sache als dringlich aufgefaßt, wie der ſchon 
am 26. Auguſt (Freitag) gegebene Auftrag zum Engagement 
eines Schiffers und ſeine Briefe vom 26. und 28. Auguſt dar⸗ 
thun. Nachdem ihn das Werk verſtändigt hatte, daß die Ein- 
ladung erſt am Dienſtag — dem 30. Auguſt — beginnen könne, 
hat er in dieſen beiden Briefen den Anfang der Einladung auf 
dieſen Tag angeſetzt. Wenn nun darin auch nicht die nach⸗ 
trägliche Uebernahme einer Verpflichtung zu finden iſt, für den 
Beginn der Einladung gerade am 30. Auguſt zu ſorgen, ſo 
ergiebt ſich aus dem Angeführten doch, daß nach der Anſicht 
beider Theile der Transport möglichſt zu beſchleunigen war. 
Das B. G. macht geltend, daß dem Bekl. kein beſtimmter Zeit- 
punkt mitgetheilt worden ſei, bis zu welchem das Eiſen in 
Rotterdam ſein müſſe, und daß er nicht gewußt habe, daß die 
von der Kl. für den Weitertransport abgeſchloſſenen Fracht⸗ 
verträge an eine feſte Ablieferungsfriſt gebunden ſeien. Es nimmt 
an, daß der Bekl. habe glauben dürfen, man werde ſich in 
Rotterdam mit der Verladung des Eiſens auf Seeſchiffe nach 
ihm richten, die Kl. habe, wenn überhaupt ſchon feſte Verträge 
über den Weitertransport geſchloſſen ſeien, beim Abſchluſſe einen 
gewiſſen Spielraum für die Anlieferung des Frachtgutes vor- 
behalten, da bei einer fo beträchtlichen Menge Eiſen die Möglich- 
keit einer Verzögerung bei der Einladung in Porz oder auf der 
Rheinfahrt ſelbſt von vornherein in Betracht zu ziehen geweſen 
ſei. Es habe ihm nicht zum Bewußtſein kommen können, daß 
eine kurze Verzögerung in der Transportausführung der Kl. ver⸗ 
hängnißvoll werden könne. Hiervon ausgehend hat das B. G., 
ohne weiter zu prüfen, ob und in welcher Weiſe der Bekl. fich 
um die frühere Gewinnung eines Schiffers bemüht habe, eine 
ſchuldhafte Verzögerung des Bekl. verneint und die Ladebereit⸗ 
ſchaft des Kahns zum 3. September für rechtzeitig erklärt. 
Dies muß beauſtandet werden. Die bisher getroffenen Feſt⸗ 
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ſtellungen genügen nicht, um ein Verſchulden des Bekl. aus⸗ 
zuſchließen. Auf die Frage, ob der Bekl. die ſchädlichen Folgen 
der Verzögerung vorausſehen konnte, kommt es nur inſofern an, 
als daraus ein Argument für ſein Bewußtſein der größeren oder 
geringeren Dringlichkeit des Transportes zu entnehmen iſt. Auch 
die Verneinung der Frage kann aber nicht dahin führen, daß 
man dem Bekl. bei dem, wie ausgeführt, ſchleunigen Transport 
ohne Weiteres die Hinausſchiebung der Einladung von dem 
30. Auguſt, wo fie zuerſt moglich war, bis zum 3. September 
nachlaſſen darf. Insbeſondere kommt aber in Betracht, daß nach 
der Behauptung der Kl. der Bekl. ſeitens der Adelenhütte am 
30. und 31. Auguſt ſowie am 1. September täglich mehrfach 
auf Abnahme des Eiſens gedrängt und ihm dabei mitgetheilt 
worden iſt, der Krahn ſei ſchadhaft und müſſe Zwecks Reparatur 
auf einige Tage auseinander genommen werden. Das B. G. 
hält die Behauptung für unerheblich, weil der Bekl. auf die 
Mahnungen eines Dritten nicht habe zu hören brauchen. Ob 
die Mittheilung als Mahnung wirkſam ſein konnte, darf dahin 
geftellt bleiben. Von Bedeutung iſt aber ihr thatſächlicher In⸗ 
halt. Danach ſoll der Bekl. bereits am 30. Auguſt erfahren 
haben, daß die Reparatur des Krahns auf der Adelenhütte 
unmittelbar bevorſtehe und daß mit Rüdfiht darauf das Werk 
auf beſchleunigte Abnahme drängte. War dies der Fall, fo 
konnte ihm bei gehöriger Ueberlegung nicht entgehen, daß bei 
verzoͤgertem Beginne der Einladung ein Hinderniß eintreten könne, 
welches die Einladung auf unbeſtimmte, vielleicht länger dauernde 
Zeit unmöglich machen würde. Dann aber forderte es die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns, daß der Bekl. für thun⸗ 
lichte Beſchleunigung des Transportes Sorge trug und keinen⸗ 
falls durfte er mit der Beſorgung des Transportes einfach zu⸗ 
warten. Allerdings haftet der Beklagte nicht unbedingt dafür, 
daß der Kahn erſt am 3. September, nachdem die Krahnreparatur 
begonnen hatte, ladebereit war. Der Revifion tft nicht zuzugeben, 
daß der Bekl. durch Abſchluß des Speditionsvertrages zu feften 
Transportſätzen ohne Weiteres die Verantwortlichkeit für die 
Bereitſchaft des Kahnraums übernommen hatte. Er mußte der 
Dringlichkeit der Sache entſprechend ſich um die ſchleunige Ge⸗ 
winnung eines Schiffes bemühen; was bei Entwickelung der 
gebotenen Sorgfalt nicht erreicht werden konnte, iſt für ihn 
Zufall, für den er nicht einzuſtehen hat, wobei allerdings, wie 
die Revifion zutreffend bemerkt, bloße Rückſichten auf die Billig ⸗ 
keit der Fracht ihn nicht entſchuldigen können. Der Bekl. hat 
über die von ihm entwickelte Thätigkeit und die Erfolgloſigkeit 
ſeiner Bemühungen nähere Behauptungen aufgeſtellt. Dieſe 
And beſtritten und bisher nicht geprüft. Aus den angegebenen 
Gründen kann die Entſcheidung des B. G., welche auf einer 
Verkennung der dem Bekl. als Spediteur obliegenden Pflichten 
beruht, nicht aufrecht erhalten werden. I. C. S. i. S. Maaß 
u. Schramm c. Bornemann vom 26. Juni 1901, Nr. 74/1901 J. 

III. Sonſtige Neichsgeſetze. 

5 Binnenſchifffahrtsgeſetz. 

83. 


Daß die Schadensforderung des Kl. nach dem hier noch 
zur Anwendung kommenden gemeinen Rechte nicht auf den 
Miethvertrag über den Leichter geſtützt werden kann, iſt nicht 
zu bezweifeln, da ein eigenes Verſchulden der Bekl. nicht be⸗ 
hauptet wird. Mit Recht aber hat das O. L. G. angenommen, 
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daß dem Kl. der Anſpruch aus § 3 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes 
zuſteht. Allerdings findet die hier ausgeſprochene Haftung des 
Schiffseigners für Schäden, die eine Perſon der Schiffsbeſatzung 
einem Dritten durch ihr Verſchulden in Ausführung ihrer 
Dienſtverrichtungen zufügt, ihr Hauptanwendungsgebiet da, wo 
es an einem Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem Schiffseigner 
und dem Dritten fehlt. Dies hat ſeinen Grund aber nur 
darin, daß, wenn ein Vertragsverhältniß beſteht (z. B. Fracht⸗ 
vertrag, Schleppvertrag) in der Regel dieſelbe Haftung ſchon 
nach Vertragsrecht Platz greift, ſodaß die Berufung auf § 8 
überflüffig erſcheint. Wo aber nach dem obwaltenden Vertrags⸗ 
rechte, wie dies bei der Sachmiethe der Fall iſt, nur eine be⸗ 
ſchränktere Haftung eintritt, kann ſich der geſchädigte Theil auf 
§ 3 ſtützen. Denn „Dritter“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle 
bedeutet nur den Gegenſatz zum Schiffseigner einerſeits und zu 
der ſchuldhaft handelnden Perſon der Schiffsbeſatzung anderer⸗ 
ſeits, nicht aber etwa den Gegenſatz zu jeder Perſon, mit der 
der Schiffseigner in irgend einem oder etwa in einem auf das 
Schiff Bezug habenden Vertragsverhältniſſe ſteht. Freilich hat 
durch § 3 Binnenſchifffahrtsgeſetzes ebenſowenig wie durch 
Art. 451 H. G. B. eine neue und ſelbſtändige Deliktsobligation 
des Schiffseigners ſtatuirt werden ſollen. Vielmehr iſt der 
Gedanke des Geſetzes nur der, daß wenn dem geſchädigten 
Dritten auf Grund anderer geſetzlicher Beſtimmungen ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen die ſchuldige Perſon der Schiffsbeſatzung gegeben 
jet, auch der Schiffseigner für dieſen Anſpruch in der aus 8 4 
ſich ergebenden Beſchränkung haften ſolle. (Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 9 S. 162.) Daß hier aber dem Kl. als dem Eigen⸗ 
thümer des Leichters L. gegen den Führer des Schleppers T. 
die Klage aus dem Aquiliſchen Geſetze zur Seite ſteht, kann 
einem Zweifel nicht unterliegen. Die hiernach rechtlich durch 
§ 3 Binnenſchifffahrtsgeſetzes begründete Klage aber wird durch 
den Umſtand nicht beſeitigt, daß nach dem Parteivorbringen die 
Bekl. zu dem beſchädigten Schiffe im Verhältniſſe des Aus⸗ 
rüfters ſtand (Binnenſchifffahrtsgeſetz 9 2). Wer ein ihm nicht 
gehöriges Schiff zur Binnenſchifffahrt verwendet und es ent⸗ 
weder ſelbſt führt oder einem Schiffer anvertraut, ſoll Dritten 
gegenüber als Schiffseigner angeſehen werden. Aber auch nur 
Dritten gegenüber. Dritte im Sinne dieſer Beſtimmung aber 
ſind alle Perſonen mit Ausnahme der beiden, die das Geſetz 
nennt, nämlich des Schiffseigners und des Ausrüſters. Das 
Verhältniß dieſer beiden zu einander wird durch § 2 nicht be⸗ 
rührt. Demnach kommt es für die Beurtheilung der Klage 
entſcheidend darauf an, ob dem Führer des Schleppers T. ein 
ſchuldhaftes Verhalten zur Laſt fällt, durch das der Zuſammen⸗ 
ſtoß des Leichters L. mit dem Dampfer Phönix verurſacht worden 
iſt. I. C. S. i. S. Wittenberg u. Voigt 6. Hinck vom 22. Juni 
1901, Nr. 82/1901 1. 
Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
981,11. | 
Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Das O. L. G. 
hat in dem feſtgeſtellten Thatbeſtande, daß nämlich die Bekl. 
ſchon ſeit Jahren fortgeſetzt zu verſchiedenen Zeiten und zuletzt 
im Januar 1899 an die betheiligten Kreiſe Cirkulare verſandt 
habe, in welchen fie ſich die Bezeichnung „Schloßgut Ober- 
röslau“ beilege und fich dieſer Adreſſe bediene, ohne erficht- 
lichen Rechtsirrthum die Vorausſetzungen des angewendeten § 1 
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des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, 
vom 27. Mai 1896, als gegeben erachtet und auch ohne Ver⸗ 
letzung des § 11 des citirten Geſetzes den Verjährungseinwand 
der Bekl. verworfen. Was den letzteren anbetrifft, ſo verjährt 
nach 8 11 Abſ. 1 des Geſetzes der aus dem § 1 hergeleitete 
Anſpruch auf Unterlaſſung der unrichtigen Angabe in ſechs 
Monaten von dem Zeitpunkt ab, in welchem der Anſpruchs⸗ 
berechtigte von der Handlung und von der Perſon des Ver⸗ 
pflichteten Kenntniß erlangt, und in drei Jahren von der Be⸗ 
gehung der Handlung an ohne Rückſicht auf die Kenntniß des 
Berechtigten. Die Rkl., Bekl., ſtützt ihren Verjährungseinwand 
auf die Behauptung, daß bezüglich des Gebrauchs der Bezeich⸗ 
nung „Schloßgut Oberröslau“ die fortgeſetzte Begehung 
einer Handlung vorliege und der klagende Verein bereits im 
Jahre 1897 Kenntniß von derſelben erlangt habe. In welcher 
Weiſe bei der fortgeſetzten Begehung einer unter den § 1 des 
Wettbewerbsgeſetzes fallenden Handlung der daraus erwachſende 
Unterlaffungsanſpruch verjährt, ob insbeſondere die Verjährung 
von ſechs Monaten, wie der Vertreter der Rkl. meint, mit dem 
Zeitpunkte der Kenntniß des Anſpruchsberechtigten von dem Bes 
ginn der Handlung und von der Perſon des Verpflichteten oder 
erſt mit dem des Abſchluſſes des fortgeſetzten Handelus zu laufen 
beginnt, kann nur in ſolchen Fällen zweifelhaft ſein, in welchen 
ſich das fortgeſetzte Handeln als ein einheitliches, aus einem 
einzigen Entſchluſſe hervorgegangenes Thun darſtellt. Dieſer 
Fall iſt hier nicht gegeben. Aus der Feſtſtellung, daß die Ver⸗ 
ſendung der Cirkulare, welche die Bezeichnung „Schloßgut Ober- 
röslau“ enthielten, zu verſchiedenen Zeiten geſchehen ſei, 
und aus der Ausführung des O. L. G., daß bei wiederholten 
Zuwiderhandlungen die einzelnen rechtsverletzenden Akte bezüglich 
der Verjährung je für ſich zu würdigen ſeien, ergiebt ſich, daß 
das O. L. G., welches in ſeiner Rechtsausführung allerdings 
von der fortgeſetzten Begehung einer Handlung ſpricht, für 
den gegenwärtigen Rechtsſtreit angenommen hat, daß die feſt⸗ 
geſtellten Handlungen der Bekl. nicht als ein fortlaufendes 
einheitliches, auf einem einzigen Entſchluſſe beruhendes Thun, 
ſondern vielmehr als ein häufiges Wiederholen von Einzel⸗ 
handlungen anzuſehen ſeien, deren jede aus einem beſonderen 
neuen Entſchluß entſprungen ſei und für ſich allein eine Zu⸗ 
widerhandlung gegen den § 1 des Wettbewerbsgeſetzes darſtelle. 
Bei dieſer auf der Würdigung der thatſächlichen Verhältniſſe 
des gegenwärtigen Falles beruhenden und deshalb auch für die 
Beurtheilung in der Reviſionsinſtanz maßgebenden Auffaſſung 
des O. L. G. bildet jede zeitlich verſchiedene Verſendung der 
Cirkulare, insbeſondere auch die im Januar 1899 ſtattgehabte, 
eine Handlung im Sinne der 85 1 und 11, Abf. 1 des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes, bezüglich deren ein geſonderter, ſelbſtändiger 
Anſpruch des Kl. auf Unterlaſſung erwuchs, der einer beſonderen 
Verjährung unterlag. Dieſe Folge iſt für die Fälle wieder⸗ 
holter Zuwiderhandlung ſelbſtverſtändlich und auch in der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs ausdrücklich hervorgehoben. Die 
Seitens der Rkl. vertretene Meinung, die unbeanſtandete Wieder⸗ 
holung der Zuwiderhandlung ſchaffe mit dem Ablaufe der Ver⸗ 
jährungsfriſt für den Zuwiderhandelnden ein Recht auf ferneres 
gleiches Thun, findet in dem Geſetz keinen Anhalt, in der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs ſogar eine Widerlegung, indem 
darin als Zweck der Beſtimmung der kurzen Verjährungsfriſten 
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von ſechs Monaten und drei Jahren nicht die Ermöglichung 
einer erwerbenden Verjährung, ſondern die Vermeidung von 
Chikanen und der Möglichkeit angegeben iſt, daß weiter als 
drei Jahre zurückliegende Vorgänge noch zur richterlichen Ent- 
ſcheidung gebracht würden. II. C. S. i. S. Sechsämter Saat⸗ 
getreide⸗Verſand Oberröslau 6. Sechsämter Fichtelgebirg-Pro- 
duzentenverein Oberröslau vom 21. Juni 1901, Nr. 156/1901 II. 

IV. Das Gemeine Necht. | 

10. Vorbehalt des Eigenthums beim Kauf. 

Wie in Theorie und Praxis ſo namentlich auch vom R. G. 
— vergl. Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 151 ff. — anerkannt 
iſt, läßt im Geltungsbereich des gemeinen Rechts der Vorbehalt 
des Eigenthums beim Kaufvertrage, ſofern ein anderes nicht 
beſonders bedungen iſt, den obligatoriſchen Vertrag an ſeinem 
Rechtsbeftand unberührt. Die Folge ift, daß der Käufer 
ſeiner Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage dadurch, daß der 
Verkäufer, von ſeinem Recht ausbleibender Zahlung halber 
Gebrauch machend, die Kaufſache zurücknimmt, nur ſoweit ent⸗ 
ledigt wird, als ihr derzeitiger Werth mit dem Betrage feiner 
Verpflichtungen ſich deckt, weiter aber auch, daß der Käufer die 
ſeinerſeits auf die Sache gemachten Verwendungen vom Verkäufer, 
der die zurückgenommene Sache für ſich verwerthet, nur inſoweit 
erſetzt verlangen kann, als der aus ſeinen Mitteln geſteigerte 
Werth derſelben den Betrag ſeiner aus dem Vertrage ſtammenden 
Schuld überfteigt. Es widerſpricht dem durch den Kaufvertrag 
begründeten Rechtsverhältniß, wenn der Verkäufer, der kuf 
feines Eigenthums an Grund und Boden Eigenthümer de 
Eingebauten geworden iſt, ohne Rüdfiht auf das Werthöver⸗ 
hältniß zwiſchen der Kaufſache und feinen Anſprüchen aus den 
Kaufvertrage zur Erſtattung der Aufwendungen verpflichtet wird, 
und es läßt ſich die Folgerung nicht abweiſen, daß der Käufer, 
der ſich zur Einſtellung des Baues gezwungen fieht, des Abbruch⸗ 
rechts und im Anſchluß daran des Erſatzanſpruches, ſoweil 
dadurch das Befriedigungsrecht des Verkäufers beeinträchtigt 
wird, verluſtig geht. Der Erſatzanſpruch des Käufers iſt ſomit 
nur unter der Vorausſetzung des Mehrwerthes der Kaufſache 
berechtigt. An diefer Vorausſetzung aber fehlt es im vorliegenden 
Falle. III. C. S. i. S. Vehling o. Jordan vom 28. Juni 190l, 
Nr. 105/1901 III. 

11. 8 97 Braunſchweigiſchen Berggeſetzes. 

Das aus 5 97 des Braunſchweigiſchen Berggeſetzes vom 
15. April 1867 erhobene Bedenken iſt nicht begründet. Der 
8 97 beſtimmt, daß zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines 
Bergwerkes eine Gewerkſchaft bilden. Was unter Mitbetheiligung 
zu verſtehen iſt, hat das Geſetz nicht beſtimmt, und es liegt 
kein zwingender Grund vor, dies im Sinne einer dinglichen 
Mitberechtigung zu verſtehen, ſo daß ſich nur Miteigenthümer 
zu einer Gewerkſchaft vereinigen könnten. Der Antheil der 
Gewerken war im § 2 des Vertrages vom 26. Auguſt 1895 
beftimmt, und die nach $ 100 des Berggeſetzes erforderliche 
Eintragung des Bergwerks auf den Namen der Gewerkſchaft in 
das Hypothekenbuch ift erfolgt. Das Zuſammentreffen dieſer 
Momente genügte zur rechtsgültigen Begründung der Gewerk⸗ 
ſchaft, und es war nicht erforderlich, daß B. die übrigen Mit ⸗ 
gewerken erſt zu Miteigenthümern machte und dann alle zu 
ſammen das Eigenthum auf die Gewerkſchaft übertrugen (vergl. 
v. Rönne, zu 5 94 des Allgemeinen Berggeſetzes für Preußen 
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vom 24. Juni 1865 und Entſch. des R. G. vom 11. März 1882 
5 der Zeitſchrift für Bergrecht Bd. 24 S. 118). III. C. S. 
i. S. Hercynia o. Zeitzer Eiſengießerei vom 28. Juni 1901, 
Nr. 154/1901 III. 

12. § 128 a. a. O. 

Die Ausführungen der Reviſtion find nicht zutreffend, ins⸗ 
beſondere iſt deren Annahme, die Gewerkſchaft werde nur durch 
die vom Repräſentanten oder Grubenvorſtande in ihrem Namen 
P 128 age berechtigt oder ee unrichti 

128 des . beſtimmt, daß die Gewerkſ al 
durch Sie von dieſen für fie vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen berechtigt und verpflichtet werde, aber keineswegs, 
daß nur ſo eine Berechtigung oder Verpflichtung für die Gewerk⸗ 
ſchaft begründet werden könne. Das Gegentheil folgt ſchon aus 
dem 5 127 des Berggeſetzes, nach welchem nur in einzelnen 
Dingen dem Repräfentanten die Vertretung nicht entzogen werden 
darf, und zu dieſen Fällen gehört das in Frage ſtehende Rechts ⸗ 
geſchäft nicht. Auch die Ausführung der Revifion, daß die Er- 
theilung derartiger Vollmachten allgemein gegen die Vorſchriften 
der 88 120 — 181 des Berggeſetzes verſtoße, kann nicht als 
begründet anerkannt werden. Die Beſtellung eines Repräſentanten 
ſoll zwar erfolgen, es iſt aber 2 der Bergbehörbe 
darauf zu halten, daß dies geſchieht, und folgt hieraus kein 
Bedenken dagegen, daß Rechts geh e, welche nicht zu dem den 
Repräſentanten auschließlich zugewiefenen Geſchäfts gebiet ge⸗ 
hören, durch dritte Bevollmächtigte rechtsverbindlich 10 
werden. Um ſolche Rechtsgeſchafte handelt es ſich hier. V 
Entſch. bei voriger Nummer. 

13. Vergleich bei el Streit über eine Spielſchuld. 

Als eine thatſächliche und deshalb der rag in der 

n 


Revifionsinſtanz entzogene Feſtſtellung erſcheint die Annahme 
der Vorinſtanzen, daß in dem bei dem L. G. Ulm geführten 
Rechtsſtreite die Parteien nicht etwa Scheins halber, ondern 


im Ernft darüber geſtritten haben, ob die mit der Klage geltend 
gemachte Forderung aus klagloſen Differenzgeſchäften oder aus 
gen Kaufverträgen herrühre und daß der Ver 11 die Be⸗ 
eitigung dieſes Streites zum Gegenſtande gehabt In 
Uebereinſtimmung mit den Vorinſtanzen aber muß ein Vergleich 
ſolchen Inhalts fur rechtlich unwirkſam erachtet werden. Wenn 
der Geſetzgeber dem Spielvertrage, den er nicht bloß als wirth⸗ 
bee les unfruchtbar, N auch als gefährlich e 
die Klagbarkeit verſagt und ihm keine andere Wirku 10 beilegt, 
als daß er ſich zur Grundlage einer freiwilligen Erfüllung 
eignet, ſo erſtreckt Diefe ablehnende Haltung ſich allerdings mit 
innerer Nothwendigkeit auch auf das Anerkenntniß der Spiel- 
ſchuld und die zum Zwecke der Erfüllung oder Sicherung der⸗ 
ſelben abgegebenen formalen Schuldverſprechen, aus ihnen 
findet ebenſowenig eine Klage ſtatt, als aus dem Spielvertrage 
ſelbſt. Es kann auch nicht unterſchieden werden zwiſchen den 
während der gr etzung des Spiels, unmittelbar unter dem 
Einfluß dieſer Thatſache und den erſt nachher abgegebenen 
Verpflichtungs erklärungen, beide vermögen eine neue Rechts⸗ 
Ba nicht zu erzeugen, ſondern ſiehen lediglich auf dem 
den des ee Mandl Daſſelbe gilt, wie keiner 
führung bedarf, von Vergleichen, welche nur die äußere 

er für ein in Wahrheit gewölltes bloßes Schuldanerkenntniß 
bilden, ein Fall, der nach den oben erwähnten Feſtſtellungen 
des B. R. hier jedoch nicht vorliegt. Man mag ferner auch 
den ernftgemeinten Vergleich dann als unwirkſam betrachten 
müffen, wenn er im eigentlichen Sinne über er uld 
behufs Erfüllung einer ſolchen, geſchloſſen tft . wenn die 
Parteien über eine Schuld, die in Wirkli keit A Spieſchuld 
darſtellt, in Unkenntniß dieſes ihres Charakters und ihrer Klag- 
lofigkeit über Punkte, die auch bei klagbaren Are Gegen. 
ſtände von Streitigkeiten bilden können, z. B. über die Per- 
fektion des Geſchäfts oder die Erfüllung deſſelben verſchiedener 
Meinung geweſen find und dieſen Streit durch wechſelſeitiges 
Nachgeben zu beſeitigen beabſichtigt haben; dahingeſtellt bläbt 
jedoch, ob bei ſolchen Verträgen der wahre Grund der Un⸗ 
gültigkeit nicht vielmehr in dem Irrthume gefunden werden 
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muß. Allein auch ein ſo gearteter Vertrag liegt hier wiederum 
an den Feſtſtellungen nicht vor, die Parteien find nicht etwa 
beide übereinſtimmend der e en Meinung geweſen, daß es 
ſich nicht um ein Differenz Hirt handle . aber, wenn ein 
ſolches vorliegen ſollte, d 2 155 aus ihm eine Klage hervorgehe, 
ſondern ſie haben gerade darüber geſtritten, ob die Verträge 
den Charakter von Differenzgeſchäften haben und deshalb nicht 
klagbar ſeien; der Bekl. weigerte die Zahlung, indem er dieſen 
Standpuntt vertrat, während die Kl. u 1 5 
war. Der einen ſolchen Streit erledigende Vergleich iſt nicht 
zur Erfüllung einer Spielſchuld, nicht „über ein Differenzgeſchäft“ 
dach chloſſen, denn er betrifft gerade "die Fra e ob ein un; 
en Spielgeſchäft oder 66 ein gültiger Vertrag vorliegt. 
Ihm haften nicht die Mängel, an, welche Die Ungültigkeit des 
Spielvertrages bewirken, er ruht nicht auf ihm, ſondern findet 
ſeine Grundlage und die 5 ſeiner Wirkſamkeit 
in feinem darin beſtehenden Gegenſtande, daß über die be⸗ 
zeichnete Frage geſtritten wird und die Parteien dieſen Streit 
905 wuͤnſchen. Auf ihn treffen die g geiebgeberijchen Rüd- 
fichten, die zur Anordnung der Klaglofigkeit des Spiels geführt 
haben, nicht zu. Weiter ausgeführt. VII. C. S. i. S. Mayer 
und vn c. Rofenfeld vom 2. Juli 1901, Nr. 132/1901 VII. 
Das eine Laubrecht. 


1 51 1. 5. rn 


Es ift zwar, wie die Revifion geltend macht, in der Recht- 
ſprechung anerkannt, daß Vermerke uber den Erfüllungsort auf 
Fakturen, Kommifflonskopien, Katalogen und Preisliſten von 
dem Beſteller nicht beachtet zu werden brauchen. Dies beruht 
aber darauf, daß Fakturen und Kommiſſionskopien erſt nach 
dem Abſchluſſe des Geſchaͤfts ertheilt werden und deshalb nicht 
maßgebend dafür find, was von den Parteien vorher wirt 
vereinbart iſt, und daß Kataloge und Preisliſten den Zweck 
haben, über Qualität und Preis der Waare Auskunft zu geben, 
dagegen in Ermangelung beſonderer . Bel. nicht als Det 
für andere Vertragsbedingungen gelten. Vergl. Staub, 6. 

7. Auflage Bd. 2, Excurs zu 8 372 Anm. 28 und die 
obigen Citate —. Wenn dagegen der eine Theil dem anderen 
durch ein beſonderes Schreiben zu einem u auffordert, 
ſo muß der Adreſſat davon ausgehen, daß dies Schreiben die 
Bedingungen * den Abſchluß des Gesche enthält, und muß 
Sea evor er auf die Offerte eingeht, von dem ganzen 
alte deſſelben Kenntniß nehmen. So iſt denn auch anerkannt, 
daß, wenn ein Kontra dem anderen ſeine Geſchäfts⸗ 
Deblngungen überſendet hat und darauf Geſchäfte gemacht 1 
die Geſch 77, Sina, Au als genehmigt gelten. u bes 
Bd. 13 S. 7 m. 14 zu 8 346. VI. C . l. S. 
ur e. Georgi 3 1. Juli 1901, Nr. 140/1901 VI. 

Nach § 358 Thl. I Tit. 21 und 8 106 Thl. I Tit. 11 
des Pr. A. L. R. tritt, wie in der Rechtſprechung anerkannt iſt, 
auch ohne ausdrückliche Vereinbarung der Käufer eines Grund ⸗ 
ſtücks in alle Rechte und Pflichten des früheren Eigenthümers 
gegen den Miether ein. Daraus ergiebt ſich, daß jener als 

ermiether nach dem Verkaufe gegen den Miether auf Räumung 
hoͤchſtens N n = hätte klagen können, wenn ihm in dem 
Kaufvertrage die afin auferlegt geweſen wäre, die 
Räumung zu bewirken. Einen dahingehenden Inhalt des 
Kaufvertrags hat der B. N. nicht feſtgeſtell, der Bekl. auch 
nicht 1 der Reviſion iſt a darin beizutreten, daß 
der Kl. zur Exmiſſionsklage am Mai 1896 nicht mehr 
legitimirt geweſen ſei und daß dieſe en Bekl. hätte angeſtrengt 
werden müſſen. V. C. S. i. S. Nettebeck o. Gruß vom 
29. Juni a Nr. 144/1901 V. 


VI. Sonſtige Brenfifce e Landesgeſetze. 
16 den Geſetzen über den i 
5 Geſetz vom 1. Auguft 1883. 
evifion ift nicht begründet Im . 5 an die 
wi ja vom . . (Entſch. des R. G. Bd. 25 S. 302. 
eil des IV. C. S. vom 20. Januar 1890. Balg Praxis 
des R. G. in Civilſachen Bd. XII Nr. 614. Urtheil des 
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IV. C. S. vom 16. März 1891, Entſch. des R. G. Bd. 32 
S. 347. Urtheil des V. C. S. vom 17. Februar 1894) aus- 
geſprochene Anſicht iſt daran feſtzuhalten, daß die Form der 
Klage, in welcher ein Anſpruch geltend gemacht wird, für die 
Entſcheidung, ob der Rechtsweg zuläffig ſei, keine Bedeutung 
hat, die Zuläſſigkeit des Rechtswegs vielmehr davon abhängt, 
daß für das ftreitige Rechtsverhältniß, welches die Grundlage 
des Anſpruchs bildet, nicht die Zuſtändigkeit von Verwaltungs- 
behörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. Daraus alſo, 
daß eine Zahlung wegen angeblichen Irrthums oder wegen 
angeblich unberechtigter Bereicherung kondizirt wird, folgt für 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs (wenn es ſich nicht etwa um 
ſolche Fälle handelt, in denen das Geſetz dann ausdrücklich 
den Rechtsweg zuläßt) gar nichts, ſobald auf Grund eines der 
Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde unterſtellten Rechts⸗ 
verhältniſſes die Zahlung auf Anordnung der Berwaltungsbehörde 
geleiſtet iſt. So liegt aber hier die Sache. Nach § 3 des 
Geſetzes vom 6. Juni 1887 betreffend die Theilung von Kreiſen 
in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen war die in Folge der 
Bildung der neuen Kreiſe erforderlich werdende Auseinander⸗ 
ſetzung auf dem im § 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 bezeichneten Wege zu bewirken, nämlich dadurch, daß der 
Bezirksausſchuß über die Auseinanderſetzung der betheiligten 
Kreiſe vorbehaltlich der den letzteren gegen einander innerhalb 
zwei Wochen zuſtehenden Klage bei dem Bezirksausſchuſſe Be⸗ 
ſchluß faßte. Hiernach gehörte die Auseinanderſetzung der Kreiſe 
Gneſen und Witkowo unzweifelhaft zur Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsbehörde, die Verwaltungsbehörde war daher auch für 
die Auseinanderſetzung dieſer Kreiſe bezüglich des Vermögens der 
Sparkaſſe des alten Kreiſes Gneſen zuſtändig. Weder die Frage 
des Umfangs des der Auseinanderſetzung unterliegenden Spar⸗ 
kaſſenvermögens, noch auch die Beſtimmung am Schluſſe des 
1. Abſatzes des § 7 des Geſetzes über die allgemeine Landes ⸗ 
verwaltung vom 80. Juli 1883, daß die Entſcheidungen im 
Verwaltungsſtreitverfahren unbeſchadet aller privatrechtlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe ergehen, kann dahin führen, den ordentlichen Rechtsweg 
zuzulaſſen, da ſonſt die den ordentlichen Gerichten im Falle der 
Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten 
gemäß $ 13 des G. V. G. entzogene Prüfung und Entſcheidung 
zugelaſſen werden müßte. Ebenſo wenig kann in Betracht kommen, 
daß, wie die Reviſion auszuführen ſucht, angeblich nicht die im 
Belek beſtimmte Verwaltungsbehoͤrde, ſondern angeblich eine im 
Geſetze nicht berufene Verwaltungsbehörde die Auseinanderſetzung 
zwiſchen den beiden Kreiſen bewirkt hat. Denn auch dieſer an- 
gebliche Mangel betrifft nur eine innere Angelegenheit der Ver⸗ 
waltungsbehoͤrden, kann aber nicht die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte begründen. IV. C. S. i. S. Kreis Gneſen 
c. Kreis Witkowo vom 11. Juli 1901, Nr. 150/1901 IV. 
se n Berggeſetz. 
1 r 


8 

Ihren Hauptangriff richtet nun indeß die Reviſion gegen 
die weitere Annahme des B. R., daß die Windentziehung fich 
als ein Schade darſtelle, der dem Grundeigenthum des Kl. oder 
deſſen Zubehörungen zugefügt werde. Es wird zwar nicht be⸗ 
ſtritten, daß die Windmühle des Kl., wie der B. R. darlegt, 
als Gebäude ein weſentlicher Beſtandtheil des Grundſtücks iſt 
auf dem ſie ſteht (§ 94 des B. G. B.) und daß daher eine 
Beſchädigung der Mühle unter den in § 148 des Allgemeinen 
Berggeſezes behandelten Schaden am Grundeigenthum oder 
deſſen Zubehoͤrungen fallen würde; aber die Reviſion beſtreitet, 
daß es ſich hier überhaupt um einen der Mühle des Kl. zuge 
fügten Schaden handle, weil die Mühle unverſehrt bleibe und 
der Kl. kein Recht auf den Wind habe. In diefer Beziehung 
führt ſie ein Urtheil des R. G. vom 10. November 1880 an, 
(abgedruckt in Braſſert's Zeitſchrift Bd. 22 S. 528 und in 
Daubenſpeck's Sammlung Bd. 1 S. 255, [V. 194/80]), 
worin, unter Anwendung des ehemaligen gemeinen Rechts, die 
Entziehung des Mahlwaſſers für eine Waſſermühle nicht als 
eine unter den $ 148 des Allgemeinen Berggeſetzes fallende 
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Beſchädigung der Mühle behandelt worden iſt, weil, wie es in 
dem Urtheil heißt, der bezüglichen Mühle kein bevorzugtes oder 
ausſchließliches Recht auf das Waſſer zugeftanden habe und 
darum durch die Beſchränkung des Mahlwaſſers dem Müller 
kein Schade entſtanden ſei. Dieſe Entſcheidung iſt jedoch ſchon 
in dem Urtheil des R. G. vom 11. November 1896 (V. 137/96), 
(abgedruckt in Braſſert's Zeitſchrift Bd. 38 S. 230 und in 
Daubenſpeck's Sammlung Bd. 2 S. 169), als wenigitens 
für das preußiſche Recht nicht zutreffend bezeichnet worden und 
auch für den vorliegenden Fall kann ihre oben wiedergegebene 
Begründung nicht als richtig anerkannt werden. Daß der Kl. 
kein Sonderrecht auf Windbezug erworben hat, iſt für die 
Frage: ob ſein Mühlengrundſtück durch Verkümmerung des Wind- 
zutritts geſchädigt werde, nicht entſcheidend. Er hat früher, 
und zwar in berechtigter Ausübung des ihm wie jedem Andern 
zuſtehenden Gemeingebrauchs der umgebenden Luft, den zu ſeinem 
Mühlenbetrieb erforderlichen Wind gehabt und ihn erſt verloren 
durch die Haldenaufſchüttungen der Bekl.; ſeitdem iſt fein Mühlen ⸗ 
betrieb beeinträchtigt, er kann das Mühlengrundſtück nicht mehr 
wie früher benutzen, und damit iſt, wie der B. R. zutreffend 
fagt, ſein Vermögenszuſtand in Bezug auf dieſes Grundſtück 
verſchlimmert. Damit iſt er aber auch geſchädigt, denn „Schade 
heißt jede Verſchlimmerung des Zuſtandes eines Menſchen in 
Anſehung ſeines Körpers, ſeiner Freiheit oder Ehre, oder ſeines 
Vermögens,“ wie das für dieſe Frage hier noch maßgebende 
Pr. A. L. R. Thl. I Tit. 6 § 1 wörtlich ausſpricht. Für den 
Begriff des Schadens iſt es ohne Belang, daß der Kl. nicht 
darauf rechnen konnte, unter allen Umſtänden im Genuß der 
früheren Vortheile aus dem erwähnten Gemeingebrauch zu bleiben, 
daß er nämlich eine Windentziehung dann weder hätte ver- 
hindern noch zum Ausgangspunkt für Schadenerſatzforderungen 
machen können, wenn ie durch Veranſtaltungen in berechtigter 
Ausübung des an andern Grundſtücken beſtehenden Eigenthund- 
rechts bewirkt worden wäre. Geſchädigt wäre der Kl. auch in 
ſolchem Fall geweſen, er hätte nur keinen Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung gehabt, weil die Schadenszufügung auf Seiten des 
Beſchaͤdigers eine berechtigte geweſen wäre. Im vorliegenden 
Fall kann aber die ſchädliche Aufſchüttung der Halden nicht als 
eine in Ausübung des der Bekl. an ihrem Grundſtück zuftehenden 
Eigenthumtrechts vorgenommene Handlung gelten, ſondern iſt 
in ihrem Bergwerksbetriebe geſchehen und unterliegt nun der 
Vorſchrift des § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes, welche den 
Bergwerksbeſitzer verpflichtet, für allen Schaden, der dem 
Grundeigenthum oder deſſen Zubehörungen durch den Betrieb 
des Bergwerks zugefügt wird, vollſtändige Entſchädigung zu 
leiſten. Weiter ausgeführt. V. C. S. i. S. Gute Hoffnungs 
hütte c. Spickenbaum vom 27. Juni 1901, Nr. 138/1901 V. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

18. E. E. G. § 38. 

Es verſagen die Angriffe der Reviflon inſoweit, als ſich 
die Entſcheidungen des B. R. auf die dem Bekl. vorgeworfene 
Kenntniß der Nichtzahlung der Hypothekenvaluta bezieht. 
Wäre der Klageanſpruch lediglich hierauf geſtützt, ſo müßte die 
Reviſion ohne Erfolg ſein. Er iſt aber auch darauf gegründet, 
daß es dem Bekl. bei Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit 
nicht hätte entgehen können, daß die Mecklenburglſche Hypotheken. 
bank in Höhe von 25 000 Mark Valuta auf die Hypothek nicht 
gegeben und daß trotzdem der Eigenthümer H. über fie wie 

ber eine ihm angefallene Eigenthümerhypothek verfügt habe. 
Nun ſchreibt allerdings der hier noch zur Anwendung kommende 
§ 38 Abſ. 2 des Grunderwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 vor, 
daß gegen die Klage aus einer Hypothek Einreden aus dem 
perſönlichen Schuldverhältniß einem Dritten, welcher ein Recht 


auf die Hypothek gegen Entgelt erworben hat, nur entgegen 


eſetzt werden können, wenn ſie ihm vorher bekannt geworden 
fad oder ſich aus dem Grundbuche ergeben; aber das R. G. 
hat wiederholt ausgeſprochen, daß im Sinne dieſer Vorſchrift 
die ſchuldhafte Nichtkenntniß der Kenntniß gleichſteht. (Vergl. 
das Urtheil des erkennenden Senats vom 15. Juni 1887 bei 
Gruchot, Beiträge Bd. 33 S. 1183, beſonders S. 1186, und 


—..———— hſ— — — — 
—— 


XXX. Jahrgang. 


vom 9. Februar 1901 in Sachen Windorfer wider Kauder, 
V 324/01; auch Turnau, Kommentar zur Grdb. O. Note 17 zu 
8 38.) Es iſt daher rechtsirrthümlich, wenn das B. G. dieſes 
zweite Klagefundament mit der in Parentheſe beigefügten Be⸗ 
merkung abfertigt: „ſchuldhafte Unkenntniß genügt nicht.“ Aus 
dem Thatbeſtande des B. U. läßt ſich allerdings mit Sicherheit 
nicht erſehen, in welchen Einzelheiten der dem Bekl. vorgeworfene 
Mangel an gehöriger Aufmerkſamkeit gefunden werden ſolf; aber 
andererſeits wird auf die „ihrem Inhalt nach vorgetragenen“ 
Schriftſätze vom 21. April 1900 und 7. November 1900 Bezug 
genommen und in ihnen find, wie der Schriftſatz vom 2. April 
1900 ausdrücklich hervorhebt, die thatſächlichen Behauptungen 
auch zu dem Zwecke aufgeſtellt, um mit ihnen den dem Bekl. 
vorgeworfenen Mangel gehöriger Sorgfalt zu begründen. Ob 
ſie hierzu geeignet find und ausreichen, darüber hat ſich der 
B. R. nicht ausgeſprochen, weil er nach dieſer Richtung hin in eine 
Prüfung der Sachlage überhaupt nicht eingetreten iſt. V. C. S. 
i. S. Scharpke o. Lewin vom 17. Juni 1901, Nr. 126/1901 V. 

Zum Geſetz vom 13. Juli 1883. 

19. Wirkung der Subhaſtation in Bezug auf Zubehoͤr. 

Abzuweiſen iſt die Unterſtellung, von welcher der Kl. aus- 
zugehen ſcheint und die auch bei Begründung der Revifion wieder 
hervorgetreten iſt, als ob das Brauereiinventar und die Grund⸗ 
ſtücke demſelben Eigenthümer gehort hätten; dies war nicht der 
Fall. Die Grundſtücke gehörten dem Subhaſtaten Johann E. 
und das Brauereiinventar war, ſoviel zu erſehen, Eigenthum 
der die Brauerei betreibenden Geſellſchaft. Dies iſt aber für 
die Frage, ob der Erſteher nicht trotzdem durch den Zuſchlag 
Eigenthum auch an dem Inventar erworben habe, nicht ausſchlag⸗ 
gebend, wie bereits das B. G. im Gegenſatz zum I. R. zutreffend 
erwogen hat. Da in dieſer Beziehung die Judikatur des R. G. 
eine feſtſtehende iſt und neue Gefichtspunkte, die zu einer noch⸗ 
maligen fe der Frage Veranlaſſung geben könnten, im 
gegenwärtigen Verfahren nicht geltend gemacht worden ſind, 
erübrigt es fich, hierauf genauer einzugehen. Das Bedenken des 
B. R. liegt auf einer anderen Seite. Er verkennt nicht, daß 
in der Rechtſprechung des R. G., nach welcher auch das ſo⸗ 
genannte thatſächliche Zubehör vom Zuſchlage ergriffen und dem 
Erſteher mitzugeſchlagen wird (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 2 S. 255, Bd. 19 S. 321, Bd. 39 S. 292; 
Gruchots Beiträge Bd. 34 S. 1105), auch das Verkehrebedürfniß 
in Betracht gezogen worden iſt, mit dem es nicht vereinbar wäre, 
wenn der Bieter erſt durch Nachforſchungen und Erkundigungen 
feſtſtellen müßte, ob die auf dem Grundſtücke thatſächlich vor⸗ 
handenen Zubehörſtücke, die als ſolche nach ihrer Natur und 
wirthſchaftlichen Beſtimmung erkennbar ſind, auch rechtlich als 
Zubehör des Grundſtücks gelten können. Aber er meint, die 
eine Vorausſetzung ſei doch feſtzuhalten, daß der Subhaſtat fich 
im Beſitze des thatſächlichen Zubehörs befinden müſſe, und gerade 
an dieſer Vorausſetzung fehle es hier, da nicht Johann E., 
ſondern die Firma E. & Co. im Beſitze des Brauereiinventars 
geweſen ſei. In dieſer Allgemeinheit iſt der Entſcheidungsgrund 
unrichtig; er bedarf der Einſchränkung dahin, daß auch ein 
Befitzverhältniß, durch welches die Wirkung des Zuſchlags auf 
das ſogenannte thatſächliche Zubehör ausgeſchloſſen werden ſoll, 
erkennbar in die Erſcheinung treten muß. An ſich iſt 
es richtig, daß der Zuſchlag auf Zubehörſtücke, die ſich nicht im 
Befitze des Subhaſtaten befinden, nicht bezogen werden kann. 
Denn wenn das Grundſtück ſo ausgeboten und ſo zugeſchlagen 
werden ſoll, wie es ſich thatſächlich darſtellt, fo muß auch der 
Umſtand, daß nicht der Subhaſtat, ſondern ein Dritter die auf 
dem Grundſtück vorhandenen Gegenſtände beſitzt, die an ſich 
Zubehör ſein könnten, von den Bietern beachtet werden. Das 
R. G. hat dies wiederholt und namentlich in Beziehung auf 
Pächter anerkannt, die ſich im Beſitze des Grundſtücks befinden 
(vergl. die Entſch. des erkennenden Senats vom 27. November 
1889 und 22. Mai 1895 in Gruchots Beiträgen Bd. 34 S. 1110 
und Bd. 39 S. 1050). Auch das R. Gef. über die Zwangs- 
verfteigerung und Zwangsverwaltung vom 27. März 1897 be⸗ 
zieht in 5 55 Abſ. 2 ausdrücklich die Verſteigerung nur auf 
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diejenigen Zubehörſtücke, „bie ſich im Befitze des Schuldners oder 
eines neu eingetretenen Eigenthümers befinden“. Soll aber durch 
den Beſitz eines Dritten die thatſächliche Zubehöreigenſchaft dem 
Bieter gegenüber ausgeſchloſſen werden, fo müſſen auch dieſe 
beiden einander ausſchließenden Umſtände gleichmäßig erkennbar 
ſein. Die Sache darf nicht ſo liegen, daß der Befitz des Dritten 
durch die beſtehenden und in die äußere Erſcheinung tretenden 
Umſtände verdeckt wird. So aber liegt die Sache hier. Weiter 
ausgeführt. V. C. S. i. S. Ullner c. Bickhoff vom 8. Juni 
1901, Nr. 113/1901 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

20. 8 34. 

Der Rechtsſtreit dreht ſich ausſchließlich um die Frage, ob 
von der durch den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes feitgefehten, 
am 15. Oktober 1895 hinterlegten, jedoch nur einen Theil der 
endgültig feſtgeſetzten Entſchädigung bildenden Summe von 
102 923,25 Mark der Bekl. auch noch weiterhin, bis zur 
Zahlung oder Hinterlegung des Reſtes der Entſchädigung, die 
vertragsmäßigen Zinſen zu zahlen verpflichtet ſei oder nicht, 
mit andern Worten: ob die noch vor Erledigung des Rechts- 
weges geſchehene Hinterlegung der vorläufig feſtgeſtellten Ent. 
ſchaͤdigungsſumme als Zahlung wirkt. Die letztere Frage iſt 
im vorliegenden Falle für die Zeit vom 24. September 1896 
an — an welchem Tage der Dringlichkeitsbeſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes vom 23. September 1896 der Kl. zugeſtellt iſt — 
zu bejahen, für die vorhergehende Zeit zu verneinen. — Ein⸗ 
gehend begründet. VII. C. S. i. S. Gräfin v. Alvensleben 
c. E.⸗Fiskus Den 18. Juni 1901, Nr. 157/1901 VII. 

21. 8 3 


8 37. 

Die Stadt Berlin hat am 21. Juni 1895 bei der Hinter- 
legungsſtelle in Berlin von dem in dem Entſchädigungs⸗ 
feſſtellungsbeſchluß des Polizeipräſidiums feſtgeſetzten Betrage 
die Summe von 550 099 Mark 63 Pf. hinterlegt. In der 
Hinterlegungserklärung heißt es: Die Hinterlegung erfolge auf 
Grund des 8 37 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 zwecks Ent⸗ 
eignung des den Kl. gehörigen Grundſtücks wegen der auf 
dieſem haftenden, in der Erklärung näher bezeichneten Hypotheken 
und weil das Antheilsverhältniß des Nebenberechtigten, Wein⸗ 
händler A., an der Entſchädigungsſumme noch nicht feſtſtehe. 
Als die Perſonen, an welche der Betrag ausgezahlt werden ſoll, 
find bezeichnet: 1. der Miether Weinhändler A., 2. die Hypo⸗ 
thekengläubiger, 3. die (näher bezeichneten B. ſchen Erben als) 
Eigenthümer des Grundſtücks. In dem Abſchnitt des Formulars 
der Hinterlegungserklärung, deſſen Ueberſchrift lautet: „Etwaige 
ſonſtige Bemerkungen über die ſpätere Herauszahlung“ iſt dann 
noch geſagt: „Die Entſchädigung kann nur mit Zuſtimmung 
aller Betheiligten zur Auszahlung gelangen.“ Die Kl. haben 
nun vorgetragen: Die Hinterlegungsſtelle habe, als fie Aus- 
zahlung des hinterlegten Betrages begehrt hätten, hierzu die 
Einwilligung der Bekl. erfordert, dieſe aber habe ſolche zu er⸗ 
theilen geweigert, weil nach ihrer Anſicht ihre Zuſtimmung zur 
Aus zahlung geſetzlich nicht erforderlich und ſie daher zu deren 
Ertheilung nicht verbunden ſei; erſt am 8. Oktober 1895 ſei 
die Auszahlung erfolgt, weil der Finanzminiſter in einem Schreiben 
der Bekl. eine genügende Einwilligungserklärung geſehen habe. 
Die Kl. beanſpruchen nun den Erſatz eines ihnen nach ihrer 
Behauptung hieraus erwachſenen, im Einzelnen näher berechneten 
Zinsverluſtes von 4507 Mark 74 Pf. für die Zeit vom 8. Juli 
bis 8. Oktober 1895 von der Bekl. mit der Begründung, Bekl. 
hätte von vornherein die Hinterlegungserklärung ſo abfaſſen 
müſſen, daß die Hinterlegungsſtelle auch ohne ihre Zuſtimmung 
die hinterlegte Summe an die Kl. ausgezahlt hätte, da ihr aus 
dem Schriftwechſel mit der Hinterlegungsſtelle in anderen Sachen 
genau bekannt geweſen ſei, daß bei der gewählten Faſſung der 
Hinterlegungserklärung die Hinterlegungoſtelle Zahlung ohne 
ihre Zuſtimmung nicht leiſte. Der B. R. hat dieſen Anſpruch 
der Kl. abgewieſen, das R. G. vermag indeſſen nicht, feiner Auf- 
faſſung beizutreten. Eingehend begründet. VII. C. S. i. S. 
Meyerhoff und Gen. o. Stadt Berlin vom 21. Juni 1901, 
Nr. 146 / 1901 VII. 
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Zum Stempelgeſetz. 

22. Tariſpoſition 32c. 

Auch wenn davon ausgegangen wird, daß der Verlags- 
vertrag ein Veräußerungs geſchäft enthält und, wie es hier der 
Fall iſt, nur ſolche Schriftwerke betrifft, auf die ſich der Schutz 
des Urheberrechts erſtreckt, ſo iſt die Stempelfrage doch dahin 
zu entſcheiden, daß die Tarifſtelle 32 c des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 auf denſelben nicht anwendbar iſt, weil ſich 
mit der Veräußerung das Weſen des Vertrages nicht erſchöpft, 
vielmehr die Verbindlichkeit des Verlegers zur Vervielfältigung 
und Verbreitung das den Gegenſtand des Verlagsrechts bildenden 
Werkes hinzutritt. Dieſe Verbindlichkeit giebt dem Verlags- 
vertrage ſeinen beſonderen rechtlichen Charakter und es hat daher 
das A. L. R. denſelben als Vertrag über Handlungen angeſehen. 
VII. C. S. i. S. Fiskus c. Guttentag vom 21. Juni 1901, 
Nr. 148/1901 VII. 

23. Tarifpofition 58 J. 

Als ein Akt reiner Liberalität iſt, wie der B. R. mit Recht 
annimmt, das vorliegende Rentenverſprechen nicht aufzufaſſen, 
weil nach 8 1047 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. Verträge über 
Gewährung einer zur Auaftattung oder zum Brautſchatze be⸗ 
ſtimmten Summe als läſtige anzuſehen find und die gleiche 
Beurtheilung nach der Tendenz des Geſetzes auch ſchon dem mit 
Beziehung auf die Eheſchließung abgegebenen Zahlungs verſprechen 
zu Theil werden muß. In dem einen wie in dem andern Falle 
will der Geber ſeine Pflicht erfüllen und die Eheſchließung be⸗ 
fördern. Er verſpricht und giebt nicht um zu bereichern, 
ſondern um die Che zu Stande zu bringen. Im Uebrigen 
beſtimmt fich, was als Ausſtattung im geſetzlichen Sinne an⸗ 
zuſehen iſt, nach den konkreten Lebens verhältniſſen des Vaters 
und der heirathenden Tochter, und das vorliegenden Falls eine 
dieſes Maß überſteigende Zuwendung vorläge, würde mangels 
einer hierauf gerichteten Behauptung ſelbſt dann noch nicht 
anzunehmen ſein, wenn das auf das Zeugniß des Landrichters 
v. L. geſtellte Anführen ſich bewahrheitete. Hat man ſonach die 
vom Kl. ausgeſtellte Erklärung als eine mit Angabe der causa 
onerosa verſehene Schuldverſchreibung anzuſehen, ſo iſt es nach 
der von den Vereinigten Civilſenaten getroffenen Entſcheidung 
auch gerechtfertigt, die Tarifpofition 58 I des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes darauf anzuwenden. Denn nach dieſer Entſcheidung 
kommt es nicht weſentlich darauf an, daß hier nicht ein ziffer⸗ 
mäßig beſtimmter Kapitalbetrag, ſondern fortlaufende Geld⸗ 
leiſtungen den Gegenſtand der vom Kl. übernommenen Ver⸗ 
pflichtung bilden. VII. C. S. i. S. Holländer o. Fiskus vom 
25. Juni 1901, Nr. 168/1901 VII. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

24. Art. 2052, 2053. 

Dem Inhalte nach ſcheint das O. L. G. die Uebereinkunft 
vom 26. Februar 1896 lediglich als ein Schuldanerkenntniß 
der Cheleute Sch. angeſehen zu haben. Es überfieht aber 
dabei, daß durch dieſelbe zugleich die Kl. die Zahlung der 
eingeklagten und anerkannten Schuld in Raten nachgelaſſen hat 
und daß damit die Uebereinkunft ſich als Vergleich kennzeichnet. 
Deshalb hätte es, falls ein Irrthum angenommen wurde, der 
Erörterung bedurft, ob derſelbe für die Wirkſamkeit der 
Uebereinkunft als eines Vergleichs von Bedeutung ſei und ob 
er insbeſondere bei Anwendung des c. c. die Anfechtbarkeit 
des Vergleichs zur Folge habe, was gemäß den Art. 2052, 
2053 und folgenden nur dann der Fall fein konnte, wenn eine 
der daſelbſt beſtimmten Vorausſetzungen als gegeben zu erachten 
wäre. II. C. S. i. S. Pſchorr e. Schapfl vom 25. Juni 1901, 
Nr. 133/1901 II. 

25. Art. 2265. 

Es kann ſich nur fragen, ob, was der B. R. unentſchieden 
gelaſſen hat, eine ſelbſtändige 10 jährige Erſitzung des 
Nießbrauchs oder der Freiheit von einem Nießbrauche 
geſetzlich begründet iſt. Dieſe von der franzöfiſchen Recht⸗ 
ſprechung und Literatur (vergl. die bei Zachariä-Crome $ 205 
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Anm. 3 und 8 212 Anm. 13 angeführte franzoͤſiſche Literatur 
und Baudry Lacantinerie et Tissier: Prescription No. 696) 
bejahte Frage iſt aber weſentlich aus denſelben Gründen, aus 
denen der erkennende Senat in der Sache II. 238/1900 verneint 
hat, daß die Erfitzung des Eigenthums eines mit einer Grund: 
dienſtbarkeit belaſteten Grundſtücks den Erwerb eines un- 
belaſteten Eigenthums begründe, zu verneinen. Der 
Art. 2265 c. c. bezieht ſich feinem Wortlaute nach nur auf 
die Erfitzung des Eigenthums an Grundſtücken, nicht auf Im⸗ 
mobiliarrechte, wozu nach Art. 526 c. c. der Nießbrauch gehört. 
Der Art. 1665 c. 6. ſpricht nur aus, daß der Erwerber auf 
Wiederkauf auch wieder diejenigen verjähren kann, welche Rechte 
oder Hypotheken an der verkauften Sache zu haben behaupten, 
er ſtatuirt aber nicht etwa eine 10 jährige Erfitzung bezüglich 
dieſer Rechte, und um eine 30 jährige Verjährung handelt el 
fih im vorliegenden Falle nicht. Die für die Erloͤſchung von 
Hypotheken durch Verjährung im Art. 2180 c. c. gegebene 
Spezialbeſtimmung kann nicht auf den Nießbrauch ausgedehnt 
werden. Das im Intereſſe der Rechtsficherheit eingeführte pofitiv 
rechtliche Inſtitut der Verjährung (Erfitzung) darf nicht weiter 
ausgedehnt werden, als im Geſetze ausdrücklich 1 it. 
Demnach beſtimmt auch Art. 2264 c. o., daß die Regeln der 
Verjährung in Beziehung auf Gegenſtände, von welchen in dem 
Titel: „Von der Verjährung“ keine Erwähnung geſchehen ift, 
in den Titeln, die fie betreffen, aufgeſtellt find. In dem die 
Beendigung des Nießbrauchs behandelnden Titel enthalten die 
Art. 617 und 618 die Fälle, in welchen der Nießbrauch erliſcht. 
Darunter iſt die 10 jährige Erſitzung nicht aufgeführt, aber 
ausdrücklich als Erlöſchungsgrund vom Gefichtspunkte der Ver⸗ 
jährung aus angegeben der Nichtgebrauch des Rechtes während 
30 Jahren. Das Geſetz kennt alſo eine Erlöſchung des Nich 
brauchs durch 10 jährige Erfitzung, wie ſolche im bezogene 
Art. 2265 vorgeſehen iſt, nicht. II. C. S. i. S. Bram 
und Gen. c. Brenner vom 14. Juni 1901, Nr. e 
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Rechtsanwalt Dr. Emil Santo beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Guſtav Adolf Johannes Claus 
beim Amtsgericht Döbeln; — Rechtsänwalt Arthur Auguft 
Stirl beim Amtsgericht Lichtenſtein; — Rechtsanwalt Alfons 


Prager beim Landgericht Straubing; — Rechtsanwalt 


Ernſt Guftav Jordan beim Amtsgericht Waldheim — 
Rechtsanwalt Julius Butſchbach beim Amtsgericht Alten. 
kirchen; — Rechtsanwalt Richard Frantz beim Amtsgericht und 
Landgericht Greifswald; — Rechtsanwalt Richard Paepcke 
beim Amtsgericht Kolmar i. P.; — geprüfte Rechtspraktikanten 
Dr. Wilhelm Mayer und Karl Frank beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Karl Albert Martin Hauffe 
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anwalt Dr. Walter Guſtav Henze beim Oberlanbeögerifi 
Dresden; — gepr. Rechtspraktikant Karl Börger beim Amt, 
gericht Wertingen; — Rechtsanwalt Dr. Carl Johannes 
Hentfhel und Rechtsanwalt Fritz Adolf Bohriſch bei ber 
Kammer für Handelsſachen und beim Amtsgericht nnaberg; 
— Rechtsanwalt v. Oldenburg beim Landgericht Altona. 


Todesfälle. 


„Rechtsanwalt Soͤnkſen in Flensburg; — Rechtsanwalt 
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Vereinsnachrichten. 

Um jeden Zweifel auszuſchließen, machen wir bekannt, 
daß beſondere Einladungen au die Herren Ehrenmitglieder 
des Vereins zum Auwaltstage nicht ergehen, daß aber 
dieſelben freundlichſt willkommen geheißen werden. 


Antrag des Berichterſtatters Geheimen Juſtizrath 
Dr. Leſſe in Berlin zu Nr. 2 der vorläufigen 
Tagesordnung. 


Es empfiehlt ſich, außer den im § 63 der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung beſtimmten Strafen auch eine zeitweiſe Unterſagung 
der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft, mit der Rechtskraft 
des Urtheils beginnend und längſtens ein Jahr dauernd, 
als ehrengerichtliche Strafe zu geſtatten. 


Begründung. 

In den Motiven zum Entwurfe der Rechtsanwaltsordnung 
wurde bezüglich des Strafenſyſtems des Entwurfes hervor⸗ 
gehoben, daß durch die Feſtſetzung eines Höchſtbetrages von 
3000 Mark für die Geldſtrafe der Uebergang von der Geld⸗ 
ſtrafe zu der Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft derart 
vermittelt iſt, daß ſich keine Lücke fühlbar mache, und bei dieſer 
Auffaſſung verblieb es bei den Beſchlüſſen der Kommiſſion und 
des Plenums des Reichstages. 

Die Frage, ob die Suspenſion als ehrengerichtliche Strafe 
zu empfehlen, iſt indeſſen ſeitdem nicht zur Ruhe gekommen. 
Sie kam auf dem Frankfurter Anwaltstage zur Verhandlung, 
und demnächſt auf dem Anwaltstage zu München im Jahre 
1887, auf dem erſteren mit negativem Erfolge, auf dem 
letzteren wurde ein definitiver Beſchluß nicht erzielt, da 
49 Stimmen für den betreffenden Antrag, 49 Stimmen gegen 
denſelben votirten. 

Auf faft einſtimmige Anregung der Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes der Berliner Anwaltskammer iſt die Frage nun zum 
dritten Male vor den Deutſchen Anwaltstag gekommen. 
Gerade in dem großen Berliner Bezirke hat ſich das praktiſche 
Bedürfniß nach Ausfüllung der heute kaum noch geleugneten 


) Für die Redaktion beſtimmte Sendungen find vorläufig an 
die Verlagshandlung zu richten. 


Lücke im ehrengerichtlichen Strafenſyſtem beſonders geltend 
gemacht. Die mehr als zwanzigjährige Geltungszeit der 
deutſchen Rechtsanwaltsordnung dürfte ausreichen, um ge⸗ 
nügende Erfahrungen in dieſer Frage geſammelt zu haben. 

Schon auf dem Anwaltstage zu München wurden höchſt 
beachtungswerthe Gründe für die Suspenſion angeführt. Vor 
Allem ſei an das Referat unſeres damaligen, uns ſo werthen 
Kollegen Geheimen Juſtizrath Dr. v. Wilmowski erinnert, 
wie er betonte, daß die Geldſtrafe eine volle Bedeutung eigentlich 
nur für Vergehen habe, die aus Eigennutz verübt ſeien, wie 
es aber ſchwere, außergewöhnliche Verletzungen der Anſtands⸗ 
pflicht, Pflichtverletzungen aus außergewöhnlichen Zuſtänden 
gebe, für welche die gänzliche Ausſchließung zu hart ſei, die 
Suspenſion aber ein geeigneter Wink ſein werde, ſich an einem 
anderen Orte niederzulaſſen bezw. mit äußerſter Energie ſich zu 
befleißigen, ähnlicher Verfehlungen für alle Zeit ſich zu ent⸗ 
halten, um die event. nur zu ſicher drohende Ausſchließung zu 
vermeiden. 

Ein hervorragendes Mitglied der rheiniſchen Advokatur 
betonte damals beſonders, wie letztere faſt übereinſtimmend der 
Suspenſion das Wort rede und wie man immer gut daran 
thue in Bezug auf irgend welche Einrichtungen das Wort der⸗ 
jenigen zu berückſichtigen, welche die Einrichtungen Jahre lang 
durchgemacht haben, daß die Rheinprovinz dieſes Strafmittel 
ungefähr 70 Jahre lang bei ſich in Geltung gehabt und da⸗ 
mit zufrieden geweſen ſei. 

Auch zwei Stuttgarter Kollegen ſprachen ſich für die 
Suspenſion als ehrengerichtliches Strafmittel entſchieden aus. 

Seit dem Münchener Beſchluſſe iſt der Mangel einer 
Zwiſchenſtrafe immer mehr empfunden worden. 

Die Geldſtrafe iſt eigentlich keine Ehrenſtrafe und wider⸗ 
ſtrebt es auf dieſelbe zu erkennen, wenn der Fall ſo geartet iſt, 
daß man eine Strafe anderen Charakters ausſprechen möchte, 


ohne gleich zur Ausſchließung zu ſchreiten. In ſchwereren 


Fällen auf eine hohe Geldſtrafe zu erkennen, koſtet eine gewiſſe 
Ueberwindung beſonders dann, wenn man im Voraus weiß, 
daß es bei der Mittelloſigkeit des Beſtraften nicht gelingen 
werde, die Geldbuße beizutreiben, die Beſtrafung alſo in ſolchen 
Fällen nicht in entſprechender Weiſe wirken kann. Derartige 
Fälle ſind nicht ſelten, auch ſolche, wo das Ehrengericht auf 
Ausſchließung erkannt, die höchſte Inſtanz aber in Ermangelung 
einer Zwiſchenſtrafe das Urtheil auf eine hohe Geldſtrafe 
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ermäßigt hat, und nun dem Vorſtande nur übrig bleibt, in 
ganz geringen Abſchlagszahlungen um allmähliche Vollſtreckung 
der Geldſtrafe bemüht zu ſein. 

Solche Erfahrungen veranlaßten den Berliner Vorſtand, 
an den Preußiſchen Herrn Juſtizminiſter im Jahre 1898 den 
Antrag zu richten, eine Reform der Rechtsanwaltsordnung 
dahin herbeizuführen, daß neben der Geldſtrafe die Strafe 
der Entziehung der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft auf Zeit 
eingeführt werde, ſo daß der Disziplinarrichter im einzelnen 
Falle die Wahl habe, die eine oder die andere Strafe zur 
Anwendung zu bringen. Der Herr Juſtizminiſter und der 
Chef des Reichs⸗Juſtizamtes gaben hiervon den Organen der 
Juſtizverwaltung und den Vorſtänden der Anwaltskammern 
mit dem Anheimſtellen Kenntniß, ſich gutachtlich darüber zu 
äußern. 

Ein Theil der Befragten hat ſich hierüber erklärt. Nach 
dieſen Aeußerungen haben in Preußen für die Suspenſion 
die Vorſtände der Anwaltskammern von Berlin, Breslau und 
Celle (wo bekanntlich die Strafe der Suspenſion bis auf die 
Dauer von zwei Jahren bereits früher in Geltung geweſen) 
und Poſen, wenn ſie mit der lokalen Ausſchließung aus dem 
Landgerichtsbezirke verbunden werde, ſich ausgeſprochen. Auch 
der Vorſtand von Cöln hat ſich nicht grundſätzlich gegen dieſe 
Strafe, und außerhalb Preußens die Vorſtände von Hamburg, 
Braunſchweig und Oldenburg für dieſelbe ſich erklärt. Daß 
nach der Art und Größe des Verſchuldens und der daraus 
entſtehenden Nachtheile zu beurtheilen, welche dieſer Strafen, 
ob die Geldſtrafe oder die Suspenſion, zu verhängen, und die 
letztere für die ſchwerere Strafe zu erachten, darüber ſcheint 
eventl. Uebereinſtimmung vorhanden zu ſein. Auch aus den 
Kreiſen der Organe der Juſtizverwaltung iſt mehrfach bemerkt 
worden, daß, wenn auch in ihren Bezirken man mit der Geld⸗ 
ſtrafe ausgekommen, doch in großen Städten, wo komplizirtere 
Verfehlungen vorkommen, das Bedürfniß nach einer Zwiſchen⸗ 
ſtrafe anerkannt werden müſſe. 

Daß in die Rechtsanwaltsordnungen von Frankreich, 
Belgien und Rußland ſtatt der Geldſtrafe die Strafe der Ent⸗ 
ziehung der Ausübung der Advokatur auf höchſtens ein Jahr 
aufgenommen worden, auf welche in den Fällen erkannt wird, 
in denen die Strafe der gänzlichen Ausſchließung zu hart 
erſcheinen würde, und dieſe Abſtufung ſich daſelbſt bewährt 
hat, dürfte bekannt ſein. 

Auch in England wird die Disziplin im Anwaltsſtande 
in ähnlicher Weiſe geübt, bei den sollicitor's durch den 
Obergerichtshof, welcher entweder auf Streichung aus der 
Liſte der sollicitor's oder auf Suspenſion für beſtimmte Zeit 
oder auf Freiſprechung erkennt. Geldſtrafe kommt auch dort 
nicht vor. Die Suspenſion im Gegenſatz zur Streichung 
erfolgt hauptſächlich in leichteren Fällen von Verſtößen gegen 
die Berufspflichten und ferner dann, wenn zwar kein Verſtoß 
gegen eine Berufspflicht, aber ein die Standesehre verletzendes 
Benehmen vorliegt. 

Daß auch bei den barristers die Suspenſion vorkommt, 
habe ich nicht feſtſtellen können. Die Disziplinargewalt über 
den barrister ſteht der Innung zu, welcher er angehört; die 
Strafmittel ſind Verweis oder Entfernung aus der Innung. 
Die letztere Art der Beſtrafung kommt nur äußerſt ſelten vor. 
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Indem die weitere Motivirung der mündlichen Bericht⸗ 
erſtattung vorbehalten bleibt, ſei nur noch bemerkt, daß bei 
den Beſprechungen über unſeren Antrag und auch aus anderen 
Bezirken an Stelle der Suspenſion auf Zeit vorgeſchlagen iſt, 
um auch bei gewiſſen Verfehlungen, welche die Stellung des 
betreffenden Rechtsanwalts in ſeinem Bezirk ſo gut wie un⸗ 
möglich gemacht haben, Abhilfe zu ſchaffen, eine Zwiſchenſtrafe 
beſtehend a 
„in Entziehung der Zulaſſung mit der Wirkung, daß 
der Angeſchuldigte bei den im Urtheil zu bezeichnenden 
Gerichten zur Rechtsanwaltſchaft nicht zugelaſſen werden 
darf,“ 

einzuſchalten. 

Es würde damit eine der Straſverſetzung der Beamten 
analoge Strafe geſchaffen, welche auch den Vorzug habe, 
daß ſie ſeltener als die Suspenſion auf Zeit den wirth⸗ 
ſchaftlichen Ruin des betreffenden Rechtsanwalts nach ſich 
ziehen werde. 

Sicherem Vernehmen nach wird ein dieſen Standpunkt 
vertretendes Amendement zu unſerem Antrage eingebracht 
werden. Die nähere Begründung deſſelben muß abgewartet 
werden. Wenn aber als Grund gegen die Suspenſion auf 
Zeit angegeben wird, daß ſie weſentlich dadurch abgeſchwächt 
werden kann, daß der ſuspendirte Anwalt auf feinem Büreau 
mit den Parteien ſeine Prozeſſe weiterbeſorgen, die Kollegen 
aber feine Termine wahrnehmen würden, ſo erſcheint dieſer 
Grund nicht ſtichhaltig, da, wenn einmal die Suspenſion als 
Strafe eingeführt wird, die Kollegen ſich auch nicht an der 
Umgehung der Folgen derſelben betheiligen dürfen. 

Wenn endlich aber darauf aufmerkſam gemacht wird, daß 
eventuell die Parteien durch die Suspenſion zu doppelter 
Gebührenzahlung genöthigt würden, ſo ließe ſich dem dadurch 
abhelfen, daß entweder dem neu eintretenden Anwalt eine 
verhältnißmäßig geringe Gebühr zu Theil oder der ſuspendirte 
Anwalt für die durch den Eintritt eines neuen Vertreters ent⸗ 
ſtehenden Mehrkoſten verantwortlich gemacht würde. 

So dürfte denn die vorſtehend befürwortete Zwiſchenſtrafe 
den Vorzug haben, da ſie in geeigneter Weiſe den Charakter 
der Ehrenſtrafe mit der Vermögensſtrafe vereinigt. 


Bericht betreffend die Frage einer Ruhegehalts⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechts 


anwälte. 
Von Geheimen Juſtizrath Mecke. 
I. Einleitung. 

Die Herren Rechtsanwalt Dr. Kolſen zu Berlin und 
Genoſſen haben den Vorſtänden des deutſchen Anwaltvereins 
und der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte den Entwurf 
einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte mit dem Antrage vorgelegt, eine Beſchlußfaſſung 
über denſelben in die Wege zu leiten. Der Entwurf iſt zunächst in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1901 Seite 133 veröffentlicht 
und hat feine Bekanntmachung einen Gegenentwurf und ver⸗ 
ſchiedene kritiſche Aeußerungen hervorgerufen; vergl. Juriſtiſche 
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Wochenſchrift Seite 345, 417, 509, 545, 589, 634. Dem Vorſtand 
des deutſchen Anwaltvereins ſchien es angemeſſen, zunächſt über 
die Grundlagen des Entwurfs: Zwangsbeitritt ſämmtlicher 
Rechtsanwälte und reichsbehördliche Aufſicht, Erörterungen zu 
pflegen und von der Bejahung oder Verneinung der Frage durch 
die Vorſtände der Anwaltskammern und den nach Danzig zu 
berufenden Anwaltstag die weiteren Maßnahmen abhängig zu 
machen. Es wurde daher an die Vorſtände der deutſchen Anwalts⸗ 
kammern die Bitte gerichtet, ſich darüber auszusprechen, ob die 
Errichtung einer ſolchen Kaſſe mit Zwangsbeitritt und reichs⸗ 
behördlicher Aufſicht befürwortet werde. Von einer Befragung 
der einzelnen deutſchen Anwälte durch Vertheilung von Frage⸗ 
bogen wurde im Hinblick auf das klägliche Ergebniß der im 
Jahre 1895 ſtattgehabten Erhebung um ſo mehr Abſtand ge⸗ 
nommen, als die Vorſtände der Anwaltskammern den geeigneten 
Falls in Anſpruch zu nehmenden Reichs⸗ und Landesbehörden 
als die geſetzlichen Vertretungen der Rechtsanwälte zu gelten 
haben. 
Es haben ſich nun ausgeſprochen für die Errichtung einer 
Kaſſe mit Zwangsbeitritt die Vorſtände der Anwaltskammern 
zu Bamberg, Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Celle, Darmſtadt, 
Karlsruhe, Kiel, Königsberg, Marienwerder, München, Naum⸗ 
burg, Poſen, Stettin, Zweibrücken. Gegen die Errichtung haben 
geſtimmt die Anwaltskammern beim Reichsgericht, zu Breslau, 
Cöln, Colmar, Dresden, Frankfurt, Hamburg, Jena, Nürnberg, 
Oldenburg, Roſtock. Die Erklärung iſt vorbehalten von 
Stuttgart. 

Um die Angelegenheit erſchöpfend zu erörtern, iſt von dem 
Berichterſtatter der anliegende Entwurf verfaßt, welcher in An⸗ 
lehnung an das Reichsverſicherungsgeſetz die Gewährung von 
Ruhegehalt, Wittwen⸗ und Waiſengeld auf den Bedürfnißfall 
beſchränkt. Dieſer Entwurf wurde abgelehnt von den Vor⸗ 
ſtänden der Anwaltskammern beim Reichsgericht, zu Frankfurt, 
Hamburg, Kiel, Königsberg, Poſen, Marienwerder; gebilligt 
von den Vorſtänden der Anwaltskammern zu Darmſtadt und 
Hamm; die übrigen Vorſtände waren wegen Kürze der Zeit 
bei dem nahen Beginn der Gerichtsferien nicht im Stande, ſich 
zu äußern. 


II. Autrag. 


Es wird beantragt, den vorgelegten Entwurf abzulehnen 
und auszusprechen: die Errichtung einer Kaſſe mit Zwangs⸗ 
beitritt und reichsbehördlicher Aufſicht iſt nicht zu empfehlen. 


III. Begründung. 


Wie die Auskünfte der Kammervorſtände ergeben haben, 
it ein anſehnlicher Theil derſelben gegen die Errichtung der 
geplanten Kaffe, und es iſt anzunehmen, theilweiſe auch aus⸗ 
geſprochen, daß die betreffenden Kammermitglieder die Auffaſſung 
ihrer Vorſtände theilen. Bei dieſer Sachlage iſt nicht voraus⸗ 
zuſetzen, daß die verbündeten Regierungen und der Reichstag 
zu einer Einrichtung übergehen würden, die ſich als eine Ver⸗ 
gewaltigung einer jedenfalls ſehr erheblichen Minderheit dar⸗ 
ſtellen würde. Die ſchweren Bedenken, welche gegen die vor⸗ 
geſchlagene geſetzliche Regelung erhoben werden müſſen, find in 
dem beifolgenden Gutachten des Vorſtandes der Anwaltskammer 
zu Dresden in einer vortrefflichen und erſchöpfenden Weiſe klar⸗ 
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gelegt. Hervorgehoben mag nur werden, daß es unbillig und 
unausführbar iſt, einer großen Zahl von Rechtsanwälten die 
Zahlung einer Jahresprämie von 200 Mark zuzumuthen, um 
dadurch ein immerhin kärgliches Ruhegehalt oder Wittwen⸗ 
und Waiſengeld zu erlangen. Der Arme kann die Prämie 
nicht erſchwingen und der Wohlhabende hat nicht nöthig, ſie 
aufzuwenden. Der Gedanke der Errichtung der Kaſſe iſt gegen⸗ 
über der Entwickelung des Verſicherungsweſens überhaupt nicht 
mehr als berechtigt anzuerkennen. Der einzige Vortheil wäre, 
daß die Kaſſe den eigenthümlichen Verhältniſſen des Anwalts⸗ 
ſtandes angepaßt und ehrenamtlich verwaltet würde. Der Ge⸗ 
winn wäre aber nicht ſo beträchtlich, um die Errichtung eines 
ſo gewaltigen Apparats zu rechtfertigen. 

Der von dem Berichterſtatter verfaßte Entwurf verlangt 
nur einen mäßigen Jahresbeitrag und die in dem Entwurf 
vorgeſehenen Nachſchüſſe könnten wegfallen, ohne die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Kaſſe zu beeinträchtigen. Der Entwurf beſchränkt 
die Leiſtungen der Kaſſe auf den Bedürfnißfall und inſofern 
trägt er den thatſächlich im Anwaltſtande beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſen Rechnung. Aber derſelbe ruft das ſchwere Bedenken 
hervor, daß er das leichtſinnige Eintreten in den Stand und 
die Gründung einer Familie mit unzureichenden Mitteln, über⸗ 
haupt aber ein wirthſchaftlich falſches Leben befördern würde. 
Es wird auch nicht ohne Grund geltend gemacht, daß die 
ehrenamtliche Thätigkeit der Vorſitzenden von Anwaltskammern, 
die der Entwurf vorſieht, eine allzu ſtarke Zumuthung ſei. 

Nach alledem iſt es das Verſtändigſte, es bei den be⸗ 
ſtehenden Schutzeinrichtungen zu belaſſen und letztere weiter zu 
entwickeln. Es muß aber daran feſtgehalten werden, daß 
keinem Anwalt ein Recht auf Unterſtützung und Verſorgung 
der Hinterlaſſenen verbrieft wird; denn ſobald dieſes geſchähe, 
würde die Hülfskaſſe eine Verſicherungsanſtalt werden und den 
Beſtimmungen des Geſetzes über Privatverſicherungen mit allen 
ſeinen Schwierigkeiten unterworfen werden. Es iſt auch that⸗ 
ſächlich ohne Belang, ob den Mitgliedern der Kaſſe ein förm⸗ 
liches Recht zugeſprochen wird oder nicht; denn noch niemals 
hat ein Bedürftiger oder haben die bedürftigen Hinterlaſſenen 
vergeblich bei der Kaſſe um Unterſtützung gebeten. Die Unter⸗ 
ſtützungen ſind allerdings nicht reichlich, aber doch genügend 
und entſprechen meiſtens den Vorſchlägen der Kammervorſtände. 
Wo Ablehnungen erfolgen, geſchehen ſie mit gutem Grunde. 
So z. B. Anträge von Geſchwiſtern, Stiefkindern, geſchiedenen 
Ehefrauen werden als nicht ſatzungsgemäß abgelehnt. Dar⸗ 
lehnsgeſuche gegen Verpfändung von Lebensverſicherungspolicen 
oder gar Mobiliar werden ebenfalls als außerhalb des Bereichs 
der Hülfsthätigkeit liegend betrachtet. Nach den bisherigen Ver⸗ 
hältniſſen liegt kein Grund zu der Annahme vor, es müſſe 
einmal zur Erhöhung des Jahresbeitrags von 20 Mark ge⸗ 
ſchritten werden. Sollte der Unterſtützungsfonds einmal zur 
Deckung des Jahresbedürfniſſes nicht ausreichen, was keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen iſt, weil der Beharrungszuſtand erſt mit 
30 Jahren erreicht wird, ſo bietet ſich in der Zuhülfenahme 
der Jahreszinſen des Kapitalgrundſtocks ein zuverläſſiges Mittel, 
das Fehlende zu ergänzen. Die Satzungen der Hülfskaſſe 
können jederzeit in der Weiſe geändert werden, daß dem Vor⸗ 
ſtand das Recht gegeben wird, die Jahreszinſen oder einen 
Theil derſelben durch Beſchluß dem Unterſtützungsfonds zu 
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überweiſen. Im Uebrigen hat der Vorſtand mit dem Maß 
der bewilligten Unterſtützungen durchaus keine ſchlechten Er⸗ 
fahrungen gemacht. 

Nach dem Vorſtehenden iſt auf die Einzelnheiten des vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurfs nicht einzugehen. 


An 
den Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins 
(zu Händen des Vorſitzenden Herrn Geheimen Juſtizrath Mecke) 
in Leipzig. 

Der geehrte Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat 
uns einen von Berliner Kollegen verfaßten Entwurf eines 
Geſetzes betreffend die Errichtung einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe für Rechtsanwälte mit dem Erſuchen um 
Aeußerung darüber, ob die Errichtung einer ſolchen Kaſſe mit 
Zwangsbeitritt und reichs behördlicher Aufſicht von 
uns befürwortet wird, überſendet und dabei die Abſicht aus⸗ 
geſprochen, dieſe Frage dem nächſten Anwaltstage vorzulegen, 
und im Bejahungsfalle eine Hauptverſammlung der Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte zu berufen, in der über den Ent⸗ 
wurf beſchloſſen werden ſoll. 

Anſcheinend wird hierbei vorausgeſetzt, daß ein die Frage 
bejahender Mehrheitsbeſchluß des Anwaltstags die faſt immer 
ſchwach beſuchte Generalverſammlung der Hülfskaſſe beſtimmen 
wird, ſich für ein Geſuch um reichsgeſetzliche Regelung zu 
erklären. 

Damit wird ein neuer Weg betreten, um den Plan der 
Errichtung einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für 
Rechtsanwälte ſeiner Verwirklichung zuzuführen. 

Bisher war innerhalb des Vorſtands der Hülfskaſſe die 
Meinung vorherrſchend, daß der Anwaltſtand im Großen und 
Ganzen einig ſein müſſe, bevor an Schritte zur Herbeiführung 
eines geſetzlichen Zwanges gedacht werden könne. Um über 
die Anſichten der Kollegen eine möglichſt umfaſſende Kenntniß 
zu erlangen, ließ der Vorſtand der Hülfskaſſe an ſämmtliche 
Anwälte nach vorheriger Ueberſendung umfänglicher Druck⸗ 
ſchriften (Geſetzentwürfe mit Begründung, auf verſicherungs⸗ 
techniſcher Grundlage ausgearbeitete Tarife und dgl. m.) im 
November 1895 Fragebogen ergehen, welche durch Aufſtellung 
von 16 Fragepunkten zur Erklärung über die Unbedenklichkeit 
des Zwangsbeitritts und über die bei der Einrichtung einer 
Zwangskaſſe zu beobachtenden Grundſätze aufforderten. Zu⸗ 
gleich wurden die Vorſtände der Anwaltskammern zur Abgabe 
von Gutachten veranlaßt. 

Von den letzteren erklärten ſich 14 für die Errichtung 
einer Kaſſe mit Zwangsbeitritt, 8 ſtimmten dagegen, 4 ent⸗ 
hielten ſich einer Meinungsäußerung. 

Der Plan, vermittelſt der Fragebogen einen Ueberblick 
über die Anſicht jedes einzelnen Anwalts zu erlangen, ſcheiterte 
vollſtändig. Nur etwa ein Sechſtel der damals zugelaſſenen 
deutſchen Rechtsanwälte hat die Fragebogen ausgefüllt. Die 
Zahl der Bejahungen verhält ſich zu den Verneinungen un⸗ 
gefähr wie 56,5 zu 43,5. 

An die Mittheilung dieſer Ergebniſſe in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1897 S. 505 knüpfte Herr Geheimer Juſtizrath 
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Mecke folgende nach unſerer Anſicht völlig zutreffende Be⸗ 
merkungen: 

Die vorſtehenden Zahlenaufſtellungen ergeben, daß 
von einer Einmüthigkeit der deutſchen Anwaltſchaft be⸗ 
züglich der Schaffung einer Zwangskaſſe nicht die Rede 
ſein kann. Ein ſehr erheblicher Bruchtheil der Kollegen 
hat ſich überhaupt nicht erklärt und die Zahl der Ver⸗ 
neinungen iſt verhältnißmäßig beträchtlich. Nur bei 
vollkommener Uebereinſtimmung des Standes 
könnte aber der Verſuch unternommen werden, 
die geſetzgebenden Gewalten für den Plan der 
Einrichtung von Zwangskaſſen zu gewinnen. 
Da dieſer Plan, wie das beigefügte eingehende Gut⸗ 
achten der Anwaltskammer zu Dresden zeigt, an ſich 
nicht unbedenklich iſt, ſo muß von demſelben Abſtand 
genommen werden. Damit erledigt ſich auch die Be⸗ 
ſchlußfaſſung über zwei von Kollegen eingebrachte Geſetz⸗ 
entwürfe. Eine Kaſſe mit freiwilligem Beitritt zu ſchaffen, 
empfiehlt ſich noch weniger. Auch auf die Errichtung 
einer Unterſtützungskaſſe mit Zwangsbeitritt, welche 
einige Kollegen, die ſich gegen die Ruhegehalts⸗ u. |. w. 
Kaſſe mit Zwangsbeitritt ausgeſprochen haben, be⸗ 
fürworten, muß verzichtet werden. Selbſt in dieſer 
Hinſicht fehlt es an der erforderlichen Einmüthigkeit. 

Das Einzige, was geſchehen kann, iſt die Umbildung 
der beſtehenden Hülfskaſſe in eine andere kräftig wirkende 
Kaſſe mit freiwilligem Beitritt. 

Seitdem hat ſich, ſoviel wir ſehen können, nichts Welt: 
liches geändert. 

Daß diejenigen Freunde des Zwangs, welche die Bes 
rückſichtigung einer wenn gleich noch ſo anſehnlichen Minderheit 
der abgegebenen Stimmen und einer erdrückenden Mehrheit der 
Stimmenthaltungen um der guten Sache willen nicht als an⸗ 
gezeigt betrachten, von Zeit zu Zeit neue Anläufe machen 
würden, um die Angelegenheit in Fluß zu bringen, war vor⸗ 
auszuſehen. So wie jetzt von mehreren Kollegen ein Geſez⸗ 
entwurf verfaßt worden iſt, ſo waren auch damals von Kollegen 
Geſetzentwürfe eingebracht worden. Durch ſolche mühevolle 
und verdienſtliche Arbeiten Einzelner wird aber die Einmüthig⸗ 
keit nicht erſetzt, welche damals fehlte und, wie wir annehmen 
müſſen, auch heute noch fehlt. Von Maſſenkundgebungen aus 
den Kammerbezirken, welche mit überwiegender Mehrheit (wie 
z. B. Hamburg mit ½1 der abgegebenen Stimmen) ſich gegen 
den Zwang erklärten, haben wir nichts gehört. 

Wir vermögen aber auch nicht einem Beſchluß des Deutſchen 
Anwaltstags in dieſer Frage ein ſo durchſchlagendes Gewicht 
beizulegen, daß damit die Angelegenheit bis auf die Beſchluß⸗ 
faſſung der Hülfskaſſe ohne Weiteres als abgemacht angeſehen 
werden könnte. Es handelt ſich hier um die Empfehlung einer 
geſetzgeberiſchen Maßregel, durch welche ein großer Theil der 
deutſchen Anwälte zu etwas gezwungen werden ſoll, was ſie 
nicht wollen. Dies geht unſeres Erachtens über die Aufgabe 
hinaus, welche der Deutſche Anwaltstag zu erfüllen hat. Seine 
Beſchlüſſe werden regelmäßig von einem verhältnißmäßig ge⸗ 
ringen Bruchtheil der Geſammtheit gefaßt und feine Zuſammen⸗ 
ſetzung hängt, wie Herr Geheimer Juſtizrath Dr. Leſſe in 
einer neuerdings an die Kammervorſtände gelangten Denkſchrift 
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dar. 


XXX. Jahrgang. 


überzeugend ausgeführt hat, ganz weſentlich von dem Ort ab, 
an welchem er tagt. Der für dieſes Jahr beſtimmte, ſo ziemlich 
an der nordöſtlichen Ecke des Deutſchen Reiches gelegene Ver⸗ 
ſammlungsort Danzig, welcher von dem entgegengeſetzten Grenz⸗ 
ort Konſtanz über 1 000 Kilometer in der Luftlinie entfernt iſt, 
läßt eine Betheiligung erwarten, bei welcher ganz überwiegend 
die Anſichten norddeutſcher Kollegen zum Ausdruck kommen 
werden. 

Der Deutſche Anwaltstag iſt nicht Willens organ der 
deutſchen Anwaltſchaft in dem Sinne, daß ſeine Beſchlüſſe mit 
dem Willen der Geſammtheit ſich decken. Dies würde entweder 
auf eine Fiktion oder auf eine Regierungsgewalt hinauskommen, 
und für beides fehlt jeder Anhalt. Damit wird ſelbſtverſtändlich 
die hohe Bedeutung, welche die Beſchlüſſe des Anwaltstages 
vermöge ihrer anregenden Wirkung nach innen und nach 
außen haben, nicht herabgeſetzt. 

Sollte der Deutſche Anwaltstag ſich für den Beitritts⸗ 
zwang erklären, fo würde daraus nicht folgen, daß die deutſche 
Anwaltſchaft darüber einig iſt. 

Ebenſo wenig könnte aus einem Beſchluſſe der General⸗ 
verſammlung der Hülfskaſſe ein Schluß auf die Einmüthigkeit 
des Standes gezogen werden. Daß nicht einmal die Geſammt⸗ 
heit der Mitglieder der Hülfskaſſe, welcher ungefähr / der 
deutſchen Rechtsanwälte angehören, die Gründung einer 
Zwangskaſſe will, folgt aus dem mit den Fragebogen er: 
zielten negativen Ergebniß. Ein Generalverſammlungsbeſchluß 
der Hülfskaſſe macht die Ermittelung des wirklichen Willens 
der deutſchen Anwälte über dieſe, jeden Einzelnen per⸗ 
ſönlich berührende Frage nicht entbehrlich. 

Auf dem in Ausſicht genommenen Wege wird daher 
unſeres Erachtens nur neues Material zur Löſung des Pro⸗ 
blems gewonnen, nicht aber die Löſung ſelbſt erreicht werden 
können. 

Wir ſelbſt ſtehen unverändert auf dem Boden unſeres in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1897 Seite 506 flg. abgedruckten 
Gutachtens vom 6. März 1897 und bekennen uns demgemäß 
als Gegner des reichsgeſetzlichen Beitrittszwangs 
und der Reichs aufſicht in jeder Form. 

Auf die Gründe des Gutachtens nehmen wir Bezug und 
fügen Folgendes hinzu. 

1. 

Formell betrachtet iſt die Geſetzgebung allmächtig. Es 
iſt aber eine Forderung der Gerechtigkeit und Billigkeit, daß 
ſie innerhalb desjenigen Gebiets, auf welchem die freie Ent⸗ 
ſchließung des Einzelnen zu ſchalten und zu walten hat, ſich 
eines Zwanges ſo lange enthält, als nicht ein unabweisbares 
öffentliches Intereſſe den Zwang als unumgänglich nothwendig 
erſcheinen läßt. | 

Für die Zwangseinrichtung, deren Verwirklichung ein 
Theil der deutſchen Anwälte gegen den Willen der übrigen 
durch Anrufung der geſetzgebenden Gewalten des Deutſchen 
Reichs anſtreben zu ſollen glaubt, fehlt es, ſoviel wir ſehen, 
an einem gleichartigen Vorgang. 

Als ein ſolcher kann die Bayriſche Verordnung vom 
27. Juni 1808, durch welche eine Penſionsanſtalt für die 
Wittwen und Waiſen der Advokaten des Königreichs Bayern 
mit Beitrittszwang für alle damals zugelaſſenen und weiter 
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zuzulaſſenden Advokaten ins Leben gerufen wurde, nicht an⸗ 
geſehen werden. Dieſe Verordnung ſtammt aus der Zeit des 
wohlmeinenden Abſolutismus, welcher auf weiten Lebens⸗ 
gebieten die Bevormundung der Unterthanen zu ihrem eigenen 
Beſten und um des Staatswohls willen ſich zur Aufgabe 
machte. Auch ſtanden damals die Bayriſchen Advokaten, 
welche das Prädikat „Königlich“ führten und von der Juſtiz⸗ 
verwaltung „ernannt“ wurden, unter Staatsaufſicht. Mit 
der Einführung der Reichsjuſtizgeſetze wurde durch Geſetz vom 


18. Auguſt 1879 der Beitrittszwang für alle nach dem Inkraft⸗ 


treten der Rechtsanwaltsordnung zuzulaſſenden Anwälte, welche 
nicht ſchon vorher zu Königlichen Advokaten ernannt waren, 
aufgehoben. Augenſcheinlich lag dem die Erkenntniß zu Grunde, 
daß der Verſicherungszwang mit der durch die Rechtsanwalts⸗ 
ordnung geſchaffenen neuen Organiſation des Anwaltſtandes, 
insbeſondere mit den Grundſätzen der Freigebung der Anwalt⸗ 
ſchaft und der lediglich durch gewählte Standesgenoſſen zu 
übenden Aufſicht unvereinbar iſt. 

Daß die in manchen Staaten wohl noch beſtehenden, in 
Sachſen ſeit längerer Zeit abgeſchafften Gehaltsabzüge für die 
Staatsdienerpenſionsanſtalten keinen Vergleichungspunkt bieten, 
bedarf nicht der näheren Ausführung. 

Ebenſo wenig kann die ſozialpolitiſche Geſetzgebung, welche 
die Arbeiter dem Zwange zur Verſicherung gegen Krankheit, 
Unfälle, Invalidität und Alter unterwirft, zur Vergleichung 
herangezogen werden. Dieſe Geſetzgebung, welche auf dem⸗ 
ſelben Grundgedanken beruht, wie die öffentliche Armenpflege, 
bezweckt den Schutz der beſitzloſen Arbeiter, der wirthſchaftlich 
Schwachen, gegen Noth und Elend. Es handelte ſich um die 
Heilung tiefgreifender Schäden, welche die öffentliche Ordnung 
bedrohten. Die Opfer, welche den Arbeitern zur Erreichung 
dieſes Zwecks auferlegt werden, finden ihre Ausgleichung in 
den ſehr erheblichen Beiträgen, welche die Arbeitgeber zu leiſten 
haben. Der Verſicherungszwang iſt daher für die Betheiligten 
eine Wohlthat. en 

Der Anwaltſtand iſt aber nicht wirthſchaftlich ſchwach; er 
ſelbſt wird weit entfernt ſein, ſich dafür auszugeben. Die 
Mittel zur Sicherung ihrer Zukunft haben die Anwälte ohne 
jede Beihülfe von dritter Seite aufzubringen. Der Umſtand, 
daß einzelne Mitglieder des Standes dieſe Fürſorge unterlaſſen, 
rechtfertigt nicht die geſetzliche Einführung eines auch die 
Vorſichtigen einſchließenden geſetzlichen Verſicherungszwangs, 
welcher als ein Zwang zur reinen Selbſthülfe ſich dar⸗ 
ſtellen würde. 

Zur Begründung der ſtaatsrechtlichen Zuläſſigkeit eines 
geſetzlichen Verſicherungszwangs wird in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1894 Seite 333, 334 Folgendes bemerkt: 

Das Anſehen des Standes erfordert, daß auch die⸗ 
jenigen, welche wegen geſundheitlicher Bedenken für 
Alter und Todesfall zu ſorgen außer Stande ſind, 
und die keineswegs geringe Zahl derjenigen, welche in 
der Fürſorge läſſig ſind, geſchützt werden. Das Reich, 
deſſen Intereſſe an der Erhaltung eines geachteten und 
tüchtigen Anwaltſtandes klar vorliegt, würde gewiß 
ſeine Hand dazu bieten, wenn ſonſt die Einrichtungen 
der Kaſſe ſich zweckentſprechend geſtalten ließen. In 
dem Intereſſe des Reichs und des Standes iſt auch 
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die Berechtigung zum Zwange begründet. Allerdings 
könnte man in dieſem Zwang eine gewiſſe ſtaatliche 
Bevormundung finden. Allein das mindert nicht die 
Berechtigung zum Zwang. Das Reich, im Uebrigen 
die Rechtsanwaltſchaft freigebend, ſchreibt gewiſſe Grund⸗ 
bedingungen vor, welche behufs Erlangung der Zu⸗ 
laſſung erfüllt werden müſſen, und es iſt nicht abzuſehen, 
warum zu dieſen nicht die Verpflichtung ſollte gehören 
dürfen, gewiſſe jährliche Geldleiſtungen zu machen, für 
welche dann in ſpäterer Zeit die Gegenleiſtung folgt. 
Die innere Berechtigung zum Zwange folgt aus dem 
Umſtande, daß die Erwerbsthätigkeit des Rechtsanwalts 
kein feſtes Jahreseinkommen ſichert und die Verſuchung 
beſteht, nach einer günſtigen Tageseinnahme die Tages⸗ 
ausgaben zu bemeſſen, ohne auf die Möglichkeit magerer 
Zeiten Rückſicht zu nehmen. 

Wir vermögen aber weder aus der dem Reiche gebotenen 
Füglichkeit, die Zulaſſung an Bedingungen zu knüpfen, noch 
aus den Mißſtänden, welche die Unſicherheit des Einkommens 
der Rechtsanwälte zur Folge haben kann, die formale und 
die ſachliche Berechtigung zu einem Zwange herzuleiten, in 
welchem wir eine mit dem Grundſatze der Freigebung der 
Anwaltſchaft im Widerſpruch ſtehende ſtaatliche Bevormundung 
zu erblicken haben. 

Die Zulaſſung iſt nicht eine Anſtellung, ſie gewährt dem 
Anwalt kein Sonderrecht, ſie geſtattet ihm nur, ſich durch 
eigene Kraft eine geachtete und geſicherte Stellung zu erringen. 
Der Anwaltszwang bei den Kollegialgerichten, welcher in 
Laienkreiſen als ein Privilegium angeſehen wird, iſt nicht um 
der Anwälte willen eingeführt, ſondern zu dem Zwecke, um 
den Kollegialgerichten eine ihrer Beſtimmung entſprechende 
Rechtspflege zu ermöglichen. Und wenn der Anwaltszwang 
den Anwälten thatſächlich Vortheil bringt, ſo zahlen ſie den 
Gegenwerth reichlich in Geſtalt der mit jedem Jahre wachſen⸗ 
den und neuerdings durch die Ausdehnung auf die freiwillige 
Gerichtsbarkeit noch geſetzlich erweiterten Armenlaſt, welche 
keinem anderen Berufsſtande zugemuthet wird. 

Die Rechtsanwaltsordnung liefert für einen Zwang, wie 
er hier in Frage ſteht, keinen Anhalt. Die Bedingungen der 
Zulaſſung betreffen insgeſammt die perſönlichen Verhältniſſe 
des Antragſtellers, wie ſie zur Zeit der Entſcheidung über den 
Antrag auf Zulaſſung vorliegen. Der Plan, die Zulaſſung 
an die Uebernahme fortlaufender Geldleiſtungen zu knüpfen, 
iſt etwas vollſtändig Neues, was in die Rechtsanwaltsordnung 
nur auf Koſten ihrer Grundgedanken hineingebracht werden 
könnte. In der Gebührenordnung vom 20. Mai 1898 hat 
das Beſtreben, jeden Anflug ſtaatlicher Bevormundung von 
dem Anwaltsſtande fern zu halten, einen beſonders deutlichen 
Ausdruck gefunden. Ueber die unvermeidlichen Nachtheile des 
Bauſchſyſtems war man ſich vollſtändig klar. Man nahm ſie 
in den Kauf, weil die Freiheit des behördlichen Ermeſſens bei 
der Feſtſetzung von Koſtenrechnungen möglichſt eingeengt und 
damit die Unabhängigkeit des Anwaltſtandes von dem Wohl⸗ 
wollen der Gerichtsbeamten gewährleiſtet werden ſollte. 

Der Grund, daß durch den Verſicherungszwang im In⸗ 
tereſſe des Anſehens des Standes die mit der Unſicherheit des 
anwaltſchaftlichen Einkommens verbundenen Gefahren abge⸗ 
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wendet werden ſollen, dürfte zu viel beweiſen. Mit Erwägungen 
ganz ähnlicher Art wird man jeden beliebigen Zwang recht⸗ 
fertigen können. In ganz beſonders hohem Grade wird das 
Anſehen des Standes dadurch gefährdet, daß Anwälte, ſei es 
mit oder ohne Schuld, weniger einnehmen, als ſie zu ſtandes⸗ 
gemäßer Lebenshaltung brauchen oder aus Leichtſinn einen ihr 
Einkommen überſteigenden Aufwand machen und auf dieſe 
Weiſe in Vermögensverfall gerathen. Gegen dieſe Gefahr 
giebt es keine Verſicherung. Auch die eifrigſten Verfechter eines 
ſtaatlichen Zwangs werden einer Aufſicht über die Wirth⸗ 
ſchaftsführung und den Aufwand der Anwälte nicht das Won 
reden wollen. Geräth ein Anwalt in Zahlungsverlegenheit, 
ſo wird ſie durch die an ihn herantretende vollſtreckbare Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung eines jährlichen Verſicherungsbeitrags 
von 200 bis 300 Mark erheblich geſteigert. Diejenigen Herren 
Kollegen, welche eine wiederkehrende Zahlungspflicht von dieſer 
Höhe als etwas ziemlich Gleichgültiges, leicht zu Ertragendes 
betrachten, möchten den Verhältniſſen der nicht gar ſo ſelten 
zu findenden Anwälte, welche auch bei ſparſamer Wirthſchaft 
mit ihrem Einkommen knapp ausreichen, ein genaueres Studium 
widmen. 

Es würde auch gar nicht zweckmäßig ſein, der ebenſo 
verbreiteten als unrichtigen Meinung, daß der Anwalt mit 
ſpielender Leichtigkeit reichlichen Erwerb zu erzielen im Stande 
iſt, irgend welchen Vorſchub zu leiſten. Darin würde zugleich 
ein innerer Widerſpruch mit der Annahme liegen, daß die ge⸗ 
plante zwangsweiſe Verſorgung gegen Noth und Elend der 
Anwälte und ihrer Hinterbliebenen ein allgemeines öffentliches 
Bedürfniß iſt. Wäre es richtig, daß eine jährliche Laſt von 
200 — 300 Mark für jeden Anwalt eine Kleinigkeit ift, fo 
müßte Jeder ſchon innerhalb der Karenzzeit, die nach unſerer 
Anſicht, wie bei den Staatsbeamten, nicht unter 10 Jahren 
zu bemeſſen iſt, in der Lage fein, auch ohne Zwangskaſſe ſich 
und die Seinigen gegen Mangel zu ſchützen. 

Zu einem Eingreifen des Reichs liegt ſo lange kein Anlaß 
vor, als, wie thatſächlich der Fall, eine leiſtungsfähige Unter⸗ 
ſtützungskaſſe beſteht, welche dringenden Bedürfniſſen abhilſt. 
Der Umſtand, daß ſie nur die Anwartſchaft auf eine nach dem 
vorhandenen Bedürfniſſe zu bemeſſende Unterſtützung, nicht 
aber einen von der Bedürftigkeit unabhängigen Rechtsanſpruch 
gewährt, iſt für das bei einer reichsgeſetzlichen Regelung in 
Betracht kommende öffentliche Intereſſe ohne weſentliche Be⸗ 
deutung. Umgekehrt ſoll das Eingreifen der Geſetzgebung, 
ſoweit es überhaupt als berechtigt gelten könnte, nicht weiter 
gehen, als das zwingende Bedürfniß erfordert: Anwälte mi 
geringem Einkommen zur Leiſtung ſchwer erſchwinglicher 
Zahlungen zu zwingen, damit auch den reichen Kollegen ein 
Rechtsanſpruch auf Penſion geſichert werden kann, iſt nicht 
gerecht. 

Die formale Erwägung, daß das Reich die Bedingungen 
der Zulaſſung und demgemäß auch den Verſicherungszwang 
vorſchreiben kann, paßt nur auf die künftig zuzulaſſenden, nicht 
auf die bereits zugelaſſenen Rechtsanwälte. Um dieſen bei⸗ 
zukommen, müßte daher ein neuer Grund gefunden werden. 
Wir haben uns vergeblich bemüht, einen ſolchen Grund zu 
entdecken. Die Fragen aber, welche ſich an die Stellung der 
bereits zugelaſſenen Rechtsanwälte einer etwa zu gründenden 
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Zwangskaſſe gegenüber knüpfen, ſind von ſolcher Tragweite, 
daß wir ihnen weiter unten einen beſonderen Abſchnitt unſeres 
Gutachtens zu widmen gedenken. 

Wenn in den vorſtehenden Bemerkungen der Nachweis 
unternommen worden iſt, daß für die Geſetzgebung eine ge⸗ 
gründete Veranlaſſung zur Einführung des Verſicherungs⸗ 
zwanges nicht vorliegt, ſo drängt ſich weiter 


2. 
die Frage auf: 
Liegt es im Intereſſe des Anwaltſtandes, daß die geſetz⸗ 
gebenden Gewalten des Deutſchen Reichs von einem 
Theile der Anwälte um geſetzliche Feſtlegung des 
Verſicherungszwanges angegangen werden? 

Wir haben dieſe Frage zu verneinen. | 

Es iſt ſchon an ſich ein nicht wohlthuendes Schaufpiel, 
wenn ein Theil der Anwälte die Geſetzgebung gegen die 
Uebrigen zu Hülfe ruft, um dieſe zwangsweiſe zu Anſichten 
und zu Plänen zu bekehren, welche man in das Gebiet der 
res merae facultatis fallend anzuſehen pflegt. Die Außen⸗ 
welt wird in dieſem Vorgehen nicht einen Beweis der 
Kollegialität erblicken, durch welche der Anwaltſtand anderen 
als Muſter voranleuchtet. Man wird dadurch um ſo mehr 
überraſcht ſein, als durch den Vorſtoß, wenn er von Erfolg 
begleitet iſt, der Grundſatz der Freiheit der Anwaltſchaft durch⸗ 
brochen wird. 

Ja man darf ſogar die Gefahr einer Spaltung innerhalb 
der Anwaltſchaft als nicht ganz außer dem Bereiche der 
Möglichkeit liegend in's Auge faſſen. Die Anwälte ſind ge⸗ 
wöhnt, ſich in Ausübung ihres Berufs unter einander zu 
ſtreiten, ohne daß das kollegiale Verhältniß dadurch be⸗ 
einträchtigt wird. Auch wird bei dem Anwalte durch den 
Beruf die Fähigkeit ausgebildet, ſich Mehrheitsbeſchlüſſen ruhig 
zu fügen. Hier handelt es ſich aber um einen Gegenſtand, 
der ſich nach unſerer Anſicht überhaupt nicht zur Entſcheidung 
durch Mehrheiten eignet. Wenn ein Theil der Berufsgenoſſen 
dem andern in Bezug auf deſſen Privatwirthſchaft Geſetze 
vorſchreiben will, ſo wird der andere Theil, bei aller An⸗ 
erkennung der guten Abſicht, ſich auch einer Mehrheit nicht 
fügen. Und wenn die Einen, um ihren Willen durchzuſetzen, 
die Geſetzgebung gegen die Andern anrufen, ſo bleibt den 
Andern nichts übrig, als bei der nämlichen Geſetzgebung gegen 
die Einen zu agitiren. 

Dem Anſehen des Anwaltſtandes nach außen wird damit 
nicht genützt. 

Dieſe Wirkung kann es aber auch nicht haben, wenn den 
geſetzgebenden Gewalten vor der Oeffentlichkeit die Sache ſo 
dargeſtellt wird, als drohe dem Gemeinwohl durch das leicht⸗ 
ſinnige Gebahren eines Theils der Anwälte mit ihrem Ein⸗ 
kommen eine ernſte Gefahr, welche nur durch Zwangsmaßregeln 
beſeitigt werden könne. Das Vertrauen zu den Anwälten, 
welches weſentlich auf der Gewißheit beruht, daß bei ihnen 
Gelder ficher aufgehoben find, kann dadurch nur erſchüttert 
werden. 

Soweit aber den aus dem Leichtſinn der Einzelnen ent⸗ 
ſtehenden Mißſtänden durch die Zwangskaſſen abgeholfen werden 
ſoll, birgt das Heilmittel eine neue Gefahr in ſich. Für den 
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Leichtſinnigen — und ſolche giebt es in allen Ständen — 
wird die Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe zum Ruhe⸗ 
bett. Die Verſuchung zu Ausgaben, welche mit den Einnahmen 
nicht im Verhältniſſe ſtehen, liegt um ſo näher, als ohnedem 
von jedem Anwalt, wenn er nicht zu einer untergeordneten 
Stellung ſich herabdrücken laſſen will, ein gewiſſes Maß von 
Repräſentationsaufwand erwartet wird. Hierin die rechte 
Mitte zu halten, und dabei eine dem Anſehen nach außen 
ſchädliche Zurückgezogenheit zu vermeiden, iſt die Aufgabe des 
vorſichtigen Anwaltes. 

Ein weiterer Geſichtspunkt für die Beurtheilung der 
Opportunitätsfrage ergiebt ſich aus der Möglichkeit einer Ein⸗ 
wirkung des geplanten Vorgehens auf die künftige Ge⸗ 
ſtaltung der Geſetzgebung. Schon durch die Thatſache, 
daß auch nur ein Theil der Anwälte dem Reiche gegenüber 
einen Zwang der hier vorliegenden Art für unbedenklich erklärt 
und deſſen geſetzliche Einführung in Anregung bringt, wird ein 
Vorgang geſchaffen, auf den jeder Zeit zurückgegriffen werden 
kann, wenn eine Geſetzesvorlage zum Zwecke einer Einſchränkung 
der den Anwälten zur Zeit gewährten Bewegungsfreiheit ein⸗ 
gebracht werden ſoll. Die Anwaltſchaft hat nicht die „Klinke 
der Geſetzgebung“ in der Hand; die in unſerer Zeit ſo lebhaft 
thätige Geſetzgebungsmaſchine, welche leicht in Bewegung geſetzt 
wird, ſobald ſich irgendwo ein Mißſtand zeigt, kann auch ohne 
Rückſicht auf die Wünſche der Anwälte arbeiten. 

Die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit eines unab⸗ 
hängigen Anwaltſtandes hat ſich noch nicht ſo allgemein Bahn 
gebrochen, wie es wünſchenswerth iſt. Wiederholt ſind in 
Berathungen des Reichstages über Angelegenheiten unſeres 
Standes wenig freundliche Geſinnungen gegen uns zu Tage 
getreten. Während im Laufe der letzten Jahrzehnte die Gehälter 
der Beamten mehrfach der allgemeinen Preisſteigerung ent⸗ 
ſprechend in erheblicher Weiſe aufgebeſſert worden find, iſt man 
im Publikum vielfach der Anſicht, daß der Anwalt bei der 
ſeit 1879 beſtehenden Taxe zuviel verdient. Dies mahnt zur 
Vorſicht und läßt es als ein Gebot der Klugheit erſcheinen, 
zu Diskuſſionen der geſetzgebenden Körperſchaften über An⸗ 
gelegenheiten des Anwaltſtandes möglichſt wenig Gelegenheit 
zu geben. 

3. 

Die Reichsgeſetzgebung kann den Einzelnen nur dann 
zwingen, einer Verſicherungsanſtalt beizutreten, wenn fie zugleich 
die Gewähr dafür bietet, daß der Verſicherungszweck ohne 
unverhältnißmäßig hohe Opfer der Verſicherten auch wirklich 
erreicht wird. 

Sollte daher die Reichsregierung auf das Zwangs⸗ 
verſicherungsgeſetz überhaupt eingehen, ſo wird ſie den ihr von 
den Vertretern der Anwaltſchaft vorzulegenden Geſetzentwurf 
als ſchätzbares Material behandeln und in ihrer Weiſe um⸗ 
arbeiten. Welche Veränderungen dann der Reichstag hinzu⸗ 
fügen und in welcher Geſtalt das Geſetz, falls es zu Stande 
kommt, aus den Berathungen der geſetzgebenden Körperſchaften 
hervorgehen wird, entzieht ſich jeder Vorausſicht. Das fertige 
Geſetz kann dem Anwaltſtande eine recht unangenehme Ueber⸗ 
raſchung bereiten. Iſt es aber einmal verkündet, ſo ſteht es 
auf eine unabſehbare Reihe von Jahren feſt, mag auch die 
Anwendung noch ſo große Unzuträglichkeiten ergeben. 
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Unzertrennlich von dem reichsgeſetzlichen Zwang ift die 
Reichs aufſicht. Dieſe wird aber vorausſichtlich nur einen 
ganz geringen ſachlichen Werth haben und hauptſächlich als 
eine Hemmung in dem Räderwerke der Verwaltung ſich fühlbar 
machen. Wir ſetzen hierbei voraus, daß die Aufficht, wie von 
einer Reichsbehörde nicht anders anzunehmen iſt, mit muſter⸗ 
hafter Sorgfalt geführt wird. Bis jetzt hat wohl ſelten die 
Staatsaufſicht über Privatinſtitute Unterſchleife verhindert oder 
praktiſch werthvolle Geſichtspunkte für die Verwaltung angeregt. 
Die Erkenntniß, daß die Staatsaufſicht wenig nützt und 
andererſeits den falſchen Schein einer verſtärkten Sicherheit 
hervorrufen kann, führte ſeiner Zeit dahin, daß bei den Aktien⸗ 
geſellſchaften das Erforderniß der ſtaatlichen Genehmigung 
fallen gelaſſen wurde. Unter dem Einfluſſe der Staatsaufſicht 
wird aber der Verwaltung der Kaſſe ein büreaukratiſches Ge⸗ 
präge aufgedrückt, wodurch die freie Initiative gelähmt und 
die Geſchäftsführung erſchwert und vertheuert wird. 

Daß jede Aenderung der Geſchäftsordnung der behörd⸗ 
lichen Genehmigung bedarf und eine durchgreifende Umgeſtaltung 
‚nur vermittelſt einer Geſetzesänderung möglich iſt, find Uebel⸗ 
ſtände, die für die Entwickelung der Kaffe verhängnißvoll 
werden können. 

Vorausſichtlich wird ſich die Reichsregierung für ihre 
Aufſicht gut bezahlen laſſen, dabei aber vorſichtigerweiſe eine 
den Reichsſiskus belaſtende Vertretung der Aufſichtsführung 
ablehnen. 

4. 

Für diejenigen, welche einem Verſicherungszwange an ſich 
nicht abgeneigt ſind, wird die Frage von ſehr erheblicher Be⸗ 
deutung, 

ob auch die bereits zugelaſſenen Rechtsanwälte dem 
Verſicherungszwange unterworfen werden können. 

Die oben in Abſchnitt 1 mitgetheilte, der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1894 S. 333, 334 entnommene Rechtsausführung, 
welche die Berechtigung eines geſetzlichen Verſicherungszwanges 
begründen ſollte, paßt nicht auf bereits zugelaſſene Rechts⸗ 
anwälte, weil ihre Zulaſſung bereits erfolgt iſt und daher 
nicht an Bedingungen geknüpft werden kann. 

Bis zu dem jetzt vorliegenden Geſetzentwurfe ſcheint auch 
über die Verneinung der obigen Frage mindeſtens in den Vor⸗ 
ſtänden der Hülfskaſſe und des deutſchen Anwaltvereins Ein⸗ 
verſtändniß geherrſcht zu haben. 

So heißt es in dem Geſchäftsbericht der Hülfskaſſe über 
das Mitte 1895 abgeſchloſſene 11. Verwaltungsjahr: 

Die weiteren Schritte (zur Vorbereitung einer Ruhe— 
gehalts⸗ u. |. w. Kaſſe) hat der Vorſtand der Hülfskaſſe 
mit dem Vorſtande des deutſchen Anwaltvereins ge⸗ 
meinſam unternommen. Es ſind Geſetzentwürfe be⸗ 
treffend die Errichtung von Zwangskaſſen — — aus⸗ 
gearbeitet. Die Geſetzentwürfe ſehen übrigens von der 
Einbeziehung der bereits zugelaſſenen Rechtsanwälte 
und von einem Nachſchußverfahren als unausführbar 
und bezw. entbehrlich ab. 

In den Geſetzentwürfen, welche damals an die deutſchen 
Anwälte geſendet wurden, war denn auch für die bereits zu⸗ 
gelaſſenen Anwälte nicht der Zwangsbeitritt, ſondern lediglich 
der fakultative Beitritt vorgeſehen. 
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Die den Geſetzentwürfen beigegebene Denkſchrift ſagt in 
Abſchnitt IV: 

Kann es auch nicht für ſtatthaft angeſehen werden, die 
bereits zugelaſſenen Rechtsanwälte zu einem Renten⸗ 
kaufe gegen erhebliche Jahresbeiträge zu zwingen, ſo 
unterliegt es doch keinem Bedenken, dieſen Anwälten 
einen Beitrag von 30 Mark (zu einer Unterſtützungs⸗ 
kaſſe) anzuſinnen. 

In einer unterm 31. Mai 1895 an die Vorſtände der 
Anwaltskammern gerichteten Zuſchrift bezeichnete der Vorſtand 
der Hülfskaſſe die Ausdehnung des Zwanges auf bereits zu⸗ 
gelaſſene Rechtsanwälte als eine gewaltſame Maßregel. 

Nach dieſen Ausſprüchen glauben wir uns eine nähere 
Begründung unſerer Ueberzeugung, daß ein Beitrittszwang, 
wenn ein ſolcher überhaupt für unbedenklich erklärt werden 
könnte, keinesfalls auf die bereits zugelaſſenen Anwälte aus⸗ 
zudehnen ſein würde, erſparen zu dürfen. Wer dieſen Zwang 
will, mag den Beweis erbringen, daß er rechtlich ſtatthaft und 
unumgänglich nothwendig ſei. 

Um ſo mehr waren wir überraſcht, aus dem im Eingange 
dieſes Gutachtens erwähnten Geſetzentwurfe und der ihm bei⸗ 
gegebenen Begründung zu erſehen, daß der Verfaſſer die Er⸗ 
ſtreckung des Zwangs auf bereits zugelaſſene Anwälte als 
ſelbſtverſtändlich betrachtet und daher von dem Verſuche einer 
Begründung gänzlich abſieht. 

Nach dem Entwurfe ſollen ſogar zugelaſſene Anwälte, 
welche das ſechzigſte Lebensjahr überſchritten haben, dem 
Beitrittszwange unterliegen und zur Zahlung von Sabre 
beiträgen von 150 Mark verpflichtet ſein, ohne aber dadurch 
gleich den übrigen Mitgliedern einen Rechtsanſpruch auf Penſion 
zu erlangen. Sie und ihre Wittwen und Waiſen ſollen viel⸗ 
mehr lediglich auf Unterſtützungen angewieſen ſein. Dieſe 
Anwartſchaft haben fie zur Zeit gegen Zahlung eines Jahres⸗ 
betrags von 20 Mark zur Hülfskaſſe. Man will ihnen alſo 
in einem Lebensalter, in welchem die Einnahmen aus der 
Berufsthätigkeit faſt ſtets ſich mindern, das 7½ fache des bis⸗ 
herigen Beitrags ohne jede Gegenleiſtung aufbürden. 

Der weitaus größte Theil der zugelaſſenen Anwälte hat 
durch Zurücklegung von Erſparniſſen oder durch Verſicherung 
für die Zukunft vorgeſorgt. Wie unbillig es ſein würde, auch 
dieſe Kollegen zum Eintritt in die zu gründende Kaſſe zu 
nöthigen, bedarf wohl nicht der näheren Ausführung. 

Den bereits zugelaſſenen Anwälten kann daher nur der 
freiwillige Beitritt geſtattet werden, und dies würde, die 
Errichtung einer Zwangskaſſe für die künftig zuzulaſſenden 
vorausgeſetzt, geſchehen müſſen, wenn nicht der unleidliche 
Zuſtand eintreten ſoll, daß lediglich für die künftigen Mit⸗ 
glieder des Anwaltſtandes, nicht aber für diejenigen geſorgt 
iſt, welche den die Grundlage der Zwangskaſſe bildenden 
Kapitalgrundſtock angeſammelt haben. 

Die Zwangskaſſe würde die Fürſorge für die zur Zeit 
vorhandenen Unterſtützungsbedürftigen und mindeſtens die 
Unterſtützungspflicht für die derzeitigen Mitglieder der 
Hülfskaſſe gegen Fortzahlung des bisherigen Jahresbeitrags 
zu übernehmen haben. 

Auf die Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten, welche 
ſich hierbei ergeben, näher einzugehen, würde zu weit führen. 


XXX. Jahrgang. 


5. 

Dem Beitrittszwang ſteht in Betreff der Ruhegehalts— 
kaſſe das in unſerm Gutachten vom 6. März 1897 unter 
I, 2, a (Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 Seite 508 flg.) näher 
begründete Bedenken entgegen, daß ſie eine auskömmliche 
Penſion nur bei ſehr hohen Jahresbeiträgen in Ausſicht ſtellen 
würde, andererſeits aber die Kaſſe nur dann lebensfähig ſein 
kann, wenn derjenige, welcher die Penſion in Anſpruch nimmt, 
ſich in der Liſte der Anwälte löſchen zu laſſen hat. Beide 
Vorausſetzungen in ihrem Nebeneinanderbeſtehen ſchließen 
den Beitrittszwang aus, denn die Aufgabe des Berufs kann 
nicht zur Bedingung gemacht werden, wenn die Penſion 
nicht für ſich allein zu einem ſtandesgemäßen Lebensunterhalt 
ausreicht. 

Der uns vorliegende Geſetzentwurf löſt dieſe Schwierigkeit 
nicht; denn abgeſehen davon, daß die in Ausſicht genommenen 
Ruhegehalte — von 900 Mark und bez. 750 Mark — nicht als 
auskömmlich bezeichnet werden können, ſo iſt auch nicht die 
mindeſte Gewähr dafür vorhanden, daß dieſe Penſionsſätze 
vermittelſt der vorgeſchlagenen Beiträge für immer gezahlt 
werden können. Nur auf verſicherungstechniſcher Grundlage 
kann eine annähernde Sicherheit für die dauernde gleichmäßige 
Leiſtungsfähigkeit der Kaſſe erreicht werden. 

Dieſe ſichere Grundlage fehlt aber den zur Zeit gemachten 
Vorſchlägen. Die günſtigen Erfahrungen, die bisher mit den 
in einigen Kammerbezirken beſtehenden freiwilligen Kaſſen ge⸗ 
macht worden fein mögen, denen übrigens ungünſtige Ergebniſſe 
in anderen gegenüberſtehen, liefern keinen Beweis für die 
Nichtigkeit frei gegriffener Sätze. Denn nach Jahrzehnten 
ſcheinbaren Gedeihens kann unverhofft die Unterbilanz ſich ein⸗ 
ſtellen, wie in einem gelegentlich der Verſendung der Frage⸗ 
bogen im Jahre 1895 mitgetheilten verſicherungstechniſchen 
Gutachten überzeugend nachgewieſen wurde. 

Dieſe letzteren Geſichtspunkte treffen in erhöhtem Grade 
die Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe, welche im Verhältniß zu den 
Leiſtungen ganz beſonders hohe Beiträge erfordert. 

Das in Nr. 42, 43 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1901 
vorgeſchlagene übrigens ebenfalls verſicherungstechniſcher Prüfung 
bedürftige Auskunftsmittel, wonach jedem Anwalt ohne Rück⸗ 
ſicht auf Alter und Familienſtand ein feſter Jahresbeitrag von 
etwa 200 Mark auferlegt werden ſoll, vermögen wir nicht zu 
empfehlen. Sollten die Leiſtungen für eine Zwangskaſſe unter 
den Geſichtspunkt einer Steuer geſtellt werden, ſo müßten ſie 
nach dem Einkommen abgeſtuft ſein. Wir würden einen 
ſtaatlichen Zwang zu ſolchen Leiſtungen auch dann für nicht 
berechtigt halten, wenn wir uns überhaupt für den Ver⸗ 
ſicherungszwang ausſprechen könnten. 

Gegen die Annahme, daß eine unentgeltliche Verwaltung 
der zu gründenden Kaſſe ausführbar iſt und daß ein Theil der 
Verwaltungsgeſchäfte auf die ohnedem ſtark belaſteten Kammer⸗ 
vorſtände abgewälzt werden kann, hatten wir bereits in unſerem 
früheren Gutachten (Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 510) uns 
ausgeſprochen. 

Die zweckentſprechende Ausgeſtaltung der Hülfskaſſe, 
deren Leiſtungen nicht, wie es vielfach dargeſtellt wird, Gnaden⸗ 
erweiſungen ſind, ſondern auf einer ſatzungsmäßig feſtgelegten 
Pflicht beruhen, halten wir in Uebereinſtimmung mit der oben 
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im Eingange wiedergegebenen Erklärung des Herrn Geheimen 
Juſtizrath Mecke für das geeignete Mittel, um dem noch vor⸗ 
handenen Bedürfniß abzuhelfen. 

Dresden, am 6. Juli 1901. 


Der Vorſtand der Anwaltskammer im Königreiche Hachſen. 
v. Schütz. | 


Geſetz betreffend die Errichtung einer Buhe- 
gehalts-, Wittwen - und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. 


8 1. 

Nach Maßgabe des Reichsgeſetzes vom 12. Mai 1901 
wird eine Kaſſe errichtet, welche den Namen: Ruhegehalts⸗, 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte mit dem 
Sr | 

Die Kaffe hat ihren Sitz in 2 

8 2. 

Mitglieder der Kaſſe find ſämmtliche bei Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes an einem deutſchen Gericht zugelaſſenen deutſchen 
Rechtsanwälte und ſolche, welche demnächſt zugelaſſen werden. 
Dieſelben haben ein Recht auf Ruhegehälter, Wittwen⸗ und 
Waiſengelder im Falle der Bedürftigkeit. 

8 3. 

Als Gründungsfonds dienen die von der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte baar einzuzahlenden 50 000 Mark. 

Vergl. § 22 des Geſetzes vom 22. Mai 1901. 

Anm.: Kann wegfallen. 

84. 

Die Deckung der Ausgaben erfolgt durch die Zinſen des 
Grundvermögens und einen Jahresbeitrag von 50 Mark, welcher 
von dem Schriftführer der Kammer, welcher das pflichtige 
Mitglied angehört, einzuziehen iſt. Nachſchüſſe und Umlagen 
ſind zuläſſig, dieſelben werden im Bedarfsfalle zunächſt nach 
Ablauf des dritten Geſchäftsjahres von dem Auſfſichtsrathe 
feſtgeſetzt und ausgeſchrieben. 

8 5. 

Die Bekanntmachungen der Kaſſe erfolgen durch den 
Reichsanzeiger und die Juriſtiſche Wochenſchrift, Organ des 
deutſchen Anwaltvereins. | 

8 6. 

Die Kaffe hat einen Vorſtand von drei Rechtsanwälten, 
welche ihr Amt unentgeltlich verwalten. Baare Auslagen 
erhalten dieſelben erftattet. | | 

Der Aufſichtsrath wird gebildet durch ſieben Vorſitzende 
von Anwaltskammern. Die Reihenfolge wird zunächſt in der 
Weiſe beſtimmt, daß die Kammern Augsburg, Bamberg, Berlin, 
Breslau, Caſſel, Celle und Cöln die Mitglieder des Aufſichts⸗ 
raths ſtellen und dann nach jedem dritten Verwaltungsjahr 
die Vorſitzenden der übrigen Anwaltskammern nach deren 
Buchſtabenfolge eintreten. 

Organ im Sinne des $ 29 des Geſetzes find die Vor⸗ 
ſitzenden der Anwaltskammer bei dem Reichsgericht, bei dem 
Kammergericht und bei dem Oberlandesgericht zu München. 
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Vorſtand, Aufſichtsrath und oberſtes Organ werden von 
den Vorſtänden der deutſchen Anwaltskammern gewählt und 
beſchließen wie dieſe mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Anm.: Beliebige Aenderung möglich. 


8 7. 
Es iſt eine Rücklage zu bilden. Dieſelbe beſteht aus dem 
von der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zu überweiſenden 
Vermögen und einem Zehntel der Jahresbeiträge. 


8 8. 

Für den Anſpruch auf Ruhegehalt iſt die Glaubhaft⸗ 
machung der Bedürftigkeit, für den Anſpruch auf Wittwen⸗ 
und Waiſengeld der Tod des betreffenden Kaſſenmitglieds und 
die Glaubhaftmachung der Bedürftigkeit nothwendig. 


8 9. 

Ueber die Bedürftigkeit, den Betrag und die Zeitdauer 
der zu bewilligenden Rente entſcheidet der Vorſtand nach freiem 
Ermeſſen. Gegen die Entſcheidung ſteht den Betheiligten inner⸗ 
halb eines Monats vom Tage der Zuſtellung des Vorſtands⸗ 
beſchluſſes die Berufung an den Aufſichtsrath und gegen deſſen 
Entſcheidung mit gleicher Friſt die weitere Berufung an das 
oberſte Organ offen. Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


Einige Bemerkungen über die Ruhegehaltskaſſe. 


1. Das Beſte wäre: wenn eine Ruhegehaltskaſſe in 
Verbindung mit einer Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe eingerichtet 
werden würde. Eventl. kommt es vor Allem auf die Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe an. 

2. Ohne Zwangebeitritt kann die Kaſſe nicht beſtehen; 
am beſten wäre es, wenn der Zwangsbeitritt ſich auch auf die 
bereits Amtirenden erſtreckte. Es muß aber dieſen geſtattet 
ſein, durch Nachzahlung von Prämien die Anrechnung der 
früheren Amtszeit zu erwirken (cfr. unten Ziffer 6). 

Eventl. könnte man beſtimmen, daß die bereits Amtirenden 
der Kaſſe beitreten dürfen ohne jedoch zu dieſem Beitritt 
verpflichtet zu fein. Alsdann würde ſich ſelbſtverſtändlich die 
Kaſſe nicht ſo entwickeln können, wie es weiter unten unter 
Ziffer 9 berechnet iſt. 

3. Die Höhe des Ruhegehalts ſowie die Höhe des 
Wittwen⸗ und Waiſengeldes dürfte ſich nach dem Dienſtalter 
richten müſſen; daſſelbe iſt bei den preußiſchen Staatsbeamten 
der Fall. Dieſelben erhalten bis zum zurückgelegten 10. Dienft- 
jahre kein Ruhegehalt; nach dem 10. Dienftjahre erhalten ſie 
als Ruhegehalt "%/0 des Gehalts und von da ab für jedes 
Jahr ½ des Gehalts mehr. 

Nach dem Entwurf des Herrn Kollegen Kolſen kann ein 
Mitglied 4 Antheile nehmen und beträgt dann nach Ablauf der 
Wartezeit die jährliche Rente 4 900 = 3 600 Mark. 

Das betreffende Mitglied würde alſo, wenn es im 6. Mitglieds- 
jahre erwerbsunfähig wird, für 6 Jahre (150 ＋ 480) X 6 = 
3 780 Mark gezahlt haben und erhält dafür jährlich 3 600 Mark. 

Würde da die Kaſſe beſtehen können? 

Nach meinem in Nr. 51 und 52 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift abgedruckten Entwurf ſoll es 5 Ruhegehaltsklaſſen (mit 
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1 000, 2 000, 3 000, 4 000 und 5 000 Mark) geben und es fol 
ein Jeder für jedes nach Ablauf der Wartezeit zurückgelegte 
Mitgliedjahr ½ des für die betreffende Klaſſe beſtimmten 
Ruhegehalts beziehen. 

Von verſchiedenen Kollegen bin ich darauf aufmerksam 
gemacht worden, daß es beſſer wäre, nur 4 Ruhegehaltsklaſſen 
mit 1 500 Mark, 3 000 Mark, 4 500 und 6 000 Mark zu bilden. 
Ich ſchließe mich dem an und ſtelle die nachfolgenden Berechnungen 
auf dieſer Grundlage auf. Darnach würde unter Zugrundelegung 
meines Entwurfs jedes Mitglied für jedes nach Ablauf der 
Wartezeit verſtrichene Mitgliedsjahr an Ruhegehalt beziehen: 

a) in der I. Ruhegehaltsklaſſe 50 4 


b) . . II. . 100 
) III. . 150 
d) . IV. 5 f 200 


Dies iſt allerdings wenig, wenn man früh Invalide wird; 
aber jüngere Staatsbeamte ſind in ſolchen Fällen auch nicht 
viel beſſer geſtellt. Hauptſächlich kommt es doch darauf an, 
daß jeder Anwalt auf ſeine alten Tage, wo er doch in der 
Regel Invalide wird, verſorgt iſt und ferner, daß für ſeine 
Wittwe und ſeine Kinder geſorgt iſt. 

Das Ruhegehalt eines Aelteren kann ohne Gefahr für die 
Kaſſe höher ſein: 

a) weil der Aeltere mehr Beiträge an die Kaſſe gezahlt hat, 

b) weil der Aeltere wahrſcheinlich früher ſtirbt und dei 
halb das Ruhegehalt einen kürzeren Zeitraum hindurch 
wird an ihn gezahlt zu werden brauchen. 

Hält man übrigens das oben berechnete Ruhegehalt für zu 
niedrig, ſo könnte dem in folgender Weiſe abgeholfen werden: 

A. Es könnte in das Geſetz die Beſtimmung aufgenommen 

werden, daß bei Berechnung der Höhe des Ruhegehalts 
die Wartezeit mitgerechnet wird, ſo daß jeder nach 
Ablauf der Wartezeit ½0 des Ruhegehalts beziehen 
würde. 

Wenn ſich z. B. Jemand in die höchfte Ruhegehalts⸗ 
klaſſe (6 000 Mark) einkauft, jo würde er nach fee 
Jahren Mitgliedſchaft jährlich 

nn 93055 1200 Mark 
als Ruhegehalt beziehen. 
B. Man könnte auch folgende Beſtimmungen in das 
Geſetz aufnehmen: 
a) als Abſ. 2 des § 7: 
„Jedes Mitglied kann innerhalb der erſten 
zwei Kalendermonate nach ſeinem Beitritte zur 
Kaſſe den Mindeſtbetrag feines jährlichen Ruhe. 
gehalts angeben. Dieſer Mindeſtbetrag darf 
nicht den Betrag von 1 000 Mark überfteigen- 
Der fo beſtimmte Mindeſtbetrag ſteht dem De 
treffenden nach Ablauf der Wartezeit — ſobald 
die Vorausſetzung aus § 8 vorliegt — jährlich 
als Ruhegehalt zu, auch wenn daſſelbe nach 
der im vorigen Abſatz feſtgeſetzten Berechnung 
weniger betragen würde. 
Das Wittwen⸗ und Waifengeld iſt dann 
ebenfalls nach dem Ruhegehalts⸗Mindeſtbetrage 
zu berechnen.“ 
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b) als Abſ. 5 zu 8 18: 

„Wird von einem Mitgliede ein Mindeſt⸗ 
betrag ſeines Ruhegehalts beſtimmt, ſo hat 
daſſelbe außer den im Abſ. 1 dieſes Paragraphen 
angegebenen Beiträgen noch Zuſatzbeiträge zu 
zahlen. 

Dieſe Zuſatzbeiträge betragen während der 
fünfjährigen Wartezeit und in dem erſten auf die 
Wartezeit folgenden Mitglieds jahre 15 Prozent 
des Ruhegehalts⸗Mindeſtbetrages und ermäßigen 
ſich für jedes folgende Mitgliedsjahr um 
½ Prozent des Ruhegehalts⸗Mindeſtbetrages. 

Die Zahlung der Zuſatzbeiträge hört auf, 
ſobald die Höhe des nach § 7 Abſ. 1 zu be⸗ 
rechnenden Ruhegehalts dem Ruhegehalts⸗ 
Mindeſtbetrage gleichkommt. 

Bei derartigen Beſtimmungen würde ſich die Sache 
in folgenden Beiſpielen rechneriſch, wie folgt, ftellen: 
aa) Ein Mitglied wählt die erſte Ruhegehaltsklaſſe 

mit 1 500 Mark und beſtimmt den Mindeſtbetrag 
des Ruhegehalts auf 1 000 Mark; im 7. Mit⸗ 
gliedsjahre wird es erwerbsunfähig; es wird 
dann gezahlt haben: 


a) Eintrittsgeld 200,00 4 
b) die ordentlichen Beiträge für 
7 Jahre à 150 Mark . 1050,00 - 


c) die Zuſatzbeiträge für die fünf. 

jährige Wartezeit und für das 

darauf folgende Jahr je 15 Prozent 
von 1 000 Mark = 150 Mark 900,00 
d) den Zuſatzbeitrag für das 7. Jahr 
14 ¼ Prozent . . 145,00 
zuſammen . 2295,00 4 

und dafür zahlt die Kaſſe ein Ruhe ⸗ 
gehalt von jährlich. 1 000,00 
Wittwengeld von 2334,00 
an Waiſengeld für jede Waiſe 
112 Mark, zuſammen höͤchſtens. 334,00 » 
bb) Ein Mitglied wählt die 4. Ruhegehaltsklaſſe 
(6 000 Mark) und beſtimmt den Mindeſtbetrag 
des Ruhegehalts auf 1 000 Mark. Mit dem 
Ablaufe von 10 Mitgliedsjahren (alſo 5 Jahre 
nach Ablauf der Wartezeit) würde ſein Ruhegehalt, 
wenn er einen Mindeſtbetrag deſſelben nicht beſtimmt 
hätte, betragen . u 5) — 1000 Mark. 
Da ſonach mit Ablauf des 10. Mitgliedsjahres 
das nach 87 Abſ. 2 zu berechnende Ruhegehalt 
die Höhe des Mindeſtbetrages des Ruhegehalts 
erreicht hat, ſo brauchen die Zuſatzprämien vom 
11. Mitgliedsjahre ab nicht mehr gezahlt zu 

werden. 

C. Die jetzt beſtehende Unterſtützungskaſſe könnte weiter 
beſtehen und in ſolchen außerordentlichen Fällen helfend 
eingreifen. 

Meines Erachtens müßte die Unterſtützungskaſſe 
ſchon deshalb beſtehen bleiben, um in den Fällen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 635 


helfend einzugreifen, wo Jemand während der Warte⸗ 
zeit ſtirbt oder invalide wird. 

4. Nach dem von mir ausgearbeiteten Geſetzentwurf ſoll 
die jährliche Prämie (wenn wir 4 Ruhegehaltsklaſſen annehmen) 
betragen: 

in der 1. Klaſſe (Ruhegehalt 1 500 % . 1504 

. 2. 3000) .. 300 

3. ( 4 500 -). . 450 

2 4. . 6000 -). 600 

alſo 10 Prozent des für die betreffende Klaſſe beſtimmten Ruhe⸗ 
gehalts. 

Fraglich iſt es, ob dieſe Prämien nicht zu niedrig be⸗ 
meſſen find? 

Ich will dieſe Prämien mit Prämienſätzen ähnlicher Inſtitute 
(Rentenverficherungsanſtalten) vergleichen: 

A. In der Magdeburger „Wilhelma“ müßte derjenige, 
der in feinem 30. Lebensjahre ſich verſichert und von 
ſeinem 65. Lebensjahre ab (alſo nach 35 Jahren) 
eine Rente von 1 000 Mark pro Jahr beziehen will, 
jährlich im Voraus 127 Mark 50 Pf. alſo 12,75 Pro- 
zent zahlen, 

B. in dem Preußiſchen Beamtenverein in Hannover (der 
billigſten Verſicherungsgeſellſchaſt) würde die jährliche 
Prämie in demſelben Falle betragen: 

a) wenn die Prämie jährlich im Voraus gezahlt 
wird, 119 Mark alſo 11,90 Prozent, 

b) wenn die Prämie in vierteljährlichen Voraus- 
raten gezahlt wird, 128 Mark alſo 12,8 Prozent. 

Für dieſe Prämien erhält man nach 35 Jahren eine Rente 
von 1 000 Mark jährlich. 

Aus unſerer Kaſſe ſollen wir dagegen erhalten, nicht bloß 
die volle Rente nach 35 Jahren, ſondern auch: 

a) bei früherer Invalidität eine ermäßigte Rente, 

b) gegebenen Falls Wittwengeld und Waiſengeld. 

Mit Rückſicht auf dieſe Mehrleiſtungen unſerer Kaffe müßte 
die jährliche Prämie ſtreng genommen bei uns höher ſein als 
bei den beiden vorangegebenen Geſellſchaften. 

Andererſeits iſt aber zu berückſichtigen, daß dieſe beiden 
Geſellſchaften, wenn der Verſicherte vor Bezug der Rente ſtirbt, 
die eingezahlten, Prämien (ohne Zinſen) zurückzahlen und zwar 
im Beamtenverein unter Abzug von 5 Prozent — in der 
Wilhelma ohne jeden Abzug. 

Da bei unſerer Kaſſe Rückzahlung der Prämien niemals 
ſtattfinden fol, jo erſcheinen jene Geſellſchaften durch die Ver⸗ 
pflichtung zur eventl. Rückzahlung der Prämien im Verhältniß 
zu unſerer Kaſſe erheblich mehr belaſtet. 

Aus dieſem Grunde glaube ich, daß eine Prämie von 
10 Prozent annährend ausreichen dürfte. 

5. Herr Kollege Kolſen iſt gegen eventl. Erhöhung der 
Jahresprämie aber für eventl. Herabſetzung des Ruhegehalts. 

Letzteres würde m. E. das ganze Geſetz in Frage 
ſtellen. Man zahlt beſtimmte Prämie, man legt nach erreichtem 
65. Lebensjahre das Amt nieder in der beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzung, daß man ein Ruhegehalt von einer beſtimmten Höhe 
beziehen wird, und da wird nach einem oder nach einigen Jahren 
das Ruhegehalt reduzirt; die Reduktion ſoll ohne alle Ein⸗ 
ſchränkung ſein, ſie könnte ſonach auf ein Minimum erfolgen. 
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Von größter Wichtigkeit iſt es, daß jeder von uns weiß, 
daß das Ruhegehalt ihm und das Wittwengeld ꝛc. ſeiner Wittwe 
ſeiner Zeit in der aus dem Geſetz ſich ergebenden Höhe ganz 
beſtimmt gezahlt werden wird. | 

Es muß deshalb Erhöhung der Prämien zuläffig fein. 
Wie aber — wenn von den Organen der Kaſſe die Erhöhung 
nicht beſchloſſen wird, oder wenn die Aufſichtsbehörde die Ge⸗ 
nehmigung verſagt? 5 
Fir ſolche Fälle beſtimmt § 12 meines Entwurfs: 

„daß für die Erfüllung der Verbindlichkeit der Kaſſe 
die jedesmaligen Mitglieder derſelben perſönlich und 
mit ihrem ganzen Vermögen haften“. 

Aus der nachfolgenden Berechnung wird es ſich ergeben, 
daß eine Erhöhung der Prämien oder ſonſtige Inanſpruchnahme 
der Mitglieder wohl ſchwerlich eintreten wird, aber die auf die 
Haftbarkeit der Mitglieder ſich beziehende Beſtimmung (§ 12 
des Entwurfs) hat zur Folge: 

a) daß jeder Verſicherte unbedingt ſicher iſt, 
b) daß jedes Mitglied ſich mehr für die Geſchäftsführung 
und deren Kontrolle intereſſirt. 

6. Die ſchwierigſte Frage iſt es, wie die jetzt im Amte 
Befindlichen geſtellt werden ſollen? 

Das Beſte wäre es, wenn ihnen ohne Weiteres ihre ganze 
bisherige Amtszeit angerechnet werden könnte. Aber ohne Nach- 
zahlung der Prämien wäre dies m. E. ein finanzielles Riſiko; 
ich ſchlage deshalb im § 27 meines Entwurfs vor, daß die 
Betreffenden für die anzurechnende Zeit die Hälfte der Bei⸗ 
träge nachzahlen ſollen. 

Es wäre aber folgender Fall denkbar: 

Ein zur Zeit des Inkrafttreten des Geſetzes 64 ½ alter 
und ſeit ſeinem 30. Lebensjahre amtirender Anwalt tritt der 
höchften Ruhegehaltsklaſſe (6 000) Mark bei, beantragt ihm 
ſeine ganze Amtszeit von 34 Jahren anzurechnen und zahlt: 


a) Eintrittsgeld „ 200,00 4 

b) für das eine Mitglieds jahr. 200,00 
34600 

c) für die anzurechnende Zeit an 10 200.00 


2 

zuſammen . 11.000,00 4; 
6 Monate fpäter tritt er in Ruheſtand und bezieht ein Ruhe⸗ 
gehalt von 6000 Mark jährlich. 

Dies wäre m. E. zu riskant. 

Es müßte deshalb auch bezüglich der bereits Amtirenden 
bei der Wartezeit von 5 Jahren verbleiben; dagegen könnte 
man bei Berechnung der Wittwen⸗ und Waiſengelder den Nicht⸗ 
ablauf der Wartezeit außer Acht laſſen. 

Die Abſ. 4 und 5 des § 27 meines Entwurfs müßten 
deshalb folgende Faſſung erhalten: 

„Wird der Antrag zugelaſſen, ſo wird angenommen, 
daß der Lauf der fünfjährigen Wartezeit an dem Tage 
begonnen hat, an welchem der Antrag auf Anrechnung 
der früheren Amtszeit bei dem Vorſtande der Kaſſe 
eingegangen war. 

Der Antragſteller hat dann bis zum Ablauf der 
Wartezeit für die anzurechnende Zeit die Hälfte der 
Jahresbeiträge nachzuzahlen (ohne Zinſen). 

Wird die Hälfte der Beiträge während der Warte- 
zeit nachgezahlt, jo find bei Berechnung des Ruhe ⸗ 
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gehalts und der Wittwen⸗ und Waiſengelder die an. 
zurechnenden früheren Dienſtjahre den nach Ablauf 
der Wartezeit verſtrichenen Mitglieds jahren zuzurechnen. 

Stirbt der Betreffende während der fünfjährigen 
Wartezeit jedoch vor Bezahlung der nachzuzahlenden 
Beiträge, jo find deſſen Hinterbliebene berechtigt, dieſe 
Zahlung innerhalb ſechs Kalendermonaten nach dem 
Todesfalle zu leiſten. Erfolgt dieſe Zahlung recht⸗ 
zeitig, ſo wird angenommen, als wenn der Verſtorbene 
den Ablauf der Wartezeit erlebt hätte. Letzteres iſt 
auch dann anzunehmen, wenn ein Mitglied während 
der Wartezeit aber nach Bezahlung der nachzuzahlenden 
Beiträge ſtirbt. 

Bei aller auf Grund dieſes Paragraphen ſtatt⸗ 
gefundenen Berechnung wird das erſte Kalender: 
amtsjahr der anzurechnenden Zeit für voll berechnet.“ 


Beiſpiele: 
A. Das Geſetz tritt den 1. Juni 1903 in Kraft; ein ſeit 


dem 1. April 1888 amtirender Anwalt tritt der Kaſſe 
mit 6 000 Mark Ruhegehalt bei; fein den 1. Juli 
1903 eingegangener Antrag, ihm die ganze frühere 
Amtszeit anzurechnen, wird zugelaſſen; er tritt den 
1. Juli 1910 in Ruheſtand: 

a) die Wartezeit umfaßt dann die Jahre 1903, 1904, 
1905, 1906 und 1907; die Zeit vom 1. Jun 
bis 31. Dezember 1903 wird für volles Jahr 
berechnet (§ 5); 

b) die anzurechnende Zeit umfaßt die Jahre 1888 
bis 1902 einſchließlich, nämlich 15 Jahre. 

Die Zeit vom 1. April 1888 bis Ende 1888 
gilt für volles Jahr (efr. den Schlußſatz des 
obigen Paragraphen). 


e) nachzuzahlen hat er an — 4500,00 Mark 


und zwar in der Zeit bis zum Ablauf der Warte ⸗ 
zeit nämlich bis 31. Dezember 1907. 
d) Bei Berechnung des Ruhegehalts find zu berüd- 
ſichtigen die Jahre 1888 — 1902 (15 Jahre) 
und dann die Jahre nach Ablauf der Wartezeit 
nämlich die Jahre 1908, 1909 und 1910, im 
Ganzen 18 Jahre. 


e) Das Ruhegehalt beträgt , = 3 600 4 


das Wittwen geld . 1200 

das Waiſeng eld . 1200 

1) Der Betreffende wird im Ganzen gezahlt haben: 

Eintrittsgeld . 200 4 

für die anzurechnende Zeit. . 4500 ⸗ 
für die Jahre 1903 bis 1910 (8 Jahre: 

8 x 600) e 


9 500 % 


B. Daſſelbe Mitglied ſtirbt bereits den 1. Oktober 1907, 


die Beiträge für die anzurechnende frühere Amtszeit 
hat er nicht gezahlt; zu dieſer Nachzahlung hatte € 
bis zum Ablauf der Wartezeit (Ende 1907) driſt; 
da er vor Ablauf der Wartezeit geſtorben, ſo hatte 
die Kaffe Ruhegehalt beziehungsweiſe Wittwengeld 
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überhaupt nicht zu zahlen; allein zu Gunſten der 
Wittwen und Waiſen wird angenommen, daß die 
Wartezeit abgelaufen, wenn die 4 500 Mark nach⸗ 
träglich nachgezahlt werden. 


a) Das Ruhegehalt würde betragen 


3 000 Mark, 
das Wittwengeld 5. . . 1 000 4 
b) die Kaſſe hatte erhalten: 
Eintrittgelldd . . . . 200 
Beiträge für die Jahre 1903 bis 
1907, 5 Jahre mit je 600 Mark 3 000 
c) die Wittwe hat nachzuzahlen (wie in 
dem vorigen Beiſpiel; 7) 4500 
d) zum Bezahlen der 4 500 Mark hat die Wittwe 
Helft bis 1. April 1908. 


8. Herr Kollege Kolſen iſt dagegen, 
daß derjenige, der zwei Jahre hindurch ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nicht nachkommt, ausgeſchloſſen werden kann. 
Ich hebe hervor, daß nach meinem Entwurf der Ausſchluß 
nicht erfolgen muß, ſondern nur erfolgen kann. Auch nach dem 
Entwurfe des Herrn Kollegen Kolſen ſollen die andern Mit- 
glieder der betreffenden Anwaltskammer für den Nichtzahlenden 
aufkommen. 
Ich halte es für nicht richtig, 
daß derjenige, der nicht zahlt und für den Andere 
zahlen müſſen, der Vortheile des Geſetzes unter keinen 
Umſtänden für verluſtigt erklärt werden kann. 


9. Meines Erachtens würde die Kaſſe in kurzer Zeit die 
größte und ficherfte Verſicherungsgeſellſchaft werden. 

Dies ergiebt ſich aus Folgendem: 

A. Anzahl der e 


15 x 6000 _ 
30 


Anwälte: 

Reichsgericht er 25 
Oberſtes N Winden Eh 34 
Augsburg ; = 129 


Bamberg -. - » 2 2 2 ee nn. 142 
Beil nns 1933 
Braunſchweiui gg 94 
Breslau 418 
Caffee ee eh 80 
Celle 26868 
Cl! 336 
Colmaeeee 4 91 
Darm ſt ade 222 
Dresden 649 
Frankfurt. 206 
Hamb ug 6551 
Hamm 335 
Jeg 154 
Karlsruhe. 2212 
/ · ðiU7wm 148 
Königsbetrr g 1383 
Marien werde 128 
München. 48387 


Seite 6 123 


Naumburg g 
Nürnberg 
Oldenburg 
Poſe n ie 
Roſtock „ „ 
Stettin 

Stuttgart 
Zweibrücken 


Uebertrag. . 6123 


87 


zuſammen 7 458 
Wenn das Geſetz auf die Nur-Notare mit ausgedehnt 


wird, ſo treten . n . 


Augsburg. 

Bamberg . N 
GGS 6 Be 
Colmar 

Darmſtadt 

Karlsruhe 

Münden . 

Nürnberg. 

Roſtock 

Stuttgart 

Zweibrücken 


dazu die Rechtsanwälte 7458 
zuſammen 8575 


5 Jahren, wie folgt, belaufen: 

a) Eintrittsgeld 8 575 X 200 
b) Nehmen wir an, daß im Durch- 
ſchnitt jeder der zweiten Ruhe⸗ 
gehaltsklaſſe (3 000 Mark) bei- 
tritt, ſo würde in den erſten 


5 Jahren (Wartezeit) einkommen 
. 12 862 500,00 


müſſen 8 575 X 300 X 5 = 
e) Nehmen wir an, daß Jedem 
im Durchſchnitt 4 Jahre der 
früheren Amtszeit angerechnet 
werden. Es werden dadurch 
8 575 X 300 X 4 
5 — 
d) 3 Prozent Zinſen von den ein- 
gehenden Geldern belaufen ſich 
in den erſten 5 Jahren, wie 
folgt: 

aa) von dem im erſten Jahre 
einzahlenden Eintritts- 
geld. 1 715 000 

und von den 
Beiträgen . 2 572 500 
zuſammen 4 287 500 
(für 4 Jahre) = 
42 875 500 K 3 x4 
100 3 


eingehen 


B. Die Einnahme der Kaſſe würde ſich in den erſten 


1 715 000004 


5 145 000,00 - 


514 500,00 


Seile 


20 237 000,004 


u 


er 


EP =. 22 * 
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nebertrag . . 20 237 000,004 
bb) von den im zweiten 
Jahre eingehenden Bei⸗ 
trägen (für 3 Jahre) 

2 572 500 K 3 X 3 
gen 
cc) von den im dritten 
Jahre eingehenden Bei⸗ 
trägen (für 2 Jahre) 
2572 500 Xx 3 4 2 
100 == 
dd) von den im vierten 
Jahre eingehenden Bei⸗ 
trägen (für 1 Jahr) 
2572 50 X 3 &1 
100 = 
zuſammen . 20 700 050,00 4 
Rechnen wir die Koſten der Ein⸗ 
richtung der Kaſſe, die Beſoldungen 
für die erften 5 Jahre (ich will 
dies alles moͤglichſt hoch annehmen) 
u. f W. ß 
ſo verbleiben am Schluſſe des fünften 
Jahres des Beſtehens der Kaſſe . 20 000 000,00 
(zwanzig Millionen); irgend welche Zahlungen wird 
die Kaſſe bis dahin nicht geleiſtet haben, da es die 

Wartezeit war. 

Die Kaſſe beginnt alſo im ſechſten Jahre ihres Beſtehens 
ihre Thätigkeit mit einem Vermögen von 20 000 000 (zwanzig 
Millionen) Mark. 

In den folgenden Jahren belaufen ſich die Einnahmen, 
wie folgt: 

8) 3 Prozent Zinſen von den 20000 000 


231 525,00 


154 350,00 - 


77 175,00 


700 050,00 - 


Marl Kk 600 000,00 4 
b) die Jahresbeiträge 8 575 x 300 . 2 572 500,00 
zuſammen 3 172 500,00 4 

Zieht man auf die Geſchäftsunkoſten 
pro Jahr ab e 172 500,00 
bleiben netto 3 000 000,00 
ſchlaͤgt man 2 1 000 000,00 


zum Grundkapital zu, fo verbleiben pro Jahr 2 000 000,004 
(zwei Millionen Mark). 

Schenkungen und ſonſtige Zuwendungen will ich ganz außer 
Acht laſſen. 

Würde die Kaſſe ſchon im ſechſten Jahre ihres Beſtehens 
volle Ruhegehälter (3 000 Mark) zahlen müſſen — was übrigens 
nicht eintreten kann, weil die Höhe des Ruhegehalts ſich nach 
der Zahl der Mitgliedsjahre richtet — ſo würden mit den 
2000000 Mark an 666 Mitglieder Ruhegehälter zu je 
3 000 Mark jährlich gezahlt werden können. Dies wäre 
7,76 Prozent aller Mitglieder. 

Dies iſt jedenfalls ein ſehr hoher Prozentſatz. 

In den weiteren 5 Jahren wird das Grundkapital um 
die alljährlich demſelben zuzuſchlagende eine Million Mark im 
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Ganzen um 5 000 000 (fünf Millionen) Mark ſich erhöhen. 
3 Prozent Zinſen von dieſen 5 Millionen betragen dann jährlich 
150 000 Mark, nämlich 5,8 Prozent der Jahresbeiträge 
(2 572 500), es würden alſo nach 10 jährigem Beſtehen der 
Kaſſe die Jahresbeiträge um ungefähr 5 Prozent ermäßigt 
werden konnen; dieſelbe weitere Ermäßigung würde alle weitere 
5 Jahre (oder auch alljährlich mit 1 Prozent) eintreten können. 
Nach 55 jährigem Beſtehen der Kaſſe würde unter Zugrunde ⸗ 
legung obiger Berechnung das Grundkapital betragen: 
a) die nach Ablauf der Wartezeit vor⸗ 
handenen 20 000 000 4 
b) durch die alljährlich zu erfolgende 
Zurücklegung von 1 000 000 Mark. 50 000 000 


zuſammen . 70000000 4 
(fiebenzig Millionen Mark). 

Ferner würde jedes Mitglied nach 55 jährigem Beſtehen 
der Kaſſe als jährlichen Beitrag nur die Hälfte desjenigen 
zu zahlen brauchen, was bei der Gründung der Kaſſe zu 
zahlen war. 

10. Der Umfang der Kaſſenverwaltung wird von Anfang 
an ein ſo großer ſein, daß es Niemandem zugemuthet werden 
kann, Vorſtandsmitglied ohne Vergütung zu fein; ich gehe ſogar 
weiter. Die Vorſtandsmitglieder werden ſich m. E. beinahe 
ausſchließlich der Kaſſe widmen müſſen und werden deshalb ein 
anſtändiges Gehalt beziehen müflen. 

Ebenſo muß den Mitgliedern der übrigen Verwaltung 
organe außer den baaren Auslagen eine Vergütung für Mühe⸗ 
waltung und für Zeitverſäumniß gewährt werden. 

Für nichts kann man nicht viel verlangen. 

Andererſeits muß von den Vorſtandsmitgliedern die Stellung 
einer Kaution verlangt werden. 

Ferner muß die Kontrolle eine möglichſt ſtreuge und 
gründliche ſein. 

Was den Auffichtsrath anbetrifft, fo würde es m. C. ge 
nügen, wenn 

a) die Rechtsanwälte und 

b) die Nur-Notare eines jeden Oberlandesgerichts (Reichs 
gerichts, oberften Gerichts), je ein Mitglied zum Auf 
ſichtsrathe wählen. 

Dagegen würde ich dafür fein, daß außer dem Aufſichts 
rathe noch ein Ausſchuß beſteht und zwar aus doppelt ſo viel 
Mitgliedern, als der Auffichtsrath. 

Dieſer Ausſchuß müßte berechtigt fein, ſtändige Reviflons⸗ 
kommiſſion zu wählen und müßte zum allermindeften in jedem 
zweiten Jahre zuſammentreten. Seine Sache wäre es auch 
(falls Generalverſammlung nicht ſtattfindet) dem Vorſtande und 
dem Auffichtsrathe Decharge zu ertheilen. 

11. Zum Schluß einige Worte über die definitive Aus 
arbeitung des Entwurfs. 

Ich halte es für das Praktiſchſte, daß jeder Kammervorſtand 
ein Mitglied aus feinem Bezirke ernennt und dieſer fo gebilbeten 
Kommiſſion die Ausarbeitung des Entwurfs ſowie die weiteren 
Schritte überlaſſen werden. 

12. Wird die Kaffe erſt ins Leben gerufen, fo wird ft 
auch, wie ich nicht zweifle, auf andere Gebiete (wie Stabe 
kaſſe, Lebensverficherung, Unfallverſicherung, Rentenverficherung, 
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Darlehnskaſſe, ferner Ruhegehaltskaſſe u. ſ. w. der bei uns 
beſchäftigten Beamten) ausgedehnt werden. 

Warum ſollten wir nicht dasjenige, was alle derartigen 
Geſellſchaften verdienen, für uns behalten? 


Strasburg, Weſtpr., den 29. Juli 1901. 
Wyczyüski, Rechtsanwalt und Notar. 


Zu § 138 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Künzel 
e. Blumer vom 2. Juli 1901, Nr. 125/1901 II. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Es kommt das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche 
Reich inſofern in Frage, als Kläger die Nichtigkeit des ſtreitigen 
Vertrags auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 geltend 
gemacht und ſich in dieſer Hinficht insbeſondere auf 8 138 
Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs berufen hat. Das Berufungs- 
gericht aber hat trotzdem die Anwendbarkeit der letzteren 
Beſtimmung überhaupt nicht erörtert, ſondern ohne Weiteres 
unterſtellt, daß das zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltende 
Recht für die ganze Dauer des Vertrags maßgebend ſei. Hierin 
iſt ſowohl ein Mangel an Begründung wie ein Rechtsirrthum 
zu finden; denn wenn auch nach Artikel 170 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für ein Schuldverhältniß, 
das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent- 
ſtanden iſt, im Allgemeinen die bisherigen Geſetze maßgebend 
bleiben, ſo erleidet dieſer Grundſatz dennoch nach den ſich aus 
der Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift (vergl. namentlich 
Motive zu Artikel 103 des Entwurfs S. 257 und Protokolle 
der II. Kommiſſion Bd. 6 S. 498 und 497) ergebenden 
Abficht des Geſetzgebers für ſolche Beſtimmungen des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs eine Einſchränkung, welche einen reformatoriſchen 
oder prohibitiven Charakter dergeſtalt haben, daß anzunehmen 
iſt, daß der Geſetzgeber deren Anwendung auch auf ſchon vor 
dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes begründete Rechts verhältniſſe 
aus Gründen der Sittlichkeit oder des Gemeinwohls gewollt 
hat. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 97 ff. und 
Bd. 43 S. 23 ff.) Daß dieſe Vorausſetzungen aber bezüglich 
der Beſtimmung des 8 138 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zutreffen, kann im Hinblick auf den aus deren Inhalt ſich ſelbſt 
ergebenden prohibitiven Charakter nicht zweifelhaft ſein; denn 
indem der Geſetzgeber durch dieſe Beſtimmung Rechtsgeſchäfte, 
welche gegen die guten Sitten verſtoßen, für nichtig erklärt 
hat, hat er zugleich feiner Abficht Ausdruck gegeben, daß ſolchen 
Geſchäften unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
jeglicher Rechtsſchutz ſelbſt dann zu verſagen ſei, wenn ſie unter 
der Herrſchaft der früheren Geſetze abgeſchloſſen ſeien, mit 
anderen Worten: daß die Beſtimmung des § 138 Abf. 1 eit. 
vom Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch auf 
Rechtsgeſchäfte der letzteren Art anwendbar ſein ſolle. In 
dieſem Sinne hat auch bereits der III. Civilſenat des Reichs⸗ 
gerichts in ſeinem Urtheile vom 30. November 1900 
(III. 252/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1901 S. 1) 
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bezüglich der mit der Vorſchrift des § 138 Abſ. 1 zufammen- 
hängenden Beſtimmung des Abſ. 2 dieſes Paragraphen und 
mittelbar auch bezüglich der erſteren ſelbſt erkannt. Obgleich 
hiernach das Berufungsgericht ſeiner Entſcheidung, ſoweit hierbei 
die Nichtigkeit des Vertrags für die Zeit vom 1. Januar 1900 
an in Frage ſteht, mit Unrecht nicht die Beſtimmung des 
§ 138 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Grunde gelegt hat, 
ſo hat dieſer rechtliche Verſtoß doch nicht die Aufhebung des 
Urtheils zur Folge, da dieſes nicht darauf beruht. Das 
Berufungsgericht hat nämlich ſeiner Entſcheidung eine Rechts⸗ 
anſicht über die gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Verträge zu Grunde gelegt, welche der Beſtimmung des § 138 
Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs vollſtändig entſpricht und von 
dieſem rechtlichen Geſichtspunkte aus, welcher für die Zeit vor 
wie auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
in gleicher Weiſe zutrifft, die thatſächlichen Verhältniſſe des 
vorliegenden Falls, insbeſondere die Beſtimmungen des ſtreitigen 
Vertrags ſowohl im Einzelnen als auch in ihrer Geſammtheit 
erihöpfend und ohne rechtlichen Verſtoß gewürdigt. 


Zu § 254 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. E.⸗Fiskus 
c. Budde vom 8. Juli 1901, Nr. 180/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Kiel. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion des Beklagten auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Hat bei der Entſtehung eines Schadens ein Verſchulden 
des Beſchädigten mitgewirkt, jo hängt nach 8 254 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs die Verpflichtung zum Erſatze, fowie der 
Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere davon ab, in wieweit der Schaden vorwiegend von 
dem einen oder dem anderen Theile verurſacht worden iſt. In 
Anwendung dieſes Rechtsſatzes hat der Berufungsrichter geprüft, 
ob das Verſchulden des Klägers ausſchlaggebend geweſen jet. 
Er verneint die Frage, weil der Kläger nicht durch einen von 
dem Zuge ausgehenden Stoß über die Einfriedigung geſchleudert, 
vielmehr geſtürzt ſei, bevor er einen Thuͤrgriff erfaßt habe. 
Darin tritt zu Tage, daß bei der Abmeſſung des beiderſeitigen 
Verſchuldens dasjenige Verſchulden des Klägers außer Anſatz 
geblieben iſt, das darin liegt, daß er in Ausführung des Ver⸗ 
ſuchs, in den fahrenden Zug zu gelangen, ſchnell den Bahnſteig 
entlang lief. Der gleiche Fehler liegt erkennbar der Erwägung 
zu Grunde, daß der Unfall ſchlimmere Folge gehabt habe, als 
wenn der Kläger etwa gegen eine höhere Einfaſſung angerannt 
wäre. Auch hierin wird wieder nur berückſichtigt, daß der Kläger 
nicht darauf geachtet hat, ob auf dem Bahnſteig ein Hinderniß 
war, dagegen nicht die Frage erörtert, ob der Kläger ohne den 
Verſuch, wieder in den Zug zu gelangen, überhaupt an das 
Ende des Bahnſteigs gelangt und dort gegen die Einfriedigung 
des Lichtſchachts geprallt wäre. 
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Zu SS 433, 437 B. G. B. § 29 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Grebs 
6. Albrecht u. Richter vom 5. Juli 1901, 

Nr. 189/1901 II. 

II. J. Kammergericht. 

Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der Kläger und Revifionskläger findet in der angefochtenen 
Entſcheidung des Berufungsgerichts, in welcher die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit des Landgerichts Berlin für die bei demſelben erhobene 
Klage verneint wurde, eine Verletzung des § 29 der Civilprozeß⸗ 
ordnung ſowie der in Anwendung gebrachten Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Da die von der Beklagten an den 
Kläger abgetretene Forderung in Berlin, wo fie im Konkurſe 
des dortſelbſt wohnhaften Schuldners feſtgeſtellt wurde, zu 
bezahlen ſei, müſſe der Entſchädigungsanſpruch, um mit dem 
Hauptanſpruch gleichwerthig zu ſein, die gleiche Zahlungsſtelle 
haben und ergebe ſich hiernach Berlin als Erfüllungsort. Dieſe 
Rüge ift verfehlt. Die Beklagten find auf Gewährleiſtung 
wegen Nichtbeſtehens einer von ihnen dem Kläger durch Verkauf 
übertragenen Forderung belangt. 59 433, 437 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Für die Beſtimmung des Ortes der Erfüllung 
dieſer Schadenserſatzpflicht wurde die allgemeine Regel des § 269 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Anwendung gebracht, da das 
Berufungsgericht aus der Natur des Schuldverhältniſſes oder 
aus ſonſtigen Umſtänden nicht entnehmen zu können glaubte, 
daß Berlin als Erfüllungsort zu betrachten ſei, die Beklagten 
aber ihre gewerbliche Niederlaſſung und ihren Wohnfitz in 
Hamburg haben. Die von der beklagten Firma abgetretene 
Forderung war allerdings in Berlin zu erfüllen, allein dieſe 
Forderung iſt nur das Objekt des gegenſeitigen Vertragsver⸗ 
hältniſſes der Parteien, nicht die ſtreitige Verpflichtung, deren 
Erfüllungsort den Gerichtsſtand des § 29 der Civilprozeßordnung 
beſtimmt. Als ſtreitige Verpflichtung kann nur die Hauptver⸗ 
bindlichkeit der Beklagten nach § 433 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches oder die geſetzliche und hier auch vertragsmäßige Gewähr⸗ 
leiftungspflicht nach § 437 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeſehen 
werden. Letztere iſt aber keine Mitverbindlichkeit mit dem Schuldner 
der abgetretenen Forderung, nicht einmal eine Haftung für deſſen 
Zahlungsfähigkeit, ſondern nur eine Haftung für den rechtlichen 
Beſtand der übertragenen Forderung, alſo für das durch deren 
Nichtexiſtenz verletzte Intereſſe des Käufers. Dieſe Schadens- 
erſatzverbindlichkeit iſt wie die Hauptverpflichtung des Verkäufers 
nach der geſetzlichen Regel in Hamburg zu erfüllen, und es 
konnte ohne Rechtsirrthum verneint werden, daß gegebenen 
Falles aus den Umftänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes etwas Anderes zu entnehmen ſei. Daß nach 
der notariellen Aufnahme der Abtretungs erklärung in Hamburg 
mit Schreiben der Beklagten vom 25. Oktober 1900 dem 
llägeriſchen Rechtsanwalt eine Ceſſionsurkunde für den Kläger 
nach Berlin überſendet wurde, mußte für die Beſtimmung des 
Erfüllungsortes der ſtreitigen Verpflichtung im Sinne des 9 29 
der Civilprozeßordnung als unerheblich erachtet werden. 
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Zu § 906 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Spielhagen 

6. Kuhlmey vom 10. Juli 1901, Nr. 159/1901 V. 

II. J. Kammergericht. 
Die Revifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Die Rüge der Reviſion geht dahin, daß der Vorderrichter, 
obſchon die Klage ſchon im Jahre 1897 erhoben worden ift, 
mit Unrecht ausſchließlich den § 906 des Bürgerlichen Geſez 
buchs ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegt und namentlich die 
Beklagten für beweispflichtig dafür erklärt habe, daß die von 
ihrem Grundſtück ausgehenden Einwirkungen die Benutzung der 
Grundſtücke der Kläger nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigen 
oder durch eine Benutzung des Grundſtücks der Beklagten 
herbeigeführt werden, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. 

Wenn nun auch die Vorausſetzungen der Klage wegen 
beläſtigender Zuführungen aus dem Nachbargrundſtücke im 
Allgemeinen nach preußiſchem Rechte die nämlichen waren, wie 
ſie jetzt das Bürgerliche Geſetzbuch fordert, ſo kann doch der 
Reviſion ſoviel zugegeben werden, daß hinſichtlich der Beweillaſt 
eine Verſchiedenheit zwiſchen beiden Geſetzen vielfach angenommen 
wird, indem nach Allgemeinem Landrecht die Pflicht des Beweiſel, 
daß die Zuführungen ihn übermäßig und in nicht ortsübliche 
Weiſe beläſtigen, dem Kläger überbürbet war, während md 
jetziger Geſetzgebung der Beklagte die Nichtübermäßigkeit und On 
üblichkeit der Zuführungen ſoll beweiſen müſſen. Protokoll: II 
Seite 125, VI Seite 225. Turnau-Foerſter, Liegenſchaftzrecht, 
Seite 286 Nr. 4. 

Da nun der Berufungsrichter im gegebenen Falle ohne 
Rückficht auf den im Laufe des Rechtsſtreits eingetretenen 
Wechſel der Geſetzgebung ganz allgemein die Beweispflicht der 
Beklagten angenommen hat, ſo könnte es ſich allerdings fragen, 
ob dieſer Ausſpruch richtig oder doch deshalb unſchädlich it, 
weil jedenfalls vom 1. Januar 1900 an die Beweislaft auf 
die Beklagten überging. Eine Entſcheidung dieſer Fragen kann 
aber deshalb hier unterbleiben, weil der Berufungsrichter eben · 
ſowohl das Uebermaß der in Rede ftehenden Zuführungen von 
Rauch, Ruß, Dampf und üblen Gerüchen als die Nichtortz ⸗ 
uͤblichkeit dieſer Zuführungen feftgeftellt hat. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Kurt Friedrich Otto Blüher beim Landgericht 
und Amtsgericht Freiberg i. S.; — Rechtsanwalt Dr. Guftar 
Adolf Johannes Claus beim Landgericht Freiberg i. S. — 
Rechtsanwalt Karl Hattemer beim Amtsgericht Arnſtorf; — 
Rechtsanwalt Dorr beim Amtsgericht Düren; — Rechts · 
praktikant Guſtav Kühlmann beim Landgericht Landshut; — 
Rechtsanwälte Albert Frank, Auguſt Holzer, Johann Lampl, 
Franz Mayer und Dr. Adolf Veit beim Landgericht Winden; 
— Rechtspraktikant Otto Franz beim Oberlandesgerich 
München; — gepr. Rechtspraktikant Hans Keppel beim Amts 
gericht Erlangen. 
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Vereinsnachrichten. 


Herr Inſtizrath Dr. Leiber zu Straßburg im Elſaß, 
Vorſtandsmitglied des deutſchen Auwaltvereins, iſt ver⸗ 
ſtorben. Wir bedauern den Verluſt des Heimgegangenen 
als eines wackeren Kollegen und für die Beſtrebungen des 
dentſchen Anwaltvereins mit Hingebung thätigen Mannes. 


Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins.) 
Entworfen von Juſtizrath Dr. Langbein in Leipzig. 
| 8 1. 
Der Verein führt den Namen 
„Deutſcher Anwaltverein, eingetragener Verein“. 

Er hat ſeinen Sitz in Leipzig und die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregiſter. 

Zweck des Deutſchen Anwaltvereins iſt: 

I. Die Förderung des Gemeinſinns der Standesgenoſſen 
und die Pflege des wiſſenſchaftlichen Geiſtes. 

II. Die Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung 
des Deutſchen Reichs. 

III. Die Vertretung der Berufsintereſſen. 

Zur Verfolgung dieſes Zweckes beſteht eine Zeitſchrift als 
Organ des Vereins. 

82. 

Das Recht zum Eintritt in den Verein ſteht jedem bei 
einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalte zu. 

Die Erklärung über den Eintritt erfolgt durch ſchriftliche 
Anzeige an den Vorſtand. Die Mitgliedſchaft beginnt mit 
dem Empfange der Mitgliedskarte. 

Jedes Mitglied erhält die Zeitſchrift unentgeltlich. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht durch den Tod, durch 
Ausſchluß von der Rechtsanwaltſchaft, durch frei⸗ 
willige ſchriftliche Austrittserklärung und durch 
Verweigerung des Jahresbeitrages. 


8 3. 
Der Beitrag jedes Mitgliedes beträgt fünfzehn Mark 
jährlich, welche in der Zeit vom 15. September bis 1. Oktober 
für das folgende Kalenderjahr an den Schriftführer bezw. 


) Die geſperrt gedruckten Sätze find neu. 


Rechner einzuſenden ſind. Am 2. Oktober hat der Schrift⸗ 
führer die rückſtändigen Beiträge durch Nachnahme einzuziehen. 
Nimmt ein Mitglied den mit Poſtvorſchuß beſchwerten Brief 
nicht an, ſo wird dies einer ausdrücklichen Austrittserklärung 
gleichgeachtet. 

Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Laufe eines 
Jahres giebt kein Recht auf antheilige Rück⸗ 
erſtattung gezahlter Jahresbeiträge. 


8 4. 
Organe des Vereins ſind der Anwaltstag (Mitglieder⸗ 
verſammlung) und der Vorſtand. 


85. 

Der Anwaltstag findet ftatt: 

1. auf Beſchluß des Vorſtandes, 

2. auf ſchriftliches Verlangen des zehnten 
Theiles der Mitglieder. 

Der Anwaltstag beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Mitglieder. 

Die Beſchlüſſe ſind durch privatſchriftliches 
Protokoll zu beurkunden; dieſes iſt von dem Vor⸗ 
ſitzenden mit zu unterſchreiben. 

Die Vorſchrift in 8 33 Ab. 1 B. G. B. findet 
keine Anwendung. 

8 6. 

Der Vorſtand hat folgende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. Er vertritt den Verein und ſorgt für die Ausführung 
der vom Anwaltstage gefaßten Beſchlüſſe. 

2. Er beſtimmt Zeit und Ort der abzuhaltenden Anwalts⸗ 
tage, trifft die für dieſelben nöthigen Vorbereitungen 
und erläßt die Einladungen durch öffentliches Aus⸗ 
ſchreiben in dem Vereinsorgan, der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, und dem Reichsanzeiger unter 
Bekanntgabe der von ihm vorläufig feſtgeſtellten 
Tagesordnung. 

3. Er ernennt aus der Zahl der Mitglieder Berichterſtatter 
über die zu erörternden Fragen. 

4. Er nimmt die Beitrittserklärungen neuer Mitglieder 
entgegen, fertigt die Mitgliedskarten aus, empfängt 
die Beiträge und legt darüber Rechnung. 

5. Er ergänzt ſich ſelbſt, falls eines oder mehrere ſeiner 
Mitglieder im Laufe der Geſchäftszeit ausſcheiden. 
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8 7. 

Der Vorſtand beſteht aus 12 Mitgliedern. Dieſe wählen 
aus ihrer Mitte den Vorſitzenden, den Schriftführer und deren 
Stellvertreter. 

Der Schriftführer iſt zugleich Rechner. Es kann jedoch 
auch ein beſonderer Rechner aus den Vorſtandsmitgliedern ge⸗ 
wählt werden. 

Der Vorſtand beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Mitglieder. 

Zur Giltigkeit der Beſchlüſſe wird erfordert, daß wenigſtens 
drei Mitglieder ihre Stimmen abgegeben haben. 

88. 

Der Vorſtand wird von der Mitgliederverſamm— 
lung (Anwaltstag) gewählt, ſoweit nicht 8 6 dieſer 
Satzungen Punkt 5 einſchlägt. 

Die Wahl gilt für 3 Jahre, die nach 8 6, 5 für 
die noch übrige Geſchäftszeit des Ausgeſchiedenen. 

Der Vorſtand hat ſeinen Sitz am Sitze des 
Vereins. 

Der Vorſtand verwaltet ſein Amt auch nach Ablauf ſeiner 
Wahlperiode noch ſo lange, bis der Anwaltstag einen neuen 
Vorſtand gewählt hat. 9 

Abänderungen dieſer Satzungen können vom Anwaltstage 
durch einfache Stimmenmehrheit beſchloſſen werden, jedoch nur 
auf ſchriftlichen Antrag, der vier Wochen vor dem Zuſammen⸗ 
tritt des Anwaltstages dem Vorſtan de zu überreichen iſt. 

Die von dem Regiſterrichter oder der Ber: 
waltungsbehörde zwecks Eintragung des Vereins 
für nöthig erklärten Abänderungen wird der Vor— 
ſtand ermächtigt, ſelbſtſtändig ohne Einberufung 
einer Mitgliederverſammlung zu beſchließen und 
zur Eintragung anzumelden. 


Antrag des Juſtizraths Hermann Stern I in 
Berlin zum Deutſchen Anwaltstage in Danzig. 
(6. bis 7. September 1901.) 

Zu Nr. 2 der Vortragsgegenſtän de: Iſt die Suspenſion 
als ehrengerichtliche Strafe zu empfehlen? beantrage ich: 
Der Deutſche Anwaltstag wolle ausſprechen: 
Es empfiehlt ſich, in das Strafenſyſtem der deutſchen 
Rechtsanwaltsordnung und zwar zwiſchen Nr. 3 und 4 
des 8 63 eine Strafe einzuſchalten, welche die Suspenſion 
(Dienſtſperre) in örtlicher Beſchränkung verwirklicht, 
derart nämlich, daß durch das ehrengerichtliche Urtheil 
dem Verurtheilten die Ausübung des Anwaltsberufes 
innerhalb eines beſtimmten, ſeinen letzten anwaltlichen 
Wohnſitz (S 18 Rechtsanwalts ordnung) einſchließ enden 
Bezirkes (Sperrbezirk) für begrenzte Dauer (Sperrfriſt) 
unterſagt wird. Der Sperrbezirk kann nicht über z den 
Oberlandesgerichtsbezirk, in welchem das Gericht der 
letzten Zulaſſung des Verurtheilten ſeinen Sitz hat, 
ausgedehnt, kann aber innerhalb deſſelben auf beliebig 
umgrenzte Gebiete eingeſchränkt werden. Die Sperrfriſt 
darf nicht weniger als drei und nicht mehr als ſechs 
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Jahre betragen. Während der Sperrfriſt darf der 

Verurtheilte bei einem Gerichte, das ſeinen Sitz inner⸗ 

halb des Sperrbezirks hat, nicht zugelaſſen werden und 

als Parteivertreter, Beiſtand oder Vertheidiger weder 

perſönlich, noch durch einen Subſtituten auftreten. 
Begründung. 

Der vorſtehende Antrag geht aus von der Ueberzeugung, 
daß das Strafenſyſtem des 8 63 der deutſchen Rechtsanwalts⸗ 
ordnung inſofern einer Ergänzung bedürftig iſt, als der 
Uebergang von der Geldſtrafe (Nr. 3) zur Ausſchließung (Nr. 4) 
zu jäh und unvermittelt erſcheint, und die hier klaffende Lücke 
in der Praxis der anwaltlichen Ehrengerichte häufig zur 
Gewiſſensbelaſtung der Urtheilsfinder gereicht. — 

Die räumlich unbegrenzte Dienſtſperre erachte ich 
jedoch nicht für ein empfehlenswerthes Mittel, um den Mangel 
zu heilen. Sie birgt Gefahren in ſich, die namentlich die 
beſſernden Wirkungen der Strafe in Frage ſtellen. Je ſtrupelloſer 
der Verurtheilte iſt, um ſo weniger wird er die Suspenſion 
als Strafe empfinden. Trotz derſelben wird er es verſtehen, 
ſeine Arbeitskraft, ſeine Geſchäftskunde und namentlich ſeine 
Bekanntſchaften mit ausreichendem Nutzen zu verwerthen, wobei 
dann ſelbſtverſtändlich mehr oder minder loyale und jedenfals 
ſchwer kontrollirbare Verbindungen mit zugelaſſenen Anwälte 
die Brücke bilden werden. Dem weniger routinirten Anwalt 
werden dagegen dergleichen Bethätigungen um Vieles ſchwerr 
zugänglich fein. Er wird in der Regel auf die Rolle dez 
juriſtiſchen Hülfsarbeiters angewieſen bleiben, die meiſt werig 
einträglich iſt. So wird ſich in vielen Fällen im Gefolge der 
Dienſtſperre der wirthſchaftliche Niedergang einſtellen, der in 
ſeinen ferneren Konſequenzen die Rückkehr in die Praxis und 
in geordnete Verhältniſſe überhaupt verſchließt. Aus entſprechenden 
Erwägungen hat man es nach Inhalt der Motive zur Rechts⸗ 
anwaltsordnung (S. 78/79) und des Kommiſſionsberichtes 
(S. 37/38) abgelehnt, die vor dem 1. Oktober 1879 in vielen 
Partikulargeſetzgebungen in Geltung ſtehende Strafe der Sus⸗ 
penſion in das Reichsgeſetz aufzunehmen. Die Motive (a. a. O. 
machen dagegen außerdem noch geltend, daß ein Anwalt, 
welcher zeitweiſe im Wege der Strafe ſeinem Berufe entzogen 
worden, namentlich, wenn er an demſelben Ort bleibe, 
nur ſelten und ſchwer bei den Gerichtseingeſeſſenen dasjenige 
Vertrauen wieder finden werde, welches er zu einer erſprießlichen 
Ausübung ſeines Berufes bedarf. — 

Alle dieſe, ſicherlich nicht zu unterſchätzenden Gefahren 
werden umgangen, wenn die Dienſtſperre nicht örtlich un⸗ 
begrenzt, ſondern, wie vorgeſchlagen, in der Beſchränkung 
auf ein beſtimmtes, den bisherigen amtlichen Wohnſitz des 
Verurtheilten mitumfaſſendes Gebiet verhängt wird. N 

Der Verurtheilte wird dadurch genöthigt, den Ort ſeiner 
beruflichen Niederlaſſung zu wechſeln. Er wird es nicht 
wagen dürfen, der Verurtheilung ungeachtet ſeinen bisherigen 
Wohnſitz beizubehalten und eine anderweite Zulaſſung nicht 
anzuſtreben, weil er ſich ſonſt gemäß 86 Nr. 1 R. A. O. 
der Gefahr ausſetzt, des Rechtes auf Zulaſſung überhaupt 
verluſtig zu gehen. Dies iſt auch die Erwägung, die mich 
beſtimmt hat, als Mindeſtdauer der Interdiktion den Zeitraum 
von drei Jahren vorzuſchlagen. Ein kürzerer Zeitraum würde 
ohnehin kaum ausreichen, um der Strafe eine Empfndlichkeit 


. 
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zu verleihen, durch welche ſie in der Stufenleiter des Strafen⸗ 
ſyſtems angemeſſen an das Höchſtmaß der Geldſtrafe angereiht 
und unmittelbar vor die Ausſchließung geſtellt wird. 

Angeſichts der Gefahr, des Rechtes auf Zulaſſung gänzlich 
verluſtig zu gehen, wird auch der weniger Bedenkliche, wenn 
er die Wahl hat zwiſchen den oben angedeuteten illoyalen 
Bethätigungen am Orte ſeiner bisherigen Niederlaſſung und 
der Begründung einer legitimen Praxis an einem neu zu 
wählenden Wohnſitz, der letzteren Alternative in der Regel den 
Vorzug geben. So wird er den Antrieb haben, in neuer 
Umgebung ein neues Leben zu beginnen. Man darf daher 
behaupten, daß, während die örtlich unbeſchränkte Dienſtſperre 
die Gefahr in ſich trägt, den Beſtraften ſittlich und wirthſchaftlich 
herabzudrücken, von der örtlich beſchränkten eher gegentheilige 
Einflüſſe zu erwarten ſind. 

In ſeinem praktiſchen Erfolge geſtaltet ſich das empfohlene 
Strafmittel als eine Parallele zur Strafverfegung der Staats⸗ 
beamten. Doch iſt das Prinzip der freien Advokatur bei 
dieſer Nachbildung keineswegs preisgegeben. Während nämlich 
dem ſtrafverſetzten Beamten der künftige Amtsſitz angewieſen 
wird, ſo iſt dem Anwalt, über den die vorgeſchlagene Strafe 
verhängt wurde, nur, wie dies dem Geſetze auch ſonſt nicht 
fremd iſt (conf. 8 14 R. A. O.), ein gewiſſer Bezirk ver⸗ 
ſchloſſen. Ueberall ſonſt bleibt ihm grundſätzlich das Recht 
der freien Niederlaſſung gewahrt. 

Was die Begrenzung des Sperrbezirks angeht, ſo iſt nur 
weſentlich, daß er den bisherigen amtlichen Wohnſitz des 
Verurtheilten einſchließen muß. Im Uebrigen dürfte es zweck⸗ 
mäßig ſein, in dieſer Hinſicht dem Ermeſſen der Urtheilsfinder 
möglichſt freien Spielraum zu laſſen, damit den obwaltenden 
perſönlichen und örtlichen Umſtänden in jeder Richtung 
Rechnung getragen werden kann. Beſondere Berüdfichtigung 
erheiſchen hier die Verhältniſſe mancher deutſchen Kleinſtaaten, 
die überhaupt nur ein Landgericht und nur wenige Amts⸗ 
gerichte beſitzen. — Sofern übrigens bei dieſen ſich das Straf⸗ 
mittel als ſchwer anwendbar erweiſen ſollte, — was indeſſen 
nicht ohne Weiteres anerkannt werden kann, — ſo würde 
hieraus ein Argument gegen die allgemeine Einführung 
deſſelben kaum hergeleitet werden können. 

Ein praktiſches Bedürfniß, den Sperrbezirk über den 
Bezirk des Oberlandesgerichts auszudehnen, in welchem der 
Verurtheilte zuletzt zugelaſſen war, dürfte im Allgemeinen nicht 
beſtehen. Es erſcheint aber auch logiſch, daß das erkennende 
Gericht dem Verurtheilten höchſtens dasjenige Gebiet verſchließen 
kann, welches ſeinen Jurisdiktionsbezirk darſtellt. 

In einem Falle könnte die Anwendung der neuen 
Strafe die thatſächliche Wirkung einer örtlich unbeſchränkten 
Suspenſion haben. Wenn nämlich ein dergeſtalt Beſtrafter 
ſchon vorher innerhalb der letzten zwei Jahre mit Verweis 
oder Geldſtrafe von mehr als 150 Mark belegt war, ſo kann 
ihm nach 8 15 Nr. 1 Rechtsanwaltsordnung die Zulaſſung 
bei einem andern Gericht verſagt werden. Er würde alſo 
möglicher Weiſe innerhalb der fraglichen zwei Jahre eine 
anderweite Stätte der Zulaſſung überhaupt nicht finden. 
Indeſſen dürfte die Rückſicht auf einen ſolchen in verhältniß⸗ 
mäßig kurzer Zeit mehrfach ſchwer beſtraften Anwalt ſchwerlich 
ein ernſtes Bedenken gegen das vorgeſchlagene Strafmittel 
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darftellen, zumal es ſich meiſt um eine Karenz von geringer 
Dauer handeln wird. Ich an meinem Theile würde es freilich 
vorziehen, für einen ſolchen Fall den §8 15 Nr. 1 a. a. O., 
deſſen legislatoriſcher Werth ohnehin höchſt fragwürdig iſt, 
außer Kraft zu ſetzen. 


Zum Anwaltstag in Danzig. 


Der Vorſtand der badiſchen Anwaltskammer hat an den 
Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins folgendes Schreiben 
gerichtet: 

Wenn auch die Tagesordnung des in dieſem Jahr in 
Danzig ſtattfindenden Anwaltstages ſchon feſtgeſetzt iſt, mag 
es doch nicht ausgeſchloſſen ſein, dieſelbe durch einen weiteren 
Berathungsgegenſtand zu ergänzen, vorausgeſetzt, daß der⸗ 
ſelbe als wichtig genug erſcheint, um in die Berathung des⸗ 
ſelben ſofort einzutreten. 

Der Vorſtand der badiſchen Anwaltskammer iſt der An⸗ 
ſicht, daß die Gebührenordnung für deutſche Rechtsanwälte 
in einzelnen ihrer Beſtimmungen ſchon lange nicht mehr den 
thatſächlichen Verhältniſſen entſpricht. | 

Auf der einen Seite eine ftetige Zunahme der Zahl der 
Rechtsanwälte und die dadurch nothwendig bedingte Ab: 
nahme des Durchſchnitteinkommens der Rechtsanwälte, auf 
der anderen Seite aber eine ſtets zunehmende Steigerung 
der Preiſe aller Bedarfsgegenſtände, welche zur Beſtreitung 
ſowohl des Lebensunterhalts, als auch insbeſondere des zur 
Berufsausübung erforderlichen Aufwands nothwendig ſind. 

Kein Berufsſtand iſt in dieſer Beziehung ſeit 1879 ſo 
ſehr im Rückſtand geblieben, wie gerade der Anwaltſtand. 

Eine Abhülfe in dieſer Richtung iſt jetzt dringend geboten. 

Wir verkennen nicht, daß der jetzige Zeitpunkt für die 
Anſtrebung der Erhöhung einzelner Sätze der Gebühren⸗ 
ordnung nicht beſonders günſtig iſt; allein auf der anderen 
Seite iſt es ſicher, daß, wenn wir in einigen Jahren etwas 
erreichen wollen, die nöthigen Schritte ſo früh als möglich 
geſchehen müſſen. 

Wir ſind bei unſeren Anforderungen davon ausgegangen, 
daß nicht möglichſt viel zu fordern iſt, damit wir wenigſtens 
Einiges erreichen, ſondern, daß nur wenig Anſprüche er⸗ 
hoben werden ſollen, aber ſolche, welche wir als unabweislich 
erkannt haben. 

Wir heben nun in Folgendem die einzelnen Punkte hervor, 
in Beziehung auf welche eine Aenderung einzutreten hat 
und beginnen 

1. mit dem Anſatz für Schreibgebühren: 

Es iſt dieſer Punkt insbeſondere deshalb wichtig, 
weil er mit der Führung des Büreaus des Anwalts 
im engſten Zuſammenhang ſteht. 5 

Zur ordnungsgemäßen Erledigung der Berufsgeſchäſte 
des Anwalts iſt die Haltung eines geordneten Büreaus 
abſolut nothwendig und dazu ſind in erſter Reihe die 
Anſätze für Schreibgebühren beſtimmt. 

Der Anſatz von 10 Pf. pro Seite war ſchon im 
Jahre 1879 viel zu gering, in Baden hatte der An⸗ 
walt ſchon vom Jahre 1875 an einen Anſpruch auf 12 Pf. 
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Seit 1879 ſind die Anſprüche der Schreibgehülfen 
ſelbſtverſtändlich erheblich geſtiegen, die Bezahlung der 
Gehälter derſelben kann aus den durch die Gebühren⸗ 
ordnung bewilligten Schreibgebühren nicht zur Hälfte 
beſtritten werden, abgeſehen davon, daß aus denſelben 
auch der Aufwand für Schreibrequiſiten ꝛc. beſtritten 
werden muß. 

Eine Erhöhung des Satzes von 10 Pf. iſt daher 
unabweislich geworden und zwar eine erhebliche, nämlich 
eine ſolche von 5 Pf. auf 15 Pf. 

Man wird entgegenhalten, daß dann auch für die 
Auslagen der Gerichte an Schreibgebühren eine ent⸗ 
ſprechende Erhöhung eintreten müßte. Wir beſtreiten dies. 

Es war von Anfang an falſch, die Schreibgebühren 
der Gerichte neben die Schreibgebühren der Rechts⸗ 
anwälte zu ſtellen und beide gleich zu behandeln. Die 
Gerichte vervielfältigen das meiſte Schreibmaterial auf 
mechaniſchem Weg, ſie können mit 10 Pf. ſehr gut aus⸗ 
kommen; nicht ſo der Anwalt, welcher (auch mit der 
modernen Schreibmaſchine) verhältnißmäßig nur ſelten 
in der Lage iſt, auf mechaniſchem Weg zu vervielfältigen. 
In Baden kannte man vor 1879 überhaupt Schreib⸗ 
gebühren der Gerichte nicht. 

Es kann alſo ſehr leicht eine Erhöhung des Anſatzes 
für Schreibgebühren der Anwälte eintreten, ohne daß eine 
Erhöhung der Schreibgebühren der Gerichte ſtattfindet. 


. Ganz ungenügend, geradezu demüthigend find die Ge⸗ 


bührenanſätze in amtsgerichtlichen Berufungsſachen. Es 
bedarf einer weiteren Ausführung in dieſer Richtung 
nicht. In Baden war die Zuläſſigkeit der Appellation 
an das Vorhandenſein einer Beſchwerdeſumme von 
50 fl. = 85 Mark geknüpft. Trotzdem waren für 
Appellationen mit dem Streitwerth von über 50 fl. bis 
200 fl. (alſo bis zu 342 Mark) erhöhte Sätze vor⸗ 
geſehen. Der Anwalt erhielt für die Appellationsinſtanz 
in amtsgerichtlichen Sachen je 10 Mark mehr als in 
der erſten Inſtanz. 

Eine entſprechende Erhöhung durch Honorarverträge 
herbeizuführen, iſt nicht durchführbar. Der Verſuch, auf 
dieſem Wege abzuhelfen, hat zu Unzuträglichkeiten, An⸗ 
zeigen, Beſchwerden bei den Vorſtänden der Anwalts⸗ 
kammern, Aufnahme ungültiger Beſtimmungen in die 
Vollmachten ꝛc. geführt. 

Durch eine ähnliche Beſtimmung, wie die oben für 
Baden vor 1879 gültige, würde einem tief empfundenen 
Bedürfniß abgeholfen werden. 

Wir gehen aber noch etwas weiter und ſtreben eine 
kleine Erhöhung der Gebühren auch für die Berufungs⸗ 
inſtanz beim Oberlandesgericht an, die mindeſtens 
geradeſo gerechtfertigt iſt, wie die bereits beſtehende 
Erhöhung der Gebühren in der Reviſionsinſtanz. 


. Eine beſondere Gebühr iſt jedenfalls zu bewilligen für 


die abermalige Verhandlung einer Sache im Falle der 
Zurückverweiſung in die vordere Inſtanz. 


„Bezüglich der Beſtimmungen der Gebührenordnung für 


Erwirkung von Arreſten und einſtweiligen Verfügungen 
(S 29 Ziffer 4, §S 30 Gebührenordnung) iſt nach und 


nach eine Auslegung zur Geltung gekommen, daß ein 
Anſatz für Erwirkung von Arreſten und einſtweiligen 
Verfügungen überhaupt nicht mehr gemacht werden kann, 
außer in dem Fall, in welchem die Hauptſache überhaupt 
nicht anhängig wird, welcher beinahe gar nicht vor⸗ 
kommt. Dieſe Auslegung ſteht im Widerſpruch mit dem 
Geſetz und hat eine andere Faſſung deſſelben noth⸗ 
wendig gemacht. 

Es iſt aber auch nicht einzuſehen, aus welchem Grund 
für die viele mit Erwirkung eines Arreſtes während 
des Prozeſſes verbundene Mühe und aufgewendete Zeit 
eine Gebühr nicht ſoll beanſprucht werden können. 

Es iſt alſo eine Aenderung der Beſtimmung des 8 29 
Gebührenordnung in der Richtung anzuftreben, daß die 
Gebühr auch zu bewilligen iſt für Erwirkung von Arreſten 
und einſtweiligen Verfügungen während des Rechts⸗ 
ſtreits. 

5. Der Anwalt erhält nichts für den Zeitaufwand und die 
Mühewaltung, welche mit der zur Sicherheitsleiſtung 
durchzuführenden Hinterlegung von Geld und Werth⸗ 
papieren verbunden iſt. Das Hinterlegungsverfahren 
iſt z. B. nach dem badiſchen Hinterlegungsgeſetz mit ſo 
vieler Mühe und ſo großem Zeitaufwand und Ver⸗ 
antwortlichkeit verbunden, daß die Bewilligung einer 
Gebühr unabweislich iſt. 

6. Beſondere Gebühren ſind zu bewilligen für das 
Rechnungsverfahren und für Sühnetermine, welche nicht 
zum Vergleichsabſchluß führen. 

7. Bezüglich der Gebühren für auswärtige Termine iſt 
eine Aenderung in der Richtung anzuſtreben, daß die 
vollen Gebühren nur ſollen berechnet werden dürfen, 
wenn für den Anwalt der ganze Tag oder der größte 
Theil des Tages verloren geht. 

Es wird die Aenderung vorgeſchlagen, daß der Nechts⸗ 
anwalt, wenn er während 5 Stunden an feinen Wohnſtz 
zurückkehren kann, nur die Hälfte des Tagegeldes mit 
12 Mark, alſo 6 Mark ſoll beanſpruchen können. 

Wir erſuchen ergebenſt, obige Punkte in irgend einer 

Form zum Gegenſtand der Berathung des Anwaltstages 
zu machen, welcher den Vorſtand des deutſchen Anwalt⸗ 
vereins ermächtigen wolle, mit Vorſtellungen bezw. Petitio⸗ 
nen beim Bundesrath und Reichstag die vorgeſchlagenen 
Aenderungen anzuregen. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins hat darauf 
erwidert, daß es an Zeit und Gelegenheit fehle, für den nächſten 
Anwaltstag einen geeigneten Berichterſtatter zu gewinnen und 
hat vorgeſchlagen, den Gegenſtand einer gründlichen Vor⸗ 
bereitung zu unterziehen und durch eine gemeinſame Eingabe 
der ſämmtlichen Kammervorſtände die Wünſche des Anwalt⸗ 
ſtandes zur Kenntniß der Reichsregierung zu bringen. 

Darauf hat der Vorſtand der badiſchen Anwaltskammer 
geantwortet: | 

Ich bekenne mich zum Empfang der gefälligen Zuſchrift 

vom 28. Juli d. Is., betreffend den Antrag auf Abände⸗ 
rung der Gebührenordnung und möchte nur zur weiteren 
gefälligen Erwägung anheimgeben, ob nicht dem Anwaltstag 
der Antrag zur vorläufigen Kenntniß mitgetheilt werden 
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könnte, ſo daß er wenigſtens in der Lage wäre, ſich im 
Prinzip mit einer Reviſion der Gebührenordnung einverſtanden 
zu erklären. 

Dazu wäre wohl eine eingehendere Berichterſtattung über 

die einzelnen Vorſchläge nicht nothwendig. 

Im Uebrigen erkläre ich mich mit dem dortigen Vorſchlag 

einverſtanden. 

Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins ſteht einem 
formell zuläſſigen Antrag, ſeine Vertretung durch ein Vereins⸗ 
mitglied vorausgeſetzt, gegenüber, welcher in die Tagesordnung 
einzufügen iſt. 

Der Unterzeichnete wird beantragen, 

in Erwägung der Wichtigkeit des Gegenſtandes dem 
Vorſtand die Vorbereitung der zur Erörterung geſtellten 
Fragen aufzugeben und dieſe dem nächſten Anwalts⸗ 
tage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

Leipzig, den 10. Auguſt 1901. 


Mecke, 
Geheimer Juſtizrath. 


Zu Art. 171 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 561 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schilling 
c. Haaſe vom 2. Juli 1901, Nr. 176/1901 III. 
II. J. O. L. G. Stettin. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Für die Entſcheidung über die Reviſion iſt die Frage von 
maßgebender Bedeutung, ob das Erlöſchen des beklagtiſchen 
Pfandrechts nach altem oder neuem Recht zu beurtheilen iſt, 
da die Angriffe der Reviſion gegen die Auslegung der gedachten 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und die weiteren 
Ausführungen des Berufungsurtheils nur dann der Nachprüfung 
bedürfen, wenn das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf den 
vorliegenden Rechtsfall anzuwenden iſt. Das Letztere iſt ab⸗ 
weichend von der Vorentſcheidung zu verneinen. Der Pacht⸗ 
vertrag iſt nach altem Recht für eine feſtbeſtimmte Zeit ge⸗ 
ſchloſſen, welche bis in die Geltungszeit des neuen Rechts 
reicht, und eine frühere Kündigung des Pachtvertrages war vor 
defſen Beendigung Johannis 1900 nicht möglich. Gemäß 
Artikel 171 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch iſt daher das ganze Pachtverhältniß nach altem Recht, 
hier nach gemeinem Recht, zu beurtheilen. Indem der Ar⸗ 
tikel 171 von Mieth⸗, Pacht- und Dienſtverhältniſſen 
ſpricht, giebt er zu erkennen, daß das ganze Rechts verhältniß 
umfaßt ſein ſoll, alſo nicht nur die Rechtsbeziehungen der 
Kontrahenten während beſtehenden Vertrages, ſondern auch die 
ſich aus deſſen Auflöſung ergebenden Anſprüche. In gleichem 
Sinne ſprechen auch die Motive zum Artikel 104 des Entwurfs 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch von Pacht⸗ 
und Miethverhältniſſen, indem ſie darauf hinweiſen, daß die 
Rechte und Pflichten, die aus einer Veräußerung des Mieth⸗ 
objekts folgen, der beſonderen Regelung bedürfen. Zum Mieth⸗ 
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oder Pachtverhältniß gehört auch das Pfandrecht des Ver⸗ 
miethers oder Verpächters, und die Frage, wie das Pfandrecht 
erliſcht und wie lange es geltend gemacht werden kann, betrifft 
unmittelbar den Inhalt und den Umfang dieſes Rechtes ſelbſt. 
Die Frage, wie dieſes Pfandrecht erliſcht, iſt daher gemäß 
Artikel 171 nach altem oder nach neuem Recht zu beurtheilen, 
je nachdem dies oder jenes Recht auf das ganze Mieth⸗ oder 
Pachtverhältniß überhaupt Anwendung findet. Zu einer ab⸗ 
weichenden Beurtheilung kann auch nicht die Erwägung führen, 
daß die neue Vorſchrift des 5 561 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Intereſſe der Verkehrsſicherheit getroffen iſt, da 
aus dieſem Zwecke des Geſetzes nicht deſſen rückwirkende Kraft 
für Rechtsverhäliniſſe abgeleitet werden kann, für welche nach 
den Vorſchriften des Einführungsgeſetzes das alte Recht bei 
Beſtand geblieben iſt. Hätte der 8 561 Abſ. 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs auch auf dieſe Rechtsverhältniſſe ausgedehnt 
werden ſollen, ſo hätte es einer beſonderen Rechtsnorm bedurft. 
Auch die Motive zum 5 521 des Entwurfs des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Bd. II S. 408 ergeben keinen Anhalt dafür, daß 
mit den neuen Vorſchriften auch die beſtehenden Mieih⸗ und 
Pachtverhältniſſe getroffen fein ſollten. Die bier reprobirte 
Annahme, daß die §88 560 — 562 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auch auf früher entſtandene Pfandrechte anzuwenden ſeien, iſt 
vertreten von Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Auflage, 8 31 
S. 270 und Note 3, und durch den Hinweis auf Artikel 184 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch begründet. 
Indeſſen der Artikel 184 beſtimmt nur, daß Rechte, mit denen 
eine Sache oder ein Recht ſchon vor dem 1. Januar 1900 
belaſtet war, mit dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden 
Inhalt und Range beſtehen bleiben, foweit nicht beſondere 
Ausnahmen in den Artikeln 192— 195 vorgeſehen find. Ein 
Rückſchluß auf das Gegentheil für das Erloͤſchen dinglicher 
Rechte kann aus dieſer Beſtimmung nicht gezogen werden. 
Ebenſo wenig kommt der vom Berufungsgerichte in Bezug ge⸗ 
nommene Artikel 189 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch hier in Betracht. Das Recht der Mobilien und der 
Immobilien iſt auch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ein fo 
durchgreifend verſchiedenes, daß ein allgemeiner Rückſchluß von 
dem einen auf das andere nicht zuläffig iſt. Insbeſondere iſt 
aus dem Artikel 189, welcher ſich nur auf Immobiliarrechte 
und das Grundbuch bezieht, für die Grundſätze, nach welchen 
Pfandrechte an Mobilien untergehen, kein Schluß zu ziehen. 


Zu den Art. 213, 214 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Keller 
e. Lorenz u. Gen. vom 20. Juni 1901, Nr. 122/́ 1901 IV. 
II. J. O. L. G. Cöln. 
Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das Oberlandesgericht geht davon aus, daß es für die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits weſentlich darauf ankomme, welchen 
Willen die Erblaſſerin bei der in Artikel 4 des Ehevertrages 
vom 18. Mai 1874 erklärten letztwilligen Zuwendung für den 
Klaͤger gehabt habe. Das Oberlandesgericht gelangt dann unter 
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Würdigung des Inhalts des Ehevertrages wie der begleitenden 
Umftände zu dem Ergebniß, daß der Wille der Erblaſſerin dahin 
gegangen ſei, ihren künftigen Ehemann in Betreff feiner An⸗ 
ſprüche an ihrem dereinſtigen Nachlaß lediglich ihren Kindern 
gleichzuſtellen, dergeſtalt, daß dieſe Anſprüche damit ein für 
allemal feſtgelegt würden und der Kläger, ſofern ſie Kinder neben 
ihm hinterlaſſe, unter keinen Umſtänden mehr, als einen den 
Geſetzen zur Zeit der Vertragserrichtung entſprechenden Kindes⸗ 
theil erhalten ſollte. Danach verwirft das Oberlandesgericht 
den prinzipalen Anſpruch des Klägers darauf, daß ihm am 
Nachlaſſe der Erblaſſerin neben dem im Ehevertrage für ihn 
ausgeſetzten Erbtheile noch der nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
dem überlebenden Ehegatten beſtimmte Erbtheil zukomme. Da⸗ 
gegen billigt das Oberlandes gericht ihm in Gemäßheit ſeines 
zweiten Eventualantrages und der darauf bezüglichen Erklärung 
der Beklagten neben ſeinem ehevertraglichen Erbrechte noch auf 
Grund des Pflichttheilsrechts nach Bürgerlihem Geſetzbuch die 
in der Urtheilsformel ausgeſprochene Forderung an den Geld⸗ 
werth des Nachlaſſes zu. 

Dieſe Beurtheilung iſt von dem Revifionskläger in mehr- 
facher Hinſicht bekämpft worden. Die Angriffe erſcheinen jedoch 
nicht begründet. 

Der Streit der Parteien dreht ſich weſentlich um die Frage, 
welche Rechtswirkung der in dem Ehevertrage vom 18. Mai 1874 
ſeitens der Erblaſſerin zu Gunſten des Klägers getroffenen letzt- 
willigen Verfügung gegenüber den erbrechtlichen Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zukommt, insbeſondere darum, ob der 
Kläger aus dem Nachlaſſe der Erblaſſerin neben dem ihm in 
dem Ehevertrage ausgeſetzten Erbtheile oder doch ſtatt deſſelben 
noch den nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch dem überlebenden 
Ehegatten zuſtehenden Erbtheil beanſpruchen darf. 

Daß die in dem Chevertrage enthaltene letztwillige Ver⸗ 
fügung der Erblaſſerin in Betreff des Klägers auch unter der 
Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs als rechtsgültig anzuſehen 
ſei, nimmt das Oberlandes gericht offenbar ſtillſchweigend an. 
Und dieſe Annahme läßt ſich, entgegen der Revifion, nicht be⸗ 
anſtanden. Nach Artikel 214 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch iſt die Errichtung des vorliegenden Ehe⸗ 
vertrages inſoweit nach den bisherigen Geſetzen, alſo nach dem 
Franzöfiſchen Rechte, zu beurtheilen. Der Ehevertrag enthält 
wechſelſeitige letztwillige Zuwendungen der künftigen Eheleute, 
und ſtellt ſich inſoweit als Erbvertrag dar. Als ſolcher war er 
in der beobachteten notariellen Form gemäß der Ausnahme- 
vorſchrift des Artikels 1094 code civil rechtsgültig (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 325). Der Einwurf der 
Revifion, daß es ſich bei der Zuwendung der Erblaſſerin an den 
Kläger im Hinblick auf die künftig etwa erfolgende Einführung 
eines geſetzlichen Erbrechts des überlebenden Ehegatten für den 
Kläger im Grunde um einen Erbverzicht gehandelt habe, erſcheint 
abwegig. Uebrigens würde der Ehe⸗ und Erbvertrag auch im 
Sinne der 85 2276, 2301 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als 
zuläjfig und formgerecht ſich ergeben. 

Für die eigentliche Streitfrage nun, welche rechtliche Wirkung 
die in dem Chevertrage vom 18. Mai 1874 gethaͤtigte letzt- 
willige Verfügung der Erblaſſerin für den Kläger im Verhältniß 
zu dem nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch dem überlebenden 
Ehegatten zuſtehenden Erbrechte hat, find gemäß Artikel 218 
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des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch deſſen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. In dieſer Beziehung iſt vom Berufungs- 
gericht nach Obigem der Weg eingeſchlagen, daß es auf Grund 
der Auslegungsregel des Bürgerlichen Geſetzbuchs § 133, welche 
mit derjenigen des code civil Artikel 1156 übereinſtimmt, den 
Willen, welchen die Erblaſſerin bei Errichtung des Ehe⸗ und 
Erbvertrages vom 18. Mai 1874 gehabt und nach Inhalt des⸗ 
ſelben zum Ausdruck gebracht, ermittelt und ſolchen der Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde gelegt hat. Die Reviſion beanſtandet 
dieſen Standpunkt und unterſtellt, daß in dieſem Punkt eine 
Lücke im Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehe. Dem kann aber nicht 
beigetreten werden. Es iſt zuzugeben, daß einzelne Landes⸗ 
geſetzgebungen es für nöthig erachtet haben, nach dieſer 
Richtung eine Aushülfevorſchrift zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
in Geſtalt einer Auslegungsregel zu geben. 
Heſſen⸗Darmſtadt in Artikel 155 ſeines Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 17. Juli 1899 (Reg. Bl. 
S. 133) für Fälle vorliegender Art vor, es ſolle im 
Zweifel angenommen werden, daß der Werth des durch Ver⸗ 
fügung von Todeswegen Zugewendeten auf den nach Bürger 
lichem Geſetzbuch dem Bedachten zufallende Erbtheil anzurechnen 
jet. Andererſeits beſtimmen Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz in 8 264, bezw. 8 261 ihrer Ausführungs- 
verordnung zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 9. April 1899 
(Reg. Bl. S. 57, Offiz. Anz. S. 85), es ſei in ebenjolden 
Fällen im Zweifel anzunehmen, daß der Erblaſſer die letztwillige 
Verfügung auch bei Keuntniß der durch das Bürgerliche Belek 
buch geſchaffenen Sachlage getroffen haben würde. Die Frage, 
ob dieſen landesgeſetzlichen Vorſchriften gegenüber den Artikeln 213, 
218 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch Rechts ⸗ 
verbindlichkeit zukommt (verneint von Habicht, 3. Aufl. S. 748, 
und von Lenel in der Zeitſchrift für Deutſches Bürgerliches 
Recht und Franzöſiſches Civilrecht 1901 S. 220 ff.), kann vor⸗ 
liegend dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls aber bedarf es für den 
jetzigen Rechtsfall einer derartigen Aushülfe nicht. Schon auf 
Grundlage der Artikel 213, 214 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch iſt zu dem vom Berufungsgericht ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe zu gelangen. Iſt nämlich, wie oben dar⸗ 
gelegt, die im Ehevertrage vom 18. Mai 1874 ſeitens der Erb⸗ 
laſſerin zu Gunſten des Klägers getroffene Verfügung von Todes⸗ 
wegen im Sinne des Artikels 214 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ihrer Errichtung nach rechtsgültig, jo 
muß man auch auf Grund des Artikels 213 a. a. O. folgern, 
daß ſie ihrer Wirkung nach ebenſo zu beurtheilen iſt, als wenn 
ſie unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet 
wäre. Nun ſteht aber nach Bürgerlichem Geſetzbuch (wie früher 
nach Franzöfiſchem Recht) einem Erblaſſer die Befugniß zu, die 
geſetzliche Erbfolge durch letztwillige Verfügung auszuſchließen, 
abgeſehen vom Pflichttheile (§ 2307 Bürgerlichen Geſetzbucht). 
Deshalb kommt es hier lediglich darauf an, im Wege der Aus⸗ 
legung des Ehevertrages vom 18. Mai 1874 unter Anwendung 
des § 133 des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. Artikel 1156 
code civil) feſtzuſtellen, inwieweit die Erblaſſerin die Erbfolge 
in ihren Nachlaß dispofitiv, und zwar insbeſondere für ihren 
künftigen Ehemann, hat regeln wollen. Dieſen Weg hat das 
Oberlandesgericht eingeſchlagen. Es hat den bezüglichen Willen 
der Erblafſerin aus dem Inhalt des Ehevertrages und aus den 
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begleitenden Umſtänden ermittelt. Naturgemäß iſt dabei lediglich 
der Wille zur Zeit der Errichtung des Ehevertrages berückſichtigt. 
In Bezug auf die begleitenden Umſtände find die Alters. und 
Vermögensverhältniſſe der Brautleute, die vorhandene Nach⸗ 
kommenſchaft der Braut aus früherer Ehe, wie das Verhältniß 
der gegenſeitigen letztwilligen Zuwendungen der Brautleute in 
Betracht gezogen. Wenn danach das Oberlandes gericht zu dem 
Ergebniß gelangt iſt, daß der Wille der Erblaſſerin dahin ge⸗ 
gangen ſei, ihrem künftigen Ehemanne für den Fall, daß fie 
vorabſterbe und Kinder hinterlaſſe, unter allen Umſtänden lediglich 
einen Kindestheil zuzuwenden, ſo muß dies als rechtlich maß⸗ 
gebend gelten, und es ergab ſich für das Berufungsgericht kein 
Anlaß, noch zu erwägen, inwiefern der Wille der Erblaſſerin 
etwa im Fall einer künftigen Geſetzesäͤnderung hätte beeinflußt 
werden können. Eine abweichende Rechtslage würde ſich nur 
unter der Vorausſetzung herausſtellen, daß der das geſetzliche 
Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausſprechende 8 1931 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zwingendes Recht enthielte. Dieſe 
Vorausſetzung kann indeß, ſoweit nicht der Pflichitheil in Frage 
kommt, als zutreffend nicht anerkannt werden. Auf einem im 
Weſentlichen übereinſtimmenden Standpunkte ſtehen das Urtheil 
des I. Civilſenats des Oberlandesgerichts zu Cöln vom 28. Januar 
1901 in Sachen Kolk wider Knops, der Beſchluß des Ober- 
landesgerichts zu Kolmar vom 13. Februar 1901, abgedruckt in 
der Jurlſtiſchen Zeitfchrift für Elſaß-Lothringen von 1901 S. 217, 
der Beſchluß des Kammergerichts vom 4. März 1901, abgedruckt 
in der Zeitſchrift des Rheinpreußiſchen Amterichter⸗Vereins für 
1901 S. 19, ſowie Habicht (3. Aufl.), S. 748 ff. und Lenel 
a. a. O. S. 228. Der Beſchluß des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts vom 14. Dezember 1900, abgedruckt in der 
Sammlung Bd. I S. 710, hat einen abweichenden Rechtsfall 
zum Gegenſtande. 


Zu den SS 294, 326 B. G. B. 
Erkenniniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Fürſt 
e. Stellmacher vom 6. Juli 1901, Nr. 150/1901 V. 
II. J. O. L. G. Pofen. 


Das Berufungsurtheil iſt theilweiſe aufgehoben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß das angebliche 
Erbieten des Beklagten zur Abrechnung, Auszahlung des Kauf⸗ 
gelderreftes und Entgegennahme der Auflaſſung nicht geeignet 
geweſen ſei, die Kläger ihrerſeits in Verzug zu fetzen und da⸗ 
durch deren ſpäter erklärten Rücktritt wirkungslos zu machen; 
vielmehr hätte Beklagter, um dies zu erreichen, den zu zahlenden 
Betrag nach 8 294 Bürgerliches Geſetzbuch den Klägern that- 
ſächlich anbieten müſſen, was nicht geſchehen ſei. Auf der 
anderen Seite erachtet der Berufungsrichter es als unnachtheilig 
für die Kläger, daß dieſe bei dem Rücktritt es unterlaffen haben, 
dem Beklagten gleichzeitig ein Realangebot der Rückzahlung der 
von ihm in Anrechnung auf das baare Kaufgeld geleiſteten 
Beträge zu machen. Denn nach 88 327, 349 Bürgerliches 
Geſetzbuch vollziehe ſich der Rücktritt, feine materielle Recht⸗ 
mäßigkeit vorausgeſetzt, formell ſchon durch die bloße, dem 
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anderen Vertragstheil gegenüber abgegebene Willenserklärung 
des Zurücktretenden. Erſt, nachdem dies geſchehen, komme in 
Frage welche Leiſtungsverbindlichkeiten ſich aus der wirkſam 
gewordenen Rücktrittserklärung für beide Vertragstheile ergeben, 
und dieſe ſeien aldann nach § 348 Bürgerliches Geſetzbuch Zug 
um Zug zu erfüllen. 

Demgegenüber verharrt die Reviſion zunächſt auf dem von 
dem Beklagten bereits in den Vorinſtanzen eingenommenen 
Standpunkte, daß Kläger in dem Aufforderungsſchreiben vom 
24. September 1900 ſich zur Anrechnung deſſen, was ſie dem 
Beklagten zu erſetzen halten, hätten erbieten müſſen und daß 
mangels deſſen das bezeichnete Schreiben wirkungslos ſei. 
Die gegentheilige Rechtsauffaſſung des Berufungsrichters ent- 
ſpricht indeſſen dem klaren Wortlaut des Geſetzes und iſt daher 
unbedenklich zutreffend. Auch der weitere, von der Reviſion 
erhobene Vorwurf der Verletzung des § 326 Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch durch unrichtige Anwendung entbehrt der Begründung. 
Die Reviſion halt den erwähnten Paragraphen nur da für an⸗ 
wendbar, wo die vom Schuldner zu machende Leiſtung beſtimmt 
feſtſtehe und liquide ſei. Sie meint, daß im vorliegenden Falle, 
wo der Vertrag von beiden Seiten bereits theilweiſe erfüllt war, 
erſt eine Abrechnung hätte ſtattfinden müſſen und daher das 
Schreiben vom 24. September 1900 nicht ſo, wie geſchehen, 
erlaſſen werden durfte, vielmehr Kläger entweder die Abrechnung 
ſelbſt vorzunehmen und alsdann die Zahlungsaufforderung auf 
den hierbei ermittelten ziffermäßigen Betrag zu richten hatten 
oder aber, wenn ſie dazu außer Stande waren, die Aufforde⸗ 
rung, Zahlung zu leiſten, überhaupt hätte unterbleiben müſſen 
und ſtatt deſſen Beklagter zunächſt zur Vornahme der Ab rech- 
nung aufzufordern geweſen wäre. Jedenfalls aber ſeien die 
Kläger durch das Nichteingehen auf die von dem Beklagten 
ihnen angebotene Abrechnung in Verzug gerathen und es beruhe 
daher auf Rechtsirrihum, wenn der Berufungsrichter die be⸗ 
ſtrittene Behauptung des Beklagten, daß ein ſolches Angebot 
ſtattgefunden habe, für unbeachtlich erkläre. Dieſe Ausführungen 
gehen fehl. Allerdings hat § 326 Bürgerliches Geſetzbuch in 
erſter Linie den Fall im Auge, daß die zu bewirkende Leiſtung 
ſich als eine feſt beſtimmte darſtellt. Dadurch wird aber nicht 
ſeine Anwendbarkeit auf Fälle ausgeſchloſſen, in denen der 
Leiſtungspflicht zwar eine gewiſſe Unbeſtimmtheit anhaftet, es 
aber lediglich von dem Willen des Schuldners abhängt, durch 
eine ſeinerſeits vorzunehmende Handlung oder abzugebende Er⸗ 
Märung die Leiſtung zu einer beſtimmten zu machen. Wie 
§ 326 unzweifelhaſt bei wahlweiſen Schuldverhältniſſen, 
9 262 ff. Bürgerliches Geſetzbuch, Platz greift, obgleich hier 
der Leiſtungsinhalt ebenfalls erſt nachträglich — durch die Aus- 
übung des Wahlrechts von Seiten des Schuldners — Be⸗ 
ſtimmtheit erlangt, jo muß ein Gleiches auch dann gelten, wenn 
den Schuldner die an ſich ziffernmäßig beſtimmte Leiſtung um 
den Betrag ihm zuſtehender Gegenforderungen kuͤrzen darf. 
Inwieweit dieſer Grundſatz für den Fall eine Einſchränkung 
erleidet, daß die Beſtimmung des Leiſtungsgegenſtandes eine 
vorgängige Abrechnung im Sinne des § 782 Bürgerliches 
Geſetzbuch, das heißt eine unter Mitwirkung beider Theile ſich 
vollziehende Feſtſetzung der Höhe des geſchuldeten Ueberſchuſſes 
erfordert, kann dahin geſtellt bleiben. Im vorliegenden Falle 
iſt von einer ſo gearteten Abrechnung keine Rede, ſondern 
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handelte es ſich nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters uur 
darum, wieviel der Beklagte an berichtigten Hypoihekenzins⸗ 
rückſtänden und Koſten der Zwangeverſteigerung und Zwangs- 
verwaltung verauslagt hatte; es kamen alſo nur Abzüge in 
Frage, deren Höhe zu beſtimmen der Beklagte allein vermöge 
der in ſeinen Händen befindlichen Unterlagen im Stande war. 
Demzufolge lag, wie der Berufungsrichter zutreffend annimmt, 
die Aufmachung der die Höhe des Reſikaufgeldes mindernden 
Gegenrechnung dem Beklagten ob und konnten die Kläger, da 
deren Mitwirkung hierbei nicht erforderlich war, auch nicht da⸗ 
durch in Annahmeverzug gerathen, daß ſie die an ſie ergangene 
Aufforderung des Beklagten zur Mitwirkung unbeachtet ließen. 
Ebenſo wenig brauchten fie, wenn fie von dem Rechte aus 8 326 
Bürgerliches Geſetzbuch Gebrauch zu machen entſchloſſen waren, 
erſt zu warten, bis Beklagter jene einſeitige Rechnungsoperation 
vornahm oder die ihm hierzu etwa zu ſetzende Friſt unbenutzt 
abgelaufen war. Vielmehr konnten ſie mit Eintritt des Ver⸗ 
zuges des Beklagten gegen ihn ſofort in der nach § 326 zu- 
läſſigen Weiſe vorgehen und es ihm überlaſſen, die Leiſtung nur 
in dem von ihm als berechtigt anerkannten Umfange unter 
gleichzeitiger Rechnungslegung über den Ueberreſt zu bewirken. 
Hiernach iſt die Entſcheidung des Berufungsrichters, ſoweit ſie 
den Rücktritt der Kläger vom Vertrage für berechtigt erklärt, 
zutreffend. Aus der klägeriſchen Rücktrittsbefugniß aber folgt 
ohne Weiteres, daß der vom Beklagten widerklagend geltend 
gemachte Anſpruch auf Vertragserfüllung hinfällig iſt, die 
Abweiſung der Widerklage ſomit ſich ebenfalls als gerecht⸗ 
fertigt erweiſt. 


Zu den SS 812 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. A. Schöne 
mann u. Co. c. Haas vom 11. Juli 1901, Nr. 151/1901 VI. 

II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Zur Begründung eines Anſpruches wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung nach § 812 gehört, wenn es ſich um die Rück⸗ 
forderung einer Leiſtung des Klägers handelt, die Angabe, 
zu welchem Zwecke, in welchem Sinne dieſe gemacht worden 
ſei, und inwiefern es dem gegenüber objektiv an einem rechtlichen 
Grunde für dieſen Erwerb des Beklagten fehle. Hier hat nun 
der Kläger nur vorgetragen, daß er „ſeinen Abnehmer“ — die 
Beklagten haben dann erſt als ſolchen die „Braunſchweiger 
Kohlenwerke“ bezeichnet — veranlaßt habe, „zur Begleichung 
des von ihm ſelbſt dem Beklagten geſchuldeten Kaufpreiſes“ 
dieſen 1550 Mark mehr zu zahlen, als fie von ihm an Kauf⸗ 
preis zu fordern hatten. Das klingt zunächſt ſo, als ob er 
auch dieſe 1550 Mark „zum Zwecke der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit“ (vergl. Bürgerliches Geſetzbuch 85 813, 814) 
an die Beklagten hätte zahlen laſſen; aber dann müßte er 
irriger Weiſe eine ſo weit reichende Verbindlichkeit unterſtellt 
haben, und das iſt nach feiner eigenen Darſtellung völlig 
ausgeſchloſſen. Daber würde die Klage, als condictio indebiti 
gedacht, nach § 814 des Bürgerlichen Geſetzbuches unzweifelhaft 


abzuweiſen ſein, und iſt auch ſicher nicht ſo gemeint; aber eben 
deshalb fehlt es ihr eigentlich überhaupt an jeder deutlichen 
Begründung. Das bloße Hingeben eines nicht geſchuldeten 
Betrages kann für ſich allein nicht als Begründung einer Klage 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung dienen. Am naͤchſten liegt 
es noch, ſich den Hergang ſo zu denken, daß nach dem Willen 
des Klägers die Beklagten die 1 550 Mark nur zu dem Zwede 
erhalten ſollten, um ſie ihm wieder heraus zu zahlen. Wären 
dann die Beklagten hiermit einverſtanden geweſen, ſo würden 
fie die 1550 Mark allerdings nicht im Sinne des 5 812 
Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches ohne rechtlichen Grund 
erlangt haben; ſondern auf Grund eines Auftrages im Sinne 
des § 662 daſelbſt, wären dann aber nach 8 667 daſelbſt 
dem Kläger zur Herausgabe verpflichtet. Fehlte es dagegen an 
dem Einverſtändniſſe der Beklagten, während der Kläger wollte, 
daß fie ihm zur Herauszahlung verpflichtet fein ſollten, fo 
wäre nun der Fall des § 812 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches gegeben, indem das vom Kläger als Rechtsgrund gewollte 
Auftrags verhältniß nicht zu Stande gekommen fein würde. 
Präziſe Behauptungen find vom Kläger in dieſen Beziehungen 
nach keiner Richtung hin aufgeſtellt. 


Zu § 1353 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Jähnichen 
c. Jähnichen vom 11. Juli 1901, Nr. 154/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. | 


Aus den Gründen. 

Die Klägerin iſt gemäß § 1353 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verpflichtet, dem Verlangen ihres Ehemannes nach Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft Folge zu leiſten, ſofern ſich dieſes 
Verlangen nicht als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Das 
Verlangen iſt aber nicht ohne Weiteres und unbedingt 
mißbräuchlich, wenn ſich aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
irgend eine Gefahr für den anderen Theil ergiebt. Sofern 
eine ſolche Gefahr unmittelbar aus dem ehelichen Verhältniſſe 
entſpringt und dem ehelichen Zuſammenleben als ſolchem 
eigenthümlich angehört, kann nicht von einem Mißbrauch 
geſprochen werden. 


Zu $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schröter 
c. Schröter vom 11. Juli 1901, Nr. 157/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Einwendungen des Reviflonsklägers können als be 
gründet nicht anerkannt werden. Der Gedankengang des De 
rufungsurtheils iſt der: eine Zerrüttung oder Erſchütterung des 
ehelichen Verhältniſſes beſtand objektiv ſchon zu der Zeit der 
erſtmaligen Trennung der Gatten, ohne daß jedoch bis dahin 
nachweisbar dem Kläger (allein) die Schuld hiervon zur Luft 
fiele. Dieſer hat aber in der Folge durch fein, wiederholte 
ſchwere Pflichtverletzungen darſtellendes Verhalten die ſchon ber 
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ſtehende Zerrüttung „vertieft“, ſie zu einer ſo tiefen gemacht, 
daß der Ehefrau nunmehr die Fortſetzung der Ehe nicht länger 
zugemuthet werden kann. Darin iſt eine rechtsirrige Auf⸗ 
faffung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zu er- 
blicken. Es iſt für deſſen Anwendung nicht erforderlich, daß 
das Verſchulden des beklagten Ehegatten die ausſchließliche 
Urſache der Zerrüttung ſei; es kann genügen, wenn durch deſſen 
Verſchulden die Zerrüttung auf den Grad gebracht wurde, um 
dem anderen Gatten die Fortſetzung der Ehe unerträglich zu 
machen. — Auch das Berufungsgericht hat ſodann die beiden 
Vorfälle vom 19. und 20. Mai 1899 nicht als ſolche Hand⸗ 
lungen des Ehemannes angeſehen, welche ſchon für ſich allein 
einen ſelbſtändigen Grund zur Cheſcheidung abgeben würden, 
vielmehr, wie im Urtheil ausdrücklich geſagt iſt, jenen Vor⸗ 
gängen nur die (näher entwickelte) Bedeutung im Geſammt⸗ 
verhältniſſe der Parteien zu einander beigelegt, neben dieſen 
einzelnen Momenten in dem Geſammtverhalten des Klägers iſt 
für dieſes insbeſondere der gegen die Ehefrau erhobene Ehe⸗ 
bruchsbezücht, auf welchen offenbar das Hauptgewicht gelegt 
wird, berückſichtigt. Auch dieſe Beurtheilung der Sache iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Daß die Handlungsweiſe des 
Klägers — auch ſubjektiv — geeignet und ſhatſächlich von der 
Wirkung begleitet war, die eheliche Gefinnung der Ehefrau zu 
zerſtören, ihr das eheliche Leben unerträglich zu machen, iſt im 
Berufungsurtheil genügend dargelegt. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 28. Juli bis 10. Auguſt 
1901 ausgefertigten Erkenutniſſe. 

I. Die Reichsjnuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 88 3, 6, 573. 

Die Klage bezweckte die Pfandbefreiung der in früherer 
Zeit von einem Gute abgetrennten und nun mit Laſten und 
Hypotheken jenes Guts auf ein geſondertes Grundbuchblatt 
übertragenen Trennſtücke. Dieſe Befreiung ſollte durch Löſchung 
der nun als Geſammt⸗Laſten und Hypotheken ſich darſtellenden 
Renten und Hypotheken auf dem Grundbuchblatt für die 
Trennſtücke geſchehen und das O. L. G. hat demgemäß die 
Werthsfeſtſetzung nach 8 6 der C. P. O. vorgenommen und 
ihr den Werth des Grundſtücks zu 2 500 Mark, der in I. J. 
weit unter dem Geſammtbetrag der wegzuſchaffenden Renten 
und Hypotheken zurückgeblieben war, zu Grunde gelegt. Der 
Beſchwerdeführer ſtützt ſich demgegenüber auf einen Beſchluß 
des hier entſcheidenden Senats V. B 23/95 vom 2. März 
1895, worin auf eine die vertragsmäßig verſprochene Ent⸗ 
pfändung verfolgende Klage behufs der Beſtimmung des Streit- 
werths der 8 3 der C. P. O. angewendet und dieſer Streitwerth 
in Höhe der dem Kl. in Folge der bekämpften Hypothekbelaſtung 
drohenden Gefahr nach freiem Ermeſſen feſtgeſetzt worden iſt. 
Der Kl. glaubt hiernach, daß, weil die Trennſtücke zuſammen 
nur etwa ½ der Fläche des urſprünglichen Geſammtgrundſtückes 
ausmachen, dementſprechend der Bewerthung des erſtinſtanzlichen 
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Streitwerths höchſtens auch nur der ſiebente Theil der betreffenden 
Hypotheken und Laſten von urſprünglich zuſammen 5 862 Mark 
zu Grunde gelegt werden könne. Er bittet daher, dieſen Streit- 
werth auf 650 —900 Mark feſtzuſetzen. Dieſen Ausführungen 
vermag indeſſen der beſchließende Senat nicht zu folgen. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob der in der vorerwähnten Ent⸗ 
ſcheidung des V. C. S. des R. G. enthaltene Grundſatz 
allgemein auf Pfandbefreiungeklagen jeder Art oder doch auf 
die gegenwärtig in Rede ſtehende Klage Anwendung finden 
muß, da das vom O. L. G. gewonnene Endergebniß auch nach 
§ 3 der C. P. O. gerechtfertigt erſcheint. Wie hoch die Gefahr, 
die einem gemeinſchaftlich mit andern Grundſtücken durch Hypo⸗ 
theken ꝛc. belaſteten Grundſtücke aus dieſer Belaſtung droht, zu 
berechnen iſt, dafür laſſen ſich allgemeine Regeln, wie ſolche der 
Beſchwerdeführer andeutet, nicht aufſtellen. Es kann dem Eigen⸗ 
thümer eines derartig belaſteten Grundſtücks unter Umſtänden 
und im Hinblick auf 8 1132 des B. G. B. der Verluſt des 
ganzen Grundſtücks ohne die Möglichkeit, gänzlichen oder theil⸗ 
weiſen Erſatz zu erlangen, drohen, und in Anbetracht deſſen er- 
ſcheint der vom O. L. G. für das landgerichtliche Verfahren, 
worin zuerſt zugeſtandener Maßen 5 862 Mark, zuletzt immer 
noch 3862 Mark Hypotheken und Laſten in Frage ſtanden, 
angenommene Streitwerth zu 2 500 Mark auch nach § 3 der 
C. P. O. als unbedenklich. Wenn endlich der Beſchwerdeführer 
noch rügt, daß ihm die vom O. L. G. zur Glaubhafterklärung 
eines Grundſtückswerths von 2 500 Mark benutzte Schätzungs⸗ 
urkunde nicht mitgetheilt worden iſt, ſo erledigt ſich dieſer An⸗ 
griff durch den Hinweis darauf, daß 8 573 der C. P. O. das 
Gericht zur Anordnung eines mündlichen oder ſchriftlichen Ver⸗ 
fahrens nicht zwingt, daß es dem Kl. auch ſeinerſeits freiſtand, 
etwaige abweichende Grundſtücksſchätzungen vorzulegen, daß aber 
auch dem beſchließenden Senat durch das vorliegende, ſachlich 
ſelbſt vom Kl. nicht bekämpfte Gutachten ein Grundſtückswerth 
von 2500 Mark als genügend glaubhaft gemacht erſcheint. 
V. C. S. i. S. Koſchke . Görtz vom 10. Juli 1901, 
B Nr. 119/1901 V. 

2. § 235. 

Dem Antrage des Bekl., ihn gegen die Verfäumung der 
Nothfriſt zur Einlegung der Reviſion in den vorigen Stand 
wieder einzuſetzen, war ſtattzugeben. Die Parteien ſind darüber 
einig, daß der Prozeß bevollmächtigte des Kl. für den zweiten 
Rechtszug, Rechtsanwalt N., am 13. Februar 1901, alſo zwar 
nach der mündlichen Verhandlung vom 4. deſſelben Monats, 
auf Grund deren demnächſt das B. U. erlaſſen iſt, aber vor 
der Verkündung dieſer Entſcheidung (vergl. C. P. O. 8 249 
Abſ. 3) verſtorben iſt. Er war daher zur Zeit des Erlaſſes 
des angefochtenen Urtheils nicht mehr Prozeßbevollmächtigter 
des Kl. und ſeine Bezeichnung als ſolcher in dieſem deshalb 
unrichtig, gleichviel, ob dem erkennenden Gerichte bei Erlaſſung 
und bei Abfaſſung des Urtheils der Todesfall bereits bekannt 
war oder nicht. Daß aber der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. 
für den Rechtszug der Reviſion, Juſtizrath X., erſt am 13. Mai 
1901 durch das Schreiben des Rechtsanwalts P. von dem 
Tode des Rechtsanwalts N. Kenntniß erhalten hat, iſt durch die 
von ihm vorgelegte Urſchrift des Schreibens des erſteren vom 
11. Mai 1901 und deſſen Eingangsvermerk vom 13. deſſelben 
Monats glaubhaft gemacht. Daß der Juſtizrath X. vor dem 13. Mai 


650 Juriſtiſche Wochenschrift. 


— — — — : d ä i ! — — ÖL m —, ]Ügk!ç1.! — ð]ĩékd9E⁶.k(—.²dwü — — u—᷑⏑ — nn 


1901 die Anzeige des Rechtsanwalts O. von ſeiner Beſtellung 
zum neuen Anwalte des Kl. erfahren hätte, iſt nicht anzunehmen, 
auch von dem Gegner ſelbſt nicht behauptet worden. Unter 
dieſen Umſtänden muß davon ausgegangen werden, daß die 
Verſäumung der Friſt zur Einlegung der Revifion in der That 
dadurch veranlaßt worden iſt, daß das angefochtene Urtheil 
den Prozeß bevollmächtigten des Gegners unrichtig bezeichnet 
und ſomit der $ 235 Abſ. 2 der C. P. O. zur Anwendung zu 
bringen iſt. Denn der geſetzgeberiſche Grund dieſer Vorſchrift 
beſteht erfichtlich darin, daß der Prozeßbevollmächtigte des höheren 
Rechtszuges, der nach § 179 der C. P. O. die Rechtsmittelſchrift 
an den Prozeß bevollmächtigten desjenigen Rechtszuges zuſtellen 
laſſen muß, deſſen Entſcheidung angefochten wird, ſich, bis ihm 
entgegenſtehende Thatſachen bekannt werden, ſoll darauf verlaſſen 
können, daß der gemäß der Beſtimmung des $ 313 Abſ. 1 
Nr. 2 der C. P. O. in dem anzufechtenden Urtheile genannte 
Vrozeßbevollmächtigte des Gegners dies auch zur Zeit der Er⸗ 
taffung des Urtheils wirklich noch war, daß er nicht zu Nach- 
foiſchungen in dieſer Beziehung verpflichtet fein fol. Von 
dieſem Gefichtspunkte aus kann es nicht von entſcheidender 
Bedeutung ſein, ob der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. für 
den Rechtszug der Berufung in der Lage war oder nicht, 
dem Juſtizrath X. rechtzeitig von der erfolgten Beſtellung des 
Rechtsanwalts O. zum neuen Anwalte des Kl. für den zweiten 
Rechtszug Mitthellung zu machen. III. C. S. i. S. Wohlfrom 
c. Wohlfrom vom 2. Juli 1901, Nr. 150/1901 III. 

3. 88 253, 295. 

Das angefochtene Urtheil beruht auf Verletzung der 88 253, 
295 Abi. 2 der C. P. O. Es geht davon aus, daß an fich 
in der Hereinziehung eines in der Klageſchrift nicht benannten 
Bekl. in den Prozeß eine Klageänderung liegt, daß aber die 
Vorſchriften des $ 253 C. P. O. über die Klageerhebung ſolche 
find, auf deren Befolgung die Partei wirkſam nicht verzichten 
kann. Hieraus wird gefolgert, daß, da gegen den Bekl. F. eine 
vorſchriftsmäßige Klage nicht erhoben iſt, die Klage gegen ihn 
abgewieſen werden muß. Die Aenderung in der Perſon der 
Prozeßſubjekte iſt allerdings wiederholt auch vom R. G. unter 
den Gefichtspunkt der Klageänderung gebracht worden, ſiehe 
Entſch. Bd. 11 S. 341, Bd. 19 S. 185; Bolze, Praxis 
Bd. 12 Nr. 648 und 702, Bd. 13 Nr. 648 a, Bd. 14 S. 599c. 
Es kommt aber hierauf nicht an. Entſcheidend iſt vielmehr die 
Frage, ob eine mangelhaft erhobene Klage durch Berichtigung 
oder Ergänzung in der mündlichen Verhandlung in Ermangelung 
einer rechtzeitigen Rüge Seitens des Bekl. in Gemäßheit des 
8 295 C. P. O. rechtswirkſam wird und ob eine ſolche Heilung 
des Mangels auch dann eintritt, wenn der Klageantrag bei der 
mündlichen Verhandlung gegen einen anderen Bekl. gerichtet 
wird, als gegen denjenigen, gegen den ſich die durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes gemäß $ 253 C. P. O. erhobene Klage 
richtete. Mit der Annahme, daß die Vorſchriften der C. P. O. 
über die Klageerhebung abſolut zwingender Natur ſeien, ſodaß 
auf deren Befolgung parteiſeitig nicht verzichtet werden könne, 
ſetzt fich der Vorderrichter nicht nur in Widerſpruch mit der 
ſtändigen Judikatur des R. G., an der feſtzuhalten iſt, ſondern 
auch mit der faft einſtimmigen Meinung der Schriftſteller, 
wonach das Fehlen der geſetzlichen Klageerforderniſſe durch den 
ohne Widerſpruch des Bekl. erfolgten mündlichen Vortrag ge⸗ 
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heilt wird. Entſch. Bd. 13 S. 337, Bd. 22 S. 420, Bd. 39 
S. 292; Bolze, Praxis Bd. 7 Nr. 955; Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1894 S. 62 Nr. 5, S. 278 Nr. 4. Auch der vom 
Vorderrichter ſelbſt angezogene Kommentar von v. Wilmoweky 
und Levy (Anm. 2 zu § 230 a. F.; vergl. § 240 Anm. 1) 
hält eine Ergänzung der weſentlichen Klagebeſtandtheile in der 
mündlichen Verhandlung mit Einwilligung des Bekl. für zu⸗ 
läſſig und behandelt die Subſtituirung eines anderen Bekl. als 
Klageänderung. Auf dem entgegengeſetzten Standpunkte ſteht 
allerdings die gleichfalls vom Vorderrichter citirte Entſcheidung 
des O. L. G. Caſſel (nicht Celle), Seuffert, Archiv Bd. 48 
S. 460 (anders O. L. G. Braunſchweig ebenda S. 222), 
welche ſich ihrerſeits auf Reincke, Civilprozeßordnung und Fitting 
in der Zeitſchrift für Civilprozeßordnung Bd. 11 S. 33 beruft. 
Reincke hält aber in der 4. Auflage zu § 253 Note C b 
den Rügeverzicht des 8 295 C. P. O., vorausgeſetzt, daß eine 
dem Geſetze eniſprechende Klageerhebung an ſich vorliegt, auf 
den Eintritt „eines an derſelben nicht betheiligten Dritten“ 
in den Rechtsſtreit für anwendbar. Und Fitting (a. a. O. 
S. 31) erkennt ſelbſt an, daß er mit der Aufftellung gegen eine 
ganz allgemeine Anſicht verſtoße. (Wie Fitting, ferner Schwal⸗ 
bach im Archiv für Civilprozeß Bd. 44 S. 276 und Neſſel, 
Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. 30 S. 179.) 
Fittings Gründe find nicht überzeugend, insbeſondere führt die 
herrſchende Anficht nicht, wie er meint, zu der Konſequenz, daß 
die Parteien kraft Uebereinkunft im Anwaltsprozeſſe ebenſo, 
wie im Parteiprozeſſe (C. P. O. 8 500), auch ohne jede 
ſchriftliche Klageerhebung zur Verhandlung des Rechtsſtreits 
vor Gericht erſcheinen könnten. Denn ohne Terminesanſetzung 
iſt eine Verhandlung im Anwaltsprozeſſe ausgeſchloſſen, und 
jene findet nur im anhängigen Rechtsſtreit auf der einzureichenden 
Ladung oder für den anhängig zu machenden auf der ein⸗ 
zureichenden Klageſchrift ſtatt. Unſtichhaltig iſt auch der vom 
O. L. G. Caſſel felbft angegebene Grund, daß die Thatſache der 
Klageerhebung wegen der daraus entfpringenden Rechtswirkungen 
feſtſtehen müſſe. War der Anſpruch in der zugeſtellten Klage 
ſchrift noch nicht erhoben, ſo tritt ſeine Rechtshängigkeit gemäß 
C. P. O. § 281 mit der Geltendmachung in der mündlichen 
Verhandlung ein. (Vergl. Hellmann, Lehrbuch des Deutſchen 
Civilprozeßrechts S. 419, 420.) Geht man aber davon auß, 
daß die Mängel der Klageerhebung durch widerſpruchsloſen 
Vortrag in der mündlichen Verhandlung geheilt werden können, 
fo iſt auch die Folgerung nicht abzuweiſen, daß in der münd- 
lichen Verhandlung eine Aenderung der Prozeßſublekte herbei ⸗ 
geführt werden, ein neuer Kl. in den Rechtsſtreit eintreten, ein 
neuer Bekl. in ihn hineingezogen werden kann. Das R. G. 
hat denn auch bereits in wiederholten Entſcheidungen, zum Theil 
unter dem Geſichtspunkte der Klageänderung, die Subſtituirung 
einer anderen Prozeßpartel ſowohl auf Seiten des Kl., wie auch 
auf Seiten des Bekl. mit Einwilligung des Letzteren zugelaſſen. 
(Entſch. Bd. 33 S. 372. Bolze, Praxis Bd. 13 Nr. 6488, 
Bd. 23 Nr. 748, Bd. 2 Nr. 1810.) Auf den erſten Blick 
ſcheint abzuweichen die Entſch. des V. C. S. bei Grachot, 
Beiträge Bd. 30 S. 440, inſofern geſagt wird: „es widerſpreche 
den Vorſchriften der C. P. O., insbeſondere dem § 230, nach 
welchem eine Partei die Rechte des Kl. nur durch Zuftellung 
der Klage erwirbt, daß die Geſchwiſter F. als Mitkläger zuge: 
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laſſen werden wollten.“ Für den konkreten Fall traf es aber 
zu, daß die Geſchwiſter F. die Rechte des Kl. nur mit Zuſtellung 
der Klage hätten erwerben können, weil ihr Beitritt erſt in 
II. J. und gegen den Widerſpruch des Bekl. erfolgt war. 
Die Abweichung iſt daher in Wirklichkeit nicht vorhanden. 
Auch in der Litteratur wird der Anſicht des R. G. überwiegend 
zugeſtimmt. (Vergl. außer den bereits Citirten: die Kommentare 
von Gaupp⸗ Stein zu 8 268 Note 8, Peterfen - Anger zu 
8 253 Bemerkung 14, Seuffert zu § 240 Note 2 und Schmidt 
Klageabänderung S. 210.) Kleinfeller (in der Juriſtiſchen 
Monatsſchrift III S. 139 f.) führt allerdings aus, daß wenn 
auch der Eintritt eines anderen Kl. in den Prozeß mit Ein⸗ 
willigung des Bekl. zuzulaſſen ſein dürfte, dies doch nicht um⸗ 
gekehrt gelte von der Hereinziehung eines anderen Bekl. in den 
Prozeß, da ein ſolcher Perſonenwechſel ſich nur durch Klage⸗ 
zurücknahme und Erhebung einer neuen Klage vollziehen könne. 
Hierauf iſt aber zu erwidern, daß einerſeits die Hereinziehung 
eines neuen Bekl. nicht nothwendig die Zurücknahme der Klage 
gegen den alten Bekl. vorausſetzt, vielmehr letztere Klage dabei 
aufrecht erhalten werden kann, andererſeits auch die einfache 
Klageänderung rechtlich die Erhebung einer neuen Klage, d. h. 
die gerichtliche Geltendmachung eines bisher nicht erhobenen 
Anſpruchs bedeutet. Wenn endlich vom O. L. G. Caſſel (Seufferts 
Archiv Bd. 18 Nr. 289) eingewandt wird, daß gegen eine ſolche 
Erſtreckung des Begriffs der Klageänderung die abſurde Kon ⸗ 
ſequenz ſpreche, daß dann auch das Gericht Gegenſtand der 
Klageänderung ſein müßte, ſo daß es den Parteien freiſtände, 
einen Prozeß von einem Gerichte zum anderen binüber- 
zuſpielen, ſo iſt dies gänzlich abwegig. Denn der Klageanſpruch 
hat weder in ſubjektiver Beziehung, noch inhaltlich irgend etwas 
zu thun mit dem Gerichte, bei dem er anhängig gemacht wird. 
Er kann bei verſchiedenen Gerichten gleichzeitig, oder nach⸗ 
einander anhängig gemacht werden (vorbehaltlich der Einrede 
der Rechtshängigkeit), es entſteht dann aber jedes Mal ein be- 
ſonderer Rechtsſtreit. Im vorliegenden Falle wurde die Klage 
bei der zweiten mündlichen Verhandlung I. J. gegen den Bekl. 
F. perſönlich gerichtet. Derſelbe hat, ohne den Mangel der 
Klageerhebung zu rügen, noch einer Klageänderung zu wider⸗ 
ſprechen, ſich auf die gegen ihn erhobene Klage ſachlich ein- 
gelaſſen, obwohl ihm der Mangel bekannt fein mußte. Damit 
iſt er rechtswirkſam als Bekl. in den Prozeß eingetreten. 
(C. P. O. § 295 Abſ. 1.) I. C. S. i. S. Gebr. Schröder & Co. 
e. Froſt vom 26. Juni 1901, Nr. 162/1901 I. 

4. 8 274 Nr. 4. 

In dem von dem Rkl. zur Begründung der Reviſion an- 
gezogenen Urtheil des VI. C. S. i. S. Berliner Straßenbahn 
6. Voigt vom 13. Dezember 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1901 S. 34 Nr. 4) iſt ausdrücklich anerkannt, daß die Einrede 
der Rechtshängigkeit dann nicht Platz greife, wenn im Vor⸗ 
prozeſſe ein quantitativ oder ſonſt individuell beſtimmter Theil 
einer Forderung, im zweiten Prozeß ein andrer Theil oder der 
Reſt der Forderung eingeklagt werde. Von biefer auch von der 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft (vergl. außer der in dem 
erwahnten Erkenntniſſe angezogenen Litteratur auch Peterſen⸗ 
Anger, C. P. O. Bd. I S. 540 3. 9 und die daſelbſt ange⸗ 
führten Entſcheidungen) getheilten Rechtsanſchauung, mit der 
auch Ziitelmann in der von der Reviſion angeführten Aus⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


651 


führung (Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 8 S. 254) wenigſtens 
ſoweit ein individualiſirter Theil der Forderung in Betracht 
kommt, übereinſtimmt, abzugehen, liegt kein Grund vor. Es 
iſt auch dem B. G. darin beizutreten, daß im vorliegenden 
Falle die in den beiden in Frage kommenden Rechtsſtreiten 
geltend gemachten Theile des Geſammtanſpruchs nicht nur 
quantitativ, ſondern auch individuell dadurch beſtimmt find, daß 
nunmehr dasjenige Drittel zur Klage gebracht iſt, für welches 
an ſich 3. zu haften hatte, welches aber auf Grund der 
Solidarhaft gemäß Art. 367, 374 des früheren H. G. B. 
Kl. jetzt von dem Bekl. verlangt, während im Vorprozeſſe das 
den Bekl. ſelbſt treffende Drittel eingeklagt war. Daß hieran 
der Umſtand nichts ändert, daß der Bekl. gerade den jetzt ein⸗ 
geklagten Theil beſtreitet, iſt vom B. G. zutreffend ausgeführt. 
III. C. S. i. S. Henke 6. Oeſter vom 5. Juli 1901, 
Nr. 216/1901 III. 

5. 88 322, 546. Patentſtreit. 

Die Rkl. hat auszuführen verſucht: Obwohl es den Anſchein 
habe, daß keine der Parteien noch ein Intereſſe daran habe, ob 
die Entſcheidung des B. G. aufrechterhalten bleibe oder nicht, 
ſo ſei es in Wahrheit doch anders; inzwiſchen habe nämlich die 
Kl., wie ſich aus überreichten Akten ergebe, für die Zeit vom 
1. Januar 1897 an eine Schadenderſatzklage erhoben, durch 
welche von der Bekl. eine den Betrag von 1 500 Mark welt 
überſteigende Entſchädigung verlangt werde, und das müſſe bei 
der Werthung des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſion berück⸗ 
fichtigt werden, weil durch die Entſcheidung des gegenwärtigen 
Prozeſſes auch für die Frage der Entſchädigungspflicht rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt werde, ob und inwiefern die Bekl. eine 
Patentverletzung begangen habe. Dieſer Ausführung mag darin 
zuzuſtimmen ſein, daß, wenn das die gegenwärtige Streitſache 
entſcheidende Urtheil die behauptete Tragweite hätte, für die 
auf deſſen Herbeiführung gerichtete Klage und auch für die 
Revifion ein den Betrag von 1 500 Mark überſchreitender 
Streitwerth angenommen werden müßte; und dafür, daß ſie 
jenem Urtheil in Hinficht auf die Rechtskraftwirkung die richtige 
Bedeutung beilege, hätte die ME. ſich berufen können auf eine 
frühere Entſcheidung des jetzt erkennenden Senats ſelbſt, die 
am 11. Dezember 1897 ergangen iſt und ſich in ihrem hier in 
Betracht kommenden Theil abgedruckt findet in Seuffert's Archiv 
Bd. 53 unter Nr. 195. — In dem damals entſchiedenen Fall 
war geklagt auf Eniſchädigung wegen Verletzung eines kunſt⸗ 
gewerblichen Urheberrechts; ein bafjelbe Urheberrecht betreffender, 
auf Grund einer Negatorienklage anhängig gewordener Vor⸗ 
prozeß der Parteien hatte zu einem Verbotsurtheil gegen den 
Bekl. geführt, und es wurde nun als durch dies Urtheil auch 
für den Entſchädigungsanſpruch rechtskräftig feſtgeſtellt angeſehen, 
daß ſolche Gegenſtände, wie ſie die Bekl. gewerbsmäßig her⸗ 
geſtellt und in den Verkehr gebracht hatte, unzuläſſige Nach⸗ 
bildungen eines für die klagende Partei geſchützten Modells 
ſeien. Der Senat glaubt jedoch an der feiner früheren Ent- 
ſcheidung zu Grunde liegenden Anſicht über den Umfang der 
Rechtskraft eines Urtheils, wie es damals in Frage ſtand und 
jetzt wieder in Frage ſteht, nicht feſthalten zu können. Nach 
§ 322 Abſ. 1 der C. P. O. find Urtheile nur inſoweit der 
Rechtskraft fähig, als über den durch die Klage oder durch die 
Widerklage erhobenen Anſpruch entſchieden iſt. Aus dieſer die 
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Uitheilsrechtskraft einſchränkenden Vorſchrift folgt nicht die 
Unrichtigkeit des allgemeinen Grundſatzes, von dem bie frühere 
Entſcheidung des Senats ausging, des Grundſatzes nämlich, 
daß, wenn ein rechtskräftig zuerkannter Anſpruch die Voraus- 
ſetzung eines anderen Anſpruchs bildet, er auch für dieſen rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt iſt. Zu beftreiten iſt nun, daß dieſer Grundſatz 
in Fällen der vorliegenden Art zutrifft. Das Urheberrecht und 
ebenſo das durch Patent geſchützte Erfinderrecht iſt kein bloßes 
Verbietungsrecht, ſondern ein Recht, und zwar ein abſolutes 
Recht an einem unkörperlichen Gut. Wird es verletzt, ſo er⸗ 
zeugt es einen Anſpruch gegen den Urheber der Verletzung auf 
Unterlaſſung von Störungen und daneben, wenn die Verletzung 
eine wiſſentliche oder grob fahrläſſige war, einen Anſpruch auf 
Entſchädigung. Aber der Unterlaſſungeanſpruch iſt nicht Voraus- 
ſetzung des Entſchädigungsanſpruchs, vielmehr haben beide An⸗ 
ſprüche zur gemeinſamen Vorausſetzung, daß das abſolute Recht 
beſteht, und das es verletzt worden iſt. Unterlafſungsanſpruch 
und Entſchädigungsanſpruch ſtehen in dieſer Hinſicht in keinem 
anderen Verhältniß zu einander, als zwei Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, die auf verſchiedene Zeiträume fich beziehende oder 
ſonſtwie geſonderte Theilbeträge des Schadens zum Gegenſtande 
haben. Für die Entſcheidung über den im gegebenen Fall allein 
geltend gemachten Unterlaſſungsanſpruch hatte deshalb die Feſt⸗ 
ſtellung, daß und warum in den von der Bekl. vorgenommenen 
Handlungen eine Verletzung des Patents der Kl. zu erblicken 
geweſen ſei, lediglich die Bedeutung eines Entſcheidungsgrundes, 
dem Rechtskraftwirkung auch für den Entſchädigungsanſpruch 
zuzuſchreiben dem Grundgedanken der im § 322 Abſ. 1 der 
C. P. O. getroffenen Vorſchrift widerſprechen würde. Das 
Geſetz geht davon aus, daß die Parteien eine Entſcheidung nur 
über den durch den Antrag der Klage oder Widerklage begrenzten 
Anſpruch verlangen, und daß fie danach in Angriff und Ver⸗— 
theidigung ihren Aufwand von Mühe und Koſten bemeſſen. 
Hierzu ſoll daher die Tragweite der Entſcheidung in richtigem 
Verhältniß ſtehen. Und in dieſer Beziehung iſt es, was den 
gegenwärtigen Fall angeht, beachtenswerth, daß der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch der Kl. erſt im letzten Jahre der Geltungs⸗ 
dauer ihres Patents erhoben worden iſt, das Intereſſe an der 
Durchführung oder Abwehr dieſes Anſpruchs an und für fid 
alſo von vornherein ein zeitlich ſehr beſchränktes war. Im 
Uebrigen iſt zu bemerken, daß von den vorſtehenden Aus⸗— 
führungen nicht der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Zuwider- 
handelns gegen ein Verbotsurtheil betroffen wird. I. C. S. 
i. S. Compagnie Laferme c. Decouflé vom 3. Juli 1901, 
Nr. 141/1901 J. 

6. 8 536. 

In der allerdings ſtreitigen Frage über die Tragweite des 
8 536 der C. P. O. gegenüber bedingten Urtheilen hat der 
erkennende Senat in ſeiner Entſcheidung vom 14. Juni 1892 
— Entſch. in Civilſachen Bd. 29 S. 423 ff. — hier 427 — 
den ſtrengeren Standpunkt eingenommen, wonach dem B. R. 
eine ganz allgemeine Berechtigung nicht zuſtehe, eine durch den 
I. R. von einem Eide abhängig gemachte Entſcheidung in eine 
unbedingte Abweiſung umzuwandeln, obgleich der Bekl. ſich der 
Berufung nicht angeſchloſſen hat. Dieſer Standpunkt wird in 
einer ſpͤteren Entſcheidung des IV. C. S. vom 21. Dezember 
1893, Rep. IV. 239/93, Gruchot Beiträge Bd. 39 S. 447, 
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auch für den Fall feſtgehalten, wenn in der Berufungsinſtanz 
eine Beweisaufnahme ftatigefunden hatte. Dagegen hat der 
VII. C. S. in einer Entſcheidung vom 30. Mai 1899 — 
Entſch. in Civilſachen Bd. 44 S. 366 —, ohne jedoch zu der 
Entſcheidung des erkennenden Senates und zu derjenigen des 
IV. C. S. ausdrücklich Stellung zu nehmen, die Anficht ver- 
treten, daß für den Fall einer Beweisaufnahme in der Be⸗ 
rufungsinſtanz und der Auferlegung eines richterlichen Eides 
an den Berufungskl. über einen Theil der Klageſumme an 
Stelle des in I. J. über die ganze Klageſumme feinem Gegner 
auferlegten zugeſchobenen Eides der letztere Eid für den von 
dem richterlichen Eide nichtbetroffenen Theil des Anſpruche, 
ohne daß es einer Anſchließung bedürfe, aufgehoben und über 
dieſen Theil des Anſpruchs unbedingt zu Ungunſten des Be⸗ 
rufungskl. erkannt werden könne. Er hat dabei auch Bezug 
genommen auf die Entſcheidung des III. C. S. vom 23. März 
1886 — Entſch. in Givilfahen Bd. 15 S. 208. Dort war 
die Möglichkeit der Beſeitigung des Eides zu Ungunſten des 
Berufungskl. auf die beſondere Sachlage geſtützt, nach welcher 
ſeitens des Gegners bei der Verhandlung in II. J. weſentlich 
abweichende Behauptungen aufgeſtellt waren und über dieſe eine 
neue Beweisaufnahme ſtattgefunden hatte. Der erkennende 
Senat hat keinen Anlaß, von feiner, wenn auch in der Rechts⸗ 
lehre, vergl. insbeſondere Wach⸗Gruchot Beiträge Bd. 37 
S. 466 ff., Gaupp⸗Stein Civilprozeßordnung (4. Auflage) 
Bd. II zu § 536 S. 48, bekämpften Anſicht abzugehen. Da 
in der Berufungsinſtanz zu dem unter Eid verſtellten Punkte 
der Klagebegründung von keiner Seite neue Behauptungen 
aufgeſtellt waren, und die in der Berufungsinſtanz erfolgte 
Beweisaufnahme ſich auf Vorgänge beſchränkte, die in dem 
erſten Urtheil übergangen waren und deshalb demſelben nicht 
zu Grunde lagen, war auch kein Anlaß gegeben, die Ent- 
ſcheidung der vereinigten Civilſenate einzuholen. Sonach war 
aus dieſem Grunde in dem in der Urtheilsformel bezeichneten 
Umfange die Entſcheidung des B. R. aufzuheben und das 
Urtheil des I. R. wiederherzuſtellen. II. C. S. i. S. Sander 
c. Ritz & Co. vom 12. Juli 1901, Nr. 186/1901 II. 

7. § 546. 8 37 H. G. B. 

Das Recht des Kaufmanns auf den ungeſtörten Gebrauch 
ſeiner Firma dient ſeinem Erwerbsintereſſe und iſt daher ein 
Vermögensrecht. (Vergl. R. G.⸗Entſch. Bd. 40 S. 412.) Da 
die gegenwärtige Klage auf Grund des § 37 Abſ. 2 des 
H. G. B. zur Vertheidigung des Firmenrechts des Kl. erhoben 
iſt, handelt es ſich mithin um einen vermögensrechtlichen 
Anſpruch, und es iſt nach § 546 C. P. O. die Zuläſſigkeit der 
Reviſion von der dem Rkl. obliegenden Glaubhaftmachung 
abhängig, daß der Werth des Beſchwerdegegenſtandes den 
Betrag von 1 500 Mark überſteige. Letztere Thatſache iſt nach 
Anſicht des Reviſionsgerichts aber nicht glaubhaft gemacht. 
I. C. S. i. S. Seip c. Seip vom 13. Juli 1901, Nr. 122/1901 J. 

8. 8 549. 

Die Bekl. hatte ſich beſonders auf ein angebliches Gewohn⸗ 
heitsrecht berufen, nach welchem dem Amtmanne, und folglich 
jetzt dem Landherrn von Ritzebüttel ſchon von Alters her die 
Befugniß, Baulinien aufzulegen, beigewohnt hätte. Dieſes 
Gewohnheitsrecht iſt von den beiden vorigen Inſtanzen verneint 
worden. Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. iſt in 
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der Reviſionsinſtanz die Frage, ob für ein gemeinrechtliches 
Gebiet ein partikuläres Gewohnheitsrecht mit Recht als beſtehend 
angenommen oder verneint worden ſei, nur ſo weit nachzuprüfen, 
als es fich darum handelt, ob etwa die Grundſätze des gemeinen 
Rechtes vom Gewohnheitsrechte verletzt ſeien, im Uebrigen aber 
als irreviſibel zu behandeln; vergl. Entf. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 2 S. 183 ff., Bd. 3 S. 150, Bd. 5 S. 361, 
Bd. 7 S. 155 und Bd. 30 S. 367 f., ſo wie die Urtheile in 
Sachen Hamburgiſche Finanzdeputation wider Deutſche Grund⸗ 
kredit⸗Bank, VI. 302/87, und Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 
wider Preußiſchen Fiskus, VI 56/91. VI. C. S. i. S. Land⸗ 
herrnſchaft Ritzebüttel o. Ritzmann vom 4. Juli 1901, 
Nr. 47/1901 VI. 

9. 88 850, 851. 

Wegen der rechtlichen Bedeutung der Dispoſitionsbeſchränkung 
und in Bezug auf deren in Frage ſtehende Wirkung kommt in 
Betracht, daß nach dem hier anzuwendenden Preußiſchen Recht, 
wie vom R. G. ſchon ausgeſprochen (Entſch. Bd. 38 S. 308), 
die Abtretung einer Forderung mit Wirkung gegen Dritte durch 
Vertrag zwiſchen Gläubiger und Schuldner ausgeſchloſſen werden 
kann. Es ergiebt ſich hieraus, daß, wenn auch der § 749 
der C. P. O. (a. F.) den Kreis der der Pfändung nicht unter⸗ 
liegenden Anſprüche begrenzt, die Unpfändbarkeit des in Frage 
ſtehenden, civilrechtlich nicht übertragbaren Anſpruchs des N. 
vorliegt. Demgemäß iſt auch ſchon in dem in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1896 S. 658 abgedruckten, namentlich auf 
Gaupp, Kommentar zur C. P. O., 2. Auflage Nr. I zu § 749, 
verweiſenden Urtheile des R. G. entſchieden. Vergl. auch Peterſen⸗ 
Anger, Kommentar zur C. P. O., 4. Auflage Anm. 1 zu § 851 
und die dortigen Citate. Nicht zu verkennen iſt, daß dieſer 
Rechtszuſtand die Gefahr in ſich ſchließt, daß der Schuldner 
durch vertragsmäßige Ausſchließung der Uebertragbarkeit feiner 
Forderungen ſolche dem Zugriffe ſeiner Gläubiger entziehe. In 
der ausgeſprochenen Abſicht, dieſer Gefahr für die Zukunft 
vorzubeugen (Begründung S. 174), beſtimmt daher die Civil ⸗ 
prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 im § 851 C. P. O. (a. F.), 
es könne eine Forderung, bezüglich deren die Nichtübertragbarkeit 
durch Vertrag zwiſchen Gläubiger und Schuldner auf Grund 
des & 399 des B. G. B. feſtgeſtellt worden, inſoweit gepfändet 
und zur Einziehung überwieſen werden, als der geſchuldete 
Gegenſtand der Pfändung unterworfen iſt. VII. C. S. i. S. 
Kronheim 6. Gräfin Dürkheim und Gen. vom 5. Juli 1901, 
Nr. 172/1901 VII. 

Zur Konkurs ordnung. 

10. 88 24 ff. 

Genügend feſtgeſtellt find die Merkmale der Zahlungs- 
einſtellung. Es bedarf für dieſen Begriff nicht nothwendig 
einer Erklärung, ſie kann ſich vielmehr auch durch ein ander⸗ 
weitiges Verhalten des Schuldners vollziehen, Gruchot, Erläute⸗ 
rungen Bd. 26 S. 831, 832, Bolze, Praxis des R. G. Bd. 1 
Nr. 2170, 2171, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1899 S. 770 
Nr. 10. Wenn die vorhandene Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners zu effektiven Konſequenzen in Bezug auf die Er⸗ 
füllung ſeiner Verbindlichkeiten führt, wenn er in Folge der⸗ 
ſelben feinen Gläubigern gerecht zu werden aufhört, obwohl die 
Erfüllung geboten war, und wenn dies in die äußere Erſchei⸗ 
nung tritt, jo müſſen die begrifflichen Erforderniſſe der Zahlungs⸗ 
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einſtellung als vorhanden betrachtet werden; der Schuldner, 
der aus ſolchen Urſachen nicht mehr zahlt, ſeine Zahlungen 
nicht fortſetzt, ſtellt dieſe ein. Hatte zur Zeit auch nur ein 
Glaͤubiger Zahlung verlangt, und trat zunächſt unmittelbar nur 
ihm gegenüber die Zahlungsunfähigkeit als Grund der Nicht 
zahlung hervor, fo ift das kein Grund, die Zahlungeeinſtellung 
zu verneinen, wenigſtens dann nicht, wenn, wie hier, ein 
Hauptgläubiger es iſt, der die Zahlung verlangte. Bolze, 
Bd. 1 Nr. 2172, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1892 S. 238 
Nr. 12, Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 95, 97. VII. C. S. i. S. 
Magdeburger Privatbank c. Schönſtadt Konk. vom 5. Juli 1901, 
Nr. 173/1901 VII. 

11. 58 29 ff. 

Ob der Schuldner, der noch Zahlungen leiſtet, die Mittel 
dazu auf redlichem oder unredlichem Wege erlangt hat, bleibt 
für die Frage der Zahlungseinſtellung ohne Belang, er hat 
thatſächlich ſeinen Verbindlichkeiten genügt, wenn auch in Folge 
von Deliktehandlungen gegen Andere; das aber ſchließt die An⸗ 
nahme einer Zahlungseinſtellung unmittelbar aus. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

II. Das Handelsrecht. 

12. 8 89. 

Den Ausführungen des angefochtenen Urtheils iſt bei— 
zuſtimmen. Wie ſich nicht in Abrede ſtellen läßt, daß die 
Firma, unter welcher der Geſchäftsbetrieb erfolgt, in Rückſicht 
auf deſſen Beziehungen und Ausdehnungen im Rechtsverkehre, 
inſonderheit auf den Umfang der vorhandenen Kundſchaft, als 
wirkliches Vermögensobjekt ſchätzbar und ihre Aufnahme in die 
Eröffnungsbilanz als Aktivum folgeweiſe zuläſſig iſt, inſofern 
fie auf derivativem Wege erworben ward, fo kann ebenſo wenig 
verkannt werden, daß Bekl. ihre eigene Bewerthung der von 
ihr gegen Entgelt erworbenen Firma, zumal dieſelbe ſich mit 
der Differenz deckt, welche zwiſchen dem Erwerbspreis des 
Handelsgeſchäfts und dem Werthe der Einzelgegenſtände in 
ihrer Geſammtheit beſteht, als zutreffend bis zum Beweiſe des 
Gegentheils gegen ſich gelten laſſen muß. Daß aber willfür- 
liche Abſchreibungen am Werth der Firma unzuläſſig ſind, wenn 
es ſich um Feſtſtellung des Reingewinns Dritten gegenüber, 
die nicht als Inhaber an der Firma betheiligt ſind, handelt, 
kann einem Zweifel nicht unterzogen werden. Das Verlangen 
des Widerkl., daß in den beiden Bilanzen die Abſchreibungen 
auf das Firmen⸗Conto in Wegfall gebracht werden, ihm gegen- 
über der Reingewinn ohne dieſe Abſchreibungen feſtgeſetzt wird, 
iſt daher ohne Rechtsirrthum an und für ſich als berechtigt 
anerkannt worden. III. C. S. i. S. Lappe & Co. c. Lappe 
vom 9. Juli 1901, Nr. 160/1901 III. 

13. § 124. 

Die Klage iſt gerichtet gegen die offene Handelsgeſellſchaft, 
die Firma Cl. & B., nicht gegen die Geſellſchafter, weder für 
ſich allein, noch neben der Firma. Zur Zeit der Klagerhebung 
war dieſe Bezeichnung der beklagten Partei völlig korrekt und 
zuläſſig, Art. 111 Abſ. 1 des H. G. B. Nachdem aber im Laufe 
des Verfahrens nicht nur die Geſellſchaft durch den Konkurs des 
Geſellſchafters B. aufgelöft war, Art. 123 Ziffer 3 daſelbſt, 
woneben die beiden aktenkundig gemachten bisherigen Geſellſchafter 
übrig blieben, ſondern auch der Mitgeſellſchafter Carl B. ver⸗ 
ſtorben und ſeine Rechtsnachfolgeſchaft ganz unbeſtimmt war, 
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durfte nicht ohne Weiteres der Rechtsſtreit unter dem unver⸗ 
änderten Rubrum fortgeführt und die Verurtheilung gegen die 
beklagte offene Handelsgeſellſchaft ausgeſprochen ober beftätigt 
werden. Da, wie bereits bemerkt, die beiden Geſellſchafter nicht 
für ſich perſoͤnlich beklagt find, fo kommt gar nicht in Frage, 
welche Wirkung mit Rückficht auf 88 217, 223, 59 der (alten) 
C. P. O. der Tod des Carl B. hätte haben müſſen, wenn die 
beiden Geſellſchafter unmittelbar als Streitgenoſſen beklagt worden 
wären. Für die gegen die offene Handelsgeſellſchaft unter ihrer 
Firma erhobene Klage iſt davon auszugehen, daß, wie das R. G. 
im Anſchluß an die Rechtſprechung des R. O. H. G. in zahl⸗ 
reichen Entſcheidungen ausgeſprochen bat, die offene Handels⸗ 
geſellſchaft nicht als ein ſelbſtändiges Vermögens ſubjekt, als eine 
juriſtiſche Perſönlichkeit, erſcheint, ſondern daß vielmehr die 
Geſellſchaftsfirma die zufammenfaſſende Bezeichnung iſt, unter 
der mit Bezugnahme auf das geſellſchaftliche Verhältniß die 
einzelnen Geſellſchafter begriffen werden, ſo daß im Prozeſſe 
aktiv und paſſiv als die wirkliche Partei ſich die Geſellſchafter, 
wenn auch nur als ſolche und in Beziehung auf ihre in der 
Geſellſchaft beruhende Vereinigung, darſtellen (vergl. insbeſondere 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. III S. 57, Bd. V S. 55 
und 71, Bd. XVII S. 365 ff., Bd. XXXI S. 81 ff.). Anderer- 
ſeits iſt daran feſtzuhalten, daß durch die Auflöfung der offenen 
Handelsgeſellſchaft deren produktive Thätigkeit, nicht aber fofort 
das ganze Gemeinſchaftsverhältniß beendigt wird, indem auch 
nach der Auflöfung das bisherige Geſellſchaftsvermoͤgen feine 
Selbſtändigkeit behält, bis es mit Abſchluß der Liquidation oder 
mit der ſich ſonſt vollziehenden Auseinanderſetzung eine anderweite 
Beſtimmung enthält (Entſch. Bd. X XXII S. 256, Bd. XXXIV 
S. 362). Aus beiden ergiebt ſich, daß, wenn die beklagte offene 
Handelsgeſellſchaft ſich während des Prozeſſes aufloͤſt, damit nicht 
ohne Weiteres der Rechtsſtreit erloſchen iſt, ſelbſt dann nicht, wenn 
keine Liquidation der Geſellſchaft erfolgt. Es läßt fich auch in 
dieſem Falle rechtfertigen, daß trotz der Auflöſung der anhängige 
Rechtsſtreit noch unter unverändertem Rubrum gegen bie aufgeläfte 
Geſellſchaft fortgeſetzt werden könne, und, da zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen auch die Paſſioforderungen gehören, fo iſt es ſelbſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß nach der Auflöſung noch gegen die auf⸗ 
gelöſte Geſellſchaft unter der Geſellſchaftsfirma eine Klage erhoben 
werde. Aber es folgt daraus nach beiden Richtungen nicht, daß 
dies unter allen Umſtänden zuläſſig fet und daß die Bezeichnung 
der beklagten Partei mit der Geſellſchafts firma immer genügen 
müſſe. Wenn inſolange als die Geſellſchaft noch in vollem 
Leben fortbeſteht oder ſie wenigſtens im Stadium der Liquidation 
nach außen noch in Erſcheinung tritt, die Geſellſchaftsfirma die 
zugehörigen Geſellſchafter als ſolche deckt und für die Regel im 
Prozeſſe kein Bedürfniß vorhanden iſt, die einzelnen Geſellſchafter 
namhaft zu machen, ſo kann dies doch nicht in gleicher Weiſe 
gelten, wenn die Geſellſchaft ohne Liquidation aufgelöft iſt und 
damit jede äußerlich erkennbare Fortexiſtenz verloren hat. Man 
wird auch hier den Gebrauch der Geſellſchaftsfirma nicht aus⸗ 
ſchließen dürfen, aber doch nur, wenn der Kreis der Perſonen 
feſtſteht, auf die ſich die noch wirkſamen Rechtsfolgen des früheren 
Geſellſchaftverhäliniſſes erſtrecken. Es handelt ſich nicht um eine 
Unterbrechung des Verfahrens und Aufnahme durch die Rechts. 
nachfolger der Geſellſchaft, worauf die 58 217, 223 (239, 
246) der C. P. O. anzuwenden wären; denn die Aufloͤſung 
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der Geſellſchaft ſteht dem Tode einer Partei nicht gleich und die 
bisherigen Geſellſchafter find nicht die Rechtsnachfolger der auf- 
gelöften Geſellſchaft. Vielmehr ſteht die hinreichend genaue und 
beſtimmte Bezeichnung einer Prozeßpartei in Frage und dieſem 
Erforderniſſe kann nach der ohne Liquidation erfolgten Auflöſung 
der offenen Handelsgeſellſchaft nicht mehr lediglich durch Angabe 
der Geſellſchaftsfirma genügt werden. Im vorliegenden Falle 
beſteht über die Perſonen der unter der Geſellſchaftsfirma zu⸗ 
ſammengefaßten Bekl. zum Theil völlige Ungewißheit. Die 
beiden urſprünglichen Geſellſchafter find zwar benannt, aber 
nachdem der Geſellſchafter Carl B. verſtorben iſt, fehlt es an 
jedem Anhalte dafür, wer als fein Rechtsnachfolger in feine aus 
der früheren Geſellſchaft ſtammenden Rechtsbeziehungen ein⸗ 
getreten ſei. Die Verurtheilung der beklagten Geſellſchaft trifft 
daher nach der einen Seite auf einen völlig leeren Platz. Die 
Aufklärung dieſer Unbeſtimmtheit in der Bezeichnung der be⸗ 
klagten Partei durfte nicht einfach einem ſpäteren Verfahren 
überlaſſen bleiben. Indem die Vorinſtanz trotzdem zur Ber 
urtheilung der Bekl. ſchritt, beruht die Entſcheidung auf Ver⸗ 
letzung des prozeßrechtlichen Grundſatzes, daß die Parteien, für 
oder gegen welche der gerichtliche Ausſpruch im Rechtsſtreit er ⸗ 
geht, mit hinreichender Sicherheit erkennbar ſein müſſen. Das 
Urtheil unterliegt deshalb der Aufhebung. Dieſes Ergebniß ſteht 
nicht im Widerſpruche mit dem in Bd. XXXIV S. 360 ff. 
der Entſch. des R. G. in Civilſachen veröffentlichten Urtheile des 
II. C. ©. vom 12. Oktober 1894 in der Sache Claußen & Borgien 
wider Steinborn, II 185/94; denn damals ſtand nur der Konkurt 
des Geſellſchafters Carl B., nicht auch deſſen Ableben in Frage, 
und die Ungewißheit über die zur beklagten Partei gehörigen 
Perſonen, welche erſt in Folge des letzteren Umſtandes eingetreten 
iſt, fehlte damals ganz. Die Unbeſtimmtheit in der Bezeichnung 
der beklagten Partei führt nicht ohne Weiteres zur Abweisung 
der Klage. Die Thatſachen, welche zu dem Ergebniſſe führen, 
daß die urſprünglich richtige Parteibezeichnung nicht mehr genügen 
konnte, find dem Inſtanzrichter vorgetragen. Er hätte daraus 
Veranlaſſung nehmen müſſen, die Kl. auf Grund des $ 130 
(139) der C. Y. O. zur Aufklaͤrung und Richtigſtellung der 
mangelhaft gewordenen Angabe anzuhalten. I. C. S. i. ©. 
Claußen & Borgſen c. Kartlücke vom 6. Juli 1901, Nr. 86/1901 1. 

14. 8 373. 

Die Rkl. machen geltend, es ſei außer Betracht gelaflen, 
daß die Konnoſſemente, die das unmittelbare Objekt der Ver ⸗ 
ſteigerung gebildet hätten, in Hamburg gelegen hätten, eine 
Verſendung derſelben auch einen Zeitverluſt verurſacht haben 
würde, der bei einer Waare mit ſtark ſchwankendem Preis habe 
vermieden werden müflen. Das ift unzutreffend. Wie die Rll. 
ſelbſt nicht in Zweifel gezogen haben, mußte bei einem Selbſt⸗ 
hülfeverkauf nach Art. 343, 354 des H. G. B. älterer Fafſung 
die Waare, welche Gegenſtand des Kaufvertrags war, auch den 
Gegenſtand des Selbſthülfeverkaufs, alſo hier der öffentlichen 
Verſteigerung bilden. Soweit es im gegebenen Falle zuläſfig 
war, die über die Waare ausgeſtellten Dispoſitionspapiere zur 
Verſteigerung zu bringen, ſtellte dies lediglich eine Form dar, 
in welcher die Waare ſelbſt zum Verkauf gebracht werden konnte 
Irgend ein innerer Grund, bezüglich des Orts, wo die Ver · 
ſteigerung zu bewirken war, dem Umſtande, wo das Konnoſſement 
ſich gerade befand, einen Einfluß einzuräumen, liegt daher nicht 
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vor. Die Waare ſelbſt aber wäre, wie die Rll. gleichfalls nicht 
beſtritten haben, ſofern nicht beſondere Umſtände eine Abweichung 
gerechtfertigt hätten, in Rotterdam zu verſteigern geweſen. Einen 
irgend zureichenden Grund zu einer ſolchen Abweichung aber 
konnte die Nothwendigkeit, die Konnoſſemente nach Rotterdam 
zu ſchicken, nicht bilden; insbeſondere iſt nicht abzuſehen, wie 
dadurch irgend ein Zeitverluſt hätte entſtehen ſollen. Die An- 
drohung, daß bei fortdauernder Weigerung der Bekl. die 
Konnoſſemente einzulöſen, deren Verſteigerung erfolgen werde, 
iſt durch die Briefe der Nebenintervenientin vom 18. November 
und 12. Dezember erfolgt, die Verſteigerung hat am 21. November 
und 16. Dezember ſtattgefunden; die dazwiſchen liegende Zeit 
hatte völlig ausgereicht, die Konnoſſemente nach Rotterdam zu 
bringen. VI. C. S. i. S. Plange 6. Abraamſon vom 11. Juli 
1901, Nr. 156/1901 VI. 

15. 88 407 ff. 

Iſt ohne Rechtsverletzung feſtgeſtellt, daß der Lagerkeller 
von J. M. und Konſorten nicht den erforderlichen Grad von 
Kühlheit beſaß, um den Verderb der Zungen bei den ganzen 
Sommer hindurch fortgeſetzter Lagerung zu verhüten und daß 
hierin der Grund des Verderbs zu ſuchen iſt, ſo kommt es 
weiter darauf an, ob die Bekl. für den fo entſtandenen Schaden 
haften muß. Die Bekl., die im Betriebe ihres Speditions- 
gewerbes auch die Lagerung von Waaren gegen Entgelt über- 
nahm, hatte gemäß Art. 380, 367 des Allgem. Diſch. H. G. B. 
für jede Beſchädigung der zur Lagerung übernommenen Waare 
aufzukommen, ſofern ſie nicht die Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannz beweiſen konnte. Dieſen Beweis 
hat ſie nicht erbracht. Zur Führung dieſes Beweiſes genügt es 
nicht, daß, wie feſtgeſtellt iſt, der Keller von J. M. und Kon⸗ 
ſorten von andern Fachleuten überhaupt zur Lagerung von 
Fleiſchwaaren, gelegentlich auch zur Lagerung von Ochſenzungen 
benutzt worden iſt. Daraufhin durfte zwar die Bekl. die Fäſſer 
mit Zungen in der Erwartung nur kurzer Lagerung zunächſt 
dorthin bringen. Sie hätte jedoch, als die Lagerung länger 
dauerte und ſich bis in den Sommer hinein ausdehnte, ſich ver⸗ 
gewiſſern müſſen, daß auch für ſolche längere Dauer der Keller 
Schutz gegen den Verderb der Zungen gewähre, denn ſie hat 
nicht behauptet, aus geeigneter Quelle Kenntniß davon erhalten 
zu haben, daß auch zu einer derartig fortgeſetzten Lagerung 
difftziler Fleiſchwaaren der Keller mit günſtigem Erfolge benutzt 
worden ſei. Es wäre alſo Sache der Bekl. geweſen, entweder 
ihrerſeits die Waare von Zeit zu Zeit nachſehen zu laſſen, um 
rechtzeitig die Verbringung derſelben an einen kühleren Ort be- 
ſorgen zu können, oder geeigneten Ortes Erkundigung darüber 
einzuziehen, ob ſie die Zungen ohne Gefahr weiter in dem 
Keller lagern laſſen könne. Hätte ſie das letztere gethan, ſo 
würde ſie erfahren haben, daß, wie die Sachverſtändigen S. 
und T. übereinſtimmend erklärt haben, ſolche Keller, wie der 
von J. M. und Konſorten, zur Aufbewahrung von diffizilen 
konſervirten Fleiſchwaaren, zu denen auch Ochſenzungen jeder 
Art gehören, im Hochſommer ſich nicht eignen. Die Bekl. hat 
alſo die Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns verletzt, indem 
ſie lediglich auf Grund ihrer allgemeinen Kenntniß, daß der 
Keller von J. M. und Konſorten zur Aufbewahrung von Fleiſch⸗ 
waaren benutzt werde, die Ochſenzungen der Kl. den ganzen 
Sommer dort lagern ließ. Sie kann ſich zu ihrer Entſchuldigung 
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auch nicht darauf berufen, daß fie nicht gewußt habe, wie lange 
die Lagerung dauern werde. Ueberſtieg die Dauer der Lagerung 
den Zeitraum, für welchen ſie den Keller für einen geeigneten 
Lagerraum halten durfte, ſo hätte ſie bei der Kl. anfragen 
koͤnnen, wie lange die Zungen noch auf dem Lager bleiben 
würden oder ohne Weiteres die Verbringung der Zungen in 
einen kühleren Raum anordnen ſollen. Die Kl. hatte ihrer⸗ 
ſeits genug gethan, als ſie ſchon im April, alſo noch vor Be⸗ 
ginn der warmen Jahreszeit, auf die Nothwendigkeit kühler 
Lagerung beim Eintritt warmer Witterung hinwies und ſchon 
hierdurch zu erkennen gab, daß die Waare moͤglicherweiſe bis 
in den Sommer hinein auf dem Lager bleiben werde. Endlich 
kann es auch nicht zur Entſchuldigung der Bekl. gereichen, daß 
ein Mitinhaber der klagenden Firma im September die Waare 
im Lagerkeller befichtigt hat, ohne alsbald die Wahl dieſes 
Lagerraumes zu rügen. Die Folgen der Lagerung in dieſem 
Raume waren zu jener Zeit in der Hauptſache bereits ein ⸗ 
getreten und ganz kurze Zeit darauf iſt die Kl. bereits mit 
ihrem Schadens anſpruche hervorgetreten. Es kann alſo keine 
Rede davon ſein, daß die Kl. die Wahl des Lagerraums gut⸗ 
geheißen habe. I. C. S. i. S. Peters und Löwenthal o. Roſen⸗ 
berg und Co. vom 13. Juli 1901, Nr. 123/1901 J. 

16. Verſicherung. 

Was die von dem Bekl. gerügten Verſtoͤße der Kl. gegen 
formelle Vorſchriften der Verficherungsbedingungen betrifft, fo 
kann der für die Beurtheilung dieſes Vorbringen von dem 
B. R. an die Spitze ſeiner hierauf bezüglichen Ausführungen 
geſtellte, allgemeine Grundſatz nicht gebilligt werden, welcher 
folgendermaßen gefaßt iſt: „Wenn dadurch, daß der Verſicherte 
die formellen Vorſchriften ſchuldhaft nicht erfüllt, eine Verdunkelung 
des Thatbeſtands eintrat, ſo trifft der Nachtheil natürlich den 
Verſicherten, wenn aber die Sache klar iſt und die Nichterfüllung 
der formellen Vorſchriften der Geſellſchaft keinen Schaden gebracht 
hat, ſo kann die nackte Thatſache der Nichterfüllung der Police⸗ 
bedingungen nicht ſchon den Rechtsverluſt nach ſich ziehen.“ 
Nach der Anſicht des B. R. ſoll alſo auch die ſchuldhafte Nicht- 
erſüllung der formellen Verſicherungsvorfchriften die Verwirkung 
des Anſpruchs, obgleich ſolches in den Bedingungen, wie ſonſt, 
ſo auch hier (§ 20) ausdrücklich ausgeſprochen iſt, nicht zur 
Folge haben, ſondern nur dann, wenn dadurch der Geſellſchaft 
ein Schaden verurſacht iſt, wobei anſcheinend „die Verdunkelung 
des Thatbeſtands“ als ein ſolcher Schaden angeſehen werden 
ſoll. Dieſe Auffaſſung ſteht mit dem Inhalt des Vertrages 
und der Rechtſprechung des R. G. nicht im Einklang. Danach 
iſt, wenn nichts Gegentheiliges in den Bedingungen enthalten 
iſt, allerdings davon auszugehen, daß die Nichterfüllung der 
formellen Verſicherungsbeſtimmungen die an ſie geknüpfte Ver⸗ 
wirkung des Verſicherungsanſpruchs nur dann zur Folge hat, 
wenn ſie eine ſchuldhafte iſt; allein zunächſt kann die Geſellſchaft 
ſich auf die nackte Thatſache der Nichterfüllung jener Beſtimmungen 
zur Abwendung ihrer Entſchädigungspflicht berufen und Sache 
des Verſicherten beziehungsweiſe feiner Rechtsnachfolger iſt es 
dann, nachzuweiſen, daß die Unterlaſſung der vertragsmäßigen 
Obliegenheiten eine unverſchuldete war. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte iſt die Sachlage auch im vorliegenden Fall zu beurtheilen. 
VII. C. S. i. S. Oberrheiniſche Verſich.⸗Geſellſchaft o. Hellbling 
vom 9. Juli 1901, Nr. 179/1901 VII. 
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17. Verficherung auf Gegenſeitigkeit. 

Unerdrtert kann für den vorliegenden Fall bleiben, ob die 
über die juriſtiſche Natur des Verhältniſſes der Mitglieder zur 
Geſellſchaft beſtehende Streitfrage (vergl. Ehrenberg, Ver⸗ 
ſicherungsrecht I. S. 138) dahin zu entſcheiden iſt, daß ein 
reines Mitgliedſchaftsverhältniß vorliege, wonach ſämmtliche 
Verſicherungsrechte und Pflichten nur Ausflüſſe dieſer Mitglied⸗ 
ſchaft bilden, oder ob die Verſicherungswirkungen als Inhalt 
eines ſelbſtändigen Verſicherungsvertrags zu betrachten ſind; denn 
jedenfalls hat der durch Abſchluß des Verſicherungsvertrags Mit⸗ 
glied Gewordene auch die in der Mitgliedſchaft beſtehenden 
Rechte erworben (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 385, 
Bd. 4 S. 394, Bd. 11 S. 382), und jedenfalls können auch 
dieſe Rechte grundſätzlich nicht durch Beſchlüſſe der Geſellſchaft 
oder ihrer ſatzungsmäßigen Organe beeinträchtigt werden. Als 
ein ſolches unantaſtbares Sonderrecht der Mitglieder iſt nun 
mit dem B. R. das Recht auf gleiche Behandlung mit den 
übrigen Mitgliedern anzuerkennen. Die Verſchiedenheit der 
Verſicherungsverträge, welche eine Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft nach 
ihren Statuten und Allgemeinen Verficherungsbedingungen dem 
Publikum zur Auswahl ſtellt, führt freilich naturgemäß zu den 
verſchiedenartigſten Gruppen von Verficherten; jener Grundſatz 
bedeutet daher auch nur, daß die innerhalb derſelben Gruppe 
Stehenden den Anſpruch auf gleiche Behandlung haben. Es 
folgt dies unmittelbar aus dem Weſen des Vereins auf Gegen- 
ſeitigkeit, welches darin beſteht, daß die Verficherten ſelbſt zugleich 
das Riſiko der Verſicherung tragen. Wenn nun das nach dem 
Statut der Bekl. von den Mitgliedern dazu bevollmächtigte 
Organ die allgemeinen Verſicherungsbedingungen, welche zur 
Zeit des Eintritts des N. IV für den Fall des Selbſtmordes 
das Erlöſchen der Verſicherungen beſtimmten, dahin abänderte, 
daß der Verſicherungsvertrag auch im Falle des Selbſtmordes 
unter gewiſſen, in § 12 feftgeftellten Vorausſetzungen für die 
Geſellſchaft verbindlich ſein ſolle, ſo iſt von vornherein davon 
auszugehen, daß dieſer Beſchluß, ſoweit es der Grundſatz der 
gleichen Behandlung mit ſich bringt, auch auf das Rechts- 
verhältniß der bereits vorhandenen Mitglieder einwirkt: wie 
dieſe an der durch die neue Selbſtmordklauſel eingeführten Er- 
hoͤhung des Riſikos Theil nehmen, fo muß ihnen auf der anderen 
Seite auch die den neuen Mitgliedern gewährte Vergünſtigung 
— dieſelben haben nicht etwa eine höhere Prämie zu zahlen — 
zu ſtatten kommen. Nur in dieſem Sinne konnte der Ver— 
waltungsrath von der ihm durch das Statut ertheilten Boll. 
macht Gebrauch machen. Der Beſchluß vom 27. Juli 1887 
ſpricht auch keineswegs aus, daß die neuen allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen nur für die neu eintretenden Mitglieder 
maßgebend ſein ſollen. Wäre aber, wie die Bekl. behauptet 
und ſpäter in Cirkularen an die Agenten die Direktion durch⸗ 
zuführen verſucht hat, eine ſolche Beſchränkung beabſichtigt ge- 
weſen, ſo müßte ihr die Wirkſamkeit verſagt werden, da ſie 
einen Eingriff in die Sonderrechte der Mitglieder enthalten 
würde; letztere konnten vielmehr, ſobald fie von den neuen Be⸗ 
dingungen Kenntniß erhielten, die Feſtſtellung beanſpruchen, 
daß die neuen Bedingungen auch für ihre Verſicherungs— 
verhältniſſe gelten. Da die Bekl. es unterlaſſen hat, den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer N. IV bei Lebzeiten von der eingetretenen 
Aenderung in Kenntniß zu ſetzen und ihm ſo die Gelegenheit 
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zur Herbeiführung jener Feſtſtellung zu geben, ſo muß nach 
dem inzwiſchen eingetretenen Tode des N. den auf Grund der 
Police zur Einforderung der Verſicherungsſumme berechtigten 
Kl. auch die Befugniß zuerkannt werden, ſich gegenüber dem 
auf Selbſtmord und § 10 der alten Bedingungen geſtützten 
Einwande der Bekl. unmittelbar auf § 12 der neuen Be⸗ 
dingungen als Inhalt des Verſicherungsverhältniſſes zu berufen. 
(Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 190, 1890 S. 85 
und Ehrenberg. Verſicherungs recht I S. 135, Hinrichs in Gold- 
ſchmidt, Zeitſchrift für Handelsrecht, 20 S. 436, Lehner, die 
rechtliche Stellung der Mitglieder einer Geſellſchaft auf Gegen- 
ſeitigkeit, S. 48.) VII. C. S. i. S. Iduna 6. Bürger vom 
28. Juni 1901, Nr. 165/1901 VII. 

III. Sonftige Reichsgeſetze. 

Zum Patentgeſetz. 

18. Licenzvertrag. 

Es iſt zu bemerken, daß der ſich „Licenzvertrag“ nennende 
Vertrag ein Licenzvertrag im eigentlichen Sinne des Wortes 
nicht iſt; denn eingeräumt wird durch ihn für einen beſtimmten 
Bezirk nicht lediglich das Recht zur Benutzung einer angeblich 
patentirten Erfindung, ſondern das ausſchließliche Benutzungs⸗ 
recht, alſo (unter örtlicher Beſchränkung) das Recht der 
Benutzung mit dem Recht, allen anderen die Benutzung zu ver⸗ 
bieten, und damit wurde mehr gewährt, als eine bloße Licenz. 
(Bolze in Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 79 ff., Bd. 39 S. 1 ff.; 
Kohler, Handbuch des deutſchen Patentrechts $ 200 S. 507.) 
I. C. S. i. S. Schultz und Gen. 6. Komnik vom 3. Juli 1901, 
Nr. 188/1901 J. 

19. 8 41. Elſäſſiſcher Rechtsfall. 

Der B. R. weift die Klage ab, weil das Zufaßpatent 
vom 26. Februar 1867 nach Art. 30 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
5. Juli 1844 nichtig ſei, auch die Einrede der divulgation 
aus Ait. 30 Nr. 1, Art. 31 deſſelben Geſetzes durchgreife. 
Nach § 41 des Pat. G. vom 25. Mai 1877 blieben die am 
1. Juli 1877 auf Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen 
beſtehenden Patente nach Maßgabe dieſer Beſtimmungen 
in Kraft, d. h. in dem Umfang und mit den Wirkungen, die 
ihnen nach dieſen Beſtimmungen zukommen. Es iſt rechtlich 
unbedenklich, daß der § 41 des Pat. G. vom 25. Mai 1877 
auch auf die Patente anzuwenden, die zur Zeit der Vereinigung 
von Elſaß⸗Lothringen mit dem Deutſchen Reich durch den Friedens. 
vertrag vom . 1871 auf Grund des franzöſiſchen 
Geſetzes vom 5. Juli 1844 mit Wirkung für den Bereich von 
Elſaß-Lothringen beſtanden. Soweit das franzöſiſche Geſetz 
vom 5. Juli 1844 in Elſaß⸗-Lothringen nach deſſen Vereinigung 
mit dem Deutſchen Reich weiter galt, hatte es die Natur eines 
Landesgeſetzes, und aufgehoben iſt das franzöflihe Geſetz erſt 
durch das Pat. G. vom 25. Mai 1877 vom 1. Juli 1877 ab 
für die Zukunft, aber nicht für die Patente, die auf Grund 
feiner Beſtimmungen ertheilt waren und in Elſaß⸗-Lothringen 
Wirkung hatten, und fo lange fie auf Grund des franzöfiſchen 
Geſetzes in Elſaß Lothringen Schutz genoſſen. Die Frage, ob 
das certificat d'addition vom 26. Februar 1867 zu Recht 
beſtand, als H. die beiden Maſchinen an die Bekl. G. u. Co. 
und A. verkaufte, oder wegen divulgation oder nach Art. 30 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 5. Juli 1844 nichtig war, ob die im 
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Art. 47 dieſes Geſetzes avec ou sans saisie zugelaffene 
description der Maſchinen am 30. Juni und 6. Juli 1877 
gerechtfertigt war oder die Kl. zum Schadenserſatz verpflichtet, 
iſt deshalb lediglich nach dem franzöſiſchen Geſetz vom 5. Juli 
1844 zu beurtheilen, und auf einen Verſtoß gegen dieſes Geſetz 
würde die Reviſion nicht geſtützt werden können, weil dieſes 
Geſetz nicht zu den revifiblen Rechtsnormen im Sinne des 
§ 549 (511) der C. P. O., 8 6 des E. G. zur C. P. O. 
gehört. Verordnung vom 28. September 1879 § 12 des 
Geſetzes vom 30. März 1893 5 1 unter II. I. C. S. i. S. 
Schaffhauſer Erben 6. Geiger u. Co. und Gen. vom 10. Juli 
1901, Nr. 38/1901 J. 

Zum Reichsſtempelgeſetz. 

20. § 7. 

Das B. G. begründet ſeine Entſcheidung in folgender 
Weiſe. Das ſtempelpflichtige Geſchäft, der Selbſteintrittskauf 
in Ausführung der von Sch. & K. in Bremen an L. & B. in 
London ertheilten Verkaufskommiſſion ſei in dem Zeitpunkt 
perfekt geworden, wo die Kommiſſionäre L. & B. die auf Selbit- 
eintrittskauf lautende Ausführungsanzeige zur Abſendung an die 
Kommittenten Sch. & K. abgegeben hätten (H. G. B. 8 400 
Abſ. 2 und § 405 Abſ. 3). Dieſe Abgabe zur Abſendung ſei 
diejenige rechtliche Verfügung, welche die im H. G. B. an den 
angeführten Stellen angegebenen rechtlichen Folgen habe und 
die damit an ſich und ohne Weiteres den Selbſteintrittskauf 
zum Abſchluß bringe, fie könne nur von der Kommiſſions firma 
ſelbſt oder von einer Perſon bewirkt werden, welche verfügungs- 
berechtigte Vertreterin der Kommiſſione firma ſei. Die Abgabe 
der Selbſteintrittsanzeige zur Abſendung an Sch. & K. im 
Sinne dieſer rechtlichen Verfügung ſei durch eine in London 
befindliche Perſon in London bewirkt worden, da unſtreitig der 
allein als Mittelsperſon in Betracht kommende, in Bremen be- 
findliche Kl. kein verfügungsberechtigter Vertreter von L. & B. 
ſei. Damit ſei der Selbſteintrittskauf perfekt geworden, einerlei 
wie dieſe in London zur Abſendung abgegebene Anzeige an die 
Kommittenten in Bremen befördert worden ſei, ob direkt durch 
die Poſt oder durch die Poſt und einen Boten (Agenten) in 
Bremen und letzterenfalls einerlei, ob die Anzeige in einem 
Brief enthalten geweſen ſei, der an die Kommittenten direkt 
gerichtet und von dem Boten (Agenten) in Bremen dort an die 
Kommittenten abzugeben geweſen ſei oder in einem Briefe, der 
an den Boten (Agenten) in Bremen gerichtet geweſen ſei mit 
dem Auftrage, den Inhalt des Briefes dort an die Kommittenten 
weiter zu geben. Das zwiſchen einem Inländer und einem 
Ausländer abgeſchloſſene ſtempelpflichtige Geſchäft ſei demnach 
im Auslande abgeſchloſſen, perfekt geworden und unterliege daher 
nach § 7 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes nur dem halben 
Stempel. Der erkennende Senat des R. G. vermag nicht, dieſe 
Auffaſſung zu theilen. Das B. G. ſtellt im vorliegenden Fall 
den Kl. als Agenten dem Boten gleich. Der Senat hält dies 
nur dann für richtig, wenn der Kl. in gleicher Weiſe wie ein 
Bote nichts Anderes darſtellte, als lediglich ein Organ zur Be⸗ 
förderung des Briefwechſels zwiſchen den Kommiſſionären und 
den Kommittenten, wenn feine Thätigkeit ſich alſo darauf be⸗ 
ſchränkte, die von den Kommiſſionären für die Kommittenten 
beſtimmte und an dieſe gerichtete Anzeige von dem Gelbft- 
eintrittskauf der Kommiſſionäre an die Kommittenten weiter zu 
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befördern. Nur in ſolchem Falle kann nach der Anſicht des 
Senats davon geſprochen werden, daß der Kommilfionär im 
Sinne des § 400 Abſ. 2 des H. G. B. die Anzeige von der 
Ausführung des Kommiſſtonsauftrages zur Abſendung „an den 
Kommittenten“ abgegeben hat. Dagegen kann die Gleichſtellung 
des Agenten mit dem Boten nicht Platz greifen, wenn der Agent 
zwar nicht als verfügungs berechtigter Vertreter des Kom⸗ 
miſſionärs, wohl aber als Organ der Willens äußerung des 
Kommiſfionärs dem Kommittenten gegenüber aufgetreten und 
thätig geworden iſt, und das iſt der Fall, wenn der Agent die 
an ihn gerichtete Selbſteintrittserklärung des Kommiſſionärs 
durch eine eigene mündliche oder briefliche Mittheilung dem 
Kommittenten kundgegeben hat. Es kommt alsdann das in den 
Entſcheidungen des R. G. Bd. 18 S. 25 ff. veröffentlichte Urtheil 
des VI. C. S. des R. G. in Frage. VII. C. S. i. S. Bremiſcher 
Staat c. Wintruff vom 2. Juli 1901, Nr. 167/1901 VII. 

21. Interimsſchein. 

Die Anficht des B. R. zeigt nun auch keinen Rechtsirrthum. 
Ohne Beurkundung des Antheilsrechts iſt der Begriff des 
Interimsſcheins nicht erfüllt, insbeſondere ſtellt eine bloße 
Quittung über Einzahlungen einen ſolchen nicht dar. Eine 
Beſcheinigung über ein nur in den Grenzen der Baareinzahlung 
gewährtes Antheilsrecht aber kennt das Geſetz nicht, wie ihm 
auch materiell ein fo geartetes Recht fremd iſt. Als unter- 
ſcheidendes Moment muß betrachtet werden, daß die Ausſtellung 
des Interimsſcheins vor Ausgabe der Aktien, d. h. einſtweilig, 
erfolgt. Dies ergiebt ſogar der Wortlaut des Geſetzes, denn 
der Art. 207 des H. G. B. definirt die Interimsſcheine als 
Antheilſcheine, in welchen der Bezug der Aktien zugefichert wird 
oder welche ſonſt über das Antheilsrecht des Aktionärs vor Aus- 
gabe der Aktien ausgeſtellt werden. Eine Beſtätigung für dieſen 
Begriff des Interimsſcheins iſt neuerdings durch die Denkſchrift 
zu dem Entwurfe des mit dem 1. Januar 1890 in Kraft 
getretenen H. G. B. gegeben, denn in dieſer wird zu 8 177 
des Entwurfs (§ 179 des Geſetzes) ausgeführt, der Entwurf 
ſpreche „von Antheilſcheinen, die den Aktionären vor der Aus- 
gabe der Aktien ausgeſtellt werden“, das Weſentliche der Interims⸗ 
ſcheine ſei hierin enthalten, Urkunden, durch welche der Beſitz 
der Aktien zugeſichert werde, ohne daß der Inhaber als Mitglied 
der Geſellſchaft gelten ſoll, ſeien keine Interimsſcheine im Sinne 
des Geſetzes. Die begriffliche Möglichkeit eines Interimsſcheins 
hat mithin zur Vorausſetzung, daß die Ausftellung einer end- 
gültigen Beurkundung vorgeſehen und den Aktionären ein, wenn 
auch nur bedingtes, Recht auf Ertheilung einer ſolchen ein⸗ 
geräumt iſt. Dieſe letztere hat ſich dann durch ihren Inhalt 
als die endgültige, die Anſprüche der Aktionäre auf dieſem 
Gebiete erledigende zu erkennen zu geben. — Weiter ausgeführt. 
VII. C. S. i. S. Fiskus c. Prudentia vom 28. Juni 1901, 
Nr. 162/1901 VII. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

22. 58 Uff. 

Wenn in der Begründung des B. U. ausgeführt iſt, daß 
es keinen Unterſchied mache, ob der Fabrikant eine größere 
Anzahl von Perſonen zur Bedienung der Webſtühle annehme, 
oder ob er das Weben auf mehreren Stühlen durch Vertrag 
einem Unternehmer gegen beſtimmte Vergütung übertrage, und 
ob er Eigenthümer der Webſtühle ſei, oder ſie dem Lohnweber 


658 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


gehörten, fo befindet ſich hiermit das B. G. nicht im Widerſpruche 
mit dem Urtheile hieſiger Stelle II 433/98, worin die Anficht 
des Kammergerichts gebilligt iſt, daß der Begriff eines Fabrikanten 
erfordere, daß die betreffenden Waaren durch von ihm ab- 
haͤngige Arbeitskräfte hergeſtellt würden; denn auch der Lohn⸗ 
weber auf eigenen Stühlen ſteht in einem Abhängigkeitsverhältniſſe 
zu dem Arbeitsgeber, in dieſer Beziehung beſteht zwiſchen ihm 
und dem im direkten Dienſt des Arbeitsgebers gegen Akkord lohn 
ſtehenden Arbeiter kein weſentlicher Unterſchied. II. C. S. i. S. 
Böhme c. Jaeger vom 9. Juli 1901, Nr. 164/1901 II. 

23. 8 6. 

Die Revifion macht geltend, daß der von dem B. G. an» 
genommene Thatbeſtand nicht unter 8 6 des Wettbewerbgeſetzes 
falle, da die darin liegende Behauptung einer Patentverletzung 
nach einem Urtheile des I. C. S. des R. G. vom 18. Oktober 
1899, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1899 S. 749 Nr. 26, 
keine Behauptung thatſächlicher Art, ſondern lediglich 
ein Urtheil ſei und es nicht darauf ankomme, ob daſſelbe zu⸗ 
treffend ſei oder nicht. Dieſe Beſchwerde erſcheint unbegründet. 
Im Anſchluß an die ſeitherige Rechtſprechung des erkennenden 
Senats (vergl. Urtheile vom 13. November 1900 II. 208/1900, 
8. Mai 1900 II. 78/1900 und 21. Dezember 1900 II. 278/1900), 
mit welcher auch das, von der Revifion angeführte Urtheil des 
I. C. S. nicht im Widerſpruch ſteht, iſt davon auszugehen, daß 
zwar eine Behauptung, welche lediglich ein thatſächlich in 
keiner Weiſe begründetes Urtheil enthält, nicht als eine 
ſolche thatſaͤchlicher Art im Sinne des 8 6 cit. anzuſehen iſt, 
daß aber andererſeits die Aufſtellung einer Anſicht oder eines 
Urtheils auch eine Behauptung thatſächlicher Art enthalten 
kann, wenn nämlich das Urtheil etwas als geſchehen oder vor⸗ 
handen, alſo in einer Weiſe aufſtellt, daß die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit des Behaupteten im gegebenen Falle objektiv 
feſtgeſtellt werden kann. Auf Grund dieſer rechtlichen Auf⸗ 
faſſung aber iſt die Annahme des B. G., daß die nach ſeiner 
Feſtſtellung in dem Rundſchreiben der Bekl. in Verbindung mit 
der beigefügten Patentſchrift enthaltene Behauptung, daß die 
beiderſeitigen Fabrikate identiſch ſeien und daß ſomit Kl. ihr 
Patent bezüglich der darin näher bezeichneten patentirten Vor⸗ 
richtungen des Deckels und der Anbringung des Zapfhahns 
verletzt habe, als eine ſolche thatſächlicher Art im Sinne des 
§ 6 anzuſehen ſei, rechtlich nicht zu beanſtanden; denn die 
Hervorhebung der die Folgerung der Patentverletzung begründenden 
Beſchaffenheit der eigenen Fabrikate der Bekl. einerſeits und 
der nach ihrer Aufſtellung hiermit identiſchen Fabrikate des 
Kl. andererſeits läßt dieſe ganze Behauptung als eine im 
Weſentlichen thatſächliche erſcheine. Es iſt hierdurch ermöglicht, 
die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Behaupteten an der Hand der 
zur Begründung des Urtheils angeführten Thatumſtände objektiv 
feſtzuſtellen. Die Behauptung in ihrer Geſammtheit iſt daher 
keine bloße ſubjektive Anſicht, ſondern ein durch Anführung an⸗ 
geblicher Thatſachen begründetes Urtheil und ſoweit eine Be- 
hauptung thatſächlicher Art im Sinne des § 6 eit. II. C. S. i. S. 
Syphon A.-G. o. Lapp vom 12. Juli 1901, Nr. 157/1901 II. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

24. § 12. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. Die Vorder- 
richter ſind mit Recht davon ausgegangen, daß der Rechtsgrund 
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des Begehrens der Kl. nur in 8 12 des Geſetzes zum Schutz 
der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 liege und 
daß die Entſcheidung davon abhänge, ob die Bekl. ſich eines 
nach 8 12 und 20 jenes Geſetzes zu beurtheilenden Eingriffes 
in die Zeichenrechte der Kl. ſchuldig gemacht habe. Bei 
Prüfung dieſer Frage waren nach Sachlage folgende Gefdie- 
punkte in Betracht zu ziehen. Die Eintragungen unter der 
Herrſchaft des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 
1874 hatten weder der Kl. noch der Bekl. einen Schutz für 
den Klanglaut des angeblichen Schlagwortes Valvoline ge⸗ 
währt, der Gebrauch dieſes Schlagwortes als Klanglaut ſtand 
bis zum Inkrafttreten des Geſetzes vom 12. Mai 1894 Jeder 
mann frei. Lediglich durch die Uebertragung der unter der 
Herrſchaft des Geſetzes vom 30. November 1874 eingetragenen 
Marken in die Zeichenrolle des Patentamtes haben dieſelben auch 
für den Klanglaut jenes Wortes Schutz erlangt. Dieſer 
Schutz iſt nach den Grundſätzen des Geſetzes vom 12. Mai 
1894 zu beurtheilen. Der dadurch begründete Schutz des dat 
Wort Valvoline mit dem Bilde eines Adlers enthaltenden 
Waarenzeichens der Bekl. gegenüber dem jüngeren reinen 
Wortzeichen Valvoline der Kl. hätte in doppelter Richtung 
erheblich fein können. Ob zunächſt die Bekl. die Löſchung des 
letzteren Zeichens nach 8 9 Abſ. 1 Ziffer 1 jenes Geſetzes hätte 
begehren können auf Grund des Nachweiſez einer Verwechſe⸗ 
lungsgefahr im Verkehr, iſt in dem vorliegenden Rechtsſtreite 
nicht zu erörtern, weil ein ſolches Begehren nicht erhoben it, 
vor Löſchung aber deſſen Vorausſetzungen, auch wenn fie vor⸗ 
lägen, nicht die Grundlage einer Einwendung abzugeben geeignet 
wären. Andererſeits kann die Kl. in einem nach dem Waarer⸗ 
zeichenrechte geſchützten Gebrauche des Kom binationszeichen! 
der Bekl., ſo lange dieſes eingetragen iſt, nicht eine Verletzung 
ihres Wortzeichens finden. Dieſer letztere Geſichtspunkt 
kommt hier in Betracht. Gleiches gilt von dem Verhällniß 
des älteren Kombinationszeichens der Kl. — der 
Mondmarke — zu dem jüngeren Kombinationszeichen der 
Bekl. mit der hier nicht weiter erheblichen Modifikation, daß 
ein Löſchungsbegehren nach § 9 Abſ. 1 Ziffer 1 a. 9. St. in 
dem durch Urtheil des R. G. vom 5. April 1898 entſchiedenen 
Rechtsſtreite geltend gemacht und dort abgewieſen worden iſt. 
Gegen den nach Waarenzeichenrecht geſchützten Gebrauch des 
Zeichens der Bekl. könnte deshalb die Kl. mit einer Klage 
aus § 12 nicht aufkommen. Der nach Waarenzeichenrecht ge 
ſchützte Gebrauch eines aus Wort — Valvoline — und Bild 
— Adler — kombinirten Zeichens beſteht jedoch nur in dem 
Gebrauch jener Kombination; der Gebrauch eines einzelnen 
Beſtandtheiles — hier des Wortes Valvoline — oder auc 
der Gebrauch des kombinirten Klanglautes — gebildet aus den 
Klanglaute des Wortes, das dem im Zeichen enthaltenen Bilde 
entſpricht, und dem Klanglaute des im Zeichen enthaltenen 
Wortes — Adler-Balvoline oder Valvoline-Adler mit oder ohne 
Beiſatz des Wortes „Marke“ iſt nicht ein nach Waarenzeichen⸗ 
recht geſchützter. In dem bier allein in Betracht kommenden 
Verhältniſſe gegenüber anderen noch eingetragenen Zeichen if 
nur geſchützt die Kombination, nicht der einzelne Beſtandthell 
geſchützt iſt ferner dieſem gegenüber nur die Kombination von 
Wort und Bild, wie fie eingetragen iſt, nicht auch die oben 
dargelegte Kombination des Wortes und des Klanglautes für 
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die Bezeichnung des Bildes. Wenn des halb die Bekl. nur das 
Wort Valvoline oder eine der obigen Wortkombination 
gleiche oder ähnliche Wortbildung zeichenmäßig gebraucht 
hätte, ſo würde ihr aus ihrem Kombinationszeichen nicht der 
oben dargelegte, eine Rechtsverletzung nach § 12 ausſchließende 
Schutz gegenüber dem Wortzeichen der Kl. und auch gegenüber 
deren Kombinationszeichen zuſtehen. Der Schutz eines Waaren⸗ 
zeichens erſtreckt ſich aber nur auf deſſen Gebrauch als Waaren⸗ 
zeichen. Iſt ein Klanglaut geſchützt, ſo hat der Zeichen⸗ 
berechtigte nicht ein abſolutes Verbotsrecht gegenüber dem 
Gebrauche des jenem Klanglaute entſprechenden Wortes im 
geſchäftlichen Verkehre, er hat jenes Verbotsrecht nur gegenüber 
deſſen waarenzeichenmäßigem Gebrauch im Umfange der 
58 12 und 20 des Geſetzes vom 12. Mai 1894. Die Kl. 
hätte darnach aus ihrem hier in erſter Reihe in Betracht 
kommenden Wortzeichen Valvoline ein Verbotsrecht wegen 
Verletzung ihres Waarenzeichens gegen die Bekl. aus der Be- 
nutzung des Wortes Valvoline nur dann, wenn dieſer Gebrauch 
nicht ein nach Waarenzeichenrecht geſchützter Gebrauch der Adler⸗ 
marke im Sinne der obigen Ausführungen geweſen und der 
Gebrauch ferner in einer Weiſe geſchehen wäre, daß dritte 
Perfonen im geſchäftlichen Verkehre in den Glauben verſetzt 
werden könnten, die darnach angekündigte oder in den Verkehr 
geſetzte Waare ſolle waarenzeichenmäßig lediglich mit dem 
Worte Valvoline bezeichnet werden oder bezeichnet ſein. Der 
gedachte Schutz greift aber nicht Platz, wenn der Gebrauch des 
gedachten Wortes in feinem übrigen Zuſammenhang in den 
betheiligten Verkehrskreiſen nur den Erfolg haben konnte, damit 
entweder lediglich die Benennung einer Waare — hier von 
Maſchinenölen — zu vermitteln oder die Vorſtellung an das 
eigene Waarenzeichen der Bekl. — die Adlermarke — hervor⸗ 
zurufen. II. C. S. i. S. Leonard & Ellis 6. Sander vom 
12 Juli 1901, Nr. 153/1901 II. 

25. § 13. 

Die Reviſton rügt, daß das B. G. mit Unrecht und unter 
Verkennung der Natur der abwehrenden Klage angenommen habe, 
daß das Verbot bezüglich der Verwendung des Waarenzeichens 
Nr. 1806 nicht auf die in § 12 des Waarenzeichengeſetzes er- 
wähnten Schriftſtücke zu erſtrecken ſei. Dieſe Beſchwerde erſcheint 
unbegründet. Wie der erkennende Senat bereits in ſeinem 
Urtheil vom 22. Februar 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 301 
Nr. 21) ausgeführt hat, ift allerdings die Klage aus § 12 eit. 
auch zur Abwehr künftiger rechtswidriger Eingriffe in das 
Waarenzeichenrecht dann gegeben, wenn Thatſachen vorliegen, 
welche die Annahme rechtfertigen, daß ſolche Eingriffe vorbereitei 
oder beabſichtigt ſind, und beſteht ſomit auch dann, wenn bisher 
eine Verletzung des Waarenzeichenrechts nur in einer der in 
$ 12 erwähnten Richtungen feſtgeſtellt iſt, dennoch die rechtliche 
Möglichkeit, dem Unberechtigten weitere Verletzungen dieſes Rechts 
auch nach andern in $ 12 hervorgehobenen Richtungen hin zu 
unterſagen, ſofern auch künftige Eingriffe der letzteren Art nach 
den Umſtänden des Falls zu beſorgen ſind. Obwohl nun das 
angefochtene Urtheil bezüglich der Abweiſung des Antrags, dem 
Bekl. die Verwendung des (nach Anſicht des B. G. unbefugt 
von ihm gebrauchten) Waarenzeichens Nr. 1806 auf den in 
9 12 erwähnten Schriftſtücken zu unterfagen, eine Darlegung 
des erörterten rechtlichen Gefichtspunkts und eine Prüfung der 
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Thatumſtände auf Grund deſſelben vermiſſen läßt, ſo weiſt doch 
andererſeits die Begründung deſſelben darauf hin, daß das 
B. G. eine Beſorgniß, daß der Bekl. künftig das Waarenzeichen⸗ 
recht der Kl. auch durch Anbringung dieſes Zeichens auf ſolchen 
Schriftſtücken verletzen werde, als nicht begründet erachtet 
hat, weil die hierbei etwa in Frage kommenden, zeitlich weit 
zurückliegenden und auch keine figürliche Darſtellung der Etiketten 
der Kl. enthaltenden Rundſchreiben für dieſe Annahme nicht 
ausreichten. Da nicht erſichtlich iſt, daß das B. G. hierbei 
von der nach obiger Erörterung nicht zu billigenden Auffaſſung 
ausgegangen ſei, als ob das beantragte Verbot bezüglich der 
Verwendung des Waarenzeichens auf den fraglichen Schrift⸗ 
ſtücken nur dann erlaſſen werden könne, wenn eine bereits 
ſtattgehabte Anbringung des Waarenzeichens auf ſolchen 
Schriftſtücken nachgewieſen ſei, ſo erſcheint eine Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils wegen dieſes Punkts nicht als 
geboten. II. C. S. i. S. A.⸗G. Hoffmanns Stäͤrkefabriken 
c. Hoffmann vom 5. Juli 1901, Nr. 145/1901 II. 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

26. 88 43 ff. 

Die Revifion des Kl. erweiſt ſich als begründet. Das 
B. G. geht mit Recht davon aus, daß nach 88 41 und 47 
des Statuts der beklagten Geſellſchaft die von der Mehrheit 
der in einer Generalverſammlung erſchienenen Genoſſen gefaßten 
Beihlüffe nur dann bindende Kraft haben, wenn die Einladung 
zur Generalverſammlung unter Mittheilung der Tagesordnung 
nach den Beſtimmungen des Statuts ordnungsmäßig erlaſſen 
iſt. Daß aber die Ankündigung des Gegenſtandes der Beſchluß⸗ 
faſſung im gegebenen Fall eine ordnungsmäßige, „gehörige“ im 
Sinne des Geſetzes geweſen ſei, hat das B. G. rechtsirriger 
Welſe und ohne genügende thatſächliche Grundlage angenommen. 
Zu einer ordnungsmäßigen Bekanntgabe iſt, wie das B. G. 
im Allgemeinen auch nicht verkennt, erforderlich, aber auch 
genügend, jede Angabe, welche geeignet iſt, die Mitglieder 
erkennen zu laſſen, worüber verhandelt und Beſchluß gefaßt 
werden ſoll. Zweck der Generalverſammlung war hier 
unbeſtrittenermaßen, der mit dem Geſetz übereinſtimmenden 
Beſtimmung des Statuts zu genügen, wonach bei vorläufiger 
Enthebung eines Vorſtandsmitglieds von den Geſchäften durch 
den Auffichtsrath ohne Verzug die Generalverſammlung der 
Genoſſen behufs der definitiven Entſcheidung über die Euthebung 
einzuberufen iſt. Daß dies der wirkliche Verhandlungsgegenſtand 
der Generalverſammlung vom 2. November 1899 ſein werde, 
konnte an ſich kein Genoſſe aus der gewählten Form der 
Ankündigung „Beſchlußfaſſung über die Wahl des Direktors“ 
mit Sicherheit entnehmen. Denn welche Vorgänge die Wahl 
eines Direktors nothwendig machten, blieb ungewiß. Er konnte 
fein Amt freiwillig niedergelegt haben, er konnte an der Aus- 
übung deſſelben thatſächlich verhindert fein, er konnte auch vom 
Auſſichtsrath zwangsweiſe ſeines Amtes enthoben ſein. Aus der 
Ankündigung zu erfahren, welches der Anlaß zur Neuwahl eines 
Direktors durch die Generalverſammlung war, darauf hatten 
die Mitglieder der Genoſſenſchaft ein Recht. Denn ſie waren 
nach dem Geſetze darauf angewieſen, die Rechte, welche ihnen 
in den Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, insbeſondere in Bezug 
auf die Führung der Geſchäfte, zuſtanden, in der General⸗ 
verſammlung auszuüben, und auf ihren Entſchluß, ob fie fich 
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an derſelben betheiligen wollten oder nicht, konnte es von 
entſcheidender Bedeutung ſein, ob der Direktor, welcher erſt 
einige Monate zuvor durch das Vertrauen der maßgebenden 
Mehrheit der Generalverſammlung zu ſeinem Amte berufen 
worden war, freiwillig von demſelben zurückgetreten oder 
zwangsweiſe durch den Aufſichtsrath feiner Stellung vorläufig 
enthoben war. Die Erwägungen, welche den Genoſſen in dem 
einen oder dem anderen Falle es empfahlen, zur Wahrung ihrer 
genoſſenſchaftlichen Intereſſen an der ausgeſchriebenen General- 
verſammlung Theil zu nehmen, geftalteten fi anders, wenn 
der Direktor ſein Amt niedergelegt hatte oder wenn er deſſelben 
wider ſeinen Willen enthoben war. Das B. G. iſt nun 
allerdings auf Grund thatſächlicher Erwägungen zu der Annahme 
gelangt, es ſei für die Genoſſen aus dem Inhalt der bekannt- 
gemachten Tagesordnung hinreichend erkennbar geweſen, daß in 
der Generalverſammlung zunächſt über die Enthebung des Kl. 
vom Amte Entſcheidung zu treffen war. Das B. G. geht bei 
dieſem Schluß davon aus, bei der Zuſammenſetzung der 
Genoſſenſchaft, deren Mitgliederkreis ſich auf die kleine Stadt 
Neuſtettin und deren nächſte Umgebung beſchränke, ſei die 
Annahme begründet, die Mitglieder der Genoſſenſchaft hätten 
ſchon vor der Generalverſammlung von den zwiſchen dem Kl. 
und dem Aufſichtsrath entſtandenen Mißhelligkeiten und dem 
Beſchluß des Aufſichtsrathes, den Kl. feines Amtes vorläufig zu 
entheben, Kenntniß erlangt; hätten die Genoſſen aber dieſe 
Kenntniß gehabt, ſo ſei ihnen auch bekannt geweſen, daß die 
Generalverſammlung zunächſt über die Enthebung des Direktors 
zu entſcheiden habe. Die Zuläſſigkeit dieſer Schlußreihe wird 
von dem Reviſionskläger mit Recht bekämpft. Denn ganz 
abgeſehen von der Frage, wie viele Mitglieder außerhalb Neu⸗ 
ſtettins wohnten und deshalb weniger leicht von internen 
Vorgängen der Verwaltung erfuhren, ift von dem Bekl. gar 
nicht behauptet worden, daß die Genoſſen vor der Ankündigung 
der Generalverſammlung in anderer Weiſe von der vorläufigen 
Enthebung des Kl. Kenntniß erhielten und hiernach entbehrt 
auch der weiter angeknüpfte Schluß, den Mitgliedern ſei bekannt 
geweſen — was ſie aus der Bekanntmachung ſelbſt nicht entnehmen 
konnten — daß die Generalverſammlung zunächſt über die 
Enthebung des Direktors zu entſcheiden habe — der erforderlichen 
prozeſſualen Grundlage. I. C. S. i. S. Sellin c. Vorſchuß⸗ 
Verein zu Neuſtettin vom 3. Juli 1901, Nr. 151/1901 J. 

Zum Böͤrſengeſetz. 

27. 88 48, 66, 68. 

Das B. U. muß aufgehoben werden, weil der B. R. die 
ſich nach dem Inhalt der beigebrachten Schlußſcheine auf⸗ 
drängende, von Amtswegen zu prüfende Frage außer Acht 
gelaſſen hat, ob die vom Bekl. für den Kl. mit H., C. & Co. 
über börſenmäßige Waare nach Boͤrſenuſance geſchloſſenen und 
in New⸗Nork börienmäßig zu erfüllenden Geſchäfte nicht Boͤrſen⸗ 
termingeſchäfte im Sinne der 88 48, 66, 68 des Börſen⸗ 
geſetzes vom 22. Juni 1896 find. Sind fie als ſolche an- 
zuſehen, und find die Parteien, worüber zu verhandeln und 
was feſtzuſtellen, im Börſenregiſter nicht eingetragen, fo unter- 
liegt die Klage einer anderen Beurtheilung, als ihr bisher zu 
Theil geworden iſt, und dieſe Beurtheilung führt zu einem von 
dem angefochtenen Urtheil abweichenden Ergebniß. Nach § 66 
des Börſengeſetzes wird durch ein Börſentermingeſchäft in einem 
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Geſchäftszweige, für den nicht beide Parteien zur Zeit des 
Geſchäftsabſchluſſes in einem Börjenregifter eingetragen find, 
ein Schuldverhältniß nicht begründet. Daſſelbe gilt von der 
Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen zum Abfchlufe 
ſolcher Geſchäfte. Die rechtliche Folge iſt, daß Ertheilung und 
Uebernahme des Auftrages auf beiden Seiten weder Recht noch 
Pflicht erzeugt, keine Klage auf Erfüllung oder auf das Intereſſe 
wegen Nichterfüllung, weder Klage auf Provifion, noch auf 
Eiſatz von Auslagen. Nach Abſ. 4 des 8 66 findet nur eine 
Rückforderung deſſen nicht ſtatt, was bei oder nach völliger 
Abwicklung des Geſchäfts zu ſeiner Erfüllung ge 
leiſtet worden iſt. Was im Falle des Abſ. 2 des 8 66 
der Auftragertheiler dem Auftragübernehmer vor der Entſcheidung 
über das Geſchäft und vor deſſen Abwicklung als Vorſchuß, 
Sicherheit oder ſonſt zahlt, unterliegt nach der klaren Vorſchriſt 
des Geſetzes der Rückforderung. Ob dieſe Rückforderung gegen 
den Auftragübernehmer auch dann gerichtet werden kann, wenn 
er das, was er zur Abführung an den Gegenkontrahenten des 
Auftragertheilers erhalten, an dieſen im Namen des Auftrag: 
ertheilers abgeführt hat, weil er das Geſchäft im Namen 
des Auftragertheilers abgeſchloſſen hat, braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden. In dieſem Falle würde in Frage kommen, 
ob nicht der Dritte als der Empfänger anzuſehen, nicht der 
Auftragempfänger, der nur für den Dritten empfangen hat, ob 
deshalb die Rückforderung nicht gegen den Dritten als den 
Empfänger zu richten. Aber dieſer Fall liegt nicht vor. Der 
Bekl. hat die Geſchäfte mit H., C. & Co. im eigenen Namen 
geſchloſſen. Waren dieſe Geſchäfte Börſentermingeſchäfte und 
die Parteien oder eine derſelben nicht in einem Börfenregifter 
eingetragen, war deshalb der Auftrag des Kl., fie für feine 
Rechnung zu ſchließen, nach 8 66 Abſ. 2 des Borſengeſetzes 
ohne rechtliche Wirkung, ſo muß der Bekl. die im eigenen 
Namen geſchloſſenen Geſchäfte auch als Geſchäfte, die 
für ſeine Rechnung geſchloſſen, gelten laſſen. Denn der 
Bekl. wußte, oder mußte doch wiſſen, daß der Auftrag ihn 
nicht berechtigte und nicht verpflichtete. Iſt aus den vom Bell 
geſchloſſenen Geſchäften ein Anſpruch in New. Pork geltend zu 
machen, ſo kann er nur von dem Bekl. geltend gemacht werden. 
Hätten die Geſchäfte mit Gewinn abgeſchloſſen, fo würde nut 
der Bekl. berechtigt geweſen fein, den Anſpruch auf dieſen Or 
winn gegen H. & Co. zu erheben und zu verfolgen, da dem 
Kl. gegen ihn keinerlei Anſpruch aus dem Auftrage, deſſen 
Uebernahme und Ausführung zuſteht. In dieſem Falle wärt 
völlig klar, daß der Bekl. die an ihn vom Kl. gezahlten und 
an H., C. & Co. abgeführten margins als ungerechtfertigt 
Bereicherung herausgeben müßte, denn er hätte ſie mit dem 
Gewinne des Geſchäfts wieder erhalten und in Händen. 
Rechtlich ſteht die Sache dadurch nicht anders, daß die Ge⸗ 
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berechtigt, den Gewinn aus den Geſchäften zu fordern, 
ſo muß auch der Bekl. allein den Verluſt der Geſchäfte 
tragen, die nicht nur in feinem Namen geſchloſſen find, ſondem 
auch rechtlich als für feine Rechnung geſchloſſen zu gelten 
haben. Wollte man dies nicht annehmen, fo würde der Kart 
miſſionär immer in der Lage fein, den Gewinn des Geschäft 
zu behalten, den Verluſt auf den Kommittenten abzuwälzen. 
Rechtlich folgt daraus mit Nothwendigkeit weiter, daß in ſolchen 
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Falle der Kommiſſionär dem Anſpruch auf Rückzahlung der ihm 
gezahlten margins mit Grund weder die Einrede der Argliſt, 
noch die Einrede entgegenſetzen kann, er ſei nicht mehr bereichert, 
weil er nicht mehr in Händen habe, was er zur Abführung an 
den anderen Kontrahenten erhalten und an denſelben abgeführt 
habe. Hat der Kommittent in ſolchem Falle keinen Anſpruch 
aus dem vom Kommiſſionär geſchloſſenen Geſchäft, fo entſpricht 
es nicht nur den Abſ. 2 und 4 des § 66 des Börſengeſetzes, 
ſondern es iſt auch gerecht und billig, daß der Kommiſſionär 
zurückzahlen muß, was er vom Kommittenten auf das Geſchäft 
erhalten hat, das allein zu ſeinem Vortheil und zu ſeinen 
Laſten geht. Was der Kommittent als margin an den Kom- 
miſſionär zahlt, zahlt er in Wahrheit dem Kommiſſionär, 
um den Anſpruch des Kommiſſionärs aus dem Geſchäft zu 
erhalten, oder eine künftige Schuld des Kommiſſionärs zu 
decken. In Wahrheit iſt alſo der Kommiſſionär der Empfänger, 
nicht deſſen Kontrahent. Der Kommiſſionär kann gar nicht 
daran denken, daß der Kommittent nicht zurückfordern werde, 
was er in Wahrheit nicht für ſich, ſondern ohne Rechtsgrund 
für den Kommiſſionär gezahlt hat. Das kann ſich anders ge 
ſtalten und ein anderes Ergebniß kann begründet ſein, wenn 
der Kommiſſionär nur eine vorgeſchobene Perſon iſt, durch die 
das Boͤrſengeſchäft gemacht werden ſoll, z. B. der Herr durch 
feinen Diener ſolche Geſchäfte macht. Aber davon iſt hier nicht 
die Rede, wo der Bekl. ein gewerbsmäßiger Kommiſſtonär iſt, 
der nach der Behauptung in der Klage den Kl., einen Privat- 
mann und früheren Reſtaurateur, zu den ihm ganz fern liegenden 
Kaffeegeſchäfte an der New Jorker Börſe verleitet haben und 
Agent oder Schlepper für folche Geſchäfte, die offenfichtlich nur 
dem Börſenſpiel dienen können, ſein ſoll. Hiernach muß der 
Bekl., wenn der § 66 Nr. 8 Abſ. 1 des Börſengeſetzes zur 
Anwendung kommt, das auf Grund des nichtigen Auftrages 
Erhaltene als ohne Rechtsgrund erhalten zurückgewähren. Eine 
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ſelbſt hat dem Kl. nichts geleiſtet, was dieſer zurückzuleiſten 
oder wegen deſſen er den Bekl. ſonſt zu befriedigen hätte. Es 
leuchtet ein, daß, wenn zu dieſem Ergebniß nicht zu gelangen 
wäre, das Börſengeſetz auch hier fein Ziel verfehlt hätte. Der 
inländiſche Kommiſſionär brauchte ſich nur in ein Börſenregiſter 
eintragen zu laſſen, um für Rechnung des der Börſe fern- 
ſtehenden Privatpublikums, das von den Börſengeſchäften fern- 
gehalten werden ſoll, bei einiger Vorſicht ohne eigenes Riſiko 
im Auslande oder auch an inländiſchen Börſen ſpekuliren zu 
können, wenn das, was ihm vor Abwicklung des Geſchäfts ge- 
leiſtet, als durch ihn einen Anderen, ſeinem Mitkontrahenten, 
geleiſtet zu gelten hätte. Denn von dieſem könnte, wenn er 
im Auslande domizilirt oder im Inlande in ein Börſenregiſter 
eingetragen wäre, das Geleiſtete nicht kondizirt werden, und 
dem Privatpublikum wäre das Spiel an der Börſe wiederum 
im weiteſten Maße eröffnet. I. C. S. i. S. Keſeling c. Segelken 
vom 13. Juli 1901, Nr. 65/1901 J. 

Zum Hypothekenbankgeſetz. 

28. § 25. 

Begründet erſcheint die Beſchwerde der Kl., welche ſich 
gegen die Behandlung des Amortiſationskontos durch das B. G. 
richtet. Das B. G. hat in dieſem Punkte der Berufung des 
Bekl. ſtaitgegeben, welcher verlangte, daß nicht nur die im 
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Jahre 1898 fällig gewordenen, ſondern die geſammten Amorti- 
ſationsbeiträge, welche nicht zur Tilgung der Darlehne verwendet 
werden, ſondern der Genoſſenſchaft behufs Deckung eines etwaigen 
Disagios verbleiben ſollten, in die Bilanz für 1898 als Aktivum 
eingeſtellt werden ſollten. Dieſes Verlangen wird von dem 
B. G. für berechtigt angeſehen, weil der § 43 des Genoſſenſchafts⸗ 
ſtatuts dieſe Behandlung der Amortiſationsbeiträge vorſchreibe, 
dieſelbe auch im Einklange mit dem Art. 31, 18 5a des alten 
H. G. B. ſtehe. Das B. G. iſt in einem anderen Prozeſſe 
(National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft o. Balke und Genoſſen) 
anderer Meinung geweſen. Es hat dort angenommen, daß die 
Nichteinſtellung der erſt in künftigen Jahren fällig werdenden 
Amortiſationsbeiträge eine nach dem Genoſſenſchaftsſtatut zuläſſige 
und dem Ermeſſen der Genoſſenſchaftsorgane anheim gegebene 
Verwaltungsmaßregel ſei und dieſe Meinung iſt von dem R. G. 
gebilligt worden. (Urtheil vom 19. Dezember 1901 I. 275/1900.) 
Auch jetzt iſt dieſe Meinung als die richtige aufrecht zu erhalten. 
Der § 43 Nr. 4 des Statuts der klagenden Genoſſenſchaft 
enthält eine wörtliche Wiederholung der Vorſchrift in 8 8 
Ziffer 4 der Normativbeſtimmungen für die Errichtung und 
den Geſchäftsbetrieb von Hypothekenbanken, welche im Jahre 
1863 von dem Preußiſchen Staatsminiſterium erlaſſen und im 
Jahre 1893 einer eingreifenden Reviſion unterzogen worden 
ſind (ſiehe Reichsanzeiger Jahrgang 1893 Nr. 160). Schon 
die Faſſung dieſer Vorſchrift ergiebt, daß ſie die Einſtellung 
der dem Kreditinſtitut behufs Deckung eines Disagios ver⸗ 
bleibenden Amortiſationsbeiträge als Aktivum in die Bilanz 
desjenigen Jahres, in welchem das Hypothekendarlehn zur 
Ausgabe gelangt iſt, keineswegs vorſchreiben, ſondern nur 
zulaſſen will. Es haben denn auch keineswegs alle Preußiſchen 
Hypothekenbanken von dieſer Ermächtigung Gebrauch gemacht, 
vielmehr iſt die Frage der Bilanzirung des Disagios und des 
zu deſſen Deckung beſtimmten Betrages der Amortiſations⸗ 
beiträge Gegenſtand eines großen Meinungsſtreites geweſen 
und in der Praxis verſchieden gelöſt worden. Vergl. Hillig, 
Hypothekenbankgeſetz S. 69. Bonſchab, Hypothekenbankgeſetz 
S. 29. Hecht in der Monatsſchrift für Handelsrecht und 
Bankweſen von Holdheim, Jahrgang 1898 S. 251 ff. Die 
klagende Genoſſenſchaft hat bis zum Jahre 1897 dieſe Amorti- 
ſationsbeiträge, anſtatt ſie jährlich je nach ihrem wirklichen 
Eingange zu verrechnen, in dem jedesmaligen Jahre des 
Geſchäftsſchluſſes in einem Betrage als Aktivum eingeſtellt 
und bei der Berechnung des Gewinnes verwendet, obgleich die 
Möglichkeit beſtand, daß dieſe Beiträge ſpäter nicht eingingen. 
Dieſe antizipirte Verrechnung künftiger Eingänge trägt große 
Gefahren in ſich, welche nur durch eine äͤußerſt vorfichtige 
Geſchäftsführung unſchädlich gemacht werden können (vergl. die 
Zeitſchrift „Deutſcher Oekonomiſt“, Jahrgang 1898 S. 590 ff.). 
Dieſe Bedenken haben dazu geführt, daß das Deutſche Hypotheken- 
bankgeſetz vom 13. Juli 1899 die Aufnahme derartiger Jahres- 
leiſtungen für die auf das Bilanzjahr folgende Zeit unter die 
Aktiva der Bilanz unterſagt hat (§ 25 Abſ. 4.). Bei dieſer 
Rechtslage muß die Auffaſſung des B. G. von der Bedeutung 
des § 43 Nr. 4 des Statuts der klagenden Genoſſenſchaft 
als eine rechtsirrige und vielmehr die Nichteinſtellung des 
Amortiſationsſchuldbuchkontos unter die Aktiva der Bilanz des 
Jahres 1898 als eine nicht nur zuläſfige, ſondern einer ſoliden 
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Geihäfteführung durchaus entſprechende Maßregel angejehen 
werden. I. C. S. i. S. Peemüller ec. National- Hypotheken. 
Kreditgeſellſchaft vom 1. Juli 1901, Nr. 117/1901 1. 

IV. Das Gemeine Necht. 

29. Verantwortlichkeit des Hauseigenthümers. 

Das B. G. geht nicht davon aus, wie die Revifion an- 
nimmt, daß der Hauseigenthümer in allen Fällen von der 
Haftung für gefährliche Einrichtungen in ſeinem Haufe ent- 
bunden ſei, wenn dieſelben von Sachverſtändigen hergeſtellt 
ſeien, bei deren Auswahl ihn kein Verſchulden treffe, es ent- 
bindet ihn von der Haftung vielmehr auch desfalls nur dann, 
wenn er weder Anregung zu der gefahrbringenden Ausführung 
gegeben, noch als Laie deren Gefährlichkeit erkennen konnte. 
Mit dieſer Einſchränkung kann der aufgeſtellte Satz als rechts. 
irrthümlich nicht erachtet werden. III. C. S. i. S. Lipphardt 
c. Euker vom 9. Juli 1901, Nr. 159/1901 III. 

30. Pfandvertrag. 

Der Bekl. ſtützt ſeine Vertheidigung nur darauf, daß der 
Kl. aus dem Hauptgeſchäft und deshalb auch aus dem Sicher— 
heitswechſel Erfüllung ſo lange nicht fordern dürfe, als er ihm 
nicht gleichzeitig die zur weiteren Sicherheit übergebenen drei 
Hypothekenbriefe zurückgebe. Beide Vorinſtanzen haben das 
Schutzvorbringen aus dem Grunde für verfehlt erachtet, weil 
nur dem M., nicht dem Bekl. gegenüber der Kl. zur Rückgabe 
der Hypothekenbriefe verpflichtet ſei. Die Reviſion wirft dem 
B. G. vor, daß es in Folge eines Rechtsirrthums zu dieſem 
Ergebniſſe gelangt ſei, es habe überſehen, daß es für die Frage, 
an wen der Pfandgläubiger nach erledigtem Pfandrechte die 
Pfandſache zurückzugeben habe, nicht auf das Eigenthum an der 
Pfandſache, ſondern lediglich darauf ankomme, wer die Ver⸗ 
pfändung angenommen habe, im vorliegenden Falle ſei aber 
zweifellos der Bekl. und nicht M. der Verpfänder geweſen. Der 
Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Richtig iſt allerdings, daß die 
Hingabe und Annahme der Hypothekenbrlefe zum Zwecke der 
Sicherung der Hauptſchuld unter den Geſichtspunkt des Ver⸗ 
pfändunge vertrages fällt, ohne daß es hier von Bedeutung 
wäre, ob der Kl. dadurch ein wiikſames Pfandrecht erlangt hat, 
inebeſondere ob an den zu Fauſtpfand übergebenen Hypotheken- 
briefen mehr als ein Beſitz⸗ und Zurückbehaltungsrecht erworben 
werden konnte (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 
S. 135, 16 S. 169). Durch die Verpfändung erwirbt der 
Verpfänder gegen den Pfandnehmer den Anſpruch auf Rückgabe 
der Pfandſache nach Tilgung der Schuld oder ſonſtigen Be— 
endigung des Pfandrechts. Natürlich kann über die Ruͤckgabe 
etwas Anderes beſtimmt werden, aber hierzu bedarf es einer 
beſonderen Vereinbarung, die freilich auch ſtillſchweigend erfolgen 
kann. Gegen dieſe Rechtsgrundſätze hat das B. G. nicht ver- 
ſtoßen. I. C. S. i. S. Borges c. Schloe vom 6. Juli 1901, 
Nr. 91/1901 J. 

31. Rechnungslegung. 

Die Einwendungen können nicht als berechtigt anerkannt 
werden. Mit dem allgemein gefaßten Satze, daß die Ertheilung 
muͤndlicher Aufſchlüſſe ſeitens eines Mandatars durchaus un⸗ 
genügend ſei, hat das B. G. wohl nicht ausſprechen wollen, es 
ſei bei jedem Auftrag irgend welcher Art von dem Beauftragten 
ſtets ſchriftlich Rechnung zu legen; jener Satz bezieht ſich viel⸗ 
mehr dem Zuſammenhang nach auf den im Vorangehenden als 
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hier vorliegend angenommenen Fall, „wenn der Gegenſtand des 
Auftrages in einer Vermögens verwaltung beſteht“. Und für 
einen ſolchen Fall iſt der Grundſatz, von welchem das B. G. 
ausgeht, auch zweifellos richtig. Hier, bei einer mit Einnahmen 
und Ausgaben verbundenen Verwaltung wird dem Zweck der 
diesfalls zu erfordernden eigentlichen Rechnungslegung regel⸗ 
mäßig nur durch eine, die geordnete Zuſammenſtellung der Ein⸗ 
nahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung — wie das 
nunmehr im Deutſch. B. G. B. § 259 beſtimmt iſt — gerügt 
werden können, nicht aber durch bloße mündliche Auſſchlüſſe. 
Nun iſt zwar richtig, daß nach dem bisher geltenden gemeinen 
und Handelsrecht eine beſtimmte Form für die Rechnungs⸗ 
legung nicht vorgeſchrieben war. Es könnte nach Umſtänden 
für genügend angeſehen werden, wenn der Rechnungspflichtige 
etwa die Handelsbücher vorlegt, ſofern aus denſelben ohne 
Weiteres die Ergebniſſe der Geſchäftsführung, der Umfang der 
Verpflichtungen, in erſchöpfender Weiſe ſich entnehmen laſſen 
(vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 25 S. 345 mit Bd. 2 
S. 436, Bd. 14 S. 201 ff., Rocholl, Rechtsfälle ꝛc. Bd. II 
S. 238 ff.). Denkbar wäre immerhin auch eine auf die Weiſe 
bewerkſtelligte Rechnungslegung, daß nach mündlichen Angaben 
des Rechnungepflichtigen unter deſſen Mitwirkung von dem 
Geſchaͤftsherrn die erforderlichen Aufzeichnungen oder Buchungen 
gemacht werden, wofern hierdurch dem Machtgeber eine genaue 
und überſichtliche Kenntnig der ausgeführten Geſchäfte und 
ihres Reſultats verſchafft wird. Allein ein derartiger Fall liegt 
hier, auch wenn die Behauptungen des Bekl. als richtig unter- 
ſtellt werden, nicht vor; nach dieſen hätte der Bekl. nur jeweils 
über die einzelnen von ihm abgeſchloſſenen Geſchäfte Angaben 
gemacht, welche dann von der Kl. (oder deren Töchtern) in ihre 
Bücher eingeſchrieben worden ſeien —, eine Mitwirkung ſeiner⸗ 
ſeits bei dieſen Buchungen hat der Bekl. bisher nicht behauptet. 
Die Kl. durfte aber nach Erledigung des einheitlich zu Be 
ſorgung verſchiedener, fortlaufender Geſchäfte ertheilten Auftrages 
von dem Bekl. eine zuſammenhängende Rechnungslegung über 
den geſammten Geſchäftsbetrieb verlangen. Hierzu genügten, 
wie das B. G. — offenbar auch unter Würdigung der kon⸗ 
kreten Verhältniſſe — angenommen hat, die angeblichen münd⸗ 
lichen Aufſchlüſſe nicht. Unbedenklich iſt es ſodann, wenn das 
B. G. die Verpflichtung des Bekl., die Rechnung mit Belegen 
zu verſehen, ausgeſprochen hat. Daß nach bisher geltendem 
Recht die Beifügung von Rechnungs belegen als ein ab- 
ſolutes Erforderniß einer geordneten Rechnung anzuſehen ſei, 
iſt auch nicht die Meinung des B. R.; derſelbe bemerkt vielmehr, 
es unterliege der verſtändigen Beurtheilung, in wie weit die 
Beſchaffung von Belegen erforderlich ſei, und hat aus dieſem, 
rechtlich zutreffenden Geſichtspunkt (vergl. auch Bähr in Iherings 
Jahrbüchern für Dogmatik Bd. 13 S. 267 ff. S. 293 ff. und 
jetzt $ 259 Abſ. 1 des Deutſch. B. G. B.) im gegebenen Fall 
die Vorlegung von Belegen angeordnet. VI. C. S. i. S. 
Hanauer c. Hanauer vom 4. Juli 1901, Nr. 128/1901 VI. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

32. 8 39 J. 5. 

Die Reviſion macht geltend, daß es nach Preußiſchem Rechte 
zweifelhaft ſei, ob der Schuldner feine perſoͤnliche Haftung 
ausſchließen und den Gläubiger lediglich auf ein von ihm und 
anderen Perſonen aufgebrachtes Zweckoermögen verweiſen konne. 


XXX. Jahrgang. 


Jedenfalls müßten alle Schuldner für die Befriedigung des 
Gläubigers aus der gemeinſamen Maſſe wenigſtens perſönlich 
aufkommen. Sonſt würde es ja der Kl. für ihre Reſtforderung 
und Zinſen an einem Schuldner fehlen. Es ſei nicht erſichtlich, 
an wen ſie ſich halten ſollte, wenn das aufgebrachte Zweck⸗ 
vermögen nicht in der zugeſicherten Weiſe zum Zwecke der 
Befriedigung der Kl. verwendet worden ſei. So habe das eine 
Mitglied Sch. ſeinen Antheil nicht eingezahlt, ſeine Verbind⸗ 
lichkeit ſei vlelmehr durch Kompenſation mit einer Forderung 
deſſelben getilgt. Es ſeien aber auch erheblich mehr, als die 
der Kl. gezahlten 8 000 Mark eingezogen, nämlich 19000 Mark. 
Die Ausführungen find indeß nicht geeignet, eine ſolidarlſche 
Haftung des Bekl. für die Forderung der Kl. zu begründen. 
Die Grundſätze des Preußiſchen Rechts ſtehen einer Vereinbarung, 
daß ſich der eine Kontrahent behufs Befriedung wegen feines 
Anſpruchs nur an beſtimmte Vermoͤgens objekte des anderen 
Theiles ſolle halten können, nicht entgegen. Eccius Bd. 1 
5 112 — 6. Aufl. S. 670 —. Wäre aber eine derartige 
Beſchränkung der Haftung nicht zuläffig, fo würde eine dem 
entgegenſtehende Vereinbarung den Gläubiger vielleicht berechtigen, 
von dem Vertrage zurückzutreten, ihm aber nicht das Recht geben, 
ſich entgegen derſelben an das ganze Vermögen des anderen 
Theiles zu halten. VI. C. S. i. S. Wolgaſter A.-G. für Holz⸗ 
bearbeitung c. Dielitz vom 4. Juli 1901, Nr. 150/1901 VI. 

33. 8 360 I. 5. 

Wenn die Revifion den Klaganſpruch noch darauf gründen 
zu können geglaubt hat, daß die Bekl. ſich ſchuldhaft in die 
Unmöglichkeit der Erfüllung verſetzt hätten, ſo hat ſie den 
Sinn des 5 360 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 nicht richtig erfaßt. 
Dieſe Geſetzesſtelle handelt von dem Falle, wenn der Ver⸗ 
ſprechende durch eigene Schuld dem Anderen das Verſprochene 
nicht geben oder leiſten kann. Darum handelt es ſich aber in 
dem vorliegenden Falle nicht. Die Bekl. haben nach der Dar⸗ 
ſtellung des Kl. betrügeriſch oder ſchuldhaft dem an Letzteren 
verkauften Grundſtück eine Eigenſchaft beigelegt, welche es nicht 
hat. Sie haben fi alſo nicht die Leiſtung unmöglich gemacht, 
nicht etwa den Vertragsgegenſtand zerſtört oder beſchädigt, 
ſondern den Kl. in einen Irrthum verſetzt. Abgeſehen hiervon 
würbe der Rücktritt des Kl. vom Vertrag auch beim Vorliegen 
der Vorausſetzungen des § 360 ebenfalls den Verluſt des 
Anſpruchs auf das Erfüllungsintereſſe zur Folge haben. V. C. S. 
i. S. Rohde o. John vom 10. Juli 1901, Nr. 157/1901 V. 

34. 88 25, 26 I. 6. 

Die Reviſion bezeichnet die Anwendung der 88 25, 26 
des Pr. A. L. R. Thl. I Tit. 6 von Seiten der Vorinſtanz als 
rechtsirrthümlich. Die in dieſen Geſetzesbeſtimmungen aufgeſtellten 
Rechtsvermuthungen ſeien Beweisvorſchriften und hierfür ſei das 
jeweils geltende Recht maßgebend. Die bisherige Beſtimmung 
in 8 16 Ziffer 1 des E. G. zur C. P. O. ſei aufgehoben, das 
ſeitherige Recht in dieſer Hinficht geändert. — Dieſer Auffaſſung 
iſt nicht beizupflichten. Es handelt ſich vorliegend um ein 
ſchon vor dem Inkrafttreten des B. G. B. entſtandenes Schuld⸗ 
verhältniß (aus Delikt). Die in 88 25, 26 des A. L. R. 
Thl. I. Tit. 6 enthaltenen Rechtsvermuthungen gehören dem 
materiellen Rechte an. Wenn die Beſtimmung in § 16 Ziffer 1 
des E. G. zur C. P. O. geſtrichen worden iſt, ſo geſchah dies, 
weil fie durch die neue Vorſchrift in 8 292 der C. P. O. erſetzt 
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wurde, und die veränderte Faſſung der letzteren Vorſchrift erklärt 
ſich daraus, daß Rechtsvermuthungen, bei denen der Beweis 
des Gegentheils ausgeſchloſſen iſt, dem B. G. B. unbekannt 
find. Unter dem „Geſetz“ aber, welches in $ 292 Satz 1 
der C. P. O. erwähnt iſt und das „ein Anderes vorſchreiben 
kann“, iſt dasjenige Geſetz zu verſtehen, nach welchem das be⸗ 
treffende Rechtsverhältniß ſich richtet, vorliegenden Falles alſo 
gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. das Pr. A. L. R. 
(Vergl. Begründung der Civilprozeßnovelle vom 17. Mai 1898 
S. 106. Peterſen⸗Anger, Civilprozeßordnung [4. Aufl.] zu 
8292 S. 619 Bemerk. 1 und 2. Gaupp⸗Stein, Civilprozeß⸗ 
ordnung [4. Aufl.] zu 8292 S. 644 f. Ziffer 1 und zu 814 
des E. G. S. 29 Nr. 3, zu § 16 S. 34 Ta. Habicht, die 
Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ꝛc. [3. Aufl.] S. 138 
und Note 2.) VI. C. S. i. S. von Schlichting e. Okowiak 
vom 8. Juli 1901, Nr. 158/1901 VI. 

35. 8 230 I. 11. 

Es iſt feſtſtehender Grundſatz der Rechtſprechung, daß der 
5 230 I. 11 überhaupt nur dann Anwendung findet, wenn 
noch keine anderen als rein obligatoriſche Beziehungen zwiſchen 
den Vertragstheilen eingetreten ſind. Irrthümlich nimmt der 
RU. an, daß bei dieſem Rechtsſatze nur an die etwa ſchon 
erfolgte Uebergabe des Kaufgegenſtandes gedacht ſei und daß 
daher die im gegebenen Fall erfolgte Hingabe des Sparkaſſen⸗ 
buches der Anwendbarkeit des 8 230 nicht im Wege ſtehe. 
Es geht vielmehr aus allen in Frage kommenden Entſcheidungen 
des vormaligen preußiſchen Obertribunals und des R. G. hervor, 
daß überhaupt nach bereits geſchehener theilweiſer Vertrags ⸗ 
erfüllung — von bloßer Hypothekenübernahme etwa abgeſehen — 
der Verkäufer nicht mehr auf Grund des in Rede ſtehenden 
Paragraphen vom Vertrage zurücktreten dürfe. (Vergl. Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht Thl. II S. 406 Anm. 23; Foͤrſter⸗Eccius, 
Thl. II 8 125 Anm. 68 S. 69; Rehbein, Entſch. Bd. II 
S. 127 Aum.; Striethorſt, Archiv XII S. 187, XXIII S. 109, 
LXXXX S. 367; Entſch. des R. G. XLIV S. 238.) Von 
dieſem Grundſatze abzugehen, liegt ein genügender Anlaß nicht 
vor. Aber ſelbſt, wenn die Anwendbarkeit des § 230 in der 
vorliegenden Sache nicht ſchon aus den vorerwähnten Gründen 
ausgeſchloſſen wäre, müßte die gegenwärtige auf ihn ſich ſtützende 
Schadenserſatzklage ſchon deshalb fallen, weil er dem Verkäufer, 
ähnlich wie ſpäter der dritte Moͤglichkeitsfall des Art. 3 5 4 a. F. 
des H. G. B., nur das Recht verleiht, vom Vertrage zurück⸗ 
zutreten, als ſei derſelbe nie geſchloſſen worden, keineswegs aber 
ihm daneben auch einen Schadenserſatzanſpruch gewährt. (Vergl. 
Entſch. des Obertribunals Bd. XIV S. 192 [197 ].) V. C. S. 
i. S. Lüttig 6. Berger vom 6. Juli 1901, Nr. 153/1901 V. 

86. 88 390 ff. I. 11. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, wie die Reviſion meint, 
derjenige, welcher die Forderung auf den Kaufpreis aus einem 
von ihm noch nicht erfüllten Kaufvertrage einem Anderen gegen 
Zahlung eines beſtimmten Preiſes abtritt, dadurch dem Ceſſionar 
gegenüber verpflichtet wird, den Vertrag ſeinerſeits zu erfüllen 
oder ob er, namentlich wenn der Käufer die bedungenen An- 
zahlungen auf den Kaufpreis nicht leiſtet, von der Erfüllung 
Abſtand nehmen darf. Denn jedenfalls hat der Cedent nach 
dem der Geffion in dieſem Falle zu Grunde liegenden Geſchäft 
einen Anſpruch auf die vereinbarte Ceſſtonsvaluta nur unter der 
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Bedingung, daß er den Ceſſionar in den Stand ſetzt, die ab- 
getretene Forderung gegen den Schuldner geltend zu machen. 
Der Bekl. hat es dem Kl. nun nicht ermöglicht, die dieſem am 
15. April 1892 abgetretene Kaufpreisforderung an W. von dem 
Schuldner einzufordern. Denn er hat den zwiſchen ſeinem Be⸗ 
vollmächtigten und W. geſchloſſenen Kaufvertrag vom 23. März 
1892 nicht erfüllt. Er hat dieſen Vertrag mit Einwilligung 
des W. vielmehr wieder aufgehoben und dadurch die Forderung 
auf den Kaufpreis zum Erlöſchen gebracht. Er muß deshalb 
die vom Kl. gezahlte Ceſſionsvaluta, ſoweit er die Zahlung 
gegen ſich geltend machen muß und der gezahlte Betrag dem Kl. 
nicht erſtattet iſt, denſelben an Letzteren herausgeben. VI. C. S. 
i. S. Elkuß c. Kock vom 11. Juli 1901, Nr. 114/1901 VI. 

37. 88 586 ff. II 1. 

Es kann dahingeſtellt werden, ob der in Rede ſtehende 
Bau, was die Feſtſtellungen der Borinftanzen nicht ergeben, 
als „Neubau“ anzuſehen iſt. Derſelbe iſt vorgenommen von 
dem Bekl. feſtgeſtelltermaßen während feiner Ehe mit der Erb⸗ 
laſſerin, alſo in feiner Eigenſchaft als Ehemann und auf Grund 
ſeines ehemännlichen Verwaltungsrechts. Die Veränderung und 
Verbeſſerung inferirter Grundſtücke gehört zu den Befugniſſen 
des Ehemanns (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 
S. 293; Dernburg, Preußiſches Landrecht Bd. 3 S. 100, 
4. Aufl.; Bornemann, Syſtem. Darſtellung des Preußiſchen 
Rechts, 2. Aufl., Bd. 5 S. 92). Was der nießbrauchende Ehe⸗ 
mann auf dem ſeinem Nießbrauche unterworfenen Grundſtück 
der Ehefrau erbaut, fällt, gleichgültig, ob es ſich um 
Umbau, Neubau oder bloße Reparaturen handelt, 
unter den Begriff von Verbeſſerungen oder bezw. Ver⸗ 
ſchlimmerungen der Sache (Striethorſt, Archiv Bd. 87 S. 156). 
Das Geſetz unterſcheidet hierbei nicht zwiſchen Neubauten und 
anderen Bauten, und es gewährt auch im Uebrigen nirgends 
einen Anhalt dafür, daß der nießbrauchende Ehemann bei der 
Aufführung eines Neubaues auf dem Grundſtücke der Ehefrau, 
wenn dieſer Akt ſich als Auefluß ſeines Verwaltungsrechts 
darſtellt, nach der Beendigung feines Nießbrauchs in dem Aus- 
einanderſetzungsverfahren anders zu behandeln iſt, als bei einem 
von ihm vorgenommenen bloßen Reparaturbau. Es finden 
daher auch in dem vorliegenden Fall, ſelbſt wenn der fragliche 
Bau wirklich ein Neubau iſt, die Vorſchriften der SS 586 fig. 
Tit. 1 Thl. II des A. L. R. in Verbindung mit 58 124 fig. 
Tit. 21 Thl. I des A. L. R. Anwendung und nicht etwa 
diejenigen, welche für die nützliche Verwendung und die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag gegeben find. Das Geſetz geht bei jenen 
Beſtimmungen von der Vermuthung aus, daß der Ehemann, 
der den Bau ohne die vorgeſchriebene ſchriftliche Einwilligung 
der Frau vornimmt, durch die veranſtalteten Verbeſſerungen 
nicht die Frau oder ihre Erben obligiren, ſondern nur feinen 
eigenen Vortheil befördern oder aus Zuneigung gegen ſeine Frau 
oder die mit ihr erzeugten Kinder die Umſtände derſelben durch 
ſeine Induſtrie habe verbeſſern wollen“ (Geſ. Rev. Penſ. XV 
Motive zu 8$ 131 bis 140 des Entwurfs S. 263 flg.). Es 
billigt ihm deshalb eine Vergütung für dergleichen von ihm 
vorgenommenen Verbeſſerungen nur in dem Falle zu, wenn er 
nach Maßgabe des § 587 Tit. 1 Thl. II des A. L. R. ſich des 
Einverſtändniſſes der Frau verfichert. IV. C. S. i. S. Bednorz 
c. Günther und Gen. vom 4. Juli 1901, Nr. 144/1901 IV. 
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38. 88 804 II. 1. 

Im Hinblick auf die 588 785, 798, 804 Thl. II Tit.! 
A. L. R. würdigt das B. G. zunächſt die Ginreden des Bell. 
daß der Wandel in dem Klageanſpruche eine unzuläſſige Klage 
änderung enthalte und überhaupt, nachdem Kl. einmal die 
Kapitalabfindung gewählt, gar nicht mehr zuläffig ſei, und 
gelangt zur Verwerfung beider Einreden mit folgenden Er⸗ 
wägungen. „Während für den Fall, daß die geſchiedene Ehe⸗ 
frau einmal Verpflegungsgelder gewählt hat, durch poſttive 
Geſetzesvorſchrift beſtimmt iſt, daß fie davon nicht wieder ab⸗ 
gehen und die geſetz⸗ oder vertragsmäßige Abfindung fordern 
koͤnne (5 804 des A. L. R. Thl. II Tit. 1), fehlt es im um⸗ 
gekehrten, hier vorliegenden Falle an einer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung darüber, ob und bis zu welchem Zeitpunkte von der 
gewählten Abfindung abgegangen und Alimentation verlangt 
werden kann. Gerade deshalb, weil das Geſetz hierüber ſchweigt, 
erſcheint der Uebergang von dem Abfindungs- auf den Unter⸗ 
haltsanſpruch zuläffig, denn was für den einen Fall beſtimmt 
iſt, kann nicht ohne Weiteres auf den anderen ausgebehnt 
werden. Dies muß mindeſtens ſolange gelten, als nicht die 
Abfindung ihrem Betrage nach durch eine rechtskräftige 
Entſcheidung feſtgeſetzt iſt.. . Die Ausübung des Wahl⸗ 
rechts durch die Kl. tft daher im vorliegenden Falle, wo zunächſt 
nur in I. J. über den Abfindungsanſpruch erkannt iſt, materiel 
auch jetzt noch zuläffig, und fie iſt auch prozeſſual in II. J 
noch ſtatthaft, da beide Anſprüche auf demſelben Rechtsgrunde 
beruhen, indem es ſich in jedem Falle um einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des unſchuldigen Ehegatten als Scheidungs wirkung 
handelt. Eine Aenderung des Klagegrundes liegt alſo nicht 
vor, vielmehr fordert die Kl. mit ihrem Berufungsantrage nur 
ftatt des urſprünglichen Gegenſtandes wegen einer ſpäter ein · 
getretenen Veränderung einen anderen Gegenſtand, indem fie in 
durchaus zuläſſiger Weiſe ihren urſprünglichen Entſchluß in 
Anſehung der Art des Entſchädigungsanſpruchs nachniglich 
geändert hat ($ 268 Ziffer 3 der C. P. O.). Unter dieſen 
Umſtänden kann in der Annahme der vom Bekl. am 18. Januar 
1900 gezahlten 2000 Mark ein Verzicht der Kl. auf das ihr 
zuſtehende Wahlrecht umſoweniger gefunden werden, als dieſe 
Zahlung ſchon vor Erlaß des erſten Urtheils erfolgt iſt. Der 
in II. J. erhobene Anſpruch der Kl. auf lebens länglichen ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt, ſtatt der zuerſt geforderten Kapitalabfindung, 
iſt danach materiell begründet.“ IV. C. S. i. S. Specht 
c. Specht vom 8. Juli 1901, Nr. 112/1901 IV. 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

39. 8 14 Geſetz vom 3. November 1838, 5 14 Ent 
eignungsgeſetz, § 7 Geſetz vom 28. Februar 1843. 

Wenn der Bekl. geltend macht, daß über ſeine etwaige 
Verpflichtung zur Unterhaltung der bei Anlage der Eiſen⸗ 
bahn zur Sicherung der Nachbargrundſtücke getroffenen Ein⸗ 
richtungen, alſo auch zur Beſeitigung der das Durchlaßprofl 
verengenden Verlandungen gemäß § 14 des Enteignungsgeſetzes 
ausſchließlich die Bezirksregierung und nicht die Gerichte zu 
entſcheiden hätten, fo erſcheint die Bezugnahme auf dieſe Dr 
ſtimmung zunächſt ſchon um deswillen verfehlt, weil die in 
Frage ſtehende Unterhalts pflicht des Bekl. nicht auf den $ 14 
des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juli 1874, ſondern 
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auf den 8 14 des Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 
1838, welches inſoweit neben dem Enteignungsgeſetz in Kraft 
geblieben ift (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 
S. 285), gegründet wird. Uebrigens iſt ſowohl nach dem 
§ 14 des Geſetzes von 1838 als nach § 14 des Enteignungs⸗ 
geſetzes den Regierungen nur bei der Anlage der Eiſenbahn 
bezw. der Feſtſtellung der Projekte die Beſtimmung der Ein⸗ 
richtung und Unterhaltung derjenigen Anlagen überwieſen, welche 
zum Schutze der Nachbargrundſtücke für nothwendig erachtet 
werden. Ueber die Frage, ob demnächſt der Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer dieſer Verpflichtung nachgekommen iſt, bezw. ob aus 
der ſonſtigen Sachlage ſich ein Entſchädigungsanſpruch der 
benachbarten Grundeigenthümer ergiebt, iſt die an ſich den 
Gerichten, als lediglich dem Gebiete des Privatrechts angehörend, 
obliegende Entſcheidung denſelben durch die bezogenen Vor⸗ 
ſchriften nicht entzogen. Auch die Verweiſung des Bekl. in 
dieſer Richtung auf den § 7 des Geſetzes über die Privatflüͤſſe 
betreffend die Verpflichtung der Uferbeſitzer zur Räumung der 
Privatflüſſe und die desfalls von den Polizeibehörden zu 
treffenden Anordnungen iſt verfehlt, weil hier nicht die öffentlich⸗ 
rechtliche Verbindlichkeit der Ufereigenthümer als ſolcher, auf 
welche der § 7 eit. allein fich bezieht, in Frage ſteht. II. C. S. 
i. S. C.- Fiskus c. Gemeinde Troisdorf vom 9. Juli 1901, 
Nr. 139/1901 II. 

Zum Geſetz vom 11. März 1850. 

40. § 1. 5 49 I. 6 A. L. R. 

Das die vom L. G. ausgeſprochene Klageabweiſung aufrecht 
erhaltende B. U. beruht auf zwei ſelbſtändigen Entſcheidungs⸗ 
gründen. Zunächſt darauf, daß die gemäß § 1 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſammlung 
S. 265) die örtliche Polizeiverwaltung führenden Ortspolizei⸗ 
behörden als ſolche Organe des Staates ſeien und daß daher 
auch der Bürgermeiſter, der nach § 62 Abſ. 1 Nr. 1 der Städte 
ordnung vom 30. Mai 1853 (Geſetzſammlung S. 261) die 
Handhabung der Ortspolizei zu beſorgen hat, inſoweit als Organ 
des Staates, nicht aber der Stadt handle. Mit Recht macht 
hiergegen die Revifion geltend, daß nach den vorgedachten geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, insbeſondere dem § 1 des erſtgedachten 
Geſetzes: „Die örtliche Polizeiverwaltung wird von den nach 
den Vorſchriften der Gemeindeordnung dazu beſtimmten Beamten 
(Bürgermeiſtern, Kreisamtmännern, Oberſchulzen) im Namen des 
Königs geführt — vorbehaltlich der im § 2 des gegenwärtigen 
Geſetzes vorgeſehenen Ausnahmen“ — die Handhabung der 
Ortspolizei als ein auf geſetzlicher Delegation beruhendes Attribut 
der Gemeindeverwaltung erſcheint, welches, an dieſe geknüpft, 
dem von der Stadtgemeinde gewählten Bürgermeiſter zuſteht. 
Dem entſpricht auch der Erlaß des Miniſters des Innern vom 
28. Januar 1853 (Miniſterialblatt für die innere Verwaltung 
S. 46), wonach den Bürgermeiſtern in denjenigen Städten, in 
welchen die Ortspolizeiverwaltung auf Grund des § 1 des vor⸗ 
gedachten Geſetzes vom 11. März 1850 geführt wird, nicht zu 
geftatten iſt, die in polizeilichen Angelegenheiten von ihnen aus⸗ 
gehenden Schriftſtücke mit der Unterſchrift: „Königliche Pollzei⸗ 
verwaltung“ zu unterzeichnen. Und von demſelben Standpunkte 
aus iſt der Erlaß vom 15. Juni 1874 (a. a. O. S. 159) des⸗ 
ſelben Miniſters ergangen des Inhalts, daß aus der Beſtimmung 
des § 46 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872: „Die 
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Polizel wird im Namen des Königs ausgeübt“ — nicht zu 
folgern ſei, daß die Amtsvorſteher das Prädikat: „Koͤniglich“ 
führen dürfen. Die ortspolizeiliche Thätigkeit des Bürgermeiſters 
iſt daher allerdings eine Thätigkeit der Gemeindeverwaltung, nur 
mit der Beſonderheit, daß dabei dem Magiſtrat die ihm ſonſt 
als Ortsobrigkeit und Gemeindeverwaltungsbehörde in ſtädtiſchen 
Angelegenheiten zuſtehende Mitwirkung (vergl. $ 56 der Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1853) nicht zukommt, eine Beſchränkung, 
die in der Natur der Sicherheitspolizei ihre Rechtfertigung findet. 
In gleichem Sinne hat ſich auch der II. C. S. des R. G. in 
dem Urtheil vom 7. Februar 1888 — Juriſtiſche Wochenſchrift 


S. 115 — ausgeſprochen, freilich für das Gebiet des rheiniſchen 


Rechts, aber gleichfalls unter Bezug auf § 1 des auch in der 
Rheinprovinz geltenden mehrgedachten Geſetzes vom 11. März 
1850 und unter Heranziehung des § 57 der Städteordnung 
für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Geſetzſammlung 
S. 406), der mit dem 8 62 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853 übereinſtimmt. Die hiernach allerdings rechts irrthuͤmliche 
Auffaſſung des B. G. kann aber zur Aufhebung des B. U. nicht 
führen, weil ſich die Entſcheidung aus einem anderen Grunde 
als richtig darſtellt. Freilich iſt auch der zweite ſelbſtändige 
Entſcheidungsgrund des B. G.: daß für ein Verſehen bei amt⸗ 
lichen Funktionen der vertretene Staat oder die vertretene 
Gemeinde nicht hafte, ſondern der Beamte, in dieſer Allgemeinheit 
nicht haltbar. Auch nach A. L: R. hat, wie die Reviflon unter 
Bezugnahme auf das Urtheil des R. G. vom 29. September 
1897, in Uebereinſtimmung mit der bisherigen hoͤchſtrichterlichen 
Rechtſprechung über dieſe Frage (Entſch. in Civilſachen Bd. 39 
S. 183), zutreffend geltend macht, die juriſtiſche Perſon gleich 
der phyſiſchen Perſon nicht nur für die Erfüllung der aus 
Vertragsverhältniſſen hervorgehenden, ſondern auch der durch 
ſpezielle Geſetze auferlegten Verpflichtungen zu haften. Und zwar 
hat die juriſtiſche Perſon nicht nur die Handlungen derjenigen 
Perſonen, die zu ihrer Vertretung im Willen, ſondern auch die 
Handlungen derjenigen Perſonen als die ihrigen zu vertreten, 
die verfaſſungsmäßig zum Handeln, und zwar innerhalb des 
ihnen angewieſenen Geſchäftskreiſes zum ſelbſtändigen Handeln 
für ſie berufen find (vergl. das vorgedachte Urtheil des R. G. 
vom 29. September 1897). Dagegen haftet die juriſtiſche Perſon, 
abgeſehen von der Verwaltung und Beauffihtigung ihres Ver⸗ 
mögens, für Verſchulden von Angeſtellten und Bedienſteten nicht 
ohne Weiteres, ſondern nur, ſoweit es ſich um die Erfüllung 
einer ihr obliegenden Verpflichtung handelt (vergl. Urtheil des 
R. G. vom 5. Mai 1893 und 24. Januar 1895 — Entſch. in 
Civilſachen Bd. 31 S. 246 und Bd. 34 S. 294). Ein ſolcher 
Fall liegt aber hier nicht vor. IV. C. S. i. S. Invaliditäts- 
und Alters verficherungsanſtalt für die Provinz Schlefien c. Stadt 
Lüben vom 1. Juli 1901, Nr. 140/1901 IV. 

Zum Erbſchaftsſteuergeſetz. 

41. 5 14. 

Nach 8 14 des Erbſchaftsſteuergeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 24. Mai 1891 iſt für die Beſteuerung 
der gemeine Werth der Sachen zur Zeit des Anfalles maßgebend. 
In Anlehnung an die in § 112 Thl. 1 Tit. 2 des A. L. R. 
enthaltene Begriffsbeſtimmung verſteht der B. R. darunter den 
objektiven Werth, den eine Sache an ſich nach dem Grade ihrer 
Brauchbarkeit für jeden Befiger haben kann. Darzuſtellen 
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vermag ſich dieſer Werth zweifellos in dem Verkaufserlöſe der 
Sachen, und im vorliegenden Falle iſt er, wie der B. R. an⸗ 
nimmt, bei dem öffentlichen Ausgebote des Hauſes an den 
Meiftbietenden ermittelt. Irreführend allerdings iſt der an der 
Spitze der einſchlagenden Ausführungen ſtehende Satz: „zur 
Feſtſtellung dieſes Werthes kann kein einwandfreieres Mittel 
dienen, als die öffentliche Verſteigerung der Sache ſelbſt, die 
regelmäßig einen genügenden Anhaltspunkt für den zeitigen 
Werth der Sache bietet“. Allein die ſich unmittelbar an⸗ 
ſchließenden weiteren Erwägungen zeigen doch, daß der B. R. 
nicht grundſätzlich — wie der Rkl. meint — alle andern 


Werthsermittelungsmethoden ausſchließen will. Er haͤlt die 


Verſteigerung nur regelmäßig und an ſich für geeignet, einen 
brauchbaren Maßſtab für Feſtſetzung des gemeinen Werthes zu 
liefern, und ſpricht aus, daß dieſer Erfolg auch im vor- 
liegenden Falle erreicht ſei, wo lauter Einwohner von 
Anklam um das Haus ſich bewarben, alſo Leute, die am beſten 
beurtheilen konnen, welchen Werih es hat. Einen Rechtsirrthum 
laſſen dieſe, auf den konkreten Fall gerichteten, thatſachlichen 
Erwägungen nicht erkennen. VII. C. S. i. S. Fiskus c. Müller 
Nachlaß vom 5. Juli 1901, Nr. 176/1901 VII. 

Zum Stempelgeſetz. 

42. 8 10. 

Der zu verſteuernde Kaufvertrag iſt ein Rechtsgeſchäft über 
mehrere, verſchiedenen Stempelſaͤtzen unterliegende Gegenſtände, 
nämlich über ein Grundſtück, über bewegliche Gegenſtände 
(Inventar) und den Bäckereibetrieb mit Kundſchafſt. Wie mit 
Rückſicht auf den Umſtand, daß nicht für jeden dieſer Gegen⸗ 
ſtände, ſondern nur für das Grundſtück ein Einzelpreis, für 
den Bäckereibetrieb mit Inventar und Kundſchaft dagegen ein 
Geſammipreis ausgeſetzt iſt, der Vertrag zu verſteuern wäre, 
falls das Grundſtück mit dem Bäckereibetriebe eine rechtliche und 
wirthſchaftliche Einheit bilden würde, braucht hier nicht unter⸗ 
ſucht zu werden, denn dieſer Thatbeſtand liegt nicht vor. Das 
B. G. ſtellt thatſächlich feſt, daß das verkaufte Haus und 
das darauf betriebene Bäckereigeſchäft in keinem inneren Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen, daß vielmehr zwei ſelbſtändige Verkaufs- 
gegenftände vorliegen, das Haus und unabhängig davon das 
Bäckereigeſchäft mit Inventar und Kundſchaft, von denen eben⸗ 
ſogut wie beide an einen, jeder für ſich an einen beſonderen 
Käufer, oder mittels je beſonderer Urkunde an denſelben Käufer 
hätte veräußert werden können. Nach dieſer thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung find veräußert: eine einzelne Sache, das Haus, und 
gleichzeitig ein nicht zum Hauſe gehöriger Inbegriff von 
Vermögens gegenſtänden und »werthen, das Bäckereigeſchäft mit 
Inventar und Kundſchaft. Bei dieſer Sachlage bleibt kein 
Raum für die vom Rkl. aufgerollte Streitfrage, ob die Ver⸗ 
äußerung einer Kundſchaft oder eines Geſchäftsbetriebs mit 
Kundſchaft rechtlich möglich, und wie ſie ſtempelrechtlich zu be⸗ 
urtheilen ſei. Dieſe Frage wäre nur erheblich, wenn die Ver⸗ 
tragstheile den Preis des Bäckereigeſchäftes wiederum dergeſtalt 
in einzelne Theile aufgelöſt hätten, daß für den Geſchäftsbetrieb 
mit Kundſchaft, oder gar für die Kundſchaft allein, ein beſonderer 
Preis oder Werth ausgeſetzt wäre. Da dies nicht geſchehen, fo 
kommt nach § 10 des Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes für die 
Berechnung des Stempels der ungetrennte Geſammtpreis des 
veräußerten Vermögensinbegriffs nach dem höchſten Steuerſatze 
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zur Anwendung, das iſt hier, da zu dem veräußerten Geſchäfte 
— abgeſehen von dem Hauſe — unbewegliche Sachen unſtreilig 
nicht gehören, der Steuerſatz zu ¼ Prozent für die verkauften 
Mobilien, während für den Geſchäftsbetrieb nebſt Kundſchaft 
keinesfalls ein höherer Steuerſatz anwendbar iſt. Der RIL be 
kämpft nun allerdings die thatſächliche Feſtſtellung des B. R. 
als rechtsirrig; er führt aus, der Bäckerelbetrieb ſei nichts weiter 
als die Nutzung des Hauſes, die ebenſowenig rechtlich ſelbſtändige 
Bedeutung haben und ſelbſtändig veräußert werden könne, wie 
die Möglichkeit des Landwirthſchaftsbetriebs neben dem verkauften 
Landgute, die Gelegenheit zum Vermiethen der in einem Mich. 
hauſe befindlichen Wohnungen neben dem Hauſe ſelbſtändig 
veräußerlich ſeien. Dieſer Vergleich iſt vollſtändig verfehlt. Die 
Bewirthſchaftung des Landgutes, das Vermiethen der Wohnungen 
iſt eben nichts anderes als die Nutzung der Sache ſelbſt; man 
kinn ſich dieſe Nutzungen losgelöſt von der fruchttragenden Sache 
gar nicht vorſtellen. Dagegen läßt ſich von einem auf einen 
Haufe betriebenen Bäckereigeſchäfte doch nicht ſagen, es ftele 
nur die Nutzung des Hauſes dar. Wie der flüͤchtigſte Blick 
auf die Erſcheinungen des täglichen Lebens lehrt, werden in 
einem ſtädtiſchen Grundſtück manchmal ein Dutzend und mehr 
Geſchäfte betrieben, die ſämmtlich nur in gemietheten Räumen 
ihren Sitz haben. Solche Geſchäfte find nichts deſtoweriger 
ſelbſtändig veräußerlich und werden täglich veräußert. Barum 
es mit einem Bäckereigeſchäft überhaupt oder mit dem vr 
liegenden im Beſonderen anders fein ſoll, dafür hat der A. 
nichts anzuführen vermocht. Iſt dies aber der Fall, iſt de 
Bäckerei an ſich unabhängig vom Haufe, dann iſt das Zuſammen⸗ 
treffen des Eigenthums am Haufe und am Geſchaͤfte ein 
zufälliger Umſtand, der die Veräußerung zu getrennten Preilen 
nicht hindert. Freilich beſteht auch zwiſchen einem in gemlethelen 
Räumen betriebenen Geſchäfte und dem Gebäude ſelbſt infofern 
ein enger wirthſchaftlicher Zuſammenhang, als das Gewerbe 
einer Betriebsſtätte nothwendig bedarf und hierfür Miethe zu 
zahlen iſt. Dieſe ſtändig wiederkehrende Ausgabe iſt eine La 
des Geſchäftes, die feinen Werth mindert, und ein Vortheil bei 
Hauſes, der deſſen Werth erhöht. Dieſem Umſtande muß 
natürlich auch der Hauseigenthümer Rechnung tragen, wenn 
er beim Verkaufe des Hauſes und des darauf betriebenen Ge⸗ 
ſchäftes, ſei es an einen oder an verſchiedene Käufer, den wahren 
Werth des einen und des anderen Kaufgegenſtandes ermitteln 
und erzielen will. Nach dieſer Richtung find aber gegen die 
Preisfeſtſetzung für das Haus einerſeits, das Bäckereigeſchäft 
andererſeits, wie ſie im vorliegenden Vertrage getroffen it, 
Bedenken nicht erhoben. VII. C. S. i. ©. Fiskus c. Ham 
und Gen. vom 2. Juli 1901, Nr. 171/1901 VII. 

43. Tarifſtelle 25 c. 

Der B. R. führt aus, die beiden Verträge vom 2. Oktober 
1897 ſeien zwar äußerlich getrennt, inhaltlich aber auf benfelben 
Zweck gerichtet, nämlich einerſeits auf die Auseinanderfegung 
des gütergemeinſchaftlichen Vermögens der Eheleute G. un 
andrerſeits auf die Erhaltung des einen Hauptbeſtandtheil diet 
Vermögens bildenden, den Kindern überwieſenen Theiles als ein 
gemeinſames Eigenthum der Kinder und zwar als ein ungetheiltes 
Eigenthum in der Form einer unter den Kindern gegründeten 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Die Ermittelung des 
Antheilverhältniſſes zu , ſei keine Theilung des Nachluß ⸗ 
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beſtandtheiles bezw. Beſtandtheiles des gütergemeinichaftlichen 
Vermögens, dieſelbe habe nur dazu gedient, das ideelle Antheils⸗ 
verhältniß in Geld zu bewerthen. Habe hiernach eine Theilung 
in dem Sinne, daß jedes der Kinder durch den Auseinander- 
ſetzungsvertrag (Akt Nr. 164) frei verfügender Eigenthümer zu 
, geworden wäre, nicht ſtattgefunden, fo ergebe der Inhalt 
dieſes Vertrages auch im Uebrigen ganz klar, daß die Kinder 
das Haus Dahl und das dazu geſchlagene Vermögen nur zu 
ungetheilter Gemeinſchaft erwerben ſollten. Es ſei nun in 
der Tarifſtelle 256 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 der Begriff der Theilnehmer an einer Erbſchaft 
und der Erbſchaft ſelbſt durch Hineinziehung des Ehegatten 
und des gütergemeinſchaftlichen Vermögens ebenſo wie bei Tarif⸗ 
ſtelle 32 erweitert. Somit komme die Befreiungs vorſchrift 
jener Tarifſtelle zur Anwendung, da trotz des Umſtandes, daß 
das Vermögen der überlebenden Ehefrau mit zur Auseinander- 
ſetzung gebracht worden ſei, es ſich im Sinne der Befreiungs⸗ 
vorſchrift um Nachlaßgegenſtände und bezw. lediglich um 
Theilnehmer an einer Erbſchaft gehandelt habe. Die Reviſion 
rügt Verletzung der Tarifſtelle 256 Abſ. 2 und des § 3 des 
Stempelſtenergeſetzes. Sie iſt jedoch unbegründet. Allerdings 
wurde, wie die Reviſion ausführt, durch den zwiſchen der 
Wittwe G. und ihren Kindern geſchloſſenen Vertrag (Akt Nr. 164) 
die nach dem Tode des Ehemanns fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
aufgelöft und es fand eine Naturaltheilung des güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögens ſtatt, indem ein Theil deſſelben 
den Kindern, der andere Theil der Wittwe zum ausſchließlichen 
Eigenthum überwieſen wurde. Auch führt die Reviſion zutreffend 
aus, daß es zur Anwendung der Befreiungsbeſtimmung der 
Tarifſtelle 25 6 Abſ. 3 nicht genügt, daß die in eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung eingebrachten Gegenſtände aus einem 
Nachlaſſe oder gütergemeinſchaftlichen Vermögen herrühren, daß 
dieſelben vielmehr noch zur Zeit des Einbringens die Eigenſchaft 
von Nachlaßgegenſtänden haben muͤſſen. Dieſe Vorausſetzung 
lag aber nach den Ausführungen und Feſtſtellungen des B. R. 
vor. Die Revifion beachtet nicht, daß, wie der B. R. hervorhebt, 
der Auseinanderſetzungsvertrag und der im unmittelbaren Anſchluß 
an denſelben errichtete Geſellſchaftsvertrag im engſten Zuſammen⸗ 
hange ſtanden und inhaltlich auf denſelben Zweck gerichtet waren. 
Der Geſellſchaftsvertrag kann daher bezüglich der Stempelpflicht 
nicht ohne Berückſichtigung dieſes Zuſammenhanges beurtheilt 
werden, zumal in demſelben ausdrücklich auf den Auseinander⸗ 
ſetzungsvertrag, wie umgekehrt in dieſem auf den Geſellſchafs⸗ 
vertrag Bezug genommen iſt. Ueberdies kommt in Betracht, 
daß, wie ſchon der B. R. ausgeführt hat, die Tarifſtelle 25 6 
Abſ. 3 nicht erfordert, daß ſich ſämmtliche Theilnehmer an einer 
Erbſchaft bezw. Gütergemeinſchaft an der Bildung der Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung betheiligen. Wenn, wie im vorliegenden 
Falle, die Geſellſchaft nur von einem Theile der Theilnehmer 
gebildet wird, ſo hat das Einbringen von Nachlaßgegenſtänden 
zur nothwendigen Vorausſetzung, daß dieſe für diejenigen 
Theilnehmer, welche die Geſellſchaft bilden, aus dem Nachlaſſe 
ausgeſondert werden. Es kann daher, wenn — wie hier — 
die Bildung der Geſellſchaft mit der Theilung des Nachlaſſes 
oder der Gütergemeinſchaftsmaſſe Hand in Hand geht, keinem 
Bedenken unterliegen, die bei der Theilung für die Geſellſchafter 
ausgeſonderten von dieſen in die Geſellſchaft einzubringenden 
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Vermögens ſtücke als Nachlaßgegenſtände im Sinne der Tarif- 
ſtelle 250 Abſ. 3 anzuſehen. Die in der letzteren enthaltene 
Befreiungsvorſchrift, — welche erft bei der Berathung des 
Geſetzentwurfs im Abgeordnetenhauſe auf Antrag des Abgeordneten 
Gamp eingefügt worden iſt, ohne daß eine Begründung für 
dieſelbe gegeben wurde, — beruht, wie nicht anders angenommen 
werden kann, auf der Erwägung, daß, wenn Miterben lediglich 
behufs ungetheilter Verwaltung des ihnen hinterlaſſenen Ver⸗ 
mögens zu einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zufammen- 
treten, der Uebergang des Eigenthums auf die Geſellſchaft 
eine Eigenthumsänderung in wirthſchaftlichem Sinne nicht 
bedeutet. (Vergl. Heinitz, Kommentar zum Preußiſchen Stempel⸗ 
ſteuergeſetz 2. Aufl. S. 381.) Dies trifft hier zu; eine 
Eigenthumsänderung im wirthſchaftlichen Sinne war mit dem 
Einbringen des von den Geſellſchaftern bei der Auseinanderſetzung 
zu ungetheilter Gemeinſchaft erworbenen Vermögens nicht ver⸗ 
bunden. VII. C. S. i. S. Fiskus c. Haus Dahl vom 9. Juli 
1901, Nr. 177/1901 VII. 

VII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

44. Art. 1290 ff. 1690. 

Es iſt rechtlich zutreffend, wenn das O. L. G. angenommen 
hat, daß die Illiquidität der cedirten Forderung, gegen welche 
der Kl. kompenfiren will, der Kompenſation nach Art. 129 1 c. e. 
entgegen ſtand. Nach der bezogenen Beſtimmung iſt die Liquidität 
der beiden ſich gegenüberſtehenden Forderungen für den Ein⸗ 
tritt der Kompenſation erforderlich. Hiernach iſt die Annahme 
des O. L. G., daß eine compensation legale nicht ein- 
getreten geweſen jet, rechtlich ohne Bedenken. — Die Revifion 
hat nun zwar noch geltend gemacht, daß auch die compensation 
judieiaire eintreten könne, und dieſer die Illiquidität nicht 
entgegenſtehe. Allein auch dem iſt nicht beizupflichten. Der 
erkennende Senat hat in dem Urtheil Schlegel c. Weill vom 
7. Februar 1899 II. 311/1898 (Entſch. Bd. 43 S. 381) an- 
genommen und eingehend begründet, daß eine erſt durch Geltend⸗ 
machung der Gegenforderung im Prozeſſe zu bewirkende com- 
pensation judiciaire dem Ceſſionar gegenüber nicht zu- 
läffig ſei, weil die Liquidität ein materiell rechtliches Erforderniß 
der nach Art. 1290 c. c. kraft Geſetzes eintretenden Kom⸗ 
penfation iſt, und mit der Zuſtellung der Geffion nach 
Art. 1690 c. c. die Forderung als noch nicht erloſchene auf 
den Ceſfionar, welcher ſeinerſeits nicht Schuldner der Gegen⸗ 
forderung iſt, übergeht. Der Senat pflichtet dieſen Gründen, 
auf welche im Einzelnen zu verweiſen iſt, auch jetzt wieder bei. 
Danach findet Art. 1295 Abſ. 2 0. c., welchen die Revifion 
für ihre gegentheilige Aufſtellung angerufen hat, auf die com- 
pensation judiciaire überhaupt keine Anwendung. II. C. S. 
i. S. Stümper o. Seuthe vom 25. Juni 1901, Nr. 128/1901 II. 

45. Elſaß⸗Lothringiſches Berggeſetz SS 94, 100, 104. 

Was die Frage der Aktivlegitimation von Phoenix und 
Gutehoffnungshütte anlangt, ſo haben letztere in der erneuten 
Verhandlung vor dem B. G. den im B. U. gebilligten Stand⸗ 
punkt eingenommen, daß die Urkunde vom 15. September 1898 
keinen Anhalt dafür biete, daß fie in Folge einer eine Sonder⸗ 
nachfolge begründenden Abmachung mit „Carl Lueg“ an deſſen 
Stelle getreten ſeien, — daß vielmehr, ſoweit ſie dort rechts⸗ 
geſchäftlich thätig waren, ſie lediglich in Vertretung von „Carl 
Lueg“ handelten und daß auch durch den Inhalt jener Urkunde 
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nicht in Abänderung der durch die Vorgänge vor dem Urtheil 
vom 20. Mai 1898 und durch dieſes Urtheil ſelbſt geſchaffenen 
Rechtsſtellung zu ihren Gunſten Rechte begründet werden 
wollten. Anlangend die Vertretung der Gewerkſchaft iſt zwar 
abweichend von der Vertretung einer Aktlengeſellſchaft, die nur 
durch den Vorſtand oder deſſen Vertreter erfolgen kann, — 
aus 8 104 der Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß eine 
Vertretung nicht bloß durch den Repräſentanten oder Gruben. 
vorſtand und deren Vertreter geſetzlich zuläſſig ſei, ſondern daß 
auch ein anderer von der Gewerkenverſammlung bcſtellter 
Vertreter zu deren Vertretung legitimirt ſei. Es ſteht daher 
der Gewerkenverſammlung im Gegenſatze zur Verſammlung der 
Aktionäre auch die rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht der 
Gewerkſchaft zu, welche folgeweiſe auch die Vertretungsmacht 
der geſetzlichen Organe beſchränken und ihrerſeits unmittelbar 
durch andere von ihr gehoͤrig bevollmächtigte Vertreter Rechts⸗ 
geſchäfte im Namen der Gewerkſchaft abſchließen kann. Allein dieſe 
Vertrefungsmacht ſteht nur zu der Gewerkenverſammlung 
als Organ der als Einheit gedachten Geſammtheit der Gewerken, 
nicht aber allen einzelnen Gewerken. Damit alle einzelnen 
Gewerken dies könnten, wäre eine als Beſchluß der Gewerken⸗ 
verſammlung aufzufaſſende Einigung derſelben erforderlich, daß 
fie als Vertreter der Gewerkſchaft beſtellt ſeien und in dieſer 
letzteren Eigenſchaft für dieſelbe handelten. Aber auch bei 
dieſer Annahme, deren Vorausſetzungen übrigens hier nicht 
gegeben find, koͤnnten die beiden Gewerken nur als Vertreter 
der Gewerkſchaft, nicht in eigenem Namen klagen. Soweit 
endlich ein Theil der hierher gehörenden Ausführungen des 
B. R. der von Arndt, Preußiſches Allgemeines Berggeſetz 
(2. Auflage) S. 117 und 138 vertretenen Meinung nahe zu 
kommen ſcheint, daß der Repräſentant oder Grubenvorſtand ein 
Generalbevollmächtigter „der Gewerken“ ſei, fo wäre dieſe 
Anficht, die übrigens weder in § 104 noch in den 88 94 und 
100 ihre Rechtfertigung findet und für das Preußiſche Allgemeine 
Berggeſetz von Kloſtermann Allgemeines Bergrecht zu § 117 
S. 372 Anm. 3 zurückgewieſen iſt, für die hier allein zu 
entſcheidende Frage der Aktivlegitimation von Phoenix und 
Gutehoffnungshütte zur Klage in eigenem Namen bedeutungslos. 
Sonach fehlt dieſen Kl. die Aktivlegitimation. II. C. S. i. S. 
Guilminot c. Phoenix und Gen. vom 25. Juni 1901, 
Nr. 97/1901 II. | M. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechte praktikant Adolf Fiſcher beim Landgericht Traun⸗ 
ſtein; — Gerichtsafſeſſor Wilhelm Nedden beim Amtsgericht 
Biedenkopf; — Rechtsanwalt Ernft Guſtav Jordan in 
Waldheim beim Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Her⸗ 
mann Jacobſohn beim Landgericht und Amtsgericht Memel; 
— Rechtsanwalt Xaver Gring beim Landgericht Fürth; — 
Rechtsanwalt Friedrich Krüpfgantz in Steglitz beim Amts- 
gericht II Berlin; — Rechtsanwalt Ohly beim Landgericht 
Cöln; — Rechtsanwalt Dr. Karl Simon beim Landgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Oskar Korn beim Land⸗ 
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gericht I Berlin; — Rechtsanwalt Arthur Auguft Stirl in 
Lichtenſtein beim Landgericht Zwickau i. S. und der Kammer 
für Handelsſachen Glauchau; — gepr. Rechtspraktikant Heinrich 
Schamberger beim Landgericht Deggendorf; — Rechttanwalt 
Franz Schäfer beim Amtsgericht Brückenau; — Rechtsanwalt 
und Notar Bernhard Dorien beim Amtsgericht Namslau; — 
Rechtsanwalt Dr. Schnitzler beim Landgericht Aachen; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Keller beim Amtsgericht Dillen⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Georg Snay beim Landgericht Görlitz; 
— Rechtsanwalt Hölſcher beim Amtsgericht Wattenſcheid; — 
Gerichtsacceſſiſt Dr. Clemens Goldſchmidt beim Landgericht 
(Kammer für Handelsſachen) und Amtsgericht Worms; — 
Rechtsanwalt Emil Brum beim Landgericht Zabern; — Rechts 
anwalt Dr. Wilhelm Brückmann beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt und Notar Noetzel beim Amtsgericht 
Biſchofsburg; — Rechtsanwalt Dr. Theodor Cornel beim 
Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Johannes Hermann 
Peter Max Thormählen beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Kechtt⸗ 
anwalt Dr. Kempkes beim Amtsgericht und Landgericht Elber. 
feld und beim Amtsgericht I Barmen; — Rechtsanwalt Anton 
Felir Donnerhack beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Dorfmüller beim Landgericht Augsburg; — Recht, 
anwalt Otto Heinrich Schröder beim Landgericht Land 
berg a. W. 
Löſchungen. 

Rechtsanwalt Anton Felix Donnerhak beim Amtsgericht 
Chemnitz und beim Amtsgericht Annaberg; — Rechtzanwalt 
Ernſt Guſtav Jordan beim Amtsgericht Döbeln; — Recht 
anwalt Philipp Weiß beim Amtsgericht Weilheim; — 
Rechtsanwalt Hermann Fiſcher beim Landgericht Könige 
berg; — Rechtsanwalt Snay beim Amtsgericht Namzlau; 
— Rechtsanwalt Juſtizrath Jungcelauſſen beim Landgericht 
Altona; — Rechtsanwalt Dr. Schnitzler beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Fiſcher beim Amtsgericht König 
berg i. Pr. 

Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Mayer in 
Anklam; — Rechtsanwalt Raphael in Kolmar i. 9 — 
Gerichtsaſſeſſor Koerfer in Bonn; — Rechtsanwalt Juſtinah 
Dr. Dienstag in Berlin; — Rechtsanwalt Juſtizrath Julius 
Roſenberg in Berlin; — Rechtsanwalt Juſtizrath Bodlaender 
in Berlin; — Rechtsanwalt Johannes Weber in Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. Arthur Roſenthal in Berlin; — Recht 
anwalt Preibiſch in Berlin; — Rechtsanwalt Raſſow n 
Berlin; — Rechtsanwalt Otto Krauſe in Berlin; — Rechtt 
anwalt Paul Ivens in Berlin; — Rechtsauwalt Juſtizrat 
Kaſſel in Leobſchütz; — Rechtsanwalt Fuchs in Tilfit; — 
Rechtsanwalt Leonhardt in Swinemünde; — Nechttauwal 
Silberſtein in Schwiebus; — Rechtsanwalt Dr. pfeiffer 
in Stralſund; — Rechtsanwalt Hoppe in Hannover; — 
Rechtsanwalt Reuſcher in Trier. 


Todesfälle. 
Rechtsanwalt Karl Ludwig Lö ſer in Leipzig-Gohlis. 
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NU. Dentſcher Auwaltstag zu Danzig. 


Mit Rücksicht darauf, daß bereits am 
7. September die großen Flottenmanöver 
ı auf der DBoppoter Rhede ihren Anfang 
nehmen und daß dieſe Manöver einen ſtarken 
Zufluß von Fremden in Danzig und Boppot 
zur Folge haben werden, richten wir an alle 
Herren flollegen, welche am Anwaltstage 
theilzunehmen beabſichtigen, die ſehr ergebene 
Bitte, uns unſere Aufgabe dadurch zu er- 
leichtern, daß ſie dem Kollegen Behrendt 
ihre Theilnahme thunlichſt bald anzeigen, 
und zwar auch dann, wenn die Beſchaffung 
eines Logis von uns nicht gewünſcht wird. 

Wir erlauben uns ferner mitzutheilen, 
daß auch die Veſichtigung des Schloſſes in 
Marienburg, wie im Programm vorgeſehen, 
Rattfinden wird, und daß die Feſtkarten ꝛc. 
in dem neben dem neuen Hanptbahnhofe 
gelegenen alten Bahnhofsgebände vom 4. Sep- 
1 tember an ausgegeben werden; wir bitten 
die Kollegen, ſogleich nach ihrer Ankunft 
| die Feſtkarten dort in Empfang zu nehmen. 
Danzig, im Auguſt 1901. 


| 
Der Ortsausſchuß. 
| Gall. Syring. Lau. Kerutſ. Beſſrendt. 
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Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins.) 


Entworfen von Juſtizrath Dr. Langbein in Leipzig,“) 
mit Zuſätzen von Hofrath Crull in Roſtock. 


| 8 1. 
Der Verein führt den Namen 
„Deutſcher Anwaltverein, eingetragener Verein“. 
Er hat ſeinen Sitz in Leipzig und die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregiſter. 
Zweck des Deutſchen Anwaltvereins iſt: 
I. Die Förderung des Gemeinſinns der Standesgenoſſen 
und die Pflege des wiſſenſchaftlichen Geiſtes. 
II. Die Förderung der Rechtspflege und der Geſetzgebung 
des Deutſchen Reichs. 
III. Die Vertretung der Berufsintereſſen. 
Zur Verfolgung dieſes Zweckes beſteht eine Zeitſchrift als 
Organ des Vereins. 


82. 

Das Recht zum Eintritt in den Verein ſteht jedem bei 
einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalte zu. 

Die Erklärung über den Eintritt erfolgt durch ſchriftliche 
Anzeige an den Vorſtand. Die Mitgliedſchaft beginnt mit 
dem Empfange der Mitgliedskarte. 

Jedes Mitglied erhält die Zeitſchrift unentgeltlich. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht durch den Tod, durch 
Ausſchluß von der Rechtsanwaltſchaft, durch frei⸗ 
willige ſchriftliche Austrittserklärung und durch 
Verweigerung des Jahresbeitrages. 


83. 

Der Beitrag jedes Mitgliedes beträgt fünfzehn Mark 
jährlich, welche in der Zeit vom 15. September bis 1. Oktober 
für das folgende Kalenderjahr an den Schriftführer bezw. 
Rechner einzuſenden find. Am 2. Oktober hat der Schrift⸗ 
führer die rückſtändigen Beiträge durch Nachnahme einzuziehen. 


6) Die geſperrt gedruckten Sätze find neu. 

) Herr Juſtizrath Dr. Langbein iſt an der Berichterſtattung 
verhindert; Herr Hofrath Crull hat die Berichterſtattung über⸗ 
nommen und einige Aenderungen vorgenommen. Der Entwurf wird 
daher in der Crull'ſchen Faſſung nochmals mitgetheilt. 
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Nimmt ein Mitglied den mit Poſtvorſchuß beſchwerten Brief 
nicht an, ſo wird dies einer ausdrücklichen Austrittserklärung 
gleichgeachtet. 

Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Laufe eines 
Jahres giebt kein Recht auf antheilige Rück⸗ 
erſtattung gezahlter Jahresbeiträge. 


8 4. 
Organe des Vereins ſind der Anwaltstag (Mitglieder⸗ 
verſammlung) und der Vorſtand. 


8 5. 
Der Anwaltstag findet ſtatt: 
1. auf Beſchluß des Vorſtandes, 
2. auf ſchriftliches Verlangen des zehnten 
Theiles der Mitglieder. 
Der Anwaltstag beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Mitglieder. 
Die Beſchlüſſe ſind durch privatſchriftliches 
Protokoll zu beurkunden; dieſes iſt von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Vorſtandes zu unterſchreiben. 


8 6. 
Der Vorſtand hat folgende Befugniſſe und Obliegenheiten: 

1. Er vertritt den Verein und ſorgt für die Ausführung 
der vom Anwaltstage gefaßten Beſchlüſſe. 

2. Er beſtimmt Zeit und Ort der abzuhaltenden Anwalts⸗ 
tage, trifft die für dieſelben nöthigen Vorbereitungen 
und erläßt die Einladungen durch öffentliches Aus⸗ 
ſchreiben in dem Vereinsorgan, der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, und dem Reichsanzeiger unter 
Bekanntgabe der von ihm vorläufig feſtgeſtellten 
Tagesordnung. 

3. Er ernennt aus der Zahl der Mitglieder Berichterſtatter 
über die zu erörternden Fragen. 

4. Er nimmt die Beitrittserklärungen neuer Mitglieder 

entgegen, fertigt die Mitgliedskarten aus, empfängt 

die Beiträge und legt darüber Rechnung. 
. Er ergänzt ſich ſelbſt, falls eines oder mehrere feiner 

Mitglieder im Laufe der Geſchäftszeit ausſcheiden. 


§ 7. 

Der Vorſtand beſteht aus 12 Mitgliedern. Dieſe wählen 
aus ihrer Mitte den Vorſitzenden, den Schriftführer und deren 
Stellvertreter. 

Der Schriftführer iſt zugleich Rechner. Es kann jedoch 
auch ein beſonderer Rechner aus den Vorſtandsmitgliedern ge⸗ 
wählt werden. 

Der Vorſtand beſchließt mit einfacher Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Mitglieder. 

Zur Giltigkeit der Beſchlüſſe wird erfordert, daß wenigſtens 
drei Mitglieder ihre Stimmen abgegeben haben. 


M 


8 8. 

Der Vorſtand wird von der Mitgliederverſamm— 
lung (Anwaltstag) gewählt, ſoweit nicht § 6 dieſer 
Satzungen Punkt 5 einſchlägt. 

Die Wahl gilt für 3 Jahre, die nach 8 6, 5 für 
die noch übrige Geſchäftszeit des Ausgeſchiedenen. 
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Der Vorſtand hat ſeinen Sitz am Sitze des 
Vereins. 

Der Vorſtand verwaltet ſein Amt auch nach Ablauf ſeiner 
Wahlperiode noch ſo lange, bis der Anwaltstag einen neuen 
Vorſtand gewählt hat. 

8 9. | 

Abänderungen dieſer Satzungen auch in Betreff des 
Zweckes des Vereins können vom Anwaltstage durch 
einfache Stimmenmehrheit beſchloſſen werden, jedoch nur auf 
ſchriftlichen Antrag, der vier Wochen vor dem Zufammentritt 
des Anwaltstages dem Vorſtande zu überreichen iſt. 

Die von dem Regiſterrichter oder der Ver⸗ 
waltungsbehörde zwecks Eintragung des Vereins 
für nöthig erklärten Abänderungen wird der Vor⸗ 
ſtand ermächtigt, ſelbſtſtändig ohne Einberufung 
einer Mitgliederverſammlung zu beſchließen und 
zur Eintragung anzumelden. 


§ 10. 
Im Falle der Auflöſung des Vereins werden 
die Anfallsberechtigten durch Beſchluß der Nik 
gliederverſammlung beſtimmt. 


Zur Penſionskaſſe. 
Von Rechtsanwalt Kolſen, Berlin. 


Zum erſten Male bringt die Juriſtiſche Wochenſchrift einen 
Proteſt gegen die Penfionskaſſe, leider fo kurz vor dem Anwalt 
tage, daß bis dahin nur eine kurze Erwiderung möglich if 
Eine Erwiderung aber ift nöthig, um zum Anwaltstage del 
Gleichgewicht zu halten und einen Irrthum aufzudecken, der 
m. E. mit untergelaufen iſt. 

Ich finde einen glänzenden Erfolg der Bewegung darin, 
daß 15 Vorſtände ſich für die Zwangskaſſe ausgeſprochen haben 
und nur 11 dagegen. Da das innere Gewicht der Stimmen 
überall gleichwerthig ift, fo ſteht feſt, daß die Anwaltſchaft in 
einer echten Majorität der Zwangskaſſe zuneigt. Zugleich wich 
die Majorität der Vorftände auf die geſetzgebenden Gewalten 
Eindruck machen, denn die Vorſtände find die berufenen De 
treter der Anwaltſchaft. 

Sehr ſeltſam iſt, daß dem Anwaltstage vorweg die Kom⸗ 
petenz abgeſprochen wird. Der Anwaltstag iſt, fo viel ich weiß, 
vom deutſchen Anwaltverein eingerichtet, um anwaltliche Inter ⸗ 
eſſen zu berathen und darüber zu beſchließen. Natürlich ergehen 
die Beſchlüſſe per majora. Wer die Einrichtung billigt, au 
ſich auch ſolchen Majoritätsbeſchlüſſen fügen. Man ſollte meinen, 
daß beſonders die Herren vom Vorſtand des deutſchen Anwalt 
vereins jo denken müßten. Dieſelben dürfen doch nicht den 
Anwaltstag einrichten, ihn Jahre hindurch allerlei beſchließen 
laſſen, ihm dann aber plötzlich die Kompetenz absprechen, wenn 
ein ihnen unbequemer Beſchluß gefaßt werden ſoll. Wohin je 
das führen? 

Auf die ſachlichen Gründe gegen die Penſionzkafſe ein. 
zugehen, halte ich nicht mehr für nöthig. Es wäre ein Leichtes, 
Punkt für Punkt gute Gegengründe beizubringen. Aber el 
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erübrigt ſich, weil jeder Kollege bereits ſeinen Standpunkt hat, 
der weniger auf hergezählten Gründen beruht, als auf den 
Verhältniſſen, in denen er lebt, und auf ſeinem Temperament. 

Herr Geheimrath Mecke kommt zu dem Reſultat: über- 
haupt keine Penſionskaſſe, ſondern prinzipielle Beibehaltung der 
Hülfskaſſe. 

Dieſer Vorſchlag iſt ſtatutenwidrig, § 2 des Statuts der 
Hülfskaſſe lautet: 

„Der Zweck dieſes Vereins iſt ein zweifacher: 

a) den zur Gründung einer allgemeinen Ruhegehalts- 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte und einer Wittwen⸗ 
und Waiſengelderkaſſe für die Hinterlaſſenen deutſcher 
Rechtsanwälte erforderlichen Kapitalgrundſtock an⸗ 
zuſammeln ..“ 

Die Penfionskaffe war alſo der Hauptzweck bei Gründung 
der Hülfskaſſe. Es iſt daher gegen das Statut, wenn man die 
Penflonskaſſe fallen laſſen und die Hülfskaſſe lediglich als Selbſt⸗ 
zweck beſtehen laſſen will. 

Nach dem Statut lautet die Frage überhaupt nicht mehr: 
„wollen wir eine Penſionskaſſe gründen?“ ſondern ſie lautet nur 
dahin, ob es jetzt an der Zeit iſt, fie zu gründen; die Gründung 
ſelber iſt feit 16 Jahren beſchloſſen. Nun, und an der Zeit ift 
es wahrlich, die Penfionskaſſe zu gründen; ich kenne Kollegen, 
welche aus der Hülfskaſſe ausgeſchieden find bezw. ausſcheiden 
wollen, weil fie der Meinung find, daß die Gründung ber 
Penfionskaſſe allzuſehr verzögert wird. 


Zur Penſionskaſſen⸗Frage. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Max Wolff (Lifſa). 


Dem Anwaltstage in Danzig werden als Grundlage der 
Berathung und Beſchlußfaſſung über die Frage der Begründung 
einer Ruhegehalts⸗, Wittwen- und Waiſenkaſſe zwei Entwürfe 
vorliegen, der ſogenannte „Berliner Entwurf“ (Nr. 16 der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift) und der in Nr. 51 abgedruckte 
anonyme Entwurf. Was zunächſt den Berliner Entwurf be⸗ 
trifft, fo glaube ich nicht, daß er ſonderlich geeignet ift, für die 
geplante Gründung Stimmung zu machen. Einen Vorzug hat 
der Berliner Tarif allerdings (insbeſondere gegenüber dem 
anonymen Entwurf): er iſt verſicherungstechniſch durch⸗ 
führbar. Aber was der Berliner Entwurf bietet — eine 
Jahrespenſion von 900 beziehungsweiſe 750 Mark —, das iſt 
denn doch zu wenig. Für Denjenigen, welcher auf die Penfion 
angewieſen iſt, reichen jene Beträge zum ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halt abſolut nicht aus, und für die wohlhabenden Kollegen ber 
deuten ſie doch nur einen immerhin geringfügigen Zuſchuß. 
Um eines ſo kleinen Zieles willen die Reichsgeſetzgebung in 
Bewegung zu ſetzen und einen Verſicherungs zwang um einer 
ſo kleinen Wohlthat willen auszuüben, dafür wird unter den 
deutſchen Rechtsanwälten ſchwerlich eine Majorität zu finden ſein. 

Der Grund, warum der Berliner Entwurf bei einem 
Jahresbeitrage von 150 Mark — wovon 30 Mark auf den 
Unterſtützungsfonds entfallen — nur eine fo geringe Penfion 
verſpricht und verſprechen kann, liegt in erſter Linie darin, daß 
nach nur fünfjähriger Wartezeit ſogleich die volle Penſion ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 671 


währt wird, gleichviel ob der Penflonirungsfall nach ö jähriger 


oder nach 40 jähriger Beitragsleiſtung eintritt. In dieſer Hin- 


ſicht ſteht der anonyme Entwurf auf grundverſchiedenem Stand⸗ 
punkt: er ſtuft die Penfionen in der Weiſe ab, daß erſt nach 
35 jähriger Beitragsleiſtung die volle Penſion gewährt wird, 
indem die Penfion nach 5 jähriger Wartezeit nur "/s der vollen 
Penfion beträgt und ſodann in jedem folgenden Beitrags jahr 
um ein weiteres Dreißigſtel anſteigt. Unzweifelhaft wird die 
Penfionskaſſe, wenn fie überhaupt zu Stande kommt, nur mit 
dieſem Prinzip der allmählich anſteigenden Penſionen 
begründet werden können, — einem Prinzip, das nicht nur der 
Billigkeit entſpricht, ſondern deſſen Durchführung auch aus 
verſicherungspolitiſchen Gründen unerläßlich iſt, weil nur dadurch 
der Neigung zu vorzeitiger Penfionirung wirkſam vorgebaut 
werden kann. 

Im Uebrigen enthält der anonyme Entwurf und Tarif in 
ſeinen Einzelheiten zwar viel Sympathiſches, doch iſt es ſchwer, 
ſich damit auseinanderzuſetzen, weil dem Entwurf die Haupt⸗ 
ſache noch fehlt: die verſicherungstechniſche Begründung! Läßt 
ſich dieſer Tarif überhaupt durchführen? Stehen die Prämien⸗ 
jäge in einem verſicherungsmathematiſch richtigen Verhältniß zu 
den Penfionsleiſtungen, oder find fie, wie es den Anſchein hat, 
willkürlich gewählt? Hierüber ſpricht der anonyme Verfaſſer 
ſich leider nicht aus. Mir ſcheint allerdings, nach oberflächlicher 
Schätzung, daß die Prämien im Vergleich zu den Leiſtungen 
viel zu hoch gegriffen find. Hiervon abgeſehen iſt der anonyme 
Tarif aber auch ſchon deshalb unannehmbar, weil er zwar 
hinreichende Hoͤchſtpenſionen, aber viel zu geringe Anfangs- 
penfionen vorfieht. In der dritten Klafie z. B. beträgt die 
Höchſtpenſion — bei einem Jahresbeitrage von 300 Mark — 
3000 Mark; aber nach 5 jähriger Beitragsleiſtung beträgt die 
Anfangspenſion nur 100 Mark, im 10. Beitragsjahre nur 
500 Mark und erſt im 15. Beitragsjahre 1000 Mark. Gegen 
dieſe geringfügigen Leiſtungen ſprechen alle die oben gegen den 
Berliner Entwurf geltend gemachten Bedenken. — 

Wenn die deutſche Rechtsanwaltſchaft eine Penſtonskaſſe 
mit reichsgeſetzlichem Beitrittszwang begründen will, und wenn 
dieſes Unternehmen bei der Geſammtheit der deutſchen Rechts- 
anwälte werbende Kraft beſitzen ſoll, ſo muß das Unternehmen 
ſich ein ganz anderes und höheres Ziel ſetzen als dasjenige, 
welches in den bisherigen Vorſchlägen hervortritt. Es beſteht, 
wie wohl nicht beſtritten werden wird, unter den deutſchen 
Rechtsanwälten keineswegs ein Nothſtand, der fo groß wäre, 
daß ſchon eine geringfügige Unterſtützung willkommen geheißen 
werden müßte. Auch kann es nicht die Aufgabe einer Penſions⸗ 
kaſſe ſein, für ungewöhnliche, durch Unglücksfälle oder andere 
Urſachen entſtehende Nothſtände Fürſorge zu treffen; ſolche 
Fürſorge iſt nach wie vor den Hülfskaſſen zu überlaſſen und 
würde auch durch die beſte Penfionskaſſe nicht entbehrlich werden. 
Bei der Penſionskaſſe handelt es ſich vielmehr um eine Fürſorge 
nicht für einzelne beſonders Nothleidende, ſondern für den 
ganzen Stand. Und unter dieſem Geſichtspunkt muß das 
naturgemäß gegebene Ziel unſerer Beſtrebungen ſein: Die 
deutſchen Rechtsanwälte in Bezug auf ihre und ihrer 
Hinterbliebenen Penſionirung den Staatsbeamten, 
insbeſondere den richterlichen Beamten, gleid- 
zuſtellen. 
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Wenn man ſich dieſes Ziel ſetzt, fo gewinnt man ſogleich 
einen zahlenmäßigen Anhalt für die zu erftrebende Höhe der 
Penfionsleiſtungen: 

1. Die Höchſtpenſion eines preußiſchen Richters beträgt 
etwa 4 900 Mark; man wird hiernach eine Höchſtpenſion von 
4 500 Mark für den deutſchen Rechtsanwalt zu Grunde legen 
dürfen. Die Mindeſtpenſion eines preußiſchen Richters beträgt 
ungefähr 1 000 Mark; alſo wird man auch dem deutſchen 
Rechtsanwalt eine ſolche Mindeſtpenfion gewähren. 

2. Alle Reichsbeamten (nach dem Reichsgeſetz vom 31. März 
1873, 5 41) und alle preußiſchen Staatsbeamten erhalten die 
Mindeſtpenflon erſt nach 10 jähriger Wartezeit und die Höchſt⸗ 
penfion erſt nach 40 Jahren; alfo iſt es billig, daß auch der 
deutſche Rechtsanwalt die gleiche Wartezeit und die gleiche Zeit⸗ 
dauer bis zur Erreichung der Hoͤchſtpenſion acceptirt. 

3. Die Reichs- und Staatsbeamten erhalten die Penfion 
beim Nachweis der Invalidität, und ohne dieſen Nachweis bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres; alſo wird die gleiche Be⸗ 
ſtimmung für die Penfionskaſſe der Rechtsanwälte einzuführen fein. 

4. Die Reichsbeamten und die preußiſchen Staatsbeamten 
erhalten endlich eine Wittwen⸗ und Waiſenpenfion, deren Be⸗ 
träge und Bedingungen in den 98 8— 13 und 18 des Reichs- 
geſetzes vom 20. April 1881 enthalten find; die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes find ſo zweckmäßig, daß ſie für die Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe der Rechtsanwälte ohne Weiteres übernommen 
werden konnen. 

Wenn man nach Maßgabe der vorſtehenden Grundſatze 
einen Tarif aufſtellt, jo würde alſo nach 10 jähriger Wartezeit 
eine Anfangepenfion von 1000 Mark, und nach 40 jähriger 
Beitragsleiſtung eine Höͤchſtpenfion von 4 500 Mark zu ge 
währen fein, und es würde zwiſchen dem 10. und 40. Beitrags- 
jahre die Penfion alljährlich gleichmäßig anſteigen, alſo um 
83 Mark pro Jahr. Aus verficherungstechniſchen Gründen 
empfiehlt es ſich jedoch, die Penſion nicht ſofort und gleich- 
mäßig, ſondern erſt ſpäter und progreſſiv anſteigen zu laſſen. 
Es würde ſich alſo ungefähr folgender Tarif ergeben: 


11—20 Beitragsjahre . 1000 4 Penfion 
21. 22 . 1100 - . 
23. 24 5 1200 5 
25 Beitrags jahre. 1300 
26 . 8 1400 5 
27 . 1500 - . 
28 . 1 600 8 
29 . 1700 8 
30 . 1800 R 
31 . 2000 . 
82 . 2200 . 
38 . 2400 ; 
34 . 2700 5 
35 ® 3 000 0 0 
36 . 3 300 „ 
37 . 3 600 5 
38 . 3900 . 
39 . 4200 „ 
40 „ 4 500 0 


Dadurch, daß die höheren Penſionen erſt in ſpäteren 
Lebensaltern gewährt werden, verbilligt ſich die erforderliche 
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Prämie außerordentlich, und zwar nicht bloß deshalb, weil der 
Erlangung der hoheren Penfion eine längere Dauer der Prämien- 
zahlung vorausgeht, ſondern vor Allem auch deshalb, weil die 
vorausfichtliche Lebensdauer der älteren Penfionäre naturgemäß 
geringer iſt als die der jüngeren. Man hat hierüber ziemlich 
genaue ſtatiſtiſche Wahrſcheinlichkeitsberechnungen. Ein weiterer 
Vorzug des obigen Tarifs iſt der, daß die ſtark progreſſive 
Steigerung der Penfionen für die Berechtigten einen ſehr wirk⸗ 
ſamen Anſporn enthält, ſich möglichft ſpät penfioniren zu laſſen, 
da jedes weitere Arbeitsjahr, beſonders vom 33. Arbeits jahr 
(Beitrags jahr) ab, eine beträchtliche Erhöhung der Penfton in 
Ausficht ſtellt. 

Nunmehr erhebt fich freilich die Frage, welche Prämie 
erforderlich iſt, um nach dem obigen Tarif eine Ruhegehalts⸗, 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe zu begründen. Mit Zuverläffigkeit 
wird dies ſelbſtverfländlich nur ein Verficherungsmathematiker 
berechnen können, aber auch der Laie kann ſich hiervon doch ein 
ungefähres Bild machen. Man muß zunächſt erwägen, daß 
von den etwa 3 500 Mitgliedern der Penfionskaſſe mehr all 
zwei Drittel mit Tode abgehen, ohne den Invaliditätsfall oder 
das 65. Lebens jahr zu erleben; dieſe kommen als Berechtigte 
nur hinfichtlich der Penfiontrung ihrer Wittwen und Waiſen 
in Betracht. Ein anderer Theil der Berechtigten kommt durch 
Tod und Invalidität während der 10 jährigen Karenzzeit übe 
haupt in Wegfall. Und von den ca. 1 100 Mitgliedern, wel 
ihre Penfionirung erleben, werden ca. 40 Prozent erſt md 
Vollendung des 65. Lebens jahres, alſo nach durchſchnittlich uch 
als 35 jähriger Beitragsleiſtung, ruhegehaltsberechtigt. Die 
Wahrſcheinlichkeitstabelle, welche dies im Einzelnen nachweift, 
wird vielleicht auch einem weiteren Leſerkreiſe nicht unintereſſaut 
erſcheinen; nach meinen Berechnungen ſtellt ſie ſich wie folgt: 
Von 3 500 Anwälten, welche das 27. Lebens jahr vollendet haben 

werden penfiond 


ſterben berechtigt 
im 28. bis 32. Lebensjahre 213,2 32,9 
33. 37. 2425 4 
38. 42. . 276 542 
. 43. » 47. . 311,6 77.5 
48. 52. 347,4 1052 
53. 57. 377,7 139,3 
„ 58. 62. 367,3 1613 
„ 638. und 64. 128,1 62,8 
65. Lebensjahre 57,6 10⁰ 
66. 449 150 
. 6. 4,1 175 
. 68. . 8 R 1,3 9,1 
"33917 11085 


Die vorſtehende Tabelle iſt aufgeftellt unter Benutzung der 
neueſten deutſchen Sterbetafel für Männer und der Invaliditäts⸗ 
Wahrſcheinlichkeits⸗Tabelle, welche auf Grund der Erfahrungen 
bei der Reichs- Invaliditäts- Verficherung aufgeftellt worden if 
Da unzweifelhaft die Invalidität der Rechtsanwälte eine ge 
ringere iſt als die der nach dem Invaliditätsgeſetz verficherungl⸗ 
pflichtigen Arbeiter, jo wird die Praxis unſerer Penftontkaſt 
ih noch günftiger ſtellen als die vorſtehende Tabelle ergiebt 
Zur Erläuterung der Tabelle ſei bemerkt, daß vom 65. Leben 
jahre ab die Invaliditätz-⸗Wahrſcheinlichkeitszahlen nicht mt 


Re — — — r — 


XXX. Jahrgang. 


verwendbar find, da in unſerer Kaſſe vom 65. Lebensjahre ab 
die Penflonirung ohne Rückſicht auf Invalidität zugelaſſen 
wird; da alſo vom 65. Lebensjahre ab eine außerordentliche 
Steigerung der Penfiontrungsfälle zu erwarten iſt, fo werden 
die in die Tabelle eingeſetzten Zahlen von 100, 150 und 175 
wohl der Wahrſcheinlichkeit entſprechen. 

Wenn man nun unter Zugrundelegung der vorſtehenden 
Tabelle und des oben aufgeſtellten Tarifs Einnahmen und Aus- 
gaben der geplanten Kaſſe mathematiſch ausrechnet (was ich 
nach beſten Kräften zu thun mich bemüht habe), ſo ergiebt ſich, 
daß ein Ruhegehalt nach Maßgabe des obigen Tarifs ſchon 
bei einer Jahresprämie von rund 160 Mark gewährt 
werden kaun. Für die Wittwen⸗ und Waiſenpenfion habe ich 
mir die entſprechenden Wahrſcheinlichkeitstabellen leider nicht 
beſchaffen und deshalb auch die genaue Berechnung nicht auf ⸗ 
ſtellen können; nach überſchläglicher Berechnung glaube ich jedoch 
annehmen zu dürfen, daß die für die Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
verficherung noch erforderliche Prämie ebenfalls noch 160 Mark 
betragen wird. Hierbei ift überall ein Zinsfuß von 3¼ Prozent 
angenommen worden, bei Zugrundelegung eines hoheren Zins⸗ 
fußes ſtellt das Reſultat ſich natürlich günſtiger. 

Alles das bedarf ſelbſtverſtändlich der genaueſten Durch⸗ 
arbeitung durch Sachverſtändige, ehe das Projekt zur Beſchluß⸗ 
faffung eines Anwaltstages reif fein wird. Nach dem bisher vor- 
liegenden Material halte ich eine ſolche Beſchlußfaſſung, wie ſie die 
Tages ordnung des Danziger Anwaltstages vorfieht, überhaupt 
noch nicht für möglich, es wäre aber ſchon viel gewonnen, wenn 
auf dem Danziger Anwaltstage folgender Beſchluß gefaßt würde: 

„Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins wird be⸗ 
auftragt, durch Berficherungs - Mathematiker die Vor⸗ 
arbeiten zur Begründung einer Ruhegehalts⸗, Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe für die Geſammtheit der deutſchen 
Rechtsanwälte ausführen zu laſſen. Der Ausarbeitung 
find folgende Grundſätze zu Grunde zu legen: 

1. Die nach 10 jähriger Wartezeit zu gewährende 
Mindeftpenfion ſoll 1000 Mark, die nach 40jähriger 
Beitrags leiſtung zu erreichende Höchſtpenfion ſoll 
4 500 Mark betragen. 

2. Die Penfion wird beim Nachweis der Invalidität, 

nach vollendetem 65. Lebens jahre jedoch auch ohne 
dieſen Nachweis gewährt. 

3. Die Wittwen⸗ und Waiſenpenfſion fol nach Maß⸗ 
gabe der 88 8 bis 13, 18 des Reichsgeſetzes vom 
20. April 1881 gewährt werden. 

Wenn dieſe Vorarbeiten vorhanden und veröffentlicht fein 
werden, dann wird der nächſte Anwaltstag in der Lage ſein, 
ſeine Entſchließungen zu treffen. 


Die Ordnung des Gerichtsvollzieherweſens im 
Deutſchen Reich. 
Bericht für den Anwaltstag. 

Die Frage, wie das Gerichtsvollzieherweſen in Deutſchland 
einzurichten ſei, beſchäftigte die deutſchen Juriſten zum erſten 
Male bei den Entwürfen einer deutſchen Civilprozeßordnung. 
Als der Gedanke eines ſolchen einheitlichen Prozeßverfahrens 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


673 


für ganz Deutſchland zuerſt in weiteren Kreiſen auftauchte 
— es war dies etwa um die Mitte des vorigen Jahrhunderts —, 
war das Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsweſen in Deutſchland 
ſehr verſchieden geſtaltet. In Preußen herrſchte die Inquiſitions⸗ 
maxime des alten preußiſchen und in vielen anderen deutſchen 
Staaten die des gemeinen deutſchen Prozeſſes, bei denen 
von einem geſonderten Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsweſen 
nicht die Rede ſein konnte. Der Richter hatte nicht bloß Recht 
zu ſprechen, ſondern hatte auch alle Ladungen von Amtswegen 
zu veranlaſſen, ebenſo die Zwangsvollſtreckung anzuordnen und 
zu bewachen; es brauchten alſo hierzu keine beſonderen Organe 
zu exiſtiren, ſondern der Richter brauchte nur Diener, um 
ſeine Anordnungen ausführen zu laſſen, und die preußiſchen 
Exekutoren waren demgemäß auch nichts weiter als Gerichts⸗ 
diener. Dieſe mochten für die einfacheren Verhältniſſe der 
erſten Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts ausreichend geweſen 
fein; als der Verkehr ſich ſteigerte und die Verhältniſſe 
komplizirter wurden, reichten ſie jedenfalls nicht aus, ſie hatten 
ſogar im Laufe der Jahre einen ſehr ſchlechten Ruf erlangt, 
ſie waren als langſam, träge, gleichgültig und beſtechlich ver⸗ 
ſchrieen, und waren im Laufe der 60er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts und zu Anfang der 70er Jahre zu Poſſenfiguren 
geworden. 

Ganz anders hatten ſich die Verhältniſſe in den preußiſchen 
Rheinlanden geſtaltet; dort war 1807 der code de procédure 
eingeführt worden mit ſeiner Geſtaltung der Gerichte als reine 
Spruchgerichte, die lediglich die ihnen von den Parteien vor⸗ 
getragenen Streitpunkte zu entſcheiden hatten. Das ſtaatliche 
Organ, das demgemäß nöthig war, um die erforderlichen 
Zuſtellungen vornehmen und die Vollſtreckung des Richterſpruchs 
ausführen zu können, waren, wie bekannt, in Frankreich die 
Huiſſiers; beſondere, vom Gerichte unabhängige Beamte, die 
auf Grund eigener, vom Geſetz ihnen verliehener Macht⸗ 
vollkommenheiten und unter eigener Verantwortung die ihnen 
unterſtellten Akten, Ladungen, Zuſtellungen, ebenſo wie das ge⸗ 
ſammte Vollſtreckungsverfahren ausübten, wie ſich dies aus code 
de procédure Art. 61, 70 und 677 ff. ergiebt. Dieſe Beamten 
mußten eine gewiſſe, nicht unbeträchtliche Geſetzeskenntniß haben, 
wie aus der ihnen übergebenen Amtsthätigkeit ohne Weiteres 
zu ſchließen iſt. Die Huiſſiers waren alſo als Gerichtsvollzieher 
in den Rheinlanden ſeit 1807 thätig; ſie bezogen keine Gehälter, 
waren auf ihre Gebühren angewieſen, wurden für einen 
beſtimmten Bezirk vom Generalprokurator angeſtellt und ſtanden 
unter deſſen disziplinarer Aufſicht. Sie hatten ſelbſtändig 
zu prüfen, ob ſie einen Auftrag der Partei ausführen durften, 
namentlich ob der ihnen übergebene Schuldtitel zur Vollſtreckung 
ausreichte. Dieſe Prüfung war im Gebiete des franzöſiſchen 
Rechts durchaus nicht einfach, ſetzte vielmehr eine erhebliche 
Geſetzeskenntniß und praktiſchen Blick voraus, weil ohne Klauſel 
aus dem Urtheil und ſeiner Begründung ſelbſt dieſe Frage zu 
prüfen war. Die Huiſſiers, wie die rheinländiſchen Gerichts⸗ 
vollzieher hatten auch die Befugniß, gewiſſe Klagen aufzunehmen; 
hierdurch und durch ihre erheblicheren Einnahmen errangen ſie 
eine ganz andere ſoziale Stellung als die preußiſchen Exekutoren, 
die, wie erwähnt, immer einfache Gerichtsdiener geblieben 
waren. Die rheiniſchen Gerichtsvollzieher waren von den 
Spruchgerichten unabhängig. Das preußiſche Geſetz, betreffend 
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die Vergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, 
ſetzt in $ 60 feſt, daß die Gerichtsvollzieher unterſtehen ſollten: 
die bei einem Obertribunal dem Generalſtaatsanwalt, die bei 
einem Appellationsgerichtshof dem Generalprokurator, die bei 
den Landesgerichten dem Oberprokurator. Disziplinarſtrafen 
ſind Warnung, Verweis, Geldſtrafen bis zu 30 Thaler; bei 
ſchwereren Vergehen findet das Verfahren der Allerhöchſten 
Kabinetsordre, die Dienſtvergehen der Gerichtsſchreiber und 
Gerichtsvollzieher in den Rheinprovinzen betreffend, vom 
21. Juli 1826 ſtatt. Danach wird das Verfahren gegen 
Gerichtsvollzieher vor die Civilkammern des Landgerichts ver⸗ 
wieſen. Strafen find: Ermahnung, Warnung, Verweis, 
Geldſtrafen, Suspenſion und Dienſtentſetzung. 

Dieſe rheiniſchen Gerichtsvollzieher ſind vorbildlich für 
unſere jetzigen Gerichtsvollzieher geworden. 

Zunächſt wurde das Inſtitut 1850 in Hannover eingeführt, 
wo bis dahin ebenfalls der gemeine deutſche Prozeß herrſchte. 
Durch die Prozeßordnung vom 8. November 1850 wurde der 
Parteiprozeß ähnlich wie in code de procédure eingeführt 
und es wurden zur Ausführung der Zuſtellungen, Ladungen 
und der Zwangsvollſtreckungen Gerichtsvollzieher unter dem 
Namen Gerichtsvögte eingeführt. Dieſelben hatten keine ſo 
ſelbſtändige Stellung wie die Huiſſiers. Die Anfertigung 
von Klagen wurde ihnen genommen, auch wurde die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ertheilt, ſo daß der Gerichtsvogt nur zu prüfen 
hatte, ob die etwaigen Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung 
vorhanden waren, nicht mehr, ob das Urtheil überhaupt voll⸗ 
ſtreckbar war. Waren mehrere Gerichtsvögte an einem Orte 
angeſtellt, ſo hatte das Publikum die Auswahl, auch war der 
Gerichtsvogt, ebenſo wie der rheiniſche Gerichtsvollzieher, gegen⸗ 
über feinem Auftraggeber Mandatar und zum Schadenserſatz 
verpflichtet. 

Dieſe verſchiedene Geſtaltung des Zuſtellungs⸗ und Voll⸗ 
ſtreckungsweſens fanden alſo die Entwürfe einer deutſchen 
Civilprozeßordnung vor. Es kam bekanntlich zu mehreren 
Entwürfen aus folgenden Gründen: 

Im Jahre 1859 beantragte — dem Zuge der Zeit folgend — 
eine Reihe deutſcher Staaten bei der Bundesverſammlung, 
einen Ausſchuß einzuſetzen, um die Frage eines einheitlichen 
Rechts in Deutſchland zu prüfen und zu bearbeiten. Dieſer 
Ausſchuß berichtete 1861 zu Gunſten eines einheitlichen 
Obligationenrechts und Prozeßrechts. Die Majorität der 
Bundesverſammlung ſetzte darauf verſchiedene Kommiſſionen 
nieder, darunter eine Kommiſſion zur Anfertigung des Entwurfs 
einer deutſchen Civilprozeßordnung in Hannover, während die 
Minorität, zu welcher Preußen gehörte, die Bundesverſammlung 
hierzu nicht für zuſtändig hielt. Preußen ſetzte vielmehr eine 
eigene Kommiſſion nieder; dieſe arbeitete einen Entwurf aus, 
der 1864 fertiggeſtellt wurde. Die Kommiſſion der Bundes⸗ 
verſammlung ſtellte ihren Entwurf 1866 her. | 

Ehe einer dieſer Entwürfe berathen werden konnte, kam 
der Krieg von 1866 und der norddeutſche Bund. Letzterer 
zog in feiner Verfaſſung die Prozeßgeſetzgebung in feine 
Kompetenz ein und ließ durch eine Kommiſſion einen Entwurf 
ausarbeiten; dies war der 1870 fertig geſtellte norddeutſche 
Entwurf. Auch zur Berathung dieſes Entwurfs kam es nicht, 
weil der Krieg von 1870 und die Errichtung des Deutſchen 
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Reichs die Sachlage wieder änderte. Die Reichsverfaſſung 
enthält unter anderem auch die Zuſtändigkeit zur Civilprozeß⸗ 
geſetzgebung. — Die jetzt eingeſetzte Kommiſſion arbeitete einen 
Entwurf aus, der nach mehrfachen Abänderungen dann im 
Januar 1877 zu unſerer gegenwärtig geltenden Civilprozeß⸗ 
ordnung und unſerer Gerichtsverfaſſung führte. 

Keiner dieſer Entwürfe, zu dem noch ein heſſiſcher Entwurf 
gekommen war, hatte die preußiſchen oder gemeinrechtlichen 
Exekutoren übernommen, ſondern alle hatten ſie mehr oder 
minder die Einführung des Parteibetriebes und die Einführung 
der Gerichtsvollzieher in freier Stellung beſchloſſen. 

Inzwiſchen, während die verſchiedenen Entwürfe einer 
deutſchen Civilprozeßordnung in Arbeit waren, hatte Bayern 
in feiner Civilprozeßordnung von 1869 reſp. Gerichtsvollzieher⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1870 die Gerichtsvollzieherordnung 
ähnlich ausgeſtaltet wie die Huiſſiers. 

Auch in Elſaß⸗Lothringen waren trotz der Einverleibung in 
das Deutſche Reich die 1807 eingeführten Gerichtsvollzieher 
weiter thätig geblieben. 

Der Zuſtand betreffend das Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
weſen war alſo, als der deutſche Entwurf in den 70 er Jahren 
zur Berathung ſtand, fo, daß in den preußiſchen Nheinlanden, 
in Elſaß⸗Lothringen und in Bayern Gerichtsvollzieher mit 
ähnlicher Amtsſtellung wie die Huiſſiers in Thätigkeit ware, 
daß ferner auch in Hannover Gerichtsvögte in ähnlicher nik 
ganz fo freier Amtsſtellung fungirten, während in Preufa 
und im übrigen Deutſchland die preußiſchen und gemen⸗ 
rechtlichen Exekutoren die Befehle des Gerichts bezüglich da 
Zwangsvollſtreckungen auszuführen hatten. 

Die Entwürfe haben ſich, wie erwähnt, ſämmtlich gegen 
dieſes Exekutorenſyſtem ablehnend verhalten; der erſte preußiſch 
Entwurf von 1864 hatte ſogar den Parteibetrieb der Projeflt 
aus dem franzöſiſchen Recht mit vollſter Klarheit übernommen. 
Die Gerichtsvollzieher ſollten ſelbſtändige Beamte, wie die 
Huiſſiers für das Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsverfahren 
fein; nur ſollten fie nicht fo unabhängig vom Gericht fen, 
ſondern unter Aufſicht und Disziplin des Gerichtsvorſtandes 
ſtehen. Auch kannte dieſer Entwurf bereits die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel, fo daß dieſer Theil der Prüfung fortfiel; doch mußten 
ſie noch prüfen, ob eine Rechtsnachfolge oder ſonſtige Be⸗ 
dingung in Frage kam. 

Der zweite Entwurf, der hannoverſche, von 1866, ſchwöchte 
die Selbſtändigkeit der Gerichtsvollzieher noch weiter ab. Die 
Prüfung der Rechtsnachfolge war ihnen entzogen, auch war 
die Ertheilung der Klauſel, wenn ein Urtheil bedingt war, 
oder Gegenleiſtungen in Frage kamen, beſchränkt. 

Der dritte Entwurf, der norddeutſche, von 1870 ſchwächte 
die Amtsſtellung der Gerichtsvollzieher noch weiter ab. Ladungen 
und Zuſtellungen brauchten nicht ausſchließlich durch Gerichte 
vollzieher in Folge Parteiauftrages vorgenommen werden, vielmehr 
hatte der Gerichtsſchreiber, wenn eine Ladung ohne beſonderen 
Vermerk eingereicht wurde, für die Zuſtellung zu ſorgen. Auch 
gab es, abgeſehen von den Zuſtellungen von Anwalt zu 
Anwalt, Zuſtellungen ſeitens der Parteien mittelft Aufgabe 
zur Poſt. Jedoch waren die Vollftredungen im Weſentlichen, 
abgeſehen von den Pfändungsforderungen, den Gerichts 
vollziehern übertragen. 
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Der deutſche Entwurf, der ſchließlich zu unſerer Civil⸗ 
prozeßordnung vom 30. Januar 1877 geführt hat, folgt in 
dieſem Punkte hauptſächlich dem norddeutſchen Entwurf. 

In der Begründung des Entwurfs wird bemerkt, daß die 
vraktiſche Brauchbarkeit eines Prozeßverfahrens im Weſentlichen 
davon abhängt, daß ſich der Beginn und die Fortſetzung eines 
Rechtsſtreits und insbeſondere die Vollſtreckung des richterlichen 
Urtheils in einfacher, zweckmäßiger und der Beſchleunigung 
zugänglichen Weiſe erreichen läßt. Beginn und Fortſetzung 
hängen nach der Civilprozeß ordnung beſonders mit Zuſtellungen 
zuſammen, die Vollſtreckung liegt im Weſentlichen in der Hand 
des Gerichtsvollziehers, ſo daß hiernach die Art der Geſtaltung 
des Gerichtsvollzieheramts die wichtigſten Prozeßelemente betraf. 

Gegen eine freiere Geſtaltung der Gerichtsvollzieher machte 
ſich namentlich das Bedenken geltend, daß es an dem ge⸗ 
eigneten Menſchenmaterial fehlen würde, insbeſondere in den 
Ländern, in denen bisher das Inſtitut der Gerichtsvollzieher 
unbekannt geweſen; es müßten zu Gerichtsvollziehern Männer 
von unzureichender juriſtiſcher und geſellſchaftlicher Bildung ver⸗ 
wendet werden, die den ihnen zu übergebenden Funktionen 
nicht gewachſen, nur ſchwer zu kontrolliren ſeien und die 
Garantien der Treue und Zuverläſſigkeit nicht in hinreichendem 
Maße geben würden, ſo daß das Intereſſe der Parteien ſicherer 
in der Hand des Gerichts ruhte. 

Zu dieſer Kritik bemerkt die Begründung des Entwurfs 
eines deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und ebenſo der Civil⸗ 
prozeßordnung, daß dieſe Bedenken zwar nicht ganz geleugnet 
werden könnten, daß jedoch die Größe derſelben nicht über: 
ſchätzt werden ſolle. Die Begründung fährt fort: 

„Neben einer ſcharfen Kontrolle, ſei es durch die Ge⸗ 
richte, ſei es durch die Staatsanwaltſchaft, übt die 
unmittelbarſte und beſte Kontrolle ſicherlich die Partei, 
reſp. deren Anwalt aus, an deren Zufriedenheit der 
Gerichtsvollzieher in ſeinem Intereſſe geknüpft iſt. — 
Wird dadurch für ſeine Integrität geſorgt, ſo tritt 
außerdem als große läuternde Macht die Konkurrenz 
hinzu.“ 

Gegenüber den Zweifeln, ob den Gerichtsvollziehern die 
Zwangsvollſtreckungen, ſoweit ſie nicht im Geſetz dem Gerichte 


überlaſſen ſind, ohne Gefährdung der Intereſſen der Partei 


übertragen werden können, bemerkt der Entwurf: daß dies 
unbedingt geſchehen könne, und zwar auf Grund der günſtigen 
Erfahrungen, welche in den preußiſchen Rheinlanden, Hannover, 
Bayern gemacht ſeien, und die daher gegenüber allen Bedenken 
ausſchlaggebend ſeien. Die Berichte der Kronanwaltſchaft 
bezeugen dies, ebenſo hätten ſich eine Reihe juriſtiſcher Autori⸗ 
täten dafür ausgeſprochen. Auch ſämmtliche Entwürfe einer 
deutſchen Civilprozeßordnung, der preußiſche, hannoverſche, 
heſſiſche, norddeutſche Entwurf hätten das Inſtitut übernommen 
und es ſei daher im Intereſſe der Gerichte, der Parteien und 
einer möglichſten Rechtsgleichheit, das Inſtitut für ganz Deutſch⸗ 
land zu empfehlen. Für die Uebertragung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen an die von den Parteien unmittelbar zu beauf⸗ 
tragenden unabhängigen Gerichtsvollzieher, macht der Entwurf 
noch geltend, daß gerade für die Zwangsvollſtreckungen die 
Nothwendigkeit einer raſchen und energiſchen Rechtshülfe für 
den Gläubiger wünſchenswerth iſt, und dies um ſo mehr, als 
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durch die Aufhebung der Schuldhaft durch das Reichsgeſetz 
vom 29. Mai 1869 und durch die Aufhebung der Lohn⸗ 
beſchlagnahme durch das Geſetz vom 21. Juni 1869 eine 
erhebliche empfindliche Herabminderung der Zwangsmittel der 
Gläubiger erfolgt ſei. Die Leitung der Zwangsvollſtreckung 
vom Prozeßgericht aus habe ſich als viel zu ſchwerfällig er⸗ 
wieſen, das Gericht müſſe unter allen Umſtänden erſt ſchriftlich 
angegangen werden und zwar bei jedem einzelnen Akt der 
Zwangsvollſtreckung, bei jedem Uebergang von einer Art zur 
anderen müſſe immer erſt von Neuem ein Vollſtreckungsauftrag 
ertheilt, oder gar andere Gerichte um Ausführung der Voll⸗ 
ſtreckung erſucht werden; und trotz dieſes ſchwerfälligen Apparats 
ſei eine eigentliche fühlbare Kontrolle der Gerichte doch nicht 
vorhanden geweſen; die Vollſtreckungsbeamten hätten that⸗ 
ſächlich eine große Selbſtändigkeit gehabt. Deshalb hat der 
Entwurf für zweckmäßig gehalten, die Spruchgerichte mit der 
Vollſtreckung nicht zu betrauen, ſondern Vollſtreckungsgerichte 
anzuordnen, die zwar mit dem Spruchgerichte zuſammenfallen 
können, aber es doch nicht nothwendig brauchen. 

Die geſetzgebenden Faktoren ſchloſſen ſich zwar im Prinzip 
den Entwürfen an; immerhin wurde aber der Beſorgniß, daß 
es an geeignetem Perſonal fehlen könne, ſoweit Rechnung ge⸗ 
tragen, daß im Gerichtsverfaſſungsgeſetz bezüglich der Gerichts⸗ 
vollzieher lediglich im 8 155 die Beſtimmung getroffen wurde: 
„Die Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe der mit den Zuſtellungen, 
Ladungen und Vollſtreckungen zu betrauenden Beamten (Ge⸗ 
richtsvollzieher) werden bei dem Reichsgerichte durch den Reichs⸗ 
kanzler, bei den Landesgerichten durch die Landesjuſtizverwaltung 
beſtimmt.“ 

Hiernach war bloß ein Name gegeben, lebendig ſollte das 
Inſtitut der Gerichtsvollzieher erſt durch die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung werden. Selbſtverſtändlich mußten die in der 
Civilprozeßordnung aufgeſtellten Schranken und Vorſchriften 
für die Thätigkeit der Gerichtsvollzieher eingehalten werden. 
Entſprechend dieſer Beſtimmung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
beſtimmt die Reichsgebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 
23. Juli 1878 im $ 24 Nr. 2, daß es den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten vorbehalten bleibt, an Stelle von Gebühren und Aus⸗ 
lagen, welche die Gerichtsvollzieher auf Grund dieſes Geſetzes 
zu beanſpruchen haben, denſelben eine anderweite Vergütung 
zu gewähren. Hiernach hatte alſo der einzelne Bundesſtaat 
es vollſtändig in ſeiner Hand, innerhalb der Schranken des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Civilprozeßordnung das 
Amt, die Stellung und die Einkünfte der Gerichtsvollzieher 
beliebig zu geſtalten. 

Hiervon haben die einzelnen Staaten in folgender Weiſe 
Gebrauch gemacht: 

Preußen hatte in ſeinem Ausführungsgeſetz vom 24. April 
1878 im 8 73 die Regelung der Dienſt⸗ und Geſchäfts⸗ 
verhältniſſe der Gerichtsvollzieher dem Juſtizminiſter überlaſſen; 
ebenſo haben faſt alle anderen deutſchen Staaten in ihren 
Ausführungsgeſetzen zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz die 
Beſtimmung getroffen, daß die Regelung der Dienſt⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsverhältniſſe der Gerichtsvollzieher durch Verordnung er⸗ 
folgen ſollte: nur Württemberg hatte in ſeinem Ausführungs⸗ 
geſetz vom 24. Januar 1879 in Art. 29 und 30 beſtimmt, 
daß die Ortsvorſteher, und zwar jeder für ſeinen Ort der Zu⸗ 
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ſtellungs⸗ und Vollſtreckungsbeamte fein ſollte. Es iſt dann 
ferner beſtimmt, daß die Ortsvorſteher mit Zuſtimmung der 
bürgerlichen Kollegien die Annahme oder Fortführung des 
Amtes ablehnen konnten; in dieſem Falle ſollten Gerichts⸗ 
vollzieher angeſtellt werden. 

Auch Hamburg hatte in ſeinem Ausführungsgeſetz vom 
23. April 1879 nicht erſt auf eine künftige Verordnung hin⸗ 
gewieſen, ſondern ſofort die Ordnung getroffen, von der noch 
weiterhin die Rede ſein wird. 

Faſt ſämmtliche deutſchen Staaten haben in ihren Aus⸗ 
führungsgeſetzen den Gerichtsvollziehern die Befugniß zu⸗ 
geſprochen, Wechſelproteſte aufzunehmen, die freiwillige Mobiliar⸗ 
verſteigerung vorzunehmen, ebenſo die Siegelung und Ent⸗ 
ſiegelung und Inventuren im Auftrage des Gerichts oder des 
Konkursverwalters auszuführen. Auch enthalten faſt ſämmtliche 
Ausführungsgeſetze die Beſtimmung, daß § 156 des deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der die Beſtimmung trifft, wann 
der Gerichtsvollzieher von der Ausübung ſeines Amtes kraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, entſprechende Anwendung finden 
ſoll, wenn der Gerichtsvollzieher in Angelegenheiten thätig iſt, 
auf die die deutſchen Prozeßgeſetze ſich nicht beziehen. 

Von der geſetzlichen Befugniß Gebrauch machend, hatte 
der preußiſche Juſtizminiſter am 14. Juli 1879 eine Gerichts⸗ 
vollzieherordnung erlaſſen. In derſelben iſt der Einfluß der 
Motive zur Civilprozeßordnung unverkennbar. Es iſt un⸗ 
verkennbar das Beſtreben, in dieſer Gerichtsvollzieherordnung 
die Gerichtsvollzieher als einen freieren, beſſeren Stand hin⸗ 
zuſtellen, als die Gerichtsdiener und die alten preußiſchen 
Exekutoren. 

Dies iſt beſonders aus zwei Beſtimmungen zu erſehen: 

a) es find die Vorausſetzungen zum Gerichtsvollzieher⸗ 
amt beſtimmt, unter anderem das Beſtehen einer 
Prüfung, und es heißt in 5 55 dieſer Ordnung, 
daß zu Gerichtsvollziehern ohne Ablegung der 
Prüfung ernannt werden könnten: 

1. die Gerichtsvögte am Gerichtsappellationshof zu 
Celle, ſowie die Gerichtsvollzieher im Bezirke 
des Appellationsgerichtshofs zu Köln, 

2. Perſonen, welche vor dem 1. Oktober 1879 die 
Fähigkeit zum Gerichtsvollzieher oder Gerichts⸗ 
vogt in den gedachten Bezirken erlangt haben, 

3. Perſonen, welche die Fähigkeit zum Gerichts⸗ 
ſchreiberamt erlangt haben, 

4. Perſonen, welche im Geltungsbereich der Preußi⸗ 
ſchen Verordnung vom 2. Januar 1840 als 
Exekutionsinſpektoren angeſtellt waren, 

b) daraus, daß der Juſtizminiſter von der Befugniß in 
der Gebührenordnung, die Gerichtsvollzieher auf 
feſtes Gehalt zu ſetzen, keinen Gebrauch gemacht 
hat, ſondern § 23 beſtimmt, daß die Gerichts⸗ 
vollzieher für die Amtshandlungen die tarifmäßigen 
Gebühren und Vergütungen erwerben. 

Die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichtsvollziehers umfaßt 
nach 8 17 den Landgerichtsbezirk, zu welchem das Amtsgericht 
gehört, bei welchem er angeſtellt iſt, ſo daß das Publikum 
unter den mehreren Gerichtsvollziehern eines Bezirks die Wahl 
hat. Nach S 27 iſt ihm ein Mindeſteinkommen vom Staate 
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garantirt; daſſelbe betrug zur Zeit der Gerichtsvollzieherordnung 
1800 Mark. Die von ihnen zu beſtellende Kaution beträgt 
600 Mark. — Das Recht der Aufſicht ſteht den Amtsrichtern 
und deren vorgeſetzten Auffichtsbeamten zu. 

Dieſe Gerichtsvollzieherordnung, die mit dem 1. Oktober 
1879 in Kraft getreten iſt, iſt zwar ſchon im Jahre 1885 
aufgehoben und durch eine andere vom 23. Februar 1885 
erſetzt worden, aber dieſe ließ das Prinzip, daß jeder Gerichts⸗ 
vollzieher für den ganzen Landgerichtsbezirk zuſtändig ſei und 
das Publikum unter mehreren die Auswahl hatte, und daß 
jeder Gerichtsvollzieher die Gebühren, die er verdiente, für ſich 
behielt, unberührt, ſo daß man ſagen kann, dieſe Grundſätze 
haben vom 1. Oktober 1879 bis zum 1. Oktober 1900, als 
die neue Gerichtsvollzieherordnung mit ganz anderen Prinzipien 
ins Leben trat, in Preußen beſtanden. 

Ganz anders als Preußen regelte Hamburg das Gerichts⸗ 
vollzieherweſen. 

In dem Hamburgiſchen Ausführungsgeſetz vom 23. April 
1879 zum deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz heißt es im 8 100: 

„Die Beſchaffung der Zuſtellungen, Ladungen und 
Vollſtreckungen, mit Ausnahme der in den Bezirken 
der Amtsgerichte Ritzebüttel und Bergedorf, erfolgt 
durch das Gerichtsvollzieheramt; daſſelbe beſteht unter 
der Oberaufſicht eines rechtsgelehrten Senatsmitgliches 
aus einem Inſpektor mit der Qualifikation zum Gericht 
ſchreiber und aus der ausreichenden Zahl von Gericht 
vollziehern“ 

deren Zahl dann, wie weiter beſtimmt iſt, vom Senat mit 
Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes feſtzuſtellen iſt. 

„Der Inſpektor des Amts wird vom Senat ernannt, 
die übrigen Beamten des Amts werden vom Chef des 
Amts ernannt.“ 

Innerhalb der erſten drei Jahre, alſo bis zum 1. Dftober 
1883, konnten die bisherigen Beamten des Exekutionsbüreaus 
beibehalten werden. Entſprechend dieſer Beſtimmung iſt dann 
am 28. Juni 1882 die Geſchäftsordnung für das Gerichts⸗ 
vollzieheramt erlaſſen worden, die ſpäter mehrfach abgeändert 
worden iſt. 

Danach iſt das Gerichtsvollzieheramt mit einem als Chef 
deſſelben fungirenden rechtsgelehrten Senatsmitgliede bei⸗ 
behalten worden; das Amt iſt in 3 Abtheilungen getheilt, 
1. für Zuſtellungen, 2. für Zwangsvollſtreckungen in gericht⸗ 
lichen Sachen, 3. für Zwangsvollſtreckungen in Verwaltungs⸗ 
ſachen und für das Kaſſenweſen. 

Die Zuweiſung der einzelnen Angeſtellten und die Ver⸗ 
theilung der Arbeiten erfolgt durch den Chef des Gerichts⸗ 
vollzieheramts. Sämmtliche Beamte des Amts erhalten feſtes 
Gehalt, welches ſpäter im Jahre 1891 für die Büreauvorſteher 
der Abtheilungen auf 3000 — 4000 Mark, für die Gerichts⸗ 
vollzieher auf 2100 — 2400 reſp. 2400 — 3000 Mark beftimmt 
iſt. Eine Kaution haben zu ſtellen: der Büreauvorſteher für 
das Kaſſenweſen und der Kaſſirer 10 000 Mark, der Kaſſen⸗ 
gehülfe 5000 Mark, die Gerichtsvollzieher je 3 000 Mark, die 
Schreiber, Pfändungsbeamten und Boten je 1000 Mark. — 
Außer dieſem Gerichtsvollzieheramt in Hamburg gab es noch 
je einen Gerichtsvollzieher bei den Amtsgerichten in Ritzebüttel 
und Bergedorf. 
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Der Gerichtsvollzieher des Gerichtsvollzieheramts ſteht 
mit dem Publikum in keinerlei weiterer Beziehung; er iſt nicht 
Beauftragter, ſondern beauftragt wird das Gerichtsvollzieheramt, 
das auch allein eine Annahmeſtelle für Aufträge hat. Welche 
einzelnen Beamten es für die einzelnen Angelegenheiten ver⸗ 
wendet, iſt ſeine Sache, es iſt aber in der der Geſchäftsordnung 
angeſchloſſenen Inſtruktion auf das Genaueſte beſtimmt, in 
welcher Friſt jeder Auftrag ausgeführt werden ſoll und wie 
jeder Auftrag aufgeführt werden ſoll. 

Ebenſo wie Hamburg hat auch Sachſen die Gerichts⸗ 
vollzieher auf feſtes Gehalt geſetzt und die Gebühren zur Staats⸗ 
kaſſe eingezogen, wie dies die Königlich Sächſiſche Verordnung 
vom 2. September 1879 ergiebt. 

Im Uebrigen ſind noch Baden und Oldenburg dieſem 
Beiſpiel gefolgt, alle anderen haben die Gerichtsvollzieher 
ähnlich geſtellt, wie es in Preußen geſchehen war; jedoch 
ſoll Bayern jetzt dazu übergehen, Gerichtsvollzieherämter 
zu ſchaffen. 

Ein ganz anderes Syſtem als das preußiſche von 1879 
und als das Hamburgiſche iſt dann in Preußen mit Geſetzes⸗ 
kraft vom 1. Oktober 1900 durch die Gerichtsvollzieherordnung 
vom 31. März 1900 eingeführt. 

Der Gerichtsvollzieher iſt nicht mehr für den ganzen 
Landgerichtsbezirk, zu dem ſein Amtsgericht gehört, zuſtändig, 
ſondern nur für den ſogenannten Gerichtsvollzieherbezirk. Als 
ſolcher gilt, wenn nur ein Gerichtsvollzieher bei einem Amts⸗ 
gericht angeftellt ift, der Amtsgerichtsbezirk; wenn mehrere an⸗ 
geſtellt find, fo wird jedem Gerichtsvollzieher ein örtlich ab⸗ 
gegrenzter Theil zugewieſen, dies iſt der Gerichtsvollzieher⸗ 
bezirk. — Wechſelproteſte und ſolche Aufträge, welche ohne 
Gefährdung der Parteirechte keinen Aufſchub geſtatten, find an 
die Geſchäftsvertheilung nicht gebunden. 

Die Geſchäftsvertheilung iſt erforderlichen Falles unter 
Beifügung eines alphabetiſchen Straßenverzeichniſſes durch 
Aushang bekannt zu machen, ebenſo durch Mittheilung an alle 
Juſtizbehörden des Orts, an die örtliche Poſtanſtalt, ſowie an 
ſämmtliche Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher und Amtsgerichte 
des Landgerichtsbezirk, und auch noch an andere Behörden. 
Aenderungen, die im Laufe der Jahre eintreten, ſollen in 
gleicher Weiſe bekannt gemacht werden; die Gerichtsvollzieher 
beziehen ein feſtes Gehalt und einen geſetzlichen Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß, die Gebühren fließen zur Staatskaſſe. Von den 
zur Staatskaſſe vereinnahmten Gebühren aus Parteiaufträgen 
erhalten die Gerichtsvollzieher 24 Prozent, davon werden 
10 Prozent auf Gehalt und 14 Prozent für Unkoſten ver⸗ 
rechnet; dafür haben die Gerichtsvollzieher auf eigene Koſten 
zur Unterbringung gepfändeter Sachen eine Pfandkammer zu 
halten, ſoweit dies nach Lage der Verhältniſſe erforderlich iſt. 

Bei jedem Amtsgericht, für deſſen Bezirk mehrere Gerichte: 
bollzieher angeſtellt find, wird eine Vertheilungsſtelle für 
Gerichtsvollzieheraufträge eingerichtet. Die Parteien haben die 
Wahl, ob ſie ihre Aufträge dem zuſtändigen Gerichtsvollzieher 
unmittelbar oder durch Vermittlung der Vertheilungsſtelle 
übertragen wollen. Bei der Vertheilungsſtelle ſoll für jeden 
Gerichtsvollzieher ein Fach beſtimmt ſein. Der Gerichts⸗ 
vollzieher fol fi täglich in der Vertheilungsſtelle perſönlich 

„um feine Aufträge abzuholen. Bei Amtsgerichten 
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mit größerem Geſchäftsumfange ſollen ein oder mehrere Gerichts⸗ 
vollzieher abwechſelnd an den einzelnen Wochentagen zur Aus⸗ 
führung eiliger Aufträge in ihrem Geſchäftslokal ſich ſtändig bereit 
halten. Die Gebühren und Auslagen der Gerichtsvollzieher 
ſind zur Staatskaſſe einzuziehen und zwar heißt es im 8 66 
Nr. 6: „Sind die Koſten innerhalb der in der Zahlungs⸗ 
aufforderung beſtellten Friſt nicht entrichtet, ſo hat der Gerichts⸗ 
vollzieher unter Benutzung des Formulars II die zwangsweiſe 
Beitreibung bei dem Rendanten der Gerichtskaſſe in Antrag 
zu bringen.“ 

Dieſe Gerichtsvollzieherordnung wurde in der Berathung 
des Juſtizetats im Februar 1900 dem preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe vorgelegt. Es geſchah dieſe Vorlegung, weil Etats⸗ 
forderungen damit verbunden ſind; ohne dieſe würde der Juſtiz⸗ 
miniſter, wie die oben citirten Geſetzesbeſtimmungen ergeben, 
allein zum Erlaß derſelben befugt geweſen ſein. 

Dieſe Gerichtsvollzieherordnung ſelber und die Denkſchrift 
dazu ſind vorher weder der Oeffentlichkeit noch den Anwalts⸗ 
kammern oder Anwaltvereinen mitgetheilt worden. Wäre dies 
geſchehen, ſo hätte ſich die preußiſche Juſtizverwaltung vielleicht 
doch durch die Kritik von berufener Seite veranlaßt geſehen, 
auf dieſer Neuordnung nicht zu beſtehen. 

Der neue Schriftleiter der Juriſtiſchen Wochenſchrift, 
Kollege Kuhlenbeck, hat in ſeinem Antrittswort in der 
Nummer vom 8. Juli 1901 bemerkt: 

„Es giebt kaum eine Frage der Geſetzgebung und 
Rechtspflege, bei der nicht an hervorſtehender Stelle 
die Rechtsanwaltſchaft ſowohl berechtigt, als auch ver⸗ 
pflichtet erſcheinen dürfte, ein Urtheil abzugeben.“ 

Zu dieſem ſehr richtigen Satze könnte man hinzufügen: 
es giebt kaum eine Frage der Geſetzgebung und Rechtspflege, 
die ſich ſo ſehr für das Gutachten der Rechtsanwaltſchaft 
eignet, als die Ordnung des Zuſtellungs- und Vollſtreckungs⸗ 
weſens. Denn die Rechtsanwälte ſind hierbei die denkbar 
unbefangenſten Beobachter und Beurtheiler. Sie verfolgen 
keine eigenen Intereſſen und vertreten nicht das einſeitige 
Intereſſe des Gläubigers oder des Schuldners, ſondern ver⸗ 
treten beide Parteien, Gläubiger wie Schuldner. 

Trotzdem die Anwaltſchaft nicht gefragt war, hat ſie doch, 
ſobald ſie von den Plänen Kenntniß erhalten hatte, ſich ver⸗ 
pflichtet gehalten, ihre warnende Stimme zu erheben. Der 
Vorſtand der Anwaltskammer zu Berlin hat unterm 24. Februar 
1900 die nachfolgende Petition dem Abgeordnetenhauſe über⸗ 
reicht. In dieſer Petition wird darauf hingewieſen, daß die 
Gründe für die Umgeſtaltung des Gerichtsvollzieherweſens 
nicht ſtichhaltig ſeien, und daß die Folgen ſchädlich für die 
Rechtspflege ſein werden. Beides hat ſich in der ſeither ver⸗ 
floſſenen Zeit in noch größerem Maße bewahrheitet, als damals 
angenommen iſt. 

Die Denkſchrift motivirt die Aenderungen in folgender 
Weiſe: 

1. Es habe ſich das Gerichtsvollzieherweſen in Preußen 
ſeit 1879 in ungeſunder Weiſe entwickelt und habe große 


Uebelſtände gezeitigt, die ſeit Jahren in der Preſſe und im 


Landtage zu lebhaften Klagen geführt hätten. 
2. In großen Städten ſeien Gerichtsvollzieher zu ſehr 
erheblichen Einnahmen gekommen, während andere nicht einmal 
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das garantirte Mindeſteinkommen von 1800 Mark erreicht 
hätten, ſo daß der Staat die Differenz habe ausgleichen müſſen. 

In den Jahren 1894 bis 1899 hätten die Hälfte der 
preußiſchen Gerichtsvollzieher weniger als 3 000 Mark Ver⸗ 
dienſt gehabt, ein Viertel zwiſchen 4 000 bis 4 600 Mark, 
10 Prozent zwiſchen 4 600 bis 6000 Mark, 10 Prozent 
zwiſchen 6 000 bis 8 000 Mark, während von den reſtlichen 
5 Prozent etwa drei Fünftel bis 10 000 Mark und zwei 
Fünftel über 10 000 Mark Einnahmen gehabt hätten. Die 
abſolut höchſte Einnahme hätte ein Kölner Gerichtsvollzieher 
in dem Jahre 1897/98 mit 20 044,31 Mark und in dem 
Jahre 1898/99 mit 21 400,25 Mark erreicht.“ 

3. Zahlreiche Amtsgerichte entbehrten eines Gerichts⸗ 
vollziehers, weil ein ſolcher nicht genügende Beſchäftigung 
dort findet. 

Die Zahl der Gerichtsvollzieher betrug in Preußen in 
den fünf Etatsjahren vom 1. April 1894 bis 1899 


im Etatsjahr 1894/9 5. . . 1807, 
s s 1895/96 . » 1 800, 
s s 1896/97. . 1780, 
„ 1.897%8 . 1 765, 
s s 1898/99 . . 1649 *). 


Die Denkſchrift glaubt alle dieſe wie alle anderen von 
ihr hervorgehobenen Uebelſtände nur durch Anſtellung der 
Gerichtsvollzieher gegen feſtes Gehalt und Einziehung der 
Gebühren zur Staatskaſſe beſeitigen zu können. — Die 
Gerichtsvollzieher ſeien dann unabhängig geſtellt, für die 
Juſtizverwaltung ſei die Möglichkeit einer eingehenderen und 
ſtrengeren Dienſtaufſicht gegeben, das Publikum ſei gegen 
rückſichtsloſe Härte geſchützt, die Gebührenberechnung ſei durch 
keinerlei eigennützige Intereſſen beeinflußt, und endlich falle 
der ärgernißerregende Zuſtand fort, daß Subalternbeamte 
Einnahmen beziehen, die in einzelnen Fällen die eines Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten überſtiegen, und in zahlreichen Fällen 
über das Gehalt des Richters des betreffenden Amtsgerichts 
hinausgingen. — Uebrigens beziehe ſich dieſe neue Aenderung 
im Weſentlichen nur auf 128 Amtsgerichte, alſo auf 11,61 Pro⸗ 


*) Dieſe find indeß Bruttoeinnahmen; die Denkſchrift taxirt 
die Büreauausgaben nach einer, wie ſie ausführt, auf ſehr genaue 
Erhebungen geſtützten Rechnung auf 25 Prozent der Einnahmen. 

*) Die Verminderung der Zahl der Gerichtsvollzieher beruht 
darauf, daß mehrere kleinere Amtsgerichte, in welchen nicht genügend 
Beſchäftigung für einen Gerichtsvollzieher war, zu einem Bezirk ver⸗ 
einigt worden ſind, ſo daß ſchließlich vor dem 1. Oktober 1900 von 
den 1103 preußiſchen Amtsgerichten eine Zahl von 161 eines eigenen 
Gerichtsvollziehers entbehrten, während bei 656 Amtsgerichten nur 
ein Gerichtsvollzieher angeſtellt war. Die Zahl der Gerichtsvollzieher, 
die in den fünf Etatsjahren das Mindeſteinkommen nicht erreichen, 
und der dieſen gewährte ſtaatliche Zuſchuß ſtellt ſich wie folgt zu⸗ 
ſammen: 


Das Mindeſt⸗ 


Zahl der Gerichts⸗ Staatlicher 


ahr i 
Jah vollzieher 3 Zuſchuß 
1894/95 1807 393 240 920,55 „4 
1895/96 1800 417 255 520,53 
1896/97 1780 425 269 014,68 
1897/98 1765 375 238 477,31 
1898/99 1646 368 211 753,37 : 
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zent der Geſammtzahl, denn nur bei dieſen ſei eine größere 
Zahl von Gerichtsvollziehern vorhanden; bei 813 Amtsgerichten 
ſei überhaupt nur ein Gerichtsvollzieher angeſtellt, alſo eine 
Konkurrenz nicht möglich; bei 158 ſeien nur je 2 Gerichts⸗ 
vollzieher angeſtellt, für welche auch eine erhebliche Konkurrenz 
ausgeſchloſſen ſei. 

Dies iſt im Weſentlichen die Begründung der Neuordnung, 
die am 1. Oktober 1900 in Kraft getreten iſt. 

Wenn man die Vortheile und Nachtheile dieſer Aenderung 
objektiv abwägt, ohne in den Optimismus der Denkſchrift zu 
verfallen, ſo kann man als Vortheile anſprechen, daß jedes 
Amtsgericht mit einem Gerichtsvollzieher beſetzt werden ſoll. 
Die Denkſchrift ſieht eine Vermehrung um 283 Stellen in 
Ausſicht, dies iſt zweifellos ein Fortſchritt. — Es iſt ferner 
auch richtig, daß eine ſehr große Zahl der Gerichtsvollzieher 
ſich bei der neuen Ordnung beſſer ſteht als früher; und wenn 
es ſich darum handelte, das Wohl und Wehe der Gerichts⸗ 
vollzieher zu berathen, ſo würde man von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus dieſer Ordnung zuſtimmen müſſen. Die Frage iſt 
aber nicht, wie die neue Ordnung auf die Gerichtsvollzieher 
wirkt, ſondern wie ſie auf die Rechtspflege wirkt. 

Von den Gründen, die die Denkſchrift ausführt, iſt endlich 
drittens richtig, daß der Zuſtand beſeitigt iſt, daß Gerichts⸗ 
vollzieher höhere Einnahmen haben als Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten. Wer an dieſem Zuſtande Aergerniß genomma 
hat, iſt dieſen Aerger jetzt los. 

Dagegen dürften alle anderen Gründe der Denkfhnt 
kaum zutreffend ſein. Was zunächſt den Grund betrifft, daß 
die neue Ordnung ja auf faſt 89 Prozent der Gerichts⸗ 
vollzieherſtellen gar keinen Einfluß übt, weil dieſelben nur 
von einem oder von je 2 Gerichtsvollziehern beſetzt wären, ſo 
ſpricht dies nicht für die neue Ordnung. Denn wenn an 
89 Prozent der Gerichtsvollzieherſtellen nichts geändert oder 
gebeſſert wird, ſo war eben die Aenderung der Gerichts⸗ 
vollzieherordnung nicht nothwendig. Trotzdem würde man 
mit ihr ſich befreunden können und müſſen, wenn ſie bei den 
128 Amtsgerichten mit einer größeren Zahl von Gerichts⸗ 
vollziehern etwas gebeſſert hätte. Dies iſt aber durchaus 
nicht der Fall. 

Die Denkſchrift meint freilich, es habe unlauterer Weit⸗ 
bewerb in großem Maße ſtattgefunden, und ſchließt dies aus 
einer Eingabe von 61 Berliner Gerichtsvollziehern, die im 
Jahre 1891 ihrer vorgeſetzten Behörde mitgetheilt, einige der 
vielbeichäftigten Kollegen trieben unlauteren Wettbewerb, un 
ſchließt dies ferner aus den Klagen in der Preſſe und in 
Abgeordnetenhauſe. — Indeſſen auf den Verdacht der weniger 
beſchäftigten Gerichtsvollzieher, daß ihre begünſtigteren Kollegen 
das Plus an Beſchäftigung nicht der Tüchtigkeit, ſondern 
unlauteren Mitteln verdanke, iſt nicht viel zu geben. Es iſt 
menſchlich leicht erklärlich, daß ſich ein ſolcher Verdacht bei 
den weniger beſchäftigten Mitgliedern des Standes erhebt. 
Auch auf die Beſchwerden der Schuldner, die ſich hin und 
wieder in der Preſſe geltend gemacht haben, iſt wenig zu 
geben. — Denn das Vollſtreckungsweſen iſt begrifflich ein 
Zwang gegen den Schuldner; es iſt alſo natürlich, daß der 
Schuldner dieſen Zwang empfindet. Endlich ſind die Klagen 
im Abgeordnetenhauſe, wenigſtens in den Jahren 1897, 1898 


wur, 
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und 1899, auf die die Denkſchrift verweiſt, nur von einer 
Seite ausgegangen. 

Allerdings hat der Abgeordnete für Hirſchberg, der Ab⸗ 
geordnete Seydel bei der Berathung des Juſtizetats in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 16. Februar 1897 lebhafte 
Klagen über die Gerichts vollzieher erhoben; fie ſollten wegen 
ihrer Abhängigkeit von den Anwälten die von dieſen berechneten 
Exekutionsgebühren unrichtig prüfen; fie wären abhängig von 
den Büreauvorſtehern, auch fände durch den ſchrankenloſen 
Wettbewerb eine unnütze Verſchwendung von Kraft ſtatt; die 
vier Gerichtsvollzieher von Hirſchberg hätten ſich ſämmtlich 
eines ſchönen Nachmittags in einem Dorfe, eine Stunde von 
Hirſchberz, bei einem Schuldner zuſammengefunden, um für 
vier verſchiedene Auftraggeber thätig zu ſein. Dieſe Klagen 
hat derſelbe dann in der Sitzung vom 4. Februar 1898 
wiederholt, und die Geſchichte mit den vier Gerichtsvollziehern 
hat ſpäter der Herr Juſtizminiſter als Warnung für die 
Verſchwendung von Arbeitskräften vorgetragen. 

Dieſe Erfahrungen des Abgeordneten Seydel, die ſich 
lediglich auf Hirſchberg beziehen, ſtimmen mit den Erfahrungen 
der Rechtsanwaltſchaft in Preußen nicht überein, und ebenſo 
wenig ſtimmt damit überein die Meinung der Denkſchrift, daß 
ſich das Gerichtsvollzieherweſen ungeſund entwickelt habe. Es 
mag dabei wiederholt darauf hingewieſen werden, daß es 
durchaus unrichtig iſt, daß die Rechtsanwälte lediglich das 
Intereſſe der Gläubiger vertreten oder gar, daß fie eigene 
Intereſſen vertreten, wie dies allerdings ſeitens einiger niederer 
Berliner Preßorgane behauptet iſt. 

Die Gebühren der Rechtsanwälte ſind nach der neuen 
Gerichtsvollzieherordnung genau die gleichen, wie nach der 
alten. Wenn der Abgeordnete Seydel meint, die Gerichts⸗ 
vollzieher kämen dazu, ungerechtfertigte Gebühren der Rechts: 
anwälte feſtzuſetzen, ſo iſt er vollſtändig im Irrthum; das 
Vollſtreckungsgericht würde die Gebühren herabſetzen müſſen und 
bei wiederholtem Vorkommen würden die Vorſtände der Anwalts⸗ 
lammern genügend Abhülfe ſchaffen. Die alte Gerichtsvollzieher⸗ 
ordnung hat dieſe Uebelſtände nicht gehabt; ſie hat im Großen 
und Ganzen vorzüglich funktionirt. Gerade die höheren 
Einnahmen, die in großen Städten einzelne Gerichtsvollzieher 
haben konnten, und an denen wohl nur wenige Leute in 
Preußen Anſtoß genommen haben — nämlich außer den 
Gerichtsvollziehern mit Mindereinnahmen vielleicht noch einige 
Dutzend oder einige Hundert Beamte — hatten tüchtige, 
intelligente Männer veranlaßt, ſich dem Gerichtsvollzieherſtande 
zu widmen, und es hat ſich in den großen Städten ein Kern 
tüchtiger, intelligenter und energiſcher Gerichtsvollzieher gebildet. 
Es iſt auch nicht zu verſtehen, wenn die Denkſchrift ſagt, die 
Gerichtsvollzieher in kleineren Städten hätten nie Ausſicht auf 
Befferung gehabt; es ſtand ja nichts im Wege, tücktige 
Gerichtsvollzieher aus kleineren Städten in große zu verſetzen. 
— Uebrigens würden, wenn in der That unlauterer Wett⸗ 
bewerb in großem Maßßſtabe geübt wäre, ſich doch immer nur 
Beſtimmungen gegen den unlauteren Wettbewerb rechtfertigen, 
aber nicht die Aufhebung des Wettbewerbs. Letztere hat für 
die großen Städte die ſchlimmſten Folgen gehabt. 

Zunächſt trat am 1. Oktober 1900 im Zuſtellungs⸗ und 
Vollſtreckungsweſen eine große Verwirrung ein. Die Gerichts⸗ 
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vollzieher entließen, da ſie nur 24 Prozent der Einnahmen 
behalten ſollten, ſämmtlich ihr Büreau. Gerade die tüchtigſten 
und beſchäftigſten Gerichtsvollzieher hatten aber auch tüchtig 
eingearbeitete Büreaus, die ihnen alle Schreibereien und 
Formalien abnahmen, ſo daß die Gerichtsvollzieher für ihre 
eigentliche Thätigkeit freie Zeit behielten. Nun aber ſollten 
ſie dieſe Schreibarbeiten und dieſe Formalien ſelber machen, 
während ſie dieſer entwöhnt waren und ſollten außerdem am 
Tage die perſönlichen Zuſtellungen und Vollſtreckungen vornehmen. 
So kam es, daß ruhige, beſonnene und zuverläſſige Männer 
in wenigen Wochen nervös, überreizt, unzufrieden und unwillig 
wurden. 

Das Verzeichniß der Gerichtsvollzieher des Amtsgerichts I 
Berlin, das in wenigen Wochen mit 8 Nachträgen verſehen 
werden mußte, zeigt bereits im 2. Nachtrag, der in der 2. Hälfte 
des Oktober erſchien, nicht weniger als 8 Erkrankungen von 
Gerichtsvollziehern, der 5. Nachtrag vom 17. November 1900 
zeigt 5 Erkrankungen und einen Todesfall, der 6. Nachtrag 
zeigt nur 2 Veränderungen an, darunter eine Erkrankung, 
der 7. Nachtrag vom 23. Januar 1901 zeigt 7 Erkrankungen, 
der 8. Nachtrag kurz nachher 9 Erkrankungen an. Dieſe 
Erkrankungen beziehen ſich nicht auf dieſelben Gerichtsvollzieher, 
ſo daß in den 3 Monaten des Beſtehens der neuen Gerichts⸗ 
vollzieherordnung von circa 120 Gerichtsvollziehern, die alle 
kräftige Männer im beſten Lebensalter ſind, nicht weniger als 
30 erkrankt ſind. 

Darunter litten die Geſchäfte ganz außerordentlich; die 
Zuſtellungen kamen verſpätet an, wenn der Termin, zu dem 
zugeſtellt war, bereits vorüber war; bei Zwangsvollſtreckungen 
bekam die Partei oder der Anwalt keine Nachricht, ſchließlich 
kam der fruchtloſe Bericht, auch dort, wo die Partei ganz 
genau wußte, daß ſehr wohl etwas vorhanden iſt. 

Der Berliner Anwaltverein ſah ſich bei dieſer Sachlage 
veranlaßt, Material zu ſammeln. Er ließ den Monat Oktober 
1900 als Uebergangsmonat außer Betracht und ſammelte 
Beſchwerden aus den beiden Wochen vom 12.—17. und vom 
19.— 24. November 1900. Es find ihm in dieſen beiden 
Wochen mehr als 300 Vorfälle mitgetheilt, in welchen die 
Zuſtellungen und Zwangsvollſtreckungen gegen die Zeit vor 
dem 1. Oktober 1900 erheblichen Mehraufwand an Zeit und 
Koſten, Schwierigkeiten und Arbeit aufwieſen. 

Der Anwaltverein hat den nachfolgenden Bericht der 
Kommiſſion dem Herrn Juſtizminiſter am 23. Februar 1901 
überſandt und hat von demſelben die nachfolgende Antwort 
vom 2. Mai 1901 erhalten. 

Der Herr Juſtizminiſter geht davon aus, daß es ſich nur 
um Uebergangsbeſchwerden handelt, daß im Laufe der Zeit 
eine weſentliche Beſſerung eintreten werde. Bemerkenswerth 
iſt die Antwort auch dadurch, daß der Herr Miniſter anzunehmen 
ſcheint, daß die Rechtsanwälte aus irgend welchen perſönlichen 
Gründen der Neuordnung feindlich gegenüberſtänden; dies iſt, 
wie ſchon vorher erwähnt, durchaus nicht der Fall. Auch die 
Meinung des Herrn Miniſters, daß im Laufe der Zeit eine 
weſentliche Beſſerung eintreten werde, hat ſich bisher nicht 
beſtätigt. 

Daß übrigens die Uebelſtände keineswegs bloß in Berlin 
empfunden wurden, iſt daraus zu erſehen, daß von Oſt und 
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Weſt gleiche Vorſtellungen an den Herrn Miniſter gerichtet 
ſind; der Vorſtand der Anwaltskammer zu Hamm hat unterm 
28. Februar 1901, der Vorſtand der Anwaltskammer zu 
Königsberg unterm 13. April 1901 und der Vorſtand der 
Anwaltskammer zu Marienwerder im Juli 1901 ähnliche Vor⸗ 
ſtellungen dem Herrn Miniſter gegenüber erhoben, ebenſo hat 
der Vorſtand der Anwaltskammer zu Caſſel im Juli cr. ſolche 
Beſchwerde beſchloſſen. 

Es hat ſich eben in den jetzt verfloſſenen faſt 11 Monaten 
klar herausgeſtellt, daß das eigene Intereſſe der Gerichtsvoll⸗ 
zieher und der Beſitz tüchtiger Büreaukräfte derſelben in großen 
Städten unbedingt nothwendig iſt, um Zuſtellungs⸗ und Voll⸗ 
ſtreckungsweſen in geordnetem guten Zuſtande zu erhalten. 
Das fehlende eigene Intereſſe und die fehlenden Büreaukräfte 
können durch keine, wie auch immer geartete Dienftaufficht, 
erſetzt werden. Letztere kann gegen das intereſſeloſe, laxe Vor⸗ 
gehen nicht helfen, ſolches läßt ſich überhaupt im Beſchwerde⸗ 
wege ſchwer angreifen; wie ſoll denn der Gläubiger, wenn 
der Gerichtsvollzieher anzeigt, er habe fruchtlos gepfändet, 
nachweiſen, daß der Gerichtsvollzieher genauer oder beſſer hätte 
nachſehen müſſen; wie ſoll er denn, wenn der Gerichtsvollzieher 
in Berlin anzeigt, er habe den zu verhaftenden Schuldner nicht 
angetroffen, nachweiſen, daß dies doch hätte geſchehen können. 
Dies iſt ganz unmöglich und daher haben die Gerichtsvoll⸗ 
zieher dies auch nicht zu fürchten. Dagegen iſt die Dienſt⸗ 
aufſicht gegen zu ſcharfes Vorgehen der Gerichtsvollzieher ſehr 
leicht zu handhaben; denn zu ſcharfes Vorgehen zeigt ſich in 
poſitiven Thatſachen, die leicht nachzuprüfen ſind. 

Daher haben denn auch ſeit dem 1. Oktober 1900 die 
böswilligen Schuldner, die ſich in allen großen Städten in 
nicht geringer Anzahl vorfinden, vortreffliche Zeit. Sie ſind 
gewohnt, ihre Handwerker und andere Lieferanten nur immer 
erſt dann zu bezahlen, wenn der Gerichtsvollzieher mit dem 
Haftbefehl kommt, und dies iſt eben jetzt außerordentlich er⸗ 
ſchwert. Ebenſo erſchwert iſt der Verkehr des Gläubigers mit 
dem Gerichtsvollzieher; darunter leiden unter Umſtänden die 
Schuldner noch mehr als die Gläubiger. Hierin ſtimmen alle 
Intereſſentenkreiſe überein. 

Im Uebrigen fängt auch die Dienſtaufſicht, was ja auch 
menſchlich leicht zu erklären iſt, bei der Fülle der Ereigniſſe 
zu erlahmen an. Es muß übrigens anerkannt werden, daß 
die preußiſche Juſtizverwaltung auf das Lebhafteſte bemüht iſt, 
dieſe Uebelſtände zu beſeitigen; es gelingt ihr aber nicht, weil 
eben das Uebel im Prinzip liegt. 

Hiernach iſt der Schluß gerechtfertigt, daß durch die neue 
Gerichtsvollzieherordnung die Rechtspflege in Preußen in Be⸗ 
ziehung auf Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsweſen, in Beziehung 
alſo auf die weſentlichſten Prozeßelemente verſchlechtert iſt. 
Hieraus folgt, daß ihre Aufhebung empfohlen werden muß, 
ganz gleich, ob es gut oder ſchlecht für die Gerichtsvollzieher 
und auf die Finanzen des Staates wirkt oder nicht. 

Selbſtverſtändlich ſchließt eine Wiederherſtellung der 
früheren Ordnung in Preußen nicht verſchärfte Beſtimmungen 
gegen unlauteren Wettbewerb aus. Soweit ſolcher dadurch ge⸗ 
trieben wird, daß die Gerichtsvollzieher an die Büreauvorſteher 
der Rechtsanwälte Gratifikationen geben, um ſich deren Kund⸗ 
ſchaft zu erhalten, iſt es Sache der Rechtsanwälte und der 
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Vorſtände der Anwaltskammern, dieſem Unweſen zu ſteuern. 
Die Vorſtände werden zweifellos in der Lage ſein, Abhülfe 
zu ſchaffen, wenn die Vollſtreckungsrichter, die unſchwer ſolche 
Zuſtände feſtſtellen können, dieſe den Vorſtänden mittheilen. 

Es iſt noch die Frage zu erörtern, ob die frühere preußiſche 
Gerichtsvollzieherordnung oder das Hamburger Syſtem, das 
wie geſagt, auch in anderen deutſchen Staaten eingeführt iſt, 
für ganz Deutſchland empfohlen werden kann. 

Für die in Hamburg eingeführten Gerichtsvollzieherämter 
ſpricht 1. daß dieſelben dort, ſoweit bekannt, ſeit 1879 gut 
funktionirt haben, 2. daß die Haftung der Gerichtsvollzieher⸗ 
ämter für den Gläubiger werthvoller iſt als die der einzelnen 
Gerichtsvollzieher. 

Es iſt trotzdem nicht für Preußen die Einführung von 
Gerichtsvollzieherämtern zu empfehlen, weil das preußiſche 
Syſtem nicht bloß die 21 Jahre Erfahrung in Preußen, ſondern 
die faſt 100 jährige Erfahrung in den Rheinlanden und in 
Elſaß⸗Lothringen für ſich hat, und weil Gerichtsvollzieher⸗ 
ämter niemals das leiſten können, was ſelbſtändige Beamte, 
die unter eigener Verantwortung handeln und an dem Erfolg 
ihrer Arbeit intereſſirt find, leiſten. — Dem Bild, das man 
ſich nach den Beſtimmungen der Civilprozeßordnung von dem 
Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsbeamten, namentlich von Letzterem 
macht, entſpricht auch beſſer der ſelbſtändige Beamte, als das 
unſelbſtändige Glied eines Gerichtsvollzieheramts. Auch find 


die Gründe der Denkſchrift zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz und 


der Civilprozeß ordnung, mit denen dieſelben den Gerichtsvoll⸗ 
zieher eingeführt haben, jetzt noch maßgebend. 
Es wird hiernach der Antrag geſtellt: 

1. Der deutſche Anwaltstag hält die preußiſche Gerichts⸗ 
vollzieherordnung vom 31. März 1900 für eine Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtspflege in Beziehung auf Zu⸗ 
ſtellungs⸗ und Vollſtreckungsweſen und empfiehlt daher 
deren Aufhebung und Wiederherſtellung der Ordnung 
vom 23. Februar 1885. 

2. Der deutſche Anwaltstag hält die Durchführung des 
Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsweſens durch einzelne, 
unter eigener Verantwortung handelnde, für den 
Landgerichtsbezirk angeſtellte Gerichtsvollzieher, die 
an dem Erfolge ihrer Thätigkeit intereſſirt ſind und 
deren Auswahl dem Publikum frei ſteht, für zweck⸗ 
mäßiger, als durch Gerichtsvollzieherämter. 


Berlin, 17. Auguſt 1901. Max Jacobſohn. 


—— 


Petition betreffend das Gerichtsvollzießerweſen zum 
Staatshaushaltsetat. 


Berlin, den 24. Februar 1900. 


Hohes Abgeordnetenhaus! 


Mit lebhafter Beunruhigung hat der Anwaltsſtand von 
der Abſicht der Landesjuſtizverwaltung, das Gerichtsvollzieher⸗ 
weſen umzugeſtalten, durch die den Druckſachen des Abgeordneten⸗ 
hauſes beigefügte Denkſchrift (Anlagen Bd. II Nr. 17, Seite 55 ff.) 
Kenntniß erhalten. Die in Ausſicht genommenen Aenderungen 
ſind von ſo prinzipieller Bedeutung und ſo großer praktiſcher 
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Tragweite, daß die geſammte Wirkſamkeit der Gerichtsvollzieher 
dadurch einen weſentlich anderen Charakter annehmen muß. 
Wir theilen die Beſorgniß, daß die neue Geſtalt, in welcher 
das Inſtitut aus der beabſichtigten Neuordnung hervorgehen 
wird, ſich im Sinne der allgemeinen Intereſſen der Rechts⸗ 
pflege nicht als eine verbeſſerte erweiſen wird. Deshalb er⸗ 
achten wir uns verpflichtet, unſere Bedenken an zuſtändiger 
Stelle geltend zu machen. 

Wir find nicht in der Lage, anzuerkennen, daß der Kon⸗ 
kurrenzkampf der Gerichtsvollzieher alle diejenigen Uebelſtände, 
welche die Denkſchrift daraus ableitet, überhaupt oder wenigſtens 
in dem beklagten Umfange verurſacht hat, wir können aber 
keinesfalls zugeben, daß die gerügten Mißſtände, ſoweit ſie 
vorhanden, an irgend einer Stelle eine ernſthafte Gefährdung 
des Gemeinwohls in ſich ſchließen, und wir halten jedenfalls 
das ihrer Abſtellung zu bringende Opfer einer grundlegenden 
Umgeſtaltung des ganzen Inſtituts für unverhältnißmäßig 
groß und deshalb für einen geſetzgeberiſchen Fehler. Wir 
Anwälte ſtehen unparteiiſch zwiſchen den Intereſſen der Gläu⸗ 
biger und Schuldner. Die Thätigkeit der Gerichtsvollzieher 
findet unter unſeren Augen und unter unſerer allſeitigen Kon» 
wolle ſtatt. Wir dürfen daher ohne Ueberhebung für unſer, 
aus einer vieljährigen Beobachtung des Gerichtsvollzieherweſens 
geſchöpftes Urtheil den Anſpruch beſonderer Maßgeblichkeit 
erheben. 

Es iſt richtig, daß gelegentlich Beziehungen zwiſchen den 
Büreauvorſtehern der Rechtsanwälte und den Gerichtsvollziehern 
zu Tage getreten ſind, welche auf Betheiligung der erſteren 
an dem Gebührenverdienſt der letzteren gerichtet waren. Viel 
ſeltener ſchon ſind wir der Klage begegnet, daß die Gerichts⸗ 
vollzieher dazu neigten, die höchſten Gebührenſätze unberechtigter 
Weiſe zu berechnen. In beiden Beziehungen hat aber eine 
verſtändig geübte Disziplin noch immer vollſtändig ausgereicht, 
um Mißſtände zu unterdrücken, zumal auch das Intereſſe der 
Anwälte dahin ging, ſie zu bekämpfen. Daß die Unver⸗ 
antwortlichkeit des Hülfsperſonals der Gerichtsvollzieher fühl⸗ 
bare Mißſtände im Gefolge gehabt hätte, iſt uns kaum jemals 
zu Ohren gekommen. Soweit aber hier thatſächlich eine Lücke 
der Geſetzgebung vorliegen ſollte, wäre es nicht ſchwer geweſen 
ſie auszufüllen. Daß die freie Konkurrenz der Gerichtsvollzieher 
beträchtliche Ungleichheiten in den Einkommensverhältniſſen 
derſelben hervorgerufen hat, iſt allerdings richtig. Aber dieſe 
Folge hat Jedermann bei Einführung des Inſtituts voraus⸗ 
geſehen. Sie entſprach den Erfahrungen, die man in den 
Gebieten des franzöſiſchen Rechts viele Jahrzehnte hindurch 
gemacht hatte, ohne darin einen ernſtlichen Uebelſtand zu er⸗ 
blicken. Im Gegentheil erkannten viele darin einen Vorzug 
der Organiſation, der geeignet war, dem Berufe beſonders 
tüchtige und ſtrebſame Bewerber zuzuführen und den Pflicht⸗ 
eifer anzuſpornen. Auch in der Advokatur tritt die Erſcheinung 
ſehr ungleicher Einkommensverhältniſſe hervor, und doch hat 
noch Niemand daraus ernſtlich den Schluß gezogen, es ſei 
empfehlenswerth, den Zuſtand der früheren ſtaatlichen Gebunden⸗ 
heit des Berufes wiederherzuſtellen. Allerdings ſind die Mittel 
des Staates mit Summen zwiſchen 200 000 und 300 000 Mark 
jährlich in Anſpruch genommen worden, um einem verhältniß⸗ 
mäßig kleinen Bruchtheil der Gerichtsvollzieher das Jahres⸗ 
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einkommen auf den ſtaatlich gewährten Mindeſtbetrag von 
1800 Mark zu ergänzen. Aber unſeres Dafürhaltens kann 
eine ſolche Summe ſchwerlich in Betracht kommen, wenn es 
ſich darum handelt, eine Einrichtung aufrecht zu erhalten, die 
ſich als wirkſame Stütze einer gedeihlichen Rechtspflege be⸗ 
währt hat. 

Als Hauptgrund für die Neuerung wird endlich geltend 
gemacht, daß der Konkurrenzkampf die Gerichtsvollzieher zu 
einer unbilligen Härte gegenüber den Schuldner verführe. 
Aber auch in dieſer Richtung müſſen wir pflichtgemäß bezeugen, 
daß wir begründete Klagen nur in ſehr vereinzelten Fällen 
gehört haben. Soweit ſie vorkamen, betrafen ſie meiſt ſolche 
Fälle, in denen bei Mobiliarpfändungen Uebergriffe der 
Gerichtsvollzieher über das Vermögen des Schuldners hinaus 
in das ſeiner Familienangehörigen, namentlich in das ſeines 
Ehegatten, ſtattgefunden hatten. Aber jedem Kundigen iſt 
bekannt, daß gerade hier ein Gebiet vorliegt, auf dem die 
unlauteren Machenſchaften der Schuldner am erfolgreichſten 
thätig ſind, um die Gläubigerrechte zu vereiteln. Wenn hier 
der Gerichtsvollzieher öfter die Grenzlinien nicht allzu ängſtlich 
innegehalten hat, ſo hatte er in der überwiegenden Zahl der 
Fälle den Beifall derer, die das materielle über das formale 
Recht ſtellen, und faſt immer auch die Billigung des Vollſtreckungs⸗ 
richters auf ſeiner Seite. Außerhalb ſolcher Fälle hat man 
faſt nie gehört, daß der Gerichtsvollzieher die geſetzlich gebotene 
Rückſicht gegenüber dem Schuldner außer Augen geſetzt hätte. 
Deß ſind Zeugen die überaus zahlreichen fruchtloſen 
Vollſtreckungen, die jeder Anwalt in ſeiner Praxis erlebt hat, 
oft genug auch da, wo er ſie nicht erwartete. 

Hiernach können wir den Vorwürfen, welche von der 
Denkſchrift gegen den bisherigen Rechtszuſtand erhoben werden, 
nur eine ſehr beſchränkte Geltung zugeſtehen. 

Dem gegenüber ſteht aber die Gewißheit, daß mit Auf⸗ 
hebung der freieren Stellen des Gerichtsvollziehers im Dienſte 
des Gläubigers ein Faktor aus unſerem Rechtsleben ausgeſchaltet 
wird, der als heilſames Gegengewicht gegen gewiſſe Gefahren 
der modernen Rechtsentwicklung gewirkt hat und künftig in 
dieſer Richtung noch eine bedeutende Aufgabe zu übernehmen 
berufen ſchien. Die geplante Aenderung ſteht alſo in keinem 
Verhältniſſe zu der Bedeutung der Nachtheile, denen man 
dadurch abzuhelfen beſtrebt iſt. 

Als man ſich in den ſiebziger Jahren bei Berathung der 
Reichsjuſtizgeſetze für die freie Stellung der Gerichtsvollzieher 
entſchied, iſt Niemandem entgangen, daß man damit weſentlich 
das Intereſſe des Gläubigers wahrnahm, indem man ihm ein 
kräftiges Werkzeug zur Durchſetzung ſeines Anſpruchs bereit 
ſtellte. Aber man erachtete dies auch für eine unabweisbare 
Pflicht der Geſetzgebung, um die Gefährdung der Rechtslage 
des Gläubigers zu mildern, welche aus der Aufhebung der 
Schuldhaft und des Lohnarreſtes (Reichsgeſetz vom 29. Mai 
1868 und 21. Mai 1869) erwachſen war. In der That 
erinnert ſich jeder, der in dem Decennium vor 1879 als 
praktiſcher Juriſt im Gebiete der allgemeinen preußiſchen 
Gerichtsordnung thätig war, mit Schrecken oder gelegentlich 
auch mit Heiterkeit der bemitleidenswerthen Rolle, zu welcher 
in jener Zeit die Mobiliarpfändung in den Händen der 
Exekutoren alten Stils verurtheilt war. Die offene Verhöhnung 
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der Gläubiger durch zweifellos zahlungsfähige, aber trotzdem 
unpfändbare Schuldner war damals an der Tagesordnung. 
Die Mobiliarvollſtreckung wieder in ihre Rechte eingeſetzt zu 
haben, iſt das Verdienſt der Gerichtsvollzieher. Sie haben 
dadurch dem vaterländiſchen Erwerbsleben einen nicht zu 
unterſchätzenden Dienſt erwieſen. Daß ihre Energie im Dienſte 
des Gläubigers gelähmt werden muß, wenn ihre materielle 
Lage — ſoweit nicht etwa illegitime Vortheile in Frage 
kommen — unabhängig iſt von dem Maße, in welchem es 
ihnen gelingt, die Zufriedenheit des Gläubigers mit der 
Ausführung ſeiner Aufträge zu gewinnen, kann ein Menſchen⸗ 
kenner füglich nicht bezweifeln. Es fragt ſich aber, ob irgend 
welche Umſtände vorliegen, aus denen gefolgert werden könnte, 
daß von nun an die Gläubiger eines ſo hohen Grades von 
Vollſtreckungsenergie nicht mehr bedürfen, um die ihnen von 
Rechtswegen gebührende Befriedigung zu gewährleiſten. Wir 
nehmen keinen Anſtand, die Frage zu verneinen. Ja, wir 
glauben ſehr begründeten Anlaß zu haben, das Gegentheil für 
richtig zu halten. Denn es iſt bekannt, daß die Novelle zur 
Civilprozeßordnung vom 17. Mai 1898 die Grenzen der 
Mobiliarpfändung weſentlich eingeengt und den Vermögenskreis, 
der dem Zutritt des Gerichtsvollziehers verſchloſſen ſein ſoll, 
erheblich erweitert hat. Es braucht in dieſer Beziehung nur 
auf die 88 808, 811, 812 der Novelle verwieſen zu werden. 
Ja, ſo umfaſſend iſt die Begünſtigung, welche das neue Geſetz 
dem Schuldner zu Theil werden läßt, daß in nicht wenigen 
Fällen, in denen die Vollſtreckung in der Wohnung des Schuldners 
ftattfindet, ihre Erfolgloſigkeit im Voraus beſiegelt iſt. 

Die Denkſchrift vertritt bei Befürwortung der in Ausſicht 
genommenen Neuerung gelegentlich auch den oft gehörten 
Grundſatz von der überwiegenden Pflicht der Geſetzgebung, 
die Schwachen zu ſchützen. Wir ſind weit entfernt davon, 
dieſem Grundſatz entgegenzutreten. Aber man würde ihm ein 
Maß der Geltung einräumen, das mit den unbeſtreitbaren 
Zielen der Rechtspflege nicht mehr vereinbar iſt, wenn man 
in demſelben Augenblicke, in dem man den Schutz des 
Schuldners weſentlich verſtärkt, die Rechtsverfolgung des 
Gläubigers rechtskräftigen Entſcheidungen gegenüber, die oft 
erſt nach mühevoller Ueberwindung zahlreicher dilatoriſcher 
Einwendungen des böſen Schuldners erreicht werden, nicht 
unerheblich lähmen wollte. 

Deshalb können wir die ſeitens der Hohen Landesjuſtiz 
geplante Umgeſtaltung des Gerichtsvollzieherweſens nicht für 
eine dem Gemeinwohl zuträgliche Maßregel erachten. 

Der unterzeichnete Vorſtand hält ſich für verpflichtet, dieſe 
aus ſeiner täglichen Erfahrung ſich ergebenden Bedenken der 
Erwägung des Hohen Hauſes zu unterbreiten. 

Wir werden uns erlauben, Druckexemplare dieſer Petition 
zur Mittheilung an die Mitglieder des Hohen Hauſes zu 
überreichen. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer. 
gez. Leſſe. 


An das Hohe Abgeordnetenhaus 
Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


Bericht der am 22. Oätober 1900 von der Ber- 
ſammlung des Berliner Anwaltvereins gewählten 
Kommiſſion für das Gerichts vollzieherweſen. 

Die Kommiſſion hat zunächſt durch Umſendung von 
Fragebogen thatſächliches Material ſchaffen wollen. Sie hat, 
da in der erſten Zeit eines ſo kraſſen Uebergangs von dem 
freien Wettbewerb der Gerichtsvollzieher zur Beamtenſtellung 
viel Schäden unvermeidlich ſind, den Anfangsmonat Oktober 
1900 außer Betracht gelaſſen und ſich im Weſentlichen auf die 
Sammlung von Beobachtungen aus den beiden Wochen vom 
12.—17. und 19.—24. November 1900 beſchränkt. Es ſind 
ihr aus dieſer Zeit mehr als 300 Vorfälle mitgetheilt worden, 
in welchen die Zuſtellungen und Zwangsvollſtreckungen gegen 
die Zeit vor dem 1. Oktober 1900 erheblichen Mehraufwand 
an Zeit, Koſten, an Schwierigkeiten und Arbeit aufweiſen. 
Bei der großen Zahl der Fälle erſcheint es völlig ausgeſchloſſen, 
daß Böswilligkeit oder Ungeſchicklichkeit der einzelnen Gerichts 
vollzieher die Urſache der Verſchlechterung ſind. Die wirlliche 
Urſache liegt vielmehr in dem neuen Syſtem. 

Die Kommiſſion hat auf Grund dieſes Materials die 
anliegenden Beſchlüſſe gefaßt, zu deren Begründung im 
Einzelnen Folgendes ausgeführt ſein mag. 


Prinzipal⸗Beſchluß. 

Die am 1. Oktober 1900 in Kraft getretene Gaist 
vollzieherordnung iſt im Intereſſe der Rechtspflege wieder wi: 
zuheben. 

Begründung. 

Die frühere Geſtaltung des Gerichtsvollzieherweſens hat 
vom 1. Oktober 1879 bis zum 1. Oktober 1900 im Weſent⸗ 
lichen ſehr gut funktionirt. Wenn hier und da geklagt worden 
iſt, daß die Gerichtsvollzieher zu ſcharf gegen die Schuldner 
vorgehen, fo iſt zu erwägen, daß die geſammte Vollſreckung 
ein Verfahren iſt, das ſich gegen den Schuldner richtet, und 
daß es begriffswidrig iſt, die Vollſtreckungsbeamten zu Schutz— 
beamten für die Schuldner zu machen. Für die Rechte der 
Schuldner hat das Geſetz zu ſorgen und das Geſetz hat dieſe 
Sorge in reichlichem Maße geübt. 

Die neue Gerichtsvollzieherordnung kann in großen 
Städten nicht ordnungsmäßig funktioniren. Es iſt gegen die 
menſchliche Natur, daß die Beamten, die an dem Erfolge ihre 
Arbeit nicht betheiligt ſind, ebenſo eifrig ſein ſollen, wie wem 
fie betheiligt find. Die Betheiligung iſt aber in der neun 
Ordnung nur für die Beitreibung fiskaliſcher Forderungen ve 
geſehen, hier hängt die Gebühr davon ab, ob die Vollſtreckung 
Erfolg hatte, während fie bei privaten Aufträgen 24 Prozent 
der entſtandenen Gebühren beträgt, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Vollſtreckung für den Auftraggeber Erfolg gehabt hat 
oder nicht. 

Da die Regierung ausdrücklich zurückgewieſen hat, daß 
die neue Gerichtsvollzieherordnung geſchaffen ſei, um Erſparniſſe 
für den Staat aus den Gebühren der Gerichtsvollzieher zu 
erzielen, und auch die in der Denkſchrift angeführte Thatſache, 
daß einzelne Gerichtsvollzieher ſehr hohe Einnahmen gehabt 
haben, zur Begründung des Geſetzes nicht ausreichen kann, ſo 
hat das Geſetz eben keine genügende Grundlage; es iſt deshalb 
als ſchädlich aufzuheben. 
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XXX. Jahrgang. 


Die übergroße Zahl aller vermögensrechtlichen Prozeſſe 
wird geführt, weil der Gläubiger zu ſeinem Gelde kommen 
will. Wird die Vollſtreckung erſchwert, jo wird auch die 
Rechtspflege erſchwert. 

Es iſt auch nicht anzunehmen, daß ſich die Verhältniſſe 
in der Folge in großen Städten erheblich verbeſſern werden. 

Der Gerichtsvollzieher muß die Arbeiten machen, die 
früher ſein Büreau machte, er ſoll trotzdem ein ebenſo guter 
Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsbeamter bleiben wie früher; das 
iſt völlig unmöglich. Nimmt man ihm die Mittel, ein Büreau 
zu halten, ſo muß man ihm konſequenter Weiſe auch die 
Arbeit abnehmen, die das Büreau gemacht hat, wie dies bei 
den Gerichtsvollzieherämtern in Hamburg und Dresden auch 
geſchieht. Dort ſind die einzelnen Gerichtsvollzieher thatſächlich 
nur Organe der Gerichtsvollzieherämter. Sie haben mit den 
Auftraggebern nichts zu thun, haben auch keinerlei Verant⸗ 
wortung gegen dieſelben. Die Zwitterſtellung des Gerichts⸗ 
vollziehers in der neuen Preußiſchen Gerichtsvollzieherordnung 
iſt damit nicht zu vergleichen. 

Aus dieſen Gründen, die, wie geſagt, auch eine Beſſerung 
für die Zukunft nicht erwarten laſſen, hat die Kommiſſion ihre 
Meinung einſtimmig dahin ausgeſprochen, daß im Intereſſe der 
Rechtspflege die Rückkehr zum alten Zuſtande das Erſtrebens⸗ 
werthe iſt. 


Eventual- Beichlüfie. 


Die Kommiſſion hat eventuell fo lange die Aufhebung 
der Gerichtsvollzieherordnung nicht beſchloſſen wird, ſich auf 
folgende Anträge geeinigt, welche eine Minderung der Uebel⸗ 
ſtände herbeizuführen vielleicht geeignet ſind. 


A. 


Die Vertheilungſtelle zu einem Gerichtsvollzieheramt mit 
Staatshaftung für die Verſehen der Beamten auszugeſtalten. 

Bisher war der Gerichtsvollzieher Mandatar des Auftrag⸗ 
gebers und haftete demſelben wie jeder Mandatar, und der 
Auftraggeber brauchte z. B. Gebühr nicht zu zahlen, wenn der 
Gerichtsvollzieher auftragswidrig verfuhr oder ſonſt ein vertret⸗ 
bares Vergehen beging. 

Wenn jetzt der Staat die Gebühren an ſich zieht, und 
fe wie § 61 der Gerichtsvollzieherordnung ergiebt, zwangweiſe, 
ohne Rückſicht auf Verſehen der Gerichtsvollzieher einzieht, ſo 
muß er konſequenterweiſe auch die Haftung für die Verſehen 
übernehmen. Auch müßte, wenn es überhaupt zuläffig erſcheint, 
das reichsgerichtlich gewährte Mandatsverhältniß zum Gerichts⸗ 
vollzieher landesgeſetzlich zu ändern, angegeben werden, oo für 
die Anſprüche der Mandanten wegen der ſtaatlicherweiſe 
eingezogenen Beträge der Rechtsweg zuläſſig iſt, wie bei 
Stempel⸗ oder Verwaltungsſtreitverfahren, wie bei Steuern 


= wie bei anderartig geordneten Verfahren wie bei Gerichts: 
oſten. 


B. 

Anzuordnen, daß bei Zuſtellungen durch die Poſt ſich die 
Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers nach dem Namen des 
Zuſtellenden bezw. des Bevollmächtigten deſſelben richtet. 

Durch dieſe Anordnung würde es wenigſtens bei der 
großen Mehrzahl der Zuſtellungen möglich fein, daß der 
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einzelne Rechtsanwalt ſtets immer denſelben Gerichtsvollzieher 
zur Verfügung hat. 6 

Die Gerichtsvollzieher in Berlin um mindeſtens 50 Prozent 
zu vermehren. 

Wegen Wegfalls der Büreaus können die einzelnen Gerichts⸗ 
vollzieher höchſtens ein Drittel der früheren Arbeit leiſten. 
Die Vermehrung der Gerichtsvollzieher in Berlin, wie ſie in 
Folge der Neuordnung getroffen iſt, iſt mit Rückſicht darauf 
viel zu gering bemeſſen. Dies ergeben die zahlreichen 
Erklärungen der Gerichtsvollzieher bei den gegen ſie geführten 
Beſchwerden. 

D. 

Berlin in eine kleinere Zahl von Bezirken zu theilen und 
freie Auswahl unter den für die einzelnen Bezirke beſtimmten 
mehreren Gerichtsvollziehern zu geſtatten. Dieſe Anordnung 
ließe ſich auch im Rahmen der gegenwärtigen Gerichtsvollzieher⸗ 
ordnung treffen. Es könnte z. B. Berlin in 9 große Bezirke 
gemäß der poſtaliſchen Eintheilung getheilt werden, und es 
müßten für jeden Bezirk 20 Gerichtsvollzieher angeſtellt werden; 
dann hat das Publikum unter den 20 Gerichtsvollziehern die 
Auswahl und es würde trotzdem vermieden werden, daß die 
einzelnen Gerichtsvollzieher einen ſo großen Geſchäftskreis und 
eine ſo große Einnahme wie früher haben. 


E. 

Das für die Einziehung fiskaliſcher Forderungen geltende 
Prinzip auf alle Zwangsvollſtreckungen auszudehnen. 

Die Wichtigkeit dieſer Anordnung beſteht darin, daß dem 
Gerichtsvollzieher außer den ihm jetzt gewährten 24 Prozent 
ſeiner Liquidation, die als Erſatz für ſeine ſachlichen Auf⸗ 
wendungen dienen ſollen, ein Vortheil aus dem Erfolge ſeiner 
Thätigkeit zu Theil wird. 


— 


Berlin W., den 2. Mai 1901. 
Der Zuſtizminiſter. 


Von den Ergebniſſen der Erhebungen über das Gerichts⸗ 
vollzieherweſen, welche der Berliner Anwaltverein während 
eines Theiles des Monats November v. J. veranſtaltet hat, 
ſowie von dem darauf bezüglichen Bericht der von dem Verein 
eingeſetzten Kommiſſion habe ich mit Intereſſe Kenntniß ges 
nommen. So ſehr ich die zahlreichen aus dem vorgedachten 
Material erſichtlichen Mißgriffe und Verzögerungen bedauere, 
ſo vermag ich doch in dieſen durch die Schwierigkeiten der 
Uebergangszeit beeinflußten thatſächlichen Feſtſtellungen ein 
zutreffendes Bild des gegenwärtigen Zuſtandes nicht mehr zu 
erkennen. Wiederholte eingehende Ermittelungen und Be⸗ 
ſprechungen haben mich vielmehr zu der Ueberzeugung geführt, 
daß eine weſentliche Beſſerung der zuerſt beklagten Mißſtände 
namentlich in Berlin eingetreten iſt. 

Es wird auch ferner mein Beſtreben ſein, durch zweck⸗ 
mäßige Ausgeſtaltung der neuen Einrichtungen begründeten 
Beſchwerden abzuhelfen. Hierbei werde ich jeden Rath und 
jeden Vorſchlag aus den Kreiſen der Rechtsanwaltſchaft in 
ſorgfältige Erwägung ziehen. 
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Allerdings hat den von der Kommiſſion des Anwalts 
vereins eventuell gemachten Vorſchlägen nach eingehender 
Prüfung eine Folge nicht gegeben werden können. Denn ich 
vermag die Frage nach der Bildung eines Gerichtsvollzieher⸗ 
amtes, welches anderwärts lebhaftem Widerſpruch begegnet, 
zur Zeit als genügend geklärt noch nicht anzuſehen. Die 
bisherige Vertheilung der Zuſtellungen durch die Poſt nach 
auswärts hat aus dringenden praktiſchen Rückſichten beibehalten 
werden müſſen. Die Eintheilung Berlins in Bezirke mit 
mehreren Gerichtsvollziehern würde ein Aufgeben des Grund⸗ 
gedankens der neuen Ordnung in ſich ſchließen. 

Der Vorſtand wird mich durch Mittheilung etwaiger 
weiterer Wahrnehmungen zu Dank verpflichten. Vor allem 
aber würde der Vorſtand eine förderliche Thätigkeit entwickeln, 
wenn er ſich eine Einwirkung auf diejenigen Vereinsmitglieder 
angelegen ſein ließe, welche, ſei es ſelbſt, ſei es durch ihr 


Büreauperſonal, den neuen Einrichtungen unnöthige Schwierig⸗ 


keiten bereiten. Die Vertheilungsſtellen in Berlin und den 
Vororten erheben begründete Klagen darüber, daß ohne er⸗ 
kennbaren Anlaß Aufträge, namentlich zu Zuſtellungen, die 
ſehr wohl rechtzeitig ertheilt werden konnten, bis dahin ver⸗ 
zögert werden, wo ſie äußerſt dringlich geworden ſind. Die 
Säumigkeit in der Zahlung der Gerichtsvollziehergebühren 
und die Verweiſung der Gerichtsvollzieher und der Gerichts⸗ 
kaſſe an die oft entfernt wohnenden Parteien ſelbſt, haben 
mich genöthigt, in Berlin die Einrichtungen zur Einzahlung 
von Gebühren bei der Vertheilungsſtelle wieder aufzuheben 
und den Gerichtsvollziehern die Anwendung des Poſtnachnahme⸗ 
verfahrens wieder allgemein zu geſtatten, während anderwärts 
durch Entgegenkommen der Anwälte ein weit einfacherer, für 
alle Theile befriedigender Geldverkehr ſich hat ſchaffen laſſen. 

Das eingereichte Heft ſende ich anliegend zurück. | 


gez. Schönſtedt. 


Perſonal⸗Veründerungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Wilhelm Mantey beim Amtsgericht 
Rixdorf; — Rechtsanwalt Richard Altenau beim Land- 
gericht Neu Ruppin; — Rechtsanwalt Leopold Gottſchalk 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Karl Hermann 
Theodor Deetjen beim Amtsgericht Brake und Landgericht 
Oldenburg; — Rechtsanwalt Johannes Hermann beim Land- 
gericht Bamberg; — Rechtsanwalt Bumiller beim Landgericht 
Ravensburg; — Rechtsanwalt Carl Heinrich Otto Sprenger 
beim Landgericht Bremen; — Rechtsanwalt Ernft Bold beim 
Landgericht Tilfit; — Rechtsanwalt Dr. Max Neumeiſter in 
Chemnitz bei der Kammer für Handelsſachen Annaberg; — 
Rechtsanwalt Guſtav Kreißle beim Landgericht Augsburg; — 
— Rechtsanwalt Carl Heinr. Otto Sprenger in Bremen 
beim Amtsgericht Bremen und bei der Kammer für Handels- 
ſachen in Bremerhaven; — Rechtsanwalt Dr. Johann Kaiſer 
beim Oberlandesgericht Cöͤln; — Rechtsanwalt Dr. Walther 
Schleich und Rechtsanwalt Karl Franz Arthur Hally beim 
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Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Karl Hermann Thodor 
Deetjen beim Amtsgericht Brake; — Rechtsanwalt Johannes 
Alfred Leyn beim Amtsgericht und bei der Kammer für 
Handelsſachen Glauchau, ferner beim Landgericht Zwickau i. S.; 
— Rechtsanwalt Friedrich Was mus beim Landgericht Braun- 
ſchweig; — Rechtsanwalt Anton Remmele beim Landgeriht 
Ulm; — Rechtsanwalt Wilhelm Dormann beim Amtsgericht 
Wetzlar; — Rechtsanwalt Dr. Joſef Englich beim Amtsgericht 
Bromberg; — Rechtsanwalt Theodor Löffel beim Amtsgericht 
Bühl; — Aſſeſſor Dr. Walther Schleich beim Amtsgericht 
Dresden; — Referendar Karl Franz Arthur Hally beim Anti 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Karl Johannes Dietrich bein 
Landgericht Freiberg; — Rechtsanwalt Gump beim Land 


gericht Ulm. 
Löſchungen. 

Rechtsanwalt aver Gring beim Amtsgericht Schein 
feld; — Rechtsanwalt Homborg beim Amtsgericht Watter 
ſcheid; — Rechtsanwalt Gottſchalk beim Landgericht Col; 
— Rechtsanwalt Dr. Walter Guſtav Henze beim Land 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Fritz Gollwitz beim Loud 
gericht Nürnberg; — Rechtsanwalt und Notar Clemens Jose 
Schröder beim Amtsgericht Waldbröl; — Rechtsanwalt Dit 
Noetzel beim Amtsgericht Biſchofſtein; — KRechtzaunal 
Dorien beim Amtsgericht Jauer; — Rechtsanwalt Je 
v. Tettenborn beim Landgericht Weiden; — Rechtzaml 
Theodor Löffel beim Landgericht Heidelberg; — Rechtsamt 
Karl Adolf Collenbuſch beim Landgericht Dresden; 
Rechtsanwalt Dr. jur. Richard Klinker beim Amtigent 
Eupen; — Rechtsanwalt Anderſeck beim Landgericht Ef; 
— Rechtsanwalt Dr. Kaiſer beim Amtsgericht Düfſeldorf; — 
Rechtsanwalt Reuſcher beim Landgericht Trier; — Kehl 
anwalt Dr. Kaiſer beim Landgericht Düſſeldorf; — Kehl 
anwalt Dr. Guſtav Benedictus Paul Ackermann beim Ind 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Stratmann bein tan 
gericht Münster; — Rechtsanwalt Dr. Friederich Kübel ben 
Amtsgericht Gemünden. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt pretzel In 
Neuenburg W.-Pr.; — Rechtsanwalt Dr. Schumann b 
Bramſtedt; — Rechtsanwalt Hoppe in Hanover; — 
anwalt Dr. Dreves in Frankfurt a. M.; — Rechtsanwal 
Rein und Rechtsanwalt Schöne in Eisleben; — Juftixruß 
Halbe in Wiesbaden; — Rechtsanwalt Lex in Hamm. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Dr. Paul Samuel Gronau in Berlin; 
Rechtsanwalt Dr. Albert Gerſtenberg in Berlin; — Recht 
anwalt Dr. Guſtav Adolf Tannert in Leipzig; — Juſttz 
Ludwig Lammel in Augsburg; — Kechtzauwalt Gufun 
Friedrich Gülde in Rochlitz; — Juſtizrath Robert Schellwien 
in Quedlinburg; — Rechtsanwalt Dr. Stern in Alsfeld; — 
Rechtsanwalt Guſtav Beringer in Landau (Pfalz); — Taf 
rath Dr. Ludwig Arnold Georg Meyer in Verden (Alec 
— FJuſtizrath Leiber in Straßburg l. Elf. — Stiel 
Taſchner in Freiberg i. Sachſ. 
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Vereinsnachrichten. 


Unſer Vorſtandsmitglied, Herr Junſtizrath Leiber in 
Straßburg i. Elſ. iſt verſtorben und iſt au ſeiner Stelle 
Herr Juſtizrath Schmidtmüller in Colmar i. Elſ. gewählt. 


Der XV. Deutſche Anwaltstag. 


Verhandlungen vom 6. und 7. September 1901. 
Vorläufiger Bericht des Herausgebers. 


Die Beſorgniß, daß die weite Reiſe nach der Oſtſeeſtadt 
Danzig den Beſuch des diesjährigen Anwaltstages besinträchtigen 
würde, iſt glücklicher Weiſe widerlegt worden; es hatte ſich eine 
ſtattliche Anzahl von Kollegen, ungefähr 400 aus allen Theilen 
Deutſchlands, in der ſchoͤnen alten Hanfeftadt zuſammengefunden, 
was ſowohl in Anbetracht der wichtigen Gegenſtände, die zur 
Berathung ſtanden, wie auch als Zeugniß des durch die ge⸗ 
wonnene Rechtseinheit gewachſenen Solidaritätsgefühls unſeres 
Standes bemerkenswerth erſcheint. Indem wir des Näheren 
auf den demnächſt zu liefernden ſtenographiſchen Bericht ver⸗ 
weiſen, beſchränken wir uns im Folgenden auf eine kurze Mit- 
theilung der ſachlichen Ergebniſſe und der alle Theilnehmer zu 
beſonderem Dank gegen die gaſtliche Stadt Danzig und die 
Danziger Kollegen verpflichtenden Verlauf der Feſtlichkeiten. 
Die erſte Begrüßung der Theilnehmer fand am Donnerſtag 
Abend, 5. September, in der Aula des Realgymnafiums zu 
St. Johann ſtatt und wurde eröffnet durch eine Anſprache des 
Herrn Juſtizrath Gall Namens der Danziger Kollegenſchaft; 
Herr Oberbürgermeiſter Delbrück brachte den Gruß der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig dar, Herr Landgerichtspräfident Schrötter 
bewillkommnete die Erſchienenen Namens der Danziger Juſtiz⸗ 
behörden, worauf Herr Geheimer Juſtizrath Leſſe⸗Berlin den 
Dank der letzteren zum Ausdruck brachte. 

Am Freitag Morgen 9 Uhr, den 6. September, wurden 
die Verhandlungen im Feſtſaale des Danziger Hof eröffnet. 
Der Vorfitzende des Anwaltvereins, Geheimer Juſtizrath Mede- 
Leipzig, leitete die Verhandlungen mit einem Nachruf auf den 
verſtorbenen Rechtsanwalt Ferber, das jüngſt verſtorbene 
Mitglied des Vorſtandes der Danziger Anwaltskammer, ein 
und begrüßte den Geheimen Ober⸗Juſtizrath Profeſſor Dr. Vier ⸗ 


Vechamlungen entſandt war, und der in ſeiner Erwiderung 
darauf hinwies, daß die Beziehungen des Anwalts ſtandes zum 
Juſtizminiſterium darin wurzeln, daß der Anwaltsſtand ein 
Organ der Gerichtsverfaſſung iſt. Herr Juſtizrath Elze⸗ 
Halle überbrachte Grüße des deutſchen Notarvereins. 

Der Vorſitz für die Verhandlungen wurde dem Herrn 
Juſtizrath Knopfler Marienwerder übertragen. 

Nachdem Herr Rechtsanwalt Behrend Danzig den Kaſſen⸗ 
bericht erſtattet hatte, wurden zunächſt die neuen Satzungen 
des Anwaltvereins in der in der Wochenſchrift mitgetheilten 
Faſſung nach dem Referat des Herrn Hofraths Crull-⸗Roſtock 
genehmigt. Der bisherige Vorſtand wurde wiedergewählt und 
durch die Neuwahl des Herrn Juſtizraihs Schmidtmüller⸗ 
Colmar i. E. ergänzt. 

Man trat ſodann in die Berathung der Frage einer 
Ruhegehalts., Wittwen- und Waiſenkaſſe mit Bei⸗ 
trittszwang ein. Das Ergebniß der Verhandlung über 
dieſe Frage iſt, daß der Anwaltverein ſich mit überwiegender 
Mehrheit unter Ablehnung des in der Wochenſchrift mit- 


getheilten Antrags des Herrn Geheimen Juſtizraths Mecke im 


Prinzip für Errichtung einer Kaſſe mit Zwangsbeitritt erklärt 
und aus jeder Anwaltskammer je ein Mitglied in einen Aus- 
ſchuß gewählt hat, der die Frage eingehender durchberathen und 
dem nächſten Anwaltstage zur Beſchlußfaſſung einen neuen 
Entwurf unterbreiten ſoll. Hierauf ſchritt man zur Verhandlung 
über die Ordnung des Gerichtsvollzieherweſens im 
Deutſchen Reich. Nach dem Referat des Herrn Juſtizraths 
Jacobſohn und einer lebhaften Verhandlung, an der ſich auch 
Herr Geheimer Oberjuſtizrath Profeſſor Dr. Vierhaus Namens 
des Preußiſchen Juſtizminiſteriums betheiligte, gelangte der in 
vorletzter Nummer der Wochenſchrift mitgetheilte Antrag, in 
dem die preußiſche Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900 
für eine Verſchlechterung der Rechtspflege in Beziehung auf das 
Zuſtellungs⸗ und Vollziehungsweſen erklärt und die Wieder⸗ 
herſtellung der Ordnung vom 23. Februar 1885 empfohlen wird, 
mit überwiegender Mehrheit zur Annahme. 

Am Nachmittag des Tages vereinigte die Theilnehmer ein 
Feſtmahl in den Sälen des Schützenhauſes. 
An folgenden Vormittag, den 7. September, wurde zunächſt 
der Geſchafts bericht und die Jahresrechnung über das ab⸗ 


der als Vertreter des preußiſchen Suftigminifters zu d „ geſchloſſene Verwaltunge jahr der Hülfetafie erſtattet. Man 
haus, der als Vertreter des preußiſchen Juftizminiſters zu den 


ſchritt dann zur Verhandlung des Antrags des Geheimen Juſtiz⸗ 


k 
„ 
. 
* 
J 
4 
‚+ 
4 
b 


686 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


raths Leſſe, betreffend Ergänzung der ehrengericht⸗ 
lichen Strafen durch Suspenſion bezw. zeitliche Unter- 
ſagung der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft. Der Antrag tft 
mit überwiegender Mehrheit abgelehnt worden. 

Nr. 4. der vorläufigen Tages ordnung (Beſtrafung uneidlicher 
falſcher Ausſagen und Nichtbeeidigung unglaubwürdiger Aus ſagen) 
konnte wegen vorgeſchrittenet Tageszeit nicht mehr zur Verhandlung 
gelangen. Anlangend den Antrag des Vorſtandes der Badiſchen 
Anwaltskammer betreffend Abänderungsvorſchläge zur Gebühren ⸗ 
ordnung iſt dem Büreauvorſtande anheimgegeben worden, die 
Vorbereitung deſſelben dem nächſten Anwaltstage zur Beſchluß⸗ 
fafjung vorzulegen. Ein geiſtvoller Vortrag des Herrn Juſtizraths 
Staub (Berlin) über Theorie und Praxis ſeit dem 1. Januar 
1900 beſchloß den ernſteren Theil der Tagung. 

Der Reſt des Zuſammenſeins galt den mit anerkennens⸗ 
wertheſter Gaſtlichkeit der Danziger Kollegenſchaft vorbereiteten 
feftlichen Beranflaltungen; eine gemeinſchaftliche Dampferfahrt 
nach Zoppot verſchaffte den Theilnehmern den Genuß, den 
ſchönſten Theil der auf der Rhede für die beginnenden Manöver 
verſammelten deutſchen Flotte aus nächſter Nähe zu ſchauen. 
Am folgenden Morgen, dem 8. September, führte ein Sonderzug 
die Theilnehmer zur Beſichtigung der Marienburg. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechts auwälte. 

In der am 7. September 1901 zu Danzig ſtattgehabten 
ſtebenzehnten ordentlichen Generalverſammlung wurde der Bericht 
des Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1900/1901 vorgetragen. 
Nach dem Bericht zählt die Kaſſe eine Geſammtzahl von 
4375 Mitgliedern gegen 4325 im Vorjahre. Der Kapital- 
grundſtock hat ſich aus 680 337 M. 70 Pf. auf 792 967 M. 
68 Pf. erhöht. Der für das achtzehnte Verwaltungs jahr 
vorhandene Unterſtützungsfonds beläuft ſich auf 93 889 M. 
09 Pf., wovon bis 1. Juli 1901 bereits über 71 210 M. ver 
fügt war. Der Geſchäftsbericht wurde genehmigt und dem 
Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungsmäßig aus ſcheidenden 
Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und als 
Rechnungsprüfer für das nächſte Geſchäfts jahr die Juſtizräthe 
Dr. Drucker und Dr. Krantz beſtellt. Für die nächſte ordentliche 
Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch 
ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem anderen deutſchen 
Orte, wo ein Anwaltstag oder ein Juriſtentag ſtattfindet, zu 


berufen. 


Der zu Danzig in der ſtebenzehnten ordentlichen General ⸗ 
verſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte am 7. Sep⸗ 
tember 1901 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht aus 
folgenden Perſonen: 

1. Gottfried Fenner, Geheimer Juſtizrath, Rechts · 

anwalt beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Emmerich Anſchütz, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 

Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Hermann Mecke, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 

beim Reichsgericht zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Dr. Max Deiß, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 

gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers, 
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5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Oscar Oehme, Ober- Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 

7. Carl Steinbach, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Magdeburg, 

8. Julius Erythropel, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, 

9. Max Böckh, Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht 
zu Karlsruhe, 

10. Mar Jacobſohn, Juſtizrath, Rechtsanwalt bei dem 
Landgericht J zu Berlin, 

11. Dr. Hermann Pemſel, Geheimer Hofrath, Juſtizrath, 
Rechtsanwalt beim Oberſten Landesgericht zu Münden, 

12. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Oberlantei- 
gericht zu Stuttgart. 

Leipzig, den 8. September 1901. 


Fenner, Mecke, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath, Geheimer Juſtizrath, Juſtizrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichl 
(Entſcheidungen von April bis Juni 1901.) 
B. Zur Strafprozeß ordnung und Militärftrafproitt 
ordnung. 

1. 8 22 Nr. 4. 

Die Reviſion behauptet, daß der Gerichtsaſſeſſor 8, 
welcher bei der Urtheilsfällung als Richter mitgewirkt hu, 
kraft Geſetzes von der Ausübung des Richteramts ausgeſchloſn 
geweſen ſei, weil er in der Sache als Anwalt des Verletzten 
thätig geweſen ſei. Es fehlt jedoch an dem Nachweise, daß 
der Gerichtsaſſeſſor 8. als Anwalt des Verletzten in der vor; 
liegenden Strafſache thätig geweſen iſt. Der Umſtand, daß 
er den Verletzten in einer größeren Anzahl derjenigen Rechtz⸗ 
angelegenheiten vertreten hat, um welche es ſich in der vor 
liegenden Strafſache vorzugsweiſe handelt, läßt ihn nit als 
in dieſer Strafſache vom Richteramte kraft Geſetzes aus 
geſchloſſen erſcheinen. Unter der von dem Geſetze gemeinten 
„Sache“ kann nicht wohl etwas Anderes als die jeweilig 
anhängige Strafſache verſtanden ſein; die auf den vermeintliche 
Zweck der Beſtimmung ſich ſtützende Ausführung, der Oct 
geber habe das Wort „Sache“ in einem weitern, nä 
auch die mit der Strafſache in einem inneren Zuſammenhank 
ſtehenden Rechtsſtreitigkeiten umfaſſenden Sinne verſtande 
wiſſen wollen, wird durch die hier zuläſſigerweiſe heran 
zuziehenden Motive des Geſetzes widerlegt, welche jene übe 
den nächſtliegenden Sinn des Wortes hinausgehende de 
deutung mit ausdrücklichen Worten ablehnen. Es iſt übrigens 
auch nicht anzuerkennen, daß die Ausdehnung der Bedeutung 
des Ausdrucks „Sache“ der Natur der Sache oder dem Zwelt 
des Geſetzes entſpräche, vielmehr würde es den Bebürfnifln 
der Rechtspflege widerſprechen, wenn der rechtliche Beftand 
eines Strafverfahrens von einem fo unſichern Merkmale ab» 
hängig fein ſollte, wie es bei Zugrundelegung der von be 
Reviſion vertheidigten Anſicht der Fall fein würde; den 
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Intereſſe des Angeklagten wird durch die Möglichkeit der 
Geltendmachung einer beim nähern Zuſammenhange etwa 
begründeten Beſorgniß der Befangenheit Genüge geleiſtet. 
Urth. des II. Sen. vom 17. Mai 1901. 1689. 1901. 

2. 8 24. 

Daraus, daß ein Richter in einer früheren Civilſache 
mitgewirkt hat und daß möglicherweiſe dieſe vorausgegangene 

Thätigkeit ſchon einen mehr oder weniger ſichern Schluß auf 
ſeine Auffaſſung geſtattet, kann ein Grund, ihn in einer dieſelbe 
Angelegenheit betreffenden oder mit ihr in Zuſammenhang 
ſtehenden Strafſache für befangen anzuſehen, nicht hergeleitet 
werden. Dies würde nur dann möglich ſein, wenn die Art, 
wie der Richter bei einer früheren Thätigkeit ſich verhalten, 
geeignet wäre, die Beſorgniß der Befangenheit zu begründen. 
Urth. des IV. Sen. vom 25. Juni 1901. 2005. 1901. 

3. 8 51. 

Der Mangel einer genügenden Vorſtellung von dem 
Weſen und der Bedeutung des Eides, welcher nach dieſer 
Vorſchrift die Unterlaſſung der Beeidigung rechtfertigt, muß 
auf mangelnder Verſtandesreife oder auf Verſtandesſchwäche 
beruhen. Eine Ausdehnung auf andere Gründe iſt unſtatthaft. 
Verhindert Trunkenheit den Zeugen, die Ausſage wahrheits⸗ 
getreu und im Bewußtſein der mit der Eidesleiſtung zu über⸗ 
nehmenden Verantwortlichkeit zu machen, ſo hat das Gericht 
die Vernehmung und Beeidigung bis zur Hebung des Hinder⸗ 
niſſes zu verſchieben, alſo in einen ſpäteren Abſchnitt der 
nöthigenfalls zu unterbrechenden Hauptverhandlung zu verlegen 
oder Ausſetzung der Verhandlung anzuordnen. Urth. des 
III. Sen. vom 10. Juni 1901. 1925. 1901. 

4. 88 51, 57. 

Ausweislich des Sitzungsprotokolles hat der Zeuge, nach⸗ 
dem ſeine Eigenſchaft als Sohn des Angeklagten ſich ergeben 
hatte, die Erklärung abgegeben, daß er trotz des ihm zuſtehenden 
Zeugnißverweigerungsrechts ausgeſagt und daß er ſeine Aus⸗ 
ſage auch beſchworen haben würde, obgleich ihm bekannt ge⸗ 
macht ſei, daß er ſeine Ausſage nicht zu beſchwören brauchte; 
und das Gericht hat durch einen Beſchluß kundgegeben, daß 
es den Zeugen, nachdem dieſer ſich zur Ausſage und zum 
Eide bereit erklärt, auch trotz ſeines verwandtlichen Verhältniſſes 
zum Angeklagten vereidigt haben würde. Der gegebene Fall 
unterſcheidet ſich von dem in dem Urtheile des Reichsgerichts 
vom 16. April 1894 (Entſch. Bd. 25 S. 262) erörterten 
darin, daß dort die nachträgliche Belehrung der zur Zeugniß⸗ 
verweigerung befugten Zeugin über das ihr zuſtehende 
Weigerungsrecht ſchon im Laufe und vor Abſchluß ihrer Ver⸗ 
nehmung erfolgte, während vorliegend dieſe Belehrung erſt 
nach Beendigung der Vernehmung geſchehen konnte. Die in 
jenem Urtheile für die Verneinung einer den Beſtand des 
angefochtenen Inſtanz⸗Urtheils erſchütternden Geſetzesverletzung 
als maßgebend erachteten Gründe können deshalb hier nicht 
ohne Weiteres Platz greifen; folgende Erwägungen führen 
indeß zu demſelben Ergebniß. Die Ausſage war nach ihrer 
Abgabe inſofern mit einem Mangel behaftet, als es ungewiß 

war, ob dies Zeugniß, wenn der Zeuge ſich ſeines Weigerungs⸗ 
rechts bewußt geworden, überhaupt abgegeben und, falls dies 
geſchah, ob es beeidigt wurde; durch die von ihm nachträglich 
abgegebene Erklärung und den im Zuſammenhange damit ges 
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faßten Beſchluß des Gerichts iſt jedoch der Zweifel gehoben; 
es ſteht nunmehr feſt: der Zeuge würde auch nach erfolgter 
vorſchriftsmäßiger Belehrung über ſein Weigerungsrecht das 
Zeugniß doch abgelegt und mit dem Eide bekräftigt haben. 
Dadurch iſt aber der beregte Mangel beſeitigt und zugleich 
dargelegt, daß das angefochtene Urtheil, wenn ſchon auf dem 
Zeugniß, doch nicht auf jener Geſetzesverletzung beruht. Urth. 
des II. Sen. vom 18. Juni 1901. 1842. 1901. 

5. 88 60, 66. 

Ausweislich des Protokolls wurde der Zeuge zunächſt 
unter Ausſetzung der Beeidigung vernommen und hat erſt nach 
Beendigung ſeiner Ausſage rite den Zeugeneid geleiſtet. Im 
Hinblick auf § 61 der Str. P. O. kann es unter dieſen Um: 
ſtänden keinem Zweifel unterliegen, daß der Eid in aſſertoriſcher 
Form geleiſtet iſt und ſich demgemäß nur auf den voraus⸗ 
gegangenen Theil der Ausſage des genannten Zeugen bezog. 
Nach Schluß der Beweisaufnahme und Ausführungen der 
Staatsanwaltſchaft ſowie des Vertheidigers wurde nochmals 
in die Beweisaufnahme eingetreten, der Zeuge wiederholt vor⸗ 
gerufen und nochmals vernommen. Eine nochmalige Be⸗ 
eidigung dieſes Zeugen hat nicht ſtattgefunden und ebenſo wenig 
hat er die Richtigkeit des zweiten Theils »ſeiner Ausſage, 
welcher durch den vorher geleiſteten aſſertoriſchen Eid nicht 
mit umfaßt und gedeckt wurde, unter Berufung auf den von 
ihm in einem früheren Abſchnitt der Hauptverhandlung ge⸗ 
leiſteten Eid verſichert. Die bei der wiederholten Vernehmung 
gemachte Ausſage iſt mithin unbeeidigt geblieben. Urth. des 
III. Sen. vom 20. Juni 1901. 2131. 1901. 

6. 88 60, 67. 

Nach Inhalt des Sitzungsprotokolls haben die abgehörten 
Zeugen zunächſt über ihre perſönlichen Verhältniſſe die erforder⸗ 
lichen Erklärungen abgegeben und iſt ſodann bei jedem Zeugen 
vermerkt: „Zeuge ſagte beeidet zur Sache aus.“ Hiernach 
fehlt es allerdings, wie dies die Reviſion rügt, an einem un⸗ 
bedenklichen Nachweiſe, daß auch die Angaben der Perfonal⸗ 
verhältniſſe beeidigt worden ſind. Der der Abgabe der Er⸗ 
klärungen vorausgeſchickte, im Protokolle ebenfalls niedergelegte 
Hinweis darauf, daß der Eid ſich auch auf die Beantwortung 
ſolcher Fragen beziehe, welche dem Zeugen über ſeine Perſon 
und die ſonſt in 8 67 der Str. P. O. vorgeſehenen Umſtände 
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vorgelegt wurden, kann hieran nichts ändern, da für eine ge⸗ 


richtsſeitig vorgenommene Abweichung von der in § 60 der 
Str. P. O. aufgeſtellten Regel der Vorvereidigung der Zeugen, 
alſo für eine erfolgte Nachvereidigung keinerlei Anhalt vorliegt. 
Gleichwohl konnte der Reviſionsbeſchwerde keine Folge gegeben 
werden, da es ausgeſchloſſen erſcheint, daß das Urtheil auf 
jener Geſetzesverletzung beruht. Denn es iſt von den Beſchwerde⸗ 
führern weder behauptet, noch ſonſt irgendwie erſichtlich, daß 
die Identität der vernommenen Zeugen oder ihre Eidesfähigkeit 
zu irgend welchen Zweifeln Anlaß gegeben habe oder daß ſie 
in dieſer Richtung unwahre Angaben gemacht hätten, deren 
Unrichtigkeit durch eine Wiederholung ihrer Antworten auf die 
Perſonalfragen nach erfolgter Vereidigung klargeſtellt worden 
wäre. Urth. des I. Sen. vom 24. Juni 1901. 2236. 1901. 

7. 8 140. 

Der Angeklagte beſchwert ſich mit Recht darüber, daß ſein 
Antrag auf Beiordnung eines Vertheidigers nicht beſchieden 
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worden ſei. Am 28. März d. J., alſo rechtzeitig nach der 
am 25. März d. J. erfolgten Zuſtellung der Anklage wegen 
ſchweren Diebſtahls 88 242, 2433 und 244 Str. G. B. hat 
Angeklagter zu Protokoll des Gerichtsſchreibers die Beſtellung 
eines Vertheidigers beantragt, und am 11. April d. J. um 
Beſcheid auf ſeinen Antrag gebeten. Vom Vorſitzenden der 
Strafkammer iſt dann durch Verfügung ein Vertheidiger 
beſtellt. Es iſt aber aus den Akten nicht zu erſehen, daß dieſe 
Verfügung ausgeführt worden iſt. Zur Verhandlung am 
12. April d. J. iſt nach Ausweis des Sitzungsprotokolles 
kein Vertheidiger erſchienen. In der Verhandlung iſt die 
Angelegenheit von keiner Seite zur Sprache gebracht worden. 
Es war alſo nach § 140 Abſ. 2 Nr. 2 die Vertheidigung 
nothwendig. Die Verſäumung der rechtzeitigen Beſtellung eines 
Vertheidigers verletzt den § 140 Str. P. O. Daß Angeklagter 
ſeinen Antrag in der Hauptverhandlung nicht wiederholt hat, 
konnte die Annahme, daß er auf den beantragten Vertheidiger 
verzichte, nicht begründen. Das Schweigen allein rechtfertigt 
dieſe Annahme nicht und begleitende Umſtände, aus welchen 
auf einen Verzicht geſchloſſen werden konnte, ſind nicht erſichtlich. 
Urth. des II. Sen. vom 14. Juni 1901. 2089. 1901. 

8. 8 141. 

Der Angeklagte hatte bei Zuſtellung der Ladung zur 
Haupwerhandlung auf die Frage, ob und welche Anträge er 
in Bezug auf ſeine Vertheidigung für die Hauptverhandlung zu 
ſtellen habe, erklärt, daß er um Zuordnung eines Vertheidigers von 
Amtswegen bitte. Auf dieſen Antrag erging mehrere Tage vor der 
Hauptverhandlung ein Gerichtsbeſchluß, durch welchen die Be⸗ 
ſtellung eines Vertheidigers abgelehnt wurde; der Beſchluß wurde 
dem Angeklagten aber erſt am Tage nach der Hauptverhandlung 
zugeſtellt. In der verſpäteten Zuſtellung lag allerdings ein 
Mangel des Verfahrens; denn wenn auch der Angeklagte, da 
der Fall einer nothwendigen Vertheidigung ($ 140 Str. P. O.) 
nicht vorlag, einen Anſpruch auf Beſtellung eines Vertheidigers 
nicht hatte und der Ablehnungsbeſchluß begründet war, ſo 
hätte doch der Angeklagte in den Stand geſetzt werden müſſen, 
ſeinerſeits rechtzeitig einen Vertheidiger zu wählen. In dem 
gedachten prozeſſualen Mangel aber kann eine unzuläſſige 
Beſchränkung der Vertheidigung nicht gefunden und es kann 
das Urtheil als auf dieſem Mangel beruhend nicht angeſehen 
werden, weil der Angeklagte in der Hanptverhandlung ſeinen 
Antrag weder erneuert, noch gegen die unterbliebene Beſtellung 
eines Vertheidigers Widerſpruch erhoben und überhaupt in 
keiner Weiſe zu erkennen gegeben hat, daß er im Falle der 
Ablehnung ſeines Antrages einen Vertheidiger wählen und 
etwa Ausſetzung der Verhandlung beantragen wolle. Da der 
Angeklagte bis zur Hauptverhandlung nicht wußte, ob ein vom 
Gericht beſtellter Vertheidiger für ihn auftreten werde, ſo würde 
ſein Ausſetzungsantrag berechtigt geweſen ſein, falls er nunmehr 
wirklich einen Wahlvertheidiger annehmen wollte. Wenn er 
aber trotz aller ihm gebotenen Gelegenheit eine Erklärung in 
dieſem Sinne nicht abgegeben und einen entſprechenden Antrag 
nicht geſtellt hat, ſo kann nur angenommen werden, daß er 
die Zuziehung eines Vertheidigers gar nicht beabſichtigte. 
Dann war es aber auch für ſeine Vertheidigung ohne Belang, 
daß ihm die — ja begründete — Ablehnung der Beſtellung 
eines Vertheidigers Seitens des Gerichts nicht bekannt gegeben 
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war. Der vom erkennenden Senat in dem Urtheile vom 
28. Mai 1900 (Entſch. Bd. XXXIII S. 302) entſchiedene Fall 
lag anders; indem dort in Folge einer Klageänderung in der 
Hauptverhandlung die Vorausſetzungen für eine nothwendige 
Vertheidigung im Sinne des § 140 Str. P. O. eingetreten 
waren. Dort mußte ein Vertheidiger beſtellt werden, hier 
aber war die Beſtellung mit Recht abgelehnt und die Wahl 
eines Vertheidigers gar nicht beabfichtigt worden. Urth. bei 
I. Sen. vom 1. Juli 1901. 2393. 1901. 

9. 88 237— 239. 

Das Protokoll bezeugt, „daß der Zeuge Staatsanwalt 
ſchaftsrath Dr. R. mit der W. auf Anordnung des Vorſitzenden 
konfrontirt und dieſe Konfrontation in der Weiſe ausgeführt 
iſt, daß nachdem Dr. R. als Zeuge bekundet hat, er habe u 
der erſten Verhandlung der Strafſache als Staatsanwalt der 
Zeugin beſtimmt wiedergegebene Fragen vorgelegt und beftimmt 
wiedergegebene Antworten erhalten, dem Zeugen Dr. R. ge 
ſtattet iſt, dieſe Bekundungen, alſo auch dieſe Fragen de 
Zeugin gegenüber auszuſprechen, worauf eine Antwort af 
dieſe Fragen von der W. ertheilt iſt.“ Die Reviſion findet 
in dem hier bezeugten Verfahren eine Verletzung der Vor. 
ſchriften der 88 237—239 der Str. P. O., jedoch mit Une 
Weder die „Leitung der Verhandlung“ noch die „Aufna 
des Beweiſes“ hat der Vorſitzende aus der Hand gene 
und eben ſowenig hat er dem Zeugen R. geſtattet, ein ‚fm: 
liches Verhör“ mit der Zeugin W. anzuſtellen. Vielmh ki 
er, nachdem beide Zeugen getrennt von ihm vernommen pn 
und nachdem Widerſprüche zwiſchen ihren Ausſagen ſich kan 
geſtellt hatten, eine Gegenüberſtellung vorgenommen, ni 
der $ 58 Abſ. 2 der Str. P. O. fie in der Hauptverhandlung 
ausdrücklich für zuläſſig erklärt. Ueber das bei Gegenüber 
ſtellungen zu beobachtende Verfahren ermangelt es geſezlicher 
Vorſchriften, ſo daß dem Ermeſſen des Vorſitzenden die At 
der Ausführung anheimgegeben iſt. Das hier eingeſchlagene 
Verfahren hat den Grundſätzen, von denen die Str. P. D. be. 
herrſcht iſt, nicht widerſprochen. Es iſt ſelbſtverſtändlich 
und wird durch die Protokolle der Juſtizkommiſſion des Reich 
tags (vergl. Hahn, Materialien S. 594) beſtätigt —, daß 
unter der „Gegenüberſtellung“ des 8 5s nicht bloß eine In; 
ſtellung zur Rekognition, ſondern unter Umſtänden auch die 
wechſelſeitige Aeußerung der Zeugen zwecks Beſeitigung ds 
hervorgetretenen Widerſpruchs zu verſtehen iſt. In diele 
Sinne iſt fie hier vor ſich gegangen und wenn dabei die Be 
haltungen, die der Zeuge R. der W. machen durfte, die 50 
von Fragen angenommen haben, die fie beantwortete, ſo ln 
auch dieſes Verfahren, wenn der Vorſitzende es für ziel 
dienlich erachtete und wenn er Sorge trug, daß die Graf 
bloßer Vorhaltungen nicht überſchritten wurden, für unſtathif 
nicht erachtet werden. Wie weit jene Grenzen zu 3 
waren, hing von ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen ab. Un. 
des II. Sen. vom 22. Mai 1901. 989. 1901. 

10. 8 245. 

Unzuläſſig war die Ablehnung der vom Angeklagten 
weiterhin beantragten Vernehmung des Zeugen G. und deſee 
Tochter zum Beweiſe der Thatſache, daß Angeklagter vor 
Erſterem deſſen Bäckerlampe gekauft (fie alſo nicht unterſchla om) 
habe. Die Strafkammer hat im Beſchluß und im Unheil de 
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Ablehnung darauf geſtützt, es ziele dieſer Beweisantrag lediglich 
auf Verſchleppung ab. Zu dieſer Ueberzeugung ſei ſie, ſo 
wird ausgeführt, darum gelangt, weil G. durch Schlagfluß 
geſchwächt und fo leidend ſei, daß er nicht am Gericht ers 
ſcheinen könne und „durch die beſtimmten und vollſtändigen 
eidlichen Ausſagen des H. und der Ehefrau G. die Sache 
vollſtändig aufgeklärt ſei, insbeſondere Frau G. eidlich beſtätigt 
habe, daß weder ſie noch ihr Mann die Lampe verkauft habe, 
daß ſie beide ſeine Anfrage abgelehnt hätten.“ Hiernach hat 
die Strafkammer, ſoweit der Antrag die Tochter des G. 
betraf, die Verſchleppungsabſicht lediglich daraus abgeleitet, 
daß die Ehefrau G. und H. bereits in glaubhafter Weiſe 
die Unwahrheit des zum Beweis erhobenen Lampenkaufes be⸗ 
kundet hätten. Damit iſt in wider § 260 der Str. P. O. 
verſtoßender Weiſe das Ergebniß einer Zeugenvernehmung be⸗ 
urtheilt, die nicht erfolgt iſt und durfte auf ſolcher Grundlage 
allein der an ſich erhebliche Beweisantrag nicht abgelehnt 
werden. Urth. des II. Sen. vom 13. Mai 1901. 1363. 1901. 

11. 88 249, 255. 

Der Beſchwerde über Verletzung der 85 255 und 249 
Str. P. O. durch Verleſung des Schreibens der Strafkammer 
des Königlichen Landgerichts zu Heilbronn an die Staats⸗ 
anwaltſchaft daſelbſt vom 13. Februar 1899 konnte Erfolg 
nicht verſagt werden. Die Strafkammer hatte deſſen Verleſung 
mit der Begründung angeordnet, daß ſein Inhalt ſich als 
„ein Gutachten enthaltende Erklärungen einer öffentlichen Be⸗ 
hörde kennzeichen“, während der Angeklagte deſſen Verleſung, 
weil ein Leumundszeugniß enthaltend, als unzuläſſig beſtritten 
hatte. Nun iſt zwar richtig, daß jenes Schreiben inſofern 
eine gutachtliche Erklärung enthält, als die Strafkammer darin 
darlegt, daß und warum ſie den unverkürzten Vollzug der 
damals gegen den Angeklagten in Vollſtreckung begriffenen, 
von ihr erkannten Zuchthausſtrafe für angemeſſen hielt; dieſe 
Frage ſtand aber mit der Anklage nicht im Zuſammenhang. 
Der Beweiszweck der Verleſung jenes Schreibens kann daher 
nur der geweſen ſein, durch Bekanntgabe der für Ablehnung 
des Gnadengeſuches des Angeklagten gegebenen Begründung 
dem Gerichte ein Bild von dem Charakter, dem ſittlichen 
Verhalten und Vorleben des Angeklagten vorzuführen und 
damit den Nachweis zu erbringen, daß er ein zu Betrügereien 
geneigter Menſch ſei, es ſollte mithin das Schreiben als ein 
Zeugniß über den Leumund und das frühere Gebahren des 
Angeklagten dienen. (Vergl. Entſch. Bd. 25 S. 126.) Jene 
Gründe beſtehen aber ſowohl in Auszügen aus früheren 
gerichtlichen Erkenntniſſen als in der wörtlichen Wiedergabe 
anderen Aktenſtücken entnommener, mündlicher oder ſchriftlicher 

eußerungen von Perſonen (insbeſondere Aerzten), deren 
Verleſung zum Erſatz der Vernehmung dieſer Perſonen als 
Zeugen über ihre bezüglichen Wahrnehmungen nach § 243 
Str. P. O. unzuläſſig war. Sie enthalten ferner unverkennbar 
Leumundszeugniſſe, deren Verleſung, auch wenn von einer 
Behörde ausgeſtellt, durch §8S 255 Str. P. O. unterfagt iſt. 
Urth. des I. Sen. vom 6. Mai 1901. 1427. 1901. 

12. 8 253. 

Nach dem Sitzungsprotokolle iſt außer der Ausſage der 
Zeugin G. noch ein Theil der Ausſage der Mitangeklagten K., 
nämlich 2 Sätze aus deren Vernehmung vom 28. Auguſt 1900 
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mitverleſen worden, und zwar, wie das Sitzungsprotokoll ſagt, 
„zum Verſtändniſſe des roth angeſtrichenen Paſſus der G. ſchen 
Ausſage“. Ueber dieſe Verleſung führt die Reviſion Beſchwerde 
und das mit Recht. Zu den in 8 253 der Str. P. O. 
bezeichneten Fällen, in denen die frühere Erklärung eines 
Angeklagten verleſen werden darf, gehört der Fall der Ver⸗ 
leſung zum Zwecke des Verſtändniſſes einer Zeugenausſage nicht. 
Die frühere Erklärung der Angeklagten K. bildete auch keinen 
integrirenden Theil der G. ſchen Ausſage, denn aus dem über 
die letztere aufgenommenen Protokolle ergiebt ſich nicht, daß 
die G. ſelbſt ſich damit einverſtanden erklärt hat, daß die 
beiden verleſenen Sätze ihrer Ausſage einverleibt und als 
Beſtandtheil derſelben angeſehen werden ſollten. Urth. des 
II. Sen. vom 16. April 1901. 1142. 1901. 

13. § 257. 

Ausweislich des Verhandlungsprotokolles ſtellte der 
Beſchwerdeführer nach Schluß der Beweisaufnahme und nach 
Beendigung der Ausführungen der Staatsanwaltſchaft zur 
Schuld⸗ und Straffrage, ohne ſich in der Sache ſelbſt zu 
äußern, den Antrag, ihn durch einen Spezialarzt auf ſeinen 
Geiſteszuſtand unterſuchen zu laſſen. Das Inſtanggericht 
beſchloß hierauf nochmaligen Eintritt in die Beweisaufnahme, 
vernahm wiederholt den zur Hauptverhandlung geladenen 
Sachverſtändigen, ſowie eine bereits vernommene Zeugin und 
ſchritt ſodann, nachdem die Prozeßbetheiligten auf Befragen 
nichts mehr zu erklären hatten, zur Verkündung des Urtheils. 
Eine Beſcheidung hat der geſtellte Beweisantrag durch das 
Inſtanzgericht überhaupt nicht gefunden. In dieſer vollſtändigen 
Uebergehung erblickt die Reviſion mit Recht eine unzuläffige 
Beſchränkung der Vertheidigung des Beſchwerdeführers. Der 
Letztere durfte, ehe er in der Sache ſelbſt zu ſeinen weiteren 
Ausführungen und Stellung ſeiner Schlußanträge das Wort 
nahm, zunächſt davon ausgehen und erwarten, daß vor der 
Urtheilsverkündung in erſter Linie auf den von ihm geſtellten 
Beweisantrag werde Gerichtsbeſchluß gefaßt werden und er 
nach ſeiner etwaigen Ablehnung nochmals Gelegenheit erhalte, 
zu den Gründen dieſer Ablehnung Stellung zu nehmen, der 
hierdurch geſchaffenen Aenderung der Sachlage durch Anbringung 
weiterer Beweisanträge geeignet Rechnung zu tragen und ſeine 
fernere Vertheidigung den gegebenen Verhältniſſen anzupaſſen. 
Der Umſtand, daß anſcheinend der erſte Richter durch das 
Ergebniß des Wiedereintritts in die Beweisaufnahme in Bezug 
auf die beſtrittene Zurechnungsfähigkeit des Beſchwerdeführers 
die Sache für genügend aufgeklärt erachtete und die Vernehmung 
eines weiteren Sachverſtändigen weſentlich von ſeinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen abhing, vermag hieran nichts zu ändern. 
Urth. des III. Sen. vom 3. Juli 1901. 1794. 1901. 

14. 8 264. 

Für die Frage, ob eine Verurtheilung auf Grund eines 
anderen als des im Beſchluſſe über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens angeführten Strafgeſetzes erfolgt iſt, iſt nicht ent⸗ 
ſcheidend, ob das Strafgeſetz nach der ihm durch äußerliche 
Anordnung wie Ziffer des Paragraphen, Abſatz, Gleichheit 
der Strafandrohung und dergleichen gegebenen Form identiſch 
iſt, ſondern es iſt zu prüfen, ob an derſelben Geſetzesſtelle ein 
einheitlicher, nur durch gleichwerthige thatſächliche Modalitäten 
ſeiner Begehung verſchiedener Thatbeſtand pönaliſirt worden 
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iſt, oder ob mehrere in ihren rechtlichen Vorausſetzungen ver⸗ 
ſchiedene und demgemäß eine verſchiedenartige rechtliche Be⸗ 
urtheilung erfordernde Thatbeſtände zuſammengefaßt ſind. Bei 
der in 8 113 des Str. G. B. zuſammengefaßten Widerſtands⸗ 
leiſtung gegen die Amtsausübung eines Beamten einerſeits und 
dem thätlichen Angriff gegen einen Beamten während recht⸗ 
mäßiger Amtsausübung andererſeits liegt die Verſchiedenheit 
der rechtlichen Vorausſetzungen, welche zu der Annahme vom 
Geſetze aufgeſtellter verſchiedener Thatbeſtände zwingt, auf der 
Hand. Während in dem erſteren Falle ſich die Handlung 
gegen die Vereitelung oder Erſchwerung der Amtsausübung 
richtet, iſt dies bei der zweiten Alternative des § 113 J. c. 
nicht erforderlich, für dieſe genügt vielmehr die Gleichzeitigkeit 
der Amtsausübung und des erfolgten thätlichen Angriffes. 
Es leuchtet bei der weſentlichen rechtlichen Verſchiedenheit der 
beiden in § 113 1. c. zuſammengefaßten Thatbeſtände ein, 
eine wie verſchiedene Vertheidigung in rechtlicher Beziehung 
in dem einen oder anderen Falle möglich und durch die 
Umſtände geboten ſein kann. Im Intereſſe einer wirkſamen, 
bisher nicht erörterte rechtliche Geſichtspunkte berückſichtigenden 
Vertheidigung des Angeklagten mußte daher vorliegenden 
Falles eine Hinweiſung deſſelben auf den veränderten rechtlichen 
Geſichtspunkt erfolgen. Urth. des IV. Sen. vom 25. Juni 1901. 
2024. 1901. 

15. § 271. 

Die Reviſion rügt prozeſſual zunächſt, daß das Sitzungs⸗ 
protokoll vom 6. Februar nur vom Gerichtsſchreiber, nicht auch 
vom Vorſitzenden unterſchrieben ſei. Hierdurch ſei § 271 
Abſ. 1 der Str. P. O. verletzt. Richtig iſt, daß die jetzt dort 
vorfindliche Unterſchrift des Vorſitzenden erſt am 23. März 
erfolgt iſt. Die Rüge geht indeß fehl. Die Beurkundungen 
des 6. Februar c. bildeten nur einen Theil der geſammten 
Hauptverhandlung, welche letztere erſt am 7. Februar 1901 
abgeſchloſſen wurde. Am 6. Februar wurde die Hauptverhandlung 
nur unterbrochen und am folgenden Tage fortgeſetzt. Erſt die 
Verhandlung beider Tage bildete die Hauptverhandlung. 
Ebenſo wie inhaltlich eine nur unterbrochene und durch mehrere 
Tage hindurch fortgeſetzte Hauptverhandlung ein einziges 
organiſches Ganzes bildet, ebenſo liegt prozeſſual in ſolchem 
Falle nur eine Hauptverhandlung vor, ſo daß es alſo genügen 
muß, wenn erſt das über die geſammte Hauptverhandlung 
aufgenommene Protokoll vom Vorſitzenden und Gerichtsſchreiber 
unterſchrieben wird. Der 8 271 Abſ. 1 der Str. P. O. ſpricht 
denn auch nur von der Nothwendigkeit der Unterzeichnung 
„eines“ über „die Hauptverhandlung“ aufgenommenen Protokolls, 
nicht von der Unterzeichnung der einzelnen Theile des letzteren. 
Das am 7. Februar abgeſchloſſene Protokoll iſt aber vorſchrifts⸗ 
mäßig unterſchrieben worden. Urth. des I. Sen. vom 6. Mai 
1901. 1269. 1901. 

16. 8 273. 

Das Sitzungsprotokoll enthält die Bekundung, daß nach 
Schluß der Beweisaufnahme der Vertheidiger des Revidenten 
Ladung von Entlaſtungszeugen beantragt habe. Das Thema 
ihrer Vernehmung iſt nicht angegeben; daß ein Beſchluß über 
den Antrag ergangen wäre, ergiebt das Protokoll nicht; es 
folgt nach Aufführung der Schlußanträge der ſämmtlichen 
Angeklagten die Bekundung, daß die Angeklagten beziehungs⸗ 
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weiſe die Vertheidiger das letzte Wort gehabt haben, und daß 
der Revident auf die Frage, ob er noch etwas zu ſeiner 
Vertheidigung anzuführen habe, erklärt habe, er ſei unſchuldig. 
Das Protokoll iſt in mehrfacher Hinſicht nicht vollſtändig; es 
liegt in dieſer Hinſicht ein Antrag des Revidenten und eine 
durch denſelben veranlaßte Erklärung des Vorſitzenden und 
des Protokollführers vor. Der Revident führt in ſeinem 
Antrage an, was er in der Hauptverhandlung als von den 
drei benannten Zeugen zu bekunden angegeben habe; dieſe An⸗ 
führung wird in der Erklärung als richtig beſtätigt. Sodann 
herrſcht Einverſtändniß, daß der Beweisantrag durch einen ver⸗ 
kündeten Beſchluß abgelehnt iſt. Die Erklärung ſagt, daß die 
verkündeten Gründe genau aus dem Gedächtniſſe nicht feit: 
zuſtellen ſeien; die Gründe des Gerichtshofs ſeien im Urtheile 
dargelegt. Nun erſcheint zwar die in dem Urtheil gegebene 
Begründung unbedenklich haltbar. Der Angeklagte hat aber 
gerügt, daß er nicht nach Verkündung des ablehnenden Be⸗ 
ſchluſſes zum Wort verſtattet ſei; dieſe Rüge iſt begründet, 
denn da der, wie feſtſteht, verkündete Beſchluß nicht protokollirt 
iſt, kann nicht erſehen werden, ob das nach Ausweis des 
Protokolls dem Angeklagten ertheilte letzte Wort ihm nach der 
Verkündung des Beſchluſſes oder vor derſelben ertheilt iſt. 
Urth. des II. Sen. vom 25. Juni 1901. 2195. 1901. 

17. 8 273. 

Nach der ſchlechthin gebietenden Vorſchrift der Str. P. O. 
muß das Protokoll über die Hauptverhandlung unter anderem 
die ergangenen Entſcheidungen und die Urtheilsformel enthalten. 
Es muß alſo nicht nur beurkunden, daß in der Hauptverhandlung 
ein Urtheil verkündet worden ſei, ſondern auch die Urtheils⸗ 
formel wörtlich wiedergeben. Nach § 274 ergiebt ſich die 
Nothwendigkeit, daß, wenn die Formel des Urtheils in das 
Sitzungsprotokoll aufgenommen worden iſt, in Betreff des 
Inhalts der Urtheilsformel das Sitzungsprotokoll das maß⸗ 
gebende Beweismittel bildet, und daß daher, wenn demnächſt 
Urtheilstenor und Entſcheidungsgründe in einem beſonderen 
Schriftſtücke Beurkundung gefunden haben, und der Urtheils⸗ 
tenor in dieſem Schriftſtücke von der in das Sitzungsprotokoll 
aufgenommenen Urtheilsformel in irgend einem Punkte abweicht, 
die Beurkundung des Sitzungsprotokolles den Ausſchlag giebt. 
Im vorliegenden Falle iſt die Formel in das Sitzungsprotokoll 
aufgenommen worden. Nach dieſer Formel iſt die Angeklagte 
zu einer Gefängnißſtrafe von ſechs Wochen verurtheilt worden. 
Das demnächſt in die Form einer beſonderen Urkunde gebradt 
Urtheilstenor und Entſcheidungsgründe enthaltene Urtbel 
hingegen ſpricht eine Gefängnißſtrafe in der Dauer von ſechs 
Monaten aus, und bezeichnet in den Entſcheidungsgründen 
dieſe ſechsmonatige Gefängnißſtrafe als die unter den 
vorhandenen Umſtänden angemeſſene Strafe. Daß die bezügliche 
Beurkundung des Sitzungsprotokolles auf einer Fälſchung der 
letzteren beruhe, iſt nicht behauptet noch beanzeigt. Ebenſo 
wenig liegt dafür etwas vor, daß im Sitzungsprotokolle in 
der Urtheilsformel nur vermöge eines Schreibfehlers, ſtatt 
„Monat“ das Wort „Wochen“ geſetzt worden ſei. Das Gericht 
hat auch gar nicht zu den Akten beurkundet, daß nur ein 
ſolcher Schreibfehler vorliege, und ſolchen verbeſſert. Der 
bemerkte Widerſpruch muß zu einer Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urtheils und im Hinblick darauf, daß die in 5 394 
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der Str. P. O. bezeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen, es 
daher bei der Regel des § 393 der Str. P. O. verbleiben muß, 
daß übrigens die in der beſonderen Urtheilsurkunde enthaltene 
Begründung der erkannten Strafhöhe, worin ausdrücklich 
hervorgehoben wird, daß eine ſechsmonatige Gefängnißſtrafe 
für angemeſſen erachtet worden ſei, mit dem im Protokolle ſich 
findenden Urtheilstenor in einem unlöslichen Widerſpruche 
ſtehen würde, zu einer Zurückverweiſung der Sache an die 
Vorinſtanz zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
führen, wiewohl unter Aufrechterhaltung der vom erſten 
Richter getroffenen Feſtſtellungen. Urth. des III. Sen. vom 
13. April 1901. 924. 1901. 

18. 8 294. 

Muß nach 8 294 Abſ. 2 Str. P. O. geprüft werden, ob 
die abweichende Beurtheilung der That eine erhöhte Straf⸗ 
barkeit begründet, ſo hat die bei Annahme mildernder Umſtände 
eintretende Strafminderung außer Betracht zu bleiben. Denn 
über das Vorhandenſein mildernder Umſtände iſt nach § 297 
Str. P. O. eine Nebenfrage zu ſtellen. Folglich bezieht ſich 
der § 294, wo das Verhältniß der wegen der That zu ſtellenden, 
ſachlich als Hauptfragen (Schuldfragen) zu betrachtenden Fragen 
zu einander geordnet wird, nur auf die That in der Geſtalt, 
wie ſie den Gegenſtand einer Hauptfrage (Schuldfrage) bilden 
muß. Dieſer Sinn des § 294 würde noch klarer hervortreten, 
wenn der Grundſatz nicht durchbrochen wäre, daß den richter⸗ 
lichen Mitgliedern des Schwurgerichts die Strafzumeſſung zu⸗ 
kommt. Aber der Umſtand, daß den Geſchworenen die Ent⸗ 
ſcheidung über die zur Strafzumeſſung gehörenden mildernden 
Umſtände übertragen iſt, ändert nichts daran, daß bei 8 294 
die That mit ihren abſtrakt möglichen Straffolgen, unabhängig 
von der im einzelnen Falle verwirkten Strafe, maßgebend iſt. 
Urth. des III. Sen. vom 22. Juni 1901. 2207. 1901. 

19. 8 376. 

Der Staatsanwalt führt zur Begründung ſeiner Reviſion 
zwei Stellen des Protokolles über die Hauptverhandlung an 
und erörtert, daß „hiernach den Vorſchriften des §S 250 Abſ. 3 
und des § 66 der Str. P. O. nicht genügt worden ſei“. Da 
das Sitzungsprotokoll gemäß 88 273 und 274 der Str. P. O. 
die Beſtimmung hat, über die Einhaltung aller Förmlichkeiten 
des Verfahrens mit geſetzlicher Beweiskraft Auskunft zu geben, 
und zwar ausſchließlich, ſo würde die Verletzung der bezeichneten 
Geſetzesſtellen, falls ſie als Reviſionsgrund geltend gemacht 
wäre, ohne Weiteres durch das Protokoll bewieſen ſein und 
könnten die ergänzenden Bemerkungen des Vorfitzenden zu 
den Reviſionsanträgen des Staatsanwaltes die Aufhebung 
des Urtheils nicht abwenden. Allein der Staatsanwalt hat 
nach der oben erwähnten Faſſung feiner Reviſionsbegründung 
die Annahme der Verletzung der 88 250 und 66 der Str. P. O. 
nur als Folgerung aus dem Wortlaute des Protokolles 
geltend gemacht. Da aber die Anweſenheit des Staatsanwaltes 
bei der Hauptverhandlung gemäß $ 377 Nr. 5 der Str. P. O. 
weſentlich und im Sitzungsprotokolle nachgewieſen iſt, ſo kann 
eine ſolche Folgerung zwar dazu dienen, die Sorgloſigkeit bei 
Abfaſſung des Protokolles in helles Licht zu ſetzen, nicht aber 
der Behauptung gleichſtehen, jene Geſetzesverletzungen, von 
denen der Staatsanwalt ja unmittelbar Kenntniß haben 
mußte, ſeien thatſächlich vorgekommen. Somit erweiſen ſich 
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dieſe Angriffe nur als ſog. Protokollrügen, d. h. Rügen von 
Mängeln bei Abfaſſung des Protokolles. Auf ſolchen kann 
das Urtheil nicht beruhen, weshalb die Reviſion inſoweit nicht 
zur Aufhebung des Urtheils führen kann. Urth. des I. Sen. 
vom 2. Mai 1901. 976. 1901. 

20. 8 387. 

Dem Schriftſatz des Vertheidigers vom 3. April 1901 
konnte keine Beachtung zu Theil werden, da das Geſetz ($ 387 
Str. P. O.) nur eine ſchriftliche Gegenerklärung des Gegners 
des Beſchwerdeführers, nicht aber eine ſchriftliche Replik des 
Letzteren zuläßt, ſo daß es für die Anbringung der Reviſions⸗ 
beſchwerden bei der Friſt des § 385 Abſatz 1 der Str. P. O. 
bewendet. Urth. des II. Sen. vom 10. Mai 1901. 1223. 1901. 

21. 8 502. 

Gegen die Angeklagte iſt auf Antrag ihres Stiefvaters 
wegen eines gegen ihn verübten Diebſtahls Anklage erhoben, 
das Verfahren jedoch durch das angefochtene Urtheil gemäß 
§ 247 des Str. G. B. und 8 259 Abſ. 2 der Str. P. O. 
eingeſtellt, nachdem der Beſtohlene den geſtellten Strafantrag 
zurückgenommen. Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügt 
Verletzung des $ 502 der Str. P. O., weil die Koſten des 
Verfahrens der Staatskaſſe, und nicht vielmehr dem ge⸗ 
nannten Antragſteller zur Laſt gelegt ſind. Die Beſchwerde 
erſcheint begründet. Die Einſtellung des Verfahrens iſt erfolgt 
wegen Zurücknahme desjenigen Antrags, durch den daſſelbe 
bedingt war. In ſolchem Falle hat aber gemäß § 502 eit. 
der Antragſteller die Koſten zu tragen. Das Urtheil war 
deshalb in Betreff der angefochtenen Koſtenentſcheidung auf⸗ 
zuheben und in analoger Anwendung des § 394 Abſ. 1 der 
Str. P. O. von hier aus über die erſtinſtanzlichen Koſten, wie 
geſchehen, zu erkennen. Mit Rückſicht auf den Erfolg des 
Rechtsmittels mußten dem Antragſteller auch die Koſten der 
Reviſionsinſtanz auferlegt werden. Urth. des IV. Sen. vom 
21. Mai 1901. 1561. 1901. 

22. Militärſtraſprozeßordnung 88 4, 97. 

Die Vorſchrift, daß Verfügungen des Gerichtsherrn von 
einem richterlichen Militärjuſlizbeamten mitzuzeichnen ſeien, 
leidet nur auf Verfügungen im Laufe eines militärgericht⸗ 
lichen Verfahrens Anwendung, nicht aber auf die nach § 4 
zu treffende Entſcheidung, ob ein militärgerichtliches Verfahren 
zu eröffnen oder die betheiligte Militärperſon dem Civilgericht 
zur Aburtheilung zu übergeben ſei. Urth. des III. Sen. vom 
22. April 1901. 923. 1901. 8 


Sind nach dem B. G. B. Eintragungen in das 

Güterrechtsregiſter zuläſſig, bevor die Ehe, deren 

Güterſtand geregelt werden ſoll, geſchloſſen iſt? 
Von Rechtsanwalt Stroh in Elbing. 


Das Kammergericht hat dieſe Frage verneint. (Johow 
und Ring, Jahrbuch, neue Folge, Bd. 1 S. 65.) Hat das 
Kammergericht mit ſeiner Entſcheidung recht, ſo weiſt das 
B. G. B. in der Durchführung des Rechtsgrundſatzes von der 
Vertragsfreiheit bei Ordnung des Büterftandes unter Cbeleuten 
eine empfindliche Lücke auf. An ſich bedürfen freilich Eheverträge 


692 


nach dem B. G. B. zu ihrer Wirkſamkeit der Eintragung in 
das Güterrechtsregiſter oder ſonſt einer öffentlichen Bekannt⸗ 
machung nicht. Dieſer Grundſatz iſt aber durchbrochen durch 
die Beſtimmung des § 1435, welcher in feinem erſten, hier 
allein in Betracht kommenden Abſatze folgendermaßen lautet: 
„Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes ausgeſchloſſen oder geändert, ſo 
koͤnnen einem Dritten gegenüber aus der Ausſchließung 
oder der Aenderung Einwendungen gegen ein zwiſchen 
ihm und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechts⸗ 
geſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechts⸗ 
kräftiges Urtheil nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit 
der Vornahme des Rechtsgeſchäftes oder zur Zeit des 
Eintritts der Rechtshängigkeit die Ausſchließung oder 
die Aenderung in dem Güterrechtsregiſter des zuſtändigen 
Amtsgerichts eingetragen oder dem Dritten bekannt war.“ 

Betroffen werden von dieſer Vorſchrift insbeſondere alle 
Eheverträge, durch welche an die Stelle des geſetzlichen Güter⸗ 
rechts ein anderer im Geſetze geregelter Güterſtand, alſo auch 
die praktiſch ſo wichtige Gütertrennung, geſetzt wird. Solche 
Eheverträge können nach der Entſcheildung des Kammergerichts 
niemals ſchon mit der Cheſchließung voll wirkſam werden, 
ſondern erft mit der fpäter zuläffigen Eintragung in das 
Güterrechtsregiſter. Zwiſchen dieſer und jener wird alſo — da 
fie gleichzeitig unmöglich ſtattfinden können — immer ein Zeit⸗ 
raum liegen, mag er kurz oder lang ſein, während deſſen der 
Ehevertrag feiner vollen Wirkſamkeit entbehrt. Das Kammer⸗ 
gericht meint freilich, Unzuträglichkeiten könnten daraus nicht 
entſtehen. Denn wo es wünſchenswerth ſei, daß die Eintragung 
ſobald als moglich nach ſtattgehabter Eheſchließung erfolge, da 
koͤnne der Antrag bei Gericht ſchon vorher mit dem Hinweis 
auf dieſe geſtellt und die Heirathsurkunde ſofort nach vollzogener 
Eheſchließung nachgebracht werden. Dieſer Vorſchlag ift indeß 
durchaus nicht geeignet, die Bedenken wegen moglicher Un⸗ 
zuträglichkeiten zu beſeitigen. Die Gefahr freilich, welche nach 
preußiſchem Rechte mangels ordnungsmäßiger Veröffentlichung 
des Ehevertrages beſtand, daß nämlich Gläubiger des Mannes 
aus dem Frauenvermoͤgen im Wege der Zwangsvollſtreckung 
Befriedigung ſuchten, dieſe Gefahr beſteht nach dem B. G. B. 
nicht; denn nur demjenigen gutgläubigen Dritten, welcher ſich 
nach geſchloſſener Ehe mit einem der Ehegatten im Vertrauen 
auf das Beſtehen des geſetzlichen Güterrechts in Rechtsgeſchäfte 
oder Prozeſſe einläßt, kommt der Schutz des 8 1435 zu Gute. 
Die Gefahr aber iſt vorhanden, daß die Eheleute über der 
volftändigen Neugeſtaltung ihrer geſammten Verhältniſſe, welche 
die Eheſchließung mit ſich bringt, das Gericht mit feinem 
Güterrechtsregiſter und die nachträgliche Ergänzung des 
Eintragungsantrages vernachläſſigen werden, und daß damit für 
Rechtsgeſchäfte und Prozeſſe, welche ſich auf das Frauengut 
erſtrecken, Raum geſchaffen wird. 

Das iſt aber das geringſte Bedenken. Viel ſchwerer fällt 
in die Waage, daß die Frau, deren Vermögen durch die 
Gütertrennung gegen willkürliche Dispofitionen des Mannes 
gefichert werden ſoll, in die Ehe und in das damit verbundene 
rechtliche und moraliſche Abhängigkeitsverhältniß zum Manne 
tritt, ohne daß die beabfichtigte Sicherung ihres Vermögens 
dieſem gegenüber erreicht iſt. Weiß der Mann nach einmal 
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geſchloſſener Ehe die Frau wegen der Eintragung des Chever⸗ 
trages hinzuhalten oder ſolche ganz zu hintertreiben, um die 
Verwaltungsbefugniſſe an ihrem Vermögen Dritten gegenüber 
wirkſam ausüben und namentlich mit den Erträgen frei ſchalten 
zu können, fo werden aus der Verſagung der vorherigen Ein ⸗ 
tragung große und ſelbſt verhängnißvolle Unzuträglichkeiten 
entſtehen können. 

Aber das Kammergericht dürfte mit ſeiner Entſcheidung 
nicht recht haben. Die Gründe, welche es dafür anführt, find 
jedenfalls nicht ſtichhaltig. Zunächſt heißt es da: 

„Nach 8 1558 B. G. B. haben die Eintragungen in 
das Güterrechtsregiſter bei dem Amtsgerichte zu geſchehen, 
in deſſen Bezirk der Mann feinen Wohnfitz hat. Schon 
der Wortlaut dieſer Beſtimmung ergiebt hinreichend 
deutlich, daß die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter 
nur bezüglich des Güterſtandes von Eheleuten erfolgen 
ſollen, nicht von ſolchen Perſonen, die erſt eine Che 
einzugehen beabfichtigen. Denn bevor die Ehe geſchloſſen 
iſt, ſteht nicht mit Sicherheit feſt, an welchem Orte der 
Ehemann ſeinen Wohnfitz haben wird. Naturgemäß iſt 
mit dem Wohnfitz des Mannes derjenige gemeint, den 
er als Ehemann nehmen wird, nicht derjenige, welchen 
er zur Zeit der Abſchließung des Ehevertrages hat.“ 

Dieſe Begründung geht offenfichtlich fehl. Aus dem Wort ⸗ 
laut des 5 1558 ergiebt ſich für die Anficht des Kammergericht 
einfach nichts. Der Paragraph ſpricht nicht vom Ehemann, 
ſondern vom Manne, und nicht davon, wo dieſer feinen Wohnft 
haben wird, ſondern davon, wo er ſeinen Wohnfitz hat. 
Naturgemäß iſt auch keineswegs, daß der Mann als Ehemann 
einen anderen Wohnſitz nimmt, naturgemäß iſt vielmehr, daß 
der Mann, welcher heirathet, ſeinen Erwerb, ſeinen Beruf, ſein 
Amt und damit auch ſeinen dauernden Wohnfitz hat, an welchen 
er feine Frau aufnimmt. Wo aber auznahmsweiſe mit Eingehung 
der Ehe ein Wechſel des Wohnfitzes des Mannes beabſichtigt 
fein ſollte, da wird dieſer fich naturgemäß entweder ſchon vor 
oder erſt nach erfolgter Eheſchließung, ſchwerlich gleichzeitig mit 
dieſer, vollziehen. Rechtlich jedenfalls iſt der Wohnfitz des 
Mannes von der Cheſchließung vollkommen unabhängig. Nach 
alledem ſteht der §8 1558 dem nicht entgegen, daß der vor 
Eingehung der Ehe geſchloſſene Ehevertrag auch in das Regiſter 
des Amtsgerichts eingetragen werde, in deſſen Bezirk der Mann 
vor der Eheſchließung feinen Wohnfitz hat. Tritt nach dieſer 
über kurz oder lang eine Verlegung des Wohnfitzes in den 
Bezirk eines anderen Amtsgerichts ein, fo iſt gemäß 8 1559 
die Eintragung bei dieſem eben zu wiederholen. 

Den zweiten Grund für feine Entſcheidung nimmt das 
Kammergericht nicht aus dem Geſetz, ſondern aus der Bedeutung 
der gerichtlichen Regifter im Allgemeinen her. Es ſagt: 

„Würden Eintragungen in das Regiſter auch bezüglich 
des künftigen Güterſtandes von Nupturienten vor ⸗ 
genommen, ſo wäre keine Sicherheit dafür gegeben, daß 
die Nupturienten fi auch geheirathet haben, und daß 
die eingetragenen güterrechtlichen Verhältniſſe auch in 
Wirklichkeit eingetreten find. Das Regiſter würde danach 
keine Garantie für die Richtigkeit der Eintragungen 
gewähren und feinen Zweck verfehlen, . .. auch in 
Widerſpruch treten mit den Eintragungen in andere 
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Regiſter, wie z. B. das Firmenregifter . Die 
Eintragungen in alle von den Gerichten geführten 
Regiſter haben den Zweck der Beurkundung desjenigen, 
was thatſächlich bereits beſteht, oder der Kund⸗ 
gebung des jenigen, was mit der Eintragung entſtehen 
fol. Niemals aber wird in ein Regiſter etwas ein- 
getragen was erſt in Zukunft und zwar nicht einmal 
mit Sicherheit, ſondern nur noͤglicherweiſe ins Leben 
treten wird.“ 

In dieſen Ausführungen iſt den gerichtlichen Regiſtern und 

gerade auch dem beſonders hervorgehobenen Firmenregiſter, eine 

Bedeutung beigelegt, die ihnen nicht zukommt. 

Zweck und Wirkung der Eintragungen in die gerichtlichen 
Regiſter find allerdings zweierlei Art. Es find zu unterſcheiden 
Eintragungen mit konſtitutiver Wirkung und ſolche mit 
deklaratoriſcher Wirkung. Von konſtitutiver Wirkung iſt die 
Eintragung in den Fällen, in welchen ſie die Vorausſetzung für 
die Entſtehung eines Rechtsverhältniſſes bildet, wie z. B. bei 
den Aktiengeſellſchaften und den Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, welche erſt mit der Eintragung in das Handelöregifter 
ins Daſein treten. Von ſolchen Eintragungen kann man 
allerdings ſagen, daß ſie „Kundgebungen deſſen find, was mit 
ihnen entſtehen ſoll“. 

Um Eintragungen ſolcher Art handelt es ſich hier aber 
nicht. Es beſteht darüber kein Zweifel, daß dem Güterrechts- 
regiſter lediglich deklaratoriſche Bedeutung zukommt, analog 
dem Firmenregiſter, welches das Kammergericht ja ſelbſt in 
Vergleich zieht. Die deklaratoriſche Wirkung aber zeigt ſich in 
der Erzeugung von Rechts vermuthungen, auf welche ſich Dritte 
berufen können, und dieſe Rechte vermuthungen äußern gerade in 
den Fällen ihre beſondere Kraft, in welchen die Eintragung der 
objektiven Wahrheit nicht entſpricht. Es muß deshalb geradezu 
als unrichtig bezeichnet werden, wenn das Kammergericht ſagt, 
ſolche Eintragungen hätten den Zweck der Beurkundung 
des jenigen, was thatſächlich bereits beſteht. Solche 
Eintragungen beurkunden gar nichts weiter, als was vor 
dem Regiſterrichter erklärt iſt. Dieſer iſt lediglich an die 
Erklärungen der Antragſteller gewieſen, wenn fie in vorſchrifts⸗ 
mäßiger Form dargeboten werden, und gar nicht in der Lage 
feſtzuſtellen, ob die Angaben den Thatſachen entſprechen. Letztere 
dürften in der Praxis doch des Oefteren von den abgegebenen 
Erklärungen abweichen. Es iſt z. B. durchaus denkbar, 
daß die Kaufleute A. und B. vor Gericht erſcheinen und 
die Erklärung abgeben, das Geſchäft des A. nebſt deffen 
Firma „A.“ ſei auf B. übergegangen, und die Eintragung des 
B. als Inhabers der Firma beantragen und erlangen, während 
nach ihrem wahren Willen der Geſchäfts⸗ und Firmenübergang 
noch von dem Eintritt künftiger, ungewiſſer Umſtände abhängen 
ſoll. Man wolle nicht etwa meinen, die beiden hätten fich da⸗ 
durch der Gefahr ausgeſetzt, wegen intellektueller Urkunden ⸗ 
fälſchung beſtraft zu werden. Das Reichsgericht hat das Vor⸗ 
handenſein einer ſolchen in einem analogen Falle verneint und 
dabei durchaus zutreffend, und im Gegenſatz zu obigen Aus- 
lafſungen des Kammergerichts, über das Handelsregiſter und feine 
deklaratoriſche Bedeutung Folgendes ausgeführt: Das Handels. 
regiſter hat lediglich den Zweck, die über gewiſſe Thatſachen und 
Rechtsverhältniſſe abgegebenen Erklärungen der Kaufleute zu 
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beurkunden und zur öffentlichen Kenntniß zu bringen; die Ein⸗ 
tragungen im Handelsregiſter find daher oͤffentliche Urkunden 
über Erklärungen, über Anmeldungen, nicht über die That⸗ 
ſachen, welche den Gegenſtand der Erklärung bilden; der 
Regiſterrichter iſt weder berechtigt noch verpflichtet, ſich 
Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob das einer Erklarung zu 
Grunde liegende Rechtsverhältniß thatſächlich beſteht. 
(Rechtſpr. in Strafſ. Bd. X S. 625.) 

Die vermeintliche Gefahr für die Bedeutung des Regiſters 
läßt nun aber das Kammergericht ganz überſehen, um was es 
fich eigentlich bei der Eintragung in das Güterrechtsregiſter 
handelt, und daß davon gar nicht die Rede iſt, daß etwas ein⸗ 
getragen werde, „was erft in Zukunft entſtehen ſoll“. Das 
Güterrechtsregiſter iſt kein Heirathsregiſter und die Grundlage 
für die Eintragung in daſſelbe iſt nicht die Cheſchließung, 
ſondern der Ehevertrag. Verlobte wollen nicht und brauchen 
auch nicht fo eingetragen zu werden, als wären fie ſchon Che⸗ 
leute; was ſie eingetragen haben wollen und was nach dem 
Geſetze auch nur eingetragen werden ſoll, iſt der Ehevertrag, 
alſo eine Eintragung dahin, daß die Verlobten einen Ehevertrag 
des und des Inhalts geſchloſſen haben, und das iſt eine Ein⸗ 
tragung, welche der Wahrheit und Wirklichkeit trotz noch aus⸗ 
ſtehender Eheſchließung vollkommen entſpricht, jedenfalls ent- 
ſprechen kann. 

Wenn die Rüdfiht auf das Regiſter hier überhaupt zu 
einem Bedenken Veranlaſſung geben kann, ſo iſt es das, ob 
eine Eintragung ſtatlfinden darf, wenn ſie rechtliche Be⸗ 
deutung erſt durch den Eintritt eines künftigen, ungewiſſen 
Ereigniſſes zu erlangen vermag. Dieſe Frage wird man hier 
ohne Bedenken bejahen können, weil das fragliche Ereigniß, die 
Eheſchließung, gleichfalls der öffentlichen Regiſtrirung unterliegt, 
ein anderes öffentliches Regiſter, das Heirathsregiſter, gewiſſer⸗ 
maßen das Korrelat für das Güterrechtsregiſter bildet, fo daß 
Zweifel daran, ob das künftige Ereigniß eingetreten iſt oder 
nicht, gar nicht entſtehen konnen. 

Kommt ausnahmsweiſe nach der Eintragung des Ehe⸗ 
vertrages die beabſichtigte Ehe nicht zu Stande, ſo ſchadet die 
Eintragung, welche nichts mehr erſichtlich macht, als daß die 
Verlobten für den Fall der Eheſchließung einen gewiſſen Güter⸗ 
ſtand vereinbart haben, Niemandem auch nur das mindeſte und 
kann auch dem Regiſter des Gerichts von ſeiner Bedeutung nichts 
nehmen; denn was dort eingetragen ſteht, iſt vertraglich wirklich 
vereinbart und dem Regiſterrichter gegenüber wirklich erklärt. 

Darf man nach alledem ohne Sorge um die Bedeutung 
des Regiſters an die Beantwortung der geſtellten Frage heran⸗ 
treten, ſo ſprechen für deren Bejahung — abgeſehen von dem 
oben bereits erörterten Intereſſe des Publikums, insbeſondere 
demjenigen der verlobten Frau — folgende Erwägungen: 

Das Geſetz ſtellt an die Spitze der Beſtimmungen über 
das vertragsmäßige Güterrecht den Grundſatz von der Vertrags⸗ 
freiheit, indem es in § 1432 beſtimmt: 

„Die Ehegatten können ihre güterrechtlichen Verhältniſſe 
durch Vertrag regeln, insbeſondere auch nach der Ein⸗ 
gehung der Ehe den Güterſtand aufheben oder ändern.“ 

Und hierzu heißt es in den Motiven (Bd. IV S. 304 f.): 

„In Uebereinſtimmung mit dem gemeinen Recht und 
den neueren Landesrechten erkennt der Paragraph auch 
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auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts in Anſehung 
der Ordnung der vermögensrechtlichen Verhältniſſe unter 
den Ehegatten den Grundſatz der Vertragsfreiheit an 
und zwar dahin, daß die Ehegatten nicht nur den geſetz⸗ 
lichen Güterſtand der ehelichen Nutznießung und Ver⸗ 
waltung modifiziren oder näher beſtimmen, ſondern auch 
denſelben gänzlich ausſchließen und die güterrechtlichen 
Verhältniſſe durch Vertrag ſelbſtändig regeln können. 

Mit dieſem weitgehenden Grundſatze der Vertragsfreiheit 
wäre es nicht vereinbar, wenn das durch Vertrag beſtimmte 
Güterrechtsverhältniß bei Beginn der Ehe der vollen Wirkſam⸗ 
keit entbehren ſollte, bis erſt nachträglich die Eintragung in das 
Guͤterrechtsregiſter erlangt wäre. Hätte das Geſetz trotz jenes 
Grundſatzes dieſe Beſchränkung gewollt, fo hätte dies beſonders 
zum Ausdruck kommen müſſen. Das iſt nicht nur nicht ge⸗ 
ſchehen, ſondern der Wortlaut des Geſetzes ſpricht hinlänglich 
deutlich für das Gegentheil. Zunächſt iſt feſtzuſtellen, daß in 
§ 1432 die Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe vor der 
Eheſchließung an die Spitze und in den Vordergrund geſtellt 
iſt. Das erhellt daraus, daß hinterher beſonders hervorgehoben 
worden iſt, daß auch nach Eingehung der Ehe die vertrags- 
mäßige Aufhebung oder Aenderung des Guͤterſtandes zuläſſig 
ſei. Ferner aber geſtattet das Geſetz nicht nur den Abſchluß 
des Ehevertrages vor der Cheſchließung, ſondern es ſoll vorher 
der Güterſtand der Ehegatten durch Vertrag geregelt 
werden dürfen, das heißt doch, mangels ausdrücklicher Ein⸗ 
ſchränkung, ganz und vollſtändig geregelt, fo daß nichts mehr 
nachzuholen bleibt und mit der Eheſchließung der Vertrag von 
Anfang an in vollem Umfange wirkſam wird. Zu ſolcher 
Regelung gehört jedenfalls auch die Eintragung in das Regiſter, 
da das Geſetz dieſe Eintragung zur vollen Wirkſamkeit des Ehe⸗ 
vertrages erfordert; ohne ſie bliebe die Regelung unvollſtändig 
und unvollendet. 

Zur Unterſtützung ſeiner entgegengeſetzten Anſicht zieht 
ſchließlich das Kammergericht die Allgem. Verf. vom 6. No- 
vember 1899 über die Führung des Vereins. und Güterrechts⸗ 
regiſters heran, und es iſt richtig, daß dieſe mit ihrem Muſter 
zu dem letzteren nur die Eintragung nach bereits geſchloſſener 
Ehe im Auge hat; fie ſpricht vom „Ehepaare“ und vom „Ehe. 
manne“. Aber auch hier iſt die aus dem Geſetze nicht zu recht⸗ 
fertigende Einſchränkung, gerade ſo wie bei der Berufung des 
Kammergerichts auf den § 1558, auf mangelhafte Beachtung 
der Terminologie des B. G. B. zurückzuführen. Das Geſetz 
ſpricht in dem ganzen ehelichen Güterrecht nicht vom Chemanne 
und nicht von der Ehefrau, es ſpricht nur vom „Manne“ und 
von der „Frau“, die mit einander bereits verheirathet oder noch 
unverheirathet ſein können. Beide nennt es „Chegatten“ und 
verſteht eben darunter auch Mann und Frau, die erſt heirathen 
wollen, wie der Wortlaut des an die Spitze des vertrags⸗ 
mäßigen Güterrechts geſtellten § 1432 zur Coidenz ergiebt. 
Es iſt nicht nur kein Grund dafür vorhanden, ſondern es wäre 
eine grobe Inkonſequenz, wollte man dieſen Worten in dem 
§ 1561, der von dem Antrage auf Eintragung in das Güter- 
rechtsregiſter handelt, eine andere Bedeutung unterlegen und ſie 
nur auf bereits Verheirathete beziehen. Das Kammergericht 
begeht dieſe Inkonſequenz auch keineswegs, ſondern es hebt aus⸗ 
drücklich hervor, daß der Antrag auf Eintragung ſchon vor der 
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Cheſchließung geſtellt werden könne. Die einfache logiſche Kon⸗ 
ſequenz erfordert dann aber, daß dem Antrage auch entſprochen 
werde. Dieſe Konſequenz zieht das Kammergericht nicht, fondern 
hier macht es Halt und zwar, im Grunde genommen, lediglich 
vor der von ihm mißverſtandenen Bedeutung des Regiſterz. 


Zur Frage der Formfreiheit des Gefindevertrags 

(Erforderniß des Miethsthalers bezw. Bedeutung 

deſſelben als arrha) nach dem Einführungsgeſet 

zum B. G. B. auf dem Boden des Preußiſchen Rechtz. 
Von Rechtsanwalt Gentzen in Hamm. 


Ueber die Seite 186 der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu? 
erörterte Frage iſt vom Landgericht Dortmund eine von der 
Anfiht des Herrn Kollegen Dr. Scherer abweichende Entſcheidunz 
gefällt worden. Ich hatte dem Landgericht dargelegt, daß faſt 
die ſämmtlichen Kommentatoren der Geſindeordnung auch für 
den Gefindedienſtvertrag nach Bürgerlichem Geſetzbuche den 
Grundſatz der Formfreiheit annehmen. Nußbaum zu 8 N ir 
Geſindeordnung, Fr. Seyffarth zu § 22 der Geſindeordnunz, 
Stranz und Gebhardt im Anhange zum Ausführungsgeſche 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche und Weißler in feiner Aukzil 
des Preußiſchen Landesprivatrechts kommen bei Prüfung len 
Frage zu dem Ergebniſſe, daß es nach Bürgerlichem Gef 
ebenſo wenig einer arrha wie der Schriftform zur Gült;kl 
des Dienſtvertrages bedürfe. Lindenberg begründet feine gegm 
theilige Anſicht, daß der Gefindevertrag bei einem Werthe vnn 
mehr als 150 Mark mangels Schriftform einer Beſtärkun 
durch ein Angeld bedürfe, nicht ausreichend. Er nimmt Deu 
auf die Motive zum Preußiſchen Ausführungsgeſetze zun 
Bürgerlichen Geſetzbuch. Wenn die Motive ſagen, daß, abgeſche 
von den im Artikel 95 des Einführungsgeſetzes erwähnten 
reich rechtlichen Fragen, die dem Gefinderechte angehörigen all 
rechtlichen Vorſchriften ihrem vollen Umfange nach unberüßtt 
bleiben (Stegemann Seite 12), fo iſt dabei auf die Forufuge 
keine Rückſicht genommen worden, weil fi dieſe von jet 
erledigt. Die Schriftform iſt keine Vorſchrift, welche den 
Geſinderechte eigenthümlich angehört, fie gilt daher auch füt 
das Geſinderecht nicht mehr. Der Miethethaler aber ift wohl 
eine Eigenthümlichkeit des Geſindevertrages, jedoch nur al 
Surrogat der Schriftform. Für das Gefinderecht iſt n 
arrha nicht vorgeſchrieben, ſondern nur als Erſatz M 
Schriftform zugelaſſen. Indem die arrha nur die Stel 
der früher nothwendigen Schriftform vertrat ($ 23 der Gefide 
ordnung), iſt ſie mit dieſer überflüſſig geworden. Deshalb bedurfte 
es hierüber keiner beſonderen Beſtimmung. Deshalb erwähnt aud 
die allgemeine miniſterielle Verfügung vom 11. Auguſt 1898 Mt 
Formfrage ebenſo wenig, wie fie im Ausführungsgeſetze berührt 
iſt. Auch deshalb braucht § 91 des Deutſchen Einführung 
geſetzes nur ſolche Vorſchriften des Reichsrechts zu erwähnen, 
welche beſondere Vorſchriften der Gefindeordnung modifiziren. 

Planck (14. Lieferung des Bürgerlichen Geſehbuchtt, 
Seite 182) bemerkt zum Artikel 95 des Ausführungagefehtd 
nur, daß altrechtliche Vorſchriften beſtehen bleiben, wenn har 
beſtimmt iſt, daß der Miethvertrag erſt mit Hingabe de 
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Mieihsthalers als geſchloſſen gelte. Planck behauptet aber 
nicht, daß dies für die Preußiſche Gefindeordnung zuträfe. 
Dies iſt, wie oben dargelegt, nicht der Fall. Nach der 
Peußiſchen Gefindeordnung vertritt der Miethsthaler nur die 
Stelle der Schriftform. Wenn aber nichts mehr zu vertreten 
iſt, bedarf es auch des Miethsthalers nicht mehr. Und es iſt 
nirgends ausgeſprochen, daß der Miethsthaler eine nothwendige 
Vorausſetzung für die Gultigkeit des Vertrages ſei. 

In der Kommiſſion für das Einführungsgeſetz, welche 
Planck citirt, find nur die zwingenden Vorſchriſten des Reichs 
rechts beſprochen worden, welche Spezialnormen des Gefinde— 
rechts abändern (VI. Band Seite 380). Durch das Uebergehen 
der Formfrage iſt alſo nichts zu Gunſten der gegneriſchen 
Anſicht erwieſen. | 

— — — Dieſen Ausführungen ſchloß fich das Landgericht 
in der vorliegenden Berufungsſache mit folgender Begründung an: 

Das Berufungsgericht konnte ſich der vom Vorderrichter 
(nach Planck) vertretenen Rechtsauffaſſung nicht anſchließen, da 
es annimmt, daß nach heutigem Rechte der Geſindedienſtvertrag 
in allen Fällen auch formlos wirkſam abgejchloffen werden kann. 

Aus den Vorſchriften der SS 22 und 23 der Geſindeordnung, 
daß es zur Annehmung des gemeinen Geſindes keines ſchrift⸗ 
lichen Vertrages bedürfe, und daß die Gebung und Annehmung 
des Mieths geldes die Stelle deſſelben vertrete, läßt ſich nach 
Anficht des Berufungsgerichts klar erkennen, daß die Hingabe 
und Annahme des Miethsthalers nicht die Bedeutung einer 
beſonderen ſelbſtändigen Form für den Abſchluß des Gefinde⸗ 
dienſtoertrages befitzt, daß es ſich dabei vielmehr nur um eine 
erleichterte Form des Vertragsſchluſſes in ſolchen Fällen handelt, 
wo nach der allgemeinen Vorſchrift des § 131 Thl. J Tit. 5 
A. L. R. mit Rüdfiht auf die Höhe des Objekts Schriftform 
geboten war. Iſt dies aber anzunehmen, flellt das Geben und 
Nehmen der Miethsgelder nur einen Erſatz für eine allgemeine, 
nach Landrecht erforderliche Formvorſchrift dar, ſo muß auf 
Grund des Artikel 55 E. G. zum B. G. B. in Folge Be⸗ 
ſeitigung der allgemeinen landrechtlichen Formvorſchrift auch 
deren Erſatzform als beſeitigt gelten. Die Beſtimmung des 
Artikel 95 a. a. O. ſteht dem nicht entgegen, da die Vorſchriften 
der 55 22 und 23 Gefindeordnung nicht als beſondere geſinde⸗ 
rechtliche Normen anzuſehen ſind, vielmehr nur dem Bedürfniſſe 
ihre Entſtehung verdanken, für den Geſindedienſtvertrag die ſonſt 
nach Landrecht erforderliche Schriftform durch die erleichterte 
Form der Hingabe und Annahme des Miethothalers zu erſetzen. 
Für die Aufhebung der in Rede ſtehenden Vorſchriften ſpricht 
auch die Erwägung, daß die allgemeine Tendenz des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs auf die Beſeitigung der für Verträge früher 
gegebenen Formvorſchriften gerichtet iſt, und daß auch die frühere 
Werthſtufe des Objekts, bei deren Vorhandenſein das Landrecht 
Schriftform verlangte, nicht mehr beſteht. 

— — — Der Aufing von Delius ſtand mir nicht zur 
Verfügung. Nachträglich ſehe ich, daß Dernburg (Bürgerl. 
Recht II. 2 5 312?) ſich für die Nothwendigkeit der arrha aus- 
geſprochen hat, Eck für die Formfreiheit. 

Vielleicht ergeben ſich neue Geſichte punkte, wenn die Sache 
zur öffentlichen Beſprechung geſtellt wird. Die herrſchende 
Rechtsunficherheit in dieſer alltäglichen Frage iſt von Uebel. 
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Eutſcheidung des Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts betreffend Abzug der Verſicherungsprämie 
für Regreßanſprüche bei der Veranlagung zur 
Staatseinkommenſteuer. 
Mitgetheilt von Juſtizrath Dr. Simon (Berlin). 


Im Namen des Königs! 


In Sachen betreffend die Veranlagung des Amtsgerichts. 
raths Emil Stern zu Krefeld zur Staatseinkommenſteuer für 
das Steuerjahr 1900, 

hat des Königliche Oberverwaltungsgericht, ſechster Senat, 
in ſeiner Sitzung vom 4. Juli 1901, an welcher der 
Senatspräſident Wirkliche Geheime Oberjuſtizrath Fuiſting 
und die Oberverwaltungsgerichtsräthe Eggert, Coeſter, 
Steinicke und Mrozek theilgenommen haben, für Recht 
erkannt: 
daß die gegen die Entſcheidung der Berufungs- 
kommiſſion zu Düſſeldorf vom 5. November 1900 
ſeitens des Steuerpflichtigen augebrachte Beſchwerde 
für begründet zu erachten, die Steuerfeſtſetzung auf 
132 Mark zu berichtigen, und die Koſten des Ver⸗ 
fahrens bei einem Gegenſtande von 14 Mark außer 
Anſatz zu laſſen. 
Von Rechts 


Gründe. 


Den Gegenſtand der Beſchwerde bildet nur der Abzug 
einer Jahresprämie von 38,69 Mark für die Verſicherung des 
Beſchwerdeführers bei dem Allgemeinen Deutſchen Verficherungs⸗ 
vereine in Stuttgart gegen Schäden aus dem Amte (Regreß⸗ 
anſprüche). 

Die Berufungskommiſflon hat mit Unrecht die Abzugs⸗ 
fahigkeit dieſer Prämie verneint. 

Die Verficherung dient zur Deckung von Schäden, welche 
dem Beſchwerdeführer aus der Führung des von ihm bekleideten 
Amtes erwachſen können. Entſtände aus ſeiner Amtsführung 
ein von ihm zu vertretender Schaden, ſo würde der Schaden 
ſelbſt von dem Ertrage der Quelle gewinnbringender Beſchäftigung 
in vollem Umfange abzugsfähig ſein. 

Bereits früher hat der Gerichtshof in Bezug auf einen 
Verluſt, den der Theilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft der 
Geſellſchaft durch ſeine vermeintliche Fahrläſſigkeit zugefügt und 
freiwillig erſtattet hatte, die Eigenſchaft eines nicht abzugs⸗ 
fähigen Vermögens — und Kapitalsverluſtes ($5 8, 9 II. 1 
des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891; Artikel 4 
II. 3 der Aus führungsanweiſung vom 5. Auguſt 1891) ver⸗ 
neint und die Abzugsfähigkeit gemäß § 9 I. 1 a. a. O. an- 
erkannt (Urtheil V A 1169 vom 22. September 1896). 

Den hierin enthaltenen Rechtsgrundſatz auf die Quelle 
des Gewerbebetriebes zu beſchränken, bieten die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen keinen Anhalt. Vielmehr find die gleichen Vor⸗ 
gänge im Bereiche anderer Ertrages quellen nach demſelben 
Rechtsgrundſatze zu beurtheilen. Dies gilt insbeſondere auch für 
die Quellen der gewinnbringenden Beſchäftigung (§ 15 a. a. O.). 

Wenn ein Beamter oder im Privatdienſte Angeſtellter, ein 
Arzt oder ein Rechtsanwalt u. ſ. w. bei Ausübung feines 
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Berufes ein Verſehen begeht und in Folge deſſen gegenüber dem 
Geſchäftsherrn oder dritten Perſonen zum Erſatze des von ihm 
verſchuldeten Schadens verpflichtet ift, jo handelt es ſich für ihn 
um eine mit feinen Berufepflichten übernommene Gegenleiſtung, 
alſo um Aufwendungen, die mit ſeinem Berufe in urſächlicher 
Verbindung ſtehen und als ſolche aus dem quellmäßigen Roh⸗ 
ertrage beſtritten werden müſſen, bevor ihm ein als Einkommen 
zu verwendender und anzurechnender Reinertrag verbleibt (8 9 
I. 1 a. a. O.). Die Möglichkeit, daß dem Beamten u. ſ. w. 
in Folge des begangenen Verſehenz das Amt entzogen oder die 
Ausübung des Berufes unmöglich gemacht werden kann, iſt 
eine Zufälligkeit, die an dieſer rechtlichen Beurtheilung nichts 
ändert. 

Ob das Verſehen hätte vermieden werden konnen, tft 
unerheblich, da für die Ausſonderung der Aufwendungen gemäß 
§ 91 1 aus dem Rohertrage der Quelle nach feſtſtehender 
Rechtſprechung überall der thatſächliche Zuſtand, nicht aber die 
Moͤglichkeit der Vermeidung oder Verminderung von Ausgaben 
entſcheidet. 

Ebenſo wenig kommt es darauf an, ob die Erſtattung des 
Schadens mittelft einmaliger Geſammtleiſtung oder in Raten 
oder in einer Rente geſchieht. Nach der Fälligkeit beſtimmen 
ſich nur Hohe und Zeit der Abzugsfähigkeit, nicht aber die 
Abzugsfähigkeit ſelbſt. Iſt der zu deckende Schaden ſo hoch, 
daß der Erſatzpflichtige zur Deckung fein Kapitalverm oͤgen 
angreifen muß, ſo verliert er zwar hiermit einen entſprechenden 
Theil feines Kapitalvermoͤgens und dieſer Kapitalverluſt 
als ſolcher iſt ſelbſtverſtändlicherweiſe nicht abzugsfähig. Die 
Abzugsfähigkeit des auf ſolche Weiſe gedeckten Schadens wird 
aber hiervon gar nicht berührt. Der erſetzte Betrag bleibt 
vielmehr eine abzugsfähige Aufwendung im Bereiche der Quelle, 
ohne Rückſicht auf die Höhe und die Art der Deckung. Denn 
der Begriff des Kapitals hängt keineswegs von der zahlen⸗ 
mäßigen Höhe einer Geldſumme ab. Wollte man nach der 
Höhe des Schadenserſatzes und der Art der Deckung unterſcheiden, 
fo würde es nicht nur an jeder Möglichkeit für die Beſtimmung 
einer Grenze fehlen, ſondern es würde auch die Abzugsfähigkeit 
von Zufälligkeiten aller Art, insbeſondere von dem Umſtande 
abhängen, ob der Erſatzpflichtige über Vermögen zur Deckung 
verfügt oder nicht. Daß ſolche Auffaſſungen dem Einkommen⸗ 
ſteuergeſetze fernliegen, zeigt ſich deutlich aus der Behandlung 
der Einnahmen. Wenn z. B. nach $ 12 die Spekulations⸗ 
gewinne oder nach § 15 die einmaligen oder fih in ganz 
unbeſtimmten Friſten wiederholenden Honorare der Schriftſteller 
u. ſ. w. ohne jede Rüdfiht auf ihre Höhe ſteuerpflichtiges 
Einkommen bilden, ſo kann das Geſetz auch die Abzugsfähigkeit 
der quellmäßigen Aufwendungen nicht von ihrer Höhe abhängig 
gemacht haben wollen. 

Würde hiernach der Verluft in Folge des Schadenserſatzes 
ſelbſt in vollem Umfange abzugsfähig ſein, ſo erſcheint die zur 
Sicherung gegen Schadenzerſatzanſprüche dienende Verſicherungs⸗ 
prämie zweifellos als eine zur Sicherung des quellmäßigen 
Einkommens verwendete Ausgabe, gehört mithin zu den nach 
8 9 I. 1 4. a. O. abzugsfähigen Betriebs koſten. 

Unter Aufhebung der Berufungsentſcheidung wegen Rechts⸗ 
verletzung muß hiernach die Steuerfeſtſetzung gemäß dem nach 
Abzug der Prämie verbleibenden ſteuerpflichtigen Einkommen 
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von 5537 — 38,69 Mark = 5498,31 Mark auf den Steuerſatz 
von 182 Mark berichtigt werden. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 


(L. 8) gez. Fuiſting. 
O. V. G. Nr. XIIIb 210. 


Die Literatur des bürgerlichen Rechts. 


IV. 
(S. Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 Nr. 1/4, Nr. 48/1 
und Nr. 65/66.“ 


Unter den ſyſtematiſchen Bearbeitungen des B. G. B. 
iſt jetzt an erſter Stelle das Werk des Altmeiſters Profeſſor 
H. Dern burg in Berlin, G. J. R., „Das bürgerliche Recht 
des Deutſchen Reichs und Preußens“ (Halle, Buchhandlung 
des Waiſenhauſes) zu nennen. Der Verf. hat mit der 
Bearbeitung des Sachenrechts begonnen, das als 3. Di. 
1898 erſchien und 1901 in zweiter Aufl. ausgegeben wur, 
wobei ohne Erhöhung des mäßigen Preiſes (12 M., in Hhi. 
14 M.) der Text von 792 auf 824 S. L. x. 80 vermehrt ik 
Von dem 2. Bd. „Die Schuldverhältniſſe“ erſchien die 1. U. 
„Allgemeine Lehren“ (Pr. 6 bzw. 7.75 M., XI u. 385 8) 
1899, die 2. Abth. „Einzelne Obligationen“ (Pr. 12 bn. 
14 M., XII u. 720 S.) 1901. Endlich iſt vor Kurzem di 
1. Lieferung (120 S. Pr. 3 M., nicht einzeln käuflich) del 
1. Bandes (Einleitung u. allgemeiner Theil) ausgegeben; ei 
vierter Band ſoll Urheber-, Familien- und Erbrecht enthalten. 
— Wie der Verf. in die ſpäteren Auflagen feines Preußische 
Privatrechts auch die Privatrechtsnormen des Reichs aufgenommen 
hatte, fo jetzt mit dem Inhalte des B. G. B. und den neben 
ihm geltenden Reichsrechtsnormen diejenigen Stücke bei 
preußiſchen Privatrechts, für welche das Landesrecht in Geltung 
geblieben iſt. Für die ſyſtematiſche Durchdringung un 
Gliederung des geſammten Privatrechts ſtoffes von hohen 
Werthe, iſt dieſe Bereicherung für Rechtsſtudium und Reh 
ſprechung in Preußen eine ungemeine Erleichterung, während 
fie der Verbreitung des Buchs außerhalb Preußens keinenfall 
mehr entgegenſtehen kann als der Mangel an Berüdfichtigung 
irgendwelchen Landesrechts der Benutzung anderer Handbüche 
des B. R. Außer dieſer ſyſtematiſchen Vollſtändigkeit zeichne 
das neue Werk Dernburg's alle die Vorzüge aus, die an feine 
Darſtellungen des preußiſchen und des Pandektenrechts rühmlichſt 
anerkannt find: die ſorgfältige und doch jeden bloß antiquarischen 
Aufputz vermeidende Darlegung der geſchichtlichen Zufammen 
hänge, wobei jetzt auch ſeiner bisherigen Geltung in einen 
großen Theile Deutſchlands entsprechend das frarzöfiſche Rt 
volle Beachtung findet, die gleichzeitige Darlegung der 31 
ſammenhänge des Privatrechts mit dem öffentlichen, das geſunde 
Gefühl für die Bedürfniſſe des wirthſchaftlichen Lebens entgeden 
aller künſtlichen bloß „juriſtiſchen Konſtruktion“, endlich die 
kernige, in kurzen, klaren Sätzen gerade aufs Ziel gehende 


) Durch wiederholte Krankheit des Berichterftatterd verzögert. 
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Darſtellungsweiſe. Dieſe Vorzüge fihern dem Werke, wie 
ſchon die 2. A. des Sachenrechts zeigt, die ihm gebührende 
Stelle in der Literatur des neuen B. R. 

Die beiden Lehrbücher, die nach Erlaß des B. G. B. am 
ſchnellſten auf dem Plane waren und deren Anfänge ſchon vor 
vier Jahren (Jur. Wochenſchr. 1897 S. 414 u. 432/33) an 
dieſer Stelle angezeigt werden konnten, haben inzwiſchen in 
immer wiederholten Auflagen die weiteſte Verbreitung erlangt. 
Das „Lehrbuch des Bürgerl. Rechts“ von F. Endemann, 
0. Prof. d. R. in Halle, (Berlin, C. Heymann) liegt ſchon 
in ſiebenter Aufl. vollendet vor, wobei allerdings die zwei 
Auflagen der urſprünglichen kurzen, vom Verf. mit Prof. Gareis 
bearbeiteten „Einführung in das Studium des B. G. B.“ mit- 
gezählt find. Schon in 3. Bearbeitung, die vom 2. Bd. an 
zugleich als 4. und weiterhin als 5. Aufl. bezeichnet iſt, waren 
die beiden erſten Bände in je zwei Theile auseinandergegangen, 
jo daß das Ganze thatſächlich als fünfbändiges Werk ſich dar⸗ 
ſtellt. (I. 2. Recht der Schuldverhältniſſe erſchien 1898, Pr. 
7.50 M.; II. 1. Sachenrecht 1898, Pr. 7 M.; II. 2. Familien ⸗ 
recht 1900, Pr. 8 M.; III. Erbrecht 1899, Pr. 7.50 M.) 
Gegenwärtig liegt uns von der achten neu bearb. Aufl. ein 
erſter Theil des 1. Bds. vor (1901, Pr. 3 M.), der auf 
225 S. außer der Einleitung vor dem „Allgemeinen Theil“ 
des B. G. B. nur die beiden erſten Kapitel (natürliche und 
juriſtiſche Perſonen) behandelt. Nach der beigegebenen An⸗ 
kündigung iſt die abermalige Erweiterung des Werkes dadurch 
bedingt, daß der Verf. es nunmehr unternommen hat, nicht 
nur die Nebengeſetze zum B. G. B. und die Novellen zur 
C. P. O. und K. O., ſondern auch noch, über Dernburg hinaus ⸗ 
gehend, die ſämmtlichen Landesgeſetze mit zu verarbeiten. Wenn 
ihm dies unbeſchadet der Ueberſichtlichkeit in einer Weiſe gelingt, 
daß jedes wichtigere partikulare Rechtsgebiet, „zumal in Süd⸗ 
und Mitteldeutſchland“, ſeine Rechnung findet, wird er der 
wiſſenſchaftlichen Rechtseinheit des Reichs, die auch jetzt noch 
der praktiſchen voranzugehen hat, einen unſchätzbaren Dienſt 
leiſten. Abgeſehen von dieſer Vermehrung des Stoffes iſt eine 
ſtetige Ausdehnung des Werks, wenn auch in beſchränktem 
Maße, ſchon die Folge der Aufgabe, die der Verf. ſich ſtellt, 
die Literatur, die täglich anſchwillt, „in vollem Umfange“ 
heranzuziehen, „jo daß im Ganzen die Gewähr dafür über⸗ 
nommen werden ſoll, daß der Leſer dieſes Buchs über den 
gegenwärtigen Stand der Streitfragen und über die wichtigeren 
Schriften unterrichtet wird“ — wenn ſich auch der Verf. eifrig 
bemüht hat, durch Kürzung einzelner Ausführungen Raum zu 
gewinnen. Wird das Buch dadurch zu einem unentbehrlichen 
Hülfsmittel für jede eindringendere Beſchäftigung mit irgend 
welcher Einzelfrage, ſo ſcheint dadurch auch der ſchon beim 
erften Bande gerügte Mißſtand verewigt zu werden, daß ein 
bis zwei Drittel jeder Seite mit Anmerkungen unter dem Text 
gefüllt find. Wenn der Verf. einmal dazu kommt, neben dem 
bis jetzt allerdings überwältigend andringenden Stoffe, der fort- 
ſchreitend nun auch durch die Rechtſprechung vermehrt wird, der 
Form größere Aufmerkſamkeit zu widmen, wird er vielleicht doch 
ein Mittel finden, die nothwendige Scheidung der zuſammen⸗ 
haͤngenden Darſtellung und der Einzelausführungen in einer 
andern Auge und Geiſt weniger flörenden Weiſe zu bewirken. 
Uebrigens hat das Werk in feiner Durchführung wie in der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 697 


ſtetigen Durcharbeitung fort und fort ſich als die tüchtige und 
gediegene Arbeit bewährt, die ſchon beim erſten Bande anerkannt 
wurde, und es wird ſeine in ſchnellem Anlauf glänzend ge⸗ 
wonnene Stelle in der Literatur auch als erworbenen Beſitz 
behaupten. 

Von dem „Lehrbuch des Deutſchen bürgerl. Rechts 
a. d. Grundl. d. B. G. B. f. d. D. R.“ des ord. Prof. d. R. 
in Bonn R. Coſack (Jena, G. Fiſcher) iſt die 2. Abth. d. 
1. Bos. (die einzelnen Forderungs rechte) 1898, der zweite das 
Werk abſchließende Bd. in 3 Abth. (als zur 1. u. 2. Aufl. 
des 1. Bds. gehörig bezeichnet) 1899 und 1900 erſchienen. 
Gegenwärtig liegt das ganze Werk in dritter Aufl. vor 
(1900 — 1901; Pr. Bd. 1 br. 11,50 M., geb. 13,50 M., 
Bd. 2 15 bzw. 17 M.). Der Umfang beider Bde. iſt nur 
mäßig (von 615 auf 630 und von 864 auf 885 S. gr. Lex. 8°) 
geſtiegen. Der Verf., der dieſe ſo wenig wie die früheren 
Ausgaben mit einem Vor- oder Nachwort begleitet, hat die 
vollkommene Beherrſchung des Stoffes, die ihm auch in ſeinen 
früheren Werken eigen war, auch in dieſer Darſtellung bis zum 
Schluſſe vollſtändig bewährt, ebenſo die inneren Vorzüge, die 
an dieſer Stelle bei ſeinem erſten Erſcheinen hervorgehoben 
wurden: als echt wiſſenſchaftliches Lehrbuch in gleicher Weiſe 
ein zuverläſſiger und leicht zugänglicher Rathgeber bei der 
Rechtsanwendung und ein gründlich wie ſicher belehrender 
Führer des heranwachſenden Geſchlechts durch das geltende 
Recht zu fein. Uebrigens ſcheint, wie ſich jetzt aus dem Ueber ⸗ 
blick des Ganzen ſagen läßt, der Verf. vornehmlich in der 
letzteren Richtung das Ziel des Buches geſteckt zu haben; dahin 
deuten wie einerſeits die Sparſamkeit der Literaturangaben und 
die Vermeidung von Auseinanderſetzungen mit abweichenden 
Meinungen, ſo andererſeits die reichhaltig eingeſtreuten, knapp 
und anſchaulich dargelegten und in ihre verſchiedenen Möglich⸗ 
keiten verfolgten Rechtsfälle. 

Von dem „Syſtem des deutſchen bürgerl. Rechts“ 
des ord. Prof. d. R. in Bonn C. Crome liegt bis jetzt nur 
der 1. Bd. Einleitung und allgemeiner Theil vor (Tübingen 
und Leipzig J. C. B. Mohr, P. Siebeck 1900 Pr. M. 10.75, 
mit Quellen- und Sachregiſter M. 11.50). Nachdem der Verf. 
ſich die Sporen an der Zurichtung des franzöfiſchen Rechts nach 
dem Rahmen von Windſcheids Pandektenlehre verdient, ſcheint 
er jetzt ſeinen Beruf darin erkannt zu haben, die romaniſtiſche 
Doktrin nicht nur unter die Herrſchaft des B. G. B. hinüber 
zu retten, ſondern auf dieſem neu errungenen Boden noch zu 
überromaniſiren. Der Raum geſtattet uns nur an einem, aber 
bezeichnenden Beiſpiele dieſes Urtheil zu begründen. Darin hat 
der Verf. faſt die geſammte Literatur auf ſeiner Seite, daß 
dem Gewohnheitsrecht auch unter der Geltung des B. G. B. 
die Stätte erhalten bleiben foll, die ihm die bisherige Theorie 
gefichert zu haben meinte, nicht nur zur Ergänzung, ſondern 
auch zur Abänderung des pofitiven Geſetzes. Aber dieſe Theorie 
hatte, ihrer ſelbſt ſpottend ohne zu wiſſen wie, ſich ſelbſt un⸗ 
ſchädlich gemacht durch die aus den römiſchen und kanoniſchen 
Rechte quellen entnommenen Erforderniſſe der rechtlichen Geltung 
einer Gewohnheit: „fe darf nicht gegen Grundlagen der Rechts⸗ 
ordnung und nicht gegen die guten Sitten verſtoßen, denn an 
beides find die Volksgenoſſen unlösbar gebunden“ — Endemann, 
Lehrb. d. B. R. I. 8. Aufl. S. 35, der nur nach dem Vorgange 
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anderer, namentlich Windſcheids, ſich gegen die ebenſo quellen ⸗ 
mäßige Vorſchrift auflehnt, daß die Gewohnheit auch rationabilis 
ſein muͤſſe. Hat nun unbezweifelt der Richter zu befinden, ob 
eine geltend gemachte Gewohnheit die „geſetzlichen“ Bedingungen 
erfüllt, jo hat er zu entſcheiden, ob fie Gewohnheits recht iſt. 
Die Geltung eines Gewohnheitsrechts in dieſem Sinne iſt alſo 
keine Ausnahme von dem Grundſatze, daß alles wirkliche Recht 
im Staate „geſetzt“ iſt und zwar von der Gerichtsobrigkeit in 
den Schranken, die ihr das Geſetz gezogen hat, und die am 
letzten Ende doch immer wieder nur die Einfiht und Anficht 
des Richters beſtimmen kann. Ein geltendes Gewohnheits⸗ 
recht beſteht alſo nie anders wie als Gerichtsrecht, — Crome 
ſcheint nun dieſen unheilbaren Widerſpruch der Theorie wenigſtens 
geahnt zu haben, denn er wirft mit einem Federſtrich alle dieſe 
Bedingungen der rechtlichen Geltung einer Gewohnheit heraus 
(S. 88) „Wird eine Uebung als bindende Rechtsnorm anerkannt, 
ſo iſt damit zugleich für ihre Sittlichkeit entſchieden. Auch 
ſonſt iſt der Inhalt der gehörig [7] gebildeten Rechtsüberzeugung 
gleichgültig. So wenig wie fie ehrbar und loͤblich, fo wenig 
braucht ſie nach der Meinung des Urtheilenden vernünftig 
[rationabilis] zu fein. Es kommt darauf an, was die Ge⸗ 
ſammtheit für ſich als bindend erachtet. Das iſt das Ver⸗ 
nünftige!“ Wenn der Verf. nur fo viel wohlwollende Rückſicht 
auf das ſchwächere Erkenntnißvermoͤgen anderer genommen hätte, 
um ſie mit nur einem welteren Satze zu belehren, wie man 
denn nur erfahren ſoll, was die „Geſammtheit“ (alſo alle 
einzelnen Köpfe) für ſich als bindend erachtet. Das „Ver⸗ 
nünftige“ dürfte doch nicht ſo unergründlich verborgen bleiben. 
In einer kurzen Anm. ſagt der Verf.: „Die gegentheiligen 
römiſchen Beſtimmungen .... find als beſeitigt anzuſehen.“ 
Freilich ſind ſie als poſitive Rechtsſätze des gemeinen Rechts 
beſeitigt — aber genau ebenſo die übrigen Rechtsſätze, auf 
welche die gemeinrechtliche Theorie des Gewohnheitsrechts auf⸗ 
gebaut war; und da das B. G. B. ihr keinen neuen poſitiven 
Boden geſchaffen hat, ſo kann ſie von der Doktrin nur, unter 
Aufſtörung von Savignys Aſche, als „Naturrecht“ fortgeſchleppt 
werden. Inſoweit können wir dem Verf. für feinen Radikalis. 
mus nur dankbar ſein. — Ueber den praktiſchen Werth einer 
Darſtellung des geltenden Rechts läßt ſich übrigens nach ihrem 
allgemeinen Theile nicht abſprechen; und wir behalten gern 
unſer Urtheil nach dieſer Seite vor, bis die Fortſetzung er⸗ 
eint. 

* Wie ſchon bei einigen der zur Einführung in das B. G. B. 
beſtimmten Schriften und den meiſten größeren Kommentaren 
mehrere Berfaffer ſich in den Stoff getheilt hatten, fo wäre es 
auf dieſem Wege möglich geweſen, ein größeres Handbuch des 
bürgerl. Rechts in verhältnißmäßig kurzer Zeit zu Stande zu 
bringen. Die beiden Unternehmungen indeß, die in dieſer Richtung 
liegen, die von Prof. O. Fiſcher in Breslau herausgebenen 
„Abhandlungen zum Privatrecht und Civilprozeß“ 
(Jena, G. Fiſcher) und die von der J. Guttentag ' ' ſchen 
Verlagshandlung in Berlin veranſtaltete Sammlung „Das 
Recht des B. G. B. in Einzel darſtellungen“ haben den Stoff 
in ſo beliebige Stücke vom verſchiedenſten Umfange zerſchnitten, 
die einzeln mit ſo verſchiedener Anlage und ohne Zuſammenhang 
mit einander bearbeitet ſind, daß ſie nur unter den Mono⸗ 
graphien entſprechend behandelt werden können. 
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Den vorſtehend aufgeführten aus dem Kreiſe der Willen, 
ſchaft ſtammenden ſyſtematiſchen Bearbeitungen des bürgerl. 
Rechts ſchließen ſich einige von Praktikern unternommene nicht 
unebenbürtig an. „Das alte und das neue bürgerliche 
Recht Deutſchlands mit Einſchl. d. Handelsrechts“, 
hiſtoriſch und dogmatiſch dargeſtellt von A. Engelmann, 
O. L. G. R. (Berlin 1899, J. J. Heine 855 S.), hat ſchon 
1900 eine zweite Aufl. erlebt mit dem im Eingange verkürzten 
Titel: „Das bürgerl. Recht Deutſchlands“ (887 ©. 
Pr. 14 M.). Der ſchon durch feine Bearbeitung des preuß. 
Privatr. wohlbekannte Verf. hat ſich in dem vorliegenden Werle 
die anerkennenswerthe Aufgabe geſtellt, das geſammte Privat- 
recht, wie es in Deutſchland ſeit dem Inkrafttreten des B. G. B. 
gilt, einheitlich zu behandeln, indem er dem durch dieſes G. B. 
geordneten Rechteſtoffe nicht nur die übrigen Privatrechtsnormen 
des Reichs, ſondern auch das geſammte Handels-, Wechſel⸗ und 
Seerecht einfügt. Bezeichnend für die an den Untverfitäten 
herrſchende „wiſſenſchaftliche Arbeitstheilung“ iſt es, daß von 
den oben angezeigten Werken kein einziges, auch nicht daz 
von Dernburg, das Handelsrecht, obſchon es in der neuen 
Faſſung des H. G. B. die letzten Spuren eines zum bürgerl. N. 
im Gegenſatze ſtehenden beſonderen Rechtsſyſtems abgeſtreiſt hu, 
in ſeinen natürlichen Zuſammenhang als Theil des Privatrecht 
zu bringen. Dem gebildeten Praktiker, der eine einheitliche 
Rechtsordnung handhabt, die ihm nach allen Seiten geluf; 
ſein muß, lag es nahe, dieſen Riß des herkömmlichen Sym 
zu vermeiden. Der Verf. hat denn auch, fo weit es dient 
Rückficht auf einen handlichen Umfang gebotene Knappheit det 
Darſtellung geſtattete, die Rechtsinftitute des Handels rechts, in- 
beſondere die Aktiengeſellſchaften, und ebenſo die Urheberiechte 
im weiteſten Sinne, einſchließlich des Erfinder⸗ und Wann 
zeichenrechts wie der Vorſchriften gegen unlauteren Weitbeveih 
mit gleicher Sorgfalt, wie den Inhalt des B. G. B. behandelt 
und dabei noch Raum gefunden, durch Darlegung der geſcich. 
lichen Zuſammenhänge das tiefere Verſtändniß zu fördern. So 
iſt das Buch in erſter Reihe ein trefflicher Leitfaden für den 
Anfänger, aber auch für den gebildeten Juriſten eine anregende 
Einführung in den neuen Rechtsſtoff geworden, wie feine Auf 
nahme im Leſerkreiſe beſtätigt. — Dieſem Buche ftelit fd in 
annähernd gleichem Umfange (968 S.) „Das deutſ che Privat- 
recht auf Grund des D. B. G. B., ſyſtem. darg. von B. Bendix, 
R. A. in Breslau“ (Breslau 1899, J. u. Kern, M. Müller) 
zur Seite. Der Verf. hat die Aufgabe, die er fh geſtell, 
durch eine ſehr überfichtliche ſyſtematiſche Anordnung gelöft, den 
praktiſchen Juriſten die Handhabung des neuen Rechts zu er 
leichtern. Auch er hat neben den andern Reichsgeſetzen auc 
das Handelsrecht in ſeine Darſtellung hineingezogen, und bei 
der durchgehenden Anknüpfung an den bisherigen Rechtezuſtand 
in den verſchiedenen großen Rechtsgebieten Deutſchlands auch 
die Rechtſprechung der höͤchſten Gerichte weitgehend beruͤck⸗ 
ſichtigt. — Hieran reiht ſich das ausführliche Werk der Staatl 
anwälte Dr. G. Müller in München und G. Meikel in 
Nürnberg: „Das bürgerliche Recht in feiner neuen Ge 
ſtaltung“, fpftem. darg. und durch Beiſpiele erl., 2 Die, 
698 u. 670 S., München 1899, J. Schweitzer (A. Seller. 
Die Verf. haben mit gutem Grunde die urſprünglichen Titel. 
worte der erſten Lieferungen: „Verſtändlich für Jedermann dar 
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geſtellt“, vom zweiten Bande an in „ſyſtem. darg.“ geändert, 
deun das Werk bietet in der That ſehr viel mehr als man von 
einem „gemeinverſtändlichen Lehrbuch“ erwartet. Dem Ver⸗ 
ſtändniſſe des gebildeten Nichtjuriſten kommt es allerdings wie 
durch ſeine Sprache, ſo durch die Darſtellungsweiſe im Uebrigen 
entgegen. Insbeſondere erleichtert die moͤglichſte Vermeidung 
von Verweiſungen nach Bedürfniß einzelne Abſchnitte für ſich 
zu leſen, ohne durch Hin- und Herſchlagen ermüdet zu werden; 
die Wiederholung der häufiger eingreifenden Rechtsſätze tft 
gerade für dieſen Leſerkreis eher ein Vorzug als ein Mangel, 
da fie dabei immer wieder von anderen Geſichtspunkten er⸗ 
läutert werden. Endlich find für das Verſtändniß ungemein 
förderlich die zahlreichen, jedem wichtigen Rechtsſatze beigegebenen 
Beiſpiele. Alle dieſe Vorzüge machen aber das Buch nicht 
minder werthvoll für den Juriſten, den angehenden, der ſich den 
neuen Rechtsſtoff auf eine möglichſt müheloſe Weiſe zugänglich 
machen will, wie den gereiften, der an der ſelbſtändig durch⸗ 
dachten Auffaſſung Belehrung und Anregung findet. 


Nachträge zu I. Zu der Bearbeitung der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Civilſachen von G. und F. Schultze 
(Leipzig, Häſſel) iſt ein fünfter Band (1900) erſchienen, der 
ein ſehr eingehend und ſorgfältig gearbeitetes Sachregiſter 
(602 S.) und ein vollſtändiges Geſetzesregiſter (100 S.) ent- 
hält. Der Gebrauch des erſteren wird weſentlich erleichtert 
durch die zahlreichen Stichwörter, die dann zum Theil wieder 
auf andere verweiſen, um Wiederholungen zu vermeiden. Möge 
das Werk, der treue Ausdruck der ſchlichten und anſpruchsloſen 
Gediegenheit des jüngſt verſtorbenen erſten Herausgebers, ihm 
in der Erinnerung eines wachſenden Kreiſes von Benutzern ein 
dauerndes Denkmal werden. — Von der durch Profeſſor 
H. O. Lehmann in Marburg beſorgten dritten Aufl. von 
Stobbe's Handbuch des deutſchen Privatrechts liegt 
nun auch der vierte Band, das Familienrecht enthaltend, vor 
(Berlin 1900, W. Hertz [Beſſer'ſche Buchh.], Pr. 12 M.). Bei 
ſeiner Bearbeitung iſt der Herausgeber „erheblich weniger als 
bei den vorangehenden von der früheren Auflage abgewichen“; 
immerhin iſt auch dieſer Band, zum Theil in Folge Einarbeitung 
der Grundſätze des D. B. G. B. um mehr als 100 Seiten ge⸗ 
wachſen. Die Raſtlofigkeit, mit welcher der Verf. neben ſeinen 
eigenen Arbeiten bemüht bleibt, das Stobbe'ſche Buch brauchbar 
zu erhalten, iſt höchſt anerkennenswerth. — Unter den Be⸗ 
arbeitungen von Partikularrechten iſt noch zu erwähnen „Das 
partikulare Braunſchweigiſche Privatrecht“ von A. Hampe, 
2. Aufl. (Braunſchweig 1900 Fr. Vieweg u. S., Pr. 12, geb. 
13 M.). Das Buch, das ſchon bei ſeinem erſten Erſcheinen 
(1895) in ſeiner Heimath lebhaft als Abhülfe eines „wahren 
Nothſtandes“ begrüßt wurde, iſt jetzt auf Grund der neuen 
Reichsgeſetzgebung völlig umgearbeitet und auch für die Wiſſen⸗ 
ſchaft des deutſchen Rechts werthvoll. 

Zu II. Die Handausgabe des B. G. B. von Dr. A. Achilles 
liegt jetzt in dritter Aufl. vor (Berlin 1901, J. Guttentag, 
Pr. kart. 6 M.), die ſchon in der von 946 auf 979 vermehrten 
Seitenzahl die ſtetig ergänzende und verbeſſernde Hand des 
leider am 21. Oktober v. J. verſtorbenen Herausgebers und 
ſeiner Mitarbeiter, der Schriftführer bei der Komm. f. d. 2. Lei. 
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des E. z. B. G. B. o. Prof. André in Marburg, G. IR. 
u. vortr. R. im Juft.⸗Min. M. Greiff in Berlin, Amtsr. 
F. Ritgen in Luckau und I. Staatsanw. verw. im Juſt.⸗Min. 
Dr. K. Unzner in München, erkennen läßt. — Neben dieſer 
hat dieſelbe Verlagsbuchhandlung in gleicher Ausſtattung noch 
eine beſondere Textausgabe für Preußen unter Einfügung der 
ſämmtlichen preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen veranftaltet, 
bearb. v. Landr. P. Winter (Berlin 1900, Pr. kart. 5 M.). 
Einen Weitbewerber hat die Achilles' ſche Ausgabe gefunden in 
der Handausgabe des B. G. B. mit Einleitung, erläuternden 
Anmerkungen und Sachregiſter, her. v. Dr. O. Fiſcher, o. Prof. 
d. R. in Breslau, W. Henle, Min. R. im bayer. Juſt.⸗Min., 
in Verbindung mit O. L. G. R. Ebert in Breslau und Min.-R. 
im bayer. Juſt.⸗Min. H. Schneider, die, obwohl wegen des 
ſtärkeren Umfanges (1307 S.) etwas weniger „handlich“, ſchon in 
vierter Aufl. (München 1900, C. H. Beck'ſche Verlagsh., Pr. 
kart. 7 M.) vorliegt. Eine Textausgabe nur mit Verweiſungen hat 
für den Rechtsunterricht bearb. Prof. P. Krückmann in Greifs⸗ 
wald (Leipzig 1901, Dieterich 'ſche Verlagsh. [Th. Weich er!, 
Pr. kart. 3 M.) — Von feiner Sammlung: „Das B. G. B. 
mit Nebengeſetzen“ hat Prof. E. Jaeger in Erlangen eine 
bejondere Ausgabe für das Könige. Preußen „für den 
akademiſchen und praktiſchen Gebrauch“ veranſtaltet (München 
1900, J. Schweitzer [A. Sellier], geb. 11 M.). 

Der im Auftrage des Vorſtandes des deutſchen Anwalt- 
vereins von Dr. L. Kuhlenbeck, R. A., bearbeitete kurze Kom⸗ 
mentar iſt mit dem 2. Thl. des 2. Bds., das Erbrecht enthaltend 
(Berlin 1900, C. Heymann, Pr. d. 2. Bd. 8 M., geb. 10 M.) 
abgeſchloſſen und dann durch die entſprechende Bearbeitung des 
Ein führungsgeſetzes (Berlin 1901, C. Heymann) ergänzt 
worden. Von dem großen Planck'ſchen Kommentar find weiter 
die Lieferungen 10—18 in erſter und zweiter Aufl. (Berlin 
1900, 1901, J. Guttentag) erſchienen. Damit liegt wie früher 
ſchon der allgemeine Theil, ſo jetzt das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe (in den neu hinzugekommenen Titeln 21— 25 des 
7. Abſchn. von Prof. André bearb.) und das Familienrecht 
(Dr. Unzner) vollſtändig vor. Der bearbeitete Theil des Erb⸗ 
rechts (Ritgen) reicht bis zu § 2301, es fehlt alſo nur noch 
eine Lieferung. Die Bearbeitung des Sachenrechts, die von 
Achilles und Greiff übernommen war, iſt anſcheinend durch 
den Tod des erſteren aufgehalten, der nur die beiden erſten 
Abſchnitte und den erſten Titel des dritten fertigſtellen konnte. 
Für den zweiten Titel iſt der Herausgeber eingetreten, den 3. 
u. 4. hat Greiff geliefert; es bleibt hier noch die große Lücke 
(88 1008 — 1295) auszufüllen. Davon haben jetzt Amtsr. 
Strecker in Göttingen den 8. Abfchn. (Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld), das Uebrige der Herausgeber und Dr. Unzner 
übernommen. Dieſe beiden find auch für das Einführungsgeſetz 
eingetreten, das in zwei Lieferungen ſchon bis § 179 geführt 
iſt. — Zu dem von der C. Heymann'ſchen Verlagshandlung 
veranftalteten Kommentar iſt vom B. G. B. nur noch der All- 
gemeine Theil bearb. v. K. Gareis, o. Prof. in Königsberg 
(Berlin 1900, Pr. 7 M., geb. 8 M.); zu dem Staudinger'ſchen 
Kommentar liegen weiter die Lieferungen 11—16 vor (München 
1900/1901, J. Schweitzer Verl. [A. Sellier)), in welchen, 
wie früher ſchon das Sachen⸗ und Familienrecht, fo jetzt das 
Recht der Schuldverhältniſſe (die allgemeinen Beſtimmungen, 
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bearb. von Mayring, die einzelnen Schuldverhältniſſe von 
Staudinger, Kober, Engelmann) und das Einführungs- 
geſetz (Wagner) abgeſchloſſen find. — Den verhältnißmäßigen 
Werth dieſer Kommentare im Ganzen zu beurtheilen iſt ſchon 
wegen der ungleichen Bearbeitung durch die verſchiedenen Mit- 
verfaſſer ſchwer. Zwar die äußerliche Gleichheit der angemeſſenen 
Vertbeilung des Raumes läßt ſich durch nachdrückliche Einwirkung 
des Herausgebers — oder des Verlegers — annähernd erreichen, 
wie der Planck'ſche und der Kommentar des Heymann' ſchen 
Verlags zeigen. Bei jenem iſt nur der vom Herausgeber ſelbſt 
behandelte allgemeine Theil zu kurz gekommen, offenbar weil 
er nach der Legalordnung voraufgeſchickt wurde, ftatt ſich ſach⸗ 
gemäß auf die beſonderen Theile aufzubauen, da das Recht um 
ſo wirklicher wird, je mehr es in die Beſonderung eingeht. Bei 
dem Staudinger'ſchen Kommentar aber iſt es ein offenbares 
Mißverhältniß, daß, während dem Obligationenrecht 760 und 
dem Familienrecht 704 S. gewidmet find, das Sachenrecht mit 
340 S. abgefunden iſt; die Untervertheilung jener Materien 
unter mehrere Verfaſſer hat dazu gewiß mitgewirkt. Muß bier- 
nach das abſchließende Urtheil bis zur Vollendung der Kom⸗ 
mentare vorbehalten werden, ſo kann bezüglich des allgemeinen 
Theils der Arbeit Löwenfeld's wie früher vor der Planck'ſchen, 
ſo jetzt auch vor der Gareis'ſchen der Vorrang unbedenklich zu⸗ 
erkannt werden. Als Mitglied der beiden zur Vorbereitung und 
Vorberathung des Entwurfs zum B. G. B. beſtellten Kom- 
miſſionen vorzüglich im Stande, über die Abficht des „Geſetz⸗ 
gebers“, wenn dieſer irgendwo zu finden iſt, Aufſchluß zu geben; 
aber die Schwierigkeiten des Geſetzeswortes, die der „Geſetz⸗ 
geber“ nicht geſehen hat, find auch für ſeinen berufenen Inter⸗ 
preten nicht da. Der Gelehrte ſucht vor allem in den „Mate⸗ 
rialien“ Rath; wo er ihn nicht findet, giebt er in kurzen Gloſſen 
kund, wie er fi die Geſetzesworte zurechtlegt. Als Rechts⸗ 
anwalt, der die Anwendung des Geſetzes in erſter Reihe vor⸗ 
zubereiten hat und deſſen Erfahrung ihm auf jedem Schritte 
Rechtsfälle an die Hand giebt, die er dem „Geſetzgeber“ vor⸗ 
legen kann, iſt Löwenfeld am beſten in der Lage, die Schwierig⸗ 
keiten zu ſehen, und als wiſſenſchaftlich hervorragender Profeſſor 
der Rechte befähigt, ſie mit aller Schärfe darzulegen, durch die 
Verbindung beider Eigenſchaften vorzüglich berufen, ihrer praktiſch 
erſprießlichen Loͤſung für die Rechtſprechung vorzuarbeiten. Wer 
eine Stichprobe haben will, vergleiche nur die 15 Seiten 
(85 — 99) Vocerörterungen zu dem Abſchnitt über die Juriſtiſchen 
Perſonen und die Vereine insbeſondere mit den zwei Seiten bei 
Planck und den fünf bei Gareis, dann die 18 Seiten Er⸗ 
läuterung zu den 85 46 — 54 (Liquidation u. Befriedigung der 
Gläubiger) mit den je 8 Seiten der beiden anderen Kommentare. 

Einen Kommentar zum B. G. B. allein mit eigener Kraft 
zu ſchaffen, hat nur Reichsgerichtsrath Dr. Rehbein unter⸗ 
nommen; leider iſt er noch nicht über den Allgemeinen Theil 
hinausgekommen. Wenn es eine Anforderung an den guten 
Kommentar iſt, in moͤglichſt wenig Worten den reichſten Inhalt 
zu bringen, ſo iſt unter den lebenden juriſtiſchen Schriftſtellern 
Deutſchlands keiner berufener zum Kommentator als der Verf.; 
wenige verſtehen es wie er mit einigen feſten Strichen die 
ſcharfſinnigſte Unterſcheidung und die feinſte Bemerkung lebendig 
anſchaulich zu machen. In viel weiterem Umfange aber als 
ſchon bei der Wechſelordnung faßt er hier ganze Reihen von 
Rechtsſätzen zu einbeitlicher Erläuterung zuſammen, ſo daß ſein 
Buch faſt in die Mitte zwiſchen Kommentar und Lehrbuch rückt. 
Die Benutzbarkeit zum Nachſchlagen tft dadurch gewahrt, daß 
jeder zuſammenhaͤngenden Erörterung ein ſorgfältiges Sach- 
regiſter vorangeſtellt iſt. Mit großer Spannung ſehen wir der 
Fortſetzung, beſonders dem allgemeinen Theile des Obligationen 
rechts entgegen. 

Das urſprünglich aus Vorleſungen zur Einführung in das 
B. G. B. beſtimmte Werk der Profeſſoren d. R. L. Enneccerus 
und H. O. Lehmann zu Marburg „Das Bürgerliche Recht“ 
hat in den vorliegenden vier Theilen der jüngſt erſchienenen 
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zweiten Aufl. (vom erſten Bande, Ennec., der Allgemeine Theil 
und die allgemeinen Lehren der Schuldverhältniſſe. vom zweiten 
Bande, Lehm., das Sachen- und Familienrecht, Marburg 1901, 
N. G. Elwert) noch ausgeſprochener den Charakter eines Lehr. 
buchs angenommen, das auch an Umfang hinter dem Coſack'ſchen 
nicht mehr zurückbleibt. „In erſter Linie als Lehrbuch für 
Studirende beſtimmt“, aber „zugleich die Intereſſen der in der 
Praxis ftehenden Juriſten berückfichtigend“, tft das Buch einer 
ſtarken Umarbeitung unterzogen worden, die ſeinen Werth nach 
beiden Seiten erhöht. — Das Buch von Dr. L. Kuhlenbeck, 
Rechtsanw., „Von den Pandekten zum Burg. Geſetzbuch“ 


iſt mit dem dritten, das Familien- und Erbrecht umfaſſenden 


Theile vollendet (Berlin 1901, C. Heymann, Pr. 10 Mi.), der 
ch den früheren in ihren hier wiederholt anerkannten Vorzügen 
würdig anreiht. — Die „Vergleichende Darſtellung des 
Bürg. Geſetzbuchs mit dem Preuß. Allg. Landrecht“ von 
Leske iſt mit der 7. Lieferung (Berlin 1901, O. Liebmann, 
Pr. 2.20 M.) bis zum Anfange des Erbrechts gelangt. — Nach⸗ 
zutragen iſt an diefer Stelle noch „das Bürgerliche Geſetzbuch“, 
ſyſtematiſch a Norm von E. Goldmann u. L. Lilienthal, 
Rechtsanw. in Berlin, erſter Band 1. Abth., 2. Aufl. (Berlin 
1901, Fr. Vahlen, Pr. 5.50 M.). Zur Einführung für 
preußiſche Juriſten beſtimmt, war das Buch anfänglich nach der 
Ordnung des preuß. L. R. dargeſtellt; in der neuen Auflage iſt 
„nach dem Syſtem des B. G. B. bearbeitet“. Der vorliegende 
Allgemeine Theil verſpricht ein für den preußiſchen Juriſten, 
beſonders den angehenden und den in die Praxis eintretende 
Rechtsanwalt ſchätzbares Hülfsmittel. Kl. 


Briefkaſten. 


Verantwortlich: Magendanp, Rechtsanwalt am Landgericht !, 
a Berlin, ohne 56. a 


Herrn R.⸗A. D. in H. 
Muß a welcher im Auftrage einer offentlichen 
Behörde für dieſe im Zwangsverſteigerungstermin Gebote 
auf das zur Verſteigerung ftehende Grundſtück abgeben 
will, ſich hierzu durch eine öffentlich beglaubigte Vol ⸗ 
macht dieſer Behörde legitimiren (cfr. § 71 Zwangs 
verſtengeſeenggog he oder genügt zur Legitimation eine 
von dieſer Behörde in Form einer offentlichen Urkunde 
ausgeſtellte Vollmacht? 


Nach § 71 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes iſt ein Gebot 
als unwirkſam zurückzuweiſen, wenn die Wirkſamkeit des Gebotb 
von der Vertretungsmacht desjenigen, welcher das Gebot für den 
Bieter abgegeben hat, abhängig und die Vertretungsmacht nicht 
bei dem Gericht offenkundig iſt, auch nicht durch eine öffentlich 
beglaubigte Urkunde ſofort nachgewieſen wird. Der 9 129 
B. G. B. ferner beſtimmt, daß, wo für eine Erklärung öffentliche 
Beglaubigung vorgeſchrieben iſt, die Erklärung ſchriftlich ab 
gefaßt und die Unterſchrift des Erklärenden von der zuſtändige 
Behörde oder einem zuſtändigen Beamten oder Notar beglaubigt 
werden muß. Die öffentliche Beglaubigung wird durch die 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung der Erklärung erſetzt. 

Dieſe Beſtimmung zeigt deutlich, daß in den Fällen, wo 
eine öffentliche Beglaubigung vorgeſchrieben iſt, die Vorlegung 
einer öffentlichen Urkunde im Sinne des § 415 C. P. O. nicht 
genügt. Da der § 71 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes die 
öffentliche Beglaubigung der Vollmachtsurkunde verlangt, 1 
kann die von einer öffentlichen Behörde innerhalb des ihr zu‘ 
gewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form auf. 
genommene Urkunde als ausreichender Nachweis der Vertretung“ 
macht nicht angeſehen werden. Wo das Geſetz öffentliche und 
öffentlich beglaubigte Urkunden gleichſtellen wollte, bat es dies, 
wie z. B. in 8 29 der Grundbuchordnung, ausdrücklich gethan. 


—— 


* 85 und 86. 85 und 86. 
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Nereinsnachrichten. 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande find, werden um 
Einſendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 1901 
ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtuachnahme 
erhoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1901. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1902 kommt Ende Oktober 
d. Is. zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene 
Exemplare ſind umgehend unter Einſendung von 60 Pfeunigen 
in Briefmarken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1901. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Zu den Beſchlüſſen des letzten deutſchen 
Anwaltstages. 


Thatſächliche Berichtigung. 

Im vorläufigen Bericht des Herausgebers war hinſichtlich 
des Antrags Jacobſohn betr. das Gerichtsvollzieherweſen 
mitgetheilt, daß derſelbe „mit überwiegender Mehrheit“ zur 
Annahme gelangt ſei. 

Von verſchiedenen Seiten wird darauf aufmerkſam gemacht, 
daß derſelbe einſtimmig zur Annahme gelangt iſt, was aus⸗ 
drücklich nach dem Verſuch einer Gegenprobe durch den Vor⸗ 
figenden konſtatirt worden. Der Herausgeber, der ſich nach⸗ 
träglich dieſes Umſtandes ebenfalls erinnert, trägt daher kein 
Bedenken, ſeinen vorläufigen Bericht hiermit in dieſem Punkte 
zu berichtigen, zumal gerade die Einſtimmigkeit des Beſchluſſes 
in der fraglichen Angelegenheit von N iſt. 
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Kann aus einem mündlichen obligatoriſchen Vertrage 
auf Beſtellung einer dinglichen Rechtsänderung des 
8 873 B. G. B. geklagt werben? 


Von Juſtizrath Küchendahl in Stettin. 


In dem Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1901 Seite 382 
mitgetheilten Rechtsfalle iſt die für die Praxis wichtige Frage 
nach der Rechtswirkung des formfreien, auf Beſtellung einer 
liegenſchaftlichen Rechtsänderung gerichteten obligatoriſchen Ver⸗ 
trages zur Entſcheidung durch das Reichsgericht gelangt. 

Den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildete folgender That ⸗ 
beſtand: 

Der Grundſtückseigenthümer A. hat den Hypotheken- 
gläubiger B., welcher ihm einen Theilbetrag ſeiner 
Hypothek gekündigt hatte, erſucht, dem gekündigten 
Theilbetrage behufs Erleichterung anderweiter Unter 
bringung deſſelben den Vorrang vor dem Reſtbetrage 
der Hypothek zu bewilligen, was B. zugeſagt, demnächſt 
aber widerrufen hat. 

Der erſte Richter hat auf die Klage des B. den A. zur 
Zahlung des gekündigten Theilbetrages der Hypothek unter Ver⸗ 
werfung des von Letzterem verlangten Zuſatzes: „nur gegen 
Einräumung des Vorranges vor der Reſthypothek“ 
verurtheilt. 

Die von A. dagegen eingelegten Rechtsmittel der Berufung 
bezw. der Revifion haben keinen Erfolg gehabt. 

Das Kammergericht als Berufungsgericht hat die Er⸗ 
oͤrterung der Frage, ob ein obligatoriſcher, zugleich eine Vor⸗ 
rangseinräumung einſchließender Vertrag einer Form bedürfe, 
dahingeſtellt gelaſſen, weil in dem von 4. behaupteten Vor⸗ 
gange keine vertragliche Bindung, ſondern lediglich eine Vor⸗ 
beſprechung zu finden ſei und auch aus einem Vorvertrage — 
pactum de contrahendo — Erfüllung nur verlangt werden 
könne, wenn derſelbe in der für den Nachvertrag vorgeſchriebenen 
Form abgeſchloſſen ſei. 

Das Kammergericht ſcheint mithin der Meinung geweſen 
zu ſein, daß ein obligatoriſcher Vertrag, ſofern er nicht der 
Vorſchrift des §8 873 genüge, einen Rechtsanſpruch auf die 
Vorrechtseinräumung nicht begründe. 

Das Reichsgericht hat die Entſcheidung des Berufungs- 
gerichts zwar aufrecht erhalten, weil das Verſprechen des B. 
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Mangels eines Verpflichtungsgrundes entweder als Schenkung 
(88 517, 518 B. G. B.) oder als abſtraktes Schuldverſprechen 
(8 780 ebenda) aufzufaſſen, und daher wegen Formmangels 
unverbindlich ſei, zugleich aber gegen die Begründung des Be⸗ 
rufungsurtheils als ſeine Rechtsmeinung ausgeſprochen (S. 383): 
„Der obligatoriſche Vertrag, welcher die Verpflichtung 
zu einer dinglichen Rechtsänderung enthält, bedarf, um 
bindend zu fein, nicht der im 8 873 Abſ. 2 B. G. B. 
vorgeſchriebenen Formen; er iſt vielmehr der Regel nach 
formfrei und es kann daher auch aus einem bloß münd- 
lichen Vertrage auf formgerechte Beſtellung des in ihm 
verſprochenen dinglichen Rechts geklagt werden.“ 

Es fehlt jedoch dieſem vom Reichsgericht formulirten, auch 
in der Literatur meiſt als Axiom behandelten Rechtsſatze die 
wünſchenswerthe eingehende Begründung. 

Die Praxis iſt bemüht, den logiſchen Schlüffel zu dem 
für den Immobiliarverkehr bedeutſamen Rechtsſatze zu finden, 
ſtößt aber dabei auf ſchwere Bedenken, welchen nachſtehend Aus- 
druck gegeben werden ſoll. 

Vorausgeſchickt werden aus der Entſtehungsgeſchichte des 
§ 873 (nach Mugdan, Materialien zum B. G. B.) folgende 
Auszüge. 

1. „Eine ausreichende Garantie dafür, daß nicht übereilt 
und leichtfertig über die Rechte von Grund und 
Boden verfügt wird, erhält man nur, wenn eine 
Gebundenheit der Vertragsſchließenden vor der Ein- 
tragung erſt mit dem Zeitpunkte eintritt, in dem die⸗ 
ſelben ihrerſeits Alles gethan haben, was das Geſetz ver⸗ 
langt, um die Rechtsänderung zur Vollendung zu bringen. 
Dies kann aber nur der Zeitpunkt ſein, in dem 
die Vertragsſchließenden den Vertrag dem Grundbuchamte 
zur Eintragung einreichen.“ (Motive S. 175, Protokolle 
S. 2340, Mugdan Bd. III S. 97 und 529.) 

2. „Es herrſchte Einverſtändniß in der Kommiſſion darüber, 
daß der $ 828 (jetzt 873) materielle Vorſchriften für 
das zwiſchen den Parteien beſtehende Verhältniß enthalte.“ 
(Mugdan a. a. O. S. 524, Protokolle S. 3390.) 

8. „Das Kauſalgeſchäft und das Leiſtungsgeſchäft 
werden von einander getrennt, und das letztere nimmt 
einen abſtrakten Charakter an. Für die von den 
Parteien gewollte Rechts änderung bedarf es nicht der 
Klarlegung des kauſalen Verhältniſſes.“ (Protokolle 
S. 3386, Mugdan a. a. O. S. 523.) 

4. Die Mehrheit nahm den Antrag 2 bezw. den nur 
redaktionell von ihm abweichenden Antrag 3 (betr. den 
Zeitpunkt der Bindung) an, indem erwogen wurde: 
„Dem Entwurfe ſei zunächſt darin beizutreten, daß es 
fich nicht empfehle, die Bindung mit dem Abſchluſſe des 
Vertrages eintreten zu laſſen. Es ſprächen hiergegen 
weſentlich praktiſche Gründe. Es komme .. .. der 
legislative Gefichtspunkt, der leichtſinnigen Ver⸗ 
fügung der Parteien über Immobilien ent- 
gegen zu treten . .. in Betracht..“ „Es 
erſcheine als durchaus unzweckmäßig, wenn man einer⸗ 
ſeits die Entftehung einer mit dinglicher Wirkung 
ausgeſtatteten Rechtsänderung an die Eintragung knüpfe, 
andererſeits aber die Parteien an einen dinglichen Vertrag 
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binde, der wegen feiner Formlofigkeit nach den Bor- 
ſchriften der Grdb. O. zur Eintragung der in ihm 
beurkundeten Rechtsänderung nicht führen könne. Wenn 
die Eintragung nicht erfolgen könne, ſei auch nicht 
der ernſtliche Wille der Parteien zu unterſtellen, 
daß der Vertrag, welcher zu ſeiner Wirkſamkeit der 
Eintragung bedürfe, als bindend gelten ſolle.“ 
(Protokolle S. 3406; Mugdan a. a. O. S. 529.) 

5. Anlangend endlich die Frage, ob ſtatt der Ausdrucksweiſe 
des Entwurfs den Parteien ein Rücktrittsrecht bis 
zum erwähnten Zeitpunkte zu gewähren ſei, wurde be- 
merkt, daß dieſelbe im Weſentlichen eine redaktionelle 
und der Red.⸗Komm. zu überlaſſen jet, ob von der 
Bindung der Parteien, oder von dem Rechte derſelben, 
ihre Erklärungen zu widerrufen, oder von einem Rück⸗ 
trittsrechte zu ſprechen ſei. (Protokolle S. 3407, 
Mugdan a. a. O. S. 529/30.) 

Der Wortlaut des 8 873 B. G. B. tft gemeinverſtändlich 
und ſeine Deutung bereitet keine Schwierigkeit. Ueber das 
Weſen des in demſelben konſtruirten dinglichen Vertrage iſt 
Folgendes hervorzuheben. 

Als Norm für die Verfügung über Rechte an Grund- 
ſtücken verordnet § 873 die Einigung der Betheiligten in 
Verbindung mit der beiderſeits veranlaßten bezw. genehmigten 
Eintragung im Grundbuche; die Einigung kann der Ein 
tragung vorangehen oder nachfolgen. 

Die Einigung iſt widerruflich, ſolange die Eintragung nicht 
erfolgt iſt; fie wird vor der Eintragung bindend, wenn einer 
der im Abſatz 2 des § 873 formulirten Bedingungen von den 
Betheiligten genügt worden iſt. 

Die Bedingungen haben die Bedeutung von Form⸗ 
vorſchriften, als welche ſie ſich auch durch ihren Wortlaut 
kennzeichnen. Die an ſich formfreie Einigung muß ſich ſomit, 
um die Betheiligten vor der Eintragung zu binden, zu einem 
Formvertrage ausgeftalten. 

Die dingliche Einigung hat Vertragsnatur, ſo daß auf 
ſie die allgemeinen Vorſchriften über Verträge, namentlich 
bezüglich der Richtigkeit oder Anfechtbarkeit Anwendung finden; 
ſie iſt nicht rechtserzeugend im Sinne von Erfüllung heiſchenden 
Schuldverhältniſſen, wohl aber derjenige Faktor des die rechts ⸗ 
geſchäftliche Verfügung über Rechte an Grundſtücken bildenden 
Rechtsvorganges, welcher die Beſtimmung hat, die Eintragung 
der Rechtsänderung im Grundbuche zu juſtifiziren. Es ent 
ſpricht dies dem durch § 873 in die liegenſchaftliche Rechts ⸗ 
ordnung eingeführten materiellen Konſensprinzipe, dem⸗ 
gemäß die dingliche Einigung der Betheiligten die rechtliche 
Grundlage der Eintragung der Rechtsänderung iſt. 

Die dingliche Einigung hat mit dem Rechtsgrunde, durch 
welchen die Rechtsänderung veranlaßt wird, nichts zu ſchaffen; 
ſie iſt abſtrakt und nicht abhängig von der Rechtsbeſtändigkeit 
des Rechtsgrundes, während Willensmängel, mit welchen 
fie behaftet tft, den Beſtand der vollzogenen Rechtsänderung, 
ſofern nicht das Recht inzwiſchen von einem gutgläubigen 
Dritten erworben iſt, erſchüttern. Eine Beſonderheit des ding⸗ 
lichen Vertrages beſteht darin, daß die formloſe Einigung 
nicht der Nichtigkeit verfällt, ſondern durch die Eintragung 
der Rechteänderung im Grundbuche bindend und gültig wird. 
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In Frage ſteht, ob dem formloſen obligatoriſchen Vertrage 
die Rechtswirkung zukommt, daß, wenn in demſelben eine 
liegenſchaftliche Rechtsänderung vorgeſehen iſt, trotz des Wider⸗ 
rufö der Einigung ſeitens des einen Theils von dem anderen 
Theile die Realifirung der Rechtsänderung klagend verlangt 
werden kann. 

Im Bejahungsfalle fehlt es zunächſt an einer 
befriedigenden Erklärung dafür, wozu es der eigenartigen 
Konſtruktion des dinglichen Vertrages mit und ohne Bindung 
bedurfte, wenn auf Grund eines kauſalen obligatoriſchen 
Vertrages die Funktion des dinglichen Vertrages beim Nicht ⸗ 
zuſtandekommen der Bindung durch richterliches Urtheil erſetzt 
werden kann. Uebrig bleiben würden dann nur die ſeltenen 
Fälle der in keinem Zuſammenhange mit einem obligatoriſchen 
Vertrage ftehenden abſtrakten dinglichen Einigung, in welchen 
aber, auch abgeſehen vom § 873, meiſt beſondere Formvorſchriften 
($ 518, § 780 u. a. m. B. G. B.) Anwendung finden werden. 

Weiter kommt in Betracht, daß, wie aus § 125 B. G. B. 
zu folgern iſt, grundſätzlich die vertragsmäßige Verpflichtung 
zur Beſtellung einer Rechtsänderung an Grundſtücken (Vor⸗ 
vertrag) nur in der vom Geſetze für den dinglichen Vertrag 
vorgeſchriebenen Form wirkſam begründet werden kann. 

Die von Planck (Kommentar zum B. G. B. Anm. 5 zu 
§ 126) vertretene Meinung, daß dies nur für eigentliche Vor⸗ 
verträge, dagegen nicht für Verträge verſchiedener Art, ind 
befondere nicht für den obligatoriſchen Vertrag in feinem Ver⸗ 
hältniß zum dinglichen Vertrage gelte, weil die für den dinglichen 
Vertrag gegebene Formvorſchrift fih nicht auf den obligatoriſchen 
Vertrag beziehe, erſcheint nicht bedenkenfrei. 

Ein Vertrag, in welchem z. B. neben der Begründung 
einer Geldſchuld auch die Beſtellung einer Hypothek für dieſelbe 
vereinbart wird, iſt nicht bloß obligatoriſcher Art; er umfaßt 
vielmehr zwei mit einander zwar wirthſchaftlich zuſammenhängende, 
rechtlich aber ſelbſtändige Geſchäfte, den obligatoriſchen Schuld- 
vertrag und den dinglichen Sicherſtellungsvertrag, wobei die 
Selbſtändigkeit des letzteren durch fein acceſſoriſches Verhältniß 
zu dem Schuldvertrage nicht ausgeſchloſſen wird. 

Beide Verträge find nicht gleicher Art und gehören 
verſchiedenen Rechtsmaterien an. Während der Schuldvertrag 
an keine Form gebunden iſt, bedarf die Vereinbarung der 
Hypothekbeſtellung der Formaliſtrung auch, wenn fie als Vor⸗ 
vertrag des dinglichen Vertrages zu qualifiziren wäre. Eine 
Nebertragbarkeit der Formfreiheit des Schuldvertrages auf den 
mit ihm kombintrten Sicherftellungsvertrag, etwa deshalb, 
weil jener der Hauptvertrag iſt, findet im Geſetze keine Be⸗ 
gründung. 

Von vornherein beſteht auch zwiſchen dem Schuldvertrage 
und der dinglichen Einigung bezüglich der Hypothekbeſtellung 
keine Verſchiedenheit der rechtsgeſchäftlichen Form; denn auch die 
dingliche Einigung des 5 873 iſt an ſich formlos und bedarf 
der Formaliſirung, um die Betheiligten zu binden, dann nicht 
mehr, wenn die Betheiligten die Eintragung der Rechtsänderung 
erwirkt haben. 

Auch die Vereinbarung der Hypothekbeſtellung für die 
Geldſchuld iſt nichts anderes als die formloſe Einigung zur 
Realiſtrung der Belaſtung eines Grundſtücks; fie ſteht auf der⸗ 
jenigen Entwickelungsſtufe des dinglichen Vertrages, welche die 
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noch widerrufliche Einigung darſtellti. Sie iſt deshalb auch 
nicht Vorvertrag, ſondern erſtes Stadium des dinglichen Ver⸗ 
trages, von deſſen Perfektion durch hinzukommende Eintragung 
oder Formaliſtrung ihre Wirkſamkeit als rechtliche Grundlage 
der Rechtsänderung abhängt. 

In der Kommiſſiou für den Entwurf II des B. G. B. 
iſt unwiderſprochen auf die Nothwendigkeit hingewieſen worden, 
den ernſtlichen Willen der Parteien feftzuftellen, daß der 
dingliche Vertrag bindend ſein ſolle (oben Ziffer 4). Alſo der 
ernſtliche und folgerecht freie, durch keine klagbare Verpflichtung 
erzwingbare Wille der Parteien iſt Vorausſetzung der Bindung 
der Betheiligten an die dingliche Einigung. 

In den Protokollen der Kommiſflon begegnet man der 
Auffaffung des obligatoriſchen Vertrages als Kauſalgeſchäft in 
ſeiner Beziehung zu dem dinglichen Vertrage als Leiſtungs⸗ oder 
Erfüllungsgeſchäft. N 

Vom Standpunkte des erſtrebten Erfolges mag dieſe 
Gegenüberſtellung zutreffen, falls die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung auf Grund des bindend gewordenen dinglichen Ver⸗ 
trages erfolgt iſt; nach logiſcher Konſequenz iſt ſie aber rechtlich 
unvereinbar mit dem Weſen des dinglichen Vertrages, als eines 
abſtrakten, von einem Rechtsgrunde, alſo auch von einer 
obligatoriſchen Verpflichtung und deren Rechtsbeſtän digkeit 
unabhängigen und ſelbſtändigen Rechtsgeſchäͤfts. 

Last not least laſſen die Materialien (oben Ziffer 1 und 4) 
eikennen, daß der Geſetzgeber mit der Vorſchrift des § 873 
den ſozialpolitiſchen Zweck verbunden hat, leichtfertigen und 
übereilten Verfügungen über Rechte an Grundſtücken entgegen 
zu wirken. Dieſer Zweck würde aber vereitelt werden und ein 
frommer Wunſch bleiben müſſen, wenn dem formfreien obliga- 
toriſchen Vertrage die Rechtswirkung zuftände, die Geltung des 
§ 873 zu ſuspendiren. 

Wegen dieſes im öffentlichen Intereſſe wurzelnden Zweckes 
wird dem 8 873 auch zwingende Geltung mit der Wirkung 
zukommen, daß die Freiheit des dinglichen Vertragswillens nicht 
im Voraus rechtsgeſchäftlich gebunden werden darf. 

Anders läge die Sache, wenn § 873 nicht materiell⸗ rechtliche 
Beſtimmungen, ſondern Vorſchriften des Verfahrens enthielte; 
denn letztere ſtehen im Dienſte des materiellen Rechts. 

Eine Begründung ex professo im Sinne der 
Bejahung der überſchriftlichen Rechtsfrage habe ich in den mir 
zugänglichen Lehrbüchern und Kommentaren nicht gefunden. 
Die Auffaſſung, daß die Einigung der Parteien bezüglich der 
Hypothekbeſtellung, um bei dem gewählten Beiſpiele zu bleiben, 
als integrirender Beſtandthell des obligatoriſchen Vertrages, auch 
an deſſen Klagbarkeit Theil nehme, hat in dieſer Begründung 
nur die Bedeutung einer petitio principii und einer Verneinung 
des Grundſatzes: lex specialis derogat legi generali. 

Greifbarer, wenngleich m. E. nicht durchgreifend, iſt der 
Grund, aus welchem Scherer (Komm. z. B. G. B. Bd. III 
S. 38) dafür eintritt, daß das der Einigung zu Grunde 
liegende Rechtsgeſchäft — gemeint iſt wohl der obligatoriſch⸗ 
dingliche Vertrag — nicht der Form des 5 873 bedürfe. 

Er verlegt die Entſcheidung in den § 313 und argumentirt, 
daß, weil 8 313 nur für die Eigenthumbübertragung, nicht auch 
für die fonftigen liegenſchaftlichen Rechtsaͤnderungen eine Form⸗ 
vorſchrift enthalte, „nach dem Grundſatze qui dicit de uno, 
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negat de altero“, die dingliche Einigung bezüglich anderer 
Realrechte gemäß § 125 formfrei jet. 

Mit den Materialien ſteht dieſe Meinung nicht im 
Einklang. In der Kommiſſion wurde bei der Berathung des 
§ 828 (873) erwogen, ob nicht die Formvorſchrift des § 351 
(813) auch auf die obligatoriſchen Verträge über ſonſtige Rechte 
an Grundſtücken auszudehnen ſei. Es wurde jedoch ein Be⸗ 
dürfniß zur Ausdehnung nicht anerkannt, weil die Formali⸗ 
ſirung det dinglichen Vertrages hier genüge und die 
ſtrengere Form zur Erſchwerung des Verkehrs führen müſſe 
(Prot. S. 982, Mugdan a. a. O. S. 623). 

Es bedurfte überdies der Sondervorſchrift des § 313 
deshalb, weil bei der Veräußerung von Grundſtücken die Auf- 
laſſung gewohnlich auf längere Zeit nach der Vertragsſchließung 
hinausgeſchoben wird, und es dem Verkehrsbedürfniſſe entſpricht, 
den Parteien ein Mittel zu gewähren, um ſich der gegenſeitigen 
Bindung an die dingliche Einigung von langer Hand zu ver⸗ 
ſichern. 

Auch die Stellung des § 313 im Syſtem des B. G. B. 
(Buch II Abſchnitt 2 über „Schuldverhältniſſe aus Ver⸗ 
trägen“, Titel 1 über „Begründung und Inhalt des 
Vertrages“) iſt beachtlich und berechtigt zu der Annahme, 
daß für die Loclrung des § 313 im Obligationenrecht die 
Erwägung beſtimmend geweſen iſt, daß mit dem Grundſtücks⸗ 
veräußerungsgeſchäft in der Regel obligatoriſche Abreden bezüglich 
der Verzinſung und Bezahlung des Kaufpreiſes, der Uebernahme 
eingetragener Hypotheken und Laſten u. ſ. w. verbunden find, 
was bei den anderen Rechten an Grundſtücken nicht oder doch 
nicht in gleichem Umfange zutrifft. 

Nach alledem wird aus 5 313 für die Entſcheidung der 
gegenſtändlichen Frage ein leitender Geſichtspunkt nicht zu ent⸗ 
nehmen ſein. 
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Aus der Praxis des Viehgewährſchaftsrechtes nach 
dem B. G. B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten (Bayern). 


Meine wiederholte Beſchäftigung mit den Beſtimmungen 
des B. G. B. über Viehgewährſchaft veranlaßt mich, an dieſer 
Stelle einige Fragen zu behandeln, deren kurze Erörterung dem 
Praktiker erwünſcht ſein dürfte. — Ich moͤchte an dieſer Stelle 
die Bitte wiederholen, welche ich der zweiten Auflage meines 
Werkchens über den Viehkauf nach dem B. G. B.“) voraus- 
geſchickt habe: Es wollen ſämmtliche Herren Kollegen die Güte 
haben, mir wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete des Vieh⸗ 


) Viehkauf (Viehgewäͤhrſchaft) nach dem B. G. B. mit Ein- 
leitung, Erläuterungen und Sachregiſter von Dr. Hans Stölzle, 
Rechtsanwalt in Kempten. Nebſt einem Anhang: Kaiſerliche Ber- 
ordnung vom 27. März 1899, betr. die Hauptmängel und Gewähr⸗ 
friſten beim Viehhandel. Erläutert von Heinrich Weiskopf, 
Königl. Kreisthierarzt der k. Regierung von Schwaben und Neuburg 
in Augsburg. Zweite, verbeſſerte Auflage. Berlin 1900, 
J. Guttentag. — In obigen Erörterungen citirt: „Meine Aus 
fuͤhrungen“. 
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gewährſchaftsrechtes ſowie intereſſante Fälle aus der Praxis 
mitzutheilen. Nur auf dieſem Wege läßt ſich ein Ueberblick 
über die herrſchende Praxis gewinnen. 


A. 
Einredeweiſe Geltendmachung des Anfprudes auf 
Wandelung oder Schadenserſatz. 

Kann der Anuſpruch des Verkäufers auf Rückgabe des 
Thieres im gleichen Prozeſſe geltend gemacht werden? 
(8 490 Abſ. III B. G. B.) 

I. 

Einredeweife Geltendmachung des Anſpruches auf Wandelunz 
oder Schadenserſatz. 

1. Die Rechtsfolge des Ablaufes der Verjährungsfriſt des 
8 490 B. G. B. iſt die, daß der Käufer eines Thieres im 
Wege der Klage nicht mehr Wandelung oder Schabenserjag 
verlangen kann. 

Hat der Käufer innerhalb der zweitägigen Friſt des § 485 
B. G. B. keine der dort bezeichneten Handlungen vorgenommen, 
dann erliſcht mit Ablauf der Verjährung der ganze Anſpruch, 
d. h. es gehen auch die dem Anſpruch auf Wandelung oder 
Schadenserſatz korreſpondirenden Ein reden verloren. 

Hat jedoch der Verkäufer den Hauptmangel argliftig 
verſchwiegen, dann bleiben die Einreden nach Ablauf der Ber- 
jährung auch dann beſtehen, wenn der Käufer keine der 
Handlungen des § 485 B. G. B. vorgenommen hat. (5 485 
Satz 2 B. G. B.) 

(Vergl. meine Ausführungen § 490 Note III Ziffer 1 
Seite 118.) 

2. Einredeweiſe nun kann auch nach Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt der Käufer gegen die Klage auf Bezahlung bei 
Kaufpreiſes den Anſpruch auf Wandelung oder Schadenderſaß, 
abgeſehen von dem oben erwähnten Ausnahms falle, nur dam 
geltend machen, wenn er innerhalb der zweitägigen 
Friſt des 8 485 B. G. B. eine der dort bezeichneten 
Handlungen vorgenommen hat. 

Widerklage auf Wandelung oder Schadenserſatz kam 
der Verkäufer nicht erheben. 

Der Käufer muß im Wege der Einrede den Anſpruch auf 
Wandelung oder Schadenserſatz erheben.) Es genügt 
nicht, einfach die Bezahlung des Kaufpreiſes zu verweigern. 
Denn dieſes Recht iſt erſt eine Folge des Rechtes des Käufer, 
im Wege der Einrede den Anſpruch auf Wandelung geltend 
zu machen. So lange die Einrede der Wandelung nicht be⸗ 
gründet iſt, ſo lange wird eben der Kaufpreis geſchuldet. 

Die Folge dieſer (natürlich begründeten) einredeweiſen 
Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung iſt die, daß der 
beklagte Käufer die Bezahlung des Kaufpreifes verweigen 
kann; die Folge der einredeweiſen Geltendmachung des Schadens ⸗ 
erſatzanſpruches iſt die, daß der Käufer mit feinem Schaden 
erſatzanſpruch gegenüber der Kaufpreisforderung des Verkäufer 
aufrechnen kann. (5 490 Abſ. III Satz 1 B. G. B. und $ 478 
Abſ. 1 B. G. B.) 


) Cfr. Kom.⸗Prot. Bd. 1 S. 679 ff., 703; 5 5 des Geſetzes, 
betr. die Anfechtung von Rechtshandlungen außerhalb des Konkurt“ 
verfahrens vom 21. Juli 1879. 
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a) Recht des Käufers, die Bezahlung des Kaufpreiſes 
zu verweigern. 

Gegenüber der Klage des Verkäufers auf Bezahlung des 
Kaufpreiſes kann der Käufer einwenden: 

Das Thier hatte zur Zeit des Gefahrüberganges einen 
Hauptmangel. Ich habe dieſen Hauptmangel innerhalb der 
zweitägigen Friſt des 8 485 B. G. B. dem Verkäufer angezeigt. 
(Es genügt natürlich auch jede der anderen in § 485 B. G. B. 
aufgeführten Handlungen.) Ich mache gegen die Klage auf 
Bezahlung des Kaufpreiſes einredeweiſe meinen Anſpruch auf 
Wandelung und damit mein Recht, die ee des Kauf⸗ 
preiſes zu verweigern, geltend.) 

Beſitzt der Käufer das Thier, dann muß er ſich zugleich 
mit der Geltendmachung feines Anſpruches auf Wandelung dem 
Verkäufer gegenüber zur Rückgabe des Thieres gegen den durch 
den Verkäufer zu bethätigenden Erſatz der Aufwendungen und 
der Koften des § 488 B. G. B. erbieten. 

Prozeſſual geſtaltet ſich nun die Sache folgendermaßen: 

a) Erkennt der klagende Verkäufer den einredeweiſe geltend 
gemachten Anſpruch des Käufers auf Wandelung an, und erklärt 
er zugleich ſein Einverſtändniß mit der vom Käufer einrede⸗ 
weiſe geltend gemachten Wandelung, ſo iſt damit die Wandelung 
vollzogen, d. h. der Vertrag iſt aufgehoben. Iſt aber das der 
Fall, dann braucht der Käufer keinen Kaufpreis mehr zu zahlen. 
Es iſt deshalb auf Antrag des beklagten Käufers die Klage 
unter Ueberbürdung der Koften auf den Kläger abzuweiſen. 

8) Erkennt der klagende Verkäufer den einredeweiſe geltend 
gemachten Anſpruch des Käufers auf Wandelung nicht an, 
dann wird verhandelt wie in jedem anderen Gewährſchafts⸗ 
prozeſſe auch, d. h. der beklagte Käufer muß die ſeine Einrede 
begründenden Behauptungen beweifen. Stellt ſich dann heraus, 
daß ſein Anſpruch auf Wandelung und damit auch ſeine Weigerung, 
den Kaufpreis zu bezahlen, begründet iſt, dann iſt auf Antrag 
des beklagten Käufers die Klage unter Ueberbürdung der Koſten 
auf den Kläger ebenfalls abzuweiſen. 

Iſt der Anſpruch auf Wandelung nicht begründet, dann wird 
der Beklagte natürlich zur Bezahlung des Kaufpreiſes verurtheilt. 

) In beiden Fällen wird über den Wandelungsanſpruch 
des Käufers nur indirekt erkannt. Ein direktes Erkennen 
iſt unmoglich nach dem Grundſatze: Iudex ne eat ultra 
petita partium. 

b) Recht des Käufers, mit dem Schadenserjaß- 
anſpruch aufzurechnen. 

Vergleiche hierher Meine Ausführungen § 490 Note III 
Ziffer 2b Seite 119 und 120. 


) Unrichtig Sauer⸗Reuter, die Gewaͤhrleiſtung bei Vieh⸗ 
veräußerungen nach dem B. G. B. Ausgabe Verlag Parey 1900 
S. 171; Ausgabe Verlag C. Brügel und Sohn S. 86, S. 92, S. 159. 

Dieſe Autoren ſagen, es könne im Wege der Einrede „Nachlaß 
an dem Kaufpreiſe um den Betrag verlangt werden, als das Thier 
gegenüber einem anderen, welches den Fehler nicht hat, im Werthe 
herabgeſetzt tft.“ 

Das wäre alſo nichts Anderes, als Einführung der bei Vieh⸗ 
gewährſchaftsſachen verpönten Minderung! 

Das Geſetz bietet für die Reuter⸗Sauer'ſche Anſicht nicht den 
mindeſten Anhaltspunkt, die Unrichtigkeit derſelben ergiebt ſich 
klar aus meinen Ausführungen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


705 


II. 
Kann der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgabe des Thieres 
im gleichen Prozeſſe geltend gemacht werden? 

Wenn ſich der Verkäufer mit der vom Käufer einredeweiſe 
geltend gemachten Wandelung einverſtanden erklärt, ſo iſt damit 
die Wandelung vollzogen. Es iſt deshalb auf Antrag des 
Käufers die Klage auf Bezahlung des Kaufpreiſes koſtenfällig 
abzuweiſen (cfr. oben I Ziffer 2 a a). 

Nun hat aber der Käufer noch das Thier.) Wenn nun 
der Verkäufer ſeinen früheren Klageantrag auf Bezahlung des 
Kaufpreiſes nicht mehr aufrecht erhält, ſondern ſtatt deſſelben 
in dem gleichen Prozeſſe Rückgabe des Thieres verlangt, ſo 
ändert er damit die Klage, denn Klagegrund für die 
Kaufpreisklage iſt der Kaufabſchluß und die Preis vereinbarung. 
Klagegrund für die Rückforderung des Thieres iſt das erklärte 
Einverſtändniß mit der Wandelung ſammt ihren Folgen. Auch 
das Objekt der Klage iſt ein anderes: Im einen Falle wird 
der Kaufpreis verlangt, im anderen Rückgabe des Thieres. 
Alſo auch hier Klageänderung. 

Nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit iſt aber die 
Aenderung der Klage nur dann zuzulaſſen, wenn der Beklagte 
einwilligt, oder wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts durch 
die Aenderung die Vertheidigung des Beklagten nicht weſentlich 
erſchwert wird (§ 264 R. C. P. O.). 

Der Anſpruch des Verkäufers auf Rückgabe des Thieres 
kann ſohin in dem gleichen Prozeſſe (Kaufpreisklage)“) dann 
geltend gemacht werden, wenn der Käufer damit einverſtanden 
iſt oder wenn nach Anficht des Gerichtes die Vertheidigung des 
Beklagten (Käufers) nicht weſentlich erſchwert wird. 


1. Der Käufer willigt in die Klageänderung oder es 
wird dieſelbe wider ſeinen Willen vom Gericht 
zugelaſſen. 


Wenn der Verkäufer ſtatt der Bezahlung des Kaufpreiſes 
die Rückgabe des Thieres verlangt, ſo nimmt er damit die 
Klage auf Bezahlung des Kaufpreiſes zurück. 

Der Käufer erklärt ſich mit dieſer Klagezurücknahme ent- 
weder freiwillig einverſtanden, indem er in die Klageänderung 
willigt oder aber unfreiwillig, indem das Gericht die Klage⸗ 
änderung zuläßt (8 264 R. C. Y. O.). 

In beiden Fällen aber liegt eine Klagezurücknahme 
des Verkäufers vor.“) 

a) Ueber die zurückgenommene Klage auf Bezahlung des 
Kaufpreiſes kann nicht mehr erkannt werden, da ein neuer, mit 
dem Vortrage in der mündlichen Verhandlung geltend gemachter 
und rechtshaängig gewordener Anſpruch, nämlich auf Rückgabe 
des Thieres, vorliegt (§ 281 R. C. P. O.). 


) Waͤre das Thier beim Käufer durch Zufall untergegangen 
oder weſentlich verſchlechtert worden, dann bekommt natürlich der Ver⸗ 
käufer nichts, d. h. er trägt den casus interitus et deteriorationis. 
(efr. Meine Ausführungen zu § 487 Note IV 1a Seite 86.) 

) Staudinger, Kommentar zum B. G. B. § 478 Seite 226 
ſtützt dieſe Anſicht auf R. C. P. O. § 268; m. E. mit Unrecht, denn 
es liegt ja eine Klageänderung vor. 

% Gaupp⸗Stein, Kommentar zur R. C. P. O. § 268 Note III 
Seite 583 und 584; Seuffert, Kommentar 7. Aufl. $ 241 Note 2 
Seite 888. 
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b) Da eine Klagezu rücknahme“) vorliegt, ſo kommt 
bezüglich der Rechtsfolgen dieſer Klagezurücknahme $ 271 
R. C. P. O. zur Anwendung, d. h.: 

Die Zurücknahme der Kaufpreisklage hat zur Folge: 

a) daß der Rechtsſtreit bezüglich des Kaufpreiſes als nicht 
anhängig geworden anzuſehen iſt; 

8) daß der Verkäufer verpflichtet iſt, die Koſten der Kauf⸗ 
preisklage zu tragen, und daß 

auf Antrag des beklagten Käufers dieſe eben erwähnte 
Verpflichtung durch Urtheil auszuſprechen iſt. 

c) Ueber den neu erhobenen Anſpruch auf Rückgabe des 
Thieres wird dann weiter verhandelt. Der Käufer, der ja 
einredeweiſe die Wandelung verlangte, wird den Anſpruch auf 
Rückgabe des Thieres ſofort anerkennen und beantragen, daß 
er zur Herausgabe des Thieres gegen den durch den Verkäufer 
zu bethätigenden Erſatz der Koſten des § 488 B. G. B. eventuell 
der ſonſtigen Verwendungen Zug um Zug ($ 322 B. G. B.) 
verurtheilt werde. 

Die Koſten der geänderten Klage hat in dieſem Falle 
natürlich ebenfalls der klagende Verkäufer zu tragen. (Vergl. 
auch § 93 R. C. P. O.) 


2. Der Käufer willigt nicht in die Klageänderung 
und es wird dieſelbe vom Gerichte auch nicht 
zugelaſſen. 


a) Hält der Kläger in dieſem Falle den neuen Antrag 
(Rückgabe des Thieres) aufrecht, jo muß dieſe neue Klage als 
unzuläſſig durch absolutio ab instantia abgewieſen werden, 
es darf über die neue Klage nicht einmal eventuell entſchieden 
werden.) 

Die alte Klage auf Bezahlung des Kaufpreiſes aber iſt 
gegenftandslos geworden, weil der Kläger ſich mit der vom 
Beklagten (Käufer) einredeweiſe geltend gemachten Wandelung 
einverſtanden erklärt hat. In dieſer Erklärung des Ein⸗ 
verſtändniſſes iſt eine Zurücknahme der Kaufpreisklage zu 
erblicken. 

Dadurch aber, daß der Käufer ſich der Klageänderung 
(Klage auf Rückgabe des Thieres in dem gleichen Prozeſſe) 
widerſetzt, giebt er zu erkennen, daß er die Kaufpreisklage ent- 
ſchieden haben wolle, und daß er mit der Zurücknahme der 
Klage nicht einverſtanden iſt. Es iſt deshalb, wenn die Zurück⸗ 
nahme der Kaufpreisklage im obigen Sinne erſt nach der Ver⸗ 
handlung des Beklagten zur Hauptſache erfolgt, auf Antrag 
des Beklagten durch Sachentſcheidung (nicht absolutio ab 
instantia) die Kaufpreisklage unter Ueberbürdung der Koſten 
auf den Kläger abzuweiſen. ($ 271 R. C. P. O.) 

Die gleiche Entſcheidung iſt zu treffen, wenn der Kläger 
auf den urſprünglich geltend gemachten Anſpruch (Kaufpreis) 
verzichtet hat ($ 306 R. C. P. O.). 

b) Da ſohin der Verkäufer im gleichen Prozeſſe das Thier 
nicht herausverlangen kann, ſo bleibt ihm nichts anderes übrig, 
als zum Käufer zu gehen und das Thier in Güte heraus- 


) Ueber die Form der Klagezurücknahme vergl. Gaupp⸗Stein 
l. e. $ 271 Note I S. 586 und 587, Note III S. 588 und 589. 

„) Gaupp⸗Stein a. a. O.; Struckmann und Koch, 7. Aufl., 
§ 268 Note 7. 
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zuverlangen; dieſer wird es gegen Erſatz etwaiger Verwendungen 
und der Koften des § 488 B. G. B. auch herausgeben. 
Würde Käufer die Herausgabe gegen Bezahlung der Koſten 
und Verwendungen verweigern, dann hätte der Verkäufer gegen 
den Käufer eine beſondere Klage auf Rückgabe des Thieres 
zu erheben unter Bezugnahme auf die 58 465, 467, 487 und 
346 B. G. B. (Fortſetzung folgt.) 


Wie iſt der Werth des Streitgegenſtandes zu 
berechnen, wenn das uneheliche Kind mit dem 
Antrage klagt, den Beklagten für ſeinen Vater 
zu erklären und zur Zahlung einer beſtimmten 
Geldrente zu verurtheilen? 


Von Amtsgerichtsrath Dr. Petzold, Berlin. 


Dieſe Frage wird im Briefkaſten der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift (Nr. 46 bis 50, 1901 S. 416) dahin beantwortet, daß 
als Werth der Geldrente gemäß § 9a des Gerichtskoſtengeſetzes 
der fünffache Betrag des einjährigen Bezugs anzunehmen und 
der Anſpruch auf Anerkennung der Vaterſchaft nicht beſonder 
zu bewerthen ſei, ganz gleichgültig ob er neben der Geldrente 
ſelbſtändig geltend gemacht werde oder nicht. Die Verneinung 
wird damit begründet, daß die Anſprüche des Kindes mit der 
Gewährung der Geldrente erſchöpft ſeien, weil das Bürgerliche 
Geſetzbuch ein Erbrecht des unehelichen Kindes nicht kenne, daß 
die Thatſache der Vaterſchaft Klagegrund ſei, ihre Anerkennung 
keine Wirkungen über den Antrag auf Zahlung der Geldrente 
hinaus habe. 

Daß lediglich 8 9a des Ger. K. Gef. maßgebend It, 
wenn der Klageantrag nur dahin geht, den Beklagten alt 
Vater des Klägers zur Zahlung der Geldrente zu verurtheilen, 
ift richtig. Anders verhält es ſich aber, wenn der Anſpruch auf 
Anerkennung der Vaterſchaft ſelbſtändig geltend gemacht wird. 
In dieſem Falle liegt eine Feſtſtellungsklage ($ 256 C. P. O.) 
vor. Mit dem Antrage auf Anerkennung der Vaterſchaft wil 
der Kläger feſtgeſtellt haben, daß der Beklagte als Vater im 
Sinne der SS 1708 bis 1714 B. G. B (nicht auch der 
58 1715, 1716) gelte. Wenn er Anerkennung der Vaterſchaſt 
verlangt, fo drückt er damit fein Verlangen auf Feſtſtellung nur 
nicht richtig aus, in Wirklichkeit will er nur eine Feſtſtellung 
des zwiſchen ihm und dem Beklagten beſtehenden Rechts verhältniſſes. 

Hat der Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes? 

Er hat kein Intereſſe, wenn die Anſprüche mit der Gewährung 
der gleichzeitig geforderten Geldrente erſchöpft find, wenn die 
Feſtſtellung der Vaterſchaft keine Wirkungen über den Antrag 
auf Zahlung der geforderten Geldrente hinaus hat; er hat aber 
ein Intereſſe, wenn ihm außer der neben dem Anſpruche auf 
Feſtſtellung der Vaterſchaft geltend gemachten Forderung noch 
weitere Anſprüche zuſtehen. 

Nun hat ihm das B. G. B. entgegen früheren Rechten 
allerdings kein Erbrecht an dem Nachlaſſe des unehelichen 
Vaters eingeräumt, er hat nur den Unterhaltsanſpruch aus den 
85 1708 ff. B. G. B. 
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Auch übt die Feſtſtellung der Vaterſchaft keine Wirkung 


aus auf eine etwaige Legitimation durch nachfolgende Ehe. 
Wer die Mutter des unehelichen Kindes heirathet, kann dieſes 
Iegitimiren, auch wenn feſtgeſtellt iſt, daß ein anderer als 
Vater im Sinne der 88 1708 ff. zu gelten habe, und dieſer 
Andere zur Gewährung des Unterhalts verurtheilt iſt. Der 
Andere gilt nur hinſichtlich der Unterhaltspflicht als Vater. 
Weiter wirkt das Urtheil nicht. Es hat keine Wirkung gegen 
Dritte, alſo auch nicht gegen den Legitimirenden. Bezüglich 
deſſen wird nur erfordert, daß er der Mutter innerhalb der 
Empfängnißzeit beigewohnt habe, was bei einem Anerkenntniſſe 
vermuthet wird. Es kann durch ein rechtskräftiges Urtheil 
feſtgeſtellt ſein, daß ein Anderer als der Vater zu gelten habe, 
der doch nicht der natürliche Vater zu ſein braucht, weil die 
Muiter in der Empfängnißzeit noch einem Andern beigewohnt 
hat, ohne daß dies der Verurtheilte eingewendet hat; oder weil 
er der Mutter in der Empfängnißzeit überhaupt nicht beigewohnt 
hat. Daß er trotzdem verurtheilt worden iſt, kann ja verſchiedene 
Gründe haben, es kann Verſäumnißurtheil gegen ihn ergangen 
ſein, ſeine Verurtheilung kann erfolgt ſein auf Grund ſeines 
vielleicht irrthümlich abgegebenen Anerkenntniſſes oder Zu⸗ 
geſtändniſſes, oder auch auf eine falſche Zeugenausſage hin. 

Die Feſtſtellung der Vaterſchaft hat ferner auch keine 
Wirkung für eine ſpätere Ehelichkeitserklärung des Kindes. 
Wenn ein Anderer als der Verurtheilte die Ehelichkeitserklärung 
beantragt und das Kind als das ſeinige anerkennt, ſo ſteht 
dem die Verurtheilung des Andern, auch wenn eine Feſtſtellung 
der Vaterſchaft im Sinne der 88 1708 ff. vorliegt, nicht 
entgegen, wenn nur der Antragſteller der Mutter in der 
Empfängnißzeit beigewohnt hat. 

Auch bezüglich des Ehehinderniſſes des § 1310 B. G. B. iſt 
die Verurthellung ohne Bedeutung. Die uneheliche Abſtammung 
muß erwieſen ſein, der Richter hat trotz der Verurtheilung nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. 

So auch im Strafrecht. (§ 173 Str. G. B.) 

Ergiebt ſich nun auch aus alledem, daß die Feſtſtellung der 
Vaterſchaft keine Wirkung über den Unterhaltsanſpruch hinaus 
hat, ſo kann ſie doch von Wirkung ſein über den in der Klage 
geforderten Unterhaltsanſpruch hinaus. 

Hätte der Kläger etwa aus irgend welchen Gründen in 
ſeiner Klage den Unterhalt nicht bis zum 16. Lebens jahre 
gefordert, dann würde die rechtskräftige Feſtſtellung der Vaterſchaft 
bei einer ſpäteren Nachforderung von Bedeutung ſein. Und 
wenn eine ſolche Nachforderung nur ſelten vorkommen wird, 
ſo find doch 2 Fälle denkbar, die bei der erſten Klage auf 
Gewährung des Unterhalts nicht berückſichtigt werden konnten, 
ſo daß es dieſerhalb zu neuen Prozeſſen kommen kann. Wenn 
das Kind zur Zeit der Vollendung des 16. Lebens jahres 
in Folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer Stande iſt, 
ſich ſelbſt zu unterhalten, fo hat ihm der Vater nach $ 1708 
Abſ. 2 B. G. B. auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu 
gewähren. Zweitens aber folgt aus 8 1708, wonach der 
Vater den der Lebensſtellung der Mutter entſprechenden 
Unterhalt zu gewähren hat, daß das Kind, auch wenn der 
Vater zur Gewährung des Unterhalts bis zum 16. Lebensjahre 
verurtheilt iſt, berechtigt iſt, für den Fall, daß die Mutter eine 
beſſere Lebensſtellung erhält, im Wege der Klage eine ent⸗ 
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ſprechende Abänderung des Urtheils zu verlangen, vorausgeſetzt, 
daß die Lebensſtellung weſentlich beſſer iſt als die, die für die 
Verurtheilung in Betracht gekommen war. ($ 323 C. P. O.) 

In allen dieſen Fallen hat das Kind ganz offenbar ein 
Intereſſe an der Feſtſtellung der Vaterſchaft. Denn nach einer 
rechtskräftigen Feſtſtellung kann in dem neuen Rechtsſtreite nicht 
mehr unterſucht werden, ob der Beklagte der Mutter des 
Kindes in der Empfängnißzeit beigewohnt hat oder ob ihr noch 
ein Anderer beigewohnt hat. Der neue Rechtsſtreit behandelt 
lediglich die Höhe des Unterhalts und im Falle des § 1708 
Abſ. 2 die Frage nach der Gebrechlichkeit des Kindes und der 
Vermögens fähigkeit des Beklagten, während andernfalls, wenn der 
Beklagte nur zur Entrichtung der Geldrente verurtheilt worden 
iſt, die Frage nach der Vaterſchaft von Neuem zu unterſuchen 
iſt, der Beklagte die Beiwohnung beſtreiten und die Einrede, 
daß der Mutter noch ein Anderer beigewohnt habe, erheben kann. 

Das Intereſſe des Kindes an der Feſtſtellung der Vaterſchaft 
iſt aber auch ein rechtliches Jutereſſe. (Zu vergleichen über 
den Begriff des rechtlichen Intereſſes Entſch. des Reichsgerichts 
Bd. 10 S. 369, Bd 35 S. 393, Bd. 41 S. 372.) 

Daß die Feſtſtellung eines Rechts verhältniſſes vorliegt, 
bedarf keiner weiteren Ausführung. Dabei mag nur noch 
hervorgehoben werden, daß der Antrag auf Feſtſtellung dahin 
gehen muß, daß der Beklagte als Vater im Sinne der genannten 
Paragraphen gelte, nicht aber, daß er der Vater ſei, denn 
nach dem Geſetze hat ein uneheliches Kind keinen Vater im 
Gegenſatze zum ehelichen, bezüglich deſſen 8 1591 B. G. B. 
ſagt, daß ein nach Eingehung der Ehe geborenes Kind ehelich 
iſt bezw. nicht iſt. Das Geſetz hat desbalb auch bei den 
Vorſchriften über uneheliche Kinder im bewußten Gegenſatze zu 
denen über eheliche Kinder den Ausdruck gewählt, daß „als Vater 
des unehelichen Kindes im Sinne der 89 1708 bis 1716 gilt“, 
ebenſo wie bei den Beſtimmungen über die rechtliche Stellung 
der Kinder aus nichtigen Ehen. (58 1699, 1708 B. G. B.) 

Sonach kann der Beklagte nach 8 280 C. P. O. eine 
Widerklage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des Rechts⸗ 
verhältniſſes erheben, wenn er auf Zahlung einer Rente in 
Anſpruch genommen wird, da der Streit nicht erſt aus der 
Zeit während des Rechtsſtreits herzurühren braucht, vielmehr 
zur Anwendung des § 280 C. P. O. nur erforderlich iſt, daß 
das vielleicht ſchon lange ſtreitig geweſene Rechtsverhältniß im 
Prozeſſe als ſtreitiges zur Sprache gebracht iſt. 

Der Kläger kann aber nach § 256 C. Y. O. auf Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtehens des Rechtsverhältniſſes klagen, da er ein 
rechtliches Intereſſe an einer alsbaldigen Feſtſtellung hat. 
Denn da eine beſtimmte Vorausſetzung den Streit der Parteien 
bildet, nämlich die außereheliche Vaterſchaft, und es ſich um 
wiederkehrende Leiſtungen handelt, für die jederzeit, wie wir 
gezeigt haben, ein Bedürfnißfall eintreten kann, in welchem die 
gleiche Frage wieder der Entſcheidung bedürfte, fo beſteht ein 
rechtliches Intereſſe an einer als baldigen einheitlichen Entſcheidung, 
durch welche weitere Prozeſſe über die Vaterſchaft ſelbſt ver⸗ 
mieden werden. (Zu vergleichen R. G. 41 S. 372.) 

Unter der Herrſchaft des alten Rechts hat die Praxis auch 
ſtets ein rechtliches Intereſſe an einer alsbaldigen Feſtſtellung 
für vorliegend erachtet, und das neue Recht hat in dieſer Be⸗ 
ziehung keine Aenderung gebracht. 
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Wird neben der Verurtheilung zur Zahlung einer Geldrente 
Anerkennung der Vaterſchaft oder richtiger eine Feftſtellung, daß 
der Beklagte als Vater im Sinne der genannten Paragraphen 
gelte, verlangt, ſo iſt demnach als Werth des Streitgegenſtandes 
gemäß $ 9a Abſ. 2 und 8 10 Ger. K. Geſ. in der Regel der 
Betrag von 2 000 Mark anzunehmen. 


Der prozeſſuale Formalismus in der Rechtſprechung. 


Von Dr. Claaſen, Rechtsanwalt bei dem Oberlandes · 
gericht Cöln. 


I. 

Die Kompetenz der ordentlichen Gerichte iſt in den letzten 
zwanzig Jahren außerordentlich eingeſchränkt worden und der 
Zug der Zeit geht auf weitere Beſchränkung. Von den inneren 
Gründen iſt wohl einer der gewichtigſten der Formalismus, 
welcher die Rechtſprechung allzuſehr beherrſcht. Die zwanzig 
Jahre Civilprozeß, die unſere Juriſten haben mitmachen müſſen, 
ehe das neue Bürgerliche Recht ihnen neue Bahnen eröffnete, 
haben weſentlich dieſen Formalismus gefordert, zu welchem den 
Zuriften Ausbildung und Thätigkeit an ſich drängt und der 
bei umſtändlicheren und ſchwierigeren Sachen dem minder 
Eifrigen einen müheloſen Ausweg zeigt und dem Schwachen 
eine willkommene Stütze bietet. Bei der prozeſſualen Behandlung 
des Rechtsſtreits zeigt ſich dieſer Formalismus gerade gegenüber 
derjenigen Beſtimmung der C. P. O., welche ausgeſprochener⸗ 
maßen, um dem materiellen Recht zum Siege zu verhelfen, die 
Eindämmung des Formalismus bezweckt, der Beſtimmung in 
§ 139 (130 a. F.): 

„Der Vorſitzende (das Gericht) hat durch Fragen darauf 
hinzuwirken, daß unklare Anträge erläutert, ungenügende 
Angabe der geltend gemachten Thatſachen ergänzt und 
die Beweismittel bezeichnet, überhaupt alle für die Feſt⸗ 
ſtellung des Sachverhältniſſes erheblichen Erklärungen 
abgegeben werden.“ 

Wie hat eine verfehlte „Rechtſprechung“ dieſe Vorſchrift 
behandelt: die Urtheile find nicht zu zählen, in welchen durch 
Nichtanwendung des § 139 das materielle Recht einfach erſtickt 
wurde. Allerdings find zahlreiche Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts dem entgegengetreten, aber eine ebenſo beträchtliche Zahl 
von reichsgerichtlichen Urtheilen giebt dem formaliſtiſchen, den 
§ 139 verletzenden Verfahren Recht; gerade dieſe Entſcheidungen 
wirken in den Vorinſtanzen und ich habe eine erſchreckend große 
Zahl von Urtheilen z. B. rheiniſcher Gerichte geleſen, welche, 
ſtatt eine Sachentſcheidung zu treffen, einzig und allein auf der 
Thatſache aufgebaut find, daß eine beweispflichtige Partei, weil 
ſie den ihr obliegenden Beweis nicht angetreten habe, ſachfällig 
ſei, Urtheile, die, anſtatt Recht zu ſprechen, eine in der C. P. O. 
nicht anerkannte Abart des Verſäumnißverfahrens ſchaffen wollen. 

Von den Begründungen zu derartigen Entſcheidungen des 
Reichsgerichts mögen die beiden folgenden als typiſche hervor⸗ 
gehoben werden. 

Urth. des II. Sen. vom 23. Januar 1900, Rhein. Arch. 
96, 2, 47: .. . „wenn die Reviſion geltend macht, das B. G. 
habe bei der Prüfung der Erheblichkeit des zugeſchobenen Eides 
auch die nicht in den Eid aufgenommene (weitere) Behauptung 
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. . . . mitberückſichtigen müſſen, fo iſt dem nicht beizupflichten; 
. . . wenn der durch einen Rechtsanwalt vertretene Kl. 
(die Behauptung) für geeignet erachtete, die Erheblichkeit der 
Eideszuſchiebung zu bewirken, ſo war es ſeine Sache, dieſelbe 
in die Eideszuſchiebung aufzunehmen, für das Gericht beſtand 
keine Verpflichtung, ihn dieſerhalb aufmerkſam zu machen 
und dieſerhalb das Frage recht auszuüben.“ . 

Dieſe Ausführungen find Alles, nur keine Begründung der 
Behauptung, daß für das Gericht die „Verpflichtung“ nicht 
beftanden habe, das „Fragerecht“ auszuüben, man müßte dann 
den Hinweis auf die Thatſache als Begründung anſehen, daß 
die Partei durch Anwalt vertreten war. Dieſer Hinweis iſt 
aber gewiß verfehlt: der § 139 iſt gerade, jedenfalls auch für 
den Anwaltsprozeß gegeben (vergl. § 503), und es liegt in 
dem Hinweis auf die ſtattgehabte Vertretung offenbar eine 
Verwechſelung vor des § 139 mit den Beſtimmungen über die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Letztere findet aller- 
dings nicht ſtatt, wenn die „Verſäumung einer Prozeßhandlung“ 
in der Verſchuldung eines Vertreters ihren Grund hat, aber 
einmal hat § 139 mit der Wiedereinſetzung nichts zu thun, 
dann handelt es ſich bei § 139 nicht darum, was eine Partei 
oder deren Vertreter gethan oder nicht gethan hat, ſondern um 
die Verpflichtung des Gerichts, die Verſäumung der 
Partei oder ihres Vertreters durch Erfüllung der Fragepflicht 
unſchädlich zu machen. 

Urth. des II. Sen. vom 21. Mai 1901, Juriſt. Wochen ⸗ 
ſchrift 4833. 

„Nach feſtſtehender Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt 
eine Ausübung des Fragerechts bezüglich etwaiger Beweismittel 
nur dann geboten, wenn die mündliche Verhandlung Anhalts⸗ 
punkte dafür ergeben hat, daß eine Partei ſolche Beweismittel 
geltend machen kann und will; denn es iſt in der Regel Sache 
der Partei, die nothwendigen Beweiſe aus freien Stücken 
zu erbieten. (Hier) haben Anhaltspunkte für die Annahme, 
daß Kl. Beweiſe für die ... Behauptung (daß Bekl. vertragt- 
widrig für ein Konkurrenzgeſchäft die Kunden der Kl. beſucht 
habe) erbieten konne und wolle, nicht vorgelegen... Kl. (hatte) 
umſomehr Veranlaſſung ... ſolche Beweiſe zu erbieten, als (in 
beiden Inſtanzen) Bekl. die fragliche Behauptung ausdrücklich 
beſtritten hatte und Kl. daher ſchon hierdurch auf das Er⸗ 
bieten etwaiger Beweiſe für dieſelbe zur Genüge hingewieſen 
war. Unter dieſen Umſtänden hatte das B. G. hinreichenden 
Grund zur Annahme, daß dem Kl. kein ſachdienliches Be⸗ 
weismittel für dieſe Behauptung zu Gebote ſtehe und daher 
auch keinen Anlaß, nach dieſer Richtung hin das Fragerecht 
auszuüben.“ 

Eine Beurtheilung dieſer Begründung ſoll im Folgenden 
gegeben werden bei der Darſtellung des Inhalts der Vorſchriften 
in § 139. 

„Der Vorſitzende hat durch Fragen darauf hin⸗ 
zuwirken.“ 

Weſentlich iſt zunächſt die Feſtſtellung, ob es ſich in 8 139 
um Ausübung des Frage rechts oder Erfüllung der Frage 
pflicht handelt. Das Fragerecht des Richters iſt felbft- 
verſtändlich und wurde und wird z. B. in dem franzoͤſiſchen 
Prozeßverfahren unbeanſtandet ausgeübt, trotzdem es dort eine 
ausdrückliche Vorſchrift nicht giebt: es iſt eben unmöglich, daß 
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der Richter ein ſachgemäßes Urtheil ſprechen konnte, wenn er 
nicht befugt wäre, ihm unverſtändliche Darſtellungen der Parteien 
durch Fragen aufzuklären. Das Fragerecht ergiebt ſich übrigens 
aus § 136: „Der Vorſitzende hat Sorge zu tragen, daß die 
Sache erjhöpfende Erörterung finde“ u. ſ. w. § 1391 war nach 
dem Entwurf eine Erläuterung der Befugniſſe des Vorfitzenden. 
Der Entwurf enthielt bekanntlich ſtatt der in dem Geſetz 
ſtehenden Worte „hat hinzuwirken“ die Worte: „kann hin⸗ 
wirken“; die Kommiſſion beſchloß die Aenderung mit der Be⸗ 
gründung, weil bei dieſem Wortlaut nicht ausgeſchloſſen ſei, 
daß ein Richter von dem Fragerecht keinen Gebrauch mache, 
ſei dem Richter die Pflicht aufzuerlegen, daß er frage, dem⸗ 
nach ſolle durch die Abänderung zum Ausdruck gebracht werden, 
daß der Richter fragen müſſe (Hahn, Prot. S. 564 flg.). 

Die Abſicht der Kommiſſion tft durch die in das Geſetz 
übergegangene Wortfaſſung „hat durch Fragen hinzuwirken“ 
zu klarem Ausdruck gekommen: 8 139 legt dem Gericht durch 
feinen Borfigenden die Fragepflicht auf. 

Zugleich aber auch die Fragepflicht. Es genügt alſo 
keineswegs, wie die Begründung des letztangeführten reichs⸗ 
gerichtlichen Urtheils annimmt, daß der Richter aus dem Ver ⸗ 
halten der Partei Schlüſſe ziehe, ohne zu fragen, es 
wird von dem Richter ein Thun verlangt, ein pofitives 
Handeln, ja nicht nur fragen foll er, ſondern durch Fragen darauf 
hinwirken, daß genügende Erklärungen abgegeben werden. 

Vergl. Reichsgericht 36 S. 349: „Das B. G. hat den 
Scheidungsgrund verworfen, weil es an jeder ausreichenden ihat- 
ſächlichen Begründung deſſelben fehle und die Kl. auf Befragen 
des Vorfitzenden erklärt habe, daß weitere Angaben nicht gemacht 
werden könnten. Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß 
dieſe Entſcheidung gegen die Rechtsnorm des § 139 (8 130 a. F.) 
verſtoße. Denn das Gericht durfte ſich nicht darauf beſchränken, 
die allgemeine Frage zu ſtellen, ob zur Begründung des 
Scheidungsgrundes noch weitere Angaben gemacht werden konnten, 
ſondern ihm lag, wenn es die behaupteten Thatſachen nicht für 
ausreichend anſah, die Klage zu begründen, die Pflicht ob, im 
Einzelnen darzulegen, in welcher Beziehung ihm eine 
Ergänzung des Sachmaterials erforderlich ſcheine und daran die 
Frage zu knüpfen, ob die Kl. derartige Thatſachen vorzubringen 
im Stande ſei.“ 

Urth. des IV. Sen. vom 23. September 1895. 

Die Einzelaufzählung in § 139 und der zuſammenfaſſende 
Schlußſatz ergiebt, daß Alles, was immer bei der Sach⸗ 
entſcheidung von Bedeutung ſein kann, durch die Fragen des 
Gerichts aufzuklären if. Der Schlußſatz iſt fo allgemein ge⸗ 
faßt, daß der Möglichkeit kein Raum bleibt, in irgend einem 
Punkte die Fragepflicht auszuſchließen, ſoweit nicht 5 139 ſelbſt 
bezüglich der Anträge eine Beſchränkung enthält. Es erübrigt 
deshalb auch ein Eingehen auf die Einzelbeſtimmungen; nur 
bezüglich der Beweisantretung im Anſchluß an die oben an⸗ 
geführten Urtheile einige Bemerkungen. 

Nachdem das Sachverhäͤltniß feſtgeſtellt iſt — ſoweit der 
Parteivortrag Lücken aufweiſt, hat das Gericht durch Fragen 
auf die Vervollſtändigung hinzuwirken — handelt es ſich um 
die Antretung des Beweiſes der beſtrittenen, beweis bedürftigen 
Behauptungen. Das Gericht hat darauf „hinzuwirken, daß die 
Beweismittel bezeichnet werden“. Die Beweismittel iſt etwas 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 709 


Beſtimmtes und es bedeutet der Ausdruck, Hinweis auf die 
beſtrittenen Behauptungen und Hinweis auf die Nothwendigkeit 
der Erhärtung der beſtrittenen Behauptungen. Tritt eine Partei 
Beweis an über zwar beſtrittene Behauptungen, welche Be⸗ 
hauptungen jedoch nach Anſicht des Gerichts für die Sach⸗ 
entſcheidung ohne Bedeutung find, verſäumt dagegen über andere 
Behauptungen, deren Beweis das Gericht für nothwendig hält, 
Beweis anzutreten, ſo genügt es nicht, wie das obenangeführte 
reichs gerichtliche Unheil vom 21. Mat 1901 annimmt, daß der 
Gegner in einer oder in beiden Inftanzen beſtritten hat, um 
anzunehmen, daß die Partei nicht beweiſen könne oder wolle. 
Hier muß das Gericht eingreifen, die Partei aufmerkſam machen 
und darauf hinwirken, daß die (nach Anſicht des Gerichts 
erforderliche) Beweisantretung erfolgt. Uebrigens wird jeder 
Sachkundige bezeugen, daß die Annahme in der Begründung 
des reichsgerichtlichen Urtheils, die Partei, deren Behauptung in 
beiden Inſtanzen beſtritten war, wolle oder könne den Beweis 
nicht erbieten, ſowohl im Allgemeinen als für den beſonderen 
Fall haltlos iſt. Als letztes Beweismittel iſt faſt ausnahmslos 
und war in dem abgeurtheilten Falle die Eideszuſchiebung vor⸗ 
handen; was das Reichsgericht als „Nichtwollen“ bezeichnet, 
kommt praktiſch faft gar nicht vor, und das angebliche Nicht⸗ 
wollen beruhte in dem Falle offenbar auf einem Verſehen, 
nämlich der irrigen Anficht der Partei, daß es auf die beſtrittene 
Behauptung nicht ankomme, vergl. die Darſtellung des ganzen 
Sachverhalts in Juriſt. Wochenſchr. 483“. 

Ueber die richterliche Fragepflicht bezüglich der Beweismittel 
hat ſich im Gegenſatz zu jenem Urtheil ausgeſprochen z. B. die 
Entſcheidung Bd. 29 S. 335 (VI. Sen.), Bd. 32 S. 402 u. a. 
Durch dieſe Entſcheidungen wird zugleich dargethan, daß die 
den Eingang der Begründung des Urtheils vom 21. Mai 1901 
bildende Erwägung, es liege eine feſtſtehende Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in dem Sinne vor, das Fragerecht ſei nur dann 
auszuüben, wenn die Verhandlung Anhaltspunkte ergeben 
habe, daß die Partei einen Beweis erbieten wolle oder konne, 
nicht richtig iſt, vielmehr die Entſcheidungen der einzelnen 
Senate weit auseinandergehen. | 

Gegenüber dem klaren Wortlaut des 8 139 iſt eigentlich 
nicht einmal ein Zweifel möglich, daß die Verletzung des Para⸗ 
graphen die Reviſion begründet (bez. das B. G. zur Rück⸗ 
verweiſung ermächtigt $ 539, Rhein. Arch. 94, 1, 4), allein in 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, z. B. Bd. 8 S. 110, iſt in 
Anlehnung an die Motive der Satz ausgeſprochen, daß „die 
Unterlafſung von Frageſtellung der Regel nach einen Grund 
zur Reviſion nicht bilden könne“, und der Kommentar von 
Seuffert geht ſogar ſoweit, die Verletzung des § 139 niemals 
als Revifions grund gelten zu laſſen. 

Dieſe Anfichten dürften auf einer Verkennung der Be⸗ 
deutung des § 139 beruhen: 8 139 iſt das Reichsgrund⸗ 
geſetz über die Stellung des Richters im Civilprozeß 
und der Verſtoß gegen 8 139 eine wahre Verfaſſungsverletzung. 

Die Stellung des Richters iſt in den verſchiedenen Prozeß⸗ 
ordnungen verſchieden und fo hatte der Entwurf zu § 139 in 
weſentlicher Uebereinſtimmung mit andern Geſetzen und Geſetzes⸗ 
entwürfen die Stellung des Richters dahin beſtimmen wollen, 
daß der Richter die mündliche Verhandlung als Zuhoͤrer ent- 
gegennahm, als Zuhörer, der das Fragerecht ausüben konnte, 
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wenn er wollte, ſo daß die Unterlaflung den Parteien einen 
Grund zur Beſchwerde nicht gab. (Motive Hahn, S. 215). 

Dem trat die Reichstagskommiſſion entgegen. Mit der 
Aenderung der Wortfaſſung „kann hinwirken“ in „hat hinzu⸗ 
wirken“ iſt die Stellung des Richters eine von Grund aus 
andere geworden, er iſt nicht mehr der Zuhörer, wozu ihn die 
Motive machen wollten, die wegen der grundverſchiedenen 
Stellung des Geſetzes nur noch eine negative Bedeutung beſitzen, 
ſondern Mitarbeiter in der mündlichen Verhandlung, dazu 
berufen, durch ſeine Mitarbeit, feine poſitive Thätigkeit die 
Grundlage zu ſchaffen für ein Urtheil, welches dem wirklichen 
Rechte entſpricht. Das war bei der Abänderung die Abſicht 
der Reichstagskommiſſion und dieſe Abficht iſt bei dem Beſchluß 
über die Abänderung klar zum Ausdruck gebracht worden; ſo 
erklärte das Kommiſflonsmitglied Gneiſt, „da nach dem Entwurf 
der Schwerpunkt in den von den Parteien bei der mündlichen 
Verhandlung vorgebrachten Erörterungen liege, ſolle der Vor⸗ 
ſitzende dunkle Punkte durch Fragen aufklären“, noch beſtimmter 
Becker, welcher die Abänderung beantragt hatte und deſſen 
Aeußerungen oben bereits theilweiſe angeführt ſind, „wenn der 
Richter nur fragen könne, aber nicht fragen müffe, fo ſei 
nicht ausgeſchloſſen, daß ein Richter von dem Fragerecht keinen 
Gebrauch mache“. Endlich der Bericht der Kommilfion über 
den Entwurf und die Abänderungen (Hahn, S. 1194): 
Kommilfion hielt es für nöthig, dem wichtigen Fragerecht zur 
Erläuterung, Ergänzung, Berichtigung der Parteianträge, 
Zeugenausſagen u. |. w. einen umfaſſendern Ausdruck und 
Umfang zu geben. Sie machte die Ausübung des Fragerechts 
dem Vorfitzenden zur Pflicht...“ 

Den abgeänderten Entwurf übergab die Kommiſfion dem 
Reichstag mit der Erklärung: „Die Zuſtimmung der großen 
Mehrheit der Kommiſſion war eine freudige, hauptſächlich deshalb, 
weil wir die Hoffnung, ja die Ueberzeugung gewannen, daß 
dieſer Prozeß moͤglichſt und mehr wie die bisherigen beitragen 
werde zur Herrſchaft des materiellen Rechts über das 
Prozeßrecht.“ 

Auch die Verhandlungen der Kommilfion zur Berathung 
der Novelle zur C. P. O. laſſen keinen Zweifel, daß dieſe 
Kommiſſion gleichfalls die Verletzung des § 139 als Revifiong- 
grund anſah (vgl. Heymann, Mot. 1898, S. 525). Gegenüber 
dem Antrag, das „hat“ in „ſoll“ umzuändern, um damit die 
Revifion auszuſchließen, wurde die beſtehende Faſſung aufrecht 
erhalten mit der Begründung, bezüglich der Fragepflicht ſei ent⸗ 
ſcheidend deren hoher Werth für das Parteiintereſſe, dem gegen⸗ 
über alle andern Erwägungen zurücktreten müßten, gerade in 
der Fragepflicht müſſe ein wirkſamer Schutz gegen Verſehen 
der Parteien und des Richters gefunden werden. 


Ueber fiduziariſche Rechtsgeſchäfte. 
Von Oberlandesgerichtsrath Wilutzky in Breslau. 
Eine Zwitterſtellung neben den Schein- und den verdeckten 
Geſchäften (Simulation und Diffimulation) nehmen die 
fiduziariſchen Geſchäfte ein.!) Die Kontrahenten wollen nach 


) Der Ausdruck ſtammt von Regelsberger (im Archiv für 
civiliſtiſche Praxis Bd. 63 S. 173, 1880) her. 
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der dem Vertrag zu Grunde liegenden Abficht etwas Geringere 
erreichen, als nach der eingeräumten Vertrauensſtellung gewährt 
wird.?) Die gefährliche Anwendung, die dieſem Inſtitut im 
Rechtsleben der Gegenwart gegeben wird, iſt, daß nach innen 
Pfandrecht beabfichtigt, nach außen Eigenthum verliehen wird. 
Während das Geſetz durch das Verbot des constitutum 
possessorium Erkennbarkeit des Pfandrechts nach außen ver⸗ 
langt, wird hier vielfach, unbekümmert um dies geſetzliche Ver⸗ 
bot, zur Sicherung des Gläubigers auf einem Schleichweg ein 
Geheimvertrag ermöglicht, der ſich der Kenntniß der übrigen 
Kreditgeber entzieht und ihnen erſt im letzten Augenblick ent⸗ 
hüllt und entgegengehalten wird. Man kann hinzufügen: eine 
Waffe des unreellen Verkehrs, die niemals verſagt! Die Gefahr 
für den reellen Geſchäftsverkehr wird von Jahr zu Jahr größer, 
da die Vortrefflichkeit dieſer Waffe ſich immer mehr bewährt 
und immer mehr einleuchtet. Während früher nur gehetzte 
Schuldner bei Aufnahme eines letzten Darlehns ihre Zuflucht 
zu dieſem Mittel in Verwerthung ihrer letzten unentbehrlichen 
Habe nahmen, nur im Winkelverkehr davon Gebrauch gemacht 
wurde, und in den Urkunden ſich noch häufig, als Beſchwichtigung 
des Gewiſſens, die Verſicherung fand, daß gegen die Gläubiger 
nichts Arges im Schilde geführt würde, — iſt es jetzt ſchon 
dahin gekommen, daß Bauunternehmer zu größeren Unter⸗ 
nehmungen ſich Geld unter Uebereignung der aus den Bau⸗ 
verträgen ihnen entſtehenden Anſprüche beſchaffen und die 
Bauhandwerker, die im Vertrauen auf dieſe Verträge kreditiren, 
dann dem Ceſſionar (Geldgeber) gegenüber das Nachſehen haben. 
Es handelt ſich hier um eine Kalamität, die ſich zu einer 
Öffentlichen Gefahr auswächſt.?) 


) Auch die umgekehrte Rechtsfigur kommt vor, daß nach außen 
geringere Rechte eingeräumt werden, als nach innen beabjichtigt if 
(vergl. den intereſſanten Fall des § 6 des Reichsgeſetzes betr. die 
Abzahlungsgeſchaͤfte vom 16. Mai 1894, wo geſetzlich dem Außen- 
geſchäft inſoweit die Rechtswirkſamkeit abgeſprochen wird!) 

) Dieſe Gefahr iſt um fo größer, als es ſich durchweg bei den 
fiduziariſchen Gefchäften um ſogenannte Deckungsgeſchaͤfte handelt, bei 
denen nach der bekannten Rechtſprechung des Reichsgerichts eine 
Benachtheiligungsabſicht im Sinne des § 3 Ziffer 1 des Anfechtung‘ 
geſetzes nur bei Vorliegen beſonderer Umſtaͤnde angenommen werden 
kann, aus welchen mit Deutlichkeit hervorgeht, daß der Schuldner 
nicht von der Abſicht, den Kontrahenten wegen ſeiner Forderungen zu 
decken, ſondern gerade von der Abſicht, die übrigen Gläubiger zu 
benachtheiligen, geleitet war. D. h. die Geltendmachung des Anfechtung® 
einwands wird dieſer Vermuthung der bona fides gegenüber, wean 
man es mit einem ſchwurfeſten Gegner zu thun hat, in 90 von 
100 Fällen zur Unmöglichkeit. Welchen Blick in die Zukunft that 
Suarez, als er in ſeinen amtlichen Vorträgen bei der Schlußreviſion 
des Allgemeinen Landrechts das Verbot des constitutum possessorium 
bei Pfandbeſtellungen dahin begründete: „Die bisher ſtattgefundene 
entgegengeſetzte Vorſchrift kann eine Quelle unendlicher Betrügereien 
werden“ (v. Kamptz, Jahrbücher Bd. 41 S. 59)! Eine gründliche 
Hülfe ſchafft hier nur das Inſtitut der Reputed Ownership det 
engliſchen Rechts und der ihm verwandten Rechtsvorſchriften, die, 
wenn der Schuldner in Konkurs verfällt, die bloß durch Konftitut 
übertragenen Sachen behandeln, als ob ſie zur Konkursmaſſe gehören. 
Unſer heutiger Rechtszuſtand iſt nichts anderes als ein trefflicher 
Vorſpann für den böswilligen Schuldner, und die Ausführungen der 
Schriftſteller, die vermeinen, daß dadurch unſerem angeblich zu laren 
Kreditſyſtem begegnet werden könnte, ſind mehr als naiv. Tribonian 
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Zunächft dürfte es ſich überhaupt fragen, ob das fiduziariſche 
Geſchäft, in ſeiner von der Praxis erfahrenen Ausgeſtaltung, 
als ſolches anzuerkennen iſt. Es beſteht insbeſondere in der 
Praxis ein ſo allgemeines Vertrauen auf die unerſchütterlich 
feſten Grundlagen dieſes Inſtituts, daß die Frage faſt als ein 
Frevel erſcheinen könnte. Und doch würde es ſchwer werden, 
eine Stelle der Geſetze zu bezeichnen, welche der ganzen Lehre 
zum fihern Fundament gereichen könnte (auch im B. G. B. iſt 
das fiduziariſche Geſchäft nur geſtreift in § 223 Abſ. 2). Es 
handelt ſich um einen Bau juriſtiſcher Logik, welcher ſtolz ſein 
Haupt in die Lüfte erhebt, der kühn jede Begründung im Geſetz 
verſchmäht und deſſen luftgewobene Säulen aus Schlußfolgerungen 
und Hypotheſen beſtehen. Wir haben in den letzten Jahrzehnten 
ſo manches Erzeugniß der konſtruktiven Vielgeſchäftigkeit über 
uns ergehen laſſen müſſen. Die altpreußiſche Antichrefis tauchte 
zum Entſetzen des Grundkredits aus ihrem Grabe auf, „öffnete 
die ſchweren Marmorkiefern ihrer Gruft, worin wir ruhig 
eingeurnt fie ſahen.“ Aber dem reellen Verkehr war noch 
Schlimmeres beſchieden. Die altrömiſche Fiduzia “), die Geſtaltung 
eines noch primitiven Rechtsverkehrs, lebte mitten in unſerer 
vorgeſchrittenen Kultur wieder auf. Es geſchehen Zeichen und 
Wunder, und es kann Einen grauſen, die Leichen am hellen 
Tage wandeln zu ſehen. 

Simulation, Diſfimulation“ô) und das fiduziariſche Geſchäft 


haben ſämmtlich gemein, daß fie eine verſchiedene Innen⸗ und 


Außenſeite zeigen. Die gemeine Meinung unterſcheidet ſie 
folgendermaßen. Während die Inneuſeite bei der Simulation 
gleich Null (ein leeres Geſchäft), bei der Diffimulation ein pofitiv 
gewolltes (verdecktes) Geſchäft iſt, ſtimmen dieſe beiden Geſchäfts⸗ 
formen darin überein, daß nach außen hin ein unwirkſames 
Geſchäft gewollt iſt. Davon ſoll ſich nun das fiduziariſche 
Geſchäft begrifflich dadurch unterſcheiden, daß es gerade nach 
außen hin ſeiner Beſtimmung nach eine volle dingliche Wirkung 
äußert (z. B. Endemann, Lehrbuch des bürgerlichen Rechts 
Bd. 1 S. 300). Der Unterſchied von dem verdeckten Geſchäft 
(Diſſtmulation) würde dann in dem Umſtand beruhen, daß das 
Außengeſchäft von der Rechtsordnung anerkannt wird. Daneben 
wird freilich allgemein die bereits am Eingang hervorgehobene 


als Erzieher hat ſtets eine eigenthümliche Rolle geſpielt. Wenn das 
Recht geſund iſt, bildet die Volksſitte das Geſetz, und nicht das 
Geſetz die Volksſitte. 

) Vergl. Dreyer in den Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts Bd. 40 S. 233 ff. | 

) Es dürfte vielleicht auch der Hinweis nicht ganz unnütz fein, 
daß man zunächſt nur das Scheingeſchäft kannte (noch Entſch. des 
Reichsoberhandelsgerichts Bd. 6 S. 57 vom 9. April 1872 definirt 
die Simulation dahin: „Simuliren heißt: das erklärte Rechtsgeſchäft 
nicht wollen, ſondern ein anderes oder gar keins“, ganz ebenſo Wind⸗ 
ſcheid in der mir vorliegenden 3. Auflage ſeiner Pandekten von 1873, 
Bd. 1 f 75, vergl. insbeſondere die klaſſiſchen Ausführungen von 
Ihering in „Geiſt des römiſchen Rechts“ SS 57, 58). Von dieſem 
mütterlichen Boden riß Kohler (Jahrb. f. Dogmatik des Privatr. 
Bd. 16 S. 140, 1878) zunächſt das verdeckte Geſchäft los, unter 
welchem er das fiduziariſche Geſchäft noch mitverſtand. Danu kam 
Regelsberger und etablirte den Begriff des fiduziariſchen Geſchäfts 
(Arch. f. civil. Praxis Bd. 63 S. 173, 1880). So haben wir, wie 
durch ein Wunder der Haarſpaltekunſt, an Stelle eines einfachen Be- 
griffs drei! 
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Beſonderheit anerkannt, daß bei dem fiduziariſchen Geſchaͤft das 
Vertrauen des Gegenkontrahenten dadurch angerufen wird, daß 
ihm nach dem Außenvertrag mehr eingeräumt wird, als er nach 
dem inneren Vertragsverhältniß beanſpruchen kann. Da man 
auf dieſe Weiſe zwei geſonderte Begriffsmerkmale für das 
fiduziariſche Geſchäft gewonnen zu haben glaubt, fo liegt der 
Fehlſchluß nahe — vor dem zu warnen kaum nöthig fein 
ſollte — daß, wenn nach dem letzteren, unzweifelhaft ſcheidenden 
Merkmal ein fiduziariſches Geſchäft vorliegt, das Außengeſchäft 
gültig fein muß. Es folgt hieraus, wie trügeriſch jenes Kenn⸗ 
zeichen iſt; nicht der Umſtand, ob das einzelne Geſchäft vor 
der Rechtsordnung gilt, kann für das Weſen des Geſchäfts 
entſcheiden, wie auch der Begriff des Kaufvertrags nicht darin 
gefunden werden kann, daß er nicht anfechtbar iſt. Die vor⸗ 
ſtehende Beſonderheit des Mißverhältniſſes zwiſchen Innen⸗ und 
Außenſeite, die dem Geſchäft die eigentliche Farbe giebt, iſt 
aber nur dem wirthſchaftlichen Zweck entnommen und kann 
daher nur zur Kennzeichnung einer Variation dienen; ich möchte 
daher das fiduziariſche Geſchäft lediglich als eine Art, allenfalls 
eine beſondere Unterart, der verdeckten Geſchäfte anerkennen.“) 
Die im Rechtsverkehr gewöhnlichſte Form des fiduziariſchen 
Geſchäfts — und welches Prozeßgericht wird es nächſtens geben, 
das fie nicht kennt? — find die Sicherheitsceſſion“) und der 
Sicherheitskauf (cessio und traditio in securitatem).) 
Materiell, dem wirlhſchaftlichen wie rechtlichen Effekt nach, be⸗ 
rühren ſich beide Geſchäfte unmittelbar mit der Verpfändung.) 
Im Verhältniß zu den Gläubigern des Cedenten oder des Ver⸗ 
käufers ſteht der durch dieſe Geſchäfte geficherte Kontrahent wie 
jeder andere Pfandgläubiger da. So ſpricht ſich das Reichs⸗ 
gericht noch in einer Entſcheidung vom 2. Februar 1889 
(I. Civilſenat, Hamburger Fall, Eniſch. Bd. 24 S. 49) ſehr 
zutreffend aus. Es handelte ſich damals um die Frage, ob der 


6) So ſagt auch Dreyer (in den Beiträgen zur Erläuterung des 
deutſchen Rechts Bd. 40 S. 239): „Die Fiduzia kann nur in dem 
Nebenvertrage ... gefunden werden.“ 

7) Ueber die erbauliche Ausnutzung der fiduziariſchen Ceſſion 
durch die Winkelkonſulenten, vergl. die Klagen des Frankfurter 
Anwaltvereins in Juriſt. Wochenſchr. 1900 S. 701. Vergl. auch 
Goltdammer's Archiv f. Strafrecht Bd. 19 S. 31, Bd. 21 S. 521. 

s) Das Sicherheits indoſſament, das auf weſentlich anderem 
Boden ſteht und ſeine eigene Geſchichte der Rechtſprechung hat (vergl. 
Kohler in den Jahrb. f. Dogmatik Bd. 16 S. 150, 346 ff., die 
Nachweiſung aus der älteren Rechtſprechung und der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Wechſelordnung in Entſch. d. Reichsoberhandelsger. 
Bd. 6 S. 57 ff., ferner Dreyer a. a. O. S. 461 ff.), kann hier über⸗ 
gangen werden. Ueber die Auffaſſung des pignus irregulare und 
des uneigentlichen Lombardgeſchäfts als fiduziariſcher Geſchäfte vergl. 
Entſch. d. Reichsger. Bd. 21 S. 88 und Leiſt, die Sicherung von 
Forderungen durch Uebereignung von Mobilien (1889) S. 95 ff. Auch 
das handelsrechtliche Reportgeſchaͤft, bei welchem der Reporteur zu 
feiner Sicherheit Eigenthümer der Werthpapiere wird, könnte man 
hierhin rechnen (vergl. Entſch. des Reichsger. Bd. 19 S. 150, 160, 
auch Bd. 28 S. 25). 

) Daher bezeichnen Schriftſteller, die dieſen Zweck als Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal verwenden, dies Geſchaͤft als ein Pfandrecht im 
weiteren Sinn (vergl. Skonietzki in feinem Aufſatz über „Sicherſtellende 
Rechts verhältniſſe“ in den Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts Bd. 27 S. 513, aber auch S. 515 Anm. 37). 
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fiduziariſche Ceſfionar außer feinem Recht auf Befriedigung aus 
den cedirten Forderungen die tributariſche Dividende als Konkurs. 
gläubiger fordern könne. Man ſieht, der fiduziariſche Gläubiger 
trat mit einiger Beſcheidenheit auf: nicht als Aue ſonderungs⸗, 
ſondern als Abſonderungs berechtigter. In der reichsgerichtlichen 
Entſcheidung iſt mm ausdrücklich anerkannt, daß aus der bloßen 
Vollziehung der Uebergabe oder der Abtretungserklärung (alſo 
dem dinglichen Uebereignungsakt) noch keineswegs mit Noth⸗ 
wendigkeit auf eine gewollte Eigenthumsuͤbertragung zu ſchließen 
ſei (daſelbſt S. 58). Sntereffant iſt die dabei eingeftreute Be⸗ 
merkung, daß die Gerichte in den Gebieten des preußiſchen 
Rechts ſtets geneigt geweſen ſeien, „in derartigen Akten verdeckte 
Geſchaͤfte zu erblicken, bezw. an den Beweis des Erwerbungs⸗ 
akts einen beſonders ſtrengen Maßſtab zu legen, ſo daß die 
Exiſtenz von ernſtlich gewollt realiſirten Uebereignungen zum 
Zwecke der Sicherſtellung dort nur ſelten angenommen iſt.“ 
Für die Gebiete des gemeinen Rechts, namentlich für die Ge⸗ 
biete der freien Hanſaſtädte und der Großherzogthümer Mecklen⸗ 
burg, entſpreche dies nicht der herrſchenden Praxis. 

Wenn bier die alte preußiſche Praxis ein leichter miß⸗ 
billigender Blick geſtreift hat, ſo begegnet in demſelben Bande 
die ſtets citirte Entſcheidung S. 161 (III. Civilſenat, vom 
17. September 1889) 10), die — auch für das gemeine Recht 
erlaſſen — zum erften Mal in der offiziellen Entſcheidungs⸗ 
ſammlung klar den Grundſatz ausſpricht, daß, auch wenn die 
Uebereignung nach dem Willen der Kontrahenten nur zur 
Sicherung des Gläubigers erfolgt iſt, der debitor cessus (und 
erſt recht alſo jeder Dritte) ſich auf dieſen wirklichen Willen der 
Parteien nicht berufen könne, ihm gegenüber vielmehr nur das 
Außengeſchäft in Betracht komme. Es iſt offenbar, daß die 
ſelbſtſtändige Ausgeſtaltung des dinglichen Vertrags auf dieſe 
Auffaſſung von einem gewiſſen Einfluß geweſen iſt.!) Faßt 
man das Außengeſchäft als dinglichen Vertrag (mag nun Auf⸗ 
laſſung unbeweglicher oder Uebergabe beweglicher Sachen oder 
Ceſfion von Forderungen vorliegen) und das Innengeſchäft als 
obligatoriſche causa auf, fo kann man wohl dahin gelangen, 
dem Außengeſchäft in gewiſſen Beziehungen eine Unabhängigkeit 
von der Gültigkeit des Innengeſchäfts zuzuſprechen. Dieſe ganze 
Konſtruktion aber ſcheitert daran, daß es ſich, wie bei dem 
Scheingeſchäft und verdeckten Geſchäft, jo auch bei ihrem 
Zwillingsbruder, dem fiduziariſchen Geſchäft, um einen Mangel 
im Willen der Parteien handelt. Und daß inſoweit auch der 
dingliche Vertrag anfechtbar iſt, dürfte unzweifelhaften Rechtens 
ſein (vergl., wenn es hierfür einen Gewährsmann braucht, 
Dernburg, Bürgerliches Recht, Bd. 3 § 63 unter IVI). 

Früher hatte die Rechtſprechung noch Anſtand genommen, 


10) So nachher die feſte Praxis des Reichsgerichts, vergl. z. B. 
Entſch. Bd. 30 S. 275, V. Civilſenat, vom 21. Januar 1893, 
preußiſchrechtlicher Fall. 

1) Vergl. Reichsgericht, V. Senat, vom 26. Februar 1896, in 
Jur. Wochenſchr. 1896, S. 211 Nr. 47. Da das preußiſche Recht 
den abſtrakten dinglichen Vertrag nicht anerkannte, ſo wurde hier der 
Einwand des Scheingeſchäfts gegen das Innengeſchäft, den angeblichen 
Kaufvertrag, als gegen die obligatoriſche causa geſtattet (vergl. auch 
Bolze, Bd. 9 S. 12 Nr. 31, V. Senat vom 19. Februar 1890, und 
für das rheiniſche Recht Reichsgericht II. Senat vom 17. Maͤrz 1885 
in Entſch. Bd. 13 S. 298). 
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die letzte Schlußfolgerung aus der Hypotheſe des fiduziariſchen 
Geſchäfts zu ziehen. Ein Urtheil des Reichsgerichts von 
9. Oktober 1880 (Entſch. Bd. 2 S. 168, I. Senat, Fall aus 
dem Bezirk Frankfurt a. M.; ganz ebenſo derſelbe Senat vom 
10. Januar 1885 in einem Mecklenburg⸗Schweriner Fall Bd. 18 
S. 202) 12) führt allerdings bereits aus: „Es iſt nicht nur 
rechtlich durchaus zuläffig, ſondern auch in häufiger Uebung, 
daß einem Gläubiger zu feiner Sicherſtellung wegen einer 
perſönlichen Forderung von feinem Schuldner ein Vermoͤgenz⸗ 
objekt in der durchaus ernſtlichen Abſicht verkauft und 
übertragen wird, daß der Gläubiger als Käufer wirklicher 
Eigenthümer und zur Ausübung aller Rechte des Eigen⸗ 
thümers befugt werden ſoll, der wirthſchaftliche Zweck einer 
bloßen Sicherſtellung aber dadurch erreicht wird, daß der 
Gläubiger ſich durch Nebenabreden perſönlich verbindlich 
macht, unter gewiſſen vereinbarten Bedingungen das Eigenthum 
dem bisherigen Schuldner zurüdzuübertragen oder demſelben 
auch ganz oder theilweiſe den Nettoertrag und bezw. den Grlöt 
eines etwaigen Weiterverkaufs der verkauften Sache zufließen 
zu laſſen.“ Alſo vollſtändig unſer fiduziariſches Geſchäft, und 
der Einſender des Urtheils erinnert am Schluß einer Fußnote 
auch direkt an die Fiduzia des altrömiſchen Rechts, die hier 
zum erften Mal ihr Haupt aus dem Grabe in die moderne 
Praxis hineinhebt. — Aber es wird doch noch, wenn auch mit 
gewaltigen Einſchränkungen, die Möglichkeit des Einwands eines 
Scheingeſchäfts anerkannt. Und in demſelben Bande (S. 178, 
III. Senat vom 24. September 1880, Fall aus dem Bezirk 
des O. L. G. Caſſel) 18) wird ein ebenfalls typiſches fiduziariſchet 
Geſchäft mit Bezugnahme auf 1.80 5 8 D. 18, 114) als eine 
verſchleierte Verpfändung aufgefaßt und demgemäß für ungültig 
erachtet; in der Fußnote bemerkt der Einſender hier: „In 
gleichem Sinne hat der III. Civilſenat des Reichsgerichts er⸗ 
kannt in 3 Fällen aus dem Jahre 1880: indem er die von 
den Zwiſchenklägern (Intervenienten) vorgelegten Veräußerungz⸗ 
verträge für ungültig erklärt, weil nach den Umſtänden bei 
Falls die Kontrahenten nur die äußere Form des Kaufs zur 
Umgehung des geſetzlichen Verbots der Beſtellung einer Hypothel 
an beweglichen Sachen benutzt, hiernach aber in Wirklichkeit 
eine Eigenthums übertragung nicht vollzogen hätten.“ 


) Und der II. Hülfsſenat vom 28. Juni 1880 in Jur. 
Wochenſchr. 1880 S. 187, ferner der V. Senat vom 12. April 1884 
in Wallmanns Zeitſchr. f. preuß. Recht 1884 S. 305. 

13) Aehnlich in Seufferts Arch. Bd. 36 S. 14 vom 7. Mai und 
S. 142 vom 9. Januar 1880, ferner in Jur. Wochenſchr. 1896 
S. 211 Nr. 47 bezw. S. 213 Nr. 52 vom 26. Februar bezw. 
11. März 1896 und in den Beiträgen zur Erläuterung d. deutſchen 
Rechts Bd. 41 S. 425 vom 16. Januar 1897; vergl. aber auch 
Urtheil deſſelben V. Senats ebenda Bd. 87 S. 911 vom 7. De⸗ 
zember 1892. Aus neueſter Zeit vergl. Jur. Wochenſchr. 1900 
S. 670 Nr. 32, S. 872 Nr. 5, S. 880 Nr. 28; hier wird fogar die 
begriffliche Doppelnatur der Fiduzia geleugnet. 

10) Die Stelle lautet: „Nemo potest videri eam rem ven- 
didisse, de cujus dominio id agitur, ne ad emtorem transest; 
sed hoc aut locatio est aut aliud genus contractus.“ Auch 
l. 1 C. 4, 22: „In contractibus rei veritas potius, quam 
scripturae perspici debet“, und J. 8 ib.: „Emtione pignoris canss 
facta non quod scriptum, sed quod gestum est, inspiecitur“ 
ſind herangezogen. 


XXX, Jahrgang. 


Dieſen Ausführungen wird man nur beipflichten können. 
Iſt die Beſtellung eines Pfandrechts durch constitutum 
possessorium vom Geſetzgeber ausgeſchloſſen und die Parteien 
helfen ſich dadurch, daß fie ihr Geſchaft zur Erreichung des 
verbotenen Zwecks in die Form (Außengeſchäft) eines Ueber⸗ 
eignungsalts kleiden, fo wird der gemeine Menſchenverſtand ein 
ſolches Vorhaben nur dahin deuten konnen, daß die Kon⸗ 
trahenten ſich verbunden haben, um das Geſetz zu umgehen. 6) 
Daß die Umgehung ſich nur gegen Gebots. oder Verbotsgeſetze 
richten kann, mag, als ſelbſtverſtändlich und logiſch (ſoweit man 
nämlich den Begriff dieſer Geſetze nicht der allgemeinen Auf- 
faſſung zuwider einengt), zugegeben werden, wenn auch die 
Akten der Wiſſenſchaft über dieſe Frage, wie über ſo manche 
andere, noch keineswegs geſchloſſen find. Aber, wenn die neuere 
Rechtſprechung aus dieſem Grunde folgern will, daß § 14 Ein- 
führungsgeſetz zur Konkurs ordnung a. F. nicht umgangen werden 
konne, weil es kein Verbotsgeſetz ſei (Entſch. d. Reichsger. Bd. 26 
S. 184, 185, VI. Civilſenat vom 2. Juni 1890, Hamburger 
Fall; ähnlich ſchon früher ebenda Bd. 13 S. 203, 204), ſo 
dürften dem doch gewichtige Bedenken entgegenſtehen. e) Dieſe 
Vorſchrift war nichts als eine Anwendung und ein Aus fluß des 
Verbots des constitutum possessorium beim Pfandrecht an 
Fahrniß; und, wenn dieſe letztere Beſtimmung kein Verbots⸗ 
geſetz ſein ſoll, wo will man ſolche überhaupt im Gebiet des 
Civilrechts finden? Verbotsgeſetz wäre dann identiſch mit Straf- 
geſetz gedacht, und der aufgeſtellte Vorderſatz, ſo einſchränkend 
verſtanden, offenbar unrichtig. In anderen Fällen hat das 
Reichsgericht den Begriff des Verbotsgeſetzes, das umgangen 
werden Töune, auch viel weiter umgrenzt (fo bei den Boͤrſen⸗ 
terminsgeſchäften Entſch. d. Reichsger. Bd. 44 S. 112). — Auch 
würde, da es Unredlichkeit iſt, die Form des Rechts gegen das 
Recht ſelbſt zu kehren !), aus dieſem Gefichtspunkt die Einrede 
der Argliſt gegeben ſein. 

Es ſei übrigens daran erinnert, daß das constitutum 
possessorium beim Fahrnißpfand, im Gegenſatz zum roͤmiſchen 
Recht, zuerft durch Partikularrechte verboten und dies Verbot 
ſodann erſt von der Reichsgeſetzgebung in das Einführungsgeſetz 
zur Konkursordnung übernommen wurde (vergl. z. B. Dernburg, 
Pandekten Bd. 1 8 264 unter 3 b). Es handelt ſich alſo um 
denſelben Siegeszug, den das Grund buchrecht aus der partikularen 
in die Reichsgeſetzgebung erſt in unſern neueſten Tagen vollendet 
hat. Man kann ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß bei der 


u) Nur der Name iſt geändert, die Sache iſt geblieben. 

16) „Non dubium est, in legem committere eum, qui verba 
legis amplexus contra legis nititur voluntatem“ (l. ö pr. C. 1,14)! 
Weshalb fol, was Ulpian vom Fall des leichtſinnigen Hausſohns 
fagt: „si non fraus Senatus consulto sit cogitata, ut, qui credere 
non potuit, magis ei venderet, ut ille rei pretium haberet in 
mutui vicem“, nicht auch vom bedrängten Schuldner gelten? Wie 
nahe ſich, volkswirthſchaftlich betrachtet, Pfandvertrag und Verkauf 
mit Wiederkauf berühren (man ſollte doch überhaupt niemals ver⸗ 
geſſen, daß die Grammatik des Rechts, wie wir ſie von den Römern 
übernommen haben, nichts als ein Niederſchlag der damaligen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Anſchauungen iſt, die ſich wandeln müſſen, wie die 
Zeiten ſich wandeln), vergl. Reichsgewerbeordnung § 34 Abſ. 2, § 38 
Abſ. 1 Satz 3. 

1) Entſch. des Reichsger. Bd. 36 S. 55, 56. 
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zunächſt im Gebiet des gemeinen Rechts aufgeſtellten Konſtruktion 
des fiduziariſchen Geſchäfts im Weſentlichen ein Prinzipienſtreit 
zwiſchen der Ueberlieferung und den Vorſtellungen des alt⸗ 
hergebrachten und in succum et sanguinem übergegangenen 
roͤmiſchen Rechts, welches dieſes Verbot noch nicht kannte, 
gegen die Auffaſſung der modernen Geſetze zum Austrag gebracht 
wird 8), und man kann geſpannt fein, ob dieſer Kampf auch 
dem B. G. B. gegenüber, das nunmehr an die Stelle des 
gemeinen Rechts tritt, fortwähren wird. Es wäre ein eigen⸗ 
artiges Schauſpiel, wenn bei der großgezogenen Zunahme der 
fiduziariſchen Geſchäfte die ausdrückliche Geſetzesvorſchrift der 
58 1205, 1253 B. G. B.“) auf dieſem Umweg einfach außer 
Anwendung geſetzt würde.““) Wir hätten dann den uner⸗ 
freulichen Zuſtand, daß die Geſetzgebung des Kaiſers Juſtinian 
über die Geſetzgebung des deutſchen Reichs den Sieg davon 
getragen hätte. Während die modernen Geſetze das Poſtulat 
der Erkennbarkeit des Pfandrechts aufſtellen, geht die Recht⸗ 
ſprechung hinter dieſes geltende Recht auf den Standpunkt der 
römischen Rechts ſätze zurück und ſtatuirt aus angeblichen Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen eine Hypothek an beweglichen Sachen! 


18) Vergl. namentlich den, auf Aufzeichnungen Bährs beruhenden 
Aufſatz von Hellwig im Arch. f. civil. Praxis Bd. 64, 1881, 
S. 869 ff. Linckelmann in Kohler⸗Rings Arch. f. bürgerl. Recht 
Bd. 7 S. 209 ff. proklamirt ganz offen den Kampf gegen die nach 
ſeiner Anſicht nicht ausreichende moderne pfandrechtliche Geſetzgebung. 
Nach dieſem Vorbild können wir noch erleben, daß die moderne 
Grundbuchgeſetzgebung, weil die älteren Zeiten beſſer waren, zu 
Gunſten des römiſchen Hypothekeurechts von Literatur und Recht⸗ 
ſprechung „verbeſſert“ wird. Anſätze dazu, die nur einer muthigen 
Nachfolge bedürfen, finden ſich bereits bei Linckelmann a. a. O. 
S. 227, wo wörtlid Folgendes gejagt tft: „Von anderen Gründen 
abgeſehen läßt ſich ſagen, daß der Geſetzgeber es mißbilligt, daß ſich 
der Eigenthumsübergang bei Grundſtücken ohne öffentliche Kontrolle 
nur durch Tradition oder gar nur durch Vertrag vollziehe. Voll⸗ 
kommen verfehlt wäre es aber doch nunmehr, die Nothwendigkeit der 
Auflaſſung zu einem Verbotsgeſetz zu ſtempeln und etwa zu behaupten, 
daß der Eigenthumserwerb durch Tradition oder durch Vertrag allein 
verboten ſei.“ Welch erfreuliche Perſpektive! Mit derſelben Logik 
ſehen wir die Pandekten an Stelle des B. G. B. gepflanzt, ſoweit 
dieſes nicht Verbotsgeſetze, die ſich nach der dieſem Begriff an der⸗ 
ſelben Stelle gewordenen Auslegung nur ſpärlich in ihm finden laſſen 
werden, vorſieht. Aber Scherz bei Seite! Die Sache iſt ernſt, da 
ein von uns Allen ſo hochverehrter Rechtslehrer wie Kohler dieſe 
Ausführungen „ſehr tüchtig“ findet (ebenda S. 234). 


19) Ueber die Bedeutung dieſer Vorſchriften vergl. Kohler im 
Arch. f. bürgerl. Recht Bd. 18 S. 59. 


20) Leider ſind es die Motive ſelbſt, die einen bequemen Weg 
hierzu eröffnen. Vergl. Mot. I S. 337, auch S. 821. Im Geſetz 
ſelbſt hat dieſe Auffaſſung keinen Ausdruck gefunden. Vergl. auch 
aus den Berathungen der 2. Kommiſſion zum I. Entwurf: „Der 
Satz, daß die Begründung des Pfandrechts an einer beweglichen 
Sache durch Uebergabe an den Pfandgläubiger erkennbar gemacht 
werden müſſe und es nicht genüge, wenn die verpfändete Sache im 
Beſitz des Verpfänders verbleibe, ſei für den Verkehr von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung“ und „Maßgebend ſei in erſter Linie der 
Geſichtspunkt geweſen, daß die Sicherheit des Verkehrs eine äußere 
Erkennbarkeit beſtehender Pfandrechte erheiſche“ (Mugdan, Materialien 
zum B. G. B. Bd. 3 S. 913). 
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Das neue Urheberrecht und Verlagsrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kuhlenbeck, Jena. 
(Fortſetzung und Schluß.) 


II. Ein Individnualrecht iſt ſelbſtoerſtändlich nicht über- 
tragbar. Das neue Geſetz beſtätigt alſo, indem es die Ueber⸗ 
tragbarkeit des Urheberrechts vorausſetzt, daß es vorwiegend unter 
„Urheberrecht“ nur die wirthſchaftlichen Intereſſen des 
Autors begreift. Um aber einem etwaigen Zweifel in dieſer 
Beziehung vorzubeugen, beſtimmt es auch ausdrücklich in § 9, 
daß der Erwerber, ſoweit nicht ein Anderes vereinbart iſt, nicht 
das Recht erlangt, an dem Werke ſelbſt, an deſſen Titel und 
an der Bezeichnung des Urhebers Zuſätze, Kürzungen oder 
ſonſtige Aenderungen vorzunehmen. 

Aus dem dispofitiven Charakter dieſer Vorſchrift ſcheint 
allerdings hervorzugehen, daß eine Uebertragbarkeit auch in einem 
weiteren, individualrechtliche Befugniſſe umfaſſenden Umfange 
zuläffig iſt. Allein das reine Individualrecht oder das Recht der 
Perſönlichkeit iſt zwingenden Charakters, die der Dispofition 
der Kontrahenten überlaſſene Ausnahme, kann alſo nur ſolche 
Vereinbarungen im Auge haben, die das unveräußerliche 
Recht der Perſoͤnlichkeit nicht beeinträchtigen. In der That 
wird auch dieſes Recht nicht durch jede Aenderung an dem Werke 
ſelbſt oder deſſen Titel oder an der Bezeichnung des Urhebers 
verletzt. Auch perſönliche (nicht wirthſchaftliche) Intereſſen 
find keineswegs abſolut unverzichtbar. Die Grenze, wo durch 
Verzicht auf perſönliche Intereſſen das unveräußerliche Recht 
der Perfönlichkeit ſelbſt berührt wird, läßt ſich nur von Fall zu 
Fall beſtimmen, wie dies z. B. in der Rechtſprechung auf dem 
bekannten Gebiete der ſog. Konkurrenzklauſel hervorgetreten iſt; 
eine räumlich und zeitlich begrenzte vertragsmäßige Einſchränkung 
der Erwerbsthätigkeit wird bekanntlich darnach jo lange nicht 
beanftandet, als fie nicht einem Verzicht auf die perſoͤnliche 
Freiheit der Bethätigung überhaupt gleich kommt. Beim 
Urheberrecht handelt es ſich aber, auch ſoweit perſönliche 
Intereſſen des Urhebers mit ſeinem Werke verknüpft find, nur 
um die Freiheit der perſönlichen Bethätigung in einer ganz 
beſtimmten Richtung. 

Es find ſogar Fälle denkbar, für die nach Treu und 
Glauben Derjenige, der ein Immaterialgut an einen Anderen 
abtritt, letzterem die Einwilligung zur Vornahme von Aenderungen 
nicht verſagen kann (8 9 Abſ. 2), z. B. wenn es ſich um offen⸗ 
ſichtliche Fehler handelt, welche die wirthſchaftliche Verwerthung 
des Werkes beeinträchtigen. Dagegen braucht fich der DVerfaffer 
keinenfalls Aenderungen gefallen zu laſſen, welche ſeine Perſönlich⸗ 
keit, insbeſondere feine politiſchen, religiöſen, wiſſenſchaftlichen 
Anſchauungen in einem verkehrten, dieſer Perſönlichkeit nicht 
konventrenden Lichte erſcheinen laſſen, und ich bin der Anficht, daß 
auch ein vertragsmäßiger Verzicht auf dieſes individual ⸗ rechtliche 
Intereſſe nicht unter $ 9 Abſ. 1 fällt, alſo nicht bindend iſt. 

Das Recht der Perſoͤnlichkeit in Beziehung auf Geiſtes⸗ 
werke wird vom Geſetz auch inſoweit berückfichtigt, als daſſelbe 
in § 10 die Zwangsvollſtreckung in das Recht des Urhebers 
oder in ſein Werk (Handſchrift) an die Einwilligung des 
Urhebers knüpft. Nur gegen den Erben des Urhebers iſt die 
Zwangsvollſtreckung zuläſſig, wenn das Werk erſchienen iſt. 
Hieraus folgt per arg. a contrario, daß in dem in Nr. 67—69 
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dieſer Wochenſchrift S. 551 mit Kohler geltend gemachten Sinne 
auch das neue Geſetz ein Reſiduum des Perſönlichkeitsrechtt 
bezüglich nicht veröffentlichter Werke auf die Erben übergehen läßt. 

Anlangend die Dauer des Urheberrechts hat das neue 
Geſetz es im Weſentlichen beim Alten gelaſſen. Die Schußfriſt 
beträgt nach wie vor 30 Jahre nach dem Tode des Urheber. 
Das alte Geſetz brachte dieſe Schutzfriſt aber auch bei Werken 
zur Anwendung, die erft nach dem Tode des Verfaſſerz ver- 
öffentlicht wurden. In Folge deſſen entbehrte ein Werk, das 
zum erſten Male herausgegeben wurde, nachdem die Schutzfriſt 
ſchon vollſtändig verſtrichen war, von vornherein jedes Schutzel 
gegen Nachdruck. Dies hat ſich wiederholt als Mißſtand fühl- 
bar gemacht und mußte auf die Neigung zur Veröffentlichung 
älterer Handſchriften einen ungünftigen Einfluß üben. Das 
neue Geſetz ſtellt daher den Grundſatz auf, daß ein Werk, auch 
wenn ſchon 30 Jahre nach dem Ableben des Verfaſſerts ver ⸗ 
ſtrichen find, nicht eher gemeinfrei wird, als bis es veroffentlicht 
und ſeit der Veröffentlichung eine eigene Friſt von 
zehn Jahren abgelaufen tft (8 29). Die Schutzfriſt für 
ein nachgelaſſenes Werk beträgt alſo entweder 30 Jahre ſeit 
dem Tode des Verfaſſers oder 10 Jahre von der erſten Ver⸗ 
oͤffentlichung an, je nachdem aus der einen oder anderen 
Berechnung ſich eine längere Dauer ergiebt. 

Eine zeitliche Verlängerung der Schutzfriſt beabſfichtigte der 
§ 83 des Entwurfs, durch den die Schutzfriſt für das Auf⸗ 
führungsrecht bei dramatiſchen Werken und bei Werken der 
Tonkunſt auf 50 Jahre ſeit dem Tode des Urhebers ausgedehnt 


werden ſollte. Die Oppofition, welche dieſen § 33 im Reichktag 


zu Falle brachte, bezeichnete ihn, indem ſie ſeine Aufnahme in 
erſter Linie dem Einfluß der durch demnächſtigen Ablauf der 
Schutzfriſt bedrohten Wittwe Richard Wagners zuſchob, als 
Cofima Paragraphen. 

Es iſt bekannt, daß die Nichtannahme deſſelben das Geſet 
beinahe zum Scheitern gebracht hätte. 

Bei der zunehmenden, durch internationale Organiſationen 
geförderten Tendenz nach ſtärkerem Schutz gerade des durch 
erhebliche Einnahmen gekräftigten Theils der Autoren dramatiſcher 
und mufikaliſcher Werke iſt übrigens die Einbringung einer 
Novelle, durch die ſchließlich dieſe Verlängerung der Schußfriſt 
doch noch ſanktionirt wird, nicht ausgeſchloſſen. 

Für kryptonyme Werke, d. h. für ſolche, bei denen der 
Name des Verfaſſers nicht bei der erſten Veröffentlichung auf 
dem Titelblatt, in der Zueignung oder am Schluſſe angegeben 
iſt, endigt der Schutz mit dem Ablauf von 30 Jahren ſeit der 
Veröffentlichung. | 

Keinen Schutz genießt auch nach dem neuen Geſetz der 
Entdecker, oder Befitzer, oder Herausgeber einer alten Hand 
ſchrift, an der das Urheberrecht erloſchen iſt, oder eines Schrift⸗ 
werks, deſſen Verfaſſer unbekannt iſt, der ſog. editio princeps. 
Man beſorgte, durch die Anerkennung der Schutzwürdigkeit folder 
Herausgabe, über die häufig der Zufall entſcheidet, wenngleich 
nicht verkannt werden darf, daß ſie häufig große geiſtige Arbeit, 
Sorgfalt und Gelehrſamkeit z. B. Handſchriftenkunde erfordert, 
„der Wiſſenſchaft eine nicht wünſchenswerthe Beſchränkung auf 
zulegen“. (Mot.) 

III. Das Verlagsrecht. Das Geſetz über das Verlags 
recht regelt einerſeits die dinglichen Rechte des Verlegers an einem 
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Werk, andererſeits die perſönlichen (obligatoriſchen) Beziehungen 
zwiſchen demjenigen, der ein Werk in Verlag giebt, der keines⸗ 
wegs immer der Urheber deſſelben iſt, und dem Verleger. 

Das dingliche Verlagsrecht laßt ſich als eine konſtitutive 
Abzweigung aus dem Urheberrecht kennzeichnen. Der Umfang 
dieſes dinglichen Rechtes iſt darnach ebenſo wie der Umfang einer 
Servitut, z. B. eines Nießbrauchs, bedingt durch den Verlags- 
vertrag. Der Verlagsvertrag bietet zwar Analogien ſowohl 
mit der Sachmiethe als auch mit dem Mandat, ja auch mit 
dem Kauf, war aber nur als ein ſelbſtändig aus feinem wirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecke zu erklärender Vertrag unter Berückfichtigung 
der Verkehrsfitte angemeſſen zu regeln. Die geſetzliche Regelung 
hat einen faft ausſchließlich dispoſitiven Charakter. Die 
Eſſentialia des Verlagsvertrags werden gebildet: a) auf Seiten 
desjenigen, der ein Werk in Verlag giebt, durch Uebertragung 
des Verlagsrechts, d. h. der Ueberlaſſung des Werks zur wirth⸗ 
ſchaftlichen Ausnutzung durch Vervielfältigung und Verbreitung 
an den Verleger, b) auf Seiten des Verlegers durch die Ueber⸗ 
nahme der Verpflichtung zu ordnungsmäßiger Verviel⸗ 
fältigung und Verbreitung. ($ 1.) 

Der dingliche Charakter des Verlagsrechts tritt darin zu 
Tage, daß nicht nur der Verfaſſer ſich während der Dauer 
des Vertragsverhältniſſes jeder Vervielfältigung und Verbreitung 
des Werkes zu enthalten hat, die einem Dritten während der 
Dauer des Urheberrechts unterſagt iſt (8 2 Abſ. 1), fondern 
vor allem auch, daß der Verleger unmittelbar zur Wahrnehmung 
ſeines Intereſſenſchutzes gegenüber Dritten legitimirt iſt. Soweit 
der Schutz des Verlagsrechts es erfordert, kann der Verleger 
gegen den Verfaſſer ſowie gegen Dritte die Befugniſſe aus- 
üben, die zum Schutze des Urheberrechts durch das Geſetz 
vorgeſehen find (8 9 Abi. 2). Bei pſeudonymen oder anonymen 


Werken iſt dieſes Recht ſchon durch § 7 Abſ. 2 des Geſetzes 


über das Urheberrecht gewährleiſtet. 

Für die Gewährleiſtung dieſes Rechts kommen die Be⸗ 
ſtimmungen des B. G. B. über den Verkauf eines Rechtes zur 
Anwendung (5 437 B. G. B.). Vergl. 8 39 des Verlags- 
geſetzes. Eine Gewährleiſtungspflicht tritt nicht ein, wenn ein 
Werk Gegenſtand des Verlagsvertrags bildet, an dem (mit 
Wiſſen beider Theile) ein Urheberrecht nicht beſteht. 

Der Umfang des Verlagsrechts in dieſer dinglichen Wirkung 
iſt natürlich abhängig vom Verlagsvertrag. Wenn nichts 
anderes vereinbart iſt, fo verbleibt dem Verfaſſer die Befugniß 
zur Vervielfältigung und Verbeitung, für Ueberſetzungen, Dra⸗ 
matifirungen, Novellifirungen, ſowie für Bearbeitungen eines 
Werkes der Tonkunſt, ſoweit letztere nicht bloß Auszüge oder 
Uebertragungen in eine andere Tonart oder Stimmlage, der⸗ 
ſelben. (8 2). 

Schwierig war bei dem weſentlich obligatoriſchen Grund⸗ 
charakter des Verlagsvertrags die Entſcheidung der Frage, in 
wieweit der Verleger dieſes dingliche Verlagsrecht ſelbſt wieder 
mit Rechtswirkſamkeit ſolle weiter veräußern dürfen. 

Das Geſetz hat hier zwiſchen den prinzipiell entgegengeſetzen 
Anſchauungen einen Kompromißftandpuntt eingenommen. Es 
beſtimmt, daß die Rechte des Verlegers auch ohne Zuftimmung 
des Verfafſerz übertragbar find und im Zuſammenhange damit, 
daß die dem Verleger obliegende Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung auch durch deſſen Sondernachfolger bewirkt werden 
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kann. Dieſe Uebertragbarkett ſoll jedoch mit Wirkung gegen 
Dritte unzuläſſig ſein, wenn die Befugniß, die Vervielfältigung 
und Verbreitung durch einen Anderen bewirken zu laſſen, nach 
dem Verlagsvertrag ausgeſchloſſen iſt (8 28). 

Außerdem kann der Verleger durch einen Verirag, der nur 
über einzelne Werke geſchloſſen wird, ſeine Rechte nicht 
ohne Zuſtim mung des Verfaſſers übertragen; doch kann 
dieſe Zuſtimmung nur verweigert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

Die rein obligatoriſchen Verpflichtungen des Verfaſſers und 
des Verlegers werden in den 88 10 bis 27 geregelt; fie be- 
treffen vor allem die Verpflichtung des Verfaſſers zur recht⸗ 
zeitigen Ablieferung eines druckfähigen Manufkripts (58 10, 11), 
die des Verlegers zum Beginn der Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung ($$ 15, 16), zur Veranſtaltung neuer Auflagen ($ 17), 
zur Zahlung von Honorar (55 22— 24), Freiexemplare (8 26). 

Beſonders geregelt iſt das Rücktrittsrecht ſowohl des 
Verlegers als auch des Verfaſſers in den 88 17, 80, 31, 32, 
35. Der Verleger hat ein Rücktrittsrecht: a) bei Verzug des 
Verfaſſers. Daſſelbe iſt jedoch an die Setzung einer ange⸗ 
meſſenen Friſt unter Androhung des Rücktritts gebunden, es ſei 
denn, daß die rechtzeitige Herſtellung des Werkes unmoͤglich iſt, 
oder vom Verfaſſer verweigert wird, oder der ſofortige Rücktritt 
durch ein beſonderes Intereſſe des Verlegers gerechtfertigt wird 
($ 30 Abſ. 2). Ausgeſchloſſen iſt der Rücktritt, wenn die nicht 
rechtzeitige Ablieferung für den Verleger nur einen unerheblichen 
Nachtheil mit ſich bringt (5 30 Abſ. 3); b) bei nicht ver⸗ 
tragsmäßiger Beſchaffenheit des Werkes ($ 31). 

Der Verfaſſer hat ein entſprechendes Rücktrittsrecht, a) wenn 
der Verleger das Werk nicht vertragsmäßig vervielfältigt oder 
verbreitet (§ 32); b) wenn ſich Umſtände ergeben, die bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags nicht vorauszuſehen waren und den 
Verfaſſer bei Kenntniß der Sachlage und verſtändiger Würdigung 
des Falles von der Herausgabe des Werkes zurückgehalten haben 
würden ($ 35 Satz 1); c) von beſonderem Intereſſe iſt das 
Rücktrittsrecht des Verfaſſers für den Fall, daß ein Verleger 
von dem ihm verliehenen Rechte, eine neue Auflage zu ver⸗ 
anſtalten, keinen Gebrauch macht. Auch wenn dieſes Recht 
nicht zugleich eine vertragsmäßige Pflicht involvirt, kann nach 
8 17 der Verfaſſer dem Verleger zur Ausübung des Rechtes 
eine angemeſſene Friſt ſetzen und nach dem fruchtloſen Ablauf 
derſelben vom Vertrage zurücktreten. Es bedarf der Friſtſetzung 
nicht, wenn die Veranſtaltung der neuen Auflage vom Verleger 
verweigert wird. Natürlich ſetzt die Ausübung dieſes Rechts 
voraus, daß die ältere Auflage vergriffen iſt. 

Ein Mittel, die letztere Vorausſetzung herbeizuführen, ge ⸗ 
währt das dem Verfaſſer in $ 26 eingeräumte Vorkaufsrecht 
in Anſehung der noch beim Verleger vorhandenen Exemplare 
zum niedrigſten Preiſe, für welchen er das Werk vertreibt. 

Den Einfluß des Zufalls (casus) auf die obligatoriſchen 
Beziehungen zwiſchen Verleger und Verfaſſer regeln die SB 33, 34. 
Zu unterſcheiden find Zufälle, die das Werk ſelbſt betreffen, 
und Zufälle in der Perſon des Verfaſſers. Die Gefahr des 
erſteren Zufalls (des Untergangs des Manuſkripts) trägt nach 
der Ablieferung des Werks der Verleger. „Geht das Werk 
nach der Ablieferung an den Verleger durch Zufall unter, ſo 
behält der Verfaſſer den Anſpruch auf die Vergütung. Im 
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Uebrigen werden beide Theile von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei“ (8 33 Abſ. 1). 

Der Verleger hat jedoch einen Anſpruch auf Reproduktion, 
wenn: a) noch Vorarbeiten oder ſonſtige Unterlagen vorhanden 
find und b) auf Grund dieſer Materialien die Wiederherſtellung 
mit geringer Mühe geſchehen kann und endlich c) für letztere 
eine angemeſſene Vergütung gewährt wird. 

Ein die Perſon des Verfaſſers betreffender Zufall iſt 
grundſätzlich nach § 333 des B. G. B. zu beurtheilen. Iſt 
jedoch ein Theil des Werkes dem Verleger bereits abgeliefert 
worden, ſo kann dieſer, wenn die Vollendung des Werkes in 
Folge eines von dem Verfaſſer nicht zu vertretenden Umftandes 
‚unmöglich wird, in Anſehung des abgelieferten Theiles 
den Vertrag aufrecht erhalten; dies gilt auch im Todesfall den 
Erben des Verfaſſers gegenüber ($ 34). 

Der Verlagsvertrag endigt, wenn er auf eine Beftimmte 
Zahl von Auflagen oder Abzügen beſchränkt iſt, wenn dieſe ver- 
griffen find; andernfalls, wenn für eine beſtimmte Zeit ge⸗ 
ſchloſſen, mit dem Ablauf dieſer Zeit ($ 29). Die Vererblich⸗ 
keit der Rechte des Verlegers wie des Verfaſſers folgt aus 
allgemeinen Grundſätzen, jo daß es einer beſonderen Vorſchrift 
in dieſer Beziehung nicht bedurfte. 

Außerhalb des Rahmens des Geſetzes liegt der ſogenannte 
Kommiſſionsverlag, der ſich ausſchließlich nach den Vor⸗ 
ſchriften des H. G. B. über das Kommiſſionsgeſchäft (§8 383 
bis 406) und den Vorſchriften des B. G. B. über den Dienſt⸗ 
vertrag (58 611—630, 675) beftimmt. 

Hierfür ſowie für eingehendere Fragen des im Vorſtehenden 
ſummariſch dargeſtellten neuen Geſetzes geſtatte ich mir auf 
meinen, ſoeben im Verlag C. L. Hirſchfeld, Leipzig, erſchienenen 
Kommentar: „Das Urheberrecht und das Verlagsrecht“ 
zu verweiſen. 

L. Kuhlenbeck, Dr. jur., Rechtsanwalt, Jena. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Zu der auf Seite 700 dieſer Zeitſchrift angeregten Frage, 
ob die von einer öffentlichen Behoͤrde ausgeſtellte Bietungs⸗ 
vollmacht zum Nachweis der Vertretungsmacht gemäß § 71 des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes ausreiche, erhalten wir von Herrn 
R.⸗A. Dr. K. in K. ein Schreiben, in welchem die dort 
vertretene Anſicht als unzutreffend bezeichnet und eine öffentliche 
Urkunde zum Nachweis der Vertretungsmacht für ausreichend 
erklärt wird. Zur Begründung ſeiner Auffaſſung führt der Herr 
Einſender aus: 

Aus dem 5 29 Grundbuchordnung, der ſich nur 
genauer ausdrückt, folgt nicht das Gegentheil. Eine 
öffentliche Beglaubigung iſt — von der hier nicht in 
Betracht kommenden Legaliſation für den Auslands- 
verkehr abgeſehen — heute begrifflich nur denkbar bei 
einer Privat urkunde, eine öffentliche Urkunde kann 
gar nicht mehr noch öffentlich beglaubigt werden. Zu⸗ 
dem wäre ja mit der öffentlichen Beglaubigung der 
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Unterſchrift des betr. Beamten immer noch nicht der 
Nachweis erbracht, daß dieſer die Behörde repräſentite, 
hierzu wäre eine weitere, und zwar öffentliche Urkunde 
erforderlich. 
§ 1 des Reichsgeſetzes betreffend die Beglaubigung 
Öffentlicher Urkunden vom 1. Mai 1878 iſt durch 8 1 
des Einführungsgeſetzes zum Zwangsverſteigerungsgeſetz, 
Artikel 33 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetz buch 
ausdrücklich aufrecht erhalten. Deutſche öffentliche 
Urkunden bedürfen nie und nirgend, zu welchem Zwecke 
fie auch gebraucht werden, im Inland der Beglaubigung. 
Iſt die Behörde an ſich zur Ausſtellung einer Vollmacht 
und öffentlichen Urkunde befugt, ſo genügt dies auch für 
die Bietungsvollmacht; die öffentliche Beglaubigung in 
dem citirten § 71, die durch gerichtliche oder nota rielle 
Beurkundung erſetzt wird, hat an Privatperſonen ertheilte 
Vollmachten im Auge. Jede ein Vermögen verwaltende 
Behörde kann im Rahmen ihrer Verfügungsgewalt eine 
derartige Vollmacht in offentlichen Urkunden ausſtellen. 
Die hiefige Praxis iſt denn auch immer fo verfahren, 
wie es hier dargelegt iſt. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Simon beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Ehrenberg beim Amtsgericht Branden⸗ 
burg a. H.; — Rechtsanwalt Dr. Joſeph Englich beim 
Landgericht Bromberg; — Rechtsanwalt Karl Johannes 
Dietrich beim Amtsgericht Freiberg i. S.; — Gerichtsaſſeſſor 
Otto Dornſeiff beim Amtsgericht Alsfeld; — Gerichtsaſſefſor 
Friedrich Winkelmann beim Amtsgericht und Landgericht 
Dortmund; — Rechtsanwalt Eduard Giriſch beim Amtsgericht 
Neuſtadt a. Haardt; — Rechtsanwalt Fiſch er beim Amtsgericht 
Oberndorf a. N.; — Rechtsanwalt Eylau beim Landgericht II 
Berlin; — gepr. Rechtspraktikant Joſef v. Tettenborn beim 
Amtsgericht Vohenſtrauß; — Rechtsanwalt Ludwig Heſſe beim 
Amtsgericht Eisleben; — Rechtsanwalt Dr. Bernftein beim 
Amtsgericht Hennef; — Aſſeſſor Friedrich Karl Sachſe beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Fiſcher beim Landgericht 
Oberndorf; — gepr. Rechtspraktikant Berthold Kahn beim Land» 
gericht Zweibrücken; — Aſſeſſor Dr. Peter Aberer beim Amts- 
gericht und Landgericht Duͤſſeldorf; — gepr. Rechtspraktikant 
Otto Eckenweber beim Landgericht München I; — gepr. Rechts- 
praktikant Karl Schneider beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwalt Erwin Filitz beim Amtsgericht Trebbin; — Rechts⸗ 
anwalt Kurt Org ler beim Amtsgericht und Landgericht Bonn; 
— Rechtsanwalt Max Pauer beim Landgericht München II; — 
Rechtsanwalt Dr. Hans Boes wald beim Landgericht Münden I; 
— Rechtsanwalt Michael Ehrl beim Landgericht München I; — 
gepr. Rechtspraktikant Dr. Ernſt Lieſer beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Peter Schweizer beim Amts- 
gericht Starnberg; — Rechtsanwalt Salomon Hänlein 
beim Landgericht Eichſtätt; — Rechtsanwalt Michael Hub er 
beim Amtsgericht Schwabmünchen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Wir berichten über die in der Zeit vom 15. September 
bis 10. Oktober 1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 


I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 8 13. 

Für die Beurtheilung der Frage, ob die Geltendmachung 
des vom Kl. in Anſpruch genommenen Rechtes im ordentlichen 
Rechtswege möglich ſei, kann nicht, wie die Rkl. will, das ent- 
ſcheidende Gewicht darauf gelegt werden, ob ein privatrechtlicher 
Anſpruch des bezeichneten Inhaltes beſteht. Denn der Kl. hat 
ſich nicht darauf beſchränkt, die prätendirte Befugniß als eine 
ihm zuſtehende Grunddienſtbarkeit zu bezeichnen, ſondern er 
hat ſein vermeintliches Recht auch zu begründen verſucht, und 
aus ſeiner Klagbegründung ergiebt ſich, daß er die Stadt⸗ 
gemeinde nicht etwa als Inhaberin des öffentlichen Weges, über 
den ſie als ſolche zum Beſten des Gemeinwohles Beſtimmung 
getroffen hat, ſondern in ihrer Eigenſchaft als Eigenthümerin 
des Grund und Bodens in Anſpruch nimmt, der nach ſeiner 
Auffaſſung in der von ihm behaupteten Weiſe belaftet iſt. 
Der vorliegende Rechtsſtreit betrifft daher, auch ſoweit der Klag⸗ 
antrag 2 in Betracht kommt, eine Grunddienſtbarkeit; und 
daraus ergiebt ſich gemäß § 13 des G. V. G., daß der Rechts⸗ 
weg zuläſſig iſt. Die Frage, ob der Magiſtrat aus Rückfichten 
der Wegepolizei den Veranſtaltungen des Kl. wird entgegentreten 
können, iſt für die hier allein zur Entſcheidung ſtehende Frage, 
ob die Stadtgemeinde als Nachbarin die geplante Einrichtung 
verbieten darf, oder geſtatten muß, ganz ohne Belang. VII. C. S. 
i. S. Stadt Münſter o. Schnieber vom 17. September 1901, 
Nr. 154/1901 VII. 

2. 88 23 ff. 

Annahme einer Beſchwerde in Erwägung, daß der Annahme 
des O. L. G., die von der Kl. beabfichtigte weitere Rechtsver⸗ 
folgung ſei ausſichtslos, nicht beigetreten werden kann, da die 
Kl. außer dem prinzipalen auch noch einen eventuellen, auf 
Zahlung von 400 Mark gerichteten Antrag, hinſichtlich deſſen 
zweifellos die landgerichtliche Zuſtändigkeit begründet iſt, geſtellt 
hat und nach feſtſtehender Praxis des R. G. bei Erhebung 
mehrerer Anſprüche für die Beſtimmung der ſachlichen Zu⸗ 
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ſtändigkeit ſtets der höhere Anſpruch maßgebend iſt, ſollte er 
auch nur eventuell geltend gemacht ſein; vergl. die Entſch. vom 
19. September 1891 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 465; vom 
3. Mai 1892 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 270; vom 30. Sep⸗ 
tember 1893 Juriftiſche Wochenſchrift S. 467; vom 15. Dezember 
1896 Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1897 S. 49; vom 
4. Dezember 1899 Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1900 
S. 10 und in Gruchots Beiträge Bd. 45 S. 647. V. C. S. 
i. S. Hirſchberg o. Luhn vom 18. September 1901, 
B Nr. 127/1901 V. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

3. § 3. 

Die Beſchwerde iſt unbegründet. Sie wird im Weſentlichen 
darauf geſtützt, daß die Bekl. in II. J. nicht bloß das Palmen⸗ 
haus mit Inhalt, ſondern auch den darunter befindlichen 
Wintergarten, alſo den ganzen aus Wintergarten (zu ebener 
Erde) und Palmenhaus (1. Stock) beſtehenden Anbau als ihr 
Eigenthum in Anſpruch genommen hätten. Der daraus von 
den Beſchwerdeführern gezogene Schluß, daß der Werth dieſes 
ganzen Anbaus bei der Berechnung des Streitwerths berückſichtigt 
werden müſſe, iſt jedoch unrichtig: der Streitwerth wird begrenzt 
durch den Antrag des Kl., der allein Gegenſtand der richterlichen 
Entſcheidung iſt, der Kl. beantragt aber bloß die Einwerfung 
des Palmenhauſes nebſt deſſen Inhalt in die Erbmaſſe. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten dieſer Art find nach der ſeit dem Beſchluß des 
IV. C. S. vom 12. Juli 1894 (Entſch. Bd. 33 Nr. 116 
S. 427) feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. nach dem 
Antheil zu bewerthen, zu welchem der Kl. an der Erbtheilung 
bezüglich des ſtreitigen Gegenſtandes intereſfirt iſt, weil die 
Klage ein Mehreres nicht bezweckt als die antheilige Befriedigung 
des Kl. aus dieſem Theil der Erbmaſſe. Der Beſchwerdewerth 
der nach dem Klageantrage verurtheilten Bekl. findet aber feine 
oberſte Grenze in dem nach dem Anſpruch des Kl. zu bemeſſenden 
Streitwerthe (Entſch. Bd. 47 Nr. 109 S. 420 ff.). Hiergegen 
kann nicht eingewendet werden, daß doch die Bekl. nicht bloß 
den Antheil des Kl. herausgeben, ſondern den ganzen Gegenſtand 
in die Erbmaſſe einwerfen ſollen; denn dies ſoll nicht mit dem 
Erfolge, daß die Bekl. den ganzen Gegenſtand aus ihrem 
Vermögen verlieren, ſondern nur zu dem Zweck geſchehen, 
damit dem Kl. davon der ſeiner Erbbetheiligung entſprechende 
vierte Theil gewährt wird. V. C. S. i. S. Pavel o. Wegener 
vom 18. September 1901, B Nr. 142/1901 V. 
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4. 59 3, 6. 

Dem Beſchwerdeführer iſt zuzugeben, daß der V. C. S. 
des R. G. einmal ausgeſprochen, daß in dem Falle, wo die 
Entgegennahme der Auflaſſung, ſei es zur Erfüllung oder zur 
Rückgängigmachung der Erfüllung, gefordert wird, der Werth 
des aufzulaffenden Grundſtücks für den Streitwerth beſtimmend 
iſt (Beſchluß vom 16. Februar 1889; Bolze, die Praxis des 
Reichsgerichts, Bd. 7 Nr. 837). Dieſe Anſicht hat derſelbe 
Senat bereits durch den Beſchluß vom 14. Juni 1890 (Raſſow 
und Küntzel, Beiträge, Bd. 34 S. 1138) verlaſſen und ent⸗ 
ſchieden, daß da, wo mit der Klage nicht die Etthellung, ſondern 
die Entgegennahme der Auflaſſung begehrt wird, für die Be⸗ 
meſſung des Streitwerthes nicht der § 6 der C. P. O. maß- 
gebend, ſondern daß nach der Regel des § 3 der Streitwerth 
nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen iſt. Hieran iſt bis in die 
neueſte Zeit feſtgehalten (vergl. Jurifliſche Wochenſchrift 1899 
S. 739 Nr. 1), und es liegt keine Veranlaſſung vor, davon 
wieder abzugeben. V. C. S. i. S. Degener . Moß vom 
21. September 1901, B Nr. 145/1901 V. 

5. 8 149. 

Nachdem der Antrag der Bekl. auf Ausſetzung der Ver⸗ 
handlung von dem L. G., Kammer VI für Handelsſachen, 
mit Beſchluß vom 13. Juli 1901 abgelehnt war, iſt auf die 
von den Bekl. eingelegte ſofortige Beſchwerde durch den derſelben 
ftattgebenden Beſchluß des O. L. G. vom 12. Auguſt 1901 
die Verhandlung bis zur Erledigung des Strafverfahrens gegen 
den Inhaber der Klagfirma A. A. ausgeſetzt worden. Die 
hiergegen von der Kl. eingelegte Beſchwerde erweiſt ſich nicht 
als ſachlich begründet. Das O. L. G. hat erwogen, „daß die 
von den Bekl. vorgebrachten Thatſachen, wenn ſie erwieſen 
werden können, immerhin einigen Verdacht dafür begründen, 
es habe der Inhaber der klägeriſchen Firma A. A. den ein⸗ 
gebrachten Wechſel in ſtrafbarer Weiſe erworben und ſich hier⸗ 
durch an den ſtrafbaren Handlungen des wegen Betrugs und 
anderer Vergehen in Unterſuchung befindlichen H. in ſtrafbarer 
Weiſe betheiligt.“ Die Beſchwerde will mit Unrecht ſchon aus 
dieſer Ausdrucksweiſe auf einen Rechtsirrthum auf Seiten des 
O. L. G. ſchließen. Das Gericht hatte nach freiem Ermeſſen 
darüber zu befinden, ob ſich im Laufe des anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits gegen den p. A. der Verdacht einer ſtrafbaren Handlung 
ergeben habe. Wenn ſodann das Beſchwerdegericht für ſeine 
Entſcheidung auch die von den Bekl. beigebrachten eides ſtattlichen 
Verſicherungen, namentlich die von dem Kaufmann Anton B. 
abgegebenen, mit berückſichtigt hat, fo war das nicht, wie die 
Beſchwerde meint, um des willen geſetzlich unzulälfig, weil von 
ſolchen außergerichtlichen Zeugenausſagen im Urkunden⸗ und 
Wechſelprozeß kein Gebrauch gemacht werden dürfe. Es handelt 
ſich vorliegend nicht um den Beweis für Klagethatſachen oder 
Einwendungen, welche nach 8 592, 595, 598 der C. P. O. 
nur mit den im Urkundenprozeß zuläſſigen Beweis mitteln geführt 
werden könnte, ſondern um die Unterlagen für eine die Prozeß. 
leitung betreffende Anordnung des Gerichts gemäß § 149 
der C. P. O. Dieſe Geſetzesvorſchrift legt dem Gericht eine 
Befugniß bei, welche daſſelbe unabhängig von etwaigen Partei⸗ 
anträgen nach freier Ueberzeugung — zugleich auch im öffent 
lichen Intereſſe — von Amtswegen auszuüben hat. Vergl. 
Eutſch. des R. G. Bd. 13 S. 878. Die Grundſaͤtze, welche in 
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dem von der Beſchwerde angezogenen Urtheil des N. G., 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 574 Nr. 7, ausgesprochen 
find, können alſo für einen Fall des § 149 der C. P. O. nicht 
Platz greifen. In der Sache ſelbſt aber hat die Vorinſtanz 
mit Grund angelommen, daß gegen den Inhaber der Klag⸗ 
firma A. A. ein Verdacht, derſelbe habe den jetzt eingeklagte 
Wechſel durch eine ſtrafbare Handlung von H. erworben (vergl. 
Strafgeſetzbuch § 159), inſoweit vorliege, um eine Ausſetzung 
der Verhandlung zu rechtfertigen. Die aus dem aktenmaͤßigen 
Material zu enſnehmenden Verdachtsgründe werden durch die 
von dem hrer gemachten Ausführungen und bei⸗ 
gebrachten Urkunden nicht beſeitigt. Daß die Ermittelung der 
in Frage ſtehenden ſtrafbaren Handlung auf die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits von Einfluß ift, wird auch von der Beſchwerde 
nicht in Abrede gezogen. F. S. i. S. Gutmann c. Reder⸗ 
lunger & Co. vom 9. September 1901, B Nr. 65/1901 J. 

6. 5 286. 

Die Revifion hat eine prozeſſualiſche Rüge dahin geltend 
gemacht, es verſtoße die Zurückweiſung der Bemängelungen des 
in der Berufungsinſtanz erhobenen Gutachtens gegen den für 
die Gewinnung der richterlichen Ueberzeugung nach 9 286 der 
C. P. O. geltenden Grundſatz, daß nur die Thatſachen berück⸗ 
ſichtigt werden dürfen, die unter Beachtung der Formen der 
C. P. O. erhoben ſeien, dies gelte für den Richter und mill 
in gleichem Maße auch für den Sachverſtändigen als Gehilſa 
des Richters gelten. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Zunächſ 
richteten ſich die gedachten Bemängelungen der Kl., welche mil 
den Worten beginnen „Auf das erhobene Gutachten konne ken 
weſentliches Gewicht gelegt werden, weil daſſelbe ergebe, daß 
dem Sachverſtändigen die erforderliche Sachkunde fehle. 
in Wirklichkeit nur gegen die Beweis kraft des Gutachtens zu 
Begründung einer richterlichen Ueberzeugung. Dieſelben hätten 
darnach die thatſächliche Beurtheilung des Gutachtens für 
die Beweiswürdigung betroffen und es wären daher die 
Gründe des B. R., mit denen ſie ausgeräumt wurden, der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogen. Allein auch wenn 
man die Begründung der Bemängelungen, wie ſie jetzt von 
der Reviſion verſucht wird, auf Grund der Annahme noch ji 
laſſen will, daß eine Heilung jenes gerügten angeblichen Mangel 
nach § 295 der C. P. O. nicht gerechtfertigt wäre, fo if de 
Rüge nach den hier anzuwendenden Grundſätzen des Prozeßrechtt 
unbegründet. Das in einem Prozeſſe erſtattete Gutachten kann 
entweder nur in der Feſtſtellung eines Erfahrungsſatzes Dr 
ſtehen oder in der Feſtſtellung dieſes Erfahrungzſatzes und in 
der Subſumtion der Prozeßthatſachen unter dieſen Erfahrung 
ſatz. Wie der Sachverſtändige zur Feftſtellung des Erfahrung 
ſatzes kommt, tft nur erheblich für die thatſächliche Dr 
urtheilung feines Gutachtens, da eine nicht auf Grund eigener 
unmittelbarer Wiſſenſchaft erfolgte Feſtſtellung des Erfahrung 
ſatzes weniger überzeugend ſein kann. Dagegen finden hier die 
Beweis grundſätze über Feſtſtellung der Prozeßthatſachen 
keine Anwendung; es iſt nicht nothwendig, daß bie Hülfemittl, 
aus denen der Sachverſtändige ſich informirt hat, zum Gegen 
ſtand der Partelverhandlungen gemacht werden oder daß De 
Perſonen, bei denen er ſeine Information eingezogen hat, alt 
Zeugen vernommen werden. Anders iſt es dagegen beyüg! 
der Prozeßthatfachen, auf die er den gefundenen Erfahmunzkſaß 
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anwendet. Dieſe müſſen allerdings nach dem Recht der C. P. O., 
wenn fie beweisbedürftig find, in den durch die C. P. O. vor- 
geſchriebenen Formen bewieſen werden. In dem vorliegenden 
Falle hatte der Sachverſtändige ſein Gutachten zu erſtatten 
über den Erfahrungsſatz: „Konnte in der kritiſchen Zeit 
Schiffsraum für Häfen dieſer Lage mit größerer oder geringerer 
Schwierigkeit beſchafft werden?“ Prozeßthatſachen waren die 
Maßnahmen, welche die Bekl. zur Beſchaffung von Schiffsraum 
getroffen hatte; das Thatſachenurtheil war aber darüber abzu⸗ 
geben, ob an der Hand jenes Erfahrungsſatzes die Bekl. durch 
jene Maßnahmen die Sorgfalt nach Art. 380 des H. G. B. 
alte Faſſung erfüllt habe. Für die Feſtſtellung jenes Erfahrungs⸗ 
ſatzes, auf welche allein ſich die von der Reviſion beanftandeten 
Informationen des Sachverſtändigen bezogen, gelten nach den 
obigen Ausführungen die Beweisvorſchriften der C. P. O. nicht; 
dieſe würden zwar gelten für die Feſtſtellung der Prozeßthat⸗ 
ſachen, letztere find aber, wie in den Gründen des B. U. aus⸗ 
geführt iſt, durch die nach den Vorſchriften der C. P. O. erfolgte 
Vernehmung des Zeugen H. feſtgeſtellt worden. Mit den ge⸗ 
gebenen Darlegungen, welche dem in der Rechtslehre über⸗ 
wiegend herrſchenden Standpunkte entſprechen (vergl. insbeſondere 
Stein, Privates Wiſſen des Richters S. 65 ff., Gaupp⸗Stein, 
Civilprozeßordnung, Vorbemerkung zum Titel über „Beweis durch 
Sachverſtändige“ IV. Aufl., Bd. 1 S. 851 zu Note 11 und die 
dort Citirten) ſtimmt auch die bisherige Rechtſprechung des R. G. 
überein; die von der Revifion bezogene Entſcheidung des 
VI. C. S. vom 10. Juli 1890 Rep. VI 115/90 (Bolze, Praxis 
des Reichsgerichts Bd. 10 Nr. 784) betrifft den Fall, daß der Sach⸗ 
verſtändige eine Prozeßthatſache durch außergerichtliche Zu⸗ 
ziehung eines Dritten feſtgeſtellt hatte. II. C. S. i. S. Ort⸗ 
wein & Bender 6. Ruys & Co. vom 24. September 1901, 
Nr. 171/1901 II. 

7. 8 383. 

Der Vorderrichter hat für glaubhaft gemacht erklärt, daß 
Rechtsanwalt N. nur in Ausübung ſeiner Berufsthätigkeit als 
Vertreter des Kl. bei Beitreibung der Forderungen gegen T. 
jene etwaigen Wahrnehmungen und Mittheilungen gemacht hat, 
die unter Beweis geſtellt find, daß feine des fallſige Zeugen⸗ 
aus ſage die Verurtheilung des Kl. in die Streitkoſten nach ſich 
ziehen könnte und daß dies Alles auch entſprechend auf den 
Zeugen R. zutrifft, der nur als Büreauvorſteher des Rechts- 
anwalts N. feine betreffende Kenntniß erlangt habe. Diele 
thatſächlichen Ausführungen, die vom Beſchwerdeführer nicht 
beſonders bekämpft werden, und die auch einer Beanſtandung 
nicht unterliegen, rechtfertigen gemäß § 383 Ziffer 5 der C. P. O. 
den Ausſpruch des Zwiſchenurtheils. Denn nach dieſen Feſt⸗ 
ſtellungen müſſen die Thatſachen, worüber die Zeugen ausſagen 
ſollen, als ihnen anvertraut gelten und ſodann iſt nach ihnen 
von ſelbſt klar, daß deren Geheimhaltung im Intereſſe des Kl. 
geboten iſt. Vergeblich ſucht der Beſchwerdeführer darzuthun, 
daß ſich vorbezeichnete Geſetzesſtelle nur auf direkt anvertraute, 
nicht aber auf andere Thatſachen, z. B. im gegebenen Falle 
nicht auf Handlungen des Bekl. oder auf Mittheilungen, 
die N. und R. ſelbſt gemacht haben ſollen, bezöge. Der 
Ausdruck „anvertraut!“ muß im weiteren Sinne verſtanden 
werden. Er erſtreckt ſich namentlich auch auf das, was die im 
8 383 Ziffer 5 der C. P. O. gemeinten Perſonen innerhalb 
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ihres Berufs im Verkehr mit den ihnen Vertrauen ſchenkenden 
Perſonen wahrgenommen und was ſie ſelbſt den letzteren mit⸗ 
getheilt und erklärt haben. Denn das Angehen eines Arztes, 
Anwalts ꝛc. um Rath und Hülfe enthält ſchon von ſelbſt das 
ganz allgemeine und ſelbſtverſtändliche Erſuchen um Geheim⸗ 
haltung aller dem Erſteren dadurch bekannt werdenden erheb⸗ 
lichen und nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmten Umſtände, 
ohne daß ſolches Erſuchen ausdrücklich geſtellt zu werden braucht, 
oder daß es ſich auf die vom Rath- und Hülfeſuchenden ſelbſt 
zu machenden Mittheilungen beſchränkt. Dieſe ſtehen ja in 
nicht oder nur ſchwer löslichem Zuſammenhang mit den von 
der Vertrauensperſon zu ſtellenden Fragen, vorzunehmenden 
Unterſuchungen und Erörterungen, und mit Offenbarung der 
letzteren ließe ſich die Geheimhaltung der erſteren in der Regel 
nicht vereinigen. Es iſt ſchon bei der Begründung des Ent⸗ 
wurfs der in Rede ſtehenden Geſetzesſtelle ausgeſprochen worden, 
daß fie im Einklang mit § 300 des Reichs ⸗Strafgeſetzes ſtehen 
ſoll, wonach Rechtsanwälten, Aerzten u. ſ. w. ſowie den Ge⸗ 
hülfen dieſer Perſonen das Offenbaren anvertrauter Privat⸗ 
geheimniſſe bei Strafe verboten iſt, und es wird auch bei 
Auslegung dieſes letzterwähnten Geſetzes allgemein angenommen, 
daß auch ſolche Umſtände als anvertraut gelten müſſen, die auf 
anderem Wege als durch direkte Mittheilung innerhalb des 
Vertrauensverhältniſſes dem angegangenen Vertrauensmann oder 
feinem Gehülfen bekannt geworden find. Der Zweck des 
8 300 des Reichs ⸗Strafgeſetzes, das Amts- und Berufs- 
geheimniß zu ſchützen, und der des § 383 Ziffer 5 der C. P. O., 
Vertrauensperſonen gegen Gewiſſenszwang und Widerſtreit der 
Pflichten zu fihern, würde zum größten Theile vereitelt werden, 
wenn el jedem Dritten geſtattet wäre, die in jenen Geſetzes⸗ 
ſtellen Bezeichneten zwar nicht zur Kundgabe unmittelbar 
anvertrauter Thatſachen, wohl aber zur Offenbarung ſolcher 
Wahrnehmungen, eigener Handlungen und Erklärungen zu 
zwingen, die mit erſteren im engſten Zuſammenhange ſtehen 
und mehr oder minder ſichere Schlußfolgerungen auf fie und 
die geſammte Sachlage zulaſſen. So haben fih denn auch 
wiederholt Entſcheidungen des R. G. ebenſo wie die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft im Sinne des angefochtenen Zwiſchenurtheils und 
der vorſtehenden Ausführungen ausgeſprochen. Vergl. Beſchluß 
des IV. C. S. des R. G. IV. 159/93 vom 2. November 1893, 
abgedruckt bei Gruchot Bd. 38 S. 497; Beſchluß des V. C. S. 
des R. G. V. 94/95 vom 9. Oktober 1895, abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1895 S. 519 Nr. 7; Gaupp, Civil⸗ 
prozeßordnung, § 383 Bd. II S. 826; Peterſen⸗Anger, Civil⸗ 
prozeßordnung, $ 383 Note 5. V. C. S. i. S. Neuſe c. Schulze 
vom 18. September 1901, B Nr. 130/1901 V. 

8. § 488. 

§ 488, der durch die Novelle zur C. P. O. vom 17. Mai 
1898 in dieſe neu aufgenommen wurde, und, wie die Begründung 
des Entwurfes der Novelle — S. 117/118 — ergiebt, für das 
neue Recht unter Anderem die Beſtimmung des Art. 348 Abſ. 2 
des H. G. B. a. F. zu erſetzen beſtimmt iſt, enthält nicht wie die 
59 485 und 489 eine Ermächtigung des Gerichts, ſondern 
verleiht dem Antragſteller ein Recht; es muß daher beim Vor⸗ 
liegen ſeiner Vorausſetzungen die beantragte Beweisanordnung 
erfolgen. Nach deſſen Abſ. 2 iſt der Verkäufer zu dem Antrage 
ſchon dann berechtigt, wenn ihm, wie hier geſchehen iſt, der 
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Käufer einen Mangel angezeigt hat; weitere Vorausſetzungen 
find nicht erfordert. Das Gericht darf insbeſondere nicht in 
eine materielle Prüfung der Sache eingehen und hat ſich, da 
in prozeſſualiſcher Beziehung die Vorausſetzung der Verluſt⸗ 
gefahr ($ 485) hier nicht gefordert iſt und im Uebrigen für 
die Sicherung des Beweiſes die Erheblichkeit der Thatſachen 
keine Bedingung der Beweisaufnahme bildet, einer Prüfung der 
Beweiserheblichkeit zu enthalten. Das in Abſ. 2 des § 488 
dem Verkäufer eingeräumte Recht iſt ferner unabhängig von 
dem Rechte des Käufers nach § 488 Abſ. 1. Der Verkäufer 
hat deshalb das Recht nach § 488 Abſ. 2 auch dann noch, 
wenn der Käufer fein Recht aus dem Abſ. 1 jener Geſetzes⸗ 
vorſchrift bereits ausgeübt hat. Der Verkäufer hat ferner aus 
dem gleichen Grunde, auch wenn der Käufer ſein Recht aus 
Abſ. 1 durch einen Antrag auf Vernehmung von Sach⸗ 
verſtändigen ausgeübt hat und das Gutachten bereits erſtattet 
iſt, bei Ausübung feines Rechtes aus Abſ. 2 des § 488 
gleichfalls durch einen Antrag auf Vernehmung anderer Sach⸗ 
verſtändiger — nicht ein beſonderes Intereſſe für eine wieder⸗ 
holte Begutachtung glaubhaft zu machen. Da dem Gerichte, 
wie bereits dargelegt wurde, in dieſem Verfahren nicht eine 
Prüfung der Beweiserheblichkeit zuſteht, kann dieſe wiederholte 
Begutachtung auch nicht durch Berufung auf § 412 Abſ. 1 
der C. P. O. abgelehnt werden, der ſich nur auf diejenigen 
Verfahren bezieht, in welchen dem Gericht die Sachentſcheidung 
und damit die materielle Prüfung der Beweiſe zuſteht. Dieſe 
Erwägungen würden jedoch nach der gegebenen Sachlage zur 
Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung dann nicht zureichen, 
wenn dem Gerichte auch in dieſem Verfahren die Auswahl der 
zuzuziehenden Sachverſtändigen ($ 404 Abſ. 1 der C. P. O.) 
zuſtände und daſſelbe nicht die ihm nach § 487 Nr. 3 be⸗ 
zeichneten Sachverſtändigen vernehmen müßte; denn bei dieſer 
Annahme ließe ſich die erfolgte Ablehnung der Beweisanordnung 
damit rechtfertigen, daß das Gericht auf den Antrag des Kl. 
den bereits in dem Verfahren auf den Antrag der Bekl. ver- 
nommenen Sachverſtändigen zuziehen würde und deshalb, da 
dieſer ſein Gutachten bereits erftattet hat, eine die wiederholte 
Begutachtung durch denſelben Sachverſtändigen verfügende 
Beweisanordnung bedeutungslos wäre. Allein der Ausgangs- 
punkt dieſer Betrachtung, daß dem Gerichte auch in dieſem 
Verfahren die Auswahl der Sachverſtändigen zuſtehe und daſſelbe 
nicht die ihm nach $ 487 Nr. 3 benannten Sachverſtändigen 
vernehmen müſſe, und daß folgeweiſe $ 487 Nr. 3 nur eine 
Abänderung des §8 404 Abſ. 3 und die Begründung einer 
Vorſchlagspflicht des Antragſtellers bezwecke, entſpricht nicht 
dem Geſetze. Es ließen ſich zwar für dieſe Meinung beachtens⸗ 
werthe praktiſche Erwägungen geltend machen. Nach Anſicht 
des Senates ſprechen jedoch überwiegende Gründe für die auch 
dem Wortlaute des & 487 Nr. 3 am meiſten entſprechende 
Annahme, daß dieſer Vorſchrift eine weitere Tragweite zukomme, 
wonach in dieſem Verfahren das Gericht die von dem Antrag⸗ 
ſteller benannten Sachverſtändigen vernehmen müſſe, der 
Antragſteller ſomit ein durch 8 404 Abſ. 1 nicht beſchränktes 
Vorſchlags recht habe. Bei der Berathung des mit dem $ 487 
Nr. 3 wörtlich übereinſtimmenden §8 431 Nr. 3 des dem 
Reichstage vorgelegten Entwurfes einer C. P. O. durch die 
Juſtizkommiſſion des Reichstages war dieſe Vorſchrift Gegen⸗ 
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flaud einer eingehenden Erörterung, welche insbeſondere auch 
die hier zu entſcheidende Frage mitumfaßt hat und welche in 
den Protokollen jener Kommiſſion — S. 193 — dahin 
zuſammengefaßt iſt: „Die Abgeordneten Dr. Grimm und 
Dr. Wolffſon bemerken, aus Nr. 3 des § 431 laſſe ſich 
folgern, daß, wenn die Sachverſtändigen nicht mit Namen 
genannt ſeien, das Geſuch abgewieſen werden müſſe. Soll die 
Auswahl der Sachverſtändigen nicht hier dem Gerichte über- 
laſſen bleiben müſſen? Der Direktor v. Arnsberg und der 
Abgeordnete Klotz erwidern übereinſtimmend: Es handle ſich 
hier nicht um Sachverſtändige, welche das Urtheil des Richters 
normiren ſollen, ſondern um ſachverſtändige Zeugen; hierzu 
ſeien von den Parteien Perſonen ihres Vertrauens zu benennen. 
Dadurch ſei nicht ausgeſchloſſen, daß der Richter noch andere 
Sachverſtändige zuziehe, wenn er dies für nöthig halte.“ Dieſe 
Ausführungen ſchließen zunächſt die Annahme aus, daß nach 
Abſicht der geſetzgebenden Faktoren mit jener Vorſchrift lediglich 
in Abänderung des § 404 Abſ. 3 eine Vorſchlagepflicht des 
Antragſtellers begründet werden ſollte, und weiſen auf eine — 
wie allerdings nicht zu verkennen iſt, durch die gegebene Be⸗ 
gründung nicht allſeits gerechtfertigte — Auffaſſung derſelben 
hin, wonach in dieſem Verfahren das Gericht auch die ihm be 
nannten Sachverſtändigen annehmen müfle Gegen dieſe, 
wie ſchon hervorgehoben, auch dem Wortlaute des Geſetzes mehr 
entſprechende Auslegung dürfen keine Bedenken entnonam 
werden aus den allgemeinen Grundſätzen der C. P. O. im 
die Stellung des Gerichtes zu dem Beweiſe durch Sadm 
ſtändige; denn jene allgemeinen Grundſätze nehmen ihren Au 
gangspunkt von der Vorausſetzung, daß es ſich um Erhebung 
jenes Beweiſes im Prozeſſe oder in einem dem Prozeſſe gleich- 
artigen Verfahren handelt, und können deshalb für das anomale 
Verfahren der Sicherung des Beweiſes keine Geltung be 
ſpruchen, wie denn die Motive zu dem Entwurfe — S. 290 — 
ſchon angedeutet haben, es ſeien die Beſonderheiten aus der 
Anomalie zu erklären, daß das Verfahren unabhängig von 
einem Rechtsſtreite ftattfinden könne. Weil aber in dieſem Ver⸗ 
fahren mit in Betracht kommt, daß die von dem Antragftelle 
benannten Perſonen feines Vertrauens vernommen werden, 
— ein Geſichte punkt, auf welchen in der Juſtizkommiſſton nicht 
mit Unrecht beſonders hingewieſen wurde — lag es für den 
Geſetzgeber nahe, auch für die Vernehmung von Sachverſtändigen 
dem Gerichte eine Auswahl wenigſtens inſoweit zu entziehen, 
als es die von dem Antragſteller benannten Sachverſtändizer 
vernehmen muß. In dieſem Sinne wird die Vorſchrift bei 
§ 487 Nr. 3 von den Kommentatoren der C. P. O. über 
einſtimmend aufgefaßt. Ob dabei dem Gerichte die Befugniß 
zuſteht, noch andere Sachverſtändigen, als die ihm benannten, 
zuzuziehen, was bei der Berathung der Juſtizkommiſſion bejaht 
wurde, in der Rechtslehre aber von Reinke, Civilprozeßordnung 
3. Auflage (1896) zu $ 45 1 — jetzt 490 — S. 481 — und 4. Auf, 
lage (1900) zu § 490 — S. 470 — beſtritten wird, bedarf 
hier nicht der ausdrücklichen Entſcheidung. Wenn ferner in det 
Rechtslehre bei Auslegung der 88 164 und 15 des Reich 
geſetzes über freiwillige Gerichtsbarkeit angenommen wird, daß 
dort die Vorſchrift des 8 48 7 Nr. 3 überhaupt nicht zur Ir 
wendung komme, ſo hat dies für die hier allein in Frage 
ſtehende Anwendung der 68 488 und 487 Nr. 3 keine weitere 
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Bedeutung. II. C. S. i. S. Elkeles e. Homann & Co. vom 
24. September 1901, B Nr. 121/1901 II. 

9. § 567. 

Sowohl die Beſchwerde beim O. L. G. wie auch die jetzt 
an das R. G. gerichtete ſtellen ſich als ein unſtatthafter Verſuch 
dar, im Widerſpruch mit dem $ 360 der C. P. O. und den 
grundlegenden Normen des heutigen Civilprozeßverfahrens den 
erſtinſtanzlichen Richter zu zwingen, an Stelle des erlaſſenen 
Beweisbeſchluſſes ein Theilurtheil ergehen zu laſſen. Wenn der 
Kl. die Zuläffigkeit der erſten Beſchwerde daraus herleiten will, 
daß die in den angefochtenen Beſchlüſſen enthaltene Aenderung 
des Beweis beſchluſſes vom 7. Februar mündliche Verhandlung 
erfordert hätte, ſo giebt er in Wahrheit damit ſelbſt nur einen 
Grund für die Unzuläſſigkeit der Beſchwerde; denn wenn eine 
Entſcheidung, die vorgängige mündliche Verhandlung erfordert 
hätte, trotzdem ohne ſolche erlaſſen wird, fo wird ſie nicht, wie 
der Beſchwerdeführer rechts irrthümlich annimmt, dadurch der 
Beſchwerde zugänglich, im Beſonderen auch nicht in Anſehung 
gerade des Mangels, daß ſie auf einer prozeſſual fehlerhaften 
Grundlage ruht, ſondern ſie bleibt auch in dieſem Fall nur 
anfechtbar nach Maßgabe der 88 512 und 548 der C. P. O., 
alſo nur mit den gegen das demnächſt erlaſſene Urtheil gerichteten 
Rechtsmitteln. Die Bezugnahme des Beſchwerdeführers auf 
die in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1893 S. 235 Nr. 11 ver⸗ 
oͤffentlichte Entſcheidung des R. G. iſt verfehlt; denn es erhellt 
daraus zur Genüge, daß es ſich damals der Sache nach um 
die 85 807 und 815 (jetzt 927 und 936) der C. P. O. 
handelte und der erſte anſcheinend allgemeine Satz nur in Bezug 
hierauf ausgeſprochen iſt. VII. C. S. i. S. Wulff c. Fiskus 
vom 20. September 1901, B Nr. 100/1901 VII. 

10. 8 567. 

Das R. G. hat bereits durch den in den Entſcheidungen 
Bd. 47 S. 361 abgedruckten Beſchluß vom 28. September 1900 
ausgeſprochen, daß die Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8 567 
Abſ. 2 der C. P. O., wonach gegen die in Betreff der Prozeß⸗ 
koſten erlaſſenen Entſcheidungen der O. L. G. die Beſchwerde 
nur zuläſſig iſt, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von 
100 Mark überſteigt, nicht auf die in der Begründung des 
Entwurfs der Prozeßnovelle von 1898 erwähnten Fälle des 
§ 99 Abi. 3, § 103 Abſ. 1, $ 105 Abſ. 4, 8 107 Abſ. 3 
u beſchränken iſt. Im gegenwärtigen Falle gründete fich die 
erſtinſtanzliche Beſchwerde an das O. L. G. ſowohl auf 5 576 
Abſ. 2 als auf § 793 mit $ 732 der C. P. O.; die mit ihr 
angefochtene Entſcheidung des L. G. betraf aber materiell nur 
die Prozeßkoſten, nämlich die Frage, ob die zu Gunſten des B. 
eingetretene Rechtskraft des Urtheils dieſem gegen feine Streit⸗ 
genoſſin einen Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten gewähre 
und ob der gegen die Streitgenoffin erlaſſene Koftenfeftießungs- 
beſchluß mit Vollſtreckungsklauſel verſehen und in Vollzug geſetzt 
werden durfte. Auch der jetzt angefochtene Beſchluß des O. L. G. 
betrifft demnach materiell nur die Prozeßkoſten, und die Beſchwerde⸗ 
ſumme von 46,16 Mark erreicht nicht den in 8 567 Abſ. 2 
erforderten Betrag. VII. C. S. i. S. Brauwer 6. Bösken vom 
20. September 1901, B Nr. 104/1901 VII. 

11. $ 567. 

Zurückweiſung einer Beſchwerde als unzuläſfig in Erwägung, 
daß mit der Beſchwerde Erhöhung der in der angefochtenen 
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Verfügung für den Zeugen auf insgeſammt 40 Mark 70 Pf. 
feſtgeſetzten Entſchädigung um 9 Mark verlangt wird; in Er⸗ 
wägung, daß nach § 17 Abſ. 3 der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige in Verbindung mit $ 567 Abſ. 2 
der C. P. O. die Beſchwerde nur zuläjfig iſt, wenn die Be⸗ 
ſchwerdeſumme mehr als 100 Mark beträgt; in Erwägung, daß 
dieſe Beſtimmung auch im vorliegenden Falle, obwohl hier die 
angefochtene Entſcheidung nicht von dem O. L. G. ſelbſt, ſondern 
von einem beauftragten Richter des letzteren erlaſſen iſt, zur 
Anwendung kommen muß, da die Thätigkeit des beauftragten 
Richters, ſoweit ſie die Feſtſetzung von Gebühren für Zeugen 
und Sachverſtändige betrifft, als eine ſolche des O. L. G. zu 
gelten hat; in endlicher Erwägung, daß die Beſchwerdeſumme 
des § 567 Abſ. 2 der C. P. O. im vorliegenden Falle nicht 
gegeben iſt. V. C. S. i. S. Kühndorf c. Stadt Cölleda vom 
25. September 1901, B Nr. 144/1901 V. 

12. 8 568. 

Nach § 568 Abſ. 4 der C. P. O. findet gegen die Ent. 
ſcheidungen der O. L. G. über das Rechtsmittel der weiteren 
Beſchwerde eine weitere Beſchwerde nicht ſtatt. Dieſe Vorſchrift iſt 
in das Geſetz zu dem ausgeſprochenen Zwecke eingeſtellt worden, um 
die Entſcheidungen, die das O. L. G. in ſeiner Eigenſchaft als Gericht 
der weiteren Beſchwerdeinſtanz erläßt, einem nochmaligen Angriff 
durch Beſchwerde zu entziehen, und ſo das R. G. nicht mehr, 
wie es nach der früheren C. P. O. der Fall war, mit Ent⸗ 
ſcheidungen in einer Sache zu befaſſen, in der bereits das 
O. L. G. als Gericht der weiteren Beſchwerde die Entſcheidung 
getroffen hat. Hierüber läßt die dem Entwurfe der Prozeß⸗ 
novelle beigefügte Begründung (Nr. 61 der Druckſachen des 
Reichstages, 9. Legislaturperiode, V. Seſſion 1897/98, S. 123) 
keinen Zweifel. Sie ſpricht es geradezu als Zweck der Vorſchrift 
aus, eine Einſchränkung in der Richtung zu erreichen, daß das 
R. G. nicht mehr mit derartigen weiteren Beſchwerden gegen 
die Entſcheidungen der O. L. G. befaßt werden ſoll. Dieſem 
Zwecke des Geſetzes würde es nicht entſprechen, wenn man — in 
zu engem Anſchluß an den Wortlaut des 8 568 Abſ. 4 — 
eine Beſchwerde, wie ſie hier erhoben iſt, zulaſſen wollte. Denn 
das O. L. G. hat als Gericht der weiteren Beſchwerde über 
das Armenrechtsgeſuch befunden; es hat die Bewilligung des 
Armenrechts abgelehnt, weil es die weitere Rechtsverfolgung, 
alſo die einzulegende weitere Beſchwerde für ausſichtslos erachtet. 
Damit hat das O. L. G. in ſeiner Eigenſchaft als Gericht der 
weiteren Beſchwerdeinſtanz eine Entſcheidung getroffen und im 
Sinne des § 568 Abſ. 4 über das Rechtsmittel der weiteren 
Beſchwerde entſchieden. Eine gegentheilige Würdigung der 
Sach- und Rechtslage durch das R. G. iſt ausgeſchloſſen, und 
um ſie auszuſchließen, hat das Geſetz in § 568 Abſ. 4 die 
weitere Beſchwerde für unſtatthaft erklärt. V. C. S. i. S. 
Zwangsverſteigerung Kramer vom 21. September 1901, 
B Nr. 143/1901 v. 

13. 8 580, 58 1040, 1041. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Annahme 
des B. R., daß das Vertragsgeding „Any dispute on this 
Contract to be settled by arbitration in London“ als 
Schiedsvertrag zu beurtheilen ſei und die in dem Urtheil 
näher dargelegte Tragweite habe, wonach die Vertrageſchließenden 
den Schiedsvertrag, das Schiedsverfahren und die auf Grund 
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deſſelben ergehenden Schiedsſprüche dem Engliſchen Rechte 
unterftellen, iſt der Nachprüfung des Reviſionsgerichts, weil auf 
Auslegung des Vertrages beruhend, entzogen. Die weiteren Aus- 
führungen, daß der darnach ergangene Schiedsſpruch nach den 
hier zur Anwendung gelangenden Vorſchriften des Engliſchen 
Rechts und nach dem Engliſchen Gerichtsgebrauch um deswillen 
nicht angefochten werden könne, weil die Entſcheidung materiell 
unrichtig ſei und auf einem groben Irrthum beruhe, betreffen 
die Anwendung von nicht revifiblem Engliſchen Rechte. Die 
Bekl. hatte zwar in der Berufungsinſtanz ihrem hierher ge⸗ 
hörenden Vorbringen noch hinzugefügt, daß die Kl. in be⸗ 
trügeriſcher Weiſe einen Irrthum der Schiedsrichter herbeigeführt 
habe. Der B. R. hat in ſeinen Urtheilsgründen dieſes Vor⸗ 
bringen, ſoweit zunächſt die Anfechtung des Schiedsſpruches nach 
Engliſchem Rechte in Betracht kommt, nicht ausdrücklich erörtert; 
es kann jedoch darin ein Mangel an Begründung um deswillen 
nicht gefunden werden, weil als Grund der Unwirkſamkeit des 
Schiedsſpruchs nach Engliſchem Rechte nur die auf grobem 
Irrthum beruhende materielle Unrichtigkeit geltend gemacht war 
und in dieſem Zuſammenhange jenes Vorbringen nur das 
Vorliegen eines groben Irrthums der Schiedsrichter zu recht ⸗ 
fertigen bezweckte. Eine Rüge iſt hierwegen auch nicht erhoben 
worden. Die Reviſion hat aber geltend gemacht, jenes Vor⸗ 
bringen erfülle auch den Reſtitutionsgrund des § 480 Nr. 4 
der C. P. O. und ſei deshalb geeignet, die Anfechtung des ge⸗ 
dachten ausländiſchen Schiedsſpruchs aus § 1041 Nr. 6 der 
C. P. O. zu rechtfertigen. Dieſem Angriffe war jedoch der 
Erfolg zu verſagen. Es kann zunächſt die Frage dahingeſtellt 
bleiben, ob überhaupt auf ausländiſche Schiedsſprüche, ſoweit 
aus denſelben die Rechtsfolge des §8 1040 der C. P. O. ab- 
geleitet wird, die Aufhebungsgründe des $ 1041 anwendbar 
find oder ob nicht vielmehr nur die Aufhebungsgründe des 
ausländiſchen Rechtes, unter dem ſie ſtehen, in Betracht kommen 
und die Anwendung des ausländiſchen Rechtes nur inſoweit 
auszuſchließen iſt, als daſſelbe gegen die guten Sitten oder 
gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtößt; denn nach 
der gegebenen Sachlage konnte jene Anfechtung des Schieds- 
ſpruchs auch dann keinen Erfolg haben, wenn $ 1041 Nr. 6 
zur Anwendung käme. Es fehlt nämlich an jedem Vorbringen 
in den Inſtanzen dahin, daß wegen jenes angeblichen Betrugs 
eine rechtskräftige Verurtheilung ergangen ſei oder daß die Ein- 
leitung oder Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen 
Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht erfolgen konne 
und danach die für eine Reſtitutionsklage nach § 580 Nr. 4 in 
§ 581 der C. P. O. geforderte Vorausſetzung vorliege. Die 
Beſtimmung des § 581 gilt aber entſprechend auch im Falle 
des $ 1041; im Sinne der letzteren Geſetzesvorſchrift gehört 
zu den dort geforderten „Vorausſetzungen“, unter welchen in 
den Fällen der Nr. 1— 5 des § 580 die „Reſtitutionsklage 
ſtattfindet“, daß auch die Vorſchrift des $ 581 der C. P. O. 
erfüllt ſei. II. C. S. i. S. A.⸗G. für Seilinduſtrie e. Cox u. Co. 
vom 17. September 1901, Nr. 168/1901 II. 

14. 88 707 ff., 88 935, 940. 

Der Vorinſtanz iſt zunächſt darin Recht zu geben, daß das 
unter Vorbehalt der Rechte ergangene Wechſelurtheil, welches 
nach 8 599 Abſ. 3 der C. P. O. in Betreff der Rechtsmittel 
und der Zwangsvollſtreckung als Endurtheil anzuſehen iſt, mit 
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Eintritt der Rechtskraft endgültig vollſtreckbar geworden iſt 
und daß die C. P. O. Vorſchriften nicht enthält, nach denen 
die Einſtellung der aus einem ſolchen Urtheil betriebenen Zwangs⸗ 
vollſtreckung mit Rückſicht auf die Fortſetzung des Verfahrens 
im ordentlichen Prozeß zugelaſſen wäre. Insbeſondere ſteht 
hier dem Bekl. der in der C. P. O. 88 707, 712, 717, 719 
vorgeſehene Rechtsſchutz nicht zur Seite und um eine (direkte 
oder analoge) Anwendung der 88 769, 770 der C. P. O. 
kann es ſich bei dem Mangel der Vorausſetzungen dieſer Vor⸗ 
ſchriften gleichfalls nicht handeln. Mag vom Geſetzgeber über. 
ſehen oder, wie das O. L. G. annimmt, abfichtlich unterlaſſen 
worden ſein, für Nothlagen, wie ſie jene Prozeßvorſchriften im 
Auge haben, auch hier Vorſorge zu treffen, fo iſt man keinen⸗ 
falls berechtigt, der vom Geſetze nicht zugelafienen Hemmung 
der Zwangsvollſtreckung auf dem Umwege einer einſtweiligen 
Verfügung nach 88 935, 940 der C. P. O. den Eintritt zu 
geflatten. Dieſe Prozeßvorſchriften über einſtweilige Verfügungen 
beziehen fih als ſolche nicht auf das Gebiet der Einſtellung 
einer Zwangsvollſtreckung aus vollſtreckbaren oder rechtskräftigen 
Urtheilen, welches vielmehr durch die in der C. P. O. hierfür 
gegebenen Spezialvorſchriften geregelt iſt. Eine einſtweilige 
Verfügung, wie ſie vorliegend beantragt wird, könnte alſo nicht 
durch den Umſtand gerechtfertigt werden, daß inzwiſchen in den 
anhängigen Nachverfahren ein — noch nicht rechtskräftiges Be 
ziehungsweiſe nicht vollſtreckbares Urtheil auf Klagabweiſng 
ergangen iſt. Eine andere Frage iſt, ob nicht der Wechſelbel. 
behufs Sicherung des ihm eventuell zuſtehenden Schadenzerſag⸗ 
anſpruches (C. P. O. 8 600 Abſ. 2 mit § 302 Abſ. 4 Satz? 
bis 4) einen Arreſt oder nach Umſtänden eine einſtweilige Der 
fügung erwirken könne, wodurch moͤglicherweiſe die Einftellung 
der Zwangsvollſtreckung aus dem rechtskräftigen Vorbehalts⸗ 
urtheil ſich erreichen ließe. (Vergl. Urtheil des R. G. vom 
16. Dezember 1901 VI. 293/91, bei Gruchot Bd. 37 S. 759 fl., 
Beſchluß vom 20. Auguſt 1898 I. 78/98, Juriſtiſche Wochen ⸗ 
ſchrift 1898 S. 5407, Gaupp⸗Stein, C. P. O. 4. Auflage Bd. II 
zu 8399 Ziffer III S. 181 und Note 10, 11). Indeſſen wenn 
man auch eine einſtweilige Verfügung in dieſem Sinne als 
geſetzlich zuläſſig anſehen würde und wenn man eine ſolche in 
dem vorliegend von dem Prozeßbevollmächtigten des Bekl. an 
das O. L. G. geftellten Geſuche mit Rückficht auf die darn 
enthaltene Bemerkung, „der Bekl. ſei nach Maßgabe des $ 600 
Abſ. 2, § 302 Abſ. 4 der C. P. O. gegen den Kl. anſpruchk⸗ 
berechtigt“, als beantragt gelten laſſen wollte, fo würde es doch 
im Uebrigen an den Vorausſetzungen für Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung fehlen. Der eventuelle Schadenserſatz 
anſpruch des Bekl. ift bisher noch nicht anhängig, er iſt noch 
gar nicht eriftent. Abgeſehen von der Frage, ob angeſichts der 
Beſtimmung in 88 943 flg., 937 der C. P. O. des O. L. G, 
bei welchem das Nachverfahren in der Berufungsinſtanz an 
hängig iſt, für die fragliche einſtweilige Verfügung zuftändig 
wäre, würde auch ſachlich der geſtellte Antrag durchaus der 
nach § 935 oder $ 940 der C. P. O. erforderlichen Begründung 
ermangeln; denn hierfür genügt nicht der Hinweis auf die 
Nachtheile, die eine Zwangsverſteigerung für den Bekl. im 
Gefolge haben werde und auf den (künftigen) Erſatzanſptuc, 
bezüglich deſſen übrigens der Beſchwerdeführer in keiner Weise 
glaubhaft gemacht hat, daß deſſen Verwirklichung gefährdet ſein 
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würde. F. S. i. S. Schäfer 6. Rau vom 9. September 1901, 
B Nr. 64/1901 J. 

15. 8 717. 

Es ſteht noch in Frage, ob die Verurtheilung der Belt. 
zur Entrichtung von Zinſen für die Zeit ſeit dem 1. Januar 
1900 gerechtfertigt iſt. Das O. L. G. geht davon aus, daß 
für die frühere Zeit nach dem damals geltenden Rechte eine 
Verpflichtung der jetzigen Bekl. zur Erſtattung von Zinſen ſich 
nur unter der Vorausſetzung eines ihr zur Luft fallenden Ver⸗ 
ſchuldens begründen laſſen würde, nimmt aber an, daß für die 
Zeit der Geltung der neuen Geſetzgebung die Beſtimmung des 
§ 717 Abſ. 2 der C. P. O. n. F., wonach im Falle der Auf- 
hebung eines vorläufig vollſtreckbaren Urtheils der Kl. ſchlechtweg 
dem Bekl. zum Schadenserſatz verpflichtet iſt, hier deswegen 
Anwendung zu finden habe, weil für den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erfaß die zur Zeit feiner Geltendmachung beſtehenden Geſetzes⸗ 
vorſchriften maßgebend ſeien. Ob dem letztern Satz zugeſtimmt 
werden konnte, kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls iſt es 
richtig, die Rechtsfolgen, welche eine neue Geſetzgebung an eine 
ſich hinterher als materiell unberechtigt herausſtellende vorläufige 
Vollſtreckung zum Nachtheile des Kl. knüpft, auch dann eintreten 
zu laſſen, wenn letzterer unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes 
den durch die ſchon vorher vorgenommene Beitreibung herbei⸗ 
geführten prozeſſualen Zuſtand auch nur aufrecht zu halten 
fortfährt. Daß aber der Schadenserſatz ohne Weiteres in vier- 
prozentigen Zinſen gefunden worden iſt, beruht auf einer gerecht⸗ 
fertigten entſprechenden Anwendung des 8 288 B. G. B. Bei 
dieſer Sachlage bedarf es keiner Entſcheidung, ob etwa auch 
ſchon nach früherem Rechte der Zinsanſpruch in Wirklichkeit 
ohne Weiteres (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 11 
S. 418 und Bd. 21 S. 405) begründet geweſen wäre. 
VI. C. S. i. S. Union 6. Möller vom 16. September 1901, 
Nr. 164/1901 VI. 

16. 88 917 fl. 

Die Frage, ob die zur Begründung eines Arreſtes vor⸗ 
gebrachten Thatſachen glaubhaft gemacht ſeien, würde der 
Nachprüfung in der Revifionsinſtanz allerdings an ſich nicht 
unterliegen. Zu prüfen bleibt indeß, ob nicht bei einer ſolchen 
Entſcheidung das Weſen der Glaubhaftmachung ſelbſt verkannt 
und ob nicht anderweite Rechtsnormen verletzt find. Zur 
Kognition des Reviſionsgerichts ſteht ſodann die der Ent ⸗ 
ſcheidung zu Grund liegende Rechtsauffaſſung bezüglich der 
geſetzlichen Vorausſetzungen des Arreſtes nach § 917 der 
C. P. O. Die Begründung des B. U. giebt nun zu erheblichen 
Bedenken in mehrfacher Richtung Anlaß. Vor allem erſcheint, 
wie der Mevifion zuzugeben iſt, die Begründung aus dem 
folgenden Geſichts punkt als unvollſtändig und mangelhaft. 
Das B. G. hat die Fragen, ob der zu ſichernde Anſpruch der 
Arreſtkl. und ob ein zureichender Arreſtgrund glaubhaft gemacht 
ſeien, völlig getrennt behandelt, die erſtere Frage dahingeſtellt 
gelaſſen und das Vorliegen eines Arreſtgrundes verneint. Dabei 
iſt verkannt, daß im gegenwärtigen Fall der Anſpruch und der 
Arreſtgrund im engſten Zuſammenhang ſtehen. Die Arreſtkl. 
machen geltend, daß dem Arreſtbekl. zufolge der ihm zur Laſt 
gelegten unerlaubten widerrechtlichen Handlungen, wodurch ſie 
ihren Schadenserſatzanſpruch für begründet erachten, ſtrafgericht⸗ 
liche Verurtheilung drohe und daß des halb die Gefahr beſtehe, 
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derſelbe werde ſich der Strafe und ſein Vermögen dem Zugriff 
der Gläubiger zu entziehen trachten. Es liegt auf der Hand, 
daß je dringender der Verdacht einer ſtrafbaren, zugleich civil ⸗ 
rechtlich zum Schadenserſatz verpflichtenden Handlungsweiſe tft, 
deſto größer die Gefahr für die Gläubiger ſein wird, daß der 
Schuldner nicht bloß feine Perſon, ſondern auch fein Vermögen 
in Sicherheit zu bringen ſuchen werde. Das B. G. durfte fich 
alſo eines Eingehens auf die gleichzeitig für den Anſpruch und 
für den Arreſtgrund geltend gemachten Umſtände nicht ſchlecht⸗ 
hin um deswillen entſchlagen, weil es dahingeſtellt ließ, ob der 
Anſpruch beſcheinigt ſei oder glaubhaft gemacht werden könne. 
Das B. U. dahin auszulegen, daß dabei das ganze Vorbringen 
der Arreſtkl. über die dem Arreſtbekl. zur Laſt gelegten — 
wiſſentlichen und ſtrafbaren — Bilanzfälſchungen als richtig 
unterſtellt ſei, erſcheint nicht als angängig; denn die Urtheils⸗ 
gründe bekunden auch in ihrem übrigen Inhalt die Auffaſſung, 
daß es für den Arreſtgrund auf den Stand und den zu er⸗ 
wartenden Ausgang des Strafverfahrens überhaupt nicht an⸗ 
käme. Nun hatten die Arreſtkl. im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
eine Reihe von Thatſachen dafür vorgebracht, daß der Verdacht 
ſtrafbarer unrichtiger Vermögens darſtellung in den Bilanzen ꝛc. 
gegen den Arreſtbekl. beſtehe und ſich in der Zwiſchenzeit ſeit 
Aufhebung der früher ergangenen Arreſtbefehle weſentlich ver⸗ 
ſtärkt habe. Sie haben hierfür unter Anderem Bezug genommen 
auf den zufolge Antrages der Aktiengeſellſchaft Fabrik feuer- 
und fäurefefter Produkte in Vallendar am 20. März 1901 
erlaſſenen Arreſtbefehl und das denſelben beſtätigende Urtheil 
des L. G. Neuwied vom 19. April 1901, welches Urtheil 
denn auch in der Berufungsinſtanz zum Vortrag gebracht worden 
iſt. In dieſem Urtheil war wiederum Bezug genommen auf 
den Arreſtantrag vom 19. März 1901 und auf die zu deſſen 
Begründung vorgelegten Urkunden und Aktien; und nach dem 
Thatbeſtand des jetzt angefochtenen B. U. iſt jenes Urtheil ver- 
leſen und find aus den Akten Q. 23/01 Vallendar gegen Böing 
die dort näher bezeichneten Urkunden vorgelegt worden. Außer⸗ 
dem hatten die Arreſtkl. zur Glaubhaftmachung der von ihnen 
vorgebrachten Behauptungen bezüglich der Bilanzaufftellung die 
Vernehmung der fünf von denſelben zum Termin geſtellten 
Zeugen beantragt. Mit alledem war von den Arreſtkl. zweifellos 
eine Glaubhaftmachung auch für den Arreſt grund beabſichtigt 
und es durfte ihnen eine ſolche nicht ohne Weiteres mit dem 
Dabinſtellen einer Prüfung des Anſpruches abgeſchnitten werden. 
Schon von dieſem Standpunkte aus wäre die Ausführung der 
Urtheilsgründe zu beanſtanden: „es ſeien keine Thatſachen be 
hauptet, aus denen hervorgehen könnte, daß der Arreſtbekl. 
Veranſtaltungen getroffen oder zu treffen beabſichtigt habe, um 
die Zwangsvollſtreckung wegen der den Arreſtkl. angeblich zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche zu vereiteln oder zu erſchweren ꝛc.“ Dieſe 
Ausführung läßt aber auch auf eine rechtsirrige Auffaſſung des 
B. R. hinfichtlich der Vorausſetzungen des Arreſtes ſchließen. 
Das iſt zu Anlegung eines Arreſtes nicht nothwendig, daß eine 
Abficht des Arreſtbekl., die Zwangsvollſtreckung zu vereiteln oder 
zu erſchweren, bereits vorhanden und äußerlich bethätigt worden 
iſt. Es könnte genügen, wenn die Gefahr beſteht, daß der 
Bekl. bei einer zu erwartenden für ihn ungünftigen Wendung 
der Dinge insbeſondere im Verlauf des gegen ihn anhängigen 
Strafverfahrens, Entſchlüſſe faſſen und ausführen werde, wo⸗ 
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durch die Befriedigung der Gläubiger gefährdet würde, — eine 


Folge, welche namentlich mit einer Flucht des Schuldners ins 


Ausland (vergl. auch 8 917 Abſ. 2 der C. P. O.) regelmäßig 
verknüpft fein wird. F. S. i. S. Wagemann u. Gen. c. Böing 
vom 9. September 1901, Nr. 3268/1901 VI. 

17. 88 927, 986. 

Das L. G. hat in der Prozeßſache der Parteien 2 39 und 
40/1900 durch Urtheil vom 10. Dezember 1900 eine einſt 
weilige Verfügung erlaſſen, durch welche unter anderem an⸗ 
geordnet wurde, daß die Kl. dem Bekl. bis zur Beendigung 
des zwiſchen den Parteien ſchwebenden Cheſcheidungsprozeſſes 
monatlich die Summe von 100 Mark als Alimentation zu 
zahlen habe. Dieſe Entſcheidung — welche nur von dem Bekl. 
angefochten wurde — iſt in der Berufungsinſtanz durch Urtheil 
des O. L. G. vom 7. Februar 1901 aufrecht erhalten worden. 
Demnächſt iſt in dem Eheſcheidungsprozeſſe durch Urtheil des 
L. G. vom 24. Mai 1901 auf Scheidung der Parteien erkannt und 
der Bekl. für den ſchuldigen Theil erklärt worden. Der Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß iſt jetzt in der Berufungsinſtanz bei dem 
O. L. G. anhängig. Kl. hat bei letzterem den Antrag geftellt, 
durch einſtweilige Verfügung anzuordnen, daß fie für die 
Zukunft nicht gehalten ſei, dem Bekl., wie bisher, Alimente zu 
zahlen. Zur Begründung des Antrags iſt geltend gemacht, 
daß die gegen das Scheidungsurtheil eingelegte Berufung ſachlich 
unbegründet ſei und daß Bekl. mit der Einlegung des Rechts⸗ 
mittels nur den Zweck verfolge, die Zahlung der Alimente 
möglichſt lang hinauszuziehen. Durch den angefochtenen Be⸗ 
ſchluß iſt der Antrag zurückgewieſen worden. Das O. L. G. 
hat ausgeführt, der Antrag der Kl. erſcheine zwar dem Wort⸗ 
laute nach als ein Antrag auf Erlaß einer neuen ſelbſtändigen 
einſtweiligen Verfügung, thatſächlich bezwecke er aber die Auf⸗ 
hebung der in dem Urtheile des L. G. vom 10. Dezember 
1900 für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes erlaſſenen einft- 
weiligen Verfügung. Die Aufhebung deſſelben könne gemäß 
88 936, 927 Abf. 1 der C. P. O. ohne Sicherheitsleiſtung 
nur wegen veränderter Umſtände beantragt werden. Eine Ver⸗ 
änderung in den Umſtänden ſei aber bisher nicht eingetreten. 
Die getroffene einſtweilige Regelung der ehelichen Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Parteien ſei maßgebend, ſo lange die Ehe 
beſtehe. Die Behauptungen der Kl. ſeien daher nicht geeignet, 
den Antrag auf Wiederaufhebung der einftweiligen Verfügung 
zu begründen. In der Beſchwerde iſt hiergegen ausgeführt, 
aus dem Antrage und feiner Begründung ergebe fich, daß Erlaß 
einer neuen einſtweiligen Verfügung bezweckt ſei. Dieſe ſei 
erforderlich, damit weſentliche Nachtheile von der Kl. abgewendet 
würden. Der Eheſcheidungsprozeß ziehe ſich in die Länge, da 
Bekl. die Berufung gegen das Urtheil I. J. erſt am letzten 
Tage der Frift eingelegt habe und der Verhandlungstermin auf 
den 27. November 1901 anberaumt worden ſei. Das Urtheil, 
welches die Kl. zur Alimentation des Bekl. während des 
Scheidungsprozeſſes anhalte, habe jedenfalls eine kurze Dauer 
des Prozeſſes und wohl auch nur die I. J. im Auge gehabt. 
Mit Rückſicht auf den Inhalt des Scheidungsurtheils müſſe die 
Berufung des Bekl. für gänzlich ausſichtslos erachtet werden. 
Uebrigens ſei, fo wird weiter ausgeführt, der zurückgewieſene 
Antrag auch gemäß 83 936, 927 der C. P. O. begründet. 
Seit Erlaß des Urtheils vom 10. Dezember 1900 hatten ſich 
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die Umſtände thatſächlich geändert. Damals ſei der Ausgang 
des Scheidungsprozeſſes noch zweifelhaft geweſen, inzwiſchen ſei 
ein Urtheil zu Gunſten der Kl. ergangen und durch eibliche 
Zeugenausſagen der Beweis erbracht worden, daß Bekl. ſich 
ſchwere Verfehlungen gegen die Kl. habe zu Schulden kommen 
laſſen. Der Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. Durch 
die Ausführungen derſelben wird die Erwägung des Vorder- 
richters, daß der Antrag der Kl. die Aufhebung der in dem 
Urtheile des L. G. vom 10. Dezember 1901 erlaſſenen einft- 
weiligen Verfügung in Anſehung des dem Bekl. zu gewährenden 
Unterhalts bezwecke, nicht widerlegt. Aus dieſer Erwägung, 
welche zutreffend erſcheint, ergiebt ſich, daß das Geſuch der Kl. 
trotz des Wortlauts ſich in Wirklichkeit nicht als Antrag auf 
Erlaß einer neuen einſtweiligen Verfügung darſtellt, und ferner, 
daß Kl., da eine Anfechtung des Urtheils vom 10. Dezember 
1900 im Rechtsmittelwege von ihrer Seite nicht mehr in 
Frage kommt, ihren Zweck nur noch unter den Vorausſetzungen 
und unter Beobachtung der Vorſchriſten der 88 936, 927 der 
C. P. O. verfolgen kann. In den durch dieſe Vorſchriften vor- 
geſehenen Fällen iſt die Entſcheidung gemäß § 927 Abi. 2 
durch Endurtheil zu erlaſſen. Kl. würde ſomit, um ein ſolches 
zu erwirken, den Bekl. zur mündlichen Verhandlung über ihren 
Antrag vor das nach 88 927 Abſ. 2, 945 Abſ. 1 zuſtändige 
Gericht zu laden haben, und es ſteht die Entſcheidung darüber, 
ob die Vorausſetzungen der angeführten Vorſchriften zur Auf. 
hebung der einſtweiligen Verfügung vorliegen, lediglich den 
erkennenden Richter zu. Hiernach würde es angezeigt gente 
ſein, daß der Vorderrichter ſich der Erörterung der Frage, M 
eine die Aufhebung der einſtweiligen Verfügung rechtfertigende 
Veränderung in den Umſtänden eingetreten ſei, im Beſchluß⸗ 
verfahren enthalten und der Kl. anheimgegeben hätte, den Bell 
zur mündlichen Verhandlung über ihren Antrag zu laden. 
Es kann ſomit hier auf jene Frage nicht eingegangen werden. 
Die erhobene Beſchwerde aber iſt zurückzuweiſen, da Kl. auf 
dem Verlangen, daß ihr Antrag als ein Antrag auf Erlaß 
einer neuen ſelbſtändigen einſtweiligen Verfügung behandelt 
werde, beharrt. Indeſſen erſchien es angemeſſen, gemäß 9 6 
des G. K. G. Gebührenfreiheit für dieſen Beſchluß zu ge 
währen. F. S. i. S. Heim c. Heim vom 31. Auguſt 190, 
B Nr. 218/1901 IV. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

18. 8 9a. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die in $ 9a Ab. 2 
Satz 2 des G. K. G. enthaltene, am 1. Januar 1900 in Kraft 
getretene neue Beſtimmung, wonach bei Anſprüchen auf Ent⸗ 
richtung einer Geldrente, welche nach den 88 843, 844 des 
B. G. B. erhoben werden, der Werth des Rechts auf bie wiedet⸗ 
kehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſammtbetrag der ge 
forderten Leiſtungen geringer iſt, auf den fü nffachen Betrag 
des einjährigen Bezugs berechnet wird, — auch auf die in 
gegenwärtigen Fall nach dem 1. Januar 1900 erwachſenen 
Gebühren der Berufungsinſtanz Anwendung findet, obgleich 
der bereits vor dem 1. Januar 1900 entſtandene und geltend 
gemachte Anſpruch auf eine lebenslängliche Rente nicht auf 
Grund ber Beſtimmungen der 85 843, 844 des B. G. B, 
ſondern auf Grund derjenigen der Art. 1382-1384 6. © 
erhoben worden iſt. Es kommt alſo hierbei lediglich in Frage, 
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ob ein auf Grund der letzteren Beſtimmungen geltend gemachter 
Anſpruch einem nach $ 843, 844 des B. G. B. im Sinne 
des 8 9a Abſ. 2 cit. gleich zu achten iſt. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. Hierfür ſpricht zunächſt der Wortlaut des § 9a 
Abſ. 2 cit., welcher darauf ſchließen läßt, daß der Geſetzgeber 
beim Erlaß dieſer Beſtimmung lediglich die auf Grund des 
B. G. B. und des R. H. G. vom 7. Juni 1871 erhobenen 
Schadenserſatzanſprüche im Auge gehabt hat. Andernfalls 
vürde es nahe gelegen haben, in § 9a cit. entweder ſtatt der 
Bezugnahme auf 88 843 und 844 des B. G. B. die frag ⸗ 
lichen Anſprüche ihrer Art oder ihrem Grunde nach in anderer 
Weiſe zu bezeichnen, welche zugleich die gemäß den ſeitherigen, 
durch 88 843, 844 cit. erſetzten Beſtimmungen erhobenen 
Auſprüche mitumfaßt haben würde, oder auf die letzteren An⸗ 
ſprüche durch einen Zuſatz beſonders hinzuweiſen. Keines von 
beiden aber iſt geſchehen. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes giebt keinen Anhalt für die Annahme, daß die An⸗ 
wendung des § 9a auf die unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts entſtandenen Anſprüche als der Abficht des Geſetzgebers 
eutſprechend zu erachten wäre. Andererſeits kommt in Betracht, 
daß die Beſtimmungen des B. G. B. in der einſchlägigen 
Materie mit denjenigen der bis zum 1. Januar 1900 in Kraft 
geweſenen Partikularrechte ſich nicht durchweg decken und daß 
daher in manchen Fällen die Entſcheidung der Frage, welche 
auf das alte Recht ſich ſtützenden Anſprüche gerade mit den 
auf 88 843, 844 des B. G. B. gegründeten identiſch find, 
Schwierigkeiten bieten mag. Dieſes Bedenken, ſowie die Er⸗ 
wägung, daß die Anwendung der höheren Gebührenſätze des 
§9 der C. P. O. auf Rechtsſtreitigkeiten der fraglichen Art 
nit der Erledigung der auf Grund der Beſtimmungen des 
alten Civilrechts entſtandenen Anſprüche ohnehin bald aufhören 
wird, mögen vielleicht den Geſetzgeber dazu bewogen haben, 
von der Anwendung des § 9a Abſ. 2 des G. K. G. auf An⸗ 
ſprüche der letzteren Art abzuſehen und demgemäß der fraglichen 
Der von 
dem O. L. G. zur Begründung ſeiner gegentheiligen Anſicht 
heworgehobene Umſtand, daß in § 9a eit. den hier in Rede 
ſtehenden Schadenserſatzanſprüchen nach 88 843, 844 des 
B. G. B. die Anſprüche nach § 3, 3a, 7 des R. H. G. vom 
7. Juni 1871 gleichgeſtellt find, ſpricht eher für die hier ver⸗ 
tretene Meinung, daß der Geſetzgeber die unter § 9a Abſ. 2 
fallenden Anſprüche nicht nur im Allgemeinen ihrer Art nach 


1 bezeichnen, ſondern auch zugleich durch Angabe der ihnen zu 


; Grmde liegenden geſetzlichen Beſtimmungen genau umgrenzen 
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und ſomit eine analoge Anwendung derſelben ausſchließen 
wollte. In dieſem Sinne hat auch bereits nicht nur der 
VI. C S. des R. G. in feinen Beſchlüſſen vom 1. Februar 
und 21. April 1900 (VI. Nr. 359/1899 und Nr. 57/1900), 
ſondern auch der erkennende Senat in ſeinen beiden Beſchlüſſen 
vom 12. Oktober 1900 (II. Nr. 164 und Nr. 188/1900) ent- 


ſchieden, und es beſteht nach Obigem kein Anlaß, von dieſer 


Anficht abzugehen. Da hiernach § 9a Abi. 2 des G. K. G. 


auf den vorliegenden Fall überhaupt nicht anwendbar iſt, ſo 
ift nach 5 9 daſelbſt für die Werthsberechnung der Berufungs- 


inſtanz, in welcher eine von dem Kl. auf 800 Mark jährlich ver⸗ 
anſchlagte lebens längliche Rente für die Tochter deſſelben in 
erfter Reihe den Gegenſtand des Streits bildete, lediglich § 9 
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Abſ. 1 der C. P. O. maßgebend, wonach der Werth des be⸗ 
anſpruchten Rechts auf ſolche wiederkehrende Leiſtungen, wenn 
der künftige Wegfall des Bezugsrechts gewiß, die Zeit des 
Wegfalls aber ungewiß iſt, auf den 12 ½ fachen Betrag des 
einjährigen Bezugs zu berechnen iſt. Dies ergiebt aber einen 
Werth des Streitgegenſtandes von 12 ½ X 800 = 10 000 Mark. 
II. C. S. i. S. Mueß o. Burtſchel vom 24. September 1901, 
B Nr. 102/1901 II. 

II. Das Handelsrecht. 

19. 88 373 ff. Art. 344 a. F. 

Es iſt anerkannten Rechtens (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 15 S. 179, Bd. 16 S. 50), daß bei Diſtanzkäufen der Ver⸗ 
käufer nachzuweiſen hat, daß er der Pflicht des Art. 344 des 
H. G. B. genügt hat. An ſich gehört dahin freilich nur die 
Uebergabe an den geeigneten Spediteur oder Frachtführer. Sind 
aber im einzelnen Falle die Verpflichtungen des Verkäufers 
weitergehende, hat er, wie im vorliegenden Falle, auch die Ver⸗ 
ladung übernommen, ſo erſtreckt ſich entſprechend auch ſeine 
Beweispflicht weiter, und hat er daher auch ſeinerſeits, wenn 
die Sache beſchädigt ankommt, nachzuweiſen, daß er ſeiner 
übernommenen Pflicht der ordnungsmäßigen Verladung mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nachgekommen iſt, 
und zwar ohne Unterſchied, ob er die Verladung in Folge 
beſonderer Vertragsbeſtimmung oder freiwillig übernommen hat, 
da inſoweit die Verpflichtungen aus einer negotiorum gestio 
denen aus einem Mandate gleichſtehen. Hieraus ergiebt ſich 
ohne Weiteres, daß das von der Reviſion erhobene Bedenken, 
daß nicht feſtgeſtellt ſei, ob die Kl. zur Verladung verpflichtet 
geweſen ſei, ohne Bedeutung iſt. Ebenſo zerfällt der weitere 
Angriff, daß Kl. Mangels einer nachgewieſenen culpa in 
eligendo nicht ohne Weiteres für ein Verſchulden ihres Ver⸗ 
packungs⸗ und Verladungsperſonals haftbar gemacht werden 
koͤnne, weil es ſich darum handelt, daß Kl. den Nachweis, daß 
fie mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns die Ver⸗ 
ladung vorgenommen habe, nicht geliefert hat. Wenn endlich 
die Reviſion meint, die aufgeſtellten Grundſätze müßten im 
vorliegenden Falle deshalb verſagen, weil, wenn Frankenthal 
Erfüllungsort ſei, das Eigenthum mit der Verladung auf die 
Bekl. bereits übergegangen ſei, ſo erledigt ſich dies damit, 
daß die aus Art. 344 des H. G. B. ſich ergebenden Grundſätze 
von der Frage des Eigenthumsübergangs unabhängig find. 
III. C. S. i. S. Albert u. Co. o. Zeller vom 20. September 
1901, Nr. 229 / 1901 III. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

20. § 1. Konkurrenzverbot. 

Das dem Bekl. durch den Vertrag vom 23. März 1898 
auferlegte Konkurrenzverbot kann, auch wenn durch daſſelbe dem 
Käufer P. nicht ein lediglich an deſſen Perſon gebundenes Recht, 
ſondern ein ſolches Recht, welches er in Verbindung mit dem 
von dem Bekl. erworbenen Geſchäft auf Dritte übertragen 
konnte, konſtituirt worden iſt, nicht als gegen die guten Sitten 
durch übermäßige Beſchränkung der perſönlichen Freiheit ver⸗ 
ſtoßend erachtet werden. Nach der Rechtſprechung des R. G. 
(deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 31 Nr. 18) iſt als 
Maßſtab anzuſehen, daß die Erwerbsfähigkeit nur beſchränkt, 
nicht aber im Ganzen oder in einzelnen Richtungen vernichtet 
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werden darf, und find daher vertragsmäßige Konkurrenzverbote 
ohne jede Beſchränkung nach Zeit und Ort unzuläſſig. Im 
vorliegenden Falle iſt das Konkurrenzverbot ein zwar zeitlich 
unbeſchränktes, aber hinfichtlich des Ortes (Beuthen nebſt fünf- 
meiligem Umkreis) ein ſo eng begrenztes, daß von einer auch 
nur theilweiſen Vernichtung der Erwerbsfähigkeit nicht geſprochen 
werden kann. Eine auch nur analoge Anwendung der für 
Handlungsgehülfen am 1. Januar 1898 in Kraft getretenen 
beſchränkenden Beſtimmungen in 88 74 ff. des H. G. B. vom 
10. Mai 1897 auf Verträge zwiſchen ſelbſtändigen Kaufleuten 
erſcheint aber in Anbetracht der verſchiedenen Stellung eines 
ſelbſtändigen Kaufmanns gegenüber einem bloßen Handlungs- 
gehülfen unzuläffig (vergl. auch Staub Kommentar zum H. G. B. 
6/7. Auflage 8 22 Anm. 26, 27). Das B. G. hat thatſächlich 
feſtgeſtellt, daß durch & 5 des Vertrags vom 23. März 1898 
dem Käufer P. nicht nur ein lediglich an deſſen Perſon ge⸗ 
knüpftes Recht, ſondern ein ſolches Recht, welches er in Ver⸗ 
bindung mit dem erworbenen Geſchäft auf einen Dritten über⸗ 
tragen konnte, beſtellt worden fit. Zunächſt iſt das B. G. 
hierbei mit Recht von der Möglichkeit einer ſolchen Uebertragung 
bei einem Konkurrenzverbote ausgegangen (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 37 Nr. 46). Wenn das B. G. ſodann bei 
dieſer thatſächlichen Feſtſtellung erwägt, daß die Uebertragbarkeit 
der Rechte die Regel bildet und daß die Beweislaſt für eine 
Ausnahme den Bekl. irifft, fo iſt dieſe Annahme auch in An- 
wendung auf vertragsmäßige Konkurrenzverbote keine rechts⸗ 
irrthümliche. Denn die rechtliche Natur dieſer Konkurrenz⸗ 
verbote ſpticht keineswegs von ſelbſt für eine ſolche Ausnahme, 
da ein ſolches Verbot vereinbart wird, um den Werth des er⸗ 
worbenen Geſchaͤfts zu erhöhen und dem Käufer des Letzteren 
einen vermehrten Nutzen zu gewähren. Dieſer Letztere kann 
aber (wie im vorliegenden Falle) dem Erwerber nicht nur durch 
den Betrieb des Geſchäfts, ſondern auch durch deſſen Weiter⸗ 
veräußerung (in Verbindung mit dem Recht aus dem Konkurrenz⸗ 
verbot) zufließen. Es kann deshalb ebenſo wenig davon die Rede 
fein, daß das B. G. in unzuläffiger Weiſe eine ausdehnende 
Vertragsauslegung vorgenommen hätte. — Auch wenn (was 
das B. G. dahin geſtellt gelaſſen hat) in § 6 des Vertrages 
vom 20. Auguſt 1899 nicht bereits eine Abtretung der Rechte 
aus dem im Vertrage vom 23. März 1898 beſtellten Kon⸗ 
kurrenzverbote enthalten geweſen ſein ſollte, ſo würde dieſer 
Umſtand durchaus nicht gegen die Möglichkeit der von dem 
B. G. dem $ 5 des Vertrages vom 23. März 1898 gegebenen 
Auslegung ſprechen, da aus einer damaligen Unterlaſſung der 
Abtretung keineswegs eine Kundgebung der Willensmeinung des 
P., daß jenes Recht aus dem Konkurrenzverbot lediglich an ſeine 
Perſon geknüpft ſei, folgt und eine etwaige damalige Meinung 
des Kl. über den Inhalt des Vertrags vom 23. März 1898, 
der ja nicht von ihm, ſondern zwiſchen P. und dem Bekl. ge⸗ 
ſchloſſen war, rechtlich vollkommen gleichgültig erſcheint. — Der 
Umſtand, daß das dem P. in dem Vertrage vom 20. Auguſt 
1899 auferlegte Konkurrenzverbot zeitlich auf zehn Jahre be⸗ 
ſchränkt iſt, iſt für die Auslegung des in dem Vertrage vom 
23. März 1898 enthaltenen Konkurrenzverbotes unerheblich; das 
ihm zustehende Recht aus letzterem Vertrage hat aber P. dem 
Kl., der das Geſchäft am 20. Auguſt 1899 erworben hatte, 
jedenfalls durch die Urkunde vom 21. April 1901 ohne jede 
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Einſchränkung abgetreten, wie auch ſchon der § 6 des Vertrages 
vom 20. Auguſt 1899 hinfichtlich Aufrechterhaltung des dem 
Bekl. im Vertrage vom 23. März 1898 auferlegten Kon- 
kurrenzverbots eine zeitliche Beſchränkung nicht enthalten 
hat. F. S. i. S. Schindler o. Kamm vom 28. Auguſt 1901, 
Nr. 272/1901 v. 

21. § 1. Konkurrenzverbot. 

Die Annahme des B. G., daß Luckenwalde kein Vorort 
von Berlin ſei, verftößt nicht gegen Rechtsnormen und iſt in 
durchaus ſchlüſſiger Weiſe begründet. Ebenſo wenig läßt fid 
beanftanden, daß das B. G. in der Thätigkeit des Angeftellten 
G. eine Uebertretung des Konkurrenzverbots nicht erblickt hat. 
Die Sache liegt nicht fo, daß der Kl. etwa eine Zweignieder⸗ 
laſſung innerhalb des örtlich begrenzten Bannbezirks errichtet 
hätte. Vielmehr betreibt er ſein Geſchäft außerhalb des Bann⸗ 
bezirks, nämlich in Luckenwalde, wo die Fabrik errichtet iſt und 
wo ſich auch das Kontor befindet. Für feine Lieferungen von 
dorther aber ſucht er Abſatz auch in dem Bannbezirke Berlin. 
Daß darin bei Strafſtipulationen der vorliegenden Art eine 
Uebertretung des Verbotes nicht erblickt werden kann, iſt von 
R. G. in früheren ähnlichen Fällen ſchon wiederholt auf 
geſprochen worden (Entſch. des R. G. Bd. 26 S. 164. Bolze, 
Bd. 8 Nr. 459, 463; Bd. 9 Nr. 245). Daran iſt auch hier 
feſtzuhalten. Kann dem Kl. aber nicht verwehrt werden, mit 
den Bekl. dadurch in Wettbewerb zu treten, daß er ſeine aut 
wärts hergeſtellten Erzeugniſſe innerhalb des Bannbezirles ab- 
zuſetzen ſucht, fo entfällt auch die Möglichkeit in der Thätigkeit, 
die der Angeſtellte G. für den Kl. in Berlin entfaltet bat, 
eine Uebertretung des Verbotes zu erblicken. Dieſe Thängkeit 
beſchränkt ſich nach den bedenkenfreien Feſtſtellungen des B. ©. 
darauf, daß G. als Reiſender die Kunden beſucht, ihnen An- 
erbietungen macht und Beſtellungen entgegennimmt. Zum 
Geſchäftsabſchluſſe ſelbſt iſt er nicht ermächtigt. Dieſer erfolgt 
brieflich von Luckenwalde aus. Daß dieſe Thätigkeit dadurch 
nicht zu einer anderen wird, daß G. feinen Wohnfig in Berlin 
hat und nur von Zeit zu Zeit nach Luckenwalde hinüber fährt, 
bedarf keiner weiteren Darlegung. I. C. S. i. S. Rohmer und 
Kertzſcher e. Martin vom 21. September 1901, Nr. 210/1901 J. 


Zum Haftpflichtgeſetz. 
22. § 1. 


Für unbegründet war der Reviſionsangriff zu achlen, 
welcher darauf gegründet iſt, daß der Klageanſpruch nicht nach 
den im Urtheil des R. G. vom 7. Dezember 1886 — Entſc 
in Civilſachen Bd. 17 S. 104 — enthaltenen Rechtsgrundſäßen 
beurtheilt werden könne, weil die Genehmigungsurkunde für di 
Kehdinger Kreisbahn vom 9. April 1898 ſich nur auf dan 
demnächſtigen Bahnbetrieb, nicht auf die zur Erbauung eröffnete 
Arbeitsbahn beziehe. In der Genehmigung des Babnbetriebes 
liegt die Genehmigung des Betriebes, der vor Eröffnung der 
Bahn zur Fertigstellung des Baues ſtattfindet, und auch bel 
gegentheiliger Annahme würde eine geringere Haftung wie bei 
conceſſionirtem Bahnbetriebe für denjenigen nicht angenommen 
werden können, welcher ohne obrigkeitliche Geſtattung den 
Bahnbetrieb eröffnet. Nach den Grundſätzen der gedachten 
Entſcheidung vom 7. Dezember 1886 haftet bei einem ſeiner 
Natur nach das Eigenthum Dritter gefährdenden Betriebe der 
Betriebsunternehmer ohne Rückſicht auf perſöͤnliches Verſchulden 
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für den durch die Betriebs handlungen Dritten verurſachten 
Schaden. Als Betriebs unternehmer ift dabei in Uebereinſtimmung 
mit dem Sprachgebrauch des R. H. G. und des Unfall. 
verſicherungsgeſetzes derjenige anzuſehen, für deſſen Rechnung der 
Betrieb erfolgt — vergl. Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 280, 
Bd. 12 S. 145, Bd. 38 S. 92, 93 —. Hiernach iſt die 
Haftung des Kreiſes Kehdingen aus dieſem Gefichtspunkt zu 
Unrecht vom B. G. angenommen. Der Kreis hatte zwar die 
Konzeſſion zum Bahnbau erwirkt und den Bau der Bahn ver⸗ 
anlaßt, er war aber nicht ſelbſt Betriebsunternehmer, da er 
durch den Bau und Betriebsvertrag vom 24. März 1898 zu 
der im Koſtenanſchlag vom 12. März 1898 berechneten Summe 
von 1 550 000 Mark den Bau und Betrieb an H. und C. als 
Unternehmer übertragen hatte, welche auch den Betrieb der fertig 
geſtellten Kreisbahn auf 15 Jahre behalten und völlig ſelbſtändig 
führen ſollten. Hierdurch hatte der Kreis Kehdingen, ſoweit der 
Bau und Betrieb in Frage ſteht, die Ausübung der aus der 
Konzeſſion des Bahnbaues folgenden Rechte auf H. und C. 
übertragen und konnte er daher nicht als Betriebs unternehmer 
angeſehen und nicht ohne Weiteres für Schäden haftbar gemacht 
werden, welche aus der Gefährlichkeit des Bahnbetriebes folgen. 
Solche Haftung kann auch nicht aus $ 6 der Genehmigungs- 
urkunde hergeleitet werden, welcher beſtimmt, daß der Kreis für 
alle durch Ausführung des Bauplanes entſtehenden Be⸗ 
nachtheiligungen Dritter nach dem Geſetze Erſatz zu leiſten 
habe. Dieſe Vorſchrift kann nur auf Enteignungsanſprüche 
und ähnliche Forderungen bezogen werden, nicht auf Anſprüche 
der vorliegenden Art, für welche nach dem Geſetz der Betriebs⸗ 
unternehmer oder derjenige haftet, welcher durch perſönliches 
Verſchulden einen Schaden herbeigeführt hat. Ein beſonderes, 
die Haftung für den Klageanſpruch begründendes, Verſchulden 
des Kreiſes iſt nicht behauptet, und war hiernach feiner Revifion 
durch Wiederherſtellung des klagabweiſenden erſten Urtheils Folge 
zu geben. Auch der Mitbekl. K. erſcheint nicht als Betriebs- 
unternehmer der Kl. gegenüber für den eingeklagten Schaden 
haftbar. Wenn er auch nach dem § 13 des mit H. und C. 
abgeſchloſſenen Vertrages Bauarbeiten übernommen und zu leiten 
oder durch einen ſachverſtändigen Vertreter leiten zu laſſen hatte, 
ſo war er doch nicht Betriebsunternehmer des Bahnbetriebes, 
welcher nicht für ſeine Rechnung, ſondern für Rechnung von 
9. und C. erfolgte, und aus der dieſen gegenüber im genannten 
$ 13 kontraktlich übernommenen Haftung folgt ein direkter 
Klaganſpruch Dritter gegen ihn nicht. Es kann daher nur in 
Frage kommen, ob K. wegen Verſchuldens nach den Grund⸗ 
ſätzen der actio negatoria oder legis Aquiliae in Anſpruch 
genommen werden konnte. Das B. G. hat ausgeführt, daß er 
ſich bei der Bauausführung der Lokomotiven bedient habe und 
als der eigentliche Erreger des eingeklagten Schadens anzuſehen 
ſei. Dieſe Bemerkung begründet jedoch die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung nicht, denn aus dem bloßen Gebrauch von Lokomotiven 
folgt, wenn derſelbe in ordnungemäßiger Weiſe geſchieht, kein 
perſönliches Verſchulden. Es find jedoch Behauptungen in der 
Richtung aufgeſtellt, daß mangelhafte Maſchinen verwandt und 
die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln außer Acht gelaſſen feien. 
Hierüber hat das B. G. eine Feſtſtellung nicht getroffen und 
die im erſten Urtheil verneinte Frage, ob aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt die Haftung K.'s begründet iſt, nicht nachgeprüft. Aus 
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dieſem Grunde mußte rückſichtlich ſeiner bei Aufhebung der 
Vorentſcheidung die Sache in die Vorinſtanz zur Verhandlung 
und Entſcheidung zurückverwieſen werden. III. C. S. i. S. Kreis 
Kehdingen u. Gen. c. Concordia vom 17. September 1901, 
Nr. 250/1901 III. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

23. 8 9. Code civil Art. 1130, 1131. 

Die auf Grund des Art. 27 Abi. 1 des H. G. B. a. F. 
erfolgte Verurtheilung der Bekl. zur Herbeiführung der Löſchung 
des Zuſatzes Victoria in der für fie eingetragenen Firm a 
beruht auf der Annahme, daß die Bekl. dieſen Zuſatz unbefugt 
gebraucht und den Kl. in ſeinen Rechten verletzt haben. Dieſe 
Annahme erſcheint nach den vom O. L. G. getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen rechtlich zuläſſig. Die Seitens der Bekl. angegriffene 
Anwendung der Art. 1131, 1133 des co. c. kann allerdings 
nicht gebilligt werden, da die Eintragung einer Firma nicht 
unter die „obligations“ gerechnet werden kann, welche nach 
Art. 1133 „unwirkſam“ find, wenn fie auf einem unerlaubten 
Grunde beruhen. Das O. L. G. hat aber feſtgeſtellt, daß ſeit 
dem Jahre 1888 bis zum Erlaſſe des Waarenzeichengeſetzes vom 
12. Mai 1894 das bis dahin nicht eintragungsfähige Wort⸗ 
zeichen „Victoria⸗Melange“ innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe 
als Kennzeichen der von dem Kl. in den Handel gebrachten 
geröfteten Kaffeebohnen gegolten habe, ſowie daß die Bekl. den 
Firmenzuſatz Viktoria nicht zum Zwecke der näheren Bezeichnung 
ihres Geſchäfts oder ihrer Handelsgeſellſchaft, ſondern mit Abficht 
lediglich als Mittel gewählt hätten, um durch Anbringung ihrer 
Firma mit dem Zuſatze Victoria das Wort Victoria zur 
Bezeichnung der von ihnen in den Verkehr zu bringenden 
geröfteten Kaffeebohnen zu verwenden, mithin den durch die Kl. 
begründeten guten Ruf der ſo bezeichneten Waaren unter 
Täuſchung des Publikums für ſich auszunutzen, indem fie fich 
den Gebrauch des Wortes Victoria gleich einem Waarenzeichen 
ſicherten, und ſomit das durch die Beſtimmungen des Abſ. 2 
des § 9 des Waarenzeichengeſetzes vom 12. Mai 1894 für den 
Kl. vorbehaltene Recht auf ausſchließlichen Gebrauch des Wortes 
Victoria zur Bezeichnung der geröſteten Kaffeebohnen unwirkſam 
zu machen. Nach diefen Feſtſtellungen haben die Bekl. fich auf 
dem Umwege der Wahl des Firmenzuſatzes den Gebrauch des 
Wortes Victoria zur Bezeichnung ihrer Waaren auf Grund des 
§ 13 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 fihern und das ſich aus 
8 9 Abſ. 2 dieſes Geſetzes ergebende Recht des Kl. beſeitigen 
wollen, obwohl fie dieſes durch den bisherigen thatſächlichen 
Gebrauch des Wortzeichens Victoria⸗Melange begründete Recht 
des Kl. auf ausſchließlichen Gebrauch des Wortes Victoria als 
Waarenzeichen kannten und auch Kenntniß davon hatten, daß 
der Kl. zur Zeit der Eintragung der Firma der Bekl. ſein 
Recht durch Anmeldung des Waarenzeichens „Victoria ⸗Melange“ 
zur Eintragung in die Zeichenrolle des Patentamtes bereits 
zur Geltung gebracht hatte. Dieſes von dem O. L. G. als arg⸗ 
liſtig bezeichnete Vorgehen der Bekl. iſt ein rechtswidriges im 
Sinne von Art. 1382 c. c., indem es gegen die in dem § 9 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 zum Ausdruck gelangten 
Grundſätze verſtößt, nach welchen das Vertrauen, welches ein 
Gewerbetreibender hinfichtlich ſeiner Waaren bereits vor und bis 
zum Erlaß des angezogenen Geſetzes erworben hatte, von 
Anderen nicht ausgebeutet werden ſoll, der Gewerbetreibende 
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vielmehr auf Schutz feines Befitzſtandes an dem bisher von ihm 
benutzten Waarenzeichen Anſpruch hat, und ſchädigt den Kl., 
welchem daraus ein Anſpruch nicht nur auf Schadenserſatz 
ſondern auch auf Unterlaſſung des Gebrauchs des Firmenzuſatzes 
für die Zukunft erwachſen iſt. Der Gebrauch der Firma der 
Bekl. konnte hiernach bezüglich des Zuſatzes Victoria als ein 
unbefugter im Sinne des Art. 27 Abſ. 1 des H. G. B. 
angeſehen werden, obwohl zur Zeit der Eintragung der Firma 
der Bekl. die Waarenzeichen des Kl. noch nicht in die Zeichen⸗ 
rolle des Patentamtes eingetragen waren und obwohl eine aus ⸗ 
drücklich e geſetzliche Beſtimmung der Wahl des Firmenzuſatzes 
Victoria nicht entgegenſtand. II. C. S. i. S. Schling⸗ 
ſchröder u. Co. o. Inhoffen vom 20. September 1901, 
Nr. 167/1901 II. 

IV. Das Gemeine Necht. 

24. Rechtsweg. 

Was die Frage nach der Zuläſfigkeit des Rechtsweges an- 
langt, ſo iſt dieſelbe mit der Vorinſtanz zu bejahen. Nach 
gemeinrechtlichem, auch in der Rechtſprechung des R. G. an- 
erkanntem Grundſatze iſt der Rechtsweg nur, inſofern auf dem⸗ 
ſelben die Rückgängigmachung oder Aufhebung der Verordnung 
oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde erſtrebt wird, nicht 
aber zum Zweck der Geltendmachung des einen Staatsangehörigen 
durch eine ſolche Verfügung verurſachten Schadens (wie im 
vorliegenden Falle) ausgeſchloſſen. III. C. S. i. S. Beyer 
c. Stadt Gera vom 27. September 1901, Nr. 193/1901 III. 

25. Staatlicher Eingriff in Privatrechte. 

Der Schadensanſpruch wird auf eine vom Stadtrath 
im Jahre 1898 bethätigte ungerechtfertigte Hand⸗ 
habung und Auslegung der gedachten Polizeiverord⸗ 
nung geſtützt. In dieſer Beziehung erachtet die Vorinſtanz 
den Schadensanſpruch dadurch für ausgeſchloſſen, daß der Kl. 
es unterlafien habe, die ihm durch das Polizeiverbot drohenden 
Nachtheile durch den Gebrauch aller ihm zu Gebote ſtehenden 
Rechtsmittel abzuwenden, daß er insbeſondere gegen das ſtadt⸗ 
räthliche Verbot vom Herbſt 1898 zwar Beſchwerde an das 
Miniſterium, Abtheilung für das Innere, nicht aber — nach 
Art. 167 der revidirten Gemeindeordnung — gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Letzteren Rekurs an das Geſammtminiſterium ein⸗ 
gelegt habe. Mit Recht wendet fich die Reviſion des Kl. gegen 
dieſe Begründung des B. G. Denn da es an jedem Nachweiſe 
dafür fehlt, daß von Seiten des Fürſtlichen Geſammtminiſteriums 
dem Rekurſe des Kl. ſtattgegeben worden ſein würde, ſo kann 
darin, daß ſich der Kl. bei der zweitinſtanzlichen Entſcheidung 
des Miniſteriums, Abtheilung für das Innere, beruhigte, ein 
eigenes Verſchulden deſſelben, durch welches ſein Schadens- 
anſpruch ausgeſchloſſen werden könnte, keinenfalls gefunden 
werden. Der vom B. G. angenommene Ausſchluß der Haft- 
pflicht der Bekl. erſcheint aber aus anderen Gründen gerecht⸗ 
fertigt. Inſofern man das im Herbſt 1898 ergangene Verbot 
des Stadtraths und deſſen weiteres Verhalten mit Rückſicht auf 
die vom B. G. gegebene Auslegung der Verordnung vom 
22. November 1897 als über deren Inhalt hinausgehend und 
demgemäß ungerechtfertigt anſieht, kommt der Bekl. der von den 
Vorinſtanzen mit Recht als herrſchend bezeichnete Grundſatz des 
gemeinen Rechts zu ſtatten, wonach eine Hafipflicht des Staats 
und der Gemeinden für den von ihren Organen bei Ausübung 
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öffentlich rechtlicher Funktionen widerrechtlich angerichteten 
Schaden nicht beſteht. Entſch. des R. G. Bd. 11 S. 206 ff. 
Bd. 26 S. 341. Wollte man aber das Vorgehen des Stadt⸗ 
raths als durch die Entſcheidung des vorgelegten Miniſterium 
gedeckt und damit als geſetzmäßig anſehen, daß der Staat 
oder die Gemeinde für an ſich rechtmäßige Eingriffe ihrn 
Verwaltungsbehörden in Privatrechte nur dann haftet, wen 
dadurch den Staats- oder Gemeindeangehörigen ein dingliche 
oder perſönliches Recht entzogen (enteignet) oder ſonſt deſſa 
Verluſt herbeigeführt wird, Entſch. des R. G. Bd. 16 S. 10 
Bd. 41 S. 142, 191, Bd. 46 S. 283, nicht aber in dem Fall 
wenn, wie hier, die Polizeibehörde im öffentlichen Intereſt 
durch Erlaß von Geboten und Verboten nur das Verfügung 
recht des Einzelnen beſchränkt. Entſch. des R. G. Bd. % 
S. 337, Bd. 35 S. 150, Bd. 41 S. 122, Seufferts Archis 
Bd. 37 Nr. 224. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

26. § 248 J. 5, 8 93 I. 11. 

Der Geſichtspunkt der Wahrung von Treu und Glauben 
ſpielt zwar im Verkehrs leben eine wichtige Rolle, kommt aber 
nur da in Betracht, wo es ſich darum handelt, den anderen 
Vertragstheil vor Schaden, den er ſonſt erleiden würde, zu be 
wahren oder ihm für bereits erlittenen Schaden Erſatz zu vr 
ſchaffen. Davon kann im vorliegenden Falle keine Rede fein. 
Hier will vielmehr die Kl. durch ihre nicht rechtzeitige de 
friedigung wegen der am 1. Januar 1900 fällig gemoremen 
Kapitalsrate ein ihr bis dahin nicht zuſtehendes Ric ven 
erworben haben, nämlich das Recht, die Zahlung der vertrag 
mäßig erſt nach 8 und 15 Jahren fälligen beiden lezten 
Kapitalsraten ſchon jetzt zu verlangen. Ein ſolcher Rechtzeweld 
konnte nur eintreten, wenn feine Vorausſetzung — Erfüllung 
verzug der Schuldner — objektiv vorlag, nicht ſchon bau, 
wenn die Kl. Anlaß zu der ſubjektiven Meinung zu haba 
glaubte. daß die Schuldner im Verzuge ſeien. Auch die weiten 
Anficht des B. R., daß die Frage des Erfüllungsorts ſich nah 
§ 93 A. L. R. I. 11 entſcheide, findet im Geſetz keine Stüßt 
Die Regel des § 93 ſteht mit § 221 ebenda im Zuſammer⸗ 
hang, gilt alſo nur inſoweit, als das Kaufgeſchäft Zug un 
Zug erfüllt wird. Im Uebrigen greifen, wie 8 94 ebenda 
klar zum Ausdruck bringt, auch beim Kaufe bie allgemeinen 
Vorſchriften der 98 247 — 251 A. L. R. I. 5 Platz. J 
daher das Reſtkaufgeld kreditirt und dadurch ein wenn 
auch nicht feinem Rechtsgrund nach verändertes, jo de 
feines ſynallagmatiſchen Charakters entkleidetes Schuldverhälluß 
des Käufers geſchaffen, jo unterliegt letzteres dem § 248 ebenda 
und iſt demzufolge das Kaufgeld da zu zahlen, wo der De 
käufer zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrages feinen Wohufz 
gehabt hat. (Vergl. das Urtheil des erkennenden Senats von 
30. Januar 1895, Juriſtiſche Wochenſchr. Jahrg. 1895 S. 152 
Nr. 27, und für das gemeine Recht das Urtheil vom 4. Dil 
1883, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 S. 35 , für 
das Handelsrecht das Urtheil vom 27. Oktober 1880 ebenda 
Bd. 2 S. 122.) Nun hat freilich im vorliegenden Falle zu 
der Zeit, als der Kaufoertrag vom 29. Januar 1894, aus den 
die ſtreitige Kaufgeldſchuld ſtammt, verlautbar wurde, der da 
käufer und Rechtsvorgänger der Bekl., Gutsbeſitzer Eduard K., 
unftreitig in Krzyzownik gewohnt, fo daß es für die Beſtinmung 
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des geſetzlichen Erfüllungsortes keinen Unterſchied machen 
würde, ob der 8 93 A. L. R. I. 11 oder der § 248 
A. L. R. I. 5 angewendet wird. Die letztere Geſetzes 
vorſchrift iſt indeſſen nur eine fubfidiäre, fie gilt nicht, 
wenn aus den Umſtänden die Abſicht der Kontrahenten 
erhellt, einen andern Ort für die Erfüllung der Schuldverbind⸗ 
lichkeit feſtzuſetzen. Vielmehr iſt alsdann dieſer Parteiwille 
maßgebend; § 247 ebenda. Einen ſolchen Fall hat der I. R. 
für gegeben erachtet. Er folgert aus dem ſchon zur Zeit des 
Kaufabſchluſſes geplanten und demnächſt ausgeführten Wegzug 
des K. von Krzyzownik, daß die Kaufkontrahenten von dem 
Willen geleitet geweſen find, die Ratenzahlungen ſollten nicht 
in Krzyzownik, ſondern an dem neuen Wohnfitz des Verkäufers 
geleiſtet werden. Eine Beſtätigung dieſer Annahme findet der 
I. R. darin, daß die Bekl. bisher thatſächlich die Zinſen ſowie 
die am 1. Januar 1900 fällig gewordene Kapitalsrate ohne 
Weiteres nach Bromberg geſandt haben. Der B. R. hat ſich 
bieher über dieſen Punkt nicht ausgeſprochen. Es iſt aber 
inſofern erheblich, als wenn die Feſtſtellung des I. R. richtig 
iſt, die ſtreitige Kaufgeldſchuld nicht bloß in der Vorſtellung der 
Kl. und nach den bisher zwiſchen den Parteien beobachteten 
geſchäftlichen Gepflogenheiten, ſondern auch objektiv rechtlich ſich 
als eine Bringſchuld darſtellt, mithin die Bekl. dadurch, daß 
fie die rechtzeitige Ueberſendung der am 1. Januar 1900 zu 
zahlenden 3000 M. unterließen, in der That die für dieſen Fall 
in dem Kaufvertrage vom 29. Januar 1894 vorgeſehene Rechts- 
verwirkung herbeigeführt haben. V. C. S. i. S. Nowaczyk 
0. Kraficki vom 18. September 1901, Nr. 164/1901 V. 

27. § 360 I. 5. 

Nach dem Vertrage vom 6. September 1898 ſollte Bekl. 
nur die dort näher bezeichnete Kaution eintragen laſſen. Das 
B. G. erachtet die Entſcheidung des I. R., daß Bekl. ſchuldig, 
die Kaution auf die Grundſtücke Nr. 11 und 23 eintragen zu 
laſſen oder gegen Löſchung der Kaution auf dem Grundſtücke 
Quednau Nr. 6 den Betrag von 100 000 Mark in Baar oder 
mündelficheren Papieren zu hinterlegen, für begründet, da Bekl. 
ſich nicht darüber beſchweren könne, wenn ihm eine andere Art 
der Erfüllung freigeſtellt werde. Dieſe Ausführung beruht auf 
Rechtsirrthum. Wie das R. G. in dem Beſchluſſe vom 4. %e- 
bruar 1891 — Entſch. Bd. 27 S. 382 ff. — des Näheren 
ausgeführt hat, kann der Gläubiger bei der Verurtheilung des 
Schuldners zu einer alternativen Leiſtung jede der im Urtheile 
enthaltenen Alternativen zur Zwangsvollſtreckung bringen und 
kann der Schuldner die Zwangsvollſtreckung der einen Alter⸗ 
nat ive nur durch die Leiſtung der anderen Alternative abwenden 
(ef. auch Wilmowski und Levy zu 8 671 Anm. 4 a. F.; Seuffert, 
8769 Anm. 1 a. F.; Struckmann und Koch, Anm. 3 zu § 751 
a. F.). Der Bekl. iſt nun nicht mehr Eigenthümer der Grund⸗ 
ſtücke Nr. 11 und 23 von Quednau. Es tft daher zweifelhaft, 
ob er die Kaution überhaupt wird eintragen laſſen können, be- 
ziehungsweiſe ob er nicht wenigſtens ſehr erhebliche Aufwendungen 
würde machen müſſen, um dies zu ermöglichen. Kann oder will 
er dies nicht, ſo iſt Kl. nach dem ergangenen Urtheile ohne 
Weiteres berechtigt, den Bekl. zur Hinterlegung von 100 000 Mark 
im Wege der Zwangsvollſtreckung zu zwingen. Dies Recht hat 
er nach § 15 des Miethvertrages nicht. Er würde nach dieſem, 
wenn Bekl. die Eintragung der Kaution nicht bewirkt und Kl. 
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fie auch im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht durchſetzen 
kann, nur Schadenserſatz je nach dem Grade des dem Bell. 
zur Laſt fallenden Verſchuldens verlangen können. 8 360 
des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5. Daß Kl. als Schadenserſatz 
die Hinterlegung von 100 000 Mark beanſpruchen könnte, ſteht 
nicht feſt und iſt vom B. G. auch nicht ausgeſprochen. 
VI. C. S. i. S. Goerke c. Hirſch vom 19. September 1901, 
Nr. 169/1901 VI. 

28. § 408 L 5, 8 933 JI. 11. 

In der von der Reviſion bekämpften Annahme des B. G., 
der zwiſchen dem Kl. und dem Erblaſſer der Bekl. geſchloſſene 
Vertrag ſei als ein Werkvertrag und nicht als ein einfacher 
Vertrag über Handlungen anzuſehen, kann ein Rechtsirrthum 
nicht erblickt werden. Es wird im angefochtenen Urtheil dar⸗ 
gelegt, daß der in 8 925 Thl. 1 Tit. 11 des Landrechts ge⸗ 
brauchte Ausdruck „in Pauſch und Bogen“ ſich nicht auf die 
Feſtſetzung der Vergütung beziehe, die daher auch nicht eine 
einheitliche zu ſein brauche, ſondern auf den Gegenſtand der 
Verdingung und es laſſen die weiteren Ausführungen des 
B. G. erkennen, daß es durch Auslegung des Parteiwillens zu 
der Feſtſetzung gelangt iſt, es habe nicht die Arbeit, ſondern 
der Arbeits erfolg den Gegenſtand der Leiſtung des Kl. bilden 
ſollen. Dies ſteht im Einklang mit der ſtändigen Rechtſprechung 
des R. G. Es entſpricht auch weiter dieſer Rechtſprechung, 
wenn das B. G. annimmt, daß das freie Rücktrittsrecht des 
§ 408 Thl. J Tit. 5 des Landrechts bei einem Werkoertrag 
nicht ſtattfindet, daß vielmehr die Gründe, aus denen der 
Beſteller vom Vertrag abgehen kann, lediglich den Vorſchriften 
in den 88 878, 925 ff. Thl. 1 Tit. 11 des Landrechts zu 
entnehmen find. In dieſer Beziehung haben die Bekl. zunächſt 
geltend gemacht, daß der Kl. die verſprochene Erfüllung, wenn 
auch nicht ausdrücklich, ſo doch thatſächlich dadurch geweigert 
habe, daß ſeine Leute die Arbeit niedergelegt hätten, ihm auch 
vollſtändig unmöglich geweſen ſei, den Bau zur bedungenen 
Zeit fertig zu ſtellen, da er kein Geld zur Bezahlung der 
Arbeiter gehabt habe. Das B. G. vermag in dieſen Thatſachen 
eine Weigerung im Sinne des 8 878 Thl. I Tit. 11 nicht zu 
erblicken und führt dazu aus: im Gegentheil habe der Kl. 
offenbar den beſten Willen gehabt, ſeinen Verpflichtungen nach⸗ 
zukommen, er ſei jedoch hierzu außer Stande geweſen; das 
bloße Unvermögen ſei aber mit der Weigerung der Erfüllung 
nicht zu identifiziren. Die Reviſion zieht zur Beſchwerde, daß 
die Annahme, der Kl. habe den beſten Willen gehabt, ſeine 
Verpflichtungen zu erfüllen, der thatſächlichen Begründung ent- 
behre, und macht geltend, in der Einſtellung der weiteren Aus- 
führung des übernommenen Werks ſeitens des Kl. ſei eine 
Weigerung der Erfüllung im Sinne der angezogenen Geſetzes⸗ 
beſtimmung auch dann zu finden, wenn der Kl. gegen ſeinen 
Wunſch und Willen außer Stande geweſen ſei, das Werk zu 
vollenden; ſelbſt wenn darin eine ohne ſeine Schuld eingetretene 
Unmöglichkeit der Erfüllung gefunden werden könnte, würde 
ſein Anſpruch auf die geforderte Entſchädigung nach 58 364 ff. 
Thl. I Tit. 5 des Landrechts unbegründet fein. Dieſe Ruge 
kann keinen Erfolg haben. Das B. G. ſtützt die Verwerfung 
des Einwands nicht darauf, daß der Kl. — wofür es allerdings 
an einer Begründung fehlen würde — in der That den Willen 
gehabt habe, ſeinen Verpflichtungen nachzukommen, ſondern 
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Kanaliſationsanlage ſich ſtützend, davon aus, daß die urjprüng- 
liche Begründung des Dienſtverhältniſſes des Kl. in dem 
Kanaliſationsbüreau in jener Weiſe vor ſich gegangen jet. 
Allein das B. G. führt weiter aus, es ſei unerheblich, wenn 
der Kl. dafür Beweis antrete, daß die Aufgabe jenes Büreaus 
nicht eine vorübergehende geweſen und das Büreau nach 
Beendigung der Kanaliſationsbauten nicht aufgelöft worden, 
vielmehr dem Büreau von vornherein zugleich die Unterhaltung 
der Kanaliſationsbauten und der Rieſelfelder übertragen geweſen 
und daſſelbe ſchon vor der Kündigung des Kl. zufolge Gemeinde ⸗ 
beſchluſſes mit dem Namen „Büreau der Deputation für die 
ſtädtiſchen Kanaliſationswerke und Rieſelfelder“ belegt worden 
ſei. Dieſe ſeine Annahme, daß, auch wenn der Kl. in dem 
Betriebe der Kanaliſation thätig geweſen ſei, hieraus für feine 
Anſtellung ſeitens der Bekl. nichts gefolgert werden könne, 
gründet das B. G. auf den Satz, einzig und allein entſcheidend 
ſei nur, ob der Kl. während der Dauer ſeiner Thätigkeit von 
der Bekl. öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen überwieſen erhalten 
und dabei eine derartige Selbſtſtändigkeit und eigene Ver⸗ 
antwortlichkeit gehabt habe, daß ſich feine Stellung von der 
eines bloßen Büreaugehülfen zu der eines ſtädtiſchen Büreau⸗ 
leiters emporgehoben habe. In Anwendung dieſes Satzes 
prüft dann das B. G. die Thätigkeit des Kl. und gelangt zu 
dem Endergebniſſe, daß er als ein durch Privatdienſtvertrag auf 
Kündigung angenommener Ban Büreauarbeiter unter der 
Leitung des Büreauvorſtehers v. G. gearbeitet und ohne mit 
dem Publikum als ein Organ der Bekl. in Berührung zu 
kommen, lediglich interne Verrichtungen ausgeführt habe, deren 
die Bauleitung zur Kontrole ihrer Arbeiten bedurft und wozu 
jeder mit Buchführung und mit Schreibarbeiten vertraute 
Privatmann genügt habe. Dieſer Begründung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Zunächſt iſt ſie inſofern unzureichend, als ſie 
den Büreaudienſt des Kl. nur aus dem Geſichtspunkte des 
Baues, nicht aber des Betriebes der Kanaliſation berück⸗ 
ſichtigt, dann iſt ſie auch inſofern unzutreffend, als ſie ein 
Hauptgewicht darauf legt, ob der Kl. aus einem Büreaugehülfen 
ſich zu einem Büreauleiter emporgehoben und ob er dem 
Publikum gegenüber als ein Organ der Bekl. obrigkeitliche 
Verrichtungen ausgeführt habe. Denn wenn die Funktionen 
des Kl. obrigkeitliche waren, und das waren ſie, wenn ſie zu 
den amtlichen Geſchäften eines in gleicher Stellung befindlichen 
Beamten gehörten, ſo kann es nicht darauf ankommen, ob es 
ſich um einen Büreaugehülfen oder um einen Bäreauleiter, 
und ebenſowenig ob es ſich um Geſchäfte mit dem Publikum 
handelt. Einzig entſcheidend kann vielmehr nur ſein, ob der 
Kl. in dem Betriebe der Kanaliſation einen Büreaudienſt 
von gleicher Art, wie ihn das B. G. feſtſtellt, verrichtet hat 
und ob ferner der Kl. für dieſen im Betriebe der Kanaliſation 
von ihm verrichteten Büreaudienſt ausdrücklich oder durch 
konkludente Handlungen ſeitens der Bekl. angeſtellt worden iſt. 
IV. C. S. i. S. Winzer c. Stadt Berlin vom 23. September 
1901, Nr. 152/1901 IN. 

V. Das Franzöͤſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

31. Art. 896. 

Es iſt nicht zu beanſtanden, daß auch nach rheiniſch⸗ 
franzöfiſchem Recht ein legatum ejus quod supererit rechtlich 
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gültig und wirkſam ſei, und daß demſelben namentlich nicht 
die Beſtimmung des Art. 896 c. c. über das Verbot der 
fideikommiſſariſchen Subſtitution, bei welcher das Berfügungs- 
recht des in erſter Linie Bedachten ausgeſchloſſen iſt, entgegen. 
ſteht. II. C. S. i. S. Meder und Gen. c. Fiskus vom 
17. September 1901, Nr. 180/1901 II. M. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Friedrich Kübel beim Landgericht 
Bayreuth; — Rechtsanwalt Fränkel beim Amtsgericht 
Koͤnigshütte; — Rechtsanwalt Dr. Fritz Buchmann bein 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Thaddäus Mühl 
dorfer beim Amtsgericht Weiler; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Wirſel 
beim Landgericht Koblenz; — gepr. Rechtspraktikant Ignaz 
Groß beim Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Stratmann beim Amtsgericht Papenburg; — gepr. Rechte ⸗ 
praktikant Andreas Grieſer beim Landgericht München I; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Ernſt Vohwinkel beim Amtsgericht und 
beim Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Eduard Götze beim Amtsgericht, beim Landgericht und bein 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — Gerichteafeſor 
Johannes Jaenſch beim Amtsgericht und beim Lundgricht 
Liegnitz; — Rechtsanwalt Paul Hennig beim Landgnicht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Haas beim Landgeiät 
Karlsruhe; — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Blitz beim Anti ⸗ 
gericht, beim Landgericht und beim Hanſeatiſchen Oberlante 
gericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Rothe beim Amtzgaich 
und beim Landgericht Oppeln; — Rechtsanwalt Dr. Aft 
von Hagen beim Amtsgericht Gelſenkirchen; — Rechtsanmil 
Guſtav Meuret beim Landgericht Stuttgart; — Refereude 
Max Thiemann beim Landgericht Braunſchweig; — Recht 
anwalt Hermann Georg Peters beim Landgericht Kiel; — 
Rechtsanwalt Heybemann beim Landgericht Bochum — 
Amtsrichter Ahrbecker beim Amtsgericht Hadamar; — 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Schumann beim Amtsgericht 
Hildburghauſen; — Rechtsanwalt Dr. Julius Staadecker 
beim Landgericht Mannheim. 


Ernennungen. | 
Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Keßler n 
Burg bei Magdeburg; — Rechtsanwalt Waldſtein in Alten; = 
Rechtsanwalt Lex in Hamm; — Juſtizrath Halbe u 
Wiesbaden; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Otto Hilgers in Kön — 
Gerichtsaſſefſoren Dr. Müll und Martin Prang in Düfleldorf; - 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Sendler in Bonn; — Gerichtzafeſſn 
Auguſt Spieß in Eupen; — Rechtsanwalt Filitz in Trebbin — 
Rechtsanwalt Memelsdorff in Limburg a. L. 


Todesfälle. | 
Rechtsanwalt Guftav Friedrich Gülde in Rochliß; — 
Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath Eduard Rudolph Conteniul 
in Berlin; — Rechtsanwalt und Notar, Juftizrath uhſe i 
Sagan; — Juſtizrach Karl Mörſchel in Würd — 
Juftizrath Weber in Halle; — Juftizrath Wehlau in Breilat 
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Zu 8 291 C. P. O. 88 269, 433 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Graetz 
und Adler vom 24. September 1901, Nr. 191/1901 IL 
II. J. Kammergericht. 


Die Reviſion der Kläger iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. 

Dieſelbe macht zunächſt geltend, daß die Zuſtändigkeit des 
Landgerichts zu Berlin für die gegenwärtige Klage gemäß 9 29 
der Civilprozeßordnung ſich ſchon aus dem in derſelben geftellten 
Antrage, — den Beklagten zu verurtheilen, die fraglichen 
Waaren von der Klägerin zu Berlin abzunehmen, — ergebe. 
Dieſer Umſtand kann aber nicht als entſcheidend für die nach 
§ 29 cit. maßgebende Frage angeſehen werden, wo die ſtreitige 
Verpflichtung zu erfüllen iſt. Wenn auch durch den klägeriſchen 
Antrag im Allgemeinen beſtimmt wird, welche Verpflichtung als 
die ſtreitige anzuſehen iſt, ſo kann doch die Klagepartei dadurch 
allein, daß fie die Erfüllung der ſtreitigen Verpflichtung an 
einem beſtimmten Ort verlangt, nicht nach ihrem Belieben 
die Zuſtändigkeit des Gerichts dieſes Orts gemäß 5 29 Civil ⸗ 
prozeßordnung begründen. Vielmehr kommt es für die Frage, 
an welchem Orte der Gerichiöftand des Erfüllungs orts gegeben 
iſt, darauf an, wo die den Gegenſtand der Klage bildende Ver⸗ 
pflichtung an ſich nach dem materiellen Rechte zu erfüllen 
iſt, ſofern nicht die Vereinbarung eines andern Erfüllungsorts 
in der Klage behauptet iſt. Da das Letztere im gegebenen Falle 
nicht zutrifft, ſo hängt die Entſcheidung nur von der Beantwortung 
der Rechtsfrage ab, wo die im 8 433 Abſatz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs neben der Verpflichtung zur Zahlung des 
Kaufpreiſes beſonders feſtgeſetzte und im gegenwärtigen Prozeſſe 
allein geltend gemachte Verpflichtung des Käufers, die gekaufte 
Sache abzunehmen, ibrer rechtlichen Natur nach zu erfüllen 
iſt. Maßgebend hierfür find in Ermangelung beſonderer handels⸗ 
rechtlicher Vorſchriften lediglich die Beſtimmungen des 8 269 
Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Hiernach hat eine 
vertragliche Leiſtung, alſo auch die Erfüllung einer Verpflichtung 
aus dem Kaufvertrage, an dem Orte zu erfolgen, an welchem 
der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
feinen Wohnfitz, beziehungsweise feine gewerbliche Niederlaſſung 
hatte, ſofern nicht ein anderer Ort für die Leiſtung beſtimmt 
oder aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 


Schuldverhältniſſes zu entnehmen iſt. Da, wie ſchon bemerkt, 
im gegebenen Falle eine ausdrückliche Verabredung der Parteien 
darüber, wo der Beklagte die fraglichen Waaren abzunehmen 
habe, nicht behauptet worden iſt, kommt alſo nur in Frage, ob 
etwa aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des den 
Gegenſtand der Klage bildenden Schuldverhältniſſes fich ein 
anderer als der regelmäßige Erfüllungsort für die ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten ergiebt, namentlich, ob etwa die That⸗ 
ſachen, daß die abzunehmenden Waaren bereits von der Klägerin 
dem Beklagten überſandt, aber von Letzterem nicht angenommen, 
ſondern der Klägerin zurückgeſchickt worden find und ſich zur 
Zeit wieder im Gewahrſam der Klägerin zu Berlin befinden, eine 
Verpflichtung des Beklagten begründen, dieſelben in Berlin abzu⸗ 
nehmen. Dieſes iſt zu verneinen. Es handelt ſich auch gegenwärtig 
lediglich um die durch den urſprünglichen Vertrag begründete 
Verpflichtung des Beklagten zur Abnahme der gekauften Waaren, 
wie fie in § 433 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehen 
iſt; denn der klageweiſe geltend gemachte Anſpruch ſtützt ſich 
im Weſentlichen auf die Behauptung, daß der Bekl. die ſtreitigen 
Waaren von der Klägerin gekauft, ſeine von Anfang an be⸗ 
ſtehende Verpflichtung aus dieſem Kaufvertrage, die Waare ab⸗ 
zunehmen aber nicht erfüllt habe und daher zu deren nach⸗ 
träglicher Erfüllung verpflichtet ſei. Durch die weiteren 
klägeriſchen Behauptungen, daß der Beklagte die Annahme der 
ihm ſchon früher überſandten Waaren ohne Grund verweigert 
und dieſelben der Vorſchrift des § 379 des Handelsgeſetzbuchs 
zuwider an die Klägerin zurückgeſchickt habe, wird ein anderer 
ſelbſtſtändiger Klagegrund und ein anderer Klageanſpruch nicht 
geltend gemacht; denn aus dem aus dieſen weiteren Klage⸗ 
behauptungen etwa zu folgernden Annahmeverzuge des Be⸗ 
klagten würde hoͤchſtens herzuleiten fein, daß derſelbe der 
Klägerin den durch ſeinen Verzug entſtandenen Schaden zu er⸗ 
ſetzen habe (§ 304 Bürgerlichen Geſetzbuchs) und daß die 
Klägerin berechtigt ſei, mit der ſtreitigen Waare gemäß § 373 
des Handelsgeſetzbuchs oder 5 383 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu verfahren, was ſie aber nach ihrem nur auf Abnahme der 
Waare gerichteten Klageantrage im gegenwärtigen Prozeſſe nicht 
geltend macht. Durch dieſe nachträglich entſtandenen acceſſoriſchen 
Rechte der Klägerin wird aber an der den Gegenſtand der Klage 
bildenden urſprünglichen Abnahmeverpflichtung des Beklagten 
und an dem für dieſelbe einmal begründeten Erfüllungsorte 
nichts geändert. 
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Es fragt fi daher nur, wo die urſpünglich begründete 
Abnahmeverpflichtung des Beklagten ihrer Natur nach zu 
erfüllen iſt. In dieſer Hinfiht aber iſt nach 5 269 Abſ. 1 
und 2 des Handelsgeſetzbuchs die zur Zeit der Entſte hung 
des Schuldverhältniſſes vorhandene Sachlage maßgebend. 
Das fragliche Kaufgeſchäft hat nicht individuell beſtimmte, 
ſondern nur ihrer Gattung nach beſtimmte Waaren zum 
Gegenſtande, bezüglich deren nicht einmal von der Klägerin be⸗ 
hauptet iſt, daß ſie zur Zeit des Verkaufs ſchon vorhanden oder 
im Beſitze der Klägerin zu Berlin geweſen find. Es erſcheint 
aber unbedenklich, bei Gattungskäufen gemäß § 269 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs anzunehmen, daß der Käufer die ihm 
obliegende Abnahmepflicht in der Regel an dem Orte zu er⸗ 
füllen hat, an welchem er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
ſeinen Wohnſitz beziehungsweiſe ſeine gewerbliche Niederlaſſung 
hatte; denn gerade die zu dieſer Zeit vorhandene individuelle 
Unbeſtimmtheit des Kaufgegenſtands ſchließt die Annahme aus, 
daß eiwa mit Rückſicht auf den letzteren, der bei der Erfüllung 
der Abnahmeverpflichtung des Käufers hauptſächlich in Betracht 
kommt, aus der Natur des Schuldverhältniffes ein anderer Ort 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung zu entnehmen ſei. Anderer⸗ 
ſeits wird bei einer Verſchiedenheit des Wohnſitzes beziehungs⸗ 
weiſe des Orts der gewerblichen Niederlaſſung des Verkäufers 
und des Käufers für letzteren eine Verpflichtung, die Waare 
an dem Wohnſitze oder dem Niederlaſſungsorte des 
Verkäufers abzunehmen, nicht dadurch begründet, daß der 
Verkäufer gemäß § 269 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die ihm 
nach 8 433 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs obliegende 
Uebergabe der Waare in der Regel, wenigſtens bei Gattungs⸗ 
käufen, an ſeinem Wohnſitze oder Niederlaſſungs orte zu be⸗ 
thätigen hal; denn hieraus iſt nicht ein gemeinſamer Er⸗ 
füllungs ort für das ganze Vertrags verhältniß herzuleiten (vergl. 
§ 269 Bürgerlichen Geſetzbuchs). Vielmehr kann bei der Ver⸗ 
ſchiedenheit der dem einen und dem andern der Vertragſchließenden 
obliegenden Leiſtungen der Erfüllungsort für beide auch ver⸗ 
ſchieden ſein. Insbeſondere fällt bei Diſtanzkäufen, wie ein 
ſolcher hier in Frage ſteht, die dem Käufer obliegende Abnahme 
der Waare örtlich nicht nothwendig mit der Uebergabe der 
Waare ſeitens des Verkäufers zuſammen. Der letzteren Ver⸗ 
pflichtung genügt der Verkäufer in der Regel dadurch, daß er 
die Waare an feinem Wohnfitze oder Niederlaſſungsorte einem 
Transportunternehmer behufs Uebermittelung an den Käufer 
übergiebt (vergl. § 447 Bürgerlichen Geſetzbuchs), während der 
Käufer ſie erſt nach ihrer Ankunft am Beſtimmungsorte bei 
der in der Regel an ſeinem Wohnſitze oder gewerblichen 
Niederlaſſungsorte erfolgenden Ablieferung abzunehmen hat 
(vergl. Urtheil des erſten Civilſenats des Reichsgerichts vom 
18. November 1899 in Gruchots Beiträgen Bd. 44 S. 1153). 
Hiernach iſt alſo im gegebenen Falle Elberfeld, wo die ſtreitige 
Waare an den dort wohnenden und eine gewerbliche Nieder⸗ 
lafſung beſitzenden Beklagten abzuliefern und ſomit von ihm 
abzunehmen iſt, nicht aber Berlin als Erfüllungsort für die 
ſtreitige Verpflichtung deſſelben anzuſehen. Dieſes Ergebniß iſt 
auch allein als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend zu 
erachten; denn wenn bei Gattungskäufen die Verpflichtung des 
Käufers, die Sache abzunehmen, ſtets am Wohnfitze oder Nieder⸗ 
liſſungsorte des Verkäufers oder da, wo die von dieſem zur 
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Lieferung beſtimmte Waare fich gerade zur Zeit der Klage be- 
findet, zu erfüllen wäre, fo würde die Anwendung der in § 269 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgeſtellten Regel, daß der 
Schuldner an ſeinem Wohnſitze oder Niederlaſſungsorte zu er⸗ 
erfüllen hat, übermäßig beſchränkt und in letzterem Falle über- 
dies eine große Unſicherheit über den Erfüllungsort und über den 
Gerichtsſtand des § 29 der Civilprozeßordnung gegeben ſein. 
Es iſt insbeſondere nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber für 
die beiden in § 433 Abſ. 2 beſtimmten Verpflichtungen des 
Käufers, den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte 
Sache abzunehmen, bei welch' erſterer doch in der Regel nur 
der Wohnſitz oder Niederlaffungsort des Käufers als Erfüllunge⸗ 
ort in Betracht kommt, — einen verſchiedenartigen Erfüllungsort 
habe feſtſetzen und ſo dem nur auf Abnahme der Waare und 
nicht auf Zahlung des Kaufprelſes klagenden Verkäufer die 
Möglichkeit habe gewähren wollen,, nach ſelnem Belieben den 
Käufer bei einem anderen Gerichte als demjenigen ſeines Wohn⸗ 
ſitzes oder Niederlafſungsorts zu belangen. 

Mit dieſen Ausführungen, mit welchen der Inhalt des 
von der Reviſion angeführten Urtheils des erſten Civilſenats 
des Reichsgerichts vom 13. Dezember 1893, Entſcheidungen 
Bd. 32 S. 405, im Weſentlichen übereinſtimmt, ſteht auch die 
Begründung des Berufungsurtheils im Einklang. Ein recht ⸗ 
licher Verſtoß iſt daher in demſelben nicht zu erkennen. 


Zu § 388 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Barthel 
e. Weiske vom 16. September 1901, Nr. 167/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungegericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Verluſt der Dienſtbarkeit iſt erſt eingetreten, nachdem 
das Urtheil erſter Inſtanz erlaſſen war. Er fiel ſomit in die 
Zeit der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Die Auf- 
rechnung mit einer gemäß der Vereinbarung durch den Verluſt 
der Grunddienftbarkeit begründeten Gegenforderung konnte fomit 
gemäß 9 529 Abſatz 3 der Civilprozeß ordnung in der Berufungs- 
inſtanz geltend gemacht werden. Die Vorausſetzungen der Auf⸗ 
rechnung beſtimmen ſich aber nach neuem Recht. (Vergl. Habicht 
a. a. O. S. 186 ff.) Gemäß 5 388 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs erfolgt die Aufrechnung durch Erklärung gegenüber 
dem anderen Theile. Nach dem Thatbeſtande des Berufungs⸗ 
urtheils hat die Beklagte nur erwähnt, fie ſtehe mit der Ober 
lungwitzer Sparkaſſenverwaltung wegen Wiedererlangung der 
Grunddienſtbarkeit in Unterhandlung. Was dieſe billigerweiſe 
verlange, werde fie dem Kläger gegenüber als Schadenserſatz 
geltend machen. Eine den Erforderniſſen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſprechende Aufrechnungserklärung liegt ſomit 
nicht vor. Es wäre aber Anlaß geweſen, durch Ausübung des 
Fragerechts eine der Willensmeinung der Partei entſprechende 
klare und beſtimmte Erklärung zu erwirken. 
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| Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns. 
8 1387, 1416 B. G. B. § 568 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts F. S. i. S. Burmeiſter 
c. Burmeiſter vom 12. Auguſt 1901, B Nr. 211/1901 IV. 


Die Klägerin hat bei dem Königlich Preußiſchen Land⸗ 
gericht in Glogau gegen den Beklagten Klage auf Cheſcheidung 
erhoben. Durch ihren Prozeß bevollmächtigten, Juſtizrath N., 
bat fie bei dieſem Gerichte den Antrag geſtellt, dem Bellagien 
im Wege einſtweiliger Verfügung aufzugeben, an den genannten 
Prozeßbevollmächtigten einen Koſtenvorſchuß von 115 Mark zu 
zahlen. Die Höhe des geforderten Betrages wird durch den 
Hinweis auf den Werth des Streitgegenſtandes, 2 000 Mark, 
gerechtfertigt und über die in der Ehe geltenden Güterrechts⸗ 
verhältniſſe angegeben, daß die Parteien früher in dem Güter⸗ 
ſtande des landrechtlichen Dotalſyſtems gelebt haben und ſeit 
dem 1. Januar 1901 in dem geſetzlichen Güterſtande des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs 88 1363 ff. leben. Das Landgericht 
hat zunächſt die Glaubhaftmachung dafür erfordert, daß der 
Beklagte genügendes eingebrachtes Vermögen der Klägerin in 
ſeine Verwaltung bekommen habe. Die Klägerin hat dieſe 
Glaubhaftmachung verweigert. Hierauf iſt durch Beſchluß des 
Landgerichts vom 12. Juni 1901 der Antrag der Klägerin mit 
der Begründung zurückgewieſen worden, daß zwar grundſätzlich 
der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande zur Leiſtung von 
Koſtenvorſchüſſen für Prozeſſe der Ehefrau verpflichtet ſei, jedoch 
nicht aus eigenen Mitteln, und daß daher bei verweigerter 
Glaubhaftmachung des Vorhandenſeins hinreichenden eingebrachten 
Vermögens der Antrag nicht gerechtfertigt ſei. 

Die Beſchwerde der Klägerin hat keinen Erfolg gehabt. 
In dem zurückweiſenden Beſchluſſe vom 13. Juli 1901 führt 
das Oberlandesgericht zur Begründung aus, daß im geſetzlichen 
Güterſtande eine Verpflichtung des Ehemanns zur Leiftung von 
Koſtenvorſchüſſen In Prozeſſe der Ehefrau e nicht 
beſtehe. 

Die Klägerin hat dieſen Beſchluß mit a Beſchwerde 
angefochten. Das Reichsgericht hat den Beſchluß des Ober⸗ 
landesgerichts aufgehoben und den zu zahlenden Koſtenvorſchuß 
auf 115 Mark feſtgeſetzt. 


Gründe. | i N 

Obgleich im Ergebniſſe der Zurückweiſung die beiden Vor⸗ 
inſtanzen übereinſtimmen, ſo iſt doch die Zuläſſigkeit ber weiteren 
Beſchwerde nicht zu beanſtanden, da nach der Eutſcheidung des 
Landgerichts die Klägerin bei Vorlage der vermißten Glaubhaft⸗ 
machung das Geſuch mit Erfolg hätte wiederholen konnen, nach 
der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts aber ihr das Recht, den 
Koſtenvorſchuß zu fordern, unter allen Umſtänden abgeſprochen 
wird. In dieſer für die Beſchwerdeführerin ungünſtigeren 
Rechtswirkung des zweiten Beſchluſſes iſt ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund zu finden — Entſcheldungen in Civilſachen 
Bd. 32 S. 56 —, fo daß die in 8 568 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung beſtimmte Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchwerde gegeben iſt. 

Auch ſachlich iſt die weitere Beſchwerde begründet. Für 
den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns 
hat das Reichsgericht ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß, von 
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Ausnahmefällen abgeſehen, der Ehemann verpflichtet ſei, in 
Prozeſſen der Ehefrau auf deren Verlangen die zum ſachgemäßen 
Prozeßbetrieb erforderlichen Geldmittel vorzuſchießen. Von dieſer 
Auffaſſung abzuweichen, bieten die dagegen gerichteten Aus⸗ 
führungen des Beſchwerdegerichts keine Veranlafſung. Der 
Beſchluß des Oberlandesgerichts iſt daher nicht aufrecht zu 
erhalten. Abeg auch der von der erſten Inſtanz geltend gemachte 
Grund fur He Zurückweiſung des Antrags iſt verfehlt. Die 
Begründung der Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im geſetz⸗ 
lichen Güterſtande iſt mit den früheren, von den Vorinſtanzen 
angeführten Entſcheidungen des Reichsgerichts auf § 1387 
Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu ſtützen, inſofern darin 
für alle Prozeſſe der Ehefrau, auch für die zwiſchen den Ehe⸗ 
leuten geführten, trotz § 1416 daſelbſt die allgemeine Regel 
gefunden werden muß, daß der Frau gegenüber der Ehemann 
ſtets und ſo lange die Koſten zu tragen habe, bis entſchieden 
iſt, daß die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. Danach 


aber ſteht nur der Gegenſatz zwiſchen der Verpflichtung des 


Mannes und der Verpflichtung des Vorbehaltsgutes in Frage, 
während hierfür der Umſtand, ob eingebrachtes Vermögen der 
Ehefrau vorhanden iſt oder nicht, ohne jede Bedeutung bleibt. 
Mit Unrecht hat das Landgericht geglaubt, ſich für ſeine gegen⸗ 
theilige Anſicht auf frühere Entſcheidungen des Reichsgerichts 
berufen zu können. Denn wenn auch in den Fällen, in welchen 
die in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1900, S. 857 
und 868 veröffentlichten Beſchlüſſe ergangen find, thatſächlich 
das Vorhandenſein von eingebrachtem Vermöoͤgen glaubhaft 
gemacht war, ſo zeigt doch die Begründung, daß hierauf kein 
Gewicht für die Entſcheidung gelegt worden iſt, und dieſer 
Standpunkt wird, wie die Beſchwerdeführerin zutreffend 
hervorhebt, aus dem a. a. O. Jahrgang 1901, S. 274, 
abgedruckten Beſchluſſe beſonders deutlich und unzweifelhaft. 
Die Entſcheidung des Landgerichts muß daher ebenfalls auf⸗ 
gehoben werden. 

Das Reichsgericht iſt in der Lage, in der Sache ſelbſt 
ſchon Anordnung zu treffen. Verlangt wird der Koſtenvorſchuß 
in Hoͤhe von 115 Mark. Mit Rückſicht auf den Werth des 
Streitgegenſtandes, der nach § 10 des Gerichtskoſtengeſetzes auf 
2000 Mark anzunehmen iſt, erſcheint, da ſich die einmalige volle 
Gebühr des Rechtsanwalts hiernach auf 36 Mark ſtellt und 
weitere Anſprüche für Schreibgebühren und Auslagen voraus- 
zuſehen find, der geforderte Betrag nicht unangemeſſen. Daß 
die einſtweilige Verfügung nach § 940 der Civilprozeßordnung 
das Mittel ſein kann, um den Anſpruch auf Koſtenvorſchuß zu 
verwirklichen, nimmt der Senat im Anſchluß an die früheren 
Entſcheidungen des Reichsgerichts an. Allerdings könnte nun 
das Bedenken entſtehen, ob die Gefahr eines weſentlichen Nach» 
theils hinreichend begründet ſei. Allein aus dem Antrage ergiebt 
ſich doch mit genügender Sicherheit, daß die Klägerin die 
Zahlung des Koſtenvorſchuſſes an ihren Prozeßbevollmächtigten 
der erſten Inſtanz verlangt, weil ſie fürchten muß, daß dieſer, 
wenn der nach § 84 der Rechtsanwalts ordnung ihm zukommende 
angemeſſene Vorſchuß nicht entrichtet wird, das Mandat kündigen 
und ſie dann in dem Anwaltsprozeſſe ohne Vertreter ſein werde. 
Daß dies für ſie mit weſentlichen Nachtheilen verbunden ſein 
würde, bedarf keiner beſonderen Begründung. Zugleich aber 
darf das Vorhandenſein dieſer Gefahr, auch wenn darüber keine 
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ausdrückliche Erklärung des Prozepbevollmächtigten vorliegt, für 
glaubhaft angejehen werden. Aus dem Weſen dieſer Gefährdung 
ergiebt ſich endlich auch die Dringlichkeit des Falles. § 937 
Abſ. 2 der Civilprozeßordnung. 


Aus der Praxis des Viehgewährſchaftsrechts nach 
dem B. G. B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Haus Stöͤlzle, Kempten (Bayern). 
(Fortſetzung und Schluß.) 
B. 
Argkiſtige Taͤnſchung, Betrug, argliſtiges Verſchweigen, 
Irrthum, unerlaubte Handlungen in ihrer Anwendung 
auf den Viehhandel. 


In der Praxis bereitet gerade dieſes Kapitel große 
Schwierigkeiten. Ich will verſuchen, eine kurze Zuſammen⸗ 
ſtellung der hier in Betracht kommenden Rechtsgrundſätze in 
ihrer Anwendung auf den Viehhandel zu geben. 


I. 
Arglifige Tänſchung, Betrug.“) 

Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige 
Täuſchung beſtimmt worden iſt, kann die Erklärung anfechten 
(8 123 B. G. B.). 

Es kann alſo der Käufer eines Thieres eine Aufhebung 
des Kaufvertrages nicht bloß daun verlangen, wenn ein Haupt ⸗ 
mangel vorhanden iſt oder wenn die zugeſicherte Eigenſchaft 
fehlt, ſondern auch dann, wenn der Käufer durch argliſtige 
Täuſchung ſei es über Hauptmängel oder zugeſicherte Eigen⸗ 
ſchaften oder aber auch andere weſentliche Mängel 
von dem Verkäufer zum Kaufabſchluß veranlaßt 
worden iſt. 


1. Argliſtige Täuſchung. 

Argliſtige Täuſchung liegt dann vor, wenn der Verkäufer 
durch Vorſpiegelung falſcher Thatſachen oder durch Unterdrückung 
oder Entſtellung wahrer Thatſachen in dem Käufer einen Irr⸗ 
thum erregt oder unterhält. 

Beiſpiel: 


Der Verkäufer feilt dem Pferde die Zähne ab oder färbt 
die Haare, um das Alter deſſelben zu verheimlichen, oder er 
verſchmiert das Loch im Hufe, um den Anſchein zu erwecken, 
daß das Pferd gute Hufe habe, oder er hindert unter irgend 
einem Vorwand den Käufer an der Unterſuchung des Thieres, 
welche die Entdeckung des Fehlers herbeiführen konnte, oder er 
leugnet auf Befragen den Fehler ab. 

Man fieht aus der eben gegebenen Begriffserläuterung, 
daß das Bürgerliche Geſetzbuch unter „argliftiger Täuſchung“ 
in der Hauptſache das verſteht, was man ſtrafrechtlich als 
Betrug bezeichnet. 


) Vergl. über das frühere Recht: Scherer M. u. O., Das 


in Deutſchland geltende Viehgewährſchaftsrecht, 2. Aufl. 1891, 
Seite 106 ff. 
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Vom Betrug im ſtrafrechtlichen Sinne unterſcheidet ſich aber 
die argliſtige Täuſchung des B. G. B. durch zwei Momente): 

Für den Betrug im ſtrafrechtlichen Sinne iſt charakteriſtiſch ein- 
mal das Thatbeſtandsmerkmal der Bermoͤgensbeſchädigung, 
ſodann das Thatbeſtandsmerkmal, daß der Betrüger die Abficht 
gehabt haben muß, fi oder einem Dritten einen rechts ⸗ 
widrigen Vermͤͤgensvortheil zu verſchaffen. 

Diefe beiden Thatbeſtandsmerkmale find für den Begriff 
der „argliſtigen Täuſchung“ im Sinne des B. G. B. nicht er 
forderlich; es liegt alſo argliſtige Täuſchung auch dann vor, 
wenn der Käufer nicht den mindeſten vermögens rechtlichen 
Schaden erlitten hat,) oder wenn der Verkäufer gar nicht 
die Abficht hatte, ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermöoͤgensvortheil zu verſchaffen, ſondern wenn z. B. feine 
Abficht lediglich dahin gegangen iſt, das Pferd einfach weg⸗ 
zubringen, ja ſogar wenn er das Pferd weit unter feinem 
wirklichen Werth verkauft hat. 

Betrug im ſtrafrechtlichen Sinne berechtigt in der Regel 
zur Anfechtung des Kaufvertrages nach 8 123 B. G. B., weil 
dieſer gegenüber dem Thatbeſtand der argliſtigen Täuſchung fa 
ein Mehr enthält. 


2. Kauſalzuſammenhang. 


Zur Anfechtung genügt aber nicht die Thatſache der arg 
liſtigen Täuſchung allein, es muß vielmehr zwiſchen dem „arg ⸗ 
liſtigen Täuſchen“ des Verkäufers und dem durch den Käufer 
bethätigten Kaufe ein urſächlicher Zuſammenhang beſtehen, 
d. h. der Käufer muß durch die argliſtige Täuſchung zum 
Kaufe beſtimmt worden ſein. 

Iſt der Käufer nicht durch die argliſtige Täuſchung zum 
Kaufe beſtimmt worden, hätte er vielmehr, auch ohne daß eine 
argliſtige Täuſchung des Verkäufers vorgelegen hätte, den Kauf 
abgeſchloſſen, fo fehlt natürlich der Kauſalzuſammenhang und 
es kann der Käufer den Vertrag nicht anfechten. 

Daß Käufer durch die argliſtige Täuſchung allein zum 
Kaufabſchluſſe beſtimmt wurde, iſt nicht erforderlich, es genügt, 


wenn die argliſtige Täuſchung auch nur mitbeſtimmend war.“) 


3. Beweislaſt. 
a) Wer argliſtige Tänſchung behauptet, muß dieſe 
ſeine Klage begründende Behauptung beweiſen. 
b) Die Kauſalität braucht Kläger nicht zu beweiſen, es 
iſt vielmehr Sache des Richters, nach allgemeinen Lebenz⸗ 
erfahrungen zu beurtheilen, ob das argliſtige Täuſchen des Ver⸗ 


Käufers auf die von dem Käufer abgegebene Willenserklärung von 


entſcheidendem oder wenigſtens mitentſcheidendem Einfluſſe war.) 


) Hirſch u. Nagel, Die Gewaͤhrleiſtung beim Viehhandel nach 
dem B. G. B., Stuttgart 1900, Seite 83 u. 84; Endemann, Ein ⸗ 
führung in das Studium des B. G. B., 8. Aufl., Berlin 1897, I. Theil 
§ 73, Seite 312. Vergl. insbeſondere auch: Kuhlenbeck, Die Recht 
ſprechung des Reichsgerichts in Beziehung auf die wichtigften Begriffe 
des Civilrechts, I. Theil Seite 202 ff. 

*) Kom. ⸗Prot. Bd. I Seite 119; cfr. auch Leonhard, Der 
Allgemeine Theil des B. G. B., Berlin 1900, Seite 522. 

%) Cfr. Hirſch u. Nagel a. a. O. Seite 84. 

+) Kuhlenbeck, Das B. G. B. für das Deutſche Reich, Bd. I 

$ 123 Note 4. 


XXX. Jahrgang. 


4. Verjährung. 

Die Anfechtung iſt nur zuläſſig innerhalb eines Jahres 
von dem Zeitpunkte an, in welchem der Getäuſchte die Täuſchung 
entdeckt, ſpäͤteſtens aber 30 Jahre lang von der Abgabe der 
Willenserklärung an. (8 124 B. G. B.) 


5. Ueber die Geltendmachung der Anfechtung 
vergl. § 143 ff. B. G. B. 


II. 
Argliſtiges Verſchweigen. 
Vergleiche über dieſen Begriff meine Ausführungen $ 485, 
Note VII, Seite 75 ff. 


III. 
Anterſchied zwiſchen argliſtiger Täuſchung und arglifigem 
Verſchweigen. 

Argliſtige Täuſchung kann auch durch Unterdrückung wahrer 
Thatſachen, alſo durch Verſchweigen verübt werden. 

1. Bei argliſtiger Täuſchung iſt erforderlich, daß der 
Käufer durch die Täuſchung mitveranlaßt wurde, den Kauf 
abzuſchließen, es wird alſo Kauſalzuſammenhang verlangt 
zwiſchen der Täuſchung (welche auch in einem Verſchweigen 
beſtehen kann) und dem Kaufabſchluß. 

Beim argliſtigen Verſchweigen dagegen (das ſich nicht 
zugleich als argliſtige Täuſchung darſtellt) iſt ein Kauſalzuſammen⸗ 
hang nicht erforderlich“), d. h. es ſtehen dem Käufer die an das 
Vorhandenſein des „argliftigen Verſchweigens“ geknüpften 
Rechtsbehelfe auch dann zu, wenn er nicht durch das argliſtige 
Verſchweigen zum Kaufabſchluſſe beſtimmt wurde. 

2. Bei argliſtiger Täuſchung im Sinne des 8 128 
B. G. B. kann der Käufer den Vertrag nicht bloß dann anfechten, 
wenn er über Hauptmängel oder zugeſicherte Eigenſchaften, ſondern 
auch dann, wenn er über andere weſentliche Mängel des 
Thieres getäuſcht und dadurch zum Kaufabſchluſſe veranlaßt wurde. 

Beim argliſtigen Verſchweigen iſt es anders: Nur 
wegen argliſtigen Verſchweigens eines Hauptmangels oder 
des Fehlens der zugeficherten Eigenſchaften kann Wandelung 
verlangt werden, nicht etwa wegen des Verſchweigens anderer, 
wenn auch noch ſo weſentlicher Mängel. 

(Vergl. meine Ausführungen 8 485, Note VII, Seite 75 ff.) 

3. Ob in dem argliftigen Verſchweigen zugleich eine 
argliſtige Täuſchung gelegen iſt, das iſt Thatfrage. 


IV. 
Irrthum. 


1. Irrthum über Hauptmängel. 


Wegen Irrihums über Hauptmängel kann der Kaufvertrag 
nicht angefochten werden und zwar aus folgenden Gründen: 

a) An ſich kann der Käufer einer Sache die von ihm 
abgegebene Kaufwillenserklärung anfechten, wenn er fich bei 
Abgabe der Willenserklärung in einem Irrthum über eine nach 


d 
= Fr Verkehrzanſicht wei entliche Eigenſchaft der 


— — 


) Chr. Hi f N | 
Bic r. Hirſch u. Nagel, a. a. O. Seite 85. Meisner, Chr., 


gewährſchaft, München 1900, S 
g ’ eite 87: S 
regeln des Viehhandels, München 1899 Seite 170 a 
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Beim Viehhandel geht das B. G. B. von der Anſicht aus, 
daß nur Hauptmängel den Werth oder die Tauglichkeit des 
Thieres zu dem gewöhnlichen Gebrauch aufheben oder mindern, 
es konnte alſo nur ein Irrthum über Hauptmängel als ein 
weſentlicher im Sinne des § 119 Abſ. 2 B. G. B. betrachtet 
werden), ſofern man überhaupt das Vorhandenſein eines 
Hauptmangels als „Eigenſchaft“ betrachten kann. 

b) Nun hat aber das B. G. B. in den 88 481 ff. 
Spezialbeſtimmungen geſchaffen. Iſt ein Hauptmangel 
vorhanden und will der Käufer aus dem Vorhandenſein deſſelben 
Rechte ableiten, dann muß der Käufer ſich an dieſe Spezial. 
beſtimmungen halten, welche eben Ausnahmen von den all- 
gemeinen Beſtimmungen enthalten. 

Dieſe Spezialbeſtimmungen geben genau Aufſchluß darüber, 
welche Rechte der Käufer im Falle des Vorhandenſeins eines 
Hauptmangels hat (8 487, 5 480 B. G. B.); fie beſagen 
aber auch, unter welchen Vorausſetzungen der Käufer dieſe 
Rechte hat (8 482 B. G. B.), fie legen endlich dem Käufer 
ganz beſtimmte Pflichten auf. (§ 485 B. G. B.) 

Wenn alſo das B. G. B. auf dem Standpunkt ſteht: 
Beim Vorhandenſein eines Hauptmangels hat der Käufer 
beſtimmte Rechte, dieſe Rechte hat er nur unter beſtimmten 
Vorausſetzungen, dann iſt es klar, daß dieſe ſtrikten Beſtimmungen 
nicht umgangen werden dürfen. 

e) Umgangen aber würden die Beſtimmungen dann, 
wenn man die Anfechtung des Kaufvertrages wegen Irrthums 
über einen Hauptmangel zuließe. 

Der Verkäufer haftet z. B. für Hauptmängel nur dann, 
wenn ſie ſich innerhalb der Gewährfriſt zeigen. Wäre bei 
Vorhandenſein eines Hauptmangels die Anfechtung wegen 
Irrthums zuläffig, dann würde die Vorſchrift des 8 482 B. G. B. 
einfach eliminirt, ebenſo die Vorſchrift des § 490 B. G. B. be⸗ 
züglich der 6 woͤchentlichen Verjährung, denn gemäß § 121 
Abſ. 2 B. G. B. konnte wegen Irrthums die Anfechtung unter 
Umfländen 80 Jahre lang erfolgen. 


2. Irrthum über Nicht⸗Hauptmängel. 

Wenn einerſeits Irrthum über Hauptmängel allein als 
weſentlicher Irrthum zu betrachten iſt, andererſeits aber nicht 
einmal dieſer weſentliche Irrthum zur Anfechtung ausreicht, ſo 
ergiebt ſich hieraus, daß eln Irrthum über andere als Haupt- 
mängel nicht als weſentlicher zu betrachten iſt, ſo daß es aus⸗ 
geſchlofſen iſt, auf dem Wege der Anfechtung wegen Irrthums 
eine Aufhebung des Kaufvertrages auch wegen anderer als vor⸗ 
handener Hauptmängel zu erwirken.“) 


3. Irrthum über zugeſicherte Eigenſchaften. 

Auch hier gilt daſſelbe wie sub 1, d. h. wegen Irrthums 
über das Vorhandenſein einer zugeſicherten Eigenſchaft kann der 
Kaufvertrag nicht angefochten werden, denn auf dieſe Weiſe 
könnten die fpeziellen Beſtimmungen über Gewährſchaft bei 
Viehmängeln umgangen werden. 


) Schneider, a. a. O. Seite 173; Meisner 
S 0 f ner Chr., a. a. O. 
) Vergl. auch Hirſch u. Nagel a. a. O. Seite 16. Hachenburg, 


Das Recht 3 g 
Seite 7 N Gewährleiſtung beim Thierhandel, Mannheim 1888 
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4. Wann kann ein Viehkauf wegen Irrthums 

angefochten werden? 

Mit meiner Behauptung, daß ein Viehkauf wegen 
Irrthums über Hauptmängel oder über zugeſicherte Eigen ⸗ 
ſchaften nicht angefochten werden konne, iſt nicht gejagt, 
daß nun jede Anfechtung eines Viehkaufz wegen Irrthums 
ausgeſchloſſen iſt. 

a) Eine ſolche Anfechtung wegen Irrthums iſt z. B. ſehr 
wohl zuläſſig, wenn ſich der Käufer bei Abgabe feiner Willens⸗ 
erklärung über das Kaufobjekt im Irrthum befand. (5 119 
Abſ. 1 B. G. B.) 

3. B.: A. geht in den Marſtall des B. mit dem Willen, 
die berühmte Stute „Niobe“, welche im letzten Rennen den 
großen Preis erworben hat, zu kaufen. Er kauft die Stute 
um 30 000 Mark in der Annahme, die im letzten Rennen fleg- 
reiche Stute zu erwerben. 

Nach der Uebergabe des Pferdes nun erfährt er, daß er 
zwar wohl eine Stute „Niobe“ gekauft, daß aber dieſelbe noch 
gar kein Rennen mitgemacht hat, daß dieſelbe nicht identiſch iſt 
mit der im letzten Rennen ſiegreichen Stute. In dieſem Falle 
kann er den Kauf natürlich wegen Irrthums anfechten. 

b) Iſt der Irrthum durch argliſtige Täuſchung her⸗ 
vorgerufen worden, dann iſt eine Anfechtung des Kaufoertrages 
natürlich zuläſſig, allein Anfechtungsgrund iſt in dieſem Falle 
nicht der Irrthum, ſondern die argliſtige Täuſchung. 


V. | 
Haftung des Verkäufers nach den Grundſätzen Über die 
Vertretung unerlaubter Handlungen. 
(88 823 ff. B. G. B.) | 


Wer vorſätzlich das Recht eines Andern widerrechtlich ver 
letzt, begeht eine unerlaubte Handlung und iſt deshalb dem 
Anderen zum Erſatze des daraus entſtehenden Schadens ver- 
pflichtet. (§ 823 B. G. B.) 8 

Beim Viehhandel iſt aber Folgendes zu beachten: 

1. Hat der Verkäufer eines Thieres dem Käufer einen 
Nichthauptmangel verſchwiegen, ſo kann der Käufer den 
Verkäufer weder nach den Grundſätzen über Wandelung noch 
nach den Grundſätzen über unerlaubte Handlungen haftbar 
machen.“ 

Die Richtigkeit dieſer Anficht ergiebt ſich aus folgenden 
Erwägungen: | 

Der Verkäufer haftet nur für Hauptmängel, nicht auch für 
andere Mängel des Thieres; andere Mängel als Hauptmängel 
find im Sinne des B. G. B. keine ſolchen Mängel, welche den 
Werth oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen Gebrauch auf- 
heben oder mindern. 

Iſt das verkaufte Thier mit einem anderen als einem Haupt⸗ 
mangel behaftet, fo beſteht für den Verkäufer keine Rechts⸗ 
pflicht, den Käufer auf das Vorhandenſein dieſes Nicht ⸗ 
Hauptmangels aufmerkſam zu machen. (Vergl. Meine Aus- 
führungen § 485 Note VII Seite 75 ff.) e e 

Wenn demgemäß der Verkäufer es unterläßt, den Käufer 
auf das Vorhandenſein des Nicht⸗Haupkmangels aufmerkſam zu 


) Daß dieſes Verſchweigen kein argliſtiges iſt, darüber vergl. 
Meine Ausführungen § 485 Note VII Ziffer 1 Seite 75. 
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machen, fo verletzt er nicht widerrechtlich das Recht des Käufers, 
es begeht der Verkäufer in Folge deſſen auch keine unerlaubte 
Handlung und iſt deshalb auch nicht zum Schadenzerſatz nach 
den Grundſätzen der 88 823 ff. verpflichtet.) 

2. Liegt dagegen nicht einfaches Verſchweigen eines Nicht⸗ 
Hauptmangels vor, ſondern argliſtige Täuſchung, Betrug, 
(ef. über dieſe Begriffe oben I.), dann handelt es ſich um eine 
vorſätzliche, widerrechtliche Verletzung des Rechtes eines Andern, 
um eine unerlaubte Handlung. 

Die Folge iſt die, daß der Käufer berechtigt iſt, vom 


Verkäufer Schadenserſatz nach den Grundſätzen der 88 823 f. 
zu verlangen. | 


Beiſpiel: 


Der Oekonom Preſtel verkauft an den Oekonomen Bauer 
eine Kuh um 300 Mark, welche am linken Hinterfuße hinkt. 
Preſtel ſagt dem Bauer nichts davon, daß die Kuh hinkt, Bauer 
hat auch nicht danach gefragt. Bauer hat gegen Preſtel keinen 
Schadenserſatzanſpruch. 

Hat dagegen Bauer beim Kaufabſchluß gefragt, ob die 
Kuh auch gerade gehe und hat Preſtel wider beſſeres Wiſſen 
verſchwiegen, daß die Kuh hinkt, fo iſt das eine argliftige 
Täuſchung und damit eine unerlaubte Handlung. Bauer hat 
deshalb gegen Preſtel Anſpruch auf Schadenzerſatz gemäß 
58 823 ff. B. G. B. 

3. Hat der Verkäufer dem Käufer einen Hauptmangel 
argliftig verſchwiegen, dann kann der Käufer Schadenzerſaz na 
den Beſtimmungen der 58 823 ff. verlangen. Begründung 
fiebe sub V Ziffer 1. 

4. Dieſer Anſpruch auf Schadenserſatz verjährt in 3 Jahren 
von dem Zeitpunkte an, in welchem der Käufer (der Verletzte 
von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntuiß 
erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntniß in 30 Jahren von 
der Begehung der unerlaubten Handlung an. ($ 852 B. G. 8.) 


VI. 
Verhältniß der Anſprüche aus dem Vertrage, dem nrglifigen 
Verſchweigen, der argliſtigen Täuſchung und dem Betrug, der 
unerlaubten Handlung.“) 


1. Konkurrenz dieſer Auſprüche bei Hauptmängeln 
oder zugeſicherten Eigenſchaften. 

Handelt es ſich um einen Hauptmangel oder eine zugeficherte 
Eigenſchaft, fo konnen die ſämmtlichen Anſprüche zufammen 
treffen; iſt das der Fall, dann hat der Käufer zwiſchen den 
verſchiedenen Anſprüchen die Wahl; er wird natürlich denjenigen 
wählen, welcher ihm am günſtigſten iſt. 


Beiſpiel: 

Der Pferbehändler Maier verkauft an den Bauern Huber 
ein Pferd, das dämpfig if. Maier weiß ganz genau, daß dal 
Pferd dämpfig iſt, da der das Pferd unterſuchende Thieran! 
dieſen Hauptmangel konſtatirte. = 

Auf die Frage des Huber, ob das Pferd nicht dämpfig ſei, 
bemerkt Maier: Keine Spur, ich habe das Pferd erſt von 


) Motive zum B. G. B. Bd. II Seite 268. 5 
) Meisner, Chr., Seite 11 u. 12. Hirſch u. Nagel a. 4 ©" 
Seite 82 ff. 
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Thierarzt unterſuchen laſſen, der hat es beftätigt, daß das Pferd 
vollkommen geſund iſt, ich garantire dafür, daß das Pferd nicht 
dämpfig iſt. 

Wenn ſich nun der Hauptmangel Dampf innerhalb der 
Gewährfriſt zeigte, dann hat der Käufer Huber wahlweiſe 
folgende Rechte: 

a) Anſpruch auf Wandelung (88 482, 487 B. G. B.). 

b) Anſpruch auf Schadenserſatz ſtatt der Wandelung 
($ 463 B. G. B.). 

e) Der Käufer kann den Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung 
und Betruges anfechten. (8 123 Abſ. 1 B. G. B.) 

d) Der Käufer hat gegen den Verkäufer einen Anſpruch 
aus der unerlaubten Handlung, nämlich den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nach 88 823 ff. B. G. B. 

e) Endlich kann der Käufer die sub c und d bezeichneten 
Rechte neben einander ausüben: Er kann alſo den Vertrag 
wegen Betrugs anfechten und daneben Schadenserſatz nach 
89 823 ff. B. G. B. verlangen.) 


2. Geltendmachung einzelner Anſprüche bei Nicht- 
hauptmängeln. 


Handelt es ſich um die Geltendmachung eines Nicht⸗ 
hauptmangels, dann können naturgemäß Anſprüche aus dem 
Vertrage nicht in Betracht kommen, wenn der Verkäufer keine 
vertragsgemäße Haftung für das Nichtvorhandenſein des Nicht⸗ 
hauptmangels übernommen hat. Es können deshalb in dieſem 
Falle Anſprüche auf Wandelung (88 482 und 487 B. G. B.) 
oder auf Schadenserſatz (8 463 B. G. B.) nicht erhoben 
werden. 
Wohl aber konnen unter Umſtänden die Anſprüͤche 
sub 1 c, d, e erhoben werden. 


Beiſpiel: | 


A. verkauft an B. einen dunkelbraunen Wallachen, der 
im rechten Vorderhuf ein großes Loch hat. Dieſes Loch hat 
A. ſo kunſtgerecht verſchmiert, daß es B. erſt nach 2 Monaten 
entdeckt. 

In dieſem Falle hat B. folgende Rechtsmittel. 

a) Er kann den Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung an⸗ 
fechten (§ 123 Abſ. 1 B. G. B.). 

b) Er kann Schadenserſatz nach 88 823 ff. B. G. B. ver ⸗ 
langen. 

e) Er kann den Vertrag anfechten und daneben Schadens⸗ 
erſatz nach 88 823 ff. B. G. B. verlangen. 


Zuſatz zu 1 und 2. 

Es kann für den Käufer ſehr wichtig fein, daß ihm 
mehrere Rechtsbehelfe zur Seite ſtehen, hauptſächlich wegen der 
Verjährung:“) Der Anſpruch aus 8 123 Abſ. 1 B. G. B. 
verjährt in einem Jahre von der Kenntniß der Täuſchung an. 
Hat der Käufer dieſe Anfechtungsfriſt verſäumt, dann bleibt 
ihm immer noch der Schadenserſatzanſpruch aus 88 823 ff. 
B. G. B., weil dieſer Anſpruch erſt in 3 Jahren verjährt. 
($ 852 B. G. B.) 


) Mot. Bd. 1 S. 208; Hirſch u. Nagel a. a. O. Seite 86. 
) Hirſch u. Nagel a. a. O. Seite 89. 
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C. 


Die Einſchräukung des 5 482 B. G. B., daß Sanpf- 
mängel vom Verkäufer nur dann zu vertreten find, 
wenn fie ſich innerhalb der Gewährfriſt gezeigt haben, 
gilt auch für alle anderen Fehler, bezüglich welcher eine 
Saflung unter Vereinbarung einer Gewährfriſt 
übernommen wurde. 


Der Verkäufer kann die Gewährleiſtung wegen eines nicht 
zu den Hauptmängeln gehörigen Fehlers übernehmen, er kann 
verſprechen, für alle Fehler haften zu wollen, er kann endlich 
Eigenſchaften des Thieres zuſichern. 

(Vergl. meine Ausführungen 8 492 Note I, II, III.) 

Iſt in dieſen Fällen eine Gewährfriſt vereinbart, dann 
muß der Fehler innerhalb der vereinbarten Gewährsfriſt ſich 
gezeigt haben, alſo offenbar geworden ſein, oder es muß 
innerhalb dieſer Friſt ſich herausgeſtellt haben, daß die 
zugeficherte Eigenſchaft nicht vorhanden ift. 

Zeigt fich der Fehler erſt nach Ablauf der vereinbarten 
Gewährfriſt, oder ſtellt ſich das Fehlen der zugeficherten Eigen⸗ 
ſchaft erſt nach Ablauf der vereinbarten Gewährfriſt heraus, 
dann haftet der Verkäufer nicht mehr. 

Es gilt alſo nicht bloß für Hauptmängel die Ein⸗ 
ſchränkung, daß ſie ſich innerhalb der Gewährfriſt gezeigt haben 
müſſen. 

Eine andere Anficht wird vertreten von Meisner, Chr., 
a. a. O. Seite 15 u. 27, Hirſch u. Nagel a. a. O. 8 12 
Seite 82. | 
Di.ieſe beiden Autoren begründen ihre gegentheilige Anficht 
damit, daß ſie ſagen: § 492 B. G. B. verweiſt nicht auf 
§ 482 Abi. 1 B. G. B. Das iſt ja richtig. Allein § 492 
B. G. B. verweift auf 8 484 B. G. B., der wiederum den 
8 482 Abſ. 1 B. G. B. zur Vorausſetzung hat. 

Uebrigens ergiebt ſich die Richtigkeit meiner Anſicht ſchon 
aus der vom Geſetz ſelbſt in § 482 Abſ. 1 B. G. B. gegebenen 
Begriffsbeſtimmung der Gewährfriſt. 

Als Gewährfriſten bezeichnet das Geſetz ausdrücklich be⸗ 
ſtimmte Friſten, innerhalb welcher ſich der Mangel zeig t. Es 
iſt alſo das „ſich zeigen“ mit dem Begriff „Gewährfriſt“ un⸗ 
trennbar verbunden. 

Meine Anſicht entſpricht auch der ratio legis und ge⸗ 
wöhnlich der Abſicht der Parteien beſſer, welche dahin geht, 
die Haftungszeit des Verkäufers durch Setzung einer Gewährfrift 
möglichſt genau zu beſtimmen und auch dem Käufer den Beweis 
moͤglichſt zu erleichtern. (§ 484 B. G. B.) 

Wenn 8 492 B. G. B. nicht auf § 481 Ab. 1 B. G. B. 
verweiſt, jo kommt das nur daher, weil in 8 481 Abſ. 1 
B. G. B. von den Hauptmängeln die Rede iſt, eine Ver⸗ 
weiſung auf dieſe aber keinen Sinn hätte; es wollte aber mit 
der ſelbſtverſtändlichen Unterlaſſung der Verweiſung nicht zum 
Ausdruck gebracht werden, daß der Begriff der Gewährfriſt 
in § 492 B. G. B. ein anderer fein ſolle als in § 482 Abſ. 1 
B. G. B. 

Ich kann aus dieſen Gründen der Anſicht der beiden 
Autoren nicht beipflichten. 
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Zur Zwangsvollſtreckung aus Urtheilen auf 


Leiſtungen Zug um Zug. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Victor Neumann, Weimar. 


Hängt die Vollſtreckung von einer Zug um Zug zu 
bewirkenden Leiſtung des Gläubigers an den Schuldner ab — 
das kann der Fall ſein bei der Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts (8 274 B. G. B.), im Falle der Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages bei gegenfeitigen Verträgen (5 822 B. G. B.), 
bei den aus der Ausübung des Rücktrittsrechts fich ergebenden 
Verpflichtungen (§ 348 B. G. B.) und demgemäß, da die Vor⸗ 
ſchriften über das Rücktrittsrecht analog auf die Wandelung 
wegen Mängeln der verkauften Sache anzuwenden find 
($ 467 B. G. B.), auch bei dieſer, — fo iſt zwar 

a) nach 8 726 C. P. O. die Ertheilung der vollſtreckbaren 
Ausfertigung des Urtheils nicht von dem Nachweiſe 
abhängig, daß der Schuldner befriedigt oder im 
Aunahmeverzuge iſt — es ſei denn, daß die dem 
Schuldner obliegende Leiſtung in der Abgabe einer 
Willenserklärung beſteht —, 

aber es darf 

b) der Gerichtsvollzieher nach 8 756 C. P. O. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht beginnen, bevor er dem Schuldner 
die dieſem gebührende Leiſtung in einer den Verzug 
der Annahme begründeten Weiſe angeboten hat, ſofern 
nicht der Beweis, daß der Schuldner befriedigt oder im 
Verzuge der Annahme iſt, durch öffentliche oder oͤffentlich 
beglaubigte Urkunden geführt wird und eine Abſchrift 
dieſer Urkunden bereits zugeſtellt iſt oder zugeſtellt wird; 

e) das Vollſtreckungsgericht gemäß 8 765 C. P. O. keine 
Vollſtreckungsmaßregel anordnen, wenn nicht der 
Beweis der Beſriedigung oder des Annahmeverzugs 
durch öffentliche bezw. öffentlich beglaubigte zugeſtellte 
Urkunden geführt wird oder wenn nicht die Befolgung 
des nach 5 756 ſeitens des Gerichts vollziehers einzu⸗ 
haltenden Verfahrens durch das Protokoll deſſelben 
nachgewieſen wird. 

Der hiernach zum Betriebe der Zwangsvollſtreckung 
erforderliche Nachweis der eigenen Leiſtung oder des Leiſtungs⸗ 
angebotes macht nun in der Praxis oft recht erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, wie der nachſtehende Fall erkennen läßt. 

I. Ein Urtheil geht dahin, daß der Beklagte gegen Rück⸗ 
gabe des verkauften Grundſtückes eine Anzahlung zurückgewähren 
ſoll. Das Grundſtück iſt auf den Neuerwerber noch gar nicht 
übereignet, da der Kaufvertrag vor einem anderen Gerichte als 
dem der belegenen Sache beurkundet war und bei letzterem nicht 
verlautbart worden iſt, weil ſich inzwiſchen die Mängel des 
Kaufobjektes erkennbar gemacht hatten. Der Beſitz iſt aber 
bereits übertragen. Der Wandlungskläger will wegen ſeines 
Anſpruches auf Rückzahlung der Anzahlung zunächſt eine ihm 
bekannte Forderung des Schuldners, bei der die Gefahr der 
Einziehung ſeitens des Schuldners droht, pfänden. Er überreicht 
mit dem Pfändungsauftrage das zugeſtellte rechtskräftige Urtheil. 
Das Gericht lehnt in zwei Inſtanzen den Antrag ab und verlangt 
gemäß 8 765 C. P. O. einen beſonderen Nachweis der Rückgabe 
des Grundſtückes. Gläubiger und Schuldner wohnen an ver⸗ 
ſchiedenen Orten. 
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Durch welche öffentliche Urkunde läßt ſich die Rückgabe 
des Grundſtückes oder das verweigerte Angebot der Rückgabe 
darthun? Soll der Schuldner gerichtlich oder notariell er⸗ 
klären: „ich gebe den Befitz an dem Grundſtücke auf und 
übertrage ihn auf den Schuldner zurück“, und ſoll er die 
darüber aufgenommene Urkunde dem Schuldner zuſtellen lafſen ? 
Wie wird dann der Verzug der Annahme dieſer Erklärung 
oder die Annahme ausreichend beſcheinigt? Nach § 854 Abſ. 2 
B. G. B. iſt doch für die Befigübertragung jedenfalls die 
Einigung zwiſchen dem bisherigen Befiger und dem Erwerber 
erforderlich, wenn auch hier ficher eine Uebergabe der Sache 
entbehrlich iſt, weil der Schuldner als Bucheigenthümer die 
faktiſche Gewalt über die Sache leicht üben kaun. Oder muß 
man den Schuldner mit einer Friſtſetzung zur Abnahme des 
Befitzes auffordern laffen, und wie erlangt man eine öffentliche 
Beſcheinigung ſeiner Befriedigung, wenn er auf ſolche Aufforderung 
hin privatſchriftlich die Rücknahme des Befitzes erklärt? Daß 
fie wirklich geſchehen iſt, braucht doch dabei äußerlich gar nicht 
in ſo erkennbarer Weiſe in die Erſcheinung zu treten, daß man 
eine Beſcheinigung einer öffentlichen Behörde darüber erlaugen 
kann. Sollte man etwa den Schuldner erſt noch auf die 
Ertheilung einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Erklärung 
verklagen müſſen oder kann man ihn gleich zur Abgabe einer 
öffentlich beglaubigten Erklärung binnen einer Friſt auffordern ? 
Kann man die Verpflichtung zur Abgabe einer ſolchen überhaupt 
konſtruiren? Solche zeitraubende und umſtändliche Maßregeln 
find, wenn fie wirklich eine genügende Beſcheinigung erbrächten, 
doch ficher geeignet, bei einem zweifelhaften oder böswilligen 
Schuldner den Erfolg der ganzen Zwangsvollſtreckung in Frage 
zu ziehen. 

Angeſichts deſſen muß man ſich meines Erachtens zunächſt 
fragen: Iſt denn überhaupt die Forderung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts nach einem weiteren Nachweiſe der Befriedigung oder 
des Annahmeverzugs gerechtfertigt, wenn in einem Falle, wie 
dem vorliegenden, das Urtheil bereits als nothwendige Vor⸗ 
bedingung für den Pfändungsantrag zugeſtellt iſt? Darauf 
muß man meines Erachtens zu der Ueberzeugung gelangen, 
daß mindeſtens das zugeſtellte vollſtreckbare Urtheil wenn nicht 
die vom Kläger zu bewirkende Leiſtung, ſo doch wenigſtens den 
Annahmeverzug der Beſitzübertragung ausreichend belegt. 

Der Kläger hat ſchon mit dem Klagantrage und durch 
den ganzen Prozeß hindurch, wie der Inhalt des Urtheils 
(8 726 C. P. O. Abſ. 1) ergiebt, die Rückgabe angeboten; mit 
der Zuſtellung des vollſtreckbaren Urtheils weiß der Schuldner 
unzweideutig, daß Kläger ihm die Rücknahme feiner Leiſtung — 
des Beſitzes — anbietet, eine weitere Aufforderung zur An- 
nahme kann nicht von ihm beanuſprucht werden. 

Ich verallgemeinere dieſen Satz dahin: In allen Fällen, 
wo die Leiſtung des Gläubigers lediglich in einer 
formloſen Willenserklärung beſteht, die er bereits 
im Prozeſſe mit feinen Anträgen oder ſonſlwie nach 
dem Inhalte des Urtheils abgegeben hat, oder wo 
durch formloſe Verbalofferte eine Iunverzugſetzung 
herbeigeführt wird, oder wo der Annahmeverzug nach 
dem Inhalt des Urtheils bereits durch den Prozeß 
nachgewieſen iſt, muß das Vollſtreckungsgericht oder 
der Gerichtsvollzieher wenn nicht die Befriedigung 
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fo doch den Annahmeverzug des Schuldners im Sinne 
der 88 756 und 765 für bewieſen erachten, ſobald 
der Nachweis der Zuſtellung des vollſtreckbaren 
Urtheils vorliegt. 

Gegen dieſe Deutung ſpricht nicht der Wortlaut des 
Geſetzes. Daſſelbe hat in keiner Weiſe ausgeſprochen, was für 
öffentliche oder oͤffentlich beglaubigte Urkunden für den Nach⸗ 
weis ausreichen ſollen oder daß es beſondere Urkunden neben 
dem Urtheil ſein müßten. Es unterliegt der Prüfung ſeitens 
des Richters oder Gerichtsvollziehers, ob das Urtheil ſeinem 
Inhalte nach ausreicht, es wird aber keiner Ueberflüſſiges ver- 
langen dürfen. In ſo gearteten Fällen fallen eben die beſonderen 
Voraus ſetzungen der Vollſtreckung bei Urtheilen auf Leiſtungen 
Zug um Zug mit denen der Vollſtreckung gewöhnlicher Urtheile zu⸗ 
ſammen. Wenn die Prüfung, ob ein ſolcher Fall gegeben iſt, auch 
für den Gerichtsvollzieher ſchwierig erſcheint, ſo laſſen ſich einmal 
etwaige Mißgriffe deſſelben durch Anrufung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts leicht beſeitigen und andererſeits iſt ja bei Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen durch ihn immer viel leichter der An⸗ 
nahmeverzug oder die Befriedigung noch vor der Vornahme der 
Vollſtreckungshandlung durch beſonderes Angebot herbeizuführen, 
als bei Maßregeln des Vollſtreckungsgerichtes. 

Es ſpricht aber nicht nur nichts gegen unſere Auslegung 
des Geſetzes, es ſpricht ſogar dafür der Schlußpaſſus der 
Motive zu 5 664 der Civilprozeßordnungsnovelle (Hahn, 
Materialien S. 137). Dort heißt es: „Zu Folge § 322 
Abſ. 3 B. G. B. (efr. 5 274 Abſ. 2) kann aber der Gläubiger 
in einem ſolchen Falle auch ohne Bewirkung der ihm ob- 
liegenden Leiſtung zur Zwangs vollſtreckung dann 
gelangen, wenn der Schuldner ſich fortdauernd im Ver⸗ 
zuge der Annahme befindet und dieſe Thatſache wird 
in der Regel ſchon anf Grund der in dem Urtheil 
enthaltenen Feſtſtellung als nachgewieſen angeſehen 
werden.“ 

II. Wie ſteht es aber weiter, wenn im vorliegenden Falle, 
bevor das Urtheil zur Vollſtreckung gelangt, der Grundbeſfitz des 
Schuldners, der ja noch auf ſeinen Namen zu Buche ſteht, 
durch dritte Hypothekengläubiger beſchlagnahmt und zwangs⸗ 
verſteigert iſt? 

Für den Kläger liegt, wenn nicht ſchon das Urtheil den 
Annahmeverzug genügend nachweiſt, die Unmoͤglichkeit vor, die 
Befriedigung oder den Annahmeverzug des Schuldners dar⸗ 
zuthun. Kann die Zwangsvollſtreckung nun ohne dieſen Nach⸗ 
weis geſchehen oder iſt der Nachweis ausreichend, daß der Kläger 
den Befitz des Grundſtückes im Wege der Zwangsverſteigerung 
verloren hat bezw. daß er es an den Erſteher herausgegeben 
hat? Der Erſteher iſt nicht Rechtsnachfolger des Schuldners, 
er erwirbt ja originär, alſo kann der Nachweis der Herausgabe 
an ihn kaum genügen. 

Jedenfalls hat das Geſetz hier eine Lücke. Es hätte den 
Fall vorſehen müſſen, daß zwiſchen (rechts kräftigem) Urtheil und 
Vollſtreckung die unverſchuldete Unmöglichkeit der Leiſtung des 
Gläubigers eintreten kann. Man könnte zur Ausfüllung der⸗ 
ſelben an ein Urtheilsberichtigungsverfahren in der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz denken analog, wie nach § 767 C. P. O. 
der Schuldner Einwendungen gegen den durch das Urtheil 
feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt erheben kann. Es müßte alſo bei 
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der Verurtheilung Zug um Zug auch dem Gläubiger ein ſolches 
Recht zu Einwendungen zuſtehen. Richtiger aber müßte 
wohl für den Beginn der Zwangsvollſtreckung der Nachweis 
der unverſchuldeten Unmöglichkeit der eigenen Lelſtung ebenſo 
genügen, wie der Nachweis der Befriedigung oder des Annahme; 
verzuges. Die Praxis dürfte ficher auf dem letzteren Wege 
vorgehen und dieſe ergänzende Auslegung wählen. 


Nichterſtattbarkeit von Reiſekoſten eines Rechts⸗ 
anwalts zu auswärtigen Gerichtstagen. 


Beſchluß des Landgerichts Saarbrücken, 
mitgetheilt von Rechtsanwalt Windſcheid, Saarlouis. 


8 In Sachen 
des Kaufmanns V. K. zu Saarlouis, Kläger und Berufungs⸗ 
beklagter, Prozeßbevollmächtiger: I. Inſtanz: Rechtsanwalt 
Windſcheid zu Saarlouis, II. Inſtanz: Rechtsanwalt 
Dr. Muth in St. Johann, 


gegen 
den Zimmermann S. St. zu Saarwellingen, Beklagten und 
Berufungskläger, Prozeßbevollmächtigter: I. Inſtanz: Rechts⸗ 
anwalt Reis zu Lebach, II. Inſtanz: Rechtsanwalt Juſtizrath 
Simons in St. Johann, 
hat die III. Clvilkammer des Königlichen Landgerichts in Saar⸗ 
brücken auf die ſofortige Beſchwerde des Klägers gegen den 
Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts in Lebach vom 10. Mai 
1901 in der Sitzung vom 11. Juli 1901 beſchloſſen: 


Unter Abänderung des Beſchluſſes des Königlichen Amts⸗ 
gerichts zu Lebach vom 10. Mai 1901 werden die von dem 
Kläger an den Beklagten nach dem rechtskräftigen Urtheile des 
Königlichen Landgerichts zu Saarbrücken vom 30. März 1901 
zu erſtattenden Koſten auf 33 Mark 17 Pf. (in Buchſtaben: 
drei und dreißig Mark ſiebenzehn Pfennige) und vierzig Pfennige 
von den Koſten des Beſchluſſes erſter Inſtanz feſtgeſetzt. 

Die Koſten der Beſchwerde trägt der Beklagte. 


Gründe. 


Durch vollſtreckbares Urtheil vom 30. März 1901 find 
dem Kläger /, dem Beklagten / der Koſten erſter Inſtanz, 
dem Kläger außerdem die Koſten der Berufung auferlegt 
worden. 

Durch Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 10. Mai 1901 ſetzte 
das Königliche Amtsgericht zu Lebach der Liquidation des 


Beklagten entſprechend die Koſten auf den Betrag von 74 Mark 


56 Pf. und 70 Pf. Beſchlußkoſten feſt. Die Feſtſetzung erfolgte 
ohne Rückſicht auf die Koſten des Gegners, da Beklagter den 
Nachweis der nach § 106 C. P. O. erforderlichen Aufforderung 
erbracht hat und die geſtellte Friſt abgelaufen war, ohne daß 
der Gegner ſeine Koſtenberechnung eingereicht hatte. Bei 
Feſtſetzung der Koſten berüdfichtigte das Amtsgericht unter den 
Koſten erſter Inſtanz einen Betrag von 45 Mark 76 Pf., 
welchen Beklagter für 8 Reiſen ſeines Rechtsanwalts zum 
Gerichtstage in Sarwellingen geltend gemacht hatte. 

Gegen dieſen Beſchluß, welcher dem Vertreter des Klägers 
am 10. Mai 1901 zugeſtellt wurde, legte Kläger am gleichen 
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Tage Beſchwerde ein mit der Ausführung, daß die vielen Reiſen 
des Vertreters der Gegenpartei zum Gerichtstage in Sarwellingen 
zur zweckentſprechenden Rechtsvertheidigung nicht nothwendig 
geweſen ſeien und die durch dieſe Reifen entſtandenen Koſten 
deshalb vom Kläger nicht zu erſtatten ſeien. 

Die nach 8 105 C. P. O. zuläffige friſt⸗ und formgerecht 
eingelegte Beſchwerde erſcheint begründet. 

Die Einrichtung von Gerichtstagen hat den Zweck, den 
Gang zum Gericht zu erleichtern und ihnen Koſten und 
Verſäumniſſe zu erſparen oder doch zu verringern. Es ſollen 
deshalb nur ſolche Sachen verhandelt werden, in welchen beide 
Parteien im Bezirke wohnen und keine Partei durch einen 
Prozeß bevollmächtigten vertreten tft. 

Läßt ſich eine Partei durch einen Anwalt vertreten, der 
erſt eine Reiſe machen muß, um zu dem Gerichtstage zu ge- 
langen, ſo wird der erwähnte Zweck einer Verhandlung auf 
dem Gerichtstage hinfällig, da dann höhere Koſten entſtehen 
und auch der Grund der Erſparung einer Verſäumniß wegfällt, 
weil ja die Partei, wenn ſie durch einen Anwalt vertreten iſt, 
nicht perſönlich zum Gerichtsorte zu reiſen braucht. Hiernach 
kann die Zuziehung eines nicht am Orte des Gerichtstages 
wohnenden Anwalts zu einer am Gerichtstage ſtaltfindenden 
Verhandlung nicht als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
nothwendig angeſehen werden. 

Allerdings kann es der Partei nicht verwehrt werden, ſich 
des Beiſtandes eines Anwalts zu bedienen, doch muß fie in 
dieſem Falle, wenn fie für den Fall des Obfiegens einen Er⸗ 
ſtattungsanſpruch dem Gegner gegenüber geltend machen will, 
dem Gerichte vor der Beſtellung eines Anwalts Mittheilung 
machen und durch Anträge dahin wirken, daß die Verhandlung 
nicht auf dem Gerichtstage, ſondern am Orte des Gerichts 
ſtattfindet. 

Die hier geltend gemachte Forderung für Reiſen des An⸗ 
walts zum Gerichtstage war daher gemäß § 91 C. P. O. aus 
der Liquidation des Beklagten zu ſtreichen. 

Es ergiebt ſich dann folgende Rechnung: 

I. Koſten erſter Inſtanz nach Abzug der 
Reiſen 19,80 Mark, 
hiervon hat Beklagter ſelbſt / mit 248 


zu tragen, fo daß der Kläger zu er 


ſtatten haoeaeee 17,32 Mark. 
II. Koften zweiter Inſtanz 1455 
zuſammen 31,87 Mark. 
Hierzu tritt noch der Vorſchuß II. In⸗ 
fan mit 1.30 
Summa 33,17 Mark. 


Hiernach waren die vom Kläger auf die Liquidation des 
Beklagten zu erſtattenden Koſten auf 33,17 Mark feſtzuſetzen. 

Da ein erheblicher Theil der geltend gemachten Koſten 
geſtrichen iſt, jo wurde auch ein entſprechender Theil der erft- 
inſtanzlichen Koſten dem Beklagten auferlegt. 

Die Koſten der Beſchwerde hat Beklagter als unterliegender 
Theil gemäß § 91 C. P. O. zu tragen. 


(gez.) Kiltz. Erk. Eſchner. 
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XXX. Jahrgang. 


Keine Haftpflicht des ausländiſchen Prozef⸗ 
bevollmächtigten für inländiſche Stempelpflcht 
einer im Auslande vorgelegten Vollmacht. 


Beſchluß des Aammergerichts, 
mitgetheilt von Rechtsanwalt Dr. Scherer, Leipzig. 


Der Rechtsanwalt am Reichsgericht, welcher nur in da 
Reviflonsinſtanz auftritt, iſt nicht verpflichtet, für den landes 
geſetzlichen Vollmachtsſtempel aufzukommen, ſelbſt wenn ihn 
die Vollmacht aus dem betr. Lande brieflich zugeſandt if, 
nachdem er das Formular dem Mandanten geſchickt hat. 

In dieſem Sinne erkannte das Kammergericht I. Stu, 
ſenat in der Strafſache Schnettler durch Beſchluß vom 
13. März 1899 . 82. 99. I. 673 für das Gebiet det 
preußiſchen Monarchie. Die Gründe lauten: 

„Der Kaufmann S. iſt durch Urtheil des Landgerichte zu 
Duieburg vom 25. November 1897 wegen Unterſchlagung in 
einfachen Bankerutts beſtraft worden. Die von ihm gegn 
dieſes Urtheil eingelegte Reviſton iſt durch Urtheil des Reicht 
gerichts vom 21. März 1898 verworfen worden. Vor den 
Reichsgericht iſt er durch den Rechtsanwalt Dr. S. in Leipfz 
vertreten worden. Eine auf dieſen lautende Vollmacht für die 
Reviſtonsinſtanz befindet ſich bei den Strafakten des Lu 
gerichts. Wieſo ſie in dieſe Akten hineingekommen, {ft rich 
erfichtlich. Sie iſt unterſchrieben: 

v. pig den 21. März 1898. R. S.“ 
Den Stempel für dieſe Vollmacht mit 1,50 Mark hat da 
Gerichts ſchreiber, da der Ausſteller arm, vom Rechtianval 
Dr. S. erfordert. Dieſer hat hiergegen Erinnerung erhoben, 
da er die Vollmacht in Leipzig erhalten und gebraucht hahe 
Ohne feinen Willen ſei ſie von Leipzig weitergekommen, fe ſe 
nicht ſtempelpflichtig. 

Durch Beſchluß der Strafkammer des Landgerichts 1 
Duisburg vom 16. Januar 1899 iſt die Erinnerung für be 
gründet befunden, da nach dem Stempelgefege nur dit 
jenigen Vollmachten der Stempelpflicht unterlägzen, 
die im Inlande in Wirkſamkeit treten ſollten, md 
der Sachlage aber nicht zu bezweifeln ſei, daß die Vollnatt 
vom Antragſteller lediglich in der Revifionsinftanz beim Reif 
gericht produzirt ſei. N 

Hiergegen hat der Erſte Staatsanwalt beim Landgeich 
in Duisburg Beſchwerde erhoben, der nachträglich gemäß 9 14 
der Allgemeinen Verfügung vom 28. Februar 1885 (J. N. 8. 
S. 90) der Oberſtaatsanwalt beim Oberlandes gericht zu Hamm 
beigetreten iſt. Die Beſchwerde ift indeſſen nicht begründet 
Zu Unrecht verneint das Laudgericht allerdings, daß hi 
Vollmacht überhaupt ſtempelpflichtig iſt, weil fie nicht in 
Inlande, ſondern im Aub lande habe in Winkſamkel ten 
ſollen. Dies iſt für die Frage der Stempelpflichtigkeit en 
Urkunde nicht entſcheidend. Wefentli hierfür ift viel 
mehr nur, ob die Urkunde im Inlande — im un 
des Stempelgeſetzes — errichtet iſt. Einen direkten 
Ausſpruch hierüber enthält das Stempelgeſetz allerding nicht 
Aus dem Wortlaute des 8 2 deſſelben ft dieſer Wile da 
Geſetzes indeſſen mit Sicherheit zu ſchließen. Nach dieſen 
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unterliegen der Stempelſteuer ‚auch“ die von Inländern oder 
von Ausländern im Auslande errichteten Urkunden über Ge⸗ 
ſchäfte, welche im Inlande befindliche Gegenſtände betreffen, 
oder welche im Inlande zu erfüllen find. Als ſelbſtverſtändlich 
ſieht das Geſetz im Gegenſatz hierzu an, daß die von Inländern 
oder Ausländern im Inlande errichteten Urkunden ſtets der 
Stempelpflicht unterliegen, ohne daß in dieſem Falle zu unter⸗ 
ſcheiden iſt, ob die Geſchäfte, über welche dieſe Urkunden ſich 
verhalten, im Inlande befindliche Gegenſtände betreffen, oder 
im Inlande zu erfüllen find. Es iſt hiermit der allgemeine 
Rechtsſatz ausgeſprochen, daß das Stempelhoheitsrecht des 
Staats ſich nur auf ſein eigenes Gebiet bezieht, und daß des⸗ 
halb der Regel nach nur die innerhalb des preußiſchen Staats⸗ 
gebiets beurkundeten Verhandlungen dem Urkundenſtempel unter⸗ 
worfen find, mögen ſie auch einen im Auslande befindlichen 
Gegenſtand betreffen oder im Auslande zu erfüllen und dort 
ebenfalls zu verſteuern ſein (efr. Hummel und Specht, Kom⸗ 
mentar zum Stempelgeſetz, Anm. 1 zu § 2). Denſelben 
Rechtsgrundſatz enthielt bereits das frühere Stempelgeſetz vom 
7. März 1822 im 5 12 (efr. Hoyer⸗Gaupp Anm. 5 und 19 
zu § 1). Nur bezüglich der im Auslande errichteten Urkunden 
iſt eine hier nicht intereſſtrende Verſchärfung der Stempelpflicht 
gegen das frühere Geſetz eingetreten. Nach jetzigem wie nach 
bisherigem Rechte unterliegen aber die der Stempelpflicht über⸗ 
haupt unterworfenen Urkunden der Stempelpflicht, ſobald die⸗ 
ſelben im Inlande errichtet find und unabhängig von der Frage, 
wo dieſelben in Wirkſamkeit treten ſollen. Hiernach unter- 
liegt es keinem Bedenken, daß die ſtreitige Vollmacht 
ſtempelpflichtig iſt, da ſie in Hagen, alſo im Inlande 
errichtet iſt, und es iſt unerheblich, ob, wie die Be⸗ 
ſchwerde beſonders betont, der Vollmachtsvertrag 
zwiſchen dem Ausſteller der Vollmacht und dem Be⸗ 
vollmächtigten in Hagen oder in Leipzig zu Stande 
gekommen iſt. 

Eine andere Frage aber iſt, wer für Entrichtung des 
Stempels haftbar iſt. Zweifellos iſt der Ausſteller der Voll⸗ 
macht nach § 12b des Stempelgeſetzes haftbar; denn dieſer 
beſtimmt: 

„„Zur Zahlung der Stempelſteuer find verpflichtet: . 

b) bei einſeitigen Verpflichtungen und Erklärungen die⸗ 

jenigen, welche die Schriftſtücke ausgeſtellt haben.““ 
Der Ausſteller iſt indeſſen hier nicht in Anſpruch genommen, 
ſondern der bevollmächtigte Rechtsanwalt Dr. S. 

Der 8 13d des Stempelgeſetzes ſchreibt in dieſer Be⸗ 
ziehung vor: 

„„Für die Entrichtung der Stempelſteuer haften unter 
Vorbehalt des Rückgriffs gegen die eigentlich Ver⸗ 
pflichteten . 

d) Jeder Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem geſetz⸗ 
lichen Stempel nicht oder nicht ausreichend ver⸗ 
ſehenen Urkunde, welcher ein rechtliches Snterefie 
an dem Gegenſtande derſelben hat.““ 

Daß unter dieſen Inhabern oder Vorzeigern, die ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Gegenſtande der Vollmacht haben, auch 
die Prozeßbevollmächtigten mitbegriffen find, die eine ihnen er⸗ 
theilte Prozeßvollmacht produziren, iſt in der Praxis nicht be⸗ 
zweifelt worden (efr. Heinitz, Kommentar, S. 65 Anm. 4). 
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Weſentlich aber iſt, daß der Prozeßbevollmächtigte, 
ſoll er haftbar fein, die Vollmacht im Inlande inne 
hat oder daß er ſie im Inlande vorzeigt. Dies folgt 
aus den obigen Ausführungen über das Stempelhoheitsrecht 
des Staats. Der Staat kann ſein Recht der Stempelerhebung 
nur erſtrecken auf diejenigen Perſonen, die feiner Machtſphäre 
unterliegen, die zu ihm durch den Gebrauch einer ftempel- 
pflichtigen Urkunde in irgend eine Beziehung treten; denn die 
Stempelpflicht beſteht nur dem Inlande gegenüber. Aus- 
ländiſche Prozeß bevollmächtigte haften deshalb nicht 
für die von ihnen im Auslande vorgelegten, im In⸗ 
lande ausgeſtellten Vollmachten. Ob dabei der 
Prozeß bevollmächtigte, der im Auslande wohnhaft 
tft, die preußiſche Staatsangehörigkeit beſitzt oder 
nicht, iſt unerheblich; denn nur das entſcheidet, ob er die 
Vollmacht im Inlande innegehabt oder vorgezeigt hat. Das 
entgegengeſetzte Ergebniß würde die vom Geſetz gewiß nicht 
beabſichtigte Folge haben, daß der Inhaber oder Vorzeiger einer 
Urkunde ſtrenger beurtheill würde als der Ausſteller, da dieſer 
der Regel nach zur Verſtempelung einer Urkunde nicht verbunden 
iſt, wenn er ſolche im Auslande ausſtellt. Ein ſolches Ergebniß 
kann nicht beabſichtigt ſein. Es muß deshalb als Wille des 
Geſetzes angenommen werden, daß derjenige, der eine im In⸗ 
lande ausgeſtellte Urkunde nur im Auslande vorzeigt oder inne 
hat, für die Stempelſteuer dem preußiſchen Staate nicht haftbar 
iſt. Der Rechtsanwalt Dr. S. hat die ſtreitige Vollmacht in 
Leipzig, alſo im Stempel Auslande erhalten, fie dort nur be⸗ 
ſeſſen und dort nur (dem Reichsgericht) vorgezeigt. Er kann 
deshalb für die Stempelſteuer nicht haftbar gemacht werden. 

Nun iſt die Vollmacht freilich in die landgerichtlichen Akten 
gelangt. Es erhellt aber nicht, daß dies irgendwie mit Wiſſen 
und Willen des Dr. S. geſchehen iſt. Jedenfalls aber Iegitimirte 
die Vollmacht, die nur für die Revifionsinſtanz beſtimmt war, 
ihn nicht zu irgend einer im Inlande, insbeſondere vor dem 
Landgericht vorzunehmenden Handlung. Er kann alſo dieſerhalb 
nicht als Vorzeiger der Vollmacht im Inlande angeſehen und 
für den Stempel haftbar gemacht werden. 

Die Beſchwerde des Oberſtaatsanwalts mußte hiernach als 
unbegründet zurückgewieſen werden.“ 


Die Anſtandsſchenkungen im Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 
Von Dr. jur. et phil. Max Süßheim, München. 


Die Schenkung iſt im Allgemeinen ein Akt einer aus 
freien Stücken ſich vollziehenden Freigebigkeit. Doch entſpricht 
es nur der Regel, daß die Schenkung auf den völlig freien 
Willen des Schenkgebers zurückführt. Die Urſache und Trieb- 
feder, welche zu jener Freigebigkeit veranlaßt, kann verſchiedener 
Art ſein; ſie kann in äußeren Ereigniſſen liegen, ſie kann aber 
auch durch die Gutherzigkeit und Edelſinn des Schenkers, der 
anderen Perſonen eine Freude bereiten will, veranlaßt ſein. 

Außer den Schenkungen, welche dem freien Willens⸗ 
entſchluſſe des Schenkgebers entſpringen, giebt es auch ſolche, 
welche auf eine Verpflichtung zurückführen, die zwar nicht recht. 
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licher Natur iſt, aber dem Herkommen und der Sitte entſpricht. 
Begrifflich bleibt deſſen ungeachtet die Schenkung der Ausdruck 
einer einſeitigen Freigebigkeit, wenngleich ſich die Veranlaſſung 
derſelben geändert hat. Die Verbindlichkeit, welche in dieſem 
Falle beſteht, beruht rein auf gewiſſen mit der Zeit erwachſenen 
geſellſchaftlichen Anſchauungen, welche ſich noch nicht zu einer 
Rechts verpflichtung verdichtet haben. Der Druck, der ausgeübt 
wird, beſteht daher nur in dem von der Geſellſchaft ausgeübten 
Zwang, nicht in dem Vorhandenſein einer geſetzlichen Pflicht. 

Am beſten zeigt ſich dieſe Verſchiedenheit der Natur der 
Freigebigkeit in der Beurtheilung ihrer Unterlaſſung. Wenn 
ſich auch Rechtsfolgen an letztere nicht knüpfen, da eine rechtliche 
Verpflichtung zu ihrer Vornahme nicht beſteht, ſo wird doch 
derjenige, welcher es im Widerſpruche mit den Anſchauungen 
der Geſellſchaftskreiſe, denen er angehört, unterläßt, eine durch 
Sitte oder Anſtand gebotene Schenkung vorzunehmen, im Falle 
des Bekanntwerdens ſeiner Handlungsweiſe Gegenſtand einer 
mißbilligenden, mitunter abfälligen Kritik werden. Er hat ſich 
gegen den ungeſchriebenen, aber unn einmal beſtehenden Kodex 
der allgemeinen Sitte vergangen und muß daher gewärtig ſein, 
ob dieſer Mißachtung eine ungünſtige Beurtheilung zu erfahren. 

Aber auch die Rechtsordnung und mit ihr das B. G. B. 
unterſcheidet unter den Schenkungen zwiſchen ſolchen, welche 
einer reinen nicht durch geſellſchaftliches Herkommen nothwendig 
gemachten Freigebigkeit entſpringen und ſolchen, deren Vornahme 
objektiv auf eine durch Sitte und Anſtand vorgeſchriebene Ver⸗ 
pflichtung, in ſubjektiver Hinſicht auf die Abficht des Schenkenden 
zurückführt, dieſer durch die Sitte gebotenen Anſtands verbindlich. 
keit Genüge zu thun. Das B. G. B. berückfichtigt hierbei, daß 
eine Schenkung letzterer Art, wenn fie auch begrifflich noch als 
freiwillige zu bezeichnen iſt, doch bereits unter einem gewifien, 
nicht immer geringen Drucke erfolgt. Andererſeits beſteht zwar 
kein Rechtsanſpruch des Beſchenkten auf eine derartige Schenkung, 
er darf aber nach Sitte und Herkommen deren Leiſtung mit 
ziemlicher Beſtimmtheit erwarten. Unterbleibt fie trotzdem, fo 
ſteht ihm freilich ein Rechtsmittel nicht zu, da eine rechtliche 
Verpflichtung zur Schenkung nicht gegeben iſt. 

Wird die Schenkung vorgenommen, ſo kann der Schenker 
nicht nachträglich mit der Klage wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung das Schenkungsobjekt zurückfordern, es müßte denn 
ſein, daß er nachweislich irrthümlich der Meinung war, es 
beſtehe eine rechtliche Verpflichtung zu jener Schenkung; aber 
auch dann entfällt der Rückforderungsanſpruch, wenn die 
Schenkung aus einer fittlihen Pflicht oder der Rückſicht auf 
den Anſtand entſpringt. Es kann dadurch freilich vorkommen, 
daß Jemand, der eine dem Gebote der Sitte entſprechende 
Leiſtung vornimmt in der Erwartung, der Empfänger derſelben 
werde ſich dafür in ſtandesgemäßer Weiſe durch Gewährung 
einer Vergütung oder eines Geſchenkes erkenntlich erweiſen, für 
ſeine Leiſtung völlig leer ausgeht, ohne die Möglichkeit zu be⸗ 
fiten, das Schenkungsobjekt zurückzufordern oder eine Ent⸗ 
ſchädigung für letzteres zu erlangen (8 534). Wird die Schenkung 
dadurch vorgenommen, daß der Schenkgeber auf eine an ihn 
zu geſchehende Zahlung oder ſonſtige Leiſtung verzichtet, ſo kann 
er ebenſo wenig nachträglich erklären, er beſtehe nunmehr doch 
auf Zahlung bezw. Leiſtung; denn die Anſtandsſchenkung kann 
weder zurückgenommen noch widerrufen werden. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXIX. Jahrgang. 


Ob aber für eine Schenkung eine fittliche Pflicht oder eine 
auf den Anſtand zu nehmende Rückſicht beſteht, läßt ſich nur 
von Fall zu Fall entſcheiden. Es wird dabei viel auf die be⸗ 
treffenden Geſellſchaftskreiſe, auf Vermögen und Berufs ſtellung, 
ſowie auf zwiſchen den fraglichen Perſonen beſtehende perſön⸗ 
liche Beziehungen ankommen. Im Allgemeinen wird man die 
zu Wohlthätigkeits⸗ und Unterſtützungszwecken, aus Anlaß von 
Geburtstagen, Feiern wie Weihnachten, Oſtern, bei Gelegenheit 
beſonderer Feſtlichkeiten wie Hochzeiten geſpendeten Geſchenke als 
Anſtandsſchenkungen bezeichnen können. Doch wird anzuerkennen 
fein, daß die Verpflichtung zur Gewährung derartiger Geſchenke 
nicht unbegrenzt iſt, vielmehr in perfönlichen Verhältniſſen bes 
Schenkers und des Beſchenkten, in Rüdfichten des erſteren auf 
ſeine Familie und anderweitigen geſetzlichen und vertragsmäßigen 
Verpflichtungen eine gewiſſe Grenze findet. Es kann daducch 
allerdings der Fall eintreten, daß bezüglich eines Theiles des 
gemachten Geſchenkes eine auf Sitte und Anſtand beruhende 
Verbindlichkeit anzunehmen iſt, daß aber dieſe Nothwendigkeit 
für einen überſchießenden Betrag entfällt. Soweit das Geſchenk 
in Geld beſtand, wird die Feſtſetzung der berechtigten Forderung 
auf Herausgabe des über die Verpflichtung hinausgehenden 
Theiles beſondere Schwierigkeiten nicht verurſachen, andert 
aber, wenn das übergroße Geſchenk in einem einheit lichen 
Gegenſtand, z. B. einem werthvollen Kunſtobjekt beſteht. 

Soweit der Thatbeſtand des 5 534 nicht zutrifft, eine auf 
Sitte oder Anſtand beruhende Verpflichtung alſo nicht beſteht, 
kann es nun, falls die Vorausſetzungen des Rückforderungs⸗ 
oder Widerrufs rechtes gegeben find, fraglich werden, in welcher 
Weiſe dieſes Recht ausgeübt werden kann, ohne die Intereſſen 
eines der beiden Kontrahenten zu verletzen. Das Geſetz ſelbſt giebt 
hierüber einen Aufſchluß nicht und iſt es daher der Auslegung 
und der Rechtſprechung überlaſſen, den der Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage angemeſſenen Weg ausfindig zu machen. Im Allgemeinen 
wird dieſe zweiſeitige Intereſſenkolliſton in der Weiſe geloͤſt 
werden können, daß mangels gütlicher Vereinbarung das auf 
§ 534 des B. G. B. geſtützte Zurückbehaltungsrecht des Be 
ſchenkten zunächſt ziffermäßig geſchätzt wird. Iſt der im Ver⸗ 
hältniſſe zum Werthe des Schenkungsobjektes gleichfalls be⸗ 
rechnete Anſpruch des Schenkers feiner Höhe nach größer als 
der Werth jenes Rückbehaltungsrechtes, ſo würde dem Empfänger 
des Geſchenkes die Verpflichtung aufzuerlegen ſein, daſſelbe 
gegen eine ſeinem Rechte entſprechende Entſchädigung dem 
Schenker herauszugeben. Ueberſteigt dagegen die Hohe des be- 
rechtigten Intereſſes des Beſchenkten das Intereſſe des Schenkers 
an dem fraglichen Gegenſtande, fo wird fich der Schenkgeber mit 
der Rückzahlung einer Summe begnügen müſſen, welche der 
Differenz zwiſchen Werth des Objekts und dem für den Beſchenkten 
berechneten Retentionswerthe entſpricht. Die Schätzung hat 
durch objektive Berechnung des ſubjektiven Werthes zu geſchehen. 
Wenn ſich die eben dargelegte Regelung auch nicht immer ganz 
ſcharf durchführen laſſen wird, jo dürfte damit doch ein gewifier 
Maßſtab für die Ausgleichung etwaiger auf die Beſtimmungen 
des 8 534 zurückzuführender Kollifionen gegeben fein. 

Außer in § 534 hat der Umſtand, daß eine Schenkung 
einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückficht entſpricht, im B. G. B. auch noch anderweitig Berück⸗ 
ſichtigung gefunden und dadurch rechtliche Bedeutung erhalten. 
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So ift dem in Gütergemeinſchaft lebenden Manne geſtattet, der⸗ 
artige Schenkungen mit Rechtswirkſamkeit vorzunehmen, auch 
ohne daß die Ehefrau ihre Zuſtimmung ertheilt (8 1446 Abf. 2). 
Es iſt dies deshalb wichtig, weil in der Regel der in Güter⸗ 
gemeinſchaft lebende Mann zu Schenkungen aus dem Geſammt⸗ 
gute dieſer Zuſtimmung bedarf und die Schenkung, für den 
Fall die Einholung jener unterbleibt oder die nachträgliche 
Genehmigung (5 184) nicht nachgeſucht oder nicht ertheilt wird, 
unwirkſam iſt (& 1446 Abſ. 1). Dieſe Unwirkſamkeit tritt nicht 
ein, wenn und ſoweit die Schenkung einer Verpflichtung der 
Sitte oder des Anſtandes entſpricht. 

Ob dieſe Verpflichtung dem Manne oder der Frau gegen ⸗ 
über beſteht, macht keinen Unterſchied, ſofern die Schenkung aus 
Mitteln des Geſammtgutes geſchieht; ſoweit ſie aber aus einem 
Rechtsverhältniß oder einer thatſächlichen Handlung entſtanden 
iſt, welche ſich auf das Vorbehaltsgut einer der beiden Ehegatten 
beziehen, fällt jene Anſtandsſchenkung im Verhältniß der Che⸗ 
gatten zu einander dem Vorhaltsgute zur Laſt (8 1463 Ziff. 2). 
Wurde die Schenkung gleichwohl aus Mitteln des Geſammt⸗ 
gutes vorgenommen, ſo beſteht eine Erſatzpflicht gegenüber dem 
Geſammtgute ($ 1466 Abſ. 1), wie umgekehrt, wenn der Mann 
eine Anſtandsſchenkung aus Mitteln feines Vorbehaltsgutes vor- 
nimmt, welche eigentlich das Geſammigut berührt, er aus dem 


Geſammtgute Erſatz verlangen kann (5 1466 Abſ. 2). Inſoweit 


die von dem Manne gemachte Schenkung über feine Anſtands⸗ 
verpflichtung hinausgeht, bedarf er der Einwilligung bezw. 
Genehmigung der Ehefrau. Wird dieſelbe nicht ertheilt, ſo muß 
er für den von ihm unndͤthiger Weiſe geleiſteten Betrag der 
Schenkung Erſatz zum Geſammtgute entrichten ($ 1456 Satz 2). 

Abweichend von der vorausgehenden Darſtellung regelt ſich 
die Verpflichtung zur Leiſtung einer Schenkung auf Grund 
einer fittlichen oder Anſtandspflicht, wenn das geſetzliche Güter⸗ 
recht der Verwaltungsgemeinſchaft zwiſchen beiden Ehegatten in 
Geltung iſt. Hier obliegt dem Manne die Verwaltung des 
eingebrachten Gutes ($ 1374) mit dem Rechte der Nutznießung 
(8 1388); dafür iſt er verpflichtet, außer den Koſten, welche 
durch die Gewinnung der Nutzung entſtehen, auch die Koſten 
der Erhaltung der zum eingebrachten Gute gehörenden Gegen⸗ 
fände zu tragen (§ 1384). Soweit Anſtandsſchenkungen, die 
ſich auf das Vermoͤgen der Ehegatten beziehen, vorgenommen 
werden, dürften fie meiſt unter die Beſtimmungen des letzteren 
Paragraphen fallen. Dagegen fallen Schenkungsverpflichtungen 
perſoͤnlicher Natur, welche nicht mit Rückficht auf beſtimmte 
Leiſtungen für das Verwaltungsvermoͤgen, ſondern aus beſonderen 
feſtlichen Anläſſen oder auf Grund gewiſſer perſoͤnlicher 
Beziehungen zu erfüllen find, nicht dem Verwaltungsvermöͤgen, 
ſondern dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon die Verpflichtung 
gegeben iſt. 

Macht der Mann nothwendige Aufwendungen, welche über 
den Rahmen der ihm nach 5 1384 obliegenden Verpflichtung 
hinausgehen, fo kann er für fie von der Frau gemäß 5 1890 
Erſatz verlangen. Für Anſtandsſchenkungen, welche er gelegentlich 
einer der im Intereſſe der Frau gelegenen Aufwendungen vor⸗ 
genommen hat, ſteht dem Manne ein Erſatzanſpruch zu, wenn 
er jene Schenkung den Umſtänden nach für erforderlich halten 
durfte. Dagegen fallen dem Maune jene Schenkungen zur 
Laſt, welche einen Beſtandtheil des ehelichen Aufwandes bilden, 
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z. B. Geſchenke an Dienſtboten und ſonſtige Perſonen, welche 
für die perſoͤnlichen Bedürfniſſe der Ehegatten und deren Haus⸗ 
weſen thätig find, und denen anſtandshalber von Zeit zu Zeit 
entweder aus beſonderen Anläſſen oder zur Anelferung bezw. 
Belohnung Geſchenke gegeben werden. Eine Rückforderung oder 
Widerruf derſelben iſt ausgeſchloſſen, und zwar auch dann, wenn 
jene Perſonen ſich ſpäter gegen die Ehegatten oder deren An⸗ 
gehörige des Undanks ſchuldig machen. Gehen die von dem 
Manne gemachten Geſchenke dieſer Art über die Grenzen des 
Nothwendigen hinaus, ſo kann der Mann von der Frau auch 
keinen theilweiſen Erſatz verlangen. 

Hat die Ehefrau ohne Zuſtimmung des Ehemannes eine 
Auſtandsſchenkung gemacht und hierzu das eingebrachte Gut 
herangezogen, ſo kann dieſelbe trotz der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung des 5 534 wieder zurückgefordert werden, da eine 
gültige Schenkung überhaupt nicht vorliegt. Der Akt der 
Schenkung iſt von Anfang an unwirkſam; 5 534 ſetzt aber 
voraus, daß wenigſtens eine gültige Schenkung vorliegt. Nur 
dieſe gültige Schenkung ſoll nicht wieder rückgängig gemacht 
werden können. Durch die nachträgliche Genehmigung des 
Ehemannes wird die Schenkung zu einer gültigen und daher 
unwiderruflichen (5 184). Verweigert er aber feine Zu⸗ 
ſtimmung, fo iſt im Falle der Grundlofigkeit der Weigerung 
Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht 
zuläffg (5 1402). 

Weiterhin iſt die Frage, ob eine Schenkung ein reiner Akt 
der Freigebigkeit iſt oder ob für ihn wenigſtens eine Anſtands⸗ 
pflicht beſteht, auch für den Inhaber der elterlichen bezw. 
vormundſchaftlichen Gewalt von Bedeutung. Es iſt ihm die 
Vornahme von Schenkungen mit der Wirkung verwehrt, daß 
eine trotz dieſes Verbotes gemachte Schenkung unwirkſam, das 
Kind daher zu ihrer Rückforderung berechtigt iſt. Ausgenommen 
von jenem Verbot find aber die Auſtandsſchenkungen (§ 1641). 
Die Anſtands verpflichtung muß für das Kind bezw. den Ver⸗ 
walter des Vermoͤgens als ſolchen, nicht für die Perſon des 
Vaters oder Vormundes beſtehen. Die Schenkungen find in 
der Regel derart vorzunehmen, daß nicht der Vermoͤgensſtamm 
angegriffen wird, ſondern die Erträgniſſe deſſelben herangezogen 
werden. Soweit die gemachten Schenkungen das durch die 
Anſtandspflicht gebotene Maß überſchreiten, find fie ungültig 
und daher der Rückforderung ſowie dem Widerrufe unterworfen 
(5 1641, 1804). 

Der Frage, ob eine Schenkung durch Sitte oder Anſtand 
geboten iſt, kommt ſchließlich noch bei Berechnung des Pflichttheils 
materielle Bedentung zu. Während im Allgemeinen der Pflicht⸗ 
theils berechtigte, wenn der Erblaſſer innerhalb der letzten zehn 
Jahre vor Eintritt des Erbfalles einem Dritten eine Schenkung 
gemacht hat, Ergänzung des Pflichttheils um dieſen Betrag 
verlangen kann, entfällt dieſe Verpflichtung, ſoweit es ſich um 
Erfüllung einer Anſtands verpflichtung handelt (88 2330, 2325). 
War der Pflichttheilsberechtigte ſelbſt Empfänger einer derartigen 
Schenkung, fo wird ihm dieſelbe bei Berechnung feines Pflicht⸗ 
theils ebenſo wenig in Anrechnung gebracht, wie dem erſatz⸗ 
pflichtigen Erben, der ſelbſt pflichttheils berechtigt iſt und daher 
die beanſpruchte Ergänzung des Pflichttheils ſoweit verweigern 
kann, als er ſelbſt zur Forderung und Ergänzung des Pflichttheils 
berechtigt iſt (58 2830, 2828). 
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Auch die Befugniß des Pflichttheils berechtigten, ſoweit der 
Erbe zur Ergänzung des Pflichttheils nicht verpflichtet iſt, vom 
Beſchenkten Herausgabe des Geſchenkes zu verlangen ($ 2329), 
entfällt, wenn jenes Geſchenk nur in Erfüllung einer Anſtands⸗ 
pflicht gegeben wurde. Im Streitfalle wird dies mittels der 
Feſtſtellungsklage zu prüfen fein ($$ 256, 280 C. P. O.). Eine 
ſolche kann auch dann nothwendig werden, wenn der Pflichttheils⸗ 
berechtigte den Charakter der Anſlandsſchenkung an und für ſich 
nicht beſtreitet, aber geltend macht, daß der Werth des geſchenkten 
Gegenſtaudes über jene Verbindlichkeit hinausgeht. 

In der Unterſcheidung der Schenkung ſchlechthin und jener 
Schenkung, welche durch eine Anſtands verpflichtung geboten iſt, 
liegt ſeitens des Geſetzgebers eine Anerkennung gewiſſer ethiſcher 
Faktoren, welche bei der Schenkung die begriffsmäßige Freiwilligkeit 
durch einen fittlichen Zwang ergänzen. Es beſteht zwar keine 
rechtliche Verbindlichkeit zur Vornahme der Schenkung, aber es 
iſt wenigſtens elne durch die geſellſchaftlichen Lebens verhältniſſe 
und Anſchauungen bedingte Verpflichtung hierzu gegeben. In 
der Erfüllung der letzteren kommt keine reine Freiwilligkeit 
zum Ausdruck, ſondern eine mehr oder minder freiwillige 
Unterwerfung unter die durch Sitte und Anſtand gebotene 
geſellſchaftliche Verpflichtung. Bei der fortſchreitenden Ausbildung 
und bei der zunehmenden Bedeutung des ethiſchen Momentes 
im geſammten Rechtsleben iſt die Anerkennung deſſelben im neuen 
deutſchen Rechte auch auf dem Gebiete der Schenkung nur mit 
Freuden zu begrüßen. 


Zu § 25, Abſ. 1, 2 der R. A. O. 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. Arnold Zieſe, 
Rendsburg. 


An der Spitze von Nr. 13 und 14 des Jahrgangs 1900 

(S. 109) iſt unter Nr. 2 die Bearbeitung des Themas angeregt: 
Beſteht ein begründetes Bedürfniß dafür, daß 
der Anſpruch auf die in der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte beſtimmte Verhandlungs- 
gebühr dem Rechtsanwalt zugebilligt wird, 
wenn der Verhandlungstermin von einem zwar 
2 Jahr im Vorbereitungsdieuſt beſchäftigten, 
aber nicht gemäß 8 25 Abſ. 1, 2 der R. A. O. 
dem Rechtsanwalt als Stellvertreter beſtellten 
Rechtskundigen wahrgenommen iſt? und wie 
iſt eventuell die Erfüllung dieſes Anſpruchs 
herbeizuführen bezw. anzuſtreben? 

Es ſcheinen nun daraufhin entweder wenig Aeußerungen 
eingegangen oder die Eingänge, wie es mit dem Nachſtehenden 
gegangen iſt, zurückgelegt zu ſein, obwohl unſeres Erachtens die 
Frage von einſchneidender Bedeutung iſt, und zwar auch nach 
der Seite der mit Recht zur Zeit ſo vielfach in Tages⸗ und 
Fachſchriften erörterten „Vorbildung“ der jungen Juriſten. 

Ein Zurückkommen darauf iſt daher ſehr am Platze und 
zwar ſoll es ſich in Nachſtehendem lediglich lum rein praktiſche 
Erörterungen handeln. Von dieſem Standpunkte aus ſteht 
Einſender nicht an, gleich zu Anfang als Wunſch auszuſprechen, 
daß die Möglichkeit eines Gebührenverdienens für den Anwalt 
durch Referendare während ihrer „Ausbildungszeit“ bei dem 
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Anwalt, wenn ſie nicht als „Generalſubſtituten“ (alſo meiſt für 
kurze Zeit) beſtellt find, endgültig als gemeinſchädlich ver⸗ 
ſchwinden möge. 

Es ſei dazu geſtattet, auf die Zeit zurückzugreifen, welche 
Einſender (jetzt ſeit bald 20 Jahren ſelbſt Anwalt) als Referendar 
bei einem ſolchen an einem größeren Amtsgericht Anfang der 
1880 er Jahre durchgemacht hat. | 

Damals hatte noch Niemand herausgefunden, daß zwiſchen 
der Thätigkeit des zur Ausbildung überwieſenen Referendar 
und der des „Generalſubſtituten“ in Bezug auf die Gebühren 
des Anwalts ein Unterſchied zu machen ſei; vielmehr wurde in 
beiden Fällen einſchließlich Reiſekoſten voll liquidirt. Cbenſo 
hatte man es noch nicht für — nun, wie fol man ſich au. 
drücken — unfair erachtet, wenn ein Referendar dafür, daß u 
den ganzen Arbeitstag der praktiſchen Thätigkeit bei dem Ir 
walt widmete, in beſcheidener Weiſe von demſelben entlohnt, 
und manchem Vater dadurch für kurze Zeit das Athemholen 
erleichtert wurde. Aber was war die Folge? 

Mein „Chef“ hat mich in den 8 Monaten — auf ſe 
lange verlängerte ich bis zum Eintreffen von Ablöſung auf 
Wunſch die Ausbildungszeit — niemals eine Sache vor dr 
richt vertreten hören, und, da er ein umfangreiches Rolariat 
und Bankgeſchäft hatte, fo habe ich faſt alle Amtögerichtejagen 
völlig oder jedenfalls faſt völlig allein von Anfang bis zu Ende 
durchgeführt und bei den meiſten Landgerichts ſachen — bei 
dieſem war der qu. Anwalt ja als älterer geſetzlich zugelaſſen — 
zum Mindeſten die Schriftſätze faſt völlig ſelbſiſtändig ange 
fertigt; es lag mithin in den Händen der zahlreichen wechselnder 
Referendare eine ganze Anwaltpraxis und zwar ſogar dabei en 
gut Stück Simultanpraxis, wie man und „Amtsgerichts 
anwälten“ fie jetzt glaubt vorenthalten zu müſſen. Wo heit 
aber da der Zweck der „Ausbildung“, ift das nicht viele, 
— nicht in meinem Falle — aber jetzt — wo Entlohnung 
unfair iſt, vielmehr „Ausbeutung“? 

Dann könnte man ebenſo gut die Armenſachen zu felöſ⸗ 
ſtändigen Verſuchsobjekten für die Referendare machen, abet 
welches Geſchrei würde dann wohl vom „foztatpolitiigen' 
Standpunkt gemacht? 

Man wird mir einwerfen: dieſer Fall iſt vielleicht ent 
unter hunderten. Hand aufs Herz! Sollte es nicht den meien 
Kollegen, die als Referendare bei einem „vielbeſchäſtigten n 
walt „ausgebildet“ find, ähnlich ergangen ſein, und paffrt e 
nicht toto die, daß ſolcher Referendar von einem Auwal 
(vielleicht gar nicht einmal von ſeinem „Chef“) bei Gang 
lediglich eingeführt und dann ihm getroſt das Weitere über 
laſſen wird? 

und dabei gilt nur dat, was in der mündlichen Dr 
handlung vorgetragen wird, ein Punkt, der meines Eruchten 
für unſere Frage ausſchlaggebend ift. n 

Mit dem eben Berührten komme ich dann noch auf ein 
weiteren Nachtheil des jetzigen und erſt recht des von manchen 
Seiten angeſtrebten Zuſtandes. 

Die meiſten Referendare find während ihrer Auabilbungk 
zeit bei irgend einem ſchon an ſich ſehr beſchäftigten Am 
wenn der eine abgeht, ſo kommt, wie bei dem Ginge 
geſchilderten Fall, ein anderer an die Stelle, von den Geier 
aber, die der ſchon an fich ſehr beſchäftlgte Anwalt babunh auf 
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gehenden Begründung nicht. 
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leichte Weiſe verdient und erſt recht verdienen würde, wenn der 
5 25 umgeändert würde, würde beinahe ein Anderer ſelbſt⸗ 
ſtändig als Anwalt exiſtiren können. Die Erfüllung des 
Wunſches würde alſo auch für unſeren Stand direkt auf die 
weitere Stärkung des jo vielen anderen Berufen verhaͤngnißvoll 
gewordenen Großbetriebes abzielen, der doch wahrlich bereits in 
der Firmenbildung und der Abhängigkeit junger mit feſtem 
Gehalt „engagirter“ Anwälte von ſolchen Gebilden in den 
Großſtädten manche wenig erfreuliche Blüthen getrieben hat. 

Dieſe Gebilde laſſen ſich bei der ganzen Entwickelung 
unſerer Verhältniſſe, die vielſtündiges, ja tagelanges Herum⸗ 
liegen in den Gerichtsgebäuden für den Anwalt unumgänglich 
machen, nicht vermeiden, aber man ſtärke ſie nicht auch noch 
künſtlich, ſondern verlange — wie ich glaube behaupten zu 
dürfen, zum Heil beider Stände, der Anwälte und der 
Referendare —, daß der Anwalt direkt oder indirekt durch die 
Rückficht auf die ſonſt nicht erwachſenden Gebühren gezwungen 
ſei, den ihm zur „Ausbildung“ überwieſenen Referendar in 
feiner ganzen Thätigkeit — genau fo wie der ausbildende 
Richter ſolches muß — zu überwachen und zu beobachten; vor 
Allem aber in demjenigen, was — ob mit Recht oder Unrecht, 
iſt eine hier nicht zu erörternde Frage — von der neuen Geſetz⸗ 
gebung als die Hauptſache hingeſtellt iſt, in der mündlichen 
Verhandlung. 

Sollte dann die Folge die ſein, daß die ſogenannten erſten 
Anwälte vielleicht keine Referendare mehr haben wollen, jo 
glaube ich, daß an ſich der Nachtheil geringer iſt, wie man 
glauben möchte. Unter den minder beſchäfligten Anwälten 
giebt es häufig genug ebenſo tüchtige, und die haben den 
Vorzug, daß ſie ſich um ihre Zöglinge beſſer kümmern können. 


Kann aus einem mündlichen obligatoriſchen Vertrage 
auf Beſtellung einer dinglichen Rechtsänderung 
des § 873 B. G. B. geklagt werden? 


Von Dr. Eugen Fuchs, Rechtsanwalt beim Kammergericht, 
Berlin. 


Dieſe Frage wird von Küchendahl in der Nummer 85/86 
dieſer Zeitſchrift von Neuem zur Diskuſſton geſtellt, obwohl fie 
vom Reichsgericht bereits bejahend entſchieden iſt. Küchendahl 
meint, daß der Entſcheidung des Reichsgerichts die wünſchens⸗ 
werthe eingehende Begründung fehle, daß eine ſolche auch in 
Lehrbüchern und Kommentaren nicht zu finden ſei, daß der 
Entſcheidung aber ſchwere Bedenken entgegenſtehen. Er kommt 
zu dem Ergebniß, daß dem § 873 auch zwingende Geltung 
mit der Wirkung zukomme, daß die Freiheit des dinglichen 
Vertragswillens nicht im Voraus rechtsgeſchäftlich gebunden 
werden darf, womit er wohl beſagen will, daß auch die 
obligatoriſchen Grundgeſchäfte den Formvorſchriften des § 873 
unterliegen. Damit ſeine Ausführungen nicht ohne Noth die 
Praxis beunruhigen und eine Kontroverſe ſchaffen, ſeien folgende 
Bemerkungen geſtattet: 

1. Der Satz, daß das obligatoriſche Grundgeſchäft eines 
dinglichen Vertrages regelmäßig formfrei iſt, bedarf einer ein⸗ 
Alle Verträge des B. G. B., 
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mögen fie obligatoriſche oder dingliche Verträge fein, find 
formfrei, ſoweit das Geſetz nicht ein Anderes vorſchreibt. Form- 
vorſchriften finden ſich nur im Einzelnen. Das Nähere 
ſ. Fuchs, Grundbuchrecht, S. 40 ff., 60 ff. 

2. Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 873 B. G. B. iſt 
nichts zu entnehmen, was die Annahme rechtfertigt, daß alle 
obligatoriſchen Grundgeſchäfte zu den Einigungen des 8 873 
formalifirt find. Im Gegentheil, Anträge, eine ſolche Formali⸗ 
ſirung einzuführen, find abgelehnt, weil die Formaliſirung des 
dinglichen Vertrages genügt. (Prot. V. 463 ff.) Aus den 
Aeußerungen in der Kommiſſion, man wolle den ernſtlichen 
Willen der Parteien feſtſtellen, daß der dingliche Vertrag 
bindend ſein ſolle, folgt nicht, daß der obligatoriſche mündliche 
Vertrag unklagbar iſt; vergl. Fuchs a. a. O. S. 63. 

3. Wenn Küchendahl fragt, wozu es bei unterſtellter 
Formfreiheit der obligatoriſchen Verträge der eigenartigen 
Konſtruktion des dinglichen Vertrages mit und ohne Bindung 
bedurfte, fo verweiſe ich auf meine Ausführungen a. a. O. S. 61. 

4. Küchendahl's Hinweis auf § 125 B. G. B. iſt ver- 
fehlt. Auch für den dinglichen Vertrag iſt regelmäßig eine 
Form nicht vorgeſchrieben. (Fuchs a. a. O. S. 40. 59.) 

5. Ob die Auffaſſung des obligatoriſchen Vertrages als 
Kauſalgeſchäft mit der abſtrakten Natur des dinglichen Vertrages 
unvereinbar iſt, iſt für die Entſcheidung der vorliegenden Frage 
unerheblich; übrigens haben auch abſtrakte Verträge eine Kauſa, 
uur iſt die Kauſa nicht Rechtsinhalt des Vertrages. (Fuchs 
a. a. O. S. 39 ff.) 

6. Würde alles, was für dingliche Verfügungen gilt, auch 
für die obligatoriſchen Verpflichtungen zu dieſen Verfügungen 
gelten, jo wären die Vorſchriften der 58 311, 313, 1398, 1399, 
1821 und zahlloſe andere Paragraphen unerklärlich. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts, welche Küchendahl 
bekämpft, iſt in ihrem Reſultat zwar bedenklich, weil die 
Schlußfolgerung des Reichsgerichts, daß das Verſprechen des 
B. mangels eines Verpflichtungsgrunds, Schenkung oder 
abſtrakter Vertrag ſein müſſe, weder im Allgemeinen noch nach 
der Lage des beſonderen Falles begründet war. Der Rechts⸗ 
grundſatz aber, den das Reichsgericht aufſtellte, daß der 
obligatoriſche Vertrag, welcher die Verpflichtung zu einer 
dinglichen Rechtsänderung enthält, grundſäͤtzlich N formalifirt 
ift, iſt unbedenklich. 


Briefkaſten. 


Verantwortlich: Magen dantz, Rechtzanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Von Herrn R.⸗A. Dr. K. in K. erhalten wir folgende 
Zuſchrift, die einen Punkt berührt, der für viele Kollegen von 
Wichtigkeit ſein dürfte: 

Die Vorſchriften der Gebühren ordnung für Rechts- 
anwälte über Reiſekoſten — 88 78 ff. — find durch 
die Novelle von 1898 nicht verändert worden, ins⸗ 
befondere enthält das gedachte Reichs geſetz keine Be⸗ 
ſtimmung, wonach bei Benutzung von ſogenannten Klein⸗ 
bahnen die Vergütung für Ab- und Zugang nicht ges 
fordert werden könne, die Kleinbahnen ſtehen vielmehr 


748 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


den Vollbahnen durchaus gleich. Für die Reiſekoſten 
der preußiſchen Staatsbeamten beſtehen allerdings andere, 
dem preußiſchen Landesrecht angehoͤrige Vorſchriften, die 
indeß auf die Sätze der Reichsgebührenordnung keinen 
Einfluß haben konnen. Von Intereſſe iſt demgegenüber, 
daß, meines Erachtens durchaus mit Unrecht, ein Ober⸗ 
landesgericht abweichend entſchieden hat. Das Gericht 
weift die Beſchwerde wegen Herabſetzung der Beweis⸗ 
gebühr eines auswärtigen Anwalts zurück, indem es 
ausführt: „Falls der Prozeß bevollmächtigte (Rechtsanwalt) 
einen am Sitze des erſuchten Gerichts wohnenden Anwalt 
mit ſeiner Vertretung im dortigen Termin betraue, 
koͤnnte keinesfalls die Erſtattung der Koſten verlangt 
werden, ſoweit fie höher ſeien, als die bei Wahrnehmung 
des Termins durch den Prozeßbevollmächtigten ſelbſt 
entſtehenden. Das Gericht jagt weiter: Es iſt auch 
daran feſtzuhalten, daß gemäß 5 6 der Königlichen 


24. Dezember 1873 (Geſez⸗Samml. 


Verordnung vom 8. Mai 1876 


1876 G. 85139 lediglich die Koſten des billigeren Reiſe⸗ 
weges, im vorliegenden Falle alſo der Kleinbahn, bei 
deren Benutzung laut Ziffer 2 der allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 3. Januar 1899 (Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. 1899 
S. 4) eine beſondere Zu⸗ und Abgangsgebühr nicht ge- 
währt wird, in Anſatz gebracht werden dürfe. Der 
Vorderrichter hat demnach auch hier mit Recht von der 
mit 22 Mark berechneten Beweisgebühr des auswärtigen 
Anwalts nur die Summe von 15,98 Mark, die im 
Falle der Wahrnehmung des Termins durch den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten ſelbſt bei Benutzung der Kleinbahn 
dieſem zugeſtanden hätte, zugebilligt.“ Dieſe Entſcheidung, 
die im vorliegenden Fall nicht mehr anfechtbar iſt, 
wendet preußiſche Vorſchriften an, die das Reichsrecht 
gar nicht berühren wollen und nach Art. 2 Satz 1 der 
Reichs verfaſſung gar nicht berühren können. Die Reiſe⸗ 
koften würden in dem gedachten Falle 23 Mark 98 Pf. 
betragen haben. Es darf erwartet werden, daß die 
Eutſcheldung keine Nachahmung findet. 

Vielleicht können uns Entſcheidungen über die Frage zur 

Verfügung geſtellt werden? 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Wilhelm Kriener beim Landgericht 
München II; — Juſtizrath Franz Bruno Liebe beim Amts⸗ 
gericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Zimmermann beim 
Amtsgericht Siegen; — Rechtsanwalt Krochmann beim 
Amtsgericht Bentſchen; — Rechtsanwalt Hermann Albert 
Fiſcher beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Theodor 
Elsner beim Landgericht Flensburg; — Juſtizrath Lenzmann 
beim Amtsgericht Lüdenſcheid; — Rechtsanwalt Dr. Siegfried 
Gumbel beim Landgericht Heilbronn; — Rechtsanwalt Dr. Max 
Jahn beim Amtsgericht Lörrach; — Juſtizrath Adolf Schenck 
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beim Landgericht Wiesbaden; — Referendar Dr. Otto Lipmann 
beim Landgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Philipp Auguft 
Maximilian Vollert beim Amtsgericht Marienberg i. Sachſ.— 
Rechtsanwalt Bruno Voges beim Amtsgericht Salder; — 
Rechtsanwalt Ernſt Friedrich Adam Hofinger beim Amtsgericht 
und beim Landgericht Bautzen, ferner bei der Kammer für 
Handelsſachen Zittau; — Rechtsanwälte Dr. Karl Eher mi 
Paul Deimling beim Landgericht Mannheim; — Rechtzanwalt 
Philipp Auguſt Maximilian Vollert beim Landgericht Freiberg 
i. Sachſ.; — Rechtsanwalt Dr. Meyer beim Landgericht 
Oldenburg; — Rechtsanwalt Dr. Pfers dorff beim Landgericht 
Straßburg i. Elſaß; — Rechtsanwalt Dr. Nelleſſen bein 
Landgericht Aachen; — Rechtsanwalt Heinrich Bernhard Eucken 
in Deuben beim Landgericht Dresden; — Rechtzanwalt Karl 
Bandlow beim Amtsgericht Schmiegel. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Heſſe beim Amtsgericht Kalbe a. S.; — 
Rechtsanwalt Franz beim Amtsgericht Oſthofen; — Recht 
anwalt Erwin Filitz beim Landgericht I Berlin; — Reit 
anwalt Meuret beim Amtsgericht Reutlingen und beim Land 
gericht Tübingen; — Rechtsanwalt Karl Hermann Unger 
beim Landgericht Dresden und beim Amtsgericht Dohlen; — 
Rechtsanwalt Gump beim Landgericht Ellwangen; — Kehl 
anwalt Dr. Geller beim Amtsgericht I Adenau; — Kechll⸗ 
anwalt H. Oldenburg beim Landgericht Schwerin i. N.; — 
Rechtsanwalt Eugen Fränkel beim Amtsgericht Friedland OS. 
— Rechtsanwalt und Notar Lützeler beim Amtigericht I 
Malmedy; — Rechtsanwalt Michael Ehrl beim Landgericht 
München II; — Rechtsanwalt und Notar Karl Mengeltod 
beim Amtsgericht Rhaunen; — gepr. Rechtspraktikant Augıf 
Stofledt beim Landgericht Schweinfurt; — Kehttanmalt 
Carl Walter beim Amtsgericht Soldau; — Rechtzannalt 
Dr. jur. Rudolf Koch beim Landgericht Braunſchweig; — 
Rechtsanwalt Franz Schott beim Amtsgericht Marktbreit; — 
Rechtsanwalt Dr. Hans Boeswald beim Landgericht 
München II; — Rechtsanwalt Dr. Fritz Buchmann dein 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Hittenkofer ben 
Amtsgericht Starnberg; — Rechtsanwalt Eſſer beim Ant 
gericht Düren; — Rechtsanwalt Martin Weiglein beim La 
gericht Weiden; — Rechtsanwalt Joſef Wich beim Landgenht 
Straubing; — Rechtsanwalt Ludwig Oſterhaus beim Bud 
gericht Mannheim; — Rechtsanwalt Eſche beim Sandgeriät 
Tübingen; — Rechtsanwalt Abraham Oskar Münzer beim en! 
gericht Berlin I; — Rechtsanwalt Guſtav Friedrich Gülde ben 
Amtsgericht Annaberg; — Rechtsanwalt Zimmermann 
Landgericht Marburg; — Rechtsanwalt Dr. Emil Ab rahanſohn 
beim Landgericht Berlin I und II; — Rechtsanwalt Gent 
Krochmaun beim Amtsgericht Schmiegel; — Nedttamil 
Ernſt Friedrich Adam Hofinger beim Landgericht Leitz w 
beim Amtsgericht Oschatz; — Rechtsanwalt Dr. Ottolat Ats 
Conrad beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Berufe 
beim Amtagericht und beim Landgericht Dortmund; — Kahl. 
anwalt Georg Staimer beim Amtsgericht Dachau; — 40 
anwalt Jackels beim Amtsgericht Eschweiler; — Recta 
Paul Hollenberg beim Amtsgericht Trarbach. 


— ſ—U———— — ——̃ — . . —y— 
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Vereinsnachrichten. 
Bon dem unſererſeits empfohlenen Werk (Jnriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 Nr. 40/43 S. 357) 
Kaufmann, Die weſentlichen Unterſchiede des alten 
und des nenen Handelsgeſetzbnches 
hat der Herr Verfaſſer eine zweite Auflage veranſtaltet. 
Der Herr Verfaſſer glaubt, daß ein Bedürfniß für das 
Buch noch für längere Zeit fortbeſteht. Der Ladenpreis 
beträgt 3 Mark. Die Verlagsbuchhandlung bietet daſſelbe 
kartonirt den Herren Bereinsmitgliedern zum Vorzugspreiſe 
von 2 Mark 30 Pf. an. Beſtellkarte liegt bei. 


Sülfskafe für dentſche Nechtsauwälte. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Jena, Nürnberg und Celle haben der Kaffe abermals 
Beihülfen, uud zwar Jena 800 Mark, Nürnberg 1075 Mark 
und Celle 1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren 
Borftänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte 
Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 13. bis 23. Oktober 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs fuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeß ordnung. 

1. 8 99. 

Der Klaganſpruch, um den es ſich in der Berufungsinſtanz 
handelte, ging ſeiner ſachlichen Bedeutung nach im Weſentlichen 
darauf, die Lebensverficherungspolice des Kl. von ihrer Pfand- 
haftung für die Geſellſchaftsſchuld von 300 Mark zu befreien. 
Der Werih des Streitgegenſtandes in der Berufungsinſtanz 
betrug demnach nur 300 Mark, und da keiner der Ausnahme ⸗ 
fälle des § 547 der C. P. O. vorlag, fo ergiebt ſich daraus, 
daß, wenn eine den Anſpruch beurtheilende Entſcheldung des 
B. G. ergangen wäre, gegen ſie ein Rechtsmittel nicht zuläſſig 
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geweſen ſein würde. Ihrem Wortlaute nach ſcheint nun aller⸗ 
dings die Beſtimmung des § 99 Abſ. 3 der C. P. O. auch 
für Fälle dieſer Art gegeben zu fein. In Uebereinſtimmung 
mit dem in den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 46 
Nr. 95 veröffentlichten Beſchluſſe des V. C. S. vom 31. März 1900 
muß jedoch eine einſchränkende Auslegung jener Geſetzesbeſtimmung 
für geboten erachtet werden. Zutreffend wird in dem angezogenen 
Beſchluſſe ausgeführt, daß es als ein durchaus unlogiſches 
Ergebniß der Geſetzgebung bezeichnet werden müßte, wenn ein 
Urtheil, das unanfechtbar ſein würde, wenn es über die Haupt⸗ 
ſache und über die Koſten entſchieden hätte, dann der ſofortigen 
Beſchwerde unterliegen ſollte, wenn es über ein minus, nämlich 
uur über die Koſten entſchieden habe. Wenn deshalb der 
V. C. S. die Beſtimmung des § 99 Abſ. 3 mit Rüdfiht auf 
den untrennbaren Zuſammenhang, in welchem ſie mit den vor⸗ 
aufgehenden Vorſchriften deſſelben Paragraphen, insbeſondere mit 
der Vorſchrift des erſten Abſatzes ſteht, dahin verſtanden wiſſen 
will, daß fie die Zuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde davon 
abhängig mache, ob, falls eine Entſcheidung in der Hauptſache 
ergangen wäre, gegen dieſe ein Rechtsmittel zuläſfig geweſen 
ſein würde, ſo iſt dem, was damit geſagt ſein ſoll, beizupflichten. 
Wollte man einwenden, daß im Fall der Anfechtung einer ober⸗ 
landesgerichtlichen Koſtenentſcheidung, möge auch der Werth des 
Hauptftreitgegenftandes mehr als 1 500 Mark betragen haben, 
ſich nicht immer beſtimmen laſſe, ob gegen die Entſcheidung in 
der Hauptſache zuläffiger Weiſe ein Rechtsmittel hätte eingelegt 
werden konnen, nämlich dann nicht immer, wenn damit zu 
rechnen ſei, daß das O. L. G. in der Hauptſache theils zu 
Gunſten der einen, theils zu Gunſten der anderen Partei ent⸗ 
ſchieden haben würde, ſo träfe man damit nicht den Sinn der 
in dem Beſchluſſe vom 31. März 1900 vertretenen Geſetzes⸗ 
auslegung. Gemeint war, und das muß für richtig gehalten 
werden, daß die Beſchwerde dann u nzuläſſig iſt, wenn es gewiß 
iſt, daß gegen die Entſcheidung in der Hauptſache ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläffig geweſen wäre. So lag die Sache in dem 
durch den Beſchluß vom 31. März 1900 entſchiedenen Fall, und 
ſo liegt ſie gegenwärtig auch. I. C. S. i. S. Grabo 
c. Schumann vom 9. Oktober 1901, B Nr. 58/1901 I. 

2. 88 138, 288. 

In dem Thatbeſtande des bei der mündlichen Verhandlung 
vor dem B. G. vorgetragenen Urtheils des L. G. heißt es 
nämlich, im Anſchluß an die Hervorhebung, daß ein Verkauf 
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der gepfändeten Segenflänbe demnächſt überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe, wie folgt: „Dieſelben find vielmehr vom Kl. 
freigegeben worden. . ... Dies iſt unſtreitig.“ Die Nevifion 
785 hierin die Feſtſtellung des gerichtlichen Geftän dniſſeß des 

„ daß er die Pfandſtücke freigegeben habe, und wirft dem 
E 0. vor, dies unter Verletzung der 55 288 — 290, 314 


der C. P. O. überſehen und. unzuläffiger Weiſe das Beſtreiten 


der Freigabe ſeitens des Kl. in der Berufungsinſtanz berück⸗ 
ſichtigt zu haben. Der Reviſion ſteht entgegen, daß dab gericht⸗ 
liche Geſtändniß feinem Begriffe nach die poftipe Erklärung 
erfordert, daß eine vom Gegner behauptete Thatſache ein ⸗ 
geräumt werde. Eine ſolche einräumende Erklärung, deren 
Ausdrücklichkeit nicht gerade eine buchſtäbliche Formel erheiſcht, 
und in Verbindung mit etwaigen ſonſtigen Parteiäußerungen 
in der Erklärung, eine Thatſache nicht zu beſtreiten (§ 138 
Abſ. 2 der C. P. O.), gefunden werden kann (vergl. Urtheil des 
R. G. vom 9. Dezember 1897 — Entſch. in Civilſachen Bd. 40 
S. 268 —, Reincke, Civilprozeßordnung, zu $ 288 1b), iſt 
in der von der Reviſion in Bezug genommenen Feſtſtellung des 
L. G. offenfichtlich nicht enthalten; dieſe Feſtſtellung war, gemäß 
§ 138 Abſ. 2 der C. P. O., ſchon dann begründet, wenn Kl. 
die vom Bekl. behauptete Freigabe nicht ausdrücklich beſtritt 
und die Abficht, fie beſtreiten zu wollen, nicht aus ſeinen übrigen 
Erklärungen hervorging. In Ermangelung eines ausdrücklichen 
Geſtändniſſes war aber Kl. nach § 531 der C. P. O. nicht 
gehindert, die in I. J. unterbliebene Erklärung über die von 
dem Bekl. behauptete Freigabe der Pfandſtücke nachzuholen, und 
war daher auch das nachträgliche Beſtreiten vom B. G., wie 
geſchehen, zu berückſichtigen. IV. C. S. i. ©. Boß c. Neumann 
vom 19. September 1901, Nr. 158/1901 IV. 

3. 8 181. 

Die Revifion der Bekl., welche die Verwerfung ihres 
gegen das Verſäumnißurtheil des L. G. Karlsruhe vom 
26. Mai 1881 eingelegten Einſpruchs zum Gegenſtande hat, 
wird damit begründet, daß das angefochtene Urtheil auf einer 
Verletzung des $ 166 (jetzt 18 1) der C. P. O. inſofern beruhe, 
als darin anerkannt wurde, daß an den in der Zuftellungs- 
urkunde det Poſtboten L. vom 4. Juni 1880 bezeichneten 
Diener Albert St. eine Erſaßzuſtellung habe bewirkt werden 
können. Dieſer Diener habe weder in Dienften der Bekl. ge 
ſtanden, noch jet er als eine in ihrer Familie dienende Perſon 
im Sinne des $ 166 Abſ. 1 (etzt 181) der C. P. O. anzu⸗ 
ſehen, da die Bekl. als verheirathete Tochter aus der Familie 
ihrer Eltern, deren Diener Albert St. war, ausgeſchieden ge⸗ 
weſen ſei. Allein unter den von dem B. G. feſtgeſtellten that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen konnte ohne Rechtsverletzung die Vor⸗ 
ausſetzung einer Erſatzzuſtellung gemäß § 166 Abſ. 1 der C. P. O. 
(älterer Faſſung) als vorhanden anerkannt werden. Zunächſt 
verlangt das Geſetz nicht, daß die in der Familie des Adreſſaten 
dienende Perſon von dem Adreſſaten ſelbſt angeſtellk worden 
ſei oder in einem Abhängigkeitsverhältniſſe zu ihm ſtehe. Es 
iſt aber auch die Familienangehoͤrigkeit, wie fie das Geſetz ver⸗ 
langt, anzuerkennen, da ſich die Bekl. wieder in der Gemein ⸗ 
ſchaft ihrer Eltern, der Dienſtherrſchaft des Albert St., befand 
und zwar mit ihrem Ehemanne. Die Eheleute v. 3. wohnten 
ſeit einer Reihe von Jahren in Baden in der den Eltern der 
Bekl., den Eheleuten v. N. gehörigen Villa K. und im Jahre 
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1879 hatte ſich die Bekl., welche ſchon ſeit längerer Zeit in 
Uneinigkeit mit ihrem in zerrüttete Vermoͤgensverhältniſſe ge- 
rathenen Ehemann lebte, wie feſtgeſtellt iſt, wieder vollſtändig 
in ihre elterliche Familie begeben, indem fie ihr Schlafzimmer 
in den von ihren Eltern bewohnten zweiten Stock der Willa 
verlegte und ſich auch ſonſt bort aufhielt, während der Ehemann 
im unteren Stocke ſchlief unh wohnte, jedoch an den gemein ⸗ 
Jamen Mahlzeiten der Bewohner der Villa theilnahm und keine 
eigene perſönliche Bedienung hatte. II. C. S. i. S. Cahn 
c. v. Zobel vom fl. Oktober 1901, Nr. 190/1901 II. 

4. 58 253, 3223. 

Die von den Rbkl. geſtellte Frage, ob nicht der von dem 
Rkl. ſeit Oktober 1899 von Morl und demnächſt von Seunewitz 
aus nach Guttenberg betriebene Fleiſchhandel dazu führen müſſe, 
die eingeklagte Vertragsſtrafe für verwirkt zu erklären, ift in 
Uebereinſtimmung mit dem B. G. zu verneinen. Denn ſowohl 
die Klagerhebung wie das Urtheil ſetzen nach den 58 253, 322 
C. P. O. einen zur Zeit der Klaganſtellung begründeten Anſpruch 
voraus. Eine auf Leiſtung einer Vertragsſtrafe gerichtete Klage 
iſt aber nur begründet, wenn die Zuwiderhandlung gegen das 
die Vertragsſtrafe feſtſetzende Vertragsverbot der Klaganſtellung 


vorausgegangen iſt, weil ohne dieſe Zuwiderhandlung die Ver⸗ 


tragsſtrafe nicht verwirkt, ohne deren Verwirkung aber ein Grund 
für den erhobenen Anſpruch nicht vorhanden iſt. Eine im Laufe 
des Rechtsſtreits erſt eingetretene Verwirkung der Strafe mag 
zur Erhebung einer neuen Klage Anlaß geben, den Grund des 
vorher erhobenen Anspruchs kann fie nicht bilden, weshalb fie 
in dem Verfahren um dieſen unberückfichtigt bleiben muß. Der 
Fall des Mangels einer einen Beſtandtheil des Klagegrundes 
bildenden Thatſache iſt nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des 
R. G. nicht dem Falle gleichzubehandeln, wenn im Laufe bes 
Rechtsſtreits eine Voraus ſetzung eintritt, von deren Vorhandenſein 
die Verurtheilung abhängt, wie die Fälligkeit einer vor der 
Klagerhebung entſtandenen Forderung. Es müſſen daher die 
nach der Klagerhebung ſtattgehabten Handlungen des Bekl. bei 
der Beurtheilung des erhobenen Anſpruchs außer Betracht gelaſſen 
werden. V. C. S. i. S. Foͤrſter o. Selle vom 28. September 1901, 
Nr. 177/1901 V. 

5. 88 233, 236. 

Die Ausführungen des B. R., daß die Beglaubigung der 
Terminsnote einen weſentlichen Beſtandtheil der Zuſtellungs⸗ 
förmlichkeiten bildet und daher bei ihrem Fehlen die Berufungs⸗ 
einlegung der Rechts wirkſamkeit entbehrt, ſtehen in Einklang mit 
der feſten reichsgerichtlichen 1 Holden und ſind auch von 
der Revifion nicht bemängelt worden. Das Wiebereinfegungs- 
geſuch iſt vom B. R. aus einem doppelten Grunde abgelehnt; 
einmal deshalb, weil der Gerichts vollzieher bei Ausführung von 
Parteiaufträgen als Beauftragter der Partel anzuſehen ſei, ſein 
Verſehen die Partei nicht entſchuldige und daher für letztere 
auch nicht als unabwendbarer Zufall im Sinne des § 233 der 
C. P. O. gelten könne; ſodann auch deshalb, weil dem Er⸗ 
forderniß, daß gleichzeitig die verſäumte Prozeßhandlung nach⸗ 
geholt werden müfle, § 236 Abſ. 1 Ziffer 8 der C. P. O., 
im vorliegenden Falle nicht genügt ſei. Es reiche nicht aus, 
daß die Bekl. zu einem bereits anſtehenden Termine neu ge 
laden habe; fie hätte vielmehr durch Einreichung der Berufungs- 
ſchrift bei Gericht einen neuen Termin zur Verhandlung über 
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die Berufung erwirken müſſen. Der erſte Grund vermag aller- 
dings das Urtheil nicht zu tragen, da inzwiſchen durch Beſchluß 
der vereinigten C. S. des R. G. vom 22. Mai 1901 in 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Sachen Baumann wider Kauſch'ſche Eheleute V. 246/1900 


die gegentheilige Rechtsanficht zur Anerkennung gelangt iſt. Ob 
der zweite Grund, der gleichfalls nicht bedenkenfrei erſcheint, zu⸗ 
trifft, kann dahin geſtellt bleiben. Denn ſelbſt wenn man mit 
der Revifion davon ausgeht, daß die Terminsanberaumung als 
ſolche wirkſam war und daher eine vorgängige Einreichung der 
neuen Ladung bei Gericht zum Zweck der Beſtimmung des Ver⸗ 
handlungstermins ſich erübrigte, jo mußte doch jedenfalls die 
Bekl., wenn ſie die Berufungseinlegung wiederholte, den Gegner 
zu dieſem anſtehenden Termine laden. Das iſt aber nicht 
geſchehen. Die in der nochmals zugeſtellten Berufungsſchrift 
enthaltene Ladung konnte nur auf die darauf befindliche Termins 
note, d. h. auf den längſt erledigten Termin vom 11. Dezember 
1900 bezogen werden, war alſo inſoweit gegenſtandslos. Eine 
Erklärung, daß zu dem Termine am 26. März 1901 ge⸗ 
laden werde, enthielt weder die Ladung ſelbſt noch das Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch, dem letztere als Anlage beigefügt war. Die 
bloße Mittheilung einer beglaubigten Abſchrift der richterlichen 
Verfügung, durch die der Termin anberaumt war, konnte den 
Mangel nicht erſetzen, da dieſer Umſtand für ſich allein keinen 
genügenden Ausdruck des Ladungswillens enthielt und die An⸗ 
nahme einer aus den Geſammtumſtänden des Falles ſich 
ergebenden ſtillſchweigenden Ladung dem Grundſatze widerſtreiten 
würde, daß die auf die Rechtsmitteleinlegung bezüglichen Form⸗ 
vorſchriften nicht nach Geſichtspunkten der Billigkeit ausgelegt 
werden dürfen. Hiernach mußte auch die erneute Berufungs- 
einlegung wegen Fehlens einer Ladung, $ 518 Abſ. 2 Ziffer 3 
der C. P. O., als ungültig angeſehen werden und erſchien 
daher das angefochtene B. U. gerechtfertigt. V. C. S. i. S. 
Mau c. Mau vom 2. Oktober 1901, Nr. 186/1901 V. 

6. 88 319, 567. 

Die von der Kl. rechtzeitig und formgerecht erhobene 
ſofortige weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, da nach feſtſtehender 
Rechtſprechung des R. G. in §8 319 Abſ. 3 C. P. O. vorgeſehene 
Unanfechtbarkeit des einen Berichtigungsantrag zurückweiſenden 
Beſchluſſes fich nur auf Entſcheidungen des Gerichts, welches 
das zu berichtigende Urtheil erlaſſen hat, nicht auch auf den 
Fall einer erſt in der Beſchwerdeinſtanz ausgeſprochenen Zurück⸗ 
weiſung des Berichtigungsantrags bezieht. Die Beſchwerde iſt 
jedoch ſachlich unbegründet. Allerdings hat das R. G. in 
wiederholten Entſcheidungen anerkannt, daß nicht bloß Unrichtig⸗ 
keiten rein formaler Natur, wie falſche Daten, unrichtige Partei ⸗ 
bezeichnungen und dergleichen, im Verfahren nach $ 319 C. P. O. 
berichtigt werden können, ſondern auch eine Abänderung der in 
der Urtheilsformel enthaltenen ſachlichen Entſcheidung auf dieſem 
Wege in weitreichendem Maße zuläffig iſt. (Vergl. insbeſondere 
die Zuſammenſtellung dahin gehörender Fälle in Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 23, S. 411.) Dabei iſt jedoch feld an dem 


Erforderniß feſtgehalten worden, daß die Entſcheidungsgründe 


unzweideutig ergeben müſſen, welche anderweite, von dem Inhalt 
der Urtheilsformel abweichende ſachliche Entſcheidung das Gericht 
hat erlaſſen wollen. Der Annahme des O. L. G., daß es im 
vorliegenden Falle an dieſer Voraus ſetzung fehlt, kann nur bei⸗ 
getreten werden. Sowohl die urſprüngliche wie die berichtigte 
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Vollſtreckbarkeinserklärung haben ihre rechtliche Grundlage in 
den Vorſchriften des 8 713 C. P. O., deſſen nicht ſehr glückliche 
Faſſung nach ihrem Wortlaut beide Auslegungen zuläßt. 
(Vergl. Planck, Civilprozeßrecht Bd. 2 8 169 unter IV S. 641.) 
Da die Entſcheidungsgründe etwas Weiteres als ein Citat des 
8 713 C. P. O. nicht enthalten, fo bleibt es hiernach völlig 
ungewiß, ob das Gericht den Inhalt des ſpäteren Berichtigungs · 
beſchluſſes ſchon bei Erlaß des Urtheils gewollt und ſich damals 
nur im Ausdruck vergriffen hat oder ob der Berichtigungsbeſchluß 
durch einen Wechſel der Anſicht des Gerichts über dasjenige, 
was auf Grund des 8 713 C. P. O. anzuordnen war, veranlaßt 
iſt. Es kommt hinzu, daß der Anwalt des Bekl. am Tage 
nach der Urtheilsverkündung, um die Aufhebung eines behufs 
Verſteigerung gepfändeter Sachen anberaumten Termins zu er ⸗ 
zielen, beantragt hat, die Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung 
aus dem für vorläufig vollſtreckbar erklärten Verſäumnißurtheil 
im Hinblick auf das Urtheil vom 4. Juli nur gegen vorgängige 
Sicherheitsleiſtung von Seiten der Kl. für ſtatthaft zu erklären, 
und daß der Vorſitzende des Gerichts durch einſtweilige, auf 
Grund des 8 944 C. P. O. getroffene Anordnung dieſem Antrage 
ſtattgegeben hat, ohne dabei an der Unrichtigkeit der auf die 
Vollſtreckbarkeitserklärung bezüglichen Entſcheidung irgend welchen 
Anſtoß zu nehmen. Dieſer Umſtand fällt erheblich gegen die 
Annahme ins Gewicht, daß es ſich bei dem nachträglichen 
Beſchluß des Landgerichts um die bloße Berichtigung einer 
unrichtigen Ausdrucksweiſe gehandelt habe. V. C. S. i. S. 
Reuſchel 6. Murr vom 18. September 1901, B Nr. 141/1901 V. 
7. § 445. 
Der Kl. hat den Bekl. eventuell noch den Eid über jene 
Behauptung zugeſchoben. Dieſe Eideszuſchiebung iſt vom B. R., 
ſowelt ſie die zur Vollziehung der Schenkung erforderliche 
Uebergabe zum Gegenſtande hat, mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
ſchrift des § 445 der C. P. O. für unzulälfig erklärt, indem 
erwogen iſt: die Behauptung, daß der Ehefrau des Kl. die 
Sachen von der Erblaſſerin übergeben ſeien, enthalte keine reine 
Thatſache, ſondern zugleich ein Urtheil, eine aus den thatſäch⸗ 
lichen Vorgängen zu ziehende Schlußfolgerung, die im vor⸗ 
liegenden Falle, in welchem der Erblaſſerin die Einwirkung auf 
die Sachen nicht unmöglich geweſen ſei und daher die Befitz⸗ 
erledigung nur durch eine auf Aufhebung des Gewahrſams 
gerichtete Willensbethätigung habe vollzogen werden können, 
als eine einfache und zweifelsfreie ſich nicht darſtelle. Gegen 
dieſe Auffaſſung hat ſich die Revifton mit der Ausführung ge⸗ 
wendet, daß der Begriff der „Uebergabe“ ein gemeingewöhnlicher 
und gemeiuverſtändlicher ſei. Der Angriff erſcheint jedoch nicht 
begräudet. Die Uebergabe einer Sache kann ſich rechtlich in 
verſchiedener Geſtalt vollziehen. Das Geſetz — 88 61 ff. 
Thl. I, Tit. 7 des A. L. R. — unterſcheidet: körperliche Ueber ⸗ 
gabe, ſymboliſche Uebergabe, Uebergabe durch Anweiſung oder 
Willens aäußerung. Es iſt deshalb Sache der Partei, die die 
Uebergabe einer Sache behauptet, darzulegen, wie ſolche ſich 
vollzogen hat, und zu dem Zwecke die Thatſachen anzugeben, 
aus denen die geſchehene Uebergabe gefolgert werden kann. Der 
B. R. hat ſonach mit Recht die Eideszuſchiebung, ſoweit ſie 
die Uebergabe der Sachen zum Gegenſtande hat, für unzu⸗ 
läffig erachtet. Dazu tritt für den vorliegenden Fall, in 
welchem es ſich um eine formloſe Schenkung handelt, deren 
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Rechtswirkſamkeit durch die Uebergabe der geſchenkten Sache 
bedingt iſt, daß das Geſetz eine körperliche Uebergabe, d. h. 
eine Uebertragung des Gewahrſamz von Seiten des Schenkers 
an den Beſchenkten erfordert. IV. C. S. i. S. Schulz 
6. Mertins vom 10. Oktober 1901, Nr. 185/1901 IV. 

8. 8 462. 

Der Reviſion mußte ſtattgegeben werden. Nachdem durch 
das rechtskräftig gewordene Urtheil des B. G. vom 
19. Februar 1901 die Entſcheidung von der Leiſtung oder 
Nichtleiſtung eines den Bekl. zugeſchobenen Eides abhängig 
gemacht worden war, hatte das B. G. gemäß § 462 Abi. 2 
C. P. O. den Eintritt der Folge durch Endurtheil auszu⸗ 
ſprechen. Die Bekl. find vor dem gemäß § 479 Abſ. 1 C. P. O. 
mit der Abnahme des Eides betrauten Amtsgerichte Thann er⸗ 
ſchienen und haben ſich laut Protokoll vom 25. April 1901 
zur Leiſtung des Eides bereit erklärt, mit dem Beifügen, es ſei 
zwar davon die Rede geweſen, daß die Kläger, wenn ſie zur 
Zufriedenheit der Bekl. bis zu deren Tode die Wirthſchaft 
führen würden, zu Erben der Bekl. eingeſetzt werden würden, 
es ſei aber keinerlei erweiterte Vergütung zugeſagt worden. 
Daraufhin haben die Bekl. den ihnen im Urtheil vom 
19. Februar 1901 auferlegten Eid, auf deſſen Bedeutung ſie 
hingewieſen waren, vorſchriftsmäßig geleiſtet. In der weiteren 
mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht ſtellten nun 
die Kl. als Berufungskl. den Antrag, die Bekl. dem Grunde 
nach für ſchuldig zu erklären, an die Kl. ein Entgelt für zwei⸗ 
jährige Arbeiten von 5 Perſonen in Landwirthſchaft und Haus⸗ 
halt zu bezahlen und die Sache zur Verhandlung in die 
I. J. zurückzuverweiſen, welcher Antrag ſich der im bedingten 
Urtheil fñür den Fall der Nichtleiſtung des Eides aus⸗ 
geſprochenen Folge anſchließt. Dagegen wurde von den Bekl. 
im Anſchluß an die im Falle der Leiſtung des Eides nach dem 
Urtheil eintretende Folge die koſtenfällige Zurückweiſung der 
Berufung beantragt, allein das B. G. hat in dem hierauf 
erlafſenen mit der Reviſion angefochtenen Endurtheile auffallender 
Weiſe dem Antrag der Klagpartei ſtattgegeben. Hierbei iſt das 
B. G. nach den Urtheile gründen zunächſt von der dem ange⸗ 
führten Inhalte des Protokolls über die Eidesabnahme wider⸗ 
ſprechenden Annahme ausgegangen, daß die Bekl. den Eid nicht 
einfach, wie er im Urtheil normirt iſt, ſondern mit einem 
Zuſatze ausgeſchworen hätten, deſſen Inhalt aus der von ihnen 
vor der Eidesleiſtung abgegebenen Erklärung entnommen wird. 
Die Faſſung des amtsgerichtlichen Protokolls läßt keinen Zweifel 
darüber, daß die Bekl. die fragliche Erklärung zur Klarſtellung 
ihrer Auffaſſung abgegeben, zugleich aber zur Ausſchwörung des 
urtheils mäßigen Eides ſich bereit erklärt und dieſen daun 
lediglich nach der im Urtheil feſtgeſetzten Norm geleiſtet haben. 
Dieſer Eid, durch welchen das Verſprechen einer angemeſſenen 
Vergütung für die von den Kl. übernommene Güter⸗ 
bewirthſchaftung im Sinne einer zugeſagten Belohnung in Geld 
verneint wird, ſchließt nicht aus, daß den Kl. eine eventuelle 
Erbeinsetzung in Ausſicht geſtellt wurde, allein das Bewußtſein, 
daß von Letzterem die Rede geweſen, konnte den Bekl. nahe 
legen, einer Auffaſſung ihrer Eidesleiſtung in dem Sinue, daß 
überhaupt gar nicht von einer Vergeltung der zu leiſtenden 
Dienste geſprochen worden ſei, vorzubeugen. Die abgegebene 
Ecklärung hätte vielleicht von dem B. G. bei Entſcheidung der 
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Frage in Rückſicht gezogen werden können, ob etwa der urtheilt⸗ 
mäßige Eid darnach als ganz oder theilweise verweigert anzu⸗ 
ſehen ſei, allein nach dem Angeführten wäre eine Bejahung 


dieſer Frage nicht zutreffend geweſen. Das O. L. G. hat auch 


nicht eine Eides verweigerung angenommen, ſondern aus der 
angeblichen zuſätzlichen Einſchränkung des Eides eine von den 
Parteien getroffene Vereinbarung entnommen und feftgeftelt 
und biefe feiner Entſcheidung zu Grunde gelegt, jedoch nicht als 


“eine die Bekl. bindende, ſondern als eine nichtige Vereinbarung, 


welche zur Rückforderung des daraufhin Geleiſteten von den 
dadurch Bereicherten berechtige. Damit hat aber das B. G. 
gegen die Unanfechtbarkeit drs ergangenen rechte kräfligen 
Urtheils verſtoßen, welche die Einführung neuer Thatſachen 
zur Begründung der Klage ausſchloß und nur die Läuterung 
im Anſchluß an das bedingte Urtheil, welches kein Zwiſchen⸗ 
urtheil iſt, zuließ. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 
S. 660 Nr. 14. II. C. S. i. S. Dantzer c. Jenn vom 
8. Oktober 1901, Nr. 201/1901 II. 

9. 8 537. 

Ueber den eventuellen Klageantrag hat der B. R. unter 
Hinweis auf § 537 der C. P. O. nicht erkannt, vielmehr die 
Sache behufs Entſcheidung über denſelben an das Gericht J. J. 
zurückberwieſen, indem zur Begründung ausgeführt iſt: der 
Eventualantrag, die Bekl. zu verurtheilen, anzuerkennen, daß 
das vom Kl. zu den Nachlaßakten eingereichte Nachlaßverzeichniß 
nicht vollſtändig ſei, nehme neben dem Prinzipalantrage auf 
Theilung des Nachlaßkapitals von 6 600 Mark eine vollkommen 
ſelbſtſtändige Stellung ein, die Verbindung beider Anſprüche 
konne daher nicht die Wirkung haben, daß das B. G., nachden 
es unter Abänderung des erſten Urtheils den Prinzipalantrag 
verworfen, ſich auf die Verhandlung und Entſcheidung über den 
Coentualanſpruch unter Uebergehung der I. J. einzulaſſen habe. 


Die Revifion hat ſich auch gegen dieſe Auffaſſung gewendet und 


mit Recht. Der B. R. hat auf das Urtheil des R. G. vom 
29. April 1887 (Entſch. Bd. 18 S. 385 ff.) verwieſen. Dort 
war, wie hier, in I. J. nach dem Prinzipalantrage erkannt, und der 
B. R. hatte abändernd dieſen Antrag zurückgewieſen und die 
Eniſcheidung über den Goentualantrag auf Grund der Bar 
ſchrift des $ 499 (jetzt 5 537) der C. P. O. dem I. N. über 
laſſen. Das R. G. hatte die hiergegen eingelegte Reviſton ver- 
worfen. Dieſer Eniſcheidung lag jedoch ein wefentlid andern 
Rechtsfall zu Grunde. Die prinzipale Klage nahm in ihren 
Verhältniſſe zur eventuellen Klage rechtlich eine nach Grand 
und Gegenſtand ſelbſtſtändige Stellung ein. Mit der prinzipaln 
Klage hatte die (dortige) Kl. aus zwei ſpeziellen Titeln ein 
aus dem Nachlaſſe ihres Vaters fich herſchreibende, nath De 
hauptung des Bekl. (ihres Stiefvaters) ihrer verjtorbenen 
Mutter, feiner Ehefrau, eigenthümlich zugetheilte Sache in i. 
ſpruch genommen; die eventuelle Klage richtete ſich kraft Jutiſit⸗ 
erbrechts auf Theilung der Verlaſſenſchaften der beiden Elen 
der Kl. Das R. G. ſprach aus: der prinzipale Klageanſpruch würde 
zwar inſoweit, als er auf die der Kl., als der Anerbin ihre 
Vaters, angeblich zustehenden Rechte ſich ſtützt, auch innerhalb 
eines von ihr auf Theilung des Nachlaſſes ihres Vaterd au 
geſtrengten Prozeſſes haben geltend gemacht werden können, abe 
die Entſcheidung über den ſo, wie geſchehen, ſelpftſtändig 
erhobenen Prinzipalanſpruch werde durch die Frage nach des 
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Begründetheit der eventuell angeſtellten Erbtheilungsklage in 
keiner Weiſe berührt. — Der vorliegende Fall liegt anders. 
Es handelt ſich hier bei beiden Klageanträgen um denſelben 
Anſpruch, nämlich den auf das Inteſtaterbrecht der Ehefrau des 
Kl., das dieſer jetzt als deren Erbe geltend macht, geſtützten 
Erbtheilungsanſpruch. Die beiden Anträge haben — in ihrem 
Verbältniſſe zu einander — nur zwei denſelben Anſpruch 
betreffende Streitpunkte zum Gegenſtande. Sie verfolgen beide 
daſſelbe Ziel, indem ſie auf die Herbeiführung der Theilung des 
Nachlaſſes der beiderſeitigen Erblaſſerin gerichtet find, und unter⸗ 
ſcheiden ſich nur inſofern, als der prinzipale Antrag den end» 
gültigen Abſchluß der Theilung. der eventuelle die Vorbereitung 
der Theilung im Auge hat. Es find daber die Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 537 der C. P. O. gegeben. Eine 
entſprechende Auffaffung liegt dem Urtheile des R. G. vom 
23. September 1884, mitgetheilt in Gruchot, Beiträge Bd. 29 
S. 421, zu Grunde. Es mußte ſonach das angefochtene Urtheil 
auch in ſeinem zweiten Theile aufgehoben werden. IV. C. S. 
i. S. Schultz . Mertins vom 10. Oktober 1901, 
Nr. 185/1901 IV. 

Zur Konkursordnung. 

10. 8 30. 

Das B. G. erachtet die Vorausſetzungen zur Anwendung 
des 8 30 Nr. 2 R. K. O. auf Grund der Feſtſtellung für 
gegeben, daß der Bekl. durch die angefochtene Beſchlagnahme, 
welche innerhalb der letzten 10 Tage vor dem Antrage auf 
Eröffnung des Konkurſes geſchehen ift, eine Sicherheit für feine 
Forderung erlangt habe, auf die er keinen Anſpruch hatte, und 
daß er den in der genannten Geſetzesvorſchrift ihm zugelaſſenen 
Beweis nicht geführt, ſowie daß ſpäteſtens ſchon am 7. Maͤrz 1900 
der Gemeinſchuldner ſeine Zahlungen eingeſtellt gehabt habe. 
Der Rkl. greift das B. U. nur in dem letzteren Punkte an, indem 
er ausführt: Das B. G. gründe die Feſtſtellung der Zahlungs⸗ 
einſtellung rechtsirrthümlich auf das Unterbleiben einer einzigen 
Zablung, indem es unterlaſſen habe, „neben der auf der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit beruhenden Zahlungseinſtellung“ diejenigen Umſtände 
darzutbun, „welche die Zablungseinftelung in dem Unterlaſſen 
einer einzigen Zahlung erkennbar gemacht hätten“. Dieſer 
Angriff geht tehl. Zahlungseinſtellung liegt vor, wenn der 
Schuldner die geforderte Zahlung fälliger Schulden deshalb unter⸗ 
läßt, weil er in Folge der Unzulänglichkeit ſeines Vermögens oder 
der flüſſigen Mittel nicht in der Lage iſt, überhaupt noch 
Zahlung zu leiſten. Daß die Unterlaſſung der Zahlung auf 
dieſem Grunde beruhe — welcher z. B. nicht vorliegt, wenn 
der Schuldner die eingeforderten Schulden beſtreitet oder ſich nur 
in vorübergehender Verlegenheit befindet —, muß allerdings 
nach außen hin in die Erſcheinung getreten ſein, daß aber die 
Zahlungseinſtellung „der Allgemeinheit“ erkennbar geworden 
ſein müſſe, davon ſagt das Geſetz nichts. Darum kann auch 
die Nichtzahlung einer einzigen eingeforderten Schuld zur Feſt⸗ 
ſtellung der Zahlungseinſtellung genügen, ſofern nur die oben- 
erwähnten Vorausſetzungen zutreffen und namentlich kann es 
genügen, daß ihr Vorhandenſein nur dem Anfechtungsſchuldner 
ſelbſt als Grund der Nichtzahlung erkennbar war. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht auch der B. R.; denn er erwägt nicht nur, 
daß bereits mehrere Monate vor der Konkurseröffnung ſeitens 
anderer Gläubiger fruchtloſe Mahnungen an den Gemein⸗ 
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ſchuldner ergangen ſeien, unter gleichzeitigem Hinweis auf die 
ſpäter eingeleitete Zwangsverſteigerung, ſondern insbeſondere 
auch, daß, als am 7. März 1900 der Bekl. gegen den Gemein; 
ſchuldner wegen ſeiner vollſtreckbaren Forderung von 7 000 Mark 
die Pfändung vergeblich verſuchte, weil dieſer ſein geſammtes 
Mobiliar an den Sohn verkauft hatte, „neben der Vermöͤgens⸗ 
lofigkeit auch noch die Unfähigkeit zur Zahlung einer fälligen 
Schuld erkennbar zu Tage trat“, und daß gerade auch dem 
Bekl. erkennbar wurde, der Gemeinſchuldner ſei zur Zahlung 
ſeiner fälligen Verbindlichkeiten mangels bereiter Mittel außer 
Stande. VII. C. S. i. S. Dierk o. Wagener Konk. vom 
4. Oktober 1901, Nr. 214/1901 VII. 

Zum Gerichtskoſtengeſetz. 

11. 8 81. 

Der angefochtene Beſcheid entſpricht wiederholt vom R. G. 
getroffener Entſcheidung. Der Anſpruch auf Zahlung des Vor⸗ 
ſchuſſes, welcher der Gerichtskaſſe mit Einlegung des Rechtsmittels 
erwächſt, bemißt ſich der Natur der Sache nach nach dem Werth 
des thatſächlich in der Vorinſtanz ſtreitig gebliebenen Gegen⸗ 
ſtandes, es ſei denn, daß von vornherein die Anfechtung der 
getroffenen Entſcheidung in rechtswirkſamer Weiſe beſchränkt iſt. 
Der einmal begründete Anſpruch wird durch ſpätere Anträge gemäß 
der im § 81 Abſ. 3 des G. K. G. getroffenen Beſtimmung nur 
dann beeinflußt, wenn fie ſich als Erweiterungen erweiſen. Der 
Umftand, daß Beſchwerdeführer nachträglich, wenn auch vor 
Einzahlung des eingeforderten Vorſchuſſes auf Anfechtung des 
in der Berufungsinſtanz erlaffenen Urtheils durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes theilweiſe verzichtet hat, iſt daher zutreffend 
für unmaßgeblich erklärt. II. C. S. i. S. Thelen c. Homann 
vom 11. Oktober 1901, Nr. 343/1901 III. 

II. Das Wechſelrecht. 

12. Art. 82. 

Die Reviſion des Bekl. erſcheint begründet. Das B. G. 
mißbilligt zwar mit Recht den Standpunkt des L. G., wonach 
dem Indoſſatar, welcher beim Erwerbe des Wechſels davon 
Kenntniß hatte, daß der Indoſſant dem Acceptanten die Einloſung 
des von dieſem aus Gefälligkeit gezeichneten Wechſels zugeſagt 
batte, eine argliſtige Handlungsweiſe ſchon dann beigemeſſen 
wird, wenn er nun trotz ſeiner Kenntniß von der Verpflichtung 
des Indoſſanten den Wechſel gegen den Acceptanten einklagt. 
Das bloße Wiſſen des dritten Erwerbers, der Acceptant habe 
den Wechſel nur aus Gefälligkeit gegen den Ausfleller und 
Indoſſanten unterſchrieben, kann die Einrede der Argliſt nicht 
begründen, da die Gefälligkeit des Acceptanten ja gerade darin 
beſteht, daß er eine gegenüber dem Dritten verbindliche Wechſel⸗ 
erklärung wirklich übernehmen wollte. Anders liegt aber die 
Sache, wenn der Indoſſatar, wiſſend, daß der Indoſſant dem 
Acceptanten gegenüber die Einloͤſungs verpflichtung übernahm, 
ſich dazu hergiebt, einen ihm als unbegründet bekannten 
Anſpruch für Rechnung deſſen, von dem er den Wechſel erwarb, 
zu verfolgen, um dem Acceptanten ſeine gegenüber dem Ausſteller 
begründete Einrede abzuſchneiden oder wenn der dritte Erwerber 
die ihm bekannte Verpflichtung des Ausſtellers und Indofſanten, 
den Wechſel zur Verfallzeit ſelbſt einzulöſen, auch ſeinerſeits 
übernommen hat. In der letzteren Richtung hat nun das 
B. G., wie die Reviſion mit Recht behauptet, die Einwendungen 
des Bekl. nicht in genügender Weiſe gewürdigt. Der Bekl. 
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hatte, wie aus dem Thatbeſtande des angefochtenen Urtheils 
hervorgeht, ſich ausdrücklich darauf berufen, daß nach der 
Ausſage des E. der Kl. nicht nur beim Erwerbe der Wechſel 
ihre Eigenſchaft als Gefälligkeitswechſel kannte, ſondern auch 
den Ausdruck der Beſorgniß, wie die Wechſel am Fälligkeitstage 
einzuldfen ſeien, den E. damit beſchwichtigte, daß das von ihm 
erledigt werden würde. Daß das B. G. die beeidigte Ausſage 
des E. irgendwie nicht für glaubhaft befunden habe, deutet es 
an keiner Stelle der Entſcheidungsgründe an. War die Ausſage 
aber glaubwürdig, dann drängte fi die Frage auf, ob nicht 
der Kl. das pactum de non petendo, welches der Bekl. mit 
E. abgeſchloſſen hatte, auch ſeinerſeits übernahm. Die Prüfung 
dieſer Frage konnte nicht umgangen werden. Denn wenn fie 
zu bejahen wäre, iſt dem Kl. in der That der Rechtsſchutz für 
den Anſpruch, den er in der Klage erhoben hat, verſagt, weil 
ſeine Rechtsverfolgung eine Verletzung der Vertragstreue enthielte, 
welche er nach dem mit dem Indoſſanten geſchloſſenen Abkommen 
dem Acceptanten gegenüber zu beobachten ſich gleichfalls ver⸗ 
pflichtet hatte. I. C. S. i. S. Swierkot o. Steiner vom 
28. September 1901, Nr. 156/1901 J. 

III. Das Handelsrecht. 

13. 8 147. 

Durch gerichtlichen Vergleich vom 26. Oktober 1900 haben 
die Parteien, die damals zwiſchen ihnen bei dem Landgerichte II 
zu Berlin ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten mit der Abrede be⸗ 
endet, daß das von ihnen unter der Firma F. W. L. sen. 
betriebene Geſchäft nebſt der Geſellſchaft aufgelöft und durch 
den Rentier D. und den Kaufmann L. liquidirt werden ſolle. 
Das Prozeßgericht ſollte auf Antrag einer Partei andere Liqui⸗ 
datoren ernennen, falls die beſtellten oder einer derſelben die Ueber⸗ 
nahme der Liquidation ablehnen würden. Unter dem 22. Juli 1901 
hat die Bekl. bei dem Landgericht II zu Berlin zwei Anträge ge 
ſtellt, die Liquidatoren im Wege der einſtweiligen Verfügung 
aus mehreren von ihr geltend gemachten wichtigen Gründen 
abzuberufen und einen anderen Liquidator zu beſtellen. Durch 
zwei Beſchlüſſe vom 29. Juli 1901 hat das Landgericht auf 
Grund materieller Prüfung der Abberufungsgründe die Anträge 
abgelehnt. Durch den angefochtenen Beſchluß iſt die von der 
Antragſtellerin eingelegte ſofortige Beſchwerde zurückgewieſen, 
weil das L. G. nach 8 147 des H. G. B. vom 14. Mai 1897 
und 88 145, 146 des R. Gef. vom 17. Mal 1898, be⸗ 
treffend die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, zum 
Befinden über die Anträge auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nicht befugt geweſen ſei. Damit iſt der nach § 568 
Abſ. 2 der C. P. O. für die in der geſetzlichen Form und Friſt 
eingelegte weitere Beſchwerde erforderliche neue ſelbſtſtändige Be⸗ 
ſchwerdegrund gegeben. Die Beſchwerde iſt aber nicht begründet. 
Nach § 147 des H. G. B. kann auf Antrag eines Betheiligten 
die Abberufung von Liquidatoren aus wichtigen Gründen durch 
das Gericht erfolgen. Zuſtändig für dieſe Angelegenheit iſt aber 
nach der klaren Vorſchrift im § 145 des R. Gel. vom 
17. Mai 1898 das zur Führung des Handelsregiſters berufene 
Amtsgericht im Beſchlußverfahren. Die weitere Beſchwerde zieht 
dies auch nicht in Zweifel. Sie macht nur geltend, daß die 
Abberufung auch im Wege der einſtweiligen Verfügung ge⸗ 
ſchehen könne. Aber damit wird der Beſchwerde nicht auf⸗ 
geholfen. Nach § 937 der C. P. O. iſt für die Erlaſſung 
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einſtweiliger Verfügungen das Gericht der Hauptſache im Sinne 
des § 943 daſelbſt zuftändig, d. h. hier das Amtsgericht, das 
über die Abberufung definitiv zu befinden hat. Wie das L. G. 
zuftändig ſein ſoll, bleibt danach unerfindlich. I. C. S. i. S. 
Liebert 6. Liebert vom 12. Oktober 1901, B Nr. 68/1901 J. 

14. 5 211. 

Der B. R. gelangt zur Abweiſung der Klage dutch die 
Erwägung, daß der § 14 der Statuten ungültig ſei, weil nach 
dem Weſen der Aktiengeſellſchaft und den 88 211, 212 de 
H. G. B. vom 10. Mai 1897 dem Kl. eine Leiſtung, wie fi 
die Verpflichtung, Mitglied des Bundes der Landwirthe zu fein, 
darſtelle, mit rechtlicher Wirkung nicht habe auferlegt werden 
können, noch weniger der Verluft des Aktienrechts an die 
Nichterfüllung dieſer Leiſtung habe geknüpft oder von dem 
willkürlichen Ermeſſen der Geſellſchaft oder einem gewiſſen 
perſöͤnlichen Verhalten des Kl. habe abhängig gemacht werden 
dürfen. Die Verpflichtung des Kl. als Aktionär, Mitglied det 
Bundes der Landwirthe zu ſein, zu den Leiſtungen für die 
Zwecke der Geſellſchaft im Sinne des Art. 219 des alten und 
der 88 211, 212 des neuen H. G. B. zu rechnen, iſt bedenklich. 
Als Leiſtungen in dieſem Sinne find nur vermoͤgensrechtliche 
Leiſtungen in Geld oder anderer Art zu denken. Die 50 5 
und 15 des alten Statuts fetten auch die Zugehörigkeit einen 
Aktionärs zum Bunde der Landwirthe wortdentlich nicht alt 
Inhalt einer Leiſtung des Aktionärs, ſondern als Voraubſetzunz 
für die Zeichnung von Aktien und als Reſolutivbedingung fir 
die Aktionäreigenſchaft feſt. Auch der § 14 des nenen Statut 
beſagt nichts anderes, wenn er der Generalverſammlung dat 
Recht der Ausſchließung des Aktionärs für den Fall giebt, daß 
derſelbe aufhört, Mitglied des Bundes der Landwirthe zu fen, 
und damit die einer Strafe gleichkommende Verpflichtung dei 
Aktionärs verknüpft, feine Aktien gegen Auszahlung bei 
Nominalbetrages einem ihm zu bezeichnenden Dritten zu 
übertragen. Im Ergebniß iſt dem B. R. aber beizuftimmen. 
Der § 14 des Statuts iſt ungültig und rechtsunverbirdlig, 
weil er dem Geſetz und dem Weſen der Aktiengeſellſchaft 
widerſpricht. Daß dies jedenfalls inſoweit zutrifft, als der 14 
beſagt, daß die Generalverſammlung jeden Aktionär nach ihrem 
Ermeſſen und ohne Gründe ausſchließen und feines Aktienrechtt 
verluſtig erklären könne, zieht die Reviſion nicht in Zwei 
Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 21 S. 84. Sie macht 
nur geltend, daß nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen bei de 
Aktlengeſellſchaft wie bei jeder Geſellſchaft durch den Geſellſchaft⸗ 
vertrag wie der Eintritt in die Geſellſchaft fo auch de 
Ausſtoßung aus der Geſellſchaft an das Vorhandenſein ade 
den Fortfall einer beſtimmten Thatſache müſſe geknüpft werden 
dürfen. Gegenüber dem geſetzlich feſtgelegten Weſen ber Allien. 
geſellſchaft iſt dies aber nicht richtig. Das Weſen der Akten 
geſellſchaft beſteht nach Art. 209, 219 des alten mit 
nach den 88 178, 211, 212 des neuen H. G. B. i 
der Vereinigung von Vermögen oder vermögenbrechtlihen 
veiſtungen zu den Zwecken der Geſellſchaft. Der Zweck da 
Geſellſchaft kann ein eigennütziger der Aktionäre ode M 
gemeinnütziger ſein. Art. 207 Abſ. 2 des alten, 5180 at, 
des neuen H. G. B., aber immer nur ein Zweck, der 
durch Vermögen oder vermögens rechtliche Leiſtungel 
erreicht werden kann. Denn nach dem Begriff der alta 
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geſellſchaft, wie das Geſetz fie geftaltet hat, erſchöpft ſich die 
Verpflichtung des Aktionärs in vermögensrechtlichen Leiſtungen. 
Die Perſon des Aktionärs, ſeine perſönliche Leiſtung, ſeine 
persönliche Qualifikation tritt ganz zurück; nicht die Perſon 
zählt, ſondern die Aktie, die vermögens rechtliche Betheiligung. 
Auf die Vereinigung von Perſonen zu gemeinſamer 
Thätigkeit für einen beſtimmten individuellen, nur 
von beſtimmten Einzelperſonen zu erreichenden oder 
nur ſolchen dienenden Zweck iſt die Aktiengeſellſchaft 
vom Geſetz nicht angelegt. Dafür ſtellt das Geſetz andere 
Geſellſchaftsformen zur Verfügung. Durch die Namensaktie 
und die Möglichkeit, deren Uebertragung an die 5 
der Geſellſchaft zu binden, Art. 207 Abſ. 3, § 180 Abſ. 3 

a. a. O., bietet das Geſetz auch der Aktiengeſellſchaft einen 
Weg, ihren Beſtand mit einem gewiſſen Perſonenkreis zu ver 
binden. Aber für eine anders geſtaltete Verbindung von Verein 
und Aktiengeſellſchaft läßt das Geſetz keinen Raum. Damit 
hängt zuſammen, daß das Geſetz über das Ausſcheiden von 
Aktionären keinerlei Beſtimmungen enthält, und den Ausſchluß 
von Aktionären nur bei Verzug in Zahlung der Einlage, im 
Falle der Herabſetzung des Grundkapitals und im Falle der 
Auslooſung behandelt. Art. 219, 184— 184, 244, 2454, 
225d und 88 218— 221, 288 291,227 a. a. O. Aus dem 
Geſetz iſt nicht zu entnehmen, daß es andere Fälle des unfrei⸗ 


willigen Ausſcheidens von Aktionären der Beſtimmung durch 


den Geſellſchaftz vertrag hat überlaſſen wollen. Weder das alte 
noch das neue H. G. B. beſtimmt für die Aktiengeſellſchaft wie 
für die offene Handelsgeſellſchaft, daß das Rechtsverhältniß der 
Aktionäre zu der Aktiengeſellſchaft ſich zunächſt nach dem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage richte. Die Vorſchriften über die Rechts- 
verhältniſſe der Geſellſchafter und der Aktiengeſellſchaft find 
vielmehr dispofitiver Natur nur ſoweit, als das Geſetz es aus- 
drücklich zuläßt. Vergl. Art. 216 — 226 des alten, 88 210 
bis 230 des neuen H. G. B. Eine ausdrückliche Vorſchrift, 
welche eine Verwirkungsklauſel zur Strafe für Handlungen oder 
Unterlafſungen außerhalb des Kreiſes der Leiſtungen zu den 
Zwecken der Geſellſchaft zuläßt, enthält weder das alte noch 
das neue H. G. B. Jeder Ausſchluß eines Aktionärs unter 
Rückzahlung ſeiner Einlage auf das Grundkapital enthält eine 
Herabſetzung des Grundkapitals, die das Geſetz nur unter 
Vorausſetzungen zuläßt, die hier nicht zutreffen. Der 5 14 
der Statuten fieht zwar vor, daß der ausgeſchloſſene Aktionär 
ſeine Aktien an einen Dritten übertragen muß. Aber was ge- 
ſchehen ſoll, wenn ein Dritter ſich zum Erwerbe der Aktien 
nicht bereit findet, iſt nicht geſagt und der erzwungene Erwerb 
der Aktien des ausgeſchloſſenen Aktionärs durch die Aktien⸗ 
geſellſchaft ſteht einer Enteignung des Aktionärs gleich, die das 
Geſetz nicht zuläßt. Die angefochtene Beſtimmung des Statuts 
läßt ſich auch nicht von dem Geſichtspunkte eines ſeparaten 
Vertrages des Aktionärs mit der Geſellſchaft halten. Was das 
Geſetz, wie dargelegt, als Inhalt des Geſellſchaftsvertrages nicht 
zuläßt, kanu nicht dadurch Gültigkeit erlangen, daß man ihm, 
obwohl es zum Inhalt des Geſellſchaftsvertrages gemacht iſt, 
die Hinterthür des Separatvertrages öffnet. Daß bei dieſer 
Rechtsauffaſſung, worauf aufmerkſam gemacht iſt, vergl. Koſack, 
Handelsrecht, § 120 unter 36, ein Aktionär den Vorſtand 
lebensgefährlich bedrohen, die Verhandlungen in den General ⸗ 
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verſammlungen chikanös ſtören, der Geſellſchaft Konkurrenz 
machen, ihre Intereſſen gefährden kann, ohne daß die Aktien⸗ 
geſellſchaft ihn los werden kann, iſt richtig, aber nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Schutzlos iſt die Geſellſchaft in ſolchen Fällen nicht 
und Fälle dieſer Art find ſo ſelten und werden immer ſo ſelten 
bleiben, daß fie die Rechtſprechung nicht zwingen konnen, die 
Rechtsfolgerungen aufzugeben, die durch die ganz beſtimmte, 
geſchloſſene Struktur, die das Geſetz der Aktiengeſellſchaft ver⸗ 
liehen hat, nothwendig gemacht werden. Anders und viel 
bedenklicher liegt die Sache da, wo die Aktiengeſellſchaft mit 
ihrem Vermögen Zwecke der Geſelligkeit, der religibſen Gemein ⸗ 
ſchaft oder ſonſtiger idealer Art verfolgt, die durch das Ein⸗ 
dringen übelwollender, andersgefinnter, von anderen Ideen und 
Intereſſen geleiteter Aktionäre unter Umſtänden vereitelt werden 
können. Aber abgeſehen davon, daß das Inſtitut der Namens- 
aktie, der Möglichkeit der Verhinderung ihrer Uebertragung, die 
Anfechtbarkeit von Beſchlüſſen der Generalverſammlung, die 
gegen den Zweck der Geſellſchaft laufen, einigen Schutz gewährt, 
kommt in Betracht, daß, wo eine Geſellſchaft für die Erreichung 
ihres Zwecks die Vereinigung nicht bloß von Vermoͤgen, ſondern 
von gleichgefinnten, gleichgeſtimmten, gleichgearteten Perſonen 
vorausſetzt, es geboten iſt, nicht die Form der Aktiengeſellſchaft 
zu wählen, ſondern eine andere Form der Geſellſchaft oder die 
Form des Vereins. Wer die Form der Aktiengeſellſchaft wählt, 
hat auch die rechtlichen Folgen der gewählten Form zu über- 
nehmen. Es verſchlägt deshalb nichts, wenn ein ſtudentiſches 
Korps, das ſich auf Aktien feiner zeitigen und früheren Mit⸗ 
glieder ein Haus für ſeine Vereinigungen erbaut, in demſelben 
auch ſolche Aktionäre dulden muß, die unfreiwillig aus dem 
Korps ausgeſchieden find. Die Form der Aktiengeſellſchaft 
brauchte nicht gewählt zu werden. I. C. S. i. S. der Deutſchen 
Tageszeitung c. Thiele vom 18. September 1900, Nr. 142/1901 J. 

15. 58 212, 218. Art. 184, 219 a. F. 

Ohne Grund rügt der Rkl., daß eine Tilgung der aus 
Aktienzeichnung entſtandenen Verpflichtung des Bekl. zur Zahlung 
des gezeichneten Aktienkapitals in der vom B. G. angenommenen 
Weiſe rechtlich nicht zuläſſig ſei. Das B. G. geht, ebenſo wie 
das L. G., davon aus, daß die Einzahlungs verpflichtung des Bekl. 
auch durch vereinbarte und durchgeführte Aufrechnung habe 
getilgt werden können und zwar auch in der Weiſe, daß ein 
Theil der vom Bekl. gezeichneten Aktien an andere Perſonen 
gegeben wurde, die durch Zahlung des dieſen Aktien entſprechenden 
Kapitalbetrages oder durch Aufrechnung dieſes Betrages gegen 
den ihnen von der Geſellſchaft geſchuldeten Kaufpreis ihrer 
Lieferungen die Einlage⸗Verpflichtung des Bekl. erfüllten. Dieſe 
Meinung des B. G. iſt nicht rechtsirrthümlich. Art. 219 Abſ. 2 
und 184 des Allgem. Deutſch. H. G. B. ſchließen zwar das 
einſeitige Kompenſationsrecht des Aktionärs gegen ſeine Schuld 
aus der Zeichnung aus, aber ſie laſſen die auf Vereinbarung 
zwiſchen der Aktiengeſellſchaft und dem Aktionär beruhende 
Aufrechnung fälliger Forderungen des letzteren zu. Es ſteht 
auch nichts im Wege, daß die Aktiengeſellſchaft mit Zuſtimmung 
des Aktionärs noch nicht voll gezahlte Aktien des letzteren an 
dritte Perſonen giebt, damit dieſe an Stelle des Aktionärs die 
noch ausſtehende Einzahlung leiſten. Hierbei kann dann mit 
dieſen dritten Perſonen auch vereinbart werden, daß an Stelle 
baarer Zahlung die Aufrechnung fälliger Forderungen derſelben 
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gegen die Aktiengeſellſchaft zugelaſſen werde. Dieſes Verfahren 
ift unbedenklich, weil auf dieſem Wege ein dem Nominalbetrage 
der Aktien gleichkommender Gegenwerth dem Vermögen der 
Aktiengeſellſchaft zufließt beziehungsweiſe verbleibt, in gleicher 
Weiſe, wie dies der Fall ſein würde, wenn der Nennwerth der 
Aktien zunächſt baar eingezahlt und dann der eingezahlte Betrag 
zur Tilgung der Forderung des Dritten verwendet worden wäre. 
Daß mit den dritten Erwerbern der Aktien vereinbart werde, 
es ſolle von ihnen durch Zahlung oder Aufrechnung die Ver⸗ 
pflichtung eines Aktienzeichners erfüllt werden, iſt zur Befreiung 
des letzteren nicht erforderlich. Hierzu genügt, daß nach dem 
übereinftimmenden Willen der Aktiengeſellſchaft und des Aktionärs 
die Hingabe der Aktien an den Dritten zu dem Zwecke geſchieht, 
damit dieſer das leiſte, was der Aktionär zu leiſten hatte. Von 
dieſem rechtlichen Standpunkte aus, der von der bisherigen 
Rechtſprechung des R. G. nicht abweicht (vergl. insbeſondere 
Entſch. Bd. 18 S. 5), iſt es zunächſt nicht zu beanſtanden, 
wenn das B. G. angenommen hat, daß der Bekl. von ſeiner 
Einzahlungspflicht in Höhe von 9 000 Mark dadurch befreit 
worden jet, daß der Faßlieferant D., dem für gelieſerte Faͤſſer 
eine Forderung von mehr als 11 000 Mark gegen die Aktien- 
geſellſchaft zuſtand, auf dieſe Forderung elf Aktien, darunter 
neun aus den dem Bekl. zugetheilten, zum Nennwerth erhalten 
und angenommen habe. I. C. S. i. S. Waldbrauerei Konk. 
0. Kiehn vom 25. September 1901, Nr. 139/1901 I. 

16. 8 373. 8 343 a. F. 

Das B. G. führt aus, der Bekl. brauche den nach An⸗ 
kunft der Waare im Ruhrhafen vorgenommenen Selbſthülfever⸗ 
kauf nicht als auf ſeine Rechnung erfolgt anzuerkennen, weil 
regelmäßig der Selbſthülfeverkauf da vorzunehmen ſei, wo die 
Waare ſich zur Zeit der Annahmeverweigerung befinde; am 
28. Juli aber ſei die Waare noch in Antwerpen und die Ver⸗ 
ſteigerung daſelbſt recht wohl ausführbar geweſen. Dieſe 
Erwägungen genügen nicht zur Begründung der ge⸗ 
troffenen Entſcheidung. Das Geſetz enthält eine ausdrückliche 
Vorſchrift darüber, an welchem Orte der Selbſthülfeverkauf 
vorzunehmen, nicht. Aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen läßt 
ſich, wie in reichsgerichtlichen Entſcheidungen bereits wieder⸗ 
holt dargethan, nur folgern, daß der Verkäufer bei Vornahme 
des Selbſthülfeverkaufs wie ein ordentlicher Kaufmann nach 
Treu und Glauben verfahren muß und nicht etwa auf Koſten 
des Käufers ſpekuliren darf. Wenn nun, wie im vorliegenden 
Falle geſchehen, die mit dem Rücktritt verbundene Annahme⸗ 
verweigerung vom Käufer erklärt wird, bevor der Verkäufer die 
Waare abgeſendet hat, ſo tritt nach feſtſtehender Rechtſprechung 
allerdings die Folge ein, daß der Verkäufer ſich als von Real- 
oblation der Waare entbunden und als ermächtigt betrachten 
darf, die Waare da, wo ſie ſich zu dieſer Zeit befindet, zum 
Selbſtverhülfeverkauf zu ſtellen; dagegen kann die Folgerung 
nicht anerkannt werden, daß er nunmehr unbedingt verpflichtet 
ſei, von Abſendung der Waare zum Zwecke der Realoblation 
abzuſehen und den Selbſthülfeverkauf nicht bis zur Ankunft der 
Waare am Beſtimmungsorte aufzuſchieben. Bei Verträgen mit 
der Klauſel cif, bei denen alſo der Transport auf Koſten des 
Verkäufers erfolgt, wird der Regel nach dem Verkäufer eine 
ſolche Verpflichtung nicht auferlegt werden konnen, da er fich 
in Folge jener Klauſel nicht dem Vorwurfe ausſetzt, er habe dem 
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Käufer unnsthige Transportkoſten verurſacht. Es iſt in dieser 
Beziehung auf die reichsgerichtlichen Urtheile in den Entſch. 
Bd. 15 S. 3 und bei Bolze, Praxis, Bd. 3 Nr. 701, welche 
ähnliche Fälle betreffen, zu verweilen. VII. C. S. i. ©. 
Dreifus u. Co. o. Birſchel vom 1. Oktober 1901, Nr. 217/1901 VII. 

IV. Sonſtige Neichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

17. 58 1, 7, 9. | 

Die im Rahmen des § 9 der Gewerbeordnung liegenden 
materiellrechtlichen Erwägungen des B. R., welche der Nach⸗ 
prüfung zu unterziehen find, zeigen einen Rechtsirrthum nicht. 
Der B. R. nimmt an, daß die durch das Regulativ eingeführte 
öffentliche Abgabe nicht eine „für die Zulaſſung zum Gewerke 
betriebe zu entrichtende Abgabe“, ſondern eine echte Gewerbe 
ſteuer darſtelle und daß ihre Auferlegung deshalb mit der 
Beſtimmung in 8 7 Nr. 6 der Gewerbeordnung nicht im 
Widerſpruch ſtehe. Dies iſt zutreffend. Das weſentliche 
Merkmal einer Steuer, daß fie einen Beitrag zur Beſtreitung 
der Öffentlichen Abgaben bildet und kraft ſtaatlichen Beſtenerungz⸗ 
rechts den dieſem aus irgend einem Grunde unterworfenen 


Perſonen auferlegt wird, iſt bei der durch das Regulattv 


eingeführten offentlichen Abgabe erfüllt. Das Regulativ ſtelt 
inhaltlich auch eine Normvorſchrift dar, es unterwirft der Be ⸗ 
laſtung alle diejenigen, bei denen gegenwärtig und in Zukunſt 
der die Vorausſetzungen der Steuer bildende Thatbeſtand gegeben 
iſt; ſpeziell als eine Gewerbeſteuer aber erſcheint die Steuer, 
weil fie an den Betrieb eines Gewerbes geknüpft iſt. Entrichtet 
wird ſie an die Gemeinde. Der Verſuch des Kl., den 
Charakter der Abgabe als der einer Steuer mit der Ausführung 
zu beſeitigen, daß nach der eigenen Angabe der Bekl. der Schuß 
der kleinen Gewerbetreibenden gegen die übermächtige Konkurrenz 
der Großbetriebe den Zweck der Abgabe bilde und daß that 
ſächlich jedenfalls der ſozialpolitiſche Zweck in erſter Linie ſtehe, 
der finanzielle, wenn ein ſolcher überhaupt vorhanden ſei, zuräd- 
trete, trägt in den Begriff der Steuer, wenigſtens im Sinne 
der geltenden Reichs ⸗ und Landesgeſetze, ein ihm fremdes 
negatives Erforderniß hinein. Die Abſficht eines finanzielle 
Ergebniſſes der oben bezeichneten Art eines Beitrages zu des 
öffentlichen Ausgaben kann auch beim Vorhandenſein forlal- 
politiſcher Zwecke der Steuer nicht in Abrede geſtellt werden, 
die zu erhebenden Beträge fließen in die öffentliche Kaffe, finden 
die gleiche Verwendung wie die übrigen öffentlichen Einnahmen 
und ſollen dieſelbe auch finden. Anderweite Ziele des Geſeſ⸗ 
geber können auch als Zwecke der Steuer betrachtet werden, 
aber gerade die Steuer in ihrem begrifflichen Charakter bie 
das Mittel für deren Verfolgung, fie hort deshalb nicht auf, 
Steuer zu fein. Faßt man, wie es geboten iſt, die öffentliche 
Steuern als eine Geſammtheit, als ein Spſtem auf, fo fallen 
ſolche Zwecke vielfach mit den Gründen für die Art der 
Vertheilung der Laſten unter die mehreren Steuerpflichtige 
zuſammen. Wie hier neben der gegenwärtigen finanziellen 
Leiſtungsfähigkeit auch andere Momente in Frage komma, 
z. B. die Nothwendigkeit, gewiſſe wirthſchaftliche Exiſtenzen In 
ſchützen, ſei es in Rückſicht auf die Erhaltung einer Klaſſe von 
Steuerzahlern für die Zukunft, ſei es aus fonftigen Gründen 
des öffentlichen Wohles, ſo können dieſe für die Vertheilung 
der Laſten maßgebenden Gründe auch die Bedeutung de 
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Zweckes einer Steuerauflage annehmen, allein eine aus ſolchen 
Motiven hervorgehende neue Steuer, welcher der ſtets auch 
gewollte Erfolg bleibt, neue Mittel zu ſchaffen, die für nen 
entſtehende öffentliche Ausgaben oder zur Erleichterung anderer 
ſteuerpflichtiger Klaſſen verwendet werden können, wird dadurch 
in ihrem Charakter als öffentliche Steuer nicht beeinträchtigt. 
Nicht als ſolche würde eine Abgabe zu betrachten ſein, wenn ſie 
für den Betrieb eines Gewerbes“ in dem Sinne erhoben 
würde, daß zwiſchen der Zulaſſung zum Gewerbebetriebe und der 
Entrichtung der Abgabe ein Gegenſeitigkeitsverhäliniß beſtände, 
allein ein ſolches findet, wie der B. R. mit Recht annimmt, 
hier keineswegs ſtatt. Das Regulativ wollte und konnte den 
Beginn oder den Fortbetrieb des Gewerbes nicht von der 
Entrichtung der Abgabe abhängig machen, es ordnet vielmehr 
eine Steuer von dem thatſächlich ſtattfindenden Betriebe an. 
Gerade ein ſolches Gegenſeitigkeitsverhältniß aber iſt in der 
Rechtſprechung zu dem vorbildlich geweſenen 8 3 der Preußiſchen 
Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 und ſodann 
zu § 7 Nr. 6 der Gewerbeordnung als vom Geſetzgeber gewollt 
angeſehen; diejenigen Abgaben, bei denen es ftattfindet, ſollen 
aufgehoben ſein und nicht neu eingeführt werden dürfen. 
Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 14 S. 104, 133, 134; 
Bd. 28 S. 433; Urtheile des R. G. in Reger, Entſcheidungen 
der Gerichte und Verwaltungsbehörden Bd. 3 S. 1, Bd. 4 
S. 385, Bd. 7 S. 356. VII. C. S. i. S. Konſumverein für 
Loͤbtau und Umgegend 6. Gemeinde Cotta vom 17. September 
1901, Nr. 189/1901 VII. 

18. § 51. 

Der § 51 der Gewerbeordnung ſetzt voraus, daß die in 
Frage ſtehende gewerbliche Anlage im Einklang mit den be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, und zwar ſowohl den ſpeziell 
gewerberechilichen, als auch denjenigen, die ſich aus partikular⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen ergeben, durch welche für gewiſſe 
Ortstheile aus Rückſſcht auf deren bauliche Geſtaltung die Er⸗ 
richtung von gewerblichen Anlagen ausgeſchloſſen oder Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen wird (vergl. in letzterer Beziehung 
das Urtheil des erkennenden Senats vom 18. März 1901 in 
Sachen Heidmann und Genoſſen gegen den Hamburgiſchen 
Staat VI. 332/1900), errichtet worden tft (Reger, Entſcheidungen 
der Gerichte und Verwaltungs behörden, Bd. 5 S. 413, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1894 S. 577 Nr. 7, Eniſcheidung des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts vom 13. Juni 1892 bei Marein owski, 
Gewerbeordnung, VI. Auflage S. 159 Anm. 4), und beſtimmt, 
daß auch bezüglich einer ſolchen Anlage die Fortbenutzung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde unterſagt werden könne, wenn 
ſich ergiebt, daß der Fortbetrieb überwiegende Nachtheile oder 
Gefahren für das Gemeinwohl mit fi bringe. Für den 
Fall, daß die Behörde von dieſem Rechte Gebrauch 
macht, wird dem Befitzer der Anlage ein im Rechtsweg ver⸗ 
folgbarer Anſpruch auf Entſchädigung zugeſprochen. Ein Fall, 
wie ihn § 51 hiernach im Auge hat, liegt unzweifelhaft nicht 
vor. Allerdings hat die Amtshauptmannſchaft Pirna als die 
in I. J. zuftändige Behörde die Auffafjung gewonnen, daß der 
Betrieb der Fabrik der Kl. weder nach den gewerberechtlichen 
Vorſchriften, noch nach den Beſtimmungen der Copitzer Orts⸗ 
bauordnung zu beanſtanden ſei, und dem iſt die Kreishaupt⸗ 
mannſchaft zu Dresden in ihrer Entſcheidung vom 1. Mai 1896 
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beigetreten. Es haben ſich hierbei indeß die Perſonen, die ſich 
durch den Fabrikbetrieb benachtheiligt glaubten, nicht beruhigt, 
ſondern die Entſcheidung der höchſten Sächfiſchen Verwaltungs⸗ 
behörde angerufen, und dieſe hat ſich zur Entſcheidung für zu⸗ 
ſtändig und die Beſchwerde für begründet erachtet, weil fie 
angenommen hat, daß der Fabrikbetrieb der Kl. gegen die in 
§ 28 der Copitzer Ortsbauordnung enthaltenen baupolizeilichen 
Beſtimmungen verſtoße. Das Miniſterium hat ſonach nicht, 
von dem in § 51 der Gewerbeordnung den hoheren Ver⸗ 
waltungsbehörden eingeräumten Recht Gebrauch machend, eine 
den Geſetzen gemäß errichtete Anlage im öffentlichen Intereſſe 
wieder beſeitigen wollen, es iſt vielmehr die Frage, ob die 
Anlage der Kl. gegenüber den für Copitz beſtehenden beſonderen 
Beſtimmungen ſtatthaft ſei, Gegenſtand der Entſcheidung dreier 
Inſtanzen geworden und in letzter Inſtanz verneint worden. 
Für die daraus ſich ergebende Folgerung, daß hier eine Sach⸗ 
geſtaltung, wie fie in § 51 der Gewerbeordnung geregelt iſt, 
nicht vorliegt, und deshalb die dort getroffene, die Gewährung 
von Schadenerſatz betreffende, Beſtimmung jedenfalls nicht un⸗ 
mittelbar anwendbar erſcheint, iſt es ohne Bedeutung, ob die 
Behörde, welche hier in III. J. entſchieden hat, nach den inſoweit 
maßgebenden landesrechtlichen Vorſchriften zu einer Nachprüfung 
und Aenderung der Entſcheidung der Kreishauptmannſchaft zu⸗ 
ſtändig, und bez. ob ihre Entſcheidung ſachlich richtig 
geweſen iſt. Das B. G. durfte daher, ohne ſich einer 
Rechtsverletzung ſchuldig zu machen, beide Fragen unentſchieden 
laſſen. Nicht zutreffend iſt es aber auch, wenn die Revifion 
meint, es müſſe, wenn dieſe Fragen, oder die eine oder 
andere von ihnen zu verneinen wären, die Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Bekl. um deswillen angenommen werden, weil — 
durch einen Schluß a majore ad minus — gefolgert werden 
müſſe, daß, wenn bei einer gemäß dem Geſetze erfolgten Unter- 
drückung eines Gewerbebetriebes Entſchädigung zu gewähren 
ſei, dies um ſo mehr der Fall ſein müſſe, wenn ein ſolcher 
unter Verletzung von Kompetenzbeſtimmungen, alſo unrechtmäßig, 
unterſagt worden ſei. Die Beſtimmung des & 51 der Gewerbe⸗ 
ordnung iſt eine Sonderbeſtimmung mit einem ſpeziellen That⸗ 
beſtande und geſtattet eine ausdehnende bez. analoge Anwendung, 
wie ſie die Revifion im Auge hat, nicht. (Vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 19 S. 360 ff., Bd. 26 S. 342, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 376 Nr. 36, Fiſcher, Zeit⸗ 
ſchrift für die Sächfiſche Verwaltung, Bd. 7 S. 92 ff. verb. 
mit Bd. 6 S. 227 ff. Aus den Beſtimmungen des Reichsrechts, 
das als reviſibles materielles Recht hier allein in Betracht 


kommt, kann hiernach, da weder § 51 der Gewerbeordnung 


einſchlägt, noch eine ſonſtige für den Klaganſpruch verwerthbare 
reichsgeſetzliche Vorſchrift beſteht, der Klaganſpruch nicht geſtützt 
werden. VI. C. S. i. S. Herrmann o. K. Sächfiſcher Staats⸗ 
fiskus vom 7. Oktober 1901, Nr. 185/1901 VI. 

Zum Patentgeſetz. | 

19. Nebenintervention im Nichtigkeitsverfahren. 

Die Zuläffigkeit des Beitritts eines Dritten zum Zwecke 
der Unterſtützung einer Partei im Patentnichtigkeitsverfahren iſt 
in der Rechtsſprechung anerkannt und es iſt auch feftftehende 
Praxis, daß die Vorausſetzungen dieſer Nebenintervention unter 
entſprechender Anwendung der die Nebenintervention regelnden 
Beſtimmungen der C. P. O. zu beurtheilen find. Der Beitritt 
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der beiden Nebenintervenienten iſt daher nach 8 66, § 71 
Abſ. 1 der C. P. O. zuzulaſſen, wenn fie ihr Intereſſe daran, 
daß die Kl. in dem Nichtigkeits verfahren obflegen, glaubhaft 
gemacht haben. Dies aber iſt geſchehen. Sie haben glaubhaft 
vorgebracht, daß fie von dem Bekl. in einem noch ſchwebenden 
Rechtsſtreite wegen angeblicher Verletzung ſeines vom Nichtigkeits⸗ 
verfahren betroffenen Patents auf Schadenserſatz verklagt ſind. 
Ihr rechtliches Intereſſe an der Nichtigkeitserklärung für dieſes 
Patent kann daher nicht in Zweifel gezogen werden. Aus dem 
Umſtande, daß die jetzigen Nebenintervenienten wegen Friſt⸗ 
ablaufs zur ſelbſtſtändigen Nichtigkeitsklage gegen das Patent 
nicht mehr berechtigt wären, wie die widerſprechende Kl. geltend 
macht, ergiebt ſich, was zunäͤchſt das rechtliche Intereſſe der 
Nebenintervenienten betrifft, nicht nur kein Bedenken, ſondern 
es folgt daraus und da nach dem Datum des Patents weitere 
Nichtigkeitsklagen überhaupt ausgeſchloſſen erſcheinen, daß ſich 
das Intereſſe auch gerade auf den Obſfieg der jetzigen Kl. bezieht, 
der allein noch die Nichtigkeitserklärung herbeiführen kann. 
Wenn aber die widerſprechende Kl. aus dem Ausſchluſſe der 
Nebenintervenienten von einer ſelbſtſtändigen Nichtigkeitsklage die 
materielle Unzuläſſigkeit der mit ſelbſtſtändiger Einlegung der 
Berufung verbundenen Nebenintervention ableiten will, ſo bedarf 
es z. B. um fo weniger der Prüfung, welche materiellen Folgen 
die Nebenintervention haben kann, als die Entſcheidung des 
Patentamts auch von den Kl. angefochten iſt. Ueber die 
formelle Zuläſſigkeit dieſer Art des Beitritts kann aber mit 
Rückſicht auf den entſprechend anwendbaren Abſ. 2 des § 66 
der C. P. O. ein Zweifel nicht beſtehen. Unzutreffend iſt endlich 
auch die Anſicht der widerſprechenden Kl., daß fie durch die 
Zulaſſung der Nebenintervention in ihrer prozeſſualen Rechts- 
ſtellung gefährdet werden könnte. I. C. S. i. S. Neue Photo- 
graphiſche Geſellſchaft A.-G. und Gen. . Junk vom 
19. Oktober 1901, Nr. 365 / 1901 I. 

Zum Krankenkaſſengeſetz. 

20. 8 73. 

Das B. G. erachtet als erwieſen, daß der Bekl. feit 
Januar 1897 ſeinen früheren Werkmeiſter St. als Theilhaber 
in ſeinen Gewerbebetrieb aufgenommen hat, und nimmt an, 
daß beide ſeitdem das Geſchäft in offener Handels geſellſchaft 
unter der Firma Sch. & St. betreiben. Gegen dieſe Annahme 
beſteht kein Bedenken; fie wird durch die von den beiden Vor⸗ 
inſtanzen feſtgeſtellten Betriebsverhältniſſe gerechtfertigt und 
entſpricht auch dem eigenen Vorbringen des Bekl. und ſeines 
zeugſchaftlich vernommenen Geſellſchafters St. Letzterer iſt an 
Gewinn und Verluſt des Geſchäftes mit einem Drittel betheiligt; 
über ſeinen Antheil am Geſellſchaftsvermögen iſt nichts feſtgeſtellt. 
St. war bereits Mitglied der Töpferinnung, bevor für dieſelbe 
eine Innungskrankenkaſſe errichtet wurde, und blieb auch nach 
feinem Eintritt in die Firma Sch. & St. Innungsmitglied. 
Der Bekl. Sch. gehört ſeit 31. Oktober 1898 gleichfalls der 
Innung an. Es fragt ſich nun, ob und inwieweit bei dieſer 
Sachlage der $ 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes auf die 
Arbeiter der Firma Sch. & St. (genauer: die in ihrem 
Gewerbebetriebe beſchäftigten verſicherungpflichtigen Perſonen) 
Anwendung findet. Das Geſetz entſcheidet die Frage nicht 
ausdrücklich und unmittelbar. Abſ. 2 des § 73 cit. ſpricht 
von den von Innungsmitgliedern in ihrem Gewerbebetriebe 
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beſchäftigten verficherungspflichtigen Perſonen, in Abſ. 3 iſt von 
dem Arbeitgeber die Rede. Das B. G. führt aus: richt 
der einzelne Geſellſchafter, ſondern die offene Handelsgeſellſchaft 
als ſolche ſei Arbeitgeber, die Innungsmitgliedſchaft des einzelnen 
Geſellſchafters könne daher nicht die Verſicherungspflicht der 
Arbeiter bei der Innungskrankenkaſſe begründen. In Verfolgung 
dieſes Argumentes müßte man, da die Geſellſchaft als ſolche 
überhaupt nicht Innungsmitglied fein kann, zu dem Schluſſe 
gelangen, daß die Arbeiter einer offenen Handelsgeſellſchaft ſelbſt 
dann der Innungskrankenkaſſe nicht angehören, wenn ſämmtliche 
Geſellſchafter Innungsmitglieder find. Dieſes Ergebniß ſchtint 
dem B. R. ſelbſt nicht unbedenklich zu fein; er läßt es deshalb 
dahin geſtellt, ob in dieſem Falle nicht doch der § 73 dez 
Krankenverficherungsgeſetzes anwendbar iſt. Die Frage kaun 
auch für die Reviſionsentſcheidung offen bleiben; für den var 
liegenden Fall bedarf es nur der Entſcheidung darüber, ob, 
wenn der der Innung angehörende Geſellſchafter nicht einmal 
zur Hälfte an der Geſellſchaft betheiligt iſt, gleichwohl det 
§ 73 Abſ. 2 und 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes wirkſam 
wird. In dieſem beſchränkten Umfange aber iſt die drage 
unbedenklich zu verneinen. Es kommen hierfür insbeſondere 
zwei Geſichtspunkte in Betracht. Unzweifelhaft will das Geſeh 
die Kaſſenzugehörigkeit der im Gewerbebetriebe einer offenen 
Handelsgeſellſchaft beſchäftigten Arbeiter einheitlich regeln. 
Wenn nur einer oder ein Theil der Geſellſchafter der Innung 
angehört oder beitritt, fo kann dies unmöglich die Folge haben, 
daß nun auch die Arbeiter zum entſprechenden Theile — hie 
allenfalls der dritte Theil der Arbeiter — Mitglieder der 
Innungskrankenkaſſe werden, oder daß jeder einzelne Arbeiter 
gleichzeitig der Innungs⸗ und der Ortskrankenkaſſe (hier im 
Verhältniſſe von / zu ½) angehört. Eine derartig unzwel⸗ 
mäßige Regelung der Verficherungspflicht kann nicht alt in 
Sinne des Geſetzes liegend anerkannt werden; vielmehr iſt da 
von auszugehen, daß die Arbeiter ſämmtlich und vollſtändig 
entweder der einen oder der anderen Kaſſe anzugehoͤren haben. 
Nun iſt allerdings nicht zu verkennen, daß der $ 73 dach 
Krankenverficherungsgeſetzes auf eine Begünſtigung der Innung 
krankenkaſſen gegenüber den Orts. und anderen Krantentafien ab 
zielt; allein eine fo weitgehende Begünftigung, wie fie die dell 
der vom RE. vertretenen Anſchauung wäre, kann doch nicht alt den 
Geſetze entſprechend erachtet werden. Nach dieſer Anſchauung müßten 
die ſämmtlichen Arbeiter eines geſellſchaftlichen Betriebes ſtetk Mr 
Innungskrankenkaſſe beitreten, ſobald ein Geſellſchafter Innungt 
mitglied iſt oder wird, mag auch die Zahl der Gefelligafte 
noch fo groß, die Betheiligung des Innungsmitgliedes m 
Geſellſchaftsvermögen und am Geſchäftsgewinne noch jo gering‘ 
fügig fein. Eine fo weitgehende, mit dem Weſen der offen 
Geſellſchaft nicht wohl zu vereinbarende Folge wäre im Seit 
zweifellos ausdrücklich ausgeſprochen, wenn fie beabſichtigt Wit 
Die Innungsmitgliedſchaft des nur zu einem Drittel an Girirt 
und Verluſt betheiligten Geſellſchafters St. kann demuach Mi 
Anwendung des $ 73 cit. auf die Arbeiter der Firma Sch. & 2 
nicht begründen. Im Laufe des Rechtsſtreits iſt nun and 
der Bekl. Innungsmitglied geworden. Gleichwohl bed d 
keiner pofitiven Entſcheidung darüber, ob nunmehr, naht 
ſämmtliche Geſellſchafter der Innung angehören, die Dunant 
ſetzungen des § 73 erfüllt find, denn die Kl. hat in 5 
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Berufungsinſtanz ihren Klageantrag derart eingeſchränkt, daß 
ihm auch bei vorausgeſetzter Bejahung der erwähnten Frage 
ftattzugeben war. Für die ſeit dem 31. Oktober 1898 — an 
welchem Tage der Bekl. Innungsmitglied geworden iſt — neu 
eingetretenen Arbeiter beanſprucht die Kl. Beiträge überhaupt 
nicht; hinfichtlich der älteren Arbeiter beruft ſie ſich auf den 
Abſ. 3 des § 73, wonach die bisher einer Ortskrankenkaſſe 
angehörenden Arbeiter eines neueintretenden Innungsmitgliedes 
mit Beginn des neuen Rechnungsjahres Mitglieder der Innungs⸗ 
krankenkaſſe werden, „ſofern der Arbeitgeber drei Monate zuvor 
dem Vorſtande der Ortskrankenkaſſe feinen Eintritt in die 
Innung nachgewieſen hat.“ Dieſen Nachweis hat der Bekl., 
wie der B. R. feftſtellt, bis zur Erlaſſung des Urtheils nicht 
erbracht, ſeine älteren Arbeiter würden ſonach auch noch nach 
Erlaſſung des Urtheils der Ortskrankenkaſſe angehört haben, 
und er iſt keinesfalls dadurch beſchwert, daß ihm die Beiträge 
nur bis zum Tage des Urtheils auferlegt find. VII. C. S. 
i. S. Schöffel e. Ortskrankenkaſſe des Töpfergewerbes in Berlin 
vom 24. September 1901, Nr. 198/1901 VII. 

Zum Unfallverſicherungsgeſetz. 

21. 88. 1, 5, 6. 

Nach den 88 1, 5, 6 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 find die dort näher bezeichneten Perſonen gegen 
die Folgen der bei dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle zu 
verfichern und iſt ihnen beziehungsweiſe ihren Hinterbliebenen, 
wenn fie durch einen Unfall körperlich verletzt oder getöbtet 
worden, eine im Geſetz näher beſtimmte Entſchädigung zuge⸗ 
fichert. Das Geſetz giebt nun keine Definition des Begriffes 
„Unfall“. Nach dem Wortfinne iſt aber unter Unfall ein be⸗ 
ſtimmtes Ereigniß zu verſtehen, welches ſchädliche Folgen her⸗ 
beigeführt hat. Das bezeichnete Geſetz geht offenbar auch von 
dieſem Begriff des Unfalls aus. Denn es ſetzt mehrfach Friſten 
feſt — vergl. § 5 Abſ. 2, 59 —, welche mit dem Eintritte 
des Unfalls beginnen. Es muß alſo mit dem Worte „Unfall“ 
ein zeitlich beſtimmbares, einzelnes Ereigniß gemeint ſein, da 
ſonſt nicht ermittelt werden könnte, von wann ab die Friſt zu 
berechnen iſt. Es iſt auch nicht etwa die eingetretene ſchaͤdliche 
Folge, die Geſundheitsbeſchädigung oder der Tod des Verletzten 
als Beginn der Friſt feſtgeſetzt. Denn es iſt im § 59 Abſ. 2 
ausdrücklich beſtimmt, daß einer Anmeldung nach Ablauf der 
Friſt — nämlich ſpäter als 2 Jahre nach dem Ein- 
tritte des Unfalls — dann Folge zu geben iſt, wenn zu- 
gleich glaubhaft gemacht iſt, daß die Folgen des Unfalls erſt 
ſpäter bemerkbar geworden ſind. An einem ſolchen Ereigniß, 
nach dem ſich die feſtgeſetzten Friſten berechnen ließen, würde 
es aber fehlen, wenn unter Unfall auch eine Geſundheits⸗ 
beſchädigung zu verſtehen wäre, die durch eine längere Zeit, viel⸗ 
leicht Jahre lang dauernde ſchädliche Einwirkung auf den 
Körper eines Menſchen hervorgerufen iſt. Dieſe Grundſätze hat 
das R. G. auch nicht nur in dem vom B. G. citirten Urtheile 
des III. C. S. vom 6. Juli 1888 — Entſch. Bd. 21 S. 77 — 
ſondern vielfach auegeſprochen. Vergl. die Urtheile des 
II. C. S. vom 8. Februar 1898 — Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 170“ und des IV. C. S. vom 3. Juli 1899 — Entſch. 
Bd. 44 S. 254. Auch wird, wie die in dem zuletzt er⸗ 
wähnten Urtheile angeführten Citate ergeben, dieſe Anſicht von 
dem Reichsverſicherungsamt und in der Litteratur vertreten. 
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Das Vorbringen der Reviſion iſt nicht geeignet, die Richtigkeit 
vorſtehender Ausführungen zu widerlegen. Für den Begriff des 
Unfalls im Sine des citirten Geſetzes iſt es unerheblich, ob 
dem Verſicherten ein Schaden während eines ordnungsmäßigen 
Betriebes entſtanden iſt oder ob der Schaden durch eine 
ordnungswidrige Art des Betriebes hervorgerufen iſt. Denn 
nach dem Geſetze — 88 1, 5 und 6 — ſoll für alle bei dem 
Betriebe ſich ereignenden Unfälle, welche der Verletzte nicht vor⸗ 
ſätzlich herbeigeführt hat, Schadenserſatz geleiſtet werden. Die 
Frage, ob ein Unfall vorliegt, iſt daher nicht davon abhängig, 
ob Seitens des Betriebsunternehmers die erforderlichen Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln beobachtet find, ſondern nur davon, ob ein 
einzelnes beſtimmtes Ereigniß den eingetretenen Nachtheil ver- 
urſacht hat. Der Gang der neueren Geſetzgebung ſpricht ebenſo 
wenig für die Anſicht der Revifion. Die im bürgerlichen 
Rechte beſtehende Verbindlichkeit zum Schadendserſatze iſt zunächſt 
durch das Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871 erweitert, welches, 
abgeſehen von dem Eiſenbahnbetriebe, für gewiſſe Betriebsunter⸗ 
nehmer eine Haftpflicht feſtgeſetzt, wenn durch ein Verſchulden 
ihrer Bevollmächtigten oder Betriebsleiter ein Menſch getödtet 
oder körperlich verletzt iſt. Das Unfallverficherungsgeſetz vom 
6. Juni 1884 geht einen Schritt weiter und giebt dem Ver⸗ 
letzten, beziehungsweiſe feinen Hinterbliebenen in beſtimmten Fällen 
einen Schadenserſatzanſpruch auch dann, wenn der Tod oder 
die Körperverletzung durch einen bei dem Betriebe ſich ereignen ⸗ 
den Unfall herbeigeführt iſt, ohne den Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens des Betriebsunternehmers oder ſeiner Angeſtellten zu 
verlangen. Erſt das Geſetz betreffend die Invaliditäts- und 
Aliersverſicherung vom 22. Juni 1889 billigt unter beſtimmten 
Vorausſetzungen den Verſicherten, wenn ſie überhaupt dauernd 
erwerbsunfähig geworden find, einen Anſpruch auf Invaliden⸗ 
rente zu. Es beſtimmt aber im § 9 Abſ. 2, daß eine durch 
einen Unfall herbeigeführte Erwerbsunfähigkeit den Anſpruch 
auf Invalidenrente nur inſoweit begründet, als nicht eine Rente 
nach dem Unfallverſicherungsgeſetze zu leiſten iſt. Die moderne 
Geſetzgebung unterſcheidet alſo ſehr wohl, ob Jemand durch 
einen Unfall oder ohne ſolchen durch den Betrieb zu Schaden 
kommt und ſchließt allerdings im letzteren Falle den Be⸗ 
ſchädigten von den Wohlthaten des Unfallverſicherungsgeſetzes 
aus. VI. C. S. i. S. Fröhlich und Wolf . Gößel vom 
7. Oktober 1901, Nr. 201/1901 VI. 

V. Das Gemeine Recht. 

22. Haftung des Geſchäftsgehülfen. 

Zuzugeben iſt der Revifion, daß der zwiſchen den Parteien 
geſchloſſene Vertrag nicht als locatio conductio operis — 
wie vom Gerichte I. J. geſchehen — zu kennzeichnen iſt; allein 
daraus folgt nicht, daß die Ausführung über die Haftung der 
Bekl. verfehlt iſt. Die in 1.25 $ 7 D. 19. 2 gegebene Vor⸗ 
ſchrift über die Haftung für Verſchulden der Gehülfen iſt nicht 
auf die eigentliche locatio conductio operis zu beſchränken; 
der Gleichheit des Grundes halber erſcheint ihre Anwendung 
vielmehr auf alle die Herbeiführung eines gewiſſen Rechts⸗ 
erfolges bezweckenden Verträge geboten (vergl. Eutſch. des R. G. 
Bd. 33 S. 170). Zu Verträgen dieſer Art zählt der von 
Parteien geſchloſſene Vertrag und zwar ohne Rückſicht darauf, 
ob Kl. durch denſelben zu einer Gegenleiſtung verpflichtet worden 
iſt oder nicht; maßgebend iſt, daß Bekl. die Verpflichtung über⸗ 
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nommen haben, für Kl. eine Rechtslage zu erſtreben, kraft deren 
fie in Stand geſetzt ward, den S.'ſchen Laden unter Befreiung 
von ihren aus dem mit A. geſchloſſenen Vertrage entſtammenden 
Pflichten zu ermiethen. Die Annahme des B. G., daß Bekl. 
für die Fahrläſſigkeit H.'s aus doppeltem Grunde haftbar ſeien, 
ift daher als rechtsirrig nicht zu beanſtanden. III. C. S. i. S. 
Silberberg & Söhne c. Vatter vom 11. Oktober 1901, 
Nr. 208/1901 III. 

23. Teſtamentsvollſtrecker. 

Es tft die Frage, ob die Entſcheidung, wie hier geſchehen, 
in einem erheblichen Punkte auf das eidliche Zeugniß der 
Wittwe G. geſtützt werden durfte, und ob nicht vielmehr die 
Letztere die eigentliche, durch die formell klagenden Zeftaments- 
vollftrecker nur: vertretene Kl. ſei. Der Grund, aus welchem 
das O. L. G. Letzteres verneint hat, nämlich daß eigentlicher Kl. 
der Nachlaß als ſelbſtſtändiges Rechtsſubjekt, d. h. alſo als 
juriſtiſche Perſon, und die Teſtamentsvollſtrecker nur ſeine ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter ſeien, iſt unhaltbar. Gemeinrechtlich wäre 
jedenfalls der Satz, daß allemal, wenn Teſtamentsvollſtrecker 
beſtellt feien, der Nachlaß eine juriftiiche Perſon jet, eine 
Ungebeuerlichkeit; aber auch als einen Satz des Hamburgiſchen 
Partikularrechts hat das O. L. G. denſelben ſchwerlich aufſtellen 
wollen, und auf alle Fälle würde er auch dann jeder Begründung 
entbehren. Das B. G. führt für feine Auffaſſung nur die 
Urtheile im Beiblatte zur Hanſeatiſchen Gerichtszeitung 
von 1888 Nr. 95 und von 1897 Nr. 8 an; dort hat aber 
das R. G., bezw. das Hanſeatiſche O. L. G. nur ausgeſprochen, 
daß gemäß des beſonderen Inhaltes je des damals vor⸗ 
liegenden Teſtamentes der Nachlaß jelbit (das „Teſtament“ 
nach Hamburger Sprachgebrauch) als juriſtiſche Perſon nach 
Hamburgiſchem Rechte Rechtsnachfolger des Teſtators ſein könne, 
bezw. ſei. Hier aber hat weder das O. L. G. einen ſolchen 
beſondern Inhalt des Teſtamentes dargelegt, noch iſt ein ſolcher 
erſichtlich; im Gegentheil heißt es im § 1 des Letzteren aus⸗ 
drücklich, daß die Wittwe, wie es in Hamburg rechtens 
ſei, alſo gerade wie bei der Inteſtaterbfolge, im ungeſtoͤrten 
Befſitz und Genuß des Geſammtgutes bleiben ſolle. Dennoch 
war die angefochtene Entſcheidung auch hier aufrecht zu halten. 
Es kommt dabei darauf an, wie die Rechtsſtellung des den 
Nachlaß verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers nach gemeinem 
Rechte überhaupt aufzufaſſen iſt, was nach dieſem Rechte (und 
nach Preußiſchem Landrechte) eben ſo ſtreitig war, wie darüber jetzt 
auf Grund des B. G. B. geſtritten wird. Wäre der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker rechtlich wie ein geſetzlicher Vertreter der Erben, 
bezw. der ſonſtigen materiellen Intereſſenten zu behandeln, ſo 
würde hier die Witiwe G., als lebenslängliche Nutznießerin 
des Geſammtgutes, materiell die wahre Kl. und daber eine 
unzuläſſige Zeugin fein. Der erkennende Senat ſchließt ſich 
aber für das gemeine Recht der laut der Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 32 S. 152 ff. vom III. C. S. des 
R. G. vertretenen Auffaſſung an, wonach der Teſtaments- 
vollſtrecker formell nicht Vertreter der materiellen Intereſſenten 
iſt, ſondern aus eigenem Rechte feine Amtepflichten und Amts- 
befugniſſe wahrzunehmen hat. Folglich iſt die Wittwe G. 
zwar im Sinne des § 393 Abſ. 1 Nr. 4 der C. P. O. beim 
Ausgange des Rechtsſtreites unmittelbar betheiligt und war 
daher, wie es auch geſchehen iſt, zunächſt unbeeidigt zu 
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vernehmen; aber fie war doch eben eine zuläffige Zeugin 
und durfte nach Abſ. 2 des S 393 nach dem Ermeſſen 
des Prozeßgerichtes nachträglich auch beeidigt werden. 
VI. C. S. i. S. Grell 6. Grell vom 26. September 1901, 
Nr. 181/1901 VI. 

VL Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

24. 8 12 Einl. 

Der 8 655 Abſ. 2 der C. P. O. a. F. verpflichtet den⸗ 
jenigen, welcher auf Grund eines für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Urtheils das ihm Zuerkannte beigetrieben hat, nur zur 
Erſtattung des ihm Gezahlten oder Geleiſteten. Dagegen find 
für die Frage, ob er dem Gegner auch Schadenserſatz zu leiſten 
hat, die Vorſchriften der Landesgeſetze maßgebend. Nach dem 
im vorliegenden Falle deshalb zur Anwendung kommenden 
Pr. A. L. R. kann Schadenserſatz nur verlangt werden, wenn 
der in Anſpruch Genommene rechtswidrig in einen fremden 
Rechts kreis eingegriffen hat und ihm mindeſtens ein Verſehen 
zur Laſt fällt. (Entſch. des R. G. Bd. 30 S 419 ff) Von 
dieſen Grundſätzen iſt das B. G. auch ausgegangen. Es iſt 
aber weiter der Anficht, daß dem Bekl. ein Verſchulden zur 
Laſt falle. Denn es ſei für erwieſen zu erachten, daß derſelbe 
mit der Begründung, daß das Kapital bereits fällig geworden 
ſei, die Annahme der Zinſen allein am 11. April 1897 definitiv 
abgelehnt babe. Dieſe Weigerung ſei, da für Erklärung der⸗ 
ſelben wider beſſeres Wiſſen nichts dargethan ſei, doch jedenfalls 
eine auf Rechtsirrthum beruhende, weil, wie in dem im Vor⸗ 
prozeſſe ergangenen Urtheil des R. G. vom 8. Januar 1898 
ausgeführt ſei, der Bekl. die Zahlung auch am Sonntage, auf 
welchen der 11. April 1897 gefallen ſei anzunehmen verpflichtet 
geweſen ſei. Die Folge dieſes Rechtsirrthums habe der Bell. 
in Gemäßheit des § 12 der Einleitung zum A. L. R., welcher 
fich auch auf irrige Auslegung des Geſetzes beziehe, zu vertreten. 
Diefe Annahme iſt rechtsirrig. Das R. G. führt in dem 
erwähnten Urtbeile aus, daß, wenn der jetzige Bekl. der Kl. 
beſtimmt erklärt habe, er werde die Zinſen allein nicht annehmen, 
Letztere von der Verpflichtung des Baarangebotes befreit geweſen 
jet und Bekl. argliſtig handele, wenn er trotz jener Erklärung 
aus der durch fie herbeigeführten Unterlafjung des Baarangebotes 
die Folgen einer ſchuldhaften Unterlaſſung der Zahlung gegen 
die Schuldnerin herleiten wolle. Ferner gelte nach der heutigen 
Verkehrsfitte jedenfalls die Leiſtung und die Annahme ſolcher 
Geldbeträge, wie fie bier bei den Zinſen in Frage ſeien, nicht 
als ein ſolches werktägliches Geſchäft, daß der Gläubiger an 
Sonntagen feine Mitwirkung hierbei ablehnen dürfe. Dat 
R. G. bat hiernach nicht auegeſprochen, daß der Bekl. gegen 
ein beſtimmtes Geſetz gehandelt oder ein ſolches irrig ausgelegt 
hat. Es hat vielmehr angenommen, daß der Bekl. nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen argliſtig handele, wenn er trotz 
ſeiner Erklärung. Zinſen allein nicht annebmen zu wollen, der 
Kl. den Vorwurf des mangelnden Baarangebotes der Zinſen 
mache und daß er nach den ſich aus der Verkehrsfitte ergebenden 
Grundſätzen die Zinſen auch an einem Sonntage habe annehmen 
müſſen. Ein Geſetz, daß der Gläubiger die Unterlaſſung des 
Baarangebotes nicht rügen könne, wenn er vorher erklärt hat, 
eine beſtimmte Zahlung nicht annehmen zu wollen, und daß er 
die Zahlung der Zinſen einer Hypothek auch am Sonntage 
empfangen müſſe, iſt auch uicht vorhanden. Der 8 12 der 
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Einleitung zum A. L. R. beſtimmt aber nur, daß ſich Niemand 
mit der Unwiſſenheit eines gehörig publizirten Geſetzes ent⸗ 
ſchuldigen könne. Es verſtößt ſomit derjenige, welcher aus 
Irrthum gegen eine aus allgemeinen Grundſätzen zu ent⸗ 
nehmende Rechtsnorm etwas thut oder unterläßt, nicht gegen 
die Vorſchrift des § 12 a. a. O., wie der Senat auch bereits 
in dem Urtheile vom 9. Januar 1899 in Sachen Behrendt 
6. Kodlin, Rep. VI Nr. 302/98 — theilweiſe abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1899 S. 111% — anerkannt 
hat. Im vorliegenden Falle kann dem Bekl. um ſo weniger 
ein Verſchulden zur Laſt gelegt werden, als ſeine Anſicht vor 
Einwirkung der Zwangsverſteigerung bezw. Beendigung derſelben 
von dem L. G. Bromberg und dem O. L. G. Poſen für richtig 
erklärt war. VI. C. S. i. S. Buchholz o. Makomaska vom 
30. September 1901, Ne. 194/1901 VI. 

25. 88 23 ff. Einl. 

Die Begründung, auf welche das B. G. die An- 
wendbarkeit des deutſchen Rechts ſtützt, wird von der Rll. 
mit Recht als nicht haltbar bezeichnet. Das B. G. geht davon 
aus, daß für die beiderſeitigen Verpflichtungen der Erfüllungs⸗ 
ort in Deutſchland liege und folgert daraus den Willen der 
Parteien, ihr Vertragsverhältniß dem deutſchen Recht zu unter⸗ 
werfen. Jene Vorausſetzung iſt zwar bezüglich der Verpflichtungen 
des Bekl. zutreffend, beruht aber auf Irrthum bezüglich der 
Verpflichtung der Kl., denn die Klauſel cif, auf welche das 
B. G. für feine Anficht das Hauptgewicht legt, iſt für den 
Erfüllungsort ohne Bedeutung, da ſie ſich nur auf gewiſſe 
Koften bezieht und die Natur des Geſchäfts als eines Diftanz- 
geſchäfts unberührt läßt, fo daß alſo Antwerpen der Erfüllungs⸗ 
ort für die Kl. iſt (Art. 342 Abi. 2 Satz 1 des H. G. B.), 
nicht der Ruhrhafen, in welchen die Kl. die Waare auf eigene 
Koften transportiren zu laſſen hatte. (Vergl. Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 13 S. 437, und des R. G. Bo. 14 S. 114.) 
VII. C. S. i. S. Dreifus u. Co. o. Birſchel vom 1. Oktober 1901, 
Nr. 217/1901 VII. 

26. 8 292 I. 12. 

Dem Antrage der Rkl. war ſtattzugeben. Dadurch, daß 
Jemand eine Hypothek beſtellt, geht ein der Hypothek ent⸗ 
ſprechender Werth aus dem Vermögen des Beſtellers in das 
des Hypothekengläubigers über. Da das Teſtament der Mutter 
den Vater der Kl. zur Hypothekbeſtellung verpflichtete, hatte 
der Vater die Vermächtnißauflage mit der Beſtellung der 
Hypothek erfüllt. Die Hypothek ſtand und ſteht allein zur 
Verfügung der Kl.; ihr Vater konnte darüber für ſich nicht 
disponiren. Mithin ift die Annahme des B. R., daß die 
Hypothek als ein Aktivobeſtandtheil des Nachlaſſes des Vaters 
anzuſehen ſei, unrichtig und es kann eine Verpflichtung der Kl., 
welche die Eigenſchaft von Vorbehaltserben nach ihrem Vater 
haben, die Hypothek zur Befriedigung der Bekl. als Nachlaß ⸗ 
gläubigerin zu verwenden, nicht anerkannt werden. Es bleibt 
jedoch noch zu unterſuchen, ob die Kl. nicht in ihrer Eigenſchaft 
als Vermächtnißnehmer ihrer Mutter der Bekl. als Gläubigerin 
des Nachlaſſes der Mutter weichen müſſen. Auch dieſe Unter⸗ 
ſuchung führt zu einem den Kl. günſtigen Ergebniſſe. Die 
Vermächtnißnehmer find Gläubiger des Nachlaſſes (8 292 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 12) und ſtehen zu den ſonſtigen Nachlaß ⸗ 
gläubigern in keiner rechtlichen Beziehung. Sie haben zu den 
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Nachlaßſchulden nichts beizutragen (§ 332 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 12). Nur dem Benefizialerben gegenüber find fie beitrags⸗ 
pflichtig, wenn der Nachlaß zur Berichtigung der Schulden und 
der Vermächtniſſe nicht ausreicht (§ 334 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 12; vergl. Entſch. des Ober⸗Tribunals Bd. 19 S. 124, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 222 ff.). Nur 
bei der Vorbehaltserbſchaft beſtehen Zweifel darüber, ob bei 
Erſchoͤpfung des Nachlaſſes der nicht befriedigte Nachlaßgläubiger 
einen direkten Anſpruch gegen den befriedigten Legatar (gemäß 
§ 453 des A. L. R. Thl. I Tit. 9) habe (vergl. einerſeits 
Gruchot, Erbrecht, Bd. 1 S. 192, 608, Striethorſt, Archiv, 
Bd. 77 S. 187 ff., Koch, Erbrecht, S. 1166, andererſeits 
Foerſter⸗Eccius, Bd. 4 8 276 Anm. 60). Hat der Erbe — wie 
im vorliegenden Falle der Vater der Kl. — die Erbſchaft ohne 
Vorbehalt angetreten, ſo hat der Gläubiger an den befriedigten 
Vermächtnißnehmer ebenſo wenig einen Anſpruch, wie gegen 
einen anderen befriedigten Nachlaßgläubiger, und er kann auch 
nicht aus dem Rechte des Erben klagen, weil dieſem ebenfalls 
ein ſolches Recht nicht zuſteht. (Vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 16 S. 222 ff.) V. C. S. i. S. Lungwitz 
c. National. Hypothekenkredit⸗Geſellſchaft vom 2. Oktober 1901, 
Nr. 185/1901 V. 

27. 8 472 I. 12. 

Für die Annahme, daß eine Schädigung der Kl., obſchon 
die von der Bekl. vorgenommene Schenkung an Franz Z. den 
Werth der Vermögenshälfte der Bekl. nicht erreiche, doch ſchon 
jetzt als bevorſtehend zu beſorgen ſei, beruft ſich das O. L. G. 
darauf, daß es ſich vorliegend um ideelle Hälften einer noch 
ungetheilten Vermögensmaſſe handle, daß an allen Beſtandtheilen 
derſelben den Nacherben ein gegen die Vorerbin perſönliches, 
gegen Dritte dingliches ſuspenfio bedingtes Recht zuſtehe, daß 
in dieſem Rechte aber, da eine Forderung den Gegenſtand der 
Schenkung bilde, die Nacherben durch Weggabe der Forderung 
beeinträchtigt würden, ohne in der Ausficht, daß bei der jpäteren 
Auseinanderſetzung zwiſchen den Nacherben und den Rechtsnach⸗ 
folgern der Vorerbin letzteren auf ihre Hälfte der Werth der 
weggegebenen Forderung angerechnet würde, Erſatz zu finden. 
Dieſe Gründe erſcheinen nicht ſtichhaltig. Es handelt ſich hier 
lediglich um das Rechts verhältniß zwiſchen Vor- und Nacherben 
mit Bezug auf die Befugniß der Letzteren zur Kautionsforderung 
(S 472 Thl. I Tit. 12 des A. L. R.). Dieſes Verhältniß findet, 
worauf auch der § 472 ſchon hinweiſt, ſeine ſchließliche Löſung 
durch die bei Eintritt des Subſtitutionsfalles zu bewirkende 
Auseinanderſetzung zwiſchen den Nacherben und den Rechtsnach⸗ 
folgern der Vorerbin. In der Zwiſchenzeit kann, ſofern die 
Vorerbin zu an ſich unberechtigten Verfügungen über die Ver⸗ 
moͤgensmaſſe der beiden Teſtatoren ſchreitet, von einer bevor⸗ 
ſtehenden Beſchädigung (§ 20 Thl. 1 Tit. 21 des A. L. R.) der 
Nacherben ſo lange keine Rede ſein, als für letztere die Möglichkeit 
vorhanden tft, bei der ſpäteren Auseinanderſetzung ſich Erſatz 
für das weggegebene Vermögensſtück durch Anrechnung feines 
Werthes auf die den Rechtsnachfolgern der Vorerbin zufallende 
Vermögens hälfte zu verſchaffen. Eine ſolche Möglichkeit beſteht 
aber vorliegend für die Kl. Denn das von der Bekl. dem 
Franz 3. zugewendete Vermoͤgensſtück betrifft eine Forderung 
auf ein beſtimmtes Kapital, alſo auf einen feſten Werth, und 
bafjelbe erreicht, wie vom O. L. G. bedenkenfrei feftgeftellt iſt, 
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nicht den Werth derjenigen Hälfte, die bei Zugrundelegung des 
vorhandenen Vermögensbeſtandes der Teſtatoren der Bekl. zufallen 
würde. Deshalb ſtehen die vom O. L. G. verwertheten, oben 
bezeichneten Momente nicht den Kl. zur Seite. Dieſe Auffaſſung 
tritt mit der bisherigen Rechtſprechung des früheren Preußiſchen 
Ober⸗Tribunals und des R. G. nicht in Widerſpruch (vergl. 
Striethorſt, Archiv Bd. 98 S. 287, Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1884 S. 285 und von 1895 S. 610). Andererſeits 
entbehrt die Annahme des O. L. G., daß der Kautionsanſpruch 
der Kl., ſoweit er ſich auf die denſelben ausgeſetzten Vor⸗ 
vermächtniſſe bezieht, in dem Nacherbenrechte der Kl. ſeine 
Mitbegründung finde, der geſetzlichen Grundlage. Der § 472 
Thl. I Tit. 12 des A. L. R. ſpricht nur von Befugniſſen des 
Subſtituten und bietet keinen Anhalt für die Unterſtellung 
des O. L. G., daß er zwiſchen den Anſprüchen der Nach⸗ 
erben als ſolcher und aus anderen letztwilligen Rechtstiteln 
keinen Unterſchied habe machen wollen. IV. C. S. i. S. 
Wichmann c. Otto und Genoſſen vom 23. September 1901, 
Nr. 161/1901 IV. 

28. 88 743 ff. II. 1. 

Es kann dem Bekl. zugegeben werden, daß es zweckmäßig 
ſein würde, wenn das Geſetz das Herausgreifen und Geltend⸗ 
machen einzelner Forderungen im Prozeßwege verſagte, während 
das gerichtliche Auseinanderſetzungsverfahren unter den ge ⸗ 
ſchiedenen Eheleuten, welche nicht in Gütergemeinſchaft gelebt 
haben, ſchwebt. Aber aus den Beſtimmungen in den $$ 743 ff. 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R. ſo wenig wie aus den Vorſchriften 
des Tit. 46 Thl. I der Allgemeinen Gerichtsordnung läßt ſich 
dies herleiten, und auch das vormalige Obertribunal hat es in 
dem Urtheile Entſch. Bd. 30 S. 113 nicht ausgeſprochen (vergl. 
auch Obertribunal in Striethorſt Archiv Bd. 7 S. 120, Bd. 67 
S. 128). Der Reviſion muß deshalb der Erfolg verſagt werden. 
Die Ehe des Bekl. mit der Cedentin der Kl. iſt rechtskräftig 
geſchieden. Das rechtskräftige Scheidungsurtheil wirkt eine 
gänzliche Aufhebung der Che und aller ihrer Folgen in An- 
ſehung beider Theile (A. L. R. Thl. II Tit. I § 732). Ihr 
Vermögen, welches durch die Vollziehung der Che in die Ver⸗ 
waltung und den Nießbrauch des Mannes übergegangen war 
(dafelbft 85 205, 231), erhält die Frau zu ihrer unbeſchränkten 
Verfügung zurück, nachdem die ihr durch das Nießbrauchs⸗ und 
Verwaltungsrecht des Mannes gezogene Schranke mit der Auf- 
löſung der Ehe gefallen iſt (daſelbſt § 769). 
a. a. O. müſſen nach getrennter Ehe die geweſenen Eheleute 
wegen ihres Vermögens auseinandergeſetzt werden: es müſſen 
die beiderſeitigen Vermoͤgensſtücke ausgeſondert und die etwaigen 
Anſprüche des einen Ehegatten an den anderen feſtgeſtellt werden. 
Stehen Vermöͤgensſtücke in Frage, welche, wie hier, in mehreren 
für die Ehefrau im Grundbuche eingetragenen Forderungen an 
ihren Ehemann beſtehen, ſo bedarf es ihretwegen einer Aus⸗ 
ſonderung, der Feſtſtellung, daß fie zum Vermögen der Ehefrau 
gehören, nicht. Eine Beſtimmung, daß die Ehefrau an der 
Verfügung über ein ſolches Vermögensſtück dadurch, daß das 
Gericht mit der Auselnanderſetzung auf Antrag der Ehegatten 


befaßt iſt, für die Dauer des Verfahrens verhindert ſein ſoll, 


giebt es nicht und ift auch aus der rechtlichen Natur des über⸗ 
haupt nicht geſetzlich geordneten Auseinanderſetzungs verfahrens 
nicht herzuleiten. Dieſes Verfahren wird dadurch, daß die 
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Ehefrau ein zur Auseinanderſetzung zu bringendes Vermögen. 
ſtück, deſſen Zugehörigkeit zu ihrem Vermögen nicht beſtritten 
werden kann und auch nicht beſtritten wird, veräußert, weder 
gehemmt noch verzögert noch verhindert. Die Aufnahme 
defſelben als Rechnungsfaktor in die Berechnung deſſen, 
was der eine Ehegatte dem anderen herauszugeben hat, 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. Beſteht es in einer 
Forderung an den anderen Ehegatten, jo können allerding 
Kompenſationsanſprüche erhoben werden, die auch in der 
Abfindung des für nicht ſchuldig erklärten Theiles durch 
den für ſchuldig erklärten beſtehen können. Ci fick 
aber nichts entgegen, daß dergleichen Anſprüche auch 
der außerhalb des Auseinanderſetzungsverfahrens geltend ge⸗ 
machten Forderung entgegengeſtellt werden. Ein allgemein. 
gültiger Satz, daß durch die Anhäͤngigkeit des Auseinander- 
ſetzungsverfahrens eine Verfügungsbeſchränkung der für den 
ſchuldigen Theil erklärten Ehefrau in Anſehung ihres Ver⸗ 
mögens bewirkt werde, läßt ſich aus dem Gelege nicht 
begründen. V. C. S. i. S. Hielſcher e. v. Pachaly's Enkel 
vom 5. Oktober 1901, Nr. 193/1901 V. 


VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zu den Grundbuchgeſetzen. 

29. E. E. G. 8 82. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf einer ein ⸗ 
ſchränkenden Auslegung des § 52 Abſ. 2 des Preußiſchen 
Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872, 
welche nicht gebilligt werden kann. Sie widerſtreltet dem Wort 
laute des Geſetzes und iſt ohne Anhalt in Literatur und Recht 
ſprechung. Allerdings iſt der § 52 Abſ. 2 in anderer Beziehung 
durch die Rechtſprechung des R. G. einſchränkend ausgelegt 
worden: 1. hat man angenommen, daß er nicht zwingenden 
Rechts iſt, ſondern durch abweichende Vereinbarung ausgeſchloſſen 
wird. Bolze, Praxis, Bd. 4 Nr. 149 (ausführlicher im Jufiiz⸗ 
minifterialblatt von 1887 Nr. 321), (ebenſo ſchon R. O. H. G. 
Bd. 23 S. 249); 2. iſt ausgeſprochen, daß die Beſtimmung 
ſich nur auf den Fall bezieht, wo ſchon bei der Belaſtung des 
betreffenden Grundſtücks mit der Grundſchuld verabredet war, 
daß die Grundſchuld zur Sicherung eines perſönlichen Anſprucht 
dienen ſolle. (Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 294, 295.) Die 
zweite Entſcheidung kommt hier nicht in Betracht, da nicht 
beſtritten iſt, daß die in Frage ſtehende Grundſchuld lediglich 
behufs Sicherſtellung des in dem Vergleiche vom 17. Auguf 
1889 bezeichneten Reſtes einer perſönlichen Forderung zun 
Belaufe von 115 000 Mark, dem Betrage der Grundſchuld, 
beſtellt worden iſt. Ob aber die erſterwähnte Entſcheidung hier 
Anwendung findet, mit anderen Worten, ob Thatſachen vet 
liegen, aus denen ſich ergiebt, daß die derzeitigen Kontrahenten 
die fragliche Beſtimmung haben ausſchließen wollen, iſt vom 
Vorderrichter nicht erörtert worden. Seine Entſcheldung beruht 
vielmehr auf der Annahme, daß § 52 Abf. 2 ohne Wetters 
dann entfalle, wenn der Grundſtückseigner mit dem perſönlichen 
Schuldner nicht identiſch iſt. Dieſe Annahme iſt aber völlig 
willkürlich. § 52 Abſ. 2 hat den Fall im Auge, wo eine 
Grundſchuld, ſei es als Pfand, ſei es Zahlungs halber für eine 
perſönliche Forderung beſtellt wird. Sowohl nach den Grund 
ſätzen der Pfandbeſtellung als auch nach denen der Zahlung 
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erſcheint es aber in Bezug auf den Beſtand der perſönlichen 
Forderung gleichgültig, ob dieſe Rechtsakte von dem perſönlichen 
Schuldner oder einem Dritten ausgegangen find. Der Zweck 
des Geſetzes beſteht darin, zu verhüten, daß auf eine und dieſelbe 
materielle Schuld, zu deren Sicherung eine abſtrakte Schuld⸗ 
verbindlichkeit geſchaffen wird, durch ſelbſtſtändige Geltendmachung 
der letzteren doppelte Zahlung erfolgt. Dieſe Gefahr beſteht 
gleicher Maßen, mag nun der Grundſchulddebitor (Eigenthümer) 
mit dem Debitor der geſicherten Schuld identiſch ſein oder 
nicht. Wird nämlich die Grundſchuld unter Löſung von der 
perſönlichen Schuld weiter begeben, jo kann der neue Inhaber 
ſie ohne Rückſicht auf die der letzteren etwa entgegenſtehenden 
Einreden, falls dieſe nicht ausnahmsweiſe gemäß 8 38 des 
Geſetzes auch gegen ihn begründet find, geltend machen. Würde 
nun die geſicherte Schuld trotz ſelbſtſtändiger Begebung der 
Grundſchuld beſtehen bleiben und eingezogen werden, ſo würde, 
wenn nachträglich die Grundſchuld ſeitens des gutgläubigen 
Dritten geltend gemacht wird, auf das eine zu Grunde liegende 
materielle Schuldverhältniß eine doppelte Zahlung erfolgen. 
Das Verhältniß iſt ein ähnliches, wie bei einem zur Sicherheit 
oder Zahlungs halber begebenen Wechſel. Im Falle der 


Begebung des Wechſels iſt die Geltendmachung der geſicherten 


Forderung zunächſt ſuspendirt und endgültig ausgeſchloſſen, ſo⸗ 
bald feſtſteht, daß dem Wechſelempfänger die erhaltene Valuta 
verbleibt. (R. O. H. G. Bd. 20 S. 84.) Ob die Vorſchrift 
des 8 52 Abſ. 2 im Falle der ſelbſtſtändigen Weiterbegebung 
der Grundſchuld auch nur die Suspenſion der Geltendmachung 
der perſönlichen Forderung anordnet oder deren endgültige 
Aufhebung, war früher ſtreitig, indem Dernburg gegenüber 
anderen Schriftſtellern fich für die erftere Anficht erklärt hatte 
(vergl. die oben citirte Entſcheidung im Juſtizminiſterial⸗Blatt 
S. 321). In der fünften Auflage ſeines Preußiſchen Privat⸗ 
rechts Bd. 1 S. 814 Anm. 20 hat er ſich jedoch der zweiten 
Anſicht angeſchloſſen. Es iſt unrichtig, wenn der Vorderrichter 
zur Begründung der von ihm gemachten Unterſcheidung ausführt, 
daß eine doppelte Inanſpruchnahme von vornherein mit dem 
Willen des Schuldners gegeben ſei, wenn dieſer mit dem 
Grundſtückseigner nicht identiſch iſt. Erfolgt nur keine 
ſelbſtſtändige Begebung der Grundſchuld, ſondern verbleibt dieſe 
bei dem Inhaber der perſönlichen Forderung oder deſſen Rechts⸗ 
nachfolger, ſo erliſcht letztere ohne Weiteres mit der Bezahlung 
der Grundſchuld, und umgekehrt ſteht der Geltendmachung der 
Grundſchuld im Fall der Tilgung der perſönlichen Forderung 
die Einrede aus dem Vertragsverhältniß entgegen. Wenn aber 
nichts weiter geſagt ſein ſoll, als daß dem Gläubiger neben 
der perſoͤnlichen Forderung auch die dingliche Klage zum 
Zwecke ſeiner Befriedigung zuſteht, ſo trifft dies auch für 
den Fall der Identität des Grundſtückseigenthümers und 
des perſönlichen Schuldners zu. Völlig unverſtändlich iſt 
es, wenn der Vorderrichter im gegebenen Falle eine der 
Grundſchuld zu Grunde liegende perſoͤnliche Forderung über- 
haupt vermißt. Zu Grunde liegt ſelbſtverſtändlich die Ver⸗ 
gleichsforderung, zu deren Sicherung die Grundſchuld beſtellt 
iſt. Hiernach iſt der von dem Bekl. auf § 52 Abſ. 2 leg. eit. 
geſtützte Einwand mit der Begründung des Vorderrichters nicht 
zu beſeitigen. I. C. S. i. S. Bergmann co. Srädrich vom 
25. September 1901, Nr. 159/1901 J. 
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30. § 37. Hypothek; Beweislaſt. 

Der Rkl. verkennt, daß es ſich hier nicht um Geltend⸗ 
machung der Hypothek, ſondern um eine Bereicherungsklage 
handelt, mit welcher von dem Hypothekengläubiger, nachdem er 
befriedigt worden iſt, die Herauszahlung eines Betrages verlangt 
wird, den er ohne Rechtsgrund erhalten haben ſoll. Den 
Beweis, daß der Bekl. bereichert ſei, hat der Kl. zu führen. 
Es iſt richtig und vom R. G. für das frühere preußiſche Recht 
wiederholt anerkannt worden (vergl. die Nachweiſungen bei 
Turnau, Preußiſche Grundbuchordnung Note 3 zu § 37 Eigen⸗ 
thumserwerbsgeſetzes S. 749), daß der Hypothekengläubiger, 
wenn er bei Geltendmachung der Hypothek dieſer ein anderes 
perſönliches Schuldverhältniß ſubſtituirt, als für welches die 
Hypothek eingetragen iſt, damit auch den Nachweis übernimmt, 
daß das andere Schuldverhältniß beſtehe und daß zu ſeiner 
Sicherung die Hypothek beſtellt worden ſei. Aber die Revifion 
geht fehl, wenn ſie hieraus ſchließen will, daß auch der 
Hypothekengläubiger, nachdem er befriedigt worden iſt, noch den 
Nachweis übernehmen müſſe, daß der Hypothek ein gültiger 
Schuldtitel zu Grunde gelegen habe. Der befriedigte Hypotheken⸗ 
gläubiger hat in Anſehung der Hypothek überhaupt nichts 
mehr zu beweiſen; wird ihm gegenüber“ behauptet, daß er durch 
Einziehung der Hypothek bereichert worden ſei, weil dieſer ein 
perſönliches Schuldverhältniß überhaupt nicht zu Grunde 
gelegen habe, ſo kann er den Nachweis dieſer Behauptung er⸗ 
warten. Dies iſt der vom B. R. mit Recht eingenommene 
Standpunkt. Wenn er es von ihm aus für erforderlich erachtet 
hat, dem Bekl. noch einen richterlichen Eid aufzuerlegen, ſo kann 
ſich hierüber der Kl. nicht beſchwert fühlen, und jedenfalls iſt 
ſeine Behauptung, daß die Zuerkennung des Eides an den 
Bekl. auf einer Verkennung der Beweislaſt beruhe, unrichtig. 
V. C. S. i. S. Black c. Glockner vom 5. Oktober 1901, 
Nr. 191/1901 V. 

Zum Geſetz vom 14. Mai 1873. 

31. Beweislaſt. 

Vom Standpunkte der neueren durch die Generalkonzeſſion 
vom 23. Juli 1845 und das Geſetz betreffend den Austritt 
aus der Kirche vom 14. Mat 1873 beſtimmten Rechtsentwicklung 
iſt die Exemtion Andersgläubiger von den Parochiallaſten der 
regelmäßige geſetzliche Zuſtand. Den Ausnahmezuſtand zu be⸗ 
weiſen fällt hiernach demjenigen zu, welcher denſelben behauptet. 
Ohne daß man mit dem B. R. eine den Kl. zur Seite ſtehende 
geſetzliche Vermuthung anzunehmen hat, fällt hiernach der Bekl. 
der Beweis für die von ihr geltend gemachten einzelnen Rechts⸗ 
titel zu. IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde Groß⸗Juſtin 
c. Altlutheriſche Gemeinde daſelbſt und Gen. vom 23. Sep⸗ 
tember 1901, Nr. 164/1901 IV. 

Zum Stempelgeſetz. 

92. Tarifſtelle 32. 

Die Revifion des Fiskus betrifft die Frage, ob die An- 
wendbarkeit der Befreiungsvorſchrift unter Nr. 3 der Tarif⸗ 
ſtelle 33 des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895, wonach 
Kauf- und Lieferungsverträge über Mengen von Sachen oder 
Waaren, ſofern dieſe in dem Betriebe eines der Vertrag⸗ 
ſchließenden erzeugt oder hergeſtellt find, vom Stempel befreit 
find, davon abhängt, daß dieſe Vorausſetzung der Stempel⸗ 
freiheit ſich in Gemäßheit des s 8 Abſ. 1 des Stempelgeſetzes 
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aus dem Inhalt der Vertragsurkunde ergiebt. Der B. R. 
verneint dieſe Frage, während der Fiskus glaubt, daß fie bejaht 
werden müſſe. Es kann davon abgeſehen werden, fie grund⸗ 
ſätzlich zu entſcheiden; denn der Fiskus hat jedenfalls keinen 
Anlaß, ſich über die Berufungsentſcheidung zu beſchweren. Der 
B. R. ſtellt nämlich hülfsweiſe nicht nur feſt, daß aus dem 
Inhalt der Vertragsurkunde ſich ergebe, wie nach dem 
Willen der Parteien die von der Kl. an den Kreisausſchuß von 
Nieder⸗Barnim zu liefernden Gegenſtände von ihr hergeſtellt 
werden ſollten, ſondern auch, daß fle von ihr hergeſtellt ſeien. 
Es iſt damit alſo dem von dem Fiskus aufgeſtellten Erforderniß 
für die Stempelbefreiung Genüge geſchehen, ſo daß nicht er⸗ 
ſichtlich iſt, wie er dem gegenüber dieſe noch in Frage ziehen 
kann; zudem tft auch dem Standpunkt, daß es für die Stempel- 
befreiung endgültig auf die Thatſache der Herſtellung an⸗ 
komme, durch die Feſtſtellung dieſer Thatſache Rechnung ge⸗ 
tragen. — — — Bei der Revifion der Kl. handelt es fi 
um die Frage, was unter „Verbrauch im Gewerbe“ im Sinne 
der Befreiungsvorſchrift Nr. 3 der Tarifſtelle 32 zu verſtehen 
iſt. Der IV. und III. C. S. des R. G. (Entſch. Bd. 42 
S. 233, Gruchot Bd. 42 S. 1149, Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 
S. 42611) haben dieſen Ausdruck dahin aufgefaßt, daß darunter 
diejenige Benutzung der Sache zu begreifen ſei, welche in deren 
Vernichtung oder Zerſtörung beſtehe, ohne die die Sache den 
Nutzen nicht gewähren könne, zu dem ſie beſtimmt ſei. Selbſt 
wenn man nun bei der Beſtimmung des Begriffs des Verbrauchs 
über die in dieſen Entſcheidungen aufgeſtellte Schranke der 
phyſiſchen Vernichtung der Sache, d. h. des einzelnen Stoff ⸗ 
gebildes, hinausgehen wollte, ſo iſt jedenfalls, wie ſich aus der 
ſprachgebräuchlichen Anwendung des Ausdrucks und aus der 
Entſtehungsgeſchichte der Stempelvorſchrift ergiebt, ſo viel 
gewiß, daß ein dauernder Gebrauch des Gegenſtandes im 
Gewerbe mit dem Begriff des Verbrauchs im Sinne der 
ſtreitigen Vorſchrift unvereinbar iſt. Dabei macht es für die 
Thatſache dieſes dauernden Gebrauchs keinen Unterſchied, ob die 
erworbene Sache ihre Form und Geſtalt ändert, ihre Selbſt⸗ 
ſtändigkeit verliert, mit anderen Gegenſtänden vereinigt und zu 
deren Beſtandtheil gemacht wird, alſo bearbeitet oder verarbeitet 
wird; in allen dieſen Vornahmen, die an und mit der Sache 
getroffen werden, iſt ein „Verbrauch“ im Sinne der ftreitigen 
Stempelvorſchrift nicht zu erblicken, eine Auffaſſung, für die 
nicht ohne Grund die weitere Beſtimmung a. a. O., daß Kauf⸗ 
verträge über Sachen, die zur Weiterveräußerung beſtimmt 
find, ſtempelfrei fein ſollen und zwar auch im Falle der Be⸗ 
arbeitung und Verarbeitung, verwerthet werden kann, da hieraus 
jedenfalls ſoviel erhellt, daß der Geſetzgeber die Bearbeitung 
oder Verarbeitung einer Sache nicht unter deren Verbrauch 
begriffen haben kann. Im gegenwärtigen Falle handelt es ſich 
lediglich um eine Bearbeitung und Verarbeitung der von der 
Kl. der Eiſenbahndirektion in Berlin gelieferten Eiſenwaaren; 
dieſe ſollten nach ſolcher Bearbeitung und Verarbeitung dem 
Betriebe der Eiſenbahndirektion dauernd dienen. Daß bei 
ſolcher dauernden Benutzung der Begriff der Dauer nicht zu 
eng gefaßt werden darf, braucht kaum hervorgehoben zu werden. 
Jede Benutzung führt mit der Zeit eine Abnutzung herbei und 
je häufiger und ſtärker die Benutzung tft, deſto raſcher wird 
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eine Abnutzung und damit ein Unbrauchbarwerden des betreffenden 
Gegenſtandes für die Zwecke, für welche ſein Gebrauch beſtimmt 
iſt, eintreten. Der Begriff der Dauer iſt mit anderen Worten 
ein relativer; dies ändert aber nichts an der Begriffsverſchieden⸗ 
heit des Gebrauchs, welcher die Dauer in ſich ſchließt, von den 
Verbrauch, dem dieſes Begriffsmerkmal fehlt. VII. C. S. i. S. 
Fiskus o. Dellſchau vom 8. Oktober 1901, Nr. 242/1901 VII. 

33. Stempelpflichtigkeit der Böͤrſentermingeſchäfte. 

Der erhobene Angriff erſcheint hinfällig. Die unter den 
§ 66 Boͤrſenterminsgeſchäfte, alſo Vereinbarungen, welche von 
Perſonen, die für den in Frage ſtehenden Geſchäftszweig nicht 
ins Börſenregiſter eingetragen find, mit dem Willen, daß auf 
Grund ihres Abkommens eine Lieferung erfolge, getroffen werden, 
ſtellen fich, wenn auch durch Abſ. 1 das Zuſtandekommen eines 
Schuldverhältniſſes ausgeſchloſſen wird, nicht als rechtlich völlig 
unerheblich dar. Dadurch, daß der Abi. 4 ſolchen Geſchäften 
die Eigenſchaft der Erfüllbarkeit beilegt, erhalten ſie eine rechtliche 
Bedeutung, welche für ausreichend erachtet werden muß, die 
Stempelpflichtigkeit ſolcher äußerlich völlig rechtzwirkſam er⸗ 
ſcheinender Transaktionen als Kauf- und Anſchaffungsgeſchäfte zu 
begründen. Ein fernerer Reviſionsangriff ift darauf geſtütz, 
daß das Geſetz, indem es die Wirkſamkeit des Geſchäfts davon 
abhängig mache, daß die Kontrahenten in das Börſenregiſter 
eingetragen, eine Form für den Geſchäftsabſchluß geſchaffen 
habe, und daß daher, falls jene Vorausſetzung fehle, nach 5 125 
des B. G. B. Nichtigkeit eintrete. Auch dieſer Angriff if 
zurückzuweiſen. Die Vorinſtanz hat ſchon ausgesprochen, daß 
es ſich hier um eine Formvorſchrift nicht handle, auch Kinn 
gefügt, daß eventuell durch die Spezialvorſchrift des Abſ. 4 
des 5 66 das Eintreten völliger Nichtigkeit ausgeſchloſſen werde 
Dieſen Ausführungen kann nur beigetreten werden. VII. C. 6. 
i. S. Gebrüder Ederheimer o. Fiskus vom 15. Oktober 190 l, 
Nr. 185/1901 VII. f 

34. Tarifſtelle Nr. 77 e. 

Es handelt ſich darum, ob die Beglaubigung von Urter⸗ 
ſchriften, welche der Kl. als Notar in der erſten Hälfte des 
Jahres 1900 bezüglich verſchiedener, mit Hypothekenbeſtellung 
verbundener Schuldverſchreibungen vorgenommen hat, der Le 
freiungsvorfchrift unter e zur Tarifſtelle 77 (amtliche Zeugniſſe 
in Privatſachen) des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
unterliegt, wenngleich in den Dokumenten zugleich die Klarſel 
enthalten iſt: „Für alle Klagen aus dieſer Urkunde if 
auch das Amtsgericht in Sonderburg zuständig“ Pe 
Vorinſtanzen haben mit Rückſicht auf dieſen Vertragziuhalt 
die Anwendung jener Geſetzesbeſtimmung verneint, welche letter 
dahin geht, daß ſtempelfrei find die Beglaubigungen von Unter: 
ſchriften unter Anträgen und Verhandlungen, die nach ihren 
Inhalt auschließlich zu einer Eintragung oder Löſchung in 
öffentlichen, das Eigenthum und die Belaftung von Grundſtücken 
und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten feſtſtellenden Büchem er 
forderlich find. Danach iſt die auf Rückzahlung des uf 
Grund der erwähnten Tarifftelle 77 von dem verklagten Züll 
erhobenen Stempelbetrages gerichtete Klage abgewiesen. Di 
erhobene Reviſton erſcheint hinfällig. Näher Dargelt 
VII. C. S. .. S. Aleranderſen o. Fiskus vom 1. Oktober 180 , 
Nr. 227/1901 VII. M 
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Vereinsnachrichten. 

Die Verſendung des Terminkalenders für das Jahr 1902 
iſt erfolgt. 
nur berückſichtigt werden, wenn ſie bis 15. November 1901 
bei dem Unterzeichneten eingebracht werden. 


Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 5. November 1901. 


Dr. Deiß, 
Juſtizrath, Schriftführer. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

SS 1565 — 1568 B. G. B. 
Erkenntuiß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Laar⸗ 
mann c. Laarmann vom 26. September 1901, 

Nr. 346/1901 VI. 

II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 
die Vorinſtauz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Reviſion richtet ſich gegen die Annahme der Vor⸗ 
inſtanz, daß der Mann, auch wenn er ſelbſt vor dem 1. Januar 
1900 die eheliche Treue verletzt haben ſollte, doch berechtigt ſei, 
wegen Ehebruchs, der von der Frau ebenfalls vor dieſem Tage 
begangen worden ſei, Scheidung der Ehe zu verlangen. Dieſer 
Angriff iſt begründet. Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
durfte nach Sächſiſchem Rechte eine Ehe wegen Ehebruchs nicht 
geihieden werden, wenn feſtgeſtellt war, daß beide Ehegatten 
die Treue verletzt hatten. Hierdurch wird, ſoweit es ſich um 
vor dem 1. Januar 1900 liegende Vorgänge handelt, die 
Scheidung wegen Ehebruchs in Fällen der bezeichneten Art auch 
nach dem Inkrafttreten des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſchloſſen, weil wegen der in den 88 1565 bis 1568 
deſſelben bezeichneten Verfehlungen, deren ſich ein Ehegatte vor 
dem 1. Januar 1900 ſchuldig gemacht hat, nach Artikel 201 
des Einführungsgeſetzes auf Scheidung nur erkannt werden 
darf, wenn in dem gegebenen Falle bei Anwendung des bis⸗ 
herigen Rechtes ebenfalls auf Scheidung der Ehe vom Bande 


Erinnerungen wegen Nichtempfauges können 


Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


oder doch auf Trennung der Ehegatten zu erkennen wäre. Die 
abweichende Meinung des Oberlandesgerichts beruht auf einer 
Auslegung des angezogenen Artikel 201, die, wie das Reichs⸗ 
gericht ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. in 
Civilſachen Bd. 46 S. 90 fg., Bd. 47 S. 4 fg., Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 642, 1901 S. 37, 48) nicht als richtig 
anerkannt werden kann. 


Zu § 12 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichtt IV. C. S. i. S. 
Heinrich oc. Emberg vom 10. Oktober 1901, 
Nr. 187/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 


Vom Vater des Klägers E. war im Haufe Schumann⸗ 
ſtraße Nr. 14 zu Berlin, in Räumen, die er zu dieſem Zwecke 
gemiethet hatte, ein Tanzlokal für die beſſern Stände errichtet 
worden, welches unter dem Namen „Emberg's Salon“ auch 
nach ſeinem Tode bis zum Jahre 1885 von ſeiner Wittwe 
unter Beihülfe ihres Sohnes, des jetzigen Klägers, fortgeführt 
wurde. Die betreffenden Räumlichkeiten wurden ſodann ſeitens 
des Hauseigenthümers an den Beklagten vermiethet, welcher 
von der Wittwe E. das Inventar käuflich übernahm und 
den Betrieb des Tanzlokals fortſetzte. Während der Jahre 
1890 bis 1896 befand ſich das Geſchaͤft in den Händen 
eines Reſtaurateurs K.; ſeitdem aber wird es wieder vom 
Beklagten perſönlich betrieben. Dabei hat der Beklagte 
ebenſo wie früher die Bezeichnung „Emberg's Salon“ für das 
Tanzlokal beibehalten. 

Bereits im Jahre 1899, als die Tageszeitungen über 
unliebſame Vorkommniſſe in „Emberg's Salon“ berichtet hatten, 
wurde ſeitens des Klägers gegen den Beklagten eine Klage dahin 
erhoben, daß derſelbe ſich der Weiterbenutzung des Namens 
Emberg für die Bezeichnung ſeines Tanzlokals bei Vermeidung 
einer fiskaliſchen Strafe von 100 Mark für jeden Zuwider⸗ 
handlungsfall zu enthalten habe. Dieſe Klage iſt damals, und 
zwar in zweiter Inſtanz durch Urtheil vom 23. September 1899, 
rechtskräftig zurückgewieſen worden. 

Nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt 
der Kläger im vorliegenden Rechtsſtreite von Neuem mit dem 


766 


gleichen Antrage klagbar geworden. Die Vortuſtanzen haben 
auf Eide des Klägers darüber erkannt, daß dem Beklagten die 
Namensführung vom Kläger und ſeiner Mutter geſtattet 
worden jet. 

Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Revifion mußte der Erfolg verſagt werden. 
Dem Berufungsrichter iſt zunächft darin beizutreten, daß 
die im Vorprozeſſe ergangene Entſcheidung dem jetzt auf § 12 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützten Anſpruche nicht entgegen ⸗ 
ſteht. In dem rechtskräftig gewordenen Urtheile zweiter Inſtanz 
war damals ausgeführt: 
Nach 8 12 des (zu jener Zeit noch nicht in Kraft 
getretenen) Bürgerlichen Geſetzbuchs ſolle allerdings das 
Namensrecht in dem Umfange anerkannt werden, daß der 
Berechtigte, wenn ſein Intereſſe durch unbefugten 


Gebrauch feines Namens verletzt werde, auf Beſeitigung 


der Beeinträchtigung und auf Unterlaſſung klagen könne. 
Das Intereſſe, das danach (in Zukunft vom Bürgerlichen 
Geſetzbuch) verlangt werde, brauche kein familien ⸗ 
rechtliches oder vermoͤgens rechtliches zu ſein. 
Ob man aber ſchon nach dem „heutigen“ (d. h. nach 
dem vor dem 1. Januar 1900 geltend geweſenen) Rechte 
fo weit gehen und dem Namen berechtigten bei einer 
jeden Verletzung ſeines Intereſſes ein Verbietungsrecht 
einräumen dürfe, müſſe für das Gebiet des Preußiſchen 
Rechts, das hierfür keine geſetzliche Grundlage 
gewähre, bezweifelt werden. Für das gemeine Recht 
werde angenommen, daß der Namens berechtigte einen 
Mißbrauch ſeines Namens verbieten könne. Eine 
mißbräuchliche Benutzung des Namens des Klägers 
ſei jedoch dem Beklagten nicht zur Laſt zu legen, denn, 
da der Beklagte bereits ſeit 1885 ohne Widerſpruch 
fich für ſein Etabliffement der Bezeichnung „Emberg's 
Salon“ bedient habe, fo ſtehe dem Intereſſe des Klägers 
das nicht minder berechtigte Intereſſe des Beklagten 
entgegen, inſofern dieſem ein erheblicher geichäftlicher 
Nachtheil zugefügt werden würde, wenn man ihm den 
ferneren Gebrauch jener Bezeichnung feines Lokals unter- 
ſagen wollte. 

Zutreffend nimmt der Berufungsrichter danach an, daß 
durch dieſes Urtheil der Klageanſpruch nicht auch für die Zeit 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern 
nur für den damaligen Rechtszuſtand habe aberkannt werden 
ſollen, indem nur entſchieden ſei, daß der Anſpruch des Klägers 
in den damals beſtehenden Geſetzen keine Grund ⸗ 
lage habe. 

Demgegenüber wird von der Revifion zwar auszuführen 
verſucht: 

Durch die Entſcheidung des Vorprozeſſes ſei, in Folge 
Abweiſung der eine entgegengeſetzte Feſtſtellung an⸗ 
ſtrebenden Klage, ein Recht des Beklagten auf die 
ſtreitige Namensführung feſtgeſtellt worden; und dieſe 
Namensführung könne auch nicht etwa mit dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu einer 
unbefugten geworden ſein, nachdem ſich im Vorprozeſſe 
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nicht habe feſtſtellen laſſen, daß der fragliche Gebrauch 
des Namens als ein unbefugter anzuſehen ſei. 

Dieſe Ausführungen gehen jedoch fehl. Die Frage, ob 
dem Beklagten ein wohlerworbenes Recht auf den Gebrauch 
der fraglichen Bezeichnung zuftehe, und ob alſo die ſtreitige 
Namensführung eine befugte oder unbefugte ſei, iſt im 
Vorprozeſſe überhaupt nicht entſchieden. Nur das Vorhandenſein 
einer „mißbräuchlichen“ Benutzung des klägeriſchen Namens 
wurde damals verneint. Der Begriff eines „Mißbrauchs“ 
deckt fich aber nicht ſchlechthin mit dem eines „unbefugten 
Gebrauchs“, wie ſolcher im § 12 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorausgeſetzt wird, und keinenfalls bietet der Inhalt jener Ent ⸗ 
ſcheidung des Vorprozeſſes einen Anhalt für die Annahme, daß 
der erkennende Richter — indem er eine „mißbräuchliche Be⸗ 
nutzung“ in Abrede ſtellte — eine Feſtſtellung dahin habe 
treffen wollen, daß der Kläger ein Recht auf die Benutzung 
des Namens „Emberg“ erworben habe. 

Auch die weiteren Ausführungen des Berufungsrichters, 
welche dahin gehen, daß der vom Kläger erhobene Anſpruch 
nach 8 12 des Bürgerlichen Geſetzbuchs au ſich für be⸗ 
gründet zu erachten ſei, geben zu rechtlichen Bedenken keine 
Veranlaſſung. 

Insbeſondere kann es einem Zweifel nicht unterliegen, daß 
im Sinne des 5 12 a. a. O. ein Gebrauch des dem Kläger 
zuſtehenden Namens ſchon darin gefunden werden darf, daß der 
Beklagte dieſen Namen bei der Bezeichnung ſeines Tanzlokal: 
(nicht aber auch für feine Perſon) benutzt. Ebenſo wenig iſt die 
Annahme des Berufungsrichters zu beanftanden, daß der Kläger 
ein berechtigtes Intereſſe daran habe, daß ſein Name 
„Emberg“ überhaupt nicht zur Bezeichnung eines ſolchen 
Etabliſſements Verwendung finde. Auch muß es endlich als 
zutreffend anerkannt werden, daß der Beklagte eine Befugniß 
zur Benutzung des Namens „Emberg“ nicht ſchon daraus allein 
herleiten konne, daß er unter der Herrſchaft des früheren Rechts 
mehrere Jahre lang das Tanzlokal, ohne ausdrücklichen Wider⸗ 
ſpruch der Namens berechtigten, in der fraglichen Weiſe be- 
zeichnet habe. 

Das Berufungsurtheil, durch welches die Entſcheidung — 
wie geſchehen — von der Leiſtung oder Nichtleiſtung der dem 
Kläger zugeſchobenen Eide abhängig gemacht wird, giebt ſomit 
dem Beklagten zu einer begründeten Beſchwerde keinen Anlaß. 


Zu 8 121 B. G. B. 88 81, 501, 563 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Rader ⸗ 
macher o. Dommes vom 25. September 1901, 

Nr. 163 / 1901 V. 

II. J. O. L. G. zu Cöln. 


Die Revifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. 
Von derſelben wird zunächſt gerügt, daß das Berufungs- 
gericht die Zuläſfigkeit der Anfechtung des Kaufvertrags wegen 
Irrthums verneinte, weil die Anfechtung erſt durch die perſoͤn ⸗ 
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liche Erklärung des beklagten Ehemannes in der Berufungs- 
inſtanz erfolgt, mithin nicht unverzüglich nach der Kenntniß⸗ 
erlangung von dem Irrthum den Klägern erklärt worden ſei. 
In dieſer Beziehung iſt in den Gründen des Berufungsurtheils 
ausgeführt: Daß bereits früher eine Anfechtungserklärung durch 
einen hierzu ermächtigten Vertreſer erfolgt ſei, ergebe ſich nicht 
daraus, daß der Prozeß bevollmächtigte der Beklagten in erſter 
Iuftanz durch den dem Prozeßbevollmächtigten der Kläger mit⸗ 
getheilten Schriftſatz vom 26. Oktober 1900 die Geltendmachung 
einer Einrede auf Grund des Anfechtungsrechts angekündigt 
habe und daß dementſprechend ſpäter auch in erſter Inſtanz 
mündlich verhandelt worden ſei. Nach § 81 Civilprozeßordnung 
ermächtige nämlich die Prozeßvollmacht keineswegs auch zu 
rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, deren Vornahme außergerichtlich 
zu erfolgen habe und erſt die Vorausſetzung für ein hierauf zu 
ſtützendes prozeſſuales Vertheidigungsmittel bilde. Der Revifion 
iſt darin beizutreten, daß dieſe Begründung rechtsirrig iſt. Von 
dem zweiten Civilſenate des Reichsgerichts iſt bereits in der 
Sache Markt & Co. gegen Riedel durch Urtheil vom 4. Juni 
1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 493 ff.) ausgeſprochen, daß 
die Prozeßvollmacht nach § 81 Civilprozeßordnung zur Abgabe 
und zur Entgegennahme einer Anfechtungserkläͤrung nach § 143 
Bürgerlichen Geſetzbuchs im Prozeß ermächtigt, weil die Er⸗ 
mächtigung zum Angriff und zur Vertheidigung im Prozeſſe die 
Ermächtigung zur Abgabe und zur Entgegennahme aller zum 
Angriff und zur Vertheidigung erforderlichen Erklärungen ent⸗ 
hält, auch wenn dieſe zugleich Rechtsgeſchäfte des materiellen 
Rechts find und deshalb zugleich eine materiell rechtliche 
Wirkung haben. 

Der erkennende Senat tritt dieſer Auslegung des $ 81 
Civilprozeßordnung, für welche auch die Motive zu 8 75 des 
Entwurfs derſelben ſprechen, bei. Ein Grund gegen ſie kann 
aus der beſonderen Erwähnung einzelner zur Beſeitigung des 
Rechtsſtreits beſtimmter rechtsgeſchäftlicher Handlungen — des 
Vergleichs, der Verzichtleiſtung auf den Streitgegenſtand und 
der Anerkennung des gegneriſchen Anſpruchs — in dem zweiten 
Theile des § 81 cit. nicht entnommen werden. Dieſes Rechts- 
irrthums des Berufungsgerichts ungeachtet war dem Reviſions⸗ 
angriffe keine Folge zu geben. Nach § 121 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs muß die Anfechtung wegen Irrthums ohne ſchuldhaftes 
Zögern erklärt werden, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat. Dabei gilt die 
einem Abweſenden gegenüber erfolgte Anfechtung als rechtzeitig 
erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung unverzüglich abgeſendet 
worden iſt. Nach der unbeſtritten gebliebenen Behauptung der 
Klageſchrift vom 26. September 1900 hatten damals bereits 
die Beklagten unter Ertheilung der Wirthſchaftskonzeſſion die 
gekauften Grundſtücke in Befitz und Genuß. Dem ungeachtet 
hat in der Klagebeantwortung vom 26. Oktober 1900 ihr 
Anwalt unter Vorbehalt von Anträgen und Ausführungen nur 
die Abweiſung der Klage beantragt. Daß eine Anfechtung des 
Kaufvertrags wegen Irrthums erfolgen ſolle, läßt dieſer Schrift⸗ 
ſatz nicht erkennen; die entgegenſtehende Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts iſt unbegründet. Erſt der den Antrag auf Klage⸗ 
abweiſung begründende Schriftſatz vom 9. November 1900 läßt 
die Auslegung zu, daß die Anfechtung des Kaufvertrags auch 
wegen Irrthums erfolge. 
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Die Gründe des erſtinſtanzlichen Urtheils vom 10. November 
1900 laſſen daun erkennen, daß in der mündlichen Verhandlung 
von den Beklagten ihr Irrthum gegen die Klage eingewendet 
worden war, indem das Erſtinſtanzgericht bemerkt, von einer 
Irrthumserregung ſei nichts dargethan. Der Schriftſatz vom 
9. November und der Verhandlungstermin vom 10. November 
1900 liegen ſo nahe zuſammen, daß ununterſucht bleiben kann, 
ob die Anfechtungserklärung im Prozeßverfahren durch Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes oder nur durch den Vortrag in dem 
Verhandlungstermin erfolgen konne, wie auch ob der Schriftſatz 
vom 9. November 1900 eine Anfechtungserklärung enthalte; 
denn wenn die Anfechtung am 9. November 1900 noch recht⸗ 
zeitig erfolgen konnte, ſo iſt ſie auch am 10. November 1900 
als rechtzeitig erklärt anzuſehen. Die Anfechtungserklärung vom 
9. November 1900 kann jedoch nicht als unverzüglich erfolgt 
erachtet werden. Es kann dabingeſtellt bleiben, ob die Be⸗ 
klagten bereits bei der Klagezuftellung davon Kenntniß hatten, 
daß ihnen die Wirthſchaftskonzeſſion für die dritte Etage der 
gekauften Grundſtücke nicht ertheilt worden war; der Reviſions⸗ 
begründung iſt auch zugegeben, daß die Frage, ob die An⸗ 
fechtungserklärung ſeitens der Beklagten ohne ſchuldhaftes Zögern 
erfolgt war, aus den thatſächlichen Umfländen heraus zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Aber daß die Anfechtungserklärung fo raſch, wie 
die Umſtände es geſtatten, abgegeben wird, iſt ein Erforderniß 
des Verkehrs; denn der Anfechtungsgegner muß für ſein Ver⸗ 
halten wiſſen, ob das Rechtsgeſchäft wirkſam oder in Folge der 
Anfechtung unwirkſam iſt. Objektiv liegt nun im vorliegenden 
Falle zweifellos ein Zögern vor. Als den Beklagten Ende 
September 1900 die Klage zugeſtellt wurde, mußten ſie prüfen, 
ob ſie zur Anfechtung ihrer Willenserklärung wegen Irrthums 
befugt ſeien und ſie mußten, wenn ſie die Einrede des Irrthums 
erheben wollten, ihre Anfechtungserklärung mit der Klagebeant⸗ 
wortung vom 26. Oktober 1900 ſpäteſtens verbinden. Und 
wenn ſelbſt in dieſer Unterlaſſung ein Zögern noch nicht zu 
finden ſein ſollte, ſo läge ein ſolches jedenfalls darin, daß nun 
nicht ſofort nach dem 26. Oktober, ſondern erſt weitere zwei 
Wochen fpäter, am 9. November 1900 die Anfechtungserklärung 
an die Kläger abgeſendet worden iſt. Dafür, daß den Be⸗ 
klagten bei dieſer Verzögerung ein Verſchulden nicht zur Laſt 
fällt, daß vielmehr dieſelbe auch unter Beachtung der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt unabwendbar geweſen ſei, ergeben 
die Urtheilsthatbeſtaͤnde keinen Anhalt. Sache der Beklagten 
wäre es aber geweſen, darzulegen, daß ſie kein Verſchulden trifft. 
Wenn von der Revifion bezweifelt wird, daß das Reviſions⸗ 
gericht ſelbſtſtändig prüfen und entſcheiden dürfe, ob nach Lage 
des Falles ein ſchuldhaftes Zögern als feſtgeſtellt anzunehmen 
ſei, ſo iſt dieſer Zweifel unbegründet. 

Der Begriff des ſchuldhaften Zögerns iſt ein Rechtsbegriff, 
weshalb dem Reichsgerichte die Prüfung und Entſcheidung 
darüber zuſteht, ob aus den vom Berufungsgerichte feſtgeſtellten 
Thatſachen, die für das Revifionsgericht ſelbſtoerſtändlich maß⸗ 
gebend find, der Begriff des Verſchuldens ſich ergiebt, was in 
den Motiven zum Entwurf der Civilprozeßordnung auf S. 319 
hervorgehoben und in der Rechtſprechung des Reichsgerichts an⸗ 
erkannt iſt. Zur Zurüdverweifung der Sache in die Berufungs⸗ 
inſtanz läge daher ein Anlaß nur vor, wenn nicht alle that⸗ 
ſaͤchlichen Grundlagen für die Prüfung des Verſchuldens in dem 
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Berufungsurtheile gegeben wären oder wenn wegen des Aus⸗ 
ſchluſſes thatſächlicher Anführungen gegen die Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts und wegen der Unzuläſſigkeit thatſächlicher 
Würdigung in der Reviſionsinſtanz eine Entſcheidung in der 
Sache unmoͤglich wäre. Beides trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu. 


Zu 88 276, 823 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Peterſen 
6. Jürgenſen vom 7. Oktober 1901, Nr. 300/1901 VI. 


II. J. O. L. G. Kiel. 


Der Kläger hat in der Nacht vom 1. zum 2. November 1900 
auf dem Hofe des vom Beklagten geführten Hotels einen 
Unfall erlitten, als er dort ein Bedürfniß verrichten wollte. 
Er hat jetzt Klage erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß 
der Beklagte ihm den dadurch erwachſenen Schaden zu erſetzen 
habe. Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, auf die 
Berufung des Klägers iſt aber in dem angefochtenen Urtheil 
der Beklagte klagegemäß verurtheilt worden. Auf Revifion des 
Beklagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Beklagte kann nach der Vorſchrift des § 823 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs erſatzpflichtig fein, weil er fahrläſſig die 
Geſundheit des Klägers widerrechtlich beſchädigt hat. Der 
Kläger behauptet ſolche, mit feiner Verletzung in urſächlichem 
Zuſammenhang ſtehende Fahrläſſigkeit und der Berufungsrichter 
bat fie in den feſtgeſtellten Thatſachen gefunden. Er geht dabei 
zunächſt von dem Satze aus, daß der Beklagte, weil er geduldet 
habe, daß die Säfte den Hof ſtatt der ordentlichen Bedürfniß⸗ 
anſtalt benutzten, verpflichtet geweſen ſei, dafür zu ſorgen, daß 
der Hof frei von Gefahr bringenden Hinderniſſen ſei. Da die 
Behauptung des Klägers, die gewohnliche Bedürfnißanſtalt ſei 
ihm zur Zeit des Unfalls nicht zugänglich geweſen, nach dem 
Thatbeſtand unbeſtritten geblieben iſt, ſo konnte in Frage 
kommen, ob nicht mehr als ein bloßes Dulden des Beklagten 
vorgelegen hat. Allein das kann auf ſich beruhen, da jener 
Satz rechtlich nicht zu beanſtanden iſt, auch von der Revifion 
nicht angegriffen wird. Der Berufungsrichter findet weiter den 
Beweis, daß der Beklagte jene Pflicht unerfüllt gelaſſen hat, in 
der Thatſache, daß neben der Treppe ein loſer Stein gelegen 
hat. Er ſpricht ſich nicht darüber aus, ob er zu Gunſten des 
Beklagten annimmt, daß der Stein durch ſpielende Kinder oder 
ſonſtige vom Beklagten nicht zu vertretende Umſtände dahin 
gelangt iſt; aber er nimmt offenſichtlich an, daß Beklagter 
auch in dieſem Falle feine Pflicht vernachläſfigt habe, weil er 
unter allen Umſtänden dafür habe ſorgen müſſen, daß nicht 
von dem ſeitwärts liegenden Schutthaufen ein Stein in die 
Nähe der Treppe gelange. Hierbei wird jedoch nicht genügend 
berückfichtigt, daß § 276 Bürgerlichen Geſetzbuchs den Begriff 
der Fahrläſfigkeit dahin beſtimmt, daß fahrläffig handelt, wer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt. Der 
Berufungsrichter hat zu Unrecht unterlaſſen, zu prüfen, ob der 
Beklagte bei Anwendung ſolcher Sorgfalt hätte bemerken 
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müflen, daß in der Nacht neben der Treppe der Stein lag, von 
dem ſeither noch nicht feſtgeſtellt worden iſt, wann und wie er 
an jene Stelle gelangt iſt. Eine Pflicht zur ſteten Ueberwachung 
des Hofes, die der Berufungs richter anſcheinend annimmt, hat 
für den Beklagten nicht beſtanden, vielmehr fällt dieſem auch 
nach dieſer Richtung hin eine Fahrläſſigkeit nur dann zur Laſt, 

wenn er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht 
gelafien hat. Unterſtellt man aber auch mit dem Berufungs⸗ 
richter, daß der Beklagte gewußt hat oder hätte wiſſen müſſen, 
daß ein loſer Stein rechts neben der Treppe lag, jo bleibt bie 
Begründung des Urtheils bedenklich. Die Verneinung der 
Frage, ob nicht der Beklagte durch das Aufftellen der Laterne 
links neben der Treppe hinreichend für die Sicherheit der 
Säfte geſorgt habe, läßt ebenfalls erkennen, daß die Pflicht des 
Beklagten nicht mit dem durch 8 270 Bürgerlichen Geſetzbucht 
gegebenen Maßſtab gemeſſen if. Das Landgericht hat bereits 
mit Recht hervorgehoben, daß, wenn der Beklagte den Hof als 
Bedüͤrfnißanſtalt benutzen ließ, daraus nicht feine Pflicht folgte, 
den ganzen Hof zu beleuchten. Es war daher zu prüfen, ob 
nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt dadurch gewahrt 
wurde, daß ein für die Verrichtung des Bedürfniſſes ausreichender 
Platz neben der Treppe erleuchtet wurde, der frei von jedem 
Hinderniß war. Dadurch wäre denn auch Anlaß gegeben, die 
bisher noch nicht erörterte Frage zu beantworten, ob der 
Kläger ſeinerſeits die gebotene Sorgfalt außer Acht gelaſſen 

hat, indem er ſtatt in den erleuchteten Theil des Hofes zu 

treten, in den weniger hellen Theil rechts von der Treppe ſich 

begab. Der Grund, aus dem das Berufungsgericht jede Mit. 

ſchuld des Klägers an dem Unfall als ausgeſchloſſen anſieht, iſt 
irrig. Es kommt nicht darauf an, ob der Kläger an der dem 
Beklagten etwa zur Laſt fallenden Fahrläſſigkeit Theil hat, 
ſondern die Frage iſt dahin zu ſtellen, ob ein dem Kläger als 
Fahrläſfigkeit anzurechnendes Thun oder Unterlafien in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhange mit dem Eintritt des Unfalls ſteht. 


Der Anſſichtsrath und feine Mitglieder. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wittkowsky, Berlin. 


In Nr. 16/17 der Deutſchen Suriften- Zeitung vom 
1. September 1901 iſt unter dem Titel „der Auffichtsrath und 
ſeine Gegner“ ein Artikel erſchienen, in welchem der Verfaſſer 
zu dem Reſultat gelangt, daß die geſetzlichen und eventuell die 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über die Befugniſſe und Pflichten 
des Auffichtsraths völlig genügten, ein Grund zu auderweiter 
geſetzlicher Regelung nicht vorhanden ſei. 

Ich vermag mich dieſer Anficht nicht anzuſchließen. 

Gelegentlich der jüngſt erfolgten Zuſammenbrüche von 
Aktiengeſellſchaften konnte man in der Preſſe und im Publikum 
Vorwürfen begegnen, die dahin gingen, daß nicht bloß der 
betreffende Auffichtsrath in corpore, fondern jedes einzelne 
Mitglied ſeine Verpflichtung, den Vorſtand zu überwachen, 
verletzt habe. Der letztere Vorwurf zeigt einerſeits eine 
ungenügende Kenntniß der geſetzlichen Beſtimmungen, anderſeits 
giebt er aber auch die Richtung an, in welcher eine verbeſſernde 
Aenderung des § 246 H. G. B. zu ſuchen iſt. 
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Der 8 246 Abſatz 1 a. a. O. beſtimmt: 

Der Auffichtsrath hat die Geſchäftsführung der Geſell⸗ 
ſchaft in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen 
und fi zu dem Zwecke von dem Gange der Angelegen- 
heiten der Geſellſchaft zu unterrichten. Er kann jederzeit 
über dieſe Angelegenheiten Berichterſtattung von dem 
Vorſtande verlangen und ſelbſt oder durch einzelne von 
ihm zu beſtimmende Mitglieder die Bücher und Schriften 
der Geſellſchaft einſehen, ſowie den Beſtand der 
Geſellſchaftskaſſe und die Beſtände an Werthpapieren 
und Waaren unterſuchen. Er hat die Jahres rechnungen, 
die Bilanzen und die Vorſchläge zur Gewinnvertheilung 
zu prüfen und darüber der Generalverſammlung Bericht 
zu erſtatten. 

Alſo: nur der Auffichtsrath in corpore, nicht etwa 
jedes einzelne Mitglied deſſelben iſt befugt, eine überwachende 
Thätigkeit auszuüben. Die Einficht der Bücher und Schriften 
der Geſellſchaft, die Prüfung des Standes der Geſellſchaftskaſſe, 
ſowie des Beſtandes an Waaren und Werthpapieren ſteht nur 
dem Auffichtsrath als ſolchem, oder einem von ihm delegirten 
Mitgliede, nicht aber jedem Mitgliede des Auffichts⸗ 
raihs zu. 

Grund: „damit nach Moͤglichkeit der Gefahr vorgebeugt 
werde, daß die Einfichtnahme für eigennützige Spekulationen 
oder ſonſtige Privatzwecke ausgebeutet werde“ (Bericht der 
Reichstagskommiſfion 1884 zu Art. 225 H. G. B.). Erſtaunt 
fragt man: wie? der Geſetzgeber ſchafft ein Kollegium, welches 
den Vorſtand in allen Zweigen der Geſchäftsführung überwachen 
und zu dieſem Zwecke ſich von dem Gange der Angelegenheiten 
der Geſellſchaft unterrichten ſoll, und dabei traut er keinem 
Mitgliede dieſes Kollegiums über den Weg? 

Und weiter: iſt denn dieſe theoretiſche Unterſcheidung 
zwiſchen ber Einfichtnahme in die Geſellſchaftsverhältniſſe ſeitens 
des Auffichtsraihs in corpore und derjenigen ſeitens einzelner 
Mitglieder praktiſch überhaupt haltbar? 

Wenn der Auffichtsrath in corpore die ihm durch 8 246 
eingeräumten Befugniſſe in vollem Umfange ausübt, ſo 
erhält das einzelne Mitglied ausreichendes Material zur Aus- 
nutzung für Privatzwecke, ſofern es ſolche beabfichtigt. Es 
genügt, hierbei auch darauf hinzuweiſen, daß in den meiſten 
Geſellſchaftsſtatuten dem Auffichtsrath überdies die Genehmigung 
gewiſſer Verträge (Anſtellungsverträge, Verträge über ein gewiſſes 
Werthobjekt hinaus ꝛc.) vorbehalten iſt. 

Wollte alfo der Geſetzgeber ſeinen Zweck wirklich erreichen, 
fo müßte er ja geradezu wünſchen, daß auch der Auffichtsrath als 
ſolch er möglichft wenig erfährt, mit anderen Worten, fi) moͤglichſt 
wenig um die Geſchäftsführung der Geſellſchaft kümmert, damit 
auch das einzelne Mitglied nicht zu viel Einblick in die Verhältniſſe 
gewinnt. Das will der Geſetzgeber zweifellos wieder nicht. 
Da ſonach der von ihm beabfichtigte Zweck durch die in § 246 
feſtgeſetzte Beſchränkung der Rechte auf den Auffichtsrath als 
ſolchen nicht verwirklicht werden kann, ſo muß dieſe meines 
Erachtens fallen. Ich halte es im Gegentheil für dringend 
erforderlich, daß durch Geſetz jedem Mitglied des 
Auffichtsraths das Recht zugeſtanden wird, die Bücher und 
Schriften der Geſellſchaft einzuſehen, ſowie den Beſtand der 
Geſellſchaftskaſſe und die Beſtände an Werthpapieren und 
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Waaren zu unterſuchen, und zwar mit der Maßgabe, daß 
dieſes Recht durch den Geſellſchaftsvertrag nicht 
abgeändert werden darf. 

Man wird hiergegen zunächſt vielleicht einwenden, daß 
der 5 246 in dem hier fraglichen Punkte nicht zwingendes 
Recht enthalte, daß alſo ſehr wohl die Statuten dem einzelnen 
Mitgliede Kontrollrechte in obigem Sinne einräumen könnten. 

Indeſſen: man verkenne nicht den ganz erheblichen 
Unterſchied, welcher zwiſchen einer derartigen geſetzlichen, Alle 
zwingenden Anordnung, und einer bloß ſtatutariſchen Feſt⸗ 
ſetzung beſteht. Die geſetzliche Anordnung muß der Vorſtand 
ruhig hinnehmen; er weiß, daß dieſelbe jeden anderen Vorſtand 
in gleicher Weiſe trifft und daß unter anderen Bedingungen eine 
Stellung als Vorſtandsmitglied nicht zu erlangen iſt. Die 
ſtatutariſche Beſtimmung wird der betreffende Vorſtand ftets 
als gegen ſich gerichtet, als eine von vornherein beabfichtigte 
ſchärfere Kontrolle ſeiner Thätigkeit betrachten, und, wenn er 
ſelbſtbewußt genug iſt, die Uebernahme der Stellung ablehnen. 

Unter ſolchen Umſtänden würde manche als Vorſtand ge⸗ 
eignete Perſoͤnlichkeit der Geſellſchaft entgehen und die 
ſtatutariſche Beſtimmung zum Schaden gereichen. 

Hierzu kommt noch Folgendes: bei Aktiengeſellſchaften 
pflegt das erſte Vorſtandsmitglied oder der Vorfitzende des 
Auffichtsraths die thatſächliche Leitung der Geſellſchaft in der 
Hand zu haben; es iſt verſtändlich, daß ſolche, meiſt ſehr ſelbſt⸗ 
ftändige Naturen, nicht wünſchen, den einzelnen Mitgliedern 
des Auffichtsraths durch das Statut weitere Rechte zuzubilligen, 
als denſelben nach Geſetz zuſtehen. Ob dieſe oder noch' andere 
Gründe maßgebend find, kann dahingeſtellt bleiben: jedenfalls 
darf konſtatirt werden, daß kaum eine Geſellſchaft von der 
Befugniß Gebrauch macht, durch Statut den einzelnen Mit- 
gliedern des Auffichtsraths die geſetzlich nur dieſem zuſtehenden 
Kontrollrechte zuzubilligen. 

Man wird ferner gegen meinen Vorſchlag vielleicht den 
Einwand erheben, daß derſelbe gegenüber der im § 246 ge- 
gebenen Anordnung zu einer übermäßigen Beläftigung des 
Vorſtandes, eventuell zu einer Erſchwerung des Geſchäftsganges 
führen müſſe. Hierzu möchte ich bemerken, daß man bei der 
Frage geſetzlicher Regelung die Mitglieder des Auffichtsraths 
als vernünftige und praktiſche Menſchen unterſtellen muß, welche 
ſich untereinander von Fall zu Fall ins Einvernehmen ſetzen, 
wann und bezüglich welches Geſchäftszweiges fie ihre Kontroll. 
thätigkeit ausüben wollen. 

Nimmt man dies nicht an, ſo läßt ſich derſelbe Einwand 
auch gegen 8 246 H. G. B. erheben; denn wie Staub 
(Kommentar zu § 246 Anm. 5) zutreffend bemerkt, iſt das 
Recht des Auffichtsraths, jederzeit Berichterſtattung vom 
Vorſtande zu fordern, auch nur cum grano salis zu verſtehen; 
und er fügt hinzu, daß die dem Auffichtsrath durch § 246 
eingeräumte Stellung zum Gedeihen der Geſellſchaft nur aus- 
gefüllt werden könne, wenn beide Organe (das heißt Vorſtand 
und Auffſichtsrath) ſich entgegenkommen. 

In der Praxis iſt Letzteres ja der regelmäßige Fall. So 
wird z. B. der Vorſtand oftmals dem einzelnen Auffichts- 
rathsmitgliede, welches ohne Bevollmächtigung ſeitens des 
Auffichtsraths im Geſchäftslokale der Geſellſchaft erſcheint, um 
ſich über einzelne Angelegenheiten zu informiren, die gewünſchte 
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Auskunft nicht verweigern, vielleicht ſogar eine Reviſion der 
Bücher ꝛc. geſtatten. 

Aber wohlgemerkt: Das betreffende Auffichtsrathsmitglied 
iſt in ſolchem Falle nur von Vorſtands Gnaden im Geſchäfts⸗ 
lokale der Geſellſchaft geduldet; es hat zu gewärtigen, daß der 
Vorſtand ihm jede Auskunft oder Einfichtnahme unter Berufung 
auf $ 246 verweigert. 

Mit Recht muß man hier fragen: Wie ſoll ſich das einzelne 
Mitglied des Auffichtsraths über die Verhältniſſe der Geſellſchaft 
orientiren? Darf es ſich lediglich mit dem beruhigen, was der 
Auffichtsrath in corpore oder durch ein delegirtes Mitglied, 
welches doch nicht in allen Zweigen der Verwaltung ſachverſtäaͤndig 
ſein wird, feftgeftellt hat? Oder muß man nicht vielmehr ſagen: 
einer Perſon, wie dem Auffichtsrathsmitgliede, welches nach 
H. G. B. bei Erfüllung ſeiner Obliegenheiten die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes anzuwenden und bei Verletzung derſelben 
ſchwere civil- und ſtrafrechtliche Folgen zu fürchten hat, müſſe 
unter allen Umſtänden auch das Recht zuſtehen, ſich ſelbſt ohne 
weiteres Einblick in die Verhältniſſe der Geſellſchaft zu verſchaffen 
und dadurch im Stande ſein, einerſeits ſachdienliche Anträge 
beim Auffichtsrath zu ſtellen, andererſeits dem, was im Schooße 
des letzteren verhandelt wird, mit Verſtändniß folgen zu 
koͤnnen? 

Ich glaube, man wird die letzte Frage bejahen und damit 
auch meinen Vorſchlag annehmen. Derſelbe, zum Geſetz 
erhoben, würde meines Erachtens noch nach anderer Richtung 
eine Reihe günſtiger Folgen haben, aus welchen ich nachſtehende 
hervorheben möchte: 

a) Das Verantwortlichkeitsgefühl des einzelnen Mitgliedes 
würde geſtärkt werden, während daſſelbe erfahrungs⸗ 
gemäß bei jeder rein kollegialen Verfaſſung, alſo auch 
im Falle des § 246, ſtets eine Einbuße erleidet. 

b) Die Haftbarmachung der einzelnen Mitglieder wird 
ſich praktiſch viel leichter verwirklichen laſſen als bisher. 

c) Die Geſellſchaften werden vorfſichtiger werden bei der 
Wahl ihrer Auffichtsrathsmitglieder. Insbeſondere 
werden fie es dann unterlaſſen, Perſoͤnlichkeiten zu 
wählen, welche bei einer Konkurrenzgeſellſchaft den 
gleichen Poſten bekleiden. Ja, ſie werden, um dies 
ein für alle Mal zu verhindern, wahrſcheinlich eine 
Beſtimmung in die Statuten aufzunehmen gensthigt 
ſein, laut welcher ein Mitglied des Auffichtsraths 
nicht Angeſtellter oder Auffichtsrathsmitglied eines 
Konkurrenzunternehmens ſein darf. Auf dieſe Weiſe 
würde künftig auch die Zahl derjenigen, welche mehr 
Auffichtsrathsſtellen inne haben, als ſie thatſächlich zu 
verwalten in der Lage find, verringert werden. 

Um dieſen Vortheilen gegenüber einem eventuellen Miß⸗ 
brauch der den einzelnen Mitgliedern nach meinem Vorſchlage 
zukommenden größeren Rechte vorzubeugen, möchte ich ſchließlich 
empfehlen, den Verrath von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen 
ſeitens eines Mitglieds des Auffichtsraths in ähnlicher Weiſe 
unter Strafe zu ſtellen, wie dies durch 8 9 des Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes bezüglich der An⸗ 
geftellten eines Geſchäftsbetriebes geſchehen tft. 

Ich nehme hierbei an, daß $ 312 H. G. B. nicht in allen 
einſchlägigen Fällen durchgreifen durfte. 
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Die Schadenserſatzpflicht des Auffichtsrathsmitgliedes verſteht 
ſich von ſelbſt. 

Vorſtehende Vorſchläge ſollen und konnen natürlich keine 
Allheilmittel ſein, ſondern nur verbeſſernd wirken; im Uebrigen 
dürfte hiermit der Kreis verbeſſerungsbedürftiger Vorſchriften 
gewiß nicht geſchloſſen ſein. Vielmehr werden andere Fragen, 
z. B. ob die durch Geſellſchaftsvertrag Dritten gegenüber nicht 
zu beſchränkende Vertretungsbefugniß des Vorſtandes in allen 
Fällen beizubehalten iſt, mit Rückſicht auf die jüngſten Er⸗ 
eigniſſe wohl auch noch eine eingehende Erörterung zeitigen. 


Die Vorlegung der Legitimationsurkunden bei 
einſeitigen Rechtsgeſchäften. 
Von Oberlandesgerichtsrath Dr. H. Habicht in Frankfurt a. M. 


Zu den Neuerungen, die das B. G. B. gebracht hat und 
deren einſchneidende Bedeutung für den Rechtsverkehr erſt nach 
und nach hervortritt, gehört es, daß das Geſetz in verſchiedenen 
Fällen bei Vornahme eines einſeitigen Rechtsgeſchiſt dem, 
der das Geſchäft vornimmt, die Vorlegung gewiſſer Legitimation 
urkunden auferlegt, widrigenfalls der andere Theil, dem gegenüber 
das Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, dieſes zurückweiſen za) 
damit unwirkſam machen kaun. Aus Anlaß eines prafilgen 
Falles ſollen im Folgenden einige Fragen, die fi an let 
Vorſchriften anknüpfen, erörtert werden. 


I. Die einſchlägigen Vorſchriften, die ſich in den verſchichum 


Gebieten des Rechtsſyſtems zerſtreut finden, find folgende: 
) $ 111: 
Ein einſeltiges Rechtsgeſchäft, das ein Minderjährige 
ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen Ba 
treters vornimmt, {ft unwirkſam. Nimmt der Minder 
jährige mit dieſer Einwilligung ein ſolches Rechtigeſchif 
einem Anderen gegenüber vor, fo iſt das Rechtigeſchäf 
unwirkſam, wenn der Minderjährige die Einwilligung 
nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und der Andere dab 
Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurüdwäll 
Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Vertu 
den Andern von der Einwilligung in Kenntuiß geſetzt hatt 
Nach 8 114 gilt das Gleiche für einſeitige Rechtsgeſchäft, 
die ein wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung oder mg? 
Trunkſucht Entmündigter oder ein unter vorläufige Bormundiärf 
Geſtellter vornimmt. 

b) 8 174: | 
Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ein Benollmädtigt 
einem Anderen gegenüber vornimmt, iſt unwirkſam, me 
der Bevollmächtigte eine Vollmachturkunde nicht ver! 
und der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Ombe 
unverzüglich zurückweiſt. Die Zurückweiſung it 1 
geſchloſſen, wenn der Vollmachtgeber den Anderen von 
der Bevollmächtigung in Kenntniß geſetzt hatte. 

c) 8 410: . 
Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegenüber un 
Leiſtung nur gegen Aushändigung einer von dem bithenge⸗ 
Gläubiger über die Abtretung ausgeſtellten Urkunde 1 
pflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung des nenten 
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Gläubigers iſt unwirkſam, wenn ſie ohne Vorlegung 
einer ſolchen Urkunde erfolgt und der Schuldner ſie aus 
dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der 
bisherige Gläubiger dem Schuldner die Abtretung 
ſchriftlich angezeigt hat. 

Nach dem § 412 findet dieſe Vorſchrift auch im Falle 
der Uebertragung einer Forderung kraft Geſetzes, nach § 413 
auch bei Uebertragung anderer Rechte als Forderungen ent ⸗ 
ſprechende Anwendung. 

d) An den 8 111 ſchließt ſich als Erweiterung an der 
§ 182 Abſ. 3: 

Wird ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirkſamkeit 
von der Zuſtimmung eines Dritten abhängt, mit Ein⸗ 
willigung des Dritten vorgenommen, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 111 Satz 2, 3 entſprechende Anwendung. 

e) Aus dem Familienrecht gehört hierher die Vorſchrift 
des § 1831: 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne 
die erforderliche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
vornimmt, iſt unwirkſam. Nimmt der Vormund mit 
dieſer Genehmigung ein ſolches Rechtsgeſchäft einem 
Andern gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, 
wenn der Vormund die Genehmigung nicht in ſchriftlicher 
Form vorlegt und der Andere das Rechtsgeſchäft aus 
dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Nach 8 1832 findet dieſe Vorſchrift entſprechende Anwendung, 
ſoweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäft der Genehmigung 
des Gegenvormunds bedarf, nach § 1915 gilt fie für, Rechts ⸗ 
geſchäfte des Pflegers, nach 88 1643, 1686 für Rechtsgeſchäfte 
des elterlichen Gewalthabers, ſoweit dieſer der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf. 

1) Einen beſonderen Fall des Sach enrechts endlich, der 
allerdings zum Theil im Anwendungsbereich des § 410 Liegt, 
regelt der 5 1160: 

Der Geltendmachung der Hypothek kann, ſofern nicht 
die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, 
widerſprochen werden, wenn der Gläubiger nicht den 

Brief vorlegt; iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch 

eingetragen, ſo find auch die im § 1155 bezeichneten 

Urkunden vorzulegen, (d. h. eine zuſammenhängende, auf 
einen eingetragenen Gläubiger zurüdführende Reihe von 
oͤffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen; ihnen ſteht 
ein gerichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß und das öffentlich 
beglaubigte Anerkenntniß einer kraft Geſetzes erfolgten 
Uebertragung der Forderung gleich). 

Eine dem Eigenthümer gegenüber erfolgte Kündigung 
oder Mahnung iſt unwirkſam, wenn der Gläubiger die 
nach Abſ. 1 erforderlichen Urkunden nicht vorlegt und 

der Eigenthümer die Kündigung oder die Mahnung aus 
dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt. 

Nach 8 1192 findet dieſe Vorſchrift auf die Grundſchuld 
Anwendung, wenn nicht die Ertheilung eines Grundſchuldbriefes 
ausgefchlofien iſt. 

II. Vergleicht man dieſe Fälle mit einander, ſo tritt deutlich 
die Gleichartigkeit ihres Weſens hervor, die den Anlaß zu ihrer 
übereinſtimmenden Behandlung im Geſetze gegeben hat. Ihnen 
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allen iſt gemeinſam, daß derjenige Theil, dem gegenüber das 
einſeitige Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, — der Andere — 


in Folge der Perſönlichkeit des Handelnden Grund hat, an deſſen 


Befugniß zur Vornahme des Geſchäfts zu zweifeln: Der 
Handelnde iſt wegen perſönlicher Beſchränkung in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit (58 111, 114) oder wegen ſachlichen Mangels ſeiner 
Verfügungsbefugniß (55 182, 1831, 1832, 1643) zur felbft- 
ſtändigen Vornahme des Geſchäfts nicht fähig, oder er iſt nicht 
ſelbſt der Träger des Rechts (8 174), oder er iſt bisher nicht 
der Träger des Rechts geweſen (88 410, 1160), oder er iſt endlich 
möglicher Weiſe nicht mehr der Träger des Rechts, das 
durch das einſeitige Geſchäft ausgeübt wird (8 1160). Und 
ebenſo iſt der Zweck der einzelnen Vorſchrift überall derſelbe: 
der Andere, der von dem Berechtigten (aber auch nur von 
dieſem) die Vornahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts ſich gefallen 
laſſen muß und den daraus für ihn entſpringenden Rechtsfolgen 
ſich nicht entziehen kann, ſoll in die Lage geſetzt werden, alsbald 
in dem Zeitpunkt, wo das Rechts geſchäft ihm gegenüber vor- 
genommen wird, feſtzuſtellen, ob der Handelnde auch wirklich 
zu dieſem Geſchäft befugt iſt. 

III. Damit entſteht zunächſt die Frage, ſoll man jene 
Vorſchriften als einzelne pofitive Beſtimmungen auffaſſen, die 
nur grade für die Fälle anwendbar find, die das Geſetz ihnen 
ausdrücklich unterwirft, oder darf man in jenen Vorſchriften 
den Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes erblicken, der, 
über die einzelnen vom Geſetz pofitiv geregelten Fälle hinaus, 
auch in ſolchen Fällen Anwendung erheiſcht, die im Geſetz nicht 
vorgeſehen find und in denen wegen gleichartiger Sachlage zum 
Schutz des Anderen dieſelbe Behandlung geboten erſcheint, 
wie dort? 

Eine ſolche Erweiterung iſt nach mehreren Richtungen 
hin denkbar: 

1. Der $ 111 verlangt die Vorlegung der Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters nur für ſolche einſeitige Rechtsgeſchäfte, 
zu denen dieſe Einwilligung erforderlich iſt. Nicht erforderlich 
iſt dieſe Einwilligung zu Rechtsgeſchäften innerhalb eines 
Geſchäftsbetriebs, zu deſſen ſelbſtändigem Betrieb der Minder⸗ 
jährige durch den geſetzlichen Vertreter mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts ermächtigt iſt (§ 112) oder zu Rechts-. 
geſchäften, welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienſt⸗ 
oder Arbeits verhältniſſes der dem Minderjährigen vom geſetzlichen 
Vertreter geſtatteten Art betreffen ($ 113). Kann nun in dieſen 
Fällen, wenn der Minderjährige ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
vornimmt, das unter die Ermächtigung zum jelbftändigen 
Geſchaͤftsbetrieb u. |. w. fällt, der Andere nicht die Vorlegung 
der Ermächtigung verlangen? Man nehme den Fall, daß dem 
Minderjährigen eine Forderung entſtanden iſt, während noch der 
elterliche Gewalthaber das Erwerbsgeſchäft im Namen des Mündels 
betrieb. Jetzt, nachdem ihm die Ermächtigung zum ſelbſtändigen 
Betrieb dieſes Geſchäfts ertheilt iſt, kündigt der Minderjährige. 
Oder: der Vormund hat für den Minderjährigen einen Dienft- 
vertrag abgeſchloſſen. Während dieſer Vertrag läuft, ertheilt 
der Vormund dem Minderjährigen die im § 113 zugelaſſene 
Ermächtigung. In Folge deſſen kündigt nunmehr der Minder⸗ 
jährige den Dienſtvertrag, in dem er ſteht. Soll nicht auch 
in dieſen Fällen dem Gegner das Recht zur Zurückweiſung 
gegeben werden, wie es 8 111 vorfieht? 
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Ein anderer Fall iſt der der Volljährigkeitserklärung. Kann 
ich nicht das einſeitige Rechtsgeſchäft eines Menſchen, von dem 
mir bekannt tft, daß er noch nicht 21 Jahre alt iſt, zurüd. 
weiſen, weil ich von ſeiner Volljährigkeitserklärung keine 
Kenntniß und deshalb Anlaß habe, an feiner Befugniß zur 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts zu zweifeln? Eine öffentliche 
Bekanntmachung der Volljährigkeitserklärung findet ja nicht ſtatt. 

2. Im 5 174 verlangt das Geſetz die Vorlegung der 
Legitimationsurkunde nur für einſeitige Rechtsgeſchäfte des 
Bevollmächtigten, nicht auch bei ſolchen des geſetzlichen 
Vertreters. Nun waltet gewiß ein bedeutender Unterſchied 
zwiſchen der Stellung beider ob: die Vertretungsmacht des einen 
beruht unmittelbar auf dem Geſetz (wie beim elterlichen 
Gewalthaber) oder auf einer behoͤrdlichen Beſtellung (wie beim 
Vormund oder Pfleger), die des andern beruht auf privatem 
Rechtsgeſchäft. Dieſe Verſchiedenheit läßt auf den erſten Blick 
eine abweichende Behandlung gerade auch in unſerm Fall 
angemeſſen erſcheinen. Aber der Gedanke, der dem § 174 zu 
Grunde liegt, greift doch auch, wenigſtens mitunter, beim 
geſetzlichen Vertreter Platz. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
ich von einem Menſchen, der mir als Vormund oder Pfleger 
meines Gläubigers oder Schuldners gegenübertritt (vielleicht 
nicht einmal des urſprünglichen Gläubigers, ſondern eines 
Rechtsnachfolgers, der mir erſt jetzt durch die Vorlegung der 
Abtretungsurkunde [$ 410] überhaupt genannt und bekannt 
wird), eine Kündigung ohne jeden Nachweis ſeiner Vertretungs⸗ 
macht hinnehmen ſoll, während ich nicht weiß, woher ihm dieſe 
Befugniß zukommt und wo ich mich darüber vergewiſſern ſoll. 
Man denke z. B. an den Vormund eines Ausländers. Auch 
ſchwächt das Geſetz ſelbſt wieder die Bedeutung, die an ſich 
der kraft Geſetzes oder öffentlichen Rechts beſtehenden Stellung 
des geſetzlichen Vertreters beiwohnt, beträchtlich ab, indem es 
auch die von einem geſetzlichen Vertreter vorgenommenen ein⸗ 
jeittgen Rechtsgeſchäfte, wenn dazu die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormunds noͤthig iſt, 
ohne Vorlegung der Genehmigungsurkunde der Zurückweiſung 
ausſetzt. Es iſt doch ſchwer verſtändlich, daß ich zwar jedes 
einſeitige Rechtsgeſchäft, das ein mir wohlbekannter geſetzlicher 
Vertreter unter ausdrücklichem Hinweis auf die erfolgte 
Genehmigung des Gegenvormunds oder des Gerichts vornimmt, 
zurückweiſen darf, wenn er mir nicht dieſe Genehmigung 
ſchriftlich vorlegt (58 1812, 1831, 1832), daß ich dagegen von 
einem mir völlig unbekannten Menſchen, der ſich mir als 
Vormund ausgiebt, jedes einſeitige Rechtsgeſchäft, zu dem ein 
Vormund felbftändig befugt iſt, als wirkſam annehmen ſoll, 
ohne den Nachweis ſeiner Vertretungsmacht fordern zu dürfen. 

3. Im Zuſammenhang damit ſteht eine Frage, die zugleich 
in den Bereich der 58 410, 412 eingreift. Es betrifft das 
die Fälle, wo kraft Geſetzes zwar nicht das Forderungsrecht 
ſelbſt auf einen neuen Gläubiger übergegangen ift, wohl aber 
die Befugniß zur Geltendmachung dieſes Rechts. Der Haupt. 
fall dieſer Art iſt die mit der Cheſchließung kraft des geſetzlichen 
Güterrechts eintretende Verwaltungsbefugniß des Ehemanns 
am eingebrachten Gut der Frau. In den Fällen, wo in Folge 
allgemeiner oder theilweiſer Gütergemeinſchaft bei den in dieſe 
Gemeinſchaft fallenden Forderungen und Rechten ein Wechſel 
in der Perſon des Berechtigten eintritt, greift, wie allgemein 
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angenommen wird, der § 412 und kraft deſſen auch der 5 410 
Platz. Auf das geſetzliche Güterrecht iſt dagegen der § 419 
nicht anwendbar, und es konnte ſich deshalb nur um eine 
Anwendung des allgemeinen, dem 8 412 zu Grunde liegenden 
Gedankens handeln. Der Zweifel gilt übrigens nur für 
Rechtsgeſchafte, die der Mann kraft feiner Verwaltungsbefugniß 
über das eingebrachte Gut ſelbſtändig vornehmen kann. 
Bei einſeitigen Rechtsgeſchäften, zu deren Vornahme der Mann 
der Zuſtimmung der Frau bedarf, folgt ſchon aus 5 182 Abſ. 3, 
daß er bei Vornahme des Geſchäfts zugleich die Einwilligung 
der Frau (oder des Vormundſchaftsgerichts § 1879) vorzulegen 
hat, widrigenfalls der Gegner das Geſchäft zurückweiſen kaun. 

4. Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Frage, ob man die 
Vorſchrift des § 410 auch auf die Fälle der Erbfolge aut ⸗ 
dehnen fol. Wäre unter der Uebertragung von Forderungen 
kraft Geſetzes in § 412 auch der Uebergang von Forderungen 
kraft Erbfolge ($ 1922) zu verſtehen, jo wäre damit die Frage 
bejaht. Die Entſtehungsgeſchichte des § 412 läßt jedoch nicht 
erkennen, daß man damit auch den Erbgang hat treffen wolle, 
auch in der Litteratur wird dies, fo weit ich ſehe, nirgends 
angenommen, und unverkennbar find die meiſten der in 9 412 
angegebenen Paragraphen auf dieſen Fall unanwendbar. Neben 
dem Erben ſelbſt kommt hierbei namentlich noch der Teſtamentt⸗ 
vollſtrecker in Betracht. Bei ihm vereinigen ſich die Geſſcht 
punkte, die für den Erben gelten, mit denen, die für eln 
Bevollmächtigten oder geſetzlichen Vertreter in Betracht Tonma, 
und demgemäß fragt es ſich, ob man nicht den 5 174 u 
für ihn gelten laſſen ſoll. 

IV. Was nach 55 174 und 410 von dem einzelnen 
Fall einer Bevollmächtigung oder Ceſſion gilt, das gilt 
natürlich ebenſo, wenn ſich mehrere ſolche Rechts vorgänge 
(gleicher oder verſchiedener Art) aueinander anſchließen. Der 
Subſtitut hat alſo bei einem von ihm vorgenommenen Nechtz 
geſchäft ſowohl die Erſtvollmacht, wie die Nachvollmacht Cie 
Haupt- und die Untervollmacht), der Ceſfionar die mehrern 
zu ihm hinführenden Abtretungserklärungen vorzulegen. &r 
folgt die Kündigung durch den Bevollmächtigten des Ceſſionan, 
fo iſt dabei ſowohl die Abtretungserklärung (nach 5 410), wie 
(nach 8 174) die Vollmachtsurkunde vorzulegen. Nit 
unzweifelhaft iſt es im umgekehrten Fall, nämlich wenn bie 
Kündigung durch einen Ceſſionar erfolgt, an den die Forderung 
durch einen Bevollmächtigten des urſprünglichen Gläubigen 
abgetreten iſt. Es fragt fich: Iſt hier nicht nur die Abtretung 
erklärung des Bevollmächtigten, ſondern auch die Urkunde übe 
befien Ermächtigung dazu, alſo die Vollmachtsurkunde vor 
zulegen? Aus dem 5 174 folgt das Letztere nicht ohne 
Weiteres, denn die Abtretung der Forderung iſt ja kein eir 
feitiges Rechtsgeſchäft, ſondern ein Vertrag, der ſelbſt ohne 
Vollmacht wirkſam iſt. Aber der Grundgedanke des $ 410 
verlangt doch, daß in einem ſolchen Fall dem Schuldner auf 
die Vollmachtszurkunde vorzulegen iſt. Von beſonderer Bedeutung 
iſt dies in den Fällen des 8 1160. Hier wird für bie 
Geltendmachung, die Kündigung oder Mahnung einer Brieſhypohe 
durch einen im Grundbuch nicht eingetragenen Gläubiger die 
Vorlegung einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen 
Gläubiger zurückführende Reihe von öffentlich bezlaubigte 
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Grunde: Der Eigenthümer braucht demjenigen, der die Hypothek 
gegen ihn geltend macht, d. h. der von ihm Zahlung des 
Kapitals fordert, dieſe Zahlung nur dann zu leiſten, wenn ihm 
der Nachweis der Gläubigerſchaft in einer Form erbracht wird, 
die ihn in den Stand ſetzt, über die Hypothek, die er durch 
Zahlung erwirbt (8 1168 Abſ. 1. S. 2) demnächſt grundbuch⸗ 
mäßig zu verfügen. Damit er das kann, müſſen in der Reihe 
der Abtretungs erklärungen nicht nur die Gläubiger ſelbſt eine 
zuſammenhängende Kette bilden, ſondern überall da, wo eine 
Abtretungserklärung nicht von dem durch die bisherige Reihe 
legitimirten Gläubiger perſöulich ausgeht, vielmehr von einem 
Dritten, der für einen ſolchen Gläubiger als deſſen Vertreter 
oder als ſein Erbe handelt, muß auch die Legitimation dieſes 
Vertreters oder Erben durch mitvorgelegte, oͤffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen werden. Andernfalls hängt die Reihe 
nicht zuſammen, es fehlte ein Ring darin. Der Grundbuchrichter 
könnte auf eine ſolche Reihe von Abtretungserklärungen dem 
Antrag des Eigenthümers, der gezahlt hat, auf Löſchung oder 
Ueberſchreibung der Hypothek nicht ſtattgeben. Er müßte ver 
langen, daß ihm die fehlende Urkunde über die Vertretungs⸗ 
macht oder über die Erbfolge (Grundbuchordnung 8 36) bei⸗ 
gebracht werde, und anf eine ſolche Ausficht hin braucht der 
Eigenthümer nicht zu zahlen. Wie dies für die Reihe der 
Abtretungserklärungen gilt, ſo gilt es auch unmittelbar dem 
gegenüber, der die Hypothek geltend macht: Verlangt Jemand 
als Erbe des eingetragenen Gläubigers Zahlung der Hppothek, 
ſo braucht der Schuldner die Zahlung nur gegen Aushändigung 
eines Nachweiſes über die Erbeigenſchaft (durch beglaubigte 
Abſchrift des Erbſcheines oder der Verſügung von Todes wegen) 
zu leiſten. Daſſelbe gilt gegenüber einem Teſtamentsvollſtrecker, 
ja auch gegen einen Vormund, ſoweit nicht deſſen Legitimation 
aus der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu dem 
Rechtegeſchäft hervorgeht. Dieſe Grundſätze müſſen nun ebenſo, 
wie für die Geltendmachung der Hypothek zum Zweck der 
Zahlung, auch für den Fall der Kündigung oder Mahnung 
gelten. Auch hier muß der Zuſammenhang in der Reihe der 
Abtretungs erklärungen, die dabei vorzulegen find, nicht nur in 
der Perſon der aufeinanderfolgenden Gläubiger vorhanden ſein, 
fondern wer immer in der Reihe ein Abtretungsgeſchäͤft vor- 
genommen hat, deſſen Legitimation dazu muß, wenn es nicht 
aus dem Grundbucheintrag oder aus der vorangehenden Abtretung 
hervorgeht, durch beglaubigte Urkunden belegt werden. 

Dieſelben Grundsätze wird man auch außerhalb des 
Hypothekenverkehrs befolgen müſſen, nur daß dann die durch 
die Grund bucheinrichtung gebotene Nothwendigkeit beglaubigter 
Legitimationsausweiſe wegfällt. 

V. Im Anſchluß an die Vorſchriften des § 174 B. G. B 
eniſteht die Frage, wie es in ſolchen Fällen der Vertretung zu 
halten iſt, die anderen Rechtsgebieten als den des bürgerlichen 
Rechts angehören. Ich denke dabei an den Konkursverwalter, 
die Vertretungen des Handelsgeſetzbuchs und an den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten. 

1. Die Stellung des Konkursverwalters iſt die eines 
geſetzlichen Vertreters, der 8 174 B. G. B. gilt deshalb für ihn, 
wenigſtens unmittelbar, ebenſo wenig wie für geſetzliche Vertreter 
des bürgerlichen Rechts. Tritt er aber eine zur Konkurs maſſe 
gehörige Briefhypothek ab, jo muß, um die zuſammenhängende 
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Reihe der Abtretungserklärungen herzuſtellen, auch der urkundliche 
Nachweis ſeiner Beſtellung in beglaubigter Abſchrift beigefügt 
werden. 

2. Bei den Vertretungen des Handelsrechts find zu unter⸗ 
ſcheiden diejenigen Arten, die der Eintragung ins Handelsregiſter 
fähig find und bedürfen, und die, wobei dies nicht der Fall iſt. 

Als Typus der erſteren wähle ich die Prokura. Sie 
beruht auf einer privatrechtlichen Bevollmächtigung, die nur 
einen geſetzlich beſtimmten, uach außen hin unbeſchränkbaren 
Inhalt hat. Auch bei ihr iſt deshalb an ſich der § 174 B. G. B. 
anwendbar, der Prokuriſt hat bei einſeitigen Rechtsgeſchäften, 
die er für die Firma vornimmt, eine Vollmachtsurkunde vor⸗ 
zulegen, um der Zurückweiſung durch den andern Theil vorzu⸗ 
beugen. Hier greift jedoch der 8 15 Abſ. 2 B. G. B. ein, 
wonach jeder eine ins Handelsregiſter einzutragende Thatſache, 
wenn ſie in dieſes eingetragen und bekannt gemacht worden iſt, 
gegen ſich gelten laſſen muß, es ſei denn, daß er fie weder kannte 
noch kennen mußte. Zu dieſen Thatſachen gehört nach 5 58 
B. G. B. die Ertheilung der Prokura. Damit wird der Prokuriſt, 
ſobald ſeine Prokura eingetragen und bekannt gemacht iſt, der 
Vorlegung feiner Vollmachtsurkunde nach 8 174 B. G. B. 
regelmäßig überhoben. Solange dieſe Eintragung und Bekannt 
machung dagegen nicht erfolgt iſt, oder wenn es ſich um Vornahme 
eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts gegen Jemand handelt, der die 
Prokura weder kannte noch kennen mußte, tritt wieder die Regel 
des 5 174 in Kraft. Im Fall des S 1160 B. G. B. gehort 
aber, auch wenn die Prokura bekannt gemacht iſt, der urkundliche 
Nachweis ihres Beſtehens zu der zuſammenhängenden Reihe 
von Abtretungserklärungen, und an einen Prokuriſten des 
Gläubigers braucht der Hypothekenſchuldner nur zu zahlen, 
wenn ihm die Bevollmächtigung oder die Eintragung ins 
Handelsregiſter urkundlich und in beglaubigter Form zum Zweck 
der Vorlegung beim Grundbuchamt dargelegt wird. Im 
Weſentlichen dieſelben Grundſätze wird man in den Fällen der 
Vertretung der Handelsgeſellſchaften (z. B. durch einen neu 
eingetretenen Geſellſchafter oder ein neu gewähltes Vorſtands⸗ 
mitglied), kurz, überall da gelten laſſen müſſen, wo eine Ein⸗ 
tragung der Vertretungsmacht ins Handelsregiſter ſtattzufinden 
hat; denn wenn man auch z. B. den Vorſtand einer Aktien⸗ 
geſellſchaft als ihren geſetzlichen Vertreter bezeichnet, jo beruht 
doch die Vertretungsmacht der einzelnen Perſonen, die den Vorftand 
bilden, auf einem privatrechtlichen Geſchäft, das der Bevoll⸗ 
mächtigung analog zu behandeln iſt. Jedenfalls fällt unter den 
8 174 die vom Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft nach 8 232 
Abſ. 1 S. 2 B. G. B. einem einzelnen Mitglied ertheilte Ermächtigung 
zur Vornahme beſtimmter Geſchäfte oder beſtimmter Arten 
von Geſchäften und die vom Auffichtsrath nach § 292 Abſ. 2 
S. 2 H. G. B. einzelnen Mitgliedern des Vorſtands ertheilte 
Befugniß zur Vertretung der Geſellſchaft. Daſſelbe gilt auch 
ſonſt da, wo an ſich kraft Geſetzes oder kraft Satzung eine 
Kollektivvertretung ſtattzufinden hat, aber für den einzelnen 
Fall einer der Kollektivverlreter von dem andern zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Wahrnehmung eines Geſchäfts ermächtigt worden iſt. 

3. Auch auf den Prozeßbevoll mächtigten findet der 
8 174 B. G. B. Anwendung, wenn er vor, während oder nach 
dem Rechtsſtreit ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des bürgerlichen 
Rechts gegenüber dem Gegner vornimmt, z. B. die Anfechtung 
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eines Rechtsgeſchäfts wegen Irrthums, Betrugs u. dergl., eine 
Kündigung oder dergl. Auch er ſetzt ſich deshalb der Zurüd- 
weiſung ſeiner Erklärung aus, wenn er dabei nicht zugleich die 
Vollmachtsurkunde vorlegt. Iſt freilich das einſeitige Rechts⸗ 
zeſchäſt zugleich eine Prozeßhandlung, wie z. B. die Kündigung 
oder Anfechtung, die durch die Klagerhebung erfolgte, oder wie 
bie gegen die Klagforderung erklärte Aufrechnung (vergl. Seufferts 
Archiv Bd. 56 Nr. 173), jo wird die Vorſchrift des 5 174 
B. G. B. verdrängt durch den 880 C. P. O., d. h. der Gegner 
kann das einſeitige Rechtsgeſchäft wegen unterbliebener Vorlegung 
der Vollmacht nicht zurückweiſen und damit unwirkſam machen, 
fondern er kann nur die Abgabe der Vollmacht zu den Gerichts⸗ 
alten verlangen. 

Zweifelhaft kann man ſein über das Verhältniß des § 89 
C. P. O. zu den 88 174 und 180 B. G. B. Der 8 89 C. P. O. 
läßt eine Prozeßführung für eine Partei als Geſchäftsführung 
ohne Auftrag zu, während nach 5 180 B. G. B. bei einſeitigen 
Rechts geſchäften Vertretung ohne Vertretungsmacht unzuläſfig iſt 
und vom Gegner nicht geduldet zu werden braucht. — Hier wird 
man wohl, wenn ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des bürgerlichen 
Rechts in der Form einer Prozeßhandlung vorgenommen wird, 
der Vorſchrift des bürgerlichen Rechts den Vorrang laſſen müſſen. 
Mit anderen Worten, auch wenn Jemand als Geſchäͤfts führer 
ohne Auftrag zur Prozeßführung zugelaſſen wird und demnächſt 
vor dem Endurtheil die Genehmigung der Partei beibringt, ſo 
werden dadurch doch einſeitige Rechtsgeſchäfte des bürgerlichen 
Rechts nicht wirkſam, die er als Prozeßhandlungen vorgenommen 
hat, die aber der Gegner unverzüglich wegen Mangels der 
Vertretungsmacht beanſtandet hat. Eine Kündigung, z. B. die 
durch die Klagerhebung erfolgt fein ſoll, tft alſo in einem 
ſolchen Fall unwirkſam, und erſt dann, wenn ſie nach erfolgter 
Bevollmächtigung oder nach Genehmigung der Prozeßführung 
wlederholt wird (z. B. durch den Vortrag in der mündlichen 
Verhandlung), konnen die ihr zukommenden Folgen eintreten, 
z. B. die Kündigungs friſt in Lauf kommen. 

VI. Trotz ihrer weſentlichen Gleichartigkeit weichen doch 
die einzelnen hier einſchlägigen Vorſchriften des B. G. B. in 
einigen Punkten von einander ab, und es entſteht deshalb die 
Frage, ob nicht dieſe Abweichungen unter einander aus⸗ 
ugleichen find. | 

1. Während die 88 111, 174, 182, 1831 für alle 
einſeitigen Rechtsgeſchäfte die Vorlegung der Legitimations- 
urkunden verlangen, fordern die 58 410 und 1160 ſie nur für 
zwei Arten ſolcher Geſchäfte, nämlich für die Kündigung und 
die Mahnung. Aus den Berathungen des Geſetzes iſt nicht 
zu entnehmen, warum man bei den letzteren Vorſchriften eine 
Einſchränkung hat eintreten laſſen, ja auch nur, ob dieſe Ein⸗ 
ſchränkung abfichtlich erfolgt if. Da auch bei den andern Vor⸗ 
ſchriften als Fälle einſeitiger Rechtsgeſchäfte regelmäßig Kündigung 
und Mahnung genannt werden (vergl. Mot. z. Entw. I 
S. 133 unter 26, S. 240, 5 122, Denkſchrift z. Reichstags⸗ 
vorlage S. 47 d. Heymannſchen Ausg.), ſo liegt es nahe an⸗ 
zunehmen, daß man auch in den 88 410 und 1160 Kündigung 
und Mahnung nur als die bäufigften Fälle einſeitiger Rechts. 
geſchäfte genannt, nicht aber andere einſeitige Rechtsgeſchäfte 
hat ausſchließen wollen. (Nur einmal, Protok. Bd. 1 S. 153, 
wird für den jetzigen $ 174 hervorgehoben, daß die Vorſchrift 
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nicht bloß für Kündigung und Mahnung, ſondern für alle 
empfangsbedürftigen einſeitigen Rechtsgeſchäfte am Platze ſei.) 
Ein innerer Grund für die Beichräntung iſt auch bei den 
88 410 und 1160 nicht erfihtlih. Ginſeitige Rechtsgeſchäfte, 
wie z. B. die Ausübung des Wahlrechts bei Alternativobligationen 
(8 268), die Ausübung des Rücktritterechts (§ 349), die Aus 
übung eines Vorkaufsrechts (8 505), die Aunahme einer Vertrags ⸗ 
offerte (ſoweit das Recht des Oblaten übertragbar iſt), find 
ebenſo wichtig, ja oft wichtiger als Kündigung und Mahnung, 
und das Intereſſe des andern Theils, zu wiſſen, ob derjenige, 
der ihm gegenüber als angeblicher Ceſſionar ein ſolches Geſchäft 
vornimmt, wirklich der dazu berechtigte neue Gläubiger iſt, Liegt 
hier in ganz gleicher Weiſe vor, wie in den Fällen der 58 111, 
174, 182. Folgerichtig darf man deshalb die 58 410 und 1160 
nicht auf die Fälle der Kündigung oder Mahnung beſchränken, 
ſondern muß ſie auch bei andern einſeitigen Geſchäften gelten 
laſſen, namentlich für die Erklärung des Rücktritts, die ja mit 
der Kündigung in einem nahen inneren Zuſammenhang ſteht. 
Im Bereich des 8 1160 hat dieſe Ausdehnung geringere 
Bedeutung, weil bei Hypotheken andere einſeitige Rechtsgeſchäfte 
als Kündigung und Mahnung ſelten find; immerhin können ſie 
auch hier (z. B. bei bedingten Hypotheken) vorkommen. 

2. Unzuläjfig iſt dagegen eine Ausgleichung der verſchiedenen 
Vorſchriften in einem anderen Punkt. 

Die 88 111, 174, 182 laſſen die Verpflichtung zur Vor⸗ 
legung der Legitimationsurkunde durch den Minderjährigen, den 
Bevollmächtigten u. ſ. w. wegfallen, wenn der geſetzliche Ver⸗ 
treter, der Vollmachtgeber, der, deſſen Zuſtimmung nöͤthig iſt, 
den Anderen von der Einwilligung oder der Bevollmächtigung in 
Kenntniß geſetzt haben, ohne daß fie für dieſe Bekanntgabe 
irgend eine Form vorſchreiben. Sie kann alſo namentlich auch 
mündlich oder durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen. Dagegen 
läßt der 8 410 die Verpflichtung, eine Abtretungsurkunde vor- 
zulegen, nur dann wegfallen, wenn der bisherige Gläubiger dem 
Schuldner die Abtretung ſchriftlich angezeigt hat. Hier 
genügt alſo eine bloß mündliche Anzeige des bisherigen 
Gläubigers nicht. Ein innerer Grund für dieſe Abweichung 
und die ftrengere Beſtimmung des 8 410 iſt zwar auch hier 
nicht erkennbar. Sie iſt erſt bei der zweiten Leſung in das 
Geſetz gekommen. Entw. I 5 308 wollte noch einer jeden 
Anzeige des bisherigen Gläubigers die Kraft beilegen, die 
Zurückweiſung der Kündigung oder Mahnung auszuſchließen; 
bei der zweiten Leſung wurde dies geändert, anſcheinend unab- 
fichtlich; indeſſen kann man dem klaren Wortlaut des 5 410 
Abſ. 2 gegenüber von der Nothwendigkeit ſchriftlicher Anzeige 
nicht abgehen. 

Endlich in den Fällen der 88 1160, 1831 kann die Vor⸗ 
legung der Abtretungserklärungen und Genehmigungsurkunden 
überhaupt nicht erſetzt werden. Für den § 1831 war in der 
zweiten Leſung abweichend davon ein Zuſatz beantragt worden. 
„Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn das Vormundſchafts⸗ 
gericht den Anderen von der ertheilten Genehmigung in Kenntniß 
geſetzt hatte.“ Dieſer Zuſatz wurde aber ausdrücklich abgelehnt, 
er entſpreche nicht dem übrigens feſtgehaltenen Gedanken, daß 
das Vormundſchaftsgericht in Beziehung nur zu dem Vormund, 
nicht zu Dritten ſtehe. (Protokolle Bd. 4 S. 799.) Damit iſt 
jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß das Vormundſchaftsgericht auf 
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Genehmigungsurkunde unmittelbar dem Andern zugehen läßt; 
denn es iſt ja nicht vorgeſchrieben, daß dieſe Urkunde dem 
Anderen unmittelbar vom Vormund vorgelegt werden muß. 
Daſſelbe wird man wohl oder übel auch für die Genehmigungs- 
erklärung des Gegenvormunds gelten laſſen müſſen, fo daß auch 
dieſe, wenn ſie vom Gegenvormund dem Anderen mündlich mit⸗ 
getheilt iſt, doch die Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts ſeitens 
des Anderen nicht ausſchließt, freilich eine Konſequenz, deren 
Zweckmäßigkeit man nicht recht begreifen kann. Der § 1160 
wird offenbar von dem Gedanken beherrſcht, daß die Grundbuch ⸗ 
einrichtung einen Erſatz der beglaubigten Abtretungserklärungen 
durch mündliche oder ſchriftliche Mittheilung ſeitens des früheren 
Gläubigers nicht zulaſſe. Ob man aber hierbei, wenigſtens 
für Kündigung und Mahnung, nicht zu formaliſtiſch verfahren 
hat, iſt zweifelhaft. | 

VII. Von befonderer Wichtigkeit für den Rechtsverkehr iſt 
die Frage: Wie hat die Vorlegung jener Legitimations⸗ 
urkunden zu geſchehen? Bei der Ausarbeitung des Geſetzes hat 
man ſich darüber, wie es ſcheint, keine Gedanken gemacht, man hat 
offenbar nicht geglaubt, daß dieſe Vorſchriften Schwierigkeiten 
für die Betheiligten im Gefolge haben könnten, eine Erwartung, 
die, wie die Erfahrung zeigt, nicht ganz gerechtfertigt war. 

Um zunächſt das Anwendungsgebiet des Ausdrucks „Vor⸗ 
legung“ zu beſtimmen, fo gebraucht das B. G. B. dieſen Aus- 
druck nicht nur in den Eingangs erwähnten Stellen. Nach 
§ 259 iſt bei der Verpflichtung zur Rechenſchaftsablage eine 
Rechnung mitzutheilen und Belege vorzulegen, nach $ 260 
iſt bei der Verpflichtung zur Herausgabe eines Inbegriffs von 
Gegenſtänden oder zur Aus kunftertheilung ein Beſtands⸗ 
verzeichniß vorzulegen, die SS 801, 804, 805 ſprechen von 
der Vorlegung von Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber zur Einlöfung oder zur Aushändigung neuer Zins⸗ 
und Rentenſcheine. Die SH 809 —811 regeln das Schuld⸗ 
verhältniß auf Vorlegung von Sachen, beſonders von 
Urkunden. Nach § 1842 hat der Vormund die von ihm gelegte 
Rechnung dem Gegenvormund vorzulegen, ebenſo nach 
§ 1892 die Schlußrechnung, die demnächſt dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht einzureichen iſt. In der Grundbuchordnung wird 
in den 88 26, 36, 42 — 44, 62 die Vorlegung gewiſſer 
Urkunden beim Grundbuchamt verlangt, ebenſo im Reichsgeſ. 
betr. die freiw. Gerichtsbark. SS 112, 120, beim Schiffsregiſter⸗ 
gericht, im Zw. Verſt. Gef. 58 126, 127, 131 beim Verſteigerungs⸗ 
gericht. Inwiefern dieſe Vorſchriften für unſere Fälle verwerthbar 
find, wird ſich aus der weiteren Erörterung ergeben. 

1. Ueber die Zeit, wann die Vorlegung zu geſchehen 
hat, enthält das Geſetz für unſere Fälle keine ausdrückliche 
Beſtimmung, namentlich wird nicht verlangt, daß die Vorlegung 
gleichzeitig mit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts geſchehen 
müſſe. Aus dem Zweck der Vorſchriften folgt deshalb, daß die 
Vorlegung auch ſtattfinden kann, ehe das einſeitige Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen wird. Ausgenommen iſt nur die Vor⸗ 
legung des Hypothekenbriefs im Falle des § 1160; denn da fie 
gerade den Zweck hat, dem Grundſtückseigenthümer den Beweis 
zu liefern, daß der Mahnende oder Kündigende auch jetzt noch 
der Hypothekengläubiger iſt, fo genügt hier nicht, daß früher 
einmal der Brief vorgelegt worden iſt, vielmehr muß die Vor⸗ 


Dagegen kann die Vorlegung der beglaubigten Abtretungs⸗ 
erklärungen auch in dieſem Falle früher erfolgt ſein und 
bedarf nicht der Wiederholung. 

Umgekehrt muß die Vorlegung in allen Fällen ſpäteſteus 
bei der Vornahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts geſchehen. 
Da die einſeitigen Rechtsgeſchäfte, um die es ſich hier handelt, 
durchweg empfangs bedürftige Willenserklärungen find und 
dieſe in dem Zeitpunkt wirkſam werden, wo ſie dem Gegner 
zugehen, ſo muß in dieſem Zeitpunkt auch die Vorlegung ſtatt⸗ 
finden. Zweifelhaft iſt es, ob derjenige, der das Geſchäft vor- 
nimmt, ſich dabei die Vorlegung vorbehalten und in Kürze 
nachholen kann. Das kann wichtig ſein, wenn z. B. die Friſt 
für die Kündigung abzulaufen droht und die erforderliche 
Legitimationsurkunde augenblicklich nicht zu beſchaffen tft (fie 
liegt z. B. bei einer Behörde), Man muß aber die Zu⸗ 
läffigkeit verneinen: Der Gegner braucht ſich auf einen ſolchen 
Zuſtand der Ungewißheit nicht einzulaſſen. Eine andere Frage 
iſt es, ob der Andere, wenn ihm bei der Kündigung die 
demnächftige Vorlegung der Legitimationsurkunde in Ausſicht 
geſtellt iſt, dieſe Friſt abwarten darf, ehe er die Kündigung 
zurückweiſt. Das iſt unbedenklich zu bejahen. Indem der 
Andere die Frift abwartet, entſpricht er ja nur dem Wunſch 
des Gegners; von einem ſchuldhaften Zögern kann alſo 
keine Rede ſein. Ebenſo wenig iſt es ein ſchuldhaftes 
Zögern, wenn der Andere den Gegner, der das Geſchäft ohne 
die Vorlegung der erforderlichen Urkunden vorgenommen 
hat, zunächſt auffordert, dieſe Urkunden binnen beſtimmter 
Friſt vorzulegen, und erſt nach deren fruchtloſem Ablauf 
das Geſchäft zurückweiſt. Denn auch damit handelt ja 
der Andere gerade im Intereſſe des Gegners; gegenüber der 
unbedingten ſofortigen Zurückweiſung des einſettigen Geſchäfts 
iſt die Aufforderung zur Vorlegung der Urkunden ein minus, 
eine nur bedingte Zurückweiſung, deren Unzuläſſigkeit aus dem 
Geſetz nicht zu entnehmen iſt. 

Uebrigens darf man unbedenklich die Vorlegung der 
Legitimationsurkunden auch dann noch als rechtzeitig anſehen, 
wenn fie zwar nach Vornahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts, 
aber noch vor der oder unmittelbar bei der Zurückweiſung 
des Anderen erfolgt. Hat z. B. der Bevollmächtigte des 
Gläubigers dem Schuldner eine Kündigung zugehen laſſen, 
die in der Wohnung des Adreſſaten abgegeben und damit ihm 
zugegangen, wenn auch noch nicht zu ſeiner Kenntniß gekommen, 
iſt, und begiebt er ſich dann zu ihm, um ihm feine Vollmachts⸗ 
urkunde vorzulegen, ſo iſt die Vorlegung noch rechtzeitig ge⸗ 
ſchehen und die Zurückweiſung ausgeſchloſſen. 

2. Ebenſo beſtimmen unſere Vorſchriften nicht den Ort, 
wo die Vorlegung zu geſchehen hat. Man könnte verſucht fein, 
in dieſer Beziehung den $ 811 B. G. B. auch für unfere 
Frage heranzuziehen. Die 58 810 und 811 ordnen ſpeziell die 
Verpflichtung zur Vorlegung von Urkunden, und es liegt nahe, 
den dafür aufgeſtellten Vorſchriften allgemeine Geltung überall 
da beizulegen, wo das Geſetz die Vorlegung einer Urkunde vor⸗ 
ſchreibt. Allein das wäre verfehlt. Die 58 810, 811 regeln 
das Schuldverhältniß, das auf Vorlegung einer Urkunde 
geht; ſie ſetzen einen Anſpruch auf dieſe Vorlegung voraus. 
Daran fehlt es in unſeren Fällen. Denn die Vorlegung der 
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Legitimationsurkunde iſt zwar eine Vorausſetzung der Wirkſam 
keit des einſeitigen Rechts geſchäfts oder genauer ein Erforderniß 
zur Vermeidung der Zurückweiſung, aber keineswegs hat der 
Andere vor der Vornahme des Rechtsgeſchäfts einen Anſpruch 
auf die Vorlegung der Legitimations urkunden des Gegners. 
Wäre der 8 811 hier anwendbar, fo hätte die Vorlegung regel ⸗ 
mäßig in der Wohnung oder im Geſchäftslokal des jenigen zu 
erfolgen, der das Rechtsgeſchäft vornimmt, denn da werden ſich 
regelmäßig die Legitimationsurkunden befinden, und nur aus 
wichtigen Gründen könnte die Vorlegung an einem andern Ort 
verlangt werden. Aus dem Zweck unſerer Vorſchriften tft aber 
im Gegentheil zu folgern, daß in unſeren Fällen die Vorlegung 
da zu erfolgen hat, wo ſich der Andere befindet, dem gegenüber 
das einſeitige Rechtsgeſchäft vorgenommen wird. Denn das 
einſeitige Rechtsgeſchäft beſteht in unſeren Fällen regelmäßig in 
der Vornahme einer Willenserklärung an den Anderen. Zum 
Empfang einer Willenserklärung braucht ſich aber Niemand 
zum Geguer zu begeben, ſondern er kann den Zugang dieſer 
Erklärung da erwarten, wo er ſich jeweilig aufhält oder wo 
ſeine Wohnung iſt. Er braucht ſich darum auch nicht dahin 
zu begeben, wo die Urkunden find, ſondern umgekehrt, die 
Urkunden find dahin zu bringen, wo er ſich befindet: er braucht 
nichts zu thun, um die Vorlegung zu ermöglichen, er braucht 
ſie nur geſchehen zu laſſen. Wenn dies das Geſetz auch nicht 
ausdrücklich ſagt, fo ergiebt es ſich doch daraus, daß die Vor⸗ 
legung bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts geſchehen ſoll, und 
daß dieſes, d. h. die Willeus erklärung, zu ihm gebracht werden 
muß. Damit iſt nicht geſagt, daß die Vorlegung nur in der 
Wohnung oder im Geſchäftslokal des Anderen erfolgen dürfe. 
Vielmehr kann ſie überall geſchehen, wo der Andere angetroffen 
wird, ſobald es ein opportunus locus iſt, wie ja in dieſer 
Beziehung auch für die Mittheilung rechtsgeſchäftlicher Willens⸗ 
erklärungen im Allgemeinen keine Schranke beſteht, namentlich 
nicht die, welche der 5 180 Abſ. 2 C. P. O. für Zuſtellungen 
beſtimmt. 

3. Was die Perſonen betrifft, die bei der Vorlegung 
betheiligt find, jo braucht die Vorlegung weder unmittelbar 
durch denjenigen zu erfolgen, der das einſeitige Rechtsgeſchäft 
vornimmt, noch unmittelbar demjenigen gegenüber, gegen den 
dieſes Rechtsgeſchäft wirkſam ſein fol. Wenn Jemand als 
Bevollmächtigter oder Ceſſionar einem Anderen eine ſchriftliche 
Kündigung zuſchickt, ſo kann der Bote, der dieſe Erklärung 
überbringt, zugleich die in den SS 174 oder 410 vorgeſchriebene 
Vollmachtsurkunde oder Abtretungserklärung für feinen Auftrag- 
geber vorlegen (ohne nun etwa wieder für ſich einer Vollmachts⸗ 
urkunde nach 5 174 zu bedürfen). Anders, wenn der Bote die 
von feinem Auftraggeber (dem Bevollmächtigten oder Geifionar) 
ausgehende Kündigungserklärung mündlich ausrichten ſoll, 
dann findet auf ihn wieder der § 174 Anwendung; er muß 
alſo nicht nur die auf ſeinen Auftraggeber lautende Vollmachts⸗ 
oder Abtretungsurkunde, ſondern auch eine Urkunde vorlegen, 
bie ihn ſelbſt zur Abgabe der Kündigungserklärung ermächtigt. 
Mit anderen Worten, ein Bote, der ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
mündlich ausrichten ſoll, iſt im Sinne des 8 174 ein Be⸗ 
vollmächtigter. 

Auf der paſſiven Seite kan die Vorlegung wirkſam 
nur an den erfolgen, dem gegenüber auch das einſeitige Rechts 


geſchäft mit Wirkſamkeit vorgenommen werden kann, aljo an 
den geſchäftsfähigen Gegner, an einen geſetzlichen Vertreter oder 
einen Bevollmächtigten des Vertreters (z. B. einen General- 
bevollmächtigten), einen Prokuriſten, einen Handlungsbevoll⸗ 
mächtigten, einen Teſtamentsvollſtrecker; bei Rechtsgeſchäften, die 
ſich auf das eingebrachte Gut der Frau beziehen, an den Ehe⸗ 
mann ($ 1403 Abſ. 1). Nicht genügt die Vorlegung an den 
Geſchaͤftsunfähigen oder in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkten 
Geſchäftsherrn, denn wenn auch die einem ſolchen gegenüber 
abgegebene Willenserklärung dadurch wirkſam wird, daß ſie den 
geſetzlichen Vertreter zugeht, jo kann dies eben für die Bor- 
legung nicht gelten, weil die Prüfung der Urkunden, die vor⸗ 
zulegen find, unmittelbar nur durch den geſetzlichen Vertreter 
ſelbſt vorgenommen werden kann. 

Wo bei Geſammtvertretung die Abgabe der Willens. 
erklärung an einen der Vertreter genügt (wie beim Vereins ⸗ 
oder Stiftungsvorſtand: § 28 Abſ. 2, 8 86 S. 1), da genügt 
auch die Vorlegung der Urkunden an einen Vertreter, der auch 
nicht derſelbe zu ſein braucht, wie der, an den die Willens 
erklärung abgegeben wird. Die Vorſchrift des § 28 Abſ. 2 
ſtellt jedoch keinen gemeingültigen Grundſatz dar und darf nicht 
ohne Weiteres auf andere Kollektivvertretungen (Geſammt⸗ 
prokura, H. G. B. 5 48 Abſ. 2, Geſammtvormünder, 8 1797 
Abſ. 1 S. 1), ausgedehnt werden (ſiehe beſonders B. G. B. 
§ 86 Satz 2). Ebenſo gilt auch der 8 171 Abſ. 1 C. p. O. 
nur für Zuſtellungen an einen von mehreren geſetzlichen Ver⸗ 
tretern oder von mehreren Vorſtehern von Behörden, Gemeinden, 
Korporationen (alſo auch im Bereich des B. G. B. 8 86 Satz Y, 
aber auch er gilt z. B. nicht bei Geſammtprokura (Peterfen- 
Anger, Komm. z. C. P. O. $ 171 Anm. 5, 5 178 Anm. 5), 
noch weniger für die Mittheilung von Willens erklärungen in 
anderer Form als durch Zuſtellung. In allen dieſen Fällen, 
wo das eiuſeitige Rechts geſchäft gegenüber jedem der mehreren 
Kollektivvertreter vorgenommen werden muß, muß auch die 
Vorlegung der Legitimationsurkunden an jeden einzelnen erfolgen, 
widrigenfalls er das Rechtsgeſchäft als unwirkſam zurückweiſen 
und damit zugleich die Unwirkſamkeit des geſammten Rechts ⸗ 
geſchäfts herbeiführen kann, auch ſoweit es gegenüber den anderen 
Kollektivvertretern erfolgt und von dieſen nicht zurückgewieſen iſt. 

4. Was nun den Akt der Vorlegung ſelbſt betrifft, ſo 
giebt das Geſetz keine nähere Beſtimmung, was es unter Vor⸗ 
legung verſteht. Auch die übrigen im B. G. B. und in deſſen 
Nebengeſetzen enthaltenen Vorſchriften, die von Vorlegung von 
Urkunden ſprechen, geben keine Begriffsbeſtimmung. Im 8 410 wird 
die Vorlegung in Gegenſatz geſtellt zu der Aushändigung 
der Abtretungsurkunde, im 8 259 die Vorlegung der Belege 
in Gegenſatz zu der Mittheilung der Rechnung. Aus 
dieſem Gegenſatz folgt, daß bei der Vorlegung derjenige, der die 
Urkunde vorzulegen hat, ſie nicht aus ſeinem Gewahrſam zu 
geben braucht (jo auch Schollmeyer, Kommentar zu 8 259 
S. 55). Damit wird auch dem Zweck genügt, dem die Vor⸗ 
legung in unſeren Fällen dienen ſoll, denn dieſer Zweck beſteht 
darin, daß dem Anderen, dem gegenüber das einſeitige Rechts 
geſchäft vorgenommen wird, die Moͤglichkeit gegeben werden ſoll, 
von der Urkunde Einficht zu nehmen, um ſich dadurch zu ver⸗ 
gewiſſern, ob der Gegner zu dem Rechtsgeſchäft, das er vornimmt, 
befugt iſt. Auch aus den 88 809 und 810 ergiebt ſich, daß 
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der Zweck der Vorlegung die Beſichtigung der Sache, die Einficht 


in die Urkunde iſt. Allerdings iſt dieſer Begriff der Vorle gung 
(gleich Vorzeigung) im Geſetz nicht überall ſtreng innegehalten. 
Denn wenn die 58 1841, 1891 die Vorlegung der Vormund⸗ 
ſchaftsrechnungen an den Gegenvormund vorſchreiben, damit 
dieſer ſie mit den Bemerkungen verſehe, zu denen die Prüfung 
ihm Anlaß giebt, oder wenn die Grundbuchordnung und andere 
Geſetze die Vorlegung von Urkunden beim Grundbuchamt, Schiffs⸗ 
regiſtergericht und Verſteigerungsgericht vorſchreiben, und gleich⸗ 
zeitig anordnen, daß dieſes ſie aufbewahre oder doch erſt, nach⸗ 
dem eine beglaubigte Abſchrift genommen iſt, zurückgebe (G. O. 
§ 9) oder damit es Vermerke darauf bewirke (G. O. 8 62, 69 
70, Zw. G. G. $ 127, Fr. G. G. 5 120), fo kann hier die 
Vorlegung unmöglich in einem bloßen Vorzeigen beſtehen, ſondern 
fie muß eine, wenn auch nicht dauernde, Ueberlaſſung in den 
Gewahrſam des Gegenvormundes oder ber Behoͤrde bedeuten 
(während „Einreichen“ die dauernde Ueberlaſſung an die Behoͤrde 
bedeutet: B. G. B. § 1892 Abſ. 1). 

Ob dem Anderen außer der Beſichtigung auch Gelegenheit 
zu laſſen iſt, ſich von den Urkunden Abſchriften zu nehmen (wie 
ei für das nach § 260 vorgelegte Beſtandsverzeichniß ange⸗ 
nommen wird: Schollmeyer, Kommentar zu § 260 [Anm. 3], iſt 
zweifelhaft, der Regel nach dürfte es zu verneinen ſein. (Für die 
Vorlegung von Urkunden nach 8 810 laſſen es die Mot. Bd. 2 
S. 892, Planck, zu 8 810 Anm. 3, auf die Umſtände des 
Falles ankommen.) 

Geht derjenige, der das Geſchäft vornehmen will, perſoͤnlich 
zu dem Anderen, dem gegenüber es vorzunehmen iſt (ſ. oben 
VII 3), und trifft er ihn an, ſo iſt das Gebot des Geſetzes 
leicht zu erfüllen. Die Vorlegung wird durch Vorzeigung der 
Urkunde ohne Weiteres bewirkt. Lehnt auch der Andere die 
Einſichtnahme ab, dem Geſetz ift genügt: eine Zurückweiſung 
wegen unterbliebener Vorlegung iſt ausgeſchloſſen, jedenfalls 
unwirkſam. (Das Geſetz ſchreibt uicht vor, daß der Handelnde 
erft auf Verlangen des Anderen die Urkunden vorzulegen 
brauche, vielmehr muß ſie der Handelnde von ſelbſt vorlegen, 
doch wird in ſolchen Fällen bei mündlicher Unterhandlung unter 
Anweſenden, wenn der Andere nicht ſofort die Vorlegung der 
Urkunden verlangt hat, eine ſpätere Zurückweiſung des Geſchäfts 
nicht mehr als unverzüglich erfolgt gelten konnen.) Ebenſo liegt 
die Sache einfach, wenn ein Bote die ſchriftliche Willenserklärung 
ſeines Auftraggebers überbringt, dabei den Anderen antrifft und 
ihm die erforderlichen Legitimationsurkunden vorzeigt. Zweifel 
entftehen aber ein mal, wenn der Andere nicht perfönlich ange ⸗ 
troffen wird, und ebenſo wenig ſonſt Jemand, dem gegenüber das 
Geſchäft wirkſam vorgenommen werden kann, und ferner daun, 
wenn die beiden Betheiligten an verſchiedenen Orten ſich auf 
halten und die Vornahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts brieflich 
durch Vermittelung der Poſt oder des Gerichtsvollziehers vor 
ſich gehen ſoll. Wie genügt in dieſen Fällen derjenige, der das 
Rechtsgeſchäft vornehmen will, der geſetzlichen Pflicht, die 
Urkunden, von denen das Geſetz in den 88 111 u. ſ. w. ſpricht, 
vorzulegen! Ohne Zweifel ift es mehr als genügend, wenn er 
die Urkunden dem Anderen mit zuſendet, ſo daß ſie in deſſen 
Gewahrſam kommen. Er legt ihm dann die Urkunden nicht 
nur vor, ſondern er händigt ſie ihm, wenn auch vielleicht unter 
dem Vorbehalt ſofortiger Rückgabe, aus. Dazu verpflichtet ihn 
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aber das Geſetz nicht, und bei wichtigen Urkunden (General ⸗ 
vollmachten, Ceſſionsurkunden über verſchiedene Forderungen, 
Öppotbelen- und Grundſchuldbriefen) iſt dieſer Ausweg offen ⸗ 
ſichtlich ungangbar.“ 

Ein weiterer Ausweg ſcheint ſich darin zu bieten, daß 
man dem Anderen eine Abſchrift derjenigen Urkunde zugehen 
läßt, deren Vorlegung dat Geſetz fordert. Allein ob damit dem 
Geſetz genügt würde, wie es jetzt beſteht, iſt äußerſt zweifelhaft. 
Für das Schuldverhältniß auf Vorlegung einer Urkunde, 
das im 8 810 B. G. B. geregelt iſt, war bei der zweiten 
Leſung beantragt worden, dem Verpflichteten zu geſtatten, fich 
durch Ertheilung einer öffentlich beglaubigten Abſchrift der 
Urkunde ſeiner Verpflichtung zur Vorlegung zu entledigen, ſo⸗ 
fern der Berechtigte nicht ein beſonderes Intereſſe an der Einfidht 
der Urſchrift habe. Dieſer Antrag iſt aber abgelehnt worden, 
denn „es beſtehe ſtets ein berechtigtes Intereſſe desjenigen, der 
die Einſicht einer Urkunde außerhalb des Prozeſſes verlange, 
das Original einzuſehen, er müſſe in der Lage ſein, ſich auch 
außerhalb des Prozeſſes den vollen Beweis der für ihn wichtigen 
Thatſachen zu verſchaffen. Neben dieſem allgemeinen Intereſſe 
noch den Nachweis eines beſonderen Intereſſes zu verlangen, 
gehe nicht an.“ (Protok. Bd. 2 S. 776, 778.) Damit fid 
zugleich ein zu dieſem Antrag geſtellter Gventualautrag, die 
Befreiung durch Ertheilung beglaubigter Abſchriften wenigſtens 
bei offentlichen Urkunden zuzulaſſen. Wenn nun auch die 
Vorſchriften der 88 710, 711 und damit jene Beſchlüſſe der 
Kommiſſion nicht ohne Weiteres auf unſere Fälle übertragbar 
find, fo wohnt ihnen immerhin eine gewiſſe Bedeutung für 
unſere Frage bei. Denn die Vorlegung bezieht fich hier wie dort 
ihrem Begriff nach auf die Vorzeigung der Urſchrift der Urkunde, 
nicht auf eine Nachbildung derſelben und es bebürfte darum 
einer pofitiven Beſtimmung im Geſetze, daß und unter welchen 
Vorausſetzungen die Ertheilung einer (wenn auch beglaubigten) 
Abſchrift die Vorlegung der Urkunde erſetzen ſolle. Eine andere 
Frage iſt es, ob nicht für unſere Fälle die Ertheilung einer 
beglaubigten Abſchrift dem Verkehrsbedürfniſſe regelmäßig genügt 
hätte. So wie die Vorſchriften des Geſetzes find, kann die 
Zufertigung einer beglaubigten Abſchrift kaum als genügend 
angeſehen werden. 

Ebenſo bietet nur ſcheinbar einen Ausweg der 8 132 
B. G. B., wonach eine Willenserklärung als zugegangen gilt, 
wenn fie durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers zugeſtellt 
worden iſt. Denn allerdings enthält die Mehrzahl der 
Legitimationsurkunden, um deren Vorlegung es ſich hier handelt, 
Willenserklärungen; dahin gehört die Einwilligung des geſetzlichen 


) Hoͤlder, Kommentar (zu $ 111 S. 248) verlangt, daß das 
Schriftſtück dem Anderen „zugegangen“ ift, ohne ſich darüber aus⸗ 
zuſprechen, ob er Vorlegung mit Zugehenlaſſen identifiziren will oder 
nicht. Auf der anderen Seite will Hölder (zu § 174 S. 373) nur 
eine ſolche Vollmachtsurkunde gelten laſſen, bei der es dem Anderen 
nicht unzweifelhaft iſt oder ſein darf, daß ſie vom Vollmachtgeber 
ausgeht, ſo daß der Andere insbeſondere, wenn er die Schrift des 
Vollmachtgebers nicht kennt, ein unbeglaubigtes Schriftſtück als von 
dieſem ausgegangen nicht gelten zu laſſen brauche. Die Anſicht hat 
einen berechtigten Kern; ob man aber ſo weit gehen darf, ohne den 
Verkehr zu ſtark zu belaſten, iſt doch zweifelhaft, und auch das N 
bietet dafür keinen Anhalt. 
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Vertreters (§ 111), oder des zuſtimmenden Dritten (8 182), 
die Bevollmächtigung (3 174), die Abtretungserklärung (88 410, 
1160). Keine Willenserklärung ftellt dagegen dar der Hypotheken 
brief ($ 1160), und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
(8 1881) iſt keine privatgeſchäftliche Willenserklärung, die 
allein die 88 116 ff. im Auge haben. Für jene Willenserklärungen 
gilt denn auch der § 132 inſofern, als der geſetzliche Vertreter, 
der zuftimmende Dritte, der Vollmachtgeber, der Cedent ſeine 
Erklarung auf dem im § 132 zugelaſſenen Wege dem anderen 
zugehen laſſen kann. Aber das iſt nicht die Vorlegung der 
Legitimationsurkunde, ſondern das Inkenntnißſetzen, von 
dem 8 111 Satz 3, 5 174 Satz 2, und die Anzeige, von der 
§ 410 Abſ. 2 ſprechen. Stellt alſo der Gerichtsvollzieher 
im unmittelbaren Auftrag jener Perſonen deren Erklärung 
(über Einwilligung, Bevollmächtigung, Abtretung) dem Anderen 
zu, ſo iſt damit allerdings dem Geſetz genügt, weil dies eine 
Inkenntnißſetzung oder Anzeige iſt, wodurch die Vorlegung der 
Legitimationsurkunden erübrigt. Dagegen können diejenigen, 
die das einſeitige Rechtsgeſchäft vornehmen wollen und dazu, um 
der Zurückweiſung vorzubeugen, ihre Legitimation durch Vor⸗ 
legung der Legitimatiousurkunden darthun müſſen, dies letztere 
nicht auf dem Weg des § 132 (jo wenig wie auf dem des § 130) 
thun, denn bei ihnen genügt es dem Geſetz nicht, daß ſie dem 
Anderen den Inhalt einer fremden Willenserklärung (ihres 
geſetzlichen Vertreters, eines zuſtimmenden Dritten, Vollmacht⸗ 
gebers, Cedenten) zu gehen laſſen, ſondern fie follen die Urkunde, 
die Träger dieſer Willenserklärung iſt, vorlegen. Eine Aushülfe 
dafür bietet der § 132 nicht. Jedenfalls iſt er ferner aus⸗ 
geſchloſſen für die Vorlegung des Hypothekenbriefs. 

Es bleibt alſo nur die Vorlegung. Damit ſind wir 
wieder an der Frage: Was hat zu geſchehen, wenn derjenige, 
dem gegenüber die Vorlegung zu erfolgen hat oder ein Anderer, 
der an ſeiner Stelle befugt wäre, ſie entgegenzunehmen, nicht 
angetroffen wird, alſo eine Vorlegung nicht erfolgen kann? 
Die Willenserklärung, z. B. die Kündigung der Hypothek, die 
ich als Bevollmächtigter oder als Cedent abgeben will, kann ich 
dem Gegner trotz ſeiner Abweſenheit zugehen laſſen, indem ich 
das Schriftftück, das fie enthält, in feinen Briefkaſten lege 
($ 130). Genügt nun auch meine bloße Bereitſchaft, ihm dabei 
die Vollmachts⸗ oder Abtretungsurkunde oder den Hypothekenbrief 
vorzulegen, um eine Zurückweiſung meiner Kündigung durch 
ihr auszuschließen, oder nicht? Es liegt zu Tage, daß demjenigen, 
der ein ſolches Geſchäft vornehmen will, nicht zugemuthet werden 
kann, ſich, wer weiß wie oft?, in die Wohnung des Gegners 
zu begeben, um endlich die Vorlegung thatſächlich zu bewirken. 
Namentlich wenn ein ſolches Rechtsgeſchäft an eine Friſt ge- 
bunden iſt, vor deren Ablauf, oder an einem Termin, vor 
deſſen Eintritt es erfolgt fein muß, Könnte ja die Wirkſam⸗ 
keit des Geſchäfts vom Gegner vereitelt werden, mindeftens 
hinge ſie vom Zufall ab, wenn den geſetzlichen Vorſchriften nur 
durch wirkliche Vorlegung genügt werden konnte und dieſe 
nicht auszuführen wäre, weil der Gegner zur Zeit unerreichbar 
ift, während die Kündigung ihm z. B. in Folge Entleerung 
ſeines Briefkaſtens durch einen damit beauftragten Nachbar 
übermittelt ſein und daraufhin von ihm wegen unterbliebener 
Vorlegung der Legitimationzurkunde zurückgewieſen werden 
könnte. 
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Das kann vom Geſetz nicht beabſichtigt fein. Aber ander. 
ſeits fallt es auch ſchwer anzunehmen, daß die bloß verſuchte 
Vorlegung ohne Weiteres in jeder Beziehung der wirklich er 
folgten Vorlegung gleich ſtehen ſoll, auch dann, wenn denjenigen, 
dem vorzulegen war, gar keine Schuld an der unterbliebenen 
Vorlegung trifft, z. B. wenn er nur deswegen nicht angetroffen 
wurde, weil er die Vorlegung nicht erwartete und zu dieſer 
Zeit auch nicht gerade zu erwarten brauchte. Denn ſtellt man 
auch für dieſen Fall die nur verſuchte Vorlegung der erfolgten 
gleich, fo hatte das zur Folge, daß der nicht Angetroffene 
z. B. die Kündigung, die er demnächſt bei ſeiner Heimkehr zu 
Haufe im Briefkaſten vorfindet, nicht mehr zurückweiſen und 
daß er auch eine nochmalige Vorlegung zur Prüfung nicht 
mehr verlangen könnte. Denn die Vorausſetzung der Zurück 
weiſung — unterbliebene Vorlegung der Legitimationsurkunden — 
liegt ja eben nicht vor, indem fie verſucht worden iſt, und dat 
Recht, eine nochmalige Vorlegung zu verlangen, nachdem fie ein⸗ 
mal geſchehen iſt, giebt das Geſetz auch nicht, wenigftens 
ſchweigt es darüber; daß aber damit der Zweck, den die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften verfolgen, gründlich verfehlt würde, iſt 
unverkennbar. 

Es gilt deshalb einen Ausweg zu ſuchen, der die wider 
ſtreitenden Intereſſen beider Theile vermittelt und dem Grund 
gedanken jener geſetzlichen Vorſchriften in gleicher Weile geracht 
wird. Vielleicht gelingt es auf folgendem Wege. 

Iſt die Vorlegung verſucht worden, aber unterblieben wel 
der, dem die Urkunde vorzulegen war, ohne fein Verſchvlren 
nicht angetroffen wurde, fo hat zunächſt derjenige, der bamufin 
das einſeitige Rechtsgeſchäft vornahm, gethan, was ihm da 
Geſetz auferlegte; er braucht alſo ſeinerſeits keine Schritte weite 
zu thun, um die Vorlegung herbeizuführen. Wohl aber iſt be 
Andere befugt, zu verlangen, daß ihm Einſicht in die Urkunde 
gewährt werde, die vorzulegen waren und deren Vorlegung 
verſucht iſt. Zwar kann er nicht fordern, daß fie ihm nochmal 
gebracht werden, wohl aber, daß ihm die Einſicht da gewöhtt 
werde, wo ſich die Urkunden befinden, mit anderen Worten, er 
muß nunmehr die zur Erlangung der Einſicht nöthigen Schritt 
thun und ſich dahin begeben, wo die Urkunden liegen. Win 
ihm die Einſichtnahme gewährt und die Urkunden erweisen die 
Legitimation deſſen, der das Rechtsgeſchäft vorgenommen hat, f 
ift damit die Zurückweiſung des erfolgten Rechtsgeschäfts aul 
geſchloſſen. Ergeben die Urkunden die Legitimation nicht, ſo it 
damit zugleich der Nachweis erbracht, daß auch früher bei Tor 
nahme des Rechtsgeſchäfts Urkunden, wie fie das Geſetz verlauſ⸗ 
nicht vorgelegt worden find. Denn wenn das Geſetz die Ber 
legung der ſchriftlichen Einwilligung, der Vollmachtsurkunde u.. 
bei Meidung der Zurückwelſung des Geſchäfts verlangt, fo M 
dieſer Vorſchrift natürlich nur durch Vorlegung folder Urkunden 
genügt, die wirklich die Legitimation zu dem Geſchäft darlehen 
nicht ſolcher, die dazu nicht ausreichen. In dieſem Fall hun 
alſo auch jetzt noch die Zurückweiſung des Rechtsgeſchäft al 
dem Grund erfolgen, weil in Wahrheit früher bei Vomihnt 
des Rechtsgeſchäfts die vom Geſetze geforderten Urkunden nicht 
vorgelegt worden find. Und dieſe Zurück welſung geſchicht aug 
dann noch unverzüglich, denn darin, daß der Andere, ehe er Mt 
Zurückweiſung ausſprach, erſt die Einficht der Urkunden verlangte 
und ausführte, liegt kein ſchuldhaftes Zögern. — Fraglich . 
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nur, ob der Andere auch dann, wenn ihm bie Einſicht der 
Urkunden verweigert oder vorenthalten wird, weil ihre Vorlegung 
früher verſucht worden jet, die Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts 
ausſprechen darf. Es iſt zuzugeben, daß das Geſetz dafür keinen 
ſichern Anhalt giebt, aber aus dem Grundgedanken der hier 
einſchlagenden Beftimmungen heraus muß man es bejahen. 

Das gleiche Recht möchte ich nun anch für die zuvor 
unter Nr. III 1—4 erörterten Fälle annehmen, wo zwar das 
Geſetz das Erforderniß der Vorlegung der Legitimationsurkunden 
nicht aufſtellt, wo aber der Gegner ein begründetes Intereſſe 
daran hat, ſich über die Legitimation des Gegners zu vergewiſſern 
und keinen andern Weg, um ſich dieſe Gewißheit zu verſchaffen. 
In allen dieſen Fällen muß man meines Erachtens dem Anderen, 
dem gegenüber ein einſeitiges Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, 
die Befugniß beilegen, unverzüglich die Vorlegung der zur Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts erforderlichen Legitimations- Urkunden 
zu fordern, zum Mindeſten aber die Bezeichuung der öffentlichen 
Behörde, bei welcher dieſe Urkunden einzuſehen find (Vormund⸗ 
ſchafts, Nachlaß⸗ oder Regiſtergericht), unter dem Rechts⸗ 
nachtheil, daß bei verweigerter Vorlegung oder Bezeichnung das 
vorgenommene Rechtsgeſchäft zurückgewieſen werde. 

Ueberhaupt hätte es wohl genügt, wenn man im Geſetz 
anſtatt die Vorlegung der Legitimationsurkunden bei der Vor 
nahme des einſeitigen Rechtsgeſchäfts zur Pflicht zu machen, 
dem Gegner die Befugniß beigelegt hätte, unverzüglich nach 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts die Vorlegung dieſer Urkunden 
zu fordern, und nur, falls dieſe unterbleibt, die Zurückweiſung 
des vorgenommenen Geſchäfts auszuſprechen. Durch eine ſolche 
Behandlung des Falls wäre man einmal mit dem bisherigen 
Recht im Einklang geblieben (vergl. Preuß. A. L. R. 1 11 8 415, 
Sächfiſches B. G. B 8 974), man hätte nicht die Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts ſelbſt durch den Zwang zu gleichzeitiger 
Vorlegung erſchwert und dabei den Bedürfniſſen des Verkehrs 
durchaus genügt. Denn daß die jetzigen Beſtimmungen den 
Verkehr unnütz belaſten, indem ſie den Handelnden von vorn⸗ 
herein nöthigen, die Legitimationsurkunden vorzulegen, oder die 
Zurückweiſung des Geſchäfts zu gewärtigen, dürfte klar ſein. 
Es wäre zu wünſchen, daß man bei der Handhabung des 
Geſetzes zu einer Milderung dieſer Beſtimmungen käme, daß 
man namentlich auch noch nach Zurückweiſung des Geſchäfts 
eine Heilung des Mangels der Vorlegung durch ſofortige 
Nachholung derſelben zuließe. 

Daran ſchließt ſich ein zweiter Uebelſtand an, den die 
geſetzlichen Beſtimmungen mit ſich bringen. Er beſteht in der 
Schwierigkeit, die mit der Vornahme des einſeitigen Rechts. 
geſchäfts verknüpft iſt, wenn dieſes nicht von dem Handelnden 
perſoͤnlich oder durch einen beſonderen Boten ausgeführt werden 
kann, alſo namentlich, wenn die beiden Betheiligten (der 
Handelnde und der, gegenüber dem das Rechtsgeſchäft vorzu⸗ 
nehmen tft) ſich an verſchiedenen Orten aufhalten. Das Mittel, 
deſſen man ſich in dieſen Fällen regelmäßig zur Vornahme 
des einſeitigen Rechtsgeſchäfs, d. h. zur Uebermittlung der 
Willenserklärung bedient, ift der Brief und ſeine Beförderung 
durch die Poft. Die beſtehende Poſtordnung bietet aber keinen 
Behelf, um zugleich mit der Uebermittlung der Willenserklärung 
auch die vom Geſetz geforderte Vorlegung der Legitimations⸗ 
urkunden auszuführen. Man muß alſo, wenn man ſich zu 
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jener Uebermittlung der Poſt bedienen will, zu der Vorlegung 
noch eine andere Mittelsperſon heranziehen. 

An zweiter Stelle kommt der Gerichts vollzieher in Betracht, 
deſſen man ſich nach B. G. B. § 132 zur Uebermittlung der 
Willenserklärung bedienen kann. Aber auch ſeine Mitwirkung 
erfährt dabei eine erhebliche Einſchränkung. Zunächſt iſt auch 
für den Gerichtsvollzieher der Weg der Zuſtellung durch die 
Poſt (C. P. O. 88 193— 195) verſchloſſen, weil, wie gejagt, 
die Poſteinrichtungen für die Vorlegung verſagen. Der Gerichts⸗ 
vollzieher kann alſo, wenn mit der Zuſtellung zugleich eine 
Vorlegung verbunden iſt, dieſe nur in Perſon vornehmen. Die 
Partei, die eine ſolche Vorlegung zu bewirken hat, kann ſich 
deshalb regelmäßig dazu nicht des an ihrem Wohnort befind- 
lichen Gerichtsvollziehers bedienen, ſondern muß ſich an den 
für den Wohnort des Gegners zuſtändigen Gerichtsvollzieher 
wenden. Aber ſelbſt die Zuſtändigkeit der Gerichtsvollzieher 
zu dieſer Vorlegung iſt nicht überall zweifelsfrei. Mindeſtent 
nicht für Preußen. Hier iſt die Zuſtändigkeit der Gerichts. 
vollzieher geordnet durch den 8 74 des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum Gerichtsverfafſungsgeſetz vom 24. April 1878 
(mit dem Zuſatz des Art. 130 Nr. IX des Geſetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899). Aber 
unter den hier den Gerichtsvollziehern zugewleſenen Thäͤtigkeiten 
(Aufnahme von Wechſelproteſten, Vornahme freiwilliger Ver⸗ 
ſteigerungen von Mobilien u. dgl., von Siegelungen, Ent⸗ 
fiegelungen und Inventuren, Beurkundung des thatſächlichen 
Angebots einer Leiſtung, Vornahme öffentlicher Verpachtungen) 
befindet ſich nicht die Bewirkung der Vorlegung von Urkunden 
oder deren Beurkundung. Denn das thatſächliche Angebot 
einer Leiſtung, von dem dort die Rede iſt, bezieht ſich, wie 
aus der Begründung des Geſetzes hervorgeht, auf den § 294, 
nicht auf die hier beſprochenen Vorſchriften des B. G. B. 
Vielleicht ließe ſich wohl die Zuſtändigkeit der Gerichts voll⸗ 
zieher zu der Bewirkung und Beurkundung der Vorlegung von 
Urkunden auf jene Vorſchrift im Weg der Analogie begründen; 
jedenfalls fehlt es aber in der Geſchäftsanweiſung für die 
Gerichtsvollzieher an ieder Weiſung, wie fie bei der Vorlegung 
und deren Beurkundung zu verfahren haben, beſonders in dem 
Fall, daß die Vorlegung nicht auszuführen iſt, weil der Geguer 
nicht angetroffen wird. Ebenſo fehlt es in der Gebührenordnung 
an einer Vorſchrift darüber, was die Gerichtsvollzieher für die 
ausgeführte oder verſuchte Vorlegung von Urkunden an Gebühren 
zu beanſpruchen haben. Namentlich gilt dies dann, wenn der 
Auftrag nicht auf gleichzeitige Zustellung der Willenserklärung 
und Vorlegung der Urkunden geht, ſondern nur auf die letztere, 
wie dies z. B. nach B. G. B. 5 409, aber auch in unſern 
Fällen moglich if. — Eine allgemeine Zuſtändigkeit zur 
Öffentlichen Beurkundung von Thatſachen kommt in Preußen 
nach Art. 31 des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
den Amtsgerichten und Notaren zu. Zu den Thatſachen gehort 
auch die Vorlegung einer Urkunde. Danach find alſo die 
Amtsgerichte und Notare zuſtändig zu beurkunden, daß gewiſſe 
Urkunden vorgelegt worden find; nicht aber find ſie verpflichtet, 
ihrerſeits dieſe Vorlegung, die ſie beurkunden ſollen, auch 
zu bewirken. Aber auch abgeſehen hiervon iſt jedenfalls die 
Vermittelung des Gerichts oder Notars zu weitläufig und koſt⸗ 
ſpielig, um als geeignete Aushilfe bei ſolchen Geſchäften des 
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täglichen Lebens zu dienen, es müßte fich denn im einzelnen 
Fall um befonders wichtige Verhältniſſe handeln. 

Danach dürfte es kaum zu umgehen ſein, daß ſeitens 
der Poſt, jedenfalls aber auf dem Gebiet des Gerichts vollzieher⸗ 
weſens die nöthigen Einrichtungen und Anordnungen getroffen 
werden, die es dem Betheiligten ermöglichen, den Anforderungen 
des neuen Rechts in dieſer Beziehung in zuverläffiger und billiger 
Weiſe zu genügen. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Heinrich Bernhard Eucken in Deuben beim 
Amtsgericht Dohlen; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Lenders 
beim Amtsgericht und Landgericht Aachen; — Rechtsanwalt 
Dr. Grabowski beim Amtsgericht und Landgericht Allenſtein; — 
Rechts anwalt Friedrich Brandt beim Landgericht Magdeburg; — 
Rechtsanwalt Ludwig Berg beim Amtsgericht Ohligs; — Amts- 
richter a. D. Wiedemann beim Amtsgericht Reichenbach u. E.; 
— Rechtsanwalt Plehn beim Landgericht Erfurt; — Rechts- 
anwalt Dr. Joſef Lewinſohn beim Landgericht II Berlin; 
— Rechtsanwälte Wilhelm Frey und Dr. Hugo Schrag 
beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Bernhard 
Buchholz beim Amtsgericht Neumark (Weſtpreußen)) — 
Gerichtsaſſeſſor Karl Lorentz beim Landgericht Nord⸗ 
hauſen; — Rechtsanwalt Wilhelm Belles beim Amts- 
gericht und Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Karl 
Klein beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Cart⸗ 
haus beim Landgericht Duisburg; — Rechtsanwalt Heinrich 
Friedrich Ludwig Jol beim Amtsgericht Herford; — Rechts⸗ 
anwalt Ottokar Arwed Conrad beim Amtsgericht Limbach 
und beim Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Chriſtian 
Gewinner beim Oberlandesgericht Augsburg; — Rechts 
anwalt Siegfried May beim Amtsgericht und Landgericht 
Dortmund; — Rechtsanwalt Dr. Bücklers beim Amts⸗ 
gericht Grevenbroich; — Rechtsanwalt Kuhlemann beim 
Amtsgericht und Landgericht Bochum; — Referendar 
Dr. jur. Heinrich Jas per beim Landgericht Braunſchweig; — 
Rechtsanwalt Franz Bleidorn beim Amtsgericht I und Land⸗ 
gericht Hildesheim; — Rechtsanwalt Karl Hauber beim 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Joſef Neuberger 
beim Oberlandesgericht München; — Rechtsanwälte Ferdinand 
Jüllich und Joſef Graf v. Peſtalozza beim Land- 
gericht Nürnberg; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Mieczyslaus Jan ⸗ 
kowiak beim Amtsgericht und Landgericht Polen; — Rechts⸗ 
anwalt Julius Wetzel beim Amtsgericht Schwetzingen; — 
Rechtsanwalt Dr. Fritz Ziem ßen beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Paul Meyer beim Landgericht Hannover; 
— Gerichtsaſſeſſor Paul Rohr beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Lyck; — Gerichtsaſſeſſor Viktor Reisner beim 
Amtsgericht und Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Joſeph 
Appelrath in Deutſch⸗Wilmersdorf beim Amtsgericht II Berlin; 
— Rechtsanwalt Paul Ahrens beim Amtsgericht Gandersheim; 
— Afieffor Dr. Emil Leyſer beim Landgericht Leipzig; — Rechts ⸗ 
anwalt Dr. Veit Jäſſing beim Amtsgericht Limbach und beim 
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Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Dr. Raiſer beim Ober- 
landesgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Eduard Wendlandt 
beim Landgericht II Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Bernhard Heine 
beim Amtsgericht und Landgericht Deſſan; — Rechtsanwalt 
Otto Spilling beim Amtsgericht und Landgericht Halle a. S.; 
— Rechtsanwalt Karl Bernftein beim Oberlandesgericht Hamm; 
— Aſſeſſor Alfred Kurt Lohſe beim Amtsgericht Rochlitz; — 
Rechtsanwalt Dr. Wille beim Amtsgericht Schwarzenbek; — 
Rechtsanwalt Dr. Karl Hermann Voigt beim Amtsgericht 
Werdau und beim Landgericht Zwickau i. S.; — Rechtsanwalt 
Salomon Weinberg beim Landgericht II Berlin; — Gerichts. 
aſſeſſor a. D. Dr. Georg Marck beim Landgericht Breslau. 


Es ſchungen. 

Rechtsanwalt Ludwig Byns beim Amtsgericht Kirchberg 
(Hunsrück); — Juſtizrath Eruft Moritz Putz ger beim Amt ⸗ 
gericht Limbach und Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt 
Dr. Hugo Schrag beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt 
Theodor Levi beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt 
Dr. Grabowski beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt 
Eduard Müller beim Amtsgericht Kelheim und beim Landgericht 
Regensburg; — Rechtsanwalt Plehn beim Amtsgericht Rawitſch; 
— Rechtsanwalt Friedrich Brandt beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Franz Jakob beim Landgericht Kempten; — 
Rechtsanwalt Carthaus beim Landgericht Dortmund; — 
Rechtsanwalt Karl Hauber beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwalt Elias Sänger beim Oberlandesgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Belles beim Amtsgericht und Landgericht 
Cöͤln; — Rechtzanwalt Jüllich beim Amtsgericht Regen; — 
Rechtsanwalt Karl Klein beim Amtsgericht Baden und beim 
Landgericht Karlsruhe; — Jufſtizrath Salomon Rothſchild beim 
Landgericht Trier; — Rechtsanwälte Dr. Georg Zinßtag und 
Eruſt Henning beim Landgericht Stuttgart; — Rechtamwalt 
Julius Thoma beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt 
Franz Heiſig beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt 
Johann Fleiſchmann beim Landgericht Fürth. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Kunde in 
Jauer; — Juſtizrath Schenk in Wiesbaden; — Gerichtsaſſeſſor 
Karl Linkerath in Blankenheim; — Rechtsanwalt Rintelen 
in Limburg a. L.; — Gerichtsaſſeſſor v. d. Boſch in Cöln; — 
Gerichtsaſſeſſor Venn in Tholey; — Gerichtsaſſeſſor Bernhard 
Vonhoff in Coͤln; — Rechtsanwalt Dr. Koellner in Verden. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Otto Schmidt in Bad Kiſfingen; — Rechts ⸗ 
anwalt und Notar Adolph Carl Friedrich Waldemar Noch in 
Biſchofswerda; — Inſtizrath Heinrich Oskar Mehner in 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Waaſer in Schwäb. Hall; — 
Rechtsanwalt und Notar Fraenkel in Landsberg a. W.; — 
Rechtsanwalt Klotz in Rottenburg a. N.; — Rechtsanwalt 
Eduard Albert Pauſe in Chemnitz; — Juſtizrath Hauck in 
Cöln; — Rechtsanwalt Georg Ponnath in München; — 
Juſtizrath und Notar Guftav Friedrich Haagen in Berlin; 
— Juſtizrath Felſcher in Hirſchberg i. Schl. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Zweibrücken und Kiel haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen, und zwar Zweibrücken 200 Mark und Kiel 
1000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen. 


— m nn — 


Zu 88 138, 139, 1353, 1354 B. G. B. 
§ 888 C. P. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. A. c. A. 
vom 7. Oktober 1901, Nr. 183/1901 IV. 


II. J. Kammergericht. 


Anfangs April mietheten Parteien gemeinſchaftlich durch 
ſchriftlichen Vertrag eine Wohnung in Berlin, X. Str., vom 
Hauseigenthümer N. auf ſechs Jahre, die fie auch zuſammen 
bis Anfang des Jahres 1901 bewohnt haben. Demnächſt hat 
aber Antragſteller in Folge ehelicher Zerwürfniſſe die gemein⸗ 
ſchaftliche Wohnung verlaſſen, nachdem unter den Parteien der 
notarielle Vertrag vom 31. Dezember 1900 über verſchiedene 
gegenſeitige perſönliche und Vermögens verhältniſſe geſchloſſen war. 
In dieſem Vertrage iſt auch Folgendes beftimmt: 

„Ebenſo verzichtet Komparent zu 1 — das iſt Antrag⸗ 
ſteller — während beſtehender Ehe auf jeden Beitrag 
ſeiner Gattin zu den Laſten der Ehe und entbindet ſie 
von der Verpflichtung, ſeinen Wohnſitz zu theilen, falls 
er denſelben außerhalb Berlins und insbeſondere ins 
Ausland verlegt, indem er ſich ein für alle Mal damit 
einverſtanden erklärt, daß fie ihren Wohnfig ſelbſtſtändig 
wählt und nach Belieben verlegt. 

Der Miethsvertrag betreffend die Ehewohnung der 
Kontrahenten im Hauſe X. Straße hierſelbſt iſt auf den 
Namen beider Eheleute als Miether abgeſchloſſen. Kom⸗ 
parent zu 1 cedirt nun hiermit alle Rechte, welche ihm 
aus dieſem Vertrage bereits erwachſen find oder noch er- 
wachſen möchten, an ſeine Ehefrau, wogegen dieſe alle 
noch nicht getilgten Verpflichtungen aus dem Mieths- 
vertrage zur Erfüllung für eigene und alleinige Rechnung 
übernimmt. 


ern für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Endlich verzichten Kontrahenten gegeneinander auf 
jeden Anſpruch, der die Erſtattung von Aufwendungen 
zum Gegenſtande hat, die von dem einen oder dem 
anderen zum Zwecke der Beſtreitung der ehelichen Laſten 
gemacht worden find.“ 

Am 5. Februar 1901 hat Antragſteller in die Wohnung 
X- Straße zurückkehren wollen, es iſt ihm dies aber von feiner 
Frau verweigert worden. Er hat deshalb den Antrag geſtellt: 
Im Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen, daß 
die Antragsgegnerin bei Vermeidung einer fiskaliſchen 
Strafe von 3000 Mk. ihm das Betreten der Ehewohnung 
und das Verweilen in derſelben zu geſtatten hat. 
Der Antrag iſt in den Vorinſtanzen zurückgewieſen und die 
gegen das Berufungs-Urtheil eingelegte Reviſion verworfen. 


Aus den Gründen. 


Soweit Antragſteller die Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft will, erachtet das Berufungsgericht in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht den Antrag für unbegründet, weil ein Zwang 
zu ſolcher Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nicht beſtehe. 
Dieſe — von der Revifion zu Unrecht bemängelte — Auffaſſung 
entſpricht der Beſtimmung in § 888 Abſatz 2 der Civil⸗Prozeß⸗ 
ordnung und iſt nicht zu beanſtanden. Soweit Antragſteller 
ſeinen Antrag allein auf ſeine Rechte als Miether der Wohnung 
X-Straße ſtützt, verwirft das Berufungsgericht zunächſt in ein. 
gehender, überall bedenkenfreier Begründung die Annahme des⸗ 
ſelben, daß fein Recht aus dem Miethsvertrage trotz des Ab⸗ 
kommens mit ſeiner Frau vom 31. Dezember 1900 um deshalb 
noch fortbeſtehe, weil der Miethsvertrag zwiſchen den Eheleuten 
und dem Hauswirth geſchloſſen ſei und durch einen Vertrag der 
Eheleute unter ſich weder das Recht noch die Pflicht aus dem 
Miethsvertrage erlöſche, wie denn auch der Vertrag vom 
31. Dezember 1900 nur vermögensrechtliche Wirkung haben, 
nicht aber ſein, des Antragſtellers, Recht aus dem Miethsvertrage 
habe ausſchließen ſollen. Seitens der Reviſion iſt hier auch ein 
beſonderer Angriff nicht erhoben; fie macht nur dem Berufungs- 
gericht den Vorwurf, zu Unrecht und unter Verletzung der 
§§ 138 und 1353 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — nach § 138 
iſt ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, 
nichtig, und nach § 1353 find die Ehegatten einander zur 
ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet — das Abkommen vom 
31. Dezember 1900 für gültig erachtet zu haben. Das Be⸗ 
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rufungsgericht hält die aus § 1353 ſich ergebende Pflicht der 
Ehegatten durch dies Abkommen noch keineswegs für vertraglich 
beſeitigt. Nur habe in deſſen Folge, in Verbindung mit dem 
unſtreitig darauf erfolgten Fortgange des Antragſtellers aus der 
Wohnung X ⸗Straße letztere aufgehört, die Ehewohnung der 
Parteien zu ſein. Zuläſſig ſei aber, und weder den guten Sitten 
noch den ſich aus dem Weſen der Ehe ergebenden fittlichen und 
rechtlichen Pflichten der Ehegatten widerſprechend, ſo führt das 
Berufungsgericht weiter aus, wenn ein Ehegatte, wie hier die 
Antragsgegnerin, vertraglich ſich das Recht wahre, ſich auf eigene 
Koſten zeitweiſe eine von der Ehewohnung getrennte Wohnung 
zu halten, über welche er allein zu disponiren befugt ſei, zumal 
wenn — wie hier — eheliche Zerwürfniſſe vorliegen, und der 
ſich das Recht wahrende Ehegatte ſich durch die getrennte eigene 
Wohnung im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe die Mög- 
lichkeit verſchaffen wolle, zeitweiſe, ohne Aufhebung der Pflicht 
zur ehelichen Gemeinſchaft, allein zu ſein, ſo lange der ſich das 
Recht wahrende Ehegatte dieſes Recht nicht mißbrauche. Ein 
ſolcher Mißbrauch ſei gegenwartig nicht glaubhaft gemacht. 
Wenn ſchließlich der Antragſteller geltend mache, daß der Ver⸗ 
trag vom 31. Dezember 1900 deshalb nichtig ſei, weil in ihm 
beftimmt ſei, daß feine Gattin nicht verpflichtet jet, feinen Wohn⸗ 
fit zu theilen, falls er ihn außerhalb Berlins und insbeſondere 
ins Ausland verlege, ſo ſei dem entgegenzuhalten, daß durch 
dieſe Vertragsbeſtimmung noch keineswegs allgemein die Pflicht 
der Antragsgegnerin zur ehelichen Gemeinſchaft aufgehoben ſei, 
vielmehr nur der Begriff des „Mißbrauchs“ im Sinne des Ab⸗ 
ſatzes 2 des 8 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zwiſchen den 
Parteien näher erläutert ſei. Außerdem ſei bei Berückſichtigung 
der beiderſeitigen Behauptung über die Veranlaſſung und den 
Zweck des Abkommens vom 31. Dezember 1900 anzunehmen, 
daß, auch wenn die dem Wohnfig und die Folgepflicht der Ehe⸗ 
frau betreffende Vereinbarung nichtig ſein ſollte, demnach der 
übrige Inhalt des Vertrags auch ohne jene Vereinbarung 
zwiſchen den Parteien vereinbart ſein würde. — Bei ihrem hier⸗ 
gegen erhobenen Angriffe geht die Reviſion zutreffend aus, daß 
die eheliche Lebensgemeinſchaft ſich nach feſtſtehender Sitte auch 
auf die Gemeinſchaft (vergl. § 1567 Abſatz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) — erſtreckt und daß die eheliche Lebens 
gemeinſchaft durch Vertrag nicht beſeitigt werden kann. 
Dies beabfihtige aber, fo führt die Reviſion dann weiter aus, 
das Abkommen vom 31. Dezember 1900, in welchem 
die Wohnung X- Straße ausdrücklich als Ehewohnung der 
Kontrahenten bezeichnet ſei und welches, entgegen der Annahme 
des Berufungsgerichts, keineswegs nur eine zeitweiſe Aufhebung 
der Gemeinſchaft bezwecke, ſondern dieſelbe offenbar für die ganze 
Dauer der Ehe beſeitigen wolle. Dies folge unter Anderem aus 
der Beſtimmung, daß der Antragſteller während des Beſtehens 
der Ehe auf jeden Beitrag feiner Gattin zu den Laſten der Che 
verzichten ſoll. Der gleiche Verzicht auf jeden Anſpruch hin⸗ 
ſichtlich Beſtreitung der ehelichen Laſten ſei auch im Anſchluß an 
die Ceſſion der Miethsrechte ausgeſprochen. Nicht darauf komme 
es an, ob die Ehefrau einen Mißbrauch begehe, indem fie fich 
das Alleinſein ausbedinge, ſondern darauf, ob etwa in dem Ver⸗ 
langen des Antragſtellers nach Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft ein Mißbrauch liege. Dieſe Ausführungen find nicht ge⸗ 
eignet, die Rüge der Reoiſion zu rechtfertigen. Zu einer aus⸗ 
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drücklichen Erklärung der von ihr geltend gemachten Abſicht der 
Parteien, durch das Abkommen vom 31. Dezember 1900 die 
eheliche Lebensgemeinſchaft dauernd zu beſeitigen, iſt es in dem 
ſchriftlichen Vertrage ſelbſt nicht gekommen. Ebenſo wenig tritt 
eine ſolche Abficht in dem Abkommen „offenbar“, wie die Reviſion 
meint, zu Tage, insbeſondere auch nicht in den hierbei vorzugs⸗ 
weile in Betracht kommenden Abmachungen, wie fie im That⸗ 
beftande wörtlich wiedergegeben find. Der von der Reviſton für 
ihre Auffaſſung betonte Verzicht des Antragſtellers auf jeden 
Beitrag ſeiner Gattin zu den Laſten der Che iſt nur eine weitere 
Ausgeſtaltung des zwiſchen den Parteien durch den Ehevertrag 
vom 25. Januar 1898 vereinbarten ehelichen Güterſtandes der 
Gütertrennung, und es iſt nicht abzuſehen, was daraus und auf 
der von der Revifion ebenfalls beſonders hervorgehobenen Be⸗ 
zeichnung der Wohnung X. Straße als „Chewohnung“, für die 
angebliche Abſicht der Parteien, auf die ganze Dauer ihrer Che 
die eheliche Lebensgemeinſchaft zu beſeitigen, gefolgert werden 
könnte. Daſſelbe gilt von der Vereinbarung, durch welche 
Antragſteller ſeine Gattin von der Verpflichtung entbindet, ſeinen 
Wohnfitz zu theilen, falls er ihn außerhalb Berlins verlegt. 
Dieſe Abmachung bringt gerade im Gegentheil zum Ausdruck, 
daß bei Fortdauer des Aufenthalts des Antragſtellers in Berlin 
damals eine Aufhebung ihrer ehelichen Gemeinſchaft auf die 
Dauer von den Parteien keinesfalls beabfichtigt war. Dabei 
kann, worauf ſchon hier hinzuweiſen iſt, dahingeſtellt bleiben, ob 
die den Wohnfitz betreffende Abmachung der Parteien, wovon 
das Berufungsgericht in erſter Reihe ausgeht, angeſichts der 
§ 138, 5 1353 Abſatz 1, $ 1354 Abſatz 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Verbindung mit Artikel 199 des Einführungs- 
Geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch überhaupt rechtsgültig iſt. 
Und wenn dies, wie die Reviſion unter Hinweis auf das Urtheil 
des Reichsgerichts vom 28. Februar 1889 — Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 23 S. 176 — geltend macht, zu verneinen iſt, ſo 
würde doch das Abkommen vom 31. Dezember 1900 im Uebrigen, 
worauf es für die jetzt zu treffende Entſcheidung allein ankommt, 
gemäß § 139 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtsbeſtändig bleiben, 
nach der bedenkenfreien thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts, daß demnach der übrige Inhalt des Vertrags auch ohne 
jene Vereinbarung zwiſchen den Parteien vereinbart fein würde. 
Bei dieſer Sachlage und mit Rückficht auf die nicht zu bean 
ſtandende Annahme des Berufungsgerichts, daß die Gattin des 
Antragſtellers fich durch die getrennte eigene Wohnung im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe die Moͤglich⸗ 
keit verſchaffen wollte, zeitweiſe, ohne Aufhebung der 
Pflicht zur ehelichen Gemeinſchaft, allein zu ſein, iſt es 
nicht rechts irrthümlich, wenn das Berufungsgericht das zwiſchen 
den Parteien über ihre damalige Ehewohnung getroffene Ab ⸗ 
kommen vom 31. Dezember 1900 für zuläſſig und weder den 
guten Sitten noch den ſich aus dem Weſen der Ehe ergebenden 
ſittlichen und rechtlichen Pflichten der Ehegatten widerſprechend 
erachtet, ſo lange die Gattin dieſes Recht nicht mißbraucht. 
Durch ein Abkommen ſolchen Inhalts, welches die Pflicht der 
Gattin zur ehelichen Gemeinſchaft nicht aufhob, iſt auch das 
Recht des Ehemannes — des Antragſtellers — auf Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft nicht berührt worden, und insbeſondere 
iſt eine Beeinträchtigung dieſes Rechts darin nicht zu finden, 
daß die Gattin — die Antragsgegnerin — die Wohnung 
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X. Straße, nachdem ihr Antragsſteller fein Miethsrecht daran 
abgetreten, er auch die Wohnung ſelbſt verlaſſen hat, nicht mehr 
als Ehewohnung gelten laſſen will. Rechtlich iſt hier die Sach⸗ 
lage keine andere, als wenn die Antragsgegnerin neben der 
Wohnung X Straße noch eine andere Wohnung zur Verfügung 
gehabt hätte und nunmehr Antragſteller nach Aufgeben der 
erſteren ungeachtet der unter den Parteien beſtehenden Güter⸗ 
trennung letztere ohne weiteres als Ehewohnung in Anſpruch 
nehmen wollte. Und doch könnte das Unberechtigte dieſes Ver⸗ 
langens einem gegründeten Bedenken nicht unterliegen. Im 
Uebrigen beſteht das Recht des Antragſtellers, als Ehemann ge⸗ 
mäß 5 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den Wohnort und 
die Wohnung zu beſtimmen, auch nach Uebertragung ſeines 
Miethsrechts an der Wohnung Straße auf feine Gattin 
ebenſo weiter, wie die gemäß derſelben Geſetzesbeſtimmung be- 
gründete Folgepflicht der letzteren in die von ihm zu beſtimmende 
neue — ſtandesgemäße — Ehewohnung. Da das Recht des 
Antragſtellers an fich, die Herftellung der ehelichen Gemeinſchaft 
zu verlangen, gar nicht in Frage fteht, jo vermißt die Reviflon 
auch ohne Grund eine Erörterung, ob in feinem Verlangen 
nach Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ein Mißbrauch liege. 
Für die jetzt zu treffende Entſcheidung kommt es allein darauf 
an, ob dem Antragſteller das von ihm in Anſpruch genommene 
Recht zuſteht, die Wohnung ſeiner Gattin X. Straße zu be⸗ 
treten und in ihr zu verweilen. Dies Recht iſt aber vom 
Berufungsgericht, wie dargelegt, mit zutreffender Begründung 
verneint worden. 


Rechtsſtellung des preußiſchen Gerichts vollziehers. 
Zum § 276 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. N. o. 
Gieſe vom 11. Oktober 1901, Nr. 210/1901 III. 
II. J. O. L. G. Stettin. 


Der beklagte Gerichtsvollzieher iſt vom Berufungsrichter zu 
Schadenserſatz verurtheilt. Seine Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Mit Recht geht das Berufungagericht davon aus, daß das 
Rechtsverhältniß zwiſchen der eine Zuſtellung oder eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreibenden Partei und dem von ihr beauftragten 
Gerichtsvollzieher auch unter der Herrſchaft des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nach Maßgabe der Entſcheidung der vereinigten 
Civilſenate des Reichsgerichts Bd. 16, S. 396 der Entſchei⸗ 
dungen in Civilſachen nach den Grundſätzen des Auftrages im 
Sinne des früheren Rechts, dem jetzt der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung betreffende Dienſtvertrag der 88 675 und 611 
des Bürgerlichen Geſetzbuches entſpricht, zu beurtheilen iſt. Dann 
kommt aber der § 839, Abſatz 1, Satz 2 dort, der die Haftung 
eines wegen Verletzung feiner Amtepflicht an ſich ſchadenerſatz⸗ 
pflichtigen Beamten, wenn dieſem nur Fahrläſſigkeit zur 
Laft fällt, nur dann eintreten läßt, „wenn der Verletzte nicht 
auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag“, dem Beklagten 
nicht zu ſtatten. Vielmehr haftet dieſer lediglich nach den 
Grundſätzen des Dien ſtvertrages für die innerhalb dieſes 
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Vertrags verhältniſſes begangenen Verſehen. Darauf, ob der 
Kläger für die ihm entgangene Zahlung der von G. am 
18. Juli 1900 bei der Stadthauptkaſſe zu Treptow a. R. er⸗ 
hobenen 109 Mark von jenem ſeinem Schuldner ſelbſt Erſatz 
erlangen konnte, kam es demnach aus den Geſichtspunkten 
der beſonderen Haftungsbeſchränkung des § 839 


nicht an. 


Wenn die Reviſion hiergegen geltend macht, es bedürfe mit 
Rückficht darauf, daß der Beklagte der einzige Gerichtsvollzieher 
bei dem Amtsgerichte zu Treptow ſei und daß er deshalb zur 
Annahme des ihm ertheilten Zuſtellungsauftrages gezwungen 
geweſen ſei, der Prüfung, ob nicht unter ſolchen Umſtän⸗ 
den die Beamtenſtellung gegenüber der Beauftragung durch die 
Partei den Ausſchlag geben müſſe, ſo kommt dem gegenüber 
zunächſt in Betracht, daß die Behauptung, der Beklagte ſei der 
einzige Gerichtsvollzieher bei jenem Amtsgerichte, jetzt im Rechts⸗ 
zuge der Reviflon zum erſten Male aufgeſtellt wird, und ſchon 
aus dieſem Grunde nach 8 561 der Civilprozeßordnung keine 
Berückfichtigung finden kann. Aber auch wenn ſie noch zu be⸗ 
rückſichtigen und etwa anzunehmen wäre, die beiden Inſtanz⸗ 
gerichte ſeien ſtillſchweigend von jenem thatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe ausgegangen, ſo wäre daraus doch nicht der von der 
Reviſion gezogene Schluß zu ziehen. Denn daß der Beklagte 
den ihm ertheilten Auftrag nicht ablehnen durfte, war keine 
Folge davon, daß bei dem Amtsgerichte zu Treptow nur ei n 
Gerichtsvollzieher angeſtellt iſt, ſondern ergab ſich aus der ganz 
allgemeinen Beſtimmung des § 34 der zu der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Zeit maßgebenden Gerichtsvollzieherordnung 
vom 23. Februar 1885 (Juſtiz⸗Minſſterialblatt S. 60). Hier⸗ 
nach durften die Gerichtsvollzieher, wenn ſie nicht die Ueber⸗ 
nahme eines Geſchäfts von der Zahlung eines Vorſchuſſes ab- 
haͤngig machten (§ 18 der deutſchen Gebührenordnung für die 
Gerichts vollzieher vom 24. Juni 1878), die Ausführung eines 
innerhalb ihrer örtlichen Zuſtändigkeit und ihres Geſchäftskreiſes 
erhaltenen Auftrages nur ablehnen, wenn fie im einzelnen Falle 
von der Ausübung ihres Amtes kraft Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen waren, und nur die Uebernahme freiwilliger Ver⸗ 
ſteigerungen durften fie, und zwar ohne Angabe von Gründen, 
ablehnen. Dieſe Vorſchrift bezog ſich aber ebenſowohl auf ſolche 
Gerichtsvollzieher, die als alleinige, wie auf ſolche, die als 
mehrere neben einander bei einem Amtsgerichte angeſtellt waren. 
Schon aus dieſem Grunde kann von der angeregten ein⸗ 
ſchränkenden Auslegung des Rechtsſatzes, der von den ver- 
einigten Civilſenaten in der angezogenen Entſcheidung gerade 
auch aus Anlaß eines dem Gebiete des Preußiſchen Rechts an- 
gehörigen Falles angenommen iſt, keine Rede ſein. Das Gleiche 
muß aus einem entſprechenden Grunde von dem weiteren aus 
8 35 der Gerichtsvollzieherordnung vom 23. Februar 1885 ent- 
nommenen Beweisgrunde gelten, daß nämlich der Beklagte nicht 
befugt war, die Ausführung des Auftrages einem Anderen zu 
übertragen; denn auch das dort ausgeſprochene Verbot der Ueber ⸗ 
tragung erhaltener Aufträge auf einen Anderen war ganz all- 
gemeiner Natur. Den in Abſatz 2 jener Beſtimmung für 
den Fall, daß er an der Erledigung des Auftrages thatſäch⸗ 
lich verhindert geweſen wäre, was aber nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsgerichts nicht der Fall war, vorgeſchriebene Weg 
hat der Beklagte nicht eingeſchlagen. 
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Was nun die Frage des Verſchuldens des Beklagten 
betrifft, ſo iſt auch hier das Berufungsurtheil zutreffend davon 
ausgegangen, daß auf jenen der § 276 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches anzuwenden iſt, wonach der Schuldner, „ſofern nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten“ 
hat. Das Gericht prüft, ob der Beklagte gemäß Satz 2 des 
§ 276 Abſatz 1 „die im Verkehre erforderliche Sorgfalt“ beob- 
achtet oder außer Acht gelaſſen habe, nach der doppelten Rich⸗ 
tung, einerſeits, ob ſchon nach der Natur des ihm ertheilten 
Auftrages überhaupt und nach Lage der beſonderen Umſtände, 
unter denen er ihn erhielt, alſo nach den Grundſätzen über den 
eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrag, und 
anbererfeitd, ob nach den die Dienft- und Geſchäfts verhältniſſe 
der Gerichtsvollzieher gemäß § 155 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes und § 73 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes hierzu 
regelnden Beſtimmungen der Landes juſtizverwaltung, als den 
ihrem Zwecke und Inhalte nach zum Schutze der Auftraggeber 
erlaſſenen allgemeinen Anweiſungen, die ſofortige Prüfung des 
Zuſtellungsauftrages und in deren Verfolge deſſen Ausführung 
noch am 12. Juli 1900 ſelbſt erforderlich geweſen wäre. Auch 
dieſe Zweitheilung der Prüfung iſt nicht zu beanſtanden. Die 
Beobachtung der Beſtimmungen der Landes juſtizverwaltung würde 
den Beklagten nur in feiner Eigenſchaft als Staatsbeamten 
vor Maßnahmen der Dienſtauſſicht und der Dienſtzucht, dagegen 
nicht ohne Weiteres auch vor der Inanſpruchnahme durch den 
Auftraggeber wegen der Verletzung der aus dem Dienftver- 
trage fließenden Pflichten ſchützen. Indeſſen hat die nach 
beiden Richtungen angeſtellte Prüfung das Berufungsgericht 
zu demſelb en Ergebniſſe geführt: daß der Beklagte verpflichtet 
geweſen ſei, den Zuſtellungsauftrag noch am 12. Juli zu prüfen, 
und, da er dann die Nothwendigkeit feiner ſofortigen Aus⸗ 
ſührung erkannt haben würde, ihn auch noch an dieſem Tage 
zu erledigen. Ein Rechtsverſtoß iſt hierbei nicht erſichtlich. 

In Wirklichkeit ſtimmt auch der Inhalt der einſchlägigen 
Dienſtvorſchriften mit der aus der Natur des Dienſtvertrages 
ſich ergebenden Folge dahin überein, daß über die Zeit der 
Dienftleiftung in erſter Reihe die ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende Beſtimmung des Auftraggebers entſcheidet. 
Der § 6 der Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 
1. Dezember 1899 (Juſtiz⸗Miniſterialblatt S. 633 und 637) 
beſagt: 

„It für die Ausführung des Auftrages eine be⸗ 
ſtimmte Friſt geſtellt, ſo hat der Gerichtsvollzieher 
den Auftrag innerhalb dieſer Friſt zu erledigen.“ 

„Im Uebrigen hat der Gerichtsvollzieher nach den 

Umſtänden pflichtgemaͤß zu ermeſſen, innerhalb welcher 

Reihenfolge, je nach der größeren oder geringeren 
Dringlichkeit der Aufträge, ihre Erledigung zu 
bewirken iſt.“ 

Und der § 23 beſtimmt über die Zeit der Erledigung der 
Zuſtellungsaufträge noch insbeſondere: N 

„Der Gerichtsvollzieher hat die Zuſtellungsaufträge, 
vorbehaltlich anderweitiger Beſtimmung des 
Auftraggebers, wenn die Zuſtellung an feinem Wohn⸗ 
ort oder unter feiner Vermittelung durch die Poft zu 
erfolgen hat, ſpäteſtens am Tage nach dem Empfange 
des Auftrags, wenn die Zuſtellung außerhalb ſeines 
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Wohnorts durch ihn ſelbſt zu bewirken iſt, auf der erſten 
Reiſe und ſpäteſtens binnen fünf Tagen zu erledigen, 
falls nicht die Eilbedürftigkeit der Sache eine 
noch frühere Zuſtellung erfordert.“ 

Die mindeſtens ſtillſchweigende Ertheilung des Auf⸗ 
trages zur ſofortigen Zuſtellung des Pfändungs- und Ueber⸗ 
weiſungsbeſchluſſes hat aber das Berufungsgericht einerſelts in 
den Umſtänden, unter denen der Beklagte den Auftrag 
empfing, andererſeits in dem Inhalte des zuzuſtellenden 
Schriſtſtücks gefunden. 

Schon hieraus ergiebt fich die Unrichtigkett der Ausführung 
der Revifion, daß die Anforderungen, die das Berufungsurtheil 
an den Beklagten ſtelle, über die einſchlägigen Beſtimmungen 
der Geſchäftsanweiſung hinausgingen, wiewohl es hierauf über- 
haupt nicht entſcheidend ankommt, weil, wie dargelegt, in erſter 
Reihe die aus dem bürgerlichen Rechte zu entnehmenden Vor⸗ 
ſchriften über den eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſt⸗ 
vertrag maßgebend find. Wenn aber die Reviſion in Verbindung 
hiermit noch hervorhebt, der Beklagte habe als einziger Gerichts 
vollzieher die Reihenfolge der Aufträge einhalten müſſen — 
womit anſcheinend die Erledigung der Aufträge nach der Zeit 
folge ihres Einganges gemeint iſt —, ſo beruht dies auf 
einer Verkennung der Vorſchriften der Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher. Nach dem vorher wiedergebenen Wort⸗ 
laute des § 6 Abſatz 1 ſoll gerade nicht die bloße Rückfcht auf 
den früheren Eingang eines Auftrages, ſondern in erſter 
Reihe die größere Dringlichkeit für die Zeit, zu der, und 
die Reihenfolge, in der ein Auftrag zu erledigen iſt, maß⸗ 
gebend ſein. 

Ebenſo abwegig erſcheint die weitere Ausführung der 
Reviſton, jeder Beamte, alſo auch der Gerichtsvollzieher, habe 
gewiſſe Dienſtſtunden einzuhalten, und es könne nicht davon 
ausgegangen werden, daß der Beklagte etwa mit Ausnahme der 
Nachtſtunden unausgeſetzt Zustellungen zu bewirken habe. Schon 
aus den 58 188 und 761 der Civilprozeßordnung, wonach Zu- 
ſtellungen und Vollſtreckungshandlungen, abgeſehen von Sonn 
tagen und allgemeinen Feiertagen, nur zur Nachtzeit nicht 
bewirkt werden dürfen, wenn nicht etwa eine richterliche Er⸗ 
laubniß vorliegt, ſie ſelbſt zu dieſen Zeiten vorzunehmen, 
ergiebt ſich, daß der Dienſt des Gerichtsvollziehers, wie dies 
überhaupt in der eigenthümlichen Art ſeiner Dienſtverrichtungen 
begründet iſt, nicht auf beſtimmte Geſchäftsſtunden beſchränkt 
iſt. Dieſer Grundſatz iſt aber auch in den 85 6-8 der 
Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher zum Ausdrucke 
gekommen, von denen namentlich die $$ 7 und 8 unter Anderem 
den Inhalt der 59 188 und 761 der Civilprozeßordnung ſowie 
des $ 104 der Strafprozeßordnung wiedergeben, und von denen 
der 5 7 in Abſatz 1 ſogar eine Reihe von Amtshandlungen auf 
zählt, die der Gerichtsvollzieher ſelbſt an Sonntagen und 
allgemeinen Feiertagen ohne richterliche Genehmigung vor⸗ 
nehmen darf. 

Wiederum auf einer Verkennung der Beſtimmungen des 
Geſetzes und der Geſchäftsauwetſung beruht die fernere De 
ſchwerde der Revifion, bei Zuftellungen an den geſetzlichen Ver- 
treter oder den Vorſteher einer Behörde, Gemeinde, Köͤrperſchaft 
oder eines Vereins ſei dem Gerichtsvollzieher noch beſonders die 
Einhaltung der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden dieſer Adreſſaten 


— 
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zur Pflicht gemacht. Allerdings hängt die Gültigkeit einer 
Erſatzzuſtellung an den geſetzlichen Vertreter oder den Vorſteher 
einer Behörde, einer Gemeinde u. |. w. davon ab, daß fie 
„während der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden“ der 
Behörde u. |. w. in deren Geſchäftsräumen vorgenommen 
wird. Vergleiche Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 388. Dagegen 
iſt es kein nothwendiges Erforderniß für die Gültigkeit einer 
an den geſetzlichen Vertreter oder den Vorſteher einer Behoͤrde, 
einer Gemeinde u. ſ. w. gerichteten Zuſtellung, daß dieſe gerade 
während der gewohnlichen Dienſtſtunden der Behörde u. ſ. w. 
und in deren Geſchäftsräumen erfolge. Dies ergiebt ſchon der 
Abſatz 2 des § 184, wonach, wenn der geſetzliche Vertreter oder 
der Vorſteher in ſeiner Wohnung nicht angetroffen wird, 
nur die gemäß den SS 181 und 182 der Civilprozeßordnung 
ſonſt zuläffige Erſa tz zuſtellung für unſtatthaft erklärt iſt. Zu- 
läſſig und möglich iſt hiernach eine Zuſtellung an den geſetz 
lichen Vertreter oder den Vorſteher einer Behoͤrde, einer Ge⸗ 
meinde u. ſ. w. ſteis, wenn ſie an den Vertreter oder den 
Vorſteher perſoͤnlich in deſſen Wohnung bewirkt wird. 
Dementſprechend ſchreibt auch der § 29 Abſatz 2 Satz 2 der 
Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vor, daß, 
wenn die Zuſtellung in der in Abſatz 1 angegebenen Weiſe, 
d. h. gemäß § 184 Abſatz 1 der Civilprozeßordnung, nicht aus⸗ 
führbar iſt, die Behörde u. |. w. aber beſondere Geſchäftsräume 
hat, die Zuſtellung außerhalb dieſer „auch in der Wohnung 
des Vorſtehers oder Vertreters nur an dieſen in Perſon 
mit Ausſchluß der Erſatzzuſtellung erfolgen“ kann. Die hier in 
Frage ſtehende dringliche Zuſtellung war demnach auch nach 
6 Uhr Abends noch zuläſſig, wenn fie an den Vertreter des 
Bürgermeiſters perſönlich in ſeiner Wohnung erfolgte. 


Zu $$ 460, 464 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Woj⸗ 
ciechows ka 6. Wendland vom 12. Oktober 1901, 
Nr. 255/1901 V. 

II. J. O. L. G. Poſen. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion der Beklagten auf 

gehoben und die Sache an das Landgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Die Reviſion hatte Erfolg. 

Zwar giebt die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß in 
dem verkauften Haus der Schwamm in einem eine unerhebliche 
Minderung des Werthes oder der Tauglichkeit überſchreitenden 
Maße vorhanden ſei, zu rechtlichen Bedenken ſchon deshalb 
keinen Anlaß, weil ſie auch darauf geſtützt iſt, daß der nach 
Beſeitigung des Schwammes noch verbleibende Schwammver⸗ 
dacht den Verkehrswerth des zu Wohnzwecken dienenden Ge⸗ 
bäudes mindert, jo daß für die Frage der Erheblichkeit der 
Werthminderung die Höhe der zur Bejeitigung des Schwammes 
aufzuwendenden Koſten nicht ausſchlaggebend iſt. Aber das 
Berufungsurtheil leidet an dem Mangel, daß es keine Auskunſt 
darüber giebt, weshalb die Anwendbarkeit des & 464 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs auf den vorliegenden Fall für ausgeſchloſſen 
erachtet worden iſt. Derſelbe beſtimmt, daß der Käufer, welcher 
eine mangelhafte Sache annimmt, obſchon er den Mangel kennt, 
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den Anſpruch auf Wandelung nur behält, wenn er ſich feine 
Rechte wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält. Und 
die Beklagte hat eingewendet, daß der Kläger jedenfalls zwiſchen 
dem Kaufabſchluß und der Auflaſſung des gekauften Grund⸗ 
ſtücks von dem Mangel des Schwammes Kenntniß erlangt 
hatte, und fie hat dem Kläger über feine Kenntniß des Mangels 
den Eid zugeſchoben. Da von dieſem nicht geltend gemacht 
und bewieſen worden iſt, daß er ſich ſeine Rechte wegen des 
Mangels bei der Auflaſſung vorbehalten habe, er den zuge⸗ 
ſchobenen Eid vielmehr angenommen hat, ſo hätte der in dem 
Tenor des Berufungsurtheils normirte Eid der Einrede der 
Beklagten entſprechend auf die Kenntniß von dem Mangel zur 
Zeit der Auflaſſung erſtreckt werden müſſen. Wenn von dem 
Kläger hiergegen geltend zu machen verſucht wird, der § 464 eit. 
jet nur auf die Fälle anwendbar, wenn ſich an den Kauf ⸗ 
abſchluß die Annahme der gekauften Sache unmittelbar an⸗ 
ſchließt, ſo ſteht dieſer Auslegung entgegen, daß es dann bei der 
Faſſung des § 460 des Bürgerlichen Geſetzbuches des 8 464 
überhaupt nicht bedurft hätte, da ſich dann beide Vorſchriften 
inhaltlich deckten. Die Vorſchrift des § 464 iſt nur erklärlich, 
wenn durch fie für die Fälle des zeitlichen Auseinanderfallens 
des Vertragsabſchluſſes und der Uebergabe eine ſelbſtſtändige 
Regelung getroffen werden ſollte. Bei dieſer Sachlage iſt, wenn 
die vorbehaltsloſe Annahme des Grundſtücks durch den Kläger 
feſtgeſtellt wird, deſſen Anſpruch auf Rückgängigmachung des 
Kaufes abzuweiſen. 


Bedeutung einer im Wege des Arreſtes nach 
preußiſchem Landesrecht eingetragenen Vormerkung 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Zendler 
c. Zerenze vom 12. Oktober 1901, Nr. 199 / 1901 V. 
II. J. O. L. G. zu Poſen. 

Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und in der Sache 
endgültig erkannt. 

Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht begründet ſeine Entſcheidung nach 
dem bisherigen Rechte in folgender Weiſe. Durch die im Wege 
des Arreſtes eingetragene Vormerkung ſei ein bedingt dingliches 
Recht geſchaffen. Um mit der dinglichen Klage durchzudringen, 
habe Kläger daher nachzuweiſen, daß aus dem bedingt dinglichen 
Rechte ein unbedingt dingliches geworden ſei, d. h. daß ſämmt⸗ 
liche Vorausſetzungen der Umſchreibung der Vormerkung in eine 
definitive Hypothek vorliegen, wenn auch die Umſchreibung ſelbſt 
nicht erforderlich ſei. Zu dieſen Vorausſetzungen gehöre ent⸗ 
weder die von R. ertheilte oder durch rechtskräftiges Urtheil er⸗ 
ſetzte Bewilligung der Umſchreibung. Daß dieſem Erforderniß 
entſprochen ſei, habe Kläger nicht behauptet. In der notariellen 
Urkunde vom 8. März 1899 ſei ein Erſatz nicht zu finden; 
denn aus einer Urkunde, in welcher ſich der Schuldner der 
ſofortigen Zwangs vollſtreckung unterwerfe, werde nur eine Vor⸗ 
merkung eingetragen, eine ſolche ſei aber ſchon vorhanden. Habe 
hiernach Kläger gegen R. kein Recht auf Umſchreibung der Vor⸗ 
merkung in eine Hypothek erworben, ſo ſtehe ihm ein ſolches 
auch gegen den Beklagten, als den nach der Vormerkung ein⸗ 
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getragenen Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks, nicht zu. 
Dem eventuellen Antrage ſtehe entgegen, daß der Beklagte zur 
Umſchreibungsbewilligung nicht verpflichtet ſei. Obligatoriſche 
Beziehungen, welche ſolche Verpflichtung begründen könnten, be⸗ 
ſtänden zwar zwiſchen R. und dem Kläger, nicht aber zwiſchen 
dem Beklagten und dem Kläger. Da durch die Eintragung der 
Vormerkung das Pfandgrundſtück zu einer im Streit befangenen 
Sache werde — ſoll wohl heißen: nicht werde —, ſei der 
Streit über die Umſchreibungsbewilligung zwiſchen dem urſprüng⸗ 
lichen Grundſtückseigenthümer und dem aus der Vormerkung 
Berechtigten zum Austrage zu bringen. 

Hiergegen macht Kläger mit Recht geltend, daß er be⸗ 
rechtigt ſei, auf Grund der ſeine Forderung endgültig feſtſtellen⸗ 
den notariellen Urkunde die Dinglichkeit ſeines Anſpruchs gegen 
den Beklagten, an welchen das ſeit der Eintragung der Vor⸗ 
merkung in Streit befangene Grundſtück veräußert iſt, zu ver⸗ 
folgen. — Eingehend begründet. 


Zur preußiſchen Gerichtsvollzieherordnung. 
Eingeſandt von einem ehemaligen preußiſchen Gerichts vollzieher, 
jetzigen Landgerichtsſekretär. 

Die folgenden Aeußerungen eines ehemaligen Gerichtsvoll⸗ 
ziehers über das Gerichtsvollzieherweſen waren dem Herausgeber 
urſprünglich nur zur privaten Kenntnißnahme und mittelbaren 
Verwerthung zwecks Beurtheilung dieſer praktiſch ſo überaus 
wichtigen Frage zur Verfügung geſtellt. Der Herausgeber iſt 
aber der Anfiht, daß dieſe von außerordentlicher Sachkenntniß 
zeugenden Mittheilungen in einer Ueberarbeitung den Werth 
eines unmittelbaren ſachverſtändigen Zeugniſſes einbüßen würden, 
und hat ſich daher vom Einſender in der Erwartung, daß ſeine 
von größter Objektivität zeugenden Darlegungen allſeitig auch 
als ſchätzbarer und dankenswerther Beitrag begrüßt werden, die 
nachträgliche Genehmigung des Einſenders zu ihrer Verözͤffent⸗ 
lichung an dieſer Stelle eingeholt: 

„Der Artikel in Nr. 81 und 82 der „Juriſtiſchen Wochen ⸗ 
ſchrift“ vom 26. Auguſt 1901: ‚Die Ordnung des Gerichts. 
vollzieherweſens im Deutſchen Reiche“ vom 17. Auguft 1901, 
ſowie die folgenden Schriftſätze habe ich mit ſo großem Inter⸗ 
eſſe geleſen, daß ich nicht umhin kann, Ihnen hierzu Einiges 
mitzutheilen, was Sie vielleicht als Material für das Gerichts⸗ 
vollzieherweſen verwenden konnen. 

Ich ſchicke voraus, daß ich 3 Jahre lang und zwar vom 
1. Oktober 1879 bis 1. April 1883 in A. bei St. als Gerichts⸗ 
vollzieher thätig war und ſeit dieſer Zeit (als Aktuarius I. Klaſſe 
mit Einſchluß des gerichtlichen Kaflen- und Kalkulaturweſens 
aus dem Jahre 1876) in den Böreaudienſt zurückgetreten bin, 
weil mir der Gerichtsvollzieherdienſt nicht mehr zuſagte und ich 
zuletzt nur noch etwas über das garantirte Einkommen von 
1800 Mark (einſchließlich des Wohnungsgeldzuſchuſſes) verdiente. 
Auch bemerke ich, daß ich feit 1. April 1883 das Gerichtsvoll⸗ 
zieherweſen verfolgt und Entſcheidungen über Regreßpflicht und 
die abändernden Beſtimmungen der Gerichtsvollzieherordnung 
geleſen habe. Ich hatte nämlich die Abficht, mein im Jahre 
1899 unter Berückſfichtigung der bezüglichen Beſtimmungen des 
Vuͤrgerlichen Geſetzbuchs zuſammengeſtelltes Werk „Der preu⸗ 
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ßiſche Gerichtsvollzieher“ herauszugeben, habe dies jedoch wegen 
der bedeutenden Koften und des Rifikos, ſowie wegen der zu 
erwartenden und auch eingetretenen Aenderungen unterlaſſen. — 
Am 1. April 1883 trat ich beim Königl. Amtsgericht St. in 
den Büreaudienſt zurück, worauf ich bald auf längere Zeit (ich 
hatte zuerſt ein Kommiſſorium auf 6 Monate in St.), die 
Borrevifionen der St. — er — 9 — Gerichtsvollzieher vor ⸗ 
zunehmen hatte. 

Daher glaube ich als Praktiker das Gerichts vollzieherweſen 
ziemlich genau beurtheilen zu konnen. Zunächſt möchte ich be⸗ 
haupten zu können glauben, daß, wenn die Gerichts vollzieher 
genauer revidirt worden wären und manche Erinnerung nicht 
einer etwaigen Beſchwerde der Partei überlaſſen worden wäre, 
eine Aenderung der Gerichtsvollzieherordnung vom 14. Juli 
1879 bezw. der vom 23. Februar 1885 nebſt Geſchäftsanwei⸗ 
ſungen in dem jetzigen Maße nicht noͤthig geworden wäre. 
Das von mir feiner Zeit verwaltete Amt eines Gerichts voll⸗ 
ziehers und die von mir feiner Zeit vorgenommenen Vorrevifionen 
haben bei mir die Empfindung zurückgelaſſen, daß das bisherige 
Inſtitut der Gerichtsvollzieher ein guter, flott arbeitender Apparat 
war und daß meiſt nur unbedeutende Erinnerungen zu ziehen 
waren. Sehr praktiſch erwies ſich meines Dafürhaltens bezug ⸗ 
lich des Buchwerks wegen der Revifion des Geldverkehrs die am 
1. Oktober 1879 eingeführte Einrichtung eines Regiſters für 
Zwangsvollſtreckungen und freiwillige Mobiliarverſteigerungen, 
was ſehr überſichtlich angeordnet war, während nach der ab⸗ 
geänderten Geſchäftsordnung für die Gerichtsvollzieher vom 
23. Februar 1885 dieſes Regiſter wegfiel und dafür das alle 
Aufträge und die Einnahmen nachweiſende Dienſtregiſter mit- 
benutzt und ſolches zugleich in 2 Heften, eins für amtliche und 
ein anderes für Parteiaufträge, geführt wurde. Nach der 
Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900 wird für dieſen 
Zweck nur ein Dienſtregiſter geführt. Vom 1. Oktober 1879 
ab wurde außerdem nur noch das Wechſelproteſtregiſter geführt. 
Vom 1. April 1885 ab wurde auch noch ein Reiſejournal ge⸗ 
führt, um die Anrechnung der Reiſekoſten für Parteiaufträge 
auf die für amtliche Aufträge, namentlich bei der dem Gerichts⸗ 
vollzieher vom 1. April 1885 ab mitübertragenen Beitreibung 
der Gerichtskoſten, und die Entſchädigung des Gerichtsvollziehers 
für amtliche Aufträge leicht zu ermoglichen. Vom 1. Oktober 
1900 ab find nun außer den erwähnten Büchern noch ein 
Reſtenbuch für rückſtändig gebliebene Gebühren aus Partei- 
aufträgen und ein (Gebühren-) Ablieferungsbuch zu führen. 
Die Führung dieſer Bücher und der ſonſtigen Schriften iſt 
ziemlich umſtändlich und erfordert viel Zeit und Umficht, jeden- 
falls weſentlich mehr Arbeit, als bei den früheren Geſchäfts⸗ 
anweiſungen. — Der Gerichtsvollzieher muß daher jetzt beſſer 
geſchult ſein als früher. 

So viel iſt fiher, daß ein gutes Stück der Rechtspflege 
bis zur Wiedereinführung der Gerichtskaſſen, dem 1. April 
1885, in Preußen durch die Gerichtsvollzieher ſchnell und wohl 
meiſt zur Zufriedenheit der Auftraggeber ausgeübt wurde. Mit 
der Einführung der neueren Gerichtsvollzieherordnung vom 
23. Februar 1885 trat durch Uebertragung der Beitreibung der 
Gerichtskoſten durch die Gerichtsvollzieher ſchon eine weſentliche 
Aenderung ein, indem die Gerichtsvollzieher hierdurch mehr mit 
amtlichen Aufträgen belaſtet wurden. Die Gerichtsvollzieher⸗ 
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ordnung vom 31. März 1900 bedeutet nach meiner Auffaſſung 
die Wiedereinführung des Exekutors und eine weſentliche Be⸗ 
ſchränkung der mit dem 1. Oktober 1879 eingeführten freien 
Gerichts vollzieherei. 

Am 1. Oktober 1879 war es ſchwer, das Gerichtsvollzieher⸗ 
amt voll und ganz auszuführen; denn was die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen betrifft, ſo waren die Schuldner meiſt auf die Neue⸗ 
rung, ſofort bei Zuſtellung eines Urtheils die Vollſtreckung zu 
beginnen, nicht vorbereitet, und es galt oft ſchwere Kämpfe mit 
ihnen durchzufechten, ehe ſie über das neue Recht klar wurden. 
Dagegen war es für die Gläubiger oft ſehr angenehm, wenn 
fie einen ihrer boͤswilligen Schuldner mit Gütern umherziehen 
ſahen, dieſe alsbald durch irgend einen in dem Landgerichtsbezirk 
zuſtändigen Gerichtsvollzieher beſchlagnahmen laſſen und ſo ihre 
alte Forderung wiedererlangen konnten, oder, wenn die Glaͤu⸗ 
biger bei fruchtloſem Ausfall der Zwangsvollſtreckung einen 
anderen Gerichtsvollzieher ganz plötzlich in die Wohnung des 
Schuldners oder dorthin ſchickten, wo anderweit Sachen deſſelben 
lagerten —, zur Vollſtreckung bezw. zur Anfrage bei einem 
Drittſchuldner wegen Herausgabe der Sachen und eventuellen 
Pfändung —, während die Gläubiger vielleicht zugegen waren 
und ihr Intereſſe ſogleich wahrnahmen. Es kam vor, daß ich 
Zwangsvollſtreckungen gegen Schuldner ausführte, die mir circa 
20 km näher als dem für das betreffende Amtsgericht zu⸗ 
ſtändigen Gerichtsvollzieher wohnten, wodurch die Reiſekoſten 
ſich weſentlich billiger ſtellten (z. B. von Altdamm nach Kuh⸗ 
blank oder Karolinenhorſt oder Höckendorf, anſtatt von dem 
Amtsgerichtsorte Greifenhagen). So nahm ich aber auch von 
Altdamm aus Zwangsvollſtreckungen über Stettin hinaus (inner- 
halb des Amtsgerichtsbezirks Stettin, im Landgerichtsbezirk 
Stettin) vor, wodurch allerdings der Gläubiger mit Reiſekoſten, 
die er gern zuzahlte, belaſtet wurde, wenn er nur ſeine Forde⸗ 
rung erhielt. 

Meiner Erfahrung nach hat fich die freie Bewegung der 
Gerichtsvollzieher im Landgerichtsbezirke ſehr bewährt und liegt 
im Intereſſe der Parteien, zumeiſt jedoch der Gläubiger, was 
wohl auch bezweckt werden ſoll. 

Durch die Einführung der neueſten Gerichtsvoll⸗ 
zieherordnung vom 31. März 1900 haben die Gerichts 
vollzieher, ſoviel ich glaube und erfahre, das Intereſſe 
an der ſchnellen und beſſeren Ausführung der Aufträge 
vollſtändig verloren, wodurch das Zwangs voll- 
ſtreckungsweſen gleichſam lahmgelegt iſt. Soviel ich 
gehoͤrt habe, nehmen Gerichtsvollzieher beiſpielsweiſe nicht mehr 
freiwillige Mobiliarverſteigerungen vor, trotzdem ſie noch dafür 
zuſtändig find. Hier in Hirſchberg iſt ſchon, wie ich erfahren 
habe, deshalb ein Auktionskommiſſar von der Königlichen 
Regierung eingeführt worden. 

Die Eintheilung der Geſchäfte der Gerichtsvollzieher in 
Bezirke wird ſich übrigens kaum bewähren und wird im Gegen⸗ 
ſatz zu dem bisherigen (freien) Verfahren für die Auftraggeber 
ſehr empfindlich und wenig zweckdienlich ſein. So wird es 
auch durch dieſe Eintheilung noͤthig, bei Zuſtellungen eines 
Schriftſtücks für einen Auftraggeber an mehrere Perſonen, die 
in verſchiedenen Gerichts vollzieher⸗ Bezirken wohnen, entweder 
mehrere Urſchriften des betreffenden Schriftſtücks anzufertigen 
oder mit der weiteren Zuſtellung zu warten, bis der eine 
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Gerichtsvollzieher die Sache erledigt hat. Die Beauftragung 
eines Gerichtsvollziehers oder die Vertheilung nach dem Namen 
des Auftraggebers wäre dieſerhalb empfehlenswerth. 

Die Zahl der Gerichtsvollzieher wird ſich bei 
dem jetzigen Stande der Dinge unbedingt verdoppeln 
müſſen, wenn die Geſchäfte der Gerichtsvollzieher 
einigermaßen prompt ausgeführt werden ſollen. 

Auch iſt anzuerkennen, daß die Gerichtsvollzieher durch die 
neue Gerichtsvollzieherordnung viel mehr mit Schreib und 
Rechnungsarbeiten (Führung des Buchwerks ꝛc.) belaſtet find, 
als früher. Wahrſcheinlich werden fie auch die nöthigen 
Büreaukräfte nicht mehr aufbringen können, wodurch dann die 
Hauptgeſchäfte verzögert werden müßten. 

Die Einführung von Gerichtsvollzieherämtern nach Art 
der Hamburger Aemter erſcheint vortheilhafter, als das jetzige 
Preußiſche Verfahren; das am 1. Oktober 1879 in Preußen 
eingeführte Syſtem iſt aber jedenfalls vorzuziehen. 


Nur war es hierbei ein großer Uebelſtand, daß manche Gerichts⸗ 


vollzieher knapp das Mindeſteinkommen von 1800 Mark und 
manche auch dieſes nicht erreichten, wodurch nämlich der 
Gerichtsvollzieher in eine ſchwierige Lage kam. Dieſer Uebel⸗ 
ſtand mußte allerdings beſeitigt werden. Dies wäre vlelleicht 
auch dadurch moͤglich geworden, daß ſolche Stellen, die wenig 
einträglich find, als Uebergang zu einträglicheren Stellen an⸗ 
geſehen und die Gerichtsvollzieher ſ. Z. — vielleicht nach 
gewiſſen Jahren — in andere beſſere Stellen (bezw. Orte, die 
als ſolche anzuſehen find) verſetzt würden. Die durch die 
geänderte Civilprozeßordnung angeordnete Ausführung der 
Zuſtellungen von Amtswegen durch Gerichtsdiener bezw. durch 
die Poſt, wodurch die Gerichtsvollzieher wiederum viel Arbeit 
und Zeit ſparen, iſt allerdings eine weſentliche Verbeſſerung. 

Von den Gerichtsvollziehern wird übrigens ſeit der Ein⸗ 
führung des B. G. B. ein bedeutenderes Stück des Wiſſens 
mehr, als früher, nämlich theilweiſe Kenntniß der verſchledenen 
Juſtizgeſetze (B. G. B., Konk. O., C. P. O. u. a.), wenn 
nicht direkt, ſo doch indirekt gefordert und muß gefordert werden, 
wenn fie etwa — wie bisher — ihren Auftraggebern haftbar 
bleiben ſollen. Geſchieht dies, ſo müſſen an ſie große An⸗ 
forderungen geſtellt werden und ſie müſſen pekuniär ſo daſtehen, 
daß fie auch — wenn fie wirklich verhältnißmäßig größere 
Einnahmen durch ihre Thatkraft erzielen — auch einem Regreß 
genügen können. 

Eine ſcharfe Kontrolle über die Gerichtsvollzieher bezw. 
eine Reviſion derſelben ſollte durch Beamte erfolgen, welche das 
Gerichtsvollzieherfach durch und durch kennen, und es ſollten die 
Erinnerungen, ſoweit das Intereſſe der Parteien in Frage 
kommt, ausgeglichen werden. Auf Beſchwerden der Parteien 
dürfte nicht erſt gewartet werden, weil ſolche wohl nur ſelten 
geführt werden, erſtens wegen der noch herrſchenden Geſetzes⸗ 
unkenntniß der Parteien (abgeſehen von Rechts kundigen), zweitens 
wegen der Furcht der Schuldner vor etwaigen weiteren ſcharfen 
Vollſtreckungen bezw. wegen des Intereſſes der Gläubiger an 
weiteren erfolgreichen Vollſtreckungen. 

Durch die Aenderung der C. P. O., namentlich des § 715, 
jetzt 5 811, wird die Zwangsvollſtreckung gegen die Schuldner, 
die durch dieſe neuen Beſtimmungen der C. P. O. ſehr geſchont 
werden, ziemlich ſchwierig gemacht, und die Schuldner werden 
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noch mehr, wie bisher, Widerſtand gegen die Zwangsvollſtreckung 
leiſten. Wie es den Anſchein hat, geht aber die Aenderung der 
C. P. O. mit der neuen Ger. Vollz. O. Hand in Hand. 

Den Ausführungen in Nr. 81 und 82 der Juriſtiſchen 


Wochenſchrift vom 26. Auguſt 1901 kann ich im Uebrigen 
nur beitreten.“ 


Zum § 254 der Civilprozeſſordnung. 
Von Dr. Karl Friedrichs in Dortmund. 


Der 8 254 der Civilprozeßordnung bringt eine Bereicherung 
des Prozeßrechts, inſofern er von der im § 253 Abſ. 2 Nr. 2 
vorgeſchriebenen „Beſtimmtheit“ des Antrags vorläufig dispenfirt, 
wenn mit der Klage auf Vorlegung eines Verzeichniſſes u. ſ. w. 
die Klage auf Herausgabe verbunden wird. Von den Gerichten 
ſcheint dieſe Beſtimmung nicht mit der nöthigen Gleichmäßigkeit 
und Sicherheit angewandt zu werden, ſo daß es ſich wohl ver⸗ 
lohnt, ſich mit der Bedeutung der Neuerung etwas eingehender 
zu beſchäftigen. 

Die in der verbundenen Klage geltend gemachten Anſprüche 
find wirthſchaftlich nicht gleichartig. Der Eine iſt nur die 
Vorbereitung des Anderen, denn Niemand begehrt das Ver⸗ 
zeichniß u. ſ. w. um ſeiner ſelbſt willen, ſondern nur, weil er 
ſeiner bedarf, um danach ſeinen Anſpruch auf Herausgabe 
beziffern zu können, er müßte es denn ſchon auf Chikane 
abgeſehen haben. Ebenſo zeigt ſich in der prozeſſualen Be⸗ 
handlung dieſe Abhängigkeit darin, daß der Anſpruch auf 
Herausgabe nicht vor dem anderen erledigt werden kann. 

Wenn nun die Vorausſetzungen des Anſpruches auf Vor⸗ 
legung feſtgeſtellt find, was durch Anerkenntniß, Beweisaufnahme 
oder im Verſäumnißwege geſchehen fein kann, dann liegt der 
Fall des § 301 C. P. O. vor, das Gericht muß ein Theil⸗ 
urtheil erlaſſen, wenn ſolches nicht aus beſonderen Gründen 
(die aber wohl nicht leicht vorkommen können) für unangemeſſen 
gehalten wird. Denn von den zwei verbundenen Anſprüchen iſt 
der eine, der auf Vorlegung des Verzeichniſſes, zur Entſcheidung 
reif (das haben wir vorausgeſetzt), der andere, auf Herausgabe, 
aber noch nicht. Die Vorſchrift des Geſetzes iſt zwingend, und 
es kann auch keinen Unterſchied machen, ob der Kläger in der 
Verhandlung den ganzen Klageantrag vorträgt, oder ob er ſich 
auf den Vorlegungsanſpruch“) beſchränkt, ſofern er nur den 
Herauegabeanſpruch nicht zurückgenommen hat. Das Gericht 
darf alſo nicht tenoriren: „und dem Kläger den vierten Theil 
der feſtzuſtellenden Nachlaßmaſſe herauszugeben“, noch auch den 
Herausgabeanſpruch als erledigt behandeln.“) 


) Man möge mir der Kürze halber geſtatten, den Anſpruch auf 
Vorlegung des Verzeichniſſes oder auf Rechnungslegung als „Bor- 
Tegungäanfpruch” zu bezeichnen, und den Anſpruch auf die vorläufig 
noch nicht beſtimmt bezeichneten Leiſtungen als „Herausgabeanſpruch“. 
Einen dritten Anſpruch, der auch zu behandeln ſein wird, werde ich 
als „Offenbarungsanſpruch“ bezeichnen. 

) Beides iſt von Kieler Gerichten geſchehen; in dem erſten 
Falle habe ich das Urtheil, nachdem inzwiſchen ein Verzeichniß vor— 
gelegt war, dem Gerichtsvollzieher mit dem Verzeichniß zur Voll- 
ſtreckung übergeben, und dann von dem Vollſtreckungsrichter, der mit 
dem Prozeßrichter identiſch war, die Belehrung erhalten, daß das 
Urtheil, trotzdem es auch über den Herausgabeanſpruch in wörtlicher 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXX. Jahrgang. 


Aus dem Charakter des Urtheils als Theilurtheil ergiebt 
ſich die Folge, daß das Gericht über die geſammten Koſten des 
Rechtsſtreits noch nicht erkennen kann und über die bis zum 
Urtheil erwachſenen Koſten noch nicht zu erkennen braucht. Das 
Urtheil kann alſo ohne Koſtenentſcheidung ergeben. 

In Bezug auf Vollſtreckbarkeit und auf die Rechtskraft 
folgt das Theilurtbeil den allgemeinen Regeln. Denn nach 
der Definition des Geſetzes ſelbſt iſt das Theilurtheil ein End⸗ 
urtheil. (C. P. O. 8 301.) 

Bis zur Erfüllung des Vorlegungsanſpruchs muß der 
Herausgabeanſpruch, der rechtshängig bleibt, ruhen. Eine 
beſondere Vorſchrift, die dies anordnete, iſt in der C. P. O. 
nicht enthalten, es iſt aber ſelbſtverſtändlich, und das Ruben 
wird auch in dem ähnlich liegenden Falle des 8 304 C. P. O. 
nicht angeordnet, ſondern als ſelbſtoerſtändlich vorausgeſetzt. 
Während dieſer Zeit hat der Kläger die Rechtskraft eder 
wenigſtens die Vollſtreckbarkeit des Tbeilurtheils abzuwarten 
und kann es dann nach § 888 C. P. O. vollſtrecken laſſen. 
Sobald das Verzeichniß vorgelegt ift, kann der Kläger zur 
Fortſetzung der Verhandlung laden und ein Urtheil über den 
Herausgabeanſpruch verlangen. Nunmehr iſt der Herausgabe⸗ 
anſpruch nach der allgemeinen Regel beſtimmt zu bezeichnen. 
Der Kläger kann fi dabei des vorgelegten Verzeichniſſes 
bedienen, iſt aber nicht daran gebunden. Vielmehr kann er 
ſelbſtverſtändlich auch ſolche Gegenſtände verlangen, die in dem 
Verzeichniß nicht enthalten find, nur muß er den Beweis dafür 
antreten, daß auch dieſe Gegenftände unter feinen Anſpruch 
fallen.“) 

Inzwiſchen kann ſich aber noch ein Zwiſchenſtreit erheben. 
Erſt nach der Vorlegung des Verzeichniſſes kann der Gläubiger 
erkennen, ob ihm ein Anſpruch auf Beeidigung (Offenbarung ⸗ 
anſpruch) zuſteht, denn erſt jetzt kann er ſich ein Bild davon 
machen, ob der Beklagte die nöthige Sorgfalt angewandt hat. 
(B. G. B. §§ 259, 260.) Wenn er glaubt, in dem Gericht 
Zweifel an der angewandten Sorgfalt erwecken zu können, ſo 
iſt es jetzt Zeit, bei der Ladung zur mündlichen Verhandlung 
ſtatt des Herausgabeanſpruches zunächſt den Offenbarungs⸗ 


Uebereinſtimmung mit dem Klageantrage erkannt hatte, doch nur ein 
Theilurtheil ſei, aus welchem eine Vollſtreckung in die einzelnen 
Sachen noch nicht ſtattfinden könne; in dem zweiten Falle hatte das 
Gericht abgelehnt, das nur über den Vorlegungsanſpruch ergangene 
Verſäumnißurtheil als Theilurtheil zu bezeichnen, „da Klägerin den 
in der ſchriftlichen Klage enthaltenen Antrag, nach ertheilter Ab⸗ 
rechnung der Klägerin den ihr zukommenden Betrag herauszugeben, 
in der mündlichen Verhandlung nicht geſtellt hat, vielmehr das ganze 
in dieſer geſtellte Klagepetitum durch das Verſäumnißurtheil vom ſo 
und ſo vielten erledigt iſt, dieſes mithin kein Theilurtheil enthält.“ 
Ich war alſo genöthigt, die mit dem Vorlegungsanſpruch verbundene 


Herausgabeklage zurückzunehmen und aufs Neue felbitftändig am 
zuſtrengen. 


* Auf die Frage, ob auch der Beklagte an fein Verzeichniß 
gebunden ſei, oder ob er gegenüber der Herausgabeklage geltend 
machen könne, er habe wegen feiner Verpflichtung zur Sorgfalt und 
unter dem Druck des Eides auch ſolche Gegenſtände in das Verzeichuiß 
aufgenommen, deren Zugehörigkeit ihm zweifelhaft ſei, gehe ich hier 
nicht näher ein. Der Beklagte handelt jedenfalls vorſichtiger, wenn 
er feinen Widerſpruch in dem Verzeichniß ſelbſt zum Ausdruck bringt 
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anſpruch geltend zu machen. In den Klageantrag gehört der 
Offenbarungsanſpruch meines Erachtens nicht hinein, denn es 
iſt eine nutzloſe Beleidigung oder wenigſtens Beläſtigung des 
Beklagten wenn der Kläger ſchon in der Klage vorausſehen 
will. daß das vom Beklagten anzufertigende Verzeichniß un⸗ 
ſorgfältig fein werde. Durch die Weglaflung des Offenbarungs⸗ 
anſpruches in der Klage verliert der Kläger nicht die Befugniß, 
den Anſpruch nach §8 268 Nr. 2 oder 3 der C. P. O. nach⸗ 
träglich geltend zu machen, und wenn er den Offenbarungs⸗ 
antrag gleich in der Klage ſtellt, ſo kann das Gericht doch in 
dem etften Theilurtheile noch nicht darüber erkennen, ſondern 
erſt nach Vorlegung des Verzeichniſſes. 

Wenn der Kläger die Leiſtung des Eides verlangt, ſo hat 
das Gericht zunächſt über dieſen Anſpruch durch ein zweites 
Theilurtheil zu entſcheiden, und erſt dann, wenn dieſer An⸗ 
ſpruch rechtskräftig abgewieſen oder vollſtreckt worden iſt, 
kann zur Verhandlung über den Herausgabeanſpruch geladen 
werden. 

Wenn der Beklagte, was überaus häufig geſchieht, vor 
oder in dem erſten Termin das beanſpruchte Verzeichniß über⸗ 
teicht, ſo verkürzt ſich das Verfahren: der Kläger hat die Wahl, 
ob er nun zum Offenbarungsanſpruch oder zum Herausgabe⸗ 
anſpruche übergehen will und muß den gewählten Anſpruch 
begründen. 

Eigenthümlich wird die Lage, wenn der Rechnungs- oder 
Verzeichnungspflichtige ſeinerſeits eine beſtimmte Summe verlangt 
und ſeinem Gegner mit der Klage zuvorkommt. Dann kann der 
nunmehr Beklagte zweifellos noch im Laufe des Rechtsſtreits die 
Aufrechnung mit ſeinem der Berechnung bedürftigen Gegenanſpruch 
erklären und im Zuſammenhange damit eine Widerklage aus 
dem Vorlegungs- und dem Heraus gabeanſpruche erheben. Aber 
wenn der Anſpruch des Beklagten nicht im rechtlichen Zuſammen⸗ 
hange mit dem Klaganſpruche ſteht, fo bringt dieſe Art der 
Vertheidigung dem Beklagten keinen Nutzen. Denn das Gericht 
kann das Vorbringen der beiden Parteien trennen, entweder 
durch Anordnung einer abgeſonderten Verhandlung nach § 145 
C. P. O., oder durch Erlaß eines Urtheils nur über den Klage⸗ 
anſpruch, welches Urtheil in Bezug auf die Aufrechnung ein 
Zwiſchenurtheil, in Bezug auf die Widerklage ein Theilurtheil 
ft. (C. P. O. 88 301, 802.) 

Wenn aber die Anſprüche der beiden Parteien im Zu⸗ 
ſammenhange mit einander ftehen*), jo kann das Gericht zwar 
die Widerklage, nicht aber die Einrede der Aufrechnung von dem 
Klageanſpruche trennen. (C. P. O. 88 145, 301, 302.) “) Die 
Abtrennung nützt dem Gerichte aber nichts, ja fie iſt nicht 
einmal praktiſch durchzuführen, weil die Klage doch mit der 
Aufrechnung belaſtet bleibt, und daher die Klage nicht vor der 


) Zum Beiſpiel klagt der Kläger als Geſchäftsführender einer 
Geſellſchaft, vielleicht einer Jagdpachtgeſellſchaft, den vereinbarten 
Jahresbeitrag ein, aus dem das Pachtgeld bezahlt werden ſoll, und 
der Beklagte will aufrechnen mit ſeinem Anſpruch auf Betheiligung 
an dem Gewinne aus dem Wildhandel der vorhergehenden Rechnungs⸗ 
periode. 

) Die Trennung der Widerklage iſt nicht durch eine An⸗ 
ordnung aus § 145 C. P. O., ſondern nur durch Erlaß eines Theil 
urtheiles nach § 301 C. P. O. möglich. Aber ein ſolches Theil 
urtheil kann wohl als Trennung bezeichnet werden. 
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Einrede und dieſe nicht vor der Widerklage zur Entſcheidung 
reif werden kann. 

In dieſem Falle muß das Gericht die Klage ſo lange 
unerledigt laſſen, bis der Rechenſchafts, und der Offenbarungs⸗ 
anſpruch des Beklagten abgefertigt find. Hält das Gericht den 
Rechenſchafteanſpruch für unbegründet, fo kann es ſofort über 
Klage, Einrede und Widerklage erkennen: die Gegenforderung 
des Beklagten iſt nicht zu berückſichtigen, weil fie nicht ziffern⸗ 
mäßig dargethan iſt. In dieſem Falle wird der geſammte 
Rechtsſtreit in einem Urtheil entſchieden. Iſt aber der Rechen⸗ 
ſchaftsanſpruch begründet, ſo muß zunächſt über dieſen und 
zutreffendenfalls auch uber den Offenbarungsanſpruch durch Theil⸗ 
urtheil erkannt und nach der Erledigung der Theilurtbeile über 
die Klage zugleich mit der Einrede und der Widerklage ent⸗ 
ſchieden werden. 

Die Entſcheidung über die Koſtentragung geſchieht am 
zweckmäßigſten erſt im Schlußurtheile. Es kann vorkommen, 
daß der Kläger im erſten Stadium Erfolg hat, im Offen⸗ 
barungsſtadium unterliegt, und im Schlußverfahren viel weniger 
erhält, als er gebofft hatte. Ueber die Berechnung des Streit⸗ 
werthes für die Koſten trifft 8 10a des Gerichtskoſtengeſetzes 
Beftimmung. Der Werth der Anſprüche ſoll nicht zuſammen⸗ 
gerechnet werden, ſondern es iſt nur einer der verbundenen An- 
ſprüche, und zwar der höhere, maßgebend. Das Geſetz geht alfo 
davon aus, daß die Anſprüche einen verſchiedenen Werth haben 
können, und allerdings kann dies in verſchiedener Weile der Fall 
ſein. Der Herausgabeanſpruch iſt geringwerthiger als der Vor⸗ 
legungsanſpruch, wenn nicht die Herausgabe der ganzen Maſſe, 
ſondern nur die eines Bruchtheils (Erbtheils) verlangt wird. 
Umgekehrt kann der Herausgabeanſpruch höher ſein, wenn der 
Kläger außer dem Inhalt des Verzeichniſſes noch weitere an⸗ 
geblich dazu gehörige Gegenſtände verlangt. Im Falle des 
§ 259 B. G. B. (Rechenſchaftslegung über eine Verwaltung) 
wird man als Werth des Offenbarungsanſpruches wohl die Ge⸗ 
ſammtſumme der Einnahmen anſehen müſſen, weil der Eid fich 
auf dieſe bezieht. In dieſem Falle würde alſo der Werth 
des Offenbarungsanſpruches immer hoher als der der beiden 
anderen ſein. 


Zur Zwangsvollſtreckung aus Urtheilen auf 
Leiſtungen Zug um Zug. 


Unter vorſtehendem Rubrum ſtellt Herr Dr. Neumann 
S. 740/41 dieſer Wochenſchrift folgenden Satz auf: 

„In allen Fällen, wo die Leiſtung des Gläubigers 
lediglich in einer formloſen Willenserklärung beſteht, die 
er bereits im Prozeſſe mit ſeinen Anträgen oder ſonſt⸗ 
wie nach dem Inhalte des Urtheils abgegeben hat, oder 
wo durch formloſe Verbalofferte eine Inverzugſetzung 
herbeigeführt wird, oder wo der Annahmeverzug nach 
dem Inhalt des Urtheils bereits durch den Prozeß nad)» 
gewieſen iſt, muß das Vollſtreckungsgericht oder der 
Gerichtsvollzieher, wenn nicht die Befriedigung ſo doch 
den Annahmeverzug des Schuldners im Sinne der $$ 756 
und 765 für bewieſen erachten, ſobald der Nachweis der 

Zuſtellung des vollſtreckbaren Urtheils vorliegt.“ 
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Der Unterzeichnete iſt in einer früheren — in der Hanſ. 
Ger. Ztg. von 1900 Hauptbl. Nr. 27 (S. 67/68) gedruckten — 
Abhandlung zu einem materiell gleichen Reſultat gelangt, und 
zwar aus ähnlichen Gründen, wie ſie in den Ausführungen 
des Herrn Dr. Neumann enthalten find. Es genügt daher, in 
dieſer Beziehung auf den vorerwähnten Artikel Bezug zu nehmen. 

Es iſt jedoch eine Divergenz vorhanden, welche im 
Folgenden zu beſprechen ſein wird: Herr Dr. Neumann iſt 
offenfichtlich der Anficht, daß der Gerichtsvollzieher bezw. das 
Vollſtreckungsgericht fich aus den Prozeßakten darüber informiren 
muß, ob bereits eine genügende Inverzugſetzung er- 
folgt iſt. Dieſe Anficht hält der Unterzeichnete für eine recht 
bedenkliche. 

Die Vorſchriften der C. P. O. über die Zwangsvollſtreckung 
gehen durchgängig davon aus, daß letztere nur dann vorgenommen 
werden ſoll, wenn die Vorausſetzungen derſelben (um es kurz 
auszudrücken) liquidegeſtellt find. Dies iſt auch die 
eigentliche Abſicht der in den 88 756 und 765 C. P. O. 
enthaltenen Vorſchriften. Dadurch möchte die Zumuthung an 
den Gerichtsvollzieher: 

ſelbſtſtändig fich ein Urtheil darüber zu bilden, ob nach 
den Prozeßſchriften, dem Thatbeſtande und den Gründen 
des Urtheils ein Annahmeverzug als genügend konſtatirt 
anzuſehen iſt, 
vollſtändig ausgeſchloſſen erſcheinen. Würde man auch ſo⸗ 
weit gehen wollen, dem Vollſtreckungsgericht eine ſolche 
ſelbſtſtändige Konſtatirung zu geſtatten — obgleich auch dies 
mit der klaren Geſetzesbeſtimmung m. E. nicht vereinbar ſein 
würde —, fo iſt es doch geradezu unmöglich, dem juriſtiſch 
nicht gebildeten Gerichtsvollzieher eine derartige Befugniß 
einzuräumen! 

Um dieſe Schwierigkeit zu vermeiden, hat der Unterzeichnete 
in dem oben citirten Artikel vorgeſchlagen, in allen Fällen, 
in welchen bereits vor dem Prozeſſe eine vergebliche Offerte 
ſtattgefunden hatte — und dieſe Fälle möchten die Regel 
bilden —, dieſe Thatſache mit in die Klage aufzunehmen und 
damit einen beſonderen Klagantrag dahin: 

„daß der beklagtiſche Annahmeverzug feſtgeſtellt 
werde“, 
zu verbinden. 

Das Vorhandenſein der formellen Vorausſetzungen einer 
ſolchen Feſtſtellungsklage ergiebt ſich aus den Beſtimmungen 
der 88 756 und 765 C. P. O. ſelber. — Demgemäß wird 
auch dann, wenn der Beklagte etwa im Termine nicht e 
dem Antrage pure ftattgegeben werden müſſen. 

Sollten dagegen erſt im Laufe des Prozeſſes die 
Thatſachen eintreten, aus welchen das Vorhandenſein des 
Annahmeverzuges gefolgert wird, ſo würde — ohne daß hierin 
eiwa eine Klagänderung zu finden wäre (C. P. O. § 268 Nr. 2) 
— der Feſtſtellungsantrag auch noch nachträglich dem prinzipalen 
Petitum hinzugefügt werden können. 

Enthält das Deciſum ſelber eine derartige Feſtſtellung, 
ſo möchte es keinem Zweifel unterliegen: daß ſowohl der 
Gerichtsvollzieher, als auch das ſkrupulöſeſte Vollſtreckungsgericht 
in einem ſolchen Urtheil die „öffentliche Urkunde“ der §§ 756, 
765 cit. erblicken und (bei erfolgter Zuſtellung) die Zwangs- 
vollſtreckung einleiten wird. 
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Der hier (reſp. bereits in der früheren Abhandlung in der 
Hanſeat. Ger. Ztg.) vorgeſchlagene Weg wird als ein nicht nur 
rechtlich zulälfiger, ſondern auch ſpeziell als ein praktiſcher 
der Erwägung der Herren Kollegen unterbreitet werden dürfen, 
weil er in der Regel ohne alle und jede Schwierigkeit 
beſchritten werden kann. 

Hamburg, den 28. Oktober 1901. 

Dr. Max Cohen. 


Entmündigung und Geſchäftsnnfähigkeit. 
Von Rechtsanwalt Dr. S. Js rael in Hamburg. 


Laut des § 28 des erſten Entwurfs eines Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das deutſche Reich kann eine des Vernunft⸗ 
gebrauchs beraubte Perſon wegen Geiſteskrankheit entmündigt 
werden. | 

Laut des § 64 deſſelben Entwurfs heißt es, daß eine des 
Vernunftgebrauchs, wenn auch nur vorübergehend, beraubte 
Perſon, für die Dauer dieſes Zuſtandes, ingleichen eine wegen 
Geiſteskrankheit entmündigte Perſon, ſolange die Entmündigung 
beſteht, geſchäftsunfähig iſt. 

Es liegt in dieſen Beſtimmungen ein ſtreng logiſcher 
Schluß. Wer des Vernunftgebrauchs beraubt iſt, kann ent- 
mündigt werden, wer entmündigt wird iſt geſchäftsunfähig, 
wie ebenfalls eine, wenn auch nur vorübergehend des Vernunft⸗ 
gebrauchs beraubte Perſon geſchäftsunfähig iſt. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hingegen beſtimmt im 8 6, 
daß, wer in Folge von Geiſtes krankheit feine Angelegenheiten 
nicht zu beſorgen vermag, entmündigt werden kann, während 
es im § 104 heißt, daß, wer ſich in einem die freie Willens 
beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der 
Geiſtesthätigkeit befindet, ſofern nicht der Zuſtand feiner Natur 
nach ein vorübergehender ift (sub 2) oder wer wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt (sub 3), geſchäftsunfähig iſt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der § 104 in 
Nr. 2 und 3 nicht zwei Kategorien von Geſchäftsunfähigen 
ſchaffen, ſondern daß Nr. 2 nur diejenigen treffen wollte, die 
zwar nicht entmündigt find, deren Geiſteszuſtand aber eine 
Entmündigung nothwendig gemacht hätte. Planck's Kommentar 
S. 433 drückt dies, wie folgt, aus: „Bei der Geiſtes krankheit 
genügt für die Zeit vor der Entmündigung & 104, 2.“ Jedoch 
wer nicht entmündigt werden kann, weil er trotz ſeiner 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche ſeine Angelegenheiten zu 
beſorgen vermag, kann auch nicht dem § 104, 2 verfallen. Die 
Entſtehungsgeſchichte des letzteren iſt bekannt. Man wollte den 
Wortlaut des erſten Entwurfs, der von den „des Vernunft⸗ 


gebrauchs beraubten Perſonen“ ſpricht, vermeiden und ſchloß ſich 


dem Wortlaut des 8 51 des Strafgeſetzbuchs an, ohne zu be⸗ 
denken, daß mit dem Begriffe „freie Willensbeſtimmung“, der 
an Unklarheit nichts zu wünſchen übrig läßt,“) nichts anzufangen 
ift, daß man damit der Polemik erſt recht freien Spielraum 
gab, daß jener Begriff, als ein rein doktrinärer, überhaupt nicht 
in ein Geſetzbuch, ſondern in die Philoſophie bineingehört und, 


— 


) S. den Bericht über die Jahresſitzung deutſcher Irrenärzte. 
(1898.) 
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wenn dennoch, mehr in das Straf- als in das Civilrecht.“) 
„Ob die freie Willensbeſtimmung“, bemerkt Planck in ſeinem 
Kommentar zu § 104, „durch einen ſolchen Zuſtand“ (nämlich 
den krankhaften Zuſtand der Geiſtesthätigkeit) „ausgeſchloſſen 
wird, iſt eine mediziniſche, und durch Unterſuchung des einzelnen 
Falles zu entſcheidende Frage.“ Dadurch wird die Ver⸗ 
ſchiebung des Verhältniſſes des § 6, 1 zu dem 5 104, 2 
erſt recht anſchaulich, denn die Frage, wer im Falle des 
§ 6, 1 entmündigt werden kann, läßt ſich, als eine that ⸗ 
ſächliche, auch durch nichtärztliche Sachverſtändige loͤſen. 
Im 5 6, 1 hat man die Frage, welcher Geiſteskranke ent- 
mündigt werden kann, dahin beantwortet: wer in Folge von 
Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche ſeine Angelegenheiten 
nicht zu beſorgen vermag. Wer alſo ſeinen Angelegenheiten 
vorzuſtehen im Stande iſt, iſt, wenn er nicht aus den Gründen 
des § 6, 2 und 3 entmündigt werden kann und, ſoweit nicht 
der Grund des 8 104, 1 vorliegt, ſelbſt wenn geiſteskrank, 
geſchäftsfähig, allein die Beſtimmungen des 8 104, 2 laſſen 
doch noch immer die Frage offen, ob derjenige Geiſteskranke, 
der im Stande iſt, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, ſich nicht 
dennoch in einem „die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden 
Zuſtand“ befindet. Jedenfalls kann die Meinung des Arztes 
und des ſachverſtändigen Laien hier divergiren und dadurch eine 
bedenkliche, vom Geſetze nicht gewollte Schwankung entſtehen. 
Wollte der § 104, 2 daher nicht eine neue Klaſſe von geſchäfts⸗ 
unfähigen Perſonen ſchaffen, jo müßte er, im Zuſammenhange 
mit $ 6, 1, wie folgt, lauten: 
Geſchäftsunfähig iſt: 

3. wer ſich in einem Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtesthätigkeit befindet, der dem Betreffenden 
die Beſorgung ſeiner eignen Angelegenheiten un⸗ 
möglich macht, ſofern nicht der Zuſtand ſeiner 
Natur nach ein vorübergehender iſt. 

Auf ſolche Weiſe wäre dem Rechtszuſtande der Ent⸗ 
mündigung und dem thatſächlichen Zuſtande der Geiſtes krankheit 
Rechnung getragen. 


§ 873 B. G. B. und der obligatoriſche Vertrag. 
Von Rechtsanwalt Wunderlich in Oppeln. 


Das B. G. B. hat, namentlich im Gegenſatze zum A. L. R., 
den Kreis der dinglichen Rechte feſtbegrenzt und zugleich dem 
Sachenrecht in ſeinem Syſtem eine ſelbſtſtändige, ſich gegen die 
übrigen Theile abſchließende Stellung gegeben. (Mot. Bd. III 
S. 1.) Wollte das Sachenrecht dieſe Selbſtſtändigkeit wahren, 
ſo war es gezwungen, insbeſondere „die Erwerbung der ding ⸗ 


) Laut der Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, S. 56, wollte man den Einfluß der 
anomalen geiſtigen Zuſtände auf die Geſchäftsfähigkeit und auf die 
ſtrafrechtliche Deliktsfähigkeit in Uebereinſtimmung bringen und für 
die Auslegung der privatrechtlichen Vorſchrift die Anknüpfung an 
die reiche ſtrafrechtliche Literatur gewinnen; allein es iſt durchaus 
beſſer, die ſtrafrechtliche Deliktsfähigkeit von der privatrechtlichen 
Geſchäftsfähigkeit zu trennen, wie es denn auch nicht richtig ſein 
kann, einen Begriff in ein Geſetzbuch zu bringen, um ihn dann 
ſpater „auslegen“ zu konnen. 
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lichen Rechte nach Geſichtspunkten zu ordnen, die auf feinem 
Gebiete lagen“ (daſ. S. 3). 

Die Folge hiervon war wieder, daß „die Geſetzgebung die 
Rechtsgeſchäfte, welche den ſachenrechtlichen Verkehr vermitteln, 
unabhängig von den Rechtsgeſchäften anderer Theile des 
Syſtems auffaſſen und geſtalten mußte“ (daſ. S. 6). 

Dieſe Auffaſſung fand ihren Ausdruck in der ſtrikten 
Durchführung des materiellen Konſensprinzipes, nämlich des 
Grundſatzes: „daß bei Erwerbung durch Rechtsgeſchäft der 
abſtrakte Konſens der Betheiligten in Verbindung mit der 
Eintragung den Rechtsuͤbergang vermittelt“ (daſ. S. 136). 

Dieſes materielle Konſensprinzip iſt dann im Abſ. 1 des 
§ 873 Geſetz geworden. f 

Sft alſo für die Erwerbung eines dinglichen Rechtes nur 
der abſtrakte Konſens, die Einigung, in Verbindung mit der 
Eintragung erforderlich, fo iſt der obligatoriſche Vertrag elimi⸗ 
nirt, „ihm wird auf den Beſtand des dinglichen Rechtes ein 
Einfluß überhaupt nicht zugeſtanden“ (daſ. S. 172). 

Dieſe Beſtimmung kann nicht befremden, da ſich ſchon in 
den SS 1 und 2 des Preuß. Eig. Erw. Geſ. vom 5. Mai 1872 — 
wenigſtens für die Uebertragung des Eigenthums an einem Grund⸗ 
ſtück — eine auf gleichen Grundlagen beruhende Analogie findet. 

Bei der in dieſer Weiſe vollſtändig von ihrer materiellen 
causa losgelöſten Einigung — die nach dem I. Entwurf als 
Vertrag aufgefaßt und auch ſo bezeichnet wurde, bei dem 
II. Entwurf unter Vermeidung des Wortes „Vertrag“ immer- 
hin als Vertrag behandelt wurde — waren nach beiden Ent⸗ 
würfen Vorſchriften nöthig, einmal um feſtzuſtellen, wann die 
Einigung als definitiv zu Stande gekommen gelten ſollte, und 
dann, in Rückſficht auf die Formvorſchriften der Grundbuch- 
ordnung, in welchen Formen ſie erfolgen ſollte. Dieſen Gründen 
nachzugehen, iſt hier unerheblich, da ſie, wie ausgeführt, nur für 
die abſtrakte Einigung gelten. Dieſes iſt die Bedeutung des 
Abſ. 2 des § 873, deſſen Beſtimmungen ſomit keine Regelung 
des obligatoriſchen Kauſalgeſchäftes find. 

Trotz alledem kann nicht geleugnet werden, daß der Wort⸗ 
laut des 2. Abſatzes für die Anſicht ſpricht, gerade der obliga⸗ 
toriſche Vertrag bedürfe der dort vorgeſchriebenen Form. 

Es fragt ſich daher, ob das Geſetz ſelbſt für die Auffaſſung 
einen Anhalt gewährt, daß aus dem obligatoriſchen Vertrag, 
dem Kauſalgeſchäft, auf Vollziehung geklagt werden kann. 

Der I. Entwurf hatte in feinem § 833 die ausdrückliche 
Beſtimmung, daß „beim Vorhandenſein einer Verpflichtung zur 
Abſchließung des dinglichen Vertrages“ — „Einigung“ und 
„dinglicher Vertrag“ find, wie oben bemerkt, identiſch — auf 
Abgabe der entſprechenden Erklärung geklagt werden kann. 
Das rechiskraftige Urtheil ſollte an die Stelle der fehlenden 
Erklärung der Einigung treten. (Mot. S. 197.) Der Ent⸗ 
wurf hat ſogar die Frage erörtert, wie es mit der Bindung der 
Parteien an die durch das Urtheil erſetzte Einigung ſtände, und 
fie dahin beantwortet: „die Unzuläſſigkeit des Widerrufes in 
dieſem Falle ergiebt ſich aus dem Weſen des rechts kräftigen 
Urtheils, eine mißverſtändliche Auslegung des § 828 Abi. 3 
— jetzt 8 873 Abſ. 2 — iſt daher nicht zu beſorgen“ (daſ.). 

Dieſer § 833 iſt bei der 2. Leſung nur deshalb geſtrichen 
worden, weil der 8 779 — jetzt $ 894 — der C. P. O. eine 
derartige Beſtimmung überflüſſig mache. (Mot. S. 68). 
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Sedes materiae für die Frage nach der Wirkſamkeit des 
obligatoriſchen Vertrages iſt ſomit nicht das B. G. B., ſondern 
die Civilprozeßordnung. | 

Und dieſe läßt in den 55 894 ff. klar erkennen, daß der 
Schuldner zur Abgabe einer von ihm verweigerten Willens⸗ 
erklärung verurtheilt werden und daß das Urtheil eine ver⸗ 
weigerte Willenserklärung des Schuldners erſetzen kann, ohne 
Rückſicht darauf, welche Form civilrechtlich für den Rechtsakt 
etwa vorgeſchrieben wird, „indem das Urtheil als jede Form 
deckend angeſehen wird“ (Reincke, Comm. zur C. P. O. Anm. zu 
§ 894). 

Denn die genannten Paragraphen ſprechen ganz allgemein 
von „einer Willenserklärung“, ſie machen keinen Unterſchied, ob 
das bürgerliche Recht für die Willenserklärung ſelbſt irgend eine 
Form vorſchreibt oder nicht. Aus den obigen Ausführungen 
erhellt aber, daß die Einigung ihrem Weſen nach nur eine — 
abſtrakte, von der causa abſehende — Willenserklärung iſt; es 
kann ſomit keinem Bedenken unterliegen, auf Grund des die 
Unterlage bildenden obligatoriſchen Vertrages die Willens⸗ 
erklaͤrung des ſich weigernden Schuldners zu erſetzen. 

Zum Schluß noch die Bemerkung, daß ſelbſtverſtändliche 
Vorausſetzung für die Klage aus dem formloſen Kauſalgeſchäfte 
die iſt, daß der obligatoriſche Vertrag ſelbſt nicht etwa der 
Form bedarf, da dann dem der Klage zu Grunde liegenden 
Anſpruch ein essentiale fehlt, die Klage mithin unſchlüſſig iſt. 
Der weſentlichſte hier in Betracht kommende Fall iſt der Ver⸗ 
trag betreffend die Uebertragung des Eigenthums an einem 
Grundſtück, der nach $ 313 B. G. B. ſtets der Form bedarf. 


Kann aus einem mündlichen obligatoriſchen Ver⸗ 
trage auf Beſtellung einer dinglichen Rechtsände⸗ 
rung des § 873 B. G. B. geklagt werden? 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Cohen (Hamburg). 


Dien zu obiger — fo überaus wichtigen — Kontroverſe 
S. 747 dieſer Wochenſchrift gegebenen, die geſtellte Frage be⸗ 
jahenden Ausführungen des Herrn Dr. Fuchs geſtattet ſich der 
Unterzeichnete die folgenden Erwägungen noch hinzuzufügen: 

Das Syftem des B. G. B. iſt bekanntlich fo geordnet, 
daß das „Erfte Buch“ die für alle Rechte⸗Inſtitute geltenden 
allgemeinen Vorſchriſten enthält, während die nachfolgenden 
Bücher (betr. „Schuldverhältniſſe“, „Sachenrecht“, „Familien⸗ 
recht“ und „Erbrecht“) als koordinirte erſcheinen. 

Aus dieſer Anordnung im Syſteme ergiebt ſich bereits, daß 
die die „Schuldverhältniſſe“ betreffenden Beſtimmungen z. B. 
für das „Sachenrecht“ nicht ohne Weiteres Anwendung zu 
finden haben. Dies gilt nicht nur für den Inhalt, die Aende⸗ 
tung und das Erlöſchen, ſondern ſelbſtverſtändlich auch für die 
Entſtehung der dem letzteren angehörigen Rechte. 

Die Erforderniſſe für die Entſtehung der im dritten Buche 
behandelten dinglichen Rechte find nun nicht etwa gleichheitlich, 
ſondern ſehr verſchieden normirt. Für die Rechte an Grund⸗ 
ſtücken finden fi im $ 873 ſeparate Vorſchriften; deſſen un 
geachtet ſind auch innerhalb dieſes engeren Kreiſes Unterſchiede 
zu konſtattren, indem für die Entſtehung des Eigenthums⸗ und 
des Erbbau⸗Rechts noch weitere Erforderniſſe aufgeſtellt find. — 
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Was die Entſtehung der dinglichen Rechte au beweglichen Sachen 
betrifft, fo find die Unterſchiede noch viel weiter greifend. Ins⸗ 
beſondere enthält der den Erwerb des Eigenthums an beweg 
lichen Sachen regelnde dritte Titel des dritten Abſchnittes eine 
bunte Mannigfaltigkeit von Entſtehungs⸗Formen. 

Für den Erwerb vieler der gedachten dinglichen Rechte iſt 
die ſogenannte „Einigung“ der Parteien über den Eintritt der 
Rechts⸗Aenderung als nothwendiges Requifit vorgeſchrieben. Es 
gilt dies — abgeſehen von den Rechten an Grundſtücken — für 
den Erwerb des Eigenthums an beweglichen Sachen durch Ueber. 
tragung (B. G. B. 58 929 ff.), des Nießbrauchs an beweglichen 
Sachen (B. G. B. § 1032) und des Pfandrechts (B. G. B. 
51205 Abſ. 1). — Für die Formen der „Einigung“ find aber 
drei „Gradationen“ zu unterſcheiden, indem, ſoweit bewegliche 
Sachen in Betracht kommen, lediglich die Vorſchriften des „al. 
gemeinen Theils“ über Verträge gelten, für dingliche Rechte an 
Grundſtücken im Allgemeinen die Formvorſchriften des § 873 
und für Eigenthums- und Erbbau⸗Recht noch die „Auflaſſung“ 
hinzukommen. — Dabei zeigt ſchon ein flüchtiger Blick auf die 
oben angeführten Paragraphen, daß (wenigſtens dem Wort⸗ 
laut nach) die „Einigung“ nicht etwa als ein beſonders 
charakteriſtiſches, ſondern immer nur als eines von mehreren 
Erforderniſſen erſcheint, und zwar derart, daß alle belreffenden 
Erforderniſſe als (juriſtiſch) völlig gleich werthig bezeichnet 
werden können. 

Es kann nun einem Zweifel nicht unterliegen, daß die 
Rechtsgültigkeit des Erwerbes der einzelnen dinglichen Rechte von 
der Erfüllung aller derjenigen Vorauc ſetzungen abhängig if, die 
— ſei es in dem fie betreffenden ſpeziellen Abſchnitt des „Dritten 
Buches“, ſei es in dem „Allgemeinen Theil“ — zur Bedingung 
der Entſtehung gemacht worden find. Ein Weiteres wird für 
die Wirkſamkeit des Rechtserwerbes andererſeits nicht gefordert. 
Insbeſondere erſcheint es als vollſtändig gleichgültig, ob ein 
obligatoriſcher Vertrag (als „causa“) vorangegangen iſt oder 
nicht. Dies wird am prägnanteſten durch die Beſtimmung 
des B. G. B. § 879 Abſ. 3, verbis: 

„Die Eintragung iſt für das Rangverhältniß auch dann 
maßgebend, wenn die nach § 873 zum Erwerbe des Rechtes 
erforderliche Einigung erſt nach der Eintragung zu Stande 
gekommen iſt“, 

illuſtrirt. Hiernach kann A. dem B. z. B. eine Buch⸗ Hypothek 
eintragen laſſen, ohne daß B. eine Ahnung davon hat. Falls 
dann ſpäter B. dem A. gegenüber ſich mit der Eintragung ein- 
verſtanden erklärt, iſt die Hypothek erworben. Es würde alſo 
— um ein kraſſes Beiſpiel zu wählen — genügen, wenn die 
Parteien nur darüber ſpäter Vereinbarung treffen, daß die 
Hypothek übergehen ſolle (es könnte dann hoͤchſtens eine „con- 
dictio“ noch in Frage kommen). Und zwar tritt dieſe Wirkung 
ex tunc ein! 

Ein Korrelat zu dieſer Selbſtſtändigkeit des dinglichen 
Rechtes bildet die Unabhängigkeit des eventuell vorangehenden 
obligatoriſchen Vertrages. Dies ergiebt ſich meines Erachtens — 
abgeſehen von der ausführlichen Begründung von Seiten des 
Herrn Dr. Fuchs — auch aus den folgenden Erwägungen: 

a) Es ſteht feſt, daß die Rechtsgültigkeit eines auf Be⸗ 
ſtellung des Eigenthums⸗, Nießbrauchs ⸗ oder Pfand 

Rechtes an einem beweglichen Gegenſtande gerichteten 
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b) 


0) 


Vertrages nicht davon abhängig iſt, daß die Ueber⸗ 
gabe, ſowie die Einigung über den Uebergang 
des Eigenthums, bezw. über die Beſtellung des 
Nießbrauchs⸗ oder des Pfandrechts ſpäter wirklich 
erfolgt. 

Ebenſo wird kein Zweifel darüber beſtehen, daß die 
für die Beſtellung von dinglichen Rechten an Grund- 


ſtücken erforderliche Einigung ſich lediglich qualitativ 


von derjenigen unterſcheidet, welche für die Beſtellung 
von Rechten an beweglichen Gegenſtänden vom Geſetz 
vorgeſchrieben iſt. Die drei oben erwähnten Gradationen 
der „Einigung“ weichen eben lediglich in der Beziehung 
von einander ab: daß die auf Uebertragung des be⸗ 
treffenden Rechtes gerichtete Willens⸗Uebereinſtimmung 
der Parteien in einer mehr oder minder formellen Weiſe 
kundzugeben iſt. 

Es iſt richtig, daß man — wenn man lediglich auf 
die techniſche Bezeichnung ſehen will — die unter b) 
berührte „Willens Uebereinſtimmung“, weil fie auf 
Aenderung eines Rechtsverhältniſſes gerichtet iſt, als 
einen „Vertrag“ im Sinne des „allgemeinen Theils“ 
(88 145 ff.) bezeichnen kann. Immerhin iſt aber dem⸗ 
gegenüber zu berückfichtigen, daß der im Zweiten Buche 
(„Recht der Schuldverhältniſſe“) behandelte „Vertrag“ 
(88 305 ff.) ſich nur auf die Begründung und Aende⸗ 
rung eines Schuldverhältniſſes bezieht und daß 
für das Sachenrecht an Stelle der früheren Bezeichnung 
„dingliher Vertrag“ der Ausdruck „Einigung“ abſicht⸗ 
lich gewählt worden iſt, um zu weit gehende Folgerungen 
aus der Vertrags natur auszuſchließen. — Die Haupt- 
ſache iſt aber, daß — wie oben an der Hand des 
8 879 Abſ. 3 dargelegt worden — die Willens ⸗Ueber⸗ 
einſtimmung ſich einzig und allein (um es kurz aus⸗ 
zudrücken) auf die Aenderung des ee RN 
zuftandes bezieht. 


d) Aus der obigen Ausführung folgt nun von ſelber: 


daß die „qualifizirte Einigung“ nicht mehr und nicht 
minder als z. B. die formloſe Einigung oder (in den 
Fällen zu a) die Uebergabe — ſoweit überhaupt 
ein obligatoriſcher Vertrag vorangegangen iſt — als ein 
bloßer Theil der thatſächlichen Erfüllung der durch 
jenen Vertrag begründeten Verpflichtungen anzuſehen 
iſt. — Der bier erörterte Fall liegt ganz analog 
demjenigen: wenn A. dem B. verſpricht, ihm ein ver⸗ 
tretbares Ordre⸗Papier darlehnsweiſe zu überlaſſen. 
Als ſog. „Real ⸗Kontrakt“ kommt das Darlehen 
ſelber erſt zur Entſtehung, wenn das Papier in ge⸗ 
böriger Form an B. indoffirt worden tft. Nichts⸗ 
deſtoweniger — obgleich alſo der erſte Vertrag zu 
feiner Ausführung eines weiteren an Förmlichkeiten 
geknüpften Vertrages bedarf — wird wohl Niemand 
die völlige Rechtsgültigkeit des vorangegangenen 
„pactum de mutuo dando“ anzweifeln. In ent⸗ 
ſprechender Weiſe bildet auch die hier in Frage ſtehende 
„qualifizirte Einigung“ lediglich einen Theil der Aus- 
führung des auf Beſtellung eines dinglichen Rechtes 
etwa vorher gerichteten Vertrages. | 
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Es kann Herrn Juſtizrath Küchendahl zugegeben werden, 
daß aus den Materialien des Geſetzes ſich mancherlei dafür 
entnehmen läßt: daß die früher von Herrn Dr. Fuchs und jetzt 
im Vorſtehenden verfochtene Anſicht nicht von allen Kommiſſions⸗ 
Mitgliedern getheilt worden iſt. Demgegenüber iſt jedoch zu 
berückſichtigen, daß zu derjenigen Zeit, zu welcher die betreffenden 
Aeußerungen in den Kommiffionen gefallen find, das ganze 
Syſtem des Geſetzes noch nicht ſo klar vorlag, wie dies jetzt 
der Fall iſt, und daß ſeitdem auch viele der einſchlägigen Spezial⸗ 
Beſtimmungen eine nicht unweſentliche Veränderung erlitten 
haben. — Sollte aber wider Erwarten noch irgend ein Zweifel 
beſtehen bleiben, ſo würde man ſich derjenigen Interpretation 
zuzuwenden haben, welche in wirthſchaftlicher Beziehung und vom 
Standpunkte der Sicherheit des Rechtsverkehrs aus den Vorzug 
verdient. Von dieſem Geſichtspunkte aus haben wir aber — 
nach Anſicht des Unterzeichneten — alle Urſache, uns der er⸗ 
folgten prinzipiellen Stellungsnahme des Reichsgerichts aus 
vollem Herzen zu freuen! 


Die Literatur des bürgerlichen Rechts. 


V. 


Die unabſehbare Reihe der Monographien zum B. G. B. 
eröffnen wir mit einigen Schriften, die ſich vorwiegend mit 
dem Geſetzbuche im Ganzen beſchäftigen, aber doch einzelne 
Streit- und Zweifelsfragen beſonders behandeln. Die erſte 
Stelle unter dieſen gebührt den „Briefen eines Unbekannten 
über die Rechtswiſſenſchaft, eine Gabe zur erſten Ge⸗ 
burtstagsfeier des neuen D. B. G. B.“ (Leipzig 1901, Breit ⸗ 
kopf u. Härtel, Pr. 2 M., geb. 3 M.), deren Verfaſſer in den 
10 Monaten, die ſeit dem Erſcheinen der Schrift verfloſſen find, 
nicht mehr ſo ganz unbekannt geblieben iſt. In der launigen 
Weiſe der Ihering'ſchen Briefe, die ſeitdem ihre Stelle in 
„Scherz und Ernſt“ gefunden haben, behandeln dle drei erſten 
Briefe den Segen, den das B. G. B. unſerem Vaterlande ge⸗ 
bracht, und den im Ernſte, wie der Fortgang zeigt, Niemand 
weniger unterſchätzt als der Verf. Den Sinn des erſten Briefes 
hat er ſelbſt zum Schluß in das „Bundeslied“ gedrängt: 


Erlöſt find wir von ſchwerem * 
Durch unſer liebes B. G. B., 
Zu Ende iſt der Zank und Streit, 
Wir leben froh in Einigkeit. 


Hoch lebe das Geſetzeswort, 

All' unſer Heil und ſichrer Port! 

Das Denken macht uns nicht mehr Pein! 
Ha! welche Luſt Juriſt zu ſein! 


Da es aber doch immer noch Leute giebt, die in das Ge⸗ 
ſetzbuch eine für „den Geſetzgeber beleidigende Anzweifelei des 
Geſetzesfinnes“ hineintragen und damit „dem Geſetzgeber nicht 
einmal die Fähigkeit zutrauen, das, was er meint und will, 
deutlich ſagen zu konnen, wozu doch jeder gebildete Menſch im 
Stande iſt“, jo beſchäftigt ſich der zweite Brief mit der Auf- 
gabe, dieſe Leute unſchädlich zu machen — nämlich die juriſtiſchen 
Profeſſoren, von denen ſchon Friedrich der Große befürchtete, 
daß fie fein Landrecht „durch eigenmächtige Interpretationen zu 
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korrumpiren“ fi unterfangen möchten. Nach eingehender Unter- 
ſuchung gelangt der Verf. zu dem wohlerwogenen Vorſchlage 
der Rückkehr zu der bewährten altpreußiſchen Einrichtung, die 
Profeſſoren von den Prüfungskommiſfionen gänzlich auszuſchließen, 
wobei es ſich empfehle, zu den Prüfungen gerade die jüngſten 
ftatt der Alteften Praktiker zu verwenden, die vielleicht noch zu 
ſehr „mit dem rechtshiſtoriſchen Ballaft und dem Kontroverſen⸗ 
wuft der früheren Rechtsgelehrſamkeit belaſtet“ find. „Den an 
der Spitze des preußiſchen Juſtizweſens, des Kultusminiſteriums 
und auch der meiſten übrigen Departements ſtehenden erleuchteten 
Juriſten hat es wahrlich nichts geſchadet, daß ſie nicht von 
Profeſſoren eraminirt worden find. Wer möchte überhaupt ver⸗ 
langen, daß die juriſtiſche Jugend mehr lernen, noch klüger 
werden ſollte als dieſe Männer? Iſt doch auch die maſſen⸗ 
hafte, ſo vortrefflich gelungene Geſetzgebungsarbeit der letzten 
Jahrzehnte zum größten Theile den preußiſchen Juriſten zu ver⸗ 
danken, die jenen Vorbildungsgang eingeſchlagen haben. Man 
kann ſagen, der Geſetzgeber ſelbſt hat ſich ſeine grundlegenden 
Rechts kenntniſſe vornehmlich auf eben jenem Wege zu verſchaffen 
gewußt. Es liegt ſogar die Vermuthung nicht fern, daß er 
theilweiſe nicht einmal regelmäßig die Univerfitätsvorleſungen 
beſucht, fich vielleicht die erforderlichen Rechtskenntniſſe von 
Quaritſch, Baron, Kaiſer u. ſ. w. hat auf kürzerem und be 
quemerem Wege beibringen laſſen. Es würde, glaube ich, nicht 
eben ſchwer fallen, im B. G. B. Spuren von dieſer Herkunft 
ſo mancher geſetzgeberiſchen Rechtsvorſtellungen nachzuweiſen.“ 
Es bedarf kaum der Bemerkung, daß der Verf. mit dieſen Aus⸗ 
laffungen ſeines Humors nicht beim Worte genommen ſein will, 
und daß ſie jedenfalls die Perſonen nicht unterſchiedlos treffen 
ſollen; aber für den erblichen Geiſt der preußiſchen Juſtiz⸗ 
verwaltung, wie er in dem Feſthalten am akademiſchen Triennium 
neben vierjähriger „praktiſcher“ Vorbereitungs zeit, in der un⸗ 
entgeltlichen Ausbeutung der durch ihre Schuld mangelhaft vor⸗ 
gebildeten Referendarien zu Gerichtsſchreiberdienſten und dergl. 
ſich ausſpricht und gegen den das beſte Streben des einzelnen 
Miniſters nichts ausrichtet, find fie nur allzu treffend. — Im 
dritten Briefe ergießt der Verf. unparteliſch feinen ironiſchen 
Spott über die Auslegungs regeln der herrſchenden Rechtslehre 
„aus der Seele des Gefetzgebers“ heraus, um darauf den das 
Gebäude kroͤnenden Vorſchlag der Einſetzung einer alle 
willkürliche Interpretation des Geſetzes ausſchließenden Rechts⸗ 
auskunftsbehörde zu gründen. Die Kommilfion, welche das 
B. G. B. ausgearbeitet hat, ſollte wieder einberufen werden 
und dauernd verſammelt bleiben, „um ſämmtlichen Gerichten 
auf deren Anfrage jeweils kurz und bündig mitzutheilen“, was 
„man“ ſich unter der fraglichen Geſetzesbeſtimmung gedacht, 
was „man“ eigentlich gewollt hat. „Die Mitglieder jener 
Kommiſſion find es, welche das neue Recht innerlich geſchaffen, 
es erdacht, geformt haben. Sie haben als Stellvertreter des 
Geſetzgebers fungirt, ſtatt ſeiner gedacht und gewollt. Es iſt 
hierbei jo zugegangen, wie ſtets bei den Ent- und Beſchlüſſen 
fingirter Perſonen geſchieht.“ Nur wären der Kommiſſion noch 
diejenigen Bundes raths⸗ und Reichstagsmitglieder beizugeſellen, 
die ſich um die Verbeſſerung des Entwurfs verdient gemacht 
haben. „Namentlich dürften die Abgeordneten Spahn, Gröber 
und Haußmann nicht übergangen werden. Es verſteht ſich von 
ſelbſt, daß diejenige Anſicht als die richtige, dem wahren Willen 
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des Geſetzgebers entſprechende zu gelten hat, für die fich fein 
größter Theil entſcheidet. Werden doch auch ſonſt bei Mehr⸗ 
heitsbeſchlüſſen die Stimmen nur gezählt, nicht gewogen.“ 

Das durchſichtige Gewand des Scherzes völlig abwerfend, 
geht der Verf. im Beginn des vierten, faſt die Hälfte der 
Schrift einnehmenden Briefes gegen die heutige Privatrechts lehre 
mit dem Vorwurf an, fie habe hauptſächlich durch den mit der 
Rechtsgeſchichte ſeit einem Jahrhundert getriebenen übermäßigen 
Kultus verſchuldet, daß „die Rechtswiſſenſchaft fo weit hinter 
den großen Fortſchritten zurückgeblieben iſt, welche während des 
neunzehnten Jahrhunderts in den meiſten übrigen Wiſſenſchaften 
gemacht worden find“. Darin nun wohl läßt ſich dem Verf. 
nicht folgen, daß die Rechtsgeſchichte überhaupt nicht zur Rechts ⸗ 
wiſſenſchaft, ſondern zur Geſchichtswiſſenſchaft gehöre, daß fie 
für die erſtere nur Hülfswiſſenſchaft ſei. Es giebt keine Ge⸗ 
ſchichte ſchlechthin, ſondern immer nur deſſen, was in einem 
beſtimmten Zweige der menſchlichen Gefittung zu feiner Ent- 
faltung oder auch Verkümmerung geſchehen iſt, und wenn es 
eine beſondere Wiſſenſchaft des aus dieſem beſtimmten Geſchehen 
Entſtandenen giebt, jo gehört dazu nothwendig untrennbar die 
Erkenntniß, wie das Beſtehende oder Geltende geworden iſt. 
Es bleibt dann vielmehr als Gemeinſames der Staats-, Rechts, 
Kunſtgeſchichte u. |. w. nur die Hülfswiſſenſchaft der geſchicht⸗ 
lichen Kritik, ein Zweig der angewandten Logik übrig. Auch 
kann die eifrigere Bearbeitung der geſchichtlichen Seite einer 
Wiſſenſchaft an fi nicht wohl der Grund fein, daß die Wiſſen⸗ 
ſchaft zurückbleibt; beſteht doch der Fortſchritt der Theologie im 
neunzehnten Jahrhundert allein in der Religionsgeſchichte. Was 
die Rechtswiſſenſchaft zurückgehalten und in falſche Bahnen 
gelenkt hat, iſt nicht ſo ſehr, daß die Rechtsgeſchichte übermäßig, 
als daß ſie jedenfalls auf dem Felde des römiſchen Rechts mit 
gänzlichem Mangel an geſchichtlichem Sinne, ja geradezu wider ⸗ 
geſchichtlich betrieben worden iſt. Nicht nur, daß die vermeintlich 
geſchichtliche Rechtsſchule, indem fie dem usus modernus 
pandectarum das angeblich reine roͤmiſche Recht entgegenftellte, 
gänzlich verkannte, wie jene den Juriſten durch unabweisliche 
Bedürfniſſe des deutſchen Rechtslebens abgedrungene Aupaſſung 
des römiſchen Rechts in der That der alleinige geſchichtliche 
Weg geweſen iſt, auf welchem jenes in Deutſchland aufgenommen 
wurde, während das „reine“ roͤmiſche Recht nur durch die blinde 
Willfährigkeit Geltung erlangt hat, mit welcher die gemein ⸗ 
rechtliche Praxis unbekümmert um das Leben der hiſtoriſchen 
Schule Folge leiſtete. Aber auch dieſes „reine“ roͤmiſche Recht 
ift in gänzlicher Unkenntniß der wirklich rechtbildenden Kräfte 
fo ungeſchichtlich behandelt worden, daß dieſe Wiſſenſchaft beſten 
Falls Antiquitäten des römiſchen Rechts als Stoff für eine 
künftige wahrhafte Geſchichte dieſes Rechts zu Tage gefördert 
hat, während die deutſche Rechtsgeſchichte ſich längſt z. B. von 
der entſprechenden Verirrung Eichhorns, die alten Germanen zu 
ſeßhaften Bauern zu ſtempeln, zurückfand. Und dieſer Schutt 
und Schund von Antiquitäten wurde dann bis in die jüngſte 
Zeit in den Pandektenvorleſungen abgelagert — erſt vor wenig 
Jahren hat ein gelehrter Pandektiſt eine akademiſche Abhandlung 
über den servus usufructuarius geſchrieben! Daß eine ſolche 
„Theorie“ kein angemeſſenes Verhältniß zur „Praxis“ finden 
konnte, zumal bei der übel angebrachten Vornehmheit, mit der 
Savigny und ſeine Schule auf die Niederſchlaͤge des usus 


— . ——— —— SEE 


XX.. Jahrgang. 


modernus pandectarum, das preußiſche Landrecht und den 
Code civil herabſahen, die zuſammen die gute Hälfte des 
deutſchen Reichs beherrſchten, iſt nicht wunderbar. — In der 
That nun iſt es nur dieſe antiquariſche Behandlung der Rechts 
geſchichte ohne Verſtändniß ihrer treibenden Kräfte, die der 
Verf. mit beſtem Grunde aus der Privatrechtslehre austreiben 
will, während er die Unentbehrlichkeit einer wahrhaften Rechts ⸗ 
geſchichte voll und ganz anerkennt (S. 119): „Der volle Gehalt 
des gewordenen Rechts, insbeſondere auch das, was in ihm an 
idealen Strebungen pulfirt, wird uns ſtets nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung allſeitig erkennbar werden, daß wir eine gründliche 
Einfiht in fein Werden zu gewinnen beſtrebt find.“ Aber er 
richtet gleichzeitig an die Rechtslehrer die ernſtliche und wohl 
zu beherzigende Mahnung, nicht länger die gleich werthvolle 
Stütze der Philoſophie gering zu ſchätzen, „die längſt den Weg 
ſorgfältiger Beobachtung und Prüfung des wirklichen Menſchen⸗ 
weſens beſchritten hat und der geſammten Rechtswiſſenſchaft 
namentlich durch die großen Errungenſchaften auf dem Gebiete 
der Pſychologie und der Ethik“ — der Verf. hätte im Hinblick 
auf die Lotze, Sigwart, Wundt hinzufügen können: der Logik — 
„eine Fülle der tiefſten Aufklärungen gewährt“. „Dadurch, daß 
die Rechtsgelehrten es verſchmähen, die Gaben der Philoſophie 
anzunehmen, und ſich noch immer ſelbſtgenügſam dem Wahne 
hingeben, die nicht mehr länger aufſchiebbare ſorgfältige Er⸗ 
forſchung der Grundbegriffe des bürgerlichen Rechts ganz mit 
den eigenen, bloß durch den kümmerlichen Apparat der Rechts⸗ 
geſchichte ein wenig verſtärkten Mitteln bewerkftelligen zu konnen, 
iſt es gekommen, daß es mit dem grundbegrifflichen Fundament 
der Privatrechtswiſſenſchaft und auch mancher anderen Rechts. 
disziplinen noch ſo kläglich beſtellt iſt, daß ihre Syſteme großen⸗ 


theils nicht auf klar durchdachte und ſcharf begrenzte Grund⸗ 


begriffe, ſondern auf hohle Worte geſtellt geblieben find, Worte, 
mit denen ſich freilich trefflich ſtreiten läßt, ſo trefflich, daß auf 
dieſe Weiſe nie ein Ende des Streites zu befürchten.“ Mit 
einer Rechtsphiloſophie ohne Philoſophie hat fi Ihering zum 
warnenden Vorbilde ein Menſchenalter lang vergebens abgemüht —, 
daß auf dieſem Wege nichts zu erreichen iſt, ſollten ſich vor 
allem die jüngeren ſtrebſamen Kräfte ſagen, die er feiner an- 
ſcheinenden Bequemlichkeit wegen immer wieder lockt. 

Ein fruchtbareres Beiſpiel für die ungeſchichtlichen Ver⸗ 
irrungen der „hiſtoriſchen Schule“ hätte der Verf. nicht wählen 
koͤnnen als die gemeinrechtliche Theorie vom Gewohnheitsrecht, 
deren Nichtigkeit er eingehend (S. 68— 109) darlegt. „Eine 
Zeit, in welcher das Recht unmittelbar ‚organiſch“ aus dem 
unorganifirten Volke ohne Sanktion durch die Staatsgewalt, 
lediglich in der Form einer vom „Volk“ für rechts verbindlich 
gehaltenen Gewohnheit als ein Inbegriff genereller Rechts gebote 
hervorgewachſen wäre, kurz ein Gewohnheitsrecht hat es nie 
gegeben. Die ganze Gewohnheitstheorie iſt ein Erzeugniß der 
romantiſch-hiſtoriſchen Phantaſte.“ Was die Theorie Gewohn⸗ 
heitsrecht nennt, iſt in der That Gerichtsrecht, alſo ſtaatlich 
geſetztes Recht, wenn auch unmittelbar auf Grund der Sitte 
und Gewohnheit des Volkes. „Die Fürſorge für die Rechts⸗ 
bildung, welche ſich die Staatsgewalt jetzt in ihrer beſonderen 
Organiſation als geſetzgebende Gewalt angelegen ſein läßt, iſt 
in früheren Zeiten von ihr noch auschließlich in ihrer Organi⸗ 
ſation als richterliche Gewalt durch die Rechtspflege verſehen 
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worden“ (S. 106). Und hier — ex ungue leonem — muß 
jeder Kundige den Verfaſſer der Schrift „Geſetz und Richteramt“ 
erkennen, die ſeit ſechszehn Jahren eine Umwälzung der Grund⸗ 
anſchauung vom bürgerlichen Recht hätte herbeiführen müſſen, 
wenn der „dogmatiſchen“ Rechtswiſſenſchaft nicht, wohl wegen 
ihrer Verwandtſchaft mit der dogmatiſchen Theologie, das 
Denken von Grund aus zu unheimlich wäre. Seit dieſer Schrift 
Oskar Bülow's ſollte es jedem Juriſten, der fie geleſen hat, 
klar fein, daß an dem urſprünglichen Berufe des Richteramtes, 
der das ſog. Gewohnheitsrecht geſchaffen hat und immerfort 
ſchafft, durch die Geſetzgebung nicht mehr geändert iſt, als daß 
ihm eine bindende Anweiſung zur Rechtſetzung gegeben, ihr 
Gebrauch aber doch wieder ſo vollſtändig in ſeine Hand gelegt 
iſt, daß unter ihren vermeidlichen wie unvermeidlichen Mängeln 
„die ſelbſtſtändige Rechtsbeſtimmungsmacht des Richteramtes“ 
immer wieder durchbricht. „Gewiß“, ſagt B. hier (S. 37), 
„das Geſetz iſt oft klüger als fein Urheber, das Geſetzbuch 
weiſer als der Geſetzgeber! Mit anderen, nüchterneren Worten 
und wohl noch ſchaͤrfer zutreffend: den Richtern wird oft eine 
größere und beſſere Rechtseinſicht zugemuthet und zugetraut als 
dem Geſetzgebungsperſonal!“ Daß die richterliche Rechts⸗ 
beſtimmungsmacht „ſogar im Widerſpruch zum wirklichen, feſt⸗ 
beſtimmten Geſetzesfinne“ (S. 39) Geltung hat, weil ihn der 
Richter nicht verſteht, iſt keine ſeltene Erfahrung; daß ſie mit 
klarem Bewußtſein „im Gegenſatz zum Wollen und Hoffen des 
Geſetzgebers fiegreich zum Durchbruch kommt“, dafür haben wir 
ein hoͤchſt bezeichnendes Beiſpiel in der Belehrung, die der 
I. Civilſenat des Reichsgerichts dem „Geſetz geber“ des Patent- 
geſetzes von 1891 ertheilte, der im Einverſtändniß all feiner 
Organe dem Patentamt die Ertheilung abhängiger Patente 
übertragen wollte: er habe, was er gewollt, nicht erreicht, 
weil er es unter einem begrifflich nicht zutreffenden Ausdruck 
gebracht. Wer lernen will, muß daraus lernen, wie viel 
noͤthiger uns gute Richter find als gute Geſetze. 

Gleichwohl erkennt der Verf. in der Geſetzgebungsarbeit, 
die mit dem B. G. B. einen vorläufigen Abſchluß erreicht hat, 
im fünften Briefe allen Ernſtes und mit gutem Grunde einen 
heilſamen „Sieg der Geſetzgebung über die hiſtoriſche Rechts. 
wiſſenſchaft“ — freilich gilt das zumeiſt vom Gebiete des 
gemeinen Rechts, das „von einem großen Wuſt“ befreit iſt. 
Mit Grund auch leitet der Verf. von der neueren Geſetzgebung die 
Wiederannäherung von Theorie und Praxis her, deren Gegenſatz 
von der hiſtoriſchen Schule zwar nicht hervorgerufen, aber doch 
ſehr verſchärft worden war; und gewiß iſt die Einführung des 
B. G. B. geeignet, dieſe Wirkung ſeiner Vorgänger zu verſtärken. 
Aber um den Gegenſatz auszugleichen, den man in dieſer Weiſe 
auf keinem anderen Wiſſensgebiete kennt, reicht auch der Wandel 
des geltenden Rechts nicht zu. Es giebt keinen Lehrer der 
Medizin, der nicht zugleich ausübender Arzt wäre; und wenn 
die Gerichtsverfaſſung dieſe Verbindung von Rechtslehre und 
Richteramt nur in beſchränktem Maße geſtattet, ſollte doch 
Niemand ſich zum Rechtslehrer aufwerfen, der das Recht im 
Leben nicht etwas länger und gründlicher kennen gelernt hat 
als in ein paar Referendarjahren. Andererſeits aber müßte 
von dem prakliſchen Juriſten, der das Zeug hat, wiffenſchaftlich 
zu denken, der Druck der Schablone genommen ſein, den ihm 
die in Deutſchland beſtehenden Einrichtungen aufbürden, und 
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unter dem nur mehr als gewohnliche Anſpannung die Freiheit 
des geiſtigen Blicks und die Friſche der geiſtigen Bewegung 
bewahren kann, die zu wiſſenſchaftlicher Erfafſſung und Be⸗ 
handlung eines Gegenſtandes noͤthig find. 

Wenn den Bülow'ſchen Briefen, wie fie jetzt bezeichnet 
werden dürfen, über Verhältniß zu ihrem Umfange Raum ge⸗ 
widmet ſcheint, jo möge man bedenken, daß wenigſtens Bücher 
nicht nur zu meſſen, ſondern nach ihrem Gehalt zu wägen find. 
Die wenigen Bogen dürften dann ebenſoviel Bände Durch⸗ 
ſchnittsliteratur des B. G. B. aufwiegen. Möge es nur ge 
lungen ſein, ihnen wie der älteren Schrift des Verf. um ſo 
mehr Leſer zu gewinnen, je weniger Anſpruch an die Zeit des 
Leſers ſie machen. 

Wegen der durchaus gegen Bülow gegenſätzlichen Auf- 
faffung des „Gewohnheitsrechts“ mag ſich zunächſt anreihen die 
Schrift von Prof. Dr. Danz in Jena, „Laienverſtand und 
Rechtſprechung (58 157, 242 B. G. B.)“, Abdruck aus Iherings 
Jahrbüchern Bd. 38, Jena 1898, G. Fiſcher. — Der Verf. 
hat ſo wenig Arg dabei, eine „Lehre vom Gewohnheitsrecht“ auch 
unter der Geltung des B. G. B. noch auf das römiſche Recht 
zu gründen, daß er ſich getraut, dieſe Rechte quelle in un. 
gewohnter Weiſe zu bereichern durch das, was im B. G. B. 
Verkehrsſitte und von den Motiven zum B. G. B. als Ge⸗ 
wohnheit, vom alten H. G. B. als Handelsgebrauch, von der 
Theorie verallgemeinernd als „Geſchäftsgebrauch“, „Geſchäfts⸗ 
übung“, „Uſance“ dem Gewohnheitsrecht entgegengeſetzt wurde. 
Zwar legt der Verf. im Einzelnen mit unwiderſtehlicher Schärfe 
— und das iſt ein großes Verdienſt ſeiner Arbeit — dar, daß 
die Vorſtellung, es ſei dieſer Geſchäftsübung oder Verkehrs. 
fitte ein „ſtillſchweigender Wille“ der Vertragſchließenden unter- 
zulegen, der ihr bei Mangel entgegengeſetzter Vereinbarung recht⸗ 
liche Geltung verſchaffe, ganz undurchführbar iſt. Aber daraus 
folgt nicht, daß die Verkehrsſitte, die Gewohnheit als ſolche, 
überall Recht wäre, ſondern daß, was von der Theorie ſchon 
für Gewohnheitsrecht gehalten wird, überall erſt bloße Ge⸗ 
wohnheit iſt, die der Richterſpruch für den einzelnen Fall und 
die ſtändige Rechtſprechung als allgemeinen Rechtsſatz erſt zum 
Recht erhebt. Die ausgedehnte Verweiſung des Richters auf 
die Verkehrsfitte bedeutet nichts, als daß der Richter ſtatt einer 
beſonderen geſetzlichen Weiſung vielmehr angewieſen wird, das 
Recht da zu fchöpfen, wo er es vor aller Geſetzgebung zu 
ſchöpfen hatte — im Rechtsgefühl des Volkes, das der Verf. 
S. 68 als die eigentliche Quelle ſeines vermeinten Gewohnheits“ 
rechts anerkennt. Nur daß dieſes Gefühl des unorganifirten 
Volkes für ſich nicht Recht ſchaffen kann, dazu vielmehr der Be⸗ 
ſtätigung durch die im Staate organifirte Gewalt, ſei es als 
Geſetzgebung oder als Richteramt, bedarf, wie Bülow in ſeinem 
vierten Briefe ſchlagend dargelegt hat. Es ſollte doch auch 
einleuchten, daß, wenn alle im gleichen Falle daſſelbe thun, 
daraus zwar an ſich zu entnehmen iſt, daß ſie es für richtig 
halten und es nach ihrer Meinung für fie Recht ſein ſoll, aber 
doch nur in der Vorausſetzung, daß alle mit gleicher wirth⸗ 
ſchaftlicher und geſellſchaftlicher Freiheit handeln. In wie weitem 
Umfang die „Verkehrsfitte“ von den wirthſchaftlich Mächtigen 
den minder Mächtigen und Ohnmächtigen auferlegt iſt und ſo 
nur ein Recht im Sinne des Thraſymachos bei Plato als „Vor⸗ 
theil des Stärkeren“ zu Stande käme — man denke nur an 
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die Börſenuſaucen, denen jetzt wieder als „Gewohnheitsrecht“ 
auf dem Boden des neuen bürgerlichen und Handelsrechts 
Geltung erſchlichen werden ſoll — wenn der Richter im Sinne 
des B. G. B. an die Verkehrsſitte als einem Inbegriff fertiger 
Rechtsſätze gebunden wäre, hat auch der „Geſetzgeber“ des 
B. G. B. ſchwerlich genügend bedacht — er hätte vielleicht 
fonft in ſeinen Anweiſungen etwas vorfichtiger fein können. 
Um ſo mehr iſt Noth, daß der Richter nicht mit einer falſchen 
Auffaſſung ſeines Berufs dieſen Anweiſungen nachgehe; und 
dazu erhält er vom Verf. die beherzigenswerthe Erinnerung, 
daß er die Verkehrsfitte nicht mit feinem „juriſtiſchen“ — wir 
dürfen verſtehen an Schulbegriffen und Geſetzesworten haftenden —, 
ſondern mit ſeinem Laienverſtande, alſo doch wohl jeinem 
geſunden Menſchenverſtande zu prüfen habe. Zwar klingt es 
etwas unheimlich, dem Richter den einen neben dem anderen 
Verſtande zuzuſchreiben — es legt die Gefahr nahe, daß ihm 
der Laienverſtand gelegentlich mit dem juriſtiſchen, als dem vor⸗ 
nehmeren, durchgehen, wenn nicht ganz über dieſem abhanden 
kommen möchte. In der That iſt doch nur der geſunde Menſchen⸗ 
verſtand fähig, juriſtiſch gebildet zu werden, und es wird dies 
mit Erfolg nur auf dem Grunde einer allgemeinen Bildung 
möglich ſein, die den Richter befähigt, zumal über wirthſchaft⸗ 
liche Dinge ſelbſtſtändig zu urtheilen, die aber dann auch nicht 
ganz treffend „Laienverſtand“ genannt wird. Uebrigens iſt die 
Schrift durch eine Fülle treffender Einzelausführungen ebenſo 
anregend wie belehrend. 

Eine Reihe von „Studien zur Erläuterung des 
Bürgerl. Rechts“ hat der Herausgeber Prof. Dr. R. Leon ⸗ 
hard in Breslau mit einer Abhandlung über „das neue 
Geſetzbuch als Wendepunkt der Privatrechts wiſſen⸗ 
ſchaft“ als 1. Heft (Breslau 1900 M. u. H. Marcus, 
Pr. 2 M.) eröffnet. Für die Bedeutung dieſes „Wendepunkt“ 
iſt es kein gutes Vorzeichen, daß der Verf. in ſeiner Sammlung 
eine ganze Schaar von Doktoren- und Referendararbeiten über 
das B. G. B. ausſchüttet. Auch ſeinen eigenen, zum guten Theil 
treffenden Ausführungen hat er dadurch geſchadet, daß er fie 
auf den Leiſten des ohnehin fragwürdigen naturwiſſenſchaftlichen 
Stichwortes Vererbung (Ueberlieferung) und Anpaſſung ge 
ſpannt hat. Die „Hauptziele“ der Rechtslehre können nur mit 
Anwendung ſchreiender Gewalt darin untergebracht werden, und 
wenn „bald die eine bald die andere überwog“, ſo iſt ficher 
nicht jede dieſer Einſeitigkeiten dem Rechtsleben gleich förderlich 
geweſen. Freilich, als mit der „Ueberlieferung“ ſo gründlich 
gebrochen war wie in der Aufnahme ber römischen Rechtsquellen 
als vermeintlich in Deutſchland geltender Geſetze, waren Jahr 
hunderte mühſeliger „Anpaſſungs“thätigkeit erforderlich, um das 
fremde Recht dem deutſchen Volke erträglich zu machen. Aber 
„die Neubelebung der rechtsgeſchichtlichen Studien nach der 
Naturrechtszeit“ bedeutete für das Rechtsleben nun einen neuen 
ſchroffen Bruch mit der Ueberlieferung, der die Frucht der vor 
ausgegangenen Anpaſſung großentheils zu nichte machte und 
dem eine entſprechende Anpaſſung bis zu letzter Stunde nicht 
gefolgt iſt. Daß das B. G. B. vorerſt wieder der „Anpafſung 
an die neuen Lebensbedingungen bedürfe, wäre eine bedenkliche 
Schmeichelei für feine „Geſetzgeber“, und in der That trifft es 
immer noch zu, fo weit er an Auffafjungen des römiſchen Rechts 
feſtgehalten hat, für die dem deutſchen Volke ein Verſtändniß 
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bis heute nicht gekommen tft und ſchwerlich je kommen wird. 
Will aber der Verf. die Anpaſſung der Rechtswiſſenſchaft an 
die ihr durch das B. G. B. geſchaffenen neuen Lebens bedingungen, 
ſo ſollte er ſie um alles nicht in den ausgefahrenen Geleiſen 
einer „Dogmatik“ ſuchen — das bloße Wort bringt die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft immer wieder in eine unheimliche Nähe der pofitiven 
Theologie — es wäre das alles eher als ein Wendepunkt. Die 
Wiſſenſchaft des Privatrechts ſollte fih, wozu Bülow fie auf⸗ 
fordert, vor Allem bemühen, die neuen oder neugefaßten Rechts⸗ 
ſätze des B. G. B. unter neue, ihnen genau „angepaßte“ Be⸗ 
griffe zu bringen, ſtatt die alten Schulbegriffe unbeſehen herüber⸗ 
zuſchleppen, den neuen Wein in die alten Schläuche zu füllen. 
Sie wird dann bald finden, daß in einer ernſthaften Wiſſen⸗ 
ſchaft auf geſchichtlicher Grundlage für Dogmen keine Stelle 
iſt — wer würde im Ernſt von einer Dogmatik der Natur- 
oder Sprachwiſſenſchaft reden? Erfreulich iſt der Ausſpruch 
des Verf. (S. 61), daß „die dem alten Recht gewidmeten 
Wiſſenſchaften in gewiſſem (warum nicht in jedem?) Sinne dem 
Tode geweiht, d. h. nicht weiter entwickelungsfähig“ find. Freilich 
kann das unmöglich von der Rechtsgeſchichte gelten; nur ſollte 
man endlich die Geſchichte des röͤmiſchen Rechts bei ihrem wirk⸗ 
lichen Anfange, d. h. dem griechiſchen Recht beginnen, und die 
Geſchichte des deutſchen Rechts nicht bei der Aufnahme des 
roͤmiſchen Rechts im Sande verlaufen laſſen, ſondern in ihrer 
lebendigen Fortentwicklung verfolgen, die ſie im engliſchen Rechte 
gefunden hat. Fruchtbare Begriffe laſſen ſich nur an dem 
reichſten Stoffe der Vergleichung gewinnen; daß es keine Wiſſen⸗ 
ſchaft des ſchlechthin Poſitiven giebt, ſollte endlich der Blick auf 
die pofitive Theologie lehren. 

Zur Begriffsbildung aber bedarf die Rechtswiſſenſchaft noch 
einer anderen Grundlage als der geſchichtlichen Vergleichung; 
und auf dieſe führt die Schrift des Prof. Dr. jur. et phil. 
P. Oertmann in Berlin, der ſchon unter den Kommentatoren 
des B. G. B. eine ehrende Stelle fand, über „die volks⸗ 
wirthſchaftliche Bedeutung des B. G. B. f. d. D. R.“ 
(Frankfurt a. M., Sauerländer's Verlag). Zwar zeigt 
gerade der Bienenfleiß, mit dem der Verfaſſer das Geſetz ⸗ 
buch nach Beſtimmungen von wirthſchaftlicher und ſozialer 
Bedeutung durchſucht hat, wie verhältnißmäßig dürftig die 
Ausbeute iſt, und dabei iſt noch manches in Rechnung geſtellt, 
was das Geſetzbuch aus der vorausgegangenen Rechtsbildung 
aufgenommen, dem Worte entgegenkommend, daß wir unter dem 
Zeichen des Verkehrs ſtehen, aber ohne genügende Unterſcheidung, 
inwieweit dieſer Verkehr als ein geſunder zu fördern oder als 
ungeſunder eher zu hemmen wäre. Indeß zeigt doch der Veif., 
wie die Verſäumniſſe der erſten Kommiſſion, die in dreizehn ⸗ 
jähriger Sitzarbeit über dem Anſammeln unnützer Folianten 
von Vorarbeiten die ſozialpolitiſche Richtung, die inzwiſchen die 
Geſetzgebung eingeſchlagen, wie verſchlafen hatte, in nicht gering 
zu ſchätzendem Umfange von der zweiten Kommiſſion und noch 
zuletzt vom Reichstage nachgeholt worden find, fo daß im letzten 
Ergebniſſe nicht, wie der erſte Entwurf drohte, eine Ver⸗ 
ſchlechterung, ſondern eine immer dankenswerthe Verbeſſerung 
der Geſellſchaftsordnung die neue Rechtseinheit begleitet. Von 
größtem Werthe aber iſt, daß endlich aus der Rechtswiffenſchaft 
heraus der Blick nach dieſer Richtung gelenkt und das Auge für 
dieſe Bedeutung der bürgerlichen Geſetzgebung geſchärft iſt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


797 


Wird auf dieſem Grunde weiter gebaut, ſo können Wünſche, 
die heute noch unerfüllbar ſcheinen, eher als geahnt zur Reife 
gebracht werden. Dem Verf. gebührt alſo für den Inhalt der 
Arbeit wie für die anziehende und bei dem vielfach zerſplitterten 
Stoff niemals ermüdende Darſtellung hohe Anerkennung. 

Von ganz anderer Art iſt die unter den „Heften der freien 
kirchlich ſozialen Konferenz“ als 10tes erſchienene Schrift 
„Sociale Gedanken im B. G. B.“ (Berlin 1900, Buchh. 
der Stadtmiſſion, Pr. 50 Pf.). Sie enthält die der 
5. Generalverſammlung der Konferenz (18.—20. April 1900) 
erſtatteten „Referate vom Prof. Dr. Stammler, Halle, und 
Geh. Reg. R. Dr. Duncker, Deſſau“; die „Diskuſſion“, die 
der Titel noch beſonders hervorhebt, iſt von der Art, daß man 
Formulare dafür drucken konnte; nachdem Niemand das Wort 
gewünſcht, erlangt der Vorfitzende „ohne Widerſpruch“ die „all. 
gemeine Zuftimmung“ zu den Theſen beider Referenten, worauf 
er mit einigen erbaulichen Worten ſchließt. Den emphatiſchen 
Dank für die „herrlichen Aufklärungen“ über das B. G. B. mag 
man dem Nichtjuriſten zu Gute halten, dem gewiß alles von den 
Rednern Gebotene völlig neu war; übrigens giebt die „Diskuſſton“ 
mit den Theſen und dem Inhalt der „Referate“ die beruhigende 
Gewißheit, daß von der Konferenz ſtaatsgefährliche Ausſchreitungen 
in ſozialpolitiſcher Hinficht nicht zu befahren find. Da die 
„Theſen“ beſtimmungsgemäß den Inhalt der Vorträge über- 
fichtlich zuſammendrängen, fo wird es genügen, von Profeſſor 
Stammler die erſte mitzutheilen: „Unter ſozialen Gedanken ver⸗ 
ſtehen wir eine bewußte Befinnung darauf, daß das oberſte 
Geſetz alles Rechtes dieſes iſt: ein richtiges Zuſammenleben und 
Zuſammenwirken der Menſchen zu erhalten. Das Recht iſt ein 
Zwangsverſuch zum Richtigen.“ Schwerlich nun wird ſich einem 
Geſetzgeber nachreden Iafien, daß er auf ein umiichtiges Zu⸗ 
ſammenleben u. ſ. w. ausgegangen ſei. Aber für Prof. Stammler 
iſt das „Richtige“ ſo offenbar das, was er für richtig hält, 
wie alles „Vernunftrecht“ nur die Vernunft ſeiner jeweiligen 
Darſteller ſpiegelt. Stammler hat auch die Welt vorlängſt darüber 
belehrt in einem großen und dicken Buche „Wirthſchaft und 
Recht, eine ſozialphiloſophiſche Unterſuchung“ (Leipzig 1896, 
Veit u. Co., Pr. 14 M.). Das „Richtige“ Ift danach ein 


„Naturrecht mit wechſelndem Inhalte“ (S. 185), ein würdiges 


Seitenſtück zu Lichtenberg's Meffer ohne Klinge, an dem der 
Stiel fehlt. Alles Naturrecht ging auf die gleiche unwandelbare 
Menſchennatur zurück — aller Wechſel gehoͤrt der Geſchichte an, 
wechſelndes Recht iſt geſchichtliches Recht. Bei dem Verf. findet 
fich weder Natur noch Geſchichte — nichts als geſpreizte Worte, 
wie der Schlußſatz, in dem er doch wohl den Inhalt feines 
Buches zuſammenfaſſen will: „es handelt ſich um die Er⸗ 
ſtrebung eines objektiv richtigen ſozialen Lebens, eines geſell⸗ 
ſchaftlichen Daſeins, das unter ſeinen beſonderen konkreten Be⸗ 
dingungen die Eigenſchaft eines geſetzmäßigen befitzt“. Hier 
„endet des Theoretikers Aufgabe“ für den Verf., wo ſie für 
andere anfangen ſollte, nämlich zu zeigen, ob bei dieſen Worten 
ein Sinn und welcher iſt. Wenn es der Verf. damit wie 
Mephiſtopheles nicht allzu ängſtlich nehmen will, fo wird er 
ſich beſcheiden müſſen, daß andere es mit feinen Vorträgen wie 
mit feinen Büchern nicht allzu ernſthaft nehmen. — Dem 
B. G. B. rühmt der Verf. in der 3. Theſe beſonders nach, daß 
es „haufiger und bedeutſamer“ als zwingende Rechtsſätze di 
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Verweiſung des Richters darauf enthält, „daß er ſelber fuchen 
und finden ſolle, was in einer rechtlichen Streitſache (nach der 
beſonderen Gelegenheit gerade dieſes Falles) das Richtige, das 
Gerechte fe." Da das „Bedeutſamere“ doch wohl auch das 
„Nichtigere“ iſt, fo wird der „Vervollkommnung“, zu welcher 
nach Theſe 2 das B. G. B. „eine geſunde Unterlage“ bereitet, 
auf die Rückkehr zu dem Urzuſtande des Rechts ſein, in welchem 
der Richter das Recht fand, ohne durch Geſetz gebunden zu ſein. 
Es wäre vielleicht nicht übel, wenn wir nur erſt die „richtigen“ 
Richter hätten. Mit Geh. R. Duncker koͤnnen wir uns kürzer 
abfinden; von feinen Theſen läßt ſich nur fagen, daß das 
„Richtige“ nicht nen, das Neue aber von fragwürdiger Richtig ⸗ 
keit iſt, wie wenn er unter III o die „Verkehrsfitte“ Volksfitte 
nennt und in dieſer den Ausdruck des „eigentlichen Volkswillens“ 
findet. Indeß iſt dieſe demokratiſche Velleität nicht böſe gemeint - 
Es iſt gut, daß bei dieſen „Sozialpolitikern“ die rechte Hand 
nicht weiß, was die linke thut. 

Dem Vortrage des Landger.⸗R. Dr. Goldenring, „Der 
Geiſt des B. G. B.“, gehalten in der juriſtiſchen Geſellſchaft 
zu Straßburg (Heidelberg 1900, C. Winter, Pr. 80 Pf.), 
hätte der Ehrenplatz in der Reihe gebührt, wenn nicht Leſfings 
Wort: „Man ſpricht ſelten von der Tugend, die man hat, aber 
deſto öfter von der, die uns fehlt,“ nicht auch vom „Geiſte“ 
zu gelten hätte. Nachdem der Verf. von der Sprache, den 
Quellen, den „allgemein charakteriſtiſchen Zügen“ des B. G. B., 
von „ſozialem, billigem, fittlichem“ Recht, von „dem beſonderen 
Schutze der Schwachen“, vom richterlichen Ermeſſen, vom Schutz 
der Sicherheit des Verkehrs, von abſtrakten und dinglichen Vor⸗ 
trägen, auch auf anderthalb Seiten von den Mängeln des 
Geſetzbuchs gehandelt, faßt er als „Ergebniß“, das „gewonnene 
Bild von dem Geiſte des B. G. B.“, dahin zuſammen, daß 
„wir den Eindruck eines biederen, wohlmeinenden, verſtändigen, 
fittlichen, gerechten Charakters empfangen, der freilich auch etwas 
doktrinär veranlagt und daher mitunter etwas unpraktiſch und 
im Ausdruck nicht ſelten ſchwerfällig iſt.“ Ob fich der Verf. 
nicht doch etwas darüber getäufcht, daß der „Geiſt“ eines Ge⸗ 
ſetzbuchs jo leicht zu faſſen ſei, wie nach Mephiſtopheles der 
Geiſt der Medizin, mag die Rechtsprechung entſcheiden, wenn 
ſie dieſen „Geiſt“ zur Hülfe bei der Auslegung des B. G. B. 
beſchwoͤren will. Es iſt aber doch eher zu befürchten, daß dabei 
die verſchiedenen Geiſter, die darin hauſen, manchmal recht 
unfanft auf einanderplatzen werden. 

Zuletzt mag hier noch angereiht werden der Vortrag des 
Prof. Krückmann: „Die Entfremdung zwiſchen Recht und 
Volk“, gehalten in der Greifswalder Vereinigung aller Lehrer 
an hoheren, Volks⸗ und Mittelſchulen und der Univerfität. 
(Leipzig 1899, Dietrich ' ſche V. B. H., Th. Weicher.) Der 
Verf. geht von dem leider unleugbaren Satze aus, daß eine 
Entfremdung zwiſchen Recht und Volk bei uns vorhanden iſt 
und auch eine nicht unbeträchtliche Unzufriedenheit mit unſerem 
Rechte. Er unterſcheidet die ſubjektive Entfremdung, die Un⸗ 
kenntniß der geltenden Rechtsſätze, und die objektive, „die bei 
der Geſetzgebung und bei der Rechtſprechung ſich zeigen kann“, 
wenn Geſetze geſchaffen (und Urtheile erlaſſen) werden, die 
dem Rechtsbewußtſein des Volkes nicht entſprechen. Die erſte 
ſoll gehoben werden durch die Schule, das Heer (gleichfalls als 
„Schule“), die Selbſterziehung der Laien und eine dieſer ent⸗ 
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gegenkommende Thätigkeit der Juriſten. Die Vorſchläge und 
Anregungen des Verf. find um vieles beachtlicher als die Ver⸗ 
ſuche, durch verwäſſerte Darſtellungen das B. G. B. ohne 
Weiteres „Jedermann aus dem Volke“ verſtändlich zu machen. 
Eine leichte Aufgabe wird es aber auch nicht ſein, aus den 
Lehrern der Volks- und Mittelſchulen, auf die es zumeiſt an- 
kommt, geeignete Rechtslehrer zu ziehen, und auf die Selbſt⸗ 
erziehung der Laien find die Ausfihten auch nur trübe. Sie 
müßte aber vorangehen, wenn die nicht juriſtiſchen Parlaments⸗ 
mitglieder im Stande ſein ſollen, der objektiven Entfremdung 
bei der Geſetzgebung zu ſteuern. Bei der Rechtſprechung 
bemüht ſich der Verf., grundloſen Vorurtheilen der „offentlichen 
Meinung“ entgegenzutreten, wie es eingehender in der vortreff- 
lichen, ebenſo unbefangenen wie wohlmeinenden Schrift des 
Reichsgerichtsraths Dr. Lippmann: „Zur Kritik richter⸗ 
licher Urtheile“ (zuerſt in der Zeitſchrift „das Recht“ ver 
oͤffentlicht, jetzt Hannover 1901, Helwing ſche V. B. H., 
Pr. 1 M.) geſchieht, wo beſonders auch Rechtsunkenntniß 
theologiſcher Beurtheiler der Rechtſprechung bloßgeſtellt wird. 
Indeß bleibt nach Abzug aller ungehoͤrigen und unreifen Kritik 
der Rechtſprechung eine Entfremdung des Richters vom Rechts- 
gefühl übrig, die auf eine falſche, durch kein Geſetz vorgeſchriebene 
Auffafſung des Verhältniſſes von Geſetz und Richteramt zurück ⸗ 
geht und deshalb allein durch eine beffere „Theorie“, d. h. Ein⸗ 
ſicht, überwunden werden kann. 
Leipzig. Kl. 


Bom Reichsgericht. 

Wir berichten uber die vom 24. Oktober bis 6. November 1901 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 558 1 ff. Beweis der Zuſtändigkeit. 

Das B. G. ſchließt ſich bei der Zurückweiſung der Einrede 
der Unzuſtändigkeit durchaus an die vom R. G., wiederholt 
insbeſondere von dem erkennenden Senate in der von dem 
B. G. auch angezogenen Entſcheidung vom 11. März 1892 
(Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 371) ausgeſprochenen Grund ⸗ 
ſätze an, daß in jo weit, als der Nachweis der Zuſtändigkeit 
mit dem Nachweiſe, daß der Anſpruch zur Hauptſache ſachlich 
begründet ſei, völlig zuſammenfalle, von einem ſelbſtſtändigen 
Nachweiſe der Zuſtändigkeit nicht die Rede ſein könne, inſoweit 
alſo die Behauptung der die Klage und die Zuſtändigkeit 
begründenden Thatſachen genügen müſſe, daß dagegen Thatſachen, 
die von dem geltend gemachten Anſpruche unabhängig nur zur 
Begründung der Kompetenz dienen, des Nachweiſes gegenüber 
der Einrede der Unzuſtändigkeit bedürfen. Die Revifion wacht 
geltend, daß das B. G. von dieſen Grundſätzen abgewichen ſei, 
weil die Vereinbarung der Erfüllungsortsklauſel eine ſelbſtſtändige 
jet, ſomit zur Begründung der Zuſtändigkeit auch hinfichtlich 
ihrer Rechtsverbindlichkeit für die Bekl. nachzuprüfen 
geweſen wäre. Allein das iſt nicht zutreffend. Die ſelbſtſtändige 
Vereinbarung der Erfüllungs orisklauſel iſt nicht behauptet. 
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Den Klaggrund bildet der einheitlich abgeſchloſſene Vertrag mit 
Dr. S., der auch die Erfüllungsortsklauſel enthalten haben 
ſoll. Der Vertragsabſchluß ſelbſt und alle übrigen Einzelheiten 
des Vertrags falle mit der ſachlichen Begründung der Klage 
zuſammen und find zu dieſem Zwecke darzulegen und zu 
beweiſen; „nur kompetenzbegründend“ iſt lediglich die Neben⸗ 
beſtimmung des Erfüllungsorts. Es iſt daher auch ein 
beſonderer Beweis zum Zwecke der Begründung der Zuſtändigkeit 
nach den oben erwähnten Grundſätzen, wie das B. G. mit 
Recht annimmt, nur in ſo weit erforderlich, als beſtritten iſt, 
daß der Vertrag, wenn er abgeſchloſſen wurde, die Klauſel über 
den Erfüllungsort enthalten hat, und dieſe Thatſache hat das 
B. G. feſtgeſtellt. Die Reviſion erſcheint daher inſoweit 
unbegründet. III. C. S. i. S. A.⸗G. Moenia c. Polyfius 
vom 8. Oktober 1901, Nr. 246/1901 III. 

2. § 41. 

Der erſte Angriff der Reviſion, welcher ſich darauf ſtützt, 
daß einer derjenigen Richter, welche an der Fallung des jetzt 
angefochtenen B. U. Theil genommen haben, auch als Richter 
beim Erlaß des im Vorprozeß ergangenen und rechtskräftig 
gewordenen Urtheils vom 27. Oktober 1900 mitgewirkt habe, 
iſt hinfällig. In einer ſolchen Mitwirkung liegt keine Verletzung 
der geſetzlichen Vorſchriften über die Ausſchließung der Gerichts- 
perſonen, insbeſondere find die als verletzt bezeichneten 8 41 
Nr. 6, 8 551 C. P. O. nicht verletzt. Es genügt, in dieſer 
Beziehung auf die Ausführungen bei Peterſen⸗Anger, C. P. O. 
Note 12 sub a zu 5 41 Ziffer 6 (S. 110), hinzuweiſen. 
V. C. S. i. S. Brüßow o. Brünning vom 12. Oktober 1901, 
Nr. 202/1901 V. 

3. 88 70, 71. 

Allerdings iſt die Vorſchrift des 8 70 der C. P. O., 
daß der den Beitritt des Nebenintervenienten enthaltende 
Schriftſatz die beſtimmte Angabe des Intereſſes des Inter⸗ 
venienten enthalten müſſe, nach deren Wortfaſſung kate ⸗ 
goriſch. Nichtsdeſtoweniger bleibt ein etwaiger Mangel unbe⸗ 
achtlich, ſolange er nicht von einer Partei gerügt iſt; eine Be⸗ 
rückſichtigung von Amtswegen findet nicht ſtatt (Entſch. des 
R. G. Bd. 15 S. 396 ff.). Die Rüge erfolgt prozeßmäßig 
als Antrag auf Zurückweiſung der Nebenintervention. 
Erſt durch einen ſolchen Antrag wird der beſondere 
prozeſſuale Zwiſchenſtreit des § 71 der C. P. O. er- 
öffnet, welcher mit einem Zwiſchenurtheil über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Nebenintervention abſchließt, gegen das die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde gegeben iſt. Ein ſolcher Antrag auf Zu⸗ 
rückweiſung der Intervention iſt ſeitens des Bekl. nicht geſtellt 
worden. Daß die Begründung des beklagtiſchen Antrags auf 
Verwerfung der Berufung materiell ſich ſtützt auf die 
Unwirkſamkeit der Nebenintervention, erſetzt nicht einen ſolchen 
Antrag. Demgemäß konnte mangels eines darauf gerichteten 
Antrages das B. G. dispoſitiv über die Zuläſſigkeit der Inter⸗ 
vention ſelbſt nicht befinden und iſt dies auch thatſächlich nicht 
geſchehen. Die Ausführungen des B. G., welche den Beitritt 
des Intervenienten als prozeßwidrig anſehen, dienen nur zur 
Begründung der gemäß Antrag des Bekl. erfolgten Ver⸗ 
werfung der Berufung. Hiernach iſt bisher die Unzuläffig⸗ 
keit der Intervention prozeßrechtlich weder von einer Partei 
gerügt, noch urtheilsmäßig ausgeſprochen. Nach der Vorſchrift 
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des 8 71 Abſ. 3 der C. P. O. iſt aber der Intervenient als 
ſolcher zum Hauptverfahren zuzuziehen und zu behandeln, ſo 
lange nicht die Unzuläſſigkeit der Intervention 
rechtskräftig ausgeſprochen iſt. Bei der gegebenen Prozeß ⸗ 
lage durfte daher die vom Intervenienten eingelegte Berufung 
nicht wie geſchehen aus dem Grunde verworfen werden, weil der 
Beitritt des Nebenintervenienten nicht geſetzmäßig 
erfolgt ſei. IV. C. S. i. S. Binder o. Riege vom 14. Ok- 
tober 1901, Nr. 192/1901 Iv. 

4.8 71. 

Durch „Zwiſchenurtheil“ vom 11. Juni 1901 erkannte das 
L. G. für Recht: 1. Die Nebenintervention der Geſellſchafter 
der Bekl., N. N., wird zugelaſſen. 2. Den Nebenintervenienten 
wird die prozeſſuale Rechtsſtellung ſelbſtſtändiger Intervenienten 
im Sinne der 88 61, 62 der C. P. O. zuerkannt. Die gegen 
beide Entſcheidungen eingelegte Beſchwerde des Kl. wurde vom 
O. L. G. als unbegründet zurückgewieſen, und hiergegen richtet 
ſich die gegenwärtig zu beurtheilende weitere Beſchwerde. Dieſe 
Beſchwerde iſt wegen Fehlens eines neuen ſelbſtſtändigen Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes inſoweit unzuläſſig, als ſie ſich auf die 
landgerichtliche Entſcheidung 1 bezieht, weil die letztere eine 
Zwiſchenurtheilsentſcheidung im Sinne des 8 71 der C. P. O. 
war und die Beſchwerde gegen fie als unbegründet zurüd- 
gewieſen worden iſt. — Keine Zwiſchenurtheilsentſcheidung im 


Sinne des § 71 der C. P. O. aber war die über die Frage 


der Zulaſſung der Nebenintervention hinausgehende Entſcheidung 2 
des L. G. (vergl. Beſchluß des R. G. vom 28. Mai 1898 — 
B. R. I. 50/98 — zum Theil abgedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1898 S. 416 Nr. 7). Das O. L. G. hätte daher 
die Beſchwerde des Kl. in ihrer Richtung gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung 2 nicht als unbegründet zurückweiſen, ſondern nur als 
unzuläſſig verwerfen müſſen. Damit iſt für die weitere Be⸗ 
ſchwerde ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund gegeben. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann indeß die weitere Beſchwerde keinen andern 
Erfolg haben, als den, daß an die Stelle der oberlandesgericht⸗ 
lichen Entſcheidung inſoweit, als ſie unrichtig war, diejenige 
Entſcheidung geſetzt wird, die hätte erlaſſen werden ſollen. 
I. C. S. i. S. Wichhorſt o. Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft Ham⸗ 
burg vom 19. Oktober 1901, B Nr. 70/1901 J. 

5. 88 145, 150, 573. 

Es bedarf hier keiner Entſcheidung darüber, ob das B. G. 
ſei es auf Grund von § 150, oder von 8 145 Abſ. 1 der 
C. P. O. die von dem Gerichte I. J. verfügte Verbindung 
zweier Prozeſſe zu gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung 
wieder aufheben kann: jedenfalls kann es das hoͤchſtens in 
der Weiſe thun, daß es vor Allem getrennte Verhandlung 
über die beiden Streitſachen anordnet. Denn nur auf die 
Einrichtung der mündlichen Verhandlung beziehen fich zunächſt 
die in den 88 145 — 150 der C. P. O. vorgeſehenen An⸗ 
ordnungen des Prozeßgerichtes; daß dann auch die Entſcheidung 
der Sachen getrennt, bezw. verbunden erfolgt, iſt nur eine 
ſelbſtverſtändliche Folge der über die Verhandlung getroffenen 
Anordnung. Hier hat aber das B. G. nur zum Zwecke der 
Urtheilsfällung die beiden Sachen, die den Gegenſtand 
einer und derſelben mündlichen Verhandlung gebildet hatten, 
wieder getrennt; m. a. W.: es hat das Urtheil, welches es zu 
erlaſſen hatte, in zwei Theile zerlegt. Das iſt nichts weiter 
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als eine dem Geſetze unbekannte, jedenfalls weniger empfehlens⸗ 
werthe Form des Urtheils; mögen auch äußerlich zwei 
Urtheile vorliegen, ſo handelt es ſich doch eben materiell nur um 
ein Urtheil von ungewöhnlicher Form. Hieran wird auch 
dadurch nichts geändert, daß das Gericht vorher durch einen 
beſonders verkündeten Beſchluß angekündigt hatte, es werde 
ſeinem Urtheile dieſe ungewöhnliche Form geben. Sind mithin 
die fraglichen beiden „Urtheile“ rechtlich nur als ein Urtheil 
zu behandeln, ſo gilt Entſprechendes auch von den beiden gegen 
fie eingelegten Revifionen. Da die Beſchwerdeſumme demgemäß 
1 500 Mark überſteigt, jo iſt die Revifion nach § 546 der 
C. P. O. zuläſſig. Es kann nicht in der Macht des B. G. 
ſtehen, durch Zerlegung ſeines Urtheils in mehrere Theile die 
Zuläſſigkeit der Revifion auszuſchließen, gleichviel ob es ſich um 
eine von Anfang an einheitliche Sache, oder um eine aus 
mehreren Sachen zu einer gewordenen handelt. Freilich kann 
das B. G. nach 8 523 in Verbindung mit § 301 der 
C. P. O. ein Theilurtheil erlaſſen, aber doch gleichfalls 
wiederum ſo, daß über den noch vorbehaltenen Theil des 
Streitgegenſtandes erſt noch eine weitere Verhandlung ſtatt⸗ 
finden fol. Von der vom Rkl. beantragten Aufhebung des 
fraglichen Beſchluſſes war übrigens abzuſehen; wenn er auch 
nach $ 548 der C. P. O. der Beurtheilung des Revifions⸗ 
gerichtes unterliegen würde, ſo würde doch für jene Aufhebung 
bie Zuläſſigkeit der Revifion ſchon Vorausſetzung fein; 
vielmehr aber iſt die Revifion gerade deshalb zuläffig, weil der 
erwähnte Beſchluß ſchon von vornherein rechtlich bedeutungslos 
iſt. VI. C. S. i. S. Ollendorf o. Röhricht vom 10. Oktober 
1901, Nr. 203/1901 VI. 
6. 88 253, 505. 8 

R Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die Bekl. nicht aus 
dem Grunde die Einlaffung in dieſem Prozeſſe ablehnen darf, 
weil Kl. die Klage zunächſt gegen den jetzigen Nebenintervenienten 
beim Amtsgericht erhoben, dieſes ſich durch Urtheil für unzuſtändig 
erklärt, den Rechtsſtreit an das L. G. verwieſen und Kl. die 
Bekl. unter ausdrücklichem Hinweis auf dieſe Vorgänge als 
Rechtsnachfolgerin des Nebenintervenienten vor das L. G. geladen 
haben. Kl. haben der Bekl. mit der Ladung eine ſelbſtſtändige 
Klage zugeſtellt und dadurch die Klage ordnungsmäßig gegen ſie 
erhoben. 8 253 C. P. O. Ob fie dabei der Anficht waren, 
daß der gegenwärtige Rechtsſtreit eine Fortſetzung des beim 
Amtsgericht anhängig geweſenen Rechtsſtreits ſei, iſt unerheblich, 
da fie erfüllt haben, was erforderlich iſt, um einen neuen Rechts⸗ 
ſtreit anhängig zu machen. Im Falle des § 505 C. P. O. iſt 
das Verfahren vor dem L. G. außerdem keine Fortſetzung des 
amtsgerichtlichen Verfahrens; nur die Klageerhebung mit ihren 
Wirkungen dauert fort. (Entſch. des R. G. Bd. 30 S. 332; 
Gaupp Anm. 5 zu § 505.) Liegt aber ein neuer Rechtsſtreit 
gegen die Bekl. vor, ſo können auch nicht, wie die Reviſton 
meint, die Vorſchriften der 88 265, 266 C. P. O. Anwendung 
finden. Es bedarf hiernach nicht der Prüfung, ob auch die 
Annahme des B. G. zutreffend iſt, daß der Wechſel der beklagten 
Perſon nur eine Klageänderung enthält und dieſe in Ermangelung 
rechtzeitiger Ruge als genehmigt zu gelten hat. VI. C. S. 
i. S. Dittrich u. Gen. . Rehſe vom 14. Oktober 1901, 
Nr. 210/1901 VI. N 
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7. 88 322, 546. 

Durch das Theilurtheil des L. G. vom 12. Dezember 
1901, gegen welches die durch das Urtheil des O. L. G. zurück⸗ 
gewieſene Berufung ſich richtete und in deſſen Bereiche jetzt die 
Reviſion vorliegt, ift der Bekl. zu einer Zahlung von 837 Maik 
50 Pf. nebſt Zinſen verurtheilt. Ein den Betrag von 1 500 Mark 
überſteigender Beſchwerdegegenſtand, wie er nach § 546 der 
C. P. O. für die Zuläſſigkeit der Reviflon bedingend iſt, könnte 
daher nur in Folge der Zurückweiſung der Aufrechnungseinrede 
überhaupt in Frage kommen. In dieſem Punkte aber iſt die 
Sachlage die folgende: Die Klage war auf Zahlung des Reſtes 
einer Akkordrate für die Herſtellung eines Neubaues im Betrage 
von 1875 Mark nebſt Zinſen gerichtet. Bekl., welcher dem Kl. 
eine Vertragsverletzung vorwirft und durch dieſe einen Schaden 
in einem höheren Betrage als dem der Klageforderung erlitten 
zu haben behauptet, machte den Anſpruch auf Erſatz deſſelben 
zur Aufrechnung geltend. Eventuell wollte er mit einer ihm 
cediiten Forderung eines Dritten in Höhe von 1037 Mark 
50 Pf. kompenſtren. Die prinzipale, auf Vertragsverletzung 
geſtützte Aufrechnungseinrede wurde als unbegründet, die even⸗ 
tuelle dagegen als noch nicht ſpruchreif betrachtet. Demgemäß 
tft, während hinſichtlich der letzteren Einrede eine Beweis auf ⸗ 
nahme angeordnet wurde, der Bekl. durch Theilurtheil unter 
einſtweiliger Abrechnung ihres Betrags zur Zahlung eines 
Theils der Klageſumme von 837 Mark 50 Pf. (1 875 Mark 
weniger 1037 Mark 50 Pf.) nebſt Zinſen verurtheilt. Zwar 
ergreift nun der Grund, der zur Verwerfung der prinzipalen 
Aufrechnungseinrede geführt hat, den Schadenserſatzanſpruch des 
Bekl. nicht etwa nur zu einem geſonderten, für ſich exiſtirenden 
Theile, ſondern unterſchiedslos in feinem ganzen Umfange, troß- 
dem geht aber die Entſcheidung nur für den Betrag, welcher dem 
der Verurtheilung des Bekl. im Theilurtheil entspricht, in 
Rechtskraft über. Während nach dem Grundſatze des § 322 
Abſ. 1 der C. P. O. Urtheile der Rechtskraft nur inſoweit 
fähig find, als über den durch die Klage oder durch die Wider⸗ 
klage erhobenen Anſpruch entſchieden iſt, erkennt der Abſ. 2 des 
genannten Paragraphen hinſichtlich der Aufrechnungseimede eine 
Ausnahme an, aber nur für den Fall, daß die Gegenforderung 
für nicht beſtehend erkannt wird und unter Begrenzung der 
Rechtskraft auf den Betrag, zu welchem die Aufrechnung gel ⸗ 
tend gemacht iſt. Die letztere Einſchränkung entſpricht der Vor ⸗ 
ſchrift des Abſ. 1 des § 322. Als geltend gemacht iſt die 
Aufrechnung nur bis zu demjenigen Betrage anzufehen, deſſen 
es zur Tilgung des Klageanſpruchs bedarf, darüber hinaus 
bleibt die Gegenforderung dem Rechtsſtreit ebenſo fremd wie 
der Reſt einer nur zu einem Theilbetrage eingeklagten Forde⸗ 
rung des Kl. Dies iſt für den 8 293 der C. P. O. alter 
Faſſung in der Rechtſprechung des R. G. bereits anerkannt, 
Entſch. Bd 16 S. 355. Durch die Faſſung des jetzigen $ 322 
wird es umſomehr außer Zweifel geſtellt. Für die Eventualität 
eines Theilurtheils über einen Theil der Klageſumme, wie fe 
immer im Bereiche der Möglichkeit liegt, kann die Aufrechnung 
folgerichtiger Weiſe aber nur in Höhe des Betrags, in welcher 
das Theilurtheil auf die Klage erkennt, als vorliegend angeſehen 
werden; auch hier bildet der Theil der Gegenforderung, deſſen 
es, ihre Begründetheit vorausgeſetzt, zur Tilgung des zuerkannten 
Theils der Klageforderung bedürfen würde, für das Theilurtheil 
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die nothwendige Grenze der Einrede. In Rechtskraft kann 
daher die im Theilurtheile über die Gegenforderung getroffene, 
ſie verwerfende Entſcheidung nur in Höhe der Urtheilsſumme des 
Theilurtheils übergehen. Aus dieſem Grunde kann eine Be⸗ 
ſchwerde für den Bekl. durch das Theilurtheil nur in Höhe 
jener Summe gegeben ſein. Die eingelegte Reviſion iſt daher 
unſtatthaft. VII. C. S. i. S. Schmalriede c. Bortfeld vom 
11. Oktober 1901, Nr. 222/1901 VII. 

8. 5 393. ö ö 

Mit dem erſten Reviſionsangriffe wird gerügt, daß der 
beauftragte Richter den als Zeugen vernommenen Gemein- 
ſchuldner mit dem Zeugeneide belegt hat, obwobl derſelbe zu 
den in $ 393 Nr. 4 der C. P. O. genannten Perſonen gehöre. 
Der Vorwurf iſt an ſich begründet. In der Rechtſprechung 
des R. G. iſt anerkannt, daß in Prozeſſen des Konkursver⸗ 
walters, auch in Anfechtungsprozeſſen, der Gemeinſchuldner als 
bei dem Ausgange des Rechtsſtreits unmittelbar betheiligt an⸗ 
geſehen werden muß und daher unbeeidigt zu vernehmen iſt. 
Bolze, Praxis des R. G. Bd. 4 S. 1283, Bd. 8 S. 872, 
Bd. 11 S. 781. Die im Schlußſatze des § 393 vorgeſehene 
Befugniß, die nachträgliche Beeidigung der dort genannten 
Perſonen anzuordnen, ſteht aber nur dem Prozeßgerichte, nicht 
dem beauftragten Richter zu. Auf dem Verſtoße beruht aber 


die Entſcheidung nicht, es kommt auf die Stellung an, welche 


der eikennende Richter, der B. R., nach der mündlichen Ver⸗ 
handlung zu der Beeidigung eingenommen hat, bier aber tft 
eine Geſetzes verletzung nicht erfichtlich. Erachtete derſelbe nach 
Kenntniß der Ausſage den Zeugen für geeignet, beeidigt zu 
werden, und würde er, wenn die Beeidigung noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden hätte, dieſe angeordnet haben, jo war er nicht genöthigt, 
eine abermalige Beeidigung herbeizuführen; als nichtig iſt die 
vom beauftragten Richter über ſeine Befugniß hinaus vor⸗ 
genommene Beeidigung nicht anzuſehen. Und wenn der B. R. 
die unter Eid erſtattete Ausſage des Zeugen als glaubhaft 
anſah, ſo durfte er ſie ſeiner Entſcheidung zu Grunde legen. 
Daß derſelbe aber dieſen Standpunkt eingenommen und nicht 
in Folge eines Rechtsirrthums die Ausſage wegen der erfolgten 
Beeidigung als maßgebend behandelt hat, muß nach dem 


Inhalte der Urtheilsgründe angenommen werden. VII. C. S. 


i. S. Sturmthal c. Heimann Konk. vom 4. Oktober 1901, 
Nr. 211/1901 VII. 

9. 8 567. 

Den Erwägungen, aus denen das O. L. G. dazu gelangt 
iſt die von der Bekl. gegen den Beſchluß des L. G. vom 
29. Juni 1901 eingelegte Beſchwerde als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen, iſt durchgängig beizutreten. Ob einem Beweisantrag 


in einem anhängigen Rechtsſtreite ſtattzugeben ſei oder 


nicht, darüber kann nur auf Grund vorgängiger münd⸗ 
licher Verhandlung entſchieden werden. Der darüber er⸗ 
gangene Beſchluß kann daher mit der Beſchwerde nicht 
angefochten werden (C. P. O. § 567 Abſ. 1). Daran 
wird auch dadurch nichts geändert, daß der Beſchluß des L. G. 
dem Geſetz zuwider ohne mündliche Verhandlung ergangen iſt. 
Für die Zuläſfigkeit der Beſchwerde kommt es nach der an- 
gezogenen Geſetzesbeſtimmung nicht darauf an, ob eine mündliche 
Verhandlung ſtattgefunden hat oder nicht, ſondern nur darauf, 
daß eine ſolche nach dem Geſetz nicht erforderlich war. 
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VI. C. S. i. S. Altrock c. Aktiengeſellſchaft für Kartonnagen⸗ 
induſtrie vom 7. Oktober 1901, B Nr. 175/1901 VI. 

10. 5 857. 

Die Art und Weiſe, wie ein Pfändungspfandrecht entſteht, 
wird ausſchließlich durch die C. P. O. geregelt, welche bezüglich 
der zu pfändenden Rechte unterſcheidet zwiſchen Forderungen 
(588 729—753 a. F.) und anderen Vermͤͤgensrechten, die nicht 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen find (58 729, 754 daſ.). Der Erbtheil eines Mit. 
erben vor getheilter Erbſchaft gehört nun nach den Grundſätzen 
des A. L. R. zu den letztgenannten Vermögensrechten, denn nach 
feſtſtehender Rechtſprechung ſteht dem einzelnen Miterben kein 
beſtimmter Antheil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden als 
ſein beſonderes Eigenthum zu; letzteres und ein definitives Ver⸗ 
fügungsrecht erlangt er erſt durch die Theilung. Vor der 
Theilung kann alſo eine von den Gläubigern eines Miterben 
ausgehende Pfändung nicht die einzelnen Vermögensſtücke des 
Nachlaſſes, ſondern nur den Erbtheill als ſolchen ergreifen, auch 
iſt eine ſolche Pfändung des Erbtheils, welche jetzt 8 859 Abſ. 2 
der C. P. O. neuer Faſſung ausdrücklich geſtattet, im Gebiete 
des Pr. A. L. R. bisher für zuläffig erachtet worden. Konnte 
ſich demnach die Pfändung eines vor dem Jahre 1900 im Ge⸗ 
biete des A. L. R. angefallenen Erbtheils nur nach § 754 der 
C. P. O. alter Faſſung vollziehen, fo entſteht die Frage, ob 
hierfür außer dem Abſ. 1 auch der Abſ. 2 des genannten (in 
dieſem Theile mit dem neuen § 857 gleichlautenden) Para ⸗ 
graphen maßgebend iſt. Während der Abf. 1 bezüglich der 
Zwangsvollſtreckung in andere Vermögensrechte als Forderungen 
die entſprechende Anwendung „der vorſtehenden Beſtimmungen“, 
d. h. der SS 729 — 753 a. F. anordnet und damit auch bie 
des 8 730 Abſ. 3, wonach mit der Zuſtellung an den Dritt- 
ſchuldner die Pfändung als bewirkt anzuſehen iſt, beſtimmt der 
Abſ. 2: „Iſt ein Drittſchuldner nicht vorhanden, ſo iſt die 
Pfändung mit dem Zeitpunkt als bewirkt anzuſehen, in welchem 
dem Schuldner das Gebot, ſich jeder Verfügung über das Recht 
zu enthalten, zugeſtellt iſt.“ Wäre unter dem Worte „Dritt 
ſchuldner“ hier genau daſſelbe zu verſtehen, wie in 8 730, wo 
das Geſetz von Forderungen handelt, nämlich ein durch eine 
Obligation Verpflichteter, ſo würden die Miterben vor der 
Theilung einander als Schuldner nur dann gegenüberſtehen, 
wenn man eine beſondere Theilungs obligation als zwiſchen 
ihnen beſtehend annehmen dürfte. Ob eine ſolche ſich konſtruiren 


läßt, kann dahingeſtellt bleiben; denn es iſt davon auszugehen, 


daß der 8 754 Abſ. 2 im Anſchluß an die Beſtimmung des 
Abſ. 1 das Wort: „Drittſchuldner“ in einem weiteren Sinne 
auffaßt und zwar in einem Sinne, der die Miterben des preu- 
ßiſchen Rechts im Verhältniß zu den Gläubigern eines von 
ihnen deshalb mit umfaßt, weil in Folge des als Geſammthand 
bezeichneten Rechtsverhältniſſes die endgültige Geſtaltung der 
Rechte der Miterben an den Nachlaßgegenſtänden von Aus⸗ 
führung der Theilung abhängt, zu welcher jeder dem andern ver⸗ 
pflichtet iſt. Erſt durch Ausführung dieſer Verpflichtung, die 
auch nur auf Zeit ausgeſchloſſen werden kann, werden die 
Gläubiger der einzelnen Miterben in den Stand geſetzt, die aus 
der Erbſchaft herrührenden Gegenſtände zu ihrer Befriedigung 
anzugreifen. Es iſt anzuerkennen, worauf die Vorderrichter be⸗ 
ſonderes Gewicht legen, daß auch das Erbrecht der Miterben 
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ein abſolutes Recht iſt, das von Jedermann verletzt werden 
kann und deshalb durch die Erbſchaftsklage geſchützt iſt, ſowie 
daß dieſes Recht ſich in dem Rechte auf Theilung nicht er- 
ſchöͤpft; die Bedeutung aber, welche die Ausführung der 
Theilung in der eben bezeichneten Richtung für die Betheiligten 
und deren Gläubiger hat, muß für die Ausdehnung des Be⸗ 
griffs „Drittſchuldner“ als ausſchlaggebend betrachtet werden; 
fie tritt insbeſondere darin hervor, daß eine Sicherung des 
pfändenden Gläubigers gegen eine feine Befriedigung ver⸗ 
hindernde Ausführung der Theilung nur herbeigeführt wird, 
wenn die übrigen Miterben von dem an den Schuldner er⸗ 
laſſenen Verfügungsverbot Kenntniß gegeben und ihnen gemäß 
§ 730 Abſ. 1 Satz 1 verboten wird, an den Schuldner ſelbſt 
zu leiſten. Demzufolge tft anzunehmen, daß das Geſetz in 
8 754 Abſ. 2 für das Gebiet des Pr. A. L. R. auch die Mit⸗ 
erben des Schuldners, deſſen Erbtheil gepfändet wird, als Dritt⸗ 
ſchuldner anfteht und zur Wirkſamkeit der Pfändung Erlaß und 
Zuſtellung eines den Anforderungen des 8 730 Abſ. 1 Satz 1 
und 2 entſprechenden Beſchluſſes an die Miterben erfordert. 
Hiermit ſtimmt überein, was die Begründung des Entwurfs 
einer C. P. O. vom Jahre 1871 zu dem mit 5 754 des 
Geſetzes gleichlautenden 8 666 kemerkt: „Soweit ein Dritter 
vorhanden iſt, deſſen Leiſtung oder Duldung zur Ausübung 
der fraglichen Rechte erforderlich iſt, iſt derſelbe als Dritt⸗ 
ſchuldner einer Forderung zu betrachten. Soweit dies nicht 
der Fall iſt, muß die Beſchlagnahme bei dem Schuldner ſelbſt 
eintreten.“ Zu der hier erwähnten Leitung gehört die Er⸗ 
füllung der Theilungspflicht, welche übrigens auch derjenige 
Miterbe zu beanspruchen hat, der ſich im Befitze des gefammten 
Nachlaſſes befindet; nur nach Ausführung ſolcher Theilung kann 
der Gläubiger des einzelnen Miterben die Nachlaßgegenſtände 
zu ſeiner Befriedigung heranziehen. Deshalb find die anderen 
Miterben bezüglich des gepfändeten Erbtheils als Drittſchuldner 
zu betrachten. Auch das R. G. hat ſich in dieſem Sinne 
bereits in dem Urtheile des IV. C. S. vom 22. Dezember 1890, 
abgedruckt zum Theil in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 1891 
S. 93, ausgeſprochen und auch das in den Entſch. Bd. 42 
S. 326 abgedruckte Urtheil des VI. Senats vom 28. November 
1898 ſtellt dieſe Anficht als die zutreffende hin. Auch die 
Schriftſteller find in der überwiegenden Mehrzahl dem R. G. 
beigetreten, insbeſondere für das unter Herrſchaft des B. G. B. 
geltende Recht, in welchem das Rechtsverhaͤltniß der Miterben 
ebenfalls nach dem Grundſatze der Geſammthand geregelt iſt, 
Reincke in feinem Kommentar Note Ia zu § 857 und Peterfen- 
Anger daſ. Bemerkungen 3 und 6 zu § 857. Die abweichende 
Anfiht Falkmann's (Zwangsvollſtreckung I. Aufl. S. 284 
Note 36), welche im Weſentlichen mit der des B. G. überein⸗ 
ſtimmt, iſt in dem Vorgehenden widerlegt. Aus dem Vorbemerkten 
ergiebt ſich zugleich, daß, wenn auch das Erbrecht des Miterben 
und ſein Recht auf Theilung rechtlich keineswegs identiſch find, 
es doch für die Wirkung der Pfändung durchaus gleichgültig 
iſt, ob darin als Gegenſtand derſelben das Erbrecht, der Erb⸗ 
antheil, der Erbtheil, das Recht auf Theilung oder das Recht 
auf Ausantwortung des Erbantheils (vor getheilter Erbſchaft) 
bezeichnet iſt; denn in jedem Falle bezweckt der Gläubiger, ſich 
gegen eine ſeine Befriedigung vereitelnde Theilung zu ſichern. 
So faßte die Sache auch die II. Kommiſſion für Berathung 
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eines B. G. B. auf, in deren Bericht (Protokoll II S. 8068; 
Ausgabe von Achilles 1e. Bd. 5 S. 838) gelegentlich der 
Frage der Pfändbarkeit des Erbantheils geſagt iſt: „Die Pfänd⸗ 
barkeit eniſpreche auch dem geltenden Rechte, denn die vielfach 
gebrauchte Aushülfe, daß man den dem Miterben zuſtehenden 
Anſpruch auf Auseinanderſetzung pfände oder überweiſe, unter- 
ſcheide fi) von einer Zwangsvollſtreckung in den Antheil nur 
durch den Ausdruck, indem man nach roͤmiſchem Sprach- 
gebrauch an Stelle des jus die actio bezeichne.“ Derſelben 
Auffaffung iſt auch in dem erſtgenannten reichsgerichtlichen 
Urtheile Ausdruck gegeben. VII. C. S. i. S. Wiechert o. Senſt 
und Genoſſen vom 15. Oktober 1901, Nr. 228/1901 VII. 

II. Das Handelsrecht. 

11. 8 25. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat die beklagte Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. das früher von den drei unter Ziffer 1 benannten 
Bekl. betriebene Handelsgeſchäft durch den im Januar 1900 
abgeſchloſſenen Vertrag unter Lebenden erworben und unter der 
bisherigen Firma, lediglich nach Beifügung des in § 4 Abi. 3 
des Geſetzes vom 20. April 1892 vorgeſchriebenen Zuſatzes, fort⸗ 
geführt. Die in neuerer Zeit erfolgte Aenderung der Firma iſt 
ohne Bedeutung. Es liegen mithin die Vorausſetzungen des 
§ 25 Abſ. 1 H. G. B. vor und Bekl. hat für den in Rede 
ſtehenden Wechſel, da dieſer im Betriebe des übernommenen 
Geſchäfts acceptirt worden war, zu haften, wenn ſie nicht eine 
der in Abſ. 2 zugelaſſenen Ausnahme für ſich geltend machen 
kann. Dies anlangend, hat Bekl. in den Vorinſtanzen behauptet, 
daß die nebernahme der eingeklagten Wechſelſchuld bei dem 
Erwerbe des Geſchäfts vertragsmäßig ausgeſchloſſen und letztere 
in das Handels regiſter eingetragen und bekannt gemacht worden 
ſei. Nach der Feſtſtellung des B. G. iſt indeß nur eingetragen 
und veröffentlicht worden, daß Geſchäfts⸗ und Hypothelenſchulden 
der Firma Gebr. G. & E. laut Verzeichniß im Betrage von 
489 127 Mark 11 Pf. von der Geſellſchaft m. b. H. übernommen 
worden ſeien und zwar — nach Angabe der von den drei 
Bekl. Louis G., Johannes G. und Rudolph E. gemachten Einlagen — 
in folgender Faſſung: Der Betrag dieſer geſammten Einlagen 
von 772 394,33 Mark wird den ebengenannten drei Geſellſchaftem 
gewährt durch 1.) die Uebernahme von Geſchäfts⸗ und Hypothelen⸗ 
ſchulden der Firma Gebr. G. & E. laut Verzeichniß im Betrage 
von 489 127,11 Mark. Das Verzeichniß, auf das hier ver ⸗ 
wieſen wird, iſt jedoch dem Regiſtergericht nicht vorgelegt worden 
und befindet ſich nicht bei den Firmenakten. Jetzt iſt allerdings 
ein Verzeichniß zu den Prozeßakten eingerelcht worden und es 
iſt richtig, daß dieſes, wie die Revifion hervorhebt, mit der vor⸗ 
erwähnten Summe von 489 127 Mark 11 Pf. abſchließt und 
daß es die in Rede ſtehende Wechſelſchuld nicht enthält. Hierauf 
kann jedoch nichts ankommen, da lediglich die Eintragung und 
Bekanntmachung in Betracht zu ziehen iſt. Gine Eintragung 
und Bekanntmachung aber, die gegen den Eintritt der in $ 25 
Abſ. 1 H. G. B. beſtimmten Folge Schutz gewähren ſoll, muß 
ſo deutlich ſein, daß der Dritte erkennen kann, die ihn betreffende 
Schuld oder Forderung des früheren Inhabers ſei auf den 
Erwerber nicht übergegangen. Allerdings wird hierbei eine Ver⸗ 
weiſung auf eine andere Stelle der Firmenakten vorkommen 
dürfen, aber es kann nur eine ſolche Verweiſung als zulälfig 
gelten, die unzweideutig ift und deren Benutzung vollen Auf. 
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ſchluß gewährt. Hieran fehlt es im vorliegenden Falle, denn 
das Verzeichniß, auf das die Bekanntmachung verwies, war 
Dritten nicht zugänglich und vor allen Dingen ließ die 
Bekanntmachung ſelbſt nicht erkennen, daß nicht ſämmtliche 
Schulden übernommen ſeien. Das B. G. hat denn auch bei 
Prüfung des Thatbeſtandes den Nachweis, daß überhaupt die 
Uebernahme von Schulden vertragsmäßig ausgeſchloſſen worden, 
für nicht geführt erachtet und dieſe Beweis annahme läßt einen 
Rechtsirrthum nicht erkennen. Der erörterte Einwand iſt deshalb 
mit Recht abgelehnt worden. I. C. S. i. S. Gundelach u. Gen. 
or Norddeutſche Creditanſtalt vom 16. Oktober 1901, 
Nr. 219/1901 I. 

12. 8 414. Art. 386, 408 a. F. 

Das B. G. nimmt einen Frachtvertrag an. Dieſer An⸗ 
nahme iſt beizutreten, denn die in Rede ſtehende Waare war 
dem Bekl. nicht zur Lagerung übergeben, ſondern zum Trans⸗ 
port von einem Schiff zum andern und zwar zum Transport 
an ein Schiff, deſſen Benennung in der nächften Zeit bevorſtand. 
Auf den Vertrag findet deshalb 8 26 des Binnenſchifffahrts⸗ 
geſetzes in der Faſſung vom 15. Juni 1895 Anwendung und 
für die Verjährung des erhobenen Anſpruchs gilt Art. 408 
Abſ. 3 in Verbindung mit Art. 386 des H. G. B., wie das 
B. G. mit Recht angenommen hat. Dem B. G. iſt ferner 
darin beizutreten, daß diejenigen Beſtimmungen des Art. 386 
Platz zu greifen haben, die für den Fall des gänzlichen Ver⸗ 
luſtes gegeben find. Allerdings iſt die geſunkene Schute un⸗ 
mittelbar nach dem Unfall gehoben und ein Theil der Ladung 
iſt, wenn auch in beſchädigtem Zuſtande, geborgen worden; 
allein Bekl. hat die Bergung nicht veranlaßt und iſt nicht in 
der Lage geweſen, das empfangene Gut ſeinerſeits zurückzuliefern. 
Für ſolchen Fall aber iſt die Beflimmung in Art. 386, 408 
des H. G. B. wegen gänzlichen Verluſtes berechnet (vergl. Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 4 S. 14 Bd. 15 S. 30). Nach dieſer 
Beſtimmung fol die Verjährung „mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Ablieferung hätte bewirkt ſein müſſen“, beginnen. 
Das L. G. meint, ein ſolcher Tag würde ſich im vorliegenden 
Falle nicht beſtimmen laſſen und die Reviſion iſt der nämlichen 
Anficht. Die Reviſion meint, es ſcheide deshalb der Art. 386 
ganz aus und es biete ſich Gelegenheit zu analoger Anwendung 
des § 119 (ietzt 5 118) des Binnenſchifffahrtegeſetzes, des 
§ 201 des B. G. B. und des § 903 des H. G. B. Letzteres 
iſt indeß nicht möglich, denn der Beginn der Verjährung be 
ſtimmt ſich nach Art. 169 Abſ. 1 des E. G. zum B. G. B. 
für alle Verjährungen, die am 1. Januar 1900 noch nicht ab⸗ 
gelaufen waren, nach den bisherigen Geſetzen. Abgeſehen davon 
würde der Anwendung jener Beſtimmungen des neuen Rechts 
noch ein anderer Grund im Wege ſtehen. Das B. G. B. hat 
zwar in $ 201 für kurze Verjährungen den Beginn auf den 
Schluß des Jahres verlegt, in dem die Forderung entſtanden 
war und das H. G. B. hat dies für die kurzen Verjährungen 
des Seerechts in 88 901 bis 905, in $ 903 Ziff. 2 auch 
für die Seefracht, übernommen. Ebenſo iſt der Beginn der 
Verjährung für verſchiedene kurze Friſten im Binnenſchifffahrts⸗ 
geſetze geregelt worden und zwar iſt dies ſchon durch §8 119 
(jet § 118) des Geſetzes vom 15. Juni 1895 geſchehen, in 
Vorausſicht der Beſtimmungen des B. G. B. (vergl. Druckſachen 
des Reichstages 1894/95, Nr. 81 S. 126). Dies gilt aber 
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nach 8 26 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes nicht für die Anſprüche 
gegen den Frachtführer: es galt nicht und gilt auch jetzt noch 
nicht. Denn die Verjährung der Anſprüche gegen den Spediteur 
und gegen den Frachtführer beginnt auch jetzt noch (588 414, 
439 des H. G. B.) nicht erſt mit dem Ablaufe des Jahres, in 
dem die Forderung entſtanden iſt, ſondern mit dem Tage, an 
dem das maßgebende Ereigniß eintrat. Endlich iſt dem B. G. 
darin beizutreten, daß die Friſt des Art. 386 des H. G. B. 
bei Erhebung der Klage ſchon verſtrichen war. Die Reviſion 
meint, daß im vorliegenden Fall ihr Beginn ſich nicht beſtimmen 
laſſe; dies iſt jedoch nicht zuzugeben. Allerdings muß derjenige 
den Beginn beweiſen, der ſich auf die Verjährung beruft, und 
bloße Möglichkeiten find nicht ausſchlaggebend. Unrichtig iſt es 
jedoch, daß man die Verjährung nur dann zulaſſen dürfe, wenn 
ein beſtimmter Tag der Ablieferung vereinbart war. Iſt letzteres 
nicht geſchehen, jo darf Art. 386 (jetzt $ 414) des H. G. B. 
nicht ganz außer Betracht bleiben, ſo daß der Anſpruch noch 
während der ordentlichen Verjährungsfriſt erhoben werden konnte, 
vielmehr muß dann den Umſtänden nach beſtimmt werden, wann 
die Ablieferung hätte geſchehen müſſen. Für den vorliegenden 
Fall mag zugegeben werden, daß die Befugniß des Befrachters, 
die Waare jeder Zeit zurückſenden zu dürfen, die Verjährungs⸗ 
friſt noch nicht in Lauf ſetzt; es mag ſogar unentſchieden bleiben, 
ob die Verjährung nicht mit dem Sinken der Schute oder 
wenigſtens mit dem Tage begann, an dem der Befrachter, was 
unbeſtritten am 3. September 1898 geſchehen iſt, ſeinen An⸗ 
ſpruch auf Schadenerſatz dem Bekl. erklärte. Denn jedenfalls 
begann die Verjährung mit dem Tage, an dem, falls die Schute 
nicht geſunken wäre, der Befrachter die Ablieferung der Waare 
angeordnet hätte. Das B. G. hat für bewieſen erachtet, daß 
dies vor dem 13. September 1898 geſchehen wäre und dieſe 
auf thatſächlichen Erwägungen beruhende Feſtſtellung läßt ſich 
rechtlich nicht beanſtanden. In Frage kommt ſodann, ob durch 
die Behauptung der Kl., daß Bekl. das Sinken der Schute 
durch Unterlaſſen ordnungsmäßiger Bewachung verſchuldet habe, 
ein Anſpruch geltend gemacht worden ſei, der nicht der kurzen 
Verjährung aus Art. 386 des H. G. B. unterliegen würde. 
Von dem B. G. iſt letzteres verneint worden, weil Bekl., wenn 
er zur Anordnung einer Bewachung verpflichtet geweſen wäre, 
durch die Unterlaſſung nur gegen feine Vertragspflicht verſtoßen 
haben, der hieraus etwa folgende Anſpruch aber ebenfalls ver⸗ 
jährt ſein würde. Dieſe Erwägung iſt zutreffend, wenn es 
richtig iſt, daß Bekl. als Eigenthümer der Schute lediglich dem 
Befrachter gegenüber verpflichtet war, für die Bewachung zu 
ſorgen und wenn in der behaupteten Unterlaſſung nichts als 
eine Fahrläſfigkeit zu finden wäre, da die fahrläſſige Verletzung 
der Vertragspflicht ſeitens des Frachtführers, falls nur Art. 40 8 
des H. G. B. in Frage kommt, allerdings, wie aus Abſ. 4 des 
Art. 386 zu entnehmen iſt, durch Ablauf der einjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt gedeckt wird. Anders würde es ſich dagegen ver- 
halten, wenn Bekl. dadurch, daß er nicht für gehörige Be⸗ 
wachung ſeiner Schute ſorgte, gegen eine im öffentlichen Intereſſe 
beſtehende Verpflichtung fi vergangen hätte, denn dann würde 
aus ſolcher Unterlaſſung, wenn dieſe einen Schaden zur Folge 
gehabt hätte, dem Befrachter ein Anſpruch erwachſen ſein, gegen 
deſſen Geltendmachung Bekl. nicht einwenden durfte, daß er 
durch ſein Verſchulden auch gegen eine Vertragspflicht verſtoßen 
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habe, die Vertragsklage aber verjährt ſei. Dieſer, von der Re⸗ 
vifion hervorgehobene Geſichtspunkt iſt in dem angefochtenen 
Urtheil nicht erörtert worden; ein Grund zur Aufhebung iſt 
hieraus jedoch nicht zu entnehmen. Denn für die Beantwortung 
der Frage, ob die nächtliche Bewachung beladener Schuten im 
Hamburger Hafen im Intereſſe der allgemeinen Sicherheit derart 
geboten ſei, daß man ſie als eine Pflicht anzuerkennen habe, 
deren Verletzung Jedermann zum Anſpruch auf Erſatz des ihm 
hierdurch zugefügten Schadens berechtige, find nicht nur rechtliche 
Erwägungen maßgebend, ſondern auch Thatumſtände, da ins⸗ 
beſondere die örtlichen und die Verkehrsverhältniſſe an dem Orte, 
wo die in Rede ſtehende Schute ihren Platz hatte, in Betracht 
kommen. In dieſer Beziehung find jedoch von den Parteien in 
den Vorinſtanzen keine Angaben gemacht worden und aus der 
Sachlage waren ſolche nicht zu entnehmen. Für das B. G. 
fehlte deshalb ein äußerer Anlaß, auf die von der Revifion an⸗ 
geregte Frage einzugehen und bei dem Mangel entſprechender 
Parteibehauptungen muß angenommen werden, daß ein außer⸗ 
halb des Vertrags liegendes Verſchulden des Bekl. im vor⸗ 
liegenden Falle nicht in Betracht kommt. I. C. S. i. S. 
Deutſche Transport⸗Verſicherungs⸗G. c. Uckermann vom 5. Ok- 
tober 1901, Nr. 167/1901 J. 

13. 55 608, 620. 

Es handelt ſich lediglich um die Frage, ob der Empfänger 
einer feewärtd angebrachten Ladung, die auf dem Strome ge⸗ 
löſcht werden ſoll, das Recht hat, von dem Schiffer zu ver⸗ 
langen, daß die Ladung bei der Uebergabe an den Leichter — 
ſelbſtverſtändlich auf Koſten des Empfängers (9. G. B. 5593) — 
an Bord des Seeſchiffes verwogen wird. Daß eine derartige 
Verwiegung nach dem in Hamburg herrſchenden Gebrauche that⸗ 
ſächlich in der Regel vorgenommen wird, ſteht feſt. Es ſteht 
aber auch feſt, daß dies darin ſeinen Grund hat, daß die Fracht 
üblicher Weiſe nach dem ausgelieferten Gewichte zu berechnen 
iſt (6. G. B. $ 62.0), der Verfrachter alſo ein eigenes In⸗ 
tereſſe daran hat, das Gewicht der angebrachten Ladung ſofort 
feftzuftellen, da er ſonſt feine Frachtforderung nicht liquidiren 
kann. Hier fehlt dieſes Intereſſe, da die Fracht in einer von 
vornherein feſt beſtimmten Banſchſumme vereinbart worden iſt. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Frage mit dem O. L. G. 
ſchlechthin zu verneinen iſt. Denn darin iſt dem O. L. G. 
jedenfalls beizutreten, daß dem Empfänger in einem Falle, wie 
er hier vorliegt, jenes Recht nicht zur Seite ſteht. Begründen 
ließe ſich die rechtliche Nothwendigkeit einer ſofortigen Ver⸗ 
wiegung des Frachtgutes an Bord des Seeſchiffes nur dann, 
wenn anzunehmen ſein ſollte, daß dieſer Akt ein weſentlicher 
Beſtandtheil der dem Verfrachter obliegenden und vom Schiffer 
zu erfüllenden Pflicht zur Ablieferung des Frachtgutes ſei. 
Die Ablieferung der Güter an den Empfänger hat nach H. G. B. 
8 651 „nach dem Inhalte des Konnoſſements“ zu erfolgen. 
Hier handelt es ſich um eine Ladung Kleie und Leinſaat in 
Säcken, die in den Konnoſſementen nach der Zahl der Säcke 
und nach dem Geſammtgewichte der einzelnen Partien bezeichnet 
iſt. Die Konnoſſemente find aber mit der Klauſel weight 
unknown gezeichnet. Der Verfrachter hat demnach (H. G. B. 
8 655), die Richtigkeit der Angaben der Konnoſſemente über 
das Gewicht nicht zu vertreten. Er genügt ſeiner Verpflichtung, 
die Güter „nach dem Inhalte des Konnoſſements“ abzuliefern, 
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wenn er dem Empfänger oder deſſen Vertreter die in den Kon⸗ 
noſſementen bezeichnete Zahl Säcke übergiebt, während die 
Ermittelung des Gewichts der Ladung in dieſem Falle jeden⸗ 
falls nicht als ein nothwendiger Beſtandtheil einer ordnungs⸗ 
mäßigen Ablieferung, wie ſie dem Verfrachter obliegt, erſcheint. 
Was dem Schiffer bei der Einnahme der Ladung nicht „zuge 
zählt, zugemeſſen oder zugewogen“ iſt (H. G. B. 8 655), 
braucht er auch bei der Ablieferung dem Empfänger nicht zu⸗ 
zuzählen, zuzumeſſen oder zuzuwiegen. Allerdings kann auch in 
einem ſolchen Falle der Empfänger ein Intereſſe daran haben, 
daß dem Verfrachter gegenüber in authentiſcher Weiſe das Ge⸗ 
wicht der abgelieferten Güter feſtgeſtellt wird. Denn für die 
Ablieferung des thatſächlich eingenommenen Gutes hat der Ver⸗ 
frachter (ſoweit er ſich im Konnofſemente nicht etwa freigßezeichnet 
hat) nach H. G. B. § 606 immer einzuſtehen, wenn er richt 
beweiſt, daß der Verluſt auf Umſtänden beruht, die durch die 
Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters nicht abgewendet werden 
konnten. Der Empfänger könnte alſo den Verfrachter auf 
Wertherſatz in Anſpruch nehmen, wenn er den Beweis führen 
kann, daß das abgelieferte Gewicht gegenüber dem eingenommenen 
einen Verluſt aufweiſt, wobei dann freilich zum Beweiſe des 
eingenommenen Gewichts die Gewichtsangabe des Konnoſſements 
nicht dienlich ſein würde. Dieſem Intereſſe des Empfängers 
aber wird durch die Verſagung des hier ſtreitigen Rechts richt 
entgegengetreten. Es findet ſeinen Schutz in den Beſtimmungen 
der 88 608 und 609 des H. G. B. in Verbindung mit $ 8 
des Hamburgiſchen Ausführungsgeſetzes zun H. G. B. vom 
29. Dezember 1899. Nach § 608 kann, bevor der Empfänger 
die Güter übernimmt, ſowohl der Empfänger als der Schiffer, 
um den Zuſtand oder die Menge der Güter feſtzuſtellen, ihre 
Beſichtigung durch die zuſtändige Behörde oder durch die zu 
dem Zwecke amtlich beſtellten Sachverſtändigen bewirken laſſen, 
und nach 8 609 kann dieſe Beſichtigung, wenn fie vor der 
Uebernahme nicht geſchehen iſt, ſpäteſtens am zweiten Werktage 
nach dem Tage der Uebernahme nachgeholt werden. Iſt auch 
dies unterblieben, fo erloͤſchen der Regel nach die Anfprüde 
wegen Beſchädigung und theilweiſen Verluſtes. Bei der hier in 
Frage ſtehenden Uebernahme der Güter „in ein Binnenſchifß 
oder ſonſt zu Waſſer“ aber fol 8 609 Abſ. 1 nach 9 8 des 
Hamburger Ausführungsgeſetzes (vergl. E. G. zum H. G. B. 
Art. 19) nicht gelten, ſoweit es ſich, um äußerlich erkennbare 
Beſchädigung oder äußerlich erkennbaren theilweiſen Verluſ 
handelt. Dieſe Anſprüche ſollen ſchon durch eine vorbehaltloſe 
Quittung erlöſchen, ſollen aber nicht erlöſchen, wenn ſie in det 
Quittung „thunlichſt genau bezeichnet und vorbehalten find“. 
Nuch der bedenkenfreien, auch vom Rkl. nicht angefochtenen 
thatſächlichen Feſtſtellung des O. L. G. hat es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle um die Vornahme einer amtlichen Beſichtigung 
im Sinne des $ 608 des H. G. B. nicht gehandelt. Es ſteht 
daher nicht zur Entſcheidung, ob der Schiffer, wenn die Em 
pfänger eine ſolche Beſichtigung nachgeſucht hätten, die Ver, 
wiegung der Ladung an Bord des Seeſchiffes zu dulden gehabt 
haben würde. Was die Empfänger begehrt haben und was ber 
Schiffer abgelehnt hat, war nicht die amtliche Beſichtigung nach 
8 608, ſondern die private Ermittelung des Gewichts durch 
die Leute der Empfänger. Eine derartige Manipulation brauchte 
der Schiffer im vorliegenden Falle ebenſo wenig zu dulden, wie 
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er zu geftatten braucht, daß der Empfänger an Bord Behältniß 
für Behältniß öffnet, um den Zuſtand und die Beſchaffenheit 
der angebrachten Güter zu unterſuchen. Zwar ließe ſich die 
Frage aufwerfen, ob dem Empfänger nicht die Möglichkeit zu 
gewähren ſei, fi durch derartige private Unterſuchungen die 
Unterlage dafür zu verſchaffen, ob es nöthig ſei, von dem Rechte, 
nach § 608 eine amtliche Beſichtigung zu beantragen, Gebrauch 
zu machen. Beim Schweigen des H. G. B. aber und da ſich 
auch aus dem B. G. B. (insbeſondere etwa § 809) eine der⸗ 
artige Befugniß nicht ableiten läßt, kann dieſe Frage nicht 
bejaht werden. Man würde ſich dabei mit der Verkehrs⸗ 
anſchauung in Widerſpruch ſetzen, die für den Großhandel und 
den Schiffsverkehr eine raſche und glatte Abwickelung der Ge- 
ſchäfte fordert. I. C. S. i. S. Dehn c. Barry u. Co. vom 
9. Oktober 1901, Nr. 177/1901 J. 

III. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

14. § 26. Stauanlage in Preußen. 

Es iſt zwar richtig, wovon der B. R. ausgeht, daß die 
nachbarrechtlichen Klagen zur Abwehr benachtheiligender Ein⸗ 
wirkungen in § 26 der Gewerbeordnung nur zu Gunſten ſolcher 
gewerblichen Anlagen eingeſchränkt werden, welche nach den vor⸗ 
angegangenen Beſtimmungen mit obrigkeitlicher Genehmigung 
errichtet werden müſſen, und daß dies im vorliegenden Falle 
nur die Stauanlage iſt, die nach § 16 der Gewerbeordnung, 
ba fie für ein Waſſertriebwerk (das Elektrizitätswerk) beſtimmt 
iſt, der obrigkeitlichen Genehmigung bedurfte und dieſe auch er⸗ 
halten hat. Der B. R. verkennt auch nicht, daß dieſer Schutz 
gerade ſoweit reicht, wie die obrigkeitliche Genehmigung, daß es 
alſo darauf ankommt, was unter der Stauanlage zu verſtehen 
ſei, der die obrigkeitliche Genehmigung ertheilt worden iſt. Der 
Fehler ſeiner Entſcheidung liegt aber darin, daß er von einem 
unrichtigen Begriff der Stauanlage ausgeht. Nach feiner Be- 
gründung ſcheint es faſt ſo, als ob er unter der Stauanlage 
nur das in der Lenne errichtete Stau wehr verſtände und nicht 
einmal den ſogenannten Obergraben dazu rechnete, der das auf⸗ 
geſtaute Waſſer dem Wafſertriebwerk zuführt; jedenfalls rechnet 
er nicht den ſogenannten Untergraben dazu, der das Waſſer 
vom Triebwerk wieder ableitet. Die Unrichtigkeit dieſer Auf⸗ 
faſſung ergiebt ſich ſchon aus dem Wortlaut des Geſetzes, das 
nicht Stauwehre, ſondern Stau anlagen und zwar Stau- 
anlagen für Waſſertriebwerke für konzeſſionspflichtig erklärt. 
Danach kann es nicht zweifelhaft ſein und iſt ſeither auch 
nirgends bezweifelt worden, daß der Graben, der das aufgeſtaute 
Waſſer an das Waſſertriebwerk heranführt, zu der Stauanlage 
gehört, da ohne ihn überhaupt keine Stauanlage für das 
Wafſertriebwerk beſtehen würde. Nun find zwar hin und wieder 
Zweifel darüber entſtanden, ob auch Einrichtungen des Waſſer⸗ 
triebwerks ſelbſt, falls dieſes nicht an ſich konzeſſionspflichtig iſt, 
zur Stauanlage gerechnet werden müſſen, wenn und ſoweit dieſe 
durch ſie beeinflußt wird (vergl. z. B. Entſch. des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts Bd. 10 S. 277; Parey, Rechts- 
grundſatz des Oberverwaltungsgerichts, Jahrgang 1900 S. 175; 
Rekursbeſcheid der betheiligten Miniſter vom 22. Juli 1894 im 
Miniſterialblatt für die innere Verwaltung 1897, S. 179, 180); 
aber das kann keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß die 
Ableitung des Waſſers vom Triebwerk mit zur Stauanlage ge⸗ 
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hört. Die Veränderung, die durch die Stauanlage mit dem 
Waſſerlauf vorgenommen wird, hört nicht bei dem Triebwerk 
auf, es ſind vielmehr auch noch Veranſtaltungen nöthig, um 
das gebrauchte Waſſer weiter zu führen, und dieſe gewinnen 
eben dadurch die Eigenſchaft von Beſtandtheilen der Stauanlage. 
Dies folgt auch daraus, daß die in § 18 der Gewerbeordnung 
der Behörde zur Pflicht gemachte Prüfung der aus der be⸗ 
abfihtigten Anlage für das Publikum entſtehenden Gefahren, 
Nachtheile und Beläſtigungen, um vollſtändig zu ſein, fich bei 
der nachgeſuchten Genehmigung einer Stauanlage nothwendig 
auch auf diejenigen Gefahren, Nachtheile und Beläſtigungen 
Anderer erſtrecken muß, die dadurch entſtehen, daß das auf⸗ 
geſtaute Waſſer vom Triebwerk abwärts einen anderen Weg 
nehmen ſoll, als es ohne die Stauanlage genommen haben 
würde. Darum iſt in der miniſteriellen zuſätzlichen Anweiſung 
zur Ausführung der Gewerbeordnung vom 17. Juli 1884 (im 
Miniſterialblatt für die innere Verwaltung 1884 S. 165) vor- 
geſchrieben worden, daß bei Stauanlagen vom Unternehmer eine 
Zeichnung der geſammten Stauvorrichtungen einſchließlich der 
Gerinne⸗ und Waſſerräder beizubringen ſei, ſowie ein Nivelle⸗ 
ment, das ſoweit auszudehnen ſei, als die Wirkungen der an- 
zulegenden Stauwerke reichten. Auch das Oberverwaltungs⸗ 
gericht hat (nach Parey a. a. O.) in einem Urtheil vom 
21. November 1892 ausgeſprochen, daß als Stauanlage nicht 
das einzelne Stauwerk allein, ſondern die Anlage in ihrer Ge⸗ 
ſammtheit, d. i. das Stauwerk und das ganze Syſtem von 
Waſſerläufen, denen das Stauwerk diene, anzuſehen ſei. Dem⸗ 
nach iſt auch im vorliegenden Fall davon auszugehen, daß mit 
der Stauanlage auch der ſogenannte Untergraben obrigkeitlich 
genehmigt worden iſt, und hieraus folgt, daß die damit für 
das Grundſtück des Kl. verbundenen Nachtheile den Kl., vor⸗ 
ausgeſetzt, daß er ſonſt eine Klage auf Abwehr haben würde, 
nicht berechtigen, auf Einſtellung des Gewerbebetriebes, ſondern 
nur auf Herſtellung von Einrichtungen, welche die benach- 
theiligende Einwirkung ausſchließen, oder wenn ſolche Einrich- 
tungen unthunlich oder mit einem gehörigen Betriebe des Ge⸗ 
werbes unvereinbar ſind, auf Schadloshaltung zu klagen. Unter 
dem Gewerbebetrieb, deſſen Fortſetzung nicht durch derartige 
Klagen in Frage geſtellt werden darf, muß im vorliegenden 
Fall das Waſſertriebwerk verſtanden werden, für welches die 
Stauanlage obrigkeitlich genehmigt worden iſt. Stauanlagen 
ſind nicht ſchon an ſich gewerbliche Anlagen, ſondern werden es 
erſt dadurch, daß ſie einer gewerblichen Anlage zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſind. Wenn nun das Geſetz anordnet, daß einer mit 
obrigkeitlicher Genehmigung errichteten gewerblichen Anlage 
gegenüber niemals auf Einſtellung des Gewerbebetriebs ge⸗ 
klagt werden dürfe, ſo kann es nicht die Meinung geweſen ſein, 
daß bei ſchädlicher Einwirkung einer obrigkeitlich genehmigten 
Stauanlage auf ein benachbartes Grundſtück ſo lange auf 
Unterlaſſung ſolcher Einwirkung geklagt werden dürfe, als damit 
noch der Fortbeſtand irgend welcher Stauvorrichtung ver⸗ 
einbar bleibe. Die Stauvorrichtung bedurfte nicht ſchon als 
ſolche der obrigkeitlichen Genehmigung, ſondern nur, inſofern ſie 
für ein Waſſertriebwerk beſtimmt war, und daraus folgt, daß 
mit der einmal genehmigten gewerblichen Anlage, deren Fort⸗ 
beſtand gegen Klagen der hier in Frage ſtehenden Art geſichert 
ſein ſollte nur die für dieſes Waſſertriebwerk genehmigte 
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Stauanlage gemeint fein kann, aljo keine Aenderung der Stau- 
anlage verlangt werden kann, die eine Einſtellung des Waſſer⸗ 
triebwerks zur Folge haben müßte. V. C. S. i. S. Gebr. 
Brünninghaus & Co. c. Graf v. Bodelſchwingh vom 5. Oktober 
1901, Nr. 190/1901. V. 

Zu den Nachdruckgeſetzen. 

15. 5 18 bezw. $ 16. 

Die Revifion des Kl. iſt nicht begründet. Bis zur Höhe 
der Bereicherung iſt die Verhaftung der Bekl. für den Schaden 
des Kl. ausgeſprochen. Dies entſpricht der Beſtimmung in 
§ 18 Abſ. 6 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 in Verbindung 
mit 8 16 des Geſetzes vom 9. Januar 1876. Die weiter⸗ 
gehende Verpflichtung zum Erſatze des vollen Schadens tritt 
nach Abſ. 1 dieſes Paragraphen nur ein, wenn die verbotene 
Nachbildung vorſätzlich oder aus Fahrläſfigkeit hergeſtellt worden 
iſt. Daß die Bekl. 1 und 2, die zur Zeit der Herſtellung und 
der Nachbildung der M. ſchen „Brunnenpromenade in Kiffingen“ 
die alleinigen Inhaber der Firma E. A. S. geweſen find, aus 
vorfäglichem Zuwiderhandeln gegen das Nachbildungsverbot nicht 
in Anſpruch genommen werden können, ſtützt das B. G. auf 
die Begründung, daß es an einer genügend ſicheren Unterlage für 
die Annahme fehle, die Nachbildung ſei in wiſſentlicher 
Verletzung des fremden Urheberrechts veranſtaltet worden. Dieſe 
Begründung genügt, um den, vom Kl. zu erweiſenden, That⸗ 
beſtand der vorfäglihen Nachbildung auszuſchließen. Sie 
beruht auf einer, unter Würdigung des Prozeßſtoffes getroffenen 
thatſächlichen Feſtſtellung, welche weder in formaler noch in 
ſachlicher Beziehung einen Rechtsverſtoß erkennen läßt. Gegen 
dieſen Theil der Entſcheidung hat denn auch die Reviſion bei 
der mündlichen Verhandlung keinen Angriff erhoben. Das 
B. G. verneint aber auch die fahrläſſige Nachbildung. In 
dieſer Richtung hält es den auf § 6 Ziffer 4 des Geſetzes vom 
9. Januar 1876 geſtützten Einwand der Bekl. für erheblich. 
Es fieht darin einen entſchuldbaren, thatſächlichen Irrthum, der 
die Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen habe. Die hierauf gerichteten 
Ausführungen hat die Revifion in mehrfacher Weiſe angefochten, 
allein keiner der erhobenen Angriffe kann für begründet erachtet 
werden. Zunächft hat die Reviſion geltend gemacht, daß es 
ſich bei dem angeblichen Irrthume der Nachbildner um einen 
Rechtsirrthum, nicht um einen thatſächlichen Irrthum gehandelt 
habe, indem auch derjenige rechtlich irre, welcher konkrete that⸗ 
ſächliche Umſtände in unzutreffender Weiſe unter einen Rechts⸗ 
fat ſubſumire. Es muß der Reviſion zugegeben werden, daß 
der Irrthum in der Subſumtion nicht immer ein thatfächlicher 
Irrthum iſt, wie z. B. Savigny Syſtem Bd. III Beilage VIII 
unter 1 S. 326/327, unter V S. 338 ff. annimmt. Anderer⸗ 
ſeits iſt es aber auch nicht immer ein Rechtsirrthum, ſondern 
es kommt darauf an, worüber im einzelnen Falle geirrt worden 
iſt, ob über die Bedeutung der geſetzlichen Vorſchrift bei an 
ſich klaren thatſächlichen Verhältniſſen oder unter richtigem 
Verſtändniſſe des Geſetzes über die Bedeutung des danach zu 
beurtheilenden faktiſchen Subſtrats (vergl. Unger, Syſtem des 
öſterreichiſchen Civilrechts Bd. II S. 33, Wächter, Beilagen 
zu deſſen Pandektenvorleſungen Nr. XLIV unter 1, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. III S. 427). Das B. G. ſteht 
nun keineswegs auf dem Boden, daß es den Irrthum bei der 
Nachbildung der „Brunnenpromenade“ deshalb ohne Weiteres 
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als einen thatſächlichen anſieht, weil er ſich auf die Anwendung 
des Geſetzes bezogen habe. Es bezeichnet ihn als thatſächlichen 
Irrthum, weil über das Verhältniß zwiſchen der Nachbildung 
und dem Texte geirrt worden ſei. Es fügt aber, um jedes 
Mißverſtändniß auszuſchließen, gleich die nähere Begründung 
bei, daß die Nachbildner nicht die Bedeutung dieſes Verhäͤltniſſes 
in abstracto, ſondern die Bedeutung der konkreten ihat- 
ſächlichen Umſtände verkannt und deshalb aus ihnen die 
Befreiung von dem Verbote der Nachbildung gefolgert hätten. 
Danach iſt die Vorinſtanz bei der Qualifikation des Irrihums 
von einem rechtlich zutreffenden Geſichtspunkt ausgegangen. 
Auch das Ergebniß ihrer Beurtheilung läßt fich nicht beanſtanden. 
I. C. S. i. S. Pächter o. Seemann u. Gen. vom 5. Oktober 
1901, Nr. 171/1901 J. a 

16. 8 7. 

Es kann der Reviſion nicht zugegeben werden, daß das 
Geſetz bei dem Begriffe der „Aufnahme“ in ein Schriftwerk in 
dem von ihr behaupteten Umfange von dieſem rein formalen 
Standpunkt ausgehe. Inwiefern eine äußere Verbindung der 
Nachbildung mit dem Schriftwerk erforderlich ift, braucht hier 
nicht geprüft zu werden; denn eine ſolche Verbindung hat 
unzweifelhaft ſtattgefunden. Dafür aber, daß die Verbindung 
untrennbar ſein müſſe, bietet weder der Wortlaut noch der Zweck 
bes Geſetzes hinreichenden Anhalt, um fo weniger als der Begriff 
der Untrennbarkeit, da die Möglichkeit der phyfiſchen Trennung 
faft niemals ausgeſchloſſen fein wird, keinen brauchbaren Maf- 
ſtab für die praktiſche Beurtheilung abgeben würde. Eine 
beſtimmte Form für die äußere Verbindung fordert das 
Geſetz nicht. Daß die Form der Verbindung im vorliegenden 
Falle den Anforderungen des Geſetzes nicht entſprochen habe, 
iſt nicht feſtgeſtellt. Ein etwaiger Irrthum der Nachbildner 


über dieſen Punkt würde daher ohne Bedeutung ſein. Bei 


dieſem Ergebniſſe kann es auf ſich beruhen bleiben, ob der 
Anfiht, von der die beiden Vorinſtanzen ausgegangen zu fein 
ſcheinen und welche dem Revifionsangriffe zu Grunde liegt, daß 
zum Ausſchluſſe der Fahrläſſigkeit nur der thatſächliche Irrthum 
geeignet ſei, beizutreten wäre oder nicht. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

Zum Perſonenſtandsgeſetz. 

17. 8 35. 

Der zur Anwendung kommende 8 385, welcher als verboten 
die Ehe bezeichnet „zwiſchen einem wegen Ehebruchs Geſchledenen 
und ſeinem Mitſchuldigen“, hat ſein Vorbild im Art. 298 des 
0. c., welcher beſtimmt, daß der wegen Ehebruchs Geſchiedene 
nicht feinen „complice“ heirathen dürfe. Die Doktrin des 
franzöſiſchen Civilrechts verſteht unter complice ſchlechthin die 
jenige Perſon, mit welcher der andere Theil die Ehe gebrochen 
hat, ohne eine ſubjektive Schuld des complice zum Ausdruck 
zu bringen. (Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts von 
Zachariae-Grome, VIII. Aufl. Bd. III S. 66.) Der Geſetz⸗ 
geber des Perſonenſtandsgeſetzes von 1875 iſt, wie die Ent 
ſtehungsgeſchichte des § 33 ergiebt, bei der Bezeichnung Mit- 
ſchuldiger von der entſprechenden Auffaflung ausgegangen, daß 
hiedurch diejenige Perſon getroffen werden ſolle, mit welcher der 
Geſchiedene den Geſchlechts verkehr thatſächlich gepflogen ha. 
Die dem Entwurfe des Perſonenſtandsgeſetzes beigegebene De 
gründung (S. 31) ſtellt gegenüber dem gemeinen Rechte als 


XXX, Jahrgang. 


ſachlich in der Beſtimmung des Ehehinderniffes übereinſtimmend 
die Vorſchriften des A. L. R. und des Code hin. Nach 8 25 
des A. L. R. Thl. II Tit. 1 aber war die Ehe verboten zwiſchen 
der wegen Ehebruchs geſchiedenen Perſon und demjenigen, mit 
welchem fie den Ehebruch getrieben, ohne daß die ſubjektive 
Schuld des Letzteren in Frage kam. In Uebereinſtimmung 
damit führt der Bevollmächtigte zum Bundesrath Dr. Friedberg 
aus, daß ebenſo wie das Landrecht Preußens auch der Code 
die Ehe zwiſchen den Genoſſen des Ehebruchs verbiete. Hiervon 
abweichende Auffaſſungen find in den Reichstagsverhandlungen 
nicht zu Tage getreten. (Reichstagsverhandlungen zum Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetz 1875 S. 1039 ff.) Die herrſchende Literatur zum 
Perſonenſtandsgeſetz iſt überwiegend bei ebenderſelben Anſicht 
verblieben. Auch bei der Kodifikation des B. G. B. iſt man 
davon ausgegangen, daß deſſen neuere Beſtimmungen über dieſes 
Eheverbot, welche in der Wortfafjung in unzweideutiger Weiſe 
das ſubjektive Moment ausſcheiden, materiell lediglich das frühere 
Recht des Perſonenſtandsgeſetzes wiedergeben. (Mugdan, Ma⸗ 
terialien zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Bd. IV S. 14, 1141.) 
Vereinzelte Aeußerungen bei Gelegenheit der Kommiſſions⸗ 
verhandlungen gingen zwar von abweichenden Auffaſſungen aus. 
Dieſelben führten aber nirgends zu praktiſchen Ergebniſſen und 
find als ſolche nicht von maßgebender Bedeutung (Mugdan 
a. a. O. S. 696, 697, 1192). IV. C. S. i. S. Meik c. Staats- 
anwaltichaft vom 30. September 1901, Nr. 168/1901 IV. 

Zum Gebrauchs muſterſchutzgeſetz. 

18. 58 1 ff. 

Das R. G. hat ſich über die Schutzfähigkeit des jetzt 
angefochtenen Gebrauchsmuſters bereits in dem von den Kl. 
angezogenen Urtheil vom 29. Januar 1900 (Aktiengeſellſchaft für 
Kaffeekonſervirung 6. Geiße, Rep. 1 426/1899, Entſch. Bd. 46 
S. 1) ausgeſprochen. In den Gründen jenes Urtheils iſt 
ausgeführt, daß es ſich bei dem angefochtenen Muſter in Wahr⸗ 
heit um den Schutz eines Verfahrens zur beſſeren Konſervirung 
von Kaffeebohnen durch Umhüllung derſelben mit einem unlös- 
lichen, geſchmackloſen Lacküberzuge handle, welches des Muſter⸗ 
ſchutzes ebenſo wenig fähig ſei, wie die in dieſer Weiſe umhüllte 
Kaffeebohne, die in Ermangelung einer neuen Geſtaltung ein 
Modell im geſetzlichen Sinne nicht darſtelle, auch als Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel vom Muſterſchutze ausgeſchloſſen ſei. Mit 
dieſen Ausführungen ſtimmen die Gründe des in dieſer Sache 
ergangenen B. U. im Weſentlichen überein. Die Rkl. hat zur 
Widerlegung derſelben nichts vorgebracht und eine nochmalige 
Prüfung der Frage hat zu einer anderen Auffaſſung nicht 
geführt. Auch jetzt iſt es ſür durchaus zutreffend erachtet 
worden, wenn das B. G. ausführt, daß die Umhüllung der 
Kaffeebohne mit einer ſehr feinen durchſichtigen Lackſchicht gegen- 
über der reinen geröſteten Kaffeebohne oder der mit Zucker oder 
dergl. überzogenen Kaffeebohne eine neue Geſtaltung nicht 
ergebe, und daß, falls darin eine neue Anordnung gefunden 
werden könnte, dennoch die Schutzfähigkeit ausgeſchloſſen ſei, 
weil auch die umhüllte Kaffeebohne ein Nahrungs⸗ oder Genuß⸗ 
mittel ſei und bleibe, welches als ſolches aus den dem § 1 des 
Pat. G. zu Grunde liegenden Rückſfichten auf die öffentliche 
Wohlfahrt dem Muſterſchutze entzogen ſei. Es iſt zwar vom 
R. G. anerkannt worden, daß die Umhüllung eines Gebrauchs- 
gegenſtandes mit einem neuen, bis dahin zu dieſem Zwecke 
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nicht verwendeten Stoffe dann muſterſchutzfähig ſei, wenn durch 
die Wahl dieſes Stoffes bewußter Weiſe die Gebrauchsfähigkeit 
des umhüllten Gegenſtandes herbeigeführt oder erhöht worden 
ſei. Dieſer Fall liegt aber hier nicht vor. Die geröftete 
Kaffeebohne iſt ohne jeden Ueberzug ein ge- oder verbrauchs⸗ 
faͤhiges Genußmittel, ihre Umhüllung mit Lack ſoll ihr nur 
dieſe auf ihrer natürlichen Beſchaffenheit beruhende Eigenſchaft 
länger erhalten als dies mit den bis dahin angewendeten 
Mitteln möglich war. Zweck und Erfolg der Umhüllung iſt 
mithin nur die Erhaltung der natürlichen Beſchaffenheit der 
geröſteten Kaffeebohne als Genußmittel. Daraus folgt, daß 
die lacküberzogene Kaffeebohne aus denſelben Gründen vom 
Muſterſchutze ausgeſchloſſen iſt, wie die geröftete Kaffeebohne 
ohne Ueberzug. Die Bekl. hat nun zwar auszuführen verſucht, 
daß nicht die lackumhüllte Kaffeebohne, ſondern die Lackhülle der 
Kaffeebohne für ſich allein Gegenſtand des Muſterſchutzes ſei 
und zur Begründung dieſer Anſicht auf ihre urſprüngliche, 
ſpäter auf Veranlaſſung des Patentamts abgeänderte Anmeldung 
Bezug genommen, in der die Bezeichnung und der Schutz ⸗ 
anſpruch auf die Lackumhüllung als ſolche gerichtet geweſen 
ſeien. Sie hat auch Lackhülſen für Kaffeebohnen vorgelegt, um 
darzuthun, daß die Lackumhüllung der Kaffeebohne in einem 
ſelbſtſtändigen Modell verkörpert werden könne. Das B. G. 
hält das Zurückgreifen auf die urſprüngliche Anmeldung für 
unzuläſſig, nachdem die Bekl. ſelbſt ihre Anmeldung ſo ab⸗ 
geändert habe, wie ſie jetzt laute, ſieht aber, auch wenn die 
urſprüngliche Anmeldung herangezogen werde, als Gegenſtand 
des auf dieſelbe ertheilten Schutzes nur die der Kaffeebohne 
aufgeſchmolzene, von derſelben nicht trennbare Lackumhüllung 
an, welche als ſelbſtſtändiges Modell nicht dargeſtellt werden 
konne und etwas ganz anderes ſei, als die von der Bekl. vor- 
gelegte, beſonders hergeſtellte Hülſe. Auch dieſe Auffaſſung des 
B. G. iſt zutreffend. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Lackumhüllung, für welche die Bekl. urſprünglich den Mufter- 
ſchutz begehrte, keine andere war, als die bei der Röſtung des 
Kuffees durch Schmelzen des zugeſetzten Lackes auf den Kaffee⸗ 
bohnen entſtehende, derſelben feſt und untrennbar anhaftende 
Umhüllung. Von einer künſtlich hergeſtellten, ſelbſtſtändigen 
Gelatine- oder Lackhülſe für Kaffeebohnen iſt in der Mufter- 
anmeldung nicht die Rede geweſen. Es verſteht ſich auch ganz 
von ſelbſt, daß der Anmelder an ſolche ſelbſtſtändige Hülſen nie 
gedacht hat und nicht hat denken können, weil ſie gewerblich 
völlig unverwerthbar geweſen wären, ſowohl wegen der Koſten 
ihrer Herſtellung, wie wegen ihrer Unbrauchbarkeit für den an⸗ 
geſtrebten Zweck. Die der Kaffeebohne aufgeſchmolzene, feſt 
und untrennbar daran haftende Lackumhüllung iſt aber als 
Modell nicht darſtellbar und deshalb nicht muſterſchutzfähig. 
Sie hat überhaupt keine ſelbſtſtändige Exiſtenz, ſondern bildet 
einen integrirenden Theil der Kaffeebohne, zu deren Konſervirung 
ſie dient. I. C. S. i. S. A.-G. für Kaffee ⸗Konſervirung 
c. Hirtzlin u. Gen. vom 12. Oktober 1901, Nr. 180/1901 J. 

19. 8 9. 

Die Schadendserſatzpflicht der Bekl. beſteht nach 8 9 des 
Geſetzes, betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern, vom 
1. Juni 1891 nur dann, wenn die Bekl. bei der Herſtellung 
und Ablieferung der in Rede ſtehenden fünf Sprengwagen das 
Gebrauchsmufter des Kl. wiſſentlich oder aus grober Fahr⸗ 
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läſfigkeit in Benutzung genommen hat. Das Gericht I. J. hat 
die Bekl. für erſatzpflichtig erachtet, weil es angenommen hat, 
daß die Bekl., nachdem fie vor der Herſtellung der fünf Spreng- 
wagen einen Sprengwagen mit verſtellbarer Turbine geſehen 
habe, der die Aufſchrift „Patent Otto Türcke. Dresden“ trug, 
davon hätte ausgehen müſſen, daß es ſich um einen geſchützten 
Gegenſtand handle. Deshalb hätte die Bekl. ſich nicht dabei 
beruhigen dürfen, daß ein Patent des Kl. für derartige 
Sprengwagen nicht beſtehe, ſondern weitere Erkundigungen ein- 
ziehen müſſen, ob der Sprengwagen in anderer Weiſe, ins⸗ 
beſondere durch Gebrauchsmuſter geſchützt ſei. Wenn fie ohne 
dieſe Erkundigung die verſtellbare Turbine, einen für ihren 
Gewerbebetrieb wichtigen Gegenftand, gewerblich nachgebildet 
habe, habe fie grob fahrläſſig gehandelt. Das B. G. verneint 
dagegen, daß der Bekl. eine grobe Fabrläſfigkeit zur Laſt falle. 
Es führt aus, die Bekl. habe, wenn der Bekl. feinen Spreng⸗ 
wagen als patentirt bezeichnet habe, nicht auf den Gedanken 
kommen müſſen, daß der Sprengwagen, wenn er nicht unter 
Pateniſchutz ſtehe, doch vielleicht durch Gebrauchsmuſter geſchützt 
fein möge. Zwar hätte die Bekl. auf dieſen Gedanken kommen 
können, jedoch liege keine als grobe Fahrläſfigkeit zu be⸗ 
zeichnende Vernachläſſigung derjenigen Aufmerkſamkeit, welche 
die Rückficht auf die Rechte Anderer fordere, darin, daß die 
Bekl. ihre Gedanken auf dieſe Möglichkeit nicht gerichtet und 
Erkundigungen in dieſer Richtung nicht eingezogen habe. Die 
Reviſion rügt, daß dieſen Ausführungen eine Verkennung des 
Begriffs der groben Fahrläſfigkeit zu Grunde liege und daß die 
Auffaſſung des Gerichts I. J. die richtige ſei. Dieſe Rüge tft 
jedoch nicht begründet. Es kann zugegeben werden, daß die 
Bekl., wenn ſie von der neuen Einrichtung einer verſtellbaren 
Schleuderturbine ſchlechthin Kenntniß erlangt hatte, wohl ohne 
beſondere Aufmerkſamkeit hätte vermuthen müſſen, daß für dieſe 
Einrichtung irgend ein gewerblicher Rechtsſchutz beſtehen werde 
und daß ſie dann zur gewerblichen Nachbildung nicht hätte 
ſchreiten dürfen, bevor ſie nicht mit den ſich darbietenden 
Mitteln ſich die Ueberzeugung verſchafft hatte, daß dieſe Ver⸗ 
muthung unbegründet ſei, weil ſich weder ein für dieſe Ein⸗ 
richtung ertheiltes Patent, noch ein dieſelbe ſchützendes Gebrauchs⸗ 
muſter ermitteln laſſe. Nachdem ſie aber durch die Aufſchrift 
auf dem Sprengwagen in Wiesbaden erfahren hatte, daß der 
Kl. den Patentſchutz für die Einrichtung dieſes Wagens in 
Anſpruch nehme, ihre Aufmerkſamkeit alſo durch den Kl. ſelbſt 
gerade auf dieſe beſtimmte Art des Rechtsſchutzes hingelenkt 
war, kann es als eine grobe Vernachläſfigung der Rechte des 
Kl. nicht mehr betrachtet werden, wenn die Bekl. ſich nicht noch 
bemüht hat, nachzuforſchen, ob dem Kl. nicht etwa, ſeiner 
eigenen Angabe entgegen, eine andere Art des Schutzes zuftehe. 
Es würde eine Ueberſpannung des der Bekl. zuzumuthenden 
Maßes gewoͤhnlichſter Vorficht fein, wenn man von ihr ver⸗ 
langen wollte, fie hätte erwägen müſſen, daß der Kl. ſich in 
der Bezeichnung ſeines eigenen Schutzrechts geirrt haben könne. 
Der Kl., der ſich einer irreführenden Bezeichnung zur Wahrung 
ſeines Rechtes bedient hat, kann von der Bekl. nicht fordern, 
daß dieſe ſorgſamer hätte zu Werke gehen müſſen, als er ſelbſt. 
Inſoweit iſt alſo der Revifion der Erfolg zu verſagen. Haftete 
aber die Bekl. dem Kl. nicht aus einer groben Fahrläffigkeit, 
fo war fie ihm dennoch zum Schadenserſatz verpflichtet, wenn 
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ſie deſſen Einrichtung in gewerbliche Benutzung genommen bat, 
obgleich fie wußte, daß dieſe Einrichtung durch Gebrauchs. 
muſter geſchützt war. Dieſes Wiſſen der Bekl. ſoll durch den 
ihrem Geſellſchafter H. auferlegten zugeſchobenen Eid widerlegt 
werden. Es bedarf dieſes Eides nicht, wenn und ſoweit andere 
Beweiſe für das Wiſſen der Bekl. vorliegen. — Wird näher 
ausgefübrt. I. C. S. i. S. Türcke o. Weygandt und Klein 
vom 16. Oktober 1901. Nr. 182/1901 J. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

20. & 15. 

Die Reviſion rügt zunächſt, daß das B. G. angenommen 
habe, daß 8 15 des Waarenzeichengeſetzes dem Verletzten einen 
Anſpruch auf Unterfagung des weiteren Gebrauchs feiner Aus. 
ſtattung gewäbre, und daß daſſelbe den feſtgeſtellten einzig en 
Fall in welchem der Bekl. ſich der fraglichen Ausſtattung 
bedient habe, für genügend gehalten habe, um daraufhin dieſen 
Klageantrag zuzuſprechen. Dieſe Beſchwerde iſt nach beiden 
Richtungen hin unbegründet. Zunächſt ift nämlich, wie das 
R. G. ſchon wiederholt ausgeſprochen bat (vergl. namentlich das 
Urtbeil des erkennenden Senats vom 30. November 1900 
II 241/1900) davon auszugeben, daß, obgleich $ 15 cit. nur 
eine Entſchädigungsklage des Verletzten und eine Strafverfolgung 
des Zuwiderhandelnden erwähnt, dennoch auf Grund der Be⸗ 
ſtimmung deſſelben dem Verletzten auch eine Verbotsklage gegen 
den Zuwiderhandelnden zuſteht, wenn die Vorausſetzungen des 
8 15 eit. vorliegen und eine Fortſetzung des rechtswidrigen 
Verhaltens des Bekl. zu erwarten ift (vergl. das Urtheil des 
erkennenden Senats vom 11. Juni 1901 II. 103/1901). Zur 
Begründung der Annahme einer ſolchen künftigen Fortſetzung 
des rechtswidrigen Verhaltens bedarf es nicht nothwendig der 
Feſtſtellung einer Mehrheit von Zuwiderhandlungen gegen 
§ 15 eit.; vielmehr kann auch eine einmalige Zuwider⸗ 
handlung je nach den gegebenen Umſtänden eine ſolche Annahme 
und ſomit auch die Verbotsklage rechtfertigen. Ob aber die 
erwähnte Vorausſetzung im Einzelfalle zutrifft, iſt vom Richter 
der Thatfrage zu entſcheiden. In dieſer Hinficht hat das B. G. 
im gegebenen Falle ausweislich ſeiner Entſcheidungsgründe an⸗ 
genommen, daß von dem Bekl. „fernere ſtörende Eingriffe in 
die Rechtsſphäre des Kl.“ zu erwarten ſeien, und überdies (wenn 
auch in anderem Zuſammenhange) die dieſer Annahme zur Stütze 
dienende Feſtſtellung getroffen, daß der Bekl. in ſeinem (kurz 
vor der Klageerhebung geſchriebenen) Briefe vom 28. März 1899 
dem ihm in einem Schreiben des klägeriſchen Anwalts gemachten 
Vorwurfe des Mißbrauchs der ſtreitigen Waarenbezeichnung 
des Kl. gegenüber ſich das Recht gewahrt habe, auf Wunſch 
eines Kunden die für dieſen beſtimmten Fäſſer mit den Buch⸗ 
ſtaben J. W. und einer Zahl zwiſchen 4—12 zu verſehen. 
II. C. S. i. S. Gieſeler c. Walkhoff vom 11. Oktober 1901, 
Nr. 207/1901 II. 

21. 8 15. 

Die den Ausführungen des B. U. zu Grunde liegende 
Auffaſſung iſt nicht zu beanſtanden, daß die auf dem Deckel der 
klägeriſchen Sardinenfäßchen befindliche Bezeichnung J. W. mit 
nachfolgender Ziffer an ſich und ohne Rückſicht auf die auf dem 
Boden derſelben angebrachte klägeriſche Schutzmarke als Aus ⸗ 
ſtattung der Verpackung der Waare im Sinne des 8 15 des 
Waarenzeichengeſetzes anzuſehen ſei, da gerade die erſtere Be⸗ 
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zeichnung innerhalb der betheiligten Verkehrskreiſe als ein Mittel 
zur Unterſcheidung der aus dem klägeriſchen Geſchäftsbetriebe 
hervorgegangenen ruſfiſchen Sardinen anerkannt werde. Eine 
Waare oder deren Verpackung kann zwar auch in mehrfacher 
Weiſe ausgeſtattet ſein und es kann zu einer ſolchen mehrfachen 
Ausftattung auch ein Waarenzeichen neben anderen Mitteln der 
Kennzeichnung dienen. Die in ſolchen Fällen ſich bezüglich der 
Anwendung des 5 15 eit. ergebenden Fragen aber, ob eine 
einheitliche und daher auch nur in ihrer Geſammtheit 
rechtlich in Betracht kommende Ausſtattung vorliegt, und ob 
alsdann das Waarenzeichen oder die übrige Kennzeichnung und 
welcher Theil derſelben als der weſentliche Theil einer ſolchen 
Geſammt- Ausſtattung anzuſeben iſt, oder ob von den verſchiedenen 
Mitteln der Kennzeichnung jedes eine ſelbſtſtändige Bedeutung 
hat und daher für ſich allein in Betracht zu ziehen iſt, ſind je 
nach den Umſtänden unter Berückſichtigung der Vorſchrift des 
§ 20 des Waarenzeichengeſetzes verſchieden zu beantworten. 
Entſcheidend iſt hierbei der Umſtand, ob innerhalb be⸗ 
theiligter Verkehrskreiſe die geſammte Ausſtattung oder 
nur der eine oder andere Theil derſelben oder jeder Theil für 
ſich als Kennzeichen der betreffenden Waaren gilt, da nur von 
dieſem Gefichtspunkte aus die Ausſtattung durch § 15 cit. 
überhaupt geſetzlich geſchützt iſt. Ob aber bezüglich einer 
beſtimmten Ausſtattung der eine oder andere dieſer Fälle vorliegt 
und ob demgemäß bei einer nur theilweiſen Nachahmung durch 
einen Unberechtigten dennoch der Mißbrauch einer Aus ſtattung 
im Sinne des § 15 cit. vorliegt, welche innerhalb betheiligter 
Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waaren des Andern 
gilt, hat der Richter der Thatfrage nach den hervorgehobenen 
Gefichtspunkten zu entſcheiden. Dieſes iſt aber im gegebenen 
Falle Seitens des B. G. geſchehen, indem daſſelbe feſtgeſtellt hat, 
daß im Verkehr nur auf die auf dem Deckel der klägeriſchen 
Sardinenfäßchen befindliche Waarenbezeichnung entſcheidendes 
Gewicht gelegt, die auf dem Boden derſelben befindliche Schutz- 
marke aber nur ſelten beachtet werde. Hiernach kam es alſo 
für die Anwendung des § 15 eit. darauf an, ob der Bekl. die 
Verpackung ſeiner gleichartigen Waaren mit dem erſteren, von 
dem Gerichte als weſentlich angeſehenen Theile der klägeriſchen 
Ausſtattung verſehen hat, was bejaht iſt. Der Umſtand dagegen, 
daß die Sardinenfäßchen der beiden Parteien am Boden noch 
eine andere, bei beiden abweichende Ausſtattung (Schutzmarke) 
hatten, ſtand der Anwendung des 8 15 eit. wegen Mißbrauchs 
der erſteren Ausſtattung nicht entgegen, indem das B. G. dieſe 
weitere Ausſtattung als eine ſolche angeſehen hat, welche inner⸗ 
halb betheiligter Verkehrskreiſe, namentlich von den Konſumenten 
dieſer Waare nicht beachtet werde und deren Verſchiedenheit bei 
den beiderſeitigen Fäßchen daher nicht geeignet ſei, die durch die 
Uebereinſtimmung der erſteren Aus ſtattung bewirkte Täuſchung 
der betheiligten Verkehrskreiſe auszuſchlleßen. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

22. 8 24. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg gaben, Der B. R. hat 
ſeiner Entſcheidung zutreffend die in dem Urtheil des erkennenden 
Senats vom 11. Juli 1899 — Entſcheidungen in Civilſachen 
Bd. 44 S. 62 — ausgeſprochene und in deſſen weiterem Urtheile 
vom 29. Mai 1900 — Rep. II. 79/1900 — feſtgehaltene Anficht 
zu Grunde gelegt, daß die nach § 24 des Geſetzes zum Schutze 
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der Waarenbezeichnungen erfolgte Eintragung eines Waaren⸗ 
zeichens in die Zeichenrolle des Patentamts unter dem Datum 
der Anmeldung des erſteren zum früheren Zeichenregiſter der 
richterlichen Nachprüfung inſoweit unterliege, als in dem 
Prioritätsſtreit nach 8 9 Abſ. 1 Nr. 1 des Waarenzeichengeſetzes 
die Identität des in die Zeichenrolle eingetragenen Waaren⸗ 
zeichens mit dem zum früheren Zeichenregiſter eingetragenen 
Zeichen beſtritten oder geltend gemacht wird, daß in dem 
Waarenverzeichniſſe des Eintrages in der Zeichenrolle Waaren 
enthalten ſeien, die nicht unter die im Zeichenregiſter be⸗ 
nannten Waarengattungen fallen. II. C. S. i. S. China- 
Export Bank & Co. 6. Simms vom 18. Oktober 1901, 
Nr. 211/1901 II. 


Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

23. 8 6. 

Was das vom B. R. ausgeſprochene Verbot und den 
Schadenserſatzanſpruch der Kl. betrifft, ſo hat das O. L. G. 
beides aus 8 6 des Wettbewerbgeſetzes begründet; es hat an ⸗ 
genommen, daß die, wie feſtgeſtellt, unwahre Behauptung that⸗ 
fachlicher Art ſei, zu Zwecken des Wettbewerbes über Waaren 
und gewerbliche Leiſtungen der Kl. aufgeſtellt und geeignet, den 
klägeriſchen Geſchäftsbetrieb zu ſchädigen. Der bezogene § 6 
verlangt weder für den Schadenserſatzanſpruch noch für den 
Verbotsanſpruch ein beſonderes Verſchulden des Tbäters, welches 
durch deſſen Gutgläubigkeit, wegen deren der Bekl. eine Er⸗ 
Örterung in dem angegriffenen Urtheile vermißt, ausgeſchloſſen 
werden könnte, vielmehr wird in ſubjektiver Hinficht nur gefordert, 
daß die nicht erweislich wahre Behauptung zu Zwecken 
des Wettbewerbes aufgeſtellt oder verbreitet iſt. Dieſes iſt 
aber thatſächlich feſtgeſtellt in der Ausführung des O. L. G., daß 
der Bekl., obwohl er gewußt habe, daß ihm für ſein Spiel in 
Deutſchland kein Patent- und Muſterſchutz zuſtehe, doch in einem 
Fachblatte den Leſern deſſelben — denen die beiderſeitigen Spiele 
bekannt ſeien —, mit nicht mißzuverſtehender Deutlichkeit bezüglich 
des klägeriſchen Fabrikats ausgeſprochen habe, daß es eine 
ungeſetzliche Nachahmung feines patentirten und als Gebrauchs- 
muſter geſchützten Spieles ſei. II. C. S. i. S. Wasmuth 
c. Sala vom 18. Oktober 1901, Nr. 209/1901 II. 


IV. Das Gemeine Necht. 


24. Herausgabe eines Hypothekenſcheins. 

Wie in der Vorinſtanz, fo handelt es ſich auch gegen ⸗ 
wärtig vor Allem um die Frage, ob der an ſich begründete 
Anſpruch des Kl. auf Herausgabe des Peutſcher Hypotheken⸗ 
ſcheins über 3 500 Mark dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß dieſer 
Schein, mit Blankoceſſion verſehen, von dem Rechtsanwalte 
K., dem er zur Herbeiführung der Umſchrift auf Nikolaus v. H., 
ſpaͤter auf den Kl., übergeben war, dieſem Auftrage zuwider 
zur Sicherſtellung einer eigenen Schuld bei dem Bekl. hinter 
legt und von dieſem in gutem Glauben übernommen wurde. 
Der B. R. hat dieſe Frage verneint und namentlich die Be⸗ 
zugnahme des Bekl. auf den Grundſatz: „Hand wahre Hand“ 
verworfen. Er geht davon aus, daß K. durch die Blanko⸗ 
ceifton keinerlei Verfügungsrecht über die Hypothek von 
8 500 Mark erlangt habe und ſonach auch nicht dem ihm 
ertheilten Auftrage zuwider, ein Recht für den Bekl. daran 
habe begründen konnen, der Grundſatz: „Hand wahre Hand“ 
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aber nach der bisherigen Rechtſprechung der Mecklenburgiſchen 
Gerichte auf derartige Hypothekenſcheine nicht anzuwenden, ein 
ſolcher in blanco cedirter Schein auch den Inhaberpapieren 
nicht gleichzuſtellen ſei. In dieſer Erwägung, namentlich in 
der Nichtberückfichtigung des Grundſatzes „Hand wahre Hand“, 
ſowie in der Nichtanwendung des Grundſatzes von der Wirkung 
des guten Glaubens, kann ein Rechtsverſtoß nicht gefunden 
werden. Von der Anwendung dieſer Grundſätze könnte nur 
die Rede ſein, wenn der gedachte Hypothekenſchein als eine 
bewegliche Sache mit ſelbſtſtaͤndigem Vermögenswerth, insbeſondere 
als ein Inhaberpapier, anzuſehen wäre. In Wirklichkeit aber 
ſtellt er ſich als eine auf einen beſtimmten Gläubiger lautende, 
zur betreffenden Hypothekenforderung gehörige Beweisurkunde 
dar. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 39 S. 286. Ebenſo 
wenig kann er von dem Gläubiger oder deſſen Beauftragten 
durch Beifügung einer Blankoceſfion einſeitig zu einem Inhaber⸗ 
papier gemacht werden, da hierzu die Einwilligung des 
Schuldners, an jeden Inhaber zahlen zu wollen, erforderlich 
fein würde. Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 177. Iſt aber hier⸗ 
nach der Hypothekenſchein nur eine Beweisurkunde über eine 
Forderung, dann war auch nach den Grundſätzen des gemeinen 
Rechts die beigefügte Blankoceſſion noch keine vollſtändige und 
voll wirkſame Ceſfion, ſondern wurde nur dadurch zu einer 
ſolchen, daß in Gemäßheit der vom urſprünglichen Gläubiger 
ertheilten Ermächtigung die Eintragung des Gejfionars in den 
Ceſſionsvermerk erfolgte. Mit dieſer Auffaſſung ſtimmt im 
Weſentlichen die ſeitherige Rechtſprechung der Mecklenburgiſchen 
Gerichte wie des R. O. H. G. und des R. G. (f. die Citate 
in der Entſch. Bd. 4 S. 177) überein. Von ihr abzugehen 
bietet weder die von der Revifion angezogene Bemerkung in 
dem Urtheil des I. C. S. vom 16. Oktober 1886, welche nur 
nebenſächlicher Natur iſt und einen nicht ganz gleichartigen 
Fall betrifft, noch die von der Vorinſtanz bekämpfte Ausführung 
Sirenpels, welche auf die rechtliche Natur der Mecklenburgiſchen 
Hypothekenſcheine und auf die davon abhängige beſchränkte 
Wirkſamkeit der Blankoceſflon nicht genügende Rückſicht nimmt, 
einen begründeten Anlaß. — Hiernach konnte der Bekl. nicht 
aus der Blankoceſſion allein, ſondern nur aus der hinzutretenden 
Ermächtigung des früheren Gläubigers einen Einwand gegen 
deſſen Herausgabe Anſpruch herleiten. III. C. S. i. S. Vor ⸗ 
ſchußverein zu Roſtock o. v. Hauff vom 22. Oktober 1901, 
Nr. 228/1901 III. 

25. Ceſfion von Nebenrechten. 

Die Ausführungen des B. G. enthalten keinen Rechts- 
irrthum, da bei der Ceſſion einer Forderung das mit dieſer ver- 
bundene Nebenrecht, z. B. ein Pfandrecht, gemeinrechtlich jeden⸗ 
falls dann nicht auf den Ceſſionar mit übergeht, wenn der 
Cedent dieſen Nichtübergang beſtimmt hat. (L. 23 pr. D. de 
hereditate vel actione vendita 18,4, Mühlenbruch Ceſſion 
2. Auflage $ 56 S. 550.) III. C. S. i. S. Schwabinger 
Brauerei c. Löwenthal vom 8. Oktober 1901, Nr. 204/1901 III. 

V. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

26. § 36 I. 4. 

Die Annahme rechtswidriger Drohung greift die Reviflon 
als rechtsirrthümlich, unter Berufung auf das Urtheil des 
VI. C. S. des R. G. vom 21 Februar 1901 in Sachen 
Krüger wider Jebens — VI. 421/1900 — mit der Aus- 
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führung an, daß von einer rechtswidrigen Drohung ſchon 
darum nicht die Rede fein könne, weil die Gläubiger S. mit 
der Geltendmachung ihrer Forderungen ihre geſetzlichen Rechte 
verfolgt haben würden. Auch hier läßt fi) der Reviſion nicht 
folgen. In dem Urtheile des VI. C. S. vom 21. Februar 1901 
wird ausgeſprochen: „Wer fein Recht verfolgt, ſchädigt an fich 
nicht den, gegen den er es verfolgt. Zahlung einer Schuld iſt 
Erfüllung der Verpflichtung des Schuldners, die Beitreibung 
der Schuld keine Schaͤdigung im rechtlichen Sinne, weil ſie 
kein Recht des Schuldners verletzt.“ Die Begründetheit dieſer 
Sätze unterliegt keinem Zweifel; es fehlt jedoch an jedem Anhalt 
dafür, daß ſie vom B. G. verkannt ſeien. Wie der Zuſammen⸗ 
hang der Gründe klar ergiebt, findet das B. G. das ausſchlag · 
gebende Moment für die Rechtswidrigkeit der Drohung des 
Bekl. in der gleichzeitig erklärten Zahlungsweigerung, und dieſe 
war allerdings gegenüber der Verpflichtung des Bekl. zur 
unverzüglichen Zahlung unerlaubt. Dazu kommt aber, daß 
das Moment der Widerrechtlichkeit bei Drohungen auch dann 
vorhanden iſt, wenn Jemand durch Maßregeln, zu denen er ein 
Recht hatte, eine Leiſtung erzwingen wollte, auf die er kein 
Recht hatte. Der Einfluß, der auf den Willen des Bedrohten 
ausgeübt iſt, wird in Folge des widerrechtlichen Zwecks, dem es 
gilt, zu einem widerrechtlichen (vergl. Urtheile des R. G. vom 
15. April 1899, 16. Oktober 1890 und 29. April 1885 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 3482, bezw. S. 4152, bezw. 
S. 1012). Im vorliegenden Falle hatte aber der Bekl., wie 
dargelegt, kein Recht, von S. die in der Erklärung vom 
24. Juli 1898 ertheilte Befugniß zu verlangen. Das B. G. 
hat daher zutreffend die Rechtswidrigkeit der Drohung an 
genommen. IV. C. S. i. S. Boeſe c. Hoͤrter vom 
40. Oktober 1901, Nr. 115/1901 IV. 

27. 88 65 ff. I. 4. 

Die Revifion hat den Angriff erhoben, dieſe Art der Feſt⸗ 
ſtellung des Inhalts des Pfandvertrages verletze den Grundſaß, 
daß, wenn das Geſetz, wie hier, die ſchriftliche Abfaſſung eines 
Vertrages zur Gültigkeit des Rechtsgeſchäftes erfordere, der 
Inhalt der Willenseinigung ausſchließlich aus der Schrift 
entnommen werden müſſe. Allein mit Unrecht. Die Noih⸗ 
wendigkeit der Beobachtung der Schriftform für den Abſchluß 
eines Vertrages hat nicht die Bedeutung, daß ein in der ſchrift⸗ 
lichen Form unklar ausgedrückter Wille nicht durch die Mittel 
der Auslegung klar gelegt und feſtgeſtellt werden könnte; denn 
auch das, was in dieſer Weiſe als wahrer Juhalt der 
Willenserklärung gefunden wird, muß als in Schriftforn 
erklärt angeſehen werden. Vergl. Entſch. des Obertribunald 
Bd. 79 S. 277. Der Inhalt der Schrift muß nur überhaupt 
geeignet ſein, als Ausdruck für den mit den Mitteln der 
Auslegung gefundenen Willen zu dienen. Etwas Andere if 
auch in der von der Revifion angezogenen Entſcheidung des 
Obertribunals in Striethorſt's Archiv Bd. 82 S. 60 nicht aus⸗ 
geführt. Das B. G. hat demnach die Vorſchriften des A. L. R. 
über die Auslegung der Willenserklärungen, insbeſondere der 
Verträge Thl. 1 Tit. 4 88 65 ff., Tit. 5 58 252 ff. richtig 
angewandt, indem es nach Prüfung des Wortlautes der Urkunde 
vom 19. Juni 1897 und nach der Feſtſtellung, daß dieſe den 
Umfang der Pfandhaft der Hypothekenforderung nicht zweifels⸗ 
frei erkennen ließe, den Willen der Vertragſchließenden, wie ihn 
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die Schrift ausdrücken ſollte, durch die übrigen Mittel der Aus⸗ 
legung zu finden geſucht und feſtgeſtellt hat. III. C. S. i. S. 
Schultz c. Erben Holtz vom 8. Oktober 1901, Nr. 203/1901 III. 

28. 88 383 ff. I. 21. 

Es iſt nicht richtig, daß der Miether ſtets vom Mieths⸗ 
vertrage zurücktreten kann, wenn ihm durch die Polizeibehoͤrde 
die uneingeſchränkte Benutzung eines erheblichen Theiles der 
Miethräume unterſagt wird. Das in Bezug genommene Urtheil 
des Senates vom 27. Oktober 1898, Rep. VI. 90/8, ſpricht 
dies auch nicht aus, erklärt vielmehr, daß der Miether, der 
durch eine polizeiliche Verfügung an dem vertrags mäßigen 
Gebrauche der Sache behindert worden, eine Beſchwerde doch 
nur erheben könne, wenn er ſich einen Erfolg davon verſpreche, 
daß in dem damaligen Falle ihn auch der Vermiether nicht auf 
den Weg der Beſchwerde hingewieſen und auch nicht ſelbſt 
Beſchwerde erhoben habe, dem Miether deshalb keinen Vorwurf 
daraus machen konne, daß er dies auch nicht gethan habe. 
VI. C. S. i. S. Dittrich u. Gen. o. Rehſe vom 14. Oktober 1901, 
Nr. 210/1901 VI. 

29. 88 275 ff. II. 2. 

Kl. verlangt von ſeinem Vater, dem Bekl., nachdem die 
väterliche Gewalt über ihn ſeit Herbſt 1896 aufgehoben iſt, 
ſein unſtreitig rechtzeitig gekündigtes hypothekariſch fichergeſtelltes 
Muttererbtheil. Der Bekl. will das jenige, was er in den 
Jahren 1890 bis 1896 für den Kl. während und nach deſſen 
Milttärdienftzeit und ſpeziell bei deſſen im Herbſt 1896 erfolgten 
Auswanderung als Unterhalt und Ausſtattung an Geld, 
Kleidungsſtücken, Eßwaaren verwendet hat, auf das Muttererb- 
theil verrechnen. Er hat widerklagend die Löſchung des ein⸗ 
getragenen Muttererbtheils verlangt. Das B. G. hat auf die 
Klage den Bekl. nach dem Klageantrage verurtheilt und die 
Widerklage abgewieſen. Es geht davon aus, daß der Bekl. bei 
vorhandenem eigenen Vermögen des Kl., feines Haus⸗ 
kindes, ſowohl bezüglich des Unterhalts als der Aus⸗ 
ſtattung zur Verrechnung berechtigt geweſen ſei, ſofern 
er die Anrechnung bei der Verauslegung ſelbſt erklärt habe, 
daß dagegen eine ſpätere Erklärung unwirkſam fe. Die 
Annahme, daß die Anrechnungserklärung des Vaters vor oder 
bei der Zuwendung erfolgen müſſe, iſt vom R. G. im Er⸗ 
kenntniſſe vom 6. Dezember 1879 in einem Falle gebilligt, wo 
es ſich um die Anrechnungsfähigkeit der Ausſtattung handelt 
(Gruchot's Beiträge Bd. 24 S. 1029 ff.). Die dortigen Er⸗ 
wägungen treffen gleichmäßig auch zu in Betreff des dem 
Kinde gewährten Unterhalts, ſofern angenommen wird, daß 
der Vater auch unter Lebenden befugt iſt, die Subſtanz des 
Kindervermögens auf den gewährten Unterhalt in Anrechnung 
zu bringen. Die dagegen gerichtete Ausführung der Revifion, 
daß ein Gläubigerverhältniß die Anwendung der Vermuthung 
der Schenkung ausſchließe, ift in dieſer Allgemeinheit unzu⸗ 
treffend. Für ſich allein ift dieſer Umſtand nicht zur Be⸗ 
ſeitigung der Vermuthung geeignet (Striethorſt Archiv, Bd. 73 
S. 204). IV. C. S. i. S. Mix c. Mix vom 24. Oktober 
1901, Nr. 202/1901 IV. | 

80. 88 68 ff. II. 10. Natur des Gehalts. 

Es enthält keinen Verſtoß gegen den von der Reviſion 
hervorgehobenen Satz, wenn einer einer gewiſſen Gattung 
angehörigen beſtimmten Art von Beamten für die Wahr⸗ 
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nehmung beſonderer Dienſtverrichtungen oder für eine 
mit außergewöhnlichen Mühewaltungen verbundenen 
Thätigkeit außer dem den Grundſtock der Beſoldung bildenden 
Gehalte noch eine Zulage gewährt wird, deren Zubilligung 
von der Fortdauer dieſer beſonderen Funktionen abhängig iſt. 
Denn die Bedeutung jenes Satzes beſteht nur darin, daß die 
Beſoldung keine Gegenleiſtung des Staates oder der ſonſtigen 
Koͤrperſchaft des offentlichen Rechts, die den Beamten angeftellt 
bat, für die einzelnen von dieſem zu leiſtenden oder geleiſteten 
Dienſte bildet, daß ſie vielmehr eine Unterhaltsrente darſtellt, 
die dem Beamten dafür gewährt wird, daß er ſeine ganze 
Perſon dauernd und ausſchließlich in den Dienſt des Staates 
oder der ſonſtigen Koͤrperſchaft ſtellt. Der hieraus fließende 
Satz, daß die Verpflichtung der letzteren zur Zahlung des 
Dienſteinkommens unabhängig davon iſt, daß der Beamte die 
Dienſte wirklich leiſtet, wird von der Einrichtung der Funktions- 
zulagen gar nicht in Frage geſtellt, weil auch dieſe, ebenſo wie 
das Gehalt ſelbſt, weiter gezahlt werden, wenn der Beamte an 
der Wahrnehmung ſeines Dienſtes gehindert iſt und ſie eben 
nur dann und deshalb fortfallen, wenn und weil die Ueber⸗ 
tragung der beſonderen Funktionen auf den Beamten 
aufhört, wegen deren fie noch außer dem feſten Gehalte gewährt 
werden. Der Umſtand, daß die Funktionszulagen zu dem der 
Einkommenſteuer unterliegenden Einkommen gehoͤren und daß 
fie bei Berechnung der Höhe der Penfion mit in Anſatz gebracht 
worden, ſteht hiermit nicht im Widerſpruche, weil die Steuer⸗ 
pflichtigkeit des Dienſteinkommens der Beamten nicht davon 
abhängt, daß es ihm grundſätzlich nicht entzogen werden kann 
(vergl. § 7 Nr. 4 und § 15 des preußiſchen Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1891), und weil die rechtliche Unmöglich⸗ 
keit des Fortfalls eines beſtimmten Beſtandtheils des Dienft- 
einkommens keine nothwendige Vorausſetzung für deſſen Be⸗ 
rückſichtigung bei Berechnung der Penfion bildet. War aber 
hiernach der Magiſtrat nicht gehindert, das Dienſteinkommen 
der Steuererheber dergeſtalt zuſammenzuſetzen, daß zu dem den 
Grundſtock bildenden Gehalte noch eine von der Fortdauer der 
beſonderen Funktionen gerade als Steuererheber abhängige Zu⸗ 
lage gewährt wurde, fo erledigt fich damit zugleich die weitere 
Rüge der Verletzung des § 313 Nr. 4 der C. P. O., welche 
die Reviſion in der Bezugnahme des B. G. auf nicht ver⸗ 
öffentliche Ausführungen in anderen von ihm erlaſſenen Urtheilen 
findet. Denn ſie beanſtandet damit nur den Satz des B. U., 
daß die Stadtgemeinden bei der Beſtimmung der Art und ber 
Höhe des Dienſteinkommens ihrer Beamten von keinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften beſchränkt würden. Mindeſtens der Inhalt 
der daraus gezogenenen Folgerung aber, daß der Magiſtrat 
der Stadt Berlin befugt geweſen ſei, das Dienſteinkommen der 
Steuererheber in Gehalt und Funktionszulage zu theilen, kann 
nach dem ſoeben Ausgeführten nicht als rechtsirrthümlich an⸗ 
geſehen werden. Es bedarf deshalb keiner Erörterung, ob 
die erhobene Beſchwerde an ſich begründet iſt; denn auch 
wenn dies anzunehmen wäre, würde auf dem Verſtoße das an⸗ 
gefochtene Urtheil nicht beruhen. III. C. S. i. S. Röͤthke 
6. Stadt Berlin vom 18. Oktober 1901, Nr. 219/1901 III. 

31. 8 94 II. 15. 

Wenn der Beſchwerdeführer geltend macht, daß die Auf- 
faflung des O. L. G. dahin führen würde, daß der Fährgelbtarif 
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überhaupt nicht erhöht werden könne, fo geht dieſe Rüge fehl. 
In das aus 5 94 Tit. 15 Thl. II des A. L. R. herfließende 
polizeiliche Recht des Staates, den Tarif für die Fährgerechtigkeit 
der Bekl. feſtzuſetzen, wird durch die Entſcheidung des II. R. in 
keiner Weiſe eingegriffen. Die Bekl. übt vorliegenden Falles 
dieſe Gerechtigkeit als ein Privatrecht aus (§ 26 Tit. 14 
Thl. II a. a. O.), und durch die ſtaatliche Regelung der Fähr⸗ 
gebühr wird ſie im öffentlichen Intereſſe nur verhindert, eine 
den tarifmäßigen Betrag überſteigende Gebühr zu erheben. 
Daß eine dritte Perfon gegenüber dem privaten Inhaber der 
Fährgerechtigkeit für ſich das Recht erwirbt, gegen Erlegung 
eines geringeren Fährgeldes die Fähre zu benutzen, wird durch 
das Beſtehen des ſtaatlich feſtgeſetzten Tarifs nicht ausgeſchloſſen. 
Der 8101 Tit. 15 Thl. II des A. L. R. leidet auf das Fähr⸗ 
geld keine Anwendung (Entſch. des Obertribunals Bd. 34 S. 1), 
und die Anſicht des Beſchwerdeführers, daß das Klagebegehren 
gegen das öffentliche Recht verſtoße, findet in dem Geſetze keinen 
Boden. IV. C. S. i. S. Anhaltiſche Hofkammer 8. die 
Gemeinden Alt- und Neu⸗Milow u. Gen. vom 17. Oktober 1901, 
Nr. 195 / 1901 IV. | 

VI. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

32. 8 96. 

Vom Geſetz iſt der Gewerkſchaft juriſtiſche Perſönlichkeit 
beigelegt, ſie iſt eine juriſtiſche Perſon. Daß die Gewerkſchaft 
neueren Rechts dieſe Cigenſchaft hat, darüber herrſcht kein 
Streit, wohl aber beſteht Meinungsverſchiedenheit darüber, ob 
ihr dieſe Eigenſchaft und die daraus ſich ergebenden Befugniſſe 
unbeſchränkt beiwohnen, oder nur in der Beſchränkung auf das 
verliehene Bergwerk und etwa die mit dieſem in (wirthſchaft⸗ 
licher) Verbindung ſtehenden Unternehmungen (Nebenbetriebe). 
Dieſe zweite Anfiht wird vertreten von Braſſert (Kommentar 
S. 287 zu $ 96), Kloſtermann⸗Fürſt (Note 1 zu 96), Oppen- 
hoff (Note 553). Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das vom 
B. R. in Bezug genommene Urtheil des O. L. G. Braunſchweig 
vom 5. Oktober 1900 (abgedruckt in Brafſert's Zeitſchrift Bd. 42 
S. 353), und das B. G. hat ſich dieſer Rechtsanſicht angeſchloſſen. 
Dagegen hat das Reviſionsgericht für die entgegengeſetzte von 
Arndt (Kommentar Note 1 zu $ 96), Eſſer (die Gewerkſchaft 
S. 22), Henſe in Braſſert's Zeitſchrift Bd. 40 S. 324, Rönne, 
Allgemeines Berggeſetz, S. 131 vertretene Anfiht, alſo für die 
unbeſchränkte Rechts- und Handlungsfähigkeit einer zu Recht 
beſtehenden Gewerkſchaft ſich entſchieden. — Eingehend begründet. 
V. C. S. i. S. Gewerkſchaft Hanſa⸗ Silberberg 6. Schulte 
vom 28. September 1901, Nr. 241/1901 V. 

83. 88 114, 226. 

Die Revifion konnte keinen Erfolg haben, wenngleich den 
Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urtheils nicht überall 
beizupflichten iſt. Das O. L. G. hat die Anfechtung des 
Beſchluſſes der Gewerkenverſammlung der Grube „Silberkaule“ 
vom 5. September 1896 um deswillen für begründet erachtet, 
weil mit Rüdfiht auf die den klägeriſchen Kuxen auf Grund 
des Vertrages vom 8. Januar 1854 zuſtehenden Sonderrechte 
zu dem durch Stimmenmehrheit beſchloſſenen Verkaufe der 
Grube Einſtimmigkeit der Gewerken, jedenfalls die Zu⸗ 
fimmung ſämmtlicher Inhaber privilegirter Kuxen er- 
forderlich geweſen ſei, der angefochtene Majoritätsbeſchluß daher 
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der Rechtswirkſamkeit entbehre. Die Bekl. berufen ſich für ihre 
gegentheilige Aufſtellung auf 8 114 des Allgemeinen Berg ⸗ 
geſctzes vom 24. Juni 1865, wonach zu Beſchlüſſen über den 
Verkauf eines Bergwerks eine Majorität von drei Vierteln 
aller Kuxen erforderlich iſt aber auch genügt. Dem gegenũber 
kommt indeſſen weſentlich in Betracht, daß eine vor Erlaß des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 gegründete Ge⸗ 
werkſchaft in Frage ſteht, bezüglich deren für die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Gewerken das Geſetz vom 12. Mai 1851 maß- 
gebend war, und auf welche nach $ 226 des neuen Berg ⸗ 
geſetzes die Beſtimmungen des 4. Titels dieſes Geſetzes, 
insbeſondere der 8 114 cit. nur inſoweit Anwendung finden, 
als nicht vertragsmäßige Verabredungen entgegenſtehen. 
— Die bierauf ſich beziehende Auffaſſung des O. L. G. der 
rechtlichen Natur der aus dem Vertrage vom 8. Januar 1854 
hergeleiteten Sonderrechte der Kl. als Inhaber privilegirter 
Kuren iſt nun allerdings inſoweit rechtlich unzutreffend, als 
angenommen wird, daß durch die Beſtimmungen in $ 4 jenes 
Vertrages, wonach die Weſterwald⸗Rheiniſche Bergwerksgeſellſchaft 
— die Rechtsvorgängerin der Bekl. zu 2 — für die Ueber⸗ 
tragung von /½ der Berechtigung des ꝛc. H., gleich 85 ½ Kuren, 
es übernahm, die dem Letzteren verbleibenden 42½ Kuren „frei- 
zubauen“ und, falls der Ertrag der im Laufe des Jahres 
geförderten Erze zur Deckung der Betriebs koſten nicht ausreichen 
ſollte, die Mehrkoſten nicht auf neue Rechnung übertragen 
werden, ſondern für alleinige Rechnung der genannten Ge⸗ 
ſellſchaft bleiben ſollten, die dem H. verbliebenen Kuren den 
Charakter ſogenannter Freikuxen des alten Rechts angenommen 
hätten, die als eine auf den 85% Kuren haftende dingliche 
Luft ohne Weiteres auf jeden Erwerber übergegangen wäre. 
Die Freikuxen des alten Rechts, die, ſoweit fie zur Zeit über- 
haupt noch beſtehen, nach § 224 des Allgemeinen Berggeſetzes 
Realberechtigungen bilden, find geſetzliche Anſprüche von Kirchen, 
Schulen oder Grundbeſitzern ꝛc. auf das Erträgniß eines Berg ⸗ 
werks, die in den lokalen Beziehungen derſelben zu dem Berg⸗ 
werk ihren Grund haben, nicht aber vertragliche Berechtigungen 
einzelner Kuxen auf Befreiung von der Zubuße gegenüber 
anderen Kuren, für welche die alleinige Tragung der Betriebs- 
koſten bei der Gründung der Gewerkſchaft übernommen wurde. 
Wenn auch die Kuren des alten Rechts an fi) immobilar 
waren, ſo iſt doch eine ſolche Vertragsſtipulation und das durch 
dieſelbe begründete Rechtsverhaͤltniß lediglich obligatoriſcher 
Natur. Die danach unrichtige rechtliche Auffaſſung des O. L. G. 
hinſichtlich des Charakters der durch den Vertrag vom 8. Januar 
1854 und die darauf erfolgte Verleihung des Bergwerks- 
eigenthums durch die Urkunde vom 26. März 1855 geſchaffenen 
rechtlichen Verhältniſſe zwiſchen den Beſitzern privilegirter und 
den Befigern nicht privilegirter Kuren der Grube Silberkaule 
führt indeſſen nicht zur Aufhebung des Urtheils, da die darauf 
gegründete Annahme, daß die betreffenden Rechte und Pflichten 
der Inhaber der fraglichen Kuxen auch auf die Erwerber dieſer 
Kuxen übergegangen ſeien, auch dann zutrifft, wenn inſoweit 
lediglich obligatoriſche Rechtsverhältniſſe in Frage ſtehen. Faßt 
man die Verhältniſſe in dem hier erörterten Sinne auf, ſo 
können die weiteren Ausführungen des O. L. G., bei der vor⸗ 
liegenden Berückſichtigung des Umſtandes, daß nach dem zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes geltenden Rechte — § 2 dez 
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Geſetzes vom 12. Mai 1851 — der Verkauf des Bergwerks- 
eigenthums beim Widerſpruch auch nur eines Mitgliedes der 
Gewerkſchaft unzuläſſig war, und daß der vorliegende Verkauf 
der Grube die Sonderrechte der Inhaber der privilegirten 
Kuxeninhaber thatſächlich beſeitigt, dahin verſtanden werden, 
daß nach dem Willen der Kontrahenten bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages vom 8. Januar 1854 jede willkürliche Aufhebung des 
Vertrages durch einen der Kontrahenten ausgeſchloſſen ſein, 
ſonach der Verkauf des Bergwerkseigenthums ohne die Ein⸗ 
willigung ſämmtlicher Inhaber von privilegirten Kuren nicht 
zuläjfig fein ſollte. Durch eine ſolche Vertragsabmachung wird 
aber gemäß 8 226 eit. die Anwendbarkeit des 8 114 und 
damit die Zuläſſigkeit des Verkaufs durch eine Majorität von 
zwei Dritteln der Kuxeninhaber ausgeſchloſſen. Es erledigen 
ſich hierdurch auch die weiteren Angriffe der Reviſion, ins⸗ 
beſondere die Aufſtellung, daß jedenfalls zum Verkaufe eine 
Zweidrittel⸗ Majorität der privilegirten Kuren genügen 
müſſe, ſowie die Bezugnahme auf die 85 6 und 7 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1851. Auch die Frage, ob die Inhaber der 
nicht privilegirten Kuxen den privilegirten Kuxenbeſitzern gegen⸗ 
über zum Fortbetriebe des Bergwerks auch dann verpflichtet 
find, wenn derſelbe keinen Gewinn mehr abwerfen kann, iſt 
bei jener Vertragsauslegung für die Entſcheidung des Klage⸗ 
anſpruchs nicht von Bedeutung. II. C. S. i. S. Gewerkſchaft 
Silberkaule o. Heines u. Gen. vom 18. Oktober 1901, 
Nr. 187/1901 II. 

Zu den Grund buchgeſetzen. 

34. Auflaſſung. 

Mit der Rüge, das B. G. habe den Eidesantrag darüber, 
daß die Kl. bei der Auflaſſung nicht die Abſicht gehabt hätten, 
die ſtreitigen Parzellen auszuſchließen, nicht für unerheblich 
halten dürfen, tritt der Bekl. in Widerſpruch mit der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. Nach den eigenen Angaben der Parteien 
hat durch die Auflafſung weder der Bekl. die ſtreitigen Parzellen 
erwerben noch haben die Kl. fie veräußern wollen. Beide Theile 
find vielmehr darüber einverſtanden geweſen, daß das Grundſtück 4c 
nur in ſeinem gegen die Straße hin durch den Vorgartenzaun 
abgegrenzten Umfange zum Gegenſtande der Auflaſſung gemacht 
werde. Dadurch, daß ſich der Veräußerungs⸗ und Erwerbs wille der 
Parteien bei der Auflafſung ausſchließlich auf das Grundſtück 40 
in dieſer Ausdehnung beſchränkte, wurden die ſtreitigen Parzellen 
ohne Weiteres von der Auflaſſung ausgeſchloſſen, auch wenn 
die Kontrahenten an ſie gar nicht dachten (vergl. Entſch. des 
R. G. in Raſſow.Küntzel's Beiträge Bd. 44 S. 997). Bei 
dieſer Sachlage kann eine Abficht, die ſtreitigen Parzellen von 
der Auflafjung nicht auszuſchließen, auf Seiten der Kl. unmöglich 
beftanden haben. Ebenſo wenig ift es denkbar, daß die Parteien 
die Abſicht gehabt hätten, das Grundſtück nach dem Inhalte des 
Grundbuchs und des Kataſters zu veräußern bezw. zu erwerben. 
Denn nach Grundbuch und Kataſter gehörten damals die 
ſtreitigen Parzellen zum Grundſtücke 4c. Hatten die Parteien 
den Willen, das Grundstück 40 ohne die Streitſtücke aufzulaſſen, 
jo konnten fie nicht zugleich die Abficht haben, das Grundſtück 
mit den Streitſtücken, alſo nach dem Inhalte des Grundbuchs 
und des Kataſters, aufzulaſſen. V. C. S. i. S. Döbbelin 
6. 9. Stockhauſen u. Gen. vom 19. Oktober 1901, 
Nr. 213/1901 v. 5 
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Zum Erbſchaftsſteuergeſetz. 

35. 58 1, 5. 

Folgt man der Auslegung des B. R., ſo iſt nicht etwa 
nur kein klagbarer Anſpruch des Bedachten vorhanden, 
fondern ungeachtet der Erfüllung des vom Erblaſſer aus- 
geſprochenen „Wunſches“ auch kein erbſchaftsſteuerlicher 
Anfall im Sinne der 55 1, 5 des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 
19. Mai 1891 
31. Juli 1895 
testamento relicta, nicht auch die Freigebigkeit des Erben, 
ſelbſt wenn die Anregung dazu im Teſtamente gegeben war. 
Von einer Ausführung des Willens des Erblaſſers 
kann, der Natur der Sache nach, dann nicht die Rede ſein, 
wenn überhaupt keine letztwillige Anordnung getroffen iſt. 
VII. C. S. i. S. Fiskus c. v. Böſelager vom 15. Oktober 1901, 
Nr. 226/1901 VII. 

Zum Stempelgeſetz. 

36. Tarifſtelle 22 m. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Dem B. R. 
iſt jedenfalls darin beizuſtimmen, daß die Tarifſtelle 22 m des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 nicht jedwede in Be⸗ 
ziehung auf den Betrieb eines Eiſenbahn⸗, Dampfſchifffahrts⸗ 
oder Kleinbahnunternehmens ertheilte polizeiliche Genehmigung, 
ſondern nur diejenigen Genehmigungen betrifft, welche zu dem 
Unternehmen als ſolchem ertheilt werden. Hierfür ſpricht ſchon 
der Wortlaut der Tarifſtelle: „Genehmigungen zum Betriebe 
eines Eiſenbahnunternehmens“, „Genehmigungen zum Be⸗ 
triebe eines Dampfſchifffahrts⸗ oder Kleinbahn un ternehmens“, 
ferner die Höhe der Stempelſätze: 100 Mark für die Ge⸗ 
nehmigung zum Betriebe eines Eiſenbahnunternehmens, 3 bezw. 
10, 25, 60 oder 100 Mark für Genehmigungen zum Betriebe 
eines Dampfſchifffahrts⸗ oder Kleinbahnunternehmens je nach⸗ 
dem, ob der Gewerbebetrieb wegen geringen Ertrages und 
Kapitals von der Gewerbeſteuer frei iſt oder ob derſelbe zu 
einer der vier Gewerbeſteuerklaſſen gehört. Insbeſondere erhellt 
dies aber auch daraus, daß nach weiterer Beſtimmung der Tarif⸗ 
ſtelle 22m Genehmigungen zu Veränderungen in dem Betriebe 
mit der Hälfte und Bewilligungen von Friſtverlängerungen und 
Friſtungen mit einem Viertel der für die Genehmigungen zum 
Betriebe beſtimmten Sätze belegt ſind. Im Gegenſatze zu den 
hier bezeichneten Genehmigungen und Bewilligungen, auf welche 
die ermäßigten Steuerſätze Anwendung finden, konnen unter 
den zunächſt angegebenen Genehmigungen zum Betriebe eines 
Eiſenbahn⸗, Dampfſchifffahrts⸗ oder Kleinbahnunternehmenz 
nur ſolche verſtanden werden, durch welche das Unter⸗ 
nehmen an fi geſtattet wird. VIL C. S. i. S. Fiskus 
6. Oſtſee ⸗Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft vom 4. Oktober 1901, 
Nr. 210/1901 VII. 

37. Tarifſtelle 32 Nr. 3. 

Die Revifion iſt nicht begründet. Es handelt ſich um die 
Frage, ob die Tübbinge im Sinne der Befreiungsvorſchrift 
unter Nr. 3 der Tarifſtelle 33 des Stempelgeſetzes als Sachen 
anzuſehen find, die zum unmittelbaren „Verbrauch“ in dem 
Gewerbe der Kl. dienen ſollen. Die Kl. bejaht dieſe Frage, 
der B. R. verneint fie; ihm iſt beizutreten. Der B. R. ber 
ſtimmt den Begriff des „Verbrauchs“ dahin, daß darunter 
nichts Anderes wie nach dem bisherigen (§ 120 Thl. I Tit. 3 
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des A. L. R.) und dem jetzigen Recht (8 92 Abſ. 1 des 
B. G. B.) zu verſtehen ſei, nämlich derjenige Gebrauch, welcher 
in der Vernichtung der Sache beſtehe, ohne welche dieſe den 
Nutzen nicht gewähren könne, zu dem ſie beſtimmt ſei. In 
aͤhnlichem Sinne haben fi auch bereits der IV. und III. C. S. 
des R. G. ausgeſprochen (Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 233, 
Gruchot Bd. 42 S. 1149, Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 
S. 426 Nr. 11). Legt man dieſe Auffaſſung dem Ver⸗ 
ftändniß der ſtreitigen Tarifſtelle zu Grunde, fo iſt ohne 
Weiteres klar, daß von einem „Verbrauch“ der Tübbinge keine 
Rede ſein kann. Allein auch ſelbſt wenn man den Begriff des 
„Verbrauchs im Gewerbe“ etwas weiter faſſen und ihn nicht 
auf die phyſiſche Vernichtung oder Zerftörung der Sache, das 
heißt des einzelnen Stoffgebildes beſchränken wollte, fo viel er- 
giebt ſich auf alle Fälle ſowohl aus der ſprachgebräuchlichen 
Anwendung jenes Ausdrucks wie aus der Entſtehungsgeſchichte 
der Stempelvorſchrift, daß ein dauernder Gebrauch der 
Sache mit dem Begriff des „Verbrauchs“ unvereinbar iſt. 
Daß aber die Tübbinge für einen ſolchen dauernden Gebrauch 
beſtimmt find, ſteht außer Frage. Sie ſollen in der Be 
ſchaffenheit und in der Form, in der ſie geliefert werden, nur 
unter Zuſammenfügung der einzelnen Theile, aus denen ſie in 
der Fabrik hergeſtellt werden, dauernd den gewerblichen Zwecken 
der Kl. dienen. Voͤllig abwegig iſt die Ausführung der Kl., 
daß wenn einmal der Schacht verlaſſen würde, deſſen Ausbau 
die Tübbinge darſtellen, dieſe alsdann für andere Zwecke nicht 
mehr verwendbar ſein würden, weil ihre Herausnahme gefährlich 
und koſtſpielig fein würde, daß ſie daher inſofern im Gewerbe 
der Kl. „verbraucht“ würden. Die Wirkung des dauernden 
Gebrauchs einer Sache, welche darin beſteht, daß dieſe dadurch 
ſpäter für andere Zwecke, als den urſprünglichen, unbrauchbar 
wird, ſtempelt den dauernden Gebrauch unter keinen Um⸗ 
ſtänden zu einem Verbrauch im Sinne des Geſetzes. Hiernach 
bedarf es keines Eingehens auf die Frage, ob, wenn ein Ver⸗ 
brauch im Gewerbe anzunehmen wäre, dieſer als ein „unmittel- 
barer“ im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſein möchte oder nicht. 
VII. C. S. i. S. Bergbau ⸗Aktiengeſellſchaft Maßen c. Fiskus 
vom 8. Oktober 1901, Nr. 218/1901 VII. 

VII. Das Franzsſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

38. Art. 389. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 
Soweit die beklagten Kinder der Ferd. St. Eheleute für den 
Kaufpreis der während ihrer Minderjährigkeit von dem 
Kl. gemachten Mehllieferungen haftbar gemacht find, hat das 
O. L. G. bei Prüfung der beſtrittenen Frage, zu welchen Rechts- 
geſchäften der Vater während beſtehender Ehe in Ausübung der 
nach dem hier noch anwendbaren L. R. S. 389 ihm zuftehenden 
Verwaltung des ſeinen minderjährigen Kindern zugehörigen 
Vermögens befugt ſei, ſich der in einer Entſch. des R. G. II. C. S. 
vom 24. Juni 1887, Rep. II 76/87 (fiehe Entſch. des R. G. 
Bd. 16 S. 370 ff.) entwickelten Rechtsanſicht angeſchloſſen. 
Dieſe Auslegung des Geſetzes, wonach der Vater während der 
Ehe nicht Vormund iſt, folgeweiſe die geſetzlichen Vorſchriften 
über die Verfügungsgewalt des Vormunds auf ihn keine An⸗ 
wendung finden, er aber auch nicht auf Handlungen bloßer 
Verwaltung im Gegenſatze von Veräußerungen beſchränkt iſt, 
ohne daß es einer richterlichen Autoriſation für letztere bedürfte, 
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wird auch von dem heute erkennenden Senate gebilligt. Der 
Vater iſt zwar zu allen Verwaltunge handlungen im weiteren 
Sinne, die im Intereſſe der Kinder liegen können, berechtigt, 
würde aber ſeine Vollmacht überſchreiten, wenn er Schenkungen 
aus dem Stock des Vermögens der Kinder vornehmen oder ihnen 
im fremden Intereſſe lediglich Verbindlichkeiten auferlegen wollte. 
II. C. S. i. S. Straub c. Zimmermann vom 4. Oktober 1901, 
Nr. 183 / 1901 II. 

39. Art. 970. 

Die Entſcheidung zur Sache hängt lediglich von der Frage 
ab, ob das O. L. G. mit Recht das angebliche Teſtament der 
am 24. Dezember 1895 zu Berſtett verſtorbenen Karoline B. 
zu Gunſten der Kl., datirt vom 23. Dezember 1895, als rechts⸗ 
unwirkſam erachtet hat. Daſſelbe hat die Frage der vom L. G. 
verneinten Echtheit des Teſtamentes unentſchieden gelaſſen, und 
die Rechtsunwirkſamkeit deſſelben ſchon um deswillen an⸗ 
genommen, weil unbeſtritten, auch durch die Beweisaufnahme 
feftgeftellt jet, daß jedenfalls das Datum des Teſtamentes ein 
falſches ſei, da daſſelbe, wenn es überhaupt von der Erblaſſerin 
herrühre, nicht am 23. Dezember, ſondern am 24. Dezember 
1895, einige Stunden vor ihrem Tode, von derſelben errichtet 
worden ſei. Der erkennende Senat hat in einem, auch vom 
O. L. G. bezogenen Urtheil vom 16. Juni 1882 (Entſch. in 
Civilſachen Bd. 7 S. 292) für einen dem vorliegenden ganz 
gleich liegenden Fall ausgeſprochen, daß die Rechtsgültigkeit 
eines eigenhändigen Teſtamentes nach Art. 970 des c. c. von 
der Richtigkeit des zugefügten Datums abhängig ſei, ſo daß 
ein Teſtament, welches vom 16. Mai 1880 datiit ſei, ungültig 
fein würde, wenn der Erblaſſer dieſes Datum am 15. Mai 1880 
auf dafjelbe geſetzt haben ſollte. Der Senat hält, nach erneuter 
Prüfung der Frage, für das franzöfiiche Recht an dieſer Anficht 
aus den in jenem Urtheil entwickelten Gründen feft. Ins⸗ 
beſondere erachtet derſelbe es nicht für gerechtfertigt, eine Aus- 
nahme dann eintreten zu laſſen, wenn die Unrichtigkeit des 
Datums lediglich auf einem Verſehen beruht, und im einzelnen 
Falle der Zeitpunkt der Errichtung nicht von Einfluß auf die 
Rechtsbeſtändigkeit im Uebrigen iſt. Das Erforderniß der eigen⸗ 
händigen Datirung beruht auf der Bedeutung, welche die Zeit 
der Errichtung mit Rückſicht auf die perſönliche Teſtirfähigkeit, 
ſowie mit Rückſicht auf etwaige andere letztwillige Verfügungen 
des Teſtators für die Rechtswirkſamkeit des Teſtamentes haben 
kann. Dem entſpricht aber das Erforderniß auch der Richtig⸗ 
keit des angefügten Datums. Insbeſondere kann die Frage 
der formellen Gültigkeit des eigenen Teſtaments nicht von 
Umftänden abhängig gemacht werden, die außerhalb deſſelben 
liegen. Die Frage, ob lediglich ein Verſehen in der Datirung 
vorliegt, und die Frage, ob der Zeitpunkt der Errichtung auf 
die Rechtswirkſamkeit von Einfluß iſt, kann und wird vielfach 
ſtreitig ſein und verſchieden beantwortet werden können. Es 
erſcheint nicht angängig, auf Grund der in dieſer Hinſicht in 
Betracht kommenden Momente zu entſcheiden, ob die Voraus- 
ſetzungen der formellen Gültigkeit gegeben find. Die Elemente 
dieſer formellen Gultigkeit muß das Teſtament in ſich tragen. 
Eine andere Annahme würde die objektive Grundlage für die 
formelle Gültigkeit der Teſtamente in Frage ſtellen, und es 
kann nicht angenommen werden, daß das vom Geſetzgeber 
gewollt iſt. Ob ein mangelhaftes Datum aus dem Inhalt des 
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Teſtaments ſelbſt ergänzt oder berichtigt werden kann, was von 
der franzoͤfiſchen Rechtſprechung vielfach bejaht wird, bedarf der 
Erörterung nicht, da ein ſolcher Fall nicht vorliegt. Mit der 
vorliegenden Entſcheidung ſteht diejenige des Senats vom 
20. Januar 1899 (Entſch. Bd. 43 S. 378) nicht in Wider⸗ 
ſpruch. Damals handelte es ſich um die weſentlich andere 
Frage, ob ein eigenhändiges Teſtament um deswillen ungültig 
ſei, weil die Datirung an einem anderen Tage erfolgt war als 
die Niederſchrift und die Unterſchrift. Die Verneinung dieſer 
Frage iſt ſehr wohl vereinbar mit der Annahme, daß ein 
falſches Datum das eigenhändige Teſtament ungültig mache. 
II. C. S. i. S. Baſtian 6. Hoffmann vom 18. Oktober 1901, 
Nr. 132/1901 II. M. 


Briefkaſten. 


Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Haftet der Richter oder Notar, welcher fahrläſſig ein 
nichtiges Teſtament aufgenommen hat, für den den 
Bedachten entſtandenen Schaden? 

Die obige auf Seite 488 dieſer Zeitſchrift angeregte und 
von dem Herrn Frageſteller verneinte Frage hat eine Reihe von 
Zuſchriften an uns veranlaßt. In allen Fällen iſt die geſtellte 
Frage bejaht, wie denn auch der Herr Frageſteller die Verneinung 
der Frage für ein höchſt unbefriedigendes Reſultat erklärt. Man 
wird deshalb davon ausgehen müflen, daß ein Schadendserſatz · 
anſpruch der in einem nichtigen Teſtament bedachten Perſonen 
gegen den Richter oder Notar, der die Nichtigkeit verſchuldet 
hat, beſteht. Die Schwierigkeit der Beantwortung der geſtellten 
Frage liegt in der Konſtruktion des Anſpruchs. 

Die Haftung des Richters iſt die gleiche wie die des 
Notars, bis auf die Rechtsbeziehungen, welche ſich aus dem 
Vertragsverhältniß ergeben, in welchem der Notar bei der Auf- 
nahme des Teſtaments ſteht. Mit Auenahme dieſes Punktes 
beziehen ſich die Ausführungen über die Haftung des Notars 
auch auf die Haftung des Richters. 

Sowohl der Herr Frageſteller als auch einige der Herren, 
welche Beiträge zur Beantwortung der geſtellten Frage ein⸗ 
ſandten, haben den § 823 B. G. B. in den Kreis ihrer Be⸗ 
trachtung gezogen, und zum Theil auch den Notar auf Grund 
dieſer Beſtimmung für ſchadenseiſatzpflichtig erklärt. Unſerer 
Auffaſſung nach muß aber dieſe Beſtimmung bei der Beurtheilung 
der Haftung des Notars für Verſehen in Ausübung ſeines 
Amtes ganz außer Betracht bleiben. Dabei iſt es ganz gleich⸗ 
gültig, ob man die Wirkung des 8 823 auch auf die Verletzung 
ſolcher Rechte, welche auf Schuldverhältniſſen beruhen, ausdehnt 
oder nicht, und ob man annimmt, daß der in einem gültigen 
Teſtament zum Erben Eingeſetzte ſchon durch die Errichtung 
des Teſtaments ein bedingtes Vermögens recht erwirbt oder daß 
die Erbeseinſetzung lediglich eine Anwartſchaft auf den ſpäteren 
Erwerb eines Vermögens rechtes bedeutet. Wir halten den § 823 
deshalb für nicht anwendbar, weil der Notar Beamter iſt, und 
für die Haftung eines Beamten der $ 839 beſondere Vorſchriften 
giebt, welche die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften des 
§ 823 ausſchließen. Der Notar handelt aber bei allen von ihm 
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vorgenommenen Amtsgeſchäften außer als Beamter ſtets auch 
als Beauftragter, ſei es der Partei, die vor ihm erſcheint, ſei 
es eines Dritten. 

Soweit der Notar als Beauftragter in Betracht kommt, 
haftet er auf Grund des § 276 B. G. B. für jede Fahrläfſfigkeit. 
In dem regelmäßigen Falle, daß der Erblaſſer zugleich der 
Auftraggeber geweſen tft, haftet alſo der Notar, falls in Folge 
der Nichtigkeit des von ihm aufgenommenen Teſtaments die 
geſetzliche Erbfolge eintritt, den geſetzlichen Erben des Teſtators. 
Daß dieſen unter keinen Umſtänden ein Schaden entſtanden ſein 
kann, wie der Herr Frageſteller in ſeinen Ausführungen behauptet, 
iſt nicht zuzugeben, denn die geſetzlichen Erben können durch 
eigenhändig von dem Erblaſſer vor der Errichtung des Teſtaments 
geſchriebene und unterſchriebene Verfügungen, welche in dem 
Teſtament widerrufen waren, aber in Folge der Nichtigkeit des 
Zeftaments ihre Gültigkeit behalten haben, derart beſchwert fein, 
daß ſie bei der geſetzlichen Erbfolge ſchlechter ſtehen, als wenn 
fie die Erbſchaft nach dem Teſtament erworben hätten. Iſt der 
Auftraggeber nicht der Erblaſſer ſondern ein Dritter, ſo haftet 
der Notar dieſem gemäß § 276 B. G. B. für jede Fahrläſſigkeit, 
ſoweit dieſem ein Schaden entſtanden iſt, alſo insbeſondere dann, 
wenn der Dritte zu den im Teſtament Bedachten gehört und 
in Folge der Nichtigkeit des Teſtaments die ihm ausgeſetzte Zu- 
wendung nicht erhält. 

Nur wenn der Notar zu den in dem nichtigen Teſtament 
Bedachten in keinem Vertrags verhältniß ſteht, kommt die Frage 
ſeiner Haftung nach 8 839 in Betracht. Beobachtet der Notar 
bei der Aufnahme eines Teſtaments nicht die im Geſetze dafür 
vorgeſchriebene Form, ſo verletzt er ſeine Amtspflicht, denn wenn 
das Geſetz dem Notar das Recht giebt, letztwillige Verordnungen 
aufzunehmen, legt es ihm ſelbſtverſtändlich auch die Ver⸗ 
pflichtung auf, bei Ausübung dieſer ſeiner amtlichen Befugniß 
die für den Akt vorgeſchriebenen Formen einzuhalten. Dieſe 
Verletzung ſeiner Amtspflicht macht den Notar gemäß 8 839 
jedem Dritten ſchadenserſatzpflichtig, demgegenüber ihm die 
Amtspflicht obliegt. Es liegt nahe, anzunehmen, daß dem 
Beamten jedem Dritten gegenüber die Wahrung feiner Amts⸗ 
pflicht obliegt, und daß deshalb der Beamte durch die Ver- 
letzung feiner Amte pflicht ſich Jedem gegenüber erſatzpflichtig 
macht, der dadurch Schaden erleidet. In der That hatte auch 
der Entwurf I in § 736 Abſ. 1 die entſprechende Beſtimmung 
ſehr viel weiter gefaßt, indem er beſtimmte: 

Ein Beamter, welcher die gegenüber Dritten ihm ob⸗ 
liegende Amtspflicht aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit 
verletzt, iſt für den hieraus einem Dritten entſtandenen 
Schaden nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen verantwortlich. 

Hiernach haftete der Beamte jedem Dritten, der durch 
ſein Verſchulden geſchädigt war, gleichgültig, ob der Schaden 
unmittelbar oder mittelbar mit der Verletzung der Amtepflicht 
im Zuſammenhang ſtand. Die zweite Kommiſſion hat aber 
dieſe Haftung dahin eingeſchränkt, daß nur der unmittelbar 
Geſchädigte Schadenserſatz fordern könne. Dieſer Grundſatz iſt 
überhaupt von der zweiten Kommiſſion in dem ganzen Ab⸗ 
ſchnitt über unerlaubte Handlungen feſtgehalten, nur in den 
88 844 und 845 find Ausnahmen gemacht. In Folge dieſes 
vom Entwurf I abweichenden Standpunktes der zweiten 
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Kommiſſion hat der $ 839 die Faſſung erhalten, in welcher er 
in das Geſetz aufgenommen iſt. Alſo nur dann, wenn die in 
dem nichtigen Teſtament Bedachten zu den durch die Verletzung 
der Amtspflicht unmittelbar Geſchädigten gehören, koͤnnen ſie 
auf Grund des 8 839 den Notar auf Erſatz des Schadens in 
Anſpruch nehmen. N 

Die Begrenzung des Kreiſes der unmittelbar Geſchädigten 
iſt nicht ganz leicht. Unzweifelbaſt aber faßt dieſer Kreis nicht 
nur die bei dem notariellen Akt handelnd auftretenden Per- 
ſonen, im vorliegenden Falle alſo nur den Teſtator. Vielmehr 
iſt davon auszugehen, daß der § 839 beſtimmt, daß die dem 
Beamten gegebene Dienſtvorſchrift als ein den Schutz Dritter 
bezweckendes Geſetz anzuſehen iſt (vergl. Planck, Kommentar 
Anm. 1 zu § 839 Bd. II S. 638). Danach ift Dritter im 
Sinne des § 839 Jeder, deſſen rechtliches Intereſſe durch die 
dem Beamten gegebene Dienſtvorſchrift geſchützt werden ſoll. 
Man hat verſucht, die Grenze ſo zu ziehen, daß eine Ver⸗ 
pflichtung des Beamten dem Dritten gegenüber ſtets dann an- 
zunehmen ſei, wenn dem Dritten ein Rechtsmittel oder ein 
Beſchwerderecht zuſtehe (vergl. Planck a. a. O. Anm. 2b und 
die dort genannten Schriftſteller). Dieſe Begrenzung erſcheint 
aber zu eng, wie gerade die hier zu entſcheldende Frage zeigt. 
Den eingeſetzten Erben ſteht ein Rechtsmittel oder Beſchwerde⸗ 
recht nicht zu, ſie würden alſo danach zu den unmittelbar 
Geſchädigten nicht gehören. Aber dieſe Begrenzung iſt für die 
Thätigkeit des Notars überhaupt nicht brauchbar, da der Notar 
mit wenigen Ausnahmen, z. B. bei Eitheilung einer Voll- 
ſtreckungsklauſel, keine Entſcheidungen trifft, und deshalb ein 
Rechtsmittel überhaupt nicht, Beſchwerden nur im Dienſtauffichts⸗ 
wege gegen ihn zuläſſig find. 

Die dem Notar durch die Gelege gegebenen Dienftvor- 
ſchriften bezwecken, ſoweit von ihrer Beobachtung die Gültigkeit 
des Aktes abhängt, den Schutz derjenigen Perſonen, in deren 
Jutereſſe der Akt aufgenommen wird. Das find natürlich in 
erſter Linie die Perſonen, deren Erklärungen in dem notariellen 
Akt bekundet werden; außerdem aber auch die Perſonen, welchen 
durch die Urkunde Rechte eingeräumt oder übertragen werden 
ſollen, wie z. B. bei der Errichtung einer Schuldurkunde der 
Gläubiger, bei der Erklärung einer Abtretung die die Forderung 
erwerbende Perſon. Vorausſetzung der Schadenserſatzpflicht iſt 
aber ſtets, daß die Urkunde zu dem Zweck errichtet wurde, 
das Intereſſe des Geſchädigten zu wahren. 

Als unmittelbar Betheiligte können deshalb nicht ſolche 
Perſonen gelten, die zwar ein Intereſſe an der Gültigkeit des 
Aktes, aber keine Rechte und Pflichten aus dem Alte jelbit, 
ſondern nur in Verbindung mit außerhalb des Aktes liegenden 
Nebenumſtänden haben. Das Reichsgericht hat deshalb die 
Klage des Maklers gegen den Notar, der über einen von dem 
Makler vermittelten Kaufvertrag eine wegen Formmangels 
ungültige öffentliche Urkunde aufgenommen hatte, auf Erſatz 
der ihm in Folge dieſes Verſehens des Notars entgangenen 
Vermittelungsgebuͤhr abgewieſen, weil aus der Nalur der 
Thätigkeit des Notars ſich ergebe, daß er nur denjenigen hafte, 
die zu ſichern ſeine Thätigkeit dienen ſoll, nicht jedem Dritten, 
der etwa indirekt durch feine 1 Schaden leidet 
(Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 46 S. 213 ff.). 
Dieſes Urtheil beruht zwar auf gemeinem Recht, der angeführte 
Grundſatz ſtimmt aber mit dem Grundgedanken des § 839 B. G. B. 
durchaus überein. In derſelben Entſcheidung wird auf ein 
Urtheil des früheren Obertribunals in Berlin (abgedruckt in 
Seuffert, Archiv Bd. 27 Nr. 136) Bezug genommen, in 
welchem — allerdings ohne nähere Begründung — feſtgeſtellt 
wird, daß die in einem nichtigen Teſtament eingeſetzten Erben 
berechtigt ſind, von dem Notar, der die Nichtigkeit verſchuldet 
hat, Schadenserſatz zu fordern. 

Die zuletzt erwähnte Entſcheidung des Obertribunals und 
die zuſtimmende Bezugnahme des Reichsgerichts ergeben, daß 
dieſe beiden Gerichtshöfe die in einem nichtigen Teſtament ein⸗ 
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geſetzten Erben zu den durch das Verſehen des Notars unmittelbar 
Geſchädigten rechnen. Nach 8 839 B. G. B. wird man die 
Frage, ob ſolche Erben unmittelbar oder nur mittelbar durch 
das Verſehen des Notars geſchädigt find, nicht anders beantworten 
koͤnnen. Durch die Errichtung des Teſtamentes erwerben die 
darin Bedachten allerdings noch kein Vermögens recht. Ihr Recht 
auf die Erbſchaft entſteht erſt mit dem Tode des Erblaſſers 
und iſt dadurch bedingt, daß der Erblaſſer das Teſtament nicht 
widerrufen hat. Sit der Erblaſſer aber geſtorben, ohne wider. 
rufen zu haben, ſo find die eingeſetzten Erben durch die Nichtigkeit 
des Teſtaments in ihrem Vermögen dadurch geſchädigt, daß fie 
die Rechte an dem Nachlaß, welche ihnen der Erblaſſer zuwenden 
wollte, nicht erlangen. Daß noch der Tod des Erblaſſers und 
das Unterlaſſen des Widerrufs hinzukommen müſſen, ehe die 
eingeſetzten Erben aus dem Teſtament, ſeine Gültigkeit voraus⸗ 
geſetzt, Rechte erwerben, hindert nicht, ſie im Falle der Richtigkeit 
des Teſtaments als unmittelbar Geſchädigte anzuſehen. Bei 
der einſeitig erklärten Abtretung erwirbt der Ceſſionar die ab- 
N Forderung auch nicht mit der Errichtung des notariellen 
ktes, ſondern erſt mit der Aushändigung der Abtretungturkunde 
an ihn. Bis zur Aushändigung an den Geffionar kann der 
Cedent die Urkunde vernichten und dadurch die Uebertragung 
der Forderung überhaupt vereiteln. Trotzdem wird man nicht 
beſtreiten können, daß, wenn die Abtretungsurkunde dem Geiflonar 
ausgehändigt iſt, dieſer, falls in Folge eines durch den Notar 
verſchuldeten Mangels der Urkunde für ihn ein Schaden entſteht, 
unmittelbar durch den Notar geſchädigt iſt. 
Es kann aber auch nicht zweifelhaft ſein, daß ein Teſtament 
im Intereſſe der darin Bedachten errichtet wird, und daß dieſe 
bei dem Eintritt des Erbfalls aus dem Teſtament unmittelbar 
Rechte erwerben. Die für die Aufnahme eines Teſtaments 
gegebenen Vorſchriften müſſen alſo als ein den Schutz der in 
dem Teſtament Bedachten bezweckendes Geſetz angeſehen werden, 
deffen Nichtbeachtung den Notar gemäß 8 839 B. G. B. den 
Bedachten ſchadenserſatzpflichtig macht. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 


Rechtsanwälte Dr. Arthur Heinrich Krippendorf, Karl 
Hermann Adolph Unger, Alfred Friedmann, Paul 
Bienengräber, Kurt Friedrich Gäßner, Dr. Julius 
Reinhold Wieck beim Amtsgericht und Landgericht Dresden; 
— Aſſeſſor Dr. Friedrich Richard Kurt Dreſcher, 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Edmund Göhring beim Land⸗ 
gericht Leipzig; — Rechtsanwalt Dr. Max Berliner beim 
Oberlandesgericht München; — Rechtsanwalt Schorpp 
beim Landgericht Ravensburg; — Juſtizrath Schultze und 
Rechtsanwalt Fritz Marchand beim Landgericht II Berlin, — 
Rechtsanwalt Homborg beim Amtsgericht und Landgericht 
Bielefeld; — Gerichtsafſeſſor Eugen Nathan beim Amtögeriät 
und Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. Meyer beim 
Oberlandesgericht Oldenburg; — Rechtsanwalt Benno Joſeph 
beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Höer beim 
Oberlandesgericht Breslau; — Rechtsanwalt Karl Renner 
beim Landgericht Hall; — gepr. Rechtspraktikant Hanz 
Pappenberger beim Amtsgericht Immenſtadt. 


Löſchungen. 


Rechtsanwälte Otto Eckenweber und Ernſt Deſſel beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Ernſt Biſchoff beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Ferdinand Stro bm beim 
Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Anton Hertle bein 
Landgericht Straubing; — Rechtsanwalt Ignaz Groß beim 
Landgericht Traunſtein. 
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Hülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Dresden hat der Kaſſe für jedes der Geſchäftsjahre 
1901/02 und 1902,03 eine Beihülfe von 3 000 Mark 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die 
reiche Gabe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 


(Entſcheidungen bis 15. September 1901.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Zum Strafgeſetzbuche. 

1. 8 174. 

Auch der kaufmänniſche Lehrherr iſt als Erzieher anzu⸗ 
ſehen. Urth. des IV. Sen. vom 2. Juli 1901. 2332. 1901. 

2. § 184. 

Wenn die Strafkammer die Abbildungen „halb nackter 
Männer und Weiber im Verkehr mit einander“ als an ſich 
unzüchtig angeſehen hat, jo mußte fie zur Begründung dafür, 
daß den Abbildungen mit Rückſicht auf die beſondere Aus⸗ 
führung derſelben doch der Charakter des Unzüchtigen nicht 
beizumeſſen ſei, auf die individuelle Beſchaffenheit der einzelnen 
Abbildungen eingehen. Der ohne ein ſolches Eingehen ganz 
allgemein geſchehene Ausſpruch, daß die Nacktheiten durch die 
Art der Ausführung der Abbildungen erheblich gemildert ſeien, 
iſt zur Begründung dafür, daß den Abbildungen trotz des 
hervorgehobenen — an ſich anſtößigen — Gegenſtands der⸗ 
ſelben die Eigenſchaft von etwas Unzüchtigem nicht zukomme, 
nicht ausreichend. Auch inſoweit, als die Strafkammer be⸗ 
züglich eines Theils der inkriminirten Abbildungen aus⸗ 
geſprochen hat, daß ſie „den weiblichen Körper noch ausreichend 
verhüllt zeigten“, iſt bei dem hervorgehobenen Mangel der 
Konkretifirung keine Gewähr dafür geboten, daß bei Prüfung 
der Eigenſchaft des Unzüchtigen, wie erforderlich, der indivi⸗ 
duelle Charakter des einzelnen Bildes in Betracht gezogen 
worden iſt. Urth. des IV. Sen. vom 12. Juli 1901. 2009. 1901. 

3. 8 184, 

Die Beſtrafung nach 8 184 Nr. 1 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 25. Juni 1900 iſt nicht dadurch bedingt, daß die 
Ankündigung auf den unzüchtigen Inhalt der angekündigten 


Schriften hinweiſt, es genügt, wenn auf die Gelegenheit zum 
Bezuge von Schriften aufmerkſam gemacht wird, welche that⸗ 
ſächlich unzüchtige Beſtandtheile enthalten. Urth. des IV. Sen. 
vom 9. Juli 1901. 1830. 1901. 

4. 8 223 a. 

Ob der heiße Kaffee, von dem der Ehemann der An⸗ 
geklagten im Geſicht getroffen iſt, an ſich als „gefährliches 
Werkzeug“ im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſein würde, kann 
dahingeſtellt bleiben; denn feſtgeſtellt iſt, daß die Angeklagte 
nicht etwa bloß heißen Kaffee nach dem Geſicht ihres Ehe⸗ 
mannes gegoſſen, ſondern einen mit heißem Kaffee 
gefüllten Topf nach ihrem Ehemann geworfen hat, der⸗ 
geſtalt, daß der Kaffee das Geſicht getroffen und verbrüht hat. 
Als das gebrauchte Werkzeug iſt hiernach nicht der heiße Kaffee, 
ſondern der Topf mitſammt ſeinem Inhalt angeſehen worden 
und dieſer Annahme ſteht nicht entgegen, daß nur ein Theil 
des gebrauchten Werkzeugs getroffen hat. Urth. des II. Sen. 
vom 12. Juli 1901. 2200. 1901. 

5. 8 267. 

Die Meldungsbeſcheinigungen der Bezirksfeldwebel in 
Militärpäſſen find öffentliche Urkunden. Urth. des IV. Sen. 
vom 28. Juni 1901. 1652. 1901. 

6. 8 267. 

Die drei Angeklagten ſind in einer großen Fabrikanlage 
als Nachtwächter aufgenommen mit der Verpflichtung, in einer 
genau vorgeſchriebenen Reihenfolge Tag für Tag in der Zeit 
von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens durch das ganze weit⸗ 
läufige Anweſen und alle darin befindlichen Werkſtätten zu 
gehen, fo daß immer 2 Wächter auf dem Wege find und je zu 
einem Rundgange 2 Stunden brauchen. Der Weg, den ſie 
hierbei zu machen haben, iſt ihnen gleichfalls genau vor⸗ 
geſchrieben, und um nachzuweiſen, daß ſie je zur entſprechenden 
Zeit an einzelnen Punkten ihres Weges eingetroffen waren, 
haben ſie an den dort angebrachten Kontrolluhren, ſobald ſie 
an der betreffenden Stelle anlangten, einen Stift niederzudrücken, 
der auf einer im Innern der Uhr täglich neu eingelegten 
Papierſcheibe von der Form eines Uhrzifferblattes zwiſchen den 
darauf gedruckten Stundenziffern je einen Stich hinterläßt. 
Dieſe Papierſcheiben werden jeden Morgen herausgenommen 
und geprüft, ob ſich die Stiche an den richtigen Stellen des 
Zifferblattes befinden. Sie ſind von Rechtswegen nur dem 
mit dieſer Prüfung beauftragten Bedienſteten zugänglich, da 
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nur dieſem der Schlüſſel zum Innern des verſchloſſenen Uhr⸗ 
kaſtens anvertraut iſt. Die Angeklagten wußten ſich aber einen 
Nachſchlüſſel zu verſchaffen und benutzten ihn dazu, daß nur je 
Einer von ihnen und nur einmal die Runde machte, die Uhren 
öffnete und ſämmtliche Stiche auf einmal an der Papierſcheibe 
erzeugte, wodurch der Schein erweckt wurde, daß alle Rund⸗ 
gänge von den drei Angeklagten zu den vorgeſchriebenen Zeiten 
gemacht worden ſeien. Die Angeklagten hatten vertragsmäßig 
nur dieſen Nachtwächterdienſt zu verſehen und erhielten dafür 
einen Wochenlohn. Da die Papierſcheiben (Zifferblätter) zum 
Beweiſe der Erfüllung der erwähnten Obliegenheiten, ſomit des 
Anſpruchs auf den dafür ausgeſetzten Lohn dienten, zugleich 
aber auch eintretenden Falles den Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
gegenüber, bei denen die Fabrik verſichert war, zum Nachweiſe 
dafür, daß die Fabrikverwaltung der im Verſicherungsvertrage 
übernommenen Verpflichtung, während der Nachtzeit eine 
Feuerwache einzurichten und deren richtige und geregelte Durch⸗ 
führung durch entſprechende Kontrollmaßregeln ficher zu ſtellen, 
nachgekommen ſei, erachtete die Strafkammer dieſe täglich durch 
Aufſchrift des Verwendungsdatums und der betreffenden Uhr 
bezeichneten („für einen beſtimmten Thatbeſtand konkretiſirten“) 
Zifferblätter für zum Beweiſe von Rechten und Rechts⸗ 
verhältniſſen erhebliche Privaturkunden und die Handlung der 
Angeklagten für gemeinſchaftlich begangene Urkundenfälſchung. 
Die Zifferblätter an und für ſich ſprechen nichts aus; aber 
ſie erhalten einen gedanklichen Inhalt durch die nach wohl⸗ 
durchdachter Anordnung und Reihenfolge an gewiſſen Stellen 
durch beſtimmte Perſonen zu bewirkende Stichmarken darauf. 
Nur in dieſem Zuſtande ſind ſie nach Abſicht der Angeklagten 
in die Hände eines mit der Kenntnißnahme von dem ſo er⸗ 
zeugten Inhalte beauftragten Bedienſteten gekommen, der 
mittels der Stichmarken davon ableſen konnte, ob und wann 
jeder einzelne Angeklagte ſeine Anweſenheit bei jeder einzelnen 
Uhr kundgegeben hat. Im Zuſammenhalte mit dem feſt⸗ 
geſetzten Stundenplane kündigte ſich vermöge der Einrichtung 
des Kontrollapparates jeder Angeklagte ſelbſt als Bürgen für 
die Richtigkeit ſeiner Kundgebung an; ſolange keine Fälſchung 
unterlief, war ſeine Ermittelung trotz Mangels einer Unter⸗ 
ſchrift für jeden mit der Einrichtung Bekannten ohne Schwierig⸗ 
keit. Die durchſtochenen Zifferblätter hatten die Beſtimmung, 
den Beweis für die Vertragserfüllung und hiermit für den 
Anſpruch der Angeklagten auf Lohnzahlung zu liefern, weshalb 
ihre Fähigkeit, auch den Feuerverſicherungsgeſellſchaften gegen⸗ 
über als Beweismittel für die Erfüllung der der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft obliegenden Pflichten zu dienen, nicht herangezogen zu 
werden braucht. Ihre Beſtimmung und ihr Geeignetſein, 
beweiserheblich zu ſein für Rechtsverhältniſſe, iſt mit ihrem 
erwähnten nächſten Zwecke dargethan. Die Strafkammer iſt 
offenbar davon ausgegangen, daß Stellvertretung der An⸗ 
geklagten unter ſich nicht ihrem Belieben anheimgegeben war; 
ſie waren verpflichtet, den feſtgeſetzten Stundenplan einzuhalten. 
Es liegt ſchon in der Natur der Sache, daß die Einhaltung 
der beſtimmten Ordnung weſentlich gefordert war, da außer⸗ 
dem der Zweck, die Arbeitsleiſtung jedes Einzelnen zu über⸗ 
wachen und die Zuverläſſigkeit des Wachtdienſtes durch regel⸗ 
mäßige Ablöſung zu ſichern, völlig vereitelt wäre. Selbſt 
allenfalls eintretende Nothwendigkeit der Stellvertretung konnte 
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ſomit nur durch Anordnung des Arbeitgebers oder unter der 


Vorausſetzung der nachträglichen Genehmigung die Abweichung 


von der Regel begründen. Hiernach waren alle Erforderniſſe, 
die nach feſtſtehender Rechtſprechung des Reichsgerichts zu dem 
im Geſetze nicht feſtgeſtellten Begriffe einer Urkunde gehören, 
in den fraglichen Zifferblättern, die überdies, da die Stunden⸗ 
zahlen Schriftzeichen ſind, Schriftſtücke darſtellen, gegeben. Sie 
waren von Menſchenhand gefertigte finnlich wahrnehmbare 
Gegenſtände, die geeignet und beſtimmt waren, außerhalb ihrer 
ſelbſt (ihres Daſeins oder ihrer Beſchaffenheit) liegende rechts⸗ 
erhebliche Thatſachen zu erweiſen; und die Stichmarken ins⸗ 
beſondere waren mit einer körperlichen Sache, dem Zifferblatte, 
feſt verbundene und für die Betheiligten verſtändliche Ausſagen 
oder Erklärungen, die keineswegs auf wörtlichen Ausdruck be⸗ 
ſchränkt find. (Entf. des R. G. Bd. 17 S. 352, Bd. 22 
S. 183, Bd. 34 S. 53.) In Folge dieſer Begriffsbeſtimmung 
kann zwiſchen ſogen. Beweiszeichen und Beweismitteln kein 
grundſätzlicher Unterſchied gemacht werden. Auf Merkmale, 
die lediglich die Erkennbarkeit (Identität) des damit bezeich⸗ 
neten Gegenſtandes zur Unterſcheidung von andern, beſonders 
von gleichartigen Gegenſtänden ſichern ſollen, paßt die Be⸗ 
nennung „Beweis zeichen“ überhaupt nicht; fie find begrifflich 
von den Urkunden verſchieden, ebenſo wie wenn ſie nur als 
Augenſcheins objekte beweiſen ſollen und können (sic). Wenn aber 
ein wirkliches Beweis zeichen in Frage ſteht, d. h. ein mit 
einem körperlichen Gegenſtande feſt verbundenes Zeichen, das 
geeignet und beſtimmt iſt, wenn auch nur in Verbindung mit 
anderen Beweismitteln und mit Hülfe beſonderer Auslegungs⸗ 
behelfe Ausſagen über Vorgänge der Außenwelt vorzuſtellen — 
was nichts Anderes iſt als gedankliche Mittheilungen zu über⸗ 
tragen — ſo hat der Grundſatz der freien Beweiswürdigung 
im Civil⸗ und Straſprozeß und die Rückſicht auf die Be 
dürfniſſe des Rechtslebens längſt dahin geführt, auch dieſem 
die Bedeutung von Urkunden beizumeſſen, ſobald ihre Beweis⸗ 
erheblichkeit in Anſpruch genommen wird. Die Unterſcheidung 
zwiſchen Beweiszeichen und Kennzeichen mag oft ſchwierig fein, 
ſie muß die Umſtände des Falles ins Auge faſſen und iſt 
darum Sache der thatſächlichen Feſtſtellung. Dieſe iſt in den 
Entſcheidungsgründen ausreichend gegeben. Die Beurkundung 
der Anweſenheit des beſtimmten Wächters zur beſtimmten 
Stunde in beſtimmter Nacht an einer beſtimmten Uhr in den 
Fabrikräumen geſchieht nach den Entſcheidungsgründen nicht 
einſeitig vom Wächter, ſondern unter Mitwirkung des Arbeit⸗ 
gebers, der täglich das Zifferblatt mit dem Datum und der 
Angabe des Standortes jeder Uhr in die betreffenden Uhr⸗ 
käſten einlegen läßt und durch den Verſchluß der Käſten den 
Wächter zwingt, rein objektiv den Zeitpunkt ſeiner Anweſen⸗ 
heit zu markiren. Dieſer erzeugt damit alſo kein nur ſein 
Lohnforderungsrecht einſeitig geltend machendes Zeichen nach 
Art einer scriptura pro scribente oder einer Lohnliquidation, 
ſondern eine ihm und dem Arbeiter gemeinſchaftliche, namentlich 
hinſichtlich der Zeit für und gegen ihn beweiſende Urkunde. 
Man würde dies kaum bezweifeln, wenn die Einrichtung etwa 
ſo getroffen wäre, daß der Wächter ſtatt der Stichmarke ſeine 
Unterſchrift oder einen⸗Namenſtempel (Entſch. des R. G. Bd. 10 
S. 307) an der ihm allein zugänglichen Stelle eines Papieres 
anzubringen hätte, das durch den Ort der Unterſchrift ihren 
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Zeitpunkt erkennen ließ. Wer dieſe Unterſchrift fälſchlich ſtatt 
des betreffenden Wächters mit deſſen Namen gefertigt hätte, 
hätte nichts Anderes gethan als der Angeklagte, der das an 
Stelle der Unterſchrift verabredete Zeichen ſo anbrachte, als 
hätte es ein an der Hand des Stundenplanes genau erkenn⸗ 
barer anderer Wächter, als von ſich herrührend angebracht. 
Die Unterſchrift, der Stempel, die Stichmarke war gleicher⸗ 
maßen unecht. Dadurch unterſcheidet ſich der vorwürfige Sachs 
verhalt von dem in Rechtſprechung des Reichsgerichts Bd. 5 
S. 210 behandelten Falle. Darum geräth die Auffaſſung 
der Strafkammer auch nicht in Widerſpruch mit den Entſch. 
des R. G. Bd. 17 S. 282, Bd. 28 S. 152, Bd. 29 S. 118, 
Bd. 30 S. 329 und Bd. 32 S. 116, während ſie in vollem 
Einklange ſteht mit den Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 3, Bd. 6 
S. 289, Bd. 11 S. 184, Bd. 13 S. 71, 168, 193, Bd. 14 
S. 175, Bd. 15 S. 214, Bd. 17 S. 352, Bd. 20 S. 6, Bd. 22 
S. 182, Bd. 23 S. 378, Bd. 25 S. 244, Bd. 34 S. 53 u. A. 
Urth. des I. Sen. vom 11. Juli 1901. 2220. 1901. 

7. 8 359. | 

Bei der Beurtheilung des Sachverhalts geht die Vor⸗ 
inſtanz von dem rechtsirrthümlichen Satze aus, daß die Fleiſch⸗ 
beſchauer in Preußen, wie das Reichsgericht in konſtanter 
Rechtſprechung angenommen habe, allgemein Beamtenqualität 
beſäßen. Einen ſolchen Satz hat das Reichsgericht nicht aus⸗ 
geſprochen, vielmehr bleibt in jedem Falle zu prüfen, ob bei 
den auf Grund anderer Polizeiverordnungen angeſtellten 
Fleiſchbeſchauern auch die Vorausſetzungen gegeben ſind, auf 
Grund deren bei ihnen Beamtenqualität angenommen werden 
kann. Es iſt nun zwar anzuerkennen, daß im vorliegenden 
Falle die thatſächlichen Feſtſtellungen getroffen ſind, auf Grund 
deren objektiv der Angeklagte als Beamter angeſehen werden 
konnte. Daß der Angeklagte aber auch ſeine Beamteneigenſchaft 
gekannt habe, ſchließt die Vorinſtanz aus folgenden Thatſachen: 
Der Angeklagte, ein verhältnißmäßig intelligenter Mann, ſei 
ſeit einer Reihe von Jahren als Schlachtviehbeſchauer thätig 
geweſen; er habe die Anweiſung betreffend die Anſtellung und 
die Obliegenheiten der Schlachtviehbeſchauer vom 18. Mai 1896 
gekannt; nach § 23 der genannten Anweiſung ſei er ver⸗ 
pflichtet geweſen, ſein Tagebuch der Polizeibehörde und dem 
beamteten Thierarzte vorzulegen. Auch ſei dem Angeklagten 
ein beſtimmter örtlicher Bezirk als Feld ſeiner Wirkſamkeit 
angewieſen worden. Daraus habe das Gericht, wie dann im 
Urtheile weiter geſagt wird, die Ueberzeugung gewonnen, daß 
der Angeklagte gewußt habe, er ſei in ſeiner Eigenſchaft als 
Schlachtwiehbeſchauer eine der Aufſicht des Staates unterſtellte, 
die Geſundheitspolizei für denſelben ausübende Perſon und 
daher Beamter im Sinne des 8 359 des Str. G. B. Nun 
hatte der Angeklagte ſich aber ausdrücklich auf 8 6 Abſ. 3 der 
Anweiſung betreffend die Anſtellung und die Obliegenheiten 
der Schlachtviehbeſchauer dafür berufen, daß er ſich nicht für 
einen Beamten gehalten habe, und in 8 6 Abf. 3 iſt geſagt: 
„Sie (die Schlachtviehbeſchauer) ſind nicht Beamte, ſondern 
Gewerbetreibende im Sinne des § 36 der Gewerbeordnung.“ 
Der Umſtand, daß die Vorinſtanz ſich in den Urtheilsgründen 
nicht darüber ausgeſprochen hat, welchen Einfluß die erwähnte 
Beſtimmung des § 6 Abſ. 3 auf das Bewußtſein des Ange⸗ 
klagten von ſeiner Eigenſchaft als Beamter gehabt hat, ſondern 
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im Gegenſatze mit dieſer Beſtimmung jenes Bewußtſein bei 
dem Angeklagten ohne Weiteres als vorhanden angenommen 
hat, erweckt den Verdacht, daß ſie bei der Feſtſtellung des 
ſubjektiven Thatbeſtandes nicht frei von dem Einfluſſe des im 
Eingange erwähnten Rechtsirrthumes geweſen iſt. Die Auf⸗ 
hebung des Urtheils erſchien hiernach geboten. Urth. des 
II. Sen. vom 16. April 1901. 48. 1901. 


B. Zur Strafprozeß ordnung. 


1. 8 257. 

Die Verkündung des die Abhörung des Profeſſors Dr. L. 
als Sachverſtändigen ablehnenden Gerichtsbeſchluſſes enthielt 
einen Akt, der in das Stadium der Beweisverhandlung fiel. 
Es hätte daher nach der ſchlechthin gebietenden Norm des 
8 217 der Str. P. O. dem Angeklagten nach Verkündung jenes 
Beſchluſſes nochmals das Wort gegeben werden ſollen. Dies 
iſt nicht geſchehen und dadurch iſt die angezogene Geſetzes⸗ 
beſtimmung verletzt worden. Nach der ganzen Sachlage iſt 
jedoch davon auszugehen, daß das erſtinſtanzliche Urtheil auf 
dieſer Geſetzes verletzung nicht beruht. Denn es iſt bei Er⸗ 
wägung der einſchlagenden thatſächlichen und rechtlichen 
Momente nicht abzuſehen, was der Angeklagte gegenüber dem 
ablehnenden Beſchluſſe zu ſeiner Vertheidigung mit Ausſicht 
auf Erfolg hätte geltend machen können, wie denn auch der 
Beſchwerdeführer ſelbſt in ſeiner Reviſionsrechtfertigungsſchrift 
nach der bemerkten Richtung hin nicht das Mindeſte vor⸗ 
gebracht hat. Daher war dieſe Prozeßbeſchwerde zurückzu⸗ 
weiſen. Urth. des III. Sen. vom 11. Juli 1901. 1961. 1901. 

2. § 285. 

Eine nicht vorſchriftsmäßige Belegung der Geſchworenen⸗ 
bank liegt vor, wenn die Zuziehung von Erſatzgeſchworenen 
erſt nach Beginn der Auslooſung angeordnet iſt. Urth. des 
Ferienſenats vom 7. September 1901. 2958. 1901. 

3. § 344. 

Die Zurücknahme der Reviſion durch einen Schriftſatz, 
unter welchem ſich ſtatt der Unterſchrift des Anwalts deſſen 
Namensſtempel befand, iſt als unwirkſam erachtet, weil die 
Unterzeichnung in ſolchen Fällen, wo dadurch nicht nur eine 
geſchehene Handlung, wie durch eine Quittung bezeugt, ſondern 
eine ſelbſtſtändige Rechtshandlung vollzogen werden ſoll, durch 
Unterſtempelung nicht erſetzt werden kann, auch die Unter⸗ 
ſtempelung im Verkehre der Rechtsanwälte mit den Gerichten 
nicht „hergebracht“ iſt. Urth. des Ferienſenats vom 14. Sep⸗ 
tember 1901. 3199. 1901. | 

4. 88 478. 35. 

Die Vorſchrift, daß das Urtheil dem bei Verkündung 
nicht anweſenden Angeklagten in Perſon zuzuſtellen iſt, leidet auf 
den nicht angeklagten Einziehungsintereſſenten keine Anwendung; 
für dieſen läuft alſo die Reviſionsfriſt ſtets vor der Verkündung 
ab. Beſchl. des IV. Sen. vom 17. Juli 1901. 555. 1901. 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze (Verord- 
nungen, Staatsverträge). 
1. Preußiſche Kabinets⸗Ordre vom 29. Februar 1840. 
Ziffer 12 u. 17. | 
Die in der Literatur vertretene Anſicht, nach der die Bes 
ſtimmung der Ziffer 12, ſoweit ſie das Fahren auf den 
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Banquettes verbietet, durch 8 30 Nr. 2 des Preußiſchen Feld: 
und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 beſeitigt worden 
iſt, konnte als zutreffend nicht anerkannt werden. Unbedenklich 
handelt es ſich im vorliegenden Falle um eine Chauſſee, eine 
„Land⸗ oder Heerſtraße“ im Sinne des § 1 Theil II Titel 15 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts, deren Rechtsverhält⸗ 
niſſe neben denen der Dammſtraßen (5 17 daſelbſt) in dieſem 
Titel des Geſetzeswerks im Gegenſatz zu den übrigen öffent⸗ 
lichen Wegen eine beſondere Regelung erfahren haben. Von 
da ab ſind die Chauſſeen (Kunſt⸗, Heerſtraßen), entſprechend 
ihrer damaligen volkswirthſchaftlichen Bedeutung, mit ganz be⸗ 


ſonderen Vorrechten ausgeſtattet worden: Enteignungsrecht 


(88 7, 18, 19 Theil II Titel 15 des Allgemeinen Landrechts), 
Chauſſeegelderhebungsrecht (Tarif vom 29. Februar 1840, Ge⸗ 
ſetzſammlung S. 94), beſondere Vorſchriften über den Verkehr 
(Verordnung vom 17. März 1839, ſpäter mehrfach geändert 
und ergänzt), beſondere Polizeivorſchriften (zuſätzliche Vor⸗ 
ſchriften zum citirten Tarif). Durch dieſe Geſetzgebung iſt ein 
Gegenſatz geſchaffen zwiſchen den Chauſſeen in ihrer techniſchen 
Bedeutung und anderen öffentlichen ausgebauten Wegen, der 
auch nach dem Uebergang der Chauſſeebauverwaltung an die 
Provinzialverbände aufrecht erhalten iſt und der in dem 8 12 
des Geſetzes vom 20. Juni 1887 (Geſetzſammlung S. 301) 
ſeinen legislatoriſchen Ausdruck gefunden hat. Bei dieſer Lage 
der preußiſchen Geſetzgebung kann nicht angenommen werden, 
daß der Schutz von Bauwerken, wie ſich die Chauſſeen nach 
ihrer geſchichtlichen Entwickelung darſtellen, der Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizei hat unterſtellt werden ſollen. Es kommt aber hinzu, 
daß ſowohl Entſtehungsgeſchichte als auch Zweck des Geſetzes 
vom 1. April 1880 gegen ſeine Anwendbarkeit auf die Chauſſeen 
ſprechen. Das Geſetz vom 1. April 1880 iſt aus dem Be⸗ 
dürfniß hervorgegangen, eine übereinſtimmende allgemeine Res 
gelung der zum Schutze „der Felder und Forſten“ bereits 
beſtehenden geſetzlichen oder anderweiten Beſtimmungen herbei⸗ 
zuführen und verfolgt den Zweck, durch Androhung von Strafen 
die Felder und Forſten, deren Wege, Waſſerzüge, Brücken, 
Schleuſen, Meliorationsanlagen, Befriedigungen, Grenzzeichen 
u. ſ. w. gegen Beſchädigung zu ſichern (vergl. Motive zum 
Entwurf S. 24). An dieſer Tendenz haben die Berathungen 
des Entwurfs nichts geändert. Kann es ſich ſchon hiernach 
um Chauſſeen in dieſem Geſetz nicht handeln, ſo ſprechen auch 
gegen die Möglichkeit einer ſolchen Annahme ſowohl die Aus⸗ 
drucksweiſe als auch der Inhalt der im vorliegenden Falle in 
Frage gezogenen Nr. 2 des § 30. In derſelben heißt es: 
„auf ausgebauten“ öffentlichen oder Privatwegen“. Der Aus⸗ 
druck „ausgebaut“ zwingt aber in keiner Weiſe zu der An⸗ 
nahme, daß auch Chauſſeen unter demſelben begriffen ſein 
ſollen. Die Ziffer 12 der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 
29. Februar 1840 andererſeits verbietet „auf den Banquettes, 
den Böſchungen und in den Gräben zu fahren oder zu 
reiten, oder auf den Böſchungen oder in den Gräben zu 
gehen“, § 30 Nr. 2 des Geſetzes vom 1. April 1880 da⸗ 
gegen nur das Befahren der Banquettes. Kein inner⸗ 
licher Grund iſt aber erſichtlich, weshalb der Geſetzgeber, hätte 
er im 8 30 auch die in allen übrigen Beziehungen beſonders 
vorſorglich geſchützten Chauſſeen begreifen wollen, die weit um⸗ 
faſſenderen Strafbeſtimmungen der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre 
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nicht in ihrem ganzen Umfange in das Geſetz aufgenommen 
hätte. Urth. des III. Sen. vom 8. Juli 1901. 2316. 1901. 

2. Reichspoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871. 

Durch Urtheil vom 5. Juli 1901 iſt der IV. Senat der 
Begriffsbeſtimmung des „Briefs“ im Urtheile des I. Senats 
vom 4. Januar 1900, 3901. 1899, Entſch. Bd. 33, S. 144, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900, S. 234? mit ausführlicher ſelbſt⸗ 
ſtändiger Begründung und Widerlegung der vom Oberreichs⸗ 
anwalt hiergegen erhobenen Angriffe beigetreten. Urth. des 
IV. Sen. vom 5. Juli 1901. 1129. 1901. 

3. Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872. 8 87. 

Zur Verhängung der Strafe nach $ 87 genügt nicht die 
Mitthäterſchaft ſchlechthin, ſondern es wird eine auf vorher⸗ 
gehender Verabredung (die allerdings nicht wörtlich zu ſein 
braucht) beruhende Mitthäterſchaft (Komplott) erfordert. Urth. 
des III. Sen. vom 10. Juni 1901. 1433. 1901. 

4. Auslieferungsantrag mit der Schweiz vom 24. Januar 
1874. Art. 2 Abſ. 3. 

Der Vertrag macht einen Unterſchied zwiſchen Angehörigen 
der den Vertrag ſchließenden Staaten und den Unterthanen 
einer dritten Macht nur inſoweit, als beſtimmt iſt, daß, wenn 
die reklamirte Perſon weder ein Deutſcher noch ein Schweizer 
it, der Staat, an welchen der Auslieferungsantrag gerichtet 
iſt, von dem geſtellten Antrage derjenigen Regierung, welcher 
der Verfolgte angehört, in Kenntniß ſetzen und, wenn dieſe 
Regierung ihrerſeits den Angeſchuldigten beanſprucht, um ihn 
vor die Gerichte zu ſtellen, diejenige Regierung, an welche der 
Auslieferungsantrag gerichtet iſt, den Angeſchuldigten nach ihrer 
Wahl der einen oder anderen Regierung ausliefern kann. Hier⸗ 
aus folgt, daß, iſt die Auslieferung an den reklamirenden Staat 
erfolgt, der Angehörige einer anderen Natron benfelben Bes 
ſtimmungen unterſteht, wie die der Vertrag ſchließenden Theile. 
Urth. des Ferienſenats vom 14. September 1901. 3360. 1901. 

5. Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes 
vom 6. Februar 1875. 8 67. 

Der Vorderrichter iſt auf Grund folgender Erwägungen 
zur Freiſprechung der Angeklagten gelangt: Der 8 67 des 
Reichsgeſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes 2c. 
vom 6. Februar 1875 bedrohe zwar einen Geiſtlichen oder 
anderen Religionsdiener, welcher zu den religiöſen Feierlich⸗ 
keiten einer Eheſchließung ſchreite, bevor ihm nachgewieſen 
worden ſei, daß die Ehe vor dem Standesbeamten geſchloſſen 
ſei, mit Geldſtrafe bis zu 300 Mk. oder mit Gefängniß bis zu 
drei Monaten. Das Geſetz enthalte aber weder in dieſem, noch 
in einem ſonſtigen anderen Paragraphen eine Vorſchrift dar⸗ 
über, auf welche Weiſe dem Geiſtlichen oder anderem Religions⸗ 
diener gegenüber der Nachweis, daß die Ehe vor dem Standes- 
beamten geſchloſſen ſei, zu erbringen fei, erfordere namentlich 
nicht einen urkundlichen Nachweis. Unter dieſen Umſtänden 
müſſe es als dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Geiſtlichen oder 
anderen Religionsdieners überlaſſen erachtet werden, wie er ſich 
die Ueberzeugung davon, daß die Ehe vor dem Standes- 
beamten geſchloſſen ſei, verſchaffe. Das Vergehen wider 5 67 
ſetze ein wiſſentliches Zuwiderhandeln gegen deſſen Gebotsvor⸗ 
ſchrift voraus, es könne nicht fahrläſſig begangen werden. Im 
vorliegenden Falle ſei die Behauptung des Angeklagten W., 
daß er ſich von der erfolgten ſtandesamtlichen Eheſchließung 
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überzeugt gehalten habe, nicht widerlegt worden. Er erſcheine 
daher nicht aus $ 67 des angezogenen Geſetzes ſtrafbar. Damit 
entfalle jedoch von ſelbſt die gegen den Mitangeklagten F. er⸗ 
hobene Anklage wegen Anſtiftung des Paſtors W. zu dem von 
dieſem beigemeſſenen Vergehen. Die Frage, ob eine rechts⸗ 
gültige und daher rechtswirkſame ſtandesamtliche Eheſchließung 
zwiſchen den in den Urtheilsgründen genannten Perſonen, dem 
Steinhauer L. und der Dienſtmagd A. vorliege, läßt der erſte 
Richter dahingeſtellt. Auch das Reviſionsgericht kann von einer 
Erörterung und Entſcheidung dieſer, ſowie der ferneren Frage, 
ob durch § 67 des Geſetzes vom 6. Februar 1875 auch eine 
fahrläſſige Zuwiderhandlung gegen deſſen Vorſchrift mit Strafe 
bedroht ſei, abſehen. Denn die Annahme des erſten Richters, 
daß der Angeklagte W. nicht wiſſentlich die Norm des 8 67 
verletzt habe, hat im Urtheil keine für ausreichend zu erachtende, 
materiellrechtlich bedenkenfreie Begründung gefunden. Hat auch 
der 8 67 des Geſetzes nichts darüber beſtimmt, auf welchem 
Wege und durch welche Mittel dem Geiſtlichen oder anderen 
Religionsdiener der Nachweis der erfolgten ſtandesamtlichen 
Eheſchließung zu erbringen ſei, ſo folgt doch aus den Worten 
des Geſetzes, daß ihnen jedenfalls etwas unterbreitet werden 
muß, was als ein Nachweis in der allgemein, und namentlich 
im Rechtsleben üblichen Bedeutung dieſes Wortes angeſehen 
werden darf, daß daher die Verſicherung der die religiöſen 
Feierlichkeiten der Eheſchließung für ſich begehrenden Perſonen, 
die ſtandesamtliche Eheſchließung ſei erfolgt, nicht genügt, daß 
vielmehr dem Geiſtlichen ꝛc. noch anderweite Thatumſtände zu 
ſeiner Kenntniß und Prüfung vorgeführt werden müſſen, die 
bei verſtändiger, gewiſſenhafter und pflichtmäßiger Würdigung 
für die Wahrheit der Behauptung, daß die ftandesamtliche 
Eheſchließung erfolgt ſei, ſprechen, ſei es objektiv, für jeden 
Urtheilenden, ſei es mindeſtens für die Ueberzeugung des im 
einzelnen Falle betheiligten Geiſtlichen oder anderen Religions⸗ 
dieners. Ein Urtheil, welches von dieſem Standpunkte aus 
die Anklage aus 8 67 für nicht begründet erklärt, muß, wenn 
es rechtlicher Beanſtandung entzogen ſein ſoll, darüber ge⸗ 
nügenden Aufſchluß gewähren, daß und welche Unterlagen der 
bezeichneten Art dem Geiſtlichen ꝛc. dargeboten geweſen ſind, 
um dem Reviſionsrichter die Nachprüfung zu ermöglichen, daß 
dem Geiſtlichen ꝛc. Material für ſeine pflichtmäßige Würdigung 
unterbreitet geweſen iſt, er auch ſolche vorgenommen hat, daß 
er dagegen ſich nicht über die ihm durch das Geſetz auferlegte 
Verpflichtung, den Nachweis der erfolgten ſtandesamtlichen Ehe⸗ 
ſchließung zu fordern, hinweggeſetzt hat. Feſtgeſtellt iſt im 
Urtheil in Bezug auf den Nachweis der ſtandesamtlichen Ehe⸗ 
ſchließung nur Folgendes: Der Angeklagte F. habe dem An⸗ 
geklagten W. den kurz zuvor in den Urtheilsgründen beſchriebenen 
Schein übergeben und ihm erklärt, der richtige Schein werde 
nachgeliefert, man habe grade nicht das richtige Formular ge⸗ 
habt. Der Angeklagte W. habe ſofort erkannt, daß der Schein 
ohne jede Bedeutung ſei, jedoch auf die Verſicherung des ihm 
als zuverläſſiger Mann bekannten F. angenommen, daß die 
ſtandesamtliche Eheſchließung in Ordnung ſei. Der erwähnte 
Schein iſt hiernach von dem Angeklagten W. ſelbſt nicht als 
ein Nachweis im Sinne des 8 67 angeſehen worden und konnte 
nach der im Urtheil enthaltenen Schilderung ſeines Inhalts — 
er wird dort bezeichnet als die in unverſtändlicher Weiſe er⸗ 
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folgte Ausfüllung eines Theiles eines Aufgebotsformulars — 
ſolches auch nicht ſein. Es bleibt daher nur übrig die Er⸗ 
klärung F. 8, der richtige Schein werde nachgeliefert, man habe 
grade nicht das richtige Formular gehabt. Wie nun aber F. 
überhaupt in die Lage gekommen ſei, eine ſolche Verſicherung 
abzugeben, daß namentlich es ſich hierbei um eine Erklärung 
des zuſtändigen Standesbeamten oder ſeines Vertreters ge⸗ 
handelt habe, die dem Geiſtlichen zu überbringen F. von jenem 
beauftragt worden ſei, wie kein begründetes, insbeſondere nicht 
durch den Erklärungsverſuch F. s gehobenes Bedenken daraus 
habe entnommen werden müſſen oder können, daß ein nicht 
paſſendes Formular in unverſtändlicher Weiſe und auch nur 
theilweiſe ausgefüllt worden ſei, ob andrerſeits der Angeklagte 
W. aus der Erzählung F. 8 habe entnehmen können, daß dieſer 
der ſtandesamtlichen Eheſchließung beigewohnt habe und daher 
die legale Vollziehung dieſes Aktes zu bezeugen vermöge, oder 
daß F. aus ſonſtigen Gründen in der Lage geweſen ſei, die 
erfolgte ſtandesamtliche Eheſchließung in zuverläſſiger Weiſe zu 
beſtätigen — über alles dies geben die erſtinſtanzlichen Urtheils⸗ 
gründe keinerlei Aufſchluß. Unter dieſen Umſtänden erſcheinen 
ſie aber nicht geeignet, in bedenkenfreier Weiſe die Annahme 
zu begründen, daß der Angeklagte W. auf Grund pflichtmäßiger 
Prüfung der ihm gebotenen Unterlagen zu der Ueberzeugung 
von der erfolgten ſtandesamtlichen Eheſchließung gelangt ſei, 
daß er nicht vielmehr von ſolcher Prüfung gefliſſentlich ab⸗ 
geſehen und ohne alle Rückſicht darauf, ob die ſtandesamtliche 
Eheſchließung erfolgt ſei oder nicht, die religiöſen Feierlich⸗ 
keiten einer Eheſchließung vorgenommen habe. In dieſem Falle 
aber würde eine wiſſentliche, mindeſtens mit eventuellem rechts⸗ 
widrigem Vorſatze vorgenommene Uebertretung der Vorſchrift 
in 8 67 vorliegen, nicht nur eine fahrläſſige. Urth. des III. Sen. 
vom 3. Juni 1901. 1473. 1901. 

6. Konkursordnung 8 210/240 Handelsgeſetzbuch alt 
Art. 28, 29, neu SS 38, 39. 

Jeder, der als Vollkaufmann ein kaufmänniſches Geſchäft 
eröffnet, muß ſich darum kümmern, welche geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtungen ihm als Kaufmann obliegen, und er handelt im 
Allgemeinen ſchuldvoll, wenn er es unterläßt, ſich hierüber die 
nöthige Kenntniß zu verſchaffen. Er kann ſich daher gegen 
den Vorwurf, daß er die bezeichneten Verpflichtungen nicht 
erfüllt habe, nicht mit der Einrede ſchützen, daß er die 
geſetzliche Verpflichtung nicht gekannt habe. Ein Irrthum 
des Angeklagten hierüber würde einen Irrthum über eine 
nach § 210/240 der Konkursordnung ſtrafrechtlich erhebliche 
Norm darſtellen, mithin einen Irrthum über das Straf⸗ 
geſetz. Nun kann zugegeben werden, daß von einem Kaufmann 
nicht unter allen Umſtänden gefordert werden darf, er ſolle 
ſelbſt die vorgeſchriebene Buchführung und Bilanzziehung be⸗ 
ſorgen. Ausnahmen müſſen zugelaſſen werden, die theils in 
der Perſon des Kaufmanns ſelbſt, in ſeinem phyſiſchen und 
geiſtigen Vermögen, theils in anderen Umſtänden begründet 
liegen können. Es läßt ſich ferner zugeben, daß es im Allge⸗ 
meinen einen Entſchuldigungsgrund dafür, daß der Geſchäfts⸗ 
inhaber nicht ſelbſt die Bücher geführt und die erforderlichen 
Bilanzen gezogen habe, bieten kann, wenn er nicht die hierzu 
nöthige kaufmänniſche Ausbildung ſich erworben habe; nur 
muß freilich in dieſem Falle dafür ſorgen, daß die vor⸗ 
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geſchriebene Buchführung und Bilanzziehung an feiner Statt 
von anderen kaufmänniſch gebildeten und als zuverläſſig er⸗ 
probten Perſonen vorgenommen werde. Aber auch dann, wenn 
er dergleichen Perſonen in ſeinem Geſchäfte angeſtellt und mit 
der Buchführung und Bilanzziehung beauftragt haben ſollte 
— wie dies im vorliegenden Falle nach der Annahme des 
erſten Richters geſchehen iſt —, würde er doch nicht unbedingt 
— dies unterſtellt der erſte Richter — von jeder ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortung für die Thatſache, daß eine Buchführung 
und eine regelmäßige Bilanzziehung überhaupt nicht, oder doch 
für gewiſſe Zeitabſchnitte nicht ſtattgefunden haben, frei erachtet 
werden können. Denn, ſollte ihm ſelbſt, eben mit Rückſicht 
auf die ihm fehlende kaufmänniſche Ausbildung, nach den 
Grundſätzen von Recht und Billigkeit nicht zuzurechnen ſein, 
wenn die geſchehene Führung ſeiner Handlungsbücher und die 
Aufmachung ſeiner Geſchäftsbilanzen formell oder ſachlich nicht 
den Regeln der kaufmänniſchen Buchführung entſprechend, 
ſondern in weſentlicher Beziehung hiergegen verſtoßend und 
daher fehlerhaft und den zu ſtellenden Anforderungen nicht 
genügend ausgefallen ſein ſollte, ſo läßt ſich doch dies nicht, 
oder doch jedenfalls nicht ohne Weiteres, ohne Vorliegen be⸗ 
ſonderer, rechtfertigender Thatumſtände, auch für den Fall 
anerkennen, daß eine Buchführung oder eine Bilanzziehung 
überhaupt oder doch für gewiſſe Zeitabſchnitte nicht 
ſtattgefunden habe. Denn dieſe Thatſache muß auch ein 
Kaufmann, der die kaufmänniſche Buchführung nicht verſteht, 
ſich zum Bewußtſein bringen können, da hierzu nur die 
allgemeine Verſtandesreife erforderlich iſt, andererſeits der Kauf⸗ 
mann aus dem Wortlaute der einſchlagenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften erkennen kann und erkennen muß, in welchem zeit⸗ 
lichen Umfange jene Verpflichtung zu erfüllen iſt. Wenn 
daher in einem einzelnen Falle die Bilanzziehung für gewiſſe 
Zeitabſchnitte gänzlich unterblieben iſt, ſo wird der kaufmänniſch 
nicht ausgebildete Geſchäftsinhaber, ſelbſt wenn er die Buch⸗ 
führung geeigneten und im Allgemeinen gewiſſenhaften Perſonen 
übertragen haben ſollte, hierdurch allein noch nicht entſchuldigt 
ſein, da immerhin anerkannt werden muß, daß auch ſolche 
Perſonen in einzelnen Fällen verſchuldeter oder unverſchuldeter 
Weiſe ihre Verpflichtungen unerfüllt gelaſſen haben können und 
dieſer Umſtand durch eine Nachprüfung von Seiten des 
Geſchäftsinhabers feſtgeſtellt werden konnte, ſondern nur erſt 
dann, wenn er auf beſondere Umſtände ſich zu berufen vermag, 
nach denen er ohne Verſchuldung davon ausgehen durfte, daß 
die von ihm beſtellten Perſonen jene Verpflichtung auch wirk⸗ 
lich erfüllt hätten. Urth. des III. Senats vom 1. Juli 1901. 
2082. 1901. 

7. Krankenverſicherungsgeſetz. 88 82a, b. 

Die Vorinſtanz iſt, wie anzunehmen, davon ausgegangen, 
daß die als Bauherrn bezeichneten Perſonen von der im §S 82a 
Abſ. I gegebenen Befugniß Gebrauch gemacht haben, und daß 
auch der dem Angeklagten ertheilte Auftrag, die Beiträge und 
Eintrittsgelder, welche fie gemäß § 52 Abſ. 1 des Geſetzes für 
die von ihnen beſchäftigten verſicherungspflichtigen Arbeiter zu 
den im Statut der Ortskrankenkaſſe feſtgeſetzten Zahlungs⸗ 
terminen zum vollen Betrage zu entrichten verbunden 
waren, für ſie verlagsweiſe an die Kaſſe abzuführen, die 
Uebertragung der Erfüllung einer den Arbeitgebern durch 
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das Geſetz auferlegten Verpflichtung im Sinne des § 82a l. e. 
darſtelle. Von dieſem Standpunkte aus iſt ſie alſo dazu ge⸗ 
langt, einen Fall der in dem angeführten erſten Satze des 
Abſ. 2 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Art für gegeben zu 
erachten, indem ſie unter den „in dieſem Geſetze gegebenen 
Vorſchriften“ auch die gegen die Arbeitgeber gerichtete Straf⸗ 
beſtimmung des nachfolgenden § 82b begreift und zugleich die 
Nichterledigung des gedachten Auftrags ſeitens des Angeklagten 
der Krankenkaſſe gegenüber als ein unter jene Strafbeſtimmung 
fallendes Vorenthalten der von den Bauherren mit ſeinem 
Wiſſen und Willen gemachten Lohnabzüge qualifizirt. Dem 
gegenüber iſt Folgendes zu bemerken: Zunächſt kann der Zweifel 
aufgeworfen werden, ob durch die Bezugnahme des § 82a auf 
„die in dieſem Geſetze gegebenen Vorſchriften“, die des $ 82d 
überhaupt mitgetroffen wird, ob letztere alſo nach der Faſſung 
und vorausſetzlichen Intention des Geſetzes nicht bloß gegen 
den Arbeitgeber ſelbſt, ſondern auch gegen die in Abſ. 1 des 
8 822 bezeichneten, mit der Erfüllung der ihm durch das 
Krankenverſicherungsgeſetz auferlegten Verpflichtungen beauf⸗ 
tragten Perſonen, ſofern bei dieſen der unter Strafe geftellte 
Thatbeſtand zutrifft, Platz zu greifen hat. Von der Erörte⸗ 
rung und Entſcheidung dieſer Frage konnte indeſſen nach Lage 
der Sache abgeſehen werden. Denn auch dann, wenn dieſelbe 
grund ſätzlich zu bejahen iſt, und man ſich inſoweit auf den 
vorſtehend hervorgehobenen Standpunkt des erſten Richter 
ftellt, ſteht der Anwendung des 8 82b hier jedenfalls der Um- 
ſtand entgegen, daß die Lohnzahlungen an die von den drei 
Bauherren beſchäftigten Arbeiter nicht durch den Angeklagten 
bewirkt ſind, letzterer alſo gar nicht in die Lage gekommen iſt, 
den Arbeitern Lohnbeträge in Abzug zu bringen. Ein ſolches 
Inabzugbringen muß aber als Thatbeſtandsmerkmal in der 
Perſon desjenigen vorliegen, welcher aus 8 82b verantwortlich 
gemacht werden ſoll. Dieſer Beſtimmung liegt augenſcheinlich 
der Gedanke zu Grunde, daß die Belaſtung der verſicherten 
Arbeiter mit der Verpflichtung, ſich bei den Lohnzahlungen 
den Betrag der Eintrittsgelder und die auf ſie entfallenden 
zwei Drittel der Beiträge einbehalten zu laſſen, ſowie die ent 
ſprechende Befugniß der Arbeitgeber — materiell nur unter 
der Vorausſetzung gerechtfertigt erſcheint, daß der den Abzügen 
entſprechende Geldbetrag auch wirklich der Krankenkaſſe zuge 
führt wird. Das Zurückbehalten der abgezogenen Beträge 
wird, falls es in der in 8 82b gekennzeichneten Abſicht ge⸗ 
ſchieht, als ein ſtrafrechtlich zu ahnendes Unrecht angeſehen, 
wenn es mit der Nichterfüllung derjenigen Verpflichtung zu⸗ 
ſammentrifft, welche dem Arbeitgeber bezüglich der Einzahlung 
der Eintrittsgelder und Beiträge an die Krankenkaſſe geſetzlic 
obliegt. Für den Vergehensthatbeſtand des 8 82b iſt demnach 
— abgeſehen von dem hier nicht indizirten Falle der Mid 
thäterſchaft Mehrerer, — zu erfordern, daß beide Momente, 
das Zurückbehalten der Lohnabzüge und die Nichterfüllung der 
letzteren Verpflichtung bei derſelben Perſon gegeben erſcheinen. 
Will man alſo auch annehmen, daß bei einer zum Betriebs⸗ 
Leiter oder Aufſeher beſtellten Perſon, wenn ſie dem über: 
nommenen Auftrage des Arbeitgebers, die Eintrittsgelder und 
Beiträge für ihn zur Kaſſe einzuzahlen, nicht nachkommt, die 
Strafvorſchrift des 8 82 b mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des § 82a an ſich Platz greifen kann, ſo iſt ihre Anwendbar 
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keit im konkreten Falle doch nothwendig davon abhängig, daß 
dieſer Perſon auch die Auszahlung der Löhne an die Arbeiter 
vom Arbeitgeber übertragen iſt, ſowie daß Lohnabzüge von 
ihr gemacht und zurückbehalten find, während fie die über⸗ 
nommenen Einzahlungen an die Krankenkaſſe unterlaſſen hat. 
Vorliegend iſt nur feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die den Bau⸗ 
herren gegenüber eingegangene Vertragspflicht, die Eintritts⸗ 
gelder und Beiträge für ſie verlagsweiſe an die Ortskranken⸗ 
kaſſe zu Dresden abzuführen, verletzt hat. Die Lohnzahlungen 
und Lohnabzüge ſind ſeitens der Bauherren ſelbſt bewirkt. 
Wenn in letzterer Beziehung im Urtheil bemerkt iſt, die Lohn⸗ 
abzüge ſeien mit Wiſſen und Willen des Angeklagten gemacht, 
ſo folgt daraus keineswegs, daß ihm die Kürzung der von den 
Arbeitern verdienten Löhne als eigene Handlung angerechnet 
werden könnte. Die Auffaſſung, daß der Angeklagte, weil er 
jene Vertragspflicht unerfüllt gelaſſen, die von den Bau⸗ 
herren in Abzug gebrachten Lohnbeträge der Kaſſe vorent⸗ 
halten habe, muß deshalb als verfehlt betrachtet werden. Urth. 
des IV. Sen. vom 29. Juni 1901. 2026. 1901. 

8. Geſetz zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 8 14. 

Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz hat der Angeklagte 
im September 1900 eine gedruckte Preisliſte herſtellen laſſen 
und verſandt, auf der ſich „ein Avis auf echte Anerglühkörper, 
Rr ſtrumpf von der deutſchen Auer⸗Gasglühlicht⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zu Berlin“ und daneben das bekannte geſchützte Waaren⸗ 
zeichen dieſer Geſellſchaft abgebildet findet. Auf die dieſerhalb 
erhobene Anklage behauptete dieſer, er verkaufe thatſächlich 
echte Auerſtrümpfe, welche er aus dritter Hand beziehe, und 
halte die Verbreitung ſeiner Preisliſte mit dem erwähnten In⸗ 
halte nicht für ſtrafbar, weil dadurch keinerlei Täuſchung des 
Publikums beabſichtigt und herbeigeführt werde. Die Vor⸗ 
inſtanz hat dieſem Einwande eine weitere Bedeutung nicht bei⸗ 
gemeſſen, ſondern auf Grund der Thatſache, daß der Ange⸗ 
klagte ohne vorherige Genehmigung der deutſchen Gasglüh⸗ 
licht⸗Geſellſchaft, ja ſogar mit dem Bewußtſein, daß er die 
Genehmigung nicht erhalten haben würde, das Waarenzeichen 
der Geſellſchaft in ſeine Preisliſte aufgenommen habe, den 
Beſchwerdeführer aus 8 14 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze 
der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 verurtheilt. 
Dieſe Begründung iſt nicht ausreichend. Das Anbieten einer, 
von einem Andern hergeſtellten Waare durch eine Preisliſte, 
in welcher die Waare unter Benutzung des üblichen Waaren⸗ 
zeichens aufgenommen iſt, kann ebenſo wenig als ein „wider⸗ 
rechtliches“ Verſehen der Preisliſte mit dem geſchützten 
Waarenzeichen eines Andern angeſehen werden, als ein wider⸗ 
rechtliches Verſehen der Preisliſte mit dem Namen und der 
Firma eines Andern vorliegt, wenn die wirklich von dem 
Andern herrührenden Waaren in der Preisliſte oder der An⸗ 
kündigung zum Verkaufe angeboten werden. Nach der ganzen 
Tendenz und Terminologie des 8 14 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 liegt „widerrechtliches Verſehen“ nur dann 
vor, wenn das geſchützte Waarenzeichen auf oder in der Preis⸗ 
liſte angebracht iſt, um dadurch die Unterſtellung herbeizu⸗ 
führen, die angebotene Waare rühre von dem zur Führung 
des Waarenzeichens berechtigten Produzenten her, während fie 
in Wirklichkeit nicht aus dieſer Quelle ſtammt. (Vergl. Ent⸗ 
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ſcheidungen in Civilſachen Bd. 36, S. 13.) Einer Ge⸗ 
nehmigung der deutſchen Gasglühlicht⸗Geſellſchaft bedurfte 
der Angeklagte nicht, wenn er Waaren, welche von dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft hergeſtellt waren und die er in ſeinem Geſchäfte führte, 
unter der dafür üblichen Bezeichnung dem Publikum zum Kaufe 
anbot. Urth. des II. Sen. vom 26. April 1901. 1228. 1901. 

9. Daſſelbe Geſetz. § 14. 

Der Angeklagte hatte eingewendet: „Er habe im guten 
Glauben gehandelt. Der Aufdruck ‚Migränin‘ habe nicht 
bezweckt, im Publikum den Glauben zu erwecken, daß die in 
den Papierhüllen enthaltene Pulver von der Nebenklägerin 
verfertigte Pulver ſeien, ſondern ſei nur erfolgt, um Ver⸗ 
wechſelungen der darin befindlichen Präparate mit anderen vom 
Angeklagten in ſeinem Geſchäftsbetriebe geführten Heilmitteln 
in ſeiner Apotheke zu verhüten. Es ſei ihm nicht in den 
Sinn gekommen, daß durch den Aufdruck die Käufer getäuſcht 
werden könnten, inſofern durch die Art und Weiſe des Auf⸗ 
drucks in Verbindung mit dem Namen ſeiner Apotheke ſeiner 
Meinung nach für Jedermann erkennbar geweſen ſei, daß der 
Umſchlag ein Erzeugniß feiner Apotheke enthalte, und daß es 
ſich nicht um eine Bezeichnung der Waare mit dem für die 
Nebenklägerin geſchützten Waarenzeichen handle. Man verſtehe 
auch unter Migränin allgemein ein aus einer Miſchung von 
Coffein und Antipyrin beſtehendes Arzneimittel, das nach einer 
Verfügung des zuſtändigen Miniſteriums vom 20. Februar 1900 
zu den Mitteln der Tabelle C des Arzneibuches für das 
Deutſche Reich nicht zu rechnen ſei.“ Das Landgericht hat 
dieſe Einrede des Angeklagten beachtet. Es geht davon aus, 
die Schutzbehauptung des Angeklagten, daß er in gutem 
Glauben gehandelt habe, habe nicht für widerlegt erachtet 
werden können. Sie werde unterſtützt durch die Erwägung, 
daß allerdings das Wort Migränin, wenn es auch von der 
Nebenklägerin zur Bezeichnung des von ihr hergeſtellten Arznei⸗ 
mittels erfunden ſein möge, im Laufe der Zeit die Be⸗ 
deutung eines jeden aus Coffein und Antipyrin beſtehenden, 
zur Beſeitigung der Migräne beſtimmten Mittels gewonnen 
habe. Hieran ſchließt ſich noch der Satz: Müſſe aber davon 
ausgegangen werden, daß der Angeklagte das Wort Migränin 
auf den Umhüllungen nur angebracht habe, um dieſes Pulver 
von anderen in ſeiner Apotheke vorräthigen in gleichen Hüllen 
zu unterſcheiden, und daß dem Angeklagten bei Ausgabe der 
Pulver das Bewußtſein der Möglichkeit einer Täuſchung der 
Käufer gefehlt habe, ſo entfalle die Anwendung der Straf⸗ 
beſtimmung aus § 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894. Dieſe 
Ausführungen müſſen rechtlich beanſtandet werden. Durch den 
Eintrag des Wortzeichens Migränin in die Zeichenrolle des 
Patentamtes hat die Nebenklägerin nach § 12 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1894 das ausſchließliche Recht auf den 
Gebrauch jenes Wortes zur Bezeichnung der bei der Anmeldung 
genannten Waaren erlangt und kann nach 8 14, wenn ein 
Dritter wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit dieſes Recht 
auf die in $ 14 angegebene Weiſe verletzt, ohne Weiteres den 
dort geordneten Rechtsſchutz beanſpruchen. Der § 14 macht 
die Gewährung dieſes Rechtsſchutzes nur davon abhängig, daß 
der Dritte wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit Waaren 
oder deren Verpackung oder Umhüllung ꝛc. ... mit einem nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützten Waarenzeichen widerrecht⸗ 
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lich verſieht oder dergleichen widerrechtlich gekennzeichnet 
Waaren in Verkehr bringt oder feilhält. Das Geſetz ſtellt kein 
weiteres Erforderniß auf. Da nun widerrechtlich ſchon der 
Gebrauch iſt, zu dem der Thäter kein Recht beſitzt, ſo folgt, 
daß zum Thatbeſtand des Vergehens aus 8 14“ des Geſetzes 
weder eine auf Täuſchung der Käufer gerichtete Abſicht 
des Thäters noch auch nur die Möglichkeit einer derartigen 
Täuſchung des Publikums und das Bewußtſein des Thäters 
hiervon gehören. Das im 5 12 dem Zeicheninhaber zus 
geſtandene ausſchließliche Gebrauchsrecht iſt ein abſolutes 
Verbietungsrecht gegenüber jedwedem unbefugten Gebrauche 
des eingetragenen Zeichens durch einen Dritten. Die 88 12, 
14 des Geſetzes erwähnen auch das Moment einer Täuſchung 
in keiner Weiſe, erſt der auf einem ganz anderen Gebiete ſich 
bewegende 8 15 bezeichnet die Abſicht der Täuſchung als 
Thatbeſtandsmerkmal des hier behandelten Deliktes. Dem 
vom Vorderrichter an letzter Stelle angeführten Grunde kann 
daher prinzipiell nicht beigepflichtet werden. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erledigt ſich eine Beantwortung der Frage, ob nicht 
vielleicht der erſte Richter zu ſeinem Ausſpruche lediglich aus 
dem Grunde gekommen ſei, weil er, den Ausführungen des 
Angeklagten folgend, gemeint habe, daß die Möglichkeit einer 
Täuſchung Dritter dadurch ausgeſchloſſen geweſen ſei, daß der 
Angeklagte auf den Papierhüllen auch noch ſeine Firma in 
der im Urtheile angegebenen Weiſe beigefügt habe. Dieſe 
Annahme würde aber doch nur dann rechtsbedenkenfrei erſcheinen 
können, wenn feſtgeſtellt wäre, daß durch die Beifügung der 
Firma des Angeklagten das für die Nebenklägerin geſchützte 
Waarenzeichen in ſeiner Individualität, in ſeiner recht⸗ 
lichen Erkennbarkeit als des Waarenzeichens der Neben⸗ 
klägerin, zerſtört worden wäre. Eine ſolche Feſtſtellung iſt im 
Urtheil nicht getroffen, und ob fie getroffen werden könnte, 
darf in Rückſicht auf die im Urtheile gegebene Schilderung 
des Sachverhaltes als zweifelhaft angeſehen werden. Der 
weitere Einwand des Angeklagten, es handle ſich bei dem hier 
fraglichen Stempelaufdrucke nicht um eine Bezeichnung der 
Waare mit dem geſchützten Waarenzeichen, erſcheint gegenüber 
dem Wortlaute des § 14 des Geſetzes und im Hinblick auf 
die eigene Behauptung des Angeklagten, daß der Stempel⸗ 
aufdruck erfolgt ſei, um Verwechſelungen des von ihm ge⸗ 
fertigten Migränins mit anderen ähnlich verpackten Waaren 
zu verhüten, nicht verſtändlich, indem hiernach der Stempel⸗ 
aufdruck doch recht eigentlich dazu beſtimmt war, die in der 
Papierhülle befindliche Waare zu kennzeichnen. Völlig Balts 
los iſt auch der Entſcheidungsgrund, daß der Angeklagte das 
Wort Migränin auf den Umhüllungen nur angebracht habe, 
um dieſe Pulver von anderen in ſeiner Apotheke vorräthigen 
Waaren in gleichen Hüllen zu unterſcheiden. Es mag zuge⸗ 
geben werden, daß der Einwand beachtlich wäre, wenn der 
Angeklagte ſich darauf beſchränkt hätte, die Papierhüllen, ſo 
lange ſie in ſeiner Hand waren, mit der Aufſchrift Migränin 
zu verſehen, dieſe Aufſchrift aber jedesmal beſeitigt hätte, ehe 
er das Heilmittel den Käufern vorlegte oder aushändigte. Der 
Angeklagte hat aber, wie genügend feſtgeſtellt erſcheint, letzteres 
nicht gethan, ſondern die das Medikament enthaltenden Hüllen, 
obgleich fie noch mit der Auſſchrift Migränin verſehen waren, 
an die Käufer hinausgegeben, die mit dem geſchützten 
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Waarenzeichen verſehene Waare alſo in den Verkehr 
gebracht. Damit hat er aber direkt gegen das Verbot des 
§ 14 verſtoßen. Hiernach find die beiden gegen den Schluß 
der erſtinſtanzlichen Urtheilsgründe ſich findenden Erwägungen, 
aus denen der erſte Richter angenommen hat, daß der 8 14 
des Geſetzes vom 12. Mai 1894 entfalle, als rechtsirrthümlich 
zu bezeichnen. Auf dieſen Erwägungen allein aber beruht, 
wie man nach dem Aufbau der erſtinſtanzlichen Urtheilsgründe 
zu folgern hat, die erkannte Freiſprechung, und die ſonſtigen 
vorausgehenden thatſächlichen und rechtlichen Ausführungen 
ſcheinen gar nicht die Bedeutung beſitzen zu ſollen, jene Frei⸗ 
ſprechung mit zu tragen. In Betracht kommen in dieſer Be⸗ 
ziehung die beiden Sätze: „der Angeklagte habe im guten 
Glauben gehandelt“ und andererſeits „das Wort Migränin 
habe, wenn es auch von der Nebenklägerin zur Bezeichnung 
des von ihr hergeſtellten Arzneimittels erfunden ſein möge, doch 
im Laufe der Zeit die Bedeutung eines jeden aus Coffein und 
Antipyrin beſtehenden, zur Beſeitigung der Krankheit Migräne 
beſtehenden Mittels gewonnen.“ Wäre aber ſelbſt davon aus⸗ 
zugehen, daß der erſte Richter ſeine Freiſprechung auch auf 
dieſe Momente habe gründen wollen, fo würden doch inſobeit 
erhebliche rechtliche Bedenken beſtehen. Auf ſeinen guten 
Glauben würde der Angeklagte nur dann und inſoweit ſich 
mit Erfolg berufen können, als dieſer gute Glaube ſich klar 
erkennbar auf Umſtände bezogen hätte, die zweifellos rein 
auf thatſächlichem Gebiete liegen. Das erſtinſtanzliche Urtheil 
giebt nun aber keinen ausdrücklichen Aufſchluß darüber, rüch⸗ 
ſichtlich welcher Umſtände ſich der Angeklagte in gutem Glauben 
befunden habe. Sollte der gute Glaube ſich darauf bezogen haben, 
daß der Angeklagte der Meinung geweſen ſei, der von ihm 
angeführte Zweck der Verwendung habe ſeine Handlungsweiſe 
zu einer berechtigten gemacht oder andererſeits, er ſei nicht 
haftbar aus dem Geſetze vom 12. Mai 1894, weil er keine 
Täuſchung der Käufer beabſichtigt habe, ſo würde dieſer Irrthum 
lediglich das Gebiet der rechtlichen Meinungen und Würdigungen 
berührt haben. Was dagegen die Erwägung des Urtheils an⸗ 
langt, daß das Wort Migränin jedenfalls im Laufe der Zeit 
„die Bedeutung eines jeden aus Coffein und Antipyrin be 
ſtehenden, zur Beſeitigung der Krankheit Migräne beſtimmten 
Mittels gewonnen habe“, ſo ſcheint — wenigſtens iſt eine 
abweichende Beurtheilung nicht genügend beanzeigt — das 
Urtheil hiermit haben ſagen zu wollen, daß das Wort 
Migränin, wenn es auch zunächſt ein Individualzeichen ge⸗ 
weſen ſei, doch ſpäter die Bedeutung eines Freizeichens in 
engeren, techniſch⸗juriſtiſchen Sinne dieſes Wortes 
— im Sinne des 8 4 Abſ. 1 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 — 
gewonnen habe. Abgeſehen nun aber davon, daß dieſer Saß 
im Urtheil die an ſich unbedingt erforderlich geweſene ein 
gehendere, thatſächliche, wie rechtliche Darlegung nicht 
gefunden hat, fo iſt doch die Abſicht, daß ein (eingetragene®) 
Waarenzeichen nach der Eintragung im Zeichenregiſter im Laufe 
der Zeit ein „Freizeichen“ in dem oben erwähnten engeren 
Sinne werden könne, dadurch aber der Inhaber des Zeichens 
des geſetzlichen Schutzrechtes verluſtig gehe, irrig. Durch den 
Eintrag im Zeichenregiſter iſt von Seiten des Patentamtes in 
maßgebender die Gerichte bindender Weiſe anerkannt, daß das 
Zeichen kein „Freizeichen“ ſei. Durch den Eintrag hat der 
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Inhaber den unbedingten Schutz aus § 12 des Geſetzes er⸗ 
langt und dieſer Schutz beſteht fort, ſo lange der Eintrag nicht 
gelöſcht iſt. Gegenüber dieſem Schutzrechte kann ſich ein Frei⸗ 
zeichen — dieſes Wort auch hier nur in dem bereits hervor⸗ 
gehobenen Sinne verſtanden — überhaupt nicht mehr bilden, 
da, ſo lange der Eintrag beſteht, ſich ein freier, d. h. nicht 
gegen den erkennbaren Willen des Inhabers verſtoßender all⸗ 
gemeiner Gebrauch des Waarenzeichens als eines ſolchen Frei⸗ 
zeichens im Sinne des § 4 Abſ. 1 im Gegenſatz zu einem 
Individualzeichen überhaupt nicht entwickeln kann. Urth. des 
III. Sen. vom 13. April 1901. 633. 1901. 

10. Daſſelbe Geſetz. § 14. 

Im Urtheil wird als erwieſen hingeſtellt, daß der An⸗ 
geklagte wiſſentlich Waaren, die mit einem geſetzlich geſchützten 
Waarenzeichen gekennzeichnet waren, widerrechtlich in Verkehr 
gebracht hat. § 14 des Geſetzes erfordert aber nicht die 
Widerrechtlichkeit des In⸗Verkehr⸗Bringens, ſondern ſtraft Den⸗ 
jenigen, der Waaren mit einem geſetzlich geſchützten Waaren⸗ 
zeichen „widerrechtlich verſieht oder dergleichen widerrechtlich 
gekennzeichnete Waaren in Verkehr bringt“. Nun ſteht zwar 
ſeſt, daß Flaſchen der genannten Brauereien, die mit deren 
Waarenzeichen verſehen waren, mit Wiſſen und Willen des 
Angeklagten von deſſen Leuten mit B. ſchem Bier gefüllt und 
in Verkehr gebracht worden ſind, ſowie daß der Angeklagte 
ſowohl gewußt hat, daß jene Flaſchen mit geſchützten Waaren⸗ 
zeichen verſehen waren, wie auch, daß ihm ein Recht zu deren 
Benutzung nicht zuſtand. Es ſteht aber andererſeits feſt, daß 
dieſe mit B. ſchem Biere gefüllten Flaſchen erſt in Verkehr ges 
bracht worden find, nachdem fie mit Etiketts der B.ſchen 
Brauerei beklebt waren. Freilich ſind durch dieſe Ueberklebung 
die geſchützten Waarenzeichen „nicht geändert und auch nicht 
verdeckt worden“; ob aber dem Angeklagten das Bewußt⸗ 
ſein innegewohnt hat, daß die Ueberklebung eine ſolche war, 
die die widerrechtliche Kennzeichnung nicht aufhob, darüber 
fehlt es an einer ausdrücklichen Feſtſtellung und ſolcher be⸗ 
durfte es, wenn der Angeklagte die Ueberklebung zu ſeiner 
Vertheidigung geltend machte. Im Zuſammenhalt damit, daß 
das Urtheil zwar die Widerrechtlichkeit des In⸗Verkehr⸗Bringens, 
nicht aber die der Kennzeichnung ausdrücklich hervorhebt, kann 
das ſubjektive Schuldmoment nach Lage der Sache nicht für 
genügend feſtgeſtellt angeſehen werden. Urth. des II. Sen. 
vom 4. Juni 1901. 967. 1901. 

11. Daſſelbe Geſetz. SS 14, 20. 

Im Wortzeichen der Nebenklägerin „Negergarn“, wie in 
der vom Angeklagten beliebten Bezeichnung ſeiner Waaren als 


„Mohrengarn“ liegt das Charakteriſtiſche, im Verkehr dem Ges 


dächtniſſe ſich Einprägende in dem Hinweiſe auf „einen Ans 
gehörigen der ſchwarzen Menſchenraſſe“; die Worte „Mohr“ 
und „Neger“ ſind ſynonyme Ausdrücke, ſie werden mindeſtens 
vom Durchſchnittspublikum als gleichbedeutend betrachtet, und 
ſo beſteht trotz der Abweichung in der Bezeichnung im Ver⸗ 
kehre die Verwechslungsgefahr (8 20). Auch durch den Um⸗ 
ſtand, daß der Angeklagte auf der Verpackung der Waaren 
neben der Bezeichnung „Mohrengarn“ noch eine bildliche 
Darſtellung, „ein Sternzeichen“, anbringt, wird die Gefahr der 
Verwechslung nicht ausgeſchloſſen, „weil dieſer nur dem Auge 
erkennbare Stern die durch die Bezeichnung der Waare und 
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die gleiche Packung begründete Verwechslungsgefahr nicht aus⸗ 
ſchließt, und neben der Bezeichnung und Packung für das 
kaufende Publikum von untergeordneter Bedeutung iſt“. Ob 
die Art der Verpackung der Waare, die an ſich mit dem ge⸗ 
ſchützten Wortzeichen nichts zu thun hat, zur Begründung 
einer Verwechslungsgefahr zwiſchen dem geſchützten Waaren⸗ 
zeichen und dem vom Angeklagten gebrauchten herangezogen 
werden konnte, kann dahin geſtellt bleiben. Ein die Entſchei⸗ 
dung rechtfertigender Grund liegt bereits in dem erſten Theile 
des Kauſalſatzes: der „nur dem Auge erkennbare Stern“ 
bildet kein Unterſcheidungsmerkmal, eine Wendung, die auf 
einen der Strafkammer jedenfalls vorſchwebenden richtigen Ge⸗ 
ſichtspunkt hindeutet. Davon verlautet nämlich nichts, daß 
in dem Wortzeichen irgend eine beſondere figürliche Ge⸗ 
ſtaltung des Wortes „Negergarn“, alſo ſeine bildliche Er⸗ 
ſcheinung, geſchützt wäre. Dann iſt aber bei der Natur der 
vorliegenden Bezeichnung davon auszugehen, daß in ihr nur 
oder doch in erſter Linie der Klang und die Bedeutung des 
Wortes geſchützt iſt als das zur Unterſcheidung gewählte und 
im Verkehr hervorſtechende Merkmal, welches die Waare vor 
anderen kenntlich macht. Dem gegenüber kann irgend ein bild⸗ 
licher Zuſatz zu dem geſchützten Wortzeichen auf der Ver⸗ 
packung der Waare, der weder den Klang noch die Bedeutung 
des geſprochenen Worts beeinflußt, nicht als ein Umſtand 
in Betracht gezogen werden, der eine vorhandene Verwechs⸗ 
lungsgefahr zwiſchen den Bezeichnungen „Negergarn“ oder 
„Mohrengarn“ zu beſeitigen geeignet wäre. Daß aber ſolche 
Verwechslungsgefahr allerdings beſteht, iſt von der Straf⸗ 
kammer unabhängig von ihren zuletzt mitgetheilten Er⸗ 
wägungen dargelegt. Dies konnte ohne Verletzung des Geſetzes 
aus dem Sprachgebrauche des kaufenden Durchſchnittspubli⸗ 
kums und der für dieſen feſtgeſtellten Identität der Begriffe 
„Neger“ und „Mohr“ hergeleitet werden, gleichgültig, ob die 
Worte „Negergarn“ und „Mohrengarn“ auch zum Verwechſeln 
ähnlich klingen oder nicht. Denn der Eindruck der Waaren⸗ 
bezeichnung auf das Gedächtniß der Käufer iſt nicht vom 
Wortklange allein abhängig, wird vielmehr ſicherlich nicht 
im minderen Maße auch durch die ſprachbegriffliche Bedeutung 
des Kennwortes vermittelt. Urth. des IV. Sen. vom 9. Juli 
1901. 1970. 1901. 

12. Daſſelbe Geſetz. § 15. 

Nach der Annahme der Strafkammer haben die Angeklagten 
im Jahre 1899 zum Zwecke der Täuſchung in Handel und 
Verkehr den von ihnen fabrizirten Liqueur mit einer Ausſtattung, 
welche innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen 
gleichartiger Waaren der Société anonyme de F. gilt, ohne 
deren Genehmigung verſehen und zu dem gleichen Zwecke derartig 
gekennzeichnete Waaren in Verkehr gebracht. Nach der voraus⸗ 
geſchickten Darlegung des Sachverhalts hat ſich die von den 
Angeklagten gebrauchte Ausſtattung von der Ausſtattung der 
genannten Geſellſchaft, jetzt Nebenklägerin, im Weſentlichen nur 
dadurch unterſchieden, daß auf den Etiquettes die produzirende 
Firma vermerkt war. „Uebereinſtimmend war insbeſondere die 
Form und Farbe der Flaſche, die Art des Verſchluſſes, die 
Verbindung der Siegel und die Etiquettirung. Dieſe Aus⸗ 
ſtattung der Flaſche iſt im September 1898 auf Antrag der 
Angeklagten in die Zeichenrolle des Kaiſerlichen Patentamtes 


826 


eingetragen und erſt am 11. Juli 1900 auf Antrag der franzö⸗ 
ſiſchen Geſellſchaft die Löſchung der Waarenzeichen erfolgt.“ 
Die Freiſprechung der Angeklagten von der Anſchuldigung eines 
Vergehens gegen § 15 des Reichsgeſetzes vom 12. Mai 1894 
iſt auf folgende Ausführung geſtützt: Ein durch die Eintragung 
eines Waarenzeichens Verletzter könne zwar unter den in 5 9 
des Geſetzes aufgeführten Umſtänden die Löſchung des Zeichens 
erzwingen. Solange dies aber nicht geſchehen, ſtehe demjenigen, 
für welchen die Eintragung erfolgt ſei, der Schutz des 8 12 
zur Seite und es erſcheine nicht angängig, bei Prüfung der 
Strafbarkeit aus 8 15 den 8 12 außer Acht zu laſſen. Biel» 
mehr müſſe verneint werden, daß die Angeklagten, indem ſie 
ſich des Waarenzeichens bedient, widerrechtlich gehandelt hätten. 
Gegen das Urtheil haben Staatsanwaltſchaft und Nebenklägerin 
die Reviſion eingelegt. Das Rechtsmittel mußte für begründet 
erachtet werden. Zur Sache ſelbſt wird von der Reviſion des 
Staatsanwalts die Anſicht vertreten, daß die Widerrechtlichkeit 
des von den Angeklagten geübten Verfahrens ſich ſchon aus 
dem von ihnen verfolgten Zwecke der Täuſchung ergebe; wenn 
die Angeklagten auch „an ſich“ durch die Herbeiführung der 
Eintragung in die Zeichenrolle von einem ihnen zuſtehenden 
Rechte Gebrauch gemacht hätten, ſo hätten ſie doch „der franzö⸗ 
ſiſchen Firma gegenüber“ ein Recht hierdurch nicht erwerben 
können. Dieſer Anſicht konnte nicht beigetreten werden. Nach 
dem Zuſammenhange der 88 2, 4, 5, 8, 9, 10, 12 Abſ. 2 
a. a. O. muß der Eintragung in die bei dem Patentamte ge⸗ 
führte Zeichenrolle die Bedeutung einer Entſcheidung der zu⸗ 
ſtändigen Behörde beigemeſſen werden, deren formale Wirkſam⸗ 
keit nicht ſchon durch das Vorhandenſein eines Rechtsgrundes 
für die Löſchung, ſondern erſt durch die Löſchung ſelbſt be⸗ 
ſeitigt wird. Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straf⸗ 
ſachen Bd. 30 S. 211. Vor der Löſchung kann der Gebrauch 
des Zeichens ſeitens des durch die Eintragung Berechtigten als 
rechtsverletzend auch da nicht angeſehen werden, wo damit die 
Störung eines Andern in feinem dem § 15 entſprechenden Aus⸗ 
ſtattungsbeſitze bezweckt und verbunden iſt. In Ueberein⸗ 
ſtimmung hiermit hat der I. Civilſenat des Reichsgerichts durch 
Urtheil vom 22. Januar 1898 (Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen 1899 S. 19) ausgefprochen, daß durch das 
auf der amtlichen Eintragung beruhende Zeichenrecht das kolli⸗ 
dirende Ausſtattungsrecht eines Dritten aufgehoben wird. Auf 
demſelben Standpunkte ſteht das Urtheil des II. Civilſenats 
vom 10. Februar 1899 (Entſcheid. des Reichsgerichts in Civil⸗ 
fachen Bd. 44 S. 13). Soweit hierbei das Verhältniß dieſer 
Judikatur zu dem Urtheile des I. Strafſenats vom 12. No⸗ 
vember 1896 (Entſcheid. in Strafſachen Bd. 29 S. 159) in 
Frage ſteht, iſt daſſelbe in dem Urtheile des II. Civilſenats 
vom 10. Februar 1899 erwogen und ein Widerſpruch verneint, 
weil in dem Falle des I. Strafſenats das Waarenzeichen nur 
als einzelner Beſtandtheil der in ihrer Geſammtheit gegen $ 15 
verſtoßenden Waarenausſtattung angeſehen war. Indem der 
jetzt erkennende Senat ſich den Urtheilen des I. und II. Civil⸗ 
ſenats anſchließt, vermag derſelbe auch darauf kein Gewicht zu 
legen, daß 8 12 Abſ. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1894 der 
Löſchung für die Zeit, in welcher ein Rechtsgrund zur Löſchung 
bereits gegeben war, rückwirkende Kraft beilegt. Es muß an⸗ 
genommen werden, daß dieſe Vorſchrift, wie auch die Motive 
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S. 16 beſtätigen, eine nur civilrechtliche Bedeutung hat, da für 
die Feſtſtellung der Strafbarkeitsmerkmale eine Handlung, auch 
ſoweit deren Widerrechtlichkeit der Feſtſtellung bedarf, der Zeit⸗ 
punkt der Begehung entſcheidend iſt. Die Rechtsausführung 
des erſten Richters würde danach zutreffen, wenn das Urtheil 
feſtgeſtellt hätte, daß die Angeklagten ihrer Ausſtattung durch 
Anbringung der Waarenzeichen, beiſpielsweiſe zur Etiquettirung 
oder Verzierung, diejenige Erſcheinungsform gegeben haben, 
welche innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen des 
von der Nebenklägerin fabrizirten Benediktiners gilt. In dieſer 
Hinſicht iſt indeß die Urtheilsbegründung ebenſo unklar als 
unvollſtändig; ſie giebt weder darüber Aufſchluß, ob das 
Waarenzeichen in einer Abbildung oder anderweiten figürlichen 
Darſtellung beſtanden hat, noch darüber, ob und wie das 
Zeichen mit der Waare verbunden geweſen iſt. Unterſtellt man, 
daß die Zeichen in denjenigen Abbildungen beſtanden haben, 
welche in dem Blatte für Patentweſen zum Abdrucke gelangt 
ſind, ſo iſt die Annahme nicht abzulehnen, daß der erſte Richter 
das in die Zeichenrolle eingetragene Bild einer Flaſchenaus⸗ 
ſtattung mit dem benutzten Ausſtattungskörper verwechſelt 
hat. Daß das Urtheil auf dieſer Verwechſelung beruht, wird 
theils dadurch beſtätigt, daß an der oben wiedergegebenen Stelle 
des Urtheils von einer Eintragung der Ausſtattung, nicht des 
Ausſtattungsbildes in die Zeichenrolle die Rede iſt, theils 
dadurch, daß die Strafkammer die Gleichheit der Ausſtattung 
und des Waarenzeichens aus der Form der Flaſche, ſowie aus 
dem Verſchluſſe mittels Bleiring, Bleiſtreifen und Siegellack, 
mithin aus Beſtandtheilen gefolgert hat, welche, wie der zum 
Geſetzentwurfe erſtattete Bericht der Reichstagskommiſſion vom 
11. April 1894 S. 7 zutreffend hervorhebt, nicht in ihrer 
Eigenſchaft als Verwahrungs⸗ oder Verſchlußmittel, ſondern 
lediglich in Geſtalt einer an oder auf der Waare oder ihrer 
Umhüllung anzubringenden Nachbildung zur Eintragung ge⸗ 
eignet ſind. Daß aus dem Rechte, das Bild einer Waaren⸗ 
ausſtattung als Zeichen zu führen, ein Recht, ſich der ab⸗ 
gebildeten Ausſtattungsform zu bedienen, nicht herzuleiten iſt, 
bedarf keiner Ausführung. Urth. des IV. Sen. vom 4. Juni 
1901. 929. 1901. 

13. Inſtruktion des Bundesraths zum Viehſeuchengeſetz 
vom 23. Juni 1895. 8 20. 

Falſch iſt die Anſicht, daß die dreimonatige Friſt, für 
welche nach 8 20 der am 27. Juni 1895 publizirten Ins 
ſtruktion des Bundesraths zum Reichsviehſeuchengeſetze bei Ent⸗ 
deckung der Tollwuth eines Hundes die Feſtlegung aller in 
dem gefährdeten Bezirke vorhandenen Hunde anzuordnen iſt, 
von dem Zeitpunkte des Umherlaufens des wuthkranken oder 
wuth verdächtigen Hundes zu berechnen ſei. Die Anſicht findet 
nicht nur keinen Anhalt in der Wortfaſſung des § 20 eit., 
ſondern es würde auch bei einer Berechnung der dreimonatigen 
Friſt in der Weiſe, wie es die Reviſion will, der Zweck, der 
mit der fraglichen Maßnahme bezielt wird, gar nicht erreicht 
werden können. Die Feſtlegung der Hunde erfolgt, um der 
Gefahr einer weiteren Uebertragung der Tollwuth vorzubeugen, 
und auf einen Zeitraum von drei Monaten iſt die Friſt der 
Feſtlegung bemeſſen behufs Gewinnung einer gewiſſen Garantie 
dafür, daß an Hunden, welche während des freien Umher⸗ 
laufens aller Hunde von einem wuthkranken Thiere etwa ſchon 
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gebiſſen worden find, die Tollwuth während der Feſtlegungs⸗ 
friſt zum Vorſchein kommt. An dieſer Garantie wurde es in 
vielen Fällen fehlen, wenn die dreimonatige Friſt von dem 
Zeitpunkte an zu berechnen wäre, in welchem zuerſt ein wuth⸗ 
kranker oder wuthverdächtiger Hund umhergelaufen iſt. Und 
wenn gar im einzelnen Falle das Umherlaufen eines ſolchen 
Hundes erſt verſpätet zur Kenntniß der Polizeibehörde gelangte, 
könnte unter Umſtänden deren Thätigkeit ganz lahm gelegt ſein. 
Urth. des IV. Sen. vom 11. Juni 1901. 1560. 1901. 

14. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
vom 27. Mai 1896. 8 4. 

Angeklagter hat als Naturheilkundiger und Inhaber einer 
Anſtalt für chemiſch⸗mikroſkopiſche Harnunterſuchungen feine 
Dienſte dem Publikum durch zwei Zeitungsinſerate angeboten. 
In der erſten Bekanntmachung erklärt Angeklagter: „Sämmt⸗ 
liche durch Ausſcheidungen von Eiweiß, Zucker, Fettſäure, 
Harnſäure, Gallenſäure, Schleim, Faſerſtoffe, Blut, Eiter, 
Sperma, Kokken, Harnſtoff, Schwefelwaſſerſtoff, Gallenfarb⸗ 
ſtoffen, Blaſen⸗ und Nierenſteinen und verſchiedenen anderen 
feſten Beſtandtheilen bedingte Erkrankungen werden ſicher er⸗ 
kannt und beſeitigt. Krebspartikel und Tuberkelbazillen werden 
ebenfalls nachgewieſen.“ Das zweite Inſerat enthält Folgen⸗ 
des: „Anſtalt für chemiſch⸗mikroſkopiſche Harnunterſuchungen 
auf die Urſachen und über den Verlauf der Krankheiten; auch 
Geſchlechts⸗ und Unterleibsleiden werden ſicher erkannt und 
beſeitigt.“ Die Strafkammer hat den $ 4 des Reichsgeſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 
1896 in doppelter Richtung angewandt. Zunächſt inſofern, 
als Angeklagter ſich rühme, ſämmtliche durch gewiſſe Aus⸗ 
ſcheidungen bedingte Erkrankungen ſowie allgemein Geſchlechts⸗ 
und Unterleibsleiden ſicher zu erkennen, während er nach 
ſeiner eigenen Angabe zu einer ſicheren Unterſcheidung, an 
welcher Krankheit der eine oder andere Patient leide, nicht be⸗ 
fähigt ſei. An anderer Stelle des Urtheils iſt der Zuſammen⸗ 
hang, in welchem Angeklagter dies zugeſtanden hat, dahin 
wiedergegeben, daß nach ſeiner Behauptung das Naturheil⸗ 
verfahren nicht eine beſtimmte Krankheit, ſondern „den kranken 
Körper als ſolchen“ zu heilen ſuche, für den Naturheilkundigen 
mithin die Erkenntniß der „Erkrankung überhaupt“ genügend 
ſei. Sodann iſt eine bewußt unwahre Angabe darin gefunden, 
daß Angeklagter ſich in beiden Bekanntmachungen zur Heilung 
der aufgeführten Krankheiten für befähigt erklärt habe, während 
er ſelbſt zugebe „natürlich nur ſolche Krankheiten heilen zu 
können, die noch zu heilen ſeien“, Angeklagter auch in Fällen, 
in denen er Heilung von ſeiner Methode nicht erwartet, 
Patienten an wiſſenſchaftlich gebildete Aerzte gewieſen habe. 
Im Anſchluß hieran iſt in dem Urtheil ausgeführt: Die Ver⸗ 
theidigung habe bei dieſem Punkte eine Angabe „thatſächlicher 
Art“ beſtritten, weil die Unmöglichkeit, alle Krankheiten zu 
heilen, jedem Menſchen bekannt ſei. Dem gegenüber ſei ein⸗ 
zuhalten, daß Angeklagter ſich nicht zur Beſeitigung aller 
Krankheiten erboten, ſondern dieſes Erbieten auf gewiſſe be⸗ 
ſonders namhaft gemachte Krankheiten beſchränkt habe; mit 
Rückſicht hierauf ſtelle ſich die Behauptung als eine Angabe 
thatſächlicher Art dar. Die Reviſion des Angeklagten rügt 
Verletzung des Strafgeſetzes. Der Senat hat erwogen: Wie 
der Wortlaut der SS 1 und 4 a. a. O. ergiebt und durch die 
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Begründung des Entwurfs S. 10 beſtätigt wird, ſoll durch 
dieſe Vorſchriften die lobende und ſelbſt übertreibende Be⸗ 
urtheilung der eigenen Leiſtungen nicht verboten, die Reklame 
vielmehr nur da getroffen werden, wo dieſe zu unrichtigen 
thatſächlichen Angaben ihre Zuflucht nimmt. Dies ſchließt 
nicht aus, daß in dem Ausſpruche eines Urtheils im einzelnen 
Falle zugleich das Behaupten oder Verbreiten einer Thatſache, 
d. h. eines konkreten, ſeiner Beſchaffenheit nach beweisbaren 
Herganges oder Zuſtandes gefunden wird. Was insbeſondere 
die Befähigung zu gewerblichen Leiſtungen von einer gewiſſen 
Beſchaffenheit betrifft, ſo kann die unrichtige Behauptung einer 
ſolchen Fähigkeit je nach Bewandniß des Falls bald als 
bloßer Ausdruck einer ſubjektiven Anſchauung, bald als Folge⸗ 
rung aus wahren Thatſachen, bald in dem Sinne aufgeſtellt 
werden, daß damit etwas Thatſächliches, was der Wirklichkeit 
nicht entſpricht, beiſpielsweiſe eine vorausgegangene Ausbil⸗ 
dung, der Beſitz gewiſſer Mittel oder die Anwendung eines 
gewiſſen Verfahrens, der in anderen Fällen erzielte Er⸗ 
folg u. ſ. w. vorgeſpiegelt wird. Auch innere Thatſachen 
können in dieſer Form unwahr behauptet werden, beiſpiels⸗ 
weiſe da, wo durch das Erbieten zu Heildienſten der Anſchein 
eines in Wirklichkeit bei dem Thäter nicht vorhandenen Glau⸗ 
bens an die eigene Leiſtungsfähigkeit oder an den Erfolg ſeiner 
Dienſte hervorgerufen wird. Immer aber muß die Behaup⸗ 
tung der eigenen Leiſtungsfähigkeit, um als Angabe thatſäch⸗ 
licher Art gelten zu können, in irgend einer Hinſicht einen 
thatſächlichen Inhalt haben. Danach hatte die Strafkammer 
klar zu ſtellen, inwiefern das „Sich Rühmen“, welches das 
Urtheil feſtſtellt, einen ſolchen Inhalt gehabt hat. Daß die 
Entſcheidung hierüber verſchieden ausfallen kann, je nachdem 
Jemand ſich allgemein zur Heilung von Krankheiten oder zur 
Heilung beſtimmter Krankheiten erbietet, iſt dem erſten Richtet 
zuzugeben: nicht jedoch ſo, daß durch die bloße Beſchränkung 
auf beſtimmte Krankheiten das Erbieten zur thatſächlichen An⸗ 
gabe gemacht wird, ſondern im Sinne eines Interpretations⸗ 
behelfs, welcher in Verbindung mit dem ſonſtigen Inhalte der 
Bekanntmachung und den anderweiten Umſtänden des Falles 
dahin führen kann, daß in dem Erbieten, objektiv und nach 
dem Bewußtſein des Angeklagten, ein auf das Gebiet des 
Thatſächlichen hinüber greifender Inhalt gefunden wird. Die 
hiernach obwaltenden Bedenken werden dadurch verſtärkt, daß 
der Angeklagte, nach dem die Strafzumeſſung begründenden 
Ausſpruche der Vorinſtanz, „nicht als ein Kurpfuſcher gewöhn⸗ 
licher Art anzuſehen, ſondern ſich über die verſchiedenen Formen 
und Methoden, den Harn chemiſch⸗mikroſkopiſch zu unterſuchen, 
vollſtändig unterrichtet hat“. Daneben iſt feſtgeſtellt, daß An⸗ 
geklagter 15 Jahre praktizirt und großen Zulauf hat. Die 
Strafkammer würde ihm, wie das Urtheil bemerkt, in der 
erſten oben hervorgehobenen Richtung einen unlauteren Wett⸗ 
bewerb nicht zum Vorwurfe gemacht haben, wenn er ſich auf 
die Erklärung beſchränkt Hätte, daß er im Stande ſei, krank⸗ 
hafte Beſtandtheile im Harn nachzuweiſen und auf Grund der⸗ 
ſelben die Erkrankung des Körpers feſtzuſtellen. Lagen hier⸗ 
nach wahre Thatſachen vor, welche Angeklagter bei Selbſt⸗ 
beurtheilung ſeiner Fähigkeit und ſeiner Leiſtungen in Betracht 
ziehen durfte, ſo mußte die Frage, ob und inwiefern dasjenige, 
was in den Bekanntmachungen als unrichtig angeſehen iſt, 
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einen thatfächlichen Inhalt hat, um fo mehr erwogen werden, 
als das Erforderniß der bewußten Unwahrheit ſich auf 
dieſen Inhalt bezieht, mithin ein ſicheres Urtheil über den 
ſubjektiven Thatbeſtand nur durch die Verbindung beider Mo⸗ 
mente zu erzielen iſt. Der Senat nimmt an, daß dieſe Frage 
von der Vorinſtanz bei dem erſten Punkte nicht erörtert, bei 
dem zweiten mit einer durch Rechtsirrthum beeinflußten Be⸗ 
gründung entſchieden iſt. Urth. des IV. Sen. vom 4. Juni 
1901. 1191. 1901. 

15. Invalidenverſicherungsgeſetz vom 19. Juli 1899, 
5 187 ($ 49 Str. G. B.). 

Nach 8 187 Abſ. 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
vom 19. Juli 1899 (Reichsgeſetzblatt S. 463) iſt ſtrafbar 
derjenige, welcher Marken verwendet, veräußert oder feilhält, 
obwohl er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß 
die Marken bereits einmal verwendet worden ſind. Das An⸗ 
kaufen ſolcher Marken iſt hiernach allerdings nicht beſonders 
unter Strafe geſtellt; hieraus kann aber nicht mit der Reviſion 
gefolgert werden, daß daſſelbe auch unter dem Geſichtspunkt 
der Beihülfe zur Veräußerung ſtraflos bleiben müſſe. Die 
allgemeinen Vorſchriften des Str. G. B., insbeſondere diejenigen 
über Beihülfe (8 49), finden grundſätzlich auf alle Verbrechen 
und Vergehen Anwendung, welche im Str. G. B. ſelbſt oder 
in neben demſelben geltenden Spezialgefetzen unter Strafe geſtellt 
ſind. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz kann nur inſo⸗ 
weit Platz greifen, als in den betreffenden Strafvorſchriften 
abweichende Beſtimmungen entweder ausdrücklich getroffen ſind 
oder ſich aus dem Sinne derſelben oder der beſonderen Be⸗ 
ſchaffenheit der darin normirten Hauptthat ergeben (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 2 S. 440, Bd. 4 S. 2 oben, 
Bd. 5 S. 276 und S. 436). Letzteres kann insbeſondere 
in denjenigen Fällen zutreffen, in welchen die mit 
Strafe bedrohte Handlung die Mitwirkung einer anderen 
Perſon begrifflich vorausſetzt, die Thätigkeit der letzteren aber 
nicht mit zum Gegenſtand der Strafandrohung gemacht iſt. 
Auch in Fällen dieſer Art iſt aber die Strafloſigkeit des Mit⸗ 
wirkenden nicht von ſelbſt gegeben; es bleibt vielmehr im 
Einzelfalle zu prüfen, ob die Abſicht des Geſetzgebers dahin 
gegangen iſt, die Strafbarkeit auf die eine der mitwirkenden 
Perſonen zu beſchränken und die andere auch unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Beihülfe ſtraffrei zu laſſen (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 8 S. 298). Dies iſt in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts für verſchiedene, theils im Str. G. B., theils außer⸗ 
halb deſſelben normirte Delikte angenommen, bei welchen jene 
Abſicht des Geſetzgebers aus poſitiven Anhaltspunkten mit 
Sicherheit erkennbar war, wie z. B.: a) bei § 331 des 
Str. G. B. (Entſch. Bd. 13 S. 181 bis 182); d) bei 8 241 
(früher 8 211) der Konkursordnung (Entſch. Bd. 2 S. 440 
bis 441, Bd. 5 S. 436; Rechtſprechung Bd. 4 S. 28 bis 29); 
e) beim Vergehen gegen 5 2 des Geſetzes betreffend die Inhaber⸗ 
papiere mit Prämien vom 8. Juni 1871 (Entſch. Bd. 8 
S. 298 unten). Derartige poſitive Anhaltspunkte liegen aber 
hinſichtlich der Beihülfe zum Vergehen gegen § 187 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 19. Juli 1899 ebenſo wenig vor wie hin⸗ 
ſichtlich der Beihülfe zum Vergehen gegen 5 288 des Str. G. B. 
(vergl. Entſch. des R. G. Bd. 20 S. 215 bis 216). Der 
Inhalt der Straſvorſchrift des $ 187 Abſ. 2 a. a. O. ſchließt 
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ſich an denjenigen des 8 276 des Str. G. B. an und geht 
nur inſofern weiter, als er neben der Wiederbenutzung bereitz 
verwendet geweſener Marken behufs Verhütung ſolcher Wieder⸗ 
benutzung auch dem wiſſentlichen „Vertrieb“ und dem „Handel“ 
mit gebrauchten Marken entgegentreten will (vergl. Motive zu 
8 145 Abſ. 2 des Entwurfs zum Geſetz vom 22. Juni 1889 
S. 142 und Motive zum Geſetz vom 13. Juli 1899 S. 360). 
Dieſer Präventivzweck würde nur unvollkommen erreicht werden, 
wenn aus dem Bereiche des „Vertriebes“ und „Handels“ nur 
die Seite des Verkaufs und nicht auch diejenige des Ankaufs 
hätte getroffen werden ſollen, welcher mit einer bloßen 
Vorbereitungshandlung zu demnächſtiger Weiterverwendung 
oder Weiterveräußerung nicht nothwendig zuſammenfällt. Die 
Nichterwähnung des Ankaufs neben dem im Geſetz vorgeſehenen 
Veräußern und Feilhalten reicht hiernach auch in Verbindung 
mit der begrifflichen Nothwendigkeit der Mitwirkung eines 
Anderen beim Veräußern nicht zu der Annahme aus, daß das 
Geſetz den Ankäufer auch als Gehülfen des Veräußerers habe 
ſtraffrei laſſen wollen, wenn er mit dem Gehülfenvorſatz ges 
handelt hat. Darin, daß der Angeklagte die ihm angebotenen 
Marken käuflich erworben hat, nachdem er ſich vorher zun 
Ankauf bereit erklärt hatte, falls dieſelben beim Loslöſen nicht 
beſchädigt würden, konnte deshalb eine ſtrafbare Beihülfe im 
Sinne des 8 49 des Str. G. B. ohne Rechtsirrthum gefunden 
werden. Urth. des II. Sen. vom 4. Juni 1901. 1154. 1901. 

16. Daſſelbe Geſetz. 8 187. 

Angeklagter hat in die Quittungskarte des Knechtes W., 
welcher bei ihm 6 Wochen als Hausdiener beſchäftigt geweſen 
iſt, Verſicherungsmarken nicht eingeklebt, vielmehr von den 
bereits eingeklebten Marken 6 durch Aufſchrift verſchiedener 
Daten entwerthet. Es kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob 
durch das Einkleben von Verſicherungsmarken in die Quittungs⸗ 
karte, wie das Inſtanzurtheil annimmt, eine zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche Privaturkunde oder, 
wie die Reviſion meint, eine öffentliche Urkunde geſchaffen 
worden tft, und ob eine Urkundenfälſchung in der vom Inſtanz⸗ 
gericht angenommenen Richtung rechtlich möglich iſt. Denn 
der vorliegende Fall iſt in feinen weſentlichen Beſtandtheilen 
demjenigen gleichgelagert, der der Entſcheidung des erkennenden 
Senates vom 11. April 1899 zu Grunde gelegen hat. (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 32 S. 115.) Unweſentlich i 
es, ob, wie damals der Fall, bereits vorhandene Entwerthungs⸗ 
vermerke verändert worden ſind, oder, wie dies gegenwärtig 
zutrifft, Verſicherungsmarken unbefugter Weiſe mit Entwerthungs⸗ 
vermerken verſehen ſind. Entſcheidend iſt allein, daß nach den 
damaligen wie nach den gegenwärtig vorliegenden Feſtſtellungen 
die bezüglich der Marken vorgenommene Handlung zu dem 
Zwecke geſchah, die Wiederverwendung bereits einmal ver⸗ 
wendeter Verſicherungsmarken zu ermöglichen. Für dieſen gal 
trifft die Vorſchrift des 8 187 zu, welche als Spezialgeſet die 
Anwendbarkeit der allgemeinen Strafbeſtimmungen, die der 
Vorderrichter zur Anwendung gebracht hat, ausſchließt. Ur 
des IV. Sen. vom 29. Juni 1901. 2123. 1901. 

17. Daſſelbe Geſetz. § 187. 

Der Angeklagte hat 6 Beitragsmarken der Invaliden; 
verſicherung IV. Klaſſe aus einer Quittungskarte feiner Dienf⸗ 
herrin, in welcher ſie bereits eingeklebt waren, entnommen und 
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dem Kontrollbeamten, der das Fehlen von Beitragsmarken in 
der Quittungskarte des Angeklagten gerügt hatte, zur Er⸗ 
gänzung der fehlenden Marken überbracht. Die Marken waren 
noch nicht entwerthet und wurden auch nicht in die Quittungs⸗ 
karte des Angeklagten eingeklebt, weil der Kontrollbeamte an 
der Rückſeite der Marken erkannte, daß ſie ſchon einmal ein⸗ 
geklebt waren. Die Freiſprechung von einer Verfehlung nach 
8 187 iſt gerechtfertigt, denn eine Marke iſt erſt „verwendet“, 
wenn ſie eingeklebt iſt und die Hingabe zum Zwecke des Ein⸗ 
klebens in die eigene Quittungskarte des Hingebenden iſt keine 
Veräußerung. Urth. des I. Sen. vom 25. April 1901. 
801. 1901. 


N . 24. Juni 1865 
18. Preuß iſches Allgemeines Berggeſetz vom 24 Ju 1892 


85 208, 209 Bergpolizeiordnung für den Bezirk des Oberberg⸗ 
1. Mai 1894 

12. Januar 1895 89 46 , 53, 69. 

Der 8 46 trifft darüber Beſtimmung, was die Drittels 
führer, denen nach 8 53 a. a. O. das Laden und Wegthun 
der Schüſſe obliegt, zu thun haben, wenn Schüſſe verſagen; 
ſie ſollen vor dem Verlaſſen des Arbeitsortes die Wirkung ihrer 
Schüſſe unterſuchen und Verſager entweder ſelbſt unſchädlich 
machen oder der nachfolgenden Kameradſchaft vorzeigen. Zu⸗ 
treffend nimmt die Strafkammer an, daß mit dem letzteren 
Worte ein körperliches Vorzeigen nicht ausſchließlich ge⸗ 
meint ſein kann. Vorzeigen im wörtlichſten und engſten Sinn 
kann man nur das, was man in ſeinem Gewahrſam hat oder 
was zu Tage liegt, dem Zutritt und den Blicken erreichbar iſt; 
was abhanden gekommen, nicht zu ſehen, zu finden, zu erreichen 
iſt, kann auch nicht körperlich vorgezeigt werden. Wollte der 
5 46 ein Vorzeigen in dem von der Reviſion behaupteten Sinn 
anordnen, ſo wäre bei unbefangener Betrachtung des Wort⸗ 
lauts dieſer Vorſchrift zunächſt nicht erſichtlich, warum über⸗ 
haupt die Alternative: „unſchädlich machen oder vorzeigen“ ge⸗ 
ſtellt iſt. Denn die Verſager, die der Drittelführer ſeinem Nach⸗ 
folger körperlich vorzuzeigen vermag, wird er regelmäßig noch 
ſelbſt unſchädlich zu machen in der Lage ſein. Wenn der erſte 
Richter unter Berückſichtigung aller in Frage kommenden Um⸗ 
ſtände und der aus ihnen zu ſchließenden Abſicht der die Vor⸗ 
ſchrift erlaſſenden Behörde zu der Auslegung gelangt, daß der 
Drittelführer einen abhanden gekommenen Verſager nur ſoweit 
vorzuzeigen hat, als ihm dies möglich iſt, ſo iſt dem nur 
beizutreten. Nun meint allerdings die Reviſion, der § 46 wolle 
den Drittelführer verpflichten, unter allen Umſtänden nach dem 
Verſager ſo lange zu ſuchen, bis er ihn gefunden hat, oder doch 
ſo lange, als ſeine Kräfte reichen, oder wenigſtens bis zur Auf⸗ 
ſindung in der Nähe zu bleiben und die Ausführungsarbeiten 
— alſo doch der nachfolgenden Kameradſchaft — zu leiten. 
Eine derartige Verpflichtung, die den Arbeiter zwingen würde, 
Stunden lang über feine Schicht hinaus bis zur völligen Er⸗ 
ſchöpfung weiter zu arbeiten und ſich an den Arbeiten einer 
anderen Kameradſchaft zu betheiligen oder ſie ſogar zu leiten, 
würde in der Verordnung einen anderen Ausdruck gefunden 
haben, als den, daß der Drittelführer die Verſager ſeinem 
Nachfolger vor dem Verlaſſen des Arbeitsortes vorzuzeigen 
hat; wenn die Behörde jene Pflicht auferlegen wollte, ſo hätte 
ſie vorſchreiben müſſen, wie lange der abgehende Führer noch 
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auszuharren, was er zu thun und in welchem Verhältniſſe zu 
ſeinem Nachfolger er weiter thätig zu ſein hat. Folgt aus 
allen dieſen Erwägungen die Richtigkeit der vom erſten Richter 
gewählten Auslegung des Begriffes „Vorzeigen“ im Sinne der 
oben bezeichneten Verordnung, fo ſpricht weiter für dieſe Aus⸗ 
legung auch der Umſtand, daß nach der erſtrichterlichen Feſt⸗ 
ſtellung ſeit langen Jahren unter den Augen der vorgeſetzten 
Beamten desjenigen Oberbergamts, welches die Verordnung er⸗ 
laſſen hat, dieſe letztere ſo ausgeführt worden iſt, wie ſie die 
Strafkammer verſtanden wiſſen will. Nach alledem gelangt 
man zu dem Ergebniß: 1. Der 8 46 eit. enthält eine Bes 
ſtimmung, wonach der Drittelführer unter Umſtänden über ſeine 
Arbeitszeit länger hinaus auf der Arbeitsſtelle bleiben und 
weiter arbeiten muß, nicht; eine ſolche Beſtimmung hätte aus⸗ 
drücklich in die Verordnung aufgenommen werden müſſen. 2. Iſt 
dem ſo, dann kann dem abziehenden Drittelführer die Pflicht 
zum „Vorzeigen“ der abhanden gekommenen Verſager nur ſoweit 
aufgelegt ſein, als ein Zeigen zur Zeit des Schichtwechſels 
möglich iſt. Da nun gemäß den erſtrichterlichen Feſtſtellungen 
der Angeklagte nach Beendigung ſeiner Schicht ſeinem Nach⸗ 
folger alles, was er über die Lage des Verſagers wußte, mit⸗ 
getheilt hat und da ein alsbaldiges Auffinden und körperliches 
Vorzeigen des letzteren nicht möglich war, ſo hat der Angeklagte 
gegen die Vorſchrift des § 46 bei richtiger Auslegung dieſer 
Beſtimmung nicht gefehlt. Deshalb iſt die Freiſprechung des 
Angeklagten von der aus 88 208, 209 des Preußiſchen All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom a 1807 Jun 1395 und 88 53, 46, 69 
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der Verordnung vom 12. Januar 1895 gegen ihn erhobenen 


Anklage gerechtfertigt. Urth. des I. Sen. vom 18. Auguſt 1901. 
716. 1901. 


Zu Art. 163 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


88 25 ff. B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. X. 
c. Geſellſchaft „G. C.“ vom 30. Oktober 1901, 
Nr. 218/1901 IV. 

II. J. O. L. G. zu Darmſtadt. 


Die Beklagte iſt eine bereits vor dem 1. Jannar 1900 
errichtete, mit Korporationsrechten verſehene und auf Pflege der 
Geſelligkeit unter ihren Mitgliedern vorzugsweiſe abzielende Geſell⸗ 
ſchaft. Der Kläger iſt bis zum 20. Januar 1900 Mitglied der⸗ 
ſelben geweſen, durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung von 
dieſem Tage aber von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen. 

Im jetzigen Rechtsſtreite hat er dieſen Beſchluß als rechts⸗ 
unwirkſam angefochten. Von der Beklagten ift die Abweiſung 
der Klage beantragt. Das Landgericht hat der Klage flatt⸗ 
gegeben. Auf die Berufung der Beklagten iſt vom Ober 
landes gericht abändernd auf Abweiſung der Klage erkannt. 
Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Es fragt ſich zunächſt, nach welchem Rechte der Streitfall 
zu beurtheilen iſt. Das Oberlandesgericht erachtet das Bürger⸗ 
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liche Geſetzbuch für maßgebend. Dies entſpricht dem Artikel 163 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, nach 
welchem auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuches beſtehenden juriſtiſchen Perſonen von dieſer Zeit an 
die Vorſchriften der 58 25—53, 85—89 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches Anwendung finden ſollen. 

Von dieſer rechtlichen Grundlage aus erwägt das Berufungs⸗ 
gericht dann, daß es ſich in vorliegendem Prozeſſe um die Ent- 
ziehung der Rechte als Geſellſchaftsmitglied, und ſomit um eine 
iunere Angelegenheit der beklagten Geſellſchaft handle, daß die 
Ordnung ſolcher Angelegenheiten nach § 32 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches der Beſchlußfaſſung in einer Mitgliederverſammlung 
überlaſſen ſei, für die Frage aber, unter welchen Vorausſetzungen 
die Ausſchließung eines Mitgliedes aus der Geſellſchaft erfolgen 
dürfe, mangels eigener Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
gemäß 5 40 deſſelben die bezüglichen Beſtimmungen der 
Geſellſchaftsſatzung maßgebend ſeien. — Dieſe Erwägung beruht 
auf zutreffender Anwendung des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Die Unterſtellung der Reviflon, daß es ſich bei der Ausſchließung 
eines Mitgliedes aus der Geſellſchaft um ein Sonderrecht des⸗ 
ſelben handle, welches ihm laut der zwingenden Vorſchrift des 
& 85 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht ohne ſeine Zuſtimmung 
beeinträchtigt werden dürfe, geht fehl. Denn ein Sonderrecht 
erfordert ein aus der Mitgliedſchaft hervorgegangenes, von den 
Rechten der übrigen Mitglieder unterſchiedenes Individualrecht 
eines Mitgliedes gegen die Geſellſchaft (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 11 S. 271) und an dieſem Erforderniſſe 
fehlt es vorliegend. 

Anlangend die danach gebotene weitere Frage, ob auf 
Grundlage der Satzung der beklagten Geſellſchaft der von deren 
Mitgliederverſammlung am 20. Januar 1900 gefaßte Aus- 
ſchließungsbeſchluß gegenüber dem Kläger rechts beſtändig 
iſt, geht das Oberlandesgericht davon aus, daß ein Aus- 
ſchließungsgrund nach § 41 jener Satzung nur dann vorliege, 
wenn ein Mitglied ſich durch fein Betragen unwürdig mache, 
der Geſellſchaft länger anzugehören, und daß für das Aus- 
ſchließungsverfahren die 55 9— 14 in Verbindung mit § 41 
derſelben Satzung maßgebend ſeien. Dieſer Ausgangspunkt 
giebt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 

Bei der Erörterung der obigen Frage iſt nun das Ober⸗ 
landesgericht zu folgendem Ergebniſſe gelangt. Es hat an- 

mmen, 

a) daß das bei der Ausſchließung des Klägers beobachtete 
Verfahren den Beftimmungen der 85 9— 14 und 41 
der Geſellſchaftsſatzung entſpreche, 

b) daß eine Nachprüfung, ob ein im Sinne des § 41 
der Geſellſchaftsſatzung triftiger Anlaß zur Aus- 
ſchließung gegen den Kläger vorgelegen habe, dem 
Richter nicht zuſtehe. 

Dieſe Annahme ift von der Reviſion zu a wie zu b als 
rechtsverletzend angefochten. Die Angriffe erſcheinen indeß nicht 
begründet. 

Zu a (wird näher dargelegt). 

Dann heitzt es zu b: 

In dieſer Beziehung führt das Oberlandesgericht im Weſent⸗ 
lichen aus, daß vorliegend, wo nach der Satzung der beklagten 
Geſellſchaft, das Ausſchließungs verfahren und die Ausſchließungs⸗ 
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gründe geordnet ſeien, es ſich bei der Ausſchließung um einen 
der Selbſtbeftimmung und Selbſtverwaltung der Geſellſchaſt 
überlaſſenen Willensakt derſelben handle, und daß deshalb die 
ſachliche Nachprüfung eines ſatzungsgemäß gefaßten Ausſchließungs⸗ 
beſchluſſes durch den Richter ſich als ein unberechtigter Eingrif 
in die Rechtsſtellung der Beklagten darſtellen würde. 

Diefe Ausführung ſchließt ſich an eine vom III. Civil 
ſenat des Reichsgerichts in einem gemeinrechtlichen Falle am 
27. März 1900 erlaſſene, in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1900 S. 417 abgedruckte Entſcheidung am. In der letztern 
iſt auch erwogen, daß eine richterliche Nachprüfung der oben. 
gedachten Art einen Eingriff in die autonome Selbſtſtändigkel 
der Vereine enthalten würde, und fie ſtellt fich dabei in bewußten 
Gegenſatz zu der abweichenden, vom IV. Civilſenat des Reicht 
gerichts in preußiſchen Rechtsfällen geübten Praxis, in dem fe 
darauf hinweiſt, daß dieſe Abweichung ſich aus der Vorſchriſ 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 6 9 44 
erkläre, wonach ein ſtaatliches Auffichtsrecht mit Bezug auf die 
Ausftoßung von Mitgliedern aus Vereinen beſtehe. 

Nun handelt es ſich vorliegend um einen nach dem Bürger 
lichen Geſetzbuch zu beurtheilenden Rechtsfall, und die Resifin 
macht geltend, daß das Bürgerliche Geſetzbuch in dieſer Frage 
auf dem gleichen Standpunkt ſtehe, wie das Preußiſche Al. 
gemeine Landrecht. Dem kann indeß nicht beigetreten weche 
Das Bürgerliche Geſetzbuch beftimmt in § 32, daß die Im 
gelegenheiten der Vereine, ſoweit ſie nicht vom Vorſtand oder 
einem anderen Vereinsorgane zu beſorgen find, durch Beſchluß 
in einer Mitgliederverſammlung geordnet werden, und es läßt 
in 5 40 zu, daß mit Bezug auf den Gegenſtand des 9 32 u 
der Satzung dispofitive Vorſchriften getroffen werden. Dani 
iſt, wie im Gemeinen Recht, ein autonomes Recht der Verein 
anerkannt. Daneben iſt ein dieſe Rechtsſtellung beſchränkerdes 
Auffichtsrecht des Staates im Sinne des Preußiſchen Allgemein 
Landrechts in den 85 25 — 53 des Bürgerlichen Geſetzbuche⸗ 
nicht vorgeſehen. Demzufolge iſt anzunehmen, daß, wie ni 
dem Gemeinen Recht, fo auch nach dem Bürgerlichen Geſezbuh 
die ſachliche Nachprüfung eines Ausſchließungsbeſchluſſes de 
Mitgliederverſammlung durch den Richter ſich als ein m 
berechtigter Eingriff in die autonome Verfaſſung der Bere 
($ 25 des Bürgerlichen Geſetzbuches) darſtellen wurde, und d 
kann ſomit von dem Feſthalten an der dem Preußiſchen bah 
entſprechenden Praxis keine Rede ſein. 


Zu Art. 180 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 864 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Huge 
6. A.-G. vorm. Gebr. Hugger vom 26. Oktober 1901, 
Nr. 221/1901 V. 
II. J. O. L. G. Poſen. 


Die Revifion des Beklagten ift zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Im Ergebniß ift die Eutſcheidung des Berufungertfeil 
trotzdem richtig, weil der Eingriff in das Beſitverhältniß, gehe 
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welchen Klägerin Schutz verlangt, vor dem 1. Januar 1900 
verübt und vollendet worden iſt und auf einen derartigen Fall 
— er mag ſich als Befigentfegung oder als Befitzſtörung 
harakterifiren, er mag den Sachbefitz oder den Rechtsbefitz be⸗ 
treffen — der $ 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
überhaupt keine Anwendung findet. Der gerichtliche Schutz 
gegen Befitzdelikte, deren Thatbeſtand ſich in Handlungen er⸗ 
jhöpft, die vor dem 1. Januar 1900 liegen, richtet ſich in 
materieller Beziehung nach bisherigem Recht. Die Motive zu 
Artikel 180 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch (Artikel 106 Abſatz 1 des Entwurfs I) erkennen dies 
(S. 264) ausdrücklich an, indem ſie bemerken: 
„Die Folgen des Befltzes, welche in die Zeit der Geltung 
des neuen Rechts fallen, mögen die Zuſtände auch ſchon 
früher begonnen haben, find nach neuem Recht zu be⸗ 
urtheilen. Nicht berührt werden hierdurch die Anfprüche, 
welche in der Zeit der Geltung des alten Rechtes nach 
dieſem dem Befitzer erwachſen find“, 
und in dieſem Sinne find die Vorſchriften in Artikel 180 und 
Artikel 191 Abſatz 2 Satz 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch zu verſtehen. Soweit nach ihnen die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung oder ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden ſollen, ift ein Thatbeſtand voraus⸗ 
geſetzt, der nicht bereits vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
zum Abſchluß gelangt iſt. Dies wird auch in der Litteratur 
— ſoviel zu erfehen ohne Widerſpruch — anerkannt, 
vergl. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht, Bd. 1 S. 58, 
und Habicht, Einwirkung, S. 364) 
und ein Widerſpruch liegt namentlich nicht darin, daß der 
Befitzer die Anwendung des neuen Rechts, wofern ihm dieſes 
günftiger iſt, gegen Befitzſtörungen ſoll verlangen dürfen, die 
über den 1. Januar 1900 hinaus fortdauern. Ob dies richtig 
iſt, kann übrigens für den vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben; 
denn hier handelt es ſich nicht um Befitzſtörung, ſondern um 
Beſitzentziehung, und außerdem nicht um die Anwendung des 
neuen Rechts zu Gunſten desjenigen, gegen den das Beſitzdekikt 
verübt worden iſt, ſondern um die Frage, ob das neue Recht 
— und ſpeziell der § 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs — zu Gunſten desjenigen eingreift, der das Befitzdelikt 
vor dem 1. Januar 1900 begangen hat. Da dies zu verneinen 
iſt, ſo kann es auch unerörtert bleiben, ob — wie der Be⸗ 
rufungsrichter im Anſchluß an die dem jetzigen § 260 der 
Civilprozeßordnung beigegebene Begründung angenommen hat — 
der Befitzklage gegenüber durch 8 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Erhebung einer petitoriſchen Widerklage zur 
Feſtſtellung des in dieſer Vorſchrift näher bezeichneten Rechts 
an der Sache hat zugelaſſen werden ſollen. Iſt dies der Fall 
und hat man alſo, was dahingeſtellt bleiben mag, auch in dieſer 
Beziehung eine Abweichung von dem bisherigen Recht (vergl. 
über dieſes Entſch. des R. G. Bh. 23 S. 398) anzunehmen, fo 
kann doch auf dieſem Wege, alſo durch Erhebung einer peti⸗ 
toriſchen Widerklage, nicht das Erlöſchen eines Befitzſchutz⸗ 
anſpruchs herbeigeführt werden, der bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Rechts begründet war. Denn die Frage, wo⸗ 
durch ein ſolcher Anſpruch zum Erloͤſchen gebracht werden kann, 
gehört dem materiellen Recht an, und in materieller Beziehung 
kommt, wie bereits bemerkt, nur das bisherige Recht zur An⸗ 
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wendung. Ob der Beklagte, wenn er bereits ein rechts kräftiges 
Urtheil des in 8 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
näher bezeichneten Inhalts erſtritten hätte, ſich der Befitzklage 
gegenüber auf dieſes berufen und daraus einen zu beachtenden 
Einwand herleiten könnte, wie Habicht a. a. O. meint, bedarf 
hier ebenfalls keiner Entſcheidung, da dieſer Fall nicht vorliegt, 
der Beklagte vielmehr erſt mit der von ihm erhobenen Wider⸗ 
klage ein fein Recht auerkennendes Urtheil erſtreiten will. 


Zu den 89 929, 931 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Milch ⸗ 
ſack und Gen. 6. Holzinduſtrie vom 8. Oktober 1901, 
Nr. 194/1901 II. 

II. J. O. L. G. Coͤln. 


Die Revifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Klageanſpruch auf Herausgabe der im Beſitze der be⸗ 
klagten Speditionsfirma befindlichen, von dieſer feiner Zeit für 
den Nebenintervenienten G. auf Lager genommenen Hoͤlzer wird 
auf das von der Klägerin behauptete Eigenthum an dieſen 
Hölzern gegründet, welches fie von der Firma Kl. & Co. er- 
worben haben will, der daſſelbe vorher von dem Nebeninter- 
venienten rechtswirkſam übertragen worden ſei. 

In dieſer Hinſicht iſt von den Vorinſtanzen thatſaͤchlich 
feſtgeſtellt, auch unbeſtritten, daß der Nebenintervenient, welcher 
am 10. Mai 1900 die ſtreitigen Hölzer der genannten Firma 
Kl. & Co. verkauft hat, gleichzeitig die Beklagte unter Mit⸗ 
theilung dieſes Verkaufs benachrichtigte, daß er die Hölzer der 
genannten Firma zur Verfügung ſtelle, und fie erſuchte, die⸗ 
ſelben gegen Zahlung der auf ihnen laſtenden Lager ⸗ und 
jonftigen Koſten auszuhändigen, weiterhin auch Kl. & Co. einen 
bezüglichen Verfügungsſchein überſandte, daß ſodann Kl. & Co. 
die Hölzer am 11. Mai 1900 an die Klägerin weiter verkaufte 
und ihrerſeits ihr Verfügungsrecht der Beklagten gegenüber der 
Klägerin übertrug. 

Die Annahme des Oberlandesgerichts, daß danach das 
Eigenthum rechtswirkſam auf die Klägerin übergegangen ſei, 
entſpricht den bezüglichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs und iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach § 929 J. o. 
iſt zwar zur Uebertragung des Eigenthums an einer beweglichen 
Sache, außer der auf die Uebertragung gerichteten Willenseini⸗ 
gung, die Uebergabe erforderlich. Dieſe Uebergabe kann aber 
nach § 931, wenn ein Dritter im Befite der Sache iſt, da⸗ 
durch erſetzt werden, daß der Eigenthämer dem Erwerber den 
Anſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt. Daß Letzteres im 
vorliegenden Falle ſowohl im Verhältniß des Nebenintervenienten 
zu Kl. & Co. als im Verhältniß der letzteren Firma zu der 
Klägerin geſchehen iſt, hat das Oberlandesgericht ohne Rechts⸗ 
irrthum angenommen und feſtgeſtellt. — 

Wenn die Reviſion hiergegen zunächſt geltend macht, daß 
insbeſondere Seitens des Nebenintervenienten nur eine An⸗ 
weiſung im Sinne von $ 783 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
an die Beklagte, die Hölzer an Kl. & Co. auszuantworten und 
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dadurch erſt die Uebergabe derſelben zu bewirken, erfolgt fet, 
welche derſelbe jeden Augenblick habe widerrufen konnen, und 
daher am 13. Mai 1900, als er Kenntniß von der ſchlechten 
finanziellen Lage von Kl. & Co. erhielt, rechtswirkſam wider⸗ 
rufen habe, daß dagegen eine Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nicht in Frage ſtehe, jo ſcheitert dieſer Angriff an der 
entgegenſtehenden thatſächlichen Beurtheilung des Oberlandes⸗ 
erichts, die weder einen Rechtsirrthum noch einen Mangel an 

egründung erkennen läßt. Daß in der Zurverfügungſtellung 
der Waare zu Gunſten von Kl. & Co. insbeſondere auf Grund 
des ſtattgehabten Verkaufs ſowie in der Uebergabe des Verfügungs 
ſcheines eine Uebertragung des Herausgabeanſpruchs, 5 daß 
derſelbe in der Perſon des Uebertragenden unterging und nun⸗ 
mehr nur Kl. & Co. zuftand, gefunden werden konnte. iſt 
recht bedenklich. Dabei iſt die tbeilweiſe irrthümliche Wiedergabe 
des Briefes der Beklagten an die Klägerin vom 11. Mai 1900 
nicht von entſcheidender Bedeutung. 

Auch die weitere Rüge der Revifion, daß, falls eine Ab⸗ 
tretung des Heraus gabeanſpruchs angenommen werden konnte, 
dieſelbe doch keine unbedingte geweſen ſein würde, vielmehr von 
Zahlung der auf den Hölzern zu Gunſten der Beklagten laſtenden 
Speſen abhängig gemacht worden ſei, daher auch der Eigen⸗ 
thumsübergang durch dieſe bisher nicht erfolgte Zahlung bedingt 
gewefen fei, iſt nicht begründet. Der Nebenintervenient G. 

eſaß ſelbſt nur den Anſpruch auf Herausgabe gegen Bezahlung 

der Speſen; dieſen Anſpruch hat er nach der Feſtſtellung des 
Oberlandesgerichts unbedingt abgetreten, und das genügt nach 
8 931 cit., um den Eigenthumsübergang zu bewirken. Daß 
die Beklagte dem unbedingt übertragenen Herausgabeanſpruch 
nur Folge zu geben braucht, wenn fie ihre Koſten erſetzt erhält, 
iſt für die Frage des Eigenthumsübergangs nicht von Be⸗ 
deutung. 

Hiernach erſcheint der Vindikationsanſpruch, ſo wie derſelbe 
durch das vom Oberlandesgericht aufrechterhaltene Urtheil des 
Landgerichts zugeſprochen iſt, gemäß $ 985 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an ſich als begründet, und es kann ſich nur noch 

en, ob von dem Oberlandesgericht mit Recht angenommen 
ift, daß demſelben auch nicht mit Erfolg die namentlich in den 
Vorinſtanzen von der Beklagten und dem Nebenintervenienten 
aufgeftellte Behauptung entgegengeießt werden könne, daß Kl. & Co. 
den Erwerb der Hölzer durch Vorſpiegelung nicht vorhandener 
Kreditwürdigkeit bewirkt hätten, und daß es ſich dabei um be⸗ 
trügeriſche Machenſchaften, bei denen die Klägerin im Ein⸗ 
vernehmen mit Kl. & Co. verfahren ſei, handele. Auch darin 
{ft dem Oberlandes gericht beizupflichten. Daß die Vorausſetzung 
des § 986 Abſ. 1 Satz 1 nicht vorliegt, ergiebt ſich ohne 
Weiteres, da eine Berechtigung der Beklagten oder des Neben⸗ 
intervenienten auf den Beſitz der Klägerin gegenüber nicht in 
Frage ſteht. Die Anfechtung des Kauf eichäftes zwiſchen dem 
Nebenintervenienten und Kl. & Co. A Grund der 88 119, 
123 und 148 des Bürgerlichen Geſetzbuchs berührt nicht das 
Verhältniß der an demſelben nicht betheiligten Klägerin, ins⸗ 
beſondere der Beklagten gegenüber. Auf & 934 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs kann ſich die Beklagte bezw. der Neben⸗ 
intervenient gleichfalls nicht berufen, weil zu der Zeit, als die 
Klägerin die Hölzer kaufte, und ihr der Herausgabeanſpruch 
übertragen wurde, am 11. Mai 1900, nach den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanzen das Geſchäft zwiſchen dem Nebenintervenienten 
und Kl. & Co. noch nicht angefochten war, die Voraus ſetzung 
alſo, daß der Veräußerer nicht Eigenthümer war, nicht vorlag, 
die Klägerin daher auch inſoweit nicht in böſem Glauben ſein 
konnte. Endlich kann ſich die Beklagte auch nicht auf § 986 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtüge, weil es ſich nicht 
um eine Einwendung der Bekl. gegen den abgetretenen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe ſelbſt handelt, ſondern nur darum, ob 
der — an ſich nicht beſtrittene — Anſpruch rechtswirkſam auf 
die Kläger übergegangen iſt. 
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Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. M. o. M. 
vom 29. Oktober 1901, Nr. 262/1901 III. 


II. J. O. L. G. Caſſel. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Kläger hat auf Cheſcheidung gemäß § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geklagt. Die Beklagte hat zugegeben, 
daß das eheliche Verhältniß zwiſchen den Parteien ſeit langer 
Zeit zerrüttet iſt, ſie beſtreitet aber, daß dieſe Zerrüttung durch 
ſchwere Pflichtverletzung ihrerſeits herbeigeführt worden ſei, viel⸗ 
mebr habe der Kläger dieſelbe durch ſchwere Verletzung ſeiner 
Pflichten bewirkt. Das Berufungsgericht hat die Klage ab- 
8 Es führt aus, daß ein Beweis dafür, daß die nach 
er übereinſtimmenden Darftellung der Streittheile beſtehende 
Zerrüttung ihrer She ausſchließlich durch die Schuld der 
Beklagten hervorgerufen ſei, wie nach § 1568 des Bürger- 
lichen Geſeßbuchs erforderlich erſcheine, nicht erbracht ſei. 
Es ſtellt ſodann feſt, daß der Kläger ſich auch ſeinerſeits Pflicht⸗ 
verletzungen habe zu Schulden kommen laſſen, ſomit die 
Beklagte, wenn auch vielleicht überwiegend, fo doch nicht 
allein die Zerrüttung verſchuldet habe. Nur dann, wenn 
Kläger ſich ſelbſt in einer dem ſittlichen Weſen der Che 
entſprechenden Weiſe verbalten hätte, könnte er den Scheidungs⸗ 
grund des 8 1568 geltend machen und „nur dann“ 
Önnten die Verfehlungen der Beklagten als Urſache fort⸗ 
dauernder Zerrüttung der Ehe und als Grund angeſeben 
werden, aus dem dem Kläger die Fortſetzung der Che nicht 
zuzumuthen wäre. 

Hiernach beruht das Urtheil auf dem Satze, daß die Klage 
auf Eheſcheidung auf Grund des 5 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Vorausſetzung habe, daß die Zerrüttung des 
ehelichen Lebens der Streittheile ausſchließlich auf der Schuld 
des beklagten Theiles beruhe, und dann zurückzuweilſen ſei, wenn 
den klagenden Theil auch nur eine Mitſchuld treffe. Auch in 
der Schlußausführung iſt nicht etwa die urſächliche Wirkun 
der Verfehlungen des beklagten Theils für den konkreten Fa 
verneint, ſondern rechtsgrundſätzlich daran feſtgehalten, daß von 
einer die Zerrüttung des ehelichen Lebens begründenden oder 
verurſachenden Pflichtverletzung im Sinne des, § 1568 dann 
nicht geſprochen werden könne, wenn den klagenden Theil eine 
Müſchuld an der Zerrüttung treffe. 

Dieſe Auffaſſung des § 1568 widerſpricht aber der dies ⸗ 
ſeits bereits in einer Rehe von Entſcheidungen niedergelegten 
Auslegung des genannten Paragraphen, wonach der Eheſcheidung 
auf Grund deſſelben, wenn die übrigen Vorausſetzungen, ins⸗ 
beſondere der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen den Pflicht⸗ 
verletzungen des beklagten Theiles und der Zerrüttung des 
ehelichen Lebens der Streittheile, gegeben find, der Umſtand 
nicht entgegenſtehe, daß der klagende Theil ſich gleichfalls 
ſchwere die Zerrüttung mitbegründende Pflichtverletzungen hat 
zu Schulden kommen laſſen (Entſch. des R. G. IV. C. S. 
vom 2. Juli 1900, IV. 118/1900 und II. C. S. vom 
2. Juli 1901 Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 644 
und von 1901 S. 596). Es iſt daher, da kein Grund vor⸗ 
liegt von dieſen Sätzen abzugehen, das Berufungsurtheil auf⸗ 
zuheben. Da das Berufungsgericht noch keine Feftftellungen 
dahin getroffen hat, in wie weit ſchwere Pflichtverletzungen 
der Beklagten vorliegen, auch neuer Beweis in zweiter 
Inſtanz bezüglich derſelben angetreten iſt, ſo iſt die Sache 
zur Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. | 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
2000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.) “) 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 30. November 
1901 ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 8 8. 

Es iſt für dieſen Rechtsſtreit die Auslegung des 8 8 des 
G. V. G. entſcheidend. Denn wenn mit deſſen Inhalt Art. 63 
des Heſfiſchen Geſetzes vom 31. Mai 1879 in Widerſpruch ſteht, 
jo kann letztere Beſtimmung gemäß Art. 2 der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs vom 16. April 1871, wonach das Reich 
innerhalb des Bundesgebietes das Recht der Geſetzgebung nach 
Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaſſung und mit der Wirkung 
ausübt, daß die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen, nach 
feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. (deſſen Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 3 Nr. 14 S. 33, Bd. 15 Nr. 9 S. 29, Bd. 19 
Nr. 33 S. 180, Bd. 27 Nr. 25 S. 112, Bd. 29 Nr. 8 S. 26) 
Geltung nicht in Anſpruch nehmen. Das B. G. iſt betreffs 
der Auslegung des 3 8 des G. V. G. in Uebereinſtimmung mit 
dem Gericht I. J. davon ausgegangen, daß dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung zwar ſich nicht auf das Disziplinarverfahren im 
engeren Sinne beſchränke, ſondern auch auf den Fall einer 
Verſetzung oder Amtsenthebung im Intereſſe der Rechtspflege 
zu beziehen ſei, daß ferner die Worte in Abſ. 1 des § 8 des 
G. V. G. „an eine andere Stelle“ nicht (wie in den Gründen 
der Plenarentſcheidung des O. L. G. angenommen worden iſt) 
auch eine andere nicht richterliche Stelle, ſondern nur eine 
andere richterliche Stelle bedeuten, daß jedoch (was auch in 
jener Plenarentſcheidung ausgeführt wurde) eine Verſetzung an 
eine andere nicht richterliche Stelle als das Mindere unter den 
Begriff den im Abſatz 1 des 8 8 des G. V. G. für zuläffig 
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erklärten dauernden Amtsenthebung der Richter falle. Dieſen 
Ausführungen kann jedoch in letzterer Beziehung und alſo 
inſoweit, als ſolche annehmen, daß Art. 63 des Heſffiſchen 
Geſetzes vom 31. Mai 1879 mit 8 8 des G. V. G. nicht in 
Widerſpruch ſtehe, nicht beigetreten wurden. Ausführlich be⸗ 
gründet. III. C. S. i. S. Eckſtein o. Heſſiſcher Fiskus vom 
18. Oktober 1901, Nr. 181/1901 III. 

Zur Civilprozeßordnung. 

2. 8 9. 

Es iſt von dem erkennenden Senate ſchon zu wiederholten 
Malen (vergl. III. 354/99, III. 23/00 und Beſchluß vom 
11. Januar 1901 in Sachen Peterſen wider Pralle III. 338/89) 
ebenſo vom II. C. S. (vergl. II. 27/00 und Beſchluß vom 
24. September 1901 II. B. 102/01 Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1901 S. 724 Nr. 18) ſowie vom VI. und VII. C. S. 
(vergl. VI. 359/99, 15/00 und VIa 396/99) ausgeſprochen 
worden, daß auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 die 
Berechnung des Streitwerths zum Zweck der Gebührenerhebung 
für Schadenserſatzforderungen in Rentenform, welche vor dem 
1. Januar 1900 entſtanden, ſomit gemäß Art. 170 des E. G. 
zum B. G. B. nach dem bis dahin geltenden Rechte zu be⸗ 
urtheilen find, nicht nach den Beſtimmungen des § 9a des 
G. K. G., ſondern wie bisher gemäß § 9 der C. P. O. zu er⸗ 
folgen hat. Die diesſeitigen Gründe (vergl. die oben citirte 
Entſcheidung vom 11. Januar 1901) decken ſich im Weſentlichen 
mit der auch vom Beſchwerdeführer angezogenen Entſcheidung 
des II. C. S. vom 24. September l. J. und kann daher auf 
dieſe verwieſen werden. Ein Grund, von der diesſeitigen Praxis 
abzugeben, liegt nicht vor. Jusbeſondere rechtfertigt der Um- 
ſtand, daß die nach dem früheren Rechte gleichfalls in Renten⸗ 
form zuzubilligenden Schadenserſatzanſprüche einen ähnlichen 
wirthſchaftlichen Charakter haben, wie die Renten im Sinne 
der 8 843 und 844 des B. G. B., noch nicht die Ausdehnung 
der Anwendung der für dieſe Anſprüche getroffenen und auf ſie 
ausdrücklich beſchränkten beſonderen Beſtimmungen der C. P. O. 
8 708 und 850 und des G. K. G. § 9a auf die Schadens ⸗ 
erſatzforderungen des früheren Rechtes. III. C. S. i. S. 
Gemeinde Maua o. Hermann vom 29. Oktober 1901, 
B Nr. 216/1901 III. 

3. 8 23. 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Herr Bekl. zur Zeit 
der Erhebung der Klage (November 1900) im Deutſchen Reich 
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keinen Wohnfitz hatte und in Folge deſſen ein Gerichtsſtand 
aus 8 23 der C. P. O., deſſen Vorausſetzungen im Uebrigen 
bezüglich des Gerichts I. J. vorliegen, begründet iſt. Der 
Begriff des Wohnfiges in der C. P. O. iſt dem bürgerlichen 
Rechte entnommen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 
Nr. 103) und richtet ſich daher ſeit 1. Januar 1900 nach den 
Beſtimmungen des B. G. B. In dieſer Beziehung kann es nun 
zunächſt dahin geſtellt bleiben, ob in Folge der Preußiſchen 
Kabinetsordre vom 9. Juni 1821 (Lottner, Sammlung der 
Geſetze c. der Preußiſchen Rheinprovinz, Bd. 3 Seite 412/13) 
Art. 58 des E. G. zum B. G. B. („oder welche dieſen Häuſern 
bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter ... vor dem 
Inkrafttreten des B. G. B. durch Landesgeſetz gleichgeftellt 
worden ſind“) auf das beklagtiſche Haus Anwendung leidet. 
Denn Art. 58 beſtimmt lediglich, daß in Anſehung der 
Familienverhältniſſe und der Güter der dort genannten 
Häuſer die Vorſchriften der Landesgeſetze und nach Maßgabe 
der Landesgeſetze die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt 
bleiben. Die Beſtimmungen des B. G. B. über den Wohnſitz 
fallen aber nicht unter den Begriff der Familienverhältniſſe und 
der Güter der genannten Häuſer. Es kommt daher ſchon aus 
dieſem Grunde auf den auch im Uebrigen vorliegend nicht an⸗ 
wendbaren Inhalt des § 15 der Preußiſchen Inſtruktion vom 
30. Mai 1820 wegen Ausführung des Edikts vom 21. Juni 1815 
die Verhältniſſe der vormals unmittelbaren Reichsſtände betreffend 
nicht an. III. C. S. i. S. Fürſt Hatzfeld 6. Großhennig vom 
5. November 1901, Nr. 363/1901 III. 

4. 88 89, 99. 

Die beiden Kl. waren in der I. J. durch den Rechts⸗ 
anwalt A., der auch in ihrem Namen die Klage erhoben hatte, 
vertreten worden. Gegen das landgerichtliche Urtheil legte der 
Bekl. die Berufung ein. In der Berufungsinftanz beftellte ſich nur 
für die Kl. zu 1 ein Vertreter, wogegen der Kl. zu 2 unver- 
treten blieb. Dem letzteren wurden deshalb alle Ladungen zu 
Händen des erſtinſtanzlichen Anwalts zugeſtellt. Nachdem eine 
Reihe ſolcher Zuſtellungen ergangen waren, zeigte der Rechts⸗ 
anwalt A. dem B. G. mittels Schriftſatzes an, daß er die Ver. 
tretung des Kl. zu 2 niederlege, und gleichzeitig bemerkte er, 
daß er vom dieſem Kl. nicht zur Anſtellung der Klage ermächtigt 
geweſen ſei, deſſen Aufführung im Rubrum vielmehr auf einem 
Mißverſtändniſſe beruhe. Der Bekl. beſtritt ſolches, indem er 
behauptete, daß der Kl. zu 2 von dem für ihn geführten Pro- 
zeſſe, ſowie von den Terminen in Kenntniß geſetzt ſei. Der 
Rechtsanwalt A. hielt, als Zeuge vernommen, ſeine Angaben 
aufrecht. Bei der weiteren mündlichen Verhandlung zwiſchen 
der Kl. zu 1 und dem Bell. gelangte der Streit in der Haupt⸗ 
ſache dadurch zur Erledigung, daß die Kl. die Klage mit Ge⸗ 
nehmigung des Bekl. theilweiſe zurücknahm und dieſer das 
weitere Verlangen der Kl. als begründet anerkannte. Das 
B. G. hat nun unter 1 der Formel dahin erkannt, daß die 
Klage, ſoweit ſie vom Rechtsanwalt A. Namens des Kl. zu 2 
erhoben iſt, zurückgewieſen wird und die dem Bekl. erwachſenen 
Prozeßkoſten zur Hälfte dem Rechtsanwalt A. auferlegt werden, 
und unter III, daß die Kl. zu 1 die Koſten des Rechtsſtreits 
zu tragen hat, ſoweit fie nicht unter I dem Rechtsanwalt A. 
auferlegt ſind. In der Begründung iſt ausgeführt: der Kl. 
zu 1, der gegenüber dem Anerkenntniſſe des Bekl. gemäß zu 
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erkennen geweſen ſei, fielen die Koſten der von ihr erhobenen 
Klage zur Laſt; anders geftalte fi die Sachlage, ſoweit die 
Rechtsverfolgung Namens des Kl. zu 2 geſchehen ſei; da der 
Rechtsanwalt A. nach ſeiner Ausſage keine Vollmacht gehabt 
habe, für den Kl. zu 2 aufzutreten, dieſer auch nicht die Prozeß⸗ 
führung genehmigt habe, ſo ſei das erſte Urtheil, ſoweit es ihn 
betreffe, abzuändern und der Klageantrag, ſoweit er für ihn 
geſtellt war, als unbefugt zurückzuweiſen, der Rechtsanwalt A. 
aber, der ohne Vollmacht zur Prozeßführung zugelaſſen worden, 
gemäß 5 89 der C. P. O. zu verurtheilen, die dem Bekl. in 
Folge der Zulaſſung des Kl. zu 2 erwachſenen Koſten zu erſetzen. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat der Rechtsanwalt A. die ſofortige 
Beſchwerde mit dem Antrage erhoben, ihn von jeder Koſtenlaſt 
zu befreien. Die Beſchwerde war für zuläffig zu erachten. Der 
8 99 Abſ. 2 der C. P. O. findet hier Anwendung. Eine Ent- 
ſcheidung in der Hauptſache iſt gegen Rechtsanwalt A. nicht 
ergangen und konnte nicht gegen ihn ergehen. Der Beſchwerde 
ſteht auch die Beſchränkung des $ 567 Abſ. 2 der C. Y. O. 
nicht entgegen. In letzterer Beziehung find die vom R. G. für 
den Fall des 8 102 der C. P. O. aufgeſtellten Grundſätze hier 
gleichfalls maßgebend (vergl. den Beſchluß des R. G. vom 
19. Juni 1900, II B 71/1900, mitgetheilt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, Jahrgang 1900 S. 586 Nr. Y. Der Bekl., 
dem die Beſchwerde abſchriftlich mitgetheilt iſt, hat innerhalb 
der ihm geſtellten zweiwöchigen Friſt eine ſachliche Erklärung 
nicht abgegeben. Die Beſchwerde mußte auch materiell für 
begründet erachtet werden. Die Erfordernifſe für die An⸗ 
wendung des 5 89 der C. P. O., auf den der B. R. die Ent- 
ſcheidung geſtützt hat, find nicht gegeben. Dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung, die mit der Vorſchrift des vorhergehenden § 88 
in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht, ſetzt voraus, daß der 
Mangel der Vollmacht gerügt worden iſt, im Parteiprozeß von 
Amtswegen, im Anwaltsprozeß, und um einen ſolchen handelt 
es ſich hier, von dem Gegner. In einem derartigen Falle kann 
das Gericht den Bevollmächtigten — gegen oder ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung für Koſten und Schäden — zur Prozeßführung 
einſtweilen zulaſſen und, wenn dies geſchieht, hat es gleichzeitig 
dem Bevollmächtigten eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren 
er die Genehmigung ſeiner Partei zur Prozeßführung beizu⸗ 
bringen hat; erſt wenn dieſe Friſt abgelaufen iſt und die Ge⸗ 
nehmigung auch nicht fpäter vor dem Erlaſſe des Endurtheils 
beigebracht wird, ift der einftweilen zur Prozeßführung Zuge⸗ 
laſſene zum Erſatze der dem Gegner in Folge der Zulaſſung 
erwachſenen Koſten zu verurtheilen. An allen dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen fehlt es aber im gegenwärtigen Falle. Der Bekl. hat 
in der I. J. den Mangel einer Vollmacht von Seiten des Kl. 
zu 2 nicht gerügt und in der II. J., nachdem der Rechts⸗ 
anwalt A. angezeigt hatte, daß er von dem Kl. zu 2 zur Klage 
erhebung nicht ermächtigt ſei, ſogar dieſe Thatſache beſtritten. 
In Folge des Mangels einer Rüge von Seiten des Bekl. iſt 
aber das Gericht nicht in der Lage geweſen, wie es nach der 
geſetzlichen Vorſchrift erforderlich geweſen wäre, über die einſt⸗ 
weilige Zulaſſung des Rechtsanwalts A. zu befinden und dieſem 
zur Beibringung der Genehmigung ſeiner Partei eine Friſt zu 
beſtimmen. Bei dieſer Sachlage iſt dem Bekl. auf Grund des 
§ 89 der C. P. O. ein Recht, von dem Rechtsanwalt A. die 
Koſten erſtattet zu verlangen, die ihm dadurch entſtanden find 
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daß dieſer als Bevollmächtigter des Kl. zu 2 thatſächlich zu⸗ 
gelaſſen iſt, nicht erwachſen. Der B. R. hat ſonach den 8 89 
zu Unrecht angewendet und deshalb war das Urtheil, ſoweit 
durch daſſelbe dem Beſchwerdeführer die dem Bekl. erwachſenen 
Prozeßkoſten zur Hälfte auferlegt find, aufzuheben. Die Er⸗ 
Örterung der Frage, welche Partei dieſe dem Rechtsanwalt A. 
auferlegten Koſten zu tragen hat, liegt außerhalb der Grenzen 
der gegenwärtigen Entſcheidung. IV. C. S. i. S. Krauſe c. Leder 
vom 11. November 1901, B Nr. 154/1901 IV. 

5. 8 99. 

Die Kl., deren Anſpruch auf Vollſtreckbarkeitserklärung 
eines zwiſchen den Parteien ergangenen Schiedsſpruchs ſofort 
von der Bekl. anerkannt iſt, wurde in dem auf Grund jenes 
Anerkenntniſſes die Bekl. verurtheilenden erſtinſtanzlichen Er⸗ 
kenntniſſe ſchuldig geſprochen, die Koſten des Verfahrens zu 
tragen. Der gegen dieſe Koſtenentſcheidung gerichteten Be⸗ 
rufung der Kl. iſt ſtattgegeben, und die Bekl. mit jenen 
Koſten belaſtet. Dieſes Urtheil wird jetzt mit der Beſchwerde 
von der Bekl. angefochten. Die Beſchwerde muß für formell 
unzuläſſig erachtet werden. Der Abſ. 2 des 8 99 der C. P. O. 
trifft, nachdem im Abſ. 1 die Anfechtung der Entſcheidung 
wegen der Koften nur bei gleichzeitiger Anfechtung der Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache und nur mit dem gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung gegebenen Rechtsmittel zugelaſſen iſt, die Beſtimmung, 
daß, falls die Hauptſache durch ein Anerkenntnißurtheil erledigt 
worden, die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ſelbſtändig an⸗ 
gefochten werden kann. Im Abſ. 3 iſt endlich das Rechtsmittel 
der Beſchwerde in allen Fällen gegeben, in denen durch das 
Urtheil eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht getroffen. 
Hiernach muß bezüglich des gegenwärtig in Frage ſtehenden 
Falles der Erledigung des Prozeſſes durch Anerkenntniß, da in 
dieſer Beziehung die Beſtimmung in einem beſonderen Abſatz 
getroffen, der Wille des Geſetzgebers als dahingehend aufgefaßt 
werden, daß hier der Abſ. 3 überhaupt nicht zur Anwendung 
kommt, vielmehr dann, wenn das Anerkenntniß, wie vorliegend 
geſchehen, bereits in I. J. abgegeben iſt, und das Urtheil der 
höheren Inſtanz lediglich den Koſtenpunkt betrifft, gegebenen⸗ 
falls gegen dieſes Urtheil nur die Reviſion als Rechtsmittel 
Platz greift. Dieſe Anſicht, welche durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes nicht unweſentlich unterſtützt wird, hat 
auch ſchon Anerkennung gefunden in Beſchlüſſen des R. G. 
(vergl. Juriſt. Wochenſchr. von 1901 S. 4 Nr. 2 und S. 5 
Nr. 3). VII. C. S. i. S. Stadt Landsberg a. W. o. All⸗ 
gemeine Gas- A.-G. vom 19. November 1901, B Nr. 133/1901 VII. 

6. 8 102. 

In der auf Widerſpruch gegen einen Zahlungsbefehl bei 
dem Amtsgerichte anhängigen Prozeßſache hatte der Kl. dem 
Rechtsanwalte N. — dem jetzigen Beſchwerdeführer — Prozeß⸗ 
vollmacht ertheilt; letzterer reichte die Koſtenfeſtſetzungs geſuche 
vom 25. Januar 1901 und 8. März 1901 bei dem gedachten 
Amtsgerichte ein; auf ſeine ſofortige Beſchwerde vom 3. April 1901 
gegen deſſen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 23. März 1901 hat 
daſſelbe auf Grund der 88 577 Abſ. 3, 571 der C. P. O. feine 
angefochtene Entſcheidung durch Beſchluß vom 2. April 1901 
dahin abgeändert, daß die zu erſtattenden Koſten auf noch 
weitere 23 Mark 12 Pf. feſtgeſetzt wurden. Auf ſofortige 
Beſchwerde der Bekl. änderte das L. G. zu Dortmund durch 
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Beſchluß vom 20. Juni 1901 jene Gntſcheidung vom 
26. April dahin ab, daß die danach zu erſtattenden Koſten auf 
9 Mark 52 Pf. feſtgeſetzt, dem Kl. alſo 13 Mark 60 Pf. ge⸗ 
ſtrichen wurden. Gegen dieſen Beſchluß des L. G. hat Rechts⸗ 
anwalt N. im Auftrage des Kl. weitere Beſchwerde eingelegt, 
die durch Beſchluß des O. L. G. in Anwendung des § 568 
Abſ. 3 der C. P. O. als unzuläffig verworfen wurde, da eine 
weitere Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des L. G. in Betreff 
der Prozeßkoſten vorliege und die Beſchwerdeſumme nur 13 Mark 
60 Pf. betrage. Nach Anhörung des Rechtsanwalts N. hat 
ſodann das gedachte O. L. G. dieſem in dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſe auf Grund des § 102 der C. P. O. die Koften jener 
Beſchwerde auferlegt. Gegen dieſen am 24. Oktober 1901 zu⸗ 
geſtellten Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde gerichtet, welche 
Rechtsanwalt N. in einer nur von ihm unterzeichneten Beſchwerde⸗ 
ſchrift eingelegt hat. Gegen dieſe nach § 102 Abſ. 3 der C. P. O. 
an ſich zulälfige ſofortige Beſchwerde kann zunächſt daraus, daß 
die Beſchwerdeſchrift nur von dem bei dem O. L. G. nicht zu⸗ 
gelaſſenen Beſchwerdeführer unterzeichnet iſt, ein Bedenken nach 
der Richtung hin nicht erhoben werden, daß deren Einlegung 
dem Anwaltszwange unterlegen habe und fie deshalb nicht in 
zuläffiger Weiſe eingelegt ſei. Denn es kommt im gegebenen 
Falle nach der obigen Sachdarſtellung auch für dieſe Beſchwerde 
die Beſtimmung in dem zweiten Abſatze des 8 569 der C. P. O. 
zur Anwendung, wonach die Einlegung durch Erklärung zum 
Protokolle des Gerichtsſchreibers erfolgen kann, alſo dem Anwalts- 
zwange nicht unterliegt und folgeweiſe auch ſchriftlich geſchehen 
kann, wenn der Rechtsſtreit bei einem Amtsgerichte 
anhängig war. Sodann fällt zwar die hier in Frage ſtehende 
Beſchwerdeſumme nur in die Werthklaſſe bis zu 20 Mark; der 
erkennende Senat hat jedoch in ſeinem Beſchluſſe vom 19. Juni 
1900 Rep. B II 71/1900 ausgeſprochen, daß die Beſchränkung 
des § 567 Abſ. 2 der C. P. O. auf Beſchwerden gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der O. L. G. auf Grund des $ 102 der C. P. O. 
nicht anwendbar ſei und hat keinen Anlaß, von dieſer Anficht 
abzugeben. Die danach zuläffige ſofortige Beſchwerde iſt jedoch 
nicht begründet. Der Beſchwerdeführer hatte in ſeiner bei dem 
O. L. G. abgegebenen Erklärung geglaubt hervorheben zu können, 
unter den im landgerichtlichen Beſchluſſe abgeſetzten Beträgen 
ſeien 1 Mark 50 Pf. enthalten, um welchen Betrag eine in das 
Koſtenfeſtſetzungsgeſuch eingeſtellte Anwaltsgebühr für Vorbereitung 

einer durch Zahlung vor Stellung eines Antrags beim Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte erledigten Zwangsvollſtreckung in Liegenſchaften 
auf Grund des § 14 Abſ. 2 der Gebührenordnung für Rechts. 
anwälte ermäßigt worden war, dieſe Koſten könnten nicht als 
Prozeßkoſten im Sinne des 8 568 Abſ. 3 beurtheilt werden 
und deshalb ſei die weitere Beſchwerde ohne Beſchraͤnkung an 
eine Beſchwerdeſumme zuläffig geweſen. Er hat dieſes Vor⸗ 
bringen auch in ſeiner Beſchwerdebegründung wiederholt. Daſſelbe 
iſt jedoch nicht geeignet, die Annahme eines groben Verſchuldens 
des Beſchwerdeführers auszuſchließen. Wäre hier allein die 
Feſtſetzung von Koſten in einem Feſtſetzungsverfahren nach 
§ 104 ff. der C. P. O. begehrt worden, die in einer durch 
Antrag bei dem Vollſtreckungsgericht anhängig gewordenen Voll⸗ 
ſtreckung erwachſen find, ſo unterläge es keinem Bedenken, daß 
auch die Entſcheidungen über dieſe Koſten ſich als Entſcheidungen 
über Prozeßkoſten im Sinne der 88 567 Abſ. 2 und 568 
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Abſ. 3 der C. P. O. darſtellen würden; denn alle Entſcheidungen 
in einem Feſtſetzungsverfahren nach 8 104 ff. der C. P. O. find 
Entſcheidungen über Prozeßkoſten im Sinne jener Geſetzes⸗ 
beſtimmungen. Ein ſolches Verfahren nach 8 104 ff., das 
ſich auf Koſten einer anhängig gemachten Zwangs⸗ 
vollſtreckung bezieht, ſteht überdies hier garnicht in Frage. 
Der Beſchwerdeführer läßt nämlich ganz außer Acht, daß er 
in feinem Koſtenfeftſetzungsgeſuche ein Feſtſetzungsverfahren 
über jenen Betrag als Theil der Prozeßkoſten eingeleitet hat 
und daß für die hierauf ergangenen Entſcheidungen die erwähnten 
Beſtimmungen der 88 567 und 568 der C. P. O. unter allen 
Umſtänden zur Anwendung kommen müſſen. Weil er ſelbſt 
jenes Verfahren eingeleitet hat, kann er ferner zu ſeiner Ex⸗ 
culpirung ſich auch nicht auf eine Rechtsanficht des Inhaltes 
berufen, daß jene Koſten einer blos vorbereiteten Zwangs voll⸗ 
ſtreckung nicht als Theil der Prozeßkoften anzuſehen ſeien und 
daß deshalb deren Erſtattung nicht im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
auf Grund des 8 91 der C. P. O. zuläffig ſei, ſondern mit 
beſonderer Klage begehrt werden müſſe. Der Beſchwerdeführer 
hat ſodann geltend gemacht, daß er jene weitere Beſchwerde 
im ausdrücklichen Auftrage des Kl. eingelegt und dieſer ihn 
dadurch von der Verantwortung für die Beſchwerde entlaſtet 
habe. Dieſes Vorbringen vermag, wie auch in der angefochtenen 
Entſcheidung ausgeführt iſt, die Annahme eines groben Ver⸗ 
ſchuldens des Beſchwerdeführers ſchon um deswillen nicht aus 
zuſchließen, weil letzterer die Partei auf die Unzuläffigfeit der 
weiteren Beſchwerde hinzuweiſen hatte und in dem Unterlafien 
dieſes Hinweiſes allein ſchon das grobe Verſchulden im Sinne 
des 8 102 der C. P. O. liegt. Der Beſchwerdeführer hat nicht 
etwa die Behauptung aufgeſtellt, daß er dem Kl. auf die Un- 
zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde hingewieſen und dieſer trotzdem 
auf Einlegung der weiteren Beſchwerde beſtanden habe; es fehlt 
im Uebrigen auch an jedem Anhalte für eine ſolche Annahme; 
deshalb lag kein Anlaß vor, zu der Frage, auf die es nach der 
obigen Ausführung gar nicht mehr ankommen kann, Stellung 
zu nehmen, ob nicht auch in der Einlegung des Rechtsmittels 
im ausdrücklichen Auftrage der über deſſen Unzuläffigfeit be⸗ 
lehrten Partei ein grobes Verſchulden im Sinne des $ 102 
der C. P. O. gefunden werden könnte. II. C. S. i. S. L. 6. L. 
vom 12. November 1901, B Nr. 151/1901 II. 

7. 88 176, 576. 

Der Gerichtsſchreiber des V. C. S. des Königl. Kammer⸗ 
gerichts zu Berlin hat, nachdem in Folge des Todes des Bekl. 
Martin H. zu Herzfelde auf Antrag des Prozeß bevollmächtigten 
befielben durch Beſchluß des V. C. S. des Königl. Kammer⸗ 
gerichts vom 16. Februar 1901 die Ausſetzung des Verfahrens 
angeordnet und vom Kl. das Verfahren gegen den Erben des 
Bekl., den Kaufmann Martin Joſef Carl H. zu Herzfelde, auf⸗ 
genommen worden war, durch Entſcheidung vom 6. November l. J. 
die Ertheilung des Zeugniſſes über die Rechtskraft des gegen 
Letzteren erlaſſenen Verſäumnißurtheiles des erwähnten Senates 
des Königl. Kammergerichts vom 6. Juli 1901 verweigert, weil 
dieſes Urtheil nicht dem Prozeß bevollmächtigten des Bekl., 
ſondern nur dieſem perſönlich zugeſtellt ſei. Der V. C. S. des 
Königl. Kammergerichts hat den Antrag des Kl., den Gerichts- 
ſchreiber zur Ertheilung des beantragten Zeugniſſes über die 
Rechtekraft anzuweiſen, durch Beſchluß vom 28. September l. J. 
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auf Koften des Kl. zurückgewieſen. Die gegen dieſen Beſchluß 
eingelegte Beſchwerde iſt gemäß 8 576 der C. P. O. formell 
zuläffig und erſcheint auch in der Sache ſelbſt begründet. 
Gemäß 8 176 der C. P. O. müſſen Zuftellungen, die in einem 
anhängigen Rechtsſtreit geſchehen ſollen, an den für die Inſtanz 
beſtellten Prozeß bevollmächtigten erfolgen. Gemäß 8 86 Satz 1 
der C. P. O. wird die Vollmacht durch den Tod des Auftrag- 
gebers nicht aufgehoben. Der Bevollmächtigte hat jedoch nach 
Satz 2, wenn er nach Ausſetzung des Rechtsſtreits für den 
Nachfolger auftritt, eine Vollmacht deſſelben beizubringen. Die 
Begründung des Entwurfs zum Civilprozeß geht davon aus, 
daß der Prozeßbevollmächtigte im Falle des Todes der Partei 
zur Fortführung des Rechtsſtreits berechtigt und verpflichtet 
bleibe. Um ihm aber die Möglichkeit zu gewähren, eine neue 
Vollmacht und die noͤthige Inſtruktion von dem ihm zur Zeit 
noch nicht einmal bekannten Rechtsnachfolger ſeines Mandanten 
einzuholen, wird ihm die Befugniß eingeräumt, Antrag auf 
Ausſetzung des Verfahrens zu ſtellen. Die Begründung ſieht 
in der für dieſen Fall vorgeſehenen Zuſtellung der Ladung an 
den Nachfolger keinen Widerſpruch mit der Beſtimmung über 
die Fortdauer der Vollmacht. Es empfehle ſich dieſe Vorſchrift, 
wenn noch ſtreitig ſei, wer die Erben ſeien. Die Zuſtellung 
der Ladung an den Prozeßbevollmächtigten werde aber deshalb 
vorgeſchrieben, weil meiſt derſelbe Bevollmächtigte beibehalten 
werde. (Begründung zu 88 209 und 215 des Entwurfs, 
88 239 und 246 des Geſetzes. Hahn, Materialien zur Civil⸗ 
prozeßordnung Bd. I S. 228, 250.) Demgemäß wird von 
Planck „Lehrbuch des deutſchen Civilprozeßrechts“ Bd. I S. 231 
und von angeſehenen Kommentatoren der Civilprozeßordnung 
die Anſchaunng vertreten, daß auch im Falle der Ausſetzung des 
Verfahrens wegen des Todes der Partei die Vollmacht der 
Prozeß bevollmächtigten nicht erlöfhe. Sie wird vielmehr nur 
als gehemmt gedacht. Sie behält nach dieſer Anficht ihre 
Wirkſamkeit, wenn zwar eine Ausſetzung des Verfahrens ſtatt⸗ 
gefunden, nach der Aufnahme aber die Nichtbefolgung der Vor⸗ 
ſchrift in $ 86 nicht gerügt, bezw. im Parteiprozeſſe nicht vom 
Gericht berückfichtigt worden iſt. (Wilmowski⸗ Levy, Civilprozeß⸗ 
ordnung, VII. Aufl., Bd. I S. 158 Nr. 4, Gaupp⸗Stein, Civil⸗ 
prozeßordnung, III. Aufl., Bd. 1 S. 233, Struckmann⸗Koch, 
Civilprozeßordnung, VIII. Aufl., zu § 86 Note 2, Seuffert, 
Civilprozeß ordnung, 7. Aufl., § 82 Nr. 1.) Insbeſondere wird 
aber hervorgehoben, daß die Fortdauer der Vollmacht ihre 
Wirkungen bezüglich der Zuſtellungen äußere. (Wilmowski⸗ 
Levy a. a. O. S. 158 Nr. 4, Peterſen Anger, Civilprozeßordnung, 
S. 224.) In einem Beſchluſſe des V. C. S. des R. G. vom 
10. November 1894 B V 182/94, Seuffert, Archiv Bd. 50 
S. 217 iſt ausgeſprochen, der Prozeßbevollmächtigte der ver⸗ 
ſtorbenen Partei, der für die Erben das Verfahren auf⸗ 
genommen, habe bierzu allerdings einer Vollmacht der Rechts- 
nachfolger bedurft; aber der Mangel einer Vollmacht könne im 
Anwaltsprozeß nur vom Gegner gerügt werden, das Gericht 
habe keine Befugniß, ſich die Bevollmächtigung nachweiſen zu 
iaſſen. Wach, Handbuch des deutſchen Civilprozeßrechts, Bd. I 
S. 587, führt aus, das Geſetz wolle in dem nach der Aus- 
ſetzung vom Vertreter fortgeſetzten Verfahren eine Vollmacht des 
Rechtsnachfolgers der Partei beigebracht wiſſen. Alſo bewirke 
die Ausſetzung des Verfahrens in Folge des Todes der Partei 
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das Erloͤſchen der Vollmacht. Der beſchließende Senat hat die 
Anfiht gewonnen, das Erforderniß der Beibringung einer Voll⸗ 
macht des Rechtsnachfolgers im Falle der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens in Folge des Todes der Partei führe nothwendig zu 
der Aunahme, daß die bisherige Vollmacht des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten außer Wirkſamkeit getreten, ſomit erloſchen ſei. Der 
Senat ſah ſich umſomehr zu dieſer Anfiht beſtimmt, als fie 
eine erhebliche Unterſtützung in der auch auf die Fälle des 
8 246 Abſ. 2 der C. P. O. anzuwendenden Vorſchrift des 
8 215 der C. P. O. findet, wonach in Anwaltsprozeſſen die 
Ladung zur mündlichen Verhandlung, ſofern die Zuſtellung nicht 
an einen Rechtsanwalt erfolgt, hier alſo die Ladung der Partei, 
die Aufforderung an den Gegner enthalten muß, einen bei dem 
Prozeßgerichte zugelaſſenen Anwalt zu beſtellen. Iſt das Er⸗ 
löͤſchen der Vollmacht anzunehmen, fo kann auch keine beſchränkte 
Wirkſamkeit verbleiben. Die Wirkſamkeit der bisherigen Voll⸗ 
macht tritt mit der Ausſetzung des Verfahrens außer Kraft, 
gleichviel ob der Bevollmächtigte für den Rechtsnachfolger ſchon 
aufgetreten iſt oder nicht. Daß dle Zuſtellung des Verſäumniß⸗ 
urtheils an den Rechtsnachfolger und nicht an den Prozeß- 
bevollmächtigten geſchehen iſt, entſpricht ſomit dem Geſetze. Die 
Verweigerung der Ertbeilung des Rechtskraftzeugniſſes erſcheint 
daher unbegründet. VI. C. S. i. S. Strap e. Herzberg vom 
7. November 1901, B Nr. 184/1901 VI. 

8. 5 233. 

Die eingelegte Revifion iſt trotz mangelnder Revifions ſumme 
zuläſſig (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 Nr. 102) 
und iſt auch ſachlich für begründet zu erachten. Das B. G. 
hat angenommen, daß in Ermangelung eines Verſtoßes gegen 
den ordentlichen Geſchäftsgang ein unabwendbarer Zufall im 
Sinne des 5 233 der C. P. O. nicht vorliege und Kl. die 
Verſäumung der Berufungsfriſt in Folge der bis zu den letzten 
acht Tagen derſelben verſpäteten Einreichung des Armenrechts⸗ 
geſuchs ſich lediglich ſelbſt zuzuſchreiben habe. Dieſer Begründung 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Eine Einreichung des 
Armenrechtsgeſuchs am fiebenten Tage vor Ablauf der Berufungs⸗ 
friſt kann an ſich (auch von beſonderen Hinderungsgründen des 
Nachſuchenden abgeſehen) nicht unter allen Umſtänden, zumal 
bei der nahen Eatfernung des Sitzes des B. G. vom Sitze des 
Gerichtes I. J., als verſpätet angeſehen werden. Es entſcheidet 
hier die concrete Sachlage. Nach dieſer muß aber in Er⸗ 
mangelung von Gegengründen angenommen werden, daß die 
Ausfertigung des Beſchluſſes vom 7. Februar 1901 über Be⸗ 
willigung des Armenrechts noch an demſelben Tage dem an 
dem Sitze des B. G. wohnenden Rechtsanwalte, der zum 
Armenanwalte des Kl. beſtellt worden war, hätte zugeſtellt 
werden können, ſowie daß dieſer Rechtsanwalt noch an demſelben 
Tage bei dem Gerichtsſchreiber des B. G. die Berufungsſchrift 
hätte einreichen koͤnnen und eingereicht hätte. Bei dieſem Der 
fahren wäre dann gemäß 88 166, 207 der C. P. O. n. F. 
die Berufungsfriſt gewabrt worden. Es liegt alſo ein 
unabwendbarer Zufall im Sinne des § 233 der C. P. O. vor. 
III. C. S. i. S. Backhaus c. Friedrichs vom 22. Oktober 1901, 
Nr. 258/1901 III. 

9. 8 233. 

Die Revifion betrifft lediglich die Frage der Zuläſſigkeit 

der Berufung, die fie, weil das Rechtsmittel erſt nach Ablauf 
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der Nothfriſt eingelegt ſei, beſtreitet. Daß ſie auch beim Nicht⸗ 
vorhandenſein der Reviſionsſumme gemäß § 547 Ziffer 1 der 
C. P. O. inſoweit ſtatthaft iſt, als es ſich um die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Be⸗ 
rufungsfriſt handelt, hat das R. G. bereits in dem Urtheile 
vom 11. Juli 1892 (Entſch. Bd. 30 S. 347) ausgeführt. Die 
Revifion iſt auch begründet. Nach den von dem B. G. getroffenen 
Feſtſtellungen war das Urtheil des erſten Rechtazuges der Kl. 
am 23. Oktober 1900 zugeſtellt worden. Die Friſt zur Ein ⸗ 
legung der Berufung lief ſonach mit dem 23. November 1900 
ab. Das Geſuch des Vaters der Kl. als ihres geſetzlichen Ver⸗ 
treters um Bewilligung des Armenrechts für den Rechtszug der 
Berufung ging, wie ebenda feſtgeſtellt worden, am 18. deſſelben 
Monats, alſo am 6. Tage vor dem Ablaufe der Friſt bei dem 
B. G. ein. Der Beſchluß, durch den der Kl. das Armenrecht 
für den Rechtszug der Berufung bewilligt wurde, wurde noch 
am 23. November erlaſſen und dem beſtellten Anwalte nach 
6 Uhr Nachmittags vorgelegt, der den vom folgenden Tage 
datirten die Einlegung der Berufung erklärenden Schriftſatz dem 
Gegner am 29. deſſelbens Monats zuſtellen ließ. Das B. G. 
fuhrt nun aus: Das Armenrechtsgeſuch ſei ſo frühzeitig an⸗ 
gebracht worden, daß bei Erledigung der Angelegenheit im ord⸗ 
nungsmäßigen Geſchäftsgange noch genügend Zeit zur Einlegung 
des Rechtsmittels geblieben wäre; wenn trotzdem die Friſt nicht 
habe gewahrt werden können, weil der erſt am Tage des Friſt⸗ 
ablaufs ergangene Armenrechtsbeſchluß dem der Kl. beigeordneten 
Rechtsanwalte zu Tpät zugänglich geworden ſei, jo liege darin 
für die Kl. ein Zufall, zu deſſen Abwendung ſie außer Stande 
geweien ſei. Das B. G. erörtert hiernach die Frage, ob die 
Kl. das eingetretene Ereigniß habe abwenden können, nur für 
die Zeit nach der Einreichung des Geſuches um Bewilligung 
des Armenrechts und gelangt zu dem Ergebniſſe, daß ſie auf 
den Gang der Dinge ſeit dieſem Zeitpunkte keinen Einfluß habe 
ausüben können. Im Uebrigen nimmt es an, daß jene ihrer 
Pflicht zur Aufwendung der gebotenen Sorgfalt genügt habe, 
wenn fie das Geſuch fo zeitig eingereicht habe, daß bei ordnungs⸗ 
mäßigem Gefchäftsgange die Einlegung des Rechtsmittels inner⸗ 
halb der Nothfriſt noch möglich geweſen wäre. Es braucht nun 
kein entſcheidendes Gewicht darauf gelegt zu werden, daß der 
Tag des Einganges des Geſuchs ein Sonntag war, daß ferner 
auf den 21. November 1900 noch der Bußtag fiel: jedenfalls 
tritt in den Darlegungen des B. G. eine Verkennung des Er⸗ 
forderniſſes der Unabwendbarkeit des Zufalls im Sinne des 
8 233 der C. P. O. hervor. Dieſe verlangt von der Partei 
mehr als eine Thätigkeit, die nur darauf abzielt und gerade 
nur ausreicht, daß bei regel- und ordnungsmäßigem 
Gange der Dinge die Notbfrift noch gewahrt werden kann. 
Vielmehr muß ſie ihre Thätigkeit ſo einrichten, daß auch 
mögliche Unregelmäßigkeiten und Zwiſchenfälle, ſo⸗ 
fern fie nur nicht außer dem Bereiche einer vermöge der ge⸗ 
botenen Sorgfalt vernünftigerweiſe anzuſtellenden Berechnung 
liegen, kein Hinderniß für die Innebaltung der Friſt bilden. 
Ins beſondere hat das R. G. bereits ausgeführt, daß die Partei 
ſehr wohl auf eine Verzögerung in der Bewilligung des 
Armenrechts gefaßt fein müſſe. Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 2 S. 427 und 428, Bd. 17 S. 390 und bei Raſſow 
und Küntzel, Beiträge, Bd. 26 S. 142 ſowie in der Juriſtiſchen 
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Wochenſchrift von 1898 S. 155 Nr. 7. Das angefochtene 
Urtheil unterliegt deshalb der Aufhebung. Prüft man nun das 
Verhalten der Kl. in der ſoeben bezeichneten Richtung nach 
Maßgabe des vom B. G. feſtgeſtellten Sachverhältniſſes, ſo 
ergiebt fich, daß eine Einreichung des Armenrechtsgeſuchs auch 
nur um einige Tage früher mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
des & 166 Abſ. 2 und des 5 207 Abſ. 2 der C. P. O. aus⸗ 
gereicht hätte, um auch eine ſolche Friſt, wie ſie die Erledigung 
des Geſuches thatſächlich in Anſpruch genommen hat, unſchädlich 
für die Innehaltung der Berufungsfriſt zu machen. Daß aber 
die Einreichung des Geſuches etwa am 10. Tage vor Ablauf 
der Nothfriſt nicht ausführbar geweſen wäre, hat die Kl. nicht 
dargelegt, und eine genügende Friſt, fich ſchläſſig zu machen, ob 
ſie überhaupt Berufung gegen das Urtheil des L. G. einlegen 
wolle, wäre ihr auch dann geblieben, da hiefür die vollen erſten 
drei Wochen der Berufungsfriſt gegeben geweſen wären. Daß 
der Bekannte in Dresden, dem ihr Vater die Erledigung der 
Prozeßangelegenheiten bei ihrer faſt ſtändigen Abweſenheit von 
dort übertragen haben will, die frühere Einreichung des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs verfäumt hat, wie die Kl. nach den Feſtſtellungen 
des B. G. behauptet hat, gereichte, auch wenn es erwieſen wäre, 
ihr nicht zur Entſchuldigung, da das pflichtwidrige Verhalten 
ihres Bevollmächtigten an ſich keinen unabwendbaren Zufall im 
Sinne des § 233 der C. P. O. darſtellte. Vergl. Urtheil des 
R. G. vom 21. September 1891 bei Raſſow und Küntzel 
Bd. 36 S. 711. Da demgemäß nach dem vom B. G. feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältniſſe das Geſuch der Kl. um Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Berufungs- 
friſt nicht begründet iſt, ſo iſt die erſt am 29. November 1900 
erfolgte Einlegung der Berufung wegen Verſäumung der Noth⸗ 
friſt als unzuläſſig zu verwerfen. III. C. S. i. S. Engel 
o. Bochmann vom 8. November 1901, Nr. 254/1901 III. 

10. 5 233. 

Zwar find die äußerlichen Vorausſetzungen für das Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuch nach 58 234, 236 der C. P. O. gewahrt, 
aber ſachlich iſt das Geſuch nicht begründet. Ein unabwend⸗ 
barer Zufall im Sinne des § 233 Abſ. 1 der C. P. O. liegt 
nur dann vor, wenn der durch den Zufall Betroffene alle ihm 
vernünftiger Weiſe zuzumuthende Sorgfalt zu deſſen Verhütung 
angewendet und fich keinerlei eigenen Verſehens hierbei ſchuldig 
gemacht hat. An dieſem Erforderniſſe fehlt es aber im 
gegebenen Falle. Wenn der Kl. — ohne daß er einen 
Entſchuldigungsgrund dafür jetzt vorbringt — ſeine Eingabe 
um Ertheilung des Armenrechts während der Gerichtsferien erſt 
im letzten Viertel der Revifionsfriſt, alſo jo ſpät abgeſendet hat, 
daß nach erfolgter Aktenerholung nur knappe 3 Tage für die 
Prüfung des Geſuchs und die Entſcheidung darüber dem R. G. 
übrig geblieben find, ſo kann er von dem Vorwurfe des ſaum⸗ 
ſeligen Betriebes der Sache nicht freigeſprochen und ſchon 
deshalb ein unabwendbarer Zufall nicht angenommen werden. 
Hienach konnte ihm die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen Verſäumung der Revifionsfrift nicht gewährt werden. 
V. C. S. i. S. Bracht e. Allgemeiner Knappſchaftsverein vom 
13. November 1901, Nr. 317/1901 V. 

11. 8 268. 

Nach 8 253 der C. P. O. muß die Klage außer der Be⸗ 
zeichnung der Parteien und des Gerichts die beftimmte Angabe 
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des Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen Anſprucht 
enthalten, ſowie einen beſtimmten Antrag. Den Klagegrund 
bilden nun die Thatſachen, welche die Entſtehung des geitend 
gemachten Anſpruchs in der Perſon des Kl. daithun ſollen. 
Dies iſt vom R. G. wiederholt auegeſprochen — vergl. dal 
Urtheil des Senats i. S. Eckerfeld o. Fohrmann vom 
16. Mai 1898 Rep. VI 85/98, theilweiſe abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift S. 389 , und die dort angeführten 
Citate. — Das Gericht darf allerdings Thaiſachen nicht berütk 
fichtigen, die von den Parteien nicht vorgebracht find. Dagegen 
iſt es an die rechtlichen Ausführungen derſelben nicht gebunden, 
hat vielmehr zu prüfen, ob die angeführten Thatsachen den 
geſtellten Antrag aus irgend einem rechtlichen Geſichtepunkte 
rechtfertigen. Eine Verpflichtung des Gerichts, die Parteien auf 
die Möglichkeit einer anderen rechtlichen Auffaſſung aufmeikſan 
zu machen, exiſtirt nach den Vorſchriften der C. P. O. nicht und 
ergiebt ſich auch nicht aus allgemeinen Grundſätzen über dat 
Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. In Strafſachen 
muß die Anklage und der Beſchluß über die Eröffnung de 
Hauptverfahrens nach den 88 198, 205 der Str. P. O. dab 
anzuwendende Geſetz bezeichnen und darf deshalb nach 8 264 
daſelbſt keine Verurtheilung des Angekl. auf Grund eines anderen, 
als des in dem fraglichen Beſchluſſe erwähnten Strafgeirket 
erfolgen, ohne daß der Angekl. auf die Veränderung des recht 
lichen Gefichtspunktes beſonders hingewieſen iſt. In bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten find aber von den Parteien die Geſetze, auf 
welche fie ihre Anträge gründen, nicht anzugeben, ſondern um 
die den Anträgen zu Grunde liegenden Thatſachen, und iſt deshalb 
die analoge Anwendung des 8 264 der Str. P. O. auf bürger 
liche Rechtsſtreitigkeiten ausgeſchloſſen. VI. C. S. i. S. Blumw 
6. Große vom 4. November 1901, Nr. 250/1901 VL 

12. & 288. 

Nach dem in dem B. U. in Bezug genommenen That 
beſtande des landgerichtlichen Urtheils hat der Bekl. von den 
Behauptungen des Kl. ſoviel zugeſtanden, daß der Ingenieur ©. 
am 15. Auguſt 1892 und auch ſpäterhin nicht Mitbetbelligler 
an den dort näher bezeichneten vier Gruben geweſen ſei, daß e, 
Bekl., auch Kuxſcheine dieſer Gruben für S. nicht in Belt 
gehabt habe. Nach dem ganzen Zuſammenhange, in welchen 
dies dort vorgetragen iſt, kann es nur dahin aufgefaßt werden, 
der Bekl. habe zugeſtanden, daß auf S. damals keine Kure det 
vier Gruben übertragen geweſen und daß er, Bell, auf 
keine jenem gehörige Kuxſcheine in Beſitz habe. Hiernach yu 
aber der Bekl. ein wirkliches gerichtliches Geſtändniß der ert 
ſprechenden vom Kl. behaupteten Thatsachen abgegeben und diet 
hätten deshalb gemäß § 288 der C. P. O. von dem B. G. 
ohne Weiteres als feſtſtehend angeſehen und dem entfpreifend 
bei Erlaß des Urthells berückſichtigt werden müffen. Das B. © 
hat, abweichend hiervon, jene Erklärung nicht als gerichtliche 
Geſtändniß behandeln zu ſollen gemeint, weil dieſes offenbar 
auf einer falſchen rechtlichen Auffaſſung beruhe, die darin beſich, 
daß S., weil und fo lange er die angeblich gekauften Autheilt 
noch nicht bezahlt gehabt habe, noch nicht als Eigenthümer angejehen 
worden ſei. Allein dabei überſieht es, daß die Wirkſamkelt be 
gerichtlichen Geſtändniſſes an fich weder davon abhängt, daß 4 
der Wahrheit entspricht, noch davon, daß es ohne Irrthum ab. 
gegeben wird, wie ſich dies ſchon aus $ 290 der G. p. d 
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ergiebt, und daß es deshalb auch nicht Sache des Gerichts 
iſt, von Amtswegen ein abgegebenes Geſtändniß nach dieſen 
Richtungen hin zu prüfen. Einen Widerruf der Partei — 
alſo des Bekl. —, der allein nach der ſoeben angezogenen Vor⸗ 
ſchrift in Betracht kommen könnte, hat es nicht feſtgeſtellt. 
III. C. S. i. S. Beckmann c. Euteneuer vom 12. November 1901, 
Nr. 261/1901 III. \ 

13. 8 299. 

Der angefochtene Beſchluß hat den Antrag des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Bekl. für die Berufungsinftanz, Rechtsanwalt 
Juſtizrath S. vom 28. Oktober 1901, ihm Abſchrift von zwei 
näher bezeichneten Schriftſtücken und von Zeugenausſagen aus 
den Strafakten wider Rieſe und Genoſſen zu ertheilen, die auf 
den Antrag der Partei zu den Prozeßakten als Hilfsakten ein⸗ 
gefordert find, unter dem Anheimſtellen abgelehnt, den Antrag 
bei der Staatsanwaltſchaft zu ftellen. Die dagegen gerichtete 
Beſchwerde ift an ſich zuläffig, aber nicht begründet. Daß die 
für die Verhandlung in der Berufungsinſtanz adhibirten Strafakten 
als Prozeßakten im Sinne des 82399 der C. P. O. anzuſehen 
find, iſt richtig, wird vom Kammergericht auch nicht in Zweifel 
gezogen. Der angefochtene Beſchluß beruht erkennbar auf dem 
Gefichtspunkte, daß darüber, ob Abſchriften aus Strafakten zu 
ertheilen, zunächft die Stantsanwaltichaft zu befinden hat, der 
die Strafakten gehören und der die Verfügung darüber zuſteht. 
Dem iſt beizutreten. Der Inhalt von Strafakten ſteht nicht 
an ſich Jedem zur Einficht und zur Verfügung. Gründe 
Öffentlichen Intereſſes können entgegen ſtehen. Was aus den 
Strafakten zum Gegenſtand öffentlicher Verhandlung gemacht 
worden iſt, wird regelmäßig weder der Einficht noch der Er⸗ 
theilung von Abſchriften an die Prozeßpartei entzogen ſein, die 
für die Verhandlung oder die Beweisführung Intereſſe an der 
Ertheilung von Abſchriften hat. Aber hier iſt nicht einmal er⸗ 
ſichtlich gemacht, daß und in welcher Beziehung die Schriftſtücke, 
von denen Abſchrift gefordert wird, zu dem. Verhandlungs⸗ und 
Beweismaterial des Prozeſſes ſtehen. I. C. S. i. S. Becker 
c. Pohl Konk. vom 9. November 1901, B Nr. 74/1901 J. 

14. 5 304. 

Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. würde das 
Zwiſchenurtheil als ein Zwiſchenurtheil nach § 304 ſowohl dann 
zu behandeln fein, wenn es nach ſeiner Beſchaffenheit objektiv 
den Anforderungen dieſes Paragraphen entſpräche, als auch dann, 
wenn es nach der erkennbaren Abficht des vorigen Gerichtes ein 
Zwiſchenurtheil dieſer Art hätte ſein ſollen; vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen, Bd. 39 S. 391 und Bd. 42 S. 348 ff. 
und 395 f. Obgleih nun Einiges für eine ſolche Abficht zu 
ſprechen ſcheinen möchte, überwiegen doch die Gegengründe, und 
dieſe fallen großentheils zuſammen mit den Umſtänden, derent⸗ 
wegen objektiv das fragliche Urtheil den Vorausſetzungen des 
§ 304 jedenfalls nicht entſpricht. Dabei kann ganz abgeſehen 
werden von der Frage, ob überhaupt ein Zwiſchenuitheil nach 
§ 304 auch in der Berufungsinſtanz auch dann erlaſſen werden 
kann, wenn das Gericht I. J. die Klage, wie hier, nicht etwa 
abgewieſen, ſondern ſowohl dem Grunde als auch dem Betrage 
nach zugeſprochen hat. Auch wenn man dies fur unbedenklich 
hält, war doch das hier in Rede ſtehende Zwiſchenurtheil objektiv 
kein dem § 304 der C. P. O. entſprechendes. Denn zunächſt 
ſtellt es wenigſtens ſeinem Wortlaut nach nur feſt, daß, ſo 
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weit dem Kl. durch den fraglichen Unfall ein Schade ent ⸗ 
ſtanden ſei, die Bekl. verpflichtet ſei, denſelben zu erſetzen, 
ſpricht alſo nicht unbedingt aus, daß der Klageanſpruch dem 
Grunde nach berechtigt ſei, ſondern läßt die Frage, ob dem Kl. 
überhaupt ein Schade entſtanden ſei, offen. Nun iſt aber bis⸗ 
her in der Rechtſprechung daran feſtgehalten worden, daß ein 
Zwiſchenurtheil nach I 304 nur dann erlaſſen werden darf, 
wenn bis auf Weiteres anzunehmen iſt, daß der Kl. wohl 
jedenfalls irgend einen Betrag zu beanſpruchen haben werde, 
vergl. Seuffert, Archiv, Bd. 52 Nr. 265, und Gaupp⸗Stein, 
Civilprozeßordnung (Aufl. 4), Bd. 1 Bem. 1 zu 8 304, ©. 678; 
und hier hat das O. L. G. ſich über dieſen Punkt auch in den 
Entſcheidungsgründen nicht ausgeſprochen. Wollte man ſich aber 
ſelbſt über dieſes Bedenken durch eine vom Wortlaute ab- 
weichende Auslegung des Zwiſchenurtheils hinweg helfen, fo 
käme doch noch in Betracht, daß nicht nur der Klaganſpruch, 
ſondern auch die auf eine negative Feſtſtellung gerichtete Wider⸗ 
klage zur Entſcheidung ſtand, und daß bei einer ſolchen ein 
Zwiſchenurtheil nach § 304 der C. P. O. jedenfalls fo lange 
nicht anwendbar iſt, als man an der Auffaſſung feſthält, welche 
in den Entſch. des R. G in Civilſachen Bd. 14 S. 104 hervor- 
tritt, wonach ein negativer Feſtſtellungsantrag immer als auf 
etwas Untheilbares gerichtet anzuſehen iſt, und eine engere 
Feftſtellung als die begehrte eventuell nicht getroffen werden darf. 
Als Zwiſchenurtheil nach 8 304 wäre von dieſem Standpunkte 
aus das hier fragliche Zwiſchenurtheil nur denkbar, wenn man es 
zugleich als Theilurtheil über die Klage anſehen dürfte; 
zur Erlaſſung eines ſolchen würde es aber hier an jedem trif⸗ 
tigen Grunde gefehlt haben, wie denn auch in dem Urtheil ſelbſt 
ein ſolcher Gedanke nicht einmal angedeutet iſt. Der Umſtand, 
daß das Zwiſchenurtheil, wenn als ein ſolches nach 8 304 ge · 
meint, gegen dieſe Geſetzesbeſtimmung verſtoßen würde, verbietet 
im Zweifel ſchon, beim O. L. G. die Abficht, ein ſolches Zwiſchen⸗ 
urtheil zu erlaſſen, zu unterſtellen. Es kommt aber noch hinzu, 
daß das O. L. G. fi) auch weiter fo verhalten hat, als ob es 
ſich nach feiner Meinung nur um ein Zwiſchenurtheil nach § 303 
handle, indem es das Verfahren über den dem Kl. zukommenden 
Betrag ſofort weiter geben ließ, während es Dies, wenn es fich 
um ein Urlbeil nach 8 304 handelte, nach Abſ. 2 daſelbſt nur 
auf Antrag hätte anordnen dürfen. VI. C. S. i. S. Ham⸗ 
burgiſche Generalzolldirektion o. Rauch vom 21. Oktober 1901, 
Nr. 252/1901 VI. 

15. 8 304. 

Die Revifion konnte nicht für begründet erachtet werden. 
Vorausſetzung eines Theilurtheils im Sinne des § 304 der 
C. P. O. iſt die Ueberzeugung des Gerichte, daß der Anſpruch 
an ſich begründet ſei, bei einer Geldforderung alſo die Heber- 
zeugung, daß dem Fordernden irgend ein Geldbetrag zuzurprechen 
ſein werde. Handelt es ſich um eine im Wege der Widerklage 
geltend gemachte Gegenforderung, ſo kann von einem Theil⸗ 
urtheile zu Gunſten des Widerkl. doch nur dann die Rede ſein, 
wenn ſich das Gericht überzeugt hat, daß dem Wideikl. ein den 
Betrag der Forderung überſteigender Geldbetrag zukommt. Die 
Scheidung zwischen Grund und Betrag des Anſpruchs beginnt 
ſodann von der Grenze an, wo fi Forderung und Gegen— 
forderung nicht mehr decken. VI. C. S. i. S. Woikowoky 
o. Walter vom 28. Oktober 1901, Nr. 143 / 1901 VI. 
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16. $ 315. 

Da das Urtheil der Erſten Kammer für Hanbelsfachen 
des Landgerichts zu Mannheim, vom 25. Mai 1900 die Unter- 
ſchrift des Handelsrichters D., der ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolls von demſelben Tage bei der Entſcheidung mitgewirkt 
hat, nicht trägt, auch ein Grund feiner Verhinderung an der 
Leiſtung der Unterſchrift in der durch $ 315 der C. P. O. vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe nicht feſtgeſtellt iſt, ſo liegt bis jetzt ein der 
geſetzlichen Vorſchrift entſprechendes Urtheil nicht vor. Es durfte 
deshalb eine Ausfertigung oder Abſchrift des mangelhaften Urtheils 
den Parteien nicht ertheilt werden, (§ 317 Abſ. 2 der C. P. O.) 
und die Zuſtellung des dieſer Vorſchrift zuwider ausgefertigten 
mangelhaften Urtheils iſt keine Zuſtellung des Urtheils im 
gefeglichen Sinne und kann die Wirkung einer ſolchen nicht 
haben. Sie kann insbeſondere den Lauf der Rechts mittelfriſt 
nicht eröffnen und die der Zuſtellung eines derartig mangelhaften 
Urtheils nachfolgende Einlegung der Berufung muß wirkungslos 
bleiben ($ 516 der C. P. O., Urtheil des R. G. vom 5. Februar 
1892. Entſch. Bd. 29 S. 366). Es darf auch nicht an⸗ 
genommen werden, daß der dem Urtheil und folgeweiſe auch 
der Zuſtellung deſſelben anhaftende Mangel nicht mehr gerügt 
werden könne, nachdem die Kl. ſich auf die Verhandlung über 
die vom Bekl. eingelegte Berufung eingelaſſen haben, ohne den 
Mangel, der ihnen bekannt ſein mußte, zu rügen, denn die 
Vorſchrift des 8 295 Abſ. 1 der C. P. O. kommt nicht zur 
Anwendung, wenn es ſich um die Verletzung von Vorſchriften 
handelt, auf deren Befolgung eine Partei wirkſam nicht verzichten 
kann (Abſ. 2 a. a. O.). Eine ſolche Vorſchrift iſt aber die im 
§ 315 der C. P. O. enthaltene. Wollte man es dem Belieben 
der Parteien überlaſſen, ein Urtheil, welches einer nach dem 
Geſetz erforderlichen Unterſchrift oder mehrerer oder aller Unter ⸗ 
ſchriften entbehrte, nachträglich trotz dieſes Mangels als Uriheil 
mit der Wirkung gelten zu laſſen, daß durch deſſen Zuſtellung 
die Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt werden könne, ſo würde 
damit eine äußerſt bedenkliche Unſicherheit mit Bezug auf die 
Möglichkeit der Rechtskraft eines ſolchen Urtheils herbeigeführt 
werden, die im öffentlichen Intereſſe nicht zuzulaſſen iſt. Iſt 
aber durch die Zuſtellung des mangelhaften Urtheils die Be⸗ 
rufungsfriſt nicht in Lauf geſetzt, mithin die demnächſt erfolgte 
Einlegung der Berufung wirkungslos geblieben, ſo fehlt dem 
geſammten Verfahren der Berufungeinſtanz, alſo nicht nur dem 
erlaſſenen Verſäumnißurtheil, ſondern auch dem Endurtheil die 
gejegliche Grundlage. Es war deshalb gemäß § 564 der C. P. O. 
nicht nur das B. U., ſondern das ganze Verfahren der Berufungs- 
inſtanz aufzuheben. Den Parteien bleibt überlaſſen, die Er⸗ 
gänzung der fehlenden Unterſchrift unter dem Urtheil I. J. her⸗ 
beizuführen, und dann mit der Zuſtellung des Urtheils von 
Neuem zu verfahren. I. C. S. i. S. Kaufmann c. Petri vom 
9. November 1901, Nr. 221/1901 J. 

17. 8 313. 

Die Berufungsentſcheicung konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Zunächſt iſt heroorzuheben, daß das B. U. an einem 
erheblichen formellen Mangel leidet. Der Thalbeſtand deſſelben 
beſchränkt ſich auf folgende Sätze: „Die Bekl. hat unter 
Berufung Klagabweiſung, Kl. Zurückweiſung der Berufung 
verlangt. Die Schrififäge vom 21. Auguſt 1900, Blatt 30 
der Alten und das Zeugenprotokoll vom 5. Februar und 


Jahrgang 


25. Februar 1901, Blatt 45 und 51, find vorgetragen, ſonſt 
iſt nach Vorderurtheil verhandelt.“ Ein ſolcher Thatbeſtand, 
der, abgeſehen von der Wiedergabe der Anträge, hinſichtlich deſſen, 
was vor dem B. G. von den Parteien verhandelt iſt, lediglich 
in einer Bezugnahme auf Schriftſätze beſteht, läuft unmittelbar 
dem Geſetze (§ 313 C. P. O.) zuwider. In denjenigen Suftanzen, 
in denen der Thatbeſtand des Urtheils (abgeſehen von den 
Sitzungsprotokoll) maßgeblich tft für die Feſtſtellung des that⸗ 
ſaͤchlichen Stoffes, welcher dem Gericht von den Parteien vor ⸗ 
getragen worden iſt, darf der Richter ſich einer gedrängten 
Wiedergabe des Inhaltes der Parteiverhandlungen, welche vn 
ihm ſtattgefunden haben, nicht gänzlich entſchlagen und er hat e 
nicht der Mühewaltung der weiteren Inſtanz zu überlaſſen, ſich 
aus den Schriftſätzen der Parteien die einzelnen Stücke zu einen 
Bilde deſſen, was in der Vorinſtanz von den Parteien an that. 
ſaͤchlichem Stoff vorgetragen fein mag, zuſammenzuſuchen. Ein 
ſolches Verfahren muß um fo mehr beanſtandet werden, alt e 
die Gefahr in ſich birgt, daß das thatſächliche Vorbringen der 
Parteien nicht vollſtändig wieder gegeben wird: ſo iſt beiſpiell⸗ 
weiſe in vorliegender Sache nur aus einer nebenher gemachten 
Bemerkung in den Entſcheidungsgründen zu entnehmen, daß i 
der Berufungsinſtanz anſcheinend ausdrücklich eine Uebertragung 
der Rechte der Firma R. & E. aus ihrem Vertrage mit der 
Bekl. auf die Firma R. & K. behauptet, und von der Bell 
nicht beſtritten worden iſt. VII. C. ©. i. S. Delders & G. 
c. Ruckdeſchel & Kunert vom 15. Oktober 1901, Nr. 186/1901 VII 

18. 8 393. 

Die N. hält es für einen Verftoß gegen die Prozeßorduunz, 
daß Erhard J. als Zeuge vernommen worden iſt. Nach ihren 
Ausführungen aber in der mündlichen Verhandlung ftelt fe 
ſich nicht mehr auf den früheren Standpunkt, daß J. bei den 


Ausgange des Rechtoſtreites unmittelbar betheiligt ſei (5 393° 


der C. P. O.), ſondern nimmt an, daß er ungachtet feines Aut 
ſcheidens aus der klagenden Handelsgeſellſchaft als Prozeßpaute 
anzuſehen ſei, deren Ausſage nicht als Zeugniß hätte gewürdigt 
werden dürfen. Nun iſt allerdings in der Rechtsprechung de 
R. G. fortdauernd angenommen worden, daß die offene Handel“ 
geſellſchaft nicht eine von den Perſonen der Geſellſchafter ver 
ſchiedene Rechts perſönlichkeit darſtellt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 
S. 57, 80.5 S. 55, 71, Bd. 17 S. 368, Bd. 18 S. 140, Br 
S. 152) und daher auch in Piozeſſen, welche die offene Handelt 
geſellſchaft führt, die Geſellſchafter in ihrer Zuſammenfaffung 
unter der Geſellſchaftsfirma die Prozeßpartel bilden (ortgb 
Entſch. des R. G. Bo. 32 S. 399). Allein die daraus hir 
zuleitende Schlußfolgerung, daß im Falle des Aufjörend * 
Geſellſchaft während des Prozeſſes die Parteirolle auf die jämml- 
lichen früheren Geſellſchafter als Streitgenoffen übergeht (ver 
Entſch. des R. G. Bd. 35 S. 389, Bd. 46 S. Al), Mi 
nicht zu für den hier vorliegenden Fall, wo aus dem als offt 
Handelsgeſellſchaft fortbeſtehenden Verbande nur einer det 
mehreren Geſellſchafter ausgetreten iſt. Denn Drogepparle 
bleibt in einem ſolchen Falle die unter der Gejeljgaftentumd 
zuſammengefaßte Geſammtheit. Der ausfcheidende Teilhabe 
hört auf, das ſtreitige Recht für ſich zu verfolgen. Gr tet 
den Prozeßparteien als Dritter gegenüber, der nicht 

Lage iſt, Parteihandlungen für fich auszuüben. Cine aue 
Frage iſt die, ob nicht feines Ausſcheidens ungeachttt ſein RA 
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und Pflichtenkreis noch durch den Ausgang des Rechtsſtreites 
beeinflußt wird. Aber auch wo dies zutrifft, was im vorliegenden 
Falle vom B. R. nicht angenommen worden iſt, nachdem J. 
jede Betheiligung am Ausgange des Rechtsſtreites verneint hat, 
ſteht begrifflich ſeiner Zulaſſung als Zeuge nichts entgegen. 
Nur iſt dann 8 393 Ziffer 4 der C. P. O. anzuwenden. 
VII. C. S. i. S. Lewy co. Gebr. Junghans vom 8. No- 
vember 1901, Nr. 262/1901 VII. 

19. 5 475. 

Die Revifion bekämpft die Beweiswürdigung des B. G. 
mit der Rüge, daß daſſelbe ohne die von Kl. unter Beweis⸗ 
angebot aufgeſtellten Behauptungen, ihr Vater habe kurz vor 
feinem Tode ihre Schweſter aufgefordert, fie aus Broiſtedt 
kommen zu laſſen, um von ihm die ihr geſchenkten reſtlichen 
3 000 Mark entgegenzunehmen, und ihre Schweſter habe außer 
der teſtamentariſch ausgeſetzten Abfindung noch vom Vater ihr 
geſchenkte 6000 Mark voll ausgezahlt erhalten, feiner Berück⸗ 
ſichtigung zu unterzieben, dem Bekl. über die ftreitige Z ihlung 
und Schenkung den Eid auferlegt habe. Richtig iſt, daß beide 
Behauptungen in der Vorinſtanz von Kl. aufgeſtellt find, wie 
auch, daß bei Darlegung der zu der Eidesauflage beſtimmenden 
Gründe vom B. G. ihrer ausdrücklich nicht gedacht iſt. Gleich⸗ 
wohl läßt ſich eine reviſible Geſetzes verletzung hieraus nicht ab⸗ 
leiten. Solche Rechtsverletzung iſt weder darin, daß mit Ueber⸗ 
gehung von Beweis angeboten der richterliche Eid auferlegt iſt, 
noch darin, daß der Grund der Uebergebung nicht zum Ausdruck 
gebracht iſt, zu finden. In erſter Beziehung kommt in Betracht, 
daß die Befugniß, mit Uebergehung von Beweisangeboten zur 
Eideeauflage zu ſchreiten, dem Gericht unſtreitig dann zuſteht, 
wenn es davon überzeugt iſt, daß durch die Beweisaufnahme 
weder die Fidetauflage erübrigt, noch die Frage, welcher der 
Parteien der Eid anzuvertrauen iſt, beeinflußt wird; und in 
letzterer Hinſicht iſt entſcheidend, daß nach der Würdigung, welche 
das Vorbringen der Parteien in Verbindung mit dem Ergebniß 
ſtattgehabter Beweisaufnahme hinſichtlich des Beweis werthes im 
angefochtenen Urtheil gefunden hat, die Annahme, die Aufnahme 
der von Kl. angebotenen Beweiſe hatte, falls fie das in 
Ausſicht geſtellte Ergebniß gehabt haben würde, zu einer ab⸗ 
weichenden Beurtheilung der Thatfrage führen können, ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, mithin die Folgerung der Nichtwürdigung 
erheblicher Thatſachen hinfällig erſcheint. III. C. S. i. S. 
Klages o. Wehrſpohn vom 1. November 1901, Nr. 240/1901 III. 

20. § 516. 

Der klägeriſche Prozeßbevollmächtigte für die Berufungs- 
inſtanz hat durch Geſuch vom 1. Februar 1900 die öffentliche 
Zuſtellung ſowohl der Berufung als auch des Urtheils I. J. an den 
Bekl. bei dem B. G. beantragt. Das B. G. hat durch Beſchluß 
vom 6. Februar 1901 dieſe Zuſtellung wie beantragt bewilligt. 
Hierauf iſt die oͤffentliche Zuſtellung durch den Gerichtsſchreiber 
des B. G. beſorgt worden. Es iſt jedoch nach dem Beſchluſſe 
der Vereinigten C. S. des R. G. vom 25. Juni 1898 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 41 Nr. 112) in Fällen, wo das anzufechtende 
Urtheil nach dem Antrage der Partei gleichzeitig mit der Rechts⸗ 
mittelſchrift öffentlich zugeſtellt werden ſoll, das zur Entſcheidung 
über das Rechtsmittel berufene Gericht nicht zuftändig, auch die 
öffentliche Zuſtellung des anzufechtenden Urtheils zu bewilligen. 
Demnach tft vorliegend eine Zuſtellung des Urtheils I. J. als 
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nicht erfolgt anzuſehen und es iſt daher die Einlegung der Be⸗ 
rufung, welche vor Zuſtellung des Urtheils I. J. erfolgt iſt, 
gemäß 8 516 Abſ. 2 Satz 1 C. P. O. wirkungslos. Dement⸗ 
ſprechend iſt die Einlegung der Berufung für wirkungslos zu 
erklären (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 Nr. 118). 
Es hat Kl. in Folge deſſen, zumal da Bekl. die Reviſion nicht 
bekämpft hat, die Koften der Berufungs- und der Revlſions⸗ 
inſtanz zu tragen, doch erſcheint es angemeſſen, gemäß & 6 
G. K. G. die Gerichtsgebühren beider Inſtanzen niederzuſchlagen. 
III. C. S. i. S. Wolf c. Wolf vom 29. Oktober 1901, 
Nr. 168/1901 III. 

21. 8 552. 

Der Beurthellung der Förmlichkeiten der Reviſion iſt der 
Beſchluß der vereinigten Civilſenate zu Grunde zu legen, nach 
welchem bei nothwendiger Streitgenoſſenſchaft durch die Urtheils⸗ 
zuſtellung des einen Streitgenoſſen der Lauf der Rechte mittel- 
friſt nicht auch in Anſehung der andern Streitgenoſſen eröffnet 
wird. Danach iſt zwar die Revifion den Bekl. zu 1, 2 und 4 
gegenüber durch die am 17. März 1900 vorgenommene Zu⸗ 
ſtellung der Revifionsſchrift ordnungsmäßig eingelegt worden, 
nicht aber dem Bekl. zu 3 gegenüber, da zwiſchen dieſem und 
dem Kl. damals noch keine Zuſtellung des B. U. ſtattgefunden 
hatte: dieſem Bekl. gegenüber war alſo nach § 552 Abſ. 2 der 
C. P. O. n. F. die Revifion wirkungslos eingelegt. Das würde 
aber keinen Grund abgeben, die Revifion, wie es früher einmal 
der IV. C. S. des R. G. (Beiträge zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts, Bd. 30 S. 726 flg.) in einem ähnlichen Falle gethan 
hat, auch den übrigen Bekl. gegenüber für wirkungslos ein⸗ 
gelegt zu erklären. Der erkennende Senat bezieht ſich hier auf 
die Erwägungen, die in den Gründen zu dem Beſchluſſe der 
vereinigten Civilſenate unter V enthalten find. Es ergiebt ſich 
als weitere Konſequenz, daß es, da die Förmlichkeiten des Rechts⸗ 
mittels in Anſehung jedes einzelnen der mehreren Streitgenoſſen 
geſondert beurtheilt werden müſſen, genügt, wenn ſie zur Zeit 
der mündlichen Verhandlung, auf deren Grund die Urthells- 
fällung erfolgt, allen Streitgenoſſen gegenüber in Ordnung find. 
Dies iſt nun aber jetzt auch in Betreff des Bekl. zu 3 der Fall, 
da durch die gleichzeitige Zuſtellung des B. U. und der Reviſions⸗ 
ſchrift am 31. Juli 1901 dem § 552 Abſ. 2 der C. P. O. 
eniſprochen iſt. In der Sache ſelbſt mußte nach den gleichen 
Grundſätzen der Reviſion ſtattgegeben werden. In der Be⸗ 
rufungsverhandlung war feſtgeſtellt worden, daß dem Kl. das 
Urtheil I. J. von den Bekl. zu 1 und 2 am 4. Juli 1899, 
dieſen von jenem die Berufungsſchrift am 2. Auguſt 1899, 
ferner von dem Bekl. zu 4 jenes Urtheil dem Kl. am 6. Juli 
1899, und dann von dem letzteren das Urtheil I. J. und die 
Berufungsſchrift gleichzeitig am 5. Auguſt 1899 ſowohl dem 
Bekl. zu 4, als auch dem Bekl. zu 3 zugeſtellt worden ſeien. 
Das B. G. hat die Berufungsfriſt allen Bekl. gegenüber als 
durch jene Urtheilszuſtellung vom 4. Juli eröffnet angeſehen, 
daher die Berufungseinlegungen vom 5. Auguſt für verſpätet 
und ſomit die Berufung den Bekl. zu 3 und 4 gegenüber für 
unzuläſſig gehalten und deswegen, nämlich weil nun das Urtheil 
I. J., zunächft zu Gunſten dieſer beiden Bekl., rechtskräftig 
geworden ſei, die Berufung überhaupt als unzuläffig verworfen. 
Dies war nach dem erwähnten Beſchluſſe der vereinigten Civil⸗ 
ſenate des R. G. unrichtig. Die Berufungsfriſt war dem Bekl. 
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zu 4 gegenüber erſt durch feine Urtheilszuſtellung vom 6. Juli 
in Lauf geſetzt, dem Bekl. zu 3 gegenüber bis zum 5. Auguſt 
noch gar nicht: daher geſchah die Berufungseinlegung beiden 
gegenüber, dem letztern gegenüber nach $ 514 bj. 2 der 
C. P. O. a. F. gleichzeitig mit der Urtheilszuſtellung, am 5. Auguſt 
noch rechtzeitig. Da zur Zeit der Berufungsverhandlung alle 
Förmlichkeiten in Ordnung waren, hätte die Berufung als zu⸗ 
läffig kehandelt werden ſollen. VI. C. S. i. S. Wendt 6. Schultz 
vom 7. November 1901, Nr. 94/1901 VI. 

22. 558 567, 568. 

Die Beſchwerde richtet ſich gegen den Beſchluß des O. L. G., 
durch welchen dieſes die Koſten einer bei ihm eingelegten und 
von ihm als unzuläſſig verworfenen weiteren Beſchwerde dem 
jetzigen Beſchwerdeführer auferlegt hat. Sie iſt ſowohl mit 
Rückficht auf § 568 Abſ. 4 der C. P. O., wie auch mit Rückſicht 
auf § 567 Abſ. 2 daſelbſt unzuläſſig. In erſterer Beziehung 
läßt fih zwar nicht verkennen, daß die angefochtene Entſcheidung, 
ſoweit fie zu Ungunſten des jetzigen Beſchwerdeführers ergangen, 
dieſem gegenüber eine erſte Entſcheidung iſt; aber ſie bildet 
gleichwohl einen Theil der vom O. L. G. über das Rechtsmittel 
der weiteren Beſchwerde getroffenen Entſcheidung und iſt als 
ſolche einem Angriffe durch weitere Beſchwerde nach 8568 Abi. 4 
entrückt. Wäre dies aber auch nicht der Fall, jo würde es ſich 
doch um eine vom O. L. G. in Betreff der Prozeß koſten erlaſſene 
Entſcheidung handeln, gegen welche nach 8 567 Abſ. 2 die Be⸗ 
ſchwerde nur zulälſig iſt, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von 100 Maik überſteigt. Dieſe Vorausſetzung trifft hier 
nicht zu. V. C. S. i. S. Zwangsverſteigerung Müller vom 
30. Oktober 1901, B Nr. 166/1901. 

23. 5 717. 

Die Revifion rügt, daß das B. G. mit Unrecht die Bekl. 
zur Zuückzahlung der auf Grund des aufgehobenen landgericht⸗ 
lichen Urtbeils feſtgeſetzten außergerichtlichen Koſten im Betrage 
von 117,75 Mark verurtheilt habe, da der von dem B. G. 
angewendete § 717 Abſ. 2 der C. P. O. nur dem Bekl., 
nicht aber auch dem Kl. das Recht gebe, unter den darin näher 
beſtimmten Vorausſetzungen den Anſpruch auf Schadenerſatz 
in dem anhängigen Rechtsſtreite geltend zu machen, daß 
vielmehr der im gegebenen Falle in Frage ſtehende Erſatzanſpruch 
der Kl. im Koſtenfeſtſetzungsverfahren geltend zu 
machen ſei. Auch dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Zunächſt 
iſt in dem ganz andern Zwecken dienenden Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren kein Raum für die Verurtheilung einer Partei zur 
Wiedererſtattung von Beträgen, die fie nicht zum Zweck 
der Führung des Prozeſſes aufgewendet, ſondern auf Grund 
eines für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urtheils und eines 
fi) auf das Letztere gründenden Koſtenfeſtietzungsbeſchluſſes dem 
Gegner gezahlt hat (arg. $ 91 und 104 der C. P. O.), wie 
dies das R. G. ſchon wiederholt ausgesprochen hat (vergl. 
Urtheile des V. C. S. vom 16. Januar 1892 Seufferts Archiv, 
Bd. 47 Nr. 366, und des 1. C. S. vom 14. Juli 1897, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1897, S. 464 Nr. 20). Es kann 
ſich daher nur fragen, ob der Weg einer neuen Klage der 
einzige iſt, der einem Kläger, gegen den auf Grund eines für 
vorläufig vollſtreckbar erklärten Urtheils und eines auf daſſelbe 
ſich gründenden Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes von dem Bekl. die 
feſigeſetzten Koſten beigetrieben worden ſind oder der dieſe zur 
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Abwendung der Vollſtreckung bezahlt hat, nach Aufhebung oder 
Abänderung dieſes Urtheils offen ſteht, um den beigetrieben en 
oder gezahlten Koftenbetrag wiederzuerlangen, oder ob derſel be 
nicht zu dieſem Zwecke auch das einfachere, kürzere und weniger 
koſtſpielige Verfahren des 8 717 Abſ. 2 der C. P. O. ein- 
ſchlagen und demgemäß dieſen Anſpruch in dem anhängigen 
Rechtsſtreite ſelbſt geltend machen kann. Ein innerer 
Grund, den Kl. in einem ſolchen Falle anders zu behandeln 
als den Bekl., dem § 717 Abſ. 2 cit. unter den gleichen 
Vorausſetzungen ausdrücklich die letztere Befugniß gewährt hat, 
liegt nicht vor. Vielmehr ſprechen die Erwägungen, welche die 
Einführung des in 8 717 Ubi. 2 cit. geregelten vereinfachten 
Verfahrens überhaupt veranlaßt haben, dafür, die daſelbſt vor⸗ 
geſehene Befugniß, den betreffenden Erſatzanſpruch in dem 
anhängigen Rechts ftreite geltend zu machen, beim Vorliegen der 
übrigen Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung in gleicher Weiſe 
der einen und der andern Prozeßpartei zu gewähren. Unter 
dieſen Umſtänden iſt von vornherein die Annabme ausgeſchloſſen, 
daß der Geſetzgeber etwa beabfichtigt haben könnte, die beiden 
Prozeßparteien bezüglich der hier in Rede ſtehenden Berechtigung 
und Verpflichtung verſchieden zu behandeln, daß er namentlich, 
da auch der zuerſt unterliegende und dann obſiegende Kl. ſchon 
aus civilrechtlichen Gründen einen Anſpruch auf Erftattung 
wenigſtens der gegen ihn beigetriebenen oder von ihm gezahlten 
Prozeßkoſten hat, dieſem nicht auch die in $ 717 Abi. 2 vor⸗ 
geſehene Erleichterung behufs Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
hätte gewähren wollen. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 
§ 717 der C. P. O. n. F. und des dieſem in dem fraglichen 
Punkte im Weſentlichen entſprechenden 8 655 Abſ. 2 der 
C. P. O. a. F. geben keinen Anhalt für die Annahme, daß beim 
Erlaß der einen oder anderen dieſer beiden Beſtimmungen an 
den geſetz gebenden Faktoren eine verſchiedene Behandlung der 
beiden Plozeßparteien bezüglich der hier in Rede ſtehenden 
Befugniß beabfichtigt worden wäre. Zwar iſt bei der Berathung 
des § 717 bi. 2 in der Reichstagskommiffion beantragt 
worden, ſtatt „Kläger“ „Gläubiger“ und ftatt „Beklagter“ 
„Schuldner“ zu ſetzen (ohne daß die Gründe dieſes Antrages 
aus dem Kommiſſionsberichte zu erſehen wären). Doch iſt 
dieſer Antrag nicht etwa deshalb, weil man den Kl. und den 
Bekl. in dieſer Hinſicht nicht hätte gleich behandeln wollen, 
ſondern nur mit Rückficht auf den ſonſtigen Sprachgebrauch 
der C. P. O. abgelebnt worden (vergl. den Kommiffionsbericht 
zu § 717 cit. S. 175). Andererſeits erklärt fi) der Umftand, 
daß in $ 717 Aoſ. 2 cit. (ebenſo wie in dem früheren § 655 
Abſ. 2 cit.) nur der Kl. für erſatzpflichtig und nur der Bekl. 
als zur Geltendmachung dieſes Erſatzanſpruchs in dem 
anhängigen Rechtsſtreite berechtigt erklärt worden iſt, dadurch, 
daß man beim Erlaß dieſer Beſtimmungen zunächft nur an die 
viel häufigeren Fälle, daß ein Kl. auf Grund eines vorläufig 
vollſtreckbaren Urtheils feine Forderung von dem Bekl. bei- 
getrieben oder dieſer ſie zur Abwendung der Vollſtreckung 
bezablt hat, nicht aber an die ſeltenen Fälle gedacht hat, in 
welchen auf Grund eines ſolchen dem Kl. die Koſten des 
Rechts ſtreits auferlegenden Urtheils dieſe Koſten durch den Bekl. 
beigetrieben oder von dem Kl. bezahlt worden find, und daß 
man demgemäß für den geſetzgeberiſchen Gedanken, daß derartige 
Eiſatzanſprüche überhaupt in dem anhängigen Rechtsſtreite 
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geltend gemacht werden können, eine zu enge, mit dem wahren 
Willen der geſetzgebenden Fakioren fi nicht vollſtändig deckende 
Faſſung gewählt hat. Hiernach iſt die Beſtimmung des 8 717 
Abſ. 2 eit. dahin auszulegen, daß, wenn ein für vorläufig 
vollſtreckbar erklärtes Uitheil durch ein ſpäteres Urtheil auf⸗ 
gehoben oder abgeändert wird, die auf Grund des letzteren 
Urtheils unterliegende Partei zum Erſatze des Schadens 
— alſo mindeſtens zur Zurückerſtattung des Empfangenen — 
verpflichtet iſt, der der obſiegenden Gegenpartei durch die Voll⸗ 
ſtreckung des Urtheils oder durch eine zur Abwendung der Voll⸗ 
ſtreckung gemachte Leiſtung entſtanden iſt, und daß die 
obſiegende Partei den Anſpruch auf Schadens erſatz in dem 
anhängigen Rechts ſtreite geltend machen kann. In dieſem 
Sinne haben ſich auch bereits Peterſen II zu § 717 der C. P. O. 
Bem. 4, Gaupp zu § 655 der C. P. O. a. F. II. 2 und zu 
§ 717 der C. P. O. n. F. II. 3, und Auerbach in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1899 S. 600 ausgeſprochen 
(vergl. auch Falkmann: Zwangsvollſtreckung S. 167). II. C. S. 
i. S. Sklarek o. Blank u. Co. vom 22. Oktober 1901, 
Nr. 2329/1901 II. 

24. 8 1039. 

Das B. G. hat die wegen angeblicher Verſagung des recht⸗ 
lichen Gehoͤrs gemäß 8 867, jetzt 1041 Abſ. 1 Nr. 4 der 
C. P. O. erhobene Klage auf Aufhebung des vom 15. November 
1899 datirten, angeblichen Schiedsſpruchs auf Grund der Er 
wägung abgewieſen, daß das von den Schiedsrichtern als 
Schiedsſpruch bezeichnete Schriftſtück einen Schiedsſpruch 
im Rechtsfinne nicht enthalte, indem gleichzeitig erwogen 
wird, daß bei dieſer Sachlage dahingeſtellt bleiben könne, 
ob eine Nlederlegung des Schriftſtücks auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei des zuſtändigen Gerichts gemäß 5 865, jetzt 
1039 der C. P. O. ſtattgefunden habe, oder nicht. Dieſes 
Verfahren des B. G. kann nicht für zuläffig erachtet werden. 
Die C. P. O. verleiht in § 806, jetzt 1040 dem Schieds⸗ 
ſpruche nicht nur die materiellen Wirkungen eines gerichtlichen 
Urtheils, ſondern geftattet in § 868, jetzt 1042 auch, die 
Vollſtreckbarkeit deſſelben herbeizuführen. Dies konnte nicht ge⸗ 
ſchehen, ohne zugleich Beſtimmung darüber zu treffen, auf Grund 
welcher formellen Unterlage dieſe Wirkungen eintreten ſollen. 
Deshalb beſtimmt der 8 865, jetzt 1039 — und zwar wie 
die Begründung S. 478 bemeikt, „damit die Uebereinſtimmung 
mit dem Willen der Schiedsrichter gefichert und die Be⸗ 
endigung des Verfahrens feſtgeſtellt werde“ — folgendes: 
„der Schiedsſpruch iſt unter Angabe des Tags der Abfaſſung 
von den Schiedsrichtern zu unterſchreiben, den Parteien in einer 
von den Schiedsrichtern unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen 
und unter Beifügung der Beurkundung der Zuſtellung auf der 
Gerichtsſchreiberei des zuſtändigen Gerichts niederzulegen.“ Die 
Ausdrucksweiſe des Geſetzes läßt keinen Zweifel darüber auf⸗ 
kommen, daß dieſe Vorſchrift als eine zwingende inſofern gewollt 
iſt, als nur ein Schiedsſpruch, der in der angegebenen Weiſe 
unterſchrieben, zugeſtellt und niedergelegt worden iſt, mit der in 
den nachfolgenden Paragraphen geordneten Eigenſchaft der 
materiellen Rechtskraft und der Fähigkeit, die Vollſtreckbarkeit 
zu erlangen, ausgeſtattet ſein ſoll, woraus ſich weiter ergiebt, 
daß das Gericht, vor welchem eine derartige Wirkung des 
Schiedsſpruchs geltend gemacht wird, das Vorhandenſein jener 
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Erforderniſſe von Amtswegen zu prüfen hat (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 5 S. 397). Letzteres muß aber auch gelten, wenn 
eine bei dem Schiedsſpruche betheiligte Partei umgekehrt gemäß 
§ 867, jetzt 1041 der C. P. O. die Aufhebung des Schiebs- 
ſpruchs begehrt, alſo feſtgeſtellt wiſſen will, daß der Schieds⸗ 
ſpruch nicht mit der materiellen Rechtskraft ausgeſtattet und 
nicht geeignet ſei, die Vollſtreckbarkeit zu erlangen. Die Gründe, 
aus denen nach 8 1042 Abſ. 2 das Gericht die Erlaſſung des 
Vollſtreckungsurtheils zu verſagen hat, find dieſelben, welche die 
Aufhebungsklage des § 1041 rechtfertigen, und gegenüber der 
Klage auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurtheils müſſen, wie 
§ 869, jetzt 1043 ergiebt, jene Aufhebungsgründe (von einer 
Ausnahme abgeſehen) einredeweiſe geltend gemacht werden, wenn 
fie nicht verloren gehen ſollen. Wie die Klage auf Erlafſung 
des Vollſtreckungsurtheils, fo ſetzt alſo auch die Klage auf Auf⸗ 
hebung voraus, daß das ſchieds richterliche Verfahren in formeller 
Beziehung gemäß 8 1039 abgeſchloſſen iſt. Das B. G. durfte 
deshalb in eine Prüfung der Frage, ob das Schriftſtück vom 
15. November 1899 einen Ausſpruch der Schiedsrichter enthalte, 
der ſeinem Inhalte nach die Eigenſchaft eines Schiedsſpruchs 
habe, d. h. die Entſcheidung einer Rechtsſtreitigkeit (§ 1025) 
enthalte, nicht eintreten, ohne vorher feſtgeſtellt zu haben, daß 
jenes von den Schiedsrichtern als Schiedsſpruch bezeichnete 
Schriftſtück den formellen Anforderungen des § 1039 der 
C. P. O. entſpreche, ob es alſo insbeſondere, was von der Bekl. 
ausdrücklich beſtritten war, auf der Gerichtsſchreiberei des zu ⸗ 
ſtändigen Gerichts niedergelegt worden ſei. VII. C. S. i. S. 
Mathes u. Sohn o. Gemeinde Nieder ⸗ Schöneweide vom 29. Ok- 
tober 1901, Nr. 278/1901 VII. 

Zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

25. 8 44. 

Kl. hat auf Grund des rechtskräftigen Urtheils des O. L. G., 
durch das die Berufung des Bekl. gegen ein erſtinſtanzliches 
Theilurtheil zurückgewieſen iſt und letzterem die Koſten der 
Berufungsinſtanz auferlegt find, dieſe Koſten in Hoͤhe von 
1769 Mark 93 Pf. zur Erſtattung liquidirt, jedoch durch den 
Feſtſetzungsbeſchluß des Prozeßgerichts I. J. nur 1 457 Mart36 Pf. 
zugebilligt erhalten. Auf die gegen den Beſchluß von den 
Bekl. eingelegte ſofortige Beſchwerde find durch den angefochtenen 
Beſchluß von der kläaͤgeriſchen Koſtenrechnung noch weitere 
259 Mark 63 Pf. abgeſetzt und iſt Kl., der inzwiſchen die 
ganze Koſtenforderung nach Maßgabe der landgerichtlichen Feſt⸗ 
ſetzung im Wege der Zwangsvollſtreckung beigetrieben hatte, zur 
Räckerſtattung jenes Theilbetrages an den Bekl. verurtheilt 
worden. Die nunmehr vom Kl. frift- und formgerecht eingelegte 
weitere ſofortige Beſchwerde, mit der er die Wiederherſtellung 
des erſtinſtanzlichen Feſtſetzungsbeſchluſſes verlangt, iſt zwar 
nach 88 567 Abſ. 2, 568 Abſ. 2, 3 C. P. O. zuläffig, ſachlich 
jedoch nicht begründet. Kl. hat eine Korreſpondenzgebühr und 
eine Beweis gebühr ſowie Reiſekoſten aus Anlaß der Wahrnehmung 
der zahlreichen in der Sache angeſtandenen auswärtigen Beweis⸗ 
termine für zwei Korreſpondenzmandatare, von denen der eine, 
der Prozeßbevollmächtigte I. J., Juſtizrath N. den einen Theil 
der Termine, der andere, der am Wohnort der Parteien anfälfige 
Rechtsanwalt B., die übrigen Termine wahrgenommen hat, in 
Anſatz gebracht. Dieſes Verfahren iſt von beiden Vorinſtanzen 
übereinſtimmend für unzuläſſig erklärt worden. Während aber 
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das L. G. die Zuziehung des Juſtizraths N. als Korreſpondenz⸗ 
mandatars für ſachgemäß erachtete und von dieſem Stand» 
punkte die für den Rechtsanwalt B. liquidirten Gebühren und 
Auslagen nur deshalb unbeanſtandet ließ, weil die Wahrnehmung 
der fraglichen Termine durch den Juſtizrath N. noch größere 
Koſten verurſacht haben würde, iſt das O. L. G. in dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluß von der entgegengeſetzten Auffaſſung aus⸗ 
gegangen. Es nimmt an, daß nur der Rechtsanwalt B. hätte 
zugezogen werden dürfen und daß, wenn er die Vertretung der 
Parteien in allen Beweisterminen bis auf einen, der durch den 
Prozeßbevollmächtigten II. J. perſönlich wahrzunehmen geweſen 
wäre, ausgeübt hätte, die geſammten Koften ſowohl der 
Information (wobei alsdann beſondere, ebenfalls liquidirte 
Informationsreiſen der Partei als entbehrlich in Wegfall kommen 
konnten) wie auch die Wahrnehmung der auswärtigen Termine 
gegenüber einem Betrage von 580 Mark 31 Pf., den der I. R. 
hierfür feſtgeſetzt habe, ſich nur auf 331 Mark 8 Pf., nämlich 
156 Mark Gebühren für den Rechtsanwalt B. und 175 Mark 
8 Pf. Reiſekoſten belaufen haben würden. Dieſe Ausführungen 
etſcheinen zutreffend. Wenn ihnen gegenüber die weitere Be⸗ 
ſchwerde zunächſt geltend macht, die Zuziehung des Juſtizraths N. 
habe ſich deshalb empfohlen, weil er als Prozeßbevollmächtigter 
I. J. mit dem weitſchichtigen Prozeßſtoff beſonders vertraut 
geweſen ſei, ſo wird dabei überſehen, daß der Rechtsanwalt B. 
bereits in I. J. als Korreſpondenzmandatar fungirt hat, bei 
ihm alſo eine gleiche Sachkenntniß vorauszuſetzen war. Noch 
weniger Beachtung verdienen die ferneren Angaben der Be⸗ 
ſchwerde, wonach der Prozeß bevollmächtigte II. J. für feine 
Perſon durch Krankheit und durch anderweite unaufſchiebbare 
(nicht näher bezeichnete) Amtsgeſchäfte an Reifen zu auswärtigen 
Terminen verhindert geweſen ſei und letzteres Hinderniß auch 
bei dem Rechtsanwalt B. beſtanden habe, da die anſtehenden 
Beweistermine mit ſtändigen Terminstagen, die B. bei einem 
benachbarten Amtsgericht abzuhalten gehabt habe. kollidirt hätten. 
Derartige rein perſönliche Verhinderungen des Prozeßvertreters 
muß in ihren nachtheiligen Folgen die vertretene Partei auf ſich 
nehmen. Sie iſt nicht befugt, die ihr dadurch erwachſenen 
Mehrkoſten der unterlegenen Gegenpartei aufzubürdeu. V. C. S. 
i. S. Starke c. Helmecke vom 16. November 1901, 
B Nr. 173/1901 V. 

II. Das Wechſelrecht. 

26. Art. 54, 73. 8 1018 C. P. O. 

Die Annahme iſt geboten, daß nach Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urtheils der Regreß ſtattfindet und zwar lediglich mit den Ab⸗ 
weichungen, die der Verluft des Wechſels und deſſen Kraftios- 
erklärung bedingt. Dieſe aber beſtehen darin, daß die Aktiv⸗ 
legitimation des Wechſelgläubigers durch das Aueſchlußurtheil 
endgültig feſtgeſtellt wird; daß der Inhalt des Wechſels und 
die Paffivlegitimation des Regreßpflichtigen, da dies nicht mehr 
durch Vorlegung des Wechſels nachgewieſen werden kann, durch 
anderweitige Beweis mittel dargelegt werden muß, aber auch 
darf; und daß gegen die Zahlung nicht mehr der Wechſel aus⸗ 
zuliefern iſt, ſondern das Ausſchlußurtheil. Im Uebrigen find 
die gewöhnlichen Bedingungen des Regreſſes nachzuweiſen, ins⸗ 
beſondere alſo die Proteſterhebung, ſo weit ſolche erforderlich iſt. 
J. C. S. i. S. Reichsbank und Gen. C. Lebrecht vom 26. Oktober 
1901, Nr. 166/1901 J. 
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III. Das Handelsrecht. 

27. 88 1, 54. 

Der I. R. hat die Klage abgewieſen, weil die Bekl. nach 
den Art. 4, 271 des alten, 8 1 Nr. 1 des neuen H. G. B. 
zwar Kaufmann und ihr Ehemann als Handlungsbevollmaͤchtigter 
anzuſehen jet, ſeine Vollmacht ſich aber nach Art. 47 des alten, 
wie nach 8 54 des neuen H. G. B. auf die Eingehung von 
Wechſelverbindlichkeiten nicht erſtreckt, und dafür, daß die Bekl. 
ihm eine ſolche Befugniß beſonders ertheilt habe, kein Beweis 
erbracht je. Der B. R. verneint dagegen die Kaufmannk⸗ 
eigenichaft der Bekl. und gelangt zur Zurückweisung der Be 
rufung durch die Erwägung, daß der Ehemann der Bekl. zur 
Wechſelzeichnung ſchriftlicher Spezialvollmacht bedurft habe, die 
unſtreitig fehlt, dafür, daß die Wechſelzeichnung genehmigt ſei, 
aber kein Beweis vorliege. Darin ift dem B. R. beizutreten, 
daß die Klage unbegründet tft, wenn die Bekl. nicht als Kauf 
mann anzuſehen iſt. Nach der Wiſſenſchaft und Praxis bei 
Preußiſchen Rechts, das zur Anwendung kommt, weil das Accept 
unſtreitig vor dem 1. Januar 1900 ertheilt iſt, iſt zur Wedel 
zeichnung ſchriftliche Spezialvollmacht erforderlich. Hiervon ab- 
zugehen, liegt kein Anlaß vor. Daß die dem Ehemann ertheilte 
Generalvollmacht die Ermächtigung zum Abſchluß von Ver⸗ 
trägen aller Art enthält, erſetzt die fehlende Spezialvollmacht 
zur Wechſelzeichnung nicht. Die verbindliche Kraft des Wechſel⸗ 
accepts beruht nicht auf einem Vertragsverhältniß irgend welcher 
Art, ſondern auf der in der Wechſelſchrift enthaltenen einſeitigen 
Erklärung des Acceptanten dem Ausſteller und den ſpäteren 
Wechſelnehmern gegenüber. — Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 87. 
Die Vorgänge nach dem Verfall des Wechſels, auf welche der 
Rkl. Gewicht legt, find ohne rechtliche Bedeutung für die Frage, 
ob das Accept für die Bekl. verbindlich iſt. Das Erſuchen um 
Bewilligung von Ratenzahlungen im März 1900 enthielt kein 
Anerkenntniß der Wechſelſchuld Namens der Bekl. und auf ein 
ſolches Anerkenntniß iſt die Klage auch nicht geſtützt. Aber 
der B. R. geht in der Beurtheilung der Kaufmanngeigenſchaft 
der Bekl. fehl. Es iſt unangefochten feftgeftellt, daß die Bekl. 
das Töpfereigewerbe in der Hauptſache fo betreibt, daß fie 
Kacheln von der Fabrik im Großen kauft und daraus Oefen 
für Neubauten an Bauunternehmer liefert und ſetzt. Danach 
ſchafft ſie Kacheln an, um ſie als Oefen weiter zu veräußern. 
Art. 271 Nr. 1 des alten H. G. B., § 1 Abſ. 1 des neuen 
H. G. B. Richtig iſt. daß im Sinne des Art. 271 Nr. 1 
wie des 8 1 Abſ. 2 Satz 1 a a. O. die zum Zweck der Ver⸗ 
aͤußerung angeſchaffte Sache (Waare) durch die Bearbeitung 
oder Verarbeitung, die das Geſetz an ſich für bedeutungslos 
erklärt, nicht den Charakter der Sache (Waare) verlieren darf, 
daß deshalb der Maurermeiſter im Sinne des Geſetzes nicht 
dadurch allein Kaufmann wird, daß er Steine zur Herſtellung 
von Bauten anſchafft, die in dem hergeſtellten Geräude alt 
Sachen (Waaren) verſchwinden und ihre Exiſtenz verlitten. 
Bei Oefen trifft dieſer Geſichtspunkt nicht zu. Sie behalten 
nach dem Setzen ihre äußere felbfiftändige Exiſtenz und find 
als Zubehör, nicht als Beſtandtheil des Gebäudes anzuſehen. — 
A. L. R. Tol. 1 Tit. 2 8 84, B. G. B. 8 97. Verliert der 
Maſchinenfabrikant, der Eiſen und andere Materialien im Großen 
anſchafft, um fie als Maſchinen weiter zu veräußern, feine 
daraus hervorgehende Eigenſchaft als Kaufmann dadurch ſichet 
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nicht, daß die Maſchine beſtimmt iſt, in ein Gebäude ein- 
montirt zu werden, ſelbſt wenn ſie dadurch untrennbarer Be⸗ 
ſtandtheil des Gebäudes wird, ſo kann dies noch weniger von 
dem Gewerbebetriebe des Toͤpfers angenommen werden, der, 
wie hier feſtgeſtellt, ganze Gebäude mit den erforderlichen Oefen 
ausſtattet. Daneben kommt darauf nicht einmal etwas an, daß 
die Bekl., wie feſtgeſtellt, auch einzelne Kacheln und eiſerne 
Oefen verkauft hat und in ihrem Geſchäftsbetriebe auf Erfordern 
auch ganze Sätze von Kacheln verkauft haben würde. Iſt die 
Bekl. aber als Kaufmann anzuſehen, ſo konnte ſie mit ver⸗ 
bindlicher Kraft für fie ihren Ehemann auch formlos, aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend, zur Wechſelzeichnung ermächtigen. 
Und iſt ſolche Ermächtigung als ertheilt anzuſehen, ſo kann ſich 
die Bekl. dem Dritten gegenüber darauf nicht mit Erfolg be⸗ 
rufen, daß ihr Ehemann dieſe Ermächtigung in einer dem 
Dritten nicht erkennbaren Weiſe gemißbraucht hat. Solche Er⸗ 
mächtigung würde darin zu finden ſein, daß die Bekl. wiſſentlich 
hat geſchehen laſſen, daß ihr Ehemann Jahre hindurch unter 
ihrer Firma in ihrem von ihm geleiteten Geſchäfts betriebe 
Wechſel gezeichnet hat. Der Ehemann hat dies nach ſeiner 
vorgetragenen Ausſage bekundet und der B. R. erwähnt dieſe 
Bekundung auch. Aber eine Feſtſtellung auf Grund dieſer Be⸗ 
kundung hat der B. R. nicht getroffen, und dieſe Feſtſtellung 
ſelbſtſtändig zu treffen iſt das R. G. nicht in der Lage. I. C. S. 
i. S. V.⸗V. Lichtenberg⸗Friedrichsberg o. Naffin vom 23. Oktober 
1901, Nr. 192/1901 I. 

28. 88 109, 131. 

Der Rechts vorgang, welcher ſich dadurch vollzieht, daß bei 
einer aus zwei Perſonen gebildeten offenen Handelsgeſellſchaft, 
einer der Theilnehmer aus der Gemeinſchaft austritt und zu 
gleicher Zeit eine andere Perſon Geſellſchafter des anderen bis⸗ 
herigen Theilnehmers wird, unter Fortſetzung des von den bis⸗ 
herigen Geſellſchaftern betriebenen Geſchäftes, iſt rechtlich ver⸗ 
ſchieden gewürdigt worden. Das R. O. H. G. hat angenommen 
(Entſch. Bd. 14 S. 151), in einem ſolchen Falle ließe ſich die 
Rechtslage jo auffaſſen, daß die bisherige offene Handels⸗ 
geſellſchaft fortbeſtehe und daß die vorgedachten, die Perſon 
der Geſellſchafter betreffenden Vorgänge für nichts Anderes zu 
erachten ſeien, als ein Wechſel in der Perſon der Theilnehmer, 
der, wie bei den aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden 
Handelsgeſellſchaften, die Weiterexiſtenz der bisherigen offenen 
Handelsgeſellſchaft und ihre Identität mit derjenigen Handels- 
geſellſchaft, die nach jenen Vorgängen beſtehe, nicht berühre. 
Dieſer Auffaffung hat ſich der I. C. S. des R. G. in einer 
Entſcheidung aus dem Jahre 1890 angeſchloſſen (Bolze, Praxis, 
Bd. 9 Nr. 478, Juriſt. Wochenſchr. 1890 S. 161 Nr. 12) und 
auch anderweitig hat ſie in der Rechtſprechung Nachfolge gefunden 
(vergl. Entſch. des Kammergerichts [1891] bei Johow, Jahr⸗ 
buch Bd. 11 S. 17 und des O. L. G. Stuttgart [1897] in 
Seufferts Archiv Bd. 54 Nr. 233). Gbenſo iſt ſie bis in die 
neueſte Zeit in der Literatur als richtig anerkannt worden 
(vergl. Behrend, Handelsrecht Bd. 1 5 80 Anm. 7 S. 557, 
ſowie die Kommentare zum H. G. B. von Staub in den früheren 
Auflagen Note 2 zu § 113, jetzt 6. und 7. Auflage Note 2 
zu $ 130, von Keyßner S. 103, von Gareis uud Fuchsberger 
S. 242, von Lehmann und Ring zu § 130 Note a, von 
Makower in den früheren Auflagen einſchließlich der elften zu 
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§ 113 (hier S. 123). Dagegen wird jetzt in der neneſten 
(zwölften) Auflage von Makower (S. 253) jene Anficht nicht 
mehr aufrecht erhalten, ſondern vielmehr anſcheinend der Stand⸗ 
punkt vertreten, daß in einem ſolchen Falle die Annahme eines 
Fortbeſtandes der bisherigen Geſellſchaft logiſch und rechtlich 
unmoglich ſei. Ferner hat der VI. C. S. des R. G. in einer 
Entſcheidung aus neuerer Zeit (1899) (Juriſt. Wochenſchr. 1899 
S. 675 Nr. 13) die Begriffsmöglichkeit der weiteren Exiſtenz 
der bisherigen offenen Handelsgeſellſchaft in ſolchem Falle in 
Zweifel gezogen und nur unter der Unterſtellung, daß dieſe 
Moglichkeit beſtehe, den Satz ausgeſprochen, daß, wenn im 
einzelnen Falle die bisherige Handelsgeſellſchaft als fortbeſtehend 
angeſehen werden ſollte, dies allein dann geſchehen könne, wenn 
der Willen der Betheiligten hierauf (d. h. auf die Fortexiſtenz 
der bisherigen Geſellſchaft) gerichtet ſei, ein Satz, der nach der 
Annahme des VI. C. S. auch ſchon bisher anerkannt ſein ſoll. 
Jedenfalls iſt bei dieſem Zwieſpalt der Meinungen ſo viel gewiß, 
daß auch von dem Standpunkt aus, welcher zuerſt von dem 
R. O. H. G. vertreten worden iſt, zugeſtanden werden muß, daß 
im Einzelfall nach Lage der Umſtände auch eine andere recht⸗ 
liche Auffaſſung Platz greifen kann, daß nämlich auch dann, 
wenn gleichzeitig mit dem Austritt eines Theilnehmers aus 
der bisherigen Geſellſchaft ſich ein Dritter mit dem anderen 
Theilnehmer als Geſellſchafter wieder verbindet und dieſe Beiden 
das von der bisherigen Geſellſchaft betriebene handelsgewerbliche 
Geſchäft weiter betreiben, die Annahme möglich und begründet 
ſein kann, daß durch dieſe Vorgänge die bisherige Geſellſchaft 
aufgelöft und eine neue Geſellſchaft ins Leben gerufen jet. 
Die erhebliche Rechtsverſchiedenheit der einen und der anderen 
Auffaſſung, namentlich in Anſehung der Pflichten und Rechte 
der Schuldner und Gläubiger der bisherigen Geſellſchaft liegt 
auf der Hand. In dem einen Fall iſt vor und nach jenen 
Vorgängen nur ein und daſſelbe identiſche Rechtsſubjekt 
vorhanden, deſſen vorher erworbene Rechte durch jene Ereigniſſe 
nicht berührt werden und deſſen Aktivlegitimation zur Geltend⸗ 
machung dieſer Rechte nach jenen Ereigniſſen daher auf nichts 
Anderem als lediglich auf ſeiner Identität beruht; es behält 
die Rechte, die es ſchon vorher gehabt hat. Ob und 
inwieweit der Wechſel in der Perſon der Theilnehmer die Ver⸗ 
pflichtungen der Geſellſchaft und die Rechte der Gläubiger 
unter dem Geſichtspunkt zu beeinfluſſen vermag, daß dieſer Vor⸗ 
gang wirthſchaftlich ungünſtig auf die Geſellſchaft gewirkt 
habe, iſt eine Frage, die gegenwärtig nicht unterſucht zu werden 
braucht. In dem anderen Falle find dagegen zwei Rechts. 
ſubjekte zu unterſcheiden, die untergegangene alte Geſellſchaft 
und die jetzt beſtehende neue Geſellſchaft. Daß die Rechte der 
alten Geſellſchaft von der neuen Geſellſchaft nur geltend 
gemacht werden können, wenn ſie dieſer übertragen find, 
bedarf keiner beſonderen Begründung; die Aktivlegitimation 
der neuen Geſellſchaft zur Verfolgung der Rechte der alten 
Geſellſchaft erheiſcht daher den Nachweis der Uebertragung 
dieſer Rechte. Was aber die Verpflichtungen der alten 
Geſellſchaft betrifft, namentlich ſoweit deren vorgängige oder 
gleichzeitige Erfüllung eine Vorbedingung für die Geltend⸗ 
machung der übertragenen Forderungsrechte bildet, ſo greifen 
die Grundſätze Platz, die in Bezug hierauf auch fonft bei 
Ceſfionen Geltung haben. VII. C. S. i. S. van Delden 
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Richtig iſt, daß ſich in Entſcheidungen des R. O. H. G. wie 
des R. G. wiederholt der allgemeine Satz ausgeſprochen findet, 
daß bei den ſogenannten Succeſſivlieferungsgeſchäften, d. h. bei 
den einheitlichen in Raten zu erfüllenden Kaufgeſchäften das 
Wahlrecht des nicht ſäumigen Kontrahenten nach Art. 354 
und 355 des alten H. G. B. ſchon durch den in Bezug auf 
nur eine der Raten eingetretenen Lieferungs- oder Zahlungs- 
verzug des anderen Theiles hinfichtlich der ſämmtlichen noch 
ausſtehenden Raten begründet werden könne. In Anſehung 
des R. G. kann dieſerhalb beiſpielsweiſe auf das in der 
Juriſt. Wochenſchr. 1896 S. 153 Nr. 38 abgedruckte Urtheil 
Bezug genommen werden, hinfichtlich des R. O. H. G. auf 
das in Bd. 13 S. 104 der Entſcheidungen veroffentlichte Urtheil, 
wo ſich dieſer allgemeine Satz anſcheinend zum erſten Male 
vorfindet. Die beiden Entſcheidungen nämlich, auf die dort 
deswegen verwieſen wird, diejenige in Bd. 2 S. 84 und Bd. 9 
S. 59/60, enthalten, wie das gleich hier bemerkt werden mag, 
keine wegs jenen allgemeinen Ausſpruch, ſondern bringen nur 
das Prinzip zum Ausdruck, daß bei ſolchen Succeifivlieferungs- 
geſchäften der Verzug des einen Theiles den anderen zum Rück⸗ 
tritt vom Vertrage hinfichtlich der ſämmtlichen übrigen noch 
nicht erfüllten Raten berechtige, ſo namentlich die grundlegende 
Entſcheidung Bd. 2 S. 86. Den Rücktritt betrifft auch nur 
die erwähnte Entſcheidung Bd. 13 S. 104, die zuerſt jenen 
Grundſatz allgemeiner faßte. Es fragt ſich nun, was dieſer 
beſagt. Die Reviſion verſteht ihn offenſichtlich dahin, daß damit 
ausgeſprochen ſei, bei ſolchen Geſchäften ſtände dem nicht 
ſäumigen Kontrahenten beim Verzuge des anderen Theiles hin⸗ 
ſichtlich einer Rate das Wahlrecht, hinſichtlich aller übrigen noch 
nicht erfüllten Raten in dem Sinne zu, daß er es ſofort 
bezüglich aller dieſer ausüben und demgemäß auch ſofort 
nach ſeiner Wahl eines der drei ihm nach den Art. 354 
und 355 zuſtehenden Rechte hinfichtlich der ſämmtlichen noch 
ausſtändigen Raten gegen den anderen Vertragstheil geltend 
machen könne. Richtig iſt dies bezüglich des Rücktritts. Die 
Einheitlichkeit des Geſchäftes bedingt es, daß mit dem Verzuge 
des einen Theiles bezüglich einer Rate der andere Theil ſofort 
von dem ganzen übrigen Vertrag mit gegenwärtiger Wirkung 
zurücktreten kann. Nicht richtig wäre jene Auffafſung in An⸗ 
ſehung des erſten im Art. 354 gegebenen Rechtes des Ver⸗ 
käufers, Erfüllung des Vertrages und Schadenserſatz 
wegen veiſpäteter Erfüllung zu fordern, wenn ſie dahin ginge, 
daß nunmehr der Verkäufer ſofort Erfüllung des ganzen 
übrigen Vertrages und Schadenserſatz wegen verſpäteter Er⸗ 
füllung der rückſtändigen Leiſtung fordern könnte. Es bedarf 
keiner beſonderen Begründung, daß, wenn Erfüllung des 
Vertrages gefordert wird, dies nur nach Maßgabe ſeines 
Inhaltes geſchehen kann, daß alſo bei einem Succeifiolieferungs- 
geſchäfte die einzelnen Ratenleiſtungen demgemäß auch erſt zur 
Zeit ihrer vertraglichen Fälligkeit beanſprucht werden 
können. Wählt der Verkäufer das erſte Recht, fo heißt dies in 
ſeinem Ergebniß daher nichts anderes, als daß der Vertrag 
beſtehen bleibt, wie er war, auch hinſichtlich der Zeit 
der Erfüllung, und daß der Verkäufer darauf beſchränkt iſt, 
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Zahlung der fälligen Kaufpreisrate, bezüglich deren der 
Käufer im Zahlungsverzuge iſt, und Schadenserſatz wegen ver⸗ 
ſpäteter Erfüllung dieſer Rate zu begehren. Wie nun die 
Befugniſſe des Verkäufers bezüglich des zweiten Rechtes (statt 
der Erfüllung die Waare unter Beobachtung der Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 343 für Rechnung des Käufers zu 
verkaufen und Schadenzerſatz zu fordern), — welches im 
gegenwärtigen Falle in Betracht kommt, — geſtaltet find, iſt 
nicht ohne Weiteres ſo klar, wie bei dem erſten und dritten 
Rechte des Art. 354. Die Meinung der Revifion geht erfichtlich 
dahin: bei Succeſſivlieferungsgeſchäften gewinne der Verkäufer 
durch den Verzug des Käufers in Bezahlung einer Rate dat 
Recht, ſofort die ganze übrige Waare, auch ſoweit nach 
dem Vertrage ſonſt eine Abnahmeverbindlichkeit des Käufers 
bezüglich ihrer noch nicht beſteht, alſo auch die Zahlungz⸗ 
verbindlichkeit des Käufers bezüglich der übrigen Raten des Kauf. 
geldes noch gar nicht eingetreten fein kann, weil ihm die betr. 
Lieferungen des Verkäufers nicht einmal angeboten, geſchweige 
denn gewährt find, im Wege des Selbſthilfeverkaufs veräußem 
und ſofort den Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreis für die 
ganze Waare und dem Erlöſe des Selbfthilfeverlaufs vom 
Käufer beanſpruchen zu dürfen. So iſt im vorliegenden Falle 
von der Kl. verfahren. Sie hat, weil der Käufer mit det 
erſten Rate des Kaufgeldes in Verzug gerathen war, ſofort die 
ganze Waare veräußern laſſen, allerdings mit eniſprechender 
Lieferungszeit, allein fie hat verkauft „per Kaffe” und fordert 
den Unterſchied zwiſchen dem bedungenen Kaufpreis für die 
ganze Waare abzüglich des mit 7 600 Mark gezahlten 
Erlöſes aus dem Selbſthilfeverkauf der ganzen Baar 
in Höhe von 1708 Mark 50 Pf. nebſt Zinſen ſeit 
dem 17. Februar 1900, d. i. dem Tage, an dem Bel. 
nach ihrer Meinung ihr dieſen Betrag hätte zahlen 
müſſen, da fie ihm am 16. Februar Kenntniß von 
dem vorgenommenen Selbſthilfeverkauf gegeben und zur 
Zahlung der 1708 Mark 50 Pf. aufgefordert haben wil. 
Was zunächſt die Kennzeichnung des fraglichen Rechtes del 
Verkäufers angeht, fo haben ſowohl das R. O. H. G. wie das 
R. G. wiederholt ſich dahin geäußert, bei ihm handle es fi 
nicht um eigentlichen Schadenzerſatz, ſondern um den 
Anſpruch auf Erfüllung: die Ausdrucksweise des Geſetes 
ſei ungenau. Dieſer Ausſpruch läßt eine etwas verſchiedene 
Deutung zu. In einer Entſcheidung aus neuerer Zeit (Entid. 
des R. G. Bd. 41 S. 64), begründet der II. C. S. des 
R. G. ihn mit folgenden Worten: „Der Verkäufer fordert in 
dieſem Falle von dem im Zahlungsverzuge befindlichen Käufer 
Zahlung des Kaufpreiſes und erlangt dieſelbe, inden 
er, ſeinerſeits leiſtend, die Waare für Rechnung des Käufer! 
verkaufen läßt, mit dem Erlöſe bis zu dieſer Höhe den Kauf 
preis deckt und die verbleibende Differenz von dem Käufer 
fordert.“ Aus dieſer Darlegung ſcheint die Auffaſſung hervor 
zuleuchten, daß der Verkäufer im Falle des zweiten ihm durch 
Art. 354 gegebenen Rechtes wirkliche eigentliche Erfüllung 
des Vertrages, nämlich Erfüllung der urſprünglichen, 
bedungenen Gegenleiſtung des Käufers in Geſtalt 
der Zahlung des Kaufpreifes, alſo die Prinzipal“ 
leiſtung, keine Surrogatsleiſtung fordere, und daß nut 
die Art und Weiſe, wie dieſe @egenleiftung des Käufer 
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dem Verkäufer zu Theil werde, nicht aber deren Inhalt, 
durch die in Rede ſtehende Beſtimmung des Art. 354 beſonders 
geſtaltet worden ſei, nämlich dahin, daß der Verkäufer ſelbſt 
ſich einen Theil des Kaufpreiſes, alſo der Gegenleiſtung 
des Käufers, im Wege der Selbſthilfe verſchaffe, indem er für 
Rechnung des Käufers, d. h. alſo für dieſen, die Waare 
verkaufe und den Erlös daher als einen ihm mittelbar von 
Seiten des Käufers zufließenden Theil des Kaufpreiſes 
behalte und nur den Reſt unmittelbar von dem Käufer aus 
deſſen Hand und Börſe begehre. Das R. O. H. G. ſcheint 
dem Gedanken eine etwas andere Wendung zu geben, wenn es 
jagt (Entſch. Bd. 9 S. 118, vergl. auch Entſch. Bd. 16 
S. 315): Der Verkäufer, welcher von dem bier behandelten 
Rechte Gebrauch mache, trete weder vom Vertrage zurück noch 
begehre er ſtatt der Erfüllung Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung, ſondern er beſtehe auf Erfüllung mit der Modifikation, 
daß an die Stelle der kontraktlichen eine andere Art der Er⸗ 
füllung trete und der ſäumige Käufer den daraus entſtehenden 
Schaden zu tragen verpflichtet ſei. Staub ($ 22 zu Art. 354, 
5. Auflage) ſtimmt dieſer Aeußerung zu mit der Ausführung, 
es ſei richtig: Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ſei auch 
Erfüllung des Vertrages; wer die Prinzipalleiſtung nicht mache, 
ſei verpflichtet, den Vertrag durch die Surrogatsleiſtung, 
den Schadenserſatz, zu erfüllen. Dieſe Anſchauung geht 
alſo dahin, daß es fih in dem fraglichen Falle um die 
Forderußg einer durch den Verzug des Gegners inhaltlich 
umgewandelten Gegenleiſtung, nämlich um Gewährung von 
Schadenserſatz in Geſtalt einer Surrogatsleiſtung, nicht mehr 
um die Prinzipalleiſtung, handle. Der I. C. S. des R. G. 
endlich (Entſch. Bd. 29 S. 63) und ebenfo der ſechſte (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1894 S. 283 Nr. 15) kennzeichnen das Recht 
des Verkäufers dahin, daß er in dieſem Falle ſtatt der Erfüllung 
ſein Intereſſe liquidire und zwar beſtehe dies Intereſſe in dem⸗ 
jenigen Vermͤgenswerthe, welchen er bei vertragsmäßiger Er⸗ 
füllung ſeitens des Käufers erlangt haben würde, abzüglich des 
Werthes der Leiſtung, zu der er dem Käufer verpflichtet geweſen 
ſei. Unter welchem dieſer mehreren Geſichtswinkel man nun 
auch das Recht des Verkäufers betrachten mag, unter keinem 
läßt ſich der Anſpruch der Kl. rechtfertigen, mit dem fie deshalb, 
weil der Bekl. mit der erſten Kaufpreis rate in Verzug 
gekommen iſt, ſofortige Zahlung des ganzen Kaufpreiſes 
begehrt, indem ſie ſich zum ſofortigen Selbſthilfeverkauf der 
ganzen Waare, Anrechnung des Erlöſes und Forderung des 
von dem ganzen Kaufpreiſe hiernach verbleibenden Reſtes für 
befugt erachtet. Sieht man dieſen Anſpruch als einen ſolchen 
auf Vertragserfüllung in dem oben zuerſt erörterten Sinne an, 
alſo als einen Anſpruch auf Leiſtung des urſprünglichen Vertrags 
inhaltes nur mit der durch den Selbſthilfeverkauf gegebenen 
Aenderung in der Art der Gewährung dieſes Leiſtungsinhaltes, 
ſo liegt auf der Hand, daß dieſer vertragliche Erfüllungsanſpruch 
nur nach Maßgabe des Vertrages erhoben werden kann, alſo 
auch nur nach Maßgabe der vertraglichen Fälligkeit. Die Kl. 
mag durch die Säumigkeit des Bekl. in Anſehung der erſten 
Kaufpreis rate ſofort das Recht gewonnen haben, bei Fällig⸗ 
keit der ſpäteren Raten ohne Weiteres den Selbſthilfe⸗ 
verkauf auch bezüglich dieſer auszuführen und die Differenz zu 
fordern, allein das Recht hat fie dadurch nicht erlangt, ſofort 
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alle ſpäteren künftig fälligen Raten als jetzt fällige zu 
behandeln. Geht man von dem Standpunkt aus, daß die Kl. 
in Folge des erſten Zahlungsverzuges des Bekl. ihr Intereſſe 
in Geſtalt des Vermoͤgenswerthes liquidiren könne, den fie bei 
vertragsmäßiger Erfüllung ſeitens des Bekl. erlangt haben 
würde, ſo erhellt, wenn man demgemäß die Frage ſtellt, was 
die Kl. denn damals gehabt haben würde, wenn der Bell. 
vertragsmäßig feine erſte Zahlungsrate geleiſtet 
hätte, daß die Kl. in dieſem Zeitpunkte doch jeden⸗ 
falls nicht das, was ſie jetzt in Geſtalt des Erlöſes aus 
dem Verkauf der ganzen Waare und der Differenz 
zwiſchen dieſem und dem Kaufpreiſe begehrt, nämlich 
den Betrag des ganzen Kaufpreiſes in Händen gehabt haben 
würde. Es mag ſetn, daß die Kl. jenes Intereſſe, d. h. den 
„Schadenserſatz“, von dem das Geſetz hier ohne weiteren Zuſatz 
ſpricht, vielleicht in anderer Weiſe hätte liquidiren können; ſo, 
wie fie jetzt aber das zweite Recht aus Art. 354 zur Geltung 
gebracht hat, kann ihr Anſpruch nicht für gerechtfertigt erachtet 
werden. Ihr fälliger Zahlungsanſpruch wegen der erſten Rate 
gab ihr, wenn fle Zahlung des Kaufpreiſes forderte, bei der 
Säumigfeit des Bekl. nur die Befugniß, durch Selbſthilfeverkauf 
der erſten Lieferung ſich wegen jener Kaufgeldrate in Hoͤhe 
des Erlöſes zu befriedigen und die Differenz zu fordern; dagegen 
durfte ſie nicht ſofort und vor der Fälligkeit auch die 
weiteren Kaufpreisraten beanſpruchen und die zweite Lieferung 
veräußern, daher war der über die ganze Waare ſich verhaltende 
Selbſthilfeverkauf nicht wirkſam. Es kann auf dieſes Ergebniß 
keinen Einfluß üben, daß das R. O. H. G. (Entſch. Bd. 16 
S. 200) im Falle des Art. 355 den Käufer für berechtigt 
erklärt hat, bei Lieferungsverzug des Verkäufers bezüglich einer 
Rate fi ſofort wegen der ſämmtlichen übrigen noch nicht 
fälligen Raten zu decken und den Mehrbetrag zu fordern. 
Abgeſehen davon, daß dieſe Entſcheidung keineswegs von allen 
Seiten gebilligt iſt (vergl. Dreyer in Gruchot's Beiträgen Bd. 37 
S. 216) und ihre Richtigkeit bei Gelegenheit auch von dem 
II. C. S. des R. G. (Entſch. Bd. 17 S. 61/62) offenfichtlich in 
Zweifel gezogen iſt, jo erſcheint, bei der theilweiſen Verſchieden ⸗ 
heit der betreffenden beiden Beſtimmungen in den Art. 354 
und 355 und mit Rückſicht darauf, daß bei Succejfiolieferungs- 
geſchäften die Lage des Käufers und Verkäufers im Falle des 
Verzuges des anderen Theiles in Anſehung einer Rate keines ⸗ 
wegs ohne Weiteres und ſchlechthin, als gleichartig angeſehen 
werden kann, die Folgerung als nicht durchaus zwingend, daß 
das, was im Falle des Art. 355 für den Käufer gilt, auch 
nothwendig im Falle des Art. 354 auf den Verkäufer An⸗ 
wendung finde. Ferner kann auch der Geſtaltung, welche die 
Rechte des Verkäufers jetzt durch das B. G. B. erfahren haben, 
eine ausschlaggebende Bedeutung für die Anwendung und Aus- 
legung des Art. 354 des alten H. G. B. nicht beigelegt werden. 
Endlich mag vielleicht anerkannt werden können, daß unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden, fo beiſpielsweiſe, wenn der Selbſthülfe⸗ 
verkauf einer einzelnen Lieferung ohne die dazu noch nicht 
faͤlligen unausführbar iſt (Dreyer a. a. O. S. 214), der ſo⸗ 
fortige Selbſthilfeverkauf der ganzen Waare zuläſſig ſein kann. 
Derartige Umſtände find hier aber nicht dargethan. VII. C. S. 
i. S. Union Allgemeine Melaſſefutterfabrik o. Cohn vom 
29. Oktober 1901, Nr. 249/1901 VII. 
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Der Revifion war der Erfolg nicht zu verſagen. Das 
B. G. hat den von der Bekl. erſt im Laufe des Prozeſſes 
erhobenen Einwand, daß die ihr vom Kl. gelieferte Wolle in 
ihrer Geſammtheit zu feucht geweſen ſei und in dieſer Hinſicht 
dem Muſter nicht entſprochen habe, als verſpätet angeſehen 
und daher die Begründung dieſes Einwands nicht weiter geprüft, 
weil die Bekl. von dieſem Mangel nicht unverzüglich nach der 
Ablieferung dem Kl. Anzeige gemacht habe. Das Gericht hat 
dieſe ſeine Anficht dahin begründet, daß, da ein einſeitiges 
Handelsgeſchäft vorliege, zwar nach dem Wortlaute des § 377 
des H. G. B. n. F. eine Verpflichtung des Käufers zur un⸗ 
verzüglichen Unterſuchung und Mängelanzeige nicht beſtehe; daß 
indeſſen ſchon nach altem Handelsrechte in Theorie und Praxis 
ftetd angenommen worden ſei, daß Treu und Glauben im 
Handelsverkehr es erforderten, daß ein Käufer, der eine Waare 
wegen Mangelhaftigkeit nicht genehmigen wolle, dies dem Ver⸗ 
käufer anzeige und dieſe Anzeige nicht ungebührlich verzögere; 
daß dies um ſo mehr gelten müſſe, wenn der Käufer ein 
Kaufmann ſei, da der 8 377 nicht eine Abſchwächung der 
Pflichten der Kaufleute gegenüber dem früheren Rechte bezwecke, 
ſondern nur die ſtrikte Vorſchrift der Unterſuchungspflicht für 
Nichtkaufleute habe beſeitigen wollen, daß die Mängelanzeige 
auch die gerügten Mängel angeben müſſe, damit der 
Verkäufer wiſſe, aus welchem Grunde die Abnahme der Waare 
beanftandet werde u. ſ. w. Die gegen dieſe Ausführungen ge- 
richtete Beſchwerde der Reviſion erſcheint als gerechtfertigt. 
Sofern das B. G. mit dieſer allerdings nicht durchweg klaren 
Begründung hätte ausſprechen wollen, daß auch nach dem 
1. Januar 1900 beim Vorliegen eines einſeitigen Handels- 
kaufs die für den Käufer, namentlich denjenigen, der Kaufmann 
ift, bezüglich der Mängelanzeige gegebene Rechtslage die 
nämliche jet wie beim Vorliegen eines zweiſeitigen Handels- 
kaufs, daß insbeſondere auf Grund des § 377 des H. G. B. 
n. F. oder anderer handelsrechtlicher Normen Kaufleute Nicht⸗ 
Kaufleuten gegenüber zur Beobachtung der in 8 377 gegebenen 
Vorſchriften bei Vermeidung der daſelbſt angedrohten Rechts ⸗ 
nachtheile in gleicher Weiſe geſetzlich verpflichtet ſeien, wie 
Kaufleute unter einander beim Vorliegen eines beiderſeitigen 
Handelskaufs, würde dieſe Anſicht als eine rechtsirrthümliche 
zu bezeichnen fein. Was nämlich zunächft die Frage der un⸗ 
mittelbaren Anwendung des § 377 eit. auf den gegebenen 
Fall betrifft, ſo rechtfertigt zwar die Denkſchrift zum Entwurfe 
des neuen H. G. B. (zu $ 369 S. 241) die Beſchränkung der 
nach Art. 277 des H. G. B. a. F. auch bei einſeitigen 
Handelskäufen anwendbaren Grundſätze des Art. 347 des 
H. G. B. a. F. „auch den Verkehr unter Kaufleuten“ 
damit, daß dieſe Aenderung ſchon mit Rückficht auf die Grund⸗ 
ſätze des B. G. B. geboten erſcheine; denn wenn dieſes den 
Käufer, weil er häufig nicht die nöthige Sachkunde und Er⸗ 
fahrung habe, zur ſofortigen Unterſuchung der Waare nicht ver- 
pflichte, ſo dürfe auch im H. G. B. nicht „einem Käufer, der 
nicht Kaufmann ſei“, eine ſolche Verpflichtung bloß deshalb 
auferlegt werden, weil er von einem Kaufmanne gekauft habe. 
Indeſſen kann aus dieſer Begründung, welche allerdings nur 
das Intereſſe des Käufers, der nicht Kaufmann iſt, an 
einer Einſchränkung der Beſtimmungen des ſeitherigen Art. 847 
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des H. G. B. berückſichtigt, nicht gefolgert werden, daß die 
neuen Vorſchriften des § 377, durch welche diejenigen des 
Art. 347 cit. vollſtändig erſetzt worden find, auch für ſolche 
Fälle gelten ſollen, in welchen der Kauf für den Käufer, nicht 
aber für den Verkäufer ein Handelsgeſchäft iſt, alſo nur ein 
einſeitiges Handelsgeſchäft vorliegt; denn eine ſolche An⸗ 
nahme würde dem Wortlaute der Beſtimmungen des § 377 cit., 
welche ausdrücklich nur für zweiſeitige Handelsgeſchäfte erlaſſen 
find, ſowie auch des § 345 n. F. direkt widerſprechen. Ueber⸗ 
dies zeigen auch die oben hervorgehobenen Worte der Begründung, 
daß der Entwurf den Grundſatz des Art. 347 des H. G. B. 
a. F. „auf den Verkehr unter Kaufleuten beſchränke“, daß der 
Geſetzgeber ſich deſſen bewußt war, daß nach der Faſſung des 
(unverändert nach dem Entwurfe angenommenen) Textes des 
§ 377 ein zwiſchen einem Nichtkaufmann als Verkäufer und 
einem Kaufmann als Käufer abgeſchloſſenes und ſomit nur ein⸗ 


ſeitiges Handelsgeſchäft nicht unter die Beſtimmungen dez 


§ 877 falle. Hiernach kann alſo von einer unmittelbaren An- 
wendung der letzteren auf den vorliegenden Fall, in welchem 
nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Annahme des B. G. 
nur auf Seiten der Bekl. ein Handelsgeſchäft vorliegt, nicht die 
Rede fein. Die Anwendung anderer, noch geltender handels 
rechtlicher Rechtsnormen aber kommt im gegebenen Falle über⸗ 
haupt nicht in Frage, insbeſondere nicht diejenige des vom B. G. 
erwähnten „alten Handelsrechts“, da das letztere mit dem am 
1. Januar 1900, ſomit vor dem Abſchluß des ſtreitigen Ver⸗ 
trags erfolgten Inkrafttreten des H. G. B. vom 10. Mai 1897 
feine Geltung verloren hat. Der § 346 des H. G. B. n. 5. 
ſpricht aber nur von Vorgängen unter Kaufleuten. Da 
hiernach eine handels rechtliche Norm über die Mängelrüge, 
für Käufe, die nicht für beide Theile Handelsgeſchäfte find, 
überhaupt nicht gegeben iſt, kann es ſich nur fragen, ob etwa 
die Zurückweiſung der fraglichen Mängelrüge als verſpätet auf 
Grund der gemäß Art. 2 des E. G. zum H. G. B. vom 10. Mai 
1897 in Handelsſachen fubfidiär zur Anwendung kommenden 
Vorſchriften des B. G. B. gerechtfertigt ſei. In letzterem aber 
find beſondere Beſtimmungen über eine Verpflichtung des 
Käufers zu einer unverzüglichen Unterſuchung der gekauften 
Sache und zu einer unverzüglichen Mängelanzeige nicht enthalten. 
Der 8 477 des B. G. B. ſetzt nur eine kurze Verjährungs⸗ 
friſt feſt. Es kann daher nur in Frage kommen, ob etwa der 
vom B. G. erwähnte Grundſatz von „Treu und Glauben“ 
nach dem B. G. B. die von demſelben angenommene Ver⸗ 
pflichtung des Käufers und den von ihm an deren Nichterfüllung 
geknüpften Rechtsnachtheil rechtfertige. In dieſer Hinficht iſt 
lediglich 5 157 des B. G. B. maßgebend, wonach „Verträge 
fo auszulegen find, wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf 
die Verkehrsfitte es erfordern.“ Hiernach tft alfo in Fällen, in 
welchen bei einſeitigen Handelsgeſchäften der Einwand der Ver⸗ 
ſpätung einer Mängelrüge als Verletzung einer gemäß § 157 cit. 
begründeten Vertragspflicht geltend gemacht wird, zu prüfen, 
ob der Kaufvertrag fo auszulegen iſt, daß nach den Grundſätzen 
von Treu und Glauben mit Rückficht auf die Verkehrsfltte bei 
ſolchen Geſchäften eine alsbaldige Rüge des in Frage ſtehenden 
Mangels der gekauften Sache Seitens des Käufers als eine 
vertragliche Verpflichtung deſſelben anzusehen iſt und die 
Unterlaffung einer rechtzeitigen Mängelrüge als Verzicht hierauf 


XXX. Jahrgang. 


und ſtillſchweigende Genehmigung der Waare zu gelten hat. 
Eine ſolche Prüfung auf Grund des 8157 des B. G. B. hat 
aber das B. G. im gegebenen Falle nicht vorgenommen und 
jedenfalls das Beſtehen einer vertraglichen Verpflichtung der 
Bekl. zur unverzüglichen Rüge des fraglichen Mangels nicht 
nach Maßgabe dieſer Beſtimmung feſtgeſtellt. In letzterer 
Hinficht genügte namentlich nicht der Hinweis auf das „alte 
Handelsrecht“, vielmehr hätte außerdem in Betracht gezogen 
werden müſſen, ob ſich im Anſchluſſe daran eine Verkehrsfitte 
d. h. eine den Geſchäftsverkehr beherrſchende thatſächliche Uebung 
gebildet habe, gemäß welcher auch bei einſeitigen Handels käufen 
ein Käufer, namentlich ein ſolcher, der Kaufmann iſt, die ihm 
abgelieferte Waare unverzüglich zu unterſuchen und jeden einzelnen 
Mangel derſelben unverzüglich dem Verkäufer anzuzeigen pflege. 
Indem das B. G. von einer ſolchen Prüfung und Feſtſtellung 
abgeſehen hat, ſcheint es die von ihm unterſtellten handelsrecht⸗ 
lichen Normen allein für genügend gehalten zu haben, um 
daraufhin ohne Weiteres eine den Vorſchriften des §S 377 des 
H. G. B. entſprechende geſetzliche Verpflichtung des Käufers, 
wenigſtens desjenigen, der Kaufmann iſt, als gegeben anzu⸗ 
nehmen. Da das B. G. hierbei aus der nach ſeiner Anſicht 
nach altem Handelsrechte begründeten Verpflichtung des Käufers, 
ſeine Nicht⸗ Genehmigung der Waare dem Verkäufer un⸗ 
verzüglich anzuzeigen, die weitere Verpflichtung deſſelben her⸗ 
geleitet hat, hierbei auch bei Vermeidung der in § 377 eit. 
angedrohten Rechtsnachtheile jeden einzelnen Mangel der 
Waare anzugeben, — auf welchen letzteren Punkt es im ge⸗ 
gebenen Falle im Hinblick auf das die gelieferte Waare im 
Allgemeinen beanſtandende, aber den Mangel der zu großen 
Feuchtigkeit der geſammten gelieferten Wolle nicht beſonders 
hervorhebende Schreiben der Bekl. vom 16. März 1900 be 
ſonders ankam, — hat es ſogar eine noch erheblich ſtrengere 
Verpflichtung des Käufers angenommen als der von ihm für 
feine Anficht citirte Kommentar von Staub (zu § 377 des 
H. G. B. Anm. 154 und 155), und hätte daher die Annahme 
dieſer weitergehenden Verpflichtung jedenfalls noch einer be⸗ 
ſonderen Begründung durch den Hinweis auf eine entſprechende 
Verkehrsflite bedurft. II. C. S. i. S. Becher 6. Güterbock 
vom 1. November 1901, Nr. 230/1901 II. 

31. Berfiherung. 

Der Abweiſungsgrund des B. R. vermag das angefochtene 
Urtheil nicht zu tragen. Der Vertrauensarzt der beklagten 
Geſellſchaft, Dr. H., hat allerdings bekundet, daß er nach zwei- 
maliger Unterſuchung des Kl. es für nothwendig erachtet habe, 
daß der Kl. zur Beobachtung und Behandlung in eine geſchloſſene 
Heilanſtalt aufgenommen werde, und daß er diefe Maßregel als 
dem Heilungszweck förderlich erachtet habe. Es iſt auch richtig, 
daß dem im Thatbeſtande des B. U. durch Bezugnahme auf 
den Schrififa gegebenen Briefe der Bekl. vom 29. Oktober 1898 — 
in welchem der Kl. aufgefordert wird, ſich bis Ablauf des 
5. November 1898 im St. Vinzenzkrankenhaus zu Coͤln zu 
melden und dort ſo lange zu bleiben, bis ſich die Geſellſchaft 
mit ſeiner Entlaſſung einverſtanden erklärt habe — die Be 
merkung beigefügt iſt, dieſe Maßnahme habe der Geſellſchaftsarzt 
im Intereſſe der Forderung des Heilungsprozeſſes getroffen. 
Hiernach ſcheint auf den erſten Blick die Anwendbarkeit des 8 3 
Abſ. 4 und 8 6 Abſ. 2 der Verſicherungsbedingungen vorzu⸗ 
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liegen. Die Rechtſprechung hat indeſſen ſtets daran feſtgehalten, 
daß bei dieſer Vorſchrift nicht der Buchſtabe allein entſcheiden 
darf, daß es vielmehr darauf ankommt, ob die Maßregel durch 
die Sachlage wirklich gerechtfertigt war, und ob dem Verficherten 
mit Rückſicht auf feine perfänlicden, Familien und ſonſtigen 
Verhältniſſe die Befolgung der Maßregel billiger Weiſe zu⸗ 
gemuthet werden durfte. Das B. G. hätte deshalb die zahl⸗ 
reichen, nach dieſer Richtung vorgebrachten Bedenken des Kl. im 
Einzelnen würdigen und widerlegen müſſen. Es war zu prüfen, 
ob der § 3 Abſ. 4 die Geſellſchaft überhaupt zu einer Anordnung 
dieſer Art berechtigt, zumal wenn Abſ. 5 in Betracht gezogen 
wird, wonach die Koſten nicht zu Laſten der Geſellſchaft gehen. 
Er gab die Vertragsauslegung, daß es wirklich dem Willen 
beider Vertragstheile entſpricht, daß der Verſicherte auf ſeine 
Koſten ſich in eine beliebige, vielleicht weit entfernte Anſtalt, 
in die Behandlung eines ihm ganz unbekannten Arztes begeben 
müſſe, falls die Geſellſchaft dies verlange, ſo fragt es ſich weiter, 
ob nicht in concreto in den Familien- und Geſchäftsverbältniſſen 
des Kl. ein genügender Grund zur Weigerung lag. Auch das 
erſcheint fraglich, ob dem Kl. erkennbar war, die Maßregel 
bezwecke wirklich die Forderung des Heilungszweckes, 
und ob er nicht vielmehr auf Grund der ihm gegenüber 
gemachten Aeußerungen des Dr. H. guten Grund zu der An⸗ 
nahme hatte, er ſolle in der Anſtalt nur auf Simulation 
beobachtet werden, zumal ja die Bekl. die Exiſtenz einer 
Krankheit und damit die Nothwendigkeit einer Heilung des Kl. 
entſchieden beſtritt. VII. C. S. i. S. Theiſſen 6. Securitas 
vom 22. Oktober 1901, Nr. 241/1901 VII. 


IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 
Zur Gewerbeordnung. 


32. § 26. 

Wie ſchon wiederholt vom R. G. ausgeſprochen worden 
iſt (vergl. z. B. Entſch. Bd. 37 Nr. 45 S. 172 ff.), hat 
nach § 26 der Gewerbeordnung nicht der klagende Nachbar die 
Einrichtungen zu bezeichnen, wodurch den aus der gewerblichen 
Anlage entſpringenden Uebelſtänden abgeholfen werden ſoll, 
ſondern iſt es Sache des Bekl., dazu dienliche Einrichtungen 
zu treffen, in deren Auswahl er eben deshalb auch nicht 
beſchränkt werden darf. Eine ſolche Beſchränkung würde ein⸗ 
treten, wenn die Bekl. verurtheilt würde, die beſtimmte, von 
dem Sachverſtändigen F. empfohlene Reinigungsmethode an- 
zuwenden; fie wäre dadurch der Möglichkeit beraubt, den Uebel⸗ 
ſtänden in irgend welcher anderen, ihr vielleicht beſſer zuſagenden 
oder weniger koſtſpieligen Weiſe abzuhelfen. Daraus ergiebt 
ſich, daß die Bekl. dadurch, daß dies nicht geſchehen iſt, über- 
haupt nicht beſchwert worden iſt. Mit gleichem Unrecht bekämpft 
fie ihre Verurtheilung zu Vorkehrungen, die die ſchädlichen 
Wirkungen zu verhüten geeignet ſeien. Es ſteht nicht bereits 
feſt, daß ſolche unmöglih wären. Der Sachverſtändige hält 
nur für unmöglich, die Abwaͤſſer in einen vollig brauchbaren 
Zuſtand zurückzuführen. Das kann aber die Kl. auch nicht 
verlangen, ſie hat nur ein Recht auf eine gewöhnliche, gemein⸗ 
übliche Beſchaffenheit, und die Verurtheilung der Bekl. geht 
auch nur dahin, die feſtgeſtellte jetzige gegentheilige Beſchaffen⸗ 
heit ſeiner Abwäſſer ſo zu verbeſſern, daß eine über das gemein⸗ 
übliche Maß hinausgehende Beſchädigung verhütet oder doch 
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moͤglichſt verringert werde. V. C. S. i. S. Bremicker u. Co. 
e. Lange vom 13. November 1901, Nr. 251/1901 V. 

Zum Patentgeſetz. 

83. § 4. 

Das O. L. G. hat angenommen, daß die Bekl. zwar das 
Verfahrenspatent des Kl. (Anſpruch 1 des Patents 69 847), 
nicht aber auch deſſen Maſchinenpatent (Anſpruch 2 bis 4 des⸗ 
ſelben Patents) verletze. Dieſe Annahme beruht einerſeits auf 
einer unrichtigen Auslegung des Patents 69 847 und anderer- 
ſeits auf einer zu engen Begrenzung des Schutzbereiches eines 
ſich auf eine Maſchine beziehenden Patents. So, wie der 
1. Anſpruch des Patents 69 847 urſprünglich lautete, enthielt 
er in Wahrheit nur die Stellung einer Aufgabe. Der Inhalt 
der Patentſchrift ergab indeß, daß dies nur auf einer ungenauen, 
zu allgemeinen Faſſung des Anſpruchs beruhte, und daß der 
Anmelder die Aufgabe nicht bloß geſtellt, ſondern in der That 
auch gelöft hatte, und zwar gelöft durch die von ihm beſchriebene 
Maſchine, deren Merkmale im Einzelnen durch die Anſprüche 2 
bis 4 hervorgehoben waren. Demgemäß iſt durch das Urtheil 
des R. G. im Nichtigkeitsverfahren der Anſpruch 1 auf „das 
Verfahren mittels der in der Patentſchrift beſchriebenen Maſchine 
Perlenband und Perlenſchnur herzuſtellen“ eingeſchränkt worden. 
Die Rechtslage, die damit geſchaffen war, iſt dahin aufzufaflen, 
daß ſich der Schutz, den der Kl. nach Anſpruch 1 für fein Ver⸗ 
fahren genießt, mit dem Schutze deckt, den er nach den An⸗ 
ſprüchen 2 bis 4 für feine Maſchine hat. Nur darin geht der 
Schutz des Verfahrens über den Schutz der Maſchine hinaus, 
daß ſich jener nach § 4 Satz 2 des Patentgeſetzes auch auf die 
durch das Verfahren unmittelbar hergeſtellten Erzeugniſſe be⸗ 
zieht — ein Unterſchied, der für die jetzt zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung keine Rolle ſpielt. Die Bekl. iſt Fabrikant; ſie benutzt 
eine beſtimmte Maſchine, deren Beſchaffenheit feſtſteht, zur Her 
ſtellung von Perlenband und Perlenſchnur. Gegenſtand der 
Klage iſt, daß ihr dieſer Gewerbebetrieb unterſagt werde, weil 
er eine Benutzung der Erfindung des Kl. enthalte. Es iſt 
undenkbar, daß der Eingriff in das Patent ſo erfolgen könnte, 
daß zwar das Verfahren, aber nicht die Maſchine nachgeahmt 
werde, oder umgekehrt, daß zwar die Maſchine, aber nicht das 
Verfahren nachgeahmt werde. Denn die theoretiſch für den 
zweiten Fall zu machende Einſchränkung, daß ſich die Maſchine 
etwa auch zu einem ganz andern Verfahren benutzen ließe, 
kommt für den vorliegenden Fall nicht in Betracht. Das Ver⸗ 
fahren beſteht in der Herſtellung mittels der Maſchine, und die 
Maſchine findet ihre techniſche Bedeutung in der Ermoͤglichung 
des Verfahrens. Auch ein Maſchinenpatent erſchöͤpft ſich keines, 
wegs, wie das O. L. G. irrig anzunehmen ſcheint, in dem 
Schutze eines beſtimmten körperlichen Gegenſtandes. Dieſer 
Gegenſtand, die Maſchine, kommt als Verkörperung eines Ge⸗ 
dankens in Betracht, d. h. als Mittel zur Erreichung eines be- 
ſtimmten techniſchen Arbeite zweckes. Wer eine Maſchine baut, 
die von der geſchützten nur in ſolchen Theilen abweicht, die für 
die Erreichung jenes beſonderen Arbeitszweckes nicht durchaus 
erforderlich, alſo nebenſächlicher Natur find, greift ebenſo in 
das Maſchinenpatent ein, wie wer die Maſchine ohne ſolche 
Veränderungen nachahmt. Wird von der irrigen Annahme einer 
veiſchiedenen Tragweite des Verfahrenspatents und des Maſchinen⸗ 
patents abgeſehen, ſo kann im Uebrigen den Ausführungen des 
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B. U. nur beigepflichtet werden. Was das B. G. im Einzelnen 
bei dem Verfahren als den Kern der Erfindung des Kl. dar⸗ 
gelegt hat, trifft auch auf die Maſchine zu. Schon im Nichtig⸗ 
keitsprozeſſe iſt das Gericht davon ausgegangen, daß die einzelnen 
Elemente der Maſchine des Kl. als ſolche nicht neu waren, daß 
der Gegenſtand der Erfindung vielmehr lediglich in der Zu ⸗ 
ſammenfügung dieſer bekannten Elemente zu einer neuen Ge⸗ 
ſammtvorrichtung beſtand, die einem ganz beſtimmten Zwecke 
dienen ſollte. Das nimmt auch das O. L. G. an und daran 
iſt feſtzubalten. Der Zweck der Kombination aber — das iſt 
in der Patenkbeſchreibung mit deutlichen Worten gejagt und in 
den Anſprüchen 1 und 2 hervorgehoben — beſtand darin, daß 
die Perlen nur auf der einen Seite des als Unterlage dienenden 
Stoffes befeftigt wurden. Dies war, wie feſtgeſtellt worden iſt, 
neu und bot gewiſſe gewerbliche Vortheile. Die Mittel die das 
Patent zur Erreichung dieſes Zweckes angiebt, find: a) die 
rotirende und beſtändig vorwärts geführte Unterlage; b) deren 
Umwindung mit dem Perlenfaden und dem Befeſtigungsfaden 
in entgegengeſetzten Spiralen; c) die Abtrennung der Perlen 
durch einen rotirenden Perlenabtheiler in der Weiſe, daß fie 
ſtets nur auf eine Seite der Unterlage fallen; d) eine beftimmte 
Ausgeſtaltung des Zuführungedorns. Aus der Art des in der 
Zeichnung veranſchaulichten Mechanismus ergiebt ſich — wat 
auch die Patentbeſchreibung (Spalte 4 oben und Spalte 5 unten) 
hervorhebt — daß die Abtbeilung der Perlen eine regelmäßige 
iſt, indem „dei jeder einfachen Schwingung des Perlenvertheilert 
ein Abtrennen und Fallenlaſſen von Perlen ſtattfindet.“ Das 
B. G. hebt zutreffend hervor, daß es hierbei vor allem wichtig 
ſei, daß die Perlenvertheilung in ſolchen Abſtänden und in 
ſolchen Zeitabſchnitten erfolge, daß dieſe den Umwickelungs⸗ 
abſtänden und Umwickelungszeiten entſprechen, und daß die 
Löſung der geſt⸗llten Aufgabe vor allem in dieſer Anpaſſung 
der Perlenabtheilung an die Umwickelungsperioden 
liegt. Muß hiervon ausgegangen werden, ſo ergiebt ſich welter, 
daß die Maſchine der Bekl. vom Kl. mit Recht als unzuläſſige 
Nachahmung bezeichnet wird. I. C. S. i. S. Fritſch o. Swoboka 
vom 26. Oktober 1901, Nr. 195/1901 J. 

34. 5 10. 

Die vorliegende Nichtigkeitsklage iſt geſtützt auf 9 10 
Ziffer 2 des Pat. G. Sie konnte nicht geſtützt werden auf $ 10 
Ziffer 1 deſſelben Geſetzes, weil zur Zeit ihrer Erhebung die 
fünfjährige Friſt des 828 Abſ. 3 des Pat. G. bereits abgelaufen 
war. Für die Entſcheidung kommt es alſo nicht darauf an, ob 
zur Zeit der Anmeldung des Patents 69 336 die durch daſſelbe 
geſchützte Einrichtung nicht mehr neu war, ſondern darauf, ob 
die durch das Patent 69 836 geſchützte Erfindung bereits Gezen⸗ 
ſtand des früher, nämlich ſchon im Jahre 1881 angemeldeten 
Patents 19 436 geweſen ift, das heißt, ob in der früheren An- 
meldung der Patentſchutz für dieſelbe Erfindung, welche durch 
das ſpätere angemeldete Patent geſchützt wird, nachgeſucht und 
demnächſt auch ertheilt worden iſt, daß die Vorſchriſt des g 10 
Ziffer 2 des Pat. G. auch dann Platz greift, wenn zur Zeit der 
Erhebung der Nichtigkeitsklage das Patent des früheren Anmelders 
nicht mehr beſteht, iſt von dem R. G. in dem Urtheil vom 


13. Januar 1900 (in Sachen Rocholl o. Siemens I 390/1899 


Blatt für Patent ꝛc. Weſen 1900 S. 148) aueführlich dargelegt 
worden. Da in der vorliegenden Sache dieſe Frage nicht ſtteitt 
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geworden iſt, genügt es, auf die Gründe jener Entſcheidung 
bier Bezug zu nehmen. I. C. S. i. S. Weſtinghouſe Brake 
Comp. l. C. Schleifer vom 6. November 1901, Nr. 205/1901 J. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

35. § 16. 

Dem Bekl. iſt darin belzutreten, daß die Begründung des 
Urtheils für die Annahme der Täuſchungsabficht des Bekl. 
rechtlich zu beanſtanden iſt. Der an die Spitze der betreffenden 
Ausführung geſtellte Satz: „Ohne Einfluß auf die Entſcheidung 
über den lediglich auf Verbietung gerichteten Civilanſpruch iſt 
der Umſtand, daß dem Bekl. nach Abſchluß des gegen ihn ein⸗ 
geleiteten Strafverfahrens der ſtrafrechtliche Vorſatz gefehlt 
haben kann, da dieſer Anſpruch jedenfalls durch die früheren 
Zuwiderhandlungen begründet iſt,“ verkannt, daß das beantragte 
und zugeſprochene Verbot ſich auf die Gegenwart und Zukunft 
bezieht, und daß die Verbotsklage aus dem bezogenen § 16 
nach der von dem O. L. G. ſelbſt im Anfange feiner Urtheils⸗ 
gründe gemachten Konſtruktion vorausſetzt, daß noch zur Zeit 
der Klage der Thatbeſtand des 8 16 vorliegt, alſo der ſtraf⸗ 
rechtliche Thatbeſtand damals noch vorhanden geweſen ſein muß. 
Sit nicht bewieſen, daß dem Bekl. nach dem Strafkammer⸗ 
beſchluß vom 18. Dezember 1897 bis zur Klage die Abſicht 
inne gewohnt hat, mit der fraglichen Bezeichnung einen Irrthum 
über Beſchaffenheit und Werth ſeines Waſſers zu erregen, giebt 
vielmehr der B. R. ſelbſt zu, daß ihm dieſe Abficht gefehlt 
haben kann, ſo iſt für die Verbotsklage kein Raum, rück⸗ 
ſichtlich der früheren, vor dieſem Beſchluſſe gelegenen Zuwider⸗ 
handlungen würde dann civilrechtlich nur ein Schadenserſatz. 
anſpruch in Frage kommen können, der nicht geltend gemacht 
und bezüglich deſſen auch die Aktivlegitimation der Kl. beſtritten 
iſt. Nun iſt allerdings der Beſchluß der Strafkammer für den 
Civilrichter nicht bindend, letzterer hat ſelbſtſtändig zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen des § 16 vorliegen, § 14 Ziffer 1 des 
E. G. zur C. P. O. und § 286 der C. P. O. Aber die Urtheils⸗ 
gründe ergeben nicht, daß der B. R. ſich auf dieſen Stand⸗ 
punkt geſtellt hat. Zwar heißt es an einer anderen Stelle, 
nachdem zutreffend erörtert iſt, was das Geſetz unter Täuſchung 
über Beſchaffenheit und Werth der Waare verſteht, daß das 
Gericht nicht daran gezweifelt habe, daß es in der Abſicht des 
Bekl. „liege,“ dieſe Täuſchung herbeizuführen, und daß die 
ganze Faſſung der Proſpekte, Ankündigungen u. ſ. w. deutlich 
darauf hinweiſe, daß der Bekl. das Publium täuſchen gewollt 
habe. Allein dieſe, anſcheinend im Widerſpruche mit jenem 
erſterwähnten Satze ſtehende Ausführung genügt nicht, um 
annehmen zu konnen, das das O. L. G. die Täuſchungsabſicht 
nicht nur für die frühere Zeit, ſondern auch für die Zeit nach 
dem Strafkammerbeſchluß und namentlich für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 bejahen wollte. Hiernach entbehrt die ange⸗ 
griffene Entſcheidung der erforderlichen Begründung. II. C. S. 
i. S. Görner c. Fürſtlich Wildunger Mineralquellen-⸗A.⸗G. vom 
22. Oktober 1901, Nr. 259/1901 II. 

36. § 16. 

Die Revifion rügt zunächſt, daß das B. G. mit Unrecht 
davon ausgehe, daß die von der Bekl. für das von ihr zu 
Leipzig Gohlis hergeſtellte leichte Hausbier gebrauchte Bezeichnung 
„Erlanger“ nur für Leipzig und Umgebung in Betracht 
komme, da doch ein Verſandt dieſes Bieres nach auswärts nicht 
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ausgeſchloſſen ſei, und daß daher das B. G. auch mit Unrecht 
nur den in Leipzig und Umgegend bezüglich der erwähnten 
Bezeichnung herrſchenden Sprach⸗ und Handelsgebrauch berüd- 
ſichtige. Dieſe Beſchwerde erſcheint unbegründet. Mit Recht 
hat nämlich das B. G. bei Prüfung der Frage der Anwend⸗ 
barkeit des S 16 des Waarenzeichengeſetzes und des § 1 des 
Wettbewerbgeſetzes auf den gegebenen Fall auf den Sprachgebrauch 
der bei dem Vertrieb und Begehr des fraglichen 
Biers allein betheiligten Kreiſe das entfcheidende Gewicht 
gelegt; denn gerade mit Rückſicht auf dieſe beiheiligten Ver⸗ 
kehrskreiſe find die in Rede ſtebenden geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Andere, unbetheiligte Kreiſe kommen daher bei der 
Anwendung dieſer Beſtimmungen nicht in Betracht und kann 
alſo auch der in dieſen etwa herrſchende abweichende Sprach⸗ 
gebrauch hierbei nicht maßgebend ſein. Deshalb brauchte auch 
das B. G. auf den Sprachgebrauch, der bezüglich der Bezeichnung 
„Erlanger“ in dieſen, bei dem Vertrieb und Begehr des frag⸗ 
lichen Biers unbetheiligten Kreiſen, für welche daher auch die 
den Grund der Klage bildenden Bekanntmachungen nicht 
beſtimmt waren, herrſchte, keine Rüdfiht zu nehmen. Daß 
aber dieſe die Bezeichnung „Erlanger“ für das erwähnte Bier 
enthaltenden Bekanntmachung nur für Leipzig und Umgebung 
beſtimmt waren und auch nur in dieſem beſchränkten Gebiete 
wirken konnten, daß alſo auch nur dieſes Gebiet für den Abſatz 
des ſo bezeichneten Biers in Betracht kam, hat das B. G. in 
rechtlich einwandfreier Weiſe thatſächlich feſtgeſtellt. Auf die 
bloße, abſtrakte Möglichkeit, daß dieſes Bier auch außerhalb 
dieſes feines regelmäßigen und von der Bekl. bei Erlaß ihrer 
Bekanntmachungen allein ins Auge gefaßten Abſatzgebiets ver⸗ 
trieben werden konnte, brauchte das Gericht keine Rückſicht zu 
nehmen, da es einen ſolchen auswärtigen Abſatz im gegebenen 
Falle thatſächlich für völlig ausgeſchloffen hielt. II. C. S. 
i. S. Aktienbrauerei Erlangen vormals Gebr. Reif u. Gen. 
c. Aktienbrauerei Gohlis vom 8. November 1901, Nr. 258/1901 II. 

Zum Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

37. § 1ff. 

Die Revifion macht geltend, daß das vom B. G. der Bekl. 
gegenüber ausgeſprochene Verbot (der Ankündigung einer Ver⸗ 
abreichung von Gratisſchnittmuſter) auch inſofern zu weit gehe, 
als derſelben die fraglichen Angaben nicht nur für das Gebiet 
des Deutſchen Reichs, ſondern auch für das Ausland, ins⸗ 
beſondere für Oeſterreich, in welchem Staate die Bekl. nach 
den getroffenen Feſtſtellungen ebenfalls die betreffenden Moden⸗ 
zeitungen vertreibe, unterſagt ſeien und daß daher auch in 
letzterem Punkte das B. U. einer Einſchränkung bedürfe. Auch 
dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Die den Gegenſtand der 
Klage bildenden Angaben find von einer deutſchen Firma gegen⸗ 
über einer anderen deutſchen Firma in Modenzeitungen gemacht, 
welche von der erſteren im Inlande herausgegeben und von da 
aus im Gebiete des Deutſchen Reichs und auch in Oeſterreich 
verbreitet werden. Auf dieſe Handlungen der Bekl. iſt daher, 
ſofern auch die übrigen geſetzlichen Thatbeſtandsmerkmale 
gegeben find, § 1 des Deutſchen Reichsgeſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs ſeinem ganzen Umfange nach an⸗ 
zuwenden. § 1 eit. beſtimmt aber ſchlechthin und ohne jede 
Einſchränkung, daß der dieſer Norm Zuwiderhandelnde auf 
Unterlafjung der unrichtigen Angaben in Anſpruch genommen 
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werden kann. Daß der Geſetzgeber eine räumliche Beſchränkung 
des hiernach von den Gerichten zu erlaſſenden Verbots, namentlich 
im Falle einer von einem Inländer einem Inländer gegenüber 
der Hauptſache nach im Inlande verübten Zuwiderhandlung, 
gewollt habe, ergiebt ſich weder aus dem Wortlaute noch aus 
der Entſtehungsgeſchichte noch aus dem Zwecke der betreffenden 
Beſtimmung und auch nicht aus allgemeinen Rechtsgrundſaäͤtzen. 
Vielmehr ſprechen die letzteren ebenſo wie der Zweck des Geſetzes 
entſchieden gegen die von der Reviſion behauptete Einſchränkung. 
In dieſer Hinficht greifen im Weſentlichen auch bezüglich des 
Wettbewerbgeſetzes die nämlichen allgemeinen Erwägungen Platz, 
welche der I. C. S. des R. G. in ſeinem Urtheile vom 
2. Oktober 1886 (Entſch. Bd. 18 S. 28 ff.) als für die über 
das Deutſche Reichsgebiet hinausgehende Wirkſamkeit des damals 
geltenden Reichsgeſetzes über den Markenſchutz vom 30. November 
1874 maßgebend ausführlich dargelegt hat. II. C. S. i. S. 
Sklarek c. Blanck u. Co. vom 22. Oktober 1901, Nr. 229/1901 II. 

Zur Verordnung vom 9. Mai 1897. 

38. Art. 28. 

Auf Seiten der Brünette liegt ein Verſtoß gegen Art. 28 
der Kaiſerlichen Verordnung vom 9. Mai 1897 vor, weil auf 
dem ſie ſchleppenden Dampfer Fairplay, dem die Leitung des 
Schleppzuges überlaſſen war und deſſen Beſatzung daher als 
ihre Beſatzung gelten muß, ein Doppelfignal mit der Dampf- 
pfeife gegeben iſt, ohne daß der dieſem Signale entſprechende 
Kurs nach Backbord eingeſchlagen wurde. Nach Art. 28 eit. 
iſt das Signal dazu beſtimmt, den betreffenden Kurs an⸗ 
zuzeigen, es darf daher nur abgegeben werden, wenn dieſer 
Kurs eingeſchlagen wird, weil ſonſt keine Anzeige deſſelben, 
ſondern eine falſche Kundmachung über denſelben vorliegen 
würde, die geeignet wäre, durch Irreführung des Gegenſchiffes 
die Gefahr des Zuſammenſtoßes zu ſchaffen, anſtatt ihr zu 
begegnen. Nur dann, wenn bei völliger Ueberſichtlichkeit der 
Lage, etwa bei großer Nähe beider Schiffe im Hafenverkehr, 
jede Irreführung durch das an ſich unrichtige Signal aus⸗ 
geſchloſſen iſt und beſtimmt darauf gerechnet werden kann, daß 
der Gegenfahrer es lediglich im Sinne einer an ihn gerichteten 
Aufforderung verſtehen wird, mag es in dieſem Sinne gebraucht 
werden. Im vorliegenden Falle konnte das Signal aber nur 
in dem ihm von der Kaiſerlichen Verordnung beigelegten Sinne 
verflanden werden, da der Schleppzug durch nichts gehindert 
war, den fignalifirten Kurs nach Backbord einzuſchlagen. Es 
war daher geeignet, den Führer des Woermann irre zu führen 
und hat dieſe Wirkung auch gehabt, da feſtſteht, daß Kapitän 
S. nur durch dieſes Signal bewogen worden iſt, den bereits 
eingeſchlagenen Steuerbordkurs, welcher ihn von der Brünette 
frei geführt hätte, wieder aufzugeben, und das Steuerbord⸗ 
rubermandver zu unternehmen, welches ſchließlich zur Kollifion 
geführt hat. Der Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem fehler⸗ 
haften Signal und dem Zuſammenſtoß liegt ununterbrochen 
vor. Wie jenes das gefährliche Manöver des Gegendampfers 
hervorrief, welches aber an fi noch freigeführt hatte, wenn die 
Brünelte unthätig geblieben wäre, ſo rief dieſes wleder, aller⸗ 
dings unter Hinzutreten eines bei dem Führer des Fairplay 
obwaltenden Mißverſtändniſſes, deſſen Ausweichen nach Steuer⸗ 
bord hervor, welches die Kollifion unvermeidlich machte. Zu⸗ 
treffend führt das B. G. aus, daß der Kauſalzuſammenhang 
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nicht aus der Erwägung beſtritten werden kann, daß, wenn 
jenes Mißverſtändniß nicht obgewaltet hätte und der fignalifirte 
Kurs vom Fairplay eingeſchlagen wäre, die Situation annähernd 
dieſelbe geblieben wäre, weil dann Fairplay in Folge des ver ⸗ 
nommenen Steuerbordruderfignald des Woermann gleich wieder 
geſtoppt haben würde. Das Mißverſtändniß hat eben in Folge 
Nichtvernehmens des Signals obgewaltet, und es darf daher 
dies Glied nicht aus der Kette herausgenommen werden, ab⸗ 
geſehen davon, daß, wenn man dies thun wollte, man auch das 
darauf beruhende Ausweichen der Brünette nach Steuerbord 
fortdenken müßte, ohne welches die Kollifion nicht geſchehen 
wäre. Ueberhaupt kommt nichts darauf an, was geſchehen 
wäre, wenn der Flairplay den fignalifirten Kurs eingeſchlagen 
hätte. Dieſe Bedingung, unter der er allein befugt war, dal 
Signal zu geben, lag nicht vor, und es genügt ſomit die Feſt⸗ 
ftellung, daß letzteres urſächlich für die Kollifion geweſen iſt. 
Die Anſchlußreviſion ſucht auszuführen, daß es an einem 
Grunde für die Annahme eines der Schiffsleitung des Carl 
Woermann zur Laſt fallenden Verſchuldens um des willen fehle, 
weil deſſen, wenngleich gewagtes, Mandver nur in Folge 
unvorherſehbarer und deswegen nicht in Rechnung zu ziehender 
Umftände mißglückt ſei: hätte der Führer des Fairplay, wie 
Kapitän S. erwarten konnte, das erſte (Stenerbord-) Signal 
des Woermann vernommen, ſo würde der von letzterem Dampfer 
beſchriebene Kurs nicht mißdeutet worden und alsdann das ver⸗ 
hängnißvolle Ausweichen des Fairplay nach Steuerbord unter⸗ 
blieben ſein. Allein damit wird weder die Annahme eines 
Verſchuldens auf Seiten des Carl Woermann, noch der Urſäch 
lichkeit deſſelben für die Kollifion widerlegt. Das B. G. ftellt 
feft, daß es ein „ſehr gefährliches“ Manöver war, wenn Kapitän 
S., als er aus dem Backbordfignal des Fairplay entnehmen 
mußte, daß belde Schiffe im Begriff waren, nach derſelben 
Richtung, unter ſich kreuzenden Kurſen auszuweichen, anſtatt zu 
ſtoppen, mit beträchtlicher Fahrt den Kurs nach Backbord ver⸗ 
änderte, mit der Folge, daß derſelbe in der Diagonale der 
Kräfte fortgeſetzt ungefähr gerade auf den Fairplay gerichtet 
war. Hieraus ergiebt ſich, daß nach der thatſächlichen Annahme 
des B. G., Kapitän S. auch nach den von ihm in Betracht zu 
ziehenden Umſtänden eines guten Verlaufs des Mandvers keines 
wegs ficher fein konnte, vielmehr mit einer Kollifion als möglichen 
Folge derſelben zu rechnen hatte, ſei es, daß die Kaltblütigkeit 
bes Führers des Gegendampfers auf eine zu harte Probe getell 
wurde, ſei es, daß die von dem Carl Woermann zu beſchreibende 
Kurve ihn wider Erwarten nicht frei führte. Es genügt aber, 
daß Kapitän S. das ſchließliche verhängnißvolle Ergebniß al! 
mögliche Folge feines Vorgehens vorher ſehen konnte, um fein 
Verſchulden zu begründen, und es kommt nicht darauf an, daß 
der Verlauf in allen Einzelheiten für ihn vorhersehbar war. 
Er war durch nichts gehindert, bei Eintritt der Kolliflonsgefaht, 
wie er für ihn durch das Signal des Falrplay erkennbar wurde, 
zu ſtoppen und abzuwarten, wodurch nach der Feſtſtellung des 
B. G. jede Gefahr ausgeſchloſſen wäre, und er war nach Art. 28 
und 19 der Kaiſerlichen Verordnung — der Fairplay befand 
ſich an feiner Steuerbordſeite — verpflichtet, dieſen ficheren Weg 
zu wählen, weil ein Drauflosfahren nicht nur nicht ficher, 
ſondern ſehr gefährlich war. Durch die Wahl des gefährlichen 
Mans vers iſt ſomit gegen die Kaiſerliche Verordnung verſtoßen, 
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und es iſt dadurch zugleich die Kollifion, wenn auch unter 
Hinzutreten anderer Umſtände, herbeigeführt worden. I. C. S. 
i. S. Brünettes Rhederei o. Woermann Linie vom 23. Oktober 
1901, Nr. 193 / 1901 J. 

V. Das Gemeine Recht. 

39. Anſprüche wegen Defloration. 

Die gegen die Zuerkennung des Deflorationsanſpruchs 
erhobenen Bedenken find unbegründet. Daß zunächſt, trotzdem 
das B. G. B. die Deflorationsklage nicht mehr kennt, dieſelbe 
für die unter der Herrſchaft des früheren Rechts erfolgten 
Deflorationen noch gegeben iſt, folgt, da es ſich hier um rein 
obligatoriſche Anſprüche handelt, ohne Weiteres aus Art. 170 


des E. G. zum B. G. B. Ebenſo verfehlt iſt die Rüge, daß. 


nur bei erfolgter Schwängerung der Deflorationsanſpruch hätte 
für begründet erachtet werden dürfen. Denn im Anſchluß an 
die Beſtimmung des kanoniſchen Rechts 1.2 X. de adult 5. 16 
„si seduxerit quis virginem dormieritque cum ea“, 
welche von einer Schwängerung Nichts enthält, kennt auch das 
gemeinrechtliche Gewohnheitsrecht, auf welchem der Deflorations⸗ 
anſpruch beruht, ein ſolches Erforderniß nicht (vergl. außer den 
vom B. G. Citirten noch Windſcheid § 493, 3. c., Dernburg 
Pandekten III $ 15 Anm. 8), und daß für Hannover kein ab» 
weichendes Partikularrecht beſteht, hat das B. G. irrevifibel feft- 
geſtellt. An der pofitiven Geſtaltung des Gewohnheitsrechts 
ſcheitert auch der weitere Angriff, daß, da zum Klaggrunde die 
Verführung gehöre, alſo nicht die Beiſchlafsvollziehung genüge, 
die Kl. auch die ſtattgehabte Verführung habe beweiſen müſſen. 
Denn wenn auch die Verführung zum Klaggrunde gehört und 


bloße Beiſchlafsvollziehung nicht genügt, ſo hat ſich doch (vergl. 


Seufferts Archiv Bd. 30 Nr. 33 und die dort angeführte 
Litteratur) das fragliche Gewohnheitsrecht dahin entwickelt, daß 
eine geſetzliche Präfumption dafür ſpricht, daß der Mann der 
Verführer iſt, welche Präſumption er zu widerlegen hat. 
Endlich kann auch dem B. G. darin nur beigetreten werden, 
daß daraus allein, daß die Kl. ſich einmal das Betaſten ihrer 
entblößten Bruſt ſoll gefallen laſſen haben, eine Beſcholtenheit 
im Sinne der fraglichen Geſetzesvorſchrift nicht zu folgern iſt; 
und daß dies, wie nunmehr die Revifion geltend macht, geſchehen 
ſein ſoll, als die Betheiligten ſich in ein beſonderes Zimmer 
begeben hatten, macht den Vorgang nicht ſchlimmer. III C. S. 
i. S. B. c. K. vom 25. Oktober 1901, Nr. 273/1901 III. 

40. Erfitzung. 

Der Revifion iſt zuzugeben, daß die zur Erfitzung führende 
Ausübung eines Wegerechts auch durch Vertreter, insbeſondere 
durch Gäſte (hospites) erfolgen kann. 1. 1 8 7, 1.3 54 D. 
de itin. actuque privat. 43, 19. Immerhin muß aber, wenn 
der Vertretene fi) auf derartige Handlungen feiner Säfte ſtützen 
will, ein gewiſſer Anhalt dafür, daß dieſelben in ſeinem Namen 
oder für ihn handeln, eine Art von Repräſentationsverhältniß, 
vorliegen. Ein ſolches Verhältniß aber hat die Vorinſtanz in 
thatſächlicher Würdigung als hier nicht dargethan erachtet. 
Eine irrige Auffaſſung in Bezug auf die rechtliche Natur der 
Erſitzungshandlungen und die dabei erforderliche Meinung der 
Rechtsausübung fällt ihr dabei nicht zur Laſt. Insbeſondere iſt 
der vorliegende Fall von den z. B. in Seufferts Archiv Bd. 2 
Nr. 11, Bd. 12 Nr. 231, Bd. 14 Nr. 212 aufgeführten Fällen, 
wo Fröhner für den Frohnberechtigten, Holzkäufer für das wege⸗ 
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berechtigte Holzgrundſtück, Mahlgäſte für die berechtigte Mühle 


das Wegerecht ausübten, weſentlich verſchieden. Auch der wieder⸗ 


holte Hinweis der Reviflon darauf, daß von Seiten der Gemeinde 
Liebenſtein und ihrer Angehörigen umfaſſende Einrichtungen zur 
Aufnahme von Badegäften — außerhalb des Kurhauſes — 
geſchaffen und dieſe Badegäſte beim Gebrauche des Bades als 
zeitweilige Bewohner von Liebenſtein auf den Gebrauch 
der zum Bade gehörigen Wege von ſelbſt angewieſen geweſen 
ſeien, vermag nicht einen Zuſammenhang zwiſchen dem Begehen 
der Gäſte und dem beanſpruchten Wegerecht der Gemeinde 
als mit Nothwendigkeit gegeben und damit eine rechtsirrige 
Auffaffung der Vorinſtanz als vorliegend darzuthun. Aber 
ſelbſt wenn man dies annehmen wollte, ſo würde immer noch 
der Grund, der rein auf dem Gebiete der Beweiswürdigung 
liegt, die Entſcheidung in dieſem Punkte tragen und hiergegen 
auch der Hinweis der Reviſion auf die Freilaſſung der weniger 
als fünf Tage verweilenden Fremden von der Kurtaxe und auf 
die allgemein angenommene Bedeutung der Saiſon⸗ oder Kur⸗ 
karten als Eintrittskarten lediglich zu den beſonderen Veran⸗ 
ſtaltungen des Kurhauſes, nicht in Betracht kommen, da auch 
dieſe Umfiände mit in das Gebiet der thatjächlichen Würdigung 
fallen. III. C. S. i. S. Gemeinde Llebenſtein o. Suhr vom 
25. Oktober 1901, Nr. 231/1901 III. 

41. Hinterlegung. 

Was zunächſt die Hauptklage anlangt, ſo dreht ſich der 
Streit nur darum, ob die Kl. aus den früheren Verurtheilungen 
Verzugs⸗, Prozeßzinſen auch noch für die Zeit ſchuldet, ſeitdem 
in ibre Hauptſchuld Arreſtpfändung zu Gunſten der jetzigen 
Nebenintervenienten ſtattgefunden hat. Die Kl. hat gemeint, 
daß wegen der durch dieſe Pfändung bewirkten Ungewißheit, an 
wen ſchließlich zu zahlen ſein werde, bezw. wegen des er⸗ 
gangenen einftweiligen Verbotes, an den jetzigen Bekl. zu 
zahlen, der Zinſenlauf unterbrochen ſei, und die vorigen 
Inſtanzen haben ihr, allerdings aus unter ſich abweichenden 
Gründen, darin Recht gegeben. Dem kann jedoch nicht bei⸗ 
geſtimmt werden. Es braucht nicht erörtert zu werden, ob 
und inwieweit hier überhaupt der Umſtand, daß die Kl. auf⸗ 
gehört hätte, ſich ferner in Erfüllungsverzug zu befinden, ins 
Gewicht fallen würde. Denn jedenfalls iſt dem O. L. G. 
darin beizutreten, daß, wenn die Möglichkeit einer Hinter ⸗ 
legung des Geſchuldeten vorlag, dann auch bei der oben 
erwähnten Sachlage der Verzug der Kl. nach dem hier noch 
anzuwendenden gemeinen Rechte nur durch ſolche Hinterlegung 
beſeitigt werden konnte; vergl. I. 1 88 36, 37 D. depos. 16, 3. 
l. 18 8 1 D. de usur. 22,1. Das O. L. G. leugnet nun 
aber, daß eine in Betracht kommende Möglichkeit der 
Hinterlegung vorgelegen habe, weil damals in Hamburg noch 
keine Behörde exiſtiert habe, welche verpflichtet geweſen ſei, 
ſolche Hinterlegungen entgegen zu nehmen; eine ſolche ſei erſt 
durch die Hamburgiſche Hinterlegungsordnung vom 14. Juli 1899 
im Zuſammenhange mit dem Inkrafttreten des Deutſchen 
B. G. B. geſchaffen worden. Diefe Begründung beruht auf 
einer rechtsirrigen Auffaſſung der gemeinrechtlichen Normen 
über die Befreiung des Schuldners durch Hinterlegung. Es 
mag dabei ganz abgeſehen werden von den Bedenken, die die 
Annahme des B. G., daß in Hamburg vor 1900 keine Behörde 
zur Entgegennahme ſolcher Hinterlegungen verpflichtet 
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geweſen jet, hervor zu rufen geeignet iſt gegenüber der wenigſtens 


ſehr verbreiteten Lehre älterer gemeinrechtlicher Schriftſteller, 


wonach eben auf Grund der ſchon erwähnten gemeinrechtlichen 
Normen auch ohne beſondere Hinterlegungsordnung den Gerichten 
jene Pflicht obliegen ſollte. Geht man auch davon aus, daß 
das O. L. G. bier in einer das Reviſionsgericht bindenden 
Weiſe eine partikularrechtliche Norm feſtgeſtellt habe, ſo würde 
dieſe als Entſcheidungsgrund zunächſt doch mindeſtens in An⸗ 
ſehung der für die Zeit vom 1. Januar bis zum 16. März 1900 
geforderten Zinſen verſagen, da, wie auch das O. L. G. nicht 
anders unterſtellt, ſeit dem 1. Januar 1900 die Hamburgiſche 
Hinterlegungsordnung vom 14. Juli 1899 in Geltung war 


(vergl. 8 41 dieſes Geſetzes), durch deren § 1 öffentliche Hinter⸗ 


legungsſtellen bei den Amtsgerichten eingeführt worden waren. 
Aber hierauf kommt es nicht einmal an, da, wie erwähnt, bei 
dieſem ganzen Entſcheidungsgrunde die Bedeutung der gemein⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über die Befreiung durch Hinter⸗ 
legung verkannt iſt. Denn dieſe ſetzen gar nicht voraus, daß 
die Hinterlegung bei einer einfürallemal zur Entgegennahme 
verpflichteten richterlichen oder ſonſtigen Behörde ſtattfinde, 
ja nicht einmal, daß fie überhaupt bei einer Behörde geſchehe; 
vielmehr ſoll z. B. nach 1.28 8 1 D. de adm. et peric. 
26, 7 nur „in tuto loco“ hinterlegt werden, und wenn auch 
l. 19 C. de usur. 4, 32 zunächſt von einer Depofition „in 
publico“ ſpricht, ſo wird Dies doch ſogleich in einem weiteren 
Sinne erklärt, und eventuell dem Schuldner anheim gegeben, 
ſich an das Gericht zu wenden, damit dieſes ihn zur Depoſition 
an irgend einem beſtimmten Orte befuge. Nun bezeugt noch 
dazu das B. G. ſelbſt, daß thatſächlich auch in Hamburg vor 
1900 Gerichte und andere Behörden öfters Hinterlegungen 
angenommen haben, wie Dies auch dem R. G. aus vor ihm 
verhandelten Rechtsſachen bekannt iſt und aus den 58 42 und 
43 der angeführten Hamburgiſchen Hinterlegungs ordnung fi 
ergiebt, daß alſo es der Kl. überhaupt nicht möglich 
geweſen ſein würde, die geſchuldeten Beträge zu hinterlegen, 
wenn ſie Dies gewollt hätte, dafür liegt nicht das Mindeſte 
vor; fie hat auch gar nicht behauptet, daß fie eine Hinterlegung 
verſucht habe, dieſe aber nicht auszuführen geweſen ſei. Dann 
aber iſt auch kein Grund für die Unterbrechung des Zinſenlaufes 
gegeben, mithin die der Klage entſprechende Entſcheidung nicht 
aufrecht zu halten. VI. C. S. i. S. Schlüter c. Hanſa⸗ 
Brauerei vom 17. Oktober 1901, Nr. 209/1901 VI. 

43. Zahlung an den Pfändungepfandgläubiger. 

Die Widerklage iſt vom B. G. aus dem Grunde ab⸗ 
gewieſen worden, weil der Gläubiger, dem die Zahlung an ihn 
geſchuldet werde, nicht auf Zahlung an einen Driten klagen 
könne, wenn dieſer auch, wie hier, der Pfändungspfandgläubiger 
ſei, dem die fragliche Forderung zur Einziehung überwieſen ſei; 
vielmehr könne in einem ſolchen Falle überhaupt nur der 
letztere auf Zahlung klagen. Auch dies iſt rechtsirrig. Trotz 
der Pfändung bleibt der gepfändete Gläubiger doch immer 
Gläubiger des Drittſchuldners; auf Zahlung an ihn ſelbſt 
kann er freilich, ſo lange das Pfandrecht ſeines Gläubigers 
beſteht, nicht klagen; aber warum er nicht auf Zahlung an 
den letzteren ſollte klagen können, iſt nicht abzuſehen; denn 
es iſt nicht zu verſtehen, inwiefern die Rechts ſtellung des Dritt⸗ 
ſchuldners ſollte, wie das O. L. G. meint, dadurch verſchlechtert 
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werden können, daß nicht bloß der Pfändungspfandgläubiger, 
ſondern auch der Schuldner des letzteren, der ſein eigentlicher 
Gläubiger iſt, ihn auf Zahlung an jenen verklagen kann. 
Die Kl. ſelbſt hatte eine ſolche Einwendung auch gar nicht 
vorgebracht. Da im Uebrigen die Verurtheilung der letzteren 
aus den vom L. G. angeführten Gründen gerechtfertigt erſchien, 
ſo mußte nicht nur die angefochtene Entſcheidung in Betreff 
der Widerklage aufgehoben, ſondern auch nach 8 565 Abſ. 3 
Nr. 1 der C. P. O. zugleich die Berufung der Kl. zurück⸗ 
gewieſen werden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

43. § 65 J. 4. 

Das B. G. hat auf Grund der 88 65 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 4 und 252 daſ. Thl. I Tit. 5 mit Recht zunächſt 
geprüft, welchen Sinn die im 8 3 des Vertrages vom 
19. März 1894 enthaltene Beſtimmung nach der gewöhnlichen 
Bedeutung der Worte hat und iſt es auch richtig, daß, wenn 
nach derſelben kein Zweifel über die Tragweite der Beſtimmung 
vorliegt, der Kl. nicht noch zu beweiſen hat, daß die Beſtimmung 
auch nach dem Willen der Vertragſchließenden dieſe Bedeutung 
haben ſollte. Es iſt vielmehr Sache der Bekl., wenn ſie behaupten, 
daß fie trotz der Faſſung des cit. 8 3 eine das Pachtverhältniß 
überdauernde Verpflichtung zur Verzinſung und Amortiſation des 
auf den Pächter entfallenden Antheils an den Koſten der noch 
auszuführenden Drainage nicht übernehmen ſollten, dies zu 
beweiſen. Vergl. Urtheil des Senats vom 4. Februar 1901 
in Sachen Pohlmann c. Münſter Rep. 351/1900 und das 
vom B. G. citirte Urtheil in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1901 S. 174. VI. C. S. i. S. Palfner u. Gen. 
c. Graf Mirbach vom 30. Oktober 1901, Nr. 233/1901 VI. 

44. 8 252 I. 5. 

Wie in dem vom B. G. in Bezug genommenen Urtheile 
des R. G. — Entſch. Bd. 11 S. 287 — und vom Senate 
in dem erwähnten Urtheile vom 4. Februar 1901 ausgeſprochen 
iſt, iſt für den Inhalt eines Vertrages nicht der innerliche Wille 
der Vertragſchließenden maßgebend, ſondern nur das als Inhalt 
des Vertrages anzuſehen, was die Parteien durch die gegenfeitig 
abgegebenen Erklärungen zum Ausdruck gebracht haben, während 
ein dem anderen Theile nicht bekannt gewordener Wille ohne 
Bedeutung iſt. Vergl. auch Gruchots Beiträge Bd. 35 S. 397 
und Bd. 37 S. 971 und Entſch. Bd. 37 S. 348. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

45. 8 143 I. 8. 

Es iſt von dem ſchon vom vormaligen Königlich Preußiſchen 
Obertribunal ſodann vom II. Hilfsſenat des R. G. und zuletzt 
vom VII. C. S. des R. G. auf das Beſtimmteſte ausgeſprochenen 
Rechtsſatze auszugehen, daß, um die Abminderung des Licht⸗ 
ſchutzes nach 8143 Thl. I Tit. 8 A. L. R. zu rechtfertigen, das 
durch das zweite Fenſter oder die mehreren anderen Fenſter ein⸗ 
fallende Licht ein genügendes ſein müſſe. Striethorſt, Archiv, 
Bd. 87 S. 21, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. II S. 196, 
Bd. XLIV S. 335. Von dieſem Satze, auf deſſen an den 
bezeichneten Stellen gegebene Begründung einfach Bezug ge⸗ 
nommen werden kann, wieder abzugehen liegt keinerlei Anlaß 
vor. Insbeſondere kann dagegen auch nicht die Entſcheidung 
des erkennenden Senats in Bd. XXXII S. 188 der Eniſch. 
des R. G. in Civilſachen geltend gemacht werden, die ſich mit 
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der in Rede ftehenden Frage nicht beſonders beſchäftigt, aber 
auch mittelbar eher gegen als für die gegenwärtige Revifion 
verwerthet werden könnte. Davon, daß, wie der RL. glaubt, 
das Licht der zweiten Lichtquelle ſchon dann ein genügendes jet, 
wenn man aus dem Fenſter, wodurch es eindringt, den Himmel 
erblicken kann, wird im Geſetze und von der Auslegung und 
Rechtſprechung hierzu nichts geſagt und kann daher auch im 
gegebenen Falle keine Rede ſein. Es war aber auch weiter 
dem VII. C. S. des R. G. darin beizutreten, daß es bei 
Prüfung der Frage, ob das einfallende Nebenlicht genügend ſei, 
auf die Stärke dieſer Nebenlichtquelle für ſich allein und 
ohne Hinzurechnung des vom verbauten Fenſter immerhin noch 
gewährten Lichtes ankomme. Der genannte Civilſenat legt in 
feiner mehrerwähnten Entſcheidung VIa 222/1899 vom 10. Ok. 
tober 1899 den 8 143 Th. 1 Tit. 8 A. L. R. dahin aus, daß die 
Nebenlichtquelle geeignet ſein müſſe, auch bei völliger Unterdrückung 
des nach dem Neubau zu gelegenen Fenſters dem fraglichen Behält⸗ 
niſſe das zu ſeiner Brauchbarkeit erforderliche Licht zuzuführen. Er 
begründet dieſe Auslegung damit, daß der Geſetzgeber die zu⸗ 
läſſige Höhe und Nähe des Baues nicht etwa nach dem relativen 
Lichtbedürfniſſe des Fenſterbeſitzers regele, ſondern hierfür nur 
die Möglichkeit des Himmelerblickens aus dem erſten oder zweiten 
Stockwerk maßgebend ſein laſſe, womit von ſelbſt die Möglichkeit 
gegeben ſei, daß bei Anwendung des einen oder des anderen 
Maßſtabes über das wirkliche Bedürfniß des Fenſterbeſitzers 
hinaus Licht gewährt wird. Es kann dieſer Begründung noch 
beigefügt werden, daß die obenbezeichnete Auslegung dem Wort⸗ 
laute, jedenfalls aber dem Sinne des § 143 cit. am beſten 
entſpricht, namentlich dann, wenn man, wie von der Recht⸗ 
ſprechung einmüthig geſchehen, die Worte des Geſetzes: „Hat 
pp. das Gebäude pp. noch von einer andern Seite Licht“ 
gleichſetzt mit den Worten: „Hat pp. das Gebäude pp. noch 
von einer andern Seite genügendes Licht.“ Denn daß dies 
andere „Licht“ oder „genügende Licht“ nur im Verein mit dem 
Licht des beeinträchtigten Fenſters oder der beeinträchtigten 
Fenſter hlerbei gedacht ſei, iſt als fernliegend nicht anzunehmen. 
Die entgengeſetzte Auslegung würde der einſchränkenden Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des in Rede ſtehenden § 143 eine Aus- 
dehnung geben, die dem vorauszuſetzenden Willen des Geſetz⸗ 
gebers nicht entſprechen würde. V. C. S. i. S. Lauter c. Buhl⸗ 
mann vom 30. Oktober 1901, Nr. 226/1901 V. 

46. 8 444 J. 9. 

Im 8 444 Thl. I Tit. 9 des A. L. R. iſt deſtimmt, daß 
der Erbe, welcher die Erbſchaft mit Vorbehalt angetreten habe, 
den Erbſchaftsgläubigern, wenn er ſich dieſes Vorbehalts gegen 
dieſelben bedienen wolle über den Nachlaß, deſſen Verwaltung 
und Nutzungen, Rechenſchaft ablegen müſſe; und das R. G. 
(IV. C. S.) hat bezüglich der Tragweite dieſer Vorſchrift in 
verſchiedenen Urtheilen (vergl. namentlich Entſch. des R. G. in 


Civilſachen Bd. 5 S. 189, Bd. 8 S. 272, Bd. 8 S. 268, 


Bd. 34 S. 277, Gruchots Beiträge Bd. 34 S. 936, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1895 S. 1802 und von 1896 S. 17°) 
auegeſprochen: „Der Benefizialerbe, welcher ſich in den Beſitz 
des Nachlaſſes geſetzt gehabt, könne ſich des Vorbehalts nur 
bedienen, wenn er die bezeichnete Rechenſchaft ertheile, andernfalls 
hafte er perſönlich; auch konne er fich feiner Pflicht, Rechenſchaft 
zu geben nicht etwa durch Hergabe des Taxwerths entziehen und 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 855 


der Beweis einer Inſufficienz des Nachlaſſes laſſe ſich durch den 
bloßen Hinweis auf das Inventar und die in demſelben ent⸗ 
haltene Taxe allein nicht führen.“ Im einzelnen dieſer Urtheile 
iſt daneben freilich auch geſagt: „Ob der Nachlaß zur Deckung 
ausreiche, könne nur durch die wirkliche Verwerthnug der 
Nachlaßſachen ermittelt werden. — Nur durch die Veräußerung 
der Nachlaßſtücke, durch das Reſultat der Verſilberung des 
Nachlaſſes könne der Beweis der Unzulänglichkeit geführt werden.“ 
Hiermit hat aber nur betont werden ſollen, daß ſich der Bene⸗ 
fizialerbe von der Verpflichtung, den Nachlaß (behufs Bezahlung 
der Nachlaßſchukden und Vermächtniſſe) in Geld umzuſetzen und 
über feine des fallfige Verwaltung Rechenſchaft zu geben, nicht 
dadurch allein befreien könne, daß er lediglich auf die aus dem 
Inventar ſich ergebende rechneriſche Bilanz bezw. Unterbilanz 
hinweiſe. Dagegen läßt ſich aus jenen Entſcheidungen nicht 
etwa ein dahin gehender Ausſpruch entnehmen, daß der Bene⸗ 
ficlalerbe, welcher aus irgendwelchen Gründen eine Verſilberung 
des Nachluſſes nicht vorgenommen habe, immer und unter 
allen Umftänden in unbegrenzter Höhe für die volle Be⸗ 
zahlung aller Nachlaßſchulden und Vermächtniſſe perſönlich haften 
müſſe. Auch aus der Wortfaſſung des Geſetzes läßt ſich ein 
ſolcher Satz nicht herleiten. Derſelbe würde überdies in ſeiner 
Allgemeinheit unter Umſtänden — (z. B. wenn die Paffiva 
und die Vermächtniſſe den Betrag von Millionen erreichen, 
während der Aktivnachlaß nur aus einigen faſt werthloſen 
Gegenſtänden beſtand, die wegen ihres geringen Werthes nicht 
verkauft ſondern verſchenkt oder wohl gar aus fänitären 
Rückſichten vernichtet worden find) — zu durchaus unannehm⸗ 
baren Konſequenzen führen müſſen, welche als widerfinnig vom 
Geſetzgeber nicht gewollt ſein können. Auch die abzulegende 
Rechenſchaft wird unter Berückſfichtigung der beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Fällen nach Art und Umfang verſchieden 
ſein können. Speziell in Fällen, bei denen es ſich, wie hier, um 
die Frage handelt, ob ein Legat in Folge der Inſufficienz des 
Nachlaſſes als gegenſtandslos anzuſehen ſei, muß es genügen, 
wenn der Beneficialerbe durch Offenlegung der dabei in Betracht 
kommenden Verhältniſſe ſoweit Rechenſchaft ablegt, daß mit 
Rüdfiht auf die Höhe der von ihm bezahlten Nachlaßſchulden 
einerſeits und im Hinblick auf den geringfügigen Werth der 
vorhanden geweſenen Nachlaßaktiva andererſeits, jeder Zweifel 
darüber ausgeſchloſſen wird, daß ſich für den Legatar — ſelbſt 
im Falle der denkbar höchſten Verwerthung — doch niemals 
ein Ueberſchuß hätte ergeben können. So aber liegt die Sache 
nach den Feſtſtellungen des B. R. auch in dem hier zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Falle. IV. C. S. i. S. Erben Gaebler 
c. Sinapius vom 4. November 1901, Nr. 213/1901 IV. 

47. 88 549, 660 I. 9. N 

Was die Frage betrifft, welche von den Kl. und Wider⸗ 
beit. bereits in den Vorinſtanzen berührt iſt und ber die ſich 
daher auch ſchon der B. R. ausgeſprechen hat, nämlich die, ob 
nicht gemäß 8 660 Thl. I Tit. 9 des A. L. R. hier nur die 
fünfzigjährige Erſitzung Platz greifen könne, weil durch den 
Rezeß vom Jahre 1848 das Eigenthum der Intereſſenten⸗ 
Geſammtheit an dem Wege, bezüglich deſſen das ſtreitige Recht 
geltend gemacht wird, dahin klar beſtimmt worden ſei, daß der 
Weg frei von jeder Dienſtbarkeit ihnen überwieſen ſei, fo 
genügt es, auf die Entſcheidung des V. C. S. vom 
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27. September 1893 (Entſch. Bd. 31 S. 328 ff.) zu 
verweiſen, in welcher dargelegt iſt, daß auch in Anſehung 
derjenigen Grundſtücke, welche durch einen Auseinanderſetzungs⸗ 
rezeß ſervitutenfrei ausgewieſen find, dingliche Rechte durch 
dreißigjährige Erſitzung erworben werden können. Dieſer Ent⸗ 
ſcheidung iſt lediglich beizutreten, namentlich in dem maßgeblichen 
Punkte, daß der $ 660 Thl. I Tit. 9 nicht von einer Ueber⸗ 
ſchreitung der Grenzen des Rechts deſſen, gegen den erſeſſen 
werden ſoll, ſondern der Grenzen des Rechtes des Erfitzenden 
zu verftehen iſt; anderenfalls würde in der That ganz allgemein 
jede andere Erfitzung als die fünfzigjährige durch jene Vorſchrift 
ausgeſchloſſen worden fein, da die Grenze des Eigenthumsrechtes 
durch das Geſetz ein für alle mal klar dahin beſtimmt iſt, daß 
es Rechte Dritter, die nicht durch Geſetz oder beſonderen Titel 
begründet find, ausſchließt. Anlangend ſodann die von der 
Reoifion begehrte Anwendung des 8 649 Thl. I Tit. 9 des 
A. L. R., ſo erſcheint auch dieſe nicht gerechtfertigt. Schon der 
Inhalt des ſtreitigen Rechts, vermöge deſſen der Inhaber des⸗ 
ſelben befugt iſt, Bäume auf dem Grund und Boden der 
Intereſſenten⸗Geſammtheit zu haben ($ 243 Thl. I Tit. 22 
des A. L. R.), kennzeichnet ohne Weiteres das Recht als ein 
ſolches, welches fortdauernd ausgeübt wird. Außerdem muß 
aber auch angenommen werden, daß das Recht inſoweit jährlich 
ausgeübt werden kann, als es die Nutzung der Bäume in ſich 
begreift; denn dieſe Nutzung erfolgt, wie die Zeugen bekundet 
haben, auch durch Kröpfen der Weiden, Ausſchnüren der 
Pappeln und Verwendung des Strauchwerks und läßt damit 
offenſichtlich eine jährliche Ausübung zu. Das Fällen der Bäume 
bildet dem gegenüber nicht eine ſelbſtſtändige, für ſich beſtehende 
Berechtigung, ſondern nur einen Theil jenes allgemeinen 
Nutzungsrechtes; übrigens mag nicht unbemerkt bleiben, daß 
nach dem von den Rkl. ſelbſt in der Revifionsinſtanz bei⸗ 
gebrachten Gutachten bei ordnunge mäßiger Bewirthſchaftung 
jährlich zwölf Pappeln geſchlagen werden könnten. 
VII. C. S. i. S. Gemeinheitstheilung zu Stargard i. P. vom 
29. Oktober 1901, Nr. 371/1901 VII. 

48. 8 519 L 12. 

Freilich find beide Teſtamentsexekutoren verſtorben, bevor 
ſie die, erſt am Hochzeitstage der Bedachten zu treffende Be⸗ 
ſtimmung in gültiger Weiſe treffen konnten. Dem B. R. iſt 
aber darin beizuſtimmen, daß hierdurch die Legate nicht hinfällig 
geworden ſind. Zweifellos iſt es möglich und zuläſſig, die 
Entſcheidung über ein Vermächtniß derart in das Ermeſſen 
eines Dritten zu ſtellen, daß die Entſcheidung des Dritten, 
und zwar gerade dieſes Dritten, Bedingung für den Beſtand 
der letztwilligen Anordnung ſein ſoll. Allein ein ſolcher Wille 
des Teſtators iſt nicht zu vermuthen, muß vielmehr, um 
beachtlich zu ſein, ausgeſprochen ſein. Mangelt es an einer 
entſprechenden Erklärung, ſo iſt als Rechtsregel anzunehmen, 
daß in Füllen der vorliegenden Art die Zuwendung vom 
Teſtator nur an die Bedingung geknüpft iſt, daß ſie nach den 
zur maßgebenden Zeit obwaltenden Verhältniſſen der Billigkeit 
entſpricht, während die Berufung einer beſtimmten Vertrauens- 
perſon zur Entſcheidung über die Bedingung eine Neben⸗ 
beſtimmung enthält, deren Unausführbarkeit die Gültigkeit der 
Hauptanordnung ſelbſt nicht berührt. Dieſe im bürgerlichen 
Geſetzbuche (58 2156, 319) ausdrücklich ausgeſprochene 
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Regel iſt auch nach dem Pr. A. L. R. als ſolche anzuerkennen, 
fie ergiebt ſich aus der allgemeinen Auslegungsregel des 8 519 
Thl. I Tit. 12. Ob beim Wegfall des Dritten das billige 
Ermeſſen des Erben oder ſofort richterliche Entſcheidung ein⸗ 
zutreten hat, bedarf gegenwärtig keiner Erörterung; es geuũg 
für die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreites, daß die 
letztwillige Anordnung nicht ſchon durch das Ableben der 
Teſtamentsvollzieher hinfällig geworden, ſondern als eine 
bedingte aufrecht geblieben if. VII. C. S. i. S. Lipſchitz 
c. Fiskus vom 1. November 1901, Nr. 385/1901 VII. 

49. 8 219 I. 17. 

An ſich begründet iſt die Rüge der Revifion, aus der Be⸗ 
rechtigung und Verpflichtung eines Geſellſchafters zur 
Geſchäftsführung folge noch nicht feine Verpflichtung zur 
Rechnunglegung. Mit Recht weiſt die Revifion darauf hin, 
daß nach 8219 des A. L. R. Thl. J Tit. 17 die Verpflichtung eines 
Geſellſchafters zur Rechnungslegung den übrigen Mitgliedern 
der Geſellſchaft gegenüber auf die von ihm für dieſe „über ⸗ 
nommenen Geſchäfte“ beſchränkt iſt. In der That iſt hiernach 
die Verbindlichkeit zur Rechnungslegung daran geknüpft, daß ein 
Geſellſchafter ſich einem oder mehreren Geſchäften für die Geſellſchaft 
unterzogen und fie ausgeführt hat. Vergl. Förſter⸗Eceius, 
Preußiſches Privatrecht, Bd. II § 143. Es iſt demnach rechts⸗ 
irrthümlich, wenn das B. G. ausführt: wenn die Bekl. zur 
Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet geweſen ſeien, ſo 
komme es für den Anſpruch auf Berechtigung der gelegten 
Rechnung ſowenig wie für den auf Rechnungsablage ſelbſt über- 
haupt darauf an, ob einer von ihnen ſich mit der Geſchäfts⸗ 
führung befaßt habe oder nicht. Allein dieſer Rechtsirrthum 
führt nicht zur Aufhebung des Urtheils, weil die getroffene 
Entſcheidung aus einem andern Grunde aufrecht zu erhalten 
iſt. Das B. G. hat nämlich zugleich feſtgeſtellt, daß nach dem, 
was die Bekl. ſelbſt zugeſtanden, thatſächlich ſie alle die Ge⸗ 
ſchäfte der Geſellſchaft geführt haben. III. C. S. i. S. 
Rackebrand und Gen. 6. Zſchaege vom 22. Oktober 1901, 
Nr. 225/1901 III. 

50. 88 136, 137 ff. I. 20. 

Der Bekl. hat eingewendet, daß das antichretiſche Pfand⸗ 
recht nur mit formgerechter Bewilligung des Grundſtücks⸗ 
eigenthümers habe abgetreten werden können, daß es aber an 
einer ſolchen Bewilligung fehle. Der B. R. ſtellt rein that⸗ 
ſächlich feſt, daß C. mündlich und privatſchriftlich die Abtretung 
genehmigt hat; er nimmt aber auch an, daß es der Genehmigung 
gar uicht bedurft habe. Die Reviſion meint dagegen, daß die 
Nothwendigkeit der Genehmigung ſich aus 8 150 des A. L. N. 
Thl. I Tit. 20 in Verbindung mit § 121 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 14 ergebe und daß die Genehmigung in einer zur Ein⸗ 
tragung der Abtretung ausreichenden Form ertheilt werden müſſe. 
Es iſt dem B. G. jedoch darin beizutreten, daß es einer Ein⸗ 
willigung nicht bedarf. In den 88 136 und 137 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 20 iſt hinſichtlich aller in das Grundbuch ein- 
getragenen Pfandrechte auf eine unbewegliche Sache beſtimmt, 
daß ſie gleich einer eingetragenen Hypothek auch ohne beſondere 
Einwilligung des Schuldners weiter verpfändet oder veräußert 
(abgetreten) werden können, daß aber der Pfandinhaber ſchuldig 
ſei, den Verpfänder von einer ſolchen Verfügung Nachricht zu 
ertheilen. Im § 138 iſt ſodann beſtimmt: „Hat der Pfand⸗ 
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inhaber ohne beſondere Einwilligung des Verpfänders den Beflk 
und die Verwaltung des Grundſtücks einem Anderen übertragen, 
fo muß er deſſen Handlungen gegen den Verpfänder, gleich 
ſeinen eigenen, vertreten.“ Daraus ergiebt ſich klar, daß es 
zur Uebertragung des Pfandrechts und des Pfandbeſitzes der 
Einwilligung des Schuldners nicht bedarf. Daran iſt für das 
in den 88 139 bis 156 daſelbſt behandelte antichretiſche 
Pfandrecht nichts geändert, denn in dieſen Paragraphen wird 
nur davon gehandelt, wie die antichretiſche Verwaltung und 
Nutzung auszuüben ſei. Es findet ſich keine Beſtimmung, nach 
welcher die Uebertragung, abweichend von der erwähnten Regel, 
an die Einwilligung des Schuldners gebunden wäre. Freilich 
wird in $ 150 beſtimmt, daß die Pflichten des Pfandinhabers 
einer fruchttragenden Sache nach den für die Verwaltung fremder 
Güter überhaupt vorgeſchriebenen Grundſätzen zu beurtheilen 
find, wobei auf Tit. 14 Abſchnitt 2 verwieſen wird; allein 
daraus folgt nicht, daß alle Beſtimmungen jenes Abſchnitts auf 
das antichretiſche Pfandrecht angewendet werden müßten. 
Insbeſondere erſcheint die Anwendung des § 121 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 14, nach welchem der Verwalter nicht befugt iſt, 
ſeine Geſchäfte eigenmächtig einem Anderen zu übertragen, mit 
Rückficht auf die Sonderbeſtimmungen in den §8 136 bis 138 
des A. L. R. Thl. I Tit. 20, die durch die Beſtimmungen der 
§§ 139 ff. daſelbſt nicht abgeändert worden find, ausgeſchloſſen. 
V. C. S. i. S. Fiskus 0. Scheidweiler vom 2. November 1901, 
Nr. 233/1901 V. 

51. 8 270 I. 21. 

Die Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen der 
Miether auf Grund von § 270 Thl. 1 Tit. 21 A. L. R. vom 
Vermiether fordern kann, daß dieſer die Herſtellung einer Fern⸗ 
ſprechanlage in den Miethräumen geſtatte, und in welcher Weiſe 
der Vermiether dabei mitzuwirken hat, kann nur nach den 
konkreten Umſtänden des Einzelfalls beantwortet werden. So 
hat der erkennende Senat in dem in den Entſch. des R. G. in 
Cioilſachen Bd. 37 S. 212 ff. abgedruckten Urtheile ausgeführt, 
daß wenn die Herſtellung einer Fernſprecheinrichtung nach der 
konkreten Sachlage, insbeſondere nach den Anforderungen des 
in den Miethräumen betriebenen Geſchäfts und des Kampfes 
mit der Konkurrenz als dringendes Bedürfniß des Gebrauchs 
der Miethräume zu erachten ſei, während andererſeits die Her⸗ 
ſtellung auf Koſten des Miethers dem Vermiether weder irgend 
welchen Schaden, noch eine nennenswerthe Beläſtigung bringe, 
die Verſagung der Duldung gegen die auch für Miethverhältniſſe 
geltenden Grundſätze der bona fides, gegen die Vertragstreue, 
verſtoße. Der Vermiether iſt daher Mangels gegentheiliger 
ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Vereinbarung nur dann ver- 
pflichtet, die Herſtellung einer Fernſprechanlage in den Mieth⸗ 
räumen zu dulden und die zu dieſer Herſtellung erforderliche 
Erklärung abzugeben, wenn nach der konkreten Sachlage der 
Fernſprechanſchluß als ein Bedürfniß des Gebrauchs der Mieth- 
räume erachtet werden muß und dem Vermiether weder Schaden 
noch nennenswerthe Beläftigung bringt. In letzterer Beziehung 
unterſcheidet fich der vorliegende Fall ganz weſentlich von dem 
in dem vorerwähnten Urtheil behandelten. In dieſem Falle 
hatte der beklagte Vermiether die Ertheilung ſeiner Einwilligung 
zum Anſchluß des klagenden Miethers überhaupt verweigert; es 
war ferner feſtgeſtellt, daß zur Herſtellung der Anlage nur ein 
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ganz unerheblicher Eingriff in das Eigenthum des Vermiethers 
erforderlich ſein würde, es wurde zwar auch damals vom 
Miether die Verurtheilung des Vermiethers zur Abgabe „der 
erforderlichen Willenserklärung“ gegenüber der Reichspoſt⸗ 
verwaltung begehrt; aber über den Inhalt dieſer Willens 
erklärung waren keine Angaben gemacht worden, ſodaß der 
erkennende Senat und wie aus dem geſammten Inhalt des 
Revifionsurtheils zu entnehmen, auch die Inſtanzgerichte von 
der Annahme ausgehen mußten und ausgegangen find, es handle 
ſich bei jener Willenserklärung nur um ein einfaches Ein⸗ 
verſtändniß mit der Herſtellung des Fernſprechanſchluſſes ſchlecht⸗ 
hin, beziehungsweiſe zugleich mit jenen unbedeutenden Eingriffen 
in das Mauerwerk des Hauſes. Weſentlich anderer Art und zu 
ſchweren Beläſtigungen auch über die Dauer des Miethvertrags 
hinaus führend, find dagegen, wie das L. G. zutreffend aus⸗ 
geführt hat, die Verpflichtungen, die der Bekl. Inhalts der ihm 
abgeforderten Erklärung übernehmen ſoll. Eine Verpflichtung 
zur Duldung von Vorrichtungen am Hauſe, welche nicht für 
die Einrichtung und die Inſtandhaltung der Sprechſtelle des 
Miethers erforderlich find, ſondern dem weiteren Ausbau des 
Fernſprechnetzes dienen ſollen, liegt außerhalb der Zwecke des 
Miethvertrags; ihre Uebernahme kann dem Vermiether Mangels 
beſonderer, hier nicht behaupteter Umſtände nicht zugemuthet 
werden. VI. C. S. i. S. Kröger c. le Claire vom 17. Oktober 
1901, Nr. 220/1901 VI. Ä 

52. 88 232 ff. I. 21. 

Durch den berechtigten Rücktritt des Miethers vom Mieth⸗ 
vertrage wird, wie das R. G. wiederholt ausgeſprochen hat, — 
vergl. Entſch. in Strafſachen Bd. 26 S. 281 ff.; Urtheil des 
erkennenden Senats vom 2. Mai 1901, Rep. 65/01, theilweiſe 
abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift S. 43020 — der 
Vertrag aufgehoben. Die Wirkung des Rücktritts wird dadurch 
nicht hinausgeſchoben, daß der Vermiether die Berechtigung zu 
demſelben beſtreitet und dem Miether Anlaß giebt, durch Urtheil 
feſtſtellen zu laſſen, daß der Miethvertrag aufgehoben ſei. Denn 
das Urtheil, welches einem dahingehenden Antrage entſpricht, 
ſpricht nur aus, daß in Folge des berechtigten Rücktritts der 
Miethvertrag beendet ſei. Dies iſt auch in dem rechtskräftig 
gewordenen Urtheile des L. G. vom 7. Oktober 1899 geſchehen 
und nicht erkannt, daß der Miethvertrag durch den Anſpruch 
des Gerichts aufgehoben werde. VI. C. S. i. S. Günther 
und Gen. 6. Dippe vom 21. Oktober 1901, Nr. 222/1901 VI. 

53. § 43 J. 23. | 

Es giebt keine bindende Rechtsnorm dafür, wenn das 
wiſſentliche Geſchehenlaſſen vorliegt, woran der 8 43 Thl. I 
Tit. 22 A. L. R. die Annahme einer ſtillſchweigenden Ein⸗ 
willigung knüpft; vielmehr iſt es Sache des thatſächlichen Er- 
meſſens des Richters, ob im einzelnen Falle aus dem Verhalten 
des Proteſtirenden nach Erhebung des Proteſtes geſchloſſen 
werden kann, daß er demſelben keine weitere Folge geben wolle. 
Nur durch Würdigung der Sachlage läßt ſich beurtheilen, ob 
der Proteſtirende das Geeignete gethan hat, um nicht als ein- 
willigend zu gelten. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 32 S. 190.) 
Das B. G. hat im vorliegenden Falle die ganze Sachlage ge⸗ 
prüft und iſt dabei zu dem Ergebniſſe gelangt, daß die Kl. 
deutlich zum Ausdrucke gebracht haben, das Verbauen ihrer 
Fenſter nicht dulden ſondern verhindern zu wollen. Dieſe that⸗ 
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fächliche Feſtſtellung läßt ſich mit der Reviflon nicht angreifen. 
V. C. S. i. S. Hofmeiſter 6. Ahlemeyer und Gen. vom 
23. Oktober 1901, Nr. 214/1901 V. 

54. 58 206 ff. II. 1, 8 63 II. 2. 

Zwar kann dem Satze der Revifion, es berühre den Kl. 
bei beſtehender Gütertrennung abſolut nicht, ob die Bekl. zur 
Unterhaltung ihres minderjährigen Sohnes verpflichtet ſei, nicht 
beigetreten werden. Denn in Uebereinſtimmung mit der 
Preußiſchen Praxis: Obertribunals⸗Entſcheidungen Bd. 47 
S. 372, Striethorſt Archiv Bd. 44 S. 283, Bd. 45 S. 48, 
Foerſter⸗Eccius Bd. IV § 208 bei dem Hinweis auf A. 70, 
Dernburg Preuß. Privatrecht III 8 22 a. G., Motive zum 
B. G. B. 51313 (1386) iſt daran feſtzuhalten, daß die geſetzliche 
Unterhaltspflicht, die einer Ehefrau gegen ihre Verwandten 
obliegt, das eingebrachte Vermögen belaftet, fo daß der Ehemann 
nicht widerſprechen kann, wenn die Einkünfte des Eingebrachten, 
wie hier, zur Erfüllung dieſer geſetzlichen Unterhaltspflicht 
verwendet werden. Der Widerſpruch des Ehemannes kann 
aber inſoweit berechtigt ſein, als das Maß der geſetzlichen 
Unterhaltspflicht überſchritten if. Mit Recht hat deshalb 
das B. G. ſich der Prüfung dieſer Frage unterzogen. 
IV. C. S. i. S. Bürger o. Bürger vom 21. Oktober 1901, 
Nr. 197/1901 IV. 

55. 88 387, 888 II. 1. 

Das A. L. R. hat der dem Ehemann verliehenen Ber- 
waltungsbefugniß bezüglich des gütergemeinſchaftlichen Vermögens 
gegenüber (8 377 Thl. II Tit. 1 des A. L. R.) durch eine 
Reihe von Anordnungen (§5 378 ff. ebenda) die Frau gegen 
willkürliche, ihrem Intereſſe zuwiderlaufende Verfügungen des 
Mannes geſchützt. In dieſer Hinſicht kommen für den vor⸗ 
liegenden Fall die Vorſchriften der 988 387 und 388 a. a. O. 
in Betracht. Durch dieſelben iſt die Frau ermächtigt, wenn 
fie durch eine vom Manne beabſichtigte Verfügung ſich benach- 
theiligt ſieht, demjenigen, mit dem die Verfügung vollzogen 
werden ſoll, ihren Widerſpruch zu äußern, und wenn dies ge⸗ 
ſchehen, iſt die Verfügung, falls ſie deſſen ungeachtet vollzogen 
wird, rechtsunwirkſam, ſofern nicht der Mann das vormund⸗ 
ſchaftliche Gericht angerufen und dieſes nach Prüfung der 
Sachlage, inwieweit die vom Manne beabſichtigte Verfügung 
den Umſtänden entſpreche und ob fie nicht das Intereſſe der 
Frau zu ſchädigen geeignet ſei, die Einwilligung der Frau durch 
ſeinen Ausſpruch ergänzt hat. Es wäre Sache der Bekl. geweſen, 
wenn ſie Grund zu der Annahme hatte, daß der Kl. die Spar⸗ 
kaſſeneinlagen abheben und das empfangene Geld unter Nicht. 
achtung ihres Miteigenthums bei Seite ſchaffen würde, fich 
dieſes Sicherungsmittels zu bedienen und zu dem Zwecke der 
Sparkaſſe ihren Widerſpruch gegen die Abhebung des Geldes 
durch den Kl. zu erklären. Auch würde es ihr vielleicht, wie 
der B. R. angedeutet hat, nach Bewandniß der Umſtände nicht 
verſchloſſen geweſen ſein, durch Erwirkung einer einſtweiligen 
Verfügung ſich gegen die ihr nachtheiligen Dispoſitionen des 
Kl. zu ſchützen. — An Stelle deſſen hat ſie jedoch den Weg 
der Selbſthülfe betreten, indem ſie ſich unter Ueberſchreitung 
ihrer geſetzlichen Befugniſſe von der Sparkaſſe Controlmarken 
ausfertigen ließ, dadurch aber dem Kl. jede Verfügung über die 
Sparkafſeneinlagen ſchlechthin unmöglich machte und ihn gleich⸗ 
zeitig außer Stand ſetzte, ſeine Rechte dem Widerſpruche der 
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Bekl. gegenüber mit den Mitteln zu vertheidigen, die ihm das 
Geſetz an die Hand gab. Daß die Vorausſetzungen der Selbft- 
hülfe, daß nämlich die Hülfe des Staats zur Abwendung eines 
unwiederbringlichen Schadens zu ſpät gekommen ſein würde, 
($ 78 der Einleitung zum A. L. R.), vorgelegen hätten, hat der 
B. R. unter Würdigung der obwaltenden Sachlage verneint und 
dieſe thatſächliche Annahme entzieht ſich der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz. War aber der Eingriff der Bekl. in die 
Rechtsſphäre des Kl. ein unberechtigter, jo muß der erhobene 
Klageanſpruch, der darauf gerichtet iſt, daß dem Kl. die Mög- 
lichkeit wiedergegeben werde, über die Sparkaſſeneinlagen zu 
verfügen, begründet erſcheinen. Die Reviſion hat geltend 
gemacht: der B. R. verkenne nicht, daß nach dem A. L. R. der 
Bekl. ein Widerſpruchs- und Sicherungsrecht gegen das argliftige 
Beiſeiteſchaffen des gemeinſchaftlichen Vermögens durch den Kl. 
zugeſtanden hätte; wäre aber der Richter jetzt in der Lage, nach 
der ihm unterbreiteten und von ihm zu prüfenden Sachlage das 
Widerſpruchs⸗ und Sicherungsrecht der Bekl. als gegeben anzu⸗ 
ſehen, jo befände er fich auch in der Lage, dem früheren Akte 
der Selbſthülfe jetzt ſeine richterliche Sanktion zu ertheilen und 
er müſſe ſich, ſelbſt wenn die Selbſthülfe nicht berechtigt geweſen, 
jetzt behindert ſehen, die gefährdete Bekl. zur Herausgabe des 
durch Selbſthülfe Eilangten zu verurtheilen. Der Angriff kaun 
jedoch keinen Erfolg haben. Die Revifion überfieht, daß die 
Prüfung, ob ein Widerſpruch der Ehefrau gegen eine vom 
Manne beabfichtigte Verfügung begründet ſei, nicht der Zuſtändig⸗ 
keit des Prozeßrichters, ſondern nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
der 58 387, 388 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. der des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts unterliegt. Der B. R. war deshalb 
nicht in der Lage, in eine Entſcheidung darüber einzutreten, ob 
die Intereſſen der Bekl. durch das Vorgehen des Kl. gefährdet 
ſeien, und eventuell, in welcher Weiſe nach den beſtehenden 
Verhältniſſen die Bekl. gegen die Verfügungen des Kl. ficher 
zu ſtellen ſei und ob insbeſondere eine völlige Aufhebung der 
Verwaltungsbefugniß des Kl., wie ſolche jetzt durch die Er⸗ 
wirkung der Controlmarken herbeigeführt worden, angezeigt 
erſcheine. IV. C. S. i. S. Gürtler ce. Gürtler vom 21. Oktober 
1901, Nr. 200/1901 IV. 

56. 88 38 ff. II. 15. 

Die Revifion iſt begründet. Die Ruhr iſt unftreitig 
unterhalb der Schlachten (Wehre), welche das Waſſer in den 
Mühlengraben drängen, ein öffentlicher, d. h. von Natur ſchiff⸗ 
barer Fluß. Die Oeffentlichkeit eines Fluſſes reicht ſoweit, wie 
ſeine natürliche Schiffbarkeit (Entſch. des Obertribunals Bd. 58 
S. 1, Bd. 80 S. 136 ff., Gruchot, Beiträge Bd. 26 S. 1038). 
Soweit iſt der Fluß gemeines Eigenthum des Staates, dem 
Gemeingebrauche gewidmet und daher dem Privatverkehr ent- 
zogen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 S. 232 ff., 
Bd. 4 S. 258, Bd. 35 S. 237 ff.). Daraus iſt mit dem 
B. G. zu folgern, daß durch die Eintragung eines öffentlichen 
Fluſſes auf das Grundbuchblatt eines Privatgrundſtücks Privat- 
eigenthum nicht erworben werden kann. Das öffentliche Recht 
kann durch Abmachungen und Handlungen, welche dem Gebiete 
des Privatrechts angehören, nicht überwunden werden. Wäre 
alſo bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß der Mühlengraben ein natür⸗ 
licher Arm der Ruhr und von Natur ſchiffbar iſt, ſo würde der 
Kl. die Berufung auf das ihr an ſich zur Seite ſtehende Grund⸗ 
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buch / nichts nutzen. Eine ſolche Feſtſtellung liegt aber bisher 
nicht vor. Ein von einem öffentlichen Fluſſe abzweigender 
Waſſerlauf kann nur dann zu einem öffentlichen erklärt werden, 
wenn nachgewieſen wird ſowohl, daß er ein natürlicher Beſtand⸗ 
theil jenes Fluſſes, als auch, daß er von Natur ſchiffbar iſt. 
V. C. S. i. S. Bredt & Co. c. Lohmann vom 13. November 1901, 
Nr. 247/1901 V. 


VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Gemeinheitstheilungsordnung. 

57. Gemeinheitstheilungsordnuung vom 7. Juni 1821 
88 2, 118 ff., 128 ff. 

Der Erwerb des von dem Bekl. und Widerkl. geltend 
gemachten Rechtes iſt lediglich auf Erfigung geſtützt worden. 
Es fragt ſich daher in erſter Reihe, ob dieſes Recht, wie die 
Kl. behauptet haben, zu denjenigen Dienſtbarkeiten gehört, 
bezüglich deren durch die Gemeinheitstheilungsordnung vom 
7. Juni 1821 und deren Ergänzung vom 2. März 1850 der 
Erwerb duich Erfitzung ausgeſchloſſen worden iſt. Dieſe Frage 
hat der B. R. mit Recht verneint. Zutreffend legt dieſer dar, 
daß § 2 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821, 
wodurch „Forſtberechtigungen zum Mitgenuß von Holz“ für 
ablösbar erklärt find, und die jene Beſtimmung näher erläutern- 
den Vorſchriften der 58 118 ff., insbeſondere 8 128, welcher 
von dem Recht handelt, „vermöge deſſen die Befitzer von 
Aeckern, Wieſen und zur Forſt nicht gehörigen Weide⸗ 
revieren verbunden find, das auf ihren Grundſtücken auf⸗ 
ſchlagende Holz oder gewiſſe Arten deſſelben bis zur Haubarkeit 
fortwachſen und von einem Dritten benutzen zu laſſen“, auf 
das hier in Rede ſtehende, im 8 248 Thl. I Tit. 22 des A. L. R. 
näher bezeichnete, ſuperficiariſche Recht, auf fremdem Grund 
und Boden Bäume zu pflanzen und zu nutzen, ſich nicht 
beziehen. In dieſem Sinne hat ſich auch bereits das Ober⸗ 
tribunal ausgeſprochen (Entſch. Bd. 53 S. 48) und es 
erſcheint um fo unbedenklicher, dieſer Auffafjung zu folgen, als 
der 8 128 ausdrücklich nur von Aeckern, Wieſen und Weide⸗ 
revieren fpricht, während es ſich hier um Bäume, die auf einem 
Wege ſtehen, handelt, und als ferner der Grund und Zweck 
jener Beſtimmungen, nämlich der, die Beſeitigung der der 
Landeskultur ſchädlichen Dienſtbarkeiten herbeizuführen, hinſichtlich 
der fremden Rechte, die an den auf Wegen befindlichen Bäumen 
beſtehen, nicht in Betracht kommen kann. VII. C. S. i. S. 
Gemeinheitstheilung zu Stargard i. P. vom 29. Oktober 1901, 
Nr. 371/1901 VII. 

Zu den Geſetzen über den Rechtsweg. 

58. § 15 Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 
10. September 1873. 

Nimmt das B. G. mit Recht an, daß die erhobene Klage 
nur die Beſitzklage iſt, fo muß ihm auch weiter darin bei⸗ 
getreten werden, daß über den dadurch geltend gemachten 
Anſpruch, welcher ſich gegen eine von dem Semeindekirchenrath 
innerhalb feiner Zuſtändigkeit getroffene kirchenpolizeiliche Maß⸗ 
regel richtet, eine Erörterung im ordentlichen Rechtswege aus ⸗ 
geſchloſſen iſt. Unſtreitig iſt nach den Feſtſtellungen des B. U., daß 
der Gemeindekirchenrath dem Kl. die zwölf Emporeſitze entzogen hat 
aus Anlaß einer baulichen Veränderung im Innern der Kirche 
zu Daber, welche zur Folge gehabt hat, daß eine gleiche Anzahl 
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für die Prediger, Lehrer u. ſ. w. beſtimmten Sitze beſeitigt und 
inſoweit eine anderweite Vertheilung der Kirchenfitze erforderlich 
geworden iſt. Wenngleich nun kein Zweifel beſteht, daß das 
Recht, von der Kirchengemeinde die dauernde Ueberlaſſung 
gewiſſer Sitze zum ausſchließlichen Gebrauche bei der Theil⸗ 
nahme am Gottesdienſte der Gemeinde zu fordern, auch auf 
Grund eines privatrechtlichen Titels ſowohl perſöͤnlich als 
dinglich einem Gemeindemitglied zuſtehen und daß nach dem 
Pr. A. L. R. ein ſolches Recht insbeſondere auch durch Verleihung 
(8$ 676 bis 685 Tit. 11 Thl. II) und durch Erfitzung 
(88 629 bis 631 Tit. 9 Thl. I) von ihm erworben werden 
kann, ſo erſcheint es doch ebenſo unzweifelhaft, daß eine 
petitoriſche oder poſſeſſoriſche Verfolgung deſſelben, obwohl an 
ſich ſtatthaft, doch nur unter denjenigen Einſchränkungen zugelaſſen 
iſt, die ſich aus feiner Beſtimmung zum Gottesdienft und aus 
der Beobachtung der äußeren kirchlichen Ordnung ergeben. Durch 
das B. G. B. iſt an den landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
dieſes Recht nichts geändert worden (Art. 133 B. G. B.). 
Die Befugniſſe des Gemeindekirchenraths rückfichtlich der 
Kirchenfitze regeln ſich durch §8 15 Abſ. 1 der Kirchengemeinde ⸗ 
und Synodalordnung für die öſtlichen Provinzen vom 
10. September 1878, wonach ihm die Sorge für die Er⸗ 
haltung der äußeren gottesdienſtlichen Ordnung obliegt, ins⸗ 
beſondere aber durch § 41 der Verwaltungsordnung für das 
kirchliche Vermögen in den öftlichen Provinzen der Preußiſchen 
eanbeskiche vom 1. Jun 1803 melder in Kö. 1 be. 
ſtimmt: „Die Regelung der Kirchenfitze iſt, ſoweit nicht etwaige 
(jedesmal beſonders zu erweiſende) Privatrechte in Frage 
find, unter Beachtung der beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen 
(88 676 bis 685 A. L. R. Thl. II Tit. 11) und örtlichen 
Rechtsordnungen von dem Gemeindekirchenratch im Ver⸗ 
waltungswege nach Geſichtspunkten des öffentlichen 
Intereſſes vorzunehmen. Die Entſcheidungen derſelben ſind 
bis zum Nachweis entgegenſtehender Privatanſprüche 
im Rechtswege nicht anzufechten und nöthigenfalls 
polizeilich zu ſchützen (Entſcheidungen des Competenzgerichts 
vom 18. März 1865, Juftizminiſterialblatt S. 134 und vom 
14. April 1883, Kirchengeſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 70 
und des Oberverwaltungsgerichts vom 10. Dezember 1884, 
ebenda 1885 S. 29).“ Hieraus folgt, daß dem Kl., der durch 
die Anordnung des Gemeindekirchenraths ſich in dem von ihm 
beanſpruchten Privatrecht auf die ausſchließliche Benutzung der 
Emporenfige verlegt fühlt, unbedenklich zwar frei fteht, gegen 
die Kirchengemeinde auf Anerkennung deſſelben und für den 
Fall der Erſtreitung dieſes Anſpruchs eventuell auch auf 
Entſchädigung zu klagen, daß er jedoch mittels feiner gegen ⸗ 
wärtigen Befitzklage nicht verlangen kann, daß der Gemeinde⸗ 
kirchenrath unter Androhung einer fiskaliſchen Strafe verurtheilt 
werde, die im Intereſſe des Kultus von ihm getroffene 
Entziehungsmaßregel rückgängig zu machen. Ueber einen An- 
ſpruch dieſer Art, der die Aufhebung einer polizeilichen 
Verfügung betrifft, würde die Entſcheidung nur der vorgeſetzten 
Verwaltungsbehoͤrde gebühren (vergl. auch Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 7 S. 187, Bd. 16 S. 159, Bd. 24 S. 176). 
IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde zu Daber 6. v. Dieft 
vom 80. Oktober 1901, Nr. 216/1901 IV. 
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Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

59. 8 148. 

Kraft des § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes ſteht dem, 
der an der Gebäudeerrichtung auf ſeinem Grundſtück durch 
drohende Berggefahr gehindert iſt, gegen den betreffenden 
Bergwerksbefitzer ein Schadenserſatzanſpruch zu. Ein ſolcher 
kann, wie in der Rechtſprechung und insbeſondere auch bei der 
Berathung des Nachtrags zum Anſfiedelungsgeſetz wiederholt 
anerkannt wurde, ſchon dann geltend gemacht werden, wenn, 
ohne daß unmittelbare Bebauungsabſicht beſtand, die Bauplatz⸗ 
eigenſchaft eines Grundſtücks in Folge des in der Nähe um⸗ 
gehenden Bergbaus verloren ging und dadurch deſſen Werth 
gemindert wurde. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XXX 
S. 250. Anlagen Bd. V zu den ſtenographiſchen Berichten 
über die Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten für 1899 
S. 2980, 2981. In dem angefochtenen Urtheile iſt nun feſt⸗ 
geſtellt: 1. daß die fraglichen Parzellen ohne den von der 
Bekl. betriebenen Bergbau Bauplatzeigenſchaft befigen würden, 
2. daß die auf den ſtreitigen Flächen zu errichtenden Gebäude 
in Folge weiterer Bodenſenkungen Riſſe und Sprünge erhalten 
würden und daß allein der Bergbau der Bekl. eigentliche Urſache 
des Schadens d. i. der eingetretenen Bebauungs unfähigkeit iſt. 
Durch dieſe ſelbſtſtändigen und von den Beweis erhebungen der 
Verwaltungsgerichte unabhängigen Feſtſtellungen iſt das auf 
5 148 des Allgemeinen Berggeſetzes geſtützte Urtheil des 
Vorderrichters durchaus gerechtfertigt und es kann der Rkl. 
nicht zugegeben werden, daß dem die inmitteliegenden Ent⸗ 
ſcheidungen des Amtsvorſtehers und des Kreisausſchuſſes und 
die Aufiedelungegeſetze vom 25. Auguſt 1876 und 16. Sep- 
tember 1899 entgegenſtehen. Durch die erwähnten verwaltungs⸗ 
rechtlichen Entſcheidungen wurde den in Rede ſtehenden Grund⸗ 
flächen keineswegs im Allgemeinen und für alle Zeiten die 
Bauplatzeigenſchaft abgeſprochen, ſondern es wurde nur im 
Hinblick auf die zur Zeit aus dem Bergbau drohenden Ge⸗ 
fahren die Erlaubniß zur Anfiedelung darauf verſagt. Mit 
Recht hat der Vorderrichter den vom L. G. anerkannten, in der 
Revifion abermals geltend gemachten Einwand der Bekl., daß 
in Folge jener Entſcheidung die Voraus ſetzung für eine Klage⸗ 
ſtellung nach § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes, nämlich die 
Bauplatzeigenſchaft fehle, mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß das Urtheil des Kreisausſchuſſes als Folge nicht mit ſeiner 
Urſache, der aus dem Bergbau der Bekl. drohenden Gefahr 
verwechſelt werden dürfe, daß vielmehr von den Gerichten auf 
dieſe Urſache zurückgegangen werden dürfe und müſſe. Unerheblich 
iſt es insbeſondere auch, daß die Anfiedelungsgenehmigung nicht 
wegen eines von der Bekl. erhobenen Einſpruchs und überhaupt 
nicht ausdrücklich wegen ihres Bergbaubetriebs, ſondern „im 
Hinblick auf § 66 Tit. 8 Thl. I des A. L. R. aus Rückſichten der 
Sicherheitspolizei“ verſagt worden iſt. Es kann und muß hier 
unerörtert bleiben, ob dieſer Ausſpruch nach den Anſiedelungs⸗ 
geſetzen gerechtfertigt war, auch braucht nicht näher ausgeführt 
zu werden, daß neben dem öffentlichen Intereſſe ein ſehr erheb⸗ 
liches Intereſſe der Bekl. an Verſagung der Anſiedelungs⸗ 
erlaubniß beftanden hat, in keinem Falle aber waren die Civil⸗ 
gerichte gehindert, die Frage ber Bebauungsfähigkeit und der 
Urſache ihres Wegfalls jelbftftändig zu prüfen und — wie 
übrigens auch der Kreisausſchuß — letztere im Bergwerksbetrieb 
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gerade der Bekl. zu finden. Auch keines der mehrerwähnten 
Anfiedelungsgeſetze ſtand der Verurtheilung der Bekl. entgegen 
und braucht daher nicht unterſucht zu werden, ob das erſt im 
Laufe des Verwaltungs verfahrens in Kraft getretene Geſetz vom 
16. September 1899 auf die Sache ſchon Anwendung finden 
muß. In dem Anſiedelungsgeſetze vom 25. Auguſt 1876 find 
weder allgemeine ſicherheitspolizeiliche noch bergpolizeiliche 
Erwägungen als Gründe für Verſagung der Anſiedelungs⸗ 
erlaubniß aufgeführt, in keinem Falle kann aber aus dieſem 
Geſetz irgend eine Ausnahme gegenüber den Sonderbeſtimmungen 
der 85 148, 150 II des Allgemeinen Berggeſetzes abgeleitet 
werden. Vergeblich beruft ſich die Bekl. zur Unterſtützung ihres 
Einwands, daß nach verweigerter Anſiedelungsgenehmigung 
überhaupt keine Entſchädigungsanſprüche erhoben werden könnten, 
auf die Entſcheidung in Bd. XIX S. 355 der reichsgerichtlichen 
Entſcheidungen in Civilſachen, wonach dem Unternehmer eines 
mit Exploſionsgefahr verbundenen Betriebs der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen obrigkeitlicher Einſchränkung feines Betrieb 
verſagt worden iſt. Ein derartiges, auf beſondere geſetzliche 
Beflimmungen und andere thatſächlichen Vorausſetzungen be 
ruhendes Uitheil kann in einer Sache nicht angezogen werden, 
für die — wie hier in den mehrerwähnten 88 148, 150 II — 
ausdrückliche, von den allgemeinen civilrechtlichen Grundſäßen 
abweichende und über dieſe ſogar hinausgehende Entſchädigungs⸗ 
beſtimmungen getroffen find. Das Zuſatzgeſetz vom 19. Sep⸗ 
tember 1899 hat nun allerdings auch dem Bergwerksbefttzer in 
§ 15a ein Einſpruchsrecht gegen Anſiedelungsgeſuche gewährt, 
und im neuen § 17a wörtlich Folgendes beſtimmt: „Auf den 
dem Grundeigenthum durch die Verſagung der Anſtedelungz 
genehmigung zugefügten Schaden finden, ſofern fich dieſe Ver ⸗ 
ſagung auf den Einſpruch aus 8 15a dieſes Geſetzes ſtützt, die 
Beſtimmungen der 88 148 bis 155 des Allgemeinen Berg 
geſetzes Anwendung ꝛc. 2c.“ Mit Unrecht aber folgert die Bell. 
aus dieſer Beſtimmung, daß ein Schabenserfaganfpruh nach 
letztbezeichneten Paragraphen dann ausgeſchloſſen fe, wenn die 
Anſiedelungs genehmigung, wie im vorliegenden Fall, nicht 
wegen eines Einſpruchs des Bergwerksbefitzers verweigert worden 
iſt. Eine ſolche lediglich das argumentum e contrario au- 
wendende Geſetzesauslegung iſt hier unzuläffig. Die Novelle 
zum Anſiedelungsgeſetz hatte nicht den Zweck, an den allgemeinen 
bergrechtlichen Grundsätzen Aenderungen herbeizuführen. Sie 
hätte es ausdrücklich geſagt und ſagen müffen, wenn fie in der 
von der Bekl. gewünſchten Weiſe berggeſetzliche Entſchädigungt 
anſprüche hätte ausschließen wollen. Daß ihr eine ſolche Abſicht 
ferne gelegen iſt, geht auch aus der Begründung ihres Ent⸗ 
wurfes hervor. Dort — Aulageband III zu den ſtenographiſchen 
Berichten über die Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten 
von 1899 S. 1518 — heißt es unter Anderm: „Aus 5 150 
Abſ. II des Allgemeinen Berggeſetzes ergiebt ſich, wie auch in 
der Rechtſprechung angenommen wird — Entſch. des R. G. 
Bd. XXX S. 250 — daß die Schadens erſatzverbindlichkeit des 
Bergwerksbeſttzers auch den Fall umfaßt, wo wegen einer durch 
den Bergbau drohenden Gefahr die Errichtung von Gebäuden 
oder andern Anlagen an der Oberfläche unterbleiben mußte 
Dieſen Grundſatz von der Anwendung auszuſchließen, wenn die 
Bebauung des Grundſtückes, die neue Anfiedelung auf den vom 
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erſcheint nicht angemeſſen. Es ift übrigens kaum zu bezweifeln, 
daß in dieſem Fall eine Verpflichtung des Bergwerks befitzers zur 
Entſchädigung für den durch Unterlaſſung der Bebauung ein⸗ 
getretenen Minderwerth auch ohne ausdrückliche Erwähnung (im 
neuen Geſetze) von der Rechtſprechung anerkannt werden würde. 
Aus dieſen Sätzen geht deutlich hervor, daß der Geſetzgeber die 
bergrechtlichen Entſchädigungsbeſtimmungen keineswegs ein⸗ 
ſchränken, ſie vielmehr zu allem Ueberfluß ausdrücklich als auf 
einen beſtimmten Fall anwendbar erklären wollte. V. C. S. i. S. 
Grube Hedwigswunſch e. Mrozek vom 6. November 1901, 
Nr. 237/1901 V. 

Zum Enteignungsgeſetz. 

60. § 10. 

Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. Das 
O. L. G. iſt bei Feſtſetzung der der klägeriſchen Konkursmaſſe 
für das dem Gemeinſchuldner H. enteignete Grundſtück zu 
gewährenden Entſchädigung davon ausgegangen, daß der durch 
die Schlachthofanlage der beklagten Stadtgemeinde herbeigeführte 
Mehrwerth der enteigneten Parzelle nicht zu berücklichtigen ſei, 
weil dem die Beſtimmung des § 10 Abſ. 2 des Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874, daß eine Wertherhöhung, welche 
das abzutretende Grundſtück erſt in Folge der neuen Anlage 
erhalte, bei Bemeſſung der Entſchädigung nicht in Anſatz komme, 
entgegen ſtehe. Dieſe Annahme ift aber nach der in den 
Inſtanzen feſtgeſtellten thatſächlichen Sachlage rechtlich unzutreffend, 
weil die Schlachthofanlage für die vorliegende Enteignung als 
neue Anlage im Sinne der bezogenen Beſtimmung nicht 
erachtet werden kann. Der Schlachthof war, als die Ent⸗ 
eignung gegen H. im Jahre 1893 erfolgte, zum größten Theile 
bereits in der Ausfübrung begriffen, einzelne Gebäude waren 
fertig geſtellt. Die Erwerbung des für denſelben erforderlichen 
Grund und Bodens iſt mindeſtens vier Jahre vorher und über⸗ 
haupt nicht im Wege des Enteignungsverfahrens, ſondern durch 
freihändigen Ankauf von dem Nebenintervenienten W. erfolgt. 
Wenn aber ein Unternehmer eine Anlage projektirt und in An⸗ 
griff nimmt beziehungsweiſe im Weſentlichen fertigſtellt und 
erſt dann, nachdem durch die vorhandene Anlage bereits eine 
Erhöhung der Werthe der angrenzenden Grundſtücke eingetreten 
iſt, weitere Grundſtücke im Wege der Enteignung hinzuerwirbt, 
fo kann von einer neuen Anlage, deren Bewirkung der Werth⸗ 
erhöbung nach § 10 Abi. 2 nicht zu berückſichtigen ſei, nicht 
die Rede ſein. Es ſteht dann vielmehr eine in Folge einer 
beſtehenden beziehungsweiſe in der Entſtehung begriffenen An⸗ 
lage bereits zur Zeit der Enteignung vorhandene Wertherhöhung 
in Frage, die nicht unter die bezogene Beſtimmung fällt, und es 
greift in einem ſolchen Falle lediglich der Grundſatz Platz, daß 
die Entſchädigung nach dem zur Zeit der Enteignung vor⸗ 
handenen Werthe zu beſtimmen iſt. Unerheblich iſt dem gegen⸗ 
über der vom O. L. G. hervorgehobene Umſtand, daß die in 
Frage ſtehende Parzelle zu der Fläche gehört hat, die von vorn⸗ 
herein für den Schlachthof beſtimmt geweſen iſt, und daß dieſes 
dem Gemeinſchuldner H. bekannt war. Dieſes lediglich eine 
innere Angelegenheit der beklagten Stadtgemeinde bildende 
Projekt kann als ſolches keinen Einfluß auf die Frage baben, 
auf welcher Grundlage die Höhe der Entſchädigung für die 
enteignete Parzelle feſtzuſetzen iſt. Ebenſo iſt es ohne Bedeutung 
zur Sache, aus welchem Grunde die Enteignung gegen H. 
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erſt lange Zeit nach dem Erwerbe der übrigen Grundſtücke für 
die Schlachthofanlage und deren Inangriffnahme, folgeweiſe fo 
ſpät geſchah, daß dieſelbe nicht mehr als für eine neue Anlage 
erfolgt angeſehen werden kann. Wenn die beklagte Stadt ſich 
gegen dieſe, auch von der Reviſion in erſter Linie geltend 
gemachte Annahme, auf die Entſtehungsgeſchichte des $ 10 cit. 
und insbeſondere auf die Ablehnung eines auf die vorliegende 
Frage bezüglichen Abänderungsantrags in den Kommiſſtons⸗ 
verhandlungen des Herrenhauſes (zu vergleichen Eger, Ent⸗ 
eignungsgeſetz Bd. I S. 273. 274) beruft, fo iſt dieſer Aus⸗ 
führung nicht beizupflichten. In den Motiven zu § 10 iſt als 
Grund, weshalb die Wertherhöhung, welche das Grundftück 
durch das Unternehmen ſelbſt erlangt, für die Werthbeſtimmung 
nicht maßgebend fein fol, angeführt, daß dieſe Wertherhoͤhung 
erſt nach der Enteignung eintrete, und entſcheidend für die 
Höhe der Entſchädigung der Zuſtand zur Zeit der Ent⸗ 
eignung ſei. Dieſer Geſichtspunkt iſt, wenn er auch inſowelt 
nicht ausnahmslos zutrifft, als eine Wertherhöhung durch das 
Unternehmen in Folge von Spekulation auch ſchon vor der 
Enteignung eintreten kann, doch durchgängig als für den Stand⸗ 
punkt des Geſetzes in der vorliegenden Frage maßgebend zu 
erachten, und es ergiebt ſich aus den Verhandlungen in der 
Herrenhaus⸗Kommiſfion keine Abweichung von demſelben. Iſt 
aber der Zuſtand zur Zeit der Enteignung entſcheidend, ſo muß 
die durch eine bereits hergeſtellte Anlage herbeigeführte 
Werthſteigerung mit berückfichtigt werden, auch wenn das zu 
enteignende Grundſtück nachträglich für die Zwecke dieſer Anlage 
verwendet werden ſoll, und dieſerhalb das Enteignungsrecht 
ertheilt worden iſt. II. C. S. i. S. Hewel Konk. c. Stadt 
Cöln und Gen. vom 12. November 1901, Nr. 270/1901 II. 

Zum Strombaugeſetz vom 20. Au guſt 1883. 

61. 8 1. 

Hier kommt nur der § 1 Strombaugeſetzes in Frage, 
welcher beſtimmt: „Dieſes Geſetz findet Anwendung auf alle 
öffentlichen Flüſſe, ſoweit deren Schiffbarkeit reicht. Ueber die 
Schiffbarkeit im Sinne dieſes Geſetzes entſcheidet im Zweifelsfalle 
mit Ausſchluß des Rechtsweges ... der Oberpräfident.“ Es iſt 
damit deutlich ausgedrückt, daß die Entſcheidung über die 
Schiffbarkeit nicht (wie Dernburg, Sachenrecht $ 135 Anm. 2 
und Nieberding⸗Frank S. 59, 79 anzunebmen ſcheinen) ſchlechthin, 
ſondern nur für die Anwendungsfälle des Strombaugeſetzes dem 
Oberpräfidenten zugewieſen iſt. Um einen ſolchen Fall handelt 
es ſich vorliegend nicht. Es ſtehen nicht Strombauregulirungs⸗ 
arbeiten und die Befugniß des Fiskus zu deren Vornahme in 
Frage, ſondern es handelt ſich lediglich um einen Streit von 
Privatparteien. Dieſen haben die ordentlichen Gerichte auch 
hinſichtlich der Schiffbarkeit des ſtreitigen Waſſerlaufs zu ent⸗ 
ſcheiden. Das B. G. hat über die Schiffbarkeit bisher nicht 
entſcheiden wollen und, wenn ſein Zwiſchenurtheil dennoch in 
dieſem Sinne aufgefaßt werden könnte, ſo würde die mit Gründen 
nicht verſehene Auskunft des Dberpräfidenten keine genügende Grund⸗ 
lage für dieſe Entſcheidung bieten. V. C. S. i. S. Bredt & Co. 
c. Lohmann vom 13. November 1901, Nr. 247/1901 V. 

Zum Erbſchaftsſteuergeſetz. 

62. § 42. | 

Der Ro. hat der Klage auch in der Revifionsverhandlung 
die von der Vorinftanz zurückgewieſenen Einreden der Ber- 
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jährung und der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges entgegengehalten. 
Die letztere Einrede iſt offenfichtlich unbegründet. Nach 8 42 
des Erbſchaftsſteuergeſetzes in Verbindung mit dem — nach 
& 85 des Stempelſteuergeſetzes an die Stelle der 88 11 und 12 
des Geſetzes vom 24. Mal 1861 getretenen — 8 26 des 
Stempelſteuergeſetzts iſt der Rechtsweg zuläffig „in Beziehung 
auf die Verpflichtung zur Entrichtung der Erbſchafts ſteuer “. 
Der Kl. verlangt die Zurückgabe der hinterlegten Sicherheit 
mit der Begründung, ein bedingter, der künftig möglichen 
Befteuerung unterliegender Anfall (8 32 des Exbichafteftener- 
geſetzes) habe überhaupt nie ſtattgefunden, und wenn doch, ſo 
ſei die Bedingung durch den Tod der Teſtamentsvollſtrecker 
ausgefallen. Beide Klagegründe verneinen die Verpflichtung 
zur Entrichtung der Steuer, es ſteht deshalb der Rechtsweg für 
ſie offen. Anlangend die Einrede der Verjährung, ſo vertritt 
der Bekl. unter Berufung auf den Kommentar von Schück und 
Eruſen die Anficht, die für die Klageerhebung durch § 42 des 
Geſetzes vorgeſchriebenen Friſten müßten im Falle der Rück⸗ 
forderung einer Sicherheit von der Leiſtung der Sicherheit an 
berechnet werden; wolle man aber doch der Anſicht folgen, daß 
auch hier die Friſt erſt von der Zahlung der Steuer zu 
laufen beginne, ſo ergebe ſich hieraus wiederum die Unzuläffig⸗ 
keit des Rechts weges für die Rückforderung einer Sicherheit. 
Der Sinn des letztbezeichneten Einwandes iſt offenbar der, eine 
Klage auf Rückgabe der Sicherheit für eine noch nicht 
bezahlte Steuer laſſe ſich in keinem Falle begründen. Er iſt 
gleichfalls unhaltbar. Die Vorſchrift, daß die Klage binnen 
ſechs Monaten nach geleiſteter Zahlung anzuſtellen iſt, iſt nicht 
ſo zu verſtehen, als ob die Zahlung — oder Beitreibung — 
der Steuer eine Voraus ſetzung für die Zuläſſigkeit der Klage 
wäre; die Klage kann vielmehr erhoben werden, ſobald die 
Steueibehörde eine Steuer erfordert, was auch dann zutrifft, 
wenn für eine angebliche künftig zu zahlende Steuer Sicherheit 
verlangt wird. Iſt aber ſchon vor der Zahlung die Feſtftellung, 
daß eine Steuerpflicht nicht beſtehe, im Rechts wege zuläffig, 
dann ift nicht abzuſehen, warum nicht auch auf Grund dieſer 
Sefiftellung die Rückgabe der geleiſteten Sicherheit gefordert 
werden könnte. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 31 S. 30. Im uebrigen mag nur bemerkt werden, daß 
auch nach der vom Bekl. vertretenen Meinung der zweite 
Klagegrund keinesfalls verjährt ſein könnte, da auf dieſen 
natürlich der Abſ. 2 des § 42 des Erbſchaftsſteuergeſetzes An⸗ 
wendung zu finden hatte, die dort verordnete Friſt aber vom 
Tode des letztverſtorbenen Teſtamentsvollziebers bis zur Erhebung 
der Klage nicht abgelaufen war. Zweifelhaft könnte nur fein, 
ob nicht der erſte Klagegrund durch Verjährung ausgeſchloſſen 
iſt. Einer Entscheidung dieſer Frage bedarf es jedoch für den 
vorliegenden Rechtsstreit nicht, da dem B. R. darin beizutreten 
iſt, daß der Kl. einen Anſpruch auf Rückgabe der Sicherheit, 
deſſen Geltendmachung verjähren hätte können, niemals erlangt 
hat. VII. C. S. i. S. Lipſchitz o. Fiskus vom 1. November 
1901, Nr. 385/1901 VII. 

Zum Stempelgeſetz. 

63. $ 10. 

Das angefochtene Urtheil ſtützt ſich auf die Vorſchrift im 
letzten Abſatze des 510 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895, welche die doppelte Vorausſetzung enthält, daß die ein⸗ 
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zelnen in einer hikunde enthaltenen Geſchäfte ſich als Beſtand⸗ 
theile eines einheitlichen Rechts geſchäftes darſtellen und daß dat 
letztere nach dem Tarif ſteuerpflichtig iſt. Gegenüber der Anſicht 
des Bekl., nach welcher lediglich bedingte, auf Gewährung von 
Zuſchüſſen gerichtete Verſprechen beurkundet ſein, alſo ausſchließlich 
Schuldverſchreibungen vorliegen ſollen, ſtellt der B. R. feſt, daß, 
der Wortfaſſung der Urkunden entſprechend, ſeitens beider Kon · 
trabenten die wechſelſeitige Nebernabme von Leiſtungs verbindlich 
keiten gewollt iſt. Kl. hat dieſen Feſtſtellungen zufolge, ſoviel 
zunächſt die Gemeinde Jerfitz betrifft, dieſer gegenüber die Ber- 
bindlichkeit übernommen, eine ihrer Linien nach Jerſitz hinein 
zu verlängern und die neue Strecke zunächſt mit Pferden und 
demnächft mit elektriſcher Kraft zu betreiben, ſo lange ihre 
Konzeſſion in dem Stadtgebiete Poſen währt, mit der Maßgabe, 
daß für die in 812 des Vertrages bezeichneten Fahrten, ie 
10 Pf. für die Perſon zu erheben find. Von der Gemeinde 
dagegen iſt der Kl. das ausschließliche Recht des Straßenbahn ⸗ 
betriebes eingeräumt, auch die Verbindlichkeit übernommen, dat 
Pflaſter zu unterhalten, zu befeſtigen, zu reinigen und den 
Schnee abzufahren, auch einen Zuſchuß in Gelde zu gewähren. 
Gleichartigen Inhalts ift der Vertrag mit der Gemeinde Wilde. 
Aber auch für die Gemeinde St. Lazarus iſt ungeachtet der 
Eingangs worte des mit derſelben abgeſchloſſenen Vertrages in 
Rückſcht auf feine ſpäteren Beſtimmungen derſelbe Vertragsinhalt 
feftgeftellt, übrigens würde auch, wenn eine Bedingung verein 
bart wäre, dieſe nicht nur das Zuſchußverſprechen, ſondern den 
Vertrag in ſeiner Totalität betreffen. Im Hinblick auf dal 
Verhältniß vollſtändiger Abhängigkeit, in welchem nach den deſt⸗ 
ſtellungen des B. R. die von der einen Seite übernommenen 
Verbindlichkeiten zu denen der anderen ſtehen, müſſen die Ber 
träge als ſpnallagmatiſche betrachtet werden. VII. C. S. i. 6. 
Fiskus c. Poſener Straßenbahn ⸗A.⸗G. vom 1. November 190l, 
Nr. 254/1901 VII. 

64. Tarifſtelle 25. 

Der B. R. erwägt, die Fratze, ob die Maſchinen x. al! 
unbewegliche Sachen im Sinne der Tarifnummer 250 Ab. 
des Stempelſteuergeſetzes oder als bewegliche Vermögendgeg@' 
ſtände im Sinne des Abſ. 2 dafelbft anzuſehen feien, müfle, da 
das Stempelſteuergeſetz felbft irgend welche nähere Beftimmung 
der genannten Begriffe nicht gebe, nach dem in Betracht komme 
den Civilrecht eniſchieden werden; im vorliegenden Falle ſei dal 
in Flensburg geltende Recht maßgebend, welches in der ftreitigen 
Frage mit dem Gemeinen Rechte übereinftimme. Unter Berüt 
fichtigung der Grundſätze des letzteren Rechts, wie fie in der 
Rechtſprechung anerkannt find, gelangt der B. R. dann dahin, 
den Gegenſtänden, um die es ſich noch handelt, die Immobiliat - 
eigenſchaft abzuſprechen. Von der Reviflon ift die Frage au 
geregt, ob nicht die Tarifſtelle 25 mit dem Ausdruck „unbemeglidt 
Sachen“ einen für feinen geſammten Geltungsbereich maßgebende 
Begriff verbinde, indem ſie denſelben etwa dem für den größt 
Theil des Staatsgebietes geltenden A. L. R. entnehme J 
Einklange mit der bisherigen Rechtſprechung muß die Graf 
jedoch verneint werden. Das Stempelſteuergeſetz hat von u 
Beftimmung des Begriffes „unbewegliche Sachen“ Abſt nd ge 
nommen, auch nicht auf eines der in ſeinem Gebiete geltenden 
privatrechtlichen Syſteme verwieſen und demſelben hierdurch 
die ſtreitige Frage eine über ſeine örtlichen Grenzen inne 
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gehende Bedeutung verliehen, es bleibt daher nichts übrig, als 
Immobiliareigenſchaft den Sachen, und nur denen zuzuerkennen, 
welche nach dem für ſie maßgebenden Civilrecht unbewegliche 
Sachen find. VII. C. S. i. S. Fiskus o. A.-G. Flensburger 
Elektrizitätswerke vom 25. Oktober 1901, Nr. 219/1901 VII. 

VIII. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

65. Art. 1315. 

Die Reviſion macht geltend: Das B. U. verkenne die 
Beweislaſt. Wenn es nach dem Briefe vom 14. September 1899 
zweifelhaft ſei, ob die Summe von 25 000 Mark von dem Bekl. 
dem Kl. für die Vermittlung des fraglichen Geſchäfts bedingt 
oder unbedingt zugeſagt worden ſei, ſo habe nicht der Bekl. zu 
beweiſen, daß er fie nur bedingt zugeſagt habe, ſondern der Kl. 
habe zu beweiſen. daß das Verſprechen ein unbedingtes geweſen 
ſei. Wenn der uneingeſchränkte Wortlaut des vorerwähnten 
Briefes mehr für den Kl. ſpreche, ohne jedoch deſſen Bebauptung 
voll zu beweiſen, ſo hätte dies für die Auflage eines richterlichen 
Eides von Bedeutung ſein, nicht aber die Beweislaſt verſchieben 
konnen. Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Zwar iſt es richtig, 
daß, da der Bekl. den Abſchluß des vom Kl. behaupteten un⸗ 
bedingten Provifionsvertrags nur als unter einer Bedingung 
erfolgt zugeſtanden, und ſomit den unbedingten Abſchluß dieſes 
Vertrags beſtritten hatte, der Kl. den unbedingten, nicht aber 
der Bekl. den bedingten Abſchluß deſſelben zu beweiſen hatte 
(vergl. die Urtheile des erkennenden Senats vom 19. Oktober 
1880, Bad. Annalen Bd. 46. S. 351 und vom 23. Dezember 
1890 II 259/1890 und des I. C. S. des R. G. vom 24. März 
1886, Entſch. Bd. 18 S. 157). Dieſe Beweislaſt aber hat das 
B. G. nicht verkannt. II. C. S. i. S. Jeße c. Korner vom 
29. Oktober 1901. Nr. 224/1901 II. 

66. Art. 2273. 

Was die Einrede der Verjährung betrifft, ſo bedarf es 
keiner Erörterung, ob die Annahme des O. L. G., daß 
Art. 2273 C. o. auf den Honoraranſpruch eines deutſchen 
Rechtsanwalts keine Anwendung finde, rechtlich zu billigen 
wäre. Denn die angefochtene Entſcheidung wird dadurch 
getragen, daß feſtſteht, daß der Bekl. das ſchriftlich zugeſagte 
Honorar nicht bezahlt hat, wodurch die Rechtsvermuthung 
der Zahlung, auf welcher die kurzen Verjährungen der 
Art. 2271 — 2273 C. c. beruhen, beſeitigt iſt, Art. 2275 
S. 1 c. c. Daß letzterer Artikel noch jetzt anwendbar iſt, 
wenn es ſich fragt, ob eine der kurzen Verjährungen vor dem 
1. Januar 1900 eingetreten iſt, unterliegt keinem Bedenken, da 
Art. 169 des E. G. zum B. G. B. ſich nur auf wirkliche Ver⸗ 
jährungen bezieht, die fraglichen Verjährungen aber in Wirklichkeit 
nur Präſumtionen der Zahlung find, die durch Gegenbeweis 
jeder Art (8 14 Ziff. 2 des E. G. zur C. P. O.) widerlegt 
werden können. II. C. S. i. S. Göhringer o. Erben P. vom 
5. November 1901, Nr 287/1901 II. 

67. Elſaß-Lothringiſches Bergrecht. 

Das O. L. G. iſt rechtlich zutreffend davon ausgegangen, 
daß nach den Beſtimmungen der 58 75—80 des Elſaß⸗ 
Lothringiſchen Berggeſetzes vom 16. Dezember 1873 die berg- 
rechtliche Gewerkſchaft ein von den Kuxeninhabern, den Gewerken, 
geſondertes Rechts ſubjekt darſtellt, welchem allein das 
Eigenthum an dem Bergwerke zufteht, und daß die Gewerken 
ſelbſt weder Eigenthümer des letzteren find, noch zwiſchen 
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denſelben ein Geſellſchaftsverhältniß beſteht. Es hat ferner den 
in Betracht kommenden zweiten notariellen Akt vom 22. Maͤrz 1898 
dahin ausgelegt, daß die Kl. als die damals alleinigen Kuren- 
inhaber und rechtmäßigen Vertreter der Gewerkſchaft dieſelbe 
aufgelöft und zu gleicher Zeit deren Eigenthum auf ſich über⸗ 
tragen haben, und hat hieraus und auf Grund jener Rechts- 
anſchauung entnommen, daß auch bezüglich des Bergwerks 
Havingen ſelbſt ein Eigenthumsübergang zwiſchen der 
Gewerkſchaft und den beiden Kl. ſtattgefunden habe, wie ſolcher 
in dem Art. 4 und 69 8 VII (Art. 53 des Geſetzes vom 
28. April 1816) des nicht revifibeln Geſetzes vom 22. frimaire VII 
behufs Erhebung der Enregiſtrementsgebühr von 5¼ Prozent vom 
Werthe des Immobilés vorausgeſetzt wird. In dieſer Hinſicht 
walten rechtlich keine Bedenken ob. Die Kl. rügen mit Unrecht 
unter Hinweis auf die reichsgerichtliche Entſcheidung in Bd. 26 
der Entſcheidungen S. 334 Verletzung der 88 75 und 118 
des bezogenen Berggeſetzes. Denn es handelt ſich nicht um eine 
Geſellſchaft, deren Rechtsverhältniſſe in Abweichung von den 
Vorſchriften der 588 76— 112 vertraglich geregelt waren, viel- 
mehr beſtand eine Gewerkſchaft des Berggeſetzes, die, wie 
thatſächlich feſtſteht, von den berechtigten Vertretern aufgelöft 
worden iſt, ſo daß von einer Umwandlung in eine ander⸗ 
artige Geſellſchaft keine Rede ſein kann. Daher und da 
Eiſaß⸗Lothringiſches Recht in Frage ſteht, bedarf es auch keiner 
Erörterung darüber, ob jener im Geltungsgebiete des Preußiſchen 
Berggeſetzes ergangenen Entſcheidung beigetreten werden konnte. 
II. C. S. i. S. Rautenſtrauch u. Gen. c. Verwaltung der 
Verkebrsſteuern in Elſaß⸗Lothringen vom 29. Oktober 1901 
Nr. 2350/1901 II. M. 


Zu Art. 132 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 1190 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Steiner 
c. Adamski vom 6. November 1901, Nr. 236/1901 V. 


Auf dem Grundſtücke des Beklagten Nr. 200 Domb iſt 
für den Kläger im April 1899 eine Kautionsbypothek von 
15 000 Mark zur Sicherung der Anſprüche des Klägers aus dem 
Wechſelverkehre mit dem Beklagten im Grundbuch eingetragen. 
Kläger hat gegen den Beklagten im Jahre 1900 im Wechſel⸗ 
prozeß vollſtreckbare Schuldtitel über 17 000 Mark nebft Zinſen 
und Koſten erlangt. Er hält ſich auf Grund dieſer Schuldtitel 
für berechtigt, vom Beklagten die Einwilligung zur Umwandlung 
der Kautionshypothek in eine gewöhnliche Hypothek von 
13 000 Mark zu verlangen, und hat, da Beklagter ſeine 
Einwilligung zu ertheilen verweigert, beantragt, ihn hierzu zu 
verurtheilen. Auf Grund der in den Wechſelprozeß Urtheilen 
gemachten Vorbehalte find dieſe Prozeſſe im ordentlichen Ver⸗ 
fahren anhängig geblieben. Die Klage iſt ab-, die Berufung 
des Klägers zurückgewieſen. 

Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß es zur 
Umwandlung der jeit dem 1. Januar 1900 als Sicherungs⸗ 
hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltenden Kautions⸗ 
hypothek der Einwilligung des Beklagten bedürfe, die aber 
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durch ein den Beklagten dazu verurtheilendes rechtskräftiges 
Urtheil erſetzt werden könne. Es prüft, ob Beklagter verpflichtet 
ſei, ſeine Einwilligung zur Umwandlung zu ertheilen, und 
verneint dies, weil ſich ſolche Verpflichtung aus den in den 
Wechſelprozeſſen ergangenen, den Beklagten zur Zahlung 
beſtimmter Summe verurtheilenden Urtheilen nicht ergebe, welche, 
wenn ſie auch hinſichtlich der Rechtsmittel und der Vollſtreckung 
als Endurtheile anzuſehen ſeien, materiell doch nur als . 
urtbeile gelten könnten. 

Die Reviſion iſt nicht begründet. 

Der Kläger gründet ſeinen Anſpruch ausſchließlich auf die 
in Wechſelprozeſſen im Jahre 1900 ergangenen rechtskräftigen 
Urtbeile, durch welche der Beklagte zur Zahlung der eingeklagten 
Wechſelbeträge unter Vorbehalt ſeiner Rechte verurtheitt iſt. 
Dem Berufungsgericht ift darin beizutreten, daß fi) hieraus 
die Verpflichtung des Beklagten, als Eigenthümer der für die 
zur Sicherung des Klägers eingetragene Kautionshypothek 
verhaſteten Grundſtücke ſeine Einwilligung in die Umwandlung 
der Kautionshypothek in eine gewöhnliche Hypothek zu ertheilen, 
nicht herzuleiten iſt. 

Dem Berufungsgerichte kann allerdings darin nicht bei⸗ 
getreten werden, daß die gegen den Beklagten ergangenen 
Urtheile, weil ſie in Wechſelprozeſſen unter Vorbehalt erlaſſen 
find, materiell nur die Bedeutung von Zwiſchenurtheilen hätten, 
und daß deshalb durch ſie die Forderungen des Klägers gegen 
den Beklagten nicht endgültig feſtgeſtellt ſeien, aus ihnen alſo 
die Verpflichtung des Beklagten, die Umſchreibung der Kautions- 
hypothek in eine unbedingt endgültige Hypothek zu bewilligen, 
nicht hergeleitet werden könne. Denn auch unter Vorbehalt 
erlaſſene Urtheile find in Betreff der Zwangsvollſtreckung als 
Endurtheile anzuſehen (Civilprozeßordnung §8§ 540 Abſ. 3, 
599 Abſ. 3), wenngleich ſie in einem weiteren Verfahren auf⸗ 
gehoben werden können. Wie unter Vorbehalt ergangene 
Urtheile bisher (Geſetz vom 13. Juli 1883) zur Eintragung 
einer Zwangshypothek führen konnten (vergl. Turnau Grund- 
buchordnung I S. 321 Nr. 1a), jo waren fie auch geeignet, 
daß auf Grund ihrer die Umſchreibungsbewilligung einer 
Kautionshypothek in eine endgültige Hypothek vom beklagten 
Schuldner gefordert werden konnte. 

Es kann davon abgeſehen werden, daß die Wechſelurtheile 
erſt nach dem Inkrafttreten der neuen Reichsgeſetze (im 
September 1900) erlaſſen find, und ob die Forderungen, über 
welche ſich dieſe Urtheile verhalten, was nicht feſtgeſtellt iſt, 
in der Zeit vor dem 1. Januar 1900 entftanden find. Denn 
auch aus Urtheilen, die vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig 
geworden, würde ſich der Anſpruch des Klägers nach dieſem 
Zeitpunkte nicht mehr begründen laſſen. 

Die Kautionsbypothek des Klägers gilt nach Artikel 192 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſeit dem 
1. Januar 1900 als Sicherungsbypothek des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, und zwar als ſog. Maximalhypothek im Sinne 
des 8 1190 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Hiermit hat fie 
Aenderungen erlitten, die ſich daraus ergeben, daß fi die bis⸗ 
herige Kautionshypothek von der Maximalhypothek des Bürger. 
lichen Geſetzbuchs ihrem Inhalte und ihrer Wirkung nach 
weſentlich unterſcheidet. — Wird eingehend dargelegt. 
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Zu den SS 119, 123, 462 ff., 812 B. G. B. 


§ 29 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Eiſenbeiß 
6. Schulz vom 25. Oktober 1901, Nr. 219/1901 IL 
II. J. O. L. G. Königsberg i. P. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts abgewieſen. 


Gründe. 

Die Revifion war für begründet zu erachten. 

Bei Beurtheilung und Entſcheidung der Frage, ob die 
Vorinſtanzen das Landgericht zu N. mit Recht bezüglich der 
vorliegenden Klage für zuſtändig erklärt haben, iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß dieſe Klage nicht die Wandelungsklage (88 462 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt, daß vielmehr der Kläger ſeinen 
Anſpruch auf die 88 119 und 123 des Bürgerlichen Geſetzbucht 
gegründet hat, indem er behauptet, bezüglich der ihm thatſächlich 
gelieferten Ulmer Dombau medaillen nicht nur in dem Irrthum 
ſich befunden zu haben, dieſelben ſeien echte Ulmer Dombau⸗ 
thaler, die einen erheblich höheren Werth hätten, ſondern auch 
vom Beklagten in dieſer Hinſicht argliſtig getäuſcht worden 
zu ſein, und demgemäß ſeine Willenserklärung über den Ankauf 
der ihm gelieferten Medaillen auf Grund der vorbezogenen 
Beſtimmungen anficht. An dieſem rechtlichen Charakter der 
Klage kann inebeſondere nichts ändern, daß das Oberlandesgericht, 
welches zunächſt auf die 88 119 und 121 cit. bezieht, demnächſt 
die Klage als Wandelungs klage bezeichnet. Es beruht das 
auf einer Verkennung des rechtlichen Unterſchiedes beider Klagen. 
Während die Wandelungsklage ein an ſich zu Recht beſtehendes 
Kaufgeſchäft vorausſetzt, welches, falls der Anſpruch begründet 
iſt, rückgängig gemacht wird, iſt das wegen Irrthums oder 
Betruges angefochtene Geſchäft nach 8 142 Abſ. 1 als von 
vornherein nichtig anzuſehen, ſo daß die Wandelungeklage und 
die Klage wegen Irithums oder Betruges miteinander rechtlich 
nicht vereinbar find. Ob, wenn im vorliegenden Falle die 
Wandelungeklage erhoben wäre, der örtliche Gerichts ſtand des 
Landgerichts N. begründet ſein würde, was von den Parteien 
unter Bezugnahme auf die über dieſe Frage für die bisherigen 
verſchiedenen Rechtsgebiete ergangenen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts (Bd. 10 S. 352, Bd. 20 S. 358, Bd. 27 S. 393), 
ſowie nunmehr die einſchlägigen Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs 88 467, 348 bei der Verhandlung über die Reviflon 
näher erörtert wurde, bedarf danach der Entſcheidung nicht. 

Für die vorliegende Klage kommt vorerſt in Betracht, daß 
dieſelbe nicht auf Nichtigkeits erklärung des Kaufvertrages 
wegen Irrthums oder Betrugs, auch nicht auf Feſtſtellung 
der Nichtigkeit in Folge der klägeriſcherſeits ſchon vor dem 
Prozeſſe erklärten Anfechtung (§ 143 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs), ſondern lediglich auf die Folgen der behaupteten 
Nichtigkeit, nämlich Rücknahme der bereits gelieferten Waare 
und Rückzahlung des Kaufpreiſes gerichtet iſt, ſonach nicht 
direkt das Nichtbeſtehen des Kaufvertrages zum Gegenſtande 
hat. Wollte man aber auch hieraus ein entſcheidendes Bedenken 
gegen die Anwendbarkeit des § 29 der Civilprozeßordnung nicht 
herleiten, ſo würde doch auch auf Grund dieſer Beſtimmung 
die örtliche Zuſtändigkeit des Landgerichts N. nicht angenommen 
werden können. 
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Das Oberlandesgericht gründet, in Uebereinſtimmung mit 
dem Landgericht, dieſe Zuständigkeit rechtlich auf die Annahmen, 
daß die in den 55 346 — 348, 350 - 354 und 356 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs enthaltenen Beſtimmungen auch auf den aus 
den 88 119 und 123 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Irrthums oder argliſtiger Täuſchung erſtrebten „Rück⸗ 
tritt“ vom Vertrage anzuwenden ſeien, daß der Kläger aber 
zur Begründung ſeiner „Wandelklage“ die Erfüllung Zug um 
Zug anbieten durfte, und nicht ſich durch einſeitige Rückforde⸗ 
rung des gezahlten Kaufpreiſes der ihm in dieſem Falle drohenden 
Einrede, daß er dieſe Rückzahlung nur gegen Rückgabe der 
Medaillen zu beanſpruchen habe, auszuſetzen brauchte. Dieſe 
Ausführungen find rechtlich nicht zutreffend. Da es ſich, wie 
oben ausgeführt wurde, nicht um eine Wandelungsklage handelt, 
kann vou einer direkten Anwendbarkeit jener Beſtimmungen, wie 
ſie für den Fall der Wandelung durch § 467 ausdrücklich vor⸗ 
geſehen iſt, nicht die Rede ſein. Aber auch eine analoge An- 
wendung derjelben aus dem Geſichtspunkt, daß auch in den 
Fällen der SS 119 und 123 thatſächlich eine Rückgängigmachung 
der beiderſeits erfolgten Vertragsleiſtungen in Frage ſtehe, muß 
als ausgeſchloſſen erachtet werden. Wie bereits hervorgehoben 
wurde, iſt nach 8 142 Abſ. 1 ein wegen Irrthums oder Be⸗ 
trugs anfechtbares Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig 
anzuſehen. Danach können die Grundſätze über den Rücktritt 
von einem Vertrage und die Wiederaufhebung eines ſolchen auf 
dieſe Fälle überhaupt keine Anwendung finden. Vielmehr 
charakteriſirt ſich bei vorhandener Nichtigkeit eines Kaufvertrages 
der Anſpruch des Käufers auf Rückzahlung des bereits gezahlten 
Kaufpreiſes als Anſpruch aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nach § 812 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Dieſer Anſpruch beſteht unabhängig von dem eventuellen An⸗ 
ſpruch des Gegenkontrahenten auf Rückgewähr der von ihm ge 
machten Leiſtung. Der Satz, daß Leiſtung und Gegenleiſtung 
Zug um Zug zurückzugewähren ſeien, auf welchen vornehmlich 
die oͤrtliche Zuſtändigkeit des Gerichtes des Wohnorts des Käufers 
gegründet wird, wenn außer der Rückzahlung des Kaufpreiſes 
auch der Rückempfang der an den Käufer gelieferten und an 
deſſen Wohnort befindlichen Waaren gefordert wird, kommt für 
den vorliegenden Fall daher nicht zur Anwendung. Auch die 
Beſtimmung in $ 273 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das 
Zurückbehaltungsrecht des Schuldners im Falle eines 
fälligen Anſpruchs gegen den Gläubiger aus demſelben recht⸗ 
lichen Verhaͤltniß, welches nur eine Einrede gegen den Haupt- 
anſpruch begründet, führt nicht zu der Annahme, daß auch bei 
der Anfechtung wegen Nichtigkeit ſtets Zug um Zug zurück⸗ 
zugewähren ſei. Der Umſtand endlich, daß der Kläger aus⸗ 
drücklich und ſogar in erſter Linie den Antrag geſtellt hat, den 
Beklagten zu verurtheilen, die gelieferten Medaillen zurück⸗ 
zunehmen, vermag gleichfalls an der rechtlichen Sachlage, die 
auch für die örtliche Zuständigkeit maßgebend iſt, nichts zu 
ändern. Der Kläger konnte zwar, um der erwähnten Retentions⸗ 
einrede des Beklagten zuvorzukommen, in der Klage die Rück ⸗ 
gabe der Medaillen gegen Rückempfang des Kaufpreiſes an- 
bieten; der eigentliche Klageanſpruch wegen der Nichtigkeit des 
Vertrags iſt aber der Anſpruch auf Rückgewähr des sine causa 
gezahlten Kaufpreiſes; die Verpflichtung zur Rückgewähr 
dieſes Kaufpreiſes bildet die ſtreitige Verpflichtung im Sinne 


des § 29 der Cioilprozeßordnung. Dieſe Verpflichtung iſt nach 
5 269 des Bürgerlichen Geſetzbuches im Zweifel am Wohnfitz 
des Schuldners zur Zeit ihrer Entſtehung zu erfüllen. Daraus, 
daß der Beklagte berechtigt iſt, die Zahlung nur gegen Rüͤck⸗ 
gabe der Medaillen zu leiſten, folgt nicht, daß er verpflichtet 
ſei, die Zahlung dort zu leiſten, wo ſich dieſelben befinden. 
Daran konnte der Kläger auch dadurch nichts ändern, daß er 
jenen erſteren angeblichen Anſpruch in die Klage mit auf⸗ 
genommen hat, da die Parteien nicht berechtigt find, den nach 
§ 29 eit. dem materiellen Recht entſprechenden begründeten Ge⸗ 
richtsſtand in der angegebenen Weiſe willkürlich anderweitig zu 
vertauſchen. Somit iſt für die vorliegende Klage die örtliche 
Zuständigkeit nicht in N., ſondern am Wohnſitz des Beklagten, 
zu Freudenſtadt in Württemberg, begründet, und war dieſelbe 
daher unter Aufhebung der Urtheile der Vorinſtanzen wegen 
Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts abzuweiſen. 


Zu §§ 128, 130, 150, 151 B. G. B. 
SS 168, 171 des Reichsgeſetzes über die Augelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lindemann 
Konk. e. Voorgang vom 26. Oktober 1901, 
Nr. 223/1901 V. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Reviſion iſt begründet. 

In der Beurtheilung des in erſter Inſtanz erhobenen 
Einwandes tritt der Berufungsrichter dem erſten Richter bei. 
Seine darauf bezüglichen Ausführungen, welche nicht zum 
Gegenſtande beſonderer Revifionsangriffe gemacht find, find 
richtig. Nach 8 170 Nr. 1 des Relchsgeſetzes über dle An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit darf als Notar bei 
der Beurkundung nicht mitwirken, wer ſelbſt Betheiligter iſt, 
ſowie derjenige, für welchen ein Betheiligter als Vertreter 
handelt. Nach § 168 Satz 2 daſ. iſt als Betheiligter im 
Sinne der 88 169 bis 182 derjenige anzuſehen, deſſen Er⸗ 
klärung beurkundet werden ſoll; danach iſt, wenn im Falle des 
$ 128 Bürgerlichen Geſetzbuchs zuerſt der Vertragsantrag 
beurkundet und erſt ſpäter die Annahme zu beſonderem Protokoll 
erklärt wird, bei letzterer Beurkundung der Antragſteller nicht 
Betheiligter (vergl. Schneider Anm. 6 zu 5 168, Jaſtrow, 
Notariatsrecht Bd. 1 S. 20 Anm. 5, S. 159 Anm. 2a) und 
umgekehrt iſt im gleichen Falle der, dem die Offerte gemacht 
wird, nicht Betheiligter bei der Beurkundung des Vertrags⸗ 
antrags. Der $ 168 Satz 2 bezieht ſich nur auf die formale, 
nicht auf die materielle Betheiligung (vergl. Kommiſſionsbericht 
S. 5 ff. zu dem Preußiſchen Geſetze über die freiwillige Gerichts. 
barkeit). Nach § 171 Nr. 2 des Reichsgeſetzes kann bei der 
Beurkundung als Notar derjenige nicht mitwirken, zu deſſen 
Gunſten in der Urkunde eine Verfügung getroffen wird. Hier 
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iſt von der materiellen Betheiligung die Rede, aber als 
Betbelllgter gilt hier im Gegenſatze zu $ 168 Sab 2 nicht 
der Vertreter, ſondern der Vertretene. Daher iſt „die Vorſchrift 
des Preußiſchen Notariatsgeſetzes 9 6 nicht aufgenommen, wo⸗ 
nach der Notar in Angelegenheiten einer Partei, deren General- 
bevollmächtigte er iſt, keine beurkundende Thätigkeit ausüben 
darf. Der Generalbevollmächtigte wird gerade vermöge dieſer 
Eigenſchaft häufig zur Errichtung von Urkunden, an denen ſein 
Machtgeber betheiligt iſt, beſonders geeignet ſein, ohne dadurch 
das Vertrauen der übrigen Betheiligten einzubüßen“ (Denkſchrift 
zum Reichsgeſetz Mugdan Mat. Bd. 7 S. 82 f.). Mit Rüd- 
ſicht darauf wird im § 171 Abſ. 2 Reichsgeſetz in neber⸗ 
einftimmung mit 8 2235 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtimmt, daß die Mitwirkung einer nach $ 171 Nr. 1 und 2 
ausgeſchloſſenen Perſon nur zur Folge hat, daß die Beurkundung 
inſoweit nichtig iſt, als fie eine Verfügung zu Gunſten diefer 
perſon zum Gegenſtande hat. Eine Begünſtigung des Notars 
im Sinne des $ 171 liegt aber in dem Vertragsantrage vom 
15. Juni 1900 keinenfalls. 

Rechtsirrthümlich iſt dagegen der übrige Inhalt der 
Begründung des Berufungsurtheils. Es handelt ſich nicht um 
einen Vertragsantrag, welchen der Beklagte dem abweſenden 
Konkursverwalter gegenüber gemacht hat und es kann daher die 
Anwendung des $ 130 Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht in Frage 
kommen. Der Berufungsrichter führt aus: „Bei der Be⸗ 
urkundung des Antrags hat der Konkursverwalter lediglich als 
Notar mitgewirkt. Dem Rechtsanwalt N. als Konkurs- 
verwalter gegenüber iſt ein Vertragsantrag nicht abgegeben. Das 
notarielle Protokoll enthält nichts darüber, daß der Beklagte 
den Antrag dem Rechtsanwalt N. als Vertreter der klagenden 
Konkursmaſſe hat machen wollen. Demgemäß kann nur an⸗ 
genommen werden, daß die Erklärung zum Zwecke der Be⸗ 
urkundung vor dem Notar, nicht aber auch deshalb abgegeben 
if, damit der Notar N. in feiner Elgenſchaft als Konkurs- 
verwalter die Erklärung entgegennehmen ſollte. Kommt ſomit 
für die Beurkundung des Antrags der Notar als Konkurs- 
verwalter nicht in Betracht, ſo iſt der Antrag ſo zu behandeln, 
als wenn er in Abweſenheit des Konkurs verwalters abgegeben 
worden wäre. Der Antrag iſt empfangsbedürftig, dem Konkurs⸗ 
verwalter aber nicht zugegangen; denn letzteres hätte nur dadurch 
geſchehen können, daß dem Verwalter eine Ausfertigung des 
notariellen Protokolls mit Willen des Beklagten übermittelt 
wurde. Dies iſt aber unſtreitig nicht geſchehen.“ Es iſt 
jedoch völlig unzuläffig, eine phyſiſche Perſon hinſichtlich deſſen, 
was fie vernimmt, in verſchiedene Qualitäten zu zertheilen, fo 
daß fie das, was fie in einer Eigenſchaft gehört habe, in der 
anderen nicht vernommen habe, oder ſo, daß ſie in einer 
Eigenſchaft anweſend, in der anderen abweſend ſei. Der Notar 
Rechtsanwalt und Konkursverwalter N. hat den Vertragsantrag 
vernommen und das genügt (vergl. Planck Anm. 1 zu § 130 
Bürgerlichen Geſetzbuchs.) Aber auch, wenn der Natur der 
Dinge zuwider angenommen werden könnte, daß die phyſiſche 
Perſon N. bei dem Vertragsangebot als Konkursverwalter 
nicht anweiend geweſen ſei, würde der Berufungsrichter ſich i 
Rechtsirrthum bewe g wo. 

gen, weil N. das Angebot vernommen hat 
von der Form des Angebots Kenntniß hatte und nichts dafür 
vorliegt, daß er nach dem Willen des Beklagten fein Ohr 
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habe verſchließen ſollen derart, daß er als Konkursverwalter 
nichts hören ſollte. Cs kann daher dahin geſtellt bleiben, ob 
eine ſolche Willens äußerung überhaupt die Natur der Dinge 
überwinden und von rechtlicher Erheblichkeit ſein könnte. Nicht 
richtig iſt auch, daß das Vertragsangebot nur dann als zu. 
gegangen angeſehen werden könnte, wenn dem Konkursverwalter 
das notarielle Protokoll übermittelt worden wäre; vlelmehr if 
eine Willenserklärung dem Anderen dann zugegangen, wenn er 
von ihr Kenntniß erlangt (vergl. Hölder, Bürgerliches Geſetzbuch 
S. 291 ff.). Dieſe Kenntniß hat der Notar und Konkurt⸗ 
verwalter N. im vorliegenden Falle dadurch erlangt, daß die 
Offerte vor ihm zu notariellem Protokoll erklärt wurde. Unter 
dieſen Umſtänden kann die Unterſuchung der Frage unterbleiben, 
ob ſchon die Möglichkeit, von der Erklärung unter regelmäßigen 
Verhältniſſen Kenntniß zu erlangen, den Begriff des Zugehend 
erfüllt (vergl. Planck Bd. 1 S. 164 f.). 

Iſt ſomit der Grund, aus welchem der Berufungsrichter 
die Klage abgewieſen hat, unhaltbar, fo fragt ſich, ob das Urthel 
ſich aus anderen Gründen aufrecht erhalten läßt. Dem 
letzten Einwande des Beklagten, daß das Vertragsangebot er ⸗ 
loſchen ſei, kann nicht jede Berechtigung abgeſprochen werden. 
Die Annahme des Angebots iſt am 26. Juli 1900 in Abweſen⸗ 
heit des Beklagten erſolgt. Grundſätzlich kommt nach $ 181 
Satz 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs der Vertrag erſt zu Stande, 
wenn die Annahmeerklärung dem Anbietenden zugeht (vergl 
Rehbein, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 1 S. 22. Von dieset 
Regel macht § 152 Satz 1 eine Ausnahme für den Fill, daß 
der Vertrag (d. h. ſowohl die Angebots. als auch die Annahme 
erkärung) gerichtlich oder notariell beurkundet werden, ohne daß 
beide Theile gleichzeitig anweſend find. Dann kommt der Ber 
trag mit der nach § 128 erfolgten Beurkundung der Annahme 
zu Stande, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt. In dieſen 
Falle wird alſo angenommen, daß auf das Zugehen der Annahme 
erklärung ſeitens des Antragenden verzichtet iſt; aber diee 
Wirkung tritt nicht ein, wenn ein Anderes beſtimmt iſt. Sin 
ſolche Beſtimmung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen 
werden (Rehbein a. a. O. S. 223). Erkärt der Autragende, 
daß er an ſeinen Antrag nur bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt oder bis zum Ablauf einer beſtimmten Fri 
gebunden ſein wolle, ſo liegt darin regelmäßig, d. h. wen, 
nichts aus dem gerichtlich oder notariell beurkundeten Angebit 
oder aus ſonſtigen Umſtänden ein Anderes erhellt, die Beſtimmung, 
daß ihm die Annahmeerklärung bis zu jenem Zeitpunkte doeh 
innerhalb jener Friſt zugeben müſſe (vergl. Hölder, Bürzeallhe 
Geſetzbuch, Anm. 3 zu § 152), daß er bis dahin Gewißheit übt 
die Annahme feines Antrags haben wolle, widrigenfalls er N 
feinen Antrag nicht mehr gebunden fel. 0 

Darüber, ob der Fall einer Ausnahme von dieſer Reh 
vorliege, hat der Berufungerichter bisher thatſächliche Bet 
ftellungen nicht getroffen und es mußte daher die Zurückoerwelſul 
der Sache an ihn erfolgen. Kommt er auf Grund der erneuten 
Verhandlung zu dem Ergebniſſe, daß kein Ausnahmefall in den 
vorher erörterten Sinne vorliege, ſo wird darüber delten 
zu treffen ſein, ob der Beklagte von der notariellen Annahn 
erklärung des Konkursverwalters vor Ablauf der in der 10 
vom 15. Juni 1900 geſtellten Friſt Kenntniß erhalten = 
Die Klägerin hat behauptet, daß dem Bekl. ſofort Ni 


un 
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gemacht worden ſei. Es wird in Anwendung des 8 139 Civil - 
prozeßordnung aufzuklären fein, was die Klägerin unter „ſofort“ 
verſteht. Der Beklagte hat dagegen behauptet, daß er erſt am 
29. Juli 1900, alſo nach Ablauf der Friſt Kenniniß erhalten habe. 


— — nn nn nn 


Zu § 185 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Koeppen 
o. Koſſack vom 23. Oktober 1901, Nr. 216/1901 V. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Für die Apothekersehefrau Hermine K. geb. R., früher in 
Garnſee wohnhaft, die Mutter der Beklagten, iſt auf den zwei 
Grundbuchblättern IV 105, III 83 Marienburg eine Hypothek 
zu 10 000 Mark eingetragen. Die Glaͤubigerin verzog mit 
ihrem Ehemann nach Roſtock, iſt allda am 8. Juli 1899 ver⸗ 
ſtorben und wurde von ihrem Wittwer Paul K. und ihrer 
Tochter, der jetzigen Beklagten beerbt. Paul K. verſtarb im 
April 1900 und hinterließ als ſeine Alleinerbin die Beklagte. 

Der Kläger behauptet nun, daß Paul K. ihm die obige 
Hypothek im Februar 1900 verkauft habe und klagt gegen die 
Beklagte in I. Inſtanz auf Umſchreibungsbewilligung, in 
II. Inſtanz auf Ertheilung einer ſchriftlichen Abtretungserklärung 
und Umſchreibungsbewilligung. 

Die Beklagte hat die Verkaufsverhandlungan als ihr un⸗ 
bekannt beſtritten, in zweiter Reihe aber behauptet, die einſeitige 
Verfügung ihres verſtorbenen Vaters über die Hypothek ſei nach 
den, trotz der von den K. ſchen Ehegatten vereinbart geweſenen 
Gütertrennung zur Anwendung kommenden Grundſätzen des 
Roſtocker Rechts über fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nichtig ge⸗ 
weſen. Für alle Fälle bat ſie um Vorbehalt ihrer beſchränkten 
Erbenhaftung. 

Der erſte Richter hat die Klage wegen Nichtigkeit der ein⸗ 
fetligen Verfügung des Erblaſſers über die Hypothek abgewieſen. 
Auf Berufung des Klägers hat der II. Civilſenat des Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburgiſchen Oberlandesgerichts zu Roſtock die 
Beklagte verurtheilt, die verlangte Abtretungserklärung in der 
dem § 29 der Grundbuchordnung entſprechenden Form zu er 
theilen, ihr die Beſchränkung ihrer Haftung vorbehalten und 


ihr alle Streits koſten auferlegt. Die Revifion der Beklagten iſt 
zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der von der Revifion der Beklagten beſonders hervor⸗ 
gehobene 5 185 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht dem Berufungs⸗ 
urtheile keineswegs entgegen. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet, wie aus ſehr 
zahlreichen Stellen z. B. den 55 135, 137, 161, 184, 1398, 
1399, 1444, 1445, 1446 ꝛc. hervorgeht, zwiſchen der unmittel- 
baren Verfügung über eine Sache oder ein Recht und der nur 
vorbereitenden Verpflichtung zur Verfügung über ſolche Gegen⸗ 
ſtände. Nur von unmittelbaren Verfügungen der erſten Art, 
als Veräußerungen, Belaſtungen, Verzichten und dergl. ſpricht 
der & 185 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, er kann daher auf die 
Verpflichtung des Erblaſſers, die Hypothek dem Kläger zu ver⸗ 
ſchaffen, wie ſolche Verpflichtung nach dem oben Geſagten vom 
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Oberlandesgericht einwandfrei feftgeftellt worden ift, überhaupt 
keine Anwendung finden. 
Vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch II. Aufl. Vorbem. 
zum III. Abſchnitt 3. IX Nr. 3 S. 148 und 8 185 
Note 2. 
Demgemäß war der Berufungsrichter wohl befugt, die 
Beklagte, wie er es gethan hat, als Erbin zur Erfüllung der 
von ihrem Erblaſſer übernommenen Verpflichtung zu verurtheilen. 


Zu 8 788 B. G. B. 8 68 l. 16 A. L. R. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. 
Hübener c. A.⸗G. Eckert vom 5. November 1901, 
Nr. 260/1901 VII. 


II. J. O. L. G. Breslau. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurüͤckgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Nach Lage der Sache handelt es ſich nur um die Frage, 
ob der Beklagte mit der Zahlung der am 1. Februar 1900 
fällig geweſenen Kaufpreisrate in Verzug gerathen war, bevor 
die Klägerin ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt und die 
Dampfdreſchmaſchine zurückgenommen hat. Dieſe Frage hat der 
Berufungsrichter mit Recht bejaht, wenn auch der Begründung 
des angefochtenen Urtheils nicht in allen Punkten beizutreten iſt. 
Zweifellos hat die Klägerin die ihr vom Beklagten übergebene 
Anweiſung an die Firma Jakob Hamburger & Sohn 
zahlungshalber erhalten und angenommen (8 788 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); zutreffend nimmt deshalb das 
Berufungsgericht an, daß hierdurch die Forderung der Klägerin 
an den Beklagten nicht getilgt wurde, ſondern neben der 
Forderung gegen den Angewieſenen aus der Anweiſung — falls 
die letztere acceptirt war — fortbeſtand. Wenn aber der 
Berufungsrichter daraus folgert, der Beklagte hätte ſich darum 
kümmern müſſen, ob die Anweiſung eingelöft worden ſei, und 
ſei jedenfalls mit dem Ablauf des 1. März ohne Weiteres in 
Verzug gekommen, ſo iſt dies nicht unbedenklich. In der 
zahlungshalber erfolgenden Uebergabe und Empfangnahme 
einer Anweiſung wird in der Regel der Wille der Parteien 
zum Ausdruck kommen, daß der Anweiſungsempfänger feine 
Befriedigung zunächſt beim Angewieſenen ſuchen, und erſt 
wenn dieſer Zahlung verweigert, ſich wieder wegen der 
urſprünglichen Schuld an den Anweiſenden zu halten befugt 
ſein ſolle. Durch ein ſolches Abkommen tritt die urſprüngliche 
Schuld zeitweiſe in den Hintergrund; ihre Geltendmachung 
iſt bedingt durch die Nichteinlöſung ſeitens des Angewieſenen. 
Das ſcheint der Berufungsrichter überſehen zu haben. Indeſſen 
kommt hier nichts darauf an, denn es iſt nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters unſtreitig, daß die Klägerin die Anweiſung 
am 1. März 1900 dem Angewieſenen zur Zahlung vorgelegt, 
dieſer aber die Zahlung verweigert, und ferner, daß der Beklagte 
von der Nichthonorirung der Anweiſung am 1. März 1900 
Kenntniß gehabt hat. Dieſe letztere Feſtſtellung kann nur 
dahin verftanden werden, daß der Beklagte vor der Rücktritts⸗ 
erklärung der Klägerin die entſprechende Mittheilung ſei es von 
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der Klägerin, ſei es von der Firma Jakob Hamburger & Sohn, 
erhalten hat. Nun iſt die Frage, ob der Veklagte mit der vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Kaufpreis ſchuld in Verzug 
gerathen, nach altem Recht zu beurtheilen, es kommt deshalb 
§ 68 des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 16 zur An- 
wendung, wonach der Beklagte in Verzug gerieth, ſobald er 
von der Nichthonorirung der Anweiſung Kenntniß erhielt. 


— —ñ4 8—j 


Zu § 1565 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. S. 
vom 4. November 1901, Nr. 212/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion des Klägers auf⸗ 
gehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Nachprüfung des Berufungsurtheils beſchränkt ſich 
nach Lage der Sache auf die Frage, ob gegenüber der Wider⸗ 
klage der von der Klägerin aus § 1565 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs erhobene Einwand ohne Geſetzes verletzung 
verworfen iſt. 

Das Oberlandesgericht hat ſeine Entſcheidung weſentlich 
dahin begründet: 

Die Kiägerin behaupte, daß der Beklagte einem 
geſchlechtlichen Verkehr ihrerſeits mit F. zugeſtimmt habe, 
und erſt infolge deſſen dieſer Verkehr erfolgt ſei. Für die 
Anwendung des § 1565 Abſ. 2 in Verbindung mit 
§ 138 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei es ausweislich 
der Motive (vergl. Bd. IV S. 586) ausſchlaggebend, 
ob der Zuſtimmende ſich das Verhalten des anderen 
Theiles zu eigen mache in dem Sinne, daß dieſes 
Verhalten ſeine eheliche Gefinnung nicht affizire und 
ihm die Ehe nicht unerträglich mache. Das Recht des 
Zuſtimmenden auf Scheidung lebe aber wieder auf, 
falls er von ſeiner Zuſtimmung zurücktrete und dies dem 
Anderen zu erkennen gebe. Und dieſer Fall liege 
hier vor. Denn im erftinftanzlihen Termine den 
2. November 1900 habe, nachdem Zeuge F. ſeinen 
Geſchlechts verkehr mit Klägerin bekundet und Klägerin 
ſolchen anerkannt, Beklagter in Anweſenheit der letzteren 
ausdrücklich beſtritten, jemals ſeine Zuſtimmung dazu 
ertheilt zu haben. Danach habe Klägerin nicht in 
Zweifel bleiben können, daß ein fernerer Berkehr mit F. 
dem Willen des Beklagten nicht entſprechen würde. 

Die letzteren Erwägungen müſſen mit der Reviſion 
beanſtandet werden. 

Auch wenn anzunehmen iſt, daß dem Zuſtimmenden der 
Rücktritt von feiner Zuſtimmung nicht verwehrt werden darf, 
jo ergiebt ſich doch, mit Rückſicht auf dem vom Berufungs- 
gericht aus den Motiven richtig feſtgeſtellten Geſetzes grund 
des & 1565 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, als Voraus- 
ſetzung dafür, daß der Zuſtimmende nunmehr dem anderen 
Theile unzweideutig zu erkennen giebt, eine fernere Verletzung 
der ehelichen Treue ſeitens des letzteren würde ſeiner ehelichen 


XXI. Jahrgang. 


Gefinnung nicht mehr entſprechen und ihm die Ehe unerträglich 
machen. Für die Feſtſtellung einer ſolchen Vorausſetzung fehlt 
es aber vorliegend nach dem Berufungsurtheil an einer 
ſchlüſſigen Begründung. 


— — ää 


Zu S 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts FVI. C. S. i. S. Lehmann 
o. Lehmann vom 11. November 1901, Nr. 172/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Der Kläger hat die Verurtheilung der Beklagten zur Her- 
ſtellung des ehelichen Lebens, die Beklagte aber mit der Wider⸗ 
klage Scheidung der Ehe wegen Chebruchs des Klägers begehrt. 
Das Landgericht hat unter Abweiſung der Widerklage nach dem 
Klagantrag erkannt. Auf die Berufung der Beklagten und die 
Anſchlußberufung des Klägers, mit der dieſer ebenfalls die 
Scheidung der Ehe begehrte, hat das Oberlandesgericht die Ehe 
der Parteien ſowohl auf die Klage wie auf die Wideiklage 
geſchieden, beide Theile für ſchuldig an der Scheidung erklätt 
und die Koſten beider Inſtanzen gegeneinander aufgehoben. 
Auf Revifion der Beklagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Anſchlußberufung des Klägers zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Im 5 1574 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden die Fälle 
geregelt, in welchen ausgeſprochen iſt, daß ein Ehegatte die 
Schuld an der Scheidung trägt: nach Abſ. 1 iſt, wenn die Che 
aus einem der in den 88 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe 
geſchieden wird, ausgeſprochen, daß der Beklagte die Schuld an 
der Scheidung trägt; nach Abſ. 2 find, wenn der Beklagte 
Widerklage erhoben hat und auch dieſe für begründet erkannt 
wird, beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären. Hiernach kam 
ein Ehegatte nur dann für ſchuldig erklärt werden, wenn der 
andere Ehegatte mit feinem Scheidungsantrage obfiegt. Dies 
iſt die Regel. Hiervon macht Abſ. 3 nur inſofern eine Ausnahme, 
als der Ausſpruch, beide Ehegatten ſeien ſchuldig, auf Antrag 
des Beklagten auch ohne Erhebung einer Widerklage zu erfolgen 
hat, wenn der Beklagte auf Scheidung klagen könnte. Dieſen 
Fall iſt der Fall gleichgeſtellt, daß das Recht des Beklagten, 
Scheidung zu fordern, durch Verzeihung oder Zeitablauf aut 
geſchloſſen, der Verluſt des Scheidungsrechts aber erft nach 
Entſtehung des vom Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes 
eingetreten iſt. Jene Beſtimmung ſteht dem Kläger nicht zur 
Seite. Zwar würde es keinem Bedenken unterliegen, ſie entgegen 
ihrem Wortlaut auch zu Gunſten der Klagpartei auf den Fall 
anzuwenden, daß zunächſt auf Cheherſtellung geklagt und von 
dem beklagten Theil Widerklage auf Scheidung erhoben worden 
iſt. Ihrer Anwendung ſteht aber im vorliegenden Fall entgegen, 
daß der Kläger die Scheidung gefordert hat. Nach der 
dem 5 1449 des erſten Entwurfs gegebenen Begründung iſt 
jene Vorſchrift aus der Erwägung entſtanden, daß der Beklagte, 
der ſeinerſeits die Scheidung ebenfalls zu verlangen berechtigt 
iſt, nicht vor die Wahl geſtellt werden darf, entweder die Wider ⸗ 
klage zu erheben oder die Nachtheile auf ſich zu nehmen, die 
den allein für ſchuldig erklärten Ehegatten treffen. Dieſer Zweck 
entfällt, wenn der Beklagte Widerklage erhoben hat. Für dieſen 
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Fall will Abſ. 3 eine Beſtimmung überhaupt nicht treffen, er 
iſt bereits im Abſ. 2 geregelt dahin, daß, wenn die Wider⸗ 
klage für begründet erkannt wird, auch der Kläger für ſchuldig 
zu erklären iſt, daß, wenn ſie nicht für begründet erkannt wird, 
eine ſolche Erklärung nicht erfolgen kann. Es iſt dies nur eine 
Folge des Umſtands, daß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
die Entſcheidung über die Schuldfrage ein nothwendiger Beftand- 
theil des Scheidungsurtheils iſt, daß die Erklärung eines Ehe⸗ 
gatten für ſchuldig die Scheidung auf Antrag des anderen 
Ehegatten regelmäßig zur Vorausſetzung hat. Nach dem bereits 
Ausgeführten muß auf Grund der Beweiswürdigung des Be⸗ 
rufungsgerichts die Scheidungsklage abgewieſen werden, damit 
iſt feſtgeſtellt, daß dem Kläger ein Scheidungsgrund nicht zur 
Seite ſteht, daraus folgt ohne Weiteres, daß die Beklagte nicht 
ebenfalls als ſchuldig an der lediglich auf ihren Antrag aus⸗ 
geſprochenen Scheidung erklärt werden kann. Ob eine andere 
Auffaffung dann geboten fein würde, wenn die den Widerklag⸗ 
antrag an und für ſich rechtfertigenden Thatſachen feſtgeſtellt 
find, die Abweiſung der Widerklage aber lediglich um deswillen 
erfolgt, weil das Recht des Beklagten, auf Scheidung zu klagen, 
durch Zeitablauf oder Verzeihung ausgeſchloſſen ift, (2. Fall des 
Abſ. 3), kann dahingeſtellt bleiben. Dieſer Fall unterſcheidet 
ſich von dem hier vorliegenden eben dadurch, daß Thatſachen, 
die einen Scheidungsgrund abgeben, feſtgeſtellt werden, während 
hier das Vorliegen ſolcher Thatſachen verneint wird. 


— — [—iœ2N—ͤ ui: 


Zu den §§ 1603, 1627 ff., 
1793 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bockſtahler 
6. Bockſtahler vom 30. Oktober 1901, Nr. 221/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Stettin. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 
die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 


Was zunächſt die von der Reviſion in Zweifel gezogene, 
von Amtswegen zu prüfende Legitimation des geſetzlichen Ver⸗ 
treters des Klägers betrifft, ſo war dieſelbe, im Hinblick auf 
die vorgelegte Beſtallung des Pflegers und den Inhalt der 
eingeſehenen Pflegſchaftsakten, als geführt anzunehmen. 

In der Sache ſelbſt aber war der Revlſion der Erfolg 
nicht zu verſagen. 

Der Berufungsrichter hat die Gründe ſeiner Entscheidung 
mit folgenden Worten eingeleitet: 

Da die Ehe des Beklagten mit der Mutter des Klägers 
auf Gruud der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
geſchieden ift, fo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern für die Perſon der Kinder zu ſorgen 
nach den bisherigen Geſetzen (Artikel 206 Einführungs- 
geſetzes). Nach den SS 64, 65, 252 Allgemeinen Land⸗ 
rechts Theil II Titel 2 hat der Beklagte dem Kläger 
anftändigen, ftandesmäßigen Unterhalt nach Maßgabe 
ſeiner Vermögens- und Erwerbs verhältniſſe zu gewähren. 
Auch nach der Scheidung müſſen nach 8 103 a. a. O. 


1684 ff., 
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die Koſten der Erziehung hauptſächlich von dem Vater 

getragen werden und nur von der für ſchuldig erklärten 

Mutter kann er dazu nach den 88 104 ff. einen Beitrag 

verlangen 

Auch die weiteren Ausführungen des Berufungsrichtert 

laſſen erkennen, daß er von der Annahme ausgeht, der hier 
ſtreitige vom Kl. gegen feinen Vater erhobene Alimentations- 
anſpruch ſei nicht bloß für die Zeit bis zum 31. Dezember 1899, 
ſondern auch für die fpätere Zeit lediglich nach den Vorſchriften 
des älteren Rechts und nicht nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. Dieſer Ausgangspunkt 
iſt unrichtig. Das Recht und die Pflicht für die Perſon und 
das Vermögen des Kindes beziehungsweiſe des Mündels zu 
ſorgen, von denen die 88 1627 ff., SS 1684 ff. und die 58 1793 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs handeln, find begrifflich verſchieden 
von der in den 88 1601 ff. ebenda geregelten Unterhaltungs- 
pflicht. Was ſpeziell die „Sorge für die Perſon“ betrifft, ſo 
umfaßt dieſelbe nach den 88 1631, 1632 insbeſondere das Recht 
und die Pflicht, die Kinder zu erziehen, zu beauffichtigen, ihren 
Aufenthalt zu beſtimmen und ihre Herausgabe zu verlangen. 
In den nachfolgenden 58 1635, 1636 iſt ſodann für den Fall, 
wenn die Ehe der Eltern geſchieden wird, vorgeſchrieben, welchem 
Elterntheile die Sorge für die Perſon des Kindes — vor⸗ 
behaltlich der im Abſ. 1 Satz 2 des § 1635 vorgeſehenen ab- 
weichenden Anordnung des Vormundſchaftsgerichts — zuſtehen 
fol. Demgegenüber iſt nun zwar im Art. 206 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche angeordnet: 

Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe 

geſchieden .., fo beſtimmen ſich das Recht und die 

Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaftlichen 

Kinder zu ſorgen, nach den bisherigen Geſetzen 

Mit den hier gebrauchten Worten „für die Perſon 

zu ſorgen“ iſt aber offenbar die in den 85 1631 ff. Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs näher bezeichnete „Sorge für die Perſon“ 
gemeint und es hat alſo danach — wie ſich auch aus den 
Motiven S. 294, 295 ergiebt — nur beſtimmt werden ſollen, 
daß das bisherige Recht ſoweit maßgebend bleibe, als es fi 
darum handele, welchem Elterntheile die Sorge für die Perſon 
anzuvertrauen ſei, während der Inhalt dieſes Rechts ſich 
für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu richten habe. Aus dem Art. 206 
des Einführungsgeſetzes kann daher nicht hergeleitet werden, daß 
für die Entſcheidung der Frage, ob und in welchem Umfange 
der Kläger Anſprüche auf Unterhalt gegen ſeinen Vater zu 
erheben berechtigt jet, lediglich das Preußiſche Allgemeine Land⸗ 
recht und nicht das Bürgerliche Geſetzbuch als maßgebend 
angeſehen werden müſſe. Dagegen ergiebt ſich aus der recht⸗ 
lichen Natur der auf Verwandtſchaft beruhenden Unterhaltspflicht, 
welche nicht als eine einheitliche, ſondern als eine fort und fort 
fich erneuernde und erft unter dem Vorhandenſein beſtimmter 
Vorausſetzungen zur Entſtehung gelangende Verbindlichkeit 
aufzufaſſen iſt, daß für die Beurtheilung derartiger Anſprüͤche, 
foweit ſie für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches geltend zu machen find, lediglich das neue ni 
maßgebend fein muß. 

Vergl. auch Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civil⸗ 

ſachen Bd. 46 S. 67. 
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Eine hiervon verſchiedene Frage ift die, ob für das Recdhts- 
verhältniß der zum Unterhalte ihrer Kinder verpflichteten 
geſchiedenen Eltern unter einander in dem Falle, wenn die 
Eheſcheidung vor dem 1. Januar 1900 erfolgt war, die Vor⸗ 
ſchriften des älteren Rechts oder die des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs (insbeſondere alſo des § 1585) zur Anwendung zu bringen 
ſein mochten. Dieſe Frage kann jedoch uneroͤrtert bleiben, da 
es ſich im Streitfalle nur um diejenigen Anſprüche handelt, 
welche der Kläger ſeinem Vater gegenüber zu erheben hat. 

Bei der in dieſer Beziehung zu treffenden Entſcheidung iſt 
es aber nicht gleichgültig, ob hierfür nur das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht oder das Bürgerliche Geſetzbuch als maß⸗ 
gebend zur Anwendung gebracht wird. Denn die Vorſchriften 
dieſer beiden Geſetze ſtimmen bezüglich der dem Vater ſeinem 
Kinde gegenüber obliegenden Unterhaltspflicht nicht vollſtändig 
überein. Als abweichend kommen namentlich die Beſtimmungen 
des § 1603 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Betracht, wonach 
Eltern, welche außer Stande find, ohne Gefährdung des 
eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts, ihren minderjährigen 
unverheiratheten Kindern den Unterhalt zu gewähren, dieſen 
gegenüber — falls nicht ein anderer unterhaltspflichtiger Ver⸗ 
wandter vorhanden iſt — für verpflichtet erklärt werden, alle 
verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalte 
gleichmäßig zu verwenden. Die Moͤglichkeit einer Anwendung 
dieſer Geſetzesvorſchrift iſt vom Berufungsrichter überhaupt nicht 
ins Auge gefaßt worden und es fehlt deshalb nach dieſer 
Richtung an einer entſprechenden Erwägung. Insbeſondere hat 
der Berufungsrichter den Umſtand, daß der Beklagte in Amerika 
als einfacher Arbeiter beſchäftigt ſein foll, nur nach der Richtung 
gewürdigt, ob angenommen werden müſſe, daß der Beklagte 
dadurch dauernd aus dem mittleren Bürgerſtande ausgeſchieden 
ſei, während dabei die Richtigkeit der weiteren Behauptung des 
Beklagten, daß es ihm nicht möglich ſei, den eigenen Unterhalt 
von ſeinem Verdienſte vollſtändig zu beſtreiten, nicht beſonders 
erörtert worden iſt. Was aber die ſonſtigen dem Beklagten 
etwa zur Verfügung ſtehenden Mittel betrifft, ſo ergiebt fich 
rechneriſch ohne Weiteres, daß jedenfalls der Betrag ſeines vom 
Berufungsrichter mit nur 4 258 Mark 35 Pf. angenommenen 
Aktivvermögens an ſich allein nicht ausreichend ſein würde, 
um die ſich auf 7 505 Mark belaufende Geſammtſumme der 
dem Kläger für die Zeit bis zum 22. Oktober 1916 zu⸗ 
geſprochenen Rentenbeträge zu decken. 


— ——— 1wSl·—— —L— 


Zu 8 1612 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Walter 
c. Walter vom 28. Oktober 1901, Nr. 206%1901 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Die Reoiſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Streitig unter den Parteien iſt nur, ob Beklagter ſeiner 
geſetzlichen Unterhaltspflicht gegenüber feinen klagenden Kindern 
duich Gewährung der von dieſen beanſpruchten Geldrente, ftatt 
des ihnen von ihm angebotenen Naturalunterhalts, zu genügen 
hat. Entſcheidend für die Beantwortung dieſer Frage iſt der 
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Inhalt und die Tragweite der Vorſchriften in 8 1612 Abſ. 1 
und 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs: 

„Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Ge⸗ 
währung des Unterhalts in anderer Art geſtattet wird 

Haben Eltern einem unverheiratheten Kinde Unterhalt zu 
gewähren, fo können fie beſtimmen, in welcher Art und für 
welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll. 
Aus beſonderen Gründen kann das Vormundſchaftsgericht auf 
Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern ändern.“ Das 
Berufungsgericht geht davon aus, daß, wenn der Vater nach 
§ 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs auch berechtigt ſei, die 
Art der Gewährung des Unterhalts zu beſtimmen, und ins⸗ 
beſondere das Recht habe, zu verlangen, daß die Kinder den 
Unterhalt in ſeinem Hauſe entgegennehmen, dieſes Recht doch 
eine Schranke darin finde, daß die Kinder außer Stande ſeien, 
die Alimentation in natura entgegenzunehmen. Das treffe 
im vorliegenden Falle bei den Klägern zu b, c und d zu, indem 
fie ſich im Haufe der Mutter aufhielten, eine Schuld der Kinder 
an der Fernhaltung aber ausgeſchloſſen ſei, da ſie bei ihrem 
jugendlichen Alter noch keinen eigenen Willen hätten, vermöge 
deſſen ſie ihre Mutter verlaſſen und zum Vater zurückkehren 
könnten. Wolle der Beklagte die Kinder zum Zwecke der Ver⸗ 
pflegung in feiner Wohnung von der Mutter heraus haben, jo 
müſſe er hierzu entweder die Hülfe des Vormundſchaftsgerichts 
beziehungsweiſe der Polizei angehen oder gegen die Mutter auf 
Herausgabe der Kinder den Prozeßweg beſchreiten. Bis zur 
erfolgten Heraus gabe habe er ſeiner Unterhaltspflicht gegenüber 
den ohne ihr Verſchulden außerhalb der väterlichen Wohnung 
befindlichen Kindern durch Zahlung einer Geldrente zu genügen. 
Durch die Handlungsweiſe der Mutter könne den Rechten der 
Kinder nichts vergeben werden, da ſie nicht ihre Vertreterin ſei. 
Aber auch der an den Pfleger ergangenen Aufforderung zur 
Herausgabe der Kinder könne rechtliche Bedeutung nicht beigelegt 
werden, da nach Inhalt der Beſtallung der Wirkungskreis des 
Pflegers nur „die Wahrnehmung der Alimentationsanſprüche 
der Kinder gegen ihren Vater, insbeſondere die Alimentations⸗ 
klage“ umfaſſe, ein Beſtimmungsrecht über die Perſon der 
Kinder alſo dem Pfleger nicht eingeräumt ſei. Schließlich weiſt 
das Berufungsgericht darauf hin, daß es in gleichem Sinne, 
im Anſchluß an die Rechtſprechung des Reichsgerichts, ſtändig 
entſchieden habe. — Die Revifion rügt hier Verletzung des 
8 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs. Wenn der unterhalts- 
pflichtige Vater die Gewährung des Unterhalts in natura 
beſtimme — ſo wird ausgeführt —, die Kinder aber außer 
Stande ſeien, den Unterhalt in natura zu genießen, ſo liege 
gerade ein Fall vor, in welchem nach Abſ. 2 Satz 2 des § 1612 
das Vormundſchaftsgericht, nicht aber das Prozeßgericht 
entſcheiden ſolle. Das Vormundſchaftsgericht werde alſo zu 
prüfen haben, ob die thatſächlichen Verhältniſſe der Kinder 
„beiondere Gründe“ bilden, aus denen die Beſtimmung des 
unterhaltspflichtigen Vaters zu ändern ſei. Dabei möchten die 
vom Berufungsgericht angeſtellten Erwägungen Platz greifen, 
und inſoweit ſei auch die frühere Rechtſprechung nicht ohne 
Bedeutung; aber deren Heranziehung könne unmöglich den 
neuen Satz des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſeitigen, daß die 
Entſcheidung, ob ſolche beſonderen Gründe vorliegen, welche eine 
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Abweichung von der vom Vater getroffenen Beſtimmung recht⸗ 
fertigen, dem Vormundſchaftsgerichte zuſtehen ſoll. So lange 
dieſes die Beſtimmung des Vaters nicht geändert habe, bleibe 
ſie maßgebend bis zur etwaigen Aenderung durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht. — Den grundſätzlichen Ausführungen der 
Reviſion über die maßgebende Stellung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bei der nach 8 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zu treffenden Entſcheidung iſt unbedenklich beizutreten, 
ebenſo wie der Anficht, daß die frühere, den hier einſchlagenden 
Rechtszuſtand vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs betreffende Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht un⸗ 
mittelbar zur Beſeitigung des neuen Satzes des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in S 1612 Abſ. 2 Satz 2 verwerthet werden kann. 
Es iſt aber auch der Standpunkt des Berufungsgerichts kein 
anderer. Der Zuſammenhang der Gründe läßt keinen Zweifel, 
daß nur dem Gedanken Ausdruck gegeben werden ſoll, daß nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche, ebenſo wie nach früherem Recht, 
das Recht des Vaters, ſeinen unterhaltsberechtigten Kindern 
gegenüber die Art der Gewährung des Unterhalts zu beſtimmen, 
eine Schranke darin findet, daß die Kinder außer Stande 
find, die vom Vater beſtimmte Art des Unterhalts entgegen- 
zunehmen, daß alſo nach dieſer Richtung das Bürgerliche 
Geſetzbuch mit dem früheren Rechtszuſtande übereinſtimmt. In 
ſolchem Sinne dürfte das Berufungsgericht allerdings die 
frühere — von der Reviſion auch nicht bekämpfte — Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts über die ſtreitige Rechtsfrage (vergl. 
insbeſondere Urtheil vom 5. Juni 1899 — Juriſtiſche Wochen⸗ 
Seite 50480) heranziehen. Im Uebrigen trägt die Reviſion bei 
ihren Ausführungen dem Umſtande nicht ausreichend Rechnung, 
daß in § 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs den Eltern 
nur das Recht eingeräumt iſt, zu beſtimmen, in welcher Art 
der Unterhalt zu gewähren iſt. Damit kann nur geſagt ſein, 
daß die von den Eltern gewählte Art der Unterhaltsgewährung 
nach der konkreten Sachlage vom Standpunkte der Kinder für 
dieſe nicht unausführbar ſein darf, da ſonſt von einer Unter⸗ 
haltsgewährung ja überhaupt nicht die Rede ſein kann. Von 
dieſer Ausführbarkeit geht auch die Vorſchrift in Satz 2 Abſ. 2 
des § 1612 Bürgerlichen Geſetzbuchs aus. Denn wenn danach 
das Vormundſchaftsgericht nur aus beſonderen Gründen die 


von den Eltern beſtimmte Art der Unterhaltsgewährung ändern 


kann, ſo wird vorausgeſetzt, daß dieſe Art an ſich angängig 
und fie nur aus Zweckmäßigkeitsgründen durch eine andere, den 
obwaltenden Verhältniſſen mehr entſprechende Art der Unter⸗ 
haltsgewährung zu erſetzen iſt. Wählt daher der unterhalts⸗ 
pflichtige Elterntheil eine für die unterhaltsberechtigten Kinder 
unausführbare Art der Unterhaltsgewährung, ſo liegt die Sache 
rechtlich nicht anders, als wenn von ihm eine Beſtimmung 
überhaupt nicht getroffen wäre. Daraus folgt dann aber, daß 
das Kind, der in Satz 1 Abſ. 1 des 8 1612 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ausgeſprochenen Regel gemäß, in ſolchem Falle die 
Gewährung des Unterhalts in einer Geldrente verlangen kann, 
ohne gezwungen zu fein, zuvor die Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nach Maßgabe des Satz 2 Abſ. 2 des 8 1612 
Bürgerlichen Geſetzbuchs anzurufen. Für die gegenthellige Auf- 
faſſung der Revifion iſt auch aus den Materialien zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche (vergl. Motive zum Entwurfe — Erſter 
Leſung — Bd. IV S. 702 fgde. zu 5 1491, Protokolle der 
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Kommiſfion für die zweite Leſung, bearbeitet von Achilles, 
Gebhard und Spahn, Bd. IV S. 496 // zu 8 1491) nichts 
zu entnehmen. Daß es den klagenden Kindern zu b, c und d 
mit Rückficht auf ihr jugendliches — oben hervorgehobenes — 
Alter nicht als Schuld angerechnet werden kann, wenn fie ſich 
vom väterlichen Hauſe fernhalten und bei der Mutter verbleiben, 
ſowie daß hieran auch dadurch nichts geändert wird, daß der 
ihnen vom Vormundſchaftsgericht zur Wahrnehmung der Ali⸗ 
mentationsanſprüche gegen ihren Vater beſtellte Pfleger der 
Aufforderung des erſteren zur Herausgabe der Kinder an ihn 
nicht entſprochen hat, iſt vom Berufungsgericht bedenkenfrei 
angenommen. Auch in dieſer Beziehung treffen unter der 
Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs die rechtlichen Er⸗ 
wägungen zu, wie fie das Reichsgericht in den Urtheilen vom 
28. Februar 1890 für das gemeine Recht — Bolze, Praxis, 
Bd. IX Nr. 526 — und vom 5. November 1894 für das 
Allgemeine Landrecht — Entſch. in Civilſachen Bd. 34 S. 212 
— ausgeſprochen hat. Der hiergegen geltend gemachten ab- 
weichenden Auffaſſung der Revifion, daß einem ſolchen Pfleger 
die Vertretung der Kinder in allen für die Beſtimmung der 
Art der Unterhaltsgewährung in Betracht kommenden Ange⸗ 
legenheiten zuſtehe, läßt ſich nicht beitreten. Hiernach erſcheint 
der Anſpruch der Kläger zu b, c und d auf Gewährung des 
Unterhalts in einer Geldrente begründet und damit das Be⸗ 
rufungsurtheil, da deren Höhe vom Beklagten überhaupt nicht 
angegriffen, im Uebrigen auch vom Berufungsgericht bedenkenfrei 
feſtgeſtellt iſt, gerechtfertigt. 


Brieſtaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 
Herrn Rechtsanwalt H. in H. 

Ein Rechtsanwalt, der eine Klage bei einem außerhalb 
feines Wohnfitzes belegenen Amtsgerichte angeſtellt hatte, beſtellte 
ſich für den Termin einen am Sitz des Amtsgerichts wohnenden 
Kollegen zum Termins vertreter. Nachdem Verſäumnißurtheil 
ergangen war, beantragte der Prozeßbevollmächtigte Feſtſetzung 
der Prozeßkoſten gemäß SS 104 — 106 C. P. O. Das Amts⸗ 
gericht ſetzte die Gebühr für den Koſtenfeſtſetzungsantrag und 
die durch das Geſuch entſtandenen Schreibgebühren und Porto- 
auslagen als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht 
nothwendig ab. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wies das 
Landgericht zu L. mit der folgenden Begründung ab: 

„Nach 8 91 Abſ. 1 Satz 1 hat die unterliegende Partei 
die dem Gegner erwachſenen Koſten nur zu tragen, foweit fie 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig find. Die 
durch ein foͤrmliches Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach 8 104 ff. 
entſtandenen Mehrkoſten hat ſie deshalb nur dann zu erſtatten, 
wenn eine Feſtſetzung im Urtheile ſelbſt nach § 103 Abſ. 1 
nicht möglich oder nicht zweckentſprechend war. 

Die Feſtſetzung im Urtheile ſelbſt tft ſtets möglich, wenn 
die Partei dem Richter die ihr entſtandenen Koſten alsbald 
darzulegen und nachzuweiſen vermag. Denn indem das Geſetz 
ihm die Befugniß giebt, daß er die Koſten alsbald feſtſetzen 
kann, legt es ihm zugleich die Pflicht auf, von dieſer Befugniß 
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Gebrauch zu machen, ſowie dies zweckmäßig iſt, d. h., da die 


alsbaldige Feſtſetzung Zeit und Koſten erſpart, ſowie die Partei 
zur alsbaldigen Darlegung der Koſten bereit iſt. 

Hierzu wird die durch einen Anwalt vertretene Partei bei 
einfachen Sachen insbeſondere Verſäumnißſachen dann in der 
Lage fein, wenn der Anwalt in jeder Amtsgerichts ſache durch 
ſein Bureau einen Koſtenzettel fortlaufend führen läßt, der bei 
der Wahrnehmung des Termins durch einen Unterbevollmächtigten 
dieſem zugleich mit den ſonſtigen hierzu erforderlichen Urkunden 
überſandt werden kann. Ein ſolches Verfahren iſt nicht nur 
moglich, ſondern auch ohne große Mühe durchzuführen und 
daher wegen der großen Vereinfachung, Beſchleunigung und 
Koftenerſparniß durch die alsbaldige Feſtſetzung allein zweck⸗ 
entſprechend. n 

Dieſe Praxis iſt auch vor dem 1. Oktober 1879 im Ge⸗ 
biete des vormaligen Königreichs Hannover ohne Unzuträglich⸗ 
keiten auf Grund des § 51 Bürgerl. Prozeßordnung beobachtet 
worden, deſſen Abſ. 2 ausdrücklich bei ſchuldhafter Nichtbenutzung 
des zugelaſſenen alsbaldigen Feſtſetzungs verfahrens der obliegenden 
Partei die dadurch entſtandenen Koſten auferlegte. 

Die abweichende Anficht, die in der Zeitſchrift „Das Recht“ 
1901 S. 277 vertreten wird, iſt nicht ausreichend begründet. 
Wenn auch der Richter nur auf Antrag einer Partei die als⸗ 
baldige Feſtſetzung im Urtheile ausſprechen darf, jo iſt eben die 
Partei zur Stellung des Antrages nach 8 91 C. PY. O. ver⸗ 
pflichtet, weil ſie ſonſt nicht zweckentſprechend handelt und die 
dadurch entſtandenen Koſten ſelbſt trägt. Wenn in anderen 
Fällen der Partei nicht zugemuthet werden kann, den weniger 
kofiſpieligen Weg zur Rechtsverfolgung einzuſchlagen (Mahn⸗ 
verfahren, Urkundenprozeß), ſo wird dies dadurch gerechtfertigt, 
daß mit dieſen Rechtsbehelfen auch unter Umſtänden Nachtheile 
verknüpft find, weshalb im einzelnen Falle nicht feſtzuſtellen iſt, 
ob der billigere Weg zweckentſprechend war. Dagegen iſt die 
Vorbereitung auf eine alsbaldige Feſtſtellung für den Anwalt 
ohne erhebliche Mühe und ohne jeden Nachtheil durchzuführen 
und deshalb mit Rückficht auf die bei den kleinen Streitwerthen 
verhältnißmäßig bedeutenden Koſten eines beſonderen Feſt⸗ 
ſetzungs verfahrens, ſtets allein zweckentſprechend. 

Die nicht zweckentſprechenden Mehrkoſten find deshalb mit 
Recht abgeſetzt.“ | | 

Wir halten dieſe Entſcheidung für unrichtig, und bitten 
um Mittheilung von Entſcheidungen, die den gegentheiligen 
Standpunkt vertreten. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwälte Alexander Wittner und Ludwig Kempner 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Homborg beim 
Landgericht Bielefeld; — Rechtsanwalt Max Potſchka beim 
Amtsgericht und Landgericht Memel; — Rechtsanwalt Franz 
Heiſig beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Alfred 
Kurt Lohſe in Rochlitz beim Landgericht Chemnitz und Amts⸗ 
gericht Annaberg; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Otto Lange beim 
Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. Zinßtag beim 
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Amtsgericht Gmünd; — Rechtsanwalt Fritz Walter bein 
Landgericht Duisburg; — Rechtsanwalt Fügart beim Amt 
gericht Kyritz; — Rechtsanwalt Fritz Loewe beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Karl Hermann Voigt in Werdau 
beim Amtsgericht Glauchau; — Rechtsanwalt Dr. Enil 
Stolzenberg beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt 
Eugen Mamlok beim Landgericht Breslau; — gepr. Nechtt⸗ 
praktikant Heinrich Schmitt beim Landgericht Fürth; — gepr. 
Rechtspraktikant Hans Ströber beim Landgericht Traunſten; 
— gepr. Rechtspraktikant Max Miller beim Amtsgericht Trum 
ſtein; — Rechtsanwalt Dr. Veit Jäſſing in Limbach bein 
Amtsgericht Annaberg; — Rechtsanwalt Dr. Herkert doi 
beim Amtsgericht und Landgericht Elberfeld ſowie bei der Kammer 
für Handelsſachen in Barmen; — Rechtsanwalt Dr. Hoeltzer ⸗ 
bein beim Landgericht Münſter; — Rechtsanwalt Ernſt Radolny 
beim Amtsgericht Neidenburg; — Rechtsanwalt Erich Sch vent 
beim Landgericht I Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Chriſtoph Doetſch 
beim Amtsgericht Euskirchen; — Kriegsgerichtsrath a. D. Richter 
beim Landgericht Cöln a. Rh.; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. 
Otto Auffenberg beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M. — 
Gerichtsaſſefſor Dr. Karl Hermann Eugen Rockſtroh ben 
Amtsgericht Reichenbach; — Rechtsanwalt Dr. Leo Eger bein 
Landgericht I Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Leo Gut 
mann beim Landgericht Gotha; — Rechtsanwalt Wize bein 
Amtsgericht Bentſchen; — Rechtsanwalt Plehn beim Amir 


gericht Erfurt. 
Löſchungen. 

Rechtsanwalt Karl Friedrich Hofmeiſter beim Amtsgeriät 
Limbach; — Rechtsanwalt Emil Englaen der beim Amtögerict 
Waxweiler; — Rechtsanwalt Dr. Max Berliner beim Landgericht 
München II; — Rechtsanwalt Dr. Karl Raiſer beim Landgericht 
Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Friedrichs beim Landgeriät 
Kiel; — Juſtizrath Keller beim Landgericht Nordhauſen; — 
Juſtizrath Dormann beim Landgericht Düſſeldorf; — Juſtizna 
Froehlich beim Amtsgericht Reinerz; — Rechtsanwalt Neu: 
mann beim Amtsgericht Rothenburg a. F.; — Rehttanmall 
Dr. Anton Hoeltzenbein und Rechtsanwalt und Nom 
Dr. Karl Rudolf Julius Wilhelm Criſolli beim Landgericht! 
Berlin; — Rechtsanwalt Karl Friedrich Hofmeiſter bein 
Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Ignaz Marſchall 
beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Butſchbac 
beim Amtsgericht Altenkirchen; — Juſtizrath Samuel Gold- 
mann, Rechtsanwalt, beim Kammergericht Berlin; — Rechil 
anwalt Krechel beim Landgericht Cöln; — Redtäunmalt 
Otto Stettiner beim Landgericht I Berlin. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Koellat! 
in Verden; — Rechtsanwalt Dr. Brecht in Quedlinburg. 


Todesfälle. 

Juſtizrath Sutro in Bochum; — Juſtizrath Heini 
Oskar Mehner, und Rechtsanwalt Eduard Albert Pauſe in 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Auguſt Wagner in Giehm; — 
Juſtizrath Robert Benno Keyßelitz in Großenhain; — Ju 
rath Feuerſtack in Oppeln. 


S 
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Hülfskaſſe für deutſche Nechtsauwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
3000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen. 


Verhandlungsgegenſtände des nächſten Dentichen 
Juriſtentags. 


Durch Vermittlung der Verlagsbuchhandlung J. Guttentag 
zu Berlin erfahren wir, daß nach den Angaben des Schrift⸗ 
führers des Deutſchen Juriſtentags, des Herrn Geheimen 
Juſtizrath Dr. Wilke, deren weitere Mittheilung uns von letzterem 
gütigft verſtattet wird, folgende Themata zur Verhandlung auf 
dem nächſten Deutſchen Juriſtentag vorgemerkt find: 

1. Zwiſchenprüfungen im Vorbereitungsdienſte der 
Juriſten; 

2. Ausdehnung der Haftpflicht auf Automobile; 

3. rechtliche Behandlung der Ringe oder Cartelle; 

4. das Recht am eigenen Bilde; 

5. Abgrenzung von Richterrecht und Parteibetrieb im 
Givilprozeß; 

6. angeregte Aenderung des § 313 des B. G. B.; 

7. Strafbarkeit der fahrläſſigen, falſchen eidlichen Ausſage 
vor Gericht. 

Eine definitive Feſtſetzung der Tagesordnung erfolgt erſt 
in der Sitzung der Deputation zu Pfingſten künftigen Jahres. 

L. K. 


Die Literatur des Bürgerlichen Rechts. 
vi. 


An die Spitze der Monographien zum B. G. B. ſtellt fich 
„Der Allgemeine Theil des Bürgerl. Geſetzbuchs in 
ſeinem Einfluſſe auf die Fortentwicklung der Rechtswiſſenſchaft“, 
dargeſtellt von Dr. R. Leonhard, Prof. in Breslau, G. J. -R. 
(Nr. X der Sammlung „Das Recht des B. G. B. in Einzel⸗ 
darſtellungen“). Berlin 1900. J. Guttentag (Pr. 10 M.). 
Das Buch darf als eine Probe der Ausführung des Programms 


aufgefaßt werden, das die im letzten Bericht angezeigte Schrift 
des Verf., „das neue Geſetzbuch als Wendepunkt der Privat- 
rechtswiſſenſchaft“, entwickelt hat, und wie dieſes an Klarheit 
manches zu wünſchen ließ, ſo wird auch in dem Buche nicht 
wohl Jemand eine grundſtürzende Veränderung der bisherigen 
romaniſtiſchen Lehrbuchsweiſe finden. Indeß wird dem Verf. 
die Anerkennung nicht verſagt bleiben, daß er mit gutem Erfolge 
im Einzelnen unternommen hat, zur Erläuterung des neuen 
Geſetzbuchs „tiefer zu greifen“ als auf ſeine Materialien, und 
ſeine Aufgabe geiſtvoller durchgeführt als in der Lehrbuchs⸗ 
literatur üblich iſt. Dieſe Vorzüge in Verbindung mit der 
ebenſo geſchmackoollen wie ſchlicht verſtändlichen Darſtellung 
geben dem Buche den Werth eines vortrefflichen Leitfadens zur 
Ueberſicht und Prüfung der Probleme des Allgemeinen Theils. 
Die überall beachtenswerthen Ergebniſſe gewähren durch die 
ausgiebigſte und überfichtlichſte Verarbeitung der wiſſenſchaft⸗ 
lichen „Materialien der Materialien“ und die Gediegenheit der 
Erörterungen befruchtende Anregung, auch wo fie nicht über- 
nommen werden können. Nachdrücklichſte Verwahrung iſt freilich 
einzulegen gegen den in der Vorrede ausgeſprochenen Satz, daß 
bie „freien Gedankenſchöpfungen“ der bisherigen Pandektenlehre, 
„inſoweit der Geſetzgeber den Stempel ſeiner Genehmigung 
darauf gedrückt hat“ zu „vollwerthigen Rechtsquellen“ geworden 
und „als Geſetzeswort heilig zu halten ſeien“. Dieſe Fetiſch⸗ 
anbetung des Geſetzeswortes wäre der Tod aller Wiſſenſchaft 
ſtatt ihrer „Fortentwickelung“, die der Verf. auf dem Titel 
verſpricht. Der Geſetzgeber kann nur Rechtsſäͤtze vorſchreiben, 
nicht Begriffe, ſo wenig wie das engliſche Parlament aus einer 
Frau einen Mann machen. Die Wiſſenſchaft hat aus den 
Rechtsſätzen die Begriffe zu entwickeln, die ihre Anwendung er⸗ 
leichtern ſollen; die „freien Gedankenſchöpfungen“ des allgemeinen 
Theils der bisherigen Pandektenlehre waren gerade für unſer 
Rechtsleben mehr oder minder fragwürdige Begriffe, die durch 
den „Stempel der Genehmigung“ des Geſetzgebers keinen höheren 
Werth erlangen konnten, auch wenn ſie in ſcheinbare Rechtsſätze 
gekleidet find. Dieſe Abſtraktionen von Abſtraktionen, die ſich im 
„allgemeinen Theile“ des Geſetzbuchs drängen, werden vor einer 
ernſthaften Wiſſenſchaft die Probe an den wirklichen Rechtsſätzen 
der übrigen Theile zu beſtehen haben, aus ihnen erläutert werden 
müſſen, ſtatt ihre Anwendung zu verzerren. — Der miß⸗ 
verſtandene Eifer für das Geſetzeswort hindert übrigens den 
Verfaſſer nicht, in ſeine Bearbeitung des „allgemeinen Theils“ 
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eine Lehre hineinzutragen, von der dieſer nichts weiß — die 
Theorie des „Gewohnheits rechts“. Freilich tritt auch hier der 
Verf. ungleich vorfichtiger und nüchterner auf als die Lehr⸗ 
bücher, aber nur um jo offener tritt die Haltlofigkeit dieſer 
Theorie auf dem Boden des neuen Geſetzbuchs auf. Von den 
beiden Fällen der Entſtehung des Gewohnheits rechts, die der 
Verf. unterſcheidet, fällt die der „Genehmigung durch ein Geſetz 
im Voraus“ fort, da eine ſolche im B. G. B. nicht zu finden 
iſt — die Verkehrsfitte faßt der Verf. ſelbſt zutreffend als 
Gewohnheit auf, die zur Auslegung von Rechtsgeſchäften ver⸗ 
werthet wird. Die Entſtehung eines Gewohnheitsrechts „außer⸗ 
halb jeder geſetzlichen Vorſchrift“ iſt mit einer Kodifikation, die 
das geſammte Privatrecht zu ordnen beſtimmt iſt, unverträglich. 
Der Verf. fieht wohl ein, daß es zur Geltung eines Rechts⸗ 
ſatzes der „Gewohnheit“ mit „einem häufig wiederkehrenden 
Verhalten der Betheiligten“ nicht gethan iſt; es gehört dazu 
nach ſeiner Meinung auch „ein Einfluß von Beweggründen, der 
die Träger der Staatsgewalt an den Schutz (7) dieſer Regel 
bindet“. Unter den „Trägern der Staatsgewalt“ können doch 
nur die Richter verſtanden werden; für den „Geſetzgeber“ giebt 
es keinen anderen Weg, eine „Regel“ zu „ſchützen“, als fie zum 
Geſetz zu erheben, und dann gilt ſie als ſolches, nicht als 
Gewohnheit. Für den Richter aber kann es keinen anderen 
„Beweggrund“ geben, eine „Regel zu ſchützen“, als das Geſetz 
oder wo ihm dieſes volle Freiheit läßt, das dem Geſetz als 
Ganzem, als Rechtszuſtand entſprechende Rechtsgefühl (ſogen. 
Rechtsanalogie). In „einem häufig wiederkehrenden Verhalten 
der Betheiligten“ darf und wird er einen Beweggrund, dieſe 
„Regel zu ſchützen“, d. h. fie als Rechtsſatz anzuwenden, nur 
inſoweit und deshalb finden, weil dieſes Verhalten dem Rechts- 
gefühl im vorbezeichneten Sinne gemäß iſt, wofür das Ver. 
halten an ſich nur eine die richterliche Entſcheidung in keiner Weiſe 
bindende Anzeige iſt; ſie würde genau ſo ausfallen können ohne 
Kenntniß dieſes Verhaltens und mit gleichem Rechtsgrunde. 
Aber der ſpätere Richter iſt an die gleiche Anwendung der 
Regel wiederum nicht gebunden, ſo lange ſie nicht in ſtändiger 
Rechtſprechung als bindender Rechtsſatz des Gerichtsrechts an⸗ 
erkannt iſt, das ſich immer wieder als das einzig mögliche 
„Gewohnheitsrecht“ ergiebt. Aus welchem erdenklichen Grunde 
der „Inhalt einer Gewohnheit“ als ſolcher „heilig“ zu halten 
wäre, ſagt der Verf. weislich nicht; und für den Satz: „ob 
eine Gewohnheit ein Geſetz fortzuräumen vermag, iſt eine reine 
Machtfrage“, ſpart er ſich ebenſo vorfihtig die Erläuterung, 
welches denn die Mächte ſein ſollen, zwiſchen denen dieſe Frage 
zu entſcheiden wäre. Auf der einen Seite ſteht die Macht des 
von der Staatsgewalt erlaſſenen und dem Richteramte zur 
Handhabung anvertrauten Geſetzes, das in alle Wege von dieſen 
heiliger zu halten iſt als eine beliebige „Gewohnheit“. Mag 
auf der anderen Seite ein noch ſo ſtarkes wirthſchaftliches oder 
geſellſchaftliches „Intereſſe“ ſtehen, jo wird es immer neben den 
„Starken“, die ein Geſetz unbequem finden, andere, wenn auch 
ſchwächere geben, die ſich unter ſeinem Schutze wohl fühlen; 
und es müßte wunderbar zugehen, wenn nicht einer von dieſen 
gegen die beliebte „Gewohnheit“ die Rechtsfrage bei dem Richter 
anhängig machte, ehe er nach der verwegenften Gewohnheits⸗ 
rechtstheorie zur Bildung eines Gewohnheits rech ts ſatzes 
gekommen wäre. Der erſte Richter, der ſich verſucht fühlen 
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könnte, einem Rechtsſatz des B. G. B. wegen eines entgegen. 
ſtehenden Gewohnheitsrechts die Anwendung zu verſagen, wird 
nach Gründen für dieſes Unterfangen bei dem Verf. ſo vergeblich 
ſuchen wie bei ſeinen „Fachgenoſſen“. 

Daß die Gewohnheitsrechtsthesrie auf den Boden del 
B. G. B. nur durch einen Denkfehler verſchleppt wird, offenbart 
fich am ſchlagendſten, wo fie auf ihren kürzeſten Ausdruck 
gebracht wird. Den Dienſt leiſtet für dieſen wie für manchen 
anderen fragwürdigen Begriff der herrſchenden Lehre die in ihret 
Art vorzügliche Schrift „Das Recht des B. G. B., All. 
gemeiner Theil“ von E. Zitelmann, Leipzig 1900, 
Duncker u. Humblot (Pr. M. 4,20). Aus „den Bedürfniſſen 
bei den eigenen Vorträgen“ des Verf. „herausgewachſen“, fol 
es „auch anderen Vortragenden nützlich“ aber „bejonders ein 
brauchbarer Wegweiſer für den fein, der ſich ſelbſtſtändig 
denkend in das neue Recht einarbeiten will“. In der That 
bewährt ſich der Verf. als Meiſter in der haarſcharfen logiſchn 
Zergliederung eines gegebenen Rechtsſtoffes, bei welcher bie 
Selbſtanforderung der „ftreng ſyſtematiſchen Gliederung“ alkı- 
dings nothwendige Vorausſetzung iſt. Der Verf. hat indeß 
ihre Durchführung auf die „Syſtematik innerhalb der einzelnen 
Lehren beſchränkt“, für die Stellung dieſer zu einander aber 
„die gewohnte Syſtemform“ im Weſentlichen beibehalten, „um 
die Zwecke nicht zu gefährden, denen das Buch gerade jetzt dienen 
ſoll“. Das führt aber dazu, daß an der Spitze der einzelnen 
Lehren „Leitſätze“ erſcheinen, die, weil ſie außerhalb eines höheren 
„ſyſtematiſchen“ Zuſammenhanges auftreten, nur zu leicht der Ver⸗ 
ſuchung verfallen, als „Heiſcheſätze“ ſich jeder weiteren Begründung 
überhoben zu achten. So wird die „Lehre“ von der „Gewohnheit 
(S. 17) mit dem Leitſatz eröffnet: „Geſetzgebung und Gewohnheit 
ſtehen fich als Rechtsquellen (nach S. 15 u. Rechtsentſtehungz⸗ 
urſache) völlig gleich. Da dieſer „Leitſatz“ beſagt, daß unter 
irgend welchen Umſtänden der Richter eine Gewohnhett völlig 
gleich einem Geſetze anzuwenden hat, fo iſt er ſelbſt ein Rechttſatz 
und müßte, wollten wir auch den Cirkel in Kauf nehmen, auf 
Geſetz oder Gewohnheit beruhen. Der Beweis, daß vor den 
1. Januar 1901 ein allgemeines deutſches Gewohnheitsrecht 
beſtanden, welches den Richter ermächtigt oder gar verpflichte 
hätte, in Ergänzung oder gar an Stelle des Geſetzes Gewohrhel 
anzuwenden, tft nirgend verſucht und würde nicht zu führen 
fein. Als Geſetz für alle Gebiete, die es zu ordnen beſtimmt 
iſt, gilt heute in Deutſchland ausſchließlich das B. G. B.; 4 
iſt an die Stelle aller bis dahin in Deutſchland für dit 
Gebiete geltenden Rechtsnormen getreten, alſo auch alles bis dahin 
geltenden Gewohnheitsrechts, es würde demnach wie alles andere 
Gewohnheitsrecht, jo auch jenen allgemeinen Rechtssatz beiettigt 
haben, wenn er gegolten hätte Für die Bildung neren 
Gewohnheitsrechts innerhalb oder gar entgegen feinen 85 
ſtimmungen gewährt das B. G. B. keinen Raum. Das Geſch 
buch ſagt davon kein Wort und es würde, wie oben dargelegt 
mit der Aufgabe des Richters, nach dieſem Recht zu ſprehen, 
unvereinbar ſein. Daß die Beftimmung des 5 1 im ersten 
Entwurf geſtrichen iſt, erklärt ſich genügend darauz, daß Mt 
völlig überflüffig war. Die gegentheilige Folgerung des Be) 
läuft nur darauf hinaus, daß ein Rechtsſatz pofitive Geltung 
haben könne, ohne pofttiv begründet zu fein, iſt alſo ein offer! 
Rückfall ins Naturrecht. N 
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Die gemeiurechtliche „Lehre“ von der „Gewohnheit“ 
gründete ſich auf pofitive Sätze des „recipirten“ roͤmiſchen 
Rechts, deren fragwürdige Geltung mit dem B. G. B. aufgehört 
hat. Der Denkfehler, in die Geltung des B. G. B. eine „Lehre“ 
hinüberzuführen, die auf nicht mehr geltende Rechtsſätze be⸗ 
gründet war, entſpringt am letzten Ende aus der Anmaßung 
der gemeinrechtlichen Theorie, eine allgemeine Rechtslehre zu ⸗ 
gleich mit pofitiver Geltung zu fein. Nur weil es eine Lebens ⸗ 
frage für die gedeihliche Geſtaltung des deutſchen Rechts lebens 
unter dem B. G. B. iſt, dieſe Anmaßung von erſter Stunde ab- 
zuwehren, iſt den vorſtehenden Ausführungen ſo viel Raum ge⸗ 
geben. Es iſt damit ſchon unausweichlich das Urtheil beſtimmt 
über die Schrift „Reviſion der gemeinrechtlichen Lehre 
vom Gewohnheitsrecht“ unter Berückfichtigung des „neuen 
Deutſch. Reichsrechts“ von Dr. A. Sturm, Rechtsanw. u. Notar 
in Naumburg. Leipzig 1900. Duncker ꝛc. Humblot. So gern 
wir dieſem Werke nicht weniger Vorzüge nachrühmen als Roland 
ſeiner Stute — vor allem iſt ſie aus vielſeitiger Bildung und 
gründlicher Beleſenheit in der verſchiedenſten Richtung, aus dem 
edelſten Streben, durch wiſſenſchaftliche Geiſtesthätigkeit über 
die Enge des praktiſchen Berufslebens zu erheben hervorgegangen, 
mit Geiſt und Scharffinn in reiner und klarer Sprache aus⸗ 
geführt und im Einzelnen vielfach anregend und belehrend — 
ſo wenig läßt ſich damit der eine Mangel verdecken, daß, wie jenes 
edle Thier, ihr Gegenſtand todt und ſie damit für die Rechts⸗ 
anwendung unbrauchbar iſt. Die „gemeinrechtliche Lehre vom 
Gewohnheitsrecht“ gehört der Geſchichte an, die ihr voraus⸗ 
fichtlich in einem beſcheidenen Winkel eine Stelle laſſen wird, 
wenn erſt das Geſchlecht der Gelehrten ausgeſtorben iſt, die 
ihr „aus Gewohnheit“ noch rechtliche Geltung zuſchreiben. Es 
lohnt darum die Unterſuchung nicht, ob das innere Siechthum, 
das ihr auch vor dem 1. Januar 1900 anhaftete, durch die 
„Revifion“ des Verf. hätte aufgefriſcht werden können. Zum 
„Abſchluß vieljähriger Vorarbeiten“ erſt zu kommen, nachdem fie 
veraltet find, hat etwas von tragiſchem Geſchick, das nur inſo⸗ 
weit nicht ganz unverſchuldet iſt, als der Verf., in jener 
Romantik befangen, aus der O. Bülow die Lehre vom Ge⸗ 
wohnheitsrecht ableitet, und die es liebt, unter den ſchatten⸗ 
haften Bildern ihres Ahnens und Sehnens die klaren Gedanken 
verſchwimmen zu laſſen, die Witterung für die Zeichen der Zeit 
verloren hat, die für ernfthafte Kämpfe eines herzhaften Rechtes 
bedarf, das nicht unter der Hand Börfenufancen als Rechts ⸗ 
quelle ſich unterſchieben läßt. Wir greifen nur einen Satz 
heraus (S. 1377): „Ich bin nicht der Anſicht, daß die Lehre 
von den Quellen im öffentlichen Rechte fußt, ſondern meine, 
daß ſie alle Rechte, insbeſondere auch das öffentliche Recht ſelbſt, 
ſtützt.“ Der Verf. fühlt nicht, daß ihm hier zwei verſchiedene 
Begriffe zuſammenfließen, die „ideale“ Stütze im Gedanken 
und fittliden Gefühl der Menſchen, deren auch das poſitive 
Recht bedarf, und der poſitive Grund für die Geltung beſtimmter 
Rechtsſätze innerhalb des geſchichtlichen Staates, der nur im 
Öffentlichen Recht gefunden werden kann, weil fie die Staats⸗ 
gewalt im Richteramte binden ſollen. Hiernach wird das Motto 
des Verf.: „durch die hiſtoriſche Schule hindurch, über die 
hiſtoriſche Schule hinaus“ der Ergänzung bedürfen „in die 
wahrhaft geſchichtliche Rechtsanſchauung hinein“, denn keine 
„Auſicht“ iſt wahrhaft geſchichtlich, die es unternimmt, das 
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pofitive, d. h. geſchichtliche Recht eines beſtimmten Staates zu 
beſtimmter Zeit zu irgend welchem Theile unabhängig von der 
Staatsgewalt zu begründen — und inſoweit war, wie in vielem 
anderen auch die hiſtoriſche Rechtsſchule in Wahrheit ungeſchichtlich. 
Vollends die heutige Staatsgewalt kann ſich ein Recht, das fie 


handhaben fol, nicht aus dem „unorganifirten Volke“ heraus, 


wie Bülow es treffend nannte, aufdrängen laſſen. 

Mit etwas mehr Grund als das Gewohnheitsrecht wird 
ein anderes nicht weniger fragwürdiges Erbſtück der gemein ⸗ 
rechtlichen Theorie in die neue Lehre des deutſchen bürgerlichen 
Rechts hinabgeſchleppt, das in zwei uns vorliegenden Schriften 
mit ſehr verſchiedener Abficht behandelt wird: „Rechts ſubjekt 
und Nutzbefugniß“, mit kritiſchen Bem. zur Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Begriffs „Juriſtiſche Perſon“ von Dr. M. Schwabe. 
Baſel 1901, B. Schwabe (Pr. 1 M. 60 Pf.) und „Die 
Juriſtiſchen Perſonen nach deutſchem Reichs recht“ von 
Chr. Meurer, Prof. d. R. in Würzburg. Stuttgart 1901, 
Ferd. Enke (Pr. M. 11). Das B. G. B. ſtellt den Ausdruck 
„Jur. Perſ.“ nur in die Ueberſchrift des 2. Tit. im 1. Abſch. 
d. A. Th. Der Begriff wird in 88 21 und 43 in Bezug auf 
Vereine mit dem Worte „Rechtsfaͤhigkeit“ bezeichnet. § 80 
ſpricht von „einer rechtsfähigen Stiftung“, die Ueberſchrift des 
8 89 von „Juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts“, endlich 
Abſ. 2 des Paragraphen von „Körperſchaften, Stiftungen und 
Anftalten des öff. R.“ Der Verf. der erſten Schrift fragt in 
der Vorrede treffend: „Wenn ſich Gebilde, die ins Vermögens⸗ 
recht gehören, im Perſonenrechte vorfinden, muß dann dieſes 
nicht fehlerbaft konſtruirt ſein?“ und greift von geſchichtlicher 
und dogmatiſcher Seite den Begriff der Jur. Perſ. an, enthält 
ſich aber „abfichtlich“ (S. 64) zu fagen, was an die Stelle 
dieſes Begriffs geſetzt werden ſollte. Die zweite Schrift be⸗ 
handelt die „Lehre“ unbefangen „dogmatiſch“ und läßt den 
Konſtruktionsfehler nur darin arglos heraustreten, daß er die 
beiden gemeinrechtlichen Arten der Jur. Perſ., Korporation und 
Stiftung oder Anftalt im B. G. B. wiederfindet, obwohl ein 
„Verein“ eine Verbindung natürlicher Perſonen, eine Korporation 
nach der Auffafiung des gemeinen Rechts eine über ihren Mit- 
gliedern oder vielmehr Angehörigen ſchwebende „Perjönlichkeit“, 
d. h. in der That eine fingirte Perſon iſt, wie für die Stiftung 
oder Anſtalt die „Perſon“ fingirt wird. Zu der Zuſammenwerfung 
von Verein und Korporation giebt der angeführte Sprachgebrauch 
des B. G. B. kaum ein ſcheinbares Recht; aber wenn das 
Weſen der „Juriſtiſchen Perſon“ in der That nur in der Rechts. 
fahigkeit beſteht, die drei fo verſchiedene Dinge wie Verein, 
Korporation und Stiftung in gleicher Weiſe wie den natür⸗ 
lichen Perſonen, freilich nur im Vermögensrecht beigelegt wird, 
fo hätte der „Geſetzgeber“ mit etwas beſſeren Erkenntnißquellen 
für Rechtsbegriffe ſich ſagen müſſen, daß die „Organiſation“ 
feiner „Juriſtiſchen Perſonen“ nur Vorausſetzung ihrer Rechts⸗ 
fähigkeit, alſo eine äußerliche Anknüpfung für die An⸗ 
wendung dieſes Begriffs, für ſeinen Inhalt aber gleichgültig 
ift, und feine Vereine nicht Korporationen im Sinne des ge 
meinen Rechts find, ſondern in das Geſellſchaftsrecht gehören, 
als eine äußerſt verwäfſerte Geſtalt der deutſchen Genofſenſchaft. 
Freilich geht auch dieſe nicht in den roͤmiſchen Geſellſchaftsbegriff 
auf, das aber hat ſie mit den Handelsgeſellſchaften gemein. 
Der ganze Spuk, der mit der Jur. Perſ. in der gemein rechtlichen 
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Lehre getrieben iſt, rührt daher, daß man die vollig disparaten 
Begriffe einer über den Kreis der natürlichen Einzelperſonen 
erweiterten Rechtsfähigkeit und der roͤmiſchen Korporation 
bloß darum zuſammengeworfen hat, weil das roͤmiſche Recht 
nur ſeinen Korporationen (corpora), die ausſchließlich dem 
öffentlichen Rechte angehörten, aber keiner privatrechtlichen Ge⸗ 
ſellſchaft zugeſtand personae vice fungi. Dieſe Schranke aber 
hat unſer Handelsrecht längſt durchbrochen, indem es nicht nur 
der Aktiengeſellſchaft, die alles eher iſt als eine röͤmiſche Kor- 
poration, nicht einmal eine wahre deutſche Genoſſenſchaft, ſondern 
auch der offenen Handelsgeſellſchaft eine ſelbſtſtändige von dem 
Rechtskreiſe ihrer einzelnen Mitglieder unterſchiedene Rechtsfähigkeit 
zuerkannt hat. Bedeutet nun nach dem angeführten Sprach⸗ 
gebrauch des B. G. B. „Juriſtiſche Perſon“ nichts anderes wie 
Rechtsfähigkeit, jo wird man der offenen Handelsgeſellſchaft 
nicht ferner, wie bisher, um einer Wortſchrulle wegen geſchehen 
iſt, die „juriſtiſche Perſönlichkeit“ in dieſem Sinne abſprechen 
können — es iſt dann auch nicht mehr nöthig, den Begriff der 
Korporation zu verzerren, um die Aktiengeſellſchaft einzuſchließen, 
bloß damit ihr die „juriſtiſche Perſönlichkeit“ gerettet werde. — 
Uebrigens iſt das Buch von Meurer ein wohl durchgearbeitetes, 
einen Gegenſtand erſchöpfende und darum auch praktiſch wohl 
brauchbare Monographie. 

Schriften, die ſich mit den Rechtsverhältniſſen der „Vereine“ 
beſchäftigen, gehören nach Vorſtehendem nicht zum Allg. Th., 
ſondern zum Geſellſchaftsrecht des B. G. B. Aber die Perſonen 
als ſolche, ob natürliche oder „juriſtiſche“, betrifft die Schrift 
„Das Namenrecht nach dem B. G. B.“ von Dr. R. Süpfle, 
Rechtsanw. in Karlsruhe — Karlsruhe 1899, W. Jahraus 
(Pr. 1 M.). Nach einleitenden Bemerkungen, insbeſondere auch 
über die nicht ganz klar geſtellte Frage, „ob es ein Recht am 
Namen giebt, berichtet der Verf. über die Vorarbeiten zu § 12 
d. B. G. B. (S. 16 — 21), erläutert dieſe ſelbſt (S. 21—27) 
und ſtellt die beſonderen Vorſchriften über Vor⸗ und Familien⸗ 
namen zuſammen (S. 27—37). Daran reihen ſich Ausführungen 
über Namensänderung, Adels⸗ und Wappenrecht, Firmenrecht 
und über die ortlichen und zeitigen Fragen der einſchlagenden 
Geſetze. Das leicht und fließend geſchriebene Büchlein iſt be⸗ 
ſtimmt und wohl geeignet, raſcher und leichter über ſeinen 
Gegenſtand Aufſchluß zu geben als die umfaſſenderen Dar- 
ſtellungen des B. G. B. 


Leipzig. Kl. 


Der Kernpunkt der Börſenreform. 
Von Geheimem Juſtizrath Dr. Fels in Leipzig. 


Die Ausführungen des Herrn Juſtizrath Dr. Staub 
über die obige Frage (genauer: der Kernpunkt der Reform des 
Börſengeſetzes) in Nr. 20 der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung vom 


15. Oktober 1901 erſcheinen in mehrfacher Hinficht bedenklich; 


fie bezielen eine weſentliche Aenderung des Boͤrſengeſetzes vom 
23. Juni 1896 in einem Punkte, an dem gar nicht gerüttelt 
werden darf. Es iſt zu beſorgen, daß der in Berathung 
befindliche Entwurf betreffend die Revifion des Börſengeſetzes 
von den Staub'ſchen Ausführungen beeinflußt werde; ſie be⸗ 
dürfen daher einer Widerlegung. Die Juriſten⸗Zeitung hat 
noch keine Widerlegung gebracht; ich habe daher den nach⸗ 
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ſtehenden Aufſatz zunächſt an die Redaktion der Juriſten⸗Zeitung 
geſandt; dieſe hat aber die Aufnahme zur Zeit und bis zur 
Veroffentlichung der Reformvorlage abgelehnt. 

Während die überwiegende Mehrheit des Volkes mit den 
Börſengeſetze zufrieden geweſen iſt, hat eine kleine, aber ein. 
flußreiche und rührige Partei es von Anfang an bekämpft und 
verſucht, theils durch Trotz, theils mit Hülfe juriſtiſchen 
Scharffinnes, hauptſächlich auf dem Buchſtaben des Geſetzes 
fußend, es lahm zu legen. Das iſt bis jetzt mißlungen, Dank 
den Hütern des Rechtes, dem preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichte und dem Reichsgerichte. Nachdem nun aber der Reicht. 
kanzler im Sommer 1901 den Boörſenausſchuß über die Reform. 
bedürftigkeit des Geſetzes gutachtlich ſich hat äußern laſſen, und 
dann auf Grund der Beſchlüſſe des Boͤrſenausſchuſſes unter 
dem Vorſitze des preußiſchen Handelsminiſters am 18. und 
19. September Beſprechungen mit Vertrauens männern, über 
wiegend den Börſen⸗ und Handelskreiſen angehörig, ſtatt⸗ 
gefunden haben, erſcheint es müßig, die Frage zu eroͤrlern, ob 
es nicht beſſer geweſen wäre, vor dem Eintritt in die Reform 
frage weitere Erfahrungen abzuwarten. Der Strom iſt nicht 
mehr zu hemmen; es iſt nur Sorge zu tragen, daß er nicht 
über ſeine Ufer tritt. 

Von dem im Börſenausſchuſſe und bei den Beſprechungen 
gemachten Reformvorſchlägen halte ich einige für unbedenllich, 
andere aber für ſehr bedenklich, insbeſondere den von Staub 
bei den Beſprechungen vom 18. und 19. September geſtellten 
Antrag, dahin: | 

Eine aus den 88 50 und 66 des Boͤrſengeſetzes oder 
aus 5 764 des B. G. B. hergeleitete Unwirkſamkeit er 
ſtreckt fich nicht auf die vor oder nach Abwickelung de 
Geſchäfts zu ſeiner Sicherung oder Erfüllung bewirkten 
Leiſtungen. 

Es iſt derſelbe Antrag, den er in Nr. 20 der Juriſte⸗ 
Zeitung als den Kernpunkt der Böͤrſenreform bezeichnet. 36 
möchte lieber ſagen: es iſt einer der Kernpunkte. bent 
wichtig iſt ein von anderer Seite geſtellter Antrag, gerichtet uf 
Erklärung der Rechtswirkſamkeit von Anerkenntniſſen ungültige 
Börfentermingefchäfte, und zwar eines ſtillſchweigenden An 
kenntniſſes ſchon dadurch, daß der Kunde des Bankiers ſecht 
Monate verſtreichen läßt, ohne die Ungültigkeit des Gesch 
gegenüber dem Bankier geltend zu machen. Meines Grachten 
dürfte ein Anerkenntniß hoͤchſtens dann für wirkſam zu erllänn 
fein, wenn der Bankier beweiſt, daß es ganz freiwillig und vi 
dem Bewußtſein der Ungültigkeit des Geſchäfts abgegeben IH 
Indeß will ich gegenwärtig dieſe und andere Bedenken nifl 
weiter ausführen, vielmehr mich auf den von Staub be 
zeichneten Kernpunkt beſchränken. 

Vollkommen theile ich feine Anſicht inſofern, als, wenn 
ſein Antrag Geſetzeskraft erlangt, die anderen Fragen für dt 
Reformfreunde geringere Bedeutung haben. Ich gehe aber no 
weiter. Wenn jener Antrag durchgeſetzt wird, dann find die 
Bankiers hinſichtlich der Differenzgeſchäfte praktisch beſſe gell 
als fie es vor dem Börſengeſetze waren. Denn erſten! 
durch das Börſengeſetz die früher nicht klagbaren Diff 
geschäfte da, wo der Megiſtereinwand nicht erhoben weis 
kann, rechtswirkſam geworden. Dies ſcheint zwar auf den ef 
Blick nur geringe praktiſche Bedeutung zu haben, weil G 


. 
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in das Börſenregiſter nicht in nennenswerthem Umfange erfolgt 
find. Allein wenn die Gegner des Börſengeſetzes aufhören, das 
Regiſter zu diskreditiren, werden in Zukunft Einträge in größerem 
Umfange erfolgen. Zweitens aber iſt daran zu erinnern, daß 
nach allen in Deutſchland in Geltung geweſenen Rechten, dem 
gemeinen, preußiſchen, franzöfiſch⸗rheiniſchen Rechte (alſo abge 
ſehen von dem im franzöfifchen Geſetze vom 28. März 1885 
aufgeſtellten beſchränkten Begriffe des reinen Differenzgeſchäfts) 
Anſprüche aus Spiel- bezw. Differenzgeſchäften nur inſoweit 
wirkſam waren, als eine geleiſtete Zahlung oder was der Zahlung 
gleich zu achten, nicht zurückgefordert werden konnte, während 
beftellte Sicherheiten, gleichviel ob Pfand, Hypothek oder 
Bürgſchaft ungültig waren. Angeſichts dieſer unbeſtreitbaren 
Thatſache iſt es wohl reichlich gewagt, wenn Herr Dr. Staub 
ſagt: Es ſei „faſt unſchicklich für einen Geſetzgeber, den Kunden, 
der beim Fehlſchlagen ſeiner Spekulation in der Rolle des An⸗ 
greifers, was ‚über die Hutſchnur gehe', die beſtellten Sicher⸗ 
heiten zurückfordere, rechtlich zu ſchützen.“ In der That erſtreben 
die Reformfreunde, indem fie eine Abänderung des kaum in 
Kraft getretenen 8 764 des B. G. B. verlangen, ein Ausnahme⸗ 
geſetz für das Boͤrſenſpiel. Um dieſe Singularität zu ver⸗ 
meiden, müßte auch für das gewöhnliche Spiel und die Wette, 
für ſtaatlich nicht genehmigte Lotterie- und Ausſpielverträge 
(88 762. 763 des B. G. B.) die gleiche, in der deutſchen Rechts⸗ 
geſchichte unerhörte Vorſchrift getroffen werden. Einer Richtig · 
ſtellung bedarf die dei der September ⸗Beſprechung zur Unter ⸗ 
ſtützung jenes Antrages von unbekannter Seite gemachte Aus- 
führung: „Die Stellung von Depots als Sicherheit für etwaige 
Verbindlichkeiten werde in allen anderen Ländern (2) für unan- 
fechtbar gehalten und auch der Oberſte Gerichtshof in Wien, 
der ſonſt der Börſe gegenüber eine ſehr ſtrenge Stellung ein- 
nehme, habe in einem Urtheile vom 2. Juli 1901 die Gültigkeit 
ausdrücklich geſtellter Sicherheiten in Börſentermingeſchäften 
anerkannt.“ Dieſes Urtheil betrifft die 88 1270 — 1272 des 
öͤfterreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuchs, welche beſtimmen, daß 
Wetten inſoweit rechtsverbindlich find, als der bedungene 
Preis nicht bloß verſprochen, ſondern wirklich entrichtet oder 
hinterlegt worden iſt, und daß Spiele als eine Art von 
Wetten anzuſehen find, daher die für Wetten feſtgeſetzten Rechte 
auch für Spiele gelten. Hierauf fußend, führt das gedachte 
Urtheil aus, daß auch Wertheffekten als „Preis“ im Sinne des 
Geſetzes, als Einſatz für die Wette, anzuſehen ſeien. Das äfter- 
reichiſche Geſetz verlangt alſo nicht, wie der § 579 I 11 des 
Preuß. Allg. Landrechts bei der Wette es vorſchreibt, daß der 
Einſatz gerichtlich oder bei einem Dritten hinterlegt werden 
müſſe, ſtimmt anſcheinend aber mit dem preußiſchen Rechte 
darin überein, daß beide wettenden Theile den Einſatz deponiren 
müſſen, und daß eine zur Sicherung eingetragene Hypothek als 
Depot nicht dienen kann. Nebenbei mag noch bemerkt werden, 
daß die 88 12 und 13 des öſterreichiſchen Börſengeſetzes vom 
1. April 1875 vorſchreiben: „Bei der Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten aus Börſengeſchäften, d. i. Geſchaͤften, die im öffent⸗ 
lichen Börſenlokale in der feſtgeſetzten Börſenzeit 
über ſolche Verkehrsgegenſtände geſchloſſen worden find, welche an 
der betreffenden Börſe gehandelt oder notirt werden 
dürfen, iſt die Einwendung unſtatthaft, daß dem Anſpruche 
ein als Wette oder Spiel zu beurtheilendes Differenzgeſchäft zu 
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Grunde liege.“ Schwerlich werden die Vertreter der Reform 
unferes Boͤrſengeſetzes ſich mit den Vorſchriften des öſterreichiſchen 
Rechtes abfinden laſſen; die Differenzgeichäfte, deren Wirkſamkeit 
erſtrebt wird, werden ja durchweg außerhalb der Boͤrſe zwiſchen 
dem Privatpublikum und dem Bankier geſchloſſen, worauf ich 
noch weiter unten zurückkommen werde. | | 
Zugeben will ich, daß der Ungültigkeitseinwand (Regiſter⸗ 
und Differenzeinwand) zwar nicht „ſtets“, aber doch in manchen 
Fällen einen „Stich ins Unmoraliſche“ hat. Allein iſt das 
nicht überall der Fall, wo das Geſetz eine Vertragsform, z. B. 
Schriftlichkeit, vorſchreibt? Ferner aber nicht auch bei der Ein⸗ 
rede der Verjährung? Das Geſetz zwingt den Schuldner nicht, 
auf Verjährung fich zu berufen, es geht aber davon aus, daß 
er es in manchen Fällen, z. B. wenn die Rechtslage verdunkelt, 
die Quittung verloren iſt, mit gutem Gewiſſen thun könne. 


So auch beim Regiſter⸗ und Differenzeinwand, wenn z. B. der 


Kunde zum Spiel vom Bankier oder einem Zutreiber verführt 
oder aus Unerfahrenheit, Leichtfinn dazu verlockt tft. Jedenfalls 
ſteht es dem Bankier, auch wenn er ſeinen nicht dem berufs- 
mäßigen Kreiſe der Boͤrſenhändler angehörigen Kunden zur 
Spekulation nicht verführt hat, nicht wohl an, die Miene 
moraliſcher Entrüſtung aufzuſtecken; denn er ſelbſt hat dem 
Publikum doch die Gelegenheit zu dem unfittlichen Börſenſpiel 
geboten. Daß ſchon dieſes allein nicht anſtändig ift, wird jeder 
auf Ehre haltende Bankier dadurch bekennen, daß er den Bor- 
halt, er laſſe ſich auf reine Differenzgeſchäfte mit Privatleuten 
ein, als eine Beleidigung zurückweiſen wird. Wenn er trotzdem 
und zwar, wie ich zugeben will, in gutem Glauben ſolche macht, 
ſo beruht das weſentlich darauf, daß er, entgegen der un⸗ 
gekünftelten Meinung im Volke, ſich einen beſonderen Begriff 
des fog. reinen Differenzgeſchäfts konſtruirt hat und die Be⸗ 
theiligung des großen Publikums an der Börſenſpekulation 
ſogar für volkswirthſchaftlich empfehlenswerth hält. Nach alle · 
dem erſcheint es mir nur gerechtfertigt, den Regiſtereinwand der 
Einrede der Verjährung inſoweit gleich zu behandeln, daß er 
nicht, wie es nach dem geltenden Rechte der Fall iſt, im Prozeſſe 
vom Richter ſupplirt werden darf. 

Durchaus fehl geht die Ausführung Staub's, daß „ſelbſt 
der Standpunkt deſſen, der die Gefahren der Spekulation ſeitens 
des Privatpublikums vollauf würdigt, nicht dazu führe, dem 
Spekulanten das Rückforderungsrecht der dem Bankier geleiſteten 
Sicherheiten zu gewähren; denn jene Gefahren beſtänden regel⸗ 
mäßig und im Weſentlichen nur im Spekultren auf Kredit; 
wer aber aus feinem Vermögen eine Summe Geldes aus⸗ 
geſondert und dem Bankier als Sicherheit hingegeben habe, der 
habe damit zu erkennen gegeben, daß er dieſe Summe in ſeinen 
ſonſtigen wirthſchaftlichen Verhältniſſen entbehren und ver⸗ 
ſchmerzen könne“. Das trifft ja nicht zu; denn es handelt ſich 
bei ſeinem als Kernpunkt der Börſenreform formulirten Antrage 
ja um die zur Sicherung des Bankiers bewirkten Leiſtungen 
aller Art, alſo auch um Depots von Werthpapieren und ſonſtigen 
Werthgegenſtänden, ſowle um Eintragung von Hypotheken. Es 
wird Niemand behaupten wollen, daß der kleine Rentier, der 
ſeine Werthpapiere beim Bankier deponirt hat, in der Hoffnung, 
fie nach einigen Monaten zurückzuerhalten, zuzüglich eines 
Spekulationsgewinns, deſſen Zinſen ihm ein reichlicheres Ein⸗ 
kommen verſchaffen, damit bewieſen habe, daß er ſeine Werth⸗ 
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papiere entbehren könne. Und nun erft die große wirthſchaft⸗ 
liche Gefahr bei der Sicherheitshypothek! Wird, wie ſo oft, 
die Subhaſtation in das Grundſtück eilig betrieben, ſo wird es 
meiſtens weit unter dem Werthe einem Aufkäufer zugeſchlagen, 
und der Ruin des Eigenthümers iſt unabwendbar. 

Den volkswirthſchaftlichen Werth „einer ſtarken Börfe, und 
zwar einer wirklich ſtarken Borſe“, deren Vorausſetzung aber 
ſei, daß „das Privatpublikum mit ſeiner wahren Finanzkraft 
ſich betheiligt“, will ich nicht beſtreiten, obgleich ich an eine 
patriotiſche, weſentlich auf Beförderung des gemeinen Wohls 
gerichtete Tendenz des Großkapitals nicht glaube. Allein 
unzutreffend iſt die Annahme oder Unterſtellung Staub's, 
daß bei den landläufigen Differenzgeſchäften eine Betheiligung 
des Privatpublikums an den Börſengeſchäften ſtattfinde. 
Sie vollziehen ſich durchweg in der Weiſe, daß einem Bankier 
der Kommiſſionsauftrag ertheilt wird, Waaren oder Werth⸗ 
papiere in erheblichem Betrage, bis zu 100 000 Mark und 
darüber, auf Ultimo zu kaufen oder zu verkaufen. Der Bankier 
tritt als Selbſtkontrahent ein und berechnet dem Kunden, außer 
ſonſtigen Speſen, hohe Provifion und Courtage gemäß 5 73 
des Börſengeſetzes, ohne zur Ausführung des Auftrags oder zu 
feiner Deckung an der Boͤrſe ein entſprechendes Geſchäft abzu⸗ 
ſchließen; er rechnet ja darauf, daß am Ultimo das Geſchäft 
entweder prolongirt oder aber durch Begleichung der Differenz 
abgewickelt wird; in jedem dieſer Fälle wird der Kunde wiederum 
mit Proviſion und Courtage belaftet, ohne daß ein entſprechendes 
Geſchäft an der Börſe abgeſchloſſen zu werden braucht. Hieraus 
erhellt, daß jene Anpreiſung „einer ſtarken Boͤrſe“ darauf 
hinausläuft: es ſei volkswirthſchaftlich von großem Werthe, 
wenn zahlloſe Perſonen des Mittelſtandes in der Provinz, kleine 
Kapitaliſten, Landwirthe, Handwerker, Kleinkaufleute, die Er⸗ 
ſparniſſe von Jahrzehnten mühſamer Arbeit auf dem Altare 
der Börſe opfern, um eine kleine Anzahl Bankiers zu bereichern 
und dem Ideale eines Millionärs in wenigen Monaten näher 
zu bringen. Aber kann denn nicht der Bankier ebenſo gut wie 
der Kunde bei dem Spiel verlieren? Die Freunde der Börſen⸗ 
reform nehmen das offenbar nicht an! Die Thatſache beruht 
auf der Erfahrung, daß die Verluſte des Privatpublikums 
überwiegen. 

Ich ſchließe mit dem Wunſche, daß es bei der Mevifion 
des Boͤrſengeſetzes nicht verſäumt werden möge, das Geſetz im 
Sinne der ſo viel angegriffenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
zu deklariren, damit das Anſehen des Reichsgerichts nicht unter 
weiteren Angriffen zu leiden habe. 


Gebühren für die Beurkundung von Verträgen. 
Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz § 41. 
Von Geheimen Kanzleiraih Pfafferoth (Berlin). 


In Notariatskreiſen beſteht eine Meinungsverſchledenheit 
über die Anwendung des 5 41 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes, der gemäß § 5 der Gebührenordnung für Notare ja 
auch bei notariellen Beurkundungen gilt. Es hält nämlich, 
wenn die Vertragſchließenden mit einem fertigen Entwurfe behuft 
deſſen Anerkennung vor dem Notar erſcheinen, ein Theil der 
Notare den § 41 nur in denjenigen Fällen für anwendbar, in 
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welchen nicht zur Gültigkeit des Vertrags die Beurkundung 
durch Gericht oder Notar geſetzlich vorgeſchrieben iſt, während 
der andere Theil dem 5 41 allgemeine Wirkſamkeit zuſpricht. 

Der erwähnte 5 41 regelt die Vergütung für die Be 
urkundung der „Anerkennung des Inhalts einer ſchriftlich ab⸗ 
gefaßten Erklärung“ und verweift dabei auf den § 176 Abi. 2 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, welcher lautet: 


„Wird in der Erklärung auf eine Schrift Bezug 


genommen und dieſe dem Protokoll als Anlage bei⸗ 
gefügt, ſo bildet ſie einen Theil des Protokolls.“ 
es kann nun zunächſt bei dem Zuſammenhange der beiden 


aufgeführten Beftimmungen wohl nicht zweifelhaft ſein, daß der 


Ausdruck „ſchriftlich abgefaßte Erklärung“ im 9 41 nichtz 
anderes bedeuten fol, als was im 5 176 Frw. G. G. mit 
„Schrift“ gemeint iſt. Beftätigend bemerken die Motive (S. 198) 
zu dem neuen Gerichtskoſtengeſetz von 1899, durch den Hin⸗ 
weis auf die Vorſchrift des § 176 Abſ. 2 werde klargeſtellt, 
daß die in der Bezugnahme auf eine dem Protokoll als Theil 
deſſelben beizufügende Schrift beſtehende Form der Beurkundung 
als Anerkennung des Inhalts im Sinne des Koſtengeſetzes au- 
zuſehen iſt. Art und Inhalt einer ſolchen „Schrift“, ihre 
Form ſowie der Umſtand, ob ſie unterſchrieben iſt oder nicht, 
bleibt daher für die Frage des Gebührenanſatzes außer Betracht. 
Der im 5 41 G. K. G. gegebene Anwendungsfall des 9 146 
Abi. 2 Frw. G. G. kann ſomit — abgeſehen von Teſtamenten 
und Erbverträgen — bei jeder Art der Beurkundung einen 
Rechtsgeſchäfts eintreten, gleichviel ob geſetzlich eine notarielle 
Beurkundung vorgeſchrieben iſt oder nicht. § 41 kommt daher 
unterſchiedslos ſowohl bei Beurkundungen einſeitiger Er ⸗ 
klärungen (z. B. aus 88 518, 1516 B. G. G.), wie auch bei 
Beurkundungen zweiſeitiger Verträge (z. B. der s$ 311, 312, 
813 B. G. B.) zur Anwendung. 

Für die Frage, ob für die Vertragsbeurkundung das Zwe- 
fache der vollen Gebühr aus 8 35 (bezw. / aus 9 306) 
oder nur eine Gebühr bis / gemäß 8 41 G. K. G. an 
zufegen ſei, kommt es alſo lediglich darauf an, ob die Be ⸗ 
theiligten vor dem Notar ihre rechtsgeſchäftlichen Erklärungen 
mündlich abgegeben haben, ſo daß das notarielle Protokoll 
nur die Wiedergabe dieſer mündlichen Verlautbarungen ert⸗ 
haͤlt, oder ob die Erſchienenen bei ihren Erklärungen ſich 
darauf beſchränken, den Inhalt einer dem Notar überreichten 
Schrift (schriftlichen Erklärung) anzuerkennen, ohne daneben 
noch weitere, in das Protokoll aufzunehmende Erklärungen 
bezüglich des Inhalts der Schrift — abgeſehen von der unten 
erwähnten — oder ſonſtige rechtsgeſchäftliche Erklärungen ab- 
zugeben. In letzterem Falle kann alſo ſtets nur § 41 Abſ. 1 
Anwendung finden. Werden aber nach oder bei der Anerkennung 
noch irgend welche den Inhalt der überreichten Schrift ergänzende 
oder abändernde Erklärungen verlautbart, fo tritt die Gebühren. 
erhöhung das Abſatz 2 des § 41 ein, womit ein Ausgleich⸗ des 
Unterſchieds der Gebühren aus 85 35 und 41 geſchaffen iſt. 
Werden ſonſt noch anderweite, außerhalb der vorerwähnten Um⸗ 
grenzung liegende, den Vertrag betreffende Erklärungen ab. 
gegeben, jo iſt nur 5 35, nicht aber 8 41, anwendbar. 

Der Einwand, daß in den Fällen, in denen zur Gültig · 
keit eines Vertrags die notarielle oder gerichtliche Beurkundung 
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geſetzlich vorgeſchrieben iſt, der überreichte ſchriftliche Vertrag 
noch gar nicht eriftirt, vielmehr gerade erft durch die Be⸗ 
urkundung wirkſam werde und daß daher von der Anerkennung 
einer ſolchen Erklärung (hier „Schrift“) im Sinne des 541 
G. K. G. keine Rede fein könne, dürfte ſich durch die vorſtehenden 
Ausführungen ohne Weiteres widerlegen. Es kommt dabei 
noch Folgendes in Betracht: Erklärungen, welche in einem 
notariellen Protokolle beurkundet werden, ſteht die Ver⸗ 
muthung zur Seite, daß ſie auch vor dem Notare abgegeben 
worden find, und macht es dabei keinen Unterſchied, ob dies 
mündlich geſchehen iſt oder durch Ueberreichung und Anerkennung 
einer demnächſt mit dem Protokolle zu verbindenden Schrift 
(58 168, 175, 176 Frw. G. G.), ebenſo ob die Anerkennung 
der Schrift durch die Vertragsſchließenden gleichzeitig oder hinter⸗ 
einander in verſchiedenen Terminen geſchieht. Die notarielle 
Beurkundung eines Vertrags zeugt alſo in allen Fällen dafür, 
daß derſelbe zu Stande gekommen tft (B. G. B. 58 128, 152). 
Das wird ſogar für die Fälle gelten, wo der Vertrag nach der 
Ausdrucksweiſe des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor dem Notar 
oder Gericht abzuſchließen iſt (B. G. B. 88 1434, 1750 Abſ. 2, 
ſelbſt wenn hier vor dem Notar uur die Anerkennung einer 
überreichten, den Vertrag enthaltenden Schrift mit der Wirkung 
des 8 176 Abſ. 2 Frw. G. G. erfolgt. 


Zu § 25 Abſ. 1, 2 der R. A. O. 


Bezugnehmend auf die dankenswerthe Anregung des Herrn 
Kollegen Dr. Zieſe in Nr. 89/90, Seite 746, betreffend die 
Wahrnehmung von Terminen durch Referendare, erlaube ich 
mir, das Folgende zu bemerken: 

Es kommt bier einerſeits das Intereſſe des rechtſuchenden 
Publikums, andererſeits aber dasjenige der auszubildenden Refe · 
rendare und die wünſchenswerthe Entlaſtung der beſchäftigteren 
Rechtsanwälte in Betracht. 

I. Die rechtſuchende Partei ertheilt ihren Auftrag in den 
meiſten Fällen nicht einem Referendar oder einem Büreau⸗An⸗ 
geſtellten, ſondern dem Anwalt ſelbſt. Der Auftraggeber geht 
dabei von der Vorausſetzung aus, daß der Anwalt feine Sache, 
die gewöhnlich für ihn eine ſehr wichtige iſt, perſönlich vor 
Gericht vertreten werde. Deshalb hat er ſich auch gerade an 
dieſen Anwalt, der fein Vertrauen befitzt, gewandt. Vielfach 
fragt der Auftraggeber noch ausdrücklich, ob auch der Anwalt 
im Termine erſcheinen werde. Wenn man nun erwägt, daß 
der Anwalt beſſer über den Sachverhalt und die Abſicht ſeiner 
Partei unterrichtet iſt und größere Erfahrung befitzt, als ein 
Referendar, ſo kann man wohl verſtehen, daß der Partei daran 
gelegen ſein muß, daß der Anwalt ſelbſt den Termin wahrnimmt. 
Die Sache ſelbſt wird in Folge deſſen auch durch den Anwalt 
ſelbſt ohne Zweifel beſſer im Intereſſe der Partei behandelt und 
erledigt. 

II. Das Intereſſe der auszubildenden Referendare verlangt, 
daß dieſelben in ſelbſtändiger Bethätigung vor Gericht geübt 
werden. Dies geht aber ſchlecht an, wenn der Referendar hoͤchſtens 
einmal von ſeinem Anwalt mitgenommen wird, um denſelben ver⸗ 
handeln zu hören. Hierzu hat er ſchon in den verfloſſenen zwei 
Jahren Gelegenheit genug gehabt. Auch tft ſolche Art der Aus⸗ 
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bildung in den meiſten Fällen weder den Anwälten noch den 
Referendaren angenehm. Hinzu kommt ferner, daß die wenigſten 
Referendare Gelegenheit haben, als Generalſubſtituten zu fungiren, 
und daß auch zum Fungiren als Generalſubſtitut einige Bor. 
bereitung in allen Fächern der Anwaltsthätigkeit gehort. 

III. Endlich kommt auch noch die wünſchenswerthe Ent⸗ 
laſtung derjenigen Anwälte, welche Referendare auszubilden haben, 
in Betracht. Dieſer Punkt darf nicht überſehen werden, da nur 
ein Anwalt, welcher ziemlich beſchaftigt iſt, zur Ausbildung 
eines Referendars geeignet iſt. Das Intereſſe der Ausbildung 
verlangt, daß dem Referendar Gelegenheit gegeben wird, ſich in 
allen Zweigen der Anwaltspraxis zu bethätigen. Dieſes iſt aber 
nicht möglich, wenn es ſich um einen Anwalt handelt, welcher 
kaum für ſich ſelbſt genug zu thun hat, wie es leider nur zu 
viele giebt. Da nun mit der Ausbildung eines Referendars, 
wenn dieſelbe gewiſſenhaft betrieben wird, für den betreffenden 
Anwalt viele Arbeit verknüpft iſt, ſo iſt der Wunſch der An⸗ 
wälte, in anderer Weiſe durch die Referendare entlaſtet zu werden, 
gewiß erklärlich und berechtigt. 

IV. Ich würde deshalb folgenden Mittelweg vorſchlagen, 
welcher vielleicht allen Intereſſen am eheſten entſpricht. 

Man überlaſſe den Referendaren die ſelbſtändige Wahr⸗ 
nehmung des erſten Termins, falls nicht von vornherein voraus. 
zuſehen iſt, daß die Sache ſtreitig wird. Das geht um ſo eher, 
als die meiſten Sachen bekanntlich durch Verſäumniß⸗ oder 
Anerkenntniß - Urtheil im erften Termin erledigt werden. Auch 
ſolche Sachen, die bereits ſchriftlich vollſtändig vorbereitet find, 
ſodaß nur die Anträge geſtellt und die Schriftſätze verleſen zu 
werden brauchen, können wohl im erſten Termine den Referen⸗ 
daren überlaſſen werden. Dagegen müßten die Anwälte in den 
nächſten Terminen — insbeſondere, wenn widerſprechende Parteien 
perſönlich erſcheinen ſollen oder wenn es ſich um Beweisaufnahmen 
handelt, — ſelbſt erſcheinen, damit die Intereſſen der Parteien 
auch deren Abfichten entſprechend vertreten werden. 

Hamburg, im November 1901. 

Dr. Zoder, Rechtsanwalt. 


Das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers nach 
§ 559 B. G. B. erſtreckt ſich nur auf die von 
dem Miether eingebrachten Sachen, ſoweit ſie ihm 
gehören, nicht auch auf ſolche dritten Perſonen 
gehörige, in Gewahrſam des Miethers befindliche 
Sachen, von deuen der Vermiether in gutem 
Glauben annimmt, daß fie dem Miether gehören. 
Von Rechtsanwalt L. Bieringer (Metz). 

In Nr. 19 der Zeitſchrift „Das Recht“ befindet ſich unter 
den mitgetheilten gerichtlichen Entſcheidungen sub Nr. 2013 
eine motivirte Entſcheidung des Landgerichts Berlin I vom 
21. Juli 1901, in welcher der Grundſatz aufgeſtellt wird, daß 
ſich das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers auch auf die 
vom Miether eingebrachten, nur in feinem Gewahrſam befind- 
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Dieſe — wohl bis jetzt einzig daftehende — Entſcheidung 
gründet ſich auf die im erſten Entwurf nicht enthaltene Be⸗ 
ſtimmung des 8 1257 B. G. B., „wonach die für vertrags⸗ 
mäßige Pfandrechte geltenden Vorſchriften auch auf die geſetz⸗ 
lichen Pfandrechte entſprechende Anwendung finden“; für ver⸗ 
tragsmäßige Pfandrechte habe der Grundſatz „Hand wahrt 
Hand“ unzweifelhaft Geltung erlangt, denn die Vorſchrift des 
§ 1205, daß die Beſtellung durch die Eigenthümer erfolgen 
müſſe, ſei durch 8 1207 dahin erweitert, daß auch ein Nicht⸗ 
eigenthümer gültig verpfänden könne, wenn nur für die Ver⸗ 
pfändung die in den 88 932, 934, 935 B. G. B. — wonach 
der Pfändende den guten Glauben, daß die Sachen als Eigen⸗ 
thum pfändbar ſeien, gehabt haben muß — für den Erwerb 
des Eigenthums gegebenen Vorausetzungen zuträfen. Dieſer 
Entſcheidung kann nicht beigepflichtet werden. 

Es iſt allerdings richtig, daß der § 1257 B. G. B. erſt 
in der zweiten Leſung hinzugefügt wurde; da aber in den 
Protokollen der Kommiſſion für die zweite Leſung dieſer neu⸗ 
hinzugekommene Paragraph nicht des Näheren kommentirt iſt, 
muß zunächſt ſchon angenommen werden, daß durch denſelben 
eine von den in den Protokollen hinfichtlich des geſetzlichen 
Pfandrechtes des Vermiethers aufgeſtellten grundlegenden Be⸗ 
ſtimmungen abweichende Vorſchrift nicht hat aufgeſtellt werden 
ſollen. Ueber die Ausdehnung beziehentlich den Umfang des 
geſetzlichen Pfandrechtes des Vermiethers ſtimmen aber die 
Motive ſowie die Protokolle der zweiten Kommiſſion vollſtändig 
überein. In den Motiven iſt beſonders hervorgehoben, daß der 
im § 559 aufgenommene Zuſatz „des Miethers“ das Prinzip 
außer Zweifel ſtelle, daß einzig und allein die Sachen des 
Miethers dem Pfandrechte des Vermiethers unterworfen ſeien, 
daß namentlich die Sachen des Untermiethers, der Ebefrau und 
der Kinder des Miethers dem Hauptvermiether in keiner Weiſe 
haften, daß zwar einzelne Geſetze auch an den vom Miether 
eingebrachten Sachen dritter Perſonen dann ein Pfandrecht ge- 
währen, wenn der Vermiether zur Zeit der Einbringung der 
Sachen in gutem Glauben ſich befinde — in dieſem Sinne 
hatte ſich in Elſaß⸗Lothringen in den letzten Jahren eine kon⸗ 
ſtante Praxis in der Rechtſprechung herausgebildet (O. L. G. 
Colmar III. C. S. 23. 9. 1895; I. C. S. 19. 6. 1896), 
während noch kurze Zeit vor dieſen beiden letztgenannten Ent⸗ 
ſcheidungen einige Gerichte das Pfandrecht des Vermiethers 
lediglich auf die dem Miether gehörigen Sachen beſchränkten 
(L. G. Zabern 22. 6. 1891, O. L. G. Colmar II. C. S. 
31. 5. 1892, O. L. G. Colmar II. C. S. 5. 7. 1893), andere 
wieder dahin entſchieden, daß ſämmtliche von dem Miether ein- 
gebrachten Sachen in das Pfandrecht des Vermiethers ein⸗ 
begriffen ſeien (O. L. G. Colmar I. C. S. 11. 7. 1893, II. C. S. 
31. 1. 1895); daß aber ein Bedürfniß zu dieſer Ausdehnung 
des Grundſatzes „Hand wahre Hand“ nicht anzuerkennen ſei 
(Mot. II S. 405). 

In den Protokollen wird des Näheren ausgeführt, daß in 
Anlehnung an die Beſtimmungen der K. O. eine Ausdehnung 
des Pfandrechtes des Vermiethers auf Sachen Dritter nicht 
angezeigt ſei; daß auf die Analogie des Schutzes des guten 
Glaubens im rechtsgeſchäftlichen Verkehr kein entſcheidendes 
Gewicht zu legen, daß der Schutz des guten Glaubens kein 
allgemeines Rechteprinzip ſei, daß er vielmehr materiell einen 
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Eingriff in die Rechte Dritter enthalte, welcher nur dann ge⸗ 
rechtfertigt ſei, wenn die Rückſichten auf die Sicherheit bes 
Verkehrs einen ſolchen Eingriff erheiſchen. Es wird weiterhin 
geltend gemacht, daß der Entwurf bei der Uebertragung des 
Eigenthums, bei der Verpfändung beweglicher Sachen mit Rück⸗ 
ſicht auf die große wirthſchaftliche Bedeutung dieſer Geſchäfte 
im Verkehr erhöhte Garantien zum Schutze des guten Glaubens 
für erforderlich gehalten habe, daß aber das geſetzliche Pfand⸗ 
recht des Vermiethers ſich überhaupt nicht an einen rechts⸗ 
geſchäftlichen Akt, ſondern an einen rein khatſächlichen Vorgang, 
das Einbringen der Sachen in die Miethräume knüpfe, und 
daß bei dieſem Vorgange die Gründe nicht zuträfen, welche für 
die Vorſchriften des Sachenrechtes über den Schutz des guten 
Glaubens für erforderlich gehalten wurden. 

In dem angezogenen Urtheil des Landgerichts Berlin iſt 
der § 1257 B. G. B., auf welchem die gefällte Entſcheidung 
beruht, unrichtig ausgelegt; der 8 1257 B. G. B. beſagt nicht, 
wie das Landgericht Berlin mit Unrecht annimmt, daß „die für 
vertragsmäßige Pfandrechte geltenden Vorſchriften auch auf die 
geſetzlichen Pfandrechte entſprechende Anwendung finden“, der 
§ 1257 lautet vielmehr wortlich: die Vorſchriften über das 
durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht finden auf ein 
kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht entſprechende An⸗ 
wendung, mit anderen Worten: die Vorſchriften über die Ent ⸗ 
ſtehung des Pfandrechtes werden von dieſem Paragraphen nicht 
berührt. Es ift zweifellos — der Wortlaut drängt zu dieſer 
Auslegung —, daß im Sinne des $ 1257 das geſetzliche Pfand⸗ 
recht als ein bereits entſtandenes vorausgeſetzt und dem 
durch Rechts geſchäft beſtellten (8 1204 ff.) und dem durch 
Pfändung begründeten Pfandrecht (C. P. O. 8 804) gegen- 
über geftellt wird. Die Entſtehung des Pfandrechts kraft gefch- 
licher Beſtimmung ſchließt aber auch die Annahme einer Ent- 
ſtehung dieſes Pfandrechtes auf Grund ſtillſchweigender, rechts⸗ 
geſchäftlicher Verpfändung aus, woraus zu folgern iſt, daß der 
Erwerb des geſetzlichen Pfandrechtes nicht auf rechtsgeſchäft⸗ 
licher Verfügung beruht, daher die Vorſchriften über den gut⸗ 
gläubigen, auf Rechtsgeſchäft beruhenden Erwerb keine An⸗ 
wendung finden konnen. 

Daß generell die Vorſchriften über das vertrags mäßige 


Pfandrecht auf das geſetzliche Pfandrecht keine Anwendung finden 


können, beweiſt ſchon der zwiſchen beiden Pfandrechten beſtehende 
Kardinalunterſchied, daß der vertragsmäßige Pfandgläubiger den 
Beſitz der verpfändeten Sache haben muß (8 1205), während 
regelmäßig dies bei dem Vermiether, dem Inhaber des gefeh- 
lichen Pfandrechts, nicht der Fall iſt; regelmäßig werden daher 
lediglich die Vorſchriften der 88 1222, 1227 — 1232, 1233 
Satz 2, 88 1234 — 1249, 1250, 1252, 1255 und 1256 über 
das vertragsmäßig bereits beſtellte Pfandrecht auf das 
kraft Geſetzes entſtandene Pfandrecht anwendbar ſein. 


Zur Auslegung des § 833 des B. G. B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Fleiſchauer (Magdeburg). 


Seufferts Archiv veröffentlicht auf Seite 400 ff. des 
laufenden Jahrgangs 56 unter Nr. 228 ein Urtheil des Ober⸗ 
landesgerichts, II. Civilſenat, zu Naumburg vom 7. Juni 1901, 
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durch welches der Gigenthümer der Spannpferde eines 
Omnibus auf Grund des 8 833 für haftbar erklärt wird 
für Schaden, dadurch entſtanden, daß der Kutſcher aus eigener 
Unaufmerkſamkeit eine Perſon überfahren hatte, wohlverſtanden 
ohne daß ihm etwa die Pferde aus der Hand gegangen wären. 

Es wird lediglich in der Thatſache, daß die Pferde die 
den Wagen bewegende Zugkraft darſtellten, namentlich auch 
der durch 8 883 geforderte Cauſalnexus für gegeben erachtet. 

Damit wäre alſo, abgeſehen von dem noch offenſtehenden 
Falle, daß ein ſolcher Vorfall bergab fich zuträgt, wo der 
Wagen von ſelbſt rollt, praktiſch eine Haftung nicht nur für 
bie Pferde, ſondern auch für die falſche Lenkung des 
Wagens durch den Kutſcher trotz der Haftungsbeſchränkungen 
des § 881 gegeben, eine Haftung für Kutſch er verſehen und 
kaſuellen Wag enſchaden, wie fie für gewiſſe Fälle aller⸗ 
dings Artikel 40 Theil II des Sachſenſpiegels kannte. (Vergl. 
Juriſt. Wochenſchr. von 1900 Seite 302 Nr. 32). 

Es wäre damit ferner ein finguläres, und bekanntlich erſt 
im letzten Augenblick vom Reichstag mittels Streichung des 
dem zweiten Satze des § 834 analogen Satzes des § 833 in 
das B. G. B. hineingebrachtes Prinzip bis zur N 
erweitert: 

Aus einem ſchlecht geknüpften Bauaufzuge fäut ein Balken 
herunter. Der Eigenthümer des Pferdes am Aufzugsſeil wäre 
haftbar, nicht aber der Beſitzer des Dampfhaſpels, der die gleiche 
Arbeit verrichtet. 

Der Befiter des Treidelpferdes wäre haftbar für die 
Havarie, entſtanden durch falſche Steuerung des zehnten An⸗ 
hängekahns, nicht aber der ſelbſttreidelnde Trecker. 

Der Eigenthümer der Zugthiere des Göpels wäre haftbar, 
falls jemand in die Dreſchmaſchine geräth, nicht aber der Beſitzer 
der treibenden Lokomobile. 

Haftbar wäre auch die Dame, welcher ein Vagabund ihr 
Schoßhündchen entreißt und einer mitanweſenden Perſon in 
das Geſicht wirft, nicht aber, wenn ihr das Gleiche mit einem 
Arbeitsbeutel geſchieht, ber zufällig eine Flaſche mit Vitriol 
enthält! 

Ein ſolcher Zuſtand der Geſetzgebung käme geradezu auf 
Achtung des Thierbefitzers hinaus. 

Aber er beſteht in Wahrheit nicht: 

Der 8 833 will dem Thierbefitzer die Haftung aufbürden 
für die beſondere Gefahr, welche mit der Thierhaltung 
verbunden iſt, ſchon damit ſehr weit gehend, denn das an 
ſich geſunde Haftungsprinzip iſt im B. G. B. nicht allgemein 
recipirt und Thiere zu halten iſt nichts beſonderes. 

Damit iſt aber auch die Grenze gegeben! Die angezogene 
Entſcheidung faßt den Kauſalnexus falſch und viel zu 
äußerlich auf. Sie wird auch dem Weſen des „Fahrens“ 
(Kutſchirens) nicht gerecht: So lange die Zugpferde dem Fahrer 
gehorchen, iſt es völlig indifferent, ob fie oder eine andere 
mechaniſche Kraft die Vorwärtsbewegung des Fahrzeuges hervor⸗ 
bringen. Das Movens iſt fo lange der Kutſcher und nicht 
die Pferde. Der Schaden, den er durch falſche Richtungsnahme 
veranlaßt, geſchieht „durch“ ihn und nicht durch die Pferde. 
Das Gegentheil iſt der Fall, ſobald die Pferde beiſpielsweiſe 
durchgehen, ein Ausfluß ihrer unter Umſtänden gefährlichen 
Natur. 
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Man macht nicht einmal den Menfchen weder civilrechtlich 
noch ſtrafrechtlich verantwortlich, ſo lange er nur Werk⸗ 
zeug iſt, geſchweige ſein Thier. 

So lange alſo die Thiere nichts find als ein Werkzeug, 
ohne daß ihre beſondere thieriſche Natur dabei in Betracht 
käme, iſt der Schaden kein „Thierſchaden“. Er iſt nicht „durch“ 
das Thier alt ſolches veranlaßt. | 

In dem obigen letzten Beiſpiele tritt der Unterſchied be» 
ſonders ſtark hervor. 

Thierſchaden liegt andererſeits auch vor, wenn der Hund 
beißt, von Jemand gehetzt. Denn wenn er auch in ſolchem 
Falle Werkzeug iſt, ſo iſt es andererſeits die gefährliche Eigenart 
des Hundes, ſich hetzen zu laſſen! 


Kachſchrift des Herausgebers. 

Zu vorſtehender Ausführung vergleiche man „Beiträge 
zur Auslegung des B. G. B. von Dr. Franz Bernhöft 
und Dr. Julius Binder, Profeſſoren der Rechte an der 
Univerſität Roſtock. Heft 1 (Leipzig, Deichert'ſche Verlags⸗ 
buchhandlung). (1,60.) S. 4 ff. bis 8. 

Auch dieſe Verfaſſer konſtatiren, daß dem § 833 durch eine 
doktrinäre Auffaffung ein unleidlicher Sinn untergelegt wird. 
Ich hebe aus der hier gegebenen ſehr beherzigenswerthen Be ⸗ 
ſprechung des 8 833 hervor: 

„Es muß einen inneren Grund haben, weshalb der Be⸗ 
fitzer eines führerlos gewordenen Automobils weniger 
ſtreng haftet als der Befiter durchgehender Pferde. Und 


dieſer Grund liegt darin, daß das Thier ohne jede Ver⸗ 


ſchuldung eines Menſchen Perſonen und Sachen deshalb 
leichter gefährden kann, weil es willkürlicher Hand⸗ 


lungen fähig iſt. Die hierdurch entſtehende Gefahr ſoll 


dem „Thierhalter“ aufgebürdet werden. Damit iſt 
denn die Begrenzung der Haftung auf willkür⸗ 
liche Handlungen des Thieres gegeben, und dieſe 
entſpricht auch dem üblichen Sprachgebrauche 
viel beſſer, als jene ausdehnende Auslegung. 
Das praktiſche Leben bewährt ſich als zuverläffiger Leiter 
der Theorie auch in dieſem Falle (S. 7 a. a. O.).“ 

In meinen Augen beſtätigen die vom Herrn Einſender 
und den zuletzt genannten Autoren mit Recht gerügten Aus⸗ 
legungsfehler, die beſonders auch auf den Mangel eines wiflen- 
ſchaftlichen Begriffs vom juriſtiſchen Kauſalzuſammenhang deuten, 
die große Gefahr, die in der leider vielfach graffirenden geradezu 
naiven Ablöſung des neuen Rechts von ſeinen hiſtoriſchen Vor⸗ 
aus ſetzungen, vor allem aber dem Pandektenrecht liegt, und 
der ich in meinem Buche „Von den Pandekten zum B. G. B.“ 
entgegentreten wollte. Die alte und zur Zeit vielfach verſchrieene 


Weisheit der Römer wird vielfach gerade durch dieſe hiſtoriſch vor⸗ 


ausſetzungsloſe modern „doktrinäre“ Auslegungsmethode bei den 
Einfichtigen erſt recht noch zu Ehren kommen. Man beginnt aber 
heut zu Tage, in glücklicher Emanzipation von Romanismus und 
Klaſſizismus jeden Paragraphen echt „realiſtiſch“ als ein Stück 
für ſich anzuſehen; ſo wird man denn auch leicht daruber hinweg⸗ 
ſehen, daß z. B. der § 833 nur im Geſammtſyſtem als Beiſpiel 
der ſogen. Gefährdungshaftung verſtanden werden kann. 
Vergl. mein eben citirtes Buch II S. 12. L. K. 
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Noch einmal die Vorbildung der Referendare. 
Von Amts gerichtsrath Bartolomäus in Krotoſchin. 
motto: Der Herr Sekretär weiß ſchon. 


Ein Reviſor, erzählt man, fand bei einem Gericht auf der 
Mehrzahl der Vorträge die Buchſtaben: „D. H. S. w. ſch.“ 
von der Hand des Richters. Auf Befragen erklärte ihm der 
Büreauvorſtand die Bedeutung dieſer Formel als „Der Herr 
Sekretär weiß ſchon“. 

Es war jene Zeit, als man weitläuftig zu verfügen hatte, 
was jeder Kanzliſt wußte, daß es verfügt werden würde. 

In manchen neueren Tagen möchte ſich der junge Praktiker, 
trotz Studiums, trotz Referendariats, trotz Aſſeſſorexamens, ge⸗ 
troͤſten, daß der Herr Sekretär wiſſe, wie es zu machen und 
ihn fragen, wenn er ſich dazu entſchließen könnte. Vielleicht 
liegt in keinem Berufe ein Grund zu ſolchen Erſcheinungen 
mehr vor als im Juſtizdienſt, obwohl auch anderzwo der junge 
Vorgeſetzte oft nicht die praktiſchen Kenntniſſe haben mag wie 
der gediente Untergebene. 

Nicht zum geringſten Theil liegt es an der Vorbildung. 


I. 


Wenn der zukünftige Offizier von der Schule herunter 
auf eine Kriegsakademie geſchickt würde, auf der er — unter 
den äußeren Elementen eine Freiheit, wie er fie weder vorher 
gekannt hat, noch ſpäter jemals wieder kennen lernen wird — 
von den berühmteſten Lehrern die Feldzüge der großen Feld 
herren, die Heeresverfaſſung aller Völker, die Waffengeſchichte 
vortragen hörte, wobei ihm geſtattet wurde, fo oft er wollte, 
in dieſe Vorleſungen zu kommen oder auch nicht zu kommen, 
wenn dies ſeine ganze Vorbildung darſtellte, ohne, daß er 
jemals in die Lage geſetzt würde, anders, wie als Zuſchauer, 
den praktiſchen Dienſt, alſo ſeinen zukünftigen Beruf, kennen 
zu lernen — aus einem ſolchen jungen Menſchen würde vielleicht 
niemals ein brauchbarer Soldat werden, und hätte er auch 
pünktlich alle Vorleſungen beſucht, alle Paraden, Manöver und 
Uebungen mit angeſehen und preisgekrönte Aufſätze aus Büchern 
zuſammengeſchrieben, wo nur ein Preis geſtellt war. 

Der ganze Mann wäre im Zuſchnitt verdorben. Er würde 
vielleicht wieder ein hoͤchſt brauchbarer „Lehrer“ an der Akademie 
werden, aber für feinen eigentlichen Beruf, den Frontdienſt, 
wäre er im Zuſchnitt verdorben. 

Der Frontdienft iſt der Dienft, bei dem der Mann keine 
Gelegenheit hat, zu überlegen, was geſchehen ſoll, ſondern bei 
dem die Verhältniſſe den Entſchluß verlangen, den ſofortigen 
Entſchluß, das in dieſer Lage Zweckmäßige zu thun oder an⸗ 
zuordnen. 

Dieſem Frontdienſt iſt der Dienſt eines Richters I. Inſtanz, 
beſonders des Amtsrichters, ſehr ähnlich. Da tritt die Partei 
vor den Richter und verlangt — nicht Rechtzanfichten, ja oft 
nicht einmal Rechtskenntniſſe, unmittelbar, ſondern daß das 
geſchehe, was in ihrer Lage das Zweckmäßige iſt. In Sachen 
freiwilliger Gerichtsbarkeit verlangt ſie ſogar viel weniger 
Rechts kenntniſſe als Lebens kenntniſſe. Der Richter muß nicht 
nur verſtehen, den Anträgen, den Wünſchen dieſer Partei gerecht 
zu werden: es verſtehen, ihnen ſchnell gerecht zu werden, 
denn dra ch andere, die warten. 


Wie es dem jungen Offizier auf Feldwache nichts hilft, 
zu wiſſen, was Alexander der Große in einem ähnlichen Falle 
gemacht hat oder haben würde, ſo hilft es dem Amtsrichter 
nichts, ob Windſcheid feiner Meinung geweſen wäre. Viel 
weniger wird umfafjendes Wiſſen in ſolchen Lagen gefordert wie 
Fähigkeit, zu ſehen, was hier zu machen iſt. D. H. S. w. ſch. 

Es muß eine andere Vorbildungsart geſchaffen werden, und 
dieſe andere Art muß ſich die Ausbildung der jungen Offiziere 
zum Muſter nehmen. 

Es handelt ſich dabei durchaus nicht, wie Leon hard 
(Deutſche Juriſten⸗Zeitung Nr. 15/1900 S. 329) ſagt, um 
Subalternifirung der deutſchen Rechtspflege, jo wenig fie bei 
anderen Völkern, die eine andere Vorbildung der Juſtizbeamten 
befitzen, ſubalternifirt wird, ſo wenig ſie früher, als man dieſe 
Vorbildung noch nicht kannte, ſubalternifirt wurde, jo wenig 
als der Militärdienſt durch die jetzige Vorbildung der Offiziere 
verunteroffiziert wird. 

Der größte Feldherr aller Zeiten hat geſagt: der beſte 
Lehrer iſt die Praxis (rerum omnium magister est usus). 
So muß auch der junge Soldat von Anfang alle Stufen des 
Dienſtes durchlaufen und den Dienſt mitthun, wie jeder Andere; 
er muß alle Einzelheiten des Dienſtes aus eigener Anſchauung 
kennen lernen und ſo lange, daß man annehmen kann, er wird 
fie ſein Lebelang nicht vergeſſen. Erſt wenn er ſoweit heran iſt, 
daß ſeine Ernennung zum Offizier bevorſteht, läßt man ihn 
einen theoretiſchen Unterricht genießen, d. h. ihn wiſfenſchaftlich, 
aber dienſtmäßig, kennen lernen, wozu und wie das Heer in 
ſeiner Beſtimmung gebraucht wird. Darauf erfolgt praktiſcher 
Dienſt, und wer ſich dort bewährt und fähig iſt, dem wird 
eine nochmalige theoretiſche Unterweiſung gewährt. 

Er iſt überall im Dienſt und trägt die volle Verantwortung 
für alle ſeine Dienſthandlungen. Auch der theoretiſche Unterricht 
tft ein Dienft und die Theilnahme an ihm nicht vom Belieben 
abhängig. 

In derſelben Weiſe müßte auch der künftige Richter nach 
Vollendung des Schulunterrichts in den Juſtizdienſt und zwar 
in den Juſtizſubalterndienſt eintreten. Hier müßte ihm Ge⸗ 
legenheit gegeben werden, den Dienft der Amtsgerichte und der 
Rechtsanwälte bei dieſen Gerichten kennen zu lernen, unter 
ſelbſtſtändiger Verantwortung für alle Amtshandlungen, nicht 
als Volontär, den jeder abſchüttelt, wenn er kann, und der 
kommt und geht, wenn es ihm beliebt. Er müßte Juftiz⸗ 
ſubalternbeamter ſein wie jeder andere auch. Dieſen Dienſt 
müßte er ſo lange fortſetzen, bis er durch ſeine praktiſchen 
Leiſtungen und ein Examen nachgewieſen hat, daß er im Stande 
tft, jeden Dienſt der Juſtizſubalternbeamten eines Amtsgerichts 
zu leiſten und einem Büreau eines Rechtsanwalts oder Amts- 
gerichts ſelbſtſtändig vorzuſtehen. | 

Nun wird er gelernt haben, worauf es in dem Zweige des 
Staatsdienſtes, der Juſtizdienſt heißt, überhaupt ankommt. Er 
wird ſich diejenige Ginſicht, auch in den richterlichen Dienſt, 
verſchafft haben, die nötbig iſt, um das gewöhnliche, das all⸗ 
tägliche der Dekretur, zu erledigen. 

Die Grundlage des Wiſſens des zukünftigen Beamten iſt 
gelegt; er hat einen Ginblick in die Organiſation ſeines Zweiges 
des Staatsdienſtes erhalten und iſt in die nothwendige Ordnung 
hineingeſchult worden. 
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XX.. Jahrgang. 


Daran müßte ſich eine genaue Kenntnißnahme von den 
Zweigen des Lebens ſchließen, mit denen der Richter haupt. 
ſächlich beſchäftigt iſt, die Anſchauung, die ſo unreif, wie ver⸗ 
breitet iſt, die Rechtswiſſenſchaft ſei trocken, trockener als jede 
andere Wiſſenſchaft, dem jungen Menſchen genommen werden, 
wenigſtens dem, der im Hauſe eines Vaters aufgewachſen iſt, 
der mit dieſen Lebens zweigen nicht unmittelbar befaßt war. Er 
müßte in den Büreaus von Polizeibehörden, tüchtigen Rechts⸗ 
anwälten, Bankhäuſern, landwirthſchaftlichen, kaufmänniſchen 
Betrieben, nicht als Volontär, ſondern mit moͤglichſt eigener — 
angemeſſener — Selbſtſtändigkeit beſchäftigt werden. Namentlich 
auf die Fähigkeit, mit vielen, verſchiedenen Menſchen ſachgem äß 
umzugehen, müßte Werth gelegt werden, jene Fähigkeit, durch 
die ſich ſchon jetzt oftmals ein junger Kaufmann von einem 
jungen — unbeholfenen oder eingebildeten — Aſſeſſor unter⸗ 
ſcheidet. Der junge Menſch muß die Lebenslagen kennen lernen, 
unter denen er ſpäter wirken ſoll. Die Schwierigkeiten dieſer 
Art Unterweiſung find bekannt; aber ſie werden fallen, wenn 
die betreffenden Klaſſen mehr die Nothwendigkeit ſolchen Lehrens 
und Lernens begreifen werden. Selbſtſtändige richterliche Dienſt⸗ 
leiſtung, wenn auch mit ausgewählter Beſchränkung, müßte ſich 
anſchließen. 

Wenn dies zur Zufriedenheit ausgefallen iſt, müßte ein 
theoretiſcher Unterricht das Ganze vollenden. Unterricht bei 
Staatsanwaltſchaften, Landgerichten, Oberlandesgerichten erſcheint 
überflüſſig, ſowie Unterricht des künftigen Offiziers bei den 
Kommandoſtäben. Wer das nicht lernt, was er dort lernen 
ſoll, ſobald er in die betreffende Dienſtlage kommt, der braucht 
dieſer Thätigkeit nicht zugewendet zu werden. 

Dieſer theoretiſche Dienſt müßte das geltende Recht, mit 
nöthigen hiſtoriſchen und philoſophiſchen Ausblicken, lehren, von 
Juriſten — der bloße Gelehrte iſt keineswegs immer auch ein 
Lehrer —, die im praktiſchen Berufe geſtanden haben. Er 
müßte auf das Selbſtſtudium hinweiſen, es erleichtern und die 
großen Geſichtspunkte aufzeigen, von denen der Geſetzgeber 
geleitet war. Nicht kleinliche, überhebende Geſetzkritik, ſondern 
Einführung in die Kenntniß des Geſetzſyftems ſoll ihr Ziel und 
Zweck ſein, Anwendung, nicht Meiſterei der Geſetze, nicht Verfaſſung 
von Schriften, ſondern praktiſcher Dienſt von Mann zu Mann. 

Dabei bleibt Jedem unbenommen, zu ſtudiren, was ihm 
perſönlich zuſagt. Ein Examen müßte darauf die Fähigkeit zur 
Bekleidung eines Richteramtes darthun. Der Vorbereitungsdienſt 
würde nicht länger dauern als der mindeſtens achtjährige nach 
dem jetzigen Syſtem, mit Einſchluß der Univerfitätszeit. 

Für Erreichung höherer Richterämter könnte ſpäter noch ein 
weiteres Studium, vielleicht von mehr theoretiſchem Charakter 
— wie die Kriegsakademie im Militärdienſt — eingeführt oder 
freigeſtellt werden, oder der Nachweis entſprechender Kenntniſſe, 
alſo für Richterämter, deren Aufgabe nicht das Verhandeln mit 
Parteien, ſondern das eingehende Beurtheilen der Rechtsfälle zu 
ſein pflegt, alſo die Fähigkeit wiſſenſchaftlich⸗umfaſſenden Denkens 
vorausſetzt. 

II. 

Dieſe Art der Vorbereitung iſt freilich nur für diejenigen 
beſtimmt, denen es Ernſt mit der Sache iſt, die etwas lernen 
wollen, für junge Männer, die einen Lebensberuf erwählt haben 
und ihm, nicht nur von ihm leben wollen. 
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Dieſe Art der Vorbereitung würde freilich ausſchließen, daß 
der Bewerber nach dem Schulunterricht zunächſt drei Jahre 
alles andere thut, nur nicht Vorbereitung zu ſeinem Berufe, 
dann ſich gewaltſam einprägen läßt, was zum I. Examen noͤthig 
iſt, darauf vier Jahre abſchreibt, nach Diktat ſchreibt, und 
Dinge ſchreibt, die ungeſchrieben bleiben können, demnächſt ſich 
auf's Neue gewaltſam einprägen läßt, was zum II. Examen 
nöthig iſt, und dann erſt an der Praxis lernt, was Noth thut. 

Dieſe Art der Vorbereitung hat auf Einführung, in mehr 
oder weniger ähnlicher Form, keine Ausſicht; keinenfalls aber, 
jo lange als die ſog. Univerſitätszeit für die reicheren und vor⸗ 
nehmeren „Studirenden“ keine Lernzeit iſt, ſondern die Zeit, in 
der ſie nützliche Bekanntſchaften machen, ſich die Welt anſehen 
und ein Leben führen, deſſen Annehmlichkeiten, namentlich aus 
der Perſpektive einer ſpäteren angenehmen Stellung betrachtet, 
für manchen ein verlorenes Paradies bedeutet, weil es ebenſo 
unnatürlich iſt wie ein Paradies, und mancher über ihm alle 
Kräfte verbraucht, die ihm fpäter ein wirkliches Paradies ſchaffen 
könnten. 

Aber trotzdem! kommen wird ſie, dieſe Art Vorbereitung, 
denn das Leben iſt zu ernſt, als daß ihm mit Schmetterlings. 
lebeformen — ohne die Thätigkeit der Schmetterlinge — Genüge 
gethan fein könnte. Die Hauptſchwierigkeit des Richteramts von 
heute, die Beherrſchung der Geſetze in die Breite und in die 
Tiefe, wächſt immer mehr, wächft in einem Maße, in dem das 
Wiſſen der Richter vor 80, 70, 60 Jahren faſt ein Kinderspiel 
erſcheint, in jener Zeit, in der ſelbſt die hoͤchſten Gerichtshöfe in 
ihren Geſetzesanwendungsverlegenheiten vom Chef der Juſtiz 
Rath erbaten und erhielten. 

Dieſe Schwierigkeit iſt nur durch harte, ernſte Arbeit an 
ſich ſelbſt und am Stoff, weder durch Studentenweisheit noch 
durch Repetitorenparademärſche zu überwinden. Der heutige 
Richter wächſt weder in die Kenntniß des Rechts hinein wie die 
mittelalterlichen Richter, noch wird fie ihm durch Zuhören und 
Abſchreiben umgehängt. 

Vielleicht trennt man dann — wenn es nicht anders an⸗ 
geht — die Vorbereitung zum Richteramt und zum Anwalts⸗ 
beruf, von dem alles Vorherige, und vielleicht noch mehr, gilt, 
von der Vorbereitung zu Staatsſtellen, die einer anderen wie 
der bisherigen nicht bedürfen, und überläßt dieſer letzteren 
ſaͤmmtliche Reſte des Mittelalters mit allen pofitiven und 
negativen Selbſttäuſchungen. 

Wo die Vorbereitung beſſer, eingehender, zweckmäßiger iſt, 
da iſt ſchon ein Anfang gemacht. 

Das Beſte an dem heutigen praktiſchen Vorbereitungsdienſt 
(Referendariat) iſt oft jedenfalls das, daß der junge Mann die 
Kenntniſſe aus der Studienzeit meiſt mit Gottes Hülfe gänzlich 
vergißt. 

Es iſt eine, vielleicht unbeſtreitbare, Erfahrung, daß nicht 
ſelten diejenigen, welche jetzt das Aſſeſſorexamen nicht beſtehen, 
diejenigen find, welche am allerfleißigſten gearbeitet und ſtudirt 
haben. Sie haben kein Kolleg verſäumt, alles nachgeſchrieben, 
alle Belegſtellen durchſtudirt, die Lehrbücher durchgenommen, 
Tag für Tag, die ihnen aufgetragenen Arbeiten erledigt, ſo gut 
fie konnten, auf dem eigenen Wege, den fie fi durch das 
Dickicht der Geſetze gebildet haben, und find ſchließlich durch⸗ 
gefallen, mit Recht, denn fie hatten von den Erforderniſſen des 
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praktiſchen Dienſtes keine Ahnung, — mit Unrecht, denn fie 
haben es nicht beſſer zu machen gewußt. Sie find die Opfer 
der theoretiſchen Vorbereitung, geriethen auf ihrem eigenen 
Wege auf den Abweg. 

Was ſie gelernt haben, konnen fie nicht gebrauchen; was 
ſie gebrauchen können, haben fie nicht gelernt. Die Ein. 
wirkungen des fog. praktiſchen Vorbereitungsdienſtes find nicht 
ſtark genug, um die Schäden des theoretiſchen zu überwinden. 
Das bloße Abſchreiben, Nachſchreiben iſt nicht im Stande, die 
ganze profeſſorale Anſchauungsweiſe des Lebens zu vertilgen, 
mit der man behaftet worden iſt. Der praktiſche Vorbereitungs⸗ 
dienft ift in der geiſtigen Entwickelung ein Rückſchritt, nicht ein 
Fortſchritt; der einft Selbſtſtändige iſt jetzt ganz unſelbſtſtändig, 
überflüffig, läſtig und hat das Gefühl, als ob er überhaupt 
nichts verſtehe, ein Gefühl, das mittels des vorangegangenen 
Kriticismus in das Urtheil umzuſchlagen droht, daß die Aus- 
bildenden nichts verſtehen. Alles was er thut, hat nur Aus⸗ 
bildungszweck oder iſt Diktatſchreiben; im Heer iſt unter Um- 
ſtänden jeder Wachtpoſten mit Befehlsrechten ausgeſtattet. 

Von der eigentlichen ſtaatswirlhſchaftlichen Stellung des 
Richterſtandes haben die wenigſten der ſo Vorgebildeten eine 
Vorſtellung. 

Ein großer Theil plagt ſich ſein ganzes Leben mit den 
Gehalts-, Rang- und Titelfragen, als einem ernſthafteſten 
Geſchäft, mit dem Benehmen der Eingeſeſſenen — ob mit 
Jagdhund oder Cigarre oder ohne, ob mit Hut auf dem Kopf 
oder ob draußen abnehmen — als einer wichtigſten Angelegenheit, 
umher, anftalt an der Förderung der Rechts intereſſen der 
Leute und der eigenen Kenntniſſe eine Lebensaufgabe zu ſuchen 
und zu finden. | 

Sie haben die naturwüchfige Freude am Beruf und an 
ihrer Lage verloren. Ihre Individualität iſt nicht zum Beruf 
ausgebildet worden, ſondern ihrer Individualität allerlei an⸗ 
gehängt worden, das nun langſam Stück für Stück abfällt, 
bis oft nur das übrig bleibt, was durch die gewohnte Aus⸗ 
bildung gerade vermieden werden ſollte, ein durch den praktiſchen 


Dienſt gänzlich gebrochener Subalternbeamter. 


Regulirung ſog. erlaubter Spielſchulden durch 
Wechſel. 
Von Rechtsanwalt Dr. Niſſen in Hirſchberg i. / Schl. 


Dieſe Abhandlung hat zum Gegenſtande Spielverträge, 
welche geſetzlich nicht verboten find und daher auch nicht den 
88 134, 138 B. G. B. mit der Wirkung verfallen, daß das 
auf Grund ihrer Geleiſtete wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
nach Maßgabe der 88 812 ff. cit. zurückgefordert werden könnte. 
Für die den Gegenſatz zu letzteren Verträgen bildenden ſog. 
erlaubten Spielverträge beſtimmt § 762 B. G. B.: 

Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlich- 
keit nicht begründet. Das auf Grund des Spiels oder 
der Wette Geleiſtete kann nicht deshalb zurückgefordert 
werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beſtanden hat. 
Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, 
durch die der verlierende Theil zum Zwecke der Erfüllung 
einer Spiel- oder einer Wettſchuld dem gewinnenden 


Theile gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere 
für ein Schuldanerkenntniß. 

Es ſoll in Nachſtehendem verſucht werden, die Hingabe 
eines Wechſels für eine derartige Spielſchuld, feine Begebung 
gegen Entgelt und ſchließlich feine Bezahlung nach eingetretener 
Fälligkeit in ihren Rechtswirkungen auf das Verhältniß zwiſchen 
Gewinner und Verlierer nach der citirten Geſetzes vorſchrift 
zu beſtimmen. 


A. Der Wechſel trägt nur den Namen (Accept, Giro) 
des Verlierers. | 


In dieſem Falle iſt klar, daß der Akt feiner Hingabe nach 
Abſ. 2 cit. ein nichtiges Rechtsgeſchäft darſtellt, mag die Hin- 
gabe erfolgt fein nur zahlungshalber, wofür die Vermuthung 
ſpricht (Entſch. R. G. Bd. 31 S. 110) oder ſelbft an Zahlung ⸗ 
ſtatt. Cfr. Staub, Komm. z. H. G. B. 6. u. 7. Aufl. S. 1344 
Anm. 53 und Entſch. R. G. Bd. 47 S. 53. Der Verlierer 
kann von dem Gewinner die Rückgabe des ſeitens dieſes noch 
nicht weiterbegebenen Wechſels beanſpruchen. Er kann der 
Klage des Gewinners auf Bezahlung des Wechſels in diesen 
Falle den Einwand entgegenſetzen, daß die Hingabe des Wechsel; 
wegen zu Grunde liegender Spielſchuld eine Klage nicht erzeuge. 
Giebt der Schuldner ſeinem Gläubiger über die Schuld einen 
Wechſel, jo ermächtigt er ihn damit in der Regel, den Wechſel 
auch durch Begebung in Geld umzuſetzen. Iſt aber die Gr⸗ 
theilung des Wechſels ein nichtiger Akt, dann darf folgeweiſe 
der Geber des Wechſels auch jene hiermit ausdrücklich oder 
ſtillſcweigend verknüpfte Ermächtigung dem Nehmer Dem. 
Gewinner gegenüber, ſo lange dieſer von der Ermächtigung noch 
nicht Gebrauch gemacht hat, beliebig widerrufen, und kehrt fih 
der Gewinner nicht an den Widerruf, ſondern indoſfirt er den 
Wechſel trotzdem weiter, fo begeht er eine unerlaubte Handlung, 
für deren dem Verlierer ſchädliche Folgen (insbeſondere wenn 
Verlierer einem gutgläubigen Erwerber des Wechsels auf 
denſelben Zahlung leiſten muß) er ihm nach 88 823 ff. B. G. B. 
einzuſtehen hat. 

Hat aber der Gewinner von der auch ſpäter bis dahin 
nicht widerrufenen Ermächtigung, den Wechſel zu begeben, 
Gebrauch gemacht, fo gewinnt der Empfang der Begebungt- 
valuta durch den Gewinner die Bedeutung einer dieſem vom 
Verlierer auf den Wechſel geleiſteten Zahlung, von welcher 
8 762 Satz 2 eit. beſtimmt, daß fie nicht zurückgefordert 
werden könne. Cfr. R. G. 35, 196. Denn der Gewinner 
erhält die Valuta zwar nicht vom Verlierer ſelbſt, aber doc 
mit deſſen Willen und zu deſſen Laſten inſofern, als dieſer den 
Erwerber des Wechſels aus letzterem verbindlich wird. Ohne 


jenen Willen des Verlierers iſt es rechtlich unmöglich, die in 


Rede ſtehende Valutirung des Wechſels auf gleiche Linie zu 
ſtellen mit einer vom Verlierer an den Gewinner geleifteten 
Zahlung. Cfr. Jur. W. 1893 S. 45 u. 1898 S. 23, Staub eit 
Nach dieſer Richtung iſt Folgendes zu bemerken. 

1. Zum Begriffe der Zahlung als eines Erfüllungsatieh 
gehört, daß der fie darſtellende objektive Vorgang getragen 
werde von einem entsprechenden Willen derjenigen Perſon, welche 
jet es für ſich, ſei es als Beauftragter eines Anderen, dieses 
Rechtsgeſchäft vornimmt, daß dieſer Wille mit jenem äußeren 
Vorgange der Zeit nach zuſammenfalle. Auf unſeren dil 
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angewendet, muß mithin gefordert werden, daß dem Gewinner 
zu der Zeit, wo er die Wechſelvaluta vom Indoſſatar in 
Empfang nimmt, das hierauf gerichtete Einverſtändniß des 
Verlierers zur Seite ſtehe. Nur in dieſem Sinne darf ſich 
der Gewinner, um die Zahlung der Spielſchuld darzuthun, 
darauf berufen, daß ihm mit dem Wechſel auch die Ermächtigung, 
denſelben durch Indoſfirung in Geld umzuſetzen, ertheilt worden 
ſei. Die Ermächtigung kommt hierbei nicht als Rechtsakt in 
Betracht, der den Verlierer verpflichte, die künftige Valutirung 
als Zahlung der Spielſchuld gelten zu laſſen, denn gleich der 
Wechſelhingabe iſt auch die Ermächtigung nicht verpflichtend, 
ondern ſie hat nur den Werth einer Thatſache, welche Beweis 
liefert für die grundſätzlich allein maßgebende Vorausſetzung, 
daß als Gewinner die Valuta empfing, ſolches mit Zu⸗ 
ſtimmung des Verlierers geſchehen iſt. 

2. Daraus folgt, daß wenn Umſtände vorliegen, welche 
letzteren Schluß nicht zulaſſen, die mehrerwähnte Ermächtigung 
jede Bedeutung verliert. Eklatant tritt dies namentlich dann 


hervor, wenn zwiſchen der Ertheilung und Weiterbegebung des 


Wechſels an die Stelle des Verlierers eine andere Perſon tritt, 
deren Wille nunmehr über die Ermächtigung zu beſtimmen hat; 
ſo im Falle des Eintritts der Geſchäftsunfähigkeit, des Todes, 
des Konkurſes des Verlierers, in welchen Fällen nicht mehr 
dieſer, ſondern fein geſetzlicher Vertreter, der Erbe, der Konkurz⸗ 
verwalter (gemäß $ 6 R. Konk. O.) zu wollen hat. Daß auch 
dieſe Perſonen die Begebung des Wechſels im Zeitpunkte 
derſelben gewollt haben, kann nicht auf die Thatſache hin 
feſtgeſtellt werden, daß der Verlierer bei Hingabe des Wechſels 
einen derartigen Willen ausdrücklich oder ſtillſchweigend kund⸗ 
gethan hat. Erſteres bedarf vielmehr im Streitfalle des 
Beweiſes durch den Gewinner, denn er hat gegen eine Klage 
des Erben des Verlierers (ꝛc.) auf Rückoerſchaffung des nach 
dem Tode des Verlierers begebenen Wechſels oder Herauszahlung 
des hierfür Empfangenen darzulegen, daß die den Recht⸗ 
fertigungsgrund jener Klage bildende Nichtigkeit des Wechſel⸗ 
geſchäftes nachträglich behoben iſt durch einen Akt der Zahlung 
im Sinne des § 762 cit., durch einen Akt, welcher es fortan 
ausſchließt, daß das bis dahin wegen ſeiner causa nichtige 
Rechtsgeſchäft wegen ebenderſelben causa weiter in Frage 
geſtellt werde. Unerläßlich für die Erbringung jenes Beweiſes 
wird vor allem ſein, daß nachgewieſen werde, daß die an die 
Stelle des Verlierers tretenden Perſonen um die Ertheilung des 
Wechſels überhaupt gewußt haben. In dieſem Falle kann das 
Unterbleiben ihres Widerſpruches unter Umſtänden den Schluß 
zulaſſen auf das Vorhandenſein ihres Einverſtändniſſes. 

3. Der in Rede ſtehende Zahlungsakt nimmt ſeinen Anfang 
mit dem Augenblicke, in welchem der Erwerber des Wechſels dem 
Gewinner das Geld aufzählt. In dem Erwerber zahlt gewiſſer⸗ 
maßen der Verlierer. In dieſer Hinficht iſt der Erwerber kraft 
der faktiſchen Beziehungen der Parteien des Spielvertrages auf 
Grund der Wechſelhingabe zugleich (unbewußt) das Werkzeug 
des Verlierer. Was dem vorangeht, die Ertheilung des Wechſels, 
gehört nicht zum Zahlungsgeſchäft, ſondern nur zu den dieſes 
vorbereitenden Umſtänden. Daher iſt der bei der Wechſel⸗ 
ertheilung erklärte Wille des Verlierers, daß Gewinner den 
Wechſel realifire, keine Willenserklärung, welche ſich mit dem 
Beginn des Zahlungsgeſchäftes, mit dem Zahlungsangebote 
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zeitlich deckt und daher eine ſelbſtſtändige Bedeutung bewahrte 
auch gegen Denjenigen, welcher im Zeitpunkte der Begebung Erbe 
des Verlierers iſt. Der Fall liegt mithin hier anders als in 


der Entſch. d. R. G. Bd. 9 S. 245. Nachdem dort ausgeführt 


bezw. gebilligt iſt, daß der Beſitz eines Sparkaſſenguthabens 
damit noch nicht erworben ſei, daß Jemand das auf ſeinen 
Namen lautende betreffende Buch der Sparkaſſe dem Andern 
übergiebt und dieſem dabei mündlich erklärt, daß er ihm das 
darauf zu erhebende Guthaben ſchenke, daß es vielmehr, um die 
Uebergabe des Guthabens (als preußiſchrechtlich unter Umſtänden 
nothwendige Vorausſetzung einer gültigen Schenkung) perfekt zu 
machen, der Erhebung des Guthabens ſeitens des zu Be⸗ 
ſchenkenden bedürfe, — iſt weiter erwogen, welchen Einfluß es 
habe, wenn die Erhebung des Guthabens erſt nach dem Tode 
des Gebers, ohne daß ſein Erbe von der Schenkung und der 
Uebergabe des Buches Kenntniß hatte, erfolgt ſei. Dieſen letzteren 
Umſtand erklärt das Reichsgericht für bedeutungslos auf Grund 
der 88 50, 58 Thl. 1 Tit. 7 Pr. A. L. R., indem es die Er⸗ 
ledigung des Befitzes von Seiten des Gebers, welche dem 
Anderen den Befi des Rechtes, das Sparkaſſenkapital auf 
eigene Rechnung zu erheben, verſchaffe, bereits erblickt in der 
mit der Uebergabe des Buches verknüpften mündlichen Erklärung 
des Gebers, ſich des Befitzes des Buches und der Forderung an 
die Sparkaſſe zum Vortheile des Anderen zu entſchlagen. In 
jenem Falle entſchied für die Rechte des Anderen die Uebergabe 
des Sparkaſſenguthabens. In unſerem Falle dagegen ift mit 
der Uebergabe des Wechſelguthabens für den Empfänger noch 
nichts erreicht, hier kommt als rechtsbegründend allein in Be⸗ 
tracht die Zahlung, die ſich Empfänger mit Hülfe des Wechſels 


verſchafft. | 


4. Nur dann wirkt die Ermächtigung, den Wechſel durch 
Verkauf zu realifiren, auch gegen den in Unkenntniß hiervon 
zur Zeit der Realiſirung befindlichen Erben des Verlierers, wenn 
Verlierer gleichzeitig die Perſon, welche den Wechſel dem Ge⸗ 
winner abkaufte und valutirte, vorher hierum erſucht hatte. In 
dieſem Falle bewirkt der Verlierer die Zahlung an den Gewinner 
durch jenen Dritten als ſeinen Beauftragten. Sein 
Zahlungswille zur Zeit der Zahlung wird daher entbehrlich, 
ebenſo derjenige ſeines Erben. Es genügt der Zahlungs wille 
des Wechſelerwerbers als des mit der Zahlung Beauftragten 
(vorausgeſetzt ſelbſtverſtändlich, daß kein Widerruf des Verlierers 
oder ſeines Erben nachweisbar iſt), denn der Zahlungsauftrag 
iſt nach $ 672 B. G. B. im Zweifel durch den Tod des Auftrag ⸗ 
gebers (Verlierers) nicht erloſchen. Und ebenſo verhält es ſich, 
wenn an die Stelle des Verlierers nicht deſſen Erbe, ſondern 
in Folge eingetretener Geſchäftsunfähigkeit ein geſetzlicher Ver- 
treter des Verlierers getreten iſt. Anders dagegen beim Konkurſe 


über das Vermögen des Verlierers, da nach § 23 R. Konk. O. 


der auf das zur Konkursmaſſe gehörige Vermögen bezügliche 
Auftrag durch den Konkurs des Auftraggebers erliſcht. Um 
eine nach § 762 wirkſame Zahlung anzunehmen, iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß der um die Valutirung des Wechſels vom Ver⸗ 
lierer angegangene Dritte gewußt habe, daß dem Wechſel eine 
Spielſchuld zu Grunde liege. Cfr. Staub cit. Anm. 55. 

5. Die hier beſprochene Wechſeloperation ſoll, wie an⸗ 
genommen wird, eine Zahlung der Spielſchuld nur dann zur 
Folge haben, wenn auch feſtſteht, daß Gewinner nicht mehr zu 
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beſorgen hat, aus feinem Indoſſament auf Zahlung aus dem 
Wechſel in Anſpruch genommen zu werden. Das iſt ins beſondere 
der Fall, wenn Verlierer den Wechſel nach Fälligkeit bezahlt 
bezw. auf Verlangen des gutgläubigen Wechſelinhabers bezahlen 
muß. Hiernach hinge es von dem Wechſelinhaber ab, ob im 
ſchließlichen Ergebniſſe dem Gewinner eine Befriedigung ſeiner 
Spielforderung zu Theil wird oder nicht, je nachdem Inhaber 
die Zahlung der Wechſelſumme vom Verlierer oder vom Gewinner 
erzwingt. Letzterenfalls könnte ſich Gewinner nach jener Meinung 
auch nicht durch Wechſelregreßnahme gegen den Verlierer erholen. 
Dieſe Loͤſung der Frage, welche alles auf den Willen des In⸗ 
habers, eines beim Spielvertrage ſelbſt unbetheiligten Dritten, 
ſtellt und damit ein Moment entſcheiden läßt, das ſich im Ver ⸗ 
haͤltniß zwiſchen den Parteien des Spielvertrages als bloßer 
Zufall darſtellt, kann nicht befriedigen, unterliegt aber auch hin⸗ 
fihtlich feiner Richtigkeit erheblichen Bedenken. 

Die rechtliche Möglichkeit, daß Gewinner der Vortheile 
aus der Begebung und Valutirung des Wechſels dadurch ver⸗ 
luſtig gehen könnte, daß er in die Lage käme, den Wechſel nach 
erhobenem Proteſte mangels Zahlung im Regreßwege einlöſen 
zu müſſen, verleiht der erwähnten Valutirung noch nicht den 
Charakter einer bloß bedingten, erſt durch Wegfall jener Möglich- 
keit als rechtsgültig entſchiedenen Zahlung der Spielſchuld. Denn 
der Wechſelregreß gegen den Gewinner bezweckte ſeinem Inhalte 
nach nicht, dieſem die von ihm empfangene Valuta zu entreißen, 
ſondern iſt vielmehr auf Erſatz des Intereſſes des Klägers an 
der Zahlung der Wechſelſumme zur Zahlungszeit gerichtet. Dieſes 
Intereſſe iſt etwas ganz anderes als die hier als Zahlung der 
Spielſchuld in Betracht zu ziehende Valuta, braucht fich nicht 
einmal ziffermäßig mit dieſer zu decken. 

Die hieraus herzuleitende Folgerung, daß es dem Gewinner 
nach Einlöfung des Wechſels unbenommen ſein muß, ſeinen Wechſel⸗ 
regreß an Verlierer zu nehmen, womit er nur anſtrebt, die ihm in der 
Begebungsvaluta unbedingt gewordene Zahlung ſich zu erhalten, 
wird geſtützt durch die Betrachtung, daß ebenſowenig, wie der 
Verlierer die geleiſtete Zahlung zurückfordern darf, ebenſo 
wenig ihm zu ſtatten kommen kann, daß ſein Leiſtungsverzug in 
Zahlung der fälligen Wechſelſumme, zumal wenn er der Acceptant 
iſt, den Rückgriff des Wechſelinhaberz auf den Gewinner ver⸗ 
ſchuldete. Die entgegengeſetzte Anficht müßte ih auch für den 
Fall behaupten, daß der Verlierer ſelbſt es war, der den In ⸗ 
haber durch perſoͤnliche Einwirkung dahin brachte, zunächſt gegen 
den Gewinner vorzugehen. Denn nimmt man an, daß Gewinner 
noch ohne Recht ſei, dann würde ein derartiges Verhalten des 
Verlierers auch nicht unter dem Geſichtspunkte der Argliſt zu 
einer anderen, dem Gewinner günſtigen Beurtheilung führen 
können. 


B. Der Wechſel trägt nicht nur den Namen bes 
Verlierers, ſondern auch die Namen anderer 
Wechſelſchuldner. 

Erfolgte die Hingabe nur zahlungs halber, jo bewirkt erſt 
die Realifirung des Wechſels die Zahlung im Sinne des 8 762, 
mag fie nun geſchehen durch Begebung deſſelben, worüber das 
Nähere unter A. ausgeführt iſt, oder durch Einziehung der 
Wechſelſumme von einem der Wechſelverpflichteten, worüber 
nichts Beſonderes hervorzuheben iſt. 
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Eine beſondere Betrachtung erfordert der Fall, daß die 
Hingabe an Zahlungs ſtatt erfolgte. Das ift ein der Zahlung 
gleichſtehender Tilgungsmodus, wenigſtens in ſeiner allgemeinen 
Funktion. Auch dieſer Fall böte dann keine Beſonderheit, wenn 
der Wechſel nur die Unterſchriften dritter Perſonen trüge, der 
Verlierer ſelbſt aus dem Wechſel nicht haftete. Dam iſt dat 
Rechtsverhältniß dahin geklärt, daß der Gewinner die Rechte 
gegen die einzelnen Wechſelverpflichteten ausüben darf, ohne 
daß die der Wechſelhingabe ſeitens des Verlierers zu Grunde 
liegende causa irgendwie in Betracht käme, und ohne Rüdidt 
auf einen Widerruf des Verlierers. Anders in dem unz geſetzten 
Falle, daß der Wechſel auch die Unterſchrift des Verlierers trägt, 
Hier entſtünde die Frage, ob aus Abſ. 2 § 762 herzuleiten, 
daß dieſe letztere Unterſchrift der Klagbarkeit entbehre. Die 
Bejahung könnte die weitere Frage ins Leben rufen, ob dann 
die Wechſelhingabe auch in Anſehung der übrigen Wechſel⸗ 
verpflichteten einen wirkſamen Zahlungsakt im Sinne der 
citirten Vorſchrift noch darſtellt, alſo, fo lange nicht gezahlt if, 
vom Verlierer immer noch widerrufen werden könne. Zur 
Beantwortung dieſer Frage gelangen wir indeß nicht, weil die 
erſtgeſtellte Frage nach diesſeitiger Anſicht zu verneinen iſt. 

Die betreffende Vorſchrift lautete im Entwurf erſter Leſung 
in 8 664 Abi. 3: 

Iſt über eine Spielſchuld oder eine Wettſchuld ein 
Schuldverſprechen oder ein Schuldanerkenntuiß ertheilt, 
fo kann der Schuldner die Erfüllung der aus dem 
Verſprechen oder dem Anerkenntniſſe ſich ergebenden 
Verpflichtung verweigern oder Befreiung von der 
letzteren verlangen. 

Erſt die 2. Kommiſfion z. 1. Entw. erſtreckte die Bo ⸗ 
ſchrift, und zwar mit der Folge der Nichtigkeit, auf Verbindlich 
keiten aller Art, welche der verlierende Theil zum Zwecke der 
Erfüllung einer Spiel- oder Wettſchuld dem gewinnenden Theil 
gegenüber eingeht, und gab ihr damit eine Faſſung, weh 
inhaltlich mit dem in Kraft getretenen Geſetz übereinftimmt, 
Für dieſe Ausdehnung war, wie die Prot. (Mugdan Nat. 
Bd. 2 S. 1010) beſagen, maßgebend, es ſolle verhindert werden, 
daß die Betheiligten das Geſetz dadurch vereiteln könnten, daß 
ſie durch Rechtsgeſchäft die Spielſchuld in eine formal: 
juriftiſch davon verſchiedene Schuld umwandelten. Es ſolla 
alſo durch die Ausdehnung diejenigen Fälle getroffen werden, 
welche als ſolche der Umgehung der Vorſchrift typiſch And. 
Unter dieſe Fälle gehort der hier beſprochene nicht. In Fille 
wie hier, wo der Wechſel vorausſetzlich mehrere Unterschriften 
trägt, ift feine Ertheilung durch den Verlierer ſehr wohl m 
in erſter Linie damit zu rechtfertigen, daß durch fie der Gr 
winner in den Stand geſetzt werden ſoll, gegen dieſe Andern 
aus dem Wechſel vorzugehen. Die zur Begründung jene 
hierfür nothwendigen Legitimation dem Gewinner ir 
geräumte Stellung als Wechſelberechtigter macht es ihn 
allerdings auch möglich, gegen den Verlierer wechſelmißtg in 
klagen; aber dies iſt nicht unbedingt die oder auch mit di 
gewollte Hauptwirkung des Wechſelgeſchäfts, ebenſowenlg wi 
bei der datio in solutum eines Forderungsrechtes gegen einen 
Dritten es die aus der übernommenen Haftung für die Bani 
entſpringende Regreßverpflichtung des Abtretenden iſt. nit De 
effekt der Verbindlichmachung entſcheivet für die Auweg 
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des Abſ. 2 cit., denn ſonſt würde man allerdings dahin gelangen 
müſſen, auch ſolche Verpflichtungen der Vorſchrift jener Be⸗ 
ſtimmung zu unterwerfen, welche ſich aus dem Regultirungs⸗ 
geſchäfte indirekt nach dem Geſetze ergeben, ſondern die Frage, 
ob das Geſchäft nach allgemeinen Merkmalen nur dahin auf⸗ 
gefaßt werden könne, daß es der Umgehung der mehrerwähnten 
Vorſchrift diene, ob es unter die hierfür typiſchen Geſchäfte 
gehöre. (Abweich. Entſch. R. G. Bd. 47 S. 48.) 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendang, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. und N. S. in A. 
Hat der Hypothekenſchuldner auch die Mehrkoſten der 
auf ſeine Veranlaſſung ausgeſtellten löſchungsfähigen 
Quittung zu tragen, wenn der Gläubiger krank iſt, und 
der Notar zur Beglaubigung der Unterſchrift ſich in die 

Wohnung des Gläubigers begeben muß? 

Die Frage iſt unſerer Meinung nach zu bejahen. Die 
Motive zu § 369 B. G. B. (Bd. II S. 89 und 90) begründen 


die Verpflichtung des Schuldners, die Koſten der Quittung zu 


tragen, wie folgt: 

Die Vorſchrift, daß ſie regelmäßig der Schuldner zu 
tragen habe, rechtfertigt ſich dadurch, daß der Gläubiger 
als ſolcher dem Schuldner zu einer beſonderen Leiſtung 
nicht verpflichtet iſt, ſondern hierzu nur durch eine 
pofitive, lediglich das Intereſſe des Schuldners im Auge 
habende Beſtimmung angehalten wird, ſowie daß die 
gegentheilige Vorſchrift zu einer unvollſtändigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers führen würde. Die Regel 
kann aber entſprechend dem beſonderen zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner beſtehenden Rechtsverhältniſſe Ausnahmen 
erleiden, jo insbeſondere, wenn daſſelbe ausſchließlich im 
Intereſſe des Gläubigers eingegangen iſt. 

Wenn das Geſetz dem Schuldner hiernach die Koſten der 
Quittung auferlegt, ſo hat er alle nothwendigen Koſten zu 
tragen. Dazu gehören, wenn der Gläubiger in Folge von 
Krankheit unfähig iſt, ſeine Wohnung zu verlaſſen, auch die für 
den beglaubigenden Notar erwachſende Wegegebühr. Eine Aus⸗ 
nahme erleidet, die Vorſchrift nur, wenn ſich aus dem Rechts ⸗ 
verhältuiß zwiſchen Gläubiger und Schuldner etwas Anderes 
ergiebt. Die in Abſatz 2 erwähnte Ausnahme kommt hier nicht 
in Betracht. 


Herrn JR. P. in S. 
Ein zu notariellem Protokoll errichtetes Teſtament iſt 
nach dem Vermerk, daß das Protokoll der Erblaſſerin 
vorgeleſen, von ihr genehmigt und unterſchrieben worden 
ſei, dicht unter dieſem Vermerk von dem Notar, eine 
Zeile tiefer von der Erblaſſerin und den beiden Zeugen 
unterſchrieben. Da im Texte des Teſtaments eine 
Anzahl, Worte geſtrichen waren, wollte der Notar nach 
erfolgter Unterſchrift des Teſtaments die Streichung 
durch eine Bemerkung auf dem Rande des Teſtaments 
genehmigen laſſen. Die Erblaſſerin erklärte aber, daß 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


887 


ihre körperlichen Kräfte zur vollſtändigen Unterzeichnung 
nicht ausreichten. Der Notar ſetzte einen entſprechenden 
Vermerk unter die Unterſchriften und unterſchrieb dieſen 
Vermerk mit den Zeugen. Der eingeſetzte Erbe be⸗ 
hauptet unter Berufung auf das Zeugniß des Notars 
und der Zeugen, daß die Unterſchrift des Notars nach 
der Unterzeichnung des Teſtaments durch die Erblaſſerin 
erfolgt ſei. Genügt dieſer Beweis zur Aufrechterhaltung 
des Teſtaments ? 

Die Frage ift zu verneinen. In dem Entwurf I war 
ausdrücklich die Beſtimmung enthalten, daß die Unterſchriften 
des Notars und der Zeugen hinter der des Erblaſſers ſtehen 
müßten. In $ 2242 B. G. B. iſt das zwar nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen, aber, wie allgemein anerkannt, aus der Stellung 
des Abſ. 3 des genannten Paragraphen zu entnehmen (vergl. 
Planck, Kommentar, Anm. 4 zu § 2242, Kuhlenbeck, Kom⸗ 
mentar, Anm. 4 zu § 2242, und andere). Die Vorſchrift des 
9 2242 Abſ. 3 iſt zwingender Natur, ihre Nichtbeachtung hat 
die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge. Eine Verletzung der 
Vorſchrift liegt aber vor, wenn die Unterſchrift des Notars 
über der Unterſchrift des Erblaſſers ſteht. Ein Beweis, daß 
der Notar zeitlich nach dem Erblaſſer unterſchrieben habe, kann 
die Nichtigkeit nicht beſeitigen, weil die Unterſchrift des Notars 
die Unterſchrift des Erblaſſers decken muß, was nicht der Fall 
ift, wenn fie über der letzteren ſteht. Die unter dem den 
Unterſchriften folgenden Vermerk ſtehende Unterſchrift des Notars 
kann den Formfehler nicht heilen, weil dieſe Unterſchrift erſichtlich 
nicht zur Vollziehung des Protokolls geſchehen iſt. 


Zu der auf Seite 871 dieſer Zeitſchrift angeregten Frage 
find uns zwei Beſchlüſſe, die den gegentheiligen Standpunkt 
vertreten, zugegangen. Wir bringen bei der Wichtigkeit der 
Streitfrage die Begründung dieſer Beſchlüſſe im Wortlaut. 


I. Beſchluß des Landgerichts Beuthen vom 
30. Oktober 1901: 

Durch den angefochtenen Beſchluß find die vom Beklagten 
zu erſtattenden Koſten nur auf 14,35 Mark feſtgeſetzt, dagegen 
iſt die Feſtſetzung der Koſten des Feſtſetzungsverfahrens ab- 
gelehnt, weil die Koſten gemäß 5 103 der C. P. O. ſofort im 
Urtheile hätten feſtgeſetzt werden können, wenn der Vertreter 
des Klägers es nicht unterlaſſen hätte, ſeinen Koſtenbetrag dem 
Subftituten mitzutheilen. Die hiergegen gerichtete rechtzeitige 
fofortige Beſchwerde des Klägers ift begründet. 

8 103 der C. P. O. giebt nur den Amtsgerichten die 
Befugniß, den Betrag der zu erſtattenden Prozeßkoſten, wenn 
ſie ſofort zu ermitteln find, alsbald im Urtheile feſtzuſetzen. 
Die obfiegende Partei iſt nicht verpflichtet, auf dieſe Art der 
Feſtſetzung hinzuwirken. Sie iſt nur verpflichtet, auf Aufforderung 
des Gerichts die ihr bekannten Koſten auzugeben und wohl 
auch in einfachen Sachen die von ihr leicht feſtzuſtellenden 
Koſten zu ermitteln, wenn fie zu erwarten hat, daß ein Urtheil 
ergehen und das Gericht von jener Befugniß Gebrauch 
machen wird. 

Da aber durchaus nicht alle Amtsgerichte den § 103 
regelmäßig — auch nicht in einfachen Sachen. — anwenden, 
und da bier der Kläger glaubhaft gemacht hat, daß er Ein- 
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wendungen des Beklagten erwarten konnte: jo kann dem Prozeß ⸗ 
bevollmächtigten des Klägers kein Vorwurf daraus gemacht 
werden, daß er den Betrag der bei ihm entſtandenen außer⸗ 
gerichtlichen Koſten ſeinem Tarnowitzer Vertreter nicht vor dem 
Verhandlungstermine mitgetheilt hat. 

Danach kann nicht anerkannt werden, daß die Koften des 
beſonderen Feſtſetzungsverſahrens zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 


verfolgung nicht erforderlich geweſen wären (§ 91 der Civil⸗ 


prozeßordnung). 
II. Beſchluß des Landgerichts Nürnberg: 


Der Beſchluß des Amtsgerichts, durch welchen die Koſten 
des Feſtſetzungsverfahrens dem Kläger auferlegt worden waren, 
iſt aufgehoben, 

in der Erwägung, 

daß der Abſtrich der Gebühr und Auslagen für den 
klägeriſchen Koſtenfeſtſetzungsantrag und die Ueberweiſung 
der Koften des Feſtſetzungsbeſchluſſes auf die Klagspartei 
nicht begründet erſcheint, da 8 103 Abſ. I C. P. O. es 
in das Ermeſſen des Amtsgerichts ſtellt, die zu erſtatten⸗ 
den Prozeßkoſten im Urtheile feſtzuſetzen, wenn deren 
Betrag ſofort zu ermitteln iſt, daß hieraus aber eine 
Verpflichtung der Partei, dieſen Weg der Feſtſetzung auf 
Verlangen des Gerichtes einzuſchlagen und ſich in einem 
Termine, in welchem ſie die ſofortige Verkündung eines 
Urtheils gar nicht vorausſehen kann, zur ſofortigen 
Liquidſtellung ihrer Koſten bereit zu halten, nicht ab⸗ 
geleitet werden kann, 

daß vielmehr, ebenſowenig als der Richter durch & 103 
R. C. P. O. zur Koſtenfeſtſetzung im Urtheile auf 
Verlangen der Partei verpflichtet iſt, die Partei verbunden 
iſt, auf Verlangen des Richters von einem anderen als 
dem ihr in 5 103 Abſ. II, 104 ff. 1. c. gegebenen 
prozeſſualen Mittel, ihren Koſtenerſtattungsanſpruch 
geltend zu machen, Gebrauch zu machen, weshalb auch, 
wenn die Partei nach 5 104 ff. 1. c. vorzugehen vor⸗ 
zieht, die Koſten dieſes Verfahrens als nothwendige an- 
zuſehen und vom unterlegenen Gegner zu erſtatten find. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Otto Stettiner beim Landgericht II Berlin; 
Referendar Dr. Bruno Zabler in Baden⸗Baden beim Amtsgericht 
Baden; — Rechtsanwalt Georg Neumann beim Landgericht I 
Berlin; — Bürgermeiſter Dr. Wilhelm Behn beim Amtsgericht 
Dömitz; — Rechtsanwalt Franz Rech beim Amtsgericht Bingen; — 
Rechtsanwalt Dr. Rheinhard beim Amtsgericht Waiblingen; 
— Rechtsanwalt Dr. Ernſt Beer beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Juſtizrath Samuel Goldmann und Rechts⸗ 
anwalt Dr. Primaveſi beim Amtsgericht und Landgericht 
Elberfeld und beim Amtsgericht Barmen; — Rechtsanwalt 
Konrad Beda Otto Rummler beim Amtsgericht Schmiegel; — 
Afſefſor Dr. Friedrich Brockhues beim Landgericht Cöln; — 
Rechtsanwalt Cuno Rumann beim Landgericht Hannover; — 


Juriſtiſche Wochenſchruft. 


XXX. Jahrgang. 


Gerichtsaſſeſſor Karl Auffenberg beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Paderborn; — Rechtsanwalt Bernhard Armin Rudloff 
beim Amtsgericht Aue und Landgericht Zwickau i. / S.; — 
Rechtsanwalt Dr. Max Jahn in Lörrach beim Landgericht Frei⸗ 
burg i. / Br.; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich Uibeleiſen beim 
Amtsgericht Kiſfingen; — Rechtsanwalt Paul Schüttel beim 
Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Herholtz beim Amts⸗ 
gericht Kalbe a. / S.; — Rechtsanwalt Dr. Karl Eugen Arndt 
beim Amtsgericht Kirſchberg; — Rechtsanwalt Johannes Linden 
beim Amtsgericht Bonn; — Rechtsanwalt Walter John beim 
Amtsgericht Halle a./ S.; — Rechtsanwalt Dr. Johannes Georg 
Kirſten beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Julius Wetzel 
beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Hermann Rudolf 
Wilhelm Grottke in Diedenhofen beim Landgericht Metz; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Oskar Prieſt er beim Amtsgericht 


Rubrort. 
Löfchungen. 

Rechteanwalt Eduard Frank beim Landgericht Mannheim; 
— Juſtizrath Barchewitz beim Oberlandesgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Uibeleiſen beim Landgericht Eich⸗ 
ſtätt; — Rechtsanwalt Bürgermeiſter Hofrath Negendank zu 
Rehna beim Landgericht Schwerin i. / Meckl.; — Rechtsanwalt 
Hans Koller beim Landgericht Neuburg a. / D.; — Notar und 
Rechtsanwalt Höfer in Schleiden beim Amtsgericht Gemünd; 
— Rechtsanwalt Garbe beim Amtsgericht Leck; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Friedrich Donle beim Landgericht München I; — 
Rechtsanwalt Herholtz beim Amtsgericht Uelzen; — Rechts⸗ 
anwalt und Notar Cuno Rumann beim Amtsgericht Einbeck; 
— Rechtsanwalt Samuelſobn beim Landgericht Königsberg; 
— Rechtsanwalt Fritz Brüß beim Landgericht Cöln; — 
Rechtsanwalt Friedrich Hoeſe beim Landgericht Roſtock; — 
Rechtsanwalt Richard Guſtav Raabe beim Amtsgericht Schnee ⸗ 
berg; — Rechtsanwalt Bernhard Arnim Rudloff in Aue beim 
Amtsgericht Schneeberg; — Rechtsanwalt und Notar Wilhelm 
Hausmann, Rechtsanwalt Dr. Edmund Pietrkowski beim 
Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Kempkes beim 
Amtsgericht Elberfeld; — Rechtsanwalt Joſef Rheinboldt 
beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Joſef Rath 
beim Amtsgericht Haßfurt. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Dr. Samuel - 
john in Breslau; — Rechtsanwalt Huguenin in Langen ⸗ 
ſalza; — Rechtsanwalt Senger in Nordhauſen; — Rechts 
anwalt Rum mler in Schmiegel; — Rechtsanwalt Schitte in 
Halle a. / S.; — Gerichtsaſſeſſor Greif in Coͤln; — Gerichts 
aſſeſſor Marx in Sulzbach; — Gerichtsaſſeſſor Neugebauer 
in Euskirchen. 

Todesfälle. 

Rechtsanwalt Joſeph Sohn in Aſchaffenburg; — Rechts-. 
anwalt Hermann Albert Fiſcher in Berlin; — Rechtsanwalt 
Heinrich Sorgenfrei in Hannover; — Rechtsanwalt Ferdinand 
Diedelt in Bleicherode; — Rechtsanwalt Hofrath Johann 
Julius Friedrich Carl Hermes in Röbel; — Rechtsanwalt 
Ludwig Siegfried in Roſtock. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14 


Zum Bürgerlichen Geſetzbuch und dem Einführung⸗geſetz zu demſelben. 
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Zum Art. 181 Abſ. 1 des Einf. Gef. zum B. G. B. 
88 906, 1004 B. G. B. 


Erkenntniß des R. G. VI. Civilſenat i. S. Caſten 
u. Suhling e. Eggers vom 10. Mai 1900, Nr. 96/1900 VI. 


II. J. Oberlandesgericht Hamburg. 


Durch das Urtheil des Landgerichts zu Bremen vom 
21. September 1899 iſt die Beklagte verurtheilt worden, die 
Erſchütterungen und Geräuſche, welche durch den Betrieb ihrer 
Steindruckerei auf dem Immobile Langenſtraße 123 in dem 
Haufe des Klägers Langenſtraße 122 gegenwärtig entſtehen, jo 
weit ſie das erträgliche Maß überſchreiten, abzuſtellen, während 
die Klage im Uebrigen abgewieſen iſt; die hiergegen von der 
Beklagten erhobene Berufung iſt verworfen. Nunmehr hat die 
Beklagte Reviſion eingelegt, welche aber zurückgewieſen iſt. 


Aus den Gründen. 

Die Reviſion ſtellte ſich als unbegründet dar. Daß das 
Berufungsgericht nach Art. 181 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch mit Recht den Streit auf Grund 
der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſchieden hat, iſt 
nicht zu bezweifeln; ebenſo wenig, daß im Allgemeinen die 
88 1004 und 906 des letztern hier richtig angewandt worden 
find. Die Reviſionsangriffe der Beklagten waren verfehlt. Die 
blos negative Richtung der ausgeſprochenen Verurtheilung iſt 
nicht etwa deshalb zu unbeſtimmt, weil keine beſtimmten Ein⸗ 
richtungen genannt find, die die Beklagte treffen ſolle, um die 
iſt gerade die einem negatoriſchen Anſpruche allein angemeſſene, 
wie das Reichsgericht für das frühere gemeine Recht ſchon 
mehrfach ausgeſprochen hat; vgl. Entſcheidungen in Civilſachen, 
Bd. 37 S. 174 ff. und Bd. 40 S. 184. Die Eigenthums⸗ 
freiheitsklage verhält ſich in dieſer Beziehung nach dem Bürger- 
lichen Geſetzbuch nicht anders, als nach dem frühern gemeinen 
Rechte. Auch iſt die fragliche Verurtheilung durchaus nicht 
ungeeignet, vollſtreckt zu werden, wie der § 890 der Civilprozeß⸗ 
ordnung zeigt. 

Ebenſo grundlos iſt die Meinung der Beklagten, zur Unter⸗ 
laſſung von Eingriffen, die ſich nicht fühlbar machen würden, 
wenn das Haus des Klägers nicht aus Fachwerk, ſondern maſſiv 


Zu den Art. 170, 288 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erk. des VII. C. S. i. S. Jacobiwerk c. Sächſiſcher 
Staatsfiskus vom 16. Februar 1900, Nr. 181/98 VII. 


Daß die Klägerin auf die ihr jetzt zuzuſprechende Summe 
Verzugszinſen ſeit dem 10. September 1898 zu beanſpruchen 
hat, unterliegt keinem Bedenken. Es ſteht aber in Frage, ob 
in Folge des mit dem 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welches nach § 288 Abſatz 1 
Satz 1, die Höhe der Verzugszinſen auf 4 Prozent feſtgeſtellt, 
dieſer Zinsfuß ſtatt der bisherigen 5 Prozent ſeit dem erwähnten 
Zeitpunkt in Rückſicht auf den in Rede ſtehenden Zinſenlauf 
Platz greift. Der Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, wonach für die vor dem Inkrafttreten 
des letzteren eingegangenen Schuldverhältniſſe die früheren 
Beſtimmungen maßgebend find, iſt hier nicht entſcheidend. Denn 
bezüglich des Anſpruchs auf Verzugszinſen kommt in Betracht, 
daß der Verzug nicht ein einmaliges Ereigniß ſondern eine 
Thatſache von Dauer iſt, und daß daher ähnlich wie bei 
Zuftandöobligationen die jeweilige Geſetzgebung entſcheidend 
ſein muß, ſoweit Folgen des Verzugs in Frage ſtehen, welche 
wie die Verzugszinſen von der Fortdauer der Verzugsthatſachen 
in der Weiſe beeinflußt werden, daß die Leiſtungsverpflichtung 
mit jeder neuen Zeiteinheit von neuem entſteht. Dieſem nach 
waren hier, und zwar obwohl der Verzug noch vor dem 
1. Januar 1900 eingetreten, von dieſem Zeitpunkt an nur 
4 Prozent Zinſen zuzuerkennen. 


Iſt im Falle des § 563 C. P. O. in Ehe⸗ 
ſcheidungsſachen das neue Recht anzuwenden. 
Art. 199, 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
VI. C. S. i. S. Claußen c. Claußen vom 25. Januar 1900 
Nr. 348/99 VI. 

Aus den Gründen. 

War ſchon hiermit ein Grund (des alten Rechts) zur Auf⸗ 


hebung des vorigen Urtheils gegeben, jo bedurfte es keiner Er. 
oͤrterung darüber, ob nicht für die Zeit vom 1. Januar 1900 
an daſſelbe nach Art. 199 des E. G. zum B. G. B. vom 


z, gebaut wäre, dürfe der Nachbar nicht verurtheilt werden; das 
„Berufungsgericht hat die Haltloſigkeit dieſes Einwandes ſchon 
1 zutreffend dargelegt. 


nn Standpunkte der Vorſchriften des letzteren aus nachzuprüfen 

l jr — ſein, und ſich auch inſoweit ein Aufhebungsgrund ergeben würde. 

** Jetzt kam es nur noch darauf an, ob vielleicht inſoweit um 
1 

, 


gekehrt ein Grund zur Aufrechterhaltung des vorigen 
Urtheils nach Maßgabe des § 563 der C. P. O. aus dem 
B. G. B. zu entnehmen ſei; denn daß hierüber nach dem 
angeführten Art. 199 das neue Recht zu entſcheiden hatte, 
konnte keinem Zweifel unterliegen, während andrerſeits an eine 
ſofortige Entſcheidung in der Sache ſelbſt nach Lage der letztern 
nicht zu denken war. Es liegt nun aber kein ſolcher Grund 
zur Aufrechterhaltung vor. Nach § 1360 Abſ. 1 des B. G. B. 
iſt nämlich der Unterhalt zwiſchen Eheleuten dann durch Ent⸗ 
richtung einer Geldrente zu gewähren, wenn die Chegatten 
getrennt leben, und einer von ihnen die Herſtellung des ehelichen 
Lebens verweigern darf und verweigert; ſonſt iſt er nach 
§ 1360 Abſ. 3 daſelbſt in der durch die eheliche Lebens- 
gemeinſchaft gebotenen Weiſe zu gewähren. Verweigern darf 
aber ein Ehegatte die Herſtellung der Gemeinſchaft nach § 1353 
Abſ. 2 unter anderem, wenn er berechtigt iſt, auf Scheidung 
zu klagen. Letzteres würde hier nun eventuell auch nach 
Art. 201 des E. G. zum B. G. B., bezw. 5 1565 des 
letzteren zu treffen, und zwar für die Zeit vom 1. Januar 1900 
an nach § 1571 Abſ. 2 vergl. mit Abſ. 1 daſelbſt vorläufig 
ſogar ohne zeitliche Beſchränkung. Es mußte daher auf Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urtheils und Zurückverweiſung der 
Sache in die Berufungsinſtanz erkannt werden. 


Zu dem § 22 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. der 

Mitadminiſtratoren der Spar- und Leihkaſſe zu 

Lyſabbel e. Spar- und Leihkaſſe zu Lyſabbel vom 
22. Mai 1900, Nr. 92/1900 III. 


II. J. O. L. G. Kiel. 


Die Rüge der Revifion iſt zurückzuweiſen, daß die Prozeß⸗ 
fähigkeit des klagenden Vereins mit dem 1. Januar 1900 er- 
loſchen ſei, da derſelbe unbeſtritten keine Rechtsfähigkeit in 
Maßgabe des § 22 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlangt habe. 

Nach den im Laufe der Berufungsinſtanz in Kraft ge⸗ 
tretenen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des § 50 
der Civilprozeßordnung find freilich nicht rechtsfähige Vereine 
als ſolche in Rechtsſtreitigkeiten nur noch paſſiv legitimirt, 
während ſich ihre Stellung in Aktivprozeſſen aus § 54 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt — vergl. Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch 8 54 Nr. 2 sub i; Peterſen, Civilprozeßordnung 
§ 50 Nr. 1, § 54 Nr. 4a. Damit iſt aber für die jetzige 
Klage, für welche zur Zeit ihrer Erhebung nach feſtſtehender 
Rechtſprechung des Gemeinen Rechts die Prozeßfähigkeit des 
klagenden Vereins begründet war, deſſen Partei und Prozeß⸗ 
fähigkeit nicht erloſchen, ſondern als fortdauernd anzuſehen. In 
dieſem Sinne iſt im Urtheil des erkennenden Senats vom 
23. Februar 1894 in Sachen Dampfdreſchgenoſſenſchaft G. wider 
Geſchwiſter T., Rep. II 274/93, ausgeſprochen, daß durch die 
nach eingetretener Rechtshängigkeit der Klage erfolgte Auflöſung 
der Genoſſenſchaft dieſelbe in Anſehung der bereits begründeten 
Rechtsverhältniſſe nicht aus dem Rechtsverkehr verſchwunden ſei, 
vielmehr von der Klageerhebung ab das Streitverhältniß der⸗ 
geſtalt unter den Parteien fixirt ſei, daß ſich die Beklagte durch 
einen einſeitigen Akt der weiteren Verhandlung und Entſcheidung 


ſo wenig entziehen konnte, wie etwa durch Veräußerung eines 
Streitgegenſtandes — vergl. auch Entſcheidungen des Reichs 
gerichts in Civilſachen Bd. 34 S. 169, 170, Bd. 28 S. 132 ff. 
So iſt auch mit dem Berufungsgericht anzunehmen, daß dem 
klagenden Verein die rechtsgültig begründete Parteieigenſchaft 
nicht durch die während der Berufungsinſtanz in Kraft getretene 
Geſetzgebung wieder entzogen iſt, und daß der Gegner ſich dem 
nicht entziehen kann, den anhängigen Rechtsſtreit auf der bis⸗ 
herigen Grundlage zum endlichen Austrag zu bringen. Die 
Reviſion war daher koſtenpflichtig zurückzuweiſen. 


Zu den SS 1353, 1360, 1568 B. G. B. 
Art. 201 Einf. G. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Fiſcher 
c. Fiſcher vom 28. Mai 1900, Nr. 107/1900 VI. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Der Kläger fordert die Herſtellung der Che, die Beklagte 
mit der Widerklage Scheidung der Ehe und zwar wegen Ehe⸗ 
bruchs, Trunkſucht, Mißhandlung und Unfähigkeit des Klägers 
fie zu unterhalten und ihr eine zu ihrer Aufnahme geeignete 
Wohnung zu verſchaffen. Das Landgericht hat unter Abweiſung 
der Widerklage nach dem Klagantrag erkannt; auf Berufung 
der Beklagten hat das Oberlandesgericht die Entſcheidung ükr 
Klage und Widerklage von Leiſtung bezw. Verweigerung eines 
richterlichen Eides des Klägers betreffs des ihm zur Laſt ge⸗ 
legten Ehebruchs mit der verwittweten J. abhängig gemacht. 
Auf Reviſion des Beklagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Reviſion iſt begründet, ſoweit dem Berufungsgericht 
der Vorwurf gemacht wird, daß es die Ergebniſſe der mund 
lichen Verhandlung und der Beweisaufnahme bei Erörterung 
der Frage, ob der Beklagten ein Scheidungsgrund nach Bürger- 
lichem Geſetzbuch § 1568 zur Seite ſtehe, nicht vollſtändig 
geprüft habe. In dieſer Hinfiht hat es jene Ergebniſſe nur 
ſoweit gewürdigt, als fie ſich auf den Vorwurf der Trunkſucht, 
der Mißhandlung und der Unfähigkeit zur Beſchaffung des 
Unterhalts, insbeſondere einer geeigneten Wohnung beziehen; in 
keiner Weiſe hat es aber auch die Thatſache verwerthet, die a 
betreffs des Verkehrs des Klägers mit der verwittweten J. 
für erwieſen angeſehen und denen es eine hohe Wahrſcheinlichkeit 
dafür beigelegt hat, daß der Kläger mit der Genannten ge⸗ 
ſchlechtlichen Umgang gepflogen habe. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß das Berufungsgericht bei Prüfung dieſer Thatſachen bezw. 
im Zuſammenhalt mit den ſonſtigen Beweisergebniſſen zu der 
Anſicht gelangt, daß die Vorausſetzungen des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben find. Nun würden zwar 
auch in dieſem Falle die dem Kläger zur Laſt gelegten Ver⸗ 
fehlungen, da fie vor dem 1. Januar 1900 liegen, einen Schei- 
dungsantrag nur dann begründen, wenn fie auch nach den vor 
dieſem Zeitpunkt in Geltung geweſenen Geſetzen einen Schei⸗ 
dungsgrund oder einen Trennungsgrund abgeben (Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch Artikel 201 Abſatz 2), und 
daß dies nach dem, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, in dieſer 
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Beziehung maßgebenden Preußiſchen Landrecht, was die angeb- 
liche Trunkſucht und die angeblichen Mißhandlungen anlangt, 
nicht der Fall iſt, hat das Landgericht bereits zutreffend dar⸗ 
gelegt; auch führen in Anſehung der Verſagung des Unterhalts 
die Feſtſtellungen des Berufungsgerichts in Verbindung mit der 
Vorſchrift in $ 711 Theil II Titel I zu dem gleichen Ergebniß. 
Allein es würde in Frage kommen, ob nicht die Vorausſetzungen 
in $ 673 Theil II Titel 1 vorliegen, wonach dem Ehebruch 
gleichgeachtet wird der unerlaubte Umgang, durch den eine 
dringende Vermuthung der verletzten ehelichen Treue begründet 
wird. Dem läßt ſich auch nicht entgegenhalten, daß dieſe Vor⸗ 
ſchrift keinen beſonderen Eheſcheidungsgrund bilde, ſondern nur 
die Führung des Beweiſes des Ehebruchs erleichtere, daß daher 
das Berufungsgericht ihr thatſächlich dadurch Rechnung ge- 
tragen habe, daß es auf Grund des von ihm für bewieſen an⸗ 
genommenen Verkehrs der verwittweten J. mit dem Kläger dieſem 
einen richterlichen Eid dahin auferlegt hat, daß er ſich mit jener 
nicht fleiſchlich vermiſcht habe. Denn hierzu iſt es nicht gelangt 
auf Grund eines — vom Kläger gar nicht angetretenen — 
Gegenbeweiſes gegen die in § 673 Theil II Titel 1 aufgeſtellte 
Vermuthung, ſondern auf Grund des von der Beklagten unter⸗ 
nommenen und bis zu hoher Wahrſcheinlichkeit geführten Beweiſes 
dafür, daß der Kläger in der That geſchlechtlichen Umgang mit der J. 
gepflogen habe. Es war aber ſeine Aufgabe, auch zu prüfen, 
ob neben den Vorausſetzungen des §8 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch diejenigen der angezogenen Vorſchrift des 
Preußiſchen Landrechts gegeben find. In jener Beziehung liegt 
nur eine unvollſtändige Prüfung vor, in dieſer Beziehung fehlt 
eine Prüfung überhaupt. Die Reviſion rügt endlich noch, daß 
das Berufungsgericht bei Prüfung der Frage, ob die Beklagte 
deswegen, weil der Kläger nach ihrer Behauptung nicht im 
Stande ſei, ihr den erforderlichen Unterhalt zu gewähren, der 
Eheherſtellung auf Grund von § 1353 Abſatz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu widerſprechen berechtigt ſei, auch auf § 1360 
Bezug genommen hat, da nicht in Frage ſei, ob der Kläger ſich 
ſelbſt erhalten könne. Dieſer Angriff geht fehl. Das Berufungs⸗ 
gericht verneint ohne Rechtsirrthum jene Frage nach Lage des 
gegebenen Falls. Wenn es nebenbei zur Unterſtützung ſeiner 
Anfiht auf § 1360 Abſatz 2 verweiſt, jo iſt dies nur zutreffend. 
Denn wenn ſelbſt eine jo weitgehende Mittelloſigkeit des Mannes, 
daß er ſich nicht einmal ſelbſt unterhalten kann, jo daß die 
Frau nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähig 
keit ihm Unterhalt zu gewähren verpflichtet iſt, die Frau nach 
Lage des Falls nicht von der Verpflichtung befreit, dem Ver⸗ 
langen nach Eheherſtellung Folge zu leiſten, ſo kann hiervon 
in der Regel erſt recht nicht die Rede ſein, wenn der Mann 
zwar ſich ſelbſt, nicht aber auch die Frau unterhalten kann. 


Zum $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Glas⸗ 
hoff c. Glashoff vom 10. Mai 1900, Nr. 87/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 
Die Revifion macht geltend, das Berufungsgericht verletze 
den § 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch die Annahme, daß 
die der Beklagten zur Laſt fallende ſchwere Verletzung ihrer 
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Pflichten als Ehefrau um deßwillen als Eheſcheidungsgrund 
wegfalle, weil auch der Kläger fich nicht überall pflichtmäßig 
verhalten habe. Dieſer Angriff geht fehl. Das Berufungs- 
gericht ſpricht keineswegs aus, daß dem Kläger wegen der gegen 
ihn von der Beklagten erhobenen Beſchuldigungen an ſich ein 
Scheidungsgrund gemäß § 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs zur 
Seite ſtehe, daß dieſer aber wegfalle, weil auch der Kläger ſich 
Verfehlungen im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung habe zu 
Schulden kommen laſſen; es nimmt keineswegs eine Kompen⸗ 
ſationsbefugniß des beklagten Ehegatten an. Es ſtellt feſt, daß 
das Eheleben der Parteien tief zerrüttet iſt, es erkennt auch an, 
daß die von der Beklagten gegen den Kläger erhobenen Be⸗ 
ſchuldigungen an ſich betrachtet wohl geeignet wären, eine 
ſolche Zerrüttung hervorzurufen, es hält aber nach der Ge⸗ 
ſtaltung des Falls nicht für erwieſen, daß das Verhalten der 
Beklagten die thatſächlich vorhandene Zerrüttung verurſacht hat, 
ſpricht vielmehr dem Kläger das Recht ab, fich darauf berufen 
zu können, daß ihm die Fortſetzung des ehelichen Lebens nicht 
zugemuthet werden könne, weil er ſelbſt — und zwar in höherem 
Maße als die Beklagte — zur Zerrüttung des Chelebens bei⸗ 
getragen habe. Damit verneint es, daß dem Kläger ein Che⸗ 
ſcheidungsgrund überhaupt erwachſen ſei, und zwar um deß⸗ 
willen, weil die Handlungsweiſe der Beklagten dem 
Kläger die Fortſetzung der Ehe keineswegs unerträglich gemacht 
habe. Zur Anwendung des § 1568 genügt es nicht, daß eine 
Handlung vorliegt, die objektiv geeignet iſt, die Fortſetzung der 
Ehe dem anderen Ehegatten unerträglich zu machen, ſondern 
fie muß auch diefen Erfolg wirklich gehabt haben und die Sach⸗ 
lage kann ſo geſtaltet ſein, daß, wenn auch der klagende Theil 
ſich eine der unter § 1568 fallenden Handlungen hat zu 
Schulden kommen laſſen, dies zu verneinen iſt. 
— Vergl. Motive zum Entwurf eines Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs IV S. 596, die Kommentare zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch von Planck zu § 1568 Anmerkung 2 und 
von Staudinger zu § 1568 Anmerkung 4, Erler, das 
Eheſcheidungsrecht, 2. Auflage § 27 Seite 116 —. 
Es iſt daher nur zutreffend, daß das Berufungsgericht bei 
Prüfung der Frage, ob die thatſächlich vorhandene Zerrüttung 
des Ehelebens durch die Handlungsweiſe der Beklagten berbei- 
geführt worden iſt und ob die Fortſetzung der Ehe dem Kläger 
noch zugemuthet werden kann, auch deſſen Handlungsweiſe in 
Betracht zieht und mit jener vergleicht. Wenn es hierbei mit 
Rückſicht auf die von ihm für erwieſen angenommenen Ver⸗ 
fehlungen des Klägers nicht die Ueberzeugung gewonnen hat, 
daß das Verhalten der Beklagten die Zerrüttung des Ehelebens 
verurſacht hat, ſo kann hierin in keiner Weiſe ein Rechtsirrthum 
gefunden werden und jenem Ergebniß ſteht auch nicht entgegen, 
daß die Beklagte, wie der Kläger annehmen zu dürfen glaubt, 
die ihm zur Laſt gelegten Handlungen nicht als ſchwerwiegend 
auffaſſen ſollte. Der Einwand der Reviſion, das Verhalten 
des Klägers, ſoweit es für erwieſen angenommen worden, liege 
ſoweit zurück, daß es die Zerrüttung des ehelichen Lebens füglich 
nicht herbeigeführt haben könne, iſt ſchon deswegen unbegründet, 
weil der Kläger ſeinem Zugeſtändniſſe zufolge auch dermalen 
geſchlechtskrank iſt und weil die rohen Mißhandlungen, die er 
im Jahre 1893 der Beklagten zugefügt hat, nur ungefähr ein 
Jahr zurückliegen von der erheblichen Verfehlung, die ſich die 
1* 


Beklagte gegen den Kläger angeblich hat zu Schulden kommen 
Iafien, von der bei der Polizeiverwaltung erhobenen Anſchuldigung 
des Giftmordes. 


Zum Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


III. C. S. i. S. Beck c. Beck vom 2. Januar 1900, 
Nr. 257/1899. 


I. 

Der Vertreter der Reviſionsklägerin begründete die Revifion 
damit, daß Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch Anwendung fände und daher zu prüfen ſei, ob 
die Ehe nach § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches zu ſcheiden 
ſei. Der Vertreter des Reviſionsbeklagten war zwar ebenfalls 
der Meinung, daß Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch anzuwenden ſei, beſtritt jedoch, daß nach 
dieſer Beſtimmung die Reviſion begründet ſei. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


1. Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch lautet: „Die Scheidung und die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs einer Verfehlung der in den 88 1565 bis 
1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art ſchuldig 
gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die Verfehlung 
auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder 
ein Trennungsgrund war.“ 

Der Wortlaut dieſer Beſtimmung ergiebt, daß dieſelbe auch 
auf vor dem 1. Januar 1900 anhängig geweſene Eheſachen 
Anwendung leidet, und ebenſo beſtätigen die Motive zu Ar⸗ 
tikel 120 des erften Entwurfs eines Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche (Seite 289 der amtlichen Ausgabe), 
daß dieſe Geltung des neuen Rechts für bei deſſen Inkrafttreten 
anhängige Eheſachen vom Geſetzgeber gewollt iſt. Denn in den 
Motiven wird der Standpunkt der verſchiedenen früheren Geſetz⸗ 
gebungen zu der Frage der Rückwirkung neuer Eheſcheidungs⸗ 
geſetze auf anhängige Eheſcheidungsſachen dargelegt und alsdann 
der Satz begründet, daß jede Scheidung einer Ehe abzulehnen 
ſei, welche mit der zur Geltung gelangten neuen Rechts⸗ 
anſchauung im Widerſpruch ſteht. Hieraus ergiebt ſich, daß 
das Fehlen einer Beſtimmung, welche die vor dem 1. Januar 
1900 anhängig gewordenen Eheſcheidungsſachen von der An- 
wendung des Artikels 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch ausſchließt, die Bedeutung hat, daß auch die 
zu jenem Zeitpunkte bereits anhängigen Cheſcheidungsſachen nach 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Scheidung 
und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft mit der aus 
Artikel 201 Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes ſich ergebenden Be⸗ 
ſchränkung zu beurtheilen find. Auch die Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs war über dieſe 
Bedeutung des Artikels 201 des Einführungsgeſetzes nicht im 
Zweifel (Protokolle Band 6 Seite 546: „zu beachten ſei, 
namentlich, daß — das neue Recht auch auf die unter dem 


alten Rechte anhängig gewordenen Prozeſſe Anwendung finden 
ſolle“.) Iſt ſonach die Anwendung des Artikels 201 des Ein. 
führungsgeſetzes auf anhängige Eheſcheidungsſachen als richtig 
anzuerkennen, fo muß dieſe Anwendung nicht blos auf die 
jenigen Eheſcheidungsſachen, welche vor dem 1. Januar in erſtet 
Inſtanz anhängig waren, ſondern auch auf diejenigen, welche 
zu jenem Zeitpunkte in der Berufungsinſtanz anhängig waren, 
erfolgen. Denn wenn auch in der Berufungsinſtanz zunächſt 
die Richtigkeit der angefochtenen erſtinſtanzlichen Entſcheidung 
zu prüfen iſt, in dieſer Beziehung alſo die zur Zeit der Ver⸗ 
kündung dieſer letzteren Entſcheidung geltenden Rechtsnormen 
in Betracht kommen, ſo iſt doch andererſeits das Verfahren der 
Berufungsinſtanz in Cheſachen durch die unbeſchränkte Zuläffz ' 
keit der Geltendmachung anderer als der in der Klage vorge 
brachten Klagegründe und des Ueberganges von einer der in 
§ 615 der Civilprozeßordnung genannten Klagen zu einer 
anderen dieſer Klagen (Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Civilſachen Band 31 Nr. 2) derart zu einer neuen Verhand- 
lung des Rechtsſtreits geworden, daß daſſelbe neue Recht, 
welches für Eheſcheidungsſachen erſter Inſtanz zur Anwendung 
zu bringen iſt, auch für in der Berufungsinſtanz anhängige 
Eheſcheidungsſachen Geltung hat. Dies gilt auch in dem Falle, 
wenn die Sache unter Aufhebung des Berufungsurtheils durch 
das Revifionsgericht gemäß § 565 Abſatz 1 der Civilprozeh⸗ 
ordnung zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung a 
das Berufungsgericht zurückverwieſen wird, für die neue de 
rufungsverhandlung, da dieſe von der erſten Berufungsverhard⸗ 
lung (abgeſehen von der hier nicht weiter in Betracht kommen 
den Beſtimmung des § 565 Abſatz 2 der Civilprozeßordnung) 
ſich prinzipiell nicht unterſcheidet (Entſcheidungen des Reichs ⸗ 
gerichts in Civilſachen Band 26 Nr. 87). Hieraus folgt aber 
weiter, daß auch das Reviſionsgericht, wenn es gemäß 9 565 
Abſatz 3 Ziffer 1 der Civilprozeßordnung in der Sache ſellf 
entſcheidet, weil die Aufhebung des Berufungsurtheils mut 
wegen Geſetzes verletzung bei Anwendung des Geſetzes auf dal 
feſtgeſtellte Sachverhältniß erfolgt und nach Letzterem die Sache 
zur Endentſcheidung reif iſt, den Artikel 201 des Einführung 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch anzuwenden hat. Denn 
in einem derartigen Falle, in welchem für eine weitere Ber 
handlung kein Raum iſt, entſcheidet das Reviſionsgericht an 
Stelle des Berufungsgerichts (Juriſtiſche Wochenſchriſt 185 
Seite 145 Ziffer 5). 

2. Die vorſtehenden Erörterungen führen indeſſen keines · 
wegs zu der Anwendung des Artikels 201 Cinführungsgeiehet 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch bei der dem Reviſionsgerichte ob- 
liegenden Prüfung in Frage, ob die durch Reviſion angefochtene, 
vor dem 1. Januar 1900 verkündete Entſcheidung des De 
rufungsgerichts auf einer Geſetzesverletzung der 88 549, 550 
der Civilprozeßordnung beruht. Denn hierbei kommen nicht 
nur die Beſtimmungen des Artikels 201 Einführungsgeſetes 
um Bürgerlichen Geſetzbuch ſondern auch diejenigen der Ciril⸗ 
prozeßordnung in Betracht. In dieſer Beziehung iſt hervorzu⸗ 
heben, daß nach Artikel 32 des Einführungsgeſetzes zum Bürger ' 
lichen Geſetzbuch die Vorſchriften der Reichsgeſetze in Kraft 
bleiben, jedoch inſoweit außer Kraft treten, als ſich aus dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus deſſen Einführungsgeſetze die 
Aufhebung ergiebt. Letzteres iſt aber bezüglich der hier vorge ' 
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hobenen Beſtimmungen der Civilprozeßordnung (58 511, 512 
a. F., §§ 549, 550 n. F.) keineswegs der Fall, wie ja die⸗ 
ſelben durch das Reichsgeſetz vom 17. Mai 1898 betreffend 
Aenderungen der Civilprozeßordnung nicht berührt worden find. 
Die 88 549, 550 der Civilprozeßordnung führen aber noth- 
wendig zu der Annahme, daß die Prüfung des Berufungs- 
urtheils durch das Reviſionsgericht nur auf Grundlage der zur 
Zeit ſeiner Verkündung in Geltung geweſenen Geſetze, nicht 
aber auf Grundlage erſt nach dieſem Zeitpunkte in Kraft ge⸗ 
tretener Geſetze erfolgen kann. Denn letztere Geſetze können 
durch das Berufungsurtheil nicht verletzt worden ſein, da deren 
Anwendung dem Gerichte zweiter Inſtanz verboten war. Hier⸗ 
aus ergiebt ſich, daß in Folge der Beſtimmungen der Givil- 
prozeßordnung über die Revifion Artikel 201 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch bei Prüfung des Berufungs- 
urtheils, welches vor dem 1. Januar 1900 verkündet worden 
iſt, durch das Reviſionsgericht in der Richtung, ob dieſes Ur. 
theil auf einer Geſetzes verletzung beruht, außer Betracht zu 
bleiben hat. — Man kann auch nicht ſagen, daß $ 565 Ab- 
ſatz 2 der Civilprozeßordnung dieſer Auffaſſung entgegenſtehe. 
Denn dieſe rechtliche Beurtheilung des Reviſionsgerichts, welche 
das Berufungsgericht ſeiner weiteren Entſcheidung im Falle der 
Jurückweiſung der Sache iu die Berufungsinſtanz zu Grunde 
zu legen hat, ergeht immer nur in Gemäßheit derjenigen Ge⸗ 
ſetze, welche zur Zeit der Verkündung des Berufungsurtheils in 
Geltung geweſen find, kann alſo nicht mit Artikel 201 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch oder den Be- 
ſtimmungen des Letzteren in Konflikt kommen. Ob und inwie⸗ 
weit dieſes alte Recht noch Anwendung leidet, iſt in Abſatz 2 
des Artikels 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch beſtimmt. — Endlich iſt es nicht richtig, daß in 
Eheſcheidungsſachen immer erſt das in letzter Inſtanz ergan⸗ 
gene Urtheil dasjenige iſt, durch welches die Scheidung erfolgt. 
Als das Scheidungsurtheil iſt vielmehr dasjenige anzuſehen, 
durch welches zuerſt die Eheſcheidung ausgeſprochen wird, unter 
der Vorausſetzung, daß im Falle der Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels Letzteres zurückgewieſen oder verworfen wird. Der Um⸗ 
ſtand, daß auch Urtheile, durch welche ein Rechtsmittel gegen auf 
Scheidung erkennende Urtheile zurückgewieſen oder verworfen 
wird, gemäß § 625 der Civilprozeßordnung von Amtswegen 
zuzuſtellen find, iſt in dieſer Beziehung einflußlos. Denn 
§ 625 der Civilprozeßordnung will (vergl. Hahn, Materialien 
zur Civilprozeßordnung Band 2 Seite 1051) bezwecken, daß 
zur Verhütung von Mißſtänden die Rechtskraft auf Scheidung 
erkennender Urtheile dem Willen der Parteien entrückt wird 
und nicht unbeſtimmte Zeit in der Schwebe bleibt. Dieſer 
Zweck des Geſetzes wird aber nur erreicht, wenn nicht blos die 
Urtheile, durch welche unmittelbar auf Scheidung erkannt wird, 
ſondern auch diejenigen, durch welche ein Rechtsmittel gegen 
ein Scheidungsurtheil zurückgewieſen oder verworfen wird, von 
Amtswegen zugeſtellt werden. Hieraus ergiebt ſich indeſſen 
lediglich, daß letztere Urtheile im Sinne des § 625 der 
Civilprozeßordnung den Scheidungsurtheilen gleichſtehen, 
keineswegs werden aber jene Urtheile zu Scheidungsurtheilen 
ſondern enthalten nur einen die Scheidung beſtätigenden 
Ausſpruch (vgl. auch Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Civilſachen Band 7 Nr. 111 Seite 364). 


3. In der Sache ſelbſt wird das Berufungsurtheil als 
frei von Rechtsirrthum erklärt. 


II. 
Erk. des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Schmitz 
c. Schmitz vom 9. Januar 1900, Nr. 379/99 JI. 


Aus den Gründen. 

Der Anfiht der Reviſionsklägerin, daß, nachdem nunmehr 
das Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten iſt, auf Grund 
des Art. 201 des Einführungsgeſetzes zu demſelben die Auf⸗ 
hebung des angegriffenen Urtheils und die Zurückverweiſung der 
Sache in die Berufungsinſtanz geboten ſei, iſt nicht beizutreten. 
Zwar beſtimmt Art. 201 Abſ. 1 allgemein und damit auch 
für die Revifionsinftanz, daß die Scheidung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
an nach deſſen Vorſchriften zu erfolgen hat. Allein in der 
Revifionsinſtanz handelt es fich zunächſt nicht um die Scheidung 
der Ehe, ſondern um die Prüfung des angegriffenen Urtheils 
nach der Richtung hin, ob deſſen Entſcheidung auf Geſetzes⸗ 
verletzung beruht, § 549 (511) Civilprozeßordnung, verletzt die⸗ 
ſelbe nicht das Geſetz, ſo muß die Reviſion zurückgewieſen 
werden, andernfalls iſt die Entſcheidung aufzuheben und in der 
Regel die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen; nur unter 
beſonderen Vorausſetzungen hat im letzteren Falle das Reviſions⸗ 
gericht die Endentſcheidung zu fällen, SS 563 (526), 564 (527), 
565 (528) Civilprozeßordnung, und damit über die beantragte 
Scheidung zu erkennen, und würden dann allerdings nach 
Art. 201 die bezüglichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für den Reviſionsrichter maßgebend ſein. Dagegen kann 
bei der Prüfung der angefochtenen Entſcheidung auf ihre Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit hin nur das Geſetz in Betracht kommen, welches 
damals Geltung hatte, alſo im vorliegenden Falle Art. 231 C. c. 
Daß das Geſetz dieſe aus der prozeßrechtlichen Natur des 
Rechtsmittels der Reviſion ſich ergebenden Grundſätze abändern 
wollte, läßt ſich aus Art. 201 nicht entnehmen, und daraus, 
daß die Reviſion Suſpenſiveffekt hat, und daß auch das Re 
viſionsurtheil in Eheſachen von Amtswegen zugeſtellt wird, folgt 
noch nicht, daß das die Reviſion zurückweiſende Revifionsurtheil 
als das Scheidungsurtheil anzuſehen iſt. Wenn endlich die 
Reviſionsklägerin für ihre Anſicht ſich noch darauf beruft, daß, 
wenn die Sache wegen Verletzung des bisherigen Eheſcheidungs⸗ 
rechts an das Berufungsgericht zurückverwieſen worden, daſſelbe 
zu Folge der Beſtimmung des § 565 (528) Abſ. 2 Civilprozeß⸗ 
ordnung gehindert ſei, das neue Recht anzuwenden, ſo überſieht 
ſie, daß für den Berufungsrichter, der mit der Scheidung ſelbſt 
befaßt iſt, der bezogene Art. 201 unbedingt maßgebend iſt, und 
bei der hierdurch hervorgerufenen anderen Sach- und Rechtslage 
dann für die Anwendung des § 565 Abſ. 2 kein Raum iſt. 


III. 
Erk. des Reichsgerichts IV. C S. i. S. Haberland 
c. Haberland, Nr. 270/99 IV. 
Aus den Gründen. 
Ein Bedenken kann nicht etwa aus Artikel 201 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch aus dem Grunde 
hergeleitet werden, weil das inzwiſchen in Kraft getretene Bürger 


liche Geſetzbuch den Eheſcheidungsgrund der unüberwindlichen 
Abneigung nicht kennt. Allerdings muß anerkannt werden, daß 
die Vorſchriften des neuen Rechts auf anhängige Eheſcheidungs⸗ 
ſachen derart Anwendung zu finden haben, daß die Scheidung 
und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ſeitens der 
Gerichte aller Inſtanzen nur nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs unter der aus Abſatz 2 des 
Artikels 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
ſich ergebenden Beſchränkung erfolgen kann. 

(Vergl. die Motive zu Art. 120 des Entwurfs 

Seite 289, bei Mugdan Materialien Band J Seite 98). 

Bei Beantwortung der im vorliegenden Falle allein in 

Betracht kommenden Frage aber, ob die vor dem 1. Januar 1900 
vom Berufungsrichter ausgeſprochene Ehetrennung auf der 
Verletzung eines Geſetzes im Sinne der 88 549, 550 
der Civilprozeßordnung beruht, hat ſich die Prüfung des 
Revifiondgerichts lediglich darauf zu beſchränken, ob der Berufungs- 
richter das zur Zeit der Urtheilsverkündung geltend 
geweſene Recht richtig zur Anwendung gebracht hat; und dieſe 
Frage muß hier bejaht werden. 

Vergl. das zum Abdruck beſtimmte Urtheil des Dritten 

Civilſenats des Reichsgerichts vom 2. Januar 1900 in 

Sachen Beck wider Beck, Rep. 257/1899. 


Zum § 613 C. P. O. 
Zum Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erk. des VI. C. S. i. S. Barndt c. Barndt vom 
18. Januar 1900, Nr. 353/99 VI. 


Gründe. 


Der für den Ehemann als Vertreter in der Revifionsinftanz 
aufgetretene Rechtsanwalt hat auf Erfordern des Reviſions⸗ 
gerichts durch Vorlegung einer die Unterſchrift ſeines Mandanten 
tragenden Vollmacht nachgewieſen, daß er von dieſem beauftragt 
ſei, ihn in dem vorliegenden Prozeſſe vor dem Reichsgericht 
zu vertreten; dagegen iſt von dem für die Ehefrau aufgetretenen 
Rechtsanwalte eine ſchriftliche Vollmacht nicht vorgelegt worden. 

Die Vorlegung und Ueberreichung der Vollmacht für den 
Ehemann, der als Widerkläger Klagpartei für den ganzen 
Prozeß und in der Reviſionsinſtanz der angreifende Theil iſt, 
mußte nach § 613 verbunden mit § 80 Abſatz 1 der Civil⸗ 
prozeßordnung von Amtswegen gefordert werden. Der $ 613, 
der mit Rückſicht auf die beſondere Natur, insbeſondere den 
Offizialcharakter der Eheſachen eine Ausnahme von der für den 
Anwaltsprozeß ſchon nach dem bisherigen Recht gültig geweſenen 
und im Allgemeinen auch für die Zukunft aufrecht erhaltenen 
Regel (Civilprozeßordnung § 84 bez. 88) ſtatuirt, ſchreibt die 
Offizialprüfung der Vollmacht des für den klagenden Theil 
auftretenden Anwalts ganz allgemein vor, weder der Wortlaut 
des Geſetzes noch die Entſtehungsgeſchichte (vergl. den Entwurf 
des Geſetzes betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung 
Art. 1 § 573 b verbunden mit § 84 und Motive dazu, Protokolle 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, Protokoll Nr. 451 unter VIII, — 
Band VI Seite 675 der im Auftrage des Reichs. Juſtizamts 


bearbeiteten Ausgabe — und Druckſachen des Reichstags 
9. Legislaturperiode, V. Seſſion 1897/98, Bericht der 
VI Kommiſſion Nr. 240 Seite 154 flg.) bietet einen Anhalt 
dafür, daß fie in der Reviſionsinſtanz nicht Platz greifen ſolle. 
Auch fonft liegt für eine ſolche Annahme kein zureichender 
Grund vor. Wenn der Geſetzgeber es wegen der beſonderen 
Natur der Rechtsverhältniſſe, über welche im Eheprozeſſe zu 
entſcheiden iſt, für geboten erachtet hat, Sondervorſchriften zu 
ertheilen, durch welche Sicherheit dafür gewonnen werden ſoll, 
daß die Klagpartei wirklich Auftrag gegeben habe, dasjenige, 
was für fie beantragt wird, zu erreichen, jo muß die Vornahme 
der zu dieſem Zwecke vorgeſchriebenen Offizialprüfung der 
Vollmacht nach der Tendenz des Geſetzes auch dann für geboten 
erachtet werden, wenn die Durchſetzung des Klagantrags durch 

Angriffe gegen das prozeſſuale Verfahren oder die rechtliche 

Beurtheilung der Vorinſtanzen bei dem Reviſionsgerichte unter- 

nommen wird. Unerheblich erſcheint es ferner, daß im gegebenen 

Falle der Ehemann als Widerkläger nur Wiederherſtellung des ehe- 

lichen Lebens anſtrebt, bei der Allgemeinheit der Faſſung des § 613 

muß dieſer auf alle Eheſachen im Sinne von § 606 bezogen werden. 

Andererſeits war von dem für die Ehefrau aufgetretenen 
Anwalte Nachweis der Vollmacht von Amtswegen nicht zu er- 
fordern. Zwar iſt die Ehefrau im ganzen Prozeſſe Haupt⸗ 
klägerin, allein in der Reviſionsinſtanz verlangt fie nur Aufrecht 
erhaltung der Entſcheidung der Vorinſtanz. Es iſt aber, wenn 
das Geſetz die Offizialprüfung der Vollmacht überhaupt nur 
für die Klagpartei, alſo für den angreifenden Theil vor - 
zuſchreiben für erforderlich erachtet hat, dies dahin zu ver- 
ſtehen, daß es dieſer Prüfung in der Oberinſtanz nur dann 
bedürfen ſoll, wenn auch in dieſer die Klagpartei angreifender 
Theil iſt, alſo wenn ſie es unternommen hat, ihr Klagbegehren 
durch Einlegung eines Rechtsmittels durchzuſetzen. 

Was die Sache ſelbſt anlangt, jo hat die Reviſion ihre 
Angriffe hauptſächlich auf Art. 201 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch gejtügt. 

Es iſt ihr zuzugeben, daß nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs einem Klagantrage, der darauf gerichtet 
iſt, durch Urtheil die zeitweilige Trennung der Ehegatten von 
Tiſch und Bett auszusprechen, nicht mehr ſtattgegeben werden 
darf. Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt keine Klage auf zeit⸗ 
liche Trennung der ehelichen Gemeinſchaft; dem Bebürfnifie, dem 
bisher wie anderwärts, jo auch in Sachſen (Sächſiſches Bürger- 
liches Geſetzbuch § 1754) die durch richterliches Urtheil an- 
geordnete zeitliche Trennnung der Ehegatten dienen ſollte, ſoll 
künftig auf dem in den $$ 620, 621, 627 der Civilprozeß⸗ 
ordnung beſtimmten Wege genügt werden, unter Umftänden 
werden auch die Beſtimmungen in $$ 1353, 1354 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs dazu führen, daß eine thatſächlich bereits voll- 
zogene Trennung der Chegatten wider den Willen des einen 
Theils durch Abweiſung der von ihm erhobenen, auf Wieder- 
herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft gerichteten Klage aufrecht 
erhalten bleibt. 

Dieſer hiernach von dem Geſetzgeber bei der Neugeftaltung 
des deutſchen Eherechts angenommene Standpunkt ſoll, wie ſich 
aus Art. 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch ergiebt (vergl. auch die Motive zu Art. 120 des Entwurfs 
des Einführungsgeſetzes, Seite 288 flg. der amtlichen Ausgabe 


und die oben angezogenen Protokolle II. Leſung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Band VI Seite 545, 546) auch bei der Beurtheilung 
von Eheſtreitigkeiten, bei denen es ſich um vor dem 1. Januar 
1900 liegende Vorgänge handelt, maßgebend ſein und zwar 
auch in zu dieſer Zeit bereits anhängigen Prozeſſen und an 
ſich in allen Inſtanzen, insbeſondere auch dann, wenn die 
Sache durch das Reviſionsgericht gemäß § 565 Abſatz 1 der 
Civilprozeßordnung unter Aufhebung des Berufungsurtheils an 
das Oberlandesgericht zurückverwieſen wird, oder wenn das 
Reviſionsgericht gemäß 5 565 Abſatz 3 Ziffer 1 der Civil⸗ 
prozeß ordnung in der Sache ſelbſt entſcheidet. 

Allein aus dem vorſtehend Bemerkten folgt nicht, daß, 
wenn durch ein vor dem 1. Januar 1900 verkündetes Urtheil 
eines Oberlandesgerichts unter Anwendung des bisher geltend 
geweſenen Civilrechts auf zeitliche Trennung der Ehegatten 
erkannt worden tft, dieſes Urtheil deshalb, weil es mit dem 
am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Rechte nicht im 
Einklange ſteht, aufzuheben und dieſes neue Recht zur An- 
wendung zu bringen wäre. Denn nach dem Prozeßrechte, wie 
es bisher galt und in Zukunft in Giltigkeit bleibt (Civilprozeß⸗ 
ordnung 85 511, 512, 527 bezw. §§ 549, 550, 564), darf 
ein Urtheil des Berufungsgerichts in der Reviſionsinſtanz nur 
dann aufgehoben oder abgeändert werden, wenn eine revifible 
Rechtsnorm dadurch verletzt iſt, daß ſie nicht oder nicht richtig 
angewendet worden iſt. Die Frage aber, ob eine richterliche 
Entſcheidung eine Rechtsnorm verletzt habe, muß vom Stand- 
punkte desjenigen Rechtes aus beurtheilt werden, das zur Zeit 
der Verkündung dieſer Entſcheidung galt; die gegentheilige 
Meinung widerſpricht durchaus dem Sprachgebrauche, nach 
welchem es ausgeſchloſſen erſcheint, einem Richter eine Geſetzes⸗ 
verletzung beizumeſſen, wenn er das Recht, das er anzuwenden 
verpflichtet war, richtig angewendet hat. Es würde eines be- 
ſonderen Anhalts für die Annahme bedürfen, daß der Geſetz⸗ 
geber, ſei es ſpeziell in Art. 201 des Einführungsgeſetzes oder 
allgemein da, wo er in dieſem Geſetze einzelnen Beſtimmungen 
des neuen Rechtes rückwirkende Kraft beigelegt hat, dies in dem 
Sinne gemeint habe, daß damit auch die erwähnten durch das 
Prozeßrecht bezüglich der Aufhebung oder Abänderung ober⸗ 
landes gerichtlicher Urtheile dem Reviſionsgerichte gezogenen 
Schranken beſeitigt ſein ſollten. An einem ſolchen Anhalte 
gebricht es gänzlich, vielmehr weiſen die Motive zu Art. 120 
des Entwurfs zum Einführungsgeſetze auf die vorſtehend ver⸗ 
tretene Auffaſſung hin. 2 

Die nach dem Vorſtehenden bezüglich der Tragweite des 
Art. 201 des Eiuführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
aus den 88 549, 550, 564 der Civilprozeßordnung ſich er⸗ 
gebenden Folgerungen würden nicht geändert werden, wenn die 
auf die Vorſchriften in 8 1564 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und 5 705 der Civilprozeßordnung geſtätzte Meinung der 
Reviſion als zutreffend anzuerkennen wäre, wonach, wenn in 
zweiter Inſtanz auf Eheſcheidung oder dauernde oder zeitweilige 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt und hiergegen 
Reviſion eingelegt worden iſt, erft das die angefochtene Ent- 
ſcheidung aufrecht erhaltende Urtheil des Reviſionsgerichts als 
diejenige Entſcheidung anzuſehen ſein ſoll, durch welche die 
Scheidung oder die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft er- 
folgt. Die Meinung der Revifion, daß bei dieſer Annahme 


zwiſchen der Beſtimmung in Art. 201 des. Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch einer- und denen der Civilprozeß⸗ 
ordnung andrerſeits ein Gegenſatz beſtehe, inſofern die An- 
wendung der einen Vorſchrift diejenige der andern ausſchließe, 
und daß in ſolchem Falle die materiellrechtliche Vorſchrift der 
prozeſſualen vorgehen müſſe, iſt nicht zutreffend. Das Gericht 
hat bei einer ihm obliegenden Entſcheidung immer zunächſt die 
ihm durch das Prozeßrecht geſetzten Grenzen feſtzuſtellen und kann 
das materielle Recht nur innerhalb derſelben zur Geltung bringen. 

Eine dem vorſtehend Dargelegten analoge Auffafſung wird 
im Gebiete des Strafrechts von der Mehrheit der Rechtslehrer 
bezüglich der Anwendung der Beſtimmung in 8 2 Abſatz 2 des 
Strafgeſetzbuchs vertreten, indem angenommen wird, daß nach 
der den 88 549, 550 der Civilprozeßordnung entſprechenden 
Vorſchrift in § 376 der Strafprozeßordnung das Reviſions⸗ 
gericht das angefochteue Urtheil nur vom Standpunkte des zur 
Zeit ſeines Erlaſſes geltenden Rechtes aus prüfen dürfe, ſo daß 
die angezogene Beſtimmung des Strafgeſetzbuchs nur Anwendung 
finden könne, wenn das Reviſionsgericht auf Grund der von dem 
eben bezeichneten Standpunkte aus vorgenommenen Prüfung zur 
Aufhebung des angefochtenen Urtheils gelangt ſei. Vergl. Die- 
hauſen, Kommentar zum Strafgeſetzbuch, V. Auflage, Anm. 12b 
zu § 2. Vergl. auch die noch unter der Herrſchaft des Preufi- 
ſchen Strafprozeßrechts ergangenen Urtheile des Königlichen Ober⸗ 
tribunals bez. des Königlichen Oberappellationsgerichts zu Berlin 
bei Oppenhoff, Rechtſprechung des Obertribunals ꝛc. Band 12 
Seite 9, Seite 37 flg., Seite 95 fig. (Urtheile vom 5. Januar, 
18. Januar und 15. Februar 1871). 

Wenn die Revſſion aus zwei am 13. Januar 1900 ver⸗ 
kündeten Urtheilen des I. Civilſenats des Reichsgerichts (Rep. 1 
299/99 und I. 275/99) entnehmen will, daß der bezeichnete 
Senat den Beſtimmungen in 89 549, 550 der Civilprozeß⸗ 
ordnung eine den vorſtehenden Ausführungen entſprechende Be⸗ 
deutung nicht beilege, ſo iſt dem entgegen zu halten, daß es ſich 
in den dort entſchiedenen Fällen darum gehandelt hat, welcher 
Einfluß einer in Rechtskraft übergegangenen Entſcheidung, durch 
welche ein Patent für nichtig erklärt worden, für einen die Ver⸗ 
letzung dieſes Patents betreffenden Rechtsſtreit dann beizumeſſen 
ſei, wenn das die Nichtigkeit des Patentes ausſprechende Urtheil 
erſt zu einer Zeit, zu welcher der ſeine Verletzung betreffende 
Prozeß bereits in die Reviſionsinſtanz gelangt war, ergangen 
iſt. Geſtützt find dieſe Entſcheidungen auf dem Patentrechte 
entnommene Erwägungen, die mit den hier entſcheidend ge⸗ 
weſenen nichts zu thun haben. 

Unzutreffend iſt weiter die Meinung der Revifion, daß 
die oben dargelegte Auffaſſung zu Schwierigkeiten dann führen 
müſſe, wenn die Sache unter Aufhebung des oberlandesgericht⸗ 
lichen Urtheils an die Vorinſtanz zurückverwieſen werde, indem 
dann der Beſtimmung in $ 565 Abſatz 2 der Civilprozeß⸗ 
ordnung nicht nachgegangen werden könne, dafern das von 
dem Reichsgerichte als verletzt bezeichnete Recht vom Berufungs- 
gerichte gemäß Art. 201 Abſatz 1 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht mehr angewendet werden 
konne. In ſolchem Falle betrifft die rechtliche Beurtheilung, 
welche der Aufhebung zu Grunde gelegt iſt, nur das ältere 
Recht, das in dem aufgehobenen Berufungsurtheile verletzt 
war, und inſoweit iſt das Berufungsgericht an die rechtliche 


Beurtheilung des Reichsgerichts durchaus gebunden, was ind- 
beſondere mit Rückſicht auf die Vorſchrift im zweiten Abſatze 
des angezogenen Artikels von Bedeutung werden kann. 

Nach dem Vorſtehenden könnte das im gegenwärtigen 
Falle angefochtene Urtheil des Oberlandesgerichts auf Grund 
einer Verletzung des materiellen Rechts nur dann aufgehoben 
oder abgeändert werden, wenn darin eine bis zum 31. Dezember 
1899 in Sachſen in Kraft geweſene, der Nachprüfung des 
Reichsgerichts zugängliche materiellrechtliche Norm verletzt wäre. 
Daß dies der Fall ſei, nimmt die Reviſion ſelbſt nicht an, in 
der That beruhen die einſchlagenden Ausführungen der Vorinſtanz 
durchgängig auf irrevifiblem Rechte. 


Was iſt unter dem Ausdruck „Verfehlung“ im 
Art. 201 Abſ. 2 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
zu verſtehen? 


Erkenntniß des R. G. III. C. S. i. S. Wachtel c. Wachtel 
vom 4. Mai 1900, Nr. 56/1900 III. 


Das nach dem 1. Januar 1900 erlafjene Berufungsurtheil 
wird von der Klägerin nur rückfichtlich der Folgen der den beiden 
Parteien auferlegten Eide angegriffen. Das Landgericht hat auf 
die wegen Ehebruchs erhobene Scheidungsklage dem Beklagten 
und auf deſſen wegen Ehebruchs der Klägerin erhobene Wider⸗ 
klage der Klägerin den richterlichen Eid über die Negative auf⸗ 
erlegt, auch für den Fall der Leiſtung oder Weigerung beider 
Eide beide Klagen abgewieſen. Das Oberlandesgericht hat die 
dagegen erhobene Berufung zurückgewieſen. Es verkennt nicht, 
daß es nach Art. 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, falls dieſer allein ſtände, das neue 
Recht würde anwenden und dann, da das Bürgerliche Geſetzbuch 
die Kompenſation gegenſeitiger Ehebrüche nicht kenne, im Fall 
der Leiſtung beider Eide auf Scheidung der Ehe erkennen 
müſſen, und daß auch nach dem bis zum 1. Januar 1900 
geltenden Rechte, unter deſſen Herrſchaft die beiden Ehebrüche 
begangen ſein ſollen, der Ehebruch an ſich einen Scheidungs⸗ 
grund bildet. Es verſteht jedoch in dem einſchränkenden Abſ. 2 
des Art. 201: 

„Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs einer Verfehlung der in den 
85 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur 
erkannt werden, wenn die Verfehlung auch nach den 
bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein 
Trennungsgrund war,“ 
unter dem Worte „Verfehlung“ nur eine ſolche, die die Kraft 
als Scheidungs⸗ oder Trennungsgrund nicht ſchon vor dem 
1. Januar durch das Hinzutreten anderer Umſtände verloren 
hatte. Die dagegen eingelegte Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 

Zuzugeben iſt, daß das Wort „Verfehlung“ in dem Abſ. 1 
eine verſchiedene Auslegung zuläßt, je nachdem man es abſtrakt 
oder konkret auffaßt. Im Eingange des Abſatzes iſt es offenbar 


abſtrakt gemeint, wie der Zuſatz „der in den 88 1565 bis 1568 
bezeichneten Art“ ergiebt. Aber das iſt nicht entſcheidend; auch 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch führen derartige Verfehlungen 
nicht immer zur Scheidung oder Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft (vergleiche 8 1570). Entſprechend wird dann im 
Nachſatze die Anwendung des neuen Rechtes inſofern weiter 
eingeſchränkt, als es nur anzuwenden iſt, „wenn die Verfehlung 
auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder 
ein Trennungsgrund war.“ Dieſer Wortlaut ſpricht mehr für 
die konkrete Auffaſſung, alſo dafür, daß die Verfehlung in 
dem betreffenden Falle nach dem früheren Rechte zur 
Scheidung oder Trennung geführt haben würde. Einen ſicheren 
Schluß läßt er freilich nicht zu, und die Entſtehungsgeſchichte 
läßt nicht erkennen, ob die geſetzgebenden Faktoren dabei an 
derartige Fälle, namentlich an die Kompenſation gedacht haben. 
Es kann daher nur noch geprüft werden, ob etwa andere Um- 
ftände vorliegen, die auf die Abficht des Geſetzgebers, mit jenem 
zweifelhaften Ausdruck allgemein eine weitergehende Rückwirkung 
anzuordnen, ſchließen laſſen; denn nur wenn die hinzugefügte 
Bedingung vorliegt, ſoll die, keineswegs ſelbſtverſtändliche, 
Rückwirkung eintreten. Für eine ſolche Abſicht liegen jedoch 
genügende Anhaltspunkte nicht vor. 

Man kann zwar daraus, daß der Geſetzgeber die Kom⸗ 
penjation von Eheſcheidungsgründen in das neue Recht nicht 
aufgenommen hat, folgern, daß er die Erhaltung einer dur 
Ehebrüche beider Ehegatten zerrütteten Ehe nicht befördern will, 
aber der Abſ. 2 hat eine weitergehende Bedeutung, und im 
allgemeinen muß man aus den Beſtimmungen der neuen Gefeh- 
gebung, namentlich auch der Civilprozeßordnung, entnehmen, 
daß auch ſie ein hohes Intereſſe an der Erhaltung der beſtehenden 
Ehe zeigt. Um fo unwahrſcheinlicher ift es, daß beabſichtigt 
ſein ſollte, den Verfehlungen, die nach dem bisherigen Rechte 
ihre trennende Kraft bereits verloren hatten, dieſe neu zu ver⸗ 
leihen, alſo Ehen zu ſcheiden, die nach dem bisherigen Rechte 
wegen der ſchon unter feiner Herrſchaft eingetretenen Verfehlungen 
weder geſchieden noch auf Zeit getrennt werden konnten. In 
der Reviſionsbegründung wird zwar geltend gemacht, die Kom⸗ 
penſation laſſe bis zur Geltendmachung im Progzeſſe den 
Scheidungsgrund unberührt und gewähre nur einen prozefjunlen 
Einwand, deſſen Kraft der Prozeßrichter nur nach dem zur Zeit 
feiner Entſcheidung geltenden Rechte zu beurtheilen habe; dat 
kann jedoch nicht zugegeben werden. Der durch den Ehebruch 
des einen Ehegatten für den andern entſtandene Eheſcheidungs ⸗ 
grund konnte nicht mehr mit Erfolg geltend gemacht werden 
verlor alſo materiell feine Kraft, ſobald der Berechtigte ebenfals 
die Ehe brach; das zeigt ſich gerade für den Eheprozeß deutlich 
darin, daß die Einrede der Kompenſation nicht vorgebracht In 
werden brauchte, ſondern daß, wie das Reichsgericht wiederholt 
anerkannt hat (Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 28 S. 142). 
auf Grund des eigenen Ehebruchs des klagenden Ehegatten ſogar 
gegen den Willen des nur eine Widerklage darauf ſtützenden 
Beklagten die Scheidungsklage abgewieſen wurde. In den 
Motiven endlich zu dem, dem jetzigen Art. 201 entſprechenden 
Art. 120 wird hervorgehoben, daß wegen Verfehlungen, die 
unter der Herrſchaft des früheren Rechts begangen wären und 
nach dieſem nur zu der, dem Bürgerlichen Geſetzbuch unbekannten 
Trennung auf Zeit hätten führen können, nach dem Inkrafttreten 
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des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Scheidung der Ehe zuläffig 
ſein werde, weil für ihre Wirkung die Zeit der Urtheilsfällung 
maßgebend ſein müſſe. Aber dieſe, auch dem Wortlaute des 
Geſetzes entſprechende Bemerkung ſpricht eher für als gegen die 
hier vertretene Anficht. Denn in dieſem Falle ift die Verfehlung 
nicht durch ſpäter hinzugetretene Umſtände wirkungslos geworden, 
ſondern bis in die Geltungszeit des neuen Rechts hinein in 
voller Kraft geblieben. In dem Falle der Kompenſation da⸗ 
gegen hatte der Ehebruch ſeine Kraft als Scheidungsgrund 
ſchon unter dem früheren Rechte verloren; ſollte auch dieſer 
Fall getroffen werden, fo hätte dies ebenfalls eines klaren Aus⸗ 
drucks im Geſetze bedurft. 


Iſt bezüglich des Antrags auf Abſetzung eines 
Teſtamentsvollſtreckers auch nach dem 1. Jannar 
1900 der Rechtsweg zuläſſig? 
§ 213 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bleck 
c. Zwick u. Gen. vom 26. April 1900, Nr. 59/1900 IV. 


Die Kläger gehören zu den durch Teſtament berufenen 
Erben des am 23. Mai 1894 verſtorbenen Ingenieurs Karl 
Hermann Wieſe und feiner am 22. März 1895 verſtorbenen 
Ehefrau Caroline Marianne, geborenen Kuba. Als Teitaments- 
vollſtrecker und Kuratoren fungiren die Beklagten. Mit der 
Behauptung, daß dieſe bei der Verwaltung des Amtes ihre 
Pflichten vernachläſſigten, find die Kläger mit den Anträgen 
klagbar geworden: 

1. das Amt der Beklagten als Teſtamentsvollſtrecker und 
Kuratoren der Wieſe'ſchen Eheleute für beendigt zu 
erklaren, 

2. die Beklagten zu verurtheilen, anzuerkennen, daß ihr 
Amt als Teſtamentsvollſtrecker und Kuratoren be⸗ 
endigt ſei. 

Die Beklagten haben unter Beſtreiten der Behauptungen der 
Kläger Klageabweiſung verlangt. Beide Inſtanzrichter haben 
die Klage abgewieſen, der Berufungsrichter aus dem Grunde, 
weil der Rechtsweg unzuläffig ſei. Das Berufungsurtheil iſt 
aufgehoben und der Rechtsweg mit ausführlicher Begründung 
für zuläffig erklärt worden. 


Gründe. 


Die Reviſion war für begründet zu erachten. 

Der erſte Richter hat im Anſchluſſe an das Urtheil des 
Reichsgerichts vom 3. Januar 1887 (Entſcheidungen in Civil⸗ 
ſachen Bd. 23 S. 205), in dem ausgeſprochen iſt, daß nach 
preußiſchem Rechte der Streit, ob ein Teſtamentsvollſtrecker ſeines 
Amtes zu entheben ſei, zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und 
den bei der Sache als Intereſſenten betheiligten Perſonen im 
ordentlichen Rechtswege auszutragen ſei, ſich zur Entſcheidung 
für zuſtändig, das Klageverlangen aber aus materiellen Gründen 
für hinfällig erachtet. Der Berufungsrichter hat dagegen, dem 
jetzt erhobenen Einwande der Beklagten folgend, angenommen, 
daß der Rechtsweg in dieſer Sache unzuläſſig und er daher zur 
Entſcheidung unzuſtändig ſei, und aus dieſem Grunde das erft- 
richterliche abweiſende Urtheil aufrechterhalten. Er hat ſich gegen 


die Auffaſſung des Reichsgerichts gewendet und dann weiter 
erwogen: 

Nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeien 
in dieſer zweifelhaften Rechtsfrage die klaren und dem praktiſchen 
Bedürfniſſe entſprechenden Vorſchriften des neuen einheitlichen 
Rechts in Anwendung zu bringen, welches — 8 2227 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — anordne, daß das Nachlaßgericht 
den Teſtamentsvollſtrecker auf Antrag eines der Betheiligten, 
wenn ein wichtiger Grund vorliege, entlaſſen könne. In den 
Motiven zum erſten Entwurfe eines Bürgerlichen Geſetzbuches 
ſei konſtatirt, daß dieſe Vorſchrift im Weſentlichen dem geltenden 
Rechte entſpreche, und dabei ſei hervorgehoben, daß ſich die 
Offenhaltung des Prozeßweges mit Rückficht auf die Möglichkeit 
verſchiedener Entſcheidungen nach längerer Zeit und auf die ſich 
daraus ergebenden Verwickelungen nicht empfehle; der Anwendung 
des neuen Rechtes ſtehe auch in dieſem Falle, in welchem die 
Erblaſſer vor dem Inkrafttreten deſſelben geſtorben ſeien, die 
Vorſchrift des Artikel 213 des Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuche nicht entgegen, da es ſich um bisher zweifel. 
hafte, erſt durch das neue Geſetz klar geregelte Beſtimmungen 
handele, der Artikel 203 die Anwendung einzelner neuer Vor⸗ 
ſchriften, wo ſie ihrem Zwecke entſpreche, nicht abſolut ausſchließe 
und auch die Regelung der gerichtlichen Zuſtändigkeit in An⸗ 
ſehung der Frage, ob ein Teſtamentsvollſtrecker ſeines Amtes zu 
entheben ſei, überhaupt als ein „erbrechtliches Verhältniß“ im 
Sinne des Artikel 213 nicht angeſehen werden könne. 

Dieſen Annahmen iſt die Revifion mit Recht entgegen- 
getreten. 

Was den preußiſch rechtlichen Standpunkt anlangt, fo find 
die von dem Berufungsgerichte gegen die Entſcheidung des 
Reichsgerichtes vom 3. Januar 1889 aufgeworfenen Bedenken 
hinfällig. Die Begründung dieſes Urtheils iſt in vollem Um- 
fange aufrecht zu erhalten. Von derſelben Auffaſſung iſt das 
Reichsgericht in dem Urtheile vom 13. Februar 1896 in Sachen 
Knuſt wider Knuſt IV. 277/95 ausgegangen. Aus dem vom 
Berufungsrichter herangezogenen Reſkripte vom 25. Januar 1796 
(N. C. C. Tom. X pag. 55; Rabe Bd. 3 S. 248) läßt ſich für 
die Entſcheidung der ſtreitigen Frage nichts entnehmen. Dort 
iſt nur in materiell rechtlicher Hinfiht angedeutet, daß die Vor⸗ 
ſchriften von der Remotion eines teſtamentariſchen Vormunds 
auf Teſtamentsvollſtrecker analog anzuwenden ſeien, dabei aber 
andererſeits mit beſonderem Nachdrucke die grundſätzliche Ver⸗ 
ſchiedenheit der rechtlichen Stellungen eines Wormundes und 
eines Teſtamentsvollſtreckers hervorgehoben (vgl. auch § 157 des 
Anhangs zu 8 421 Th eil II Tit. 18 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts, der aus dem Reſkripte vom 25. Januar 1796 entnommen 
ift). Abgeſehen davon würde das Reſkript mit Rückſicht auf 
die damalige Gerichtsverfaſſung, die die ſtreitige und die nicht 
ſtreitige Gerichtsbarkeit nicht ſcharf auseinander hielt, für die in 
Rede ſtehende Frage nicht herangezogen werden können. In 
der Literatur ſind Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des ordent⸗ 
lichen Rechtsweges nicht hervorgetreten. So geht auch Koch 
(vgl. Erbrecht S. 380 ff.), der der Frage gegenüber, ob die 
Remotion eines Teſtamentsvollſtreckers überhaupt zuläſſig ſei, 
ſich verneinend verhält, davon aus, daß ſolche, wenn ſie ſtatthaft 
iſt, nur im ordentlichen Rechtswege erfolgen kann. (Vgl. ferner 
Sturm, die Lehre von der Teſtamentsvollſtreckung nach ge⸗ 
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meinem und preußiſchem Rechte, in den Jahrbüchern jur 
Dogmatik Bd. 20 S. 145. 146). Endlich laſſen ſich auch die 
Materialien des Bürgerlichen Geſetzbuches (vgl. Motive zum 
erſten Entwurfe § 1896, Bd. 5 S. 224, 225; Mugdan, die 
geſammten Materialien des Bürgerlichen Geſetzbuches, Bd. 5 
S. 118, 691) für die Beurtheilung der ſtreitigen Frage nicht 
verwerthen. Dort iſt nur ausgeſprochen, daß ſich die Vor⸗ 
ſchriften über die Entfernung des Teſtamentsvollſtreckers im 
Weſentlichen an das beſtehende Recht anſchließen, dagegen iſt 
nicht geſagt, daß dieſe Uebereinſtimmung auch in Betreff des 
formellen Verfahrens, in welchem die Remotion zu erfolgen habe, 
beſtehe. Die Motive zu dem erſten Entwurfe des Bürgerlichen 
Geſetzbuches find übrigens vor dem Erlaſſe des Urtheils des 
Reichsgerichts vom 3. Januar 1889 geſchrieben worden. 

Im Weiteren verkennt das Berufungsgericht, daß die 
Wirkungen eines Rechtsverhältniſſes nur beurtheilt werden können 
nach dem Geſetze, unter deſſen Herrſchaft ſie eingetreten find. 
Die vorliegende Klage iſt vor dem 1. Januar 1900 erhoben 
und folgeweiſe auf das Verhalten der beklagten Teſtaments. 
vollſtrecker vor dieſem Zeitpunkte geſtützt. Daraus ergiebt ſich, 
daß der Rechtsſtreit nur nach dem damals geltenden preußiſchen 
Rechte entſchieden werden kann und daß ſich in Ermangelung 
einer entgegenſtehenden Vorſchrift des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches — nach dieſem auch die Zuſtändigkeit des Richters, der 
zu entſcheiden hat, beſtimmt. Dazu tritt, daß das erſte Urtheil 
ſchon vor dem 1. Januar 1900 ergangen iſt und dieſem, von 
dem zuſtändigen Gerichte erlaſſenen Urheile gegenüber die höhere 
Inſtanz nicht die Entſcheidung aus dem Grunde ablehnen darf, 
weil nach der Erhebung der Klage in Folge der Aenderung der 
Geſetzgebung die Entſcheidung dem ordentlichen Richter entzogen 
iſt. Mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß in einem 
Falle, wie der vorliegende, ein Unterſchied zwiſchen der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts und der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
nicht beſteht. Eine Trennung in der Anwendung des formellen 
und des materiellen Rechts muß hier unbedingt ausgeſchloſſen 
erſcheinen. Denn der Nachlaßrichter würde, wenn ſeine Zuſtändig⸗ 
keit auf Grund des § 2227 des Bürgerlichen Geſetzbuches an- 
zuerkennen wäre, den Rechtsſtreit auch materiell nur nach dieſem 
Geſetze entſcheiden können, und ſolches ließe ſich mit dem vor⸗ 
erwähnten Rechtsgrundſatze nicht vereinigen. 

Dem Berufungsrichter ſteht aber auch die pofitive Vor⸗ 
ſchrift des Artikel 213 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch entgegen. Dieſe lautet dahin: 

Für die erbrechtlichen Verhältniſſe bleiben, wenn der 
Erblaſſer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze maß⸗ 
gebend. Dies gilt insbeſondere auch von den Vor⸗ 
ſchriften über das erbſchaftliche Liquidationsverfahren. 

Das Verhältniß zwiſchen dem Erben und dem vom Erb⸗ 
laſſer berufenen Teſtamentsvollſtrecker ſtellt ſich als ein „erb- 
rechtliches Verhältniß“ dar. Dafür ſpricht der gebrauchte, all- 
gemein gehaltene Ausdruck, alſo der Wortlaut des Geſetzes, und 
auch die Entſtehungsgeſchichte des letzteren läßt die Richtigkeit 
dieſer Auslegung erkennen. Der Entwurf eines Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthält in Artikel 129 eine 
dem Artikel 213 des Geſetzes entſprechende Vorſchrift (Entwurf 
S. 60) und die Motive (S. 305) beſagen: 
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Der Uebergang des Vermögens einer Perſon auf 
deren Erben und die mit dieſen im Zufammen- 
hange ſtehenden Rechtsverhältniſſe beftigunen 
ſich anerkanntermaßen im Allgemeinen nach dem zur 
Zeit des Todes der Perſon geltenden Rechte. In 
Anfehung der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſtorbenen Perſonen hat demgemäß das 
bisherige Recht, in Anſehung der unter der Herrſchaft 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorbenen Perjone 
das Bürgerliche Geſetzbuch zu entſcheiden 
und unter Nr. 2 (Seite 306) heißt es weiter: 

Iſt der Anfall und Erwerb einer Erbſchaft vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetreten, 
ſo beſtimmt die Rechtsſtellung des Erben auch nach 
dieſem Zeitpunkte ſich dem bisherigen Rechte gemäß. 
Das bisherige Recht entſcheidet über die Anwachſung, 
die Transmiſſion, die Erbunwürdigkeit, die Bir- 
kungen des Erbſchaftserwerbs, den Erbſchaftsanſpruch, 
das Verhältniß der Erben zu den Pllichttheilsberech⸗ 
tigten, Vermächtnißnehmern, die Auseinander- 
ſetzung der Miterben u. ſ. w. Die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs können ſelbſt inſoweit 
nicht zur Anwendung gelangen, als fie die Für⸗ 
ſorge des Nachlaßgerichts, ſowie den Erbſchein 
betroffen; die bezüglichen Vorſchriften ſtehen mit der 
Stellung des Erben in dem Bürgerlichen Geſetz 
buch gegebenen Geſtaltung in untrennbarem Zu⸗ 
ſammenhange. 

Damit iſt zum Ausdrucke gebracht, daß der Begriff: „erb ⸗ 
rechtliche Verhältuniſſe“ im weiteſten Sinne aufzufaflen ſei um 
unter denſelben alle Verhältniſſe fallen, die mit dem Anfale 
und dem Erwerb einer Erbſchaft im Zuſammenhange fteben, 
und insbeſondere für die hier ſtreitige Frage iſt es von de 
deutung, daß ausdrücklich hervorgehoben iſt, daß in den Sachen, 
die die Regulirung des Nachlaſſes einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtorbenen Perſon betreffen, die 
Thätigkeit des Nachlaßgerichts keine Aenderung erleiden ſolle, 
woraus zu folgern iſt, daß in dieſen Nachlaßſachen auch die 
Zuſtändigkeit des Nachlaßrichters zur Entſcheidung über die 
Entlafſung eines Teſtamentsvollſtreckers, wenn ſolche nicht jchen 
nach dem bisherigen Rechte begründet war, ausgeſchloſſen if. 
Darnach iſt für die Anwendung des $ 2227 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im vorliegenden Falle kein Raum gegeben. 


Verpflichtung des Ehemaunes zur Zahlung von 
Vorſchuß für die Koſten im Eheſcheidungsprozeß. 
SS 1438, 1443, 1460 B. G. B. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Zehm 
c. Zehm vom 5. April 1900, B Nr. 57/1900 IV. 

Der Chemann hat wegen angeblichen Ehebruchs ‚junge 
Ehefrau auf Scheidung geklagt, das Landgericht zu Stettin 0 
der Ehefrau durch Urtheil den Reinigungseid auferlegt UN 
dieſes Urtheil hat der Ehemann mit der Berufung angegriffen, 
die demnächſt zur mündlichen Verhandlung koumen ſoll. Die 
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Ehefrau hat inzwiſchen durch ihren Prozeßbevollmächtigten 
Rechtsanwalt N. in Stettin bei dem Berufungsgerichte den 
Antrag geſtellt, dem Ehemann durch einſtweilige Verfügung 
aufzugeben, ihr zu Händen dieſes Anwalts 120 Mark zur 
Deckung eines Koſtenvorſchuſſes zu zahlen. Dieſen Antrag hat 
das Berufungsgericht auf Koſten der Antragſtellerin zurück⸗ 
gewieſen. Hiergegen richtet ſich die Beſchwerde, dieſe iſt für 
begründet erachtet. 
Gründe. 

Da in das Bürgerliche Geſetzbuch eine den 88 185— 187 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts entſprechende Be⸗ 
ſtimmung, daß zu dem der Ehefrau vom Ehemanne zu ge- 
währenden Unterhalte auch die ſie betreffenden Prozeßkoſten 
gehören, nicht aufgenommen iſt, jo kann, wie das Oberlandes- 
gericht zutreffend ausführt, die hier ſtreitige Frage, ob die Ehe⸗ 
frau mit Recht fordert, daß ihr Ehemann in einem Rechtsſtreite, 
den ſie führt, für ſie die außergerichtlichen Koſten ihres Anwalts 
vorſchieße, nicht aus den von der Unterhaltungspflicht der Ehe⸗ 
gatten handelnden §§ 1360, 1361 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
noch jetzt entſchieden werden; einen ſicheren Anhalt für die 
Beantwortung jener Fragen gewähren aber die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, die das eheliche Güterrecht zum Gegen⸗ 
ſtande haben. Im vorliegenden Falle kommen, da die Eheleute 
in Stettin in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, dem Art. 51 
§ 5 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch entſprechend die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs über die Allgemeine Gütergemeinſchaft in Betracht. Unter 
dieſen verordnet, nachdem im § 1438 beſtimmt iſt, daß das 
Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau durch 
die allgemeine Gütergemeinſchaft gemeinſchaftliches Vermögen 
beider Chegatten (Geſammtgut) werden und im § 1443 ge- 
ſagt iſt, daß das Geſammtgut der Verwaltung des Mannes 
unterliegt, der § 1460 Abſ. 2: „Für die Koſten eines 
Rechtsſtreites der Frau haftet das Geſammtgut auch dann, 
wenn das Urtheil dem Geſammtgute gegenüber nicht 
wirkſam iſt.“ Darüber, wie im Verhältniſſe der Ehegatten 
zu einander die Geſammtverbindlichkeiten dieſem oder jenem 
Ehegatten zur Laſt fallen und künftig auszugleichen ſind, treffen 
dann die 88 1463 ff. noch ferner eingehende Beſtimmungen. 
Ein Zweifel, daß dieſe letzteren Beſtimmungen hier keine An⸗ 
wendung finden, kann hier, wo es ſich um das Beſtehen einer 
angeblichen Geſammtsgutsverbindlichkeit während der Fortdauer 
der Gütergemeinſchaft handelt, nicht obwalten. Zu prüfen iſt 
deshalb nur noch, ob die hier ſtreitige Geſammtsgutsverbindlich⸗ 
keit „Koſten eines Rechtsſtreits der Frau“ betrifft. In dieſer 
Beziehung kann die Parteiſtellung der Frau nicht von Bedeutung 
ſein, denn die Frau führt einen Rechtsſtreit ſo wohl dann, 
wenn fie Klägerin iſt, wie auch dann, wenn fie Beklagte iſt. 
Auch kann hier nicht, wie in dem Beſchluſſe des Beſchwerde⸗ 
gerichts angenommen wird, die Anwendbarkeit des § 1460 
Abſ. 1 in Frage kommen. Denn kraft ihrer Partei- und 
Prozeßfähigkeit hat die Frau ihrem Rechtsanwalt bereits Prozeß- 
vollmacht ertheilt und die Gültigkeit der letzteren iſt von keiner 
Seite bemängelt. Es iſt daher unbedenklich davon auszugehen, 
daß der hier geforderte Vorſchuß „Koſten eines Rechtsſtreits 
der Frau“ zum Gegenſtande hat und die Verbindlichkeit zur 
Zahlung dieſes Vorſchuſſes eine unter den § 1460 Abſ. 2 des 
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Bürgerlichen Geſetzbuchs fallende Geſammtgutsverbindlichkeit der 
hier ſtreitenden Parteien bildet. 

Iſt dieſe Vorausſetzung aber gegeben, jo kann der geſetzlich 
begründete Anſpruch der Frau gegen den Mann auf Leiſtung 
des Vorſchuſſes aus dem ſeiner Verwaltung unterliegenden 
Geſammtgute auch nicht an dem Bedenken bezüglich der Form 
der Verwirklichung dieſes Anſpruchs ſcheitern. Wenn auch der 
an Stelle des allgemeiner gefaßten § 584 der Civilprozeßordnung 
getretene § 627 der Civilprozeßordnung nicht mehr die Hand- 
habe bietet, zur Anwendbarkeit einer einſtweiligen Verfügung zu 
gelangen, jo gewähren doch, wie auch das Reichsgericht I. Eivil- 
ſenat in dem Beſchluſſe vom 8. Oktober 1881 (Reichsgerichts 
Entſcheidungen Band 5 S. 415) angenommen hat, die Vor⸗ 
ſchriften der Civilprozeßordnung, wie ſie bereits in dem früher 
geltenden $ 819, der dem jetzigen § 940 wörtlich entſpricht, 
gegeben worden ſind, eine genügende Grundlage, um den Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung zu rechtfertigen. Denn ſtreitig iſt 
hier ſowohl das Rechtsverhältniß der zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Ehe überhaupt, wie auch insbeſondere die aus dem 
ehelichen Güterrecht abgeleitete Haftung des der Verwaltung des 
Mannes unterliegenden Geſammtguts für die Koſten eines 
Rechtsſtreits der Frau und zur Abwendung des für die Frau 
weſentlichen Nachtheils, daß fie in der Berufungsinſtanz nicht 
von einem Rechtsanwalt vertreten ſei, erſcheint die Regelung der 
einſtweiligen Koſtenvorſchußpflicht nöthig. 

Ergiebt ſich hieraus, daß der Antrag der Ehefrau auf 
Erlaß der einſtweiligen Verfügung begründet war, ſo rechtfertigt 
fih die Abänderung des Beſchluſſes des Beſchwerdegerichts auf 
Koſten des die Zahlung jedes Vorſchuſſes ablehnenden Klägers. 
In Anwendung des § 575 (538) Civilprozeßordnung erſchien 
es jedoch angemeſſen, dem Beſchwerdegerichte die erforderliche 
Anordnung zu übertragen. 


— — — — 


Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Scheidungs⸗ 


prozeß. 
Beſchluß des Reichsgerichts i. S. Hildebrandt c. Hilde— 
brandt vom 3. Mai 1900, B Nr. 81/1900 IV. 


Klägerin hat mittelſt der am 29. September 1899 zu⸗ 
geſtellten Klage von dem Beklagten, ihrem Ehemanne die Ge- 
währung von Alimenten gefordert, und ſchwebt dieſer Rechts- 
ſtreit gegenwärtig noch in erſter Inſtanz beim Landgerichte zu 
Erfurt. Sie hat darauf am 19. Januar 1900 beantragt, dem 
Beklagten im Wege der einſtweiligen Verfügung die Zahlung 
eines Gerichtskoſtenvorſchuſſes von 81 Mark und eines Anwalts- 
koſtenvorſchuſſes von 170 Mark aufzugeben. Nachdem dieſer 
Antrag durch den Beſchluß des Landgerichts Erfurt vom 
22. Januar 1900 unter der Ausführung abgelehnt worden, daß 
derſelbe nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
unbegründet ſei, hat auf die von der Klägerin dagegen erhobene 
Beſchwerde das Oberlandesgericht zu Naumburg durch Beſchluß 
vom 26. März 1900 im Wege der einſtweiligen Verfügung 
dem Beklagten aufgegeben, die oben genannten Koſtenvorſchuß⸗ 
beträge an die Klägerin zu zahlen. Gegen dieſen Beſchluß iſt 
von dem Beklagten die weitere Beſchwerde erhoben, welche in- 
deſſen vom Reichsgericht verworfen iſt. 

2˙ 


Gründe, 

Das Oberlandesgericht geht von folgenden Erwägungen 
aus: Der Rechtsſtreit ſei bereits im Jahre 1899 anhängig 
geworden und in dieſem Jahre daher die Verpflichtung des 
Beklagten zur Zahlung des Gerichts⸗ und Anwalts koſtenvorſchuſſes 
entſtanden. (§ 81 des Gerichtskoſtengeſetzes, § 84 der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte). Nach Artikel 3 des Preußiſchen 
Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 20. Sep⸗ 
tember 1899 beſtimme ſich die perſönliche Haftung der Ehegatten 
in Anſehung der vor der durch Artikel 44 flgd. a. a. O. ein- 
geſührten Aenderung des Güterſtandes entſtandenen Verbindlich- 
keiten nach den bisherigen Geſetzen. Für die Frage, ob Be⸗ 
klagter die Vorſchüſſe zu leiſten habe, ſei daher § 187 Theil II 
Titel 1 des Allgemeinen Landrechts maßgebend. Hieran ändere 
auch der Umſtand nichts, daß § 187 eit. die Verpflichtung des 
Mannes zur Tragung der Prozeßkoſten der Frau als „zum 
Unterhalt der Frau gehörig“ bezeichne und Artikel 199 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die gegen ⸗ 
ſeitige Unterhaltspflicht auch betreffs der vor dem 1. Januar 
1900 ſchon beſtehenden Ehen die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs als maßgebend erkläre; denn das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch rechne die Frage über die Tragung der Prozeßkoſten — 
wie ſich aus der Stellung der $$ 1387, 1416 in dem vom 
„Ehelichen Guͤterrecht“ handelnden 6. Titel des 4. Buches er- 
gebe — zu einer Frage des Güterrechts, und für den Umfang 
der in Artikel 199 a. a. O. erwähnten Unterhaltspflicht und 
des in Artikel 59 Nr. 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch gedachten Güterſtandes könnten 
nur die Grundſätze des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend ſein. 

Dieſe Erwägungen find als zutreffend anzuerkennen und 
werden für das Preußiſche Rechtsgebiet durch die Beſtimmungen 
der Artikel 170, 199, 200 Abſatz 1 Satz 1, 218, 3 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Artikel 45— 57, 
59 Nr. 3 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch gerechtfertigt. Wenn von der Beſchwerde 
geltend gemacht wird, die Pflicht des Mannes zur Gewährung 
der für die Prozeßführung der Frau erforderlichen Mittel betreffe 
die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten, ſo geht 
dieſe Annahme fehl, vielmehr iſt aus den vorſtehend aufgeführten 
geſetzlichen Beſtimmungen der Ausführung des Oberlandesgerichts 
beizutreten, daß die gedachte Frage vermögensrechtlicher Natur 
iſt und zum ehelichen Güterrecht gehört. Es handelt ſich alſo 
um ein Schuldverhältniß, das bereits vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden iſt, und es kommen daher 
gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes und weil der Rechts- 
ſtreit bereits im Jahre 1899 anhängig geworden, die Vorſchriften 
des alten Rechts zur Anwendung. 

Steht der Klägerin aber gemäß § 187 Theil II Titel 1 
des Allgemeinen Landrechts das Recht zu, von dem Manne die 
Leiſtung des Koſtenvorſchuſſes zu fordern, ſo unterliegt es auch 
keinem Bedenken, der weiteren Annahme des Oberlandesgerichts 
beizutreten, daß Klägerin dieſes Recht durch den Antrag auf 
den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung gemäß § 940 der 
Civilprozeßordnung zur Geltung bringen kann. (Beſchluß des 
IV. Civilſenats des Reichsgerichts vom 5. April 1900 in 
Sachen Zehm c. Zehm). 
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Zu den SS 1601 ff. B. G. B. 
Beſteht die vor dem 1. Jannar 1900 gemäß dem 
Preuß. Allgem. Landrecht rechtskräftig erkannte 
Unterhaltspflicht der Geſchwiſter für die Zeit vom 
1. Jannar 1900 zu Recht? 


Beſchluß des VII. C. S. i. S. Reitmeyer e. Werner 
vom 24. April 1900, B. Nr. 31/1900 VII. 

Die jetzt klagende Ehefrau Reitmeyer, eine Schweſter de 
Beklagten Werner, ift in einem Vorprozeß Werner c. Reit 
meyer'ſche Eheleute durch die Urtheile des Landgerichts in Tilſit 
vom 12. Februar 1894 und des Oberlandesgerichts in Königs ⸗ 
berg i. Pr. vom 19. November 1896 zuſammen mit ihrem 
Ehemanne, mit dem fie in Gütertrennung, aber Gemeinſchaft 
des Erwerbes lebt, rechtskräftig verurtheilt worden, an ihren 
Bruder monatlich 27 Mark Alimente zu zahlen. Unter 
Berufung darauf, daß das am 1. Januar 1900 in Kraft ge⸗ 
tretene Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche Reich eine 
geſetzliche Unterhaltspflicht zwiſchen Geſchwiſtern nicht kennt, 
haben nunmehr die Reitmeyerſchen Eheleute Klage gegen ihren 
Bruder und Schwager mit dem Antrage erhoben, den Beklagten 
zu verurtheilen, anzuerkennen, daß er nicht berechtigt iſt, auf 
Grund der erwähnten Urtheile die Zwangsvollſtreckung gegen 
die Kläger zu betreiben. In erſter Inſtanz iſt nach dieſem 
Antrage erkannt. Beklagter hat, um gegen das Urtheil Berufung 
einzulegen, die Bewilligung des Armenrechts für die zwe 
Inſtanz nachgeſucht. Sein Geſuch iſt jedoch durch den ange 
fochtenen Beſchluß wegen Ausſichtslofigkeit der weiteren Rechts ⸗ 
verfolgung zurückgewieſen worden. Die von ihm hiegegen 
eingelegte Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der angefochtene Beſchluß geht in Uebereinſtimmung mit 
dem erſtinſtanzlichen Urtheil davon aus, daß mit dem 1. Januar 
1900 die geſetzliche Verpflichtung der Geſchwiſter, ſich im 
Bedürftigkeitsfalle gegenſeitig zu unterhalten, allgemein in Weg ⸗ 
fall gekommen iſt und daß dies ſelbſt dann gilt, wenn die 
Unterhaltspflicht durch ein vor dem bezeichneten Zeitpunkt er- 
gangenes Urtheil rechtskräftig feſtgeſtellt war. In letzterer 
Beziehung wird erwogen: gerichtlichen Urtheilen komme regel- 
mäßig nur die deklaratoriſche, nicht rechtserzeugende Kraft zu; 
ihr Zweck ſei, die zwiſchen den Parteien beſtehenden Streit. 
punkte dem Geſetz gemäß zu entſcheiden. Demzufolge haͤtten 
auch die im vorliegenden Falle zwiſchen den Parteien ergangenen 
früheren Urtheile nur dasjenige beſtimmt, was der Beklagte 
damals von den Klägern zu beanſpruchen gehabt habe. Keines 
wegs dagegen ſei durch jene Urtheile für den Beklagten ein 
Recht begründet worden, das er damals für die Zeit nach 
dem 1. Januar 1900 noch nicht hatte (da er damals für 
dieſe Zeit noch nicht unterſtützungsbedürftig war) und daß 
für ihn nach dem 1. Januar 1900 nicht mehr zur Entſtehung 
gelangen konnte. Gerade für Urtheile in Alimentations - 
ſtreitigkeiten gelte zudem, daß ſie nicht als ohne Weiteres für 
alle Zeit fortwirkende Entſcheidungen erlaſſen werden, ſondern 
nur das zeitweilige Rechtsverhältniß der Parteien nach dem 
gerade beſtehenden thatſächlichen Zuſtande regeln; ſie verlören 
ihre Kraft, wenn die Vorausſetzungen, unter denen ſie erlaſſen 


worden, ſich änderten oder fortfielen. Der Grund hiefür liege 
in der Natur des verwandtſchaftlichen Alimentationsanſpruchs. 
Dieſer beſtehe nicht von vornherein in alle Zukunft fort, ſondern 
entſtehe mit jeder neuen Zeiteinheit von Neuem und ſei an 
die Vorausſetzung geknüpft, daß der eine Verwandtentheil hilfs⸗ 
bedürftig, der andere unterſtützungsvermögend ſei, auch das 
Geſetz einen klagbaren Anſpruch des einen gegen den anderen 
gewähre. Endlich rechtfertige ſich die Annahme, daß der neuen 
Geſetzesbeſtimmung unbeſchränkt rückwirkende Kraft beizulegen 
ſei, aus praktiſchen Rückſichten. Denn zweifellos könnten gegen⸗ 
wärtig Geſchwiſter nicht mehr im Wege der Klage zur gegen ⸗ 
ſeitigen Alimentirung gezwungen werden. Es würden daher, wenn 
man die rechtskräftigen Urtheile des alten Rechts gegenüber dem 
neuen Recht aufrecht erhalten wollte, verurtheilte Geſchwiſter ohne 
erfichtlichen Grund ſchlechter geftellt fein, als ſolche, die es unter der 
Herrſchaft des früheren Rechts zu keiner Klage haben kommen laſſen. 

Dieſen Ausführungen war überall beizupflichten. Anzu⸗ 
erkennen iſt allerdings, daß der Grundſatz, wonach rechtskräftige 
gerichtliche Entſcheidungen unabänderlich find, auf ſchwer⸗ 
wiegenden Rückſichten der Rechtsficherheit und der öffentlichen 
Ordnung beruht, und daß daher eine Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes durch die rückwirkende Kraft neuer Geſetze nur inſoweit 
zugelaſſen werden darf, als der Geſetzgeber dies ausdrücklich 
verordnet hat. Die Intenfität der Rechtskraft iſt indeſſen nicht 
bei allen Arten von Urtheilen die gleiche. Nicht jede rechts. 
kräftige Entſcheidung iſt unabänderlich in dem Sinne, daß fie 
dem Einfluß einer künftigen veränderten Sachlage, von welcher 
Art auch die eingetretene Veränderung ſein mag, unter allen 
Umſtänden entzogen bleibt. Vielmehr kommt der Rechtskraft 
möglicher Weiſe nur die abgeſchwächte Bedeutung zu, daß in 
Folge ihrer der feſtgeſtellte Anſpruch zwar inſoweit dem weiteren 
Parteiſtreit entrückt iſt, als ſein Beſtehen nicht mehr auf Grund 
der Sachlage, wie ſie zur Zeit der Urtheilsfällung vorhanden 
war, in Abrede geſtellt werden darf, dagegen eine Erneuerung 
des Streits dann nicht ausgeſchloſſen iſt, wenn das Nicht⸗ 
beſtehen des Anſpruchs unter Berufung auf Thatſachen und 
Umſtände, die ſich erſt nachträglich ereignet haben, geltend ge⸗ 
macht wird. Da in Fällen ſolcher Art das Urtheil ohnehin 
keine unverrückbare Grundlage für den feſtgeſtellten Anſpruch 
bildet, jo kann nicht die Rede davon fein, daß durch die Unter- 
ſtellung des letzteren unter die rückwirkende Kraft des neuen 
Geſetzes die Unantaſtbarkeit des Richterſpruchs, wie ſie durch die 
Beilegung der Rechtskraft gewährleiſtet werden ſoll, in einer 
dem öffentlichen Intereſſe zuwiderlaufenden Weiſe erfchüttert 
werden würde. Iſt hiernach im einzelnen Falle zu unterſuchen, 
ob die urtheilsmäßige Feſtſtellung eines Anſpruchs den Charakter 
abſoluter Unabänderlichkeit an ſich trägt oder der Möglichkeit 
einer künftigen Abänderung ausgeſetzt iſt, ſo darf dabei die 
Natur des materiellen Rechtsverhältniſſes, auf welches ſich die 
Feſtſtellung gründet, nicht außer Betracht bleiben. Mit Recht 
haben daher die Vorinſtanzen bei Begründung der von ihnen 
vertretenen Rechtsauffaſſung entſcheidendes Gewicht darauf ge⸗ 
legt, daß es fich bei der geſetzlichen Unterhaltungspflicht zwiſchen 
Verwandten um einen rechtlichen Thatbeſtand handelt, der ſich 
nicht in einmaligem Geſchehen erſchöpft, ſondern einen dauernden, 
auch unter der Herrſchaft des neuen Rechts ſich fortſetzenden 
Zuſtand — die Familienzugehörigkeit — darſtellt. In Folge 
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deſſen hat das ergehende Urtheil keine andere Tragweite, als 
daß es die Verpflichtung des Beklagten, kraft dieſer Familien⸗ 
zugehörigkeit das dem Kläger Zugeſprochene zu leiſten, rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt. Entzieht ein neues Geſetz der Thatſache der 
Familienzugehörigkeit die Kraft, Quelle für die Erzeugung von 
Unterhaltungsanſprüchen zu ſein, ſo wird damit jene Feſtſtellung 
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Geſetzesänderung ab hin⸗ 
fällig, da nunmehr eine neue Begebenheit eingetreten iſt, der 
gegenüber den zuerkannten Unterhaltungsanſpruch aufrecht zu 
erhalten, nicht in der Abficht der rechtskräftigen Entſcheidung lag. 


Zum 8 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Werr⸗ 
mann c. Werrmann vom 28. Mai 1900, Nr. 85/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Die gegen das Berufungsurtheil eingelegte Revifion iſt 
zurückgewieſen. 

Gründe. 

Entſprechend den Vorſchriften in Artikel 201 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, betreffend die 
Anwendung der die Scheidung betreffenden Beſtimmungen des 
mit dem 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Bürgerlichen 
Geſetzbuches auch für die ſchon vorher rechtshängig gewordenen 
noch ſchwebenden Scheidungsſachen, mit der in Abſatz 2 des 
Artikels 201 vorgeſehenen Maßgabe, geht das Berufungsgericht 
zutreffend davon aus, daß als Scheidungsgrund nur die in 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches vorgeſehene Verfehlung in 
Betracht kommen kann, während eine Geltendmachung der 
Scheidungsgründe aus 88 702, 703, 708—710 des Allge- 
meinen Landrechts Theil II Titel 1 dem Kläger nicht weiter 
geſtattet iſt, und die Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts 
nur noch inſoweit zu berückſichtigen find, als die Anwendbarkeit 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches, da es ſich um eine 
bereits vor deſſen Inkrafttreten vorgekommene Verfehlung 
handelt, dadurch bedingt iſt, daß letztere auch nach ihnen ein 
Scheidungsgrund war. 

Von dieſem Ausgangspunkte aus tritt das Berufungs- 
gericht zunächſt in die Erörterung ein, ob nach den Beſtim⸗ 
mungen des Allgemeinen Landrechts das der Beklagten vor- 
geworfene Verhalten den Thatbeſtand der daraus vom Kläger 
hergeleiteten Scheidungsgründe erfüllt. Hierbei gelangt das 
Berufungsgericht, was den Scheidungsgrund der unordentlichen 
Lebensart — 858 708—710 des Allgemeinen Landrechts II 
Titel 1 — betrifft, unter bedenkenfreier, thatſächlicher und recht ⸗ 
licher Würdigung des dafür vom Kläger geltend gemachten 
Vorbringens zu dem Ergebniß, die Vorausſetzungen dieſes 
Scheidungsgrundes zu verneinen. Auch ſeitens der Reviſton iſt 
hiergegen ein Angriff nicht erhoben. Sodann die der Beklagten 
vorgeworfenen Thätlichkeiten und Beſchimpfungen, aus denen 
die Scheidungsgründe aus 88 702 und 703 a. a. O. vom 
Kläger hergeleitet werden, anlangend, jo verſagt das Berufungs- 
gericht, angeſichts der Beſtimmungen in den §8 720 und 721 
a. a. O., mit Recht den Vorgängen, die weiter als ein Jahr 
vor der im Mai 1899 erfolgten Erhebung der Klage zurück⸗ 
liegen, die Berückfichtigung, da dieſelben als verziehen gelten 


und deshalb als Eheſcheidungsurſachen, nach den eben gedachten 
Vorſchriften, nicht weiter hätten gerügt werden können. Die in 
das Jahr vor Erhebung der Klage fallenden Beſchimpfungen, 
beſtehend in dem, dem Kläger wiederholt gemachten Vorwurfe 
des blutſchänderiſchen Verkehrs mit der Tochter Cilla und der 
Neigung zum Lügen, ſowie einer im November 1898 gelegent- 
lich eines Streits vorgefallenen Thäͤtlichkeit, bei welcher die Be- 
klagte dem Kläger das Geſicht zerkratzt hat, erachtet das Be⸗ 
rufungsgericht unter Billigung der Beweiswürdigung des Land⸗ 
gerichts, zwar für erwieſen und damit den Thatbeſtand des in 
§ 702 a. a. O. vorgeſehenen Scheidungsgrundes für erfüllt; 
auch iſt es der Auffaſſung, daß dieſe Vorfälle ſchwere Ver⸗ 
letzungen der der Beklagten durch die Ehe auferlegten Pflichten 
enthalten, und hat weiter durch die Vernehmung der bei der 
mündlichen Verhandlung perſönlich erſchienenen Parteien feſt⸗ 
geſtellt, „daß das eheliche Verhaͤltniß zwiſchen ihnen tief zer⸗ 
rüttet iſt.“ „Gleichwohl konnte“ — ſo wird im Anſchluß 
hieran weiter ausgeführt — „die Scheidung nicht ausgeſprochen 
werden, weil das Gericht nicht auch die Ueberzeugung gewinnen 
konnte, daß die Zerrüttung der Ehe durch die in Rede ſtehen⸗ 
den Vorfälle herbeigeführt iſt. Die Zeugen Cilla und Helene 
W. haben übereinſtimmend bekundet, daß ſchon ſeit ihren 
Jugendjahren das Verhältniß zwiſchen ihren Eltern ein recht 
ſchlechtes geweſen ſei, daß zwiſchen ihnen ſtets Zank und Streit 
geherrſcht habe, und daß die Beklagte ſchon vor 8 Jahren mit 
derſelben Beſchuldigung, mit der jetzt der Kläger hauptſächlich 
die Scheidung zu begründen verſucht, daß er mit ſeinen Töchtern 
unerlaubten Umgang gepflogen, hervorgetreten ſei. Dieſe An- 
gaben haben die Parteien ſelbſt im Weſentlichen beſtätigt. Hieraus 
erhellt, daß die Zerrüttung der Ehe der Parteien ſchon ſeit 
vielen Jahren beſteht, und daß deshalb nicht erſt die in Rede 
ſtehenden Vorfälle aus dem Jahre 1898 die Veranlafſung zu 
dieſer Zerrüttung gegeben haben, ſich vielmehr nur als deren 
Folge darſtellen. Wodurch und von welchem der Ehegatten 
die Zerrüttung der Ehe verſchuldet iſt, hat ſich nicht feſtſtellen 
laſſen. Nach den eigenen Erklärungen der Parteien hat wohl 
das Mißverhältniß in dem Alter der Parteien, von denen der 
Ehemann 6 Jahre jünger iſt als die Ehefrau, ſowie auch der 
Umſtand, daß das erſte Kind der Parteien ſchon vor Abſchluß 
der Ehe geboren iſt, von Anbeginn der Ehe an auf das ehe⸗ 
liche Verhältniß nachtheilig eingewirkt, ſpäter ſcheinen bei Diffe⸗ 
renzen zwiſchen den Ehegatten die Töchter für den Vater gegen 
die Mutter Partei genommen zu haben, und iſt hierdurch die 
Mutter gegen die übrigen Familienglieder aufgebracht und 
verbittert worden. So hat die Helene W. zugeben müſſen, 
daß fie im Februar 1899, als der Kläger die Beklagte 
nach ihrer Rückkehr aus Schlotheim aus dem Hauſe wies, die 
Beklagte mit am Arm gefaßt hat, um ſie aus dem Hauſe zu 
bringen. Hiernach hat ſich nicht feſtſtellen lafien, daß die Be⸗ 
klagte die Schuld an der Zerrüttung der Che trifft und er⸗ 
ſcheint in Folge deſſen die Klage nicht begründet. 

Die Reviſion macht dem Berufungsgericht den Vorwurf, 
in mehrfacher Richtung den die bedingten Scheidungsgründe 
zuſammenfafſenden § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches: „Ein 
Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
oder durch ehrloſes oder unfittliches Verhalten eine ſo tiefe Zer⸗ 
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rüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß dem 
Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden 
kann ... verletzt zu haben. Der in erſter Reihe erhobenen 
Rüge liegt die Annahme zu Grunde, es gehe das Berufungs- 
gericht von der Auffaſſung aus, daß, wenn zur Zeit des Ehe. 
vergebens das eheliche Verhältniß bereits ohne nachweisbaret 
Verſchulden einer Partei zerrüttet war, das Chevergehen nicht 
mehr einen Eheſcheidungsgrund abgeben könne. Einer ſolchen 
Auffaſſung tritt die Reviſion mit der Ausführung entgegen, 
daß es die Pflicht der Eheleute ſei, dahin zu wirken, ihr zer⸗ 
rüttetes Verhältniß zu einem ſolchen zu geſtalten, welches einer 
wahren Ehe entſprechend ſei. Ein Ehegatte, welcher dieſer 
Pflicht nicht genüge, ſondern durch ſchwere Verletzung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten die Zerrüttung des ehelichen Ber- 
hältniſſes aufrecht erhalte oder ſogar verſtärke, gebe dem anderen 
Theile daſſelbe Recht zur Forderung der Eheſcheidung wie der⸗ 
jenige Ehegatte, der die Zerrüttung des Verhältniſſes herbei⸗ 
führe. Es könne nicht von dem beſtehenden ſchlechten Verhält⸗ 
niſſe als von einer einmal beſtehenden unabänderlichen That 
ſache ausgegangen werden, ſondern es müſſe, da dieſes Verhäll⸗ 
niß an ſich der Veränderung zugänglich jet und durch das tag ⸗ 
lich ſich erneuernde Verhalten beſtimmt werde, die Frage, ob 
der Thatbeſtand des Geſetzes vorliege, ohne Rückſicht auf das 
frühere Zerwürfniß entſchieden worden. Wenn letzteres auch 
bei Würdigung der Tragweite der ſpäteren Verfehlungen nicht 
ſchlechthin unberückſichtigt zu laſſen iſt, fo kann doch im 
Uebrigen den dem Weſen der Ehe entſprechenden Ausführungen 
der Reviſion an ſich nur beigetreten werden. Denn könnten die 
ſpäteren, an ſich den Thatbeſtand des § 1568 erfüllenden Ver⸗ 
fehlungen als Scheidungsgrund nicht geltend gemacht werden, 
jo würde, nach einer ohne nachweisbares Verſchulden ein 
getretenen tiefen Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes, in ber 
That, wie die Reviſion, im Anſchluß an eine die Verwerfung 
der Kompenſation der Ehevergehen rechtfertigende Ausführung 
in der Begründung zu § 1441 des Entwurfs erſter Leſung 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch — Band IV Seite 585 — geltend 
macht, der eine wie der andere Theil einer ſolchen unglücklichen 
Ehe einen „Freibrief“ zu Verfehlungen der in § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches bezeichneten Art erhalten. Das würde 
aber keineswegs dem Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift entſprecher, 
wie denn auch in der Begründung zu 5 1444 des gedachten 
Entwurfs, der im Weſentlichen mit dem § 1568 des Bürger 
lichen Geſetzbuches übereinſtimmte, ausdrücklich bemerkt — 
Band IV Seite 596 — wird: „Andererſeits bedarf es aber 
auch nicht der beſonderen Hervorhebung, daß das Recht eines 
Ehegatten, wegen eines unter § 1444 Abſatz 1 fallenden Schei · 
dungsgrundes die Scheidung zu verlangen, dadurch nicht aus 
geſchloſſen wird, daß dem anderen Ehegatten ein gleiches Recht 
zuſteht; denn die Zuläſfigkeit der Kompenſationzeinrede ſetzt 
wegen ihres poſitiven Charakters eine beſondere Beftimmung 
voraus, in Ermangelung einer ſolchen iſt daher dieſe Einrede 
unzuläſſig.“ Die ohne nachweisbares Verſchulden eingetretene 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes entzieht daher für fc 
nicht einer ſpäteren Verfehlung der in § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches bezeichneten Art des einen oder des anderen der 
Ehegatten die Eigenſchaft als Scheidungsgrund, falls fie nur 
— objektiv und ſubjektiv — geeignet iſt, eine jo tiefe Ser 


——ꝛ —— — 


— 


15 


— — — 


rüttung des ehelichen Verhältniſſes zu begründen, daß dem 
anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann. Die Urſächlichkeit der Verſchuldung an der Zer- 
rüttung, die allerdings Vorausſetzung für die Anwendbarkeit 
des $ 1568 iſt, ergiebt ſich bei den ſpͤteren Verfehlungen 
daraus, daß dem ſchuldigen Theil als Erfolg ſeiner Verfehlung 
die Zerrüttung in gleichem Maße, als ob ſie vorher noch nicht 
beſtanden hätte, zuzurechnen iſt, denn durch die ſpätere Ver⸗ 
fehlung wird die beſtehende Zerrüttung nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge regelmäßig verſtärkt, mindeſtens aber in dem 
gegenwärtigen Beſtande aufrecht erhalten. Gleichwohl erſcheint 
die hier erhobene Rüge der Reviſion nicht gerechtfertigt, weil, 
wie der Zuſammenhang der mitgetheilten Gründe des Berufungs- 
urtheils erkennen läßt, die ihr zu Grunde gelegte Annahme 
nicht zutrifft. Das Berufungsgericht ſpricht, nach Würdigung 
der allein in Betracht kommenden Verfehlungen der Beklagten 
aus dem Jahre 1898 und nach der Feſtſtellung der tiefen Zer- 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes der Parteien, aus, daß es 
nicht auch die Ueberzeugung habe gewinnen können, daß die 
Zerrüttung der Ehe durch die in Rede ſtehenden — vorgedachten 
— Vorfälle herbeigeführt iſt. Zur näheren Begründung dieſer 
Annahme wird dann dargelegt, daß die Zerrüttung ſchon ſeit 
vielen Jahren beſtehe und daß deshalb nicht erſt die Vorfälle 
aus dem Jahre 1898 die Veranlaſſung zu dieſer Zerrüttung 
gegeben haben, ſich vielmehr nur als deren Folge darſtellen. 
Mit dieſer letzteren Erwägung ſoll offenbar dem Gedanken 
Ausdruck gegeben werden, daß jene Vorgänge — die oben er- 
wähnten Beſchimpfungen und Thätlichkeiten — ein Ausbruch 
der ſeeliſchen Verſtimmung der Beklagten in Folge der tiefen 
Zerrüttung ihres ehelichen Verhältniſſes geweſen ſeien. In der 
weiteren Erwägung, daß ſich nicht habe feſtſtellen laſſen, wodurch 
und von welchem der Ehegatten die Zerrüttung der Ehe ver⸗ 
ſchuldet ſei, wird die Möglichkeit unterſtellt, daß die Schuld 
daran auch dem klagenden Ehemann zur Laſt fallen könne, wie 
ſich denn für eine ſolche Möglichkeit mit verwerthen ließe der 
vom Berufungsgericht hervorgehobene Vorgang im Februar 
1899, bei welchem der Kläger die Beklagte aus dem Hauſe 
wies und die Tochter Helene ſie mit am Arm faßte, um ſie 
aus dem Hauſe zu bringen. Wenn es dann am Schluſſe der 
Entſcheidungsgründe heißt: „Hiernach hat ſich nicht feſtſtellen 
laſſen, daß die Beklagte die Schluld an der Zerrüttung der 
Ehe trifft“, — ſo iſt damit deutlich dem Gedanken Ausdruck 
gegeben, es laſſe ſich nicht feſtſtellen, daß die Beklagte die 
Schuld an der gegenwärtig beſtehenden Zerrüttung der 
Ehe treffe. Die fo getroffene Feſtſtellung der Nichtnachweisbar⸗ 
keit der Schuld der Beklagten hat alſo keineswegs auf die 
allerdings ebenfalls als nachgewieſen angenommene Zerrüttung 
der Ehe vor den Vorgängen aus dem Jahre 1898 beſchränkt 
werden ſollen, und hat daher das Berufungsgericht auch nicht 
von der, von der Reviſion ihm unterſtellten, deren Angriffe zu 
Grunde liegenden Auffafſung ausgehen können. Mit der Ver⸗ 
neinung des Nachweiſes der Schuld der Beklagten an der 
gegenwärtig beſtehenden Zerrüttung des ehelichen Verhält⸗ 
niſſes der Parteien ſelbſt bewegt ſich das Berufungsgericht auf 
thatſächlichem Gebiet, ohne daß dabei in den thatſächlichen 
Würdigungen eine Folgewidrigkeit oder eine Beeinfluſſung durch 
Rechtsirrthum zu Tage tritt; das gewonnene Ergebniß iſt daher 
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gericht maßgebend. Damit entfällt aber, nach der obigen Dar⸗ 
legung, ein weſentlicher Beſtandtheil des Thatbeſtandes des 
Scheidungsgrundes aus § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
und zugleich von jelbft dieſer allein noch in Frage ſtehende 
Scheidungsgrund. | 

Wenn hiernach bei der Entſcheidung auf die Reviſion 
davon auszugehen iſt, daß die Schuld der Beklagten an der 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes der Parteien nicht nach⸗ 
gewieſen ift, jo erübrigt ſich ein Eingehen auf die weiteren An- 
griffe der Revifion, mit welchen dem Berufungsgericht vor⸗ 
geworfen wird, unberückſichtigt gelaſſen zu haben, daß ein 
ſchlechtes Verhältniß der Eheleute zu einander durch die Dauer 
deſſelben und neue Ehevergehen des einen Theils unerträglich 
werde, ſowie ferner, nicht geprüft zu haben, ob die Beklagte 
die beſtehende Zerrüttung nicht in einer Art verſtärkt habe, 
worauf es allein ankomme —, daß dem Kläger die Fortſetzung 
der Ehe nicht zuzumuthen ſei. Auch wenn man der Revifion 
folgen könnte, fo bliebe doch der § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches gleichwohl unanwendbar, weil die Schuld der Be⸗ 
klagten an der gegenwärtig beſtehenden Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes den Parteien nicht nachgewieſen iſt. 


Zu dem Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu den $$ 912 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Seyer 
c. Dudeck vom 19. Mai 1900, Nr. 76/1900 V. 


II. J. Kammergericht. 
Die Anſchlußreviſion iſt für begründet erachtet. 
Gründe. 

Die Anſchlußrevifion betrifft ausſchließlich die Verurtheilung 
des Beklagten, fein Komtoirgebäude bis zur Linie ey zurückzu⸗ 
rücken. 

Der Angriff dagegen iſt begründet. 

Das Berufungsgericht hat den Rechtsſtreit nach den Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 9 88 340 ff. 
beurtheilt. Beklagter iſt der Anſicht, dieſe Vorſchriften habe 
das Berufungsgericht ſeiner Entſcheidung, die am 26. Januar 1900, 
alſo nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, getroffen 
iſt, nicht zu Grunde legen dürfen, ſondern habe die Beſtim⸗ 
mungen der 55 912 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuches zur An⸗ 
wendung bringen müſſen und demgemäß, da weder er aus Vor⸗ 
ſatz oder aus grober Fahrläffigkeit mit feinem Komtoirgebäude 
die Grenze überſchritten, nach der Klage ſofort nach der Grenz⸗ 
überſchreitung Widerſpruch erhoben habe, nicht auf Zurückziehung 
des Komtoirgebäudes erkennen, ſondern dem Kläger nur eine 
Geldrente zuſprechen dürfen. 

Der Angriff des Beklagten ſtützt ſich auf Artikel 181 
Abſatz 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche: 
„Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches beſtehende Eigenthum finden von dieſer Zeit an die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung.“ Der inhalt⸗ 
lich hiermit übereinſtimmende Artikel 106 des I. Entwurfs iſt 
in folgender Weiſe begründet: 
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„Der Begriff des Eigenthums als des Rechtes zu aus⸗ 
ſchließlicher Sachherrſchaft, verbunden mit der Befugniß zu der⸗ 
jenigen rechtlichen Verfügung über die Sache, welche das Geſetz 
geftattet, iſt ein unwandelbarer, in Anſehung deſſen altes und 
neues Recht zuſammenſtimmen müſſen. Die Ausſchließlichkeit 
im Herrſchaftsrechte macht Unterſchiede im Rechtsinhalte, wie 
dieſer zunächſt gegeben iſt, undenkbar. Der Reſt des Eigenthums, 
welchen etwaige Beſchränkungen ſowie Belaſtungen der Sache 
übrig laſſen, kann ein verſchiedener ſein; abgeſehen von dieſen 
Beſchränkungen und Belaſtungen muß der Rechtsinhalt des 
Eigenthums immer und überall derſelbe ſein. 

„Verſchiedenheiten können ſtattfinden in Anſehung der recht⸗ 
lichen Wirkungen des Eigenthums, insbeſondere hinſichtlich des 
Schutzes und der Befugniß des Eigenthümers zu rechtlichen 
Verfügungen über die Sache; ferner in Anſehung der geſetz⸗ 
lichen Eigenthumsbeſchränkungen. 

In allen dieſen Beziehungen muß gelten, was das jeweilig 
beſtehende Recht beſtimmt. Nur die Frage, ob Eigenthum zur 
Zeit des Inkrafttretens des neuen Rechtes erworben iſt, be⸗ 
urtheilt ſich nach altem Rechte (vergl. die P. V. zum ſächfiſchen 
Geſetzbuche $ 7). Die Nothwendigkeit der Geltung der je⸗ 
weiligen Eigenthumsnormen erhellt ſchon daraus, daß anderen⸗ 
falls der größere Theil des neuen Sachenrechts niemals in Kraft 
treten könnte.“ (Motive Seite 264.) 

Bei der 2. Leſung wurde der Regelung des Eigenthums 
durch Artikel 106 des I. Entwurfs nicht widerſprochen. (Protokolle 
Band VI Seite 517.) Es iſt nicht in Zweifel zu ziehen, daß 
der Artikel 181 des Einführungsgeſetzes bezweckt, das am 
1. Januar 1900 beſtehende Eigenthum mit den ſich aus 
ſeinem Inhalte ergebenden Befugniſſen den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu unterwerfen und daß demgemäß 
die Feſtſtellung dieſer Befugniſſe, welche nach dem 1. Januar 1900 
erfolgt, unter Anwendung der Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuches zu erfolgen hat. Es ergiebt ſich dies auch aus 
dem Gegenſatze, in welchen die Rechte, mit denen eine Sache 
oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs belaſtet iſt, durch Artikel 184 zu dem Artikel 181 
geſtellt find: dieſe bleiben — abgeſehen von den Artikeln 192 
bis 195 — mit dem ſich aus dem bisherigen Geſetze ergebenden 
Inhalt und Range beſtehen. „Von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an“ — heißt es im Artikel 184 
weiter — „gelten jedoch für das Erbbaurecht die Vorſchriften 
des § 1017, für eine Grunddienſtbarkeit die Vorſchriften der 
88 1020 bis 1028 des Bürgerlichen Geſetzbuches.“ Hiermit 
iſt klar ausgeſprochen, daß da, wo die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 1. Januar 1900 
an vorgeſchrieben iſt, die bisherigen Geſetze außer Geltung 
geſetzt find. Es iſt nicht zu verkennen, und iſt auch nicht ver- 
kannt worden, daß die Anwendung der Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches auf Rechte und Rechtsverhältniſſe, die bereits 
am 1. Januar 1900 beſtanden, eine Rückwirkung des neuen 
Geſetzes enthält; aber der am Ende des Abſatzes 2 der Motive 
angegebene Grund hat als ausſchlaggebend doch die Aufnahme 
des Artikels 181 bewirkt. 

Was die Anſprüche aus dem Eigenthume angeht, ſo iſt zu 
unterſcheiden zwiſchen ſolchen, die als dingliche aus dem gefeß- 
lichen Inhalte des Eigenthums fließen, wie der Anſpruch auf 
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Herausgabe der Sachen (8 985) und auf Beſeitigung von Be⸗ 
einträchtigungen (§ 1004) und ſolchen, welche aus einem durch 
das Verhalten des Befitzers begründeten perſönlichen Schuld⸗ 
verhältniffe herrühren, wie die Verpflichtung zum Schadens ⸗ 
erſatz, der Anſpruch auf Erſatz von Aufwendungen, der Anſpruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung (§ 989 ff.). Während die 
erſteren dem Artikel 181 unterfallen und alſo, auch wenn fie 
vor dem 1. Januar 1900 begründet waren, nach dieſem Zeit⸗ 
punkte nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches zu 
beurtheilen find, bleiben für die Anſprüche der letzteren Art, die 
einem vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Schuldverhältniſſe 
entſtammen, nach ausdrücklicher Vorſchrift des Artikel 170 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche die bisherigen 
Geſetze maßgebend. 

Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 
Ueberbau finden ſich in dem mit „Eigenthum“ überſchriebenen 
3. Abſchnitte des III. Buches und in dem „mit Inhalt des 
Eigenthums“ überſchriebenen 1. Titel dieſes Buches. Mag dies 
auch von untergeordneter Bedeutung ſein für die Fragen, ob 
dieſe Beſtimmungen zu denjenigen gehören, welche den Inhalt 
des Eigenthums begrenzen, ſo wird dies doch durch die Vor⸗ 
ſchriften des § 912 außer Zweifel geſtellt, wonach der Eigen⸗ 
thümer eines Grundſtücks kraft Geſetzes verpflichtet iſt, unter 
gewiſſen Vorausſetzungen ein Gebäude des Nachbars auf ſeinem 
Grundſtücke zu dulden. Liegt aber hierin die Anordnung einer 
geſetzlichen Eigenthumseinſchränkung, ſo findet ſeit dem 
1. Januar 1900 auf die ſich daraus für die Eigenthümer der 
benachbarten Grundſtücke ergebenden Rechtsverhältniſſe die Be 
ſtimmungen des § 912 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs An ⸗ 
wendung, auch wenn der Ueberbau ſchon vor dem 1. Januar 1900 
errichtet ift und die Anſprüche daraus erhoben find. Nur dann, 
wenn vor dieſem Zeitpunkte der Bauende das Eigenthum an 
dem überbauten Grundſtückstheile durch den Ueberbau erworben 
hat, bleiben für dieſen unter der Herrſchaft des früheren Rechte 
vollzogenen Eigenthumserwerb die Vorſchriften des bisherigen 
Rechtes maßgebend (vergl. die Motive). 

Dieſe Grundſätze werden auch in der Litteratur vertreten 
(vergl. Habicht, die Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuches x. 
Seite 299 ff., Niedner, das Einführungsgeſetz vom 18. Auguſt 1896 
Seite 282 ad b und F). Die Anſicht Dernburg's (Sachenrecht 
8 82 Nr. 4 Seite 237), der Fuchs folgt (Raſſow und Küntzel, 
Beiträge Band 44 Seite 21), daß bezüglich der vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches begonnenen Bauten die 
Grundſätze des bisherigen Rechtes Platz greifen müſſen, weil die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über den Uchberbau 
neue geſetzliche Einſchränkungen bilden, überſieht, daß nach 
Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
in Anſehung der geſetzlichen Eigenthumsbeſchränkungen gelten 
ſoll, was das jeweilig beſtehende Recht beſtimmt ohne Unter ⸗ 
ſchied, ob der Bau begonnen iſt. 

Daß die vom Berufungsgericht angewendeten 99 340 ff. 
Theil 1 Titel 9 des Allgemeinen Landrechtes von den Vorſchriften 
der 55 912 des Bürgerlichen Geſetzbuches grundſätzlich ab- 
weichen, braucht nicht näher dargelegt zu werden. 

Hiernach unterliegt das Berufungsurtheil wegen Miß ⸗ 
anwendung der 85 340 ff. Theil I Titel 9 des Allgemeinen 
Landrechtes und wegen Nichtanwendung der §§ 912 ff. des 
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Bürgerlichen Geſetzbuches der Aufhebung inſoweit, als dies vom 
Beklagten verlangt iſt. Es bedarf der Zurückverweiſung der 
Sache an das Berufungsgericht zur Verhandlung über die that⸗ 
ſächlichen Vorausetzungen des 5 912 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
und zur Beurtheilung des feſtzuſtellenden Sachverhalts nach 
den Beſtimmungen dieſes Paragraphen. Der Kläger macht mit 
feinem Antrage, den Beklagten zur Zurückrückung feiner Baulich 
keiten, ſoweit damit die Grenze überſchritten iſt, den ſich aus 
dem Eigenthum an ſeinem Grundſtück ergebenden Anſpruch, ſei 
es auf Herausgabe des überbauten Grenzſtreifens oder auf 
Beſeitigung von Beeinträchtigung ſeines Eigenthums daran 
(Bürgerliches Geſetzbuch 88 985, 1004), geltend. Und der 
Beklagte will in Folge der dem Eigenthume des Klägers nach 
den Beſtimmungen über den Ueberbau anhaftenden Beſchränkung 
nicht zur Zurückrückung ſeines Komtoirgebäudes, ſondern nur 
zur Entſchädigung des Klägers durch eine Geldrente verpflichtet 
fein. Beide Anſprüche betreffen das Eigenthum und die fich 
aus deſſen Inhalte nach dem Geſetze ergebenden Befugniſſe; 
fie find dinglicher Natur und daher gemäß Artikel 181 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch nach den Bor- 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. Das 
Eigenthum des Klägers beſteht ſeit dem 1. Januar 1900 nicht 
nach Maßgabe der bisherigen Geſetze fort, ſondern wird durch 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmt. 
Selbſtverſtändliche Folge der Anwendung des neuen Rechtes 
iſt die Befugniß des Klägers, ſeine Anträge bei der ander⸗ 
weitigen Verhandlung den Vorſchriften des § 912 ff. des Bürger- 
lichen Geſetzbuches anzupaſſen, insbeſondere auch gemäß § 915 
zu verlangen, daß der Beklagte ihm gegen Uebertragung des 
Eigenthums an dem überbauten Theile des Grundſtücks den 
Werth erſetzt, den dieſer Theil zur Zeit der Grenzüberſchreitung 


gehabt hat. 


Zum 5 1020 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Heydrich 
e. Hering und Gen. vom 15. Juni 1900, Nr. 143/1900 VII. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Das dem Kläger gehörige Grundſtück in Leipzig, Neu⸗ 
markt Nr. 38 und das Grundſtück der Bekl. Petersſtraße 37 
(„der goldene Hirſch“) ſtoßen mit den Hintergebäuden an ein- 
ander und find durch einen Durchgang verbunden. Dem Grundſtück 
der Beklagten ſteht die durch rechtskräftiges Urtheil anerkannte 
Grundgerechtigkeit zu, wonach die Eigenthümer berechtigt find, 
auf dem Durchgange zu gehen und mit unbeſpannten Wagen 
zu fahren. Nachdem im Jahre 1898 der Kläger in dem Durch- 
gange einen Thorflügel hatte anbringen laſſen, den er auf 
gerichtliche Anordnung wieder beſeitigen mußte, haben die Be⸗ 
klagten in ihrem Grundſtücke zu beiden Seiten des Durchgangs, 
ungefähr 12 Meter von der Grenze des Klägers, je eine weiße 
Blechtafel mit der in ſchwarzen Buchſtaben hergeſtellten Auf- 
ſchrift: „Durchgang für Fußgänger und unbeſpanntes Fuhrwerk“ 
anbringen laſſen. 

Auf Grund der Behauptung, daß durch dieſe Tafeln das 
Publikum in den Irrthum verſetzt werde, es handle ſich um 
einen offentlichen Weg, und daß hierdurch der Verkehr in dem 


Durchgange ſowie der Lärm und die Unreinlichkeit ſehr vermehrt 
worden ſei, erhob der Kläger Klage mit dem Antrage, die Be⸗ 
klagten zur Entfernung der Tafeln auf ihre Koſten zu ver⸗ 
urtheilen. Die Beklagten beſtritten dieſe Behauptungen und 
machten ihrerſeits geltend, daß ſie zur Anbringung der Tafeln 
durch das Verhalten des Klägers genäthigt werden ſeien. Die 
Vorinſtanzen haben die Kläger abgewieſen. Auf Reviſion des 
Klägers ift das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Das Berufungsgericht geht zutreffender Weiſe davon aus, 
daß bei der Beurtheilung des vorliegenden Rechtsfalles auch 
der $ 1020 Satz 1 des B. G. B. für das Deutſche Reich 
in Betracht komme, weil der von den Beklagten in Ausübung 
ihrer Grunddienſtbarkeit geſchaffene Zuſtand, deſſen Beſeitigung 
die Klage anſtrebt, zur Zeit der Verhandlung der Sache in der 
Berufungsinſtanz noch fortdauerte, nachdem das Bürgerliche 
Geſetzbuch und Art. 184 des Einführungsgeſetzes dazu bereits 
in Kraſt getreten waren. Die Worte „In Hinblick auf dieſe 
Beſtimmungen“ mit denen das Berufungsgericht die Aus⸗ 
führungen unter 3 der Urtheilsgründe an die vorhergegangenen 
anſchließt, berechtigen nun an ſich zwar zu der Erwartung, 
daß ſich das Berufungsgericht auch die Frage vorlegen werde, 
ob die Beklagten durch Anbringung der Tafeln von den ihnen 
durch die Grundgerechtigkeit erwachſenen Befugniſſen in einer 
das Intereſſe des Klägers thunlichſt ſchonender Weiſe 
Gebrauch gemacht haben. Eine Prüfung nach dieſer Richtung 
hin iſt aber unter Nr. 3 der Urtheilsgründe nicht angeſtellt, 
vielmehr wird nur ausgeführt, es liege keine Rechtswidrigkeit 
darin, wenn die Beklagten durch die Tafeln Leute, welche ſchon 
in den Hof des herrſchenden Grundſtücks eingetreten find, auf 
die Wegegerechtſamkeit aufmerkſam machen, und weiter die 
Befürchtung des Klägers, daß durch den Anſchlag der Anreiz 
gegeben werde, den Durchgang als Verbindung zwiſchen Peter- 
ſtraße und Neumarkt zu benutzen, ſei unbegründet und konne, 
wenn begründet, nicht dahin führen, den Beklagten das Recht 
zur Bezeichnung des Durchgangs als ſolchen zu entziehen. 
Hier iſt die Erwägung zu vermiſſen, ob nicht gerade die Art 
und Weiſe, wie die Beklagten die Befugniß, die Beſucher ihres 
Hofes auf den Ausgang über das klägeriſche Grundſtück auf- 
merkſam zu machen, ausgeübt haben, als eine der Vorſchrift 
des 8 1020 Satz 1 des B. G. B. widerſprechende zu erachten 
iſt. In dieſer Richtung beſtehen aber erhebliche Bedenken, 
welche insbeſondere daraus zu entnehmen find, daß der Anſchlag 
ganz allgemein lautet: „Durchgang für Fußgänger und un⸗ 
beſpanntes Fuhrwerk,“ ohne die Einſchränkung zu enthalten, 
daß doch nur ſolche Perſonen zur Benutzung des Durchganges 
befugt find, welche in dem Grundſtück der Beklagten etwas zu 
thun haben. Die Möglichkeit, daß dieſe allgemeine Faſſung 
zu einer mißverſtändlichen Auffaſſung von der Belaftung des 
klägeriſchen Grundſtücks zunächſt bei denjenigen führe, die den 
Hof berechtigter Weiſe betreten, in Folge mündlicher Mit- 
theilung aber auch in weiteren Kreiſen des Publikums, iſt 
nicht wegzuleugnen, und der Kläger hat es nicht unterlaſſen, 
Beweis dafür anzutreten, daß derartige Folgen bereits ein⸗ 
getreten find. 

Unter dieſen Umſtänden war das angefochtene Urtheil 
aufzuheben und die Sache zu anderweiter Verhandlung und 

8 


Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen; bei der er- 
neuten Verhandlung wird nach dem Vorbemerkten namentlich 
zu erwägen fein, ob die Anbringung der Anſchläge als eine 
die Intereſſen des Klägers thunlichſt ſchonende Ausübung der 
Grundgerechtigkeit anzuſehen iſt. 


Zum $ 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Muszynski 
c. Muszynski, vom 14. Juni 1900, Nr. 100/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Marienwerder. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 


Die Erwägungen des Berufungsrichters über das jetzt an⸗ 
zuwendende Geſetz und deſſen Vorausſetzungen find als zutreffend 
anzuerkennen und geben zu rechtlichen Bedenken keine Ver⸗ 
anlaſſung. Wenn von der Reviſion geltend gemacht wird, daß 
für die Anwendung des 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auch jetzt noch unüberwindliche Abneigung dienen könne und es 
nicht ausgeſchloſſen ſei, auch ſolche Umſtände zu berückfichtigen, 
welche vor der Eheſchließung ſich ereignet haben, ſo gehen dieſe 
Ausführungen fehl. Nach § 1568 a. a. O. kann ein Ehegatte 
auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte durch 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten oder 
durch ehrloſes oder unfittliches Verhalten eine jo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß dem Ehegatten 
die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann; der 
Scheidungsgrund beſteht alſo, wie der Berufungs richter mit 
Recht annimmt, in einer von dem anderen Ehegatten verſchuldeten 
Verfehlung. Dieſe mag unter Umſtänden geeignet ſein, bei dem 
klagenden Ehegatten eine unüberwindliche Abneigung hervorzu⸗ 
rufen, die letztere ſelbſt gewährt aber keinen ſelbſtändigen 
Scheidungsgrund. Ebenſo iſt der Annahme des Berufungs⸗ 
richters beizutreten, daß die ſchwere Verletzung der durch die 
Che begründeten Pflichten, ſowie ein ehrloſes oder unfittliches 
Verhalten des anderen Ehegatten während Beſtehens der Ehe 
erfolgt ſein muß, wie ſich zweifellos aus dem Wortlaute des 
§ 1568 a. a. O. ergiebt. 


Zu dem Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu $ 1567 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Oeſen 
c. Oeſen vom 12. Juni 1900, Nr. 60/1900 III. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Die Klägerin hat gegen das ihre Klage abweiſende Urtheil 
des Oberlandesgerichts zu Roſtock vom 18. Dezember 1899 
Revifion eingelegt. Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und 
die Che geſchieden. 
Gründe. 
Die Revifion iſt in geſetzlicher Form und Friſt erhoben, 
und war über dieſelbe nach § 618 Abſatz 4 der Civilprozeß⸗ 
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ordnung zu verhandeln und zu entſcheiden, da der nicht erſchienene 
Beklagte durch öffentliche Zuſtellung geladen iſt. In der Sache 
war die Revifion für begründet zu achten. 

Der Beklagte hat nach anhaltenden Mißhelligkeiten im 
Herbſt 1881 die Klägerin heimlich verlaffen, fi ſeit dieſer Zeit 
von ihr fortgeſetzt getrennt gehalten, und anſcheinend ein 
vagabondirendes Leben geführt. Derſelbe hat ſeit ſeiner Ent- 
fernung weder ſür den Unterhalt der Klägerin und ſeiner Kinder 
geſorgt, noch ſeiner Ehefrau irgend welche Nachricht über fern 
Verbleib gegeben. Die öffentliche Zuſtellung der Ladungen u 
der jetzigen, auf boͤsliche Verlaſſung geſtützten Eheſcheidung 
klage ift der Klägerin in allen Inſtanzen bewilligt, da der 
Aufenthalt des Beklagten unbekannt war, und die in erſter 
Inſtanz nachgewieſenen perſönlichen Erkundigungen der Klägerin 
nur ergeben haben, daß derſelbe im Frühjahr 1898 an einzelnen 
Tagen in der Nähe von Lübeck in Arbeit ftand, ſich von dort 
aber wieder entfernt hat, ohne daß ſein ſpäterer Aufenthalt 
bekannt geworden iſt. 

Dies ſeit nunmehr faſt 19 Jahren fortgeſetzte Verhalten 
des Beklagten läßt keine andere Auffafſung zu, als die Annahme, 
daß er ſich heimlich in der Abſicht, die eheliche Gemeinſchaft 
dauernd aufzuheben, von der Klägerin getrennt hat, und an 
unbekannten Orten aufhält. Damit find nach Gemeinem Recht 
die Vorausſetzungen der Eheſcheidung wegen böslicher Verlaffung 
gegeben. Wenn das Berufungsgericht dagegen erwogen hat, 
es ſei nicht unwahrſcheinlich, daß es der Klägerin bei cum 
guten Willen gelingen dürfte, den jetzigen Aufenthalt dez & 
klagten feſtzuſtellen, und jo lange weitere Mittel als die bil 
herigen zu dieſem Zwecke nicht angewandt feien, das Juſtanz⸗ 
gericht nicht überzeugt fein könne, daß der Aufenthalt des Be 
klagten wirklich unbekannt oder für das Gericht unerreichbar 
ſei, ſo rechtfertigen dieſe Gründe die Klagabweiſung nicht. 

Zunächſt iſt darauf zu verweilen, daß der Begriff „un bekannter 
Aufenthalt“ für den Thatbeſtand der böslichen Verlafſung kein 
anderer ift, wie für die Bewilligung der offentlichen Zuftellung 
nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung. Daß aber die 
Vorausſetzungen der öffentlichen Zuſtellung vorlagen, hat auch 
das Berufungsgericht durch deren Bewilligung anerkannt, und 
eine ſpätere Veränderung der Sachlage, welche eine abweichende 
Beurtheilung begründen könnte, iſt nicht eingetreten. Im 
Uebrigen würde der Klägerin nur eine erlangte Kenntniß vom 
Aufenthalt des Beklagten entgegenſtehen — Entſcheidungen des 
Reichsgerichts Band 31 Seite 202 — nicht aber durfte von 
ihr erfordert werden, daß fie noch weitere Ermittelungen an- 
ſtellen ſolle, um den ihr unbekannten Aufenthalt des Beklagten 
zu erforſchen. Der Beklagte hatte die Trennung verſchuldet, er 
hielt ſich unberechtigt von der Klägerin fern und ließ ſie ohne 
Nachricht über ſeinen Verbleib. Es lag ihm ob, die Klägerin 
von ſeinem Aufenthalt in Kenntniß zu ſetzen, und die erforder. 
lichen Schritte zur Wiederherſtellung des ehelichen Lebens a 
thun, um die Folgen der böslichen Verlaſſung von ſich abzu 
wenden. Vergleiche Entſcheidungen des Reichsgerichts in Givil- 
ſachen Band 15 Seite 204. 

Auch das iſt unerheblich, daß die Klägerin in ihrer 
früheren Klageſache wider den Beklagten bei ihrer perſönlichen 
Vernehmung vor dem Amtsgericht zu Schoenberg am 14. Juli 1893, 
bei welcher der Beklagte weder perſönlich anweſend noch vertreten 
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war, erklärt hat, ſie ſei nicht gewillt, ſich mit dem Beklagten 
wieder zu vereinigen. Dieſe vor längerer Zeit erfolgte Aeußerung 
ſteht der jetzigen Klage nicht entgegen, und es kann neben dem 
Nachweis der Vorausſetzungen der Scheidungsklage wegen bös⸗ 
licher Verlaſſung von der Klägerin nicht die Darlegung ihrer 
inneren Abfichten gefordert werden — Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts Band 40 Seite 159, 160. 

Dem Erforderniß des Artikel 201 Abſatz 2 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, daß die Verfehlung des 
Beklagten nach den bisherigen Geſetzen einen Scheidungs grund 
bildete, iſt daher genügt. Ebenſo liegen die Vorausſetzungen 
des § 1567 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor, da der Beklagte 
ſich lange Jahre hindurch und bis zum gegenwärtigen Urtheil 
gegen den Willen der Klägerin in böslicher Abfiht von der 
häuslichen Gemeinſchaft fern gehalten hat, und die Voraus- 
ſetzungen der offentlichen Zuſtellung beſtanden und beſtehen. 
Demgemäß war unter Aufhebung der Vorentſcheidung die Ehe 
der Parteien zu ſcheiden und die Schuld des Beklagten an der 
Scheidung nach § 1574 Abſatz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
im Urtheil feſtzuſtellen. 


— — —[Z——— 


Zu dem Art. 201 Einf. G. zum B. G. B. 
Zu $ 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Buder 
c. Buder vom 18. Juni 1900, Nr. 104/1900 IV. 


II. J. Kammergericht. 


Die Ehe der Parteien iſt durch landgerichtliches Urtheil 
auf die Klage des Ehemanns wegen Trunkſucht der Frau auf 
Grund der 88 708 bis 710 und auf die Widerklage der Ehe⸗ 
frau wegen lebens- und geſundheitsgefährlicher von dem Manne 
gegen fie verübter Mißhandlungen auf Grund des 5 699 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts rechtskräftig ge- 
ſchieden und iſt der Ehemann für überwiegend ſchuldig erklärt 
worden. Nur in Betreff der Schuldfrage hat der Ehemann 
mit dem Antrage, beide Theile für gleich ſchuldig zu erklären, 
Berufung eingelegt und zur Rechtfertigung der letzteren that⸗ 
ſaͤchliche Anführungen gemacht, die darthun ſollen, daß auch der 
Ehefrau gleich ſchwere Ehevergehen, wie dem Ehemanne, nämlich 
grobe Ehrenkränkungen und lebensgefährliche Bedrohungen und 
Mißhandlungen, zur Laft fallen. Nach einer von dem Be⸗ 
rufungsgerichte über dieſe thatſächlichen Anführungen des Ehe⸗ 
mannes veranlaßten Beweisaufnahme haben jedoch die Partei- 
vertreter in dem letzten Verhandlungstermine vor dem Berufungs- 
gerichte erklärt, daß ſie von den erhobenen Beweiſen keinen 
Gebrauch machen wollten und den Antrag ſtellten, die aus der 
inzwiſchen eingetretenen Veränderung der Geſetzgebung ſich er⸗ 
gebenden Folgen auszuſprechen. Das Berufungsgericht hat 
hierauf durch Urtheil vom 23. Februar 1900 die Vorentſcheidung 
bezüglich der Schuldfrage abgeändert und dahin erkannt: 

Beide Theile find an der Scheidung der Ehe ſchuldig, 
die Koſten der Berufungsinſtanz werden gegen einander 
aufgehoben. 

Auf Reviſion des Beklagten iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Revifion war für begründet zu erachten. Die Be⸗ 
ſtimmung im Abſatz 1 des Artikels 201 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche: 

„Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches an nach deſſen Vorſchriften“ 
und die Beſtimmung im Abſatz 1 und 2 des § 1574 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs: 
„Wird die Ehe aus einem der in den 58 1565 bis 
1568 beſtimmten Gründe geſchieden, ſo iſt in dem Urtheil 
ausgeſprochen, daß der Beklagte die Schuld an der 
Scheidung trägt. 

Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird auch 
dieſe für begründet erkannt, ſo find beide Ehegatten für 
ſchuldig zu erklären“ 

beziehen ſich, wie ihr Wortlaut klar ergiebt, auf Scheid ungen, 
die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus⸗ 
geſprochen werden. Aus dieſen Beſtimmungen iſt daher für 
den vorliegenden Fall, wo die Scheidung bereits vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Preußiſchen Landrechts durch rechts⸗ 
kräftiges landgerichtliches Urtheil ausgeſprochen und allein der 
Ausſpruch des Urtheils über die Schuldfrage mit der Berufung 
angefochten iſt, eine Norm, daß nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Entſcheidung der Schuldfrage 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu treffen 
ſei, nicht zu entnehmen. Es iſt vielmehr, da der Geſichtspunkt, 
daß die Vorſchriften über die Schuldfrage öffentlich rechtliche 
Strafvorſchriften bildeten, weder nach den §§ 783—822 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts, noch auch nach 
den 88 1577 — 1584 des Bürgerlichen Geſetzbuchs berechtigt 
iſt, wegen des innigen Zuſammenhangs, der, wie das Berufungs⸗ 
gericht anerkennt, zwiſchen den Vorſchriften über die Schuld⸗ 
frage und den Vorſchriften über die Scheidung beſteht, davon 
auszugehen, daß die Schuldfrage in einem ſolchen, wie dem 
hier vorliegenden Falle, nach denjenigen geſetzlichen Vorſchriften 
zu beurtheilen iſt, die für die rechtskräftig ausgeſprochene Ehe⸗ 
ſcheidung maßgebend geweſen find. Denn mit der in An- 
wendung beſtimmter geſetzlicher Vorſchriften ausgeſprochenen 
Eheſcheidung auf Klage und Widerklage iſt auch auf Grund 
derſelben Vorſchriften der beiderſeitige Eheſcheidungsgrund und 
das ſich aus dieſen Vorſchriften ferner ergebende Verhältniß der 
Schwere des einen Eheſcheidungsgrundes gegenüber dem anderen 
Eheſcheidungsgrunde feſtgeſtellt worden. Die Anfechtung der 
Entſcheidung über die Schuldfrage läßt ſich daher, ohne die 
Grundlage der Eheſcheidung zu erſchüttern, auf Grund anderer, 
als der für die Eheſcheidung maßgebend geweſenen Vorſchriften 
nicht bewirken. Das führt mit Nothwendigkeit auf die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des Allgemeinen Preußiſchen Land- 
rechts. Auf Grund dieſer Vorſchriften hatte der Kläger, wie 
der Thatbeſtand des Urtheils des Berufungsgerichts ergiebt, 
unter Anführung von Thatſachen, die auf Seiten der Beklagten 
eine gleich ſchwere wie die gegen den Kläger feſtgeſtellte Ver⸗ 
ſchuldung darthun ſollten, die Entſcheidung über die Schuld- 
frage angefochten und das Berufungsgericht hatte auch Beweis 
über jene Thatſachen erhoben. Eine Feſtſtellung des Beweis⸗ 
8* 
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ergebniſſes hat jedoch das Berufungsgericht nicht getroffen, 
ſondern in der irrigen Annahme, daß die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Entſcheidung bezüglich der 
Schuldfrage Anwendung fänden, auf Grund einer dem Prozeß- 
ſtoff nicht gerecht werdenden Erklärung der Parteivertreter das 
Urtheil erlaſſen. Es iſt deshalb die Aufhebung des Berufungs- 
urtheils und die Zurückberweiſung der Sache an das Berufungs- 
gericht zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung geboten. 


Einſtweilige Verfügung zu Gunſten der im 
Scheidungsprozeß befindlichen Ehefrau. 
Zuläſſigkeit der Reviſion. 

Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

Zu den 88 13531362 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Walter 
c. Walter vom 10. Mai 1900, Nr. 65/1900 IV. 

II. J. O. L. G. Breslau. 

Im Laufe des jetzt noch in erſter Inſtanz unter den 
Parteien ſchwebenden Cheſcheidungsprozeſſes iſt auf Antrag der 
Klägerin durch den im Wege der einſtweiligen Verfügung er⸗ 
laſſenen Beſchluß des Landgerichts zu Glogau vom 9. Auguft 
1899 der Klägerin geſtattet, mit ihrem Kinde während des 


Prozeſſes vom Beklagten getrennt zu leben, und um dies 
Getrenntleben zu ermöglichen, weiter angeordnet, daß Beklagter 


der Klägerin monatlich 30 Mark Alimente zu zahlen und ihr 


eine Reihe von Sachen herauszugeben habe. Auf den vom 
Beklagten erhobenen Widerſpruch hat das Landgericht durch 
urtheil vom 11. Oktober 1899 die einftweilige Verfügung — 
unter Ermäßigung des Alimentenbetrages auf monatlich 20 Mark 
— beſtätigt, indem es auf Grund der beigebrachten eides⸗ 
ſtattlichen Verficherungen für glaubhaft gemacht erachtet, daß 
Beklagter der Klägerin eine rohe, herabwürdigende Behandlung 
und Mißhandlungen habe zu Theil werden laſſen, welche die 
Geſundheit der Klägerin gefährdet und welche Klägerin ſich nicht 
gefallen zu laſſen brauche. 

Dies Urtheil iſt durch das Berufungsurtheil vom 25. Januar 
1900 dahin abgeändert worden, daß die einſtweilige Verfügung 
vom 9. Auguft 1899 aufgehoben wird. Kläger hat Revifion 
eingelegt. Das Berufungsurtheil ift vom Reichsgericht auf- 
gehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Vorſchrift des § 546 der Civilprozeßordnung, nach 
welcher die Zuläffigkeit der Reviſion durch einen den Betrag 
von 1 500 Mark überſteigenden Werth des Beſchwerdegegen ⸗ 
ſtandes bedingt iſt, greift nur bei Rechtsſtreitigkeiten über 
vermögensrechtliche Anſprüche Platz; bei anderen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über Familien ⸗ und Standes verhältniſſe, Ehren⸗ 
rechte und Eheſachen findet die Revifion ſtets ſtatt. Die Ent. 
ſcheidung darüber, ob einer Ehefrau während des Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes das Getrenntleben vom Ehemanne zu geſtatten iſt, 
betrifft aber unbedenklich keine vermögensrechtliche, ſondern eine 
auf dem Familien- und Eheverhältniß beruhende Frage. 
Wird das Getrenntleben geftattet, jo können ſich daran, wie 


auch im Streitfalle geſchehen, weitere vermögens rechtliche An- 
ſprüche auf Zahlung von Alimenten und Herausgabe von 
Sachen knüpfen; letztere find aber nur eine Folge der erſt⸗ 
gedachten Befugniß und dazu beſtimmt, das Getrenntleben der 
Ehefrau zu ermöglichen, da der Ehemann, während er ſonſt der 
Ehefrau den Unterhalt in der Ehewohnung zu gewähren hat, 
nunmehr verpflichtet wird, die zum Getrenntleben der Chefran 
erforderlichen Mittel herzugeben. Der Hauptanſpruch der 
Klägerin betrifft die Geſtattung des Getrenntlebens und nit 
dieſem bilden die weiteren Anſprüche ein einheitliches Ganze. 

Die Revifion iſt hiernach an ſich zuläſſig; dieſelbe muß 
aber auch für begründet erachtet werden. 

Nach Artikel 199 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche beſtimmen ſich die perſoͤnlichen Rechtsbe⸗ 
ziehungen der Ehegatten zu einander, insbeſondere die gegen- 
ſeitige Unterhaltungs pflicht, auch für die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehenden Ehen nach 
deſſen Vorſchriften. Ueber dieſe perſoͤnlichen Rechtsbeziehungen 
iſt in Buch 4 Titel 5 „Wirkungen der Ehe im Allgemeinen“ 
§ 1353 bis 5 1362 Beſtimmung getroffen. In $ 135 
Abſ. 1 wird an die Spitze der Satz geſtellt, daß die Ehegatten 
einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet find. Ver⸗ 
letzt der eine Ehegatte dieſe Pflicht dadurch, daß er ſich von 
dem anderen Ehegatten trennt, ſo kann der letztere die wegen 
dieſer Verletzung ihm zuſtehenden Anſprüche mittelft der in 
5 606 folgende der Civilprozeßordnung geregelten Klage auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens geltend machen, es kaun 
die gedachte Verletzung auch das Recht auf Scheidung der Ehe 
begründen. Die verlangte Herſtellung der ehelichen Gemein 
ſchaft kann nach 8 1353 Abſ. 2 a. a. O.: 

„Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nach He 
ſtellung der Gemeinſchaft als Mißbrauch ſeines Rechte 
dar, ſo iſt der andere Ehegatte nicht verpflichtet, den 
Verlangen Folge zu leiſten. Das Gleiche gilt, wenn der 
andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung zu klagen. 
von dem anderen Theile abgelehnt werden, entweder wenn dies 
Verlangen ſich als Rechtsmißbrauch darſtellt — und maßgebend 
wird hier ſein, ob mit Rückſicht auf das fittliche Weſen der 
Ehe dem ſich weigernden Theile nach der konkteten Sachlaze 
zugemuthet werden kann, die eheliche Gemeinſchaft herzuftelen 
— oder wenn der ablehnende Ehegatte berechtigt if, af 
Scheidung zu klagen. 
(Vergl. Planck: Bürgerliches Geſetzbuch, Viertet Buch: 
Familienrecht Seite 80, 82, 45; Neumann: KHandaul 
gabe des Bürgerlichen Geſetzbuches Band 2 Seite 74, 
744, 860; von Staudinger: Kommentar zum Bürger 
lichen Geſetzbuch, Band 4 Seite 72). 

Um einen derartigen Fall handelt es ſich aber hier nicht 
Der jetzige Beklagte hat feinerfeits nicht die Klage auf Her 
ſtellung des ehelichen Lebens erhoben, vielmehr hat die Klägerin 
unter der Behauptung, daß ihr ein geſetzlicher Eheſcheidungs⸗ 
grund zur Seite ſtehe, die Scheidungsklage angeftellt und im 
Laufe dieſes jetzt noch in erſter Inſtanz ſchwebenden Prozeſſes 
den Antrag geſtellt, ihr während der Dauer des Prozeſſes das 
Getrenntleben zu geſtatten. Ein ſolcher Antrag iſt im 9 627 
der Civilprozeßordnung ausdrücklich für zuläſſig erklärt, und es 
finden in Betreff deſſelben beziehungsweise für die danach zu 
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erlaſſende einſtweilige Verfügung die Vorſchriften der 58 936—944 
der Civilprozeßordnung Anwendung. Das hat der Berufungs- 
richter verkannt und rechtsirrthümlich feiner Entſcheidung die 
Beftimmung des § 1353 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zu Grunde gelegt. Entſcheidend für die Zuläſſigkeit der einſt⸗ 
weiligen Verfügung iſt die im § 940 der Civilprozeßordnung 
getroffene Anordnung, die nicht bloß prozeſſuales Verfahren 
betrifft, ſondern auch materiell rechtliche Bedeutung hat. Zu⸗ 
läffig iſt danach die Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in 
Bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältniß, inſofern dieſelbe zur 
Abwendung weſentlicher Nachtheile oder zur Verhinderung 
drohender Gewalt oder aus anderen Gründen nöthig erſcheint. 
Von dieſem Gefichtspunkte aus hat aber der Berufungsrichter 
die einzelnen Vorfälle und die Geſammtſachlage überhaupt nicht 
geprüft, iſt vielmehr bei Würdigung derſelben lediglich davon 
ausgegangen, daß die Vorausſetzungen des § 1353 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches nicht vorliegen und deshalb der Antrag der 
Klägerin zurückzuweiſen ſei. 


Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 
§ 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Zaremba 
c. Zaremba vom 25. Juni 1900, Nr. 117/1900 IV. 


II. J. Kammergericht. 
Die Revifion des Klägers iſt zuruͤckgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht geht — Artikel 201 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch — zutreffend davon aus, 
daß die der Beklagten vorgeworfenen, in die Zeit vor dem 
1. Januar 1900, dem Tage des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, fallenden Verfehlungen derſelben nur dann die 
Scheidung begründen können, wenn fie ſowohl nach dem All⸗ 
gemeinen Landrecht, wie nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch einen 
Scheidungsgrund abgeben. 
rufungsgericht weiter an, daß der von dem Kläger geltend ge- 
machte Scheidungsgrund aus § 718 a des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 1 — der eigenen unüberwindlichen Abneigung — 
als ſolcher nicht weiter in Betracht kommen kann, da das 
Bürgerliche Geſetzbuch dieſen Scheidungsgrund nicht anerkennt, 
und daß nur in Frage kommen kann, ob die Verfehlungen der 
Beklagten, welche die unüberwindliche Abneigung des Klägers 
rechtfertigen ſollen, einen Scheidungsgrund nach § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs darſtellen. — 

Von den übrigen der Beklagten zur Laſt gelegten 
Verfehlungen — Ehrenkränkungen und Beleidigungen im 
Sinne der 88 700 und 702 des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 1 — hat das Berufungsgericht die von 
dem Zeugen W. bekundeten, aus den Jahren 1895 und 1896, 
und die von der Zeugin S. bekundeten, aus der Zeit vor 
8 bis 9 Jahren, gemäß § 721 a. a. O. als verziehen 
und deshalb zur Verwerthung als Scheidungsgrund nicht 
mehr für geeignet erachtet. Im Anſchluſſe hieran, und unter 
der bedenkenfreien Annahme, daß die Parteien — bei der 
Stellung des Klägers als Königlicher Steueraufſeher — dem 
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mittleren Stande im Sinne des § 702 a. a. O. angehören, 
heißt es dann im Berufungsurtheile: „Hinfichtlich weiterer von 
dem Kläger behaupteter Ehrenkränkungen und Beleldigungen iſt 
durch die Wladislawa Z., die eidesunmündige Nichte des Klägers, 
bekundet worden, daß ſie gehört habe, wie in den Jahren 1898 
und 1899 die Parteien ſich mehrfach gegenſeitig geſchimpft 
hätten, indem Beklagte den Kläger 4, worauf 
Kläger die Beklagte “ geſchimpft habe, in einer 
Reihe von Fällen ſei der Kläger auf die Schimpfworte ruhig 
geweſen, in anderen Fällen habe er der Beklagten vorgehalten, 
wie ungehörig es ſei, ſolche Schimpfworte in Gegenwart der 
Wladislawa zu gebrauchen.“ Nach der Darlegung, daß in den 
Schimpfworten grobe Ehrenkränkungen im Sinne des $ 700 
a. a. O. überhaupt nicht und in den gegenſeitigen auch keine 
muthwilligen Beleidigungen im Sinne des § 702 a. a. O. zu 
finden ſeien, wird darauf weiter ausgeführt: „Wenn nun auch 
vom Standpunkte des Preußiſchen Rechts die Schimpfworte der 
Beklagten, bei welchen der Kläger ſeinerſeits ſtille war, als 
Beleidigungen $ 702 a. a. O. anzuſehen wären, weil an ſich 
kein Zuſammenhang dieſer Beleidigung mit vorherigen Be⸗ 
leidigungen ſeitens des Klägers nachgewieſen iſt, ſonach die 
Beleidigungen ſeitens der Beklagten muthwillige und ohne 
dringende Beranlafjung geſchehen wären, jo kann gleichwohl 
nach 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht angenommen 
werden, daß die Beklagte durch jene Beleidigungen eine ſo tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldete, daß dem 
Kläger die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann, 
denn dies kann deshalb nicht angenommen werden, weil Kläger 
auch ſeinerſeits in mehreren Fällen die Beklagte mit gemeinen 
Schimpfworten belegte, wobei auch auf die Ausſage des 
Zeugen L. hinzuweiſen iſt, wonach die Parteien ſich bei dem 
von ihm bekundeten Vorfalle gegenſeitig beſchimpften.“ Mit 
ihrem hiergegen gerichteten Angriffe rügt die Revifion, als von 
Rechtsirrthum beeinflußt, die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die von der Wladislawa Z. bekundeten Schimpfworte der 
Beklagten, ſoweit dabei der Kläger geſchwiegen, obwohl fie als 
Ehevergehen gemäß § 702 des Allgemeinen Landrechts Theil II 
Titel 1 anzuſehen ſeien, doch allein noch nicht die Anwendung 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtfertigten. Das 
Berufungsgericht halte — ſo wird ausgeführt — noch andere 
Beleidigungen, wie die von den Zeugen W. und S. bekundeten, 
für erwieſen, und habe dieſe nur, für ſich allein betrachtet, auf 
Grund des § 721 des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
für unbeachtlich erklärt. Es widerſpreche aber dem § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, wenn das Berufungsgericht nicht das 
geſammte Verhalten der Beklagten ins Auge faſſe. Der 
Artikel 201 Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſchließe die Berückſichtigung der früher zugefügten 
Beleidigungen darum nicht aus, weil das Allgemeine Landrecht 
geſtattete, für die Entſcheidung auch als verziehen zu erachtende 
Beleidigungen im Zuſammenhange mit nicht verziehenen zu 
berückſichtigen. — Den giundſätzlichen Ausführungen der Re⸗ 
vifion iſt allerdings beizutreten; fie entſprechen der rechtlichen 
Natur des bedingten Scheidungsgrundes aus § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und finden insbeſondere eine Stütze 
in der Beſtimmung in § 1573 a. a. O., wonach Thatſachen, 
auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet werden 
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kann, zur Unterſtützung einer auf andere Thatſachen gegründeten 
Scheidungsklage geltend gemacht werden können. Zutreffend iſt 
auch für das Preußiſche Recht der Hinweis der Reviſion auf das 
Urtheil des jetzt erkennenden Senats vom 10. Dezember 1883 
— bei Gruchot, Beiträge, Band 28 Seite 956 —, wonach eine 
verziehene Ehrenkränkung zwar für ſich nicht mehr als Ehe ⸗ 
ſcheidungsgrund zu verwerthen iſt, aber für die Anwendung des 
8 702 des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 immer noch 
in Betracht kommt, um eine ſpäter vorkommende Beleidigung 
als eine wiederholte geltend zu machen. Gleichwohl konnte 
der hier erhobene Revifionsangriff keinen Erfolg haben, weil 
das Berufungsgericht, mit Rückficht darauf, daß Kläger auch 
ietnerjeits die Beklagte in mehreren Fällen mit gemeinen 
Schimpfworten belegt hat, bedenkenfrei verneint, daß die Be⸗ 
klagte durch jene von der Wladislawa Z. bekundeten Be ⸗ 
leidigungen, auf welche der Kläger ſeinerſeits nicht wieder 
ſchimpfte, eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 
verſchuldete, daß dem Kläger die Fortſetzung der Ehe nicht zu⸗ 
gemuthet werden kann. Mit dieſer Feſtſtellung wird zum Aus. 
drucke gebracht, daß der Kläger, ebenſo wie die Beklagte, auch 
die Wiederholung derartiger gröblicher Schimpfreden als eine 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes bis zur Unerträglichkeit 
nicht empfunden hat. In gleicher Richtung aber bewegen ſich 
die Schimpfereien der Beklagten, wie ſie von den Zeugen W. 
und S. bekundet werden. 
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Zu den Art. 169, 201, 203, 206 Einf. Geſ. 
zum B. G. B. 
Zu den 88 1567, 1574 B. G. B. 


Erkenniniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hoie- 
mann c. Hoſemann vom 25. Juni 1900, Nr. 113/1900 IV. 


II. J. Kammergericht. 


Auf die Klage der Ehefrau iſt die Che wegen Ehebruchs 
des Mannes in den Vorinſtanzen geſchieden und deſſen Wider; 
klage abgewieſen. Die Reviflon des Ehemannes iſt zurück⸗ 
gewieſen. f 

Gründe. 

Die von der Reviſton erhobenen Angriffe, mit welcher Ver⸗ 
letzung des $ 139 der Cävilprozeßordnung, ſowie des & 721 
Thl. II Tit. 1 des Allgemeinen Landrechts und der §§ 1571 
bezw. 1567 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit 
Art. 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
gerügt wird — müſſen als nicht gerechtfertigt bezeichnet werden. 

Der Ehebruch des Beklagten hat allerdings am 5. oder 
6. Juni 1896 ſtattgefunden, während die Zuſtellung der Klage 
erſt nach Ablauf eines Jahres erfolgt ſein kann, da die Klage⸗ 
ſchrift am 26. Oktober 1897 zur Terminsbeſtimmung eingereicht 
wurde. Auf Antrag der Klägerin war aber vorher bereits am 
25. Mai 1897 der Sühneverſuch vorgenommen worden. Bei 
dieſer Sachlage hat der Berufungs richter mit Recht angenommen, 
daß die Friſt des § 721 Thl. II Tit. 1 des Allgemeinen Land⸗ 
rechts unter allen Umſtänden gewahrt ſei. 

Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 S. 292, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1888 S. 349 Nr. 26, 
von 1892 S. 70 Nr. 46 und von 1896 S. 451 Nr. 61. 


Als zutreffend erſcheint ferner die Ausführung des Be⸗ 
rufungsrichters, daß die Vorſchrift im Eingange des § 1571 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche dahin lautet: 

Die Scheidungsklage muß in den Fällen der 88 1565 
bis 1568 binnen ſechs Monaten von dem Zeitpunkt an 
erhoben werden, in dem der Ehegatte von dem 
Scheidungsgrunde Kenntniß erlangt 
im vorliegenden Falle unanwendbar ſei, weil die Erhebung der 
Klage ſchon vor dem 1. Januar 1900 ſtattgefunden habe. Die 
abweichende Annahme, daß die fragliche Beſtimmung nicht bloß 
für die erft nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz 
buchs zu erhebenden Klagen, ſondern mit rückwirkender Kraft 
auch für ſolche Prozeſſe maßgebend ſei, welche am 1. Januar 
1900 bereits anhängig waren, würde mit der Wortfaſſung des 
8 1571 a. a. O. an ſich nicht vereinbar fein. Auch die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch nöthigt keineswegs zu einer andern Auffaſſung. 
Dazu kommt noch, daß der $ 1571 Abſatz 4 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs einen Hinweis auf die für die Verjährung gelten⸗ 
den Beſtimmungen inſofern enthält, als danach auf den Lauf 
der ſechsmonatlichen und der (im Abſatz 3 ebenda weiter vor⸗ 
geſehenen) dreimonatlichen Friſt die für die Verjährung 
geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 entſprechende An- 
wendung finden jollen. Bezüglich der Verjährung iſt nun 
aber im Art. 169 des Einführungsgeſetzes ausdrücklich vor ⸗ 
geſchrieben, 
daß der Beginn ſowie die Hemmung und Unterbrechung 
der Verjährung ſich für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Ge ⸗ 
ſetzen regeln. 

Danach kann auf ſchwebende Prozeſſe, in Fällen, wo die 
Verjährungsfriſt des älteren Rechts durch Erhebung 
der Klage bereits vor dem 1. Januar 1900 gewahrt war, 
die Anwendbarkeit der Verjährungsvorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs überhaupt nicht in Frage kommen und das Gleiche 
muß ſchon nach allgemeinen rechtlichen Geſichtspunkten, bei 
Mangel einer abweichenden Geſetzesvorſchrift, auch von der Aus⸗ 
ſchlußfriſt des § 1571 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in dem 
Falle gelten, wenn der Eheſcheidungsprozeß bereits vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängig gemacht 
worden war. 

Daß der fragliche Ehebruch ſeitens der Klägerin elwa 
ausdrücklich verziehen worden ſei, iſt gar nicht behauptet 
worden und es bedurfte auch keiner beſonderen Ausführung, daß 
die Angabe des Beklagten, „die Parteien hätten noch nach den 
Vorgängen im S. ſchen Lokale harmoniſch zuſammengelebt, zur 
Erfüllung der Vorausſetzung des § 720 Thl. II Tit. 1 des 
Allgemeinen Landrechts nicht für ausreichend erachtet werden kann. 

Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 28 Nr. 67 
und die dortigen Citate. 

Ebenſowenig hatte der Berufungsrichter Veranlaſſung, bei 
ſolcher Sachlage das Fragerecht auszuüben. 

Das nach dem 1. Januar 1900 ergangene Berufungs · 
urtheil erſcheint hiernach — in Hinblick auf 5 1565 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit Art. 201 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und $ 670 
Thl. II Tit. 1 des Allgemeinen Landrechts — zunächſt inſoweit 
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gerechtfertigt, als dadurch die vom erſten Richter auf die Klage 
der Ehefrau ausgeſprochene Scheidung der Ehe und die 
Schuldigerklärung des Beklagten aufrecht erhalten worden iſt. 

Dem Berufungsrichter ift aber ferner auch darin bei⸗ 
zutreten, daß die weitere Frage, ob die Klägerin, dem Ver⸗ 
langen des Beklagten entſprechend, wegen der ihr vorgeworfenen 
böslichen Verlaſſung ebenfalls für ſchuldig zu erklären ſei, 
nach den zur Anwendung kommenden Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches verneint werden müſſe. Die Anſicht 
des Reviſionsklägers, daß die Schuldfrage im Streitfalle über⸗ 
haupt nicht nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches, ſondern lediglich nach dem zur Zeit der Klageerhebung 
noch in Geltung geweſenen Allgemeinen Landrecht zu be ⸗ 
urtheilen ſei, kann als richtig nicht anerkannt werden. Der 
Art. 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
enthält nach dieſer Richtung allerdings keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung, da aber die Scheidung von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuch ab nach deſſen Vorſchriften zu erfolgen 
hat, und in jedem Urtheile, durch welches die Ehe aus einem 
der in den SS 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtimmten Gründe geſchieden wird, nach § 1574 Abſatz 1 
a. a. O. ausgeſprochen werden muß, daß der Beklagte die 
Schuld an der Scheidung trägt, fo erweiſt ſich jedenfalls 
inſoweit die Entſcheidung über die Schuldfrage als ein noth⸗ 
wendiger Beſtandtheil des nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuches zu fällenden Scheidungs⸗ 
urtheils. Das Gleiche muß aber auch von derjenigen Ent⸗ 
ſcheidung gelten, welche in demſelben Scheidungsurtheile bezüg- 
lich der Schuld des andern Theiles zu treffen iſt. In dieſer 
Beziehung beſtimmt der $ 1574 Abſatz 3 a. a. O.: 

Ohne Erhebung einer Widerklage iſt auf Antrag des 
Beklagten auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, 
wenn Thatſachen vorliegen, wegen deren der Beklagte 
auf Scheidung klagen könnte oder falls ſein 
Recht auf Scheidung durch Verzeihung oder durch 
Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur Zeit des Eintritts des 
von dem Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes 
berechtigt war, auf Scheidung zu klagen. 

Dieſe Vorſchrift ſetzt alſo voraus, daß der klagende Theil 
ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, welches an ſich als 
Scheidungsgrund vom Bürgerlichen Geſetzbuche an- 
erkannt wird. Es muß deshalb die Annahme als aus- 
geſchloſſen erſcheinen, daß nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches trotz der im $ 1574 daſelbſt getroffenen 
Beſtimmung die Schuldigerklärung wegen eines im älteren 
Rechte vorgeſehenen Ehevergehens erfolgen könnte, obwohl die 
Thatbeſtandsmerkmale eines Scheidungsgrundes aus $ 1565 
bis 1568 a. a. O. nicht vorliegen. 

Die bösliche Verlaſſung wird nun zwar auch vom Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche als Eheſcheidungsgrund anerkannt; dieſer 
Scheidungsgrund iſt aber nach § 1567 a. a. O. nur dann 
gegeben: 

1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurtheilt 
worden iſt, ein Jahr lang gegen den Willen des andern 
Ehegatten in böslicher Abſicht dem Urt heile nicht Folge 
geleiſtet hat; 
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2. wenn ein Ehegatte fich ein Jahr lang gegen den Willen 
des andern Ehegatten in böslicher Abſicht von der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft fern gehalten hat und die Boraus- 
ſetzungen für die öffentliche Zuſtellung ſeit Sahresfrift 
gegen ihn beſtanden haben. 

Im vorliegenden Falle ift der Klägerin lediglich ein amts⸗ 
gerichtlicher Rückkehrbefehl am 26. Juli 1897 zugeſtellt worden, 
welchen fie nicht befolgt hat. Schon inſofern fehlt es daher 
an den Vorausſetzungen der böslihen Verlaſſung im Sinne 
des § 1567 a. a. O., da nicht zugegeben werden kann, daß 
ein in Gemäßheit des § 685 Thl. II Tit. 1 des Allgemeinen 
Landrechts erlaſſener Rückkehrbefehl der im § 1567 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs erwähnten rechtskräftigen Verurtheilung gleich 
zu ſtellen ſei. Liegt danach aber der Thatbeſtand eines vom 
Bürgerlichen Geſetzbuch als Scheidungsgrund anerkannten Ehe 
vergehens nicht vor, fo erweiſt fi) damit die maßgebende Vor⸗ 
ſchrift des 5 1574 Abſatz 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als 
unanwendbar und es bedurfte deshalb keiner Erörterung der Frage, 
ob ſich die Klägerin etwa im Sinne der 85 677 folg. Thl. II 
Tit. 1 des Allgemeinen Landrechts einer böslichen Verlafſung 
ſchuldig gemacht haben moͤchte. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 656 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Gollich 
c. Pahlke vom 20. Juni 1900, Nr. 140/1900 I. 


II. J. Kammergericht. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Zuzuſtimmen ift dem angefochtenen Urtheile zunächſt darin, 
daß die Berufung des Beklagten auf Bürgerliches Geſetzbuch 
§ 656 eine fehlſame iſt. Nach dieſer Geſetzesſtelle ſoll durch 
das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis der Gelegenheit 
zur Eingehung einer Ehe oder für die Vermittelung des Zuſtande⸗ 
kommens einer Che eine Verbindlichkeit nicht begründet werden; 
das auf Grund des Verſprechens Geleiſtete aber ſoll nicht deshalb 
zurückgefordert werden können, weil eine Verbindlichkeit nicht 
beſtanden habe. Auch ſollen nach Abſatz 2 dieſe Vorſchriften für eine 
Vereinbarung gelten, durch die der andere Theil zum Zwecke der 
Erfüllung des Verſprechens dem Mäkler gegenüber eine Verbind⸗ 
lichkeit eingeht. Unterſtellt man zu Gunſten des Beklagten, daß 
ſeine Behauptungen ausreichen, um darzuthun, daß in der An- 
nahme des Wechſels die Eingehung einer Verbindlichkeit lag, 
die zum Zwecke der Erfüllung des Verſprechens eines Lohnes 
für den Nachweis der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder 
für die Vermittelung des Zuſtandekommens einer Ehe erfolgte, 
ſo würde die angezogene Beſtimmung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs doch wegen der obwaltenden zeitlichen Verhältniſſe außer 
Anwendung bleiben müſſen. Sowohl die Abgabe des Lohn⸗ 
verſprechens und die in deſſen Erfüllung geſchehene Annahme 
des Wechſels, als auch die zu belohnende Thätigkeit des Maklers 
fallen in das Jahr 1899, liegen alſo vor dem Tage, an welchem 
das Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten iſt. Nach Artikel 170 
des Einführungsgeſetzes aber ſollen für ein Schuldverhaͤltniß, 
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das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent⸗ 
ftanden tft, die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben. Für den 
Fall des 8 656 iſt eine Ausnahme von dieſer Regel nicht feſtgeſetzt; 
ſie kann auch nicht mittelbar als ein zwar nicht ausgeſprochener, 
aber erkennbarer Wille der geſetzgebenden Faktoren aus dem 
Geſetze abgeleitet werden. Die Beſtimmung des § 656 weicht 
von dem Rechtszuſtande, der bislang im größten Theile des 
Reiches beſtanden hat, ab. Sowohl im Gebiete des gemeinen, 
wie in dem des preußiſchen Rechtes wurde bislang angenommen, 
daß es Sache des einzelnen Falles ſei, ob eine entgeltliche 
Heirathsvermittelung unfittlich und daher nichtig ſei, oder nicht. 
An dieſem Rechtözuftande wollte ſowohl der erſte, wie der zweite 
Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs feſthalten. Die Reichstags ⸗ 
kommiſſion aber beſchloß die Aufſtellung der in das Geſetz über- 
gegangenen Regel. Man wollte die entgeltliche Heirathsvermitte · 
lung als unfittlih kennzeichnen und Prozeſſe über Heiraths⸗ 
vermittelung wegen der damit verbundenen Aergerniſſe abſchneiden. 
Wenn die Auffaffung, daß die entgeltliche Heirathsvermittelung 
unfittlich ſei, noch nicht in allen Kreiſen herrſche, fo ſei das ein 
Grund mehr einer ungeläuterten fittlichen Anſchauung in dieſem 
Punkte „durch die erziehliche Wirkung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zum Durchbruche zu verhelfen“. Im Geſetze ſelbſt hat 
indeß die Auffaſſung, daß die Heirathsvermittelung gegen Ent- 
gelt ſchlechthin unfittlich ſei, einen Ausdruck nicht gefunden. 
Das Geſetz hat das Verſprechen eines Ehemaklerlohnes nicht, 
wie es im Hinblick auf 8 138 Abſatz 1 bei einem Verſtoße 
gegen die guten Sitten der Fall ſein müßte, für nichtig erklart, 
ſondern für ein zwar nicht klagbares, aber doch erfüllbares 
Rechtsgeſchäft, ähnlich wie es nach 9 762 mit Spiel und Wette 
geſchehen iſt. Bei der Klagbarkeit aber handelt es ſich um eine 
bloße Eigenſchaft eines Rechtsgeſchäfts, die ihm ſeit ſeiner Ent⸗ 
ſtehung anhaftet, und bei der demnach jedenfalls die in Artikel 
170 des Einführungsgeſetzes aufgeſtellte allgemeine Regel der 
Nicht⸗Rückwirkung des neuen Rechts auf Schuldverhältniſſe, die 
unter dem alten Rechte entſtanden find, zur Anwendung zu 
bringen iſt. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu SS 138, 656 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Neumann 


c. Pniower vom 12. Juli 1900, Nr. 170/1900 VI. 
II. J. Kammergericht. 
Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückoerwieſen. 
Aus den Gründen. 
Gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürger. 


lichen Geſetzbuch bleiben für ein Schuldverhältniß, das vor dem 


Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden iſt, die 
bisherigen Geſetze maßgebend. Iſt für die Frage des Beſtandes 
des Schuldverhältniſſes das bisherige Recht maßgebend, fo be⸗ 
ſtimmt ſich auch die Klagbarkeit nach dieſem. Mit Recht hat 
daher das Berufungsgericht die Anwendbarkeit des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und damit die der Beſtimmungen des $ 656 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für ausgeſchloſſen erklärt (Habicht, die 
Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf zuvor entſtandene 
Rechtsverhältniſſe, II. Aufl. S. 177 Nr. 2). 
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Für die Frage, ob ein Rechtsgeſchäft gegen die guten Sitten 
verſtoße, „die Ehrbarkeit beleidige“ 8 7 Theil I Titel 4 des 
Allgemeinen Landrechts), iſt die jeweilige ethiſche Anſchauung 
entſcheidend. Dieſe iſt wechſelnd und ſehr wohl einer Steigerung 
in ihrer Strenge fähig. Mit einer allgemeinen Verfeinerung 
der Sitte und einer Steigerung des fittlichen Bewußtſeins kaun 
möglicher Weiſe, was Anſtandspflicht geweſen, ſich zu einem 
Gebote der guten Sitten erheben. Stellt ih auch etwa ein 
neues Geſetz auf einen ſolch' erhöhten Standpunkt, ſo iſt damit 
noch nicht geſagt, daß das Geſetz auch die ſchon vor ſeinem 
Inkrafttreten entſtandenen Rechtsverhältniſſe dieſer ſtrengeren 
Anſchauung unterwerfen wolle. 

Zunächſt unterwirft das neue Geſetz die Gegenwart und 
die Zukunft feiner rechtlichen Geſtaltung. Der Rückgriff auf die 
Vergangenheit bildet die Ausnahme, freilich bedarf ſie keiner 
ausdrücklichen Erklärung. Die Abficht der Rückwirkung kann 
auch aus der Wichtigkeit und der Bedeutung erkannt werden, 
die der Geſetzgeber dem neuen Rechtsſatze beilegt. 

Dafür, daß der Geſetzgeber auf Grund der den Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Wichtigkeit der gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Rechtsgeſchäfte (§ 1381 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) liegenden ethiſchen Anſchauung auch den vor 
feinem Inkrafttreten abgeſchloſſenen Heirathsvermittlungsverträgen 
die Klagbarkeit habe entziehen wollen, fehlt es an irgendwie 
ausreichenden Anbaltspunkten. 


Zu den Art. 171, 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 226 B. G. B. § 332 J. 9 A. L. R. 


Erkenntniß des R. G. VI. C. S. i. S. König u. Gen. 
c. Klemm vom 7. Juli 1900, Nr. 153/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das Berufungsgericht erkennt zunächſt die Gültigkeit des 
Vertrags vom 27. Oktober 1895 auf Grund der Annahme an, 
daß der Gegenſtand des Pachtvertrages hinlänglich genau be 
ſtimmt ſei. Es ſtellt ſodann auf Grund der unter den Ver⸗ 
tragſchließenden gepflogenen Verhandlungen und des Inhaltes 
des Vertrags, insbeſondere der zeitlichen Begrenzung feſt, daß 
die eingeräumte „unbeſchränkte Benutzung“ die Berechtigung zu 
der Erbauung eines maſſiven Hauſes nicht in ſich ſchließe, viel 
mehr nach der Intention der Vertragſchließenden von der einen 
Seite verlangt und von der anderen gewährt werden wollte — 
lediglich die Ueberlaſſung des Feldes zur unbeſchränkten Be 
nutzung als Holzniederlageplatz mit der Ermächtigung, zum 
Schutz des Holzes darauf einen Schuppen mit Fachwerk zu 
errichten. 

Die Beklagten hatten demnach einer ausdrücklichen Ge ⸗ 
nehmigung der Klägerin bedurft. 

Aus der Unterlaſſung des Widerſpruchs konne hier eine 
ſtillſchweigende Genehmigung nicht gefolgert werden. 

Der Berluft des Eigenthums in Folge des Einbauens 
habe wegen des in Mitte liegenden Vertragsverhältniſſes nicht 
eintreten können. Durch die Zeugenvernehmung ſei eine aus⸗ 


drückliche Genehmigung nicht erwieſen. Demgemäß fei nur 
noch der zugeſchobene Eid über die angebliche, eine ſolche Ge⸗ 
nehmigung enthaltende Aeußerung der Klägerin von Be⸗ 
deutung. | 

Die Revifion macht geltend, der Wortlaut des Vertrages 
vom 27. Oktober 1895 lege mit hinreichender und die Gültig⸗ 
keit mündlicher Nebenabreden ausſchließender Klarheit das Recht 
der Beklagten zu jeder Art der Bebauung feſt. 

Das jetzige Vorgehen der Klägerin verſtoße gegen den 
Grundſatz des § 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Die 
Klägerin habe aus den ihr von den Beklagten im Oktober 
1897 gemachten Mittheilungen und den von den Beklagten 
und M. mit ihrer Kenntniß getroffenen Veranſtaltungen ent- 
nehmen müſſen, daß die Beklagten von der Zuläſſigkeit der 
Erbauung eines maſſiven Hauſes überzeugt geweſen ſeien. Die 
Klägerin habe daher dolos gehandelt, wenn ſie nicht ſofort 
widerſprochen habe. 

Das Verhalten der Klägerin und das ihres Vertreters im 
Vermeſſungstermin komme einer Genehmigung des Hausbaues 
gleich. 

Eine Feſtſtellung des Grundes eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruches ſei fo lange nicht zuläſfig, als nicht feſtſtehe oder 
wenigſtens nach dem natürlichen Verlaufe der Dinge zu er- 
warten ſtehe, daß überhaupt ein Schaden erwachſen werde. 

Die Reviſion konnte nicht für begründet erachtet werden. 

Schon der Zuſatz „ſoweit als es die Unternehmer für 
„Plätze“ (Holzlagerplätze) nöthig gebrauchen“ deutet auf eine 
auch qualitative, nämlich durch den Zweck der Miethe beſtimmte 
Beſchränkung. Der Wortlaut des Vertrags ſteht ſomit der auf 
thatſächliche Erwägungen geſtützten und damit nicht angreif⸗ 
baren Auslegung nicht entgegen. 

Der Anſpruch der Klägerin greift in die Gegenwart ein. 
Das Beſtehende ſoll zerſtört werden. Schon aus dieſem Grunde 
wäre dem Grundſatze des § 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Rechnung zu tragen. § 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs er- 
klärt aber die Ausübung eines Rechtes nur dann für un- 
zuläffig, wenn fie nach den Umſtänden des Falles nur den 
Zweck haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen. Die 
Verfolgung des eigenen Rechtes, alſo für die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes, muß nothwendiger Weiſe dem hierfür 
Inanſpruchgenommenen Schaden zufügen. Dies ſteht auch 
gemäß 8 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Verfolgung des 
eigenen Rechtes nicht im Wege, wenn der Berechtigte hieran 
ein Intereſſe hat, dem eine Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden kann. Ein ſolches ift ſchon darin begründet, den ver- 
pachteten Gegenſtand in dem Zuſtande zurückgewährt zu er- 
halten, in dem er übergeben worden. Nach der Sachlage kann 
alſo nicht die Rede davon ſein, daß der Anſpruch der Klägerin 
lediglich die Schädigung der Beklagten bezwecke. Damit iſt 
aber die Anwendung des § 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſchloſſen. (Vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch II. Auf- 
lage Bd. I S. 279.) 

Für die Frage, ob für die Pächter, abgeſehen von be⸗ 
ſonderer Vereinbarung, aus der rechtlichen Natur des Pachtes 
die in Anſpruch genommene Berechtigung zur Errichtung eines 
Gebäudes oder aus der Thatſache des Bauens ein Eigenthums⸗ 
recht entſtehen konnte, erſcheint gemäß Art. 171 und Art. 181 
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des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch das bis⸗ 
herige Recht maßgebend. 

Die angebliche widerſpruchsloſe Duldung der Klägerin 
käme aber in Betracht hinſichtlich der dem Preußiſchen All⸗ 
gemeinen Landrecht eigenthümlichen Eigenthumserwerbsart ſowie 
hinfichtlich der Frage ſtillſchweigender Genehmigung und des der 
Klägerin zur Laſt gelegten argliſtigen Verhaltens. 

Im Gegenſatz zu dem Grundſatze des gemeinen Rechts 
„superficies solo cedit“ kennt das Allgemeine Preußiſche 
Landrecht gemäß § 332 Thl. I Tit. 9 einen unmittelbaren 
Eigenthumserwerb durch Bauen auf fremdem Grunde bei unter⸗ 
laſſenem Widerſpruch des Grundeigenthümers. 

In der Rechtſprechung des Preußiſchen Ober⸗Tribunals 
und des Reichsgerichts iſt aber anerkannt, daß die Beſtimmung 
des § 332 Thl. I Tit. 9 des Allgemeinen Landrechts nicht zur 
Anwendung komme, wenn Grund und Boden dem Bauenden 
in Folge des zwiſchen ihm und dem Eigenthümer beſtehenden 
Vertragsverhältniſſes übergeben worden, da für dieſen Fall die 
nach der Natur des Vertrags einſchlagenden Beſtimmungen 
maßgebend erſcheinen. (Vergl. Striethorſt, Archiv Bd. 17 
S. 19, Bd. 40 S. 125. Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen 
Privatrechts, V. Auflage Bd. I S. 569 § 236. Entſch. des 
Ober⸗Tribunals, Bd. 30 S. 31, Bd. 38 S. 60. Juriſtiſche 
Wochenſchrift, Bd. 12 S. 977. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 33 S. 258.) 


— 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 903, 906 B. G. B. 
Badiſches Landrecht Sätze 537, 538. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Stadt 
Heidelberg e. Funk vom 10. Juli 1900, Nr. 126/1900. 


II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Klägerin iſt grundbuchmäßige Eigenthümerin eines 
an der Unteren Neckarſtraße in Heidelberg gelegenen Anweſens, 
welches aus einem Wohnhauſe, Seitenbau, Hof und Gärtchen 
(mit Mauern umſchloſſen) beſteht. Es grenzt gegen Süden, 
wo ſich die Hausthüre befindet, an die Untere Neckarſtraße, 
gegen Oſten und Norden an das Areal des Jubiläumsplatzes 
und des Neckarſtadens, welche ſämmtlich als Ortsſtraßen zum 
Gemeindeeigenthum der Stadt Heidelberg gehören und zwar 
bildet die äußere Kante der Umfaſſungs⸗ und Hausmauer die 
Grenze zwiſchen der Klägerin und dem Gemeindeeigenthum. 
Vor der an der Oſtſeite des Anweſens den Hof und Garten 
abſchließenden mit einem Thore verſehenen Umfaſſungsmauer 
zwiſchen dem Hofthore und der Nordoſtecke des Grundſtücks 
hat vor mehreren Jahren die beklagte Stadtgemeinde eine 
öffentliche Bedürfnißanſtalt angebaut. Die Klägerin hält fich 
durch dieſe Bedürfnißanſtalt in der Benutzung ihres Eigenthums 
für widerrechtlich beeinträchtigt und hat daher Klage erhoben, 
welche in erſter Linie auf Verurtheilung der Beklagten zur 
gänzlichen Entfernung der Bedürfnißanſtalt, fürſorglich auf 
Unterlaffung der Benutzung oder auf Anbringung von Schuß- 
vorrichtungen gerichtet iſt. 

Durch Urtheil des Landgerichts wurde die Beklagte 
verurtheilt, die an der Oſtſeite des Anweſens der Klägerin, 
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Untere Neckarſtraße Nr. 5 in Heidelberg, errichtete öffentliche 
Bedürfnißanſtalt zu entfernen. 

Die Berufung und auch die Reviſion der Beklagten find 
zurückgewieſen. 

Das Reichsgericht giebt folgende 


Gründe. 


Das nach dem 1. Januar 1900 ergangene Urtheil des 
Berufungsgerichtes geht mit Recht davon aus, daß der auf das 
grundbuchmäßige Eigenthum der Klägerin geſtützte negatoriſche 
Anſpruch, welchem durch Verurtheilung der verklagten Stadt⸗ 
gemeinde zur Entfernung der an der Oſtſeite des klägeriſchen 
Anweſens errichteten öffentlichen Bedüͤrfnißanſtalt ſtattgegeben 
iſt, gemäß Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zu beurtheilen ſei. Aus den §§ 903, 906 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ergiebt ſich, daß der Eigenthümer eines 
Grundſtücks Andere von jeder Einwirkung ausſchließen kann, 
daß er aber gegenüber der den Gegenſtand der vorliegenden 
Klage bildenden Einwirkung übler Gerüche ein Verbietungsrecht 
nur dann hat, wenn es ſich um erhebliche, ungewöhnliche, nicht 
ortsübliche Immiſſionen handelt, die eine Fortdauer oder Wieder⸗ 
holung erwarten laſſen. Das Berufungsgericht hat nun auf 
Grund der erhobenen Beweiſe feſtgeſtellt, daß die von der er- 
wähnten Bedürfnißanſtalt ausgehende Einwirkung auf das 
Grundſtück der Klägerin durch Immiſſion von Ausdünſtungen 
und Gerüchen („Gaſen“) eine erhebliche ſei und die Klägerin 
in Benutzung ihres Eigenthums weſentlich beeinträchtige, 
auch nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer 
Lage als eine ungewöhnliche zu betrachten ſei. Bei dieſer 
im Urtheil näher begründeten Beweiswürdigung, welche ſich als 
ſolche der Nachprüfung des Revifionsgerichts entzieht, wurden 
auch die weiteren Beweisanträge des Beklagten berückſichtigt 
und deren Ablehnung in zuläſſiger Weiſe damit begründet, daß 
die gewonnene Ueberzeugung des Gerichts auch in dem Falle 
nicht erſchüttert werden könnte, wenn die weiter vorgeſchlagenen 
Zeugen das, wofür ſie angerufen ſind, beſtätigen würden. 
Ebenſo war von Erhebung des weiter beantragten Gutachtens 
Sachverſtändiger das Berufungsgericht Umgang zu nehmen befugt. 

Daß dem primären Begehren der Klage ſtattgegeben 
wurde, beruht auf der Erwägung, daß die unzuläſſigen Ein- 
wirkungen auf das Grundſtück der Klägerin nur durch Ent- 
fernung der Anſtalt ſelbſt beſeitigt werden könnten. Ab- 
geſehen davon, daß es gar keinen Zweck und ſomit für die 
Beklagte auch kein Intereſſe hätte, die Bedürfnißanſtalt gänzlich 
zu ſchließen, aber an ihrer Stelle zu belaſſen, wirke nicht nur 
die Benutzung, ſondern auch der Beſtand der Bedürfnißanſtalt 
unzuläſſig auf das Eigenthum der Klägerin ein, inſofern die 
Anſtalt Leute, die ihre Nothdurft verrichten wollen, herbeiziehe, 
welche dann, wenn ſie die Bedürfnißanſtalt unzugänglich fänden, 
häufig die unmittelbare Umgebung verunreinigen würden. Die 
rechtliche Zuläſſigkeit des Verlangens der Beſeitigung der 
verletzenden Anlage ergiebt fich hiernach aus den §§ 907 und 
1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und wird durch die geſetz⸗ 
geberiſchen Motive beſtätigt. 

Die Beklagte hat dieſem Begehren auch entgegengehalten, 
es könnte, da es ſich um eine Anlage des öffentlichen Nutzens 


handle, höchſtens Entſchädigung verlangt werden; in der 
Umgebung ſei eine Verlegung der Anſtalt auf eine andere 
Stelle unthunlich, wofür das Gutachten eines Sachverſtändigen 
angerufen wurde. Daß das Berufungsgericht dieſem Einwand 
keine Folge gegeben hat, iſt bei Begründung der Revifion 
vorzugsweiſe gerügt worden. Es wird darin eine Verletzung 
der Landrechtsſätze 537, 538 und eine Verkennung des Begriffs 
des öffentlichen Eigenthums gefunden, da die von der Gem einde 
errichteten Bedürfnißanſtalten im Zweck der öffentlichen Stur 
liegend und als Acceſſorien derſelben anzuſehen ſeien, was den 
Schluß rechtfertige, daß ſämmtliche Begehren der Klage Ein- 
griffe in öffentliches Eigenthum enthalten. Das Oberlandes⸗ 
gericht hat die Klage nach dieſer Richtung hin eingehend ge- 
prüft. Es führt zunächſt ohne Rechtsirrthum aus, daß, ſoweit 
nicht öffentlich ⸗ rechtliche Vorſchriften und Grundſätze entgegen- 
ſtehen, ſowohl nach jetzigem wie früheren Recht die negatoriſche 
Klage wegen Immiſſion auch dann gegeben ſei, wenn das 
Grundſtück, von welchem aus die unzuläſſige Immiſſion ftatt- 
finde, im (öffentlichen) Eigenthum einer öffentlich rechtlichen 
Körperſchaft (Staat, Gemeinde) ſtehe; es handle ſich dabei 
nicht um ein dingliches Recht des Anliegers an einem im 
öffentlichen Eigenthum ſtehenden Grundſtücke (Artikel 12 des 
Badiſchen Ausfuührungsgeſetzes, Landrechtsſatz 538), ſondern 
negativ um Abwehr der unberechtigten Einwirkung von 
dem Eigenthum der Gemeinde aus auf das Privateigenthum dez 
Anliegers. Sodann erkennt das Berufungsgericht aber an, daz 
nach bisherigem wie nach neuem Rechte Beſeitigung der verletzende 
Anlage dann nicht verlangt werden könnte, wenn ſolche nicht 
ohne einen unſtatthaften Eingriff in öffentlich rechtlich gewähr⸗ 
leiſtete Befugniſſe und Intereſſen ſtattfinden könnte oder ihr 
Gründe des öffentlichen Rechtes entgegenſtehen. Ob ein ſolcher Fall 
vorliege, kann nicht abſtrakt entſchieden werden. Das Berufungs- 
gericht beantwortet die Frage nach Landes recht. Es führt 
aus, eine Bedürfnißanſtalt dieſer Art bilde keinen nothwendigen 
integrirenden Beſtandtheil der öffentlichen „Ortdſtraße“, ſie 
falle nicht unter die der Gemeinde obliegende „Verpflichtung 
zur Herſtellung und Unterhaltung der Ortsſtraßen und öffent: 
lichen Plätze“, Artikel 1 des Badiſchen Ortsſtraßen⸗Geſetzes 
vom 6. Juli 1896. Derartige Anlagen könnten jeder Zeit 
ohne Eingriffe in den Gemeingebrauch der Straßen und 
Plätze als ſolcher wieder entfernt, die von ihnen eingenommenen 
Flächen jeder Zeit ohne vorheriges Feſtſtellungsverfahren wieder 
zur Straße gezogen werden, ihr Beſtand werde durch de 
öffentlich rechtlichen Schutz der Ortsſtraßen als oͤffentlicher, den 
Verkehr gewidmeter Wege und des Gemeingebrauchs hieran 
nicht gedeckt, wie denn auch die Beklagte ſich für den Fall, daß 
auf dem öſtlichen Theile des Anweſens der Klägerin gebaut 
werden ſollte, bereit erklärt habe, die Bedürfnißanſtalt ſofort 
entfernen zu laſſen. Eine Nachprüfung dieſer Entſcheidung 
ſeitens des Reviſionsgerichts iſt ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich 
um Anwendung des nicht reviſibeln Landesrechts handelt. Vor— 
ſchriften des reviſibeln bürgerlichen Rechts, des Badiſchen 
Landrechts (Landrechtſätze 537, 538) oder des Reichsrechts 
ſtehen den Erwägungen des Oberlandesgerichts nicht entgegen. 
Die Ortspolizei wird in den größeren Städten des Landes 
wie Heidelberg nicht vom Bürgermeiſter, ſondern von der 
Staatsſtelle ausgeübt und die Beklagte hat keine allgemeine 
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oder ſpezielle Anordnung der Staatsgewalt namhaft gemacht, 
auf welcher die Errichtung der Bedürfnißanſtalt beruhe und in 
welche durch Zuſprechung des Klagantrages eingegriffen würde. 
Der zum Schutze der mit obrigkeitlicher Genehmigung er⸗ 
richteten gewerblichen Anlagen dienende § 26 der Reichs. 
Gewerbe Ordnung, welcher die auf Einſtellung des Gewerbe⸗ 
betriebes gerichtete negatoriſche Klage ausſchließt, findet hier 
keine Anwendung. Nach der Annahme des Berufungsgerichts 
wird in öffentlich rechtliche Befugniſſe auch dann nicht ein⸗ 
gegriffen, wenn eine Verlegung der Bedürfnißanſtalt, auf deren 
Beſeitigung erkannt iſt, auf eine andere Stelle unthunlich 
wäre und konnte daher von Erhebung eines auch in dieſer 
Richtung angerufenen Gutachtens Umgang genommen werden. 


Zu Art. 186 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1120 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Erben 
Weymann c. Schild vom 7. Juli 1900, Nr. 129/1900 V. 


II. J. O. L. G. Breslau. 
Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben. 


Aus den Gründen. 

Die Reviſion iſt theilweiſe begründet. 

Die Klage iſt unter der Herrſchaft des Eigenthumsgeſetzes 
vom 5. Mai 1872 und des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 
13. Juli 1883 erhoben. Nach dem damaligen Rechte haftete 
dem Hypothekengläubiger das bewegliche, dem Eigenthümer 
gehörige Zubehör ſolange, bis es veräußert und von dem Grund⸗ 
ſtücke räumlich getrennt worden war (Eigenthumsgeſetz § 30). 
Das Zubehör eines Grundſtücks unterlag, ſolange es nicht im 
Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
in Beſchlag genommen war, der Pfändung, welcher jedoch jeder 
Realberechtigte im Wege der Klage (§ 690 der Civilprozeß⸗ 
ordnung d. F.) widerſprechen konnte (§ 206 des Zwangs- 
vollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli 1883). In dieſem Rechts- 
zuſtande iſt ſeit dem 1. Januar 1900 nur inſofern eine 
Aenderung eingetreten, als Grundſtückszubehör der Pfändung 
entzogen iſt (Civilprozeßordnung n. F. § 865 Abſatz 2 Satz 1; 
vergl. Bürgerliches Geſetzbuch SS 1120 bis 1122). Der Be⸗ 
rufungsrichter, der unter der Herrſchaft des neuen Rechtes 
geurtheilt hat, ift der Anſicht, daß zwar gegenwärtig der Wider⸗ 
ſpruch des Hypothekengläubigers gegen eine Pfändung von 
Grundſtückszubehör uur im Wege der Anrufung der Ent- 
ſcheidung des Vollſtreckungsrichters geltend gemacht werden 
könne (§ 766 der Civilprozeßordnung n. F.), daß aber der 
Klägerin das unter der Herrſchaft des früheren Rechtes er- 
worbene Klagerecht durch die neuen Geſetze nicht entzogen ſei. 
Ob dieſe Ausführung im erſten Theile richtig iſt, kann dahin 
geſtellt bleiben, richtig iſt jedenfalls ihr zweiter Theil. Zur 
Zeit, als die Beklagten pfänden ließen, war die Pfändung in 
der angegebenen, hier nicht in Betracht kommenden Beſchränkung 
zuläſſig und daher Widerſpruch nur im Wege der Klage ſtatthaft. 
Das durch dieſe Pfändung erworbene Recht iſt durch die neue 
Beſtimmung des § 865 Abſatz 2 Satz 1 der Civilprozeßordnung 
nicht berührt. Das neue Recht hat beim Mangel einer dahin 


gehenden Beſtimmung nicht die Macht, eine unter dem früheren 
Rechte zuläffig bewirkte Pfändung zu einer unzuläffigen zu 
machen. Demnach ift die Klage ($ 771 der Civilprozeßord⸗ 
nung n. F.) oder deren Fortführung der einzige Weg, auf 
welchem der Widerſpruch gegen die an ſich zuläſſige Pfändung 
durchgeführt werden kann (vergl. Peterſen, Civilprozeßordnung, 
4. Auflage, Anhang I zu Band II Seite XVII, XVIII). Aber 
ſelbſt, wenn jener Vorſchrift des § 865 rückwirkende Kraft in 
dem eben erörterten Sinne beigemeſſen werden könnte und 
anerkannt werden müßte, daß ſeit dem 1. Januar 1900 der 
Widerſpruch nur im Wege des § 766 der Civilprozeßordnung 
geltend gemacht werden könne, würde damit der Klage, die nach 
den zur Zeit ihrer Anſtellung geltenden Prozeßvorſchriften zur 
Geltendmachung des Widerſpruchs allein zuläſſig war, der 
Boden nicht entzogen ſein; denn die Zuläſſigkeit eines Rechts- 
behelfs kann nur nach den zur Zeit ſeiner Erhebung geltenden 
Geſetzen beurtheilt werden. Der Berufungsrichter wirft, bevor 
er in die Unterſuchung der Zubehöreigenſchaft der von den Be⸗ 
klagten gepfändeten Sachen eintritt, die Frage auf, welches 
Recht für die Beurtheilung der Zubehöreigenſchaſt maßgebend 
ſei, und entſcheidet ſich ganz allgemein dahin, daß das neue 
Recht anzuwenden ſei, während die Reviſion für Fälle der vor⸗ 
liegenden Art die Anwendbarkeit des neuen Rechtes leugnet. 
Letzteres iſt richtig. In Bezirken, in denen, wie in dem hier 
in Betracht kommenden Bezirke des Oberlandesgerichts Breslau, 
das Grundbuch im Sinne des Artikel 186 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch als angelegt anzuſehen iſt 
(vergl. Königliche Verordnung vom 13. November 1899 nebſt 
Anlage, Geſetzſammlung S. 519), gilt freilich nach Artikel 192 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
Artikel 33 § 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch die zur Zeit des angelegten Grundbuchs beſtehende 
Hypothek als eine ſolche des neuen Rechtes, ſodaß alſo auch 
für die Frage, was für die Hypothek haftet und insbeſondere 
welche Sachen Zubehöreigenſchaft haben, die Vorſchriften der 
§§ 1120 fig. und 97, 98 des Bürgerlichen Geſetzbuchs maß⸗ 
gebend ſind. Es kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß dem 
neuen Rechte inſoweit rückwirkende Kraft beiwohnt, als Sachen, 
denen das Bürgerliche Geſetzbuch etwa abweichend von dem 
früheren Rechte Zubehöreigenſchaft beilegt oder abſpricht, ohne 
Weiteres in die hypothekariſche Haftung eintreten oder aus ihr 
ſcheiden und als die Pfändung auch ſolcher Sachen, welche auf 
dieſe Weiſe kraft Geſetzes in die Haftung bereits eingetreten 
ſind, unzuläſſig iſt. Damit iſt aber noch keine Entſcheidung 
über das Schickſal der Rechte gewonnen, welche Dritte an ſolchen 
Sachen erworben hatten und ehe ſie in die Haftung für die 
Hypothek eingetreten waren. Der Berufungsrichter nimmt an, 
daß ſolche Rechte gemäß Artikel 192 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch untergehen. Dies iſt jedoch nicht 
richtig. Das Buͤrgerliche Geſetzbuch erkennt die Rechtswahrheit 
des Grundſatzes von der Nichtrückwirkung neuer Geſetze an 
(vergl. z. B. Artikel 170, 184 des Einführungsgeſetzes). Der 
Grundſatz kann von dem neuen Geſetze durchbrochen werden; 
dazu aber bedarf es einer dahin gehenden pofitiven oder durch 
Auslegung zu gewinnenden Vorſchrift. Auf eine poſitive Vor⸗ 
ſchrift kann der Berufungsrichter ſeine Anſicht nicht ſtützen und 
auf Auslegung hat er ſich nicht eingelaſſen. Es giebt auch keine 
4° 


28 


Beſtimmungen im Bürgerlihen Geſetzbuch und im Einführungs⸗ 
geſetze dazu, die ſich mit Sicherheit im Sinne der vom Be⸗ 
rufungs richter getroffenen Entſcheidung verwerthen ließen. Gegen 
die Rückwirkung auf Fälle der vorliegenden Art ſpricht die in 
Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch (Bd. 1 S. 21) hervor- 
gehobene Erwägung, daß der Staat als Hüter der Rechts- 
ordnung mit ſich ſelbſt in Widerſpruch treten würde, wenn er 
den unter dem Schutze ſeiner Geſetze und unter deren Garantie 
gehörig erworbenen und begründeten Rechten und Rechtsverhält⸗ 
niſſen ſpäter in willkürlicher Weiſe ihre Wirkſamkeit wieder ent⸗ 
ziehen wollte. Demgemäß iſt auch für den vorliegenden Fall 
davon auszugehen, daß das Pfändungspfandrecht der Beklagten 
durch die Vorſchrift des Artikel 192 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht berührt iſt. Der dieſen 
Erwägungen zu entnehmende Rechtsgrundſatz iſt dahin zu 
formuliren: 
Verleiht das neue Recht Sachen, die nach dem bisherigen 
Rechte nicht Zubehör eines Grundſtücks waren, die 
Zubehöreigenſchaft, ſo treten dieſe Sachen zwar mit dem 
Inkrafttreten des neuen Rechtes in die Haftung für die 
Hypothek ein, aber nur in dem Rechtszuſtande, in 
welchem ſie ſich zur Zeit des Inkrafttretens des neuen 
Rechtes befinden, alſo z. B. behaftet mit einem Pfand- 
rechte, das durch eine nach dem bisherigen Rechte zuläſſige 
Pfändung erworben iſt. 

Aus dieſem Rechtsgrundſatze ergiebt ſich von ſelbſt, daß 
der Widerſpruch des Hypothekengläubigers gegen ein unter der 
Herrſchaft des früheren Rechtes ſeitens eines Dritten wirkſam 
erworbenes Pfändungspfandrecht nach den Vorſchriften des bis⸗ 
herigen Rechtes über die Zubehöreigenſchaft und über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Pfändung von Zubehörſtücken zu beurtheilen iſt. 
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Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts UI. C. S. i. S. Wort⸗ 
mann c. Wortmann vom 3. Juli 1900, Nr. 130/1900 III. 

II. J. O. L. G. Frankfurt a. Main. 


Das Berufungsurtheil iſt in der Reviſionsinſtanz auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen. 


Gründe. 


Es handelt ſich, da die Vorklage in der Schlußverhandlung 
fallen gelaſſen iſt, allein um die Widerklage, auf welche wegen 
nachgewieſenen Ehebruchs des Klägers die Ehe der Parteien getrennt 
iſt. Dieſer Widerklage gegenüber hatte der Kläger compensando 
Chebrüche der Beklagten geltend gemacht, das Berufungsgericht 
hat aber dieſen Einwand zurückgewieſen, weil das Bürgerliche 
Geſetzbuch die Compenſation der Ehebrüche nicht mehr kenne 
und der Artikel 201 Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch in dem Sinne zu verſtehen ſei, daß er 
nur erfordere, daß die dem Ehegatten zur Laſt fallende Ver. 
fehlung auch nach bisherigem Recht an ſich ein Scheidungsgrund 
geweſen ſei, gleichgültig ob darauf in conereto die Scheidung 
hätte gegründet werden können. 

Dieſe Entſcheidung verletzt, wie die Reviflon mit Recht 
geltend macht, den citirten Artikel 201 Abſatz 1. Mag auch 


in dem Schlußſatze deſſelben „wenn die Verfehlung nach den 
bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder Trennungsgrund 
war“ das Wort „Verfehlung“ auch in rein abſtraktem Sinne 
verſtanden werden können, ſo liegt doch mindeſtens ebenſo nahe, 
dieſes Wort konkret dahin zu verftehen, daß es die jetzt in 
Frage ſtehende Verfehlung des Ehegatten meint, daß alſo dieſe 
konkrete Verfehlung nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungs⸗ 
grund war; und dieſe nach dem Wortlaute mindeſtens mogliche 
Auslegung verdient um ſo mehr den Vorzug, als die Tendenz 
der Geſetzgebung, wie der in Frage ſtehende Abſatz 2 des 
Artikels 201 ſelbſt und eine Reihe der Beſtimmungen der 
Civilprozeßordnung ergeben, auf möglichite Aufrechterhaltung 
der Ehe gerichtet iſt, und als es eine überaus weitgehende Rück. 
wirkung des neuen Rechts ſein würde, wenn einem Verhalten, 
das ſeiner Zeit einen Scheidungsgrund nicht bildete oder das 
dieſe Bedeutung durch weitere Ereigniſſe bereits wieder verloren 
hatte, nachträglich die Wirkung beigelegt würde, daß dadurch 
der Beſtand der Ehe aufgehoben werden könnte. Ein folder 
Eingriff in beſtehende Rechtsverhältniſſe läßt ſich ohne zwingende 
Gründe nicht annehmen, und das Reichsgericht hat daher auch 
bereits mehrfach, insbeſondere in der (demnächſt in den Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts zum Abdruck gelangenden) Sache 
Wachtel c. Wachtel III 56/1900 angenommen, daß nach 
Artikel 201 Abſatz 2 auf Grund von vor dem 1. Januar 1900 
liegenden Verfehlungen nur dann geſchieden werden kann, wenn 
auch nach altem Recht eine Scheidung gefordert werden konnte, 
und daß daher wegen eines vor dem 1. Januar 1900 begangenen 
Ehebruchs, wenn auch der andere Ehegatte vor dem 1. Januar 
1900 eines Ehebruchs ſich ſchuldig gemacht hat, wegen der dann 
vorliegenden Compenſation dieſer Ehebrüche auch gegenwärtig 
eine Scheidung ausgeſchloſſen iſt. 


Zu Art. 206 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1635 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Ernſt 
c. Ernſt vom 3. Juli 1900, Nr. 131/1900 III. 


II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Durch rechtskräftiges Urtheil des Herzoglichen Landgerichts 
zu Braunſchweig vom 7. März 1898 iſt die Ehe der Parteien 
wegen Ehebruchs des beklagten Ehemanns geſchieden und der 
Letztere für den ſchuldigen Theil erklärt worden. In Folge 
dieſes Urtheils verlangt gegenwärtig die Ehefrau die Heraus⸗ 
gabe des aus der geſchiedenen Ehe herrührenden, zur Zeit beim 
Beklagten befindlichen 13 jährigen Knaben zur eigenen Erziehung 
und Verpflegung, indem ſie dieſen Anſpruch theils auf die er. 
wähnte Schuldigerklärung des Beklagten im Cheſcheidungs⸗ 
prozeſſe, theils darauf ſtützt, daß die Unterbringung des Kindes 
bei ihm nicht dem Intereſſe des Kindes entſpreche. Der Beklagte 
hat hiergegen eine Reihe von Thatſachen angeführt, nach welchen 
das Kind beſſer bei ihm, als bei der Klägerin untergebracht ſei. 
Vom Landgericht iſt durch Urtheil vom 23. März 1899 das 
Kind der Partei der Klägerin zur Erziehung überwieſen und 
dieſe Entſcheidung vom Oberlandesgerichte durch Urtheil vom 
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16. Februar 1900 aufrecht erhalten worden. Die vom Be⸗ 
klagten gegen dieſes Berufungsurtheil eingelegte Reviſion iſt 
zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Reviſion macht vor Allem geltend, daß die Entſchei⸗ 
dung darüber, wem das Kind der Parteien zur Erziehung zu 
überweiſen ſei, nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches nicht mehr dem Prozeßgerichte, ſondern dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte zuſtehe. Die hiernach vorgebrachte Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Prozeßweges iſt zwar, als eine unverzichtbare, 
auch in der Reviſionsinſtanz noch zuläſſig; auch ſteht ihr nicht, 
wie die Reviſtonsbeklagte meint, der Umſtand entgegen, daß 
zur Zeit der Klagerhebung, im Mai 1898, nach dem 
damals geltenden Rechte der Prozeßweg ſtatthaft war; denn 
wenn die Entſcheidung einer Streitfrage, wie die vorliegende, 
mit dem 1. Januar 1900 dem Prozeßrichter entzogen und dem 
Vormundſchaftsrichter überwieſen worden wäre, ſo würde die 
betreffende Geſetzesvorſchrift gleich anderen prozeßrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften alsbald in Kraft getreten und ſchon das Berufungs- 
gericht am 16. Februar 1900 nicht mehr zur Entſcheidung in 
der Sache ſelbſt befugt, ſondern zur Abweiſung der Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Prozeßweges verpflichtet geweſen fein. 

Allein der erwähnte Einwand iſt nicht für begründet zu 
erachten. | 

Nach dem hier maßgebenden Art. 206 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmt ſich im vorliegenden Falle, wo 
die Ehe auf Grund der bisherigen Geſetze geſchieden worden iſt, 
das Recht und die Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinder zu ſorgen, d. h. fie zu erziehen, zu beaufſich⸗ 
tigen, ihren Aufenthalt zu beſtimmen und ihre Herausgabe zu 
verlangen ($$ 1631, 1632 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), zu⸗ 
nächſt nach den bisherigen Geſetzen. Als ſolche ſind hier, da die 
ſtreitigen Ehegatten zur Zeit der Scheidung im Herzogthum 
Braunſchweig, alſo im Gebiete des gemeinen Rechts wohnten, 
zutreffend die Vorſchriften des letzteren vom Berufungsgerichte 
zur Anwendung gebracht worden. Nach gemeinem Rechte aber 
handelt es ſich bei dem Anſpruch auf Ueberweiſung eines Kindes 
aus einer geſchiedenen Ehe um ein privatrechtliches Verhältniß 
zwiſchen den geſchiedenen Ehegatten, deſſen Regelung nicht nur 
unter Berückſichtigung der Schuldfrage (Nov. 117 c. 7), fon» 
dern gleichzeitig auch unter Berückſichtigung des Intereſſes 
des Kindes, das in dieſem Falle auch von der Mutter wahr- 
genommen werden kann, zu bewirken und im Streitfalle von 
dem Prozeßrichter unter Heranziehung aller dieſer Gefichts- 
punkte zu erörtern und feſtzuſtellen iſt. C. un. Cod. divort. 
fact. 5, 24. (Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 382, Bd. 10 
S. 116, Bd. 17 S. 129, Bd. 18 S. 186, Bd. 21 S. 160, 
Bd. 23 S. 386. Vergl. auch die Motive zum I. Entwurf des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 626.) 

Die Reviſion meint jedoch, daß dieſer Rechtszuſtand durch 
die am Schluſſe des angeführten Art. 206 enthaltene Bezug⸗ 
nahme auf § 1635 Abſ. 1 S. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab aufgehoben ſei, da durch 
die letztgenannte Vorſchrift die Entſcheidung über die Erziehung 
der Kinder aus geſchiedenen Ehen allgemein dem Bormund- 
ſchaftsrichter überwieſen ſei. 


Allein eine derartige allgemeine und weittragende Regel iſt 
in der gedachten Beſtimmung nicht zu finden. Die Regel iſt 
vielmehr in dem erſten Satze des § 1635 Abſ. 1 enthalten, 
wo die Schuld des einen und die Unſchuld des anderen Che⸗ 
gatten als das für die Erziehungsfrage zunächſt maßgebende 
Moment aufgeſtellt und damit ein auf dem Prozeßwege ver⸗ 
folgbares Erziehungsrecht des unſchuldigen Ehegatten anerkannt 
wird. Im Anſchluß an dieſe Regel und gewiſſermaßen als 
Ausnahme davon wird dann im Satz 2 beſtimmt: „Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann eine abweichende Anordnung treffen, 
wenn eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe des 
Kindes geboten iſt.“ Alſo nur, wenn und ſoweit nach den be- 
ſonderen Umſtänden des Falles das Intereſſe des Kindes in 
Betracht kommt, iſt die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
zu einer von der Regel des erſten Satzes abweichenden Anord- 
nung gegeben. Mit dieſer Auffaſſung des § 1635 Abſ. 1 S. 1 
und 2, wonach die Zuſtändigkeit ähnlich wie früher nach 
Preußiſchem Recht (ſ. die angeführte Entſch. des R. G. Bd. 23 
S. 386) geregelt iſt, ſtimmen auch die Motive zum erſten Ent⸗ 
wurfe des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 626 a. E., 
627 Abſ. 2 überein. 

Aber in dem vorliegenden Rechtsſtreite iſt auch zu 
einem Einſchreiten des Vormundſchaftsrichters in dem ſoeben 
erwähnten beſchränkten Umfange, alſo zu einer von der Regel 
der Nov. 117 c 7 abweichenden Anordnung im Intereſſe des 
Kindes, kein Raum und Anlaß gegeben. Denn nach dem 
früheren gemeinen Rechte, welches (wie erwähnt) nach dem Ein- 
gange des Art. 206 des Einführungsgeſetzes für das Erziehungs⸗ 
recht der Eltern hier zunächſt maßgebend iſt, ſoll bei der Rege⸗ 
lung dieſes Rechts zugleich mit der Schuldfrage und unge ⸗ 
trennt von derſelben das Intereſſe des Kindes von dem 
Prozeßrichter in Betracht gezogen werden und dieſer frühere 
Rechtszuſtand würde, im Widerſpruch mit dem Eingange des 
Art. 206 des Einführungsgeſetzes, verändert werden, wenn man 
annehmen wollte, daß über die Erziehungsfrage zunächſt nur 
unter Berückſichtigung der Schuld des einen oder andern Ehe⸗ 
gatten vom Prozeßrichter zu entſcheiden ſei. Es iſt daher der 
Vorinſtanz beizutreten, wenn ſie in dem jetzigen Streite den 
Ausſpruch des Prozeßrichters für nothwendig und berechtigt 
erklärt, wodurch ſelbſtverſtändlich eine etwaige ſpätere at- 
weichende Anordnung des Vormundſchaftsgerichts nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird. — Hierbei kann auch der von der Reviflon 
angezogene Art. 203 des Einführungsgeſetzes, welcher das Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen den Eltern und einem vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen ehelichen Kinde im All. 
gemeinen regelt, ſowie die auf Grund deſſelben ergangene Ent- 
ſcheidung in Heft 1 S. 15 der „Rechtſprechung der Oberlandes⸗ 
gerichte“ ſchon deshalb nicht in Betracht kommen, weil im 
Art. 203 die im Art. 206 enthaltene Verweiſung auf das 
bisherige Recht fehlt. 

Wollte man übrigens auch annehmen, daß im vorliegen- 
den Streite der Prozeßrichter nur unter Berückſichtigung der 
Schuldfrage entſcheiden, der Vormundſchaftsrichter aber eine ab- 
weichende Anordnung im Intereſſe des Kindes erlaſſen könne, 
ſo würde dies keinenfalls zu einer Aufhebung oder Aenderung 
des Berufungsurtheils führen können; denn die Entſcheidung 
auf dem Prozeßwege würde, inſoweit ſie lediglich die Schuld 


„„ eee eee vn DEE 2) 


. , .. 


ne . 00 mg mer 


4 ——— — — 


frage in Betracht zöge, immerhin ſtatthaft und, da der Beklagte 
als ſchuldiger Theil erklärt worden iſt, auch ſo, wie die Vor⸗ 
inſtanzen erkannt haben, begründet, der Einwand des Beklagten 
aber, daß die Ueberweiſung des Kindes an ihn dem Intereſſe 
defielben in überwiegendem Maße enſpreche, aus dem Prozeſſe 
an das Vormundſchaftsgericht zu verweiſen fein. 


Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts i. S. Glaeßing 
c. Glaeßing vom 2. Juli 1900, Nr. 118/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Ausführungen des Berufungsrichters find rechtlich 
nicht frei von Bedenken. Ihr Inhalt giebt der Annahme Raum, 
daß der Entſcheidung des Vorderrichters bezüglich der Wider⸗ 
klage die Meinung zu Grunde liegt, der § 1568 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches könne nur Anwendung leiden, wenn aus⸗ 
ſchließlich oder doch mindeſtens zum überwiegenden Theile 
einer der Ehegatten durch fein ſchuldhaftes Verhalten das ehe ⸗ 
liche Verhältniß zerrüttet und dem anderen Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung deſſelben unerträglich gemacht hat. Das Urtheil ſpricht 
ausdrücklich aus, daß, wenn eine Feſtſtellung dieſer Art nicht 
getroffen werden könne, der andere Theil „kein Recht“ habe, 
„die Scheidung auf Grund des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches zu verlangen.“ 

Eine ſolche Auffafſung des Vorderrichters befindet ſich jedoch 
im Widerſpruch mit demjenigen Standpunkt, den der Geſetz⸗ 
geber, wie ebenſowohl aus dem Wortlaute wie aus den Motiven 
zu § 1568 folgt, in dieſer Beziehung einnimmt. Nach der 
Faſſung des § 1568 „Ein Ehegatte kann auf Scheidung 
klagen, wenn der andere Ehegatte“ u. ſ. w. wird das 
Recht des klagenden Chegatten nicht davon abhängig gemacht, 
daß ihm ſelber dem beklagten Theile gegenüber nicht eine 
ebenſo ſchwere und für die Zerrüttung der Ehe in gleicher Weiſe 
kauſal gewordene Verſchuldung zur Laſt fällt. Eine Bedingung 
und Beſchränkung dieſer Art würde die Einführung des 
Kom penſationsprinzips für die ECheſcheidung bedeuten, 
welchem das Bürgerliche Geſetzbuch, wie auch ſeine Materialien 
ergeben, die Anerkennung verſagt hat. Dem § 1568 (vergl. 
Motive Bd. 4 S. 594 zu § 1444 Abſ. 1 des Entwurfs I) liegt 
die Anſchauung zu Grunde, daß darin „aus der Analogie“ der in 
den 88 1565 und 1567 aufgeſtellten Scheidungsgründe „das um- 
faſſendere Prinzip“ abgeleitet wird, „daß die Scheidung auch in allen 
ſolchen Fällen zuläſſig iſt, in welchem ein Ehegatte durch ſchwere 
Verletzung der ihm obliegenden ehelichen Pflichten eine ſo tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß dem 
anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann.“ „Aus dem Prinzipe der Solidarität“, erklären 
die Motive a. a. O. S. 596, „wie daſſelbe im § 1444 Abſatz 1 
(jetzt 58 1568) näher präzifirt iſt, ergiebt ſich von ſelbſt, daß 
der Richter bei der Entſcheidung der Frage, ob die Ehe auch 
vom ſubjektiven Standpunkte des klagenden Ehegatten aus als 
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eine zerrüttete anzuſehen iſt und dem letzteren die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemuthet werden kann, namentlich auch ſolche 
Thatſachen zu berückſichtigen hat, aus welchen hervorgeht, daß 
der klagende Ehegatte der das Recht der Scheidung an ſich 
begründenden Handlung zugeſtimmt oder ſich der Theilnahme 
an derſelben ſchuldig gemacht hat. Das Prinzip der 
Relativität macht in Anſehung der unter die Beſtimmung des 
§ 1444 Abſatz 1 (jetzt 8 1568) fallenden Scheidungsgründe 
eine beſondere Beſtimmung, wie ſie im § 1441 Abſatz 2 (jetzt 
§ 1565 Abſatz 2) im Hinblicke auf die im § 1441 Abſatz ! 
(jetzt § 1565 Abſatz 1) bezeichneten abſoluten Scheidungsgründe 
getroffen werden mußte, entbehrlich. Andererſeits bedarf es aber 
auch nicht der beſonderen Hervorhebung, daß das Recht eines 
Ehegatten wegen eines unter § 1444 Abſatz 1 (jekt § 1568) 
fallenden Scheidungsgrundes die Scheidung zu verlangen, da⸗ 
durch nicht ausgeſchloſſen wird, daß dem anderen 
Ehegatten ein gleiches Recht zuſteht; denn die Zuläſſig⸗ 
keit der Kompenſationseinrede ſetzt wegen ihres poſitiven Charakter 
eine beſondere Beſtimmung voraus, in Ermangelung einer 
ſolchen iſt daher dieſe Einrede unzuläſſig. — Indeſſen kann der 
Umſtand, daß auch der Kläger ſeinerſeits ſich einer unter 9 1444 
(jetzt 8 1568) fallenden Handlung ſchuldig gemacht hat, auf die 
Beurtheilung der Zuläſſigkeit der Scheidung inſofern von Ein⸗ 
fluß ſein, als das eigene ſchuldvolle Verhalten des Klägers unter 

Umſtänden den Schluß rechtfertigen wird, daß die der Klage zu 

Grunde liegenden Thatſachen, vom ſubjektiven Sundpunkte 

des Klägers aus betrachtet, nicht geeignet ſind, ſeine 

eheliche Geſinnung zu zerftören und ihm die Fort- 
ſetzung der Ehe unerträglich zu machen.“ 

Daß in dem vorliegenden Falle der Beklagte den in Rede 
ſtehenden Verfehlungen feiner Ehefrau, welche das Widerklage⸗ 
fundament bilden, zugeſtimmt oder ſich gar einer Theilnahme 
daran ſchuldig gemacht habe, kommt nach den Urtheilsfeſtſtellungen 
nicht in Frage. 

Zur Begründung der Anſicht, daß auf dieſe Verfehlungen 
ein Scheidungsanſpruch aus § 1568 nicht geſtützt werden könne, 
begnügen ſich die Entſcheidungsgründe mit der Erwägung, „daß 
auf der anderen Seite auch der Beklagte die ihm als 
Ehemann obliegenden Pflichten der Klägerin gegenüber ſchwer 
verletzt habe.“ Eine hieran ſich anſchließende Feſtſtellung dahin, 
daß jene Widerklagethatſachen, welche der Vorderrichter „an fd" 
für „geeignet“ hält, um eine die Scheidung recht, 
fertigende, von der Klägerin verſchuldete Zerrüttung 
der Ehe anzunehmen“, unter den obwaltenden hejonderen 
Umſtänden ein Klagerecht aus § 1568 für den Beklagten nid! 
haben entſtehen laſſen, weil er feiner individuellen Perſönlichkei 
nach dadurch nicht gehindert werde, trotzdem die Che fortzuſetzen, 
iſt in dem Urtheile nicht getroffen worden. Wie es ſcheint, 
wird von der Vorinſtanz normenwidrig vorausgeſetzt, es jet 
überhaupt rechtlich unmöglich, daß beide Ehegatten zugleich fich 
Pflichtwidrigkeiten zu Schulden kommen lafſen, welche auf jeder 
Seite ſelbſtſtändig den Thatbeſtand des § 1568 erfüllen, und 
es könne daher auch niemals der Fall eintreten, daß jeder von 
ihnen, der eine im Wege der Klage, der andere im Wege der 
Widerklage, bei wechſelſeitigen Verſchuldungen dieſer Art darauf 
einen Scheidungsanſpruch gründet. Eine ſolche Annahme würde 
jedoch, da eine Kompenſation nicht ſtattfindet, auf einer 
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unrichtigen Auslegung des Geſetzes beruhen. Warum an fi 
nicht jeder Ehegatte durch ehewidriges Verhalten die Ehe zer⸗ 
rütten und ihre Fortſetzung dem anderen moraliſch zur Unmoͤglich⸗ 
keit machen kann, iſt rechtlich nicht abzuſehen, und wechſelſeitige 
Verfehlungen ſolcher Art rechtfertigen auch keineswegs immer und 
unter allen Umſtänden den Schluß, daß nunmehr keiner der 
Ehegatten, weil er auch ſelbſt ſchuldig iſt, an der Verſchuldung 
des anderen einen ſo ſchweren Anſtoß nehmen könne, daß ihm 
die fernere Aufrechterhaltung der Ehegemeinſchaft nicht anzu⸗ 
ſinnen ſei. 

Das Oberlandesgericht hätte daher gegebenen Falles erſt 
noch prüfen müſſen, ob die konkreten Umſtände eine ſolche An⸗ 
nahme gegen den Beklagten zulaſſen. 


— —— — 


Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schüdde⸗ 
kopf e. Schüddekopf vom 9. Juli 1900, Nr. 135/1900. 
II. J. Kammergericht. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Reviſion hat dem erſten Entſcheidungsgrunde gegenüber 
geltend gemacht, daß, wenn der Thatbeſtand des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches vorliege, ſtets auch die Vorausſetzungen 
der Chetrennung nach § 7182 Theil II Titel 1 des Allgemeinen 
Landrechts gegeben ſeien und daß deshalb die auf den Artikel 201 
Abſatz 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
geſtützte Klageabweiſung nicht gerechtfertigt ſei. Inwieweit dieſer 
Angriff begründet iſt, kann dahin geſtellt bleiben. Das Urtheil 
wird durch den zweiten Entſcheidungsgrund, nach dem der That⸗ 
beſtand des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht als vor⸗ 
liegend anzuſehen ſei, getragen. 

Hinfichtlich dieſes zweiten Entſcheidungsgrundes hat die 
Revifion die Verletzung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gerügt, indem ſie geltend gemacht hat: das Geſetz habe, 
wenn es von einer ſchweren Verletzung der ehelichen Pflichten 
ſpreche, nur ein objektiv ſchweres Vergehen im Sinne, ſo daß 
es nicht, wie der Berufungsrichter annehme, entſcheidend ſei, daß 
das Vergehen auf böſem Willen oder grober Fahrläſſigkeit 
beruhe, und es liege ein ſchweres Vergehen vor, wenn, wie hier 
feltgeftellt, das Verhalten des einen Ehegatten die Che zerrüttet 
habe. Der Angriff kann als begründet nicht anerkannt werden. 
Das Geſetz laßt die Scheidung der Ehe zu, wenn ein Ehegatte 
durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß dem anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht 
zugemuthet werden kann. Aus dieſer Wortfaſſung ergiebt ſich, 
daß nicht, wie die Reviſion meint, der Thatbeſtand des § 1568 
a. a. O. ſchon dann gegeben iſt, wenn eine Zerrüttung der Che 
in Folge des Verhaltens eines Ehegatten eingetreten. Die Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes muß durch den beklagten 
Theil verſchuldet ſein durch ſchwere Verletzung der ehelichen 
Pflichten. Es kommt deshalb darauf an, ob dieſe Vorausſetzung 
des Geſetzes gegeben iſt. Ob aber einem Ehegatten eine 
ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten zur Laſt fällt, hat 


der Richter im einzelnen Falle unter Würdigung der obwaltenden 
Umftände zu beurtheilen. Im gegenwärtigen Falle hat der 
Berufungsrichter das Vorliegen einer ſolchen ſchweren Ver⸗ 
ſchuldung auf Seiten der Beklagten nicht für erwieſen an⸗ 
genommen. Nach ſeiner Feſtſtellung iſt die Zerrüttung der Ehe 
auf die krankhafte Nervofität der Beklagten und das eigene 
Verſchulden des Klägers, der durch ſeine kundgegebene Neigung 
zu der Helene N. der Beklagten begründeten Anlaß zur Eifer⸗ 
ſucht gegeben hat, zurückzuführen. Bei dieſen Annahmen, die 
fih der Nachprüfung in der gegenwärtigen Inſtanz entziehen, 
hat fi der Berufungsrichter mit dem Geſetze nicht in Wider⸗ 
ſpruch geſtellt. 


—— 


Zu $ 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Zieſchang 
c. Zieſchang vom 12. Juli 1900, Nr. 163/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. | 


Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Revifion macht geltend, § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſpreche nicht von einer völligen und unwiederbring⸗ 
lichen Zerſtörung der ehelichen Geſinnung; auch verſtöße das 
angefochtene Urtheil gegen dieſe Geſetzesbeſtimmung weiter 
inſofern, als es die Verfehlungen der Klägerin lediglich objektiv 
würdige, während ganz beſonders die Wirkung ins Gewicht 
falle, welche die Kränkung je nach der Charakterbildung und 
der Gemüthsveranlagung des Verletzten auf dieſen ausübe. 
Endlich ſchließe ein zeitweiliges Nachgeben des Beklagten keines⸗ 
wegs aus, daß das Uebermaß der Pflichtverletzungen Seitens 
der Klägerin ſchließlich doch eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes herbeigeführt habe, wie vom § 1568 für die 
Scheidung erfordert werde. 

Dieſer Angriff geht fehl. Zur Anwendung des § 1568 
genügt es nicht, daß Handlungen eines Ehegatten vorliegen, 
die unter Umſtänden geeignet find, die eheliche Gefinnung 
des anderen Theils zu zerſtören und gerechtfertigter Weiſe ihm 
die Fortſetzung der Ehe unerträglich zu machen, ſondern es 
muß in dem zur Entſcheidung ſtehenden Fall dieſe Wirkung 
auch eingetreten, die eheliche Geſinnung des anderen Theils 
in der That zerſtört ſein. Ob dies geſchehen, iſt in jedem 
einzelnen Falle unter Berückſichtigung aller konkreter Umſtände 
zu würdigen. 

— Vergl. Motive zum Entwurfe eines Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für das Deutſche Reich IV. S. 574, Planck 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 8 1568 An- 
merkung 2 —. 

Der Vorwurf der Revifion, daß dies im angefochtenen 
Urtheil nicht geſchehen ſei, iſt völlig unbegründet. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat gerade in dieſer Beziehung es an einer ein⸗ 
gehenden Würdigung nicht fehlen laſſen, und wenn es hierbei 
zur Verneinung jener Frage gelangt iſt, ſo handelt es ſich um 
eine thatfächliche Feſtſtellung, die, da dabei ein Rechtsirrthum 
nicht unterlaufen ift, der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht 
nicht unterliegt. 
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Zu Art. 65 Einf. Gel. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts i. S. Gemeinde Woippy 
c. Weiß vom 2. Oktober 1900, Nr. 146/1900 II. 


II. J. O. L. G. Colmar. 


Die Gemeinde W. hat auf Grund des Art. 643 Code 
Napoleon gegen den Beklagten auf Unterlaſſung einer Waſſer⸗ 
ableitung ſeiner Quelle Klage erhoben. Der Art. 643 a. a. O. 
beſtimmt, daß der Eigenthümer einer Quelle deren Lauf nicht 
andern darf, wenn fie den Einwohnern einer Gemeinde, eines 
Dorfes oder Weilers das nöthige Waſſer liefert. 

Die Klage ift in den Vorinſtanzen abgewieſen, die Reviſion 
iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Was die Sache ſelbſt anbelangt, jo konnte zwar der Auf- 
faſſung des Beklagten, die Reviſion ſcheitere ſchon daran, daß 
Artikel 643 des Code civil aufgehoben und nun lediglich 
§ 903 des Bürgerlichen Geſetzbuches maßgebend ſei, nicht bei- 
getreten werden. Denn die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die 
dem Waſſerrechte angehören, find nach Artikel 65 des Ein- 
führungsgeſetzes durch das Buͤrgerliche Geſetzbuch nicht berührt 
worden, und der zu dieſem Waſſerrechte gehörende Artikel 643 
des Code civil wurde in § 58 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche für Elſaß⸗Lothringen aufrecht erhalten. 
Aber die angefochtene Entſcheidung erſcheint aus anderen 
Gründen als gerechtfertigt. 


Zu Art. 198 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

8 1333 B. G. B. 8 40 ll. 1 A. L. R. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Stürtz 
c. Stürtz vom 20. September 1900, Nr. 145/1900 IV. 

II. J. O. L. G. Naumburg. 


Die Resifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: 

Nach Artikel 198 des Einführungsgeſetzes zum Bürger— 
lichen Geſetzbuch iſt die Gültigkeit der Ehe der Parteien, weil 
vor dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs geſchloſſen, nach den bisherigen Geſetzen, wovon 
auch das Berufungsgericht ausgeht, zu beurtheilen. In Artikel 198 
Abſatz 2 a. a. O. iſt zwar beſtimmt, daß eine nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen ungültige Ehe als von Anfang an gültig 
anzuſehen iſt, wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten mit einander 
leben und der Grund, auf dem die Ungültigkeit beruht, nach 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Anfechtbarkeit 
der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren 
haben würde. Indeſſen die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift auf 
den vorliegenden Fall iſt ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil nach 
der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs er— 
folgten Erhebung der Klage auf Ungültigkeitserklärung der 
Ehe nicht angenommen werden kann, daß die Parteien im 
Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung „noch als Ehegatten mit. 
einanderleben“; abgeſehen hiervon wird aber auch der von dem 
Kläger geltend gemachte in § 40 des Allgemeinen Landrechts 


Theil II Titel 1 vorgeſehene Anfechtungsgrund des Irrthums 
in weſentlichen perſönlichen Eigenſchaften des anderen Ehegatten 
in § 1333 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ebenfalls anerkannt. 


Zu 8 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bezle 
c. Bezle vom 24. September 1900, Nr. 151/1900 IV. 


Die Revifion der Klägerin tft zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Revifion rügt Verletzung des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches. Das Berufungsgericht erblicke zwar, ſo wird aus⸗ 
geführt, in den in zweiter Inſtanz behaupteten Vorgängen zum 
Theil erheblichere Pflichtverletzungen des Ehemannes, aber es 
ſchließe die Anwendung des § 1568 um deswillen aus, weil der 
Klägerin ſelbſt unter allen Umſtänden ein großer Theil der 
Schuld an dem ehelichen Zerwürfniſſe beigelegt werden müſſe 
und deshalb jedenfalls die weſentliche Mitſchuld der Klägerin 
an dem ehelichen Zerwürfniſſe dem Rechte der Scheidung ent- 
gegenſtehe. Dieſer Grund beruhe auf unrichtiger Auffaſſung 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches. Dadurch, daß das 
Bürgerliche Geſetzbuch die in verſchiedenen bisherigen Rechten 
zugelaſſene Kompenſation nicht aufnahm, habe es zum Aus⸗ 
drucke bringen wollen und gebracht, daß ein Ehegatte von dem 
Antrage auf Scheidung aus irgend einem der abſoluten oder 
relativen Scheidungsgründe um deswillen nicht ausgeſchlofeen 
fein ſolle, weil er ſelbſt ſich des nämlichen Scheidungsgrundes 
ſchuldig gemacht habe, den er gegen den anderen Ehegatten 
geltend mache. Ein gleiches oder ähnliches ſchuldvolles Ver⸗ 
halten des auf Scheidung klagenden Theils könne lediglich in- 
ſofern thatſächlich in Betracht kommen, als der Richter daraus 
die Ueberzeugung gewinne, daß nach der durch dies eigene Ver⸗ 
halten charakterifirten Perſönlichkeit des klagenden Theils dem- 
ſelben das unter den Ehegatten beſtehende zerrüttete eheliche 
Verhältniß gar nicht unerträglich ſei und ihm deshalb die Fort- 
ſetzung dieſes Zuſtandes ſehr wohl zugemuthet werden könne. 
Das habe aber das Berufungsgericht im vorliegenden Falle 
nicht feſtgeſtellt. — Wenn auch den Ausführungen der Revifion, 
in deren Sinne ſich der jetzt erkennende Senat bereits in dem 
Urtheile vom 28. Mai 1900 in Sachen Werrmann e. Werr- 
mann — IV. 85/1900 J. W. S. 549 — ausgeſprochen hat, 
im Weſentlichen beizutreten iſt, ſo kann der hier erhobene An⸗ 
griff doch um deshalb keinen Erfolg haben, weil der S 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches im vorliegenden Falle überhaupt 
nicht Platz greift und daher die deſſen Anwendung ablehnende 
Entſcheidung des Berufungsgerichts jedenfalls — 8563 der 
Civilprozeßordnung — aufrecht zu erhalten iſt. Das Berufungs- 
gericht verneint nämlich — und das läßt die Revifion bei ihrem 
Angriffe unberückſichtigt —, daß die von der Klägerin geltend 
gemachten Thatſachen, einzeln für ſich oder im Zuſammenhange 
mit einander, als ſchwere Verletzung der durch die Ehe be— 
gründeten Pflichten gelten können. Nicht jede Verletzung dieſer 
Pflichten iſt aber zur Erfüllung des Thatbeſtandes des im 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Scheidungs⸗ 
grundes hinreichend, ſondern nur eine ſolche, die ſich als ſch were 
darſtellt. Ob das ehewidrige Verhalten des Ehegatten eine 


ſolche ſchwere Verletzung der für ihn durch die Ehe begrün⸗ 
deten Pflichten enthält, beſtimmt ſich nach der Belegenheit des 
einzelnen Falles und unterliegt, auf der Grundlage des fittlichen 
Weſens der Ehe und der durch dieſelbe begründeten rechtlichen 
Verpflichtung der Chegatten zur ehelichen Lebensgemein⸗ 
ſchaft mit einander ($ 1353 Abſatz 1 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches), bei Inbetrachtziehung der für die Tragweite der 
geltend gemachten Verfehlungen ins Gewicht fallenden perfön- 
lichen Verhältniſſe und ſonſtigen begleitenden Umſtände, der 
Prüfung und Feſtſtellung durch das erkennende Gericht. Bei 
dieſer Würdigung iſt die Berückſichtigung des etwaigen ehe⸗ 
widrigen Verhaltens des die Scheidung ſuchenden Ehegatten, 
ſofern durch daſſelbe im einzelnen Falle die Handlungsweiſe des 
Beklagten beeinflußt wurde und der Grad der darin liegenden 
Verletzung ſeiner ehelichen Pflichten bedingt wird, nicht nur 
nicht ausgeſchloſſen, ſondern zutreffenden Falls ſogar geboten. 
Von einer Kompenſation der beiderſeitigen Verfehlungen iſt bei 
folder Verwerthung des ehewidrigen Verhaltens des die Schei— 
dung ſuchenden Theils ſelbſtverſtändlich nicht die Rede. Es 
handelt ſich ſomit, bei Entſcheidung der Frage, ob die einem 
Ehegatten zur Laſt fallende Verletzung feiner durch die Ehe be- 
gründeten Pflichten als eine „ſchwere“ im Sinne des § 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuſehen iſt —, um eine that⸗ 
ſaͤchliche Feſtſtellung, und bewegt ſich daher auch im vorliegen- 
den Falle das Berufungsgericht mit der Annahme, daß die dem 
Beklagten vorgeworfenen Verfehlungen nicht als „ſchwere“ Ber- 
letzung ſeiner durch die Ehe begründeten Pflichten anzuſehen 
find, auf thatſächlichem Gebiet. Eine Unſchlüſſigkeit in den 
thatſächlichen Folgerungen oder rechtsirrthümliche Auffaſſung tritt 
dabei nicht zu Tage und iſt daher die Feſtſtellung, gemäß § 561 
der Civilprozeßordnung, der Nachprüfung in der Reviſions⸗ 
inſtanz entzogen, auch für die Entſcheidung des Reviſionsgerichts 
maßgebend. Mit der Verneinung, daß in den von der Klägerin 
geltend gemachten Verfehlungen des Beklagten eine „ſchwere“ 
Verletzung der durch die Ehe für ihn begründeten Pflichten ent- 
halten iſt, entfällt aber ein weſentlicher Beſtandtheil des That⸗ 
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beftandes des Scheidungsgrundes aus § 1568 des Bürgerlichen, 


Geſetzbuches, auf welchen allein die Klage nunmehr noch ge- 
ſtützt iſt. 


Zu Art. 170 Eiuf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu § 1297 B. G. B. Zu 8 91 C. P. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Löwenſtein 
c. Lippmann vom 20. September 1900, Nr. 149/1900 IV. 


Die Parteien waren im September 1897 ein Cheverlöbniß 
eingegangen, von dem der Beklagte Anfangs 1898 zurückgetreten 
iſt. Mit der Behauptung, daß der Rücktritt grundlos geweſen 
ſei, hat die Klägerin beantragt, den Beklagten zu verurtheilen, 
fie zu heirathen oder ihr eine Entſchädigung von 8 000 Mark 
zu zahlen. Der Beklagte hat mit einer beſonderen Klage von 
der Klägerin die Rückgabe der ihr gemachten Brautgeſchenke, 
eventuell Erſtattung des Werths derſelben mit 735 Mark ver⸗ 
langt. Jeder Theil hat auf Zurückweiſung der Klage des 
Gegners angetragen. Das Landgericht zu Hamburg hat durch 
Urtheil vom 12. Oktober 1899 auf die Klage der Klägerin unter 


Abweiſung der Mehrforderung den Beklagten verurtheilt, ent- 
weder die Klägerin binnen zwei Monaten zu heirathen oder ihr 
eine Entſchädigung von 5 000 Mark zu zahlen und die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen, und durch ein zweites Urtheil von 
demſelben Tage die Klage des Beklagten koſtenpflichtig ab⸗ 
gewieſen. Gegen beide Urtheile hat der Beklagte die Berufung 
eingelegt. In der Berufungsinſtanz find die beiden Sachen 
miteinander verbunden und iſt die Klage des Beklagten als 
Widerklage behandelt. Das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat 
durch Urtheil vom 3. März 1900 

I. auf die Berufung des Beklagten das zuerſterwähnte 
landgerichtliche Urtheil aufgehoben, die Klägerin mit 
ihrer Klage in vollem Umfange abgewieſen und ſie 
verurtheilt, die durch dieſe Klage entſtandenen Koſten 
erſter Inſtanz zu tragen, 
die Berufung des Beklagten gegen das zweite erſt⸗ 
inſtanzliche Urtheil zurückgewieſen, 
von den Koſten der Berufungsinſtanz der Klägerin 7¼, 
dem Beklagten ¼ auferlegt. 

Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 

Gründe: 

Der Reviſtonsbeſchwerde konnte ein Erfolg nicht gegeben 
werden. 

Da die Klägerin allein die Revifion eingelegt hat, bildet 
den Gegenſtand der Reviſionsverhandlung nur der mit der 
Klage geltend gemachte Anſpruch, ſoweit er nicht ſchon durch die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung rechtskcäftig abgeſprochen iſt. 

Der Berufungsrichter iſt mit dem erſten Richter davon 
ausgegangen, daß nach gemeinrechtlichen Grundſätzen aus einem 
Verlöbniſſe eine Klage auf Eingehung der Ehe zuläſſig ſei. 
Er hat jedoch die Verfolgung einer ſolchen Klage nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches mit Rückſicht auf 
die Vorſchrift des § 1297 Abſ. 1 deſſelben, die die Klage aus 
einem Verloͤbniſſe auf Eingehung der Ehe verſagt, für aus- 
geſchloſſen erachtet. Dieſe Auffaſſung, die auch von der Reviſion 
nicht angegriffen iſt, muß als begründet anerkannt werden. 

Der Berufungsrichter hat erwogen: das Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche habe zwar keine ausdrückliche 
Entſcheidung darüber getroffen, ob die Wirkungen eines vor 
dem Inkrafttreten des neuen Rechts geſchloſſenen Verloͤbniſſes 
nach dem alten oder nach dem neuen Recht zu beurtheilen ſeien, 
und in den Motiven zum Entwurfe eines Einführungsgeſetzes 
(S. 278) ſei die Anſicht ausgeſprochen, daß das dem Art. 103 
des Entwurfs (Art. 170 des Geſetzes) zu Grunde liegende 
Prinzip in Anſehung der zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehenden Verlöbnifie es nahe lege, 
auch die Wirkungen in allen Beziehungen nach dem alten Rechte 
zu beurtheilen, wobei die gemeinrechtliche Anſchauung, daß das 
Verlöbniß nicht nur familienrechtliche, ſondern außerdem und 
vornehmlich obligationenrechtliche Verhältniſſe begründe, im 
Auge gehalten ſei. Aber auch wenn das durch das Verloͤbniß 
geſchloſſene Rechtsverhältniß den im Art. 170 des Einführungs- 
geſetzes behandelten Schuldverhältniſſen gleich geſtellt werde, müͤſſe 
die bezeichnete Vorſchrift des Bürgerlichen Geſetzbuches hier 
maßgebend ſein, weil ſie einen reformatoriſchen und prohibitiven 
Charakter habe und deshalb auch die zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehenden Verlöbniſſe ergreife. — 
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II. 


III. 
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Zur Rechtfertigung dieſer Auffaſſung hat der Berufungsrichter 
weiter erwogen: Schon bei dem Erlafje der Civilprozeßordnung 
ſei davon ausgegangen, daß der Zwang zur Eingehung der 
Ehe dem Weſen der Ehe durchaus widerſpreche, und deßhalb 
jet in den 88 774, 779 der (bisherigen) Civilprozeßordnung 
für das damals allein zu ordnende Prozeßrecht die Konſequenz 
gezogen, jede Art der Zwangsvollſtreckung bei den auf Ein- 
gehung der Ehe lautenden Urtheilen auszuſchließen. In folge. 
rechter Fortentwickelung deſſelben Gedankens verwerfe das 
Bürgerliche Geſetzbuch nunmehr die Klage auf Eheſchließung 
überhaupt. Wie die Materialien des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ergäben, ſei für die Beſtimmung des jetzigen § 1297 maßgebend 
geweſen, daß es gegen die Würde des Rechtes verſtoße, im pro- 
zeſſualen Verfahren ein Urtheil zuzulaſſen, welchem das Geſetz 
aus fittlichen Gründen die Vollſtreckung verſagen müſſe, und 
ferner ſei dort hervorgehoben, daß der Anſpruch auf das Er⸗ 
füllungsintereſſe, als deſſen Grundlage das Urtheil auf Ehe⸗ 
ſchließung allein von praktiſcher Bedeutung ſei, ſich mit dem fitt⸗ 
lichen Weſen der Ehe nicht vertrage, weil es als indirektes 
Zwangsmittel wirke und die Freiheit der Willensbeſtimmung 
bei der Eheſchließung beeinträchtige. Wenn darnach aber die 
Gründe, die zu dem Verbote der Klage auf Cheſchließung im 
Bürgerlichen Geſetzbuche geführt haben, fittlicher Natur, wurzelnd 
in dem Gebiete des Familienrechts, auf dem der Geſetzgeber 
mehr als auf anderen Gebieten zwingende Normen aufſtelle, 
ſeien, ſo müſſe angenommen werden, daß es ſich hier um eine 
Vorſchrift reformatoriſchen und prohibitiven Charakters handle. 

Dieſe Ausführungen find durchweg zutreffend, fo daß ihnen 
beizutreten iſt. Die angefochtene Entſcheidung iſt ſonach, ſoweit 
ſie die Klage auf Eheſchließung zum Gegenſtande hat, und die 
Klägerin mit dieſer abgewieſen iſt, gerechtfertigt. 

Vergl. auch Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs II. Aufl. S. 497501. 

Begründet iſt aber auch die Entſcheidung in ihrem zweiten 
Theile, durch die der von der Klägerin erhobene Schadenserſatz⸗ 
anſpruch abgewieſen tft und gegen die fi die Revifion mit dem 
Angriffe gewendet hat, daß, da das Verlöbniß ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches von dem Beklagten 
aufgehoben ſei, es ſich um ein in Gemäßheit des Hamburger 
Rechts wohlerworbenes Recht der Klägerin und nicht um die 
Anwendung des Bürgerlichen Geſetzbuches auf ein noch beſtehen⸗ 
des Rechtsverhältniß handle. 

Der Berufungsrichter hat nicht verkannt, daß, wenn der 
Schadenserſatzanſpruch ſchon vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuches von der Klägerin erworben geweſen wäre, 
ſolcher durch das Bürgerliche Geſetzbuch nicht beeinflußt ſein, 
ſondern zu Recht beſtehen würde. 

Vergl. Habicht am angegebenen Orte S. 501. 

Dagegen hat er angenommen, daß der Anſpruch nach dem 
älteren Rechte als von der Klägerin nicht erworben anzuſehen 
ſei, und dieſe Annahme iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Denn 
nach dem gemeinen Deutſchen Rechte, das, wie der Berufungs- 
richter konſtatirt hat, in dieſem Punkte auch in Hamburg An- 
wendung fand, entſtand aus dem Verlöbniſſe kein alternativer 
Anſpruch auf Eheſchließung oder Entſchädigung, ſo daß nicht, 
wie bei einer alternativen Obligation, wenn die eine Leiſtung 
ohne Schuld des Gläubigers unmöglich geworden war, dann 


die andere ſchlechthin geſchuldet wurde. Vielmehr begründete 
das Verlöbniß nur einen Anſpruch auf Erfüllung, alſo auf 
Schließung der Che, und an die Stelle dieſes Anſpruchs trat 
das Recht auf eine Schadenserſatzforderung nur dann, wenn der 
andere Theil einer vorgängigen richterlichen Verurtheilung zur 
Vollziehung der Ehe gegenüber ungehorſam geblieben war. oder 
durch fein Verhalten die Erfüllung unmoglich gemacht hatte. 
Dieſe Vorausſetzungen treffen aber hier nicht zu. Denn eine 
rechtskräftige Verurtheilung des Beklagten, mit der Klägerin die 
Ebe zu ſchließen, iſt nicht ergangen, und daß der Beklagte durch 
ſein Verſchulden die Vollziehung der Ehe unmöglich gemacht 
hat, iſt von der Klägerin nicht geltend gemacht worden. 

Vgl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 

Bd. 39 S. 188, Bd. 40 S. 208; Seuffert, Archiv, Bd. 19 

Nr. 111, Bd. 27 Nr. 37, Bd. 28 Nr. 75, Bd. 30 Nr. 36. 

Der Berufungsrichter hat noch erwogen, ob der Klägerin 
die Vorſchrift des § 1298 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Seite 
ſtehe, ſolches aber mit Recht ſchon mit Rückſicht darauf verneint, 
daß die Klägerin den Entſchädigungsanſpruch nicht nach Maß⸗ 
gabe des bezeichneten Geſetzes begründet hat. Ein Anlaß zur 
Ausübung des Fragerechts (§ 139 der Civilprozeßordnung) lag 
nicht vor, da nach dem Thatbeſtande des Berufungsurtheils der 
Beklagte ausdrücklich darauf hingewieſen hatte, daß es an einer 
ſolchen Begründung fehle, und deſſenungeachtet die Klägerin es 
unterlaſſen hat, den Anſpruch gehörig zu ſubſtantiiren. Bei 
dieſer Lage der Sache kann es dahin geſtellt bleiben, ob die 
Anwendung des § 1298 a. a. O. nicht ſchon ausgeſchloſſen wäre, 
weil der Rücktritt des Beklagten vom Verlöbniſſe vor den 
Inkraſttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtattgefunden hat. 
Die Entſcheidung wegen des Koſtenpunktes hat die Reviſion 

mit der Ausführung angefochten: Der Anſpruch der Klägerin 
habe bis zum 1. Januar 1900 zu Recht beſtanden, der Um⸗ 
ſtand, daß das neue Geſetz ihn nicht mehr anerkenne, komme 
dem Beklagten nicht zu Statten, die Koſten beider Inſtanzen 
müßten daher dem Beklagten, der allein durch ſein Verſchulden 
den Rechtsſtreit veranlaßt habe, zur Laſt gelegt werden. Doch 
auch dieſer Angriff kann nicht für begründet erachtet werden. 
Die Klägerin iſt, da ſie mit ihrer Klage in vollem Umfange 
abgewieſen iſt, inſoweit der unterliegende Theil und deshalb 
trifft ſie nach § 91 der Civilprozeßordnung die Koſtenlaſt. Daß 
die Entſcheidung durch das inzwiſchen in Kraft getretene 
Bürgerliche Geſetzbuch beeinflußt iſt, muß unerheblich erſcheinen. 
Die durch die Aenderung der Geſetzgebung herbeigeführte Hin⸗ 
fälligkeit des Klageanſpruchs ſtellt ſich als ein dem Zufall gleich 
zu erachtender Umſtand dar, deſſen Folgen die Klägerin, die den 
Rechtsſtreit angefangen und ihren Anſpruch auch noch in der 
Berufungsinſtanz aufrecht erhalten, zu tragen hat. 


— — 


Zu §§ 1565, 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Kleiner 
c. Kleiner vom 24. September 1900, Nr. 150/1900 IV. 

II. J. O. L. G. Breslau. 
In dem aufgehobenen Urtheile vom 22. Juni 1899 war 


der Berufungsrichter auf Grund des damaligen Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme zu der Annahme gelangt, daß der $ 673 


— 


Theil II Titel 1 Allgemeinen Landrechts gegen die Beklagte an- 
wendbar ſei, da dieſelbe ſich eines die dringende Vermuthung der 
verletzten ehelichen Treue begründenden unerlaubten Umganges mit 
dem Kellner H. ſchuldig gemacht habe. In dem jetzt vorliegenden 
Urtheile, durch welches die Entſcheidung von dem zum Erkennt⸗ 
niß geſtellten, den Ehebruch ſelbſt betreffenden Reinigungseide 
der Beklagten abhängig gemacht worden iſt, hat der Berufungs⸗ 
richter die Frage, ob der Thatbeſtand des § 673 a. a. O. vor⸗ 
liege, überhaupt nicht berührt. Ein zwingender Grund zu einer 
ſolchen Prüfung war aber auch nicht gegeben. Insbeſondere 
bedurfte es keiner Erörterung nach der Richtung, ob und in- 
wieweit — mit Rückſicht darauf, daß bereits vor dem 1. Ja- 
nuar 1900 die Trennung der Ehe auf die Widerklage aus- 
geſprochen war — der § 673 a. a. O. für die Entſcheidung 
der Schuldfrage etwa noch anwendbar geblieben ſein möchte; 
denn der Kläger hat ſich bei der erneuten Verhandlung vor dem 
Berufungsgerichte nicht darauf beſchränkt, einen Antrag bezüg⸗ 
lich anderweiter Entſcheidung der Schuldfrage zu ſtellen, 
ſondern es ift von ihm — vermuthlich im Hinblick auf $ 1312 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder § 172 des Strafgeſetzbuchs — 
ausdrücklich verlangt worden, daß nach ſeinem Klageantrage 
erkannt, alſo die Ehe auch auf ſeine Klage getrennt werde. 
Formell war dieſer Antrag, da er durch die Widerklage nicht 
beſeitigt werden konnte, noch zuläſſig, materiell aber ließ er ſich 
nach Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch nur auf einen Scheidungsgrund ſtützen, der als 
ſolcher ſowohl vom Bürgerlichen Geſetzbuch als auch vom 
Preußiſchen Allgemeinen Landrecht anerkannt iſt. Dies trifft 
nach § 1565 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und nach 
§ 670 Theil II Titel 1 Allgemeinen Landrechts bei dem 
Chebruche, nicht aber ſchlechthin bei dem unerlaubten Um— 
gange im Sinne des § 673 Theil II Titel 1 Allgemeinen 
Landrechts zu. Dementſprechend hat der Kläger den von ihm 
feſtgehaltenen Klageantrag auch nur mit der Behauptung auf 
recht zu erhalten verſucht, daß die Beklagte Ehebruch getrieben 
habe. Bei ſolcher Sachlage iſt der Berufungsrichter mit Recht 
in eine Prüfung der Frage eingetreten, ob das Verlangen des 
Klägers, daß die Trennung der Ehe auch auf die Klage 
wegen Ehebruchs der Beklagten ausgeſprochen werde, gerecht- 
fertigt ſei, und nachdem in Folge deſſen dem Antrage des Klä- 
gers — wenn auch nur bedingt, für den Fall der Nichtleiſtung 
des der Beklagten auferlegten Eides — entſprochen worden iſt, 
kann der Kläger ſich nunmehr nicht darüber beſchweren, daß der 
Berufungsrichter die nach Leiſtung oder Nichtleiſtung jenes 
Eides überhaupt nicht mehr aufzuwerfende Frage, ob etwa 
eine dringende Vermuthung des Ehebruches im Sinne des § 673 
a. a. O. vorliegen möchte, nicht noch beſonders zur Erörterung 
gezogen hat. Eine andere Frage würde die geweſen ſein, ob 
etwa aus einem den Thatbeſtand des § 673 a. a. O. darſtellenden 
Verhalten der Beklagten hätte entnommen werden können, daß 
damit zugleich die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben ſeien, zu einer 
derartigen Erörterung hatte aber der Berufungsrichter bei Lage 
der Sache ebenfalls keine Veranlafſſung, zumal eine Behauptung 
nach dieſer Richtung vom Kläger in der Vorinſtanz gar nicht 
aufgeſtellt worden war. 
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Zu § 2355 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Schott 
c. Weszkallnies vom 19. September 1900, Nr. 122/1900 V. 


II. J. O. L. G. Königsberg. 


Das Berufungsurtheil iſt aus einem die Sache ſelbſt 
betreffend nicht weit intereſſirenden Grund aufgehoben. 


Aus den Gründen. 


Die Reviſionsklägerin hat ihre Erbfolge durch die Vor⸗ 
legung einer Ausfertigung ſowohl des Teſtaments des urſprüng⸗ 
lichen Klägers wie auch des Protokolls über die Teſtaments⸗ 
eröffnung dargethan. Da der Tod des Klägers nach dem 
1. Januar laufenden Jahres erfolgt iſt, ſo hat der Beklagte 
den Zweifel angeregt, ob durch die vorgelegten Urkunden die 
Erbfolge nachgewieſen werden könne, nachdem durch den § 2355 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auch für die auf Grund einer Ber- 
fügung von Todeswegen beruhende Erbfolge die Ertheilung 
eines Erbſcheins vorgeſchrieben worden ſei. Der Zweifel iſt 
unbegründet. Wohl iſt in Abweichung von den meiſten bis⸗ 
herigen Rechten dem durch Verfügung von Todeswegen berufenen 
Erben ebenſo wie dem geſetzlichen Erben die Berechtigung 
gewährt, einen Erbſchein zu verlangen. Aber es iſt nirgends 
ausgeſprochen, was hätte geſchehen müſſen, wenn andere Beweis⸗ 
mittel für die Erbfolge ausgeſchloſſen werden ſollten, daß nur 
durch einen Erbſchein der Nachweis des Erbrechts erbracht 
werden könne. Daß das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt auf einem 
anderen Standpunkte ſteht, ergiebt ſowohl die Begründung des 
Bedürfniſſes des Erbſcheins für die gewillkürte Erbfolge, durch 
welchen den mit dem Erben in Geſchäftsverkehr tretenden 
Privatperſonen die Prüfung des Erbrechts durch eine proviſoriſche 
Entſcheidung des Nachlaßgerichts abgenommen werden ſollte 
(Yrot., V S. 671 i. medio) wie der Umſtand, daß der Erb⸗ 
ſchein nur auf Antrag und nicht in allen Fällen zu ertheilen 
iſt, und daß ſeine Ertheilung von dem Nachlaßgericht abgelehnt 
werden kann, wodurch der Erbe zu einem anderweiten Nachweiſe 
ſeines Erbrechts gezwungen wird. In anderen Reichsgeſetzen 
werden ausdrücklich andere Urkunden wie der Erbſchein für den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung der Erbfolge zugelaſſen 
(Grundbuchordnung § 36 Abſatz 1, Zwangsverſteigerungsgeſetz 
§ 17 Abſatz 3, Reichsſchuldbuchgeſetz §S 11). Die Civilprozeß⸗ 
ordnung enthält eine Sondervorſchrift nicht. Es kann deshalb 
im Falle des Todes einer Partei ihr Rechtsnachfolger das 
Verfahren auch auf Grund eines auf anderem Wege als durch 
den Erbſchein erbrachten Nachweiſes der Erbfolge aufnehmen. 
Sollte die Aufnahme nur unter Vorlegung eines Erbſcheins 
erfolgen können, jo würde wenigſtens bei der gewillkürten Erb⸗ 
folge die Einführung des Erbſcheins dem Zwecke entgegen ſtatt 
zu einer Verkehrserleichterung zu einer Verkehrserſchwerung 
führen. In dem vorliegenden Falle war auf Grund der vor⸗ 
gelegten und nicht bemängelten Urkunden die Aufnahme des 
Verfahrens als wirkſam erfolgt anzuſehen. Durch das Teſtament 
iſt die Reviſionsklägerin als Wittwe ohne die Zuziehung des 
noch lebenden gemeinſamen Kindes zur Weiterführung des 
Prozeſſes legitimirt. 


Zu Art. 3, 109, 170 Einf. Gel. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Gorſch 
u. Gen. 6. Stadt Gotha vom 9. Oktober 1900, 
Nr. 162/1900 VII. 


II. J. O. L. G. Jena. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Reviſtonskläger beſcheiden ſich ſelbſt, daß das Berufungs- 
urtheil durch Anwendung des Artikels 55 des Gothaiſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. November 
1899 ſelbſtſtändig getragen wird. Sie meinen indeß, es ſei bei 
der Ermittelung und Feſtſtellung des Geſetzesinhaltes gegen 
reviſibele Rechtsnormen gefehlt und namentlich Artikel 170 des 
Deutſchen Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
durch ſeine Nichtanwendung verletzt worden. Allein auch in 
dieſer Beziehung kann ihren Ausführungen nicht beigetreten 
werden. 

Das Berufungsgericht legt den erwähnten Artikel 55 dahin 
aus, daß nach dem Willen des Geſetzgebers im Gebiete des 
Herzogthums Gotha Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
auch dann nicht mehr bewilligt werden dürfe, wenn der Anſpruch 
darauf ſchon vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
begründet war. Zu dieſer Auslegung findet ſich das Gericht 
bewogen durch die allgemeine Faſſung des Geſetzes, welches ohne 
jeden Vorbehalt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
ausſchließt, wobei es durch einen vergleichenden Ausblick auf die 
Geſetzgebung der benachbarten Xhüringifchen Staaten in der 
Annahme beſtärkt wird, daß der Gothaiſche Geſetzgeber eine 
tadikale Beſeitigung der Wiedereinſetzung beabſichtigt habe. — 
Gegen allgemeine Rechtsgrundſätze iſt bei dieſer Auslegung nicht 
gefehlt, und es erſcheint auch nicht zutreffend, daß der Berufungs- 
richter fremdes Recht angewendet habe, um das heimiſche 
Partikularrecht zu interpretiren. Die Geſetzgebung der Nachbar— 
ſtaaten iſt nur vergleichend herangezogen, um den Gegenſatz 
hervortreten zu laffen, in dem das Gothaiſche Ausführungsgeſetz 
die Wiedereinſetzungsfrage behandelt. 

Durch Artikel 170 des Deutſchen Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche war der Geſetzgeber des Herzogthums 
nicht behindert, ſo zu verfahren, wie es nach der Feſtſtellung 
des Berufungegerichts geſchehen iſt. Denn wenn man auch, 
was dahingeſtellt bleiben kann, den Artikel 170 auf Reſtitutions⸗- 
gründe beziehen dürfte, die im Geltungeé gebiete des gemeinen 
Rechts bisher ein Schuldverhältniß in ſeinem Beſtande beeinflußt 
hatten, fo ift feine Anwendung doch immerhin durch Artikel 3 
des Einführungsgeſetzes beſchränkt. Hier nun handelt es ſich 
um die Frage, ob ein durch Zwangsenteignung entſtandener 
Anſpruch trotz Friſtablaufes durch Wiedereinſetzung noch zur 
Geltung gebracht werden kann. Das Gebiet der Zwangs— 
enteignung iſt durch Artikel 109 des Deutſchen Einführungs- 
geſetzes der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Auf dieſem Ge— 
biete alſo hatte der Geſetzgeber freie Hand, Wiedereinſetzung zu 
verſagen oder zu gewähren, ohne auf Artikel 170 dabei Rückſicht 
nehmen zu müſſen. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Bonne 
berg e. Bonneberg vom 9. Oktober 1900, Nr. 182/1900 III. 


II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion der Beklagten auf, 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen. 


Gründe: 


Der Angriff der Revifion iſt begründet. 

Nachdem der Widerklägerin der Beweis des Ehebruch 
mißlungen iſt, kommen als Grund der von ihr erhobenen 
Scheidungeklage allein in Betracht Mißhandlungen, welche fie 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs von Seiten 
ihres Ehemannes angeblich erlitten hat. Maßgebend für die 
Entſcheidung iſt darnach neben der im § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die im Artikel 201 des Einführungsgeſetzes getroffene 
Beſtimmung. Das Berufungsgericht nimmt an, daß ſo wenig 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs als die Normen 
des bis zum Inkrafttreten deſſelben in Geltung geweſenen 
Rechtes dem erhobenen Scheidungsanſpruch zur Seite fteben. 
Allein in der einen wie in der andern Richtung liegt dieſer 
Annahme ein Rechtsirrthum zu Grunde, der für die erlaſſene 
Entſcheidung kauſal iſt. 

Es iſt zunächſt nicht erforderlich, daß die Verfehlung, denn 
ſich der Ehegatte ſchuldig gemacht hat, nach dem bisheägen 
Rechte einen Scheid ungsgrund bildet, wie das Berufsgericzt 
unterſtellt; Scheidungsgrund oder Trennungsgrund muß dem 
Wortlaut des Artikels 201 a. a. O. zufolge die Verfehlung nach 
bisherigen Geſetzen geweſen fein, und Trennungsgrund bejagt 
Grund zeitweiſer Trennung von Tiſch und Bett, wie allein 
ſchon im Hinblick auf die im § 77 des Perſonenſtandsgeſetzet 
vom 6. Februar 1875 getroffene Beſtimmung, welche Erkennung 
auf beſtändige Trennung von Tiſch und Bett für die Zukuuft 
ausſchließt, nicht zweifelhaft fein kann. Als Grund zeitweiſer 
Trennung aber find nach gemeinem proteſtantiſchen Eherecht, 
das im vorliegenden Fall als bisheriges Recht erſcheint, die 
bewieſenen bezw. zum Beweis geſtellten Mißhandlungen 
unbedenklich anzuerkennen, in Uebereinſtimmung mit dem 
Berufungsgerichte, welches als ſolchen ſie auch ſeinerſeits gelten 
läßt. Die einſchränkende Vorausſetzung des Abſatzes II im 
vorbenannten Artikel 201 iſt, wie die Revifion mit Recht geltend 
macht, damit erfüllt. 

Daß die im § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor- 
geſchriebene Vorausſetzung der Eheſcheidung vorliegt, verneint 
das Berufungsgericht mit der Begründung, daß nach dieſer 
Geſetzbeſtimmung die Mißhandlung, um als ſchwere Verletzung 
ehelicher Pflichten zu gelten, lebens- und geſundheitsgefährdender 
Natur ſein müſſe, daß jedoch die von der Widerklägerin nach 
ihrer Behauptung erlittenen Mißhandlungen, da in Folge ter- 
ſelben Verletzungen oder ſonſtige krankhafte Erſcheinungen bei 
der Widerklägerin überall nicht ſeſtgeſtellt ſeien, ſolcher Eigen- 
ſchaft ermangelten. Ganz abgeſehen davon, daß der Begriß 
lebensgefährlicher oder geſundheitsgefährlicher Mißhandlungen hier 
verkannt iſt, inſofern zu denſelben auch die Mißhandlungen 
gezählt werden, die ohne einen Schaden am Leben oder der 


Geſundheit nach ſich zu ziehen mit der nahen Möglichkeit der 
Schädigung verknüpft, zu ſchädigen erfahrungsgemäß geeignet 
find, iſt jene Begründung verfehlt und rechtsirrig, weil es der 
Lebens- oder Geſundheitsgefährdung keineswegs bedarf, um die 
Mißhandlung als ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten zu 
kennzeichnen. Zunächſt erwähnt das Geſetz überall nur der 
„groben“ Mißhandlung, die begrifflich mit lebens und gefundbeits- 
gefährlicher Mißhandlung nicht identiſch iſt; dann aber erwähnt 
es derſelben auch nur, um ihre Würdigung als ſchwere Ver⸗ 
letzung vorzuſchreiben, und nicht in der Abſicht, anderen Miß⸗ 
handlungen, die ihrer objektiven Beſchaffenheit nach als grobe 
nicht gelten können, den Charakter ſchwerer Verletzung ehelicher 
Pflichten ein für allemal abzuſprechen. Das ergiebt ſich ebenſo 
aus dem Wortlaut des Geſetzes als aus ſeinen Motiven. 

Andere Gründe, welche zur Verneinung des Vorhandenſeins 
der im § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgeſtellten Er- 
forderniſſe berechtigen könnten, liegen im Uebrigen nicht vor. 
Inſonderheit kann die Mißhandlung, welche Widerklägerin kurz 
vor ihrer Niederkunft im Herbſt 1896 erlitten haben will, je 
nachdem ſie feſtgeſtellt wird, fi als eine ſolche erweifen, die an 
ſich oder in ihrer Verbindung mit den voraufgegangenen Miß⸗ 
handlungen zur ſchweren Verletzung ehelicher Pflichten wird. 
Die Feſtſtellung, daß der Widerbeklagte durch ſchwere Verletzung 
der durch die Che begründeten Pflichten eine ſo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß der Widerklägerin 
die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann, iſt dem⸗ 
nach bei gegenwärtiger Prozeßlage nicht ausgeſchloſſen. 

Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Geſetzes verletzung 
und der Entſcheidung bedingt deren Aufhebung und zwar 
mangelnder Spruchreife halber unter Zurückverweiſung der 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Wagner 
e. Wagner vom 24. September 1900, Nr. 216/1900 VI. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben, und die Sache in 
die Berufungsinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: 


Die Ausführungen des Berufungsrichters find, ſoweit ſie 
das Sächſiſche Recht betreffen, der Nachprüfung des Reichsgerichts 
entzogen, das angefochtene Urtheil mußte aber aufgehoben 
werden, weil die darin angenommene Auslegung des Artikel 201 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht ge- 
billigt werden kann. 

Die auch ſonſt noch mehrfach vertretene Auffaſſung des 
Oberlandesgerichts (vergl. Gerhard in den Veroͤffentlichungen 
des Berliner Anwaltsvereins Heft 12 S. 31, Noͤldecke in der 
Deutſchen Juriſtiſchen Zeitung 1899 S. 408, auch Jacobi, 
Eherecht S. 106 und Urtheil des Oberlandesgerichts Kiel vom 
29. Januar 1900 in den Schleswig ⸗Holſteinſchen Anzeigen 1899 
S. 65 fg.) wird von dieſem in erſter Linie auf den Wortlaut 
des Geſetzes geſtützt. Das erſcheint aber nicht begründet. 


Wenn in dem zweiten Abſatze des Artikel 201 Beſtimmung 
über das anzuwendende Recht für die Fälle getroffen wird, wo 
wegen einer vor dem 1. Januar 1900 begangenen Verfehlung 
Scheidung verlangt wird, ſo kann in dem Schlußſatze: „wenn 
die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein 
Scheidungsgrund ... war“, unter „der Verfehlung“ nur das 
in dem zu entſcheidenden einzelnen Falle in Betracht kommende 
Verhalten des beklagten Gatten, auf Grund deſſen der andere 
die Scheidung verlangt, verſtanden werden; und wenn in ſolchem 
Falle für die Zuläſfigkeit der Scheidung erfordert wird, daß 
eben dieſes Verhalten auch nach dem bisherigen Rechte ein 
Scheidungsgrund fein müſſe, jo erſcheint wenigſtens als nächſt⸗ 
liegend die Auslegung, daß auf Scheidung nur zu erkennen ſei, 
wenn das in dem konkreten Falle dem beklagten Gatten zur 
Laſt fallende Verhalten unter Berückſichtigung aller für die 
rechtliche Beurtheilung bedeutſamen Umſtände anch nach dem 
bisherigen Rechte das Verlangen des klagenden Theils auf 
Scheidung rechtfertige. Dafür, daß hierbei Umſtände, die nach 
bisherigem Rechte nur eine die Scheidung ausſchließende Ein⸗ 
rede des beklagten Theiles gebildet haben, außer Betracht zu 
bleiben hätten (vergl. das angezogene Urtheil des Oberlandes- 
gerichts zu Kiel, und dagegen das Urtheil deſſelben Gerichtshofs 
vom 9. Januar 1900 a. a. O. S. 65), bietet der Wortlaut des 
Geſetzes keinen Anhalt. 

Der Auffaffung und Sprechweiſe, die nach den Aus- 
führungen der Vorinſtanz in dem Sächſiſchen Rechte beſteht, 
kann für die Auslegung des Reichsgeſetzes keine Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden, denn ſie entſpricht nicht der allgemeinen 
Ausbrucksweiſe. Nach dieſer würde der Satz: eine gewiſſe 
konkrete Handlung eines Gatten bilde einen geſetzlichen 
Scheidungsgrund auch dann, wenn vermöge zwingender Rechts. 
vorſchriften und ohne Rüdfiht auf die Wünſche und Anträge 
des beklagten Gatten wegen deſſen Handlung auf Scheidung 
nicht erkannt werden dürfe, als einen Widerſpruch in ſich ſelbſt 
enthaltend bezeichnet werden müſſen. 

Die Auslegung der Vorinſtanz findet auch in den Motiven 
zu Artikel 120 des Entwurfs des Einführungsgeſetzes jedenfalls 
keinen pofitiven Anhalt. Das Berufungsgericht ſcheint dies 
ſelbſt nicht anzunehmen, ſondern nur der Meinung zu ſein, 
daß dieſe Motive der von ihm vertretenen Auslegung nicht 
entgegenſtehen. Ob dies zuzugeben ſei, kann dahingeſtellt 
bleiben, da, wenn es der Fall wäre, dies gegenüber demjenigen, 
was vorſtehend über die aus dem Wortlaut ſich ergebende 
Auslegung bemerkt worden iſt, ohne entſcheidende Bedeutung 
ſein würde. 

Beſonderes Gewicht für ihre Auffaſſung legt die Vor⸗ 
inſtanz den Verhandlungen der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei, wie ſie 
ſich aus den Protokollen ergeben. (Vergl. Bd. VI S. 545 flg. 
der im Auftrage des Reichsjuſtizamts veranſtalteten Ausgabe.) 
Sie führt aus: Der Kommiſſion hätten zwei Anträge auf Ab⸗ 
änderung des Artikel 120 des Entwurfs des Einführungsgeſetzes 
vorgelegen, von beiden ſei in der Kommiſſton konſtatirt worden, 
daß es fich im Weſentlichen nur um eine redaktionelle Frage 
handele. Der eine Vorſchlag ſei dahin gegangen: 

„Wegen eines Verſchuldens des einen Ehegatten, das vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begangen 
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worden iſt, kann nach dieſem Zeitpunkte auf Scheidung nur 
erkannt werden, wenn wegen des Verſchuldens auch nach den 
bisherigen Geſetzen Scheidung oder Trennung von Tiſch und 
Bett zuläſſig war.“ 

Es hätte nahegelegen, ſo meint das Berufungsgericht, die 
Faſſung zu wählen: „wenn wegen dieſes Verſchuldens auch nach 
den bisherigen Geſetzen auf Scheidung oder Trennung von Tiſch 
und Bett zu erkennen geweſen wäre“. Dieſe Faſſung ſei nicht 
vorgeſchlagen worden, es ſei offenſichtlich, daß bei Formulirung 
des Antrages die Abſicht beſtanden habe, die Zuläſſigkeit der 
Scheidung an ſich zu betonen, nicht die konkrete Wirkung des 
Verſchuldens im einzelnen Falle. 

Auch hier kann der Argumentation der Vorinſtanz nicht 
beigetreten werden. Man kann vielleicht zugeben, daß deren 
jetzige Auslegung deutlicher durch die von ihr als naheliegend 
bezeichnete Faſſung ausgeſchloſſen worden wäre, als durch 
die wirklich in dem Antrage vorgeſchlagene, keineswegs aber, 
daß die letztere poſitiv auf die von der Vorinſtanz vertretene 
Auslegung hinwieſe oder gar dieſe als offenfichtlich gewollt 
erkennen ließe. Im Gegentheil würde, wenn der in Frage 
ſtehende Antrag Geſetz geworden wäre, für ſeine Auslegung 
daſſelbe gelten, was eben über die Auslegung des wirklichen 
Geſetzes bemerkt worden iſt. Unter dem „vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs begangenen Verſchulden“, für deſſen 
rechtliche Beurtheilung das maßgebende Recht beſtimmt werden 
ſollte, wäre das in dem einzelnen zur Entſcheidung ſtehenden 
Falle zur Unterlage des Scheidungsantrags gemachte Verhalten 
des beklagten Gatten zu verſtehen, alſo ein konkretes Thun oder 
Laſſen, und wegen dieſes Thuns oder Laſſens müßte nach dem 
bisherigen Rechte der Ausſpruch des Gerichts auf Scheidung 
zuläſſig ſein. 

Uebrigens läßt das Oberlandesgericht unberückſichtigt, daß 
zwei Abänderungsvorſchläge gemacht waren, und auch bezüglich 
des erſten von ihnen Einverſtändniß darüber beſtand, daß er 
nur eine redaktionelle Aenderung des Entwurfs bedeuten ſolle. 
Dieſer erſte Antrag lautete: 

Eine Thatſache, welche ſich vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ereignet hat, kann als 
Scheidungsgrund geltend gemacht werden, wenn ſie 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein 
Scheidungsgrund und nach den bisherigen Geſetzen ein 
Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund iſt. 

Es war ſomit, abgeſehen von dem hier nicht intereſſirenden 
Umſtande, daß bezüglich des bisherigen Rechts auch das Vor⸗ 
liegen eines Trennungsgrundes genügen ſollte, für beide Rechte, 
das neuere und das ältere, ganz dieſelbe Faſſung gewählt, 
Scheidung ſollte nur ausgeſprochen werden dürfen, wenn die 
betreffende Thatſache nach beiden Rechten ein Scheidungsgrund 
ſei. Nun kann es aber keinem Zweifel unterliegen, daß 
Scheidung nur zuläſſig ſein ſollte, wenn nach den Beſtimmungen 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs in dem betreffenden 
Falle bei Berückſichtigung aller für feine Beurtheilung bedeut⸗ 
ſamen Umſtände das Verlangen nach Scheidung begründet ſei, 
daß es insbeſondere nicht etwa ausreichen ſollte, daß nach dem 
Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche das Verhalten des beklagten 
Gatten „an ſich“, ohne Berückſichtigung der konkreten Sach- 
geſtaltung ein Scheidungsgrund ſei; es würde deshalb, wenn 


der jetzt in Rede ſtehende Antrag Geſetz geworden wäre, bei der 
hervorgehobenen völligen Gleichheit der Wortfaſſung für beide 
in Betracht kommenden Rechte, auch als ausgeſchloſſen gelten 
müſſen, daß es, ſoviel das mit maßgebende bisherige Recht 
anlangt, zur Zuläſſigkeit der Scheidung genügen ſolle, wenn 
das im gegebenen Falle dem beklagten Theile zur Laſt fallende 
ſchuldhafte Verhalten nur überhaupt zu denjenigen Kategorien 
von Handlungen gehöre, die in dieſem Rechte als Scheidungs⸗ 
(oder Trennungs-) Gründe anerkannt ſeien, ohne Rückficht, ob 
danach bei Berückſichtigung der Geſtaltung des gegebenen Falles 
die Scheidung zuläſſig ſein würde oder nicht. 

Die Verhandlungen der erwähnten Kommiſſion ſprechen 
alſo nicht für, ſondern gegen die von der Vorinſtanz vertretene 
Auslegung. 

Wie hiernach die vorſtehend beſprochenen in dem an⸗ 
gefochtenen Urtheile geltend gemachten Gründe die in dieſem 
angenommene Auslegung des Artikel 201 Abſatz 2 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche nicht rechtfertigen, 
ſo liegt für deren Annahme auch ſonſt kein ſtichhaltiger Grund 
vor. Allerdings iſt aus dem Umſtande, daß in das Deutſche 
Bürgerliche Geſetzbuch die Aufrechnung von beiderſeitigen Ver 
letzungen der ehelichen Treue nicht aufgenommen worden iſt, zu 
entnehmen, daß der Geſetzgeber die Aufrechterhaltung von Chen, 
die in der bezeichneten Weiſe zerrüttet find, nicht weiter be⸗ 
fördern will. Allein andererſeits kann, da auch nach den neuen 
Beſtimmungen, insbeſondere denen der Civilprozeßorduung, die 
Aufrechterhaltung beſtehender Ehen zu fördern für eine wichtige 
Aufgabe der Geſetzgebung betrachtet worden iſt, nicht angenommen 
werden, daß beabfichtigt worden ſei, Verfehlungen eines Gatten, 
die unter der Herrſchaft des früheren Rechtes begangen waren 
und nach dieſem wegen des Hinzutretens von Verfehlungen des 
anderen Gatten trennende Kraft entweder niemals gehabt oder 
noch unter dieſer Herrſchaft wieder verloren hatten, ſolche Kraft 
zu verleihen. 

Da ſonach in Uebereinſtimmung mit dem Urtheil des 
III. Civilſenats des Reichsgerichts vom 4. Mai 1900 — 
Wachtel c. Wachtel, Rep. III 56/1900 — das angefochtene 
Urtheil als auf einer unrichtigen Auslegung des Artikel 201 bei 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beruhend an 
zuſehen iſt, mußte daſſelbe aufgehoben werden. 
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Zu § 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schmolke 
c. Schmolke vom 4. Oktober 1900, Nr. 266/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: 

Die Reviſion bemängelt, daß das Berufungsgericht die von 
der Zeugin R. in erſter Inſtanz bekundete Mißhandlung, welche 
mehrere Jahre vor Erhebung der Klage zurückliegt, als Wider 
klagegrund ausſcheide und ihr „auch die Bedeutung für die 
Schuldigerklärung des Klägers abſpricht.“ Das Gr 
richt, fo wird ausgeführt, laſſe hierbei „unberückfichtigt, daß 
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trotz § 721 Titel 1 Theil II des Allgemeinen Landrechts dieſes 
Ehevergehen in Verbindung mit den neuen Thätlichkeiten nach 
§ 699, eventuell § 702 a. a. O. gewürdigt werden mußte, 
und daß das Gleiche für das neue Recht nach den SS 1573, 
1574 Abſatz 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gilt.“ 

Auch dieſer Angriff geht fehl. 

Der Vorderrichter ſtellt am Schluſſe ſeiner Urtheilsgründe 
ausdrücklich und ohne Verſtoß gegen eine Rechtsnorm feſt, daß 
die vorgedachte Thätlichkeit (Zufügung einer Ohrfeige) ſich nur 
als „leichte“ Mißhandlung charakterifirt. Es iſt daher auch 
nicht rechtsirrthümlich, wenn er dieſelbe weder als Ehevergehen 
gegen § 699 Titel 1 Theil II des Allgemeinen Landrechts noch 
auch als ſchwere Verletzung der Ehepflicht im Sinne des § 1578 
Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgefaßt hat. Gleichgültig 
würde demnach aber im Hinblick auf Art. 201 Abſatz 2 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch fein, ob fich 
darin mit der Revifionsklägerin einſeitig eine Verfehlung gegen 
§ 702 Titel 1 Theil II des Allgemeinen Landrechts er⸗ 
blicken ließe. 

Sonach kann hier ganz dahin geſtellt bleiben, ob auch dem 
weiteren Entſcheidungsgrund des Berufungsgerichts beizutreten 
iſt, daß die fragliche Mißhandlung als ein Widerklagegrund 
auch ſchon deshalb ausſcheiden müſſe, weil fie gemäß § 721 
a. a. O. vom Standpunkte des Landrechts aus als verziehen 
gelten muß. 

Wenn die Reviſionsbeſchwerde hierbei aber noch weiter be- 
hauptet, daß das Berufungsgericht der in Rede ſtehenden 
Thätlichkeit „auch die Bedeutung für die Schuldigerklärung des 
Klägers abſpricht“, ſo wird ein ſolcher Vorwurf durch den In⸗ 
halt der Entſcheidungsgründe widerlegt. Es wird darin aus⸗ 
drücklich anerkannt, daß „an ſich nach § 1574 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs jene Mißhandlung trotz der Remiſſion für die 
Schuldfrage in Betracht kommt“, im Uebrigen aber aus⸗ 
geführt, daß „vom Standpunkte des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs“ „nicht angenommen werden“ könne, daß Kläger 
ſich „durch jene Ohrfeige einer ſo ſchweren Verfehlung 
ſchuldig machte, daß der Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht 
zuzumuthen war“. 

Die Schuldigerklärung des Klägers ſetzt nach § 1574 
Abſatz 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in dem vorliegenden Falle 
die Geltendmachung ſolcher Thatſachen ſeitens der Beklagten 
voraus, wegen deren ſie „auf Scheidung klagen könnte“ oder 
falls ihr „Recht auf Scheidung durch Verzeihung oder durch 
Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur Zeit des Eintritts des von 
dem Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes berechtigt 
war, auf Scheidung zu klagen“. Wie ſchon in dem Urtheil 
des erkennenden Senates vom 25. Juni 1900 (IV Nr. 113/1900) 
angenommen worden iſt, muß nach dieſer in $ 1574 Abſatz 3 
a. a. O. ausgeſprochenen Vorausſetzung der Kläger ſich eines 
Verhaltens ſchuldig gemacht haben, welches an ſich als Schei⸗ 
dungsgrund vom Bürgerlichen Geſetzbuch anerkannt wird, 
und es erſcheint daher „ausgeſchloſſen, daß nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs trotz der in § 1574 ge⸗ 
troffenen Beſtimmung die Schuldigerklärung wegen eines im 
älteren Rechte vorgeſehenen Ehevergehens erfolgen könnte, ob⸗ 
wohl die Thatbeſtandsmerkmale eines Scheidungsgrundes der 
59 1565 bis 1568 nicht vorliegen“. Indem der Berufungs- 
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richter auf Grund thatſächlicher, einem Revifionsangriffe nicht 
ausgeſetzter Erwägungen bezüglich der von der Zeugin R. be⸗ 
kundeten Thätlichkeit des Klägers verneint, daß fie einen Che- 
ſcheidungsgrund im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bilde, entfiel für ihn daher auch die rechtliche Möglichkeit 
einer Verwerthung derſelben zum Zwecke der Schuldigerklärung 
des Klägers. 


7 ͤ—— Zn! 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkennitniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. 
v. Schönberg-Pötting Konk. c. Schönberg'ſcher 
Geſchlechtsverein vom 15. Oktober 1900, 
Nr. 209/1900 VI. 


II. J. O. L. G. Dresden. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Reviſion behauptet, in dem angefochtenen Urtheile 
ſei die Vorſchrift in Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch verletzt, nach welcher die Frage wegen 
des Eigenthums an den in Streit befangenen Bergwerkskuxen 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu entſcheiden ſei. Bezüglich 
des maßgebenden örtlichen Rechts habe die Vorinſtanz überſehen, 
daß die ſtreitigen Kuxe ſolche eines in Preußen gelegenen Berg⸗ 
werks ſeien und die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen hätten. 
Danach wäre hier das Preußiſche Recht anzuwenden geweſen. 

Der Angriff iſt verfehlt. 

Der angezogene Artikel 181 kommt für den gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit überhaupt nicht in Betracht. Er gehört 
zu den Uebergangsbeſtimmungen, durch welche geregelt wird, 
inwieweit für vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Rechts- 
verhältniſſe das ältere oder das neue Recht maßgebend ſei, und 
beſtimmt, daß auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs beſtehende Eigenthum die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes anzuwenden, d. h. der Inhalt des Eigenthumsrechts 
und ſeine Wirkungen nach dem neuen Rechte zu beurtheilen 
ſeien; keineswegs aber ſoll danach die Frage, ob durch vor 
dem 1. Jauuar 1900 liegende Vorgänge das Eigenthum an 
Sachen erworben worden ſei, nach neuem Rechte entſchieden 
werden. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich um Fragen, für welche 
hiernach die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend 
find, nach keiner Richtung; nicht einmal die — nach dem Vor⸗ 
ſtehenden nicht nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu beurtheilende — 
Frage, ob die Beklagte das Eigenthum an den in Streit be- 
fangenen Kuxen erlangt habe, iſt ſtreitig, der Kläger verlangt 
vielmehr, daß der Beklagte die unbeſtrittene in ſeinem Eigenthum 
ſtehende Kuxe in das des Gemeinſchuldners zurück übertrage und 
dem Kläger daran den Beſitz überlaſſe. 

Das inſoweit in Betracht kommende Recht iſt nach Lage 
der Sache durchweg trrevifibel. 
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Zu 8 1534 B. G. B. 
Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenniniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Glaß 
c. Glaß vom 15. Oktober 1900, Nr. 103/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Aus den Gründen. 


Der Streit betrifft, worüber nach der Klagebegründung ein 
Zweifel nicht obwalten kann, die Frage, an welchem Orte 
das eheliche Zuſammenleben ſtattfinden ſoll, ob in Rempesgrün, 
dem von dem Beklagten beſtimmten Wohnorte, oder in Ellefeld 
auf dem dortigen Gute der Klägerin. Wird aber die Streitlage 
in dieſem Sinne aufgefaßt, und fo iſt fie auch vom Berufungs- 
richter aufgefaßt worden, jo ſtellt fich das Verlangen der Klägerin, 
daß der Beklagte zu ihr nach Ellefeld ziehe, nach der Vorſchrift 
des Geſetzes und nach der vom Berufungsrichter getroffenen 
Feſtſtellung als unberechtigt dar. 

Nach 8 1354 Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
ſteht die Entſcheidung über den Wohnort der Eheleute, alſo 
über den Ehewohnfitz, dem Manne zu und die Frau iſt ver⸗ 
pflichtet, dem Manne an den von ihm beſtimmten Wohnort zu 
folgen, und nur dann iſt ſie berechtigt, der Entſcheidung des 
Mannes keine Folge zu leiſten, wenn dieſe ſich als Mißbrauch 
des ehemännlichen Rechtes darſtellt. Es kann — mit dem 
Berufungsrichter — unentſchieden gelaſſen werden, ob die Frau. 
wenn der Mann fein Beſtimmungsrecht mißbräauchlich übt, nicht 
nur die von ihm getroffene Entſcheidung anfechten, ſondern 
auch ihrerſeits ſelbſtändig den Ehewohnſitz beſtimmen 
und den Mann verpflichten könne, den von ihm gewählten 
Wohnſitz aufzugeben. Die Entſcheidung des Berufungsrichters 
wird durch die weiteren Ausführungen getragen. Ein Mißbrauch 
des Beſtimmungerechts durch den Beklagten iſt nicht dargethan 
worden, ſodaß die Vorſchrift des Abſ. 2 des § 1354 a. a. O. 
überhaupt nicht in Frage kommen kann. 

Die von der Klägerin behauptete, zwiſchen Parteien an- 
geblich vor oder bei der Verheirathung getroffene Vereinbarung, 
daß der Ehewohnfitz in Ellefeld genommen werden ſolle, entbehrt 
der rechtlichen Wirkſamkeit. In dieſer Hinficht iſt den Erwägungen 
des Berufungsrichters, die der rechtlichen Stellung, die das 
Geſetz dem Manne einräumt, Rechnung tragen und im Weſentlichen 
übereinſtimmen mit den Ausführungen in den Motiven zum 
erſten Entwurfe des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. Bd. V 
S. 105, 106), woſelbſt hervorgehoben iſt, daß von der Aufnahme 
einer entſprechenden ausdrücklichen Beſtimmung in das Geſetzbuch 
der allgemeinen Vorſchrift des § 106 des Entwurfs (5 138 des 
Geſetzes) gegenüber Abſtand zu nehmen ſei, beizutreten. Daſſelbe 
gilt auch hinſichtlich der ferneren Ausführung, daß gemäß 
Art. 199 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die 
Wirkungsloſigkeit der Vereinbarung ſelbſt dann anzunehmen ſein 
würde, wenn dieſe nach dem bisherigen Rechte (§ 1692 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich Sachſen) als giltig 
anzuſehen wäre. 


Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu § 1353 B. G. B. § 627 C. P. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Walter 
c. Walter vom 10. Mai 1900, Nr. 65/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Auf Revifion tft das Berufungsurtheil aufgehoben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Im Laufe des jetzt noch in erſter Inſtanz unter den Parteien 
ſchwebenden Eheſcheidungsprozeſſes iſt auf Antrag der Klägerin 
durch den im Wege der einſtweiligen Verfügung erlaſſenen Be 
ſchluß des Landgerichts zu Glogau vom 9. Auguſt 1899 der 
Klägerin geftattet, mit ihrem Kinde während des Prozeſſes vom 
Beklagten getrennt zu leben, und um dies Getrenntleben zu 
ermöglichen, weiter angeordnet, daß Beklagter der Klägerin 
monatlich 30 Mark Alimente zu zahlen und ihr eine Reihe von 
Sachen herauszugeben habe. Auf den vom Beklagten erhobenen 
Widerſpruch hat das Landgericht durch Urtheil vom 11. Oktober 1899 
die einſtweilige Verfügung — unter Ermäßigung des Alimenten- 
betrages auf monatlich 20 Mark — beſtätigt, indem es auf 
Grund der beigebrachten eidesſtattlichen Verſicherungen für glaub⸗ 
haft gemacht erachtet, daß Beklagter der Klägerin eine rohe, 
herabwürdigende Behandlung und Mißhandlungen habe zu Theil 
werden laſſen, welche die Geſundheit der Klägerin gefährdet und 
welche Klägerin ſich nicht gefallen zu laſſen brauche. 

Dies Urtheil iſt durch das Berufungsurtheil vom 25. Januar 
1900 dahin abgeändert worden, daß die einſtweilige Verfügung 
vom 9. Auguſt 1899 aufgehoben wird. 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß gemäß Artikel 199 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche der Streit 
über Getrenntleben der Ehegatten materiell nunmehr nach $ 1353 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen und prozeſſual die 
Sachlage, wie dieſelbe zufolge der mündlichen Verhandlungen 
glaubhaft gemacht worden, entſcheidend je. Er erachtet nich 
als hinreichend glaubhaft gemacht, daß — wie $ 1353 bei 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Begründung des Getrenntleben! 
fordere — das Verlangen des Beklagten nach Herſtellung des 
Zuſammenlebens ſich als Mißbrauch ſeines Rechts darſtelle, oder 
daß der Klägerin ein Eheſcheidungsgrund zur Seite ſtehe. Von 
dieſer Grundlage ausgehend, erörtert er die einzelnen, von der 
Klägerin angeführten Vorgänge und gelangt zu dem Ergebniſ, 
daß von der Klägerin weder die eine noch die andere der 
gedachten beiden Vorausſetzungen des 8 1353 a. a. O. glaubhaft 
gemacht ſei. 

Die Revifion muß für begründet erachtet werden. 

Nach Artikel 199 des Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuche beſtimmen ſich die perſönlichen Rechts 
beziehungen der Ehegatten zu einander, inbeſondere die 
gegenſeitige Unterhaltungspflicht, auch für die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehenden Chen 
nach deſſen Vorſchriften. Ueber dieſe perſönlichen Rechtsbeziehungen 
iſt in Buch 4 Titel 5 „Wirkungen der Ehe im Allgemeinen 
5 1353 bis 5 1362 Beſtimmung getroffen. In $ 1959 
Abf. 1 wird an die Spitze der Satz geftellt, daß die Ehegatten 
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einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet find. 
Verletzt der eine Ehegatte dieſe Pflicht dadurch, daß er ſich von 
dem anderen Ehegatten trennt, ſo kann der letztere die wegen 
dieſer Verletzung ihm zuſtehenden Anſprüche mittelſt der in 
§ 606 folgende der Civilprozeßordnung geregelten Klage auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens geltend machen, es kann 
die gedachte Verletzung auch das Recht auf Scheidung der Che 
begründen. Die verlangte Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
kann nach 8 1353 Abſ. 2 a. a. O.: 
„Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nach Her⸗ 
ſtellung der Gemeinſchaft als Mißbrauch ſeines Rechtes 
dar, ſo iſt der andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem 
Verlangen Folge zu leiſten. Das Gleiche gilt, wenn der 
andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung zu klagen.“ 
von dem anderen Theile abgelehnt werden, entweder wenn dies 
Verlangen ſich als Rechtsmißbrauch darſtellt — und maßgebend 
wird hier ſein, ob mit Rückſicht auf das fittliche Weſen der 
Ehe dem ſich weigernden Theile nach der konkreten Sachlage 
zugemuthet werden kann, die eheliche Gemeinſchaft herzuſtellen 
— oder wenn der ablehnende Ehegatte berechtigt iſt, auf 
Scheidung zu klagen. 
(Vergl. Blanck: Bürgerliches Geſetzbuch, viertes Buch: 
Familienrecht S. 80, 82, 45; Neumann: Handausgabe 
des Bürgerlichen Geſetzbuches Bd. 2 S. 742, 744, 860; 
von Staudinger: Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 
Bd. 4 S. 72.) 
Um einen derartigen Fall handelt es fich aber hier nicht. 
Der jetzige Beklagte hat ſeinerſeits nicht die Klage auf Herſtellung 
des ehelichen Lebens erhoben, vielmehr hat die Klägerin unter 
der Behauptung, daß ihr eine geſetzliche Eheſcheidung zur Seite 
ſtehe, die Scheidungsklage angeſtellt und im Laufe dieſes jetzt 
noch in erſter Inſtanz ſchwebenden Prozeſſes den Antrag geſtellt, 
ihr während der Dauer des Prozeſſes das Getrenntleben zu 
geſtatten. Ein ſolcher Antrag iſt im § 627 der Civilprozeß⸗ 
ordnung ausdrücklich für zuläſſig erklärt, und es finden in Betreff 
deſſelben beziehungsweiſe für die danach zu erlaſſende einſtweilige 
Verfügung die Vorſchriften der 88 936— 944 der Civilprozeß⸗ 
ordnung Anwendung. Das hat der Berufungsrichter verkannt 
und rechtsirrtbümlich feiner Entſcheidung die Beſtimmung des 
§ 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches zu Grunde gelegt. 
Entſcheidend für die Zuläſſigkeit der einftweiligen Verfügung iſt 
die in $ 940 der Civilprozeßordnung getroffene Anordnung, die 
nicht bloß prozeſſuales Verfahren betrifft, ſondern auch materiell ⸗ 
rechtliche Bedeutung hat. Zuläſſig ift danach die Regelung 
eines einftweiligen Zuſtandes in Bezug auf ein ftreitiges 
Rechtsverhältniß, inſofern dieſelbe zur Abwendung weſentlicher 
Nachtheile oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus 
anderen Gründen nöthig erſcheint. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus hat aber der Berufungsrichter die einzelnen Vorfälle und 
die Geſammtſachlage überhaupt nicht geprüft, iſt vielmehr bei 
Würdigung derſelben lediglich davon ausgegangen, daß die 
Vorausſetzungen des § 1353 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht 
vorliegen und deshalb der Antrag der Klägerin zurückzuweiſen ſei. 
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Zu Art. 184, 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Weſen des autichretiſchen Pfandrechts nach 
Preußiſchem Landrecht. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Fiskus 
c. Meyer vom 27. Oktober 1900, Nr. 206/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Gründe: 

Das Berufungsgericht tft mit dem erſten Richter darüber 
einverſtanden, daß dem antichretiſchen Pfandgläubiger fein vor 
dem 1. Januar 1900 begründetes Recht auf Beſitz und Nutzung 
des Pfandgrundſtücks nicht durch die am 1. Januar 1900 in 
Kraft getretenen neuen Geſetze genommen jet. 

Da das Reichsgericht kein Bedenken trägt, den Vorder⸗ 
richtern hierin beizutreten, muß die Reviſion zurückgewieſen 
werden. 

Es beſteht darüber kein Zweifel, daß nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches das antichretiſche Pfand⸗ 
recht an einem Grundſtücke nicht mehr begründet werden 
kann, nachdem die Beibehaltung dieſes Inſtituts im Bürger- 
lichen Geſetzbuche abgelehnt iſt, weil „für deſſen Erhaltung ein 
praktiſches Bedürfniß nicht nachgewieſen werden kann“ (vergl. 
Motive zum I. Entwurf Bd. 3 S. 630 ff.). Bei der 2. Leſung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches iſt man auf die Antichreſis an 
Grundſtücken, ſoviel die veröffentlichten Protokolle ergeben, nicht 
zurückgekommen. 

Daraus, daß ein antichretiſches Pfandrecht nicht mehr an 
einem Grundſtücke begründet werden kann, folgt aber nichts für 
die Beantwortung der Frage, ob ein vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches nach früherem Rechte wirkſam ent⸗ 
ſtandenes Recht ſolcher Art mit dieſem Zeitpunkte weggefallen 
iſt; dafür find die Uebergangsvorſchriften des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche maßgebend. 

Wie auch allgemeine grundſätzliche Vorſchriften über den 
Einfluß der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches auf 
vorher begründete Rechte nicht gegeben find, ſo läßt ſich doch 
aus folgenden Bemerkungen in den Motiven zum Einführungs- 
geſetz (S. 235 f.) die Auffaſſung erkennen, welche bei der Rege⸗ 
lung der Uebergangsvorſchriften vorgewaltet hat: „Bei der Auf⸗ 
ſtellung der einzelnen Uebergangsvorſchriften iſt von den Gefichts⸗ 
punkten ausgegangen worden, welche zu dem ſogenannten Prinzipe 
der Nichtrückwirkung neuer Geſetze in der Wiſſenſchaft geführt 
haben. Es find dies vornehmlich die Sätze, daß die abſtrakte 
Geſetzesnorm der Regel nach dazu beſtimmt iſt, diejenigen That⸗ 
beſtände zu ergreifen und diejenigen Verhältniſſe rechtlich aus. 
zuprägen, welche während ihrer Geltung ſich verwirklichen, und 
daß der zum Schirme der Rechtsordnung berufene Staat mit 
ſich ſelbſt in Widerſpruch treten würde, wenn er den Verſuch 
machen wollte, den unter dem Schutze ſtaatlicher Geſetze be⸗ 
gründeten Rechten und Rechtsverhältniſſen ihrem Beſtand in 
willkürlicher Weiſe wieder zu entziehen (Motive Bd. I S. 21). 
Daneben war zu prüfen, ob es bei den an der Hand dieſer 
Gefichtspunkte gefundenen Ergebniſſen bewenden könne oder ob 
und inwieweit die vergleichende Betrachtung des Inhaltes der 
neuen Normen mit dem aus dem bisherigen Rechte erwachſenen 
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Zuſtande Anlaß gebe, aus beſonderen, rechtspolitiſchen Gründen 
durch Vorſchriften pofitiver Natur in den Uebergang aus der 
alten in die neue Rechtsordnung einzugreifen.“ 

Beiden Geſichtspunkten iſt in dem Artikel 184 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche Rechnung ge⸗ 
tragen, welcher im Satz 1 beſtimmt: 

„Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches belaſtet iſt, 
bleiben mit den ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden 
Inhalt und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 192 
bis 195 ein Anderes ergiebt.“ 

Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auf alle beſtehenden Rechte an 
Sachen und an Rechten mit Ausnahme des Eigenthums, für 
welches im Artikel 181 die entgegengeſetzte Regel aufgeſtellt iſt. 
Sie trifft nicht nur die dinglichen Rechte, welche das Eigen⸗ 
thum beſchränken oder belaſten, ſondern alle Rechtspofitionen, 
denen ein dinglicher Charakter nicht abzuſprechen iſt, welche 
aber nicht als Eigenthum aufgefaßt werden können. Die be⸗ 
ſtehenden Rechte find im Allgemeinen in Anſehung ihres Inhalts 
und Ranges den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht unterſtellt, weil ſich vielfach Zweifel ergeben würden, welcher 
Kategorie des Bürgerlichen Geſetzbuches ein beſtehendes Recht 
zuzuweiſen ſei, und weil eine allgemeine Anpaſſung der be⸗ 
ſtehenden Rechte an die Normen des Bürgerlichen Geſetzbuches 
eine nicht gerechtfertigte Rückwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuches 
auf beſtehende Rechtsverhältniſſe mit ſich bringen würde. Für 
einzelne Arten der beſtehenden Rechte, nämlich für die Pfand⸗ 
rechte, iſt jedoch die Anpaſſung ihres Rechtsinhalts an das neue 
Recht in den Artikeln 192 bis 195 beſtimmt, weil ſich die 
Folgen der Anpaſſung, insbeſondere die mit derſelben verbun⸗ 
denen Eingriffe in beſtehende Rechtsverhältniſſe ſicherer überſehen 
laſſen. (Vergl. die Motive zu Artikel 106 des Entwurfs vom 
Einführungsgeſetz S. 265 f.) 

Die Artikel 192 und 195 des Einführungsgeſetzes, welche 
allein hier in Betracht kommen können, beſtimmen nämlich im 
Abſ. 1 Satz 1: Artikel 193. „Ein zu der Zeit, zu welcher 
das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, an einem Grund» 
ſtücke beſtehendes Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine 
Hypothek, für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs aus⸗ 
geſchloſſen iſt.“ 

Artikel 195. „Eine zu der Zeit, zu welcher das Grund» 
buch als angelegt anzuſehen iſt, beſtehende Grundſchuld gilt von 
dieſer Zeit an als Grundſchuld im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuches und eine über die Grundſchuld ertheilte Urkunde 
als Grundſchuldbrief.“ 

Die hier bezüglich der beſtehenden Pfandrechte und Grund- 
ſchulden von der Regel des Artikels 184 beſtimmte Ausnahme 
iſt damit begründet, daß die Regel zu erheblichen Uebelſtänden 
führen würde, ſobald Pfandrechte oder Grundſchulden des bis⸗ 
herigen Rechtes mit Hypotheken oder Grundſchulden des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches zuſammentreffen, und daß die Anpaſſung des 
beſtehenden Pfandrechts an die Hypothek des Bürgerlichen 
Geſetzbuches weniger bedenklich erſcheine, weil der Zweck des 
Pfandrechts und der Grundſchuld, die Ermöglichung der ſicheren 
Beitreibung eines Geldbetrags, nur in geringerem Maße und 
praktiſch wenig fühlbar durch die Anpaſſung beeinträchtigt werde, 
auch eine drückende Erſchwerung der Lage des Eigenthümers 


und der ſonſtigen Realberechtigten nicht zu beſorgen ſei. (Vergl. 
Motive zu Artikel 112, 113 des I. Entwurfs vom Einführungs⸗ 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche S. 273 ff.) 

Vorweg ſei bemerkt, daß das mit der Hypothek verbundene 
Pfandnutzungsrecht, welches hier in Frage ſteht, vor dem 
1. Januar 1900 begründet und daß das Grundbuch über dat 
mit dem Pfandnutzungsrechte belaſtete Grundſtück nach Artikel 3 
der Verordnung vom 13. November 1899 und der Anlage dazu 
(Geſetzſammlung S. 519) als mit dem 1. Januar 1900 an- 
gelegt anzuſehen iſt. Ferner, daß hier ſo wenig ein Pfandrecht 
für eine Forderung mit unbeſtimmtem Betrage wie ein ſolches 
in Frage ſteht, welches dahin beſchränkt iſt, daß der Gläubiger 
nur im Wege der Zwangsverwaltung Befriedigung aus dem 
Grundſtücke ſuchen kann (Artikel 192 Abſ. 1 Satz 2, Abi. Y. 

Hiernach hängt die Entſcheidung des Rechtsftreits davon 
ab, ob das Pfandnutzungsrecht zu den Rechten an Grundſtücken 
gehört, welche nach der Regel des Artikels 184 mit ihrem 
Range und Inhalt fortbeſtehen, oder ob es zu den durch 
Artikel 192 von dieſer Regel ausgenommenen Pfandrechten zu 
zählen iſt, die fortan als Hypothek des Bürgerlichen Geſez⸗ 
buches gelten, und ob es deshalb, wenn es mit einer Hypothel 
des früheren Rechtes verbunden war, in der Hypothek des 
Bürgerlichen Geſetzbuches aufgegangen iſt. 

Da ein Pfandnutzungsrecht in Frage ſteht, welches in 
Geltungsgebiete des Allgemeinen Landrechts und der Grunthud- 
geſetze vom 5. Mai 1872 begründet iſt, jo bedarf es deb Ein- 
gehens auf die rechtliche Natur des Pfandnutzungsrechtz, wie 
ſie fich nach den Vorſchriften jener Geſetze darſtellt. 

Das Allgemeine Landrecht giebt im 8 1 Theil I Titel 20 
folgende Begriffsbeſtimmung: 

„Das dingliche Recht, welches Jemandem auf eine fremde 
Sache zur Sicherheit ſeiner Forderung eingeräumt worden, und 
vermöge deſſen er feine Befriedigung, ſelbſt aus der Subſtanz 
dieſer Sache verlangen kann, wird ein Unterpfandsrecht genannt“ 
Es fährt dann fort: „Das Recht, die Beſtellung einer folden 
Sicherheit zu fordern, kann durch Willenserklärungen und Geſeze 
begründet werden“ (§ 2). Der vorſtehendermaßen entitandent 
Titel zum Pfandrecht giebt für ſich allein noch kein wirklichel 
dingliches Recht auf eine gewiſſe beſtimmte Sache; ſondern es 
muß, um dieſes zu erlangen, wonach die geſetzmäßige Erwerbungzart 
hinzukommen ($ 6). Geſchieht die Einräumung dieſes dinglichen 
Rechts durch Uebergabe der Sache, ſo iſt ein Pfandrecht in 
engeren Sinne vorhanden (§ 7). Geſchieht dieſelbe durch ge 
richtliche Eintragung auf Grundſtücke und ſolche Gerechtigkeiten, 
welche die Geſetze den unbeweglichen Sachen gleichachten, jo hat 
der Gläubiger das Recht einer Hypothek“ (§ 8). 

Es werden alſo zwei Arten von Pfandrechten nach ihrer 
Erwerbungsart unterſchieden: 1. das Befftzpfandrecht, deſſen 
Gegenſtand ſowohl bewegliche als unbewegliche Sachen ſein, 
und 2. die Hypothek, der nur unbewegliche Sachen unterliegen 
können. 

Für das Beſitzpfandrecht gelten folgende Vorſchriften; 
„Soll eine unbewegliche Sache zum Pfande gegeben werden, 
ſo iſt die bloße Naturalübergabe zur Einräumung des witk 
lichen Pfandrechts noch nicht hinreichend. Vielmehr muß aug 
noch — — — — der Vermerk des beſtellten Pfandrecht in 
Hypothekenbuche hinzukommen (88 99, 100). Durch ein gehörig 
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beſtelltes Pfandrecht erlangt der Gläubiger die Befugniß, das 
Pfand fo lange in Beſitz und Gewahrſam zu behalten, bis der 
Hauptverbindlichkeit, zu deren Verſicherung es gegeben worden, 
ein Genüge geſchehen iſt (8 116). Iſt eine fruchttragende 
Sache zum Pfande gegeben: ſo hat, im Mangel beſonderer 
Verabredungen, der Pfandinhaber das Recht und die Pflicht, 
dieſelbe zu verwalten, und die Früchte und Nutzungen davon 
einzuziehen (§ 139). Uebrigens find die Pflichten des Pfand- 
inhabers einer fruchttragenden Sache nach den von Verwaltung 
fremder Güter überhaupt vorgeſchriebenen Grundſätzen zu be⸗ 
urtheilen (Titel 14 Abſchnitt 2) (§S 150). Wenn der Schuldner 
das Pfand zur Verfallzeit nicht einlöſt, fo tft der Gläubiger 
die gerichtliche Veräußerung deſſelben nachzuſuchen befugt“ (8 197). 

Hieraus ergiebt ſich einmal, daß das Pfandnutzungsrecht 
auch an Grundſtücken beſtellt werden kann (vergl. auch § 145), 
darin, daß es kraft Geſetzes entſteht, wenn das Pfandrecht durch 
Uebergabe einer fruchttragenden Sache und durch Eintragung 
eingeräumt wird. 

Die Grundſätze des Allgemeinen Landrechts vom Pfand- 
nutzungsrechte haben durch Grundbuchgeſetze von 1872 keine 
Aenderung erfahren. Letztere erwähnen das mit der Hypothek 
oder Grundſchuld verbundene Recht des Gläubigers auf Befitz 
und Genuß des Grundſtücke nur, um ihm die Stelle an⸗ 
zuweiſen, an welcher es im Grundbuche zu vermerken iſt (Grund⸗ 
buchordnung § 12 Abſ. 2). Hierin liegt zugleich eine An- 
erkennung des Fortbeſtandes dieſes Rechts. 

Das Nutzungspfandrecht kann ſowohl als ein ſelbſtändiges 
dingliches Recht mit dem angegebenen Inhalte beſtellt, als auch 
mit dem für dieſelbe Forderung beſtellten Hypothekenrechte ver⸗ 
bunden werden. Letzteres iſt die Regel, es kommt aber das 
Nutzungspfandrecht auch als ſelbſtändiges Recht vor (vergl. 
Johow, Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts Bd. 11 
S. 161). Wird dem Gläubiger außer der Hypothek das 
Nutzungspfandrecht eingeräumt, ſo ſtehen ihm zur Sicherheit 
ſeiner Forderung zwei ſelbſtändige Pfandrechte zu, von denen 
ein jedes feine beſonderen Wirkungen hat, die aber, ſoweit fie 
die gleichen Wirkungen haben (z. B. die Veräußerung des 
Pfandgrundſtücks), ſelbſtverſtändlich nur einmal ausgeübt werden 
können. In ſolchem Falle kann das Nutzungspfandrecht als 
Nebenrecht der Hypothek nur in dem Sinne bezeichnet werden, 
daß es neben der Hypothek beſteht, keineswegs aber darf ihm 
die Bedeutung beigelegt werden, daß es von der Hypothek ab- 
hängig ſei und eine bloße Erweiterung der in dem Hypotheken- 
rechte bereits enthaltenen Beſugniſſe darſtelle. 

Vergleicht man mit den Wirkungen des Nutzungspfand⸗ 
rechts die des Hypothekenrechts, ſo ergeben ſich ohne Wei⸗ 
teres die Unterſchiede zwiſchen beiden. Das Allgemeine Land- 
recht beſtimmt: „Durch die gehörig erfolgte Eintragung erlangt 
der Gläubiger das Recht, ſich wegen ſeiner Forderung zur Ver⸗ 
fallzeit an die verpfändete Sache zu halten. Die Rechte und 
Pflichten eines Pfandgläubigers alſo, welche aus dem Beſitze 
entſpringen, kommen dem Hypothekengläubiger nicht zu. Der 
Gläubiger kann ſein Recht auf die Hypothek durch Sequeſtra⸗ 
tion, Immiſſion und Subhaſtation geltend machen“ (58 436, 
437, 490 Theil 1 Titel 20). Dieſelben Sätze ſind in den 
88 87 und 43 des Eigenthumserwerbsgeſetzes von 1872 wieder 
holt, nur die Immiſſion iſt weggelaſſen. 
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Für die Anwendung der Uebergangsbeſtimmungen des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche auf das anti⸗ 
chretiſche Pfandrecht kommt aus Vorſtehendem zunächſt in Be⸗ 
tracht, daß das antichretiſche Pfandrecht nicht ein obligatoriſches 
Recht iſt, welches durch Beſitz und Eintragung nach den Grund⸗ 
ſätzen des Allgemeinen Landrechts (Theil I Titel 21 § 1 ff.) zu 
einem dinglichen erhoben wird, ſondern daß es zu den Rechten 
gehört, die ihrem Gegenſtande nach dinglich find (Theil I 
Titel 2 8 126); denn fo lange zu dem Titel zum Pfandrechte 
nicht die Erwerbungsart hinzugekommen tft, beſteht ein Pfand- 
recht überhaupt nicht. Deshalb fällt es nicht unter die Vor⸗ 
ſchrift des Artikels 179 des Einführungsgeſetzes: „Hat ein An⸗ 
ſpruch aus einem Schuldverhältniſſe nach den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen durch Eintragung in ein öffentliches Buch Wirkſamkeit 
gegen Dritte erlangt, ſo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerliches Geſetzbuches.“ Wird doch 
hier ein Schuldverhältniß vorausgeſetzt, welches auch ohne Ein⸗ 
tragung unter den Vertragſchließenden ſeinen vollen geſetzlichen 
Inhalt hat und demgemäß ſeine Wirkungen äußert, wie die 
Miethe und die Pacht, aus welchem durch die Eintragung nicht 
ein Recht anderer Art geſchaffen wird, ſondern zu welchem nur 
die beſondere Wirkſamkeit gegen Dritte in Folge ſeiner Eintragung 
hinzutritt. (Vergl. die Motive zu Artikel 104 des Entwurfs des 
Einführungsgeſetzes S. 261.) Ferner kann nicht bezweifelt 
werden, daß das antichretiiche Pfandrecht ein wirkliches Pfand ⸗ 
recht im Sinne des Allgemeinen Landrechts iſt. Daraus folgt 
aber nicht, daß es den Pfandrechten zuzuzählen iſt, die ſeit dem 
1. Januar 1900 in den Bezirken, in welchen zu dieſer Zeit 
das Grundbuch angelegt war, als Hypotheken des Bürgerlichen 
Geſetzbuches gelten. Dies zu bejahen, wird kaum geneigt ſein, 
wer die ſich daraus mit Nothwendigkeit ergebende Konſequenz 
vergegenwärtigt, daß das Pfandnutzungsrecht, welches nicht mit 
einer Hypothek oder Grundſchuld verbunden iſt, nunmehr als 
Hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuches gelten ſoll, daß alſo 
das Pfandnutzungsrecht ſeiner Beſonderheiten entkleidet werden 
und in ein Pfandrecht anderer Art übergehen ſoll. Daß ſo 
radikal nicht hat verfahren werden ſollen, ergeben klar die mit⸗ 
getheilten Bemerkungen aus den Motiven. Es kommt aber, 
worauf das Berufungsgericht hingewieſen hat, weſentlich die 
Entſtehungsgeſchichte des Artikels 192 in Betracht, wenn ſich 
auch aus den Materialien nichts darüber ergiebt, daß die beiden 
Kommiſflonen bei Abfaſſung des Artikels 192 überhaupt an 
das Pfandnutzungsrecht gedacht haben (vergl. Motive der Ar- 
tikel 112, 113 I. Entwurf S. 273 ff., Protokoll der 2. Kom- 
miſſion Bd. VI S. 524 Nr. IX.). Im I. Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuches war in der Ueberſchrift des Erſten 
Titels des Neunten Abſchnitts die Hypothek als „Pfandrecht 
am Grundſtück“ bezeichnet und ihrem Inhalte nach dahin auf- 
gefaßt und im $ 1062 definirt, daß der Pfandgläubiger das 
Recht habe, wegen einer beſtimmten Geldforderung Befriedigung 
aus dem belafteten Grundſtücke zu verlangen. Die Hypothek 
des bisherigen Rechts weicht hiervon nicht weſentlich ab. Wenn 
daher im Artikel 112 Abſ. 1 des I. Entwurfs eines Ein⸗ 
führungsgeſetzes die Beſtimmung vorgeſchlagen wurde: „Ein zur 
Zeit, in welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, an 
einem Grundſtücke beſtehendes Pfandrecht wird für die ſpätere 
Zeit als Hypothek . . beurtheilt“, fo liegt die Annahme ſehr 
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nahe, daß hier unter „an einem Grundſtück beſtehendes Pfand⸗ 
recht“ gleichfalls die beſtebende Hypothek verſtanden iſt. Daß 
aber in der That mit Pfandrecht lediglich die Hypothek be- 
zeichnet werden ſoll, darüber kann nach den Motiven zu Artikel 
112, 113 S. 273 ff. kein Zweifel aufkommen. Sie beginnen 
mit dem Satze: „Die Artikel 112, 113 beſtimmen in An⸗ 
ſehung der Hypotheken und Grundſchulden Ausnahme 
von der Regel des Artikels 106 Abſ. 2“ (jeht Artikel 184), 
ſie enthalten ferner folgenden Satz: „Die Regel iſt im 
Artikel 112 Abſ. 1 dahin gefaßt, daß die beſtehenden 
Hypotheken künftig als Normalhypotheken des Bürgerlichen 
Geſetzbuches beurtheilt werden“, und überall wird zur Bezeichnung 
des beſtehenden Rechtes nur das Wort Hypothek, nicht das Wort 
Pfandrecht gebraucht. Wenn nun in dem Artikel 192 des Ein- 
führungsgeſetzes die Bezeichnung „an einem Grundſtück be⸗ 
ſtehendes Pfandrecht“ beibehalten iſt, ohne daß irgend ein An⸗ 
zeichen dafür vorliegt, daß damit ein anderer Begriff verbunden 
werden ſollte, fo iſt die Folgerung nicht abzuweiſen, daß auch 
im Artikel 192 unter beſtehendem Pfandrecht ein nach Art der 
Hypothek beſtehendes Pfandrecht verſtanden werden ſoll. Hierfür 
ſpricht auch, daß im Artikel 195 die beſtehende Grundſchuld in 
die Grundſchuld des Bürgerlichen Geſetzbuches übergeleitet wird 
und daß bisher unter Grundſchuld nicht ohne einen dies kenn ⸗ 
zeichnenden Zuſatz die mit einem Nutzungspfandrechte verbundene 
Grundſchuld verſtanden iſt. Sollte noch ein Bedenken gegen 
die Auslegung des Wortes „Pfandrecht“ übrig bleiben, ſo dient 
zu ſeiner Beſchwichtigung der die Uebergangsvorſchriften be⸗ 
herrſchende Grundſatz von der nicht rückwirkenden Kraft der 
neuen Geſetze, wonach den unter dem Schutze der bisherigen 
Geſetze begründeten Rechten und Rechtsverhältniſſen nicht ihr 
Beſtand in willkürlicher Weile entzogen werden, ſondern nur in 
den geeigneten Fällen das bisherige Rechtsinſtitut demjenigen 
des neuen Rechtes angepaßt werden ſoll. 

Daß unter beſtehendem Pfandrecht im Sinne des Artikels 192 
des Einführungsgeſetzes nicht das antichretiſche Pfandrecht ver⸗ 
ſtanden werden kann, ergiebt ſich daraus, daß die Gegenmeinung 
in den Fällen, wo das antichretiſche Pfandrecht mit einer Hypothek 
oder einer Grundſchuld verbunden iſt, geradezu eine Geſetz⸗ 
widrigkelt zur Folge haben würde. Daß ein beſtehendes Pfand⸗ 
recht, welches ſich nicht zur Anpafiung an die Hypothek des 
Bürgerlichen Geſetzbuches eignet, wegfallen ſoll, beſtimmt weder 
der Artikel 192, noch läßt fih dafür ein Anhalt in den 
Materialien finden. Der Artikel 192 beſtimmt ausdrücklich, 
daß das Pfandrecht als Hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuches 
fortgelten, daß es in einer neuen Hypothek Erſatz finden ſoll. 
Die ſich hieraus ergebende Konſequenz, daß neben die bereits 
beſtehende Hypothek, welche doch gewiß als neue Hypothek be⸗ 
ſtehen bleibt, noch eine Hypothek als Erſatz des antichretiſchen 
Pfandrechts treten ſoll, ift nicht anwendbar, da beide Hypo⸗ 
theken den gleichen Inhalt und die gleichen Wirkungen haben 
würden, in Wirklichkeit alſo nur eine Hypothek beſtehen bliebe. 
Mit der Phraſe, das antichretiſche Pfandrecht geht in der 
Hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuches auf, iſt nicht geholfen, 
denn damit iſt nur ein anderer Ausdruck für den Wegfall des 
Pfandrechts gewonnen. Es bleibt alſo nur die Wahl, das 
antichretiſche Pfandrecht, wie es bisher beſtand, gemäß Artikel 184 
des Einführungsgeſetzes neben der Hypothek fortbeſtehen zu 


laſſen oder es als aufgehoben anzuſehen. Dem letzteren Auswege 
widerſpricht das Geſetz, daher muß dem erfteren der Vorzug 
gegeben werden. Und nun gar, wenn die Antichrefis mit einer 
Grundſchuld verbunden iſt. Soll da erwa die Antichrefis als 
eine Hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuches neben die Grund- 
ſchuld treten? Bei der Grundſchuld und daher auch bei der 
mit der Grundſchuld verbundenen Antichreſis fehlt aber als noth⸗ 
wendige Unterlage der Hypothek die Forderung. Allen dieſen 
Zweifeln ift nur dadurch auszuweichen, daß das antichretiſche 
Pfandrecht nicht dem Artikel 192, ſondern dem Artikel 184 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unter 
ſtellt wird. 

In der Litteratur gehen die Anſichten auseinander. Dern⸗ 
burg (Sachenrecht 5 233 Anm. 3 S. 638) fieht die ältere ein ⸗ 
getragene Antichreſe als fortgeltend an. Ihm folgt Oberneck 
(Reichsgrundbuchrecht 5 113 Nr. 5). Nach Neumann (Hand- 
ausgabe des Bürgerlichen Geſetzbuches Bd. 3 S. 1475 
Anm. III 1) bleiben die alten Antichreſen mit ihrem alten 
Rechtsinhalte von Beſtand, da ſie nicht unter den Artikel 192, 
ſondern entweder unter den Artikel 184 oder unter den Artikel 179 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche fallen. 
Förfter (Handbuch des formellen Grundbuchrechts S. 174) läßt 
die Antichreſe nach Artikel 184, Wilde (Deutſche Juriſten⸗ 
Zeitung 1900 S. 206) läßt fie gemäß Artikel 179 des Ein 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehen. Habicht 
(die Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuches auf zunet 
entſtandene Rechtsverhältniſſe, 2. Auflage S. 469) rechnet dr 
gegen zu den Pfandrechten im Sinne der Artikel 192—194 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche auch ba 
Befitzpfand (antichretiſche Pfandrecht) und polemiftrt (a. d. D. 
S. 731 Nr. 11) gegen die Anwendung des Artikels 179 dei 
Einführungsgeſetzes, auf welchen in einem Beſchluſſe des Kammer 
gerichts vom 4. Mai 1900 (Deutſche Juriſten⸗Zeitung 190 
S. 233 Nr. 10) der Fortbeſtand des antichretiſchen Pfandrechtt 
gegründet war. Niedner (Einführungsgeſetz S. 303 Ni. 
Abſ. 2 a. E.) läßt die Antichreſe als Buchhypothek fortbeftehen. 
Freudenthal (Deutiche Juriſten⸗Zeitung 1900 S. 162 f.) spricht 
dem antichretiſchen Pfandzläubiger für die Zeit nach Anlegung 
des Grundbuchs die Befugniß zur Pfandnutzung ab und beläft 
ihm nur das Recht auf Befriedigung und dem Grundſtück in 
Zwangsvollſtreckungsverfahren, alſo auf einen entſprechenden 


Theil der Kaufgeldermaſſe. A. a. O. S. 270 wendet fi 
derſelbe gegen Wilde. 


Zu $ 60 des B. G. B. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. 1. S. betr. dit 
Eintragung des Vereins Kreditreform zu Schneeberg 
Neuſtädtel vom 1. November 1900, B Nr. 175/900 I. 


II. J. O. L. G. Dresden. 
Eine weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Borftand des Vereins Kreditreform zu Schneeberg 
Neuftädtel hat durch Eingabe vom 29. Dezember 1899 den 
ſelben zur Eintragung in das Vereinsregiſter beim Amtsgericht 
Schneeberg angemeldet. Die Aumeldung iſt durch Beſchluß de 
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Amtsgerichts vom 9. Januar 1900, zugeftellt am 12. deſſelben 


Monats, zurückgewieſen, weil der Zweck des Vereins in der 
Hauptſache auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet 
ſei ($ 21 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Die von dem Verein 
erhobene Beſchwerde hat das Landgericht zu Zwickau durch Be⸗ 
ſchluß vom 26. April 1900 als unzuläffig verworfen, unter der 
Begründung, daß nach § 60 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nur die ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften der 
Civilprozeßordnung zuläſſig, die zur Entſcheidung ſtehende Be⸗ 
ſchwerde aber erſt am 14. April 1900, mithin gemäß § 577 
der Civilprozeßordnung verſpätet eingelegt ſei. Vom Verein 
Kreditreform iſt die weitere Beſchwerde beim Oberlandesgericht 
zu Dresden erhoben. Dieſes hat die Beſchwerde gemäß § 28 
Abſ. 2 des Reichs⸗Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
dem Reichsgericht vorgelegt, weil es, im Gegenſatz zu einer in 
den Jahrbüchern von Johow und Ring N. F. I. S. 8 ver⸗ 
oͤffentlichten Entſcheidung des Königlich Preußiſchen Kammer⸗ 
gerichts zu Berlin, durch welche in einer Anmeldungsſache des 
Vereins Kreditreform zu Siegen die erhobene weitere ſofortige 
Beſchwerde mangels des Erforderniſſes aus § 568 Abſ. 2 der 
Civilprozeßordnung als unzuläſſig verworfen worden, annimmt, 
daß in Fällen, in denen die Anmeldung eines Vereins zur Ein⸗ 
tragung wegen des wirthſchaftlichen Zweckes deſſelben zurückge⸗ 
wieſen werde, nicht die ſofortige, der Civilprozeßordnung folgende 
Beſchwerde aus 8 60 Abf. 2. des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
ſondern die einfache unbefriſtete Beſchwerde aus § 19 des 
Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit platzgreife. 

Das Oberlandesgericht zu Dresden begründet feine Anficht 
weſentlich dahin, daß nach dem Wortlaute des 5 60 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs die ſofortige Beſchwerde lediglich für den Fall, 
daß die Zurückweiſung einer Anmeldung wegen Nichterfüllung 
der Erforderniſſe aus 88 56 bis 59 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs erfolgt ſei, gegeben werde, und einer analogen Aus- 
dehnung des § 60 auf den Fall, daß die Zurückweiſung mit 
Rückficht auf den wirthſchaftlichen Zweck des Vereins geſchehe, 
die Erwägung enigegenftehe, daß für den Geſetzgeber, falls er 
den letzteren Fall habe mittreffen wollen, ein verändertes Citat der 
Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuches nahe gelegen hätte und 
jedenfalls andere Gefichte punkte für die Geſtaltung des Rechts⸗ 
mittels, als beim Fehlen der Formalerforderniſſe aus den 
85 56 bis 59 des Bügerlichen Geſetzbuchs, ſich geboten haben 
würden. 

Das Kammergericht hat für feine entgegengeſetzte Auf- 
faſſung darauf hingewieſen, daß, wenn auch in den nach $$ 56 
bis 59 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Erforderniſſen 
für die Eintragung von Vereinen bezüglich des Zweckes ein⸗ 
tragungsfähiger Vereine nichts beſtimmt ſei, doch gemäß $$ 55 
in Verbindung mit § 21 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ein⸗ 
tragung überhaupt nur beim Vorliegen eines nichtwirthſchaft⸗ 
lichen Zweckes erfolgen dürfe, daß bei dieſer Rechtslage die Zu⸗ 
rückweiſung einer Anmeldung zur Eintragung auch dann ge- 
boten ſei, wenn die Satzung einen wirthſchaftlichen Vereinszweck 
ergebe, indem ein Unterſchied zwiſchen dieſem und dem Falle, 
daß die Satzung überhaupt keinen Vereinszweck angebe, ſich 
nicht machen laſſe, und daß folgeweiſe auch der $ 60 Abf. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei einer Zurückweiſung aus dem 
erſteren Grunde Anwendung finden müfle. 


Der Anſicht des Kammergerichts iſt der Vorzug zu geben. 

In Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird 
gegen Verfügungen der Amtsgerichte nach den 85 19 ff. des be- 
züglichen Reichsgeſetzes vom 20. Mai 1898 in der Regel die 
einfache unbefriſtete Beſchwerde eröffnet, während in den Fällen, 
in denen die ſofortige Beſchwerde ſtattfindet, ſolche an eine 
zweiwöchige Friſt gebunden iſt. Die dem Entwurfe zu dieſem 
Reichsgeſetze beigegebene Denkſchrift (vergl. Mugdan, Materialien 
zu den Reichs⸗Juſtizgeſetzen, Bd. 7) rechtfertigt ſolche Aus- 
nahmefälle damit, daß ſie für beſtimmte Angelegenheiten inſofern 
geboten ſeien, als das Intereſſe der Betheiligten dabei verlange, 
daß das Rechtsverhältniß möglichſt bald eine feſte Grundlage 
erhalte (S. 38). Derartige Ausnahmen find in dem gedachten 
Geſetze ſelbſt mehrfach feſtgeſetzt. Bei dem Abſchnitt über Ver⸗ 
einsſachen (Abſchnitt 8) iſt in der Denkſchrift bemerkt, für 
einzelne Fälle habe bereits das Bürgerliche Geſetzbuch in den 
88 60, 73 das Beſchwerdeverfahren durch Verweiſung auf die 
Vorſchriften der Civilprozeßordnung geregelt, und dieſe beſonderen 
Beſtimmungen würden ſelbſtverſtändlich durch die allgemeinen 
Vorſchriften des Reichs⸗Geſetzes über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit nicht berührt (S. 78). 

Demzufolge hängt die Entſcheidung der zwiſchen dem 
Oberlandesgericht zu Dresden und dem Kammergericht ſtreitigen 
Rechtsfragen weſentlich davon ab, welche Tragweite dem § 60 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beizumeſſen iſt. 

Der 8 60 beftimmt: 

Die Anmeldung tft, wenn den Erforderniſſen der 
88 56 bis 59 nicht genügt iſt, von dem Amtsgericht 
unter Angabe der Gründe zurückzuweiſen. 

Gegen einen zurückweiſenden Beſchluß findet die 
ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften der Civil⸗ 
prozeßordnung ſtatt. 

Es kann zugegeben werden, daß dieſe Beſtimmung ihrem 
Wortlaute nach der Auslegung des Kammergerichts nicht zur 
Seite ſteht. Allein der bloße Wortlaut kann vorliegend nicht 
entſcheiden, da andere Momente entgegenſtehen. Faßt man 
nämlich die in den SS 21, 55 bis 73 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches enthaltenen Vorſchriften über die Eintragung von Ver⸗ 
einen in das Vereinsregiſter zuſammen, ſo nöthigt die Natur 
der Sache zu der Annahme, daß gemäß § 60 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Prüfungspflicht des Regiſterrichters gegenüber 
der Anmeldung eines Vereins zur Eintragung ſich nicht auf die 
Frage, ob den Formalerforderniſſen der 85 56 bis 59 genügt 
iſt, beſchränken darf, vielmehr ſich auch darauf erſtrecken muß, 
ob nach Ausweis der überreichten Satzung (§ 57) das materielle 
Erforderniß der Eintragungsfähigkeit von Vereinen überhaupt, 
d. h. daß im Sinne des 5 21 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
der Vereinszweck nicht auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
gerichtet ſei, vorliegt. Man kann dieſe Auffaffung als eine 
ſtillſchweigende Konſequenz der Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichnen. Dieſelbe wird auch ſeitens einer Reihe 
von Schrifſtellern getheilt, ſo von Planck und Rehbein in ihren 
Kommentaren zum Bürgerlichen Geſetzbuch (Noten zu 8 60), 
von Endemann im Lehrbuche des Bürgerlichen Rechts (3. Auflage, 
Bd. I S. 207), von Eck in den Vorträgen zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch (2. Auflage, S. 71) und von H. Neumann in der 
Handausgabe des Bürgerlichen Geſetzbuchs (Note zu 5 60). — 
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Geht man hiervon aus, fo läßt ſich aber zu der weiteren 
Konſequenz gelangen, daß in Fällen, wo die Zurückweiſung der 
Anmeldung eines Vereins zur Eintragung deshalb erfolgt, weil 
der aus der Satzung erhellende Vereinszweck nicht dem § 21 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſpricht, die ſofortige Beſchwerde 
aus Abſ. 2 des 5 60 ebenfalls platzzugreifen hat. Dieſe Anſicht 
vertreten auch Endemann und Eck an den oben citirten Orten. 
Zieht man jene Konſequenz nicht, fo ergiebt ſich eine Zwie⸗ 
ſpältigkeit des Rechtsmittels für den Fall, daß die Erfüllung 
eines Formalerforderniſſes aus SS 56 bis 59, und für den Fall, 
daß ein Vereinszweck im Sinne des § 21 vermißt wird. Das 
Oberlandesgericht zu Dresden ſucht allerdings dieſe Folge damit 
zu rechtfertigen, daß für den letzteren Fall dem Geſetzgeber ſich 
andere Geſichtspunkte geboten haben würden, als für den erſteren 
Fall; doch hat es dieſe Geſichtspunkte nicht näher dargelegt. 
Andererſeits kann man annehmen, daß für beide Fälle das 
Intereſſe des Vereins gleichmäßig auf baldige abſchließende Er- 
ledigung der Angelegenheit geht. 

Auf Grundlage der ſonach gewonnenen Auslegung des § 60 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs führt die gemäß § 28 Abſ. 3 des 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit dem Reichsgericht 
obliegenden Prüfung der vorliegenden weiteren Beſchwerde des 
Vereins Kreditreform zu Schneeberg ⸗Neuſtädtel zu dem Ergeb⸗ 
niſſe, daß das Landgericht in Zwickau die Beſchwerde dieſes 
Vereins gegen die amtsgerichtliche Zurückweiſung der Anmeldung 


mit Recht als unzuläſſig verworfen hat, und ſomit die weitere 
Beſchwerde unbegründet iſt. 


Zu § 226 B. G. B. Konkurrenzverbot. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Richter 
c. Peterſen vom 24. Oktober 1900, Nr. 223/1900 I. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Revifion macht geltend, daß ein vertragsmäßiges Kon⸗ 
kurrenzverbot rechtsgrundſätzlich nur Wirkung haben konne, wenn 
und fo lange auf Seiten des Berechtigten ein Konkurrenzgeſchäft 
vorhanden ſei, zu deſſen Schutze das Verbot dienen ſolle. Es 
genüge nicht die bloße Möglichkeit, daß ein ſolches Geſchaͤft 
ſpäter einmal begründet werden könne; denn erſt dann, wenn 
die Möglichkeit ſich verwirklicht habe, ſei ein Intereſſe an der 
Einhaltung des Konkurrenzverbotes vorhanden und erſt dann 
ſtelle ſich ein Handeln des Verpflichteten gegen das Verbot als 
etwas Unerlaubtes dar. Gegen dieſen Rechtsgrundſatz, der un- 
abhängig von dem Verbote der Chikane nach § 226 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs durchgreife, verſtoße das angefochtene Urtheil, 
wenn es den Verbote anſpruch des Klägers anerkenne, obgleich 
es ſelbſt feſtſtelle, daß der Kläger zur Zeit beim Mangel eines 
eigenen Schlachtergeſchäfts kein Intereſſe habe und nur in Zu⸗ 
kunft moͤglicherweiſe ein Intereſſe daran gewinnen könne, daß 
der Beklagte ſein Konkurrenzgeſchäft einſtelle. Dieſer Angriff 
iſt nicht begründet. 

Allerdings wird die vertragliche Verpflichtung, ſich in be⸗ 
ſtimmtem Umfange der Erwerbs thätigkeit zu enthalten, nicht um 
ihrer ſelbſt willen auferlegt und übernommen, ſondern mit Rück⸗ 
ſicht darauf und zu dem Zwecke, daß der Ausſchluß des Ver ⸗ 


pflichteten von der Konkurrenz dem Berechtigten in feinem Er⸗ 
werbsleben irgend einen Vortheil bringe, und dieſe dem Kon 
kurrenzverbote ſeiner Natur nach innewohnende Zwecksbeſtimmung 
beherrſcht, wie die Begründung, ſo auch den Fortbeſtand der 
Verpflichtung. Daraus folgt aber nicht, daß die Wirkſamkeit 
der Konkurrenzklauſel an den beſonderen Nachweis des erſtrebten 
Vortheils gebunden ſei. Die Erreichbarkeit des Zweckes iſt nur 
negative Vorausſetzung. Erſt wenn feſtſteht, daß der vertraglich 
gewollte Schuß fein Ziel endgültig verloren hat, weil eine Er⸗ 
werbsthätigkeit des Berechtigten, welche geſchützt werden ſoll, 
dauernd ausgeſchloſſen iſt, muß auch die Geltung des gegen 
ſtandslos gewordenen Konkurrenzverbots aufhören. Dies würde 
im gegenwärtigen Streitfalle zutreffen, wenn auf Seiten dei 
Klägers nach den obwaltenden Verhältniſſen, etwa weil er auf 
gewandert wäre oder fein Schlachtgeſchäft dauernd nach aud 
wärts verlegt hätte, mit Sicherheit angenommen werden könnte, 
daß er das Fleiſchergewerbe nie wieder an einem von dem Kor- 
kurrenzverbote beeinflußten Platze betreiben werde. Dieſer Sach⸗ 
verhalt liegt aber nicht vor. Der Umſtand, daß der Kläger 
zur Zeit überhaupt kein Schlachtergeſchäft befigt, ſchließt die 
Möglichkeit nicht aus, daß er ſpäter eines errichten werde und 
zwar auch gerade innerhalb der im Vertrage beſtimmten Aus 
ſchlußzone. Dieſer Umſtand kann auch nicht, wie die Revifion 
will, in dem Sinne von Bedeutung ſein, daß dem Kläger 
wenigſtens fo lange kein Verbotsanſpruch zuſtehe, als er nicht 
ein Schlachtergeſchäft wieder begonnen habe. Dies trifft ſchon 
aus dem Grunde nicht zu, weil die Beſeitigung der Konturen 
dem Kläger nicht erſt nach begonnenem Geſchäfte von Barthel 
fein, ſondern auch ſchon vorher feinen Entſchluß und die Aut 
ſichten des neu zu gründenden Geſchäftes in mannigfaltigiter 
Weiſe beeinfluſſen kann. Um fo weniger darf dem Kläger zu 
gemuthet werden, zunächſt mit der Einrichtung dieſes Geſchäfts 
vorzugehen, um ſodann erſt, vielleicht wiederum im Wege einc 
langdauernden Rechtsſtreits, den Beklagten zur Aufgabe de 
Konkurrenz zu zwingen. 

Hiernach find die Vorinſtanzen zutreffend davon ausgegangen, 
daß das Verbots recht des Klägers aus der Konkurrenzklauſel an 
ſich beſteht. Dem gegen die Ausübung dieſes Rechts erhobenen 
Einwand der Chikane hat der Berufungsrichter den Erfolg ver 
ſagt. Auch dieſe Entſcheidung iſt zu billigen. Nicht zu be 
anſtanden iſt die Annahme, daß für die Beurtheilung des Ein⸗ 
wandes der § 226 des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend ſe. 
Wenn dabei das Berufungsgericht ausführt, daß dem Klüger, 
da er zur Zeit kein Schlachtereigeſchäft betreibe, zwar in de 
Gegenwart aus der Einſtellung des Betriebes des Beklagten 
kein Vortheil erwachſe, es aber ſehr wohl möglich ſel, daß ihn 
ohne den Wettbewerb des Beklagten die Eröffnung eines neuen 
Geſchäfts oder der Eintritt als Gehülfe in ein beſtehendes Ge 
ſchäft erleichtert werde, ſo wird damit ein bereits vorhandenes 
mögliches Intereſſe des Klägers nicht, wie die Reviſton zu meinen 
ſcheint, verneint, ſondern bejaht. Für dieſe Möglichkeit it es 
auch mit Recht als unerheblich erklärt worden, ob der Kläger 
thatſächlich ſolche Verſuche machen werde, und unbedenklich if 
der daraus gezogene Schluß, daß der Thatbeſtand des $ 225 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht vorliege. 
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Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeſſe. 
§ 1387 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. vom 12. No⸗ 
vember 1900, B Nr. 204/1900 IV. 


II. J. Kammergericht. 
Ein Beſchluß des Kammergerichts iſt aufgehoben. 


Gründe. 

Durch Urtheil erſter Inſtanz vom 6. Juli 1900 iſt, unter 
Abweiſung der Widerklage des Ehemannes, die Eheſcheidung 
auf die Klage der Ehefrau ausgeſprochen und der Beklagte für 
ſchuldig erklärt. Gegen dieſe Entſcheidung iſt die Berufung 
vom Beklagten eingelegt worden. Darauf hat die Klägerin 
durch ihren Prozeß bevollmächtigten zweiter Inſtanz — unter 
Ueberreichung von Beſcheinigungen, aus denen hervorgehen ſoll, 
daß fie Vorbehaltsgut nicht beſitze, aber ihrem Ehemanne über 
7000 Mark in die Ehe eingebracht habe — den Antrag geftellt: 

Im Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen, daß 
der Bekl. gehalten iſt, an Klägerin zu Händen ihres 
Prozeßvertreters Rechtsanwalts W. zur Deckung der 
bisherigen und noch entſtehenden Koſten den Betrag von 
400 Mark zu zahlen. 

Vom Berufungsgericht iſt dieſer Antrag durch Beſchluß vom 
13. Oktober 1900 zurückgewieſen worden. Die von der Klägerin 
und Berufungsbeklagten nunmehr gegen dieſe Entſcheidung form⸗ 
gerecht eingelegte Beſchwerde muß für begründet erachtet werden. 

Der § 1387 Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welcher 
ſich unter den von der Verwaltung und Nutznießung des Ehe⸗ 
mannes handelnden Beſtimmungen befindet, ſtellt für das im 
Streitfalle in Betracht kommende geſetzliche Güterrecht als 
Regel den Satz auf, daß der Mann der Frau gegenüber ver⸗ 
pflichtet iſt, die Koſten eines von derſelben geführten Rechts⸗ 
ftreit zu tragen. Für die Annahme, daß unter den Koften 
des Rechtsſtreits hier nur die der Ehefrau erwachſenen gericht⸗ 
lichen ſowie die von ihr dem Gegner zu erſtattenden außer⸗ 
gerichtlichen Koſten zu verſtehen ſeien, fehlt es an einem ge⸗ 
nügenden Anhalt. Ebenſo wenig läßt ſich aus § 1394 a. a. O. 
entnehmen, daß der Ehemann zur Hergabe der betreffenden 
Beträge, trotz der Nothwendigkeit ihrer ſofortigen Aufwendung 
nicht alsbald, ſondern erſt nach Beendigung ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung angehalten werden könne. Es muß alſo davon 
ausgegangen werden, daß die Ehefrau der Regel nach bean⸗ 
ſpruchen kann, daß ihr vom Ehemanne — welchem anderer⸗ 
ſeits bezüglich ihres Vermögens grundſätzlich das Verwaltungs- 
und Nießbrauchsrecht zuſteht — diejenigen Geldmittel gewährt 
werden, welche zum ſachdienlichen Betriebe ihrer Prozeſſe, ſei es zur 
Verfolgung oder zur Vertheidigung ihres Rechts, nothwendig find. 

Dieſe Regel erleidet jedoch eine Ausnahme durch den 
im § 1387 Ziffer 1 enthaltenen Nachſatz: 

„lofern nicht die Koſten dem Vorbehalts gute zur Laſt fallen.“ 

Wäre dieſe Beſtimmung dahin zu verſtehen, daß der un⸗ 
mittelbar vorher ausgeſprochene und als Regel an die Spitze 
geftellte Grundſatz immer ſchon dann in Wegfall kommen 
ſolle, wenn (nach Maßgabe der die Schuldenhaftung des Frauen⸗ 
vermögens betreffenden Beſtimmungen) die in Frage kommenden 


Koſten dem Vorbehaltsgute unter gewiſſen Umſtänden 
oder doch der Regel nach zur Laſt fallen, ſo würde ſich 
daraus, im Hinblick auf die Vorſchrift des § 1416 Abſatz 1 a. a. O., 
wonach im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander die 
Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen dem Vor⸗ 
behaltsgute zur Laſt fallen, ſoweit nicht der Mann 
ſie zu tragen hat, 
allerdings die Folgerung herleiten laſſen, daß bei einem zwiſchen 
den Ehegatten ſelbſt entſtehenden Rechtsſtreite der Mann, ſo⸗ 
lange der Prozeß noch ſchwebt, nicht angehalten werden könne, 
die für die Vertretung der Frau aufzuwendenden Beträge her⸗ 
zugeben. Ein zwingender Grund für eine ſolche Annahme iſt 
aber weder aus der Wortfaſſung noch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der in Betracht kommenden Beſtimmungen zu ent⸗ 
nehmen; vielmehr erſcheint danach die Auffaſſung als geboten, 
daß die dem Ehemanne grundſätzlich auferlegte Verpflichtung, 
ſeiner Frau die Mittel zur Prozeßführung zu gewähren, nur 
dann ſchlechthin in Wegfall kommen ſoll, wenn die Koſten 
des betreffenden Rechtsſtreits — (wie im Falle des § 1415 
Ziffer 3 a. a. O.) — dem Vorbehaltsgute unbedingt zur 
Laſt fallen. Liegt aber dieſe Vorausſetzung nicht vor und iſt 
die Frage, wer die Koſten eines zwiſchen den Eheleuten anhängig 
gewordenen Rechtsſtreits zu tragen haben wird, noch ungewiß, 
ſo muß die Anwendung jenes Grundſatzes, daß der Ehemann 
der Regel nach die Prozeßkoſten für die Frau herzugeben hat, 
in ſolchem Falle zu dem Ergebniß führen, daß der Frau dieſe 
Koſten, ſoweit deren Aufwendung erforderlich iſt, vom Manne, 
vorbehaltlich einer eventuellen ſpäteren Ausgleichung, vor⸗ 
zuſchießen find. Speziell für Eheſachen kommt mit Rückſicht 
auf die Beſtimmung des § 1416 Abſ. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs überdies in Betracht, daß füglich nicht angenommen 
werden kann, der Geſetzgeber habe die Chefrau bei einem ihre 
perſönlichen Angelegenheiten betreffenden Rechtsſtreite, den ſie 
mit ihrem Ehemanne führt, durch Verſagung eines Anſpruches 
auf Vorſchießung der zum Prozeßbetriebe erforderlichen Mittel, 
ſchlechter ſtellen wollen, wie bei einem zwiſchen ihr und einem 
Dritten geführten derartigen Rechtsſtreite. 

Was ferner die Frage betrifft, welche Maßregeln ergriffen 
werden können, um den Ehemann zur Erfüllung feiner in Rede 
ſtehenden Pflicht anzuhalten, ſo bedarf es keiner allgemeinen 
Erörterung, ob der fragliche Zweck unter Umſtänden, namentlich 
wenn der Hauptprozeß zwiſchen den Eheleuten noch nicht ſchwebt, 
durch Anſtellung einer beſonderen Klage zu erreichen ſein moͤchte. 
Denn, abgeſehen davon, daß Seitens der Klägerin ein Vorſchuß 
in Höhe von 400 Mark verlangt wird und dieſerhalb wieder 
im Anwaltsprozeſſe geklagt werden müßte, würde im vorliegenden 
Falle ein ſolches Verfahren rechtzeitig überhaupt nicht mehr 
zu Ende geführt werden können. Vermag aber die Berufungs- 
beklagte nicht ſchon vor dem am 12. Dezember 1900 anſtehenden 
Verhandlungstermine ihrem Prozeßbevollmächtigten den von ihm 
nach $ 84 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte mit Recht 
beanſpruchten Vorſchuß zu zahlen, ſo läuft ſie Gefahr, bei der 
Verhandlung in der Berufungsinſtanz unvertreten zu bleiben. 
Hieraus würden ihr aber ſehr erhebliche und nicht wieder zu 
beſeitigende Nachtheile entſtehen können, zu deren Abwendung 
die Erlaſſung einer den Ehemann zur Erfüllung ſeiner Vorſchuß⸗ 
pflicht anhaltenden einſtweiligen Verfügung — und zwar auf 
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Grund des 5 940 der Civilprozeßordnung — zuläffig und 
geboten erſcheint. 
Vergleiche den in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1900 
S. 339 mitgetheilten Beſchluß des Reichsgerichts vom 
5. April 1900 in Sachen Zehm wider Zehm IV B 57/1900. 

Gegen die Zuläſfigkeit einer ſolchen einſtweiligen Verfügung 
iſt ein Bedenken insbeſondere auch nicht etwa aus den 88 937 
und 615 der Civilprozeßordnung herzuleiten, da es ſich um einen 
der Klägerin bezüglich des im Eheſcheidungsprozeſſe 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes zu gewährenden Schutz 
gegen die ſich aus dem Verhalten des Ehemannes für fie 
ergebenden Gefahren handelt und durch das demnächſt in der 
Hauptſache zu erlaſſende Urtheil übrigens auch eine Ent⸗ 
ſcheidung hinſichtlich der Koſten zu treffen iſt, aus der ſich dann 
von ſelbſt ergiebt, ob der Ehemann die vorgeſchoſſenen Koſten 
endgültig zu tragen hat oder ob ihm dieſelben von der Ehefrau 
zu erſtatten find. 

Hiernach erweiſt ſich der von der Klägerin geſtellte Antrag 
— ſoweit es ſich um Gewährung des erforderlichen Koftenvor- 
ſchuſſes für die Beru fungsinſtanz handelt — im Prinzipe 
als gerechtfertigt. 

In Anwendung des 5 575 der Civilprozeßordnung erſchien 
es jedoch angemeſſen, dem Berufungsgerichte die weitere An- 
ordnung zu übertragen, bei welcher insbeſondere auch noch über 
die Höhe des vorzuſchießenden Betrages zu befinden ſein wird. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu § 1568 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Steffens 
e. Steffens vom 16. November 1900, Nr. 228/1900 III. 
II. J. O. L. G. Kiel. 

Die Revifion des Bekl. iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Bedenklich iſt die Ausführung des Berufungsgerichts, daß 
auch nach gemeinem Rechte jedes ſchwerere Verſchulden, oder, 
wie es weiter unten heißt, jedes unfittliche Verhalten, welches 
dem andern Ehegatten das eheliche Zuſammenleben unthunlich 
mache, einen Scheidungsgrund bilde. Ein ſolcher Satz, wonach 
alſo der jetzige § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs im Weſent⸗ 
lichen bereits früher gegolten hätte, iſt dem gemeinen Rechte 
unbekannt. Die vom Berufungsgerichte angezogenen Entſcheidungen 
betreffen Fälle anderer als Scheidungsgründe unter Umſtänden 
anerkannter Verfehlungen: Soͤvitien, falſche Anſchuldigung, 
Freiheitsſtrafen, in welchen für die Beurtheilung des konkreten 
Falles darauf Werth gelegt iſt, ob unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden dem anderen Ehegatten ein ferneres Zuſammenleben noch 
zugemuthet werden konne, wie denn auch wohl in der Litteratur 
jene außer Ehebruch und bösliche Verlaſſung die Scheidung 
unter Umſtänden zulaſſenden Gründe unter der Geſammtrubrik 
„ſonſtiges ſchweres Verſchulden“ zuſammengefaßt find. — Aber 
es kommt hierauf für den vorliegenden Fall nicht an. Denn 
nach Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche genügt zur Scheidung, wenn die Verfehlung 
nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein 
Tleunungsgrund war, d. h., wie das Reichsgericht bereits 


BI. 


wiederholt ausgeſprochen hat, ein Grund, der nach den blaherigen 
Geſetzen eine zeitweiſe Trennung der Ehegatten rechtfertigte. 
Daß aber das feſtgeſtellte Verhalten des Beklagten einen ſolchen 
Grund bildete, kann überhaupt nicht zweifelhaft ſein. Hiernach 
unterliegt die auf Grund des § 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs erfolgte Scheidung keinem Bedenken. | 
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Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


SS 15651568, 1754 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Junge 
6. Junge vom 12. November 1900, Nr. 252/1900 VI. 

II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Klägerin hat mit der Behauptung, ihr Mann habe 
ſie von ſich gewieſen, auf Wiederherſtellung des ehelichen Lebens 
geklagt. Der Bekl. hat die Abweiſung der Klage beantragt 
und in der Berufungsinſtanz widerklagend die Scheidung der 
Ehe gefordert. Das Landgericht hat klaggemäß verurthellt. 
Auf die Berufung des Beklagten iſt die Klage abgewieſen und 
auf die Widerklage die Ehe geſchieden und die Klägerin für den 
ſchuldigen Theil erklärt worden. 

Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

In dem angefochtenen Urtheil iſt nicht für bewieſen an 
genommen, daß die Klägerin dem Beklagten nach dem beben 
getrachtet habe; aber aus den von ihr geführten vermeſenen 
Reden iſt gefolgert, daß ſeit längerer Zeit durch ihr Verſchulden 
ſchwere Zerwürfniſſe unter den Parteien beſtanden haben. Weiter 
iſt feſtgeſtellt, daß die Klägerin wiederholt den Beklagten In 
feiner Ehre öffentlich gekränkt und dadurch in ſchwerer un 
überlegter Weiſe ihre Pflichten gegen ihren Ehemann verletzt 
hat. Daraus iſt gefolgert, daß die Klägerin durch dieſe Pflicht; 
verletzungen eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnifieh 
verſchuldet habe, daß dem Beklagten die Fortsetzung der Ehe 
nicht zugemuthet werden könne. Dieſe Folgerung und die 
daraus ſich ergebende Anwendung des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs unterliegt rechtlichen Bedenken nicht. 

Aber ſämmtliche Vorgänge fallen in die Zeit vor den 
1. Januar 1900. Ihretwegen kann daher nach Artikel 201 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
die Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur 
erfolgen, wenn die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſeßen 
ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war. 
Berufungsgericht hat darum geprüft, ob dieſe Vorausſetzung 
hier gegeben iſt, und die Frage bejaht, weil die Verfehlung der 
Klägerin nach $ 1754 des Säͤchſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches 
dem Beklagten ein Recht auf zeitliche Trennung gegeben habe 
und nach Artikel 201 Abſ. 2 zwiſchen zeitlicher und dauernder 
Trennung nicht zu unterſcheiden jet. 

Die Annahme, daß nach § 1754 a. a. O. ein Grund zu 
zeitlicher Trennung der Parteien vorgelegen habe, ſtützt ſich auf 
die Auslegung einer nicht revifiblen Rechtsnorm und iſt darum 
für das Revifionsgericht bindend. Von ihr ausgehend hat bad 
Berufungsgericht mit Recht auf Grund des Artikels 201 Abf. 2 
es für geboten erachtet, die Ehe der Parteien unter Anwendung 
des & 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu ſcheiden. 
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Der Artikel 201 beſtimmt im Abſ. 1: die Scheidung und 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vor. 
ſchriften. Im Abſ. 2 wird dieſem allgemeinen Satze die Ein- 
ſchränkung hinzugefügt, daß, wenn ſich ein Ehegatte vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches einer Verfehlung 
der in den 88 1565 — 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Art ſchuldig gemacht hat, auf Scheidung oder Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden kann, wenn die 
Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungs⸗ 
grund oder ein Trennungsgrund war. Nun konnte nach den 
bisherigen Geſetzen in manchen Theilen Deutſchlands die zeit 
weilige Trennung der Ehegatten vom Gericht in Fällen an⸗ 
geordnet werden, wo kein Scheidungsgrund vorlag, nur aus 
Zweckmäßigkeitsrückfichten. Daraus läßt ſich das Bedenken ab- 
leiten, ob der Abſ. 2 jo ausgelegt werden darf, daß damit die 
Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft auf 
Grund von Verfehlungen erfolgen kann, die dieſe Rechtsfolge 
bisher nicht hatten. Dieſes Bedenken wird nicht durch die Er⸗ 
wägung beſeitigt, mit der die Motive zu dem, dem jetzigen 
Artikel 201 entſprechenden § 120 des erſten Entwurfs zum 
Ausführungsgeſetz (Amtliche Ausgabe S. 289) es als erledigt 
anſehen, daß nämlich in Fällen der hier vorausgeſetzten Art 
die Scheidung nicht lediglich auf Grund einer unter die 
Herrſchaft des bisherigen Rechts fallenden, abgeſchloſſenen 
Thatſache, ſondern auf Grund dieſer Thatſache in Verbindung 
mit anderen, nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ſich vollziehenden Thatſachen erfolge. Der hier zur 
Entſcheidung ſtehende Fall beweiſt, daß die letztere Voraus- 
ſetzung nicht ſtets gegeben iſt. Aber es iſt entſcheidend, daß 
der 8 77 des Reichsgeſetzes über die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875 (Reichs. 
geſetzblatt S. 23) die beſtändige Trennung der Ehegatten von 
Tiſch und Bett beſeitigt hat. Die bisherigen Geſetze, von 
denen im Artikel 201 Abſ. 2 die Rede iſt, konnen daher nur 
die damals allein noch gültigen Beſtimmungen über die Zu⸗ 
laͤffigkeit einer einſtweiligen Trennung der Ehegatten fein. Der 
erkennende Senat tritt damit der Rechtsauffaſſung bei, die 
bereits vom Dritten Civilſenat im Urtheil vom 9. Oktober d. J. 
in Sachen Bonneberg 6. Bonneberg — Rep. 182/1900 — 
ausgeſprochen iſt. (Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 741.) 


Zu § 6 B. G. B. 

Art. 155 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Graeff 
e. Staatsanwaltſchaft u. Gen. vom 29. Oktober 1900, 

Nr. 244/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Colmar i. E. 

Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 

das Berufungsgericht zurückverwieſen. 
Aus den Gründen. 

Die Revifion mußte, dem Eventualantrage der Klägerin 
gemäß, für begründet erachtet werden. 
Dem Berufungsgericht iſt zunächſt darin beizutreten, daß 
für die erft nach dem 1. Januar 1900 ergangene Entſcheidung 
der Frage, ob der Entmündigungsbeſchluß vom 16. September 


1898 aufrecht zu erhalten iſt, das Recht des neuen Bürgerlichen 
Geſetzbuches Anwendung leidet. Von der Berufungsinſtanz war 
daher zu prüfen, ob bei Erlaſſung jenes Beſchluſſes die Ent⸗ 
mündigung der Klägerin auch nach Maßgabe des 8 6 Nr. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuches gerechtfertigt war. Der Artikel 155 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſteht nicht 
entgegen, da die Beſtimmung der letzteren Vorſchrift nur Platz 
greifen würde, wenn der Entmündigungsbeſchluß noch vor dem 
1. Januar 1900 bereits dergeſtalt endgültig und inſofern rechts⸗ 
kräftig geworden wäre, daß er durch Klageerhebung auf Grund 
des 5 605 der Civilprozeßordnung (älterer Faſſung) nicht mehr 
hätte angefochten werden konnen. 

In der Sache ſelbſt aber erwecken die Ausführungen der 
Vorinſtanz in mehrfacher Richtung Bedenken. 

Der 8 6 Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmt, 
daß entmündigt werden kann, „wer in Folge von Geiſtes⸗ 
krankheit oder Geiſtesſchwäche ſeine Angelegenheiten nicht 
zu beſorgen vermag“. Hieraus, in Verbindung mit den 
Vorſchriften in § 104 Ziffer 1 und 88 106, 114 a. a. O. 
ergiebt ſich, daß die Geiſteskrankheit oder deren leichtere Form, 
die nur dem Grade nach von ihr unterſchiedene Geiſtesſchwäche, 
um die Entmündigung einer Perſon zu rechtfertigen, deren freie 
Willensbeſtimmung, von welcher ihre rechtliche Handlungs» 
fähigkeit abhängt, in einer ſolchen Weiſe entweder aufheben 
oder doch beeinträchtigen muß, daß der zu Entmündigende, ſei 
es gänzlich (nach Art eines Kindes unter 7 Jahren) — Fall 
der Geiſteskrankheit — oder doch in erheblichem Maße (gleich 
einem Minderjährigen, der das fiebente Lebensjahr vollendet 
hat) — Fall der Geiſtesſchwäche — an der Beſorgung aller 
ſeiner Angelegenheiten gehindert wird. Würde dieſe Ver⸗ 
hinderung nur einzelne ſeiner Angelegenheiten oder einen 
beſtimmten Kreis derſelben betreffen, ſo läge hiermit zwar 
die Vorausſetzung für die Anordnung einer Pflegſchaft nach 
§ 1910 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, dagegen keineswegs 
auch ſchon ein für die Entmündigung nach § 6 Ziffer 1 a. a. O. 
ausreichender Thatbeſtand vor. 

Prüft man von dieſen Gefichtspunkten aus das angefochtene 
Urtheil, ſo geben ſeine Darlegungen der Vermuthung Raum, 
daß das Oberlandesgericht in der Auslegung des § 6 Ziffer 1 
geirrt und den Begriff der „Angelegenheiten“, welche der zu 
Entmündigende „nicht zu beſorgen vermag“ zu eng gefaßt hat. 

Wiewohl in dem Eingang der Entſcheidungsgründe richtig 
erklärt wird, daß für die Anwendung des § 6 Ziffer 1 a. a. O. 
in Betracht komme: „1. ob Klägerin ihre Angelegenheiten 
— in vernünftiger Weiſe — nicht zu beſorgen vermag“, und 
zwar 2. „in Folge von Geiſtesſchwäche“, ſo beſchränken die 
weiteren Ausführungen ſich trotzdem für die Frage zu 1 ganz 
weſentlich nur darauf feſtzuſtellen, daß Klägerin in wirth⸗ 
ſchaftlichen Dingen, in vermoͤgens rechtlicher Hinſicht 
der Fähigkeit der ſelbſtändigen vernünftigen Beſorgung er⸗ 
mangelt. „Den nach § 6 Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zu beantwortenden Fragen nach wirthſchaftlicher Unfähigkeit“, 
„und der dieſe veranlaſſenden Geiſtesſchwäche find an ſich ge⸗ 
trennt zu behandeln“ ... „Die wirthſchaftliche Unfähigkeit, 
die für die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche vorausgeſetzt wird, 
braucht ſelbſtverſtändlich nicht in der vollſtändigen Unmöglichkeit 
zu beſtehen, für ſich und ſeine Angelegenheiten zu ſorgen“. Auch 
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an anderen Stellen wird in dieſer Richtung immer nur dieſe eine 
Seite ihres geſchäftlichen Handelns hervorgehoben. So wird, 
um nur einige Beiſpiele heranzuziehen, von der „wirth⸗ 
ſchaftlichen Unvollkommenheit“ geſprochen, welche „auf die 
Geiſtesſchwäche der Klägerin zurückzuführen iſt“, ſowie 
davon, daß ſie der „wirthſchaftlichen Fähigkeit“ und „des 
Anpaſſungsvermögens an ihre gegebene (Vermögens-) Lage“ 
entbehre, ferner von dem „planloſen, unüberlegten Ge⸗ 
bahren der Klägerin in wirthſchaftlichen Angen“ und 
von „dem Beweis ihres wirthſchaftlichen Unvermögens“. 
Indem ſodann der Vorderrichter auf die Behandlung 
der zweiten nach dem Obigen von ihm aufgeworfenen 
Frage, ob die Unfähigkeit der Klägerin zur Beſorgung ihrer 
Angelegenheiten eine Folge von Geiſtesſchwäche iſt, übergeht, 
leitet er dieſe Erörterung damit ein: „Die Urſache 
ihrer wirthſchaftlichen Unfähigkeit liegt aber, wie nun- 
mehr zu erörtern, in Geiſtesſchwäche“. Schon dieſer Satz, 
ſowie auch der ſonſtige Inhalt der ihm vorausgehenden Feſt⸗ 
ſtellungen läßt zur Genüge erkennen, daß es bei den vor⸗ 
erwähnten Stellen keineswegs nur um vereinzelte, aus dem 
Zuſammenhang herausgegriffene Erwägungen ſich handelt, 
ſondern daß es dem Vorderrichter überhaupt grundſätzlich und 
ganz weſentlich darauf ankam, feine Ueberzeugung dafür zu be» 
gründen, daß die Klägerin, was er für ſeine erſtzubeantwortende 
Frage für hinreichend hielt, unfähig ſei, ihre Vermögens ⸗ 
angelegenheiten zu verwalten. Hierbei ſpricht auch der Gang 
und die ganze Konſtruktion der Urtheilsbegründung keineswegs 
dafür, daß die von dem zweiten Richter feſtgeſtellte Thatſache 
der wirthſchaftlichen Geſchäftsunfähigkeit der Klägerin für 
ihn nur eine ausſchlaggebende ſymptomatiſche Bedeutung 
hatte, und darauf den Schluß zu gründen, daß eine gleiche 
Unfähigkeit rückfichtlich der Beſorgung ihrer übrigen An⸗ 
gelegenheiten beſtehe. 


Zu den SS 1360, 1603 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bierſack 
c. Bierſack vom 19. November 1900, Nr. 228/1900 IV. 

II. J. O. L. G. München. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Berufung 

zurückgewieſen. 
Gründe. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 

Das Berufungsgericht ſtützt feine Entſcheidung weſentlich 
auf folgende Ausführung: „Für das Maß des der Frau zu 
gewährenden Unterhalt ſei nach § 1360 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Lebensſtellung, das Vermögen und die Erwerbs- 
fähigkeit des Mannes beſtimmend; die Frau habe nicht ſchlecht⸗ 
hin einen Anſpruch auf ſtandes gemäßen Unterhalt, der Mann 
ſei ſogar zur Gewährung des nothdürftigen Unterhalts nur 
nach Maßgabe feiner Leiſtungefähigkeit verpflichtet. Da nun 
die Klägerin geſetzlicher Regel entiprehend Unterhaltsanſprüche 
gegen ibren Ehemann für die Zukunft geltend mache, ſo ſei 
ber Bemeſſung der Höhe der zu leiſtenden Beiträge von der der⸗ 
zeitigen Lebeneſtellung und Erwerbsfähigkeit des Beklagten aus- 
zugeben. Der Wochenlohn des Beklagten jet (wie aus den 
Beweisergebniſſen näher begründet wird) auf 36 Mark zu ver 


anſchlagen. Werde nun erwogen, daß der Beklagte für ſeinen 
abſoluten Lebensbedarf an Wohnung, Koſt, Kleidung (glich 
mindeſtens 3 Mark nöthig habe, ſo erſcheine angemeſſen, daß 
er den Reſt ſeines auf 36 Mark anzuſchlagenden Wochenlohnez, 
ſomit den Betrag von 15 Mark, als Unterhaltsbeitrag an 
ſeine Ehefrau entrichte, zumal dieſelbe den von ihrem Manne 
ihr gereichten Unterhalt für fi) und die gemeinſchaftlichen ver. 
mögensloſen, erwerbsunfähigen, ſomit unterhaltsberechtigten 
Abkömmlinge zur Verwendung bringe und auf dieſe Weiſe den 
letzteren gegenüber eine Verbindlichkeit erfülle, zu deren Er 
füllung der Beklagte als ehelicher Vater an erſter Stelle und 
vor der Klägerin geſetzlich haftbar erſcheine.“ 

Dieſe Ausführung verſtößt in der Begründung des 
Schlußergebniſſes, daß der Beklagte als Unterhaltsbeitrag füt 
Frau und Kinder an ſeine Ehefrau nur 15 Mark woͤchentlich 
zu zahlen habe, ſowohl gegen den § 1360 (1361), wie auch 
gegen den § 1603 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Nach § 1360 
hat der Mann der Frau nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung, 
ſeines Vermögens und feiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu ge⸗ 
währen kund zwar unter Umſtänden dem & 1361 eniſprechend 
unter Gewährung einer Geldrente. Ob damit geſagt iſt, daß, 
wie das Berufungsgericht annimmt, die Frau regelmäßig keinen 
Anſpruch auf ſtandesgemäßen Unterhalt habe, ob nicht vielmehr 
davon auazugehen iſt, daß der Unterhalt nach Maßgabe der 
Lebensſtellung, des Vermögens und der Erwerbefäpigkeit des 
Mannes eine genauere Faſſung für den Begriff des nach den 
Verhältniſſen des Mannes zu beſtimmenden ſtandegemäße 
Unterhalts ſei, kann hier dahingeſtellt bleiben. In jedem dul 
iſt, worauf es hier allein ankemmt, aus den 88 1360, 1361 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zu entnehmen, daß der 
unterbaltöpflichtige Ehemann wie ein unterhaltspflichtiger Ber 
wandter anderen Verwandten gegenüber die Koſten ſeines eigeng 
ſtandesmäßigen Unterhalts von ſeinen Einnahmen vorweg 1 
Abzug bringen dürfe und nur den verbleibenden Ueberreſt ſeiner 
Einnahmen zum Unterhalte feiner Frau zu verwenden habe 
Auch als Vater hat der Beklagte feinen unterhaltsberechtigten 
Kindern gegenüber ein ſolches Abzugsrecht nicht, ſondern er hat, 
wenn die Vorausſetzung des 8 1603 Abf. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, daß er ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt nicht gewähren kann, bei ihm zutrifft, 
den Kindern gegenüber nach § 1603 Abf. 2 die Pflicht, ale 
verfügbaren Mittel zu feinem (ſeiner Ehefrau) und ſeiner 
Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden. Da da 
Berufungsurtheil dieſe der Ehefrau und den Kindern deb Br 
klagten zur Seite ſtehenden geſetzlichen Vorſchriftrn verletzt bat, 
unterliegt es der Aufhebung. Eine Zurückverweiſung der Sache 
in die Berufungsinſtanz iſt jedoch nicht erforderlich, da dal 
Berufungsgericht, abgeſehen von dem nach feiner Meinung den 
Beklagten geſtatteten Abzuge der Koſten ſeines eigenen ſtandes 
mäßigen Unterhalts, die erſtrichterliche Entſcheidung ſonſt für 
zutreffend erklärt und damit die Anſicht des Landgerichts, daß 
der Satz von 18 Mark wöchentlich als Unterhaltöbeitrag füt 
Frau und Kinder angemeſſen fei. an ſich billigt. Es wat 
daher in der Sache ſelbſt die Berufung des Beklagten zurüc 
zuweiſen und ſeine Verpflichtung zur Tragung der Koſten der 
Berufungs- und Reviſionsinſtanz auszuſprechen. 
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Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Ehe⸗ 


ſcheidungsprozeß. 
SS 1387, 1415, 1416 B. G. B. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Rathke 
e. Rathke vom 12. November 1900, B Nr. 208/1900 IV. 


Das Berufungsgericht hat den Antrag der Beklagten mit 
der Erwägung abgelehnt, daß ein Anſpruch auf Gewährung 
der Prozeßkoſten des Eheſcheidungsprozeſſes der Ehefrau gegen 
ihren Ehemann nicht beſtehe. Dieſe Annahme beruht jedoch 
auf einer rechtsirrthümlichen Auffaſſung der bei dem unter den 
Parteien beſtehenden geſetzlichen ehelichen Güterrecht maßgebenden 
§ 1387 Nr. 1 und § 1416 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Der § 1387 Nr. 1, welcher ſich unter den von der Verwaltung 
und Nutznießung des Ehemannes handelnden Beſtimmungen 
befindet, ſtellt als Regel den Satz auf, daß der Mann der 
Frau gegenüber verpflichtet iſt, die Koſten eines von derſelben 
geführten Rechts ſtreits zu tragen. Nun erleidet zwar dieſe Regel 
eine Ausnahme durch den Nachſatz: „ſofern nicht die Koften 
dem Vorbehaltsgute zur Laft fallen“ —, und unter den die 
Schuldenhaftung des Frauenvermöͤgens betreffenden Beſtimmungen 
ſchreibt der § 1416 Abſ. 1 vor, daß „im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zu einander die Koſten eines Rechtsſtreites zwiſchen 
ihnen dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen, ſoweit nicht der 
Mann fie zu tragen hat.“ Nach Wortfaſſung und Entſtebungs⸗ 
geſchichte dieſer Beſtimmungen und ihrem Zuſammenhange mit 
den weiter hier in Betracht kommenden Beſtimmungen erſcheint 
aber die Annahme geboten, daß danach die dem Ehemanne 
grundsätzlich auferlegte Verpflichtung, feiner Frau die Mittel zur 
Prozeßführung zu gewähren, nur dann ſchlechthin in Wegfall 
kommen ſoll, wenn die Koſten des betreffenden Rechtsſtreits, 
wie im Falle des § 1415 Nr. 3 a. a. O., dem Vorbehaltsgute 
unbedingt zur Laſt fallen. Liegt dieſe Vorausſetzung nicht vor 
und iſt die Frage, wer die Koſten eines zwiſchen den Ehegatten 
anhängig gewordenen Rechtsſtreits zu tragen haben wird, noch 
ungewiß, ſo muß die Anwendung jenes Grundſatzes, daß der 
Ehemann der Regel nach die Prozeßkoſten für die Frau herzu⸗ 
geben hat, in ſolchem Falle zu dem Ergebniſſe führen, daß der 
Frau dieſe Koſten, ſoweit deren Aufwendung erforderlich iſt, vom 
Manne, vorbehaltlich einer eventuellen Ausgleichung, vorzu⸗ 
ſchießen find. Daß ferner der Frau, um den Mann zur Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtung anzuhalten, auch der Weg der 
einſtweiligen Verfügung nach Maßgabe des § 940 der Civil⸗ 
prozeßordnung, wenn fonft deren Vorausſetzungen gegeben find, 
offen fteht, kann einem Bedenken nicht unterliegen. Im vor⸗ 
liegenden Falle läuft aber die Beklagte, bei Nichtzahlung des 
von ihrem Prozeß bevollmächtigten nach 8 84 der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte mit Recht beanſpruchten Vorſchuſſes, 
Gefahr, in dem weiteren Verfahren vor dem Berufungsgericht 
unvertreten zu bleiben, und erſcheint zur Abwendung der hieraus 
für ſie zu befürchtenden ſehr erheblichen und nicht wieder zu 
beſeitigenden Nachtheile die Erlafſung der beantragten einſtweiligen 
Verfügung geboten. Die 88 937, 615 der Civilprozeßordnung 
ſtehen deren Zuläſſigkeit nicht entgegen, da es ſich um einen der 
Beklagten bezüglich des im Eheſcheidungsprozeſſe ftreitigen Rechts- 
verhältniſſes zu gewährenden Schutz gegen die fi aus dem 
Verhalten des Mannes für ſie ergebenden Gefahren handelt und 


durch das demnächſt in der Hauptſache zu erlaſſende Urtheil 
übrigens auch eine Entſcheidung hinfichtlich der Koſten zu treffen 
iſt, aus der ſich dann von ſelbſt ergiebt, ob der Mann die vor⸗ 
geſchoſſenen Koſten endgültig zu tragen hat oder ob ihm dieſelben 
von der Frau zu erſtatten find. Des Näheren wird auf die zur 
Veroffentlichung gelangenden Gründe zu dem einen ähnlichen 
Streitfall betreffenden Beſchluß des jetzt entſcheidenden Senats 
vom 12. November 1900 in Sachen Unterharnſcheidt wider 
Unterharnſcheidt — IV B 204/1900 — Bezug genommen. 


Zu § 6 B. G. B. 489 c. e. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Himmels⸗ 
bach o. Staatsanwaltſchaft Karlsruhe vom 20. No- 

vember 1900, Nr. 260/1900 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Revifion des Beklagten aus 

einem prozeſſualen Grunde aufgehoben. 
Aus den Gründen. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. Zwar iſt die Rüge des Klägers nicht gerechtfertigt, 
der Berufungsrichter hätte auf Grund der Annahme, daß die 
geiftige Störung des Entmündigten als Geiſtesſchwäche im 
Sinne des § 6 Abſ. 1 Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu beurtheilen ſei, die wegen Geiſteskrankheit (Wahnſinn) 
im Sinne des Badiſchen Landrechtſatzes 489 ausgeſprochene 
Entmündigung ſchlechthin aufheben müſſen. Es kann als richtig 
zugegeben werden, daß die Vorſchriften des 8 6 Abſ. 1 Ziffer 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegenüber dem Badiſchen Land⸗ 
rechtſatz 489 eine Aenderung enthalten. Landrechtſatz 489 ſetzt 
eine ſolche geiſtige Störung voraus, welche die Fähigkeit aufhebt, 
der Perſon und dem Vermögen vorzufteben, ohne daß es auf 
die Nomenklatur „Gemüthsſchwäche, Wahnfinn oder Raſerei“ 
noch ankommt. Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet dagegen 
bei geiſtigen Störungen zwiſchen Geiſteskrankheit und Geiftes- 
ſchwäche; beide unterſtellen einen geiſtigen Defekt, ſie unterſcheiden 
ſich nur dem Grade nach dadurch, daß in dem einen Falle der 
geiſtig Erkrankte ſeine Angelegenheiten abſolut nicht zu beſorgen 
vermag, in dem anderen Falle aber demſelben nur die Fähigkeit 
zu ſelbſtändiger Beſorgung, nicht aber die Fädigkeit zur Mitwirkung 
bei dieſer Beſorgung fehlt. Demgemäß iſt bei einer geiſtigen 
Störung, die zur Entmündigung nach Badiſchem Landrecht⸗ 
ſatz 489 führen konnte, nach neuem Rechte zu prüfen, ob fie 
als Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche zu beurtheilen ſei; 
der Annahme aber, daß nur eine Geiſtesſchwäche im Sinne des 
neuen Rechtes vorliege, würde nicht entgegenſtehen, daß die 
geiſtige Störung als Geiſteskrankheit nach Badiſchem Landrecht. 
ſatz 489 beurtheilt werden konnte. Die Revifion konnte übrigens 
nicht geltend machen, daß der Berufungsrichter etwa die Voraus- 
ſetzung des Landrechtſatzes 489 verneint habe. 

An und für fi hat die Anfechtungeklage nach § 664 
(— früher 605 —) der Civilprozeßordnung und die im An⸗ 
fechtungsverfahren ergehende Enticheidung allerdings nur deklarative, 
nicht wie der angefochtene die Entmündigung ausſprechende 
Beſchluß konſtitutive Bedeutung. Folgeweiſe iſt in thatſächlicher 
Beziehung nur maßgebend der Zuftand im Zeitpunkt des Ent- 
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mündigungsbeſchluſſes. Findet aber in der Zeit von Erlaſſung 
des Entmündigungsbeſchluſſes bis zur endgültigen Entſcheidung 
im Anfechtungsverfahren eine Aenderung des materiellen Rechtes 
ſtatt, ſo kann aus jener Natur des Anfechtungsverfahrens nicht 
ſchlechthin die Folgerung gezogen werden, daß nur das zur Zeit 
des die Entmündigung ausſprechenden Beſchluſſes beſtehende 
Recht zur Anwendung kommen dürfe. 

Da es ſich um ein Statusrecht handelt und das mit dem 
1. Januar 1900 in Kraft getretene neue Recht im Allgemeinen 
von der Tendenz geleitet iſt, daß auf Statusrechte das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch mit dem Eintritt ſeiner Wirkſamkeit anzuwenden 
ſei, tft vielmehr die im Zuſammenhang mit Artikel 155 des 
Einführungegeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vertretene An⸗ 
nahme begründet, daß auch in dem Anfechtungsverfahren gegen 
einen vor dem 1. Januar 1900 ergangenen Entmündigungs⸗ 
beſchluß das neue materielle Recht zur Anwendung komme. 
In dieſem Sinne wurde die Frage auch in dem Urtheil des 
IV. Civilſenats vom 29. Oktober 1900 in der Sache Gräff ge⸗ 
ſchiedene Vacano wider Staatsanwaltſchaft (Rep. IV. 244/1900) 
entſchleden. Der Berufungsrichter hat daher rechtlich nicht 
geirrt, wenn er in ſeiner erſt nach dem 1. Jannar 1900 er⸗ 
gangenen Entſcheidung, ob die Entmündigung aufrecht zu erhalten 
ſei, auch das Recht des neuen Bürgerlichen Geſetzbuches ange⸗ 
wendet hat. Die Rüge der Revifion geht aber fehl, wenn fie 
aus der Zulafiung der Anwendbarkeit des neuen materiellen 
Rechts die Folgerung zieht, der Entmündigungsbeſchluß müſſe 
aufgehoben werden, weil es an einem Antrage auf Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbucht 
fehle. Der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß ſetzt zwar 
einen gehörig geſtellten Antrag voraus. Die Gerichte find aber 
bei Anwendung des materiellen Rechtes und bei der Entſcheidung 
über den Grad der Entmündigung an den Inhalt jenes Antrages 
nicht gebunden. 

Dagegen war das angefochtene Urtheil wegen eines beſonders 
von Seiten der Reichsanwaltſchaft hervorgehobenen prozeſſualen 
Perſtoßes aufzuheben. 


Koſtenvorſchuſpflicht des Ehemannes im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Langner 
e. Langner vom 12. November 1900, B Nr. 207/1900. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Der Beſchwerde iſt ſtattgegeben. 


Gründe. 

Die Klägerin hat, da ſie mit ihrer Klage gegen ihren Ehe⸗ 
mann auf Zahlung von monatlich 30 Mark Unterhaltsgeldern 
durch Urtheil des Landgerichts abgewieſen worden iſt, Berufung 
bei dem Oberlandesgerichte eingelegt und an das letztere den 
ſchriftlichen Antrag vom 26. September 1900 gerichtet, daß 
dem Beklagten durch einſtweilige Verfügung aufgegeben werde, 
an ihren Prozeßbevollmächtigten für die Berufungsinſtanz die 
Zahlung eines Gebühren- und Auslagenvorſchuſſes von 77 Mark 
zu leiften. Das Berufungsgericht hat den Antrag durch Be⸗ 
ſchluß vom 8. Oktober und, als die Klägerin glaubhaft gemacht 
hatte, daß der Beklagte eingebrachtes Vermögen der Klägerin 


mindeſtens in Höhe von 77 Mark beſitze, nochmals durch Be⸗ 
ſchluß vom 29. Oktober 1900 abgelehnt. Gegen dieſe Beſchlüſſe 
richtet ſich die von der Klägerin erhobene Beſchwerde, die auch 
Erfolg haben mußte. 

Der 8 1387 Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welcher 
ſich unter den von der Verwaltung und Nutznießung des Ehe⸗ 
mannes handelnden Beſtimmungen befindet, ſtellt für das im 
Streitfalle in Betracht kommende geſetzliche Güterrecht als 
Regel den Satz auf, daß der Mann der Frau gegenüber ver 
pflichtet iſt, die Koſten eines von derſelben geführten Nechts⸗ 
ſtreits zu tragen. Für die Annahme, daß unter den Koſten 
des Rechtsſtreits hier nur die der Ehefrau erwachſenen gericht- 
lichen ſowie die von ihr dem Gegner zu erſtattenden außer⸗ 
gerichtlichen Koſten zu verſtehen ſeien, fehlt es an einem 
genügenden Anhalt. Ebenſo wenig läßt fi) aus 8 1394 a. a. O. 
entnehmen, daß der Ehemann zur Hergabe der betreffenden 
Beträge, trotz der Nothwendigkeit ihrer ſofortigen Aufwendung 
nicht alsbald, ſondern erſt nach Beendigung ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung angehalten werden koͤnne. Es muß alſo 
davon ausgegangen werden, daß die Chefrau der Regel nach 
beanſpruchen kann, daß ihr vom Ehemanne — welchem anderer⸗ 
ſeits bezüglich ihres Vermögens grundſätzlich das Verwaltungs 
und Nießbrauchsrecht zuſteht — diejenigen Geldmittel gewährt 
werden, welche zum ſachdienlichen Betriebe ihrer Prozeſſe, ſei 
es zur Verfolgung oder zur Vertheidigung ihres Rechts, net 
wendig find. 

Dieſe Regel erleidet jedoch eine Ausnahme durch da 
im 8 1387 Ziffer 3 enthaltenen Nachſatz: 

„ſofern nicht die Koften dem Vorbehaltsgute zur Laſt 
fallen.“ 

Wäre dieſe Beſtimmung dahin zu verſtehen, daß der un ⸗ 
mittelbar vorher ausgeſprochene und als Regel an die Spitze 
geſtellte Grundſatz immer ſchon dann in Wegfall kommen 
ſolle, wenn (nach Maßgabe der die Schuldenhaftung des 
Frauenvermögens betreffenden Beſtimmungen) die in Frage 
kommenden Koften dem Vorbehaltsgute unter gewiſſen Um⸗ 
ſtͤänden oder doch der Regel nach zur Laſt fallen, jo würde 
ſich daraus, im Hinblick auf die Vorſchrift des 8 1416 
Abſ. 1 a. a. O., 

wonach im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander 
die Koſten eines Rechtsſtreites zwiſchen ihnen dem 
Vorbehaltsgute zur Laſt fallen, ſoweit nicht 
der Mann ſie zu tragen hat, 
allerdings die Folgerung herleiten laſſen, daß bei einem zwiſchen 
den Ehegatten ſelbſt entſtehenden Rechtsſtreite der Mann, fo 
lange der Prozeß noch ſchwebt, nicht angehalten werden könne, 
die für die Vertretung der Frau aufzuwendenden Beträge her⸗ 
zugeben. Ein zwingender Grund für eine ſolche Annahme iſt 
aber weder aus der Wortfaſſung noch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der in Betracht kommenden Beſtimmungen zu ent⸗ 
nehmen; vielmehr erſcheint danach die Auffaſſung als geboten, 
daß die dem Ehemanne grundſätzlich auferlegte Verpflichtung, 
ſeiner Frau die Mittel zur Prozeßführung zu gewähren, nur 
dann ſchlechthin in Wegfall kommen fol, wenn die Koſten 
des betreffenden Rechtsſtreits — (wie im Falle des § 1415 
Ziffer 3 a. a. O.) — dem Vorbehaltsgute unbedingt zur Laſt 
fallen. Liegt aber dieſe Voraus ſetzung nicht vor und iſt die 
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Frage, wer die Koſten eines zwiſchen den Eheleuten anhängig 
gewordenen Rechtsſtreits zu tragen haben wird, noch ungewiß, 
fo muß die Anwendung jenes Grundſatzes, daß der Ehemann 
der Regel nach die Prozeßkoſten für die Frau herzugeben hat, in 
ſolchem Falle zu dem Ergebniß führen, daß der Frau dieſe 
Koſten, ſoweit deren Aufwendung erforderlich iſt, vom Manne, 
vorbehaltlich einer eventuellen ſpäteren Ausgleichung, vor⸗ 
zuſchießen find. Speziell für Eheſachen kommt mit Röckficht 
auf die Beſtimmung des 5 1416 Abſ. 2 Satz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs überdies in Betracht, daß füglich nicht an- 
genommen werden kann, der Geſetzgeber habe die Ehefrau bei 
einem ihre perſönlichen Angelegenheiten betreffenden Rechts⸗ 
ſtreite, den fie mit ihrem Ehemanne führt, durch Verſagung 
eines Anſpruches auf Vorſchießung der zum Prozeßbetriebe erforder⸗ 
lichen Mittel, ſchlechter ſtellen wollen, wie bei einem zwiſchen ihr 
und einem Dritten geführten derartigen Rechtsſtreite. 

Da hiernach der Anſpruch der Ehefrau begründet iſt, ſo 
kann es, wie auch das Oberlandesgericht in ſeinem Beſchluſſe 
vom 29. Oktober 1900 annimmt, ferner keinem Zweifel unter 
liegen, daß in einem Rechtsſtreite zwiſchen Eheleuten auf 
Gewährung des Unterhalt; bei der Verfolgung des Rechts- 
mittels der Berufung ſeitens der Ehefrau die Regelung der 
Beſchaffung der von ihr zum Zwecke der Verfolgung der Be⸗ 
rufung aufzuwendenden Koſten die Regelung eines einſtweiligen 
Zuftandes in Bezug auf den Rechtsſtreit ſelbſt zum Gegenſtande 
hat und die Abwendung des weſentlichen Nachtheils, daß die 
Ehefrau die Berufung nicht durchführen konne, beabfichtigt. 
Die Vorausſetzungen des § 940 der Civilprozeßordnung find 
alſo gegeben und das mit der Berufung in dem Rechtsſtreite 
wegen des Unterhalts befaßte Gericht iſt nach § 937 der Civil⸗ 
prozeßordnung das für die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung 
zuſtändige. 


Zu den SS 1627 ff. B. G. B. 

SS 203, 210 Einf. Gef. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wolf 
6. Wolf vom 12. November 1900, Nr. 319 / 1900 IV. 

II. J. O. L. G. Zweibrücken. 


Die Klägerin iſt auf Grund des Artikels 444 Cod. civ. 
durch Beſchluß des Familienraths vom 13. Juni 1896 der 
Vormundſchaft, welche ſie nach dem am 24. März 1894 erfolgten 
Tode ihres Ehemannes, des Gutsbefitzers Johann Ludwig W. 
aus Wachenheim, über ihre drei Kinder führte, wegen Un⸗ 
fähigkeit entſetzt worden. Innerhalb der durch Artikel 23 des 
Bayeriſchen Geſetzes vom 26. April 1888 vorgeſchriebenen Prä⸗ 
klufivfriſt wurde von ihr gegen den Dr. B., als Nebenvormund 
der drei Geſchwiſter W., die im Artikel 448 Abſ. 3 des Cod. 
eiv. vorgeſehene Klage erhoben, welche nach dem von ihr in 
erſter Inſtanz geſtellten Antrage darauf gerichtet war, daß unter 
Aufhebung des gedachten Familienrathsbeſchluſſes ihre Vormund⸗ 
ſchaft aufrecht erhalten werde. 

Das Koͤniglich Bayeriſche Landgericht zu Frankenthal er⸗ 
kannte als Richter erſter Inſtanz am 13. Juli 1899 auf Ab- 
weiſung der Klage, weil die im Familienrathsbeſchluſſe getroffene 
Feſtſtellung, daß die Klägerin zur Führung der Vormundſchaft 
unfähig ſei, als gerechtfertigt erſcheine. 


Gegen dieſe Entſcheidung legte die Klägerin, noch vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, bei dem Oberlandes⸗ 
gerichte zu Zweibrücken die Berufung ein und hielt dieſelbe dann, 
nachdem ihr älteſter Sohn Carl Ludwig Alfred W. in Folge 
ſeiner Emanzipation (gemäß Art. 154 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch) ſelbſtändig geworden war, dem 
inzwiſchen ihren beiden jüngeren Kindern in der Perſon des Guts⸗ 
beſitzers Emil W. beſtellten Pfleger gegenüber aufrecht, indem fie 
bei der mündlichen Verhandlung am 30. Mai 1900 beantragte: 

unter Aufhebung des angefochtenen Urtheils lerſter 
Inſtanz) den Familienrathsbeſchluß ... ſoweit er die 
Enthebung der Klägerin von der Vormundſchaft 
ausſpricht, aufzuheben und dem Berufungs beklagten die 
Koſten .. zur Laſt zu legen. 

Das Berufungsgericht hat jedoch am 20. Juni 1900 dahin 
erkannt: 

Das Oberlandesgericht erklärt unter Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urtheils den Rechtsſtreit in der Hauptſache 
für erledigt und legt der Klägerin und Berufungsklägerin 
die Koſten der beiden Inſtanzen zur Laſt. 

Gegen dieſes Urtheil hat Klägerin die Revifion eingelegt. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Reviſion muß der Erfolg verſagt werden. 
Zur Begründung ihrer Berufung hatte die Klägerin aus⸗ 
zuführen verſucht: 

um den fie der Vormundſchaft entſetzenden Familienraths⸗ 
beſchluß nicht rechtskräftig werden zu laſſen, habe fie die 
vorliegende Klage erheben müſſen und ebenſo ſei ſie 
genöthigt geweſen, gegen das abweiſende Urtheil erſter 
Inſtanz die Berufung einzulegen. Mit dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei nun aber der 
Familienrath inzwiſchen aufgehoben und ihr die elter⸗ 
liche Gewalt zugefallen. Sie habe alſo ſeit dem 
1. Januar 1900 die geſetzliche Vertretung ihrer Kinder 
erlangt und damit erſcheine ihre Klage ohne Weiteres 
als gerechtfertigt. 

Demgegenüber iſt vom Berufungsrichter erwogen worden: 
Da die Klägerin innerhalb der durch Artikel 23 der 
Novelle vom 26. April 1888 geſetzten Friſt die Klage 
wegen Aufhebung des fraglichen Familienrathsbeſchluſſes 
erhoben gehabt habe, würde die Rechtswirkſamkeit des⸗ 
ſelben erft mit einer endgültigen Entſcheidung des vor⸗ 
liegenden Prozeſſes haben eintreten können. Bis dahin 
habe jener Beſchluß keinerlei Wirkungen hervorgebracht 
und die Vormundſchaft ſei in den Händen der Klägerin 
geblieben. Mit dem 1. Januar 1900 habe dann aber 
(nach Art. 210 und 203 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch in Verbindung mit den 55 1627, 
1649, 1686 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) die geſetzliche 
Vormundſchaft ihr Ende erreicht, an deren Stelle kraft 
Geſetzes die elterliche Gewalt der Mutter getreten ſei 
und zwar ohne Beſchränkung, da die Klägerin in der 
Sorge für die Perfon oder für das Vermögen ihrer 
Kinder noch nicht in rechtswirkſamer Weiſe be⸗ 
ſchrönkt geweſen fei. 


Es bedürfe daher nicht noch einer ausdrücklichen Auf- 
hebung des von ſelbſt hinfällig gewordenen Familien ⸗ 
raihsbeſchluſſes. 

Wäre aber auch anzunehmen, daß die Klägerin im 
Sinne des Artikels 204 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch beſchränkt worden ſei, fo würde 
doch dem Klagebegehren immer entgegenftehen, daß ein 
prozeſſuales Verfahren in dieſer Richtung dem jetzt 
geltenden Rechte durchaus fremd ſei; denn die Ent⸗ 
ſcheidung über eine Aufhebung etwa angeordneter 
Beſchränkungen der Klägerin würde nach Artikel 204 
a. a. O. nicht dem Prozeß gerichte, ſondern dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte zuſtehen und ebenſo ſei zu einem 
Einſchreiten gegen den Inhaber der elterlichen Gewalt 
und den Bormund (nach 88 1666 ff., 1837 ff., 1886 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, Motive Bd. IV S. 1196 
und 1197) auch nur das Vormundſchaftsgericht 
zuſtändig. 

Die erhobene Klage erweiſe fi danach als dermalen 
nicht mehr zuläſſig und es habe deshalb nur eine die 
Aufhebung des Urtheils erſter Inftanz ebenfalls nach 
ſich ziehende Entſcheidung dahin erlafien werden können, 
daß der Rechteſtreit in der Hauptſache erledigt ſei. 

Dieſe Ausführungen find im Endergebniſſe zu billigen. 
Dabei bedarf die Frage, ob der Familienrathsbeſchluß vom 
13. Juni 1896 völlig unwirkſam geworden fet, keiner beſonderen 
Erörterung, da dem Berufungsrichter jedenfalls darin beigetreten 
werden muß, daß eine Entſcheidung darüber, ob die Klägerin 
— der an ſich die elterliche Gewalt nach § 1684 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zuſteht — in ihrer rechtlichen Stellung den 
minderjährigen Kindern gegenüber irgend wie zu beſchränken 
fei, oder ob eine etwa bereits beſtehende derartige Beſchränkung 
wieder aufzuheben fein möchte, nur vom Vorm undſchafts⸗ 
gerichte getroffen werden koͤnnte, und daß demgemäß auch 
darüber, ob die in Rede ſtehende Anordnung des Familienraths 
mit den“ ſich daraus etwa ergebenden Folgen aufrecht zu erhalten 
oder aufzuheben ſei, vom Prozeß richter überhaupt nicht mehr 
entichieden werden darf. In eine ſachliche Prüfung nach dieſen 
Richtungen hätte daher vom Berufungsrichter nicht eingetreten 
werden können. Das ſeitens der Revifion für das Gegentheil 
in Bezug genommene Uitheil des Reichsgerichts vom 26. April 
1900 in Sachen Bleck wider Zwick und Gen., Rep. IV. 59/1900 
(erwähnt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1900 S. 466) 
betraf einen anders gearteten Fall, bei welchem nicht die Vor⸗ 
ſchriften der Artikel 203 und 204, ſondern die des Artikels 213 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch zur An- 
wendung kamen. 

Da ſomit dem Berufungsantrage der Klägerin keinesfalls 
entſprochen werden konnte, würde ſich bei Lage der Sache ſogar 
ein dahin gehender Ausſpruch, daß die Berufung zurüd- 
zuweiſen ſei, gerechtfertigt haben und die Klägerin kann ſich 
alſo nicht darüber beſchweren, daß der Rechtsſtreit (unter Auf⸗ 
hebung des ihr ungünſtigen Urtheils erfter Inſtanz) für er⸗ 
ledigt erklärt worden iſt. 

Auch bezüglich des Koſtenpunkts erſcheint die vom Be⸗ 
rufungsrichter getroffene Entſcheidung als gerechtfertigt, da 
das von der Klägerin anhängig gemachte prozeſſuale Ver⸗ 
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fahren nach der inzwiſchen veränderten Geſetzgebung erfolglos 
bleiben mußte. | 
Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 507 Nr. 1. 


Elterliche Gewalt und Nutznießung der Mutter 
nach dem 1. Januar 1900. 
SS 1648, 1686 ff. B. G. B. 


Art. 203 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schewen 
und Gen. o. Schewen vom 15. November 1900, 
Nr. 224/1900 IV. 

II. J. Kammergericht. 

Die Revifion iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der Reviſion konnte ein Erfolg nicht zu Theil werden. 

Das Berufungsgericht geht von der unzweifelhaft richtigen 
und von den Beklagten ſelbſt auch gar nicht bekämpften Anficht 
aus, daß die Klägerin mit dem 1. Januar 1900 auf Grund des 
ſeitdem in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuchs (5 1684 
Ziffer 1 in Verbindung mit Artikel 203 Satz 1 des Ein 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch) über den Be 
klagten zu 1, ihren minderjährigen ehelichen Sohn, die elterliche 
Gewalt erlangt hat. 

Da mit dieſer elterlichen Gewalt kraft Geſetzes (88 16%, 
1648 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel 203 Satz 2 da 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch) auch de 
Nutznießung an dem Kindesvermögen verbunden iſt, welche vor 
liegenden Falles wegen der durch § 1693 in Verbindung mit 
& 1915 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den Zweit beklagten 
als Beiſtand und Pfleger begründeten Verwaltungs befugniſſe 
eine Einſchränkung nur inſoweit erfährt, als Klägerin dieſe 
Nutznießung nicht felbftändig ausüben, ſondern mit der in 
& 1656 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Maßgabe nur 
„die Herausgabe der Nutzungen“ verlangen kann, jo erſcheint 
ihr entſprechender Klageantrag nur begründet, wenn nicht der 
Einwand der Beklagten, daß im Hinblick auf 88 1650, 1651 
Ziffer 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, in Verbindung mit 
Artikel 213 des Einführungegeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch, durch das Teſtament des Erblaſſers und beziehungsweiſe 
durch den Erbrezeß vom 16. November 1895 das geſetzliche 
Nießbrauchs recht der Klägerin aus 88 1686, 1649 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs, auf welchem ihr Anſpruch beruht, aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei, für durchgreifend erachtet werden muß. 
Die Beklagten, welche hierfür beweiepflichtig find, berufen ſich 
in dieſer Beziehung darauf, daß der Wille des Erblaſſers nach 
den Teſtamentsbeſtimmungen, wenn auch nicht ausdrücklich, jo 
doch hinreichend erkennbar, dahin gegangen ſei, ſeine Ehefrau, 
die Klägerin, ſollte lediglich die eine Hälfte des Nachlaſſes 
erben, auf die Verwaltung und Nutznießung der anderen, dem 
Kinde zugewendeten Hälfte dagegen keinen Anſpruch haben. 
Sie folgern dies insbeſondere daraus, daß, wenn der Teftator 
feiner Wittwe nicht bloß die Hälfte ſeines Vermögens, ſondern 
auch die Verfügung über die andere, dem Kinde zugefallenen 
Hälfte und die Einkünfte aus dieſer Hälfte hätte zuwenden 


wollen, er nicht feinen Schwager, den Zweitbeklagten, mit der 
Weiſung, das Mündelvermögen „thunlichſt“ in mündelſicheren 
Werthpapieren anzulegen, ſondern die Klägerin ſelbſt zum be⸗ 
freiten Vormunde ernannt oder ſie als Nießbrauchserbin ein⸗ 
geſetzt haben würde. Wenn aber in dieſem vorgedachten Sinne 
der Wille des Erblaſſers, obzwar nur ſtillſchweigend, erklärt 
worden ſei, ſo ſei er für Klägerin, nachdem ſie die Erbſchaft 
aus dem Teſtamente angetreten habe, bindend geworden, und 
auch durch das Bürgerliche Geſetzbuch könne hieran nichts 
geändert werden. | 

Das Berufungsgericht hat dieſe Auffafſung verworfen, und 
ohne gegen den klaren Wortlaut der letztwilligen Verfügung des 
Erblaſſers oder gegen allgemeine Auslegungsregeln zu verſtoßen, 
feſtgeſtellt, daß eine poſitive Ausſchließung der Klägerin von 


Nießbrauch und Verwaltung des Kindedvermögend (zu welcher 


nach dem damaligen Stande der Geſetzgebung auch gar kein 
Anlaß vorgelegen hätte) in dem Teſtamente nicht enthalten und 
demnach fur die Entſcheidung der Streitfrage aus deſſen Be⸗ 
ſtimmungen gegen die Klägerin nichts zu entnehmen ſei. 

Eben daſſelbe gilt nach den rechtlich einwandsfreien Er⸗ 
wägungen der Vorinſtanz von dem Erbrezeß vom 16. November 
1895, welcher in ſeinem von den Beklagten zum Beweiſe für 
ihren Einwand ferner in Bezug genommenen § 4 am Schluſſe 
nur beſtimmt, daß die vorher ausgeſprochenen Ueberweiſungen 
„mit dem Zinserhebungsrechte und ſämmtlichen den einzelnen 
überwieſenen Forderungen anhaftenden Rechten“ geschehen. Das 
Berufungsgericht erblickt in dieſer Erklärung einen Verzicht 
Seitens der Klägerin auf das jetzt von ihr geltend gemachte 
Recht auf Herausgabe der Nutzungen des Kindes vermögens, 
welchen die Beklagten daraus ableiten wollen, nicht, und es 
erſcheint eine ſolche Aualegung um ſo weniger rechtlich anfechtbar, 
als bei der Abſchließung des Erbrezeſſes das Recht der Klägerin 
aus 55 1686, 1649, 1656 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
überhaupt noch nicht zur Entſtehung gelangt war. 

Legt nun aber hiernach weder eine das Kindes vermögen 
der Nutznießung der Klägerin poſitiv entziehende letztwillige 
Verfügung im Sinne des 8 1651 Ziffer 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, noch auch ein von der Klägerin ſelbſt erklärter 
Verzicht auf dieſes Recht vor, ſo entfällt damit auch der Ein 
wand der Beklagten gegen den eingeklagten Anſpruch. 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu §§ 93—95, 455 B. G. B. 
Erkenntnitz des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Caſtner 
e. Dürr vom 1. Dezember 1900, Nr. 231/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Der Kläger hat 1897 für das Haus Tempelhoferufer 6 
in Berlin 24 Badeeinrichtungen zum Preiſe von 3 244 Mark 
angeblich unter dem ſuſpenſiowirkenden Vorbehalte des Eigen⸗ 
thums bis zur Zahlung des Kaufpreiſes geliefert. Die Bade⸗ 
einrichtungen find in dem Hauſe mit den Waſſeranſchlußröhren 
verbunden. Der Kaufpreis wurde nicht bezahlt und es wurde 
deshalb der frühere Eigenthümer des Hauſes durch Verſäumniß⸗ 
urtheil zur Herausgabe der Badeeinrichtungen verurtheilt. Vor 
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Erlaß dieſes Urtheils war über das Haus das Zwangsverſteige. 
rungs verfahren eingeleitet worden, in welchem es dem Beklagten, 
einem der Hypothekengläubiger, zugeſchlagen wurde, nachdem 
von dem Kläger eine einſtweilige Verfügung auf den Ausſchluß 
der Badeeinrichtungen von der Zwangsverſteigerung erwirkt 
worden war. Dieſer beantragt nunmehr den ihre Herausgabe 
verweigernden Beklagten zu verurtheilen, als Intereſſenten der 
Zwangsverſteigerungsſache betreffend das Haus Tempelhoferufer 6 
in Berlin in die Freigabe der auf dem Grundſtücke befindlichen 
von dem Kläger gelieferten zwanzig Badeeinrichtungen und darin 
zu willigen, daß die Badeeinrichtungen unter Aufhebung der 
dieſelben betreffenden Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung 
an Kläger herausgegeben werden. Die Klage iſt dem Antrage 
des Beklagten gemäß in beiden Vorinſtanzen mit der Be⸗ 
gründung abgewieſen worden, daß die Badeeinrichtungen Sub⸗ 
ſtanztheile des Grundſtücks ſeien, an denen beſondere Rechte für 
den Kläger nicht beſtehen konnten. 

Die von dem Kläger noch eingelegte Reviſion iſt zurüd- 
gewieſen. 

Gründe. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. 

Mit derſelben wird gerügt, der Berufungsrichter habe ver- 
kannt, daß der Rechtsſtreit nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
entſcheiden, nach deſſen 88 93 bis 95, 455 aber die Zugehörigkeit 
der ſtreitigen Badeeinrichtungen zu verneinen ſei. Dieſe Rüge 
iſt nicht begründet. Allerdings iſt nach & 455 der Eigenthums⸗ 
vorbehalt im Zweifel dahin zu verſtehen, daß die Uebertragung 
des Eigenthums einer verkauften beweglichen Sache unter der 
aufſchiebenden Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreifes 
erfolgt, aber dieſe Beſtimmung kann ebenſo wie die in den 
§5§ 93 bis 95 enthaltenen Vorſchriften über die weſentlichen 
Beſtandtheile eines Gebäudes Anwendung nur auf bewegliche 
Sachen finden, welche zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs im Eigenthume des Verkäufers ſtanden. Denn 
nach Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nur für das zur Zeit ſeines Inkrafttretens beſtehende Eigenthum; 
ob aber Eigenthum beſteht, das beſtimmt ſich nach den zur Zeit 
des Erwerbes einer Sache geltenden Geſetzen. Beſtand zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den früheren 
Geſetzen für den Verkäufer einer Sache das Eigenthum an 
dieſer nicht mehr, jo kann daſſelbe ſelbſtoerſtändlich nicht wieder 
dadurch aufleben, daß das Bürgerliche Geſetzbuch von dem 
früheren Rechte abweichende Beſtimmungen über den Eigen⸗ 
thumserwerb oder über die Sachbeſtandtheile getroffen hat. 
Nun hat das Berufungsgericht in eingehender Begründung, 
welche einen Rechtsirrthum nicht erkennen läßt und welche auch 
von der Reviſion nicht angefochten iſt, thatſächlich feſtgeſtellt, 
daß der Kläger bereits 1897 das Eigenthum an den Bade⸗ 
einrichtungen, deren Herausgabe er verlangt, verloren hatte und 
daß er zur Zeit des Inkrafitretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Eigenthümer dieſer Badeeinrichtungen nicht war. Da das 
Eigenthum des Klägers an dieſen Badeeinrichtungen die Voraus⸗ 
ſetzung der Klage bildete, ſo mußte dieſe wegen des Mangels 
ihrer Vorausſetzung abgewieſen werden, ohne daß zu prüfen 
war, ob die Badeeinrichtungen auch nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über weſentliche Beſtandtheile ſolche 
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des Haufes des Beklagten ſeien. Die Begründung des Be · 
rufungsgerichts ergiebt übrigens. daß dieſe Frage zu bejahen 
geweſen wäre, da nach ihr durch die Trennung der Badeeinrich · 
tungen von dem Hauſe des Beklagten eine Veränderung in 
deſſen Weſen als einem herrſchaftlichen Miethhaus in einem 
von wohlhabenden Miethern bevorzugten Stadttheile Berlins 
herbeigeführt würde, ſo daß alſo der Kläger ſeines aufſchiebend 
wirkenden Eigenthumsvorbehalts ungeachtet das Eigenthum an 
den Badeeinrichtungen durch deren Verbindung mit dem Hauſe 
des Beklagten verloren haben würde, auch wenn auf dieſelben 
das Bürgerliche Geſetzbuch anzuwenden wäre. Denn dieſelben 
find weſentliche Beſtandtheile dieſes Hauſes, weil fie nicht ohne 
Veränderung des Weſens deſſelben aus ihm weggenommen 
werden können. Weſentliche Beſtandtheile können aber nicht 
Gegenſtand beſonderer Rechte ſein, ſo daß das Eigenthum des 
Klägers an den Badeeinrichtungen nach deren Verbindung mit 
dem Hauſe des Beklagten nicht fortbeſtehen kann. 


Zu § 906 B. G. B. 
Erkeuntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Brachwitz 
o. Anhaltiſche Kohlenwerke A.⸗G. und Genoſſen vom 
22. November 1900, Nr. 217/1900 V. 
II. J. Kammergericht. 


Der Kläger beſitzt (ſeit 1886) ein Grundſtück in Reppiſt, 
auf welchem er ein Materialwaarengeſchäft betreibt, auch eine 
Fleiſcherei eingerichtet hat. Die Beklagten betreiben (ſeit langer 
Zeit) in Reppiſt unweit des klägeriſchen Grundſtücks Briquette⸗ 
Fabriken, von denen aus nach der Behauptung des Klägers 
Koblenftaub, Ruß, Rauch und Schlacken in ungewöhnlichem 
Maße ſich auf feinem Grundſtück verbreiten. 

Kläger verlangt Schadenzerſatz und Verurtheilung der Be⸗ 
klagten zur Vornahme von geeigneten Vorkehrungen zur Abhülfe. 

Die Klage iſt in den Vorinſtanzen zurückgewieſen. Die 
Reviflon des Klägers iſt ebenfalls zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Revifion konnte Erfolg nicht gewährt werden. 

Soweit die Klage als Eigenthumsklage (actio negatoria) 
erhoben iſt und Einrichtungen verlangt, durch die die läſtigen 
Immiſſionen aus den Fabriken der Beklagten auf ein erträg- 
liches Maß zurückgeführt werden ſollen, finden, wovon auch der 
Berufungsrichter ausgeht, gemäß Artikel 181 des Einführungs 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die Vorſchriften des letzteren, 
insbeſondere & 906 deſſelben Anwendung, welcher in negativer 
Form und demgemäß als Einſchränkung des Eigenthums fich 
gebend, beſtimmt: ö 

der Eigenthümer eines Grundſtücks kann die Zuführung 
von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, 
Geräuſch, Erſchütterungen und ähnliche von einem 
anderen Grundſtücke ausgehende Einwirkungen inſoweit 
nicht verbieten, als die Einwirkung die Benutzung feines 
Grundſtücks nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt 
oder durch eine Benutzung des anderen Grundſtücks 
herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen 
bei Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. 


Dieſe Vorſchrift ſchafft materiell kein neues Recht. Sie at 
ſpricht weſentlich dem bisherigen Recht, wie es ſich durch eine 
konſtante Rechtſprechung, insbeſondere auch in Gebieten dez 
Allgemeinen Landrechts entwickelt hatte. 

Aus der negativen Vorſchrift des 5 906 ergiebt fich alſo 
der pofitive Satz, daß die Eigenthumsfreiheitsklage gegen In ⸗ 
miſſionen zwei Erforderniſſe hat: 1. daß die Benutzung dez 
von den Immiſſionen betroffenen Grundſtücks dadurch weſentlich 
beeinträchtigt wird, 2. daß die die Immiſſionen erzeugende Be ⸗ 
nutzung nach den örtlichen Verhältniſſen eine nicht gewöhnliche ift. 

Das erſte Erforderniß ſtellt der Berufungsrichter thatſächlich 
feſt, indem er für erwieſen erachtet, daß die Benutzung bei 
Grundſtücks des Klägers durch die Einwirkung der ihm von 
den Grundstücken der Beklagten zugeführten großen Mengen 
von Rauch, Ruß und Kohlenſtaub weſentlich beeinträchtigt wird. 
Dagegen verneint der Berufungs richter das zweite Erforderniß 
indem er feſtſtellt, daß die Benutzung von Grundſtücken zu 
Fabrikation von Briquettes, ſoweit ihre Lage ſie dazu geeignet 
macht, in Reppiſt gewöhnlich iſt, und ferner für dargethan er 
achtet, daß die auf das Grundſtück des Klägers erfolgende Ju 
führung von Staub und dergleichen nach den örtlichen Der 
bältnifien in Reppiſt nicht als das Gemeingewöhnliche über: 
ſchreitend anzuſehen iſt. Mit dieſer letzten Feſtſtellunz seht fd 
der Berufungsrichter dem Wortlaut nach anſcheinend in Biber 
ſpruch mit einigen Stellen in dem Gutachten des vernommenen 
Sachverſtändigen Hauer, auf welches er vorzugsweiſe feine Git 
ſcheidung gründet. Dieſer Sachverftänbige drückt Ad nünlic 
bei Beantwortung der ihm geſtellten Frage zunächft dahin and, 
„daß im Allgemeinen die Immiſſionen auf Brachuitl 
Grundſtück, wie ſolche zur Zeit ftattfinden, als über dal 
Gemein gewöhnliche hinausgehend anzuſehen find.“ © 
fügt aber hinzu: „Unter Berückſichtigung der in Reppiſt m 
handenen beſonderen örtlichen Verhältniſſe könne er ic 
die Beſchwerung durch dieſe Immiſſionen als über w 
Erträgliche hinausgehend nicht betrachten.“ Hieraus l. 
nimmt der Berufungs richter — und konnte es entnehmen =" 
der Sachverſtändige meine, daß die Immiffionen das il) 
deſſen überſteigen, was anderwärts, wo nicht jo außer 
gewöhnliche gewerbliche Verhältniſſe, wie in Reppiſt herrschen 
als gemeingewöhnlich anzuſehen tft. Für dieſe Auffaſſung finde 
der Berufungsrichter eine fernere Beftätigung in der weiter 
Ausführung des Sachverſtändigen, die von den Wales 8 
Beklagten ausgehenden Beläſtigungen durch Jumiſfon würde 
in Reppiſt nach den örtlichen Verbältniſſen allgemein a 
gemeingewöhnlich ertragen mit Rückſcht auf bie Vortheile, de 
für Reppiſt durch den Betrieb der Briquettefabrikation erwachſe 

Wenn hiermit der Berufungsrichter aus dem gedachten 
Gutachten feine entſcheldende Feſtſtellung rechtfertigt, mit meld 
er das Vorhandenſein einer nicht gewöhnlichen Benutzung de 
beklagtiſchen Grundſtücke und das Vorhandenſein das Maß da 
Semeingewöhnlichen überſchreitender Immiffilonen verneint, 1 
Tann hierin ein Rechtsirrthum oder ein Mangel ſchlüſſiger dr 
gründung nicht gefunden werben. Insbeſondere war der Be 
rufungsrichter wohl berechtigt, die Gründe, aus denen 
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Grundſtücke der Beklagten nach den örtlichen Verhältniſſen als 
eine (nicht) gewöhnliche anzuſehen ſei, heranzuziehen und dem⸗ 
gemäß zu der getroffenen Feſtſtellung zu gelangen. 


Zu § 169 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Henrich 
6. Stiftungen zu Freiburg i. B. vom 4. Dezember 1900, 
Nr. 238/1900 II. 

II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Was die von dem Beklagten angerufene analoge An⸗ 
wendung der 88 912 bis 916 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
auf den aus § 1027 des Bürgerlichen Geſetzbuches fich ergebenden 
Anſpruch auf Beſeitigung des im Jahre 1889 erbauten Hinter⸗ 
gebäudes, ſoweit es ſich auf die von der Grunddienſtbarkeit 
belaſtete Theilfläche erſtreckt, anlangt, fo hat zwar der V. Civil⸗ 
ſenat des Reichsgerichts in der Sache Seyer wider Dudeck 
Rep. V. 76/1900, Urtheil vom 19. Mai 1900 — theilweiſe 
abgedruckt Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 561 —, die Anſicht 
ausgeſprochen, daß nach Artikel 181 Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch auf die durch einen Ueberbau für den 
Eigenthümer des benachbarten Grundſtückes ſich ergebenden 
Rechtsverhältniſſe, auch wenn der Ueberbau vor dem 1. Januar 
1900 errichtet wurde, die SS 912 bis 916 anwendbar ſeien. 
Der erkennende Senat verneint aber die von der beklagten Seite 
geltend gemachte Auffaſſung, daß die Grundſätze des § 916 
analog auch auf den Fall anzuwenden ſeien, wenn der 
Eigenthümer eines Grundſtückes, von dem eine Theilfläche mit 
einer Grunddlenſtbarkeit belaſtet iſt, über die Grenze des 
unbelaſteten Theiles auf den belaſteten Theil hinüber baut. Die 
85 912—916 enthalten Aus nahmevorſchriften, die nach den 
Grundſätzen über Geſetzes. und Rechtsanalogie nicht auf ein 
anderes, übrigens nur anſcheinend gleich geſtaltetes Sachverhältniß 
analog ausgedehnt werden dürfen. Den Ausführungen des 
zweiten Civilſenats des Hanſeatiſchen Oberlandesgerichts zu 
Hamburg, der in einem Urtheil vom 29. Mai 1900 — 
Hanſeatiſche Gerichtszeitung 1900 Beiblatt Nr. 35 S. 205 
Nr. 127 — für einen ganz ähnlichen gelegenen Fall die analoge 
Anwendung des § 916 des Bürgerlichen Geſetzbuches zugelaſſen 
hat, kann aus dem bezeichneten Grunde nicht beigetreten werden. 


Zu $ 1353 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Weisbach 
e. Weisbach vom 4. Dezember 1900, Nr. 256/1900 III. 
II. J. O. L. G. Celle. 

Die Reviſion tft zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Abweiſung der Klage auf Herſtellung der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft beruht nicht, wie die Reviſion einwendet, auf 
Rechtsirrthum. Nach Annahme des Berufungsgerichts ſtellt ſich 
das Verlangen des Klägers unter den obwaltenden Umſtänden 
als Mißbrauch feines Rechtes dar, und die thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen rechtfertigen dieſe Annahme. Zuzugeben iſt aller⸗ 
dings, daß die Thatſache, daß Kl. durch ſein Verhalten Anlaß 


zum Verdacht von ihm verübten Chebruchs gegeben hat, nicht 
ausreicht, um ſein Verlangen nach Herſtellung der Gemeinſchaft 
als unſtatthaft zu erklären; wohl aber berechtigt hierzu der 
Umſtand, daß Kläger den Vorwurf des Ehebruchs, der die 
Bekl. als ehrenhafte und guten Leumunds fich erfreuende Frau 
aufs Empfindlichſte treffen muß, den getroffenen Feſtſtellungen 
zufolge in leichtfertigſter Weiſe erhoben hat und gegenwärtig 
noch erhebt. Mißbrauch des Rechtes im Sinne des § 1353 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs liegt auch dann vor, wenn das 
Zuſammenleben zu einer Zeit gefordert wird, wo daſſelbe in 
Folge ſchuldvollen Verhaltens des Fordernden dem andern Theil 
zur unerträglichen Laſt werden muß. Der Einwand der Reviflon, 
daß Bekl. zur Rechtfertigung ihrer Weigerung auf dieſen Um⸗ 
ſtand ihrerſeits ſich nicht berufen hat, iſt nicht durchſchlagend. 
Das Verlangen nach Herſtellung der Gemeinſchaft hat zur geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzung, daß es ſich nicht als Mißbrauch heraus- 
ſtellt; der Mißbrauch iſt daher von Amtswegen zu berückſichtigen, 
wenn er ſich aus dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe ergiebt. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Walther 
6. Walther vom 6. Dezember 1900, Nr. 284/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Beklagte iſt vom Oberlandesgericht mit ihrem Wider⸗ 
klageantrag auf Trennung der Ehe zurückgewieſen. 
Ihre Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Zur Anwendung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
genügt es nicht, daß die Handlung eines Ehegatten vorliegt, die 
objektiv geeignet iſt, die Fortſetzung der Ehe dem anderen Ehe⸗ 
gatten unerträglich zu machen, ſondern ſie muß auch dieſen 
Erfolg wirklich gehabt haben, die eheliche Gefinnung des Ehe⸗ 
gatten muß durch die Pflichtverletzung des anderen völlig und 
andauernd zerſtört ſein. Wie die Motive zum 1. Entwurf des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 574 ausführen, kann 
dieſelbe Thatſache in dem einen Falle die völlige Zerrüttung der 
Ehe zur Folge haben, während ſie in einem anderen Falle den 
ehelichen Frieden vielleicht gar nicht oder nur vorübergehend ftört. 
Ob eine Zerrüttung jener Art eingetreten iſt, iſt in jedem ein⸗ 
zelnen Falle unter Berückſichtigung aller konkreter Umſtände zu 
prüfen. Das Berufungsgericht hat dies unter eingehender 
Würdigung des Verhaltens der Beklagten an den beiden 
nächſten, der Mißhandlung folgenden Tagen, an denen doch 
die durch ſie hervorgerufene Erbitterung am ſtärkſten habe 
wirken müſſen, verneint. Mit dieſer, das Verhalten der Be- 
klagten bis zum Morgen des 9. Juni umfaſſenden Feſtſtellung 
bewegt es ſich auf thatſächlichem Gebiet, ohne daß dabei eine 
Beeinfluſſung durch Rechtsirrthum vorliegt; das gewonnene 
Ergebniß iſt daher auch für das Reviſionsgericht bindend. Das 
Berufungsgericht hat aber auch dem Umſtand, daß die Beklagte 
den Kläger am 9. Juni verlaſſen hat, keine Bedeutung beigelegt. 
In dieſer Beziehung führt es aus: Dadurch werde die Auf⸗ 
faſſung des Vorfalls, die die Beklagte bis dahin durch ihr Ber. 
halten zu erkennen gegeben habe, um ſo weniger beſeitigt, als 
die Umſtände, die dazu geführt hätten, daß die Beklagte nicht 
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zum Kläger zurückgekehrt ſei, auf Gründe deuteten, die nicht 
in der Mißhandlung zu ſuchen ſeien; hoͤchſtens würde ſich in 
der Aufgabe der ehelichen Gemeinſchaft eine Sinnesänderung 
der Beklagten ausdrücken, die aber auch, namentlich wenn fie 
unbeeinflußt ihren wirklichen Neigungen folge, ihren früheren 
Anſchauungen wieder Platz machen könne. Auch in dieſen Aus⸗ 
führungen läßt ſich eine Verletzung des § 1568 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nicht erkennen. Nachdem das Berufungs- 
gericht einmal poſitiv feſtgeſtellt hatte, daß eine tiefe Zerrüttung 
gerade zu der Zeit, zu der ſie beſonders hätte zu Tage treten 
müſſen, nicht eingetreten iſt, daß das Benehmen der Beklagten 
eine andere Deutung ſchlechterdings nicht zuläßt, müßte einer 
Sinnesänderung auf Seiten der Beklagten jede Bedeutung 
abgeſprochen werden und, wenn das Berufungsgericht weiter in 
Erwägung zieht, daß die Beklagte trotz der Sinnesänderung 
wieder zu ihren früheren Anſchauungen zurückkehren könne, fo 
ift damit nur ausgedrückt, daß dieſe Sinnesänderung eben mit 
Rückſicht auf das Benehmen der Beklagten an deu beiden erften 
Tagen keine nachhaltige ſein könne. Mag alſo auch eine tiefe, 
die eheliche Gefinnung der Beklagten ausſchließende Zerrüttung 
vorliegen, ſo verneint doch das Berufungsgericht, daß ſolche 
durch die der Beklagten zugefügte Mißhandlung und durch das 
ſonſtige Verhalten des Klägers bis zum 9. Juni verurſacht 
worden iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt es aber ohne jede Be⸗ 
deutung, daß die Beklagte bereits am 8. Juni ſich vorgenommen 
haben ſollte, zu ihren Eltern zurückzukehren, und es iſt weiter 
bei der geſchilderten Sachlage unerheblich, daß ſie ihrer Mutter 
nach deren Ausſage am Vormittag des 9. Juni geſagt haben 
ſollte, es ſei etwas Entſetzliches vorgefallen. 


Zu § 138 B. G. B. 


Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schütte 
Konk. c. Kruſe vom 30. November 1900, Nr. 252/1900 III. 

II. J. O. L. G. Oldenburg. 


Die Revifion tft zurückgewieſen. 
Gründe. 

Die von der Reviſion zum Ermeſſen verſtellte Anwendbar⸗ 
keit des 8 138 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf das 
vorliegende bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft iſt zu bejahen. Allerdings 
ſagt Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz 
buch ganz allgemein, daß für ein Schuldverhältniß, das vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden iſt, 
die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben. Aber ſchon in den 
Motiven zum erſten Entwurf Artikel 103 (S. 257) iſt hervor · 
gehoben, daß dadurch nicht ausgeſchloſſen ſei, daß, wenn ein⸗ 
zelne Normen des Bürgerlichen Geſetzbuchs einen prohibitiven 
Charakter dergeſtalt hätten, daß ſie auch die bereits beſtehenden 
Schuldverhältniſſe zu ergreifen beabſichtigten, was im Wege der 
Auslegung feſtzuſtellen ſei, dieſer rückwirkenden Tendenz Folge 
zu geben ſei; und auch in den Protokollen der II. Kommiſſion 
(Bd. 6 S. 498, 499) iſt dieſem ſelben Gedanken Ausdruck ge⸗ 
geben. Dieſe rückwirkende Tendenz iſt aber aus der Faſſung 
des § 138 Abſ. 2 zu entnehmen. Denn er iſt dem Abſ. 1: 
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„Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verftößt, iſt 
nichtig“ mit den Worten: „Nichtig iſt insbeſondere“ u. ſ. w. 
angeſchloſſen. Damit iſt ein ſolches Geſchaͤft vom Geſetzgeber aus- 
drücklich als gegen die guten Sitten verſtoßend erklärt, und nach 
Erklärung eines ſolchen Satzes kann der Geſetzgeber unmzͤglich 
noch zur Durchführung eines ſolchen gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Geſchäftes ſeinen Rechtsſchutz haben hergeben wollen. 

Zweifelhafter aber iſt, ob, was die Reviſion in ihrer 
Hauptrüge in Abrede nimmt, die einzelnen Erforderniſſe des 
§ 138 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in ausreichende 
Weiſe feftgeftellt find; und es iſt der Revifion zuzugeben, daß, 
wenn die das Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung betreffende Ausführung des Berufungsgericht in dem 
Sinne zu verftehen wäre, wozu der Wortlaut allerdings Anlaß 
bietet, daß lediglich für den Kläger der Werth der ge 
kauften Beſitzung ein den Kaufpreis weit überſteigender ſei, die 
Ausführung auf Rechtsirrthum beruhen würde, weil, wenn der 
Beklagte ſo viel erhält, als die Sache für ihn werth iſt, von 
einer Ausbeutung deſſelben nicht die Rede ſein kann. Indeſſen 
nach dem ganzen Zuſammenhange der Urtheilsgründe iſt doch 
wohl die Ausführung des Berufungsgerichts dahin zu verſtehen, 
daß mit Rüdfiht auf die auf dem Grundſtücke betriebene 
Gaſtwirthſchaft daſſelbe überhaupt einen weit den Kaufpreis 
überfteigenden Werth beſitze, und daß dies insbeſondere auch 
für den Kläger, der ſelbſt Gaſtwirthſchaft darauf betreibe, in 
Betracht komme. Daß, wie die Revifion weiter geltend nacht, 
die Schankwirthſchaftskonzeſſion nicht mitverkauft ſei und auch 
wohl nicht mitzuverkaufen ſei, kann deshalb nicht entſcheded 
in Betracht kommen, weil ſchon die Thatſache, daß auf einem 
Grundſtücke eine gutgehende Gaſtwirthſchaft betrieben wird, den 
Werth des Grundſtücks zu erhöhen geeiguet iſt, wie dies auch 
übereinſtimmend die Sachverſtändigen angenommen haben. 
Wenn daher das Berufungsgericht ein auffälliges Mißverhältniß 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung feftftellt, jo iſt ein Rechts 
irrthum darin nicht erkennbar. Endlich iſt zwar auch bei Aus ⸗ 
beutung des Leichtfinns recht dürftig feſtgeſtellt, indeſſen kann 
doch auch hier die Feſtſtellung noch genügen, da nicht bloß, wie die 
Revifion vermeint, das Berufungsgericht feſtſtellt, daß der 
Kläger erkannt habe, daß der Beklagte nicht nüchtern ſei, 
ſondern ferner auch, daß er erkannt habe, daß der Beklagte 
ſehr unvernünftig handle und die Pflichten gegen ſeine Familie 
in gröͤblichſter Weiſe verletze, wenn er feinen Grundbefitz zu jo 
niedrigem Preiſe veräußere. 


Zu § 1581 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Warmuth 
e. Schloßke vom 26. November 1900, Nr. 238/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Die Entſcheidung des Berufungsrichters beruht im Weſent⸗ 
lichen auf folgenden Erwägungen: 

Die Beſtimmung des § 1581 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, wonach die Unterhaltspflicht des für ſchuldig erklärten 
geſchiedenen Ehegatten mit der Wiederverheirathung des Be⸗ 
rechtigten erliſcht, könne nicht auf Fälle zurückwirken, in denen 
— wie hier — die Scheidung der Ehe bereits vor dem 
1. Januar 1900 erfolgt ſei. Die entgegengeſetzte Auffaſſung 
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finde im Geſetze keine Stütze; namentlich ſei dafür aus den 
Artikeln 199, 201 und 206 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch nichts zu entnehmen. Ebenſo wenig laſſe ſich 
eine ſolche Rückwirkung aus allgemeinen Geſichtspunkten her⸗ 
leiten. Der Klägerin ſei nach § 783 Theil II Titel 1 des 
Allgemeinen Landrechts ein Anſpruch auf Abfindung wegen 
der künftigen Erbfolge aus dem Vermoͤgen des durch 
Urtheil vom 5. April 1898 von ihr geſchiedenen und dabei für 
ſchuldig erklärten Beklagten erwachſen geweſen. Dadurch, daß 
die Klägerin dann in Ausübung des ihr durch § 798 a. a. O. 
gewährten Wahlrechts ſtatt der Abfindung ſtandesgemäße Ver⸗ 
pflegung bis an ihren Tod gefordert habe, werde an der recht⸗ 
lichen Natur ihres Anſpruches nichts geändert. Derſelbe ſtelle 
ſich nicht als ein reiner Unterhaltsanſpruch, ſondern als ein 
Entſchädigungsanſpruch dar. Dieſer Auffaſſung entſpreche 
auch die in den 88 803, 806 a. a. O. enthaltene Beſtimmung, 
daß bei Lebzeiten des Mannes eine Veränderung bezüglich der 
Höhe der Verpflegungsgelder durch ſpäter eintretende Verbeſſe⸗ 
rungen oder Verſchlechterungen der Vermögens verhältniſſe des 
geſchiedenen Mannes nicht herbeigeführt werden ſolle, ſowie die 
ausdrückliche Vorſchrift des § 805 a. a. O., daß die Frau die 
Verpflegungsgelder behalte, wenn ſie zu einer anderen Ehe 
ſchreite. Es handele ſich ſomit im vorliegenden Falle um ein 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtandenes 
Schuldverhältniß, für welches die erwähnten Beſtimmungen des 
Allgemeinen Landrechts nach Art. 170 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche maßgebend geblieben ſeien, und 
es konne daher nicht angenommen werden, daß die Klägerin 
ſeit dem 1. Januar 1900 ihre Anſprüche auf Zahlung der 
Unterhaltsgelder in Folge ihrer Wiederverheirathung verloren habe. 

Dieſe Ausführungen find zu billigen, während andererſeits 
die von der Reviſion vertretene Anficht, daß die im Beſchluſſe 
des Reichsgerichts vom 24. April 1900 Rep. VII. B. 31./1900 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 431) bezüglich der Nichtfortdauer 
einer Alimentationspflicht der Geſchwiſter zur Anwendung ge⸗ 
brachten Geſichtspunkte, auch für die Entſcheidung der hier 
ſtreitigen Frage maßgebend ſein müßten, nicht für zutreffend zu 
erachten iſt. Die in Folge der Verwandtſchaft kraft des Geſetzes 
eintretende Verpflichtung, einem unterſtützungsbedürftigen Familien ⸗ 
gliede Unterhalt zu gewähren, beruht auf einem Zuſtands⸗ 
verhältn iſſe, welches — fo lange nicht nur die betreffende 
verwandtſchaftliche Verbindung, ſondern auch die Hülfsbedürftigkeit 
des Einen und das Unterſtützungsvermögen des Andern beſteht 
— fortdauernd immer neue obligatoriſche Anſpruche er ⸗ 
zeugt. Hieraus ergiebt ſich zugleich, daß dieſe Alimentations⸗ 
verbindlichkeit in Wegfall kommen muß, ſobald die Voraus ⸗ 
ſetzungen, an welche die Entſtehung der Unterſtützungspflicht 
geknüpft iſt, nicht mehr beſtehen oder als Entſtehungsgründe 
eines ſolchen Anſpruchs vom Geſetz nicht mehr anerkannt werden. 
Ob und inwieweit ähnliche Geſichtspunkte für den Geſetzgeber 
bei der Regelung der dem ſchuldigen Ehegatten in den 88 1578 fig. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auferlegten Unterhaltspflicht maß ⸗ 
gebend geweſen find, kann hier dahingeſtellt bleiben; denn das 
Preußiſche Allgemeine Landrecht, deſſen Beſtimmungen für die 
Beurtheilung der rechtlichen Natur des der Klägerin vor dem 
1. Januar 1900 erwachſenen Anſpruchs maßgebend find, hatte 
einen anderen Standpunkt eingenommen. Danach war der 


Klägerin die Wahl gegeben, ob ſie als Abfindung eine nach den 
Vorſchriften der §8 785 bis 797 Theil II Titel 1 des All 
gemeinen Landrechts zu bemeſſende einmalige Zahlung oder auf 
Grund der 88 798 fl. a. a. O. eine ſtandesgemäße Verpflegung 
bis an ihren Tod aus den Mitteln des ſchuldigen Mannes 
fordern wollte. Immer aber handelte es ſich dabei — wie vom 
Berufungsrichter mit Recht hervorgehoben wird — um einen 
durch das Scheidungsurtheil dem Grunde nach bereits zu- 
geſprochenen Entſchädigungsanſpruch, deſſen Höhe lediglich 
nach den zur Zeit der Scheidung obwaltenden Verhältniſſen 
endgültig zu bemeſſen war. 

(Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 19 S. 312 und Bd. 29 S. 169, 170.) 

Die Klägerin hat ſich, nachdem das Scheidungsurtheil vom 
5. April 1898 rechtskräftig geworden war, alsbald für die 
Wahl von Unterhaltsgeldern entſchieden; auch iſt damals eine 
Einigung der geſchiedenen Eheleute über die Höhe der zu 
zahlenden Beträge zu Stande gekommen und der Beklagte hat 
ſich dementſprechend der Klägerin gegenüber im Reverſe vom 
12. Januar 1899 zur Zahlung eines Unterhaltsgeldes von 
monatlich 23 Mark 50 Pf. verpflichtet. Damit hatte die 
Klägerin ein wohlerworbenes Recht auf eine feſt beſtimmte 
lebenslängliche Rente erlangt und an dieſem Rechtsverhält⸗ 
niſſe iſt in Folge des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nichts verändert worden. 

Nach der zutreffenden Ausführung des Berufungsrichters 
iſt für eine abweichende rechtliche Beurtheilung auch aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Reverſes vom 12. Januar 1899 nichts 
zu entnehmen, da insbeſondere jeder Anhalt dafür fehlt, daß 
ſich die Klägerin bezüglich der Fortdauer ihrer Anſprüche dem 
jeweilig geltenden Rechte habe unterwerfen wollen. 


Zu Art. 17, 27, 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Thiele 

o. Thiele vom 13. Dezember 1900, Nr. 289/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 

Der Kläger hat bei dem Königlichen Landgericht zu 
Freiberg Klage erhoben auf Scheidung der zwiſchen ihm und 
der Beklagten am 27. Auguſt 1889 geſchloſſenen Ehe, er ſtützt 
den Antrag auf die von der Beklagten nicht beſtrittene Be⸗ 
hauptung, daß dieſe ſeit dem Jahre 1896 mit dem Gorl⸗ 
verleger N. ein ehebrecheriſches Verhältniß unterhalten habe. 
Die erfte Inſtanz hat durch Urtheil vom 4. Oktober 1899 die 
Klage abgewieſen. Die hiergegen vom Kläger eingelegte 
Berufung iſt durch Urtheil des Königlichen Oberlandesgerichts 
zu Dresden vom 5. Mai 1900 zurückgewieſen worden. Die 
Berufung des Klägers iſt verworfen. Auch feine Revifion tft 
zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der Kläger war zur Zeit der Eingehung der Ehe und iſt 
noch jetzt roͤmiſch katholiſcher Konfeſſion, er iſt Oeſterreichiſcher 
Staatsangehöriger und war dies, wie das Berufungsgericht feſt⸗ 
ſtellt, auch zur Zeit der Klagerhebung. 

Das angefochtene Urtheil führt aus: 

Nach Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſei die vom Kläger begehrte Scheidung nur möglich, 
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wenn fie ſowohl nach dem früheren als auch nach dem jetzt 
geltenden Rechte ſtatthaft erſchiene. Wie nach dem bisherigen 
Rechte zu erkennen geweſen wäre, könne dahingeſtellt bleiben, 
denn die Scheidung ſei nach dem am 1. Januar 1900 in 
Kraft getretenen Rechte unſtatthaft. 

Nach Artikel 17 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſei hier, da der klagende Ehemann zur Zeit der 
Klagerhebung Oeſterreichiſcher Staatsangehöͤriger geweſen, an 
ſich das Oeſterreichiſche Recht maßgebend; etwas anderes ergebe 
ſich auch nicht aus Artikel 27 des angezogenen Einführungs⸗ 
geſetzes, denn nach dem Oeſterreichiſchen Rechte würden in einem 
Falle der vorliegenden Art nicht die Deutſchen Geſetze anzu⸗ 
wenden ſein. 

Nach dem biernach entſcheidenden Oeſterreichiſchen Rechte 
ſei die beantragte Scheidung der Ehe vom Bande unzuläffig, 
weil der Kläger zur Zeit der Eingehung der Che der roͤmiſch⸗ 
katholiſchen Kirche angehört habe. 

Dieſe Ausführungen enthalten keinen Verſtoß gegen revifible 
Rechtsnormen, als welche, da das Oeſterreichiſche Recht der 
Nachprüfung der Reviſionsinſtanz entzogen iſt, nur die Vor⸗ 
ſchriften des jetzt geltenden Deutſchen Rechts in Betracht kommen. 

Zutreffend, von der Reviſion übrigens auch nicht an⸗ 
gegriffen, iſt die Annahme der Vorinſtanz, daß zu dem nach 
Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch in erſter Linie anzuwendenden Rechte des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch die Beſtimmungen in Artikel 17 und 27 des- 
ſelben Einführungsgeſetzes zu rechnen find. Somit iſt, da nach 
den maßgebenden Ausführungen des Berufungsgerichts das 
Oeſterreichiſche Recht für Fälle der vorliegenden Art keine Rück⸗ 
verweiſung auf die Deutſchen Geſetze im Sinne von Artikel 27 
enthält, für die Beurtheilung der vorliegenden, auf Scheidung 
der Ehe vom Bande gerichteten Klage gemäß Artikel 17 Abſ. 1 
des angezogenen Einführungsgeſetzes das Oeſterreichiſche Recht 
entſcheidend, und die Klage hat abgewieſen werden müſſen, weil 
dieſes Recht, wie wiederum für die Revifionsinſtanz maßgebend 
feſtgeſtellt iſt, unter den hier vorliegenden Umſtänden Scheidung 
der Ehe vom Bande nicht geſtattet. 

Wenn in der Revifionsverhandlung ein Einwand gegen 
dieſe Folgerung aus der Beſtimmung in 5 77 Abſ. 1 des Reichs- 
geſetzes vom 6. Februar 1875 hergeleitet iſt, ſo iſt dies 
unzutreffend. Allerdings iſt vom Reichsgericht in konſtanter 
Praxis angenommen worden, dieſe Vorſchrift ſei in Che- 
ſtreitigkeiten zwiſchen Ausländern, wenn durch das betreffende 
Landesgeſetz die Auflöſung der Ehe dem im Heimathlande des 
Ehemanns geltenden Rechte unterſtellt ſei, dahin anzuwenden, 
daß, wenn nach dieſem Recht nur lebenslängliche Trennung von 
Tiſch und Bett ſtatthaft ſein würde, ſtatt hierauf auf Scheidung 
der Ehe vom Bande zu erkennen ſei. Entſcheidungen in Civil⸗ 
ſachen Bd. 3 S. 28 fg., Bd. 11 S. 29 fg. Allein die An- 
nahme, daß durch dieſe Beſtimmung die in Artikel 17 Abſ. 1 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthaltene 
Regel eine Modifikation erleide, — angezogenes Einführungs- 
geſetz Artikel 32 Satz 1 — erſcheint ſchon gegenüber dem Wort⸗ 
laute des 8 77 Abſ. 1 ganz unhaltbar, da darin die Beſtimmung, 
daß auf Auflöſung des Bandes der Ehe zu erkennen ſei, nur 
für den Fall getroffen iſt, wenn nach dem bisherigen Rechte 
auf beſtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett zu 


erkennen geweſen wäre, übrigens iſt, auch abgeſehen hiervon, 
jeder Zweifel darüber, daß künftig in einem Eheſtreit zwiſchen 
Ausländern auf Scheidung der Ehe nur dann erkannt werden 
dürfe, wenn eine dahin gehende Entſcheidung auch nach dem 
Rechte des Staates, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung 
der Klage angehörte, zuläffig iſt, durch die Vorſchrift im vierten 
Abſatze des Artikels 17 ausgeſchloſſen, vorbehältlich der aus 
Artikel 27 ſich etwa ergebenden Abweichung. 


Zu § 896 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Spar⸗ 
kaſſe Bielefeld o. Bergmann vom 19. Dezember 1900, 
Nr. 248/1900 V. 

II. J. O. L. G. Hamm. 


Im Grundbuch von Bielefeld Band 31 Blatt 315 iſt in 
Abtheilung III unter Nr. 4 für die Ehefrau Müller aus der 
Urkunde vom 7. Oktober 1895 eine beim Tode der Wittwe 
Aufderheyde fällige und bis dahin unverzinsliche Erbtheils⸗ 
forderung von 14 823 Mark eingetragen. Dieſe Forderung iſt 
der Beklagten zur Sicherung einer Darlehnsforderung ver⸗ 
pfändet. Die Verpfändung iſt im Grundbuche eingetragen, 
der Hypothekenbrief iſt im Beſitze der Beklagten als Pfand 
gläubigerin. Die Hypothekengläubigerin Frau Müller hat den 
Kläger 4 000 Mark ihrer Hypothekenforderung am 23. Nu 
1899 abgetreten. Da Kläger die Eintragung der Abt 
ohne Porlegung des Hypothekenbriefs nicht erlangen kann, hat 
er beantragt, die Beklagte zu verurtheilen, den Hypoth ele 
zu den Grundakten des Amtsgerichts in Bielefeld einzurtichen 
und zu bewilligen, daß die Abtretung des Theilbetrags von 
4 000 Mark an den Kläger unter Bildung eines Theilhypo⸗ 
thekenbriefs in das Grundbuch eingetragen werde, mit der 
Maßgabe, daß ſofort nach der Eintragung die Haupt- und die 
Theilhypothekenurkunde der Beklagten wieder zugeſtellt werden. 
Der erſte Richter hat die Klage abgewieſen. Auf die Be⸗ 
rufung des Klägers ift die Beklagte verurtheilt, den Hypotheken ⸗ 
brief dem Amtsgericht zwecks Eintragung der Abtretung und 
demnächſtigen Rückempfangs des Haupt- und des Zweig ⸗ 
dokuments herauszugeben. 

Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Berufungsgericht gründet ſeine Entſcheidung lediglich 
auf die Vorſchrift des § 896 Buͤrgerlichen Geſetzbuchs, die als 
abſoluter Rechtsſatz ſeit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Anwendung gebracht werden müſſe. 

Die Reviſion iſt nicht begründet. 

Durch die Ceſfion vom 23. Mai 1899 find 4 000 Mark 
der Hypothek Nr. 4 auf den Kläger übergegangen. Nach dem 
damaligen preußiſchen Rechte bedurfte es zum Erwerbe dieſezs 
Hypothekentheils weder der Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch (Eigenthumserwerbsgeſetz von 1872 8 54, All⸗ 
gemeines Landrecht Theil I Titel 20 § 513) noch der Aus- 
händigung des Hypothekenbriefs an den Ceſſionar (Allgemeines 
Landrecht Theil I Titel 11 § 393). Dem Kläger gebührte 
der Beſitz des Briefes bezw. des Theilbriefes als Zubehör der 
abgetretenen Forderung und er konnte deſſen Herausgabe von 
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jedem Dritten, welcher ihm den Brief ohne Grund vorenthielt, 
verlangen. (Vergleiche Turnau Grundbuchordnung Band I 
Seite 436 f. Anm. 2 a.) Kläger erwarb den Hypothekentheil, 
aber belaſtet mit dem Pfandrecht der Beklagten, welches fich 
auf die ganze Hypothekenforderung erſtreckte. Darüber, daß 
ein Pfandgläubiger verpflichtet ſei, den in ſeinem Befitze be- 
findlichen Brief dem Grundbuchamte vorzulegen, um dem 
Ceſſionar der verpfändeten Hypothek die Eintragung der Ab⸗ 
tretung in das Grundbuch und die Bildung eines Theil⸗ 
hypothekenbriefs zu ermöglichen, fehlte eine ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift. Auch die Rechtſprechung hat ſich, ſoviel bekannt, mit 
dieſer Frage nicht beſchäftigt (das Urtheil des Reichsgerichts in 


Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 39 S. 284 betrifft einen 


anderen Fall). 

Mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
änderte ſich in Anſehung des nach dem bisherigen Rechte 
wirkſam vollzogenen Erwerbes des Klägers an dem Hypotheken- 
theile nichts. Wenn auch nach § 1154 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Abtretung einer Briefhypothek gültig nur unter Uebergabe 
des Hypothekenbriefs erfolgen kann, ſo wird dadurch der Erwerb 
des Klägers nicht berührt, weil die Beſtimmungen des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über die Uebertragung eines Rechts an einem 
Grundſtücke nur auf die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bewirkten Uebertragungen Anwendung finden (vergl. 
Artikel 189 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buche). Wie der Erwerb des Eigenthums an Sachen (vergl. 
Motive zu Artikel 106 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche S. 264 und Reichsgerichtsentſcheidung in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 S. 763 Nr 40) richtet ſich der 
Erwerb von Rechten, namentlich auch der Erwerb von Hypotheken, 
nach den Geſetzen, unter deren Herrſchaft ſich der Erwerb voll⸗ 
zieht. Kläger iſt alſo nach wie vor Gläubiger der Hypothek 
zu dem ihm abgetretenen Betrage. Dagegen hat ſich der Gegen ⸗ 
ſtand feines Rechtes geändert. Da nach Artikel 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 13. November 1899 und Nr. X der Anlage 
dazu das Grundbuch im Bezirke Bielefeld ſeit dem 1. Januar 
1900 als angelegt anzuſehen iſt, gilt ſeitdem die ſtreitige 
Hypothek nach Artikel 192 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche in Verbindung mit Artikel 33 des preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche als eine Brief- 
hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuchs. In Folge deſſen ſtehen 
ihrem Gläubiger alle Rechte zu, welche nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche dem Gläubiger einer erſt nach dem 1. Januar 1900 
begründeten Briefhypothek gebühren, mag ſich dadurch die nach 
dem bisherigen Rechte entſtandene Rechtslage des Gläubigers 
verbeſſern oder verſchlechtern. Deſſen ift man ſich bei Auf⸗ 
nahme des Artikels 192 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ſehr wohl bewußt geweſen. „Unverkennbar — ſo 
heißt es in den Motiven zu Artikel 112 des Entwurfs eines 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unter Nr. 2 
S. 274 — wird durch eine ſolche Regelung (d. h. Angleichung 
der beſtehenden Hypotheken an die Normalhypothek des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) in beſtehende Rechte eingegriffen. Ein der⸗ 
artiger Eingriff, welcher (vergl. Artikel 106 Abſ. 2, jetzt 
Artikel 184) für andere Rechte an Grundſtücken als das Eigen⸗ 
hum im Allgemeinen abgelehnt iſt, erſcheint bei der Hypothek 
weniger bedenklich, weil der Zweck der Hypothek, die Ermöglichung 
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der ſicheren Beitreibung eines Geldbetrags, nur in geringem 
Maße und praktiſch wenig fühlbar durch die Anpaflung be⸗ 
einträchtigt wird, auch eine drückende Erſchwerung der Lage des 
Eigenthümers und der ſonſtigen Realberechtigten nicht zu be⸗ 
ſorgen iſt. Daß die Stellung des Eigenthümers und der 
ſonſtigen Realberechtigten in mancher Hinſicht eine ungünftigere 
werden kann, z. B. durch die bei Anwendung des § 1065 
(jet 5 1119) des Bürgerlichen Geſetzbuchs eintretende höhere 
Zinsbelaſtung, ſoll nicht verkannt werden.“ Hiernach kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß dem Kläger ſeit dem 1. Januar 1900 
auch das Recht zuſteht, die Berichtigung des Grundbuchs und 
das hierzu Erforderliche gemäß den SS 894 bis 896 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zu verlangen, mag ihm dieſes Recht nach dem 
bisherigen Rechte gebührt haben oder nicht. Daß ein Fall der 
Berichtigung des Grundbuchs, wie er hier vorliegt, bei einer 
nach dem 1. Januar 1900 erfolgten Abtretung einer Brief⸗ 
hypothek nicht mehr vorkommen kann, iſt richtig, hindert aber 
die unmittelbare (nicht analoge) Anwendbarkeit des § 896 nicht. 
Es liegt darin auch nichts Befremdendes, denn auch nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt der Ueber⸗ 
gang einer Briefhypothek auf einen neuen Gläubiger ohne 
Uebergabe des Hypothekenbriefs überall da, wo die Hypothek 
kraft Geſetzes auf einen Anderen übergeht (vergl. Bürgerliches 
Geſetzbuch 88 1922, 1143, 1163, 1164, 1168, 1170 Abſ. 2, 
1171 Abſ. 2, 1173, 1174, 1182, 1150 in Verbindung mit 
§ 268, 8 426 Abſ. 2 und 8 774 in Verbindung mit 58 401 
und 412), und in dieſen Fällen muß dem Erwerber die Be⸗ 
fugniß des § 896 zuſtehen, damit ihm die Berichtigung des 
Grundbuchs moͤglich ſei (Bürgerliches Geſetzbuch § 42). Für 
einzelne dieſer Fälle iſt durch beſondere Beſtimmungen die Ver⸗ 
pflichtung des Gläubigers zur Herausgabe bezw. zur Vor⸗ 
legung des Briefes beim Grundbuchamte zum Zwecke der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs und der Herſtellung eines Theil⸗ 
hypothekenbriefs feſtgeſtellt (vergl. 58 1144, 1145, 1150, 1167, 
1168 Abſ. 3). Dieſe Verpflichtung tft im $ 896 in zwei Richtungen 
verallgemeinert, indem die Befugniß, die Vorlegung des Briefes 
beim Grundbuchamte zu verlangen, nicht bloß den befriedigenden 
Eigenthümer, Schuldner oder Dritten, ſondern einem jeden Be⸗ 
richtigungsberechtigten und indem fie nicht bloß gegen den Gläubiger, 
ſondern gegen jeden Beſitzer des Briefes zugeſprochen wird. 
Allerdings kann die Frage aufgeworfen werden, ob die Vor⸗ 
legung von dem Beſitzer des Briefes nur dann verlangt werden 
kann, wenn dieſer als derjenige, deſſen Recht davon betroffen 
wird, ſeine Zuſtimmung zur Berichtigung erklären muß (Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch § 894). Dies würde hier nicht zutreffen, da 
nur das Gläubigerrecht der Wittwe Müller von der Eintragung 
des Klägers als Theilgläubiger an deren Stelle betroffen wird, 
nicht aber das Pfandrecht der Beklagten. Gegen die Wittwe 
Müller bedarf es der Geltendmachung des Berichtigungsan⸗ 
ſpruchs nicht mehr, nachdem ſie die erforderliche Zuſtimmung 
durch die Ceſſion vom 23. Mai 1899 bereits ertheilt hat, durch 
deren Vorlegung der zur Berichtigung erforderliche Nachweis 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs erbracht wird (Grundbuch- 
ordnung $ 22 Abſ. 1). Die Beklagte dagegen würde zur 
Mitwirkung bei der Berichtigung des Grundbuchs an ſich nicht 
verpflichtet ſein, da ihre Rechte dadurch keine Einbuße erleiden. 
Dies wäre nur dann denkbar, wenn die verpfändete Hypothek 
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aufgehoben oder in ihrem Inhalte geändert werden ſollte, wenn 
alſo ein Fall vorläge, in welchem es nach 88 876, 877 
Bürgerlichen Geſetzbuchs der Zuſtimmung desjenigen bedarf, 
mit deſſen Rechte ein Recht an dem Grundſtücke belaſtet iſt. 
Davon kann aber nicht die Rede ſein, wenn die dem Pfand- 
rechte unterliegende Hypothek und die perſönliche Schuldver⸗ 
bindlichkeit der Pfandſchuldnerin unberührt bleiben und nur an 
die Stelle des bisherigen Hypothekengläubigers ein anderer tritt. 
Wird nun im $ 896 nicht derjenige, deſſen Recht von der Be⸗ 
richtigung betroffen wird, ſondern allgemein der Befiter des 
Briefes als der zur Vorlegung des Briefes beim Grundbuchamte 
Verpflichtete bezeichnet, ſo muß angenommen werden, daß dieſer 
als ſolcher zur Vorlegung verpflichtet fein ſoll ohne Rückficht 
darauf, ob er zugleich derjenige iſt, welcher der Berichtigung 
zuſtimmen muß. Anderenfalls würde in Fällen, wie der vor⸗ 
liegende, die Berichtigung des Grundbuchs unmöglich fein, ob⸗ 
wohl ein Berichtigungsrecht und eine Berichtigungpflicht beſtehen. 
Es fragt ſich demnach nur noch, ob dem Kläger ein Be⸗ 
richtigungsanſpruch zuſteht. Dies iſt zu bejahen. Kläger hat 
außerhalb des Grundbuchs ein Recht an einem Rechte am 
Grundſtücke erworben, welches, obwohl der Eintragung in das 
Grundbuch fähig, nicht eingetragen iſt. Der Inhalt des 
Grundbuchs ſteht alſo in Anſehung dieſes Rechtes mit der 
wirklichen Rechtslage nicht im Einklange: das Grundbuch weiſt 
die Wittwe Müller als Gläubigerin der Hypothek No. 4 
zu ihrem vollen Betrage aus, während die Hypothek zum Be⸗ 
trage von 4000 Mark auf den Kläger übergegangen iſt. Die 
Berichtigung des Grundbuchs iſt auch erforderlich, um den 
Kläger der Vortheile, die der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs mit ſich bringt, theilhaftig zu machen (§ 892). Da er 
in Folge des Pfandbefitzes der Beklagten an dem Hypotheken⸗ 
briefe nicht ſelbſt Befitzer des Briefes iſt, kann er zu jenem 
Vortheile nur dadurch gelangen, daß er als Theilgläubiger der 
Hypothek in das Grundbuch eingetragen wird (vergl. Bürger 
liches Geſetzbuch $ 1155, Grundbuchordnung § 40 Abſ. 2). 

Aus dieſen Gründen muß mit dem Berufsgerichte die Be⸗ 
klagte für verpflichtet erachtet werden, gemäß § 896 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs den Hypothekenbrief dem Grundbuchamte vor⸗ 
zulegen, um ihn demnächſt, ohne daß ihren Rechten irgendwie 
zu nahe getreten iſt, zurückzuerhalten. 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. A.-G. 
für Sartonagen-Induftrie 6. Sächſiſche Cartonagen- 
Maſchinen⸗A.-⸗G. vom 10. Dezember 1900, 

Nr. 285/1900 VI. 

II. J. O. L. G. Dresden. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 
Das Berufungsgericht führt aus: 
Durch die im Jahre 1895 von der Beklagten erlaſſenen 


Bekanntmachungen und Schreiben, in denen die Klägerin einer 


Verletzung des Patentes Nr. 36 196 geziehen und unter Be⸗ 
rufung auf dieſes Patent vor der Verwendung der von der 
Klägerin jin den Handel gebrachten Blechklammern gewarnt 


worden ſei, habe ſich die Beklagte eines rechtswidrigen Eingriffs 
in die Freiheit des Gewerbebetriebes der Klägerin ſchuldig ge 
macht. Nach Sächſiſchem Rechte ſei demjenigen, der in ſeinem 
berechtigten Gewerbebetriebe von einem Andern dadurch, daß 
dieſer ſich unbegründeter Weiſe ein dieſen Gewerbebetrieb be⸗ 
ſchränkendes Verbindungsrecht beilege, beeinträchtigt oder be 
unruhigt werde, entſprechend zu ſchützen wie der Eigenthümer, 
deſſen Eigenthumsrecht geftört werde, alſo nach den Grundsätzen 
über die negatoriſche Klage. Mit dieſer könne aber nach 
Sächſiſchem Rechte Erſatz des durch die Störung entſtandenen 
Schadens verlangt werden, ohne Rückſicht darauf, ob die ob⸗ 
jektiv rechtswidrige Handlung des Störenden dieſem zur Ver⸗ 
ſchuldung — Abſicht oder Fahrläſſigkeit — anzurechnen ſei oder 
nicht. Demnach komme auch hier nichts darauf an, ob in den 
Verhalten der Beklagten auch ein ſubjektiv ſchuldhafter Eingrif 
in die Rechte der Klägerin zu befinden ſei. 

Die Revifion meint, es ſei zunächſt fraglich, ob für die 
von der Klägerin aus einem eigenthumsähnlichen Rechte he. 
geleiteten Anſprüche auch jetzt noch das Sächſiſche Recht en. 
ſcheidend ſei oder nicht, vielmehr nach Artikel 181 des Ein 
führungs⸗Geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche das neue Recht. 
Das letztere iſt indeß zu verneinen, auch dann, wenn man an 
nimmt, daß Artikel 181 entſprechend auch auf Rechtsverhältniſe 
anzuwenden jet, die nach Analogie der über das Eigentum 
geltenden Grundſätze zu beurtheilen find bez. bisher beurtheilt 
worden find. Es handelt ſich jetzt nicht darum, wache Bir 
kungen dem nach Analogie des Eigenthums zu ſchitzenden 
Rechte der Klägerin auf ungeftörten Gewerbebetrieb nach Inhalt 
und Umfang jetzt zukommen, ſondern um bie Feftftellung der 
rechtlichen Folgen, welche von der Beklagten im Jahre 18% 
vorgenommene Handlungen, durch die fie in jenes Recht ftören 
eingegriffen hat, vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Seit 
buchs gehabt haben, ſpeziell um die Frage, ob dieſe Handlung 
die perſönliche Verpflichtung der Beklagten zum Schadenerſaſ 
begründet haben. Hierfür iſt nach Artikel 170 des Einführung 
geſetzes das frühere Recht maßgebend. Vergleiche auch Habich, 
die Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ꝛc. II. Auflage 
§ 39 unter B und C (S. 384 fg. 388). Etwas hiermit in 
Widerſpruch ſtehendes iſt auch nicht in dem Urtheil des V. Goil⸗ 
ſenats des Reichsgerichts vom 16. Juni 1900 — V. 76/190, 
Deutſche Juriſtenzeitung Jahrgang 1900 Nr. 21 — ab 
geſprochen. 


Zu Art. 181, 213 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu F 33 Preuß. Ausführungsgeſetzes zur Grund 
buchordnung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Liefegang 
c. Lieſegang vom 15. Dezember 1900, Nr. 247/ö1900 V. 
II. J. Kammergericht. 

Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache m 

das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Die Revifion iſt begründet. 

Zutreffend geht der Berufungsrichter davon aus, daß he 
Kläger nicht fideikommifſariſche Erben, ſondern fibeifommiflariidt 


. *— 


Vermächtnißnehmer nach Johann Friedrich Lieſegang geworden 
find, daß, da der Tod der Fiduziarerbin Emma Lieſegang vor 
dem 1. Januar 1900 eingetreten iſt, für den Erwerb der 
Kläger gemäß Artikel 213, 181 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch die Vorſchriften des Allgemeinen Land⸗ 
rechts maßgebend find, daß nach dieſen (Theil I Titel 12 85 262, 
263, 288, 466) der fideikommiſſariſche Vermächtnißnehmer mit 
dem Eintritte des Subſtitutionsfalls Eigenthümer der ver⸗ 
machten Sachen wird, daß aber mit Rückſicht auf die eventuelle 
Pflicht des Vermächtnißnehmers, zu den Nachlaßſchulden bei⸗ 
zutragen (Allgemeines Landrecht Theil I Titel 12 88 311, 334 ff.), 
die Inbefitznahme der Sachen und die Eintragung des Eigen⸗ 
thums des Vermächtnißnehmers von der Einwilligung des 
Erben abhängig iſt. Ausdrücklich wurde die Bewilligung des 
Erben zu der Eigenthumseintragung im 5 53 der Preuß. 
Grundbuchordnung verlangt. Dieſer § 53 iſt mit der ganzen 
Grundbuchordnung von 1872 durch Artikel 33 des Preuß. 
Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung aufgehoben. Die 
Annahme, daß der 8 53 die Eigenſchaft einer Uebergangsvor⸗ 
ſchrift habe und als ſolche durch jenen Artikel 33 aufrecht er⸗ 
halten ſei, obwohl in dem hier in Betracht kommenden Be⸗ 
zirke das neue Liegenſchaftsrecht bereits ſeit dem 1. Januar 
1900 gilt (vgl. Königliche Verordnung vom 13. November 
1899 Artikel 3), iſt rechtsirrthümlich; doch kommt es auf den 
naheren Nachweis des Irrthums nicht an, da die Einwilligung 
des Erben jedenfalls auch nach 8 19 der Reichsgrundbuch⸗ 
a erforderlich iſt (vgl. Habicht, Einwirkung 2. Auflage 
663). 

Der Berufungsrichter mußte dieſe Unterſuchung anſtellen, 
weil die Klage auf Bewilligung der Eigenthumseintragung hin 
fällig fein würde, wenn die Beklagte als Erbin der Fiduziar⸗ 
erbin dieſe nicht zu bewilligen hätte. 


Zu den 88 157, 550, 553, 1004 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Fricke 
e. Steger vom 27. Dezember 1900, Nr. 316/1900 VI. 

II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion des Klägers auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das Berufungsgericht hat die erhobene Eigenthumsfreiheits⸗ 
klage deshalb abgewieſen, weil die Beklagte, auch wenn die 
Klage objektiv begründet fein ſollte, jedenfalls nicht der „Stoͤrer“ 
ſein würde, von dem nach § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
der Kläger die Beſeitigung der Beeinträchtigung ſeines Eigen⸗ 
thums rechtes verlangen könnte. Das Oberlandesgericht nimmt 
dabei an, daß die Beklagte, da fie ihr Grundſtück zum Betriebe 
einer Gaſtwirthſchaft vermiethet habe, allerdings als Miturheberin 
des dort ſtattfindenden gewöhnlichen Wirthshauslärmes zu 
gelten habe, daß es aber hierauf nicht ankomme, da der Kläger 
dieſen Lärm ſich gefallen laſſen müſſe, und daß der außer. 
gewöhnliche, übermäßige Lärm nicht auf die Beklagte als Ur⸗ 
heberin zurückzuführen ſein würde, weil ſie ſpeziell hierzu das 
Grundſtück nicht vermiethet habe, und weil ſie andererſeits dem 
Miether gegenüber doch kein Recht habe, ihn an ſolcher Aus- 
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nutzung deſſelben zu hindern. Dieſe Begründung iſt rechtsirrig. 
Es kann nicht ohne Weiteres angenommen werden, daß der 
Vermiether oder Verpächter nicht in der Lage ſei, den Miether 
oder Pächter an einer ſolchen Benutzung des Grundſtückes zu 
hindern, in welcher ein Eingriff in das Eigenthumsrecht am 
Nachbargrundſtücke liegen würde. Wenn das der Fall wäre, ſo 
würde übrigens in jeder Vermiethung oder Verpachtung eines 
Grundſtückes, bei der ſolche Eingriffe dem Miether oder Pächter 
nicht ſpeziell unterſagt wären, eine Urſache derjenigen Eingriffe 
zu erblicken ſein, die letzterer etwa beginge. Aber es iſt eben 
nicht ſo, weder nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, noch nach 
dem frühern gemeinen Rechte. Was zunächſt das neue Recht 
anlangt, ſo bringt der in § 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für die Vertragsauslegung für maßgebend erklärte Grundſatz von 
Treue und Glauben es mit ſich, daß der Miethvertrag im 
Zweifel dahin verſtanden werde, daß der Miether ſolche Hand⸗ 
lungen, welche nach den allgemeinen Regeln des Nachbarrechtes 
dem Nachbar gegenüber als rechtswidrig erſcheinen, nicht ſolle 
vornehmen dürfen. Dann ſtellt fich aber die trotzdem erfolgte 
Vornahme ſolcher Handlungen im Sinne des § 550 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs als ein vertragswidriger Gebrauch des Mieth ⸗ 
gegenſtandes dar, fo daß der Vermiether nach vorgängiger ver⸗ 
geblicher Abmahnung gegen den Miether auf Unterlaffung klagen, 
unter Umſtänden auch nach 8 553 daſelbft das Miethverhältniß 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen könnte. In⸗ 
ſofern er von dieſen Rechten keinen Gebrauch macht, ſondern 
die Verletzungen des Nachbarrechtes unthätig duldet, macht er 
ſich ſelbſt für dieſelben mitverantwortlich und erſcheint daher im 
Sinne des § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als „Störer“. 
Der Vermiether unterliegt alſo wegen wiederholter Eingriffe 
des Miethers in das Eigenthumsrecht des Nachbars prima facie 
allemal neben dem Miether der Eigenthumsfreiheitsklage, weil 
er entweder ſein Grundſtück mit der Berechtigung des Miethers 
zu ſolchen Eingriffen (ihm, dem Vermiether, gegenüber) ver⸗ 
miethet hat, oder in der Lage wäre, den Miether an den auch 
ihm gegenüber unberechtigten Eingriffen zu hindern. Hier iſt 
nun freilich das Miethverhältniß vor dem Jahre 1900 begründet 
worden, folglich, wie ſich aus Art. 171 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche ergiebt, wenigſtens zunächſt noch 
nach dem ältern, hier alſo nach dem gemeinen Deutſchen Rechte 
zu beurtheilen. Indeſſen macht dies keinen weſentlichen Unter⸗ 
ſchied; denn auch nach gemeinem Rechte waren die Verträge 
nach Treue und Glauben auszulegen, und auch dieſes Recht 
kannte nach 1. 3 C. de loc. 4,65 und c. 3 X. de loc. 3,18 
die Aufhebung des Miethvertrages wegen Mißbrauches der ge⸗ 
mietheten Sache. Es mag noch bemerkt werden, daß auch das 
frühere, bei Seuffert, Archiv, Bd. 48 Nr. 247, mitgetheilte 
Urtheil des Berufungsgerichtes nicht erkennbar, wie letzteres jetzt 
gemeint hat, auf einem von dem hier eingenommenen ab⸗ 
weichenden Standpunkte ſteht, nur daß allerdings der konkrete 
Fall damals etwas anders beſchaffen war, als der jetzt vor⸗ 
liegende. 

Konnte hiernach das angefochtene Urtheil nicht aufrecht 
erhalten werden, ſo iſt damit freilich noch nicht geſagt, daß 
eventuell die Beklagte ſchlechthin als Urheberin alles des über⸗ 
mäßigen Lärmes zu behandeln ſein würde, der etwa von ihrem 
Grundſtücke in dasjenige des Klägers hinüber gedrungen ſein 
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und noch hinüber dringen möchte. Es würde vielmehr darauf 
ankommen, ob ſie alles Ihrige dazu gethan hätte, um den be⸗ 
treffenden Eingriff in das Recht des Klägers zu hindern: dann 
natürlich würde man nicht im Sinne des Klagantrages ſagen 
können, ſie habe den betreffenden Lärm hinüber dringen „laſſen“. 


Zu SS 904, 906 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Stadt 
Bielefeld c. Gunſt vom 15. Dezember 1900, 
a Nr. 252/1900 V. 

II. J. O. L. G. Hamm. 


Keinen Grund hat die Beſtreitung der Paſſtvlegitimation. 
Anwendbar iſt nicht das alte Recht, denn um eine Waſſerrechts⸗ 
Streitigkeit handelt es ſich nicht (Artikel 65 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche), ſondern um einen 
Eigenthumsanſpruch (Artikel 181), wenn auch an einem Privat⸗ 
fluſſe. Aber die SS 904, 906 des Bürgerlichen Geſetzbuches, 
die von der Revifion angerufen werden, find nicht verletzt. Um 
einen Nothſtand für die Stadt i. S. des $ 904 handelt es fich 
überhaupt nicht, und der mit der bisherigen Rechtſprechung im 
Einklange ſtehende § 906 verbietet gerade ſolche Einwirkungen 
auf fremdes Eigenthum, die, wie hier feſtgeſtellt iſt, das ge⸗ 
wöhnliche Maß überſchreiten. Dieſe Einwirkung iſt auch von 
der Beklagten zu vertreten, wenngleich nicht fie ſelbſt die jhäb- 
lichen Beſtandtheile in den Kanal leitet. Sie hat die 
Kanaliſation geſchaffen oder herſtellen laſſen, alſo die Ein⸗ 
richtungen auf ihrem Eigenthum, in den Straßen, getroffen und 
den Bürgern zur Verfügung geftellt, die jetzt benutzt werden, 
ſchädliche Einwirkungen auf das Eigenthum des Klägers zu üben. 
Dieſe Anlage ift Grund der Störung des Eigenthums des Klägers 
und darum iſt die Beklagte für die Störung verantwortlich, 

Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 45 Nr. 76 S. 298, 
gegen welche der Kläger nahezu ſchutzlos ſein würde, wenn es 
ihm obläge, die einzelnen Hausbeſitzer ausfindig zu machen, von 
denen die Verunreinigung ausgeht. Dadurch, daß die Stadt, 
wie ſie behauptet, oder die Polizei ſolche Verunreinigung ver⸗ 
boten hat, kann die Beklagte nicht gegen die privatrechtlichen 
Folgen eines Eingriffs in fremdes Eigenthum geſchützt werden, 
der eine Folge der von ihr auf ihrem Grundſtück getroffenen 
Einrichtungen iſt. 


Zu § 912 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Wagner 
c. Schmohl vom 5. Dezember 1900, Nr. 232/1900 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Reviſion wirft unter Bezugnahme auf das, Erkenntniß 
des Reichsgerichts vom 19. Mai 1900 (V 76/1900, mitgetheilt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Beilage des neuen Rechts, 
S. 15) dem Berufungsrichter vor, daß er bei Beurtheilung der 
Frage, ob die Beklagte auch nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuches zur Zurückziehung des Baues auf die wahre 
Grenzlinie verpflichtet ſei, ausſchließlich das bisherige Recht berüͤck⸗ 
ſichtigt habe, während es hierzu eines Eingehens auf die Bor- 


ſchriften des neuen Rechts, insbeſondere auf den 8 912 det 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bedurft hätte. Dieſer Vorwurf iſt an 
ſich begründet; er kann aber zur Aufhebung der Vorentſcheidung 
nicht führen. Nicht begründet wäre er, wenn der Berufungs⸗ 
richter feſtgeſtellt hätte, daß die Beklagte nach den Beſtimmungen 
in 88 340 —342 Titel 9 Theil I des Allgemeinen Landrechts 
das Eigenthum an derjenigen Grundfläche erworben habe, auf 
welche fi) der Ueberbau erſtreckt; denn wäre dies der Fall, fo 
würde auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches dieſes Eigenthum fortbeſtanden haben, und damit wäre 
hinfichtlich einer Verpflichtung der Beklagten zur Zurückziehung 
des Baues für eine Anwendung des neuen Rechts kein Raum. 
Aber zu dieſem Ergebniß kommt der Berufungsrichter nicht. 
Er ſtellt im Gegentheil feſt, daß ſich die Beklagte auf die 
Vorſchriften in SS 340—342 a. a. O. nicht berufen konne, 
weil fie deren Vorausſetzungen nicht nachgewieſen habe. Si 
dies der Fall, ſo iſt es allerdings rechtsirrthümlich, wenn de 
Berufungsrichter nun ausschließlich die landrechtlichen Vorſchrifta 
dafür entſcheidend fein läßt, ob die Beklagte den Bau zurüd 
zurücken habe. Dies tft in dem obenerwähnten Urtheil dei 
erkennenden Senats ausgeſprochen und ausführlich begründet 
worden. Eine Aufhebung der Vorentſcheidung würde ſich hieraus 
aber nur dann als nothwendige Folge ergeben, wenn die that- 
ſächlichen Feſtſtellungen, welche der Berufungsrichter in Ar- 

wendung des bisherigen Rechts getroffen hat, nicht hinrichten, 

um zugleich als Grundlage für die Anwendung del nenen 

Rechts zu dienen. Andernfalls, nämlich wenn fie hier aut 

reichen, läßt ſich daraus allein, daß der Berufungsriäte die 

rechtliche Beurtheilung auf die Vorſchriften des bisherigen Recht 
geſtützt hat, eine Aufhebung feiner Entſcheidung nicht recht 
fertigen. Und ſo liegt der Fall hier. 

Nach § 341 Titel 9 Theil I des Allgemeinen Landrecht 
braucht derjenige, welcher über die Grenze gebaut hat, vorauk 
geſetzt, daß „das Gebäude durch Zufall, geringes oder mäßige 
Verſehen vorgerückt worden“ dem Nachbarn „nur den run 
und Boden nach einer billigen Taxe zu vergüten“, und gegzer⸗ 
ſätzlich hierzu beſtimmt § 342 daſelbſt, daß er ſchuldig il 
„das Gebäude auf feine Koſten bis innerhalb feiner Grenzen 
einzuziehen“, wenn er die wahre Grenzlinie aus Vorſaß oder 
grobem Verſehen überſchritten hat. Vorſatz und grobes Ber 
ſehen fol nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters gegen 
die Beklagte vorliegen. Wäre hierauf die Verurtheilung der 
Beklagten allein geſtützt, ſo könnte es fraglich ſein, ob Ne 
aufrecht erhalten werden darf. Denn das Bewußtſein, die 
Grenze zu überſchreiten, und der Vorſatz hierzu ſoll nach de 
Feſtſtellung des Berufungsrichters nicht ſowohl bei der Be 
klagten, als vielmehr bei dem den Bau außfuͤhrenden Perſonal 
der Firma Aßmann & Seidel vorhanden geweſen fein, und 4 
könnte immerhin in Frage kommen, ob eine ſolche Zurechnung 
aus der Perſon des Bauausführenden in die des Bauherr 
zuläſſig und ob fie ausreichend iſt, um anzunehmen, daß den 
letzteren Vorſatz im Sinne des § 912 des Bürgerlichen Geſez 
buchs „zur Laſt fällt“. Einer Entſcheidung hierüber bedarf es 
nicht. Auch ein zweiter Punkt, welcher die Feſtſtellung der 
groben Fahrläſſigkeit betrifft, kann unentſchieden bleiben. Der 
Berufungsrichter ſieht zwar als erwieſen an, daß der Beklagten 
ein Verſehen zur Laſt falle, welches „bei gewöhnlicher der 


fähigung ohne Anftrengung der Aufmerkſamkeit hätte vermieden 
werden können“; aber gerade dieſe Formulirung, die ſich erſichtlich 
an 8 18 Titel 3 Theil I des Allgemeinen Landrechts anſchließt, 
zeigt, daß der Berufungsrichter das Verſehen der Beklagten nach 
den landrechtlichen Abſtufungen beurtheilt und in ihm ein 
„grobes Verſehen“ im Sinne der bisherigen Unterſcheidung 
erkannt hat. Hier könnte nun wieder fraglich ſein, ob ſich 
„grobes Verſehen“ im Sinne des bisherigen Rechts mit der 
„groben Fahrläſfigkeit“, von welcher in § 912 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Rede iſt, vollſtändig deckt, zumal für letztere 
ein objektiver Maßſtab im Geſetz nicht gegeben, ſondern es dem 
Richter überlaſſen iſt, nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
darüber zu befinden, ob eine beſonders ſchwere Verletzung der 
ſchuldigen Sorgfalt ($ 276 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
anzunehmen ſei. 

Einer Entſcheidung über die im Vorſtehenden hervor⸗ 
gehobenen beiden Punkte bedarf es deshalb nicht, weil ſowohl 
nach bisherigem wie nach neuem Recht die Beklagte dafür 
beweispflichtig iſt, daß ihr weder Vorſatz noch grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt falle, und weil der Berufungsrichter nach 
dieſer Richtung hin ihre Anführungen geprüft und feſtgeſtellt 
hat, daß fie den ihr obliegenden Beweis nicht geführt habe. 
Daß fich zunächſt in Anſehung der hier fraglichen Beweislaſt 
das neue Recht von dem bisherigen nicht unterſcheidet, kann 
nicht wohl zweifelhaft ſein; für das Landrecht ſteht es nach 
unbeanſtandeter Rechtsübung feſt, daß derjenige, welcher den 
Schutz des § 341 eit. für ſich in Anſpruch nimmt, auch nach- 
zuweiſen hat, daß er nur aus Zufall oder durch geringes oder 
mäßiges Verſehen über die wahre Grenzlinie gekommen ſei, 
und daß auch nach § 912 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der⸗ 
jenige, der über die Grenze gebaut hat, den Nachweis dafü 
übernehmen muß, daß ihm Vorſatz oder grobe Fahrläffigkeit 
nicht zur Laſt falle, folgt einerſeits aus dem Wortlaut des 
Geſetzes, welches mit der Wendung: „ohne daß ihm Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt“ zugleich auf die Be⸗ 
weis laſt abzielt, und iſt andererſeits bei der Berathung des 
Geſetzes in der Kommiſſion des Reichstages (Protokoll III S. 135) 
ausdrücklich anerkannt worden (vergl. hierzu Turnau⸗Foerſter, 
Liegenſchaftsrecht Bd. 1 S. 293 Note 3). Nun hat aber der Be⸗ 
rufungs richter unter eingehender Würdigung aller von der Beklagten 
aufgeſtellten Behauptungen ausdrücklich ausgeſprochen, daß ſie 

„nicht den ihr obliegenden Beweis dafür erbracht hat, 

daß ihr in Bezug auf den Grenzüberbau weder 

Vorſatz noch grobes Verſehen zur Laſt gefallen ſei“, 
und er hat dies an anderer Stelle noch dahin verſtärkt, daß 
nicht feſtſtehe, „daß ſie oder ihr Ehemann von den Vorgängen 
bei der Ausführung des Grundmauerwerkes keine Kenntniß 
gehabt habe“. Hiergegen kann die Reviſion mit Erfolg nicht 
ankämpfen; ſie vermag nicht nachzuweiſen, daß etwa eine Be⸗ 
hauptung der Beklagten unbeachtet geblieben ſei, und ſie ſteht 
daher einer thatſächlichen Würdigung gegenüber, die in ſich ge⸗ 
ſchloſſen und vollſtandig iſt. Dieſe Würdigung reicht nicht 
blos für das bisherige Recht aus, ſondern auch für den § 912 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, weil auch nach ihm die Beweislaſt 
in weſentlich gleichem Umfange demjenigen zufällt, der beim 
Bau die Grenze überſchritten hat. Das Ergebniß iſt alſo, 
daß die Feſtſtellung des Berufungsrichters einer Ergänzung 
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nicht bedarf, auch wenn man — was von ihm überſehen 
worden ift — das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf den 
vorliegenden Fall zur Anwendung bringt, und an dieſem Er⸗ 
gebniß muß die Reviſion ſcheitern. 


Zu 88 1568, 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hooge 
c. Hooge vom 13. Dezember 1900, Nr. 239/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Durch das Urtheil des Landgerichts 1 zu Berlin vom 
12. Oktober 1892 iſt auf die Klage und Widerklage die 
Che der Parteien für getrennt und die Beklagte für 
den überwiegend ſchuldigen Theil erklärt worden. Gegen dieſes 
Urtheil hat die Beklagte Berufung eingelegt mit dem Antrage, 
unter Abänderung der Vorentſcheidung die Klage abzuweiſen 
und nach dem Widerklageantrage zu erkennen; der Kläger hat 
dagegen beantragt, die gegneriſche Berufung zurückzuweiſen. 
Das Berufungsgericht hat durch Urtheil vom 22. Mai 1900 
auf die Berufung der Beklagten das erſte Urtheil dahin abge⸗ 
aͤndert: Die Klage wird abgewieſen. Der Kläger iſt 
an der Scheidung ſchuldig. 

Auf Berufung des Klägers tft das Berufungsurtheil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Inſoweit die auf Trennung der Ehe gerichtete Klage 
abgewieſen iſt, erweiſt fi die Revifſion als unbegründet. 
Es kann dahin geſtellt bleiben, ob die Abweiſung fich ſchon 
deshalb rechtfertigt, weil die Ehe bereits auf die Widerklage 
getrennt und dieſe Entſcheidung in relative Rechtskraft überge⸗ 
gangen iſt, da Kläger hiergegen weder Berufung noch Anſchluß⸗ 
berufung eingelegt hat. Nimmt man an, daß durch dieſe Ent⸗ 
ſcheidung der Anſpruch des Klägers auf Trennung der Ehe 
konſumirt iſt, ſo unterliegt dieſer Anſpruch ſchon aus formalen 
Gründen der Abweiſung. Geht man davon aus, daß trotz der 
auf die Widerklage erfolgten Trennung der Ehe der ſelbſt⸗ 
ſtändig erhobene Anſpruch des Klägers auf Ehetrennung einer 
ſelbſtändigen ſachlichen Entſcheidung bedürfe, jo erweiſt ſich die 
Reviſion aus materiellen Gründen als ungerechtfertigt. Bei 
materieller Prüfung der Klage auf Ehetrennung iſt, wie das 
Berufungsgericht zutreffend annimmt, gemäß Artikel 201 Abſ. 1 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch (Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 45 S. 95 ff.) das neue Recht 
mit der ſich aus Abſ. 2 des Artikels 201 ergebenden Maßgabe 
anwendbar. Bei ſolcher Prüfung gelangt aber das Berufungs- 
gericht zur Abweiſung der Scheidungsklage, indem es den That⸗ 
beſtand des § 1568 Bütgerlichen Geſetzbuchs für nicht erfüllt 
anfieht. Rechtsirrthümer find hierbei nicht erkennbar. Bei der 
Frage, ob ſchwere Pflichtverletzungen im Sinne des § 1568 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen, kann recht wohl mit dem 
Berufungsgericht das ſubjektive Moment, die Aufgeregtheit der 
Beklagten und die demzufolge fehlende bösliche Abficht in Er⸗ 
wägung gezogen werden. Auch die Erwägung, daß der Kläger 
ſich gegen die Beklagte ſchlimmere Chevergehen insbeſondere 
Beſchimpfungen und Mißhandlungen habe zu Schulden kommen 
laſſen, liegt nicht außerhalb des Rahmens des § 1568. Unter 
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ſolchen Umſtänden kann im Sinne dieſer Beſtimmung dem 
Kläger recht wohl die Fortſetzung der Ehe zugemuthet werden. 

Dagegen iſt die Revifion bezüglich der Schuldfrage für 
alle Fälle begründet. Geht man davon aus, daß die Ehe durch 
das erſtinſtanzliche Urtheil vom 12. Oktober 1898 ein für alle 
Mal beiden Parteien gegenüber rechtskräftig geſchieden worden 
und für das Berufungsgericht nur noch die Entſcheidung über 
die Schuldfrage ausſtand, ſo war letztere Entſcheidung nach 
Allgemeinem Landrecht zu treffen. Denn gemäß 8 1574 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt die Entſcheidung über die 
Schuldfrage entſprechend dem inneren Zuſammenhange derſelben 
mit den Vorſchriften über die Scheidung nur dann nach neuem 
Rechte, wenn auch die Scheidung ſelbſt auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen in den 8$ 1565 bis 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſprochen worden iſt. Iſt aber die Ehe durch das Urtheil 
vom 12. Oktober 1898 endgültig nach den Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts geſchieden, jo bleibt auch das All. 
gemeine Landrecht maßgebend für die noch ausſtehende Schuld⸗ 
frage. Ebendaſſelbe Reſultat ergiebt ſich aber auch dann, wenn 
man annimmt, daß das zweitinſtanzliche Gericht noch zur 
materiellen Entſcheidung über die Klage auf Ehetrennung in Ge⸗ 
mäßheit der Vorſchriften des neuen Rechts berufen war. Auch 
alsdann iſt es ungerechtfertigt, wenn das Berufungsgericht die 
Entſcheidung der Schuldfrage auf $ 1574 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gründet. Denn in Verfolg der auf die Widerklage 
am 12. Oktober 1898 ausgeſprochenen Trennung der Ehe iſt 
die Schuldfrage nach altem Rechte zu entſcheiden. § 1574 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt inſoweit von vornherein unan⸗ 
wendbar, da er zu ſeiner Anwendbarkeit überall vorausſetzt, daß 
auch die Scheidung nach neuem Rechte erfolgt iſt. Muß man 
aber hiernach davon ausgehen, daß für die Schuldfrage in 
Conſequenz der auf die Widerklage ausgeſprochenen Ehetrennung 
das Allgemeine Landrecht entſcheidend iſt, ſo ergiebt ſich hieraus 
in weiterer Folge, daß auch auf die in der Klage verlangte 
Schuldigerklärung das Allgemeine Landrecht zur Anwendung 
kommen muß. Denn nach dem dem Allgemeinen Landrecht zu 
Grunde liegenden Abwägungsſyſtem läßt fi die Schuldfrage 
nicht getrennt, nach ganz verſchiedenen ſich widerſprechenden 
Prinzipien entſcheiden. Bei der ſonach auf Grund der 
88 746 ff. Theil II Titel 1 Allgemeinen Landrechts eintretenden 
Abwägung des Schuldmoments werden aber auch die 
remittirten vor dem 18. September 1896 liegenden Fälle heran⸗ 
zuziehen ſein, da dieſelben für die Schuldfrage von ſelbſtändiger 
Bedeutung bleiben. 


Zu § 1568 B. G. B. 


Art. 201, 209 Einf. Gel. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Winter 
c. Winter vom 13. Dezember 1900, Nr. 262/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Marienwerder. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Vorſchrift des Artikels 209 Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche, wonach die Scheidung von dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften erfolgt, findet auch, mit der in Abſatz 2 des Artikels 201 
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vorgeſehenen Maßgabe, auf die zu dieſem Zeitpunkte recht. 
hängigen Scheidungsſachen Anwendung, und geht daher dat 
Berufungsgericht zutreffend davon aus, daß in erſter Reihe zu 
prüfen iſt, ob die von den Parteien geltend gemachten gegen⸗ 
ſeitigen Verfehlungen einen Scheidungsgrund nach den Bor 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs abgeben, während erst, 
wenn dies zu bejahen, weiter zu prüfen iſt, ob die Verfehlungen 
auch nach dem bisherigen Recht, dem Allgemeinen Landrecht, 
unter deſſen Herrſchaft fie begangen, einen Scheidungsgrund dar⸗ 
ſtellen. 

Was die Klage betrifft, fo kennt das, bei Beſtimmung de 
Scheidungsgründe, abgeſehen von dem Falle der Geiſteskranl⸗ 
heit — 8 1561 —, auf dem Verſchuldungsprinzipe beruhende 
Bürgerliche Geſetzbuch das Unvermögen des einen oder da 
anderen Ehegatten zur Leiſtung der ehelichen Pflicht, für fd 
und als ſolches, als Scheidungsgrund nicht; nur iſt nicht au 
geſchloſſen, daß ein Ehegatte geeignetenfalls auf Grund u 
§ 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Scheidung zu verlan 
berechtigt fein kann, wenn der andere Ehegatte dieſes fein Ih 
vermögen ſchuldvoller Weiſe durch unſittliches Verhalten ver 
urſacht hat (vergleiche Motive zu dem Entwurfe bes Bürger: 
lichen Geſetzbuchs — erſter Leſung — Bd. IV S. 567 folg 
unter 3). Das Berufungsgericht, welches übrigens das ge 
ſchlechtliche Unvermögen des Beklagten keineswegs für dargelhan 
erachtet, vermißt jedenfalls eine demſelben dabei zur daft fallende 
Verſchuldung und hat daher mit Recht das Vorlezm anch 
daraus herzuleitenden Scheidungsgrundes verneint, vie den 
auch nach dieſer Richtung ein Revifionsangriff jet der 
Klägerin nicht erhoben iſt. 


Zu den SS 1616 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. ofen! 
Kohlſaat vom 17. Dezember 1900, Nr. 322/1900 \ 

II. J. O. L. G. Kiel. 

Die Klägerin, welche im Jahre 1861 zu Hamburg al 
voreheliches Kind der Beklagten geboren tft, hat beantragt, Mt 
Beklagten bei Strafe zu verurtheilen, ihr Geburtstag, Nane 
und eventuell Todestag aller ehelich erzeugten oder legitimitte 
vorehelichen Kinder der Beklagten nachzuweiſen. Seitens de 
Beklagten iſt die Abweiſung der Klage begehrt. Das Lund. 
gericht hat die Klage abgewieſen und die von der Klögenn 
eingelegte Berufung iſt vom Oberlandesgericht durch das oben. 
bezeichnete Urtheil zurückgewieſen. Die Revifion der Alägeii 
iſt ebenfalls zurückgewieſen. 

Gründe. 

Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, daß Di 
Klägerin bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge" 
buchs gemäß den Vorſchriften des Gemeinen Rechts (vergl 
Artikel 209 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Gee 
buche) mittels der durch die Eheſchließung der Beklagten herbei 
geführten Legitimation völlig die Rechtsſtellung eines eheliche 
Kindes erlangt habe, und daß die letztere den Beklagten gege" 
über vom Inkraftreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ab, un 
mithin auch bezüglich der vorliegenden Klage ſich nach be 
Vorſchriſten des Bürgerlichen Geſetzbuches beftimme (Artikel 205 
a. a. O.). 
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Auf dieſer rechtlichen Grundlage iſt dann das Berufungs- 
gericht zur Verwerfung des Klageanſpruchs gelangt, indem es 
im Bürgerlichen Geſetzbuch eine dieſen Anſpruch begründende 
Rechtspflicht der Eltern gegen eheliche Kinder vermißt. In 
dieſer Verurtheilung iſt eine Geſetzesverletzung nicht zu erkennen. 
Es muß hier davon abgeſehen werden, ob die Beklagten ihre 
ſittliche Elternpflicht gegen die Klägerin durch den Verſuch, 
deren Perſonenſtand zu unterdrücken, ſowie durch deren Fern⸗ 
haltung von dem Familienkreiſe verletzt haben. Hier handelt 
es ſich lediglich darum, ob eine Rechtspflicht der Beklagten in 
obigem Sinne ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuche ableiten 
läßt. In dieſer Beziehung kann die Klägerin ſich zunächſt auf 
die Vorſchriften der SS 1626 ff. über die elterliche Gewalt um 
deshalb nicht berufen, weil dieſes Rechtsverhältniß weſentlich auf 
einem vormundſchaftlichen Schutzbedürfniß beruht, ein ſolches 
aber bei der längſt großjährigen Klägerin nicht vorhanden iſt. 
Aber auch die in den SS 1616 bis 1625 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über das Eltern⸗ und Kindesverhältniß im Allgemeinen 
ſtehen der Klage nicht zur Seite. Dieſe Vorſchriften gehen von 
dem Grundſatze der Zugehörigkeit des Kindes zur väterlichen 
Familie aus (vergl. Motive zum I. Entwurfe des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Bd. IV S. 712), beziehen ſich aber nur auf einzelne 
Punkte, wie in § 1616 auf den Familiennamen, in den 
88 1617 bis 1619 auf gewiſſe Wirkungen der Hausgemeinſchaft und 
in den 88 1620 bis 1625 auf die Ausſtattung des Kindes, alſo 
Punkte, welche die hier ſtreitige Rechtspflicht nicht unmittelbar be⸗ 
rühren. Dies würde es zwar nicht ausſchließen, aus ihnen noch andere 
Rechtsſätze abzuleiten, ſoweit ſolche ſich als nothwendige Aus⸗ 
flüſſe des Grundſatzes der Familienzugehörigkeit ergeben und im 
rechtlichen Intereſſe eines Betheiligten liegen (vergl. Motive 
a. a. O.). Es kann auch mit Bezug auf die hier den Be⸗ 
klagten angeſonnene Rechtspflicht nicht verkannt werden, daß die 
Klägerin ein gewiſſes Intereſſe daran hat, die Namen, Geburts⸗ 
und Todestage ihrer etwaigen Geſchwiſter zu erfahren, da ſie 
unter Umſtänden zur geſetzlichen Erbfolge in deren Nachlaß be⸗ 
rufen oder mitberufen werden könnte. Allein daß die ſtreitige 
Rechtspflicht einen nothwendigen Ausfluß des Prinzips „ der 
Zugehörigkeit der Kinder zur väterlichen Familie bilde, läßt fich 
nicht anerkennen. Insbeſondere kann dieſelbe nicht als Erſatz 
dafür, daß die Beklagten außerhalb des elterlichen Hauſes die 
Klägerin haben erziehen laſſen, angeſehen werden, weil es nach 
§ 1631 des Bürgerlichen Geſetzbuchs im pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen der Eltern ſteht, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen. 


Zu den Art. 153 bis 156, 160 Einf. Gel. 


zum B. G. B. 

Erkenntuiß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Marg 
e. Staatsanwaltſchaft u. Gen. vom 3. Januar 1901, 
Nr. 277/1900. IV. 

II. J. Kammergericht. 

Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Die aus dem materiellen Rechte hergenommene Be⸗ 
ſchwerde der Revifion erweiſt fich als durchſchlagend. Auch wenn 


mit dem Berufungsgericht auf Grund der Fafſung des § 669 
Abſatz 1 der Civilprozeßordnung angenommen wird, daß dem⸗ 
ſelben lediglich eine Prüfung darüber oblag, ob der amtsgericht⸗ 
liche Entmündigungsbeſchluß zur Zeit ſeiner Erlaſſung, 
d. i. am 13. Auguſt 1898, gerechtfertigt war, — was vor⸗ 
liegenden Falles um ſo unbedenklicher iſt, als der Kläger den 
Eintritt einer Aenderung in ſeinem geiſtigen Zuſtande für die 
ſeitdem verfloſſene Zeit gar nicht behauptet —, ſo hatte doch 
das Berufungsgericht auch in dieſem Falle bei der Beſchließung 
ſeines Urtheils, am 29. Juni 1900, hierüber nicht mehr nach 
Allgemeinem Landrecht, ſondern nach Maßgabe der Vorſchriften 
des ſeitdem in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuchs zu 
entſcheiden. Die Frage, ob eine Perſon geiſteskrank und deshalb 
geſchäftsunfähig oder bezw. in ſeiner Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt, betrifft die Feſtſtellung eines Zuſtandsrechts (Status- 
rechts). Daß auf dergleichen Zuſtandsrechte ſeit der Wirkſamkeit 
des neuen Geſetzes deſſen Satzungen anwendbar find, geht ſchon 
im Allgemeinen aus der Tendenz des Geſetzes, insbeſondere aber 
auch aus den Artikeln 153 bis 156 und 160 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, zur Genüge hervor. Auch 
in dem Urtheil des erkennenden Senates vom 29. Oktober 1900 
(IV Nr. 244/00) iſt bereits ausgeſprochen worden, daß von 
dem 1. Januar 1900 an die Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit in einem zu dieſer Zeit noch anhängigen Verfahren 
nicht mehr nach altem, ſondern nach dem neuen Rechte zu be⸗ 
urtheilen iſt. 

In der vorliegenden Sache genügte es demnach für den 
Berufungsrichter nicht, in Uebereinſtimmung mit dem Beſchluſſe 
des Amtsgerichts vom 13. Auguſt 1898 feſtzuſtellen, daß der 
Kläger damals im Sinne des § 28 Titel 1 Theil II des All⸗ 
gemeinen Landrechts blödfinnig (unvermögend, die Folgen ſeiner 
Handlungen zu überlegen) war. Seine Prüfung hatte ſich 
vielmehr nach dem 1. Januar 1900 darauf zu erſtrecken, ob ſich 
aus dem von dem Amtsgerichte feſtgeſtellten Thatbeſtand auch 
die Folgerung ziehen laſſe, daß der bei dem Kläger damals vor⸗ 
handene Geiſteszuſtand eine Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche 
nach Maßgabe des § 6 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs darſtelle und daß Kläger in Folge derſelben gehindert 
war, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß der Gegenſtand dieſer Prüfung in dem einen und 
in dem anderen Falle nicht derſelbe iſt. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 831 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. 
Haaſe c. Freundlich vom 5. Januar 1901, 
Nr. 256/1900 V. 

II. J. O. L. G. Stettin. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Was den klägeriſchen Schadenserſatzanſpruch wegen der an- 
geblich bewirkten Aufmauerung der Fabrikwand auf die Plinte 
des klägeriſchen Hauſes anbelangt, ſo bekämpft hier die Re⸗ 
viſion als rechtlich unzutreffend die Annahme des Berufungs⸗ 
richters, daß für einen in dieſer Beziehung etwa vorgefallenen 
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Fehler der Beklagte als Bauherr nicht aufzukommen habe, da 
er einem erfahrenen Ingenieur die ſelbſtändige Ausführung des 
Baues übertragen habe. Hiegegen wird ausgeführt: Selbſt 
wenn der Schadenserſatzanſpruch lediglich aus einem Verſtoß 
gegen Regeln der Baukunſt hergeleitet wäre, würde er be⸗ 
gründet fein, da, wie in den Vorinſtanzen zur Sprache ge⸗ 
kommen ſei, durch die Belaſtung der Plinte mit der darauf 
geſetzten Mauerwand baupolizeiliche Vorſchriften verletzt ſein 
würden, die Haftpflicht des Beklagten ſonach ſich aus § 26 
Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 6 ergebe. Der Anſpruch 
ſei aber auch darauf geſtützt, daß die Mitbenutzung der Plinte 
zur Aufführung der Mauer einen Eingriff in das Eigenthum 
der Kläger enthalte. Für Störung fremden Eigenthums, die 
durch einen Bau verurſacht werde, ſei ſtets der Bauherr ver⸗ 
antwortlich. Da es ſich hierbei nicht um bautechniſche Fragen 
handele, könne er fi mit mangelnder Sachkenntniß nicht ent ⸗ 
ſchuldigen, vielmehr ſei es ſeine Sache, in dieſer Hinſicht den 
Bauleiter zu überwachen. Endlich komme noch in Betracht, 
daß die ſchadenwirkende Urſache — das Aufliegen der Mauer 
auf der Plinte — ein dauernder Zuſtand ſei, der noch jetzt 
unter der Herrſchaft des neuen Rechts beſtehe. Letzteres müſſe 
daher inſoweit Anwendung finden, als der verurſachte Schaden 
nach dem 1. Januar 1900 entſtanden ſei; inſoweit aber bilde 
eigenes Verſchulden des Bauherrn keine Vorausſetzung ſeiner 
Haftpflicht, da § 831 Bürgerlichen Geſetzbuchs ihn ſchlechthin 
für Verſehen der von ihm mit der Bauausführung betrauten 
Perſonen haften laſſe. Auch dieſe Angriffe gehen ſämmtlich 
fehl. Zunächſt ift es nicht richtig, daß die Kläger den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auch unter dem Geſichtspunkte der Eigenthums⸗ 
ſtörung erhoben haben. In den Verhandlungen der Vor⸗ 
inſtanzen iſt hiervon mit keinem Worte die Rede geweſen, viel- 
mehr ausſchließlich die Fehlerhaftigkeit des Baues als ſolchen 
betont worden. Außerdem würde, ſelbſt wenn man zu Gunſten 
der Kläger unterſtellt, daß der Bau zugleich in ihre dingliche 
Rechtsſphäre eingegriffen habe, dadurch kein beſſeres Reſultat 
für die Beurtheilung des Streitanſpruchs erzielt werden. Denn 
aus der Thatſache der Eigenthumsſtörung würde nur die ding⸗ 
liche Verpflichtung des Beklagten gefolgert werden können, die Plinte 
des klägeriſchen Hauſes wieder freizugeben, alſo den Bau ent⸗ 
ſprechend zu ändern. Dagegen würde eine Verpflichtung, außer⸗ 
dem auch noch den durch den Eingriff in das Eigenthum ver⸗ 
urſachten Schaden zu erſetzen, nach feſtſtehender Rechtſprechung 
des Reichsgerichts den Nachweis eines Verſchuldens auf Seiten 

des Störenden erfordern. 
Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 37 S. 203; Bd. 38 S. 184; Bd. 45 S. 297; 
Urtheil vom 13. Juni 1895 in Sachen Katzfuß c. Reichs- 

fiskus VI 85/95. 

War aber die Haftung des Beklagten für Schadenserſatz 
durch ein Verſchulden bedingt, ſo kommt als rechtserzeugende 
Thatſache nicht das gegenwärtig allerdings noch fortdauernde 
Aufliegen der Fabrikmauer auf der Plinte des klägeriſchen 
Haufes, ſondern das Verhalten des Beklagten bei Aufführung 
des Baues alſo ein Umſtand, der vor dem 1. Januar 1900 
eingetreten iſt und ſich in einmaligem Geſchehen erſchöpft hat, 
in Betracht. Die Frage, ob und mit welchen Folgen eine Schadens. 
erſatzpflicht entſtanden iſt, ift deshalb. auch, ſoweit ſolche Folgen 
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für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 geltend gemacht worden, 
gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch nach bisherigem Rechte zu beurtheilen. Ob das neue 
Recht inſofern zur Anwendung zu bringen fein würde, als bei 
Unterſtellung eines Eingriffs in fremdes Eigenthum das Aufliegen 
der Fabrikmauer auf der Plinte des klägeriſchen Hauſes zugleich 
als ein Ueberbau im Sinne des $ 912 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
aufgefaßt werden könnte, braucht nicht entſchieden zu werden, 
da im gegenwärtigen Prozeß ein Anſpruch aus dem Ueberbau 
nicht geltend gemacht, ſondern lediglich Schadenserſatz gefordert iſt 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
8 1568 B. G. B. SS 704 ff. Il. 1. Pr. L. R 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
Weißker c. Weißker vom 3. Januar 1901, 
Nr. 295 / 1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Was die auf 8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches ge 
ſtützte Scheidungsklage betrifft, jo find die (Grmägungen, 
welche den Berufungsrichter auch hier zur Abpeiſung des 
Klägers geführt haben, im Weſentlichen ebenfalls zu billigen. 

Der Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſezeh zun 
Bürgerlichen Geſetzbuch ſchreibt vor, daß wegen eine 
Verfehlung der in den 88 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches bezeichneten Art, deren ſich ein Che 
gatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuch 
ſchuldig gemacht hat, nur dann auf Scheidung oder a 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt werden da 
wenn die betreffende Verfehlung auch nach den bisherign 
Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund wu. 
Unter den dabei in Betracht kommenden „bisherigen Geſtzen 
können hier nur diejenigen Geſetze verſtanden werden, weht 
vom Eheſcheidungsrichter hätten zur Anwendung gebracht werden 
müſſen, wenn das Bürgerliche Geſetzbuch nicht in Kraft getreten 
wäre. Im vorliegenden Falle, — in welchem die Klage vor 
dem 1. Januar 1900 in Berlin, dem damaligen Wohnort 
des Ehemannes, erhoben iſt, während die Parteien zu der 
früheren Zeit, als die Beklagte die betreffenden Verfehlungen 
begangen haben ſoll, noch in Cuba bei Gera gewohnt hatten, — 
würde ſomit, unter Berückſichtigung der für die örtliche 
Anwendung kollidirender Geſetze geltenden Grundſätze des 
Preußiſchen Rechts, die Scheidung nur dann auszusprechen 
geweſen ſein, wenn das Verhalten der Beklagten nicht nut 
den Thatbeſtand des § 1568 des Bürgerlichen Geſezbuches 
darſtellte, ſondern wenn darin überdies ſowohl nach dem zur 
Zeit der Begehung im Fürſtenthum Reuß i. L. in Geltung ge 
weſenen Rechte als auch nach dem Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht ein als Eheſcheidungsgrund (beziehungsweiſe nach den 
in Reuß geltend geweſenen Rechte als Trennungsgrund) aner“ 
kanntes Ehevergehen zu erblicken geweſen wäre. 

Vergleiche Gruchots Beiträge Bd. 31, S. 839, Ent 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. A 


et 


S. 215 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1898 S. 303 
Nr. 78. 

Der Kläger wirft ſeiner Ehefrau verſchiedene Diebereien, 
übermäßiges Trinken, unwirthſchaftliches Einkaufeu, ſowie Un. 
wahrhaftigkeit vor. Eine Beſtrafung der Beklagten (8 704 
Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts) hat aber wegen 
der von ihr verübten Entwendungen nicht ſtattgefunden, auch 
iſt nicht behauptet, daß an fie ein Beſſerungsbefehl (58 708— 710 
a. a. O.) erlaſſen geweſen ſei. Die Vorausſetzungen eines der 
in den 58 669 bis 714, Theil II, Titel 1 des Allgemeinen 
Landrechts näher bezeichneten Ehevergehen liegen danach nicht 
vor. Allerdings erkannte daneben das Preußiſche Allgemeine 
Landrecht nach $ 718 a und b a. a. O. auch die einſeitige 
unüberwindliche Abneigung (welche vom Kläger im vorbereitenden 
Schriftſatze vom 12. Oktober 1897 ebenfalls geltend gemacht 
war) als Eheſcheidungsgrund an. Auch iſt in feſtſtehender 
Rechtſprechung weiter angenommen worden, daß der gemäß 
§ 718a a. a. O. qualifizirte Widerwille durch erhebliche That⸗ 
ſachen unterſtützt, alſo objektiv gerechtfertigt ſein müſſe, und 
daß das dabei als Entſtehungsgrund der Abneigung etwa in 
Betracht kommende Verhalten des andern Theils dieſem als 
verſchuldet müſſe zugerechnet werden konnen. ö 

Vergleiche Entſcheidungen des Obertribunals Bd. 5, 
S. 175, Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 20, S. 251, Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1898 S. 269, Nr. 35 und von 1900, S. 26, Nr. 49. 

Hieraus iſt aber nicht zu folgern, daß das ſchuldhafte 
Verhalten des andern Theils, durch welches bei dem die Ehe⸗ 
trennung verlangenden Ehegatten eine unüberwindliche Ab- 
neigung erzeugt wurde, an ſich als ein ſelbſtändiges, vom Geſetz 
als Scheidungsgrund anerkanntes Ehevergehen aufzufaſſen 
ſei. Das Gegentheil erhellt vielmehr aus der ſich an die Vor⸗ 
ſchrift des 8 718 anſchließenden Beſtimmung des § 718b 
a. a. O., welche lautet: 

Es muß aber in dieſem Falle derjenige Ehegatte, welcher 
ſolchergeſtalt ohne eigentlichen geſetzmäßigen 
Grund wider den Willen des andern, auf Scheidung 
beharrt, für den ſchuldigen Theil erklärt.. 
werden. 

Hiernach — und da andererſeits das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch eine unüberwindliche Abneigung im Sinne des 8 718 ab 
Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts als Eheſcheidungs⸗ 
grund nicht anerkennt — muß dem Berufungsrichter darin bei⸗ 
getreten werden, daß die Ehe der Parteien wegen der der Be⸗ 
klagten vorgeworfenen Verfehlungen, welche lediglich der dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches vorhergegangenen 
Zeit angehören, ſelbſt dann nicht würde geſchieden werden 
können, wenn damit an fi die Vorausſetzungen des 8 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches gegeben ſein möchten, und wenn 
ſich aus dem Verhalten der Beklagten überdies auch nach den 
im Fürſtenthume Reuß j. L. geltend geweſenen Geſetzen ein 
Eheſcheidungsgrund oder ein Trennungsgrund hätte herleiten 
laſſen. 
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Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Weiner 
c. Weiner vom 3. Januar 1901, Nr. 278/1900 IV. 


II. J. Kammergericht. 
Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Was den Scheidungsgrund aus § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anlangt, jo hat der Berufungsrichter verneint, daß 
der Thatbeſtand deſſelben gegeben ſei, und demgemäß iſt er mit 
Rückficht auf die Vorſchrift des Artikels 201 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche auf eine Erörterung 
darüber, ob die geltend gemachten landrechtlichen Eheſcheidungs⸗ 
gründe — 88 694, 700, 703, 705, 706 a. a. O. — vorliegen, 
nicht weiter eingegangen. 

Nach der Annahme des Berufungsrichters iſt die An⸗ 
wendung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgeſchloſſen, 
weil das der Beklagten zur Laſt fallende eheliche Verhalten 
nicht ſo ſchwerwiegend erſcheine, daß dadurch allein die that⸗ 
ſächlich vorhandene Ehezerrüttung herbeigeführt ſein könne, und 
andererſeits das Verhalten des Klägers ein die Chepflichten ſo 
gröblich verletzendes geweſen, daß nicht anzunehmen ſei, ihm 
könne die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden. Dieſer 
Annahme liegt die Auffaſſung zu Grunde, daß ein Ehegatte, 
der ſelbſt in gröblichſter Weiſe die Ehepflichten verletze, aus 
gleichfalls ſchweren Eheverfehlungen des anderen Ehegatten nicht 
immer die Berechtigung zur Scheidung aus § 1568 a. a. O. 
entnehmen dürfe, ein ſolcher Chegatte vielmehr durch ſein Ver⸗ 
halten das Recht verwirke, an relativ nicht ſchweren Ehe⸗ 
verletzungen des anderen Theils Anſtoß zu nehmen. — — — 

Was die Anwendbarkeit des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anlangt, fo iſt die Auffaſſung des Berufungsrichters 
nicht zu beanſtanden. Dieſelbe ſteht mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts — vergl. die Urtheile vom 10. Mai und 6. De⸗ 
zember 1900, mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahr⸗ 
gang 1900 S. 518 und 892 — im Einklange. Der Richter 
hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Handlungsweiſe der Be⸗ 
klagten dem Kläger, wenn deſſen eigene Verletzung der Che- 
pflichten, die eine ſchwerwiegendere ſei, in Betracht gezogen 
werde, die Fortſetzung der Ehe keineswegs unerträglich gemacht 
habe. Darnach fehlt es aber an einem Erforderniſſe des 
Scheidungsgrundes des § 1568 a. a. O. Die Zerrüttung der 
Ehe iſt, wie angenommen, durch das Verhalten beider Eheleute 
herbeigeführt, und demnach mußte es ſich bei der Entſcheidung 
über das Verlangen des Klägers fragen, ob durch das Ver⸗ 
halten der Beklagten eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes ſtattgefunden habe, daß dem Kläger die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemuthet werden könne. Dieſe Frage hat der 
Berufungsrichter unter Berückſichtigung der obwaltenden Um⸗ 
ftände einwandsfrei verneint, und damit fällt, nachdem auch der 
Scheidungsgrund des § 1565 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ab⸗ 
gelehnt iſt, die Klage. 
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Zu 8 873 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. in der Grund- 
buchſache von Barmbeck vom 26. Januar 1901, 
B Nr. 5/1901 V. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Der Beſchwerdeführer hat die weitere Beſchwerde beim 
Oberlandesgericht in Hamburg eingelegt. Das Oberlandesgericht 
geht davon aus, daß, wenn die zu Gunſten des Nachbar- 
grundſtücks beabfichtigte Eintragung der Eigenthumsbeſchränkung 
zuläffig wäre, der Eintragung eines Vermerks, daß die Beſeiti⸗ 
gung der Beſchränkung von der Zuſtimmung des in dieſer Be⸗ 
ziehung nach § 8 des Baupolizeigeſetzes durch die Baupolizei⸗ 
behoͤrde vertretenen Staates abhänge, nach dem durch 
Art. 111 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und 8 83 der Grundbuchordnung aufrecht erhaltenen Hamburger 
Rechte nichts entgegenſtehen würde. Einer Nachprüfung dieſer 
Anficht bedarf es im vorliegenden Falle nicht. Das Oberlandes⸗ 
gericht iſt nämlich ferner der Rechtsauffaſſung, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Reichegrundbuchrechts der Begründung einer 
Grunddienſtbarkeit zu Gunſten eines Grundſtücks an einem 
anderen, demſelben Eigenthümer gehörenden Grundſtücke nicht 
entgegenſtänden, möchte daher der Beſchwerde abhelfen, fühlt ſich 
jedoch daran durch den (in den Entſcheidungen in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts; 
zuſammengeſtellt im Reichs⸗Juſtizamte Bd. 1 S. 167 ff.) mit⸗ 
getheilten Beſchluß des Kammergerichts in Berlin vom 24. Sep⸗ 
tember 1900 behindert und hat demgemäß die weitere Be⸗ 
ſchwerde unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung dem Reichs⸗ 
gerichte vorgelegt. 

Die weitere Beſchwerde iſt für unbegründet zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Das Kammergericht hat in jenem ganz ähnlich liegenden 
Falle, in welchem die Ertheilung der Bauerlaubniß ſeitens der 
Behörde ebenfalls davon abhängig gemacht war, daß der die 
Erlaubniß nachſuchende Eigenthümer zweier Grundſtücke auf dem 
einen zu Gunſten des anderen eine negative Grunddienſtbarkeit 
eintragen laſſe, die vom Eigenthümer bewilligte und beantragte 
Eintragung für unſtatthaft erklärt, weil nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch (§ 873) und den Motiven zum I. Entwurf zum 
Erwerb einer Grunddienſtbarkeit ein zweiſeitiger Stiftungsakt 
erforderlich ſei, weil die einſeitige Erklärung des Eigenthümers 
der beiden in Betracht kommenden Grundſtücke die Einigung 
nicht erſetzen könne, auch § 181 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
entgegenſtehe, weil endlich auch aus § 19 der Grundbuchordnung, 
nach welchem die Eintragung erfolgt, wenn derjenige ſie be⸗ 
willigt, deſſen Recht von ihr betroffen wird, die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Eintragung nicht hergeleitet werden könne, da dieſe Be⸗ 
ſtimmung das Grundbuchamt nicht verpflichte oder berechtige, 
Rechtsverhältniſſe einzutragen, welche für widerſinnig oder für 
rechtlich unmöglich zu erachten find. 

Die einzelnen vom Oberlandesgericht in Hamburg gegen 
dieſe Ausführungen erhobenen Bedenken erweiſen ſich als nicht 
ſtichhaltig. 

1. Es muß — wie eingehend begründet wird — an⸗ 
genommen werden, daß für das gemeine Recht der, wie das 


Oberlandesgericht anerkennt, allein der Rechtslogik entſprechende 
Grundſatz galt, Niemand könne einem feiner Grundſtücke an 
dem anderen eine Grunddienſtbarkeit einräumen, weil die Ser⸗ 
vitut begrifflich ein Recht an fremder Sache iſt (Windſcheld 
Pandekten Bd. 1 8 200) und weil Niemand mit ſich ſelbſt 
einen Vertrag ſchließen kann. Der gleiche Grundſatz iſt vom 
erkennenden Senate für das in den hier in Betracht kommenden 
Beziehungen nicht abweichende Preußiſche Recht aufgeſtellt 
worden (Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civllſachen 
Bd. 13 S. 251). 

2. Das Oberlandesgericht unterſucht ſodann, ob daz 
Bürgerliche Geſetzbuch dem von ihm für richtig gehaltenen ge 
meinrechtlichen Rechtsſatz entgegenſtehe. Bei richtiger Auf⸗ 
faſſung des gemeinen Rechtes hätte die Frage vielmehr dahln 
geſtellt werden müſſen, ob die nach gemeinem Rechte undenkbar 
einſeitige Beſtellung ſervitutariſcher Rechte, nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs möglich erſcheint. Die dem Bürge 
lichen Geſetzbuch ſeitens des Oberlandesgerichts entnommene 
Argumente verſagen ſämmtlich. Das Bürgerliche Geſetzbuc 
ſteht ganz auf dem Standpunkte des bisherigen Rechtes. Nac 
§ 873 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ift zur Belaſtung eines 
Grundſtücks mit einem Rechte die Einigung des Berechtigten 
und des anderen Theiles über den Eintritt der Rechtzänderung 
und die Eintragung der Rechtsänderung in das Gnndbuch 
erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes vorschreibt. 
Ein Anderes iſt hinſichtlich der Beſtellung begrenzter duzlicer 
Rechte durch rechtsgeſchäftliche Erklärung nur in einzelnen File 
vorgeſchrieben. Es iſt eine Einigung nicht erforderlich, vielmehr 
genügt eine einſeitige vom Eigenthümer dem Grundbuchamt 
gegenüber abgegebene Erklärung, z. B. zur Beſtellung einn 
Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber (Bürgerliches Geſetzbuch § 1188), zur Beſtellung 
einer Grundſchuld mit Ausſtellung des Grundſchuldbriefs auf 
den Inhaber (Bürgerliches Geſetzbuch 88 1192, 1195) und zu 
Beſtellung einer Grundſchuld für den Eigenthümer (Bürgerliche 
Geſetzbuch § 1196). Für die Beſtellung einer Grunddienft 
barkeit fehlt es an einer ſolchen Ausnahmebeſtimmung. Liegt 
aber keiner der im Geſetze beſtimmten Ausnahmefälle vor, daun 
iſt zur Entſtehung des begrenzten Rechtes an einem Grundſtäc 
Einigung, d. h. ein zweiſeitiger Akt erforderlich. Gegen dieſen 
Regelgrundſatz kann mit Erfolg der § 889 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht in's Feld geführt werden, nach welchen 
ein Recht an einem fremden Grundſtücke durch Bereinigung 
(Konfufion, Konſolidation) nicht erliſcht. Denn $ 88 
ſetzt ein gültig beſtelltes und eingetragenes Recht voraus, welche 
während der Dauer der Vereinigung nicht etwa dem Eigen 
thümer als Recht an eigener Sache zuſteht, vielmehr ruht und 
erſt bei Löſung der Vereinigung wieder auflebt, nicht etwa in 
Folge eines einſeitigen Aktes des Eigenthümers neu entſteht, 
ſondern auf Grund einer früheren Einigung mit der Löſung 
der Vereinigung von ſelbſt wieder in das Leben tritt (vgl. Eu 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 13 S. 251) 
Eine Einigung ſetzt begrifflich und nach dem wortdeutlichen 
Inhalte des § 873 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Zusammen“ 
wirken mindeſtens zweier Perſonen voraus. Mit Recht nimmt 
das Kammergericht dieſerhalb auf den § 181 des Bürgerliche 
Geſetzbuchs Bezug, aus welchem ſich zur Evidenz ergiebt, daß 


Niemand im eigenen Namen mit ſich ſelbſt ebenfalls im eigenen 
Namen ein Rechtsgeſchäft ſchließen kann, falls dies nicht etwa 
im Geſetz in Ausnahmefällen beſonders geſtattet iſt. Eine 
ſolche Ausnahmebeſtimmung kann vielleicht im § 1009 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gefunden werden, nach welchem die 
Belaftung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks (z. B. mit einer 
Grunddienſtbarkeit) zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
eines anderen Grundſtücks ſowie die Belaſtung eines anderen 
Grundſtücks zu Gunſten der jeweiligen Eigenthümer des 
gemeinſchaftlichen Grundſtücks nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß das andere Grundſtück dem Miteigenthümer des gemein⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks gehört. In allen dieſen Fällen iſt der 
Miteigenthümer zugleich Berechtigter und Verpflichteter (vgl. 
Turnau + Förfter, Bd. 1 S. 383 f.). Aber wenn dies auch 
richtig iſt, ſo liegt doch eben nur eine Ausnahme von der 
Regel des § 181 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor, welche 
darin ihren Grund hat, daß der Miteigenthümer nicht blos 
mit ſich ſelbſt, ſondern zugleich auch mit den anderen Mit⸗ 
eigenthümern kontrahirt. Vergebens ruft ferner das Ober⸗ 
landesgericht den 8 1018 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an. 
Aus ſeinem Wortlaute, nach welchem ein Grundſtück zu 
Gunſten des jeweiligen Eigenthümers eines anderen Grund- 
ſtücks mit einer Grunddienſtbarkeit belaſtet werden kann, läßt 
ſich nicht herleiten, daß der jeweilige Eigenthümer des anderen 
Grundftücks mit dem des zu belaſtenden Grundſtücks identiſch 
fein könne, daß mit § 1018 eine Ausnahme von der Regel des 
§ 181 beabfihtigt worden ſei. Wenn der Wortlaut des § 1018 
aber wirklich einen Zweifel darüber aufkommen ließe, ſo geht 
doch aus den folgenden Paragraphen deutlich hervor, daß für 
das durch die Grunddienſtbarkeit begründete Verhältniß zwei 
Perſonen vorausgeſetzt werden, nämlich der Berechtigte und der 
Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks, daß demnach nach dem 
Syſteme des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Grunddienſtbarkeit 
nur an einem fremden Grundſtücke beſtehen kann. Dies iſt 
auch die Auffaſſung der Motive (Bd. 3 S. 480), welche, wenn 
ihnen auch kein ſelbſtändiges Gewicht beizulegen ſein mag, 
doch jedenfalls zur Unterſtützung eines durch Auslegung des 
Geſetzes ſelbſtändig gewonnenen Reſultats herangezogen werden 
können. Die Motive ſagen a. a. O. ganz im Einklange mit 
den obigen Ausführungen: 
„Der Begründung einer Grunddienſtbarkeit zu Gunſten 
eines eigenen Grundſtücks an einem anderen eigenen 
Grundſtücke durch den Eigenthümer beider Grundſtücke 
ſteht der Umſtand hindernd im Wege, daß die Moͤglich⸗ 
keit eines Vertrages mit ſich ſelbſt in dieſem Falle nicht 
anzunehmen iſt“. 

Vergeblich beruft das Oberlandesgericht fich endlich noch 
auf den § 19 der Grundbuchordnung, nach welchem eine Ein⸗ 
tragung erfolgt, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von 
ihr betroffen wird. Aus dieſer Vorſchrift ergiebt ſich nichts 
weiter, als daß das Grundbuchamt beim Vorliegen der ſonſtigen 
Vorausſetzungen die Eintragung von dem Nachweiſe der zur 
Begründung des einzutragenden Rechtes erforderlichen Einigung 
nicht abhängig machen darf. Daneben beſteht aber die Pflicht 
des Grundbuchamts, unzuläffige Eintragungen abzulehnen (vgl. 
Grundbuchordnung § 54 Abſ. 1 Satz 2). An einem eigenen 
Grundſtücke kann der Eigenthümer keine Grunddienſtbarkeit be» 
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ſtellen. Eine Urkunde, in der er ſie dennoch bewilligt, läßt er⸗ 
kennen, daß eine unzuläffige Eintragung begehrt wird, und 
deshalb muß der Eintragungsantrag abgelehnt werden. 


Zu den SS 883, 884 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schmidt 
c. Schmidt vom 11. Januar 1901, Nr. 2397/1900 III. 
II. J. O. L. G. Braunſchweig. 


Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Nach der im Vorprozeſſe ergangenen rechtskräftigen Entfchei- 
dung iſt die Beklagte Fiduziarerbin, die Klägerin Univerſalfideikom⸗ 
miſſarin und hat als ſolche einen Anſpruch auf demnächſtige 
Reſtitution. Dadurch, daß die Beklagte unbeſchränkt als Eigen⸗ 
thümerin im Grundbuch eingetragen iſt, wird dieſer Anſpruch 
gefährdet, da jeder gutgläubige Dritte trotz des nach dem Ge⸗ 
ſetze in Verbindung mit den Beſtimmungen des Teſtaments 
beſtehenden beſchränkten Veräußerungsverbots auf Grund des 
bereits anwendbaren 5 892 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zum 
Nachtheil der Klägerin dingliche Rechte an dem Grundſtücke 
von der Beklagten würde erwerben können. Bei dieſer Sach⸗ 
lage iſt nach den Beſtimmungen der Civilprozeßordnung und 
den SS 883, 884 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die erlaſſene 
einſtweilige Verfügung unbedenklich und verletzt nicht die Be⸗ 
ftimmung des Teſtaments, daß die Beklagte von Kautions⸗ 


leiſtung frei fein fol. Durch die verfügte Eintragung ſoll nur 


zur Kenntniß Dritter die Verfügungsbeſchränkung der Beklagten 
genau in dem Umfange gebracht werden, wie ſie nach dem 
Teſtamente ihres Ehemannes beſteht, damit nicht die ſonſt etwa 
vorhandene Unkenntniß Dritter der Klägerin nachtheilig werde. 
Die Beklagte wird dadurch nicht weiter beſchränkt, als im 
Teſtamente beſtimmt iſt. 

Die einſtweilige Verfügung iſt ihrer Natur nach nur eine 
proviſoriſche Maßregel; den zu fichernden Streitgegenſtand 
bildet die von ihr beſtrittene Verpflichtung der Beklagten, die 
Eintragung des Veräußerungsverbots zu bewilligen. — Glaubt 
die Beklagte, daß es in ihrem Intereſſe liege, die Klägerin zur 
Erhebung der Klage zu veranlaſſen, ſo muß ſie bei dem nach 
den 58 926, 936 der Civilprozeßordnung zuſtändigen Gerichte 
Anträge ſtellen; in der Reviſionsinſtanz iſt ein ſolcher Antrag, 
der übrigens auch nicht ſchriftlich eingereicht worden iſt, nicht 
zuläſſig. 

Die Meinung der Reviſion, es liege ein fideicommissum 
ejus quod supererit vor, und deshalb ſei die Eintragung 
einer Verfügungsbeſchränkung nicht zuläſſig, wird ſchon dadurch 
widerlegt, daß bei einem derartigen Fideikommiſſe der Fiduziar⸗ 
erbe bis zu / des Nachlaſſes ohne jede Beſchränkung ver⸗ 
äußern und belaſten darf, während im vorliegenden Falle das 
im Teſtamente näher begrenzte Veräußerungsverbot den ge⸗ 
ſammten Nachlaß ohne Unterſchied betrifft. 


12 


Zu den Art. 200, 217 Einf. Gef. zum B. G. B. 
SS 1400 ff. B. G. B. und den Landesausführungs⸗ 
geſetzen betr. den Güterſtand der Eheleute. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
Bertram c. v. Lepel vom 10. Januar 1901, 
Nr. 289/1900 IV. 
II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aus nicht intereſſirendem pro⸗ 
zeſſualen Grunde aufgehoben und die Sache an das Berufungs- 
gericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Maßgebend für die Frage der Aktivlegitimation der 
Klägerin iſt das für die Ehe der Klägerin geltende eheliche 
Güterrecht. Nach anerkannten Grundſätzen des internationalen 
Privatrechts bleibt beim Verlegen des Wohnſitzes in ein anderes 
Rechtsgebiet das Güterrecht des erſten ehelichen Wohnſitzes maß⸗ 
gebend. Auch für den durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bedingten Wechſel in der Geſetzgebung iſt reichsrecht⸗ 
lich die Unwandelbarkeit des beſtehenden Güͤterſtandes anerkannt 
(Artikel 200 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche). 
Mit Recht geht das Berufungsgericht an der Hand dieſer 
Grundſätze davon aus, daß die Frage nach der Sachlegitimation 
der Klägerin aus dem Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung zu beantworten iſt. Die Parteien find zwar 
darüber in Diſſens, ob der erſte eheliche Wohnfitz der Klägerin 
in Görlitz, oder in oder bei Dresden zu ſuchen iſt. Im Effekte 


aber bleibt dieſer Streit unerheblich, da für beide Rechtsgebiete, 


für das Gebiet des Allgemeinen Landrechts und, wie das Be⸗ 
rufungsgericht unanfechtbar feſtſtellt, auch für das Gebiet des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich Sachſen, das Syſtem 
der Verwaltungsgemeinſchaft gilt, wonach die Ehefrau allein 
eingebrachtes Vermögen nicht für ſich beanſpruchen kann (All- 
gemeines Landrecht 85 205, 231 Theil II, Titel 1; Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch für Sachſen 88 1655, 1677, 633, 625). An 
dieſem Reſultate würde aber auch nichts geändert, wenn man 
annimmt, daß durch die gemäß Artikel 200, 218 Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche im Wege der Landes- 
geſetzgebung erfolgte Ueberleitung der beſtehenden Güterſtände 
andere Rechtsgrundſätze an die Stelle des altrechtlichen Zuſtandes 
getreten ſind. Das Berufungsgericht hält letztere für unanwend⸗ 
bar, weil der gegenwärtige Prozeß ſchon vor dem 1. Januar 
1900 anhängig geworden. Auf einen anhängig gewordenen 
Prozeß ſei eine im Laufe des Prozeſſes eintretende Aenderung 
des Güterſtandes einflußlos und beſtimme ſich die Aktiv. und 
Paſſivlegitimation nach bisherigem Rechte. Es kann dahin- 
geſtellt bleiben, ob dies allgemein zutreffend iſt. Für Ehen, 
deren Wohnſitz am 1. Januar 1900 in Preußen belegen iſt, iſt 
dies zwar in Artikel 59 § 6 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 anerkannt. 
Gleiche Beſtimmungen finden ſich aber unter anderen nicht in 
der Ausführungsgeſetzgebung für das Königreich Sachſen und 
Elſaß⸗Lothringen und könnte immerhin jener Satz für andere 
Rechtsgebiete mangels poſitiver Beſtimmung Bedenken erregen. 
(Vergl. Geſetz, betreffend die Ausführung des Bürgerlichen 
Geſetzgebuchs für Sachſen vom 18. Juni 1898, Geſetz⸗ und 
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Verordnungsblatt S. 191 ff., Geſetz, betreffend die Ausführung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Elſaß⸗Lothringen vom 17. April 
1899, Geſetzblatt für Elſaß⸗Lothringen S. 43 ff.) Aber auch 
wenn nach Maßgabe der Ausführungsgeſetze neues Recht zm 
Anwendung käme, wäre die Klägerin als Ehefrau nicht allen 
zur Klage legitimirt. In Frage kämen das für Preußen, 
Sachſen und Elſaß⸗Lothringen geltende Recht, ſei es, daß man 
annimmt, der Ehewohnfitz ſei in Preußen oder Sachſen ver 
blieben oder daß er von da vor dem 1. Januar 1900 nach 
Elſaß⸗Lothringen (Mülhauſen i. E.) verlegt worden. Fit 
Preußen und Sachſen find, ſofern der Wohnfitz dort verblieben, 
in den gedachten Ausführungsgeſetzen die neuen Grundſätze bei 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche für den Güterſtand der Be 
waltung und Nutznießung gelten, für maßgebend erklärt (Pre 
ßiſches Ausführungsgeſetz Artikel 44, 45, 61 8 11; Sächfiſches 
Ausführungsgeſetz § 34). Hat aber der Ehemann der Klägerin, 
was das Berufungsgericht annimmt, in für die Klägerin maß⸗ 
gebender Weiſe vor dem 1. Januar 1900 den Wohnſitz nach 
Elſaß⸗Lothringen verlegt, fo würden nach Maßgabe der 
erlaſſenen Kaiſerlichen Verordnungen vom 20. Dezember 1899 
(Geſetzſammlung S. 607) und vom 2. Mai 1900 (Geſetzblat 
für Elſaß⸗Lothringen de 1900 S. 101 ff.) die für die Bundet⸗ 
ſtaaten Preußen und Sachſen erlaſſenen Uebergangsbeſtimmunges, 
gemäß welchen das Bürgerliche Geſetzbuch anwendbar iſt, mar 
gebend fein. Kommt aber nach alledem das Bürgerlieı 
Geſetzbuch nach Maßgabe der Uebergangsbeſtimmunge m 
Anwendung, fo iſt die Klägerin nicht allein zur Klage leptumn 
($ 1400 Bürgerliches Geſetzbuch). Es iſt kein Fall gem 
wo nach Bürgerlihem Geſetzbuche ausnahmsweiſe die Chen 
für fi legitimirt wäre. Insbeſondere ift nicht § 1401 daſelsf 
gegeben, noch auch ein Fall aus 8 1418, in welchem die Ehe 
frau Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung verlangen der. 

Wäre ſchon unter der Herrſchaft des alten Rechts die 
Verwaltung und Nutznießung von der Ehefrau rechtswirkſan 
aufgehoben worden, fo würde es allerdings auch nach den 
1. Januar 1900 dabei verbleiben. Dies wäre der Fall, wenn 
die Frau unter den Vorausſetzungen des § 258 Theil II Titel! 
Allgemeinen Landrechts oder des § 1684 Bürgerlichen Geſez⸗ 
buchs für Sachſen die Illaten zur eigenen Verwaltung zu Recht 
zurückgefordert hätte. Allein alle dieſe Vorausſetzungen find 
nicht gegeben. Unvermögen des Mannes zur Suſtentation oder 
Gefährdung der Illaten durch unordentliche Wirthſchaft im 
Sinne dieſer Beſtimmungen ſind weder geltend gemacht noch 
dargethan. Die Reviſionsangriffe in dieſer Richtung gehen 
daher fehl. 


Zu 8 779 B. G. B. 8 98 C. P. O. 
Beſchluß des Reichsgerichts J. C. S. i. S. Dralle e 
Joſeph & Co. vom 30. Januar 1901, B Nr. 4/1901 J. 

II. J. Kammergericht. 
Die weitere Beſchwerde des Klägers iſt für begründet 
erachtet und die Beſchwerde des Beklagten zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 
Entſcheidend iſt, ob der Rechtsſtreit durch einen Vergleich 
der Parteien zur Erledigung gekommen iſt. Wenn dies der 
Fall iſt, fo greift Civilprozeßordnung § 98 Platz, d. h. die 
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Koſten des durch den Vergleich erledigten Rechts ſtreits find als 
gegen einander aufgehoben anzuſehen. Denn, daß die Parteien 
in Bezug auf die Koſten des Prozeſſes etwas Gegentheiliges 
nicht vereinbart haben, ſteht feſt. | 

Das Kammergericht jagt, für die Beurtheilung der Frage, 
ob ein Vergleich vorliege, komme es nicht darauf an, ob der 
Kläger oder die Beklagten vermeintliche Anſprüche aufge⸗ 
geben, ſondern ob ſie von ihren thatſächlichen Rechten gegen⸗ 
ſeitig nachgelaſſen hätten. Es zeigt ſodann weiter, daß dies 
nicht der Fall ſei, weil der mit der Klage verfolgte Anſpruch 
rechtlich unbegründet geweſen ſei. Der Kläger habe ſich dem 
Verlangen der Beklagten auf Bezahlung ſeines Debetſaldos 
gefügt, um den Verkauf der Papiere abzuwenden. Unerheblich 
aber ſei es, daß die Beklagten ſich dabei zur Auslieferung 
der Papiere Zug um Zug gegen die Zahlung bequemt hätten. 

Damit iſt der aus dem materiellen Rechte, und zwar jetzt 
aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu entnehmende Begriff des 
Vergleichs verkannt. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch § 779 
iſt der Vergleich ein Vertrag, durch den der Streit oder die 
Ungewißheit der Parteien über ein Rechtsverhältniß im Wege 
gegenſeitigen Nachgebens beſeitigt wird; der Ungewißheit über 
ein Rechtsverhältniß ſoll es gleichſtehen, wenn die Verwirk 
lichung eines Anſpruchs unſicher iſt. Vorausſetzung für den 
Abſchluß eines Vergleichs iſt daher nur, daß das Rechtsver⸗ 
hältniß ſtreitig oder ungewiß iſt, und daß der Streit oder die 
Ungewißheit durch gegenſeitiges Nachgeben beſeitigt werden. 
Ein Streit liegt deswegen nicht weniger vor, weil der Richter 
in der Lage iſt, ihn ſofort zu entſcheiden, und ungewiß iſt auch, 
was nur die Parteien nicht wiſſen. Daß ſich das beiderſeitige 
Nachgeben im Sinne des Geſetzes aber nur auf die ſtreitigen 
und ungewiſſen Anſprüche beziehen ſoll, ergiebt ſich aus dem 
Zuſammenhange und der Natur der Sache. Wollte man davon 
ausgehen, daß wirklich zu Recht beſtehende Anſprüche theilweiſe 
oder ganz aufgegeben würden müſſen, fo könnte der Vergleich 
den Streit oder die Ungewißheit nicht beſeitigen. Es müßte 
dann hierüber immer erſt eine richterliche Entſcheidung ergehen, 
die der Vergleich doch entbehrlich machen will und ſoll. 

Der vorliegende Fall bietet inſofern allerdings eine Be⸗ 
ſonderheit dar, als das Verlangen der Beklagten vom 22. Juni, 
dem ſich der Kläger gefügt hat, über den Rahmen des Prozeſſes 
hinausging. Im Prozeſſe war nur der Kläger mit dem 
Anſpruche auf bedingungsloſe Herausgabe der Redenhütten⸗ 
Aktien als Fordernder und die Beklagten lediglich als Ab- 
wehrende aufgetreten. Jetzt traten die Beklagten als Fordernde 
auf und begehrten unter Androhung von Rechtsnachtheilen ſo⸗ 
fortige Berichtigung des Kontokorrent-Saldos gegen das An⸗ 
erbieten der Auslieferung ſämmtlicher Werthpapiere, auch der 
Redenhütten⸗Aktien. Gleichwohl muß das Erfüllungsgeſchäft, 
das auf dieſer Grundlage am 25. Juni zwiſchen den Parteien 
gethätigt wurde, inſoweit es ſich zugleich auf das in Streit 
befangene Rechtsverhältniß, d. h. auf die Herausgabe der Reden⸗ 
hütten⸗Aktien erſtreckte, auch als ein Vertrag gelten, der dieſen 
Streit beſeitigte. Es kann weder gefordert werden, daß die 
Parteien das Geſchäft ſelbſt ausdrücklich als Vergleich bezeichnen, 
noch daß es ſich auf die Beſeitigung des vorhandenen Streites 
beſchränkt. Die Erledigung des in den Streit befangenen 
Ausſpruchs erfolgte aber „im Wege gegenſeitigen Nachgebens“. 


Der Kläger gab nach, indem er ſeinen Anſpruch auf bedin⸗ 
gungsloſe Herausgabe der Aktien (ohne zuvorige oder gleich 
zeitige Zahlung ſeiner Schuld) fallen ließ, und die Beklagte 
gab nach, indem ſie den zur Abwehr der Klage eingenommenen 
Standpunkt verließ, daß der Kläger die Herausgabe der 


Aktien erſt einen Tag nach der Bezahlung ſeiner Schuld 
verlangen dürfe. ö 


Zu den 88 1297, 1298 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Ullrich 
6. Gotz vom 31. Januar 1901, Nr. 329/1900 IV. 


II. J. O. L. G. zu Frankfurt a. / Main. 
Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Reviſion mußte erfolglos bleiben. 

Die von dem Berufungsgericht vertretene Anſicht, daß die 
Vorſchrift des § 1297 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, „aus 
einem Verlöbniſſe kann nicht auf Eingehung der Ehe geklagt 
werden“, die fernere Geltung des abweichenden bisherigen 
Rechtes verbiete und deshalb rückwirkende Kraft habe, iſt bereits 
von dem Vierten Civilſenat des Reichsgerichts in Sachen 
Loewenſtein / Lippmann durch Urtheil vom 20. September 1900 
IV. 149. 1900 gebilligt worden, und es liegt kein Grund vor, 
dieſe Auffaſſung aufzugeben. Damit erledigt ſich der urſprüng⸗ 
liche auf Verurtheilung zur Eheſchließung gerichtete Klageantrag, 
der hiernach mit Recht abgewieſen iſt. Was den eventuellen 
Antrag der Klägerin auf Schadenserſatz angeht, der wie das 
Berufungsgericht feſtſtellt, nicht aus § 1298 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abgeleitet wird, ſo iſt er durch den angeblichen 
Verzug des Beklagten, wie die Reviſion auszuführen ſucht, nicht 
zu begründen. Denn der Verzug gewährt an ſich nur den An⸗ 
ſpruch auf Erfüllung, wenn auch in Folge des Verzuges einen 
in Nebenforderungen verſtärkten Anſpruch auf Erfüllung. Die 
Entſchädigungs forderung könnte immer erft in Frage kommen, 
wenn die Erfüllung ſelbſt nicht mehr möglich wäre. Und 
dieſer Geſichtspunkt iſt es allein, den das Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts, Sechſter Civilſenat, vom 30. September 1897 (Reichs. 
gerichts Entſcheidungen Bd. 39 S. 188 ff.) ſtreift. Das 
Urtheil weiſt nämlich auf eine Entſcheidung des früheren Ober⸗ 
appellationsgerichts zu Lübeck hin mit den Worten: 

Dort lag indes der Fall nicht ſo, daß der auf Er⸗ 
füllung des Cheverſprechens Belangte feinen während 
des Rechtsſtreites erfolgten Tod ſelbſt verſchuldet 
hatte, ſondern konnte es ſich nur darum handeln, ob er 
wegen eines ihm zur Laſt fallenden Erfüllungsverzuges 
auch für die an ſich zufällig eingetretene Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung zu haften habe; 

während in dem Streitfall, wie er dem reichsgerichtlichen 
Urtheile zum Grunde lag, der urſprüngliche Beklagte durch 
Selbſtmord geendet hatte. An dieſer Vorausſetzung der 
Unmöglichkeit der Erfüllung fehlt es hier aber gänzlich: der 
Beklagte lebt und iſt Wittwer, die Erfüllung des Verlöbniſſes 
durch Eheſchließung iſt ihm alſo an ſich ſehr wohl möglich. 
Daß für die Klägerin der Anſpruch auf Erfüllung mit dem 
1. Januar 1900 in Folge der mit dieſem Zeitpunkte ein- 
10 
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tretenden Geltung des Bürgerlichen Geſetzbuchs unmöglich ge⸗ 
worden iſt, iſt kein vor dem 1. Januar 1900 eingetretener 
Umſtand, der in Verbindung mit dem Verzuge des Beklagten 
die Grundlage eines bereits vor dem 1. Januar 1900 durch 
die Unmöglichkeit der Erfüllung erwachſenen Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs bilden könnte. 

Der Entſchädigungsanſpruch iſt daher gleichfalls mit Recht 
vom Berufungsgericht abgewieſen und die Reviſion deshalb auf 
Koſten der Klägerin zurückzuweiſen. 


Zu den SS 178, 817 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Reichs⸗ 
bank c. Goltz vom 2. Februar 1901, Nr. 331/1900 V. 


II. J. Kammergericht. 


Der Oberfaktor Gr., welcher mit der Klägerin im Kon⸗ 
kubinat lebte und mit ihr ein Kind erzeugt hat, hat eine Menge 
von Reichsbanknoten entwendet und gefälſcht, welche die Be⸗ 
klagte anſtandslos eingelöſt hat. Seitens der Kriminalpolizei 
wurde eine große Anzahl von Werthpapieren in der Wohnung 
des Gr. und an anderen Orten beſchlagnahmt und ſeitens der 
Staatsanwaltſchaft bei der Miniſterial- Militär- und Bau⸗ 
kommiſſion hinterlegt. Auf Antrag der Beklagten iſt wegen 
ihres ihr gegen Gr. angeblich zuſtehenden Anſpruchs auf 
Schadenerſatz der dingliche Arreſt in jene Werthpapiere an⸗ 
geordnet und der Anſpruch des Gr. oder ſeiner Erben gegen den 
Fiskus auf Herausgabe der Werthpapiere gepfändet. Zu dieſen 
Werthpapieren gehören die in der Klage näher bezeichneten, 
welche die Klägerin nach ihrer Behauptung von Gr. als Hand⸗ 
geſchenk erhalten hat. Klägerin verlangt mit der Klage Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten, in die Freigabe der Werthpapiere und 
in deren Herausgabe an die Klägerin zu willigen. Klägerin 
behauptet, daß Gr. die in der Klage bezeichneten Papiere und 
andere Werthpapiere nicht aus dem Erlöſe der von ihm ge⸗ 
fälſchten Banknoten, ſondern aus Börjengewinnen erworben, daß 
fie die in der Klage bezeichneten Papiere in ihrem Kleider ⸗ 
ſchranke und demnächſt bei einer Frau E. verwahrt habe. 
Sie beſtreitet auch, daß der Beklagten Entſchädigungsanſprüche 
gegen Gr., jetzt deſſen Erben zuftehen. Die Beklagte hat um 
Abweiſung der Klage gebeten. 

Nach Beweiserhebungen hat der erſte Richter dem Klage⸗ 
antrage gemäß erkannt. 

Das Berufungsgericht hat die Entſcheidung von einem 
Eide der Klägerin abhängig gemacht. Auf Reviſion der Be⸗ 
klagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückverwieſen. 


Aus den Gründen. 


Begründet iſt die Rüge der Verletzung des § 35 des All- 
gemeinen Landrechts Theil 1 Titel 3, beziehungsweiſe des § 138 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. — Die Klägerin behauptet, daß 
Gr. die Aktien, welche er ihr geſchenkt und übergeben habe, 
nicht mit dem Erlöſe von ihm gefälſchter Banknoten, ſondern 
mit dem durch Börſengewinne erlangten Gelde angeſchafft habe. 
Die Beklagte behauptet das Gegentheil und hat der Klägerin 


74 
darüber den Eid zugeſchoben, daß Gr. ihr mitgetheilt habe, die 
Mittel zur Anſchaffung der Aktien rührten aus der Inumlauf. 
ſetzung von ihm gefälſchter Banknoten her. Der Berufungz⸗ 
richter hat weder über dieſe Behauptungen Beweis erhoben, 
noch unterſucht, ob der Beklagten ein Anſpruch gegen die Erben 
des Gr. zuſteht, hält vielmehr die Klage auch dann für ie 
gründet, wenn angenommen werde, daß der Beklagten ein folder 
Anſpruch zuſtehe, und wenn von der Richtigkeit der Behaup- 
tungen der Beklagten ausgegangen werde. Er führt aus, daß 
Gr. ſelbſt die Aktien nicht durch eine unerlaubte Handlung er⸗ 
langt haben würde, wenn er fie mit dem Gelde, das er dur 
Umwechſelung gefälſchter Banknoten erhalten, angekauft haben 
ſollte und daß daher auch der Klägerin eine unerlaubte Hand⸗ 
lung oder eine Betheiligung an einer ſolchen nicht vorgeworfen 
werden könne, wenn fie die Aktien in Kenntniß der Sachlage 
als Geſchenk angenommen habe. Der Berufungsrichter faßt den 
Begriff der unerlaubten Handlung im Sinne einer Strafthat 
auf. Seine Annahme, daß Hehlerei (Strafgeſetzbuch 9 259 
nur in Beziehung auf Sachen verübt werden könne, welche un 
mittelbar durch eine ſtrafbare Handlung erlangt find, ſteht mit 
der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. z. 2. 
Entſcheidungen in Strafſachen Bd. 23 S. 53 ff., Bd. 26 
S. 317), von welcher abzugehen kein Anlaß vorliegt, im Ein 
klange. Der Berufungsrichter hat aber überſehen, daß unter 

den Begriff der unerlaubten Handlungen und Rechtsgelgäfte im 

Sinne des Allgemeinen Landrechts (Einleitung § 81, 8 55, 

36 Theil I Titel 3, 88 6 ff. Theil I Titel 4, 8 68 Tal ! 

Titel 5, 58 205, 206 Theil I Titel 16) nicht nur die dur 

Straf- oder andere Geſetze ausdrücklich verbotenen Handlungen, 
ſondern auch Rechtsgeſchäfte und Handlungen, welche gegen die 
guten Sitten verſtoßen, fallen (vergl. z. B. Juriſtiſche Wochen 
ſchrift 1896 S. 12 Nr. 46). Nach dem allgemeinen Landrecht 
überkommt der Handelnde aus unerlaubten Handlungen zii 
Verbindlichkeiten, aber keine Rechte und Verträge über unerlaubt 
Handlungen find nichtig (58 68, 51 Theil I Titel 5). Ghelı 
ſteht es damit nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſezbucht 
(§ 138). Die Nichtigkeit wirkt objektiv, d. h. fie kann von 
Jedem, deſſen Intereſſe durch das nichtige Geſchäft berührt win, 
geltend gemacht werden (vergl. Matthiaß Lehrbuch des Bürger 
lichen Rechts Bd. 1 8 55 Nr. II A). Bei dieſer Rechtslage 
kann ununterfucht bleiben, welches der beiden Rechte auf den 
vorliegenden Fall zur Anwendung zu bringen iſt (vergl. darüber 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 1). Zweifellos würde dit 
Klägerin gröblich gegen die guten Sitten verſtoßen haben, wenn 
fie, wie der Berufungsrichter unterſtellt, die ihr angeblich ge 
ſchenkten Aktien trotz der Kenntuiß, daß Gr. die Mittel zur 
Anſchaffung der Aktien durch Verbrechen erlangt hatte, ange 
nommen haben ſollte. Die Schenkung wäre mithin nichtig, 
und, wenn auch Gr. (letzt deſſen Erben) das Geſchenkte nic 
zurückfordern könnte, weil er durch Hingabe der Aktien an ” 
Klägerin gleich gröblich gegen die guten Sitten verſtoßen halt 
(vergl. § 205 des Allgemeinen Landrechts Theil 1 Titel 16 und 
dazu Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 16 
S. 108, 109; Bürgerliches Geſetzbuch 8 817), fo ſteht doch en 
gleiches geſetzliches Hinderniß, die Nichtigkeit geltend zu machen, 
Dritten, welche durch die nichtige Schenkung in ihren dm 
mögensinterefien verletzt find, nicht entgegen. Die Beklagte 
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kann, falls ihr, wie der Berufungsrichter unterſtellt, ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen die Erben des Gr. zuſtehen ſollte, 
der Klage gegenüber, welche den Zweck hat, ihre Befriedigung 
zu vereiteln, mit Erfolg geltend machen, daß die Klägerin aus 
der nichtigen Schenkung keine Rechte herleiten, ihr gegenüber 
ſich auf das formal erlangte Eigenthum nicht berufen könne. 

Aus dieſem Grunde mußte das Berufungsurtheil anfge- 
hoben werden. In der Sache ſelbſt konnte noch nicht erkannt 
werden, es mußte vielmehr Zurückverweiſung an das Berufungs⸗ 
gericht erfolgen, weil es an Feſtſtellungen darüber fehlt, ob der 
Beklagten ein Anſpruch an die Erben des Gr. zufteht, ob Gr. 
die in der Klage bezeichneten Aktien aus Börſengewinnen oder 
aus Mitteln, die er durch das Inumlaufſetzen gefälſchter Bank. 
noten erlangt hatte, angeſchafft hat und ob die Klägerin bei 
Empfangnahme der Aktien die von der Beklagten behauptete 
Kenntniß gehabt hat. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1155, 1157 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Jahn 
6. Hentſchel vom 2. Februar 1901, Nr. 318/1900 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das angefochtene Urtheil wird von der Beklagten mit 
Recht angegriffen. Es iſt darin feſtgeſtellt, daß die 24 000 Mark 
dem N. zum Zwecke ſeiner Sicherung für ein Darlehn von 
6 000 Mark abgetreten und daß dieſe 6 000 Mark an N. vor 
der weiteren Uebertragung der Theilhypothek zu 15 000 Mark 
an P. zurückbezahlt worden find. Dagegen unterließ der Be⸗ 
rufungsrichter eine Feſtſtellung über die Behauptungen der Be⸗ 
klagten, daß P. die Hypothek in Kenntniß vorftehenden Sach⸗ 
verhalts und ohne Wiſſen und Willen des früheren Gläubigers 
J. erworben hat. Er erachtet dieſe Behauptungen für unerheb⸗ 
lich, weil wegen voller Verfügungsberechtigung des N. in An⸗ 
ſehung der 24 000 Mark von Schlechtgläubigkeit des Erblaſſers 
der Klägerin überhaupt nicht die Rede ſein könne. Dieſe 
Meinung iſt rechtsirrthümlich. 

Wenn auch die Forderungs- und Hypothek. Uebertragung 
zur Sicherheit dem Erwerber an fi volle Eigenthums⸗ und 
Verfügungsrechte verſchafft, ſo ergiebt ſich doch aus dem ihr 
beigefügten Zwecke von ſelbſt, daß dies nach beiderſeitigem 
Willen nur bis zur Tilgung des geſicherten Betrages geſchehen 
ſoll und daß der Gläubiger nach ſeiner Befriedigung ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Cedenten nicht mehr über den abgetretenen Betrag 
verfügen darf, dieſen vielmehr an Erſteren zurückzuübertragen 
verpflichtet iſt. Zu allem Ueberfluſſe hat die Beklagte ſogar 
ausdrückliche derartige Abmachungen zwiſchen J. und N. be⸗ 
hauptet. 

Es iſt nun vor Allem nicht abzuſehen, warum der Ein⸗ 
wand der Beklagten, daß N. über die 15 000 Mark, die ihm 
nur zur Sicherheit übertragen waren, ohne Zuſtimmung des 
J. nicht weiter verfügen dürfte und daß dies dem Erwerber P. 


ſogar genau bekannt war, gegenüber der jetzigen perſönlichen 
Zinsforderung der Klägerin unzuläffig fein fol. Die Abtretung 
der perjönlichen Forderung, unter der Herrſchaft der früheren 
Geſetze geſchehen, muß gemäß Artikels 170 Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche unzweifelhaft nach altem Rechte 
beurtheilt werden, und da nach § 407 Theil I Titel 11 des 
Allgemeinen Landrechts der Schuldner einer cedirten Poſt alle 
Einwendungen, die er gegen den Cedenten rügen konnte, auch 
dem Ceſſionar entgegenſetzen kann, da ferner das Recht zu ſolcher 
Rüge gemäß § 415 Theil 1 Titel 5 daſelbſt und § 368 Theil I 
Titel 9 Allgemeinen Landrechts auf die Beklagte, als Erbin 
J. übergegangen iſt, ſo hat das Berufungsgericht in ſeiner 
oben erwähnten Entſcheidung dieſe Geſetzesſtellen durch Nicht⸗ 
anwendung verletzt. 

Aehnlich verhält ſich die Sache aber auch, wenn man die 
Abtretung der dinglichen Forderung nach altem Geſetze prüft. 
Auch der zweite Abſatz des § 38 des Eigenthumserwerbsgeſetzes 
giebt dem Schuldner Einreden gegen den Dritten aus dem per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldverhältniſſe, ſelbſt bei entgeltlichem Hypothek. 
erwerbe des Dritten, dann, wenn ſie dieſem vorher bekannt ge⸗ 
worden find. Der Berufungsrichter hätte alſo hiernach die 
Wahrheit oder Unwahrheit der Behauptung der Beklagten, daß 
P. die Nichtberechtigung N., über die Hypothek zu verfügen, 
gekannt hat, feſtſtellen ſollen. 

Daß der dritte Abſatz des § 38 Eigenthumserwerbsgeſetzes 
im gegebenen Falle keine Anwendung finden kann, ergiebt ſich 
ſchon daraus, daß, ſoviel aus den Thatbeſtänden erfichtlich, P. 
Rechtsurheber als Hypothekgläubiger nicht im Grundbuche ein ⸗ 
getragen war. Die Anwendbarkeit dieſes Abſatz III ſcheitert 
aber auch an dem innern Grund, daß die in Rede ſtehende 
Einrede der Beklagten nicht etwa bloß die Legitimation N., 
ſondern das perſönliche Schuldverhältniß, in dem J. zu N. ge 
ſtanden hatte und das durch Befriedigung des Letzteren erloſchen 
war, betrifft. 

So hat denn auch der erkennende Senat ſchon in dem in 
Bd. XXXII S. 216 der Entſcheidungen abgedruckten Urtheile 
ausgeſprochen, daß der dingliche Schuldner zwar dem Dritten 
gegenüber, der den bloßen Sicherungszweck der Hypothekabtretung 
und das ſich daraus ergebende Nichtverfügungsrecht des Cedenten 
nicht kannte, keinen Einwand habe, daß ſich aber dies anders 
verhalte, wenn dem Dritten jene Umſtände bekannt geweſen ſind. 

Wollte man aber auch mit dem Berufungsrichter an- 
nehmen, daß gemäß Art. 192 Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuche auf die Abtretung des dinglichen Rechts und 
die in dieſer Beziehung gegen den Erwerber zuläffigen Einreden 
das Bürgerliche Geſetzbuch Anwendung finden müſſe, ſo würde 
dies zu andern Ergebniſſen als den in Vorſtehendem gewonnenen 
auch nicht führen. Denn auch nach 88 1157, 1155 mit 8 892 
Bürgerlichen Geſetzbuchs kann der Eigenthümer dem ſchlecht⸗ 
gläubigen Ceſſionar eine Einrede, die ihm auf Grund eines 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes zufteht, entgegenſetzen. 

Es kann daher hier dahingeſtellt bleiben, ob altes oder 
neues Recht auf die Einrede in Frage angewendet werden muß. 
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Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu den §§ 372 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts v. C. S. l. S. Illner 
c. Wogmoda vom 9. Februar 1901, Nr. 310/1900 V. 


II. J. O. L. G. Breslau. 
Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Beſtimmung des § 234 Theil I Titel 16 Allgemeinen 
Landrechts ſteht dem Kläger nicht zur Seite. Darin iſt aller⸗ 
dings auch bei unbeweglichen Sachen die Uebergabe zur gericht⸗ 
lichen Auffiht und Verwaltung mit der Wirkung zugelaſſen, 
daß der Verpflichtete dadurch ſeiner Verbindlichkeit entledigt 
werde. Da der Kläger aber den Antrag auf Sequeſtration im 
September 1900, alſo nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſtellt hat, jo fragt ſich, ob die Hinterlegung als 
Erfüllungsmodus noch anzuerkennen iſt. Dies iſt zu verneinen. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch geſtattet die Hinterlegung nur bei 
beweglichen Sachen (58 372 ff.). „Für den Fall — heißt es 
in den Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. 2 S. 94 ff. —, 
daß der Leiſtungsgegenſtand eine unbewegliche Sache iſt, trifft 
der Entwurf keine Beſtimmung; das heißt er gewährt dem 
Schuldner an Stelle der nicht möglichen Hinterlegung kein 
Mittel, um ſich durch daſſelbe anſtatt der unausführbaren Er⸗ 
füllung zu liberiren“ Wenn nun auch nach dem Wortlaute 
des Artikel 170 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche: „Für ein Schuldverhältniß, das vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches entſtanden iſt, bleiben die bisherigen 
Geſetze maßgebend.“ — Zweifel über die Tragweite dieſer Vor⸗ 
ſchrift entftehen könne, namentlich in der Richtung, ob die zur 
Erfüllung eines dem früheren Rechte unterſtehenden Schuld- 
verhältniſſes dienenden Erfüllungsgeſchäfte, wenn fie unter der 
Herrſchaft des neuen Geſetzes erfolgen, nach dem früheren Rechte 
zu beurtheilen find: jo ergiebt ſich doch aus den Berathungen 
der beiden Kommiffionen klar und deutlich die Abſicht, die Er⸗ 
füllungsgeſchäfte unter die neueren Beſtimmungen zu ſtellen, 
wenn ſie unter deren Geltung vorgenommen find. Die Motive 
zu Artikel 103 des Entwurfs eines Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch (jetzt Artikel 170) bemerken auf S. 256: 
„Zu dem Umfange eines Schuldverhältniſſes gehört auch der 
Gegenſtand, die Zeit und der Ort der Erfüllung. Die Erfüllung 
eines dem früheren Rechte unterſtehenden Schuldverhältniſſes 
wird in den bezeichneten Richtungen auch dann, wenn fie unter 
der Herrſchaft des neuen Geſetzes erfolgt, nach dem früheren 
Rechte beurtheilt. Dagegen beſtimmt fich das, was ſolchenfalls 
zur Herbeiführung der Bewirkung der Leiſtung erforderlich iſt, 
das Erfüllungsgeſchäft, nach dem neuen Geſetze. — — — Gleich 
dem Erfüllungsgeſchäfte find die das Erlöſchen einer Forderung 
herbeiführenden ſelbſtändigen Rechtsgeſchäfte — Hingabe an 
Zahlungsſtatt, öffentliche Hinterlegung, Aufrechnung, Erlaß 
u. ſ. w. „— nach dem zur Zeit ihrer Vornahme geltenden Rechte 
zu beurtheilen“. Dieſer Auffaſſung iſt die zweite Kommiſſion 
beigetreten (Prot. Bd. 6 S. 493 f.). Iſt auch den geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten kein entſcheidender Einfluß bei Auslegung 
des Geſetzes einzuräumen, ſo find ſie doch immerhin das ge⸗ 
eignetſte Hülfsmittel in den Fällen, wo eine Beſtimmung durch 
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ihre Faſſung zu Zweifeln Veranlaſſung giebt, um deren Sinn 
zu ermitteln. Das Reichsgericht trägt daher kein Bedenken, in 
Uebereinſtimmung mit der Literatur (vergl. Leske S. 158, 
Habicht 2. Auflage S. 184 f.), die Anwendung des Artikel 170 
auf Erfüllungsgeſchäfte, die unter der Hypothek des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu Schuldverhältniſſen, die früher entſtanden find, 
vorgenommen werden, nicht zu erſtrecken. Daraus folgt, daß 
ſeit dem 1. Januar 1900 die Hinterlegung, die Uebergabe zur 
gerichtlichen Aufficht und Verwaltung (Allgemeinen Landrecht 
Theil I Titel 16 8 234) von Grundſtücken nicht mehr ſtatt⸗ 
findet, mag auch der Verzug des Schuldners vorher ein getreten 
ſein. Wenn in den Motiven zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
(Bd. 2 S. 95) bemerkt ift, der Schuldner könne ſich dadurch 
helfen, daß er bei ſtreitigen Rechtsverhältniſſen die Beſtellung 
eines Sequeſtors durch einſtweilige Verfügung beantragt, fo 
iſt dies für den vorliegenden Fall durch die Ausführungen des 
Berufungsrichters, wonach Kläger die erforderlichen Maßnahmen 
ſelbſt treffen könne, erledigt. 


Zu Art. 192 Einf. Sei. zum B. G. B. 
§ 1116 B. G. B. §§ 4 und 11 K. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Friektich 
Konkurs c. Fehrmann vom 31. Januar 1901, 
Nr. 398/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Für den Kläger haftet auf dem Grundſtück Bl. 20 va 
Grundbuchs für Löbtau Hypothek wegen einer Kaufpreis forderung 
von 3400 Mark nebſt Zinſen zu 4 vom Hundert und den Ein⸗ 
hebungskoſten. Eigenthümer des Grundſtücks iſt der Privat 
mann Guſtav Adolf F. in Löbtau, der, als er das Grundſtück 
einige Zeit nach dem 10. Dezember 1895 erwarb, die Hypotheken ⸗ 
forderung in Anrechnung auf den Kaufpreis zur Verzinſung und 
Bezahlung übernommen hat. 

F. iſt in Konkurs verfallen. Der Konkursverwalter hat 
das Grundſtück bisher nicht für die Konkursmaſſe veräußert, 
aber auch nicht erklärt, daß er es nicht zur Maſſe ziehe und für 
dieſe zu verwerthen ablehne. 

Der Kläger, deſſen Forderung gemäß einer bei der Beſtellung 
der Hypothek getroffenen Abrede wegen Nichtbezahlung der Zinſen 
fällig geworden iſt, hat gegen den Verwalter Pfandklage erhoben 
mit dem Antrage, den Beklagten koſtenpflichtig zu verurtheilen, 
ihm 3400 Mark nebſt Zinſen zu 4 Prozent ſeit dem 1. Oktober 1899 
aus den Erträgniſſen und Nutzungen des verpfändeten Grund⸗ 
ſtücks bei Vermeidung der Zwangsverſteigerung und Zwangs- 
verwaltung deſſelben zu zahlen. 

Der Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt, weil es 
fich um die Verfolgung eines Anſpruchs auf abgeſonderte Be⸗ 
friedigung handle, und deshalb die Klage nach § 4 der Konkurt 
ordnung nicht gegen ihn, ſondern gegen den Gemeinſchuldner zu 
richten geweſen wäre; da die Forderung des Klägers im Konkurſe 
nicht angemeldet worden, ſei Beklagter nicht in der Lage geweſen, 
eine Erklärung über die Forderung abzugeben. 

Beklagter iſt in den Vorinſtanzen Maggemäß verurtheilt. 
Seine Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Kläger hat die Befriedigung wegen ſeiner Hypothek, 
die nach Art. 192 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch jetzt die Natur einer Buchhypothek im Sinne von 
8 1116 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat, im Wege der 
Zwangsvollſtreckung zu ſuchen, Bürgerliches Geſetzbuch § 1147; 
Das hat er gethan, indem er die dazu erforderlichen Schuldtitel 
durch Erhebung der Pfandklage zu erlangen unternommen hat. 

Dieſe Klage war gegen den Verwalter in dem zum Ver⸗ 
mögen des Pfandſchuldners eröffneten Konkurſe zu richten, nicht 
gegen den Pfandſchuldner ſelbſt. Es erſcheint dies, wie von den 
Borinftanzen zutreffend dargelegt worden iſt, völlig zweifellos. 
Vergleiche außer den von dieſen angezogenen Werken noch die 
Kommentare zur Konkursordnung von Willenbücher, II. Auflage 
S. 22, von Jäger, S. 343, ferner Lothar Seuffert, Deutſches 
Konkurs⸗Prozeßrecht S. 103, 104. Wäre ein Zweifel ſonſt 
überhaupt möglich, wurde er durch die Vorſchrift in 5 11 der 
Konkursordnung jedenfalls ausgeſchloſſen. 

Wenn die Reviſfion meint, es ſei jedenfalls unrichtig, daß 
der Beklagte ſchlechthin zur Tragung der Prozeßkoſten verurtheilt 
ſei, da deren Erſtattung nur aus dem Erloöſe des Pfandgrund⸗ 
ſtücks gefordert werden könne, ſo iſt auch das unzutreffend. 
Da der Verwalter der richtige Beklagte iſt, ſo finden auf ihn 
die allgemeinen Vorſchriften über die Verpflichtung des unter⸗ 
liegenden Theiles, die Prozeßkoſten zu tragen, Anwendung; ob, 
wenn er den Anſpruch ſofort anerkannt hätte, die in & 11 der 
Konkursordnung betreffs der Prozeßkoſten enthaltene Sonder⸗ 
beſtimmung analog anzuwenden ſein würde, kann dahingeſtellt 
bleiben, da der Beklagte ſich in dieſer Weiſe nicht verhalten hat. 
Von einer unbilligen Benachtheiligung der Konkursmaſſe kann 
nicht die Rede ſein, da der Verwalter in der Lage geweſen wäre, 
entweder die Zwangsverſteigerung ſelbſt zu betreiben, oder, wenn 
er ſich hiervon keinen Nutzen für die Maſſe verſprach, das Grund⸗ 
ſtück aus der Konkursmaſſe frei zu geben. 


Zu Art. 210 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


SS 1788, 1789 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Bachelin 
e. Weißer vom 12. Februar 1901, Nr. 310/1900 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

1. Was zunächſt die von Amtswegen zu prüfende Frage 
anlangt, ob der uneheliche, noch minderjährige Kläger auch ſeit 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch ſeine 
Mutter im Prozeſſe gehörig vertreten ſei, fo iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß nach Badiſchem Rechte die „bekannte“ Mutter 
zwar nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
hatte, aber auf Grund der ausdrücklichen Beſtimmung in 
Landrechtsſatz 393 a, der darin von dem Franzöfiſchen Rechte 
abweicht, deſſen geſetzliche Vormünderin war. Nach 8 1707 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht der Mutter nicht die elterliche 
Gewalt über das uneheliche Kind zu; fie kann jedoch — 8 1778 
Abſ. 3 — als deſſen Vormünderin beſtellt werden. War dieſelbe 
aber nach Landesrecht bis zum 1. Januar 1900 geſetzliche Vor⸗ 
münderin, ſo greift die Uebergangsbeſtimmung in Artikel 210 
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Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Platz; fie bleibt im Amte, nur hat fie fortan, da nach Artikel 210 
Abſ. 1 Satz 1 die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Anwendung kommen, die gleiche Stellung, wie ein nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch beſtellter Vormund, ohne daß es 
jedoch einer Verpflichtung nach § 1789 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bedürfte. Denn die Vorſchrift des Artikel 210 Abſ. 2, 
wonach die bisherigen Vormünder im Amte bleiben, bezieht fich 
nicht nur auf die beſtellten, ſondern auch auf die geſetzlichen 
Vormünder. Die allgemeine Faſſung jener Geſetzes vorſchrift 
ſchließt eine Unterſcheidung aus zwiſchen Vormündern, welche 
nach bisherigem Rechte beſtellte oder geſetzliche waren, und auch 
die Materialien zu derſelben — Motive zu 5 128 des Ent- 
wurfes eines Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
S. 303 — rechtfertigen die Annahme nicht, daß eine ſolche 
Unterſcheidung gewollt war. In dieſem Sinne wurde die in 
der Literatur beſtrittene Frage von dem Königlich Preußiſchen 
Kammergericht in einem Beſchluſſe vom 12. Februar 1900 
— Johow, Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts, 
Bd. 19 S. 43 — entſchieden. Den gleichen Standpunkt hat 
mit Bezug auf Landrechtsſatz 3934 auch das Großherzoglich 
Badiſche Juſtizminiſterium in den an die Vormundſchaftsgerichte 
ergangenen Belehrungen vom 6. Januar 1900 — Badiſche 
Rechtspraxis 1900 S. 73 — und vom 26. Februar 1900 — 
ebenda S. 74 — vertreten. Darnach kann es einem Bedenken 
nicht unterliegen, daß die Mutter des unehelichen Klägers, welche 
bis zum 1. Januar 1900 deſſen geſetzliche Vormünderin war, 
jetzt noch deſſen Vormünderin iſt, und daß der Kläger durch 
dieſelbe auch ſeit dem 1. Januar 1900 in dem Rechtsſtreite 
gehörig vertreten wird. 


Zu SS 97, 98 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Büchner e. 
Ackermann Konk. vom 26. Januar 1901, Nr. 353/1900 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Der Berufungsrichter geht zutreffend von der Annahme 
aus, daß die Frage, welche Sachen als Zubehör des Grundſtücks 
für die Hypothek haften, nach dem neuen Rechte zu beurtheilen 
iſt, da in dem in Betracht kommenden Bezirke das Grundbuch 
bereits als angelegt anzuſehen iſt (vergleiche das Urtheil des 
erkennenden Senats in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 
S. 641 f.). Der Berufungsrichter hat jedoch den Zubehör- 
begriff des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ganz richtig erfaßt. 

1. Nach 8 97 Bürgerlichen Geſetzbuchs muß die bewegliche 
Sache beſtimmt ſein, dem wirthſchaftlichen Zwecke der Haupt- 
ſache zu dienen. Nach Anficht des Berufungsgerichts meint das 
Geſetz nicht ein Dienen im weiteſten Sinne, ſondern nur in 
ganz beſchränktem Umfange. Dies ergebe ſich aus § 98, nach 
welchem bei einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb 
dauernd eingerichtet iſt, nur die zum Betriebe beftimmien Ma⸗ 
ſchinen und fonftige Geräthſchaften dem wirthſchaftlichen Zwecke 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt find, alſo nur ſolche Gegen ⸗ 


ſtände, welche zum eigentlichen Betriebe des Gewerbes er- 
forderlich find und dazu benutzt werden. Daß im vorliegenden 
Falle mit den Gondeln, dem Schwane u. ſ. w. der Betrieb des 
Hotels und der Reſtauration nicht bewerkſtelligt ſei und daß 
dieſe Sachen auch nicht bei dem unmittelbaren Betriebe benutzt 
worden ſeien, leuchte ohne Weiteres ein. Dieſe Aus führungen 
tragen eine Unterſcheidung in das Geſetz hinein, welche dieſes 
nicht kennt. Es iſt anch nicht erſichtlich, durch welche charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmale ein eigentlicher Gewerbebetrieb von einem 
uneigentlichen unterſchieden werden konnte. Das Berufungs⸗ 
gericht meint offenbar (wie ſeine weiteren Ausführungen ergeben), 
daß die Sache, um Zubehoͤreigenſchaft zu haben, dem Betrieb 
unmittelbar zu dienen beſtimmt ſein müſſe. Auch das iſt 
jedoch nicht richtig. Das Reichsgericht hat bereits (allerdings 
für das allgemeine Landrecht, welches jedoch in dieſer Hinficht 
vom Bürgerlichen Geſetzbuche nicht abweicht) ausgeſprochen, daß 
beim Vorhandenſein der fonftigen Vorausſetzungen der Zubehör- 
eigenſchaft auch ſolche Sachen, welche dem Vertriebe der im 
Betriebe gewonnenen Produkte eines zu einem gewerblichen Be⸗ 
trieb eingerichteten Grundſtücks dienen, Zubehör fein können 
(vergleiche Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 607 Nr. 51, 1896 
S. 361 Nr. 35, 1900 S. 763 Nr 40). Unmittelbar dient 
z. B. einem Brauhauſe nur die Brauereieinrichtung, mittelbar 
dienen ihm aber auch die zum Abſatze des Bieres beſtimmten 
Transportmittel, welche unter den Begriff der „Geräthſchaften“ 
in § 98 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs fallen. Der § 98 
enthält nur einzelne Beiſpiele, will keine erihöpfende Aufzählung 
geben und vor Allem den im 8 97 gegebenen allgemeinen Be⸗ 
griff nicht einengen, ſondern nur beſtimmen, welche Sachen unter 
allen Umſtänden Zubehöreigenſchaft haben. Darüber, was Zu⸗ 
behör eines zu Reſtaurations. und Vergnügungszwecken ein⸗ 
gerichteten Grundſtücks bildet, giebt das Geſetz keine Regeln. 
Es kommt darauf an, ob die Sache dem wirthſchaftlichen Zwecke 
der Hauptſache zu dienen beſtimmt iſt und ob ſie dieſem Zwecke 
auch wirklich dient und zu dienen geeignet iſt. 

Der Berufungsrichter fiebt als feſtſtehend an, daß die 
Gondeln von dem Gemeinſchuldner angeſchafft worden find, um 
Säfte in das Reſtaurationslokal nebſt zugehörigem Garten zu 
ziehen und feſtzuhalten und dadurch den Reſtaurations betrieb 
ertragsreicher zu geſtalten. Damit iſt das Erforderniß der „Be⸗ 
ſtimmung“ außer Zweifel geſtellt. Es kann aber auch nicht mit 
Grund bezweifelt werden, daß ſie dem wirthſchaftlichen Zwecke 
des Grundſtücks dienen und dazu geeignet find. Freilich dienen fie 
dem Reſtaurationsbetriebe nicht unmittelbar, wie die Flaſchen, 
Gläſer, Tonnen, Tiſche, Stühle u. dergl.; aber mit dieſen un⸗ 
mittelbar dienenden Gegenſtänden allein läßt fich heutzutage ein 
für großen Verkehr des Publikums beſtimmtes Reftaurations- 
und Vergnügungslokal nicht mit Erfolg bewirthſchaften; viel- 
mehr gehören dazu Kronleuchter, Bilder, Dekorationsgegenſtände, 
Schaukeln, Karrouſſels und, falls fich auf dem Grundſtücke ſelbſt 
ein Teich beſindet, zweifellos auch die auf dieſem befindlichen 
Gondeln, welche den Gäſten, jet es gegen, ſei es ohne Entgelt 
zur Verfügung ſtehen, und die auf dem Teiche befindlichen 
dekorativen Stücke, wie Schwäne, Schwanenhaus. Alle ſolche 
Sachen dienen dem wirthſchaftlichen Zwecke des Reſtaurations⸗ 
grundftücks und find Geräthſchaften im Sinne des 8 98 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs. Ihre Zubehoͤreigenſchaft wird auch dadurch 
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nicht in Frage geſtellt, daß ſie, wie z. B. hier die Gondeln, 
häufig auch ſolchen Perſonen zur Verfügung geſtellt werden, 
welche in der Reſtauration nichts verzehren. Zweifellos verliert 
z. B. der Hotelomnibus feine Zubehoͤreigenſchaft nicht dadurch, 
daß mit ihm nicht nur die Hotelgäfte, ſondern oft auch andere 
Perſonen zu und von der Bahn beförbert werben. 

2. Ebenſo muß die Entſcheidung ausfallen, wenn die 
Vergnügungsveranſtaltungen ſich auf einem hinzugepachteten 
Grundſtücke befinden. Dann kommt vor allem in Frage, ob 
dieſe Sachen zu dem Reſtaurationsgrundſtück in einem ihrer 
Beſtimmung, dem wirthſchaftlichen Zwecke des Grundſtücks zu 
dienen, entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Der Be 
rufungsrichter meint, daß es an dieſem Erforderniſſe fehle, weil 
der gewöhnliche Standort der Gondeln, nämlich der Popperöͤder 
Teich, ungefähr 40 m von dem Reſtaurationsgrundftück ent 
fernt ſei. Auch dieſe Annahme wird dem Sinne des Geſetzes 
8 97 Bürgerlichen Geſetzbuchs) nicht gerecht. Der Ausdruck 
des Geſetzes läßt klar erkennen, daß die Sache, deren Zubehör 
eigenſchaft in Frage ſteht, nicht in oder auf dem Grundſtücke 
ſich zu befinden braucht, daß fie vielmehr von dieſem auch in 
einiger Entfernung ſich befinden kann; verlangt wird uur, daß 
die Sache ihre Beſtimmung, dem Grundſtücke zu dienen, troß 
der räumlichen Trennung erfüllt. Dies iſt aber vorliegend ber 
Fall, da, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, die Beſucher iu 
Reſtaurants die Gondeln benutzen. Die Reviſions beklagte ft 
die Frage aufgeworfen, ob die Gondeln, wenn der Tah y 
einem anderen, ebenfalls im Eigenthume des Gemeinjinkent 
ſtehenden Grundſtücke gehören würde, nicht Zubehör dis 
anderen Grundſtücks fein würden. Die Yrage intereffirt für die 
vorliegende Sache nicht weſentlich, würde aber deshalb zu ver ⸗ 
neinen ſein, weil der Eigenthümer die Gondeln nicht dazu an⸗ 
geſchafft und beſtimmt hat, dem wirthſchaftlichen Zwecke del 
anderen, ſondern dazu, dem wirthſchaftlichen Zwecke des Reſtan⸗ 
rationsgrundſtücks zu dienen. 

3. Der Berufungsrichter vermißt endlich das Erforderniß 
der dauernden Beſtimmung der Boote, dem Reſtau ration 
grundſtücke zu dienen. Die Benutzung des Popperöber Teiches 
zu dem Gondelbetriebe ſei nur auf 5 Jahre ſeitens des Ge 
meinſchuldners gepachtet und bei der Eröffnung des Konkurſes 
ſei dem Konkursverwalter von der Verpächterin anheimgeſtellt 
worden, den Pachtvertrag zu kündigen. Demnach ftelle der 
Gondelbetrieb ſich als eine zeitlich eng beſchränkte Eimrichtung 
dar und die Benutzung der Gondeln, um den Reftarcrationz - 
betrieb ertragreicher zu geſtalten, ſei nur eine vorübergehende. 
Auch dieſe Ausführung wird dem Sinne des 897 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht gerecht. Während das Allgemeine Landrecht 
(Theil I Titel 2 § 42) fortwährende Verbindung und der erſte 
Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs (§ 789) bleibende Be⸗ 
ſtimmung verlangte, beſtimmt das Bürgerliche Geſetzbuch im 
§ 97 Abſ. 2 Satz 1: „Die vorübergehende Benutzung einer 
Sache für den wirihſchaftlichen Zweck einer anderen begründet 
nicht die Zubehöoͤreigenſchaft.“ Dieſe Faſſung wurde gewählt 
(vergl. Prot. Bd. 3 S. 18 f.), um nicht der Meinung Bor- 
ſchub zu leiſten, als ſei die von vornherein beſtehende Abſicht, 
die Nebenſache nicht für die ganze Dauer ihrer Exiſtenz, ſondern 
nur etwa für die Dauer gewiſſer Eigenſchaften in den Dienſt 
der Hauptſache zu ſtellen, geeignet, die Zubehöreigenſchaft aus⸗ 
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zuſchließen. Ganz von dem Erforderniſſe der Dauer abzuſehen, 
wurde abgelehnt, weil dann z. B. eine nur zur Probe oder bis 
zur Wiederherſtellung eines Werkes oder bis zur Fertigſtellung 
eines Erſatzes in ein Fabrikgrundſtück gebrachte Maſchine als 
Zubehör angeſehen werden könnte. Danach könnte es fraglich 
erſcheinen, ob eine von vornherein auf 5 Jahre beſtimmte Be⸗ 
nutzung noch als eine vorübergehende bezeichnet werden kann. 
Aber wenn man dieſe Frage auch bejahen müßte, würde die 
Entſcheidung des Berufungsrichters ſich nicht halten laſſen, denn 
aus der Stellung der Vorſchriften des 8 97 Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ergiebt ſich, daß der die Zubehoͤreigenſchaft Behauptende 
nur zu beweiſen braucht, daß die betreffende Sache beſtimmt iſt, 
dem wirthſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen, und in 
einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältniſſe 
ſteht, während der die Zubehöreigenſchaft Beſtreitende zu be⸗ 
weiſen hat, daß nur eine vorübergehende Benutzung vorliege 
(vergl. Planck Bürgerliches Geſetzbuch Anmerkung 3f. zu $ 97). 
Nach dem vom Berufungsrichter für erwieſen erachteten Sach⸗ 
verhältniſſe hat der Gemeinſchuldner den Popperöder Teich auf 
vorläufig fünf Jahre gepachtet und es fehlt an jedem Nach⸗ 
weile ſeitens der Beklagten, daß der Gemeinſchuldner die koſt⸗ 
ſpielige Anſchaffung gemacht habe in der Abfiht, die Pachtung 
nach Ablauf der fünf Jahre nicht zu erneuern, oder daß eine 
ſolche Erneuerung ſeitens der Verpächterin nicht bewilligt 
worden wäre. Im Allgemeinen iſt eine vorübergehende Be⸗ 
nutzung nur eine ſolche, welche von vornherein mit der Abſicht 
ihres ſpäteren Wegfalls erfolgt (vergl. Hoelder Kommentar zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche d. 1 S. 219 Anm. b). Dadurch, 
daß nachträglich die Benutzung als Zubehör unmöglich wird 
oder der Eigenthümer der Hauptſache die Beſtimmung der 
Nebenſache ändert, wird, abgeſehen von dem hier nicht vor⸗ 
liegenden Ausnahmefalle des $ 1122 Abſ. 2 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, das Recht der Hypothekengläubiger nicht berührt. 


Zu § 1571 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wegener 
c. Wegener vom 14. Februar 1901, B Nr. 238/1900 IV. 


II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Klägerin, die von ihrem Ehemanne, dem Beklagten, ge⸗ 
trennt lebt, iſt gegen dieſen bei dem Landgerichte zu Hamburg 
wegen Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 80 Mark 
klagbar geworden und hat beantragt, im Wege einſtweiliger Ver⸗ 
fügungen dem Beklagten aufzugeben, ihr während der Dauer des 
Prozeſſes dieſe Rente zu zahlen und ihr einen Koſtenvorſchuß von 
200 Mark zu leiſten. Das Verlangen der Klägerin nach Gewährung 
des Unterhalts iſt auf die Behauptung gegründet, daß der Beklagte 
ſich damit einverſtanden erklärt, daß ſie von ihm getrennt in 
Hamburg lebe, und ihr die Zahlung der fraglichen Rente ver⸗ 
ſprochen habe, und ferner iſt von der Klägerin geltend gemacht, 
daß ſie zur Wiederherſtellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
nicht verpflichtet ſei, weil der Beklagte mit dem Fräulein Erna D. 
die Ehe gebrochen und deren Schweſter unſittlich berührt habe. 
Das Landgericht hat den Erlaß der einſtweiligen Verfügungen 
abgelehnt, weil feine Zuſtändigkeit in der Hauptſache nicht nach⸗ 


gewieſen ſei. Gegen dieſe Entſcheidung hat die Klägerin Be⸗ 
ſchwerde erhoben, welche durch Beſchluß des Oberlandesgerichts 
verworfen iſt. Das Oberlandesgericht iſt dem Entſcheidungs⸗ 
grunde des Landgerichts entgegengetreten, hat jedoch die Anträge 
der Klägerin aus ſachlichen Gründen für nicht gerechtfertigt er⸗ 
achtet. Es iſt davon ausgegangen, daß der Beklagte ſeine Ein⸗ 
willigung in die Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
jederzeit widerrufen könne, und hat, was den dem Beklagten 
vorgeworfenen Ehebruch anlaugt, erwogen: Der Vorwurf ſei, 
abgeſehen von der fehlenden Glaubhaftmachung, auch deshalb 
nicht ohne Weiteres geeignet, die Klägerin nach § 1353 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Fernhaltung von dem Beklagten 
zu berechtigen, weil die angeblich in Hamburg begangenen Ver⸗ 
fehlungen, da Beklagter ſich ſeit Jahren in Wien aufhalte, lange 
Zeit zurückliegen müßten und deshalb im Hinblick auf $ 1571 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht erhelle, daß fie eine Scheidungs⸗ 
klage noch rechtfertigen würden. Dieſe Sachlage läßt nach der 
weiteren Annahme des Oberlandesgerichts auch das Verlangen 
der Klägerin nach Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes unbegründet 
erſcheinen. 

Auf weiterer Beſchwerde iſt der Beſchluß des Berufungs- 
gerichts aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht 
zurückgewieſen. 

Gründe. 

Die Vorausſetzungen der weiteren Beſchwerde waren als 
vorliegend anzuſehen. Die Anträge der Klägerin find vom 
Landgerichte, weil es ſich nicht für zuſtändig in der Hauptſache 
erachtete, von dem Oberlandesgerichte aus ſachlichen Gründen 
abgelehnt. In der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt daher 
ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten ($ 568 Abſ. 2 
der Civilprozeßordnung). 

Die Beſchwerde war auch materiell für begründet zu er⸗ 
achten. Das Oberlandesgericht hat zwar mit Recht den Ent⸗ 
ſcheidungsgrund des Landgerichts verworfen (vergl. Entſcheidung 
des Reichsgerichts Bd. 40 S. 377 flg.) und auch darin iſt ihm 
beizupflichten, daß ſich die Klägerin zur Rechtfertigung ihres 
Anſpruchs auf Gewährung des Unterhalts außerhalb der Ehe⸗ 
wohnung nicht mit Erfolg auf die früher erklärte Einwilligung 
des Beklagten in das Getrenntleben berufen kann, nachdem, wie 
unſtreitig iſt, der Beklagte jetzt die Rückkehr der Klägerin zu 
ihm verlangt hat. Dagegen iſt nach dem neuen Vorbringen 
der Klägerin in der gegenwärtigen Beſchwerdeinſtanz der ſtreitige 
Anſpruch mit Rückſicht auf die Vorſchrift des § 1353 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für unterſtützt zu erachten. Nach dieſer 
Vorſchrift iſt der Ehegatte, dem ein Scheidungsgrund zur Seite 
ſteht, dem Verlangen des anderen Theils nach Herſtellung der 
Gemeinſchaft Folge zu leiſten nicht verpflichtet. Die Klägerin 
hat nun aber behauptet, daß der Beklagte die Ehe gebrochen 
babe, und dieſe Behauptung iſt durch die beigebrachte eides⸗ 
ſtattliche Verfiherung der Frau K., deren Echtheit in Zweifel 
zu ziehen kein Anlaß gegeben tft, glaubhaft gemacht. Daß 
dieſer Scheidungsgrund durch Zeitablauf wirkungslos geworden 
iſt, erſcheint nicht dargethan. Das in Hamburg bis zum 
1. Januar 1900 in Geltung geſtandene Recht kennt, wovon 
auch das Oberlandesgericht ausgegangen iſt, indem es in ſeiner 
Entſcheidung des Hamburger Rechts, obgleich deſſen Anwendung 
nicht unbedingt ausgeſchloſſen ſein würde, keiner Erwähnung 


gethan hat, den Verluſt eines Cheſcheidungsgrundes durch Zeit- 
ablauf nicht. Aber auch der § 1571 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſteht der Klägerin nicht entgegen. 
Dieſes Geſetz beſtimmt: 
die Scheidungsklage muß in den Fällen der 88 1565 
bis 1568 binnen ſechs Monaten von dem Zeitpunkte an 
erhoben werden, in dem der Ehegatte von dem Scheidungs⸗ 
grunde Kenntniß erlangt. . . . Die Friſt läuft nicht, fo 
lange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten auf- 
gehoben iſt. Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte 
von dem andern Ehegatten aufgefordert, entweder die 
häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Klage zu 
erheben, ſo läuft die Friſt von dem Empfange der Auf⸗ 
forderung an. 
Darnach hätte, da die Parteien die häusliche Gemeinſchaft auf- 
gehoben haben, der Beklagte, um die ſechsmonatige Friſt in 
Lauf zu ſehen, an die Klägerin eine Aufforderung babin erlaffen 
müflen, daß fie entweder die häusliche Gemeinſchaft herſtelle, 
oder die Klage erhebe. Daß dies von ihm geſchehen, iſt aber 
von dem Beklagten nicht behauptet worden. 


Zu Art. 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgericht V. C. S. i. S. Windorfer 
c. Kauder vom 9. Februar 1901, Nr. 324/1900 V. 
IL J. Kammergericht. 


Der Beklagte hat gegen die vom Kläger auf Zahlung von 
4 500 Mark nebſt Zinſen angeſtellte Hypothekarklage einwands- 
weiſe geltend gemacht, daß die als Darlehn eingetragene Hypothek 
mangels gezahlter Valuta nicht zur Exiſtenz gelangt, und daß 
dies dem Kläger, als er ſie durch ſchriftliche Ceſſion vom 
24. Juli 1899 von der Firma Angreß & Sponholz erwarb, 
bekannt geweſen ſei. 

Auf Grund dieſes Einwandes iſt die Klage in beiden In⸗ 
ſtanzen abgewieſen worden. Auf Reviſion des Klägers iſt das 
Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache an das Berufungs- 
gericht zuruͤckgewieſen. 

Gründe. 

Vorab ſtand die Frage zur Entſcheidung, nach welchem 
Recht der vom Beklagten erhobene Einwand zu beurtheilen iſt. 
Während der Berufungsrichter feiner Entſcheidung das frühere 
Recht (§ 38 Abſ. 2 des Eigenthums⸗Erwerbsgeſetzes vom 
5. Mai 1872) zu Grunde gelegt hat, glaubt die Reviſion, daß 
vielmehr die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches (§ 892, 
1138) zur Anwendung kommen müßten. 

Dieſer Anſicht, die ſich auf Artikel 192 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſtützt, konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Artikel 192 a. a. O. beſtimmt: 

Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als an- 
gelegt anzuſehen iſt, an einem Grundſtücke beſtehendes 
Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine Hypothek, 
für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs aus- 
geſchloſſen iſt. 

Gemäß dieſer Vorſchrift beſtimmt ſich, wo, wie unſtreitig, 
in dem hier in Rede ftebenden Bezirk, die gedachte Voraus- 
ſetzung zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


vorlag, der Inhalt und Umfang eines am 1. Januar 1900 
beſtehenden Hypothekenrechts fortan nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch. Weiter geht die Wirkung dieſer eine Ausnahme 
von der Regel der Nichtrückwirkung neuer Geſetze und ſpeziell 
von Artikel 184 des Einführungsgeſetzes enthaltenden Vorſchrift 
nicht. Sie ſetzt ausdrücklich ein zur Zeit der Anlegung des 
Grundbuchs beziehungsweiſe, wo dieſes ſchon angelegt war, zur 
Zeit des Jukrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuches be⸗ 
ſtehendes Pfandrecht voraus, woraus ſchon folgt, daß alle 
was die Entſtehung die Begründung des Pfandrechts betrifft. 
nicht der Ausnahmebeſtimmung des Artikels 192 unterliegt. 
Das muß aber ebenſo wie von dem Begründungsakt des Pfand 
rechts auch von einem translativen Erwerb deſſelben gelten, un 
zwar auch dann, und umſomehr dann, wenn dieſem Erwerbe 
vermöge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs im Fall 
eines Mangels im Recht des Autors eine konſtitutive Wirkung 
beigelegt iſt. Dieſe rechtserzeugende Kraft des guten Glaubens 
an die Richtigkeit des Grundbuchs — die ja nicht bloß den 
Hypothekenrecht (Recht im objektiven Sinne verſtanden) eigen⸗ 
thümlich iſt —, bildet keinen Beſtandtheil, keine Eigenſchaft des 
Pfandrechts ſelbſt, deſſen Inhalt und Umfang davon völlig un⸗ 
berührt bleibt. Kann hiernach der Artikel 192 des Einführungs⸗ 
geſetzes nur auf das Pfandrecht ſelbſt, nicht aber auf die Rechn⸗ 
akte, durch welche ein ſolches begründet oder mit der zu Grube 
liegenden Forderung weiter veräußert worden iſt, bezogen rer, 
fo ſchließt die Faſſung des § 92 des Bürgerlichen Geczluch: 
„zu Gunſten desjenigen, welcher ein Recht m cue 
Grundſtück oder an einem ſolchen Recht durch Wah“ 
geſchäft erwirbt u. ſ. w.“ 
eine rückwirkende Anwendung dieſer Vorſchrift auf einen vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs vollzogenen 
Erwerb wortdeutlich aus. 

Hiernach hat mit Recht der Berufungsrichter bei Ert 
ſcheidung über den Einwand des Beklagten nicht das Bürzer⸗ 
liche Geſetzbuch, ſondern den § 38 Abſ. 2 des Eigenthunz⸗ 
erwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 zur Anwendung gebracht. — 
Das Reichsgericht hat das Berufungsurtheil wegen mangelhafter 
Beurtheilung des Einwandes aufgehoben. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


§ 1568 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Freſenius 
c. Freſenius vom 22. Februar 1901, Nr. 363 / 1900 III. 
II. J. O. L. G. Darmſtadt. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Nach der thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsgericht 
hat Beklagter die Klägerin vor dem 1. Januar 1900 for- 
dauernd brieflich auf das Schwerſte beleidigt und ſich in dieſen 
Briefen roh und brutal gegenüber der Klägerin betragen. Dieſe 
fortdauernden Beleidigungen werden für geeignet gehalten, auf 
die Geſundheit der Klägerin den ſchädlichſten Einfluß aus 
zuüben bezw. dieſe zu gefährden und zu zerrütten. Es wird 
hierbei davon ausgegangen, daß Beklagter fich offenbar bewußt 
geweſen iſt, daß ſeine Briefe alsbald der Klägerin bekannt werden 


81 


würden. Das Berufungsgericht hält dieſe Thatſachen gemäß 
Artikel 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche (ſowohl vom Standpunkte des § 1568 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs aus, als auch nach dem gemeinen proteſtantiſchen Eherechte, 
nach welchem begrifflich Sävttien in Frage kämen), für geeignet, 
den Anſpruch auf Cheſcheidung zu begründen. Es wird hierbei 
verneint, daß Beklagter gereizt worden ſei und daß ein etwaiger 
guter Glaube, ſowie die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
angefichts der hervorgetretenen Abſicht der Beleidigung rechtlich 
in Betracht kommen könne. 

Dieſen Feſtſtellungen gegenüber kann nicht geltend gemacht 
werden, daß die beklagtiſchen Vertheidigungsmittel nicht gewürdigt 
worden ſeien. Insbeſondere erſcheint es gleichgültig, ob die 
beklagtiſchen Schreiben im Laufe der wegen gütlicher Löſung 
der Ehe gepflogenen Korreſpondenz erfolgten. Durch die Feſt⸗ 
ſtellung der Abficht der Beleidigung iſt auch verneint, daß die 
Schreiben des Beklagten nur den Zweck hatten, ſeinen Schwager, 
der die Fortführung des Namens „Freſenius“ für ſeine Schweſter 
forderte, aufzuklären, und daß Beklagter von Letzterem erwartet 


hat, er werde die an ihn gerichteten Briefe nicht der Klägerin 


unmittelbar zur Kenntniß mittheilen. 

Gemäß Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche iſt mit dem Berufungsgerichte an⸗ 
zunehmen, daß die feſtgeſtellten Thatſachen die Anwendung des 
$ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtfertigen, wonach ein 
Ehegatte auf Scheidung klagen kann, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann. Denn der Beklagte hat der Klägerin bezüglich 
deren ſeit der vor einer Reihe von Jahren erfolgten thatſächlichen 
Trennung geübten Lebensführung die denkbar ſchwerſten, ihre 
weibliche Ehre (im Falle der Wahrheit) völlig zernichtenden 
Vorwürfe gemacht, ohne den geringſten Beweis der Wahrheit 
auch nur zu verſuchen. Durch etwaige Vorkommniſſe während 
der erſten Jahre der Ehe, während welcher die Ehegatten zu- 
ſammen lebten, kann dieſe das ganze ſpätere Leben der Klägerin 
betreffende Handlungsweiſe um ſo weniger erklärt werden, als 
dieſe früheren Vorkommniſſe, wie der beklagtiſche Brief vom 
7. Mai 1899 darthut, durch fpätere mindeſtens zweimalige 
eheliche Beiwohnung verziehen worden find. Ebenſo wenig kann 
die Individualität des Beklagten, bezüglich deren übrigens in den 
Vorinſtanzen nichts bemerkt worden iſt, in Betracht kommen 
oder der Brief der Mutter der Klägerin an die Mutter des 
Beklagten vom 11. Juni 1890, bezüglich deſſen nach dem That⸗ 
beſtande des Berufungsurtheils auch nicht behauptet worden iſt, 
daß Beklagter von demſelben erſt kurz vor Abfafſung des Briefes 
vom 7. Mai 1899 Kenntniß erhalten habe, irgend von Einfluß 
fein. Jene ſchwer beleidigenden Vorwürfe müflen aber die 
Klägerin um ſo tiefer verletzen, als dieſe in der geachteten 
Lebens ſtellung einer öffentlichen Lehrerin ſich befindet. Es iſt 
daher der letzteren die Fortſetzung der Ehe nicht zuzumuthen 
angefichts der tiefen Zerrüttung derſelben, welche durch das eine 
ſchwere Verletzung der ehelichen Pflichten enthaltende Verſchulden 
des Beklagten verurſacht worden iſt. 

Ob die Handlungsweiſe des Beklagten nach dem vor dem 
1. Januar 1900 geltenden gemeinen proteſtantiſchen Eherecht 


unter den Begriff der Sävitien zu ſubſumiren iſt, kann dahin⸗ 
geftellt bleiben. Denn nach Art. 201 Abſ. 2 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche kann wegen einer vor 
dem 1. Januar 1900 erfolgten Verfehlung eines Ehegatten 
der in 88 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Art auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft nicht nur dann (wie das Oberlandesgericht meint), 
wenn die Verfehlung nach den bisherigen Geſetzen einen 
Scheidungsgrund bildete, ſondern auch in dem Falle erkannt 
werden, wenn die Verfehlung nach den bisherigen Geſetzen ein 
Treunn ungsgrund war. Darnach genügt es insbejonbere, 
wenn nach dem gemeinen proteſtantiſchen Eherecht ein Anſpruch 
auf zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett beſtanden hat, 
wie das Reichsgericht ſchon mehrfach (vergl. z. B. Urtheil vom 
9. Oktober 1900, III. 182/1900, in Sachen Bonneberg wider 
Bonneberg in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1900, S. 741 
Spalte 2) entſchieden hat. Zur Prüfung dieſer Frage iſt auch 
nicht etwa, wie Reviſionskläger meint, eine Zurückverweiſung 
in die Berufungsinſtanz nöthig, da das Sachverhältniß ſelbſt 
feſtgeſtellt iſt und es ſich nur um die Anwendung des Geſetzes 
auf daſſelbe handelt. Ein folder Anſpruch auf zeitweilige 
Trennung von Tiſch und Bett liegt aber nach gemeinem 
proteſtantiſchen Eherechte dann vor, wenn das fernere Zuſammen⸗ 
leben eine unerträgliche Laſt zur Zeit enthält, wie insbeſondere bei 
rohen Beſchimpfungen und Mißhandlungen, vorausgeſetzt daß 
der klagende Ehegatte nicht der vorzugsweiſe ſchuldige Theil iſt. 
(Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 6 Nr. 37 
S. 151, Bd. 11 Nr. 92 S. 3978.) Dieſe Vorausſetzungen 
einer zeitweiligen Trennung von Tiſch und Bett find aber, wie 
die Ausführungen über § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
darthun, im vorliegenden Falle gegeben. 


Zu den S$ 1568, 1571, 1572 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Reining 
o. Reining vom 28. Januar 1901, Nr. 363/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Nachdem das Berufungsurtheil auf Reviſion des Beklagten 
am 18. September 1899 aufgehoben, und die Sache ans 
Berufungsgericht zurückverwieſen worden war, hat am 14. Juli 
1900 das Oberlandesgericht, unter Aufhebung des landgericht⸗ 
lichen Urtheils, auf einen Eid des Beklagten über den dem⸗ 
ſelben ſchuldgegebenen Ehebruch erkannt. Auf die von der 
Klägerin eingelegten Reviſion iſt das Berufungsurtheil auf⸗ 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurüͤckgewieſen. 

Gründe. 

Das Berufungsurtheil konnte mit Rüdfiht auf den erſt 
bei der zweiten Berufungsverhandlung nachgebrachten Klaggrund 
auf 5 1568 des inzwiſchen in Kraft getretenen Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht bei Beſtand gelaſſen werden. Das Ober⸗ 
landesgericht hat dieſen auf Grund des § 1571 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches verworfen, weil er erſt mehr als ſechs Monate 
nach dem Zeitpunkte geltend gemacht worden ſei, in dem die 
Klägerin Kenntniß von ihm erlangt habe, und zwar ſo, daß 
die Erlangung dieſer Kenntniß auch mehr als ſechs Monate 
hinter dem Tage, ſeit welchem die häusliche Gemeinſchaft der 
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Parteien aufgehoben ſei, nämlich dem 21. November 1899, 
zurückliege. Dabei iſt aber, von anderen Bedenken abgeſehen, 
die Beſtimmung des 8 1572 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht beachtet, wonach jeder Scheidungsgrund auch noch im 
Laufe des Rechtsſtreites geltend gemacht werden kann, wenn 
nur zur Zeit der Erhebung der Klage die im 8 1571 
beſtimmte Friſt noch nicht verſtrichen war. Hier iſt die Klage, 
die zur Terminsbeſtimmung ſchon am 30. Juli 1898 eingereicht 
wurde, jedenfalls vor dem 29. Auguſt 1898 zugeſtellt, alſo er 
hoben worden, da von dieſem Tage die am 30. Auguſt 1898 
abſchriftlich bei Gericht eingereichte ſchriftliche Klagbeantwortung 
datirt iſt. Nun liegen aber alle einzelnen Thatſachen, welche 
von der Klägerin zur Begründung des auf § 1568 des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuches geſtützten Antrages angeführt find, bei 
Weitem nicht ſechs Monate hinter dem 29. Auguſt 1898 
zurück, mit einer einzigen Ausnahme. Dieſe beſteht darin, daß 
der Beklagte der Klägerin ſchon am dritten Tage nach der 
Hochzeit, alſo am 13. Februar 1898, angedroht haben ſoll, fie 
aus der ehelichen Wohnung hinauszuwerfen. Unterſtellt man, 
daß die Klage am 13. Auguſt 1898 noch nicht zugeſtellt ge⸗ 
weſen ſei, ſo würde alſo die ſechsmonatige Friſt von dieſer 
Begebenheit an allerdings verſtrichen geweſen ſein; es darf aber 
doch wohl ohne Weiteres angenommen werden, daß das Ober ⸗ 
landesgericht hierin allein noch keinen Vorgang erblicken würde, 
durch welchen die Klägerin von dem Vorliegen der in § 1568 
des Bürgerlichen Geſetzbuches als Eheſcheidungsgrund an⸗ 
erkannten Umſtände Kenntniß erlangt hätte. Uebrigens möge 
für alle Fälle noch darauf hingewieſen fein, daß der vierte Civil⸗ 
ſenat des Reichsgerichts in Sachen Hoſemann wider ſeine Ehe ⸗ 
frau (Rep. IV. 113/1900) am 25. Juni 1900 bereits aus- 
geführt hat, daß der ſechsmonatigen und der dreimonatigen 
Friſt des 8 1571 des Bürgerlichen Geſetzbuches keine rüd- 
wirkende Kraft beigelegt werden darf, und daß dieſe Friſten, 
fo weit fih nicht etwa aus dem bisherigen Landesrechte ſchon 
ein früherer Friſtablauf ergeben ſollte, erſt vom 1. Januar 1900 
an zu rechnen find. Dieſer Anficht würde ſich der jetzt er⸗ 
kennende Senat durchaus anſchließen, wenn es darauf an⸗ 
kommen ſollte. 


Zu § 426 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hahn 

c. Hahn vom 21. Februar 1901, Nr. 373/1900. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Revifion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Wenn die Beklagte ſich beſchwert hat, daß ſie nicht wenigſtens 
nur zur Zahlung gegen Abtretung der dem Nachlaſſe gegen 
den Mitkläger G. H. Hahn perſönlich zuſtehenden Rechte ver⸗ 
urtheilt ſei, da letzterer neben ihrem verſtorbenen Ehemanne 
als Solidarſchuldner aus der rechtswidrigen Art der 
Nachlaßverwaltung haften würde, ſo kann dahin geſtellt bleiben, 
ob dieſer Angriff nicht ſchon deshalb verſagen würde, weil die 
Beklagte in den vorderen Inſtanzen niemals eventuell dieſe 
Abtretung verlangt hat. Jedenfalls ſcheitert er daran, daß die 
Urtheile in dieſer Sache erſt nach dem 1. Januar 1900 er- 
gangen find, und daß damals ſchon der § 426 Abſ. 2 des 


Bürgerlichen Geſetzbuches galt, wonach, fo weit ein Geſammt - 
ſchuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, die Forderung des 
Gläubigers gegen die übrigen Schuldner ohne Weiteres auf 
ihn übergeht. Denn dieſe Vorſchrift muß ſofort Anwendung 
finden, auch auf die Erfüllung vor 1900 entſtandener Gejammt- 
ſchuldverbindlichkeiten, und damit fällt das Recht auf Abtretung, 
als gegenſtandslos, weg; vergl. Habicht a. a. O. S. 183 f., 
222 f. 


Zu Art. 170, 181 Einf. Gel. zum B. G. B. 
SS 994 ff. B. G. B. 


Badiſcher Landrechtsſatz 555. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Reiche ⸗ 
fiskus o. Münzer vom 5. März 1901, Nr. 366/1900 IL 

II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Revifion hat ſich gegen die Annahme eines Zurück 
behaltungsrechtes gerichtet, für die es an jedem Anhalte in den 
Geſetze fehle. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Der Be 
rufungsrichter, deſſen Urtheil in die Zeit nach dem 1. Januar 
1900 fällt, und vor welchem nach dem 1. Januar 1900 erft- 
mals die Anſprüche wegen der Ueberbauten im Hofe erhoben 
wurden, hat die Frage überhaupt nicht in Erörterung gem, 
ob nach dem 1. Januar 1900 ein Anſpruch aus Land men 
ſatz 555 Abſatz 3 Satz 2 noch beſtehe, oder ob nicht md 
Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Eau 
verbunden mit den 88 994 ff. des Bürgerlichen Gefetz bucht un 
nach den dort enthaltenen Rechtsſätzen über Verwendungen ein 
Anſpruch geltend gemacht werden könne. Dieſe letztere Annahme 
iſt zu verneinen und zwar bezüglich des Umfanges des Anſprucht, 
wie auch bezüglich der Art feiner Geltendmachung. Landrecht 
ſatz 555 Abſatz 3 Satz 2 hatte einen von den allgemeinen 
Grundſätzen über Verwendungen abweichenden beſondern Anſpruch 
des gutgläubigen Eigenthumsbefitzers gegenüber dem Eigen ⸗ 
thümer begründet, der als Forderungsanſpruch mit Klage ver- 
folgt werden konnte und auf den Artikel 170 des Einfũů hrung 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch anwendbar iſt. Ueberdies 
iſt für den Anſpruch aus Verwendungen ſchlechthin, weil aus 
einem perjönlihen Schuldverhältniſſe fließend, das Recht zur Zeit 
der Vornahme maßgebend, was der V. Civilſenat des Reichs ⸗ 
gerichts in der Sache Seper wider Dudeck Rep. V 76/1900 
— Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 562 — gelegentlich aus ⸗ 
geſprochen und auch der erkennende Senat in ſeiner Entſcheidung 
vom 23. Oktober 1900 in der Sache Uhrmacher wider v. Oppen 
heim Rep. II 187/1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 
S. 8341 — angenommen hat. Die weitere Frage, ob für 
dieſen in Landrechtsſatz 555 zugelaſſenen beſonderen Anſpruch 
das Zurückbehaltungsrecht aus § 1000 des Bürgerlichen Geſetz 
buchs für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 in Betracht käme, 
auch wenn er vorher nicht durch ein Zurückbehaltungsrecht ge⸗ 
ſchützt war, kann dahin geſtellt bleiben, weil der erkennende 
Senat der Anficht der Inſtanzrichter beitritt, daß derſelbe auch 
nach altem Rechte durch ein Zurückbehaltungsrecht geſchützt war, 
und dieſes ſelbſt dann fortbeſtände, wenn im neuen Rechte nicht 
gleichfalls ein ſolches anerkannt wäre. 


Zu Art. 172 Einf. Gef. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Kirch⸗ 
berg 6. Aktienbrauerei Borna vom 26. Februar 1901, 
Nr. 25/1901 III. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Im Oktober 1899 iſt das Hausgrundſtück Blatt 280 des 
Grundbuchs für Möckern, in welchem der Kläger eine bis zum 
30. April 1905 gemiethete Wohnung inne hatte, in nothwendiger 
Subhaſtation der Beklagten zugeſchlagen, ihre Eintragung als 
Eigenthümerin im Grundbuch aber erſt am 14. Mai 1900 erfolgt. 
Ende März 1900 kündigte im Auftrage der Beklagten der ihr 
als Erſteherin bis zur Eintragung ihres Eigenthums im Grund. 
buch in Gemäßheit des 8 176 Abſ. 2 der Sächſiſchen Sub⸗ 
haſtatiousordnung beſtellte Vertreter, Ortsrichter F., dem Kläger 
den Miethvertrag zum 1. Juli 1900. Zugleich kündigte die 
Beklagte dem Kläger mittels Briefes vom 30. Marz 1900 auch 
ſelbſt zu demſelben Zeitpunkt. Dieſe eigene Kündigung zog ſie 
dann durch Brief vom 14. Mai 1900, nachdem fie an dieſem 
Tage im Grundbuch eingetragen war, zurück und kündigte 
anderweit zum 81. März 1901. Der Kläger hält, indem er 
davon ausgeht, daß das neue bürgerliche Recht, § 571 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, entſcheidend ſei, wonach der neue Er⸗ 
werber eines Grundſtücks in die beſtehenden Miethverträge ein ⸗ 
zutreten hat, und daß eventuell auch nach Sächſiſchem Recht 
eine gültige Kündigung nicht vorliege, die erfolgten Kündi⸗ 
gungen für unbeachtlich und hat daher Klage erhoben, feft- 
zuſtellen, daß der Miethvertrag noch bis zum 30. April 1905 
fortdauere. 

Während das Gericht erſter Inſtanz unter Billigung beider 
Gründe des Klägers nach dem Klageantrage erkannt hat, hat 
das Berufungsgericht die Klage, ſoweit ſie eine Fortdauer des 
Miethvertrages über den 31. März 1901 beanſprucht, abgewieſen, 
indem es ausführt, daß trotz Artikel 172 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch das neue Recht auf den 
vorliegenden Rechtsfall keine Anwendung finden konne, und daß 
nach Sächfiſchem Recht in der Kündigung des Ortsrichters F. 
eine gültige Kündigung zu finden ſei, die durch die ſpaͤtere 
Kündigung vom 14. Mai 1900 nur binfichtlich des Räumungs⸗ 
termins mobifizirt ſei. 

Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der gegen die Ausführungen des Berufungsrichters Seitens 
des Klägers erhobenen Revifion muß der Erfolg verſagt bleiben. 

Denn, was zunächſt die Frage der Anwendbarkeit des neuen 
Rechts anlangt, jo kann der Artikel 172 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch auf die Fälle der Zwangs⸗ 
verſteigerung überhaupt nicht bezogen werden. Denn da nach 
8 57 des Reichszwangsverſteigerungsgeſetzes vom 24. März 1897 
die Vorſchriften der 88 571 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
für den Fall der Zwangsverſteigerung nur eingeſchränkt gelten, 
hier insbeſondere dem Erſteher ein Kündigungsrecht gegeben iſt, 
ſomit die Rechte zwiſchen Erſteher und Miether im Falle der 
Zwangsveräußerung anders geordnet find, als bei andern Ver⸗ 
äußerungen, ſo kann auch der Artikel 172 des Einführungs⸗ 
geſetzes, wenn er die Vorſchrift des 5 571 des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs auf ältere Miethsrechte ausdehnt, dies doch nur für 
die Fälle ausſprechen wollen, die der 8 571 ſelbſt im Auge hat, 
nicht aber für den Fall der Zwangsverſteigerung, für den der 
8 57 cit. des Zwangsverſteigerungsgeſetzes eine andere Regelung 
vorſchreibt. Dies ergiebt auch der eigene Wortlaut des 
Artikels 172 cit., indem er dem Miether nur die „im Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch beſtimmten“ Rechte giebt, da die dem Miether 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren zuſtehenden Rechte nicht im 
Bürgerlichen Geſetzbuch, ſondern im Zwangsverſteigerungsgeſetz 
beſtimmt find. Mit Recht weiſt auch das! Berufungsgericht 
darauf hin, daß, wenn der Artikel 172 auch auf den Fall der 
Zwangsverſteigerung anwendbar wäre, alſo in dieſer alle älteren 
Miether und Pächter unbedingt die Rechte des § 571 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs hätten, wonach jede Kündigung ihnen 
gegenüber ausgeſchloſſen wäre, alsdann die landesgeſetzlichen 
Aus führungsbeſtimmungen zum Zwangsverſteigerungsgeſetze (Preu⸗ 
ßiſches Ausführungsgeſetz vom 23. September 1899 Artikel 7, 
Bayeriſches Ausführungsgeſetz vom 9. Juni 1899 Artikel 28, 
Sächfiſches Ausführungsgeſetz vom 18. Juni 1900 8 8), welche 
die Vorſchrift des § 57 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes auch 
auf ältere, vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Mieth - und 
Pachtrechte ausdehnen, fi mit jener reichsgeſetzlichen Vorſchrift 
in Widerſpruch ſetzen würden. Dies beweiſt, daß auch die 
Landesgeſetzgebungen davon ausgehen, daß der Artikel 172 den 
Fall der Zwangsverſteigerung nicht umfaßt, wie dies denn auch 
in den Motiven zu Artikel 7 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes (Seite 19) ausdrücklich geſagt iſt. Die bezüglichen 
Beſtimmungen der Ausführungsgeſetze, hier alſo der 8 8 des 
Sächſiſchen Ausführungsgeſetzes, können aber für den vorliegenden 
Fall überhaupt nicht in Frage kommen, da ſie ſich nur auf das 
neu geregelte Zwangsverſteigerungs verfahren beziehen, ein, wie 
hier, vor dem Inkrafttreten des neuen Zwangsverſteigerungs · 
geſetzes beantragtes Verfahren aber nach § 15 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Zwangsverſteigerungsgeſetze nach den bisherigen 
Landesgeſetzen zu erledigen iſt. Iſt aber das Verfahren nach 
den bisherigen Geſetzen zu erledigen, ſo muß dies auch von den 
Wirkungen deſſelben gelten, und iſt der dies ausdrücklich aus⸗ 
ſprechende Satz des erſten Entwurfs (vergl. Jäckel, Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz S. 604) in den ſpätern Entwürfen auch 
nur als ſelbſtverſtändlich weggelaſſen. 

Iſt hiernach mit Recht das frühere Sächſiſche Landesrecht 
zur Anwendung gebracht, ſo ſcheitern alle weiteren Angriffe der 
Revifion an der Irrevifibilität dieſes Rechts. 


Zu Art. 192 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu 88 894, 1163, 1177, 1180 B. G. B. 


8 22 G. B. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Remmler 
o. ea der Provinz Sachſen vom 2. März 1901, 
Nr. 352/1900 V. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Auf Grund der Bewilligung des Klägers iſt auf deſſen 
Grundſtück im Jahre 1889 eine Darlehnshypothek von 
9 000 Mark unter Bildung eines im Befitze des Klägers be⸗ 


findlichen Hypothekenbriefs für die Beklagte eingetragen worden. 
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Dieſe Hypothek entbehrt der materiellen Unterlage, da das 
Darlehn nicht gegeben worden iſt. Im Jahre 1898 hat die 
Beklagte dem Kläger eine ſchriftliche Erklärung dahin ausgeſtellt, 
daß die Pfandbriefe nicht zur Ausfertigung gekommen ſeien und 
daß ſie in die Löſchung der Hypothek willige. Das Grundbuch⸗ 
amt hat es abgelehnt, auf Grund dieſer Erklärung die Hypothek 
auf den Namen des Klägers oder anderer von dieſem bezeichneten 
Perſonen umzuſchreiben. In der im Dezember 1899 angeſtellten 
Klage behauptet Kläger, daß die Hypothek eine materielle Unter- 
lage dadurch erhalten habe, daß er ſeiner Frau und dem Land⸗ 
wirth Willi Munkwitz je 4 500 Mark verſchulde und ihnen ver⸗ 
ſprochen habe, jene Hypothek auf ihren Namen umſchreiben zu 
laſſen. Der Klageantrag ging auf Verurtheilung der Beklagten, 
die Hypothek mit je 4 500 Mark und Zinſen an jene beiden 
Gläubiger abzutreten und in die Umſchreibung der Hypothek 
auf deren Namen zu willigen. Demnächſt ſtellte der Kläger 
mit Rückſicht auf den am 1. Januar 1900 eingetretenen Wechſel 
der Geſetzgebung den Eventualantrag, die Beklagte zu ver⸗ 
urtheilen, in eine Berichtigung des Grundbuchs dahin zu 
willigen, 1. daß ihr an der Hypothek keine Rechte zuſtehen, 
2. daß dieſe vielmehr Eigenthümerhypothek des Klägers ſei. 

Die Beklagte hat den eventuellen Anſpruch zu 1 anerkannt, 
im Uebrigen aber Abweiſung der Klage beantragt. 

Der erſte Richter hat die Beklagte verurtheilt, anzuerkennen, 
daß ihr Rechte an der Hypothek nicht zuſtehen, im Uebrigen 
aber die Klage abgewieſen. 

In der Berufungs inſtanz hat Kläger feine abgewieſenen 
Anträge wiederholt und gebeten, die Beklagte wenigſtens noch 
zu verurtheilen, anzuerkennen, daß die Forderung, für welche 
die Hypothek beſtellt iſt, niemals zur Entſtehung gelangt iſt. 
Letzterer Bitte iſt ſtattgegeben, im Uebrigen aber die Berufung 
zurückgewieſen worden. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Reviſion iſt, ſoweit fie die Begründung des Berufungs⸗ 
urtheils anſieht, zum Theile begründet; im Endergebniß aber 
ſtellt ſich das Berufungsurtheil als richtig dar. 

Der Berufungsrichter begründet ſeine Entſcheidung dahin: 
„Das Verlangen auf Abtretung der Hypothek, welches ſchon in 
der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches er⸗ 
hobenen Klage geſtellt ſei, gründe ſich auf eine bereits damals 
beſtehende Verpflichtung der Beklagten, ſei alſo nach altem 
Rechte zu beurtheilen. Nach dieſem habe aber der als Gläubiger 
einer nicht valutirten Hypothek Eingetragene nicht die Pflicht 
gehabt, dem Eigenthümer des Pfandgrundſtücks zur Rechts⸗ 
beſtändigkeit der Hypothek dadurch zu verhelfen, daß er die 
Hypothek an einen anderen Valutengeber abzutreten hatte, viel- 
mehr habe er nur die Verpflichtung gehabt, die Löſchung der 
nur formal beſtehenden Hypothek zu bewilligen. Der, abgeſehen 
hiervon, allein noch ſtreitige Anſpruch auf Anerkennung, daß 


die Hypothek Eigenthümerhypothek des Klägers ſei, ſei erſt nach 


dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches erhoben. Der 
Anſpruch ſei auf § 1163 Bürgerliches Geſetzbuch geſtützt, welcher 
jedoch auf die vor dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts ein ⸗ 
getragenen Hypotheken keine Anwendung finden dürfe; einmal 
weil die nacheingetragenen Gläubiger, welche ihre Hypotheken 
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in der Kenntniß von dem Nichtbeſtehen der voreingetragenen 
Hypothek erworben haben, dadurch beeinträchtigt werden könnten, 
und ſodann, weil Artikel 192 Einführungsgeſetz zum Bürger 
lichen Geſetzbuch rechtswirkſam beſtehende Hypotheken voraubſeze 
und nicht die Möglichkeit eröffne, die alten nur formal beſtehenden 
Hypotheken zu wirkſamen Eigenthümerhypotheken zu erheben. 
Daher könne Kläger nicht Anerkennung der Hypothek als Eigen- 
thümerhypothek verlangen.“ 

Der Annahme des Berufungsrichters, daß der vom Kläger 
vor dem 1. Januar 1900 erhobene Anſpruch auf Abtretung der 
Hypothek an die im Klagantrage bezeichneten Perſonen lediglich 
nach altem Rechte zu beurtheilen ſei, kann nicht beigetreten 
werden. Wäre die Hypothek, wie der Berufungsrichter annimmt, 
mit dem Inkrafttreten des Liegenſchafsrechts ganz bedeutungtlo 
geworden, ſodaß über fie nur durch Löſchung verfügt werder 
könnte, jo würde die Unterſuchung des Berufungsrichters, ob die 
Beklagte nach altem Rechte zur Abtretung verpflichtet gewen 
wäre, als überflüſſig bezeichnet werden müſſen, da dieſe dug 
im vorliegenden Rechtsſtreite nur für den Koſtenpunkt in Bet 
kommen könnte, der Kläger aber auch dann die Koſten del 
Rechtsſtreits zu tragen haben würde, wenn fein Antrag nur in 
Folge des im Laufe des Prozeſſes eingetragenen Wechſels der 
Geſetzgebung abgewieſen werden müßte (Urtheil des Reichegerichtt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1900 S. 726 ff.). Der Kläger 
hat dieſen Antrag aber auch unter der Herrſchaft des neuen 
Rechtes aufrecht erhalten und daher muß unterjuht werden, ob 
er ſich aus dieſem herleiten läßt. Selbſtverſtändlich entfällt die 
Veranlaſſung zu dieſer Prüfung, wenn von der Unanwenkbartäit 
des neuen Rechts ausgegangen werden müßte. Daher ift pnöchſt 
in die Frage der Anwendbarkeit des letzteren einzutreten. Diele 
Frage läßt ſich nicht, wie die Beklagte meint, mit der Erwägung 
bei Seite ſchieben, daß fie, weil fie unter der Herrschaft del 
alten Rechtes die Erklärungen abgegeben habe, zu denen fie nach 
dieſem verpflichtet geweſen ſei, nicht gezwungen werden könnt, 
Erklärungen abzugeben, deren der Kläger etwa nach dem nenen 
Rechte benöthige. Wäre die Hypothek, welche buchmäßig ned 
befteht, in eine Eigenthümergrundſchuld des neuen Rechtes über⸗ 
gegangen, fo würde das Grundbuch, welches die Beklagte al! 
die Gläubigerin der Hypothek aufweiſt, unrichtig ſein. Die aus 
dem unrichtigen Buchzuſtande ſich ergebenden Verpflichtungen 
der Beklagten würden aber zweifellos nicht nach dem früheren 
Rechte, ſondern nach den 88 894 ff. Bürgerliches Geſetzbuch m 
beurtheilen ſein. 

In erſter Reihe ſteht die Anwendbarkeit 5 1163 Ai. 1 
Satz 1 Bürgerliches Geſetzbuch in Frage. Während nac 
früherem Rechte eine nicht valutirte Hypothek nicht zu einer 
Eigenthümerhypothek werden konnte, ſteht fie nach 5 1168 den 
Eigenthümer zu. In Lehre und Rechtſprechung herrſcht Streit 
darüber, ob letztere Beſtimmung ſich auch auf Hypotheken bezieht, 
die vor dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetengen 
worden find. Das Kammergericht (Johow⸗Ring, Entscheidungen 
Bd. 1 4 S. 311 ff., Habicht, Erörterungen S. 474) und 
Cruſen-Müller (Ausführungsgeſetz S. 308 f.) haben dies verneint, 
während das Oberlandesgericht Dresden (Mugdan- Falkmann, 
Rechtſprechungen Bd. 1 S. 453), Stranz⸗ Gerhard (Preußische 
Aus führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch S. 217) und 
Turnau-Förſter (Liegenſchaftsrecht Bd. 1 S. 690 Nr. III) fi 
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für die Bejahung entſchieden haben. Das Reichsgericht ſchließt 
ſich letzterer Anficht an. Nach Artikel 192 Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche und Artikel 33 § 1 Preußiſches 
Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche gilt eine zur 
Zeit des Inkrafttretens des Liegenſchaftsrechts beſtehende Hypothek 
von dieſer Zeit an als eine Hypothek des Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buches. Dieſe Vorſchriften bezwecken eine Angleichung der 
nach den früheren Landesgeſetzen an Grundſtücken beſtehenden 
Pfandrechte an die nach den Beſtimmungen des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches beſtellten Hypotheken und Grundſchulden 
unter möglichſter Wahrung der zur Zeit des Inkrafttretens 
des Liegenſchaftsrechts beſtehenden konkreten Rechtslage 
(Motive zum Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
S. 274). Dieſe Tendenz geht ſoweit, daß im Artikel 192 
Abſ. 2 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
ſogar die beſtehenden Revenüũenhypotheken aufrecht erhalten worden 
find, obwohl dieſes Rechtegebilde dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
fremd iſt. Es muß daher davon ausgegangen werden, daß jedes 
an Grundſtücken beſtehende Pfandrecht unter dem Gewand einer 
der im Bürgerlichen Geſetzbuch anerkannten Belaſtungsformen 
erhalten bleiben ſoll. Freilich folgt daraus, wie der Berufungs⸗ 
richter zutreffend bemerkt, nicht, daß Rechte, welche nach den 
früheren Geſetzen als Pfandrechte nicht anerkannt waren, durch 
Artikel 192 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
Artikel 33 Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
ſolchen haben erhoben werden ſollen, vielmehr ergiebt Artikel 192 
deutlich, daß er landesrechtlich anerkannte Pfandrechte voraus ⸗ 
ſetzt (vergl. das demnächſt zum Abdruck gelangende Urtheil des 
erkennenden Senats vom 9. Februar 1901, Rep. V. 324/1900). 
Aber dem Berufungsrichter kann darin nicht beigetreten werden, 
daß die für eine nicht zur Entſtehung gelangte Forderung be⸗ 
ſtellte Hypothek nach dem früheren preußiſchen Rechte keine 
pfandrechtlichen Wirkungen gehabt habe. Mag auch auf das 
mehr formale Moment, daß nach den Vorſchriften der SS 18 
und 57 des Eigenthumerwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 die 
Hypothek durch Eintragung entſtand und nur durch Löſchung 
unterging, kein allzu großes Gewicht zu legen ſein, ſo war doch 
dem Dogma von der rein acceſſoriſchen Natur der Hypothek 
gegenüber in ſtändiger Rechtſprechung des Obertribunals und 
des Reichsgerichts anerkannt, daß die Hypothek auch ohne die 
materielle Unterlage einer Forderung ſelbſtändige dingliche 
Wirkungen hatte. War die Hypothek für eine beſtehende 
Forderung beſtellt, ſo blieb das hypothekariſche Recht beſtehen, 
wenn die perſönliche Klage durch Einreden ausgeſchloſſen wurde, 
welche der hypothekariſchen Klage eines Dritterwerbers gemäß 
8 38 Eigenthumerwerbsgeſetz nicht entgegengeſtellt werden 
konnten, oder wenn der Hypothekengläubiger nur den perfänlichen 
Anſpruch aufgab, den dinglichen aber zurückbehielt (vergl. 
Striethorſt Arch. Bd. 53 S. 50 fg.; Juriſtiſche Wochenſchrift 
1881 S. 180 flg.; Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 5 S. 327, Bd. 19 S. 342, Bd. 35 S. 242, Bd. 45 
S. 186). Aber auch der Hypothek, welche für eine nicht 
entſtandene Forderung beſtellt war, wurde eine gewiſſe Selb- 
ſtändigkeit und dingliche Wirkung beigelegt. So beſtand kein 
Zweifel darau, daß eine ſolche Hypothek in der Hand eines 
gutgläubigen Dritten, der ſie gegen Entgelt erworben hatte, 
voll wirkſam war (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civil ⸗ 


ſachen Bd. 5 S. 327 flg., Bd. 19 S. 342). So wurde es 
ferner für unbedenklich zuläffig erklärt, daß der nicht valutirten 
Hypothek die noch nachträglich entſtandene Forderung des Gläubigers 
oder eine andere Forderung deſſelben oder eine Forderung eines 
anderen Gläubigers zur Unterlage gegeben wurde mit der Wirkung, 
daß die Hypothek von Anbeginn (d. h. von ihrer Eintragung) an 
voll wirkſam wurde (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 45 S. 273 u. 296 flg. mit Nachweiſ.); eine An⸗ 
nahme, die nicht moglich wäre, wenn der nicht valutirten 
Hypothek jede dingliche Wirkſamkeit verſagt worden wäre. Der 
Berufungsrichter erklart die bis zum Inkrafttreten des Liegenſchafts⸗ 
rechts nicht valutirte Hypothek von dieſem Zeitpunkt ab ſchlecht⸗ 
hin für ungültig. Höchſt auffällig wäre ein ſolches Ergebniß 
für Fälle, in denen eine Darlehnshypothek kurz vor dem 
Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetragen, das Darlehn 
aber bald nach jenem Zeitpunkte hingegeben iſt. Dann müßte 
die Eintragung gelöfcht, der etwa gebildete Hypothekenbrief 
unbrauchbar gemacht und die Hypothek aufs Neue eingetragen, 
ein neuer Brief ertheilt werden. Auffällig wäre das Ergebniß 
auch in Fällen, wo der Eigenthümer und der als Gläubiger 
Eingetragene ſtatt der nicht zur Entſtehung gelangten Forderung 
eine andere Forderung des Letzteren ſetzen wollen, was ihnen 
nach preußiſchem Rechte durch bloße Uebereinkunft ebenfalls mit 
der Wirkung möglich war, daß die Hypothek als von Anbeginn 
an rechtswirkſam galt. In dieſen beiden Kategorien von Fällen 
konnte nach preußiſchem Rechte kein begründeter Zweifel au der, 
wenn auch bedingten, dinglichen Wirkſamkeit der nicht valutirten 
Hypothek beſtehen. Etwas zweifelhaft iſt vielleicht der dritte 
Fall, wo ſtatt der nicht zur Entſtehung gelangten Forderung 
des als Gläubiger Eingetragenen die Forderung eines Dritten 
eingeſchoben werden ſollte. Dazu war nach dem preußiſchen 
Rechte ein rechtsgeſchäftlicher Akt zwiſchen dem Eigenthümer 
und dem Dritten, ſowie eine Mitwirkung des [bisher als 
Gläubiger Eingetragenen erforderlich. Die Mitwirkung des 
letzteren konnte nur darin beſtehen, daß er die Hypothek auf 
Anweiſung des Eigenthümers an den Dritten abtrat; Löſchungs⸗ 
bewilligung genügte nicht, weil die nicht; valutirte Hypothek 
nicht zur Eigenthümerhypothek werden konnte (58 63, 64 
Eigenthumserwerbsgeſetz). Nach der Anfiht des Berufungs- 
richters war der als Gläubiger Eingetragene zur Abtretungs⸗ 
erklärung nicht verpflichtet. Es mag unentſchieden bleiben, ob 
dieſe Annahme nicht mit § 89 Einleitung] zum Allgemeinen 
Landrecht in Widerſpruch tritt; denn, wenn man auch dem 
Berufungsrichter beitreten wollte, ſo würde damit die gänzliche 
Unwirkſamkeit der nicht valutirten Hypothek nicht gegeben ſein. 
Jedenfalls bot das preußiſche Recht dem Eigenthümer die 
rechtliche Möglichkeit, die zu bevorzugter Stelle ſtehende Ein⸗ 
tragung nach Vereinbarung mit dem als Gläubiger Ein⸗ 
getragenen zur Sicherung der Forderung eines Dritten zu 
verwerthen. Gelang es ihm, den Eingetragenen zur Abtretung 
zu bewegen, ſo beſtand die Hypothek für den Dritten und die 
dingliche Wirkung erſtreckte ſich auf den Zeitpunkt der Eintragung 
zurück. Daß die neuen Geſetze dem Eigenthümer dieſe rechtliche 
Möglichkeit, dieſe erworbene Rechtspoſttion hätten entziehen 
wollen, kann bei der überall hervorleuchtenden Tendenz, er⸗ 
worbene Rechte unangetaſtet zu laſſen (Motive zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Bd. 1 S. 21; Motive zum Ginführungsgeſetz zum 


Bürgerlichen Geſetzbuch S. 235 f.) und beim Mangel einer 
ausdrücklichen Beſtimmung nicht angenommen werden. Ab⸗ 
geſehen davon erſcheint es unzuläffig, die verſchiedenen Fälle der 
nicht valutirten Hypothek hinſichtlich der Frage der Einwirkung 
des neuen Rechtes verſchieden zu behandeln. Daß im konkreten 
Falle der als Gläubiger Eingetragene ſich vor dem Inkraft⸗ 
treten des Liegenſchaftsrechts geweigert hat, die Hypothek an 
den Dritten abzutreten, iſt wenigſtens dann für den dinglichen 
Beſtand der Hypothek belanglos, wenn, wie hier, über die Be⸗ 
rechtigung der Weigerung im Prozeſſe vor jenem Zeitpunkte ge⸗ 
ſtritten wurde. Uebrigens iſt auch in den neuen Geſetzen für der⸗ 
artige konkrete Fälle keine Ausnahmebeſtimmung getroffen worden. 

Sein Hauptbedenken entnimmt der Berufungsrichter dem 
Intereſſe der nacheingetragenen Gläubiger. Das Geſetz bietet 
keine Handhabe zu einer Unterſcheidung, je nachdem Gläubiger 
nacheingetragen find oder nicht. Die Entſcheidung muß daher 
für alle Fälle gleichmäßig ausfallen. Es iſt aber auch nicht 
richtig, daß ein rechtlich zu ſchützendes Intereſſe nacheingetragener 
Gläubiger gefährdet iſt. Da Preußen von dem Vorbehalte des 
Artikel 194 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
keinen Gebrauch gemacht hat, könnten nur die vor dem In⸗ 
krafttreten des Liegenſchaftsrechts eingetragenen, im Range nach⸗ 
ſtehenden Gläubiger in Betracht kommen; es iſt jedoch vom 
erkennenden Senate bereits dargelegt (Entſch. des Reichsgerichts 
in Civilſachen Bd. 44 S. 271 flg.), daß dieſe nur in beſonderen, 
hier nicht vorliegenden Ausnahmefällen ein Recht auf Vorrücken 
ihrer Hypothek oder auf Löſchung der nicht valutirten Hypothek 
haben. Es kann mithin nicht daron die Rede ſein, daß mit 
Anwendung des 5 1163 Bürgerlichen Geſetzbuchs erworbene 
Rechte ſolcher Gläubiger beeinträchtigt würden. 

Nach alledem muß der vor dem Inkrafttreten des Liegen ⸗ 
ſchaftsrechts für eine nicht zur Entſtehung gelangte Forderung 
beſtellten Hypothek dieſelbe Wirkſamkeit beigelegt werden, wie 
einer unter derſelben Vorausſetzung gemäß 8 1163 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtellten Hypothek. Die früher erforderliche Mit⸗ 
wirkung des als Gläubiger Eingetragenen fällt fort, die Hypothek 
ſteht kraft Geſetzes dem Eigenthümer zu und kann von dieſem 
übertragen werden. 

Steht endgültig feſt, daß die Forderung nicht zur Ent. 
ſtehung gelangt, ſo verwandelt ſich die Hypothek in eine Eigen⸗ 
thümergrundſchuld (8 1177 Abſ. 1 Bürgerliches Geſetzbuch). 
Im vorliegenden Falle ſtand die Nichtentſtehung bereits vor 
dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts feſt; die Hypothek iſt 
alſo mit dieſem Zeitpunkte direkt Eigenthümergrundſchuld 
geworden. Das Grundbuch, welches noch die Beklagte als 
Gläubigerin nachweiſt, tft unrichtig. Gemäß § 894 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt die Beklagte verpflichtet, zur Berichtigung des 
Grundbuchs mitzuwirken. Dies iſt aber auch durch die von 
der Beklagten im Laufe des Rechts ſtreits abgegebenen und in 
den Urtheilen der Vorinſtanzen in Form von Verurtheilungen 
feſtgeſtellten Erklärungen geſchehen, welche vollkommen hinreichen 
(8 894 Civilprozeßordnung), um den Inhalt des Grundbuchs 
dahin richtig zu ſtellen, daß der Kläger als der aus der Grund⸗ 
ſchuld Berechtigte eingetragen wird. Eine Verpflichtung der 
Beklagten, anzuerkennen, daß die Hypothek Eigenthümerhypothek 
oder Eigenthümergrundſchuld des Klägers ſei, läßt ſich um ſo 
weniger annehmen, als ein ſolches Anerkenntniß im Weſentlichen 
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auf ein rechtliches Urtheil hinauslaufen und die rechtliche Auf. 
faſſung des Grund buchrichters keineswegs binden würde. Einer 
Einwilligung der Beklagten zur Berichtigung des Grundbuch 
bedaf es neben ihren durch die Urtheile der Vorinſtanzen ff. 
geſtellten Erklärungen nach § 22 Grundbuchordnung nicht (m. 
gleiche Turnau⸗Förſter a. a. O. S. 688 Anm. 4), und de 
bloße Befürchtung des Klägers, daß der Grundbuchrichter künftig 
falſch verfahren könnte, rechtfertigt es nicht, die Beklagte zu 
Abgabe von Erklärungen zu verurtheilen, zu welchen fie geſetzli 
nicht verpflichtet iſt. Noch viel weniger iſt nach dem nem 
Rechte der Antrag des Klägers begründet, die Beklagte zur Ir 
tretung an die im Klageantrage benannten Perſonen zu mr 
urtheilen; denn es beſteht nach 88 1163, 1177 Bürgerlich 
Geſetzbuchs keine Hypothek der Beklagten, ſondern eine Gm 
ſchuld des Klägers, über welche zu verfügen die Beklagte kin 
rechtliche Macht hat. Die Revtfion weiſt zwar darauf hin, ki 
dem Kläger gemäß 8 1180 Bürgerlichen Geſetzbuchs das Nat 
zuſtehe, an die Stelle der Forderung, für welche die Hypethe 
beſteht, eine andere Forderung zu ſetzen, und glaubt, daß he 
Beklagte verpflichtet ſei, die nach 8 1180 erforderliche 3 
ſtimmung zu ertheilen; allein es wird dabei überſehen, daß d 
an der Vorausſetzung des 8 1180, nämlich an dem Vorbau 
fein oder Vorhandengeweſenſein einer Forderung fehlt. UM 
im vorliegenden Falle zu keiner Zeit eine Forderung beine 
und es beſteht auch gegenwärtig keine Forderung, u km 
Stelle eine andere Forderung geſetzt werden könnte; vnc 
handelt es ſich um eine Grundſchuld (vergleich im 
Foͤrſter a. a. O. S. 723 Anm. II, S. 796). Will da Kim 
dieſe in eine Hypothek umwandeln, fo kann er dal zwi 
5 1198 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Einigung mit fa 
im Klageantrage bezeichneten Gläubigern erreichen. Ein dr 
ſtimmung der Beklagten zu dieſer Umwandlung würde gar 
bedeutungslos fein, da ihr keinerlei Recht an der Grundiänt 
zuſteht. Mithin kann auch nicht davon die Rede fein, daß fi 
zu einer ſolchen Zuſtimmung verpflichtet ſei. 


Zu Art. 201 Einf. Gel. zum B. G. B. 


§ 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Brent 
e. Breuer vom 25. Februar 1901, Nr. 366/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg. 

Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſflon des Beklagte 

aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewſeſa 
Aus den Gründen. 

Der Angriff der Revifion erſcheint begründet, mit welche 
dem Berufungsgericht der Vorwurf gemacht wird, zu Unit 
der allein über die Schuldfrage getroffenen und auch, nad 
die Ehe der Parteien ſelbſt bereits vor dem Inkrafttreten m 


Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund des 8 670 Allgemeinen 


Landrechts Theil II Titel 1 durch das inſoweit unangefog'" 
gebliebene Urtheil erſter Inſtanz rechtskräftig geſchieden un 
allein noch zu treffenden Entſcheidung die Beſtimmung 

Bürgerlichen Geſetzbuchs in § 1574 Abſ. 3 zu Grunde an 
zu haben, während dieſe Entſcheidung ebenfalls auf der 4 
lage der einſchlagenden Vorſchriften des Allgemeinen Sandırh 
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hätte erfolgen müſſen. Das Reichsgericht hat ſich mit dieſer 
Frage bereits in dem Urtheile des jetzt erkennenden Senats vom 
18. Juni 1900 in Sachen Buder wider Buder — IV 104/1900 — 
(Juriſtiſche Wochenſchrift S. 585) beichäftigt und ſie im Sinne 
der Revifion entſchieden; die Lage des gegenwärtigen Falles bietet 
keinen Anlaß, von der damals getroffenen Entſcheidung abzugeben. 
Vorweg iſt die hier von der Reviſionsbeklagten geltend gemachte 
Auffaſſung als unhaltbar zurückzuweiſen, daß die Anwendung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, angeſichts des Artikels 201 Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſich um deshalb 
rechtfertige, weil, nach 3 614 Civilprozeßordnung, die Klägerin 
bis zur Schlußverhandlung in der Berufungsinſtanz, wo das 
Bürgerliche Geſetzbuch bereits in Kraft getreten geweſen ſei, eine 
neue Klage, als Widerklage, auf Scheidung wegen des erſt in 
der Berufungsinftanz behaupteten Ehebruchs des Beklagten zu 
erheben berechtigt geweſen wäre. Der Reviſionsbeklagten ſteht 
entſcheidend entgegen, einmal, daß, nachdem die Scheidung durch 
das inſoweit in Rechtskraft übergegangene landgerichtliche Urtheil 
endgültig erfolgt war, der Klägerin ein mittels einer neuen 
Klage zu verfolgender Scheidungsanſpruch überhaupt nicht mehr 
zuſtand, und ſodann, daß eine anderweite Klage von der Klägerin 
thatſächlich gar nicht erhoben iſt. Selbſt die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen Klage vorausgeſetzt, müßte dies daher doch belanglos ſein 
für die hier) zu treffende Entſcheidung, da eben die Erhebung 
der Klage in Wirklichkeit nicht erfolgt iſt. Im Uebrigen ſteht 
der Auffaſſung des Berufungsgerichts die von ihm in Bezug 
genommene Beſtimmung in Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, welche dahin geht: „Die 
Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches nach deſſen 
Vorſchriften“ —, ebenſowenig zur Seite, wie die Beſtimmungen 
in 5 1574 Bürgerlichen Geſetzbuchs ſelbſt, da ſich alle dieſe 
Beſtimmungen, wie der Wortlaut klar ergiebt, auf Scheid ungen 
beziehen, die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz · 
buchs ausgeſprochen werden. Dies gilt insbeſondere auch von 
der für den vorliegenden Fall in Betracht kommenden Beſtimmung 
in 5 1574, Abſ. 3 a. a. O., die nur im Anſchluß an die 
Beſtimmung im Abſ. 1 dieſes Paragraphen, welche lautet: 
„Wird die Ehe aus einem der in den 88 1565 bis 1568 be⸗ 
ſtimmten Gründe geſchieden, ſo iſt in dem Urtheil auszuſprechen, 
daß der Beklagte die Schuld an der Scheidung trägt“ —, den 
Fall regelt, wo ohne Erhebung einer Widerklage auf Antrag 
des Beklagten auch der Kläger für ſchuldig zu erklären iſt. 
Wegen des innigen Zuſammenhangs aber, der zwiſchen den Vor⸗ 
ſchriften über die Scheidung und den Vorſchriften über die 
Schuldfrage einerſeits und den daran geknüpften geſetzlichen 
Folgen andererſeits beſteht, muß davon ausgegangen werden, 
daß auch die Schuldfrage nach denjenigen geſetzlichen Vorſchriften 
zu beurtheilen iſt, die für die rechtskräftig ausgeſprochene Che⸗ 
ſcheidung maßgebend geweſen find. Nur fo iſt eine dem Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem zur Scheidung führenden Ehevergehen 
und der Schuldfrage entſprechende Regelung der letzteren, ins⸗ 
beſondere bei beiderſeitigen Verſchuldungen, wie in Fällen der 
vorliegenden Art, gefihert. Das führt hier mit Nothwendigkeit 
auf die Anwendung der für die Entſcheidung der Schuldfrage 
maßgebenden Vorſchriften in den 55 745—750 Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1, und unterliegt daher das auf Ver⸗ 


letzung dieſer Vorſchriften durch Nichtanwendung und des 8 1574 
Abſ. 3 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch unrichtige Anwendung 
beruhende Berufungsurtheil gemäß § 564 Civilprozeßordnung 
der Aufhebung. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Dannen⸗ 
berger e. Dannenberger vom 8. März 1901, 
Nr. 375/1900 II. 
II. J. O. L. G. Cöln. 


Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Dieſelbe rügt, daß das Berufungsgericht die Beſtimmung 
des & 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtsirrthümlich an- 
gewendet und namentlich mit Unrecht und unter Verkennung 
des Unterſchieds zwiſchen einer dem Beklagten in ſeiner amtlichen 
Eigenſchaft zugefügten Beleidigung und den von ihm ſelbſt 
ſeiner Ehefrau gegenüber gebrauchten Ausdrücken, die er ſelbſt 
nicht als beleidigend angeſehen und die Klägerin nicht als 
beleidigend empfunden habe, angenommen habe, daß dieſe Aus- 
drücke nach den Lebensanſchauungen der Parteien ſchwere Be⸗ 
leidigungen der Klägerin im Sinne des 5 1568 darſtellen. 
Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Daß auch wörtliche Be⸗ 
leidigungen unter Umſtänden als ſogenannte relative Ehe⸗ 
ſcheidungsgründe im Sinne des 8 1568 beim Vorliegen der in 
dieſer Beſtimmung hervorgehobenen Vorausſetzungen angeſehen 
werden können, wird allgemein angenommen und iſt auch 
rechtlich nicht zu beanſtanden, da auch in ſolchen Beleidigungen 
unter Umſtänden eine ſchwere Verletzung der durch die Che 
begründeten Pflichten liegen kann. Daß aber dieſe letztere 
Voraus ſetzung bezüglich der von dem Berufungsgericht als er⸗ 
wieſen angenommenen, von dem Beklagten gegenüber der Klägerin 
verübten Beleidigungen zutrifft und daß der Beklagte hierdurch 
eine jo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß der Klägerin die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden kann, hat das Berufungsgericht unter eingehender 
Würdigung der hierauf bezüglichen Parteibehauptungen und der 
hierbei in Betracht kommenden objektiven und ſubjektiven Ver⸗ 
bältnifje, — insbeſondere der Schwere, Oeffentlichkeit und Häuſig⸗ 
keit der fraglichen Beſchimpfungen, des ruhigen Verhaltens der 
Klägerin ihnen gegenüber, der Febensanſchauungen, der Bildungs- 
ſtufe und der ſozialen Stellung der Ehegatten, der Ausſichts⸗ 
lofigkeit einer Beſſerung des ehelichen Verhältniſſes und einer 
Fortſetzung der ehelichen Lebens gemeinſchaft —, in ausreichender 
Weiſe feſtgeſtellt. Dieſe Feſtſtellungen find weſentlich thatfächlicher 
Natur und laſſen keine Geſetzes verletzung erkennen. Insbeſondere 
erſcheint es nicht als rechtsirrthümlich, daß das Berufungsgericht 
hierbei auch die Beamteneigenſchaft des Beklagten berückſichtigt 
und damit ſeine Annahme begründet hat, daß die fraglichen 
Ausdrücke auch im Verhältniſſe der beiden Eheleute zu einander 
ſchwere Beleidigungen darſtellten; denn wenn auch nicht jeder 
Ausdruck, der, einem Beamten gegenüber gebraucht, eine Be⸗ 
leidigung desſelben enthalten würde, als ein Cheſcheidungsgrund 
im Sinne des 5 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzusehen 
iſt, jo ſteht doch rechtlich nichts entgegen, daß das Gericht bei 


Beurtheilung der Frage, ob beſchimpfende Ausdrücke eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne 
des § 1568 darſtellen, auch die durch die Beamtenſtellung des 
Ehemanns bedingten Lebens anſchauungen der Parteien in Betracht 
zieht. Hiernach hat das Berufungsgericht den von der Reviſion 
betonten Unterſchied zwiſchen einer ſtrafrechtlichen Beleidigung 
und einer Verfehlung im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht verkannt. 


Zu $ 151 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Wenk 
e. Steinhauſer vom 12. März 1901, Nr. 24/1901 II. 
II. J. O. L. G. Stuttgart. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 

Das Oberlandesgericht vermißt einen vom Beklagten dem 
Kläger gemachten Vertragsantrag, ein Verkaufsanerbieten, durch 
deſſen Annahme der Vertrag zu Stande gekommen wäre, und 
zwar nicht deshalb, weil noch weitere Bedingungen des Kaufs 
zu vereinbaren geweſen wären, ſondern weil der Beklagte nicht 
die Abſicht gehabt habe, mit ſeinen über den Kaufpreis gemachten 
Aeußerungen einen Antrag zu machen, der durch einfache An⸗ 
nahme zum Kaufabſchluß geführt haben würde, vielmehr fich 
ſelbſt die abſchließende Erklärung noch vorbehalten habe. Das 
Berufungsgericht vermißt aber auch eine auf den unterſtellten 
Kaufantrag des Klägers erfolgte Annahmeerklärung des 
Beklagten. Eine Verletzung des § 151 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs kann darin nicht gefunden werden, daß das Berufungs- 
gericht in dem von dem Unterhändler des Klägers bezeugten 
Stillſchweigen des Beklagten, welcher hiernach auf die Erklärung 
des Klägers und des M., um 2 700 Mark ſei das Holz ver- 
kauft, nicht eingeſchlagen und ſchweigend ſein Geſchäft, Heu⸗ 
geſtelle zu fertigen, fortgeſetzt haben ſoll, eine Annahme nicht 
erblickt hat. Gerade weil der Beklagte in ſeiner vorausgegangenen 
Preisbeſtimmung den Abſchluß ſich noch vorbehalten hatte und 
der Antrag des Klägers in Form der Annahme eines angeblichen 
Verkaufsantrags des Beklagten erfolgte, konnte bei Mangel 
einer ausdrücklichen Kundgebung des Beklagten die Feſtſtellung 
eines für ihn bindenden Kaufabſchluſſes ſeitens des Berufungs- 
gerichts ohne Rechtsirrthum abgelehnt werden. 


Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Saran 
c. Schirmer u. Gen. vom 9. März 1901, Nr. 366/1900 V. 

II. J. Kammergericht. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Dem Kläger iſt zuzugeben, daß der erſte Grund des Be⸗ 
rufungsgerichts nicht gebilligt werden kann. Wie das Reichs- 
gericht in dem Urtheil vom 27. Oktober 1900 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 823) ausgeſprochen hat, iſt das Nutzungs⸗ 
pfandrecht nicht davon abhangig, daß es neben einer Hypothek 
beſteht, ſondern es konnte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs nach dem maßgebenden Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht auch als ein ſelbſtſtändiges, mit beſonderen Wirkungen 
ausgeſtattetes Sicherungsrecht für eine nicht eingetragene Forderung 
begründet werden. Nicht minder ſelbſtſtändig iſt das Nutzung; 
pfandrecht dann, wenn es nicht neben einer Hypothek, ſondern 
neben einer Grundſchuld beſtellt iſt. Hiervon wieder abzugehen, 
liegt keine Veranlaſſung vor. 

Hiermit iſt dem Kläger aber nicht geholfen. 

Bei der Reviſion iſt zu unterſtellen, daß dem Kläger en 
Nutzungspfandrecht auch an den beiden ſtreitigen Grundſtücka 
eingeräumt iſt und daß dieſe dem Kläger zur Pfanduntzunz 
übergeben find. Nach den Beſtimmungen des Allgemeiner 
Landrechts kann es keinem Zweifel unterliegen, daß durch die 
Uebergabe der beiden Grundſtücke ein dingliches Recht darun 
für den Kläger entſtanden iſt (Theil I Titel 21 $ 2, Theil I 
Titel 20 88 6, 7), und daß zum Inhalte dieſes dinglichen 
Rechtes auch die Befugniß des Klägers gehört, von dem Be⸗ 
klagten die zur Eintragung des Pfandnutzungsrechts in dat 
Grundbuch erforderliche formgerechte Eintragungsbewilligung zu 
verlangen (Theil I Titel 20 8 103). Ein gegen jeden Dritten 
wirkſames Pfandnutzungsrecht iſt aber durch die bloße Uebergabe 
für den Kläger nicht begründet worden. Denn dazu war neben 
der Naturalübergabe die Eintragung deſſelben in das Grundbuch 
unerläßlich (Theil I Titel 20 88 99, 100; Eigenthumserperh⸗ 
geſetz von 1872 8 12). Wenn nun im Artikel 184 des Er 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmt if: 
„Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Jat da 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaftet iſt, died 
mit dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Jun 
und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 192 
bis 195 ein Anderes ergiebt“, jo kann unter dem Rechte, mit 
welchem ein Grundſtück belaſtet iſt, nur ein ſolches verſtanden 
werden, welches in das Grundbuch eingetragen ift. Denn nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch kann die Belaſtung eines Grund- 
ſtücks mit einem Rechte nur durch die Eintragung des Rechtes 
in das Grundbuch vollzogen werden (vergl. 88 873, 1012, 
1018, 1030, 1090, 1094, 1113). Daß mit dem Ausdrucke 
„belaftet iſt“ im Artikel 184 des Einführungsgeſetzes ein anderer 
Begriff verbunden ſein ſollte, iſt ausgeſchloſſen. Hieraus folgt, 
daß das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nach Allgemeinem Landrecht durch bloße Uebergabe dinglich ge⸗ 
wordene Recht zur Pfandnutzung nicht durch den Artikel 184 
aufrecht erhalten iſt. Damit iſt denn auch der zum Inhalte 
ſolchen Rechtes zu rechnende Anſpruch auf Bewilligung der Cin ⸗ 
tragung weggefallen. Aber jelbft wenn dieſer Anſpruch, ſei et 
auf Grund der Vorſchrift des Artikels 184 oder als aus einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen 
Schuld verhältniſſe herrührend gemäß Artikel 170 des Ein- 
führungsgeſetzes dem Kläger verblieben wäre, würde von dieſem 
doch die Bewilligung der Eintragung des Nutzungspfandrechts von 
den Beklagten nicht verlangt werden können. Denn die Be⸗ 
willigung wäre zwecklos, weil fie nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr zur Eintragung in das 
Grundbuch führen könnte. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
beſteht im Sachenrecht keine Vertragsfreiheit. Die Zahl der 
dinglichen Rechte iſt eine geſchloſſene. Solchen Rechten, welchen 
im Bürgerlichen Geſetzbuch nicht ausdrücklich die Eigenſchaft 
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beigelegt iſt, daß damit ein Grundſtück belaftet werden kann, 
iſt das Grundbuch verſchloſſen. Indem das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch das Nutzungspfandrecht nicht erwähnt, verſagt es ihm dieſe 
Eigenſchaft. Kann aber ſeit dem Inkrafttreten ein Nutzungs⸗ 
pfandrecht durch Eintragung nicht mehr begründet werden, ſo 
iſt damit ſeit dieſem Zeitpunkte auch die Erſtreckung ſolchen 
Pfandrechts auf Grundſtücke, welche mit ihm vorher noch nicht 
belaſtet waren, nicht mehr zuläſſig. 

Die im Jahre 1897 eingetragene Vormerkung hat dem 
Kläger den Anſpruch auf Eintragung nicht erhalten. Kann 
ein durch Vormerkung geficherter Anſpruch auf Eintragung eines 
Rechtes in das Grundbuch nicht mehr durchgeführt werden, weil 
die veränderte Geſetzgebung das einzutragende Recht nicht mehr 
als eintragungsfähig anerkennt, fo wird die Vormerkung gegen- 
ftandslos und damit loͤſchungsreif. So liegt die Sache bier. 
Als die Vormerkung eingetragen wurde, war die Eintragung 
des vorgemerkten Nutzungspfandrechts nach der damaligen Geſetz⸗ 
gebung zuläſfig. Nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs darf das Nutzungspfandrecht nicht mehr ein⸗ 
getragen werden; damit hat die Vormerkung ihre Wirkung 
eingebüßt, woraus die Berechtigung des Widerklageantrags ohne 
Weiteres folgt. 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


88 903, 1004 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. v. Blücher 
c. v. Michael vom 12. März 1901, Nr. 10/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Die Reviſtonsanſchließung des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Zur Rechtfertigung der Anſchließung bezieht der Beklagte 
ſich auf den Artikel 181 Satz 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche, laut deſſen auf das zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende Eigenthum 
von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung finden, und auf die 88 903 und 1004 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, aus denen er folgert, daß die mündliche 
Berühmung einer Servitut eine Verletzung des Eigenthums 
nicht darſtelle und daß zu deren Beſeitigung eine Klage nicht 
gegeben ſei. Er bemerkt ferner, daß nach dem Satz 2 des 
§ 1004 eine Klage auf Unterlaſſung überhaupt nur dann 
ſtattfinde, wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen ſeien, 
daß es aber an dieſer Vorausſetzung hier fehle. Die Rügen 
find nicht begründet. Die Berühmung des ſervitutiſchen Rechtes 
des unbeſchränkten Eisgewinnens und des Badens iſt im Laufe 
des Prozeſſes zu einer Zeit erfolgt, ehe noch das Bürgerliche 
Geſetzbuch in Kraft getreten war, Schriftſatz des Beklagten 
vom 25. März 1899. Von welcher Beſchaffenheit aber eine 
zur Erhebung einer Eigenthumsklage wegen Stoͤrung berechtigende 
Handlung ſein muß, beſtimmt ſich nach dem zur Zeit ihrer 
Vornahme geltenden Rechte, der dieſem gemäß erworbene Anſpruch 
des Eigenthümers gegen den Störer (actio) wird nicht dadurch 
aufgehoben, daß nach den Uebergangsvorſchriften auf das be- 
ſtehende Eigenthum von der Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an eben deſſen Vorſchriften Anwendung 


finden ſollen, denn der Anſpruch iſt zwar aus dem Eigenthum 
und ſeiner Störung hervorgegangen, aber nicht Beſtandtheil des 
Eigenthums als des dinglichen Rechtes. Daß aber die Klage 
etwa mit einer durch das Bürgerliche Geſetzbuch neu eingeführten 
Eigenthumsbeſchränkung in Widerſpruch trete, hat nicht geltend 
gemacht werden koͤnnen. Auch der zweite Satz des 5 1004 
greift nicht ſchon ein. Stellt das neue Recht für den Inhalt 
des Anſpruches in einer beſtimmten Richtung Bedingungen auf, 
welche das ältere vielleicht nicht ſchon in ganz gleicher Art ent⸗ 
hielt, ſo bleibt doch für die unter der Herrſchaft des älteren 
Rechts begangene Störung ausreichend, daß die Lage der Sache 
nach dem damaligen Recht den Anſpruch auch nach der ſpeziellen 
Richtung hin zu erzeugen geeignet war. Die Revifionsanſchließung 
mußte hiernach zurückgewieſen werden. 


Zu den SS 1093, 1105 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Kaulbach 
o. Seidel vom 16. März 1901, Nr. 6/1901 V. 

II. J. O. L. G. Poſen. 

Theilweiſe Zurückweiſung der Reviſion. 

Aus den Gründen. 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß das Wohnungs- 
recht unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts als 
Reallaſt aufzufaſſen geweſen jet, entſpricht der Rechtſprechung des 
Ober⸗Tribunals (vergl. deſſen Entſcheidungen Bd. 28, S. 29). 
Seine fernere Annahme, daß das Beköſtigungsrecht nicht als 
perſöͤnliches, ſondern als dingliches Recht begründet worden jet, 
beruht auf Vertragsauslegung und iſt daher den Angriffen 
durch die Revifion nicht zugänglich. Beide Rechte, in demſelben 
notariellen Vertrage beſtellt, ergeben in ihrem Zuſammenhang eine 
dem Altentheil entſprechende Berechtigung, deren rechtliche Natur 
derjenigen der Neallaften völlig entſpricht. Daraus ergiebt fich 
ohne Weiteres die Pflicht des Beklagten zur Sicherſtellung 
durch Eintragung (vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichs in 
Civilſachen Bd. 43 S. 347 f.). In der Punktation war dieſe 
Verpflichtung ausdrücklich beſtimmt; in den notariellen Vertrag 
iſt dieſe Beſtimmung nicht übernommen. Daraus kann jedoch nicht 
mit der Revifion gefolgert werden, daß gemäß § 265 des Allgemeinen 
Landrechts Theil I Titel 5 jene Verpflichtung als beſeitigt zu 
gelten habe, vielmehr iſt die Annahme geboten, daß die Nicht⸗ 
aufnahme in den Vertrag auf der Erwägung beruht, dieſen 
nicht mit überflüffigen Beſtimmungen zu belaſten. Mit Recht 
nimmt daher der Berufungsrichter an, daß die Verpflichtung 
zur Eintragung unter der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts 
begründet war. Dieſe Verpflichtung des Beklagten hat durch 
den Wechſel der Geſetzgebung keinen Wandel erfahren, da beide 
Berechtigungen, auch wenn man ſie auseinanderhält, auch nach 
neuem Recht eintragungsfähig find, und zwar das Wohnungs- 
recht als Nießbrauch oder beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 1093), das Beköſtigungsrecht als 
Reallaſt (Bürgerliches Geſetzbuch § 1105). Mithin iſt die 
Reviſion hinfällig, ſoweit fie ſich gegen die Verurtheilung des 
Beklagten zur Herbeiführung der Eintragung richtet. 
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Zu den $$ 1353, 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Reich 
c. Reich vom 28. Februar 1901, Nr. 375 / 1900 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Kläger hat beantragt die Beklagte zu verurtheilen, die 
haͤusliche Gemeinſchaft mit dem Kläger wieder herzuſtellen. 

Die Beklagte macht in erſter Reihe geltend, daß das 
Verlangen des Klägers ſich als ein Mißbrauch des Rechts auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft darſtelle, da er einestheils 
gar keine geeignete Ehewohnung befite und auch nicht in der 
Lage ſei, einer Frau Unterhalt zu gewähren; anderntheils auch 
ſeine jetzigen Schritte — Rückkehrsbefehl und Klage — bloß 
darauf abzielten, ſich einen Scheidungsgrund zu verſchaffen. 
Sodann hält ſich die Beklagte aber auch für berechtigt, in Folge 
des Verhaltens des Klägers, ihrerſeits die Scheidung auf 
Grund des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu verlangen. 
In dieſer Beziehung behauptet ſie, daß Kläger ſie um ihr, 
neben reichlichem Mobiliar und 2 Kühen und 1 Kalbe, in 
7325 Mark baar beſtehendes eingebrachtes Vermögen gebracht 
habe, indem er daſſelbe in kurzer Zeit theils zur Bezahlung 
feiner Schulden verwendet, theils in Folge ſchlechter Geſchäfts⸗ 
führung verloren habe. Insbeſondere aber macht ſie ihm den 
Vorwurf, daß er in den erſten vier Jahren ſeit Dezember 1882 
gar nichts habe von ſich Hören laſſen und während der 
achtzehnjährigen Trennung überhaupt alle ehemännlichen 
Pflichten gegen fie außer Acht gelaſſen, indem er fih um fie 
und die beiden Kinder nicht im geringſten gekümmert habe. 

Das Landgericht hat auf Abweiſung der Klage erkannt, 
dagegen hat das Berufungsgericht dem Klageantrage entſprochen. 

Auf Reviſion der Beklagten iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Nach § 1353 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs find 
„die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens gemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet“. Daraus ergiebt ſich als bedingende Vorausſetzung 
für die Verwirklichung der ehelichen Lebensgemeinſchaft, die Ber- 
pflichtung der Ehegatten zur häuslichen Gemeinſchaft mit 
einander, wie dies auch zum beſonderen Ausdruck kommt in der 
Beſtimmung in $ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, daß der Scheidungsgrund der böslihen Verlaſſung, ab- 
geſehen von dem Falle unter Nr. 2, nur vorliegt, wenn der 
Ehegatte zuvor zur Herſtellung der „häuslichen Gemeinſchaft“ 
rechtskräftig verurtheilt iſt. Der hierauf gerichtete Klageanſpruch 
iſt daher an ſich begründet und es kommt deshalb in Frage, 
ob die Beklagte, wie ſie im Wege der Einrede, auf Grund des 
§ 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend macht, 
dem Verlangen des Klägers um deshalb nicht Folge zu leiſten 
braucht, einmal, weil fi daſſelbe als ein Mißbrauch feines 
Rechts darſtelle, und ſodann, weil ſie berechtigt ſei, wegen des 
in § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Che ⸗ 
vergehens, deſſen ſich der Kläger ſchuldig gemacht haben ſoll, 
auf Scheidung zu klagen. Das Berufungsgericht hat beide 
Einreden als unbegründet verworfen. 

Das Recht der Beklagten, auf Scheidung zu klagen, wird 
verneint, weil der Thatbeſtand des — allein in Betracht kom⸗ 
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menden — Scheidungsgrundes aus § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht vorliege. „Nun iſt es allerdings nicht fraglich“ 
— ſo führt das Berufungsgericht hier zunächſt aus —, „daß es 
an und für ſich als Zeugniß gänzlichen Mangels an ehelicher 
Gefinnung und als eine mit dem Weſen der Ehe unvereinbare 
Rückfichtslofigkeit, ſomit aber als ſchwere, zu unvermeidlicher 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes geeignete Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten anzuſehen wäre, wenn 
Kläger ſich während der faſt achtzehnjährigen Trennungszeit um 
die Beklagte und die Kinder weder perjönlich noch durch Unter- 
haltshülfe gekümmert und auch keinerlei ernſtliche Bemühungen 
aufgewendet hätte, die Begründung eines gemeinſchaftlichen 
Hausſtandes wieder zu ermöglichen und herbeizuführen. Gar 
jo ſchlimm liegt hier das Verhalten des Klägers aber nicht.“ 
Dies wird näher dargelegt und es heißt dann ſchließlich: „Und 
die etwaige in der mangelnden Alimentirung liegende Verfehlung 
des Klägers fällt außerdem um deshalb nicht ſo ſchwer int 
Gewicht, weil Beklagte, wie aus ihren eigenen Erklärungen 
folgt, bei ihren Verwandten und mit deren Unterſtützung 
immerhin ein leidliches Durchkommen hatte, alſo keines wegl 
Noth litt, daher auch gar nicht mit Unterhaltsforderungen an 
den Kläger herangetreten iſt, Kläger die Seinen alſo verſorgt 
wußte und andererſeits in ſeiner unſelbſtſtändigen Stellung als 
Brauergehilfe auch nicht gerade viel übrig gehabt haben wird.“ 

Der hier von der Reviſion dem Berufungsgericht gemachte 

Vorwurf, den thatbeſtandsmäßig hervorgehobenen und vom Land⸗ 

gericht auch gemäß § 1681 des Bürgerlichen Geſetzduches ge ⸗ 

würdigten Gefſichtspunkt übergangen zu haben, daß der Kläger 
ſich doch auch um ſeine Kinder zu kümmern die Pflicht hatte, — 
erſcheint allerdings nicht begründet, da, wie die vorſtehend 
wiedergegebenen Gründe unzweideutig erkennen laſſen, die von 
der Beklagten geltend gemachte Vernachläſſigung der dem Kläger 
vermöge der elterlichen Gewalt obliegenden Sorge für die Person 
feiner Kinder keineswegs unberückfichtigt geblieben iſt. Dagegen 
tritt in dem, die weiteren entſcheidenden Ausführungen Dr. 
einfluſſenden Ausgangspunkte des Berufungsgerichts eine Ver 
kennung des rechtlichen Begriffs der ſchweren Verletzung der 
durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne des $ 1568 bei 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Tage, indem angenommen wird, 
daß es als eine ſolche nur anzuſehen wäre, falls Kläger fich 
während der faſt achtzehnjährigen Trennungszeit um die Bekl 
und die Kinder weder perſönlich noch durch Unterhaltshülfe ge⸗ 
kümmert und auch keinerlei ernſtliche Bemühungen aufgewendet 
hätte, die Begründung eines gemeinſchaftlichen Hausſtandes 
wieder zu ermöglichen und herbeizuführen. Ob eine Thalſache 
eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, 
wie fie ſich im Weſentlichen aus der in § 1353 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ausdrücklich ausgeſprochenen Ver⸗ 
pflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebens gemeinſchaft mit 
einander ergeben, enthält, hängt von den Umſtänden des ein 
zelnen Falles ab und iſt unter Berückſichtigung des Weſen der 
Ehe als eines vorwiegend fittlihen Verhältniſſes zu entſcheiden 
(vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch zu 8 1568 Anmerkung 1 
Abſ. 2). Für die Beantwortung der Frage, ob das Verhalten des 
Klägers während der faſt achtzehnjährigen Trennungszeit eine 
ſchwere Verletzung der für ihn durch ſeine Ehe begründeten Pflichten 
darſtellt, durfte es daher nicht ausſchlaggebend ſein, daß er nicht 


gerade in dieſer ganzen Zeit das bezeichnete ehewidrige Verhalten 
bethätigt hat. Vielmehr war im Zuſammenhalt der geſammten 
in Betreff kommenden Umſtände zu prüfen, ob nicht, ungeachtet 
der zu Gunſten des Klägers hervorgehobenen Umſtände, gleichwohl 
ihm eine ſchwere, zu unvermeidlicher Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes geeignete Verletzung ſeiner durch die Ehe begründeten 
Pflichten zur Laſt falle.“ In eine ſolche Prüfung iſt das Be⸗ 
rufungsgericht nicht eingetreten, und insbeſondere iſt der für die 
Beurtheilung des Verhaltens des Klägers hier weſentliche, von 
der Beklagten geltend gemachte Umſtand nicht weiter gewürdigt, 
daß Kläger während der erſten vier Jahre der Trennung, vom 
Dezember 1882 ab, gar nichts von ſich hat hoͤren laſſen. 
Die hiernach dem Berufungsgericht zur Laſt fallende Rechts- 
normverletzung kann aber zur Aufhebung des Berufungsurtheils 
nur führen (vergl. $ 563 der Civil-Prozeßordnung), wenn auch 
der zweite ſelbſtändige Entſcheidungsgrund, mit welchem das 
Vorliegen des Scheidungsgrundes aus & 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs verneint wird, nicht haltbar iſt. Das Berufungs⸗ 
gericht hat nämlich“ — ſo heißt es im Berufungsurtheile 
weiter — „aus der geſammten Sachlage, insbeſondere dem 
eigenen Verhalten der Beklagten, die Ueberzeugung gewonnen, 
daß das dem Kläger von der Beklagten jetzt vorgeworfene Be⸗ 
tragen während der langen Trennungszeit thatſächlich gar nicht 
die Urſache zu tiefer, unheilbarer Zerrüttung des ehelichen Ver. 
hältniſſes. geworden iſt; Beklagte vielmehr, weil fie es in ihren 
getrennten Verhältniſſen beſſer hatte und ſich daher nicht erſt 
mehr zum Kläger zurückſehnte, ganz damit zufrieden und ein- 
verſtanden war, daß Kläger fern blieb, nur für ſich allein ſorgte 
und ſie mit Wiedervereinigungsverſuchen verſchonte. Dann hat 
ſie aber jenes ſchuldvolle Verhalten des Klägers auch nicht als 
ſo ſchwere Pflichtverletzung aufgefaßt, und es war darum, vom 
ſubjektiven Standpunkt der Beklagten aus das klägeriſche Be⸗ 
tragen auch nicht zu einer Zerſtörung der ehelichen Geſinnung 
der Beklagten geeignet. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird 
dadurch unterſtützt, daß von irgend welchen Gehäſſigkeiten und 
Unfreundlichkeiten zwiſchen den Ehegatten aus der ganzen 
Trennungszeit nichts zur Sprache gebracht worden iſt. Iſt die 
eheliche Geſinnung der Beklagten geſchwunden, ſo lag und liegt 
dies an ihren äußeren Verhältniſſen, welche ihr ein Verbleiben 
in denſelben wünſchenswerther erſcheinen laſſen, als ein Zu⸗ 
ſammenleben mit dem Kläger.“ Mit Recht macht hiergegen die 
Revifion dem Berufungsgericht den Vorwurf der ungenügenden 
Begründung der Annahme, daß das dem Kläger von der Be⸗ 
klagten jetzt vorgeworfene Betragen während der langen Trennungs⸗ 
zeit thatſächlich gar nicht die Urſache zu tiefer, unheilbarer Zer⸗ 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes geworden iſt, Beklagte vielmehr 
ganz damit zufrieden und einverſtanden war, daß Kläger fern 
blieb. Die alleinige zur „Unterſtützung“ herangezogene Beweis 
thatſache, daß von irgend welchen Gehäſſigkeiten und Unfreund⸗ 
lichkeiten zwiſchen den Parteien aus der ganzen Trennungszeit 
nichts zur Sprache gebracht worden iſt, geſtattet in keiner Weiſe 
einen irgendwie zuverläſfigen Schluß, wie ihn das Berufungs- 
gericht daraus zieht. Zutreffend weiſt die Reviſion darauf hin, 
daß der Ausdruck der Empfindung der Betheiligten in Verhält. 
niſſen der in Rede ſtehenden Art ſich nach der Eigenartigkeit 
der einzelnen Perſon beſtimmt und daß der Mangel von Ge⸗ 
häſſigkeiten und Unfreundlichkeiten ſeitens der Beklagten ein um 
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ſo tieferes Empfinden der gegen ſie vom Kläger begangenen 
Ehewidrigkeiten nicht ausſchließe. Aus gleichem Grunde find 
auch die Folgerungen unſchlüſſig, die das Berufungsgericht aus 
den „äußeren Verhältniſſen“ der Beklagten zieht, insbeſondere, 
daß, wenn ihre eheliche Gefinnung geſchwunden iſt, es in dieſen 
Verhältniſſen liege, welche ihr ein Verbleiben in denſelben 
wünſchenswerther erſcheinen laſſen, als ein Zuſammenleben mit 
dem Kläger. Der damit der Beklagten zugleich gemachte 
Vorwurf der Verkennung ihrer durch die Ehe begründeten 
Pflichten entbehrt nach der prozeſſualen Sachlage jeden Anhalts. 
Der hiernach in der mangelhaften Begründung liegende Verſtoß 
gegen die 88 286, 551 Nr. 7 der Civilprozeßordnung läßt auch 
den zweiten für die Verneinung des Entſcheidungsgrundes aus 
& 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegebenen Entſcheidungs⸗ 
grund nicht haltbar erſcheinen, und unterliegt daher das Be⸗ 
rufungsurtheil ſchon wegen ungerechtfertigter Verwerfung der auf 
dieſen Scheidungsgrund geſtützten Einrede der Beklagten gemäß 
§ 564 der Civilprozeßordnung der Aufhebung. 

Bei der Entſcheidung über die Einrede des Rechtsmißbrauchs 
verkennt das Berufungsgericht zunächſt nicht, daß das Rückkehr⸗ 
verlangen des Klägers, falls es nicht ernſtlich gemeint wäre, fich 
allerdings als Rechtsmißbrauch darſtellen würde: „Indeß fehlt es“ 
— ſo führt das Berufungsgericht weiter aus — „für den Mangel 
dieſer Ernſtlichkeit durchaus an genügendem Beweiſe. Die 
wiederholten, auch jetzt wieder verſuchten Schritte des Klägers, 
die Beklagte zur Rückkehr zu veranlaſſen, ſprechen an ſich 
gegen einen ſolchen Mangel, und die jetzige Selbſtändigkeit 
der Lebenslage des Klägers läßt es vollkommen glaubhaft 
erſcheinen, daß er nunmehr ſeine Frau wieder zurückwünſcht. 
Daß Kläger für den Fall, daß Beklagte ſich hartnäckig weigert, 
geſchieden ſein will, beweiſt noch nicht, daß er nicht in erſter 
Linie ernſtlich die Rückkehr der Beklagten erftrebt. — Aber 
auch das Betragen des Klägers während dieſer langen Trennungs ⸗ 
zeit iſt bei billiger Berückfichtigung aller oben eroͤrterten 
Umſtände kein ſolches geweſen, daß es ſchon den Schluß recht⸗ 
fertige, es koͤnne dem Kläger ein künftiges, dem Weſen und den 
fittlichen Anforderungen der Ehe entſprechendes Verhallen nicht 
mehr zugemuthet werden.“ Die Reviſion macht hier dem 
Berufungsgericht den Vorwurf, verkannt zu haben, daß das 
Rückkehrverlangen des Klägers einen Rechtsmißbrauch im Sinne 
des § 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſchon dann 
darſtelle, wenn es ihm zwar mit dem Verlangen ernſt ſei, daß 
Beklagte thatſächlich zurückkehre, er aber gleichwohl gar nicht 
die ernſtliche Abſicht habe, das eheliche Zuſammenleben 
wieder mit ihr fortzuſetzen. Die Rüge erſcheint begründet. Der 
mit dem Rückkehrverlangen bethätigte Anſpruch des einen Ehe⸗ 
gatten gegen den andern, von der häuslichen Gemeinſchaft ſich 
fern haltenden Ehegatten auf Wiederherſtellung derſelben iſt ein 
Ausfluß der in § 1353 Abſ. 1 des Buͤrgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſprochenen Verpflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebens. 
gemeinſchaft mit einander. Dieſe Verpflichtung iſt, dem Begriffe 
der Lebensgemeinſchaft entſprechend, eine gegenſeitige und liegt 
dem die Rückkehr verlangenden Ehegatten ebenſo ob, wie dem 
anderen Ehegatten, von dem die Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft verlangt wird. Es trifft daher in der That den 
erſteren der Vorwurf des Rechtsmißbrauchs, wenn er gar nicht 
die ernſtliche Abficht hat, mit dem anderen Ehegatten, nach 
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feiner Rückkehr in die häutzliche Gemeinſchaft, das eheliche 
Zuſammenleben, wie es das fittliche Weſen der Ehe erfordert, 
wieder aufzunehmen und fortzuſetzen. Daß das Berufungsgericht 
von dieſem Begriffe des Rechtsmißbrauchs im Sinne des 
§ 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegangen jet, 
iſt aus der Begründung ſeines Urtheils mit Sicherheit nicht 
erkennbar, vielmehr gewinnt es den Anſchein, als ob es für 
ausreichend erachtet iſt, daß Kläger ernſtlich nur die thatfächliche 
Rückkehr der Beklagten erſtrebt habe. Jedenfalls iſt das 
Berufungsgericht, wie dies auch von der Reviſion geltend gemacht 
wird, in die hiernach gebotene thatſächliche Würdigung des Vor⸗ 
bringens der Beklagten, mit welchem der Mangel der Ernſt⸗ 
lichkeit des Rückkehrverlangens des Klägers dargethan werden 
fol, in der Richtung, daß es dieſem an der ernſtlichen Abficht 
zur Fortſetzung des ehelichen Lebens mit der Beklagten fehle, 
nicht eingetreten. Insbeſondere iſt weder das eine noch das 
andere aus den Erwägungen des Berufungsgerichts zu entnehmen, 
daß das Verhalten des Klägers während der langen Trennungs⸗ 
zeit nicht ſchon den Schluß rechtfertige, es könne ihm ein 
künftiges dem Weſen und den fittlichen Anforderungen der Ehe 
entſprechendes Verhalten nicht mehr zugemuthet werden, ſowie 
daß der Umſtand, daß Kläger. für den Fall der hartnäckigen 
Weigerung der Beklagten, zu ihm zurückzukehren, geſchieden ſein 
wolle, noch nicht beweiſe, daß er nicht in erſter Linie ernſtlich 
die Rückkehr der Beklagten erſtrebe. Daß die von der Beklagten 
zum Nachweiſe des Mangels der Ernſtlichkeit des Rückkehr⸗ 
verlangens des Kl. vorgebrachten Thatſachen nicht ſchlechthin 
ungeeignet find, den Schluß zu rechtfertigen, daß Kläger gar 
nicht die ernſtliche Abſicht habe, das eheliche Zuſammenleben mit 
der Beklagten fortzuſetzen, wird von der Reviſion mit Recht 
betont, und gilt dies namentlich auch von der hier hervor⸗ 
gehobenen Thatſache, es habe Kläger ſeit langer Zeit das 
Inventar ſeiner Kellerwohnung zum Verkaufe für 600 Mark 
ausgeboten und erklärt, er ſei noch unverheirathet, 
wolle in nächſter Zeit heirathen und ein großes 
Reſtaurant pachten. Die nach alledem dem Berufungsgericht 
zur Laſt fallende Verkennung des Begriffs des Rechts- 
mißbrauchs im Sinne des § 1353 Abſ. 2 Satz 1 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs muß ebenfalls zur Aufhebung des Berufungs- 
urtheils führen. 

Schließlich greift die Reviſion auch diejenigen Ausführungen 
des Berufungsgerichts als rechtsirrthümlich an, mit denen dem 
darauf, daß Kläger keine geeignete Wohnung und kein aus⸗ 
reichendes Einkommen habe, gegründeten Einwande des in dem 
Rückkehrverlangen des Klägers liegenden Rechtsmißbrauchs ent- 
gegen getreten wird. Das Berufungsgericht führt nach dieſer 
Richtung aus: „Hier ſteht aber die Sache ſo, daß Kläger jetzt 
wenigſtens den Anfang gemacht und ſeinen Willen bewieſen hat, 
ſich eine geſchäftliche Exiſtenz zu gründen, welche ihm ſchon jetzt 
doch wenigſtens ein beſcheidenes Einkommen bietet. Und wenn 
es ihm bei ſeinem Alleinſtehen und ohne zureichende Mittel 
noch nicht gelungen iſt, fich ſoweit herauf zu bringen, daß das 
Einkommen für beide Eheleute reicht, ſo läßt ſich doch die 
berechtigte Hoffnung und Möglichkeit nicht beſtreiten, daß es ihm 
unter Mithülfe der Beklagten und ihres jetzigen mehrere tauſend 
Mark betragenden Vermögens ſehr wohl gelingen kann, einen 
für beide Theile ausreichenden Broderwerb, ſei es durch Ver. 


größerung feines bisherigen Geſchäfts oder durch den Beginn 
eines anderweitigen Unternehmens, zu finden, zumal beide Che 
leute noch in rüſtigem, arbeitsfähigem Alter ſtehen. Die von 
der Beklagten für die gegenwärtige unzureichende Erwerbs- und 
Vermoͤgenslage angetretenen Beweiſe erſcheinen daher unerheblich.“ 
Die Ablehnung dieſer Beweiſe, namentlich über das Nicht⸗ 
vorhandenſein einer Ehewohnung, erachtet die Revifion mit den 
Ausführungen, wonach nur die Moͤglichkeit und die Hoffnung. 
mit Hülfe des Vermögens der Ehefrau einen Broderwerb zu finder 
beſtehe, nicht für gerechtfertigt. Beklagte hatte ſich zum Nachweiſ 
dafür, daß Kläger keine geeignete Chewohnung beſitze und auch 
gar nicht in der Lage ſei, einer Frau Unterhalt zu gewähren, 
neben dem Hinweiſe, daß er im Armenrecht klage, auf Aus 
kunft des Königlichen Polizeipräſidiums berufen, ſowie auf dal 
Zeugniß des Lademeiſters St., daß der Kläger in einem Grund⸗ 
ſtücke an der Vorwerkſtraße 13 in Breslau für 16 Mark 
monatlich einen Kellerraum gemiethet habe, in welchem er 
Handel mit Jungbier treibe, der ſich aber zur Wohnung über⸗ 
haupt nicht eigne und deſſen geringwerthiges Inventar Kläger 
ſchon ſeit längerer Zeit für 600 Mark zum Verkauf ausbiete, 
ohne einen Käufer zu finden. Der hier erhobene Angriff der 
Reviflion muß daran ſcheitern, daß die Berückfichtigung der 
Mithülfe der Beklagten und ihres Vermögens bei Würdigung 
der wirthſchaftlichen Lage des Klägers nach der Rückkehr jener 
Frau, der Beklagten, zu ihm nur den durch die Ehe zrrtta 
ihnen begründeten perſönlichen und güterrechtlichen Vertilniſen 
entſpricht (vergl. 88 1356, 1374, 1383 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, Artikel 44 flg. des Preußiſchen Ausführungigechn 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 — 
Geſetzſammlung S. 177), wenn auch ſelbſtverſtändlich eine Ver 
fügung über die Subſtanz des Vermögens der Beklagten, 
ſoweit nicht andere verbrauchbare Sachen als Geld in Frage 
ſtehen, nur mit deren Zuſtimmung ſeitens des Klägers in ſeinen 
eigenen Intereſſe erfolgen könnte ($ 1377 des Börgerlichen 
Geſetzbuchsz). Davon macht auch die Einrichtung einer ge- 
eigneten Ehewohnung keine Ausnahme. Daß bisher eine ge 
eignete Ehewohnung vom Kläger noch nicht beſchafft iſt, kommt 
nicht weſentlich in Betracht, da ihm dies, ſolange die Beklagte 
ihr Rückkehr überhaupt verweigert, nicht zum Nachtheil an- 
gerechnet werden kann. Es genügt die vom Berufungsgericht 
bedenkenfrei angenommene Möglichkeit dazu bei der Rückkehr 
der Beklagten unter ihrer Mithülfe und der Verwendung der 
Nutzungen ihres eingebrachten Vermögens. Die von der Be⸗ 
klagten hier angetretenen Beweiſe ſind daher mit Recht von 
Berufungsgericht für unerheblich erachtet worden. 

Die Sache ſelbſt iſt zur Endentſcheidung noch nicht reif, 
da es zunächſt noch der thatſächlichen Erörterungen in der oben 
dargelegten Richtung bedarf, und es war daher, wie geſchehen, 
gemäß 85 564, 565 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung auf Zurück. 
weiſung an das Berufungsgericht zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung zu erkennen. Dabei mußte die Entſcheidung 
über die Koſten der Revifionsinſtanz dem künftigen Endurtheile 
vorbehalten bleiben. 
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Zu den SS 1568, 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Rohrer 
c. Rohrer vom 21. März 1901, Nr. 8/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Stettin. 


Nachdem in erſter Inſtanz Kläger allein die Ehe⸗ 
ſcheidung wegen Vergehens gegen 88 700, 706 und 7182 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts verlangt hatte 
und dieſerhalb durch Urtheil vom 6. Dezember 1899 ab- 
gewieſen worden war, haben in zweiter Inſtanz beide Parteien 
die Scheidung beantragt. Durch Urtheil des Oberlandes⸗ 
gerichts iſt ſowohl auf die Klage wie auf die Wider⸗ 
klage die Ehe der Parteien geſchieden und find beide 
Theile für ſchuldig erklärt worden. 

Die von der Beklagten allein eingelegte Revifion iſt zurück⸗ 
gewieſen. 

Gründe. 

Das Berufungsgericht hat auf die Klage die Scheidung 
ausgeſprochen, weil die Beklagte, wie ſchon vorher, ſo auch 
ſeit Beginn des Jahres 1900 bis zum 11. Februar 1900 ge- 
duldet habe, daß ihre beiden erwachſenen Töchter Eugenie und 
Johanna bis tief in die Nächte hinein ein berüchtigtes Tanz⸗ 
lokal beſuchten, und weil fie hiervon dem Kläger früheſtens 
am 11. Februar 1900 Kenntniß gegeben habe. Auf dieſen 
dem neuen Rechte angehörenden Thatbeſtand wendet das 
Berufungsgericht den § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an. 
Rechtsirrthümer ſind bei dieſer Subſumtion nicht erkennbar. 
Zu Recht nimmt das Berufungsgericht an, daß die Eltern 
nicht bloß gegenüber ihren Kindern die Pflicht zur Erziehung, 
ſondern daß ſie auch im Verhältniß zu einander die 
Pflicht der Mitwirkung zur Erziehung ihrer Kinder 
haben. Das Allgemeine Landrecht hat ſogar, wenn auch in 
einſeitiger Weiſe, den Hauptzweck der Ehe in die Erzeugung 
und Erziehung der Kinder geſetzt ($ 1 Theil II Titel 1 
Allgemeinen Landrechts). Es iſt daher rechtlich und thatſächlich 
unanfechtbar, wenn das Berufungsgericht in dem Verhalten der 
Beklagten objektiv eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten findet. Das ſubjektive Verſchulden, 
welches § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches vorausſetzt, iſt 
vom Berufungsgericht feſtgeſtellt durch die Erwägung, daß die 
Beklagte recht wohl die Gefahren für die Sittlichkeit ihrer 
Tochter einſah und auch erkannte, daß ihr Mann über dieſe 
Verfehlungen der Töchter rechtzeitige Anzeige von ihr erwartete, 
zumal ihre eigene Autorität, wie ſie ſelbſt wußte, zur Be⸗ 
kämpfung der gedachten Ausſchreitungen nicht hinreichte. Damit 
iſt das Schuldmoment ausreichend feſtgeſtellt. Zur Feſtſtellung 
des ſchuldhaften Verhaltens im Sinne des § 1568 iſt nicht 
erforderlich, daß der Wille der Beklagten unmittelbar auf den 
nachtheiligen Erfolg abzielte, es genügt das Bewußtſein, daß 
mit ihrer Handlungsweiſe der Erfolg eintreten konne. Auch 
die weiteren Vorausſetzungen des § 1568 find unbedenklich vom 
Berufungsgericht feſtgeſtellt. Insbeſondere iſt es nicht un⸗ 
zutreffend, wenn das Berufungsgericht eine ſchuldhafte Zer⸗ 
rüttung auch dann annimmt, wenn das Verhalten des 
anderen Theils neben anderen Urſachen auch nur mitwirkte 
zur Zerrüttung. Beide Ehegaten, ſo führt das Reichsgericht 
in Sachen Lorenz c. Lorenz IV. 245/1900 aus, können 


wechſelſeitig durch ihr Verhalten die Ehe zerrütten und ſelbſt 
der Umſtand, daß die Ehe durch den klagenden Theil ſchon 
zerrüttet iſt, ſchließt nicht aus, daß das hinzutretende Ver⸗ 
ſchulden des anderen Theils dieſe Zerrüttung verſchärft und 
dieſer dadurch zum mitſchuldigen Urheber des Thatbeſtandes 
des § 1568 wird. 

Auch darin, daß der vom Berufungsgericht als vorhanden 
feftgeftellte Scheidungsgrund thatfächlich erſt in der Berufungs- 
inſtanz in die Erſcheinung getreten tft, kann wie aus 88 614, 
616 der Civilprozeßordnung ſich ergiebt, ein Bedenken nicht 
gefunden werden. 

Indem das Berufungsgericht als durchgreifend den unter 
der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen 
Scheidungsgrund des 5 1568 anerkannte, war es der Pflicht 
überhoben, auch die anderen vom Kläger geltend gemachten 
Scheidungsgründe zu erörtern. Es hat aber das Berufungs- 
gericht zum Ueberfluß auch dieſe erörtert und mit Recht deren 
Vorhandenſein verneint, insbeſondere gilt dies von dem Fundament 
der unüberwindlichen Abneigung (vergl. Urtheil des Reichsgerichts 
in Sachen Weißker e. Weißker IV. 295/1900). 

Das von der Revifionsklägerin geltend gemachte Argument, 
das Berufungsgericht habe die beiderſeitigen einzelnen 
Scheidungsgründe im Verhältniß zu einander erörtern 
müſſen, um das Uebergewicht der Schuld feſtzuſtellen, 
geht fehl. Denn die Scheidung iſt ausgeſprochen und war 
auszuſprechen unter der Herrſchaft des neuen Rechts und 
nach deſſen Grundſätzen. Im inneren Zuſammenhange 
mit der Frage der Scheidung konnte die Schuldfrage demnach 
nur aus dem neuen Rechte beantwortet werden, alſo nach 
§ 1574 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Dieſe Beſtimmung ſetzt 
aber durchſchlagend das Princip: Wenn beider Parteien Scheidungs⸗ 
antrag durchdringt, ſo find auch beide Theile für ſchuldig 
zu erklären. Das Abwägungsſyſtem des Allgemeinen Land ⸗ 
rechts iſt vom Bürgerlichen Geſetzbuch nicht adoptirt. Anders 
wäre es vielleicht, wenn in conventione oder reconventione der 
Herrſchaft des alten Rechts auf Eheſcheidung erkannt worden 
wäre. (Vergl. Urtheil des Reichsgerichts in Sachen Hooge 
c. Hooge IV. 239/1900.) Dies iſt aber hier nicht der Fall. 

Irrthümlich iſt auch weiter die Anſicht der Neviflons- 
Hägerin, es habe der Erörterung der von der Beklagten 
geltend gemachten Scheidungsgründe bedurft, weil die⸗ 
ſelben zur Abwehr der Klage dienen konnten. Die Ver- 
fehlungen der Beklagten blieben dennoch für fich beſtehen, ſowohl 
nach altem wie neuem Rechte. Kompenſation iſt in beiden 
Rechten nicht zugelaſſen. Das Vorhandenſein des 8 719 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts iſt aber von der 
Beklagten in den Vorinſtanzen gar nicht geltend gemacht. 


Zu $ 1569 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Böttcher 
c. Böttcher vom 4. März 1901, Nr. 380/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Celle. 
Die Klägerin hat beantragt, auf Grund des 5 1569 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ehe der Parteien zu ſcheiden, indem 
ſie behauptet, daß ihr Ehemann in Geiſteskrankheit verfallen 
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jet, und dieſe ſeit länger als drei Jahren während der Ehe be⸗ 
ſtehe und einen ſolchen Grad erreicht habe, daß die geiſtige 
Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten ohne jede Ausſicht auf 
Wiederherſtellung aufgehoben ſei. Der Vormund des Beklagten 
hat die Abweiſung der Klage beantragt. Das Landgericht hat 
die Klage abgewieſen. Die Berufung der Klägerin ift durch 
das obenbezeichnete Urtheil des Oberlandesgerichts zurückgewieſen. 
Auf Revifion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Berufungsurtheil beruht auf der Annahme, daß nach 
dem Gutachten des ärztlichen Sachverſtändigen, Profeſſors Dr. C., 
der Beklagte nicht an Geiſteskrankheit leide, eventuell aber die 
etwa vorhandene Geiſteskrankheit nicht einen ſolchen Grad er- 
reicht habe, daß die geiſtige Gemeinſchaft unter den Ehegatten 
ohne jede Ausſicht auf Wiederherſtellung aufgehoben jet. 

Dieſe Begründung muß beanſtandet werden. 

In Anſehung der Frage, ob der Beklagte an Geiftes- 
krankheit leidet, bedarf es nach Lage der Sache nicht einer 
grundſätzlichen Entſcheidung darüber, ob der § 1569 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs einem Ehegatten die Scheidungsklage nur im 
Falle der Geiſteskrankheit oder auch im Falle der Geiſtesſchwäche 
des anderen Ehegatten giebt. Die Klägerin hat behauptet, daß 
der Beklagte an Geiſtes krankheit leide. Das Berufungsgericht 
ift gegenüber dieſer Behauptung dem Gutachten des Sach- 
verſtändigen C. gefolgt. Dieſe Würdigung giebt aber zu Be⸗ 
denken Anlaß. Der Sachverſtändige hat bei ſeiner zweimaligen 
Vernehmung ſich im Weſentlichen übereinſtimmend dahin geäußert: 

Der Beklagte ſei im Jahre 1893 geiſteskrank geweſen. 
Er habe ſich aber im Laufe der Zeit gebeſſert. Gegen⸗ 
wärtig ſei er im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geiſtesſchwach, im wiſſenſchaftlichen Sinne auch geiſtes⸗ 
krank. Er leide an ſekundärer Demenz auf dem Boden 
des chroniſchen Alkoholismus im Anſchluß an ein 
delirium tremens. 

Dieſes Gutachten bietet aber keine genügende Grundlage 
für die Beantwortung der Beweisfrage. Daſſelbe argumentirt 
mit dem Begriffe der Geiſteskrankheit bald im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, bald im Sinne der Wiſſenſchaft. 
Dabei iſt aber das Verhältniß nicht dargelegt, in welchem beide 
Begriffsarten zu einander ſtehen. Dies macht ſich beſonders 
inſofern geltend, als der Sachverſtändige ſelbſt davon ausgeht, 
daß der Beklagte im Jahre 1893 an Geiſteskrankheit im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gelitten habe, dann nur konſtatirt, 
daß der Beklagte ſich ſpäter in gewiſſem Grade gebeſſert habe, 
und ſchließlich den gegenwärtigen Zuſtand des Beklagten doch 
nicht als abgeſchwächte Geiſteskrankheit, ſondern als Geiſtes⸗ 
ſchwäche im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnet. 

Im Zuſammenhange hiermit ſteht das Bedenken, welches 
die Vorentſcheidung hinſichts der eventuellen Frage hervorruft, 
ob die etwa vorhandene Geiſteskrankheit des Beklagten derartig 
geſteigert iſt, daß demſelben das Bewußtſein der ehelichen 
Gemeinſchaft völlig und dauernd abhanden gekommen iſt. Das 
Berufungsgericht erwägt hier: 

Nach dem C.ſchen Gutachten bethätige ſich das Be⸗ 
wußtſein der ehelichen Gemeinſchaft ſeitens des Beklagten 


noch fort, theils krankhaft durch die Eiferſuchtswahnideen, 
theils nicht krankhaft durch den Widerſpruch gegen die 
Scheidung wie durch Aeußerungen dahin, daß er nach L. 
zurückkebren und ſein Geſchäft übernehmen wolle, und 
daß dies ſchon gehen werde, wenn ſeine Frau ſich fo 
verhalte wie er. Allerdings bekunde der Sachverſtändige, 
daß der Beklagte noch immer zum Trinken neige und 
beim Rückfalle gemeingefährlich werden würde, deshalb 
auch feine Entlaſſung bisher nicht angängig geweſen ſei, 
ſowie, daß auf einen Briefwechſel des Beklagten mit 
der Klägerin ſo wenig wie bisher zu rechnen ſei. Aber 
alles dies genüge nicht im Sinne des 5 1569 dez 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Dem gegenüber muß davon ausgegangen werden, daß die 
eheliche Gemeinſchaft ein auf ſittlichen Rechten und Pflichten 
beruhendes Lebensverhältniß iſt, und daß, wenn von einen 
Fortbeſtehen, einer Fortbethätigung dieſer Gemeinſchaft geſprochn 
werden ſoll, entſprechende reale Anhaltspunkte dafür zu erforten 
And. Nun hat der Sachverſtändige C. bei feiner erſten Ver 
nehmung bekundet: 

Die Entlaſſung des Beklagten aus der Prorinzial⸗ 
irrenanſtalt ſei bis dahin immer am Mangel anderweiter 
geeigneter Unterbringung geſcheitert. Dies werde bei ber 

Natur ſeiner Geiſteskrankheit und bei den beſtehenden 

Verhältniſſen auch für die Zukunft geſchehen. Deshalb 
ſei eine geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Chegatten 

für jetzt und in der Zukunft ausgeſchloſſen. Zwat ſei 

eine Bethätigung der Gemeinſchaft durch Briefwechſel 

nicht abſolut ausgeſchloſſen, aber auf dieſe Mögüchtei 
bei der hochgradigen Intereſſeloſigkeit des Beklagten nicht 
zu rechnen. 

Angeſichts dieſer Angaben des Sachverſtändigen wird dab 
Bedenken nahe gelegt, inwiefern ſich für Gegenwart und Zukunft 
thatſächlich noch eine eheliche, d. h. von dem Bewußtſein fittlicn 


Rechte und Pflichten getragene Gemeinſchaft unter den Ehegatten 
ermöglichen ſoll. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 1567, 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Roß e. Noß 


vom 29. März 1901, Nr. 44/1901 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Die mit Klage vom 11. April 1900 beantragte Scheidung 
der am 16. Juni 1896 geſchloſſenen Ehe der Parteien ift zufolge 
Artikel 201 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Gefepbudt 
zu beurtheilen. Die Klage ſtützt ſich auf den Scheidung 
grund der böslichen Verlaſſung im Sinne des $ 1867 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, und das Landgericht hatte im Urtheil 
I. Inſtanz die Vorausſetzungen des § 1567 Nr. 1 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs feſtgeſtellt. Hiernach hatte ſich die beklagte Chefrau 
am 19. Januar 1897 ohne Erlaubniß ihres Mannes aus der 
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ehelichen Wohnung entfernt und war zu ihren Eltern zurück⸗ 
gekehrt. Auf Klage des Ehemanns wurde ſie durch Urtheil des 
Landgerichts Offenburg vom 13. Dezember 1898 verurtheilt, 
behufs Herſtellung des ehelichen Lebens in die Wohnung ihres 
Ehemannes zurückzukehren und daſelbſt ſich aufzuhalten, und 
dieſes Urtheil hat am 5. Februar 1899 die Rechtskraft erlangt. 
Die Beklagte leiſtete jedoch dem Urtheil keine Folge, die in 
§ 1567 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmte Zeit von 
einem Jahre war daher ſchon bei Anſtellung der gegenwärtigen 
Klage umlaufen und nach der Annahme des Landgerichts hat 
die Beklagte in böslicher Abſicht gegen den Willen ihres Ehe⸗ 
mannes dem Urtheil nicht Folge geleiſtet. Allein das Be⸗ 
rufungsgericht hat mit Recht angenommen, daß lediglich auf 
die Vorausſetzungen des § 1567 Nr. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf Scheidung nicht erkannt werden könne. Die Verfehlung, 


deren ſich die Beklagte ſchuldig gemacht haben fol, hat ſchon 


unter der Herrſchaft des früheren Rechts durch Nichtfolgeleiſtung 
gegenüber der am 5. Februar 1899 rechtskräftig gewordenen 
Verurtheilung zur Herftellung der häuslichen Gemeinſchaft be- 
gonnen und nicht blos zur Zeit der Anſtellung der Scheidungs⸗ 
klage, ſondern ſelbſt zur Zeit der am 12. Dezember 1900 ftait- 
gehabten Verkündung des mit der Reviſion angefochtenen Be⸗ 
rufungsurtheils war unter der Herrſchaft des am 1. Januar 
1900 in Kraft getretenen Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Jahr 
des Getrenntlebens der Eheleute noch nicht umlaufen. Daß 
jetzt eine Jahresfriſt auch unter dem neuen Recht abgelaufen 
wäre, kommt nicht in Betracht, da das Reviſtonsgericht nur 


diejenigen Thatſachen, auf welche das angegriffene Berufungs- 


urtheil ſich ſtützen konnte, zu berückſichtigen hat. Hiernach müßte 
zufolge der Beſtimmung des Artikels 201 Abſ. 2 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die Verfehlung der 
Beklagten auch nach den bisherigen Geſetzen einen Scheidungs⸗ 
grund bilden, was aber nicht zutrifft, da das hier maßgebende 
badiſche Landrecht den Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung 
nicht kennt. 


Zu den Art. 203, 206 Einf. Gef. zum B. G. B. 


Zu den 88 1601 ff. B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Herdt- 

mann c. Herdtmann vom 25. März 1901, Nr. 15/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Hamm. 


Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 

1. Der von den klagenden Kindern gegen ihren Vater, 
den Beklagten, geltend gemachte geſetzliche Unterhaltsanſpruch 
iſt ein familienrechtlicher, auf der Verwandtſchaft beruhender 
Anſpruch; für feine Beurtheilung find daher, gemäß Artikel 203 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, für die 
Zeit bis zu deſſen Inkrafttreten, den 1. Januar 1900, die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts — 89 64, 65, 103 Theil II 
Titel 2 — nach dieſer Zeit die des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
— 89 16011603, 1606, 1610, 1612, 1613 —, mit der aus 
Artikel 206 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch ſich ergebenden Einſchränkung, maßgebend. Hiervon geht 
auch das Berufungsgericht aus. 

2. Wie das Berufungsgericht bei Aufſtellung der für die 
Entſcheidung maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkte zutreffend 


ausführt, iſt nach den 88 65, 103 des Allgemeinen Landrechts 
Theil II Titel 2, die Unterhaltepflicht des Vaters feinen noch 
in väterlicher Gewalt befindlichen Kindern gegenüber eine 
prinzipale, d. h. eine unbedingte und unbeſchränkte, und durch 
das Vorhandenſein ausreichenden Vermögens nicht bedingt. 
Der Vater muß daher nöthigenfalls auch die Subſtanz ſeines 
Vermögens zur Erfüllung dieſer Verpflichtung angreifen, ſolange 
dadurch nicht für ihn ſelbſt die gegenwärtige Gefahr entſteht, 
in Noth zu gerathen. Eine erſt in der Zukunft drohende 
Gefahr eigener Noth kann dem Anſpruch des Kindes auf 
Gewährung des Unterhalts mit Erfolg nicht entgegengeſetzt 
werden. In dieſem Sinne hat ſich das Reichsgericht mehrfach, 
ſo noch in dem Urtheile vom 26. Oktober 1899 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 838% — ausgeſprochen. Die von dem 
Berufungsgericht für die von ihm angenommene Einſchränkung 
der Verpflichtung des Vaters, daß er die Subſtanz ſeines 
Vermögens anzugreifen nur verpflichtet ſei, ſofern er ſich dadurch 
nicht etwa ſelbſt der Gefahr eigener Verarmung ausſetze —, in 
Bezug genommenen Urtheile des Reichsgerichts vom 9. April 
und 8. Oktober 1881 — Entſch. in Civilſachen Bd. 4, S. 149 
und Bd. 5, S. 154 — entſcheiden die Frage für das gemeine 
Recht, ſo daß auch ein Widerſpruch mit demſelben im Sinne 
des § 137 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes nicht vorliegt. Im 
Weſentlichen in Uebereinſtimmung mit dem Allgemeinen Landrecht 
iſt, wenigſtens minderjährigen unverheiratheten Kindern gegenüber, 
im Bürgerlichen Geſetzbuch die Unterhaltspflicht des Vaters 
geſtaltet. Nach 8 1606 Abſ. 2 a. a. O. haftet der Vater vor der 
Mutter, und nach 8 1603 Abſ. 1 iſt zwar nicht unterhalts⸗ 
pflichtig, wer bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außer Stande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts, den Unterhalt zu gewähren; es beſtimmt aber der 
Abſ. 2: „Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, fo find ſie ihren 
minderjährigen unverheiratheten Kindern gegenüber verpflichtet, 
alle verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalte 
gleichmäßig zu verwenden. Dieſe Verpflichtung tritt nicht ein, 
wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden iſt, 
ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unterhalt 
aus dem Stamm ſeines Vermögens beſtritten werden kann.“ 
Daß der eine oder der andere der hier gedachten beiden Ausnahme⸗ 
fälle vorläge, iſt von dem Beklagten nicht geltend gemacht, und 
beſtimmt ſich daher für die Zeit vom 1. Januar 1900 ab die 
Unterhaltspflicht deſſelben ſeinen klagenden, minderjährigen 
und unverheiratheten Kindern gegenüber lediglich nach 8 1603 
Abſ. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Iſt hiervon 
auszugehen, jo erſcheint, bei einem verfügbaren Kapitalvermögen 
des Beklagten von 50 000 M., der Anſpruch der klagenden 
Kinder auf Gewährung eines Beitrages von je 500 Mark jährlich 
zu den Unterhalts- und Erziehungskoſten vom 9. September 1898 
ab auch für die Zeit vor dem 1. Januar 1900 ohne weiteres 
und ohne Rüdfiht darauf, ob der Beklagte völlig erwerbs⸗ 
unfähig iſt oder nicht, gerechtfertigt, da von einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Beklagten, durch Gewährung dieſer Beiträge in 
Noth zu gerathen, nach der bedenkenfreien Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts nicht die Rede ſein kann. 
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Zu Art. 214 Einf. Gel. zum B. G. B. 


8 2224 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Moſer 

6. Moſer vom 7. März 1901, Nr. 384/1900 IV. 

II. J. Kammergericht. 
Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 

Der Kläger ſucht feine Behauptung, daß die Beklagten 
nicht befugt ſeien als Teſtamentsvollſtrecker zu handeln, in zwei⸗ 
facher Weiſe zu begründen. Er macht geltend, daß die An⸗ 
ordnung der Teſtamentsvollſtreckung deshalb ungiltig ſei, weil 
fe nur in einem Teſtamente, nicht aber in einem Erbvertrage 
habe getroffen werden können. Aber auch wenn von der Rechts- 
giltigkeit der Anordnung an fich ausgegangen wird, ſoll dieſelbe 
nach der Annahme des Klägers mit dem Wegfall des Staats⸗ 
anwalts St. demnächſt hinfällig geworden ſein. a 

1. Was zunächſt die Frage anbelangt, ob die Ernennung 
der Teſtamentsvollſtrecker deshalb, weil ſie in einem Erbvertrage 
erfolgt iſt, von vornherein als rechtsungiltig zu betrachten ſei, 
ſo iſt hierfür von den vorinſtanzlichen Gerichten mit Recht von 
der Vorſchrift des Artikel 214 Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuch ausgegangen worden, wonach die vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches erfolgte Errichtung 
einer Verfügung von Todes wegen nach den bisherigen Geſetzen 
beurtheilt wird, auch wenn der Erblaſſer erſt nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtirbt. Nach dem hiernach 
zur Anwendung kommenden Preußiſchen Allgemeinen Landrecht 
iſt aber, wie ſich aus $ 557 Theil I Titel 12 deſſelben ergiebt, 
bezüglich der Form, in welcher die Beſtellung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zu erfolgen hat, nur erforderlich, daß die Berufung 
in einer letztwilligen Verordnung geſchieht, und danach erſcheint 
die Ernennung in einem Erbvertrage, wie das Berufungsgericht 
zutreffend ausführt, rechtlich zuläſfig. 

Die Reviſion macht hiergegen geltend, daß nach § 557 
a. a. O. der Teſtamentsvollſtrecker als Bevollmächtigter des Erb. 
laſſers anzuſehen ſei, letzterer daher nach § 159 Allgemeinen 
Landrechts Theil 1 Titel 13 die Ernennung widerrufen könne, 
dieſer Widerruf aber die einſeitige Aufhebung eines Theiles der 
den Inhalt des Erbvertrages bildenden Beſtimmungen, und zwar 
vielleicht eines Theiles von entſcheidender Bedeutung zur Folge 
haben würde. Dieſer Angriff iſt jedoch nicht gerechtfertigt. 
Denn wenn auch in 8 159 a. a. O. die Widerruflichkeit des 
Vollmachtsauftrages als Regel vorgeſchrieben iſt, ſo kann doch 
der Machtgeber von dem Rechte des Widerrufs keinen Gebrauch 
machen, wenn er durch den Erbvertrag an die in demſelben 
erfolgte Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers feinem Mit- 
kontrahenten gegenüber gebunden iſt. 

2. Mit Recht hat aber das Berufungsgericht auch die 
fernere Annahme des Klägers, daß die Ernennung der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker mit dem Wegfall des Staatsanwalts St. hin⸗ 
fällig geworden ſei, für unbegründet erachtet. Hier kommt nach 
dem von dem Berufungsgericht feſtgeſtellten Inhalt des § 11 
des Erbvertrages Folgendes in Betracht. 

Nachdem der Erblaſſer die zu Teſtamentsvollſtreckern 
ernannten Perſonen bezeichnet hat, ſchließt er daran die Be⸗ 
ftimmung an: „und zwar ſollen dieſelben gemeinſchaftlich, alſo 


immer zu dreien fungiren“. Es folgt dann die den Teſtamentt⸗ 
vollſtreckern ertheilte Vollmacht und demnächſt die Anordnung: 
„Ein jeder von ihnen iſt berechtigt und verpflichtet, ſofort nach 
Antritt ſeines Amtes in einer öffentlichen Urkunde feinen Rad. 
folger zu ernennen, und zwar mit denſelben Verpflichtungen und 
Befugniſſen, welche ihm felbft beigelegt find, insbeſondere mit 
dem Recht und der Pflicht zur Ernennung des Nachfolgerz.“ 
Der Kläger leitet aus der Beſtimmung, daß die Teſtamentz⸗ 
vollſtrecker gemeinſchaftlich, alſo immer zu dreien fungiren jollen, 
und aus der den Teſtamentsvollſtreckern auferlegten Verpflichtung 
zur ſofortigen Ernennung eines Nachfolgers ſeine Annahme her, 
daß, nachdem der Staatsanwalt St. die Uebernahme des Amtet 
abgelehnt hat und ein Nachfolger von ihm nicht beſtellt worden 
iſt, die Ernennung der Teſtamentsvollſtrecker in Wegfall ge 
kommen ſei. Wenn das Berufungsgericht dem gegenüber zunächſt 
bemerkt, es ſei durch die Beſtimmung, daß die Teſtament. 

vollſtrecker gemeinſchaftlich, alſo immer zu dreien fungiren folk, 

nichts weiter vorgeſchrieben, als daß regelmäßig ein gemein 

ſchaftliches Handeln der eingeſetzten drei Teſtamentsvollſtrela 

ſtattfinden ſolle, To kann es dahingeſtellt bleiben, ob ſich dieſe 

von der Revifion bekämpfte Auslegung der fraglichen Beſtimmung 
des Erbvertrages mit Rückficht auf deren Wortlaut rechtfertigen 

läßt. Denn unabhängig von dieſer Erwägung tritt das 

Berufungsgericht der Auffaffung des Klägers mit nachſtehender 

ſelbſtändiger Begründung entgegen: 

Die Auflage in Beireff der Ernennung dez Nachfolger 
ziele unverkennbar darauf ab, den Fortbeſtand der von 
dem Erblaſſer berufenen Mehrzahl der Teſtamenld⸗ 
vollſtrecker zu ſichern. Sie enthalte aber — und dies 
allein ſei entſcheidend — keine Anordnung für ben 
Fall, daß ein Teſtamentsvollſtrecker vor Antritt dei 
Amtes und vor Ernennung eines Erſatzmannes in Wezfal 
komme. Der Erblaſſer habe offenbar mit einer folge 
Möglichkeit gar nicht gerechnet. Nachdem daher it 
Staatsanwalt St. die Annahme des Amtes abgelehnt 
und einen Erſatzmann nicht ernannt habe, greife in & 
mangelung einer allweichenden Anordnung des Erblafet 
die Vorſchrift des § 2224 Bürgerlichen Geſetzbuchs Plaz, 
d. h. es werde von dem Beklagten zu 1 und von den 
als Nachfolger des Rathsmaurermeiſterz K. beſtellen 
Beklagten zu 2 allein das Amt der Teſtamen⸗ 
vollſtrecker geführt. 

Dieſe Ausführungen enthalten eine unanfechtbare Auslegung 
der in Betracht kommenden Beſtimmungen des Erbvertrages und 
eine nicht zu beanſtandende Anwendung des & 2224 Bürgerliche 
Geſetzbuches, welcher vorſchreibt, daß, wenn von mehreren Tests 
mentsvollſtreckern einer wegfällt, die übrigen das Amt allen 
führen, der Erblaſſer aber abweichende Anordnungen treffen 
könne. Letzteres iſt, wie das Berufungsgericht ohne Verletzung 
einer Rechtsnorm feſtgeſtellt hat, im vorliegenden Fall nicht 
geſchehen. Daß die Entſcheidung hier nach den Vorſchriſten del 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu treffen ift, kann nicht bedenklich kr 
ſcheinen, da inſoweit die Sonderbeſtimmungen der Artikel 214 fig 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche nicht Pla 
greifen, und mithin der aus Artikel 1 und 213 d. 4. O. ff 
ergebende Grundſatz, daß für den nach dem Inkrafttreten de 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetretenen Erbfall das neue Rech 
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gilt, maßgebend iſt. Die Wirkungen des durch die Ernennung 
der Teſtamentsvollſtrecker begründeten Rechtsverhältniſſes find 
unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingetreten, 
ſie können daher auch nur nach dieſem beurtheilt werden. 


Zu § 1564 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Heiſer 
o. Heiſer vom 11. April 1901, Nr. 39/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg i. Pr. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Nach 5 1564 des Bürgerlichen Geſetzbuchs tritt die Auf ⸗ 
löfung der Ehe erſt mit der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urtheils ein. Durch die ſeitens der Beklagten eingelegte Be⸗ 
rufung wurde aber der Eintritt der Rechtskraft des in erſter 
Inſtanz auf die Klage des Ehemannes ergangenen Urtheils 
gehemmt. Eine Aenderung trat hierin auch dadurch nicht ein, 
daß die Beklagte ihren Berufungsantrag demnächſt nur dahin 
formulirte, daß die Ehe auch auf ihre Widerklage getrennt 
und jeder der beiden Ehegatten für ſchuldig erklärt werden 
möchte. Denn auch, nachdem dieſer Antrag geſtellt war, blieb 
el der Beklagten unbenommen, noch bis zum Schluſſe der 
letzten mündlichen Verhandlung, welche am 17. Dezember 1900 
ſtattfand, ihren Antrag auf die Abweiſung der Klage aus⸗ 
zudehnen. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 6 S. 435, Bd. 8 S. 163, Gruchots Beiträge 
Bd. 38 S. 169 und Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 
S. 530 Nr. 6. 

Insbeſondere kann auch nicht etwa aus der Formulirung 
bed Berufungsantrages ein Verzicht im Sinne des § 514 der 
Civilprozeßordnung entnommen werden. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 16 S. 344, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1886 
S. 73 Nr. 8 und von 1888 S. 12 Nr. 16. 

Allerdings iſt demnächſt von ihr eine Ausdehnung jenes 
Antrages bis zum Schluſſe der letzten mündlichen Verhandlung 
thatſächlich nicht vorgenommen worden; eine rückwirkende Kraft 
läßt ſich dieſer Thatſache aber nicht beilegen. 

Mit dem Berufungsrichter muß deshalb davon aus- 
gegangen werden, daß zu der Zeit, als der Kläger im Auguſt 
und September 1900 mit der unverehelichten X. den Beiſchlaf 
vollzog, die Ehe der Parteien noch beſtanden hat. 


Zu 8 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Peſch 
c. Peſch vom 11. März 1901, Nr. 390/1900 IV. 
II. J. O. L. G. Breslau. 
Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 
Wenn das Berufungsurtheil auch in Betracht zieht, daß 
Klägerin, ausweislich des Inhalts ihrer in den Jahren 1892 


und 1893 an den Beklagten gerichteten Briefe, demſelben trotz 
der vorausgegangenen, ihr bekannt gewordenen Vorgänge (ſeiner 
Verurtheilung wegen Zolldefraudation, des ihm ſchuldgegebenen 
unwirthſchaftlichen Geldverbrauchs, ſeiner Flucht ins Ausland 
und des angeblich von ihm herrührenden Schmähbriefes an ihre 
Eltern) „um dieſe Zeit die eheliche Gefinnung noch voll 
bewahrt habe, und daß andere weſentliche Gründe als die 
Erwerbsloſigkeit des Beklagten einer Wiedervereinigung der Ehe⸗ 
gatten nicht hinderlich waren“, ſo laſſen ſich doch dieſe Umſtände 
nicht für die Annahme verwerthen, daß hierin, worauf es für 
die Beurtheilung aus 8 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs allein 
ankommt, auch um die Zeit der Klageerhebung (Ende 
November 1898) keine Aenderung eingetreten war. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe berückſichtigen in dieſer Hinſicht nicht, daß der 
Beklagte auch während der ganzen Zwiſchenzeit nach dem unter 
Beweis geſtellten Vorbringen ſeine Ehepflichten durch fortgeſetzte 
Nichtgewährung des Unterhalts und Fernbleiben von Frau und 
Kind in groͤblichſter Art noch weiter verletzt und hierdurch die 
Klägerin mehr und mehr ſich entfremdet hat. Als ſchwer⸗ 
wiegendes Moment für den Gefinnungswechſel der Klägerin 
hätte hierbei insbeſondere auch der Inhalt der beiden Briefe des 
Beklagten (an den Vater der Klägerin und an die Frau N.) 
gewürdigt werden müßten, aus welchem der zweite Richter ſelber 
den Schluß zieht, daß dem Beklagten das Verſtändniß für die 
fittliche Bedeutung der Ehe völlig abgeht. Für die Frage, 
welchen moraliſchen Eindruck die Erkenntniß dieſer Thatſache 
auf das eheliche Empfinden der Klägerin bei den ſonſt noch in 
Betracht kommenden individuellen Umſtänden (ihrem Bildungs- 
grad, ihrer ſozialen Lebensſtellung u. ſ. w.) geübt hat, erſcheint 
auch der ebenfalls nicht erkennbar gewürdigte Umſtand von 
Bedeutung, daß Klägerin ſchon im Jahre 1894 bei dem Land⸗ 
gericht zu Berlin gegen ihren Ehemann die Eheſcheidungsklage 
erhoben hat, mit welcher fie im Jahre 1896 wegen Unzuſtändig ⸗ 
keit des Gerichtes abgewieſen worden iſt, ſowie endlich auch der 
aus dem Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils erſichtliche 
Vorgang, daß die Parteien auf Anordnung des Berufungsgerichts 
in dem Verhandlungstermine perſönlich erſchienen waren, daß 
aber eine Ausſöhnung an dem Widerſpruche der Klägerin 
geſcheitert iſt. | 


Zu 88 1568, 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Troſe 
c. Troſe vom 25. März 1901, Nr. 16/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 

Die Reviflon des Beklagten und Widerklägers iſt zurück- 
gewieſen. 

Aus den Gründen. 

Der Revifion kann darin nicht beigetreten werden, daß die 
Beklagte, mit Rückficht auf den vom Kläger verübten Ehebruch, 
nicht ebenfalls für ſchuldig zu erklären geweſen ſei. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch hat, wie ſich aus den Materialien ergiebt 
(vergl. die Begründung zu den SS 1444, 1441 und 1449 des 
Entwurfs S. 596, 585 und 607), nicht bloß das Kompenſations⸗ 
prinzip, ſondern auch das Abwägungsſyſtem — wie ſolches in 
den 58 748 folg. Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts 


eine Anerkennung gefunden hatte — grundſätzlich aufgegeben. 
18 
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Die Anwendbarkeit des §8 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
wird deshalb nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß der auf 
Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung klagende Theil fich ſeinerſeits 
ebenfalls einer die Scheidung rechtfertigenden, vielleicht ſogar 
noch ſchwerer wiegenden Verfehlung ſchuldig gemacht hat. 
Allerdings wird in derartigen Fällen beſonders ſtreng zu prüfen 
ſein, ob unter den obwaltenden Umſtänden in dem Verhalten 
des andern, verklagten Theiles — namentlich mit Rückſicht auf 
den bei ihm etwa vorhandenen gerechtfertigten Unwillen — 
überhaupt eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten gefunden werden darf und ob in Folge der betreffenden 
Verfehlungen dieſes andern Theils wirklich eine ſo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes herbeigeführt worden iſt, daß dem 
Kläger — von feinem ſubjektiven Standpunkte aus betrachtet — 
nicht zugemuthet werden kann, die Ehe fortzuſetzen. Eine ſolche 
Prüfung ift aber im vorliegenden Falle vom Berufungsrichter 
in genügender Weiſe vorgenommen worden, und da er dabei in 
bedenkenfreier Weiſe die Anwendbarkeit des § 1568 a. a. O. 
bejaht hat, ſo konnte im Hinblick auf die Vorſchrift des 
§ 1574 a. a. O. auch die Entſcheidung der Schuldfrage nur 
ſo getroffen werden, wie dies geſchehen iſt. 


(Vergl. auch Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 637.) 


Zu den SS 2259 ff., 2273, 2300 B. G. B. 
§ 28 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. v. E. Nach ⸗ 
laß vom 1. April 1901, B Nr. 73/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Darmſtadt. 
Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 
Gründe. Ä 

Der Freiherr von E. und deſſen Ehegattin haben am 
10. Oktober 1881 vor dem inzwiſchen verſtorbenen Notar X. zu 
Aachen einen Ehevertrag errichtet, welcher in Folge der darin 
enthaltenen Verfügungen von Todeswegen auch als Erbvertrag 
im Sinne der 55 2274 flg. des Bürgerlichen Geſetzbuchs an- 


geſehen werden muß. Die Urſchrift dieſes Vertrages befindet 


fi) ſeit 1886 in der amtlichen Verwahrung des Notars A. zu 
Aachen. Nachdem der Ehemann von E. am 29. Dezember 1900 
verſtorben war, wurde der Notar A. vom Amtsgerichte zu Mainz, 
als dem zuſtändigen Nachlaßgerichte, wiederholt und zwar zuletzt 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe aufgefordert, den Che⸗ 
und Erbvertrag der von E.ſchen Eheleute in Urſchrift zum 
Zwecke der Eröffnung abzuliefern. Auf die vom Notar A. hier 
gegen erhobene Beſchwerde iſt nur die Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe in Wegfall gebracht worden, während das Landgericht zu 
Mainz die Beſchwerde im Uebrigen durch Beſchluß vom 19. Fe⸗ 
bruar 1901 zurückgewieſen hat. Dieſe Entſcheidung beruht im 
Weſentlichen auf der Annahme, daß in Fällen der vorliegenden 
Art die Ablieferung auch des in der gewöhnlichen (alſo nicht 
beſonderen) amtlichen Verwahrung eines Notars befindlichen 
Erbvertrages an das Nachlaßgericht erfolgen müſſe, wenn der 
Tod eines der als Erblaſſer in Betracht kommenden Kontrahenten 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt ſei. 
Gegen dieſen Beſchluß des Landgerichts hat der Notar A. nun ⸗ 
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mehr die weitere Beſchwerde bei dem Oberlandesgerichte zu Darm. 
ſtadt eingelegt, von welchem die Sache auf Grund des § 28 
Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit dem Reichsgerichte vorgelegt worden ift. Dabei 
wird vom Oberlandesgerichte ausgeführt: Die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts, welche mit einer Darlegung des 
Reichsjuſtizamts (zu Nr. 2367) vom 14. Juli 1900, ſowie mit 
dem Ausſchreiben des Großherzoglich Heſſiſchen Miniſteriumz 
der Juſtiz vom 20. Juli 1900 (zu Nr. J. M. 11665) und mit 
der in Nr. 31 des Amtsblattes derſelben Behoͤrde bekannt 
gemachten weiteren Verfügung vom 26. November 1900 über⸗ 
einſtimme, müſſe gebilligt werden, und es jet deshalb ein Ab. 
weichen von dem Standpunkte geboten, welchen das Königlich 
Preußiſche Kammergericht zu Berlin in ſeinen Beſchlüſſen vom 
9. Juli und 19. November 1900 (vergl. Entſch., zuſammen⸗ 
geftellt im Reichs⸗Juſtizamte Bd. 1 S. 97 und Rechtſprechung 
der Oberlandesgerichte Jahrgang II S. 15) dahin vertrete 
habe, daß die 88 2259 fig. des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welch 
die nach dem Tode des Erblaſſers vorzunehmende Ablieferng 
und Eröffnung von Teſtamenten regeln, auf die offenen, 
nicht in der beſonderen amtlichen Verwahrung befindlichen 
Erbverträge keine entſprechende Anwendung finden könnten. 
Mit Rüdficht auf die bezeichneten Beſchlüſſe des Kammer- 
gerichts, von denen hier namentlich der erfte, vom 9. Juli 1900, 
in Betracht kommt, erſcheint es nicht zweifelhaft, daß die Vomus⸗ 
ſetzungen des § 28 Abſ. 2 und 3 des Deeichsgeſetze über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorlegen. Abet 
auch in der Sache ſelbſt muß der Anficht des Oberlanvetgeriätt 
zu Darmſtadt beigetreten werden. 
Der § 2300 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmt: 
Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 2259 bis 2263, 2273 finden auf den 
Erbvertrag entſprechende Anwendung, die Vorſchrifter 
des § 2273 Satz 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich de 
Erbvertrag in beſonderer amtlicher Verwahrung befinde. 
Nach dieſer an ſich unzweideutigen Vorſchrift müſſen bi 
88 2259 bis 2268 in ihrem vollen Umfange und vom $ 2275 
die Beſtimmung des erſten Satzes in entſprechender Weiſe be 
allen Erbverträgen angewendet werden, gleichviel, ob der De 
treffende Erbvertrag ſich nur in derjenigen gewöhnlichen 
amtlichen Verwahrung befindet, welcher er in Folge feine 
notariellen oder gerichtlichen Aufnahme von Anfang an ohne 
Weiteres unterlag, oder ob er, entſprechend der Regel hei 
§ 2277 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, verſchloſſen im Wehe 
der Hinterlegung in die von den Landesgeſetzen verſchieden ge 
ordnete und ſpeciell in Heſſen, ebenſo wie in Preußen, auf 
ſchließlich den Amtsgerichten zugewieſene „beſondere“ amt 
liche Verwahrung gebracht worden war. Die beiden andern 
Sätze des § 2273 a. a. O., welche dahin lauten: . 
Von den Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten if 
eine beglaubigte Abſchrift anzufertigen. Das Teſtament 
{ft wieder zu verſchließen und in die beſondere amc 
Verwahrung zurüdzubringen, 
ſollen dagegen nur dann eine entſprechende Anwendung auf 
Erbverträge finden, wenn dieſelben in die „beſondere“ amtlide 
Verwahrung gebracht werben. Dieſen zweifelafreien ausbrid 
lichen Anordnungen des Geſetzes gegenüber kann auch nicht an; 
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erkannt werden, daß insbeſondere bezüglich des § 2259 a. a. O., 
wegen des Inhalts und Wortlauts dieſer Beſtimmung, die 
Möglichkeit einer analogen Anwendung bei offenen Erb- 
verträgen ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei. Die im Abſ. 1 und 2 
des § 2259 enthaltenen Vorſchriften laſſen ſich dahin zufammen- 
faſſen, daß jedes Teſtament, welches ſich nicht bereits in den 
Händen eines Gerichts befindet, nach dem Tode des Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht zur Eröffnung abgeliefert werden muß. 
Dieſe Ablieferungspflicht trifft auch die Notare, und zwar nicht 
blos in dem Falle, wenn ihnen die Ausübung der „beſonderen“ 
amtlichen Verwahrung (im Sinne der 88 2246 und 2277 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) durch die Landesgeſetzgebung über⸗ 
tragen worden iſt. Vielmehr läßt die Faſſung des § 2259, in 
welchem ganz allgemein von einer „amtlichen“ (alſo nicht etwa 
von einer „beſonderen“ amtlichen) Verwahrung geſprochen wird, 
deutlich erkennen, daß ſich die Ablieferungspflicht des Notars 
auf alle Teſtamente bezieht, welche er überhaupt in feiner amt- 
lichen Eigenſchaft verwahrt. Danach hat alſo der § 2259 auch 
die Fälle mit im Auge, in welchen die vom Notar aufgenommene 
letztwillige Verfügung zur Zeit des Todes des Erblaſſers noch 
nicht in die „beſondere“ amtliche Verwahrung hat gebracht 
werden können, oder wo es nach dem zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung geltend geweſenen Rechte einer derartigen Hinter⸗ 
legung gar nicht bedurft hatte. Iſt aber eine ſolche Auffaſſung 
der Vorſchriften des 8 2259 geboten, fo ſteht einer analogen 
Anwendung derſelben auf die in der gewöhnlichen Verwahrung 
des Notars befindlichen Erbverträge nichts entgegen und dies 
nöthigt zu der Folgerung, daß der Notar auch die von ihm in 
Urſchrift offen (bei den Akten) verwahrten Erbverträge zum 
Zwecke ihrer Eröffnung an das Nachlaßgericht abzuliefern hat. 
Dabei bedarf es kaum der Erwähnung, daß eine „Eröffnung“ 
(Publikation) im Sinne des 8 2260 a. a. O. bei unverſchloſſenen 
letztwilligen Verfügungen und daher auch bei offenen Erb⸗ 
verträgen nicht etwa unausführbar iſt. Ebenſo wenig kann ein⸗ 
gewendet werden, daß bei offenen Erbverträgen jede Publikation 
und auch die in Verbindung damit (durch § 2262 a. a. O.) 
vorgeſchriebene Benachrichtigung der Betheiligten überflüffig fein 
würde. Sind in dem Erbvertrage dritte Perſonen bedacht, fo 
ergiebt ſich die Zweckmäßigkeit der von Amtswegen zu be ⸗ 
wirkenden Benachrichtigung von ſelbſt. Ueberdies treffen aber 
die den 85 2160 bis 2263 a. a. O. zu Grunde liegenden 
leitenden Gedanken bei jedem Erbvertrage, ebenſo wie bei jeder 
anderen letztwilligen Verfügung, auch inſofern zu, als es einer 
Verkündung der letztwilligen Verfügungen ſchon aus dem Grunde 
bedarf, weil für den Lauf der in den 88 1944 und 2306 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen Friſten ein feſt zu be 
ſtimmender früheſter Anfangstermin gewonnen werden muß. 
Dazu kommt noch, daß auch in Folge der dem Nachlaßgerichte 
nach 58 2353 folg. des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezüglich der 
Ertheilung von Erbſcheinen auferlegten Pflicht, Einrichtungen 
nothwendig werden, die dafür Gewähr leiſten, daß alle Ver⸗ 
fügungen, welche der Erblaſſer hinſichtlich feines Nachlaſſes ge- 
troffen hat, in den Befitz des Nachlaßgerichts gelangen. Somit 
ſprechen neben den an ſich völlig klaren Worten des Geſetzes 
auch erhebliche innere Gründe für die vorſtehend dargelegte, 
in gleicher Weiſe vom Landgerichte in Mainz und vom Ober⸗ 
landesgerichte zu Darmſtadt vertretene Auffaſſung. 


Dieſen Erwägungen gegenüber kann der Umſtand als ent⸗ 
ſcheidend nicht ins Gewicht fallen, daß der erſte Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. namentlich den § 1945 des⸗ 
ſelben, ſowie die Motive dazu S. 319) einen anderen Standpunkt 
eingenommen hatte, welcher anfänglich auch von der zweiten Kom⸗ 
miſſion getheilt zu ſein ſcheint (vergl. Protokolle S. 7263, 7264). 
Ueberdies kommt in Betracht, daß die Redaktionskommiſſion 
(S. 8330 der Protokolle) demnächſt, unter dem Vorbehalte einer 
vorzunehmenden Nachprüfung, ausdrücklich ermächtigt wurde, bei 
der Redigirung des Erbrechts Aenderungen einzelner Vorſchriften, 
ſoweit fich dies als wünſchenswerth herausſtellen ſollte, zunächſt 
vorzunehmen. Von dieſer Ermächtigung hat die Redaktionskom⸗ 
miſſion offenbar Gebrauch gemacht, denn der Entwurf zweiter 
Leſung (in welchem die 88 2126 bis 2130 und 2140 den 88 2259 
bis 2263 und 2273 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprachen) 
enthielt ſchon in den 58 2144 und 2166 Beſtimmungen, welche 
mit den Vorſchriften der 88 2277 und 2300 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Weſentlichen völlig übereinſtimmten, und die Pro- 
tokolle (S. 8837) ergaben weiter, daß dieſer Entwurf (ſoweit 
derſelbe hier in Frage kommt) in der von der Redaktionskommiſſion 
vorgeſchlagenen Faſſung durch die Hauptkommiſſion genehmigt 
worden iſt. 

Im Hinblick auf die Beſtimmungen der Artikel 213 und 
214 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
erſcheint es endlich auch unbedenklich, daß diejenigen Grundſätze, 
welche ſich nach Obigem für die Behandlung der zur Eröffnung 
zu bringenden Teſtamente und Erbverträge ergeben, ebenfalls 
auf diejenigen letztwilligen Verfügungen angewendet werden 
müſſen, welche zwar vor dem 1. Januar 1900 errichtet waren, 
bezüglich deren Publikation aber die Anwendbarkeit der Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs um deshalb in Frage 
kommt, weil der betreffende Erblaſſer erſt nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorben iſt. Allerdings haben die 
88 2259 bis 2263 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre Stellung 
in demjenigen Titel gefunden, welcher die Ueberſchrift trägt 
„Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments“, hieraus kann 
jedoch nicht hergeleitet werden, daß mit der Beſtimmung des 
Artikels 214 a. a. O., welche lautet: 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgte Errichtung und Aufhebung einer Verfügung 
von Todeswegen wird nach den bisherigen Geſetzen 
beurtheilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtirbt 

habe zum Ausdruck gebracht werden ſollen, daß hinſichtlich 
der Eröffnung folder älterer Verfügungen nicht die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern die des früheren 
Rechts zur Anwendung zu bringen ſeien. Auch das Kammer⸗ 
gericht hat demgemäß in dem Beſchluſſe vom 19. November 1900 
echtſprechung der Oberlandesgerichte Jahrgang II S. 12) 
ausgeſprochen, daß das unter der Herrſchaft des Rheiniſchen 
Rechts errichtete öffentliche Teſtament eines nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtorbenen Erblaſſert 
an das Nachlaßgericht abgeliefert werden müſſe. Dieſelben 
Gefſichtspunkte treffen aber auch bezüglich der Ablieferung älterer 
Erbverträge zu. 

Hiernach erweiſt ſich die vorliegende weitere Beſchwerde als 
unbegründet. 
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Dabei iſt die fernere Frage, ob das Nachlaßgericht die 
abzullefernde Urſchrift des Erbvertrages dauernd bei feinen 
Akten behalten muß, oder ob dieſe Urſchrift nach erfolgter 
Publikation an den Notar wieder zurückgegeben werden darf, 
hier nicht zu erörtern, da nach dieſer Richtung eine Entſcheidung 
bisher überhaupt noch nicht ergangen iſt. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Holl 
mann c. Hollmann vom 11. April 1901, Nr. 29/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aus nicht intereſſirenden Gründen 
aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurück⸗ 
verwieſen. Zu Eingang der Begründung heißt es: 


Gründe. 

Es bedarf eines Eingehens auf die die Widerklage betreffenden 
Erörterungen des Berufungsgerichts nicht, mit denen, im Wider⸗ 
ſpruche mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. Urtheile 
vom 4. Mai, 3. Juli und 24. September 1900 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift, Seite 465, 642 und 742), die Auffaſſung ver. 
treten wird, daß die Beklagte, ſoweit ſie ſelbſt ſich vor dem 
1. Januar 1900 eines Ehebruchs ſchuldig gemacht haben ſollte, 
angefichts der Beſtimmungen in Artikel 201 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch jetzt nicht mehr, wie nach 
§ 671 des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 gehindert 
fein würde, gegen den Kläger einen von ihm vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begangenen Ehebruch als 
Scheidungsgrund geltend zu machen. 


Zu den SS 823, 826 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Blumen ⸗ 
thal 6. Deutſch⸗Auſtraliſche Dampfſchifffahrtsgeſell⸗ 

ſchaft vom 11. April 1901, Nr. 443/1900 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

1. Die Beklagte hat zu dem Zweck, um die Frachtgeſchäfte 
auf einer beſtimmten Linie unter Beſeitigung der ihr unbequemen 
Konkurrenz der Segelſchifffahrtsgeſellſchaften ſich ausſchließlich zu 
ſichern, gegenüber der Seglergruppe und ſpeziell gegenüber der 
Klägerin eine geſchäftliche Zwangsmaßregel zur Anwendung 
gebracht, welche ihrem Weſen nach darin beſtand, daß fie den 
an dem Segelgeſchäft intereffirten Firmen — namentlich der 
Klägerin — ihre ſonſt allgemein geltenden Frachttarife kündigte. 
Es ſollte dadurch auf die Klägerin, wie dies das Berufungs-. 
urthell bezeichnet, ein „Druck“ ausgeübt werden, das heißt wohl, 
es ſollte die Klägerin dadurch zu einem den Wünſchen der 
Beklagten entſprechenden Verhalten, ſei es zu einer Einwirkung 
auf die Seglergruppe im Intereſſe der Beklagten, ſei es zum 
Abbrechen ihrer Geſchäftsverbindung mit den Seglern beſtimmt 
werden. Die erwähnte Maßregel hatte die Beklagte der Klägerin 


ſchon in der Zuſchrift vom 11. Dezember 1899 angekündigt, 
ſodann mit dem Schreiben vom 27. Dezember 1899 durh 
Kündigung der Tarife bethätigt; und als nun die Klägerin ihr 
von dem Seitens der Firma Sp. & Cie. ertheilten Auftrag 
Mittheilung machte, hat die Beklagte derſelben in dem Schreiben 
vom 8. Januar 1900 erklärt, daß fie zwar diesmal noch dus 
Geſchäft für Sp. & Cie. zu den gewöhnlichen Tarifſätzen aut. 
führen wolle, aber an dieſe die erwähnte „Bitte“ richten werde. 
Die letztere Kundgebung iſt von der Klage zum Angriffspunkt 
genommen worden; die Klägerin erblickt darin einen unerlaubten 
Eingriff in ihre Rechtsſphäre, welcher den Beſtimmungen in 
§ 823 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches zu unterſtellen 
jet und der ſogar den Thatbeſtand einer verſuchten Erprefung, 
Strafgeſetzbuch 88 253, 43 erfülle, jedenfalls aber eine vorſätz⸗ 
liche, gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung im Sim 
des § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs darſtelle. 

Zunächſt iſt, was das vorliegend anzuwendende Geſtz 
anlangt außer Zweifel, daß der Klageanſpruch, jo wie er gelen 
gemacht wird, örtlich und zeitlich der Beurtheilung nach da 
Normen des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchet unterliegt 
Von den in Frage kommenden, der Klägerin gegenüber in 
inländiſchen Rechtsgebiet begangenen Handlungen fällt diejenige, 
welche ſpeziell den Gegenſtand der Klage bildet, in die Zeit 
nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Im übrigen 
handelt es ſich um eine einheitliche Aktion, die ſich aus dem 
Jahre 1899 in das folgende Jahr fortſetzt und derem einzelne De 
thätigungen in ihrem inneren Zuſammenhang zu beurteilen fad. 

Wenn das Verhalten der Beklagten einer der vorbeziächntten 
Geſetzesbeſtimmungen unterliegt, dann läßt ſich die rechllice 
Zuläſſigkeit der erhobenen Klage auf Unterlaſſung 
des Seitens der Beklagten unternommenen Handelns nit 
beanſtanden. Ein ſolcher, durch Klage verfolgbarer Anſprug 
auf Unterlaſſung iſt in einem Falle der vorliegenden Art ba 
dem Zutreffen von § 823 oder § 826 des Bürgerlichen Gesch 
buchs wenigſtens da zu gewähren, wo ein unerlaubtes Verhalten 
bereits verwirklicht wurde, aber weitere Eingriffe zu besorgen 
find, wo mit der Klage die Fortſetzung oder Vollendung det 
verübten, beziehungsweiſe begonnenen Schädigung vethüttt 
werden ſoll. Es kann inſoweit den bezüglichen Ausführungen 
des erſten Richters beigepflichtet werden, wenngleich nicht der 
Deduktion deſſelben zu folgen iſt, welche die Grundſätze da 
55 249 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs und den Gefichtipunt 
eines durch Aufrechthaltung der Drohung Seitens der Beklagter 
geſchaffenen rechtsverletzenden Zuſtandes für einen Unterſagungt⸗ 
anſpruch verwerthen will. — Das Bürgerliche Geſetzbuch hal, 
indem es einen Anſpruch auf Unterlaffung für einzelne File 
beſonders normirt ($$ 12, 862, 1004) die Zulaſſung end 
ſolchen Anſpruches nicht für alle anderen dem Gebiet de 
Geſetzbuches angehörigen Fälle ausſchließen wollen. Cinen 
klagbaren Anſpruch auf Unterlaffung gegenüber von rechtswidrigen 
Eingriffen hat die Reichsgeſetzgebung auf weiten Gebieten del 
heuttgen Rechtslebens theils ausdrücklich, theils mittelbar burd 
die Geſtaltung ausſchließlicher Rechte, namentlich in den Geſtzer 
zum Schutze des ſogenannten geiſtigen Eigenthum und de 
gewerblichen Ausnutzungs rechte, geſetzliche Anerkennung verlicher 
Insbeſondere aber hat auf gewerblichem Gebiet das Geſeß t. 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mul 18% 
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den Anſpruch auf Unterlafiung in mehrfachen Einzelbeſtimmungen 
(5 1 Abſ. 1 und 2, § 2, § 6 Abſ. 1, 58 8, 11) zugelaſſen und 
normirt. Ein Bedürfniß für einen ſolchen Rechtsſchutz beſteht 
denn auch hauptſächlich gegenüber den Schädigungen im 
Gewerbebetrieb durch unlauteren Wettbewerb. Dieſes Gebiet iſt 
von dem genannten Spezialgeſetz nicht ausſchließend geregelt. 
Dafielbe bezweckte die beſonders ausgeprägt zu Tage tretenden 
Auswüchſe des mißbräuchlichen Wettbewerbs abzuſchneiden, hat 
aber nicht alle Erſcheinungsformen deſſelben treffen können. 
Hier treten ergänzend die allgemeinen Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches in die Lücke; und gerade diejenige des 
§ 826 iſt dazu geeignet und vom Geſetzgeber auch dazu 
beſtimmt, eine Schutzwehr gegen illoyale Handlungen in um⸗ 
faſſender Weiſe zu gewähren, namentlich für den geſchäftlichen 
Verkehr, ſoweit nicht durch Spezialgeſetze hierwegen Vorſorge 
getroffen iſt. 
Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. II zu § 826 Nr. 2b 
Seite 617; 
Finger, Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs; Einleitung S. 7 ff.; 
Müller, daſſelbe Geſetz 2.3. Auflage S. 17 ff.; Lobe, 
daſſelbe Geſetz S. 28 ff. 
Gegenüber von Schädigungen durch unlauteren Wettbewerb, 
welche nicht von dem Geſetze vom 27. Mai 1896, wohl aber 
von dem § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuches betroffen werden — 
und eine ſolche Handlung ſteht vorliegenden Falles in Frage — 
erſcheint die Gewährung einer Klage auf Unterlafſung ſchon im 
Hinblick auf den inneren Zuſammenhang und den gleichheitlichen 
Zweck der beiderſeitigen Geſetze als gerechtfertigt. Dem weiteren 
Ausbau, welcher das Prinzip des Sondergeſetzes durch den 
§ 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfahren hat, muß die 
Möglichkeit einer wirkſamen Rechtzverfolgung auch in der Ab- 
wehr von Schädigungen zur Seite ſtehen. Die Zuläffigkeit 
einer Unterlafſungsklage für Fälle der in Rede ſtehenden Art iſt 
ſchon unter der bisherigen Rechtsordnung von der Rechtſprechung 
wiederholt angenommen und aus allgemeinen Grundſätzen ab ⸗ 
geleitet worden. Die Geſichtspunkte, welche hierfür namentlich 
in den Urtheilen des Reichsgerichts Entſcheidungen Bd. 25 
S. 347 ff. und Bd. 38 S. 379 für Fälle des badiſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Rechtes aufgeſtellt find, haben eine über dieſes Rechts⸗ 
gebiet hinausreichende allgemeine Bedeutung und laſſen ſich auch 
jetzt gerade auf den Fall des § 826 des Deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anwenden. Hier wie bei dem Satze 1382 des 
Code civil enthält die Geſetzesſtelle, wenn fie auch ausdrücklich 
nur die Schadenderſatzpflicht ſtatuirt, doch der Sache nach zu⸗ 
gleich den Ausdruck für eine Verbindlichkeit zur Unterlaſſung, 
und hier wie dort paßt die Erwägung, daß das Geſetz, wenn 
es ein Recht gewährt oder eine Verpflichtung auferlegt, auch die 
Möglichkeit gewähren muß, den Anſpruch hierauf, alſo zu⸗ 
treffenden Falles den Anſpruch auf Unterlaſſung gegen den Ver⸗ 
pflichteten im Wege der Klage verfolgen zu laſſen. Aus einer 
Störung der den redlichen Gewerbebetrieb ſchützenden Rechts- 
ordnung bei Zuwiderhandlungen gegen § 16 des Waarenzeichen⸗ 
ſchutzgeſetzes vom 12. Mai 1894 folgert das Urtheil in Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts, Bd. 38, S. 170, 171 das Recht 
des davon Betroffenen, die Unterlaſſung dieſer Störung in der 
Zukunft zu fordern. Das abweichende Urtheil des erkennenden 
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Senates in Entſcheidungen Bd. 35 S. 166 ff. iſt für die 
jetzige Beurtheilung nicht bindend; daſſelbe betrifft ausſchließlich 
das Preußiſche Landrecht, in welchem ſich, wie a. a. O. S. 169 
hervorgehoben wird, keine gegen den unlauteren Wettbewerb als 
ſolchen gerichtete Beſtimmungen finden. 

Ob für die rechtliche Konſtruktion eines Unterlaſſungs⸗ 
anſpruches die Analogie der negatoriſchen Klage zu verwerthen 
ſei, mag dahingeſtellt bleiben. Für Diejenigen, welche dem 
Gewerbebetrieb, deſſen Ausübung durch Erwerbung von Kund⸗ 
ſchaft ꝛc. den Charakter eines ſubjektiven Rechtes („Individual- 
rechtes“) zuſchreiben, ergiebt ſich allerdings die Zuläſſigkeit einer 
ſolchen quafinegatoriſchen Klage aus der abſoluten Natur des 
Rechtes. 

Vergl. Oertmann, Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch, Schuldverhaltniſſe zu §8 823 Nr. 3b S. 557. 
Derſelbe in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1899 S. 95 
und dort Citirte. 
Lobe, Geſetz zur Bekaͤmpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes S. 5, 7, 9, 134 f. 
Indeſſen bedarf es eines Eingehens auf dieſe Frage an gegen⸗ 
wärtiger Stelle nicht. | 

2. Was die Vorſchrift in § 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs betrifft, ſo würde man, wie immer der Ausdruck 
„Freiheit“ in derſelben auſzufaſſen und zu begrenzen ſein mag 
(vergl. Liszt, die Deliktsobligationen im Syſtem des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs § 3 S. 24, Planck, Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Bd. II § 823 S. 607 Nr. 2a), doch nicht fo weit 
gehen dürfen, jede die freie Willensbeſtimmung eines anderen 
irgendwie beeinfluſſende Einwirkung unter den Begriff der 
Freiheitsverletzung zu ſtellen und demnächſt dieſelbe, ſofern dem 
Thäter nicht gerade ein beſonderes Recht hierauf zuſteht, als eine 
widerrechtliche im Sinne des genannten Geſetzes anzuſehen. 
Daß die Handlungsweise der Beklagten etwa unter die allgemeine 
Deliktsgruppe der Verletzung eines „ſonſtigen Rechtes“ nach 
§ 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs falle, iſt von der 
Klägerin ſelbſt nicht geltend gemacht, und es kann auch hier 
davon abgeſehen werden, ob man mit der oben erwähnten 
Theorie zur Annahme eines ſubjektiven Rechtes auf freie 
Erwerbsthätigkeit gelangen könnte und ob je eine ſolche Auf. 
faſſung ſich für die Anwendung des § 823 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs verwenden ließe. Weiterhin mag die 
in § 253 des Strafgeſetzbuchs gegebene Norm allerdings als 
ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz im Sinne 
von § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu betrachten 
ſein. Aber es darf gleichfalls hier unentſchieden bleiben, ob in 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt die geſetzlichen Merkmale einer 
verſuchten Erpreſſung, insbeſondere auch dasjenige eines erſtrebten 
rechtswidrigen Vermögensvortheils und in ſubjektiver 
Richtung des Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit auf Seite der 
Beklagten, gefunden werden könnten. Für das Moment der 
Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheiles wäre es je nach der 
Auslegung dieſes Begriffes des § 253 des Strafgeſetzbuchs von 
Bedeutung, wenn ein an ſich erlaubter Vermögensvortheil durch 
eine gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung erzielt wird. 
Andererſeits iſt, falls eine verſuchte Erprefiung vorliegen würde, 
die damit unternommene Schädigung jedenfalls zugleich eine 
ſolche, die dem § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unterläge. 
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3. Das Zutreffen des § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nun aber iſt von dem Berufungsgericht mit thatſächlich wie 
rechtlich durchaus unzulänglicher Begründung verneint worden. 
Rechtlich kommt insbeſondere die bereits angedeutete Zweck⸗ 
beſtimmung des § 826 in Betracht, den illoyalen Schädigungen 
im Verkehrsleben wirkſam entgegenzutreten, wobei es auf die 
Natur des verletzten Rechtsgutes nicht ankommt. Auch die 
Beeinträchtigung einer bloßen thatſächlichen Erwerbsausficht, 
des Kundſchaftsverhältniſſes, kann ſich als eine derartige 
Schädigung darſtellen. Und ſelbſt die Ausübung eines formalen 
Rechtes wird von dem § 826 betroffen, wenn dadurch vorſätzlich 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe dem Anderen 
Schaden zugefügt wird. Den Maßſtab für den Begriff der 
„guten Sitten“ (vergl. § 138 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
hat der Richter aus dem herrſchenden Volksbewußtſein zu ent⸗ 
nehmen, — „dem Anſtandsgefühl Aller billig und gerecht 
Denkenden“. Hiebei iſt es nicht ausgefchloffen, daß auf die 
Sittenanſchauung eines beſtimmten Volkskreiſes, wenn ſich in 
ihr die herrſchende Sitte ausprägt, Rückſicht genommen wird, 
ſo in einem Falle der vorliegenden Art auf die Anſchauung des 
ehrbaren Kaufmanns im Handelsverkehr. 

Damit iſt aber nicht zu verwechſeln eine im Handelsverkehr 
thatſächlich aufgekommene Geſchäftspraktik, welche möglicherweiſe 
nicht ſowohl eine Sitte als vielmehr eine Unfitte ſein kann. 
Wenn alſo das Berufungsgericht die vorliegend in Frage ſtehenden 
Maßregeln als ſolche bezeichnet, „wie ſie ähnlich im freien 
Wettbewerb alltäglich angewandt werden“, ſo iſt damit, ganz 
abgeſehen von der thatſächlichen Richtigkeit der Unterſtellung, 
der § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch nicht abgefertigt. 
Es kommen in Handel und Wandel, zumal im Konkurrenzkampf 
ſehr haufig Machenſchaften vor, welche darum noch keineswegs 
für anſtändig gelten. Beſonders auch gegen Mißbrauch der 
Gewerbefreiheit durch gewinnſüchtige Ausbeutung oder durch 
Vergewaltigung Anderer ſoll nunmehr der § 826 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs Schutz gewähren. 


Zu den 88 1360, 1578, 1579 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Burczak 
c. Burczak vom 11. April 1901, Nr. 65/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 
Das Berufungsurtheil führt aus: 
„Solange der Beklagte in Folge ſeiner Wieder⸗ 
verheirathung gemäß § 1360 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſeiner zweiten Frau Unterhalt zu gewähren habe, 
beſchränke ſich gemäß § 1579 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſeine Verpflichtung der Klägerin gegenüber 
auf Dasjenige, was mit Rüdfiht auf die Bedürfniſſe, 
ſowie auf die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe der 
Betheiligten der Billigkeit entſpreche. Von einem Wochen⸗ 
lohn von 24 Mark aber, der zur Beſtreitung eines 
ehelichen Haushalts knapp ausreiche, erſcheine es unbillig, 
den verheiratheten Beklagten zur Abgabe auch nur eines 
geringen Betrages an die Klägerin zu verurtheilen.“ 


Die Revifion greift dieſe Ausführung mit der Rüge an, 
daß fie dem Wortlaut des Geſetzes widerſpreche, da das Geſez 
in Folge der Wiederverheirathung des geſchiedenen ſchuldigen 
Ehemannes nur eine Beſchränkung ſeiner Verpflichtung 
gegen ſeine geſchiedene Ehefrau, nicht aber, wie das Berufung 
gericht annehme, ein Erloͤſchen dieſer feiner Verpflichtung ein. 
treten laſſe. | 

Die Rüge iſt jedoch nicht begründet. Auszugehen iſt bei 
der Auslegung der hier fraglichen Beſtimmung des genannten 
& 1579 davon, daß die Entſcheidung der Frage, was mit 
Rückficht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens und 
Erwerbsverhältniſſe der Betheiligten der Billigkeit entſpreche, 
nur auf Grund der thatſächlichen Lage des Einzelfalles getroffen 
werden kann. Eine ſolche Prüfung hat das Berufungsgericht 
hier vorgenommen, und iſt dahin gelangt, daß ein Wocherlohn 
von 24 Mark zur Beſtreitung eines ehelichen Haushalts knapp 
— alſo nur nothdürftig — ausreiche und es unbillig erſchein 
den verheiratheten Beklagten zur Abgabe auch nur eines gerinm 
Betrages an die Klägerin zu verurtheilen. Von ber tie 
ſächlichen Grundlage aus, daß 24 Mark wöchentlich zur Be 
ſtreitung der nothdürftigen Koſten des ehelichen Haushalts dei 
Beklagten erforderlich find, läßt ſich die Schlußfolgerung dei 
Berufungsgerichts, daß es unbillig erſcheine, den Beklagten zur 
Abgabe eines auch nur geringen Betrages an die Klägerin 
anzuhalten, rechtlich nicht beanſtanden. Denn die in Folge 
einer ſolchen Abgabe an die Klägerin eintretende Schmälkrung 
des nothdürftigen Unterhalts des Beklagten und ſäntt wetten 
Ehefrau würde geſetzlich nicht gerechtfertigt fein und dont 
umſoweniger, als der Anſpruch der zweiten Ehefrau gegen ihren 
Ehemann auf Unterhaltsgewährung nach § 1360 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs weſentlich unbeſchränkt iſt, während der 
Anſpruch der geſchiedenen Frau gegen den ſchuldigen geſchichenen 
Ehemann, wenn man jenen auch mit den Motiven zu den 
Entwurfe des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 617 al 
eine Nachwirkung der früheren Ehe auffaßt, doch den 9 15 
und 1579 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend in ver 
ſchiedenen Beziehungen beſchränkt erſcheint. 


Zu den 88 93 und 94 B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Peter! 
c. Deutſche Grundſchuldbank vom 24. April IM, 
B Nr. 55/1901 V. 
II. J. Kammergericht. 

Die jetzigen Beſchwerdeführer hatten gegen die Deutſht 
Grundſchuldbank in Berlin mit dem Antrage geklagt, die Beklagte 
zu verurtheilen, in der von ihr betriebenen Zwangs verſteigerung 
des dem Maurermeiſter W. gehörigen Hauſes Bayreutherſtraße 20 
in Charlottenburg die im Eigenthum der Kläger ſtehenden, von 
ihnen an den W. nur vermietheten 16 Badewannen mit dazu 
gehörigen Armaturen, 16 Badeöfen, 8 Spültiſchen und 5 Ampeln 
vom Zwangsverkauf auszuſchließen. Mit dieſer Klage wurden 
ſie in I. Inſtanz abgewieſen. Sie legten Berufung ein, zeigten 
dann aber an, daß der Verfteigerungsantrag der Beklagten urid 
genommen worden ſei, und beantragten nun: den Rechtsſteil 
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in der Hauptſache für erledigt zu erklären und bie Prozeßkoſten 
der Beklagten aufzuerlegen. Der Berufungsrichter beſtätigt in 
den Entſcheidungsgründen, daß der Rechtsſtreit in der Haupt⸗ 
ſache erledigt ſei; er bemerkt dann, daß die Entſcheidung über 
die Koſten gleichwohl noch ein Eingehen auf die Frage nach der 
Berechtigung des Hauptanſpruchs erfordere; dieſe Frage verneint 
er aber zu Ungunſten der Kläger. Die Urtheilsformel iſt dahin 
gefaßt, daß die Berufung der Kläger zurückgewieſen werde und 
die Kläger verurtheilt würden, die Koſten der Berufungsinſtanz 
zu tragen. Gegen dieſes Urtheil haben die Kläger rechtzeitig 
ſofortige Beſchwerde eingelegt. 
Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 


Gründe 


Es iſt dem Berufungsrichter darin beizutreten, daß die 
Klage unbegründet war, wie auch ſchon der I. Richter ent- 
ſchieden hatte. Der I. Richter hatte die zwiſchen den Parteien 
ſtreitige Frage: ob die genannten Gegenſtände trotz ihrer Ein⸗ 
fügung in das Haus des W. im Eigenthum der klagenden 
Lieferanten geblieben und deshalb von der Zwangsverſteigerung 
des Hauſes auszuſchließen ſeien, unter Anwendung des Rechts 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verneint; dieſes Recht hielt er des⸗ 
halb für anwendbar, weil die Zwangsverſteigerung erſt am 
23. März 1900 beantragt worden war. Der Berufungsrichter 
läßt dahingeſtellt, ob bezüglich der ſchon vor dem 1. Januar 1900 
in das Haus eingefügten ſtreitigen Sachen nach den Vorſchriften 
in Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und § 93 des Bürgerlichen Geſetzbuchs altes oder neues 
Recht anzuwenden ſei, führt dann aber aus, daß nach beiden 
Rechten, ſowohl nach § 4 Theil 1 Titel 2 des Allgemeinen 
Landrechts als nach 88 93, 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Gefeh- 
buchs das Eigenthum für die Kläger durch die Verbindung der 
ſtreitigen Sachen mit dem Hauſe des W. verloren gegangen ſei. 
Dies wird damit begründet, daß die weſentlichen Beſtandtheile 
($ 93 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) oder Subſtanztheile einer 
Sache ($ 4 Theil I, Titel 2 und § 334 Theil I, Titel 9 des 
Allgemeinen Landrechts) nicht Gegenſtand beſonderer Rechte, alſo 
auch nicht eines Sondereigenthums fein könnten; daß nach 
98 93 und 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs weſentliche 
Beſtandtheile eines Hauſes ſolche Theile, die nicht von einander 
getrennt werden könnten, ohne daß der eine oder der andere 
zerſtört oder in ſeinem Weſen verändert werde, ſowie die zur 
Herſtellung des Gebäudes dauernd eingefügten Sachen ſeien, 
und nach § 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts zur 
Subſtanz alle Theile einer Sache gehörten, ohne welche fie das 
nicht ſein könne, was ſie vorſtellen ſolle oder wozu ſie beſtimmt 
ſei, ſowie daß die hier in Frage ſtehenden Gegenſtände als 
weſentliche Beſtandtheile oder als Subſtanztheile des W. ſchen 
Hauſes angeſehen werden mußten. In letzterer Beziehung wird 
hervorgehoben, daß darüber, ob eine Sache nach dieſen Merk⸗ 
malen als weſentlicher Beſtandtheil (Subſtanztheil) einer anderen 
Sache zu gelten habe, nach den Anſchauungen des Verkehrs zu 
urtheilen ſei; daß das W. ' ſche Haus nach Bauart und Be⸗ 
legenheit ein ſogenanntes herrſchaftliches Haus ſei, das ohne 
Badezimmer und die dazu erforderlichen Einrichtungen nicht als 
ein ſolches benutzt werden könne und fertig hergeſtellt fein würde, 
bei Herausnahme derſelben alſo in ſeinem Weſen verändert 


werden würde, und daß daſſelbe von den zur Beleuchtung des 
Treppenhauſes beſtimmten Ampeln ſowie von den in den Küchen 
eingeführten Spültiſchen gelten müſſe; daß hiernach die ſämmt⸗ 
lichen Gegenſtände zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt ſeien 
(8 94 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), und ohne fie das 
Haus nicht ein herrſchaftliches Haus ſein könne, was es vor⸗ 
ſtellen ſolle ($ 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts). 
Sodann wird noch eroͤrtert, daß die vorläufige Ermiethung der 
Gegenſtände durch den Hauseigenthümer W. nicht auf deſſen 
Abficht ſchließen laſſe, fie nur zu einem vorübergehenden Zweck, 
als bloßes Zubehör, dem Haufe einzufügen (§ 95 des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs), daß auch nicht ihr Ausſchluß von der Feuer⸗ 
verſicherung dahin gedeutet werden konne, weil fie ſich bei 
Abſchluß des Verſicherungsvertrags noch nicht auf dem Grund- 
ſtück befunden hätten, und daß endlich der den Klägern günſtige 
Ausfall eines Vorprozeſſes derſelben mit W. über ihr Eigenthum 
an den fraglichen Sachen ohne Einfluß auf das Recht der 
jetzigen Beklagten bleiben müfle. 

Dieſe Ausführungen des Berufungsrichters, gegen die fich 
ſonſtige Bedenken auch in der That nicht erheben laſſen, find 
von der Beſchwerde nur inſoweit bemängelt worden, als ſie ſich 
auf die Frage beziehen, ob die ſtreitigen Gegenſtände durch ihre 
Verbindung mit dem W. ſchen Haufe zu weſentlichen Beſtand⸗ 
theilen nach den Beſtimmungen der §§ 93 und 94 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder zu Subſtanztheilen des Hauſes 
nach § 4 Theil I, Titel 2 des Allgemeinen Landrechts geworden 
ſeien. Aber auch in dieſer Beziehung war dem Berufungsgericht 
lediglich beizutreten und es mag deshalb auch für die Ent⸗ 
ſcheidung auf die Beſchwerde dahingeſtellt bleiben, welches Recht 
hierbei maßgebend iſt. Sowohl nach neuem wie nach altem 
Recht find für die Beurtheilung der Frage, welche Sachen zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügt find (§ 93 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) oder zur Subſtanz deſſelben gehören 
(8 4 Theil I Titel 2 des Allgemeinen Landrechts), die An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs über das Weſen des bezüglichen Ge⸗ 
bäudes maßgebend. Daß es ſich hier um ein ſogenanntes herr⸗ 
ſchaftliches Wohnhaus handelt, wird auch von den Klägern nicht 
beſtritten; darin muß aber dem Berufungsrichter beigeſtimmt 
werden, daß die ſtreitigen Gegenſtände und zwar nicht bloß die 
Badeeinrichtungen, ſondern auch die Ampeln und die Spültiſche 
nach den Anſchauungen des Verkehrs zu dem Begriff eines herr- 
ſchaftlichen Gebäudes in Charlottenburg unerläßlich find, daß 
ohne ſie das Wohnhaus kein herrſchaftliches ſein würde, ſie alſo 
zur Herſtellung deſſelben als eines herrſchaftlichen eingefügt 
worden find. Es kann darüber auf die Ausführungen des Be⸗ 
rufungsurtheils Bezug genommen werden, wo insbeſondere auch 
die Gründe angegeben find, aus denen auch die Ampeln zur 
Beleuchtung des Treppenhauſes und die zum Gebrauch in den 
Küchen beftimmten Spöltiſche, mögen fie nun koſtſpiellg oder 
weniger koſtſpielig ausgeſtattet ſein, ſo wie ſie nun einmal dem 
Gebäude eingefügt worden find, zur Herſtellung dieſes herrſchaft⸗ 
lichen Gebändes beſtimmt waren und erſt deſſen vollſtändige 
Herſtellung bewerkſtelligten. 
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Zu den SS 812, 226, 242 B. G. B. 


Erkenntuiß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Ledl 
c. Gebr. Schwarzhaupt vom 18. April 1901, 
Nr. 33 / 1901 VI. 


II. 3. O. L. G. München. 


Ein von B. in M. unter dem Datum des 25. Oktober 
1899 auf H. in E. über 5 000 Mark gezogener, am 25. Januar 
1900 zahlbarer Wechſel ging, mit dem Accepte des H. verſehen, 
durch Blankogiros auf den Kläger, von dieſem auf die beklagte 
Firma, Gebrüder S., dann auf den Bankier L. und von dieſem 
mittels Vollindoſſaments an die Reichsbankhauptſtelle in M. über. 
Auf Grund des auf dem Wechſel unter dem Namen und dem 
Wohnort des Bezogenen ſtehenden Vermerkes: in M. zahlbar 
Sonnenſtraße 15 „Hotel Reichshof“ wurde der Wechſel auf 
Betreiben der Reichsbankhauptſtelle in M. am 26. Januar 1900 
dem Ausſteller B. im Hotel Reichshof zur Zahlung vorgelegt, 
mangels Zahlung proteſtirt und von L. eingelöft. Er gelangte 
ſodann mit Proteſturkunde und einer Retourrechnung von der 
Beklagten, Gebrüder S., an den Kläger. Der Kläger zahlte am 
28. Januar 1900 an die Beklagte den Betrag von 5 048 Mark. 

Der Kläger fordert nun auf Grund der Ausführung, der 
Wechſelproteſt ſei unrichtig erhoben, er habe in der Meinung, 
einen wechſelmäßigen Anſpruch gegen ſeine Vormänner und den 
Acceptanten zu haben, den Wechſel eingelöſt, ſohin, weil zur 
Einlöſung des Wechſels nicht verpflichtet, eine Nichtſchuld bezahlt, 
die Firma S. ſei daher auf ſeine Koſten bereichert, von dieſer 
die Regreßſumme zurück. 

Die Beklagte verkündete dem L., dieſer der Reichsbank⸗ 
hauptſtelle, letztere dem Königlichen Fiskus den Streit; ſämmt⸗ 
liche traten der Beklagten im Streit bei. 

Durch Urtheil des Landgerichts wurde die Beklagte ver⸗ 
urtheilt, an die Klagpartei 5 048 Mark ſammt 5 Prozent Zinſen 
hieraus vom 28. Januar 1900 ab zu bezahlen. 

Auf Berufung der Beklagten und Nebenintervenienten iſt 
Kläger abgewieſen. Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und 
die Berufung zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Berufungsgericht findet in dem Domizilvermerk nur 
die Angabe des Zahlungsortes und der Zahlungsſtelle. Es 
geht davon aus, daß das Accept echt ſei und ſtellt feſt, daß es 
nach dem erwähnten Vermerk auf den Wechſel geſetzt worden. 
Hiernach habe der Acceptant den Wechſel mit dem Zahlungs- 
orte München und der Zahlſtelle Hotel Reichshof angenommen. 
Nach Anfiht des Berufungsgerichts hätte demnach der Wechſel 
dem Acceptanten im Hotel Reichshof vorgelegt und proteftirt 
werden ſollen. In Folge der unrichtigen Proteſterhebung ſei 
der wechſelmäßige Anſpruch gegen die Indoſſanten und Aus⸗ 
ſteller, nicht aber gegen den Acceptanten verloren. 

Kläger könne daher aus dem Wechſel ſelbſt gegen Joſef H. 
vorgehen. Da dieſer unbeſtritten vollkommen zahlungefähig jet, 
die Bereicherungsklage aber nur für den Fall gegeben wäre, 
daß ein ordentliches Klagerecht, um einen erlittenen Vermögens 
nachtheil auszugleichen, nicht beſtehe, jo konne der Kläger die 
Bereicherungsklage nicht vor Durchführung der Wechſelklage 
gegen den Acceptanten erheben. 


Der Anſpruch ſei auch aus dem Grunde nicht gerechtfertigt, 
weil der Kläger durch die Bezahlung der Regreßſumme einer 
Anſtandspflicht wenigſtenz hinfichtlich der von der Beklagten 
unwiderſprochen am 27. Oktober 1899 empfangenen Valuta 
mit 4 799 Mark 77 Pf. genügt habe. 

Endlich ſtehe der Klage auch der Satz dolo facit, qui 
petit, quod redditurus est entgegen. | 

Wenn Kläger die Valuta behielte und gleichwohl bie 
Regreßſumme zurückerſetzt bekäme, würde er ſich zum Nachteil 
der Beklagten um den Betrag von 4 799 Mark 77 Pf. ohne 
gerechtfertigten Grund bereichern und ſtände der Beklagten auf 
Rückzahlung dieſes Betrags ein Klagerecht zu. Der Kläger 
habe aber niemals ſeine Klage auf den Unterſchied zwiſchen 
der von ihm bezahlten Regreßſumme zu 5 048 Mark und der 
von ihm empfangenen Valuta mit 4799 Mark 77 Pf., also 
auf 248 Mark 23 Pf. eingeſchränkt und mache ſich mit feine 
Mehrforderung der Argliſt ſchuldig. 

Die Revifion rügt die Verletzung des § 812 des Bür 
lichen Geſetzbuchs. Nach den Feſtſtellungen des Beruf 
richtern habe der Beklagte durch Leiſtung des Klägers u 
Koſten deſſelben die Streitſumme ohne rechtlichen Grund er 
langt. Es jet alſo die Bereicherungsklage begründet. Don 
einer Subfibiarität dieſer Klage im Sinne des Sicherpolens 
könne keine Rede ſein. Es ſei Sache der Beklagten, gegen 
den Acceptanten vorzugehen. Der Prozeßbevollmächtigte ber 
Beklagten vertritt dagegen die Anſicht, daß dunh den Bamerk 
„Hotel Reichshof“ auf dem Wechſel B. als Domijllat benannt 
und demgemäß der Wechſel richtig proteſtirt je. Eventuell 
macht er auch geltend, daß der Rückforderung 9 92 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entgegenſtehe. 

Die Revifion war als begründet zu erachten. 

Der Vermerk „in M. zahlbar Sonnenſtraße 15 „Holl 
Reichshof“ enthält nicht die Benennung eines beſtimmin 
Domiziliaten. Hotel Reichshof bezeichnet weder eine Perlen 
noch eine Firma, ſondern lediglich einen Gaſthof. Auch u 
Nebeneinanderſtellung der Angabe der Straße und der Hank 
nummer mit dem Namen des Gaſthofs giebt keinen Anu, 
dem klaren Wortlaut des Wechſelinhalts eine andere Deutung 
zu unterſtellen. Es iſt durchaus nichts Ungewöhnliches, zur 
leichteren Auffindbarkeit dem Namen des Hotels Straße un 
Hausnummer beizufügen. Davon kann man ſich in jedem den 
Kursbüchern beigegebenen Hotelpreiſeanzeiger überzeugen. Unter 
der Bezeichnung „Hotel Reichshof“ den Befitzer des Hotels zn 
verſtehen, ift nicht der geringſte Anlaß gegeben. 

Da ſomit in dem Wechſel kein Domiziliat benannt if, 0 
hätte der Wechſel gemäß Artikel 43 der Wechſelordnung a 
dem im Wechſel zur Zahlung angegebenen Orte dem Bezogen 
präſentirt und dort proteſtirt werden müſſen. Der erhobene 
Proteſt iſt daher ungültig. Gemäß Artikel 41 der Wechſel 
ordnung iſt in Folge deſſen der wechſelmäßige Anſpruch gegen 
den Ausſteller und die Indoſſanten gemäß Artikel 43 und 4, 
jedoch nicht gegen den Acceptanten verloren. 

Der Kläger hat ſomit, da fein Nachmann, Gebrüder S, 
gegen ihn keinen Wechſelregreß hatte, eine Nachtſchul 
bezahlt. 

Die Beklagte hat alſo durch die Zahlung des Klägers auf 
befien Koſten 5048 Mark ohne rechtlichen Grund erlangt. 
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Ob nun der Bereiherungfanfpruch des Bürgerlichen Geſetz— 
buches (§§ 812 ff.) mit anderen Anſprüchen konkurriren kann, 
oder nur in der Weiſe ſubſidiär zuſteht, daß er ausgeſchloſſen 
erſchiene, wenn dem Berechtigten gegen den Bereicherten noch 
ein anderer Anſpruch zuſtände, mit dem er daſſelbe erlangen 
kann, iſt nicht unbeſtritten. 

Fiſcher⸗ Henle, Bürgerliches Geſetzbuch, Handausgabe 
III. Auflage, bezeichnen in Note 9 zu § 812 den Anſpruch als 
ſubſidiär, ohne eine Begründung oder Erläuterung zu geben, 
Endemann, Einführung in das Studium des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, III. und IV. Auflage, I. Band S. 896 Note 9 
erklärt den Bereicherungsanſpruch als ſubſidiär, da er einen 
endgültigen Erwerb vorausſetze. Coſack, Lehrbuch des Bürger. 
lichen Rechts, III. Auflage, S. 627 Nr. 6 lehnt die Annahme 
dieſer Subſidiarität ab, ebenſo findet Planck, Bürgerliches Geſetz— 
buch, I. und II. Auflage, Bd. II S. 377 Nr. V, ein Grund, 
den Bereicherungsanſpruch auszuſchließen, weil ein anderer 
Anſpruch auf daſſelbe zuſtehe, liege nicht vor. Weder der 
Wortlaut des Geſetzes noch die Motive zum I. Entwurf laſſen 
entnehmen, daß die durch die Bereicherungsklage beabſichtigte 
Ausgleichung einer Vermögensverſchiebung nur als Aushilfs— 
mittel gewährt werden ſollte. Indeſſen bedarf die Frage dieſer 
Subſidiarität hier keiner Entſcheidung. Ein derartiges Sub— 
ſidiaritätsverhältniß ſteht hier nicht in Frage. Es handelt ſich 
nicht um die Konkurrenz von Anſprüchen gegen den Bereicherten, 
ſondern um die Möglichkeit eines Erſatzes des durch die Zahlung 
einer Nichtſchuld erlittenen Vermögensnachtheils und zwar ver- 
möge der Inanſpruchnahme eines Dritten, im vorliegenden Falle 
alſo darum, ob die Bereicherungsklage deshalb ausgeſchloſſen 
ſein ſoll, weil dem Kläger die Möglichkeit gegeben wäre, ſich 
durch Inanſpruchnahme des Wechſelacceptanten in Höhe der 
Wechſelſumme, allerdings nicht für den Betrag der Proteſtkoſten, 
an dem Acceptanten zu erholen. 

Der Ausſchluß der Bereicherungsklage in dieſem Falle 
würde mit deren Bedeutung und Zweck in entſchiedenem Wider⸗ 
ſpruche ſtehen. Die durch die Gewährung des Bereicherungs- 
anſpruchs beabſichtigte Ausgleichung einer zwiſchen dem Be— 
nachtheiligten und dem Bereicherten eingetretenen Vermögens- 
verſchiebung wäre geradezu ausgeſchloſſen, wenn der Benach— 
theiligte erſt den Erſatz ſeiner erlittenen Vermögensminderung 
von einem Andern zu erlangen verſuchen müßte und erlangen 
würde, hier alſo der Kläger den Wechſel gegen H. vorerſt 
beitreiben mußte und Zahlung erlangen würde. 

Der Umſtand, daß der Berechtigte durch Inanſpruchnahme 
eines Anderen als des auf ſeine Koſten Bereicherten wieder 
erlangen kann, was der letztere auf Koſten des erſteren ohne 
rechtlichen Grund erlangt hat, ſteht daher der Geltendmachung 
des Bereicherungsanſpruchs nicht entgegen. 

§ 814 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſchließt die 
Rückforderung einer Leiſtung aus, wenn die Leiſtung einer 
ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprach. Das Berufungsgericht iſt der Meinung, 
durch die Zahlung der Regreßſumme habe der Kläger hinſichtlich 
der von der Beklagten am 27. Dfiober 1899 empfangenen 
Valuta von 4 799 Mark einer Anſtandspflicht genügt. Es iſt 
nicht abzuſehen, inwiefern für den Kläger eine moraliſche Ver⸗ 
bindlichkeit beſtehen ſollte, die Beklagte für die Koften des 


ſeinerzeitigen Erwerbes des Wechſels zu entſchädigen. Der 
Wechſel ging von Hand zu Hand nur gegen eine Aufwendung. 
Der Kläger erwarb ihn, wenn auch, wie die Beklagte behauptet, 
um einen Preis unter der Wechſelſumme und gab ihn gegen 
Zahlung von 4799 Mark an die beklagte Firma Gebrüder S. 
Die Beklagte erwarb alſo den Wechſel gegen Zahlung dieſer 
Summe und gab ihn wieder gegen Entgelt an L. Der Dis- 
kontirende kauft den Wechſel und erhält in ihm — nach ſeiner 
Schätzung — den Werth des Aufgewendeten. Wird im Falle 
des Rücklaufs des Wechſels der Vormann vom Regreſſe des 
Hintermanns frei, ſo ergiebt ſich aus der Thatſache, daß erſterer 
an den letzteren den Wechſel verkauft hat, für den Vormann 
auch keine moraliſche Verpflichtung, für Nachläſſigkeiten des 
Hintermannes einzuſtehen und Nachtheile abzuwenden, die ſich 
dieſer durch Verſehen zugezogen. (Vergl. Borchardt, die Allgemeine 
Deutſche Wechſelordnung, VIII. Auflage, S. 278 Zuſatz 603 b.) 

Die Valuta von 4 799 Mark iſt, wirthſchaftlich betrachtet, 
der Kaufpreis für den an Gebrüder S. erwähnten Wechſel und 
zugleich die möglicher Weiſe mit einem Gewinn verbundene 
Deckung (der Rembours) der für den Erwerb des Wechſels 
gemachten Auslage. 

Eine Bereicherung des Klägers läge nur vor, wenn er 
trotz der Rückerſtattung der an die Beklagte bezahlten Summe 
auch den Wechſel behielte. Denn dann hätte er den Wechſel⸗ 
anſpruch und die Wechſelſumme. 

In der Beufungsverhandlung hat ſich aber der Kläger 
darauf berufen, daß er ſchon mit Brief vom 1. März 1900 
ſich zur Rückgabe des Wechſels und der Proteſturkunde bereit 
erklärt habe. Die Forderung des Rückerſatzes der bezahlten 
Regreßſumme gegen Aushändigung des Wechſels und der 
Proteſturkunde verſtößt nicht gegen Treu und Glauben. Noch 
weniger kann von der Ausübung eines Rechtes die Rede ſein, 
die nur den Zweck haben könnte, einem Anderen Schaden 
zuzufügen. Die §§ 226 und 242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſind daher gleich unanwendbar. 


Zu Art. 17, 27 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Lang ⸗ 
hammer c. Langhammer vom 30. April 1901, 

Nr. 56/1901 III. 

II. J. O. L. G. Jena. 


Die Klägerin hat wegen Ehebruchs ihres Mannes auf 
Scheidung geklagt, in der Berufungsinſtanz aber eventuell auch 
den Antrag auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gemäß 
88 1575, 1576 des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs und ganz 
eventuell auf Trennung von Tiſch und Bett nach öſterreichiſchem 
Recht geſtellt. Das Berufungsgericht hat auf Grund des 
Artikels 17 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
unter Abweiſung des prinzipalen und des an erſter Stelle 
geſtellten eventuellen Antrages nur dem ganz eventuellen Klag- 
antrage ſtattgegeben, weil der Ehemann der Klägerin, wie 
gegenwärtig, ſo auch zur Zeit der Klagerhebung, öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger und katholiſcher Konfeſſion geweſen iſt und 
nach öſterreichiſchem Rechte, wenn auch nur einer der Ehegatten 
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zur Zeit der Eheſchließung der katholiſchen Konfeſſion angehört, 
eine Scheidung der Ehe dem Bande nach unzuläſſig iſt. 
Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der wegen Verletzung des Artikels 17 Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche und des § 1565 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs von der Klägerin erhobenen Revifion muß der Erfolg 
verſagt bleiben. 

Allerdings iſt Artikel 17 Abſ. 1 Einführungsgeſetzes, was 
das Berufungsgericht nicht erwähnt, nach Artikel 27 auf Ehen 
der Ausländer keineswegs allgemein anwendbar, ſondern nach 
Artikel 27 auch auf Ausländerehen das deutſche Recht anzuwenden, 
wenn nach dem betreffenden ausländiſchen Rechte die deutſchen 
Geſetze anzuwenden ſind, insbeſondere alſo hinſichtlich der 
Perſonalſtatuten, ſpeziell des Scheidungsrechts, der Wohnſitz 
und nicht die Staatsangehörigkeit maßgebend iſt. Aber im 
vorliegenden Falle trifft dieſe Ausnahme nicht zu, da nach 
öſterreichiſchem Recht (§ 4 des öſterreichiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) ebenſo wie jetzt gemäß Artikels 17 Einführungs- 
geſetzes des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs die Staatsange⸗ 
hörigkeit entſcheidend iſt. 

Iſt aber Artikel 17 hiernach anwendbar, ſo iſt auch nach 
dem klaren Wortlaute ſeines Abſatzes 1 die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts, ſoweit ſie zunächſt die Klage auf Scheidung 
der Ehe abweiſt, gerechtfertigt, wenn nicht etwa aus Artikel 32 
Einführungsgeſetzes, wonach prinzipiell die bisherigen Reichs- 
geſetze in Kraft bleiben, in Verbindung mit § 77 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 5. Februar 1875: „Wenn nach bisherigem Recht 
auf beſtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett zu 
erkennen ſein würde, iſt fortan die Auflöſung des Bandes der 
Ehe auszuſprechen“, welche Beſtimmung das Reichsgericht in 
ſtändiger Praxis auf Chen von Ausländern, deren Heimaths⸗ 
recht nur die Trennung von Tiſch und Bett zuläßt, ausgedehnt 
hat, ein anderes Ergebniß zu folgern iſt. Dies iſt aber von 
dem Sechſten Civilſenat des Reichsgerichts in dem Urtheil vom 
13. Dezember 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 30) 
bereits verneint, und der jetzt erkennende Senat kann ſich dieſem 
Urtheil im Weſentlichen nur anſchließen. Allerdings iſt die 
erſte Begründung dieſes Urtheils, daß ſchon nach dem Wort- 
laute des §S 77 „wenn nach dem bisherigen Rechte auf 
beſtändige Trennung von Tiſch und Bett zu erkennen geweſen 
wäre“, die Fortwirkung des § 77 ausgeſchloſſen erſcheine, etwas 
knapp gefaßt, da auch früher der Ausdruck „bisheriges Recht“ 
ſich immer nur auf das inländiſche Recht beziehen konnte und 
das Reichsgericht die Beſtimmung gleichwohl auf Fälle, in 
welchen nach ausländiſchem Rechte zu entſcheiden war, aus⸗ 
dehnte. Aber das Reichsgericht verſtand unter dem „bisherigen 
Recht“ auch das inländiſche internationale Privatrecht, auf 
Grund deſſen nach ausländiſchem Rechte auf Trennung von 
Tiſch und Bett erkannt werden mußte, und fand in der allge- 
meinen Vorſchrift des § 77 eit. zugleich eine Modifikation 
dieſes internationalen Privatrechts dahin, daß das ausländiſche 
Recht künftig nur mit der Maßgabe, daß ſtatt auf Trennung 
von Tiſch und Bett auf Scheidung zu erkennen ſei, noch An- 
wendung finden könne. Nachdem nunmehr aber wieder ganz 
unbedingt durch Artikel 17 Einführungsgeſetzes das ausländiſche 
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Recht für maßgebend erklärt iſt, kann damit auch der § 77 
des Reichsgeſetzes für die nach Artikel 17 zu beurtheilenden 
Ehen nicht mehr Anwendung finden. Es greift vielmehr der 
zweite Satz des Artikels 32 Einführungsgeſetzes durch, daß die 
bisherigen Reichsgeſetze inſoweit außer Kraft treten, als ſich aus 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche oder deſſen Einführungsgeſetze die 
Aufhebung ergiebt. Noch deutlicher ergiebt fich dieſe beabfichtigte 
Aufhebung, was auch in dem oben erwähnten Urtheile als 
entſcheidendſter Grund hingeſtellt iſt, aus dem Abſ. 4 des 
Artikels 17: 
„Auf Scheidung und Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft kann auf Grund eines ausländiſchn 
Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn ſowohl 
nach dem ausländiſchen Geſetze, als nach in 
deutſchen Geſetzen die Scheid ung zuläſſig ſein würde, 
wonach alſo auf „Scheidung“ nur erkannt werden kann, ven 
auch nach ausländiſchem Rechte die Scheidung zul" 
iſt. Allerdings würde dieſer Grund verſagen, wenn mar hi 
Wort „Scheidung“ in Abi. 4, wie dies z. B. von Keide n 
der Zeitſchrift für internationales Privat- und Strafrecht Bb.) 
S. 243 geſchieht, in demſelben allgemeinen Sinne verſtehen 
wollte, in welchem es in Abſ. 1 gebraucht iſt, wo offenbar her 
Ausdruck „Scheidung“ die zeitweilige oder beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett und die Aufhebung der ehelichen Gemein- 
ſchaft mitumfaßt. Nach Keidel ſoll der Abſ. 4, ähnlich wie 
Abſ. 2 des Artikels 201 Einführungsgeſetzes für die zeitlihe 
Kolliſion der Geſetze, nur beſagen, daß, falls einer Klage auf 
Trennung der Ehe (im welteften Sinne) ſtattgegeben weden 
ſolle, dieſe Trennung nicht blos nach ausländiſchem, ſondem 
auch nach inländiſchem Rechte gerechtfertigt fein müſe, daß 
daher zur Klarſtellung des Sinnes des Abſ. 4 den Wolle 
„wenn ſowohl nach dem ausländiſchen Gelege, als nach da 
deutſchen Geſetzen die Scheidung zuläſſig fein würde“, fir 
zugeſetzt werden müſſe: „oder wenn nach dem aubländiſes 
Geſetze Trennung von Tiſch und Bett und nach deutſchu 
Geſetze die Scheidung zuläſſig fein würde“. Dieſe Auslegun 
iſt aber nicht möglich. Denn, wäre in Abſ. 4 das Ber 
„Scheidung“ in dem allgemeinen Sinne, wie in Abl.! 
gebraucht, dann wäre nicht verſtändlich, warum in Abſ. 4 dt 
Worte „ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſhaft 
zugeſetzt wären. Sollte ferner der Zweck des Abſ. 4 nur fein 
auszuſprechen, daß der Abſ. 1, wonach in dem gegebenen dil 
allgemein das fremde Recht entſcheiden ſoll, für den Fall ke 
Stattgebung der Scheidungs⸗ oder Trennungsklage die Ein 
ſchränkung erhalten ſollte, daß die Klage auch nach deulſchen 
Rechte gerechtfertigt fein müſſe, dann wäre unverſtändlich, warm 
im Nachſatze nochmals verlangt werden ſollte, daß nach auf 
ländiſchem Recht die Scheidung zuläſſig fein müſſe. Et Im 
daher mit dem Sechſten Senat und mit dem Berufungsgericht 
der Abſ. 4 des Artikels 17 nur dahin verſtanden werden, daß 
ſoweit eine Trennung des Bandes der Ausländerehe (alle eint 
Scheidung im Sinne des deutſchen Rechts und die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft im Sinne des deutſchen Recht, 
welche gleichfalls die alsbaldige Möglichkeit der Auflösung be 
Bandes gewährt) in Frage kommt und damit die Möglichkeit 
anderweiter Wiederverheirathung eröffnet werden ſoll, hieran! 
nur erkannt werben darf, wenn ſowohl das ausländiſche, al 
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auch das deutſche Recht für den in Frage ſtehenden Fall dieſe 
Löſung des Bandes der Ehe, die Scheidung im engeren Sinne, 
zulaſſen. 

Mit dieſer Auslegung des Abſ. 4 des Artikels 17 erledigt 
fih dann aber ohne Weiteres auch der eventuelle Antrag der 
Klägerin, wenigſtens auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
im Sinne der 88 1575, 1576 Bürgerlichen Geſetzbuchs zu er- 
erkennen. Denn der Artikel 17 Abſ. 4 ſagt ausdrücklich, daß auch 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden 
darf, wenn auch nach ausländiſchem Recht die Scheidung zu⸗ 
läſſig iſt, und ein Urtheil auf Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft iſt daher unter den gegebenen Umſtänden mit dem Wort⸗ 
laute und dem Sinne des erörterten Abſ. 4 ebenſo unvereinbar, 
wie ein Urtheil auf Scheidung. Die der gegneriſchen, in der 
Literatur (vergl. Erler, Eheſcheidungsrecht 2. Auflage S. 92, 93, 
Keidel, a. a. O. S. 243, Fiſcher⸗Henle, Bürgerliches Geſetzbuch 
Anmerkung 3 zu Artikel 17 Einführungsgeſetzes; Wagner, Ein- 
führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche S. 35; vergl. auch 
Niedner, Einführungegeſetz S. 47, andererſeits aber auch S. 48 
Anmerkung 2 a8, 88 und dagegen insbeſondere Niemeyer, Inter- 
nationales Privatrecht S. 153 ff.) allerdings mehrfach vertretenen 
Meinung zu Grunde liegende Auffaſſung, daß die Trennung 
von Tiſch und Bett im Weſentlichen daſſelbe ſei, wie die Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft, verkennt das Weſen der 
Inſtitute. Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gewährt 
die jederzeitige Möglichkeit, ſofort auch die Löſung des Bandes 
der Ehe zu verlangen, fie tft eine nur ſuspenſiv noch bedingte 
und zwar poteſtativ bedingte Scheidung, während die Trennung 
von Tiſch und Bett materiell etwas ganz Anderes iſt, da ſie das 
Band der Che unberührt läßt. 

Hiernach konnte unter den obwaltenden Umſtänden weder 
auf Scheidung noch auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
erkannt werden. 


Zu den Art. 170, 171 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Kouventionalſtrafe des Handluugsgehülfen. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Gebhard 
6. Maraninchi⸗Mangin vom 16. April 1901, 

Nr. 53/1901 III. 

II. J. O. L. G. Stuttgart. 


Die Parteien haben am 21. Dezember 1897 einen fchrift- 
lichen Vertrag geſchloſſen, nach deſſen § 1 die Beklagte vom 
1. Januar 1898 an den Klägern die Geſchäftsführung für 
ihren Gewerbebetrieb (Pariſer Neuwäſcherei für Kragen und 
Manſchetten) überträgt. Nach 8 2 erhalten die Kläger als 
Gegenleiſtung von dem Geſchäftsgewinn 33 ¼ & unter Garantie 
eines Minimalbetrages von jährlich 4000 Mark. Nach 8 4 
verpflichten ſich die Kläger im Falle des Austritts aus dem 
Geſchäfte („aus irgend welchem Grunde derſelbe immer erfolgen 
mag“) vor Ablauf von fünf Jahren (vom Tage des Austritts 
an gerechnet) in Deutſchland ſich jeder Konkurrenzthätigkeit zu 
enthalten, weder Dienſte irgend welcher Art bei einer anderen 
Wäſcherei zu übernehmen, noch eine ſolche auf eigene Rechnung 
zu gründen und ſelbſtändig zu betreiben, noch an einem anderen 
Wäſchereigeſchäfte fich in irgend welcher Form zu betheiligen, 
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und iſt es den Klägern verboten ebenſowohl während der Dauer 
ihrer Anſtellung als auch fünf Jahre nach derſelben Jemandem, 
insbeſondere den Konkurrenzgeſchäften, über die Fabrikations⸗ 
geheimniſſe, ſowie über die Kundſchaft und andere Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe der Beklagten irgend eine Auskunft zu geben. 
Nach 8 5 find die Kläger im Falle der Nichterfüllung einer 
der in § 4 genannten Bedingungen, unter Haftung eines Jeden 
für den ganzen Betrag, verpflichtet der Beklagten eine Konventional⸗ 
ſtrafe von 10 000 Mark zu bezahlen und ſteht der Beklagten das 
Recht zu, neben der Konventionalſtrafe Vertragserfüllung ſowie 
Schadenserſatz geltend zu machen. Nach § 6 verpflichten ſich 
die Kontrahenten zur Einhaltung einer gegenſeitigen Kündigungs⸗ 
friſt von drei Monaten. Dieſer Vertrag iſt, wie vereinbart, 
am 1. Januar 1898 in Wirkſamkeit getreten und iſt gemäß 
einer ſpäter getroffenen Uebereinkunft Anfang März 1900 
beendet worden. Die Kläger find der Anficht, daß die Vertrags- 
beſtimmungen, welche die Sperrfriſt auf mehr als drei Jahre 
und ein Recht auf Vertragserfüllung und Schadenserſatz neben 
der Konventionalſtrafe feſtſetzen, nicht zu Recht beſtehen und 
haben klagend beantragt zu erkennen, es wird feſtgeſetzt, daß 
die in § 4 des Vertrags beſtimmte Sperrfriſt nur für die 
Dauer von drei Jahren zu gelten habe und daß die Beſtimmung 
in § 5 des Vertrags, wonach der Beklagten das Recht zuſtehen 
ſoll, neben der Konventionalſtrafe Vertragerfüllung, ſowie 
Schadenserſatz geltend zu machen, ungültig iſt. 

Die Klage iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen, die Reviſion 
der Kläger iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Frage, ob vermöge geſetzlicher Vorſchrift das am 
1. Januar 1898 in Kraft geiretene Recht auf den Vertrag 
vom 21. Dezember 1897 Anwendung findet, iſt vom Berufungs- 
gerichte ebenfalls ohne Rechtsirrthum verneint worden. Dieſe 
Anwendung würde zwar zu bejahen ſein, wenn die Artikel 170, 
171 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ebenfalls 
mit Wirkung vom 1. Januar 1898 an hinfichtlich der in Buch 1 
Abſchnitt 6 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen in Kraft getreten wären, indem in dieſem 
Falle mit Rückſicht auf den nach dem Vertrage für den 1. April 
1898 zuläffigen erſten Kündigungstermin gemäß Artikels 171 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche von dieſem 
Tage an das neue Recht in Buch 1 Abſchnitt 6 des Handels- 
geſetzbuchs vom 10. Mai 1897 gegolten haben würde. Allein 
wie das Reichsgericht bereits entſchieden hat (vergleiche Urtheil 
des Erſten Civilſenats vom 30. Mai 1900 in Sachen Köpf 
wider Scherf Nr. I 109 / 1900 in der Juriſtiſchen Wochen- 
ſchrift 1900 S. 591 Ziffer 11), finden zwar die Artikel 170, 171 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche an ſich auch 
auf die Rechtsverhältniſſe der Handlungsgehülfen Anwendung, 
aber in Ermangelung einer weiter gehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung erſt mit Wirkung vom 1. Januar 1900 an, da die 
Normen der Artikel 170, 171 den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs als für ihre Wirkſamkeit maß⸗ 
gebend angeben. Iſt ſonach erſt vom 1. Januar 1900 an 
Artikel 171 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
auf den Vertrag vom 21. Dezember 1897 anwendbar, ſo iſt 
noch das alte Recht entſcheidend, da der erſte Kündigungstermin 
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im Sinne des Artikels 171 der 1. April 1900 geweſen iſt, 
das Dienſtverhältniß aber bereits Anfang März 1900 ſein Ende 
erreicht hat. — Es fragt ſich ſonach weiter, ob der Inhalt 
der SS 74, 75 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 
Anlaß giebt, dieſe Beſtimmungen auf den vorliegenden Vertrag 
anzuwenden. Im Allgemeinen hat die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts (deſſen Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 42 
Nr. 24 und Bd. 43 Nr. 5) dieſen Vorſchriften eine rückwirkende 
Kraft nicht zuerkannt. Es kann auch der Umſtand, daß der 
Vertrag vom 21. Dezember 1897 erſt am 1. Januar 1898 in 
Wirkſamkeit treten ſollte, nicht dazu führen, dieſe rückwirkende 
Kraft in Beſchränkung auf einen derartigen Fall als gewollt 
anzunehmen. In Ermangelung desfallfiger Vorſchriften könnte 
hierfür nur der materielle Inhalt der fraglichen §88 74, 75 in 
Betracht kommen. Dieſer materielle Inhalt bietet aber dafür, 
daß eine beſchränkte Rückanwendung, wenn man dieſe im All⸗ 
gemeinen beſtreitet, gewollt ſei, keinerlei Anhaltepunkt. Mit 
Recht weiſt auch das Berufungsgericht darauf hin, daß ein 
prinzipieller Unterſchied nicht vorhanden iſt, je nachdem ein 
vor dem 1. Januar 1898 geſchloſſener Vertrag nach ſeinem 
Inhalte kurz vor oder erſt mit dieſem Zeitpunkte wirkſam zu 
werden hatte. Kommt ſonach im vorliegenden Falle lediglich 
das Gemeine Recht in Betracht, ſo iſt nach dieſem die herrſchende 
Meinung, daß hiunſichtlich der zeitlichen Geltung der Geſetze der 
Zeitpunkt des Abſchluſſes des Vertrags maßgebend iſt, auch 
wenn letzterer in ſeiner Wirkſamkeit durch eine Zeitbeſtimmung 
aufgeſchoben oder durch eine Bedingung ungewiß gemacht iſt 
(Savigny, Syſtem des heutigen Roͤmiſchen Rechts Bd. 8 
S. 387/8. 435 /6; Roth, Deutſches Privatrecht Theil 1 8 50 
Ziffer V. 2. S. 280; Stobbe, Deutſches Privatrecht 3. Auflage 
Bd. 1 8 28 Ziffer 5 S. 216). Es herrſcht auch in den letzteren 
Fällen rechtliche Gebundenheit der Kontrahenten und dies iſt 
maßgebend bei Anwendung des zeitlichen Rechts. Eben deshalb 
iſt es gleichgültig, ob als Wirkung der aufſchiebenden Befriſtung 
anzuſehen iſt, daß ſolche das Daſein des Rechts oder nur deſſen 
Ausübung hinausſchiebt (Windſcheid, Pandekten, 8. Auflage von 
Pick Bd. 1 8 96 Anmerkung 5). 


Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

SS 1360, 1361 B. G. B. 
Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im Scheidungs⸗ 
prozeß im Bereiche des franzöſiſchen Rechts. 
Beſchluß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Lieſer 


c. Lieſer vom 30. April 1901, B Nr. 59/1901 II. 
II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Die Parteien in dem durch Klage der Ehefrau anhängig 
gewordenen Eheſcheidungsverfahren hatten ſich im Jahre 1876 
zu Mannheim verehelicht und in dem Ehevertrage Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft nach Artikel 1498 des in der bayeriſchen Rhein- 
pfalz geltenden code civil vereinbart. Nach Angaben in jenem 
Chevertrage waren fie zur Zeit der Errichtung deſſelben und 
zur Zeit der Verehelichung bayeriſche Staatsangehörige; ihre 
jetzige Staatsangehörigfeit ſteht nicht ausdrücklich feſt. Dagegen 
kann den Akten entnommen werden, daß ſie auch am 1. Januar 


1900 ihren ehelichen Wohnſitz noch in Mannheim hatten und 
daß ſie ſeitdem den ehelichen Wohnſitz nicht von da verlegt 
haben. Gegen das die Scheidung der Ehe wegen Verſchuldenz 
des Beklagten ausſprechende Urtheil des erſten Richters hat der 
Beklagte Berufung eingelegt; die Klägerin begehrte bei dem 
Berufungsgerichte die Anordnung einer einſtweiligen Verfügung 
auf Leiſtung eines angemeſſenen Koſtenvorſchuſſes durch den be⸗ 
klagten Ehemann. 

Das Oberlandes gericht zu Karlsruhe hat auf Grund der 
Annahme, daß ein dringender Fall im Sinne des $ 937 Abi. 2 
der Civilprozeßordnung vorliege, ohne mündliche Verhandlung 
dieſen Antrag mit dem angefochtenen Beſchluſſe, auf welchen 
Bezug genommen wird, als unbegründet zurückgewieſen. 

In feinen Gründen führt es aus: Zwar fei der Schei⸗ 
dungs prozeß im Hinblick auf § 627 Abſ. 1 der Civilproztß⸗ 
ordnung als die die Zuſtändigkeit begründende Hauptſache an 
zuſehen und es wäre daher, weil dieſer in der Berufungsinſtnn; 
anhängig ſei, die Zuſtändigkeit des Berufungsgerichts begründe. 
Es fehle aber dem Antrage an einer materiellen Gruntla. 
Weder in § 627 noch in § 940 der Civilprozeßordnung könne 
eine ſolche gefunden werden. Der Anſpruch könne ferner nicht 
auf die nach Artikel 199 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zu beurtheilende Unterhaltungspflicht des Beklagten gegen die 
Klägerin und auf die dieſe Pflicht regelnden §8 1360 und 1361 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützt werden, da die Pflicht zur 
Gewährung des Unterhalts nicht auch die Pflicht in Ad ſchließe, 
dem Unterhalts berechtigten die Mittel zur Führung eined Rechtz⸗ 
ſtreits zu gewähren. Ein folder Anſpruch könne aber auch 
nicht aus dem nach Artikel 1498 code civil zu beurtheilenden 
Guterrechte der Ehegatten abgeleitet werden. 

Klägerin hat Beſchwerde erhoben, welcher vom Reichsgericht 
ſtattgegeben iſt. 

Gründe. 

Die Beſchwerde iſt begründet. Für deren Entſcheidung 
kann nur die Frage maßgebend ſein, ob das Begehren det 
Ehefrau in dem Guüterrechte der Ehegatten feine materielle 
Grundlage finden könne. Dieſe Frage war entgegen der An 
nahme des Oberlandesgerichts zu bejahen. Zunächſt kann e 
einem Bedenken nicht unterliegen, daß das im Chevertrage det: 
einbarte Güterrecht der Ehegatten durch die Einführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — Artikel 200 Abſ. 1 des Einführung 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche — keine Aenderung er 
litten hat. Denn der Badiſche Geſetzgeber hat von der Ueber 
leitung der altrechtlichen Ehen in die Güterſtände des Bürger 
lichen Geſetzbuchs abgeſehen. Soweit aber die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen wäre, daß die Parteien noch bayeridt 
Staatsangehörige ſeien, fo wäre dies, ohne daß es eines Ein 
gehens in die ſich hierher ergebenden Kolliſionsfragen und 
in eine Auslegung des Artikel 3 des badiſchen Ausführung 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bedürfte, ſchon um 
deswillen ohne Belang, weil die hier in Betracht kommenden 
Artikel 22 und 23 des bayeriſchen Geſetzes vom 9. Juni ir 
„betreffend Uebergangsvorſchriften zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
darüber einen Zweifel nicht aufkommen laſſen, daß die dor 
gegebenen Ueberleitungsbeſtimmungen, wonach — Artikel 5 
Abſ. 2 — für die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach Code ciri 
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die Errungenſchaftsgemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
tritt, nur für Ehegatten maßgebend find, die am 1. Januar 1900 
in Bayern ihren Wohnfitz hatten oder in der Folge dort ihren 
Wohnſitz begründeten. Das Oberlandesgericht iſt daher zu- 
treffend davon ausgegangen, daß das Güterrecht ſich noch nach 
Artikel 1498 Code civil beurtheile. Deſſen Ausführungen iſt 
ſodann auch darin beizutreten, daß in der Einlegung der Be⸗ 
rufung durch den Ehemann mit der Aufforderung an die Ehe⸗ 
frau, ſich in dem Termine durch einen bei dem Prozeßgerichte 
zugelaſſenen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen, nicht eine Er⸗ 
mächtigung — autorisation — mit der Wirkung des Artikels 1419 
Code civil zur Beſtellung eines Rechtsanwaltes gefunden werden 
dürfe, und zwar ſchon um deswillen nicht, weil jene Aufforde⸗ 
rung nur prozeſſualiſche, nicht rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat. 
Die Entſcheidung konzentrirt ſich darnach auf die Frage: kann 
eine in Gütergemeinſchaft (Errungenſchaftsgemeinſchaft) des 
Code civil lebende Ehefrau im Eheſcheidungsverfahren aus 
dem Güterrechte einen Koſtenvorſchuß begehren? Es konnte 
hier in erſter Reihe Artikel 1409 Ziffer 5 in Erwägung gezogen 
werden, wonach zu den Schulden der Gütergemeinſchaft „die 
Ernährung der Ehegatten ... und alle übrigen Laſten der 
Ehe gehören“. Allein dieſer Geſetzesvorſchrift kann ſchon um 
deswillen nicht die entſcheidende Bedeutung zukommen, weil bei 
deren Auslegung Theorie und Praxis im Gebiete des rheiniſch⸗ 
franzöſiſchen Rechtes und des badiſchen Landrechtes darin über⸗ 
einſtimmten, daß aus ihr allein das Begehren auf Leiſtung 
jenes Koſtenvorſchuſſes nicht abgeleitet werden könne und daß 
zu deſſen Begründung im Geſetze noch Artikel 268 beigezogen 
werden müſſe. Zwar war anlangend die Tragweite dieſer Be⸗ 
ſtimmung, wonach die Ehefrau im Eheſcheidungsverfahren als 
fürſorgliche Maßregel die Bewilligung einer dem Vermoͤgen 
ihres Ehemannes angemeſſene Unterhaltsrente nachſuchen könne — 
„pourra demander une pension alimentaire proportionnde 
aux facultes du mari“ — darüber nie ein Meinungsſtreit, 
daß fie darnach neben der Unterhaltsrente — provision ali- 
mentaire — einen Prozeßkoſtenvorſchuß — provision ad litem 
— nachſuchen dürfe. In der Rechtslehre zeigte ſich bei der 
Erörterung über die materielle Grundlage jener letzteren für- 
ſorglichen Maßregel darin eine Meinungsserſchiedenheit, daß 
dieſelbe nach der einen Meinung in Artikel 212 Code civil 
gefunden wurde, der die wechſelſeitigen Rechte und Pflichten der 
Ehegatten regelt, während eine andere Anficht bei den Güter⸗ 
ſtänden, nach welchen dem Ehemann die ausſchließliche Ver⸗ 
waltung zuſteht und alle Einkünfte zufallen, die materielle 
Grundlage für jene Vorſchrift in erſter Reihe in dem Güter⸗ 
rechte fand und dem Artikel 212 nur eine ſubſidiäre Bedeutung 
zumaß. Eine eingehendere Erörterung insbeſondere in der Recht- 
ſprechung hat dieſe Frage bisher aus dem Grunde nicht gefunden, 
weil fie bis zum 1. Januar 1900 nur eine praktiſch unter- 
geordnete Tragweite hatte und erſt mit Einführung des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bei Fällen der vorliegenden Art, wenn für 
das Güterrecht das alte Recht maßgebend blieb, während die 
Rechte aus dem ehelichen Verhältniſſe nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch beurtheilt werden müſſen, entſcheidende Bedeutung 
gewonnen hat. Der erkennende Senat tritt der Auffaſſung bei, 
daß die in Artikel 268 dem Richter eingeräumte Befugniß, im 
Eheſcheidungsverfahren auf Begehren der Ehefrau als fürſorg⸗ 
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liche Maßregel dem Ehemann die Leiſtung eines Koſtenvorſchuſſes 
aufzuerlegen, bei Gütergemeinſchaftsehen des Code civil, denen 
wohl auch die Dotalehen gleichzuſtellen wären, ihre materielle 
Grundlage in erſter Reihe in dem Güterrechte habe. Zunächſt 
läßt es die Regelung der Stellung der Ehefrau während des 
Scheidungs verfahrens in einer Gemeinſchaftsehe im Uebrigen 


— vergl. Artikel 270 Code civil — als unzweifelhaft er- 


ſcheinen, daß der Geſetzgeber, wenn ihm bei Erlaſſung des 
Geſetzes die hier gegebene Rechtslage vorgelegen hätte, aus ⸗ 
drücklich das Güterrecht als materielle Grundlage jener Vor⸗ 
ſchußpflicht bei den Ehen bezeichnet hätte, für die einer jener 
Güterſtände gilt. Sodann rechtfertigt die Entſtehungsgeſchichte 
des Artikels 268 — insbeſondere die auf Bemerkungen von 
Regnier und Tronchet bei deſſen Berathung im Staatsrathe 
erfolgte, für die zu entſcheidende Frage nicht unbedeutſame Ab- 
änderung des urſprünglichen Geſetzentwurfes durch Strich der 
Worte „si la femme n'a pas des revenus suffisante“, 
vergl. Fenet Travaux preparatoires du Code civil Bd. IX 
S. 424 —, für das gegebene Geſetz die Annahme des Geſetz⸗ 
gebers, daß bei jenen Güterſtänden der Richter der Ehefrau 
einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß aus dem Grunde zuzubilligen 
befugt ſei, weil der Ehemann im Uebrigen Verwalter der Ge⸗ 
meinſchaft bleibe und deren Einkünfte beziehe. Dieſe Auffaſſung 
des Geſetzes wird endlich beſtätigt durch die beachtenswerthen 
Ausführungen des franzöfiihen Kaſſationshofes in feinem Urtheil 
vom 30. April 1862 Dalloz 62 I. 210. Dort iſt bei Ver⸗ 
neinung der Frage, ob der Prozeß bevollmächtigte einer mit der 
Scheidungsklage abgewieſenen, in Gütergemeinſchaft lebenden 
Ehefrau von dem Ehemann die Zahlung ſeiner Gebühren als 
Schulden der Gemeinſchaft begehren könne, in den Gründen 
geſagt: 
Que le droit accordé à la femme mariée de 
former une demande de separation de Corps 
n'emporte pas obligation pour le mari de payer 
les frais de cette demande quelqu'en soit le 
resultat; qu'il est pourvu à toutes les necessites 
de la justice par la faculte accordee & la femme 
de se faire allouer une provision applicable aux 
frais de procès; que cette mesure qui deroge 
en un certain point au droit du mari sur 
les biens de la Communeaute est une 
exception à l'art. 1426... 
Darin iſt aber der Ausſpruch der Auffaſſung zu finden, daß die 
materielle Grundlage für die in den Grenzen des Artikel 268 
zugelaſſene Koſtenvorſchußpflicht bei Gemeinſchaftsehen in dem 
Güterrechte beruhe und daß dem Richter während des Scheidungs⸗ 
verfahrens durch Art. 268 das Recht eingeräumt ſei, an Stelle 
des Ehemanns und unter Beſchränkung ſeiner Befugniſſe als 
Herr der Gemeinſchaft den Umfang jener hier als Laſt der 
Gemeinſchaft zu beurtheilenden Koſtenvorſchußpflicht zu bemeſſen. 
Hatte aber darnach bei Gemeinſchaftsehen jene in Arttikel 268 
eingeräumte Befugniß ihre materielle Grundlage in dem Güter. 
rechte, To kann bei dem Fortbeſtande des Güterrechtes das 
Fortbeſtehen jener Befugniß, ſoweit ſie eine Rechtsfolge des 
Güterrechtes iſt, einem Bedenken nicht unterliegen. 
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Zu den §8 93 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Oſt⸗ 
preußiſche Landſchaft s. Marcus und Gen. vom 

27. April 1901, Nr. 61/1901 V. 

II. J. O. L. G. Königsberg. 


Der Kläger M. hat dem Gutsbeſitzer B. 47 Stück Rind⸗ 
vieh verkauft und auf deſſen Gut geliefert, ſich jedoch das 
Eigenthum bis zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes 
vorbehalten. Die beklagte Landſchaft als Hypothekengläubigerin 
hat die Zwangsverwaltung des Gutes eingeleitet und dieſe auch 
auf das Rindvieh erſtreckt. M. verlangt die Freigabe von ſechs 
Stücken Rindvieh. Seiner Klage iſt in den Vorinſtanzen ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die von der Revifion erhobenen Angriffe find ganz verfehlt. 
Nach den Beſtimmungen der 88 93, 94, 98 Nr. 2 des Buͤrger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, wie nach der Natur der Dinge iſt es un- 
möglich, Viehſtücke als Beſtandtheile eines Grundſtücks an⸗ 
zuſehen. Auf den guten Glauben des Hypothekengläubigers 
kommt es nach S 1120 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht an. 
Von der Anwendung des 5 1207 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der in dieſem bezogenen §§ 932, 934, 935 kann keine 
Rede ſein, da die Beklagte nicht behauptet hat, daß ein 
Mobiliarpfandvertrag geſchloſſen ſei. Die Unanwendbarkeit 
der 88 946, 948 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt offenſichtlich. 
Der Einwand des Betrugs iſt vom Berufungsrichter zutreffend 
widerlegt. 
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Zu den 88 880, 873 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grim m 
oc. Benn vom 24. April 1901, Nr. 58/1901 V. 

II. J. Kammergericht. 


Der Beklagte hat vom Kläger am 1. Oktober 1898 ein 
Grundſtück durch Kauf und Auflaſſung erworben. Der gegen 
ſechsmonatige Kündigung zahlbare Kaufpreis von 26 000 Mark 
iſt auf dem Grundſtück eingetragen. Der Kläger hat am 1. April 
1899 einen Theilbetrag von 4000 Mark zur Zahlung am 
1. Oktober 1899 und weitere 6000 Mark am letzteren Tage 
zur Zahlung am 1. April 1900 gekündigt. Durch ein Schrift⸗ 
ſtück vom 1. Oktober 1899 erkannte der Beklagte an, daß ihm die 
10 000 Mark gekündigt ſeien, und verpflichtete ſich, dieſe Summe 
bis zum 1. April 1900 zu zahlen. Der Kläger verlangt Ver⸗ 
urtheilung des Beklagten zur Zahlung dieſes Betrags nebſt Zinſen. 

Der Beklagte ſuchte ſich das Geld von einer Sparkaſſe 
zu beſchaffen, und erhielt von dieſer ein Schreiben des Inhalts, 
daß fie ſeinem Geſuch um Bewilligung eines Darlehns von 
10 000 Mark erſt näher treten werde, wenn der Beklagte ihr 
mittheilen könne, daß der Kläger bereit ſei, dem Darlehn den 
Vorrang vor feiner Reſthypothek von 16 000 Mark einzuräumen. 
Der Beklagte zeigte dem Kläger dieſes Schreiben am 23. März 
1900 vor, worauf letzterer erklärte: „Sie können dies ſchreiben.“ 
Gleich darauf ließ der Kläger jedoch den Beklagten zurückrufen 
und erklärte ihm, daß er den Vorrang nicht einräumen wolle. 
Der Beklagte hält dieſen Rücktritt für unwirkſam und bittet, 
ihn nur dahin zu verurtheilen, daß er die 10 000 Mark nur 


gegen Einräumung des Vorrangs vor der Reſthypothek von 
16 000 Mark zu zahlen habe. 

Der Kläger glaubt, daß er an ſeine nur mündlich ab⸗ 
gegebene Erklärung nicht gebunden ſei. 

Der erſte Richter hat den Beklagten nach dem Klageantrage 
verurtheilt. Die Berufung des Beklagten, mit welcher Ab⸗ 
weiſung der Klage begehrt wurde, iſt zurückgewieſen worden. 
Auch die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Die Revifion mußte zurückgewieſen werden, da das Be 
rufungsurtheil, wenn auch nicht in der Begründung ſo doch im 
Endergebniſſe ſich als richtig erweiſt. 

Der Berufungsrichter nimmt an, daß die mündliche Ber 
pflichtung des Klägers zur Vorrangseinräumung nicht rechts⸗ 
verbindlich ſei. Er führt aus: Nach den 88 880, 873 Abſ. 2 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei eine Einigung über eine Rang ⸗ 
änderung vor der Eintragung nur bindend, wenn die Erklärungen 
gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor dem Grundbuchamt 
abgegeben oder bei dieſem eingereicht find oder wenn eine den 
Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Eintragungs⸗ 
bewilligung ſeitens des den Vorrang Einräumenden dem anderen 
Theile ausgehändigt iſt. An dieſen Vorausſetzungen fehle ei. 
Nun faſſe der Beklagte zwar das am 23. März 1900 getroffene 
Uebereinkommen als einen obligatoriſchen Vertrag auf Vorrang 
einräumung auf; es könne aber dahingeſtellt bleiben, h cin 
ſolcher Vertrag einer Form bedürfe, weil in dem von Be 
klagten behaupteten Vorgange keine vertragliche Bindung, em 
lediglich eine Vorbeſprechung vor einem zu ſchließenden Va. 
trage zu finden ſei. Es könne keinem Zweifel unterliegen, daz 
aus Vorverträgen (pacta de contrahendo) Erfüllung unt 
verlangt werden könne, wenn ſie in der für die Nachverträge 
vorgeſchriebenen Form abgeſchloſſen ſeien. 

Dieſe Ausführungen laſſen es im Unklaren, wie der 
Berufungsrichter den Vorgang am 23. März 1900 auffaßt. 
Anſcheinend nimmt er zunächſt an, es liege kein Vertrag, ſondern 
eine unverbindliche Vorbeſprechung vor; er ſchließt aber 
unmittelbar die Ausführung an, daß aus Vorverträgen auf 
Erfüllung nur geklagt werden könne, wenn ſie in der für die 
Nachverträge vorgeſchriebenen Form abgeſchloſſen ſeien, und daß 
es im vorliegenden Falle hieran mangele. Es ſcheint hier eine 
rechtsirrthümliche Identifizirung der rechts unerheblichen Vor ⸗ 
verhandlungen (Traktate) mit den — abgeſehen von etwaigen 
Formmängeln — rechts verbindlichen Vorverträgen vorzuliegen. 
Nimmt man aber an, der Berufungsrichter habe ausdrücken 
wollen, die Vereinbarung ſei ſowohl als Vorverhandlung als 
auch als Vorvertrag aufgefaßt rechtsunwirkſam, ſo bleibt wieder 
unklar, ob die Vereinbarung ſich zu einem obligatoriſchen 
Vertrage oder zu der nach Anſicht des Berufungsrichters 
erforderlichen dinglichen Einigung über die Rangänderung als 
Vorvertrag verhalte. Erſteres ſcheint der Berufungsrichter nicht 
zu meinen, da er dahingeſtellt ſein läßt, ob ein obligatoriſcher 
Vertrag auf Vorrangseinräumung einer Form bedürfe, und die 
vorliegende Vereinbarung gerade deshalb für rechtsunwirkſam 
erklärt, weil die Form des Nachvertrags nicht gewahrt ſei. 
Letzteres wäre rechtsirrthümlich, weil ein dinglicher Vorvertrag 
zu einer Einigung im Sinne des § 873 Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch rechtlich unmoglich iſt. Die Einigung iſt abſtrakter Natur 


und iſt unmittelbar auf den Eintritt der beabfichtigten Rechts- 
änderung gerichtet. Die gleiche Richtung müßte eine Vor⸗Einigung 
haben, dann wären fie aber die Einigung ſelbſt und eine nach⸗ 
trägliche Einigung nur eine Wiederholung der vorhergegangenen. 
Eine Verpflichtung zu einer künftigen Einigung iſt rein obliga⸗ 
toriſcher Natur und hat nicht die Bedeutung eines Vorvertrages. 

Darüber, daß eine Einigung im Sinne des § 873 
Bürgerliches Geſetzbuch nicht vorliegt, beſteht — auch unter den 
Parteien — kein Zweifel und es kann daher von der Unter. 
ſuchung, ob es einer ſolchen für die beabfihtigte Rechtsänderung 
bedurfte, abgeſehen werden. Es bleiben mithin nur folgende 
Möglichkeiten der rechtlichen Qualifikation der Vereinbarung: 
Vorbeſprechung, obligatoriſcher Vertrag, Vorvertrag zu einem 
obligatoriſchen Vertrage. Von allen dieſen Geſichtspunkten er⸗ 
ſcheint die Vereinbarung rechtsunwirkſam. Bloße Vor⸗ 
verhandlungen find materiell unverbindlich. Der obligatoriſche 
Vertrag, welcher die Verpflichtung zu einer dinglichen Rechts- 
änderung enthält, bedarf, um bindend zu ſein, nicht der im 
§ 873 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Formen; 
er iſt vielmehr der Regel nach formfrei und es kann daher auch 
aus einem blos mündlichen Vertrag auf formgerechte Beſtellung 
des in ihm verſprochenen dinglichen Rechtes geklagt werden. 
Von dieſer Regel giebt es aber verſchiedene Ausnahmen 
(vergl. z. B. 88 311, 313, 518, 761, 780, 781, 1017 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) und unter eine dieſer Ausnahmen fällt die 
vorliegende Vereinbarung. Durch die Kündigung und durch den 
Verpflichtungsſchein vom 1. Oktober 1899 hatte der Kläger das 
unbedingte Recht darauf erworben, daß ihm die 10 000 Mark 
ſpäteſtens am 1. April 1900 gezahlt würden. Nach 
58 1163, 1176 Bürgerlichen Geſetzbuchs hatte der Kläger 
kraft Geſetzes für ſeine Reſthypothek den Vorrang vor 
dem abzuzahlenden Theile zu beanſpruchen. Nach der An- 
ficht des Beklagten hat der Kläger ſich verpflichtet, dieſe ihm 
endgültig erworbenen Rechte zu Gunſten des Beklagten auf- 
zugeben und dem Beklagten den Vorrang vor dem dem Kläger 
verbleibenden Reſtbetrage der Hypothek einzuräumen. Eine 
Gegenleiſtung hat der Beklagte nicht verſprochen, ein Rechts- 
grund, aus dem Kläger zu dem Verſprechen verpflichtet geweſen 
ſein konnte, iſt nicht erfihtlih. Es liegt danach entweder 
Schenkung (§§ 517, 518 Bürgerliches Geſetzbuch) oder ein 
Schuldverſprechen im Sinne des § 780 Bürgerliches Geſetzbuch 
vor. Im erſteren Falle bedurfte es zur Gül igkeit der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung, im letzteren Falle der 
ſchriftlichen Form des Verſprechens. Dieſelben Erwägungen 
treffen für den obligatoriſchen Vorvertrag zu. 


Zu 8 1032 B. G. B. 8 36 Nr. 4 C. P. O. 
Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Klapper 
6. Teuber vom 15. Mai 1901, B Nr. 67/1901 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Die Entſcheidung des Oberlandesgerichts entſpricht der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts (vergl. Entſch. in Civilſachen 
Bd. 25 S. 394), welches namentlich durch Beſchluß vom 


18. September 1899 in Sachen Löhr und Genoſſen wider Ley 
(IV B 322/99) in einer ganz gleich liegenden Sache dem 
Antrag auf Beſtimmung des zuftändigen Gerichtes aus den 
obigen Gründen nicht ſtattgegeben hat. Hiervon abzugehen, 
kann auch der Hinweis auf 58 1132 des Bürgerlichen Gefeb- 
buchs keine Veranlaſſung geben, da dieſe Beſtimmung nichts 
enthält, woraus geſchloſſen werden könnte, daß durch die Ein⸗ 
tragung einer Hypothek auf mehrere ſelbſtſtändige Grundſtücke 
dieſe zu einer rechtlichen Einheit verbunden würden; vielmehr 
die Beſtimmungen, daß jedes Grundſtück für die ganze For⸗ 
derung haftet und daß der Gläubiger die Befriedigung nach 
ſeinem Belieben aus jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem 
Theile ſuchen kann, fich eher für das Gegentheil verwerthen 
laſſen. Allerdings liegt für die Zwangsvollſtreckung die Sache 
inſofern anders, als nach den Vorſchriften des § 18 und des 
8 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 24. März 1897 die Zwangs- 
verſteigerung der mehreren für dieſelbe Hypothek verhafteten, in 
den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte belegenen, Grundſtücke 
in einem Verfahren durch das nämliche Amtsgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht herbeigeführt werden kann. Aber hierdurch 
wird die Beſtimmung des § 86 Nr. 4 der Civilprozeßordnung 
in ihrer Geltung nicht berührt. 


Zu $ 1297 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Haſeneier 
c. Agricola vom 30. April 1901, Nr. 58/1901 III. 
II. J. O. L. G. Frankfurt a. M. 


Gegen das Berufungsurtheil, durch welches der in erfter 
Linie von der Klägerin erhobene Anſpruch auf Ehelichung oder 
auf Zahlung einer Entſchädigung wegen Nichterfüllung dieſer 
Verpflichtung an ſich als begründet anerkannt und von der 
Ableiſtung der für die Klägerin formulirten Eide abhängig ge⸗ 
macht iſt, hat der Beklagte Revifion eingelegt. Das Berufungs⸗ 
urtheil iſt aufgehoben und die Klage abgewieſen. 

a Gründe. 

Wie ſich aus dem Thatbeſtande ergiebt, richtet ſich die 
Revifion des Beklagten lediglich gegen die zweitinſtanzliche 
Entſcheidung über den erſten, auf Ehelichung oder auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung wegen Nichterfüllung dieſer Verpflichtung gerichteten 
Klageanſpruch. Es handelt ſich dabei um die Frage, ob die 
Klägerin dieſen, nach altem Rechte zweifellos begründeten An⸗ 
ſpruch aus dem vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen und 
gebrochenen Verlöbnig auch nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches noch erheben konnte oder ob derſelbe von 
dem gedachten Zeitpunkte ab durch § 1297 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wonach aus einem Verlsöbniſſe nicht auf Eingehung 
der Ehe geklagt werden kann, ausgeſchloſſen war. 

Das Berufungsgericht hat dieſe Frage in dem erſterwähnten 
Sinne beantwortet, dem 8 1297 die rückwirkende Kraft ab⸗ 
geſprochen und demgemäß in ſeinem Urtheile vom 21. Dezember 
1900 den erwähnten Anſpruch an ſich für ſtatthaft erklärt. 
Es geht davon aus, daß ein vor dem 1. Januar 1900 zu 
Stande gekommenes (und zugleich gebrochenes) Verlöbniß als 
ein obligatoriſches Verhältniß gemäß Artikel 170 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch auch nach dem 


. 


Eintritt des neuen Rechts noch dem alten (gemeinen) Rechte 
unterliege, inſoweit nicht die rückwirkende Kraft der abweichenden 
Vorſchrift des neuen Rechts ſich unzweideutig ergebe, daß dies 
aber weder aus der zwingenden Natur, dem „reformatorijchen 
und prohibitiven Charakter“ des 8 1297, noch aus der pro- 
zeſſualen Nichtvollziehbarkeit eines auf Ehelichung lautenden 
Urtheils, neben welcher recht wohl ein Intereſſe der Streittheile 
an der richterlichen Feſtſtellung eines im Uebrigen rechtsgültigen 
Verlöbniſſes beſtehen könne, noch aus der Begründung des neuen 
§ 888 (früher 8 774) der Civilprozeßordnung hervorgehe. 
Koͤnne aber hiernach auf Grund des noch fortgeltenden alten 
Rechts auf Ehelichung erkannt werden, ſo ſei auch für den Fall 
der Nichtehelichung nach demſelben Rechte der Anſpruch auf 
das Erfüllungsintereſſe, alſo auf eine entſprechende Entſchädigung, 
gegeben. 

Dieſe Gründe erſcheinen jedoch nicht geeignet, die von der 
Reviſion angezogene entgegengeſetzte Auffaſſung, welche der 
Vierte Civilſenat des Reichsgerichts zuerſt in dem Urtheile vom 
20. September 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726) in 
Sachen Löwenſtein gegen Lippmann ausgeſprochen und ſodann 
in dem Urtheile vom 31. Januar 1901 in Sachen Ullrich gegen 
Goͤtz (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 130) aufrecht erhalten hat, 
zu erſchüttern und den gegenwärtig erkennenden Senat zum 
Abgehen von dieſer Auffaſſung zu veranlaſſen. 

Zunächſt nicht, inſoweit es ſich um den Anſpruch auf 
Ehelichung handelt. Mag derſelbe auch an ſich ein obliga⸗ 
toriſcher ſein, ſo liegt er doch zugleich auf dem Gebiete des 
Familienrechts, auf welchen fittlihe Rückſichten einen erheblichen 
Einfluß ausüben. Die Annahme, daß im Intereſſe der Sitte 
einem ſolchen Anſpruch, auch wenn er nach dem alten Rechte 
begründet war, doch alsbald nach dem Eintritt des neuen Rechts 
die erhebliche Klagbarkeit und Erzwingbarkeit entzogen ſein 
ſolle, erſcheint daher von Haus aus gerechtfertigt und wird durch 
die abſolute Faſſung des § 1297, die Motive zu dieſer Vor⸗ 
ſchrift im erſten Entwurfe (Bd. 4 S. 2), durch die in dem 
alten 8 774 und in dem jetzigen § 888 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung feſtgeſetzte Nichtvollziehbarkeit einer Verurtheilung 
zur Eingehung der Che ſowie durch die Bemerkung in der 
Begründung zum $ 888 (S. 186), daß dieſe Vorſchrift nur 
bei der Vollſtreckung ausländiſcher Urtheile von Bedeutung 
ſei (bei inländiſchen Urtheilen alſo nicht vorkommen könne), 
weſentlich verſtärkt und zur Gewißheit erhoben. 

Damit fällt aber auch der nach dem alten Rechte begründete 
Anſpruch auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung der Ver⸗ 
pflichtung zur Ehelichung. Wie bereits von dem VI. Civil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts in dem Urtheile vom 30. September 
1897 (Entſch. Bd. 39 S. 188) ausgeſprochen und auch von 
dem Berufungsgerichte anerkannt worden iſt, entſteht dieſer 
Anſpruch nicht ſchon von vornherein (als ein alternativer) aus 
dem Verlöbniſſe, ſondern erſt dann, wenn der Beklagte der ihm 
rechtskräftig auferlegten Verpflichtung zur Eingehung der Ehe 
nicht nachkommt oder deren Erfüllung ſchuldhaft unmöglich 
macht. Eine ſolche Verurtheilung iſt aber gegenwärtig nicht 
mehr herbeizuführen; ſie war auch unter der Herrſchaft des alten 
Rechts — durch das nicht rechtskräftige erſtinſtanzliche Urtheil 
vom 15. Dezember 1899 — nicht erfolgt, der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch alſo damals noch nicht erworben und ebenſo wenig 


kann man in dem Wechſel der Geſetzgebung mit dem 1. Sanuar 
1900 eine nach altem Recht zu beurtheilende, dem Beklagten 
zur Laſt fallende ſchuldhafte Herbeiführung der Unmoͤglichkeit 
der Erfüllung finden. 

Hiernach läßt ſich ſowohl der Anſpruch auf Chelichung, 
als derjenige auf Entſchädigung (Erfüllungsintereſſe), obwohl 
nach altem Rechte begründet, doch dem § 1297 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs gegenüber nicht mehr aufrecht halten. Die 
Folge davon war die Aufhebung des hierauf gerichteten Theiles 
der zweitinſtanzlichen Entſcheidung, die Abweiſung der Klage. 


Zu § 1353 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Reimer 
e. Reimers vom 2. Mai 1901, Nr. 38/1901 IV, 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. 
Das Berufungsurtheil führt am Schluſſe feiner Eat 
ſcheidungsgründe Folgendes aus. 

„Wenn die Beklagte geltend macht, daß der Klägn 
keine zur Aufnahme ſeiner Familie geeignete Wohnung 
und weder die zur Einrichtung einer ſolchen nöthigen 
Sachen noch die Mittel zu ihrer Anſchaffung habe, 
jo find dieſe Thatſachen zwar an ſich richtig, fie recht- 
fertigen aber nicht den Schluß, daß der Kläger nicht 
in der Lage ſei, eine Familienwohnung zu beſchaffen 
und auszuſtatten. Es kann von ihm uicht begehrt 
werden, daß er dies thut, bevor ſein Verlangen auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft rechtskrͤfüg als 
begründet anerkannt iſt. Andererſeits braucht natürlich 
die Beklagte dieſem Verlangen auch in Zukunft nut 
nachzukommen, wenn der Kläger eine der Lebensſtellung 
der Parteien angemeſſene Familienwohnung bereit halt 

Der Schlußſatz dieſer Ausführung fteht im Wiberfprug 
mit der vom Berufungsgericht ausgeſprochenen Verurtheilung 
der Beklagten. Denn wenn die Beklagte dem Verlangen dei 
Klägers auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nur nach⸗ 
zukommen braucht, wenn der Kläger eine der Lebensſtellung der 
Parteien angemeſſene Familienwohnung bereit hält, jo kaun 
auch die Verurtheilung der Beklagten zur Herftellung der ehelichen 
Gemeinſchaft vom Kläger nicht beanſprucht werden, wenn et 
nicht eine der Lebensſtellung der Parteien angemeſſene Familien- 
wohnung bereit hält. Daß dieſe dem Kläger obliegende Ber 
pflichtung zur Bereithaltung einer angemeſſenen Familienwohnung 
von der Vorausſetzung der vorher erfolgten Verurtheilung der 
Beklagten zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft abhängig 
ſei, iſt eine Annahme des Berufungsgerichts, die aus den 
Bürgerlichen Geſetzbuche nicht zu begründen iſt. Im vor 
liegenden Falle, wo der Kläger nach den Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts weder eine angemeſſene Familienwohnung 
bereit hält, noch auch die zur Einrichtung einer ſolchen nöthigen 
Sachen und Mittel hat, iſt vielmehr die Annahme geboten, daß 
ſich das Verlangen des Klägers nach Herſtellung der Gemein- 
ſchaft als ein Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt, und darum 
iſt die Beklagte nicht verpflichtet, ſeinem Verlangen Folge zu 
leiſten ($ 1353 Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuche). 
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Zu den SS 1353, 1361 B. G. B. 


88 627, 936 ff. C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Zapp 
c. Zapp vom 6. Mai 1901, Nr. 71/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Hamm. 


Das Berufungsgericht hat dem Antrage der Klägerin 
inſoweit ftattgegeben, als im Wege der einſtweiligen Verfügung 
angeordnet worden iſt: 

1. der Klägerin wird geſtattet, für die Dauer des Scheidungs⸗ 

prozeſſes von ihrem Ehemanne getrennt zu leben; 

2. der Beklagte iſt verpflichtet, der Klägerin für die Dauer 

des Scheidungsprozeſſes vom Tags dieſes Urtheils an 
60 Mark Unterhaltskoſten und zwar monatlich im Voraus 
zu entrichten. 

Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Annahme des Berufungsrichters, daß der Antrag der 
Klägerin in demjenigen Umfange, in welchem demſelben ſtatt⸗ 
gegeben worden iſt, an ſich als begründet anzuſehen ſei, erſcheint 
hiernach — im Hinblick auf die Beſtimmungen der 88 627 
und 936 fly. der Civilprozeßordnung ſowie des § 1361 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — als unbedenklich. Allerdings hat 
dabei der Berufungsrichter nur die 88 627, 986, 937 und 943 
der Civilprozeßordnung und nicht auch den 8 940 daſelbſt citirt, 
da er aber ſogar das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 
von ihm für anwendbar erachteten 8 1353 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs als glaubhaft gemacht angeſehen hat, ſo deckt 
ſeine desfallſige Annahme auch die Erforderniſſe des § 940 der 
Givilprozeßordnung. Die von der Revifion angezogene Ent- 
ſcheidung des Reichsgerichts vom 10. Mai 1900 in Sachen 
Walter wider Walter Rep. IV 65/1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 
von 1900 S. 797) ſteht dem nicht entgegen. 


Zu den 88 1391, 1418 B. G. B. 


SS 30, 31 Konkursordnung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Klietſch 
Konk. o. Klietſch vom 3. Mai 1901, Nr. 90/1901 VII. 

II. J. O. L. G. Poſen. 


Auf Revifion des Klägers iſt das Berufungsurtheil auf 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Berufungsrichter nimmt an, daß es ſich bei dem 
Verkaufe des Hauſes um eine theilweiſe Rückgewähr des Ein⸗ 
gebrachten gehandelt habe. Er meint jedoch, daß derartige 
Geſchäfte ſeit dem 1. Januar 1900 der Anfechtung entzogen 
ſeien, wenn nicht der Thatbeſtand der 88 30 oder 311 der 
Konkurs ordnung neuer Faſſung vorliege. Dies ſchließt er, unter 
Bezugnahme auf die Ausführungen im Kommentare Wolffs zur 
Konkursordnung 8 32 S. 143 Anmerkung 7, aus der Streichung 
des Schlußſatzes, den § 252 in der früheren Faſſung enthielt. 
Allein dieſe Streichung wurde vorgenommen, weil ſeit dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches die in dem geſetz⸗ 


‚418 


lichen Güterftande der Nutznießung und Verwaltung lebende 
Ehefrau gemäß § 1391 vom Manne Sicherheitsleiſtung verlangen 
und gemäß 8 1418 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung klagen kann, wenn durch das Verhalten des Mannes 
die Beſorgniß begründet wird, daß die Rechte der Frau in einer 
das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzt werden. 
Man vergegenwärtigte ſich nämlich, daß angeſichts dieſer Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches künftig gerade dann, 
wenn die Vermögenslage des Mannes vom Glaäubigerſtandpunkte 
aus die Sicherſtellung oder Rückgewähr des Heirathsgutes am 
wenigſten rechtfertigen werde, mit der aufgehobenen Spezial ⸗ 
beſtimmung des § 25 zu Gunſten der Gläubiger nichts mehr 
zu erreichen ſei. Daß dagegen die Abſicht beſtanden hätte, 
Geſchäfte dieſer Art der Anfechtung aus den unverändert bei- 
behaltenen Vorſchriften der 88 24“, 251 (jetzt 315, 32) zu 
entziehen, iſt im Geſetze nicht zum Ausdrucke gelangt und auch 
ſonſt nicht ausgeſprochen worden. Mithin hätte der Berufungs⸗ 
richter, wie der Reviſionskläger zutreffend rügt, ſich nicht auf die 
Feſtſtellung beſchränken dürfen, daß hier nicht gegen die 88 30 
und 311 gefehlt ſei, ſondern auch erwägen jollen, ob der Kauf⸗ 
vertrag etwa unter Umſtänden geſchloſſen iſt, die die Anwendung 
des § 31“ der Konkursordnung rechtfertigen. Damit dies nach⸗ 
geholt werden kann, war das angefochtene Urtheil aufzuheben 
und die Sache zur weiteren Verhandlung an das Berufungs- 
gericht zurückzuverweiſen. 


Zu § 1568 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hoff⸗ 
mann c. Hoffmann vom 25. April 1901, Nr. 56/1901 VI 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Klägerin, welche durch rechtskräftiges Urtheil des 
Landgerichts zu Hamburg vom 2. Juni 1897 auf ihren Antrag 
von dem Beklagten bis zur Wiedervereinigung der Gemüther 
von Tiſch und Bett geſchieden worden iſt, verlangt in dieſem 
Prozeſſe Scheidung vom Bande auf Grund des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, wofür fie zu einem großen Theile 
dieſelben Thatſachen verwerthet hat, die auch ſchon als Grund⸗ 
lage für die früher ausgeſprochene zeitweilige Trennung gedient 
haben. Wenn nun das Oberlandesgericht angenommen hat, 
daß die Benutzung dieſer Thatſachen im gegenwärtigen Prozeſſe 
durch die Rechtskraft jenes frühern Urtheils ausgeſchloſſen ſei, 
ſo iſt das inſofern jedenfalls rechtsirrig, als von der Einrede 
der Rechtskraft nicht in Anſehung eines Anſpruches die Rede 
ſein kann, der im Vorprozeſſe gar nicht geltend gemacht war. 
Ob aber ein anderer Einwand, etwa nach Analogie des frühern 
§ 576, bezw. des jetzigen 8 616 der Civilprozeßordnung, aus 
der bezeichneten Sachlage abgeleitet werden könnte, bedarf hier 
keiner Entſcheidung, da jedenfalls der andere Entſcheidungsgrund 
des Oberlandesgerichts, daß nämlich durch alle von der Klägerin 
geltend gemachten Umftände zuſammengenommen der jetzige 
Scheidungsantrag ſachlich nicht gerechtfertigt werde, zu recht⸗ 
lichen Bedenken keinen Anlaß giebt. 
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Zu $ 1570 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Jurgans 
c. Jurgans vom 15. April 1901, Nr. 32/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Königsberg. 
Die Revifion iſt zurückgewieſen. 


— 


Gründe. 


Klägerin hat die Scheidung der Che beantragt, weil der 
Beklagte durch Urtheil des Schwurgerichts zu Memel 
vom 6. November 1899 wegen wiſſentlichen Meineids 
zu vier Jahren Zuchthaus und Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte verurtheilt worden iſt. 

Das Berufungsgericht hat nicht geprüft, ob die Klage an 
ſich materiell begründet iſt. Es weiſt die Berufung gegen das 
die Klage abweiſende erſtinſtanzliche Urtheil zurück, weil jeben- 
falls das Recht der Klägerin auf Scheidung aus dem behaupteten 
Ehevergehen durch Verzeihung erloſchen ſei. Das Berufungs- 
gericht nimmt dies an auf Grund des folgenden feſtgeſtellten 
Hergangs. Am 30. Januar 1900 erklärte die Klägerin vor 
dem Amtsgericht Memel zu Protokoll: „Mein Chemann iſt zu 
einer vierjährigen Zuchthausſtrafe verurtheilt. Ich will über 
meine minderjährigen Kinder die elterliche Gewalt ausüben und 
brauche auch keinen Beiſtand. Ich will mich von meinem 
Ehemanne nicht ſcheiden laſſen.“ Alsdann erklärt Klägerin 
in dieſem Protokolle, daß ſie zwecks Schuldentilgung gewiſſe 
näher bezeichnete zum gütergemeinſchaftlichen Bet gebörige 
Grundſtücke zu verkaufen beabſichtige. Sie beantragt, ihren in 
Haft befindlichen Ehemann durch das Amtsgericht in Infterburg 
über ſeine Genehmigung zum Verkauf und eventuell auch darüber 
zu vernehmen, ob er ihr nicht Generalvollmacht ertheilen wolle. 
Auf dieſe dem Beklagten mit Willen der Klägerin übermittelte 
Erklärung hat Beklagter vor dem Amtsgericht zu Inſterburg 
am 8. Februar 1900, nachdem ihm der Antrag der Klägerin 
vorgehalten worden, erklätt, daß er der Klägerin Generalvollmacht 
ertheile. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Klägerin 
dadurch den Willen ausgedrückt habe, dem Beklagten das gedachte 
Ehevergehen zu verzeihen, und trotz dieſes Vergehens die Che 
mit ihm fortzuſetzen, iſt bedenkenfrei. Weder der Wortinhalt 
noch ſonſt Auslegungsregeln ſprechen dagegen. Dieſe Willens- 
erklärung wird nicht unwirkſam, ſollte auch Klägerin bei Abgabe 
ihrer Erklärung insgeheim fich vorbehalten haben, demnächſt 
dennoch die Scheidungsklage zu erheben. Mit Recht erklärt 
das Berufungsgericht einen ſolchen geheimen Vorbehalt in 
Würdigung der konkreten Sachlage für unbeachtlich. Auch wenn 
man die Verzeihung nicht grundsätzlich unter die Regeln der 
Rechtsgeſchäfte ſtellen will, verdient ein ſolches täuſchendes 
Verhalten, wie es in dem vorliegenden Falle bethätigt ſein 
würde, ein Verhalten, das ſich gegen die fittlichen Grundlagen 
des ehelichen Verhältniſſes richtet, keine Berückſichtigung. 
(Entſch. des Reichsgerichts Bd. 37 S. 346.) Ob Klägerin bei 
ihren Erklärungen unter einem gewiſſen Drucke der Verhältniſſe 
geſtanden, iſt für die Wirkſamkeit ihrer Erklärung nicht von 
Belang. Eine Zwangslage, welche die Reviflonsklägerin geltend 

macht, könnte nur dann die Erklärung der Verzeihung entkräften, 
wenn fie die freie Willensbeſtimmung der Klägerin aufgehoben 
hätte, was nirgends geltend gemacht iſt. 


Die Annahme, daß eine wirkſame Verzeihung vorliege, itt 
unabhängig davon, ob zur Zeit der Erklärung der Klägerin der 
Beklagte ſeine Strafe bereits angetreten hatte, fofern 
nur das Delikt ſchon begangen war. Dies gilt nicht allein 
vom Standpunkte des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern auch 
vom Standpunkte des Allgemeinen Landrechts (Entſch. des 
Reichsgerichts Bd. 34 S. 210). 

Iſt durch die Annahme der Verzeihung ſelbſtändig die 
Entſcheidung begründet, ſo kann es nicht darauf ankommen, 
welche Bedeutung ein Verzicht hätte und in welches rechtliche 
Verhältniß die Verzeihung zum Verzicht zu ſetzen iſt. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schraube 
u. Co. c. Montanwerke zu Niederſachswerfen von 

29. April 1901, Nr. 58/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Naumburg. 


Die Reviſion war als begründet zu erachten. 

Gemäß Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürzer⸗ 
lichen Geſetzbuch bleiben für das vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandene Schuldverhältniß die Bid 
herigen Geſetze maßgebend. Dies erſtreckt ſich auch auf die 
Lage der örtlichen Kollifion von Geſetzen (vergl. Habicht, die 
Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf zuvor entstandene 
Rechtsverhältniſſe II. Auflage S. 39). Nach einen allgemein 
anerkannten Grundſatze des internationalen Privatrecht tritt, 
wenn, wie bei der Miethe einer unbeweglichen Sache, der Er- 
füllungsort durch die Natur der Leiſtung gegeben iſt, regel 
mäßig die Beurtheilung nach den Geſetzen des Ortes ein, m 
dem die unbewegliche Sache belegen iſt (Juriſtiſche Bode 
ſchrift 1897 S. 58157). Eine Vertragsbeſtimmung über daz 
anzuwendende Recht liegt nicht vor. 


Zu Art. 198 Eiuf. Geſ. zum B. G. B. 


§ 1333 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. l. S. Bill. 

mann c. Zillmann vom 9. Mat 1901, Nr. 76/1901 NV. 
II. J. Kammergericht. 


Parteien haben am 31. März 1897 in Berlin mit ei 
ander die Ehe geſchloſſen und dort ihren Wohnſitz genommen. 
Mit der am 14. Auguſt 1900 erhobenen Klage ſicht Kläger 
die Ehe als ungültig an, wegen Irrthums in perſönliche 
Eigenſchaften der Beklagten inſofern, als fie, was er ert in 
März 1900 erfahren habe, ſchon vor der Gheiälichug 
zwei Kinder außerehelich geboren und früher unter hiten- 
polizeilicher Kontrole geftanden habe. Die Beklagte giebt zu 
vor etwa dreißig Jahren außerehelich geboren zu haben, Fil 
dies aber für unerheblich; die Stellung unter fittenpollgelhe 
Kontrole beſtreitet ſie. 

Das Landgericht hat wegen Ablaufs der in 5 4 ml. 
gemeinen Landrechts Theil II Titel 1 vorgeſehenen ſechzwöchiger 
Anfechtungsfriſt auf Abweiſung der Klage erkannt, unter U 
lehnung der Auffafſung des Klägers, daß ihm gemäß Arte 19 
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Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und § 1333 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die ſechsmonatige Frift aus § 1339 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehe. Die Berufung des Klägers 
iſt aus gleichem Grunde zurückgewieſen. Auch die Revifion 
des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Gründe. 

Da die Ehe der Parteien am 31. März 1897, alſo vor 
dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, geſchloſſen iſt, greift die Beurtheilung ihrer 
vom Kläger jetzt geltend gemachten Anfechtbarkeit auch die 
Uebergangsvorſchrift des Artikels 198 Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ein, deſſen Abſ. 1 und 2 lauten: 

„Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe beſtimmt ſich 
nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder un⸗ 
gültige Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, 
wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten mit ein⸗ 
ander leben und der Grund, auf welchem die Nichtigkeit 
oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die An⸗ 
fechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe 
Wirkung verloren haben würde. Die für die Anfechtung 
im Bürgerlichen Geſetzbuch beſtimmte Friſt beginnt nicht 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs.“ 

Daß die Gältigkeit und ſomit auch die Anfechtbarkeit der 
Ehe der Parteien, ſoweit dabei die „bisherigen Geſetze“ in 
Betracht kommen, ſich nach den Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts beſtimmt, wird von dem Berufungsgericht mit 
Recht angenommen. In dieſer Beziehung iſt ausſchlaggebend, 
daß die Parteien ihren erſten Ehewohnſitz in Berlin genommen 
haben und noch gegenwärtig dort wohnen, ſo daß das dort 
geltende Recht, zu welchem, als in der Mark nicht ſuspendirt, 
auch die Beſtimmungen in § 41 Allgemeinen Landrechts Theil II 
Titel 1 gehörten (vergleiche Urtheil des Preußiſchen Ober Tribunals 
vom 28. Auguſt 1843, Präjudicienſammlung S. 137 Nr. 1327, 
von Scholtz⸗Hermensdorff, Provinzialrecht der Kurmark, Bd. 2 
S. 9 flg.), für die Wirkungen ihrer Ehe ausſchließlich maßgebend 
war (vergl. Urtheil des R. G. vom 4. Jun 1889, Entſcheidungen 
Bd. 23 S. 332). Daß der vom Kläger geltend gemachte 
Irrthum über die Jungfernſchaft der Beklagten und ihren 
unſtttlichen, zur Stellung unter fittenpolizeiliche Kontrole 
führenden Lebenswandel einen Irrthum über ſolche perſönliche 
Eigenſchaften darſtellt, der an ſich geeignet iſt, ſowohl nach 
$ 40 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 als auch nach 
9 1333 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Anfechtung der zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Ehe zu begründen, unterliegt keinem 
Bedenken. Danach hängt die jetzt zu treffende Entſcheidung 
allein davon ab, ob der vom Kläger geltend gemachte Che 
anfechtungsanſpruch geknüpft iſt an die Ausſchlußfriſt von ſechs 
Wochen, wie fie in 8 41 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 
vorgeſehen iſt und vom Berufungsgericht, in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht angenommen wird, oder an die von ſechs 
Monaten gemäß 5 1339 Abſatz 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
wovon Kläger und mit ihm die Revifion ausgeht. Denn Kläger 
hat den Irrthum bereits im März 1900 entdeckt; es würde 


daher, bei der erſt am 14. Auguſt 1900 erfolgten Klageerhebung 
zu dieſem Zeitpunkt die ſechswöchige Friſt ſchon verſtrichen 
geweſen (vergl. Urtheil des R. G. vom 3. Januar 1901 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 903% —), die ſechsmonatige Friſt 
dagegen gewahrt worden ſein. Für die Beantwortung dieſer 
Frage iſt entſcheidend die Tragweite der Uebergangsvorſchriften 
in den oben wieder gegebenen Abſ. 1 und 2 des Artikels 198 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Hierbei iſt 
davon auszugehen, daß die Gültigkeit einer vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe regelmäßig, 
gemäß Abſ. 1, fich nach den bisherigen Geſetzen, ausnahmsweiſe 
aber, falls ſie nämlich danach nichtig oder ungültig fein würde, 
gemäß Abſ. 2, ſich nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtimmt. Die Ausnahmevorſchrift des Abſ. 2 dient 
alſo dem Zwecke der thunlichſten Aufrechterhaltung der Ehe. 
Dieſer aus dem Wortfinne ſich ergebende Inhalt der Beſtimmungen 
in Abſ. 1 und 2 findet auch in der Entſtehungsgeſchichte des 
Artikels 198 ſeine Beſtätigung. Der Entwurf zum Einführungs- 
geſetz — Erſte Leſung — beſchränkte id — Artikel 117 — 
auf die Beſtimmung: „Die Gültigkeit einer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe 
wird nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt.“ In den 
beigegebenen „Motiven“ wurde — Amtliche Ausgabe S. 278 — 
das Abſehen von einer in verſchiedenen Geſetzgebungen zur 
Geltung gelangten Beſtimmung: daß eine Ehe in Kraft zu 
erhalten ſei, ſofern ſie nur den Anforderungen des neuen Geſetzes 
genüge —, damit begründet, daß eine ſolche Umwandlung einen 
weitgehenden Eingriff in die aus der Ungültigkeit der Ehe ſich 
ergebende Rechtslage der Ehegatten ſowie Dritter enthalte und 
daß unter Umſtänden die Aufrechterhaltung einer ſolchen Ehe 
im Falle einer bereits erfolgten anderweiten Verehelichung des 
einen Theils zu Verwickelungen führe, die ſchwer lösbar ſeien. 
Demgegenüber wurde aber in der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. 
Protokolle —, bearbeitet von Achilles, Gebhard und Spahn, 
Bd. VI S. 526— 532, 634, 635, 653, 654), obwohl die 
Folgerichtigkeit des in Artikel 117 zum Ausdruck gelangten 
Standpunktes anerkannt wurde, die Frage aufgeworfen, „ob 
nicht eine pofitive Ausnahme für diejenigen Fälle angezeigt 
erſcheine, in welchen die Ehe zwar den Erforderniſſen, welche 
das nunmehrige Recht an eine Che ſtelle, nicht aber dem Mehr 
von Erforderniſſen entſpreche, welche das Recht, unter deſſen 
Herrſchaft die Ehe geſchloſſen worden ſei, verlange. Dafür, daß 
die Frage nicht grundſätzlich verneint werden dürfe, ſprächen, 
neben dem öffentlichen Intereſſe an der möglichſten Aufrecht- 
erhaltung der Ehen und neben ethiſchen Rückſichten Vorgänge 
in großen Gebieten des geltenden Rechts .. . . Es handle ſich 
alſo nur darum, wie weit man in dieſer Richtung gehen dürfe“. 
Der auf dieſen Erwägungen beruhende Abänderungsvorſchlag 
der Kommiſſion (vergl. S. 653 a. a. O.) iſt demnächſt unverändert 
in das Geſetz ſelbſt, als Artikel 198 des Einführungsgeſetzes, 
übergegangen. Auch das Berufungsgericht geht von der Natur 
des Abſatz 2 als einer Ausnahmevorſchrift gegenüber der Regel 
des Abſ. 1 aus und erwägt ſodann im Anſchluß hieran: „Iſt 
demnach prinzipiell die Gültigkeit einer Ehe nach bisherigem 
Recht zu beurtheilen, ſo müſſen auch grundſätzlich die von dem 
früheren Recht für die Geltendmachung der Ungültigkeit auf- 
15 
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geftellten Ausſchlußfriſten maßgebend bleiben. Denn derartige, 
die Wirkſamkeit eines Rechtsverhältniſſes zeitlich begrenzende 
Friſten bilden eine beftimmte, dieſem Rechtsverhäͤltniß geſetzlich 
inne wohnende Eigenſchaft. Das Recht, welches für das Rechts⸗ 
verhältniß entſcheidet, muß auch für die Eigenſchaften dieſes 
Rechtsverhältniſſes, insbeſondere für ſeine Befriſtung, in Betracht 
kommen. Von einer Uebertragung der Vorſchriften des Artikels 169 
Einführungsgeſetzes auf die Präklufivfriſten kann wegen der 
inneren Verſchiedenheit zwiſchen Verjährungs und Ausſchlußfriſten 
nicht die Rede fein.” Hiergegen richtet ſich die Revifion mit 
der Rüge der Verletzung des $ 1339 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der Artikel 169 und 198 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch. Sei Kläger erſt von der im März 1900 
erfolgten Entdeckung des Irrthums an, jo wird zunächſt aus⸗ 
geführt, in der Lage geweſen, die Klage zu erheben, ſoweit dieſe 
erſt unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden 
(nata), fo könne fie einer Präflufivfrift auch nur dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch gemäß unterliegen. Der Satz des Berufungs⸗ 
gerichts, daß eine Präklufivfriſt dem durch fie begrenzten Anſpruche 
als „Eigenſchaft“ anhafte, ſei eine ganz unklare Vorſtellung. 
Neben dem Rechtsſatze, der einen Anſpruch begründe, ftehe die 
Befriſtung der Klagbarkeit dieſes Anſpruchs als ein durchaus 
ſelbſtändiger Rechtsſatz. Nach Artikel 198 a. a. O. beſtimme ſich 
denn auch nur die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe, alſo der An⸗ 
fechtungs grund, nach den bisherigen Geſetzen. Indeſſen ſchon 
dieſer Ausgangspunkt der Reviſion iſt nicht zutreffend. Für die 
Beurtheilung der Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts — und auch 
die Ehe iſt, ungeachtet ihres vorwiegend ſittlichen Weſens, ein 
ſolches — kommt nicht nur der ſeine etwaige urſprüngliche Un⸗ 
gültigkeit bedingende Grund in Betracht, ſondern es find von 
Bedeutung auch alle den urſprünglichen Mangel heilenden Um⸗ 
ſtände, in Folge deren das Rechtsgeſchͤft ſchließlich zu einem 
gültigen, unanfechtbaren geworden iſt. Daraus ergiebt ſich mit 
Nothwendigkeit, daß, wenn gemäß Abſ. 1 des Artikels 198 a. a. O. 
die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe nach den „bisherigen“ Geſetzen 
ſich beſtimmt, der Beurtheilung nach dieſen Geſetzen auch die 
Rechtswirkſamkeit ſolcher Thatſachen unterliegt, die geeignet 
waren, die urſprünglich anfechtbare Ehe zu einer gültigen, un⸗ 
anfechtbaren zu geſtalten. Eine ſolche juriſtiſche Thatſache bildet 
aber auch der Ablauf der im Geſetz für die Geltendmachung 
eines Eheanfechtungsanſpruchs beſtimmten Ausſchlußfriſt. Im 
Fall der Maßgeblichkeit der „bisherigen“ Geſetze für die Be⸗ 
urtheilung der Gültigkeit der Ehe der Parteien kann es deshalb 
nicht darauf ankommen, worauf die Revifion Gewicht legt, daß 
die Ausſchlußfriſt zur Anfechtung der Ehe für den Kläger erſt 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Lauf 
geſetzt worden iſt. Das Klagerecht, die actio nata, iſt kein 
von dem ihm zu Grunde liegenden materiellen Recht ver⸗ 
ſchiedenes, ſondern dieſes Recht ſelbſt, nur in einem beſtimmten 
nothleidenden Zuſtande, welcher es nach den Vorſchriften des 
Civilrechts befähigt, vor Gericht mittels Klage geltend gemacht 
zu werden (vergl. v. Wilmowski und Levy, Civilprozeßordnung 
zu 8 230 [alter Faſſung]! Anmerkung 1 a). Der von dem Kläger 
jetzt geltend gemachte Cheanfechtungsanſpruch hat, die Richtigkeit 
des von ihm behaupteten Irrthums vorausgeſetzt, von der Ehe⸗ 
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ſchließung an beſtanden; Kläger hat nur, bis zur Entdeckung 
des Irrthums, von dem Beſtehen feines Anſpruchs keine Kenntniß 
gehabt, und iſt deshalb naturgemäß zu deſſen Geltendmachung 
auch nicht in der Lage geweſen. Die Entdeckung des Irrthumt 
wirkt alſo nach keiner Richtung rechtserzeugend. Die Be⸗ 
urtheilung der Behaftung eines Rechts mit einer Anſchlußfrift 
als eine dieſem Recht innewohnende Eigenſchaft wird von der 
Revifion zu Unrecht bemängelt; fie entſpricht dem Weſen der 
Ausſchlußfriſt, vermöge deren das damit behaftete Recht von 
vornherein nur in der dadurch beſtimmten zeitlichen Begrenzung, 
mit dieſer Beſchaffenheit, ins Leben gerufen iſt. Ob neben den 
Rechtsſatze, welcher den Anſpruch aus dem befriſteten Rechte 
begründet, als ſelbſtändiger Rechtsſatz die Befriſtung der Klag⸗ 
barkeit dieſes Anſpruchs ſteht, iſt für die rechtliche Beurtheilung 
des Anſpruchs bedeutungslos; beide Rechtsſätze beſtimmen dal 
Recht ſelbſt in feiner Eigenart, vermöge deren es, feinem Ju 
halte nach, die Ausübung nur bis zum Ablauf der Friſt zuliß, 
um danach zu erloͤſchen. Die Rüge der Verletzung des Artikel 109 
a. a. O., deſſen Abf. 1 lautet: 
„Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verjährung finden auf die vor dem Inkrafttreten del 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen noch vicht ver⸗ 
jährten Anſprüche Anwendung. Der Beginn ſowie die 
Hemmung und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen 
ſich jedoch für die Zeit vor dem Sulrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bishengen Geſezen. 
begründet ſodann die Reviſion mit der Ausführung, daß die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung 
nach Artikel 169 des Einführungsgeſetzes ſogar auf die vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbucht entflandene, 
um fo viel mehr alſo auf die erſt nach deſſen Jukrafttren 
entſtandenen Anſprüche Anwendung finden. Von der Berjähnug 
unterſcheide ſich die Präkluftofriſt nur durch die ſtrenge Dr 
rechnung. Da aber der zweite Satz des Abſ. 1 des Artikels 169 
die Hemmung und Unterbrechung ausnehme, fo ſei es unbedenllih, 
den erſten Satz auf die Präkluftvfriſten zu beziehen, über die 
das Ausführungsgeſetz ſonſt keine Beſtimmungen gebe. Ind 
hier läßt ſich der Revifion nicht beitreten. Zunächst unterfgebe 
ſich die Ausſchlußfriſt der Wirkung nach von der Verjährung 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche keineswegs bloß dur) Di 
ſtrengere Berechnung der Friſt. Die im Erſten Buch — gl 
gemeiner Theil — des Bürgerlichen Geſetzbuchs in den 59 1M 
bis 225 geregelte Verfährung — Anſpruchsverjährung — le 
nicht, wie ihre in den 88 222 und 223 beftimmten Wirkungen 
unzweideutig ergeben, das Erlöſchen des Anspruchs zur bolt, 
ſondern begründet nur eine Einrede für den Schuldner. Die 
tft gemäß § 222 Abſ. 1 „nach Vollendung der Berjährung 
zwar berechtigt, die Leiſtung zu verweigern“, nach Abſ. 2 im 
aber „das zur Befriedigung eines verjährten Anſprucht * 
leiftete nicht zurückgefordert werden, auch wenn die Leiſtung 
in Unkenntniß der Verjährung bewirkt worden If 
Ueber Ausſchlußfriſten hat das Bürgerliche Geſetzbuch algenein 
Vorſchriften nicht aufgeftellt, da die 85 186—193 nut „Aut 
legungevorſchriften “ enthalten. Es folgt aber ſchon aud den 
Begriffe der Ausſchlußfriſt das Erlöſchen des fo berifide 
Rechts bei fruchtloſem Ablauf der Frift, da feinem Daſein mm 
vornherein dieſe zeitliche Begrenzung geſteckt war (vergl. Plant, 


RER r,. 
2 2 
1 = 


. = 
. 
N 


gu 
<< 
2 


— — — — 


Bürgerliches Geſetzbuch, Vorbemerkung 1 und 2 zu Abſchnitt 5 
Allgemeinen Theils). Schon dieſe weſentliche Verſchiedenheit in 
der Wirkung der Verjährungs⸗ und der Ausſchlußfriſten laſſen 
es ausgeſchloſſen erſcheinen, daß der Satz 1 Abſ. 1 des Artikel 169 
Einführungsgeſetzes auch auf die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Ausſchlußfriſten nach der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers hat bezogen werden ſollen. Dazu kommt aber, daß, 
während die Ausſchlußfriſten regelmäßig ohne Rückſicht darauf 
laufen, ob derjenige, welcher innerhalb der Friſt eine Handlung 
vorzunehmen hat, dazu im Stande iſt oder nicht, für die Ver⸗ 
jährungsfriſten die beſonderen Vorſchriften der 88 202 — 207 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Hemmung der Verjährung 
gelten, und daß nur in einzelnen Fällen die 88 203, 206, 207 
aus Gründen der Billigkeit auch auf Aufſchlußfriſten für an⸗ 
wendbar erklärt find (z. B. § 1002 Abſ. 2, §8 1339 Abſ. 3, 
§ 1571 Abſ. 3). Hätte der Geſetzgeber die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung auch auf die 
Ausſchlußfriſten für unmittelbar anwendbar erachtet, jo hätte 
es der die Anwendbarkeit der 88 203, 206, 207 für einzelne 
der Präklufivfriſten ausſprechenden Beſtimmungen überhaupt 
nicht bedurft. Daß dieſelben gleichwohl getroffen find, läßt mit 
Sicherheit erkennen, daß die Ausſchlußfriſten zur „Verjährung“ 
nicht gerechnet werden ſollen. Endlich ſpricht aber auch die 
Entſtehungsgeſchichte des Artikels 169 Einführungsgeſetzes gegen 
die Beziehung des Satz 1 Abſ. 1 auch auf die Ausſchlußfriſten, 
worauf ſchon vom Berufungsgericht hingewieſen wird. Der 
Artikel 169 befand ſich bereits in dem Entwurfe des Ein⸗ 
führungsgeſetzes — Erſter Leſung — als Artikel 102, und hat 
letzterer nur redaktionelle Aenderungen erfahren. In den 
Motiven — Amtliche Ausgabe Seite 254 — wird die Abſtand⸗ 
nahme von Uebergangsvorſchriften auch bezüglich der Ausſchluß⸗ 
friſten dahin begründet: „Bei der Verſchiedenheit, welche zwiſchen 
Verjährungs⸗ und Ausſchlußfriſten obwaltet, und gegenüber dem 
Umſtande, daß die einzelnen Ausſchlußfriſten nicht gleich den 
Verjährungsfriſten, auf einem einheitlichen Grundgedanken be⸗ 
ruhen, kann es nicht rathſam erſcheinen, durch eine Geſetzes⸗ 
beſtimmung auszuſprechen, daß Uebergangsvorſchriften, welche 
für Verjährungsfriſten gegeben find, auch auf Ausſchlußfriſten 
Anwendung finden.“ Daraus ergiebt ſich klar, daß die die 
Verjährung betreffenden Uebergangsvorſchriften die Ausſchluß⸗ 
friſten nicht mitumfaſſen ſollten. Dieſem zum beſtimmten Aus⸗ 
druck gelangten geſetzgeberiſchen Willen gegenüber verſagt auch 
die weitere Ausführung der Reviſion, daß der Abſ. 2 des 
Artikels 198 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch, 
wenn er auch für die Entſcheidung der jetzt ſtreitigen Frage 
nicht unmittelbar in Betracht komme, mittelbar doch die Be⸗ 
ziehung des Satzes 1 Abſ. 1 des Artikels 169 auch auf die 
Präkluftvfriſten beſtätige, indem er ſogar eine zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs bereits laufende 
Friſt nach der Vorſchrift des § 1339 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
abkürze. Nur dieſe Rückwirkung werde mit Rückſicht auf die 
möglichſte Erhaltung der Ehe begründet. Der Revifion ſteht 
entgegen, daß, wenn der Satz 1 Abſ. 1 des Artikels 169 auch 
auf die Ausſchlußfriſten bezogen werden müßte, die Abkürzung 
einer beim Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bereits 
laufenden Friſt gemäß der Vorſchrift des § 1339 danach felbft- 
verſtändlich wäre, ſo daß es auch für dieſe Rückwirkung der 


Berufung auf den Abſ. 2 des Artikels 198 keineswegs bebürfen 
würde. Die Reviſion weiſt hierbei zutreffend darauf hin, daß 
dieſe Uebergangsvorſchrift dem Zwecke der möglichſten Erhaltung 
der Ehe dient; es vermag aber ihre hieran geknüpfte 
weitere Ausführung doch den Widerſpruch nicht zu Iöjen, der 
ſich hiergegen ergiebt, wenn, wie im vorliegenden Falle, nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei der Klage 
erhebung zwar die kürzere Friſt des bisherigen Rechts nicht, 
aber die längere des Bürgerlichen Geſetzbuchs abgelaufen iſt. 
Die Präklufivfriſt für die Anfechtung der Ehe beruhe nach neuem 
wie nach altem Recht — jo führt die Revifion aus — auf der 
Erwägung, daß es dem fittlichen Weſen der Ehe nicht entſpreche, 
bei fortdauerndem thatſächlichen Beſtande längere Zeit ihren 
Rechtsbeſtand der Willkür des einen Theils zu überlaſſen. Halte 
nun das neue Recht mit dieſer Rückficht einen etwas freieren 
Spielraum für den Klageberechtigten für vereinbar, ſo ſei kein 
Grund erſichtlich, dieſe Milderung denen zu verſagen, deren 
unter dem alten Recht begründeter Anſpruch erſt unter der 
Herrſchaft des neuen Rechts klagbar geworden ſei. — Dem⸗ 
gegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß der erſichtliche Grund 
eben die erklärte Abſicht des Geſetzes iſt, eine nach bisherigem 
Recht an ſich anfechtbare Ehe thunlichſt aufrecht zu erhalten. 
Damit iſt es aber ſchlechthin unvereinbar, eine nach bisherigem 
Recht inzwiſchen unanfechtbar gewordene Ehe der Anfechtung 
nach dem neuen Recht lediglich um deshalb auszuſetzen, weil 
die Anfechtung erſt nach deſſen Inkrafttreten moglich geworden 
iſt. Der mit der Beſtimmung in Abſ. 2 des Artikels 198 
verfolgte geſetzgeberiſche Zweck und die Sondervorſchrift für 
die Befriſtung der Anfechtbarkeit der Ehe in Satz 2 da⸗ 
ſelbſt ſchließen auch, wie vom Berufungsgericht zutreffend 
hervorgehoben wird, die analoge Anwendung der in 
Artikel 169 a. a. O. für die Verjährungsvorſchriften gegebenen 
Uebergangsvorſchriften auf die Ausſchlußfriſten in Fällen der 
vorliegenden Art aus. Liegt hiernach die von der Reviſion 
gerügte Verletzung des Artikels 169 Abſ. 1 Satz 1 Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch nicht vor, jo kann es fich 
nur noch fragen, ob dem Kläger die von ihm beanſpruchte 
ſechsmonatige Ausſchlußfriſt des § 1339 Abf. 1 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Grund des Abſ. 2 des Artikels 198 a. a. O. zu⸗ 
ſteht. Das Berufungsgericht geht hier davon aus, daß dieſe 
Friſt, mit der im Satz 2 des Abſ. 2 vorgeſehenen Maßgabe, 
dann gegeben iſt, wenn die Gültigkeit der vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe gemäß Abſ. 2 
des Artikels 198 nach dem neuen Recht zu beurtheilen iſt. 
„Indeſſen“ — ſo wird dann weiter ausgeführt — „das 
Bürgerliche Geſetzbuch findet, wie die Eingangsworte des 
Abſ. 2 J. c. ergeben, erſt dann die Möglichkeit der Anwendung, 
wenn eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige 
Ehe vorliegt, das heißt, wenn zur Zeit der Anfechtung der Che 
nach dem bisherigen Recht ein Ungültigkeits- oder Nichtigkeits⸗ 
grund beſteht. War zwar früher ein ſolcher Mangel vorhanden, 
aber iſt derſelbe ſchon nach altem Recht beſeitigt, ſo bietet fich 
kein Raum mehr für das neue Recht. Dann greift die Regel 
des Abſ. 1 Artikel 198 a. a. O. durch. Letzteres wird immer 
der Fall ſein, wenn ſchon vor Erhebung der Anfechtungsklage 
die etwaige kürzere Anfechtungsfriſt des maßgebenden alten 
Rechts abgelaufen iſt, wenngleich die ſechsmonatige Friſt des 
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§ 1389 Bürgerlichen Geſetzbuchs noch nicht beendet fein würde. 
Dabei iſt es für die Entſcheidung belanglos, ob der Beginn 
der Friſt vor oder nach dem 1. Januar 1900 liegt.“ Dieſen 
Ausführungen iſt lediglich beizutreten. Dem ausgeſprochenen 
Zwecke der Beſtimmung des Abſ. 2 des Artikel 198 gegenüber, 
der thunlichſten Aufrechterhaltung einer nach dem bisherigen 
Recht anfechtbaren Ehe, zu dienen —, kann deren Anwendbarkeit 
auch nur zur Erreichung dieſes Zweckes in Frage kommen, und 
erſcheint daher ausgeſchloſſen, wo die nach bisherigem Recht 
urſprünglich anfechtbare Ehe inzwiſchen ſchon nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften unanfechtbar geworden iſt. Für die Anwendbarkeit des 
Abſ. 2 des Artikels 198 muß es deshalb auch völlig be⸗ 
deutungslos ſein, ob die zur Ausſchließung der Anfechtbarkeit 
nach altem Recht ausreichende Friſt vor oder nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begonnen hat. In gleichem 
Sinne ſprechen ſich aus Habicht, die Einwirkung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs — 2. Auflage Nr. 504 und Neumann, Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch, 2. Auflage, zu Artikel 198 unter II 2 b 8. 
Zutreffend iſt endlich auch die Auffaſſung des Berufungsgerichts, 
daß die Beſtimmung in Satz 2 Abſ. 2 des Artikels 198 nicht 
etwa dahin zu verſtehen iſt, daß nur die Anfechtungsfriſt des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die nach deſſen Inkrafttreten 
geltend gemachte Eheanfechtung maßgebend ſein ſoll, ſondern 
die Bedeutung hat, daß, wenn das neue Recht gemäß der Be⸗ 
ſtimmung in Satz 1 zur Anwendung kommt, die in dem neuen 
Recht vorgeſehene Ausſchlußfriſt nicht vor deſſen Inkrafttreten 
beginnt. Dieſe Einſchränkung des Inhalts der Beſtimmung 
in Satz 2 ergiebt ſich aus deſſen Zuſammenfaſſung mit Satz 1 
zum Abſ. 2 und dem alleinigen Zwecke des Abſ. 2, für die aus 
Satz 1 erſichtlichen Ausnahmefälle die Anwendung des neuen 
Rechts vorzuſchreiben. Darüber hinaus kann ſich daher auch 
die Beſtimmung in Satz 2 nicht erſtrecken. Dem entſpricht 
auch die Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift, die, wie ſchon 
oben hervorgehoben, auf dem demnächſt zu unveränderter An⸗ 
nahme gelangten Vorſchlage der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs beruht. 
Danach ſolle die Beſtimmung in Satz 2 verhindern, daß die 
Anfechtbarkeit, ſoweit ſie in Folge der Beſtimmung in Satz 1 
nach Bürgerlichem Geſetzbuch zu beurtheilen iſt, um deswillen 
ausgeſchloſſen bleibt, weil beim Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſchon die ſechsmonatige Friſt des § 1331 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs abgelaufen iſt, während die nach dem bis- 
herigen Recht längere Friſt, wie nach gemeinem und franzöſiſchem 
Recht, noch nicht verſtrichen iſt (vergl. Protokolle der Kom⸗ 
miſſion die zweite Leſung — bearbeitet von Achilles, Gebhardt 
und Spahn, Bd. VI S. 528 und 529, Niedner, Einführungs⸗ 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch S. 312 Anmerkung 30). 
Kommt alſo gemäß Satz 1 Abſ. 2 des Artikels 198 Ein⸗ 
führungsgeſetz das neue Recht zur Anwendung und hat die 
längere Anfechtungsfriſt des bisherigen Rechts ſchon vor 
dem 1. Januar 1900 zu laufen begonnen, ſo ſetzt erſt mit 
dieſem Zeitpunkt die ſechsmonatige Friſt des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs ein und iſt in letztere der bereits verſtrichene Theil 
nicht einzurechnen (vergl. Neumann a. a. O. zu Artikel 198 
unter II, 2 bg, 68). 

Hiernach hat das Berufungsgericht mit Recht angenommen, 
daß wie die Gültigkeit fo auch die Anfechtbarkeit der Ehe der 


Parteien nach dem bisherigen Recht, dem Allgemeinen Land⸗ 
recht, zu beurtheilen iſt. Danach iſt aber das die Klage wegen 
Ablaufs der in § 41 Allgemeinen Landrechts Theil II Titel ! 
vorgeſehenen ſechswöchigen Ausſchlußfriſt, in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht, abweiſende Berufungsurtheil gerechtfertigt. 


Es war daher die Reviſion, wie geſchehen, als unbegründet 
zurückzuweiſen. 


Zu Art. 199 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Art. 214 c. e. 88 1353, 1354 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Vogt 
6. Vogt vom 7. Mai 1901, Nr. 65/1901 IL 

II. J. O. L. G. Cöln. 

Die Reviſion der Klägerin und der Widerbeklagten if 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Was die Widerklage betrifft, jo hat das Oberlandesgenit 
feine Entſcheidung mit Unrecht auf Artikel 214 Code cini 
geſtützt. Denn da in derſelben die Verurtheilung der Klägerin 
zur Rückkehr in die eheliche Wohnung zum Zwecke der Herſtellung 
des ehelichen Lebens begehrt iſt, handelt es ſich um eine 
perſoͤnliche Rechtsbeziehung der Ehegatten zu einander. 
Dieſe Beziehungen beſtimmen ſich aber gemäß Artikel 199 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
auch für die zur Zeit des Inkrafttretens der Bürgerlihen 
Geſetzbuchs beſtehenden Ehen nach deſſen Vorſchriften. Sovach 
waren nicht Artikel 214 Code civil, ſondern die 98 1853 
und 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuwenden. 
Wenn aber auch in dieſem Punkte die Entſcheidung des Berafungt- 
gerichts auf Anwendung eines unrichtigen Geſetzes beruht, f 
kann fie doch nach § 563 der Civilprozeßordnung aufrecht erhalten 
werben, da zwar der Antrag der Widerklage auch in bie 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeine Rechtfertigung 
findet, das Oberlandesgericht aber feſtgeſtellt hat, daß daz von 
der Klägerin behauptete böswillige Verlaſſen ſeitens des Beklagten 
nicht vorgelegen habe, und da nach dem Inhalte des Thatbeſtandes 
und der Begründung des Berufungsurtheils die Klägerin in 
der Berufungsinſtanz nicht behauptet hat, daß das in der 
Widerklage zum Ausdruck gebrachte Verlangen des Beklagten 
ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtelle. 


N Zu $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. K. C. K. 
vom 2. Mai 1901, Nr. 62/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Königsberg. 

Das Berufungsgericht hält auf Grund der Beweikaufnahne 
für feſtgeſtellt, daß die Beklagte dem Kläger die ordnungzmäßige 
Beiwohnung fortdauernd verweigert habe, indem ſie ihm die Dei 
wohnung nur geftattete, wenn er fich dabei eines Hräfernattod 
bediente. Hierin liege eine Verweigerung der ehelichen Pfich 
und es treffe auf eine ſolche Verweigerung der 5 1668 bel 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu. 

Die gewonnene thatſächliche Feſtſtellung ift als ſolche da 
Nachprüfung des Reviflonsgerichts entzogen. Unzureichend f 
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aber die rechtliche Würdigung des Sachverhältniſſes. Es 
genügt nicht, wenn das Berufungsgericht ſchlechthin ausſpricht, 
daß auf eine derartige Verweigerung der ehelichen Pflicht der 
& 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zutreffe, ohne zu erörtern, 
ob es im Uebrigen die einzelnen Merkmale des im § 1568 
definirten Scheidungsgrundes und im Sinne des § 694 Theil II 
Titel 1 des Allgemeinen Landrechts die Halsſtarrigkeit der 
Verſagung der ehelichen Pflicht für gegeben anfieht. Jene 
allgemeine Feſtſtellung läßt nicht erkennen, ob alle in Betracht 
kommenden thatſächlichen und rechtlichen Momente gewürdigt 
find. Insbeſondere bedurfte es einer erſchöpfenden Erörterung, 
wann und unter welchen Umſtänden die Beklagte die ordnungs⸗ 
mäßige Beiwohnung verweigert haben ſoll. Es kommt in 
Betracht, daß Kläger felbft zugegeben hat, er habe zeitweiſe in 
der That im Einverſtändniß der Beklagten bei der Beiwohnung 
mit derſelben das Präſervativ benützt, und daß auch die Zeugin M. 
geb. K. eine Aeußerung der Beklagten bekundet hat, aus welcher 
ein zeitweiſes Einverſtändniß der Parteien in der bezeichneten 
Richtung entnommen werden könnte. Haben aber die Parteien 
in gewiſſen Zeitabſchnitten in beiderſeitigem Einverſtändniß nur 
bei Benutzung des Präſervativs den Beiſchlaf vollzogen, ſo 
käme in Frage, ob nicht dadurch etwaige frühere Weigerungen 
der Beklagten, wie ſie Kläger behauptet, für die Annahme der 
unrechtmäßigen Verſagung der ehelichen Pflicht nicht mehr 
releviren. Hat zeitweiſe der Kläger mit Willen der Beklagten 
Schutzmittel gegen Empfängniß benutzt, ſo reicht auch weiter 
für die Annahme insbeſondere der Halsſtarrigkeit der 
Weigerung nicht die Feſtſtellung aus, daß die Beklagte demnächſt 
die ordnungsmäßige Beiwohnung unrechtmäßig geweigert. In 
Rückſicht auf die mit beiderſeitigem Konſens geſchaffene Sachlage 
hatte Kläger beſonders darzulegen, daß der Kläger die nun⸗ 
mehrigen Forderungen auf ordnungsmäßige Beiwohnung als 
ernſtliche erhoben und verlangt hat, daß die Beklagte nunmehr 
dauernd den Beiſchlaf in ordnungsmäßiger Weiſe mit 
ihm vollziehe, und daß die Beklagte in dieſem Bewußtſein 
der neu geſchaffenen Sachlage gegenüber ihren Willen dahin 
geäußert hat, lediglich bei dem früheren ordnungs- 
widrigen Beiſchlaf beharren zu wollen. Das Berufungs⸗ 
urtheil läßt in den angegebenen Richtungen eine erſchöpfende 


dem § 286 der Cioilprozeßordnung gerecht werdende Erörterung 
vermiſſen. 


Zu Art. 32, 33 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 125 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Gras · 
horn c. Grashorn vom 17. Mai 1901, Nr. 102/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Parteien haben einen gerichtlichen Vergleich geſchloſſen, 
deſſen Verbindlichkeit Kläger angefochten hat. Die Klage iſt in 
den Vorinſtanzen abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin fit 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Abweichend vom erſten Richter erachtet das Berufungs⸗ 
gericht auch das auf § 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ge- 
ſtützte Verlangen der Klägerin für unbegründet, den Vergleich 
wegen Mangels der vom Geſetze erforderten Form für nichtig 
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zu erklären. Auch die hiergegen gerichteten Angriffe find nicht 
gerechtfertigt. Bei Beurtheilung des Rechtsfalles iſt zunächſt in 
Uebereinſtimmung mit dem Berufungsgericht von folgender 
Unterlage, die auch von der Reviſionsklägerin nicht angegriffen 
wird, aufzugeben. Der Vergleich vom 17. Februar 1900 iſt 
in einem von den Parteien geführten Vorprozeſſe von ihnen 
perſönlich in Gegenwart der Anwälte vor dem beauftragten 
Richter des Landgerichts Bremen geſchloſſen worden, nachdem 
gemäß § 579 der Civilprozeßordnung (a. F.) ihr perſönliches 
Erſcheinen angeordnet worden war. Die Beurkundung des 
Vergleichs iſt gemäß § 160 Abſ. 2 Nr. 1 und 88 162, 163 
der Civilprozeßordnung zu gerichtlichem Protokoll erfolgt. Der 
Vergleich enthält unter II Vereinbarungen, welche ſich als Erb⸗ 
verzichtsverträge (88 2346 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) 
darſtellen und zugleich in dem völligen Verzicht des Ehemannes 
auf die Einkünfte des Sonderguts der Frau, alſo auch auf die 
ihm nach § 1371 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehenden 
Rechte den Inhalt eines Chevertrags (58 1432, 1434 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) betreffen; ferner unter IV den Vor⸗ 
vertrag über den notariellen Abſchluß eines Ehevertrags unter 
Berückſichtigung der unter II vereinbarten Erbverzichte. Alle 
dieſe Vereinbarungen bilden nach der unangefochtenen Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts einen integrirenden Beſtandtheil des Ver⸗ 
gleichs ſelbſt, das heißt fie dienen unmittelbar dem Zwecke, den 
zwiſchen den Parteien herrſchenden Streit, in welchem die Ehe⸗ 
frau Herausgabe ihres Vermögens verlangte, durch gegenſeitiges 
Nachgeben zu beſeitigen; nicht etwa handelt es ſich dabei um 
Verträge, die nur gelegentlich neben den die Beſeitigung des 
eigentlichen Streits betreffenden Abmachungen geſchloſſen worden 
waren. Weiter iſt ſodann mit dem Berufungsgericht davon 
auszugehen, daß Erbverzichtsverträge der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedürfen ($ 2348 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) und daß Eheverträge bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Theile vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen 
werden müſſen (§ 1434), ſowie daß der Mangel dieſer Form 
nach § 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit des 
Vertrages nach fich zieht, und weiter, daß das Gleiche auch 
von einem Vorvertrage gilt, der den Abſchluß eines Vertrages 
der erwähnten Art zum Gegenſtande hat. Endlich iſt vom Be⸗ 
rufungsgericht auch nicht verkannt, daß der Bremiſche Staat 
von dem in Artikel 141 des Einführungsgeſetzes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch zu Gunſten der Landesgeſetze gemachten Vor⸗ 
behalte in § 6 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch vom 18. Juli 1899 durch die Beſtimmung Gebrauch 
gemacht hat: „Für die Beurkundung von Rechtsgeſchäften, die 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung bedürfen, ſind nur die Notare 
zuſtändig. Dies gilt insbeſondere von der Aufnahme von 
Teſtamenten, Eheverträgen und Erbverträgen.“ 

Die Reviſtonsklägerin verfiht nun die vom Berufungs- 
gericht verworfene Anſicht, daß die Nichtbeobachtung der er⸗ 
wähnten Formvorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der 
Vorſchrift des § 6 des Bremiſchen Ausführungsgeſetzes bei Ab- 
ſchluß des Vergleichs die Nichtigkeit deſſelben nach ſich ziehe; 
ihr kann jedoch nicht beigetreten werden. 

Indem die Civilprozeßordnung in den erwähnten 88 160, 
162, 163 (früher 146, 148, 149) die Art und Weiſe regelt, 
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wie ein bei der gerichtlichen Verhandlung eines Rechtsſtreites 
zu Stande gekommener Vergleich zu beurkunden iſt, und in 
$ 794 (früher 702) aus Vergleichen, welche nach Erhebung der 
Klage vor einem deutſchen Gerichte abgeſchloſſen find, die 
Zwangsvollſtreckung zuläßt, bringt ſie zum Ausdruck, daß die 
Aufgabe des Prozeßrichters nicht lediglich in der Erlaſſung von 
Urtheilen beſteht, ſondern daß dieſelbe ſich auch auf die Be⸗ 


urkundung von Vergleichen erſtreckt, welche vor dem Prozeß = 


gericht oder einem beauftragten Richter deſſelben über den Gegen ⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits zu Stande kommen, ſowie daß der ſo 
beurkundete gerichtliche Vergleich in feiner Wirkung dem Urtheile 
im Weſentlichen gleichſteht. Ohne Zweifel iſt der gerichtliche 
Vergleich trotz dieſer Vorſchriften nicht minder ein Vertrag, wie 
außergerichtliche Vergleiche, für den eben deshalb alle Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts über die Erforderniſſe der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit und der Verfügungsbefugniß maßgebend find; 
allein die Beurkundung des gerichtlichen Vergleichs ift niemals 
ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſondern ein ſolcher des 
Prozeßgerichts. Hieraus allein ergiebt ſich ſchon, daß die Vor⸗ 
ſchriften der Reichs⸗ und Landesgeſetze über die im Wege der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu bewirkende Beurkundung der 
Rechtsgeſchäfte — und hierunter fällt der erwähnte § 6 des 
Bremiſchen Ausführungsgeſetzes — bei der Frage, in welcher 
Weiſe das Prozeßgericht einen gerichtlichen Vergleich zu be⸗ 
urkunden habe, in keiner Weiſe in Betracht kommen können. 
Weiter aber ergiebt ſich daraus, daß die Civilprozeßordnung den 
nach ihren Vorſchriften beurkundeten gerichtlichen Vergleich mit 
den Wirkungen des vollſtreckbaren Urtheils ausſtattet, auch die 
Folge, daß die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die 
Form gewiſſer Verträge — nur ſolche, nicht die Formen ein⸗ 
ſeitiger Willens erklärungen, wie z. B. der Teſtamente konnen hier 
überhaupt in Betracht kommen — den gerichtlichen Vergleich 
nicht berühren, vorausgeſetzt immer, daß die getroffene Ver⸗ 
einbarung einen integrirenden Beſtandtheil des beiderſeitigen 
Nachgebens ſelbſt bildet, nicht etwa nur gelegentlich, vielleicht 
mit der Abficht, die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu um ⸗ 
gehen, mit beigefügt worden iſt. So war der Rechtszuſtand 
vor Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuches und es kann ſich 
nur noch fragen, ob das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt hieran 
etwas geändert hat. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 

Das Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Reichs⸗ 
geſetzen iſt in Artikel 32 des Einführungsgeſetzes grundſätzlich 
dahin geregelt, daß die Vorſchriften der Reichsgeſetze in Kraft 
bleiben, daß ſie jedoch inſoweit außer Kraft treten, als ſich aus 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dem Cinführungsgeſetz 
die Aufhebung ergiebt. Darauf folgt in Artikel 33 eine be⸗ 
ſondere Vorſchrift, welche das Verhältniß des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes der Civilprozeßordnung, der Strafprozeßordnung, 
der Konkurs ordnung und des Anfechtungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch betrifft. Wollte der Geſetzgeber die wichtige Aende- 
rung herbeiführen, daß es fortan unmöglich ſein ſollte, Ver⸗ 
träge und Vorverträge, welche nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
einer beſonderen Form bedürfen — als beſonders wichtiger Fall 
darf der der Uebertragung von Grundeigenthum (5 813) hervor⸗ 
gehoben werden — als Beſtandtheile eines gerichtlichen Ver⸗ 
gleichs zu vereinbaren, ſo wurde er dies, davon darf ausgegangen 
werden, deutlich zum Ausdruck gebracht haben. An einem Aus- 


ſpruche, der ſolche Abficht erkennen ließe, fehlt es aber aller. 
wärts. Vielmehr ergiebt der bereits vom Berufungsgeriät 
in Betracht gezogene Hergang bei dem Zuſtandekommen des 
Geſetzes über Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarlet 
und der Prozeßnovelle von 1898, daß wenigſtens auf Seiten 
der Regierungsvertreter und der Mitglieder der Reichttagi⸗ 
kommiſſionen Uebereinſtimmung im entgegengeſetzten Sinne 
berichte. — Wird ausführlich dargelegt. Nach Beſprechung 
der Litteratur heißt es: 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſchreibt allerdings für geplſe 
Verträge (wozu z. B. die Erbverzichtsverträge gehören) einfad 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung vor, während es für 
andere (3. B. Eheverträge) Abſchluß vor Gericht oder Notn 
bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Theile verlangt. Der unte. 
ſchied zwiſchen beiden Fällen beſteht darin, daß in dem erſtemn 
nach 5 128 es genügt, wenn zunächſt der Antrag und form 
die Annahme deſſelben von einem Gericht oder Notar beurkundt 
wird, während in dem anderen auch der Austaufch der bel 
ſeitigen Erklärungen zu beurkunden iſt. Mit der in w 
85 145 —149 geregelten Frage, wie die bindende Willen, 
einigung zwiſchen den Vertragſchließenden zu Stande kommt, hat 
jene Unterſcheidung — von der Beſtimmung in 8 152 ab. 
geſehen — an ſich nichts zu thun, fie betrifft nur den Inhalt 
der Beurkundung, der bald ein weniger vollftänbiger fein 
darf, bald ein vollſtändigerer fein muß, und berührt den gericht 
lichen Vergleich des § 160 der Civilprozeß ordnung in keiner 
Weiſe, wie dies das Berufungsgericht ebenfalls zutreffen an 
erkennt. Auf einem anderen Gebiete liegt die in 9 247 W. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegebene Vorſchrift, daß der Gib ⸗ 
laſſer, auf deſſen Erbſchaft durch Vertrag verzichtet werden soll 
den Vertrag nur perſönlich ſchließen kann; fie betrifft di 
in $ 2348 beſtimmte Form des Vertragsſchluſſes überhauf 
nicht und gilt, wie die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſeßbuch 
über Geſchäftsfähigkeit und Verfügungsbefugniß z. B. der Er 
leute, auch für den gerichtlichen Vergleich im Prozeß; fe ii 
übrigens im vorliegenden Falle beobachtet worden. 

Der Vollſtändigkeit halber muß noch Folgendes Hinzugefügt 
werden. Der im Vorſtehenden entwickelte Satz, daß die Bor 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Form gewif 
Verträge für prozeßgerichtliche Vergleiche, welche als integrirenden 
Beſtandtheil einen derartigen Vertrag enthalten, nicht maßgebend 
find, begreift nicht nur die Fälle, in denen gerichtliche oder 
notarielle Form erfordert wird, ſondern auch die Fälle da 
99 566, 581, in denen das Bürgerliche Geſetzbuch schrift. 
lichen Abſchluß, alſo Beobachtung des 8 126 verlangt, fo daß 
ein Miethvertrag über ein Grundſtück, der im gerichtlichen 
Vergleich auf längere Zeit als ein Jahr vereinbart wird, der 
Unterſchrift der Parteien nicht bedarf. Andererſeits bedarf ener 
Satz einer Einſchränkung inſofern, als durch die Vorſchrift de 
5 1817 des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Eheſchlleßung 
vor dem Standesbeamten die Möglichkeit einer Eheschließung 
ausgeſchloſſen wird. Die Abſicht des Geſetzgebers, daß der 
Standesbeamte, wenn er auch jetzt nicht mehr einen Aubſpruch 
über den Eheabſchluß thut, ſondern nur die Erklärung der Che. 
ſchließenden entgegennimmt und beurkundet, doch autſchließlich 
zur Entgegennahme und Beurkundung dieſes Aktes berufen jet 
fol, darf als zweifellos betrachtet werden. Ob das Gleiche 


auch von der nach 88 925 ober 1015 vor dem Grundbuchamt 
zu erklärenden Auflaſſung und der Einigung über Beſtellung 
eines Erbbaurechts allenthalben oder wenigſtens da gilt, wo die 
Landesgeſetze nicht von der in Artikel 143 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ertheilten Erlaubniß durch 
Zulaſſung dieſer Einigung vor Gericht oder Notar Gebrauch 
gemacht haben, bedarf für den vorliegenden Rechtsfall einer 
Unterſuchung nicht. 


Zu Art. 156 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 6 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. v. d. Lühe 
c. v. Oertzen vom 20. Mai 1901, Nr. 92/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Roſtock. 


Der Rittergutsbefitzer v. d. L., geboren am 16. Auguſt 1832, 
iſt auf den von ihm ſelbſt genehmigten Antrag ſeiner Tochter, 
der jetzt Beklagten, und ihres Ehegatten durch den rechtskräftig 
gewordenen Beſchluß des Großherzoglich Mecklenburgiſchen 
Amtsgerichts in Wismar vom 14. März 1889 „für einen 
Verſchwender erklärt und als ſolcher entmündigt“. Die wieder⸗ 
holten Anträge des Entmündigten um Wiederaufhebung der 
Entmündigung, von denen der letzte im Jahre 1899 von den 
Kuratoren und allen ſeinen Kindern mitunterſchrieben war, find 
vom Amtsgericht abgelehnt. Nunmehr haben die Kuratoren 
des Entmündigten mit der Ausgangs 1899 erhobenen Klage 
die Wiederaufhebung der Entmündigung beantragt, und die 
Beklagte hat ſich dieſem Antrage angeſchloſſen. Kläger machen 
geltend, daß der Entmündigte vor und bei ſeiner Entmündigung 
im Jahre 1889 den Charakter eines Verſchwenders gar nicht 
beſeſſen und lediglich aus Opportunitätsgründen, um zu einer 
Konſolidirung ſeiner Verhältniſſe zu gelangen, den Antrag, ihn 
für einen Verſchwender zu erklären, mit unterzeichnet habe. 
Es habe auch zur Zeit der Entmündigung ein wirklicher 
Nothſtand gar nicht vorgelegen, denn bei dem großen, auf 
1½—2 Millionen Mark geſchätzten Werthe der das Fideikommiß 
des Entmündigten bildenden Güter habe dieſer auch auf andere 
Weiſe vor dem damals allerdings drohenden Konkurſe ſich retten 
können. Jedenfalls ſei jetzt ein Nothſtand ausgeſchloſſen, da 
inzwiſchen die früheren Schulden berichtigt und geordnete Finanzen 
geſchaffen ſeien; auch beabſichtige der älteſte Sohn des Ent⸗ 
mündigten, mit deſſen bereits erklärtem Einverſtändniß, nach 
Aufhebung der Entmündigung die Güter zu übernehmen. 

Das Landgericht hat mittels Urtheils vom 31. März 1900 
auf Abweiſung der Klage erkannt, und die Berufung der Kläger 
iſt zurückgewieſen. 

Auf Reviſion der Kläger iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Da die Entmündigung des Rittergutsbeſitzers v. d. L., 
deren Wiederaufhebung jetzt von den Klägern, ſeinen gemäß 
§ 686 Abſ. 2 — 8 626 Abſ. 2 &. F. — der Civilprozeß⸗ 
ordnung dazu befugten Vormündern — 58 1896 ff. des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel 210 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch — verlangt wird, bereits durch 
den rechtskräftig gewordenen Beſchluß des Großherzoglichen 
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Amtsgerichts in Wismar vom 14. März 1889, ſomit vor 
dem am 1. Januar 1900 geſchehenen Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs erfolgt iſt, fo greift hier die Uebergangs⸗ 
vorſchrift des Artikels 156 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ein, wonach Derjenige, der zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt iſt, von dieſer Zeit an einem nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung 
Entmündigten gleich ſteht. Es finden daher im vorliegenden 
Falle auch die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs An⸗ 
wendung. welche die Wiederaufhebung der wegen Verſchwendung 
erfolgten Entmündigung betreffen, und ſteht dieſer Rückwirkung, 
angefichts der vorgedachten ausdrücklichen Uebergangsvorſchrift, 
auch der Umſtand nicht entgegen, daß die Wiederaufhebungsklage 
bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
Ausgangs 1899, erhoben iſt. Der § 6 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beſtimmt die Vorausſetzungen ſowohl der Anordnung wie 
der Wiederaufhebung der Entmündigung wegen Verſchwendung 
und zwar dahin: 
„Entmündigt kann werden: 
1 


5 

2. wer durch Verſchwendung ſich oder feine Familie 
der Gefahr des Nothſtandes ausſetzt; 
3. — — —. 
Die Entmündigung iſt wieder aufzuheben, wenn 
der Grund der Entmündigung wegfällt.“ 
Aus dem Zuſammenhalt der Beſtimmungen in § 6 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs einerſeits mit der Uebergangsvorſchrift in 
Artikel 156 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch andererſeits ergiebt ſich, worauf die Revifion zutreffend 
hinweiſt, daß auch bei der Entſcheidung über die Wiederaufhebung 
einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Verſchwendung erfolgten Entmündigung zu prüfen iſt, ob der 
im Bürgerlichen Geſetzbuch in § 6 Nr. 2 vorgeſehene 
Grund der Entmündigung weggefallen ift, während die bloße 
Fortdauer des etwa mindere Anforderungen für die Ent⸗ 
mündigung aufſtellenden Grundes des bisherigen Rechts nicht 
ausſchlaggebend iſt. Dies wird aber auch vom Berufungsgericht, 
wie der Zuſammenhang der Urtheilsgründe klar erkennen läßt, 
nicht überſehen, und iſt insbeſondere zu entnehmen aus der 
ausdrücklichen Hervorhebung, daß das in Mecklenburg ⸗Schwerin 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Geltung 
geweſene gemeine Recht mit jenem in der die Entmündigung 
wegen Verſchwendung betreffenden Materie völlig übereinſtimme. 
Im Bürgerlichen Geſetzbuch iſt der Begriff der Verſchwendung 
nicht vollſtändig definirt. Verſchwendung für ſich genommen 
iſt der Hang einer Perſon zu finnloſer, ihren Vermögens- 
verhältniſſen nicht entſprechender Vergeudung des Vermögens. 
Zur näheren Begrenzung des Begriffs der Verſchwendung im 
geſetzlichen Sinne dient, dem Zwecke der Entmündigung wegen 
Verſchwendung entſprechend, der auf den Schutz des Ver⸗ 
ſchwenders gegen ſich ſelbſt und den Schutz ſeiner Familie 
gerichtet iſt, die Beſtimmung in § 6 Nr. 2, daß die Ver⸗ 
ſchwendung, um zur Entmündigung des Verſchwenders zu 
führen, für ihn oder ſeine Familie die Gefahr des Nothſtandes 
begründen muß. Letzteres Erforderniß bildet die objektive Seite, 
der Hang zu finnloſer Vergeudung des Vermögens die ſubjektive 
16 
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Seite der die Entmündigung des Verſchwenders bedingenden 
Verſchwendung. Nach gemeinem Recht muß ſich die Ver⸗ 
ſchwendung, um zur Entmündigung des Verſchwenders zu 
führen, als ein eingewurzelter Hang zu leichtfinnigem Verthun 
des Vermögens, ſodaß die Verarmung des Verſchwenders zu 
erwarten ſteht, darſtellen (vergl. Dernburg, Pandekten, 5. Auf⸗ 
lage Bd. I $ 57 unter 1, Urtheile des Reichsgerichts vom 
29. Juni 1882 und 15. Mai 1888 — Entſcheidungen in 
Civilſachen Bd. 7 S. 546 und Bd. 21 S. 167). Hiernach 
ſtimmen allerdings das Bürgerliche Geſetzbuch und das gemeine 
Recht in den Vorausſetzungen für die Entmündigung wegen 
Verſchwendung mit einander überein, und kann daher gemäß 
§ 6 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch im vorliegenden 
Falle, wie das Berufungsgericht zutreffend annimmt, die Wieder⸗ 
aufhebung der Entmündigung nur erfolgen, wenn der Grund, 
auf dem fie beruht, weggefallen iſt. Ferner iſt dem Berufungs- 
gericht darin beizutreten, was von der Reviſion ebenfalls nicht 
bemängelt wird, daß das Vorliegen dieſer Vorausſetzung der 
Wiederaufhebung der Entmündigung nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften die Kläger zu begründen und zu beweiſen haben. 
Dagegen erregt die Beſtimmung des Inhalts der hiernach den 
Klägern obliegenden Darlegungs- und Beweispflicht ſeitens des 
Berufungsgerichts Bedenken. „Ueberflüſſig erſcheint auch“ — 
ſo führt das Berufungsgericht nach dieſer Richtung aus — 
„ein näheres Eingehen auf die Ausführungen der Kläger, daß 
der Entmündigte niemals ein Verſchwender geweſen und 
niemals ſich oder feine Familie der Gefahr eines Nothſtandes 
ausgeſetzt habe. Im vorliegenden Rechtsſtreit handelt es fich 
nicht darum, den die Entmündigung ausſprechenden amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluß im Wege der Anfechtungsklage als 
unberechtigt bei Seite zu ſetzen, ſondern es ſteht nach dieſem 
Beſchluſſe rechtskräftig feſt, daß der Entmündigte zur Zeit des 
Erlaſſes des Beſchluſſes durch Verſchwendung ſich oder ſeine 
Familie der Gefahr eines Nothſtandes ausgeſetzt hat, und es 
gilt jetzt zwecks Wiederaufhebung der Entmündigung den Nach⸗ 
weis einer Veränderung der früheren Umſtände, ſei es 
nach der ſubjektiven oder objektiven Seite hin, zu führen“. — 
Richtig iſt hier, wenn das Berufungsgericht die Rechtskraft des 
Entmündigungsbeſchluſſes betont, durch welche allerdings für 
das Wiederaufhebungsverfahren die Unterſuchung, ob dieſer 
Beſchluß gerechtfertigt war, ſowie die Berückſichtigung der vor 
der Entmündigung beſtandenen Sachlage ausgeſchloſſen wird. 
Damit erledigt ſich zugleich der Angriff der Reviſion, mit 
welchem dem Berufungsgericht Verkennung der Tragweite der 
Rechtskraft des Entmündigungsbeſchluſſes vom 14. März 1889 
insbeſondere auch mit Rückficht darauf vorgeworfen wird, daß 
dieſer Beſchluß ohne Begründung iſt und ſomit der Nachweis 
einer Veränderung der für die Entmündigung maßgebend 
geweſenen Umſtände gar nicht möglich ſei. Dagegen geht das 
Berufungsgericht fehl, wenn es als Vorausſetzung der Wieder. 
aufhebung der Entmündigung „eine Veränderung der früheren 
Umſtände“ in dem Sinne ſeiner weiteren Ausführungen dahin 
verlangt, daß dadurch eine „Beſſerung“ dargeſtellt wird. Das 
Ergebniß der Würdigung der nach der Entmündigung be⸗ 
ſtandenen Sachlage in ſubjektiver und objektiver Beziehung 
faßt das Berufungsgericht zuſammen mit den Sätzen: „Was 
zunächſt die ſubjektive Seite anlangt, fo haben die Kläger 


ſelber ſich außer Stande erklärt; poſitive Thatſachen anzugeben, 
durch welche ſich ein Beweis einer Aenderung zum Beſſeren im 
Charakter des Entmündigten führen ließe. Ebenſo wenig find 
die Zeugen in der Lage geweſen, ſolche Thatſachen zu bekunden, 
und fie find auch ſonſt nirgends zu Tage getreten. Ferner 
iſt in objektiver Beziehung eine derartige Veränderung der Lage 
der Kuranden, daß durch dieſelbe die Gefahr des Nothftandes 
völlig beſeitigt wird, nicht zuzugeben.“ Daran ſchließt ſich 
dann die Schlußfeſtſtellung, es ſei nicht erwieſen, daß die 
Gründe, welche die Entmündigung herbeigeführt haben, zur 
Zeit weggefallen ſeien. Mit Recht macht hiergegen die Reviſion 
geltend, daß zur Begründung der auf Wiederaufhebung der 
Entmündigung gerichteten Klage nur gehört, daß nach der 
jetzigen Sachlage die Vorausſetzungen der Entmündigung 
nicht vorliegen, nicht aber, daß auch eine Beſſerung des Ent. 
mündigten eingetreten iſt. Liegen nach der jetzigen Sachlage 
die Vorausſetzungen der Entmündigung nicht vor, ſo iſt der 
Grund der Entmündigung weggefallen und deshalb die Ent⸗ 
mündigung aufzuheben. Das Erforderniß einer „Beſſerung“ 
als Vorausſetzung der Wiederaufhebung der Entmündigung 
bedingt die Heranziehung des früheren Zuſtandes zur Ber. 
gleichung mit dem jetzigen Zuſtande als entſcheidenden Maßftab 
auch für die Wiederaufhebung der Entmündigung; damit wir 
aber dem früheren Zuſtande eine Tragweite beigelegt, bie e 
nicht haben kann und auch nicht haben darf. Denn kai ler 
Wiederaufhebung kommt ausſchließlich der gegenwärtige 
Zuſtand in Frage; iſt danach der Entmündigte frei den den 
Mangel, auf dem ſeine Entmündigung beruht, der wegen Vu 
ſchwendung Entmündigte alſo insbeſondere mit dem Hange zu 
finnloſer Vermögensvergeudung nicht behaftet, fo beſteht kein 
Grund für die Aufrechterhaltung der Entmündigung und if 
dieſe aufzuheben, ohne daß zu prüfen iſt, ob eine „Beſſerung“ 
im Vergleich zu dem früheren Zuſtande eingetreten iſt. Es iſt 
nicht nur kein Grund erfichtlich, weshalb gegenüber dem Nach- 
weiſe, daß der Entmündigte jetzt mit dem für feine Ent 
mündigung erforderlichen Mangel nicht behaftet ift, die Wieder⸗ 
aufhebung noch von dem Nachweiſe einer Beſſerung im Ver⸗ 
hältniß zu dem früheren Zuſtande abhängig gemacht werden 
ſollte; es ſteht ein ſolches Verlangen auch geradezu mit dem 
Geſetze im Widerſpruch, nach welchem die Entmündigung bei 
dem Wegfalle ihres Grundes ohne weiteres aufzuheben iſt. Mit 
Recht weiſt die Revifion auf die mit dem Verlangen einer 
„Beſſerung“ als Vorausſetzung der Wiederaufhebung der Ent⸗ 
mündigung verbundene unannehmbare Folge hin, daß danach 
ein in Folge unzutreffender Würdigung des früheren Zuftandes 
unzutreffend für geiſteskrank oder für einen Verſchwender 
erklärter Entmündigter, der in Wirklichkeit gar nicht geiſtes⸗ 
krank oder gar kein Verſchwender war, die Wiederaufhebung 
der Entmündigung niemals würde erreichen konnen, da feiner 
Klage ſtets der Einwand entgegenftände, daß er fo gefund, fo 
haushälteriſch, wie jetzt, ſchon zur Zeit der Entmündigung 
geweſen, alſo eine Aenderung zum Beſſeren nicht eingetreten ſei. 
Daß das Berufungsgericht mit der von ihm als Vorausſetzung 
der Wiederaufhebung der Entmündigung aufgeſtellten „Aenderung 
zum Beſſeren im Charakter des Entmündigten“ nur den Nach⸗ 
weis hat verlangen wollen, daß der Entmündigte ſetzt feinem 
Charakter nach als Verſchwender nicht anzuſehen iſt, ohne daß 
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dabei der frühere Zuſtand als Maßſtab in Betracht zu ziehen 
iſt und in Betracht gezogen iſt, läßt ſich auch aus dem Zu⸗ 
ſammenhange der Begründung des Berufungsurtheils mit aus- 
reichender Sicherheit nicht entnehmen, da es nach dieſer Richtung 
an wirklichen Zefiftellungen fehlt und zumeiſt mit hypothetiſchen 
Darlegungen operirt wird. Andrerſeits ſchließt aber die ganze 
Sachlage die Feſtſtellung nicht ſchlechthin aus, daß der Ent⸗ 
mündigte jetzt als Verſchwender nicht anzuſehen und damit der 
Grund der Entmündigung weggefallen iſt. Das hiernach auf 
rechtsirrthümlicher Auffaſſung des § 6 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beruhende Berufungsurtheil unterliegt daher der Auf- 
hebung, ohne daß es des beſonderen Eingehens auf den noch 
erhobenen Angriff der Reviſion bedarf, mit welchem dem Be⸗ 
rufungsgericht der Vorwurf gemacht wird, die Beſſerung der 
Lage des Entmündigten nach der objektiven Seite hin aus 
Gründen verneint zu haben, welche auf einer Verkennung des 
Begriffs „Nothſtand“ im Sinne des § 6 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beruhen. 
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Zu Art. 208 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1578 B. G. B. Art. 340 Code civil. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Meier 
c. Beier vom 10. Mai 1901, Nr. 87/ö1901 II. 
II. J. O. L. G. Colmar. 


Der Kläger und der Beklagte find Staatsangehörige des 
Königreichs Sachſen. Der Beklagte hatte jedoch ſchon vor dem 
1. Januar 1900 feinen Wohnfitz in Elſaß⸗Lothringen; zur 
Zeit der nach dem 1. Januar 1900 geſchehenen Klageerhebung 
wohnte er in Diedenhofen. Der Kläger hat mit der Klage 
beantragt, den Beklagten zu verurtheilen: 

1. anzuerkennen, daß dem am 22. April 1880 von der 
Ida Wilhelmine Meier, jetzt Ehefrau Metzner, ge⸗ 
borenen Kläger dem Beklagten gegenüber die Rechte 
eines ehelichen Kindes zuſtehen, und 

2. darin einzuwilligen, daß das Geburtsregiſter zu Reins⸗ 
dorf dahin berichtigt werde, daß der Kläger nicht den 
Namen „Meier“ ſondern „Beier“ zu führen habe. 

Zur Begründung der Klage war geltend gemacht: Der 
Beklagte habe vom Jahre 1879 bis 1884, während welcher 
Zeit er als Bahnbeamter in Zwickau (Sachſen) angeſtellt war, 
mit der Mutter des Klägers in einem gültigen Verlöbniſſe ge⸗ 
ſtanden, zu dem insbeſondere die Eltern der Verlobten ihre 
ausdrückliche Zuſtimmung ertheilt hätten; während dieſes Ver⸗ 
löͤbniſſes ſei Kläger von den Verlobten gezeugt und von der 
damals ledigen Meier am 22. April 1880 geboren worden. 
Dem Kläger ſtänden darnach die Rechte eines Brautkindes 
nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches für das 
Königreich Sachſen gegen den Beklagten zu. Dieſe Rechts- 
ſtellung ſei auch durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches nicht geändert worden, da nach Artikel 208 Abſ. 2 des 
Einführungsgeſetzes zu dem Bürgerlichen Geſetzbuche die bis⸗ 
herigen Geſetze maßgebend blieben. 

Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Auf Revifion 
des Klägers iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Die Anträge der Klage find darauf begründet, daß der 
vor dem 1. Januar 1900 außerehelich erzeugte und geborene 
Kläger zu dem Beklagten in der rechtlichen Stellung eines 
Brautkindes nach § 1578 des Bürgerlichen Geſetzbuches für 
das Königreich Sachſen ſtehe. Auf Grund des Artikels 208 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen, inwieweit einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches außerehelich 
erzeugten Kinde wegen Erzeugung im Brautſtande die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes zukomme; die Vorſchriften des 
Sächfiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches über die rechtliche Stellung 
der Brautkinder find auch durch Beſtimmungen in dem ſächfiſchen 
Geſetze vom 18. Juni 1898, „die Ausführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches, betreffend“, für die hier in Betracht kommenden 
Anſprüche nicht geändert. Bei der Frage, ob dem Kläger zu 
dem Beklagten die Eigenſchaft eines Brautkindes im Sinne des 
§ 1578 zukomme, handelt es ſich ferner um den geſammten 
Perſonen⸗ und Familienſtand und es wird deshalb in der 
Rechtslehre der Kollifionsnormen des ſächfiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuches angenommen — Hoffmann Bürgerliches Geſetzbuch 
für das Königreich Sachſen Bd. I zu 8 15 Bemerkung 2 —, 
daß dieſe Frage in analoger Anwendung der 58 15, 16 und 7 
nach dem Geſetze des Staates, welchem die Betheiligten als 
Unterthanen angehören, zu beurtheilen ſei. Nach der Abſicht 
des erwähnten Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
tft eine Aufhebung jener Kollifionsnormen ausgeſchloſſen und 
daher deren analoge Anwendung auf den hier gegebenen Fall 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 gleichmäßig gerechtfertigt. 

Nach dem unbeſtritten gebliebenen Vorbringen in den 
Inſtanzen iſt der Kläger Staatsangehoͤriger des Königreichs 
Sachſen und war der Beklagte zur Zeit des geltend gemachten 
Verlöbniſſes mit der Mutter des Klägers und der Zeugung des 
Letzteren während jenes Verloͤbniſſes gleichfalls ſächſiſcher 
Staatsangehoͤrigerz er hatte überdies zur Zeit der angeblichen 
Zeugung ſeinen Wohnfitz in Sachſen und hat auch bei Verlegung 
ſeines Wohnſitzes in die Reichslande die ſächſiſche Staats⸗ 
angehoͤrigkeit nicht aufgegeben. Soweit ſonach die Kollifions⸗ 
normen des ſächfiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches in Betracht 
kämen, ſtände der Anwendung des § 1578 nichts entgegen; die 
hierher in einer Entſcheidung des Oberlandesgerichts Dresden 
— Annalen Bd. 9 S. 64 — angeregte, aber dort nicht 
entſchiedene Frage, ob bei dieſer analogen Anwendung der 
88 15, 16 und 7 die Staatsangehoͤrigkeit des Vaters — arg. 5 15 — 
oder die des Kindes zu Grunde zu legen ſei, bedarf nach Lage 
der Sache hier nicht der Entſcheidung. In dieſer Rechtslage 
iſt an fih auch dadurch eine Aenderung nicht eingetreten, daß 
der Beklagte feinen Wohnfitz nach Elſaß⸗Lothringen, alſo in 
das Gebiet des Code civil verlegt hat; denn die Kollifſionsnorm 
in Artikel 3 Abſ. 3 Code civil beſtimmt gleichfalls, daß die 
den Perjonen- und Familienſtand betreffenden Klagen, zu denen 
die vorliegende zu rechnen iſt, nach dem Rechte der Staats- 
angehörigkeit zu beurtheilen ſeien. Der Geltendmachung der 
hier verfolgten Anſprüche vor einem Gerichte des Code civil 
hatte dagegen bis zum 1. Januar 1900 die Vorſchrift des 
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Artikels 340 „la recherche de la paternité est interdite“ 
entgegengeſtanden; denn dieſer Vorſchrift wird nach der nahezu 
einſtimmigen Rechtslehre und der einſtimmigen Praxis aller 
Gebiete, in denen der Code civil gegolten hat, auf Grund der 
Annahme, daß das Verbot zur Verhinderung des Mißbrauches 
der Vaterſchafts⸗ und Unterhaltsprozeſſe überhaupt erlaſſen jet, 
die Tragweite gegeben, daß die Gerichte im Gebiete des Code 
civil fie als zwingende Kollifionsnorm auf jede bei ihnen 
anhängige Rechtsſache anzuwenden haben, auch wenn dieſelbe an 
ſich nach ausländiſchem Rechte zu beurtheilen wäre, daß ſie alſo 
die Bedeutung eines Exklufivſatzes der lex fori habe. Die in 
der Theorie gemachten Verſuche — Laurent Droit international 
Bd. V Nr. 262 ff. — dieſe Tragweite des Artikels 340 zu 
verneinen, find ohne Einfluß auf die Praxis geblieben. 

Sonach hatte Artikel 340 nach dem Rechte des Code civil 
eine doppelte Bedeutung. einmal die einer materiellen Regelung 
des Rechtsverhältniſſes unehelicher Kinder, die in dem Gebiete 
des Code civil geboren find oder auf die nach den im Einzel⸗ 
falle zur Anwendung kommenden Kollifionsnormen anderer 
Rechte das materielle Recht des Code civil anzuwenden iſt, 
dahin, daß durch denſelben die Entſtehung eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen dem Kinde und dem unehelichen Erzeuger aus⸗ 
geſchloſſen wurde und darnach ein Anſpruch gegen den außer- 
ehelichen Vater überhaupt nicht entſtand, und ſodann bezüglich 
von Rechtsverhältniſſen außerhalb des Gebietes des Code civil 
geborener unehelicher Kinder, daß nach dem maßgebenden 
materiellen Rechte und deſſen Kollifionsnormen rechtsgültig 
entſtandene Anſprüche derſelben vor einem feinem Gebiete an⸗ 
gehörenden Gerichte nicht zuzulaſſen ſeien, daß er alſo dieſen 
gegenüber einen Exklufivſatz der lex fori begründete. Der Code 
civil iſt zwar durch § 1 des elſaß⸗lothringiſchen Geſetzes vom 
29. November 1899, „die Aufhebung von Landesgeſetzen be⸗ 
treffend“, dort ſeit 1. Januar 1900 aufgehoben; es käme aber 
hier § 3 jenes Geſetzes, wonach die künftige Anwendung der 
dort aufgehobenen Geſetze auf Grund der Uebergangsvorſchriften 
eines Reichs oder Landesgeſetzes durch die Aufhebung der 
Geſetze nicht berührt werde, dann zur Anwendung, wenn durch 
die Vorſchrift in dem zweiten Satze des Artikels 208 Abſ. 1 
des Einführungegeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche — „für 
die Erforſchung der Vaterſchaftt bleiben jedoch die 
bisherigen Geſetze maßgebend“ — Artikel 340 auch in feiner 
zweiten Bedeutung als Exklufivſatz über der lex fori aufrecht 
erhalten wäre. Die Entſcheidung über die Reviſion hängt 
daher von der Stellungnahme zu der Frage ab, ob durch jene 
Beſtimmung des Artikels 208 Abſ. 1, Artikel 340 in jener 
zuletzt bezeichneten Richtung aufrecht erhalten iſt; denn wenn 
dieſe Frage zu bejahen wäre, ſo käme für die in Artikel 208 
Abſ. 2 zugelaſſenen Anſprüche eines Brautkindes jenes Verbot 
als zwingendes Recht des Prozeßgerichts gleichfalls zur An⸗ 
wendung, da es ſich auch hier um Anſprüche eines außerehelichen 
Kindes handelt und es an jedem Anhalte in dem Wortlaute 
des Geſetzes und in den Geſetzesmaterialien für die Annahme 
fehlen würde, daß der Geſetzgeber, wenn jenes Verbot als 
zwingendes Recht des Prozeßgerichts ſollte erhalten bleiben, den 
Fall eines Brautkindes davon ausgenommen hätte. Die ſonach 
für die Entscheidung allein maßgebende, in der Litteratur viel 
uniſtrittene Frage, ob das Verbot der Erforſchung der Vater⸗ 


ſchaft in Artikel 340 im Gebiete des Code civil für die nach 
fremdem Rechte rechtsgültig entſtandenen Anſprüche vor den 
1. Januar 1900 außerhalb des Gebietes des Code civil ge. 
borener unehelicher Kinder auch nach dem 1. Januar 1900 ein 
zwingendes Verbot für das Recht des Prozeßgerichts — „ein 
Exklufivoſatz der lex fori“ — geblieben ſei, tft aber zu verneinen. 
Der erſte Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuche iſt in Artikel 126 Abſ. 1 von der in 
Artikel 208 Abſ. 1 zum Geſetz gewordenen Auffaſſung au 
gegangen, daß die rechtliche Stellung eines unehelichen Kindes 
ſich von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchel an 
im Allgemeinen nach dem neuen Rechte richte, auch wenn dat 
Kind unter der Herrſchaft des alten Rechts geboren iſt; ag 
hatte indeſſen Satz 2 des Artikels 126 Abſ. 1 bereits die 
Beſtimmung enthalten, „in Anſehung der vorher (vor da 
1. Januar 1900) geborenen Kinder beſtimmt ſichh de 
Unterhalts verpflichtung des Vaters nach den bisherigen 6. 
ſetzen“. In den Motiven zu dieſer letzteren Vorſchrift 
S. 298 — wird ausgeführt, nachdem zunächſt dargelegt wurk, 
daß bei rein theoretiſcher Auffafiung auch auf den Unter 
haltsanſpruch das neue Recht ſchlechthin zur Anwendung zu 
bringen wäre: 
„Gleichwohl iſt in dem Entwurfe ein abweichender 
Standpunkt eingenommen. Zur Zeit iſt in einem nicht 
geringen Theile Deutſchlands die Erforſchunz der Vater⸗ 
ſchaft verboten. Wird den in den betreffenden 
Rechtsgebieten bereits vorhandenen vuchlichen 
Kindern mit dem Inkrafttreten des Bürgerliche Ocſez⸗ 
buches ein Unterhaltsanſpruch wenn auch nur für die Zukunft 
gewährt, jo find zahlreiche Prozeſſe die Folge, in denen 
wegen des in der Zeit vielleicht weit zurückliegenden 
Thatbeſtandes nicht bloß die Ermittelung der materielle 
Wahrheit in hohem Grade ſchwierig, ſondern auch Anlıf 
zu Meineiden gegeben wird. Erpreſſungsverſuche und 
Störungen des Familienfriedens find zu beforgen. Mag 
der Geſetzgeber dieſe Momente, die gegen die An- 
erkennung der Unterhaltspflicht überhaupt ſprechen, 
für nicht fo gewichtig erachten, um den Unterhalt 
anſpruch im Allgemeinen zu verſagen, jo darf er hd 
doch nicht verhehlen, daß das Gewicht erheblich zunimmt, 
wenn es ſich um Erſtreckung der Unterhaltt- 
pficht auf Kinder handelt, die zu einer Zeit 
geboren ſind, welche eine ſolche Unterhalt 
pflicht nicht kannte Hat die Geftaltung 
der Unterhaltspflicht, wie dieſelbe in den einzelnen 
Rechtsgebieten ſich entwickelt hat, bisher den praktische 
Bedürfniſſen und ſozialen Anforderungen genügt, je 
wird es in Anſehung bereits geborener Kinder bei dieser 
Geſtaltung bewenden können. Jedenfalls kann datauk, 
daß die auf die Unterhaltspflicht bezüglichen Normen 
eine gewiſſe fittliche Grundlage haben, nicht die Nolh⸗ 
wendigkeit einer ſofortigen allgemeinen Geltung der 


Hinzufügung der Worte „für die Erforſchung der Vaterſchaft⸗ 
in den fetzigen Artikel 208 Ab. 1 iſt erſt in der Berathung des 
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Bundesrathes erfolgt. Eine Veroffentlichung der Gründe, welche 
den Bundesrath hierbei geleitet haben, hat nicht ſtattgefunden. 

Es kann im Hinblick auf die dargelegte Entſtehungs⸗ 
geſchichte nicht verkannt werden, daß der Begründung zu dem 
Artikel 126 des erſten Entwurfes um deswillen eine durch⸗ 
ſchlagende Bedeutung nicht beigemeſſen werden darf, weil die 
hier in erſter Reihe in Betracht kommenden Worte „für die 
Erforſchung der Vaterſchaft“ in jenem Entwurfe noch nicht 
enthalten waren. Immerhin rechtfertigt jene Begründung die 
Annahme, daß in jenem Stadium der Geſetzgeber bei Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbotes der Erforſchung der Vaterſchaft die im 
Geltungsbereiche jenes Verbotes geborenen Kinder im Auge 
gehabt hat, bezüglich deren mit der Geburt feſtgeſtanden hatte, 
daß ein Rechtsverhältniß zu dem Erzeuger nicht zur Entſtehung 
gekommen ſei, und daß er eine Erſtreckung der Aufrechterhaltung 
jenes Verbotes auf ſolche Kinder, die nach dem für ihr Rechts⸗ 
verhältniß zu dem Erzeuger maßgebenden materiellen Rechte an 
ſich einem ſolchen Verbote nicht unterlagen, nicht in Ausficht 
genommen zu haben ſcheint. Die Hinzufügung der Worte: 
„für die Erforſchung der Vaterſchaft“ konnte in dem Zuſammen⸗ 
hange, daß für fie die bisherigen Geſetze maßgebend ſeien, aller⸗ 
dings die Annahme nahe legen, daß dieſelbe gerade zu dem 
Zwecke erfolgt ſei, um das Verbot der Erforſchung der Vater⸗ 
ſchaft feinem ganzen bisherigen Inhalte nach, alſo auch für die 
vor dem 1. Januar 1900 geborenen unehelichen Kinder, deren 
rechtliche Beziehungen nicht dem materiellen Rechte des hier in 
erſter Reihe in Betracht kommenden Code civil unterlagen, 
aufrecht zu erhalten, und es könnte hierfür noch geltend gemacht 
werden, daß die nachträgliche Zulaſſung folder Klagen hinfichtlich 
derjenigen unehelichen Väter, die ſeit vielen Jahren in dem 
Gebiete des Code civil anſäſſig waren und dadurch jenen 
Schutz des Artikels 340 genoſſen hatten, von den üblen Folgen 
begleitet ſein konnten, welche in der Begründung des Entwurfes 
unter Anderem als Zweckmäßigkeitsgründe für die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbotes angeführt find. Allein jene Hinzufügung 
findet ihre Rechtfertigung in einem weit näher liegenden Grunde. 
Die Rechtslehre und die Praxis in den Gebieten des Code civil 
hatte dem Verbote der Erforſchung der Vaterſchaft in Artikel 340 
eine weitere Bedeutung dahin zuerkannt, daß es nicht lediglich 
auf die Feſtſtellung der Vaterſchaftsverhältniſſe zwiſchen Vater 
und Kind beſchränkt werden dürfe, ſondern auch bei anderen 
Rechtsverhältniſſen anzuwenden ſei, wo die Unterſuchung der 
Vaterſchaft in Frage komme. Dieſer Auffaſſung gegenüber war 
die Aufrechterhaltung jenes Verbotes in der Faſſung des erſten 
Entwurfes zu eng, auch wenn daſſelbe — wie hier angenommen 
wird — nur für die im Gebiete des Code eivil geborenen 
oder nach Kolliſionsnormen anderer Rechte dem materiellen 
Rechte des Code eivil unterſtehende Kinder fortbeſtehen ſollte. 
Es lag daher nahe, aus den in der Begründung des erſten 
Entwurfes enthaltenen Erwägungen, die hier gleichmäßig zu⸗ 
trafen, für dieſe Kinder jene weitere Bedeutung des Artikel 340 
aufrecht zu erhalten und dies durch Aufnahme einer Beſtimmung, 
daß für die Erforſchung der Vaterſchaft die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben, zum Ausdruck zu bringen. Deshalb kann 
aus der Hinzufügung jener Worte nicht auf eine Abſicht der 
geſetzgebenden Faktoren geſchloſſen werden, daß jenes Verbot 
als zwingendes Recht des Prozeßgerichts (als Exklufipſatz 


der lex fori) feſtgehalten werde. Die Beibehaltung des Ver⸗ 
botes der Erforſchung der Vaterſchaft für die vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900 im Gebiete des Code civil geborenen Kinder 
war durch die in der Begründung des erſten Entwurfes dar⸗ 
gelegten Erwägungen durchaus gerechtfertigt; für deſſen Bei⸗ 
behaltung als abſolut zwingende Kollifionsnorm des Rechts des 
Prozeß gerichts, alſo für die Fälle, wenn das rechtsgültig be⸗ 
ſtehende materielle Rechts verhältniß zu dem Code civil keine 
innere Beziehung hätte, ſondern nur dadurch und zwar nach 
dem 1. Januar 1900 in ſein Machtbereich getreten wäre, daß 
dort ein Prozeß anhängig wurde, fehlt es dagegen an zureichendem 
Anhalt. Im Gegentheil folgt aus der Natur und dem Rechts⸗ 
grunde ſolcher zwingenden Verbotsgeſetze, ſoweit dieſelben wie 
hier als Kolliſionsnormen des Rechts des Prozeß gerichts in 
Betracht kommen, daß ſie im Zweifel das Prozeßgericht für 
die Zeit nicht mehr binden und nicht mehr binden wollen, in 
der das Verbotsgeſetz für das Recht des Prozeßgerichts ſeine 
allgemeine Bedeutung verloren hat und ſonach, wenn es weiter 
fortbeſtände, das Prozeßgericht zur Verſagung ſeiner Thätigkeit 
zwingen würde, die es zur gleichen Zeit nach dem neuen Rechte 
für Anſprüche dieſer Art anſtandslos zu gewähren hätte. Es 
kann zwar zugegeben werden, daß der Geſetzgeber eine Zwie⸗ 
ſpältigkeit des zwingenden Rechts auch in deſſen Anwendung 
auf das Recht des Prozeß gerichts zulaſſen kann, im Zweifel 
iſt aber eine ſolche Annahme zu verneinen. Darnach rechtfertigt 
auch der Wortlaut der Vorſchrift in Artikel 208 Abſatz 1, daß 
für die Erforſchung der Vaterſchaft .. . . die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben, nicht den Schluß, daß das in Artikel 340 
des Code eivil enthaltene Verbot der Erforſchung der Vater⸗ 
ſchaft in ſeiner weiteren Bedeutung als zwingendes Verbot für 
das Recht des Prozeßgerichts fortbeſtehe. 


Zu den SS 763, 812 B. G. B. 
Zum Preußiſchen Geſetz vom 29. Juli 1885 
betreffend das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. 
Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Börmel 
c. Eiſenhardt vom 11. Mai 1901, Nr. 144/1901 J. 
II. J. Kammergericht. 


Der Beklagte hatte in der 5. Klaſſe der Thüringiſch⸗ 
Anhaltiſchen Staatslotterie ½% Loos Nr. 29027, das er von 
der Klägerin käuflich erworben hatte, geſpielt und darauf einen 
Gewinn von 22 Mark erzielt. Hiervon ſetzte die Klägerin den 
Beklagten unter Ueberſendung eines neuen ½ Looſes derſelben 
Lotterie und derſelben Klaſſe (Nr. 30650) durch ein Schreiben 
vom 16. Mai 1900 in Kenntniß. 

Dieſes Schreiben iſt am 17. Mai 1900 in der Wohnung 
des Beklagten eingetroffen; wie letzterer ſelbſt angiebt, iſt es an 
dieſem Tage zwiſchen 6 und 7 Uhr Vormittags in dem Poſtamt 
Grunewald zur Ausgabe gelangt und gegen 7 ½ Uhr Vormittags 
in der Wohnung des Beklagten abgegeben worden. 

An demſelben Tage (17. Mai) und zwar Vormittags gegen 
8 Uhr 33 Minuten wurde bei der fortgeſetzten Ziehung das 
Loos Nr. 30650 mit einem Gewinn von 100 000 Mark gezogen, 
wovon planmäßig auf das ½1 Loos der Betrag von 8 500 Mark 
entfiel. 


— -- 


Unter dem 18. Mai 1900 ſchrieb dann die Klägerin an 
den Beklagten: 

„Meine Offerte bezüglich des Erſatzlooſes Nr. 30650 
ziehe ich hierdurch zurück und erſuche um umgehende 
Rückſendung deſſelben im beiliegenden Freikouvert“. 

Dieſen Brief hat der Beklagte am 19. Mai, wie er ſelbſt 
angiebt, gegen Mittag. erhalten. 

An dem gleichen Tage, und zwar Nachmittags, erhielt die 
Klägerin einen vom 18. Mai datirten, „19/6 00 6— 7 Uhr V. M.“ 
abgeſtempelten Brief des Beklagten, welchem das ¼0 Loos 
Nr. 29027 beigefügt war, und der wie folgt lautete: 

„Herrn Eiſenhardt. 

Von der Reiſe zurückgekehrt finde Ihren Brief, überſende 

Gewinnlos 29027 C und behalte zugeſandtes 30650“. 
Nach der Behauptung des Beklagten ift dieſer Brief am 
18. Mai ſpät Abends in den Briefkaſten geworfen worden. 
Er will zu dieſer Zeit noch keine Kenntniß davon gehabt haben, 
daß auf das Loos Nr. 30650 ein Gewinn entfallen war. 
Vorgefunden hatte er nach ſeiner Angabe den Brief der Klägerin 
vom 16. Mai bei der Rückkehr von einer Reiſe am Morgen 
des 18. Mai. Mittels eingeſchriebenen Briefes vom 21. Mai 
1900 ließ ſodann die Klägerin durch einen Rechtsanwalt dem 
Beklagten mittheilen, daß ſie das Loos und den darauf entfallenen 
Gewinn als ihr Eigenthum in Anſpruch nehme und ihn nochmals 
zur Herausgabe des Looſes auffordere. Beklagter verweigerte 
aber die Herausgabe. 

Die jetzt erhobene Klage geht darauf, den Beklagten zu 
verurtheilen, das Yır Loos Nr. 30650 an die Klägerin heraus⸗ 
zugeben und darin zu willigen, daß der auf dies ½ Loos ge- 
fallene Gewinn von 8500 Mark an die Klägerin ausgezahlt werde. 

Der Beklagte iſt in der Revifionsinſtanz klaggemäß verurtheilt. 
Seine Revifion iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Nach dem gegebenen Thatbeſtande iſt davon auszugehen, 
daß die Klägerin in eigenem Namen ¼ des Looſes Nr. 29027 
an den Beklagten verkauft hatte, und ihm dann, nachdem dieſes 
Loos gezogen worden war, ½ des Looſes Nr. 30650 zum 
Kauf angeboten hat. Erfolgt iſt dies Angebot durch Schreiben 
vom 16. Mai 1900, und zu beurtheilen iſt deshalb der Streit der 
Parteien nach dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Recht, 
nach dem früheren Recht nur, ſoweit es unberührt geblieben iſt. 

Es handelt fih um ein Loos der Thüringiſch⸗Anhaltiſchen 
Staatslotterie. Nach dem Preußiſchen Geſetz, betreffend das 
Spiel in außerpreußiſchen Lotterien, vom 29. Juli 1885 iſt 
aber ſowohl das Spielen in außerpreußiſchen Lotterien, die nicht 
mit Königlicher Genehmigung in Preußen zugelaſſen ſind, wie 
der Verkauf von Looſen zu dergleichen Lotterien bei Strafe 
verboten, und in dieſer ſtrafrechtlichen Vorſchrift muß auch die 
privatrechtliche Beſtimmung gefunden werden, daß alle dem 
Verbot zuwiderlaufenden Verträge nichtig find. Es könnte 
daher die Frage aufgeworfen werden, ob etwa ſelbſt dann, wenn 
man eine Willenseinigung der Parteien über den käuflichen 
Erwerb des dem Beklagten zugeſandten / Looſes als zu Stande 
gekommen anzuſehen hätte, die Klägerin befugt wäre, das Loos 
zurückzufordern (8 812 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Diele 
Frage iſt indeß ſchon auf Grund der Beſtimmung im § 763 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu verneinen. Wenn hier ein 
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Lotterievertrag unter der Vorausſetzung für gültig erklärt wird, 
daß die Lotterie ſtaatlich genehmigt iſt, ſo kann, wie mit der 
in der Litteratur vorherrſchenden Anficht anzunehmen iſt, dieſe 
reichsgeſetzliche Gültigkeitserklärung füglich nur ſo gemeint ſein, 
daß unter der bezeichneten Vorausſetzung der Lotterievertrag im 
ganzen Reichsgebiet gültig fein ſoll. Für alle bundesſtaatlich 
genehmigten Lotterien haben deshalb die landesgeſetzlichen Verbote 
des Spielens in auswärtigen Lotterien ihre privatrechtliche 
Wirkung verloren. 

Demnach hängt die Entſcheidung davon ab, ob die Parteien 
über den Kauf des ½0 Looſes Nr. 30650 willenseinig geworden 
ſind, und mit Recht iſt das Berufungsgericht zu dem Ergebniß 
gelangt, daß dies nicht der Fall ſei. Der von der Revifion 
erhobene Vorwurf, daß das Berufungsgericht die SS 145 ff. dei 
Bürgerlichen Geſetzbuchs verletzt habe, iſt nicht begründet. — 
Wird näher ausgeführt. 


Zu den 88 1601 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Nitzſchke 
e. Nitzſchke vom 25. April 1901, Nr. 363 / 1900 IV. 
II. J. O. L. G. Cöln. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht iſt überall von richtigen watmel⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen. Die Unteihalpficht 
des Beklagten ift, da dieſelbe für die Zeit ſeit dem 1. Zamı IM 
in Anſpruch genommen wird, lediglich nach den Beſtimmunga 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. Das Berufungsgericht 
verkennt nun nicht, daß die in 8 1601 a. a. O. im Allgemeinen 
ausgeſprochene Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin, jeine 
Mutter, Unterhalt zu gewähren, da 8 1602 daſelbft nur dam 
beſteht, wenn die Klägerin außer Stande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, daß ferner der Beklagte nach $ 1603 daſelbſt dann nicht 
unterhaltspflichtig iſt, wenn er bei Berückſichtigung feiner fonftigen 
Verpflichtungen außer Stande iſt, ohne Gefährdung feine 
ſtandesmäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren, und daß 
nach $ 1609 daſelbſt die Verpflichtung des Beklagten, feine 
Ehefrau und ſeine beiden minderjährigen Kinder zu unterhalten, 
dem Unterhaltsanſpruch der Klägerin vorgeht. 

In Frage kann hiernach nur kommen, ob die thatſächlichen 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts überall genügend begründet 
und die Einwendungen des Beklagten ausreichend berisckfichtigt find. 

In dieſer Beziehung wird, was die Unterhalts- 
berechtigung der Klägerin anbelangt, von der Reviflon die 
Ausführung des Berufungsgerichts bemängelt, daß der Klägerin 
die Führung eines Haushaltes bei fremden Perſonen oder die 
Uebernahme einer ſonſtigen dienenden Stellung nicht zugemuthe 
werden könne. Dieſe Auffaſſung iſt indeſſen, da ſie auf das 
Alter und die Lebens ſtellung der Klägerin geftügt iſt, eine 
weſentlich thatſächliche und durch die Hervorhebung dieſer beiden 
Momente genügend begründet. Daß Erwerbsunfähigkeit ſchon 
angenommen werden muß, wenn eine der Lebens ſtellung des 
Bedürftigen entſprechende Erwerbsthätigkeit ausgeſchloſſen erſcheint, 
kann namentlich mit Rückſicht auf die Beſtimmung in 8 1610 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs keinem Bedenken unterliegen. 


er, 


Zu den SS 1606, 1607. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schleiffer 
c. Köhler vom 6. Mai 1901, Nr. 69/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an das 
Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Ausführungen des Berufungsrichters geben zu rechtlichen 
Bedenken in zwiefacher Beziehung Veranlaſſung. 

Zunächft kann als richtig nicht anerkannt werden, daß 
nach 88 1608 und 1607 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur 
Begründung einer Klage der vorliegenden Art die Behauptung 
beziehungsweiſe der Nachweis gehöre, daß der in erſter Linie 
verpflichtete Ehegatte, gegen den eine Rechtsverfolgung im 
Inlande nicht moͤglich iſt, ſeine Alimentationspflicht nicht erfüllt 
habe und daß alſo von ihm eine Veranlaſſung zu der (gegen 
ihn ſelbſt gar nicht zu verfolgenden) Klage gegeben worden ſei. 
Die von einem unſtreitig unterſtützungsbedürftigen Ehegatten 
gegen ſeine unterſtützungsfähigen Kinder erhobene Klage erſcheint 
vielmehr an ſich ohne Weiteres als begründet, wenn der in 
erſter Linie verpflichtete Ehegatte im Inlande nicht verklagt 
werden kann. Freilich mag eine ſolche Klage unter Umſtänden 
ſich als hinfällig erweiſen, wenn feſtgeſtellt wird, daß der andere 
Ehegatte feine Obliegenheiten bisher erfüllt hal, oder daß die 
Annahme der ſeitens des unterhaltspflichtigen Ehegatten in 
gehöriger Weiſe angebotene Erfüllung von dem Bedürftigen 
verweigert worden iſt. Immer aber bleibt es in ſolchen Fällen 
Sache des wegen Nichtbelangbarkeit des andern Ehegatten in 
Anſpruch genommenen Beklagten, die betreffenden zur Beſeitigung 
der Klage geeigneten Thatſachen im Wege des Einw andes 
geltend zu machen. Den Beklagten, nicht den klagenden Theil, 
trifft alſo in dieſer Beziehung die Beweislaſt. 


— — — — 


Zu Art. J und V Einf. Gef. zur Konkursordnungs⸗ 
novelle. Art. 203 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


88 1649 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Groß 
Konkurs c. Groß vom 20. Mai 1901, Nr. 84/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Revifion der Konkursmaſſe iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das hier in Frage ſtehende G. 'ſche Konkursverfahren iſt 
vor dem Inkrafttreten der Konkurs ordnungsnovelle (vergl. Artikel I 
des Einführungsgeſetzes zu derſelben) eröffnet. Ueber die Er⸗ 
ledigung derartiger Konkursverfahren beſtimmt der Artikel V 
a. a. O., daß dieſelbe nach den bisherigen Geſetzen erfolgen fol. 
Daß unter den „bisherigen Geſetzen“ nicht nur ſolche über das 
formelle Konkursrecht, ſondern auch ſolche über das materielle 
Konkursrecht zu verſtehen find, haben die Vorinſtanzen zutreffend 
unter Hinweis auf die gleiche Auslegung, welche der 8 8 Abſ. 1 
des Einführungsgeſetzes zur alten Konkurs ordnung gefunden 
hat (vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 17 
S. 41, ſowie die Kommentare von Peterſen, v. Wilmowski und 


v. Sarwey zu 88 a. a. O.), angenommen. Demzufolge würde 
bei der allgemeinen Faſſung des Artikel V des Einführungsgeſetzes 
zur Konkursordnungsnovelle an ſich zu ſchließen ſein, daß der 
hier in Rede ſtehende G. 'ſche Konkurs, ſoweit es auf die unter 
den Parteien ſtreitige Frage ankommt, ob der dem Gemein⸗ 
ſchuldner nach bisherigem Landesrechte zuſtehende Nießbrauch am 
Vermögen feiner Kinder auch über den 1. Januar 1900 hinaus 
noch als Beſtandtheil der Konkursmaſſe zu gelten hat, unter 
Anwendung des bisherigen Abſ. 2 in § 1 der Konkursordnung 
zu erledigen wäre. 

Allein die Kläger machen geltend, daß eine ſolche An⸗ 
wendung mit gewiſſen ſeit dem 1. Januar 1900 in Kraft ge- 
tretenen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zu demſelben und der Civilprozeßordnung 
unvereinbar ſei. Das Oberlandesgericht iſt dieſer Auffaffung bei- 
getreten. Hierin kann, im Gegenſatze zur Reviſion eine Ver⸗ 
letzung des Artikel V des Einführungsgeſetzes zur Konkursordnungs⸗ 
novelle nicht gefunden werden. 

Gegen die Anſicht des Berufungsgerichts läßt ſich nicht der 
Umſtand verwerthen, daß der Artikel V a. a. O. inhaltlich dem § 8 
Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zur urſprünglichen Konkurs- 
ordnung entſpricht. Es kommt hierbei in Betracht, daß das 
letztere Einführungsgeſetz ſich einem im Weſentlichen unverändert 
gebliebenen bürgerlichen Rechte gegenüber ſah, während das 
Einführungsgeſetz zur Konkursordnungsnovelle im Gefolge einer 
durchgreifenden Aenderung des Bürgerlichen Rechts ergangen iſt. 

Die Auffaſſung des Berufungsgerichts kann auch nicht vom 
Gefichtspunkt eines wohlerworbenen Rechts ans beanſtandet 
werden. Die Konkursmaſſe darf naturgemäß nicht mehr Rechte 
beanſpruchen, als dem Gemeinſchuldner den Kindern gegenüber 
zuſtehen; und letzteres Rechtsverhältniß bildet nicht einen dem 
Wechſel der Geſetzgebung entzogenen Zuſtand. 

Für den Standpunkt des Berufungsgerichts ſpricht nun 
aber, daß gerade auf dem Gebiete des Eltern ⸗ und Kindesrechts 
eine durchgreifende Aenderung durch die Vorſchriften des neuen 
bürgerlichen Reichsrechts herbeigeführt iſt. In dieſer Beziehung 
weiſt das Berufungsgericht zunächſt darauf hin, daß nach 
Artikel 203 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
ſeit dem 1. Januar 1900 das Rechtsverhältniß zwiſchen den 
Eltern und einem ehelichen Kinde, auch ſofern das letztere vor 
dieſem Zeitpunkte geboren ſei, und ſoweit es ſich um deſſen 
vorher erworbenes Vermögen handle, nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſich beſtimmen ſolle, daß in Folge deſſen 
die bisherigen Landesgeſetze bezüglich jenes Rechtsverhältniſſes 
beſeitigt und an deren Stelle die reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das elterliche Nutznießungs⸗ 
recht (85 1649 ff.) getreten ſeien, und daß folgerecht auch der 
gegenſtandslos gewordene Abſ. 2 des § 1 der Konkurs ordnung 
durch die Novelle zu letzterer beſeitigt ſei. Sodann legt das 
Berufungsgericht aber auch dar, daß das vom Bürgerlichen 
Geſetzbuch neu eingeführte elterliche Nutznießungsrecht nach Maß⸗ 
gabe des aufrecht erhaltenen Abſ. 1 des 8 1 der Konkursordnung 
in Verbindung mit den die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
regelnden neuen Vorſchriften der Civilprozeßordnung nicht dazu 
führen koͤnne, dem Konkursverwalter weiterhin noch das Recht 
auf Verwaltung der Kindergrundſtücke und auf Einziehung der 
Miethserträge derſelben zu gewähren; und zwar ſchon deshalb 
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nicht, weil nach § 1647 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ver⸗ 
mögensverwaltung des Vaters mit der Rechtskraft des den 
Konkurs über deſſen Vermögen eröffnenden Beſchluſſes endige, 
und nach 8 1656 a. a. O. in einem ſolchen Falle der Vater 
auch die Nutznießung nicht ausüben, vielmehr nur die Heraus- 
gabe der Nutzungen in gewiſſem Umfange verlangen könne. 
Hierzu tritt, daß laut 8 1658 a. a. O. die dem Vater kraft 
feiner Nutznießung am Kindesvermögen zuſtehenden Anfprüche, 
einſchließlich derjenigen aus § 1656, ſoweit dieſe noch nicht 
fällig, auch nicht übertragbar und zugleich gemäß § 862 der 
Civilprozeßordnung der Pfändung nicht unterworfen find. An⸗ 
gefichts dieſer veränderten reichsgeſetzlichen Vorſchriften, die er⸗ 
ſichtlich auf dem öffentlich- rechtlichen Intereſſe beruhen, muß 
man zu dem Schluſſe kommen, daß es mit denſelben unver⸗ 
einbar ſein würde, in Artikel V des Einführungsgeſetzes zur 
Konkurs ordnungsnovelle eine Sondervorſchrift zu erblicken, ver⸗ 
möge deren dem bisherigen Abſ. 2 des 5 1 der Konkursordnung 
noch die Fortgeltung für den hier ſtreitigen Fall zukäme. 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
8.159 B. G. B. $ 617 C. P. O. 


§ 42 Theil I e VI Bayeriſchen Landrechts. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schäffer 
ce. Schäffer vom 20. Mai 1901, Nr. 83/1901 VI. 
II. J. O. L. G. München. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 

die Vorinſtanz zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das Berufungsgericht erachtet den vom Beklagten und 
Widerkläger über den angeblichen Ehebruch ſeiner Ehefrau an⸗ 
getretenen Zeugenbeweis für mißlungen, die Eideszuſchiebung 
über den Ehebruch der Ehefrau aber gemäß 5 617 der Civil⸗ 
prozeßordnung für unzuläſfig. Gemäß § 201 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs komme es auf eine Verfehlung an, die 
in abstracto zur Scheidung führen würde. Abſtrakt genommen, 
bilde der Ehebruch auch nach den Beſtimmungen des Bayeri- 
ſchen Landrechts einen Scheidungsgrund. Gemäß Artikel 201 
Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
wären ſonach auch für die Widerklage die Vorausſetzungen des 
Urtheils auf Scheidung gegeben. Nach § 1574 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs wären im Falle der Begründung der 
Widerklage beide Ehegatten für ſchuldig zu erklaren. Die Eides⸗ 
zuſchiebung würde ſomit eine Thatſache betreffen, die die Schei⸗ 
dung begründen ſollte. Sie wäre daher unzuläſſig. 

Die Nevifion macht mit Recht geltend, daß die Begrün⸗ 
dung des Berufungsgerichts ſich mit der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in Widerſpruch ſetze. 

Gemäß Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch kann, wenn ein Chegatte vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſich einer Verfehlung 
der in den §§ 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art ſchuldig gemacht hat, auf Scheidung oder auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn 
die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungs⸗ 
grund oder ein Trennungsgrund geweſen. Nach übereinſtimmen⸗ 
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den Entſcheidungen des III. und IV. Cioilſenats des Reichs⸗ 
gerichts und des erkennenden Senates (Entſch. des III. Civil⸗ 
ſenats vom 4. Mai 1900 Nr. 56/1900 Juriſtiſche Wochenſchrift 
1900 S. 456 und vom 3. Juli 1900 Rep. III 30/1900 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 642, Entſch. des IV. Civil. 
ſenats vom 3. Januar 1901 Rep. 295/1900 Juriftiſche Wochen. 
ſchrift 1901 S. 72, Entſch. des VI. Civilſenats vom 24. Sep- 
tember 1900 Rep. VI 216/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 37, Entſch. des VI. Civilſenats vom 2. November 1900 
Rep. VI 252/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift „Zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch“ S. 48) iſt die „Verfehlung“ des Abſ. 2 des 
Artikel 201 des Einführungsgeſetzes nicht im abſtrakten, fondem 
im konkreten Sinne zu verſtehen. Der erkennende Senat hat 
keine Veranlaſſung gefunden, dieſe bisher auch von ihm ver. 
tretene Anficht aufzugeben. Die Beſchränkung des im Abi. 1 
ausgeſprochenen Grundſatzes der Anwendung des neuen Rechtes 
iſt alſo an die Frage geknüpft, ob die Verfehlung in dem br 
treffenden Falle nach dem früheren Rechte zur Scheidung oder 
Trennung geführt haben würde. Auf Scheidung oder Trennung 
der Ehe kann ſomit nur erkannt werden, wenn dieſe Frage zu 
bejahen iſt. Die im Jahre 1898 erhobene Klage iſt auf die 
Behauptung begründet, der Beklagte unterhalte mit der Relfendent- 
ehefrau M. ein Liebesverhältniß und habe mit ihr inzbeſenden 
im Sommer 1897 fleiſchlich verkehrt. Die Beweirerbelung 
beſchränkt ſich auf den angeblich im Sommer 1897 gerlogmen 
Verkehr. In der mündlichen Verhandlung vom 14. Nin 1899 
wurde Widerklage auf Grund der Behauptung erhoben, dat die 
Klägerin und Widerbeklagte ſeit Oktober 1896 mit dem Schneide 
L. in ehebrecheriſchem Verkehr ſtehe. In der Verhandlung von 
10. Mai 1900 wurden die im Termine vom 14. März 1899 
zur Klage und Widerklage geſtellten Anträge wiederholt und der 
Klägerin und Widerbeklagten der Eid zugeſchoben, es ſei nicht 
wahr, daß fie mit dem Schneider L. oder einer anderen Manns 
perſon jemals, insbeſondere ſeit Oktober 1896 geſchlechtlich ver- 
kehrt habe. Im Thatbeſtande des Berufungsurtheils iſt endlich 
als Erwiderung des Anwalts des Beklagten angeführt, die 
Klägerin lebe ſeit Oktober 1896 mit dem Schneider L. im 
Konkubinat zuſammen. 

Obwohl alſo der Beklagte der Klägerin den Vorwurf eines 
ſich bis in die Gegenwart fortſetzenden ehebrecheriſchen Verkehrs 
macht, liegt doch kein prozeſſualer Akt vor, aus dem die Er⸗ 
ſtreckung der nach der Zeit ihrer Erhebung (14. März 1899) 
naturgemäß auf dieſe beſchränkten Widerklage auf nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs verübte Chebrüde 
zu entnehmen wäre. 

Gemäß 5 42 Theil I e VI des Bapyeriſchen Landrecht 
kann wegen Ehebruchs die bis zur Wiederausſöhnung beſtändiz 
dauernde Scheidung, an deren Stelle gemäß § 77 des Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 die Scheidung dem Bande 
nach getreten iſt, begehrt werden, ausgenommen, „wenn das 
Ehegemächt, welches die Scheidung begehrt, ſelbſt dergleichen 
Verbrechen begangen hat“. 

Soweit alſo vor dem 6. Januar 1900 begangene Ehe ⸗ 
brüche ſich gegenüber ſtehen, träte gemäß § 42 Theil I e VI 
des Bayeriſchen Landrechts Ausgleichung ein, und müßte ſomit 
gemäß Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuche die Klage abgewieſen werden. Da die der 
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Gegenſtand der Eideszuſchiebung bildende Thatſache alſo nicht 
zur Begründung der Scheidung dienen würde, ſtände der Eides⸗ 
zuſchiebung § 617 der Civilprozeßordnung nicht im Wege. 
Dies bezieht ſich aber nur auf Ehebrüche, die vor dem 
1. Januar 1900 begangen wurden, nicht auf ſolche, die in die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches fallen 
würden. Auf ſolche iſt weder Klage noch Widerklage gerichtet. 


Zu den SS 97, 98 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Aktien⸗ 
brauerei Pilſen c. Boden Konk. vom 22. Mai 1901, 

Nr. 92/1901 V. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Das dem in Konkurs verfallenen Schankwirth Johannes B. 
gehörende Grundſtück Gewandhausſtraße Nr. 5 in Dresden ift 
der Klägerin hypothekariſch verpfändet. Daſſelbe beſteht aus 
dem Erdgeſchoß und vier Stockwerken. Im Erdgeſchoß und dem 
Keller ſowie in zwei Zimmern des erſten Stockes wurde von dem 
Gemeinſchulder bis zur Konkurseröffnung die Schankwirthſchaft 
betrieben, während die übrigen Räume als Wohnungen ver⸗ 
miethet worden waren. Das zum Wirthſchaftsbetrieb beſtimmte, 
in den Reſtaurationsräumen befindliche Inventar iſt Eigenthum 
des Gemeinſchuldners. Bei der Errichtung des Gebäudes war 
die bis dahin auf dem Grundbuchblatt eines anderen Grund⸗ 
ſtücks eingetragene Schank. und Gaſthofsgerechtigkeit auf fein 
Grundbuchblatt eingetragen worden. Dieſe Realgerechtigkeit 
giebt jedem Beſitzer des Grundſtücks in dieſer Eigenſchaft die 
Berechtigung, im Grundſtück ohne weitere Prüfung der Taug⸗ 
lichkeit des Grundſtücks und der Bedürfnißfrage ſowie ohne be⸗ 
ſondere Erlaubniß das Gaſthof⸗ und Schankgewerbe auszuüben, 
ſofern nur der Ausübende nach den gewerbepolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften dazu befähigt iſt. Als der Konkursverwalter das in 
den Reſtaurationsräumen befindliche Reſtaurationsinventar als 
Mobiliarvermögen des Gemeinſchuldners verſteigern laſſen wollte, 
beantragte die Klägerin mit der Behauptung, daß das Inventar 
Zubehör des Grundſtücks ſei, der Beklagten durch einſtweilige 
Verfügung jede Wegſchaffung und Veräußerung von Inventar⸗ 
ſtücken zu unterſagen. Der gegen die antragsgemäß erlaſſene 
Verfügung vom Konkursverwalter erhobene Widerſpruch wurde 
vom Erſtinſtanzgerichte zurückgewieſen. Dagegen hat das Be⸗ 
rufungsgericht die einſtweilige Verfügung aufgehoben, weil die 
überwiegende Einrichtung des Hauſes zu Miethräumen dieſes 
als Wohngebäude charakterifire, in dem zugleich eine Reſtauration 
betrieben werde, deren Räume einen verhältnißmäßig fo kleinen 
Theil des Gebäudes umfaßten, daß das Reſtaurationsinventar 
nicht als Zubehör des Grundſtücks anzuſehen ſei. 

Auf Revifion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Berufung zurückgewieſen. 

Gründe. 

Der Revifion war ſtattzugeben, weil von dem Berufungs- 
gerichte die 88 97, 98 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unrichtig 
angewendet find. Zwar nimmt dieſes auf Grund der baulichen 
Einrichtung des Hauſes des Gemeinſchuldners, insbeſondere der 
Küchen- und Kelleranlage und ihrer Verbindung mit den Reſtau⸗ 
rationsräumen, ſowie auf Grund der dem Haufe zuſtehenden 
Schank⸗ und Gaſthofgerechtigkeit an, daß ſchon bei der Erbauung 


des Hauſes die zum Schankgewerbe dienenden Räume des Erd⸗ 
geſchoſſes zu dieſem Gewerbe beſtimmt und ihm entſprechend 
angelegt worden find. Aber es verneint, daß dadurch dem Ge⸗ 
bäude ſelbſt ein beſonderer Charakter aufgedrückt worden ſei, 
der dazu berechtige, das Reſtaurationsinventar als zum Dienſte 
des wirthſchaftlichen Zweckes des Hauſes und nicht des jeweiligen 
darin das Schankgewerbe ausübenden Eigenthümers beſtimmt 
anzuſehen. Denn der Zubehörbegriff ſetze eine beſondere, in 
ſeiner dauernden Einrichtung für einen gewerblichen Betrieb 
beſtehende Eigenſchaft des Gebäudes voraus, durch die ſich dieſes 
begrifflich von anderen unterſcheide; die dauernde Einrichtung 
eines Hauſes zu einem Gewerbebetriebe laſſe ſich aber daraus 
nicht folgern, daß in einzelnen dazu eingerichteten Räumen das 
Schankgewerbe betrieben werde. Dieſe Ausführungen des Be⸗ 
rufungsgerichts beruhen auf rechtsirrigen Vorausſetzungen. Bereits 
hat das Reichsgericht auf Grund der 58 82 bis 86 Theil I 
Titel 2 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts entſchieden, daß, 
wenn ein Grundſtück auch nur zu einem Theile zum Betrieb 
eines Geſchäfts oder Gewerbes dauernd eingerichtet iſt, die dem 
Betriebe dieſes Geſchäfts oder Gewerbes zu dienen beſtimmten 
Sachen, welche zu dem Grundſtück in ein ihrer Beſtimmung 
entſprechendes räumliches Verhältniß gebracht find, Zubehör 
dieſes Grundſtückes find (Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 11 
Nr. 45). Der durchſchlagende Grund für die Zubehöreigenſchaft 
beruht darin, daß das, was dem Beſtandtheil eines einheitlichen 
Ganzen dient, der Natur der Sache nach auch dem Ganzen 
dient und den Werth des Ganzen erhöht. Dieſer Grund trifft 
auch für das Bürgerliche Geſetzbuch zu und die von ihm in 
§ 98 Ziffer 1 gegebenen Beiſpiele der Schmiede und Mühle 
beweiſen, daß es auf dem gleichen Standpunkte ſteht, denn dieſe 
nehmen vielfach nur einen Theil des Gebäudes ein. Das Be⸗ 
rufungsgericht verkennt nun auch nicht, daß ein Reſtaurations⸗ 
inventar Zubehör von Reſtaurationsräumen fein könne, die auf 
einen Theil eines Gebäudes beſchränkt ſind; es erfordert aber 
für dieſen Fall, daß die bauliche Einrichtung des Theiles des 
Gebäudes dieſen Theil nur zur Verwendung für den beſtimmten 
Gewerbebetrieb geeignet mache und es nimmt an, daß dies in 
dem vorliegenden Falle nicht zutreffe. Eine derartige Be⸗ 
ſchränkung iſt jedoch dem Bürgerlichen Geſetzbuch nicht bekannt. 
Bei einem Gebäude erfordert daſſelbe für die Zubehoͤreigenſchaft 
des Gewerbeinventars nichts weiter, als daß das Gebäude für 
einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet ſei; daß ſein 
Verwendungszweck bei der Einrichtung als ein unabänderlicher 
geplant geweſen ſein müſſe, iſt nirgends beſtimmt. Was aber 
für ein Gebäude als Ganzes gilt, das muß wegen der Ein⸗ 
heitlichkeit des Zubehörbegriffs auch für einen Theil eines 
Gebäudes gelten. Die von dem Berufungsgericht aufgeſtellte 
Vorausſetzung beruht mithin auf einer unrichtigen Auslegung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Wenn das Berufungsgericht für 
die Beurtheilung der Zubehöreigenſchaft bei dem Theile eines 
Gebäudes noch auf deſſen hauptſächliche Zweckbeſtimmung und 
die ihr entſprechende bauliche Einrichtung des Gebäudes Werth 
legt und für den vorliegenden Fall ausführt, die Neftaurations- 
räume umfaßten nur einen verhältnißmäßig kleinen Theil des 
Haufes des Gemeinſchuldners, fo entbehrt, von der Unerheblich⸗ 
keit dieſes Erforderniſſes abgeſehen, die Ausführung der näheren 
Begründung; denn einerſeits giebt das Berufungsurtheil über 
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den Werth der vermietheten Wohnräume im Verhältuiſſe zu dem 
von einem vernommenen Sachverſtändigen auf 12 000 Mark 
geſchätzten Werthe der Reſtaurationsräume keine Auskunft und 
andererſeits läßt fi) der Umfang des von den Reſtaurations⸗ 
räumen eingenommenen Theiles des Hauſes im Verhältniſſe zu 
dem ganzen Hauſe nicht als gering bezeichnen. 

Im Uebrigen ergeben die Ausführungen des Berufungs⸗ 
urtheils, daß bei dem hier ſtreitigen Reſtaurationsinventar alle 
Vorausſetzungen zutreffen, welche in den §8 97, 98 Ziffer 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Zubehöreigenſchaft von Gewerbe⸗ 
inventar aufgeſtellt find. 


Zu den SS 119, 121, 143 B. G. B. 


8 81 C. P. O. 

Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Markt 

u. Co. c. Riedel vom 4. Juni 1901, Nr. 127/ö1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Zwiſchen den Parteien waren zu Anfang 1900 Verhand- 
lungen angebahnt worden, durch die dem Beklagten der Allein⸗ 
verkauf der Fabrikate der „Monarch Cycle Mfg. Co. Chicago“ 
für Berlin und Umgegend übertragen werden ſollte. Von 
dieſen war der Beklagte nach Ablehnung eines von ihm der 
Klägerin mitgetheilten Vertragsentwurfes zunächſt mit Schreiben 
vom 28. Januar 1900 zurückgetreten. Am 5. Februar 1900 
ſuchte ſodann der Reiſende der Klägerin, M., den Bekl. in 
Berlin auf, um jene abgebrochenen Unterhandlungen wieder 
aufzunehmen, und es wurde am Mittag dieſes Tages ein 
Vertrag jenes Inhaltes verabredet, von dem Beklagten unter⸗ 
zeichnet und dem Reiſenden M. zur weiteren Veranlaſſung aus- 
gehändigt. Dieſer allgemeine Vertrag enthielt eine lange Reihe 
von Einzelbeſtimmungen, welche den Geſchäftsverkehr der Parteien 
regeln ſollten; über einen von dem geſetzlichen abweichenden 
Erfüllungsort enthielt er nichts. Er wurde am 8. Februar 
1900 von dem Vertreter der Klägerin unterzeichnet und dem 
Beklagten überſendet. Noch am Abend des 5. Februar hatte 
der Beklagte bei dem genannten Reiſenden der Klägerin 
25 Fahrräder beſtellt und ein von letzterem ausgefülltes 
Beſtellformular unterzeichnet. In dieſem war der un⸗ 
mittelbar über der Unterſchrift vorgedruckte Vermerk: „Kon⸗ 
ditionen“ ausgefüllt mit den Worten „lt. Vertrag“. Der 
Vordruck der erſten Seite enthielt Eingangs die Worte „Unter⸗ 
zeichneter beſtellt zu den umſtehenden Bedingungen“, 
auf der Rückſeite war eine Reihe von Bedingungen vorgedruckt, 
deren letzte (Ziffer 7) lautet, „Erfüllungsort für Sie und 
für Zahlung iſt Hamburg“. 

Da der Beklagte die Abnahme der Fahrräder weigerte, 
hat die Klägerin Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes mit 
3 256 Mark und Zinſen erhoben, indem fie die Zuſtändigkeit 
dieſes Gerichtes darauf gründete, daß nach dem Beſtellſcheine 
Hamburg Erfüllungsort ſei. 

Der Beklagte hat dem letzteren Vorbringen widerſprochen 
und die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit vorgeſchützt. Er 
machte geltend, die am Abend des 5. Februar gemachte Be⸗ 
ſtellung ſollte nach beiderſeitigem Einverſtändniſſe die erſte auf 
Grund des allgemeinen Vertrages ſein, das von M. ausgefüllte 
Beſtellformular habe er unterzeichnet, ohne zu wiſſen, daß auf 
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deſſen Rückſeite noch etwas ſtehe; auf andere Bedingungen, als 
die in dem am gleichen Tage verabredeten Vertrage enthaltenen 
— habe er ſich nicht einlaſſen wollen, von ſolchen ſei auch bei 
der Beſtellung nicht die Rede geweſen, es könne daher aus der 
auf der Rückſeite des Beſtellformulars gedruckten Bedingung 
nicht die Vereinbarung eines Erfüllungsortes in Hamburg ab- 
geleitet werden. | 

Die Klägerin iſt dieſen Ausführungen entgegengetreten, 
indem fie jede Bedeutung des erſt am 8. Februar perfekt ge 
wordenen allgemeinen Vertrages auf die Beſtellung vom 5. Fe- 
bruar beabredete. 

Das Landgericht zu Hamburg hat mit Urtheil vom 
9. Oktober 1900 die Klägerin auf Grund der Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit mit der erhobenen Klage abgewieſen 
und das Oberlandes gericht zu Hamburg hat nach Ver⸗ 
nehmung des Zeugen M. durch Urtheil vom 19. Februar 
1901, auf welches Bezug genommen wird, die Berufung de 
Klägerin zurückgewieſen. 

In den Gründen zu letzterem Urtheil wird ausgeführt: 
Da der Beklagte in Berlin feinen Wohnſtitz und feine Gefhätt- 
niederlaſſung habe, ſei die Zuſtändigkeit Hamburger Gerichte 
nur begründet, wenn Hamburg als Ort der Erfüllung ver⸗ 
einbart ſei. Da hier nicht die formelle, ſondern die materielle 
Beweiskraft einer Urkunde in Frage ſtehe, ſei § 416 Givil- 
prozeßordnung nicht allein entſcheidend, vielmehr werde der Be⸗ 
klagte trotz feiner Unterſchrift des Beſtellformulars durch den 
Theil jener Urkunde, welcher an ſich geeignet wäre, den Er⸗ 
füllungsort in Hamburg zu begründen, nicht gebunden, wenn 
er zu beweiſen vermöge, daß er die in Frage ſtehende Be⸗ 
dingung nicht gekannt habe und daß er bei Leiſtung der Unter- 
ſchrift nicht die Abfiht gehabt habe, fi auch diejenigen Er⸗ 
klärungen der Urkunde, welche ihm unbekannt waren, zu eigen 
zu machen; in dieſem Falle würde eben eine Willenserklärung 
in der bezeichneten Richtung fehlen. Wie im Einzelnen dar 
gelegt wird, werde als bewieſen erachtet, daß der Beklagte 
Willens geweſen ſei, nur auf Grund der an demſelben Tage 
mit M. eingehend beſprochenen Bedingungen des allgemeinen 
Vertrages die Beſtellung der 25 Fahrräder zu machen, daß a. 
im Vertrauen darauf, daß nur dieſe Bedingungen in Frage 
kommen und in beſonderer Berückſichtigung, daß unmittelbar 
vor Schluß der Beſtellung die Worte „Konditionen lt. Vertrag 
ſtanden, das von M. ausgefüllte Formular unterſchrieben, bie 
im Eingang deſſelben befindlichen gedruckten Worte „zu den 
umſtehenden Bedingungen“ nicht geleſen und von dem Vor' 
handenſein der Bedingungen auf der Rückſeite nichts gewußt 
habe. Sei aber dies richtig, fo ſei eine Willenseinigung zwiſchen 
den Parteien, daß Hamburg Erfüllungsort ſein ſollte, über 
haupt nicht zu Stande gekommen. Die gegen dieſe Annahme 
gerichteten weiteren Einwendungen der Klägerin, daß ſich die 
Worte „Konditionen lt. Vertrag“ nur auf Zahlungsbedingungen 
bezögen und daß der Beklagte deshalb hätte annehmen müſſen, 
es kämen für das Geſchäft noch andere Bedingungen in Frage, 
und daß es daher feine Pflicht geweſen wäre, ſich nach dieſen 
zu erkundigen oder ſich nach ihnen in dem Beſtellformular um- 
zuſehen, ſowie daß der allgemeine Vertrag für dieſe Beſtellung 
keine Bedeutung habe, ſeien nach Lage der Sache nicht gerecht 
fertigt. Darnach habe der erſte Richter mit Recht die Klage 
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wegen örtlicher Unzuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Auf 


| Reviſion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und 


die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 

Das angefochtene Urtheil konnte nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Die Reviſion hat Verletzung der von dem Berufungsgericht 
überſehenen 88 119 und 121 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch 
Nichtanwendung gerügt. Sie hat geltend gemacht: Die Gründe 
des Berufungsrichters ſeien dahin zu verſtehen, daß an ſich der 
ganze Inhalt des Beſtellſcheines als Erklärung des Be⸗ 
klagten ſich darſtelle; dieſelben hätten aber das Vorbringen des 
Beklagten, er habe die im Eingange des Beſtellſcheines vor- 
gedruckten Worte „zu den umſtehenden Bedingungen“ 
nicht geleſen und von dem Vorhandenſein der Bedingungen auf 
der Rückſeite des Beſtellſcheines keine Kenntniß gehabt, dahin 
aufgefaßt, daß Beklagter durch Ausſtellung des Beſtellſcheines 
eine Willenserklärung jenes Inhaltes nicht abgeben wollte. 
Durch einen ſolchen Irrthum des einen Vertragsſchließenden 
über den Inhalt ſeiner Erklärung werde jedoch nicht, wie der 
Berufungsrichter annehme, die Willenseinigung ausgeſchloſſen, 
ſondern lediglich ein Recht auf Anfechtung der Willens⸗ 
erklärung nach § 119 Bürgerlichen Geſetzbuchs begründet, wenn 
anzunehmen ſei, daß Beklagter ſie bei Kenntniß der Sachlage 
und bei verſtändiger Würdigung des Falles nicht abgegeben 
haben würde; für eine ſolche Annahme fehle es in den Gründen 
des Berufungsurtheiles an einem zureichenden Anhalte; überdies 
ließen jene Gründe eine nach Sachlage nothwendige Erörterung 
darüber vermiſſen, ob überhaupt eine rechtswirkſame Anfechtungs⸗ 
erklärung vorliege und ob die Anfechtung ohne ſchuldhaftes 
Zögern im Sinne des § 121 Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt jet. 

Dieſe Rüge wäre nicht gerechtfertigt, wenn die Gründe des 
Berufungsrichters die Auffaſſung zuließen, daß er in Aus⸗ 
legung des Beſtellſcheines und der ſeine Ausſtellung begleitenden 
Umſtände zu der Annahme gelangte, es ſei der Inhalt der Rück⸗ 
ſeite überhaupt nicht ein Theil der rechisgeſchäftlichen Willens⸗ 
erklärung des Beklagten geweſen, alſo überhaupt nicht rechts⸗ 
geſchäftlich erklärt, ſodaß, wenn überhaupt eine mangelnde 
Willenseinigung in Betracht käme, lediglich der Fall eines 
verſteckten Diſſenſes im Sinne des 8 155 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Frage ſtände. Allein aus den Gründen 
des Berufungsrichters, denen es an hinreichender Deutlichkeit 
fehlt, kann eine ſolche Annahme nicht mit Sicherheit ge⸗ 
folgert werden. Dieſelben legen vielmehr die Auffafſung weit 
näher, daß der Berufungsrichter das Zuſtandekommen einer 
Willenseinigung über jenen Theil des Beſtellſcheines lediglich 
um deswillen verneint habe, weil der Beklagte, wenn auch jener 
Theil des Beſtellſcheines ſich als ein Theil ſeiner Erklärung 
darſtelle, eine Erklärung jenes Inhaltes überhaupt nicht ab ; 
geben wollte. Die Revifion rügt aber mit Recht, daß ein 
ſolcher Irrthum des Beklagten über den Inhalt ſeiner Er⸗ 
klärung nicht an ſich ſchon das Zuſtandekommen einer vertrag⸗ 
lichen Gebundenheit auszuſchließen vermöge, ſondern nur die 
Grundlage einer Anfechtung wegen Irrthums nach § 119 
Bürgerlichen Geſetzbuchs abgeben könne. Das angefochtene 
Urtheil könnte daher nur dann aufrecht erhalten werden, wenn 
es eine zureichende Grundlage dafür böte, daß alle Voraus⸗ 


ſetzungen einer Anfechtung jener Willenserklärung wegen Irrthums 
nach § 119 Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben ſeien, und daß 
die Anfechtung auch rechtzeitig im Sinne des § 121 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs erfolgt ſei. Der Berufungsrichter hat nun 
zunächſt einwandsfrei angenommen, daß der Beklagte eine Er- 
klärung dieſes Inhaltes überhaupt nicht abgeben wollte. 
Eine ausdrückliche Feſtſtellung des weiteren Erforderniſſes für 
die Zuläſſigkeit einer Anfechtung nach § 119, daß Beklagter 
die gedachte Erklärung bei Kenntniß der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben würde, 
liegt zwar nicht vor; es könnte jedoch in den Gründen des 
Berufungsrichters, insbeſondere ſoweit dieſelben die Bedeutung 
des allgemeinen Vertrags für den Willen des Beklagten bei 
dem hier in Betracht kommenden Abſchluſſe erörtern, eine zu⸗ 
reichende Feſtſtellung jenes Inhaltes gefunden werden. Die 
Anfechtung nach 8 119 muß nach § 143 Bürgerlichen Geſetz 
buchs durch Erklärung erfolgen. Nicht nothwendig iſt, daß bei 
dieſer Erklärung der Ausdruck „Anfechtung“ gebraucht werde; 
es genügt, wenn ſich aus der Erklärung der Wille des Er⸗ 
klärenden ergiebt, daß das Rechtsgeſchäft oder der von dem 
Mangel betroffene Theil deſſelben (arg. § 139 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs) unwirkſam ſein ſolle. Der von dem Beklagten in 
den Inſtanzen erhobene Widerſpruch gegen die Gebundenheit an 
die gedachten Bedingungen bietet deshalb gleichfalls eine zu- 
reichende Grundlage für die Annahme einer Anfechtungserklärung. 
Dieſe Anfechtungserklärung muß nach § 143 Bürgerlichen Geſetz 
buchs gegenüber dem Vertragsgegner erfolgen; ſie iſt 
aber nach der gegebenen Sachlage nur im Prozeſſe von dem 
Prozeßbevollmächtigten des Beklagten gegenüber dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Klägerin erfolgt; dabei fehlt es an einem 
Anhalte dafür, daß etwa der letztere neben der Prozeßvollmacht 
durch beſondere Vollmacht zur Entgegennahme ſolcher Erklärungen 
ermächtigt war. Allein der erkennende Senat tritt in dieſer 
viel erörterten Frage der Anficht bei, daß die Prozeßvollmacht 
nach § 81 Civilprozeßordnung auch zur Abgabe und Entgegen. 
nahme einer Anfechtungserklärung nach § 143 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Prozeſſe ermächtige. Die Ermächtigung zum 
Angriff und zur Vertheidigung im Prozeſſe enthält die Er⸗ 
mächtigung zur Abgabe und Entgegennahme aller zum Angriff 
und zur Vertheidigung erforderlichen Erklärungen, auch wenn 
dieſe zugleich Rechtsgeſchäfte des materiellen Rechtes ſind und 
deshalb zugleich eine materiellrechtliche Wirkung haben. Nach 
dem Thatbeſtande des erſten Richters iſt jener die Anfechtungs⸗ 
erklärung enthaltende Widerſpruch auch in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem Prozeßgerichte erfolgt; es bedarf daher für 
den hier zunächſt erörterten Punkt, ob die Anfechtungserklärung 
gegenüber einem gehörig bevollmächtigten Vertreter des Vertrags. 
gegners erfolgt ſei, nicht eines Eingehens auf die unter den 
Anhängern der bier vertretenen Anſicht darüber beſtehenden 
Meinungsverſchiedenheit, ob die auf Grund der Prozeßvollmacht 
geſchehende Abgabe und Entgegennahme dieſer Erklärung in der 
prozeßrechtlichen Form der Erklärung in mündlicher Verhandlung 
vor dem Prozeßgerichte erfolgen müſſe (Wach, Prozeßvollmacht 
und Aufrechnung, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 27 S. 15), 
oder ob ſie auch in einer vorbereitenden Schrift und deren Ent⸗ 
gegennahme erfolgen könne (Weismann, Aufrechnung nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche, Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 26 
17 * 
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S. 19). Soweit aber dieſe zuletzt bezeichnete Verſchiedenheit 
der Rechtsanſichten von Einfluß darauf fein könnte, ob die 
Anfechtungserklärung im Sinne des § 121 ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgt ſei, nachdem der Anfechtungs- 
berechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt habe, 
ſo bedarf es im gegebenen Falle einer Stellungnahme zu der⸗ 
ſelben um deswillen nicht, weil die Gründe des Berufungs⸗ 
richters auch im Uebrigen keine zureichende Grundlage dafür 
bieten, ob die Anfechtung im Sinne des § 121 rechtzeitig er- 
folgt ſei. Dieſelben laſſen nicht erkennen, mit welchem Zeit⸗ 
punkte der Beklagte nach Annahme des Berufungsrichters 
Kenntniß von dem Anfechtungsgrunde erlangt habe, und ent⸗ 
behren auch einer weſentlich dem Gebiete der thatſächlichen 
Würdigung angehörenden Erörterung darüber, ob die Anfechtung 
nach erlangter Kenntniß ohne ſchuldhaftes Zögern erfolgt ſei. 
Nach Lage der Sache kann auch nicht in Frage kommen, dieſe 
Mängel in der Begründung der Beachtung in der Reviſions⸗ 
inſtanz etwa mit der Erwägung zu entziehen, daß Klägerin 
nicht ausdrücklich in den Inſtanzen geltend gemacht habe, die 
Anfechtungserklärung ſei nicht rechtzeitig erfolgt. 

Nach den obigen Darlegungen könnte das Urtheil des 
Berufungsrichters nur dann aufrecht erhalten werden, wenn 
feſtſtände, daß im Hinblick auf eine Anfechtung der Willens⸗ 
erklärung wegen Irrthums auch $ 121 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht durch Nichtanwendung verletzt ſei. Nach dem Geſagten 
iſt aber eine ſolche Verletzung anzunehmen. Das Urtheil war 
daher aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 


Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu § 912 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beyer 
c. Malchow vom 17. Juni 1901, Nr. 115/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Parteien ſind Eigenthümer zweier, an einander ſtoßender 
Grundſtücke. Der Kläger nimmt gegenüber dem Beklagten eine 
Grunddienſtbarkeit in Anſpruch, durch welche die Bebauung des 
dem Beklagten gehörenden Grundſtücks in näher angegebener 
Weiſe beſchränkt iſt, und er fordert, daß der Beklagte die Be⸗ 
ſeitigung der, entgegen dieſer Baubeſchränkung, auf dem dienenden 
Grundſtück von einem Vorbeſitzer des Beklagten errichteten 
Baulichkeiten durch den Kläger dulde. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil eine Dienſt⸗ 
barkeit nicht beſtellt ſei. 

Auf die Berufung des Klägers iſt dieſes Urtheil in zweiter 
Inſtanz abgeändert und der Beklagte klagegemäß verurtheilt 
worden. 

Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Revliſionskläger glaubt der Klage auch dann wider⸗ 
ſprechen zu können, wenn die Dienfſtbarkeit fortbeſtehe; denn 
der Kläger habe nach dem jetzt geltenden Recht nicht einen 
Anſpruch auf Beſeitigung des vorhandenen Gebäudes, er könne 


vielmehr nur fordern, durch eine Geldrente entſchädigt zu werden. 
Er ſtützt ſich dabei auf folgende Ausführung: 

Der Berufungsrichter habe zu Unrecht § 912 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches nicht angewendet. Ein Ueberbau liege nicht 
bloß dann vor, wenn der Bau über die Grenze des Eigenthums 
des Bauenden hinaus auf einem fremden Grundſtück aufgeführt 
worden ſei, vielmehr näthigten Sinn und Zweck des Geſetzes 
dazu, ſeine Vorſchrift auch auf die Fälle anzuwenden, wo der 
Bauende zwar nicht die Eigenthumsgrenze, aber die Grenze 
überſchritten habe, die der Benutzung feines Eigenthums durch 
ein Recht des Nachbarn geſetzt ſei. Der Grundgedanke, auf 
dem § 912 beruhe, führe nothwendig dahin, daß, wenn dem 
Eigenthümer des vom Ueberbau betroffenen Grundſtückz nicht 
das Recht zuſtehe, den Abbruch des Ueberbaues zu fordern, dem 
minder berechtigten Inhaber einer Dienſtbarkeit nicht ein 
umfaſſenderes Recht der Abwehr des Eingriffs zuſtehen könne. 
Der Vorgänger des Bekl. habe durch die Aufführung des Baues 
die Grenze überſchritten, die feinem Verfügungsrecht dutch die 
Dienſtbarkeit gezogen ſei, folglich liege ein Ueberbau im Sinne 
des § 912 vor. Allerdings ſei der Bau vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuches aufgeführt, auch der Anſpruch dez 
Klägers aus dieſer Verletzung ſeines Rechts vor dem 1. Januar 
1900 klagend geltend gemacht. Aber der Inhalt des Eigenthums⸗ 
rechts und deſſen Beſchränkung durch Nachbarrechte habe nach 
dem Rechte beurtheilt werden müſſen, das zur Zeit der Abgabe 
des angefochtenen Urtheils in Geltung geweſen ſei. Dem ent- 
ſprechend habe auch das Reichsgericht, V. Cioilſenat, in dem 
Urtheil vom 19. Mai 1900 i. S. Seyer c. Dudeck, Rep. 76/1900, 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 561) bereits angenommen, 
daß der aus einem Ueberbau entſpringende Anſpruch nach dem 
jetzigen Rechte zu beurtheilen ſei, ſofern nicht, was hier nicht 
in Frage komme, der Ueberbau bereits zum Eigenthumzerwerb 
des Bauenden am Grund und Boden geführt habe. 

Diefe Ausführung des Reviflonsklägers kann nicht alk 
richtig anerkannt werden. Es iſt nicht Anlaß, auf die Frage 
einzugehen, ob § 912 analog auf die Fälle anzuwenden if, we 
ber Ueberbau nur eine Grunddienſtbarkeit, nicht das Eigentyum 
des Nachbarn beeinträchtigt. Denn aus der Bejahung die 
Frage ergiebt fi nicht der vom Reviſionskläger daraus gezogene 
Schluß, daß die Verletzung eines Servitutrechts durch einen 
Bau immer nur als die Ueberſchreitung einer Rechtsgrenze und 
darum als Ueberbau angeſehen werden müſſe. Der Schluß 
beruht auf einer Verkennung des Rechtsbegriffs des Neberbauet. 
Von einem ſolchen kann nur da geſprochen werden, wo es fich 
um die Ueberſchreitung einer zrtlich beſtimmten Grenze 
handelt, davon kann aber nicht die Rede fein, wo das aus der 
Dienſtbarkeit entſpringende Verbietungsrecht der Verwendung des 
dienenden Grundſtücks für gewiſſe Bauten nicht bloß jenſeits 
einer örtlich beſtimmten Linie, ſondern ſchlechthin entgegenfteht. 
So liegt der Fall hier. Die Dienſtbarkeit, die dem Grundſtüc 
des Klägers zuſteht, macht es unzuläffig, das dienende Grund⸗ 
ſtück für die Anlage einer Terraſſe zu verwenden. Den Nach 
barn des Klägers ift alſo nicht eine Grenze geſetzt, bis zu der 
eine ſolche Anlage reichen darf, ſondern dieſe iſt in ihrem ganzen 
Umfange unzuläſſig. Daraus folgt, daß die Terraſſe nicht als 
Ueberbau im Sinne des 8 912 gelten kann. Hier nach hat 
das Berufungsgericht mit Recht den Artikel 184 des Ein. 
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führungsgeſetzes züm Bürgerlichen Geſetzbuch als anwendbar 
angeſehen, wonach Rechte, mit denen eine Sache am 1. Januar 
1900 belaſtet war, mit dem aus den bisherigen Geſetzen fich 
ergebenden Inhalt fortbeſtehen, ſofern nicht, was hier nicht in 
Frage kommt, aus den Artikeln 192 — 195 des Einführungs- 
geſetzes oder 88 1020 — 1028 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſich 
ein Anderes ergiebt. Gegenüber Artikel 184 läßt ſich auch nicht 
die Frage aufwerfen, ob nicht der Inhalt des Eigenthumsrechts 
immer nur nach dem jetzt geltenden Recht zu beſtimmen ſei, 
aus deren Bejahung der Revifionskläger ein Argument für die 
Anwendbarkeit des § 912 entnehmen will. 


Zu Art. 192, 194 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


SS 891, 1138 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Krüger 
c. Wernecke vom 12. Juni 1901, Nr. 119/1901 V. 
II. J. O. L. G. Na um burg. 


Auf dem Grundſtücke der Beklagten Bd. 8 Blatt 377 des 
Grundbuchs von Buckau iſt für den Kläger eine Darlehns⸗ 
hypothek von 5 000 Mark nebft 4½ Prozent Zinſen eingetragen 
auf Grund der Schuldurkunde vom 17. Mai 1899, in welcher 
der Ehemann und Vorbeſitzer der Bekl. bekannt hat, von dem 
Kläger ein Darlehen von 5 000 Mark baar erhalten zu haben. 
Der Kläger hat jedoch am 17. Juni 1899 ein Schriftſtück 
ausgeſtellt, in welchem er ſich verpflichtet hat, dem Ehemanne 
der Beklagten am 1. Juli 1900 ein baares Darlehn von 
2000 Mark zu geben, für welches bereits hypothekariſche 
Sicherheit mit dem bezeichneten Grundſtücke beſtellt ſei. Un⸗ 
ſtreitig iſt die Hypothek zum Betrage dieſer 2 000 Mark nicht 
valutirt. Die Beklagte hat beſtritten, daß für den Betrag der 
übrigen 3 000 Mark eine perſönliche Schuldverbindlichkeit für 
ihren Ehemann begründet worden ſei. Kläger hat zugegeben, 
daß bei Ausſtellung der Schuldurkunde vom 17. Mai 1899 
dem Ehemanne der Beklagten keine Valuta gewährt worden 
ſei, behauptet aber, die Valuta ſei demſelben unmittelbar darauf 
in Höhe von 3 000 Mark durch Baarzahlung, Hingabe von 
Werthpapieren und durch Verrechnung auf einen vom Ehe⸗ 
manne der Beklagten ihm geſchuldeten Kaufpreis gewährt. 
Nach Kündigung der Hypothek hat Kläger beantragt, die Be⸗ 
klagte, welche die Hypothek beim Erwerbe des Grundſtücks in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, zu verurtheilen, 
ihm 3 000 Mark nebft 4¼ Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 
1899 bei Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Pfand⸗ 
grundſtück und in ihr perſönliches Vermögen zu zahlen. Be⸗ 
klagte hat Abweiſung der Klage und widerklagend beantragt, 
feſtzuſtellen, daß dem Kläger aus der Hypothek 3 000 Mark 
nicht zuſtehen, und der Kläger zur Bewilligung der Löſchung 
der Hypothek und zur Anerkennung zu verurtheilen, daß ſie 
(Beklagte) betreffs der 3 000 Mark nicht perſönliche Schuldnerin 
ſei. Der erſte Richter hat die Beklagte klagegemäß verurtheilt 
und die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufung der Be⸗ 
klagten iſt die Klage abgewieſen und der Kläger nach dem 
Widerklageantrage verurtheilt. 

Die Reviſion des Klägers ift zurückgewieſen. 
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Aus den Gründen. 

Das mit der ſtreitigen Hypothek belaſtete Grundſtück gehört 
einem Grundbuchbezirke an, in welchem das Grundbuch ſeit dem 
1. Januar 1900 als angelegt anzuſehen iſt (Verordnung vom 
13. November 1899 Artikel 3 nebſt Anlage⸗Verzeichniß zu VII). 
Nach Artikel 192 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche gilt die Hypothek ſeitdem als eine ſolche im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und es finden darauf die Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, insbeſondere auch die 
88 1138, 891 Anwendung. Hat nun auch das Berufungs⸗ 
gericht ſeiner Entſcheidung, wenigſtens nicht erkennbar, die Be⸗ 
ſtimmungen des neuen Rechtes zu Grunde gelegt, ſo muß ſie 
doch aufrecht erhalten werden, da ſie ſich auch nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen als richtig darſtellt (Civilprozeßordnung § 563). 

Wer eine beſtrittene Forderung geltend macht, muß nad- 
weiſen, daß ihm die Forderung gegen den Beklagten zuſteht. 
Dieſer Grundſatz erleidet eine Aenderung, wenn die Forderung 
im Grundbuche als diejenige vermerkt wird, für welche die ein⸗ 
getragene Hypothek beſtellt iſt. Dann tritt mit der Eintragung 
gemäß 58 1138, 891 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ver⸗ 
muthung ein, daß die Forderung dem Gläubiger, für den fie 
eingetragen iſt, zuſtehe, und dies hat zur Folge, daß der 
Gläubiger das Beſtehen der Forderung nicht zu beweiſen hat, 
ſondern fich dieſerhalb auf den Inhalt des Grundbuchs berufen 
kann, wenn die Forderung von dem Eigenthümer des Pfand- 
grundſtücks beſtritten wird. Die Vermuthung beſteht jedoch nur 
„für die Hypothek“, für das dingliche Recht, nicht für das 
perſönliche Schuldverhältniß. Iſt, wie hier, für Jemand eine 
Hypothek für eine Darlehnsforderung eingetragen, ſo iſt damit 
für den dinglichen Anſpruch der Beweis erſetzt, daß der Schuldner 
den eingetragenen Geldbetrag der Forderung als Darlehn er- 
halten habe, denn dies gehört zum Begriffe des Darlehns 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 607); dagegen verbleibt dem Gläubiger, 
welcher nur die perſönliche Schuldklage erhebt, die Beweislaſt 
für die Zahlung der Darlehnsvaluta. Die Vermuthung aus 
88 1138, 891 iſt aber nicht unwiderleglich, ſondern kann durch 
den Beweis des Gegentheils entkräftet werden, da das Geſetz 
hier nicht (wie z. B. im § 1141 Abſ. 1 Satz 2 und im $ 1148 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach zu Gunſten des Hypotheken- 
gläubigers der als Eigenthümer im Grundbuch Eingetragene 
als der Eigenthümer gilt, auch wenn er nicht der Eigenthümer 
iſt) ein Anderes vorſchreibt (Civilprozeßordnung § 293). Be⸗ 
weiſt der Eigenthümer, daß der Gläubiger im Zeitpunkte der 
Eintragung die Valuta des Darlehns nicht gezahlt hatte, ſo iſt die 
Vermuthung, daß ihm die Darlehnsforderung zuſtehe, der Ein⸗ 
tragung ungeachtet nicht eingetreten und dem Gläubiger liegt 
nunmehr die Beweispflicht dafür ob, daß die Forderung in 
anderer Weiſe oder nachträglich durch Valutazahlung begründet 
worden ſei. Der Gegenbeweis kann durch jede Art von Beweis⸗ 
mitteln, durch Zeugen, Eid, Urkunden geführt werden, und eines 
Beweiſes bedarf es überhaupt nicht, wenn der Gläubiger zu⸗ 
geſteht, daß er die Darlehnsvaluta nicht gezahlt habe (Eivil- 
prozeßordnung § 288). Worauf ſich der Gegenbeweis zu er⸗ 
ſtrecken habe, damit der Richter davon überzeugt werde, daß der 
Gläubiger die Valuta nicht gezahlt hat, beſtimmt das Geſetz 
nicht. Der Richter hat gemäß der allgemeinen Vorſchrift des 


§ 286 der Civilprozeßordnung unter Berückfichtigung des ge⸗ 
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ſammten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme nach freier Ueberzeugung darüber zu entſcheiden. 
Es ſteht nichts entgegen, daß er eine Entkräftung der Ver⸗ 
muthung ſchon aus dem Zugeſtändniſſe des Gläubigers ent⸗ 
nimmt, wonach dieſer bei Ausſtellung der Schuldurkunde oder 
der Eintragungsbewilligung ſeitens des Eigenthümers die Valuta 
noch nicht gezahlt hatte. Jedenfalls wird es für die Entkräftung 
der Vermuthung als genügend gelten müſſen, daß der Gläubiger 
zugeſteht, bei der Eintragung die Valuta nicht gezahlt zu haben. 
Aber beſtimmte Regeln laſſen ſich nicht darüber aufſtellen, wann 
das eine oder das andere für wahr oder unwahr zu erachten ſei. 
Das Geſetz will die freie Ueberzeugung des Richters in keiner 
Richtung binden. Deshalb iſt auch die Reviflon machtlos gegen- 
über der thatſächlichen Feſtſtellung des Oberlandesgerichts. Wenn 
unter der Herrſchaft des bisherigen Rechtes in Preußen an⸗ 
genommen wurde, auf den Gläubiger falle immer die Beweislaſt 
zurück, ſobald er zugeftehe, daß er die Darlehnsvaluta zur Zeit der 
Ausſtellung der Schuldurkunde und der Eintragungsbewilligung 
nicht gezahlt habe, oder wenn es in einem Urtheile des vormaligen 
Obertribunals (Striethorſt, Archiv Bd. 54 S. 173) heißt: „Be⸗ 
hauptet der Ausſteller einer hypothekariſchen Schuldverſchreibung 
dem urſprünglichen Gläubiger gegenüber, daß das über ein 
baares Darlehn lautende Valutenbekenntniß unrichtig ſei, ſo 
liegt ihm nur der Beweis der Unrichtigkeit des angegebenen 
Valutenbekenntniſſes ob; der Beweis der anderweitigen Ver⸗ 
pflichtung liegt dem Gläubiger ob“ (vergl. auch Reichsgericht 
bei Bolze Bd. 2 Nr. 895, in Raſſow⸗Küntzel, Beiträge Bd. 31 
S. 1048, Wallmann, Zeitſchrift für preußiſches Recht Bd. 2 
S. 491, Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 174 Nr. 39) — 
ſo kann dies, wenigſtens als eine aus den Geſetzen ſich er⸗ 
gebende Regel, gegenüber der Vermuthung des $ 1138 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches und dem Grundſatze von der freien 
Beweiswürdigung des § 286 der Civilprozeßordnung nicht mehr 
aufrecht erhalten werden, wenn auch jene Umſtände im einzelnen 
Falle immer noch geeignet erſcheinen können, die Ueberzeugung 
des Richters maßgebend zu beeinfluſſen. 

Hiernach hat das Berufungsgericht ſeine Befugniſſe nicht 
dadurch überſchritten, daß es dem Kläger die Beweislaſt für 
die Valutazahlung auferlegt hat, nachdem dieſer zugegeben, daß 
das in der Schuld- und Hypothekverſchreibung vom 17. Mai 
1899 vom Vorbeſitzer Beklagten Albert W. erklärte Bekenntniß 
zu baarem und richtigem Empfange von 3 000 Mark inſofern 
unrichtig ſei, als eine Valutazahlung vor Ausſtellung der Urkunde 
nicht ſtattgefunden hatte. a 


Zu Art. 201 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Häbler 

c. Häbler vom 17. Juni 1901, Nr. 162/1901 VI. 

II. J. O. L. G. Dresden. 

Die Parteien haben am 15. September 1896 die Ehe 
mit einander abgeſchloſſen, leben aber jeit 20. Mai 1898 getrennt 
von einander. Der Ehemann hat am 12. Dezember 1898 gegen 
die Ehefrau Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens erhoben; 
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dieſe hat Abweiſung der Klage beantragt und — am 
30. Januar 1899 — Widerklage auf Scheidung „beziehungs⸗ 
weiſe“ Aufhebung der Ehe erhoben. Die Anfechtung der Ehe 
wurde von der Widerklägerin damit begründet, daß der Ehemann 
bereits vor der Ehe ſpphilitiſch erkrankt geweſen ſei und daß 
er vor der Eheſchließung aber nach dem Verlöbniß ſich mit 
anderen Frauensperſonen vergangen habe, das Scheidungs⸗ 
begehren iſt darauf geſtützt, daß der Widerbeklagte in den 
Jahren 1897, 1898 und 1899 mit verſchiedenen Frauen. 
perſonen die Ehe gebrochen habe und weiterhin auch auf § 1568 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Durch Urtheil des Landgerichts wurde die Beklagte unter 
Abweiſung der Widerklage verurtheilt, das eheliche Leben mit 
dem Kläger wiederherzuſtellen. Auf die Berufung der Beklagten 
hat das Oberlandesgericht das landgerichtliche Urtheil in thai. 
weiſer Beachtung der Berufung, welche im Uebrigen zurüd 
gewieſen wurde, dahin abgeändert: „Unter Abweiſung der Klage 
wird die am 15. September 1896 geſchloſſene Ehe der Partien 
auf die Widerklage hin geſchieden und ausgeſprochen, daß der 
Kläger die Schuld an der Scheidung trägt. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Vom Berufungsrichter wird thatſächlich als erwieſen an⸗ 
geſehen: daß der Kläger 1. nach der Verheirathung in einer 
Wirthſchaft „mit weiblicher Bedienung“ in Gemeinſchaft mit 
einem Weinreiſenden einer Frauensperſon einen Gulden dafür 
verabreicht hat, daß fie ſich vor ihnen vollſtändig enikleddete, 
2. in der Zeit vom 1. Oktober 1897 bis Mai 1898 die Zeugin 
Marianne Al., während fie in ſeinem Haufe als Dienſtmädchen 
geweſen iſt, auf unſittliche Weiſe angepackt hat, ſo daß die 
— damals höchſtens 18 Jahre alte — Zeugin mit gutem Grund 
der Meinung geweſen ſei, er wolle fie geſchlechtlich mißbrauchen, 
3. in der Zeit vom 1. Februar bis 20. Mai 1898 die damalz 
bei ihm bedienſtete, erſt 16 oder 17 Jahre alte Anna H. wieder 
holt angefaßt, fie aufgefordert hat, des Nachts ihre Zimmathir 
offen zu laſſen und den Verſuch gemacht hat, Nachts in i 
Zimmer einzudringen, daß endlich der Kläger 4. im ehrt 
oder März 1899 ein Bordell — das Gaſthaus „zum Jägerhaud 
in Reichenberg — beſucht und ſich dort in verdächtiger Beil 
mit einer als „Freudenmädchen“ bekannten (ihrem Ehemann 
entwichenen) Ehefrau Ad. zu ſchaffen gemacht hat. — Aus bielen 
Feſtſtellungen in ihrem Zuſammenhalt entnimmt bad Dr 
rufungsurtheil den Nachweis, daß der Kläger nicht nur die dung 
die Ehe begründeten Pflichten ſchwer verletzt, ſondern auch Rd 
eines unſittlichen Verhaltens ſchuldig gemacht habe, wie alsdann 
in den Gründen des Näheren dargelegt wird. Gegenüber einen 
derartig unfittlichen und anſtößigen, Pflicht und Treue gegen die 
Ehefrau aufs Gröblichſte verletzenden Gebahren könne ſich det 
Kläger zu ſeiner Entſchuldigung auch nicht darauf berufen, daß 
ihm die Beklagte die Leiſtung der ehelichen Pflicht „oft“ ver 
weigert habe. Das Berufungsgericht ſpricht ſodann als feine 
aus der Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Falle 
gewonnene volle Ueberzeugung aus, daß der Kläger durch die 
erwähnten ſchweren Pflichtverletzungen und fein unfittliches Ver 
halten eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes der 
ſchuldet habe, daß der Beklagten die Fortſetzung der Ehe nit 
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zugemuthet werden könne. Es liege auch keinerlei Anhalt dafür 
vor, daß die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes nicht durch 
den Kläger, ſondern (wie dieſer behauptete) durch die Eltern der 
Beklagten oder dieſe ſelbſt verſchuldet worden ſei. 

Die Rechtsfrage, ob die in Artikel 201 des Einführung?» 
geſetzes zum Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch aufgeſtellte Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Verfehlung auch nach den bisherigen Geſetzen 
ein Scheidungs⸗ oder „Trennungsgrund“ war, auch durch die 
nach einem bisherigen Landesgeſetz zuläſſig geweſene zeitweilige 
Trennung der Ehegatten erfüllt werde, iſt vom Reichsgericht 
wiederholt in bejahendem Sinn, fo insbeſondere auch mit Rüd- 
ſicht auf die in 85 1754 ff. des Sachfiichen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zugelaſſene zeitliche Trennung, entſchieden worden. (Vergl. 
Urtheil des erkennenden Senats vom 12. November 1900 in 
Sachen Junge gegen Junge VI 252/1900; efr. Urtheil des 
III. Civilſenats vom 9. Oktober 1900, Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 741.) | 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß nach 8 1754 
des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs im gegebenen Fall 
Grund zur zeitweiligen Trennung der Ehe vorgelegen hätte, 
beruht auf einer, der Nachprüfung ſeitens des Reviſionsgerichts 
nicht unterliegenden Auslegung einer irrevifiblen Rechtsnorm. 
Anlangend ſodann die Anwendung des § 1568 des Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, fo läßt ſich in derſelben eine rechts, 
irrige Auffaſſung nirgends erkennen. Es iſt vor allem rechtlich 
unbedenklich, daß verſuchter Ehebruch oder andere unzüchtige 
Handlungen einen Grund zur Scheidung gemäß 8 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs unter den daſelbſt aufgeſtellten Voraus. 
ſetzungen abgeben können. Die Reviſion ſtellt das auch nicht 
in Abrede, fie macht aber geltend: dem Kläger ſei in der Vor⸗ 
inſtanz nicht erkennbar geweſen, daß die Widerklägerin ihren 
Scheidungsantrag auch wegen der Vorgänge unter B Ziffer 1—4 
der Urtheilsgründe auf die Beſtimmungen in & 1568 des Deutſchen 
und § 1754 des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs in Ver⸗ 
bindung mit Art. 201 des Einführungsgeſetzes zu erſterem ge⸗ 
ſtützt habe. Dieſelbe habe zwar für ihren Scheidungsantrag 
allgemein auf § 1568 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſich berufen; Kläger habe aber geglaubt, ſie habe dies nur gethan 
wegen Verfehlungen des Widerbeklagten, welche zeitlich nach dem 
1. Januar 1900 liegen, nämlich wegen feines angeblichen über- 
mäßigen Reſtaurationsbeſuches und leichtſinnigen Hazardſpiels 
nach jenem Zeitpunkt, und ſie ſei auf die Verfehlungen unter 
B 1—4 der Gründe lediglich aus dem Geſichtspunkt des Ehe⸗ 
bruchs zugekommen. Sie habe mit keinem Wort erklärt, daß 
ſie, auch wenn der Widerbeklagte ſich der ihm vorgeworfenen 
Ehebrüche nicht ſchuldig gemacht habe, doch in ſeinem ſonſtigen 
Verhalten der Al. und der H. gegenüber, ſowie in der Warns⸗ 
dorfer und Reichenberger Reſtauration ein derartig unſittliches 
Verhalten erblicke, daß ihr eine Fortſetzung der Ehe mit ihm 
nicht zugemuthet werden könne. Zu einer ſolchen Behauptung 
wäre ſie auch gar nicht berechtigt geweſen, da ſie dem Kläger 
in Kenntniß ſeines Verhaltens hierfür Verzeihung ertheilt habe 
und nur die wirkliche eheliche Untreue nicht verziehen hätte. 
Zum mindeſten hätte das Gericht nach Anſicht des Revifions- 


Mägers, wenn es auf Grund jener Verfehlungen die Scheidung 


habe ausſprechen wollen, dies in der mündlichen Verhandlung 
zu erkennen geben müſſen. 


Dieſe Beſchwerden erſcheinen nicht als begründet. In dem 
Thatbeſtand des Berufungsurtheils iſt angeführt, die Beklagte 
habe zu den von ihr geſtellten Berufungsanträgen bemerkt, daß 
ſie ihr Scheidungsverlangen nicht bloß auf Ehebruch, ſondern 
auch auf § 1568 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtütze. 
Die Widerklägerin hat, wie hiernach anzunehmen, in der Be⸗ 
rufungsinſtanz von vornherein auch den Scheidungsgrund des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemacht. Und 
ausweislich der vielfachen Schriftſätze der Parteien, nach Maß⸗ 
gabe deren laut Thatbeſtandes mündlich verhandelt wurde, iſt 
von der Widerklage unverkennbar der „ausſchweifende, liederliche 
Lebenswandel“ — das „unfittlihe Leben“ — des Ehemannes 
im Ganzen, hauptſächlich aber nach der bei der Begründung 
des Scheidungsbegehrens überall in den Vordergrund geſtellten 
geſchlechtlichen Beziehung als Grund zur Scheidung vor⸗ 
gebracht worden. Der Widerbeklagte konnte ſonach darüber 
nicht im Zweifel ſein, daß die Widerklägerin den Scheidungs⸗ 
grund des § 1568 keineswegs auf Ausſchreitungen wie Hazard⸗ 
ſpiel und Wirthshausbeſuch beſchränken, ſondern hierfür ins- 
beſondere auch die Vorgänge, welche in erſter Linie für den 
Ehebruch behauptet waren, eventuell verwerthen wollte. Uebrigens 
enthielt das unſittliche Verhalten des Klägers gegenüber dem 
Dienſtmädchen H., welches in die Zeit vor dem 1. Januar 
1900 fiel, auch nach der Darſtellung der Widerklägerin nicht 
den Thatbeſtand eines vollendeten Ehebruchs. Auf den offen 
zu Tage liegenden Geſichtspunkt des $ 1568 bei den in B1—4 
des Urtheils angeführten Verfehlungen den Widerbeklagten noch 
beſonders hinzuweiſen, war alſo das Berufungsgericht nicht ver⸗ 
anlaßt. Von der Widerklägerin war alsdann nicht zu ver⸗ 
langen, daß ſie gerade dem Wortlaute der Geſetzesbeſtimmung 
($ 1568) entſprechend das Vorliegen der Merkmale dieſes 
Scheidungsgrundes behauptete, es genügte, wenn fie fachlich und 
thatſächlich die Vorausſetzungen hierfür darlegte. Indeß iſt in 
den Gründen des Berufungsurtheils geſagt: es könne der Be⸗ 
klagten ohne Weiteres geglaubt werden, „wenn ſie behaupte, 
ihre eheliche Gefinnung ſei durch das Verhalten des Klägers 
völlig und unwiderbringlich zerſtört worden und ſie würde die 
Fortſetzung der Ehe mit ihm nur als unerträgliche Laſt empfinden“. 


Zu § 675 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Holländer 
c. A. u. Gen. vom 21. Juni 1901, Nr. 117/1901 III. 


II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Nevifion beider Theile auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen 
bezw. Beklagter verurtheilt. | 

Gründe. 

Der Kläger hat am letzten Tage der Proteſtfriſt Morgens 
9½ Uhr einen domizilirten Wechſel auf das Büreau des Be⸗ 
klagten zu 1, des Notars A., gebracht, um ihn durch dieſen 
proteſtiren zu laſſen. Bei Abweſenheit des Beklagten zu 1 
nahm befien Büreauvorſteher, der Beklagte zu 2, den Wechſel 
und Auftrag entgegen und verſicherte noch dem Kläger, der 


darauf aufmerkſam machte, daß der laufende Tag der letzte für 
Erhebung des Proteſtes ſei, er möge außer Sorge ſein, bei 
ihnen würde nichts verſäumt. Der Beklagte zu 2 legte dann 
aber den Wechſel ſeinem Dienſtherrn, dem Beklagten zu 1, erſt 
Abends nach 6 Uhr vor, ſo daß die Proteſtfriſt verſäumt wurde, 
und da der Wechſel ein domizilirter war, ſomit jeder wechſel⸗ 
mäßige Anſpruch, abgeſehen von der etwaigen Bereicherungsklage 
aus Artikel 83 der Wechſelordnung, für Kläger verloren ge⸗ 
gangen iſt, ſo hat er nunmehr gegen beide Beklagte auf Zahlung 
der Wechſelſumme nebſt Zinſen Klage erhoben. 

Beide Vorinſtanzen haben der Klage gegen den Beklagten 
zu 1, den Notar, ſtattgegeben, die Klage gegen den Beklagten 
zu 2, den Büreauvorſteher, dagegen abgewieſen, indem fie aus⸗ 
führen: In der Beſtallung des Beklagten zu 2 zum Büreau⸗ 
vorſteher liege die Beſtallung deſſelben zum Vertreter des Be⸗ 
klagten zu 1 im Verkehr mit dem Publikum, ſoweit es ſich nicht 
um die Aufnahme der Notariatsakte ſelbſt handle, insbeſondere 
zu ſeiner Vertretung zur Entgegennahme von Aufträgen. Mit 
der Entgegennahme des Proteſtauftrages Seitens des Büreau- 
vorſtehers ſei daher ein Dienftvertrag gemäß § 675 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zwiſchen dem Kläger und dem beklagten Notar 
zu Stande gekommen, und dieſer hafte, da der Schuldner nach 
8 278 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Verſchulden derjenigen 
Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit be- 
diene, wie ein eigenes Verſchulden zu vertreten habe, für das 


»Verſehen, das ſein Gehülfe ſich durch die verzögerte Vorlegung 


des Wechſels habe zu Schulden kommen laſſen. Andererſeits 
hafte der letztere, der Büreauvorſteher, nicht, da die Wirkungen 
des von ihm als Vertreter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts un⸗ 
mittelbar und ausſchließlich für den Vertretenen eingetreten, ein 
Vertragsverhältniß zwiſchen ihm und dem Kläger daher nicht 
zu Stande gekommen ſei. 

Dieſe Ausführungen find rechtsirrig. Sie beruhen auf 
einer Verwechſelung der Entgegennahme des Auftrages bezw. 
des Angebots des Dienſtvertrages des § 675 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs behufs Uebermittlung mit der Annahme des 
Vertragsangebots. Mag auch der Büreauvorſteher kraft feiner 
Stellung zur Entgegennahme und Uebermittlung der Aufträge 
bezw. Dienſtvertragsofferten als bevollmächtigt gelten, ſo fehlt 
es doch an jedem Grunde für die Annahme, daß er auch zum 
Abſchluß des Dienſtvertrages oder Auftrags (8 675 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) bevollmächtigt ſei. Nur der Notar ſelbſt kann 
beurtheilen, ob er das Notariatsgeſchäft, deſſen Beſorgung ihm 
angetragen wird, ausführen kann und darf, ob das Geſchäft 
rechtlich überhaupt zuläffig, ob er aus beſonderen perſönlichen 
Gründen an der Aufnahme des betreffenden Notariatsakts be⸗ 
hindert, ob feine Zeit bereits anderweit beſetzt iſt, u. ſ. w. Die 
Annahme iſt daher unmöglich, daß der Notar ein für alle Mal 
feinen Büreauvorfteher bevollmächtigt habe, für ihn einen 
bindenden Dienſtvertrag nach § 675 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
abzuſchließen, für ihn die Verpflichtung einzugehen, ein Notariats⸗ 
geſchäft vorzunehmen. Durch die Entgegennahme des Wechſels 
und Proteſtauftrags war daher ein Vertragsverhältniß zwiſchen 
dem Notar und Kläger noch nicht zu Stande gekommen. War 
aber ein Vertragsverhältniß zwiſchen Notar und Kläger nicht 
vorhanden, dann trifft auch der § 278 des Bürgerlichen Gefeh- 
buchs, welcher ein ſolches beſtehendes Schuldverhältniß voraus⸗ 
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ſetzt, im vorliegenden Falle nicht zu: „hat ein Verſchulden 
ſolcher Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, zu vertreten“. Ebenſo wenig kann aber 
auch Kläger ſich auf den § 831 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
berufen, da dieſer eine hier nicht in Frage ſtehende unerlaubte 
Handlung des Gehülfen vorausſetzt. Endlich kann auch nicht 
in dem Verſuch des Notars, den Proteſt nach 6 Uhr Abends 
noch aufzunehmen, eine nachträgliche Genehmigung eines Ver⸗ 
tragsabſchluſſes des Büreauvorſtehers gefunden werden, ſondern 
nur eine eigene Annahme des Dienſtauftrags, wie er zu der 
Zeit, als er ihm zuging, überhaupt nur noch moͤglich war 
(d. i. eine Proteſtaufnahme mit Zuſtimmung des Proteſtater). 
Der einzige Gefichtspunkt, von dem denkbarer Weiſe eine Haftung 
des Beklagten zu 1 für das Verſchulden des Büreauvorſtehert 
hergeleitet werden konnte, iſt der, ob etwa darin, daß der Notar 
eine Perſon zu dem Zwecke anſtellt, daß ihr in ſeiner A: 
weſenheit auch Anträge an ihn, damit fie ihm übermittelt 
werden, abgegeben werden können, zugleich ein ſtillſchweigene 
Garantieverſprechen zu finden iſt, daß dieſe Perſonen iure 
Pflichten ſorgfältig erfüllten, insbeſondere alſo auch Anträge 
innerhalb der gehörigen Zeit an ihren Prinzipal weiter befördem. 
Hierüber hat ſich das Berufungsgericht noch nicht ausgeſprochen, 
und ez erſcheint um fo weniger angemeſſen, dieſe keineswegs 
zweifellofe Frage von hier aus direkt zu entſcheiden, als die 
thatſächliche Stellung des Beklagten zu 2 noch nicht völlig auf- 
geklärt iſt, insbeſondere die unter Beweis geſtellten Behauptungen 
des Klägers, daß Beklagter zu 2 auch Vollmacht in Notariatt- 
ſachen habe, daß er ausdrücklich vom Beklagten zu! beauftragt 
geweſen ſei, für ihn Wechſel zwecks Erhebung des Proteftet in 
Empfang zu nehmen und daß er auch feit Jahren Wechſel 
zwecks Erhebung des Proteſtes in Empfang genommen habe, 
einmal in ihrer Bedeutung kheilweiſe nicht zweifelsfrei, anderer: 
ſeits aber auch vom Beklagten zu 1 ausdrücklich beſtritten find. 
Hiernach rechtfertigt es ſich, ſoweit der Beklagte zu 1 in Frage 
ſteht, unter inſoweitiger Aufhebung des angefochtenen Urtheil 
die Sache zu anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung n. 
die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. 

Was dagegen den Mitbeklagten N. anlangt, jo zerfällt it 
Entſcheidungsgrund der Vorinftanzen ohne Weiteres damit, duß 
N. als Vertreter des Notars überhaupt einen Vertrag nich 
abgeſchloſſen hat. Denn alsdann fehlt es an jedem Grunde, 
in der Uebernahme des Wechſels und Auftrags zur Weitergabe 
an feinen Prinzipal, zumal mit der Bemerkung, es werde nichtt 
verfäumt werden, nicht einen übernommenen Auftrag zu finden, 
aus dem er dem Auftraggeber haftet. Insbeſondere ſieht ad 
bie offen gelaſſene Möglichkeit, daß der Notar eine Garantie fi 
eine ordnungsmäßige Thätigkeit feines Angeftellten übernommen 
habe, der Annahme eines weiteren Auftragsverhältniſſes zwiſchen 
N. und dem Kläger in keiner Weiſe entgegen. Dieſem Auftrage 
hat aber unbeſtritten N. in ſchuldhafter Weiſe nicht entſprocher, 
und die Klage erſcheint daher gegen ihn ohne Weiteres begründet, 
ſo daß inſoweit unter Aufhebung der Urtheile der Vorinſtanzen 
von hier aus durcherkannt werden konnte. 
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Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 
88 1568, 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Löhler 
e. Löhler vom 2. Juli 1901, Nr. 166/1901 II. 


II. J. O. L. G. Karlsruhe. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Reviſton konnte keinen Erfolg haben. 

Durch das Urtheil I. Inſtanz wurde auf Klage der Ehe⸗ 
frau und Widerklage des beklagten Ehemannes L. deren am 
13. Auguſt 1871 geſchloſſene Ehe wegen beiderſeitigen 
Verſchuldens für geſchieden erklärt und zwar auf Grund des 
damals noch in Kraft befindlichen Landrechtsſatzes 231 wegen 
gegenfeiliger grober Verunglimpfung. Dieſes Urtheil iſt nur 
von dem beklagten Ehemanne mittelſt Berufung angefochten 
worden, welcher für den Fall, daß ſeinem Antrage auf Abweiſung 
der Klage ſtattgegeben wurde, auch die Widerklage zurüd- 
zunehmen ſich bereit erklärte, für den Fall der Zurückweiſung 
ſeines Rechtsmittels aber zuerft den Antrag geftellt hatte, 
auszuſprechen, daß auch die Widerbeklagte die Schuld an der 
Scheidung trage, nach dem Schluſſe des Thatbeſtands des 
angefochtenen Urtheils auf richterliches Befragen aber dieſen 
Antrag dahin erläuterte, daß es bei Zurückweiſung ſeiner 
Berufung gegenüber der Klage bei dem landgerichtlichen Urtheil 
verbleiben ſolle. Hiernach hat das Oberlandesgericht, welches 
die Berufung für unbegründet erachtete, lediglich auf Zurück⸗ 
weiſung dieſes Rechtsmittels mit Koſtenfolge erkannt und iſt et 
ſomit bei dem landgerichtlichen Erkenntniß verblieben, daß auf 
Klage und Widerklage die Ehe wegen beiderſeitiger grober 
Verunglimpfung geſchieden werde. Damit find beide Ehegatten 
als Schuld an der Scheidung tragend erklärt und konnte bei der 
nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ergangenen 
Entſcheidung des Berufungsgerichts von einer weiteren, aus⸗ 
drücklichen Aufnahme eines dem § 1574 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ſich anſchließenden Ausſpruchs, daß beide Ehegatten 
ſchuldig ſeien, abgeſehen werden. 

Mit Recht hat das Berufungsgericht in Anwendung des 
Artikels 201 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch geprüft, ob die dem Beklagten vorgeworfenen in die Zeit 
vor dem 1. Januar 1900 fallenden Verfehlungen die Scheidung 
nicht bloß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche, ſondern auch nach 
dem bisherigen Geſetze, hier dem badiſchen Landrechte zu 
begründen geeignet ſeien, und hat unter eingehender Prüfung 
der Beweiſe ſowohl den Scheidungsgrund des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches als den des Landrechtsſatzes 231 als 
vorliegend angenommen. 

Die von der Revifion gerügte Verletzung des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches iſt nicht anzuerkennen. Es wurde in 
dieſer Richtung geltend gemacht, die Klägerin habe ſelbſt 
zugegeben, daß ſie ihrerſeits Schuld an der Zerrüttung der 
Ehe trage; habe ſie aber, wie angenommen werde, erheblich 
mitgewirkt, die Ehe zu einer zerrütteten zu machen, bleibe alſo 
die Annahme möglich, daß fie die Hauptſchuld trage, ſo könne 
Ne nicht ſelbſt auf Scheidung klagen. Dazu komme, daß das 
Berufungsgericht gegenüber dem Beklagten hauplſächlich auf 


den Vorgang im Dezember 1898 Werth gelegt habe, auf 
welchen im Januar 1899 die Scheidungsklage gefolgt iſt; allein 
damals müſſe nach den Feſtſtellungen über das frühere 
Zuſammenleben der Ehegatten die Zerrüttung der Ehe ſchon 
beſtanden haben, könne alſo nicht auf das zuletzt angeführte 
Verhalten des Ehemannes zurückgeführt werden. Dieſer 
Revifionsbegründung gegenüber iſt zunächſt in rechtlicher 
Beziehung hervorzuheben, daß die Verfehlungen, deren ſich die 
Klägerin ſchuldig gemacht hat und welche zur Zuſprechung der 
auf Landrechtsgeſetz 231 geſtützten Widerklage geführt haben, 
der Klägerin nicht das Recht entzogen haben, ihrerſeits wegen 
unter Landrechtsſatz 231 fallenden Verfehlungen ihres Ehemannes 
die Scheidungsklage zu erheben und daß auch dieſe Verfehlungen 
der Zuſprechung der Klage auf Grund des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches an ſich nicht entgegenſtehen. Nach 
beiden Rechten findet eine Kompenſation der beiderſeitigen 
Pflichtverletzungen nicht ſtatt und die dem einen Ehegatten zur 
Laſt fallende Herbeiführung einer ſo tiefen Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes, daß dem anderen Ehegatten die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemuthet werden kann, ſchließt nicht aus, daß 
auch der letztere ſolcher Verfehlungen ſchuldig befunden werde, 
welche den Thatbeſtand des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
erfüllen. Vergl. Urtheil des Reichsgerichts IV. Civilſenats 
Nr. 118/1900, mitgetheilt in Juriſtiſcher Wochenſchrift vom 
Jahre 1900 S. 644/45. Die von dem einen Ehegatten 
verſchuldete Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes entbindet den 
anderen Ehegatten nicht von den durch die Ehe begründeten 
Pflichten, hindert alſo nicht, daß auch der letztere auf das noch 
immer beſtehende, erſt durch das rechtskräftige Scheidungsurtheil, 
welches konſtitutiven Charakter hat, zur Auflöſung kommende 
eheliche Verhältniß ſo zerſtörend einwirke, daß dem erſteren die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden konnte. 

Nicht zu billigen wäre allerdings geweſen, wenn das 
Oberlandesgericht, weil nur von Seiten des Beklagten Berufung 
eingelegt war, lediglich die dem Beklagten zur Laſt gelegten 
Verfehlungen für fich geprüft und hiernach den Thatbeſtand 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches feſtgeſtellt hätte. 
Allein dieſer Vorwurf trifft nicht zu, vielmehr ergiebt ſich aus 
den Urtheilsgründen, daß das Oberlandesgericht zunächſt Pflicht- 
verletzungen der Klägerin, deren ſtreitſüchtiges und unverträgliches 
Weſen ꝛc. feſtgeſtellt hat, lediglich um darnach zu einer gerechten 
Beurtheilung der vom beklagten Ehemanne ausgegangenen 
Verfehlungen zu gelangen. Es wird auf Grund der Beweis- 
aufnahme angenommen, daß die Klägerin auf einer ſehr 
niederen Stufe der Bildung und Moral ſtehe und daß ihr 
Empfinden, auch gegen von ihrem Ehemanne erfahrene Unbilden, 
ein ſehr abgeſtumpftes ſein müſſe. Demungeachtet geht das 
Ergebniß der Beurtheilung des Verhaltens des Beklagten dahin, 
daß dieſes auch die weit geſteckten Grenzen überſchritten habe, 
innerhalb deren der Klägerin die Fortſetzung der Ehe mit dem 
Beklagten noch als erträglich zugemuthet werden könne, was 
im weiteren Verlaufe der Urtheilsgründe noch näher gerecht⸗ 
fertigt wird. 
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Zu $ 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hahn 
6. Hahn vom 24. Juni 1901, Nr. 129/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Naumburg. 


Auf Revifion des Beklagten tft unter Zurückweiſung der 
Anſchlußrevifion der Klägerin das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


1. Nach der Auffaſſung der Anſchlußreviſion beruht es 
auf Rechtsirrthum, wenn das Berufungsgericht ausführe, daß 
der Beklagte, wenn auch die Mißhandlungen der Klägerin, ſo 
doch jedenfalls nicht eine dadurch verurſachte Ehezerrüttung mit 
verſchuldet habe. Nach der bisherigen Praxis, von der das 
Bürgerliche Geſetzbuch ſicherlich nichts Abweichendes habe 
beſtimmen wollen, ſei gegenüber der geſundheitsgefährlichen 
Mißhandlung niemals der Einwand zugelaſſen worden, daß der 
gemißhandelte Ehegatte den anderen gereizt habe. — Der 
Anſchlußrevifion ſteht entgegen, daß zum Thatbeſtand des 
Scheidungsgrundes aus § 1568 Bürgerlichen Geſetzbuches auch 
gehört, daß die thatſächlich beſtehende Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes durch den anderen Chegatten „verſchuldet“ iſt. 
Eine ſolche urſächliche Verſchuldung liegt aber dann nicht vor, 
wenn die als ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten ſich darſtellende Handlung des anderen Ehegatten — 
durch ein gleich ſchuldvolles Verhalten des die Scheidung 
ſuchenden Ehegatten veranlaßt wurde. Denn dann bildet das 
ſchuldvolle Verhalten des letzteren die eigentliche, wenn auch 
entferntere Urſache der entſtandenen Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes, da es ohne daſſelbe zu dem ſchuldvollen Verhalten 
des anderen Ehegatten und ſomit auch zu dieſer Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes überhaupt nicht gekommen wäre. Die 
durch ihn ſelbſt verſchuldete Zerrüttung darf ſelbſtverſtändlich 
der Ehegatte als Scheidungsgrund nicht geltend machen. Nur 
in dieſem Sinne kann übrigens von einer „Aufrechnung 
wechſelſeitigen Verſchuldens“ die Rede fein und iſt es zu ver 
ſtehen, wenn der jetzt erkennende Senat in dem Urtheile vom 
24. September 1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726 —, 
auf welches das Berufungsgericht wohl hinweiſen will, an⸗ 
genommen hat, daß bei der Würdigung, ob das ehewidrige 
Verhalten des Ehegatten eine „ſchwere“ Verletzung der für ihn 
durch die Ehe begründeten Pflichten enthalte, die Berückſichtigung 
des etwaigen ehewidrigen Verhaltens des die Scheidung ſuchenden 
Ehegatten, ſofern durch daſſelbe im einzelnen Falle die 
Handlungsweiſe des Beklagten beeinflußt wurde und der Grad 
der darin liegenden Verletzung ſeiner ehelichen Pflichten bedingt 
ward, nicht nur nicht auegeſchloſſen, ſondern zutreffenden Falls 
ſogar geboten iſt. Für eine abweichende Beurtheilung iſt 
gegenüber dem den Scheidungsgründen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches, abgeſehen von dem aus § 1569, überhaupt und 
insbeſondere auch dem bedingten Scheidungsgrunde aus § 1568 
zu Grunde liegenden Prinzip der Verſchuldung auch dann kein 
Raum, wenn die dem Ehegatten vorgeworfene ſchwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten in grober Mißhandlung 
im Sinne des § 1568 beſteht. Auch inſoweit unterliegt daher, 
entgegen der Anſchlußreviſion, das aus geſundheitsgefährlichen 
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Mißbandlungen hergeleitete Ehevergehen nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche einer von dem Allgemeinen Landrecht abweichenden 
Beurtheilung, indem allerdings nach letzterem der aus dem 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen des § 699 des Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1 ſich ergebende Eheſcheidungsgrurd, 
wie das Reichsgericht in gleichmäßiger Rechtſprechung angenommen 
hat (vergl. insbeſondere Urtheil vom 14. Dezember 1899 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 83% —) dadurch richt 
beſeitigt wurde, daß der mißhandelte Ehegatte den anderen 
gereizt hatte. Die Annahme ſelbſt, daß das Verſchulden der 
Parteien an den bezeichneten Vorgängen ein gleiches fe, if 
thatſächlicher Natur, ausreichend begründet und nicht zu bean 
ſtanden. Es rechtfertigt ſomit auch der zweite Entſcheidung⸗ 
grund für ſich die Verwerfung des Scheidungsgrundes an 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

2. Die Revifion bemängelt als rechtsirrthümlich die 
Annahme, daß in der nicht erweislich wahren Behauptung de 
Klägerin eine Verfehlung im Sinne des 5 1568 des Bürgerliden 
Geſetzbuches inſoweit nicht zu finden ſei, als fie dieſelbe m 
bei der Rechtsverfolgung im gegenwärtigen Prozeſſe aufgeftel 
habe. Verfehlungen, die an ſich unter § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches fallen, könnten dadurch nicht unerheblich werden, 
daß fie im Prozeſſe aufgeſtellt werden. — Die Auffafſung der 
Revifion trifft nur zu beim Vorbringen böͤslicher, wiffentlid 
unwahrer Vorwürfe, weil dieſelben, wenn auch zur eigenen 
Vertheidigung, fo doch zugleich mit dem Bewußtſein der wider- 
rechtlichen Verunglimpfung des anderen Ehegatten aufgeftellt 
werden. Anders dagegen liegt die Sache, wenn en fh um 
Vorwürfe handelt, die im guten Glauben von ihrer Nchtiglel 
zur Vertheidigung geltend gemacht werden. In einem solchen 
Falle iſt nach der konkreten Sachlage zu beurtheilen, ob in dem 
erhobenen Vorwurfe eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten enthalten tft, und iſt es daher, bei ber 
weſentlich thatſächlichen Natur dieſer Würdigung uicht m 
beanſtanden, wenn das Berufungsgericht dieſe Frage im not 
liegenden Falle verneint. 


Zu §§ 1568, 1573 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Unger 
c. Unger vom 4. Juli 1901, Nr. 153/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Vom erſten Richter war, unter Abweiſung der Widerklagze, 
der Klage entſprechend die Ehe der Parteien vom Bande 
geſchieden, und der Beklagte für den allein ſchuldigen Thel 
erklärt worden. Auf die Berufung des Beklagten hat aber das 
Oberlandesgericht das Urtheil erſter Inſtanz aufgehoben und 
die Klage, unter Verurtheilung der Klägerin in die Prozeßkoſte, 
abgewieſen. 

Auf Reviſion der Klägerin iſt das Berufungsurtbeil ar 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewiesen. 


Aus den Gründen. 


Die Entscheidung des Berufungögerichtes über den mi 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches hergenommenen Klage 
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grund iſt mehrfache Bedenken hervorzurufen geeignet. Die 
Beweislaſt erſcheint als unrichtig vertheilt, wenn darauf Gewicht 
gelegt wird, daß nicht bewieſen ſei, daß eine gewiſſe Mißhandlung, 
die der Klägerin vom Beklagten zugefügt ſei, von ihr nicht 
verſchuldet ſei. Sodann ift der Begriff des Verſchuldens 
verkannt, wenn eine andere, und zwar ſchwere, Mißhandlung 
deshalb als nicht von dem Thäter verſchuldet bezeichnet 
wird, weil die Klägerin durch eignes unvorfichtiges Verhalten 
ihm zu derſelben Anlaß gegeben habe; dadurch würde die 
Schuld des Beklagten nicht beſeitigt, ſondern nur abgeſchwächt 
werden. Auch hat das Oberlandesgericht nicht beſonders erwogen, 
ob nicht eine leichte und eine ſchwere Mißhandlung, wenn auch 
nach Lage der Sache jede für ſich allein zur Begründung der 
Klage nicht ausreichen ſollte, doch beide zuſammen vielleicht 
ſchon dieſe Bedeutung haben möchten. Jedoch kann ſogar 
dahin geſtellt bleiben, ob die ſoeben hervorgehobenen Bedenken 
die in Anſehung des Klagegrundes aus § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches getroffene Entſcheidung als ſchlechthin unhaltbar 
erſcheinen laſſen; jedenfalls iſt fie dies wegen einer Verletzung 
des § 1573 daſelbſt, auf welcher fie beruht. Das Ober⸗ 
landesgericht hat nämlich die etwa vor dem Umzuge der 
Parteien nach Hamburg in Herne vorgekommenen Mißhandlungen 
ganz außer Betracht laſſen zu müſſen geglaubt, weil dieſe von 
der Klägerin verziehen fein würden. Dabei tft aber überſehen, 
daß, wenn auch nach § 1570 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
durch Verzeihung das Recht auf Scheidung erliſcht, doch nach 
$ 1573 daſelbſt Thatſachen, auf die eine Scheidungsklage nicht 
mehr gegründet werden kann, alſo auch verziehene Mißhandlungen, 
doch zur Unterſtützung einer auf andere Thatſachen 
gegründeten Scheidungsklage noch brauchbar find und daher 
in einem ſolchen Falle nicht unbeachtet bleiben dürfen, und daß 
ſich dies nach dem frühern gemeinen Rechte bei einer Klage 
auf Trennung von Tiſch und Bett eben ſo verhielt. 


Zu § 1620 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Opitz 
c. Opitz vom 17. Juni 1901. Nr. 124/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Jena. 


Die Klägerin, eine großjährige Tochter des Beklagten, die 
ſich angeblich im April 1900 ohne Zuſtimmung des Beklagten 
mit dem Architekten N. verlobt hat, klagt mit dem Antrage: 
feſtzuſtellen, daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihr im 
Falle ihrer Verehelichung mit dem Architekten N. eine Aus- 
ſteuer im Werthe von 3 500 Mark zu beſchaffen oder dieſen 
Betrag in Baar an ſie zur Beſchaffung einer Ausſteuer zu zahlen; 
eventuell ſchon jetzt den Beklagten zur künftigen Leiſtung 
dieſes Anſpruchs zu verurtheilen. Das Landgericht hat die 
Klage auf Grund der Feſtſtellung, daß der Beklagte ohne Ge⸗ 
fährdung ſeines ſtandesgemäßen Unterhalts zur Gewährung der 
geforderten Ausſteuer nicht im Stande ſei, abgewieſen. Auf 
die von der Klägerin eingelegte Berufung hat das Berufungs- 
gericht, ohne in die vom Landgericht vorgenommene Prüfung 
einzutreten, die Berufung lediglich aus dem formellen Grunde, 
daß weder die Feſtſtellungsklage noch auch die Klage auf künftige 
Leiſtung zuläſſig fei, zurückgewieſen. 


Auf Reviſion der Klägerin iſt das Berufungsurtheil auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 


Die Reviſion iſt, inſoweit fie ſich über die Nichtzulaſſung 
des Feſtſtellungsantrags beſchwert, begründet. Eines Eingehens 
auf die Zurückweiſung des nur eventuell geſtellten Leiſtungs⸗ 
antrags bedarf es deshalb nicht. Das Berufungsgericht giebt 
für feine Anfiht, daß die Feſtſtellungsklage unzuläffig ſei, 
folgende Begründung: 

„Nach § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei der 
Vater verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer Ver⸗ 
heirathung zur Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene 
Ausſteuer zu gewähren. Die Worte „im Falle ihrer 
Verheirathung“ enthielten eine ſogenannte conditio 
juris, d. h., das Geſetz ſtelle hier ein Thatbeſtandsmoment 
feft, das nöthig ſei zur Entſtehung des Anſpruchs. Es 
verhalte ſich nicht anders, als wenn das Geſetz im 8 1924 
als geſetzliche Erben der erſten Ordnung die Abkömmlinge 
des Erblaſſers bezeichne und zugleich im § 1923 beſtimme, 
daß Erbe nur werden könne, wer zur Zeit des Erbfalls 
lebe. Wie im letzteren Falle, ebenſo bei der teſtamentariſchen 
oder vertragsmäßigen Erbeinſetzung, ein Recht auf die 
Erbfolge für den Einzelnen bei Lebzeiten des Erblaſſers 
nicht vorhanden ſei, auch kein bedingtes, weil eben das 
eine Thatbeſtandsmoment, welches zum Entſtehen eines 
ſolchen Rechts nach dem Geſetze noͤthig ſei, noch fehle, ebenfo 
liege es auch im Falle des § 1620: auch hier müſſe, um 
die geſetzliche Obligation zwiſchen Vater und Tochter, 
auf Grund welcher die Klägerin die Ausſteuer fordern 
wolle, zur Entſtehung zu bringen, das Thatbeſtands⸗ 
moment der Eheſchließung erft eingetreten ſein. Es ſei 
auch jetzt noch kein bedingtes Rechtsverhältniß zwiſchen 
den Parteien entſtanden, weil ein bedingtes Rechts- 
verhältniß nur dann vorliege, wenn eine Neben⸗ 
beſtimmung, kraft deren die Wirkung eines Rechts- 
geſchäfts von dem Eintritt eines künftigen ungewiſſen 
Ereigniſſes abhängig ſei, von den Parteien durch rechts⸗ 
geſchäftliche Willenserklärung derſelben einem Rechts⸗ 
geſchäft beigefügt ſei. Dafür, daß das Recht erſt mit 
der Eheſchließung entftehe, ſei zu vergleichen § 1623 
und & 198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Im vor- 
liegenden Falle fehle alſo das Vorhandenſein eines 
Rechtsverhältniſſes, wie es zur Anſtellung einer 
Feſtſtellungsklage in den 58 256, 259 der Civilprozeß 
ordnung vorausgeſetzt werde, und müſſe aus dieſem 
Grunde die Berufung zurückgewieſen werden.“ 

Dieſer Ausfübrung des Berufungsgerichts kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Zunächſt ift der Verſuch, das der Tochter nach 
Maßgabe des § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehende Recht 
auf Gewährung einer Ausſteuer ſeitens ihres Vaters im Falle 
ihrer Verheirathung mit einem Erbrechte zu vergleichen, verfehlt. 
Nach dem Satze „vivi hereditas non datur“, 5 1922 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, iſt begrifflich bei Lebzeiten des Erb⸗ 
laſſers ein Erbrecht auf ſeinen Nachlaß nicht gegeben; begrifflich 
iſt deshalb auch die Zuläſfigkeit einer Klage auf Feſtſtellung 
eines erbrechtlichen Rechtsverhältniſſes bezüglich des Nachlaſſes 
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eines noch Lebenden ausgeſchloſſen. Ob aber das Rechts- 
verhältniß, wie es nach § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zwiſchen Vater und Tochter bezüglich der Ausſteuerpflicht beſteht, 
ein ſolches iſt, daß vor der Verheirathung eine Klage der Tochter 
auf Feſtſtellung des Beſtehens der Verpflichtung des Vaters zur 
Gewährung einer Ausſteuer an fie in beſtimmter Höhe bei ihrer 
Verheirathung unbedingt ausgeſchloſſen oder unter Umſtänden 
zuzulaſſen tft, läßt ſich nur aus der Natur jenes Rechtsverhält⸗ 
niſſes ſelbft beurtheilen. Für die Ausſchließung der Feſtſtellungs⸗ 
klage folgt aus den vom Berufungsgerichte in Bezug genommenen 
58 1623 und 198 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nichts; denn 
der Umſtand, daß der Anſpruch auf die Ausſteuer in einem 
Jahre von der Eingehung der Ehe an verjährt, iſt für den 
mit der Eingehung der Ehe gegebenen Leiſtungsanſpruch, nicht 
aber für den etwa vorhergegebenen der Verjährung nicht unter- 
liegenden Feſtſtellungsanſpruch von Bedeutung. Auch folgt 
nichts aus dem Hinweis des Berufungsgerichts auf die ſo⸗ 
genannten conditiones juris, da die Frage, wann der Anſpruch 
auf Gewährung der Ausſteuer zur Entſtehung gelangt, für den 
Leiſtungsanſpruch, nicht aber für den Feſtſtellungsanſpruch ins 
Gewicht fällt. Bei der Prüfung der Zuläſſigkeit des Feſtſtellungs⸗ 
anſpruchs iſt vielmehr von folgender Grundlage auszugehen: 
Geſetzlich iſt das Verhältniß des Vaters zu ſeiner Tochter 
nach § 1620 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein ſolches, daß er 
im Falle ihrer Verheiralhung ihr zur Einrichtung des Haus⸗ 
halts eine angemeſſene Ausſteuer zu gewähren verpflichtet iſt, 
inſoweit er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dazu im 
Stande iſt und nicht die Tochter ein zur Beſchaffung der Aus- 
ſteuer ausreichendes Vermögen hat. Würde die Tochter nur 
auf Anerkennung dieſes Rechtsſatzes klagen, ſo würde eine ſolche 
Feſtſtellungsklage nicht zuzulaſſen ſein. Allein ſo hat die 
Klägerin auch nicht geklagt. Indem ſie unter Beweis ſtellt, 
daß ſie ſich mit dem Architekten N. verlobt habe, und ſo einen 
thatſächlichen Anhalt für die Annahme giebt, daß ihre Ver⸗ 
heirathung bevorſtehe, entnimmt ſie aus dem Umſtande, daß 
der Beklagte fi) ausdrücklich geweigert hat, der Klägerin eine 
Ausfteuer zu gewähren, Veranlaſſung, gegen ihn auf Feſtſtellung 
ſeiner Verpflichtung zur Gewährung einer Ausſteuer an ſie bei 
ihrer Verheirathung in dem von ihr angeführten angeblich an⸗ 
gemeſſenen Betrage zu klagen. Daß die Klägerin bei dieſer 
Sachlage ein wirthſchaftliches Intereſſe hat, die Verpflichtung 
des Beklagten ſchon jetzt feſtſtellen zu laſſen, liegt auf der 
Hand. Daß dieſes wirthſchaftliche Intereſſe aber ausreichend 
iſt, um die Erhebung einer Feſtſtellungsklage zu rechtfertigen, 
iſt, wie in dem Urtheile des VI. Civilſenats des Reichsgerichts 
vom 18. April 1895 (Reichsgerichts ⸗Entſcheidungen Bd. 35 
S. 392) für einen ähnlichen Fall zutreffend ausgeführt wird, 
gleichfalls nicht zu bezweifeln. Auch kann ein rechtliches Be⸗ 
denken gegen die Zuläſſigkeit der erhobenen Feſtſtellungsklage 
nicht darin gefunden werden, daß der Zuſtand des Vermögens 
des Beklagten zur Zeit der Verheirathung der Klägerin jetzt im 
Voraus ſich nicht ermitteln laſſe; dieſe Frage iſt vielmehr that⸗ 
ſächlicher Natur und gehört zur ſachgemäßen Beweiswürdigung. 


Zu § 138 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Künzel 
c. Blumer vom 2. Juli 1901, Nr. 125/1901 U. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Es kommt das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche 
Reich inſofern in Frage, als Kläger die Nichtigkeit des ſtreitigen 
Vertrags auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 geltend 
gemacht und fi in dieſer Hinficht insbeſondere auf 9 138 
Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs berufen hat. Das Berufungz⸗ 
gericht aber hat trotzdem die Anwendbarkeit der letzteren 
Beſtimmung überhaupt nicht erörtert, ſondern ohne Wetten 
unterſtellt, daß das zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltende 
Recht für die ganze Dauer des Vertrags maßgebend ſei. Hierin 
iſt ſowohl ein Mangel an Begründung wie ein Redtsirrikun 
zu finden; denn wenn auch nach Artikel 170 des Einführmp 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für ein Schuldverhältit, 
das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs en 
ſtanden iſt, im Allgemeinen die bisherigen Geſetze maßgebend 
bleiben, jo erleidet dieſer Grundſatz dennoch nach den ſich ank 
der Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift (vergl. namentlich 
Motive zu Artikel 103 des Entwurfs S. 257 und Protokolle 
der II. Kommiſfion Bd. 6 S. 498 und 497) ergebenden 
Abficht des Geſetzgebers für ſolche Beſtimmunge des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs eine Einſchränkung, welche einen refornatoriien 
oder prohibitiven Charakter dergeſtalt haben, daß annehmen 
iſt, daß der Geſetzgeber deren Anwendung auch auf schon ver 
dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes begründete Rechtevethältnife 
aus Gründen der Sittlichkeit oder des Gemeinwohls gewollt 
hat. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 77 ff. und 
Bd. 43 S. 23 ff.) Daß dieſe Vorausſetzungen aber bezüglich 
der Beſtimmung des § 138 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſeßbucht 
zutreffen, kann im Hinblick auf den aus deren Inhalt ſich ſelbft 
ergebenden prohibitiven Charakter nicht zweifelhaft ſein; denn 
indem der Geſetzgeber durch dieſe Beſtimmung Rechtsgeſchäſt, 
welche gegen die guten Sitten verſtoßen, für nichtig erklärt 
hat, hat er zugleich feiner Abſicht Ausdruck gegeben, daß ſoichn 
Geſchäften unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſezbuchk 
jeglicher Rechtsſchutz ſelbſt dann zu verſagen ſei, wenn fie unter 
der Herrſchaft der früheren Geſetze abgeſchloſſen ſeien, mit 
anderen Worten: daß die Beſtimmung des § 138 Abſ. 1 eit 
vom Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch auf 
Rechtsgeſchäfte der letzteren Art anwendbar fein ſolle. Ju 
dieſem Sinne hat auch bereits der III. Civilſenat des Reicht 
gerichts in ſeinem Urtheile vom 30. November 1 
(II. 252/1900, Furiſtiſche Wochenſchrift von 1901 S.!) 
bezüglich der mit der Vorſchrift des § 188 Abi. 1 zuſammen⸗ 
hängenden Beſtimmung des Abſ. 2 dieſes Paragraphen und 
mittelbar auch bezüglich der erfteren ſelbſt erkannt. Obzleic 
hiernach das Berufungsgericht ſeiner Entſcheidung, ſoweit hierbei 
die Nichtigkeit des Vertrags für die Zeit vom 1. Januar 1000 
an in Frage ſteht, mit Unrecht nicht die Beſtimmung dei 
5 138 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Grunde gelegt ha 
ſo hat dieſer rechtliche Verſtoß doch nicht die Aufhebung de 
Urtheils zur Folge, da dieſes nicht darauf beruht. Du 


Berufungsgericht hat nämlich feiner Entſcheidung eine Rechts⸗ 
anfiht über die gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Verträge zu Grunde gelegt, welche der Beſtimmung des 8 138 
Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs vollſtändig entſpricht und von 
dieſem rechtlichen Gefichtspunkte aus, welcher für die Zeit vor 
wie auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
in gleicher Weiſe zutrifft, die thatſächlichen Verhältniſſe des 
vorliegenden Falls, insbeſondere die Beſtimmungen des ſtreitigen 
Vertrags ſowohl im Einzelnen als auch in ihrer Geſammtheit 
erſchöpfend und ohne rechtlichen Verſtoß gewürdigt. 


Zu § 254 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. E.⸗Fis kus 
c. Budde vom 8. Juli 1901, Nr. 180/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Kiel. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion des Beklagten auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Hat bei der Entſtehung eines Schadens ein Verſchulden 
des Beſchädigten mitgewirkt, fo hängt nach § 254 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs die Verpflichtung zum Erſatze, ſowie der 
Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere davon ab, in wieweit der Schaden vorwiegend von 
dem einen oder dem anderen Theile verurſacht worden iſt. In 
Anwendung dieſes Rechtsſatzes hat der Berufungsrichter geprüft, 
ob das Verſchulden des Klägers ausſchlaggebend geweſen ſei. 
Er verneint die Frage, weil der Kläger nicht durch einen von 
dem Zuge ausgehenden Stoß über die Einfriedigung geſchleudert, 
vielmehr geſtürzt ſei, bevor er einen Thürgriff erfaßt habe. 
Darin tritt zu Tage, daß bei der Abmeſſung des beiderſeitigen 
Verſchuldens dasjenige Verſchulden des Klägers außer Anſatz 
geblieben iſt, das darin liegt, daß er in Ausführung des Ver⸗ 
ſuchs, in den fahrenden Zug zu gelangen, ſchnell den Bahnſteig 
entlang lief. Der gleiche Fehler liegt erkennbar der Erwägung 
zu Grunde, daß der Unfall ſchlimmere Folge gehabt habe, als 
wenn der Kläger etwa gegen eine höhere Einfaſſung angerannt 
wäre. Auch hierin wird wieder nur berückſichtigt, daß der Kläger 
nicht darauf geachtet hat, ob auf dem Bahnſteig ein Hinderniß 
war, dagegen nicht die Frage erörtert, ob der Kläger ohne den 
Verſuch, wieder in den Zug zu gelangen, überhaupt an das 
Ende des Bahnſteigs gelangt und dort gegen die Einfriedigung 
des Lichtſchachts geprallt wäre. 


Zu 88 433, 437 B. G. B. $ 29 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Grebs 
o. Albrecht u. Richter vom 5. Juli 19014 Nr. 184/1901 II. 

II. J. Kammergericht. 


Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 
Der Kläger und Revifionsfläger findet in der angefochtenen 
Entſcheidung des Berufungsgerichts, in welcher die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit des Landgerichts Berlin für die bei demſelben erhobene 
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Klage verneint wurde, eine Verletzung des 8 29 der Civilprozeß⸗ 
ordnung ſowie der in Anwendung gebrachten Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Da die von der Beklagten an den 
Kläger abgetretene Forderung in Berlin, wo ſie im Konkurſe 
des dortſelbſt wohnhaften Schuldners feftgeftellt wurde, zu 
bezahlen ſei, müſſe der Entſchädigungsanſpruch, um mit dem 
Hauptanſpruch gleichwerthig zu ſein, die gleiche Zahlungsſtelle 
haben und ergebe ſich hiernach Berlin als Erfüllungsort. Dieſe 
Rüge iſt verfehlt. Die Beklagten find auf Gewährleiſtung 
wegen Nichtbeſtehens einer von ihnen dem Kläger durch Verkauf 
übertragenen Forderung belangt. 88 433, 437 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Für die Beſtimmung des Ortes der Erfüllung 
dieſer Schadenserſatzpflicht wurde die allgemeine Regel des 8 269 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Anwendung gebracht, da das 
Berufungsgericht aus der Natur des Schuldverhältniſſes oder 
aus ſonſtigen Umftänden nicht entnehmen zu können glaubte, 
daß Berlin als Erfüllungsort zu betrachten ſei, die Beklagten 
aber ihre gewerbliche Niederlaſſung und ihren Wohnfitz in 
Hamburg haben. Die von der beklagten Firma abgetretene 
Forderung war allerdings in Berlin zu erfüllen, allein dieſe 
Forderung iſt nur das Objekt des gegenſeitigen Vertragsver⸗ 
hältnifjes der Parteien, nicht die ſtreitige Verpflichtung, deren 
Erfüllungsort den Gerichtsſtand des § 29 der Civilprozeßordnung 
beſtimmt. Als ſtreitige Verpflichtung kann nur die Haupiver- 
bindlichkeit der Beklagten nach 8 433 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches oder die geſetzliche und hier auch vertragsmäßige Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht nach $ 437 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeſehen 
werden. Letztere iſt aber keine Mitverbindlichkeit mit dem Schuldner 
der abgetretenen Forderung, nicht einmal eine Haftung für deſſen 
Zahlungsfähigkeit, ſondern nur eine Haftung für den rechtlichen 
Beſtand der übertragenen Forderung, alſo für das durch deren 
Nichtexiſtenz verletzte Intereſſe des Käufers. Dieſe Schadens 
erſatzverbindlichkeit iſt wie die Hauptverpflichtung des Verkäufers 
nach der geſetzlichen Regel in Hamburg zu erfüllen, und es 
konnte ohne Rechtsirrthum verneint werden, daß gegebenen 
Falles aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhaͤltniſſes etwas Anderes zu entnehmen ſei. Daß nach 
der notariellen Aufnahme der Abtretungserklärung in Hamburg 
mit Schreiben der Beklagten vom 25. Oktober 1900 dem 
klägeriſchen Rechtsanwalt eine Ceſſionzurkunde für den Kläger 
nach Berlin überſendet wurde, mußte für die Beſtimmung des 
Erfüllungsortes der ſtreitigen Verpflichtung im Sinne des § 29. 
der Civilprozeßordnung als unerheblich erachtet werden. 


Zu § 906 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Spielhagen 
c. Kuhlmey vom 10. Juli 1901, Nr. 154/1901 V. 

II. J. Kammergericht. 


Die Revifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Rüge der Revifion geht dahin, daß der Vorderrichter, 
obſchon die Klage ſchon im Jahre 1897 erhoben worden iſt, 
mit Unrecht ausſchließlich den 8 906 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſeiner Entſcheidung zu Grunde gelegt und namentlich die 


Beklagten für beweispflihtig dafür erklärt habe, daß die von 
ihrem Grundſtück ausgehenden Einwirkungen die Benutzung der 
Grundſtücke der Kläger nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigen 
oder durch eine Benutzung des Grundſtücks der Beklagten 
herbeigeführt werden, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. 

Wenn nun auch die Vorausſetzungen der Klage wegen 
beläftigender Zuführungen aus dem Nachbargrundſtücke im 
Allgemeinen nach preußiſchem Rechte die nämlichen waren, wie 
ſie jetzt das Bürgerliche Geſetzbuch fordert, ſo kann doch der 
Revifion ſoviel zugegeben werden, daß Hinfichtlich der Beweislaſt 
eine Verſchiedenheit zwiſchen beiden Geſetzen vielfach angenommen 
wird, indem nach Allgemeinem Landrecht die Pflicht des Beweiſes, 
daß die Zuführungen ihn übermäßig und in nicht ortsüblicher 
Weiſe beläftigen, dem Kläger überbürdet war, während nach 
jetziger Geſetzgebung der Beklagte die Nichtübermäßigkeit und Orts- 
üblichkeit der Zuführungen ſoll beweiſen müſſen. Protokolle III 
Seite 125, VI Seite 225. Turnau⸗Foerſter, Liegenſchaftsrecht, 
Seite 286 Nr. 4. 

Da nun der Berufungsrichter im gegebenen Falle ohne 
Rückſicht auf den im Laufe des Rechtsſtreits eingetretenen 
Wechſel der Geſetzgebung ganz allgemein die Beweispflicht der 
Beklagten angenommen hat, jo könnte es ſich allerdings fragen, 
ob dieſer Ausſpruch richtig oder doch deshalb unſchädlich iſt, 
weil jedenfalls vom 1. Januar 1900 an die Beweislaſt auf 
die Beklagten überging. Eine Entſcheidung dieſer Fragen kann 
aber deshalb hier unterbleiben, weil der Berufungsrichter eben- 
ſowohl das Uebermaß der in Rede ſtehenden Zuführungen von 
Rauch, Ruß, Dampf und üblen Gerüchen als die Nichtorts⸗ 
üblichkeit dieſer Zuführungen feſtgeſtellt hat. 


Zu Art. 171 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 561 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schilling 
c. Haaſe vom 2. Juli 1901, Nr. 176/1901 III. 
II. J. O. L. G. Stettin. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Für die Entſcheidung über die Revifion tft die Frage von 
maßgebender Bedeutung, ob das Erlöſchen des beklagtiſchen 
Pfandrechts nach altem oder neuem Recht zu beurtheilen iſt, 
da die Angriffe der Reviſion gegen die Auslegung der gedachten 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und die weiteren 
Ausführungen des Berufungsurtheils nur dann der Nachprüfung 
bedürfen, wenn das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf den 
vorliegenden Rechtsfall anzuwenden iſt. Das Letztere iſt ab⸗ 
weichend von der Vorentſcheidung zu verneinen. Der Pacht⸗ 
vertrag iſt nach altem Recht für eine feſtbeſtimmte Zeit ge- 
ſchloſſen, welche bis in die Geltungszeit des neuen Rechts 
reicht, und eine frühere Kündigung des Pachtvertrages war vor 
deſſen Beendigung Johannis 1900 nicht möglich. Gemäß 
Artikel 171 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buch iſt daher das ganze Pachtverhältniß nach altem Recht, 


hier nach gemeinem Recht, zu beurtheilen. Indem der At⸗ 
tikel 171 von Mietb-, Pacht- und Dienſtverhältniſſen 
ſpricht, giebt er zu erkennen, daß das ganze Rechtsverhältuiß 
umfaßt fein fol, alſo nicht nur die Rechtsbeziehungen der 
Kontrahenten während beſtehenden Vertrages, ſondern auch die 
ſich aus deſſen Auflöfung ergebenden Anſprüche. In gleichen 
Sinne ſprechen auch die Motive zum Artikel 104 des Entwurſt 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch von Pacht⸗ 
und Miethverhältniſſen, indem fie darauf hinweisen, daß nie 
Rechte und Pflichten, die aus einer Veräußerung des Miet. 
objekts folgen, der beſonderen Regelung bedürfen. Zum Miet. 
oder Pachtverhältniß gehört auch das Pfandrecht dez Ver- 
miethers oder Verpächters, und die Frage, wie das Pfandrecht 
erliſcht und wie lange es geltend gemacht werden kann, betrift 
unmittelbar den Inhalt und den Umfang dieſes Rechtes ſelbſ. 
Die Frage, wie dieſes Pfandrecht erliſcht, iſt daher geniß 

Artikel 171 nach altem oder nach neuem Recht zu beurtheln, 

je nachdem dies oder jenes Recht auf das ganze Mieth. dia 

Pachtverhältniß überhaupt Anwendung findet. Zu einer ab 

weichenden Beurtheilung kann auch nicht die Erwägung führm, 
daß die neue Vorſchrift des 8 561 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs im Intereſſe der Verkehrsficherheit getroffen iſt, da 
aus dieſem Zwecke des Geſetzes nicht deſſen rückvirkade Kraft 
für Rechtsverhältniſſe abgeleitet werden kann, für welche nach 

den Vorſchriften des Einführungsgeſetzes das alte Recht bei 

Beſtand geblieben tft. Hätte der § 561 Abi. del Bürger 

lichen Geſetzbuchs auch auf dieſe Rechtsverhältuiſſe ausgedehnt 
werden ſollen, jo hätte es einer beſonderen Rechtznorm bedurft. 
Auch die Motive zum § 521 des Entwurfs des Bürgerligen 
Geſetzbuchs Bd. II S. 408 ergeben keinen Anhalt dafür, daß 
mit den neuen Vorſchriften auch die beſtehenden Mieth un 
Pachtverhältniſſe getroffen fein ſollten. Die hier reprobirte 
Annahme, daß die SS 560—562 des Bürgerlichen Geſezduch 
auch auf früher entſtandene Pfandrechte anzuwenden seien, if 
vertreten von Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſeßbucht 
auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Auflage, $ 51 
S. 270 und Note 3, und durch den Hinweis auf Artikel 184 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch begründet 
Indeſſen der Artikel 184 beſtimmt nur, daß Rechte, mit denen 
eine Sache oder ein Recht ſchon vor dem 1. Januar 1900 
belaſtet war, mit dem ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden 
Inhalt und Range beſtehen bleiben, ſoweit nicht befondert 
Ausnahmen in den Artikeln 192— 195 vorgeſehen find. En 
Rückſchluß auf das Gegentheil für das Erlöſchen dinglihet 
Rechte kann aus dieſer Beſtimmung nicht gezogen werben. 
Ebenſo wenig kommt der vom Berufungsgerichte in Bezug ge 
nommene Artikel 189 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerliden 
Geſetzbuch hier in Betracht. Das Recht der Mobilien und de 
Immobilien iſt quch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ein I 
durchgreifend verſchiedenes, daß ein allgemeiner Rückſchluß vor 
dem einen auf das andere nicht zuläſſig iſt. Jusbeſonder f. 
aus dem Artikel 189, welcher ſich nur auf Immobiliarrecht 
und das Grundbuch bezieht, für die Grundſätze, nach welhen 
Pfandrechte an Mobilien untergehen, kein Schluß zu ziehen. 
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Zu deu Art. 213, 214 Einf. Geſ. zum B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Keller 

e. Lorenz u. Gen. vom 20. Juni 1901, Nr. 122/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Cöln. 


Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das Oberlandesgericht geht davon aus, daß es für die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits weſentlich darauf ankomme, welchen 
Willen die Erblaſſerin bei der in Artikel 4 des Ehevertrages 
vom 18. Mai 1874 erklärten letztwilligen Zuwendung für den 
Kläger gehabt habe. Das Oberlandesgericht gelangt dann unter 
Würdigung des Inhalts des Ehevertrages wie der begleitenden 
Umſtände zu dem Ergebniß, daß der Wille der Erblaſſerin dahin 
gegangen ſei, ihren künftigen Ehemann in Betreff ſeiner An⸗ 
ſprüche an ihrem dereinſtigen Nachlaß lediglich ihren Kindern 
gleichzuſtellen, dergeſtalt, daß dieſe Anſprüche damit ein für 
allemal feſtgelegt würden und der Kläger, ſofern ſie Kinder neben 
ihm hinterlaſſe, unter keinen Umſtänden mehr, als einen den 
Geſetzen zur Zeit der Vertragserrichtung entſprechenden Kindes⸗ 
theil erhalten ſollte. Danach verwirft das Oberlandesgericht 
den prinzipalen Anſpruch des Klägers darauf, daß ihm am 
Nachlaſſe der Erblafſerin neben dem im Chevertrage für ihn 
ausgeſetzten Erbtheile noch der nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
dem überlebenden Ehegatten beſtimmte Erbtheil zukomme. Da⸗ 
gegen billigt das Oberlandesgericht ihm in Gemäßheit ſeines 
zweiten Eventualantrages und der darauf bezüglichen Erklärung 
der Beklagten neben ſeinem ehevertraglichen Erbrechte noch auf 
Grund des Pflichttheilsrechts nach Bürgerlichem Geſetzbuch die 
in der Urtheilsformel ausgeſprochene Forderung an den Geld⸗ 
werth des Nachlaſſes zu. 

Dieſe Beurtheilung iſt von dem Revifionskläger in mehr⸗ 
facher Hinfiht bekämpft worden. Die Angriffe erſcheinen jedoch 
nicht begründet. 

Der Streit der Parteien dreht ſich weſentlich um die Frage, 
welche Rechtswirkung der in dem Ehevertrage vom 18. Mai 1874 
ſeitens der Erblafjerin zu Gunften des Klägers getroffenen letzt⸗ 
willigen Verfügung gegenüber den erbrechtlichen Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zukommt, insbeſondere darum, ob der 
Kläger aus dem Nachlaſſe der Erblafferin neben dem ihm in 
dem Ehevertrage ausgeſetzten Erbtheile oder doch ſtatt deſſelben 
noch den nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch dem überlebenden 
Ehegatten zuſtehenden Erbtheil beanspruchen darf. 

Daß die in dem EChevertrage enthaltene letztwillige Ver⸗ 
fügung der Erblaſſerin in Betreff des Klägers auch unter der 
Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs als rechtsgültig anzuſehen 
ſei, nimmt das Oberlandesgericht offenbar ſtillſchweigend an. 
Und dieſe Annahme läßt ſich, entgegen der Revifion, nicht be⸗ 
anſtanden. Nach Artikel 214 des Einführungdgefeßes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch iſt die Errichtung des vorliegenden Ehe⸗ 
vertrages inſoweit nach den bisherigen Geſetzen, alſo nach dem 
Franzöſfiſchen Rechte, zu beurtheilen. Der Ehevertrag enthält 
wechſelſeitige letztwillige Zuwendungen der künftigen Eheleute, 
und ſtellt ſich inſoweit als Erbvertrag dar. Als ſolcher war er 
in der beobachteten notariellen Form gemäß der Ausnahme⸗ 
vorſchrift des Artikels 1094 code civil rechtsgültig (vergl. Entſch. 
des R. G. inz Civilſachen Bd. 15 S. 325). Der Einwurf der 


Mevifion, daß es ſich bei der Zuwendung der Erblaſſerin an den 
Kläger im Hinblick auf die künftig etwa erfolgende Einführung 
eines geſetzlichen Erbrechts des überlebenden Ehegatten für den 
Kläger im Grunde um einen Erbverzicht gehandelt habe, erſcheint 
abwegig. Uebrigens würde der Ehe⸗ und Erbvertrag auch im 
Sinne der 88 2276, 2301 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als 
zuläffig und formgerecht ſich ergeben. 

Für die eigentliche Streitfrage nun, welche rechtliche Wirkung 
die in dem Ehevertrage vom 18. Mai 1874 gethätigte letzt⸗ 
willige Verfügung der Erblaſſerin für den Kläger im Verhältniß 
zu dem nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch dem überlebenden 
Ehegatten zuftehenden Erbrechte hat, find gemäß Artikel 213 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch deſſen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. In dieſer Beziehung ift vom Berufungs⸗ 
gericht nach Obigem der Weg eingeſchlagen, daß es auf Grund 
der Auslegungsregel des Bürgerlichen Geſetzbuchs § 133, welche 
mit derjenigen des code civil Artikel 1156 übereinftimmt, den 
Willen, welchen die Erblaſſerin bei Errichtung des Ehe ⸗ und 
Erbvertrages vom 18. Mat 1874 gehabt und nach Inhalt des⸗ 
ſelben zum Ausdruck gebracht, ermittelt und ſolchen der Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde gelegt hat. Die Reviſion beanſtandet 
dieſen Standpunkt und unterſtellt, daß in dieſem Punkt eine 
Lücke im Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehe. Dem kann aber nicht 
beigetreten werden. Es iſt zuzugeben, daß einzelne Landes⸗ 
geſetzgebungen es für noͤthig erachtet haben, nach dieſer 
Richtung eine Aushülfevorſchrift zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
in Geſtalt einer Auslegungsregel zu geben. So ſchreibt 
Heſſen⸗Darmſtadt in Artikel 155 ſeines Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 17. Juli 1899 (Reg. Bl. 
S. 133) für Fälle vorliegender Art vor, es ſolle im 
Zweifel angenommen werden, daß der Werth des durch Ver⸗ 
fügung von Todeswegen Zugewendeten auf den nach Bürger⸗ 
lichem Geſetzbuch dem Bedachten zufallende Erbtheil anzurechnen 
ſei. Andererſeits beſtimmen Mecklenburg ⸗Schwerin und Mecklen⸗ 
burg ⸗Strelitz in 8 264, bezw. § 261 ihrer Ausführungs- 
verordnung zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 9. April 1899 
(Reg. Bl. S. 57, Ofſiz. Anz. S. 85), es jet in ebenſolchen 
Fällen im Zweifel anzunehmen, daß der Erblaſſer die letztwillige 
Verfügung auch bei Kenntniß der durch das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch geſchaffenen Sachlage getroffen haben würde. Die Frage, 
ob dieſen landesgeſetzlichen Vorſchriften gegenüber den Artikeln 213, 
218 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch Rechts⸗ 
verbindlichkeit zukommt (verneint von Habicht, 3. Aufl. S. 748, 
und von Lenel in der Zeitſchrift für Deutſches Bürgerliches 
Recht und Franzöfiſches Civilrecht 1901 S. 220 ff.), kann vor ⸗ 
liegend dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls aber bedarf es für den 
jetzigen Rechtsfall einer derartigen Aushülfe nicht. Schon auf 
Grundlage der Artikel 213, 214 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch iſt zu dem vom Berufungsgericht ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe zu gelangen. Iſt nämlich, wie oben dar⸗ 
gelegt, die im Ehevertrage vom 18. Mai 1874 ſeitens der Exb- 
laſſerin zu Gunſten des Klägers getroffene Verfügung von Todes ⸗ 
wegen im Sinne des Artikels 214 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch ihrer Errichtung nach rechtsgültig, ſo 
muß man auch auf Grund des Artikels 213 a. a. O. folgern, 
daß ſie ihrer Wirkung nach ebenſo zu beurtheilen iſt, als wenn 
ſie unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet 
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wäre. Nun ſteht aber nach Bürgerlichem Geſetzbuch (wie früher 
nach Franzöfiſchem Recht) einem Erblaſſer die Befugniß zu, die 
geſetzliche Erbfolge durch letztwillige Verfügung auszuſchließen, 
abgeſehen vom Pflichttheile (§ 2307 Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Deshalb kommt es hier lediglich darauf an, im Wege der Aus⸗ 
letzung des Ehevertrages vom 18. Mai 1874 unter Anwendung 
des 8 133 des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. Artikel 1156 
code civil) feſtzuſtellen, inwieweit die Erblaſſerin die Erbfolge 
in ihren Nachlaß dispofitiv, und zwar insbeſondere für ihren 
künftigen Ehemann, hat regeln wollen. Dieſen Weg hat das 
Oberlandesgericht eingeſchlagen. Es hat den bezüglichen Willen 
der Erblaſſerin aus dem Inhalt des Ehevertrages und aus den 
begleitenden Umſtänden ermittelt. Naturgemäß iſt dabei lediglich 
der Wille zur Zeit der Errichtung des Ehevertrages berückſichtigt. 
In Bezug auf die begleitenden Umſtände find die Alters. und 
Vermögens verhältniſſe der Brautleute, die vorhandene Nach⸗ 
kommenſchaft der Braut aus früherer Ehe, wie das Verhältniß 
der gegenſeitigen letztwilligen Zuwendungen der Brautleute in 
Betracht gezogen. Wenn danach das Oberlandesgericht zu dem 
Ergebniß gelangt iſt, daß der Wille der Erblaſſerin dahin ge⸗ 
gangen ſei, ihrem künftigen Ehemanne für den Fall, daß ſie 
vorabſterbe und Kinder hinterlaſſe, unter allen Umſtänden lediglich 

einen Kindestheil zuzuwenden, ſo muß dies als rechtlich maß⸗ 
gebend gelten, und es ergab ſich für das Berufungsgericht kein 
Anlaß, noch zu erwägen, inwiefern der Wille der Erblaſſerin 
etwa im Fall einer künftigen Geſetzesänderung hätte beeinflußt 
werden können. Eine abweichende Rechtslage würde ſich nur 
unter der Vorausſetzung heraus ſtellen, daß der das geſetzliche 
Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausſprechende § 1931 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zwingendes Recht enthielte. Dieſe 
Vorausſetzung kann indeß, ſoweit nicht der Pflichttheil in Frage 
kommt, als zutreffend nicht auerkannt werden. Auf einem im 
Weſentlichen übereinſtimmenden Standpunkte ſtehen das Urtheil 
des I. Civilſenats des Oberlandesgerichts zu Cöln vom 28. Januar 
1901 in Sachen Kolk wider Knops, der Beſchluß des Ober⸗ 
landesgerichts zu Kolmar vom 13. Februar 1901, abgedruckt in 
der Juriſtiſchen Zeitſchrift für Elſaß⸗Lothringen von 1901 S. 217, 
der Beſchluß des Kammergerichts vom 4. März 1901, abgedruckt 
in der Zeitſchrift des Rheinpreußiſchen Amtsrichter⸗Vereins für 
1901 S. 19, ſowie Habicht (3. Aufl.), S. 748 ff. und Lenel 
a. a. O. S. 228. Der Beſchluß des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts vom 14. Dezember 1900, abgedruckt in der 
Sammlung Bd. I S. 710, hat einen abweichenden Rechtsfall 
zum Gegenſtande. 


Zu den 88 294, 326 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Fürſt 
e. Stellmacher vom 6. Juli 1901, Nr. 150/1901 V. 
II. J. O. L. G. Poſen. 


Das Berufungsurtheil iſt theilweiſe aufgehoben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 
Der Berufungsrichter geht davon aus, daß das angebliche 
Erbieten des Beklagten zur Abrechnung, Auszahlung des Kauf⸗ 
gelderreſtes und Entgegennahme der Auflaſſung nicht geeignet 


geweſen ſei, die Kläger ihrerſeits in Verzug zu ſetzen und da · 
durch deren ſpäter erklärten Rücktritt wirkungslos zu machen; 
vielmehr hätte Beklagter, um dies zu erreichen, den zu zahlenden 
Betrag nach § 294 Bürgerliches Geſetzbuch den Klägern that⸗ 
ſächlich anbieten müſſen, was nicht geſchehen ſei. Auf der 
anderen Seite erachtet der Berufungsrichter es als unnachtheilig 
für die Kläger, daß dieſe bei dem Rücktritt es unterlaſſen haben, 
dem Beklagten gleichzeitig ein Realangebot der Rückzahlung der 
von ihm in Anrechnung auf das baare Kaufgeld geleiſteten 
Beträge zu machen. Denn nach 55 327, 349 Bürgerliches 
Geſetzbuch vollziehe ſich der Rücktritt, ſeine materielle Recht⸗ 
mäßigkeit vorausgeſetzt, formell ſchon durch die bloße, den 
anderen Vertragstheil gegenüber abgegebene Willenserklärung 
des Zurücktretenden. Erſt, nachdem dies geſchehen, komme in 
Frage welche Leiſtungsverbindlichkeiten ſich aus der wirksam 
gewordenen Rücktrittserklärung für beide Vertragstheile ergeben, 
und dieſe ſeien aldann nach § 348 Bürgerliches Geſetzbuch Zug 
um Zug zu erfüllen. 

Demgegenüber verharrt die Reviſion zunächſt auf den von 
dem Beklagten bereits in den Vorinſtanzen eingenommenen 
Standpunkte, daß Kläger in dem Aufforderungsſchreiben vom 
24. September 1900 ſich zur Anrechnung deſſen, was ſie dem 
Beklagten zu erſetzen halten, hätten erbieten müſſen und daß 
mangels deſſen das bezeichnete Schreiben wirkungslos ſei. 
Die gegentheilige Rechtsauffaſſung des Berufungsrichters ent- 
ſpricht indeſſen dem klaren Wortlaut des Geſetzes und iſt daher 
unbedenklich zutreffend. Auch der weitere, von der Reviſion 
erhobene Vorwurf der Verletzung des 8 326 Bürgerliches Geſez⸗ 
buch durch unrichtige Anwendung entbehrt der Begründung. 
Die Revifion hält den erwähnten Paragraphen nur da für am 
wendbar, wo die vom Schuldner zu machende Leiſtung beftimmt 
feſtſtehe und liquide ſei. Sie meint, daß im vorliegenden dull, 
wo der Vertrag von beiden Seiten bereits theilweiſe erfüllt var, 
erft eine Abrechnung hätte ſtattfinden müſſen und daher daz 
Schreiben vom 24. September 1900 nicht ſo, wie geſchehen, 
erlaſſen werden durfte, vielmehr Kläger entweder die Abrechnung 
ſelbſt vorzunehmen und alsdann die Zahlungsaufforderung auf 
den hierbei ermittelten ziffermäßigen Betrag zu richten hatlen 
oder aber, wenn fie dazu außer Stande waren, die Aufforde⸗ 
rung, Zahlung zu leiſten, überhaupt hätte unterbleiben müſſen 
und ſtatt deſſen Beklagter zunächſt zur Vornahme der Abrech ⸗ 
nung aufzufordern geweſen wäre. Jedenfalls aber ſeien die 
Kläger durch das Nichteingehen auf die von dem Beklagten 
ihnen angebotene Abrechnung in Verzug gerathen und es beruhe 
daher auf Rechtsirrthum, wenn der Berufungsrichter die be 
ftrittene Behauptung des Beklagten, daß ein ſolches Angebot 
ſtattgefunden habe, für unbeachtlich erkläre. Dieſe Ausführungen 
gehen fehl. Allerdings hat § 326 Bürgerliches Geſetzbuch in 
erſter Linie den Fall im Auge, daß die zu bewirkende Leiſtung 
ſich als eine feft beſtimmte darstellt. Dadurch wird aber richt 
feine Anwendbarkeit auf Fälle ausgeſchloſſen. in denen der 
Leiſtungspflicht zwar eine gewiſſe Unbeſtimmtheit anhaftet, es 
aber lediglich von dem Willen des Schuldners abhängt, durch 
eine ſeinerſeits vorzunehmende Handlung oder abzugebende er 
klärung die Leiſtung zu einer beſtimmten zu machen. Wie 
8 826 unzweifelhaft bei wahlweiſen Schuldverhältniſse, 
88 262 ff. Bürgerliches Geſetzbuch, Platz greift, obzleich hier 
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ber Leiſtungsinhalt ebenfalls erſt nachträglich — durch die Aus- 
übung des Wahlrechts von Seiten des Schuldners — Be 
ſtimmtheit erlangt, ſo muß ein Gleiches auch dann gelten, wenn 
den Schuldner die an ſich ziffernmäßig beſtimmte Leiſtung um 
den Betrag ihm zuſtehender Gegenforderungen kürzen darf. 
Juwieweit dieſer Grundſatz für den Fall eine Einſchränkung 
erleidet, daß die Beſtimmung des Leiſtungsgegenſtandes eine 
vorgängige Abrechnung im Sinne des 5 782 Bürgerliches 
Geſetzbuch, das heißt eine unter Mitwirkung beider Theile ſich 
vollziehende Feſtſetzung der Höhe des geſchuldeten Ueberſchuſſes 
erfordert, kann dahin geſtellt bleiben. Im vorliegenden Falle 
iſt von einer ſo gearteten Abrechnung keine Rede, ſondern 
handelte es ſich nach der Feitftellung des Berufungsrichters nur 
darum, wieviel der Beklagte an berichtigten Hypothekenzins. 
rückſtänden und Koſten der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung verauslagt hatte; es kamen alſo nur Abzüge in 
Frage, deren Höhe zu beſtimmen der Beklagte allein vermöge 
der in ſeinen Händen befindlichen Unterlagen im Stande war. 
Demzufolge lag, wie der Berufungsrichter zutreffend annimmt, 
die Aufmachung der die Höhe des Reſtkaufgeldes mindernden 
Gegen rechnung dem Beklagten ob und konnten die Kläger, da 
deren Mitwirkung hierbei nicht erforderlich war, auch nicht da⸗ 
durch in Annahmeverzug gerathen, daß ſie die an ſie ergangene 
Aufforderung des Beklagten zur Mitwirkung unbeachtet ließen. 
Ebenſo wenig brauchten ſie, wenn ſie von dem Rechte aus § 326 
Bürgerliches Geſetzbuch Gebrauch zu machen entſchloſſen waren, 
erft zu warten, bis Beklagter jene einſeitige Rechnungs operation 
vornahm oder die ihm hierzu etwa zu ſetzende Friſt unbenutzt 
abgelaufen war. Vielmehr konnten fie mit Eintritt des Ver⸗ 
zuges des Beklagten gegen ihn ſofort in der nach § 326 zu⸗ 
läſfigen Weiſe vorgehen und es ihm überlaſſen, die Leiſtung nur 
in dem von ihm als berechtigt anerkannten Umfange unter 
gleichzeitiger Rechnungslegung über den Ueberreſt zu bewirken. 
Hiernach iſt die Entſcheidung des Berufungsrichters, ſoweit ſie 
den Rücktritt der Kläger vom Vertrage für berechtigt erklärt, 
zutreffend. Aus der klägeriſchen Rücktrittsbefugniß aber folgt 
ohne Weiteres, daß der vom Beklagten widerklagend geltend 
gemachte Anſpruch auf Vertrags erfüllung hinfällig ift, die 
Abweiſung der Widerklage ſomit ſich ebenfalls als gerecht⸗ 
fertigt erweiſt. 


Zu deu SS 812 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. A. Schöne ⸗ 
mann u. Co. c. Haas vom 11. Juli 1901, Nr. 151/1901 VI. 

II. J. Kammergericht. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Zur Begründung eines Anfpruches wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung nach § 812 gehört, wenn es fih um die Rüd- 
forderung einer Leiſtung des Klägers handelt, die Angabe, 
zu welchem Zwecke, in welchem Sinne dieſe gemacht worden 
ſei, und inwiefern es dem gegenüber objektiv an einem rechtlichen 
Grunde für dieſen Erwerb des Beklagten fehle. Hier hat nun 
der Kläger nur vorgetragen, daß er „feinen Abnehmer“ — bie 


Beklagten haben dann erſt als ſolchen die „Braunſchweiger 
Kohlenwerke“ bezeichnet — veranlaßt habe, „zur Begleichung 
des von ihm ſelbſt dem Beklagten geſchuldeten Kaufpreiſes“ 
dieſen 1 550 Mark mehr zu zahlen, als fie von ihm an Kauf⸗ 
preis zu fordern hatten. Das klingt zunächſt ſo, als ob er 
auch dieſe 1550 Mark „zum Zwecke der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit“ (vergl. Bürgerliches Geſetzbuch §8§ 813, 814) 
an die Beklagten hätte zahlen laſſen; aber dann müßte er 
trriger Weiſe eine fo weit reichende Verbindlichkeit unterſtellt 
haben, und das iſt nach ſeiner eigenen Darſtellung völlig 
ausgeſchloſſen. Daher würde die Klage, als condictio indebiti 
gedacht, nach 8 814 des Bürgerlichen Geſetzbuches unzweifelhaft 
abzuweiſen ſein, und iſt auch ficher nicht fo gemeint; aber eben 
deshalb fehlt es ihr eigentlich überhaupt an jeder deutlichen 
Begründung. Das bloße Hingeben eines nicht geſchuldeten 
Betrages kann für ſich allein nicht als Begründung einer Klage 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung dienen. Am nächſten liegt 
es noch, ſich den Hergang ſo zu denken, daß nach dem Willen 
des Klägers die Beklagten die 1 550 Mark nur zu dem Zwecke 
erhalten ſollten, um ſie ihm wieder heraus zu zahlen. Wären 
dann die Beklagten hiermit einverſtanden geweſen, ſo würden 
fie die 1 550 Mark allerdings nicht im Sinne des § 812 
Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches ohne rechtlichen Grund 
erlangt haben; ſondern auf Grund eines Auftrages im Sinne 
des 5 662 daſelbſt, wären dann aber nach 8 667 daſelbſt 
dem Kläger zur Herausgabe verpflichtet. Fehlte es dagegen an 
dem Einverſtändniſſe der Beklagten, während der Kläger wollte, 
daß ſie ihm zur Herauszahlung verpflichtet ſein ſollten, ſo 
wäre nun der Fall des 8 812 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches gegeben, indem das vom Kläger als Rechtsgrund gewollte 
Auftragsverhältniß nicht zu Stande gekommen ſein würde. 
Präziſe Behauptungen find vom Kläger in dieſen Beziehungen 
nach keiner Richtung hin aufgeſtellt. 


— 


Zu § 1353 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Jähnichen 
o. Jähnichen vom 11. Juli 1901, Nr. 154/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Klägerin tft gemäß § 1353 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verpflichtet, dem Verlangen ihres Ehemannes nach Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft Folge zu leiſten, ſofern ſich dieſes 
Verlangen nicht als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Das 
Verlangen ift aber nicht ohne Weiteres und unbedingt 
mißbräuchlich, wenn ſich aus der ehelichen Lebensgemeinſchaſt 
irgend eine Gefahr für den anderen Theil ergiebt. Sofern 
eine ſolche Gefahr unmittelbar aus dem ehelichen Verhältniſſe 
entſpringt und dem ehelichen Zuſammenleben als ſolchem 
eigenthümlich angehört, kann nicht von einem Mißbrauch 
geſprochen werden. 
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Zu 8 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schröter 
c. Schröter vom 11. Juli 1901, Nr. 157/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Einwendungen des Reviſionsklägers können als be⸗ 
gründet nicht anerkannt werden. Der Gedankengang des Be⸗ 
rufungsurtheils iſt der: eine Zerrüttung oder Erſchütterung des 
ehelichen Verhältniſſes beſtand objektiv ſchon zu der Zeit der 
erſtmaligen Trennung der Gatten, ohne daß jedoch bis dahin 
nachweisbar dem Kläger (allein) die Schuld hiervon zur Laſt 
fiele. Dieſer hat aber in der Folge durch ſein, wiederholte 
ſchwere Pflichtverletzungen darſtellendes Verhalten die ſchon be⸗ 
ſtehende Zerrüttung „vertieft“, ſie zu einer ſo tiefen gemacht, 
daß der Ehefrau nunmehr die Fortſetzung der Ehe nicht langer 
zugemuthet werden kann. Darin iſt eine rechtsirrige Auf⸗ 
fafſung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zu er⸗ 
blicken. Es iſt für deſſen Anwendung nicht erforderlich, daß 
das Verſchulden des beklagten Ehegatten die ausſchließliche 
Urſache der Zerrüttung ſei; es kann genügen, wenn durch deſſen 
Verſchulden die Zerrüttung auf den Grad gebracht wurde, um 
dem anderen Gatten die Fortſetzung der Ehe unerträglich zu 
machen. — Auch das Berufungsgericht hat ſodann die beiden 
Vorfälle vom 19. und 20. Mai 1899 nicht als ſolche Hand⸗ 
lungen des Ehemannes angeſehen, welche ſchon für ſich allein 
einen ſelbſtändigen Grund zur Eheſcheidung abgeben würden, 
vielmehr, wie im Urtheil ausdrücklich geſagt iſt, jenen Vor⸗ 
gängen nur die (näher entwickelte) Bedeutung im Geſammt : 
verhältniſſe der Parteien zu einander beigelegt, neben dieſen 
einzelnen Momenten in dem Geſammtverhalten des Klägers iſt 
für dieſes insbeſondere der gegen die Ehefrau erhobene Ehe- 
bruchsbezücht, auf welchen offenbar das Hauptgewicht gelegt 
wird, berückſichtigt. Auch dieſe Beurtheilung der Sache iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Daß die Handlungsweiſe des 
Klägers — auch ſubjektiv — geeignet und thatſächlich von der 
Wirkung begleitet war, die eheliche Gefinnung der Ehefrau zu 
zerſtören, ihr das eheliche Leben unerträglich zu machen, iſt im 
Berufungsurtheil genügend dargelegt. 


Zu 8 291 C. P. O. 88 269, 433 B. G. B. 


Erkeuntniß des Reichsgerichis II. C. S. i. S. Graetz 
c. Adler vom 24. September 1901, Nr. 191/1901 JI. 
II. J. Kammergericht. 


Die Reviſton der Kläger iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. 

Dieſelbe macht zunächſt geltend, daß die Zuſtändigkeit des 
Landgerichts zu Berlin für die gegenwärtige Klage gemäß $ 29 
der Civilprozeßordnung ſich ſchon aus dem in derſelben geſtellten 
Antrage, — den Beklagten zu verurtheilen, die fraglichen 
Waaren von der Klägerin zu Berlin abzunehmen, — ergebe. 
Dieſer Umſtand kann aber nicht als entſcheidend für die nach 
8 29 eit. maßgebende Frage angeſehen werden, wo die ſtreitige 
Verpflichtung zu erfüllen iſt. Wenn auch durch den klägeriſchen 


Antrag im Allgemeinen beſtimmt wird, welche Verpflichtung als 
die ſtreitige anzuſehen iſt, ſo kann doch die Klagepartei dadurch 
allein, daß ſie die Erfüllung der ſtreitigen Verpflichtung an 
einem beſtimmten Ort verlangt, nicht nach ihrem Belieben 
die Zuſtändigkeit des Gerichts dieſes Orts gemäß 9 29 Civil. 
prozeßordnung begründen. Vielmehr kommt es für die Frage, 
an welchem Orte der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts gegeben 
tft, darauf an, wo die den Gegenſtand der Klage bildende Der. 
pflichtung an ſich nach dem materiellen Rechte zu erfüllen 
iſt, ſofern nicht die Vereinbarung eines andern Erfüllungsort 
in der Klage behauptet iſt. Da das Letztere im gegebenen Falle 
nicht zutrifft, fo hängt die Entſcheidung nur von der Beantwortung 
der Rechtsfrage ab, wo die im § 433 Abſatz 2 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs neben der Verpflichtung zur Zahlung dei 
Kaufpreiſes beſonders feſtgeſetzte und im gegenwärtigen Progefe 
allein geltend gemachte Verpflichtung des Käufers, die gekaufte 
Sache abzunehmen, ihrer rechtlichen Natur nach zu erfüllen 
iſt. Maßgebend hierfür find in Ermangelung beſonderer handels⸗ 
rechtlicher Vorſchriften lediglich die Beſtimmungen des $ 269 
Abſ. 1 und 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Hiernach hat eine 
vertragliche Leiſtung, alſo auch die Erfüllung einer Verpflichtung 
aus dem Kaufvertrage, an dem Orte zu erfolgen, an welchem 
der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
feinen Wohnſitz, beziehungsweiſe feine gewerbliche Niederlaſſung 
hatte, ſofern nicht ein anderer Ort für die Leiſtung beftimmt 
oder aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes zu entnehmen tft. Da, wie ſchon bemerkt, 
im gegebenen Falle eine ausdrückliche Verabredung der Parteien 
darüber, wo der Beklagte die fraglichen Waaren abzunehmen 
habe, nicht behauptet worden iſt, kommt alſo nur in Frage, ob 
etwa aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des den 
Gegenſtand der Klage bildenden Schuldverhältniſſes ih ein 
anderer als der regelmäßige Erfüllungsort für die ſtreitige Ver ⸗ 
pflichtung des Beklagten ergiebt, namentlich, ob etwa die Thal⸗ 
ſachen, daß die abzunehmenden Waaren bereits von der Klägerin 
dem Beklagten überſandt, aber von Letzterem nicht angenommen, 
ſondern der Klägerin zurückgeſchickt worden find und ſich zur 
Zeit wieder im Gewahrſam der Klägerin zu Berlin befinden, eine 
Verpflichtung des Beklagten begründen, dieſelben in Berlin abju- 
nehmen. Dieſes iſt zu verneinen. Es handelt ſich auch gegenwörig 
lediglich um die durch den urſprünglichen Vertrag begründet 
Verpflichtung des Beklagten zur Abnahme der gekauften Waalen, 
wie fie in § 433 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgehen 
iſt; denn der klageweiſe geltend gemachte Anſpruch ſtüßzt I 
im Weſentlichen auf die Behauptung, daß der Bell. die streitigen 
Waaren von der Klägerin gekauft, ſeine von Anfang an be⸗ 
ſtehende Verpflichtung aus dieſem Kaufvertrage, die Want ab 
zunehmen aber nicht erfüllt habe und daher zu deren nad 
träglicher Erfüllung verpflichtet ſei. Durch die weiteren 
klägeriſchen Behauptungen, daß der Beklagte die Annahme Mt 
ihm ſchon früher überſandten Waaren ohne Grund verweigert 
und dieſelben der Vorſchrift des § 379 des Handelsgeſet uc 
zuwider an die Klägerin zurückgeſchickt habe, wird ein anz: 
ſelbſtſtändiger Klagegrund und ein anderer Klageanſpruch night 
geltend gemacht; denn aus dem aus dieſen weiteren Klage 
behauptungen etwa zu folgernden Annahmeverzuge das 8 
klagten würde höchſtens herzuleiten ſein, daß berjelbe w. 
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Klägerin den durch feinen Verzug entftandenen Schaden zu er⸗ 
ſetzen habe (§ 304 Bürgerlichen Geſetzbuchs) und daß die 
Klägerin berechtigt ſei, mit der ftreitigen Waare gemäß § 373 
des Handelsgeſetzbuchs oder § 383 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu verfahren, was ſie aber nach ihrem nur auf Abnahme der 
Waare gerichteten Klageantrage im gegenwärtigen Prozeſſe nicht 
geltend macht. Durch dieſe nachträglich entſtandenen acceſſoriſchen 
Rechte der Klägerin wird aber an der den Gegenſtand der Klage 
bildenden urſprünglichen Abnahmeverpflichtung des Beklagten 
und an dem für dieſelbe einmal begründeten Erfüllungs orte 
nichts geändert. 

Es fragt ſich daher nur, wo die urſpünglich begründete 
Abnahmeverpflichtung des Beklagten ihrer Natur nach zu 
erfüllen iſt. In dieſer Hinficht aber iſt nach § 269 Abſ. 1 
und 2 des Handelsgeſetzbuchs die zur Zeit der Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes vorhandene Sachlage maßgebend. 
Das fragliche Kaufgeſchäft hat nicht individuell beſtimmte, 
ſondern nur ihrer Gattung nach beſtimmte Waaren zum 
Gegenſtande, bezüglich deren nicht einmal von der Klägerin be⸗ 
hauptet iſt, daß ſie zur Zeit des Verkaufs ſchon vorhanden oder 
im Beſitze der Klägerin zu Berlin geweſen find. Es erſcheint 
aber unbedenklich, bei Gattungskäufen gemäß § 269 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs anzunehmen, daß der Käufer die ihm 
obliegende Abnahmepflicht in der Regel an dem Orte zu er⸗ 
füllen hat, an welchem er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
feinen Wohnſitz beziehungsweiſe feine gewerbliche Niederlaſſung 
hatte; denn gerade die zu dieſer Zeit vorhandene individuelle 
Unbeſtimmtheit des Kaufgegenftands ſchließt die Annahme aus, 
daß etwa mit Rückſicht auf den letzteren, der bei der Erfüllung 
der A bnahmeverpflichtung des Käufers hauptſächlich in Betracht 
kommt, aus der Natur des Schuldverhältniſſes ein anderer Ort 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung zu entnehmen ſei. Anderer⸗ 
ſeits wird bei einer Verſchiedenheit des Wohnſitzes beziehungs- 
weiſe des Orts der gewerblichen Niederlaſſung des Verkäufers 
und des Käufers für letzteren eine Verpflichtung, die Waare 
an dem Wohnſitze oder dem Niederlaſſungsorte des 
Verkäufers abzunehmen, nicht dadurch begründet, daß der 
Verkäufer gemäß § 269 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die ihm 
nach § 433 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs obliegende 
Uebergabe der Waare in der Regel, wenigſtens bei Gattungs⸗ 
käufen, an feinem Wohnſitze oder Niederlaſſungsorte zu be⸗ 
tbätigen hat; denn hieraus iſt nicht ein gemeinſamer Er⸗ 
füllungsort für das ganze Vertragsverhältniß herzuleiten (vergl. 
§ 269 Bürgerlichen Geſetzbuchs). Vielmehr kann bei der Ver⸗ 
ſchiedenheit der dem einen und dem andern der Vertragſchließenden 
obliegenden Leiſtungen der Erfüllungsort für beide auch ver⸗ 
ſchieden ſein. Insbeſondere fällt bei Diſtanzkäufen, wie ein 
ſolcher hier in Frage ſteht, die dem Käufer obliegende Abnahme 
der Waare örtlich nicht nothwendig mit der Uebergabe der 
Waare ſeitens des Verkäufers zuſammen. Der letzteren Ver⸗ 
pflichtung genügt der Verkäufer in der Regel dadurch, daß er 
die Waare an feinem Wohnfitze oder Niederlaſſungsorte einem 
Transportunternehmer behufs Uebermittelung an den Käufer 
übergiebt (vergl. § 447 Bürgerlichen Geſetzbuchs), während der 
Käufer fie erſt nach ihrer Ankunft am Beſtimmungsorte bei 
der in der Regel an feinem Wohnfitze oder gewerblichen 
Niederlaſſungsorte erfolgenden Ablieferung abzunehmen hat 


(vergl. Urtheil des erſten Civilſenats des Reichsgerichts vom 
18. November 1899 in Gruchots Beiträgen Bd. 44 S. 1153). 
Hiernach iſt alſo im gegebenen Falle Elberfeld, wo die ſtreitige 
Waare an den dort wohnenden und eine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung befigenden Beklagten abzuliefern und ſomit von ihm 
abzunehmen iſt, nicht aber Berlin als Erfüllungsort für die 
ſtreitige Verpflichtung deſſelben anzuſehen. Dieſes Ergebniß iſt 
auch allein als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend zu 
erachten; denn wenn bei Gattungskäufen die Verpflichtung des 
Käufers, die Sache abzunehmen, ſtets am Wohnfite oder Nieder- 
laſſungsorte des Verkäufers oder da, wo die von dieſem zur 
Lieferung beſtimmte Waare ſich gerade zur Zeit der Klage be⸗ 
findet, zu erfüllen wäre, ſo würde die Anwendung der in § 269 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgeſtellten Regel, daß der 
Schuldner an feinem Wohnfitze oder Niederlaſſungsorte zu er- 
erfüllen hat, übermäßig beſchränkt und in letzterem Falle über⸗ 
dies eine große Unficherheit über den Erfüllungsort und über den 
Gerichtsſtand des 5 29 der Civilprozeßordnung gegeben ſein. 
Es iſt insbeſondere nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber für 
die beiden in 8 433 Abſ. 2 beſtimmten Verpflichtungen des 
Käufers, den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte 
Sache abzunehmen, bei welch' erſterer doch in der Regel nur 
der Wohnſitz oder Niederlaſſungsort des Käufers als Erfüllunge- 
ort in Betracht kommt, — einen verſchiedenartigen Erfüllungsort 
habe feſtſetzen und ſo dem nur auf Abnahme der Waare und 
nicht auf Zahlung des Kaufpreiſes klagenden Verkäufer die 
Möglichkeit habe gewähren wollen, nach feinem Belieben den 
Käufer bei einem anderen Gerichte als demjenigen ſeines Wohn⸗ 
fites oder Niederlaſſungsorts zu belangen. 

Mit dieſen Ausführungen, mit welchen der Inhalt des 
von der Revifion angeführten Urtheils des erſten Civilſenats 
des Reichsgerichts vom 13. Dezember 1893, Entſcheidungen 
Bd. 32 S. 405, im Weſentlichen übereinſtimmt, ſteht auch die 
Begründung des Berufungsurtheils im Einklang. Ein recht⸗ 
licher Verſtoß iſt daher in demſelben nicht zu erkennen. 


Zu § 388 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Barthel 
c. Weiske vom 16. September 1901, Nr. 167/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Verluſt der Dienſtbarkeit iſt erſt eingetreten, nachdem 
das Urtheil erſter Inſtanz erlaſſen war. Er fiel ſomit in die 
Zeit der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Die Auf⸗ 
rechnung mit einer gemäß der Vereinbarung durch den Verluſt 
der Grunddienftbarkeit begründeten Gegenforderung konnte ſomit 
gemäß 8 529 Abſatz 3 der Civilprozeßordnung in der Berufungs⸗ 
inſtanz geltend gemacht werden. Die Vorausſetzungen der Auf- 
rechnung beſtimmen ſich aber nach neuem Recht. (Vergl. Habich 
a. a. O. S. 186 ff.) Gemäß § 388 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs erfolgt die Aufrechnung durch Erklärung gegenüber 
dem anderen Theile. Nach dem Thatbeſtande des Berufungs- 
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urtheils hat die Beklagte nur erwähnt, fie ſtehe mit der Ober- 
lungwitzer Sparkaſſenverwaltung wegen Wiedererlangung der 
Grunddienſtbarkeit in Unterhandlung. Was dieſe billigerweiſe 
verlange, werde fie dem Kläger gegenüber als Schadenderſatz 
geltend machen. Eine den Erforderniſſen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſprechende Aufrechnungserklärung liegt ſomit 
nicht vor. Es wäre aber Anlaß geweſen, durch Ausübung des 
Fragerechts eine der Willensmeinung der Partei entſprechende 
klare und beftifimte Erklärung zu erwirken. 


Koſteuvorſchußpflicht des Ehemanns. 
§ 1387, 1416 B. G. B. § 568 C. P. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts F. S. i. S. Burmeiſter 
c. Burmeiſter vom 12. Auguſt 1901, B Nr. 211/1901 IV. 


Die Klägerin hat bei dem Königlich Preußiſchen Land⸗ 
gericht in Glogau gegen den Beklagten Klage auf Cheſcheidung 
erhoben. Durch ihren Prozeß bevollmächtigten, Juſtizrath N., 
hat ſie bei dieſem Gerichte den Antrag geſtellt, dem Beklagten 
im Wege einſtweiliger Verfügung aufzugeben, an den genannten 
Prozeß bevollmächtigten einen Koſtenvorſchuß von 115 Mark zu 
zahlen. Die Höhe des geforderten Betrages wird durch den 
Hinweis auf den Werth des Streitgegenſtandes, 2 000 Mark, 
gerechtfertigt und über die in der Ehe geltenden Güterrechts⸗ 
verhältniſſe angegeben, daß die Parteien früher in dem Güter 
ſtande des landrechtlichen Dotalſyſtems gelebt haben und ſeit 
dem 1. Januar 1901 in dem geſetzlichen Güterſtande des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs §§ 1363 ff. leben. Das Landgericht 
hat zunächſt die Glaubhaftmachung dafür erfordert, daß der 
Beklagte genügendes eingebrachtes Vermögen der Klägerin in 
ſeine Verwaltung bekommen habe. Die Klägerin hat dieſe 
Glaubhaftmachung verweigert. Hierauf iſt durch Beſchluß des 
Landgerichts vom 12. Juni 1901 der Antrag der Klägerin mit 
der Begründung zurückgewieſen worden, daß zwar grundſaäͤtzlich 
der Ehemann im geſetzlichen Güterſtande zur Leiſtung von 
Koſtenvorſchüſſen für Prozeſſe der Ehefrau verpflichtet ſei, jedoch 
nicht aus eigenen Mitteln, und daß daher bei verweigerter 
Glaubhaftmachung des Vorhandenſeins hinreichenden eingebrachten 
Vermögens der Antrag nicht gerechtfertigt ſei. 

Die Beſchwerde der Klägerin hat keinen Erfolg gehabt. 
In dem zurückweiſenden Beſchluſſe vom 13. Juli 1901 führt 
das Oberlandesgericht zur Begründung aus, daß im geſetzlichen 
Güterſtande eine Verpflichtung des Ehemanns zur Leiſtung von 
Koſtenvorſchüſſen für Prozeſſe der Ehefrau überhaupt nicht 
beſtehe. 

Die Klägerin hat dieſen Beſchluß mit weiterer Beſchwerde 
angefochten. Das Reichsgericht hat den Beſchluß des Ober⸗ 
landesgerichts aufgehoben und den zu zahlenden Koſtenvorſchuß 
auf 115 Mark feſtgeſetzt. 

Gründe. 

Obgleich im Ergebniſſe der Zurückweiſung die beiden Vor⸗ 
inſtanzen übereinſtimmen, jo iſt doch die Zuläjfigfeit der weiteren 
Beſchwerde nicht zu beanſtanden, da nach der Entſcheidung des 
Landgerichts die Klägerin bei Vorlage der vermißten Glaubhaft⸗ 
machung das Geſuch mit Erfolg hätte wiederholen können, nach 


der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts aber ihr das Recht, den 
Koſtenvorſchuß zu fordern, unter allen Umſtänden abgeſprochen 
wird. In dieſer für die Beſchwerdeführerin ungünſtigeren 
Rechtswirkung des zweiten Beſchluſſes tft ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund zu finden — Entſcheidungen in Civilſachen 
Bd. 32 S. 56 —, fo daß die in § 568 Abſ. 2 der Coll. 
prozeßordnung beſtimmte Vorausſetzung für die Zuläffigfeit der 
weiteren Beſchwerde gegeben iſt. 

Auch ſachlich iſt die weitere Beſchwerde begründet. Für 
den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Ehemann 
hat das Reichsgericht ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß, von 
Ausnahmefällen abgeſehen, der Ehemann verpflichtet ſei, in 
Prozeſſen der Ehefrau auf deren Verlangen die zum ſachgemäßen 
Prozeßbetrieb erforderlichen Geldmittel vorzuſchießen. Von dider 
Auffaſſung abzuweichen, bieten die dagegen gerichteten Aut. 
führungen des Beſchwerdegerichts keine Veranlaſſung. Der 
Beſchluß des Oberlandesgerichts ift daher nicht aufrecht zu 
erhalten. Aber auch der von der erſten Inſtanz geltend gemachte 
Grund für die Zurückweiſung des Antrags iſt verfehlt. Die 
Begründung der Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns im geſetz⸗ 
lichen Süterftaude tft mit den früheren, von den Vorinſtanzen 
angeführten Entſcheidungen des Reichsgerichts auf 9 1387 
Ziffer 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu ſtützen, inſofern darin 
für alle Prozeſſe der Ehefrau, auch für die zwiſchen den Ehe 
leuten geführten, trotz § 1416 daſelbſt die allgemeine Regel 
gefunden werden muß, daß der Frau gegenüber der Ehemann 
ſtets und fo lange die Koſten zu tragen habe, bis entigieben 
iſt, daß die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. Danach 
aber fteht nur der Gegenſatz zwiſchen der Verpflichtung des 
Mannes und der Verpflichtung des Vorbehaltsgutes in Frage, 
während hierfür der Umſtand, ob eingebrachtes Vermögen der 
Ehefrau vorhanden iſt oder nicht, ohne jede Bebeutung bleibt. 
Mit Unrecht hat das Landgericht geglaubt, ſich für ſeine gegen- 
theilige Anficht auf frühere Entſcheidungen des Reichdgerichtt 
berufen zu können. Denn wenn auch in den Fällen, in welchen 
die in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Jahrgang 1900, S. 857 
und 868 veröffentlichten Beſchlüſſe ergangen find, thatſächlic 
das Vorhandenſein von eingebrachtem Vermögen glaubhaft 
gemacht war, fo zeigt doch die Begründung, daß hierauf kein 
Gewicht für die Entscheidung gelegt worden iſt, und dieser 
Standpunkt wird, wie die Beſchwerdeführerin zutreffend 
hervorhebt, aus dem a. a. O. Jahrgang 1901, S. 2%, 
abgedruckten Beſchluſſe beſonders deutlich und unzweifelhaft 
Die Entſcheidung des Landgerichts muß daher ebenfalls auf 
gehoben werden. 

Das Reichsgericht iſt in der Lage, in der Sache falf 
ſchon Anordnung zu treffen. Verlangt wird der Koſtenvorſcuß 
in Höhe von 115 Mark. Mit Rückſicht auf den Werth dei 
Streitgegenſtandes, der nach 8 10 des Gerichtskoſtengeſezed anf 
2000 Mark anzunehmen iſt, erſcheint, da ſich die einmalige volle 
Gebühr des Rechtsanwalts hiernach auf 36 Mark Felt und 
weitere Anſprüche für Schreibgebühren und Auslagen voran 
zuſehen find, der geforderte Betrag nicht unangemeſſen. PM 
die einſtweilige Verfügung nach § 940 der Givilprozeßordnunz 
das Mittel ſein kann, um den Anſpruch auf Koftenvorſchuß a 
verwirklichen, nimmt der Senat im Aunſchluß an die früheren 
Entſcheidungen des Reichsgerichts an. Allerdings könnte mn 
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das Bedenken entſtehen, ob die Gefahr eines weſentlichen Nach⸗ 
theils hinreichend begründet ſei. Allein aus dem Antrage ergiebt 
ſich doch mit genügender Sicherheit, daß die Klägerin die 
Zahlung des Koſtenvorſchuſſes an ihren Prozeß bevollmächtigten 
der erſten Inſtanz verlangt, weil ſie fürchten muß, daß dieſer, 
wenn der nach 8 84 der Rechtsanwaltsordnung ihm zukommende 
angemeſſene Vorſchuß nicht entrichtet wird, das Mandat kündigen 
und fie dann in dem Anwaltsprozeſſe ohne Vertreter ſein werde. 
Daß dies für ſie mit weſentlichen Nachtheilen verbunden ſein 
würde, bedarf keiner beſonderen Begründung. Zugleich aber 
darf das Vorhandenſein dieſer Gefahr, auch wenn darüber keine 
ausdrückliche Erklärung des Prozeß bevollmächtigten vorliegt, für 
glaubhaft angeſehen werden. Aus dem Weſen dieſer Gefährdung 
ergiebt ſich endlich auch die Dringlichkeit des Falles. § 937 
Abſ. 2 der Civilprozeßordnung. 


Zu Art. 201 Einf. Gef. zum B. G. B. 
88 15651568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Laar⸗ 
mann c. Laarmann vom 26. September 1901, 
Nr. 846/1901 VI. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 
die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Die Revifion richtet ſich gegen die Annahme der Vor⸗ 
inſtanz, daß der Mann, auch wenn er ſelbſt vor dem 1. Jannar 
1900 die eheliche Treue verletzt haben ſollte, doch berechtigt ſei, 
wegen Ehebruchs, der von der Frau ebenfalls vor dieſem Tage 
begangen worden ſei, Scheidung der Ehe zu verlangen. Dieſer 
Angriff {ft begründet. Nach den Feſtftellungen der Vorinſtanz 
durfte nach Sächſiſchem Rechte eine Ehe wegen Ehebruchs nicht 
geſchieden werden, wenn feſtgeſtellt war, daß beide Ehegatten 
die Treue verletzt hatten. Hierdurch wird, ſoweit es ſich um 
vor dem 1. Januar 1900 liegende Vorgänge handelt, die 
Scheidung wegen Ehebruchs in Fällen der bezeichneten Art auch 
nach dem Inkrafttreten des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ausgeſchloſſen, weil wegen der in den 88 1565 bis 1568 
deſſelben bezeichneten Verfehlungen, deren ſich ein Ehegatte vor 
dem 1. Januar 1900 ſchuldig gemacht hat, nach Artikel 201 
des Einführungsgeſetzes auf Scheidung nur erkannt werden 
darf, wenn in dem gegebenen Falle bei Anwendung des bis⸗ 
herigen Rechtes ebenfalls auf Scheidung der Che vom Bande 
oder doch auf Trennung der Ehegatten zu erkennen wäre. Die 
abweichende Meinung des Oberlandesgerichts beruht auf einer 
Auslegung des angezogenen Artikel 201, die, wie das Reichs. 
gericht ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. in 
Civilſachen Bd. 46 S. 90 fg., Bd. 47 S. 4 fg., Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 642, 1901 S. 37, 48) nicht als richtig 
anerkannt werden kann. 


Zu § 12 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
Heinrich o. Emberg vom 10. Oktober 1901, 
Nr. 187/1901 IV. 

II. J. Kammergericht. 


Vom Vater des Klägers E. war im Haufe Schumann⸗ 
ſtraße Nr. 14 zu Berlin, in Räumen, die er zu dieſem Zwecke 
gemiethet hatte, ein Tanzlokal für die beſſern Stände errichtet 
worden, welches unter dem Namen „Emberg's Salon“ auch 
nach ſeinem Tode bis zum Jahre 1885 von ſeiner Wittwe 
unter Beihülfe ihres Sohnes, des jetzigen Klägers, fortgeführt 
wurde. Die betreffenden Räumlichkeiten wurden ſodann ſeitens 
des Hauseigenthümers an den Beklagten vermiethet, welcher 
von der Wittwe E. das Inventar käuflich übernahm und 
den Betrieb des Tanzlokals fortſetzte. Während der Jahre 
1890 bis 1896 befand ſich das Geſchäft in den Händen 
eines Reſtaurateurs K.; ſeitdem aber wird es wieder vom 
Beklagten perſoͤnlich betrieben. Dabei hat der Beklagte 
ebenſo wie früher die Bezeichnung „Emberg's Salon“ für das 
Tanzlokal beibehalten. 

Bereits im Jahre 1899, als die Tageszeitungen über 
unliebſame Vorkommniſſe in „Emberg's Salon“ berichtet hatten, 
wurde ſeitens des Klägers gegen den Beklagten eine Klage dahin 
erhoben, daß derſelbe ſich der Weiterbenutzung des Namens 
Emberg für die Bezeichnung ſeines Tanzlokals bei Vermeidung 
einer fiskaliſchen Strafe von 100 Mark für jeden Zuwider⸗ 
handlungsfall zu enthalten habe. Dieſe Klage iſt damals, und 
zwar in zweiter Inſtanz durch Urtheil vom 23. September 1899, 
rechtskräftig zurückgewieſen worden. 

Nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt 
der Kläger im vorliegenden Rechtsſtreite von Neuem mit dem 
gleichen Antrage klagbar geworden. Die Vorinſtanzen haben 
auf Eide des Klägers darüber erkannt, daß dem Beklagten die 
Namensführung vom Kläger und ſeiner Mutter geſtattet 
worden ſei. 

Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Der Reolfion mußte der Erfolg verſagt werden. 
Dem Berufungsrichter iſt zunächſt darin beizutreten, daß 
die im Vorprozeſſe ergangene Entſcheidung dem jetzt auf § 12 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützten Anſpruche nicht entgegen⸗ 
ſteht. In dem rechtskräftig gewordenen Urtheile zweiter Inſtanz 
war damals ausgeführt: 
Nach 5 12 des (zu jener Zeit noch nicht in Kraft 
getretenen) Bürgerlichen Geſetzbuchs ſolle allerdings das 
Namensrecht in dem Umfange anerkannt werden, daß der 
Berechtigte, wenn ſein Intereſſe durch unbefugten 
Gebrauch ſeines Namens verletzt werde, auf Beſeitigung 
der Beeinträchtigung und auf Unterlaffung klagen könne. 
Das Intereſſe, das danach (in Zukunft vom Bürgerlichen 
Geſetzbuch) verlangt werde, brauche kein familien ⸗ 
rechtliches oder vermögens rechtliches zu fein. 
Ob man aber ſchon nach dem „heutigen“ (d. h. nach 
dem vor dem 1. Januar 1900 geltend geweſenen) Rechte 
fo weit gehen und dem Namens berechtigten bei einer 
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jeden Verletzung feines Intereſſes ein Verbietungsrecht 
einräumen dürfe, müſſe für das Gebiet des Preußiſchen 
Rechts, das hierfür keine geſetzliche Grundlage 
gewähre, bezweifelt werden. Für das gemeine Recht 
werde angenommen, daß der Namensberechtigte einen 
Mißbrauch ſeines Namens verbieten könne. Eine 
mißbräuchliche Benutzung des Namens des Klägers 
ſei jedoch dem Beklagten nicht zur Laſt zu legen, denn, 
da der Beklagte bereits ſeit 1885 ohne Widerſpruch 
ſich für fein Etabliſſement der Bezeichnung „Emberg’s 
Salon“ bedient habe, ſo ſtehe dem Intereſſe des Klägers 
das nicht minder berechtigte Intereſſe des Beklagten 
entgegen, inſofern dieſem ein erheblicher geſchäftlicher 
Nachtheil zugefügt werden würde, wenn man ihm den 
ferneren Gebrauch jener Bezeichnung ſeines Lokals unter- 
ſagen wollte. 

Zutreffend nimmt der Berufungsrichter danach an, daß 
durch dieſes Urtheil der Klageanſpruch nicht auch für die Zeit 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern 
nur für den damaligen Rechts zuſtand habe aberkannt werden 
ſollen, indem nur entſchieden ſei, daß der Anſpruch des Klägers 
in den damals beſtehenden Geſetzen keine Grund⸗ 
lage habe. 

Demgegenüber wird von der Revifion zwar auszuführen 
verſucht: 

Durch die Entſcheidung des Vorprozeſſes ſei, in Folge 
Abweiſung der eine entgegengeſetzte Feſtſtellung an⸗ 
ſtrebenden Klage, ein Recht des Beklagten auf die 
ſtreitige Namensführung feſtgeſtellt worden; und dieſe 
Namensführung könne auch nicht etwa mit dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu einer 
unbefugten geworden ſein, nachdem ſich im Vorprozeſſe 
nicht habe feſtſtellen laſſen, daß der fragliche Gebrauch 
des Namens als ein unbefugter anzuſehen ſei. 

Dieſe Ausführungen gehen jedoch fehl. Die Frage, ob 
dem Beklagten ein wohlerworbenes Recht auf den Gebrauch 
der fraglichen Bezeichnung zuſtehe, und ob alſo die ftreitige 
Namensführung eine befugte oder unbefugte ſei, iſt im 
Vorprozeſſe überhaupt nicht entſchieden. Nur das Vorhandenſein 
einer „mißbräuchlichen“ Benutzung des klägeriſchen Namens 
wurde damals verneint. Der Begriff eines „Mißbrauchs“ 
deckt ſich aber nicht ſchlechthin mit dem eines „unbefugten 
Gebrauchs“, wie ſolcher im § 12 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorausgeſetzt wird, und keinenfalls bietet der Inhalt jener Ent⸗ 
ſcheidung des Vorprozeſſes einen Anhalt für die Annahme, daß 
der erkennende Richter — indem er eine „mwißbräuchliche Be⸗ 
nutzung“ in Abrede ſtellte — eine Feſtſtellung dahin habe 
treffen wollen, daß der Kläger ein Recht auf die Benutzung 
des Namens „Emberg“ erworben habe. 

Auch die weiteren Ausführungen des Berufungsrichters, 
welche dahin gehen, daß der vom Kläger erhobene Anſpruch 
nach § 12 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich für be⸗ 
gründet zu erachten ſei, geben zu rechtlichen Bedenken keine 
Veranlaſſung. 

Insbeſondere kann es einem Zweifel nicht unterliegen, daß 
im Sinne des § 12 a. a. O. ein Gebrauch des dem Kläger 
zuſtehenden Namens ſchon darin gefunden werden darf, daß der 


Beklagte dieſen Namen bei der Bezeichnung feines Tanzlokal: 
(nicht aber auch für feine Perſon) benutzt. Ebenſo wenig iſt die 
Annahme des Berufungsrichters zu beanſtanden, daß der Kläger 
ein berechtigtes Intereſſe daran habe, daß ſein Name 
„Emberg“ überhaupt nicht zur Bezeichnung eines ſolchen 
Etabliſſemenis Verwendung finde. Auch muß es endlich alt 
zutreffend anerkannt werden, daß der Beklagte eine Befugniß 
zur Benutzung des Namens „Emberg“ nicht ſchon daraus allein 
herleiten konne, daß er unter der Herrſchaft des früheren Rechts 
mehrere Jahre lang das Tanzlokal, ohne ausdrücklichen Wider. 


ſpruch der Namens berechtigten, in der fraglichen Weiſe 
zeichnet habe. 


be⸗ 


Das Berufungsurtheil, durch welches die Entſcheidung — 
wie geſchehen — von der Leiſtung oder Nichtleiſtung der den 
Kläger zugeſchobenen Eide abhängig gemacht wird, giebt ſomit 
dem Beklagten zu einer begründeten Beſchwerde keinen Anlaß. 


Zu 8 121 B. G. B. 88 81, 501, 563 C. f. b. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Rader ⸗ 


macher e. Dommes vom 25. September 1901, 
Nr. 163/1901 V. 


II. J. O. L. G. zu Coͤln. 
Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. 


Von derſelben wird zunächſt gerügt, daß das Berufungt- 
gericht die Zuläffigkeit der Anfechtung des Kaufvertrags wegen 
Irrthums verneinte, weil die Anfechtung erſt durch die perſön⸗ 
liche Erklärung des beklagten Ehemannes in der Berufung 
inſtanz erfolgt, mithin nicht unverzüglich nach der Kenntniß ⸗ 
erlangung von dem Irrkhum den Klägern erklärt worden ſ. 
In diefer Beziehung iſt in den Gründen des Berufungzurtheilt 
ausgeführt: Daß bereits früher eine Anfechtungzserklärung burd 
einen hierzu ermächtigten Vertreter erfolgt ſei, ergebe ſich nicht 
daraus, daß der Prozeß bevollmächtigte der Beklagten in efter 
Inſtanz durch den dem Prozekbevollmächtigten der Kläger mi: 
geteilten Schriftſatz vom 26. Oktober 1900 die Geltendmachung 
einer Einrede auf Grund des Anfechtungerechts angekündigt 
habe und daß dementſprechend ſpäter auch in erſter Suftary 
mündlich verhandelt worden ſei. Nach 8 81 Civilprozeßordnung 
ermächtige nämlich die Prozeßvollmacht keineswegs auch 1 
rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, deren Vornahme außergerichtic 
zu erfolgen habe und erft die Voraus ſetzung für ein hierauf i 
ſtützendes prozeſſuales Vertheidigungsmittel bilde. Der Rerifon 
iſt darin beizutreten, daß dieſe Begründung rechtsirrig iſt. Von 
dem zweiten Givilfenate des Reichsgerichts iſt bereits in Mt 


Sache Markt & Co. gegen Riedel durch Urtheil 
1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 493 ff.) aus geſprochen, 


vom 4. Juni 


daß 


die Prozeßvollmacht nach § 81 Civilprozeßordnung zur Abgabe 


und zur Entgegennahme einer Anfechtungserklärung nach 9 145 


Bürgerlichen Geſetzbuchs im Prozeß ermächtigt, weil die 
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bält, auch weun dieſe zugleich Rechtsgeſchäfte des materiellen 
Rechts find und deshalb zugleich eine materiell rechtliche 
Wirkung haben. 

Der erkennende Senat tritt dieſer Auslegung des 8 81 
Civilprozeßordnung, für welche auch die Motive zu § 75 des 
Entwurfs derſelben ſprechen, bei. Ein Grund gegen ſie kann 
aus der beſonderen Erwähnung einzelner zur Beſeitigung des 
Rechtsſtreits beſtimmter rechtsgeſchäftlicher Handlungen — des 
Vergleichs, der Verzichtleiſtung auf den Streitgegenſtand und 
der Anerkennung des gegneriſchen Anſpruchs — in dem zweiten 
Theile des § 81 eit. nicht entnommen werden. Dieſes Rechts⸗ 
irrthums des Berufungsgerichts ungeachtet war dem Reviſions⸗ 
angriffe keine Folge zu geben. Nach § 121 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs muß die Anfechtung wegen Irrthums ohne ſchuldhaftes 
Zögern erklärt werden, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat. Dabei gilt die 
einem Abweſenden gegenüber erfolgte Anfechtung als rechtzeitig 
erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung unverzüglich abgeſendet 
worden iſt. Nach der unbeſtritten gebliebenen Behauptung der 
Klageſchrift vom 26. September 1900 hatten damals bereits 
die Beklagten unter Ertheilung der Wirthſchaftskonzeſſion die 
gekauften Grundſtücke in Befig und Genuß. Dem ungeachtet 
hat in der Klagebeantwortung vom 26. Oktober 1900 ihr 
Anwalt unter Vorbehalt von Anträgen und Ausführungen nur 
die Abweiſung der Klage beantragt. Daß eine Anfechtung des 
Kaufvertrags wegen Irrthums erfolgen ſolle, läßt dieſer Schrift⸗ 
ſatz nicht erkennen; die entgegenſtehende Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts iſt unbegründet. Erſt der den Antrag auf Klage⸗ 
abweiſung begründende Schriſtſatz vom 9. November 1900 läßt 
die Auslegung zu, daß die Anfechtung des Kaufvertrags auch 
wegen Irrthums erfolge. 

Die Gründe des erſtinſtanzlichen Urtheils vom 10. November 
1900 laſſen dann erkennen, daß in der mündlichen Verhandlung 
von den Beklagten ihr Irrthum gegen die Klage eingewendet 
worden war, indem das Erſtinſtanzgericht bemerkt, von einer 
Irrthumserregung ſei nichts dargethan. Der Schriftſatz vom 
9. November und der Verhandlungstermin vom 10. November 
1900 liegen ſo nahe zuſammen, daß ununterſucht bleiben kann, 
ob die Anfechtungserklärung im Prozeßverfahren durch Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes oder nur durch den Vortrag in dem 
Verhandlungstermin erfolgen könne, wie auch ob der Schriftſatz 
vom 9. November 1900 eine Anfechtungserklärung enthalte; 
denn wenn die Anfechtung am 9. November 1900 noch recht⸗ 
zeitig erfolgen konnte, ſo iſt ſie auch am 10. November 1900 
als rechtzeitig erklärt anzuſehen. Die Anfechtungserklaͤrung vom 
9. November 1900 kann jedoch nicht als unverzüglich erfolgt 
erachtet werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Be⸗ 
klagten bereits bei der Klagezuſtellung davon Kenntniß hatten, 
daß ihnen die Wirthſchaftskonzeſſion für die dritte Etage der 
gekauften Grundſtücke nicht ertheilt worden war; der Reviſions⸗ 
begründung iſt auch zugegeben, daß die Frage, ob die An⸗ 
fechtungserklärung ſeitens der Beklagten ohne ſchuldhaftes Zögern 
erfolgt war, aus den thatſächlichen Umſtänden heraus zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Aber daß die Anfechtungserklärung ſo raſch, wie 
die Umſtände es geſtatten, abgegeben wird, iſt ein Erforderniß 
des Verkehrs; denn der Anfechtungsgegner muß für fein Ver⸗ 
halten wiſſen, ob das Rechtsgeſchäft wirkſam oder in Folge der 


Anfechtung unwirkſam iſt. Objektiv liegt nun im vorliegenden 
Falle zweifellos ein Zögern vor. Als den Beklagten Ende 
September 1900 die Klage zugeſtellt wurde, mußten ſie prüfen, 
ob ſie zur Anfechtung ihrer Willenserklärung wegen Irrthums 
befugt ſeien und ſie mußten, wenn ſie die Einrede des Irrthums 
erheben wollten, ihre Anfechtungserklärung mit der Klagebeant⸗ 
wortung vom 26. Oktober 1900 ſpäteſtens verbinden. Und 
wenn ſelbſt in dieſer Unterlaſſung ein Zögern noch nicht zu 
finden ſein ſollte, ſo läge ein ſolches jedenfalls darin, daß nun 
nicht ſofort nach dem 26. Oktober, ſondern erſt weitere zwei 
Wochen jpäter, am 9. November 1900 die Anfechtungserklärung 
an die Kläger abgeſendet worden iſt. Dafür, daß den Be⸗ 
klagten bei dieſer Verzögerung ein Verſchulden nicht zur Laſt 
fallt, daß vielmehr dieſelbe auch unter Beachtung der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt unabwendbar geweſen ſei, ergeben 
die Urtheilsthatbeſtände keinen Anhalt. Sache der Beklagten 
wäre es aber geweſen, darzulegen, daß ſie kein Verſchulden trifft. 
Wenn von der Reviſion bezweifelt wird, daß das Reviſions⸗ 
gericht ſelbſtſtändig prüfen und entſcheiden dürfe, ob nach Lage 
des Falles ein ſchuldhaftes Zögern als feſtgeſtellt anzunehmen 
ſei, ſo iſt dieſer Zweifel unbegründet. 

Der Begriff des ſchuldhaften Zögerns iſt ein Rechtsbegriff, 
weshalb dem Reichsgerichte die Prüfung und Entſcheidung 
darüber zuſteht, ob aus den vom Berufungsgerichte feſtgeſtellten 
Thatſachen, die für das Reviſionsgericht ſelbſtverſtändlich maß⸗ 
gebend find, der Begriff des Verſchuldens ſich ergiebt, was in 
den Motiven zum Entwurf der Civilprozeßordnung auf S. 319 
hervorgehoben und in der Rechtſprechung des Reichsgerichts an⸗ 
erkannt iſt. Zur Zurückverweiſung der Sache in die Berufungs⸗ 
inſtanz läge daher ein Anlaß nur vor, wenn nicht alle that⸗ 
fachlichen Grundlagen für die Prüfung des Verſchuldens in dem 
Berufungsurtheile gegeben wären oder wenn wegen des Aus- 
ſchluſſes thatſächlicher Anführungen gegen die Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts und wegen der Unzuläffigkeit thatſächlicher 
Würdigung in der Reviſionsinſtanz eine Eutſcheidung in der 
Sache unmöglich wäre. Beides trifft im vorliegenden Falle 
nicht zu. 


Zu SS 276, 823 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Peterſen 
o. Jürgenſen vom 7. Oktober 1901, Nr. 300/1901 VI. 

II. J. O. L. G. Kiel. 


Der Kläger hat in der Nacht vom 1. zum 2. November 1900 
auf dem Hofe des vom Beklagten geführten Hotels einen 
Unfall erlitten, als er dort ein Bedürfniß verrichten wollte. 
Er hat jetzt Klage erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß 
der Beklagte ihm den dadurch erwachſenen Schaden zu erſetzen 
habe. Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, auf die 
Berufung des Klägers ift aber in dem angefochtenen Urtheil 
der Beklagte klagegemäß verurtheilt worden. Auf Reviſion des 
Beklagten ift das Berufungsurtheil aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Der Beklagte kann nach der Vorſchrift des 9 823 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs erſatzpflichtig ſein, weil er fahrläſſig die 
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Geſundheit des Klägers widerrechtlich beſchädigt hat. Der 
Kläger behauptet ſolche, mit ſeiner Verletzung in urſächlichem 
Zuſammenhang ſtehende Fahrläſfigkeit und der Berufungsrichter 
hat fie in den feftgeftellten Thatſachen gefunden. Er geht dabei 
zunächft von dem Satze aus, daß der Beklagte, weil er geduldet 
habe, daß die Gäſte den Hof ſtatt der ordentlichen Bedürfniß⸗ 
anftalt benutzten, verpflichtet geweſen ſei, dafür zu forgen, daß 
der Hof frei von Gefahr bringenden Hinderniſſen ſei. Da die 
Behauptung des Klägers, die gewöhnliche Bedürfnißanſtalt jet 
ihm zur Zeit des Unfalls nicht zugänglich geweſen, nach dem 
Thatbeſtand unbeſtritten geblieben ift, fo konnte in Frage 
kommen, ob nicht mehr als ein bloßes Dulden des Beklagten 
vorgelegen hat. Allein das kann auf fi beruhen, da jener 
Satz rechtlich nicht zu beanſtanden iſt, auch von der Reviſion 
nicht angegriffen wird. Der Berufungsrichter findet weiter den 
Beweis, daß der Beklagte jene Pflicht unerfüllt gelaſſen hat, in 
der Thatſache, daß neben der Treppe ein loſer Stein gelegen 
hat. Er ſpricht ſich nicht darüber aus, ob er zu Gunſten des 
Beklagten annimmt, daß der Stein durch ſpielende Kinder oder 
ſonſtige vom Beklagten nicht zu vertretende Umſtände dahin 
gelangt ift; aber er nimmt offenfichtlich an, daß Beklagter 
auch in dieſem Falle ſeine Pflicht vernachläſſigt habe, weil er 
unter allen Umſtänden dafür habe ſorgen müſſen, daß nicht 
von dem ſeitwärts liegenden Schutthaufen ein Stein in die 
Nähe der Treppe gelange. Hierbei wird jedoch nicht genügend 
berückfichtigt, daß § 276 Bürgerlichen Geſetzbuchs den Begriff 
der Fahrläſſigkeit dahin beſtimmt, daß fahrläſfig handelt, wer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt. Der 
Berufungsrichter hat zu Unrecht unterlaſſen, zu prüfen, ob der 
Beklagte bei Anwendung ſolcher Sorgfalt hätte bemerken 
müſſen, daß in der Nacht neben der Treppe der Stein lag, von 
dem ſeither noch nicht feſtgeſtellt worden ift, wann und wie er 
an jene Stelle gelangt iſt. Eine Pflicht zur ſteten Ueberwachung 
des Hofes, die der Berufungsrichter anſcheinend annimmt, hat 
für den Beklagten nicht beftanden, vielmehr fällt dieſem auch 
nach dieſer Richtung hin eine Fahrläſfigkeit nur dann zur Laſt, 
wenn er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht 
gelaſſen hat. Unterftellt man aber auch mit dem Berufungs- 
richter, daß der Beklagte gewußt hat oder hätte wiſſen müſſen, 
daß ein loſer Stein rechts neben der Treppe lag, ſo bleibt die 
Begründung des Urtheils bedenklich. Die Verneinung der 
Frage, ob nicht der Beklagte durch das Aufftellen der Laterne 
links neben der Treppe hinreichend für die Sicherheit der 
Säfte geſorgt habe, läßt ebenfalls erkennen, daß die Pflicht des 
Beklagten nicht mit dem durch § 270 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gegebenen Mapftab gemeſſen iſt. Das Landgericht hat bereits 
mit Recht hervorgehoben, daß, wenn der Beklagte den Hof als 
Bedürfnißanſtalt benutzen ließ, daraus nicht ſeine Pflicht folgte, 
den ganzen Hof zu beleuchten. Es war daher zu prüfen, ob 
nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt dadurch gewahrt 
wurde, daß ein für die Verrichtung des Bebürfnifies ausreichender 
Platz neben der Treppe erleuchtet wurde, der frei von jedem 
Hinderniß war. Dadurch wäre denn auch Anlaß gegeben, die 
bisher noch nicht erörterte Frage zu beantworten, ob der 
Kläger ſeinerſeits die gebotene Sorgfalt außer Acht gelaſſen 
hat, indem er ſtatt in den erleuchteten Theil des Hofes zu 
treten, in den weniger hellen Theil rechts von der Treppe ſich 


begab. Der Grund, aus dem das Berufungsgericht jede Mit. 
ſchuld des Klägers an dem Unfall als ausgeſchloſſen anfieht, iſt 
irrig. Es kommt nicht darauf an, ob der Kläger an der den 
Beklagten etwa zur Laſt fallenden Fahrlaͤſfigkeit Theil hat, 
ſondern die Frage iſt dahin zu ſtellen, ob ein dem Kläger alt 
Fahrläſfigkeit anzurechnendes Thun oder Unterlaſſen in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhange mit dem Eintritt des Unfalls ſteht. 


Zu 88 138, 139, 1353, 1354 B. G. B. 
8 888 C. P. O. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. A. c. A. 
vom 7. Oktober 1901, Nr. 183/1901 IV. 


II. J. Kammergericht. 


Anfangs April mietheten Parteien gemeinſchaftlich durch 
ſchriftlichen Vertrag eine Wohnung in Berlin, X⸗Str., vom 
Hauseigenthümer N. auf ſechs Jahre, die ſie auth zuſammen 
bis Anfang des Jahres 1901 bewohnt haben. Demnädft hat 
aber Antragſteller in Folge ehelicher Zerwürfniſſe die gemein ⸗ 
ſchaftliche Wohnung verlaſſen, nachdem unter den Parteien der 
notarielle Vertrag vom 31. Dezember 1900 über verſchiedene 
gegenſeitige perſönliche und Vermöͤgensverhältniſſe geſchloſſen war. 
In dieſem Vertrage iſt auch Folgendes beſtimmt: 

„Gbenſo verzichtet Komparent zu 1 — dat iſt Antrag 
ſteller — während beſtehender Ehe auf jeden Beitrag 
feiner Gattin zu den Laften der Ehe und entbindet fie 
von der Verpflichtung, feinen Wohnfl zu theilen, fall 
er denſelben außerhalb Berlins und insbefondere Ind 
Ausland verlegt, indem er fich ein für alle Mal damit 
einverſtanden erklärt, daß fie ihren Wohuftz ſelbfiſtändig 
wählt und nach Belieben verlegt. 

Der Miethsvertrag betreffend die Chewohnunz der 
Kontrahenten im Haufe X. Straße bierfelbft iſt auf den 
Namen beider Eheleute als Miether abgeſchloſſen. Kom 
parent zu 1 cedirt nun hiermit alle Rechte, welche ihn 
aus dieſem Vertrage bereits erwachſen find oder noch el 
wachſen möchten, an feine Ehefrau, wogegen dieſe all 
noch nicht getilgten Verpflichtungen aus dem Miel 
vertrage zur Erfüllung für eigene und alleinige Rechnung 
übernimmt. 

Endlich verzichten Kontrahenten gegeneinander au 
jeden Anſpruch, der die Erſtattung von Aufwendungen 
zum Gegenſtande hat, die von dem einen oder dem 
anderen zum Zwecke der Beftreitung der chelichen Cafe 
gemacht worden find.“ 

Am 5. Februar 1901 hat Antragfteller in die Bohrung 
X. Straße zurücktehren wollen, es iſt ihm dies aber von jene 
Frau verweigert worden. Er hat deshalb den Antrag gefellt 

Im Wege der einftweiligen Verfügung anzuordnen, M 
die Antragsgegnerin bei Vermeidung einer fislalſche 
Strafe von 3000 ME. ihm das Betreten der Gfewohnum 
und das Verweilen in derſelben zu geſtatten hat. 

Der Antrag iſt in den Vorinftanzen zurückgewiesen und 0 
gegen das Berufungs-Urtheil eingelegte Revifion verworfen. 
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Aus den Gründen. 

Soweit Antragſteller die Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft will, erachtet das Berufungsgericht in Uebereinſtimmung 
mit dem Landgericht den Antrag für unbegründet, weil ein Zwang 
zu ſolcher Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nicht beſtehe. 
Dieſe — von der Revifion zu Unrecht bemängelte — Auffaſſung 
entſpricht der Beſtimmung in § 888 Abſatz 2 der Civil⸗Prozeß⸗ 
ordnung und tft nicht zu beanftanden. Soweit Antragſteller 
feinen Antrag allein auf feine Rechte als Miether der Wohnung 
X. Straße ſtützt, verwirft das Berufungsgericht zunächſt in ein- 
gehender, überall bedenkenfreier Begründung die Annahme des- 
ſelben, daß ſein Recht aus dem Miethsvertrage trotz des Ab⸗ 
kommens mit ſeiner Frau vom 31. Dezember 1900 um deshalb 
noch fortbeſtehe, weil der Miethsvertrag zwiſchen den Eheleuten 
und dem Hauswirth geſchloſſen ſei und durch einen Vertrag der 
Eheleute unter ſich weder das Recht noch die Pflicht aus dem 
Miethsvertrage erlöſche, wie denn auch der Vertrag vom 
31. Dezember 1900 nur vermögensrechtliche Wirkung haben: 
nicht aber fein, des Antragſtellers, Recht aus den Mieths vertrage 
habe ausſchließen ſollen. Seitens der Reviſton tft hier auch ein 
beſonderer Angriff nicht erhoben; fie macht nur dem Berufungs- 
gericht den Vorwurf, zu Unrecht und unter Verletzung der 
88 138 und 1353 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — nach 8 138 
iſt ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, 
nichtig, und nach § 1353 find die Ehegatten einander zur 
ehelichen Lebens gemeinſchaft verpflichtet — das Abkommen vom 
31. Dezember 1900 für gültig erachtet zu haben. Das Be⸗ 
rufungsgericht hält die aus § 1353 ſich ergebende Pflicht der 
Ehegatten durch dies Abkommen noch keineswegs für vertraglich 
beſeitigt. Nur habe in deſſen Folge, in Verbindung mit dem 
unſtreitig darauf erfolgten Fortgange des Antragſtellers aus der 
Wohnung X Straße letztere aufgehört, die Ehewohnung der 
Parteien zu ſein. Zuläfftg ſei aber, und weder den guten Sitten 
noch den ſich aus dem Weſen der Ehe ergebenden fittlichen und 
rechtlichen Pflichten der Ehegatten widerſprechend, ſo führt das 
Berufungsgericht weiter aus, wenn ein Ehegatte, wie hier die 
Antragsgegnerin, vertraglich ſich das Recht wahre, ſich auf eigene 
Koſten zeitweiſe eine von der Ehewohnung getrennte Wohnung 
zu halten, über welche er allein zu disponiren befugt ſei, zumal 
wenn — wie hier — eheliche Zerwürfniſſe vorliegen, und der 
ſich das Recht wahrende Ehegatte ſich durch die getrennte eigene 
Wohnung im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe die Mög- 
lichkeit verſchaffen wolle, zeitweiſe, ohne Aufhebung der Pflicht 
zur ehelichen Gemeinſchaft, allein zu ſein, ſo lange der ſich das 
Recht wahrende Ehegatte dieſes Recht nicht mißbrauche. Ein 
ſolcher Mißbrauch ſei gegenwärtig nicht glaubhaft gemacht. 
Wenn ſchließlich der Antragſteller geltend mache, daß der Ver⸗ 
trag vom 31. Dezember 1900 deshalb nichtig ſei, weil in ihm 
beſtimmt ſei, daß ſeine Gattin nicht verpflichtet ſei, ſeinen Wohn⸗ 
ſitz zu theilen, falls er ihn außerhalb Berlins und insbeſondere 
ins Ausland verlege, ſo ſei dem entgegenzuhalten, daß durch 
dieſe Vertragsbeftimmung noch keineswegs allgemein die Pflicht 
der Antragsgegnerin zur ehelichen Gemeinſchaft aufgehoben ſei, 
vielmehr nur der Begriff des „Mißbrauchs“ im Sinne des Ab- 
ſatzes 2 des § 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zwiſchen den 
Parteien näher erläutert ſei. Außerdem ſei bei Berückfichtigung 
der beiderſeitigen Behauptung über die Beranlaffung und den 


Zweck des Abkommens vom 31. Dezember 1900 anzunehmen, 
daß, auch wenn die dem Wohnfitz und die Folgepflicht der Ehe⸗ 
frau betreffende Vereinbarung nichtig ſein ſollte, demnach der 
übrige Inhalt des Vertrags auch ohne jene Vereinbarung 
zwiſchen den Parteien vereinbart ſein würde. — Bei ihrem hier⸗ 
gegen erhobenen Angriffe geht die Reviflon zutreffend aus, daß 
die eheliche Lebensgemeinſchaft ſich nach feſtſtehender Sitte auch 
auf die Gemeinſchaft (vergl. § 1567 Abſatz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs) — erſtreckt und daß die eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft durch Vertrag nicht beſeitigt werden kann. 
Dies beabfichtige aber, jo führt die Reviſion dann weiter aus, 
das Abkommen vom 31. Dezember 1900, in welchem 
die Wohnung X. Straße ausdrücklich als Ehewohnung der 
Kontrahenten bezeichnet ſei und welches, entgegen der Annahme 
des Berufungsgerichts, keineswegs nur eine zeitweiſe Aufhebung 
der Gemeinſchaft bezwecke, ſondern dieſelbe offenbar für die ganze 
Dauer der Ehe beſeitigen wolle. Dies folge unter Anderem aus 
der Beſtimmung, daß der Antragſteller während des Beſtehens 
der Ehe auf jeden Beitrag ſeiner Gattin zu den Laſten der Ehe 
verzichten ſoll. Der gleiche Verzicht auf jeden Anſpruch hin⸗ 
fichtlich Beſtreitung der ehelichen Laſten ſei auch im Anſchluß an 
die Ceſſion der Miethsrechte ausgeſprochen. Nicht darauf komme 
es an, ob die Ehefrau einen Mißbrauch begehe, indem ſie ſich 
das Alleinſein ausbedinge, ſondern darauf, ob etwa in dem Ver⸗ 
langen des Antragſtellers nach Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft ein Mißbrauch liege. Dieſe Ausführungen ſind nicht ge⸗ 
eignet, die Rüge der Reviſion zu rechtfertigen. Zu einer aus⸗ 
drücklichen Erklärung der von ihr geltend gemachten Abfiht der 
Parteien, durch das Abkommen vom 31. Dezember 1900 die 
eheliche Lebensgemeinſchaft dauernd zu beſeitigen, iſt es in dem 
ſchriftlichen Vertrage ſelbſt nicht gekommen. Ebenſo wenig tritt 
eine ſolche Abſicht in dem Abkommen „offenbar“, wie die Revifion 
meint, zu Tage, insbeſondere auch nicht in den hierbei vorzugs- 
weiſe in Betracht kommenden Abmachungen, wie ſie im That⸗ 
beſtande wörtlich wiedergegeben find. Der von der Revifion für 
ihre Auffaſſung betonte Verzicht bes Antragſtellers auf jeden 
Beitrag ſeiner Gattin zu den Laſten der Ehe iſt nur eine weitere 
Ausgeſtaltung des zwiſchen den Parteien durch den Ehevertrag 
vom 25. Januar 1898 vereinbarten ehelichen Guͤterſtandes der 
Gütertrennung, und es iſt nicht abzuſehen, was daraus und auf 
der von der Reviſion ebenfalls beſonders hervorgehobenen Be- 
zeichnung der Wohnung X⸗Straße als „Ehewohnung“, für die 
angebliche Abficht der Parteien, auf die ganze Dauer ihrer Ehe 
die eheliche Lebensgemeinſchaft zu beſeitigen, gefolgert werden 
könnte. Daſſelbe gilt von der Vereinbarung, durch welche 
Antragſteller ſeine Gattin von der Verpflichtung entbindet, ſeinen 
Wohnfitz zu theilen, falls er ihn außerhalb Berlins verlegt. 
Dieſe Abmachung bringt gerade im Gegentheil zum Ausdruck, 
daß bei Fortdauer des Aufenthalts des Antragſtellers in Berlin 
damals eine Aufhebung ihrer ehelichen Gemeinſchaft auf die 
Dauer von den Parteien keinesfalls beabſichtigt war. Dabei 
kann, worauf ſchon hier hinzuweiſen iſt, dahingeſtellt bleiben, ob 
die den Wohnfitz betreffende Abmachung der Parteien, wovon 
das Berufungsgericht in erſter Reihe ausgeht, angeſichts der 
§ 138, 5 1353 Abſatz 1, $ 1354 Abſatz 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Verbindung mit Artikel 199 des Einführungs- 
Geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch überhaupt rechtsgültig iſt 
20 
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Und wenn dies, wie die Reviſion unter Hinweis auf das Urtheil 
des Reichsgerichts vom 28. Februar 1889 — Eniſch. in Civil ⸗ 
ſachen Bd. 23 S. 176 — geltend macht, zu verneinen iſt, ſo 
würde doch das Abkommen vom 31. Dezember 1900 im Uebrigen, 
worauf es für die jetzt zu treffende Entſcheidung allein ankommt, 
gemäß $ 139 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rechtsbeſtändig bleiben, 
nach der bedenkenfreien thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungs- 
gerichts, daß demnach der übrige Inhalt des Vertrags auch ohne 
jene Vereinbarung zwiſchen den Parteien vereinbart ſein würde. 
Bei dieſer Sachlage und mit Rückſicht auf die nicht zu bean ⸗ 
ſtandende Annahme des Berufungsgerichts, daß die Gattin des 
Antragſtelleis ſich durch die getrennte eigene Wohnung im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe die Möglich- 
keit verſchaffen wollte, zeitweiſe, ohne Aufhebung der 
Pflicht zur ehelichen Gemeinſchaft, allein zu ſein, iſt es 
nicht rechtsirrthümlich, wenn das Berufungsgericht das zwiſchen 
den Parteien über ihre damalige EChewohnung getroffene Ab⸗ 
kommen vom 31. Dezember 1900 für zuläffig und weder den 
guten Sitten noch den ſich aus dem Weſen der Ehe ergebenden 
fittlichen und rechtlichen Pflichten der Ehegatten widerſprechend 
erachtet, ſo lange die Gattin dieſes Recht nicht mißbraucht. 
Durch ein Abkommen ſolchen Inhalts, welches die Pflicht der 
Gattin zur ehelichen Gemeinſchaft nicht aufhob, iſt auch das 
Recht des Ehemannes — des Antragſtellers — auf Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft nicht berührt worden, und insbeſondere 
iſt eine Beeinträchtigung dieſes Rechts darin nicht zu finden, 
daß die Gattin — die Antragsgegnerin — die Wohnung 
. Straße, nachdem ihr Antragsſteller ſein Miethsrecht daran 
abgetreten, er auch die Wohnung ſelbſt verlaſſen hat, nicht mehr 
als Ehewohnung gelten laſſen will. Rechtlich tft hier die Sach⸗ 
lage keine andere, als wenn die Antragsgegnerin neben der 
Wohnung X- Straße noch eine andere Wohnung zur Verfügung 
gehabt hätte und nunmehr Antragfteller nach Aufgeben der 
erſteren ungeachtet der unter den Parteien beſtehenden Güter ⸗ 
trennung letztere ohne weiteres als Ehewohnung in Anſpruch 
nehmen wollte. und doch konnte das Unberechtigte dieſes Ver⸗ 
langens einem gegründeten Bedenken nicht unterliegen. Im 
nebrigen beſteht das Recht des Antragſtellers, als Ehemann ge⸗ 
mäß 8 1354 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den Wohnort und 
die Wohnung zu beſtimmen, auch nach Uebertragung ſeines 
Miethsrechts an der Wohnung Straße auf ſeine Gattin 
ebenſo weiter, wie die gemäß derſelben Geſetzesbeſtimmung be⸗ 
gründete Folgepflicht der letzteren in die von ihm zu beſtimmende 
neue — ſtandesgemäße — Ehewohnung. Da das Recht des 
Aniragſtellers an ſich, die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
zu verlangen, gar nicht in Frage ſteht, ſo vermißt die Revifion 
auch ohne Grund eine Erörterung, ob in ſeinem Verlangen 
nach Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ein Mißbrauch liege. 
Für die jetzt zu treffende Entſcheidung kommt es allein darauf 
an, ob dem Antragfteller das von ihm in Anſpruch genommene 
Recht zusteht, die Wohnung ſeiner Gattin X. Straße zu be 
treten und in ihr zu verweilen. Dies Recht iſt aber vom 
Berufungsgericht, wie dargelegt, mit zutreffender Begründung 
verneint worden. 


Rechtsſtellung des preußischen Gerichts vollzieherz. 
Zum 8 276 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. N. e. 
Gleſe vom 11. Oktober 1901, Nr. 210/901 III. 


II. J. O. L. G. Stettin. 


Der beklagte Gerichtsvollzieher iſt vom Berufungsrichter zu 
Schadenserſatz verurtheilt. Seine Revifion iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Mit Recht geht das Berufungsgericht davon aus, daß dab 
Rechtsverhältniß zwiſchen der eine Zuſtellung oder eine Zwangz⸗ 
vollſtreckung betreibenden Partei und dem von ihr beauftragten 
Gerichtsvollzieher auch unter der Herrſchaft des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nach Maßgabe der Entſcheidung der vereinigten 
Civilſenate des Reichsgerichts Bd. 16, S. 396 der Eaiſchei⸗ 
dungen in Civilſachen nach den Grundſätzen des Auftrages im 
Sinne des früheren Rechts, dem jetzt der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung betreffende Dienſtvertrag der 88 675 und 611 
des Bürgerlichen Geſetzbuches entspricht, zu beurtheilen iſt. Dann 
kommt aber der § 839, Abſatz 1, Satz 2 dort, der die Haftung 
eines wegen Verletzung ſeiner Amtepflicht an ſich ſchadenenſatz⸗ 
pflichtigen Beamten, wenn dieſem nur Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt, nur dann eintreten läßt, „wenn der Verletzte nicht 
auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag“, dem Beklagten 
nicht zu ſtatien. Vielmehr haftet dieſer lediglich nach den 
Grundſätzen des Dienſtvertrages für die innerhalb dieses 
Vertragsverhältniſſes begangenen Verſehen. Darauf, ob der 
Kläger für die ihm entgangene Zahlung der von G. am 
13. Juli 1900 bei der Stadthauptkaſſe zu Treptow d. R. er⸗ 
hobenen 109 Mark von jenem ſeinem Schuldner ſelbſt Erfat 
erlangen konnte, kam es demnach aus den Geſichtspunkten 
der beſonderen Haftungsbeſchränkung des $ 83) 
nicht an. 

Wenn die Reviſion hiergegen geltend macht, es bedürfe mit 
Rückſicht darauf, daß der Beklagte der einzige Gerichtsvollzieher 
bei dem Amtsgerichte zu Treptow ſei und daß er deshalb zur 
Annahme des ihm ertheilten Zuſtellungsauftrages gezwungen 
geweſen ſei, der Prüfung, ob nicht unter ſolchen Unſtän⸗ 
den die Beamtenſtellung gegenüber der Beauftragung durch die 
Partei den Ausſchlag geben müſſe, jo kommt dem gegenüber 
zunächſt in Betracht, daß die Behauptung, der Beklagte ſei der 
einzige Gerichtsvollzieher bei jenem Amtsgerichte, jetzt im Rechts 
zuge der Revifion zum erſten Male aufgeſtellt wird, und [hen 
aus dieſem Grunde nach § 561 der Goilprozeßordnung feine 
Berückſichtigung finden kann. Aber auch wenn ſie noch zu be 
rückfichtigen und etwa anzunehmen wäre, die beiden Jaftanj 
gerichte ſeien ſtillſchweigend von jenem chatſächlichen Ve. 
hältniſſe ausgegangen, ſo wäre daraus doch nicht der von der 
Reviflon gezogene Schluß zu ziehen. Denn daß der Bellact 
den ihm ertheilten Auftrag nicht ablehnen durfte, war leine 
Folge davon, daß bei dem Amtsgerichte zu Treptow nur ein 
Gerichtsvollzieher angeftellt iſt, ſondern ergab ſich aus der gan! 
allgemeinen Beſtimmung des 5 34 der zu der hier in Be⸗ 
tracht kommenden Zeit maßgebenden Gerichtsvollzieherodunn 
vom 23. Februar 1885 (Juſtiz⸗Miniſterialblatt S. 60). bier 
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nach durften die Gerichtsvollzieher, wenn fie nicht die Ueber⸗ 
nahme eines Geſchäfts von der Zahlung eines Vorſchuſſes ab⸗ 
hängig machten (8 18 der deutſchen Gebührenordnung für die 
Gerichts vollzieher vom 24. Juni 1878), die Ausführung eines 
innerhalb ihrer örtlichen Zuſtändigkeit und ihres Geſchäftskreiſes 
erhaltenen Auftrages nur ablehnen, wenn fie im einzelnen Falle 
von der Ausübung ihres Amtes kraft Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen waren, und nur die Uebernahme freiwilliger Ver⸗ 
ſteigerungen durften fie, und zwar ohne Angabe von Gründen, 
ablehnen. Dieſe Vorſchrift bezog ſich aber ebenſowohl auf ſolche 
Gerichts vollzieher, die als alleinige, wie auf ſolche, die als 
mehrere neben einander bei einem Amtsgerichte angeſtellt waren. 
Schon aus dieſem Grunde kann von der angeregten ein ⸗ 
ſchränkenden Auslegung des Rechtsſatzes, der von den ver⸗ 
einigten Civilſenaten in der angezogenen Entſcheidung gerade 
auch aus Anlaß eines dem Gebiete des Preußiſchen Rechts an⸗ 
gehörigen Falles angenommen iſt, keine Rede fein. Das Gleiche 
muß aus einem entſprechenden Grunde von dem weiteren aus 
§ 35 der Gerichtsvollzieherordnung vom 23. Februar 1885 ent⸗ 
nommenen Beweisgrunde gelten, daß nämlich der Beklagte nicht 
befugt war, die Ausführung des Auftrages einem Anderen zu 
übertragen; denn auch das dort ausgeſprochene Verbot der Ueber⸗ 
tragung erhaltener Aufträge auf einen Anderen war ganz all- 
gemeiner Natur. Den in Abſatz 2 jener Beſtimmung für 
den Fall, daß er an der Erledigung des Auftrages thatſäch⸗ 
lich verhindert geweſen wäre, was aber nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsgerichts nicht der Fall war, vorgeſchriebene Weg 
hat der Beklagte nicht eingeſchlagen. 

Was nun die Frage des Verſchuldens des Beklagten 
betrifft, ſo iſt auch hier das Berufungsurtheil zutreffend davon 
ausgegangen, daß auf jenen der § 276 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches anzuwenden ift, wonach der Schuldner, „ſofern nicht ein 
Anderes beſtimmt iſt, Vorſatz nnd Fahrläſfigkeit zu vertreten“ 
hat. Das Gericht prüft, ob der Beklagte gemäß Satz 2 des 
§ 276 Abſatz 1 „die im Verkehre erforderliche Sorgfalt“ beob- 
achtet oder außer Acht gelafien habe, nach der doppelten Rich- 
tung, einerſeits, ob ſchon nach der Natur des ihm ertheilten 
Auftrages überhaupt und nach Lage der beſonderen Umſtände, 
unter denen er ihn erhielt, alſo nach den Grundſätzen über den 
eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienſtvertrag, und 
andererſeits, ob nach den die Dienft- und Geſchäftsverhältniſſe 
der Gerichtsvollzieher gemäß § 155 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes und § 73 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes hierzu 
regelnden Beſtimmungen der Landesjuſtizverwaltung, als den 
ihrem Zwecke und Inhalte nach zum Schutze der Auftraggeber 
erlaſſenen allgemeinen Anweiſungen, die ſofortige Prüfung des 
Zuftellungsauftrages und in deren Verfolge deſſen Ausführung 
noch am 12. Juli 1900 ſelbſt erforderlich geweſen wäre. Auch 
dieſe Zweitheilung der Prüfung iſt nicht zu beanſtanden. Die 
Beobachtung der Beſtimmungen der Landes juſtizverwaltung würde 
den Beklagten nur in ſeiner Eigenſchaft als Staatsbeamten 
vor Maßnahmen der Dienſtaufſicht und der Dienſtzucht, dagegen 
nicht ohne Weiteres auch vor der Inanſpruchnahme durch den 
Auftraggeber wegen der Verletzung der aus dem Dienftver- 
trage fließenden Pflichten ſchützen. Indeſſen hat die nach 
beiden Richtungen angeſtellte Prüfung das Berufungegericht 
zu demſelben Ergebniſſe geführt: daß der Beklagte ver- 


pflichtet geweſen ſei, den Zuſtellungsauftrag noch am 12. Juli 
zu prüfen, und, da er dann die Nothwendigkeit ſeiner 
ſofortigen Ausführung erkannt haben würde, ihn auch noch 
an dieſem Tage zu erledigen. Ein Rechtsverſtoß iſt hierbei 
nicht erfichtlich. 

In Wirklichkeit ſtimmt auch der Inhalt der einſchlägigen 
Dienſtvorſchriften mit der aus der Natur des Dienſtvertrages 
ſich ergebenden Folge dahin überein, daß über die Zeit der 
Dienſtleiſtung in erſter Reihe die ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende Beſtimmung des Auftraggebers entſcheidet. 
Der 8 6 der Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher vom 
1. Dezember 1899 (Juſtiz⸗Miniſterialblatt S. 632 und 637) 
beſagt: 

„ft für die Ausführung des Auftrages eine 
beſtimmte Friſt geſtellt, ſo hat der Gerichts⸗ 
vollzieher den Auftrag innerhalb dieſer Friſt zu 
erledigen.“ 

„Im Uebrigen hat der Gerichtsvollzieher nach den 
umſtänd en pflichtgemäß zu ermeſſen, innerhalb welcher 
Reihenfolge, je nach der großeren oder geringeren 
Dringlichkeit der Aufträge, ihre Erledigung zu 
bewirken iſt.“ 

Und der § 23 beſtimmt über die Zeit der Erledigung der 
Zuſtellungs aufträge noch insbeſondere: 

„Der Gerichtsvollzieher hat die Zuſtellungsaufträge, 
vorbehaltlich anderweitiger Beſtimmung des 
Auftraggebers, wenn die Zuſtellung an ſeinem Wohn⸗ 
ort oder unter ſeiner Vermittelung durch die Poſt zu 
erfolgen hat, ſpäteſtens am Tage nach dem Empfange 
des Auftrags, wenn die Zuſtellung außerhalb ſeines 
Wohnorts durch ihn ſelbſt zu bewirken iſt, auf der erſten 
Reife und ſpäteſtens binnen fünf Tagen zu erledigen, 
falls nicht die Eilbedürftigkeit der Sache eine 
noch frühere Zuſtellung erfordert.“ 

Die mindeſtens ſtillſchweigende Ertheilung des Auf⸗ 
trages zur ſofortigen Zuſtellung des Pfändungs- und neber⸗ 
weiſungsbeſchluſſes hat aber das Berufungsgericht einerſeits in 
den Umftänden, unter denen der Beklagte den Auftrag 
empfing, andererſeits in dem Inhalte des zuzuſtellenden 
Schriſtſtücks gefunden. 

Schon hieraus ergiebt ſich die Unrichtigkett der Ausführung 
der Revifion, daß die Anforderungen, die das Berufungsurtheil 
an den Beklagten ſtelle, über die einſchlägigen Beſtimmungen 
der Geſchäftsanweiſung hinausgingen, wiewohl es hierauf über- 
haupt nicht entſcheidend ankommt, weil, wie dargelegt, in erſter 
Reihe die aus dem bürgerlichen Rechte zu entnehmenden Vor⸗ 
ſchriften über den eine Geſchäftsbeſorgung betreffenden Dienft- 
vertrag maßgebend find. Wenn aber die Revifion in Verbindung 
hiermit noch hervorhebt, der Beklagte habe als einziger Gerichts 
vollzieher die Reihenfolge der Aufträge einhalten müſſen — 
womit anſcheinend die Erledigung der Aufträge nach der Zeit⸗ 
folge ihres Einganges gemeint iſt —, ſo beruht dies auf 
einer Verkennung der Vorſchriften der Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher. Nach dem vorher wiedergebenen Wort. 
laute des 8 6 Abſatz 1 ſoll gerade nicht die bloße Rückſicht auf 
den früheren Eingang eines Auftrages, ſondern in erſter 
Reihe die größere Dringlichkeit für die Zeit, zu der, und 
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die Reihenfolge, in der ein Auftrag zu erledigen ift, maß⸗ 
gebend fein. 

Ebenſo abwegig erſcheint die weitere Ausführung der 
Revifion, jeder Beamte, alſo auch der Gerichtsvollzieher, habe 
gewiſſe Dienſtſtunden einzuhalten, und es könne nicht davon 
ausgegangen werden, daß der Beklagte etwa mit Ausnahme der 
Nachtſtunden unausgeſetzt Zuſtellungen zu bewirken habe. Schon 
aus den 88 188 und 761 der Civilprozeßordnung, wonach Zu⸗ 
ſtellungen und Vollſtreckunge handlungen, abgeſehen von Sonn⸗ 
tagen und allgemeinen Feiertagen, nur zur Nachtzeit nicht 
bewirkt werden dürfen, wenn nicht etwa eine richterliche Er⸗ 
laubniß vorliegt, ſie ſelbſt zu dieſen Zeiten vorzunehmen, 
ergiebt ſich, daß der Dienft des Gerichtsvollziehers, wie dies 
überhaupt in der eigenthümlichen Art feiner Dienſtverrichtungen 
. begründet iſt, nicht auf beſtimmte Geſchäftsſtunden beſchränkt 
iſt. Dieſer Grundſatz ift aber auch in den 88 6—8 der 
Geſchäftsanweiſung für die Gerichtsvollzieher zum Ausdrucke 
gekommen, von denen namentlich die 88 7 und 8 unter Anderem 
den Inhalt der SS 188 und 761 der Civilprozeßordnung ſowie 
des § 104 der Strafprozeßordnung wiedergeben, und von denen 
der § 7 in Abſatz 1 ſogar eine Reihe von Amtshandlungen auf- 
zählt, die der Gerichtsvollzieher ſelbſt an Sonntagen und 
allgemeinen Feiertagen ohne richterliche Genehmigung vor- 
nehmen darf. 

Wiederum auf einer Verkennung der Beſtimmungen des 
Geſetzes und der Geſchäftsanweiſung beruht die fernere Be- 
ſchwerde der Reviſion, bei Zuſtellungen an den geſetzlichen Ver⸗ 
treter oder den Vorſteher einer Behörde, Gemeinde, Körperſchaft 
oder eines Vereins ſei dem Gerichtsvollzieher noch beſonders die 
Einbaltung der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden dieſer Adreſſaten 
zur Pflicht gemacht. Allerdings hängt die Gültigkeit einer 
Erſatzzuſtellung an den geſetzlichen Vertreter oder den Vorſteher 
einer Behörde, einer Gemeinde u. ſ. w. davon ab, daß fie 
„während der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden“ der 
Behörde u. ſ. w. in deren Geſchäftsräumen vorgenommen 
wird. Vergleiche Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 388. Dagegen 
iſt es kein noihwendiges Erforderniß für die Gultigkeit einer 
an den geſetzlichen Vertreter oder den Vorſteher einer Behoͤrde, 
einer Gemeinde u. ſ. w. gerichteten Zuſtellung, daß dieſe gerade 
während der gewöhnlichen Dienſtſtunden der Behörde u. ſ. w. 
und in deren Geſchäftsräumen erfolge. Dies ergiebt ſchon der 
Abſatz 2 des 8 184, wonach, wenn der geſetzliche Vertreter oder 
der Vorſteher in ſeiner Wohnung nicht angetroffen wird, 
nur die gemäß den 88 181 und 182 der Civilprozeßordnung 
ſonſt zuläſſige Erſatzzuſtellung für unſtatthaft erklärt iſt. Zu⸗ 
läſſig und möglich iſt hiernach eine Zuſtellung an den gefeß- 
lichen Vertreter oder den Vorſteher einer Behörde, einer Ge- 
meinde u. ſ. w. ſtets, wenn ſie an den Vertreter oder den 
Vorſteher perſönlich in deſſen Wohnung bewirkt wird. 
Dementſprechend ſchreibt auch der 8 29 Abſatz 2 Satz 2 der 
Geſchäfteanweiſung für die Gerichtevollzieher vor, daß, 
wenn die Zuſtellung in der in Abſatz 1 angegebenen Weiſe, 
d. h. gemäß § 184 Abſatz 1 der Civilprozeßordnung, nicht aus⸗ 
führbar iſt, die Behörde u. ſ. w. aber beſondere Geſchäftsräume 
hat, die Zuſtellung außerhalb dieſer „auch in der Wohnung 
des Vorſtehers oder Vertreters nur an dieſen in Perſon 
mit Ausſchluß der Erſatzzuſtellung erfolgen“ kann. Die hier in 


Frage ſtehende dringliche Zuſtellung war demnach auch nach 
6 Uhr Abends noch zuläſſig, wenn ſie an den Vertreter des 
Bürgermeiſters perſönlich in feiner Wohnung erfolgte. 


Zu 88 460, 464 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Woj⸗ 
ciechowska co. Wendland vom 12. Oktober 1901, 
Nr. 255 / 1901 V. 

II. J. O. L. G. Poſen. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Revifion der Beklagten auf- 
gehoben und die Sache an das Landgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Revifion hatte Erfolg. 

Zwar giebt die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß in 
dem verkauften Haus der Schwamm in einem eine unerhebliche 
Minderung des Werthes oder der Tauglichkeit überſchreitenden 
Maße vorhanden ſei, zu rechtlichen Bedenken ſchon deshalb 
keinen Anlaß, weil ſie auch darauf geſtützt iſt, daß der nach 
Beſeitigung des Schwammes noch verbleibende Schwammver⸗ 
dacht den Verkehrswerth des zu Wohnzwecken dienenden Ge⸗ 
bäudes mindert, ſo daß für die Frage der Erheblichkeit der 
Werthminderung die Höhe der zur Beſeitigung des Schwammes 
aufzuwendenden Koſten nicht ausſchlaggebend if. Aber das 
Berufungsurtheil leidet an dem Mangel, daß es keine Auskunſt 
darüber giebt, weshalb die Anwendbarkeit des 8 464 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs auf den vorliegenden Fall für ausgeſchloſſen 
erachtet worden iſt. Derſelbe beſtimmt, daß der Käufer, welcher 
eine mangelhafte Sache annimmt, obſchon er den Mangel kennt, 
den Anſpruch auf Wandelung nur behält, wenn er ſich ſeine 
Rechte wegen des Mangels bei der Annahme vorbehält. Und 
die Beklagte hat eingewendet, daß der Kläger jedenfalls zwiſchen 
dem Kaufabſchluß und der Auflaſſung des gekauften Grund⸗ 
ftüds von dem Mangel des Schwammes Kenntniß erlangt 
hatte, und ſie hat dem Kläger über ſeine Kenntniß des Mangels 
den Eid zugeſchoben. Da von dieſem nicht geltend gemacht 
und bewieſen worden iſt, daß er ſich ſeine Rechte wegen des 
Mangels bei der Auflaſſung vorbehalten habe, er den zuge 
ſchobenen Eid vielmehr angenommen hat, ſo hätte der in dem 
Tenor des Berufungsurtheils normirte Eid der Einrede der 
Beklagten entſprechend auf die Kenntniß von dem Mangel zur 
Zeit der Auflaſſung erſtreckt werden müſſen. Wenn von dem 
Kläger hiergegen geltend zu machen verſucht wird, der § 464 cit. 
ſei nur auf die Fälle anwendbar, wenn ſich an den Kauf- 
abſchluß die Annahme der gekauften Sache unmittelbar au⸗ 
ſchließt, ſo ſteht dieſer Auslegung entgegen, daß es dann bei der 
Faſſung des $ 460 des Buͤrgerlichen Geſetzbuches des § 464 
überhaupt nicht bedurft hätte, da ſich dann beide Vorſchriften 
inhaltlich deckten. Die Vorſchrift des § 464 iſt nur erklärlich, 
wenn durch fie für die Bälle des zeitlichen Auseinanderfallent 
des Vertragsabſchluſſes und der Uebergabe eine ſelbſtſtändige 
Regelung getroffen werden ſollte. Bei dieſer Sachlage iſt, wenn 
die vorbehaltsloſe Annahme des Grundſtücks durch den Kläger 
feſtgeſtellt wird, deſſen Anſpruch auf Rückgängigmachung des 
Kaufes abzuweiſen. 


1 1 


* 


“ 
** 


157 


Bedeutung einer im Wege des Arreſtes nach 
preußiſchem Landesrecht eingetragenen Vormerkung 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Zendler 
c. Zetenze vom 12. Oktober 1901, Nr. 199/1901 V. 


II. J. O. L. G. zu Poſen. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und in der Sache 
endgültig erkannt. 


Aus den Gründen. 


Das Berufungsgericht begründet ſeine Entſcheidung nach 
dem bisherigen Rechte in folgender Weiſe. Durch die im Wege 
des Arreſtes eingetragene Vormerkung ſei ein bedingt dingliches 
Recht geſchaffen. Um mit der dinglichen Klage durchzudringen, 
habe Kläger daher nachzuweiſen, daß aus dem bedingt dinglichen 
Rechte ein unbedingt dingliches geworden ſei, d. h. daß ſämmt⸗ 
liche Vorausſetzungen der Umſchreibung der Vormerkung in eine 
definitive Hypothek vorliegen, wenn auch die Umſchreibung ſelbſt 
nicht erforderlich ſei. Zu dieſen Vorausſetzungen gehöre ent⸗ 
weder die von R. ertheilte oder durch rechtskräftiges Urtheil er- 
ſetzte Bewilligung der Umſchreibung. Daß dieſem Erforderniß 
entſprochen ſei, habe Kläger nicht behauptet. In der notariellen 
Urkunde vom 8. März 1899 ſei ein Erſatz nicht zu finden; 


denn aus einer Urkunde, in welcher ſich der Schuldner der 


ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwerfe, werde nur eine Vor⸗ 
merkung eingetragen, eine ſolche ſei aber ſchon vorhanden. Habe 
hiernach Kläger gegen R. kein Recht auf Umſchreibung der Vor⸗ 
merkung in eine Hypothek erworben, ſo ſtehe ihm ein ſolches 
auch gegen den Beklagten, als den nach der Vormerkung ein- 
getragenen Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks, nicht zu. 
Dem eventuellen Antrage ſtehe entgegen, daß der Beklagte zur 
Umſchreibungsbewilligung nicht verpflichtet ſei. Obligatoriſche 
Beziehungen, welche ſolche Verpflichtung begründen könnten, be⸗ 
ſtänden zwar zwiſchen R. und dem Kläger, nicht aber zwiſchen 
dem Beklagten und dem Kläger. Da durch die Eintragung der 
Vormerkung das Pfandgrundſtück zu einer im Streit befangenen 
Sache werde — ſoll wohl heißen: nicht werde —, ſei der 
Streit über die Umſchreibungsbewilligung zwiſchen dem urſprüng⸗ 
lichen Grundſtückseigenthümer und dem aus der Vormerkung 
Berechtigten zum Austrage zu bringen. 

Hiergegen macht Kläger mit Recht geltend, daß er be⸗ 
rechtigt ſei, auf Grund der ſeine Forderung endgültig feſtſtellen⸗ 
den notariellen Urkunde die Dinglichkeit ſeines Anſpruchs gegen 
den Beklagten, an welchen das ſeit der Eintragung der Vor⸗ 
merkung in Streit befangene Grundſtück veräußert iſt, zu ver⸗ 
folgen. 

Weder das Deutſche Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch noch das preußiſche Ausführungsgeſetz dazu enthält 
die ausdrückliche Beſtimmung, daß die Vormerkung des bis⸗ 
herigen preußiſchen Rechtes mit dem Inkrafttreten des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuches in eine Belaſtungsform des neuen Rechtes 
übergehen ſoll. Es iſt daher die Frage aufgeworfen und leb⸗ 
haft umſtritten: ob die Vormerkung des bisherigen preußiſchen 
Rechtes, welche gemäß § 10 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
zur Vollziehung eines Arreſtbefehls zur Erhaltung des Rechtes 
auf Eintragung einer Hypothek eingetragen iſt, nach Artikel 192 


des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche von der 
Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
als eine Hypothek des bürgerlichen Geſetzbuchs, für welche die 
Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, — beziehungs⸗ 
weiſe als eine Buchhypothek für eine bedingte Forderung oder 
als eine Sicherungshypothek des Bürgerlichen Geſetzbuchs — 
gilt (bejaht von Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ꝛc., 3. Auflage, S. 505, Oberneck, Reichsgrundbuchrecht, 
S. 24, Lit. Ca, Niedner, das Einführungsgeſetz zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche, 2. Auflage, S. 408 e), oder ob ſie als ein 
Anſpruch aus einem Schuldverhältniſſe, welcher nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen durch Eintragung in ein öffentliches Buch 
Wirkſamkeit gegen Dritte erlangt hat (Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche Artikel 179), oder als ein Recht, mit 
dem eine Sache zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs belaſtet iſt (daſelbſt Artikel 184), zu gelten hat 
(vergl. Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammergerichts, Bd. 22, 
S. 178). 

Hier braucht eine Antwort nicht gegeben zu werden, weil 
die Entſcheidung gleihförmig ausfallen muß, mag gemäß 
Artikel 192 das neue Recht oder gemäß Artikel 179, 184 das 
bisherige Recht zur Anwendung kommen. 

Iſt aus der Vormerkung eine gewohnliche Buchhypothek 
neuen Rechtes geworden (Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch Artikel 192, Abſ. 1, Satz 1), ſo iſt durch ihre Ein⸗ 
tragung in Verbindung mit der Umwandlung für den Kläger 
als Gläubiger der Anſpruch begründet, daß ihm die eingetragene 
Geldſumme nebſt den eingetragenen Zinſen aus dem mit der 
Vormerkung belaſteten Grundſtücke des Beklagten zu ſeiner Be⸗ 
friedigung wegen der vorgemerkten Forderung zu zahlen iſt 
(Bürgerliches Geſetzbuch 8 1113). Die Befriedigung erfolgt 
aus dem Grundſtücke im Wege der Zwangsvollſtreckung (Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch § 1147), welche auch in der Zwangsverſteige⸗ 
rung und Zwangsverwaltung beſtehen kann (Civilprozeßordnung 
§ 866). Da die Zwangsvollſtreckung nur auf Grund eines 
gegen den eingetragenen Eigenthümer ergangenen vollſtreckbaren 
Titels ſtattfindet (Civilprozeßordnung $8 704, 794, Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgeſetz vom 24. März 1897 88 16, 17), der Be⸗ 
klagte aber als eingetragener Eigenthümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks die Zwangevollſtreckung dulden muß, tft der prinzipale 
Antrag des Klägers begründet. Die Urkunde vom 8. März 1899, 
in welcher ſich der perſönliche Schuldner R. nach der Veräuße⸗ 
rung des belaſteten Grundſtücks der ſofortigen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in fein Vermögen unterworfen hat, kann den vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitel, welcher zur Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück des Beklagten erforderlich iſt, nicht erſetzen. — Iſt 
aus der Vormerkung eine Buchhypothek für die durch ihre Feſt⸗ 
ſtellung bedingte vorgemerkte Forderung oder eine Sicherungs- 
hypothek geworden, ſo muß zu ihrer Geltendmachung auch der 
Eintritt der Bedingung beziehungeweiſe die Entſtehung der 
Forderung vom Klaͤger nachgewieſen werden. Dieſer Nachweis 
kann nicht nur durch ein gegen den Schuldner R. ergangenes, 
die Feſtſtellung beziehungeweiſe die Entſtehung der vorgemerkten 
Forderung enthaltendes Urtheil (auch durch ein Anerkenntniß⸗ 
oder Verſäumnißurtheil), ſondern auch durch ein Anerkenntniß 
des perſönlichen Schuldners erbracht werden. Mit der nota- 
riellen Urkunde vom 8. März 1899 hat der Kläger ein An- 
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erkenntniß der Forderung, abgegeben vom perſönlichen Schuldner 
R., beigebracht; denn die Anerkennung einer Forderung läßt 
fich kaum deutlicher und ſtärker ausdrücken, als dadurch, daß 
der Schuldner den Ceſſionar des urſprünglichen Gläubigers als 
ſeinen perfönlichen Gläubiger anerkennt und ſich zugleich der 
fofortigen Zwangsvollſtreckung unterwirft. Der Beklagte würde 
zwar als Eigenthümer die Befugniß haben, die dem Schuldner 
R. gegen die Forderung zuſtehenden Einreden geltend zu machen 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 1137); ſolche Einreden hat der Be⸗ 
klagte aber nicht vorgebracht. 

Nicht minder erſcheint der prinzipale Klageantrag unter 
Anwendung des bisherigen Preußiſchen Rechts begründet. Durch 
die Vormerkung, auch wenn fie zur Vollziehung eines Arreft- 
befehls zur Eintragung gelangte, wurde ein hypothekariſches 
Recht mit dem Range der Stelle, an welcher die Eintragung 
erfolgte, begründet. Allerdings war dieſes Pfand. und Vor⸗ 
zugsrecht nur ein vorläufiges, welches erſt dann endgültige 
Exiſtenz erhielt, wenn die Forderung, zu deren Sicherung der 
Arreſt angeordnet war, feſtgeſtellt wurde (Geſetz vom 13. Juli 
1883 5 10, Eigenthumserwerbsgeſetz § 22, Entſch. des R. G. 
Bd. 26, S. 398). Wie ſchon bemerkt, wurde durch das vom 
Schuldner R. in der Urkunde vom 8. März 1899 abgegebene 
Anerkenntniß die Bedingung erfüllt, unter welcher ſich das 
durch die Vormerkung geſicherte bedingte Hypothekenrecht in ein 
unbedingtes verwandelte. Hierzu bedurfte es der Umſchreibung 
der Vormerkung in eine Hypothek nicht (Entſch. des R. G. 
Bd. 29, S. 187 flz.). In Folge deſſen iſt der Kläger als nun- 
mehriger Hypothekengläubiger berechtigt, wegen ſeiner vorge⸗ 
merkten und feſtgeſtellten Forderung aus dem belaſteten Grund⸗ 
ſtücke Befriedigung zu fordern und ſich den früher wie jetzt zur 
Zwangsvollſtreckung erforderlichen, gegen den Beklagten als ein⸗ 
getragenen Eigenthümer des belaſteten Grundſtücks ſich richten⸗ 
den, vollſtreckbaren Schuldtitel mittelſt der dinglichen Klage, 
wie er ſie erhoben hat, zu verſchaffen (Eigenthumserwerbsgeſetz 
§ 37), da er einen ſolchen Schuldtitel mit der Urkunde vom 
8. März 1899 nicht ſchon erhalten hat. (Vergl. Turnau, 
Grundbuchordnung Bd. I, S. 352 f Nr. 8 und S. 367 
bis 369 zu e.) 

Dringt hiernach der Kläger mit ſeinem prinzipalen An⸗ 
trage durch, ſo bedarf es des Eingehens auf die ſich an den 
eventuellen Antrag knüpfende Frage nicht, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen der Kläger vom Beklagten die Bewilligung der 
Umſchreibung der Vormerkung in eine Hypothek verlangen darf. 

Aus dieſen Gründen muß der Reviſion ſtattgegeben, das 
Berufungsurtheil aufgehoben und das erſte Urtheil wieder her⸗ 
geſtellt werden. 


Zu Art. 163 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


88 25 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. X. 
c. Geſellſchaft „G. C.“ vom 30. Oktober 1901, 
Nr. 218/1901 IV. 
II. J. O. L. G. zu Darmſtadt. 
Die Beklagte iſt eine bereits vor dem 1. Januar 1900 


errichtete, mit Korporationsrechten verſehene und auf Pflege der 
Geſelligkeit unter ihren Mitgliedern vorzugsweiſe abzielende Geſell⸗ 


ſchaft. Der Kläger iſt bis zum 20. Januar 1900 Mitglied der. 
ſelben geweſen, durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung von 
dieſem Tage aber von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen. 

Im jetzigen Rechtsſtreite hat er dieſen Beſchluß als rechtt⸗ 
unwirkſam angefochten. Von der Beklagten iſt die Abwiiſung 
der Klage beantragt. Das Landgericht hat der Klage fat 
gegeben. Auf die Berufung der Beklagten ift vom Ober 
landesgericht abändernd auf Abweiſung der Klage erkannt. 
Die Revifion des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Es fragt fich zunächſt, nach welchem Rechte der Streifal 
zu beurtheilen tft. Das Oberlandesgericht erachtet das Bürger. 
liche Geſetzbuch für maßgebend. Dies entſpricht dem Artikel 163 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, nach 
welchem auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuches beſtehenden juriſtiſchen Perſonen von dieſer Zeit an 
die Vorſchriften der 88 25—53, 85—89 dez Bütgerlichen 
Geſetzbuches Anwendung finden ſollen. 

Von dieſer rechtlichen Grundlage aus erwägt das Berufungt- 
gericht dann, daß es ſich in vorliegendem Prozeſſe um die Ent 
ziehung der Rechte als Geſellſchaftsmitglied, und ſomit um eint 
innere Angelegenheit der beklagten Geſellſchaft handle, daß die 
Ordnung ſolcher Angelegenheiten nach § 32 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches der Beſchlußfaſſung in einer Mitgliederverſammlung 
überlaſſen ſei, für die Frage aber, unter welchen Vorausfegungen 
die Ausſchließung eines Mitgliedes aus der Geſellſchaft erfolgen 
dürfe, mangels eigener Vorſchriften des Bürgerlichen Geſezbuchel 
gemäß 8 40 deſſelben die bezüglichen Beſtimmungen der 
Geſellſchaſtsſatzung maßgebend ſeien. — Dieſe Erwägung beruht 
auf zutreffender Anwendung des Bürgerlichen Geſeßbuchet. 
Die Unterſtellung der Reviſton, daß es ſich bei der Ausſchließung 
eines Mitgliedes aus der Geſellſchaft um ein Sonderrecht des, 
ſelben handle, welches ihm laut der zwingenden Vorſchrift des 
§ 35 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht ohne feine Zuftimmung 
beeinträchtigt werden dürfe, geht fehl. Denn ein Sonderreht 
erfordert ein aus der Mitgliedſchaft hervorgegangenes, von den 
Rechten der übrigen Mitglieder unterſchiedenes Indlvidualtech 
eines Mitgliedes gegen die Geſellſchaft (vergl. Entſch. des R. ©. 
in Civilſachen Bd. 11 S. 271) und an dieſem Erforderniſe 
fehlt es vorliegend. 

Anlangend die danach gebotene weitere Frage, ob auf 
Grundlage der Satzung der beklagten Geſellſchaft der von deren 
Mitgliederverſammlung am 20. Januar 1900 gefaßte Aus⸗ 
ſchließungsbeſchluß gegenüber dem Kläger rechts beſtändig 
iſt, geht das Oberlandesgericht davon aus, daß ein Au⸗ 
ſchließungsgrund nach § 41 jener Satzung nur dann vorlitge, 
wenn ein Mitglied ſich durch fein Betragen unwürdig mad 
der Geſellſchaft länger anzugehören, und daß für das Auf 
ſchließungsverfahren die 88 9—14 in Verbindung mit 9 4 
derſelben Satzung maßgebend ſeien. Dieſer Ausgangkpunkt 
giebt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 

Bei der Erörterung der obigen Frage iſt nun das Ober 
landesgericht zu folgendem Ergebniſſe gelangt. Es hat at 
genommen, 

a) daß das bei der Ausſchließung des Kläger beobachtete 
Verfahren den Beſtimmungen der 59 9—14 und 41 
der Geſellſchaftsſatzung entſpreche, 
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b) daß eine Nachprüfung, ob ein im Sinne des § 41 
der Geſellſchaftsſatzung triftiger Anlaß zur Aus⸗ 
ſchließung gegen den Kläger vorgelegen habe, dem 
Richter nicht zuſtehe. 

Dieſe Annahme iſt von der Reviſion zu a wie zu b als 
rechtsverletzend angefochten. Die Angriffe erſcheinen indeß nicht 
begründet. | 

Zu a (wird näher dargelegt). 

Dann heitzt es zu b: 

In dieſer Beziehung führt das Oberlandesgericht im Weſent⸗ 
lichen aus, daß vorliegend, wo nach der Satzung der beklagten 
Geſellſchaft, das Ausſchließungsverfahren und die Ausſchließungs⸗ 
gründe geordnet ſeien, es ſich bei der Ausſchließung um einen 
der Selbſtbeſtimmung und Selbſtverwaltung der Geſellſchaft 
überlaſſenen Willenszakt derſelben handle, und daß deshalb die 
ſachliche Nachprüfung eines ſatzungsgemäß gefaßten Ausſchließungs⸗ 
beſchluſſes durch den Richter ſich als ein unberechtigter Eingriff 
in die Rechtsſtellung der Beklagten darſtellen würde. 

Dieſe Ausführung ſchließt ih an eine vom III. Civil⸗ 
ſenat des Reichsgerichts in einem gemeinrechtlichen Falle am 
27. März 1900 erlaſſene, in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
von 1900 S. 417 abgedruckte Entſcheidung an. In der letzteren 
iſt auch erwogen, daß eine richterliche Nachprüfung der oben⸗ 
gedachten Art einen Eingriff in die autonome Selbſtſtändigkeit 
der Vereine enthalten würde, und ſie ſtellt ſich dabei in bewußten 
Gegenſatz zu der abweichenden, vom IV. Civilſenat des Reichs⸗ 
gerichts in preußiſchen Rechtsfällen geübten Praxis, in dem fie 
darauf hinweiſt, daß dieſe Abweichung ſich aus der Vorſchrift 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 6 8 44 
erkläre, wonach ein ſtaatliches Auffichtsrecht mit Bezug auf die 
Ausſtoßung von Mitgliedern aus Vereinen beſtehe. 

Nun handelt es ſich vorliegend um einen nach dem Bürger- 
lichen Geſetzbuch zu beurtheilenden Rechtsfall, und die Revifion 
macht geltend, daß das Bürgerliche Geſetzbuch in dieſer Frage 
auf dem gleichen Standpunkt ſtehe, wie das Preußiſche All- 
gemeine Landrecht. Dem kann indeß nicht beigetreten werden. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt in § 32, daß die An⸗ 
gelegenheiten der Vereine, ſoweit ſie nicht vom Vorſtand oder 
einem anderen Vereinsorgane zu beſorgen find, durch Beſchluß 
in einer Mitgliederverſammlung geordnet werden, und es läßt 
in § 40 zu, daß mit Bezug auf den Gegenſtand des § 32 in 
der Satzung dispofitive Vorſchriften getroffen werden. Damit 
iſt, wie im Gemeinen Recht, ein autonomes Recht der Vereine 
anerkannt. Daneben iſt ein dieſe Rechtsſtellung beſchränkendes 
Aufſichtsrecht des Staates im Sinne des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts in den 88 25 — 53 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht vorgeſehen. Demzufolge iſt anzunehmen, daß, wie nach 
dem Gemeinen Recht, ſo auch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
die ſachliche Nachprüfung eines Ausſchließungsbeſchluſſes der 
Mitgliederverſammlung durch den Richter ſich als ein un⸗ 
berechtigter Eingriff in die autonome Verfaſſung der Vereine 
($ 25 des Bürgerlichen Geſetzbuches) darſtellen würde, und es 
kann ſomit von dem Feſthalten an der dem Preußiſchen Recht 
entſprechenden Praxis keine Rede ſein. 


Zu Art. 180 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
8 864 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Hugger 
o. A.⸗G. vorm. Gebr. Hugger vom 26. Oktober 1901, 
Nr. 221/1901 V. 

II. J. O. L. G. Poſen. 


Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Im Ergebniß iſt die Entſcheidung des Berufungsurtheils 
trotzdem richtig, weil der Eingriff in das Beſttzverhältniß, gegen 
welchen Klägerin Schutz verlangt, vor dem 1. Januar 1900 
verübt und vollendet worden iſt und auf einen derartigen Fall 
— er mag ſich als Beſitzentſetzung oder als Befitzſtörung 


charakteriſiren, er mag den Sachbeſitz oder den Rechtsbeſitz be⸗ 


treffen — der 8 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
überhaupt keine Anwendung findet. Der gerichtliche Schutz 
gegen Beſitzdelikte, deren Thalbeſtand ſich in Handlungen er⸗ 
ſchöͤpft, die vor dem 1. Januar 1900 liegen, richtet ſich in 
materieller Beziehung nach bisherigem Recht. Die Motive zu 
Artikel 180 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch (Artikel 106 Abſatz 1 des Entwurfs I) erkennen dies 
(S. 264) ausdrücklich an, indem ſie bemerken: 
„Die Folgen des Befitzes, welche in die Zeit der Geltung 
des neuen Rechts fallen, mögen die Zuſtände auch ſchon 
früher begonnen haben, find nach neuem Recht zu ber 
urtheilen. Nicht berührt werden hierdurch die Anſprüche, 
welche in der Zeit der Geltung des alten Rechtes nach 
dieſem dem Befitzer erwachſen find“, 
und in dieſem Sinne find die Vorſchriften in Artikel 180 und 
Artikel 191 Abſatz 2 Satz 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch zu verſtehen. Soweit nach ihnen die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung oder ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden ſollen, iſt ein Thatbeſtand voraus⸗ 
geſetzt, der nicht bereits vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
zum Abſchluß gelangt iſt. Dies wird auch in der Litteratur 
— ſoviel zu erſehen ohne Widerſpruch — anerkannt, 
vergl. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht, Bd. 1 S. 53, 
und Habicht, Einwirkung, S. 364) 
und ein Widerſpruch liegt namentlich nicht darin, daß der 
Beſitzer die Anwendung des neuen Rechts, wofern ihm dieſes 
günſtiger iſt, gegen Beſitzſtörungen ſoll verlangen dürfen, die 
über den 1. Januar 1900 hinaus fortdauern. Ob dies richtig 
iſt, kann übrigens für den vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben; 
denn hier handelt es ſich nicht um Beſitzſtörung, ſondern um 
Befitzentziehung, und außerdem nicht um die Anwendung des 
neuen Rechts zu Gunſten desjenigen, gegen den das Beſitzdekikt 
verübt worden iſt, ſondern um die Frage, ob das neue Recht 
— und ſpeziell der § 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs — zu Gunſten desjenigen eingreift, der das Beſitzdelikt 
vor dem 1. Januar 1900 begangen hat. Da dies zu verneinen 
iſt, ſo kann es auch unerörtert bleiben, ob — wie der Be⸗ 
rufungsrichter im Anſchluß an die dem jetzigen § 260 der 
Civilprozeßordnung beigegebene Begründung angenommen hat — 
der Befitzklage gegenüber durch 9 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Erhebung einer petitoriſchen Widerklage zur 
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Feſtſtellung des in dieſer Vorſchrift näher bezeichneten Rechts 
an der Sache hat zugelaſſen werden ſollen. Iſt dies der Fall 
und hat man alſo, was dahingeſtellt bleiben mag, auch in dieſer 
Beziehung eine Abweichung von dem bisherigen Recht (vergl. 
über dieſes Entſch. des R. G. Bd. 23 S. 898) anzunehmen, ſo 
kann doch auf dieſem Wege, alſo durch Erhebung einer peti⸗ 
toriſchen Widerklage, nicht das Erlöſchen eines Beſttzſchutz ⸗ 
anſpruchs herbeigeführt werden, der bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Rechts begründet war. Denn die Frage, wo⸗ 
durch ein ſolcher Anſpruch zum Erloͤſchen gebracht werden kann, 
gehört dem materiellen Recht an, und in materieller Beziehung 
kommt, wie bereits bemerkt, nur das bisherige Recht zur An- 
wendung. Ob der Beklagte, wenn er bereits ein rechtskräftiges 
Urtheil des in $ 864 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
näher bezeichneten Inhalts eiſtritten hätte, ſich der Befitzklage 
gegenüber auf dieſes berufen und daraus einen zu beachtenden 
Einwand herleiten könnte, wie Habicht a. a. O. meint, bedarf 
hier ebenfalls keiner Entſcheidung, da dieſer Fall nicht vorliegt, 
der Beklagte vielmehr erſt mit der von ihm erhobenen Wider · 
klage ein ſein Recht anerkennendes Urtheil erſtreiten will. 


Zu den 88 929, 931 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Milch ⸗ 
ſack und Gen. o. Holzinduſtrie vom 8. Oktober 1901, 

Nr. 194/1901 II. 
II. J. O. L. G. Cöln. 


Die Revifion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Klageanſpruch auf Herausgabe der im Beſitze der be» 
klagten Speditionsfirma befindlichen, von dieſer ſeiner Zeit für 
den Nebenintervenienten G. auf Lager genommenen Hölzer wird 
auf das von der Klägerin behauptete Eigenthum an dieſen 
Hölzern gegründet, welches fie von der Firma Kl. & Co. er⸗ 
worben haben will, der daſſelbe vorher von dem Nebeninter⸗ 
venienten rechtswirkſam übertragen worden ſei. 

In dieſer Hinficht iſt von den Vorinſtanzen thatſächlich 
ſeſtgeſtellt, auch unbeftritten, daß der Nebenintervenient, welcher 
am 10. Mai 1900 die ſtreitigen Hölzer der genannten Firma 
Kl. & Co. verkauft hat, gleichzeitig die Beklagte unter Mit- 
theilung dieſes Verkaufs benachrichtigte, daß er die Hoͤlzer der 
genannten Firma zur Verfügung ſtelle, und fie erſuchte, die⸗ 
ſelben gegen Zahlung der auf ihnen laſtenden Lager und 
ſonſtigen Koſten auszuhändigen, weiterhin auch Kl. & Co. einen 
bezüglichen Verfügungsſchein überſandte, daß ſodann Kl. & Co. 
die Holzer am 11. Mai 1900 an die Klägerin weiter verkaufte 
und ihrerſeits ihr Verfügungsrecht der Beklagten gegenüber der 
Klägerin übertrug. 

Die Annahme des Oberlandesgerichts, daß danach das 
Eigenthum rechtswirkſam auf die Klägerin übergegangen ſei, 
eniſpricht den bezüglichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs und iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach 8 929 1. 6. 
iſt zwar zur Uebertragung des Eigenthums an einer beweglichen 
Sache, außer der auf die Uebertragung gerichteten Willenseini⸗ 
gung, die Uebergabe erforderlich. Dieſe Uebergabe kaun aber 


nach § 931, wenn ein Dritter im Beſitze der Sache iſt, da. 
durch erſetzt werden, daß der Eigenthümer dem Erwerber den 
Anſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt. Daß Letzteres im 
vorliegenden Falle ſowohl im Verhältniß des Nebenintervenienlen 
zu Kl. & Co. als im Verhältniß der letzteren Firma zu der 
Klägerin geſchehen iſt, hat das Oberlandesgericht ohne Rechts ⸗ 
irrthum angenommen und feſtgeſtellt. 

Wenn die Revifion hiergegen zunächſt geltend macht, daß 
insbeſondere Seitens des Nebenintervenienten nur eine An · 
weiſung im Sinne von § 783 des Bürgerlichen Geſezbucht 
an die Beklagte, die Hölzer an Kl. & Co. anszuantworten und 
dadurch erſt die Uebergabe derſelben zu bewirken, erfolgt je, 
welche derſelbe jeden Augenblick habe widerrufen fönnen, und 
daher am 13. Mai 1900, als er Kenntniß von der ſchlechten 


finanziellen Lage von Kl. & Co. erhielt, rechtswirkſam wider: 


rufen habe, daß dagegen eine Abtretung des Herausgabe. 
anſpruchs nicht in Frage ſtehe, ſo ſcheitert dieſer Angriff an der 
eutgegenſtehenden thatſächlichen Beurtheilung des Oberlandes⸗ 
gerichts, die weder einen Rechtsirrthum noch einen Mangel an 
Begründung erkennen läßt. Daß in der Zurverfügungſtellung 
der Waare zu Gunſten von Kl. & Co. insbeſondere auf Grund 
des ſtattgehabten Verkaufs ſowie in der Uebergabe des Verfüͤgungz⸗ 
ſcheines eine Uebertragung des Herausgabeanſpruchs, ſo daß 
derſelbe in der Perſon des Uebertragenden unterging und nun 
mehr nur Kl. & Co. zuſtand, gefunden werden konnte, IR 
recht bedenklich. Dabei ift die tbeilweiſe irrthümliche Wiedergabe 
des Briefes der Beklagten an die Klägerin vom 11. Mai 1900 
nicht von entſcheidender Bedeutung. 

Auch die weitere Rüge der Reviſion, daß, falls eine U 
tretung des Herausgabeanſpruchs angenommen werden könnte, 
dieſelbe doch keine unbedingte geweſen ſein würde, vielmehr von 
Zahlung der auf den Hölzern zu Gunſten der Beklagten Iafnden 
Speſen abhängig gemacht worden ſei, daher auch der Eigen: 
thumsübergang durch dieſe bisher nicht erfolgte Zahlung bedingt 
geweſen ſei, iſt nicht begründet. Der Möenintervenient ©. 
beſaß ſelbſt nur den Anſpruch auf Herausgabe gegen Bezahlung 
der Speſen; dieſen Anſpruch hat er nach der Feftſtellung det 
Oberlandesgerichts unbedingt abgetreten, und das genügt ug 
5 931 cit., um den Eigenthumsübergang zu bewirken. Daß 
die Beklagte dem unbedingt übertragenen Herausgabennſpuh 
nur Folge zu geben braucht, wenn ſie ihre Koſten erſett erhält 
iſt für die Frage des Eigenthumsübergangs nicht von dr 
deutung. 

Hiernach erſcheint der Vindikationsanſpruch, fo wie berelt 
durch das vom Oberlandesgericht aufrechterhaltene Urtheil des 
Landgerichts zugeſprochen iſt, gemäß $ 985 des Bürgeliher 
Geſetzbuchs an ſich als begründet, und es kann fich nur nd 
fragen, ob von dem Oberlandesgericht mit Recht angenommen 
ift, daß demſelben auch nicht mit Erfolg die namentlich in de 
Vorinſtanzen von der Beklagten und dem Nebenintervenienten 
aufgeftellte Behauptung entgegengeſetzt werden könne, daß Kl. &60 
den Erwerb der Hölzer durch Vorſpiegelung nicht vorhandener 
Kreditwürdigkeit bewirkt hätten, und daß es ſich dabel um f 
trügeriſche Machenſchaften, bei denen die Klägerin im Ein 
vernehmen mit Kl. & Co. verfahren jet, handele. Auch dart 
iſt dem Oberlandesgericht beizupflichten. Daß die Vorauſezend 
des § 986 Abf. 1 Satz 1 nicht vorliegt, ergiebt ſich ohne 
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Weiteres, da eine Berechtigung der Beklagten oder des Neben⸗ 
intervenienten auf den Befiß der Klägerin gegenüber nicht in 
Frage ſteht. Die Anfechtung des Kaufgeſchäftes zwiſchen dem 
Nebenintervenienten und Kl. & Co. auf Grund der 88 119, 
123 und 143 des Bürgerlichen Geſetzbuchs berührt nicht das 
Verhältniß der an demſelben nicht betheiligten Klägerin, ins⸗ 
beſondere der Beklagten gegenüber. Auf § 934 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs kann ſich die Beklagte bezw. der Neben⸗ 
interventent gleichfalls nicht berufen, weil zu der Zeit, als die 
Klägerin die Hölzer kaufte, und ihr der Herausgabeanſpruch 
übertragen wurde, am 11. Mai 1900, nach den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanzen das Geſchäft zwiſchen dem Nebenintervenienten 
und Kl. & Co. noch nicht angefochten war, die Vorausſetzung 
alſo, daß der Veräußerer nicht Eigenthümer war, nicht vorlag, 
die Klägerin daher auch inſoweit nicht in böfem Glauben ſein 
konnte. Endlich kann ſich die Beklagte auch nicht auf § 986 
Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtützen, weil es ſich nicht 
um eine Einwendung der Bekl. gegen den abgetretenen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe ſelbſt handelt, ſondern nur darum, ob 
der — an ſich nicht beſtrittene — Anſpruch rechtswirkſam auf 
die Kläger übergegangen iſt. 


Zu § 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. M. o. M. 
vom 29. Oktober 1901, Nr. 282/1901 III. 
II. J. O. L. G. Caſſel. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Kläger hat auf Eheſcheidung gemäß § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geklagt. Die Beklagte hat zugegeben, 
daß das eheliche Verhältniß zwiſchen den Parteien ſeit langer 
Zeit zerrüttet ift, fie beſtreitet aber, daß dieſe Zerrüttung durch 
ſchwere Pflichtverletzung ihrerſeits herbeigeführt worden ſei, viel⸗ 
mehr habe der Kläger dieſelbe durch ſchwere Verletzung ſeiner 
Pflichten bewirkt. Das Berufungsgericht hat die Klage ab- 
gewieſen. Es führt aus, daß ein Beweis dafür, daß die nach 
der übereinſtimmenden Darſtellung der Streittheile beſtehende 
Zerrüttung ihrer Ehe ausſchließlich durch die Schuld der 
Beklagten hervorgerufen ſei, wie nach 5 1568 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs erforderlich erſcheine, nicht erbracht ſei. 
Es ſtellt fodann feſt, daß der Kläger ſich auch ſeinerſeits Pflicht⸗ 
verletzungen habe zu Schulden kommen laſſen, ſomit die 
Beklagte, wenn auch vielleicht überwiegend, ſo doch nicht 
allein die Zerrüttung verſchuldet habe. Nur dann, wenn 
Kläger ſich ſelbſt in einer dem fittlihen Weſen der Ehe 
entſprechenden Weiſe verhalten hätte, könnte er den Scheidungs⸗ 
grund des § 1568 geltend machen und „nur dann“ könnten 
die Verfehlungen der Beklagten als Urſache fortdauernder 
Zerrüttung der Ehe und als Grund angeſehen werden, aus dem 
dem Kläger die Fortſetzung der Ehe nicht zuzumuthen wäre. 

Hiernach beruht das Urtheil auf dem Satze, daß die Klage 
auf Eheſcheidung auf Grund des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Vorausſetzung habe, daß die Zerrüttung des 
ehelichen Lebens der Streittheile ausſchließlich auf der Schuld 


des beklagten Theiles beruhe, und dann zurückzuweiſen ſei, wenn 
den klagenden Theil auch nur eine Mitſchuld treffe. Auch in 
der Schlußaus führung iſt nicht etwa die urſächliche Wirkung 
der Verfehlungen des beklagten Theils für den konkreten Fall 
verneint, ſondern rechts grundſätzlich daran feſtgehalten, daß von 
einer die Zerrüttung des ehelichen Lebens begründenden oder 
verurſachenden Pflichtverletzung im Sinne des § 1568 dann 
nicht geſprochen werden könne, wenn den klagenden Theil eine 
Mitſchuld an der Zerrüttung treffe. 

Dieſe Auffaſſung des 8 1568 widerſpricht aber der dies ⸗ 
ſeits bereits in einer Rehe von Entſcheidungen niedergelegten 
Auslegung des genannten Paragraphen, wonach der Eheſcheidung 
auf Grund deſſelben, wenn die übrigen Vorausſetzungen, ins⸗ 
beſondere der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen den Pflicht⸗ 
verletzungen des beklagten Theiles und der Zerrüttung des 
ehelichen Lebens der Streittheile, gegeben find, der Umſtand 
nicht entgegenſtehe, daß der klagende Theil ſich gleichfalls 
ſchwere die Zerrüttung mitbegründende Pflichtverletzungen hat 
zu Schulden kommen laſſen (Entſch. des R. G. IV. C. S. 
vom 2. Juli 1900, IV. 118/1900 und II. C. S. vom 
2. Juli 1901, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 644 
und von 1901 S. 596). Es iſt daher, da kein Grund vor⸗ 
liegt von dieſen Sätzen abzugeben, das Berufungsurtheil auf- 
zuheben. Da das Berufungsgericht noch keine Feſtſtellungen 
dahin getroffen hat, in wie weit ſchwere Pflichtverletzungen 
der Beklagten vorliegen, auch neuer Beweis in zweiter 
Inſtanz bezüglich derſelben angetreten iſt, ſo iſt die Sache 
zur Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. 


Zu Art. 132 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


§ 1190 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Steiner 
e. Adamski vom 6. November 1901, Nr. 286%/1901 V. 


Auf dem Grundſtücke des Beklagten Nr. 200 Domb iſt 
für den Kläger im April 1899 eine Kautionshypothek von 
15 000 Mark zur Sicherung der Anſprüche des Klägers aus dem 
Wechſelverkehre mit dem Beklagten im Grundbuch eingetragen. 
Kläger hat gegen den Beklagten im Jahre 1900 im Wechſel⸗ 
prozeß vollſtreckbare Schuldtitel über 17 000 Mark nebſt Zinſen 
und Koften erlangt. Er halt ſich auf Grund dieſer Schuldtitel 
für berechtigt, vom Beklagten die Einwilligung zur Umwandlung 
der Kautionshypothek in eine gewohnliche Hypothek von 
13 000 Mark zu verlangen, und hat, da Beklagter ſeine 
Einwilligung zu ertheilen verweigert, beantragt, ihn hierzu zu 
verurtheilen. Auf Grund der in den Wechſelprozeß⸗Urtheilen 
gemachten Vorbehalte find dieſe Prozeſſe im ordentlichen Ver⸗ 
fahren anhängig geblieben. Die Klage iſt ab-, die Berufung 
des Klägers zurückgewieſen. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß es zur 
Umwandlung der ſeit dem 1. Januar 1900 als Sicherungs⸗ 
hypothek des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltenden Kautions- 
hypothek der Einwilligung bes Beklagten bedürfe, die aber 
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durch ein den Beklagten dazu verurtheilendes rechtskräftiges 
Urtheil erſetzt werden könne. Es prüft, ob Beklagter verpflichtet 
ſei, ſeine Einwilligung zur Umwandlung zu ertheilen, und 
verneint dies, weil ſich ſolche Verpflichtung aus den in den 
Wechſelprozeſſen ergangenen, den Beklagten zur Zahlung 
beſtimmter Summe verurtheilenden Urtheilen nicht ergebe, welche, 
wenn fie auch hinfichtlich der Rechtsmittel und der Vollſtreckung 
als Endurtheile anzuſehen ſeien, materiell doch nur als Zwiſchen⸗ 
urtheile gelten könnten. 

Die Reviſion tft nicht begründet. 

Der Kläger gründet ſeinen Anſpruch ausſchließlich auf die 
in Wechſelprozeſſen im Jahre 1900 ergangenen rechtskräftigen 
Urtheile, durch welche der Beklagte zur Zahlung der eingeklagten 
Wechſelbeträge unter Vorbehalt ſeiner Rechte verurtheilt iſt. 
Dem Berufungsgericht iſt darin beizutreten, daß fi) hieraus 
die Verpflichtung des Beklagten, als Eigenthümer der für die 
zur Sicherung des Klägers eingetragene Kautions hypothek 
verhafteten Grundſtücke ſeine Einwilligung in die Umwandlung 
der Kautionshypothek in eine gewöhnliche Hypothek zu ertheilen, 
nicht herzuleiten iſt. 

Dem Berufungsgerichte kann allerdings darin nicht bei- 
getreten werden, daß die gegen den Beklagten ergangenen 
Urtheile, weil fie in Wechſelprozeſſen unter Vorbehalt erlaſſen 
find, materiell nur die Bedeutung von Zwiſchenurtheilen hätten, 
und daß deshalb durch ſie die Forderungen des Klägers gegen 
den Beklagten nicht endgültig feſtgeſtellt ſeien, aus ihnen alſo 
die Verpflichtung des Beklagten, die Umſchreibung der Kautions⸗ 


hypothek in eine unbedingt endgültige Hypothek zu bewilligen, 


nicht hergeleitet werden könne. Denn auch unter Vorbehalt 
erlaſſene Urtheile find in Betreff der Zwangsvollſtreckung als 
Endurtheile anzuſehen (Civilprozeßordnung 88 540 Abi. 8, 
599 Abſ. 3), wenngleich fie in einem weiteren Verfahren auf- 
gehoben werden können. Wie unter Vorbehalt ergangene 
Urtheile bisher (Geſetz vom 13. Juli 1883) zur Eintragung 
einer Zwangshypothek führen konnten (vergl. Turnau Grund⸗ 
buchordnung I S. 321 Nr. 1a), fo waren fie auch geeignet, 
daß auf Grund ihrer die Umſchreibungsbewilligung einer 
Kautionshypothek in eine endgültige Hypothek vom beklagten 
Schuldner gefordert werden konnte. 

Es kann davon abgeſehen werden, daß die Wechſelurtheile 
erſt nach dem Inkrafttreten der neuen Reichsgeſetze (im 
September 1900) erlaſſen find, und ob die Forderungen, über 
welche ſich dieſe Urtheile verhalten, was nicht feſtgeſtellt iſt, 
in der Zeit vor dem 1. Januar 1900 entſtanden find. Denn 
auch aus Urtheilen, die vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig 
geworden, würde fi der Anſpruch des Klägers nach dieſem 
Zeitpunkte nicht mehr begründen laſſen. 

Die Kautionshypothek des Klägers gilt nach Artikel 192 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſeit dem 
1. Januar 1900 als Sicherungshypothek des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, und zwar als ſog. Maximalhypothek im Sinne 
des § 1190 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Hiermit hat fie 
Aenderungen erlitten, die ſich daraus ergeben, daß ſich die bis. 
herige Kautionshypothek von der Maximalhypothek des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs ihrem Inhalte und ihrer Wirkung nach 
weſentlich unterſcheidet. — Wird eingehend dargelegt. 


Zu den SS 119, 123, 462 ff., 812 B. G. B. 


5 29 C. P. O. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Eiſenbeiß 
6. Schulz vom 25. Oktober 1901, Nr. 219/1901 II. 
II. J. O. L. G. Königsberg i. P. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Klage wegen 

Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts abgewieſen. 
Gründe. 

Die Revifion war für begründet zu erachten. 

Bei Beurtheilung und Entſcheidung der Frage, ob die 
Vorinſtanzen das Landgericht zu N. mit Recht bezüglich der 
vorliegenden Klage für zuſtändig erklärt haben, iſt davon auszu- 
gehen, daß dieſe Klage nicht die Wandelungsklage (88 462 f. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt, daß vielmehr der Kläger ſeinen 
Anſpruch auf die 55 119 und 123 des Bürgerlichen Geſezbucht 
gegründet hat, indem er behauptet, bezüglich der ihm thatſächlich 
gelieferten Ulmer Dombau medaillen nicht nur in dem Irrthun 
fih befunden zu haben, dieſelben ſeien echte Ulmer Dombau- 
thaler, die einen erheblich höheren Werth hätten, ſondern auf 
vom Beklagten in dieſer Hinficht argliſtig getänſcht wochen 
zu ſein, und demgemäß ſeine Willenserklärung über den Ankauf 
der ihm gelieferten Medaillen auf Grund der vorbezogenen 
Beſtimmungen anficht. An dieſem rechtlichen Charakter der 
Klage kann insbeſondere nichts ändern, daß das Oberlandesgericht, 
welches zunächſt auf die 88 119 und 121 eit. bezieht, demnächft 
die Klage als Wandelungs klage bezeichnet. Es beruht dat 
auf einer Verkennung des rechtlichen Unterſchiedes beider Klagen. 
Während die Wandelungsklage ein an ſich zu Recht beſtehendes 
Kaufgeſchäft vorausſetzt, welches, falls der Anſpruch begründe 
iſt, rückgängig gemacht wird, iſt das wegen Irrthumz oder 
Betruges angefochtene Geſchäft nach § 142 Abſ. 1 als von 
vornherein nichtig anzusehen, fo daß die Wandelungöklage und 
die Klage wegen Irrthums oder Betruges miteinander rechtlih 
nicht vereinbar find. Ob, wenn im vorliegenden Falle die 
Wandelungsklage erhoben wäre, der örtliche Gerichtsſtaud del 
Landgerichts N. begründet fein würde, was von den Partien 
unter Bezugnahme auf die über dieſe Frage für die bisherigen 
verſchiedenen Rechtsgebiete ergangenen Entſcheidungen des Reicht 
gerichts (Bd. 10 S. 352, Bd. 20 S. 358, Bd. 27 S. 395) 
ſowie nunmehr die einſchlägigen Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs 88 467, 348 bei der Verhandlung über die Reoifion 
naͤher erörtert wurde, bedarf danach der Entſcheidung nicht. 

Für die vorliegende Klage kommt vorerſt in Betracht, daß 
dieſelbe nicht auf Nichtigkeits erklärung des Kaufvertraget 
wegen Irrthums oder Betrugs, auch nicht auf Feſtſtellung 
der Nichtigkeit in Folge der klägeriſcherſeits ſchon vor dem 
Prozeſſe erklärten Anfechtung (8 143 des Bürgerlichen Gee 
buchs), ſondern lediglich auf die Folgen der behaupteten 
Nichtigkeit, nämlich Rücknahme der bereits gelieferten Wan 
und Rückzahlung des Kaufpreiſes gerichtet iſt, ſonach richt 
direkt das Nichtbeſtehen des Kaufvertrages zum Gezeyſtanbe 
hat. Wollte man aber auch hieraus ein entſcheidendes Bedenken 
gegen die Anwendbarkeit des § 29 der Civilprozeßordnung nit 
herleiten, jo würde doch auch auf Grund dieſer Beftimmung 


die Örtliche Zuſtändigkeit des Landgerichts N. nicht angenommen 
werden konnen. 
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Das Oberlandesgericht gründet, in Uebereinſtimmung mit 
dem Landgericht, dieſe Zuſtändigkeit rechtlich auf die Annahmen, 
daß die in den 88 346—348, 350 — 354 und 356 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs enthaltenen Beſtimmungen auch auf den aus 
den 88 119 und 123 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Irrthums oder argliſtiger Täuſchung erſtrebten „Rück⸗ 
tritt“ vom Vertrage anzuwenden ſeien, daß der Kläger aber 
zur Begründung ſeiner „Wandelklage“ die Erfüllung Zug um 
Zug anbieten durfte, und nicht ſich durch einſeitige Rückforde⸗ 
rung des gezahlten Kaufpreiſes der ihm in dieſem Falle drohenden 
Einrede, daß er dieſe Rückzahlung nur gegen Rückgabe der 
Medaillen zu beanſpruchen habe, auszuſetzen brauchte. Dieſe 
Ausführungen find rechtlich nicht zutreffend. Da es ſich, wie 
oben ausgeführt wurde, nicht um eine Wandelungsklage handelt, 
kann von einer direkten Anwendbarkeit jener Beſtimmungen, wie 
fie für den Fall der Wandelung durch 8 467 ausdrücklich vor⸗ 
geſehen iſt, nicht die Rede ſein. Aber auch eine analoge An- 
wendung derſelben aus dem Gefichtspunkt, daß auch in den 
Fällen der 58 119 und 123 thatſächlich eine Rückgängigmachung 
der beiderſeits erfolgten Vertrags leiſtungen in Frage ſtehe, muß 
als ausgeſchloſſen erachtet werden. Wie bereits hervorgehoben 
wurde, iſt nach § 142 Abſ. 1 ein wegen Irrthums oder Be⸗ 
trugs anfechtbares Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig 
anzuſehen. Danach können die Grundſätze über den Rücktritt 
von einem Vertrage und die Wiederaufhebung eines ſolchen auf 
dieſe Fälle überhaupt keine Anwendung finden. Vielmehr 
charakterifirt ſich bei vorhandener Nichtigkeit eines Kaufvertrages 
der Anſpruch des Käufers auf Rückzahlung des bereits gezahlten 
Kaufpreiſes als Anſpruch aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nach 8 812 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Dieſer Anſpruch beſteht unabhängig von dem eventuellen An- 
ſpruch des Gegenkontrahenten auf Rückgewähr der von ihm ge⸗ 
machten Leiſtung. Der Satz, daß Leiſtung und Gegenleiſtung 
Zug um Zug zurückzugewähren ſeien, auf welchen vornehmlich 
die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichtes des Wohnorts des Käufers 
gegründet wird, wenn außer der Rückzahlung des Kaufpreiſes 
auch der Rückempfang der an den Käufer gelieferten und an 
deſſen Wohnort befindlichen Waaren gefordert wird, kommt für 
den vorliegenden Fall daher nicht zur Anwendung. Auch die 
Beſtimmung in 8 273 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das 
Zurückbehaltungs recht des Schuldners im Falle eines 
fälligen Anſpruchs gegen den Gläubiger aus demſelben recht⸗ 
lichen Verhältniß, welches nur eine Einrede gegen den Haupt⸗ 
anſpruch begründet, führt nicht zu der Annahme, daß auch bei 
der Anfechtung wegen Nichtigkeit ſtetis Zug um Zug zurück⸗ 
zugewähren ſei. Der Umſtand endlich, daß der Kläger aus⸗ 
drücklich und ſogar in erſter Linie den Antrag geſtellt hat, den 
Beklagten zu verurtheilen, die gelieferten Medaillen zurück ⸗ 
zunehmen, vermag gleichfalls an der rechtlichen Sachlage, die 
auch für die örtliche Zuſtändigkeit maßgebend iſt, nichts zu 
ändern. Der Kläger konnte zwar, um der erwähnten Retentions⸗ 
einrede des Beklagten zuvorzukommen, in der Klage die Rück⸗ 
gabe der Medaillen gegen Rückempfang des Kaufpreiſes an- 
bieten; der eigentliche Klageanſpruch wegen der Nichtigkeit des 
Vertrags iſt aber der Anſpruch auf Rückgewähr des sine causa 
gezahlten Kaufpreiſes; die Verpflichtung zur Rückgewähr 
dieſes Kaufpreiſes bildet die ſtreitige Verpflichtung im Sinne 


des 5 29 der Civilprozeßordnung. Dieſe Verpflichtung iſt nach 
§ 269 des Bürgerlichen Geſetzbuches im Zweifel am Wohnfttz 
des Schuldners zur Zeit ihrer Entftehung zu erfüllen. Daraus, 
daß der Beklagte berechtigt iſt, die Zahlung nur gegen Rück⸗ 
gabe der Medaillen zu leiſten, folgt nicht, daß er verpflichtet 
ſei, die Zahlung dort zu leiſten, wo ſich dieſelben befinden. 
Daran konnte der Kläger auch dadurch nichts ändern, daß er 
jenen erſteren angeblichen Anſpruch in die Klage mit auf⸗ 
genommen hat, da die Parteien nicht berechtigt find, den nach 
§ 29 cit. dem materiellen Recht entſprechenden begründeten Ge⸗ 
richtsſtand in der angegebenen Weiſe willkürlich anderweitig zu 
vertauſchen. Somit iſt für die vorliegende Klage die öͤͤrtliche 
Zuſtändigkeit nicht in N., ſondern am Wohnfitz des Beklagten, 
zu Freudenſtadt in Württemberg, begründet, und war dieſelbe 
daher unter Aufhebung der Urtheile der Vorinſtanzen wegen 
Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts abzumelien. 


— 


Zu SS 128, 130, 150, 151 B. G. B. 
SS 168, 171 des Reichsgeſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lindemann 


Konk. co. Voorgang vom 26. Oktober 1901, 
Nr. 223/1901 V. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Die Revifion iſt begründet. 

In der Beurtheilung des in erſter Inſtanz erhobenen 
Einwandes tritt der Berufungsrichter dem erſten Richter bei. 
Seine darauf bezüglichen Ausführungen, welche nicht zum 
Gegenſtande beſonderer Reviflonsangriffe gemacht find, find 
richtig. Nach 8 170 Nr. 1 des Reichsgeſetzes über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit darf als Notar bei 
der Beurkundung nicht mitwirken, wer ſelbſt Betheiligter iſt, 
ſowie derjenige, für welchen ein Betheiligter als Vertreter 
handelt. Nach 5 168 Satz 2 daſ. iſt als Betheiligter im 
Sinne der 88 169 bis 182 derjenige anzuſehen, deſſen Er- - 
klärung beurkundet werden ſoll; danach iſt, wenn im Falle des 
§ 128 Bürgerlichen Geſetzbuchs zuerft der Vertragsantrag 
beurkundet und erſt ſpäter die Annahme zu beſonderem Protokoll 
erklärt wird, bei letzterer Beurkundung der Antragſteller nicht 
Betheiligter (vergl. Schneider Anm. 6 zu 5 168, Jaſtrow, 
Notariatsrecht Bd. 1 S. 20 Anm. 5, S. 159 Anm. 2a) und 
umgekehrt iſt im gleichen Falle der, dem die Offerte gemacht 
wird, nicht Betheiligter bei der Beurkundung des Vertrags ⸗ 
antrags. Der § 168 Satz 2 bezieht ſich nur auf die formale, 
nicht auf die materielle Betheiligung (vergl. Kommiſſionsbericht 
S. 53 ff. zu dem Preußiſchen Geſetze über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit). Nach § 171 Nr. 2 des Reichsgeſetzes kann bei der 
Beurkundung als Notar derjenige nicht mitwirken, zu deſſen 
Gunſten in der Urkunde eine Verfügung getroffen wird. Hier 

21* 


164 


tft von der materiellen Betheiligung die Rede, aber als 
Betbeiligter gilt hier im Gegenſatze zu 8 168 Satz 2 nicht 
der Vertreter, ſondern der Vertretene. Daher iſt „die Vorſchrift 
des Preußiſchen Notariatsgeſetzes § 6 nicht aufgenommen, wo⸗ 
nach der Notar in Angelegenheiten einer Partei, deren General · 
bevollmächtigter er iſt, keine beurkundende Thätigkeit ausüben 
darf. Der Generalbevollmächtigte wird gerade vermöge dieſer 
Eigenſchaft häufig zur Errichtung von Urkunden, an denen ſein 
Machtgeber betheiligt iſt, beſonders geeignet ſein, ohne dadurch 
das Vertrauen der übrigen Betheiligten einzubüßen“ (Denkſchrift 
zum Reichsgeſetz Mugdan Mat. Bd. 7 S. 82 f.). Mit Rück⸗ 
ſicht darauf wird im 5 171 Abſ. 2 Reichsgeſetz in Ueber⸗ 
einſtimmung mit 8 2235 bj. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beftimmt, daß die Mitwirkung einer nach 8 171 Nr. 1 und 2 
ausgeſchloſſenen Perſon nur zur Folge hat, daß die Beurkundung 
inſoweit nichtig iſt, als ſie eine Verfügung zu Gunſten dieſer 
Perſon zum Gegenſtande hat. Eine Begünſtigung des Notars 
im Sinne des 8 171 liegt aber in dem Vertragsantrage vom 
15. Juni 1900 keinenfalls. 

Rechtsirrthümlich iſt dagegen der übrige Inhalt der 
Begründung des Berufungsurtheils. Es handelt fi nicht um 
einen Vertragsantrag, welchen der Beklagte dem abweſenden 
Konkursverwalter gegenüber gemacht hat und es kann daher die 
Anwendung des § 130 Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht in Frage 
kommen. Der Berufungsrichter führt aus: „Bei der Be⸗ 
urkundung des Antrags hat der Konkursverwalter lediglich als 
Notar mitgewirkt. Dem Rechtsanwalt N. als Konkurs- 
verwalter gegenüber iſt ein Vertragsantrag nicht abgegeben. Das 
notarielle Protokoll enthält nichts darüber, daß der Beklagte 
den Antrag dem Rechtsanwalt N. als Vertreter der klagenden 
Konkursmaſſe hat machen wollen. Demgemäß kann nur an⸗ 
genommen werden, daß die Erklärung zum Zwecke der Be⸗ 
urkundung vor dem Notar, nicht aber auch deshalb abgegeben 
iſt, damit der Notar N. in feiner Gigenſchaft als Konkurs⸗ 
verwalter die Erklarung entgegennehmen ſollte. Kommt ſomit 
für die Beurkundung des Antrags der Notar als Konkurs- 
verwalter nicht in Betracht, fo iſt der Antrag fo zu behandeln, 
als wenn er in Abweſenheit des Konkursverwalters abgegeben 
worden wäre. Der Antrag iſt empfangsbedürftig, dem Konkurs⸗ 
verwalter aber nicht zugegangen; denn letzteres hätte nur dadurch 
geſchehen können, daß dem Verwalter eine Ausfertigung des 
notariellen Protokolls mit Willen des Beklagten übermittelt 
wurde. Dies iſt aber unſtreitig nicht geſchehen.“ Es iſt 
jedoch völlig unzuläffig, eine phyfiſche Perſon hinfichtlich deſſen, 
was ſie vernimmt, in verſchiedene Qualitäten zu zertheilen, ſo 
daß fie das, was fie in einer Eigenſchaft gehört habe, in der 
anderen nicht vernommen habe, oder ſo, daß ſie in einer 
Eigenſchaft anweſend, in der anderen abweſend ſei. Der Notar, 
Rechtsanwalt und Konkursverwalter N. hat den Vertragsantrag 
vernommen und das genügt (vergl. Planck Anm. 1 zu 8 130 
Bürgerlichen Geſetzbuchs.) Aber auch, wenn der Natur der 
Dinge zuwider angenommen werden könnte, daß die phufifche 
Perſon N. bei dem Vertragsangebot als Konkursverwalter 
nicht anweſend geweſen ſei, würde der Berufungsrichter ſich im 
Rechtsirrthum bewegen, weil N. das Angebot vernommen hat, 
von der Form des Angebots Kenntniß hatte und nichts dafür 
vorliegt, daß er nach dem Willen des Beklagten ſein Ohr 


habe verſchließen ſollen derart, daß er als Konkursverwalter 
nichts hören ſollte. Es kann daher dahin geſtellt bleiben, ob 
eine ſolche Willensäußerung überhaupt die Natur der Dinge 
überwinden und von rechtlicher Erheblichkeit ſein könnte. Nicht 
richtig iſt auch, daß das Vertragsangebot nur dann als zu 
gegangen angeſehen werden konnte, wenn dem Konkursverwalter 
das notarielle Protokoll übermittelt worden wäre; vielmehr iſt 
eine Willenserklärung dem Anderen dann zugegangen, wenn er 
von ihr Kenntniß erlangt (vergl. Holder, Bürgerliches Geſetzbuch 
S. 291 ff.). Dieſe Kenntniß hat der Notar und Konkurs 
verwalter N. im vorliegenden Falle dadurch erlangt, daß die 
Offerte vor ihm zu notariellem Protokoll erklärt wurde. Unter 
dieſen Umſtänden kann die Unterſuchung der Frage unterbleiben, 
ob ſchon die Moglichkeit, von der Erklärung unter regelmäßigen 
Verhältniſſen Kenntuiß zu erlangen, den Begriff des Zugehens 
erfüllt (vergl. Planck Bd. 1 S. 164 f.). 

Sft ſomit der Grund, aus welchem der Berufungsrichter 
die Klage abgewieſen hat, unhaltbar, ſo fragt ſich, ob das Urtheil 
fich aus anderen Gründen aufrecht erhalten läßt. Dem 
letzten Einwande des Beklagten, daß das Vertragsangebot er- 
loſchen ſei, kann nicht jede Berechtigung abgeſprochen werden. 
Die Annahme des Angebots iſt am 26. Juli 1900 in Abweſen⸗ 
beit des Beklagten erfolgt. Grundſätzlich kommt nach 5 151 
Satz 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs der Vertrag erft zu Stande, 
wenn die Annahmeerklärung dem Anbietenden zugeht (vergl. 
Rehbein, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. 1 S. 222). Von dieſer 
Regel macht 8 152 Satz 1 eine Ausnahme für den Fall, daß 
der Vertrag (d. h. ſowohl die Angebots- als auch die Annahme⸗ 
erkärung) gerichtlich oder notariell beurkundet werden, ohne daß 
beide Theile gleichzeitig anweſend find. Dann kommt der Ber- 
trag mit der nach 8 128 erfolgten Beurkundung der Annahme 
zu Stande, wenn nicht ein Anderes beſtimmt iſt. In dieſem 
Falle wird alſo angenommen, daß auf das Zugehen der Annahme ⸗ 
erklärung ſeitens des Antragenden verzichtet iſt; aber dieſe 
Wirkung tritt nicht ein, wenn ein Anderes beſtimmt iſt. Eine 
folche Beſtimmung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen 
werden (Rehbein a. a. O. S. 223). Erkärt der Antragende, 
daß er an feinen Antrag nur bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt oder bis zum Ablauf einer beſtimmten Friſt 
gebunden fein wolle, jo liegt darin regelmäßig, d. h. wenn 
nichts ans dem gerichtlich oder notariell beurkundeten Angebot 
oder aus ſonſtigen Umftänden ein Anderes erhellt, die Beſtimmung, 
daß ihm die Annahmeerklärung bis zu jenem Zeitpunkte oder 
innerhalb jener Friſt zugehen müſſe (vergl. Hölder, Bürgerliches 
Geſetzbuch, Anm. 3 zu § 152), daß er bis dahin Gewißheit über 
die Annahme ſeines Antrags haben wolle, widrigenfalls er an 
ſeinen Antrag nicht mehr gebunden jet. 

Darüber, ob der Fall einer Ausnahme von dieſer Regel 
vorliege, hat der Berufungsrichter bisher thatſächliche Feſt 
ſtellungen nicht getroffen und es mußte daher die Zurückverweiſung 
der Sache an ihn erfolgen. Kommt er auf Grund der erneuten 
Verhandlung zu dem Ergebniſſe, daß kein Ausnahmefall in dem 
vorher erörterten Sinne vorliege, jo wird darüber Feſtftellung 
zu treffen ſein, ob der Beklagte von der notariellen Annahme⸗ 
erklaͤrung des Konkursverwalters vor Ablauf der in der Offerte 
vom 15. Juni 1900 geſtellten Friſt Keuntuiß erhalten hat. 
Die Klägerin hat behauptet, daß dem Bekl. ſofort Mittheilung 
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gemacht worden ſei. Es wird in Anwendung des 5 139 Civil 
prozeßordnung aufzuklären fein, was die Klägerin unter „jofort“ 
verſteht. Der Beklagte hat dagegen behauptet, daß er erſt am 
29. Juli 1900, alſo nach Ablauf der Friſt Kenntniß erhalten habe. 


Zu § 185 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Koeppen 
c. Koſſack vom 23. Oktober 1901, Nr. 216/1901 V. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 


Für die Apothekers ehefrau Hermine K. geb. R., früher in 
Garnſee wohnhaft, die Mutter der Beklagten, iſt auf den zwei 
Grundbuchblättern IV 105, III 83 Marienburg eine Hypothek 
zu 10 000 Mark eingetragen. Die Gläubigerin verzog mit 
ihrem Ehemann nach Roſtock, iſt allda am 8. Juli 1899 ver⸗ 
ſtorben und wurde von ihrem Wittwer Paul K. und ihrer 
Tochter, der jetzigen Beklagten beerbt. Paul K. verſtarb im 
April 1900 und hinterließ als ſeine Alleinerbin die Beklagte. 

Der Kläger behauptet nun, daß Paul K. ihm die obige 
Hypothek im Februar 1900 verkauft habe und klagt gegen die 
Beklagte in I. Inſtanz auf Umſchreibungsbewilligung, in 
II. Inſtanz auf Ertheilung einer ſchriftlichen Abtretungserklärung 
und Umſchreibungsbewilligung. 

Die Beklagte hat die Verkaufsverhandlungan als ihr un- 
bekannt beſtritten, in zweiter Reihe aber behauptet, die einſeitige 
Verfügung ihres verſtorbenen Vaters über die Hypothek ſei nach 
den, trotz der von den K. ſchen Ehegatten vereinbart geweſenen 
Gütertrennung zur Anwendung kommenden Grundſätzen des 
Roſtocker Rechts über fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nichtig ge⸗ 
weſen. Für alle Fälle bat ſie um Vorbehalt ihrer beſchränkten 
Erbenhaftung. 

Der erſte Richter hat die Klage wegen Nichtigkeit der ein⸗ 
ſeitigen Verfügung des Erblaſſers über die Hypothek abgewieſen. 
Auf Berufung des Klägers hat der II. Civilſenat des Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburgiſchen Oberlandesgerichts zu Roſtock die 
Beklagte verurtheilt, die verlangte Abtretungserklärung in der 
dem 5 29 der Grundbuchordnung entſprechenden Form zu er- 
theilen, ihr die Beſchränkung ihrer Haftung vorbehalten und 
ihr alle Streitskoſten auferlegt. Die Reviſion der Beklagten iſt 
zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der von der Revifion der Beklagten beſonders hervor ⸗ 
gehobene § 185 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht dem Berufungs⸗ 
urtheile keineswegs entgegen. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet, wie aus ſehr 
zahlreichen Stellen z. B. den 88 135, 137, 161, 184, 1898, 
1399, 1444, 1445, 1446 ꝛc. hervorgeht, zwiſchen der unmittel⸗ 
baren Verfügung über eine Sache oder ein Recht und der nur 
vorbereitenden Verpflichtung zur Verfügung über ſolche Gegen⸗ 
ſtände. Nur von unmittelbaren Verfügungen der erſten Art, 
als Veräußerungen, Belaſtungen, Verzichten und dergl. ſpricht 
der § 185 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, er kann daher auf die 
Verpflichtung des Erblaſſers, die Hypothek dem Kläger zu ver⸗ 
ſchaffen, wie ſolche Verpflichtung nach dem oben Geſagten vom 


Oberlandesgericht einwandfrei feſtgeſtellt worden iſt, überhaupt 
keine Anwendung finden. 
Vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch II. Aufl. Vorbem. 
zum III. Abſchnitt 3. IX Nr. 3 S. 148 und $ 185 
Note 2. 

Demgemäß war der Berufungs richter wohl befugt, die 
Beklagte, wie er es gethan hat, als Erbin zur Erfüllung der 
von ihrem Erblaſſer übernommenen Verpflichtung zu verurtheilen. 
Mit Recht hat er ihr insbeſondere aber auch auf ihren Antrag 
die beſchränkte Erbenhaftung im Urtheilsſatze vorbehalten. Daß 
die Anwendung des 8 780 der Givilprozeßordnung nicht auf 
Verurtheilungen zu Geldzahlungen zu beſchränken iſt, ſondern 
bei jeder Verurtheilung des Erben zur Vertragserfüllung ꝛc. an 
Stelle des Grblaſſers eintreten kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
Die Frage, ob ſchon der Prozeßrichter das Vorhandenſeln der 
Vorausſetzungen für beſchränkte Haftung des beklagten Erben 
feſtſtellen muß, kann hier unerörtert bleiben. Denn es war von 
dem Berufungsgericht nicht beſtritten, daß die Beklagte als Erbin 
ihres Vaters nur beſchränkt hafte und der Berufungsrichter führt 
aus, daß nicht vorliegt, daß die Beklagte für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten unbeſchränkt haftet. Jedenfalls brauchte ſich 
der Vorderrichter nicht mit den künftigen Wirkungen des von 
ihm bewilligten Vorbehalts zu beſchäftigen. Darüber, welchen 
Einfluß die beſchränkte Haftung der Beklagten auf den Urtheils⸗ 
vollzug zu äußern vermag, wird auf Partelanregung im Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren zu verhandeln und zu entſcheiden ſein, wie 
dies aus den Einzelbeſtimmungen der 88 782 — 785 der Civil⸗ 
prozeßordnung deutlich hervorgeht. Allerdings könnte es ſcheinen, 
daß der 8 894 der Civilprozeßordnung und die ihm nach der 
Rechtſprechung gegebene Auslegung im vorliegenden Falle 
Schwierigkeiten bereiten oder gar den zuerkannten Vorbehalt der 
Erbenbeſchränkung wirkungslos machen könnten. 

Nach dieſer Geſetzesſtelle gilt, wenn der Schuldner. zur 
Abgabe einer Willenserklärung verurtheilt iſt, die Erklärung als 
abgegeben, ſobald das Urtheil die Rechtskraft erlangt hat. Daß 
unter dieſes Geſetz auch eine Abtretungserklärung, wie fie hier 
in Frage ſteht, an ſich fallen kann, iſt in Rechts wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung anerkannt. Der erkennende Senat hat ſich jedoch 
dafür entſcheiden müſſen, daß der angezogene 8 894 auf Ver⸗ 
urtheilungen mit dem Vorbehalte des § 780 der Civilprozeß⸗ 
ordnung überhaupt nicht anwendbar, daß es ſomit nicht möglich 
iſt, das Berufungsurtheil ſofort nach Eintritt feiner Rechtskraft 
trundbuchamtlich durch Ueberſchreibung der Hypothek auf den 
Kläger zu vollziehen; denn dadurch könnte allerdings der der 
Beklagten zugebilligte Vorbehalt thatſächlich entkräftet werden, 
ein Ergebniß, das den 88 780 ff. der Civilprozeßordnung und 
den ergänzenden civilrechtlichen Beſtimmungen in 88 1975 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geradezu widerſprechen würde und 
unmoglich vom Geſetzgeber gewollt ſein kann. Dieſer wollte 
durch die Beſtimmung in 5 894 der Civilprozeßordnung 
unnöthigen und beläſtigenden Vollſtreckungszwang und deſſen 
Koften den Parteien erſparen; dieſer geſetzgeberiſche Grund 
trifft aber nur auf unbedingte und vorbehaltloſe rechtskräftige 
Verurtheilungen des Schuldners zur Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen, nicht aber auf ſolche Fälle zu, in denen noch die 
verſchiedenſten erbrechtlichen Fragen: was zum Nachlaß gehört, 
ob der Nachlaß zur Deckung aller Nachlaßverbindlichkeiten aus · 
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reicht, wie verneinendenfalls zu verfahren iſt ꝛc. zur Erörterung 
gelangen können. In derartigen Fällen iſt die Einleitung einer 
foͤrmlichen Zwangsvollſtreckung für beide Parteien nothwendig, 
damit die Entſcheidung über die vorerwähnten erbrechtlichen 
Fragen in die richtigen Wege geleitet werden kann. 

Auch der Umſtand, daß der Geſetzgeber den gegen Empfang 
einer Gegenleiſtung, alſo gleichfalls nicht unbedingt zu einer 
Willenserklärung Verurtheilten durch Satz 2 des § 894 in 
Verbindung mit dem Abſ. II des § 726 gegen die Gefahren 
vorzeitigen Urtheilsvollzuges gefichert, für den Fall des § 780 
der Civilprozeßordnung aber trotz ähnlicher Gefahr nichts 
Aehnliches beſtimmt hat, ſpricht dafür, daß er letzteres nicht 
für nötbig erachtete, vielmehr der Meinung war, daß § 894 eit. 
überhaupt bei vorbehaltener Haftungsbeſchränkung keine Anwendung 
finden könne, ſondern in dieſem Falle die regelmäßige Urtheils⸗ 
vollſtreckung eingeleitet werden müſſe. Vergl. Hahn ⸗Mugdan, 
Materialien Bd. VIII S. 136 zu § 664 der Civilprozeß⸗ 
ordnung alte Faſſung. 


Zu 8 788 B. G. B. 8 68 l. 16 A. L. N. 
Erkenntuiß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. 
Hübener o A.⸗G. Eckert vom 5. November 1901, 
Nr. 260/1901 VII. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Nach Lage der Sache handelt es fih nur um die Frage, 
ob der Beklagte mit der Zahlung der am 1. Februar 1900 
fällig geweſenen Kaufpreisrate in Verzug gerathen war, bevor 
die Klägerin ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt und die 
Dampfdreſchmaſchine zurückgenommen hat. Dieſe Frage hat der 
Berufungsrichter mit Recht bejaht, wenn auch der Begründung 
des angefochtenen Urtheils nicht in allen Punkten beizutreten iſt. 
Zweifellos hat die Klägerin die ihr vom Beklagten übergebene 
Anweiſung an die Firma Jakob Hamburger & Sohn 
zahlungshalber erhalten und angenommen (8 788 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); zutreffend nimmt deshalb das 
Berufungsgericht an, daß hierdurch die Forderung der Klägerin 
an den Beklagten nicht getilgt wurde, ſondern neben der 
Forderung gegen den Angewieſenen aus der Anweiſung — falls 
die letztere acceptirt war — fortbeſtand. Wenn aber der 
Berufungsrichter daraus folgert, der Beklagte hätte ſich darum 
kümmern müflen, ob die Anweiſung eingelöſt worden ſei, und 
ſei jedenfalls mit dem Ablauf des 1. März ohne Weiteres in 
Verzug gekommen, ſo iſt dies nicht unbedenklich. In der 
zahlungshalber erfolgenden Uebergabe und Empfangnahme 
einer Anweiſung wird in der Regel der Wille der Parteien 
zum Ausdruck kommen, daß der Anweiſungsempfänger ſeine 
Befriedigung zunächſt beim Angewieſenen ſuchen, und erft 
wenn dieſer Zahlung verweigert, ſich wieder wegen der 
urſprünglichen Schuld an den Anweiſenden zu halten befugt 
ſein ſolle. Durch ein ſolches Abkommen tritt die urſprüngliche 
Schuld zeitweiſe in den Hintergrund; ihre Geltendmachung 
iſt bedingt durch die Nichteinlöſung ſeitens des Angewieſenen. 
Das ſcheint der Berufungsrichter überſehen zu haben. Indeſſen 


kommt hier nichts darauf an, denn es iſt nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters unſtreitig, daß die Klägerin die Anweiſung 
am 1. März 1900 dem Angewieſenen zur Zahlung vorgelegt, 
dieſer aber die Zahlung verweigert, und ferner, daß der Beklagte 
von der Nichthonorirung der Anweiſung am 1. März 1900 
Kenntniß gehabt hat. Dieſe letztere Feſtſtellung kann um 
dahin verſtanden werden, daß der Beklagte vor der Rücktritts. 
erklärung der Klägerin die entſprechende Mittheilung ſei es vor 
der Klägerin, ſei es von der Firma Jakob Hamburger & Sohn, 
erhalten hat. Nun iſt die Frage, ob der Beklagte mit der vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen Kaufpreisſchuld in Verzug 
gerathen, nach altem Recht zu beurtheilen, es kommt deshalb 
§ 68 des Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 16 zur An⸗ 
wendung, wonach der Beklagte in Verzug gerieth, ſobald er 
von der Nichthonorirung der Anweiſung Kenntniß erhielt. 


Zu § 1565 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. S. 
vom 4. November 1901, Nr. 212/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Ham burg. 
Das Berufungsurtheil tft auf Reviſion des Klägers auf- 
gehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Die Nachprüfung des Berufungsurtheils beſchränkt ſich 
nach Lage der Sache auf die Frage, ob gegenüber der Wider. 
klage der von der Klägerin aus 8 1565 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs erhobene Einwand ohne Geſetzes verletzung 
verworfen iſt. 

Das Oberlandesgericht hat ſeine Eutſcheidung weſentlich 
dahin begründet: 

Die Kiägerin behaupte, daß der Beklagte einem 
geſchlechtlichen Verkehr ihrerſeits mit F. zugeſtimmt habe, 
und erſt infolge deſſen dieſer Verkehr erfolgt ſei. Für die 
Anwendung des 8 1565 Abſ. 2 in Verbindung mit 
§ 138 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſei es ausweislich 
der Motive (vergl. Bd. IV S. 586) ausſchlaggebend, 
ob der Zuſtimmende ſich das Verhalten des anderen 
Theiles zu eigen mache in dem Sinne, daß dieſes 
Verhalten ſeine eheliche Gefinnung nicht affizire und 
ihm die Ehe nicht unerträglich mache. Das Recht des 
Zuftimmenden auf Scheidung lebe aber wieder auf, 
falls er von ſeiner Zuſtimmung zurücktrete und dies den 
Anderen zu erkennen gebe. Und dieſer Fall liege 
hier vor. Denn im erftinftanzliden Termine den 
2. November 1900 habe, nachdem Zeuge F. feinen 
Geſchlechtsverkehr mit Klägerin bekundet und Klägerin 
ſolchen anerkannt, Beklagter in Anweſenheit der letzteren 
ausdrücklich beſtritten, jemals feine Zuſtimmung dazu 
ertheilt zu haben. Danach habe Klägerin nicht in 
Zweifel bleiben können, daß ein fernerer Berkehr mit 8. 
dem Willen des Beklagten nicht entſprechen würde. 

Die letzteren Erwägungen müſſen mit der Revifion 
beanftandet werden. 

Auch wenn anzunehmen iſt, daß dem Zuftimmenden der 
Rücktritt von ſeiner Zuſtimmung nicht verwehrt werden darf, 
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fo ergiebt ſich doch, mit Rückficht auf dem vom Berufungs⸗ 
gericht aus den Motiven richtig feſtgeſtellten Geſetzesgrund 
des 8 1565 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, als Voraus- 
ſetzung dafür, daß der Zuſtimmende nunmehr dem anderen 
Theile unzweideutig zu erkennen giebt, eine fernere Verletzung 
der ehelichen Treue ſeitens des letzteren würde ſeiner ehelichen 
Gefinnung nicht mehr entſprechen und ihm die Ehe unerträglich 
machen. Für die Feſtſtellung einer ſolchen Vorausſetzung fehlt 
es aber vorliegend nach dem Berufungsurtheil an einer 
ſchlüſſigen Begründung. 


Zu $ 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Lehmann 
c. Lehmann vom 11. November 1901, Nr. 172/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Der Kläger hat die Verurtheilung der Beklagten zur Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens, die Beklagte aber mit der Wider⸗ 
klage Scheidung der Ehe wegen Ehebruchs des Klägers begehrt. 
Das Landgericht hat unter Abweiſung der Widerklage nach dem 
Klagantrag erkannt. Auf die Berufung der Beklagten und die 
Anſchlußberufung des Klägers, mit der dieſer ebenfalls die 
Scheidung der Ehe begehrte, hat das Oberlandesgericht die Ehe 
der Parteien ſowohl auf die Klage wie auf die Widerklage 
geſchieden, beide Theile für ſchuldig an der Scheidung erklärt 
und die Koſten beider Inſtanzen gegeneinander aufgehoben. 
Auf Revifion der Beklagten iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Anſchlußberufung des Klägers zurückgewieſen. 


Aut den Gründen. 

Im 8 1574 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden die Fälle 
geregelt, in welchen ausgeſprochen iſt, daß ein Ehegatte die 
Schuld an der Scheidung trägt: nach Abſ. 1 iſt, wenn die Ehe 
aus einem der in den 88 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe 
geſchieden wird, ausgeſprochen, daß der Beklagte die Schuld an 
der Scheidung trägt; nach Abſ. 2 find, wenn der Beklagte 
Widerklage erhoben hat und auch dieſe für begründet erkannt 
wird, beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären. Hiernach kann 
ein Ehegatte nur dann für ſchuldig erklärt werden, wenn der 
andere Ehegatte mit feinem Scheidungsantrage obfiegt. Dies 
iſt die Regel. Hiervon macht Abſ. 3 nur inſofern eine Ausnahme, 
als der Ausſpruch, beide Ehegatten ſeien ſchuldig, auf Antrag 
des Beklagten auch ohne Erhebung einer Widerklage zu erfolgen 
hat, wenn der Beklagte auf Scheidung klagen könnte. Dieſem 
Fall iſt der Fall gleichgeſtellt, daß das Recht des Beklagten, 
Scheidung zu fordern, durch Verzeihung oder Zeitablauf aus- 
geſchloſſen, der Verluft des Scheidungsrechts aber erſt nach 
Entſtehung des vom Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes 
eingetreten iſt. Jene Beſtimmung ſteht dem Kläger nicht zur 
Seite. Zwar würde es keinem Bedenken unterliegen, ſie entgegen 
ihrem Wortlaut auch zu Gunſten der Klagpartei auf den Fall 
anzuwenden, daß zunaͤchſt auf Cheherſtellung geklagt und von 
dem beklagten Theil Widerklage auf Scheidung erhoben worden 
iſt. Ihrer Anwendung ſteht aber im vorliegenden Fall entgegen, 
daß der Kläger die Scheidung gefordert hat. Nach der 
dem 5 1449 des erſten Entwurfs gegebenen Begründung iſt 
jene Vorſchrift aus der Erwägung entſtanden, daß der Beklagte, 


der ſeinerſeits die Scheidung ebenfalls zu verlangen berechtigt 
iſt, nicht vor die Wahl geſtellt werden darf, entweder die Wider⸗ 
klage zu erheben oder die Nachtheile auf ſich zu nehmen, die 
den allein für ſchuldig erklärten Ehegatten treffen. Dieſer Zweck 
entfällt, wenn der Beklagte Widerklage erhoben hat. Für dieſen 
Fall will Abſ. 3 eine Beſtimmung überhaupt nicht treffen, er 
iſt bereits im Abſ. 2 geregelt dahin, daß, wenn die Wider⸗ 
klage für begründet erkannt wird, auch der Kläger für ſchuldig 
zu erklären iſt, daß, wenn ſie nicht für begründet erkannt wird, 
eine ſolche Erklärung nicht erfolgen kann. Es iſt dies nur eine 
Folge des Umſtands, daß nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
die Entſcheidung über die Schuldfrage ein nothwendiger Beſtand⸗ 
theil des Scheidungsurtheils iſt, daß die Erklärung eines Ehe⸗ 
gatten für ſchuldig die Scheidung auf Antrag des anderen 
Ehegatten regelmäßig zur Vorausſetzung hat. Nach dem bereits 
Ausgeführten muß auf Grund der Beweiswürdigung des Be⸗ 
rufungsgerichts die Scheidungsklage abgewieſen werden, damit 
ift feſtgeſtellt, daß dem Kläger ein Scheidungsgrund nicht zur 
Seite ſteht, daraus folgt ohne Weiteres, daß die Beklagte nicht 
ebenfalls als ſchuldig an der lediglich auf ihren Antrag aus⸗ 
geſprochenen Scheidung erklärt werden kann. Ob eine andere 
Auffaſſung dann geboten ſein würde, wenn die den Widerklag⸗ 
antrag an und für ſich rechtfertigenden Thatſachen feſtgeſtellt 
find, die Abweiſung der Widerklage aber lediglich um deswillen 
erfolgt, weil das Recht des Beklagten, auf Scheidung zu klagen, 
durch Zeitablauf oder Verzeihung ausgeſchloſſen iſt, (2. Fall des 
Abſ. 3), kann dahingeſtellt bleiben. Dieſer Fall unterſcheidet 
ſich von dem hier vorliegenden eben dadurch, daß Thatſachen, 
die einen Scheidungsgrund abgeben, feſtgeſtellt werden, während 
hier das Vorliegen ſolcher Thatſachen verneint wird. 


Zu den SS 1603, 1627 ff., 1684 ff., 
1793 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bockſtahler 
c. Bockſtahler vom 30. Oktober 1901, Nr. 221/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Stettin. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache in 
die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Gründe. 


Was zunächft die von der Revifion in Zweifel gezogene, 
von Amtswegen zu prüfende Legitimation des geſetzlichen Ver⸗ 
treters des Klägers betrifft, ſo war dieſelbe, im Hinblick auf 
die vorgelegte Beſtallung des Pflegers und den Inhalt der 
eingeſehenen Pflegſchaftsakten, als geführt anzunehmen. 

In der Sache ſelbſt aber war der Reviſton der Erfolg 
nicht zu verſagen. 

Der Berufungsrichter hat die Gründe feiner Entſcheidung 
mit folgenden Worten eingeleitet: f 

Da die Ehe des Beklagten mit der Mutter des Klägers 
auf Grund der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
geſchieden iſt, ſo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern für die Perſon der Kinder zu ſorgen 
nach den bisherigen Geſetzen (Artikel 206 Einführungs⸗ 
geſetzes). Nach den 88 64, 65, 252 Allgemeinen Land⸗ 
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rechts Theil II Titel 2 hat der Beklagte dem Kläger 
anſtändigen, ſtandesmäßigen Unterhalt nach Maßgabe 
feiner Vermögens. und Erwerbs verhältniſſe zu gewähren. 
Auch nach der Scheidung müſſen nach 5 103 a. a. O. 
die Koſten der Erziehung hauptſächlich von dem Vater 
getragen werden und nur von der für ſchuldig erklärten 
Mutter kann er dazu nach den 88 104 ff. einen Beitrag 
verlangen 
Auch die weiteren Ausführungen des Berufungsrichters 
laſſen erkennen, daß er von der Annahme ausgeht, der hier 
ſtreitige vom Kl. gegen feinen Vater erhobene Alimentations- 
anſpruch ſei nicht bloß für die Zeit bis zum 31. Dezember 1899, 
ſondern auch für die ſpätere Zeit lediglich nach den Vorſchriften 
des älteren Rechts und nicht nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beurtheilen. Dieſer Ausgangspunkt 
iſt unrichtig. Das Recht und die Pflicht für die Perſon und 
das Vermögen des Kindes beziehungsweiſe des Mündels zu 
ſorgen, von denen die 88 1627 ff., 58 1684 ff. und die 88 1793 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs handeln, find begrifflich verſchieden 
von der in den 88 1601 ff. ebenda geregelten Unterhaltungs⸗ 
pflicht. Was ſpeziell die „Sorge für die Perſon“ betrifft, ſo 
umfaßt dieſelbe nach den 88 1631, 1632 insbeſondere das Recht 
und die Pflicht, die Kinder zu erziehen, zu beauffichtigen, ihren 
Aufenthalt zu beſtimmen und ihre Herausgabe zu verlangen. 
In den nachfolgenden 88 1635, 1636 iſt ſodann für den Fall, 
wenn die Ehe der Eltern geſchieden wird, vorgeſchrieben, welchem 
Elterntheile die Sorge für die Perſon des Kindes — vor- 
behaltlich der im Abſ. 1 Satz 2 des 5 1635 vorgeſehenen ab- 
weichenden Anordnung des Vormundſchaftsgerichts — zuſtehen 
fol. Demgegenüber ift nun zwar im Art. 206 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche angeordnet: 
Sf auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe 
geſchieden .. , fo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaftlichen 
Kinder zu ſorgen, nach den bisherigen Geſetzen 
Mit den hier gebrauchten Worten „für die Perſon 
zu ſorgen“ iſt aber offenbar die in den 85 1631 ff. Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs näher bezeichnete „Sorge für die Perſon“ 
gemeint und es hat alſo danach — wie fi) auch aus den 
Motiven S. 294, 295 ergiebt — nur beſtimmt werden ſollen, 
daß das bisherige Recht ſoweit maßgebend bleibe, als es ſich 
darum handele, welchem Elterntheile die Sorge für die Perſon 
anzu vertrauen jet, während der Inhalt dieſes Rechts ſich 
für die Zeit ſeit dem 1. Jannar 1900 nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu richten habe. Aus dem Art. 206 
des Einführungsgeſetzes kann daher nicht hergeleitet werden, daß 
für die Entſcheidung der Frage, ob und in welchem Umfange 
der Kläger Anſprüche auf Unterhalt gegen ſeinen Vater zu 
erheben berechtigt ſei, lediglich das Preußiſche Allgemeine Land⸗ 
recht und nicht das Bürgerliche Geſetzbuch als maßgebend 
angeſehen werden müſſe. Dagegen ergiebt ſich aus der recht- 
lichen Natur der auf Verwandtſchaft beruhenden Unterhaltspflicht, 
welche nicht als eine einheitliche, ſondern als eine fort und fort 
ſich erneuernde und erſt unter dem Vorhandenſein beſtimmter 
Vorausſetzungen zur Entſtehung gelangende Verbindlichkeit 
aufzufaffen ift, daß für die Beurtheilung derartiger Anſprüche, 
ſoweit fie für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 


Geſetzbuches geltend zu machen find, lediglich das neue Reit 
maßgebend ſein muß. 
Vergl. auch Entſcheidungen des Reichsgerichts in Girl. 
ſachen Bd. 46 S. 67. 

Eine hiervon verſchiedene Frage iſt die, ob für das Recht 
verhältniß der zum Unterbalte ihrer Kinder verpflichtete 
geſchiedenen Eltern unter einander in dem Falle, wenn die 
Eheſcheidung vor dem 1. Januar 1900 erfolgt war, die Bars 
ſchriften des älteren Rechts oder die des Bürgerlichen Geſeg⸗ 
buchs (ins beſondere alſo des 5 1585) zur Anwendung zu bringen 
fein mochten. Dieſe Frage kann jedoch unerörtert bleiben, da 
es ſich im Streitfalle nur um diejenigen Anſprüche handel, 
welche der Kläger ſeinem Vater gegenüber zu erheben hat. 

Bei der in dieſer Beziehung zu treffenden Entſcheidung if 
es aber nicht gleichgültig, ob hierfür nur das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht oder das Bürgerliche Geſetzbuch als maß⸗ 
gebend zur Anwendung gebracht wird. Denn die Vorſchriften 
dieſer beiden Geſetze ſtimmen bezüglich der dem Vater ſeinen 
Kinde gegenüber obliegenden Unterhaltspflicht nicht vollftändig 
überein. Als abweichend kommen namentlich die Beſtimmungen 
des 8 1603 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Betracht, wonach 
Eltern, welche außer Stande find, ohne Gefährdung dei 
eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts, ihren minderjährigen 
unverheiratheten Kindern den Unterhalt zu gewähren, biejen 
gegenüber — falls nicht ein anderer unterhaltspflichtiger Ver ⸗ 
wandter vorhanden iſt — für verpflichtet erklärt werden, all 
verfügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalte 
gleichmäßig zu verwenden. Die Möglichkeit einer Anwendung 
dieſer Geſetzesvorſchrift iſt vom Berufungsrichter überhaupt icht 
ins Auge gefaßt worden und es fehlt deshalb uach dieser 
Richtung an einer entſprechenden Erwägung. Junzbeſondere hat 
der Berufungsrichter den Umſtand, daß der Beklagte in Amer 
als einfacher Arbeiter beſchäftigt ſein fol, nur nach der Richtung 
gewürdigt, ob angenommen werden müſſe, daß der Beklagte 
dadurch dauernd aus dem mittleren Bürgerſtande ausgeſchichen 
ſei, während dabei die Richtigkeit der weiteren Behauptung det 
Beklagten, daß es ihm nicht möglich ſei, den eigenen Unterhalt 
von feinem Verdienſte vollſtändig zu beſtreiten, nicht beſonden 
erörtert worden if. Wat aber die ſon ſtigen dem Beklagten 
etwa zur Verfügung ſtehenden Mittel betrifft, ſo ergiebt ſch 
rechneriſch ohne Weiteres, daß jedenfalls der Betrag ſeines vom 
Berufungsrichter mit nur 4 258 Mark 35 Pf. angenommenen 
Aktivvermögens an ſich allein nicht ausreichend fein würde, 
um die ſich auf 7 505 Mark belaufende Geſammtſumme der 
dem Kläger für die Zeit bis zum 23. Oktober 1916 zu 
geſprochenen Rentenbeträge zu decken. 


Zu $ 1612 B. G. B. 
Erkenntniß des dreichsgerichts IV. C. S. i. S. Walter 
e. Walter vom 28. Oktober 1901, Nr. 208/1901 I. 
II. J. Kammergericht. 


Die Revifton des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 
Streitig unter den Parteien iſt nur, ob Beklagter feine 
geſetzlichen Unterhaltepflicht gegenüber feinen klagenden Kindern 
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durch Gewährung der von dieſen beanſpruchten Geldrente, ſtatt 
des ihnen von ihm angebotenen Naturalunterhalts, zu genügen 
hat. Entſcheidend für die Beantwortung dieſer Frage iſt der 
Inhalt und die Tragweite der Vorſchriften in 8 1612 Abſ. 1 
und 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs: 

„Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu 
gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Ge⸗ 
währung des Unterhalts in anderer Art geſtattet wird 

Haben Eltern einem unverheiratheten Kinde Unterhalt zu 
gewähren, fo konnen fie beflimmen, in welcher Art und für 
welche Zeit im Voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll. 
Aus beſonderen Gründen kann das Vormundſchaftsgericht auf 
Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern ändern.“ Das 
Berufungsgericht geht davon aus, daß, wenn der Vater nach 
§ 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs auch berechtigt ſei, die 
Art der Gewährung des Unterhalts zu beſtimmen, und ins⸗ 
beſondere das Recht habe, zu verlangen, daß die Kinder den 
Unterhalt in ſeinem Hauſe entgegennehmen, dieſes Recht doch 
eine Schranke darin finde, daß die Kinder außer Stande ſelen, 
die Alimentation in natura entgegenzunehmen. Das treffe 
im vorliegenden Falle bei den Klägern zu b, c und d zu, indem 
fie fich im Haufe der Mutter aufhielten, eine Schuld der Kinder 
an der Fernhaltung aber ausgeſchloſſen ſei, da ſie bei ihrem 
jugendlichen Alter noch keinen eigenen Willen hätten, vermöge 
deſſen ſie ihre Mutter verlaſſen und zum Vater zurückkehren 
könnten. Wolle der Beklagte die Kinder zum Zwecke der Ver⸗ 
pflegung in feiner Wohnung von der Mutter heraus haben, fo 
müͤſſe er hierzu entweder die Hülfe des Vormundſchaflsgerichts 
beziehungsweiſe der Polizei angehen oder gegen die Mutter auf 
Herausgabe der Kinder den Prozeßweg beſchreiten. Bis zur 
erfolgten Herausgabe habe er feiner Unterhaltspflicht gegenüber 
den ohne ihr Verſchulden außerhalb der väterlichen Wohnung 
befindlichen Kindern durch Zahlung einer Geldrente zu genügen. 
Durch die Handlungsweiſe der Mutter könne den Rechten der 
Kinder nichts vergeben werden, da ſie nicht ihre Vertreterin ſei. 
Aber auch der an den Pfleger ergangenen Aufforderung zur 
Herausgabe der Kinder könne rechtliche Bedeutung nicht beigelegt 
werden, da nach Inhalt der Beſtallung der Wirkungskreis des 
Pflegers nur „die Wahrnehmung der Alimentationsanſprüche 
der Kinder gegen ihren Vater, iusbeſondere die Alimentations⸗ 
klage“ umfaſſe, ein Beſtimmungsrecht über die Perſon der 
Kinder alſo dem Pfleger nicht eingeräumt ſei. Schließlich weiſt 
dat Berufungsgericht darauf hin, daß es in gleichem Sinne, 
im Anſchluß an die Rechtſprechung des Reichsgerichts, ſtändig 
entſchieden habe. — Die Revifion rügt hier Verletzung des 
§ 161% Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchz. Wenn der unterhalts⸗ 
pflichtige Vater die Gewährung des Unterhalts in natura 
beſtimme — ſo wird ausgeführt —, die Kinder aber außer 
Stande ſeien, den Unterhalt in natura zu genießen, jo liege 
gerade ein Fall vor, in welchem nach Abſ. 2 Satz 2 des 5 1612 
das Vormundſchaftsgericht, nicht aber das Prozeßgericht 
entſcheiden ſolle. Das Vormundſchaftsgericht werde alſo zu 
prüfen haben, ob die thatſächlichen Verhältniſſe der Kinder 
„beſondere Gründe“ bilden, aus denen die Beftimmung des 
unterhaltspflichtigen Vaters zu ändern ſei. Dabei möchten die 
vom Berufungsgericht angeftellten Erwägungen Platz greifen, 
und inſoweit ſei auch die frühere Rechlſprechung nicht ohne 
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Bedeutung; aber deren Heranziehung könne unmoglich den 
neuen Satz des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſeitigen, daß die 
Entſcheidung, ob ſolche beſonderen Gründe vorliegen, welche eine 
Abweichung von der vom Vater getroffenen Beſtimmung recht⸗ 
fertigen, dem Vormundſchaftsgerichte zuſtehen ſoll. So lange 
dieſes die Beſtimmung des Vaters nicht geändert habe, bleibe 
ſie maßgebend bis zur etwaigen Aenderung durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht. — Den grundſätzlichen Aus führungen der 
Revifion über die maßgebende Stellung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bei der nach §8 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs zu treffenden Entſcheidung iſt unbedenklich beizutreten, 
ebenſo wie der Anfiht, daß die frühere, den hier einſchlagenden 
Rechtszuſtand vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buchs betreffende Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht un- 
mittelbar zur Beſeitigung des neuen Satzes des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in § 1612 Abſ. 2 Satz 2 verwerthet werden kann. 
Es iſt aber auch der Standpunkt des Berufungsgerichts kein 
anderer. Der Zuſammenhang der Gründe läßt keinen Zweifel, 
daß nur dem Gedanken Ausdruck gegeben werden ſoll, daß nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche, ebenſo wie nach früherem Recht, 
das Recht des Vaters, ſeinen unterhaltsberechtigten Kindern 
gegenüber die Art der Gewährung des Unterhalts zu beſtimmen, 
eine Schranke darin findet, daß die Kinder außer Staude 
find, die vom Vater beſtimmte Art des Unterhalts entgegen ⸗ 
zunehmen, daß alſo nach dieſer Richtung das Bürgerliche 
Geſetzbuch mit dem früheren Rechtszuſtande übereinftimmt. In 
ſolchem Sinne dürfte das Berufungsgericht allerdings die 
frühere — von der Reviſion auch nicht bekämpfte — Recht ⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts über die ſtreitige Rechtsfrage (vergl. 
insbeſondere Urtheil vom 5. Juni 1899 — Jur. Wochenſchrift 
Selte 50480) heranziehen. Im Uebrigen trägt die NRevifion bei 
ihren Ausführungen dem Umſtande nicht ausreichend Rechnung, 
daß in § 1612 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs den Eltern 
nur das Recht eingeräumt iſt, zu beſtimmen, in welcher Art 
der Unterhalt zu gewähren iſt. Damit kann nur geſagt ſein, 
daß die von den Eltern gewählte Art der Unterhaltsgewährung 
nach der konkreten Sachlage vom Standpunkte der Kinder für 
dieſe nicht unausführbar fein darf, da fonft von einer Unter ⸗ 
haltsgewährung ja überhaupt nicht die Rede ſein kann. Von 
dieſer Ausführbarkeit geht auch die Vorſchrift in Satz 2 Abſ. 2 
des § 1612 Bürgerlichen Geſetzbuchs aus. Denn wenn danach 
das Vormundſchaftsgericht nur aus beſonderen Gründen die 
von den Eltern beſtimmte Art der Unterhaltsgewährung ändern 
kann, fo wird vorausgeſetzt, daß dieſe Art an ſich angängig 
und ſie nur aus Zweckmäßigkeitsgründen durch eine andere, den 
obwaltenden Verhältniſſen mehr entſprechende Art der Unter⸗ 
haltsgewährung zu erſetzen iſt. Wählt daher der unterhalts- 
pflichtige Elterntheil eine für die unterhaltsberechtigten Kinder 
unausführbare Art der Unterhaltsgewährung, ſo liegt die Sache 
rechtlich nicht anders, als wenn von ihm eine Beſtimmung 
überhaupt nicht getroffen wäre. Daraus folgt dann aber, daß 
das Kind, der in Satz 1 Abſ. 1 des 5 1612 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ausgeſprochenen Regel gemäß, in ſolchem Falle die 
Gewährung des Unterhalts in einer Geldrente verlangen kann, 
obne gezwungen zu ſein, zuvor die Entſcheidung des Bormund- 
ſchaftsgerichts nach Maßgabe des Satz 2 Abſ. 2 des & 1612 
Bürgerlichen Geſetzbuchs anzurufen. Für die gegentheilige Anf- 
22 
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faſſung der Reviſion iſt auch aus den Materialien zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche (vergl. Motive zum Entwurfe — Erſter 
Leſung — Bd. IV S. 702 fgde. zu § 1491, Protokolle der 
Kommiſſion für die zweite Leſung, bearbeitet von Achilles, 
Gebhard und Spahn, Bd. IV S. 496/7 zu 58 1491) nichts 
zu entnehmen. Daß es den klagenden Kindern zu b, e und d 
mit Rückſicht auf ihr jugendliches — oben hervorgehobenes — 
Alter nicht als Schuld angerechnet werden kann, wenn ſie ſich 
vom väterlichen Hauſe fernhalten und bei der Mutter verbleiben, 
ſowie daß hieran auch dadurch nichts geändert wird, daß der 
ihnen vom Vormundſchaftsgericht zur Wahrnehmung der Ali⸗ 
mentatiousanſprüche gegen ihren Vater beſtellte Pfleger der 
Aufforderung des erſteren zur Herausgabe der Kinder an ihn 
nicht entſprochen hat, iſt vom Berufungsgericht bedenkeufrei 
angenommen. Auch in dieſer Beziehung treffen unter der 
Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs die rechtlichen Er; 
wägungen zu, wie ſie das Reichsgericht in den Urtheilen vom 
28. Februar 1890 für das gemeine Recht — Bolze, Praxis, 
Bd. IX Nr. 526 — und vom 5. November 1894 für das 
Allgemeine Landrecht — Eutſch. in Civilſachen Bd. 34 S. 212 
— ausgeſprochen hat. Der hiergegen geltend gemachten ab⸗ 
weichenden Auffaſſung der Reviſion, daß einem ſolchen Pfleger 
die Vertretung der Kinder in allen für die Beſtimmung der 
Art der Unterhaltsgewährung in Betracht kommenden Ange⸗ 
legenheiten zuſtehe, läßt ſich nicht beitreten. Hiernach erſcheint 
der Auſpruch der Kläger zu b, c und d auf Gewährung des 
Unterhalts in einer Geldrente begründet und damit das Be⸗ 
rufungsurtheil, da deren Höhe vom Beklagten überhaupt nicht 
angegriffen, im Uebrigen auch vom Berufungsgericht bedenkenfrei 
feſtzeſtellt iſt, gerechtfertigt. 
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Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
88 561, 1252 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Roth⸗ 
ſchild e. Walter vom 22. No vember 1901, Nr. 281/1901 III. 


II. J. O. L. G. Breslau. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 


Das Berufungsgericht hat die erhobene Pfandklage des 
Vermiethers auf Herausgabe der ohne ſein Wiſſen von dem 
Miethgrundſtücke fortgeſchafften Inventarſtücke (deren Antrag im 
Laufe des Prozeſſes, nachdem die fraglichen Inventarſtücke in⸗ 
zwiſchen gegen Sicherheit herausgegeben waren, in den Antrag 
auf Einwilligung in die Herausgabe der hinterlegten Sicherheit 
geändert iſt) aus einem doppelten Grunde abgewieſen, einmal 
deshalb, weil die für dieſe Klage in § 561 Abſ. 2 Satz 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebene einmonatige Friſt nicht 
gewahrt ſei, und zweitens deshalb, weil durch den zwiſchen dem 
Vermiether (Kläger) und den Miethern (Gebr. Rößler und jetzt 
zugleich deren Konkursverwalter) am 27. April 1900 abgeſchloſſenen 
Vergleich auf die Miethzins forderung verzichtet und damit mit 
dem Fortfall der Forderung, für welche das Pfand haftete, auch 
das Pfandrecht etloſchen ſei. 


Der gegen dieſe Entſcheidung gerichteten Revifion muß der 
Erfolg verſagt bleiben. Ob der erſte Entſcheidungegrund 
einwandsfrei iſt, welcher mit dem demnächſt zum Ausdruck 
gelangenden diesſeitigen Urtheil in Sachen Schilling wider Ha 
III. 176/1901 vom 12. Juli 1901 in Widerſpruch ſteht, inden 
in dieſem letzteren Urtheil dargelegt iſt, daß der § 561 eit. auf 
vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Miethverhältniſſe keine 
Anwendung finde, kann für den vorliegenden Fall dahingeſtelt 
bleiben, weil die Entſcheidung des Berufungsgerichts jedenfall 
durch den zweiten Grund getragen wird. Allerdings it auc 
in dieſer Beziehung das Berufungsurtheil von Rechtzinthun 
iuſoweit nicht frei, als es das Erloöſchen des Pfandrechts auf 
den § 1252 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtützt, dieſen Paragraphen 
alſo auch auf die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Pfand ⸗ 
rechte für anwendbar hält. Damit verletzt das Berufungsgericht 
den Art. 184 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſeß⸗ 
buche. Denn nach dieſem Art. 184 bleiben dingliche Rechte an 
fremden Sachen mit ihrem aus den bisherigen Geſezen ſich 
ergebenden Inhalt beſtehen; die acceſſoriſche oder nicht acceſſoriſche 
Natur eines Pfandrechts iſt aber von dem Inhalte des Recht 
nicht zu trennen, gehört vielmehr ſelbſt zu dieſem Inhalte. 
Allerdings finden, worauf das Berufungsgericht ſich ſtütz, auf 
das Erlöſchen eines dinglichen Rechts, worüber Art. 184 des 
Einführungsgeſetzes nichts beſtimmt, im Allgemeinen die Vor⸗ 
ſchriften des neuen Rechts Anwendung, aber doch nut 
inſoweit, als es ſich um die Wirkung von Ereigniſſen 
haudelt, die unabhängig von dem Inhalte des Rechts von 
außen herantreten, nicht aber, wenn das Erloͤſchen oder Nicht ⸗ 
erlöfchen aus der innern Struktur, aus dem Weſen dez 
betreffenden Rechts ſich ergiebt. Aber dieſe irrige Rechtzanſcht 
des Berufungsgerichts über die Anwendbarkeit des $ 1252 de 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt für die Entscheidung unerheblich. 
Denn nach dem hiernach zur Anwendung zu bringenden 
Preußiſchen Allgemeinen Landrecht liegt für das Mobiliar 
pfandrecht die Sache nicht anders; auch hier iſt an det wein 
acceſſoriſchen Natur ganz unbedingt feſtgehalten: 9 55 Theil! 
Titel 20 des Allgemeinen Laudrechts, und mit dem dorfal! 
der Forderung iſt daher auch das Pfandrecht erloſchen. Die 
Revifion will nun zwar im vorliegenden Falle dieſen lezten 
Satz aus dem Grunde nicht gelten laſſen, weil er dem erkenn 
baren Parteiwillen, daß das Pfaudrecht beitehen bleiben jolt, 
widerſpreche, und eine Abmachung, daß eine Haftung über dat 
Pfand hinaus nicht mehr beſtehen ſolle, keineswegs rechtlich 
unmöglich ſei. Dieſe letzteren Säge find der Reziſon al 
richtig zuzugeben. Aber in ſolcher Weiſe iſt die Angelegenheit 
von den Parteien nicht geregelt. Sie haben in dem Verleihe 
vom 27. April 1900 in denkbar ſchärfſter Weiſe betont, daß 
jede Verpflichtung zwiſchen ihnen erloſchen ſein ſollte daß 
ſpeziell auch auf die hier allein in Frage kommenden Niet, 
zinsforderungen verzichtet werde; und bei folder Sachlage Kann 
jedenfalls ein Rechtsirrthum nicht darin gefunden werden, wen 
das Berufungsgericht den Vergleich nicht entgegen ſeinem We 
laut dahin ausgelegt hat, daß der Verzicht nur den durch dal 
Pfand nicht gedeckten Theil der Forderung betreff, ſonden 
dahin, daß jede perſönliche Forderung erloſchen fein, das plan 
recht aber beſtehen ſolle. ft aber der Verzleich in dice 
Sinne zu verſtehen, dann kann auch dieſer lezte Theil ai 
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Parteiwillens, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, 
weil auf etwas rechtlich Unmögliches gerichtet, eine rechtliche 
Anerkennung nicht finden. 


— —  — 


Zu 88 355, 254, 193 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Bodega⸗ 
Geſellſchaft e. Fricke Konk. vom 6. Dezember 1901, 

Nr. 280/1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Reviſion des Beklagten, der zur Erfüllung eines 
Miethvertrages in den Vorinſtanzen verurtheilt iſt, iſt zurück— 
gewieſen. 

Aus den Gründen. 

1. Die Reviſion rügt Verletzung des § 355 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs mit der Begründung, daß das Rücktrittsrecht 
der Beklagten nach dem Vertrage vom 8. September 1900 durch 
das Scheitern des Akkordvorſchlages bedingt geweſen ſei und 
daß deshalb die Aufforderung zur Erklärung über die Ausübung 
des Rücktrittsrechts rechtswirkſam nicht ſchon am 20. Oktober 1900, 
ſondern erſt am 22. Oktober nach Zurückweiſung der von dem 
Gemeinſchuldner gegen die Konkurseröffnung erhobenen Beſchwerde 
habe erfolgen können, weil für den Fall der Aufhebung des 
Konkursverfahrens die Möglichkeit einer nachträglichen Annahme 
des Akkordvorſchlages nicht ausgeſchloſſen geweſen ſei. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß, wenn das Rücktrittsrecht 
von einer Bedingung abhängig iſt, die Aufforderung zur Er⸗ 
klärung über die Ausübung des Rücktrittsrechts rechtswirkſam 
erſt nach Erfüllung der Bedingung erfolgen kann. Dies war 
in dem dem § 355 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechenden 
§ 432 des I. Entwurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuch ausdrücklich 
beſtimmt und folgt aus der Natur der Sache. Allein nach dem 
unangefochtenen Thatbeſtaude der Urtheile der Vorinſtanzen muß 
angenommen werden, daß unter den Parteien Einverſtändniß 
darüber geherrſcht hat, daß das Scheitern des Akkord 
vorſchlages und damit die Erfüllung der Bedingung, von der 
das Rücktrittsrecht abhing, bereits zur Zeit der Konkurseröffnung 
feſtſtand. 

2. Bei Beurtheilung der Angemeſſenheit der beſtimmten 
Friſt hat das Berufungsgericht in Uebereinſtimmung mit dem 
erſtinſtanzlichen Urtheile von dem als richtig anzuerkennenden 
Grundſatze ſich leiten laſſen, daß augemeſſen diejenige Friſt 
ſei, welche unter Berückſichtigung des in Frage kommenden 
Rechtsverhältniſſes und der Umſtände des einzelnen Falles dem⸗ 
jenigen, welchem die Friſt beſtimmt werde, billiger Weiſe gelaſſen 
werden müſſe, um die Erklärung abzugeben. Von dieſem Stand⸗ 
punkte aus hat es in thatſächlicher Würdigung der Umſtände 
des Falles mit ausreichender Begründung die beſtimmte Friſt 
für angemeſſen gehalten, auch wenn der 21. Oktober — ein 
Sonntag — hierbei ganz außer Betracht bleibe. An dieſen 
thatſächlichen Erwägungen müſſen die von der Reviſion gegen 
die Angemeſſenheit der Friſtbeſtimmung erhobenen Einwendungen 
thatſächlicher Art ſcheitern. 

3. Auch die Rüge einer Verletzung des § 193 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs iſt verfehlt. Der § 193 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs trifft Beſtimmung für den Fall, daß der letzte 
Tag einer Friſt auf einen Sonntag oder einen ſtaatlich an⸗ 


erkannten allgemeinen Feiertag fällt, und paßt daher nicht auf 
den vorliegenden Fall, indem der letzte Tag der von dem Kläger 
beſtimmten Friſt auf einen Werktag — Montag — fiel. 

4. Verfehlt iſt es auch, wenn die Reviſion eine Verletzung 
des § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rügt und behauptet, 
daß, wenn die Rücktrittserklärung als verſpätet anzuſehen ſei, 
nur ein Schadenserſatzanſpruch des Klägers begründet 
wäre, demgegenüber jedoch zu berückſichtigen fei, daß der Schaden 
durch eigenes Verſchulden des Klägers mit verurſacht worden 
ſei. Hierbei überſieht die Reviſion, daß nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des § 355 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das 
Rücktrittsrecht erliſcht, wenn nicht der Rücktritt vor dem 
Ablaufe der Friſt erklärt wird. 


Zu den SS 823, 868 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Tiefban- 
berufsgenoſſenſchaft Berlin⸗Wilmersdorf c. Troplo- 

witz vom 15. November 1901, Nr. 239/1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt wegen Mangels an Begründung 
in einem nicht intereſſirenden Punkte aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

1. Auszugehen iſt davon, daß das in § 930 des Vürzer⸗ 
lichen Geſetzbuches geforderte Rechts verhältniß ein ſolches 
fein müſſe, vermöge deſſen der Erwerber deu mittelbaren Beſitz 
nach & 868 des Bürgerlichen Geſetzbuches erlangt. Entſcheidend 
für die Frage, ob die Annahme des Berufungsrichters dem Ge⸗ 
ſetze entſpricht, iſt daher, da jedenfalls keines der im § 868 
einzeln aufgeführten Rechtsverhältniſſe vorliegt, was im Sinne des 
§ 868 unter einem „ähnlichen Verhältniſſe, vermöge deſſen Jemand 
einem Anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitz berechtigt oder 
verpflichtet ſei“, zu verſtehen iſt. Aus den in § 868 voran⸗ 
geſtellten Einzelfällen ergiebt ſich für dieſe Frage der übrigens 
auch mit den Materialien zu § 868 im Einklang ſtehende 
Schluß, daß nicht ein abſtraktes constitutum posses- 
sorium, auch wenn es wie hier zu Gunſten des veräußernden 
Beſitzers „bis zur Zahlung des Kaufpreiſes“ zeitlich beſchränkt 
iſt, als ein ſolches „ähnliches Verhältniß“ beurtheilt 
werden darf, ſondern daß für die Annahme eines ſolchen „ähn⸗ 
lichen Verhältniſſes“ weiter erfordert iſt, daß durch ein konkret 
beſtimmtes obligatoriſches oder in Folge von Beſtellung eines 
dinglichen Rechtes an der Sache entſtandenes dingliches Rechts⸗ 
verhältniß ein Nutzungsrecht oder eine Verwaltungspflicht des 
ſein Recht zum Beſitze von dem Anderen ableitenden unmittel⸗ 
baren Beſitzers begründet ſei. ö 

2. Ob die in dem Gerichtsſtand des § 771 der Civil⸗ 
prozeßordnung erhobene, urſprünglich auf Freigabe von der 
Pfändung gerichtete Klage, wie der Berufungsrichter in erſter 
Reihe annimmt, als Klage auf Herausgabe der Sache im Sinne 
des § 985 des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuſehen iſt und ob 
die Beklagte in Folge der in ihrem Auftrage vorgenommenen 
Fahrnißpfändung, bei welcher übrigens der Gerichtsvollzieher 
die gepfändeten Sachen, nachdem er, wie zu unterſtellen iſt, die 
Pfändung in der durch § 808 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten 
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Weiſe erfichtlih gemacht hatte, nach § 808 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung im Gewahrſam des Schulduers belaſſen hatte, 
als Befigerin im Sinne des § 985 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches beurtheilt werden kaun, was der Berufuugsrichter gleich⸗ 
falls angenommen hat, bedarf hier nicht der Entſcheidung. 
Zwar könnte nur bei Annahme einer Klage aus § 985 die 
Beſtimmung des § 989 des Bürgerlichen Geſetzbuches zur An⸗ 
wendung kommen, wonach von Rechtshängigkeit der auf Heraus⸗ 
gabe gerichteten Eigenthumsklage, an der Beſitzer ſich gewiſſer⸗ 
maßen als Verwalter einer fremden Sache auſehen muß und 
dem klagenden Eigenthümer für den Schaden verantwortlich iſt, 
der dadurch entſteht, daß er uach der Klageerhebung vorſätzlich 
oder fahrläſſig die Herausgabe unmöglich gemacht hat. Danach 
wird zur Begründung einer Erſatzpflicht aus § 989 lediglich 
eine ſchuldhafte Verletzung jener Herausgabepflicht gefordert und 
tritt dieſelbe auch dann ein, wenn gegen den beklagten Beſitzer 
bei Würdigung der Sachlage aus deſſen Annahme, daß der 
Kläger nicht Eigenthümer ſei und daß er zu der getroffenen 
Verfügung berechtigt ſei, ein Verſchulden nicht abgeleitet werden 
könnte. Für die Annahme einer Haftung aus § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches, die, wie der Berufungsrichter aus— 
geführt hat, jedenfalls dann allein in Betracht käme, wenn die 
erhobene Klage nur als eine negatoriſche aus § 1004 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu beurtheilen wäre, oder die Auf- 
faſſung zu billigen wäre, daß nur eine Klage aus § 771 der 
Civilprozeßordnung erhoben ſei, eine ſolche Klage aber nicht 
einen Anſpruch aus dem materiellen Rechte, ſondern nur einen 
im Prozeßrechte zugelaſſenen beſonderen Schutzbehelf verfolge, — 
wäre dagegen der Nachweis einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
widerrechtlichen Verletzung fremden Eigenthums nöthig und 
wäre deshalb zur Begründung der Erſatzpflicht aus dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ein Verſchulden dahin erforderlich, daß 
fremdes Eigenthum durch die getroffene Verfügung wider- 
rechtlich verletzt wurde. Ob der Berufungsrichter dieſe Unter⸗ 
ſcheidung beachtet habe, kann dahingeſtellt werden. Jedenfalls 
reichen deſſen Ausführungen, „die Beklagte habe nach Erhebung 
der Klage, mit der ihr auch der zwiſchen dem Kläger und 
van H. geſchloſſene Vertrag zuging, auch wenn fie von dem 
Eigenthum des van H. überzeugt war, bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt damit rechnen müſſen, daß der 
klägeriſche Anſpruch begründet ſei, und habe deshalb die ge— 
pfändeten Gegenſtände nicht verkaufen laſſen dürfen, wenn ſie 
den Verkauf noch hindern konnte“, — zu, die Annahme eines 
Verſchuldens auch nach der Richtung, ob die Sachen Eigenthum 
des Klägers ſeien und die Beklagte zu der getroffenen Verfügung 
befugt ſei, zu rechtfertigen. Danach fände der allein noch in 
Frage ſtehende Schadens erſatzanſpruch auch in § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeine materiellrechtliche Grundlage, 
wenn die zur Anwendung des § 989 und 823 gleichmäßig er— 
forderte weitere Aunahme des Berufungsrichters gerechtfertigt 
iſt, daß die Beklagte die Verhinderung des Verkaufes ſchuld⸗ 


hafter Weiſe unterlaſſen habe und daß ein Verſchulden des 


Klägers im Sinne des § 254 nicht vorliege. Aus dieſem 
Grunde konnte dahingeſtellt bleiben, ob die Klage zur Zeit 
ihrer Erhebung als Klage aus § 985 des Bürgerlichen Geſetz— 
buches zu beurtheilen war. 


— — — 


Zu 8 823 B. G. B. 8 367 Nr. 12 Str. G. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hobein 

c. Hollander vom 18. November 1901, Nr. 263/1901 VL 
II. J. O. L. G. Kiel. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Als ein Schutzgeſetz im Sinne des 8 823 Abſ. 2 det 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt die Vorſchrift des § 367 Ziffer 12 
des Strafgeſetzbuchs zu erachten, da im Intereſſe der Verkehr 
ſicherheit erlaſſene Gebote oder Verbote auch den Schutz del 
Einzelnen bezwecken (Planck, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. II 
S. 612). 

Daß das Beſtehen einer Bedeckungs⸗ und Verſchluß⸗ 
vorrichtung die im Falle der Aufhebung des Verſchluſſes durd 
das Vorhandeuſein der Oeffnung begründete Gefahr für ſich 
allein nicht beſeitigt, iſt ſelbſtverſtändlich. Daß demgemäß 
auch für die im Falle der Aufhebung des Verſchluſſes wieder 
auftauchende Gefahr Vorſorge getroffen werden muß und dak 
Strafgebot des § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs ſich auch 
auf dieſe Seite der Gefährdung erſtreckt, iſt in Entſcheidungen 
des Reichsgerichts mehrfach anerkannt. 

(Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 63 Nr. 51, 1899 

S. 57 Nr. 80, 1898 S. 306; Peckelsheim c. Geert, 

Urtheil vom 11. März 1901 VI. 452/1900). 
Soll auch für die beſtimmungsgemäße Veränderung des Zu 
ſtandes — Schließen und Oeffnen — Gefahr verhütende 
Vorſorge getroffen fein, ſo kann ſich aus dem Bedürfniſe das 
Erforderniß einer dauernden Einrichtung ergeben. Inſowei 
verweiſt die Reviſion nicht mit Unrecht auf § 3 der revidirten 
Uufallverhütungs⸗Vorſchriften der Speditions, Speicherei⸗ und 
Kellerei⸗Berufsgenoſſenſchaft vom 5. Juni 1888 und 12. Juni 1896, 
wonach feſtſtehende Treppen, Luken, Aufzüge und ähnliche 
Verkehrsſtellen mit ſicheren Geländern, Bruſtwehren oder 
Umzäunungen zu verſehen ſind. 

Die Reviſion geht von der Auſicht aus, daß das Berufung 
gericht dieſe Seite der Vorſorgepflicht des $ 367 Ziffer 12 he 
Strafgeſetzbuchs verkenue. Das Berufungsgericht Ipriht fd 
hierüber nicht beſtimmt aus. Es unterſucht, ob die Allage 
ſelbſt oder ob die Oeffnung der Fallthüre als beftimmunge 
gemäße Benutzung einen Verſtoß gegen § 367 Ziffer 12 des 
Strafgeſetzbuchs enthalte, verneint beides und kommt zu dem 
Schlußergebniſſe, die Vorausſetzung des Geſetzes, daß die 
Oeffnung in gefahrbringender Weiſe unverdeckt oder unvermahr 
geblieben fei, ſei jedenfalls dann nicht erfüllt, wenn, wie 4 
hier geſchehen ſei, zu der in Betracht kommenden Zeit die dal 
thür unmittelbar vorher zu ſofortiger Benutzung geöftd 
geweſen. Bei dieſer Sachlage könne nicht davon die Rede ſen, 
daß die Verdeckung oder Verwahrung unterlaſſen worden 5 

Dient die Oeffnung zur Verbindung von Räumen, jet 
das Oeffnen und Offenſtehen der Verbinbungatpür ein nit 
minder regelmäßiger, d. h. beſtimmungsgemäßer Zuſtand als di 
Geſchloſſenſein. j 

Das Berufungsgericht ſcheint uun vou der thatſäclige 
Annahme auszugehen, daß der Unfall unmittelbar auf bi 
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Oeffnung der Fallthür gefolgt ſei und der Meinung zu ſein, 
daß bei der Kürze des zeitlichen Zwiſchenraums zwiſchen Oeffnung 
und Unfall kein Vorwurf daraus erhoben werden könne, daß 
bei dieſer Sachlage die Verwahrung unterlaſſen worden ſei. 
Damit iſt aber gerade die Frage umgangen, ob nicht gemäß 
der Beſtimmung des § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs eine 
Einrichtung getroffen werden mußte, durch die der mit der 
Oeffnung der Thüre ſofort eintretenden Gefahr vorgebeugt 
wurde. War eine ſolche Einrichtung geboten, ſo kann die Ver⸗ 
pflichtung zur Herſtellung nicht davon bedingt ſein, ob ein 
längerer oder kürzerer Zwiſchenraum zwiſchen dem Eintritt der 
Gefahr der Oeffnung der Fallthür und dem Unfalle gelegen. 

Uebrigens ſtellt das Berufungsgericht den Verlauf des 
Unfalls nicht ſelbſtſtändig feſt. Nach der Darſtellung des Be⸗ 
klagten in der erſten Inſtanz war die Aufeinanderfolge auch 
keine unmittelbare. Hiernach wäre der Kläger an der geöffneten 
Luke vorbei nach einem in der Ecke liegenden Haufen Felle 
gegangen, dieſe mit der Hand unterſuchend rückwärts gegangen 
und fo in die Treppeuöffnung geſtürzt. 

Für die Anwendung des Abſ. 2 des § 823 kommt es 
nicht darauf an, ob der das Schutzgeſetz Verletzende beſtimmte 
Folgen ſeines Verhaltens vorausſehen mußte, ſondern nur 
darauf, ob er in ſchuldhafter Weiſe das Geſetz übertreten hat. 
(Lißt, Del. Obligationen S. 35; Planck, Bürgerliches Geſetzbuch 
II. Bd. S. 611; Rümelin, Archiv für die civiliſtiſche Praxis 
Bd. 90 S. 239). 

Die auf Grund des § 78 Ziffer 1 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 6. Juli 1884 erlaſſenen Unfallverhütungsvorſchriften 
der Berufsgenoſſenſchaften ſind zwar, wie der erkennende Senat 
in beſonderer Auwendung auf das Preußiſche Recht in Sachen 
Beſecke gegen Schulze VI. 432/00 in feinem Urtheile vom 
25. Februar l. Is. ausgeſprochen, keine auf den Schutz Dritter 
gerichteten Polizeigeſetze. 

Wenn es ſich aber um die ſelbſtſtändige Erwägung handelt, 
in welcher Weiſe der allgemein gehaltenen Vorſchrift des 
Geſetzes je nach der Art der Anlage entſprochen werden kann 
und entſprochen werden muß, fo kaun zur Erwägung kommen, 
ob der einer Berufsgenoſſenſchaft Angehörige den Fingerzeig 
unbeachtet laſſen darf, den ihm die Unfallverhütungsvorſchriften 
geben, ob er hierin nicht Belehrung und Warnung finden muß. 

Das Berufungsgericht hat ſomit die Frage des That⸗ 
beſtaudes des § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs weder richtig 
noch erſchöpfend gewürdigt. 


— —— 


Zu den 88 1297, 1300 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. G. 
vom 14. November 1901, Nr. 209/1901. 

II. J. O. L. G. Frankfurt a. M. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
Gründe. 
Der Revifionsbefchwerde war ſtattzugeben. 
Was den Antrag der Klägerin auf Verurtheilung des 
Beklagten zur Eingehung der Ehe mit ihr anlangt, ſo hat der 


erſte Richter, deſſen Urtheil vor dem 1. Januar 1900, dem 
Tage des Inkrafttreteus des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ergangen 
iſt, unter Anwendung des damals in Frankfurt a. M. geltenden 
gemeinen Rechts, nach welchem durch das Verlöbniß die Ver— 
lobten zur Eheſchließung verpflichtet wurden, den Anſpruch der 
Klägerin, vorausgeſetzt, daß der Nachweis des von ihr behaupteten 
Eheverſprechens erbracht würde, für begründet erachtet. Der 
Berufungsrichter, deſſen Urtheil geſprochen iſt, nachdem das 
Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten war, hat gleichfalls das 
bisherige Recht für anwendbar erklärt, indem er davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß die Vorſchrift des § 1297 Abſ. 1 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs, welche die Klage aus einem Verlöbniſſe auf 
Eingehung der Ehe verbietet, in den Fällen, in denen das Ber 
loͤbniß vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen iſt, nicht ent- 
ſcheidend ſei. Dieſe Auffaſſung it von der Reviſion mit Recht 
angefochten. 
Das Reichsgericht hat wiederholt 

— vergleiche die Urtheile vom 20. September 1900 in 

Sachen Loewenſtein wider Lippmann IV 149/1900 und 

vom 31. Januar 1901 in Sachen Ullrich wider Götz 

IV 329/1900, mitgetheilt in der Beilage zur ee 

Wochenſchrift 1900/1901 S. 33 und 73, — 
ausgeſprochen, daß die bezeichnete Vorſchrift des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs einen reformatoriſchen und prohibitiven Charakter 
hat und deshalb rückwirkend auch auf die vor dem Sufraft- - 
treten des Geſetzbuchs geſchloſſenen Verlöbniſſe Anwendung 
findet, jo daß nach dem 1. Januar 1900 auf Eingehung der 
Che aus einem Verlöbniſſe nicht mehr erkannt werden darf. 
Das Reichsgericht findet keinen Anlaß, von dieſem Ausſpruche 
für den gegebenen Fall abzuweichen, indem die von dem 
Berufungsgerichte hervorgehobenen Geſichtspunkte nicht erheblich 


erſcheinen und ſchon durch jene Urtheile ihre Widerlegung 


gefunden haben. 


Darnach iſt die Klage, ſoweit ſie auf Grund des Ehe⸗ 
verlöbniſſes den Anſpruch verfolgt, der Beklagte ſolle für ver- 
pflichtet erklärt werden, die Ehe mit der Klägerin einzugehen, 
zur Zeit nicht mehr begründet. 

Hiervon ausgegangen, ergiebt ſich die era Ent⸗ 
ſcheidung aber auch, ſoweit ſie der Klägerin — im Falle der 
Leiſtung des ihr auferlegten Eides — eine Entſchädigung von 
4000 Mark zugeſprochen hat, als nicht haltbar. Der Berufungs- 
richter hat ſich auch hier auf das gemeine Recht geſtützt. Wie 
er jedoch ſelbſt ausgeführt hat, gewährte das gemeine Recht, 
wenn ein Verlobter vou dem Verlöbniſſe zurücktrat, dem anderen 
Theile nur dann eine Entſchädigung, wenn jener einer vor⸗ 
gängigen rechtskräftigen Verurtheilung zur Vollziehung der Ehe 
gegenüber ungehorſam geblieben war oder durch ſein ſonſtiges 
Verhalten, die Erfüllung des Verlöbniſſes unmöglich gemacht 
hatte. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben. Denn 
eine Verurtheilung des Beklagten in Erfüllung des Verlöbuiſſes, 
die Ehe mit der Klägerin zu ſchließen, iſt nicht ergangen und 
kaun nicht mehr ergehen. Daß aber der Beklagte durch fein 
Verſchulden die Vollziehung der Ehe unmöglich gemacht hat, 
iſt nicht feſtgeſtellt und von der Klägerin überhaupt nicht geltend 
gemacht worden. 

Die Berufungsentſcheidung beruht ſonach auf der Ver⸗ 
letzung von Rechtsnormen und unterliegt daher, ſoweit ſie nicht 
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zu Gunſten des Beklagten ergangen und gegen die Klägerin, 
die das Rechtsmittel der Reviſion nicht eingelegt hat, rechts. 
kräftig geworden iſt (zu I der Urtheilsformel) an ſich der Auf⸗ 
hebung. 

In der Sache ſelbſt konnte noch nicht endgültig entſchieden 
werden. 

Die Klägerin hat ihren Entſchädigungsauſpruch eventuell 
auch auf den § 1300 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützt, 
welcher beſtimmt, daß, wenn eine unbeſcholtene Verlobte ihrem 
Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat, fie, ſofern die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1298 oder des § 1299 vorliegen, auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermöͤgensſchaden iſt, eine billige 
Entſchädigung in Geld verlangen kann. Der Berufungsrichter 
hat bei dem von ihm eingenommenen rechtlichen Standpunkte 
die Entſchädigungsforderung der Klägerin nach dieſer Richtung 
hin nicht geprüft. Eine ſolche Prüfung muß jedoch jetzt, da 
der weiteren Entſcheidung die vorſtehend entwickelte rechtliche 
Beurtheilung zu Grunde zu legen iſt ($ 565 Abſ. 2 der 
Civilprozeßordnung), eintreten. Die Auffaſſung, daß die An⸗ 
wendung der bezeichneten Geſetzesvorſchrift hier ausgeſchloſſen 
ſei, weil der Rücktritt vom Verlöbniſſe durch den Beklagten vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtattgefunden, 
alſo ein Verlöbniß zu dieſem Zeitpunkte nicht mehr beſtanden 
habe (vergleiche Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, Auflage 3 S. 525), kann nicht Raum gewinnen. Da 
das Bürgerliche Geſetzbuch mit rückwirkender Kraft auch für die 
Fälle, in denen das Verlöbniß ſchon vor dem 1. Januar 1900 
geſchloſſen und der Rücktritt von demſelben vor dieſem Zeit⸗ 
punkte erfolgt war, verbietet, daß auf Erfüllung des Ver⸗ 
loͤbniſſes durch Vollziehung der Ehe erkannt wird, iſt eine 
weſentliche Vorausſetzung für einen Entſchädigungsanſpruch der 
Klägerin, wie er ihr nach dem bisher geltenden gemeinen Rechte 
bei fortgeſetzter Weigerung des Beklagten, die Ehe zu ſchließen, 
zugeſtanden haben würde, in Wegfall gekommen, was zur Folge 
haben müßte, daß die Klägerin, die ſich nicht darauf berufen 
kann, daß der Beklagte etwa durch ſein Verſchulden die Erfüllung 
des Verlöͤbniſſes unmöglich gemacht hat, eines Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs völlig verluftig gegangen wäre. Ein ſolches Ergebniß 
ſchließt jedoch eine ganz außerordentliche Härte für die Klägerin 
in ſich und kann deshalb nicht als vom Geſetze beabſichtigt 
angeſehen werden. Es iſt daher davon auszugehen, daß es dem 
Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſpricht, daß in einem 
Falle, wie dem vorliegenden, der abtrünnige Verlobte den 
anderen Verlobten nach Maßgabe derjenigen Beſtimmungen, 
die das Geſetzbuch ſelbſt im Anſchluſſe an den die Klage auf 
Eingehung der Ehe verſagenden § 1297 getroffen hat, zu 
entſchädigen verpflichtet iſt. Bei ſolcher Rechtslage bedarf es 
der Erörterung, ob die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des von der Klägerin herangezogenen § 1300 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gegeben ſind, und eventuell auch wie hoch die 
darnach der Klägerin etwa zu gewährende billige Entſchädigung 
zu bemeſſen iſt. 

Aus dieſen Gründen war die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung in die Inſtanz zurückzuverweiſen. 


Zu den SS 1570, 1571 B. G. B. 


Erkenntuiß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. S. 
vom 18. November 1901, Nr. 248/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Reviſion des Beklagten auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Bezüglich der beiden ſpeziellen Vorgänge vom März 
und 22. Mai 1900 iſt zunächſt in Frage geſtellt, ob nicht 
gemäß § 1570 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Verzeihung 
Seitens der Klägerin vorliegt, und ob nicht die Scheldungsklage 
der Klägerin deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil die geſetzliche 
Ausſchlußfriſt des § 1571 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verſtrichen iſt. 

Das Berufungsgericht verneint die Verzeihung, trotzdem 
die Klägerin nach zeitweiſer Trenuung der Ehegatten am 
20. Oktober 1900 zum Beklagten zurückgekehrt iſt. Es erwägt 
in dieſer Richtung: Eine Verzeihung läge nur vor, wenn der 
Wille der Parteien dahin erklärt wäre, vorhandene Verfehlungen 
auf ſich beruhen zu laſſen, das dadurch begründete Recht auf 
Scheidung aufzuheben und die eheliche Lebensgemeinſchaft fort⸗ 
zuſetzen. Die Parteien, fett langen Jahren entfremdet, hätten 
aber keineswegs eine wahrhafte Ausſöhnung unter Verzicht auf 
etwaige frühere Scheidungsanſprüche, auch nicht die Wieder⸗ 
herſtellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft beabſichtigt, ſondern 
lediglich, nachdem der Beklagte rückſichtsvolles Benehmen für 
die Zukunft verſprochen, ein äußeres Nebeneinanderleben her⸗ 
ſtellen wollen, um dem Kinde das Elternhaus zu erhalten. Der 
Revers vom 5. Oktober 1900, in welchem Klägerin ſich das 
Getrenntleben noch ausdrücklich verbriefen ließ, die Rückkehr mit 
einer Freundin als Geſellſchafterin zeigten auf das Unzwei⸗ 
deutigſte, was Klägerin übrigens dem Beklagten auch ausdrücklich 
erklärt haben wolle, daß ſie keineswegs das Geſchehene vergebe, 
ſondern lediglich mit Rückficht auf ihr Kind den Verſuch machte, 
neben, nicht mit dem Beklagten weiter zu leben. 

Dieſe Ausführungen find rechtlich nicht bedenkenfrei. Die 
Verzeihung erfordert nicht, daß der Verzeihende den Willen 
habe, das begründete Recht auf Scheidung aufzugeben, auf 
frühere Scheidungsanſprüche zu verzichten. Auch wenn 
dem Ehegatten die fraglichen Vorgänge gar nicht als Scheidungs⸗ 
gründe bekannt geworden find, kann er im Rechtsfinn verzeihen. 
Denn die Verzeihung als ſolche hat keinen rechtsgeſchäftlichen 
Charakter, fie iſt gegeben, wenn nur der Ehegatte fein ſubjektives 
Empfinden zum Ausdruck bringt, daß er trotz der widerfahrenen 
Unbill die Fortſetzung der ehelichen Lebensgemeinſchaft als für 
ihn erträglich anſehe (vergl. Motive zum I. Entwurf des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 602 ff.). Jener Rechtsirrthum 
des Berufungsgerichts iſt indeſſen nicht kauſal für feine Ent- 
ſcheidung. Denn daneben führt das Berufungsgericht in davon 
unabhängiger Erwägung aus, daß auf Seiten der Klägerin der 
wahre Wille ſich auszuſöhnen gefehlt, daß fie nur 
ihres Kindes wegen den Verſuch eines weiteren äußeren 
Zuſammenlebens habe machen wollen. Damit iſt 
bedenkenfrei der Verzeihungswille verneint. Der nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsgerichts in dieſer Beſchränkung mani⸗ 
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feſtirte Wille der Klägerin widerſtreitet auch keineswegs dem ſitt⸗ 
lichen Weſen der Che. ö 
Bezüglich der Präkluſivfriſt des § 1571 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs führt das Berufungsgericht aus: Die 
Mißhandlung vom März und die Beleidigung vom Mai 1900 
lägen, wenn man die Zeit der Aufhebung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft vom 5. Juli bis 20. Oktober 1900 
abziehe, innerhalb der ſechs monatlichen, vom Sühne ⸗ 
termin am 1. Dezember 1900 zurückzurechnenden Ver⸗ 
jährungsfriſt. Seine Annahme, daß vom 5. Juli bis 
20. Oktober 1900 die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben ge- 
weſen, gründet das Berufungsgericht darauf, daß wie unſtreitig 
die Klägerin vom 5. Juli von Kattowitz abgereiſt und erſt am 
20. Oktober zum Beklagten zurückgekehrt iſt. Die Reviſion 
macht hiergegen geltend: Nicht darauf komme es an, ob der 
eine oder beide Ehegatten zeitweiſe aus der Ehewohnung ab⸗ 
weſend geweſen ſeien, ſondern darauf, ob die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgehoben ſei. Die Klägerin habe, wie der erſtrichterliche 
Thatbeſtand ergäbe, vorgetragen, daß nach der Wiederherſtellung 
ihres Kindes ſie und der Beklagte, jeder für ſich, eine 
Sommerreiſe angetreten hätten; noch bevor der Beklagte 
von ſeiner Reiſe heimgekehrt jei, habe fie, nachdem ſie in» 
zwiſchen nach K. zurückgekommen, am 8. September 
1900 die eheliche Wohnung verlaſſen und ſich nach D. begeben. 
Hiernach habe die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft erſt 
am 8. September 1900 ſtattgefunden. Eventuell hätte 'das 
Berufungsgericht unter Angabe der Gründe darlegen müſſen, 
warum bereits durch die Sommerreiſe der Parteien die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft derſelben für aufgehoben zu erachten ſei. 
Dieſe Ausführungen der Reviſion ſind durchaus zutreffend. Das 
bloße Verreiſen des einen oder anderen Chegatten hebt ohne 
Weiteres nicht die häusliche Gemeinſchaft auf. Es bedurfte 
daher einer beſonderen Darlegung, warum dies im Streitfalle 
ſtattgehabt. Von der Beantwortung der Frage aber, ob der 
Zeitraum vom 5. Juli bis 20. Oktober 1900 ganz oder 
theilweiſe in die Präkluſivfriſt einzurechnen iſt, hängt die Ent⸗ 
ſcheidung ab, ob die ſechsmonatliche Friſt gewahrt iſt. Im 
Uebrigen wird bei der anderweiten Prüfung dieſer Frage in 
Betracht kommen müſſen, daß gemäß 9 1571 Abſ. 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs der Erhebung der Klage die Ladung zum 
Sühnetermine gleichgeſtellt, während das Berufungs- 
gericht rechtsirrig die ſechs monatliche Friſt erſt vom 
Sühnetermine, dem 1. Dezember 1900, zurückrechnet. 


Zu den 88 2231 ff. B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
von Wieruszewska c. von Karlowski und Gen. vom 

18. November 1901, Nr. 296/1901 IV. 
ö II. J. O. L. G. Poſen. 
Die Revifion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 
Gründe. 
Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder Notar — die eine der beiden in § 2231 des Bürgerlichen 


Geſetzbuchs aufgeftellten ordentlichen Formen der Teitamentd- 
errichtung — gelten, gemäß § 2232 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buchs, die Vorſchriften der 88 2233 bis 2246 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, von denen 89 2233 bis 2237 die „mitwirkenden“ 
Perſonen — Richter, Notar, Gerichtsſchreiber, Zeugen —, 
5 2238, 2239 den Errichtungsakt, 58 2240 bis 2242 das 
Protokoll, SS 2243 bis 2245 das Teſtament des am Sprechen 
verhinderten oder der deutſchen Sprache nicht mächtigen Erb⸗ 
laſſers, § 2246 den Verſchluß und die Verwahrung des 
Teſtaments betreffen. Dieſe Vorſchriften verfolgen den Zwed, 
das Verfahren der Teſtamentserrichtung in ordentlicher Form 
vor einem Richter oder Notar in umfaſſender, der Eigenart der 
Teſtamente als Rechtsgeſchäfte von Todes wegen Rechnung 
tragender Weiſe (vergl. § 168 des Geſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 — 
Reichsgeſetzblatt S. 189) zu ordnen, und iſt dieſer Zuſammen⸗ 
hang für die Auslegung der einzelnen Vorſchriften und für die 
Beſtimmung ihres Inhalts von um ſo größerer Bedeutung, 
wenn die erkennbare Tendenz einer einzelnen Beſtimmung dahin 
geht, die Formungültigkeit eines Teſtaments thunlichſt abzu⸗ 
wenden. Um eine Beſtimmung der letzteren Art handelt es ſich 
aber im vorliegenden Falle, wo in Frage ſteht, ob das Teſtament 
vom 29. März 1901 der allerdings zwingenden Vorſchrift 
in § 2241 Nr. 2 genügt, die dahin geht: „das Protokoll muß 
enthalten: 2) die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Perſonen“. Der $ 1919 des Ent: 
wurfs — Erſter Leſung — zum Bürgerlichen Geſetzbuche, an 
deſſen Stelle ſchließlich die 8 2240 bis 2242 des Geſetzes 
ſelbſt getreten ſind, enthielt in Abſ. 2 Nr. 2 und 4 die Vor⸗ 
ſchrift, daß das Protokoll „den Namen“ einer jeden bei der 
Errichtung mitwirkenden Perſon, ſowie „den Namen“ des Erb⸗ 
laſſers enthalten müſſe. Bei den Berathungen der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Entwurfs wurde das Wort „Namen“ 
durch „Bezeichnung“ erſetzt, allerdings aus einem Grunde, der 
an ſich die Aenderung nur in Anſehung des Erblaſſers und der 
als „Zeugen“ mitwirkenden Perſonen rechtfertigen konnte, indem 
erwogen wurde, daß der Gebrauch eines unrichtigen aber ge⸗ 
bräuchlichen Namens leicht auch bei einer Teſtamentserrichtung 
unterlaufen könne, daß hieraus aber bei anderweit vorhandener 
Sicherheit über die Perſönlichkeit des Erblaſſers oder der 
Zeugen ein Nichtigkeitsgrund nicht abgeleitet werden dürfe 
(vergl. Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung —, 
von Achilles, Gebhard, Spahn, Bd. V ©. 337). Indeſſen 
der allgemeine Grund der vorgenommenen Aenderung, die 
ebeuſo wie ihre Begründung in den weiteren geſetzgeberiſchen 
Stadien unwiderſprochen geblieben iſt, iſt doch das Beſtreben, 
der Ungültigkeit der Beurkundung von Teſtamenken thunlichſt 
vorzubeugen, und iſt daher für die Tragweite der Beſtimmung 
in § 2241 Nr. 2 überhaupt mit heranzuziehen. 

Was unter dem in § 2241 Nr. 2 gebrauchten Worte 
„Bezeichnung“ zu verſtehen, kann nach dem gewöhnlichen, hier 
maßgebenden Sprachgebrauche nicht zweifelhaft ſein; es werden 
Angaben erfordert, welche die Perſon des Erblaſſers und der 
Mitwirkenden, der letzteren zugleich nach der Art ihrer Mit- 
wirkung, genügend erkennbar machen. Müßte mit dem Land⸗ 
gericht, das unter Hinweis auf $ 2246 zutreffend annimmt, 
daß erſt durch die Unterſchriften der bei der Beurkundung des 
Teſtaments mitwirkenden Perſonen das Protokoll zum Abſchluß 
gelangt, weiter angenommen werden, daß, weil ſomit deren 
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Unterſchriften einen weſentlichen Beſtandtheil des Protokolls 
bilden, letzteres auch eine Bezeichnung der bei der Verhandlung 
mitwirkenden Perſonen im Siune des § 2241 Nr. 2 ſchon 
dann enthalte, wenn dieſe am Schluſſe mit Namen und Stand 
bezeichnet ſind, ſo würde im vorliegenden Falle dem geſetzlichen 
Erforderniſſe allerdings ſchon durch die Vollziehung des 
Protokolls ſeitens des Richters und des Gerichtsſchreibers genügt 
ſein. Indeſſen die hiergegen ſich ergebenden Zweifel, welche in 
der bei Beurkundungen rechtsgeſchäftlicher Erklärungen gebotenen 
Unterſcheidung zwiſchen dem eigentlichen Text der Urkunde, 
enthaltend insbeſondere die Erklärungen der Betheiligten 
(vergl. § 168 Satz 2 des gedachten Geſetzes vom 17. Mai 1898), 
und der Beurkundung der Urkundsperſonen, d. h. der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Perſonen, ihren Grund haben und 
von der Revifion — wie vorher ſchon von der Klägerin — 
geltend gemacht worden, ſind nicht ohne Weiteres von der Hand 
zu weiſen. Das Berufungsgericht läßt dieſe Bedenken dahin⸗ 
geſtellt, indem es für die Bedeutung der Vorſchrift, daß das 
Protokoll die „Bezeichnung“ der mitwirkenden Perſouen enthalten 
muß, deren Zweck für entſcheidend erachtet, der darin gefunden 
wird, daß durch die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen im 
Protokolle feſtgeſtellt werden ſolle, die Identität derjenigen Perſonen, 
welche bei Aufnahme des Protokolls mitgewirkt haben, mit 
denjenigen, welche das Protokoll unterſchrieben haben. Dieſer 
Zweck ſei aber durch die Faſſung des Teſtamentsprotokolls vom 
29. Marz 1901 erreicht. „Denn die Eingangs des Protokolls 
ſtehenden Worte ‚die unterzeichneten Gerichtsperſonen“ in Ver⸗ 
bindung mit den Unterſchriften“ — ſo wird ausgeführt — 
„laſſen keinen Zweifel darüber zu, daß das Protokoll von den⸗ 
jenigen Perſonen, welche es unterſchrieben haben, aufgenommen 
iſt . . .. Allerdings iſt der Klägerin darin zuzuſtimmen, daß, 
ſoweit das Protokoll ergiebt, die Unterſchriften der mitwirkenden 
Perſonen der Erblaſſerin nicht vorgeleſen worden ſind, daß 
ſonach wenigſtens nach dem Wortlaute des Protokolls die Erb⸗ 
lafſerin die Namen der mitwirkenden Gerichtsperſonen nicht 
kennen gelernt hat. Das Geſetz ſchreibt aber nirgends vor, 
daß das erforderlich ſei. Die Beſtimmung, daß das Protokoll 
die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen enthalten müſſe, 
iſt nicht deshalb gegeben, damit die Erblaſſerin dieſe dem 
Namen nach kennen lernt: Die Beſtimmung iſt vielmehr eine 
im öffentlichen Intereſſe gegebene Vorſchrift. Auch die in 
8 2234 des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthaltenen Ausſchließungs⸗ 
gründe für die mitwirkenden Gerichtsperſonen zwingen nicht zu 
dem Schluſſe, daß die Erblaſſerin dieſe dem Namen nach kennen 
lernen müſſe. Der Kreis derjenigen Perſonen, welche bei der 
Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken dürfen, iſt auf den 
Ehegatten des Erblaſſers und auf deſſen nächſte Verwandte 
oder Verſchwägerte beſchränkt. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
dieſe Perſonen dem Erblaſſer unbekannt find. Ohne daß es 
einer Erörterung der von den Parteien angeregten Fragen 
bedarf, in welchem Sinne in den §§ 2241, 2242, 2246 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs das Wort ‚Protokoll: gebraucht wird, 
ob das Geſetz, wovon die Klägerin ausgeht, eine ſcharfe 
Scheidung zwiſchen dem Protokoll einerſeits und dem Ver⸗ 
leſungsvermerk und den Unterſchriften andererſeits macht, ob 
die ‚Bezeichuung“ der bei der Verhandlung mitwirkenden 
Perſonen durch deren »Anterſchrift⸗ erſetzt werden kaun, war 


feſtzuſtellen, daß ſich in dem vorliegenden Protokoll aus ſeinem 
Zuſammenhange mit den Unterſchriften die Erfüllung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift ergiebt.“ Hiergegen richtet ſich die Revifion 
mit der Rüge der Verletzung des § 2241 Nr. 2 und dez 
§ 2242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Der letztere Paragraph, 
ſoweit er hier in Betracht kommt, lautet: 

„Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer 
genehmigt und von ihm eigenhändig unterſchrieben 
werden. Im Protokolle muß feſtgeſtellt werden, daß 
dies geſchehen iſt. Das Protokoll ſoll dem Erblaſſer 
auf Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werden 

Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen 
unterſchrieben werden.“ 

Nach der Auffaſſung der Revifion hat das Protokoll zunächst 
die den Erforderniſſen des § 2241 für ſich genügenden Angaben 
darzuſtellen, erſt dann könne den Erforderniſſen des § 2242, 
insbeſondere dem der Vorleſung des Protokolls mit dem in 
§ 2241 vorgeſehenen Inhalt, entſprochen werden. Der Zweck 
der Vorleſung der Bezeichnung der bei der Verhandlung mit- 
wirkenden Perſonen ſei auch der, daß der Erblaſſer erfahre, wer 
beurkunde. Deshalb unterſcheide das Geſetz auch das Erforderniß 
der „Bezeichnung“ der Urkundsperſonen in § 2241 Nr. 2 und 
ihrer Unterſchrift S 2242. Nur dieſe nuterſcheidung rechtfertige 
die Sonderung der in dieſen beiden Paragraphen enthaltenen 
Vorſchriften, anderenfalls hätte ihre Zuſammenfaſſung in einem 
Paragraphen nahe gelegen. — Die Ausführungen der Reviſion 
find nicht geeignet, der Auffaffung des Berufungsgerihts und 
der darauf gegründeten Schluß ⸗„Feſtſtellung“ den Boden zu 
entziehen. Das Berufungsgericht legt das entſcheidende Gewicht 
auf den Zuſammenhang des Protokolls mit den Unter 
ſchriften und bringt dadurch zum Ausdruck, daß nach den 
Eingangsworten des Protokolls „die unterzeichneten Gerichtz⸗ 
perſonen“ deren „Bezeichnung“ auch ſchon im Texte des 
Protokolls ſelbſt ſich findet. Das iſt aber durchaus zutreffend. 
Denn die der ſchließlichen beurkundenden Thätigkeit der mit- 
wirkenden Perſonen nothwendig vorhergehende Faſſung und 
Niederſchrift des Textes des Protokolls läßt klar erkennen, daß 
die demnächſt das Protokoll behufs der Beurkundung unter: 
zeichneuden Perſonen gerade diejenigen und nur diejenigen find, 
die bei der Verhandlung mitwirken. Durch die einen noth⸗ 
wendigen weſentlichen Beſtandtheil des Protokolls bildende 
unterſchriftliche Vollziehung deſſelben ſeitens der Urkundsperſonen 
wird daher die auf fie Bezug nehmende Bezeichnung der letzteren 
im Texte jo vervollſtändigt, daß über die Perſönlichkeit ber 
Urkundsperſonen volle Sicherheit vorhanden iſt. Dem teſtirenden 
Erblaſſer ſelbſt wird dieſe Bezeichnung bei der Verleſung des 
Protokolls zur Kenntniß gebracht, er weiß alſo, daß die ihm 
Gegenüberſtehenden auch die Urkundsperſonen find, und ist a. 
danach über deren Namen ſich, falls er ein Intereſſe daran hit, 
ſofort zu unterrichten umſomehr in der Lage, als ihm, gemät 
§ 2242 Abi. 1 Satz 3 das Protokoll auf fein Verlangen zur 
Durchſicht vorzulegen iſt, letzteres auch, gemäß § 2246, ven 
dem beurkundenden Richter oder Notar in Gegen 
wart des Erblaſſers mit dem Amtsfiegel verſchloſſn 
wird. Eine ſolche Verwerthung des Zuſammenhangk DI 
Protokolls iſt, bei der nothwendigen urkundlichen Eichel 
des Protokolls in jeinem ganzen Umfange einſchlieslih 
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der Unterſchrift der bei der Verhandlung mitwirkenden 
Perſonen unbedenklich, und läßt ſich dagegen insbeſondere daraus 
nichts entnehmen, daß die Beſtandtheile des Protokolls in zwei 
Paragraphen, im Anſchluß an den regelmäßigen Verlauf der 
Verhandlung nach dem eigentlichen Text und der formalen 
Beurkundung, geſondert abgehandelt find. Damit entfällt 
zugleich das weitere Argument der Reviſion, daß das Geſetz die 
„Bezeichnung“ der Urkundsperſon im Protokoll unabhängig von 
deren Unterſchrift verlange. Gegen die Auffaſſung der Reviſion 
ſpricht aber auch weſentlich die aus der Wahl des Ausdrucks 
„Bezeichnung“ ſtatt „Namen“ in § 2241 Nr. 2, wie oben 
dargelegt, nach der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift 
erkennbare Abſicht des Geſetzgebers, die Formungültigkeit eines 
Teſtaments thunlichſt abzuwenden. Die Revifion hat ſich dann 
für ihre Auffaſſung noch auf die Ausdrucksweiſe der Civil⸗ 
prozeßordnung in § 191 Nr. 2, 3 und 4 berufen, wo unter 
den Worten „Bezeichnung der Perſon“ doch nur die namentliche 
Bezeichnung nach dem Zwecke der Vorſchrift verftanden werden 
könne. Es handelt ſich dort um Erforderniſſe der Zuſtellungs⸗ 
urkunde und zwar um die Bezeichnung der Perſon, für welche 
oder an welche zugeſtellt werden ſoll oder welcher zugeſtellt iſt. 
Die in Betracht kommende Sachlage iſt alſo weſentlich ver⸗ 
ſchieden von der des vorliegenden Falles, wo die Bezeichnung 
der Urkundsperſonen in Frage ſteht. Es mag aber darauf hin- 
gewieſen werden, daß das Reichsgericht ſich in dem Urtheile vom 
1. Februar 1887 (Entſch. in Civilſachen Bd. 17 S. 411, 414) 
zu § 174 Nr. 2 — ält. Fafſſung — jetzt § 191 Nr. 2 — der 
Civilprozeßordnung bereits dahin ausgeſprochen hat, daß für 
dieſe Bezeichnung die Anwendung einer beſtimmten Ausdrucks ⸗ 
weiſe uicht vorgeſchrieben iſt und dem Erforderniſſe durch jeden 
Ausdruck Genüge geſchieht, welcher den Zweck deſſelben, den 
Zuſtellungsempfänger über die betreffende Perſon zu vergewiſſern, 
erfüllt hat oder doch in Anbetracht der dem Zuſtellungs⸗ 
empfänger bekannten Umſtände des Falles hätte erfüllen müſſen. 
Aus gleichem Grunde verſagt auch der weitere Hinweis der 
Reviſion auf die Beſtimmung in $ 313 Nr. 2 der Civilprozeß⸗ 
ordnung, wonach „das Urtheil die Namen der Richter, welche 
bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, enthält“ und in $ 315 
der Civilprozeßordnung, wonach das Urtheil von dieſen Richtern 
zu unterſchreiben iſt. Die Reoifion meint, es ſei doch aus⸗ 
geſchloſſen, eine Bezeichnung der Richter als rechtswirkſam in 
der Form zuzulaſſen, daß im Kopfe des Urtheils geſagt werde, 
daß die unterzeichneten Richter an der Entſcheidung Theil 
genommen. Weshalb einer derartigen Bezeichnung der er⸗ 
kennenden Richter die Rechtswirkſamkeit ſchlechthin abgeſprochen 
werden müßte, iſt von der Reviſion nicht weiter dargelegt; es 
erübrigt ſich aber auch hier ein Eingehen auf dieſe Frage, 
weil bei der Verſchiedenheit der Rechtsmaterien aus den oben⸗ 
gedachten Vorſchriften der Civilprozeßordnung für die Auslegung 
der in Rede ſtehenden Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs nichts zu entnehmen iſt. Nach alledem hat das DBe- 
rufungsgericht mit Recht angenommen, daß ſich in Fällen der 
vorliegenden Art aus dem Zuſammenhange des Protokolls mit 
den Unterſchriften die Erfüllung der Vorſchrift in § 2241 Nr. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt. Der bei Erläuterung 
des — in Abſ. 1 mit dem $ 2241 übereinſtimmenden — § 176 
des erwähnten Geſetzes vom 17. Mai 1898 vertretenen, auch 


von der Reviſion herangezogenen, abweichenden Meinung von 
Jaſtrow, Formularbuch und Notariatsrecht, 11. und 12. Aufl., 
Anmerkung 2a, b, 7c, und von Weißler, Kommentar, An⸗ 
merkung 4b, ſowie Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins, 
Jahrgang 1901 S. 127 —, kann nicht beigetreten werden. 
Die Anſicht von Rausnitz — das Reichsgeſetz über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, S. 561 unter 
10 —: daß die Bezeichnung der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen durch deren Aufführung im Texte erfolgen 
müſſe und die bloße Unterſchrift im Protokolle nicht genüge, 
ſteht der diesſeitigen Auffaſſung, welche den Zuſammenhang des 
Protokollinhalts mit den Unterſchriften in Betracht zieht, ebenſo⸗ 
wenig entgegen wie die von der Reviſion ebenfalls für ihre 
Anſicht in Bezug genommenen, die Auslegung des § 176 Abſ. 1 
des mehrgedachten Geſetzes vom 17. Mai 1898 betreffenden 
Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts in Hamm — Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte, Jahrgang 1900 S. 139 — 
und des Landgerichts in Königsberg — Juriſtiſche Monats- 
ſchrift für Poſen, Weſtpreußen und Oſtpreußen, Jahrgang 1900 
S. 131 —, da die den Gegenſtand dieſer Entſcheidungen 
bildenden Protokolle keine Bezugnahme im Texte auf die unter⸗ 
zeichneten Gerichtsperſonen enthielten. Eine Verletzung der 
§§ 2241 Nr. 2 und 2242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erachtet 
die Revifion aber auch ſchon um deshalb für vorliegend, weil 
nach der Faſſung des Protokolls vom 29. März 1901 nicht 
das Protokoll überhaupt, ſondern nur das darin enthaltene 
„Teſtament“ vorgeleſen worden ſei, und zwar auch nur der 
„Erblaſſerin“, nicht auch den Urkundsperſonen, was ebenfalls 
geboten geweſen ſei. Indeſſen offenfichtlich iſt mit dem in dem 
Verleſungsvermerke gebrauchten Worte „Teſtament“ der ganze 
bis zum Akte der Vorleſung abgefaßte Theil des Protokolls, 
einſchließlich eines etwaigen formularmäßigen Vordrucks gemeint, 
und mit der Vorleſung für die Erblaſſerin vollzog ſich von 
ſelbſt auch die Vorleſung für die dabei nothwendig gegen⸗ 
wärtigen — § 2239 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — und mit⸗ 
wirkenden Gerichtsperſonen. Damit erledigt ſich zugleich das 
weitere hier geltend gemachte Bedenken der Reviſion, daß, da 
nur die Vorleſung des „Teſtaments“ erfolgt ſei, keinesfalls der 
Erblaſſerin die erſt aus dem Zuſammenhange des Protokolls 
mit den Unterſchriften ſich ergebende Bezeichnung der Urkunds⸗ 
perſonen der Erblaſſerin mit vorgeleſen und ihr ſo zur Kenntniß 
gebracht ſei. 


— — ö v— 


Zu § 30 Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Beſchluß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Böhm 
u. Co. Liqu. vom 16. Dezember 1901, B Nr. 80/1901. 
II. J. O. L. G. Jeua. 

Die offene Handelsgeſellſchaft Robert Böhm u. Co. in 
Coburg befindet ſich ſeit 1898 in Liquidation. 

Liquidator iſt kraft Beſtellung der drei Geſellſchafter der 
Kaufmann Birnſtiel zu Coburg. Der Geſellſchafter Preuß hat 
mittels Eingabe vom 24. Juli 1901 beim Amtsgericht zu 
Coburg die Abberufung des Liquidators beantragt. Das Amts⸗ 
gericht hat durch Beſchluß vom 4. September 1901 dieſen An- 
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trag abgelehnt. Preuß hat Beſchwerde erhoben, dieſe iſt aber 
durch Beſchluß der II. Civilkammer des Landgerichts zu Mei⸗ 
ningen vom 3. Oktober 1901 als unbegründet abgewieſen. Auf 
die weitere Beſchwerde des Preuß hat der I. Civilſenat des ge⸗ 
meinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichts zu Jena unterm 
21. November 1901 beſchloſſen, die Sache in Gemäßheit des 
§ 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit dem Reichsgerichte vorzulegen. 

Das Oberlandesgericht führt aus, daß ſeiner Anſicht nach 
zufolge § 30 Abſ. 1 Satz 2 des angeführten Geſetzes die 
II. Civilkammer des Landgerichts Meiningen nicht befugt ge⸗ 
weſen ſei, über die Beſchwerde zu befinden, daß hierzu vielmehr 
ausſchließlich die beim Landgerichte Meiningen für den Bezirk 
des Herzogthums Coburg gebildete Kammer für Handelsſachen 
zu Coburg berufen geweſen ſei. Dieſer Umſtand aber müſſe 
nach § 27 des angeführten Geſetzes in Verbindung mit Civil⸗ 
prozeßordnung § 551 Ziffer 1 dahin führen, daß die Entſchei⸗ 
dung der II. Civilkammer, weil auf Geſetzesverletzung beruhend, 
ohne Prüfung der materiellen Rechtslage aufzuheben und die 
Sache an die Kammer für Handelsſachen zu Coburg behufs 
anderweiter Entſcheidung über die Beſchwerde zurückzuverweiſen 
ſei. Demgemäß zu beſchließen aber ſehe ſich das Oberlandes⸗ 
gericht durch § 28 des Geſetzes über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit gehindert, weil das Königlich Württembergiſche Ober⸗ 
landesgericht in Stuttgart am 27. April 1900 (Mugdan, 
Rechtſprechungen der Oberlandesgerichte Bd. I S. 57) den gegen- 
theiligen Standpunkt eingenommen und ausgeſprochen habe, 
daß die Beſtimmung des § 30 nur die Bedeutung einer Ge⸗ 
ſchäftsordnungsvorſchrift habe, ſo daß ihre Nichteinhaltung nur 
dann zur Aufhebung der getroffenen Beſchwerde⸗Entſcheidung 
führen könne, wenn ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
Geſetzesverletzung und der Entſcheidung vorliege, d. h. wenn an. 
zunehmen ſei, daß die Entſcheidung bei der Kammer für Handels- 
ſachen anders ausgefallen ſein würde, wie bei der Civilkammer. 
Das Reichsgericht hat den Beſchluß des Landgerichts Meiningen 
aufgehoben und die Sache an das Beſchwerdegericht zur ander- 
weiten Entſcheidung durch die Kammer für Handelsſachen des 
Landgerichts zu Coburg zurückgewieſen. 


Gründe. 

Das Reichsgericht hat zu der erwähnten Streitfrage bereits 
in ſeinem Beſchluſſe vom 16. Februar 1901 (Bs. I 13/1901) 
auf Grund eines vom Großherzoglich Heſſiſchen Oberlaudes— 
gerichte zu Darmſtadt gegen die erwähnte Eutſcheidung des 
Königlich Württembergiſchen Oberlandesgerichts zu Stuttgart 
erhobenen Konflikte Stellung genommen und ſie — wenn auch 
mit einer anderen, nicht auf Civilprozeßordnung § 551 Nr. 1, 
ſondern auf § 551 Nr. 4 geſtützten Begründung — in dem 
Sinne entſchieden, den das Oberlandesgericht zu Jena für richtig 
erachtet. Der Beſchluß, der zur Zeit in den „Eutſcheidungen 
des Reichsgerichts in Civilſachen“ noch nicht veröffentlicht iſt, 
findet ſich abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 
1901 S. 200. 

Es genügt hier auf die ausführliche Begründung dieſes 
Beſchluſſes zu verweiſen. Ein Grund, von der dort angenom— 
menen Anſicht abzugehen, beſteht nicht. Der vorliegende Fall 
unterſcheidet ſich von dem damaligen nur dadurch, daß hier eine 


andere „Handelsſache“ im Sinne des 7. Abſchnittes des Geſetzed 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vorliegt — was gleichgültig 
iſt — und dadurch, daß damals die weitere Beſchwerde des Be. 
theiligten ausdrücklich darauf gegründet war, daß über die erfte 
Beſchwerde von einem unzuſtändigen Gerichte erkannt worden 
ſei. Eine ſolche Rüge liegt hier nicht vor. Indeß ergiebt ſich 
aus der Begründung des früheren Beſchluſſes unmittelbar die 
Folgerung, daß ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des 9 30 
Abſ. 1 Satz 1 von Amtswegen zu berückſichtigen iſt. 


Zu Art. 1, 731, 170 Einf. Gef. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. in S. Tauſcher 
c. Beſtmaun vom 13. November 1901, Nr. 228/1901 J. 


II. J. O. L. G. Dresden. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Es handelt ſich um ein Vertragsverhältniß, das vor dem 
1. Januar 1900 und zwiſchen Parteien, von denen die eine 
im Gebiete des früheren gemeinen Rechts, die andere im Gebiet 
des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs ihren Wohnſitz hatte, 
begründet worden iſt. Aus der Beſtimmung in Artikel 170 
des Einführungsgeſetzes des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbucht 
folgt, daß für dieſen Thatbeſtand die entſcheidenden Normen 
nicht dem am 1. Januar 1900 in Geltung getretenen neuen 
Recht zu entnehmen waren, und daß insbeſondere auch darüber 
nach bisherigem Recht zu entſcheiden war, welchem der bi 
herigen Rechte, ſoweit nicht Handelsrecht in Betracht kam, das 
ſtreitige Rechtsverhältniß unterliege. Denn wenn das Ein- 
führungsgeſetz zum Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche im 
Artikel 1 beſtimmt, daß das Bürgerliche Geſetzbuch am 1. Januar 
1900 in Kraft trete, und demnächſt ſeinerſeits in den Artikeln 
bis 31 neue Vorſchriften über die örtlichen Anwendungsgrenzen 
der Rechtsſätze giebt, jo müſſen überall, wo in den ſpiter 
folgenden Uebergangsvorſchriften, „die bisherigen Geſetze“ für 
maßgebend erklärt werden, unter dieſen nicht nur die duch die 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs erſetzten bisherigen 
Privatrechtsnormen, ſondern auch die bisherigen örtlichen An 
wendungsnormen verſtanden werden, gleichviel, ob man der 
Meinung ift, daß Normen der letzteren Art, von denen nicht 
zweifelhaft ſein kann, daß fie keinenfalls zum Prozeßrecht ge 
hören, einen Beſtandtheil des Privatrechts bilden, oder nicht 
Daß der Geſetzgeber den Vorſchriften der Artikel 7—31 rü 
wirkende Kraft hat beilegen wollen, iſt um fo weniger anz 
nehmen, als jede Aenderung einer örtlichen Anwendungsnem 
mittelbar eine Aenderung des von ihr betroffenen Privateeäii 
bewirkt, ſofern nicht zufällig zwiſchen dem nach der alten un 
dem nach der neuen Auwendungsnorm maßgebenden Recht inhalt 
liche Uebereinſtimmung beſteht, während doch bei einer Aenderung 
des Privatrechts die Vermuthung dafür ſpricht, daß früher mt 
ſtandene Rechtsverhältniſſe von ihr nicht berührt werden jolln. 
Hinzukommt, daß von den Beſtimmungen der Artikel 731 
des Einführungsgeſetzes die Mehrzahl fich ihrer Fafſung nach 
nur auf das Verhältniß des deutſchen zum ausländiſchen Recht 
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bezieht, und deshalb iſt auch die Anficht, daß feit dem 1. Januar 
1900 über Fälle einer örtlichen Kolliſion von Rechtsſätzen ſtets 
nach dem neuen Recht zu entſcheiden ſei, nur mit der Ein⸗ 
ſchränkung vertreten worden, daß dies nur gelte für die Be⸗ 
antwortung der Frage, ob deutſches oder ausländiſches Recht 
zur Anwendung komme (Niedner in der Zeitſchrift „Das 
Recht“, Jahrgang 1900 S. 250 ff.), wogegen für die hier ver⸗ 
tretene Anſicht ſich ausgeſprochen haben: Habicht, Einwirkung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf zuvor entitandene Rechts⸗ 
verhältniſſe, 2. Auflage S. 37 ff., derſelbe in der genannten 
Zeitſchrift Jahrgang 1900 S. 405 ff., Zitelmann in 
Iherings Jahrbuch Bd. 43 S. 189 ff., Kipp in Windſcheid⸗ 
Kipp, Lehrbuch des Pandektenrechts, Schlußaunmerkung zu § 35 
und Planck, Kommentar, Vorbemerkung 5 zum vierten Ab⸗ 
ſchnitt des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Aufrechnung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Döppen⸗ 


ſchmidt e. Hoſeus Nachf. vom 3. Dezember 1901, 
Nr. 411/1901 III. 


II. J. O. L. G. Frankfurt a. M. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 


Der Beklagte hat ein Kompenſations- und Retentionsrecht 
auf Grund von Gegenforderungen geltend gemacht, die 
ihm theils bei Lebzeiten der Verſtorbenen an dieſelbe, theils nach 
deren Ableben in der Zeit bis zum Jahre 1899 an deren 
Nachlaß erwachſen ſeien. Die Vorinſtanzen haben von dieſen 
Gegenforderungen, welche in dem zweitinſtanzlichen That⸗ 
beſtande mit zuſammen 4 683,85 Mark aufgeführt find, 
einen vom Kläger anerkannten Betrag von 668,60 Mark an 
dem vom Beklagten herauszuzahlenden Baarbetrag in Abzug 
gebracht, im Uebrigen aber jene Gegenforderungen unberück⸗ 
ſichtigt gelaſſen, weil der Beklagte weder damit kompenſiren noch 
darauf hin retiniren könne, denn dies ſei gegenüber dem An⸗ 
ſpruche auf die Schmuckgegenſtände wegen Ungleichartigkeit der 
Forderungen und wegen mangelnder Konnexität nach altem wie 
nach neuem Recht unzuläſſig, gegenüber dem Anſpruche auf die 
Werthpapiere und auf die Baarſumme von 1 798,54 Mark 
aber jedenfalls nach altem Recht aus dem Grunde nicht ſtatthaft, 
weil dieſe Poſten auf Grund eines Verwahrungsvertrages 
(depositum irregulare) in die Hände des Beklagten gelangt ſeien. 
Nach dem vom Berufungsrichter hier zunächſt zur Anwendung 
gebrachten bisherigen (gemeinen) Rechte iſt dieſe Auffaſſung nicht 
zu beanſtanden. Die Reviſion macht aber geltend, daß die 
Aufrechnung, wie auch ein ſonſtiges Erfüllungsgeſchäft, welches 
an ein vor dem 1. Januar 1900 entſtandenes Schuldverhältniß 
nach dieſer Zeit von außen herantrete, nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche zu beurtheilen, nach dieſem aber jedenfalls gegen⸗ 
über dem auf das depositum irregulare gegründeten An⸗ 
ſpruche nicht ausgeſchloſſen ſei. | 

Dieſer Angriff kann nicht als begründet anerkannt werden. 


Allerdings beſtimmt ſich, wie auch der VI. Civilſenat des 
Reichsgerichts in der von der Revifion angeführten Entſcheidung 
vom 16. September 1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 
S. 734) ausgeſprochen hat, die Aufrechnung ſowohl in An- 
ſehung der Vorausſetzungen ihrer Zuläſſigkeit, als in Anſehung 
der Art, wie ſie erfolgt und der Wirkungen, welche ſie hat, von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ab nach deſſen 
Vorſchriften; dies aber doch nur inſoweit, als ſich nicht aus der 
allgemeinen Regel des Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, wonach für ein vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenes Schuldverhältniß die 
bisherigen Geſetze maßgebend bleiben, eine Abweichung ergiebt. 
Eine ſolche liegt aber hier vor. Denn der fragliche Klage⸗ 
anſpruch aus dem Verwahrungsvertrage, gegen welchen der Be⸗ 
klagte aufrechnen will, iſt bereits im Jahre 1895 entſtanden 
und zwar nach der damaligen Geſetzesvorſchrift mit dem Rechte, 
daß ihm gegenüber die Aufrechnung ausgeſchloſſen war. Mit 
dieſem Rechte beſteht der gedachte Anſpruch nach dem ange⸗ 
führten Art. 170 auch ferner fort und kann daher um ſo 
weniger durch Aufrechnung mit den erwähnten Gegenforderungen 
des Beklagten beſeitigt werden, als dieſe nach dem Vorbringen 
deſſelben bis zum Jahre 1899 entſtanden, alſo ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Klageanſpruch 
gegenüber getreten ſind (vergl. § 389 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs). Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welches 
allerdings die Aufrechnung gegen einen Anſpruch aus dem Ver⸗ 
wahrungsvertrage nicht ausſchließt, kommen hiernach, wie bereits 
die Vorinſtanz unter Berufung auf Habicht, Einwirkung ꝛc. 
2. Auflage S. 187 und ebenſo der Reviſionsbeklagte angedeutet 
hat, im gegenwärtigen Falle nicht zur Anwendung. 


Zu 8$ 181, 189 Einf. Gef. zum B. G. B. 
SS 985, 1004 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Stadt⸗ 
gemeinde Freiburg c. Grether vom 10. Dezember 1901, 
Nr. 296/1901 II. 


II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Koſten der beklagten Stadt 
aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der Revifion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 

Der Berufungsrichter iſt bei der rechtlichen Beurtheilung 
zwar zutreffend davon ausgegangen, daß, da zur Zeit der Ver⸗ 
kündung ſeines Urtheils das Grundbuch für die Stadtgemeinde 
Freiburg noch nicht als angelegt erklärt war, nach Artikel 189 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die 
Frage des Eigenthumserwerbes das bisherige Recht maßgebend 
geblieben ſei, daß dagegen nach Artikel 181 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für den Inhalt des Eigen⸗ 
thums das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches zur Anwendung 
komme. Rechtsirrig ſind aber deſſen weitere Ausführungen, daß 
das von ihm entſchiedene Begehren des Klägers als negatoriſche 
Feſtſtellungsklage aus § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu 
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beurtheilen ſei. Der hier in Betracht kommende Antrag, „die 
Beklagte zu verurtheilen, das Eigenthum des Klägers an⸗ 
zuerkennen“, ſtellt fich vielmehr als eine — bisheriger Uebung 
entſprechend — wenig korrekt gefaßte Eigenthumsfeſt⸗ 
ſtellungsklage dar. Es kann aber einem Bedenken nicht 
unterliegen, daß nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außer der ordentlichen Eigenthumsklage aus § 985 und der 
negatoriſchen Klage aus § 1004 noch die Eigenthumsfeſtſtellungs⸗ 
klage beſtehe, welche ihre geſetzliche Grundlage in § 256 der 
Civilprozeßordnung hat. Sie ift zwar im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch nicht ausdrücklich erwähnt; die Motive zum erſten Entwurf 
— zu 8 929 (jetzt § 985) Bd. III, S. 396 — ſetzen jedoch 
deren Zuläſſigkeit, wenn das Feſtſtellungsintereſſe im Sinne des 
§ 256 der Civilprozeßordnung gegeben iſt, als ſelbſtverſtändlich 
voraus. Im Uebrigen kann den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
richters in zureichender Weiſe entnommen werden, daß das 
rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des Eigen⸗ 
thums an der hier ſtreitigen Fläche gegeben war; es hätte daher 
die bezeichnete irrthümliche Auffaſſung des Berufungsrichters über 
die rechtliche Natur des von ihm entſchiedenen Begehrens keinen 
Anlaß zur Aenderung oder Aufhebung ſeines Urtheils gegeben. 
— Die Aufhebung iſt aus anderen Gründen erfolgt. 


Zu den S$ 131, 157, 565 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Feiner 
c. Ringling vom 6. Dezember 1901, Nr. 302/1901 III. 


II. J. O. L. G. Stettin. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Berufungsrichter geht bei feiner Entſcheidung davon aus, 
es ſei dem Beklagten, als Vermiether, dadurch, daß der Kläger, 
als Miether, die am 1. April 1901 fällige (voraus zahlbare) 
Miethzinsrate von 166,67 Mark nicht rechtzeitig, d. h. binnen 
drei Tagen nach Fälligkeit bezahlt habe, nach § 1 Abſ. 2 des 
Miethvertrages vom 19. März 1901 das Recht, den Vertrag 
mit dreitägiger Kündigungsfriſt zu kündigen, zwar erwachſen, 
dieſes Recht aber durch nicht rechtzeitige Ausübung deſſelben 
wieder verloren gegangen. 

Dieſe letztere Annahme ſtützt die Vorinſtanz auf zwei 
Momente. 

Zunächſt auf die erwähnte Beſtimmung in § 1 Abſ. 2 des 
Vertrages. Nach dieſer habe der Beklagte nur mit dreitägiger 
Kündigungsfriſt, d. h. innerhalb drei Tagen, nachdem er 
das Kündigungsrecht erlangt hatte, alſo an ſich bis zum 
Ablauf des 7. April, wegen des mit dieſem Tage eingetretenen 
Oſterfeſtes aber bis zum Ablauf des 9. April, kündigen dürfen; 
die erſt am 13. April erfolgte Kündigung ſei mithin nach dem 
Vertrage verſpätet und unwirkſam. 

Mit Recht wendet ſich die Reviſion gegen dieſen erſten 
Grund. Denn die Vorinſtanz verkennt hier den Rechtsbegriff der 
„Kündigungsfriſt“, wie er fi aus §§ 542, 544, 545, 553, 554 
und namentlich aus § 556 des hier anwendbaren Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ergiebt und auch in dem vorliegenden Vertrage zu 
Grunde gelegt iſt. Denn unter Kündigungsfriſt im Sinne des 


Geſetzes (zu unterſcheiden von der dem Miether nach Schluß des 
Vertragsverhältniſſes zu gewährenden Räumungsfriſt Artikel 93 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche) iſt bie 
jenige Friſt zu verſtehen, welche zwiſchen der Erklärung der 
Kündigung und dem damit beabſichtigten Schluß des Vertrags. 
verhältniſſes einzuhalten iſt, nicht aber, wie die Vorinitan; 
meint, die Friſt zwiſchen dem Eintritt des Kündigungsgrunder 
und der Erklärung der Kündigung. 

Es kann indeſſen dieſer Rechtsirrthum zu einer Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils nicht führen, da daſſelbe durch den 
zweiten, vom Berufungsgericht dargelegten Grund getragen 
wird, in welchem ein Rechtsverſtoß nicht zu finden und auch 
von der Reviſion nicht nachgewieſen iſt. 

Der Berufungsrichter hat nämlich den vorliegenden Vertrag 
gemäß §§ 133, 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte dahin auf- 
gefaßt, daß das dem Vermiether darin eingeräumte Kündigungs 
recht nicht zu einem in die Willkür des Vermiethers geſtelten, 
unbegrenzten Schwebezuſtand führen dürfe, vielmehr innerhald 
eines Zeitraumes, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zur Uebermittelung der Kündigung an den Miether ausreiche, 
auszuüben ſei, in dieſer Beziehung im gegenwärtigen Falle, wo 
beide Theile Geſchäftsleute und in demſelben Hauſe wohnhaft 
ſeien, die Zeit bis zum 10. April, nach Ablauf des Oſterfeſtes, 
genügte und der Beklagte, da er dieſe Friſt nicht eingehalten, 
damit ſtillſchweigend ſich für die Fortſetzung des Mieht- 
verhältniſſes entſchieden und auf fein Kündigungsrecht ver⸗ 
zichtet habe. 

Der rechtliche Ausgangspunkt dieſer Erwägung, die Bezug ⸗ 
nahme auf eine nach Treu und Glauben einzuhaltende Friſt für 
die Kundgebung der Kündigung, entſpricht ebenſo der früheren 
Rechtſprechung des Preußiſchen Obertribunals, Striethorſt Archi 
Bd. 62 S. 187, Bd. 91 S. 88 und des Reichsgerichts, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 272, 1898 S. 111, wie namentlich den 
angeführten Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche 
an der früheren Rechtslage hier nichts Weſentliches geändert 
haben. Die weitere Ausführung aber, daß zur Uebermittelung 
der Kündigung im vorliegenden Falle die Zeit bis zum 10. April 
genügt und der Vermiether durch Nichteinhaltung derſelben auf 
ſein Kündigungsrecht ſtillſchweigend verzichtet habe, liegt auf dem 
der Reviſion entzogenen thatſächlichen Gebiete. 

Die Revifion hat zwar im Eingang ihrer Ausführungen 
geltend gemacht, daß dem Beklagten ſein Kündigungsrecht bis 
zum 13. April gewahrt geblieben ſei, da der Beklagte erſt an 
dieſem Tage, nach Empfang des Kündigungsſchreibens, die am 
1. April fällig geweſene Miethzinsrate bezahlt, bis dahin aber 
ſich mit derſelben fortdauernd im Verzug befunden hake. 
Allein durch einen ſolchen Verzug wird, wie auch in der an. 
gezogenen früheren Rechtſprechung angenommen wurde, die von 
dem Berufungsrichter feſtgeſtellte Verpflichtung des Vermietherd, 
dem Miether innerhalb angemeſſener Friſt feine Entſchließung 
wegen Aufhebung des Miethverhältniſſes kund zu geben und die 
an die Verſäumniß dieſer Friſt geknüpfte thatſächliche Annahme 
eines Verzichts nicht beſeitigt; insbeſondere iſt letzterer hier 
allgemein und auch für den Fall der fortdauernden Nichtzahlung 
des Miethzinſes feſtgeſtellt worden. 
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Zu den SS 434, 439 B. G. B. 
Rechtliche Natur der preußiſchen Ablöſungsrenten. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Steffens 
c. Kronheim vom 11. Dezember 1901, Nr. 283/1901 V. 


II. J. O. L. G. Marienwerder. 
Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Revifion war der Erfolg zu verſagen. 

Der Verkäufer eines Grundſtücks hat dieſes dem Käufer 
frei von allen Rechten zu verſchaffen, die gegen ihn von Dritten 
geltend gemacht werden können (Bürgerliches Geſetzbuch § 434). 
Nur für die Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben 
und von anderen öffentlichen Laſten, die zur Eintragung in das 
Grundbuch nicht geeignet find, haftet er nicht (Bürgerliches 
Geſetzbuch § 436). Dabei hat die Landesgeſetzgebung zu be⸗ 
ſtimmen, welche Abgaben oder Laſten als öffentliche anzuſehen 
und welche öffentliche Laſten zur Eintragung in das Grundbuch 
ungeeignet ſind (Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Artikel 55). Nun enthält das hier in Betracht kommende preu⸗ 
ßiſche Landesrecht keine Beſtimmung, durch welche die Haftbar⸗ 
keit des Verkäufers eines Grundſtücks für die auf demſelben 
laſtenden, an die Rentenbanken zu zahlenden Ablöſungsrenten 
dadurch aufgehoben iſt, daß dieſe zu öffentlichen Abgaben oder 
Laſten erklärt oder ihnen gleichgeſtellt worden ſind. Durch den 
ſie begründenden privatrechtlichen Vertrag zwiſchen dem Renten⸗ 
pflichtigen und der Rentenbank wird die Ablöſungsrente an ſich 
eine privatrechtliche Laſt, und zwar auch dann, wenn die durch 
fie abgelöſte Reallaſt öffentlich rechtlicher Natur war (Entſch. 
des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 44 S. 243). Das preu⸗ 
ßiſche Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung behandelt dem⸗ 
gemäß in Artikel 12 die Rentenbankrenten gegenſätzlich zu den 
öffentlichen Laſten des Grundſtücks in Artikel 11 daſelbſt. Das 
preußiſche Ausführungsgeſetz zum Zwangsverſteigerungsgeſetze 
ſtellt allerdings die an die Rentenbankrenten abgetretene Rente 
den öffentlichen Laſten eines Grundſtücks gleich, aber nur in 
Anſehung des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
im Zwangsverſteigerungsverfahren und nicht allgemein. Für den 
öffentlichen Charakter der Ablöſungsrente kann ſich auf dieſes 
Geſetz auch deshalb nicht bezogen werden, weil ſeine Aufzählung 
der öffentlichen Laſten und der gemeinen Laſten in ſeinen Ar⸗ 
tikeln 1 und 2 nach dem Eingange des Artikels 1 überhaupt 
nur für die Vorſchriften des Geſetzes über die Zwangsserſteige⸗ 
rung vom 24. März 1897 Bedeutung hat. Demgemäß kann 
bei dem Mangel einer landesgeſetzlichen Vorſchrift die Renten⸗ 
bankrente zu den öffentlichen Laſten auch dann nicht gerechnet 
werden, wenn fie an die Stelle einer öffentlich rechtlichen Real⸗ 
laſt getreten iſt. Es kann deshalb die Richtigkeit der in der 
Reviſionsbegründung aufgeſtellten Behauptung dahingeſtellt blei⸗ 
ben, daß die urſprünglich auf dem Gute Groß⸗Golmkau laſtenden 
Verpflichtungen in Weſtpreußen allgemein den Gütern der Kirchen 
und Pfarren gegenüber oblagen. 

Aber auch wenn die Rentenbankrenten landesrechtlich als 
öffentliche Laſten anzuſehen wären, ſo würden ſie nicht zu den 
nach § 436 Bürgerlichen Geſetzbuchs von der Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers ausgenommenen Laſten gehören, weil ſie 
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nicht zur Eintragung in das Grundbuch ungeeignet ſind. Die 
Beſtimmung darüber, welche einer öffentlichen Anſtalt in Folge 
der Ablöſung von Reallaſten zuſtehenden Ablöſungsrenten zu 
ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen, 
iſt der Landesgeſetzgebung gleichfalls vorbehalten (Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch Artikel 114). Nun ſind nach 
Artikel 11 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur Grundbuch- 
ordnung nur die öffentlichen Laſten des Grundſtücks, die bei der 
Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung den Rechten 
an dem Grundſtück im Range vorgehen, von der Eintragung 
in das Grundbuch ausgeſchloſſen, dagegen können die Renten⸗ 
bankrenten zufolge Artikels 12 des angezogenen Geſetzes nach 
Maßgabe des § 18 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 
in das Grundbuch eingetragen werden. Darnach aber iſt ihre 
Eintragung allgemein zuläſſig und ſie ſollen ſogar eingetragen 
werden, wenn die Renten an die Stelle eingetragener Reallaſten 
getreten ſind. Sie bedürfen allerdings zur Erhaltung ihrer 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
der Eintragung nicht. Aber dieſe Befreiung vom Eintragungs⸗ 
zwang iſt nicht wegen ihrer Gleichſtellung mit den Steuern, 
wie die Reviſion irrig annimmt, ſondern aus dem Grunde zu⸗ 
gelaſſen, weil den Rentenbanken eine größere Sicherheit gewährt 
werden ſollte. Die Rentenbankrenten unterſcheiden ſich mithin 
von den im Bürgerlichen Geſetzbuche § 436 bezeichneten Laſten 
jedenfalls dadurch, daß ſie zur Eintragung in das Grundbuch 
geeignet ſind, weshalb ſie jenen Laſten nicht gleichgeſtellt werden 
können. Dem Berufungsurtheile war daher beizutreten. 

Der Beklagte haftet dem Kläger gemäß §§ 434, 439 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Ablöſungsrente, wenn dieſer 
ſie nicht gekannt hat. Die Feſtſtellung der Unkenntniß iſt durch 
die Ableiſtung des dem Kläger in dem erſtinſtanzlichen Urtheil 
auferlegten Eides bedingt. 


Zu $ 1004 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Zucker⸗ 
fabrik Nordgermersleben c. Helmitorf vom 11. De- 
zember 1901, Nr. 286/1901 V. 


II. J. O. L. G. Naumburg a. S. 
Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der erkennende Senat hält an dem ſchon in ſeinem Urtheile 
V. 154/1901 vom 10. Juli 1901 ausgeſprochenen Rechtsſatze 
feſt, daß bei an ſich begründeter Klageſtellung wegen beläſtigender 
Zuführungen nach Herſtellung abhelfender Einrichtungen während 
des Rechtsſtreits eine Verurtheilung nur dann ausgeſchloſſen iſt, 
wenn eine Beſeitigung oder Nichtbenügung dieſer Einrichtungen 
als unmöglich erſcheint und überhaupt nicht mehr in Frage 
kommen kann. Dieſer Rechtsſatz ergiebt ſich insbeſondere auch 
aus dem § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, der die Klage 
auch wegen Beſorgniß weiterer Beeinträchtigungen zuläßt und 
aus der Erwägung, daß die Negatorienklage nicht bloß vor⸗ 
übergehenden, ſondern dauernden Schutz namentlich auch in 
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Fällen, wie der gegebene, wo ſich die Beeinträchtigungsgefahr 
von ſelbſt aus einer ſtändigen Anlage der Beklagten ergiebt, 
und wo ſchon erhebliche Eingriffe in fremde Eigenthumsrechte 
früher vorgekommen find, gewähren will. 

Daß ſolche Eingriffe künftig gänzlich ausgeſchloſſen ſind, 
hat jedenfalls der Beklagte zu beweiſen; in vorliegender Sache 
hat die Beklagte einen ſolchen Beweis nach den einwandfreien 
Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht geführt. 

In der mündlichen Verhandlung iſt noch der weitere Re⸗ 
viſionsangriff erhoben worden, daß mit Unrecht die Beklagte zu 
Schadenserſatzleiſtung verurtheilt worden ſei, während ein ſolcher 
Ausſpruch doch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ohne aus⸗ 
drückliche Feſtſtellung eines Verſchuldens nicht zuläſſig ſei und 
insbeſondere für etwaige künftige Fälle der Bachverunreinigung 
ein Verſchulden der Beklagten im Voraus unmöglich feſtgeſtellt 
werden könne. 

Dieſer Angriff erledigt ſich dadurch, daß die Vorderrichter 
dem Klageantrage 3 auf Feſtſtellung der Verpflichtung der Be⸗ 
klagten zum Erſatz des aus Zuwiderhandlungen erwachſenden 
Schadens ſelbſtverſtändlich nur in dem Sinne ſtattgegeben haben, 
daß ſchuldhafte Zuwiderhandlungen vorliegen müſſen. Solche 
nimmt aber der Berufungsrichter ſeit Beginn des Rechtsſtreits 
deshalb im Allgemeinen als gegeben an, weil wie er ſich aus⸗ 
drückt, „die Beklagte durch die Klage ins Unrecht verſetzt 
worden iſt“. 

In dieſem Ausſpruch kann ein Rechtsverſtoß und ins⸗ 
beſondere auch ein unzuläſſiges Vorgreifen in etwaige künftige 
Schadenserſatzforderungsklagen nicht gefunden werden. 

Vergl. Urtheil des V. Civilſenats des Reichsgerichts 
V. 314/1893 vom 13. Januar 1894, abgedruckt bei 
Gruchot Bd. XXXVIII S. 712; 

Urtheil des VII. Civilſenats des Reichsgerichts 
VII. 266/1900 vom 18. Dezember 1900, abgedruckt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1901 S. 18 Nr. 27. 


Zu § 1023 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Rack 
c. Dymek vom 3. Dezember 1901, Nr. 248/1901 VII. 


II. J. O. L. G. Breslau. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Klage ſtützt ſich ausſchließlich auf den § 1023 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, welcher, wenn die jeweilige Ausübung 
einer Grunddienſtbarkeit auf einen Theil des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks ſich beſchränkt, dem Eigenthümer des letzteren das Recht 
giebt, die Verlegung auf eine andere, für den Berechtigten ebenſo 
geeignete Stelle zu verlangen, wenn die Ausübung an der bis⸗ 
herigen Stelle für ihn beſonders beſchwerlich iſt. Es fragt ſich, 
was in dieſer Geſetzesbeſtimmung unter einer „anderen Stelle“ 
verſtanden iſt: ob nur ein anderer Theil des belaſteten Grund— 
ſtücks, oder auch ein anderes, bisher mit der Dienſtbarkeit über⸗ 
haupt nicht belaſtetes Grundſtück. Mit dem Berufungsrichter 
iſt anzunehmen, daß ſich die Verlegung der Ausübung der 


Dienſtbarkeit auf ein anderes Grundſtück aus dem § 1023 


Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht herleiten läßt. Dieſer Sinn des 
Geſetzes ergiebt ſich mit Sicherheit aus den Verhandlungen der 
II. Kommiſſion (Protokolle S. 3912 ff.). Auch die Kommentare 
und die ſyſtematiſchen Darſtellungen des Sachenrechts des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſprechen ſich faſt alle in dieſem Sinne aus. 


Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. K. c. K. 
vom 18. November 1901, Nr. 235/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Naumburg a. S. 


In den Vorinſtanzen iſt die Scheidungsklage wegen Trunk⸗ 
ſucht der Beklagten zugeſprochen, ihre Widerklage wegen 
Beleidigung abgewieſen. Die Revifion iſt zur Klage zurüd- 
gewieſen. Zur Widerklage iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
nnd die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Zur Klage. 

Zu Unrecht macht die Reviſionsklägerin geltend, daß 
Trunkenheit vom Standpunkt des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
kein CEheſchei dungsgrund ſei. Die Scheidungsgründe des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs begreifen nicht bloß ein 
Verhalten, welches zufolge Verletzung der in dem ehelichen 
Verhältniſſe begründeten Rechtspflichten die Zerrüttung der 
Ehe herbeizuführen geeignet iſt. Auch ehrloſes und unjitt- 
liches Verhalten zählt hierher, und hierzu iſt unbedenklich 
ein Verhalten zu rechnen, welches im Widerſpruche mit den 
ſittlichen Anforderungen der Ehe gegen den anderen Ehegatten 
Rückſichtsloſigkeit an den Tag legt und in ihm phyſiſchen und 
moraliſchen Ekel hervorzurufen geeignet iſt (vergl. Motive zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. IV S. 595). Daß die Trunkenheit 
eine unverbeſſer liche und unheilbare ſei, iſt nicht erfordert, 
wie die Reviſion vermeint. Es reicht zur Erfüllung des unſitt⸗ 
lichen Verhaltens auch im Sinne des § 1568 cit. aus, wenn 
die Trunkenheit ſich als beharrliche bethätigt. Die Scheidungs 
klage iſt weiterhin begründet, wenn dieſer Zuſtand als zur Zeit 
der Klage vorhanden nachgewieſen iſt. Nicht erforderlich iſt es, 
daß die Trunkſucht auch noch im Laufe des Prozeſſes an- 
dauert. Der Einwand der Beklagten, daß ſie demnächſt in der 
Borsdorfer Anſtalt Heilung gefunden, iſt ſonach zu Recht vom 
Berufungsgericht als unbeachtlich verworfen. Eine fpäten 
Heilung würde erheblich ſein, wenn ſie geeignet wäre in Frage 
zu ſtellen ob das frühere Verhalten ein beharrlich bethätigtes 
geweſen. Solche Geſichtspunkte ſind hier nicht in Frage 
gekommen (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 38 S. 219). 

Zur Widerklage. 

Anlangend die Beleidigungen, deren ſich der Kläger 
nach der Behauptung der Beklagten gegen ſie in mehrfachen 
Briefen ſchuldig gemacht haben ſoll, jo verkennt das Berufungs- 
gericht nicht, daß in den mannigfachen Briefen maßloſe 
Beſchimpfungen enthalten ſeien, welche dazu angetban 
geweſen ſeien, die Beklagte aufs Tiefſte zu verletzen, zumal 
wenn ſie meinte, von ihrem Laſter frei geworden zu ſein. In⸗ 
deſſen dürfe nicht überſehen werden, daß aus allen Briefen die 
große Gereiztheit und die Erbitterung des Mannes über dis 
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Zerſtörung ſeines ehelichen Lebens und beſonders über die ihm 
zurückgegebenen, jedenfalls zum Theil völlig erfundenen Vorwürfe 
hervortrete. Die Aeußerungen ſeien offenbar der Ausbruch der 
ſeeliſchen Verſtimmung des Klägers über die von der 
Beklagten herbeigeführte tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes, ſie ſeien die Folge der letzteren und könne dieſer⸗ 
halb aus ihnen nicht hergeleitet werden, daß den „Kläger“ 
eine Schuld an der gegenwärtigen Zerrüttung treffe. 

Die letzteren Ausführungen find rechtlich nicht bedenken; 
frei. Nach der gegebenen Begründung geht das Berufungs- 
gericht davon aus, daß an und für ſich trotz der durch die 
Beklagte herbeigeführten Zerrüttung der Ehe durch das nad) 
folgende Verhalten des Klägers die Zerrüttung weiter vertieft 
werden konnte, daß auch ſubjektiv der Beklagten in Folge ſolchen 
Verhaltens des Klägers die Fortſetzung der Ehe unerträglich 
werden konnte. Das Berufungsgericht verneint nur deshalb den 
geltend gemachten Scheidungsgrund, weil das Verhalten des 
Klägers durch das ehewidrige Verhalten der Beklagten 
hervorgerufen ſei. Die bloße Thatſache, daß der Kläger zu 
- feinem Verhalten durch die Beklagte gereizt worden iſt, reicht 
jedoch nicht aus, um annehmen zu können, daß lediglich das 
beklagtiſche Verhalten als Urſache der Zerrüttung zu gelten 
habe und daß demgegenüber das Verhalten des Klägers lediglich 
als unſelbſtſtändige Folge erſcheine. Dies um ſo weniger 
als das Berufungsgericht ſelbſt annimmt, daß die Beſchimpfungen 
des Klägers maßlos geweſen ſeien. In Verfolg dieſer für die 
Entſcheidung zur Widerklage kauſalen Geſetzesverletzung war die 
über die Widerklage und die Koſten ergangene Entſcheidung 
aufzuheben und die Sache, da ſie zur Endentſcheidung nicht reif 
iſt, inſoweit zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Dagegen war die 
Reviſion im Uebrigen als unbegründet zurückzuweiſen. 


Zu den SS 1601 fl. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. D. c. D. 
vom 9. Dezember 1901, Nr. 264/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Die am 24. Oktober 1879 geborene Klägerin iſt die 
Tochter des Beklagten, welcher ihr am 5. Auguſt 1898 nach 
einem von beiden Theilen verſchieden geſchilderten Auftritte das 
fernere Betreten ſeines Hauſes unterſagt hat. Die Klägerin 
hatte demnächſt, vertreten durch ihren Pfleger, gegen den Be⸗ 
klagten Klage auf Zahlung von Alimenten für die Zeit vom 
15. Auguſt bis 1. Oktober 1898 im Betrage von 300 Mark 
erhoben gehabt. Dieſe Klage wurde damals jedoch wieder 
zurückgenommen, nachdem unter dem 26. Oktober 1898 zwiſchen 
dem Pfleger und dem Beklagten ein vom Vormundſchaftsgerichte 
genehmigter Vergleich geſchloſſen worden war, welcher der Tochter 
bedingt 1 200 Mark Alimente zuſichert. 

Klägerin hat in I. Inſtanz beantragt, den Vergleich für 
unwirkſam zu erklären und Beklagten zur Zahlung von 200 Mark 
monatlicher Alimente zu verurtheilen. Der I. Richter wies die 
Klägerin wegen Rechtsgültigkeit des Vergleichs ab. Auf Be⸗ 
rufung der Klägerin iſt Beklagter zur Zahlung von 100 Mark 


monatlich verurtheilt. Revifion und Anſchlußrevifion wird 
zurückgewieſen. | 


Gründe. 

Der Berufungsrichter hat die Beſtimmungen der §§ 1601 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für anwendbar erachtet und ange⸗ 
nommen, daß der Klägerin trotz des Vergleichs vom 
26. Oktober 1898 kraft Geſetzes ein Anſpruch auf Gewäh⸗ 
rung ſtandesgemäßen Unterhalts zuſtehe, daß aber die ihr vom 
Beklagten zu zahlende Geldrente auf nur 100 Mark monatlich 
zu bemeſſen ſei. 

In letzterer Beziehung iſt vom Berufungsrichter, unter ein⸗ 
gehender Würdigung des von beiden Theilen vorgebrachten that⸗ 
ſächlichen Materials, ausgeführt worden, daß die für die Ab- 
meſſung des zu gewährenden Unterhalts nach § 1610 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebende Lebensſtellung der Kläge⸗ 
rin — obwohl ſich der Beklagte in günſtiger Vermögenslage 
befinde — nicht als eine hohe, ſondern nur als die einer ein⸗ 
fachen Bürgerstochter angeſehen werden könne, und daß danach 
die Höhe der zugebilligten Rente — welche thatſächlich dem im 
Vergleiche feſtgeſetzten und bisher entrichteten Alimentenbetrage 
gleichkomme — als durchaus angemeſſen erſcheine. 

Die desfallſigen Erwägungen des Berufungsrichters, welche 
ſich im Weſentlichen auf thatſächlichem Gebiete bewegen, geben 
zu rechtlichen Bedenken keine Veranlaſſung. Insbeſondere lag 
für den Berufungsrichter zu einer weiteren Erörterung der 
Frage, ob die zugebilligte Rente auch dann ausreichend ſein 
möchte, wenn die Klägerin — welche zur Zeit in Berlin lebt — 
ſich nicht in Städten von der Größe Neuſtadts aufhalten 
würde, kein Grund vor, da die Klägerin nichts dafür beigebracht 
hat, daß ſie in Berlin oder in einer anderen größeren Stadt 
leben müſſe. 

Danach erweiſt ſich die Reviſion der Klägerin als un⸗ 
begründet. 

Aber auch der Anſchlußreviſion des Beklagten muß der 
Erfolg verſagt werden. 

Aus der rechtlichen Natur der geſetzlichen, auf Verwandt⸗ 
ſchaft beruhenden Unterhaltspflicht ergiebt ſich, daß für die Beur⸗ 
theilung derartiger Anſprüche, ſoweit ſie für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend zu machen 
find, lediglich das neue Recht maßgebend ſein muß. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 46 S. 67, ſowie das zum Abdruck beſtimmte 
Urtheil vom 30. Oktober 1901 in Sachen Bockſtahler 
wider Bockſtahler Rep. IV 221/1901. 

Dem Berufungsrichter iſt in Konſequenz dieſer Auffaſſung 
ferner darin beizutreten, daß die Beſtimmung des § 1614 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach auf den Unterhalt für die 
Zukunft nicht verzichtet werden kann, aus dem gleichen Grunde 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 auch auf Fälle an- 
gewendet werden darf, in welcher ein ſolcher Verzicht bereits 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erklärt 
worden war. Was aber ſo von dem vollſtändigen, jeden An⸗ 
ſpruch auf Unterhalt aufgebenden Verzichte gilt, muß ebenſo 
von einem nur partiellen oder bedingten Verzichte, ſowie über⸗ 
haupt von jeder vertragsmäßigen Abmachung gelten, durch 
welche die geſetzlichen Unterhaltsanſprüche vermindert 


werden ſollen. 
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Vergleiche auch die Motive zu § 1614 ($ 1495 des Ent- 
wurfs) S. 709. | J 

Hiernach kann ſich der Beklagte auf den Vergleich vom 
26. Oktober 1898 nicht zur Beſeitigung derjenigen Unterhalts⸗ 
anſprüche berufen, welche der Klägerin für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 geſetzlich zuſtehen. Eine andere Frage würde 
die ſein, ob in dem Falle, wenn der Klägerin geſetzliche An⸗ 
ſprüche ſolcher Art überhaupt nicht, oder nur in einem ge- 
ringeren Umfange zuſtünden, der Beklagte etwa für berechtigt 
zu erachten fein möchte, wegen Nichterfüllung der im § 2 des 
Vergleichs bezeichneten Bedingungen, beziehungsweiſe wegen Ein⸗ 
tritts der im § 3 ebenda angegebenen Vorausſetzungen, die 
Zahlung des kontraktlich zugeficherten Betrages ganz oder 
theilweis zu verweigern. Dieſe Frage erweiſt ſich jedoch für den 
vorliegenden Rechtsſtreit als gegenſtandslos, wenn die Annahme 
des Berufungsrichters zutreffend iſt, daß nach der jetzigen Sach⸗ 
lage die Klägerin im Sinne des § 1602 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs unterhaltsberechtigt ſei, und daß ihr deshalb auf 
Grund des Geſetzes eine Geldrente von monatlich 100 Mark 
— mithin ein den vertragsmäßig ſtipulirten Alimenten ziffern⸗ 
mäßig gleichkommender Betrag — zugebilligt werden müſſe. 

Was die desfallſigen Feſtſtellungen des Berufungsrichters 
betrifft, ſo beſteht zunächſt darüber kein Streit, daß die Klägerin, 
welche im Hauſe des Beklagten von dieſem nicht geduldet wird, 
zur Zeit kein eigenes Vermögen beſitzt. Nicht zu beanſtanden 
iſt auch die weitere Annahme des Berufungsrichters, daß die 
Klägerin außer Stande ſei, ſich ihren Lebensunterhalt durch eine 
ihr nach ihren Verhältniſſen zuzumuthende eigene Thätigkeit zu 
verſchaffen. Dabei hat zwar der Berufungsrichter den von der 
Reviſion angegriffenen Satz ausgeſprochen: 

es ſei dem Herkommen durchaus entſprechend, daß Töchter 
reicher Väter nicht durch Arbeit ihren eigenen Erwerb 
ſuchten; 
aus dem Zuſammenhange geht aber hervor, daß der Berufungs⸗ 
richter keineswegs angenommen hat, die Klägerin brauche eine 
dienende Stellung oder irgend welche Erwerbsthätigkeit überhaupt 
nicht zu übernehmen, denn es wird von ihm dabei im Einzelnen 
ausgeführt: 
Die Klägerin ſei nach ihrer Vorbildung zu keiner 
Stellung, die für ſie in Frage kommen könnte, aus⸗ 
reichend befähigt. Die Stellung einer Erzieherin ſei 
gänzlich ausgeſchloſſen; aber auch als Geſellſchafterin 
würde ſie ſich nach den eigenen Angaben des Beklagten 
nicht erhalten können; denn es würde ihr danach an 
Bildung, Selbſtbeherrſchung und Sittlichkeit fehlen. 
Daß aber der Beklagte ſeine Tochter niedrigere 
dienende Stellungen zumuthen wolle, habe er ebenſowenig 
erklärt, wie daß fie eine auf einen beſtimmten Erwerbs⸗ 
zweck gerichtete Ausbildung erhalten hätte. 

Eine Rechtsnormverletzung iſt in dieſen Ausführungen nicht 
zu finden. 

Muß hiernach aber davon ausgegangen werden, daß die 
Klägerin im Sinne des § 1602 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
unterhaltsberechtigt iſt, ſo beſtimmt ſich das Maß des zu ge- 
währenden Unterhalts zufolge der im § 1610 a. a. O. auf⸗ 
geitellten Regel nach der Lebensſtellung der bedürftigen Klägerin. 
Gegen die auf Schätzung beruhende Annahme, daß zu dieſem 


ſtandesgemäßen Unterhalt eine Aufwendung von monatlich 
100 Mark an ſich erforderlich ſei, kann ein Reoiſionsangrif 
nicht erhoben werden. Für die Annahme aber, daß die Klägerin 
den Anſpruch auf Gewährung des ſtandesmäßigen Unterhalt 
verwirkt hätte, jo daß fie in Gemäßheit des § 1611 a. a. O. 
nur den nothdürftigen Unterhalt zu verlangen berechtigt 
wäre, fehlt jeder Anhalt. Insbeſondere iſt vom Beklagten nicht 
etwa behauptet worden, daß ſich die Klägerin einer Verfehlung 
ſchuldig gemacht habe, die ihn nach § 2333 a. a. O. bet. 
tigen würde, ihr den Pflichttheil zu entziehen. Ebenſoweniz 
hat der Beklagte beſtimmte thatſächliche Angaben gemacht, aus 
denen entnommen werden könnte, daß die Klägerin durch ihr 
ſittliches Verſchulden bedürftig geworden ſei, und es bedurfte 
nach dieſer Richtung namentlich auch keiner näheren Darlegung, 
daß der Thatbeſtand des § 1611 Abſ. 1 a. a. O. nicht ſchon 
dann als erfüllt anzuſehen ſei, wenn die Klägerin (unter den 
Verhältniſſen, welche ihre Erziehung beeinflußt haber) nicht die 
jenigen perſönlichen Eigenſchaften erlangt hat, welche für eine 
geeignete Erwerbsthätigkeit erforderlich ſein würden. 

Die Reviſionen beider Theile müſſen daher als ungerecht 
fertigt bezeichnet werden. 


Zu Art. 161, 218 Einf. Gef. zum B. G. B. 


§§ 13— 19 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Stadt 
Roſtock e. Voß vom 4. Januar 1902, Nr. 292/1901 IV. 
II. J. O. L. G. Roſtock. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Daß die in Gemäßheit der nicht reviſibelen Mecklenburgiſchen 
Landeskonſtitution vom 8. März 1774 über den abweſenden B. 
eingeleitete, am 1. Januar 1900 noch beſtehende Kuratel ein 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs ar 
hängiges, nach den bisherigen Geſetzen zu erledigendes Verfahren, 
das eine Verſchollenheitserklärung oder die Eiuweiſung det 
muthmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Verwoͤgens 
des Verſchollenen zum Gegenſtande hatte, geweſen ſei, ſtelt das 
Berufungsgericht im Sinne des Artikels 161 Abf. 1 des Ein 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unanfechtbar feit 
und erachtet deshalb auch mit Recht hierauf den Artikel 218 
des genannten Einführungsgeſetzes für anwendbar, der beſtimmt: 

„Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchuitts die 
bisherigen Landesgeſetze maßgebend bleiben, können fe 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbucht 
durch Landesgeſetz auch geändert werden.“ 

Dieſe landesgeſetzliche Aenderung iſt, wie das Berufungs⸗ 
gericht mit eingehender Begründung ausführt, durch den 9 12 
der Meckleuburgiſchen Ausführungsverordnung zum Bürgerliche 
Geſetzbuche vom 9. April 1899 erfolgt, der nachſtehenden Wort 
laut hat: 

„Die Vorſchriften der 98 13 bis 19 des Bürgerliche 
Geſetzbuchs über die Todeserklärung eines Verſchollenen 
finden auch Anwendung, wenn zur Zeit des Jukuf. 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuches eine Kuratel übe 
das Vermögen des Verſchollenen auf Grund der bis 
herigen Geſetze beſteht.“ 
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Da nun nach § 14 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Todes⸗ 
erklärung zuläſſig iſt, wenn ſeit zehn Jahren keine Nachricht 
von dem Leben des Verſchollenen eingegangen iſt, da ferner 
nach § 18 Bürgerlichen Geſetzbuchs als Zeitpunkt des Todes 
in den Fällen des § 14 der Zeitpunkt anzunehmen iſt, in 
welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden iſt, ſo gelangt 
das Berufungsgericht auf dem Wege der Auslegung jener 
Mecklenburgiſchen Ausführungsverordnung zu dem Ergebniſſe, 
daß im vorliegenden Falle der 31. Dezember 1878 der Zeit⸗ 
punkt ſei, in welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden ſei 
und welcher daher als der Todestag zu gelten habe. Die von 
der Reviſion vertretene Auffaſſung, daß die 8$ 13 bis 19 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich keine rückwirkende Kraft hätten 
und eine ausdrückliche Vorſchrift, die ihnen dieſe rückwirkende 
Kraft im Falle des § 12 der Mecklenburgiſchen Ausführungs⸗ 
verordnung gebe, in dem § 12 nicht enthalten ſei, findet ihre 
Widerlegung durch die bereits in dem Berufungsurtheile gegen 
jene Auffaſſung geltend gemachten Gründe. Da die vom Be⸗ 
rufungsgerichte vorgenommene Auslegung des § 12 der Mecklen⸗ 
burgiſchen Ausführungsverordnung zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß giebt, ſo bedarf es eines Eingehens auf die Frage, ob 
die 58 13 bis 19 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch ihre Aufnahme 
in die Beſtimmungen eines irreviſibelen Landesgeſetzes irreviſibele 
Landesgeſetze geworden find, nicht weiter. 


Zu 88 97, 98, 1120, 1133, 1134, 1135 B. G. B. 
| Einführungsgeje zum B. G. B. Art. 192. 
Einführungsgeſetz zum Geſetz über die Zwangs⸗ 

verſteigerung vom 24. März 1897 § 15. 

Königlich Sächſiſche Verordunng zur Ausführung 
der Grundbuchordnung vom 26. Juli 1899 81. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beyer 
c. Dornbuſch vom 4. Januar 1902, Nr. 354/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

In Bezug auf den prozeſſualen Grund, aus welchem die 
Pfändung ungiltig ſein ſoll, iſt das jetzt geltende Recht inſofern 
entſcheidend, als nach ihm zu beurtheilen iſt, inwieweit die 
für die Klägerin eingetragene Hypothek, ihre Rechtsbeſtändigkeit 
unterſtellt, das Zubehör der verpfändeten Grundſtücke erfaßt 
(Bürgerliches Geſetzbuch §§ 1120, 97, 98) und welche Befug- 
niſſe der Klägerin, wenn von der Hypothek ergriffene Zubehör. 
ſtücke von den Grundſtücken entfernt werden ſollen, zuſtehen. 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 1135.) Denn da nach § 1 der 
Sächſiſchen Verordnung zur Ausführung der Grundbuchordnung 
vom 26. Juli 1899 das Grundbuch im Königreich Sachſen 
mit dem 1. Januar 1900 als angelegt gilt, ſo iſt von dieſem 
Tage die Hypothek der Klägerin als eine Hypothek im Sinne 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs und zwar als eine 
Buchhypothek anzuſehen (Einführungsgeſetz Artikel 192), und 
nach neuem Recht zu beurtheilen, was für die Hypothek als Pfand 
haftet und welche Befugniſſe ih aus ihr für die Klägerin ergeben. 

Nach § 1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht der Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der §§ 1133, 1134 


gleich, wenn von der Hypothek erfaßte Zubehörſtücke den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zuwider von dem Grund⸗ 
ſtück entfernt werden; eine ſolche Maßnahme verleiht alſo dem 
Hypothefengläubiger das Recht, gegen den Eigenthümer oder 
den Dritten, welcher ſolche Zubehörſtücke zu entfernen unter⸗ 
nimmt, nach Maßgabe der §§ 1133 und 1134 vorzugehen, 
dann, aber auch nur dann, wenn er dazu nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen auch bei einer anderen Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücks berechtigt ſein würde. 

§ 15 des Einführungsgeſetzes zum Geſetz über die Zwangs ⸗ 
verſteigerung ꝛc. vom 24. März beſagt nicht bloß, daß ein 
vor dem 1. Januar 1900 beantragtes Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren in den durch das bisherige Recht beſtimmten 
prozeſſualen Formen durchzuführen ſei, ſondern auch, daß ſeine 
Wirkungen ſich nach dieſem Rechte beſtimmen. 


Zu 88 116, 119, 121, 122, 142 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Ver⸗ 
einigte Glückhilf-Friedenshoffnung e. Treutler vom 

21. Dezember 1901, Nr. 310/1901 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Brief des Direktors G., des bevollmächtigten Ver⸗ 
treters der Beklagten, welcher an den Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers gerichtet iſt, lautet an der betreffenden Stelle: 
„Endlich treten einige Sprünge auf, die möglicherweife mit 
unſerem Grubenbetriebe zuſammenhängen. Dieſe ſind aber 
älter als 3 Jahre und deshalb gemäß § 151 des Allgemeinen 
Berggeſetzes verjährt. Letzteren Umſtand für uns geltend zu 
machen, liegt uns vollſtändig fern; wir ſind immer bereit, den 
aus 8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes erwachſenden Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen, erheben jedoch nur dann Wider; 
ſpruch, wenn die Forderungen, wie dies meiſtens und auch hier 
wieder der Fall iſt, in übertriebenem Maße und den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechend geſtellt werden.“ Das 
Berufungsgericht hat hierin die unzweideutige Erklärung der 
Beklagten gefunden, dem Klageanſpruche gegenüber die Einrede 
der Verjährung nicht erheben zu wollen und hat die unter Be⸗ 


rufung auf das Zeugniß des G. aufgeſtellte Behauptung der 


Beklagten, G. habe eine Verzichtserklärung nicht abgeben wollen, 
für unerheblich erachtet. 

In der Ablehnung der Vernehmung des Zeugen G. findet 
die Beklagte eine Verletzung der 88 122, 119 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Sie meint, der angebliche Verzicht auf die Ein⸗ 
rede der Verjährung ſei anfechtbar, weil G. in dem Briefe vom 
7. Mai 1900 eine Erklärung dieſes Inhalts nicht habe abgeben 
wollen. Wenn G. dies bekunde, ſo könne Kläger von ihr 
Schadenserſatz nur gemäß § 122 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
fordern. | 

Diefer Angriff kann keinen Erfolg haben. | 

Ein Fall des § 116 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
liegt nicht vor. Vielmehr ſoll G. bei Abfaſſung des Briefes 
vom 7. Mai 1900 nicht den Willen gehabt haben, einen Ver⸗ 
zicht auf die Einrede der Verjährung zu erklären. Es findet 
mithin § 119 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 
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Ob anzunehmen iſt, daß G. bei Kenntniß der Sachlage und 
bei verſtändiger Würdigung des Falles den Verzicht nicht 
erklärt haben würde, braucht nicht unterſucht zu werden. Denn 
es fehlt an der thatſächlichen Vorausſetzung, daß die Anfechtung 
des Verzichts, wenn ſie erfolgt ſein ſollte, ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgt iſt, von deren Erfüllung die 
Unwirkſamkeit einer irrigen Erklärung abhängt (Bürgerliches 
Geſetzbuch §8 121). Solche Erklärung iſt nicht nichtig, ſondern 
ſie wird erſt durch die Anfechtung nichtig (§§ 119, 142). Die 
Anfechtung wegen Irrthums muß aber ohne ſchuldhaftes Zögern 
(unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat (§ 121). Die 
Beklagte mußte hiernach das Anfechtungsrecht geltend machen, 
ſobald fie davon Kenntniß erlangte, daß ihr Vertreter G. eine 
Erklärung für ſie abgegeben habe, die er nicht habe abgeben 
wollen. Daß die Anfechtung auch im Prozeſſe von Anwalt zu 
Anwalt wirkſam erfolgen kann, hat das Reichsgericht bereits 
ausgeſprochen (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 493, 766). 
Die Frage, ob die Aufechtungserklärung ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgt ſei, muß nach den thatſächlichen Umſtänden ent⸗ 
ſchieden werden. Da die Anfechtungserklärung ſo raſch wie 
möglich abzugeben iſt, liegt objektiv eine Verzögerung ſchon 
dann vor, wenn zwiſchen der Erlangung der Kenntniß von dem 
Aufechtungsgrunde und der Anfechtungserklärung ein längerer 
Zeitraum liegt. Um in ſolchem Falle die Anfechtungserklärung 
noch wirkſamer erſcheinen zu laſſen, muß der Anfechtungs⸗ 
berechtigte darthun, daß ihm bei der Verzögerung eine Ver⸗ 
ſchuldung nicht zur Laſt falle, ſondern daß die Verzögerung 
auch unter Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 


unabwendbar geweſen ſei (Reichsgericht, Juriſtiſche Wochen- 
ſchrift 1901 S. 766). 


Zu § 125 B. G. B. 

Erke nntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Schulte 
c. Verkaufsverein für Ziegelfabrikate G. m. b. H. vom 
21. Dezember 1901, Nr. 281/1901 J. 

II. J. O. L. G. Hamm. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Stammeinlage von 7000 Mark, womit der Beklagte 
nach dem Vertrage vom 13. Februar 1900 dem Vereine beitreten 
ſollte, war von den Betheiligten als eine Erhöhung des urſprünglichen 
Stammkapitals der Geſellſchaft aufgefaßt. Geht man von dieſem 
Thatbeſtande aus, ſo iſt mit Recht von beiden Inſtanzen aus 
§ 55 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung (Faſſung von 1898) in Verbindung mit Bürgerlichem 
Geſetzbuch 8 125 abgeleitet worden, daß der Vertrag nichtig 
war, weil die geſetzliche Formvorſchrift, daß es zur Uebernahme 
jeder auf das erhöhte Stammkapital zu leiſtenden Stamm⸗ 
einlage einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder be⸗ 
glaubigten Erklärung des Uebernehmers bedarf, nicht beobachtet 
worden iſt. Iſt aber bei einem Rechtsgeſchäfte die vom Geſetze 
geforderte Form nicht beachtet, ſo giebt es aus dem formloſen 
Geſchäfte auch keine Klage auf Vollziehung der Form. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 43 S. 140. Rehbein 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. I S. 159. 


Zu 88 125, 126 Abſ. 1 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Küſter 
c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 


II. J. Kammergericht Berlin. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Die Reviſion macht geltend, daß die Form des Acceptver⸗ 
merkes der Vorſchrift in § 126 des Bürgerlichen Geſetzbucht 
nicht entſpreche und das Accept daher nichtig ſei. Allein darin 
iſt der Reviſion nicht beizutreten. Zweifellos iſt freilich, daß 
das Accept, wie alle Wechſelverpflichtungserklärungen, von Ge⸗ 
ſetzeswegen der ſchriftlichen Form bedarf, Art. 21 Abſ. 1 Wechſel⸗ 
ordnung. Der Mangel der ſchriftlichen Form führt nicht erft 
und nicht nur nach § 125 S. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Nichtigkeit des rechtsgeſchäftlichen Aktes herbei. Aber in 
Uebereinſtimmung mit dem Berufungsgericht und entgegen der 
Auslegung des Landgerichts iſt der erkennende Senat der Anſicht, 
daß die Form des vom beklagten Ehemanne gegebenen Acceptet 
den beſtehenden Vorſchriften nicht widerſpricht. Das Accept 
lautet: „angenommen A. K.“, d. i. die Firma der beklagten 
Ehefrau, nicht hat der Ehemann einen ſeine Prokura andeutenden 
Zuſatz gemacht. Das Accept iſt im April 1900 gegeben. Cs 
kommt daher das neue Recht zur Anwendung. Es handelt ſich 
um die Auslegung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. 

Streitig iſt, ob als „Namensunterſchrift“ im Sinne des 
§ 126 Abſ. 1 immer nur der eigene Name des Ausſtellers der 
Urkunde gelten könne oder ob eine gültige Namensunterſchrift 
auch dann vorliege, wenn der Ausſteller der Urkunde, der die 
Willenserklärung in Vertretung eines Anderen abgiebt, nur mit 
dem Namen dieſes Anderen, des Vertretenen, unterzeichnet. Der 
erkennende Senat ſchließt ſich der Auslegung an, daß die Unter⸗ 
zeichnung mit dem Namen des Vertretenen zuläſſig ſei, und kann 
der Beſtimmung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die geſetzlich vorgeſchriebene Schriftform nicht die Aus⸗ 
legung geben, daß der bevollmächtigte Willensvertreter die von 
ihm ausgeſtellte Urkunde über feine im Namen des Vollmacht 
gebers abgegebene Willenserklärung rechtswirkſam nur mit der 
Unterſchrift feines eigenen Namens unterzeichnen könne, vielmehr 
verſteht er die Beſtimmung dahin, daß auch die eigenhändige 
Unterſchrift des Ausſtellers mit dem Namen des Vollmacht 
gebers allein dem Formerforderniſſe genügt. Zu einer Ent: 
ſcheidung der Frage für den nichtbevollmächtigten Vertreter und 
den geſetzlichen Vertreter bietet der vorliegende Fall keinen Anlaß. 


Zu SS 244, 245, 1115 B. G. B. 


§ 28 der Grundbuchordnung. 
Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grawe 
Grundbuchſache betr. vom 22. Januar 1902, 
B Nr. 3/1902 V. 
Vorinſtanz: Landgericht Saarbrücken. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. 1 

Nach § 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung N 
8 28 Satz 2 Grundbuchordnung muß bei Cintragunt g 
Hypothek der Geldbetrag der Forderung in Reichswährung 9 
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gegeben werden. Dieſen Vorſchriften entſpricht die Eintragung 
der Hypothek von 40 000 Mark. Durch die Vereinbarung 
Nr. 7, daß alle Baarzahlungen in deutſcher Reichswährung und 
unter allen Umſtänden in Gold erfolgen müffen, wird der Geld⸗ 
betrag der Forderung nicht berührt. Sollte die Beſchwerde⸗ 
führerin mit der Vereinbarung Nr. 7 und deren Eintragung 
bezwecken, im Grundbuche zum Ausdrucke zu bringen und da⸗ 
mit unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs zu ſtellen, 
daß nicht ein der gegenwärtigen Reichswährung entſprechender, 
ſondern ein Geldbetrag geſchuldet werde und zu zahlen ſei, 
deſſen Höhe, in Währung umgeſetzt, ſich nach dem jeweiligen 
Kurſe des von dem Schuldner anzuſchaffenden Goldes bemeſſe: 
dann würde nicht mehr ein beſtimmter Geldbetrag in Reichs⸗ 
währung, ſondern ein gegenwärtig überhaupt nicht zu beſtimmen⸗ 
der, ſpäter nach der von den Parteien an Stelle der Reichs⸗ 
währung geſetzten Privatwillkür zu berechnender Geldbetrag vor- 
liegen, deſſen Eintragung unzuläſſig wäre. 

Der § 28 Satz 2 Grundbuchordnung beſtimmt: „Ein⸗ 
zutragende Geldbeträge ſind in Reichswährung anzugeben.“ 
Hiermit wird nur verlangt, daß ein Geldbetrag, wenn er in 
das Grundbuch einzutragen iſt, in Reichswährung angegeben 
werde. Bei der Eintragung einer Hypothek müſſen nach 
§ 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs lediglich die Forderung und 
die etwa zu entrichtenden Nebenleiſtungen, die nicht Zinſen ſind, 
in ihrem Geldbetrag im Grundbuch angegeben werden. „Im 
Uebrigen“, heißt es weiter, „kann zur Bezeichnung der For⸗ 
derung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden.“ Alſo alle Beſtimmungen, welche die Forderung be⸗ 
treffen und nach Vorſtehendem nicht im Grundbuch angegeben 
werden müſſen, gelten als eingetragen, wenn ſie in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung enthalten ſind und wenn in dem Ein⸗ 
tragungsvermerke des Grundbuchs auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen iſt. Dazu gehören insbeſondere die Zahlungs- 
bedingungen, namentlich auch die Bezeichnung der Zahlungs- 
mittel, der Geldſorten, in welchen die Zahlung zu leiſten iſt. 
„Für die Zahlungsbedingungen iſt durchweg der Inhalt der 
Eintragungsbewilligung und, ſoweit dieſe ſchweigt, das Recht 
der Schuldverhältniſſe maßgebend,“ ſagen die Motive zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch (Bd. 3 S. 645 Lit. c). Daß als 
Zahlungsmittel bei einer Geldſchuld nicht ausschließlich gewiſſe 
inländiſche Münzſorten vereinbart fein müſſen, ſondern daß dem 
Belieben der Parteien die Beſtimmung der Münzſorte über⸗ 
laſſen ift, ergeben die 89 244, 245 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Sollen die Zahlungsmittel aber grundbuchmäßig feſtgeſtellt 
werden, ſo können ſie nur dann zur Eintragung gelangen, wenn 
fie gemäß § 28 Satz 2 Grundbuchordnung in Reichswährung 
bezeichnet ſind. Das Grundbuchamt darf ſich daher nicht der 
Prüfung entziehen, ob die in der Eintragungsbewilligung be- 
züglich der Zahlungsmittel enthaltenen Beſtimmungen dieſem 
Erforderniß entsprechen, und es hat die Eintragung abzulehnen, 
wenn dies nicht zutrifft. Daraus folgt aber keineswegs, daß 
es ſeine Entſcheidung gerade in dem Eintragungsvermerke kund⸗ 
geben muß. Es kann dies auch dadurch geſchehen, daß es die 
Eintragungsbewilligung unbeanſtandet läßt und im Grundbuche 
darauf Bezug nimmt. 

Bedarf hiernach die Goldklauſel weder nach materiellem 
Rechte noch nach einer für das Verfahren maßgebenden Vor⸗ 


ſchrift der Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſo iſt damit 
die Frage noch nicht erledigt, ob das Grundbuchamt einem 
darauf gerichteten Antrage ſtattgeben muß. 

Was bei der Eintragung der Hypothek im Grundbuche 
ſelbſt angegeben werden muß, um als eingetragen zu gelten, be⸗ 
ſtimmt $ 1115 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs. Dazu gehören 
die Nebenbeſtimmungen über die Zahlung des Kapitals nicht. 
Als Standpunkt des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt ſich: von 
der Eintragung in das Grundbuch ſoll fern gehalten werden, 
was durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung als 
eingetragen gelten kaun. Da in der Grundbuchordnung keine 
Vorſchrift enthalten iſt, welche das Grundbuchamt verpflichtete, 
auf Verlangen des Antragsberechtigten hiervon abzuweichen, ſo 
folgt, daß das Grundbuchamt befugt iſt, nach ſeinem Ermeſſen 
bei Faſſung des Eintragungsvermerks zu beſtimmen, was in den 
Vermerk ſelbſt aufzunehmen und was durch die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung mittelbar zur Eintragung zu 
bringen ſei. Es folgt weiter, daß der Antragſteller im Be⸗ 
ſchwerdewege eine Vervollſtändigung des Eintragungsvermerks 
durch Aufnahme einer Beſtimmung die bisher nur durch Be⸗ 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung berückſichtigt iſt, nicht 
aus dem Grunde, weil er es beantragt habe, ſondern nur dann 
durchſetzen kann, wenn eine nothwendig durch das Grundbuch 
ſelbſt kund zu gebende Beſtimmung in Frage ſteht. Ein ſolcher 
Fall liegt nicht vor. Die Goldklauſel, welche die Parteien ver⸗ 
einbart haben, muß nicht im Grundbuche ſelbſt eingetragen 
ſein, um als eingetragen zu gelten, und ſie braucht nicht ein · 
getragen zu ſein, damit einer Ordnungsvorſchrift genügt werde. 


Zu 88 906, 907, 1004 des B. G. B. 


urtheil des V. C. S. des Reichsgerichts i. S. Streichan 
c. Bellealliance vom 18. Januar 1902, Nr. 324/1901 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Dem erſten der Reviſionsangriffe vermag nicht beigetreten 
zu werden. Abgeſehen von der Frage, ob die in ein Haus ein⸗ 
geſtellten Maſchinen — an ſich bewegliche Sachen —, wenn ſie 
gar nicht oder doch nicht mauerfeſt mit dem Gebäude ver⸗ 
bunden ſind, überhaupt als „Anlagen“ im Sinne des § 907 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs betrachtet werden können, ſo fehlt 
es doch in vorliegender Sache jedenfalls an dem geſetzlichen 
Erforderniß, daß von ihrem Beſtand oder ihrer Benutzung eine 
unzuläſſige Einwirkung auf das Nachbargrundſtück an ſich zu 
beſorgen war. Stellt ja der Berufungsrichter ausdrücklich feſt, 
daß „der hier fragliche Betrieb nach dem einwandfreien Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen mit Leichtigkeit ſo geſtaltet werden 
kann, daß unzuläſſige Störungen der Bewohner des klägeriſchen 
Grundſtücks vermieden werden. Mit Recht iſt daher im ange⸗ 
fochtenen Urtheil der § 907 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
hier nicht anwendbar erklärt worden. 

Dagegen iſt der zweite Reviſionsangriff begründet. 

Bei Beurtheilung der Haftung des Grundeigenthümers 
für von die ſeinem Miether verurſachten ſtörenden Zuführungen 
in Nachbargrundſtücke ſieht ſich der erkennende Senat keines ⸗ 
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wegs veranlaßt, von jeiner zwar im Weſentlichen auf 
Preußiſchem Rechte beruhenden, aber auch für das neue bürgerliche 
Recht paſſenden Entſcheidung, Bd. 45 S. 297, namentlich von 
dem daſelbſt aufgeſtellten dritten Erforderniſſe abzugehen. 
Hiernach kann der Vermiether unter Anderem dann als Störer 
wegen ſolcher Zuführungen verklagt werden, wenn er ſie durch 
ſeine Anordnungen veranlaßt oder in ungeeigneter Weiſe ge⸗ 
duldet hat, mit anderen Worten: wenn ſie mit ſeinem Willen 
begonnen wurden oder ihre Fortſetzung von ſeinem Willen ab⸗ 
hängig iſt. Daß hierbei nicht an ein eigentliches Verſchulden, 
eine unerlaubte Handlung des Eigenthümers, als Vorausſetzung 
der negatoriſchen Klage gegen ihn an ſich gedacht werden kann, 
daß die Frage ſolchen Verſchuldens vielmehr erſt bei dem auf 
die Negatoria etwa zu gründenden Schadenserſatzanſpruch in 
Betracht kommt, iſt ſelbſtverſtändlich, auch von beiden Partei⸗ 
vertretern in der mündlichen Reviſionsverhandlung überein⸗ 
ſtimmend anerkannt worden. 

Das vorſtehende Erforderniß der Eigenthumsfreiheitsklage 
gegen den Nachbar⸗Eigenthümer läßt ſich insbeſondere auch aus 
dem Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und deſſen Entſtehungs⸗ 
geſchichte begründen. So heißt es z. B. in den Motiven zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. III S. 425: „Anſpruchsverpflichteter 
iſt Derjenige, durch deſſen Willen die zuſtändliche Eigenthums⸗ 
verletzung aufrecht erhalten wird, regelmäßig alſo der Eigen⸗ 
thümer der Anlage.“ 

Vergl. auch Planck, Bürgerliches Geſetzbuch § 1004 
20 und 3. 

Mit mehrerwähnter Entſcheidung des erkennenden Senats 
ſteht auch die oben beſprochene des VI. Civilſenats des Reichs⸗ 
gerichts in Bd. 47 S. 162, auch abgeſehen von ihrem Fuß 
auf gemeinem Recht, keineswegs in Widerſtreit. Wenn ſie 
zunächſt auch eine ſehr weitgehende Mithaftung des Grund- 
eigenthümers für die von ſeinem Miether bewirkten Zuführungen 
in Nachbargrundſtücke fordert, ſo verweiſt ſie doch zum Schluſſe 
die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung darüber 
zurück, ob die Beklagte alles Ihrige dazu gethan habe, um den 
betreffenden Eingriff in das Recht des Klägers zu hindern, da 
man bei Bejahung dieſer Frage nicht ſagen könne, ſie habe 
den Lärm hinüberdringen „laſſen“. 

Somit erkennt auch der VI. Civilſenat des Reichsgerichts 
keine abſolute Haftung des Vermiethers für Beläſtigungen des 
Nachbars durch ſeine Miether an, macht dieſe Haftung vielmehr 
gleich dem erkennenden Senat von der Frage entſprechender 
Willensbethätigung oder Nichtbethätigung des Vermiethers ab⸗ 
hängig. Auch das Urtheil des VI. Civilſenats VI 240/1900 
vom 5. November 1900 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 840 
Nr. 6) hat bereits den Vermiether für die mit ſeinem Wiſſen 
und Willen durch den Miether geſchehenen beläſtigenden Zu⸗ 
führungen als verantwortlich erklärt. 


Wendet man dieſen Rechtsſatz auf die jetzt vorliegende 
Sache an, ſo ergiebt ſich, daß das angefochtene Urtheil nicht 
aufrecht erhalten werden kann. Es nimmt rechtsirrthümlich an, 
daß die Haftung des Vermiethers ein eigentliches Verſchulden 
deſſelben im ſtrengen Rechtsſinn vorausſetze und daß ſchon die 
thatſächliche Unſicherheit eines gegen den Miether anzuſtrengenden 
Rechtsſtreits den Vermiether von der Pflicht zur Erhebung eines 
ſolchen entbinde. 

Daß die Eigenthumsfreiheitsklage des § 1004 an ſich und 
abgeſehen von einem damit verbundenen Schadenserſatzanſpruch 
nicht von einem Verſchulden des Störers abhängig iſt, wurde 
oben ſchon dargelegt, daß aber nicht rein zufällige Schwierig. 
keiten der Prozeß⸗ und Beweisführung, ſofern ſolche rechtlich 
moglich iſt, was im Allgemeinen und beſonders für den gegebenen 
Fall nach dem Sachverſtändigengutachten ſowohl gemäß 59 270, 
278, 279, 387 Theil I Titel 21 des Allgemeinen Landrecht 
als gemäß §§ 548, 550, 553 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bejaht werden muß, den Vermiether von der Klagepflicht ent⸗ 
binden können, verſteht ſich von ſelbſt, ganz abgeſehen von der 
Frage, ob nicht die Unterlaſſung übermäßigen Lärms ſogar 
durch Vertrag bedungen war. Ueberdies hat der Berufungs⸗ 
richter die Frage ganz unterlaſſen, ob nicht die Beklagte durch 
Abſchluß eines Miethvertrages, der ihr etwa Klageſtellung gegen 
den Miether wegen Mißbrauchs der Sache unmoglich machte, 
im Voraus unzuläſſiger Weiſe ſeine Einwilligung zu Störungen 
der Nachbarn insbeſondere des Klägers ertheilt hat. 

Vergl. oben beſprochene Entſcheidung des VI. Senat 
des Reichsgerichts Bd. 47 S. 162. 


Zu § 1574 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bürger 
c. Bürger vom 20. Januar 1902, Nr. 301/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Der Berufungsrichter hatte keine Veranlaſſung, in eine Crörtt: 
rung der Frage einzutreten, ob die Handlungsweiſe der Klägerin 
ſich als ein Ehevergehen im Sinne des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts dargeſtellt haben würde; denn, nachdem er zu den 
Ergebniſſe gelangt war, daß der Thatbeſtand einer vom Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch als Eheſcheidungsgrund anerkannten Verfehlung 
durch das Verhalten der Klägerin nicht gegeben ſei, entfiel jede 
Möglichkeit, die Klägerin auf Grund des § 1574 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs ebenfalls für ſchuldig zu erklären. 

Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1900 S. 744, ſowie 
S. 637 und von 1901 S. 242. 
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die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern. 


Dezember 1901. 


Die nachſtehende Geſammtüberſicht verbreitet ſich über die 
Zeit vom 16. September 1899 bis 31. YAuguft 1901. Inner- 
halb dieſer Grenze umfaſſen jedoch die Angaben für den ein- 
zelnen Bezirk immer nur den Zeitraum eines Jahres und zwar: 
des Kalenderfahrs 1900 für die Bezirke Augsburg, Bamberg, 
Berlin, Braunſchweig, Caſſel, Cöln, Colmar, Hamburg, Hamm, 
Karlsruhe, Königsberg, Marienwerder, Naumburg, Oldenburg, 
Poſen, Roſtock, Stettin, Stuttgart und das Reichsgericht; des 
Zeitraums von Mitte September 1899 bis dahin 1900 für 
München, 1. Oktober 1899/1900 für Celle, Darmſtadt, Dresden, 


Frankfurt und Zweibrücken, 1. Dezember 1899 / 1900 für Breslau 
und Nürnberg, ſowie 1. Mai 1900/1901 für Kiel. Fur den 
Bezirk Jena lautet der Bericht in Folge Verlegung des Geſchäfts⸗ 
jahrs auf die Zeit vom 1. Juni 1900 bis 31. Auguſt 1901. 


I. Perſonalbeſtand der Auwalts kammern. 


1. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die 
Bewegung innerhalb derſelben iſt aus nachſtehender tabella⸗ 
riſcher Zuſammenſtellung erſichtlich. 


Beſtand an Anwälten 


In der Liſte ſind gelöſcht 


. 1 Neue in Folge 
Anwaltskammer⸗ 8 5 uebertritts] Ueber- Ar 
ö in den 
bezirk Anfang Ende Zunahme Abnahme laſſungen] Todes Staats- 5 fonftigen | Summa 
anderen Gründen 
des Berichtsjahrs | 1 Bezirk 

Augsburg 101 108 — 21 — 2 — 12 14 
Bamberg 141 135 — 6 23 3 — — 26 29 
Berlin 1001 1027 26 — 62 9 — 4 23 36 
Braunſchweig 68 69 1 — 2 — — — 1 1 
Breslau 406 410 4 — 40 10 — 5 21 36 
Caſſeal 80 82 2 — 4 2 — — — 2 
Gl.. 268 259 — 9 7 7 2 3 4 16 
Colmaee 87 92 5 = 8 1 = — 2 3 
Darmſtade 140 143 3 — 7 3 — — 1 4 
Dresden 612 640 28 — 46 6 4 — 8 18 
Frankfurt a. Mm. 220 224 4 — 11 2 — — 5 7 
Hamburg 272 277 5 — 20 3 10 — 2 15 
Hamm 325 338 13 — 26 7 — — 6 13 
N ea 153 | 155 2 — 8 4 — — 2 6 

ul... . | 3 874 | 3 959 100 15 285 57 | 18 12 Ä 113 200 

1 


Beſtand an Anwälten 


Anwaltskammer⸗ zu 


bezirk 


Anfang Ende 


des Berichtsjahrs 


Uebertrag . . . | 3874 | 3 959 | 100 15 
Karlsruhe 212 | 224 12 — 
Nell 148 147 — 1 
Königsberreg. 187 185 — 2 
Marienwerder 133 132 — 1 
München 388 362 — 26 
Naumburg 310 317 7 — 
Nürnberdr g. 151 148 — 3 
Oldenburg 17 17 — — 
DIN. a 172 172 — — 
Roſtocck 137 129 — 8 
Stettin 152 154 | 2 — 
Stuttgart. 224 230 66 — 
Zweibrückeeeen 68 70 | 2 — 
Reichsgericht. 24 25 | 1 | — 

6 197 6271 130 56 
las ka 516 537 21 — 
671 688 151 | 56 
— — —ñ— 
95 | — 


Die Geſuche um neue Zulaſſung find — abgeſehen 
von der ſpäter zu erwähnenden Doppelzulaſſung — bis 
auf wenige Ausnahmen durchweg von den Vorſtänden be⸗ 
fürwortet und von den Landes juſtizverwaltungen genehmigt 
worden. Abgelehnt wurden ſolche Geſuche nur in den Bezirken 
Berlin, Celle, Darmſtadt, Jena, Kiel und Stettin in je einem 
Falle. 

Anläßlich des Geſuchs eines penflonirten preußiſchen Amts⸗ 
gerichtsraths wegen Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft in Heſſen 
berichtete der Vorſtand in Darmftadt dem Großherzoglichen 
Miniſterium, daß er, vorbehältlich der Prüfung der perjönlichen 
Vorausſetzungen, grundſätzlich kein Bedenken trage gegen die 
Zulafjung nichtheſſiſcher Juriſten zur Rechtsanwaltſchaft in 
Heſſen, jedoch wünſche, es möge eine Abrede mit Preußen über 
die Gegenſeitigkeit eingeleitet werden. 

Im Dresdener Bezirk iſt die Zulaſſung in zwei Fällen 
verſagt worden, weil die Geſuchſteller die zweite juriſtiſche 
Prüfung nicht in Sachſen abgelegt hatten. Ebenſo verfuhr der 
Vorſtand in Jena in einem Falle. Desgleichen hat ſich der 
Vorſtand in Frankfurt a. M. gegen die von einem badiſchen 
Rechtsanwalt wiederholt beantragte Zulaſſung ausgeſprochen. 

Die Abgewieſenen haben zum Theil das ehrengerichtliche 


Verfahren beſchritten, deſſen Erfolg unter VII näher dar⸗ 
gelegt iſt. 


Zunahme Abnahme 


In der Lifte ſind gelöjdt 


Neue in Folge 
Uebertritts Ueber⸗ aus 
3 in den ſiedelung . 
laſſungen] Todes N in einen ſonſtigen Summa 
Gemeinde- anderen Gründen 
dienſt Bezirk 

285 | 57 18 12 113 200 
20 2 4 2 | 2 8 
5 3 ER ' q i 
4 1 Er 3 5 i 
8 3 2 4 3 6 
5 8 = — 55 60 
15 2 u. 2 4 0 
25 1 24 I 3 98 
1 1 = 3 
5 1 u j — 
5 5 = — 6 14 
nu 2 = 5 4 11 
5 a = | — 2 15 
5 1 — u g 
1 — = 
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Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat, wie eine Ver⸗ 
gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen Ueberſicht er 
giebt, wieder zu ſteigen begonnen, nachdem die Aenderung in 
den Richterſtellen, welche die Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs mit fih brachte, ſich zumeiſt vollzogen hat. 
Während in denjenigen Kammerbezirken, für welche die erforder⸗ 
lichen Materialien vorliegen, die Geſammtzahl der neuen Zu⸗ 
laſſungen im vorigen Berichtsjahr 395 betrug (im vorleften 
Jahre 535), ſtellt fie ſich für dieſelben Bezirke gegenwöärtiz 
auf 448, alſo um 53 Höher, wohingegen im Vorjahre en 
Minus von 140 vorhanden war. 

Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht 
7,2 Prozent der Geſammtzahl der in den betreffenden Bezirken 
am Beginn des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen Rechtsanwälte 
aus, während ſich dieſes Verhältniß in den vorangegangenen 
Berichtsjahren auf 8,6, 9 und 6,4 Prozent ſtellte. 

Nach dieſen prozentualen Verhältnißzahlen rückfichtlich der 
neuen Zulaſſungen geordnet, gruppiren ſich die Kammerbezirbe 
in nachſtehender Reihenfolge: 


Augsburg 21 PCt. (21 im vorigen Berichtsjahr) 


Bamberg 16 (11) 
Nürnberg 16 »- (15) 
Breslau 10 (6) 
Colmar 10 


66) 


Karlsruhe 9 pCt. (5 im vorigen Berichtsjahr) 


Stuttgart 9 (7) 
München 9 - (10) 
Stettin 9 - (8) 
Hamm 8 (5) 
Dresden 8 - (8) 
Hamburg 7 (8) 
Zweibrücken 7 (10) 
Berlin 6 „ (5) 
Marienwerder 6 (4) 
Oldenburg 6 - (14) 
Caſſel 5 (5) 
Darmſtadt 5 (7) 
Frankfurt a. M. 5 (4) 
Jena 5 (8) 
Naumburg 5 (4) 
8 Roſtock 4 (4) 
Braunſchweig 3 - (8) 
Celle 3 ; (4) 
Kiel 3 - (4) 
Pojen 3 03) 
Königsberg 2 (2) 


Der ſtärkſte Zugang trifft im Großen und Ganzen immer 
noch die ſüddeutſchen Bezirke. 

Der Geſammtabgang an Rechtsanwälten (abgeſehen 
vom Bezirke Cöln) in Höhe von 374 ſtellt 6 Prozent 
der am Beginne des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen Rechts. 
anwälte dar; nach der vorigen Ueberſicht waren es 5,7 Prozent. 

Als Anlaß für die erfolgte Löſchung wird erwähnt: 

bei 23,8 Prozent der Tod (in den vorangegangenen Jahren 
36,7, 29,6 und 28), 

bei 12,3 Prozent Uebertritt in den Staats- oder 
Gemeindedienſt (6,3, 3,7, 7), 

bei 7,5 Prozent Ueberfiedelung in einen anderen Kammer⸗ 
bezirk (8,5, 9, 7), 

bei 56,4 Prozent ſonſtige verſchiedene Urſachen (48,5, 
577, 58); darunter befinden ſich, ſoweit die 
Berichte darüber Auskunft geben, 2 Fälle der 
ehrengerichtlichen Ausſchließung von der Rechts ⸗ 
anwaltſchaft. 

In Folge Todes find von der Geſammtheit der An⸗ 
wälte in den betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres über- 
haupt 1,44 Prozent ausgeſchieden. 

Die Zunahme des geſammten Anwaltsperſonals im Deut⸗ 
ſchen Reiche beläuft ſich auf 95 oder 1,42 Prozent gegen 
1,18 Prozent im Vorjahre. Das Anwachſen hat alſo wieder 
etwas an Kraft gewonnen und eniſpricht ungefähr dem Abgange 
in Folge Todes. 

Von den 29 Kammerbezirken (einſchließlich Reichsgericht) 
weiſen 19 (19) eine Vermehrung, 8 (9) eine Verminderung und 
zwei einen unveränderten Beſtand auf. Ein verhällnißmäßig 
ſtarker Zuwachs macht ſich beſonders in den Bezirken Dresden 
und Karlsruhe bemerkbar. 

Ueber den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts ⸗ 
anwälte ergeben die Berichte, daß ſolche in der Hauptſache 
direkt aus den Kreiſen der geprüften Rechtskundigen (Aſſeſſoren, 


Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten Rechts- 
anwälte aus anderen Bezirken hinzu: einer im Bezirk Münden, 
2 in den Bezirken Marienwerder und Poſen, 4 im Bezirk 
Stettin und 13 im Kammergerichtsbezirk Berlin. Ferner be⸗ 
fanden ſich unter den Zugelafienen: im Berliner Bezirk 2 richter. 
liche Beamte und 3 aus anderen Lebens ſtellungen, in Dresden 
ein Bürgermeiſter, ein Landrichter, ein Amtsrichter und ein 
Aſſeſſor in ſtädtiſchen Dienſten, in Hamburg ein Rath bei der 
Juftizverwaltung und ein Richter, in Karlsruhe zwei dem Staats⸗ 
dieuſt Angehörige, in München ein richterlicher Beamter, in 
Nürnberg ein penſtonirter Bezirksamtsaſſeſſor und in Stettin 
ein Amtsrichter a. D. 

Ueber die Art der Zulaſſung liegen nur folgende An⸗ 
gaben vor, wonach zugelaſſen wurden: 


im Bezirk: beim Amtsgericht Landgericht Oberlandesgericht 
Augsburg . 2 19 — 
Bamberg 4 19 — 
Berlin 13 42 7 
Braunſchweig. — — 
Caſſel 0. — 4 — 
Celle 83 4 — 
Colmar ; — 8 — 
Frankfurt a. M. — 8 3 
Hamm 10 15 1 
Jena 2 4 2 
Karlsruhe. 1 19 — 
Kiel 83 1 1 
München. 10 23 1 
Naumburg 5 10 — 
Poſen 3 2 — 
Roſtock 2 1 — 
Stettin 7 5 1 
Stuttgart 1 20 — 
Zweibrücken 3 2 


Doppelzulaſſungen beim Landgericht ab: Amts- 
gericht fanden ſtatt: eine im Bezirk Roſtock, 2 in Frankfurt, 
3 in Marienwerder, 7 in Karlsruhe und mehrere in Stuttgart. 
Abgelehnt wurde ſolche in einem Falle im Zweibrückener Bezirk. 

Geſuche von Amtsgerichtsanwälten um gleichzeitige Zulaſſung 
beim Landgericht wurden im Bezirk Berlin in zwei und in 
Jena in mehreren Fällen abgelehnt; befürwortet wurde dagegen 
ein ſolches Geſuch in Frankfurt. 

Im Frankfurter Bezirk find zwei ſolche vom Vorſtande 
befürwortete Geſuche aus dem Vorjahre von der Juſtizverwaltung 
abgelehnt worden. 

Im Bezirk Berlin wurde ferner das Geſuch eines am 
Landgerichtsſitze wohnhaften Rechtsanwalts um gleichzeitige Zu⸗ 
laſſung bei zwei auswärtigen Amtsgerichten abgelehnt. 

In Hamburg erſtreckten ſich die Zulaſſungen wiederum 
zugleich auf das Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht 
des Wohnſitzes, die in Bremen gleichzeitig auch auf die Kammer 
für Handelsſachen in Bremerhaven. 

Die gleichzeitige Zulaſſung von Landgerichtsanwälten beim 
Oberlandesgericht wurde im Bezirke Bamberg in zwei Fällen 
genehmigt. 

2. Sonſtige Aenderungen in der Zulaſſung und ein 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb des Oberlandesgerichts⸗ 
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bezirks find zu vermerken: aus Augsburg 4, Berlin 24, Celle 2, 
Dresden 8, Hamm 1, Jena 4, Karlsruhe 1, Kiel 1, Marien- 
werder 3, München 6, Nürnberg 2, Poſen 1, Roſtock 2, Stutt- 
gart 3 Fälle. 

3. Ueber die Vertheilung der Rechtsanwälte auf 
die verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mit 
theilungen vor, welche zu einer gleichartigen und überfichtlichen 
Anordnung noch immer nicht genügen. 

Von den Anwälten waren zugelaſſen im Bezirk: 

Berlin: 80 beim Kammergericht, 604 beim Land- 
gericht I Berlin, 170 im Bezirk des Landgerichts II 
Berlin und 173 in den übrigen Landgerichtsbezirken; 

Braunſchweig: 41 in Braunſchweig (davon 19 beim 
Oberlandesgericht) und 28 an den anderen Orten; 

Caſſel: 5 beim Oberlandesgericht, 56 beim Land⸗ 
gericht, davon 7 zugleich bei Amtsgerichten, und 
21 nur bei Amtsgerichten; 

Cöln: 27 beim Oberlandesgericht, 302 beim Land⸗ 
gericht, 44 zugleich bei ſolchem und einem 


Roſtock: einer allein beim Oberlandesgericht, 9 zy. 
gleich bei dieſem und einem Landgericht, 82 be 
Landgerichten und 24 bei Amtsgerichten; 

Stettin: 10 beim Oberlandesgericht, 86 beim Kan. 
gericht, davon 13 zugleich beim auswärtigen Ant 
gericht bezw. einer auswärtigen Kammer fir 
Handelsſachen und 58 nur bei Amtsgerichten; 

Stuttgart: 17 beim Oberlandesgericht, 210 bei da 
Landgerichten, davon 59 gleichzeitig bei Ant. 
gerichten zugelaſſen und 3 nur bei Amtsgerichta; 

Zweibrücken: 7 beim Oberlandesgericht und Ind, 
gericht, 42 bei den Landgerichten und 21 nur ki 
Amtsgerichten. 

4. Zugleich Notare waren im Bezirk 

Berlin 325 von den 1 027 Anwälten 

Naumburg 181 317 - 

5. Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß nach den Berichn 


fünfzigjährige Jubiläen im Bezirk Berlin in 5 Fällen, in Nun, 
werder, Naumburg und Poſen in je einem Falle gefeit 


Amtsgericht mit einer auswärtigen Kammer für worden find. 


Handelsſachen, 29 bei ſolcher Kammer und dem 
Amtsgericht, die übrigen 135 nur beim Amtsgericht; 
Colmar: 7 beim Oberlandesgericht, 82 beim Land⸗ 
gericht und 3 zugleich beim Landgericht und Amts- 
gericht; N 

Dresden: 25 beim Oberlandesgerichte, 433 an den 
Landgerichtsſitzen, 173 nicht am Landgerichtsfitz, 
9 nur beim Amtsgericht; 

Frankfurt a. M.: 38 beim Oberlandesgericht, 
151 beim Landgericht, 14 beim Landgericht und 
Amtsgericht und 21 nur bei Amtsgerichten; 

Hamburg: 267 bei dem Oberlandesgericht, Land⸗ 
gericht und Amtsgericht, 4 beim Landgericht und 
Amtsgericht, 6 bei Amtsgerichten; 

Hamm: 15 beim Oberlandesgericht, 180 beim Land 
gericht und 143 nur bei Amtsgerichten; 

Jena: 12 am Sitze des Oberlandesgerichts, 91 an 
den Landgerichtsſitzen, 51 in den Amtsgerichts. 
bezirken und 1 in Naumburg; 

München: 31 bei ſämmtlichen Kollegialgerichten in 
München, 6 nur beim Oberſten Landesgericht, 
35 bei dem Oberlandesgericht und den Land⸗ 
gerichten München I und II, 15 nur beim Ober⸗ 
landesgericht, 124 nur beim Landgericht München I, 
38 nur beim Landgericht München II, 56 bei den 
übrigen Landgerichten und 56 nur bei Amts⸗ 
gerichten; 

Naumburg: 10 allein beim Oberlandesgericht, 12 bei 
dieſem und einem Landgericht, 18 beim Oberlandes⸗ 
gericht, Landgericht und Amtsgericht, 107 bei den 
Landgerichten, einer bei 2 Landgerichten, 84 beim 
Landgericht und Amtsgericht und 74 nur bei 
Amtsgerichten; 

Nürnberg: 41 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 
gericht, 78 an Landgerichten, 29 an Amtsgerichten; 


II. Vorſtände der Auwaltskammern. 
Soweit die Berichte über die Zuſammenſetzung der Ven 


ſtände der Anwaltskammern Aufſchluß geben, beſtehen diesel 


En davon nicht am Eik 
im Bezirk: Mitgliedern des Oberlandeigent 


wohnhaft 
Augsburg 11 4 
Berlin 15 4 
Braunſchweig 9 — 
Breslau 15 8 
Caſſel 12 5 
Celle ö 15 12 
Coͤln 15 10 
Colmar 11 9 
Darmſtadt 9 6 
Dresden 15 9 
Frankfurt a. M. 9 4 
Hamburg 13 7 
Hamm 15 11 
Kiel 9 6 
Königsberg 13 7 
Marienwerder 12 10 
München 15 5 
Naumburg 14 11 
Nürnberg 11 5 
Oldenburg 9 3 
Poſen 14 8 
Roſtock 9 6 
Stettin 15 7 
Zweibrücken 9 6 
Reichsgericht 9 = 


Das bisherige Verhältniß, wonach etwas mehr als die bin 
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Ueber den Geſchäftsbetrieb der Vorſtände geben nach- 
ſtehende Daten Auskunft: 


Zahl der 
Bezirk Eingänge Sitzungen 
Augsburg — 11 Ä 
Berlin 3127 12 (mit Beſchlußfaſſung in 
410 Sachen) 
Braunſchweig — 
Breslau 983 3 (in welchen 48 Gegen- 
ſtände erledigt find) 
Caſſel 169 
Celle 920 2 
Cöln — 10 (worin auch 265 Beſchwerden 
erledigt wurden) 
Colmar — 4 (in Straßburg — mit 
19 Beſchlüſſen 
Darmſtadt — N 
Dresden 1785 10 
Hamburg — 5 
Hamm 488 9 
Jena 457 5 (4 in Jena, eine in Greiz) 
Karlsruhe — 12 
Kiel — 2 
Königsberg — 5 
Marienwerder 744 1 (in Danzig gelegentlich der 
Kammerverhandlung) 
München — 10 
Naumburg — 2 (in Halberſtadt bezw. Halle) 
Nürnberg 370 11 
Poſen 621 8 
Roſtock 1 235 Journal. 2 
nummern 
Stettin 714 desgl. 4 (in welchen über 121 Sachen 
Beſchluß gefaßt wurde 
a ſchluß gefaßt wurde) 
Reichsgericht — 5 


Der Arbeitsumfang und die Zahl der abgehaltenen 
Vorſtandsſitzungen ſchwankt im Allgemeinen in den gleichen 
Grenzen wie im Vorjahr, die Sitzungszahl zwiſchen 1 und 12. 

Die Erledigung der Sachen erfolgte theils durch Beſchluß⸗ 
faſſung in den Sitzungen, theils durch Umlaufſchreiben, theils 
auch allein durch die Vorſitzenden. 

Im Naumburger Bezirk pflegen die Mitglieder die von 
ihnen bezogenen baaren Auslagen der Penſionskaſſe des Kammer⸗ 
bezirks zu überweiſen. Daſelbſt beſtehen auch bei den einzelnen 
Landgerichten Ortevorſtände, welche zur Vermittelung von 
Streitigkeiten als Beauftragte des Kammervorſtandes zur Herbei⸗ 
führung gemeinſchaftlicher Maßregeln und für den Verkehr 


zwiſchen Anwaltſchaft und Gerichtsvorſtänden fi als brauchbare 
Organe erwieſen haben. 


III. Vorſtellungen und Auträge der Kammer- 
vorflände. 


Von den in den Berichten mitgetheilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 
anwaltſchaft an die Landesjuſtizverwaltungen und an Gerichte 
gerichtet worden, ſind hier zu erwähnen: 


von Berlin ein Geſuch um Ueberlaſſung eines Saales 
im Kammergerichtsgebäude zu Vorleſungen eines 
Anwalts für Referendare behufs deren Aus⸗ 
bildung; 

von Colmar eine Vorſtellung über die Zulaſſung 
von Geſchäftsagenten in Strafſachen und zwei 
andere über einzelne Vorfälle bei einem Amts⸗ 
gerichte; 

von Frankfurt a. M. und Kiel eine Vorſtellung 
zur beabfichtigten Aenderung des Gerichtsvollzieher⸗ 
weſens; 

von Poſen eine Vorftellung an den Oberlandes⸗ 
gerichtöpräfidenten über die Anhörung des Ver⸗ 
theidigers vor der Urtheilsfindung in Straf⸗ 

| ſachen; 

von der Anwaltskammer für das Reichsgericht eine 
Vorſtellung über die Art der Verweiſung in Urtheilen 

auf Schriftſtücke. 

Im Bezirk Celle iſt wegen der in gerichtlichen Uctheilen, 
Beſchlüſſen, Beſcheiden und Protokollen häufig vorkommenden 
Citate aus den Akten nur nach Blattzahlen, ohne Be⸗ 
zeichnung der Aktenſtücke nach Datum und Kennzeichen, der 
Vorſtand bei dem Oberlandesgerichtspräfidenten vorſtellig ger 
worden und hat darauf zum Beſcheide erhalten, daß den Senats⸗ 
vorfitzenden und Landgerichtspräfidenten empfohlen ſei, darauf 
hinzuwirken, daß eine bloße Bezugnahme auf die Blattzahlen 
der Gerichtsakten ohne gleichzeitige nähere Bezeichnung des in 
Bezug genommenen Schriftſtücks möglichſt vermieden werde, 
und daß außerdem denſelben anheim gegeben ſei, darauf hin⸗ 
zuwirken, daß auf den den Parteien zu ertheilenden Abſchriften 
und Ausfertigungen jedesmal auf der erften Seite die Blatt⸗ 
zahl, welche das Schriftſtück in den Gerichtsakten erhalte, ver⸗ 
merkt werde. 

Außerdem haben auf Anſuchen der Militär. und Marine- 
behörden die Vorſtände der betreffenden Bezirke Nachfragen bei 
den Kammermitgliedern über ihre Bereitwilligkeit, in Militär⸗ 
ſtrafſachen als Vertheidiger aufzutreten, gehalten und das Er⸗ 
gebniß der betreffenden Behörde mitgetheilt. 


IV. Gutachten der Vorſtände. 


Auf Grund des § 49 Nr. 4 der Rechtsanwaltsordnung ſind 
von den Landesjuſtizverwaltungen nur jelten Gutachten erfordert 
worden. Es ſind ſolche Gutachten erſtattet: 


von Augsburg über die Frage, ob eine Vereinbarung 
ſämmtlicher Landgerichtsanwälte, die Vertretung 
von Berufungen in Sachen, welche ſich in den 
unteren Gebührenklaſſen bewegen, nur gegen Zu⸗ 
fiherung höherer Gebühren zu übernehmen, ſtatt⸗ 
haft ſei; 

von Augsburg, Bamberg, Zweibrücken über 
die Zulaſſung ſogen. Rechtskonſulenten zur Ver⸗ 
tretung von Parteien vor den Amtsgerichten; 

von Bamberg über die Zuläſfigkeit der Annahme 
von Sekretärſtellen bei den Handwerkerkammern, 
und über öffentliche Aus ſchreiben betreffend die 
entgeltliche Ueberlaſſung von Anwaltſchaften; 
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von Dresden über den Entwurf einer Koſtenordnung 
für Rechtsanwälte und Notare; 

von München und Zweibrücken über den Vollzug 
des 8 85 der Konkursordnung. 

Ueber die Höhe von Gebühren forderungen find auf 
Erfordern von Gerichten und anderen Behörden gutachtliche 
Aeußerungen abgegeben worden: 

vom Vorſtande der Bezirke Marienwerder, Poſen, 
Roſtock in je einem Falle, vom Vorſtande in 


Zahl der Beſchwerden 


und 
Vermittelungsanträge 
Bezirk 
davon gegen 
überhaupt wieviel 
verjährige Anwälte 

neee. EN, 50 7 24 
SONDER ADB, E 47 7 — 
ann een, MAIL 520 12 — 
Braunſchw eig 20 — — 
Baar. p. . 162 6 — 
e 39 7 24 
ee 108 — — 
neee 597 102 — 
en. 40 5 32 
Darmſtadte 58 13 * 
R 277 34 168 
Franturt a M 114 16 — 
C aa 87 — — 
C ang a 204 34 = 
CT 78 4 — 
A 99 18 74 
N ů · 51 9 35 
Ki ber sn 161 12 — 
Marienwerder 121 | 4 85 
Ruhe es 140 21 — 
Nang N EEE 129 6 — 
Wann 53 3 — 
Wal. 3 13 — — 
RCC o tr een 122 7 — 
Nr 62 — -- 
o 94 9 — 
Stuttgart 4 95 5 47 
L 38 8 — 
Reichsgericht: 4 — — 


Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältniß 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden iſt. 

Die Zahl der Beſchwerden hält ſich im Großen und Ganzen 
in der Höhe des Vorjahrs. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich 
theils eine geringere Zunahme (wie in Breslau, Cöln, Karlö- 


München in 2 Fällen, vom Vorſtande in Berlin, 
Hamburg in je 4 Fällen. Abgelehnt wurden der⸗ 
artige Geſuche von Berlin in einem Falle. 


I 


V. Beſchwerden und Vermittelungsſachen. 


Ueber die eingegangenen Beſchwerden und Bermittehunge 
anträge und deren Erledigung giebt an der Hand der vor 


liegenden Mittheilungen nachſtehende Ueberſicht auff, 


. Als Erledigt 
An Die unbegründet durch Be 
Auf den] Für | Staats- = wegen Imittelung, 


uſtändig⸗ 
Rechtsweg begründet] anwalt- dal n a. hi Wa Unerledigt 
zurückgeiviefenf nahme 
verwiejen | erachtet | ſchaft bezw. „unge oder auf 
ei andere 
abgegeben 8 1 — Badr 
= 1 10 10 | 28 1 
— — 1 die meiſten 8 
26 37 8 342 97 10 
> 5 1 10 41 - 
— — — 118 39 5 
— — 6 11 16 6 
= _ 10 46 4 | 8 
19 45 — 148 53 71 
— 2 — 26 3 9 
— — — die meiſten 15 
— 32 4 180 51 10 
— 12 12 54 25 u 
= 3 — 74 7 3 
13 19 14 93 39 20 
— 4 1 48 2 | 3 
1 32 — 28 9 | 9 
4 1 1 24 21 — 
12 4 3 94 36 12 
6 21 2 52 34 6 
= 4 7 90 20 | 8 
15 12 5 55 31 11. 
— 3 11 20 3 | 6 
2 1 1 2 " I 
4 17 = 60 30 | u 
3 Re 2 15 sı 1° 305 
= 2 = 46 a | 4 
5 10 8 19 a 4 
2 6 * 2 23 1 ui 
ruhe, Marienwerder und Stettin), theils ein 31 ui 
in Augsburg, Bamberg). Bemerkenswerkhe Abweichungen 


aber nicht hervor. 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Der 
zoͤgerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehr 
hafte Prozeßführung, Mandatsablehnung, unterlaſſe 1 
erſtattung, Ertheilung falſchen Rathes, unberechtigte 5 
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forderungen, Vorenthaltung von Urkunden und Handakten, Ver⸗ 
weigerung der Abrechnung oder der Auszahlung vereinnahmter 


Gelder oder ſonſtiges unſtatthaftes oder ungebührliches Verhalten 
zu Grunde. 


— 


Aus Anlaß von Beſchwerden find einigen Rechtsanwälten 


Rügen in Form von Mißbilligungen oder Mahnungen 


ertheilt worden und zwar in Augsburg 1, in Berlin 16 (davon 
5 ernſte), in Braunſchweig 5, in Caſſel 1, in Celle 16, in 
Cöln 24, in Colmar eine Vorhaltung, in Darmſtadt 1, in 


Dresden 18 (daneben 12 Vorhaltungen bezw. Eröffnungen), 
Frankfurt a. M. 12, Hamburg 4, Hamm 11, Jena 4, Karls⸗ 


ruhe 7 (daneben 10 Bemerkungen bezw. Auflagen), Kiel 1, 
Marienwerder 6 (davon eine ernſte) und 2 Gröffnungen, 
München 4, Nürnberg 3, Oldenburg 1, Poſen 8, Stettin 2, 
Stuttgart 9, Zweibrücken 2. 

Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen ift, werden aus folgenden 
Bezirken mitgetheilt: 

aus Berlin 28 Geſuche, wovon 2 zurückgezogen, 
6 zurückgewieſen, 12 für begründet erachtet, 4 durch 
Vermittelung erledigt und 3 unerledigt waren, 

aus Celle mehrere Fälle, von denen 2 Anlaß gegeben 
haben, die Akten der Oberſtaatsanwaltſchaft vor⸗ 
zulegen, 

aus Dresden 3 mit Erfolg vermittelte Fälle, 

aus Hamburg 5 Fälle, von denen 2 vermittelt 
wurden, 2 zum Ausſpruch einer Rüge führten, 
in einem andern die Vermittelung abgelehnt wurde, 

aus Jena mehrere Fälle, 

aus Na um burg 4 Falle, 


aus Stuttgart 5 Fälle, wovon 3 zurückgenommen 

find und in 2 die Mißbilligung ausgeſprochen wurde. 

Gegen den Vorſtand im Bezirk Stettin iſt eine Beſchwerde 

erhoben, aber vom Oberlandesgerichtspräfidenten als un⸗ 
begründet zurückgewieſen worden. 

Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: aus 
Berlin 91 Mittheilungen über eingegangene Klagen und 
Zahlungsbefehle gegen Kammermitglieder, aus Marienwerder 
3 Fälle, aus Naumburg 4 Mittheilungen. 


VI. Sonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände. 


Ueber die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins⸗ 


beſondere als Aufſichtsbehörde, verdient Folgendes erwähnt zu 
werden: 
1. Ordnungsſtrafen find gegen Kammermitglieder 


auf Grund des § 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt 
worden: 


im Bezirk Augsburg einmal, 

Berlin: insgeſammt 900 Mark, 

Cöln: 19 gegen 8 Anwälte, 

Karlsruhe: in verſchiedenen Sachen, 
Naumburg: gegen einen Anwalt 20 Mark, 
Poſen: 50 Mark gegen 2 Anwälte in 4 Fällen, 


Stuttgart: in 4 Fällen je 30 Mark, 
: 3 wweibrücken: in 3 Fällen. 


2. Zwei Mitgliedern des Bezirks Celle, welche ſich ver- 
pflichtet hatten, für ein von einem Vereine zu entrichtendes 
Pauſchquantum den Vereins mitgliedern in deren Rechtsangelegen⸗ 
heiten Rath zu ertheilen, iſt vom Vorſtand anheimgegeben, das 
Verhältniß zu loͤſen, da es den Verdacht des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes erwecke und die Rückſichten auf die Kollegialität verletze. 

3. Zwei im Coölner Bezirk zugelaſſene Rechtsanwälte gaben 
zu vielfachen begründeten Beſchwerden Veranlaſſung. Das Ein⸗ 
ſchreiten des Vorſtandes vermochte keine Abhülfe zu bringen. 
Das darauf eingeleitete ehrengerichtliche Verfahren hat eingeſtellt 
werden müſſen, weil nach den ſtattgehabten Erhebungen die be⸗ 
treffenden Anwälte zur Erfüllung ihrer Pflichten nicht fähig 
waren. Das gerügte Verhalten dauerte fort und es wurde dadurch 
das Publikum und auch das Anſehen des Anwaltsftandes ge⸗ 
ſchädigt. 

Nach Auffaſſung des Vorſtandes würde ſich eine Aenderung 
des Geſetzes dahin empfehlen, daß in ſolchen Fällen im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren auf Zurücknahme der Zulaſſung erkannt 
werden konnte. 

4. Seit Anfangs April 1900 erſcheint im Diemer' ſchen 
Verlage in Mainz eine Fachzeitſchrift monatlich zweimal, die ſich 
zur Aufgabe gemacht hat, wichtigere Entſcheidungen heſſiſcher 
Gerichte bekannt zu geben. Der Vorſtand in Darmſtadt hat 
mit dem Herausgeber dieſer Zeiiſchrift ein Uebereinkommen ge⸗ 
troffen, wonach gegen einen von der Anwaltskammer zu zahlenden 
Betrag von 600 Mark jedem Kammermitglied die Zeitschrift für 
1. April 1900/01 zu liefern iſt und je ein Exemplar der Zeit. 
ſchrift für die Anwaltszimmer zu Darmſtadt, Gießen und Mainz 
zur Verfügung geſtellt wird, auch den im Jahre hinzutretenden 
Anwälten der Jahrgang nachzuliefern iſt. 

5. Im Dresdener Bezirk hatten in zwei Fällen Kammer⸗ 
mitglieder durch Anbringen von Geſchäftsſchildern in ungewöhn⸗ 
cher Form und Größe das Mißfallen der Kollegen hervor⸗ 
gerufen. Die Betroffenen haben, vom Vorſtande hierauf 
entſprechend hingewieſen, ihre Geſchäftsſchilder alsbald auf die 
allgemein übliche Form zurückgeführt. 

6. Der Vorſitzende eines Gewerbegerichts theilte demſelben 
Vorſtande mit, er habe wiederholt die Wahrnehmung gemacht, 
daß Parteien ſich von Rechtsanwälten hätten inſtruiren laſſen, 
ja es jet vorgekommen, daß einer Partei ſeitens eines Rechte⸗ 
anwalts ſchriftliche Aufzeichnungen gegeben worden ſeien, deren 
ſich die Partei in der mündlichen Verhandlung habe bedienen 
ſollen, und ftellte, da dies dem § 29 des die Gewerbegerichte 
betreffenden Reichsgeſetzes vom 29. Juli 1890 wohl nicht ent⸗ 
ſpreche, anheim, in geeigneter Weiſe die Kammermitglieder auf 
die Grenzen ihrer Zuſtändigkeit hinzuweiſen. Der Vorſtand hat 
ſich jedoch zu einer ſolchen Verfügung nicht veranlaßt gefunden. 
Nach ſeiner auf den Bericht der Reichstagskommiſſion zu der 
Geſetzesvorlage geſtützten und ausführlich begründeten Anſicht 
will § 29 die Rechtsanwälte keineswegs von jeder Thätigkeit 
in gewerbegerichtlichen Streitigkeiten ausſchließen, ſondern be- 
ſtimmt lediglich, daß Anwälte nicht als Prozeßbevollmächtigte 
zugelaffen werden ſollen. 

7. Der Präfident des Landgerichts Frankfurt a. M. hatte, 
um eine annähernd gleichmäßige Vertheilung der von Amts⸗ 
wegen angeordneten Vertheidigungen unter die bei dem Land⸗ 
gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte zu ermöglichen, den Vorſtand 
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der Anwaltskammer erſucht, feſtzuſtellen, welche Anwälte etwa 
eine ſolche Beſtellung nicht wünſchen. Der Vorſtand hatte darauf 
die ſämmtlichen im Bezirke des Landgerichts zugelaſſenen Rechts ⸗ 
anwälte brieflich um ihre Entſcheidung gebeten, unter dem An⸗ 
fügen, daß in Ermangelung einer Antwort angenommen werde, 
daß eine Berückſichtigung bei Vertheilung der Offizialvertheidi⸗ 
gungen nicht gewünſcht werde. Unter den Rechtsanwälten, welche 
ſich zur Uebernahme von Vertheidigungen bereit erklärt hatten, 
und deren Namen dem Präfidenten mitgetheilt wurden, befanden 
ſich auch ſolche, welche bei dem Landgerichte nicht zugelaſſen 
waren. Der Präfident erwiderte dem Vorſtande, daß, da die 
Zahl der bei dem Landgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte, welche 
eine Vertheidigung übertragen zu erhalten wünſchen, genügend 
groß ſei, es auch der Billigkeit entſpreche, daß die Vertheidigungs⸗ 
gebühren möglihft nur unter die Herren vertheilt werden, die 
zur Uebernahme von Armenſachen verpflichtet find, und kein 
Bedürfniß vorliege, auch die nicht zugelaſſenen Anwälte in die 
Liſte aufzunehmen. 

8. Derſelbe Vorſtand ſtellte ferner auf Erſuchen des Präfidenten 
des Landgerichts Frankfurt a. M. durch Anfrage bei den jämmt- 
lichen im Landgerichtsbezirke zugelaſſenen Rechtsanwälten feſt, 
daß zwölf derſelben eine Beſtellung zu Pflegern in den von den 
Amtsgerichten 11 bis 14 anzuordnenden Pflegſchaften überhaupt 
nicht wünſchen; die Namen wurden dem Präſidenten mitgetheilt. 

9. Auf den Antrag eines hamburgiſchen Anwalts, ſein 
Verhalten in einem von ihm mitgetheilten Falle zu prüfen und 
eventuell gegen ihn ein ehrengerichtliches Verfahren einzuleiten, 
iſt demſelben vom Vorſtande in Hamburg erwidert, daß zu dem 
Letzteren eine Veranlaſſung nicht vorliege. 

10. Ein hamburgiſcher Rechtsanwalt theilte dem Vorſtande 
einen Vorfall mit, bei welchem ſeiner Anſicht nach ein Amts⸗ 
richter ihm gegenüber unbegründete Vorwürfe erhoben und ein 
beleidigendes Verhalten gezeigt hatte. Die von dem Anwalt 
über den Amtsrichter bei dem Landgerichtöpräfidenten erhobene 
Beſchwerde, ſowie ſeine an die Juſtizverwaltung gerichtete weitere 
Beſchwerde waren zurückgewieſen worden; andererſeits hatte der 
Oberſtaatsanwalt den vom Amtsrichter geſtellten Antrag auf 
Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens gegen den Anwalt 
abgelehnt. Letzterer beantragte nun beim Vorſtande, die Anwalts- 
kammer möge an die Juſtizverwaltung das Erſuchen richten, 
dahin zu wirken, daß künftighin derartige unbegründete Vor⸗ 
würfe und Eingaben von Richtern, in welchen den Anwälten 
Pflichtverletzungen vorgeworfen werden, unterbleiben. Der 
Vorſtand hat den Antragſteller dahin beſchieden, daß er, obgleich 
nach ſeiner Anficht der Anwalt durch das in der betreffenden 
Angelegenheit beobachtete Verfahren nicht gegen die ihm 
obliegenden Pflichten verſtoßen habe, dennoch den Antrag ab- 
lehnen müſſe, da er ſich nicht für zuſtändig erachte, der Juſtiz⸗ 
verwaltung die gewünſchte Mittheilung zu machen. 

11. Ein anderes hamburgiſches Kammermitglied hatte als 
Anwalt eines Sühneklägers der Gegenpariei brieflich mitgetheilt, 
daß der anberaumte Sühnetermin wegen Verhinderung ſeines 
Mandanten ausfalle und das Erſcheinen der Gegenpartei daher 
nicht erforderlich ſei. Da der Amtsrichter eine derartige Mit⸗ 
theilung als unberechtigt bezeichnet hatte, richtete der Anwalt an 
den Vorſtand dus Erſuchen, ſich zu der Sache zu äußern. Der 
Vorſtand hat darauf erwidert, daß an und für ſich eine Mit- 


theilung an die Gegenpartei, daß die eigene Partei nicht er⸗ 
ſcheinen werde, vollkommen in Ordnung und eine Handlung 
rückfichtsvoller Höflichkeit iſt; daß aber der Ausdruck „der Termin 
fällt aus, Ihr Erſcheinen iſt daher nicht erforderlich“ von dem 
Anwalte nicht gebraucht werden darf, weil eine ſolche Erklärung 
als zur Zuſtändigkeit des Richters gehörig anzuſehen iſt. 

12. Ein vom Landgericht Hamburg gewünſchtes Gutachten 
darüber, ob betreffs der Kündigung von Büreauangeſtellten der 
Rechtsanwälte in Hamburg eine Ortsfitte beſtehe und eventuel 
welche, hat der Vorſtand dahin abgegeben, daß das Beſtehen 
einer Ortsſitte nicht habe konſtatirt werden können, daß aber in 
Ermangelung beſonderer Abmachung eine vierzehntägige Kün⸗ 
digung auf das Ende des Kalendermonats, beziehungsweiſe den 
erſten des folgenden Monats üblich zu ſein ſcheine. 

13. Derſelbe Vorſtand pflegt ſeit längerer Zeit, wenn er ein 
Kammermitglied zur Erklärung über eine gegen dafſelbe ein⸗ 
gegangene Beſchwerde auffordert, damit das Erſuchen um Bei⸗ 
fügung einer Abſchrift ſolcher Erklärung zu verbinden, da ez in 
manchen Fällen zweckmäßig erſcheint, dem Beſchwerdefühter — 
zumal wenn ſeine Beſchwerde abgewieſen wird — die von dem 
Anwalt abgegebene Erklärung zur Kenntniß zu bringen. In 
zwei Fällen haben die Anwälte die Beifügung der Abſchrift ab- 
gelehnt. Der Vorſtand hat den beiden Anwälten ſein Be⸗ 
fremden über ſolche ungewöhnliche Weigerung unter dem Hinzu 
fügen ausgeſprochen, daß er wohl erwarten dürfe, ſelbſt ab⸗ 
geſehen von den Beſtimmungen der 88 49 und 58 der R. A. O., 
von den Kollegen diejenigen Anordnungen befolgt zu ſehen, 
welche er im Intereſſe der Erleichterung des Geſchäftsganges 
für nöthig hält. 

14. Eine Anzahl hamburgiſcher Kammermitglieder hat im 
Anſchluß an das Vorgehen der hamburgiſchen Kaufleute und 
Banken, welche in den Sommermonaten an den Sonnabenden 
ihre Büreaus frühzeitiger ſchließen als an den übrigen Wochen ⸗ 
tagen, angeregt, die Büreaus der hamburgiſchen Rechtsanwälte 
am Sonnabend um 5 Uhr zu ſchließen. Auf dieſe Anregung 
find nur von einer beſchränkten Zahl von hamburger Kollegen 
Aeußerungen erfolgt, welche jedoch eine volle Uebereinſtimmung 
nicht ergaben. In Folge deſſen iſt die Anregung ohne Ergebuiß 
geblieben. | | 

15. Der landwirthſchaftliche Kreisausſchuß von Oberbayem 
hat an ſämmtliche landwirthſchaftliche Bezirksausſchüſſe ein 
Schreiben gerichtet, nach welchem auf Anregung des Bayerischen 
Landwirthſchaftsrathes beabſichtigt iſt, im Weglerungabejtrk 
Oberbayern verſuchsweiſe die Schaffung von Aus kunftsſtellen 
für landwirthſchaftliche Rechtsangelegenheiten in Angriff zu 
nehmen. Die Auskunftsertheilung, welche von Rechtsanwälten 
oder ſonſtigen geeigneten rechtskundigen Perſönlich keiten zu er⸗ 
folgen hat, ſoll in der Regel unentgeltlich erfolgen, und um 
für umfangreichere Arbeiten ſollen Gebühren erhoben werden, 
welche für Mitglieder des landwirthſchaftlichen Vereins billiger 
zu bemeſſen find, als für Nichtmitglieder. 

Der Borftand der Anwaltskammer München hat die Be 
theiligung von Rechtsanwälten an fraglichen „Austunftöftellen‘ 
ernſtlich widerrathen und ſämmtliche Mitglieder der Kammer 
durch Mittheilung eines Abdrucks davon verſtändigt. Ebenſo 
hat der Vorſtand in Nürnberg beſchloſſen, eintretenden Falls 
den gleichen Standpunkt einzunehmen. 


— — — 


ee — — 


16. Wiederholt ift dem Vorſtande in Poſen bekannt geworben, 
daß beim Amtsgericht zugelaſſene Kammermitglieder Forderungen 
über mehr als 300 Mark, die ihnen zur Einklagung übergeben 
worden find, unter Zerlegung des Betrags in mehreren Klagen 
bei den betreffenden Amtsgerichten eingeklagt haben, ohne daß 
fie zuvor ihren Auftraggeber über die aus einem ſolchen Ver- 
fahren für ihn erwachſenden Mehrkoſten und verzögerlichen Ein- 
reden belehrt haben. Der Vorſtand erachtet dieſe Belehrung 
der Partei für geboten. 
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17. Ueber die in Anregung gebrachte Frage der Ber- 
oͤffentlichung einer Lifte der Prozeßagenten haben ſich die Vor⸗ 
ſtände in verſchiedener Weiſe ausgeſprochen. 


VII. Ehrengerichte. 
1. Die Geſchäftsthätigkeit der Ehrengerichte und die bei 
ihnen anhängig geweſenen ehrengerichtlichen Unterſuchungen werden 


auf Grund der vorliegenden Materialien in nachſtehender 
tabellariſcher Ueberſicht zur Anſchauung gebracht. 


—  — — — 


Zahl der beim Beendet find Bon den ergangenen 
Ehrengericht anhängig F Urtheilen 
. Erlaß un- lauten auf ud ] Zahl 
eines 3 
Bezirk dar- davon 1 durch erledigt durch der 
über⸗ unter Zulu Bao Urtheil blieben En 1 Sitzungen 
haupt er ſungs⸗ 8 * ſprechung] ange⸗ 
Ss od 
jährige ſachen u. a.) fochten 
ooo ( 8 — — — 3 5 3 — er — 
—. ee 414 — — 1 ni 1 — * 5 
ln ee en - I 34 — 8 . 7 5 
Bunſh wegs 1 — — — 1 — 1 > a u 
lan aan 1 — — — | ? — 7 Kart we 8 
o ·ô Er 3 — — = 2 1 2 — 1 — 
De 6 — 1 — 3 3 3 — 1 — 
CFG 2 — — 2 0 — — ge gi — 
o/ ((( 2 | — | — 1 0 1 5 — = 8 
Dane 3 3 — | — — 3 — 1 2 1 — 
—BA²Äͤͥ ĩ ĩ 3 11 — 2 2 3 6 3 re > Er 
Frankfurt a. MW. 3 — — 2 2 2 — 1 8 
GGR o˖·˖·ĩ˙ ⸗˙ů* / ô — — — — 1 — 1 — en * 
Cc 4 — 1 — 3 1 3 — 1 = 
2 EEE EEE TE = — 1 — 3 — 2 — 1 — 
REN ˙ô— 2 — — — 1 1 1 = = 
K 3 — — — 3 — 3 — 3 ki 
1 · 1 — — — 1 — 1 — — 1 
Marien werden 2 — — — — 2 — — — u 
WWU 5 — 1 — 5 — 4 — — 5 
Wm ggg — — 3 — 0 3 — — — 0 
C ee — — — — 14 — 12 2 4 14 
Sell 1 — — — 1 — 1 — a 
V re ar — — — — 0 — — — — 0 
1 ͤ ͤ ‚ — — — — 5 — 4 1 3 > 
SI a era — — — — 1 — 1 — 1 8 
Bitte e — — — — 2 — 2 — 1 Zu 
R — — — — 2 — 2 — — — 
Reichsgericht. 5 = en er De 5 8 Er 
— 68 — 61 5 25 


2. Die Zahl der ehrengerichtlichen Unterſuchungen und 
Urtheile iſt, ſoweit die Berichte darüber Aufſchluß geben, gegen 
das Vorjahr etwas zurückgegangen. Im vorliegenden Berichts- 
jahre kommen auf 100 Rechtsanwälte durchſchnittlich 1,09 Urtheile, 
während dieſes Verhältniß im Vorjahre ſich auf 1,23 ſtellte. 

Von den ergangenen Urtheilen — abgeſehen von denjenigen 
in Zulafſſungsſachen — lauten 92 Prozent (im Vorjahr 93) 
auf Beſtrafung und 8 Prozent auf Freiſprechung. Durch Be- 
rufung find 37 Prozent (im Vorjahr 47) der ergangenen Urtheile 
angefochten worden. 

Bei der Freiſprechung im Bezirk Roſtock handelte es 
ſich um nicht rechtzeitige Beſtellung eines Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigten. 

Mit der Verſagung der Zulaffung haben es neun Unter- 
ſuchungen zu thun. Davon gelangte je eine in den Bezirken 
Jena und München zum Urtheil. 

Bezüglich der Stellvertretung im Bezirk Berlin 
gilt Folgendes: 

Für verhinderte Mitglieder des Ehrengerichts wird nach 
dem 8 5 der Geſchäftsordnung des Vorſtandes der Anwalts- 
kammer von dem Vorfitzenden ein Stellvertreter aus den nicht 
zum Ehrengericht gehörigen Vorſtandsmitgliedern nach dem 
Dienſtalter derſelben als Gerichtsaſſeſſoren und zwar zuvörderſt 
aus den zu Berlin wohnenden und dann erſt aus den auswärts 
wohnenden Vorſtandsmitgliedern einberufen. 

Iſt ein Stellvertreter behindert, oder tritt ein neuer Fall 
der Behinderung eines Mitglieds des Ehrengerichts ein, dann 
wird jedesmal das nach obigen Grundſätzen folgende Mitglied 
des Vorſtandes einberufen. 

Die Stellvertretung endet, ſobald die Behinderung des 
Vertreters aufgehört hat und dies von ihm dem Vorſitzenden 
angezeigt iſt, unbeſchadet des Rechts und der Pflicht des DVer- 
treters, die Beſchlüſſe und Urtheile, bei denen er mitgewirkt hat, 
auch dann noch zu unterzeichnen. 


3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be⸗ 
treffenden Unterſuchungen find, ſoweit die Berichte darüber Aus- 
kunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: 

(über den Ausfall der eingelegten Berufungen vergl. 
noch den nächſten Abſchnitt VIII.) 
Augsburg: 
1. Warnung, 
2. Warnung, 
3. Verweis und Geldſtrafe. 


Bamberg: 
1. Geldſtrafe von 100 Mark. 


Berlin: 
1. Verweis und 500 Mark wegen ungebührlicher Ber- 

zoͤgerung in der Rückzahlung geleiſteter Vorſchüſſe und 

fortgeſetzter Nichtbeantwortung der Aufforderungen des 

Vorſtandes, 

„Verweis und 600 Mark wegen Beleidigung von Be- 
hörden und Beamten in einer Denkſchrift, 

Warnung wegen beharrlichen Schweigens auf Auf- 
forderungen des Vorſtandes zur Entrichtung des 
Jahresbeitrags, 
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Braunf 
1 


Ca ſſel: 
L. 


Celle. 


Aus ſchließung wegen unwürdigen, ſchimpflichen Be⸗ 


nehmens gegenüber feiner Frau, öffentlichen an- 
ſtandswidrigen Verhaltens und anftößigen Lebens- 
wandels, 


Verweis und 500 Mark wegen ordnungswidrigen Ver ⸗ 


fahrens in einem Prozeſſe und Prozeßverſchleppung 
ſowie Verzögerung der Auszahlung von Geldern, 


Warnung wegen Mitverſchuldung der Verzögerung bei 


Rückzahlung von Vorſchüſſen, 


Warnung wie zu 3, 
Verweis und 1000 Mark wegen fortgeſetzten geſchlecht⸗ 


lichen Verkehrs mit weiblichen Angeſtellten und Beſuchs 
Öffentlicher Lokale mit denſelben. 
— Zu 1, 2, 4 —8 ift Berufung eingelegt. — 


chweig: 
300 Mark wegen unpünktlicher Erledigung über⸗ 


nommener Mandate. 


100 Mark wegen klagweiſer Beitreibung von Gebühren 
in einer Armenſache, 


Verweis und 400 Mark wegen Verzögerung der 


Erledigung eines Auftrags und Zurückbehaltung von 
Geldbeträgen. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 


Verweis und 500 Mark wegen unzuläffiger Betreibung 


einer Rechtsangelegenheit unter wiſſentlich unwahren 
Angaben, 


Verweis wegen Verzögerungen in der Ausführung 


eines Auftrags, 


Ausſchließung eines wegen Unterſchlagung und Untreue 


rechtskräftig zu einer längeren Freiheitsſtrafe ver⸗ 
urtheilten Mitglieds. 
— Zu J iſt Berufung eingelegt. — 


Darmſtadt: 


1. 


Warnung. 


Dresden: 


1. 


200 Mark wegen Erregung öffentlichen Aergernifſes 
in Trunkenheit, 


2. 150 Mark wegen Bedienung der beiderſeitigen 


ſtreitenden Parteien, 


3. 100 Mark wegen Unterlaſſung gleichmäßiger Sorgfalt 


und Vertrauensmißbrauch. 


Frankfurt a. M.: 
1. Verweis und 300 Mark wegen ſorgloſer und mangel- 


hafter Geſchäftsführung, 


2. Verweis und 500 Mark wegen höchſter Läſfigkeit in 


der Erfüllung ſeiner Berufspflichten. 
— Zu 2 iſt Berufung eingelegt. — 


Hamburg: 


1. 
Hamm: 


Verweis. 


1. 600 Mark, 
2. 400 Mark, 
3 600 Mark. 


— Zu U iſt Berufung eingelegt. — 


Jena. 

1. Verweis und 2000 Mark wegen Anſchuldigungen gegen 
einen Kollegen nach erfolgter Vorbeſtrafung, 

2. 200 Mark wegen Beeinfluſſung eines Sachverſtändigen 
bezw. Zeugen. 

— Zu 2 ijt Berufung eingelegt. — 
Karlsruhe: 
1. Warnung. 
Kiel: 

1. Warnung wegen Verletzung der Berufspflichten nach 
88 31 Nr. 2 und 28 der R. A O. 

2. Verweis und 500 Mark gegen einen vorbeſtraften 
Rechtsanwalt wegen hartnäckiger Unterlaſſung der Er⸗ 
theilung verlangter Aufſchlüſſe an Gericht und Vor⸗ 
ſtand, auch unwahrer Ausreden, 

3. Verweis und 550 Mark wegen Taͤuſchung der Gegen- 
partei und ungehöriger Drohungen an dieſelbe. 

— Zu 1-3 iſt Berufung eingelegt. — 
Königsberg: 

1. Verweis und 300 Mark wegen Nichtbeantwortung von 
Anfragen der Mandanten und des Vorſtandes, un⸗ 
gebührlicher Verzögerung der Auszahlung eingezogener 
Gelder, Erſtattung unrichtigen Berichts an den 
Vorſtand. 

München: 

1. Warnung, 

2. Warnung, 

3. 100 Mark, 

4. 300 Mark. 

Nürnberg: 

1. Verweis und 150 Mark, 

2. Verweis und 200 Mark, 

3. Verweis und 500 Mark, 

— zu 1—3 gegen daſſelbe Kammermitglied, — 

4. Verweis und 50 Mark, 

5. Verweis und 100 Mark, 

6. Verweis und 100 Mark, 

7. Verweis und 300 Mark, 

8. 150 Mark, 

9. 100 Mark, 

10. 50 Mark, 

11. 150 Mark, 

12. Verweis. 

— Zu 6, 8, 9, 10 iſt Berufung eingelegt. — 
Oldenburg: 

1. Verweis. 

Roſtock: 

1. Warnung wegen verweigerter Rückgabe gerichtlicher 

Akten, 
2. Verweis und 800 Mark wegen Beleidigung eines 
Kollegen, 
3. Ausſchließung eines wegen Betrugs ſtrafgerichtlich 
verurtheilten Rechtsanwalts, 


4. Ausſchließung wegen Verſchleppung einer Erbſchafts⸗ 


regulirung. 
— Zu 1, 2 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 


Stettin: 
1. Verweis. 
— Es iſt Berufung eingelegt. — 
Stuttgart: 
1. Verweis und 800 Mark, 
2. Verweis und 200 Mark. 
— Zu 1 iſt Berufung eingelegt. — 
Zweibrücken: 
1. Verweis, 
2. Verweis. 


4. Soweit aus vorſtehenden Angaben zu entnehmen iſt, 
ſind von den Ehrengerichten in erſter Inſtanz verhaͤngt worden: 

11 Warnungen (18 Prozent der Strafurtheile), 7 Ver⸗ 
weiſe (12 Prozent), 16 Geldſtrafen (26 Prozent) und zwar in 
Höhe von 100 bis 600 Mark, 23 Verweiſe nebſt Geldſtrafe 
im Betrage von 50 bis 3000 Mark (38 Prozent) und 4 Aus⸗ 
ſchließungen (6 Prozent). 

Ueber die Fälle, in welchen gegen die Verſagung der Zu⸗ 
laffung die Ehrengerichte angerufen find, wird nur berichtet, daß 
in Jena und München der Verſagungsgrund für gerechtfertigt 
erachtet iſt. 

In dem vorjährigen Verſagungsfalle des Bezirks Karls ruhe 
hat das Ehrengericht die eingelegte Berufung verworfen und 
den Verſagungsgrund als vorliegend erachtet. 

In einer ehrengerichtlichen Sache des Bezirks Celle iſt 
das Verfahren eingeſtellt, nachdem der Angeſchuldigte vor Er⸗ 
hebung der Anklage feine Loͤſchung in der Lifte bewirkt hatte. 

Der Hamburger Vorſtand hat den Antrag eines Unter⸗ 
ſuchungsrichters auf Eröffnung eines Verfahrens gegen einen 
hamburgiſchen Anwalt wegen des von ihm in einer Unter- 
ſuchungsſache beobachteten Verhaltens abgelehnt. 

Im Bezirk Marienwerder iſt der Anwalt, gegen den 
das Ehrengericht auf Ausſchließung, der Ehrengerichtshof auf 
Verweis und 1 000 Mark, der große Disziplinarſenat des 
Kammergerichts als Behörde für Notare auf Dienſtentlaſſung 
erkannt hatte, auf Grund deſſelben Thatbeſtandes wegen ver⸗ 
ſuchten Betruges mit 500 Mark beſtraft und ſeine Revifion vom 
Reichsgericht zurückgewieſen. Er iſt demnächſt um Erklärung 
erſucht worden, ob er feine Berufsthätigkeit fortzuſetzen beab⸗ 
fichtige, hat dies jedoch bejaht, weil er zu Unrecht verurtheilt 
ſei. Die Frage, ob nach dieſer kriminellen Beſtrafung gegen 
den Anwalt etwas veranlaßt werden könne, iſt geprüft. Der 
Vorſtand, wie der Oberſtaatsanwalt waren jedoch der Anſicht, 
daß dies nicht möglich ſei, da nach Erſchöpfung des ehren- 
gerichtlichen Inſtanzenzuges ein nochmaliges Verfahren aus⸗ 
geſchloſſen erſcheine. 

5. Ueber den Erfolg der gegen ehrengerichtliche Urtheile 
eingelegten Berufungen giebt die nachſtehende, die geſammte 
Thätigkeit des Ehrengerichtshofs darſtellende Ueberſicht Aufſchluß. 


VIII. Der Ehrengerichtshof. 


Bei dem Ehrengerichtshof find während des Kalenderjahrs 
1900 im Ganzen 28 Berufungen — gegen 31 im Vorjahre — 
anhängig geworden. Davon erledigten ſich zwei durch Zurücknahme 
der Berufung. Die übrigen 26 Sachen, von denen nur eine 2Rechts⸗ 
anwälte betraf, haben ſämmtlich durch Urtheil ihre Erledigung 


gefunden. Dabei waren 23 Berufungen jeitend der An- 
geklagten und 3 durch die Staatsanwaltſchaft vor, den Ehren⸗ 
gerichtshof gebracht. Die lediglich von der Staatsanwaltſchaft 
eingelegten Berufungen ſind durchweg erfolglos geweſen. Von 
den Berufungen der Angeklagten (bezw. Antragſteller) erzielten 
nur 6 eine Strafmilderung, zur Freiſprechung führten 2, eine 
hatte die Aufhebung des die Zulaſſung verſagenden Urtheils 
und Zurückverweiſung der Sache zur Folge. 
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Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
Verworfen wurden ſolche in 65 Prozent der Fälle (nach der vorigen 
Ueberſicht in 71 Prozent), zu Gunſten der Angeklagten fielen 
34 Prozent (im Vorjahr 29), zum Nachtheil der Angeklagten 
keine einzige (wie im Vorjahr) aus. Die Berufungen hatten 
alſo wiederum einen günſtigeren Erfolg als im Vorjahre. 

Von den 29 Kammerbezirken find nur 16 durch Berufungen 
vertreten. 


Nummer Die Berufung iſt 
der Ab⸗ Das Urtheil I. Inſtanz 3 f 
Bezirk der war der Ehrengerichtshofs lautet 
Ueberſicht gegen i er > Staats⸗ er merfungen 
aufgeführten | wieviel ERLERNT 1 anwalt- 
Straffälle | Anwälte agten ſchaft 
Berlin. . vorjährig 1 500 Mark. 1 — — Berufung 
iſt zurück 
genommen 
do. 1 Verweis und 2 000 Mark — 1 Verwerfung 
2 1 Verweis und 600 Mark 1 — Verwerfung 
5 1 Verweis und 500 Mark 1 — — Berufung 
ift zuruͤck 
genommen 
4 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
6 1 Warnung 1 — Freiſprechung 
Ala — 2 a) Warnung — 1 Verwerf 
erwerfun 
b) Freiſprechung — . 
r 1 1 100 Mark 1 — Verwerfung 
G — 1 Verſagung der Zulaffung ı | — Aufhebung des ehrenge⸗ 
richtlichen Urtheils und 
Zurückverweiſung der 
Sache in die I. Inſtanz 
A vorjährig 1 Verweis und 500 Mark 1 — Verwerfung 
Darm ſtadt — 1 Freiſprechung — 1 Verwerfung 
Frankfurt a. M. 2 Verweis und 500 Mark 1 1 * Verweis und 200 Mark 
G ES vorjährig Ausſchließung el Verwerfung 
1 600 Mark 8 4 Verwerfung 
A vorjährig Verweis und 1 200 Mark | Verweis und 800 Mark 
do. Warnung 1 Freiſprechung 
Karlsruhe vorjährig Verſagung der Zulaſſung 1 Verwerfung 
München vorjährig Verweis und 300 Mark 1 Warnung 
— Verſagung der Zulaſſung 1 Verwerfung 
Naumburg vorjährig Verweis und 500 Mark 1 Verweis und 200 Mark 


Nummer Das Urtheil I. Inſtanz Die Berufung if 
der Ab⸗ eingelegt von 
t i Sn Das Urtheil des Be- 
Bezirk der war Ehrengerichtshofs lautet 
Ueberſicht gegen IRRE 5 merkungen 
aufgeführten wieviel e ORT nn 
Straffälle | Anwälte 8 
Nürnberg 9 1 100 Mark 1 — Warnung 
8 1 150 Mark 1 — Verwerfung 
6 1 Verweis und 100 Mark 1 — Verwerfung 
10 1 50 Mark 1 — Verwerfung 
I 1 Warnung — Verwerfung 
2 Verweis und 800 Mark 6 = Verweis und 300 Mark 
. 1 1 Verweis 1 — Verwerfung 
Stuttgart 1 1 Verwerfung 


IX. Strafgerichtliche Anterſuchungen. 


Ueber ſtrafgerichtliche Unterſuchungen wird mitgetheilt, daß 
im Bezirk Bamberg eine Unterſuchung gegen einen Anwalt 
anhängig war, aus dem Bezirk Celle eine Unterſuchung wegen 
öffentlicher Beleidigung und koͤrperlicher Mißhandlung, aus 
Dresden zwei Unterſuchungen wegen Unterſchlagung und eine 
in zweiter Inſtanz mit Freiſprechung endende Strafſache, aus 
Kiel eine Unterſuchung wegen Vergehens nach § 356 Straf⸗ 
geſetzbuchs und eine wegen Betrugs — beide mit Freiſprechung 
endigend, aus Marienwerder Unterſuchungen gegen 2 An- 
wälte, die deren Loͤſchung zur Folge hatten, aus München eine 
zur Beſtrafung führende Unterſuchung und aus Naumburg 
eine Strafſache. 


X. Armenſachen. 


Ueber die Zahl der Vertretungen in Armenſachen bringt 
wiederum nur der Darmſtädter Bericht nähere Angaben. 
Danach find in dieſem Bezirk beim Oberlandesgericht in 43 
und bei den Landgerichten in 429 Fällen Rechtsanwälte zur 
Vertretung armer Parteien beſtellt worden. | 

In zwei Fällen hat der Vorſtand in Hamburg den zum 
Armenanwalt beſtellten Rechtsanwalt darauf aufmerkſam gemacht, 
daß er, auch wenn die Ausſichtslofigkeit der Sache klar vorliegt, 
die Klageerhebung nicht einfach ablehnen darf, ſondern, wenn er 
die Klage nicht anſtrengen will, bei dem Gerichte die Aufhebung 
ſeiner Beſtellung erwirken muß. 

In gegebener Veranlaſſung hat derſelbe Vorſtand ferner 
unter Bezugnahme auf ſeine im Bericht über das Jahr 1895 
enthaltenen betreffenden Mittheilungen einem Kammermitgliede 
ſeine Anſicht dahin ausgeſprochen, daß der Rechtsanwalt — 
wenngleich ihm auch der armen Partei gegenüber an ſich das 
Retentionsrecht nach 8 32 der R. A. O. zuſteht — doch das 
für eine ſolche Partei erwirkte rechtskräftige Scheidungsurtheil, 


Verweis und 800 Mark 1 | en 
| 


da deſſen Beſitz für dieſelbe erfichtlih von ganz erheblichem 
Intereſſe iſt, wegen feiner Koſtenforderung ihr nicht vor- 
enthalten darf. 


XI. Hülfskaſſen und Anterſtützungsſachen. 


Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegensreiche 
Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, ſind, 
ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen worden: 
von Augsburg 1200 Mark, Bamberg 1000 Mark, Berlin 
3000 Mark, Braunſchweig 1 200 Mark, Caſſel 500 Mark, 
Celle 1500 Mark, Cöln 1 500 Mark, Darmſtadt 1 000 Mark, 
Dresden 2 500 Mark, Frankfurt 1 500 Mark, Jena 800 Mark, 
Kiel 1000 Mark, Königsberg 1500 Mark, Marienwerder 
1500 Mark, München 1800 Mark, Naumburg 500 Mark, 
Nürnberg 1 500 Mark, Oldenburg 600 Mark, Poſen 1 500 Mark, 
Roſtock 500 Mark, Stettin 1000 Mark, Stuttgart 1200 Mark 
und 800 Mark für den Grundſtock. 

Daneben hat es nicht an thätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirk Bamberg erhielt die Wittwe eines verſtorbenen 
Rechtsanwalts eine Unterſtützung von 300 Mark. Aus der Bode- 
Stiftung des Berliner Bezirks iſt den Hinterbliebenen eines 
Rechtsanwalts und einem Kammermitglied Unterſtützung ge- 
währt worden. Im Bezirk Celle iſt dem Anwaltsunterſtützungs⸗ 
verein in Hannover eine Beihülfe von 500 Mark zugefloſſen. 
Der Vorſtand in Frankfurt a. M. bewilligte aus den Er⸗ 
trägniſſen des Collegii graduatorum einer Advokatenwittwe 
300 Mark. Aus dem Unterſtützungsfonds des Hanſeatiſchen 
Bezirks mit einem Kapitalbeſtand von 50 312 Mark ſind 
2050 Mark zu Unterſtützungen an fünf Anwaltswittwen ver- 
ausgabt worden. Die Revenüen der Stellter⸗Stiftung im 
Königsberger Bezirk fanden zur Unterſtützung eines 89 jährigen 
Anwalts und von Anwaltswittwen Verwendung. Im Marien- 
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werder Bezirk erhielt die Tochter eines verſtorbenen Anwalts 
eine Unterſtützung von 120 Mark, die Frau eines ausgeſchiedenen 
Anwalts eine ſolche von 300 Mark, ferner iſt dort eine jähr⸗ 
liche Unterſtützung von 600 Mark einem im Ruheſtande lebenden 
Anwalt, ſowie eine ſolche von 400 Mark an die Angehörigen 
eines verſtorbenen Anwalts bewilligt worden. Das rentirliche 
Vermögen des Münchener Fonds zur Unterſtützung in Noth 
gerathener bayeriſcher Anwälte belief ſich auf 88 123 Mark. 
Demſelben floſſen außer 320 Mark Strafgeldern und den frei- 
willigen Beiträgen der Mitglieder des Münchener Bezirks in 
Höhe von 2 362 Mark, ſowie aus dem Bezirk Nürnberg 
1000 Mark zu. Aus der Kaſſe des Penſionsvereins im Naum- 
burger Bezirk, welche 208 Mitglieder zählt und ein Stamm⸗ 
vermögen von 184 091 Mark beſitzt, erhielten 7 Penſionäre zu- 
ſammen 11 200 Mark und 45 Wittwen je 370 Mark Unter- 
ſtützung. Im Bezirk Poſen ſind an Kammermitglieder und an 
Angehörige ſolcher zuſammen 400 Mark laufende und 750 Mark 
einmalige Unterſtützung gezahlt worden. Aus der Hülfskaſſe für 
Mecklenburgiſche Rechtsanwälte, deren Vermögen auf 
87 720 Mark angewachſen iſt, find zuſammen 1835 Mark an 
ordentlichen und 200 Mark an außerordentlichen Unterſtützungen 
gezahlt worden. Die Kaſſe deſſelben Bezirks hat außerdem 
die einer Anwaltswittwe bewilligte Unterſtützung von 150 Mark 
bei derem Tode ihren Töchtern überwieſen. Im Bezirk Stettin 
bezogen Anwaltswittwen 1100 Mark Unterſtützungen, im Bezirk 
Stuttgart eine Wittwe 100 Mark. 


XII. Kaſſenverwaltung. 


Aus den früher bereits dargelegten Gründen iſt eine gleich. 
mäßige Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben herzuſtellen, 
fortdauernd nicht möglich. Der Vermögensbeſtand der Anwalts- 
kammern betrug bis 5 000 Mark in Augsburg, Braunſchweig, 
Darmſtadt, Kiel, Naumburg, Nürnberg und Zweibrücken, 
zwiſchen 5 000 und 50 000 Mark in Colmar, Dresden, Hamm, 
Jena, Marienwerder, München, Poſen, Roſtock, Stettin und 
Stuttgart, über 50 000 Mark in Berlin. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahr für die 
Reichsgerichtskammer auf 60 Mark, für Poſen auf 25 Mark, 
für Nürnberg und Oldenburg auf 20 Mark, für Dresden, 
Jena, Kiel, Marienwerder und Roſtock auf 15 Mark, für 


Augsburg, Frankfurt, München, Naumburg und Stuttgart auf 


10 Mark. 
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XIII. Kammerverſammlungen. 


Während des Berichtsjahrs haben beim Reichsgerichte ſowie 
in den Bezirken Cöln, Marienwerder und Zweibrücken zwei 
Verſammlungen ſtattgefunden. Im Uebrigen haben ſich die 
Kammermitglieder nur einmal verſammelt. Die Verſammlung 
des Bezirks Colmar wurde in Straßburg, die des Bezirks 
Darmſtadt in Gießen, von Naumburg in Halberſtadt, von 
Marienwerder beide in Danzig, die von Zweibrücken in Kaifers- 
lautern abgehalten. 5 

Die Zahl der theilnehmenden Mitglieder betrug bei den 
Verſammlungen des Bezirks Berlin 16, Colmar 36, Darm- 
ſtadt 52, Frankfurt a. M. 42, Jena 14, Kiel 26, Marien- 
werder 50 bezw. 32, Naumburg 90, Nürnberg 38, Poſen 52, 
Stettin 47 und Zweibrücken 36. 

Auf der Tagesordnung der Naumburger Anwaltskammer 
ſtand auch ein Antrag auf Einführung der Sonntageruhe in 
den Anwaltebüreaus. In der Verſammlung des Bezirks Poſen 
wurde die Frage der Ausbildung der Büreaubeamten erörtert. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer in Karlsruhe hat 
beſchloſſen, künftig jedes Jahr, nicht nur wie bisher alle zwei 
Jahre, eine ordentliche Kammerverſammlung zu berufen und 
zwar mit Rückſicht auf die Beſtimmung des § 49 Ziffer 5 
Rechtsanwalts ordnung, wonach der Vorſtand jährlich über die 
Verwaltung des Kammervermögens Rechnung zu legen hat, da 
die bisherige Uebung, nur alle zwei Jahre ordentliche Kammer- 
verſammlungen abzuhalten, mit der erwähnten Geſetzesbeſtimmung 
in Widerſpruch ſtand. 

Gegenftände der Verſammlung in Königsberg waren 
auch die Unbequemlichkeiten und Unzuträglichkeiten bei Hand⸗ 
habung der neuen Gerichtsvollzieherordnung ſowie die durch 
Vertagung von Verhandlungsterminen hervorgetretenen Uebel⸗ 
ſtände und die dagegen zu ergreifenden Maßregeln. 

Da im Marienwerder Bezirk von verſchiedenen Seiten 
das Verlangen nach einer ſchriftlich redigirten Geſchäftsordnung 
für Kammer und Vorſtand, welche bisher für entbehrlich er- 
achtet war, ausgeſprochen wurde, war eine Kommiſſion von drei 
Vorſtandsmitgliedern mit Ausarbeitung einer entſprechenden 
Vorlage beauftragt worden. Dieſe wurde in der ordentlichen 
Verſammlung durchberathen und den hierbei gefaßten Beſchlüſſen 
entſprechend die Geſchäftsordnung feſtgeſtellt. Es find dabei 
die ſeit Geltung der Anwaltsordnung geſammelten Erfahrungen 
berückfichtigt worden. 


W. Moefer Duchdrucke rel in Berlin 8. 
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